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Kaffeescheiikeii 

s.  TninkBucht. 


KalendersteDer. 

Die  Kaleodereteuer  uotl  die  damit  zu- 
eammenhäDgeDde  ZeituDgsstouer  (Zeitim^ 
Stempel),  einachliesslich  der  Abgabe  von  An- 
noncen, sied  direkte  Aufwondateueni,  welche 
r^elmassig  in  Stempelform  erhobea  werden. 
Beide  AuQagea  sind  dadurch  gekennzeichnet, 
dass  sie  Befiiedigiiagsmittel  geistiger  Be- 
dürfnisse, der  Bildung,  ßelehning  und  Unter- 
haltung,   besteuera.     Von    diesen    Steuern 


I  Kameralwisseoschaft 

hiess  in  DeutBchland  seit  dem  Anfange  des 
vorigen  Jahrhmiderts  der  Inbegriff  &r  die 
Kammerverwaltung  betreffenden 
Kenntnisse.  Der  Ausdruck  »Kammer«  wird 
schon  unter  den  fränkischen  Königen  zur 
Bezeichaung  des  fürstlichen  Privat vermf^ns 
gebraudit,  baJd  aber  erhielt  er  auch  die 
Bedeutung  von  fürstheher  Schatzkammer  ini 
Sinne  von  Staatskasse.  Das  (Jebiet  der 
KammerverwaJtung  erlangte  gegen  Ende 
des  Mittelalters,  wenn  auch  die  Justiz  von 
ihm  getrennt  wurde,  eine  grössere  Aus- 
dehnung, indem  es  nicht  nur  die  Domänen, 


wird  im  ailgemeinen  die  Kalendersteuer  |  Re^Hen  und  die  sich  aUmählich  immer 
mehr  die  grosse  Masse  der  Bevölkerung,  ,nelr  entwickelnden  Steuera,  sondern  auch 
der  Zeituugsstempel  mehr  die  «büdeteren  die  Wirtschafls-  und  Wolilfa^hrtspolizei  um- 
schichten der  GewUschaft  treffen.  WiU  I  faggte.  Cnter  Maximütan  wurden  in  Inoe- 
man  ^e  Leötungsfäbgkeit  des  Lesers  in  ,  brück  und  Wien  Hofkammern  und  im  Laufe 
Betrübt  ziehen,  so  wSre  mne  Abstufung ,  jes  16.  Jahrhunderts  in  den  grösseren  Par- 
der  Steuersatze  nach  dem  Preise  der  Zci- ;  ükularstaaten  Kammerkollegien  als  Ober- 
tungen am  Platze.  Allem  diese  höhere  behörden  für  diese  Ver\valtunff  geernndet 
Besteuerung  der  grossen  BlÄtter,  die  nicht !  gchon  das  Bedürftiis  einer  zwe<±massigen 
immer  die  eintr^ichsten  sind,  wird  leicht  Vorbildung  der  Beamten,  das  z.  R  schon 
die  Schmutz-  und  Winkelpresse  begünstigen  1  V.  Ossa  hervorhebt,    musste    nun    auch    zu 


und    damit    die    anständigen    Zeitungen 


isaenschaftlichen    Behandlung    der 


ihrem  Absätze  schm^era.    Jene  Steuerarten  I  Gegenstande     dieses     Verwaltungsglbieles 

Bind    gesteigerten    Pinanzbedürfnissen    ent- ' '"<-  - ^        ■   .  ^.      .  .  ■.      -P  °^ 

Sprüngen  und  im  grossen  und  ganzen  un- 
Qhig,  die  SteuerShigkeit  der  jene  Bildungs- 
mittel benutzenden  Gnippen  zu  würdigen. 
£s  ist  dies  namenthch  der  Fall  beim  An- 
no ncen  Stempel ,  welcher  sich  gern  als  irra- 
tionelle Zusatzsteuer  zur  Gewerbesteuer  dar- 
stellt und  bei  den  einmal  bestehenden  Kon- 
kurrenz veriiältnissen  die  Existenz  und  das 
Aufblühen  neu  gegründeter  (Jesehäfte  und 
Unternehmungen  häufig  erechwert. 

EalenderBt«mpel  beBUaden  früher  in  einer 
Mehizabl  von  Staaten,  und  zuletzt  erhob  noch 
Oesterreich  nach  O.  v.  6.  September  1850  eine 
Kftlenilergebühr  von  6  Kreuzer,  eine  Abgabe, 
welche  indessengleicbzeitig  mit  dem  Zeitunga- 
etempel  1899/1900  antgehoben  wurde. 

Maoc,  von  Heckel. 


führen,  und  so  sind  Obrecht,  Bomitz,  Besold, 
Klock,  V.  Seckendorf,  v.  Schröder  u.  a.  als 
kameralistische  Schriftsteller  zu  bezeichnen, 
wenn  sie  audi  den  Ausdruck  Kameralwis- 
senechaft  nicht  anwenden.  Sie  vereinigen 
die  Lehre  von  der  Finanz  Verwaltung  nach 
dem  damaligen  Standpunkte  mit  der  Lehre 
von  der  wirtschaftlichen  Verwaltung;  denn 
es  sollte  der  Wohlstand  des  lindes  gehoben 
werden,  damit  die  fürstlichen  Einkommens- 
quellen desto  reichlicher  flössen.  Der  Fürst 
solle  immer  seinen  Teil  von  demjenigen 
nehmen,  der  gewinne,  sagt  v.  Schröaer;  so 
könne  es  ihm  nie  an  Geld  fehlen.  Mehr 
und  mehr  wurden  auch  die  praktisch-tech- 
nischen Wissenschaften,  die  Lehren  von  der 
Land-  und  Forstwirtschaft,  dem  Bergbau, 
dem  Handelsbetrieb  und  die  Gewerbskunde 


UsodwÖrterbDch  der  Btaatawleceiuctuifleii. 
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Käme  ral  w  issen  schaft 


in  den  Bereich  der  Kameral Wissenschaft  ge- 
zogen, da  die  Domänen-  und  Polizeiverwal- 
tiing  solche  Kenntnisse  vonnissctzte.  Im 
Jahre  1727  gründete  Frie<lrieh  Wilhelm  I. 
ProfesSTircß  der  Oekonomie  und  Eameral- 
wissenschafl«!!  in  Halle  und  Frankfnrta.  d.  0., 
deren  erste  Inhaber  Gasser  und  Dithniar 
waren.  Von  dem  einen  vde  von  dem  an- 
deren ei-schien  1729  eine  »Einleitung  in  die 
ökonomischen,  Polizei-  und  Kamer^wissen- 
sehaften«.  Au  mehreren  anderen  Universi- 
täten wurden  in  den  nächsten  Jahi-zehnten 
ebenfalls  Lelirstühle  flir  diese  Wissenschaft 
errichtet,  in  Kaiseralauteni  sogar  eine  be- 
sondere kam eralisti sehe  Hochschule  ^grün- 
det, die  später  als  Sektion  mit  der  philo- 
sophischen Fakultät  zu  Heidelberg  vereinigt 
\^^l^de.  Das  ausführlicliste  unter  den  älteren 
Lehrbüchern,  die  Anfangsgründe  der  Kame- 
ral Wissenschaft  von  Zincke  (Leipzig  1755) 
definiert  die  Kameralwissensclialt  als  die 
gelehrle  und  praktische  Wissenschaft,  nm 
alle  Nahrungsgeschäfte  gründlich  z\i  er- 
kennen, kraft  dieser  Erkenntnis  gute  Pohzei  ■ 
einzuführen  und  die  Nahrung  des  Landes 
immer  florisanter  zu  machen,  iiolchergestalt 
das  bereiteste  Vermögen  der  RegeaieD  und 
Staaten  nicht  nur  immer  besser  zu  gründen 
und  zu  erhalten  imd  gerecht  und  weislich 
zu  vermehren ,  sondern  es  auch  mittelst 
kluger  Einnahmen  imd  Ausgaben  wohl  zu 
verwalten.  Das  (Jcsamtgobiet  der  Wissen- 
schaft wird  eingeteilt  in  die  Lehre  von  der 
Natur  und  Beschaffenheit  aller  NahrungB- 
geschäfte,  die  wirtschaftliche  Polizei  Wissen- 
schaft, die  gelehrle  Oekonomik  und  die 
Kammer-  oder  Finanzwirtschaft.  Voraus- 
geschickt wird  ein  allgemeiner  Teil,  der  die 
»Generalökonomiki  und  <lie  »Goneialpolizei- 
wissenschaft«  umfasst.  Dana  folgt  die  Spe- 
cdatökonomik und  -poIizei  in  der  Form,  dass 
EierProduktionszweig(Ijandwirtschaft,Berg- 
n  etc.)  zuerst  nach  seiner  privat wjrtscliaf t- 
lichen  und  technolt^schen  Seite  und  dann 
unter  dem  wirtsehafts politischen  und  wohl- 
fahrtspohzeilichen  Gesichtspunkte  betrachtet 
wird.  Der  ganze  zweite  Band  ist  der  Kam- 
mer wissen  Schaft  im  eueren  Sinne  oder  der 
Finanz  wissen  Schaft  gewidmet.    Auch  Darjes 

S Erste  Gründe  der  Kameral  Wissenschaften, 
eua  1756)  teilt  dieses  Wissensgebiet  ein  iu 
Oekonomie  {privatwirtschaftliche  und  Tech- 
nik), Polizei  imd  besondere  Kameralwisscn- 
scbaft  (Finanz Wissenschaft).  Justi  zieht  in 
seinem  loirzen  »Systematischen  Gnmdriss 
aller  ökonomischen  und  Komeralwissenschaf- 
ten«  (1759)  die  Grenzen  noch  weiter,  indem 
er  auch  die  Staatslehre  und  Staatskunst  mit 
hierher  rechnet..  Nach  Jung  (Versueli  einer 
Grundlelire  sämtlicher  Kameralwissenschaf- 
ten,  Lautern  1779)  umfasst  diese  Wissenschaft 
zunäclist  die  Lehrsätze,  wonach  die  Einkünfte 
des  Fürsten  und  des  Staates  erworben  und 


zum  Besten  beider  angewandt  werden:  sie 
gründe  sich  aber  auf  die  Gewerbe  Wissen- 
schaft, d.  h.  die  Kenntnis  von  den  verschie- 
denen Arten  des  Erwerbs  bei  den  Büi-gem. 
und  keiner  könne  ein  guter  Kameralist  sein, 
der  diese  nicht  ans  dem  Grunde  kenne. 
Auch  in  unserem  Jahrhundert  finden  wir 
noch  ähnliche  Definitionen.  So  sagt  Schmalz 
in  seiner  Encyklopädie  der  KameralwisKcn- 
schaften  {2.  Aufl.,  Konigsbere  1819).  dass  unter 
diesem  in  Deutschland  üblich  gewordenen  Na- 
men alles  zusammengetasst  werde,  was  sich  auf 
Vennögen  und  Einkommen  des  Volkes,  die 
Gewinnung  und  Vermehrimg  desselben  und 
die  Ausgleichung  der  Leistungen  an  den 
Staat  durdi  Abgaben  und  die  Bezahlung 
der  Dienste  desselben  beziehe.  Er  teilt  sie 
ein  in  Crowerbekimde  (technische  und  mer- 
kantile) und  Staatswirtschaftslehre  oder  po- 
litische Oekonomie,  welche  letztere  wieder 
zerfällt  in  Nationalökonomie,  Gewerbepoiizei 
und  Fiaanzwissen Schaft  Die  theoretische 
Volkswirtschaftslehre,  die  bis  dahin  in  die 
vorwies;Bnd  auf  das  Praktische  gerichtete 
Kameraiwissenschaft  Übergangen  war  o<ler 
eine  ganz  imtergeorfnete  Rolle  gespielt 
hatte,  findet  hier  also  eine  principielle  An- 
erkennung, was  ohne  Zweifel  den  physio- 
kratischen  Ansichten  Schmalz',  mittelbar 
aber  auch  dem  Einfluss  der  englischen  po- 
litischen Oekonomie  zuzuschreiben  ist,  die 
damals  in  Deutschland  schon  Boden  gewon- 
nen hatte.  Ran  (üeber  die  Kameraiwissen- 
schaft, Heidelberg  1Ö25)  hob  dann  auch 
grundsätzlich  die  Einheit  der  deutschen 
Kameraiwissenschaft  auf,  indem  er  die  pri- 
vat wirtscliaftlichg  und  technische  Oekonomie 
von  der  Öffentlichen  und  politischen  Oeko- 
nomie ti-ennte.  Letztere  bildet  die  Volks- 
und Staats wirtschaftslehre  im  heutigen  Sinne, 
mit  der  noch  immer  zweckmässigen  Eintei- 
lung in  theoretische  Volkswirtschaftslehre, 
Volkswirtschaftspolitik  und  Finanz  Wissen- 
schaft Die  Technik  der  Landwirtschaft 
und  der  Gewerbe  aber  gehört  nicht  mehr  in 
den  Kreis  der  Staats-  und  Gesellschaftswissen- 
schaften, sondern  bildet  den  Gegenstand  be- 
sonderer praktischer  Wissenszweige  mit 
überwiegend  naturwissenschaftlichem  Cha- 
rakter. Die  letzte  umfassende  Bearbeitung 
der  Kameraiwissenschaft  im  alteren  Sinne, 
also  mit  Eiuschluss  tler  Betriebslehre  und 
Technik  der  einzelnen  Produktionszweige 
und  Ausschluss  der  allgemeinen  volkswirt- 
schaftlichen Theorie  stellt  die  1835  erschie- 
nene »Kameralistische  Encj'klopädic"  von 
Baumstark  dar.  Die  Staats  wissenschaftlichen 
oder  staatswirtschaftlichen  Fakultäten  i» 
Tübingen  und  München  entsprechen  vermögo 
der  Vereinigung  von  technischen  und  Staats- 
wissen sduJteu  noch  dem  Charakter  der 
Kameraiwissenschaft,  jedoch  greifen  sie  über 
die  Grenzen  derselben  hinaus,  da  auch  die 
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Kameral  wit-seo  schaft  — Xanäle 


theoretischen  Staatswissenst-haften  wikI  in 
Tflbingen  das  Staatsrecht  in  ihnen  vertreten 
fiod.  Die  Vorbereitiing  der  Beamten  der 
Fioanz Verwaltung  ist  in  Barlen,  Württemberg 
und  Hessen  als  besonderes  Faohatiidinm  ge- 
regelt, das  noch  immer  das  kameralistLsche 
heisst  und  dureh  seine  natnrwissenschafi- 
iichen  imd  teehnologischen  Bestandteile  an 
die  alte  Kaineralwissenschaft  erinnert.  In 
der  neuesten  Zeit  aber  macht  sich  Oberhaupt 
immer  mehr  das  Bedfirfnis  fühlbar,  dass 
auch  die  juristisch  gebildeten  Terwaltnngs- 
beamten  sich  gewist;«  Kenntnisse  ans  dem 
Oebiete  der  Teclinik  verschaffen.  In  Preussen 
hat  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
1898  ausdrflcklich  vollschrieben,  dass  die 
Juristen,  die  in  die  Eisenbahn  Verwaltungen 
einzutreten  beabsichtigen ,  sich  eingehend 
mit  Technolofrie  zu  beschäftigen  haben. 
Zum  Teil  mit  Kilcisicht  auf  die.^s  Bedürf- 
nis ist  seit  einigen  Jahren  in  Qtittingen,  wo 
!M;hoD  im  vorigen  Jalirhtmdert:  regelmSesig 
technologische  Vorlesimgen  gehalten  wurden, 
ein  Unterricht  in  der  Maschinenlehre  nnd 
anderea  Zweigen  der  Technik  eingerichtet 
worUeo,  der  auch  eine  allgemeine  Vorlesung 
für  Juristen  mit  umfasst.  Andere  Universi- 
täten werden  diesem  Beispiele  voraussieht^ 
lieh  folgen.  —  Ueber  die  oben  angeführten 
nnd  andere  kameralistische  Schriftsteller 
vgl.  Koscher,  Gesch.  der  Nationairikonomik 
in  Dentschland. 
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KanUe. 

(Schiffahrtskanäle.) 
I.  Einleitnng.  II.  Seekanäle.  III. 
BinnenlandBkanäle.  1.  Eioteilnug  und 
fiau.  2.  Stauwerke.  3.  Qnerwhnitt  der  K.  und 
Abmessungen  der  Eanalban werke.  4.  Kanali- 
sierte FIQsKe.  ö.  Form  der  Schiffe  auf  K.  nnd 
kaoalisiertcn  FI(lB»en.  6.  Fortbewegung  der 
Schiffe  auf  K.  and  kanalisierten  FlüBSen.  7. 
Motoren.  S.  Einwirknng  des  Frostes  auf  die 
Schiffahrt  anf  K.  nnd  kanalisierten  Flüssen. 
rV'.  Kanäle  in  den  einzelnen  Landein. 
Bestand  anSanälen.  —  Eigentumsver- 
hältnisse, 1.  Die  ältesten  K.  ausserbiilb 
Europas.  2.  Italien.  3.  Selgien  und  Holland. 
4.  Deutsches  Reich.  5.  Frankreich.  6.  Spanien. 
(.  Groasbritannien  nnd  Irland.  S.  Schweden 
and  Norwegen.  U.  Uu«sland.  10.  Oest^rreich- 
Vogam.     11.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 


12.  Britisch-Sord- Amerika.  1.1.  Niederländiach- 
Oatiudieu.  V.  Verhältnis  der  künst- 
lichen in  den  natürlichen  Wasser- 
strassen  im  Deutschen  Beiche  nnd 
in  anderen  Ländern.  VI.  Abgaben- 
verhältnisse. VII.  Verkehr  auf  einigen 
besonders  wichtigen  K.  nnd  kanali- 
sierten Flüssen.  VIII.  Frachtsätze  unf 
K.  IS.  Zusammenfassung  des  bisher 
Entwickelten.  X.  Projektierte  Kanal- 
verb indungen.  1.  Im  Deutschen  Reiche,  2. 
Zwiscben  dem  DeDtschen  Reiche  und  dem  Ans- 
lande,    3.  Im  Auslände, 

I.  Einleitung. 

Das  Wort  Kanal,  wohl  vom  lateinischen 
canna  ^hilfmhr)  ateuleiten,  wird  anfangs 
nur  auf  Wasserrohren  und  -rinnen  angewen- 
det worden  sein.  Jetzt  bezeichnet  es  Be- 
und  Entwässerungs-,  Abieitungs-  und  Flut- 
gräben, Spülleitungen ,  sonstige  künstliche 
Gerinne  wie  z.  B.  Mühlgräben ,  endlich  für 
den  Materialien  trän  Sport  bestimmte  künst- 
liche Wasserwege,  so  Triftkanäle,  in  denen 
Holz  hinabtreibt,  FlOsskanäle,  in  denen,  man 
es  leitet  (fifisst).  und  SchifMirtskanäle .  in 
denen  Schiffe  befördert  werden.  Die  Leitung 
eines  Kanals  hoch  über  dem  Gelände  ge- 
schieht in  hölzernen,  gemauerten  oder  eiser- 
nen »Ajjuädukten.,  die  über  andere  Wasser- 
zOge  hinweg  in  ebensolchen  «Brflckenkanä- 
len>.  Schi&hrtskanäle  können  gleichzeitig 
der  Entwässerung  dienen,  wie  die  sogar 
meist  deshalb  angelegten  Moorkanäle 
Deutschlands  und  Hollands  oder  wie  der 
EUbing-OberländiscIie  Kanal  in  Westpreussen 
und  einige  nord französische  Kanäle,  Jurcli  die 
80 — 90000  ha  Landes  gewonnen  oder  ent- 
Bumpft  sind;  sie  können  auch  Bewasserungs- 
zwecken  mit  dienen,  wie  Teile  des  Karüls 
Dortmund-Emshäfeu.  Auch  Fhissduichstiche 
bezeichnete  und  bezeichnet  man  häufig  mit 
dem  Namen  Kanal;  so  in  der  Donau  den 
Karolinen-  und  Gundremminger  Kanal,  in 
der  Oder  den  Petrikanal  unterhalb  Güste- 
biese,  in  der  Warthcden  Friedrich- Wiliielm- 
Kanal  (bei  KOstrin);  zwischen  Weichsel  und 
Nogat,  an  dei-en  Trennnngastelle,  den  Nogat- 
oder  Pieckelerkanal. 

Im  folgenden  sollen  niu-  diejenigen 
Kanäle  betrachtet  werden,  die  gegenwärtig 
ganz  oder  doch  in  beträchtlichem  Masse  der 
Schiffahrt  dienstbar  sind. 

Der  Lage  und  gleichzeitig  dem  Quer- 
schnitt nach  unterscheidet  man  bei  ihnen 
Seckanäle  und  Binnenlandskanäle.  Jene 
verbinden  einen  Meeresteil  mit  einem 
anderen  oder  mit  einem  Binnenlandsge- 
wässer  imd  sind  so  dimensioniert,  dass 
grosse  Seeschiffe  in  ihnen  verkehi'en 
können ;  Binnen  landskanäle  verbinden  Binuen- 
laudsgewässer  untereinander  und  sind  ihren 
Abmessungen  nach  nur  für  Binnenschiffe 
l)erechnet. 
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IL  Seekanäle. 

Die  auf  der  jütischen  luid  skandinavischen 
Halbinsel  sowie  in  GroBsbritannien  und  Ir- 
land vorhandenen  Eanlle,  die  nur  kleinen 
Seeschiffen  zugänglich  siod  und  die  —  weil 
sie  Meeresteiie  untereinander  verbinden  oder 
in  solche  mündon  —  hier  und  da  als  See- 
kanäle bezeichnet  woiden,  sollen  hier  ausser 
Betracht  bleiben, 

MOgen  Seekanäle  als  offene  Durchstiche 
angelegt  werden  (wie  —  vet^fl,  unten  — 
der  Suez-Kanal,  die  Kaiaerfahrt,  der  Kanal 
von  Korinth)  oder  mittelst  Schleusen  Stei- 
gungen zu  Oberwinden  haben  (wie  der  Man- 
cheeter-Seekanal,  der  Kicaragua-  und,  nach 
neuen  Projekten,  der  Panama-Kanal),  prin- 
cipiell  unterscheiden  sie  sicli  von  den  als 
offene  Durchstiche  gebauten  oder  mit 
Schleusen  versehenen  Binnenlandskanälen 
OUT  durch  die  grösseren  Abmessungen  ihres 
Querschnitts  und  ihrer  Sctüeuseu  sowie 
dimih  den  grösseren  Halbmesser  ihrer  Eröm- 
mungen.  Letzterer  muss  mindestens  1000  m 
betr^n;  die  öbrigen  hierher  gehörigen 
Masse  sind  aus  Tabelle  I  ersichtlich,  die  die 
bedeutendsten  fertigen ,  begonnenen  und 
projektierten  Seekanäle  behandelt. 

Die  Querschnitts-  \md  Bau  worksabm  es- 
sungen sind  demnach  weit  grösser  als  die 
selbst  recht  bedeutender  Binnenlandskanäle. 
Ebenso  siod,  da  Seeschiffe  erstens  zum  Teil 
mit  Takelung  fahren,  zweitens  meist  sehr 
hohe  Bordwtode  haben,  grössere  Bröcken- 
durchfahrtshöhen  nötig,  tomer  haben,  roh 
ausgedrückt,  Seeschiffe  dreiecki^n,  Binnen- 
schiffe .  rediteekigen  Querschnitt;  erstere 
laden  also  weniger,  ohne  etwa  ihre  —  auf 
See  vielleicht  grössere  —  Geschwindigkeit 
auf  Kanälen  ausnützen  zu  können.  Sodann 
ist  die  Bemannung  des  Seeschiffs,  das  doch 
füglieh  seine  Mannschaft  nicht  plötzlich  an 
der  Kanalmündung  wechseln  kann ,  zahl- 
reicher und  eriiält  höhere  IxJhne,  wie  denn 
auch  die  Versicherun  gsgebOhi-  höher  ist  als 
beim  Binnenschiff. 

Aus  alledem  folgt,  dass  binnenlands  ein 
Seeschiff  weit  teurer  fährt  als  ein  Binnen- 
schiff. 

Ein  vom  Meer  in  das  Land  hinein  führen- 
der Seekanal  ist  daher  gegenüber  einem 
Binncnkanal,  und  mitunter  selbst  gegen- 
über der  Hsenbahn,  nur  dann  rentabel, 
wenn  der  Platz,  zu  dem  er  führt,  schon 
Seesciiiffahrt  und  die  entsprechenden  Hafen- 
einrichtungen besitzt  oder  wenn  der  Bau 
des  neuen  Seeschiffahrt  Bweges  verhältnis- 
mSssig  billig  zu  bewirken  ist  oder  wenn 
ein  sehr  starker  Verkehr  zu  erwarten  steht. 
Demzufolge  ist  denn  auch  die  Schaffung 
derKaiserfahrt  und  desKönigsberger 
Seekanals  ganz  berechtigtgewesen.  Selbst 
der  vielgeschmähte  Manchester -Schiffahrts- 


kanal kann  nicht  mehr  als  abschreckendes 
Beispiel  dienen.  Obgleich  die  Baukosten 
sich  bis  30.  Juni  1898  schon  auf  303600000 
Mark  beliefen  —  etwa  das  2  V»  fache  der 
Anschla^umme  — ,  hat  er  doch  im  drittea 
Betriebsjahr,  1896,  neben  Aufbringung  der 
Ünterhaltungs-  und  Betriebskosten  siäi  zu 
verzinsen  (»gönnen,  1894  hatte  er  einen 
Verkelir  von  925659,  1899  von  2778108 
Reg.  Tonnen.  Der  Deberschuss  des  zweiten 
Halbjahrs  von  1899  Über  die  ünterhaltungs- 
und  Betriebskosten  betnig  815700  Mark. 

Misshcher  steht  es  mit  der  Bentabihiät 
des  Seekanals  Hey st-Brügge,  weil 
hier  die  entspreclienden  Hafeneinrichtungen ') 
erst  geschaffen  werden  musaten,  und  noch 
mehr  mit  derjenigen  des  Seeweges  nach 
Brüssel;  denn  dieser  wird  bestehen  aus 
28,0  km  Kanal  und  92,0  km  ScbeJdc,  ist 
also  120  km  lang,  und  auch  Brüssel  bedarf 
erat  der  Herstellung  eines  Seehafens^). 
Aehnlich  wie  für  Brüssel  liegen  die  Ver- 
hältnisse für  die  Seeroute  nach  Paris*); 
dies  ist  zudem  noch  weiter  von  der  See 
entfernt,  hat  aber  allerdings  einen  grösseren 
Platzkonsum  und  bessere  Verbindungen  als 


Als  ziemlich  verfehlt  jedoch  ist  dem  Ent- 
wickelten zufolge  der  Gedanke  zu  bezeich- 
nen, andere  Binnensfädte,  wie  etwa  Berlin, 
das  in  der  Luftlinie  noch  etwa  138  km  vom 
Stettiner  Haff  entfernt  und  mit  ihm  nicht 
durch  einen  Strom  wie  die  Seine,  sondern 
eben  nur  durch  einen  Seeschiffskanal  zu 
verbinden  ist,  zu  Seehäfen  zu  machen. 

Von  den  beiden  nach  Amsterdam  führen- 
den Seekanäten  hat  der  lange  und  veraltete 
GrootNoordhollandscheKanaal  nur 
noch  einen  geringen  Verkehr  in  Seeschiffen 
—  etwas  über  lOOOOO  ebm  im  Jahr  —  aber 
einen  bedenteüden  —  etwas  über  1200000 
cbm  im  Jahr  —  in  Binnenschiffen.  Der 
seine  Stelle  im  Seeverkehr  einnehmende 
Noordzeekanaal    von    Ijmuyden     nach 


')  Molenbanten  bei  Heyst,  Vorhafen  da- 
selbst, Kanal  nach  Brügge  und  Hafen  daselb^r 
kosten  znsammen  etwa  31200000  Hark;  der 
Seekanal  von  der  Rnpel-MUndung  nach  BrUssel 
und  die  firQaaeler  HafeDan  lagen  sind  auf 
28000000  Mark  veranBchlagt ;  von  beiden  Bau- 
snmraeii  trägt  der  belgische  Staat  21600000 
bezw.  8330000  Mark,  BrUgge  nnd  Brüssel  mit 
Vororten  je  4000000  Hark,  den  Best  für  Hejst- 
Brü^e  em  Kansortiam,  für  Brüssel  die  Pro- 
vinzen. 

1  Die  VerwirkUchnng  des  Planes  „Paria 
Port  de  mer"  ist  auf  120000000  Mark  veran- 
schlagt. Es  müssen  nicht  nnr  die  Krümnmntren 
der  Seine  zwischen  Oissel  und  Pont  de  I' Arche 
sowie  zwischen  SartrouvUle  nnd  Bezon  durch 
Durchsticlie  abgeschnitten  und  die  Seine  selbst 
vertieft  werden,  sondern  aasaerden  sind  30 
Brücken  ninznbaueu  bezw.  hSher  zn  legen  und 
grosaartige  Hafenanlagen  herzustellen. 
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A.  Fertige  Kanäle. 

Kdedonisclier  K 

Gnwt  NooTdholltmdsch  E.  (AmBterdam-Nienwediep) 
I.  Saez-K.  vor  dem  Umbaa 

>.  Snez-E.  oach  Yollendimg  des  Umbaues. 

al  in  den  Seeen  von  Menaaleh  und  Ballah 

b)  in  den  Einschnjtteu  von  El  Gnisr  und  in: 
Serapeum  bis  zum  Nordende  der  Bitteneeen 

c)  Tom  Südende  der  Bitterseeen  bis  Suez 
Kaiserfahit  zwischen  dem  Stettiner  Haff  und  der 

SwinemQnder  Fahrt 

Noordzee-K.  (Amsterdaro-Ijmuiden)     .    .    . 


Mancheater-See-K 

a)  in  den  zwei  oberen  Haltungen     .    . 

b)  in  den  unteren  Baitangen  .... 
■on  Korinth 

Kaiaer-Wilhelm-K 

ECnigsberger  See-K 

See-K.  Heyflt-Brtlgge 

Harlem-K.'  nfirdl.  n.  Östl.von  New- York,  zwischen 
dem  Hudson  Biver  niid  dem  Long  Island-Sound 
6.  Begonnene  Kanäle. 
Panama-K 

a)  im  Gebirge 

b)  in  der  Ebene 

C.  Geplante  Kanttle. 

Nicaragoa-K , .    .    . 

In  den  zusammen  43,10  km  langen  gegrabenen 
Kanalstrecken  (im  San  Juan  und  in  den  Seeen 
sind  die  Breiten  grCaaer) 

See-K.  New-Tork-Philadelphia 

Brflueler  See-K.  von  der  Hündung  der  Rüpel  in 

die  Scheide  nach  BrUseel 

17.  3ee-E.  von  Ronen  nach  Paris 


iBs,o 
i6oo,o^ 
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18.  K.  Ostsee-Schwarzes  Heer  von  Riga  nach  Cherson 

19.  K.  Weener  See-Kattegat ") 

20.  See-K.  Forth-Cijde 

31.  Japanischer  See-K,  tou  Tournga  nach  Osaka  . 
33.  See-K.  von  Kräh  (Halbinsel  Halacca) .... 

')  Einschliesslich  4  km  von  Suez  nach  Fort  Ibrahim.  ')  Soll  auf  112  m  gebracht  werden. 
*)  Seewärts  der  Seesohleuse  hat  der  Kanal  38,0  m  Sohlbreite,  bei  ordin.  Niedngwasser  7,6,  bei 
ordin.  Hochwasser  9,3  m  Tiefe.  ')  Soll  auf  ÖO  m  gebracht  werden.  ']  Soll  auf  10,3  m  gebracht 
werden.  •)  Im  nördlichen  Teil  im  Spnyton  Dujvel  Creek  nur  107,0  m  Breite,  aber  6,5  m 
Tiefe.  ■)  Davon  nnr  49  km  Kanal-,  99  km  FluBSStrecken.  ")  Davon  nur  200  km  Kanal-*  1*50  km 
FlflsHe  nnd  Seeen.  *)  Ist  der  YollBtandigkeit  halber  angeführt,  wird  aber  —  wenn  zur 
AnsfOhning  gebracht  —  voransuchtlich  nur  für  verhältnismässig  kleine  SeeschifFe  bestimmt 
sein,  wie  sie  anf  Schweden  fahren.  ' 


Amsterdam  hat  einen  Seeverkehr  von  nind 
13  000  (WO  <?bm  im  Jahr. 

Der  Harlem-Eanal   ist,    wenn   man 
will,  eine  Art  Zufahrtskanal  zh  den  Hafen- 


Anlagen  von  New -York  und  Umgebung 
und  hat  der  Ilauptsaclie  nach  nur  lokale 
Wichtigkeit. 

Von  den  anderen,  in  der  Tabelle  unter  Ä 
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aufgeführten  Eauäleu  kürzt  der  das  Joni&che 
mit  dem  Aegäischen  Meer  verbindende  Kanal 
vouKorinth  nur  fUr  einen  geringen  Teil  der 
das  MitteUändiselie  Meer  befEÜireiiden  Schiffe 
den  Weg  ab.  Die  Bauziosenlast  —  das  auf- 
gewendete Kapital  beti-ug  bis  Ende  1896 
nahezu  2')  MillioncQ  Mart  —  beläuft  sicli 
auf  etwa  112U0OO  Mark,  und  bisher  Ist  nur 
einmal,  1876.  ein  Betriebsüberschuss  (47440 
Mark)  erzielt  worden. 

Unbedingt  e.xistenzberechtigt  sind  der 
Suez-  und  der  Kaiser  Wilhelms- 
Kanal,  ebenso  einer  der  beiden  unter  B 
und  C  aufgeführten  Kanäle,  der  von  Panama 
oder  der  von  Niearagua. 

Dem  Suez-Kanal  hatte  der  englische 
Ingenieur  Stejjhenson  »Versandung,  Ver- 
sumpfung und  Veiridwng*  prophezeit.  Die 
Diirehfahrtstaxe  hat  anfangs  8,0,  dann  zeit- 
weise 10,4  bis  11,2,  seit  dem  1.  Januar  188ü 
bei  beladeuen  Schiffen  7,6,  bei  leeren  5,6 
Mark  für  die  Registertonne  betragen.  Teils 
zur  Vermeidung  des  »Querlaiuens«  der 
Schiffe,  teils  wegen  der  Zunahme  von  deren 
Tiefgang  sind  die  aus  der  Tabelle  I  eräeht- 
lichen  Vei'grÖssenuigen  vorgenommen.  Da- 
durch sind  die  »Auflaufungen«  —  1882,  dem 
schlimmsten  Jahre,  hatten  deren  416  statt- 
gefunden —  vermieden  worden,  wähi-end 
nach  ÄuafUhrung  jener  Vergrössenmgeu  die 
Einführung  elektrischer  Schiffsbeleuchtung 
die  durch  schuittli  ehe  Durch  fahrtsdauer  von 
48'.s  im  Jahre  1871  auf  15  Stunden  43  Mi- 
nuten im  Jalire  1898  herabgesetzt  hat.')  Im 
ersten  Betriebaiahre  1870*)  passierten  den 
Kanal  4I-J6  009  Registertonnen,  die  Einnahme 
betnig  nind  4000000 Mark;  1899  passierten 
ihn  rrmd  9988400  Registertonnen,  und  die 
Einnahme  betrug  rund  73OOÜ000  Mark;  die 
Aktieninhaber  erhielten  41230422  Mark. 

Im  Kaiser  Wilhelm-Kanal*),  der  den 
Schiffen  nicht  wie  der  Suezkanal  mehrere 
Wochen,  sondern  höchstens  1—3  Ta^e  Reise- 
zeit ei-spart,  sind  die  Abgaben  weit  niedriger. 
Es  wenien  —  nach  vorausgegangenem  vier- 
zehnraünatlichem  Provisorium  —  seit  dem 
1.  September  1896  erhoben  je  nach  Schiffs- 
grÖBse,  Verkehrsgaftung  und  Jahreszeit  für 
die  Registertonne  boladener  Schiffe  20  bis 
66,  fflr  die  Registertonne  leer  oder  in  Ballast 
gehender  Schiffe  16  bis  iJ3  Pfg.,  ausserdem 


')  Als  erst«s  grossea  elektrisch  beleuchtet«s 
Schiff  durchfuhr  läH6  die  160  m  lauge,  18  tu 
breite  Blrbarossa  des  Norddeutschen  Lloyd  den 
Kanal,  und  zwnr  in  15  Stunden  Ö2  Hinat«n. 

')  Die  ErJJffuung  erfolgte  am  16.  Ciovember 
1869.  Die  BaukoBten  betrugfen  ohne  die  Ver- 
grüsserungsbauten  :M200000U  Mark,  mit  diesen 
bis  Ende  18»?  483153867  Mark. 

*)  Die  Erflffnnng  erfolgte  am  16.  Jnni  189Ö. 
DieBankosteo  betrugen  einschliesslich  der  Kosten 
ÖlrdieEre£fnnng6feier(170ÜOOOMiirk)  156739000 
Hark. 


für  Segler  der  fixiei-te  Sehlepplohn;  das 
auf  der  Elbe  von  deren  Mündung  bis  zum 
Kanal  (und  umgekehrt)  zu  zahlende  Elb- 
Loots-Gcld  wird  von  der  Kanalverwalliing 
zurückgezahlt.  Die  Durchfahi-tszeit  l)cträt,t 
für  (rilterschiffo  unter  eigenem  Dampf  7  bis 
13,  für  Schleppzüge  16  bis  20,  für  Personen- 
schiffe knapp  5  Stimden.  Im  ei-sten  Be- 
triebsjalire,  das  mit  dem  30.  Juni  1890 
schloss,  betnigder  Verkehr  1 50'»  983  Regislei'- 
touneu,  die  Einnahme  896452  Mark,  vom 
1.  April  1899  bis  1.  April  1900  dagegen 
3488767  Registertonnen  und  1 809951  Mait 
Voraussichtlich  wird  der  Kanal  1901  lui- 
fangen,  einen  kleinen  Ueberschuss  über  die 
Unterhaltung-  und  Betriebskosten  abzu- 
werfen. Eine  starke  Verzinsung  des  Bau- 
kapitals kann  natürlich  bei  dem  Kanal,  der 
in  der  Hauptsache  zu  seestrategischen 
Zwecken  erbaut  ist,  nicht  erwartet  werden. 

Panama-  und  Nicaragua-Kanal 
hal>eii,  namentlich  seit  der  Inbesitznahme 
Cubas  diircli  die  Vereinigten  Staaten,  füi- 
diese  ganz  besondei-s  grosse  strategische 
Wichti^eit  gewonnen.  Von  derWestküsle 
der  Vereinigten  Staaten  nach  der  Ostkiiste 
ist  die  Wegeerepamis  ganz  aussei-ordentiicli 
gross  und  verdoppelt  geradezu  den  Wert  der 
amerikanischen  Kriegälotte,  für  Reisen  von 
Orossbritannien  nach  der  Westküste  von 
Amerika  zwischen  dem  30.  Grade  nördlich 
bezw.  südlich  dos  Aequafors  immer  noch 
sehr  beträchtlich. 

Der  Panamakanal,  dessen  vom  Staate 
Columbia  erteilte  Konzession  1904  abläuft, 
aber  verlängert  werden  wird,  soll  ziu-  Voll- 
endung nodii  400  (nach  anderen  Nachrichten 
sogar  640)  Millionen  Mark  erfordern,  wäh- 
rend der  Nicaraguakanal  im  ganzen  nur  auf 
400  Millionen  Mark  veranschlagt  ist.  Die 
= Seekanalgesellschaft  von  Nicaraguac  ist 
zwar  von  den  Vereinigten  Staaten  konzessio- 
niert, allein  mSglicIi  ist  es  immerbin,  dass 
diese  letzteren  auf  das  Angebot  der  »Neuen 
Pananu^psellschafti  eingehen,  das  fertigte 
Stück  des  Panamakanala  zu  erwerben  und 
dessen  Bau  ihrerseits  zu  vollenden. 

Von  den  übrigen  Kanälen  unter  C  dürfte 
auch  der  zwischen  New -York  und  Phila- 
delphia einem  Bedürfnisse,  wennschon  einem 
solchen  von  mehr  lokalem  Charakter,  ent- 
^rechen ;  er  scheint  unter  Milbenutz\mg  des 
Delaware-  und  des  ßaritan-Fhisses,  etwa  in 
gleicher  Richtimg  wie  der  bestehende  Baritan- 
kanal,die  Halbinsel  New-Jersej  abschneidend, 
geführt  werden  zu  sollen. 

Das  Projekt  Riga— Cherson  (C  18  der 
TabeDe  I)  sieht  bestechend  aus;  aJlein  der 
Bau  würde  etwa  4(K)  Millionen  Mark  kosfei», 
und  der  Betrieb  der  etwa  1600  km  langen 
Wassei-sti-asse  in  einem  Lande,  ilas  obeneiii 
lange  Fmstzeit  hat,  ist  einigermaasen  un- 
sicher.   Zudem  ist  die  Reisezeitersparnis  ge- 
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ring;  sie  betrfigt,  von  der  Schwerlinie  der  Ge- 
treide aiisfflhreuden  Gefunden  Russlaiids  aus 
cerei-hnet,  z.  B.  iiacli  Stettin  13  bis  15,  nach 
Le  Hilvre  7  bis  8  Tage,  und  dieser  Ersparnis 
stehen  die  Kanalgebühren  gegenüber. 

Ueber  die  unter  C  19  b  i  s '2"2  aufgeführten 
Projekte  ist  niclits  Käheres  bekannt.  Von 
weiteren  amerikanischen  Projekten  für  Sfo- 
kanftle  ist  zwar  vielerlei  benclitet  worden ; 
sie  Bind  indessen  in  Tabelle  C  nicht  aufge- 
nommen, weil  es  doch  noch  zweifelhaft  er- 
scheint, ob  es  sich  wirklich  —  trotz  der  selir 
bedeutenden  Querschnitts-  und  Schleusen- 
Abmessungen  —  lim  Wege  für  Seeschiffe 
handelt.-  Sie  mögen  deshalb  hier  nur  kurz 
er*-ähnt  werden. 

äh£  kanadischer  Seite  jilant  man 
eine  -Tiefwassei-strasse»  von  6  ni  Fahrtiefe 
von  der  Geot^nbay  des  Huronsees  unter 
Mitbenutzung  des  Ottava-Flussea  nach  dem 
St.  Lorenzstrom  bei  Monreal ;  auf  dem  Terri- 
torinm  der  Vereinigten  Staaten  ent- 
weder Äiisban  des  Eriekanals  vom  Eriesec 
zum  Hudson  oder  Herstellung  einer  neuen 
Linie  vom  Lorenzstrom  nach  dein  Champlain- 
See  imd  von  diesem  ziun  Hudson. 

Das  Projekt  canal  des  deux  mers 
(zwischen  Bordeaux  und  Xarbonnc)  darf 
wegen  der  Schwierigkeiten  (zahlreiche 
Schleusen)  und  Kosten  (IGOO  Millionen  Mark) 
als  vorläufig  anfgegeben  betrachtet  werden. 

III.  Binnenlandskanäle. 

1.  Einteilnng  und  Bau.  Binnenlands- 
kanüle  sind  Lateral-  oder  Seiten- 
kanäle, d.  h.  sie  führen  aus  einer  oberen 
Fiiissstrecke  in  eine  untere  desselben  tlusses, 
oder  \Vasserscheidenkauäle,  d.  h.  sie 
verbinden  zwei  verschiedene  Gewässer,  z.  B. 
einen  Binnensee  mit  einem  anderen  oder 
einem  Flusse  oder  zwei  Flfiase  unterein- 
ander oder  einen  Fluss  oder  Binnensee  mit 
einem  Meeresteile  oder  endlich  zwei  Meerea- 
teile. 

Seitenkanäle  sind  namentlich  in  Fi-ank- 
reich.  England  und  den  Vereinigten  Staaten 
vielfach  ausgeführt.  Im  Deutschen  Reiche 
sind  Beispiele  von  solchen  längere  Strecken 
dee  Kanals  Dortmund-Emshäten  imd  —  an 
der  Havel  —  der  Voss-  und  der  Malzer 
Kanal.  Beispiele  für  die  anderen  obigen 
Kategorieen  sind  im  Deutschen  Reiche  der 
Bolter  Kanal  zwischen  Müritz  und  Ellbogen- 
see (Mecklenburg),  der  Templiner  zwischen 
lÄbüskesee  und  Havel,  der  Oder-Spree- 
Kanal  zwischen  Oder  und  Spree,  der  Weichsel- 
Haff-Kanal  zwischen  der  Weichsel  und  dem 
Frischen  Haff,  der  —  als  Binnen  schiff ahils- 
weg  geplante  —  Kanal  vom  Grossen 
Sdiwenner  See  z»u-  Wismarer  Bucht  und 
der  Ems-Jade-Kanal  zwischen  dem  DoUart 
und  dein  Jade-Busen. 

N'ach  Art  ihrer  AuBfUhrnng  sind  die  Binnen- 


landkftDfile  offene  Durchatiche  oder  eine 
fortlaufende  Folge  von  durch  Stauvorricbtnngen 
von  einander  L'etrennten  Wasxerhaltungen,  Hal- 
tungskanäle.  Znweilen  werden  Kanäle  in 
Tunnel  geftthrt,  wie  zwei,  0,ö  und  2.8  km 
lange  Strecken  des  deutschen  Teil«  des  Khein- 
Marue-  nnd  einige  des  Aisne-Marnekanala  sowie 
des  canal  de  Bourgogne,  aucli  einzelne  Strecken 
der  KanUe  von  EliderBdorf  unweit  Beriin ;  zu- 
weileu  in  Aquädukten,  wie  der  Bridgewater- 
kanal  über  den  Manches ter-Seek anal,  der  Elbing- 
OberlSndiache  über  den  Abiscarsee,  der  Ems- 
Jadekanal  über  das  kleine  KllsI^nflässcheD  Made'j, 
der  Kanal  Dortrannd-Enishftten  über  die  Lippe 
(und  andere  Gewäeser),  der  —  projektierte  — 
Mittellandkanal  Ober  die  Uaase,  Hunte,  Gr.  Aue, 
Weser,  Leine,  Fnse,  Oker,  Aller.  —  Liegt  in 
Haltnugskanälen  eine  der  Haltungen  hGher  als 
jeder  der  durch  sie  verbundenen  Wasaerläufe, 
so  heisst  sie  Scheitelhalt ung.  Kanäle,  die 
wie  der  Bh ein- Uaruek anal  (der  Menrthe,  Mosel, 
Maas  und  da»  Ornaiutbal  Uberscbreitet)  mehrere 
Wasserscheiden  überwinden,  haben  auch  mehrere 
Scheitelhaltungen. 

Die  Wasserstände  in  jedem  Kanäle  ändern 
sich  ein  wenig  nnter  dem  Einflüsse  der  Wasser- 
I  Verdunstung,  der  Niederschläge,  etwaiger  Zu- 
flüsse, aufstauender  oder  forttreibender  Winde, 
uud  der  Versickerung  in  Sohle  und  Blischungen 
(der  in  Erde  dargestellten  Kanäle).  Abeenenen 
hiervon  aber  ändert  sich  in  den  Durchsticbs- 
kanälen  die  Wasaertiefe  auch,  sobald  sie  sich 
in  einem  der  verbundenen  Wasserläufe  ändert; 
63  entsteht  dann  nach  dem  tieferen  derselben 
eine  StrUmnng.  In  den  abgeschlossenen  Hal- 
tungen der  Haltungskanäle  dagegen  ändert  sich 
die  Tiefe  nur,  wenn  —  wie  bei  jeder  Schleusung 
—  Wasser  aus  einer  oberen  Haltung  an  die 
nächstnntere  abgegeben  wird.  Die  —  ganz 
oder  nahezu  —  horizontalen  Sohlen  entsprechen 
den  Auftrittsflächen ,  die  Stauwerke  (die  das 
Wasser  jeder  Haltung  an  deren  unterem  Ende 
vor  dem  Ablaufen  in  die  näcbstunt^re  Haitang 
bewabien  und  so  die  Erhaltuug  der  erforder- 
lichen Wasaertiefe  ül>erall  sichern)  den  Stei- 
gungen von  Treppenstufen,  weshalb  man  die 
ganze  Anlage  oft  als  „Schleusentreppe"  bezeichnet. 

'2.  Stauwerke.  Wo  es  auf  Wasserverlnst 
nicht  ankommt,  sind  die  in  den  Moorgegenden 
zwischen  Elbe  und  Weser  Oblichen  Klapp- 
st an  e  ganz  zweckmässig.  Der  Druck  des 
Oberwasaera  drückt  eine  drehbare,  aus  Holz- 
)  bohl  stücken  und  Leder  zusammengesetzte,  viertel- 
kreistilrmige  Klappe  gegen  ein  Pfosten-  und 
Scbwellwerk.  Diesen  Wasserdruck  überwindet 
das  —  von  unten  oder  von  oben  kommende  — 
Fahrzeug  mit  dem  Gewicht  seines  Vorderteils, 
dreht  also  die  Klappe  hoch,  so  dass  das  Waaaer 
von  der  oberen  in  die  untere  Haltung  eindringt 
und  die  Wasserspiegel  sich  ausgleichen. 

Ueber  Stauachleuaen  und  Kammer- 
scbleuaen  im  allgemeinen  enthält  der  Artikel 
Biunenacbiffahrt  auf  S.  864  [oben  Bd.  II) 
das  Erforderliche. 

Im  einzelnen  ist  noch  folgendes  hier 
nachzuholen.  Da  bei  jeder  Schifednrch- 
schleusnng  für  die  obere  Kanalhaltung  der 
Wasaerinhalt    der    Schleusenkammer    zwischen 


'1  Eingehend  beschrieben  in  Nr.  43  uud  44 
der  deutschen  Bauzeitung,  Berlin  1867. 
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dereo  beiden  WaMerspiepeln  verloren  geht,  wer- ' 
den  die  Äbmessuiigen  der  Eommem  mit  mOg- 
liebster  B&umerspEimiB  nacb  den  Abmegenngen 
der  einzeln  oder  zn  zwei  und  meiireren  zu 
gleicher  Zeit  durchzuschleasenden  Schiffe  be- . 
stimmt. 

Die  einzelnen  Vorgänge  beim  Durcbachlenaen 
und  die  Yorrichtnngen  znm  Oeffnen  oud 
Schliesaen  der  Schütze  und  Tbore  haben  rein 
techniacheB  Interesse  und  kßnnen  um  ao  mehr 
hier  übergangen  werden,  als  auch  die  durch- 
dachtegten  Ton  ilinen  du  DarchBchlengen  nur 
um  Minuten  nnd  Bruchteile  von  solchen  be- 
schleunigen, während  meist  das  An-,  Ein-  nnd 
Abfahren  der  Schiffe  allein  gegen  eine  halbe 
Stunde  erfordert.  Wo  sehr  grosser  Verkehr 
stattfindet,  müsaen  daher  die  Kammern  für 
die  gleichzeitige  Durchschi eusnug  von  zwei 
oder  mehreren  Schiffen  eingerichtet  sein,  wie 
beispielsweise  am  Oder-Spreekanal,  wo  an  einem 
Tage  biB  zu  11!)  Schiffe  eine  Schleuse  passiert 

Ist  die  Steigung  der  Schleusentreppen  sehr 
Bteil,  so  macht  man  zuweilen  das  IlnterthOF  der 
oberen  Schleuse  gleichzeitig  zum  Oberthor  der 
nficbat  unteren  Sclileuse,  die  eigentlichen  Hal- 
tungen fallen  also  ganz  weg.  Solche  Schleusen 
heissen  gekuppelte.  Schaltet  mau  zwischen 
zwei  gewübnliche  Schleusen  eine  kurze  Zwischeu- 
haltung  ein  und  lässt  das  der  oberen  Schleuse 
entnommene  Wasser  durch  Umlaufkanäle  direkt 
in  die  untere  Haltung,  so  kann  der  Spiegel  der 
Zwischenhai  tu  ng  unverändert  bleiben.  Derartig 
angeordnete  Schleusen  heisaen  Verbund- 
scnleusen.  Liegen  zwei  Schleusenkammern 
neben  einander,  so  kann  man  —  soweit  die 
Frequenz  jeder  Fahrrichtung  das  erlaubt  — 
die  eine  für  den  Abstieg,  die  andere  für  den 
Aufstieg  der  Fahrzeuge  Denutzen.  Es  ist  diese 
KonBtruktion  der  Schleusen,  die  dann  Parallel-, 
Doppel-  oder  auch  wohl  Zwillings- 
schleusen  *)  heissen,  auch  um  deswillen  empfehlens- 
wert, weil  bei  Unbranchbarkeit  einer  Schleuse 
die  andere  dieuatfXhig  bleibt  und  ao  einen  — 
wenn  auch  ge^en  normale  Zeiten  verlangsamten 

—  Weiterbetneb  erlaubt. 

Zwei  sich  kreuzende  Kanäle,  die  verschie- 
dene Spiegelhlihen  haben ,  nicht  aber  unter 
einander  weggeführt  Bind, erhalten  amKreuzungs- 

ännkt  sogenannte  Kesselschlenaen.  Jeder 
er  vier  iCanalarme  ist  durch  zwei  Thornaare 
geschlossen;  der  inmitten  der  so  entstandenen 
vier  Schleusenkammern  liegende  Kessel  bildet 
für  jede  der  möglichen  Fahrrichtungen  eiue 
Zwiscbenkammer,  die  die  verschiedenen  Kam- 
mer Wasserstände  ausgleicht, 

Spiegelunterschiede  von  mehr  als  etwa  5  m 
in  zwei  aufeinanderfolgenden  Kanalhaltungen 
machen    des  gewaltigen   Wasserdrucks   wegeu 

')  Die  Anordnnug  von  Doppelscbleusen  ist 
so  zweckmässig,  da&s  sie  trotz  der  Mehrkosten 
möglichst  allgemein  werden  sollte.  Dagegen 
kann  bei  der  Wahl  des  Materials  au  Baukosten 
wesentlich  gespart  werden,  weil  eine  Schleuse 
nach  Abmessungen  und  Konstruktion  in  etwa 
26—30  Jahren  veraltet  ist  und  umgebaut  werden 
muBS.  —  Uebrigens  ist  die  Bezeichnung  Doppel- 
schlenseD  auch  für  solche  Schleusen  Üblich, 
deren  Kammern  doppelt  so  breit  sind  wie  die 

—  dann  über  Eck  gestellten  —  Thorpaare, 


sehr  starke  Thore  erforderlich.  Man  kann  aber 
wenigstens  das  Unterthor  in  gewfihnlicber 
StärkehelasBen.wennman  Schacht  schien  Ben, 
wie  dies  namentlich  in  Frankreich  mehrfach 
geschehen  ist,  konstruiert.  Der  an  die  obere 
Kanalhaltung  anstossende  Teil  der  Schleuse  — 
das  Oberhaupt  —  und  dessen  Thor  wird  ^bei 
wie  gewöhnhch  gestaltet,  das  Uuterhaupt  aber 
wird  nicht  durch  ein  Thor ,  sondern  durch 
Mauerwerk  nach  der  unteren  Haltung  zu  abge- 
Bchloasen,  und  in  der  AbBchluBsmauer  befindet 
sich  nur  unten  ein  Thor  und  an  dieses  an- 
schliessend ein  Tunnel,  der  in  die  untere  Haltung 
führt.  Unterthor  und  Tunnel  brauchen  nur  so 
hoch  zn  sein,  dass  die  Schiffe  hindurch  schwimmen 
können.  Bei  derartig  tiefen  Schleusen  pflegt 
man  den  Wasserspiegel  der  Kammer  [hier  des 
sogeuBnuten  Schachtes)  dadurch  bis  auf  den  der 
unteren  Haltung  zu  senken ,  dass  man  das 
Wasser  in  die  obere  zurückpumpt. 

Legt  man  neben  einer  Schleuse  zwei  oder 
mehrere,  mit  ihr  durch  kleine  Kanäle  Terbundene 
Bassins  an,  so  kann  das  Senken  des  Schleusen- 
wassers dadurch  erfolgen,  dass  man  es,  statt  in 
die  untere  Haltung,  in  diese  Bassins  laufen 
Ittast.  Ist  dann  deren  Spiegel  und  der  der 
Schleusenkammer  gleich  hoch  geworden ,  so 
schliesst  mau  die  Schütze  der  kleinen  Ver- 
bindungskanSle  nnd  pnmfit  das  femer  noch 
überBchüssige  Wasser  in  die  BaBsins.  Dies  ist 
das  Princip  der  jetzt  vielfach,  so  z.  B,  am 
neuen  Kanal  Dortmund-Emshäfen,  angewendeten 
Sparschleusen,  ao  genannt,  weil  sie  etwa 
nur  die  Hälfte  des  Wasserverlustes  eiuer  ge- 
wBhnlichen  Schleuse  beim  Durchschien aeu  er- 
leiden. Bei  Doppel  schleusen  kann  man  hfiuflg 
eine  der  beiden  Kammern  als  Sparbecken  der 
anderen  verwenden.  —  Mitunter  legt  man 
mehrere  Sparbeckeu  über  einander. 

Statt  der  vorhin  erwähnten  gekuppelren 
Schleusen,  die  sich  z,  B.  im  Canal  du  midi 
neben  Bfizieres  und  im  Kaledoni scheu  Kanal 
zwischen  dem  Loch  Lochy  nnd  Loch  Eil  in 
achtfacher  Kuppelung  finden,  werden  neuerdings 
län^s-  oder  quergeneigte  Ebenen  oder  endlich 
Schiffshebewerke  angewendet. 

Die  Iftngageneigte  Ebene  vermittelt 
den  Verkehr  aus  Haltungen  von  grossem  Spiegel- 
unterscbied  {z,  B.  werden  im  Elbing-Ober- 
ländischeu  Kanal  durch  fünf  derartige  Ebenen 
!I9,47  m  Höhenunterschied  überwunden'))  wie 
folgt.  Obere  und  untere  Kanal haltung  sind 
entweder  durch  eine  Ebene  mit  konstantem  (Je- 
fälle  verbunden,  die  in  die  obere  Haltung  durch 
eine  Schleusenkammer  eintritt,  oder  zwischen, 
beiden  Haltungen  befindet  sich  ein  erhöhter 
Bücken,  der  nach  beiden  Seiten  mit  gleich' 
massigem  OefSlle  zu  den  Kanalbaltungeu  faerab- 
fältt  nnd  die  Haltungen  abschliesst.  Auf  der 
Oberfläche  der  geneigten  Ebenen  befinden  sich 
Gleise  für  die  Räder  eines  Wagens ,  auf  den 
sich  das  Schiff  aufsetzt,  nnd  welcher  durch  ein 
Triebwerk,  das  womöglich  durch  die  Kraft  des 
Oberwassers  in  Thätigkeit  gesetzt  wird,  die 
Steigung  Überwindet, 

Bei  der  qnergeneigten  Ebene  sind  die 

')  Andere,  aber  weit  kleinere  längsgeneigte 
Ebwien  sind  17ö8  bei  Ketley  und  Coalsport 
(England)  und  1825  am  Morriskanal  (Vereinigte 
Staaten)  ansge^hit. 
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Halton^euden  einander  parallel  und  daa  Sclüff 
wird  qner  zur  Fahrrichtuna-  befördert. 

Srhiff  shebewerke  Dewegen  einen  Trog 
(ctueson),  in  den  das  Schiff  aus  der  einen  Hal- 
tung-eingefahren  ist,  in  TertikaJer  Richtung 
zar  anderen.  Auch  bier  ist  jedes  der  einander 
zugekehrten  San&lenden  nnd  der  Trog  mit  Ab- 
srhlDsetboren  ausgestattet.  Zweckmässig  iat  es, 
d«s  Hinsbgeheu  eines  Troges  inro  Hinaufheben 
eines  daneben  befindlichen  zn  benutzen,  jede 
KanalhaltuDg  also  auch  zweiarmig  enden  za 
lassen.  Dies  iat  bei  einem  der  Hebewerk  Systeme, 
dem  D rucke jlinderay Etem ') ,  sogar  notwendig. 
Beim  Schwimraersjstem ')  genügt  ein  Caisson; 
es  ist  nach  Ideeeu  des  Togenicurs  Jebens  und 
Wasserbaiiinapektora  Prüsmann  konstrniert,  von 
der  GutehoffnungshUtte  ausgeführt,  hei  Hen- 
ricbenbnr^  am  Kanal  Dortmund-EmshSfen  nnd 
hebt  Schiffe  von  600—1000  Tonneu  um  14  m. 
Ihis  Tou  Hoppe  (Berlin)  konstruierte  „Ans- 
balanciereystem^  ist  im  grossen  noch  nicht  znr 
Anwendung  gekommen. 

3.  QuerHohnitt  der  K.  nnd  AbmesBangeu 
der  Kanalbanwerke.  WomlSglich  müssen  Kanäle 
und  ihre  Bauwerke  [auch  die  Brücken)  den 
Verkehr  der  —  belndenen  nnd  leeren  —  mittel- 
grossen  Schiffe  gestatten,  die  auf  den  benach- 
barten Strumen  oder  Stromstrecken  verkehren. 
Ahmessung-en  jedoch,  die  auch   für  die  alkr- 

S lasten  StromscbifTe  genügten ,  würden  den 
a  der  Kanäle  meist  so  verteuern,  dass  er 
volkswirtschaftlich  nicht  gerechtfertigt  sein 
würde.  Für  Kan&le  von  nur  lokaler  Bedentuug 
werden  meist  uutemormsle  Abmessungen  zu- 
Ifisaig  sein ,  wenn  sie  keinen  ausnahmsweise 
grossen  Verkehr  haben.  Wegen  der  normalen 
AbmesBungen  für  nenere  grössere  Kan&le  ist 
der  Art  Binnenschiffahrt  oben  Bd.  II 
S.  866  2U  vergleichen,  dem  hier  nur  noch  fol- 
gendes hinzuzufügen  ist. 

In  Frankreich  erlauben  die  vorhandenen 
Ströme  und  die  Mehrzahl  der  vorhandenen  Kanäle 
nicht  den  Verkehr  so  grosser  Fahrzeuge  wie  in 
Deutschland.  Daher  hat  man  sich  dort  mit  ge- 
ringeren Fordeningen  für  Kanal  ahm  essnngen 
belügt.  Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  in 
BuBsland,  England  ^-  wo  die  Kanalabmessnn^en 
sogar  sehr  klein  sind  — ,  Italien,  Skandinavien 
ond  in  den  von  der  Küste  entfernteren  Teilen 
Belgiens  und  Hollands.  In  Canada  und  den 
Vereinigten  Staaten  sind  die  älteren  Kanüle 
weit  kkiner  als  die  deutschen,  die  neueren 
dagegen  ganz  gewaltig  grüsser  angelegt. 

4.  Kaoalisierte  Flüsse.  Sic  unter- 
scheiden sich  für  die  Verkehrspraxie  von 
<]en  Kanälen  so  wenig,  dass  sie  hier  mit 
besprochen  werden  müsseii.  Denn  die 
Eanalisierun^  begeradigt  den  Lauf  ange- 
meseen,  korrigiert  die  Ufer,  giebt  den  Fahr- 


']  Nach  dem  Dmckcylindersystem  sind  ge- 
baut: die  Hebewerke  bei  Anderton  (1876  erbaat, 
am  Weawer,  für  100  To.-Schiffe,  Habböhe 
15,35  m),  sodann  bei  Fontinettes  (am  Neaffosse 
Canal,  far  300  To.-Schiffe,  Huhhühe  13,13  m) 
und  La  Louvi^re  (am  Belgischen  Canol  An  Centre, 
für  350  To -Schiffe,  Hubhöhe  15,40  m). 

*)  Vgl.  „Festschrift  zur  Eröiftiaug  des  Dort- 
mund-Emskaoal",  Berlin  1899. 


rinnen  möglichst  sanfte  Kurven  und  sichert 
die  erforderliche  Wassertiefe  durch  Einbau 
vou  Stauwerken,  kurz :  sie  macht  den  Flusa 
zu  einer  Art  Kanal.  Das  zu  den  Schleu- 
sungen nicht  verbrauchte  Oberwasser  fliesst 
in  »Freiarchen«  oder  durch  die  Schütze  der 
Staudämme  (Wehre)  ab.  Letztere  konstruiert 
man  in  neuerer  Zeit  häufig  als  «Nadel- 
wehre«  (vgl.  S.  8G4  des  Art.  Binnen- 
schiffahrt a.  a.  0.). 

K.  Form  der  Schiffe  auf  K.  nnd  ka- 
nalisierten Flüssen.  Dem  hierüber  im 
Art.  Binnenschiffahrt  a.  a.  0.  S.  867 
Gesagten  ist  nur  noch  hinzuzusetzen,  dass 
Kanalschiffe,  um  vom  Wasser  möglichst 
wenig  Wideretand  zu  erfahi-en,  keinen 
grösseren  eingetauchten  Querschnitt  haben 
tlürfen  als  '.«  bis  V*  des  Kanalquerschuitts. 

6.  Fortbewe^ng  der  Schiffe  auf  K. 
und  kanalisierten  Flüssen.  Sie  ist  im 
allgemeinen  langsamer  als  auf  offenen 
Flüssen ;  denn  der  immerliin  geringe  Quer- 
schnitt auch  der  grüsseren  Kanäle  erlaubt 
keine  grosse  Faiirgeschwindigkeit,  da  solche 
andei-e  Schiffe  gefährden  und  die  Kanal- 
böachungen  beschädigen  würde;  auch  geht 
bei  jeder  Schleusimg  mindestens  eine  halbe 
Stuntie  verloren. 

Erlaubt  sind  gewöhnlich  reine  Fahi^e- 
schwindigkeiten  von  5  bis  T^ö  km,  auf  eini- 
gen hoUtodischen  (Binnen-)Kan&len  bis  zu 
15  km  in  der  Stunde.  Wirklich  eraielt 
werden  z.  B.: 

Auf  der  Wasserstrasse  Hohensaathen- 
Spandau  —  81,C  km  lang,  teils  Kanal,  teils 
kanalisierter  Fluss,  17  Schleusen  mit  2 — 3  m 
Gefälle,  sehr  starker  Verkelir  —  3,0  km. 
Auf  dem  zur  Umgehung  des  Niagara-Falles 
dienenden  Wellandkanal  —  44  kra  lang, 
25  Schleusen  von  4  m  Gefälle  —  4,0  km. 

7,  Hotoren.  Das  hierüber  im  Art.  Bin- 
nenschiffahrt a.  a.  0.  S.  863,  867,  870,  871 
Gegebene  möge  durch  folgende  Einzelheiten  er- 
gänzt werden. 

Siemens  u.  Halske  haben  1899  mit  einer 
elektrisch  betriebenen  Lokomotive  am  Finow- 
kanal  sehr  gut  ausgefallene  Versuche  im  elek- 
trischen Schiffszug  angestellt.  —  In  der  Ketten- 
Schleppschiffahrt  erreicht  den  gleichen  Zweck 
wie  de  Bovet  mit  der  Magnetisierung  des 
Kettenrades  Bellingrath  (Dresden)  durch  einen 
„Kettengreiter",  der,  wie  die  Finger  einer  Hand 
gestaltet,  die  Kette  richtig  aufwickeln  hUft.  — 
Das  Wanderseil,  mittelst  dessen  sich  Schiffe  im 
Scbiffszuge  aufholen,  wird  neaerdings,  um  die 
durch  Drehung  entstehenden  Nachteile  zu  ver- 
meiden ,  mit  quadratischem  Querschnitt  her- 
gestellt'). 

S.  Einwirkung  des  l<'roste8  auf  die 
Schiffahrt  auf  K.  nnd  kanalisierten 
Flossen.    Kanäle   und   kanalisierte   Flüsse 

')  Der  Schiffszug  mit  wanderndem  Qoadnit- 
seil  ^Patent  Beck-  von  Fritz  Geck.  Sonder- 
abdmck.    Berlin  1897.    Siemenroth  &  Troschet. 
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frieren  wegea  der  geringen  Bewegung  des 
Wassere  eher  zu  als  offeüe  Flüsse.  Indessen 
beträgt  die  Zeit,  wo  die  Eanäle  ohne  Eis- 
decke sind,  selbst  in  Schweden  noch  195 
bis  225,  io)  nördliclien  europäischen  Russ- 
land, dessen  Itliraatisdie  Verhältnisse  in  den 
einzelnen  Strichen  sehr  »ingleich  aind,  etwa 
156  bis  246,  in  Maauren  21U  bis  228,  in  der 
Nähe  der  deutschen  Ostsceliiiste  240  bis  310, 
in  der  der  Nonlseeküste  26Ü  bis  320,  in  der 
Mark  Brandenburg,  am  Kiederrhoin,  in  Hol- 
land und  Belgien  280  bis  340,  in  Ober- 
<leutschland  u[id  ähnlich  im  gebirgigen  Osten 
Frankreichs  240  bis  330  Tage. 

IV.  Kanäle  in  den  einzelnen   Ländern. 

ßeetand  an  Kanälen.  —  Eigentnius- 

verhältnisHe. 

1.  Die  ältesten  K.  ansserhalb  Earo- 
pas.  Als  solche  sind  diejenigen  in  Aegj'pten 
und  China  anzusehen  {vgl,  d.  Art.  Binnen- 
schiffahrt a.  a.  0.).  Der  gej^cn  1300 
Jahr  alte  chinesische  Kaiserkanal ^)  ii^t  noch 
1890  vertieft  worden;  Haiipttransportartikel 
dort  sind  Salz  und  Keis. 

2.  Italien.  In  Italien  sind  die  ei-sten 
Kanäle  im  12.  Jahrhundert ,  zunächst  zu 
Zwecken  der  EntwAssening  oder  Bowäese- 
nmg,  erst  in  zweiter  Linie  als  Sfhiffahrts- 
ßtrassen,  angelegt,  und  zwar  in  der  Umge- 
gend von  Mailand  sowie  in  der  unteren  Po- 
ebene.  Der  Verkehr  auf  ihnen  hat  seit  der 
Entstehung  der  Eisenbahnen  sehr  abgenom- 
men. Selbst  der  bedeutendste  Eanal,  der 
Naviglio  Grande,  nebst  Zweigkanälen,  hatte 
1888  nur  noch  363960  Tonnen  Verkehr.  In 
Italiens  künstüehen  Wasserstrassen  (400  km 
FhiE»-,  1075  km  Kanalstrecken)  ist  nur  ein 
Jdeiner  Teil,  der  Eigentum  der  Gesellschaft 
Bontficazione  ist,  nicht  im  Staatsliesitz. 

S.  Belgieit  und  Holland.  In  Belgien 
imd  noch  mehr  in  Holland  fonlerle  die  Lage 
und  Beschaffenheit  des  von  zahlreichen  na- 
türlichen Wasserläufen  durchzogenen  Landes 
zn  deren  Ausbau  als  Schiffahilsstrasscn  und 
zu  ihrer  Verbindung  durch  Kanäle  preradezu 
auf.  Der  Bau  von  solchen  erfolgte  daher 
sehr  früh.  Der  Kanal  von  Ypeni  nach 
Nieupoort  ist  1251,  der  von  Stekenen  1315 
erbaut  Die  von  alters  her  enge  Verbindung 
mit  der  Küstenschiffahrt  lioss  die  Binnen- 
schiffahrt auch  im  Zeitalter  der  Eisenbalinen 
nicht  an  Bedeutung  abnehmen,  die  ausser- 
ordentiiclie  Entwickeiimg  der  Rheinschiffalirt 
von  und  nach  Rotterdam  zwang  sogar  in 
jüngster  Zeit  dazu,  auch  für  Amsterdam 
eine  brauchbare  Verbindimg  mit  dem  Rhein 
—  durch  den   1893  vollendeten  Marwode- 

')  Er  soll  unter  Kaiser  Yangti  (605—617) 
begonnen  sein.  Vgl.  v.  Bichthofen:  China,  Er- 
geonisse  eiicener  Reisen  und  darauf  gegründeter 
Studien.    Berlin  1877— 1Ö83. 


kanal  —  zu  schaffen.  Eine  Besonderheit 
Hollands  sind  die  Veeukanäle,  die  anfangs 
nur  der  Eutwässenmg  imd  Kultivierung  des 
Landes,  durch  Abgraben  mid  Verschiffen 
des  Torfs  und  Rücktransport  von  Sand  und 
Duug,  demnächst  aber  mit  aUmählichem  Auf- 
blühen der  Veeue,  auch  dem  AUgemeiuliandel 
zu  dienen  pflegen.  Belgien  und  Holland 
gemeinsam  ist  die  Eigeutümliclikeit,  dass  — 
axisser  den  Veengenossensehafteu  —  auch 
Provinzen,  Gemeinden  und  Wassergenossen- 
schaften (wateringen  in  Belgien,  watei-seha- 
Eän  in  Holland)  beträchtliches  Eigentum  an 
analen  und  kanalisierten  Flüssen  liaben. 
Von  den  kunstlichen  Wasserstrassen  Belgiens 
—  058  km  kanalisierte  FlClsse,  961  km 
Kanäle  —  gehören  dem  Staate  1122,  den 
Provinzen  1Ü9,  den  Gemeinden  64,  den  Ge- 
nossenscliaften  101,  konzessionierten  Gesell- 
schaften 123  km;  zusammen  sind  also  von 
1519  km  künstlichen  W'assei-stra.sscn  397  km 
nicht  staatlich.  Von  denen  Hollands  — 
3351  km  —  gehören  dem  Staate  748,  den 
Pi-ovjnzen  D.'ü  Veen-  und  anderen  Genossen- 
schaften 123'J.  konzcssioniei'ten  Gesellschaften 
und  Privaten  417  km;  zusammen  sind  also 
nicht  staatlich  2603  km. 

4.  Dentaches  Reich.  Ueber  die  ziem- 
lich fi-üh  begonnene  und  im  ganzen  und 
gi-ossen  nur  selten  —  selbst  wälirend  der 
»Eiscnbalmzeita  —  längere  Zeit  unterbroehen 
gewesene  Entwickelung  im  Deutschen  Reiclia- 
gebiot  giebt  die  Tabelle  II  Anskimft. 

Die  Moorkanäle  sind  zum  Teil  unter 
direkter  Verwaltung  des  Staates,  so  der 
Hamme-Ostekanal  (16,1km),  der  Hadnler 
und  der  Bederkesa -Geestekanal  (45,1  km), 
der  Ems  -  Jadekanal  (73,0  km),  die  Oldeii- 
burgischen  Moorkanäle  (78,3  km)  und  einige 
andere;  der  grössei-e  Teil,  namentlich  ancU 
die  seit  1872  erbauten  linkse msischeu  Moor- 
kanäle (103,8  km)  sind  in  der  Verwaltung 
der  Fehn-  und  Moorgenossen scliaften  sowie 
einiger  Gemeinden.  An  den  »Tiefen^  lialien 
im  Oldenburgischeu  und  Ostfriesischen  «lie 
Siel-Ächteu  gewisse  Eigentumsrechte.  Im 
ganzen  mögen  danach  von  den  niud  771  km 
langen  Moorkanälen  und  Tiefen  etwa  2i>0  km 
rein  staatlich  sein. 

Von  eigentlichen  Schiffahrtskanälen  sind, 
soweit  bekannt,  in  Privat-,  Genossenschafts- 
oder Gemeindebesitz;: 

Der  Schwentekanal  im  Weichsel-Nofpit- 
Delta  (3,50  km),  der  Stichkanal  vom  Br<jm- 
borger  Kanal  nach  der  giMichen  Herrscliaft 
Potulice  (0,13  km)  und  der  von  der  Oder 
nach  der  GeorgendorferZuckerfahrik  (0,60  km), 
der  Dahmensche  Kanal  bei  Malchin  (6,50  km), 
die  Mallisser  Kanäle  inMecklenbui^(4,60kml, 
der  jetzt  fast  ganz  verfallene  Vietmanns- 
dorier  Kanal  an  der  oheren  Havel  (12,80  km), 
der  Nottekanal,  vom  Mellcusee  zur  Dahme 
(Wendischen  Spree)  führend  (22,00  km),  dur 
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Es  sind  an  künttttichen 
Schiffahrtastrassen  herj^- 
steUt  bezw.  1864  (in  Sthles- 
wig-Holstein)  nnd  ISTO^Tl 
{in  Elsa  SS-Lothringen)  er- 
worben 

1.  Bis  1870. 
a)  K  a  n  a  1  e  u.  3.  w. 

Vor  1686      

Yön  1687—1786  .  .  .  . 
Von  1787—1836  .  .  .  . 
Von  1837—1870  .  .  .  . 
Unbekannter  Entstehunj^s- 

aeit 

ztuainnien 

h)  Tiefe 

c]  Moorkauale  etwa 

MMmmen  bis  1870 

2.  1871-1900. 

at  Eanftle  n.  s.  w, 

lo  Elsass-Lotbr.  1870  71  . 

Erbaut  1871-1900  ... 


Eanfile,  Beg^radi- 
gnngpen,  Dnrch- 
I  Btiche,  .iquädnkte, 
künstliche  Verbin- 
I  dnngen  zwischen 
I        Binnenseeen 


54,50 
283,90 
116,33 
397,64 


Scblensen 

versehene 

FlHsa- 

strecken 


339,70 

625)67 
392,40 


^6,8o_[ 

"•J530;«7" 


Binnensee- 
Strecken,  die 
zn  künstlichen 
Scbiffabrtfl- 


_j6o,3o_ 
428,78 


Zusammen : 

Eünatliche 

Schiffahrts- 

Strassen 


Zabl 


bl  Tiefe 

c)  Moorkanaie  etwa 

xuMiniiien  1871— IMW 

Dazu  bis  1870      .... 

zuBsmineii  bis  1900 

Davon  a)  Kanäle  u.  s,  w. 

b)  Tiefe  .... 

c)  Moorkan&te 


587.59*)! 
603,19 


1040,«3 

1508,27 
"■J557,90  " 

1813.31 
97,3o 
636,79 


I    ii03,«2    I 

I  2530,67    I 
I  BIS«,'.»   I 


^9,23    .' 


180Ü,-i7 

446727f_ 

«270,»» 

5500,17 

666'o2 


')  Dieselben  sind  hier,  obgpleich  nicht  die  Seeen,  sondern  nur  ihre  Verbindnngastrecken 
künstlich  sind,  den  künstlichen  Scbiffahrtsstrassen  zugezählt,  wahrend  sie  in  der  Tabelle  des 
Art  Binnenschiffahrt  a.  a.  0.  unter  den  schleusenlosen  Strecken  mit  enthalten  sind.  —  ')  Ein- 
schliesslich der  Klappstaue  und  der  spftter  umgebauten  kleineren  „Verlaate".  —  '1  Einschliess- 
lich der  eingegangenen  oder  umt^ebauteu  Schleusen.  —  '*)  Die  aus  natürlichen  in  künstliche  um- 
gebauten Strecken  sind  zugerechnet,  die  kassierten  Strecken  abgezogen.  Die  Seekanalstrecken 
(KSnigsberger  Seekanai,  Kaiserfahrt,  Kaber  Wilhelm-Kanal)  sind  mitgerechnet. 


Motzener  Kanal,  vom  Motzeuer  See  zum 
Nottekanal  führend  (7,70  km),  der  Emstcr- 
kanal  zwischen  dem  Lehniner  Elostersee 
imd  der  unteren  Havel  (16,Ö0  kra),  der 
Breitenburger  Kanal  in  Holstein  {7,00  km), 
das  angefangene  Stück  des  Elster  -  Saale- 
kanals bei  Leipzig  (2,07  km) ,  der  Erftkanal 
bei  Neuss  (3,40  km),  zusammen  etwa  87  km 
Dazu  an  Tiefen  und  Moorkauälen  771 

mimiB  2r)0  — rr2i  „ 

Zusammen  also  von  6271  km  künst- 
licher    WasserBtrasseu       nicht 

staatlich 6Ü8  km 

5.  Frankreich.  Verhältnismässig  früh 
ist  auch  Frankreichs  Kamünetz  begonnen 
worden.  Der  Kanal  von  Briare  Lst  1604 
(nach  anderen  1G43),  der  von  Langiiedoc 
(der  spätere  canal  du  midi)  1667 — 1681  an- 
gelegt; weitere  Eanalbauten  folgten  im 
18.  Jahrhundert,  an  deseen  Ende  der  1791 
eröffnete  canal  du  centre  gebaut  worden  ist. 


Von  1820  an  wurde  das  Kanalnetz  mit  er- 
höhten Mtteln  ausgebaut  und  dieser  Aus- 
bau anch  im  Eisen bahuneitalter,  jedoch  mit 
einer  von  IS'iO  bis  1860  wälirenden  Pause, 
fortgesetzt,  so  dass  nach  dem  Annuaire  sta- 
tistioue  de  la  France  (XVni.  Vol.)  von  1898 
Frankreich  1870  einschliesslich  Elsass- 
Lotliringen  4560  km  Kanäle  und  kanalisierte 
Flüsse  hatte.  Das  Freydnatsche,  allerdings 
nur  zum  Teil  au^fühi-te  Programm  von 
1879  wollte  den  Neubau  von  1400  km  Kanälen 
und  den  Umbau  sowie  die  Verbesserung 
der  Scfaiffbarkeit  für  3600  km  Kanäle  und 
4000  km  Flüsse.  In  Wirklichkeit  sind  die 
Längen  der  schiffbareu  Flüsse  von  1871  bis 
1897  von  rund  6590  auf  rund  7410  km 
gebracht  und  diejenigen  der  Kanäle  vou 
nmd  4160  auf  rimd  4850  km.  In  ersteren 
Zalüen  stecken  die  nur  flOssbareo  Flüsse 
mit,  allein  deren  Kilometerzahl  wird  sich 
nicht  wesentlich  verändert  haben.  Im  übri- 
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een  enthalten  die  obigen  Zahlen  nur  die 
Läogen  der  befahrenen  UauptJinien,  während 
in  der  deutschen  Statistik  auch  Nebenlalir- 
■waBser,  wie  z.  B.  bei  der  Elbe  die  Süder- 
elbe,  das  Colmarer  Nebenfahrwasser  u.  a.  w., 
mitgezählt  werden.  Die  plaumässige  Ver- 
mehrung der  "Wassers  trassen  ist  hauptsftch- 
Üch  nahe  der  deutschen  Grenze  Frantreichs 
erfolgt,  wo  mehrere  Idnien,  die  durch  Zwi- 
Bchenstreckeii  gut  verbunden  sind,  in  etwa 
75  km  Abstand  einander  parallel  laufen. 
Alle  Hauptwasserstrassen  Bind  einheitlich 
fflr  den  Verkehr  von  380  Tounen-Schiffen 
eingerichtet.  Von  den  kflnstliehen  Wasser- 
strasseo  —  1500  km  Russ-  und  Binneusee- 
strecken,  4620  km  Kanälen  —  sind  seit  1891, 
wo  der  279  km  lange  canal  du  midi  und 
'der  213  km  lange  Seltenkanal  der  Garonne 
in  Staatsbesitz  übergegangen  sind,  nur  noch 
392  km  in  Besitz  bezw.  Verwaltung  von 
Gesellschaften  und  Gemeinden ;  unter  diesen 
hat  die  Stadt  Peu-Is  einen  Kaoalbesitz  von 
119  km. 

6.  In  Spanien  hat  Karl  V.  den  ersten 
Kanal,  den  von  Tudcla  nach  Saragossa  füh- 
renden canal  imperial  oder  Kanal  von  Ara- 
gonien  begonnen.  Es  ist  ein  reclitsufriger 
Seitenkanal  des  Ebro  und  dient  gleichzeitig 
Bewässerungszwecken.  Ein  finksufriger 
Seiteakanal  des  Ebro  ist  der  canal  de  Tauste. 
Dieser  und  der  canal  imperial  zusammen 
sind  102  km  lang.  Ein  dritter  Ebrokanal 
ist  der  für  die  Seeschiffahrt  angelegte  canal 
nuevo,  vom  Ebro  in  etwa  10  km  Länge  nach 
dem  Seehafen  San  Carlos  de  la  Rapita  füh- 
rend und  g^enwärtig  so  versandet,  dass 
der  Verkehr  belanglos  ist.  Ein  vierter  Kanal 
ist  der  canal  de  Castilla.  Er  führt  von 
Alvar  del  Hey  etwa  parallel  dem  Plsuerga 
nach  Valladolid  und  zweigt  von  dort  einen 
Kanal  nach  Medina  de  feoseco  ab.  Der 
mit  diesem  Zweigkanal  zusammen  209  km 
lange  Kanal  ist  Privatunteroehmung.  Von 
den  321  km  spanischen  Schiff ahrtakanälen 
sind  also  niclit  staatlich  209  km. 

7.  Orossbritannien  nnd  Irland.  In 
England,  wo  bis  1759  zahlreiche  Flüsse 
schiffbar  gemacht  worden  waren,  ist  der 
erste  wirkliche  Kanal  der  vom  Herzog  Francis 
von  Bridgewater  von  seiner  Worsleykoh! en- 
gruhe nach  Manchester  hin  von  1759  bis 
1761  gebaute.  Es  folgten  bis  ISOO  zahl- 
reiche Kanal  bauten  und  Kanal  isierungen, 
1800  bis  1820  wurtlen  sie  minder  zahlreich, 
seit  1830  stockt  der  Weiterbau  —  der 
Manchester  Schiffskanal  ist  ein  Seekanal  — 
der  Binnenlandskanäle  fast  eauz. 

In  Schottland  war  der  erste  Kanal 
der  1780  in  Angriff  genommene  Forth-  und 
Clydekanal,  der  bedeutendste  aller  damaligen 
Kanäle.  Sein  Zweck  wie  seine  Al>messungen 
(über  2  m  'Wassertiete  und  17  m  Wasser- 
spiegel breite)  Hessen  ihn  damals  den  See- 


kanSlen  beizählen.  Ihm  folgte  der  in  Ta- 
belle I  behandelte  Kaledonische  Seekanal. 
Seit  etwa  1790  ruht  der  Kanalbau  in  Sehott- 
laod  so  gut  wie  ganz. 

In  Irland  datieren  die  ersten  Kanal- 
bauten  —  sie  bezweckten  die  Verbindung 
der  AVaaserläufe  Barrow,  Shannon,  Boyne, 
Erne  und  Liffcy  imter  eich  und  mit  den 
Haupthäfen  —  aus  den  Jahren  1770. 74.  Die 
Entwickehmg  des  Kanal netzes  ging  nach 
1800  ziemlich  rasch  vor  sich,  so  dass  es 
zur  Zeit  der  Einführung  der  Eisenbahnen 
im  wesentlichen  vollendet  war.  Seitdem  ist 
auch  in  Irland  nichts  für  Kanalbauten  ge- 
schehen. 

Dieser  frühzeitige  Stillstand  bedarf  näherer 
Darlegung,  Der  Bau  von  Kanälen  ist  in 
Grossbritannien  und  Irland  aus  der  Initia- 
tive Privater  hervorgegangen.  Diese  trugen 
die  Risiken,  aber  hatten  auch  die  Einnahmen, 
die  bis  zu  15  "/o  Dividende  und  mehr  be- 
tragen, da  der  Wasserverkohr  trotz  der  kleinen 
Abmessungen  der  Kanäle  und  ihrer  —  über- 
dies sehr  zahlreichen  —  Schleusen  demjeni- 
gen auf  den  Ijandstrassen  gof^nflber  sich 
sehr  überiegcn  zeigte.  Als  mit  dem  Bau 
von  Eisenbahnen,  dem  sich  ohnehin  jetzt 
das  Privatkapital  zuwendete,  der  lokale 
Verkehr  gegen  den  duithgehenden  an  Be- 
deutung verlor,  kauften  die  Eisenbahnen 
diejenigen  KanaJ  zwischen  strecken,  die  eiiicn 
durchgehenden  Wasserverkehr  ermöglicht 
hatten,  an  und  entzogen  diesen  Verbindungs- 
strecken den  Verkehr.  Die  Konzessions- 
urkunden schützten  zwar  davor,  dass  diese 
Strecken  gesperrt  oder  mit  ungebührlich 
hohen  Abgaben  belegt  wurden,  nicht  aber 
vor  »Reparaturen«  in  der  verkelirsreichsten 
und  besten  Jahreszeit.  Die  nicht  angekauften 
Kanalstrecken  veiiSdeteu  dureh  die  Beschrän- 
kung auf  den  ihnen  auch  nur  teilweise 
verbliebenen  Lokal  verkehr  \'ielfach  auch, 
und  ihre  Eigentümer  waren  froh,  sie  an  die 
Bahngesellsc-haften  für  Preise  verkaufen  zu 
können,  die  iramerliin  eine  geringe  sichere 
Verzinsung  des  ursprilnglichen  Anlagekapi- 
tals in  sich  schlössen.  Oft  auch  waren  tlie 
Besitzer  der  Eisenbahnaktien  gleichzeitig 
Besitzer  der  Kanäle.  Dann  voUzog  sich  die 
Operation  des  Lahmlegens  der  Kanäle  ziem- 
lich schmerzlos.  Uebrigens  waren  die  Kanal- 
zölle, zum  Teil  noch  im  18.  Jahrhundert, 
vielfach  in  einer  solchen  Höbe  konzessioniert 
worden,  dass  ihre  zeitweise  Unterbietung 
durch  niedrige  Bahntarife  —  wo  eine  solche 
sonst  erspriesslich  schien  —  den  Eisenbahn- 
gesellschaften keine  zu  grossen  Opfer  auf- 
erlegte. Im  Anfang  der  70er  Jahre  war 
der  Kampf  beendet:  Von  dem  gesamten 
wohl  betriebsfähigen,  aber  jetzt  bei  weitem 
nicht  mehr  vollständig  betriebenen  Kanal- 
nelz  Gross britanniens  und  Irlands  —  1035  km 
kanalisierte  Flüsse,  3847  km  Kanäle  —  mö- 
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gen  etwa  2600  km  ia  der  Hand  von  Eiaen- 
bahngesellscliaften.  der  Rest  in  Pnvatbesitz 
sein.  Staatliche  kflnstliche  Waseersbassen 
giebt  es  nicht. 

8.  Schweden  and  Norwegen.  In 
Schweden  hat  die  KeguHening  der  Göta- 
Elv  im  16,  Jahrhundert  unter  Gustav  Wasa 
be^nnen;  das  anfangs  misBglOckte  Werk 
der  Umwandlung  in  den  GOtakanal  ist  erst 
1832  vollendet  worden.  Die  KanMe  bilden 
zunieifit  nur  die  Verbindung  der  schiffbaren 
Seeen  mit  den  Fjorden  und  nnter  sich,  wo- 
bei die  zum  Teil  recht  grossen  HOhenunter- 
schiede  durch  Schleusentreppen  überwunden 
werden.  Die  wifthligsten  Strecken  sind  die 
vom  Kattegat  nach  dem  Wenemsee  —  Trol- 
hSttakanal  —  und  von  da  einerseits  nach 
Stockholm,  üpsala  und  der  Ostsee  zu, 
andererseits  durch  den  Wetternsee  (Göta- 
kanal)  nach  Norrköping  und  der  Ostsee  zn. 
An  diese  Hauptlinien  schliessen  sich  zahl- 
reiche Zweielinien,  so  dasa  Schweden  471  km 
kflnstliche  Wassetstrassen  besitzt,  von  denen 
^erdings  nur  etwa  200  km  gegraben  sind. 
Der  Bau  der  Kanäle  und  die  Musskanali- 
sieningen  sind,  nicht  immer  ohne  A.nregiing 
der  Regierung,  aber  doch  der  Hauptsache 
nach  von  Privaten  —  den  Eigentümern  und 
Inhabern  angrenzender  Güter,  Industrieen, 
Graben,  Forsten  —  event.  auch  von  Kirch- 
spielen, Gemeinden,  Provinzen  unternommen, 
der  Staat  hat  jedoch  wesentliche  Zuschüsse 
ik  fonds  peidu  geleistet  oder  zinslose  Dar- 
lehen gegeben.  Auf  dieser  gesunden  Orund- 
la^  haben  sich  die  Kanäle  recht  grit  ent- 
wickelt und  verzinsen  durch  Abgaben  ihr 
Baiikapilal  mit  durchschnittlich  2  bis  3°/o, 
wobei  zu  bemerken  bleibt,  daea  der  eigentliche 
Nutzen  für  die  Unternehmer  lediglich  in  der 
Ausnutzung  der  billigen  Wasserkraft  zu 
suchen  ist.  Die  sämtlichen  471  km  der 
schwedischen  künstlichen  Wasaerstrassen 
sind  im  Betriebe  von  Privaten  und  Gesell- 
schaften aller  Art 

In  Norwegen  sind  künstliche  Wasser- 
straascn  —  grösstenteils  Verbindung  der 
Seeen  unter  sich  und  mit  den  Fjorden  — 
erst  in  diesem  Jahrhundert  gebaut  und  deren 
grössle  Strecken  erst  nach  1890  vollendet 
worden.  Die  betreffenden,  sämtlich  vom 
Staat  erbauten  Verbindungen  sind  -.  Frederiks- 
halds  vasdrags  kanaler.  vom  Nordendc  des 
Oerje-Sees  nach  Frederüshald  und  durch 
den  Ide-,  Ringdals-  und  Single-Fjord  zum 
Kristiania-Fjora ,  Glommens  seilbare  LOb, 
von  Bena  am  Glommen  nach  Frederikstad 
am  Eristiania-Fjord  (mit  einigen  Zweiglinien), 
und  Skiensvasdragets  kanaler,  von  Eidsboi^ 
am  Bandakusee  Ober  Skien  zum  Frier-Fjord 
und  zur  Bohusbucht  des  Skagerraks,  Diese 
Wasserstrassen  bestehen  ans  69,40  km  Fjord- 
und  336,10  km  Binnenaeestreoken.  270,40  km 
Fliissstreckeu  ohne,  35,95  inn  Flussstrecken 


mit  Schleusen  und  nur  1.50  km  künstlich 
ausgehobenen  Strecken,  sind  also  zusammen 
713,35  km  lang.  (Wegen  der  Abweichung 
dieser  Zahl  von  denjenigen  der  Tabelle  im  Art. 
Binnenschiffahrt  vergl.  unten  sub  V.) 

9.  Russland.  Im  europäischen 
RuBsland  (ohne  Finland)  ffflltdie Her- 
stellung künstlicher  Schiffahrtsstrasaen  in 
das  18.  Jahrhundert;  den  Ladogakanal  legte 
Peter  der  Grosse  an.  Das  in  8  Systeme 
{Marien-,  Tichwin-,  WyschnewoloselieB-,  Her- 
zog Alexander  von  Württemberg-,  Dnjepr- 
Bug-,  Oginski-,  Beresina-  und  Ängustowo- 
Kanalsystem)  geteilte  Kanalnetz  verbindet 
im  wesentlichen  den  Ladogasee  und  das 
Stromgebiet  der  Newa  mit  der  Wolga  sowie 
die  Weichsel  mit  dem  Dnjenr.  Die  gesamten 
schiffbaren  künstlichen  Wasserstrassen  — 
1044  km  kanalisierte  Flflsse,  804  km  KanSle 
—  sind  staatlich. 

In  Finland  sind  an  künstlichen  Wasser- 
atrassen  zu  nennen  1. :  der  Saimakanal,  der, 
im  ganzen  56  km  lang,  auf  10  km  vorhan- 
dene Binnenseeen  benutzt  und,  mit  28 
Schleusen  daa  Gefälle  von  Wilmanstrand  am 
Swnaasee  zur  Bucht  von  Wiborg  überwin- 
dend, den  Saimasee  mit  der  Ostsee  verbindet, 
und  2. :  die  durch  2  Schleusen  hei^richtete 
Fahrt  auf  den  nOrdlich  von  Wilmanstrand 
liegenden  Seeen  des  Sawolar- Karelischen 
•Systems',  von  Wilmanstrand  bis  Jisalmi 
äOO  km  lang,  Besitz  und  Verwaltung  sind 
staatlich.  Im  Asiatischen  Russland 
verbindet  der  8  km  lange  Ob-Jenisseikanal 
den  40*J  km  langen  kanalisierten  Ket  mit 
dem  200  km  langen  kanalisierten  Koss  und 
so  indirekt,  durch  eine  für  Schiffe  von  47  m 
Länge,  7,:")  m  Breite,  1,25  m  Tiefgang,  bis 
zu  8  Monaten  im  Jahr  benutzbare  Schiff- 
fahrtsstrasse  von  im  ganzen  3035  km  lAnge, 
Tjumen,  wo  die  europäische  Bahn  von 
Jekatarinhurg  mündet,  mit  Irkutsk  am  Baikal- 
see. Auch  hier  sind  die  künstlichen  Schiff- 
fahrtsstrassen  staatlich. 

10.  Oesterreich-L'ngarn.  Die  72  km 
Kanäle  Cisleithaniens  sind  mit  Aus- 
nahme des  16.7  km  langen  Donau-  und  des 
4,1  km  langen  Lendkanala  lediglich  die 
»Kanälen  genannten  Äussenfahrwasseran  der 
adriatisclien  Kilste.  An  künstlichen  Wasser- 
strasscn  tritt  aber  in  wenigen  Jahren  hinzu 
die  Moldau,  die  von  Prag  abwärts  auf  öl. 
und  die  Elbe,  die  von  alelnik  bis  Aussig 
auf  70,8  km  Länge  kanalisiert  wird.  Sämt- 
liche künstliche  Wasserstrassen  sind  staatlich. 

Transleithanien  besitzt  den  Bega- 
kanal  (.56  km  Kanal,  59  km  kanalisierter 
FluBs).  der  von  Teinesvar  zur  Theiss  führt, 
und  den  Franz  Josephalcana],  der  von  Battina 
an  der  Donau  bis  O'Bocse  an  der  Theiss 
führt  und  Zweige  von  Bezdan  zur  Donau 
bei  Baja  und  von  Kis  Sztapar  zur  Donau  bei 
üjvidök  hat.    Von  seiner  Länge,   238,2  km 


.,*^jOOglc 
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znsammen.  Bind  235  km  für  Dampfschiffe 
befahrbar;  gegraben  siod  davon  etwa  93  Km. 
Die  elion  gegebenen  Zahlen  weichen  rnn 
denen  im  Art.  BinneDsehif  fahrt  a.a.O. 
ab,  weil  die  älteren  Uebersetzuogen  der  Magy- 
arischen Statistik  den  Franz  Josephskanal 
nicht  führten.  Dieser  ist  nämlich,  während  die 
115  km  des  Begakaaals  staatlich  sind,  in  Ver- 
waltung einer  Aktien gosellschaft,  und  zwar 
bis  1945,  wo  er  an  den  Staat  zurilckfällt, 
der  ihn  1870/75  erweitert  und  vergrßssert 
hatte.  Das  osinaniBche  Vilajet  Bosnien 
nebst  dem  Sandschak  Herzegowina  und 
die  Donauinsel  Ada-Kaieh  sind  ohne  künst- 
liche Wa.sserstras8en. 

11.  Vereinigt«  Staaten  von  Amerika. 
Hier  begann  der  Ball  von  Kanälen  luid  die 
Eanalisierung  von  Flflgsen,  ins  Auge  gefasst 
schon  unter  Washington,  im  ersten  Viertel 
des  19.  JahrhundertÄ  und  erreichte  —  aus 
ähnliehen  Orflndeo  wie  in  Grossbritannien 
und  Irland  —  eine  vorläufige  Eodfichaft 
zwischen  1850  imd  186Ü,  Dennoch  sind 
1890  noch  5413  km  künstlicher  WasBerBtrassen 
im  Betriebe  ^wesen,  und  zwar 


der  Einzelataaten   .    .    . 

konceHsionierter  (meist 
Eig6nl)nhn-)  Oesellschaf- 
ten  und  Privaten    .    . 

iler  Union 


kllnatl. 
Schiff- 

Btnusen 


12.  Britisch  Nordamerika.  Der  den 
Niagarafall  auf  der  canadischen  Seite  um- 
gehende Wellandkanal  wurde  1824  bis  1833 
(von  einer  Privatgesellschaft,  die  ihn  1841 
an  den  Staat  abtrat)  gebaut,  die  anderen 
Kanäle,  die  teils  Seitenkanäle  natürlicher 
Waascrläufe,  teils  Verbindungsstrecken  zwi- 
schen diesen  nnd  den  Seeen  unter  einander 
sowie  dieser  mit  dem  Meere  bilden,  in  den 
folgenden  Jahren ;  die  Bauten,  nnd  nament- 
lich Erweiterungen,  sind  bis  in  die  neueste 
Zeit  fortgesetzt.  Die  Länge  der  Kanäle  be- 
trägt etwa  425  km,  doch  sind  davon  189« 
nur  etwa  400  km  in  Betrieb  gewesen. 
Sämtliche  Kanäle  sind  staatlich. 

13.  Niederländisch  Ostindien.  Auf 
Java  ist  der  Tjiliwong  auf  2,G  km  Länge 
kanalisiert  und  durch  einen  3,2  km  langen 
Ableilungskanal  in  die  Javasee  geleitet.  Ein 
10,2  km  langer  Schiffahrtskanal  führt  von 
Bafavia  Altstadt  (Qi-oote  Boom)  parallel  der 


Küste  und  mündet  mit  2  je  1,5  km  langeu 
Armen  in  die  Docks  von  Tandjung  PrJnk. 
Vom  Krokol  River  führt  ausserdem  westlich 
von  Batavia  ein  Ableilungskanal  in  die 
Javasee. 

V.  Verhältnis  der  künstlichen  zu  den 
natürlichen  Wasserstrassen  im  Dent- 
schen  Reiche  nnd  in  fuideren  Lfindem. 

So  interessant  für  die  Beurteilung  dessen, 
was  ein  Land  zur  Entwickelung  seiner 
Wassen-erkehrswege  gethan  hat,  die  Kennt- 
nis des  oben  bczeiclineten  Verhältnisses  ist, 
so  schwierig  ist  die  ziflernmässige  Fest- 
stelhmg  desselben.  Denn  die  Statistiken 
der  einzeluen  Länder  sind  nicht  nach  gleichen 
Grundsätzen  bearbeitet,  nnd  selbst  da.  wo 
die  Entwiekelung  des  Wasserstrassennetzes 
ausreichend  ^nau  bebannt  ist,  ist  die  Zu- 
teilung der  einen  oder  der  anderen  Wasser- 
strasso  zu  der  Kategorie  der  künstlichen 
oder  der  natürlichen  nicht  ganz  einfach. 
Nach  Möglichkeit  sind  die  Zahlen  dev  fol- 
genden Tabelle  IV  für  alle  Ijänder  unter 
Zugrundelegung  derselben  Einteilung  er- 
mittelt, die  aus  den  »Tabelliuischen  Kach- 
richten* u.  8.  w.  des  Verfaeseis  erhellt. 

Auch  bei  Norwegen  stimmen  die  Zahlen 
der  Tabelle  IV  nicht  mit  den  im  Art 
Binnenschiffahrt  a.  a.  0.  enthaltenen 
überein,  indem  jetzt  für  die  ersteren  —  ein© 
offizielle  Statistik  soll  noch  1900  erscheinen 
—  der  Lomme  Atlas  over  Norge  (Kristiania 
1893)  benutzt  ist  Von  den  5171  km  nor- 
wegischer Fjorde  dient  natürlich  ein  grosser 
Teil  der  Seeschiffahrt  mit;  etwa  3000  km 
dieser  Fjorde  sind  als  ziemlich  befahrene 
AVasserstrassen  anzusehen. 
Tabelle  IV. 


Deutsches  Reich  (s.  Text 
S.  lOff.) 

Schweden 

Norwegen  (B.TextS.  131 

Europ  Russland  ohne 
Fmhind(3  Text  S  13l 

Cwleithanien     \a  Text 

TransleitbanienlS  13ff 

Italien 

Frankreii-h 

Spanien 

GrossbntBiinienu  Irland 

Niederl  linde 

Belgien 

Veremiffte  Staaten  von 
Amerika 

Britisth  ^ordame^lka 
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In  den  StatistikeD 
Meeres-      aJs  fllr  Dampf^hiffe 
teile         behhrbar  ausitrück- 
lich  bezeichnet 
Kilometer 
'i  Damnter  .     .     1769  •) 


5171 


■') 


*) 


•) 


VI.  Abgabenverhältnisse. 

Am  einfachsteE  gestalten  sich  die  Ab- 
^benverh^tnisse,  wenn  ein  Privater  mit 
Erlaubnis  des  Staates  und  der  Einspnichs- 
berechtigten  einen  Kaoal  baut.  Nutzt  er 
den  Kanal  nicht  durch  eigenen  Betrieb 
völlig  ans,  so  wird  ihm  wohl  ziemlich  in 
allen  Ländern  die  Abgabenerhebung  gestattet. 
Er  wird  die  Höhe  der  Abgaben  einerseits 
danach  zu  bemessen  haben,  dass  sein  eigener 
Betrieb  nicht  durch  frenwle  Betriebe  gestört 
wird,  andererseits  danacli,  dass  der  Verkehr 
den  Kanal  anderen  Verkehrswegen  vorzieht 
und  ihm  demnach  die  Abgaben,  im  Verein 
mit  den  von  ihm  in  seinem  eigenen  Betriebe 
erzielten  Frachteispaniissen  und  mit  etwai- 
gen Nebeneinnahmen  aus  Pachten  und 
Nutzungen,  eine  angemessene  Verzinsung 
lind  Tilgung  des  Baukapitals  einbringen. 

Aebnlich  liegen  die  Verhaltnisse,  wenn 
eine  Gen oasen Schaft  oder  Interessengemein- 
schaft irgend  einer  Art  den  Eanalban  unter- 
nommen hat. 

FOr  den  Anfang  werden  in  beiden  Fällen 
'lie  Abgaben  niedrig  angesetzt  werden  müs- 
sen, nm  dem  Kanal  erst  einen  Verkelir  zn- 
ZTifflhren,  und  dies  gilt  ganz  besonders  für 
^ocrkanäle,  wo  erst  nach  Jahren  fflr  die 
Kolonisten  ein  gewisser  Ceberschuss  in  ihren 
Torf-  und  Landwirtschaftsbetrieben  eintreten 
kann  und  wo  die  ünlernehmnng  schon  durch 
den  steigenden  Wert  der  von  ihr  bUlig  er- 
worbenen Gnindstücke  in  irgend  einer  Art 
(durch  Verkaufe  oder  durch  höhere  »Kanon»- 
sätze)  Einnahmen  erzielt. 

Biiut  eine  grosse  Interessengemeinschaft 
wie  der  Staat  Schiffahrtskanäle,  so  würde 
grundsätzlich  wohl  nur  dann  Abgaben  frei  heit 
gerechtfertigt  sein,  wenn  durch  die  Trans- 
porte, die  der  Kanal  verbüligt  oiler  erst  er- 
möglicht, in  absehbarer  Zeit  so  hohe  Werte 


geschaffen  werden,  dass  die  Gesamtsteuer- 
kraft des  Landes  mehr  gehoben  wird,  als 
sio  durch  zinslose  Hergabe  des  BaukapitaEs 
eingcbllsst  hat.  In  früherer  Zeit,  im  Deut- 
schen Reich  bis  etwa  IHUO,  ist  das  gewiss 
mehrfach  der  Fall  gewesen ;  der  Broniberger, 
der  Finow-')  nntl  der  Fried  rieh- Wilhelms- 
kanal (wie  noch  in  neuerer  Zeit  der  Bertin- 
Spandauer  Schiffahrtskanal)  haben  imbedingt 
das  in  ihnen  steckende  Baiikapital  durch 
Hebimg  der  Geaanifsteuerkraft  des  Ijandes 
mehr  als  eingebracht,  irnd  ähnlich  dürfte 
die  Sache  bei  einem  grossen  Teil  der  fran- 
zösischen, belgischen,  niederländischen  oder 
russischen  Kanäle  liegen.  Auch  jetzt  lassen 
sich  noch  Fälle  denken,  für  die  jene  oben 
formulierte  Bedingimg  zutrifft. 

Im  allgemeinen  wird  man  aber  jetzt, 
wo  andere  Kommunikationsmittel,  nament- 
lich Eisenbahnen,  im  besonderen  auch  Klein- 
i  bahnen,  reichlich  vorhanden  sind,  eine  In- 
anspruchnahme der  Gesamtsteuerkraft  des 
Staates  für  einen  Kanalbau  durch  Verzicht 
auf  Abgaben  nicht  mehr  gerechtfertigt  finden, 
sondern,  abgesehen  von  Gegenden,  die  nicht 
anders  erschlossen  werden  können  (Moore), 
nur  dann  Kanalbauten  ausführen,  wenn  Aus- 
sicht auf  eine  angemessene  Verziugung  und 
Tilgimg  des  Baukapitals  durch  Abgaben  vor- 
handen ist  Vorweg  schon  wird  man  auch 
die  jährlichen  Unterhai tungs-,  Wiederher- 
stellungs-  und  Schleusen betnebskosten  durch 
Abgaben  gedeckt  wissen  wollen. 

Diese  Fonlerungen  wenlen  besonders  da 
berechtigt  sein,  wo  —  wie  in  der  Mehrzahl 
der  Staaten  des  Deutschen  Reichs  —  der 
Staat  den  bei  weitem  grössteu  Teil  der 
Eisenbahnen  besitzt  und  verwaltet;  denn 
diesen  wird  durch  abgabenfreie  Kanäle  eine 
die  Bahneinnahmen  schmälernde  Kon- 
kurrenz gemacht,  und  das  so  an  VerkehrB- 
steiiern  eintretende  Minus  muss  durch 
stärkere  Anspannung  der  Gesamtsleuerkraft 
des  Landes  eingebracht  werden,  während 
Kanäle  (wie  übrigens  Eisenbahnen  auch) 
immerhin  niu-  einem  Teil  der  Steuerzahler 
zu  gute  kommen. 

Dafür  bringen  Kanäle  an  minderwertigen 
und  wegen  der  teueren  Eisen bahnf rächten 
ungenutzt  bleibenden  Gegenständen  grosse 
Mengen  überhaupt  erst  in  den  Verkehr  und 
schaffen,  da  die  betreffenden  Gegenstände 
grösstenteils  —  durch  Umformung  irgend 
einer  Art  veredelt  —  den  Eisenbahnen  zu- 
gehen, neuen  Verkehr. 

Beiden  Gesichtspunkte;!  folgend,  hat  man 
in  Preussen,  seit  1878  etwa,  mit  Büügimg 


*)  Es  ist  im  allgemeinen  anzunehmen,  daw 
auch  da,  wo  die  Statistiken  die  für  Dampf- 
schiffe befahrbaren  Waaserätrassen  nicht  fie- 
$onders  fuhren,  die  bei  weitem  grüsste  Zahl  der 
WasBeretraHEen  für  Dampfschiff  befahthnr  iat. 


')  Der  Finowkanal  verzinnte  übrigens  dnrch 
Abgaben  nach  eiuer  Äeusseruug  des  preussi- 
schen  Finanz  min  isters  v.  Miquel  ein  Kapital 
von  10  Millionen  Mark,  während  er  deren  viel- 
leicht 2  erfordert  habe. 
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Dentaches  Reich  .    .    .    . 

Schweden 

Norwegpen 

Enssland       (Europ&igchea, 
ohne  Finlaad)  .    .    .    . 

Cisleithanien 

Transleithanien    .    .    .    . 
Italien 


des  Landtags  daran  festgehalten,  dass  ältere 
Kanäle  Ueberschüsse  über  ihre  Verwaltungs- 
und  Unterhaltungskosten  •),  neue  aber,  meist 
unter  Mitheranziehung  der  betreffenden  Pro- 
vinzen und  I  nteressenten  verbände ,  nicht 
allein  jene  Kosten,  sondern  auch  etwa  3V*  % 
des  Baukapitals  zu  dessen  Verzinsung  und 
Tilgung  aufbringen  sollen. 

In  rrankreich,  wo  der  Staat  ilie  Eisen- 
bahnen eret  in  etwa  50  Jahfen  besitzen  wird, 
sind  die  Abgaben  auf  Staatswasserstrassen 
ganz  autgehoben,  es  ist  aber  neuerdings  man- 
cherseits  auf  die  Notwendigkeit  ihrer 'Wieder- 
einführung, im  Interesse  sogar  des  weiteren 
Ausbaaes  der  Wasserstrassen,  liingewiesen 
worden.  —  Auch  iu  den  Niederlanden  sind 
die  staatlichen  Waseerstrassen  abgabenh^i. 
Im  übrigen  giebt  über  die  auf  künstlichen 
Wasserstrassen  erhobenen  Abgaben,  in  — 
zum  Teil  freilich  nur  schätzungsweise  — 
auf  das  Tounenkilometer  reduzierten  Zahlen, 
die  "Tabelle  V  Auskunft. 

VIT.  Verkehr  ani  einigen  besonders  wich- 
tigen Kanälen  und  kanalisierten  Flüssen. 

Was   zunächst  das  Deutsche   Reich   an- 


!  verfassungareehtliche  Seite  der  Sache". 
Conrads  Jahrbücher,  dritte  Folge  Heft  X:  „Die 
SchiffahrtsBtnissen  im  Deutschen  Reich  u.  s.  w." 
von  Victor  Kurs,  sowie  S.  ITOf.  in  Heft  IX, 
Jahrgang  1898  der  Zeitschrift  tUr  Binnenschiff- 
fahrt (&rlin,  Siemenroth  und  Troschel) ;  an 
letzthezeichneter  Stelle  sind  die  wirklichen  Auf- 
wendungen des  preussischen  Staates  für  Binnes- 
schiffahrtsz wecke  nach  Möelichkeit  genau  be- 
rechnet. —  Die  märkisdien  Wasserstrassen 
brachten  nach  Eger,  „Die  Binnenschiffahrt  in 
Europa  und  Nordamerika".  Berlin  1899,  im 
Jahre  1897  2013000  Mark,  kosteten  an  Unter- 
haltung n.  a.  w.  995366  Mark,  verzinsten  also 
daneben  eine  —  gewiss  nicht  far  sie  aufge- 
wendete —  Summe  von  etwa  26  Millionen 
Mark  zn  rund  i%. 


Frankreich  .    .    .    ,   .    .1      oc 

Spanien I       ? 

Orossbritannien  Qud  Irland' 

Holland !      o,c 

Belgien :o,i3— 0,40 

Vereinig     Staaten     vonl 

Amerika o,( 

Britisch  Nordamerika  .    -k>,3o- 


betrifft,  so  liefert  die  Statistik  die  Zahlen 
für  die  wichtigsten  Durchgangspunkte  und 
damit  annähernd  die  der  kilometriachen 
Verkehrsdichte  auf  den  betreffenden 
Strecken.  (Auf  den  deutschen  vollspuri- 
gen Eisenbahnen  betrug  1896/97  diese 
Verkehrsdichte  581600  Tonnen,  1895  auf 
den  franzSsi seilen  Eisenbahnen  356000  Ton- 
nen, auf  den  deutschen  bezw.  französischen 
künstlichen  oder  natürlichen  Wasserstrassen 
750000  bezw.  306700  Tonnen,  auf  den  fran- 
zösischen Kanälen  allein  452000  Tonnen, 
welche  Zahlen  zum  Vergleich  dienen  können.) 
Die  Tabelle  VI  ergiebt  Näheres.  Zu 
bemerken  bleibt  dabei  erstens,  dass  zu- 
verlässige Berechnungen  der  Verkehrs  dichte 
ausser  denen  für  die  elsass-lotlmngischen. 
belgischen  und  fraozösischeu  Ranälen  nur 
für  die  ang^ebenen  deutsehen  Kanäle  vor- 
liegen, wtorend  die  anderen  Zahlen  immer- 
hin einigermassen  zweifelhaft  sind,  und 
zweitens,  dass  im  Deutschen  Reich  im 
G^ensatz  zu  Fraukreich  die  Verkehrsdichte 
auf  den  Hauptstromen  weit  grösser  ist  als 
auf  den  kan^isierten  Flüssen  oder  Kanälen. 
1898  betrug  sie  z.  B.  auf  der  Oder  in  der 
Gegend  von  Breslau  rund  2,  auf  der  Elbe 
oberhalb  Hambiu^  5,5,  auf  dem  Rhein  in 
der  untersten  deutschen  Strecke  rund  12 
Millionen  Tonnen. 

VIII.  Frachtsätze  anf  Kanälen. 

Auf  künstlichen  Wasseretrassen  gestattet 
zwar  die  stets  gleichmässige  Wassertiefe 
die  zweckmässige  Ausnutzung  des  Tiefgangs 
der  Fahrzeuge.  Dennoch  Shrt  man  aiif 
offenen  FlOsseu  ziuueist  billiger. 

Erstens  nämücli  erlauben  wenigstens 
grosse  breite  Ströme  die  Bildung  längerer 
Schleppzüge,  wodurch  die  Kraft  der  Motoi-oix 
vorteilhafter  ausgenutzt  wird.  Zweitens  be- 
wegen sich  —  Thal-  und  Bergfahrt  im 
Dui-chachnitt  gerechnet  —  die  Sclileppzi^e 
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beispielsweise  auf  dem  Rhein  mit  etwa  11,5, 
auf  der  Elbe  mit  etwa  9  km  in  der  Stunde, 
auf  Kanälen  (in  freier  Strecke)  tänd  meist 
niu  5  km  zulüssig;  jede  DiirchGohJeusuDg 
kostet  überdies  mindostens  ^.s  Stunde  Zeit ; 
die  Kanalreisen  sind  also  nieist  langsamer 
als  die  auf  freiem  Flusse.  Drittens  sind  auf 
künstlichen  'Woseerstrassen  meist  Abgaben 
zH  zahlen.  Die  beiden  letzteren  Grilnde 
treffen  auch  für  das  einzehi  fahrende  Schiff  zu. 

Reine  Eanalfrachtea  kommen  im  Deut- 
schen Reich,  abgesehen  von  einigen  elsass- 
lothring^ sehen  und  nordwestdeutschen  kleinen 
Wasserstraasen  sowie  dem  erst  1899  er- 
öffneten Kanal  Dortmund-Emshäfen,  selten 
vor,  weil  die  Schiffsreisen  sich  meist  über 
Fluss-  oder  auch  Binnen seestreckeu  mit  voll- 
ziehen. —  Auf  dem  2ii  km  langen  Ems- 
Jadekanal  werden  ffir  StOckgflter  etwa  1,5  Pf. 
]iro  Tonnenkilometer  geKahlt,  auf  der  Elbing- 
oberlSndischen  Wassers  trasse  nach  Dan  zig 
(84  km  Kanal,  68  km  Fluss)  1,9—2,6  Pf. 
für  Bolz  in  Kahnladungen,  auf  der  Route 
Stettin-Berlin  (96  km  Kanal,  99  km  Fluss) 
1,0—1,6  Pf.  für  Holz,  aber  2,1—3,3  Pf.  ffir 
Stflckgflter ,  auf  der  Route  Magdeburg- 
Stettin  2,1—2,6  Pf.  für  Stückgüter.  Von 
Bromberg  nach  Hambui^  (307  km  Kanal  und 
kanalisierter  Fluss,  512  km  freier  Fluss) 
1,4—1,9  Pf,  (Dagegen  werden  Massengüter 
auf  freien  grossen  Strömen  wie  Elbe  oder 
Rheia  für  0,8  Pf.  bis  imter  0,6  Pf.  pro 
Tonnenküometer  gefahren.) 

Ueber  eine  Anzahl  ausländischer  Fracht- 
sätze (allerdings  aucli  nicht  nur  retner 
lianalfrachlen)  bringt  Eger,  »Die  Binnen- 
BchiHahrt  in  Euro  ja  und  Nordamerika' 
{Berlin  1899)  Angaben.  Wichtiger  und  lehr- 
reicher für  deutsche  Verhältnisse  sind  die 
scharfsinnigen  und  ein^henden  Unter-  ■ 
Buchungen,  die  Svmpher  in  seinem  Werke 
»Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Rhein- 
Elbekanals.  (Berlin  1899)  über  die  theore- 
tisch richtige  Bemessung  der  Kanalfracht- 
sätze  für  ganz  bestimmte  konkrete  Verhält- 
nisse angestellt  hat.  Auf  sie  kann  hier 
nur  verwiesen  werden. 


1.  Seekanäle,  die  wesentliche  Routener- 
spamisse  für  die  Seeschiffahrt  ergeben,  sind 
zweckmässig,  wenn  ihr  Bau  nicht  unver- 
hältnismflssig  teuer  ist.  In  Konkurrenz  mit 
Binnenschiff ahrtsstrassen  und  selbst  mit 
Eisenbatmen,  also  als  Stichkauäle,  sind  sie 
nicht  immer  wirtschaftlich  vorteilhaft. 

2.  Die  Herstellung  von  Binnenlandska- 
nfilen  ist  nach  dem  heutigen  Stande  der 
Technik,  die  namentlich  grössere  Gefälle 
lächter  fiberwindet  als  früher,  nur  aus- 
nahmsweise so  teuer,  daas  sie  wirtschaftlich 
ungerechtfertigt  wäre. 

HandwSnerbnch  der  Staats wlBunachaft«!!.  Zweite 


TabeUe  VI. 

Jahr 

Tonnen  zn 

Deutsches  Reich. 

1000  kg 

Kaiser  Wilhelmskanal(See- 

Kanal) 

1899 

5  176910 

Kaiialiiiert«  Spree  zwischen 

Köpenick  und  Berlin 

1898 

3  ISO 854 

Finow-Xanal 

211360J 

Kttthenower  Schleuse  (Un- 

terhavel)   

I  815  S17 

Oder-Spreekanal  bei  Fürs- 

tenberg 

1468034 

Planer  Kanal  .... 

1349667 

Kanalisierter  Main  unter- 

halb Frankfurt    .    .    . 

1255411 

WeichBel-Durchstich,  ober- 

halb Danzig     .... 
Kanalisierte  Sh&t  bei  GU- 

910506 

dingen 

844289 

Wolteradorfer  Kanal     .    . 

707294 

Liebenwalder     Schleuse 

(Oberhavel) 

655  5Ö3 

Rhein-Mamekanal  bei  La- 

garde 

646669 

Brombereer  Kanal   .    .    . 

S8o»37 

Enifl-Jadekanal     \  Moor- 

111069 

1&7 

94000 

Schweden. 

Trolbättakanal,  imjahres- 

durchschoitt  etwa     .    . 

? 

350000 

Norwegen, Rnssland, 

Cisleithanien»), 

Tranaleithanieo. 

1896 

308000 

Italien. 

Kflstenkanal     Venedig- 

Brondolo 

1888 

649  336  ? 

Prankreich. 

rfaint  Qnentinkanal  .    .    . 

1895 

3994244 

Seuifoss* 

1  580  556 
1386380 

St.  Deniskanal     .... 

Spanien 

Kanal  von  Kastilien,dnrch- 

Bchnittlich 

1875,'90 

40000 

GroBsbritannien 

nnd  Irland. 

etwa 

Kanal  Leeds-Liverpool .    . 

1888 

Holland, 

Kanallinie    Amsterdam- 

Rotterdam    

1896 

1660451») 

kanal) 

n 

181370") 

Kanal    von    Brflgsel    zum 

Rnpelflnss     .... 

Vereinigte  Staaten 

von  Amerika. 

Eriekanal 

St.  CIlair-Flatakanal  .     . 

Britisch 

Nordamerika. 

Canal  Sanlt  Ste.  Marie 


')  Die  Registertonne  ist,  wie  flblii 
1500  kg  gerechnet.  *)  Angaben  fehlen. 
Aaflase.    V.  2 
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3.  Die  Abmessungen  der  Kanäle  und 
ihrer  Bauwerke  müssen  den  in  dCT  betref- 
fenden Stromgebieten  üblichen  Schiffen  mög- 
lichst entsprechen. 

4.  Die  Schiffe  für  die  Fahrt  auf  Kanälen 
bedürfen  einer  ratiouellen  Fonn  in  beinahe 
ebenso  hohem  Grade  wie  die  für  die  Fahrt 
auf  Strömen  und  grösseren  Binnenseeen. 

5.  Für  die  Fortbewegimg  der  Schiffe 
auf  Kanälen  kann  Segeln,  Zug  diirch  Men- 
schen, Pferde.  Maultiere,  durch  Dampf-, 
elektrische  oder  sonstige  Motoren,  je  nach 
Umständen  vorteilhaft  sein.  Die  erzielten 
reinen  Fahi^eschwindigkeiten  werden  aller- 
höchstens  15,  in  der  Regel  nur  etwa  5  km 

Sro  Stunde  betragen  dürfen  und  wer- 
en  A\ach  die  Zahl  der  notwendigen  Durch- 
Schleusungen  imd  die  Aufenllialte  vor  (und 
eventuell  hinter)  den  Schleusen  sehr  ver- 
min dert- 

6.  Frost  verhindert  in  Deutschland  die 
Benutzimg  der  Kanäle  nur  ganz  vereinzelt 
4,  meist  nur  2  Monate. 

7.  Die  Entwickclung  des  Kanalbaues  in 
Deutschland  steht  hinter  der  der  meisten 
anderen  Länder  nicht  zurück. 

H.  Die  frequen testen  der  deutschen  künst- 
lichen Wasseretrassen  bewältigen  einen 
stärkeren  Verkehr  als  der  Durchschnitt  der 
deutschen  Eisenbahnen. 

9.  Die  Frachten,  auch  auf  den  mit  Ab- 
gaben belasteten  künstlichen  Wasserstrassen, 
bleiben  hinter  deneu  der  Bahnen  immei- 
noch  weit"  ztu^lck  und  ermöglichen  Artikeln, 
die  sonst  vom  Verkehr  und  von  der  Verar- 
beitung und  Veredelung  ausgeschlossen 
wären,  den  Eintritt  in  Handel  und  Gewerbe. 
Der  wirtschaflhche  Nutzen  der  Kanäle  wird 
noch  wachsen,  wenn  es  gelingt,  die  bei 
ihrem  Betriebe  disponiblen  ^'asserkräfte  in 
Arbeit  irgend  einer  Art  umzusetzen.  Häufig 
lassen  sieb  mit  Kanalbauten  Iand\\-irt schaft- 
liche Meliorationen  der  durchzogen eu  Gegen- 
den verbinden,  so  dass  sie  auch  in  dieser 
Beziehung  eine  segensreiche  Rolle  im  wirt- 
schaftlichen Leben  spielen, 

X.  Projektierte  Kanalverbindon^en. 
1.  Im  Dentschen  Reiche.  Die  weitaus 
wichtigste  und  vor  mehr  als  4U  Jahren 
schon  ma  Auge  gefasste  Verbindung  ist  der 
Rhein-liVeser-Elbekaual.  Er  soll 
fflr  Schiffe  von  600  bis  8U0  Tonneu  passier- 
bar sein,  in  4()(),7  km  Lange  vom  Rhein  bei 
Laar  zur  Elbe  bei  Ueinrichsbei^,  gegenüber 
der  Mündung  des  I'lauer  Kanals  hei  Nie- 
gripp,  führen,  wobei  ein  102,1  km  langes 
Stück  des  Kanals  Dortinund-Emshäfen  benutzt 
wird,  Zweigkanäle  vermitteln  den  Verkehrmit 

bikmeter.  *)  Die  Zahlen  ledeuteii  nicht  die 
kUometriscbe  Verkehrsdichte ,  soudern  den  üe- 
aamtverkebr.  l 


Osnabrück,  derWeser(bei  Minden),  Linden  und 
Hannover,  Wülfol  imd  Hildesheim,  Lehrte, 
Peine,  Braiinschweig  (eventuell)  und  Magde- 
burg. Dadurch  würden  die  hochentwickelten 
und  volkreichen  Industriegebiete  zvinschen 
Rhein  und  Elbe  mit  dem  mehr  auf  Landwirt- 
schaft angewiesenen  Osten  in  eine  Verbindung 
gebracht,  die  —  zum  Vorteü  beider  Gebiete 
—  die  Frachten  auf  zwei,  ja  bis  auf  we- 
j  niger  als  ein  Drittel  der  bisherigen 
I  Eiaenbahnfrachten  herabsetzen  und  so  die 
"wirtschaftliche  Entfemung<;  des  Ostens  vom 
Westen,  die  jetzt  grösser  ist  als  die  von 
I  Amerika  oder  von  Südrussland,  entsprechend 
!  vermindern. 

Das  Projekt  ist  um  so  wichtiger,  als  von 
Niegrijip  bis  Berlin  eine  Wasserstrasse  für 
400  bis  500  Tonnen-Schiffe  vorhanden  ist 
und  als  sie  einmal  durch  Herstellung  eüies 
Berlin-Stettiner  Grossschiffahrtsweges  für 
600  bis  700  Tonnen-Schiffe,  das  andere  Mal 
durch  Ausbau  der  Wasaerstrasse  Kflstrin- 
Zantoch-Nakel-Bromberg  für  400  Tonnen- 
Schiffe  nach  dem  Osten  zu  bis  Oder  und 
Weichsel  fortgesetzt  werden  soll,  während 
gleichzeitig  auch  die  Warthe  zwisc'hen  Zan- 
toch  und  Posen  so  verbessert  werden  soll,  dass 
400  Tonne  n-Sehiffe,  wenn  auch  nur  wahrend 
etwa  einem  Drittel  des  Schiffahrtsjahres  mit 
voller  Ladung,  verkelu«n  können.  Im  äiis- 
sersten  Osten  sollen  die  ItLasurischen  Seeen 
mit  Königsberg  durch  eine  Wasaerstrasse 
fflr  I.W  Tonnen-Schiffe  verbunden  werden. 
Das  Schicksal  dieser  neuen  Kanalvorlage 
ist  zur  Zeit  {Ende  Juni  1900)  noch  unent^ 
schieden. 

Ein  selbständiges  grösseres  Projekt  ist 
die  Kanalverbindung  von  Riesa  nach  Leip- 
zig, vielleicht  mit  einer  Fortsetzung  zur 
Saale  bei  Krej^iau  oder  auch  Halle,  ein 
-jideres  die  Vergrössei-ung  (mit  zum  Teil 
■eränderter  Linienfflhnmg)  des  Donau-Main- 
kanals. Letzteres  hat  zur  Voraussetzung, 
dass  die  Donau  und  der  Maui  selbst  grössere 
Schiffbarkeit  als  jetzt  erhalten.  Auch  plant 
man  eine  Verbindung  von  Güstrow  durch 
den  Mflritzsee  zur  Havel  luid  vom  Schwe- 
riner See  uac.-h  Wismar. 

Andere  Projekte,  wie  namentlich  Ver- 
bindungen von  der  Oder  nach  dem  Posen  sehen 
und  von  der  Elbe  zur  Spree  und  zur  Oder, 
sind  noch  nicht  durel^arbeitet  luid  sollen 
hier  ebensowenig  l>esprochen  werden  wie 
die  vorsc-hietlenen  Verbesserungen  der  Moor- 
kanalnetze. 

Zwischen  dem  Dentschen  Reiche 
und  dem  Aualande.  Hier  ist  vor  allen  Din- 
gen der  Donau-Oderkanal  zu  nennen.  Er  soll 
von  Floridsdorf  bei  Wien  über  Schönkirchen, 
Göding,  Weisskirchen,  Prerau,  Mälir.  Ostraii 
bis  Oderberg  führen  (von  wo  die  ()der  bis 
Kosol  zu  kanalisieren  wäre)  und  auf  dieser 
yti-ei'ke   33;^  km  lang  werden,    123,ü  plus 
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23,0  m  Steigung  flberv,-inden  und  etwa 
130  ilfUlionen  Mark  kosten.  Zweigkanäle 
sollen  nach  Äiijezd,  Hniscliau.  Reich wal<lau, 
Erakau  und  eventuell  nach  ilelnik  (Elbe) 
fahren. 

Zweitens  wäre  zu  nennen  der  Donau- 
MoUlaii-Elbekanal ,  der  von  Komeuburg 
oberhalb  Wien  nach  Biidweis  in  222  km 
länge  führen,  394  m  Steigung  überwinden 
und  etwa  136  Millionen  Mark  kosten  soll. 
An  ihn  würde  sich  die  bereits  begonnene 
Sclüffbarmachnng  und  Kanalisiening  der 
Moldau  und  Elbe  von  Budweis  bis  Aussig 
anschliessen.  —  Auch  kleinere  Verbindungen 
nach  Holland  zu  sind  geplant. 

3.  Im  Auslände.  Die  betreffenden  Ver- 
biadungen  sind  meist  schon  sub  2  be- 
sprochen, so  das9  hier  nur  folgendes  zu  er- 
wähnen ist.  Marseille  soll  mit  der  RhOne 
durch  einen  etwa  54  km  langen  Kanal  ver- 
bunden werden.  In  Äiisfühning  begriffen 
ist  bereits  das  39  km  lange  fehlende  Stück 
Henilley-Cotton  bis  Pootadler  des  französi- 
schen 1) Mittellandkanals«  von  der  Marne  zur 
Saöne.  In  üngaro  plant  man  eine  neue 
Verbindung  von  der  Donau  bei  Budapest 
zur  Theiss,  wofür  vier  Linien  vorgeschlagen 
sind,  und  eine  —  zum  Teil  diu-ch  die  Eisen- 
bahn zu  bildende  —  Verbindung  der  Donau 
mit  dem  Adriatischen  Meer  bei  Fiume. 

Utteratur:  Anuer  dm  in  und  tinter  dem  TfM 
erwähnUn  SehrifUn:  Der  Suetkanal  und  »eint 
Enntitenmg ,  mm  Peaehek  -  VaUemann, 
Ctntralblaa  dtr  Bavverwalluitg  tom  S7.  V.  ISSS 
(enthält  auch  einiget  librr  den  Kaledonitehrn  und 
(rToet  Xoordhollandtehen  Kanal).  Diplomatie 
aad  CotttaUtr  Seporte-Egffplc.  —  Trade  af  Port 
Said  and  Suez  (logenannte  POriamenUberithte, 
Jährliek  ertehetnend;  Wetlmimiter).  —  Ihbel- 
lan$che  yaehrichlen  aber  die  ßätibaren  und  die 
rehigbaren  Waiaerttrattea  det  Deiiliehen  Etich», 
eon  VUUtr  Kurs,  Bfrlin  1894.  —  «Zeiltchrijl 
JSr  BiunentehigakH« ,  Jahrgg.  M94—1900, 
Berlin;  ebenio  »Dat  Srhiffix.  ~  H.  Pola- 
InMTVfcVr  i^Htma-  oder  Xicaraguakan<U,  Leipzig 
ISSS.  —  Ottide,  Pnygrtimme  et  Plans  du  VII 
temgrit  iiilernaiianal  de  yarigiiliiin,  Braieltet 
1898.  —  Ilaiidbueh  der  Ingenieiinrimnielmften, 
Leiptig  ISBiff.  —  Beriehlc  der  iateraalionalen 
Srhiffaiirltkongreiie.  —  Da>  Sehiffehebeirerk  bei 
Henrickenbarg,  von  Oerdav,  Berlin  1896.  — 
Victor  Knre. 
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Kapital. 

1.  Der  Begriff  dei«  K.  2.  DoRmengresetiichte 
des  KapitAlbeeriffes.  3.  Bestandteile  und  Arten 
des  K.    4.  Die  Funktion  dea  K.  in  der  Pro- 


daktion.  ö.  Die  Entstebnng  und  TermehruDg 
dea  K.    6.  Der  Kapitalismus, 

1.  Der  Begriff  des  K.  Das  Wort 
Kapital  stammt  aus  dem  mittelalterlichen 
Latein.  Capitale  —  capitalis  pars  dehiti 
bedeutete  zunächst  den  Hauptstamm  einer 
geliehenen  Geldsumme  im  Gegensatz  zu  den 
Zinsen,  dann  zinstragende  Geldsumme  über- 
haupt. Die  volkstümliche  Sprache  ist  dieser 
ursprungliehen  Deutung  bis  heute  nahe  ge- 
blieben, indem  sie  den  Samen  Kapital  vor- 
zugsweise auf  werbend  angelegte  Geld- 
summen anzuwenden  liebt.  Die  Wissen- 
schaft hat  sich  jedoch  veranlasst  gesehen, 
den  Namen  Kapital  einem  erweiterten  Be- 
griffe, oder  richtiger  gesagt,  einem  Paar 
von  erweiterten  Begriffen  zuzuwenden, 
denen  für  die  volkswirtschaftlichen  Probleme 
eine  hervorragende  Bedeutung  zukommt. 

Man  versteht  hiemach  unter  Kapital  1. 
einen  Vorrat  von  Produkten,  welche  ihrem 
Kigner  als  Mittel  privatwirlschaftlichen  Er- 
werbes oder  »zur  Bildmig  von  Einkommen« 
dienen  (Vorrat  produzierter  Erwerbs- 
mittel, Erwerbskapital,  Privatkapi- 
tal, ac<iuisitive  capital,  capital  simplement 
lucratif);  2.  einen  Vorrat  von  Produkten, 
welche  als  Mittel  einer  ferneren  Produktion 
dienen  (Vorrat  von  ^produzierten  Pro- 
duktionsmitteln« oder  -'Zwischenproduk- 
ten«, Produktivkapital,  Sozial-  oder 
volkswirtschaftliches  Kapital), 

Beiden  Begriffen  ist  gemeinsam,  dass  sie 
nicht  niu"  Geldsummen,  sondern  Vorräte  von 
Gütern  von  was  immer  für  einer  Art  um- 
fassen, falls  dieselben  sich  nur  als  »Produkte« 
charakterisieren;  vermöge  dieses  letzteren 
Erfordernisses  bleiben  ausgeschlossen  einer- 
seits die  zwar  als  »Güter«,  aber  nicht  als 
»Produkte«  geltenden  persönlichen  Arbeits- 
leistungen, andererseits  der  natürliche  Grund 
und  Boden.  Gemeinsam  ist  fem  er  die 
Widmung  zu  ii^nd  einer  Art  der  Gfltei^e- 
winnung  im  Gegensatze  zu  Zwecken  des 
unmittelbaren  Lebensgenusses ;  hierdurch 
scheidet  sich  der  Begriff  des  Kapitals  von 
dem  des  » Gen uss Vermögens«  (stock  for 
immediate  cousumptiou).  Dagegen  unter- 
scheiden sich  die  beiden  Kapitalbegriffe 
untereinander  dureh  die  Art  der  Gfltei^e- 
winnung,  auf  die  sie  Bezug  nehmen.  Der 
weitere  der  beiden  Begriffe,  der  des  Er- 
werbs- oder  Privatkapitals,  setzt  nämlich 
nur  die  Widmung  zu  irgend  einer  Art  des 
Gütorerwerljes  voraus,  der  nicht  gerade 
durch  Produktion,  sondern  z.  B.  auch  dui-eh 
Tausch,  Verleihen  oder  Vermieten  statt- 
haben kann,  während  der  engere  Begriff, 
der  des  Produktiv-  oder  Sozialkapitals,  die 
si>eciellere  Widmung  zur  Gütererzeugung 
oder  Produktion  ziu-  Voraussetzung  hat. 

Der  Begi-iff  des  Erwerbskapitfls  findet 
seinen    wissenschaftlichen   Si'hwerpunkt  in 
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der  Theorie  der  Verteilung  der  Güter:  man 
bezieht  sich  auf  ihn,  wenn  man  vom  "Kapi- ' 
talzinse«  oder  der  »Kajiitalrente«:  als  einem  j 
der  Hauptzweige  des  Einkommens  —  neben  j 
Grundrente,  Arbeitslohn  und  Untemehmei-- 1 
gewinn  —  spricht.  Dagegen  liegt  der  1 
Schwerpunkt  des  Begriffes  des  Produktiv- 1 
kapitals  nuf  dem  Gebiete  der  Volkswirt-  j 
scimtlichen  Ppoduttioni  mit  ihm  hat  manj 
zu  thun,  wenn  man  vom  »Kapitai<.  als  dem 
dritten  »Fakton  der  Produktion  neben  Natur  i 
und  Arbeit  spricht.  | 

Wie  sülion  angedeutet,  falleu  beide  Be-  j 
griffe,  wenn  sie  auch  eine  gewisse  Ver- 
waudtsoliaft  zeigen,  keineswegs  vollkommen 
zusammen.  Ihre  Benennung  mit  dem  gleichen 
Kamen  des  Kapitals  ist  die  Quelle  vieler 
Verwirnmgeti  geworden.  Indem  man  auf 
die  Bedeiitung  des  Unterschiedes,  den  wir 
in  dei'  Zweiteilung  in  Erwerbskapilal  und 
Pi-oduktivkapital  zum  Ausdnick  brachten, , 
nicht  genug  aufmerksam  war,  nahm  mau 
häufig  die  Rentenauelle  Kapital  für  einfacli 
identisch  mit  dem  Produktionsfattor  Kapital, 
was  in  weiterer  Folge  dazu  verleitete,  eine 
nähere  und  unmittelbai-ere  Beziehung 
zwiä<:heD  der  i-entetragendeu  Kiaft  des 
Kapitals  und  seiner  Mitwirkung  an  der 
Produktion  anzunehmen,  als  sie  tliatsächlich 
besteht  Das  Nähere  hieröber  sielic  im  Art. 
Zins. 

Zwei  ebcnfaDs  wolil  zu  unterscheidende 
Dinge  sind  ferner  die  realen  Güter,  die  das 
Ka[>ital  zusammensetzen,  und  die  privaten 
Besitz-  oder  Eigentumsrechte  dai'an.  Wenn 
man  vom  Kapital  als  »sozialer  Partei=  oder 
von  einem  Interessengegensatz  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  mid  dergleichen  spricht, 
meint  man  selbst  vorstand  Ich  nicht  die  sach- 
lichen Produktionsmittel,  die  diesen  Namen 
tragen ,  sondern  das  Privatkapitalistentum 
oder  die  Thatsache,  dass  jene  sachlichen 
Produktionsmittel  von  bestimmten  Individuen 
zu  ihrem  ausschliessiidien  Vorteil  besessen 
werden.  Auch  auf  diesen  unterschied  ist 
man  nicht  immer  genug  achtsam  gewesen. 
Insbesondere  ist  eine  unzulässige  "Verwechs- 
lung beider  Bogriffe  nicht  selten  in  dem 
Zusammenhange  geübt  worden,  dass  man, 
von  der  unbezwei feiten  Nützlichkeit  und 
Notwendigkeit  des  sachlichen  Produktions- 
instnuuentes  Kapital  ausgehend ,  dieselbe 
ohne  weiteres  auf  die  Nützlichkeit  und  Not- 
wendigkeit des  Privatkapitalistentum  8  um- 
deutete. Ein  solcher  Schiusa  ist,  wie 
namentlich  die  sozialistischen  Schriftsteller 
nicht  versäumt  haben  hervorzuheben,  selbst- 
verständlich ein  roreüiger. 

2.  Dogmengeschichte  des  Kapitalbe- 
griffes. Die  Feststellung  des  -wissenschaft- 
lichen Kapital  begriff  es  ist  der  Gegenstand 
einer  langwierigen  und  an  Meimmgsver- 
scldedenheiten  l>esondera  reichen  Entwicke- 


lung  gewesen.    In  derselben  lassen  sich  drei 
Perioden  untereclieiden. 

In  der  ersten  Periode  erfolgte  die  Er- 
weitenmg  des  Kapitalbegriffes  von  Geld- 
summen, tue  man  ursprünglich  allein  mit 
jenem  Namen  bezeichnet  hatte,  auf  Güter- 
Vorräte  überhaupt.  Diese  Erweiterung  war 
durch  die  berühmte  Kontroverse  vorbereitet 
woi-den,  deren  Gegenstand  die  kanonistische 
Lehre  von  der  Unfruchtbarkeit  des  Geldes 
und  von  der  Ungerechtigkeit  des  Ziusuehmen!i 
gewesen  wai-.  Indem  man  im  Verlaufe 
dieser  Kontroverse  stufenweise  zur  Erkenntr 
nia  kam,  dass  die  zinstragende  Kraft  de.*^ 
Geldes  cigentlicli  zurückzuführen  sei  auf 
die  Gewinne,  die  man  mit  den  für  das  Geld 
zu  erkaufenden  anderweitigen  Gütern  machen 
kOnne,  dann,  dass  für  die  Höhe  des  Kapital- 
zinses  es  \iel  mehr  auf  die  Fülle  der  Vor- 
räte an  solclien  anderweitigen  Gütern  als 
auf  die  Masse  des  vorliandonen  Geldes  an- 
komme, lag  es  schhcsslich  nahe,  dieso  Güter- 
vorräte aiich  als  das  wahre  »Kapital«  anzu- 
s]u-echen.  Diese  Umdeutung  des  Kapitalbe- 
gi-iffes  ei'folgto  formell  durch  Turgot, 
nachdem  zuvor  si'hon  Barbon i)  midHume 
den  sachliclien  Zusammenhang,  der  zwischen 
dem  XapitaLzinse  und  den  aufgesta]iclten 
Gütervorräten  {riches,  Stocks)  besteht,  auf 
das  klarste  dai^legt  liatten,  ohne  jedoch 
auf  letztere  den  Namen  des  Kapitals  aiis- 
drilckÜch  anzuwenden. 

In  der  zweiten  Periode,  die  durch  A. 
Smith  eingeleitet  wird.  löste  äch  vom  bis- 
herigen allgemeineren  Begriffe  der  zum  Er- 
werbe dienenden  Gütenorräte  als  ein  engerer 
Begiiff  jener  des  Produkt! vkapitals  oder  der 
zur  Produktion  dienenden  Gütervorräte 
ab.  Die  Brücke  zur  Konstruktion  dies<'s 
neuen  Begriffes  bildete  die  von  Smith  ge- 
machte Bemerkung,  dass  zwar  innerhalb 
einer  wirtschaftenden  Gesellschaft  einzelne 
Individuen  aiich  durch  Tausdi,  Verleihen 
oder  Vermieten  und  dei^leichen  einen  Er- 
werb ziehen,  dass  dagegen  die  wirtschaftende 
Gesellsciiaft  im  ganzen  sich  nicht  andei-s 
bereiclicrn  könuc  als  durch  Produktion  neuer 
Güter:  für  sie  können  daher  als  »Kapital«; 
nur  die  zur  Produktion  dienenden  Gttter- 
vorräte  gelten.  Dieser  »volkswirtschaftliche« 
Kapitalbegriff,  der  eine  für  die  Analyse  der 
Erscheinungen  der  volkswirtschaftlicheu 
Produktion  wichtige  Gütei^^ppe  glücklitth 
hervorhob;  überflügelte  binnen  kurzem  den 
älteren  und  weiteren  »privatwirtschaltlichen<. 
Kapitalbegriff  so  vollständig,  dass  man  iu 
wissenschaftlichen  Erörterungen  sich  ge- 
wöhnlich auf  ilin  allein  bezt^,  das  »Kapital' 
nur  nach  ihm  als  einen  »Inbegiiff  jirodu- 


')  Vgl.  den  ÄufaatE  von  Stephan  Bauer 
über  Barbon  in  Jahrb.  f.  Sst.  u.  Stat.,  N.  F. 
Bd.  21,  S.  561  ff.,  besonders  ÖT3. 
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rierter  Produktionsmittel  I,  zu  definieren  uud 
mu:  g&a?.  nebenbei  anzumerken  pflegte,  dass 
für  einzelne  lndi\-iduen  aucli  solche  Güter, 
die  nicht  der  Produktion  dienen,  vrie  z.  B. 
vermietete  "WohuliÄuser  oder  Möbel,  als 
Kapital  aufgefasst  werden  können.  Indem 
man  es  sonac:h  in  den  wissenschaftlichen 
Untersuchungen  nur  mit  einem  Kapitalbe- 
griffe zu  thun  zu  haben  glaubte,  geriet  man 
in  die  oben  angedeutete  irrtümliche  Ver- 
mischung und  Verwechslung  der  Eenten- 
ijuelle  Kapital  und  des  Prodiiktionsfaktors 
Kapital,  woran  sich  eine  nicht  minder  iiT- 
tflmliche  und  abtr^liche  Vermischung  ge- 
wisser recht  verschiedenartiger,  aber  unter 
demselben  Namen  abgehandelter  Probleme 
der  Gfltererzengimg  einerseits  und  der 
Gflterverteilung  andererseits  knüpfte.  Diese 
Vermischung  der  verschiedenen  Bogiiffe 
und  Probleme  ist  das  Wahi-zeichen  der 
zweiten  Periode, 

In  der  dritten  Periode  beginnt  man  end- 
lieh die  irrtflmlicli  vermischten  Begriffe  und 
Probleme  wieder  zu  sondern.  Den  Anlass 
dazu  gaben  zimilchst  sozialistische  und 
^kathedersozialistischo«  Schriftsteller,  wie 
Kodbertus  und  Ad.  Wagner,  indem  sie 
nachdrücklich  auf  den  gleichfalls  schon  oben 
PTwähnten  Unterschied  zwischen  den  realen 
Produktionsmitteln  und  den  privateu  Hgen- 
tumsrecliten  daran  huiRewiesen:  nm-  erstere 
seien  eine  wirtscliaftliche  Notwendigkeit, 
eine  =rein  ökonomische  Kategorie«,  letztere 
dagegen  eine  durch  den  historisch  gewor- 
denen Rechtszustand  bedingte  zufällige  Be- 
sonderheit, eine  blo>s  »historisch-rechtliche 
Kategorie».  Man  müsse  die  Funktina  des 
Kapitals  als  Aneignnngsmittel  oder  Renlen- 
ijuelle,  welche  Tirnktion  durch  den  Bestand 
privater  Eigentumsrechte  an  den  Produk- 
tionsmitteln bedingt  sei,  wohl  von  der  na- 
tilrlichen  Funktion  desselben  als  Produktions- 
werkzeug  unterscheiden.  Diese  Unterschei- 
dung wurde  neuestens  von  anderer  Seite 
noch  dahin  berichtigt  und  vervollständigt, 
dass  die  Rentenqnelie  vom  Produktions  Werk- 
zeug Kapital  sich  nicht  bloss  durch  den  Hin- 
zutritt privater'  i%entumsreehte ,  sondern 
aud>  dadurch  unterscheidet,  dass  sie  einen 
anderen  und  zwar  weiteren  Kreis  von  realen 
tiütem  umschliesst :  kurz,  dass  man  es  auch 
abgesehen  von  der  Betrachtung  der  recht- 
lichen Verhältnisse,  deren  Gegenstand  die 
KapitalgOter  sind,  in  der  Rcntenquelle  im<i 
im  Produktionsfaktor  Kapital  mit  zwei  von 
einander  verschiedenen  Realbegriffen  zu 
tLun  hat,  die  nur  infolge  eines  eigentümlichen 
Ganges  der  tei-minologiachen  Entwickelung 
denselben  Namen  tragen. 

Uebrigens  hat  gerade  der  Doppelsinn  des 
Wortes  Kapital  und  der  Umstand,  dass 
dessen  Beileutung  nicht  von  Anfang  an  fest- 
Etaad,    EODdem   gewissermassen   ei'st   nach 


Uebereinkommen  zu  vei^ben  war,  zu  allen 
Zeiten  da.s  Auftauchen  sehr  zahlreidier,  mehr 
otler  weniger  willkürlicher  Deutungs versuche 
begünstigt.  Inslwsondere  gab  einen  reich- 
liclien  Stoff  für  Meinungsverschiedenheiten 
die  Frage  ab,  ob  man  nicht  auch  den  Grund 
imd  Boden  sowie  die  persönliche  Arbeits- 
kraft in  den  Kapitallte^ff  aufnehmen  solle. 
Diese  Meinungsverschiedenheiten  sind  auch 
heute  noch  keineswegs  völlig  ausgegliclion. 
Im  folgenden  sollen  (lie  bemerkenswertesten 
der  von  der  obigen  B^jiffsaufstellung  ab- 
weichenden Auffassungen  kiu^  zusammen- 
gestellt werden.  Kay,  MacCuUoch  und 
nach  ihneu  manche  andere  rechnen  auch 
die  Personen  zum  Kapital.  Hermann 
versteht  unter  Kapital  »iede  dauernde  Gnmd- 
lage  einer  Nutzung,  (lie  Tauschwert  hat« 
(einschliesslich  des  Grandes  und  Bodens), 
Marx  diejenigen  Produktionsmittel,  welche 
in  der  Hand  von  Kapitalisten  *als  Exploi- 
tations-  imd  Beherrscnungsmittel  des  Arbei- 
ters dienen«.  Je  von  s  lediglich  die  Unter- 
haltnngsmittel  der  Arbeiter,  Walras  alle 
Güter,  die  melir  als  einmal  gehraucht  wer- 
den kOnnen,  also  die  ausdauernden  im  Ge- 
gensatze zu  den  verbrauch  liehen  Gütern. 
Knies  definiert  das  Kapital  als  »den  für 
eine  Wirtschaft  vorhandenen  Bestand  von 
(Konsumtions-,  Erwerbs-.  Produktions-)  Gü- 
tern, welcher  zur  Befriedigung  des  Bedarfes 
in  der  Zukunft  verwendbar  ist»,  Irving 
Fisher  noch  etwas  weiter  scldeclithiu  als 
den  Inbegriff  aller  überhaupt  vorhandenen 
Güter,  wälirend  C.  Menger  unlängst 
einen  interessanten  Versuch  gemacht  hat, 
den  ursprünglichen  Populai-begriff  des  Kapi- 
tals, wonach  mau  darunter  werbende  Geld- 
summen verstanden  hatte,  auch  für  das 
Gebiet-  der  Wissenschaft  wieder  zur  Geltung 
zu  bringen:  ihm  gilt  als  »Reatbegriff  des 
Kapitals«  »das  Vermögen  der  Erwerbswirt- 
schaft, .  . .  insofern  sein  Geldwert  Gegen- 
stand unseres  Ökonomischen  Kalküls  ist,  d.  i., 
wenn  dasselbe  sich  uns  rechnungsmässig  als 
eine  werbende  Geldsumme  darstellt«'). 

8.  Bestandteile  and  Arten  des  K. 
Im  Sinne  imserer  obigen  Begriff  sauf stelhmg 
umfasst  das  Produktivkapital  einer 
Tolkswiitschaft  alle  Stoffe  und  Werkzeuge 
der  nationalen  Produktion  (einschliesslich 
des  Handels) ,  soweit  sie  selbst  Arbeits- 
ei-zeugnisse  oder  Produkte  sind;  also  die 
Rollstoffe  (»Verwandlungsstoffe«  und  »Hilfs- 
stoffe), dje  Werkzeu^'C  im  engeren  Sinne 
des  Wortes,  die  Maschmen,  die  Arbeits-  und 
NutÄticre.  die  produktiven  Bauwerke  aller 
Art,  tlie  Werkstätten,  Fabriken,  Scheunen, 
StaUungen,  Magazine,  Strassen,  Eisenbahnen 
und   dergl.,    die   ]iroduktiveu   Meüorations- 
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anlagen,  Eiurichtiingen  und  Herstellungen 
an  Orund  und  Boden,  wie  Dämme,  Röhren- 
leitiingen,  Zäune  und  dergt.,  die  Wareiilager 
(als  Stoffe  des  Handels)  und  das  Geld  (als 
Werkzeug  desselben). 

Die  Bentenquclle  Kapital  (Erwerbs- 
oder  Privat^apital)  um^gt  ausser  sämtlichen 
Bestandteilen  des  Produktivkapitals  aucli 
noch  jene  Genussgüter,  welche  von  ihren 
Eigentömern  nielit  als  solche  benutzt,  son- 
dern —  z,  B.  im  Wege  des  Tausches,  Ver- 
leihens  oder  Vermietens  —  als  Mittel  des 
(JOtererwerbs  benutzt  werden;  wie  Miet- 
häuser, Leihhibliotheken  und  die  Unterhalts- 
mittel,  welche  die  ünternehmei'  ihren  Arbei- 
tern vorechiessen. 

Das  Kapital  zerfällt  in  das  stehende 
(feste,  Anlags-)  und  in  das  umlaufende 
(fltlsfiige,  Betriebs-)  Kapital.  Letzteres  um- 
fasst  jene  Kapitalgöter.  welclie  nur  eine  ein- 
malige Verwendung  zu  Prodnktions-  (Er- 
werbs-) Zwecken  zulassen  und  daher  in 
demjenigen  Proiluktions  -  (Erwerbs-)  Akte, 
in  welclieni  sie  Oberhaupt  zur  Verwendung 
gelangen,  mit  ihrem  ganzen  Werte  aufge- 
zehrt oder  liingegeben  werden  und  demnach 
such  das  Kostenkonto  dieses  Aktes  mit  ihi'em 
ganzen  Werte  belasten.  Das  stehende  Kapi- 
tal dagegen  ist  einer  wiederholten,  Aber 
mehrere  Produktjonaperioden  (Erwerbsakte) 
andauernden  Verwendung  fähig,  verliert 
während  jeder  derselben  nur  einen  Teil  sei- 
nes Wertes  und  belastet  dalier  auch  das 
Kostenkonto,  abgesehen  von  den  Zinsen, 
jedesmal  nur  mit  einer  Quote  (Ähnutzungs- 
oder  Amortisationsquote)  seines  Wertes. 

Von  unbeträchtlichen  Ausnahmen  abge- 
sehen wird  das  umlaufende  Kapital  eines 
Volkes  durch  die  Stoffe,  das  stehende  durch 
die  Werkzeuge  der  Produktion  daigestellt. 
Die  Verscliiedenheit  der  beiden  Kapital- 
begriffe macht  sich  übrigens  auch  hier  be- 
merklich, indem  manche  Güter,  als  Produk- 
tionswerkzeuge verwendet,  einen  wiederhol- 
ten, dagegen  als  Mittel  eines  privatwirt- 
ßdiaftlichen  Ei'werbes  angewendet  nur  einen 
einmahgen  Gebrauch  (durch  denselben  Be- 
sitzer) zulassen  und  daher  als  Bestandteile 
des  Produkt! vkapitals  zum  »sfehendenu,  da- 
gegen als  Bestandteil  des  Erwerbskapitals 
eines  einzelnen  Individuums  angesehen,  zum 
»umlaufenden»  Kapitale  dcssellieu  gewchnet 
werden  müsseu ;  letzteres  gilt  z.  B.  von 
Maschinen  i»  der  Hand  des  Maschinen fabri- 
kanten,  vom  (ielde  in  der  Hand  des  Kauf- 
manns. 

Man  pflegt  als  Cliaraktereigentümlichkeit 
des  stehenden  Kapitals  zu  bezeichnen,  dass 
es  seine  Bestimmung  schwei-er  wechseln 
könne  als  das  umlaufende.  Das  ist  niclit 
buchstäblich,  wohl  abei-  dem  Sinne  nach 
richtig.  Es  können  nämlich  zwar  auch  die- 
jenigen Gttter,  welche  das  umlaufende  Kapi- 


tal bilden,  in  der  Regel  Uire  Bestimmung 
nicht  melir  wechseln ;  z,  B.  die  einmal  vor- 
handene Wolle  wird  notwendig  zur  Tuch- 
erzeugung,  der  einmal  vorhandene  Indigo 
zum  Blaufärbeu,  der  vorhandene  Flachs  ziu- 
Leinwanderzeugung  benutzt  werden  müsseu. 
Aber  weil  sich  die  genannten  Stoffe  in  einer 
einzigen  Produktiousperiode  rasch  verzelirea, 
hat  man  verhältnismässig  oft  und  bald  die 
Wahl,  üb  man  den  aus  der  produktiven  Ver- 
wendung erzielten  Erlös  neuerlich  in  die- 
selbe Produktionsart  investiren,  also  damit 
abermals  Wolle,  Indigo  oder  Flachs  nach- 
schaffen oder  aber  ihm  eine  andere  Bestim- 
mung geben  ■will.  Diese  Wahlfreiheit  hat 
man  natürUch  bei  stehenden  Kapitalien,  die 
sich  erst  in  einer  längeren  Reihe  von  Pro- 
duktionsperioden allmäldich  abnutzen  und 
bezahlt  machen,  wie  bei  Maschinen,  Fabriks- 
anlagen und  dergl.,  viel  seltener  und  nach 
viel  längeren  Zwischenräumen,  innerhalb 
deren  viel  leichter  solche  Veränderungen  der 
Technik,  der  Bedürfnisse,  Koninnkturen  und 
dergl.  eintreten  können,  welche  einen  — 
nicht  reatisierbai'en  —  Bestimmungs Wechsel 
wünschenswert  machen  würden. 

4.  Die  Fanktioii  des  K.  in  der  Pro- 
duktion. Das  Kapital  ist  keine  originäi'e, 
selbständige  Produktionskraft.  Dies  sind 
nur  die  Naturki'äfte  und  die  ineDschliche 
Arbeit.  Alles,  was  wir  in  der  Gfltererzeu- 
gnng  ausrichten,  richten  wir  auf  dem  Wege_ 
aus,  dass  wir  unsere  Arbeit  mit  dei-  Thätig- 
keit  der  Naturkräfte  verbinden  und  dim;h 
ein  geschicktes  Eingreifen  in  die  Natur- 
prozesse letztere  zu  unserem  Vorteil  lenken, 
so  dass  als  Ei^bnis  der  durch  unsere  Ein- 
mischung hervorgerufene  ri  oder  geleiteten 
technischen ,  physikalischen ,  cbenuschen 
Prozesse  solche  Stoff  gestalten  oder  »Güter«; 
hen'orkommeu,  die  unseren  Bedürfnissen  zu 
dienen  imstande  sind.  Hierbei  besieht  je- 
doch in  der  Art  unseres  Vorgehens  ein  wich- 
tiger Unterschie<l,  Entweder  richten  wir 
unsere  Arbeit  ganz  unmittelbar  und  ohne 
weitere  Vorbereitiragen  auf  die  Erlangung 
derjenigen  (Genuss-)  Güter,  welche  wu-  für 
tue  Befriedigimg  unserer  Bedürfnisse  be- 
nötigen: z.  B.  wir  sammeln  die  von  der 
Natur  frei  dargebotenen ,  wild  wachsenden 
Früchte,  wir  lesen  die  auf  den  Strand  ge- 
spülten Meortiere  auf,  wir  brechen  mit  un- 
tKjwaifneter  Hand  das  Reisig  im  Walde. 
Oder  wir  schlagen  Produktion sumwege  ein, 
d.  i.  wir  erzeugen  mit  unsei-en  originäi-eii 
Produktivkräften  (Natur  und  Arbeit)  zunächst 
nicht  jene  Genussgüter,  auf  die  imsere  Eud- 
absicht  gerichtet  ist,  sondeni  irgendwelche 
i'Zwischenproduktce ,  die  uns  s)iäter  dazu 
behilflich  sein  sollen,  die  eigentlich  begehrten 
Genussgüter  be.*ser  oder  reichlicher  zu  er- 
langen :  z.  B.  wir  pflanzen  Fruehtbäiune,  wir 
fertigen  Angeln,  Netze  und  Boote  für  den 
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Jischfang  an,  i*-ir  graben  Erze,  bereiten  dar- 
aus Eisen  und  SbM  und  daraus  eine  Äxt 
zum  Hohffillen  und  derrf.  Die  auf  den  ver- 
schiedenen Etappen  des  Pi-oduklionsumweges 
zur  Entstehung  gelangenden  Zwischenpro- 
dukte (Fruehthaum,  ÄngeJ,  Netz,  Boot,  Erz, 
Eisen,  Stahl,  Äxt  etc.)  stellen  das  Kapital 
und  die  auf  Umwegen  vorgehende  Produk- 
tionaweise  die  k  a  p  i  t  a  1  i  s  t  i  s  c  h  e  Produktion 
in  dem  einen  Sinne  dieses  mebnleutigen 
Wortes  vor. 

Die  kapital  istischen  Produktionsumwege 
lohnen  eich  erfahrungsgemäss  diuch  grOssere 
Ei^ebigkeit,  ja  bilden  oftmals  den  einzigen 
Weg,  der  zum  beabsichtigten  Prodiiktions- 
ziele  führt.  Auf  der  aitderen  Seite  sind  sie 
in  der  Regel  mit  einem  Opfer  an  Zeit  ver 
bunden ;  man  muss  meiir  oder  weniger  lange 
warten,  ehe  aus  der  in  Produktions  um  wegen, 
z.B.  in  der  Anferti^ng  eines  Werkaeugs, 
in  der  Erzeugung  emes  Roh-  oder  Hilfs- 
stoffes, int  Bau  einer  Maschine,  m  der  An-' 
legun^  eines  Bergwerk stoUens  und  dergl. 
investierten  Arbeit  ein  genussreifes  Endpro- 
dukt entspringt.  Dabei  ist  die  Länge  imd 
Zeitdan  er  der  Produktionsumwege  unzähliger 
Abstufungen  fähig.  Im  ganzen  zeigt  die 
Erfahrung,  dass  die  technische  Ergiebigkeit 
der  Produktionsmethoden  mit  der  Verlänge- 
nuig  der  Produktionsumwege,  die  mit  der 
Einschaltung  zahlreicherer,  nur  mit  einem 
grösseren  Arbeite-  und  Zeitaufwande  iierzu- 
steUendei-  Zwischen  produkle  gleichbedeutend 
ist,  anwächst,  wenn  auch  über  einen  ge- 
vissen  Punkt  lünaus  nur  noch  in  abnehmen- 
dem !>Iasse. 

Die  grössere  technische  Ergiebigkeit  der 
kapitalistischen  Produktion  wird  sehr  zu- 
treffend damit  erkläi-t,  dass  die  Einschlagiiug 
von  Umwegen  gleichsam  ein  »Einfangen» 
TOii  Natiu'kräften  ermöglicht,  die  dann  als 
Hilfskräfte  mit  der  menschlichen  Arbeit  ver- 
einigt und  zur  Erreichung  des  schhesslichen 
Produktionszioles ,  das  immer  in  der  Her- 
stellung von  Genussgütern  besteht,  dienstimr 
gemacht  werden.  Am  deutlichsten  lässt  sich 
dies  ao  den  Maschinen  und  Werkzeugen 
verfolgen.  Derselbe  Vorgang  kehrt  aber 
auch  bei  allen  anderen  Arten  von  Zwischen- 
produkten wieder,  wenn  auch  in  einer  für 
das  Laienauge  weniger  leicht  erkennbaren 
Form. 

Der  Umstand,  dass  ein  Zeitopfer  von  der 
kapitalietisehen  Produktion  unzertrennlich 
ist.  hebt  das  Kapital,  wiewohl  es  an  sich 
keineswegs  eine  selbständige  Produktivkraft 
darstellt,  doch  zum  Bange  eines  immerhin 
selbsläntiig  zu  beachtenden  Faktors  der  Pro- 
duktion empor.  An  sich  ist  nämlich  das 
Kapital,  das  ja  selbst  ein  Erzei^is  von 
Arbeit  und  Naturkräften  ist,  keineswegs  im 

SIeichen  Range  neben  diesen  wahren  Pro- 
uktivkrftfteu  zu  nennen ;  sondern  es  ist  im 


Grunde  genommen  nichts  anderes  als  eine 
selbständig  benannte  Etappe  im  Fortschritt 
des  von  Natur  und  Arbeit  allein  geleisteteu 
Produktionswerkes.  Die  Kapitalgüter  sind 
gewissermassen  halbfertige  GenusMüter;  sie 
sind,  wie  Schäffle  einmal  treffend  sagt,, 
»das  Oenussvennfigen,  gleichsam  solange  es 
in  die  Halme  schiesst,  solange  es  als  an- 
schwellende Knospe  und  reifende  Frucht 
noch  im  Werden  ist«  (eine  Charakteristik, 
die  wieder  für  den  aus  Stoffen  bestehen- 
den Teil  des  Kapitals  leichter  in  die  Augen 
fällt,  allein  bei  richtiger  Auffassung  auch 
für  che  Produktions  werk  zeuge  nicht  we- 
niger zutrifft).  Sie  sind  nichts  Schaffendes, 
sondern  lediglich  etwas  Geschaffenes. 

Wüi'de  man  durch  die  kapitalistischen 
Produktionsumwege  hindurch  eben.so  rasch 
zu  dem  geaussreiien  Endprodukte  gelangen, 
als  man  etwa  wild  wachsende  Früchte  vom 
Baume  laugt,  so  würde  vom  Kapital  ids 
einem  Produktionsfaktor  nicht  die  Rede  sein. 
Es  wftre  selbst^■erständlich,  dass  jeder  Ai^ 
beiter  (oder,  insofern  zur  Bewältigung  der 
verschiedenen  hierbei  vorkommenden  Arbeits- 
aufgaben arbeitsteilige  Fertigkeiten  erforder- 
lich sind,  jede  Gruppe  von  zusammenwir- 
keuden  Arbeitern)  der  Reihe  nach  selbst 
^le  jene  Zwischenprodukte  herstellen  würde, 
über  die  der  technische  Weg  zur  Qowinnimg 
des  Endproduktes  hinführt;  nicht  anders  als 
etwa  ein  Tischler,  der  zum  Annagln  eines 
Kistendeckels  ein  Dutzend  Nägel  einzuschla- 
gen hat,  eben  ganz  einfach  der  Reihe  nach 
alle  zwölf  Nägel  einselüSgt.  Die  Arbeiter 
wCiKien  keine  Kapitalisten  brauchen ;  sie 
würden  auch  kein  Kajiital  brauchen,  son- 
dern dieses  unterwegs  maclien:  Produk- 
tion sbediugungcn ,  die  man  zum  Anfangen 
der  Produktion  brauchte,  wären  ausser  dem 
Gnind  und  Boden,  der  die  Rohstoffe  hei^ 
vorbringen  muss,  nichts  als  ein  paar  ge- 
schickte Hände. 

Weil  aber  die  ei^ebigen  kapitalistischen 
Produktionsumwege  zeitraubend  sind,  kann 
man  dieselben  nicht  ohne  weiteres,  sondern 
nur  unter  der  Bedingung  einschlagen,  dass 
man  von  Haus  ans  schon  einen  gewisseu 
GütervoiTat  besitzt,  aus  dem  die  Subsistenz 
der  Arbeitenden  wahrend  der  Zwischenzeit 
gedeckt  werden  kann,  die  zwischen  dem  Be- 
ginne der  ausholenden  Umwegsproduktion 
(z.  B.  der  Anlage  von  Baumwollpflanzungen, 
dem  Bau  von  Spinnmaschinen  und  dergi.) 
und  der  Erlangung  der  genussreiten  End- 
produkte (z.  B.  des  fertigen  Tuchrocks)  ver- 
streicht. Liefert  z.  B.  ein  Produktionsprozess, 
der  die  vorbereitende  Herstellung  zahlreicher 
Zwischenprodukte  erfordert,  erst  nach  drei 
Jahren  genussreife  Pi'odukte,  die  zur  Befrie- 
digung persünhcher  Bedürfnisse  verwendet 
werden  können,  so  muss  die  Bedtirfniss- 
befriedigung  der  Zwischenzeit  augenschein- 
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lieh  aus  einem  anderweitigen,  schon  vorher 
vorhandenen  Gütervorrate  bestritten  werden ; 
bezw.  wenn  ein  eoleher  Vorrat  nicht  oder 
nur  in  geringerer  Grösse  vorhanden  ist,  so 
muBS  eben  auf  so  weit  aiisliolende  Frodnk- 
tionsmethoden  Terzichtet  \md  mit  weniger 
weit  anaholenden,  aber  natflrlioh  auch  we- 
niger ergiebigen  Produktionsmethoden  vor- 
lieb genommen  werden. 

Jene  Gatervorräte ,  welche  die  mittler- 
weilige  Bedürfnisbehiedigung  bedecken 
BoUen,  darf  man  sich  aber  in  einer  vorge- 
schrittenen und  wohlorganisierten  Volkswirt- 
Bchaft  nicht  so  voretellen,  als  ob  sie  aws- 
schliesslich  o<ler  auch  nin-  der  Hauptsache 
nach  aus  bereits  vollständig  fertiggestellten 
nnd  bereitliegenden  Genussgütern,  z.  ß. 
ans  soviel  fertigen  Lebensmitteln,  Kleidern, 
HausgeiÄten  etc.  bestünden,  als  die  Produ- 
zenten während  der  ganzen  von  uns  bei- 
spielsweise mit  drei  Jahren  angenommenen 
Produktionsperiode  verbrauchen  werden.  So 
■wen^  man  in  einer  entwickelten  Volkswirt- 
8chan  die  Ersparnisse  in  toten  üeidschätzen 
thesauriert,  ebensowenig  stapelt  man  sie  in 
mtissig  daliegenden  und  s(^ar  dorn  natflr- 
Uchen  Verderben  ausgesetzten  mehrjährigen 
ToiTäten  fertiger  Genussgilter  auf,  sondern 
sie  bestellen  zimi  weitaus  grössten  Teile  aus 
Produkten,  die  noch  im  Werdezustande,  aber 
in  demselben  stufenweise  vei-scliieden  vor- 
geschritten sind,  so  dass  sie  (unter  Zusatz 
einer  gewissen  Vollendungsarbeit)  ebenso 
ratenweise  in  das  Stailium  der  Vollendung 
und  Genusereife  treten,  als  sie  während  des 
dreijährigen  Zeitraumes  successive  zum  Ge- 
nüsse benötigt  und  begehrt  werden.  Mit 
anderen  Worten:  jene  Anfangs  Vorräte  be- 
stehen der  Hauptsache  nach  aiis  Zwisehen- 
Srodukten  in  den  verschiedensten  Stadien 
es  "Werkf Ortschrittes  oder  aus  Kajiital- 
gfltern.  Und  in  diesem  Sinne  kann  und 
muss  man  sagen,  tlass  als  keineswegs  selbst- 
verständliche oder  ohne  weitci'es  gegebene 
dritte  Be<Iingung  einer  ergiebigen  Procmktion 
ausser  der  Natur  und  der  Ai-boit  das  Vor- 
handensein eines  aiisreichenden  Kapital- 
stockes gefordert  werfen  muss. 

6.  Die  Entstehung  und  Verniohning 
des  K.  Auf  welclie  Weise  gelangt  die 
Volkswirtschaft  in  den  Besitz  jenes  Kapital- 
stockes, den  wir  als  conditio  sine  qua  non 
fflr  die  Einschlagung  ergiebiger  Produfctions- 
metho*len  kennen  gelernt  liabenV 

Ueber  diese  Frage  herrscht,  vde  Ober  so 
viele  andere,  in  der  Wissenschaft  ein  etwas 
sonderbarer  Schulstreit.  Ein  Teil  behauptet, 
das  Kapital  müsse  erspart,  ein  anderer, 
es  müsse  produziert  werden.  Beide  Aus- 
sprüche sind  einseilig,  insofern  jetler  nur 
eine  von  zwei  Bedingungen  hervorhebt,  die 
vereint  zusammentreffen  müssen,  damit  Ka- 


pital gebildet  werden  kann.  Die  konkreten 
Kapitalgflter:  Rohstoffe,  Werkzeuge.Masehinen 
und  deigl.  müs.sen  nämlich  ganz  selbstter- 
ständlichl  um  zur  Entstehung  zu  gelangen, 
produziert;  werden.  Aber  damit  irgend  je- 
mand, der  noch  kein  Kapital  besitzt,  sondern 
bisher  von  der  Hand  in  den  Mimd  gelebt 
hat .  eich  darauf  einlassen  kann ,  blosse 
Zwischenprodukte  zu  erzeugen,  aus  denen 
erst  nach  einiger  Zeit,  z.  B.  erst  nach  drei 
Monaten  Geuussgüter  hervorgehen  werden, 
muss  er  offenbai'  zuvor  eine  andei«  Vorsorge 
getroffen  haben.  Er  muss  nämlich  seine 
Ansprüche  auf  unmittelbaren  Lebensgenuss 
durch  einige  Zeit  vorher  so  eingerichtet 
bezw,  so  eingeschränkt  haben,  dass  er  in 
seinen  laufenden  GOterzuflils.'fen  auch  noi-h 
die  Deckung  für  jene  drei  Monate  findet, 
während  welcher  die  neu  eingeschlagene 
kapitalistische  Produktion  smetliode  noeli 
keine  genussreifen  Früchte  liefom  wird.  Er 
wird  beispielsweise  während  der  letzten 
zwölf  Monate,  die  der  Produttion  der  Kapi- 
talgUter  vorangehen,  so  sparsam  gelebt  haben 
müssen,  dass  die  während  dieser  zwölf  Mo- 
nate erworbenen  Arbeitsfrilchte  nicht  bloss 
für  zwölf,  sondern  für  fünfzehn  Monate  zum 
Unterhalte  ausreichen. 

Und  ganz  dasselbe  gilt  für  jede  spätere 
Vermehrung  des  Kapitals.  Wenn  eine  Volks- 
wirtschaft bis  jetzt  ihre  Produktion  auf  dein 
Fusse  betrieben  hat,  dass  wegen  der  zahl- 
reichen Zwischenprodukte,  die  man  anfertigt, 
die  in  die  Produktion  investierte  Arlwit 
durchschnittlich  erst  nach  zwei  Jahren  ge- 
nussreife Früchte  liefert  und  es  sich  nun- 
mehr darum  handelt,  noch  mehr  kapitalisti- 
sche Zwischenglieder  einzuschalten,  wodurch 
z.  B.  die  Erlangimg  der  genuasreifen  End- 
produkte durchschnittlich  auf  zwei  nnd  ein 
halbes  Jahr  hinausgeschoben  wird,  so  i^t 
dies  nicht  anders  möglich,  als  wenn  die 
wirtschaftende  Gesellschaft  ihre  Lebensan- 
spräche  zeitweilig  so  einschiSukt,  dass  si«? 
mit  jenem  Gflteri'orrate,  mit  dem  sie  sonst 
den  Unterhalt  während  der  zweijährigen 
Produktionsdauer  zu  bestreiten  gehabt  hätte, 
nunmelir  für  das  verlängerte  Intervall  von 
zwei  und  einem  halben  Jahre  aus- 
langt. Anderenfalls  würde  ja  in  der  A'er- 
sorgung  eine  Lücke  entstehen  und  der  drin- 
gende nnmittelbai-e  Bedarf  nach  Genuss- 
raitteln  es  hindeni,  die  verfügbaren  Produktiv- 
kräfte in  Produktionsperiodeu  zu  investieren, 
die  ei-st  nach  so  langer  Zeit  reife  Befriodi- 
gungsmittel  her\-orbringen.  Mit  andere  u 
Worten:  die  Gesellschalt  muss  den  Lebens- 
bctlarf  fflr  ein  weiteres  halbes  Jalir  erspart 
haben,  ehe  sie  die  dm'ch schnittliche  Pi-o- 
duktionsperiode  um  ein  halbes  Jahr  Ter- 
längern  oder,  was  in  andercr  Form  dasselbe 
sagt,  ihren  Bestand  an  Zwischenprodukten 


Digitized  by  L.iOOQIC 


25 


mier  Kapitalgütern  in  dem  bezeichneten  Ver- 
hSItniBse  Termehren  kann '). 

6.  Der  Kapitalismas.  Man  pflegt  unsere 
heutige  Wirtscluiftsortlniing  und  iiisbefiondere 
'lie  Or^nisation  unserer  wirtecliaftlichen 
Produktion  als  eine  vonriegend  »kapitalisti- 
sche', zu  bezeichnen.  Man  legt  hierbei  diesem 
Worte  einen  anderen  Sinn  bei,  als  wir  in 
unseren  bisherigen  Auseinandersetzungen 
gefhun  hal>en.  Wir  nannten  bis  jetzt  jede 
Produlrtion  »kapitalistisch«,  in  deren  Verlauf 
flherhanpt  Kapifalgüter  verwendet  werden. 
In  dem  nunmehr  zu  erörternden  Sinne  ^) 
bezeichnet  man  dagegen  jene  Produktions- 
weise als  kapHalistisdi ,  welche  unter  der 
Herrscliaft  und  Leitung  der  Eügentfimer  des 
Kapitals,  der  Kapitalisten,  vor  sieh  geht. 

Dies  ist  in  der  That  heutzutage  ganz 
überwiegend  der  Fall.  Der  Umstand,  dass 
die  Verfügung  über  ein  ausreichendes  Ka- 
pital eine  unentbehrliche  Bedingung  für  jede 
einigermasseu  ergiebige  Produktion  bildet, 
dai^  die  vom  Kapital  nicht  unterstützte  Ar- 
beit für  sich  allein  fast  gar  nichts  ai^zu- 
richten  imstande  und  dass  endlich  das 
Kapital  keineswegs  ein  gleichmässig  ver- 
teiltes Gemeingut  aller  ist,  verschafft  den 
Inliabern  des  Kapitals  eine  erhebliche  L'ober- 
legenheif  über  die  besitzlosen  Inhaber  der 
Arbeitskraft.  Jene  treten  als  »Unternehmer« 
an  die  Spitze  des  gemeinsamen  Produktions- 
werkes.  Sie  führen  in  allen  Stadien  des- 
selben das  Kommando:  sie  entscheiden, 
welche  Gattungen  von  Pi'wlukten  und  in 
welcher  3Ienge  sie  erzeugt  werden  sollen, 
sie  leiten  luid  überwachen  die  Ausföhning, 
sie  teilen  jedem  Arbeiter  befehlend  seine 
Aufgabe  zu.  Sie  werden  femer  die  Eigen- 
tümer des  ganzen  ProdiUtL«,  während  die 
Arbeiter  für  ihren  Anteil  daran  im  ^xiiaus 
mit  einem  Pauaclialbetrag,  dem  vereinbarten 
Arbeitslohne,  abgefunden  werden.  Die  ge- 
samte Produktion  geht  so  auf  Gefahr  und 
Rechnung  der  Kapitalisten,  die  bei  normalem 
Gange  nach  Abfindung  der  Arbeiter  regel- 
mfcsig  ausser  der  Vergütung  für  ihre  un- 
mittelbare persönliche  llitarbeit  noch  eine 
im  Verhältnis  zur  Griis-se  des  eingebrachten 
Kapitals  stehende  'Kapitalrente«  sowie  unter 
Pmständen  auch  einen  »üntemehmergewinn« 
für  sich  erlangen,  welchem  letzteren  freilich 
auch  die  Möglichkeit  von  Kapitalverlusten 
gegenübersteht. 

Von  Seite  der  sozialistischen  und  katheder- 
sozialistischen  Schriftsteller  wird  grosses  Ge- 

')  Ueber  das  genaue  ziffermUssige  Verhält- 
nis zwischen  der  Qrßsse  des  „SnbBistenzfouds" 
nnd  der  änrcbschDittlichen  Dauer  der  kapitalis- 
tischen Produktionsperidde  a.  BUhm-Bawerk, 
Positive  Theorie  des  Kapitals,  H.  345  ff. 

')  Welcher  Ubrieeus  die  ältere  mit  dem 
Worte  „kapitalistisch"  veAnapfte  Bedentnng 
duttcJlt. 


wicht  darauf  gelegt,  dass  zwar  der  objektive 
Gebrauch  von  Kapital,  also  das  was  wir 
früher  als  »kapitali «tische  Produktion^  be- 
zeiclinet  haben,  eine  unbedingte  wirtschaft- 
liche Notwendigkeit,  dass  dagegen  die  Lei- 
tung und  Beherrschung  des  Produktions- 
prozesses dmrch  private  Kapitalisten  eine 
zufällige  historische  Besonderheit  sei,  die 
sich  lediglich  aiiE  dem  Boden  der  historisch 
gewonlenen  Gesellschafts-  und  Bechtsord- 
nung,  insbesondere  durch  die  Anerkennung 
des  Privateigentums  an  den  Kapitalgiltem, 
ausgebildet  habe  und  bei  einer  Veränderung 
unserer  Einrichtungen  denkbarerweise  auch 
wieder  in  Wegfall  kommen  könnte.  Dies 
ist  vollkommen  richtig.  Auch  in  unserer 
heutigen  Gesellschaftsordnung  finden  sich 
schon  zahlreiche  und  immer  häufiger  wer- 
dende Beispiele  »nicht  kapitahstiseher« 
Produktionsei nriciitun^n  zumal  in  den  staat- 
lichen Betrieben  und  in  jenen  der  Arbeiter- 
Produktivgenossenschaften,  und  eine  weitere 
EinschiSnknng,  ja  sogar  ein  gänzhches  Ver- 
schwinden der  kapitaJisti sehen  Produktions- 
foiTO  ist  begrifflich  keineswegs  undenkbar. 

Fi-eihch  ist  aber  die  begriffliche  Denk- 
barkeit einer  Produktionsordnungj  in  welcher 
privates  Kapitaleigentum  keinerlei  KoUe  mehr 
spielt,  not;h  keineswegs  gleichliedentend  mit 
einem  vollgiltigen  Beweis  für  die  über- 
wiegende Zweckmässigkeit  einer  solchen 
Einrichtung.  Gewiss  ist,  dass  sich  dem 
»Kapitalismus«  zahlreiche  ünvollkominen- 
heiten  und  Uebclstände  nachsagen  lassen, 
die  auf  die  verschiedensten  Lebensgebiete 
hinüherwirken ,  zum  Teil  aber  auch  schon 
auf  demjenigen  Gebiete  sich  füldbar  machen, 
auf  welchem  die  ureigenste  Wirksamkeit  des 
Kapitals  liegt:  auf  dem  Gebiete  der  Pro- 
duttion. So  pflegt  man  insbesondere  darauf 
hinzuweisen,  dass  die  l^eberlassung  des  in- 
dustriellen Kommandos  an  Tausende  von 
Privatkapitahsten  mit  sich  durchkreuzenden 
Sonderinteressen  eine  gewisse  Planlosigkeit 
der  Produktion  herbeiführe;  während  eine 
soziale  Leitung  der  nationalen  Produktion 
dieselbe  immerfort  in  Harmonie  mit  dem 
Volksbedarfe  halten  könnte,  führe  das  un- 
kontrollierte Sonderkommando  der  Privat^ 
kapitaliston  um-  zu  häufig  zu  einer  unhar- 
monischen Pi-odiiktion ,  die  in  einzelnen 
Zweigen  Ober  den  Bedarf  hinausgehe,  in 
anderen  hinter  ihm  zurückbleibe  und  so  das 
Auftreten  der  verhängnisvollen  Erscheinungen 
der  Ueberproduklion  und  der  Krisen  be- 
günstige. 

Elienso  gewiss  ist  aber  andererseits,  dass 
die  freie  Bethatigung  persönlicher  Kräfte 
und  Interessen,  die  einen  Gnindzug  des 
»Kapitalismus«  bildet,  auch  ihre  i-ort eilhaften 
Seiten  liat.  So  ist  es  z.  B.  nideugbar,  dass 
die  für  die  Forlschritte  der  nationalen  Pi'o- 
duktion  hochwichtige  Punktion  der  Kapital - 
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bildung,  welche  in  unserer  bislierigen  Wirt- 
schaf tsordnimg  fast  ausschliesslich  dem  freien 
Spartriebe  der  Fiivatkapitalisteu  ilberlassca 
war,  von  diesen  unter  tlein  Anreize  der  mit 
dem  Kapitalei^ntum  verbundenen  Vorteile, 
■wenn  nicht  in  vorwurfsfreier,  so  doch  jeden- 
falls in  wirksamer  Weise  crfiUIt  worden  ist, 
während  eine  andere  Organisation  der  Ka- 
pitaltiUdung  zum  mindesten  erst  die  Probe 
für  ilire  Befähigung  ablegen  müsste. 

Jedenfalls  überschreiten  indes  die  Er- 
wägungen, die  Ider  für  und  wider  anzustellen 
sind,  bei  weitem  die  Grenzen  desjenigen 
Gebietes,  welches  unter  der  Uebersclirift  des 
»Kapitals«:  zu  behandeln  ist.  Es  handelt 
sich  im  Grtmde  um  die  allumfassende  Frage 
der  besten  Organisation  der  wirtschaftenden 
Gesellschaft:  eine  Frage,  die  zu  der  Materie 
des  Kapitals  genug  Beziehung  hat,  um  auch 
hier  angedeutet  wei-den  zu  müssen,  die  je- 
doch ihre  erschöpfende  Erledigung  auder- 
w&ris  zu  finden  hat. 
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Eapltalrentensteaer. 


Zins-,  Reoten-,  Cuüponstiuer.  2.  Historische 
Kntwickelnng.  3.  Umfang  der  Steuer;  Steuer- 
oljekt,  Steuersubjekt.  4.  Abzug,  Steuerfreiheit, 
Stenerfuss.  5.  Anlage,  Einschätzung,  Erhebung, 
n.  Positive  Gesetzgebung.  6.  Preuaaeu. 
7.  Bajem.  8.  Warttemberg.  9.  Baden.  10. 
Hessen.  11.  Sachsen.  12.  Oeaterreich-Uneam. 
13.  England,  Prankreich.  ItaUen.  14.  BussTaud. 
15.  Sonstige  Staaten,  16.  Schlussbeuierkung. 
I,  AUgemeine  Grundsätze. 

1.  Begriff  nnd  Einteilung,  Kapital-, 
Kapitalrenten-,  Zins-,  Renten-,  Coupon- 
stener.  Tnler  den  Ertrags-  und  Objokt- 
steuern  nehmen  die  Vermögen ssfeuern  einen 
hen-orrageiiden  Platz  ein.  Soll  die  Steuer 
nun  von  dem  »erworbenen«  Vermögeu,  von 
den  verliehenen  Kapitalien  (Leihkapital), 
von  den  bezogenen  Renten  (Grundrenten. 
Zinsrenlen),  mit  einem  Worte  von  dem  Kapi- 
talvermögen imd  zwar  nach  Ausscheidung 
des  im  Gewerlie  und  zur  Arbeit  verwendeten 
Kapitals  (Risiko)  erhoben  werden,  danu  heisst 
sie  Kapitalstcuer. 

Je  nach  der  Erhebung  vom  Kapital  selbst, 
vom  Kapitalvermögen  oder  den  eigentlichen 
Zinsen,  Renten  heisst  sie  Kapital-  oder  Kapi- 
talrentensteuer. Wii-d  das  Kapital  an  der 
Quelle  erfasst,  d.  h.  M'ird  der  Schiddner  liei 
Ausgabe  von  Wertpapieren  selbst  besteuert 
imd  diesem  ilberlasseu,  dem  Gläubiger  bei 
der  Zinszahlung  die  Steuer  in  Abzug  zu 
bringen,  so  heisst  sie  Couponsfener.  Aber 
auch  der  Rentenertrag  selbst  ist  vei-schiedeu, 
und  danach  muss  auch  die  Kapitalrenten- 
Steuer  eingeteilt  werden.  Die  Hauplarten 
der  Leihzmsei'tragnisse  sind:  a)  aus  ver- 
sicherten und  unversicherten  Privat-,  Hypo- 
theken-, Faustpfandforderungen,  Lombardgi-- 
schäfteii,  verzinslichen  Wechseln,  Schuldver- 
schreibungen,(ieschäftsausstanden,  Depositen 
bei  Banken  und  dei-gl:  b)  aus  öffentlichen 
Wertpajiiereu.  Staatsschuldverschreibungen, 
Obligationen,  Eenteninskriptionen,  Schuldver- 
sciireibimgen  öffentlicher  Koiiwrationen,  Ge- 
meinden,   Erwerbsgesellscliaften,   Aktienge- 
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eeUscbafteD,  Frioi-itätsoblif^tionen  solcher  i 
Körperschaften,  StaDdesherren,  Fabriken, 
Eommaniiiten  etc.;  c)  Erträge,  Gewinnan- 
teile, Dividenden  aus  Aktien,  Kommandltan- 
teile  von  KommanditaktieDgesellschaften ; 
d)  Leib-,  Zeitrenteii  und  annuitäts weise  Ab- 
tra^ing  von  £apital&renten,  bei  deneu  das 
Xapital  in  Bentenform  ei-scheint;  e)  soge- 
nannte versteckte  Zinsen  bei  imverzinslicheu 
Forderungen,  welche  bei  Staatsanleihen  in 
der  Form  von  Lotterieprämien  unil  in  Privat- 
vertiägeu  in  der  Form  von  unverzinslichen 
Darlehen,  Kauf  Schillingsfristen  ^-orkommen 
lind  die  Beute  in  Kapitalform  ausbezahlt 
wird:  endlich  f)  Grundrenten,  Pachtzins, 
Erbzins,  sofem  diese  Renten  als  selbständiges 
Stetierobjekt  ei-fasst  werden  wollen. 

'2.  Historlaobe  Entwlckelnng.     Die  Be- 

stenemng  des  Kapitals  und  B«iitenein kommen» 
geht  auf  ältere  Zeit  zurück,  als  sewühnlich  an- 
eenommen  wird.  Schon  Griecnenlaud  und 
Rom  kannten  die  Besteneniiig  des  zinsbaren 
Kapitals,  wozu  Geldvorräte  und  Sklaven  ge- 
rechnet wurden-  Die  etruriache  Vermögens- 
steuer (eisphora)  wurde  zu  Zeiten  des  eihühten 
Staatsbedarfes  mit  einem  Fasse  von  2—b''„  er- 
hoben. Es  bestand  ein  allgemeiner  VermügenB- 
kataster.  In  Rom  wurde  nach  der  Verfassung 
von  Servius  Tullius  (206  v.  Chr.)  die  Venuügens- 
stener  nach  dem  Census  reguliert  und  unter 
Kaiser  Angnstus  (zur  Zeit  der  Geburt  Christi) 
—  Ev.  Lncä  2,  1  —  die  Stenerretorm  nach  dem 
Census  durchgeführt.  Die  diokletianische  capi- 
tatio  erfasste  den  bedeutendsten  Teil  des  antiken 
Kapitals  (Sklaven  und  Vieh],  danebeu  aber  auch 
das  Handelskapital.  Tu  Deutschland  trat 
die  Zins-  und  Verinügensstener  in  dem  altdeut- 
schen .Schoss",  „Losung"  in  vielen  Ländern 
auf.  .-vla  Reichssteuer  finden  wir  nach  Beachlnss 
des  Frankfurter  Reichstages  (1427)  eine  Steuer 
von  allem  Vermögen  der  Laien  über  200  fl., 
je  '  j  fl,  von  der  Summe  von  200— lOOÜ  fl.,  dann 
1  fl.  von  der  hühereu  Snmrae.  Sie  mnsste  in 
Nürnberg  abgeliefert  werden.  Im  Jahre  149.') 
wnrde  ebenfalls  eine  Vermügenssteuer  mit  ' ,  fl. 
von  aOO— 1000  fl,,  1  fl.  von  1000  fl.  und  da- 
rüber beschlossen.  Der  „gemeine  Pfennig"  wurde 
1542  als  deutsche  Reichssteuer  mit  '^"^  des 
Vermögens  erhoben,  was  in  den  Niederlanden 
ab  20ÜBter  Pfennig,  in  Bamberg  (1420)  als 
fOntzehnter  Pfennig  erscheint.  Nach  Nürn- 
berger Loauug  von  1525  und  1702  wurde  der 
sechate  ünlden  von  den  Henteu  und  Zinsen 
(16' ,  •  o)  des  übrigen  Vermögens,  nameatlich 
Barschaft,  mit  1  "o  Steuer  belegt.  Nach  Ul- 
mer Verordnung  von  1709  mit  ',(%  aus  rer- 
lieheoem  Vermögen,  Regensbui-g  (1795)  mit 
'i*i>  vom  ausgeliehenen  Kapital  besteuert.  lu 
Heasen-Darmstadt  sind  nach  der  Steuerin- 
struktion von  1656  „die  capitalia,  davon  die 
pensiones  noch  im  Gang  nnd  genossen  werden", 
und  nach  coburgiachem  Rundechreiben  von  15H9 
„das  ausgeliehene  Geld"  mit  Steuer  zu  belegen, 
InBajern  verliehen  die  Städte  im  14,Jahr- 
handert  (1396)  dem  Herzoge  eine  allgeraeiue 
Vermögenssteuer  Tom  zwanzigsten PfeuHig(5°(i), 
im  Anfang:  des  16,  Jahrhunderts  eine  Steuer 
Ton  S'o    von    den  Renten  des  Adels,  4".o  von 


der  Geistlichkeit,  Vt^a  von  dem  Vermögen  der 
Gewerbslente  und  2'*%  von  dem  Werte  des 
beweglichen  VermOgeiis  der  Bauern.  Nach  dem 
Steneredikte  Ton  1594  wnrden  die  Grundrenten 
der  Stifte  und  Klöster  mit  dem  zehnten  Pfennig 
(wenn  sie  aber  nicht  mit  den  StBdten  stimmen, 
dem  secbsten  Pfennig  =^  16', °ot,  die  Bauern 
mit  dem  vierzigsten  Pfennige  vom  Pfunde  =2 
16' I  '*„  belegt.  Die  Beamten  und  Diener  sind 
von  den  Besoldungen  steuerfrei,  aber  sie  be- 
zahlen aus  den  Reuten  von  Zehnten,  Zöllen  und 
angelegtem  Gelde  10°o,  In  der  Stadt  Hün- 
chen bcBtimrate  eine  Steuer- Verordnung  vom 
Jahre  1606,  daas  Zinarenten  mit  8  schweren 
Pfennigen  (3' j  °,'o)i  Hauszinsen  mit  5,  Leibge- 
dinge  mit  3  Pfennigen  vom  Gulden  besteuert 
weMen  sollten.  Schon  1647  wurde  die  Steuer 
von  10  "/o  *ut  alle  Zinsen,  welche  von  Privaten 
und  Korporationen  und  den  kurfürstlichen  und 
landschaitUchen  Ziaszahlämtem  erhoben  wurden, 
ausgedehnt  und  1648  auf  20 "^  erhöht.  Diese 
Zinsrenten iteuer  wurde  aber  nur  zu  Kriegs- 
zwecken nnd  in  anaserordentlicben  Fällen  er- 
hoben. 1667  trat  eine  Erhöhung  der  Gmnd- 
rentenstenet  ein,  dabei  aber  wurde  bewilligt, 
dass  diese  Abgabe  von  den  GrundLasten  in  Ab- 
zug gebracht  werden  dürfe  (mittelbare  Renten- 
besteueruug).  Im  18,  Jahrhundert  bürgerte  sich 
sodann  die'Reutensteuer  als  ständige  Steuer 
ein.  In  Mandaten  von  1771—1802  ist  bestimmt, 
dass  die  Pflegegericbte  und  Landsassen  nicht 
allein  von  deu  Vormundschaften,  sondern  allen 
geistlichen  und  weltlichen  Personen  von  deu 
I  vorliegenden  Kapitalien  die  Steuer  mit  5,  später 
10"  0  der  Zinsen  und  Renten  erheben  sollten 
(Zinssteuer Verordnung  von  1794),  Auch  die  üb- 
rigen Rentensteuem  wurden  verdoppelt 

Aebnlich  entwickelte  sich  die  Kapitalbe- 
steuerung in  Sachsen.  Nach  dem  Steueredikte 
von  14H1  (Codes  Angusteua)  mnsste  von  allem 
beweglichen  nnd  unbeweglichen  Vermögen  jähr- 
lich 1  fl.  von  1000  H.,  2  Groschen  von  lUO  fl. 
bezahlt  werden.  Jeder  Mensch  rnnsste  sich  auf 
Gewissen  und  Seelenheil  einschätzen.  Nach  dem 
Edikte  von  1561  sollten  nameutlich  alle  werbende 
Barschaft,  Zinsen,  so  anasec  Landes  gehen,  Geld, 
das  ausgeliehen  ist.  alles  werbende  Geld  ausser- 
hulb  Sachsens  mit  6  Pfennigen  von  jedem  Schock 
Kapitalwert  (1  Schock  =  6  Groschen  =  1  Mark 
Feinsilber)  bezahlt  werden,  was  einer  Steuer 
von  '^',±"0  ^"  Renten  gleichkommt.  Auch  für 
die  Markgrafschaft  Lausitz  war  im  Prager 
Vertrage  (1534)  verordnet,  dass  die  Steuer  nach 
der  Schätzung  des  Vermögens  angelegt  werden 
solle.  Im  Jahre  1628  wurde  die  Steuer  1  fl. 
von  100  fl,  Kapitalwert  des  ausgeliehenen  Ver- 
mögens, werbender  Barschaft  und  Zinsen,  regu- 
liert. Diese  Henteukapital Steuer  wurde  1660 
aufgehoben  und  1742  die  von  dem  englischen 
Minister  William  Pitt  nachgeahmte  progressive 
Einkommensteuer  eingeführt.  Von  nun  an  hört 
die  Pertonalsteucr  vom  Kapitalbesitz  nnd  Ren- 
teneinkommen auf;  nur  vorübergehend  (1813 
bis  lS33j  tancht  wieder  eine  besondere  Kapi- 
taliensteuer auf.  Erst  1850  wnrde  wieder  eine 
eigentliche  Reuten  Steuer  eingefdhrt. 

In  Oesterreich  entwickelte  sich  aus  der 
Türkenateuer  eine  allgemeine  klassiflzierte  Ver- 
mögenssteuer (1623),  in  Böhmen  war  bei  der 
direkten  Vermögenssteuer  (1527— lölil,  1537  bis 
1666)  das  zinstragende  Vermögen,  Erb-,  Kam- 
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,  bires  Geld,  Interesse  tragende  Eapi- 1 
talien  besonders  ins  Äuge  gefagst. 

In  England  ward  unter  der  Hestnuration 
und  Regiemngaieit  der  letzten  Staarts  (16GÜ 
bis  1668)  ~  nachdem  schon  1265  unter  Hein- 
rich II,  eine  Beetenemng  des  heweeflichen  Ver- 
mjigens  mit  6  d.  anf  1  £  in  der  Art  versncht 
worden  war,  dass  in  dem  ersten  J^ire  2  d.  nnd 
in  den  folgfmden  4  Jahren  je  1  d.  entrichtet 
werden  nnd  zwar  in  den  Kirchen  in  besonders 
aufgestellten  Käxten  bezahlt  werden  sollten  — 
eine  ordentliche  direkte  Vennügensatener  (Monats- 
anlage)  eingeführt,  wobei  die  Leib-  and  andere 
Braten  ansarücklich  ais  Steuerobjekte  benannt 
wurden.  16?0  ward  die  Stener  reformiert  nnd 
hierbei  die  Steuer  festgesetzt  mit  2  sh.  vom  £ 
aus  BeHoldongen,  6  sh.  von  100  £  beweglichen 
Vermögens  nnd  15  sh.  von  100  £  lal»  '/,  •/,) 
Kapital  der  Banken  und  Gläubiger  des  KDniga, 
insofern  sie  über  6  %  Zinsen  bezogen.  Diese 
besondere  Besteuerung  des  Leihkapitals  kehrte 
vor  dem  19.  Jahrhundert  nur  zweimal,  1688 
und  1S92,  wieder.  Im  letzten  Jahre  wurden  be- 
sonders die  Aktionäre  ins  Auge  gefasst  und 
zwar  die  der  ostindischen  Conipagnie  mit  ö"/« 
des  Ertrages,  der  afrikanischen  Compagnie  mit 
1  £  und  der  Hu dsonsbay- Compagnie  mit  5  £ 
von  jeder  Aktie.  In  den  Jahren  1701  und  1798 
wurde  mehrmals  der  Versuch  gemacht,  neben 
der  Einkommenstener  von  Handels-  und  Ge- 
werhekapital  6  d.  anfs  ^  [2^.1%)  »on  verzins- 
lichen Geldanlagen  3  d,  aufs  £  il'/j"o)i  'on 
Leibrenten,  Pensionen  etc.  4  sh.  aufs  £  (20",b) 
der  Jahresrenten  als  Königssteuer  zu  erheben. 
Doch  wurden  die  Steuern  immer  nach  kurzem 
Bestände  wieder  aufgehoben.  In  Schottland 
wurde  schon  viel  früher  eine  Kapitalrentenbe- 
atenemng  versucht.  1621  und  163ä  wurden  alle 
Zinsen  ans  Schuldscheinen  und  Verschreihungeu 
aller  Art  mit  5  und  später  mit  6'.i  %  besteuert. 
Da  damals  der  Zinafuss  10%  war,  erachtete 
man  die  Stener  für  zn  gering  und  verlangte 
von  den  10  ",„  noch  zwei  weitere  für  den  Künig 
(also  im  ganzen  26';,  "i^).  1690  wurde  die  Steuer 
wegen  Undurchfiihrbarkeit  aufgehoben.  Die 
Kapitalrenten  stener  trat  dann  erst  in  der  im 
Jahre  1U42  eingeführten  Einkommensteuer 
wieder  auf. 

In  Frankreich  war  bekanntlich 
nnd  lö,  Jahrhundert  angefangen  bis  zum  Ende 
des  Ancien  Regime  die  Wille  (talia)  die  Haupt- 
steuer. In  derselben  sind  auch  die  Renten  nnd 
andere  Einkünfte  besteuert.  Sie  wurde  anfangs 
nicht  regelmässig  erhoben,  sondern  von  den 
Reichsständen  auf  bestimmte  Jahre  und  für  be- 
stimmte Ausgaben  bewilligt.  Erst  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  wnrden  sie  den  Königen  zur 
Haltnng  eines  Soldbeeres  deäniriv  als  festes 
Steuereinkommen  bewilligt.  I,lni  Jahre  1498  war 
sie  mit  1,2  Mill.  £  (gleich  9,ö64  MÜI.  Francs 
hentigen  Geldes  nnd  (Wi,86  Mill.  Francs  heutigen 
Geldwertes)  In  den  Etats  generaux  eingesetzt.) 
Mit  Patent  von  1776  waren  die  Renten  mit 
ö%  belegt. 

In  den  altbrandenburgischen  Landen 
war  es  die  „Bede",  welche  als  allgemeine  Ver- 
mügenssteuer  auf  dem  Lande  nairh  dem  Zinae 
geregelt  war,  der  von  den  Bauernhufen  an  den 
ömndherrn  zu  zahlen  war.  Eine  besondere 
Entwickelung  der  Kapitalbesteuerung  hat  aber 
in  den  prenssischen  Landen  nie  stattgefundei 


8.  Umfang  der  Stener;  Stenerobjekt, 
Stenersnbjekt   Je  nach  tier  Art  der  Kapi- 
talbeate uening  (§  1)  richtet  sich  auch  der 
Umfang  der  Steuer.    Ale  specielle  Ertra^- 
stener  Boli  sie  nur  denjenigen  Teil  der  Zin- 
sen    aus      vorhandenem     Kapitalvermf^n 
treffen,   welcher   nach   Abzug    des   Risiko- 
zinses,   Assekuianzprämie   und    der   Rück- 
zahliingsrente  als  eigentlicher  Zins  erscheint 
Der  Umfang  muss  deshalb  in  den  Steuerge- 
setzen der  einzelnen  liäader  specifiziert  und 
exemplifiziert   werden,   ist  auch  nach  den 
verschiedenen    Stcuergesetzeii     ganz     ver- 
schieden. Eigentlich  soll  derjenige  Teil  dos 
Zinses,  welcher  Aber  den  GigeiiÜielteu  Ent- 
geh der  Kapitalniitznng  (landesilbliclier  Zins- 
fnss)   hinaus^ht,    keine   Steuern    bezahlen. 
Die  AuBticheidung   des  eigentlichen  Zinses 
und  der  landesüblichen  Kapitalnutzung  von 
dem  Bisikogewinn  imd  Festslellimg  des  Üb- 
lichen ZinsfuKses  ist  deshalb  so  sdiwer,  weil 
sich   letzterer   nach   ganz    anderen   Regein 
richtet   und    von    anderen    Umständen   ab- 
hängig  ist  als  von  der  Steuergesetzgebung 
und  weil  das  Risiko   nicht  bloss   den  Dar- 
lehen allein  Eigen tflmliehos  ist.  Jeder  Unter- 
uehmergewinn  in  Handel    und   Crewerbe  ist 
versteuert  trotz  des  ihm  anhaftenden  Risikos, 
es   ist  deshalb  auch  bei  riskanten  "Wertpa- 
pieren  oft  schwer  zu  sagen,  welches  Zins- 
erträgnis  der  Besteuerung   unterliegen  soll. 
Ebenso   schwierig   ist   die  Frage    der  Be- 
steuenmg   der   Leib-    und   Zeitren  ton,    bei 
welchen  eine  allmähliche  Zurückzahlung  des 
Kapitals     vorausgesetzt     ist.      Theoretisc'h 
richtig  ist,  dass  solche  annuitilts weise  rück- 
zahll^cn  Kapitalsrenten  ebenso  zu  besteuern 
seien  wie  sonstige  Zinsrenten,  da  bei  dein 
Annuitätskapita]  der  Gläubiger  des  Kapitals 
dem   Schuldner   das  Kapitid    selbst   hinge- 
geben hat  und    er  nunmehr  Renten  bezieht. 
Praktisch    winl    aber     solchen    Anstalten, 
welche  regelmäss^  Oeld  gegen  Rückzahlung 
hl  Annuitäten  ausleihen,  die  Yei^nstignng 
eingeräumt   werden  mflssen,  sich  von  ihrrn 
Schiddnem    die    Steuer  beitrage    nach     der 
Massgabe  der  ■wirklichen  Zinsen  abreehnea 
zu  lassen.     Bei  Rentenanstalten  auf  Gegen- 
seiligkeit,  bei  welchen  die  Anstalt  das  Risiko 
tri^  ist  die  Anstalt  die  Vereinigung    der 
Beitragenden  (Olänbiger  und  Schuldner  sirnl 
Ider  identisch),   welche  ihre  Einlagen    und 
die  Zinsen  wieder  nach  statutarischen  Regeln 
unter  sich  verteilen.    Ein  Steiierbeitrag  iUt 
Rentenempfänger  an  die  Gesellschaft  wird 
daher  nicht  stattzufinden  haben.   Schwierig- 
keiten bietet  hiercUu-eh  oft  die  Ausscheidung 
des  Geschäftskapitales  —  das   in  dem   Ge- 
werbsunternehmen arbeitende  Kapital,    dns 
mit    der  Erwerbsgewerbesteuer    zu   belegen 
ist  —  von  dem  » ausgeliehenen*  Leihkapital, 
das    allein    mit    der    Kapitalsteucr    gefasst 
werden  darf.    Elienso  unsicher  im  Prinf;ip^ 
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ist  auch  die  Anlage  der  Kapitalrentensteuer 
auf  versteckte  Zinsen,  die  entweder  in  un- 
vemnslicheii  FordeniDgen  (Kaufschillings- 
frifiteii  und  (lei^l.)  oder  in  PrSmieu-  und 
Lotterieanlehen  des  Staates  oder  anderen 
Korporationeu  stecken.  Richtig  wird  woiil 
auch  hier  ein  Erla^s  der  versteckten  Zinsen, 
deren  Feststellnng  dem  Ermessen  überlassen 
bleiben  muss,   mit  der  Rentensteuer  auzti- 


Die  weitaus  schwierigste  Frage  bleibt 
aber  bei  der  Kapitalrentensteuer  immer  die 
Frage  der  Besteuening  der  Aktiengesell- 
schaften, der  Erwerbs-  und  Wirtschaft^e- 
nossenschaften.  Die  Dividenden,  welche 
elgeutlich  den  Zins  aus  dem  Reinertrage 
düstellen,  unterscheiden  sich  wenig  von 
den  Zinsen  ans  Obligation&papiereu  und 
sollten  eigentlich  übemll  mit  der  Kapital- 
rentensteuer betroffen  werden,  dagegen  wird 
der  sonstige  Rentenertrag  aus  den  in  Ge- 
werben und  Gewerbsunternehmungen  ange- 
legten Betriebskapitalien  oder  der  zum 
Zwecke  des  gewerbsmässigen  Umsatzes  er- 
worbenen Wertiiapiere  (bei  Banken  und 
Bankiers)  besser  mit  der  Gewei-besteuor  zu 
belegen  sein.  Dass  bier  aber  ein  innigei 
Zusammenhang  zwischen  den  beiden  Steuer- 
arten beslehtj  ist  unzweifelhaft.  Von  In- 
teresse ist  die  Einreihnng  in  die  eine  oder 
andere  Steuer  selbstverständlicii  hauptsäch- 
lich wegen  des  Steuerfusses,  der  bei  der 
Eapitalsteuer  gewöhnlich  höher  ist  als  bei 
der  Gewerbesteuer.  Von  Wichtigkeit  ist 
hier  auch  die  Frage  des  Abzuges  bezw. 
Feststellung  des  Reinertrages,  worüber  unten 
sub  4  zu  handeln  sein  winl. 

Waa  dasSteuersubjekt  anbelangt, 
unterliegt  keiner  Schwengkeit  die  Besteue- 
rung jedes  Inländers  ans  den  Renten,  welche 
aus  inländischem  Kapitale  Qiessen.  Schwie- 
riger ist  schon  die  Frage  der  Besteuerung 
der  Inländer  aus  Renten  von  ausländischen 
Quellen  (Kapitalanlagen).  Hier  wilrde  wohl 
6a£  richtigste  sein,  diese  Renten  nach  Abzug 
der  im  Auslande  etwa  bezahlten  Steuern 
im  Inlande  zur  Besteuerung  heranzuziehen, 
selbst  auf  die  Gefahi-  hin,  eine  Doppelbe- 
steuenmg  vorzunehmen,  da  es  mangels  von 
Staatsvertr^n  Saclie  des  fremden  Staates 
ist,  diese  Renten  freizulassen  bezw.  die 
Steuer  abziehen  zu  lassen,  Ist  ja  doch 
jede  Kapitalste uec,  selbst  wenn  sie  Ertrags- 
oder  Ohjektsteuer  ist,  eine  Person alsteuer, 
der  jeder  im  Inlande  wohnende  Rentenbe- 
zieher mit  seinen  gesamten  Renten  unter- 
worfen sein  soll.  Der  im  Auslande  wohnende 
Staatsangehörige  wird  niu-  mit  den  aus  dem 
Inlande  stammenden  Kapitalrenten  durch 
Steuer  herangezogen  werden  können.  Aus- 
länder, welche  im  Inlande  wohnen  und  hier 
ihre  Reoten  geniessen,  werden  aucJi  für 
ihren   eämtlichen  Rentenbesitz  im   Inlande 


zur  Ka]>ital&teuer  herangezogen  werden 
müssen,  da  sicli,  wie  bemerkt,  die  Personal* 
bestenemng  nur  nach  dem  Wohnorte  des 
Renten besilzers  richten  kann. 

Anders  liegt  die  Sache,  wenn  nicht  der 
Rentenbesitzer  mit  dem  Rentenertrage,  son- 
dern wenn  das  Kapital  an  der  Quelle  be- 
steuert wird  (C  ou  po  n  s  t  e  u  e  r).  Hier  richtet 
sich  die  Besteuerung  nicht  nach  dem  Wohn- 
orte des  Rentenbesitzers,  sondern  deüi 
Schuldner  des  Darlehasgescliäftes.  Die^ 
nach  englischem  Vorbilde  geschatteue  und 
in  vielen  Ländern  eingefflhrte  Ziascoupon- 
steuer,  welche  die  Rente  in  Form  emer 
vom  Schuldner  vorschuss weise  zu  erhebenden 
Sfeiier  erfasst,  hat  allerdings  den  Vorzug 
einfachen  und  sicheren  VeiKihreus  und  er- 
mJiglicht  ohne  Mflhe  die  Heranziehung  aus- 
ländischer Besitzer,  inländischer  Effekten. 
Gegen  sie  spricht  aber,  dass  die  Renten  von 
Kapitalsanlagen  im  Auslände  sich  der  Be- 
steuerung meistens  entziehen  können,  weim 
sie  nicht  mit  der  Rentensteuer  vereinigt 
wird.  Dadurch  besteht  Gefahr,  dass  das 
Kapital  sich  von  inländischen  Anlagen  zu- 
rilckzieht  und  im  Auslände  Verwertung 
STicht.  Auch  darf  sie  nie  zu  hoch  sein,  da- 
mit nicht  die  Wertpapiere  im  Kurs  gedrückt 
werden,  in  welchem  Falle  meist  der  Staat 
selbst  die  Steuern  tnigen  müsste,  was 
wieder  dazu  fflhrt  und  geführt  hat,  für  ein- 
zelne Staatsanleihen  Steuerfreiheit  zu  ge- 
währeüj  ein  mit  Rücksicht  auf  die  Anlage- 
fähigkeit  des  Privat  kapitals,  des  Staatskredits 
und  der  Steuergerechtigkeit  immerhin  he- 
denkliches  Mittel. 

4.  Abzng.  Steuerfreiheit  Stenerf nss. 
Eine  grosse  Rolle  für  Festsetzung  des  Ren- 
tenerträgnisses  spielt  die  Fr^e,  was  an  den 
Renten  (Zins)  etwa  zu  zahlende  Schuld- 
Zinsen  und  andere  auf  den  Renten  lastende 
Lasten  dem  Rentenbesitzer  in  Abzug  ge- 
bracht werden  dürfen.  Diese  Frage  ist  in 
den  Steuergesetzen  verschieden  beantwortet. 
Will  die  Kapitalrentensteuer  eine  Ertrags- 
sleuer  sein  und  ist  sie  in  einem  Staate 
einem  Ertragssteuersystem  eingefügt,  so 
wird  der  Abzng  prineipiell  unzulässig  er- 
scheinen imd  —  ist  er  gestattet  —  die 
Forderung  der  Abzugsznlässigkeit  auch  bei 
den  übrigen  Steuern  imterstfltzen,  denn  es 
ist  in  ateuorrechtlicher  Bezielmng  doch  kein 
Unterschied,  ob  ich  die  Wertpapiere  im 
Kasten    liegen    habe    oder   in    Gnmd    und 


grösseren  Städten  —  eine  belichte  Kimital- 
anlage  —  anlege.  Anders  ist  die  Frage 
aus  BiUigkeitsgiflnden  oder  bei  Durchtahrurig 
des  Einkommensteuerprineips  zu  betreiben. 
Nicht  ausser  Auge  zu  lassen  ist  immerhin 
die  Thatsache,  dasa  bei  Nichtgewährung 
des  Schuld  Zinsenabzuges  die  Zinsen  doppelt 
und     zwar    mit     derselben    Steuer    heim 
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Schuldner  nod  beim  Glä\ibiger  belegt  sind. 
Die  Fi^ie  des  Schiddenabzuges  ist  iosbe- 
soüdere  bei  der  Besteuerung  der  Erwerbs- 
und Aktiengesellschaften  sowie  der  Banken 
in  der  Praxis  ungemeiu  schwer  zu  beant- 
worten; ea  würde  zu  weit  führen,  hier  diese 
Frage  eingehend  zu  besprechen. 

Steuerfreiheiten  sollen  bei  der 
Kapitali'enten Steuer  nach  der  Natur  der  Er- 
tragssteuer möglichst  beschränkt  sein.  Kleine 
Renten  kfinnen  steuerfrei  bleiben,  was  seinen 
(Jrund  in  der  proportioneilen  Progression 
der  Steuer  hat;  ebenso  Anstalten  luid  Kor- 
porationen, die  nur  der  Erziehung  und 
Vohlthaiigkeit  leben. 

Den  SteuerfuBS  betreffend  wird  wohl 
als  richtig  anerkannt  werden  müssen,  dass 
derselbe  höher  sein  darf  und  soll  als  bei 
<ler  Grund-  irnd  Haussteuer  und  auch  bei 
der  Gewerbe-  und  Einkommensteuer,  weil 
einerseits  die  Steuerkraft  eines  Rentenbe- 
sitzers ütierhaupt  eine  höhere  i.'^t  und  anderer- 
seits weil  das  sogenannte  fundierte  Ein- 
kommen eine  höhere  Belastung  verträgt  als 
dafi  unfundierte.  Aber  doch  rauss  mit  der 
nötigen  Zurückhaltung  vorgegangen  wenlen, 
weil  nicht  bloss  die  Kapitalrentensteuer  auf 
gewisse  Schulden  fiberwälzt  werden  kann, 
und  dann  doppelt  lästig  wirkt,  sondern  weil 
immer  die  Grfahr  besteht,  dass  das  Kapital 
sieh  dem  Auslande  zuwende. 

Eingehende  Bedenken  bei  den  gesetz- 
gebenden Faktoren  hat  auch  die  Frage  um- 
fasst,  ob  gegen  die  mögliche  Steuerüber- 
wälzung vom  Rentenbesitzer  auf  den 
Gläubiger  gesetzliclie'  Kautelen  gegeben 
werden  müssten.  Man  hat  auch  in  einigen 
Staaten  die  Ueberwälzung  mit  Strafe  be- 
droht unil  Verti-äge,  welche  eine  solche  Ab- 
wälzung beabsichtigen,  als  nichtig  erkläi*!; 
allein  bei  der  Couponbesteuoning  wird 
principiell  der  Schiddncr  besteuert,  wobei 
sich  der  Rentenbesitzer  bei  der  Zins  zaldung 
die  Steuer  höchstens  in  Abzug  bringen 
lassen  muss. 

6.  Anlage,  Einschätzang,  Erhebung. 
Die  Anlage  hat  fast  überall  zu  erfolgen  auf 
Gnmd  von  Selbstfassionen,  wobei  der  De- 
klamtionszwang  mit  strafieehtlichea  Kon- 
trollen umgeben  ist.  Hierbei  übt  Oeffent- 
lichkeit  der  Steuerlisten,  eidliche  Angabe 
des  Pflichtigen  —  nach  früherem  badischen 
Gesetze  —  Kontrolle  bei  Erbschaftsfällen, 
amtliche  Jlittcilung,  hohe  Hinterziehungs- 
und (Jrdnunpstrafen  den  besten  Einfluss. 
In  neuerer  ileit  wird  eine  Meldung  aber 
iiuch  des  Schuldners  (Staatsschuldbflclier, 
Wertpapiere  auf  Namen,  Schuldenahzugs- 
register,  Kapitaüenregister,  Angabe  der  Ri- 
vat-^eliuid  vcrsclireibimgen ,  Registrierungs- 
zwaug  für  die  Gläubiger,  ja  selbst  Meldan- 
gabe bei  Dejiositon,  Kassenabzflge  ffli'  Steuern 
tler   Einleger)   von   der  Finanzwissenschnft 


gefordert.    Allein   in   dieser  Beziehung   ist 
mit  einiger  Vorsicht  vorzugehen. 

Auf  Gnmd  dieser  Deklaration  und  auch 
ohne  sie  wird  die  steuerbare  Rente  durch 
eine  aus  bOt^rliehen  Elementen  als  Kon- 
troll-, Steuer^  und  Instanzkommission,  in 
denen  der  Fiskus  dnrcli  eigene  Organe 
(Staatsanwälte,  Vertreter,  Steuerinspektor) 
vertreten  sein  muss,  festgesetzt.  Die  Er- 
hebung hat  mit  den  anderen  Personalsteuern 
durch  die  Steuerbehörden  zu  erfolgen. 

II.  Positive  Geset^ebnng. 

6.  Prensaen.  In  Prensseii  besteht  eine 
eigene  Kapitalrentensteuer  nicht  Das  mobile 
Leihkapital  ist  in  dem  Einkommensteuer- 
gesetz, soweit  es  überhaupt  erfasst  wird, 
getroffen.  Sowohl  nach  den  früheren  Ein- 
kommensteuergesetzen als  nach  dem  G.  v. 
24.  Juni  1891  und  der  Ausführungsan- 
weisung vom  5.  August  1891  gS  7  und  62 
bezw.  Art.  7 — 9  unterliegt  der  Enkommen- 
steuer  alles  Einkommen  aus  Eapitalvermögen, 
als  Zinsen,  Renten  und  geldwerte  Vorteile 
aus  Kapitalien  jeder  Art,  soweit  diese  Be- 
züge nicht  bei  Landwirtschaft-.  Handel-  und 
Gewerbetreibenden  behufs  Ausmittelung  des 
steuerpflichligen  Einkommens  aus  Gnmd- 
vennf^en,  Pachtungen,  Handel  oder  Gewerbe 
als  Teile  des  Geschäftsertrages  in  Rechnung 
zu  bringen  sind.  Insbesondere  sind  aufge- 
fülu-t  ausser  Zinsen  und  Renten  aus  Kapi- 
talfordeningen  die  Dividenden,  Zinsen,  Aus- 
beuten imd  Gewinnanteile  von  Aktiengesell- 
schaften, Kommandit-,  Ei-werbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften, Zinsen,  welche  in 
unverzinslichen  Fordeningen  stecken  und 
vereinnahmte  Gewinne  aus  den  zu  Speku- 
lation sz  wecken  unternommenen  Veräusse- 
mngen  von  Wertpapieren  imd  Fordenmgen 
abzüglich  der  Verluste  bei  diesen  Geschflften. 
Es  macht  bei  der  Einkommensteuei-  keineu 
Unterschied,  ob  das  Kapital,  aus  welchem 
die  Renten  tliessen,  in  Preussen  oder  in 
einem  anderen  Bimdes.ftaate  otler  im  Äiis- 
lande  angelegt  ist  Als  landesüblicher  Zins- 
fuss  ist  4  ",'o  erklärt,  Dividenden  und  dei^L 
werden  nach  dem  Stande  der  Sleuererkläinrng 
und  im  Durchscbnittsertrage  der  letzten  2 
bezw.  3  Jahre  berechnet.  Der  Steuerfiiss 
bewegt  eich  in  Klassen  von  900  Marie  Renten 
angefangen  mit  ^la  ".'o  bis  3"/o  bei  lUOttO 
Mark  Einkommen  und  mehr  und  steigt  bei 
höheren  Einkommen  bis  4  "'o.  O'gl.  d.  Art, 
Einkommensteuer  in  Deutschland 
oben  Bd.  III  S.  383  ff,) 

Der  wiederholte,  insbesondere  im  lalire 
1S84  erneuerte  Vorsuch,  eine  Kajütalrenten- 
sleuer  als  Ertragssteuer  einzuführen, sclieiterte 
bisher  trotz  wäi'mslor  Befflrw'ortung. 

Erst  durch  die  sogen.  Ei^nzungssteucr 
vom  14.  Jidi  1893  §g  7  ff.  wui-de  auch  das 
Kapitalvermögen  (Bai'geld,   verzinsliche  und 
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iiuTerzinsliche  Forderungen,  Aktien-  und  An- 
teilscheine, Teil-  und  sonstige  Kenten)  der 
besonderen  Steuer  unterworfen.  Als  Abzug 
bei  Berecbouog  des  Aktiv  Vermögens  hat 
zu  gelten  der  bchuldenstaad  an  dinglichen 
und  persönlichen  Kapitalschulden  mit  Aus- 
nahme der  HaushalttingBschulden.  Der 
Steuersatz  ist  progressiv,  die  Yeranlagimg 
geschieht  auf  der  Grundlage  für  die  Vei-- 
anlaguug  der  Einkommensteuer.  U5chste 
Instanz  bildet  das  OberverwaUuneagericht. 
Das  weitere  siehe  im  Artikel  Einkom- 
menstener  a.  a.  0. 

7.  Bayern.  Am  Anfang  dieses  Jahr- 
handerts  —  im  Jabre  1809  —  wurden  in  Bayern 
alle  bisher  bestandenen  Personalstenern  aufge- 
hoben und  an  ihre  Stelle  trat  das  „Familien- 
Kbutzgeld",  eine  Ktassenateuer,  welche  in  Ziffer 
i  auch  eine  sehr  schonende  Kapitalien  tensteuer 
in  sich  begriff.  Dazn  kam  im  Jahre  1813  eine 
monatliche  Penonalliriegsstener,  welche'in  der 
III.  Klasse  die  Renten begitzer  in  16  Unter- 
klassen behandelte  und  sie  mit  '/j  "jj,  der  Rente, 
aber  öOOOO  fl.  Renten  aber  mit  weniger  belegte, 
einen  Schuldzinfiabzug  aber  nicht  gpestattete. 
Im  Jahre  1814  wurden  Schützgeld  und  Kriees' 
Steuer  aufgehoben  und  eine  „allgemeine  Ya- 
miliensteuer"  auf  Grundlage  des  Schntzgeldea 
eingeführt.  Die  Tl.  Klasse  enthielt  eine  Kapi- 
tairentenstener,  aber  sehr  unausgebildet.  Neben 
der  Familiens teuer  waren  nur  Oiuud-,  HauS', 
GeKUe-  und  üeirerbesteuer  eingeführt.  Eine 
besondere  Besteuerung  des  peraönlichen  Er- 
werbes und  der  Renten  blieb  ans. 

Erst  das  Jahr  1848  zeitigte  eine  vollständige 
Umwälzung.  Die  Regierung  legte  einen  Ent- 
wurf von  nur  9  Artikeln  vor,  nach  dem  die 
Darl eh nsf Ordernngen  aller  Art  und  Aktien  einer 
Steuer  von  3  Kreuzer  vom  Uulden  (6'/(,t  anter- 
vorfen  aein,Wob]thiltigkeitsanstalten  derStaaten, 
Bankgeschäfte  und  Sparkassen  frei  bleiben  sollten. 
Der  Pflichtige  sollte  „auf  Ehre  und  GewiBsen" 
fatieren,  ein  Ausschuss  die  Steuer  festsetzen. 
Der  Gesetzentwurf  wurde  bald  umgeändert,  der 
Steuerfuss  auf  2  Kreuzer  (3' j  %)  erniedrigt, 
der  Abzug  von  Passivzinsen  gestattet,  Steuer- 
freiheit auf  Kultusstiftnngen  ausgedehnt  und 
ein  Stenerminimum  von  ICKXi  Gulden  freigelassen. 
Der  Sienerertrag  war  minimal.  498474  Gulden  ' 
eotspracben  einem  Reutenertrage  von  15  und 
einem  Kapital  von  335  Millionen  Gulden.  Schon 
am  11.  Juli  1850  wnrde  ein  neues  Gesetz,  eine 
Vereinigung  des  Einkoramen-  und  Kapitalrenten- 
steuergesetzes  sanktioniert,  in  dem  der  Grund- 
satz einer  progressiven  Einkommensteuer  zur 
Geltnng  gebracht  wnrde.  Der  Ertrag  —  ins- 
besondere mit  Rücksicht  auf  das  englische  Ein- 
hommenetenergesetz  —  blieb  wieder  hinter  den 
Erwartungen  zurilck.  Dieses  Gesetz  wurde 
durch  ein  neueä,  infolge  Aufhebung  des  formell 
verbundenen  Einkommensteuergesetzes  not- 
wendig gewordenes  Kapitalrente nsteuergesetz 
vom  31.  Mai  1856  ersetzt,  das  einen  progres- 
siven StenerftisB  von  l—'i°.^  von  den  Renten 
einführte;  der  Abzug  der  Passivzinsen  wurde 
gestattet.  Der  finanzielle  Ertrag  war  nicht  un- 
günstig. Er  stieg  im  Jahre  18ÖS/Ö9  auf  800000 
Gulden,  was  bei  eiuem  durchschnittlichen  Steuet- 
fosse  von  2  °/g  einer  Rente    von  32  Millionen 


und  diese  bei  4  "/„  Zins  einem  Kapital  von  800 
Millionen  Gulden  entspricht 

Mit  G.  V.  19.  Mai  1881  wurde  sodann 
dieses  Gesetz,  auf  der  bisherigen  Grundlage 
verbleibend,  revidiert  und  mit  Deklaration 
vom  21.  April  1884  der  Kreis  der  Steuer- 
befreiungen erweitert. 

Nach  diesen  Gesetzen  sind  in  Bayern 
alle  Zinsen-  und  Kenten  aus  Reichs-  imd 
Staatsanlehen  deutscher  und  ausserdeutscher 
Staaten,  Anlehen  der  Gemeinden  und  öffent- 
lichen Verbände,  Zinsen  jeder  Art  von  Kapi- 
talien, versicherten  und  nicht  versicherten, 
Hinteriegungageldern,  Vorschüssen,  Hand- 
scheinsfordenmgeo,  Dividenden  und  Aktien 
oder  Geschaflsan  feilen  von  UntemehmungeQ 
jeder  Art,  Aktiengesellschaften,  Erwerbs- 
und Wirtschaftsgenossenschaften,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  das  Unternehmen  in  Bayern 
oder  sonstwo  einer  anderen  Steuer  unter- 
liegt, Zinsen  von  unverzinslichen  Zielforde- 
rungen, Wechseln  und  anderen  Kapitalsforde- 
nmgen  der  Kapitalrentensteuer  unterworfen. 
Ausgeschlossen  sind  die  Zeitrenten,  weldie 
der  geringeren  Einkommensteuer  unterworfen 
sind.  Der  Steuerfuss  ist  progressiv  nach 
Klassen  von  l'/a  "lo  bei  einer  Jahresrente 
von  40  Mark  angefangen  bis  zu  SVi*/»  von 
einer  Rente  über  1000  Mark.  Kapitalrenten, 
welche  achwankend  sind,  werden  mit  3  °/o 
des  Nennwertes  der  Kapitalforderung  be- 
rechnet. Das  jeweilige  ITinanzgesetz  be- 
stimmt Zu-  und  Abschlag ;  z.  B.  besteht 
ein  Zuschlag  von  1  Pfennig  pro  Mark  der 
Steuer.  Steuerfrei  sind  ausser  dem  Staate 
Wohlthatigkeits-  und  Unterrichtsanstalten 
und  Stiftungen,  unvermögende  Knltnsstif- 
tungen,  Genossenschaften  mit  fremdem  Ka- 
pital, insofern  der  Rentenertrsg  von  den 
Teilnehmern  versteuert  wird,  der  Rentener- 
trag ans  den  in  Gewerben  angelegten  Be- 
triebs Kapitalien,  nicht  aber  die  im  Gewerbe 
angelegten  dauernden  Kapi (aisanlagen,  er- 
werbsunfähige Personen  und  Witwen  sowie 
minderjährige  Waisen  mit  Renten  von  unter 
200  bezw.  500  Mark.  Als  Abzugsposten 
dürfen  in  Abzug  gebracht  werden  alle  von 
den  Stenerpflichtigcn  zu  zahlenden  Pasaiv- 
zinsen  und  die  auf  den  Renten  ruhenden 
privatrechtlichen  Lasten,  Die  Steuer  wird 
von  den  Rentenbesitzem  bezahlt,  eine  ver- 
tragsmassige Uebernahme  durcU  den  Schuld- 
ner ist  imgiltig.  Der  Steuerpflicht  sind 
unterworfen  alle  Staatsangehörigen:  haben 
sie  ausser  Baverii  in  Deutscliland  den  Wohn- 
sitz, imter  Serflcksichtigtmg  des  Reichsge- 
setzes V.  13.  Mai  1870  über  Dopiielbestoue- 
rung,  wohnen  sie  im  Ausltuide  (ausser 
Deutschland),  mit  den  »aus  Bayern  bezogenen 
Renten«,  Ktchtbayem,  welche  einem  ätaate 
in  Deutschland  angehöreu  und  in  Bayern 
wohnen,  sind  ebenfidls  der  Steuer  imterBe- 
rficksichtigung     des     Doppelsteuergesetzes 
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unterworfen:  sonstige  AuslSnder  mit  jenen 
Renten,  welolie  sie  ans  Bayern  beziehen. 

Jeder  Steuerpflichtige  muss  bei  der  Ge- 
meindebehörde f alleren  und  Abzugsposten 
deldarieren,  die  Steuerfestsetzung  erfolgt  in 
einem  Ausschusse,  welcher  von  vier  aue 
dem  Steuerbezirke  gewählten  und  einem 
fünften  von  der  Gemeindeverwaltung  be- 
stimmten Mitgliede  imter  dem  Yoraitze  des 
Verwaltungsbeamten  gebildet  wird.  Der 
Steuerbeamte  funeiert  als  Staatsanwalt 
Alle  Staats-  und  Gemeindebehörden  sowie 
Notare  sind  verpflichtet,  Aufschlüsse  zu  er- 
teilen. Die  EinsteueruQg  sowie  die  Verhand- 
lungen sind  geheim.  Gegen  die  Festsetzung 
der  Bente  durch  den  Steuerausschusa  steht 
dem  Pflichtigen  und  dem  Staatsanwälte 
Berufung  zu  einer  S teuerberuf ungskommis- 
sion  zu,  welche  aus  dem  obersten  Verwal- 
tungsbeamten eines  Regierungsbezirks  (Präei- 
denten), fünf  büi^rlichen  Beisitzern  und 
zwei  vom  Knanzministerinm  ernannten  (ge- 
wöhnlich rechtskundigen)  Mitgliedern  ge- 
bildet ist.  Das  Finanzministerium  ordnet 
einen  finanzbcamten  als  Staatsanwalt  ab. 
Die  Beschlüsse  der  Borufungskommission 
sind  inappellabel,  doch  hat  das  Finanz- 
ministerium das  Recht,  bei  unrichtiger  üe- 
setzesan Wendung  zum  Nachteile  des  Steuer- 
pflichtigen ganz  oder  teilweise  naohztüassen. 
Die  Steuerperiode  dauert  2  Jahre.  Aende- 
rungen  werden  mit  dem  nächsten  Steuer- 
ziele vom  Rentamte  berücksichtigt,  wenn  die 
Mehning  100  Mark  übersteigt.  Die  desfall- 
eigen  Aenderungen  müssen  auf  Verlangen 
des  Pflichtigen  dem  näcliaten  Steueraus- 
achusse  zur  Prüfung  vorgelegt  weiden. 
Wegen  Niclit-  oder  unrichtiger  Fassion 
treten  Ordniings-  und  Hinterziehungsgeld- 
Btrafen  ein.  Letztere  können  bis  zum  zwan- 
zigfachen Betrage  derjenigen  Jahresateiiern 
ausgesprochen  werden,  deren  Hinterziehung 
unternommen  wurde.  In  Veriasseoschafts- 
fäUen  haben  alle  beteil^en  Gerichte  und 
Behörden,  Ilinterbliebenen  und  Vormünder 
Anzeige  zu  erstatten. 

Der  Ertrag  der  Steuer,  welcher  im  Jahre 
1890  auf  380000Ü  Mark  stieg,  wurde  haupt- 
sächlich dadurch  gehoben,  dass  der  bayerisene 
Finanzmi nister  schon  zweimal  einen  sogen, 
a  Generalpardon I  erlicas,  d.  h.  von  allen 
Hintcrzieniingsstrafen  Umgang  nahm,  wenn 
bis  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  neu,  d.  h, 
ohne  Ausweis  der  Rentenmehrung  neu  fa- 
tiert  wurde. 

DiuTih  die  Revision  des  Gesetzes  über 
die  drei  direkten  Steuern  (Einkommen-,  Ka- 
pitalrenten- und  Gewerbesteuer)  in  dem  G. 
V.  9.  Juni  1899  wurde  auch  das  Kapital- 
ren tensteuei^;esetz  einer  einschneidenden  Re- 
vision unterzogen.  Neben  den  allen  drei 
Steuergesetzen  gemeinsamen  Verbesse- 
rungen {Schafhing  einer  Oberberufungskom- 


mission als  dritter  Instanz,  Verbesserung 
des  Verfahrens  in  allen  Instanzen,  Erweite- 
rung der  Befugnisse  der  Einsteuemngsbe- 
hörden,  Verschärfung  der  Strafmittel,  Aus- 
dehnung der  Stenerpf licht  auf  Ausländer, 
genaue  Vorschriften  über  die  Steueraus- 
Bcheidung  bei  mehreren  Wohnsitzen  sowie  für 
die  Gemeindeumlagenerhebung  —  s.  d.  Art. 
Gewerbesteuer  oben  Bd.  IT  S.535ff.  — ) 
wurde  in  dem  neuen  Gesetz  zunächst  Steuei'- 
freiheit  für  Kapitalrenten  unter  70  Jlark  ge- 
währt, eine  Erweiterung  der  ErmSssigungs- 
und  Befi-eiungsbesteueningen  überhaupt  vor- 
genommen, z.  B.  Steuerbefreinngeu  für  land- 
wirtschaftliche Genossenschaften,  Herab- 
setzung der  Steuer  auf  die  Hälfte,  wenn  der 
KapitaJrentenbesilzer  unter  2000  Mark  Rente 
und  sonst  kein  anderes  Einkommen  besitzt. 
Der  SatÄ  der  Kapital rentcnst euer  wurde  mit 
P/s  «In  von  70—100  Mark  Reute  ansteigend 
bis  4  %  bei  einer  Rente  von  melu-  als 
100000  Mark  fixiert,  dabei  den  bisherigen 
Klassensätzen  ein  neuer  mit  B^U  "lo  bei  einer 
Rente  von  30000—100000  Mark  eingefügt. 

Der  sogenannte  «Generalpardon«  wurde 
mit  Finanzmi nistcrialentschliessung  vom  24. 
August  1899  erneuert. 

8.  Württemberg.  In  Württemberg  wuitle 
durch  eine  Vei-ordnung  vom  Jahi-e  l8lO  von 
verzinslichem    Kapitalvermögen     eine 
Steuer  von  '  ••  "lo  des  Kapitals  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  des  Zmsfusses  und  olmo 
Abzug  der  Schulden  gefoi-dert.    Nach  einer 
vorübei^henden    allgemeinen    Vennögens- 
steuer  folgte  im  Jahre  1821  in  Verbindung 
mit   der  Besteuerung   von  Besoldungen  ein 
neues  Kapital steuergeselz,  wonach  ^'s  °Io  der 
Steuer  den  Steuerfuss  bildete.     1830  wurde 
er  auf  ^'ii  "lo  herabgesetzt,  1849  wieder  auf 
'/4  */o  erhöht.    Der  Ertrag  war  unbefriedigend, 
hauptsächhch   infolge   der   vielen  Steuerhe- 
treiungen.     Das    steuerpfliditige  Vermögen 
betn^  1849  mu'  23.^  Millionen  Gulden  oder 
134'.i  Gulden  auf  den  Kopf  (in  Bayern  in 
diesem  Jahre    82*/*  Gulden,   in  Baden    144 
Gulden).  Im  Jahre  1852  kam  dann  eine  durch- 
greifende Reform,    Die  Eealsteuem  bUebeu 
noch  unverändert  (erst  durch  das  G.  -v,  .28. . 
April  1873  wurde   auch   die   Grund-,     Ge- 
bäude-  und  Gewerbesteuer  reformiert),  da- 
gegen  mit  G.  V.  19.  September   1853    tUe 
Fersonalsteuer  —  specielle  Einkommen-  uml 
Kapitalsteuer  —   re\*idiei-t.     Dieses    Gesetz 
mit  einigen   Abänderungen  (G.  v.    13.  Juni 
1883)    bildet    noch   heute    die    Grundlage. 
Steuerpflichtig  ist   das  gesarate  Kapitalver- 
mögen, unverzinsliche  Forderungen  und  An- 
lehenslose,   auch   Leib-    und    andere     Zeit- 
renten, Ajjanagen,  Alterspensionen,   Präbeii- 
den,  Aktienerträgnisse  (Dividenden),  nur  in- 
sofern,    als   sie   nicht    der    Gewerbeateuor 
unterliegen.     Abzüge   von  Passivzinsen   sind 
nicht   gestattet     Steuerfrei    sind     die     als 
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Dienstein kommen  bezogenen  Eapitatrentea, 
ebenso  Kapitalrenten  aus  dem  Auslände, 
Ausländer  mit  den  aiis  Württemberg  be- 
zogenen Renten  sind  stonerpf licht  ig.  Die 
Steuer  wird  von  der  Finanzbehßrde  festge- 
setzt und  in  Prozenten  der  Renten  (nicht 
in  Klassen  erhoben.  Das  Finaozgesetz  be- 
stimmt den  Steuereatz  z.  Z.  4,8  "lo  von  100 
Mark  Renten.  Die  Steuerbehörde  ist  befugt, 
von  den  Ortßbehörden,  Dienstherren  etc. 
Auskunft  zu  verlangen,  woraus  sich  ein  sehr 
ländliches  Inquisitionsverfahren  entwickelt 
hat.  Die  Strafbestimmungen  sind  ziemlieh 
scharf. 

Seit  dem  Jahre  1895  steht  auuh  in 
Wflrttembei^  die  Frage  einer  ei^^azenden 
allgemeinen  Einkommensteuer  im 
■Vordergninde  der  gesetzgeberischen  Behand- 
lung. ICit  dieser  Steuer  sollen  alle  Erti-ags- 
steuem,  auch  die  Kapitalrentensteuerira  er- 
m&ssigenden  Sinne  umgebildet  werden. 
(Vgl.  Dnickschrift  betr.  die  Weiterbildung 
der  direkten  Steuern.  Verb,  der  württem- 
be^schen  Kammer  der  Abgeordneten  1895 
Beilage  30  u.  d.  Art  Einkommensteuer 
oben  Bd.  Ili  S.  381  ff.) 

9.  Baden.  Bald  nach  Bilduns'  des  Gross- 
herzogtnms  Baden  im  ersten  Jannehnt  des 
19.  Jahrhunderts  wurde  eine  durchgreifende 
Beform  der  direkteu  Steaeni  Torgenommen. 
Hit  Aufhebung  der  bisherigen  nSchatEungeu" 
worden  die  drei  Ertragsateueru :  Grand-,  Hänser- 
nnd  Gewerbesteuer  durch  G.G.  v.  20.  Jnli  1810, 
18.  September  1810  und  8.  ÄprU  1815  eingefllhrt 
and  retonoiert.  Dazu  kam  mit  Q.  v.  31.  Ok- 
tober 1820  die  Elassensteuer,  d.  h.  eine  Steuer 
vom  Einkommen  aus  Staats-  und  Offentlichea 
Diensten,  welche  Steuer  im  G.  v.  20.  Juli  1837 
weiter  ausgebildet  wurde.  Zuletzt  wurde  die 
noch  fehlende  Besteaerune  der  Kapitalrenten 
hJnsagefB^  nachdem  schon  früher  vorUber- 
gehead  eine  ausserordentliche  Besteuerung  der 
Kapitalrenten  (als  Eriegsateuer)  mit  b",,  der 
Bente  aasgeschriehen  war.  Nach  lungeren  Ver- 
handlungen  kam  das  Q.  v.  4.  Juli  1848  zn 
Stande,  wonach  der  Kapitalwert  der  Zinsen 
und  Eentenbezflge  mit  6  Kreniem  von  100  fl. 
Stenerbapital  zn  versteuern  war,  soweit  die  Be- 
züge nicht  mit  den  anderen  Brtragsstenem  be- 
■  legt  waren.  Das  Stammkapital  bildete  ohne 
Rücksicht  auf  Ztnsfuss  das  Stenerkapital ;  hei 
unverzinslichen  Kapital  fordern  n  gen  und  Ziel- 
renten der  durch  Abrechnung  der  4prozentigen 
Zwischenzinsen  sich  berechnende  Kapitalswert, 
Leibrenten  im  8-  bezw.  26fachen  Betrage.  Zum 
Abzug  waren  nur  die  dmrcfa  fanstpfändliche 
Hinterlegung  von  Wertpapieren  versicherten 
Schulden  zugelassen. 

Nach  dem  badischen  Aufstände  wurde  das 
Kapitalsteaergesetz  gründlich  revidiert  und 
30.  März  18cO  ein  neues  Gesetz  publiziert,  _ 
dem  das  Benteneinkammen  mehr  berücksichtigt, 
die  Ausländer,  welche  des  Erwerbes  wegen  im 
Lande  wohnten,  der  Steuer  unterworfen,  der 
Abzng  der  Passivzinaen  erweitert  nnd  das 
Steuerkapital  nur  bei  mindestens  4prozenti| 
Verzinsung  dem  Nennwerte  der  Kapitalfor 
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rang,   sonst  dem  ^fachen  Betrage  der  Jahres- 
zinsen gleichgesetzt  wurde. 

Am  7.  April  1860  wurde  ein  umge- 
arbeitetes Kapitalsteueigesetz,  jedoch  auf 
Grundlage  des  froheren,  publiziert;  aber 
schon  nach  14  Jahren  wurde  auch  dieses 
Gesetz  wieder  revidiert  und  am  29.  Juni 
1874  ein  neues  Gesetz  eingeführt,  in  deui 
die  Kapitalsteuer  in  eine  Rentensteuer 
umgewandelt  und  als  eine  specielie  Ein- 
kommensteuer neben  der  allgemeinen  Ein* 
kommensteuer  behandelt  wurde.  Gegen- 
stand der  Besteuerung  wurde  nun  das  Een- 
teneinkommen,  wie  es  thatsäcldich  bez(^;en 
wird,  unverzinsliche  Forderungen  und 
LotterieanlehenslosG  nach  den  vom  Gesetze 
festgesetzten  Normen,  sodass  dieses  Eiii< 
kommen  mit  20,  I^eibreDten  auf  Lebens- 
dauer mit  8,  bei  Weisenbeneficieu  mit  4 
vervielfältigt  und  so  zum  Steuerkapital  er- 
hoben wurde.  Die  KapitaJrentensteuer  soll 
eine  Jahressteuer  sein,  welche  nach  einem 
Normal  tag  (1.  April)  angelegt  wird  und 
sonst  von  den  Reute nsch wankungen  unab- 
hängig sein  soll. 

Scnon  nach  10  Jahren  trat  eine  Revision 
auch  dieses  Gesetzes  ein,  indem  am  20. 
Juni  1884  ein  neues  Gesetz  emaniert  wiude 
und  mit  Ministerial-Bekanntmachimg  vom 
6,  März  1880  eine  neue  Fassung  erhielt. 
Die  GnindzQge  biteben  dieselben.  Zinsen 
aus  dem  vom  Geschfiftabetriebe  herrührenden 
und  mit  Gewerbesteuer  als  Betriebskapital 
belegten  Kapitale  sowie  Aktienausstände 
und  Kontokon'entgiithaben  der  Gcwerbs- 
unteruehmer.  ebenso  Zinsen  und  Gewinn- 
anteile, welche  offene  Handelsgesellschaften, 
Kommanditisten  einfacher  Konimanditgesell- 
sohaften  als  solche  beziehen,  sollen  von  der 
Kapitalrentensteuer  frei  bleiben,  dagegen 
sonstige  Dividenden  etc.  aus  Aktien,  ebenso 
Erträgnisse  stiller  Gesellschafter  und  Kom- 
manditisten der  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien  der  Benteusteuer  unterworfen 
sein.  Steuerfrei  blieben  alle  Renten  unter 
60  Mark,  ferner  Wohlthätigkeits-,  Armen-, 
Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit, 
Gemeindebürger  und  BOrgemutznngen,  Bau- 
rflichtsablösungskapitaiien,  Vermögen  der 
Witwen  und  M'aisen.  Abgezogen  dürfen 
alle  faust-  imd  uuterpfändhch  versicherten 
Kapitalschulden  und  privatrechtlicheu  Lasten 
werden.  DerSteuerfusswirddurchdasFinanz- 
gesetz  festgesetzt  (circa  5%  =  11  Pfennige 
von  der  Mark  Steuerkapital).  Bei  neuan- 
fallenden Renten  ist  alljährlich  Selbstfassion 
erforderlich,  sonst  gilt  die  bisherige  Ein- 
schätzung. Letztere  erfolgt  durcn  den 
Schatzungsrat  jedes  Gewerbes  in  erster  und 
die  Steuerdirektion  in  zweiter  Inatanz,  femer 
den  Verwaltungsgericlitsliof  in  liritter  und 
letzter  Instanz.  Strenge  Ordnungs-  und  De- 
fraudationsstrafen  sichern  den  ^ollz1^. 
Aufläse.   T.  3 
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Durch  das.  G.  v.  26.  Juai  1894  »betreffend 
(lie  Abänderung  des  Einkommen-  und  Eapi- 
talrentensteuergesetzes«  wurde  das  G.  v.  20. 
Juni  1884  in  eioigcQ  Bestimmungeu  Ober 
die  ElasHifikation  und  den  Steuerfusä,  ins- 
braondere  aber  über  die  Nachzahlungen 
seitens  der  Erben  bei  entdeckter  Defrau- 
dation abg^dert.  Ausserdem  bereitet  sich 
in  Baden  eine  diu^hschlagende  Reform  des 
ganzen  direkten  yteuersystems  vor.  {Minis- 
tfirielle  Denischrift  vom  9.  November  1897 
Schanz  F.-A.  1898  S.  382  und  410).  Die 
im  Jahre  1899  zurückgestellten  Gesetzent- 
würfe werden  der  Volksvertretung  wieder- 
holt voreelegt. 

10.  Hessen.  Hessen  hatte  ebenfalls  eine 
der  badischen  und  bayerischen  Kapitalrenten- 
Bleuer  entsprechende  Ertragsrenten  Steuer 
vom  8.  Juli  1894  neben  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  erhalten,  nachdem  es  seit 
Anfang  des  Jaiu-hunderts  \'ielfache  Anläufe 
zur  Regulierung  der  Besteuci-ung  des  Reuteu- 
besitzes gemacht  hat.  Mit  G.  v.  12.  August 
1899  »die  Vermögenssteuer  betreffend« 
wurde  aber  auch  die  Kapitalreu tensteuer  als 
Staalssteuer  aufgehoben  und  die  Vermögens- 
Bteuer  eingeführt,  welcher  auch  das  KapitaJ- 
verrai^n  unterworfen  ist  Die  Steiier  ist 
nach  Klassensätzen  und  festen  Steuersätzen 
—  etwas  über  '.s  Mark  vom  Tausend  — 
geregelt  und  bestimmt,  dass  das  jeweilige 
Finanzgesetz  die  zu  erhebende  (Jude  fest- 
setzt. Siehe  das  Nähere  im  Artikel  Ge- 
werbesteuer oben  Bd.  IV  S.  Cööff. 

11.  Sncbseu.  Wie  schon  oben  bemerkt, 
wurde  inSaebsen  nach  verschiedenen  Wandlungen 
durch  ü.  V.  23.  April  1850  die  Kapitalrenten- 
Steuer  wieder  eingeführt,  und  zwar  waren  der 
Steuer  nnterworßn  alle  Zinsen  und  Renten 
jeglicher  Art,  einschliesaiich  der  Leibreuten, 
Grundgefälle ,  trockene  Zinsen  nnd  Dividenden 
von  Aktien.  Ausgenommen  waren  nur  die  Ziusen 
aus  eewerblichem  Betriebakapital,  ferner  Zinsen, 
welche  bei  Bankiers,  Eanfleuten  und  Fabrikanten 
von  zum  Geschäft  gehörigen  Staatspapieren, 
Aktien  uiid  Wechseln  bezogen  wurden.  Die 
Zinsen  von  Aktien  waren  der  Rentensteuer 
outem'orfeu,  selbst  wenn  die  Aktiengesellschaft 
als  Korporation  Persouenstener  zahlte.  Aktieu- 
gesellseoaften  und  der^rleichen  hatten  von  den 
Zinsen  ihrer  Wareufouas  Henteusteuer  zu  ent- 
richten. Ob  die  Quelle  der  Bezüge  im  In-  oder 
Auslände  aich  betindet,  war  gleichgiltig ,  nur 
das  Einkommen  von  ansländisebeui  Grundbesitz 
und  Gewerbe  wurde  nur  soweit  besteuert,  als 
es  nach  Sachsen  bezogen  wurde.  Schuldzinsen 
durften  nicht  in  Abzug  gebracht  werden.  Der 
SteuerfusH  war  wie  damals  in  Bayern  und  Baden. 
nach  Klassen  normiert,  der  mit  20  Thaler 
EentenbegUternng,  und  bewegte  sich  zwischen 
1 — 2';,i\  von  der  Rente.  Fromme  und  milde 
Stiftungen  waren  frei,  soweit  das  Rentenein- 
kommen dem  mildeu  Zweck  entsprechend  ver- , 
wendet  wurde.  Fonds  waren  unbedingt  renten- , 
steuerpflichtig;  insbesondere  waren  Ausländer,] 
welche  sich  m  Sachseu  uicht  aufhalten ,   frei,  | 


wenn  sie  ihre  Gelder  in  s&chsbchen  Hypotheken, 
Aktien  und  Ereditpapieren  angelegt  hatten. 
Die  Deklarationspflicht  war  äusserst  streng 
durchgeführt;  insDesondere  wurde  in  allen  In- 
stanzen die  Versicherung  auf  Handeelübde  mit 
den  Folgen  des  Meineides  ans  dem  Gesetze  vom 
Jahre  1815  beibehalten.  Die  Feststellung  ge- 
schah in  Ortsabachätzungskommissioneu  in  erster, 
vom  Kreissteuerrat  in  zweiter  und  dem  Finanz- 
ministerium in  dritter  Instanz,  Jeder  Steuer- 
pflichtige Über  250  ThaJer  Renten  konnte  die  Ein- 
tragung in  die  „geheime  SteuerroUe"  verlangen. 
Ordnungs-,  HinCerziehungs-  und  Kriminalstrafen 
(Meineid,  leichtsinniger  Eid  und  Betrug)  sicher- 
ten den  Vollzug  des  Gesetzes ,  das  alles  Ein- 
kommen einer  physischen  oder  moralischen  Per- 
son, welches  weder  unter  der  Grundsteuer  noch 
positiv  oder  analog  nnter  einer  anderen  Ab- 
teilung der  Personensteuer  zn  begreifen  war, 
treffen  wollte. 

Dieses  Gesetz  wurtle  nach  langjährigen 
Kämpfen  durch  Einführung  der  »allgemeinen 
Einkommensteuei-«  {G.  v.  3.  Juli  1878)  auf- 
gehoben. Die  Renten  fallen  fortan  unter 
das  Einkommen  übertiaupt,  der  Steuerfuss 
ist  progressiv  mit  dem  Normalsatz  von 
Vi  Mark  für  das  Einkoramen  von  300 — 400 
Bltttk  {Vi  "lo)  und  steigt  bis  auf  3  ".'o  bei 
dem  in  Klassen  abgestuften  Einkommen  von 
540  Mark.  (Siehe  den  Art.  Einkommen- 
steuer oben  Bd.  lU  S.  398ff.)  Eine  eigene 
Kapitalrenteu ateuer  giebt  es  seitdem  nicht 
mehr.  Das  G.  v.  3.  Juli  1878  wurde  durcli 
G.  V.  13.  März  1895  in  einigen  Punkten 
verschiedenen  Aeudcnmgen  unterworfen. 

12.  Oestcrreicli-Uiigarn.  a)  Oester- 
reich.  In  Oesterreich  gab  es  bereits  im 
Allfange  dieses  Jahrhuudeils  eine  prcgros- 
sive  Einkommen-  und  Klassensteuer  ( Patente 
vom  1.  November  1799  und  20.  Dezember 
1806),  welche  nach  Abzug  der  Passivzinscn 
das  Einkommen  mit  2'/!  bis  20  "/o  (bei  einem 
Einkommen  von  240000  Gulden)  besteuerte. 
Dieselbe  wurde  im  Jahre  1829  auf^liobcn 
und  in  Zukunft  nur  der  Grundbesitz,  die 
Uausziiisen  in  den  Stählten  nach  dem  Rein- 
erträge, der  Hausbesitz  auf  dem  Lande  und 
das  in  der  gewerblichen  Thätigkeit  steckende 
Kapital  nach  der  Ertragsßlhigkeit  besteuert. 
Durch  Patent  am  29.  Oktober  1849  wurde 
in  den  damaligen  Kronländeru  die  allgeuicine 
Einkommensteuer  eingeführt  Diese  Einkom- 
mensteuer traf  aber  weder  das  Gesamtein- 
kommen einer  Pei-sou  noch  alle  Einkom- 
tuensarten  —  aucli  nicht  alles  Einkommen 
aus  Kapital  — ,  nahm  auch  auf  die  Passiv- 
zinsen, Amoilisationen  und  dcrgl.  keine 
Rücksicht.  In  der  dritten  Klasse  des  stenor- 
jiflichtigen  Einkommens  sind  zu  besteuern  : 
Zinsen  vou  Darlehen  oder  sonstigen  Seil u Id- 
fordcruQgcn,  Leib-  und  Zidrenten,  die  Zin- 
sen der  nicht  in  besteuerten  Handels-  und 
Gewerbeuntemehmungen  verwendeten  Dai-- 
Iclinskapitalion,  Zinsen  von  Darlehen  und 
Spareinlagen  bei  den  Genossenschaften   nnd 
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Vorschueskassea  (0.  v.  27.  Dezember  1880), 
Zinsen  aua  öffentlichen  Schuldverschreibun- 
gen, sofern  eine  gesetzliche  Steuerbefreiung 
nicht  Platji  greift.  Die  Zinsen  von  Kapi- 
talieo,  welche  auf  grund-  und  hatiszins- 
steuerpflichtigeii  Realitäten  oder  in  Gewerbs- 
Unternehmungen  klariert  sind,  werden  nicht 
nnmittelbar  besteuert,  sondern  dem  Kapital- 
schuldner das  Becht  eingerfcimt,  bei  Aus- 
zahlung der  Schuldzinsen  dem  Uläubiger 
i)  "/o  in  Abzug  bringen  zu  dürfen  (Steuerab- 
rugsrecht).  Zufolge  der  Verordnung  vom 
28.  April  18Ö9  ist  die  Steuer  von  den 
MItieen  Zinsen  von  Staats-,  Öffentlichen 
Fonds-  und  stÄadisohen  Obligationen  —  so- 
weit niclit  bei  Aufnahme  der  Ätdeihe 
Steuerfreiheit  gewahrt  ist  —  nicht  mehr 
auf  Grundlage  der  Fatienmg  durch  die  Be- 
zugsberechtiglen,  sondern  unmittelbar  Aiarch 
die  ausgebende  Kasse  in  Abzug'  zu  bringen 
(Couponsteuer).  Die  Renten  sind  nur  von 
Kapital  sanlagen  im  Inlande  —  wozu  Ungarn 
nicht  zählt  —  steuerpflichtig,  während  per- 
sönliches Einkommen  aus  Gewerbe  ohne . 
diese  Beschränkung  steuerpflichtig  ist. 
Steuerfrei  sind  die  Einlagen  m  einer  Spar- 
kasse, ein  365  Gulden  nicht  überschreitendes 
Einkommen,  die  auf  Wechselseitigkeit  be- 
ruhenden Arbeiterversichenmgs vereine,  Wai- 
senfonds,  Ausgedinge.  Der  Steuerfuss  be- 
trägt 5 "ü  Ordinarium  imd  seit  1860  noch 
100  "lo  des  Ordinariums  als  ausserordent- 
licher Zuschlag,  also  zusammen  10  "lo.  Die 
Couponsteuer  wurde  mit  O.  v.  20.  Juni  1868 
festgesetzt  auf  16  "/o  von  tter  allgemeinen 
Staatsschuld  mit  Ausnahme  der  in  §2  dieses 
Gesetzes  aufgeführten  Titres,  20  '/o  von  den 
Lotterieanlehen  von  1859  und  1860,  dann 
von  Steueranlehen  von  1864.  Interessant 
sind  die  Beatimmungen  über  die  Abzugs- 
poBten:  Investionsanlagen  (Gründimgskosten, 
Baukosten,  Installationskasten  und  dergl.) 
besitzen  die  Eigenschaften  von  Kapitalsau- 
lagen und  müssen  aus  der  Betriebsreehuung 
ausgeschieden  werden,  Amortisations'iuoteu 
dürfen  nicht  abgezogen  werden,  ^Vertab- 
Bchreibungea  bilden  keine  Geschäftsanslagen, 
wohl  aber  alle  im  Laufe  der  Betriebsijeriode 
notwendigen  Neuanschaffungen  und  Kcpara- 
turen,  Reformen  bilden  keine  Abzugsposten, 
dagegen  dürfen  Oewinnerträge  aus  dem 
Vorjahre  nicht  noch  einmal  besteuert 
werden ;  Kursgewinne  und  -Verluste  wertten 
nur  berücksichtigt,  wenn  die  bezüglichen 
Effekten  einen  Gegenständ  des  Unternehmens 
bilden.  Börsen  Verluste,  welche  mit  dem 
Unternehmen  selbst  nicht  zusammenhängen, 
dürfen  nicht  ab^zogen  werden,  wie  auch 
Passivzinsen  keine  Abzugsposten  bilden. 
Dividenden  aus  Aktien  müssen  von  der 
Aktiengesellschaft  fatiert  werden.    Von  der 
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feichische  5  "io  ige  Notenrento  (G.  v.  11.  April 


1881),  österreichische  Goldrente  (18.  Mftrz 
1876),  Wiener  Gemeindeanlehen  von  1867 
(21.  Mal?  1867),  Domizilienmgsprftmienan- 
lehen  von  1870  (29.  März  1870)  und  1878, 
Etschriigulienmgsanlehen  von  1879  (23.  April 
1879)  und  1880  (11.  Juni  1880);  Eisenbabn- 
echuldprioriiaten  von  1881  und  1884  (13.  De- 
zember 1881  und  8.  April  bezw.  8.  Juni 
1884),  steuerfrei  erklärte  Eisenbahnobli- 
gatiouen  (7,  April  1870);  Pfandbriefe  der 
Österreich-ungarischen  Bank  (21.  Dezember 
1858,  27.  Juni  1878),  Hypothekenbank  des 
Königreichs  Böhmen  (4.  August  1864),  k.  k. 
priv.  all^.  Bodenkreditanstalt  (29.  Juni  1866) 
hinsichtlich  der  Staatsdomänenpfandbriefe, 
während  die  sonstigen  Zinsen  aus  Pfand- 
briefen und  Prämienschuld verscbreibungen 
dieser  Anstalt  steuerpflichtig  sind.  Dagegen 
wurde  durch  das  G.  v.  25.  Oktober  1896, 
•die  direkten  Personalsteuem  betreffend«, 
das  ganze  Steuersystem  mit  Ausnahme  der 
Grand-  und  Gebäudesteuer  einer  Umge- 
staltung unterworfen  und  im  3.  Hauptetück 
(§   122ff.)  eine  Rentensteuer  eingeführt 

a)  mit  10  "/o  von  den  Zinsen  jener  Teile  der 
einheimischen  Staatsschiild,  welche  weder 
durch  Specialgesetze  befreit  noch  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1868  mit  einem 
höheren  Steuermasse  belegt  sind  und  von 
den  Zinsen  der  vor  dem  Gesetze  emittierten 
Obligationen  inländischer  Landes-,  öffent- 
licher   Fonds-    imd     städtischer   Anlehen ; 

b)  3  "lo  von  Pachtzinsen  verpachteter  Ge- 
werbe, c)  2''/o  von  den  sonstigen  renten- 
pf lichtigen  Bezügen;  d)  l'i*.'o  von  Zinsen 
an  Spareinlagen,  Erwerbs-  und  Wirlschafts- 
genossen Schäften,  Vorschusskassen,  Pfand- 
briefen der  Landeshypothekenanstalten,  Spar- 
kassen und  auf  Wediselseitigkeit  beruhenden 
Hypothekeninstitute  sowie  der  durch  andere 
Landeskreditinstitiite  emittierten  Obliga- 
tionen. Hierbei  ist  ein  Abzug  der  Ren- 
tensteuer durch  den  Schuldner  bei 
Zahlstellen  des  Staates,  der  Länder,  Öffent- 
licher Fonds,  Bezirke  und  Gemeinden  in 
der  Weise  gestattet,  dass  der  Schiddner 
von  der  durch  die  betreffenden  Kassen  zur 
Auszahlung  gelangenden  Beute  die  Steuer 
in  Abzug  bringen  darf  (§g  133—136).  Das 
Ergebnis  der  Rentensteuer  wimle  von  der 
Regierung  auf  3';2  Millionen  Gulden  veran- 
schlagt, was  aber  jedenfalls  zu  gering  be- 
rechnet ist. 

b)  Ungarn.  In  Ungarn  wird  neben  der 
Gnmd-,  Hauszins-,  Hausklassen-  und  Per- 
sonalsteuer (G.  V.  1875,  XXIX)  gleichsam 
in  Vertretung  einer  eigentlichen  Einkommen- 
steuer eingehoben ;  1.  ein  Einkommensteuer- 
Zuschlag  zu  obigen  Steuern,  '2.  eine  Kapital- 
zinsen- und  Renten  Steuer  (G.-Art.  XXH, 
1875).  Gegenstand  derselbeu  sind  das- den 
Einwohnern  aus  dem  In-  imd  Auslande  zu- 
ftiessende  Renten  ei  akommen  sowie  dasselbe 
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aus  jedem  VenuOgen,  das  durch  eine  andere 
direste  Steuer  noch  nicht  betroffeu  ist.  Die 
Steuer  beträgt  10  "lo  Ordinarium,  wovon  '/lo 
auf  die  Staatssteuei-,  "Im  auf  denGrundent- 
JaBtungsbeitrag  fällt.  Befreit  sind  Wohl- 
thfitigkeits-,  Tjuteirichts-  und  wissenscUaft- 
3iche  Anstalten,  das  iiioht  315  üulden  über- 
steigende ZiDseiDkümmenjausländiBcheWerte, 
sofern  Reciprocitit  geübt  wird;  Witwen 
zahlen  nur  ö*/«.  Nach  Gesetz  vom  Jahre 
lö83  (Art.  Vn)  unterliegt  dieser  Steuer  auch 
das  Einkommen  aus  Kapitalien,  welche  bei 
Geld-  und  Kreditinstituten,  dann  Sparkassen 
eingelegt  sind.  Doch  darf  weder  der  Ein- 
kommen steuerzuschlag  noch  der  Municipal- 
noch  der  Gemeindezuschlag  umgelegt  werden. 
Die  Geldinstitute  sind  verpflichtet,  dieses 
Einkommen  periodisch  auszuweisen  und  bei 
der  Zinsenzahlung  die  Steuer  in  Abzug  zu 
bringen  (Steuerabzug).  Zum  Ordinarium 
von  10  %  kommt  noch  ein  Zuschlag  mit 
3'/»  %  des  Fünffachen  der  Steuer,  so  dass 
die  gesamte  Steuer  11,75  "h  betrfigt. 

Eine  im  Jahre  1884  für  Gesamtosterreich 
projektierte  Steuerreform,  in  der  die  Benten- 
steuer  neben  der  Healsteuer  (Grund-  und 
Gebäudesteuer)  und  der  objektiven  Ertrags- 
steuer (Erwerhssteuer,  Befreiung  der  zur 
öffentlichen  Nalirungsstellung  verpflichteten 
Unternehmungen  und  Einkommensteuer) 
Platz  gefunden  hätte,  kam  nicht  zur  Aus- 
ftthning. 

13.  EnsUnd^  Frankreich,  Italien.  In 
keinem  dieser  drei  Staaten  besteht  eine  eigent- 
liche Kapital  renteofitener. 

a)  In  England  wurde  eigentlich  zum 
ersten  Male  der  Grund-  nnd  der  Zinsenertrag  in 
der  Lftnd-Tfix  [38  Geo,  III.  5)  vom  Jahre  1697,  also 
in  der  Eioltomiaeneteaer  inbegriffen.  Dießeuten- . 
Btener  erschien  hier  als  dritte  Klasse  nnd  wurde 
erhohen  durch  Abzug  des  zinszahlenden  Schuld- 
ners au  den  Gläubiger.  In  dem  Eioliommen- 
Btenergeeetz  von  1832  [5  nnd  6  Vict.  35)  um- 
fiisat  AbleUnng  C  die  Erträge,  welche  als  Zinsen 
nnd  B«nten  aus  der  britischen  nnd  indischen 
Staatskasse  (StAatsschtild)  auch  durch  Termitte- 
lung  britischer  Geschäfte  [Banken)  und  Kolonial- 
und  fremder  Staats-  und  Gesellschaftsk aasen  für 
Staatafünds,  endlich  aus  inlftadischen  städtischen 
Anleihen  an  physische  und  moralische  Personen 
gezahlt  werden.  Das  Einkommen  wird  aber 
nicht  bei  der  Person,  welche  dasselbe  gewährt, 
sondern  an  der  Quelle  ohne  besundere  Deklara- 
tion des  Pflichtigen  erhoben,  also  als  Coupon- 
B teuer.  Sicht  betroffen  ist  demnach  alles 
Eenteneinkommen  aus  fremden  Wertpapieren, 
bei  welchem  die  Vennittelung  inlSndischer  Zail- 
Btellcn  nicht  benutzt  wurde.  Die  Renten  nnd 
Hypotheken  sind  in  Äbteilnne  A  dadurch  be- 
steuert, dfus  der  Besitzer  den  Betrag  der  Steuer 
anf  die  hvpothezierte  Summe  und  ohne  Zins 
abziehen  darf.  SteDerfrei  ist  das  Einkommen 
von  Wohlthätigh ei taan stalten  nnd  Sparkassen. 
Eine  ProgresBion  ist  bei  dieser  Steuer  unmög-lich. 
Der-feate  Satz  betrug  bis  1816,  wo  die  Ein- 
kommenateuer  aufgehoben  wurde,  10,  seit  deren 
Wiedereinfahmng  im  Jahre  1842  durch  Robert 


Peel  3".||.  Versteuerter  Betrag  war  im  Jahre 
1883/1884  rund  40'/,  Hill.  £,  wovon  19  Hill,  auf 
die  fundiert«  Schuld,  */jo  auf  die  schwebende, 
1  Hill,  auf  städtische  Anleihen,  7'/io  MUl.  auf 
indische  Werte,  Vii'l,,,  auf  ausländische  und 
Kolonialfonda  trafen.  Durch  die  Finance  Act 
1894  wurde  der  Steuersatz  auf  6  Pence  für  je 
20  Schilling  des  jährlichen  Wertes  oder  Satzes 
aller  VermÜgensstUcke  und  Einkommensarten 
festgesetzt,  dagegen  für  das  Einkommen  bis  zu 
500  £  Steuerermässigung  beschlossen,  so  dass 
das  damahge  Deficit  mit  3399000  £  teils  ans 
der  nenen  Nachlassateuer,  teils  mit  dem  Steuer- 
anfschlag  auf  die  höheren  Einkommen  durch 
das  Gesetz  vom  Jahre  1694  (Finance  Act)  gedeckt 
werden  sollte.  Diese  neue  Eintoraraenstener 
ertrug  im  Jahre  18941895  aus  dem  Vermögen 
im  Verzeichnis  C  1257639  £.  (Vgl.  auch  den 
Art.Einkommens teuer  oben Bd!lII 8. 429 fF.) 
b)  Frankreich  hat  anf  den  TrOmmem 
der  direkten  Besteuerung  des  Ancien  R^me 
ein  Ertragssteuersjstem  aufgebaut,  eiue  Kapital- 
Steuer  daoei  aber  nicht  eingeführt.  Das  mobile 
Vermögen  wurde  durch  die  den  direkten  Steuern 
assimilierten  indirekten  Steuern,  Patentgrund- 
taxen  (cuntributiun  mobili^re)  betroffen.  Erst 
nach  dem  Kriege  1870,1871  wurde  eine  Art 
Kapitalrenten  Steuer  eingeführt.  Durch  die  G.G. 
V.  1.  Juli  1872  und  1.  Dezember  187Ö,  28.  De- 
zember 1880,  29.  Dezember  1874  wurden  die 
Aktiengesellschaften,  d.  h.  die  Zinsen  und  Divi- 
denden von  Aktien  nnd  Anteilen  von  Erwerbs- 
gesellschaften, von  Obligationen  der  Departe- 
ments und  Kommunen,  Öffentlichen  Anstalten 
mit  3°g  direkter  Steuer  belegt.  Eine  ebenfalls 
1872  eingeführte  2°gige  Steuer  von  hypotheka- 
rischen Zinsen  wurde  noch  in  demseiben  Jahre 
wieder  aufgehoben.  Die  StEiatarcnte  bezahlt 
gar  keine  Rentensteuer.  Die  Aktien  werdeu 
auch  noch  mit  einem  Stempel  belegt,  der  aber 
den  Charakter  der  Verkehrssteuer  trägt  Im 
Jahre  1875  wurde  die  Steuer  anf  Lose  aus- 
gedehnt, durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1873 
Aktien  von  offenen  Handelsgesellschaften  und 
Kollektivgesellschaften  wieder  freigelassen,  1880 
und  1864  das  Gesetz  anf  Erträgnisse  und  Bene- 
ücien  religiöser  üenoasenachaften  und  Verbin- 
dungen ausgedehnt.  Als  Schuldner  der  Steuer 
wurden  auch  hier  die  die  Zahlung  leistenden 
Schuldner,  Gesellachafter  erklärt.  Die  Steuer 
ist  also  eine  Dividendenverkürzung  der  Aktionäre 
und  eiue  CouponsteuergegenQber  Obligationären. 
Wie  die  Staatsrente  entzieht  sich  auch  die 
Rente  von  ausländischen  Effekten  der  Besteue- 
rung. Der  Ertrag  war  1885  inkl.  der  Steuern 
von  den  red igiösen  Kongregationen  47  Mill.  Francs. 
Die  Summe  der  besteuerten  Erträge  war  1886 
in  Millionen  Fi'anca:  französische  Aktien  561,5, 
französische  Obligationen  nnd  Anleihen  716,8, 
Interessenanteile  an  Kommanditgesellachaften 
110,3,  Summa  französischer  Werte  1468,7,  dazu 
fremde  Werte  115,7,  also  zusammen  ohne  Staats- 
fonds, welche  steuerfrei  sind :  1574,5  Hill.  Francs. 
Seit  einer  Reihe  von  Jahren  wurde  jeder  Budget- 
entwnrf  mit  Finanz  reformplänen  vorgelegt, 
in  denen  die  Beform  der  direkten  Steuern  nnd 
hefionders  auch  der  Kapitalstener  einen  breiten 
Kaum  einnahmen.  Eine  durchgreifende  Reform 
scheiterte  bis  jetzt  an  dem  Widerspruch  des 
Parlaments,  dagegen  brachte  jedes  Finanzgesetz 
bedentende  Aenderungen   insbesondere   an   der 
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Stempel-  und  BCrsensteaer  und  Ewar  in  der 
EthOnnng  der  Steuern,  üach  der  Budgetrorla^e 
des  Jahres  1898  ist  die  Stempelsteuer  mit 
1S0295000  Francs,  die  BSraenstener  mit  5  Hill. 
und  die  4  "/oü?^  SWner  Tum  Ertrag  der  Wert- 
papiere mit  Eis  Hill.  Francs,  dnza  die  Enregistre- 
ment  -  Gebtthren  inkl.  der  Gebühren  aus 
Vererbungen  mit  2  Mill.  Francs  etatisiert.  Die 
anslHndischen  Aktien  und  Obligationen  werdeo 
auch  heute  noch  infolge  des  durch  G.  v.  2it.  Jnni 
1857  eini^efflhrten  Abonnements  nurznm  kleinsten 
Teile  mit  Steuer  betroffen;  die  grosse  Masse 
wird  TOD  der  (Bonusse  gehauilelt  und  nur  mit 
dem  Stempel  belegt.  Der  Entwurf  einer  all- 
gemeinen Einkommensteuer  vom  Fioanzminister 
Ikiumer  (1.  Februar  1896)  scheiterte  wiedernm. 
der  Budgetentwurf  für  1898  begnügte  sich  mit 
Erhühnnp  der  Besteuerung  auslHcdischcr  Wert- 
papiere, die  Steuerreform  ist  noch  in  der  Schwebe, 

c)  Italien,  Gleichwie  in  England  und 
Frankreich  besteht  auch  in  Italien  kein  eigenes 
Rentenstenergesetz,  sondern  ea  werden  die  Zinsen 
und  Renten  aus EapitalTermügen  von  der  allge- 
meinen Einkommensteuer  betroffen  (s.  d. 
.to.£inkommensteuerobenBd.IIIS.486ff.). 
Im  G.  T.  14.  Juli  1864  wurden  als  „in  Renten 
befindliehe  Einkünfte  von  beweglichem  Ver- 
mBgen"  betrachtet  (Art.  6  lit.  a)  „die  bei  den 
Hypothek enämtem  eingexchriebenen  oder  sonst- 
wie aus  einer  im  Königreiche  errichteten,  oa- 
mentlichen,  Qffentlichen  Note  entspringen  den 
Rratlen",  dann  (lit,  b)  „Zinsen  nnd  Gewinn- 
anteile, welche  an  irgend  einem  Orte  und  an 
ii^end  eine'Person  für  Rechnnng  des  Staates, 
der  Provinzen,  Gemeinden,  öffentlichen  Unter- 
nehmungen, Handels-  und  Indus  tri  egesellschaften 
ansbezanlt  werden",  endlich  (lit.  e)  „jede  Art 
von  nicht  ans  Grund  und  Boden  messendem 
Einkommen ,  welches  im  Staate  erzeuget  oder 
von  einer  im  Staat«  wohnenden  oder  sich  auf- 
haltenden Person  geschuldet  wird".  Den  gleichen 
Wortlaut  hat  das  G.  v,  24.  August  1877,  Und 
doch  liegt  zwischen  beiden  Gesetzen  ein  be- 
merkenswerter Vorgang.  Obgleich  nämlich 
durch  das  G,  v-  10.  Juli  1861  über  Einführung 
des  Staatsschnldbnch&s  erklärt  wurde,  dass  die 
in  diesem  Bache  eingeschriebenen  Renten  mit 
keiner  speciellen  Auflage  belegt  werden  dürfen, 
wurde  doch  mit  G,  v.  7.  Juli  18G8  und  26.  Juni 
1868  aber  Einführung  der  Mahlstener  die  Be- 
steuerung aller  Staatsschuldzinsen  mittelst 
Steuerabzuges  —  also  wieder  Pouponstener 
-  und  zwar  im  Jahre  1869  mit  8,80",,,  vom 
Jahre  1871  an  mit  13,20°  „  der  Rente  aus- 
gesprochen und  ohne  Anstand  durchgeführt. 
Dieser  Steuerabzug  wird  vorgenommen  fei  allen 
Einkünften  ans  öffentlichen  Schuldlitelu ,  auf 
Namen  oder  Inhaber  lant«nd,  Zinsen,  Lotterieen, 
PrSmienanleihen  etc.  auch  für  ausländische 
Besitzer.  Die  Einkünfte  auch  ans  den  übrigen 
Kapitalsanlagen  sind  ebenfalls  und  zwar  mit 
ihrem  ganzen  Ertrage  mit  n,Wg  Steuer  be- 
lastet. 

14.  Rnseland.  In  Rnssland  gab  es  keine 
KapiUilsteuer  irgend  'welcher  Art  bis  zum 
20.  Hai  (1.  Juni)  ISa'i.  Jlit  diesem  Tage 
wnrOe  der  Versuch  der  Eiufühnmg  einer 
Leihzins-  und  zwar  teilweiser  Couponsteuer 
gemacht.  Als  steuerpflichtig  wurden  solche 
ßeotenbezfige    erklart,    die   von    Instituten 


stammen,  welche  öffentliche  Buchführung 
haben,  also  Staatspapiere,  Schuldverschrei- 
btingen  von  Kommunen  und  Erwerbsgesell- 
achaften,  Einlagen  bei  Banken  und  Kredit- 
gesellschaften.  Ausgeschlossen  sind  Aktien 
und  Anteilscheine  der  Industrie-  und  Han- 
del sgeseUachaften,  welche  bereits  mit  Q.  v, 
15./27.  Juni  1885  der  Zusatzsteuer  von  3"/» 
des  Heineinkommene  unterworfen  sind.  Auch 
Eisen  bahn  aktien  sind  vorläufig  ntxih  frei  er- 
klärt, ebenso  die  Pfandbriefe  der  Central- 
bodenireditbank,  endlich  Staatspapiere,  denen 
Steuerfreiheit  zugesichert  ist,  worüber  dem 
(besetze  ein  Verzeichnis  beiliegt  (Schanz' 
Fin.-Arch.  Bd.  lU  [1886|  S.  276),  und  Spar- 
kasseneinlagen. Die  Bestenerung  der  Elr- 
trflge  aus  Eisenbahnaktien  erfolgte  mit  G. 
V.  12.  (24.)  Juni  1887  und  zwar  mit  .7% 
für  die  garantierten  imd  3  "/o  für  die  nicht 
garantierten  Ertrage.  Die  Erhebung  ge- 
schieht durch  Abzug  bei  der  Zinsauszahhmg 
bezw.  Abrechnung  durch  die  betreffenden 
Kreditanstalten.  Es  sind  deshalb  auch  vor- 
läufig nur  solche  Renten  als  steuerpflichtig 
erklärt,  deren  Besteuerung  durch  Abzug 
voi^enommen  werden  kann,  dagegen  eine 
weitere  Ausdehnung  atii  andere  Zinsbezflge, 
insbesondere  hypothezierte  Schuldverschrei- 
bungen nnd  Einlagen  bei  Privatbanken  in 
Aussicht  gestellt.  Der  Steuerfuss  ist  auf 
n  "/o  der  Rente  festgesetzt.  Für  gelehrte, 
Wohlthätigkeits-  und  kirchliche  Anstalten 
können  der  Minister  und  die  Ressortdirek- 
toren, unter  denen  die  Anstalten  stehen,  für 
die  betreffende  Steuer  Rrtckvei^tungen  und 
NaclilHfisc  gewähren 

Der  Ertrag  ist  auf  lOVi  Millionen  Rnbel 
—  die  Grundsumme  mit  11,6  Rubel  etati- 
siert —  angenommen,  nämlich  aus  Staats- 
Sapieren  5'/*,  Pfandbriefe  und  Obligationen 
er  Hypothekenkreditan statten  3  Millionen, 
Eisenbahngesellschaften  *  lo  Millionen  und 
Einlagen  bei  Kreditanstalten  1,6  Millionen 
Rubel. 

Mit  G,  v.  22.  Mai  1895  wurde  auch  das 
Einkommen  aus  Geldkapitalien,  welche  sich 
aus  Kontokorrent  ergaben,  sowie  alle  anderen 
Einkommen  ans  zinstragenden  Einlagen  in 
Banken  und  Wechselstuben  der  Steuer  unter- 
worfen. Daneben  besteht  seit  26.  Mai  1893 
die  degressive  Quotitätssteuer  aus  dem 
Wohnmietwerte  durch  5  Ortsklassen  im  Be- 
trage von  10  "/o  abwärts  als  stellvertretende 
Ei  nkommensteuer. 

16.  Bonstige  Staaten.  Ausser  den  bis- 
her behandelten  Staaten  kommen  noch  Kapi- 
talsteuem  vor  in  verschiedenen  Schweizer 
Kantonen ;  Zürich,  Glarus,  Schaffhausen, 
Genf,  Bern,  St.  Gallen,  Tessin,  Thurgau, 
dann  in  New- York,  Pennsylvwiien,  Illinois, 
Massachusetts,  Schweden  (0.  v,  15.  Oktober 
1880),  in  welchen  Staaten  sich  die  Be- 
steuerniig   aber   meistens   auf  ErtrÄge  aus 
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Aktien  "  oder  hypothekarisch  veraicherteo 
Schuldverachreibungen  beschrankt ;  durch 
das  Deue  amerikanische  Einkommensteuer- 
gesetz vom  24.  August  1894  sind  auch  die 
Renten ,  Zinsen ,  Dividenden  getroffen, 
letztere  aber  dann  nicht,  wenn  die  Aktien- 
gesellschaft seihst  die  Steuer  zu  zahlen  hat 
Endlich  in  den  Niederlanden  {G.  v.  31.  De- 
zember 1885)  mit  einem  Effekten  Stempel- 
steuei^fesetz,  in  welchem  Renten  mit  1  prc 
Mille  des  Kapitals  Steuer  helegt  sind;  aas 
Kapital  wird  mit  dem  zwanzigfachen  Be- 
trage   der    versprochenen    jährlichen   Rente 


16.  Schlnssbemerkung.  Wie  schon 
Rangs  bemei'kt,  ist  der  Kampf  für  und  gegen 
Einführung  einer  Kapitalrentensteuer  ein 
lebhafter  und  nicht  abgeschlossener.  Für 
die  ZinBreuten Steuer  spricht  hauptsächlich 
die  Forderung  der  Gerechtigkeit,  dass  kein 
und  zwar  das  milhelosest  erworbene  Ein- 
kommen von  der  Steuer  befreit  bleibe.  Da- 
gegen allerdings  hauptsächlich  die  Rück- 
sichten auf  Staatskredit,  Erhaltung  des  Ka- 
pitals im  Inlaude  und  Eröffnung  der  Sf^r- 
samkeit;  dann  die  mit  deren  Tollztige  sich 
verbindenden  Schwieriglieiten  und  Unsicher- 
heit des  Ertrages.  Massgebend  wird  immer 
das  bestehende  Steuersystem  eines  Staates, 
dessen  Kredit  und  insbesondere  der  Um- 
stand bleiben,  welche  Verkehrs-  und  Stem- 
pelsteuern das  mobUe  Kapital  sonst  be- 
lasten. Stempel-.  Registcrabgaben  für  Ur- 
kunden, Schuldscheine  des  Kredit  Verkehrs 
imd  ftlr  Rechtsgeschäfte  mit  diesen  Urkunden 
(Börsen steilem,  Besitz weclisel  im  Kauf  imd 
Verkauf)  werden  imuier  eine  Ergänzung 
und  manchmal  sogar  einen  Ei-satz  der  Ka- 
pitalbesteuerung bilden.  Man  dai'f  nur  an 
die  englistJie  Börsensteuer  (Stock-G,  v.  1870, 
33  und  34  Vict.  c.  97—98)  —  7^/1  sh.  bei 
der  Bank  von  England,  IVj  *  bei  der  oat- 
indischen  Compagnie.  2'/*  sh.  per  100  £ 
bei  anderen  Banien  —  oder  an  die  Enregistre- 
mentsgehüliren  in  Frankreich  (vgl.  den  Art  Re  - 
gistrierungsabgaben)  denken,  welche 
neben  der  3  "in  igen  Mobiliar  wert  steuei-  mit 
47V4  Millionen  Francs,  im  Jahre  1886  über 
500  Millionen  Francs  und  mit  den  Stempeln 
675V«  Millionen  Francs  einbrachten.  Nel>en 
einer  allgemeinen  Einkommensteuer  wirtl 
eine  Eapitalreutensteuer  nur  dann  Flatz 
finden,  wenn  auch  die  sonsti^n  Eilräge 
aus  Grund  mid  Boden  und  Arbeit  mit  einer 
Objekfsteuer  belegt  sind;  dann  wird  sie 
aber  im  Sinne  der  Steuergerechtigkeit  kaum 
vermisst  werden  können. 

Bezüglich  der  Ei-trägnisse  und  Statistik 
nehmen  wir  auf  die  diesbezüglichen  Zu- 
sammenstellungen bei  dem  Artikel  Ge- 
werbesteuer oben  Bd.  IV  S.  555. 56  Bezug. 


Bayern:  KapilalrfrUentietiergeteti  v.  19.  V, 
1881.  —  WäTttembtrg:  Einkommen,  und 
Kapitaittetiergeteti  v.  19.  IX.  ISSi  und  IS.  VI. 
ISSS.  —  Soden.-  KapitolrenteaateuiTgetelx  r. 
20.  VI.  18Si  in  der  Faixtag  v.  6.  ///.  1886.  — 
Heaten:  Xapil<Urenltnilfuergetelj:v.8.VII.lS8i. 
G.V.12.IIL1S99.  —  Saehttn;  AUg.  Einkorn- 
meiitteuergeeeCx  V.  3.VII.  1878.  —  Oetterreieh: 
Einkommentteverpatenlv.  SS.X,1849undCoapon- 
ileuerverordnung  v.  ii.  IV.  1859,  G.  v.  20.  VI. 
1868.  —  Ungarn:  ScnteiuteuergeeeU  von  1875. 
—  England:  Einkomiaeniieutrgeteli  v.  21.  VI, 
18ii.  —  Frankreich:  MobiUariteHergaeUn 
D.  I.  VII.  ia7S,  1.  XII.  187S,  28.  XII.  1380 
und  39.  XII.  1884.  —  lialitn:  EinJcommeii- 
sieuergaetx  r.  Ü.  VIII.  1877.  -—  Ruitland: 
Kapitalrentenittuerguett  v.  20.  V.  ISSS,  — 
Niederlande:,  G.  v.  31.  XII.  1835. 

B.  Litleratur:  Auuer  den  oti^enn'nen 
finamv>it$i!«tehafilichen  Werktn  tri  nachitehende 
LiUenUur  beiondert  aufgeführt;  Geeehicht- 
liehe  Enlwickeliing  der  Eapitalren- 
leniteuer.  —  SehUtter,  ÜUiaUameiger.  — 
JSarquardt,  EGmitche  Staattvertctütung.  — 
BCckh,  HtaaUha<i4hali  der  AÜmntr.  —  Vocke, 
Btiirägt  lur  Geaehichle  der  Einkommcnateuer  in 
der  ZeiUchr.  J.  Slaaüv.  I864.  —  Derselbe, 
BrStitche  Steuern,  1866.  —  Judetch,  Dit  Ren- 
leniUutrn  in  Sochien,  Einleilury.  —  I'r euiten: 
Berglut,  GrumUälie  der  Finanzu-ittentchiifi, 
1871.  —  BoMort,  Reform  der  direkten  Steuern 
in  Prmtteit,  1872.  —  Kauf«,  Da»  preutritche 
ÜS/item  der  direkte»  Steuern,  1889.  —  Brömel, 
Die  KapilalrenteneUnier,  in  den  volktvnrterhoft- 
lichen  ZeHfragan,  1884.  —  Bayern:  Kommen- 
tare !u«i  Sapilalrentenileuergeteui  von  Wolf, 
Gertlnm",  Setaaer  und  Klemm.  —  Vociee 
in  der  ZeiUchr.  f.  StaaUie.,  1864  und  1368.  — 
Helferlch  in  der  Zeileehr.  /.  Smatiu-.,  1873.  — 
Eheberg  in  Jahrb.  /.  Gei.  v.  Venr.,  183i.  — 
Hecltt,  Die  ttaaüiehe  Beileuervng  der  AMien- 
geaellechaflen  in  DewUclüand,  im  Fiit.-Areh., 
1890,  ä.  487.  —  Wiirltemberg:  XietOee, 
Die  direkten  Steuern  in  Wärttemberg,  1379.  — 
Jahrb.  /.  Get.  11.  Vene.,  1888.  —  Pfeiffer, 
Ueber  die  Kntaickelung  der  nfufn  Slatem, 
1870.  —  Baden:  Helferloh  in  der  Zeiltchr. 
für  StaaltK.,  I846.  —  Reffenauer,  Staauhatts- 
halt  Baden»,  18'!!.  —  Hecht,  Dal  badischn 
Sleuertj/tlem,  1S?4.  —  v.  PhUlppovtch,  Der 
badiiehe  StaalehaushaU  von  1S69 — 1339,  Freiburg 
1339.  —  A'euMUin»,  Ertrage-  oder  penönlicke 
Steuer«,  1376.  • —  Zitwald  in  dem  fin.-Arch., 
1836,S.  763.~Hee»en:  Scham,  Die  direkten 
Steuern  in  Heetcn,  Fin.-Areh.,  1835,  S.  185  und 
497.  —  Glärlna,  Der  neueitc  Stand  der  Steuer- 
n^orm  in  Ketten.  Fin.-Areh.,  1396,  S.  273.  — 
Saehien:  Judeteh  a.  a.  O.  —  Gens«C  in 
Hinhe  Ann.,  1874, 1875.  —  Conrad,  Die  »äch- 
eitche  SteHergeietigebiing,  in  den  Jahrb.  f.  A'<i«.  «. 
Slat.,  1879.  —  EHffel  in  der  lächt.  »tat..  Zeit^ 
erhrijl,  1856.  —  Oetterreieh:  Freibergef, 
Die  listen-ciebiieken  direkten  Steuern,  1387.  — 
Beer,  Staattkanihall  Oetterreichi,  1381.  ~~  v. 
ROH,  OeaUrreiehitehe  Sleuergeielie,  1881.  — 
König,  Die  Werttangaben  bei  der  Veranlagung 
der  pereSnlirlien  Steuern,  im  Fin.-Areh.,  ISSS, 
S.  1.  —  Burhart  m  dieeem  Art.  im  Fin.-jtrcb., 
1836,  S.  86.  —  Kl^nwOchter,  Zwei  ateurr- 
theorttitehe  Fragen,  im  Fin.-Areh.,  1835,  S.  509- 
—  Sieghart,   Die  Steuerreform  in  Oeilcrreich, 
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tm  Fia.-ATeh.,  1S97,  S.  I  und  111.  — Engiand: 
rocke,  BrilitelK  Steuern.  —  Onetvt,  Eng- 
tiieka  VertpaUnagtrrrhl.  —  JnhüUen,  Die 
yetehifhUithe  Evtvickdimg  und  Aeitttge  Gttlal- 
tnag  der  eKglitfhtn  Kntommeiuteiier,  im  Fin.- 
ArchSe,  1896,  S.  253:  Finarrn  a  coaanta  und 
SlatUlie  Abtlraet.  —  Frankreich:  Hock. 
FinaiarenBaltung  Fmnknirlu,  1887. —  V.  Kauf- 
mann, Fiiuautn  Frantreirlu,  188S.  —  Ber- 
»Hbt  im  Fin.'An-h.,  1886,  1887,  189g,  1893  und 
1898.  —  Wagner  Fi».,  Bd.  7.  ~  L^on  Sny. 
öirtfonnotre  da  Fivanca,  1894.  —  Builelin  de 
tlatUtique,  1846^1898.  —  Italien:  Carl 
Burkarl,  Die  üatieniichc  Einkommentlruer,  im 
Fin.-Areh.,  ISSI.S.l.  — EuiitaHd:  KeumUr, 
Die  rvaitche  Kapilalrententttuer,  im  Fia.-Areh., 
1886,  S.  S?4.  —  Dergetbe,  Die  Betteuerung  der 
Eitenbahnaktim,  tm  Firt.-Arek.,  1887,  S.  1136.  — 
Bulletin  Ruue  de  Stalitlique  finandhr,  1894 
—  1397.  ~  SontCige  Staaten;  K6nig,  Die 
Meldeangaben,  im  Fia.-Arek.,  1885.  —  l'on  der 
Borght,  Die  neueeten  niedertändiichen  Steuer- 
</f$eUe,  im  Fin.-AreA.,  1886,  S.  284. —  Seligmann, 
Die  amerikatiitche  Eiabomiaentituer,  in  den  Jahr- 
bärheru  /.  Xal.  a.  Stal.,  A'.  F.,  1895,  Bd.   9,  S. 
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Kartelle. 

1.  Allgemeines.  2.ArtenderK.  S.Stelluns 
der  K.  in  der  Volkswirtschaft.  4.  Die  K.  uud 
die  Geaetzgebnng:. 

1.  Allgemeines.  Die  Kartelle  (auch 
Gewerkvereine  der  Unternehmer,  üntei^ 
nehmer-Syndikate,  Ringe,  Schwänze,  Corners, 
Pools,  Trusts  genannt)  sind  Verbände  TOn 
Unternehmern  dei-selben  Branche,  derea 
Zweck  dahin  geht,  durch  ein  gewisses 
solidarisches  Vorgehen  der  Genossen  die 
gegenseitige  Konkurrenz  einzudämmen  oder 
ganzlich  ansziischliessen,  iim  auf  diese  Weise 
die  wirtschaftlichö  Lage  der  betreffenden 
Unternehmer  bezw.  der  betreffenden  Ge- 
schäftsbranche  günstiger  zu  gestalten.  Der 
Gedanke,  die  gegenseitige  Konkurrenz  durch 
ein  solidarisches  Vorgehen  der  Berufs- 
genossen auszuBchliessen ,  ist  ein  so  nahe- 
liegender, dass  es  niclit  Wunder  nehmen 
kann,  wenn  derartige  Verabredimgen  — 
wenn  auch  nur  vereinzelt  —  zu  allen  Zeiten 
an  Terecbiedenen  Orten  vorkamen.  Die 
heutigen  Kartelle  als  Massenerscheinung  sind 
neuesten  Datums.  Sie  entstanden  in  der 
Zeit  der  sogenannten  Gewerbefreiheit,  das 
ist  nach  der  Auflösung  der  Zunftverfassung 
infolge  des  Aufkommens  der  Gross-(Ma- 
schinen-)Industrie  und  derVen'olIkommnung 
der  Kommunibationemittel  (Laudstrassen, 
Kanäle,  Eisenbahnen)  und  der  dadtirch  her- 
vorgerufenen Yerscliärfung  der  Konkurrenz. 
(Stein man  n-ßucher  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw., 
15.  Bd.  S.  451  ff.).  Das  ist  also  in  England 
seit  dem  Ende  des  18.  und  dem  An&Lnge 


des  19.  Jahrhunderts,  in  Frankreich  (die 
associations  oder  chambres  syndicales)  seit 
der  grossen  französischen  Revolution,  in 
Mitteleuropa  (Deutsehland,  Oesterreieh)  seit 
den  sechziger  und  siebziger  Jahren. 

Als  nämlich  infolge  der  Entwickelung 
der  Industrie  in  den  verschiedenen  Ländern 
die  Konkurrenz  immer  drückender  wurde 
und  epeciell  seit  der  Ausbreitung  der  Eisen- 
bahnen immer  mehr  und  mehr  einen  inter- 
nationalen Charakter  annahm,  als  ferner 
infolge  der  immer  wietler  auftretenden 
Krisen  die  Lage   der   Unternehmer  immer 

Srekärer  wurde,  begannen  die  Unternehmer 
erseibeii  Braaclie  —  wie  dies  bekanntlich 
alle  Menschen  thun,  die  sich  in  einer  un- 
gflnsti^n  Lage  befinden  —  sich  znsammen- 
znschliessen ,  weil  sie  von  der  Vereinigung 
Schutz  und  Kräftigung  er«-arteten.  Es  ent- 
standen damals  —  wie  Steinmann -Bucher 
(•Die  Nährständc")  sagt  —  »Die  Vereine 
mit  den  langen  Namen»,  die  verschiedenen 
»Vereine  zur  Wahrung  der  gemeinsamen 
wirtschafüiehen Interessen«.  (S.d.ÄrLÜ n  t e r- 
nehmerverb&nde.)  Dass  in  Vereinen, 
in  welelien  die  Unternehmer  der  gleichen 
Branche  re^lmässig  zusammen  kamen, 
um  üben  die  Besserung  der  Lage  ihres 
Geschäftszweiges  zu  beraten,  sehr  bald 
auch  diejenigen  Fragen  zur  Sprache  gebracht 
werden  mussten,  die  jedem  Genossen  am 
nächsten  lagen  und  die  ihn  auf  das  em- 
pfindlichste lierührten,  nämlich  die  Fragen, 
ob  es  nicht  möglicli  wäi-e,  durch  ein  soli- 
darisches Vorgehen  der  Genossen  einerseits 
die  Produktionskosten  zu  ermässigen  und 
andererseits  die  Preise  des  fertigen  Artikels 
zu  erhüben,  ist  begreiflich,  ms  Ergebnis 
dieser  wiederholten  Erörterungen  waren  die 
Karteile. 

'2.  Arten  der  K.  Die  heati^n  Kartelle 
machen  begreiflicherweise  von  beiden  Mitteln 
Gebranch,  nnd  demgemäss  kann  man  zwei  For- 
men von  Kartellen  nnteracheiden.  Verabreden 
sich  die  Mitglieder,  dnrch  ein  solidarische»  Vor- 
gehen die  Produktionakosten  thunlich.it  zu  er- 
mässigen, so  kann  man  das  Kartell  als  „Ab- 
nebmerkartell"'  bezeichnen ;  verabreden  sich  die 
Dntemebmer  umgekehrt,  durch  ein  schdarisches 
Vorgehen  die  Preise  ihrer  Artikel  günstig  zu 
beeintlusgen,  so  kann  man  das  Kartell  als  „An- 
bieterkartell" bezeichnen.  Vielfach  verfolgen 
die  kartellierten  Unternehmer  beide  Zwecke, 

Die  Abnehmelkartelle  können  sich  einer- 
seits gegen  die  Arbeiter  und  andererseits  gegen 
die  Produzenten  der  von  den  kartellierten  Unter- 
uebmem  verwendeten  Roh-  nnd  HtlfsstofTe 
kehren.  Kartelle,  die  sich  direkt  die  Aufgabe 
setzen  würden,  die  Arbeitsltihne  nach  Kräften 
herabzudrQcken,  sind  in  Deutschland  bisher 
nicht  hervorgetreten,  wenigstens  sind  keine  der- 
artigen Klagen  laut  geworden,  iLiefmann,  „Die 
Untern ehmerverbände"  S,  72.)  Wohl  aber  bildet 
es  ziemlich  die  Regel,  dass  die  kartellierten 
Unternehmer  dem  Verlangen  der  Arbeiter  nach 
Lohnerhöhungen,    Verkürzung   der   Arbeitszeit 
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«nd  dergl.  solidarisch  entgc^tentrelen.  Dage^n 
kommt  es  hänfigei  vor,  daas  ein  Eartell  sich 
g^g^Q  die  Produzenten  der  Roh-  nnd  Hilfsstoffe 
kehrt,  und  zwar  kann  dies  auf  rierfache  Weise 
geschehen.  Die  kartellierteu  Unteniehmer  kön- 
nen sich  vereinigen  und  verpflichten;  1.  für  die 
Boh-  Dnd  Hilfsstoffe  nicht  mehr  ah  einen  ge- 
wissen Msiim&lpreis  zu  bezahlen;  2.  die  be- 
nötigten Stoffe  gemeinaam  zu  beiriehen;  3,  den 
Bezug  derselben  überhaupt  (ans  einer  gewissen 
Quelle)  einzustellen,  nnd  4.  dieselben  gemeinsam 
zu  produzieren.  (Lietmann  a.  a.  0.  8.  74.) 
Selbstverständlich  ist  nicht  jedes  dieser  Mittel 
Überall  anwendbar.  Und  naheliegend  ist  es, 
dass  ein  derartiges  Kartell  durch  den  Druck, 
den  es  auf  die  lYsduzenten  der  gedachten  Roh- 
und  HilfaatofTe  ausübt,  die  betreffenden  Unter- 
Bebmer  veranlasst,  sich  auch  ihrerseits  zu  einem 
Kartell  zusammenzuschl Jessen,  welches  nnn  seine 
Spitze  gegen  die  Abnehmer  der  fraglichen  Stoffe 
kehrt. 

Von  Tiel  grösserer  Bedeatnng  tind  viel  häu- 
figer sind  die  Anbieterkartelle,  welche  darauf 
abzielen,  die  Preise  der  betreffenden  Artikel 
günstig  ZD  beeinflussen,  und  an  sie  pflegt  mau 
vorzugsweise  zu  denken,  wenn  von  Kartellen 
überhaupt  gesprochen  wird.  Man  kann  die  Au- 
gebotskart^le  (nach  Liefmann  a,  a.  0.)  ein- 
teilen in  Kartelle  niederer  Ordnung  und  in 
solche  höherer  Ordnung.  Die  ersteren  sind  die- 
jenigen, welche  bei  ihren  Vereinbarungen  von 
den  einzelnen  Mitgliedern  aasgehen  und  deren 
wirtschaftliche  Handlungsfreiheit  in  irgend  einem 
Punkte  (z.  B.  in  der  Preisfestsetzung)  be- 
echrilnken,  man  kann  diese  Kartelle  daher  auch 
beschränkende  Kartelle  nennen.  Die  Kartelle 
höherer  Ordnung  sind  diejenigen,  welche  von 
der  Gesamtheit  der  Kontrahenten  ansgehen, 
darüber  Bestimmungen  treffen  und  dann  das 
Verhültnis  des  einzelnen  zur  Gesamtheit  fest- 
setzen, also  z.  B.  in  der  Weise,  dass  vorerst 
das  gesamte  Quantum  des  za  produzierenden 
Artikels  festgesetzt  nnd  sodann  bestimmt  wird, 
wie  viel  jeder  einzelne  Kartellfeiluehmer  er- 
zengeu  darf.  Man  kann  dieselben  daher  auch 
verteilende  Kartelle  nennen. 

Die  Kartelle  niederer  Ordnung  zerfallen  in 
folgende  Unterarten:  t.  Kartelle,  welche  der 
I^odnktion  des  einzelnen  Mitgliedes  Schranken 
ziehen  (a.  die  Mitglieder  verpflichten  sich,  inner- 
halb einer  gewissen  Zeit  die  Anzahl  ihrer  Ma- 
schinen oder  ihrer  Arbeiter  nicht  zu  vermehren, 
b)  die  Mitglieder  verpflichten  sich,  eine  Anzahl 
ihrer  Maschinen  ausser  Betrieb  zu  setzen,  c)  die 
Mitglieder  verpflichten  sich,  ihre  Werke  nur  so 
und  so  viel  Stunden  täglich  nnd  nur  so  und  so 
viele  Tage  im  Jahre  in  Betrieb  zu  setzen,  be- 
ziehungsweise sie  so  und  so  viel  Tage  im  Jahre 
ausser  Betrieb  zu  setzen,  d)  die  Mitglie<ler  ver- 

S fliehten  sich,  für  die  nächste  Periode  ihre  Pro- 
uktion  —  das  Produktionsqnautum  —  um  sc 
und  so  viel  Prozent  zu  reduzieren).  2.  Die  so- 

Sjnannten  Gebietskartelle,  d.  h.  die  kartellierten 
nternehmer  verteilen  das  Absatzgebiet  derart 
unter  sieb,  dass  jedem  einzelnen  Teilnehmer 
(häufiger  jeder  beatimmteu  Gruppe  von  Teil- 
nehmern) ein  gewisses  Territorium  als  aus- 
schliessliches Al>satzgebiet  zugewiesen  wird. 
Ganz  besonders  kommt  es  vor,  dass  die  in  den 
verschiedenen  Staaten  existierenden  Kartelle  ein 
derartiges  internationales  .Ibkommen  treffen  und 


sich  verpflichten,  sich  gegenseitig  nicht  ins  Ge- 
hege zu  kommen.  3.  Die  sogenannten  Preis- 
kartelle,  d.  h.  die  Mitglieder  verpfiichteu  sich, 
ihre  Produkte  [innerhalb  des  Kartell gebiet«B, 
d.  i.  also  in  der  Regel  im  Inlande)  nicht  unter 
dem  festgesetzten  Preise  zu  verkaufen.  Ansser- 
halb  desKartellgehiet«s  (also  in  derRe^el  nach 
dem  Auslande)  dürfen  die  Mitglieder  ihre  Er- 
zeugnisse anch  zu  niedrigerem  Preise  ver- 
kauten. —  Häufig  werden  ifle  Formen  1  nnd  3 
kombiniert,  d.  h.  es  werden  der  Produktion  des 


dem  und  dem  Preise  verkaufen  darf. 

Die  Kartelle  höherer  Ordnung  zerfallen  in 
folgende  Unterarten:  1.  Kartelle,  welche  be- 
srlmmen.  wie  viel  in  summa  von  den  kartel- 
lierten Werken  produziert  werden  darf,  und  so- 
dann den  AnteO  festsetzen,  der  auf  jedes  ein- 
zelne Werk  entfällt.  Die  Festsetzung  des 
Anteiles  erfolgt  iu  der  Regel  entweder  nach 
Massgabe  der  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen 
Werke  oder  nach  dem  thatsächlicheu  Absätze, 
den  jedes  einzelne  Werk  im  Durchschnitte  der 
letzteu  Jahre  erzielt  hat.  Einige  Schwierig- 
keiten verursacht  die  gegenseitige  Kontrolle ; 
die  kartellierten  Werke  müssen  periodisch  «nt- 
weder  einer  Centralstelle  oder  sich  gegenseitig 
mitteilen,  wie  viel  jedes  derselben  in  der 
Zwischenzeit  abgesetzt  bat.  Ferner  verursacht 
die  jedesmalige  Ausgleichnng  Schwierigkeiten, 
weil  ja  jedes  der  kartellierten  Werke  Aufträge 
von  seinen  Kunden  erhält  und  daher  nicht  im 
Stande  ist,  das  ihm  zugebilligte  Produkten- 
quantum    haarscharf    einzuhalten.      Die    Äns- 

fleichuug  kann  in  der  Weise  erfolgen:  a)  dasa 
asjenige  Quantum,  welches  das  einzelne  Werk 
in  diesem  Jahre  zu  viel  oder  zu  wenig  produ- 
ziert und  abgesetzt  hat,  auf  das  nächste  Jahr 
übertragen  und  dem  betreffenden  Werke  enr 
Last  oder  gut  geschrieben  wird,  h)  dass  das- 
jenige Werk,  welches  zu  viel  produziert  und 
abgesetzt  hat,  dos  entfallende  Quantum  um  einen 
im  voraus  festgesetzten  Preis  von  demjenigen 
Werke  abnehmen  mnss,  welches  seinen  Anteil 
nicht  ganz  absetzen  konnte,  c)  dasd  das  mit 
Aufträgen  tiberh&ufte  Werk  den  Ueherachaas 
seiner  Aufträge  anderen  Werken  abtreten  itiuss, 
d)  dass  das  begünstigte  Werk  dem  minder  be- 
günstigten eine  gewisse  Entschädigung  iu  Geld 

2.  Kartelle,  welche  dafür  sorgen,  dass  die 
einlaufenden  Aufträge  nach  einem  ge wissen 
Modus  (und  zwar  auch  wieder  entweder  nach 
der  Leistungsfähigkeit  oder  nach  dem  thats^h- 
lieh '  erzielten  Absätze  im  Durchschnitte  der 
letzten  Jahre)  unter  die  kartellierten  Werke 
verteilt  werden.  Die  Verteilung  erfolgt  auf 
zweifache  Weise,  a)  Bei  Submissionen.  Die 
kartellierten  Werke  überreichen  eine  gemein- 
same Ofierte  und  einigen  sich  vorher  über  die 
Verteilung  der  ausgeschri ebenen  Lieferung  unter 
sich.  Oder  die  kartellierten  Werke  einigen 
sich,  welches  von  ihnen  diesmal  die  gUnatiggte 
Offerte  ztt  überreichen  hat.  Bei  der  nächsten 
Submission  wird  sodann  ein  anderes  Werk  be- 
stimmt, welches  die  günstigste  Offerte  zd  Über- 
reichen hat,  und  so  fort,  bis  jedes  Werk  der 
Reihe  nach  dranliommt.  die  jeweilige  Lieferung' 
zu  übernehmen.  Oder  aber  es  verpflichtet  sich 
dasjenige  Werk,  welches  zum  Scheine  die  gUne- 
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ti^te  Offerte  überreicht,  die  Lieferung  nnlier 
die  kartellierten  Werke  zn  Terteileo.  b)  Bei 
Anfträgen.  Die  kartellierten  Werke  verpflichten 
sich,  keine  selbständigen  Aufträge  der  Kunden 
m  übernehmen  und  zu  effektuieren,  und  schaffen 
ein  Centralorgaa,  an  welches  alle  Bestellungen 
zn  leiten  sind,  und  welches  sodann  die  Be- 
st«lliuigeD  QDter  die  Kartellmitglieder  verteilt. 
In  einem  solchen  Falle  verachten  die  kartel- 
lierten Werke  entweder  überhaupt  auf  den 
direkten  Verkehr  mit  dem  Publikum,  so  dass 
dieses  gezwaugen  ist,  seine  Bestellungen  an 
das  gedachte  Centralorgan  (Verkaufsstelle,  Ver- 1 


tikelu  erzielt;  dieser  Oewinn  wird  sodann  ttm 
Schlüsse  des  Jahres  unter  die  Kartellteünebmer 
nach  einem  bestimmten  Schlüssel  Teiteilt.  In 
einem  derartigen  Falle  repräsentieren  die  kar- 
tellierten Unternehmer  ge Wissermassen  eine  Ge- 
aellschaft,  welche  das  oetreffende  Geschäft  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  auf  gemeinsame  Rech- 
nung betreibt.  Damit  jedoch  das  private  In- 
teresse der  Teilnehmer  (die  ja  doch  eme  gewisse 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  sieb  bewahrt 
haben)  rege  erbalten  bleibe,  ist  die  Einzahlung 


fibemehmen  zwar  zum  Scheine  die  ihnen  vom 
Pnbliknm  direkt  zukommenden  Aufträge,  effek- 
tuieren dieselben  aber  nicht,  sondern  ilber^eben 
sie  dem  Ceolralor^n.  Bemerkenswert  hei  der 
Verteilung  der  einlanfenden  Bestellnngen  ist, 
dass  die  Centralstelle,  wenn  möglich,  auf  die 
5rtlirhe  Lage  der  einzelnen  kartellierten  Werke 
Eücksicht  nimmt  .ind  —  um  ttberflüssige  Trans- 
portkosten zn  vermeiden  —  gern  die  Bestellong 
denijenigen  Werke  zuweist,  welches  dem  Be- 
stellenden am  nächsten  gelegen  ist.  Auf  die 
juristische  Stellung  jener  Centralstelle  (die  ent- 
weder nur  ein  einfacher  Vermittler  der  üe-  j 
Schäftsabschlüsse  sein  oder  eventuell  auch  eine 
Haftung  für  die  Effektuierung  der  Auftrage 
übernehmen  kann)  sowie  auf  die  weitere  ju- 
ristische Frage,  wer  der  eigentlich  Verpflichtete 
wird  (ob  die  Centralstelle,  ob  der  Verband  oder 
das  betreffende  Werk),  näher  einzugeben,  ist 
hier  nicht  der  Ort,  weil  diese  Fragen,  so  be- 
dentaam  sie  für  den  Juristen  sind,  für  den 
KationalJikonomen  kein  weiteres  Interesse  haben. 
Die  Centralstelle  selbst  kann  auf  mehrfache 
Weise  organisiert  sein.  Hitunter  wird  mit  den 
Agenden  ein  Mitglied  des  Kartells,  mitunter 
fein  grüssere»  Geschäftshaus  betraut,  mitunter 
wird  za  diesem  Behufe  ein  eigenes  Bureau 
(.Kontor'')  errichtet,  mitunter  —  wenn  man  an 
dieser  Stelle  eine  juristische  Person  haben  will  — 
wird  eine  eigene  Aktiengesellschaft  (Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien,  Genossenschaft,  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Uaftangj  ins  Leben  ge- 
rufen. Indes  bemerkt  Liefmann  (a.  a.  0.  S.  105), 
dass  derartige  Gründungen  nurScheingrllnduiigen 
sind  und  dass  die  betreffenden  AKtien-  oder 
sonstigen  Gesellschaften  nicht  entfernt  daran 
denken,  die  Produkte  der  kartellierten  Werke 
thatsächlich  aufzukaufen  und  für  eigene  Rech- 
nung in  den  Verkehr  zu  bringen. 

3.  Kartelle,  bei  denen  der  Gewinn,  den  die 
einzelnen  Kartellteiluehmer  aus  ihren  Uuter- 
nehman^eo  erzielen,  iu  irgend  einer  Weise 
nnter  die  Teilnehmer  verteilt  wird.  Dies  ge- 
schieht auf  mehrfache  Weise,  a)  Bei  manchen 
Kartellen  -verpflichten  sich  die  Mitglieder,  einen 
Teil  von  dem  Erlöse  ihrer  Produkte  (der  Mini- 
malpreis, unter  dem  die  Erzeugnisse  nicht  ver- 
kauft werden  dürfen,  wird  durch  das  Kartell 
festgesetzt)  in  eine  gemeinsame  Kasse  einzu- 
zahlen, und  dieser  Betrag  wird  sodann  nach 
einem  bestimmten  Modus  unter  die  Kartellteil- 
nehmer  verteilt.  Einzahlung  und  Verteilung 
künnen  verschieden  geregelt  sein.  Mitimter  ist 
die  Einzahlung  derart  bestimmt,  dass  sie  so 
ziemlich  (nahezu)  den  ganzen  Gewinn  repräsen- 
tiert, den  (las  kartellierte  Werk  an  seinen  Ar- 


gewinn  verbleiht.  —  Mitunter  findet  eine  soge- 
nannte indirekte  Kontingentierung  der  Pro- 
duktion statt.  D.  h.  es  wird  bestimmt,  welche 
Produktenmenge  jedes  der  kartellierten  Werke 
frei  erzeugen  und  [nicht  unter  dem  festgesetzten 
Preise)  verkaufen  darf.  Erzeugt  ein  Werk 
mehr,  so  hat  es  für  das  Plus  (etwa  für  jeden 
mehr  erzeugten  Ceutner  und  dergl.)  einen  be- 
stimmten (eventuell  anch  steigenden)  Betrag  in 
die  gemeinsame  Kasse  einzuzälen.  Die  so  eiu- 
fliessenden  Gelder  werden  entweder  zur  Zahlung 
von  eigentlichen  Exportprämien  (für  effektiv 
über  die  Laniiesgrenze  exportierte  Kaitellware) 
oder  zur  Zahlung  von  Prämien  für  di^enigen 
kartellierten  Werke  verwendet,  deren  Produktion 
hinter  dem  ihnen  zugebUligteu  Kontingent  zu- 
rückgeblieben ist.  Damit  jedoch  diese  Unter- 
nehmer nicht  in  Versuchung  kommen,  ihre 
Werke  gänBÜeh  zu  schliessen  und  lediglich  die 
Prämien  einzustreichen,  wird  bestimmt,  dass  die 
Prämien  eine  gewisse  Grenze  nicht  überschreiten 
dürfen.  b)Bei  manchen  Kartellen  endlich  kommt 
es  vor,  dass  das  Kartell  selbst  oder  eine  zu 
diesem  Zwecke  gebildete  Aktien-  oder  sonstige 
GeselUcbaft  das  gesamte  Produkt  der  kartel- 
lierten Werke  [das  selbst verständHch  kontin- 
gentiert sein  muss)  um  einen  im  voraus  be- 
stimmten Preis  (nicht  scheinbar,  sondern)  effektiv 
aufkauft,  um  dasselbe  sodann  zu  höheren  Preisen 
an  das  Publikum  abzusetzen.  Der  so  erzielte 
Gewinn  wird  dann  an  die  Kartellmitglieder 
nach  Itassgabe  ihrer  gelieferten  Warenquanti- 
täten  loder  sonst)  verteilt. 


Anspruch    auf   Vollständigkeit    erheben, 
immerfort  neue  Formen   der  Eartetliening 
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praktisch  durchgeführt  werden 
künnen.  Sodann  ist  dieselbe  nicht  dahin  zu  ver- 
stehen, als  ob  die  hier  aufgezählten  Kartell- 
formen in  der  Wirklichkeit  m  dieser  Reinheit 
existieren  würden,  da  wohl  die  meisten  der 
wirklich  existierenden  Kartelle  Mischformen  re- 
präsentieren. So  dürfte  man  in  der  Praxis 
nach  reinen  „  Abnehm erkartellen"  wahrschein- 
lich vergeblich  suchen,  denn  die  Kartelle  sind 
wohl  durchffehenda  in  erster  Reihe  „Änbieter- 
kartelle",  aber  nicht  wenige  derselben  kehren 
gleichzeitig  ihre  Spitze  gegen  die  Produzenten 
der  Rohstoffe,  sind  also  auf  der  anderen  Seite 
gleichzeitig  „Abnehmerkartelle".  Desgleichen 
bildet  die  Festsetzung  des  Preises,  unter  dem 
nicht  verkauft  werden  darf,  femer  die  Fest- 
setzung des  Froduktenquantums,  welches  das 
einzelne  Werk  erzeugen  darf,  einen  wesent- 
lichen Punkt  der  meisten  Kartellverträge. 
8.  Stellall);  der  K.  in  der  Volkawirt- 
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schaff.  Die  bisherige  Entwickelung  lehrt, 
dasa  die  KarteUbewegiing  mit  den  losesten 
Formen  (Festsetiung  eines  Miiiimalpreises. 
Beschränkung  der  l'roiluktion)  begann  und 
dass  die  Tendenz  Torwaltet,  zu  immer  feste- 
ren Formen  der  Vereinigung  überzugehen. 
In  mehr  als  einem  Falle  hat  die  Kartellie- 
rung  schliesslich  zn  einer  vollständig:en  Ver- 
schmelzung (Fusion ierung)  der  betreffenden 
Untemelimungen  geführt.  Femer  lehrt  die 
bisherige  Erfahrung,  dass  die  Kartelle  vor- 
wiegend auf  dem  Gebiete  der  Qrossindustrie 
(Fabriksindustrie  und  Bergbau)  und  dem 
der  grossen  Verkehrs« nternehmungen  (Eiseii- 
balinen,  Scliiffafartslinien)  vorkommen,  zum 
Teile  auch  auf  dem  Oebiete  des  Kleinge- 
werbes (einige  Handwerkerkartelle)  und  dem 
des  Handels  (hier  vorwi^;end  unter  den 
Banken).  D^gen  ist  bisher  von  landwirt- 
schaftlichen Kartellen  nur  wenig  (Kartelle 
der  Zuckerrüben  Produzenten)  bekannt  ge- 
worden. 

Die  heutigen  Kartelle  sind  das  notwen- 
dige Produkt  der  bisheri^n  historischen 
Entwickelung.  Der  Zweck  jeder  Produktion 
ist,  den  vorhandenen  Bedarf  zu  decken,  imd 
daher  ist  jede  Pi-oduktion,  die  den  Bedarf 
übersteigt,  eine  Material-  und  Arbeitsver- 
schwendung. Aus  diesem  Grunde  ist  es 
für  die  Pri^-at-  wie  für  die  Volkswirtschaft 
von  der  allergrössten  Bedeutung,  dass  die 
Produktion  dem  Bedarfe  angepasst  wei-de. 
Dies  war  im  Mittelalter  (soweit  die  gewerb- 
liche Produktion  in  Frage  kommt)  leicht  zu 
erreichen,  weil  die  damalige  Welt  wegen 
des  Mangels  an  Kommunikationsmitteln  in 
lauter  kleine  gesclilossene  Verkehrsgehieto 
zerfiel.  Eine  nennenswerte  Zufuhr  von  ge- 
werblichen (und  sonstigen)  Pi-oduklen  war 
—  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen  — 
nicht  mißlich,  es  miisste  daher  ziemlich 
jeder  Ort,  was  er  an  gewerblichen  Produk- 
ten brauchte,  aucli  selbst  erzeugen.  Diese 
kleinen  Verkehrsgebiete  waren  leicht  zu 
übersehen,  es  war  daher  nicht  schwer,  die 
lokale  Produktion  dem  lokalen  Bedarfe  an- 
zupassen, und  dies  wui-de  diu-ch  die  Zunft- 
verfassung mit  ihren  vielfachen  Beschrän- 
kungen der  gewerblichen  Protluktion  in  bei- 
nahe vollkommenem  Masse  erreicht.  Durch 
die  Vervollkommnung  der  Kommunikations- 
mittel ,  specieU  im  Laufe  dos  neunzehnten 
Jahrhundertes  wiuxlen  die  früheren  Ver- 
hältnisse so  zu  sagen  auf  den  Kopf  gestellt. 
Heute  bildet  die  ganze  Erde  ein  einziges  j 
grosses  Verkehrsgebiet.  In  jeden  Oft  kom-  \ 
men  die  Erzeugnisse  aus  dien  Teilen  der 
Welt,  und  imigekehrt  versendet  der  heutige 
Grossindustrielie  seine  Erzeugnisse  nach 
allen  Teilen  der  Erde.  Die  Grossindustrie 
produziert  heute  für  den  sogenannten  Welt- 
markt und  sieht  sich  infolgedessen  vor 
eine  unlösbare  Aufgabe   gestellt.    Die  erste 


Voraussetzung  dafür,  dass  die  Prodidttion 
dem  Bedarfe  angepasst  werde,  ist  selbst- 
vc-.ständlich  die  Kenntnis  der  Grösse  des 
Bedarfes,  diese  Kenntnis  aber  fehlt  dem 
heutigen  GrossindustrieUen.  Er  weiss  nicht, 
wie  gross  der  jährliche  Bedarf  der  ganzen 
Welt  an  seinem  Artikel  ist;  er  weiss  ferner 
nicht,  wie  gross  die  A'orräte  an  diesem 
Artikel  sind,  die  in  der  ganzen  Welt  in  den 
Magazinen  der  betreffenden  Fabriken  und 
der  Kaufleute  sowie  in  den  einzelnen  Haus- 
haltungen aufgespeichert  lagern ;  er  weiss 
endlich  nicht,  wie  vie\  jeder  seiner  Berufs- 
geuosson  augenblicklieh  produziert  —  und 
diesen  drei  unbekannten  Grössen  soll  er 
seine  Produktion  anpassen  I  Der  einzige 
Anhaltspunkt,  den  der  Industrielle  hat,  ist 
der  Stand  des  Preises  seines  Artikels.  Steigt 
dieser,  so  deutet  dies  auf  eintretenden  Be- 
darf, und  demgemäss  muss  der  Industri- 
elle bestrebt  sein,  seine  Prodiiktion  so  rasch 
als  moghch  zu  vergrössem,  und  weil  dies 
jeder  thun  muss  und  thut,  so  ist  der  Markt 
in  der  kürzesten  Zelt  überfüllt  und  der 
Absatz  stockt.  Dies  ist  der  sogenannte 
■anarchische«  Zustand  der  heutigen  gewerb- 
lichen Pi-odiiktion, 

Es  ist  daher  ein  ganz  gesunder  und 
volkswirtschaftlich  gerechtfertigter  Gcdaidce. 
wenn  die  Industriellen  bestrebt  sind,  diesem 
^anarchischen«  Zustande  der  Produktion  ein 
Ende  zu  bereiten  und  die  Produktion  dem 
Bedarfe  anzujwssen.  Dieses  Ziel  aber  kann 
nur  erreicht  wenlen  durch  die  Vereinigimg 
der  Produzenten  derselben  Branche,  denn 
nur  die  Vemnigung  (die  Monopolisten  Stel- 
lung) gewährt  ihnen  die  Möglichkeit,  einen 
Ceberblick  über  den  Gesamtbedarf  zu  ge- 
winnen, und  gewälirt  ilmen  die  Möglichkeit. 
die  Produktion  derart  zu  n^eln  (derart 
unter  sich  zu  verteilen),  dass  sie  dem  Ge- 
samtbedarfe  jedesmal  entspricht,  —  Das  ist 
der  Grundgedanke  und  das  —  wie  gesagt 
—  ganz  gesunde  und  volkswirtschaftlich 
ganz  gerechtfertigte  Bestreben  der  Kartelle. 
M'ie  aber  jede  noch  so  vernünftige  und 
segensreiche  Institution  missbraucht  werden 
und  entarten  kann ,  so  können  auch  die 
Kartelle  entarten.  Die  kartellierten  Unter- 
nehmer können  ihre  Monopolistenstellung 
missbrauchen  und  einerseits  ihre  Arbeiter 
sowie  die  Produzenten  der  Rohstoffe  unge- 
bührlieh bedrücken :  sie  können  anderei-seits 
das  konsumierende  PubHkum  ausl>cuten,  in- 
dem sie  die  Preise  ihrer  Artikel  ungebühr- 
lich hoch  halteu.    Davon  unten. 

UuterBcbied  der  Kartelle  von  anderen  ähn- 
lichen Gebilden.  Der  nordamerikanisrhe  Trust 
(s.  den  Art.)  ist  eine  nahezu  voUatändige  Ver- 
schmelznng  (Fuflion)  der  betreffenden  Werke  zu 
einer  einzigen  RieaenuatemehmunK.  Bepräsen- 
tiert  der  Tmst  gewissermBSsen  den  Einheits- 
staat, so  darf  man  Ana  Kartell  mit  dem  Staaten- 
bund vergleichen;  wie  hier   die  einzelnen  ver- 
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bDndeten  Staaten,  so  Ijehalten  auch  im  Kartell 
die  TerbOndeten  Unteraehimingen  eine  gewiese 
SelbBtändigkeit.  Die  Untemebmer  mUsseo  zwar 
&af  eineu  Teil  ihrer  wirtschaftlichen  BewecniDc;»- 
fteiheit  verzichten  nnd  sich  den  Be^Tn  de» 
Kartells  fU^en,  allein  im  Übrigen  bleibt  jeder 
Herr  io  Beinem  Hanne  und  beziebt  den  aus 
winem  Unteniehmen  flieasenden  Gewinn.  Wäh- 
rend es  bei  einem  Trust  keine  seltene  Erscheinunc: 
iat,  dass  die  Yereini^n^  die  technisch  nnvoll- 
kommenen  Werke  gänzlich  anflüaC,  so  dass  nur 
in  den  beatein  gerichteten  Werken  (also  mit  den 
relativ  gerin guten  Kosten)  weiter  produziert 
wird,  behalten  im  Kartei!  auch  die  minder  voll- 
kommen eingerichteten  Werke  ihre  Selbständig- 
keit. Es  vollzieht  sich  also  hier  der  Prozess 
der  „wirtschaftlichen  Auslese"  nicht  so  schroff 
ntid  gewährt  die  Msglichkeit,  dass  die  in  den 
minder  gat  ausgerüsteten  Werken  vorfindlichen 
Gebäude,  Maschinen  etc.  noch  weiter  ansgenatzt 

Die  sogenannten  „Corners"  oder  „Ringe" 
sind  einfach  apeknlative  t'uteraehniuDgen,  die 
auf  eine  wucherische  Ausbeutung  des  kousn- 
mierenden  Publikums  abzielen.  Wie  der  be- 
rttchtigte  mittelalterliche  Kornwucherer ,  so 
snchen  die  im  „Ring"  oder  „t'omer"  vereinigten 
Spekulanten  die  sämtlichen  Torräte  einer  Ware 
(oer  seinerzeitige  Knp  ferrin  g,  der  Haferring) 
■nfznkanfen.  nm  dieselben  dann  zu  wucherisch 
emporgetriebenen  Preisen  an  das  Publikum  ah- 
nsetzen.  Das  Kartell  kann  zwar  allerdings 
du  gleiche  Ziel  anstreben,  allein  principiell 
oder  wenigstens  anfänglich  entspringt  das  Kar- 
tell dem  i^strehen,  die  Produktion  dem  BedarCe  | 
uisopaasen  —  ein  Bestreben,  das  dem  Corner 
oder  Ringe  vollstAndig  fem  liegt. 

4.  Die  K.  nnd  die  Gesetzgebung. 
Die  vorerwähnten,  dem  Kartellwesen  unleug- 
bar innewohnenden  Gefahren  lassen  es  be- 
gieiflich  erscheinen,  dass  die  Staatsgewalt 
gegenQber  den  Kartellea  Stellung  nehmen 
musste,  und  zwar  lassen  sieh  bisher  nach 
dieser  Richtung  drei  bezw.  vier  verschiedene 
Systeme  unterscheiden.  Das  älteste  dersel- 
ben ist  der  in  England  zuerst  uittemomineße 
Versuch,  den  dem  Kartelhvesen  innewohnen- 
den Gefahren  auf  dem  Wege  der  CivUrechts- 
Oesetzgebimg  zu  begegnen.  In  England 
■waren  nämlich  früher  —  ebenso  wie  in  fast 
allen  übrigen  Staaten  —  Koalitionen  der 
Arbeiter  wie  der  Arbeitgeber  bei  Strafe 
verboten.  Dieses  Veriwt  wurde  durch  G.  v. 
Jahre  1836  (6.  Geo.  IV.  eh.  129)  aufgehoben, 
Verabredungen  der  Arbeiter  wie  der  Arbeit- 
geber wurden  zwar  gestattet,  allein  sie  wur- 
den als  für  die  Teilnehmer  unverbindlich 
erklärt.  Dieser  Vorgang  wurde  epäter  von 
der  Mehrzahl  der  europäischen  Staaten  nach- 
geahmt; er  erwies  sich  jedoch  als  ziemlich 
unwirksam.  Einmal  nämlich  lehrt  die  Er- 
fahrung, dass  die  kartellierteo  Unternehmer 
im  Hinblick  auf  die  Vorteile,  die  ihnen  das 
Kartell  bietet,  im  allgemeinen  nicht  gar  zu 
häufig  wortbrüchig  werden.  Zum  zweiten 
pflegen  sie  eich  durch  Konventionalstrafen 
(Hinterlegung  von  auf  hohe  Beträge  lauten- 


den trockenen  oder  eigenen  Wechseln,  die 
eintretenden  Falles  weiter  begeben  werden) 
gegen  einen  eventuellen  Bruch  der  Verab- 
redung zu  sichern.  Weiter  pflegen  sie 
häufig  auf  ein  Schiedsgericht  zu  kompro- 
mittieren, damit  die  Angelegenheit  mcht 
vor  die  ordentlichen  Gerichte  gebracht  werde 
und  diese  nicht  in  die  Lage  kommen,  die 
ganze  Verabredung  mit  allen  ihren  Konse- 
quenzen als  rechtsunwirksam  zu  erklären. 
Endlich  muss  jedes  wortbrflchige  Kartell- 
mitglied befürchten,  dass  ihm  seitens  des 
Kartells  eine  übermächtige,  geradezu  niinöse 
Konkurrenz  bereitet  wird.  Allein  abgesehen 
von  alledem  erweist  sich  die  in  Rede  ste- 
hende Gesetzgebung  gegenüljer  den  nun  ein- 
mal vorhandenen  Monopol!  sierungsbestrebua- 
gen  als  absolut  ohnmächtig,  weil  sie  nicht 
verhindern  kann,  daas  die  kartellierten  Un- 
ternehmungen fusionieren  und  zu  einer  ein- 
zigen Eiesenunternehmung  (-AttiengeseU- 
acbaft)  verschmelzen,  die  dann  den  ganzen 
betreffenden  Produktionszweig  erst  recht 
monopolisiert. 

Daa  zweite  System,  welches  als  das  nord- 
amerikanische bezeichnet  werden  kann,  be- 
steht darin,  dass  die  Koalitionen  der  Unter- 
nehmer (also  Kartelle  sowie  Trusts)  als 
kriminell  strafbar  erklärt  werden.  In  der 
oordamerikanischen  Union  hat  nämlich  eine 
Reihe  von  Einzeistoaten  Gesetze  erlassen, 
nach  welchen  alle  auf  eine  Preiserhöhung 
oder  Monopolisierung  eines  Artikels  abzielen- 
den Verabredungen  der  Unternehmer  als 
»Verschwörung*  (Conspiracy)  angesehen  und 
demgemäss  bestraft  werden  sollen.  Auch 
dieser  Weg  erwies  sich  als  wenig  gangbar. 
Einmal  ist  es  nämlich  (nach  der  Behauptung 
amerikanischer  Schriftsteller)  fraglich,  ob 
diese  von  den  Einzeletaaten  erlassenen  Ge- 
setze rechtsgUtig  sind,  weil  sie  angehliclt 
mit  der  Verfassung  der  nordamerikani sehen 
Union  im  Widerspruche  stehen.  Sodann 
kann  durch  die  gedachten  Gesetze  im  güns- 
tigsten Falle  die  Bildung  eines  Kartells 
(Pool)  oder  eines  Trusts,  nicht  aber  die  voll- 
ständige Verschmelzung  der  betreffenden 
Unternehmungen  in  den  Händen  einer- ein- 
zigen grossen  Aktiengesellschaft  verhindert 
werden. 

Das  dritte  System  (wenn  man  hier  von 
einem  solchen  fiberhaupt  sprechen  darf)  ist 
das  russische.  In  Kusslanu  w^l^de  nämlich 
im  JiUire  1886  unter  den  Augen  und  mit 
(stillschweigender)  Genehmigung  der  Regie- 
i-ung  ein  Kartell  («Normirowka«)  der  dorti- 
gen Zuckerfabrikanten  geschlossen,  welches 
seither  wiederholt  erneuert  wurde.  Die 
nissische  Regiening  stellt  sich  also  (wenig- 
stens in  dem  einen  vorliegenden  Falle)  auf 
den  Standpunkt,  dass  ein  Kartell  eine  legale 
und  rechtsverbindliche  Vereinbarung  sei. 

Einen  im  Princip  gleichen,  aber  teilweise 
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doch  vei-sciüedenen  Standpunkt  nimmt  die 
Österreichische  Regiening  ein,  welche  eine 
Regehing  der  Kartelle  auf  dein  Wege  der 
Verwaltungsgesetzgehung  anstrebt.  Nach 
dem  von  der  R^ening  dem  Parlamente 
voi^legten  Gesetzentwurfe  (zum  ersten 
Haie  voi^egt  am  1.  Juni  1897,  dann  in 
teilweise  veränderter  Grestalt  wieder  vorge- 
legt am  12.  Oktober  1897,  und  nochmals 
vorgelegt  am  29.  März  1898),  der  jedoch 
bisher  noch  nicht  zur  Verhandlung  gelangte, 
sollen  die  Kartelle  der  Staatsanf sieht  unter- 
worfen werden.  Hiernach  werden  die  Kar- 
telle als  rechtsverbindliche  Vereinigungen 
anerkannt,  sie  bedürfen  jedoch  zu  ihrer  Er- 
richtung eines  notariell  beglaubigten  Statutes 
und  sind  verpflichtet,  ihr  Statut  sowie  jede 
Abänderung  desselben  und  ebenso  jeden  ge- 
fassten  B^ehluss  dem  FinanzminiBteriiim 
unverzüglich  mitzuteilen.  Desgleichen  sind 
sie  verpflichtet,  dem  Finanzministerium  jede 
eewflnschte  Auskunft  zu  erteilen  und  ihm 
die  Einsicht  in  die  Bücher  zw  gewähren. 
Dem  llnanzrainistcrium  steht  das  Hecht  zu, 
jeden  ihm  ungebührlich  scheinenden  (das 
6ff entliche  "Wohl  schädigenden)  Beschluss 
des  Kartells  zu  sistieren  bezw.  das  Kartell 
aufzulesen  (oder  seine  Bildung  zu  unter- 
sagen). Zur  Fflhnmg  dieser  Agenden  soll 
im  Finanzministerium  eine  besondere  aus 
zwOlf  Mitgliedern  bestehende  Kommission 
gebildet  werden.  Der  österreichische  Ent- 
wurf leidet  —  wie  von  der  Mehrzahl  seiner 
Kritiker  richtig  hen-oi^ehobeu  wurde  —  an 
dem  principiellen  Fehler,  dass  er  sozusafren 
zu  eng  oder  einseitig  ist.  Er  soll  nämlich 
(nach  g  1)  nur  für  diejenigen  KarteUe  Gel- 
tung haben,  welche  sich  auf  solche  Ver- 
brauch sgegeiisfände  beziehen ,  »die ,  wie 
Zucker,  Braimtwein,  Bier,  Mineralöl,  Salz, 
einer  mit  der  industriellen  Produktion  in 
enger  Verbindung  stehenden  indirekten  Ab- 
gabe unterliegen.o  Dagegen  soll  bezüglich 
aller  Übrigen  Kartelle  der  bisherige  Rechts- 
zustand (dass  die  Kartelle  zwar  nicht  vei^ 
boten,  aber  rechtsunwirksam  sind)  weiter 
bestehen.  Es  würde  dies  also  zu  der  eigen- 
tümlichen Anomalie  führen,  dass  es  einer- 
seits anerkannte  und  rechtsgiltige  imd  ande- 
rerseits nur  geduldete  und  rechtsunfpltige 
Kartelle  gäbe.  Der  Gnmd  dieser  eigen- 
tümlichen Einseitigkeit  des  Enlwiu^es  ist 
—  wie  die  Motive  offen  eingestehen  —  in 
der  Befürchtung  der  Regierung  zn  suchen, 
dass     die     beti-etf enden    verzehningssteuer- 

tiflichtigen  Artikel  durch  Kartelle  ungebflUr- 
ich  verteuert  werden,  so  dass  die  fraglichen 
Steuern  einen  Ritekgang  erfahren  könnten. 
"Weiter  winl  gegen  den  Entwurf  eingewen- 
det, dass  es  fraglich  sei,  ob  unsere  Kennt- 
nis des  Kartellwesens  und  die  bisherigen 
Erfehningen  so  weit  reichen,  dass  man 
schon  heute  an  eine  staatliche  Regchmg  der 


KarteUe  schreiten  könne.  Endlich  wird 
(von  'Wittelshöfer}  hervorgehoben,  dass  die 
Gefahr,  die  bekämpft  werden  soll,  in  der 

Monopolisierung  der  betreffenden  Produk- 
tionszweige liege  und  dass  es  daher  nicht 
genüge,  die  Kartelle  der  staatlichen  Aufsicht 
zu  unterwerfen,  wenn  daneben  die  in  der 
Hand  einer  einzigen  grossen  Aktiengesell- 
schaft vereinigten  fusionierten  Betriebe  oder 
die  im  Besitze  eines  Privatmannes  befind- 
lichen, monopolartig  dastehenden  Riesenbe- 
triebe unbeaufsichtigt  bleiben  und  thun 
dürfen,  was  sie  wollen.  Trotz  diesen  nicht 
abzuleugnenden  Mängeln  muss  zugegeben 
werden,  dass  der  österreichische  Kartellge- 
setzentwurf zwei,  ziemlich  von  allen  Seiten 
als  gesund  anerkannte  Grundgedanken  ent- 
hält, und  das  ist  einmal  der  (retlanke,  dass 
die  Kartelle  gehalten  sein  sollen,  ihre  ge- 
samte Gebarung  offen  zu  legen,  und  zwei- 
tens der  Gedanke,  dass  den  Missbräucheit 
der  KarteUe  weder  auf  dem  Wege  der 
Civilrechts-  noch  auf  dem  der  Strafrechts- 
gesetzgebung, sondern  nm-  auf  dem  der 
Verwaltungsrechtspüege  begegnet  werden 
kann. 

Lltteratnr:     W.     LexU,     Gncerkcereine     und 

Cnlemehmcrverbände  in  Frankrrieh,  Lfipiig 
1879  (17.  Bd.  der  Sehr.  d.  Vcr.  f.  Sozialp.}.  — 
F.  KleinicOchter,  Die  Karteüt.  Em  Beitrag 
mr  Fragt  der  Orgaiti*ati(m  der  VoUavirUrhafl, 
Inntbrvck  18SS.  —  Sekäfjle,  Die  Kartelle,  in 
CttammeUe  Af^fiäUe,  Bd.  I,  Tübingen  iss.f. 
(Aueh  in  der  Titbinger  uZeittchr.  /.  d.  get. 
SlaaUir.ii,  Jahrj/.  ISSJ.j  —  St€tnmann.-Bucher, 
Dit  XähTsländr  und  Ihre  lukünfiige  Stflluag  im 
Staate,  Berlin  ISSe.  —  A»ehrott,  Die  amrri- 
itoiiucAm  Tnuü  ete.,  in  Bniiint  Archiv  f.  Grarls- 
gebung  etc.,  S.  Bd.,  I8S9  (mit  tahlreirheii  Litte- 
ralumaehiceittB).  —  iMjo  BrenUino,  Vortrag 
über  Kartelle,  in  der  Cet.  Stterr.  ViAlcawirle, 
}.  Jahrg.  1388—1880,  Wien  1889.  —  Derselbe, 
t'eber  die  UrBachen  der  heutigen  toiialr.n  2fi>t, 
Leipzig  1889.  ~~  WoMerrab,  Soiialt  f^lilik 
im  Deuleehen  Kelche,  StiiUgart  1SS9.  —  ScHOn- 
lanh.  Die  Karlelle,  ia  Bravnt  Areh.  /.  rai. 
Getelig.  elf.,  i.  Bd.,  1890  (mit  tahlreichr»  Litte- 
Tatvmafhipeiten).  —  Raoii^  Jay,  Dir  fft/itdik/ite 
der  Arbeiter  und  Cntemehmer  in  Frankrrifh, 
in  Brauns  Arch.  f.  »oi.  (letetig.  ele.,  4.  Bd., 
1891.  —  F.  Groa»manti,  Ucber  iudiialrirlle 
Kartelle,  in  Srhmoller/  Jahrb.  f.  Geietxg.  und 
Vera.,  15.  Bd.,  1801  (mit  mhtreirhen  LiUeratiir- 
naehiceieen).  —  St*lnmnnn  -  Btu!h«r ,  We»en 
und  Bedeutung  der  getretbliehen  KarteUe,  in 
Srhmollert  Jahrb.  /.  OeMzg.  u.  Veru-.,  15.  Jl,l., 
MS/  (mit  mehrfaehen  Liltrratumachvniiieii).  — 
Seh^lank,  Ein  Kapitel  aue  der  «rkundlifhen 
Getehiehle  der  Kartelle,  ia  Bmunn  Arch.  f,  gor. 
(leteltg.,  5.  Bd.,  189i.  —  E.  Feite,  Las  »yndi- 
mlt  induttrirlii  ei  en  partirvlier  Ia  Xorminncicu 

det  /abricantn    de    aucre    Suuet,   Airif  1S9S.    

U.  Cohn,  Bemerkungen  mr  Karltllbcwrgiing, 
ia  Zeileehr.  /.  Eiteab.  u.  Dampfechiffnlirt  dvr 
iitterr.-ung.  Monarchie,  6.  Jahrg.,  1893.  —  Sehr, 
d.  Vrr.  /.  Sotialp.,  60,  Bd.,  Cebn-  mrtachnfUiche 
K'irtelU  in  De^iUehlaad  und  im  Auelande,   filiif. 
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tehn  Sehiiderungfn  ele,  —  Verhandtangen  der 
am  HS.  und  £9.  IX.  1SS4  m  Wien  abgehaltenen 
GentrtUceriammlung  de»  Ver.  /.  Soiialp.  über 
dit  Kartelle  etc.,  Sehrifiea  dietei  Vereint,  61.  Bd. 
"  B.  Welsktrchner,  Da»  ÄarleUvrien  vom 
Standpunttf  der  rhristlichen  Wirttehaflsordnvng 
(ata:  Vorträge  and  Abhandlungen,  heraaigegeben 
von  der  Lto-GetetUehafl),  Wien  1896.  —  Denk- 
lehrifl  der  Handelt-  und  Gfcerbekammer  in 
Prag  tu  betreff  der  ilaaUichen  Regelung  dei 
KarteUwetem,  Prag  1S96.  —  Die  Aera.  der  wirt- 
tcha/Uichen  Kiirleüe,  ton  einem  rheinUchen  In- 
duetriellen,  m  Preiiti.  Jahrb.,  Bd.  89.  —  Zur 
Frage  der  viilickaflliehen  Kartelle,  ebenda»., 
Bd.  90.  -^  X.  Httaehmann,  Kartelle  und 
SlaaUgewalt ,  Wien  1S97.  —  Fridrietiowlct, 
Kartelle,  iH  Zeittchr.  f.  d.  gel.  Staatmi.,  51.  Jahrg., 
1S95.  —  J.  Matern,  Die  InduttriekarleUe, 
München  und  Berlin  1S97.  —  Slnxhdmrr. 
Ueber  die  Orenten  der  WtÜieTbildung  de»  fabrit- 
nätiigen  Grottbelriebe» ,  Münchener  rollcme. 
Skudien,  S.  Stück.  ~  Saiter,  Die  SjfndikaU- 
bettrtbungen  im  niederrhein.-weel/äl.  StetntoAIcn- 
bexirk,  in  d.  Jahrb.  fUr  A'a(.  u.  Stal.,  Bd.  7, 189i.  — 
Old^nberg,  Studien  ilber  die  Tbein.-ipeef/Sl. 
Bergarbeilerbevegung,  in  SehmoUer»  Jahrb.  ßlr 
Geteltg.  eU.,  Bd.  14,  1890.  —  HOeklnghaws, 
Die  Veritaaäiehung  der  Kahlenbvr^erke,  Einer» 
Slaaitie.  Studien,  Bd.  4,  Heft  5.  —  Bffertt, 
Die  niederrhein.-vettfUl.  Koblrninduetrie  in  ihren 
Eiielenibeditigungen,  Essen  1895.  —  Ooldetein, 
DeuUeklandi  Soditindusirie,  Mllnchener  Volitte. 
Stwlien,  IS.  StOrt.  —  Boaenberg,  Karlellbe- 
wegungen  in  der  Zuekerindtitlrie,  in  der  ZeiUehr. 
/.  Slaalt-  a.  loitur.,  Bd.  6.  —  Babüd,  Les 
tyndirats  de»  prodvcieuri  et  dilenleurs,  Ibrie 
1893.  —  Salomon,  Les  roaUHoas  covimercinles, 
Jvumal  des  Economitlel,  1895,  Ffvrier.  — 
Brouilhet,  Es»ai  sur  le»  enlattee  commerciale» 
et  induttrielUi,  FarU  1895.  —  H.  Liefmann, 
Die  UnleTHehmerverbände  (in  Volksir.  Ahliand- 
Itmge»  der  badisrhen  Hoehsehulen),  Freiburg  i.  B. 
1897.  —  (Erster)  Enlirurf  eines  (ästerr.)  Kartell- 
geselte»,  JVr.  188  der  Beüagen  tu  den  »lenograph. 
FroL  des  Abgeordnetenhaute»,    12.  Session,  1397. 

—  K.  Grünberg,  Der  ästerr.  Karlellge»elz- 
tni^eurf,  in  Sehmoller»  Jahrb.  f.  Geteltg,  u.  Vene., 
Jahrg.  1897.  —  WUteUhÖfer,    Der  ötterreich. 

Karteügeiettentaurf,  in  Brauns  Arch.  /.  >ot. 
Gesebg.,  Bd.  13,  1890.  —  L.  Pohle,  Die  Kar- 
telle der  getcerblirken  Unternehmer,  Leipzig  1898. 

—  L,andeaberger,  Der  östtrr.  KartrllgeseCi- 
entiFurf,  in  der  Gränhulschen  Zeitschrift  für  das 
Frivat-  und  öffenüiche  Recht,  Bd.  14,  Wien.  — 
£  atetnbach,  Keekttgetehäfte  der  KirUehofU. 
Organiiation,  Wien  1897.  —  W.  Beräi^w, 
Dit  VBlemehmerkarteUe  und  der  Weg  tum  leirt- 
tthaftUchen  Frieden,  Berlin  I89S. 

Aatterdem  viel  ihaltächliehet  Material  in  der 
ron  Steintnann  -  Bueher  herautgegebenen 
Zeittchrifl  »Die  Induilrit«  und  in  der  Wiener 
Woekensehr^  xDai  HandeUmuseum«, 

PriedT.  Kletntrachter. 
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R.  Börseowesen  oben  Bd.  U   S.  1023ff. 
und  Zeit^eechäfte. 


Kafieenscheine 

s.  Papiergeld. 


Kasten. 

Kaste,  von  dem  portugiesischen  casta 
(Gattung,  Stamm,  Art)  herleitete  Bezeich- 
nung der  eigentii inliehen  Gliederung  des  in- 
dischen Volkes,  die  die  Portugiesen  bei  ihrer 
L^idung  in  Ostindien  Im  JaJire  1498  vor- 
fanden. Nach  der  Lehre  der  indischen  Ge- 
setzbüclier,  vor  allem  des  Manu  irnd 
YäjSavalkj'a  (sprich :  Jädschaavalija),  die  die 
priesterlich  beeinflusste  indische  Litteratur 
wiederspiegelt,  zerfiel  das  indische  Volk  toü 
alters  her  in  4  Klassen  (Sanskrit  varna, 
eigentlich  >Fart>e«):  die  Brshmana,  Kshat- 
triya,  Vaiöya,  Südra.  Die  Brähmana  bilden 
den  Priester-  und  Gelehrtenstand,  Als  ihre 
Aufgabe  wird  bezeichnet,  die  heiligen  Bücher, 
die  Veda,  zu  studieren,  für  sich  und  andere 
zu  opfern,  anderen  zu  schenken  und  selbst 
Gescnenke  anzunehmen.  FQr  die  Brahmaneii 
wird  die  erste  Stelle  im  Staate  beansprucht 
Man  lässl  sie  aus  dem  Munde  der  höchsten 
(3ottheit,  des  Brahma,  entsprungen  sein,  und 
schon  in  sehr  alten  Texten  werden  sie 
Götter  in  Menschengestalt  genannt  Der 
zweite  Bang  wird  den  Kshattriya  angewie- 
sen. Sie  sind  der  Adel  und  Kriegerstand; 
aus  ihnen  stammen  auch  die  Herrseher  des 
Landes.  Ihnen  wird  zur  Pflicht  gemacht, 
das  Volk  zu  schützen,.  Geschenke  zu  machen, 
Opfer  zu  veranstalten,  zu  studieren  und  nicht 
an  weltlichen  Dingen  zu  hängen.  Sie  wer- 
den angesehen  als  aus  dem  Arme  des 
Brahms  entstanden.  Ke  dritte  Klasse,  die 
Vaisyäs,  sollte  das  Vieh  schützen,  Handel 
und  Ackerbau  treiben,  Geld  auf  Zinsen  aus- 
leihen, Geschenke  machen,  Opfer  veranstal- 
ten imd  studieren.  Sie  bildet  den  Handels-, 
Handwerker-  und  Bauernstand.  Für  die 
vierte  Klasse,  die  äüdrSs,  gab  es  nur  eine 
Pflicht,  ohne  Murren  imd  Zaudern  den  drei 
oberen  Kasten  zu  gehorchen.  Die  Vaisyäs 
leitete  man  aus  dem  Schenkel,  die  Südräs 
aus  dem  Fasse  des  Brahmfi  ab.  Die  drei 
oberen  Kasten  hiessen  »die  Zweimalgebore- 
nen«,  weil  es  nur  ihnen  erlaubt  war,  die 
heilige  Schnur  zu  tragen,  deren  erste  An- 
I^ung  in  dem  Alter  von  7,  S,  9  Jahren  in 
der  Reihenfolge  der  Stände  als  zweite  Ge- 
burt angesehen  wurde,  da  damit 'die  feier- 
liche Aufnahme  in  die  Kaste  erfolgte.  Im 
Gegensatz  zu  ihnen  hiessen  die  äüdra  »die 
£inmalgeborenent.  Diese  Gliederung  geht 
bis  in  die  älteste  Zeit  zurück.  Als  die  Inder 
Jahrtausende  vor  Christus  von  Noiiiwesten 
her  in  Indien  einwanderten,  waren  sie  be- 
reits ein  auf  hoher  Kulturstufe  stehendes, 
in  Stände  gegliedertes  Volk  mit  stark  aus- 
geprägtem KatioDalbewuBstsein.    In  Indien 
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stiessen  BJe  auf  VolksEtSmrae  K^nz  anderer 
Basse,  die  sie  iiaterwarfeD  oder  verjagten. 
"Wahrend  sie  selbst  sich  Aryäa  oder  Äryäs, 
»Herren«,  nannten,  wurden  diese  Einge- 
borenen als  Dssäs,  » Sklaven «,  bezeichnet, 
und  das  älteste  Denkmal  der  iadischen 
Literatur,  der  Rgveda.  scheidet  zwischen 
aryo  varnah  und  däso  varnah  »die 
Farbe  der  Arien  und  »die  Farbe  der  Däsas<. 
Wir  finden  also  schon  hier  den  Ausdruck 
varna,  der  spftter  für  die  Einteilung  des 
Volkes  in  4  Klassen  gebraucht  wird,  und 
dass  er  in  dieser  ältesten  Zeit  'wirklich  auf 
einem  Unterschiede  der  Hautfarbe  beruhte, 
beweist,  dass  die  Arier  sich  'die  weissen 
Freunde«  des  Gottes  Indra  ncDiiea,  die 
Däsas  dagegen  als  >die  schwarzen  Iieute>, 
»die  schwarze  Hanta  bezeichnen.  Der  mit 
dem  Worte  variia  ausgedrückte  Gegensatz 
war  also  ursprflnglich  ein  ethnischer.  Der 
äryo  varnah  iimfassle  sämtliche  Arier, 
die  einwandernden  Inder,  der  däso  var- 
nah sämtliche  unterworfene  Stämme,  die 
Eingeborenen.  Wie  im  Egveda  Ärya  und 
Däsa  gegenübereestellt  werden ,  so  später 
stets  Ärya  und  Öüdiu.  Bildeten  die  Arier 
so  eine  geschlossene  Einheit  gegenflber  den 
Däsa-Sndra ,  so  waren  sie  es  keineswegs 
unter  sich.  Bereits  im  Hgveda  finden  sich 
die  CoUectiva  brahman,  kshattra,  vis 
entsprechend  den  späteren  brähmana, 
kshattriya,  vaieya  zur  Bezeichnung 
von  streng  abgesonderten  Ständen,  und  die 
letzten  Namen  gehen  .  nicht  nur  durch  die 
gesamte  brahmanische  Litteratiir,  sondern 
sie  keiiren  auch  bei  den  Buddhisten  imd 
Jaioas  immer  wieder,  bei  den  ersten  mit 
der  charakteristischen  Abweichung,  dass  bei 
der  Aufzählung  der  Stände  stets  die 
Kshattriya  an  die  Spitze  gestellt  werden, 
nicht  die  Brahmanen,  wie  in  der  brahmani- 
schen  Lilteratur.  Dass  dies  (';c  wirklichen 
VerhÄltnisse,  nicht  nur  in  den  buddhisti- 
Bclien  Ländern  des  östlichen  Indiens,  sondern 
von  ganz  Indien  wiedeigiebl,  ist  sicher. 
Die  Brahmanen  waren  als  Opferpriester,  als 
Stern-  und  Vorzeichen  den  ter  den  Königen 
unentbehrlich:  aber  ohne  die  Freigebigkeit 
und  die  Gnade  der  Heri-scher  konnten  die 
Priester  nicht  leben.  In  der  Praxis  war, 
trotz  alier  gegenteiligen  Behauptungen  hrah- 
manischer  yuollen,  der  Kshatlriva  immer 
der  erste  Mann  im  Staate,  das  Eshattram 
der  erste'Stand. 

Man  hat  längst  eikannt,  dass  die  Ein- 
teilung in  vier  varna,  wenn  man  darunter, 
wie  es  bis  vor  kurzem  geschah,  Kasten  vor- 
stand, dm-cliaus  den  Stempel  der  Kfinstlich- 
kcit  trägt.  So  breite  Schichten  des  Volkes 
mit  so  versohiedopen  Beschäftigungen,  wie 
die  Vaisj-äs  imd  Sadräs,  können  unmöglich 
als  ein  einheitliches  Ganzes  angesehen  wer- 
den. Wohl  bilden  noch  heute  die  Brahmanen 


eine  abgeschlossene  Kaste  fflr  sich,  aber  von 
den  Eshattriyas  und  Vaisyäs  sis  Kasten 
lässt  sich  keine  sichere  Spur  mehr  finden, 
was  sicher  der  Fall  sein  wtlrde,  wenn  sie 
fiberhaupt  einmal  als  Kasten  vorhanden  ge- 
wesen wären.  Die  Annahme  von  4  Kasten 
reicht  zur  Erklärung  der  wirklich  vorliegen- 
den Verhältnisse  nicht  aus.  Das  haben  auch 
die  Gesetzbücher  schon  für  ihre  Zeit  zugeben 
müssen.  Die  Vermischung  der  Stände  (im 
Sanskrit  varnasamkara)  durch  uneben- 
bflrtige  Ehen  wird  zwar  als  sündhaft  erklärt, 
aber  die  Thatsache,  dass  sie  ausserordent- 
lich oft  vorkam,  Hess  sich  nicht  wegleugnen, 
und  so  hat  man  sie  in  das  System  der 
•Mischkasten«  gebracht,  das  wieder  in  sich 
streng  gerogelt  wurde.  Die  Beihenfolge  der 
Mischkasten  wurde  festgesetzt  nach  dem 
Grade  der  Entfernung,  in  dem  die  Kasten 
von  Vater  und  Mutter  zu  einander  standen. 
Je  höher  die  Kaste  der  Mutter  und  je 
niedriger  die  des  Vaters  war,  um  so  nie- 
driger war  die  Mischkaste,  in  die  der 
Abkömmlingeingereiht  wurde.  Als  niedrigste 
und  verachtetste  Kaste  galt, die  der  Candäla, 
der  Nachkommen  eines  Südra  und  der 
Tochter  eines  Brahmanen.  Die  Candäla 
wurden  als  Henker  und  Leichenträger  ver- 
wendet, und  schon  ilir  Anblick  galt  als  ver- 
unreinigend. Andere  Mischkaaten  liess  man 
aus  Leuten  sich  bilden,  die  die  rechtzeitige 
Aufnahme  in  ihre  Kaste  versäumt  hatten 
oder  wegen  eines  Verbrechens  ans  ihrer 
Kaste  nusgestossen  worden  waren;  elrnnso 
wurden  als  Mischkasteii  die  fremden  Völker, 
wie  die  Griechen,  Chinesen,  Perser  u.  s.  w. 
angesehen.  Dadurch,  dass  diese  Misohkasfen 
wieder  Verbindungen  mit  den  vier  legitimen 
Kasten  imd  unter  sich  eingingen,  entstanden 
wieder  neue  Mischkasten,  (leren  Zahl  da- 
dureh  ins  Unendliche  stieg.  Offenbar  ist 
diese  Theorie  vou  den  Miaehkasten  nichts 
weiter  als  ein  Vereueh,  die  imgeheuere  Zahl 
der  wirklich  bestehenden  Klassen  dei'  Ge- 
sellschaft mit  den  angesetzten  4  Haupt- 
klassen in  Einklang  zu  brit^n.  Und  nur 
theoretisch  wai'  auch  die  Ziiweisimg  der 
Berufe  an  bestimmte  varna.  Nach  den 
Gesetzbüchern  hätte  ein  Brahmane  nur 
Priester  oder  Gelelirter  werden  können.  Sie 
lassen  nur  eine  Ausnahme  zn :  im  Falle  der 
Not  kann  er  zu  einem  anderen  Benife 
greifen.  In  Wirklichkeil  finden  wir  aber 
schon  in  alter  Zeit,  gerade  so  wie  heute, 
Brahmanen  iu  allen  Berufen  vor,  ausser  in 
solchen,  die  eine  Verunreinigiuig  und  damit 
Verlust  der  Kaste  zur  Folge  haben  wöi-den. 
Sie  erscheinen  bereits  in  der  Sanskritlittera- 
tur  als  Kaufleute,  Handwerker  aller  Art, 
Ackerbauer,  Aerzte,  Hirten,  Schauspieler, 
Sänger,  Hundezüchfer,  als  Bändiger  von 
Elefanten,  Ochsen,  Pfenieu  und  Kjunelen, 
ja    sogar  als  Leichenträger  und  Diebe   von 
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Solehe  Brahmanen  darf  man 
zwar  nicht  zum  Manenopfer  einladen,  sie 
bleiben  aber  in,  ihrer  Kaste,  Umgekehrt 
wissen  wir  von  Südra,  die  sich  bu  Herrschern 
des  Landes  aufschwangen,  wie  einer  der 
mächtigsten  Fürsten  Indiens,  Candragnpta, 
ein  Sodra  gewesen  ist  Auch  diese  That- 
sache  geben  die  Gesetzbücher  zu,  indem  sie 
vor  dem  Aufenthalte  in  einem  Lande  .war- 
nen, dessen  Fürst  aus  der  Kaste  der  Südra 
stammt.  Nach  alledem  köDneD  die  heutigen 
Easten  nicht  auf  die  vier  varna  der  Ge- 
setzbücher zurückgehen,  varna  ist  erst 
später  irrtümlich  für  »Kaste«  verwendet 
worden.  Ursprüaglich  wai-  varna  nur 
Ausdruck  für  den  Gegensatz  der  Rasse,  wie 
erwähnt;  es  gab  also  mir  zwei  varna. 
Später  wurde  der  Ausdruck  auch  auf  die 
einzelnea  St&nde  des  ersten  varna,  desjeni- 
gen der  Arier,  ausgedehnt  nnd  schliesslich 
auf  die  Kasten  übertragen,  die  von  Anfang 
an  neben  dea  Ständen  (varna)  bestanden. 
haben  und  den  technischen  Namen  jäti. 
noch  heute  jät  tragen,  jäti  heisst  wÖrt- 
hch  »Geburta,  dann  »das,  was  man  durch 
seine  Geburt  wird«,  »die  Stellung,  die  man 
durch  seine  Gebm-l  erhält a.  In  diesem 
Sinne  wird  es  meist  von  den  Mischkasten 
gebraucht,  die  viel  seltener  als  varna  be- 
zeichnet werden.  Eine  Kaste  des  heutigen 
Indiens  ist  eine  in  sich  gesclü<^sene  Körper- 
schaft mit  altüberlieferter,  selbständiger 
Organisation,  ileren  Mitgliedschaft  erblich 
ist,  also  durch  die  Geburt  bestimmt  wird, 
die  in  der  Regel  denselben  erblichen  Beruf 
hat,  sich  durch  bestimmte,  auf  die  Ehe, 
Speise  und  Unreinigkeit  bezügliche  Gesetze 
Ton  anderen  Genossenschaften  absondert, 
sich  unter  eiiiem  Haupt  oder  Rat  zur  Feier 
von  Festen  oder  bei  anderen  Gelegenheiten 
versammelt  und  über  ihre  Mitgüeder  soweit 
die  Jurisdiktion  ausübt,  als  sie  sie  wegen  Ver- 
gehens aus  ilirer  Mitte  aiisstosaen,  nach  er- 
folgter Sühne  aber  auch  wieder  aufnehmen 
kann.  Diese  Definition  Senarts  giebt  das 
Wesen  der  heutigen  Kaste  am  besten  wieder, 
und  fast  alle  diese  Züge  der  heutigen  jat 
lassen  sich  bereits  an  der  alten  jäti  nach- 
weisen, ja,  die  Namen  sehr  vieler  heutiger 
Kasten,  und  zwar  gerade  der  an  Mitgliedern 
reichsten,  finden  sich  bereits  fi-üh  in  der 
Sauskritlitteratur.  j 

Ära  tiefsten  eingreifend  sind  die  Gesetze, ; 
<Ue  sich  auf  die  Elie,  Speise  imd  die  Vor-  i 
iinreinigung  beziehen.  Die  alten  Gesetz- 1 
bücher  acfireiben  vor,  dass  aus  einer  Ebe  j 
nur  dann  ebenbürtige  Kinder  hervorgehen 
kennen,  wenn  die  Frau  aus  demselben  Stande  I 
ist  wie  der  Mann.  Der  mit  einer  Frau  aus  i 
niedrigerenn  Stande  erzeugte  Sohn  tritt  in  I 
lien  Stand  seiner  Mutter  über  und  ist  nicht  | 
voll  erbbereclitigt.  Das  gilt  noch  heute 
durchweg  bei  aUen  echt  indischen  Kasten. 


Innerhalb  derselben  Kaste  schliessen  sich 
selir  oft  wieder  Giiippen  zusammen,  die 
nicht  unter  einander  heiraten  und  so  wieder 
eine  Kaste  für  sich  bilden.  So  zerfallt  nach 
Nesfield  in  den  Nordwestprovinzen  die 
Kaste  der  Brahraanen  in  wenigstens  40  ver- 
schiedene Kasten,  die  alle  nicht  nnter  einan- 
der heiraten.  Gerade  die  Kaste  der  Brah- 
manen,  die  es  verstanden  hat,  üire  ange- 
massten  Von-echte  als  erste  Kaste  bis  auf 
den  heutigen  Tag  zu  beliaupten,  ist  überall 
in  Indien  in  sich  in  eine  ^sse  Anzahl 
Unterkasten  gespalten,  die  sich  feindselig 
ge^nüberstehen.  Jede  Kaste  oder  Unter- 
kaste zerfällt  wieder  in  eine  Anzahl  Unter- 
abteilungen, im  Sanskrit  und  auch  jetzt  noch 
oft  gotra,  heute  meist  in  der  jüngeren 
Form  des  Wortes  got  genannt  Die  gotra 
bilden  wieder  innerhalb  der  Kaste  oder  Dnter- 
kaste  eine  engere  Geraeinschaft,  deren  Mit- 
glieder sich  als  Brüder  und  Schwestern  an- 
sehen und  sich  daher  nicht  unter  einander 
verheiraten.  Sind  also  die  Kasten  und  Unter- 
kaslen  endogam,  so  sind  die  gotra  oxogam. 
Von  nicht  geringerer  Bedeutung  als  die 
Ehegesetze  sind  die  Speisegesetze.  Niemand 
kann  Speise  annehmen,  die  zubereitet  oder 
auch  niff  berührt  ist  von  Leuten  einer 
niedrigeren  Kaste,  und  niemand  kann  mit 
solchen  Leuten  zusammen  essen,  ohne  sich 
zu  venmreinigen.  Selbst  die  verachteislsn 
Kasten  befolgen  diese  Regel  unter  sich.  Zu 
den  niedrigsten  Kasten  gehören  die  der 
Feger.  Im  Pafljäb  Üben  die  Cühras  das  Ge- 
schäft des  Eeinigcns  aus.  Sie  reinigen  die 
Häuser  und  Dörfer,  sammeln  den  Kuhdung, 
den  sie  zu  Kuchen  formen  und  aufstapeln, 
bearbeiten  den  Mist  und  helfen  beim  \ieh, 
das  sie  von  Dorf  zu  Dorf  treiben.  Sie  sind 
auch  Dorfboten,  und  im  inneren  Pafljäb  ar- 
beiten sie  auch  mit  dem  Pfluge.  Sie  er- 
heben Ansprach  auf  das  Fleisch  aller  toten 
Tiere,  deren  Hufe  nicht  gestalten  sind.  Die 
Arbeit  des  Fegens  und  Reinigens  besoi^ 
auch  noch  eine  andere  Kaste  im  Paöjäb, 
die  Dhänaks.  Sie  unterscheiden  sich  von 
den  Coliras  nur  darin,  dass  sie  niclit  den 
Abtrittsdünger  entfernen  und  Weberarbeit 
in  den  Dörfern  verrichtea  Keine  dieser 
Kasten  würde  je  essen,  was  die  andere  übrig 
gelassen  hat,  der  beste  Beweis  dafür,  dass 
sie  sich  für  gleichstehend  halten.  Dagegen 
essen  beide  die  Ueberreste  aller  anderen 
Kasten  ausser  die  der  Sänsi,  eines  wandern- 
den Stammes,  der  von  der  Jagd  lebt,  Aas 
isst,  auch  als  Barden  fungiert  und  in  ein- 
zelnen Teilen  des  Landes  zu  den  schlimmsten 
Verbi-ec herstammen  gehört.  Sie  zerfallen 
in  zwei  ätämme,  die  Kftlka  und  Mälka,  die 
nicht  unter  einander  heiraten,  obwohl  ihre 
Fi-auen  nicht  wählerisch,  sondern  sehr  ver- 
dorben und  der  Prostitution  ergeben  sind. 
Die   Sänsis   wieder,   soweit   sie  Verbrecher 
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sind,  nehmen  gegen  Bezahlung  Leute  aller 
Kasten  bei  sich  auf,  ausser  die  Dheda  und 
Mhangs,  Lederarbeiter,  die  auch  niedere 
Dorf  arbeit  thun  und  im  Qegensatz  zu 
den  Cühras  das  Fleisch  aller  toten  Tiere 
mit  gespaltenen  Hufen  essen.  Nur  von 
einem  Brahmanen  zubereitete  Speise  können, 
mit  wenigen  Ausnahmen  im  nördlichen 
Indien,  aUe  anderen  Kasten  ohne  Schaden 
essen,  während  der  Brabmane  selbst  keine 
andere  als  von  einem  Mitglied  seiner  Kaste 
bereitete  Speise  anrfllirt,  allein  ein  genügen- 
der Beweis,  wie  Nesfield  mit  Hecht  be- 
merkt, filr  die  Anmassung  in  den  Ansprüchen 
der  Brahmanen  und  den  Erfolg,  mit  dem  sie 
sie  durchgeführt  haben.  Mit  emem  Mitglied 
einer  niedrigeren  Kaste  zu  essen  oder  von  ihm 
zubereitete  Speise  anzunehmen,  ist  ein  Ter- 
brechen,  das  Ausstossung  aus  der  Kaste  zur 
Folge  hat.  Eine  grosse  Rolle  spielt  von 
alters  her  das  Wasser.  Heute  sondern  sicli 
in  dem  grOseten  Teile  von  Indien  die  Kasten 
in  zwei  Kategorieen,  solche,  von  denen  man 
"Wasser  annehmen  darf,  und  solche,  deren 
Berührung  es  verunreinigt.  Ausserordent- 
lich gross  und  nach  Kaste  und  Provinz 
wechselnd  ist  die  Zahl  der  Speisegesetze  im 
einzelnen.  Den  Brahmanen  ist  von  jelier 
der  Genuss  von  Alkohol  und  Fleisch  ver- 
boten; den  anderen  Kasten  wird  die  Ent- 
haltung davon  als  verdienstlich  empfohlen. 
Von  vegetabilischer  Kahnmg  liverden  beson- 
ders Knoblaucli  und  Zwiebeln  gemieden 
Allgemein  verpönt  ist  der  Genuss  von  Rind- 
fleisch, das  keine  Kaste  geniesst.  Heute 
-essen  von  Brahmanen  nur  die  in  Easi'hmii' 
Fleisch,  und  zwar  Hammel-  und  Ziegen- 
fleisch sowie  Fische;  alle  anderen  sind 
strenge  Vegetarianer.  Fast  jede  Kaste  unter- 
scheidet sich  von  der  anderen  durch  ein 
Speisegesetz,  das  sie  auf  das  ängstlichste 
beobachtet  und  dessen  Uebertretung  als  ver- 
unreinigend gilt.  Verunreinigend  ist  auch 
die  Berührung  niederer,  ja  schon  der  An- 
blick von  Leuten  aus  ganz  verachteten  Kasten, 
Diesen  wird  nicht  gestattet,  im  Innern  des 
Dorfes  zu  wohnen,  sondern  sie  müssen  ab- 
seits ihre  Wohnung  aufschlagen  imd  dürfen 
an  dem  gemeinsamen  Mahle  des  Dorfes  nicht 
teilnehmen. 

Die  Kaste  vereinigt  durcliaus  nicht  nu 
Leute  dcrscibeu  Profession  in  sich,  wem 
auch  in  der  B^;el  ein  bestimmtes  Gewerbe 
sich  in  derselben  Familie  vererbt  Es  ist 
schon  oben  bemerkt  worden,  dass  bereits  in 
alter  Zeit  die  Brahmanen  so  ziemlich  in 
jedem  Berufe  sich  fanden.  Nicht  andei-s  ist 
es  heute.  Die  Zahl  der  Brahmanen,  die 
Priester  oder  Gelehrte  sind,  ist  klein  im 
Verhältnis  zu  den  Brahmanen  in  anderen 
Berufen.  Sehr  nele  sind  Landbesitzer  und 
sie  verrichten  alle  Feldarbeit  selbst;  niir  in 
Bengalen  führen  sie  nldit  selbst  den  Pflug, 


Sehr  zahlreicli  sind  auch  die  Brahmanen, 
die  Kaufgesi;häfte  aller  Art  betreiben ;  andere 
sind  Ingenieure,  Soldaten  und  oft  sehr 
brauchbare  Beamte  der  englischen  RegieruiiR, 
Die  Kaste  der  Camär  umfasst,  wie  ihr 
Name  camär  —  Sanskrit  carmakära 
Lederarbeiter"  besagt,  eigentlich  nur  Schuh- 
macher, Sattler  u,  dgl.  Aber  im  östlichen. 
Paöjäb  beschränkt  sich  die  Kaste  keines- 
wegs auf  Lederarbeit.  Dort  sind  die  Camärs 
auch  Feldarbeiter;  sie  hauen  das  Gras, 
schlagen  Holz  und  schichten  es  auf,  thun 
Waclitdieuste  und  bewerfen  die  Häuser  neu 
mit  Lehm,  wenn  es  nötig  ist.  Und  so 
greifen  gerade  die  unteren  Kasten  unbedenk- 
lich zu  jeder  Art  von  BeschäftigiiDg,  die 
sich  ihnen  bietet  und  nicht  in  direktem 
Widerspi'uch  mit  Eigenheiten  ihrer  Kaste 
steht.  Für  imdere  ist  eine  Art  des  Bemfos 
so  charakteristis(.'.h  geworden,  dass  sie  davon 
nicht  abweichen.  Zwei  der  eigenartigsten 
imd  unentbehrlichsten  Kasten  sind  die  der 
Dhobr  oder  Wäscher  und  die  der  Näpit 
oder  Barbiere,    Kein  Inder,  selbst  nicht  eiuer 

der  niedrigsten  Kaste,  wird  seine  Kleider 
selbst  waschen.  Dieses  unreinhche  Geschäft 
besorgt  der  Dhobi,  der  mit  einem  sc^hon  in 
der  Sanskrillitteratur  sprichwörtlich  gewor- 
deneu Esel  umherzieht,  die  selimutzige 
Wäsche  sammelt,  imFiuss  oder  Teich  wäscht 
und  rein  wieder  abliefert.  Der  Dhobl  darf 
nicht  das  Innere  eines  Tempels  betreten,  da 
er  für  unrein  ^It.  Ebenso  unentbehrlich  ist 
der  Näpit,  Er  ist  uieht  nur  gewöhnlicher  Bar- 
bier, sondern  auch  eine  Art  Wimdarzt  uml 
er  spielt  eine  grosse  Rolle  bei  gewissen 
Ceremonieen  liei  Geburt,  Hochzeit  und  Tod, 
Eine  einflussreiche  Kaste  bilden  heute  auch 
die  Schreiber,  gewöhnlich  Käyasth  von 
Sanskrit  Käyastha  genannt,  die  den  An- 
spruch erheben,  von  den  alten  Kshattri.vä-i 
abzustammen.  Besonders  zahlreich  sind  sie 
in  Bengalen  und  den  Nordwestprovinzen,  wo 
sie  Regien mgsschreiber  sind,  aber  aneh 
höliei'e  Stellungen  bekleiden ;  sie  sind  ferner 
Volksanwälte  und  auf  dem  Lande  Wirt- 
schaftsbeamte bei  den  Gutsbesitzern. 

So  wenig  wie  die  Profession,  ist  die 
Religion  ein  entscheidendes  Merkmal  der 
Kaste.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  in  der 
Regel  die  Mitglieder  einer  Kaste  auch  den 
gleichen  Glauben  bekennen.  Es  giebt  auch 
Kasten,  die  sich  nur  aus  religiösen  Gründen 
zusammengeschlossen  haben,  wie  andere  aiis 
landsmannschaftlicben.  Aber  die  Religion 
allein  bildet  kein  Hindernis  für  die  Auf- 
nahme in  die  Kaste;  brahmanische  Inder 
aller  Sekten,  Jainas  und  Mubammedauer. 
leben  friedlich  neben  einander.  Die  Brali- 
manen  liaben  es  aber  verstanden,  eine  Reihe 
eigentümlicher  Gebräuche,  die  von  ihnen 
ausgegangen  sind,  zu  fast  allgemeiner  Gel- 
,  tuug  zu  bringen.     So  die  Sitte  der  Kiuder- 
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cheD,  (las  Verbot  der  Witwenehe,  den  Levirat, 
die  Witwen  Verbrennung  in  den  oberen 
Saslen,  die  erst  diireli  das  Verbot  der  Eng- 
länder beseitigt  worden  ist. 

An  der  Spitze  der  Kaste  steht  ein  Vor- 
steher, der  je  nacb  dem  Lande  verschiedene 
Namen  trägt.  Das  Amt  ist  lebenslänglich 
und  vererbt  sich  in  der  Familie.  Der  Vor- 
steher hat  bestimmte  Ehrenrechte,  Anteil  an 
gewissen  Einkünften  und  Freiheit  von  man- 
chen Abgaben.  Er  beruft  die  Kaste  zu  Ver- 
sammlungen, die  er  leitet,  schlichtet  Streitig- 
keiten und  fühil  bei  Hochzeits-  und  Leicheu- 
schmausen  den  Vorsitz.  Ihm  zur  Seite  steht 
ein  AitsschuBs,  Pa&cavat  genannt,  in  den 
die  angesehensten  Mitdieder  der  Kaste  be- 
rufen werden,  dessen  Entscheidungen  aber 
in  der  Regel  nicht  endgiltig  sind.  Auch 
diese  Einrichtungen  sind  bereits  in  alter  Zeit 
gang  und  gäbe.  Der  Vorsteher  heisst  im 
äanslmt  mukhya,  iider  erstem,  >das  Haupt«, 
oder  mahattara,  mahattama,  »der 
grtsste«,  »das  Oberhaupt« ;  ihm  zur  Seite 
stand  ein  Ausschuss  (parishad)  von  3  oder 
6  Personen ;  auf  letzlere  Zahl  weist  auch 
der  moderne KamePaflcäyat  »Die Fünfer«. 
Die  eigentliche  Entscheidung  bei  allen  Streit- 
^en  liegt  aber  in  den  Händen  der  ge- 
samten Kaste.  Früher  war  die  Macht,  die 
die  Kaste  über  ihre  Mitglieder  hatte,  grösser 
als  jetzt.  Heute  erstreckt  sie  sich  fast  nur 
noch  auf  Vergehen  gegen  Kasten  gebrauche. 
Die  höchste  Strafe,  die  sie  verhängt,  ist  Aus- 
stossung  aus  der  Kaste,  eine  Stnue,  die  für 
den  Betroffenen  den  bürgerlichen  Tod  be- 
deutet. Er  ist  nicht  allein  von  seiner  Kaste 
ansgestoBsen,  sondern  keine  andei-e  Kaste 
nimmt  ihn  auf.  Es  bleibt  ihm,  wenn  er 
sich  nicht  das  Leben  nehmen  will,  nichts 
übrig,  als  in  eine  andere  Oegend  zu  ziehen, 
■wo  ihn  niemand  kennt,  und  sich  als  Mit- 
glied irgend  einer  Kaste  auszugeben,  oder 
der  Welt  zu  entsagen,  Weib  und  Kinder  zn 
verlassen  und  in  einen  geistlichen  Orden  zu 
treten,  oder  endlich  Clinst  oder  Muhamme- 
dauer zu  Verden.  Zeichen  der  Ausstossung 
war  in  alter  Zeit  und  ist  noch  heute  das 
Umatftrzen  oder  Zerbrechen  eines  Wasaer- 
topfee.  An  einem  unglfickverheissenden 
Tage  wird  eine  Versammlung  abgehalten,  in 
der  für  den  Anszustossenden  äle  Bestat^ 
tungsceremonieen  vorgenommen  werden,  ^ 
lade  als  ob  er  gestorben  sei.  Dann  wird 
ein  unreiner  Topf  oder  eine  nnreine  SchÜBsel 
mit  Wasser  angefüllt  und  mit  dem  linken 
Fasse  umgestossen,  wobei  der  Käme  des 
Auszofitossenden  ausgerufen  wird.  Die  Wie- 
deraufnahme erfolgt  nur,  nachdem  sich  der 
Schuldige  Bussen,  bald  schwereren,  bald 
leichteren,  imterzogen  hat  und  einer  Anzahl 
Eom  Teil  sehr  demütig^der  Qebrftuobe.  Die 
Wiederaufnahme  wird  ihm  aber  auch  nicht 
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seltou,  namentlich  in  deu  höheren  Kasten, 
überliaupt  verweigert. 

Senart,  der  zuei-st  varna  und  jäti 
richtig  geschieden  und  damit  das  Wesen  der 
indischen  Kaste  zuerst  Idargestellt  hat.  ist 
geneigt,  das  Kastenwesen  auf  indogermanische 
Einrichtungen  zuiUckzuEülu-en.  Er  sieht  als 
Analogon  zu  der  indisclien  jäti  das  bak- 
tnsche  pishtra  und  die  klassischen  yif^ 
und  gentes  an,  deren  Weiterbildung  die 
jäti  sei.  Das  dürfte  ebensowenig  nchtig 
sein,  wie  wenn  man  bisher  die  Kaste  aus 
einseitig  religiösen  oder  rein  ethnologischen 
Diffei-cuzea  hergeleitet  hat  oder  sie  aus  Be- 
rn fssiKil  tu  ngen  hervoi^fehen  liess.  Diesen 
Theorieen  hat  die  zusammenfassende  Arbeit 
Senarts  uod  die  sie  für  die  alte  Zeit  ergänzende 
Arbeit  Fieks  für  immer  ein  Ende  bereitet 
Zweifellos  haben  starke  Vermischungen  der 
ein^wanderten  Arier  mit  den  vor  ihnen  in 
Indien  sitzenden  Kolariem  und  Dra^iden 
stattgefunden,  denen  sich  auch  die  Brahmanen 
nicht  entzogen  haben.  Risley  unterscheidet 
unter  den  heutigen  Kasten  zwei  Haupttypen : 
den  arischen  mit  feingeschnittener  Nase, 
langem  und  schmalem  Gesicht,  regelmässigen 
Zügen,  heill>rauner  Hautfarbe  und  ansehn- 
licher Gestalt,  und  den  diävidi sehen  mit 
dicker  und  breiter  Nase,  breitem  und 
fleischigem  Gesicht,  groben  Zügen,  dunkler 
Hautfarbe  und  erheblich  kleinerer  Gestalt 
So  sehr  der  Unterschied  auch  vor  Augen 
liegt,  so  wenig  ist  er  ein  Merkmal  der  Kaste 
als  solcher.  Die  Verschiedenheit  der  Rasse 
war  nur  eine  und  wahrscheinlich  nicht  ein- 
mal eine  der  wichtigsten  Bedingungen,  die 
zm-  Schaffung  der  Kasten  führten.  Solange 
wir  etwas  von  Indien  wissen,  baut  sich  der 
Staat  auf  der  Dorfgemeinschaft  auf.  Die 
einzelnen  Dörfei'  bildeten  ein  Ganzes  für 
sich  unter  einem  Schulzen,  der  die  niedere 
Gerichtsbarkeit  ausübte  und  die  Steuern  ein- 
zog, mit  einem  Dorfpriester  und  den  Dorf- 
handwerkern, In  der  alten  Litteratur  werden 
öfter  Dörfer  erwähnt,  die  nur  von  Brahmanen 
bewohnt  waren :  für  die  Neuzeit  ist  dasselbe 
bezeugt  In  solchen  Fällen  verstand  es  sich 
von  selbst,  dass  die  Brahmanen  aUe  Berufe 
ausübten,  und  schon  dadurch  allein  wird  die 
Ansicht  widerlegt,  nach  der  die  Kasten 
blosse  Berufsgenossenschafteu  seien.  Aber 
es  ist  natürlich,  dass  sich  Leute  desselben 
Berufes  enger  zusammenschlössen.  In  der 
buddhistischen  Litteratur  werden  auch  Dörfer 
von  Zimmerleuten,  Töpfern,  Schmieden  er- 
wähnt, und  zwar  nicht  niu-  in  der  Nähe  der 
Städte ,  sondern  auch  mitten  im  flachen 
Laude.  Wir  erfahren  ferner,  dass  sich  die 
Handwerker  desselben  Benifes  von  benach- 
barten Dörfern  zu  einer  Kaste  zusammen- 
schlössen. Ebenso  werden  schon  sehr  friih 
Zünfte  und  Innungen  der  Xaufleute,  Sol- 
daten, Schauspieler,  Musikanten,  Tänzer,  ja 
Auflage.    V.  i 
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der  Räuber  und  Diebe  erwähnt.  Die  Zahl 
solcher  Vereinigungen  war  ungeheuer  und. 
wie  noch  heute,  seiir  wechselnd.  Neben 
den  vier  Tama  erwähnen  die  Budtlhisten 
auch  sechs,  indem  sie  die  verachteten  Klassen 
der  Gandala  und  Fukkusa,  Sanskrit 
Pukkasa,  als  eigene  varaa  rechnen.  Die 
Griechen,  deren  Berichte  auf  Megasthenes 
zurückgehen,  der  um  200  als  Gesandter  des 
Selenkos  Nikator  längere  Zeät  am  Hofe  des 
Candragupta  in  Pätaliputra  lebte,  geben  7 
yivTj  an :  die  aotpiv^ril  oder  rpilöao'poi,  die 
yttogyoi,  (lie  vOfiiTs  oder  wot/itvfg  xal  ÄijpfutiTi, 
das  ytvof  StjliiovgyiKÖv  xffi  tajtrjlfiiov,  die 
jinlf/iiOral,  die  litiaxoTroi  oder  itpogot  und  die 
avfißoloi  oder  oiivfiifoi  oder  oi  -öniQ  rtöv 
xoirmir  ^ovXlvölilVOt  dfiov  tfü  ^aoilti.  Sie 
fügen  liinzu,  dass  diese  yivri  keine  Ehen  mit 
einander  eingehen  dürften  und  dass  es 
nicht  erlaubt  sei,  aus  einem  ytrot  in  daR 
andere  überzutreten  oder  gleichzeitig  den 
Benif  zweier  ytvjj  zw  betreiben.  Nur 
«oiptonjs  könne  jeder  werden,  weil  dies  der 
mühseligste  Beruf  sei,  eine  Angabe,  die  fOr 
die  damalige  Zeit  insofern  ricJitig  ist,  als 
jeder  in  einen  Ortlen  der  BetteJmönehe  ein- 
treten konnte.  Arrian  sagt,  solcher  yivii 
gäbe  es  »höchstens«  sieben,  Sclion  bei  Me- 
gasthenes liegt,  wie  man  sieht,  die  Ver- 
wechslung von  Stand  und  Kaste  vor;  die 
Einrichtung  selbst  aber  bestand  damals  so, 
wie  sie  uns  indische  Quellen  sclüldem  und 
sie  noch  heute  vorhanden  ist.  Die  Zaiü  auch 
der  Stände  wechselte  je  nach  der  Auffassung. 
Nicht  ohne  bedeutenden  Einflnss  auf  die 
Bildung  der  Kasten  war  gewiss  auch  der 
Glaube  an  die  Seelen wandei-ung,  den  schon 
der  Rgveda  kennt  und  der  einen  integrie- 
renden Bestandteil  je<ler  indischen  Religion 
bildet.  Diirch  diese  Lehre  war  jedem  sein 
Los  auf  Erden  festgesetzt.  Seine  Thaten  in 
einer  früheren  Geburt  entscheiden  über  die 
Stellung,  die  er  in  dieser  Geburt  einnimmt; 
er  scltet  liat  also  seinen  Rang  liestimmt, 
der  in  dieser  Geburt  imabänderiich  ist. 
Keine  Religion  hat  dalier  an  dem  Kasten- 
wesen gerilttell,  auch  Buddha  nidit.  der 
durchaus  kein  sozialer  Reformator  gewesen 
ist.  Er  erklärte  zwai-  die  Kaste  ffli-  gleich- 
gilt ig  und  bekämpfte  den  Hochmut  der 
Brahmanei),  sich  fOi-  die  erste  und  beste 
Kaste  auszugeben,  aber  nur  insoweit,  als  die 
Kaste  kein  Hindernis  sein  sollte  zur  Erlösung 
von  den  Leiden  dieser  Welt,  die  seine  Re- 
ligion bringen  wollte. 

Kein  anderes  Land  der  Erde  ausser 
Indien  hat  etwas  den  Kasten  genau  Ent- 
sprechendes. Es  ist  eine  specifisch  indische 
Einrichtung,  hervoi^gangen  aus  indischen 
Anschauungen  und  indischen  Lebensverhält- 
nissen. Man  hat  in  Aegji)ten  auf  Grund  der 
Angaben  der  Griechen  seit  Herodot  Kasten 
finden  wollen,  aber  mit  Unrecht,  da  weder 


das  Konnubium  zwischen  den  einzelnen 
Ständen  noch  ein  Uebergang  von  einem 
Stand  in  den  anderen  dort  verboten  war. 
Auch  wo  man  sonst  hat  Kasten  finden  wollen, 
bei  den  Iberern,  in  Peru,  in  Abyssinien,  auf 
Madagaskar  etc.  (Nesfield  §  166),  handelt 
es  sieh  nicht  um  Kasten,  sondern  um  mehr 
oder  weniger  stark  ausgeprägte  Stände. 
Wirkliche  Kasten  kennt  nur  Indien. 

Lltt«r*tBr:  Steele,  The  Lint  and  fSitiom  of 
Jlindoo  Catict  within  the  Ihkhun  Proei'ncei, 
S.  Atifi.,  London  ISGS.  —  Sherring,  Hindu 
Tribe»  and  CatU»,  3  VoU.,  Calmlla  1879.  — 
Ibbetgon,  Report  on  Ihe  Ceniu4  of  Ihe  Peiij^, 
Vol.  1,  CaiciiUa  1SS3.  —  Xe^lelA,  BrUf  View 
of  the  Came  Si/tUm  of  the  jVorf  A-  Weitertl  Provincfi 
and  Oudh.,  Altahabad  ISSS.  —  KitU,  Qiia- 
pendium  of  the  Caita  and  Tribet  >n  India, 
Bombay  18S5.  —  Richter,  ElAnogmphiml  Com- 
pendivm  ob  Ihe  Calla  and  Tribei  in  the  Pro- 
vince  of  Coorg.,  Bangalore  ISS?.  —  Ittsl^, 
The  Tribet  and  Qitlei  of  JSejigal,  S  Vob.,  Cal- 
cutla  1891.  —  Baine»,  Centua  of  India  1891 
und  General  Report,  London  1S9S.  —  Senart, 
Lte  caiteg  dani  l'Iude.  Lei  faiU  et  le  ij/eti-me, 
Pari'i  1S96.  —  JoUy,  ZfUechr.  der  DouUchen 
Monjenländüchen  GenelUchaft  50,  SO?  f.  (Leipik) 
1X96/.  —  Croalee,  The  Tribet  and  Cattet  of 
the  yorth-Wei(em  Provineet  and  Oudh.,  i  Volt., 
London  I89S.  —  Ftck,  Die  lociale  Gliedemng 
im  nordoitlirhcn,  Indien  zu  Bnddhai  Zeil.  Mit 
betondtrer  Merücieithligiing  der  Kattrnfrage, 
Siel  1897.  —  Oldettberg,  Zeütehr.  der  Deut- 
lichen Morgenliinditfhen  Gftelltchaft  61,  167ff. 
(Lciptig  1S9TJ.  —  Dahlmann,  Dai  aüiadieche 
Volkittim  und  teine  Bfdeultiiig  für  die  GeieU- 
tehafttkande,  Köln  ISÜ'J.  IHschel. 


Kataster 

s.  Grundsteuer  oben   Bd.  IV  S.  885ff. 


Kathedersozialismna 

ist  der  Si>ottname,  den  H.  B.  Oppenheim 
zuerst  in  einem  Zeitimgsartikel  (Natioual- 
zeitung  V.  17.  Dezember  1871)  der  schon 
damals  von  der  Mehrzalil  der  deutsehen 
Universitätslehrer  veitretenen  sozialpoliti- 
schen Richtung  beigelegt  hat,  die  seitdem 
auf  die  deutsche  Gesetzgebung  einen  leiten- 
den Einfluss  erlangt  und  in  weiten  Kreisen, 
auch  ausserhalb  Deutschlands,  zu  einer  von 
den  früher  herrschenden  Anschauungen 
wesentlich  verscliiedenon  Beurteilung  der 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Probleme  ge- 
führt hat  Oppenheim  veröffentlichte  jenen 
Aufsatz  (Manchestei-schule  und  Katheder- 
sozialismus)  nebst  einigen  anderen  von  ver- 
wandtem Inhalt  auch  in  einer  besonderen 
Broschflre  unter  dem  Titel  »Der  Katheder- 
sozialismus«. Seine  ersten  Angriffe  richteten 
sieh  gegen  Rösler  —   der   übrigens  einen 
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isolierteQ  Stand juiiikt  einnahm  —  Seliönberg 
und  Schmoller,  wai-en  nidit  gerade  heftig  zti 
nennen,  indem  er  gegren  tlas  Zusamüien- 
verfen  der  Freihainlelsschiile  mit  der  Man- 
i'hesterschule  protestierte  nnd  seinerseits 
nicht  leugnen  wollte,  dass  das  soziale  Elend 
nnter  Umständen  ein  Notrecht  des  Staates 
Ij^ründe,  aiith  in  die  Sphfli-e  des  Privat- 
rechta  einzugreiten  und  zumal  den  Arbeits- 
vertrag einer  Kontrolle  z»  imtcrwerfen,  und 
dass  dem  Staate  auch  eine  Erziehnngs^ 
»-alt  an  seinen  durch  Jugend  oder  Unbil- 
dung unmflndigen  otler  willensunfreien  Büi-- 
eem  zustehe.  Aber  diese  Ansichten  Oppen- 
heims wurden  damals  sicherlich  nicht  von 
den  Ftlhrern  und  der  Mehrheit  der  deutschen 
Freihandelspartei  geteilt.  Sie  wtlrden,  wie 
Engel  bemerkte,  das  Pn^ramm  einer  dritten 
Partei  gebildet  haben.  »Welche  sind  ihre 
Korvphiäeni'  Wer  kennt  sie?  Waren  es 
niehlOppenheimsParteigenossen,  unter  ihnen 
ein  jetzt  hochgestellter  Staatsbeamter,  welche  | 
u.  a.  auf  dem  volkswirtschaftlichen  Kongress ' 
in  Haonover  im  Jahre  1864  die  Doktiin  auf- 1 
KteUten :  der  Staat  mflsse  lieber  zu  Grunde  I 
liehen,  als  dass  er  in  seiner  Not  den  Bank- 1 
noten  Zwangskurs  verleihe«  (Ztsclir.  d. 
Preuss.  Stat.  Biir.  1871  S.  383).  Uebrigens] 
halte  dieses  Zugeständnis  Opi^enheims  niu'i 
eine  rein  theoretische  Bedeutimg,  da  er  in  j 
concreto  mit  seinen  Parteifreunden  »fast  | 
alle  bisher  gemachten  Vorschläge  der  Gegen- 
partei filr  hohl,  unpraktisch  und  schlUllich" 
eraclitete.  Böses  Blut  aber  machte  bei  den 
Angegriffenen  besonders  jener  S|)üttname 
selbst,  an  den  einige  Pressoi^ne  auch 
ziemlich  deutliche  Denunciationen  der  Staats- 
gefährlichkeit  der  akademischen  Volkswirt- 
schaftslehrer kntlpftcn.  Schönberg  antwortete 
daher  in  scharfem  Tone,  und  auch  Brentano 
beteiligte  sicli  an  der  Polemik,  die  von 
i^penheim  nicht  minder  lebhaft  fortgesetzt 
WTijde.  Mit  besonderem  Eifer  aber  wandte 
dieser  sich  gegen  Adoli  Wagner,  der  in 
eiuer  im  Oktober  1871  vor  einer  kirchlichen 
Versammlang  gehaltenen  Bede  üt>er  die  so- 
ziale Frage  die  Berechtigung  der  sozialisti- 
schen Gesellschaftskritik,  wenn  auch  nicht 
ihrer  positiven  Projekte,  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  anerkannt  und  den  Satz  auf- 
gestellt hatte,  die  Wissenschaft  der  National- 
ökonomie müsse  wieder  einen  ethischen 
Charakter  annehmen,  um  die  soziale  Frage 
zu  lösen.  Wagner  blieb  die  Antwort  nicht 
schuldig,  Oppenheim  beschrankte  sich  in 
seiner  Erwidenmg  auf  die  damals  brennende 
Frage  der  Wohnungsnot  imd  nahm  im 
Qbngen  einen  »offenen  Brief«  von  K.  Braun 
gegen  Wagner  zu  Hilfe.  —  Diese  an  sich 
nicht  gerade  weittragenden  Streitigkeiten 
hatten  immerbin  die  Wirkung,  das  Interesse 
der  öffentlichen  Meinung  für  die  in  Rede 
stehenden  Fragen  zu  beleben  und  die  Aus- 


scheid uug  imd  Konstituierung  der  neuen 
sozialpolitischen  Partei  zu  beschleunigen,  die 
au  die  Stelle  des  orthodo.\en  wirtschaft- 
lichen Optimismus  eine  ethisch  begrilndete 
Kritik  der  reformbetlOrftigen  Zustände  setzen, 
dabei  aber  ebenso  wie  bei  ihren  positiven 
Vorschlägen  stets  von  einer  grflndlichen  ge- 
schichtlichen und  statistischen  Erforschung 
des  Thatsächlicheu  ausgehen  wollte.  Diese 
Parteigrflndung  knflpft  sich  an  die  Versamm- 
lurtg,  die  unter  dem  Voi-sitze  Gneists  am  6. 
und  7.  Oktober  1S72  in  Eisenach  stattfand, 
nachdem  sich  schon  im  Juli  jenes  Jahres  in 
Halle  eine  kleinere  Vereinigimg  zur  Vorbe- 
reitung der  Hauptversammlung  gebildet  hatte. 
Unter  den  158  Teilnehmern  an  der  letzteren 
befanden  sich  Übrigens  kaum  25  Professoren, 
von  denen  einige  andere  Fächer  als  die 
Volkswirtschaftdehre  vertraten  und  einige, 
wie  Koscher  und  Knies,  von  den  Gegnern 
nie  zn  den  eigentlichen  »Kathedersozialisten« 
gerechnet  worden  sind.  Von  denjenigen, 
die  Oppenheim  unter  diese  Rubrik  gebracht 
Jiatte,  fehlte  namentlich  Schäffle,  der  auch 
später  in  einer  Sonderstellung  geblieben  ist 
Im  übrigen  waren  in  der  Vei-sammlung 
mannigfaltige  Schattienmgen  der  sozialßko- 
nomisi^hen  Anschauungen  und  die  verschie- 
densten politische  nParteistandpuukte  ver- 
treten. In  der  Eröffnuagsrecfe  deutele 
Schmoller  die  Grundzüge  des  Programms 
an,  das  der  aus  ^er  Versammlung  hervor- 
gegangene Verein  für  Sozialpolitik  seitdem 
mit  manchen  Erweiterungen  festgehalten 
hat.  Schmoller  hob  die  l  eborein Stimmung 
her\-or,  die  in  der  Vei-sammlung  besteh^ 
hinsichtlich  einer  Auffassung  des  Staates, 
die  gleich  weit  von  der  natiurechtlichen 
Verherrlichung  des  Individuums  und  seiner 
Willkür  und  der  absolutistischen  Theorie 
einer  alles  verschlingenden  Staatsgewalt  ab- 
stehe. Man  erkemie  die  glänzenden  Fort- 
schritte der  neueren  Zeit  in  der  Technik 
und  den  volkswirtschaftlichen  Leistungen, 
aber  ebenso  offen  auch  die  tiefen  Miss-stände 
an,  die  durch  die  steigende  Ungleichheit  der 
Verminen  und  Einkommen,  das  unreelle 
Treiben  und  die  mangelnde  Solidität  in  ein- 
zelnen Kteison  des  Handels,  die  Roheit 
imd  Ztlgellosigkeit  in  einem  Teile  der  unteren 
Klassen  entständen.  Die  Hauptursache  dieser 
Uebel  sehe  man  darin,  dass  in  der  neueren 
Zeit  bei  allen  Fortschritten  der  Arbeits- 
teilung, allen  Neubildungen  der  Betriebe,  der 
Geschäftseinrichtungen,  der  Arbeitsverträge, 
wie  auch  der  Gesetzgebung  Über  diese  Dinge 
stets  nur  gefragt  werde,  wie  weit  dadurch 
im  Augenblick  die  Prodiiktion  gesteigert 
werde  und  nicht,  welche  Wirkung  (ladurch 
auf  die  Menschen  selbst  ausgeübt  werde. 
Die  Arlieiter  seien  heute  vielleicht  etwas 
besser  gekleidet  und  genährt  als  in  früheren 
Jahrhunderten,  aber  die  Lebensbedingungen, 
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iioter  denen  die  meisten  stftnden,  machten 
iliren  sittliclieu  und  ■wirtschaftlichen  Fort- 
schritt nicht  wahrscheinlich,  sie  träten  zu 
■den  Besitzenden  und  Gebildeten  in  immer  I 
schrofferen  Gegensatz,  und  das  Oefätirlicbste 
'dabei  sei  die  in  Gesittung,  Anschaunn^n 
lind  Idealen  entstehende  Kluft  zwischen  den 
■beiden  Klassen.  Man  wolle  keine  Sivcllie- 
rung  der  GcsellBcliaft,  keine  sozialistisclien 
Experimente :  man  erkenne  die  bestehenden 
Formen  der  Produktion,  die  bestehende  Ge- 
«tetz^bnne  luid  die  gegebenen  Klassenver- 
hilltnisse  als  Ausgangspunkt  der  bossemden 
Thätigkeit  an,  aber  man  wolle  wirklich  für 
«ine  Besserung  kämpfen  und  nicht  anf  jede 
Reform  verzichten.  Man  wolle  keine  Aiif- 
hebung  der  Gewerbefreiheit,  keine  Aufho- 
bung des  Lohnverbältuisses,  aber  man  wolle 
eine  massvolle,  mit  fester  Hand  durchge- 
fülirte  Fabrikgesetzgebimg,  volle  und  wirk- 
liche Freiheit  fttr  den  Aibeiter  bei  Feststel- 
lung des  Arbeitsvertrags,  Kontrolle  dieser 
Freiheit  durch  die  Oeffentlichkeit,  unter  Um- 
ständen die  nötigen  Veröffentlichungen  von 
Staatswegen,  daher  Fabrikinspektion,  ein 
Bank- und  VersicherungskoQtrollamt,  nament- 
lich aber  Enqueten  über  die  sozialen  Fragen; 
mau  verlange  endlich  bessere  staatliche  Fflr- 
sor^  fflr  die  Erziehung  und  Bildung  und 
die  Wohnungsverhältnisse  dei'  Arbeiterklasse. 
—  Viel  ist  von  diesem  Programm  gegen- 
wärtig verwii'klicht  nnd^dazu  noch  die  Ar- 
bciterversicherung  in  einem  Umfange  ins 
Leben  gerufen,  wie  es  damals  auch  derl 
klilmste  »Kathedersozialiat"  noch  nicht  an-  ^ 
zuregen  wagte,  um  nicht  phantastischer i 
Träumerei  beschiildigt  zu  werden.  Noch ' 
bemerkenswerter  ist  die  weitgehende  Um- ' 
Btinimung  der  öffentlichen  Meinung,  wobei  | 
sich  auch  eine  Scheidung  der  Ansichten 
über  den  Freihandel  im  interratioualen  Ver- 
kehr und  das  »lAisser  faire«  im  inneren 
Wirtschaftaleben  vollzogen  hat.  Für  die 
Wanchesterschiüe  bilden  diese  beiden  Seiten 
der  wirtschaftlichen  iVeiheit  eine  untrenn- 
bare Einheit ;  gegenwäilig  aber  giebt  es 
zahlreiche  Verteidiger  des  internationalen 
Freihandels,  die  ebenso  eifrig  für  die  weitere 
Ausbildung  der  ArbeiterschutzgSsetzgebung  1 
und  der  Arbeiter  Versicherung  eintreten.  — 
Bei  dieser  ollmähüchen  Entwiclielung  der 
sozialpolitischen  Anschauungen  ist  der  Aus- 
druck » Kathedersozialismus  I  fast  in  Ver- 
ges.senheit  geraten.  Ausgeprägtere  staats- 
soziahstische,  konservativs(^3aligtische,  christ- 
lichaozialistische  Bestrebungen  traten  hervor, 
neben  denen  der  Verein  für  Sozialpolitik  so 
ziemlich  als  der  am  meisten  rechts  stehende 
Flügel  der  auf  dem  Boden  der  bestehenden 
GeseUschafteordnung  bleibenden  itef arm- 
freunde erscheint  Die  83  Bibide,  die  der 
Verein  bis  1900  veröffentlicht  hat,  enthalten 
lediglich   genaue   monographische   Untersu- 


chungen über  tliatsächlic^ie  wirtschaftliche 
und  soziale  Zustände,  aus  denen  auch  Vor- 
schläge zu  praktisch  ausführbaren  Verbesse- 
nmgen  abgeleitet  werden,  ohne  dass  dabei 
irgend  ein  Anklang  an  sozialistische  Pläoe 
zu  finden  wäre.  Der  litterarische  Streit 
zwischen  v.  Treitschke  und  Schmoller  (1875) 
bildete  eine  der  lelzten  Plänkeleien,  die  der 
Kathedersozialismus  als  solcher  zu  besteheu 
Iiatte.  Wenn  das  Wort  auch  jetzt  noch  zu- 
weilen, namentlich  gegen  Schmoller  und 
Wagner  und  ilire  Scaifler,  gebraucht  wird, 
so  geschieht  das  von  einseitigen  Vertretern 
der  indnatrielleu  Interessen,  denen  eine  auf 
dem  Boden  der  bestehenden  Ordnung  blei- 
bende Arbeiterbewegung,  gerade  weil  sie 
eher  zu  Erfolgen  gelangen  kann,  noch  ge- 
fährlicher scheint  als  das  Streben  nach  so- 
zia  ha  tischen  Utopieen. 

Lftteratar:  H.  B.  Oppenheim,  Der  Kathrdrr- 
lotialitmv* ,  S.  Aaß.,  Berlin  1873.  —  Bren- 
tano, Abttrakle  und  realUlitfht  Vutktirirle, 
Zeittehr.  da  prevsi.  »tat.  Biireatu,  1871,  S.  iSSg. 
—  AA.  Wagner,  Ojgentr  Brief  oii  Herr« 
H.  B.  Oppenheim,  Burlin  1872.  ~~  IVrAanrf- 
I ung fii  der  Eiieiiarhtr  Vertamiidung  lur  Be-. 
»prechuiig  der  aoiialen  Finge,  Leipiig  1873.  — 
Laepeoree,  Die  Ä'alhedermiaiitteti  und  die 
»tolittüehen  Kungrette,  Berlin  187S.  —  wo» 
Trettachke,  Der  Sozialimua  und  teine  GSnner, 
Berlin  1875.  —  SekmoUer,  t'eber  einige  Orund- 
fragen  dei  Rfchlt  und  der  Vollaieirteeiuift,  Jena 
IS7S.  —  Held,  Sozialiimai,  Soiialdemokralie 
tind  Soiinlpolilik,  Leipiig  1378. 

LecrU. 


KanfgeschfifL 

(Nach  bürgerlichem  Recht.) 

I.  Begriff  des  Eftnfgescbäf tB.  II. 
KaufabschlusH  und  Gefsbraübergans. 
ni.  Pflichten  des  Käufers.  IV  Pflich- 
ten dea  Verkäufers.  (A.  Uebergabe  des 
Eaufgegenatandes.  B.  RechtsgewShT.  C.  Ge- 
währleistung wegen  Hängel.)  V.  Der  Han- 
delskauf. 

I.  Begriff  des  Kanfgescfaäftea. 

Der  Kauf  besteht  in  dem  Austausch  eines 
Gegenstandes  gegen  Geld.  Leistung  einer 
Geldsumme  von  der  einen  Seite,  Leistung 
irgend  eines  anderen  Objektes  von  der 
anderen  Seite:  das  macht  das  Wesen  des 
Kaufes  aus. 

Der  Kauf  gehört  also  zu  den  Bog.  Ver- 
äusserungsgeschäften,  spcdell  zu  denjen^n, 
die  auf  entgeltliche  Veränaserung  eine» 
Gegenstandes  gerichtet  sind  (B.GS.  %  445), 
und  fem  er  zu  den  Tauschgeschäft^i  im 
weiteren  Sinne  dieses  Wortes.  Im  engeren 
Sinne  vei-ateht  man  unter  Tausch  ein  Ge- 
schäft,  bei  dem  von  keiner  Saite  oder  von 
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beiden  Seiten  Geld  geleistet  wird,  und  im 
letzteren  Falte  spriclit  man  von  Geldwechsel, 
Der  Kauf  ist  im  heutigen  Wirtscliafts- 
nnd  Rechtsverkehr  unendlich  viel  häufiger 
als  der  Tausch,  er  ist  das  wichtigste  von 
allen  Umsatzgeschäften  und  hat  dabei-  im 
Bürgerlichen  Gesetzhiiche  eine  sehr  ein- 
gehende Regelung  crfahi-en,  wahrend  filr 
Jen  Tausch  einfach  auf  die  Kauf sgnind Sätze 
Terwiesen  ist  (g  Ö15). 

1.  Das  Haupteharakferistikiim  des  Kauf- 
geschäftes zeigt  sich  also  darin,  dass  die 
Leistung  der  einen  Partei,  des  Käufers,  eine 
liehUeistung  ist,  wälirend  die  Leistung  der 
anderen  Partei,  des  Verkäufers,  in  der  Ge- 
vährung  irgend  eines  anderen  Vermögens- 
wertes besteht.  Diesen  verkauften  und  ge- 
kauften Vermögenswert  bezeichnet  man  als 
vGegenstand"  des  Kaufgeschäftes  und  im 
Uwidelsverkehr  als  »Ware«.  Er  kann  eine 
Sache  oder  einRecht  sein  (B.G.B.  § 4^3), 
und  zwar  ein  jedesRecht  von  Vermögens- 
wert, also  eine  Forderung,  ein  dinghches 
Nutzungsrecht,  ein  Urheberrecht,  insbesondere 
ein  Erfind  ungspatent,  ein  Markeureoht  u.  s.  f. 
Dagegen  andere  Vermögenswerte,  insbeson- 
dere die  Arbeitskraft  von  Menschen  oder 
Tieren,  bilden  nicht  <len  G(^nstand  des 
Kaufes,  sondern  den  Gegenstand  anderer 
Verträge,  vor  allem  des  Dienstverti-ags,  des 
Wei-kvertraps  und  der  Miete.  Wohl  aber 
kann  auch  ein  ganzes  Vermögen,  ein  Kom- 
plex von  Sachen  und  Rechten  verkauft 
werden,  z,  B.  ein  Gewerbe  o<lei'  eine  Erb- 
gcliaft  (B.G.B.  §  2371—2385),  wobei  der 
Käufer  in  der  K^el  die  Ver]}flichtung  zur 
Schuldentii^ng  mit  übernimmt. 

Bei  weitem  die  meisten  Kaufgeschäfte 
haben  Sachen  zum  Gegenstaude,  und  die 
meisten  Rechtsvorschriften  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches,  Buch  II,  Abschnitt  Vil,  Titel  1 
beziehen  sich  nur  auf  den  Sauhkauf;  auch 
die  folgende  Darstellung  wird  sic)t  daher  im 
wesentlichen  auf  ihn  lieschränken. 

2,  Wenn  man  sich  den  Kauf  lebendig 
vorstellt,  so  sieht  man  im  Geiste,  wie  sich 
der  Austausch  einer  Sache  gegen  Geld  wirk- 
lich vollzieht,  und  diesen  unmittelbaren  Aus- 
tausch hält  der  Laie  für  das  eigentliche 
Kaufgeschäft,  ei  denkt  also,  dass  in  der 
realen  Leistung  und  Gegenleistung  der  Kauf 
vor  sich  geht  "Wirklich  vollzieht  das  Kauf- 
geschäft sich  häufig  als  ein  solcher  Real- 
oder Handkauf,  aber  noch  häufiger  wii-d  von 
beiden  Seiten  oder  wenigstens  von  der  einen 
Seite  nur  ein  Versprechen  abgegeben,  näm- 
heh  daa  Versprechen,  künftig  einen  gewissen 
tiegenstand  zu  übertragen  resp,  eine  gewisse 
Geldsumme  zu  zahlen.  An  dieses  (gegen- 
seitige) Versprechen  denkt  der  Jurist  in 
erster  Linie,  wenn  er  vom  Kaufe  spricht,  ihm 
erscheint  dann  die  reale  Leistung  nur  als 
Erfüllung     der     durch    den    Kauf    einge- 


gangenen Vei-pflichUmgen,  und  auch  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  liat  nur  dieses  Ge- 
schäft im  Auge,  wenn  es  den  Kauf  an  der 
Spitze  der  Schuld  Verhältnisse  eingehend 
regelt.  In  der  That  kannte  es  scheinen,  als 
oh  der  sog.  Realkauf  nicht  im  stände  wäre, 
ein  Schiddverhältnis  zu  beenden  und  also 
Verpflichtimgen  der  Parteien  zu  erzeugen, 
da  ja  von  jeder  Seite  bereits  ei-fOllt  ist  und 
nichts  mehr  zu  leisten  flbiig  bleibt;  indessen 
wenn  hier  der  Verkäufer  eine  Sache  ver- 
äussert  hat,  die  ihm  gar  nicht  gehört  oder 
die  heimliche  Mängel  liat,  so  kann  er  augen- 
scheinlich dem  Käufer  g^enfiber  ebenso 
verpflichtet  wenlen,  wie  wenn  er  erst  in 
Erfüllung  eines  vorher  abgegebenen  Ver- 
si)rechens  geleistet  hätte.  Daher  finden 
wichtige  Grundsätze,  die  vom  eigentlichen 
Kaufgeschäft  gelten,  auf  diesen  sog,  Real- 
kauf ebenfalls  Anwendung. 

3.  Das  Wesen  des  eigentlichen  Kaufge- 
schäftes besteht  also  darin,  dass  Versprechen 
gegen  Versprechen  ausgetauscht  wird.  Das 
eine  Versprechen  geht  auf  Zahlung  einer 
Geldsumme,  das  andere  auf  Verscnaffung 
I  eines  sonstigen  Gegenstandes.  Und  zwar 
Istehen  beide  Versprechen  oifensichtlich  in 
'einer  gegenseitigen  Abhängigkeit  von  ein- 
ander, dei^estalt,  dass  keines  von  ihnen  er- 
füllt zu  werden  braucht,  wenn  nicht  auch 
zugleich  das  andere  erfüllt  wird.  Daher 
gehurt  der  Kauf  —  falls  die  Parteien  nicht 
etwas  anderes  vereinbart  haben  —  zu  den 
sog.  gegenseitigen  (synallagmatischen) 
Verträgen  (B.G.B.  g§  320—327),  ja  er 
bildet  den  klassischen  Hauptfall  dieser  wich- 
tigen Vertragsart.  Jede  Partei  ist  zugleich 
Gläubiger  und  Sdiuldner,  keine  aber  braucht 
zu  leisten,  ohne  zugleich  zu  emp&ingen,  die 
Iieistungen  haben  'Zug  um  Zug<  zu  erfolgen. 
Wii-d  der  Käufer  vom  Verkäufer  oder  um- 
gekehrt der  Verkäufer  vom  Käufer  belangt, 
so  kann  er  einwenden,  dass  der  andere  noch 
nicht  geleistet  habe  (exceptio  non  adimpleti 
conti-actus),  und  solange  darf  er  die  eigene 
Leistung  verweigern,  ohne  selbst  in  Verzug 
zu  geraten. 

Da  der  Kauf  aus  zwei  Vorsprechen  be- 
steht, so  braucht  die  verkaufte  Sache  beim 
Kaufabschluss  noch  nicht  zu  existieren,  mau 
kann  auch  eine  zukünftige  Sache  ver- 
kaufen, z.  B.  die  Ernte  des  nächsten  Jahres. 
Soll  die  Sache  erst  vom  Verkäufer  herge- 
stellt werden  und  handelt  es  sich  nicht  um 
eine  vertretbare  Sachgaftung,  wie  sie  nachMasa 
oder  Zahl  oder  Gewicht  im  Verkehr  geliefert 
wird,  sondern  muss  die  Sache  wirklich  als  ein- 
zelne, indinduell  gekennzeichnete  erst  hei^ 
stellt  wei'den,sol^st8ich  zweifeln,  ob  wirklich 
{lie  künftige  Sache  selbst  o<1er  die  zu  ihrer 
Herstellung  nötige  Arbeit,  also  ein  gewisses 
Arbeitsresultat  den  Gegenstand  des  \  ertrages 
bildet.     Ein   solcher  Verti'üg,  der  auf  der 
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Grenze  Ton  Kauf-  imd  Werkvertrag  steht, 
wird  jetzt  meist  WerklieferungBver- 
trag  genannt:  auf  ihn  finden  teils  die  Eauf- 
grundeätze,  teils  die  Grundsätze  des  Werk- 
vertrages Anwendung  {B.Ü.B.  g  651) :  erster«, 
■weU  er  doch  eben  ein  Veräusseningsgeschäft 
ist  und  der  IJeferant  also  z.  B.  rerpfliehtet 
ist,  dem  Besteller  wie  ein  Verhfiufer  dem 
Säufer  das  Eigentum  an  der  gelieferten 
Sache  zu  verschaffen,  —  letztere,  weil  das 
"Versprechen  des  Lieferanten  doch  auf  eine 
konkrete  Arbeitsleistung  ging,  und  deshalb 
hat  er  z.  B,  das  Werk  häufig  persönlich  her- 
zustellen, femer  hegt  ihm  eine  Äiisbease- 
rungspflicht  ob,  falls  das  hei'gestellte  Werk 
Mängel  hat  u.  s.  f. 

Wenn  schon  eine  überhaupt  noch  uiclit 
existierende  Sache  verkauft  imd  gekauft 
■werden  kann,  so  ist  es  natürlich  eret  recht 
nicht  erforderlich,  dasa  sie  schon  beim 
Verkäufer  existiert,  also  in  dessen  Besitz 
oder  Eigentum  steht.  Man  kann  auch  eine 
fremde  Sache  verkaufea,  und  zwar  ganz 
legitim,  -weil  man  sicher  ist.  sie  erwerben 
zu  können.  Häufig  geschieht  dies  mit  Wissen 
des  Käufers,  und  noch  häufiger  ist  es  diesem 
ganz  gleichgiltig,  ob  der  Verkäufer  die  Sache 
besitzt  oder  nicht,  weil  sie  nämlich  nur 
nach  Merkmaien  bestimmt  ist  und  datier  die 
Auswahl  der  zu  liefernden  individuellen 
Sache  dem  Verkäufer  fiberlassea  sein  soll. 
Dies  ist  der  sog.  Öattungskauf,  welcher 
teilweise  wieder  unter  besonderen  Rechts- 
8&tzen  steht;  denn  augenscheinUch  ist  das 
«AuswähJen«  eine  Art  Arbeitsthätigkeit  des 
Verkäufers,  und  insofern  bat  derGattnngskauf 
mit  dem  Werklief eniDgs vertrag  eine  gewisse 
Verwandtschaft:  vie  z.  B.  die  Lieferung 
einer  mangelhaften  Sache  dort  zu  einer 
AusbesscnmgspfUeht  des  Verkäufers  führt, 
so  fuhrt  sie  luer  zu  der  Veipflichtung,  eine 
neue,  bessere  Auswahl  zu  treffen.  Aber 
auch  sonst  unterscheidet  sich  derGattungs- 
kauf  von  dem  Kauf  eiuer  ganz  bestimmten 
Sache  (Specieskaiif)  nicht  unbeträchtlich; 
darauf  ist  sjÄter  noch  zurückzukommen. 

4.  Das  Kaufgeschäft  ist  ein  Vertrag  und 
beruht  also  auf  dem  ft-eien  WiUensenlschluss 
der  Parteien.  Nur  auf  dieses  freiwillig  ab- 
geschlossene Geschäft  finden  alle  Grundsätze 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  über  den 
£auf  ausnahmslos  Anwendung.  Ganz  ver- 
einzelt kommt  ein  Kaufzwang  vor  (B.G.B. 
§  915),  und  bei  diesem  Zwangskauf  sollen 
die  Rechte  und  Pflichten  beider  Teile  sieh 
nach  den  Vorschriften  über  den  Kauf  be- 
stimmen. Häufiger  findet  sich  ein  Ver- 
kaufszwang, so  wenn  Gegenstände  eines 
Schuldners  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung, 
also  auf  richterlichen  Befehl,  veiüussert 
werden  oder  wenn  jemand  durch  das  Ge- 
setz ermächtigt  wird,  einen  fremden  Gegen- 
stand   für  Rechnung   des   Eigentümers   zu 


verkaufen,  wie  z.  B.  der- Pfand  verkauf,  der 
Notverkauf  des  Schiffes  durch  den  SohÜter, 
der  Selbsthilfe  verkauf  des  Frachtgutes  durch 
den  Frachtführer  u.  s.  f. :  in  diesen  Fällen 
gelten  vielfach  abweichende  Grundsätze,  ins- 
besondere dann,  wenn  der  Verkauf  durch 
öffentliche  Versteigerung  stattfindet  {Vgl. 
auch  B.G.B.  g§  456— 45fi.) 

Auch  durch  Rechtsgeschäft  kann  eine 
Pthcht  zum  Verkauf  begründet  werden,  so 
wenn  sich  der  Verkäufer  den  Wiederkauf 
vorbehält  (B.G.B.  §g  497—503)  oder  wenn 
jemandem  ein  Vorkaufsrecht  zusteht, 
sei  es  ein  dingliches,  welches  gegen  jeden 
Dritten  geltend  gemacht  werden  kann  (B.G.B, 
§S  1094 — 1104),  sei  es  ein  persönliches 
(B.G.B.  §§  504—514).  welches  ledighch  gegen 
denjenigen  einen  Anspruch  gewählt,  weicuer 
dem  Berechtigten  das  Recht  eingeräumt  hat. 
IL  Kanfabschluss  nndGefahraübergaDg. 

Der  Kaufvertrag  bedarf  keiner 
besonderen  Form.  Nur  für  den  Kauf 
eines  Grundstückes  ist  —  wegen  der 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Bedeutung  des 
Gnindeigentums  —  gerichtliche  oder  no- 
tarielle Beurkundung  vorgeschrieben ;  in- 
dessen wird  ein  ohne  Beobachtung  dieser 
Form  geschlossener  Kaufvertrag  seinem 
ganzen  Inhalte  nach  giltig,  wenn  nachher 
Aufla-ssung  und  Eüitiagimg  im  Grundbuch 
erfolgOQ  {B.G.B.  §313),  da  ja  auch  hierdurch 
in  genügend  sichei'er  Weise  die  feste  Ab- 
sicht der  Parteien,  das  Grundstück  zu  ver- 
äussem  und  zu  erwerben,  bekundet  und  be- 
urkundet fllrd. 

Natürlich  kann  der  Kaufvertrag  wie  je*ler 
Vertrag,  der  ein  Schuld  Verhältnis  begründet, 
unter  einer  Bedingung  abgeschlossen  werden, 
und  dies  geschieht  b^nder«  häuäg  dadmrch, 
dass  der  Käufer  (oder  ein  anderer  für  ihn) 
nur  »auf  Besicht.;  oder  »auf  Probe« 
kauft,  d.  h.  unter  der  Be<lingimg,  dass  der 
Käufer  die  Ware  biUigen  werde  (B.G.B. 
Sg  495,  496).  Ist  dabei  keine  Frist  be- 
stimmt, innerhalb  deren  sich  der  Käufer  zu 
entscheiden  hat,  so  kann  ihm  der  Verkäufer 
eine  angemessene  Frist  setzen;  äussert  er 
sich  nicht  bis  zum  Ablauf  dieser  Frist,  so 
gilt,  wenn  er  die  Sache  schon  in  Händen 
hat,  sein  Stillschweigen  als  Genehmigung, 
sonst  als  Ablehnung. 

Von  dem  Abschluss  des  Vertrages  ist 
wohl  zu  untei-scheiden  der  Uebergang 
der  Gefahr  auf  den  Käufer.  Man  be- 
zeichnet hiermit  die  Hechts  Wirkung,  wonach 
der  Käufer  den  vollen  Kaufpreis  bezahlen 
muss,  auch  wenn  die  Sache  inzwischen 
dim;h  Zufall  untei^gangen  oder  im  Werte 
j  gemindert  ist.  Nach  römischem  und  bis- 
I  hörigem  gemeinem  Recht  ging  mit  Abschluss 
des  Kaufvertrages  r^iielmässig  auch  schon 
die  Gefahr  über  —  bei  dem  Gattungskauf 
natürlich  erst,   nachdem   die  Auswahl  des 
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koukretca  Kaufg^enstaniies  durch  den  Ter- 
kaufer  stattgehinden  hatte  — :  hier  versagte 
also  der  oben  aufgesteUte  Grundratz,  wo- 
nach jede  Partei  nur  dann  z(ir  Leistung  ver- 
pflichtet ist,  wenn  zugleich  die  Leistung  von 
der  anderen  Seite  erfolgt :  nur  wenn  nicht  i 
durch  Zufall,  sondern  durch  Schuld  des  Ver- 1 
käiifers  die  Sache  unterging  oder  eine  Wert- 
inindening  erlitt,  griff  die  Regel  wieder  Platz. 

Das  Bflrgerliciie  Gesetzbuch  hat  sich  in 
dieser  Beziehiug  nicht  dem  römischen,  soli- 
dem dem  deutechen  Rechte  angeschlossen, 
wonach  die  Gefahr  erst  dann  auf  den  Käufei* 
fibergeht,  wenn  der  Terkäufer  slchin  ver-f 
tragsmäasiger^^'eise  der  Sache  enl- 
ilussert  hat  und  damit  alles  gethan  hat,  wo- 
ZTi  er  vertragsmäßsig  verpflichtet  war  (§§  44G, 
44T).  denn  es  erscheint  als  gei-echt,  dass  der 
Kaufer  erst  dann  die  Gefahr  trägt,  wenn  er 
auch  den  Nutzen  von  der  Sache  hat,  die 
en  tgegengesetzte  Entsclield  ungbeleidigtunser 
Hechtsgefühl.  Auch  wird  die  vom  BOi^r- 
lichen  Gesetzbuch  sanktionierte  Bestimmung 
den  Verkäufer  veranlassen,  mit  der  Sache, 
solange  sie  noch  in  seinem  Oewalirsam  ist, 
säuberlich  zu  verfahren,  weil  sein  eigenes 
Interesse  dies  erfonlert,  endlicli  ist  er  in- 
folgedessen auch  leichter  in  der  Lage,  die 
Sache  gegen  Feuei'Sgefalu',  Diebstahlsgefahi- 
Tl.  8.  w.  ZU  versichern. 

Zur  vertragsmässigen  Entäusserung  der 
Sache  durch  den  Verkäufer  be<larf  es  aber 
in  der  Regel  der  Mitwirkung  des  Käufers, 
denn  er  hat  die  Sache  entweder  beim  Ver- 
käufer abzuholen  {da  dessen  "Wohnsitz  meist 
der  Erfrdlungsort  ist)  oder  an  einem  anderen 
ErfQlIungsort  vom  Verkäufer  in  Empfang  zu  { 
nehmen;  daher  muss  der  Verkäufer  gegen 
eine   durcii  Säumnis  des  Käufers  hen-ovge- 


das3  die  Gefahr  schon  auf  den  Käufer  über- 
geht, sobald  er  mit  der  Annahme  der  Sache 
ui  Verzug  gerät  (B.G.B.  §  300).  Wo  der 
Verkäufer  der  Mitwirkung  des  Käufers  zur  ver- 
tragsiDässigen  Entäusserung  der  Sache  nicht 
bedarf,  weil  er  die  Versendung  der  Sache  nacii 
einem  anderen  Ort  als  dem  Erföllungsort  zu 
besorgen  übemommeu  hat,  da  geht  die  Ge- 
fahr auf  den  Käufer  schon  über,  sobald  die 
Sache  dem  TraDsportuuternehmer  (dem  Si>edi- 
teiir,  der  Eisenbahn,  der  Post)  übergelwn  ist 
(B.G.B.  §  447):  der  Verkäufer  hat  dann  alles 
gethan,  wozu  er  voi-pflichtet  war,  und  wäh- 
rend des  TrMisportes  hat  zwar  der  Käufer 
nicht  den  Nutzen  von  der  Sache,  aber  der 
Verkäufer  aucli  nicht. 

Diese  ßechlssätze  finden  auf  Grundstück ^- 
käufe  ebenfalls  Anwendung,  nur  dass  hier 
natOrlich  von  einer  Versendung  keine  Rede 
sein  kann.  Die  Gefahr  geht  also  aucli  hier 
mit  der  Cebergabe  des  Grundstücks  auf  den 
Käufer  über  (der  dadnrcli  ja  auch  unmittelbar 


in  dessen  Nutzung  tritt),  selbst  wenn  der 
Verkäufer  noch  uielit  die  Auflassung  vor  dem 
ünmdbuch  tewirkt,  also  noch  nicht  alles 
gethan  hat,  wozu  er  vertragsmässi^  ver- 
pflichtet ist.  Wird  der  Käufer  jedoch 
ichon  vor  der  Uebergabe  als  Eigentümer 
n  das  Grundbuch  eingetragen,  so  soll 
schon  dieser  frühere  Zeitjumkt  für  den  Ge- 
fiihrsfibergang  und  für  das  Reclit  auf  die 
Nutzungen  entsclieidend  sein  (B.G3.  §  446 
Abs.  2).  Durch  diese  Ausnahme  wird  der 
Käufer  nicht  unbillig  beschwert,  weil  er  die 
AuQassuQg  ohne  Bcsitzül^crtragung  ablehnen 
kann ;  auch  wird  der  Verkäufer  dadm^h  ver- 
anlasst, die  Auflassung  nicht  unnötig  zu 
verzögern, 

in.  Pflichten  des  Käufers. 

Der  Verkäufer  bezweckt  durch  den  Kauf- 
verti'ag,  ein  für  ihn  entl)ehrlicbes  wirtschaft- 
liches Gut  loszuwerden  und  dafür  eine  Geld- 
Buuuno  zu  erhalten.  Aus  diesem  Zwecke 
ergeben  sieh  logisch  die  Pflichten  des  Käu- 
fen. Er  ist  zunächst  verpflichtet,  die  ge- 
kaufte Sache  dem  Verkäufer  auf  dessen  Ver- 
langen abzunehmen  (B.G.B.  §433  Abs.  2): 
darauf  hat  der  Verkäufer  einen  klagbaren  An- 
spruch, und  wenn  der  Käufer  dies  schuld- 
hafter\\'eise  unterlässt,  so  kann  er  niclit 
nur  wegen  A  n  nähme  Verzugs ,  sondern  auch 
wegen  Lei stungs Verzugs  dem  Verkäufer  ver- 
ant«-ortlich  werden.  Hat  der  Verkäufer 
Verwendungen  auf  die  verkaufte  Saclie 
machen  müssen,  die,  wenn  die  Gefahr  schon 
auf  den  Käufer  übergegangen  ist,  ihm  ja 
nicht  mehr  zu  gute  Kommen,  so  ist  der 
Käufer  ferner  verpflichtet,  diese  Aufwen- 
dungen zu  ersetzen  (B.G.B.  §  450). 

Die  wichtigste  Verpflichtimg  des  Käufers 
aller  ist  die  Zahlung  des  Kaufpreises, 
dessen  Höhe  sich  nach  der  Vereinbarung 
lichtet,  oft  also  nach  dem  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  vereinbarten  Börsen-  oder 
Marktpreis,  dem  sogenannten  Kms  der  Ware 
(B.G.B.  g  453).  Der  Kaufpreis  muss  wie 
jede  Geldschuld  dem  Verkäufer  zugescliickt 
oder  ttberbracht  werden  (B.G.B.  §  270), 
letzterer  ist  nicht  verpflichtet,  ihn  abzuholen. 
Der  Kaufpreis  ist  sofort  nach  Abschli^s  des 
Veitrags  zu  zahlen  (B.G.B.  §  271),  vorausge- 
setzt, dass  auch  der  Verkäufer  zur  Iieistung 
bereit  ist.  Dies  gilt  aber  nur  im  Zweifel. 
Sehr  häufig  wii-d  der  Kaufpreis  gestundet 
(kreditiert),  d.  h.  es  wird  seine  Fälligkeit 
vertragsmässig  hinausgeschoben  1(3.  auch 
den  Art.  Abzahlungsgeschäfte  oben 
Bd.  I  S.  14  ff.) ;  eine  solche  Stundung 
liegt  jedoch  niclit  schon  in  der  L'ebung, 
nur  zu  gewissen  Kalenderzeiten  (1.  Ja- 
nuar, 1.  Jidi)  tbe  Rechnung  zu  schicken, 
denn  hierdurch  vei-zichtet  der  Verkäufer 
nicht  auf  das  Recht,  jederzeit  Zahlung  des 
Kaufpreises  zu  verlangen.    Ist  der  Kaufpreis 
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nicht  gestundet,  so  muss  der  Käufer  von 
dem  Zeilpiiukt  »n,  mit  welchem  ihm  die 
Nutzung  der  Sache  gebührt,  bis  zur  wirklich 
erfolgten  Zalilung  dem  Verkäufer  4  "/o  Zinsen 
vergüten  (B.O.B.  g  452);  zwar  machen  die 
meisten  Geschäftsleute  von  diesem  Recht 
keinen  ,GebraiiC'h,  gewähren  \ielmehr  bei 
Barzahlung  dem  Käufer  einen  Rabatt,  in- 
dessen das  beweist  nur,  dass  sie  die  Zinsen 
bereite  im  Kaufpreise  mit  in  Ansatz  ge- 
bracht haben. 

"Wenn  der  Käufer  trotz  erfolgter  Mahnung 
oder  trotz  Vereinbarung  eines  bestimmten 
Zahlungstages  den  Kaiinireis  nicht  bezahlt, 
so  gerät  er  in  Verzug  (B.G.B.  §§  284,  285) 
und  hat  alsdann  nicht  niu-  stets  Zinsen  (so- 
genannte Verzugszinsen)  zu  entri(rhten,  son-  i 
(lern  aucli  neben  dem  Kau£])reise  selbst 
Schadenersatz  wegen  verspäteter  Zahlung 
zu  leisten  (B.G.B.  §g  286,  288).  Statt  dessen 
ist  der  Verkäufer  aber  auch  befugt  (B.G.B. 
§  326),  dem  Käufer  eine  angemessene  Nach- 
frist mit  der  Erklänmg  zu  setzen,  dass  er 
nach  Ablauf  der  Frist  die  Zahlung  ablehne, 
und  wenn  die  Frist  erfolglos  verläuft,  kann 
er  dann  einfach  Schadenersatz  wegen  Nicht- 
erfflllung  verlangen  (und  die  Höhe  des 
Schadens  dm-ch  Verkauf  der  Sache  —  so- 
genannten Selbsthilfe  verkauf  —  feststellen) 
oder  auch  ganz  vom  Vertrage  zurücktreten. 
Jedoch  ist  dieses  letztere,  also  das  Rtlck- 
trittsrecht  ausgeschlossen,  wenn  der  Ver- 
kaufer die  Kaufsache  bereits  übergeben  und 
den  Kaufpreis  gestundet  hat  (B.G.B.  §354); 
denn  durch  die  Stundung  hat  er  dem 
Käufer  die  Freiheit  der  Verfügung  über  die 
Kaufsache  ti"otz  nicht  empfangenen  Preises 
zugestanden,  er  hat  damit  auf  die  Buchte, 
welche  sich  aus  der  gegenseitigen  Natur  des 
Kaufverti-ages  ergeben,  also  auf  die  Erfüllung 
Zug  um  Zug  verzichtet.  Umgekehrt  ist  der 
Rücktritt  sofort  gestattet,  also  ohne  dass  es 
erst  der  Gewährung  einer  Nachtrist  bedarf, 
wenn  vereinliart  ist,  dnns  die  Zahlung  dos 
Kaufpreises  2u  einer  fest  bestimmten  Zeit 
oder  innerhalb  einer  fest  bestimmten  Frist 
erfolgen  soU  (B.G.B.  §  360),  dergestalt,  daas 
die  pflnktliche  Einhaltung  dieser  Zeit  oder 
Frist  zu  einem  wesentlichen  Bestandteil  des 
Veilrags  gemacht  wurde  und  eine  spätere 
Erfüllung  also  gar  nicht  mehr  als  Erfüllung 
dieses  Vertrags  erscheint :  bei  einem  solchen 
Sf^naunten  fixen  oder  promptenKauf 
braucht  sich  der  Vorkäufer  eine  spätere 
Zahlung  demnach  Aberhaupt  nicht  gefallen 
zu  lassen,  während  bei  der  blossen  Versau- 
mung  des  vereinbarten  Zahlimgstags,  wie  vor- 
hin erwähnt,  lediglich  die  gewöhnliehen 
Folgen  des  ^  erzugs  eintreten. 

IV.  Pfllcht«ii  des  Verkäufers. 

Der  Käufer  bezweckt  durch  den  Kauf- 
vertrag, ein  wirtschaftliches  Gut  zu  erhalten, 


entweder  um  es  selber  zn  nützen  oder  um 
dittch  Weitervci-äussenmg  einem  andern 
diese  Nutzung  zn  überlassen.  Aus  dieseni 
Zwecke  ergeben  sich  wieder  mit  einer  ge- 
wissen Notwendigkeit  die  Pflichten  der 
anderen  Partei,  des  Verkauf ers :  Er  liat  dem 
Käufer  die  Möglichkeit  des  Genusses,  also 
den  Besitz  der  Sache  und  zwar  rechtzeitig 
und  am  rechten  Orte  zu  verschaffen.  Er 
hat  ihm  femer  (he  Sicherheit  und  Dauer 
des  Genusses,  also  das  Recht  an  der  Sache 
(Eigentum)  zu  verschaffen.  Endlich  da,  wo 
der  Kaufgegenstand  nur  der  Art  nach  be- 
stimmt ist,  wo  der  Verkäufer  also  mit  der 
Äuswalil  des  konkreten  Kaufgegcn  stand  es 
betraut  ist,  da  liat  er  ihn  in  der  verein- 
barten Qualität  zu  verschaffen.  Ein  weiloiws 
ergtebt  sich  aus  dem  Zwecke  des  Kaufge- 
schäftes an  sich  nicht;  insbesondere  bleibt 
die  Fratgc  offen,  ob  der  Verkäufer  auch  dann 
verpflichtet  ist,  die  ordnungsmässigc  Be- 
schaffenheit der  Sache,  vor  allem  ihre  Frei- 
heit von  heimlichen  Mängeln  zu  gewähr- 
leisten, wenn  eine  konkrete  Sache  verkauft 
w^ll•de,  wenn  also  der  Käufer  selber  den 
Kauf  gegenständ  ausgewählt  hat. 

Da  m  diesen  Verp flieh tungeu  des  Verkäu- 
fers die  grössten  und  praktisch  wichtigsten 
Schwierigkeiten  des  ^samten  Kau  free  hts 
hervortreten,  so  sind  sie  eingehender  zu  be- 
liandeln. 

A.  Die  erste  Vei-pflichtuug  des  Verkäufers 
ist  die  Ucbergabe  der  verkauften 
Sache  mitsamt  ihi'em  Zubehör. 

1.  Der  Verkäufer  hat  die  Sache  zu  über- 
geben, und  zwar  in  der  Art,  wie  eben  der 
tmmittelbare  Besitz  an  einer  Sache  einge- 
räumt wird,  was  ja  bei  beweglichen  Sachen 
und  Gnradstücken  in  versclüetlener  Weise 
geschieht.  Mit  dieser  Uebergabe  der  SacJie 
geht  —  wie  oben  schon  ausgeführt  —  in 
der  Regel  und  spätestens  die  Gefahr  auf 
den  Käufer  flberj  nis  ziu-  üebeigabe  ist  der 
Verkäufer  vei'pfhchtet,  die  Sache  mit  aller 
schiüdigen  Soi^alt  aufzubewahren,  besonders 
dann,  wenn  schon  vorher  die  Gefahr  auf  den 
Käufer  übergegangen  ist.  Regelmässig  ge- 
bühren auch  ei-st  von  diesem  Zeitpunkt  an 
dem  Käufer  die  Nutzungen  der  Sache  (z.  B. 
ein  vorher  von  doi-  verkauften  Kuli  geworfenes 
Kalb  gebührt  dem  Verkäufer)  und  htsgen  ihm 
die  Lasten  (z,  B,  Gnind steuern)  ob ;  doch  treten 
ja  diese  Wirkimgen  beim  Verkauf  eines 
Gnmdstfickes  auch  schon  mit  der  Eintragung 
des  Käufers  in  das  Grundbuch  ein  (B.G.B. 
§  446). 

2.  Der  Verkäufer  ist  femer  verpf hebtet,  die 
Sache  am  rechton  Orte  zu  übergeben, 
dies  ist  der  Erfüllungsort,  und  im  Zweifel 
gilt  als  Erfüllungsort  der  Ort,  an  welchem 

j  tler  Verkäufer  zur  Zeil  des  KautabsclÜHsses 
seinen  Wohnsitz  oder  (wenn  er  ein  Gewerbe- 
[treibender   ist)   seine  Niederlassung    hatte 
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{B.G.B.  §  200  Abs.  1  und  2).  Sehr  häufig 
übernimmt  der  Verkäufer  —  ausdrilfklieh 
Oller  stillschveiftend  —  zugleich  die  Ver- 
pflichtnng,  fflr  die  A'erseiiLhing  der  gekauften 
Sache  nach  einem  anderen  Orte  zu  soi^n 
(^Versendungskaiif' ) :  dadurch  wird  eine 
Aendoning  des  Erfflüungsortes  nicht  bewirkt, 
in  der  Regel  selbst  dann  nicht,  wenn  der 
Verkäufer  die  Fracht  (das  Porto)  trägt  (B.G.B. 
§  269  Abs.  3).  Dieser  hat  aber  die  Vor- 
sendiing  mit  gehöriger  Sorgfalt  zu  besorgen, 
und  wenn  ihm  die  Bestimmung  der  Art  der  i 
Versendung  nicht  überlassen ,  sondern  vom  ' 
Käufer  angegeben  ist,  so  dai-f  er  ohne  drin- 
genden Gmnd  nicht  davon  abweichen,  sonst 
haftet  er  für  den  entstandenen  Schallen 
(B.G.B.  g  447  Abs.  2). 

3.  Der  Verkäufer  ist  weiter  verpflichtet. 
die  Sache  rechtzeitig  dem  Käufer  zu 
flbergeben,  d.  h.  in  der  Regel  sofort  nach  Ab- 
,=c-hluss  des  Kaufvertrages,  vorausgesetzt,  dass 
entweder  auch  der  Käufer  zur  Zahlung  des 
Kaufiireises  bereit  ist  oder  dass  der  Kauf- 
jireis  gestundet  ist.  Wenn  der  Verkäufer 
schuld  iiatterweise  die  rechtzeitige  Uober- 
gabe  der  Sache  trotz  ertolgter  Mahnung  oder 
trotz  Vercinbarimg  einer  bestimmten  Leis- 
timgszeit  nicht  bewirkt,  so  geiflt  er  in  Ver- 
zug (B:G.B.  g§  284,  285),  und  der  Käufer 
bat  dann  —  entsiirethend  den  obea  erwälin- 
teu  Rechten  des  Verkäiifei-s  beim  Vei-zuge 
des  Käufers  —  verschiedene  Befugnisse  zur 
Wahl.  Er  kann  von  dem  Verkäufer  Nach- 
lieferung und  zugleich  Schadenersatz  wegen 
Tersi>ätetcr  Lieferung  verlangen  (B.G.B. 
g  286  Abs.  1);  will  er  die  nachtrflgUche 
Lieferung  ablehhen  und  nur  Schadenersatz 
verlangen  oder  ganz  vom  Vertrage  abgehen, 
so  muss  er  dem  Verkäufer  eine  angemessene 
Xachfiist  be-willigen,  es  sei  denn,  dass  ent- 
weder ein  sogenannter  fixer  Kauf  vereinbart 
ist  (B.G.B.  §  360)  oder  dass  die  Leistung 
infolge  des  Verzuges  kein  Interesse 
mehi-  fßr  ihn  hat  (B.G.B.  g  286  Abs.  2), 
z.  B.  wenn  er  einen  Maskenanzng  zum 
(.'amevai  gekauft  liat  und  dieser  ihm  erst 
am  Aschermittwoch  geliefert  wird.  Sehr 
häufig  wird  der  Käufer,  welcher  von  seinem 
Verkäufer  mit  der  Lieferung  im  Stiche  ge- 
lassen ist,  sich  die  Sache  anderweitig  an- 
schaffen, einen  s(^nannten  Decbungskauf 
vornehmen:  dann  kann  er  als  Schadenersatz 
die  Mehrkosten  liquidieren,  welche  hier- 
durch, also  besonders  durch  Zahlung  eines 
höheren  Kaufpreises,  veriirsacht  wurden. 
Dieser  Deckungskatif  des  Käufers  bildet  also 
das  Gegenstück  zu  dem  Selbsthilfeverbauf 
des  Verkäufers. 

4.  Im  engen  Zusammenhang  mit  der 
Uebergabepflicht  steht  die  weitere  Ver- 
pflichtTing  des  Verkäufers,  den  Käufer  (Iber 
die  den  verkauften  Gegenstand  betreffenden 
rechtlichen  und  thatsächlichen  Verhältnisse 


zu  unterrichten.  Das  ist  besonders  bei 
Grundstflckskäiifen  wichtig,  weil  der  Käufer 
hier  die  Grenzen  des  Gnmdstflcks,  die  mit 
ihm  etwa  verbundenen  Gerechtsame  und 
I.jisten  kennen  lernen  muse.  Daher  hat 
dieser  auch  einen  Anspruch  auf  Aushändi- 
gung der  zum  Beweise  solcher.  Rechtsver- 
hältnisse erfonlerlichen  Urkunden,  eventuell 
wenigstens  auf  eine  beglaubigte  Abschrift 
derselben  (B.G.B.  g  333). 

5.  Die  Kosten  der  Uehergabe,  ins- 
besondere des  Messens  und  Wagens,  hat 
der  Verkäufer  zu  tragen,  also  auch  die 
Kosten  der  Versendung  bis  zum  Erfüllungs- 
orte; dagegen  die  Kosten  der  Abnahme 
und  vor  allem  also  die  Versendim gekosten 
uacli  einem  anderen  als  dem  Erfüllungsorte 
(oben  Nr.  2)  trägt  der  Käiifer,  falls  der 
Verkäufer  sie  nicht  übernommen  hat  {B.GJB. 
§  448).  Handelt  es  sich  jedoch  um  den 
Verbauf  eines  Gnmdstflcks,  so  fallen  dem 
Käufer  sämtliche  Unkosten  zur  Last,  nicht 
nur  die  vor  dem  Orundbucliamt  erwachsen- 
den, sondern  auch  die  des  Kaufvertrags 
{B.G.B.  §  44!)):  hier  lässt  sich  also  je<ler 
Grund-  und  Hauseigentümer  für  alle  Kosten 
von  seinem  Rechtsnachfolger  schadlos  halten, 

6.  Es  können  nun  aber  Umstände  ein- 
treten, infolge  deren  die  Uebergabe  der 
verkauften  Sache  an  den  Käufer  für  den 
Verkäufer  zur  Unmöglichkeit  wird, 
sei  es  okjebtiv,  z.  B.  weil  "sie  inzwischen 
verbrannt  ist,  sei  es  subjektiv  (»der  Ver- 

!bäufer  ist  unvermögend  dazu«),  z.  B.  weil 
die  Sache  ihm  gestohlen  ist  oder  weil  es 
ihm  an  Geld  und  Kredit  fehlt,  um  sie  zu 
erwerben.  Wie  stellt  sich  das  Recht  des 
Käufers  in  solchen  Fällen?  Im  allgemeinen 
kommt  es  darauf  an,  wer  den  Umstand  zu 
vertreten  hat,  durch  den  die  Liefening  un- 
möglich wunle,  also  ob  der  Käufer  oder  der 
Verkäufer  oder  ob  keiner  von  beiden  die 
Schuld  daran  trägt  (B.G.B.  §  440  Abs,  1). 
Wenn  nämlich  der  Käufer  selbst  die  Dn- 
möghchkeit  verschuldet  hat,  so  muss  er 
trotzdem  den  Kaufpreis  zahlen  (B.G.B.  g  324 
Abs.  1).  Hat  dagegen  der  Verkäufer  die 
Unmr^lichkeit  verschiddet,  so  muss  er  dem 
Käufer  den  Schaden  ersetzen,  der  durch  die 
Nichterfüllung  entstanden  ist  (B.G.B.  §g  280, 
3'25  Abs.  1  Satz  1);  statt  dessen  hat  der 
Käufer  aber  auch  das  Recht,  ganz  vom  Ver- 
trage zurückzutreten  (B.G.B.  §  325  Abs.  1 
Satz  1,  §  327),  und  endUch  kann  er  natür- 
lich aiich  verlangen,  so  behandelt  zu  werden, 
wie  wenn  die  Unmöglichkeit  von  keiner  der 
Parteien  verschuldet  wäre  (B.G.B.  g  325 
Abs.  1).  In  diesem  dritten  Falle  nämlich 
verliert  der  Vei'käufer  ebenfaUs  den  An- 
spruch auf  den  Kaufpreis,  und  wenn  dieser 
schon  entrichtet  ist,  kann  der  Käufer  ihn 
zunlokfordern  (B.G.B.  g  323  Abs.  3),  weil 
der  Kauf  eben  ein  gegenseitiger  Vertrag  ist ; 
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nur  falls  dem  Verkäufer  ein  Ersatzaneprucli 
g^;en  dritte  Personen,  z.  B.  gegen  deu 
Brandstifter  oder  Dieb,  zusteht  und  der 
Käufer  Abtretung  iliesea  Ansprnelis  verlangt, 
muss  auch  der  Kaufpreis  gezahlt  werden. 
Der  Verkäufer  trägt  ja.  wie  wir  wissen,  die 
Gefahr  bis  zur  Besitzfibergabe,  deshalb  ver- 
liert er  in  Äilchem  l'alle  das  Recht  auf  den 
Kaufpreis,  obwohl  ihm  ohne  sein  Verechiil- 
den  die  Uebergabe  der  Sache  unmöglich,  ge- 
macht ist.  Lediglich  v,-enti  der  Käufei-  mit 
der  Annahme  im  Verzuge  ist  und  wälirend 
dieser  Zeit  die  Erfüllung  unmöglich  wird, 
behält  der  Verkäufer  den  Ansprach  auf  deu 
Kaufpreis  (B.G.B.  §  324  Abs.  2). 

Indessen  modifizieren  sich  diese  Beclits- 
wirkungen  zu  Ungunsten  des  Verkäufers  für 
äen  FrII,  dass  der  Kauf  gegen  stand  nur  der 
Gattung  nach  vereincart  ist:  hier  kann 
ja  von  einer  objektiven  Unmöglichkeit  der 
Erfüllung  fast  niemals  die  Rede  sein,  denn 
die  Gattung  stirbt  nicht  aus .  es  kann 
sich  also  letliglich  um  eine  subjektive  Un- 
möglichkeit, um  ein  Unvermögen  des  Ver- 
käiuei«  handeln;  dieses  aber  war  entweder 
schon  zur  Zeit  des  Kaufabschlusses  vorhau- 
den  (und  dann  hat  der  Verkäufer  schon  da- 
durch eine  Schuld  auf  sich  geladen),  oder 
er  liat  nicht  rechtzeitig,  als  er  noch  im 
Stande  dazu  war,  für  die  Anschaffung  der 
Sache  gesorgt,  sich  also  durch  diese  Ver- 
säumnis schuldig  gemacht,  und  jedenfalls 
ist  die  Frage  der  Schuld  oder  Kichtschiild 
hier  äusserst  selten  iu  einem  für  deu  Ver- 
käufer günstigen  Sinne  mit  Sicherheit  zu 
entscheiden ;  deshalb  soll  er  bei  Gattungs- 
kauf die  Unmöglichkeit  der  Leistung  selbst 
dann  zu  vei-treteu  haben,  wenn  ihm  kein 
Verschulden  zur  Last  fällt  (B.G.B.  §  27!)). 

Gerät  der  Verkäufer  gar  noch  in  Verzug, 
so  ist  er  überhaupt  —  mag  es  sicii  um  einen 
Gattnngskauf  tiaudeln  oder  nicht  —  dafür 
verantAsrortlieli,  wenn  während  des  Vei-zugs 
die  Leistung  diu'ch  Zufall  unmöglicli  wird, 
es  sei  denn  er  bewiese,  dass  auch  bei  recht- 
zeitiger Lieferung  der  Scliadeu  eingeti-eten 
wäre  (B.G.B.  §  287). 

B,  Der  Verkäufer  hat  noch  nicht  seiner 
Pflicht  genügt,  wenn  er  dem  Käufer  die 
Sache  übergeben  hat,  er  muss  auch  dafür 
Borgen,  dass  der  Käufer  sie  bellalten  und 
völlig  frei  mit  ihr  schalten  kann.  Während 
aber  das  römische  Recht  diese  Pflicht  rein 
negativ  auftasst—  sie  ist  erfüllt,  wenn  der 
Käufer  nicht  im  Genuss  der  Sache  gestört 
wird  — ,  hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
den  Verkäufer  verpflichtet,  dem  Käiifer  ganz 
positiv  das  Eigentum  an  der  verkauften 
Sache  und  zwar  fi-ei  von  Rechten  dritter 
Personen  zu  verschaffen  (§g  433,  434):  so- 
genannte Haftung  des  Verkäufers 
wegen  Rechtsmängel.  Beim  Verkauf 
eines  Wertpapieres  haftet  der  Verkäufer  auch 


dafür,  dass  es  nicht  für  kraftlos  erklärt  ist, 
(B.G.B.  §  437)  und  beim  Verkauf  eines 
Reclits,  z.  B.  einer  Forde nmg,  hat  er  dafür 
einzustellen,  dass  das  Recht  wirklich  und  un- 
besohiankt  besteht  (B.G.B.  §  437),  nicht 
aber  dafür,  dass  der  Schuldner  zahlirngsfähig 
ist  (§  438). 

Kese  Pflicht  des  Verkäufers  besteht 
auch  dann,  wenn  ihm  der  Bechtsmaugel 
ohne  sein  Verschulden  völlig  unbekannt  ge- 
blieben ist;  denn  der  Käufer  kaim  einen 
solchen  "Mangel  der  Sache  ja  nicht  ansehen, 
er  muss  sich  auf  die  Zuverlässigkeit  seines 
Verkäufers  verlassen.  Daher  ist  der  Ver- 
käufer schlechthin  verpflichtet,  dafür  zu 
sorgen,  dass  Pfandrechte,  Hypotheken,  Gnmd- 
schuldeii.  Dienstbarkeiten,  die  etwa  an  der 
Sache  bestehen,  getilgt,  fremdes  Eigentum 
beseitigt  wird.  Ist  dies  nicht  gesehenen,  so 
kann  der  Käufer  sich  einfach  auf  deu  Staud- 
piiukt  stellen,  dass  der  Vertrag  nicht  erfüUt 
sei;  es  stehen  ihm  also  dieselben  Befug- 
nisse zu,  wie  wenn  die  Sache  ihm  gar  nicht 
oder  nicht  i'cchtzeitig  übergeben  wurde 
(B.G.B.  gg  440  Abs.  1,  32Ü— 327). 

C.  Mit  der  Uebertragimg  von  Besitz  »md 
Rcclit  an  der  Sache  scheint  der  Verkäufer 
den  durch  den  Zweck  des  Kaufgeschäftes 
gebotenen  Pflichten  genügt  zu  haben,  und 
nur  beim  Gattimgskauf,  wo  ihm  die  Aus- 
wahl des  konkreten  Kauf  gegenständes  anvei> 
tnnit  ist,  erwächst  ihm  uoeh  die  weitere  Ver- 
pflichtung, die  Auswalil  in  einer  der  Partei- 
vei-einbarungentsprcchenden'Weise  zutreffen. 
Man  sollte  meinen,  dass  es  im  übrigen  Sache 
des  Käufers  ist,  sich  den  Kauf  gegen  stand 
vorher  genau  daraufhin  anzusehen,  ob  er  die 
gewünschten  Eigenschaften  und  ob  er  keine 
uncrwünschteu  Jfängel  besitzt :  eine  Garantie- 
vei'pflicliUing  hierfür  dem  Verkäufer  dimih 
das  Gesetz  aufzuerlegen,  crsclieint  nicht  ohne 
weiteres  als  erforderlich.  Nur  wenn  der 
Verkäufer  den  Käufer  durch  falsche  Vor- 
spiegelungen getäuscht,  ihn  also  geradezu 
betrogen  hat,  müsste  ihm  allerdings  unter 
allen  Umständen  eine  Schadenersatzpflicht 
obliegen. 

In  der  That  steht  das  ältere  deutsche 
Recht  aiif  diesem  Standpunkt  (•Wer  die 
Augen  nicht  aufthut,  thu'  deu  Beutel  auf'), 
und  nur  beim  Vielikaiif  legt  es  dem  Ver- 
käufer eine  weitgehende  Garantierflicht  auf, 
augenscheinlich ,  weil  hier  eine  Täuschung 
des  Käufers  besondere  leiclit  und  daher  be- 
sonders häufig  ist,  ohne  dass  sieh  doch  dem 
Verkäufer  eine  betrügerische  Absicht  nach- 
weisen lässt. 

In  Rom  hatte  der  Aedil,  dem  die  llaiid- 
liabung  der  MarktpoÜzei  zustand,  eine 
üarantiepf  licht  dos  Verkäufers  bei  den  markt- 
gängigen Gescliäfteu,  also  ebenfalls  beinn 
Vieldiauf  und  vor  allein  beim  Skiavenkauf 
eingefOlirt,  offensicJitlich  auch  aus  dem  er- 
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vähnten  Gründe,  nämlich  um  den  liier  be- 

sotideTS  häufigen  Betrügereiea  einea  Riegel 
Toriusicliieben,  Der  Aedil  gab  dem  Käufer 
schneidige  Iteehtsmittel,  Ohne  irgend  ein 
Versehidden  des  Verkaufers  nachweisen  zu 
müssen,  konnte  der  Käufer,  wenn  der  ge- 
kaufte Gegenstand  heimliche,  also  niclit  so- 
gleich erkenohare  Mängel  hatte,  nach  freier 
Wahl  entweder  den  ganzen  Kauf  rückgängig 
machen  oder  entsprechende  Preisminderung 
verlangen.  Diese  weitgehende  Haftung  des 
Verkäufers  ist  dann  auf  alle  Kaufgeschäfte, 
einerlei  welches  ihr  Gegenstand  war,  aus- 
gedehnt worden,  obwohl  das  Reclit  auf 
Preismindening  von  dem  Käufer  in  illoyaler 
Weise  ausgebeutet  werden  kann,  um  einen 
verwerflichen  Druck  auf  den  Verkäufer  aus- 
zuQbeo.  Wenn  letzterer  nämlich,  im  sicheren 
Gefühle,  tadellos  geliefert  zu  haben,  sieh  be- 
reit erklärt,  die  verkaufte  Sache  anstandslos 
zurückzunehmen,  aber  nicht  gewillt  ist,  sich 
mit  dem  Käufer  —  zumal  im  Auslande  — 
auf  einen  Frozess  einzulassen ,  dann  kann 
der  Käufer  ihm  die  Rückgabe  verweigern 
und  auf  Preismindening  bestehen.  Vorsichtige 
Verkäufer  schlagen  daher  gleich  soviel  auf 
den  Preis,  wie  sie  genötigt  sind,  später  dem 
chikanösen  Käufer  wieder  abzulassen,  und 


Das  Bili^rliche  Gesetzbuch  hat  sich 
hier  trotzdem  völlig  auf  den  Boden  des 
römischen  Rechts  gestellt  und  dem  Käufer 
neben  dem  Hücktrittsrecht  (»Recht  auf  Wan- 
delung«) allgemein  auch  das  Recht  auf 
Preisminderung  zugestanden.  Nur  beim 
Viehkauf  sind  die  deutschrechtlichen  Grund- 
sätze beibehalten,  und  da  dem  deutschen 
Rechte  eine  Befugnis  des  Käufers.  Preis- 
minderung zu  verlangen,  unbekannt  war, 
so  hat  (las  Bürgerliche  Gesetzbuch  diese 
Befugnis  dem  Käufer  gerade  da  vereagt,  wo 
er  des  stärksten  Schutzes  gegen  den  Vei-- 
käufer  liedarf. 

Eine  derartige  Gewährpfliclit  des  Ver- 
käufers für  ordnungsmässige  Beschaffenheit 
der  Sache  ergiebt  sich,  wie  gesagt,  beim 
Gattungskauf  aus  der  Natur  der  Sache. 
Dieses  jetzt  so  häufig  vorkommende  Geschäft 
1^  aber  weiter  die  Frage  nahe,  ob  hier 
nicht  die  Parteien  befugt  sein  sollen,  statt 
der  ord  nungs  widrigen  Leistungeineordnungs- 
niässige  zu  machen  bezw.  zu  verlangen. 
In  der  That  hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
dem  Käufer  die  Befugnis  eingeräumt, 
anderweitige  Lieferung  zu  verlangen,  dagegen 
dem  Verkäufer  hat  es  die  Befugnis  ver- 
sagt, die  —  vielleicht  infolge  \^r8ehens 
eines  Aogesteliten  —  vertragswidrig  aus- 
gefallene Ware  zurückzunehmen  und  durch 
eine  andere  zu  ersetzen.  Auch  diese  Be- 
vorzugung ermfjglicht  es  wiederum  dem 
Käufer,  seinen  Vei'kftufer  in  einer  rechtlich 


unanfechtbaren  Weise  zu  chikauieren,  indem 
er,  wenn  inzwischen  der  Marktpreis  der 
Ware  gefallen  ist,"  ihm  die  ganze  Lieferung 
zur  Disposition  stellt  und  sich  anderweitig 
billiger  versorgt. 

I)as  Bürgerliche  Gesetzbuch  liat  also  in 
dem  Interessenkonflikt  zwischen  Verkäufer 
und  Käufer  ziemlich  einseitig  die  Partei  des 
letzteren  genommen ;  selbst  im  Handelsrecht 
ist  der  Verkäufer  nur  gegen  willkürlich 
hinausgeschobene  Reklamationen  des  Käufers 
sichergestellt,  und  auch  dies  nur,  wenn 
beide  Teile  Kaufleute  sind  (s.  nachher  sub  V), 
im  Übrigen  gilt  auch  dann  bürgerliches  Recht. 
Und  doch  spielt  der  Sti-eit  wegen  vertrags- 
widriger (Qualität  des  gelieferten  Kauf- 
gegenstandes eine  ausserordentlich  grosse 
Rollo  sowohl  im  Verkelu^Iebeu  wie  vor  den 
Gerichtshöfen,  so  dass  es  notwendig  ist,  auf 
die  in  Betracht  kommenden  Rechtsfragen 
noch  etwas  näher  einzugehen.  Ich  b^inne 
mit  den  allgemeinen  Gnmdsätzen,  welche 
auf  alle  Kaufgeschäfte  anwendbar  sind,  und 
füge  am  Schlüsse  die  Abweichungen  hinzu, 
welche  speciell  für  den  Viehkauf  festgesetzt 
sind.  Vorweg  ist  jedoch  zu  bemerken,  dass 
es  den  Parteien  völlig  fi-eisteht,  diese  ge- 
setzlichen Bestimmimgen  abzuändern,  also  die 
Gewählpflicht  des  Verkäutere  zu  erweitern 
oder  einzuschränken  (B.G.B.  g  492). 

Nach  geltendem  Recht  liat  jeder  Ver- 
käufer dafür  einzustehen,  dass  die  ver- 
kaufte Sache  zu  der  Zeit  des  Gefahrsttber- 
.  ganges,  also  regelmässig  zur  Zeit  der  üeber- 
j  gäbe  derSache,  keinen  Mangel  hat.  Darinliegt 
'ein  doppeltes:  Die  Sache  darf  keinen 
Fehler  und  sie  muss  die  etwa  zu- 
gesicherten Eigenschaften  haben 
{B.GS.  §  459).  Doch  kommen  nur  wesent- 
liche Fehler  in  Betracht,  nämlich  solche, 
die  entweder  den  Wert  der  Sache  oder  ihre 
Taugliclikeit  zu  dem  gewölmlichen  oder 
vertragsmässig  vorausgesetzten  Gebrauche 
aufheben  oder  erheblidi  mindern ,  und  als 
->Zusicherung  einer  Eigeitöchaft'  gelten  nicht 
vage  Anpreisungen,  wie  sie  im  Handel  und 
Wandel  üblich  sind,  olme  dasß  ein  ver- 
ständiger Mensch  darauf  etwas  giebt  Da- 
gegen wird  ein  Kauf  nach  Probe  so  an- 
gesehen, als  wenn  sämthche  Eigenschaften 
der  Warenprobe  dem  Käufer  wirklich  zu- 
gesichert wären  (B.G.B.  §  494). 

Diese  Gewäliräf licht  des  Verkäufers  fällt 
weg,  wenn  der  Käufer  beim  Absclduss  des 
Kaufes  den  Mangel  kannte  oder  wenn  er  ihn 
bei  der  Annahme  der  Sache  kennt  und  diese 
trotzdem  vorbehaltlos  annimmt  (B.G.B.  §g  460, 
464).  Durch  Vei-trag  kann  die  Gewährpflicht 
ihrem  Umfange  nach  ein^schränkt  oder  ganz 
erlassen  werden;  doch  ist  eine  solche  Ver- 
einbarung nichtig,  wenn  der  Verkäufer  den 
Mangel  arglistig  vei-schwiegen  hat  (B.G.B, 
§  47(3). 
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Wird  dem  Käufer  eine  —  im  Sinne  des 
eben  Gesagten  —  mangelhafte  SatJie  ge- 
liefert, so  ^nn  er  sie  a  limine  ziirDckweisen 
tind  Zahlung  des  Preises  verweigern.  Hat 
er  sie  jodocn  angenommen  und  nicht  etwa 
—  aiiwlrücklich  oder  stillschweigend  — 
gebilligt,  Bo  stehen  ihm  regelmässig  mir  die 
oben  geoannten  sogenannten  aedilidschen 
Rechtsmittel  zur  Verfügung,  nftmlieh  Wande- 
lung {actio  redhibitoria)  und  Preismindemng 
(actio  quauti  minoiis) ;  beide  sind  im  Bürger- 
lichen Gesetzbuch  sehr  eingeheud  geregelt 
(§§  469 — 479),  und  zwischen  beiden  hat  der 
Käufer  die  freie  Wahl.  Ist  nur  ein  Teil 
der  gelieferten  Ware  mangelhaft,  so  tritt 
nur  ihr  diesen  Teil  Wandelung  oder  Preis- 
mindemng ein. 

Ein  Anspruch  auf  Schadenersatz  steht 
also  dem  Käufer  in  der  Bcgel  nicht  zu,  nur 
iu  zwei  Fällen  kann  er  Ei-satz  seines  vollen 
Schadens  verlangen  (B.G.B.  §  463),  nämlich 
einmal,  wenn  der  gekauften  Sache  eine  zu- 
gesiclierto  Eigenschaft  fehlt  —  weil  in 
solcher  Zusiehenmg  stets  ein  besoadei"es 
Garantie  versprechen  enthidten  ist  — ,  und 
sodann,  wenn  der  Verkäufer  einen  Fehlei' 
arglistig  verseh wiegen  hatte,  weil  ans  einem 
lietrttgeiTSchen  Verhalten  stets  die  Ver- 
pflichtung zur  vollen  Scliadloshaltung  des 
dadurch  verletzten  erwächst.  Dieses  Recht 
auf  Schadenersatz  kann  der  Käufer  aber 
nicht  neben  dem  Recht  auf  Wandelung  oder 
auf  Preismindenmg  ausüben:  er  ranss  sich 
für  das  eine  oder  für  das  andere  entscheiden, 
und  weitere  Befugnisse  stehen  ihm  nicht 
zu,  insbesondere  kann  er  nicht  Beseitigimg 
des  Mangels  vom  Verkäufer  verlangen,  wie 
der  Verkäufer  auch  nicht  bereclitigt  ist,  eine 
solche  Beseitigung  zu  versuchen :  das  unter- 
scheidet den  Kaufvertrag  wesentlich  vom 
Werkvertrag  und  vom  Werklieferungsvertrag 
(oben  S,  53.  .74).  Lediglich  beim  Oattungs- 
kanf  steht  dem  Käufer  uoch  eine  weitere 
Befugnis  zn :  hier  kann  er  nämlich  —  wie 
oben  bereits  angedeutet  —  an  Stelle  der 
mangelhaften  eine  mangelfi-eie  Sache  ver- 
langen (B.G.B.  g  480). 

Alle  diese  Rechtsmittel  dos  Käufers  ver- 
jähren in  kurzer  Zeit,  denn  es  wäre  unbillig, 
den  Verkäufer  zu  lange  darüber  in  ün- 
gewissheit  schweben  zu  lassen,  ob  seine 
Liefenmg  beanstandet  wird  oder  nicht.  Nur 
wenn  der  Käufer  seine  Ansprüche  auf  ein 
arglistiges  Verhatten  des  Verkäufers  stützen 
kann,  tritt  die  gewöhnliche  Verjähi-ungsfriMt 
von  3(1  Jahren  em.  Sonst  dagegen  verjähren 
sie,  wenn  es  sich  um  den  Verkauf  von  be- 
weghchen  Sachen  handelt,  in  f»  Monaten  vom 
Tage  der  Äbhefenmg  an.  beim  Verkauf  von 
Grundstücken  in  einem  Jahre  vom  Tage  der 
Uebereabe  an  gerechnet  (B.G.B.  §§  477—480). 

Beim  Viehkauf  gelten  zum  Teil  ab- 
weichende und  zwar  im  praktischen  Resultat 


für  den  Käufer  noch  günstigere  Grundsätze, 
obgleich  ihm,  wie  oben  bemerkt,  die  Preis- 
minderungsklage versagt  ist  ^B.(j.B.  g  487). 
Der  Gesetzgeber  liatte  bei  diesem  Special- 
rechte  einen  doppelten  Zweck  im  Auge. 
Er  wollte  für  den  Vielihandol  eine  ge- 
steigerte Rechtssicherheit  schaffen  und  zu- 
gleich die  Landwirtschaft  möglichst  fördern; 
man  ging  nämlich  von  der  —  freilich  nicht 
unanfechtbaren  —  Ansicht  aus,  dass  die 
Landwirtschaft  beim  Viehhandel  wesentlich 
als  Käufer  beteiligt  sei.  So  erklärt  es  sich 
auch,  dass  die  besondereu  Grundsätze,  welche 
für  di^  Gewährleistung  beim  Viehhandel 
aufgestellt  sind,  nicht  für  alle  Tiergattungen 
Geltung  beanspruchen,  sondern  nur  für  die 
landwirtschaftuch  wichtigsten ,  nämlich  für 
Pferde,  Rindvieh,  Schafe,  Sdiweine,  Esel, 
Maidesel  und  Maultiere  (B.G.B.  §  481):  der 
Geflügel-  und  sonstige  Vogelhandel,  der 
Handd  mit  Fischen,  uut  Hunden,  mit  wilden 
Tieren  u.  s.  w.  steht  also  unter  denselben 
Rechtssätzen  wie  der  Handel  mit  sonstigen 
beweglichen  Sachen.  Die  wichtigsten  Ab- 
weicliungen,  die  für  den  eigentlichen  Vieh- 
handel gelten,  sind  folgende : 

Der  Verkäufer  haftet  nur  w^;en  ge\visser 
Hauptmängel  des  Tieres  (B.G.B.  §  482); 
welche  Fehler  und  Krankheiten  als  Haupt- 
mängel anzuseilen  siud,_  wirtl  diurcli  Kaiser- 
liche Verordnung  für  jede  Tiergattung  von 
Zeit  zu  Zeit  festgesetzt.  Die  erste  derai-tige 
Verordnung  ist  unter  dem  21.  März  1899  er- 
gangen. Wegen  der  hier  aufgezählten  Mängel 
haftet  der  Verkäufer  aber  auch  dann,  wenn 
sie  in  ganz  geringfügigem  Masse  vorhanden 
sind,  der  Streit  um  ihre  Bedeutung  für  die 
Nutzbarkeit  des  Tieres  ist  also  ausgeschlossen 
und  damit  eine  Quelle  fih-  zahlreiclie  Pro- 
zesse verstopft. 

Der  Verkäufer  haftet  wegen  solcher 
Hauptmängel  auch  nur  dann,  wenn  sie  sich 
innerhalb  gewisser  Fristen,  der  sogenannten 
Gewährfristen,  zeigen;  auch  diese  Fiisten 
werfen  für  jeden  Hauptmangel  durch  Kaiser- 
liche Verordnimg  festgesetzt  (B.G.B.  S  ■iS2), 
sie  betragen  3  bis  28 ,  meist  14  Tage.  Wegen 
später  auftretender  Mängel  kann  der  Ver- 
käufer also  niemals  in  Anspruch  genommen 
werden;  auch  dadurch  werden  zahlreiche 
Prozesse  abgeschnitten. 

Der  Verkäufer  haftet  femer  nur,  wenn 
ihm  der  Mangel  späte.^tens  zwei  Tage  nach 
Ablauf  der  GewÖu-frist  bezw.  nach  dem 
Tode  des  Tiei'es  angezeigt,  ist  (B.G.B  g  485). 
I  Denn  er  hat  ein  grosses  Interesse  daran, 
'Vorhandensein,  Cinfang  und  Ursache  des 
,  Mangels  möglichst  frilhzeitig  feststellen  zu 
1  können,  vor  allem  auch,  um  sich  den  Gegen- 
beweis zu  sichern,  dass  der  Fehler  oder  die 
Krankheit  erst  nach  der  Uebergabe  des 
Tieres  au  den  Käufer  eutstandeji  ist. 

Diese  Voraussetzungen  der  Gewäbrpflictit 
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enthalten  ^geatlber  dem  allgemeinen  Kauf- 
recht  fast  lauter  EiDschrünkiingen  zu  Gunsten 
des  Verkäufers,  aber  sie  -werden  mehr  als 
aufgewogen  durch  einen  Rechtssatz  zu 
Gunsten  des  Käufers.  Wenn  nämlich  jene 
Voraussetz  uneen  vorhanden  sind,  dann 
braucht  der  Käufer  nicht  den  schwierigen, 
mei^t  unmCglicben  Nachweis  zu  führen,  dass 
der  Fehler  oder  Mangel  schon  beim  Gefahrs- 
flbei^nge  vorhanden  war,  dies  wird  viel- 
mehr vermutet  (B.G.B.  §  48i),  und  es  ist 
Sache  des  Verkaufers,  zu  beweisen,  dass  er 
erst  später  entstanden  ist.  Erst  dadurch 
wird  in  unendlich  vielen  Fällen  die  ganze 
6ewälin>flicht  des  Verkäufers  zu  einem 
wertvollen  Bechle  des  Käufera,  detm  zahl- 
lose Prozesse  w^en  Viefamängel  scheiterten 
bisher  an  der  für  den  Käufer  ungflnstigen 
Verteilung  der  Beweislast.  Durch  die  Be- 
schränkung der  Haftung  auf  gewisse  Haupt- 
mängel und  aiif  kitfze  Gewährfristen  lat 
diese  ümtehrung  der  Beweislast  für  ihn 
nicht  zu  teuer  erkauft. 

V.  Der  Uandelekanf. 

L'nter  einigen  besondei'en  Eechtsregeln 
steht  der  s(w.  Handelskauf,  d.  h.  ein 
solches  Qber  tewegliche  Sachen  (Waren)  ab- 
geschlossenes Kaufgeschäft,  welches  ent- 
weder auf  Seiten  des  Verkäufers  oder  des 
Käufers  oder  beider  ein  Handelsgeschäft  igt. 
Diese  besonderen  Rechtaregeln  beziehen  sicli 
zum  Teil  auf  einige  aussciiieselicli  oder  vor- 
wiegend im  Handelsverkehr  gebräuchliche 
ModaJitäten  des  Kaufgeschäftes,  so  auf  den 
fixen  Kauf  (oben  S.  06,  H.G.B.  §  376)  imd 
auf  den  sog.  Specifikationskauf,  bei  dem 
die  Menge  und  Art  der  Ware  zwar  ver- 
einbart, die  nähere  Bestimmung  über  Form, 
Mass  oder  ähnliche  Verhältnisse  aber  dem 
Käufer  vorbehalten  ist  (H.G.B.  §375).  Vor 
allem  hat  das  Handelsrecht  aber  gewisse 
Loyalitätspflichten,  die  von  den  Kaufleuten 
unter  einander  zu  beobachten  sind,  zu  Rcchts- 
pflichten  gestempelt,  und  zwar  beziehen  sie 
sich  wiederiuu  auf  den  so  häufigen  Fall, 
dass  die  Ware  vom  Käufer  beanstandet  und 
dem  Verkäufer  zur  Disposition  gestellt  wird. 
Schon  oben  Seite  59  ist  auf  diese  Besonder- 
heit des  Handelsrechts  hingewiesen  worden. 
Das  Interesee  des  Verkäufers  erheischt  es 
nämlich,  dass  er  mißlichst  bald  erfahre, 
voran  er  ist  —  ein  Interesse,  dem  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch,  wie  wir  gesehen 
haben,  nur  beim  Viehkauf  Rechnung  trä^. 
Nach  dem  Handekg^tzbudi  dfwegen  ist 
der  Käufer  gerade  bei  anderen  Käufen  als 
TiehkSufen  verpflichtet,  die  Ware  unverzt^- 
lich  nach  der  Ablieferung,  soweit  dies  im 
ordnungsmässigen  Gescbäftegang  thunlicb  ist, 
zu  untersuchen,  und  wenn  ein  Mangel  sich 
zeigt  oder  auch  erat  später  hervortritt,  i"- 
verzflglioh  dem  Verkäufer  davon  Anzeige 


inachen ;  imterlässt  er  diese  Anzeige,  so  gilt 
die  Ware  als  genehmigt,  es  sei  denn,  dass 
der  Verkäufer    den    >lange]    arglistig    ver- 
schwiegen hätte.    Diese  sog,  Rügepflicht  hat 
der  Käufer  jedoch  nur  dann,  wenn  der  Kauf 
auf  beiden  Seiten  ein  Handelsgeschäft   ist, 
wenn  also  sowohl  ei-  selbst  wie  der  Verkäufer 
Kaufmannseigenschaft  im  Sinne  des  Handels- 
gesetzbuches besitzt  (H.G.B.  g§  377, 378, 382). 
Femer   liegt  es  beim  Versendungskaut 
im  Interesse  des  Verkäufers,  dass  der  Käufei- 
die  beanstandeten  Waren  ihm  nicht  einfach 
zurückschickt,  wodurch  oft  grosse  Unkosten 
und  Schäden  entstehen,  sondern  dass  er  für 
gehöi-ige  Aufbewahrung   der  Waren   soi^. 
Auch  das  ist  dem  Käufer  vom  Handelsredit 
als  Verpflichtung  auferlegt,  jedoch  ebenfalls 
niu',  wenn  sowohl  er  selber  wie  sein  Ver- 
tragsgegner Kaufmann  ist  (H.G.B.  g  379). 
Lltteratnr:     Dm   Hauplverk    itt   Beehmann. 
Dei-  Üi«/   nach   gemeiiiem    Rerht,    1878,    13S4 
(»molltndetl.  —  Für  dat  nrue  bärgertichr  Eeelil 
muaa    auf    die    Lehrbücher    vnii    Endemann, 
Cataek,  Matthtasa  u.  n.  lotcit  auf  die  Kmn- 
menUire  zum  B.G.B.  reririVgfn  verdim.    Attnei'- 
demrergl.SchoUtnevet;  Da»  Recht  der  eimeincn 
Schuldrerhüllnine  u.  Krütkmann,  Zar  Reform 
des  Eavficchlt. 

Victor  Ehfenbei-g. 


Kanfmann 

B.    Handelsgeschäfte     oben     Bd.    IV 


KftufknanD,  Richard  ron, 

^eh.  ttin  29,  III,  185U  in  Kühi  a.  Eh.,  studierte 
in  Bonn,  Heidelberg  und  Berlin,  unternahm 
nach  Toliendetem  UniverBitätsstnilium  läneere 
Keisen  und  trat  1872  als  juristisolier  Direktor 
an  die  Spitze  einea  Berlmer  grossen  Bank- 
institutB.  Im  Jahre  lB7ä  all  Lehrer  der  Na- 
tionalökonomie an  der  Landwirtacbaftlichen 
Hochschule  angestellt,  habilitierte  er  sich  1879 
an  der  Universität  Berlin  und  folgte  in  rtem- 
selben  Jabre  einem  Rufe  au  die  technische 
Hocbschole  in  Aachen.  1883  kehrte  voii  Kauf- 
mann nach  Berlin  zurück,  war  vorübergehend 
im  Finanzministerium  beschäftigt  und  nahm 
gleichzeitig  seine  frühere  Lehrthätigkeit  an  der 
Berliner  Universität  wieder  auf.  1889—1894 
Protesaor  der  Nationalökonomie  an  der  tech- 
nischen Hochschule  In  Charlottenburg,  1893  Ge- 
heimer Regierungsrat 

Er  verOfFentlichte  staatswissenschaftliche 
Schriften ; 

a)  in  Buchform:  Frankreich  nnd  der 
16.  Mai  1877,  Berlin  1877.  -  Die  Lage  der 
preussiachen  Landwirtschaft  in  den  Jahren 
187ö,77.  (Abschnitt  aus  dem  eratmalig  heraus- 
gegebenen Bericht  des  Hinisterinnis  der  land- 
wirtschaftlichen Angelegenheiten  Preussens 
landwirtBcbaftliche  Verwaltung  i.  d.  ,T.  1875/77", 
Berlin  1878.)  —  Die  Zuckenndastrie  in  ihrer 
wirtschaftlichen  nnd  stenerfiskalischen  Bedeu- 
tung, Berlin  1878.  —  Offenes  Antwortschreiben 
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Kaufmann  — Eaiitz 


an  den  Verein  tilr  die  Rübenznckerindustrie 
des  Deutschen  Iteicba,  B«rljn  1878.  —  Albanien 
nnd  die  AlbRuesen,  Berlin  1879.  —  Die  Vet- 
tretiinK  der  wirtschaftlichen  Interessen  in 
Europa,  Kerlin  1879  [1883  ins  Japanische  Über- 
setzt). —  Die  Reform  der  Handels-  und  Ge- 
wer bekam  niem,  Berlin  18ö3.  —  L' Association 
donsniere  de  l'Europe  centrale,  Paris  1879.  — 
Die  Finnnzen  Frankreichs,  Leipzig  1882,  (Ton 
Dulaurier  ins  Französische  überB«tzt:  Les 
Financea  de  la  France,  Paris  1884.)  —  Die 
ijff entlichen  Äusg-aben  der  (rrOsseren  enropai- 
schen  Länder  nach  ihrer  Zweckbestiramung, 
Jena  18Ü3,  2  AaSne'en  (von  A.  Garjew  ins 
Rosaiaclie  iibersetzt,  Petersburg  1896).  ■ —  Die 
Eisen bahnpolitik  Frankreichs,  ä  Bünde,  Stutt- 
gart 1896  (von  Hamon  ins  FTauzüsiscbe  über- 
setzt; La  politiqne  frangaise  en  roatifire  des 
chemins  de  fer,  Paris  19Ü0).  —  In  Vorbereitung : 
Lehrbuch  der  Eoromnnamnanzen,  Leipzig. 

b)in  Zeitschriften:  im  Finanz- 
archiv: Frankreichs  Finanzlage  bei  der  Jahres- 
wende 1883,84,  1884.  —  Das  Budget  des  Künig- 
reichs  Italien,  188ß.  —  Frankreichs  Finanzlage 
Ende  Dezember  1886,  1887.  —  Die  Amortisation 
der  preussiscbeu  Staatsschulden  und  das  Schulden- 
tilgungsgeseU  vom  8.  März  1897, 1897.  —  Frank- 
reichs Fuianzlage  Ende  1897,  1898.  —  Einige 
Bemerkungen  zn  den  prenssischen  Budgets  seit 
1880,  19(».  —  In  Jahrb.  f,  Nat.  u.  Stat. 
Leon  Say:  Les  ftnances  de  la  France,  1883.  — 
Finanzstati.stisches  zu  den  Schulden  der  euro- 
päischen GrosBuiächte,  1887.  —  Die  öffentlichen 
AuHgaben  der  grösseren  europäischen  Lilnder 
nach  ihrer  Zweckbestimmung,  1889  (im  Bulletin 
de  statistique  1889  ins  Französische  Übersetzt),  — 
In  der  Zeitschr.  f.  Staataw.:  Der  Mittel- 
europäische Zollverein,  1886.  —  In  der  Revue 
generale  du  droit  et  des  sciences  poli- 
tiques:  I/association  douani^re  de  l'Enrope 
centrale,  1886.  —  In  der  Deutschen  Rund- 
schau: Die  Finanzlage  der  europäischen  Gross- 
machte,  1883.  —  la  Hirths  Ann.:  Die  Ver- 
tretung der  wirtschaftlichen  Interessen,  1883. 
—  Die  Eisenbabnpolitik  Frankreichs,  1897.  — 
Nochmals:  „Die  Eisen  bahnpolitik  Prankreiehs", 
1898.  —  Ein  tranzüsisches  Buch  über  die  deut- 
schen Agrarverhältnisse  1898.  —  In  den 
Preussischen  Jahrbüchern:  Die  Elsen- 
bahnpolitik  Frankreichs.  Eiue  Antikritik.  Bei- 
heft zu  Bd.  88,  Heft  1,  1897.  —  Im  Allge- 
meinen statistischen  Archiv:  Staats-  und 
Lokalfinanzen  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, I.  Jahrg.,  1890.  —  Zur  internationalen 
Finanzslatistik,  III.  Jbrg.,  1893.  —  In  der 
Zeitsehritt  für  Anthropologie:  Das 
iüteste  italische  Metallgeld,  1886. 

Red. 


ernannt.  Im  Jahre  1883  wurde  Kautz  Vice- 
gouvemeur  der  Oest«rreichisch  -  Ungarischen 
Bank.  Infolge  seiner  Ernennung  zum  Gouver- 
neur dieser  Bank,  im  März  1892,  legte  er  seine 
Professur  nieder.  Anfang  1900  trat  er  als 
Gouverneur  der  Bank  in  den  Ruhestand. 

Kantz  ist  lebenslängliches  Mitglied  des 
Oberhauses  nnd  seit  1860  Mitglied  der  tingari- 
schen Akademie  der  WissenscniJten,  seit  1^ 
Wirkl.  Geheimer  Rat  etc.  etc. 

Er  veröffentlichte  an  Staats  wissenschaftlichen 
Schriften  a]  in  Buchform:  Theorie  und  Ge- 
schieht« der  Nationalökonomik  (Propyläen  zum 
Volks-  und  Staats  Wirtschaft  liehen  Studium).  In 
deutsober  Sprache.  II  Teile:  I.  Teil:  Die  Na- 
tionalökonomik als  Wissenschaft,  Wien  l&W.  — 
II.  Teil:  Die  geschichtliche  Entwickelung  der 
Nationalökonomik  und  ihrer  Litteratur,  Wien 
1860.  —  Politika  vagy  orszä^szattan,  tekin- 
tettel  a  k£t  müvelt  vila^esz ,  ällaniintez- 
mSnjeire.  In  ung.  Sprache  in  Pest  erschienen 
1862,  (Politik  oder  Staatswissenschaftslebre,  mit 


Kautz,  Julias, 

geb.  am  5,  XL  1829  zu  Raab,  studiert«  in  Pest 
und  Leipzig  und  wurde,  nachdem  er  zuerst  au 
den  Rechtsakademieen  in  Preasburg  und  Gross- 
wardein,  dann  au  dein  neu  organisierten  Poly- 
technikum in  Ofen  gelehrt  hatte,  1862  zum 
ordentlichen  Professor  der  politischen  Oekonomie 
und  des  Staatsrechts  an  der  Pest^r  Universität 


P^nzügytan  rendszere.  ^System  der  Volkswirt- 
schaft nud  der  Finanz  Wissenschaft.)  III  Teile. 
(Mehrere  Auflagen  in  ung.  Sprache.  Neueste 
Auflage:  Budapest  1883,5.)  —  X  nemzetgazda- 
sägi  eszmek  fejlödeai  törtinete  es  befolyäsa  ä 
közviszonyokra  MagyarorszägonJ,  Pest  1868. 
[Von  der  ung.  Akademie  pret^ekrönt.]  Ein 
Auszug  dieses  Werkes  ist  in  deutscher  Sprache 
erschienen  unter  dem  Titel :  „Entwickelungs- 
gescbichte  der  volkswirtschaftlichen  Ideeen  in 
Ungarn  und  deren  Einfluss  auf  das  Gemein- 
wesen", Budapest  1876.  -—  Nemzetgazdasägunk 
es  a  Tämpolilika  (Ungarisch)  Pest  1868,  (unsere 
Volkswirtschaft  und  die  Zollpolitit).  [Von  der 
ung.  Akademie  der  Wissenschaft  preisgekrönt.] 
—  A  tärsuläaiintSzmfnyekanemzetgazdasigban 
(Ungarisch).  (Die  sozialen  Institutionen  in  der 
Volkswirtschaft),  Budapest  1880.  [Von  der  ung, 
Akademie  preisgekrönt,] 

b)  Ausserdem  in  nngariacher  Sprache  Ab- 
handlangeu  nnd  Aufsätze:  a)  Ueber  die  Gesetze 
der  Städtebildung;  b)  Über  die  neuesten  Rich- 
tungen in  der  Staats-  und  Gesellschaftswissen- 
schaft; c)  über  Steuer-  und  Staatsschuldwesen ; 
d)  über  die  Betriebssysteme  der  Landwirtschaft; 
ej  ober  das  Prineip  der  Staats  wir  tschaft  und 
die  Anfönge  der  sozialistischen  Finanztheorie; 
f)  über  währnngspolitische  Fragen;  g)  über  die 
Statistik  des  Finanzwesens  der  europilischen 
Staaten  in  den  Editionen  der  ungar,  Akademie 
der  Wissenschaften,  dann  in  den  Faclizeitschrif- 
teu :  „Nerazetgazdasägi  Szemle"  (Volkswirtschaft- 
liche Revue),  „Gazdasägi  Lapok"  (Landwirt- 
schaftliche Blätter)  und  hauptsächlich  iin  „Bu- 
dapest! Szemle"  (Budapeater  Revue).  Endlich 
grössere  akademische  Denkreden,  insbesondere 
über  den  Präsidenten  der  ung.  Akademie  der 
Wissenschaften  nnd  kön.  ung.  Justizminister 
Dr.  Theodor  Pauler,  über  den  Staatsmann  und 
Finanz  minister  Kerkapolyi,  über  den  kön.  Uni- 
versita tsprofessor  Dr.  Alexander  Kooek,  über 
das  ausw.  Mitglied  der  ung.  Akademie  Prof. 
Rau  in  Heidelberg  etc. 

Jted. 
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Kersselioom,  Willem, 

freb.  1691  in  Oudewater,  in  der  niedertSndischen 
Provinz  Südholland,  gest.  am  1.  IX.  1771 
Haag:,  warde  I7iJ9  fievisionsbeamter  nii  der 
StaalsrechnHU^kontrollkamnier  des  hollandi- 
schen Finanzniinisteriuras  im  Haag,  1751  hollän- 
discher GeneralpoBtuieiäter  and  bald  darauf 
Generalsekretilr  der  Posten, 

Kerssebooin,  der  erste  nnd  bedeuten  dst« 
wissenschaftliche  Vertreter  der  politischen  Arith- 
metik in  Holland,  verfuhr  zm  Gewinnunaf  der 
faktischen  Bevölkerungsziffer  für  Holland  und 
Westfriesland,  da  methodische  staatliche  Be- 
YOlkenmg^au^alimen  damals  dort  noch  nicht 
eiistierten,  nach  folgendem  Systeme;  Er  er- 
mittelte zan&chst  die  Anzahl  der  jährlich  Ge- 
borenen innerhalb  der  gegebenen  geographischen 
Grenzen  and  schlug  zu  diesem  Zwecke  den  ihm 
durch  0  raunte  Forschnn^n  voreeKeichucten 
Pfad,  die  Benutzung  der  Kirchenbücher,  ein. 
Nachdem  er  auf  diese  Weise  den  Geburten- 
znwachs  einer  hinlänglich  grosse«  Anzahl  Ge- 
meinden ausgezählt,  berechnete  er  daraus  die 
Gesamtsumme  für  den  Staat  hezw.  die  jüngste 
Altersklasse:  SBugliuge  biE  Einjährige.  Das 
Resultat  war  280U0,  welcher  Zahl  er,  mittelst 
Auszügen  aas  den  Totenliaten,  indem  er  auch 
bierin  Grannt  folgte,  die  Zahl  der  im  ersten 
Lebensjahre  Gestorbenen  [böOü)  gegenüberstellte. 
Für  Ermittelung  der  Sterblicbkeit  aller  höheren 
Altersklassen  bediente  er  sich  sodann  der  Leib- 
rentennrknnden  mit  ihren  genauen  Geburta-  und 
Todesangaben  der  Versicherten,  und  die  metho- 
dische Zusammenstellung  der  so  gewonnenen 
Mortalität  sämtlicher  Altersklassen  vom  0.  bis 
zum  aS-  Lebensjahre  bildet  seine  holländische 
Sterbeuswahrscheinlichkeitstafel,  die  ihm  wieder 
als  Basis  zu  seinen  Berechnangen  der  hoHän- 
discben  und  ivestfriesischeu  Bevölkerung  diente. 
Allerdings  stützen  sich  letztere  Berechnungen 
auf  Annahme  einer  stationären  Bevölkerung,  da 
das  einmal  von  ihm  gefundene  Resultat  von 
28000  Geburten  in  einem  Jahre  als  quantitativ 
giejchwertig  (Ur  die  Gebarten  jedes  ferneren 
Jahres  betrachtet  wird.  Die  aus  jeder  Alters- 
klasse seiner  Sterbetafel  berechnete  Zahl  der 
di^er  Klasse  angehSrigen  Lebenden  bildet, 
sammiert,  die  erforschte  GesamtbevBlkernng 
iflSOUOO)-  Diese  Gesamtsumme  verhält  sich  zur 
Zahl  der  jährlich  Geborenen  wie  1 :  35  oder  um 
mit  Kersseboom  selbst  zn  reden :  „Ein  Land 
hat  3ö  Hai  soviel  Einwohner,  als  darin  jährlich 
geboren  werden."  Diese  KerBseboomsche  Sterbe- 
taiel  wird  in  der  Geschichte  der  Bevölkerungs- 
statistik als  erster  methodischer  Versuch  be- 
trachtet, eine  gegebene  Menge  Lebender  eines 
besÜDiinten  Alters  in  die  höchste  Altersstufe 
binaof  arithmetisch  zur  Feststellung  einer 
wachsenden  Verminderung  zu  verfolgen.  Das 
Medium  der  Lebensjahre  für  jedes  Mitglied 
einer  Ijcibreatenversichertmg  gewinnt  er  durch 
Addition  der  Lebensjahre  einer  bestimmten  An- 
zahl gleichaltriger,  bis  zum  Aussterben  ver- 
folgter Leibrentner,  welches  Facit  er  mit  der 
Zahl  der  nrsprünglich  vorhandenen  dieser  Gleich- 
altrigen dividiert,  der  Quotient  ist  die  mittlere 
Lebenserwartung  für  jede  Altersklasse.  Aus 
Üner  Kontroverse  mit  dem  engtischen  Mathe- 
matiker Simpson  Über  die  mittlere  Lebens- 
erwartung für  die  Neugeborenen  entstand  die 


sogenannte  Londoner  Sterltetafel  Kerssebooms, 
zu  der  er  die  auf  die  einzelnen  Altersklassen 
verteilte  Londoner  Mortalität  in  den  10  Kalender- 
iahren 1728—1737  benutzte,  wie  solche  in  dem 
Maitlandschen  Werke:  „The  history  of  London 
from  its  foundation  to  the  preseut  time  etc., 
London  1739"  sich  vorfindet.  Ans  diesem  zehn- 
jährigen Zeitraum  berechnete  Kersseboom  die 
Altersstufen  für  ein  mittleres  Kalenderjahr  und 
nahm  dabei  für  sämtliche  Veratorbene  die  näm- 
liche Generation  an,  was  wieder  mit  der  Voraus- 
setzung eiuerstationären  Bevölkerung  zusammen- 
trifft. Ans  dieser  Sterblichkeitstafel  konstruierte 
er  dann  die  mittlere  Lebenserwartung  für  die 
Londoner  Bevölkerung.  Von  grosser  Wichtig- 
keit für  die  Populationsstatistik  sind  auch  seine 
Erforschungen  aber  das  Geschlechts verhültnis 
der  Geborenen,  deren  er  17  weibliche  und  18 
männliche,  in  Korrektur  der  Grountechen  Ver- 
hältniszahleu  14  :  13,  feststellt-  Den  naturgesetz- 
lichen  Ausgleich  ermittelt  er  in  der  grösseren 
Sterblichkeit,  dem  das  männliche  Geschlecht  in 
deu  Jugendjahren  unterworfen  ist,  wonach  die 
mittlere  Sterblichkeit  in  dem  massgebenden, 
die  Jahre  11 — 16  umfassenden  Lebensabschnitt 
für  die  Mädchen  eine  um  3fii  Jahre  gQnstigera 
dorchschnittliche  Vitalität  als  flir  die  Knaben 
aufweist. 

Kersseboom  veröffentlichte  von  staatawissen- 
schaftlicheu  Schriften  in  Buchform:  Verioog 
bewijzende  dat  de  faculteit  om  de  renten  in 
s'Hollandts  negotiatie,  bij  wege  van  loterije  van 
obligatien  en  renten  te  mo^en  neemen  op  lijven 
bij  Tcrkiezinge  zonder  eeoige  disünctie,  geen 
nadeel  van  £n  lande  beeft  Können  toehrcngen 
etc.,  Haag  1737.  ~  Kort  bewijs,  dat  op  de 
afstervinge,  voorgev allen  in  een  klein  getal 
persoonen  van  zeekeren  ouderdom,  geensins  een 
generale  reegel  van  leevenskracbt  voor  andere 
te  fundeeren  is,  o.  0.  1738.  —  Eerste,  tweede 
en  derde  verhandeling  tot  een  proeve  om  te 
weeten  de  probable  meenigte  des  volks  in  de 
provintie  van  Hollendt  en  Westvrieslandt  etc.. 
3  deelen,  Haag  1738,  1742,  1742.  —  Eenige 
"-"imerkiugen  op  de  gissingen  over  den  staat 
...I  het  menschelijk  geslacht  etc.,  ebd.  1740.  — 
Observatien  waariu  voomamentlijk  getoont  word, 
wat  is  gelijktijdigheit,  dewelke  verlischt  ward 
in  alle  calculatien,  die  tot  voorwerp  hebben  de 
probable  levenskracht  van  persoonen  van  eenigen 
voorgestelden  ouderdom,  ehd.  1740.  —  Proeven 
van  pnlitique  rekenkunde  vervat  in  drie  ver- 
haudelingen  over  de  meenigte  des  volks  in  de 
provintie  van  HoUandt  en  Westvrieslandt;    de 

iirobable  leeftijdt  der  weduweu,  de  duurzaam- 
leid  der  huwelijken,  de  relatie  van  de  meenigte 
des  volks  tegeu  het  getal  der  geboorene,  en 
dat  der  gebuwde  jiaaren  etc.  Als  meede  over 
-■"  -vaardije  van  lijfrente  in  proportie  van  los- 
ä;  waarbij  zijn  eenige  aanmerkingen  op  de 
gissingen  over  den  staat  van  het  menschelijk 
jjeslacht  etc.,  ebd.  1748.  —  (Fast  alle  diese 
bchriften,  namentlich  aber  die  drei:  „Eerste  und 
derde  verhandeling"  und  „kort  bewijs"  sind 
polemischer  Katur  und  richten  sich  gegen  die 
drei  holländischen  Statistiker  van  der  Burcb, 
Struyck  und  Jan  de  Witt,  femer  gegen  den  Eng- 
länder Simpson,  welche  Widersacher  Kersseboom 
durch  sachgeraässeAufdeckung  ihrer  wissenschaft- 
lichen Irrtümer  zum  Schweigen  bringt. 
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Korsseboom^ — Kin  derffi  reorge 


Vgl.  über  Keraseboom:  Döparcieux, 
Essai  sur  les  probabilit^s  de  la  duree  de  U  vie 
humaiae,  Paris  1746,  S.  42.  —  Bielefeld,  lu- 
atituüons  politiqnes,  Bd.  II,  Leiden  1768,  S.  436. 
—  Süsflmilch,  Göttliche  OrdnuDgetc.  4.  Anfl-, 
Berlin  1775,  Bd.  I,  8.  223;  Bd.  II,  S.  305  8,  310, 
327,  348,  351;  Bd.  111.  S.' 436.  ~  Moser,  Die 
Gesetze  der  Lebensdauer,  ebd.  1839,  S.  S98  (ent- 
hält auch  die  von  Moser  verbesserte  Keraseboora- 
Bche  hoUäDdische  Sterbens wahracheinlichkeits- 
tabelle).  —  Balletin  de  la  Commission  centrale 
de  atatiatique,  Brüssel  1867,  S.  397/413.  — 
Heuschling,  Noiice  aur  la  vie  et  les  onvrages 
de  G.  Kersseboom,  atatiaticien  hollaodaia  du 
XVHIiame  siScle,  ebd.  1857.  —  Wapp&ua, 
Allgemeine  BevBlIieruugsstatiatili,  Bd.  II,  Leip- 
zig 1861,  a.  25,  113.  -  A.  Wild,  Probleme 
der  Statiatili,  München  1862,  S.  34,  3öff.  — 
Knapp,  Theorie  des  Bev^lkerungsweclisels, 
Brannschweig  1874,  S.  60 (f.,  130 ff.  —  John, 
Qeacbichte  der  Statistili,  Bd.  I,  Stattgart  1884. 
S.  227/40.  —  Bloclf,  Traite  de  atatistique, 
2.  Anfl.,  Paria  1886,  S.  196  ff. 

Ltppert. 


Kerzenstener. 

Die  Steuer  aiif  Stearin  und  Kerzeu  ist 
eine  untergeordnete ,  innere  Verbrauclisab- 
gabe,  welche  zur  Zeit  noch  in  Frankreich 
erhoben  wird.  Sie  verdankt  ihre  Entstehiuig 
der  Finanzlage  vom  Jahi'e  1873  und  ist 
seinerzeit  ohne  Debatte  genehmigt  worden 
(G.  V.  30.  Dezember  1873).  Dire  Veran- 
lagung und  Erliebung  ist  zwar  f(lr  den  Ver- 
kehr und  die  FabriCation  belästigend,  teilt 
aber  diese  Eigentümlichkeit  mit  anderen 
franzÖBisohen ,  inneren  Verbrauchssteuern 
und  ereänzt  in  gewissem  Sinn  den  Pretro- 
leumzoü.  Die  Keraen  dürfen  ilberhaiipt  nur 
in  geschlossenen  Paketen  von  bestimmtem 
Gewichte  unter  Anwendung  vorscluitts- 
mäfisiger  Stempelmarken  (Vignetten)  aus 
der  Fabrik  herau^hen,  ausgelegt  und  ver- 
kauft werden.  Die  Vignetten  liefert  die 
Verwaltung  gegen  Erlegung  des  Steuer- 
betrages, der  Fabrikant  hat  über  deren  Ver- 
wendung taglich  die  nötigen  Eintragungen 
zu  machen.  Zur  Sicherung  der  Abgabe 
dient  die  scliarfe  Beaufsichtigung  des  Klein- 
verkaufs:  nur  gesetzlich  verpackte  und 
vignettierte  Waren  dürfen  feilgehalten  werden, 
immer  nur  ein  Paket  darf  aufgebrochen 
werden  etc. 

Das  Steuerobjekt  ist  die  Stearinsäure 
und  alle  Mischungen  von  Wachs  etc.  im 
Zustande  von  Lichtern  oder  Kerzen  (Wachs- 
kerzen) ;  für  alle  anderen  Verwendungen 
sind  diese  Stoffe  steuerfrei.  Der  Steuersatz 
beträgt  für  100  kg  30  Francs.  Die  ge- 
wöhnlichen Pakete  haben  ein  Gewicht  von 
200,  500,  1000  g,  daher  die  Vignetten  Sätze 
von  6,  15  und  30  Cts.  aufweisen.  Zur  Aus- 
fuhr mbrizierte  Lichter  sind  steuerfrei,  was 


mittelst  Abschreibung  auf  die  Belastungen 
der  Fabrik,  meist  in  Form  des  Nichtüber- 
ziehens  der  Pakete  mit  Vignetten  geschieht 
imd  wonach  die  Sendungen  mit  acquit-ä- 
caution  an  das  Grenzzollamt  gehen.  Die 
Fabrikanten  liaben  alljährlich  eine  Lizenz 
von  20  Francs  z>i  entrichten  und  initei-- 
stehen  dem  Exercice,  ebenso  die  Gros.s- 
häudler  mit  Entrepots,  nicht  aber  die  Klein- 
händler. Der  Ertiag  der  Steuer  belauft 
sich  auf  8,295  Millionen  Fi'ancs.  Bei  diesem 
rektiv  geringfügigen  Ertrag,  ihrer  lästigen 
Kontrolle  und  bei  der  Steuerfreiheit  von 
Gas  und  elektrischem  Licht  dürften  auch 
in  Frankreich  die  Tage  dieser  Autwand- 
steuer gezählt  sein. 

Max  von  HfckH. 


Kinderarbeit 

5.  Jugendliche  Arbeiter  oben  Bd.  IV 
S.  1400  ff. 


Einderfflrsorge. 

L  AllgemeineGrundsätze.  1.  Oeff ent- 
liche FUraorge.  2.  Die  Prüfung  der  Verhältnisse. 
3.  Das  Verhältnia  der  öffentlichen  zur  privaten 
Fürsorge  für  Kinder.  II.  Die  Füraorgeein- 
richtiingen.  Vorbemerkung.  A.  Vollatän- 
dige  Fürsorge.  Grundsätze  betr.  An- 
stalts-  und  Familienpflege.  1.  Familien- 
pflege.  2.  Anstaltspflege,  a)  Armen-  und  Wai- 
aenbäuser,  —  Cottagesyatem.  —  Kettungsan- 
atalten.  b)  Anstalten  für  nicht  vollaiunige 
Kmder.  B.  Ergänzende  Fürsorge.  Vor- 
bemerkung. 1.  FUraorge  für  das  mchtschal- 
pflicbtige  Alter,  a)  Krippen,  h)  Kinderbewahr- 
anstalten.  2.  Fürsorge  für  das  schulpflichtige 
Alter,  a) Kinderhorte,  b)  Schulspriaung.  3.¥ür- 
aorge  fllr  achwäcblicbe  Kinder. 

Ein  üeberblick  über  die  geschicht- 
liehe Entwickelun^  der  KinderfOrsorge 
ist  in  der  ersten  Bearbeitung  dieses  Artikels 
in  dem  ersten  Supplementbande  dieses 
Werkes  (I.  Aufl.)  S.  533  ff.  gegeben.  —  Auf 
diesen  durch  räumliche  Rü<±sichten  minder 
beschränkten  Artikel  sowie  auf  den  Art 
Findelhäuaer  oben  Bd.  lU  S.  1034ff. 
muss  an  dieser  Stelle  verwiesen  werden. 
Wir  treten  daher  sogleich  in  die  Besprechung 
der  gegenwartig  geltenden  Einrichtungen 
und  Grundsätze  der  Einderfürsorge  ein. 
I.  Allgemeine  Grundsätze. 

1.  Oeffentliche  Fürsorge.  Im  all- 
gemeinen muss  wegen  der  Voraussetzungen 
des  Eintritts  der  5ffenthchen  Armenpflege 
auf  den  Art.  Armenwesen  oben 
Bd.  I  S.  1052  ff.  Bezug  genommen  wer- 
den. Die  AjTnenpflege  hat  demnach 
einzutreten,    wenn   eine   Person   zum  not- 
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wendigen  Lebensunterhalt  erforderliche 
Mittel  entbehrt  und  ohne  Gewährung  von 
HiJfe  7.0  Gninde  geheo  wili-de.  Die  Öffent- 
liche Waisenpflege  als  ein  Zweig  der  öffent- 
lichen Armenpflege  tritt  daher  ein,  wenn 
ein  Kind  am  Unentbehrlichen  Not  leidet, 
wobei  im  Gegensatz  zu  arbeitsfähigen  er- 
wachsenen Personen  die  Besonderheit  liin- 
zukommt,  dass  Kinder  an  nnd  für  sich  hilfs- 
bedürftig sind  und  daher  gewissermassen 
eine  sekundäre  Hilfsbedflrftiglteit  eintritt, 
sobald  die  zu  ihrem  Unterhalt  verpflichteten 
Angehörigen  nicht  melir  am  Leben  oder  zu 
ihrem  Unterhalt  nicht  vermögend  oder  nicht 
willens  sind.  Es  entspricht  dieser  sekun- 
dären, auch  in  der  Gesetzgebung  Ober  Er- 
werb und  Vertust  der  Staatsangeliörigrkeit, 
in  Gesetzen  über  Bürger-  und  Gememde- 
recht  etc.  zum  Ausdruck  gelangenden  Stel- 
lung, dassauch  in  armenrechtlicher  Beziehung 
die  Kinder  von  ihren  Kitern  abhängig  sind 
und  derjenige  Träger  der  Öffentlichen  Ge- 
walt, der  zur  Unterstützung  der  Eltern  ver- 
pflichtet ist,  auch  znr  üebemahme  der  Für- 
sorge für  das  Kind  verpflichtet  ist.  Nur 
soweit  die  Angehörigen  nicht  bekannt  sind 
bezw.  nicht  ermittelt  werden  können,  wird 
die  Last  nach  den  allgemeinen  für  Personen 
imbekannter  Herkunft   geltenden   Qesichts- 

Ennklen  geordnet  und  den  grösseren  staat- 
ehen  oder  kommunalen  Körperschaften 
(Provinz,  Kreis,  Lan darmen verband ,  Graf- 
schaft, Departement  etc.)  auferlegt.  Unrichtig 
ist  es,  obwohl  es  in  einer  grossen  Zahl  deutscher 
Armenordnnngen  und  unter  anderem  auch 
in  der  französischen  Gesetzgebung  so  aus- 
gedrückt wird,  von  einer  Unterstützung  der 
bei  Eltern  befindlichen  Kinder  zu  sprechen. 
Kinder  dieser  Art  kommen  für  die  Waisen- 
pflege als  solche  gar  nicht  in  Betracht ;  hier 
■wini  die  Unterstützung  nicht  bloss  armen- 
lechtlich  dem  betreffenden  Familienhaupt 
zugerechnet,  sondern  sie  ist  in  der  That 
auch  von  armenpflegerisehen  Gesichtspunkten 
lediglich  eine  Unterstützung  der  Eltern, 
deren  Bedürftigkeit  dann  eben  darin  zum 
Ausdruck  kommt,  dass  sie  zur  Ernähnmg 
ihrer  Familie,  gleichviel  ob  sie  aus  er- 
wachsenen oder  unerwachsenen  Personen 
bestehe,  nicht  fähig  oder  nicht  völlig  fähig 
sind. 

Den  Gegenstand  der  öffentlichen  Waisen- 
pfiege  bilden  daher  a)  Vollwaisen,  deren 
beide  Eltern  bezw,  deren  uneheliche  Mutter 
verstorben,  b)  Findlinge,  deren  Herkunft 
unbekannt  ist,  die  den  Vollwaisen  gleich- 
stehen, c)  Kinder,  die  von  ihren  Angehörigen 
bezw.  den  Personen,  in  deren  Obhut  sie  sich 
befanden,  verlassen  worden  sind,  d) 
Kinder,  bei  denen  zwar  der  Aufenthalt 
der  Eltern  bekannt  ist,  aber  aus  besonderen 
Gründen  die  Trennung  von  ihnen  im  In- 
teresse des  Kindes  hat  erfolgen  müssen,  wie 
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z.  B.  im  Falle  der  Geisteskrankheit  der  ver- 
witweten Mutter,  e)  Kinder,  deren  Eltern 
der  öffentlichen  Armenpflege  bedürfen,  die 
aber  mit  Rücksicht  auf  besondere  häusliche 
und  persönliche  Momente  niclit  in  der  Ge- 
stalt der  offenen  Annenpöege,  sondern  in 
Form  der  Üebemahme  in  Waisenpflege  er- 
folgen muss,  dies  namentlich  dann,  wenn  die 
bedürftigen  Eltern  zm'  Erziehung  der  Kinder 
unfähig  sind',  die  verwitwete  oder  unehehche 
Mutter  einen  liederlichen  Lebenswandel  führt 
und  dei^I.  —  Wo  &ns  Gründen  der  sitt- 
lichen Beschaffenheit  der  Eltern  oder  der 
Kinder  bei  im  übrigen  vorhandener  Fähig- 
keit zurEmähnmg  und  Erziehung  der  Kinder 
ohne  öffentliche  Hilfe  ein  Eingreifen  der 
öffentlichen  Gewalt  behufs  anderweiter  Unter- 
bringung der  Kinder  notwendig  wird,  liegt 
ein  Fall  der  öffentlichen  Waisenpflege  nicht 
vor.  Gleichwohl  bringt  der  enge  Zusammen- 
hang derartiger  Verwahrlosung  mit  vorher- 
gehender ,  wenn  auch  vielfach  selbstver- 
schuldeter Bedürftigkeit  es  mit  sich,  dass 
die  Grenze  zwischen  diesen  und  den  zu  e) 
genannten  Fällen  sich  häufig  verwischt  und 
die  öffentliche  Armenpflege  vielfach  schon 
vorbeugend  eintritt,  wenn  an  und  für  sich 
die  Voraussetzungen  der  Zwangserziehung 
—  verd,  diesen  Artikel  —  vorliegen. 

2.  Die  Prüfnii^  der  Verhältniase.  Die 
zu  a  gegebene  Unterecheidung  ist  für  die 
Frage  der  Zulassung  zur  Waisenpflege  von 
grosser  Bedeutimg,  weil  die  mehr  oder 
minder  leichte  Zulassung  eine  erhebliche 
Rückwirkung  in  wirtschaftlicher,  sozialer  und 
finanzieller  Beziehung  unmittelbar  auf  die 
Eltern  und  mittelbar  auf  die  ganze  Be- 
völkerung übt.  Sie  zeigt  sich  in  der  Ver- 
lockung der  Eltern,  sich  ihrer  Pflichten  gegen 
ihre  Kinder  durch  Abgabe  an  die  Waisen- 
pflege zu  entledigen,  sich  dem  in  seinen 
materiellen  Folgen  nicht  mehr  fühlbaren 
Geschlechtsgenuss  sclirankenlos  hinzugeben, 
die  gewissenlosen  Verftlhnmgen  zu  ver- 
mehren und  die  leichtfertige  Auffassung  des 
FamiUenlebens  zu  verstärken.  Lehrreich  für 
die  Beobachtung  dieser  Eiseheinungen  ist 
namentlich  die  Geschieht«  der  sog.  Dreh- 
laden (torno,  tours),  deren  ersten  Vor- 
läufer die  Niederlegung  der  Kinder  in  das 
Taufbecken  bildete  imd  die  als  dauenide 
Einrichtung  zuerst  in  dem  durch  Innooenz  m. 
1198  errichteten  Heiligen  Geist-Hospital  ein- 
geführt wurde,  welches  hiervon  den  Namen 
»Conservatorio  della  Ruotai  erhielt. 

Die  für  die  Kläning  der  Frage  wichtigste 
Einrichtung  ist  jedoch  in  Frankreich,  und 
zwar  merkwürdigerweise  erst  im  Jahre  1811 
getroffen  worden,  indem  das  im  übrigen  vor- 
treffliche, noch  heute  der  französischen 
Waisenpflege  zur  Grundlage  dienende  Dekret 
vom  19.  Januar  1811  bei  der  Anordnung 
umfassender  und  planmässig  geordneter  Fflr- 
Aniliite.    V.  5 
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sorge  für  bedürftige  Kinder  zugleich  die 
Einrichtung  einer  Drehlade  (tonr)  obliga- 
torisch machte.  Infolgedessen  stieg  die 
Zahl  der  HoBpifäler  mit  tours  auf  235,  wäh- 
rend 56  trotz  der  Gesetzesvorschrift  ihre 
Berstellung  ünterliesseo.  Die  Folge  der  An- 
ordauDg  machte  sich  in  einem  geradezu  un- 
geheuerlichen Anschwellen  der  Zahl  der 
eingelieferten  Kinder  bemerkbar,  wobei  zu 
der  Neigung,  sich  der  Kinder  zii  entäusaem, 
gerade  der  Umstand,  dass  die  Eindcrffirsorge 
durch  das  Dekret  so  vortrefflich  geordnet 
wai",  ■weseutiich  beitrug.  Die  im  Jahre  1784 
auf  imgefähr  40000  geschätzle  Zahl  in 
■Waisenpflege  liefindlicher  Kinder  betrug  am 
1.  Januar  1815  67966,  1819  99346  und 
1834  bereits  129699;  die  Gesamtaufnahme 
Ton  1824  bis  1834  wiid  auf  452749  Köpfe 
angegeben,  so  dass  die  jährliche  Zunahme  im 
mittleren  Durchschnitt  33629  betnig.  Man 
suchte  zwar  durch  Versetzung  der  Kinder 
in  andere  Pflegestellen,  wo  ihr  Verbleib  den 
Eltern  gänzlich  unbekannt  blieb,  der  leicht- 
fertigen Einlieferong  nicht  ganz  ohne  Erfolg 
entgegen  zu  arbeiten.  Eine  wirkliche  Besse- 
rung trat  aber  erst  ein,  als  man  seit  1834 
mit  Unterdrückung  der  toms,  allerdings  nur 
da,  wo  die  Generalräte  sich  dafür  entschieden, 
enei^sch  vorging.  Zwar  feldt  es  auch  heute 
noch  nicht  an  Stimmen,  die  sieh  für  das 
Princip  der  Anonymität  auBsi)rechen  (vergl. 
den  Aufsatz:  Le  r<^tablissement  des  toure 
in  Bevue  philanthropique  Bd.  IV.  p. 
724).  Doch  ist  die  allgemeine  Meinung 
in  Frankreich  dagegen.  Dies  ist  auch  die 
Meinung  aller  Sachkundigen.  Aehnliche  Er- 
fahnmgen  wie  von  Frankreich  werden  von 
vereinzelten  Versuclien  iu  Deutschland  und 
England  in  älterer  Zeit  bezeugt. 

Man  darf  daher  als  die  heute  allgemein 
herrschende  Anschauung  bezeichnen,  dass 
prüfungslose  Aufnahme  von  Kindern  mit 
gesunden  Grundsätzen  der  Armenpflege  nicht 
vereinbar  ist.  Selbst  in  Italien  hat  der  im 
Jahre  1^  in  Turin  abgehaltene  Pi-ovinzial- 
kongress  dieses  System  als  dem  Intei-csse 
der  Mütter  und  der  Kinder  schädlich  erklärt. 

Im  Sinne  dieser  Auffassung  haben  sich 
gewisse  feste  Grundsätze  entwickelt,  die 
heute  für  die  Praxis  als  massgebend  be- 
zeichnet werden  können.  Ungefährlich,  d.  h. 
der  prilfungslosen  Aufnahme  zugänglich  ist 
allein  die  Fürsorge  für  Vollwaisen.  Die 
Aufnahme  von  Findlingen  unil  verlassenen 
Kindern,  die  sieh  im  Augenblick  der  Aus- 
setzung oder  der  Verlassung  nicht  ablehnen 
lässt,  giebt  dagegen  zur  sorgfältigen  Nach- 
foi-scbung  nach  den  Eltern  Anlass,  einmal 
um  in  armen  rechtlicher  Beziehung  die  Ge- 
meindezugehörigkeit zu  ermitteln,  und  dann, 
um  die  noch  lebenden  Eltern  zu  ihrer  Für- 
sorgepüicht  zuriickziiführen  bezw.  sie  wegen 
ihrer  Vernachlässigung  strafrechtlich  zu  ver- 


folgen. Die  Aufnahme  von  Kindern,  die  bei 
ihren  Eltern  leben,  erfolgt  ohne  Weitenmgen 
nur  da,  wo  die  Hifsbedürftigkeit  der  Eltern, 
wie  namentlich  schwere  körperliche  und 
geistige  Gebrechen,  die  sie  zur  Ausübung 
der  eiterliehen  Fürsorge  unfähig  machen, 
deutlich  in  die  äussere  Erscheinung  tritt 
oder  wenn  ein  äusseres  Hindernis,  wie  der 
vorübei^ehende  .iiifenthalt  in  einer  Kranken- 
anstalt, die  Verb üssung  einer  Freiheitsstrafe 
die  Eltern  an  der  Ausübung  der  Fürsoi^ 
verhindert.  Abgesehen  von  diesen  Fällen 
ist  die  Aufnahme  sorgfältig  von  arraen- 
pflegerLschen  Gesichtspuukten  zu  prüfen  und 
überall  da  abzulehnen,  wo  Eltern  an  und  für 
sich  fähig  sind,  ohne  öffentiiche  Hilfe  für 
ihre  Kinder  ausreichend  sorgen  zu  können. 
Freilich  ist  hier  die  Grenze  nicht  ganz  leicht 
zu  finden,  was  aber  bei  der  Frage,  ob  und 
welche  Unterstützung  zu  gewähren  ist,  über- 
haupt sehr  schwer  ist.  Unter  umständen 
wird  die  Armenverwaltimg  dazu  gelangen, 
zwischen  zwei  Uebeln  das  kleinere  zu  wählen 
und  pflichtvergessenen,  gänzlich  verkom- 
menen Eltern  die  Kinder  abnehmen,  um 
nicht  die  Kinder  selbst  völlig  verkommen 
zu  lassen.  Hier  sind  daim  allgemeine i-e 
Volks-  und  sozialwirtschaftiiche  Gesichts- 
punkte massgebend,  die  zu  der  Erwägung 
führen  können,  dass  ein  bei  solchen  Eltern 
verbleibendes  Kind  unzweifelhaft  der  sitt- 
hchen  Verwahrlosung  ausgesetzt  ist.  Abge- 
sehen von  diesen  Ausnahmefällen  empfiehlt 
es  sich  durchweg,  den  Familienzusammen- 
hang und  den  Kindern  die  liebende,  durch 
keine  noch  so  gute  Waisen  pflege  zu  er- 
setzende mütterliche  Fürsorge  zu  erhalten 
und  Familien,  die  aus  Aniass  grosser  Kinder- 
zahl bedürftig  werden,  in  öffentlicher  Anuen- 
pflego  angemessen  zu  unterstülzen. 

3.  Das  Verhältnis  der  öffentlichen 
ZOT  privaten  Fürso^e  für  Kinder. 
Ebenso  wie  bei  Unterstützungen  in  offi'iier 
Annenpflege  durch  Geld  oder  Naturalien  die 
seitens  der  Privatwohlthätigkeit  gewährte 
Hilfe  sich  nur  diuxdi  ihre  Motive  von  der 
staatlichen  Hilfeleistung  unterscheidet,  ist 
auch  die  Fürsorge  für  die  gesamte  Ernäh- 
rung und  Erziehung  eines  Kindes  durch  die 
private  Wohlthätigkcit  in  keiner  Weise  von 
dem  unterschieilen ,  was  die  öffentliche 
Armenpflege  leistet.  5Ian  darf  sogar  sagen, 
dass  bei  der  modernen  EntwickelTuig  der 
Öffentlichen  Waisenpflege  wenigstens  in 
grösseren  Städten  die  öffentliche  Wiüsen- 
pflege  hesser  eingerichtet  ist  als  private  In- 
stitute dieser  Art.  Die  Folge  hien'on  ist 
denn  auch  thatsächüch,  dass  sich  von  dieser 
gänzliche u  Versorgung  von  Kindern  die 
Privatwohlthätigkeit  mehr  und  mehr  zurück- 
gezogen hat  und  nur  noch  insoweit  wirksam 
ist,  als  für  diese  Zwecke  vielfach  selu:  be- 
deutende Stiftungen  bestehen,  die  eine  pri- 
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TOte  Fürsoree  tür  die  Kinder  ermöglichen. 
Immerhin  bleibt  auch  in  diesen  Fällen,  wie 
die  Beispiele  von  Staaten  mit  alten  Stiftun- 
gen, wie  Frankfurt  a.  M.,  Hamburg,  Dauzig 
iL  a.  beweisen,  die  Zahl  der  Stiftungskinder 
weit  hinter  dea  von  der  Waisenpflege  auf- 
genommenen zurück.  In  Hamburg  waren 
1899  neben  171  sogenannten  Stift ungskin dem 
3671  Kinder  seitens  der  öffentlichen  Armen- 
pflege aberwiesea.  Auch  hat  sich  hier  die 
öffentliche  Waisenpflege  an  die  Stiftungg- 
waisenpflege  eng  angegliedert,  so  dass  die 
gegenwärtige  Waisenverwaltung  zugleich  die 
Geschäfte  beider  besorgt  und  die  Kinder  im 
grossen  Ganzen  genau  dieselbe  Fürsorge  er- 
fahren. Der  Unterschied  liegt  darin,  dass 
unter  die  SfiftimgBkiuder  nur  Kinder  von 
Bürgern  aufgenommen  werden  und  die 
Mittel  nicht  ans  der  Staatskasse  [Hessen. 
Ausserdem  würden  in  diesem  Zusammen- 
hange die  Waisenau stalten  zu  nennen  sein, 
die  für  die  Angehörigen  besonderer  Stände 
errichtet  sind,  wie  die  MUitärwaisenhäuser 
und  die  von  den  Reichsfechtschulen  gegrüa- 
deten  Anstalten. 

II.  Die  Fürsoi^eiDrichtiuigen, 
Vorbemerkung.  Es  ist  zu  unterschei- 
den zwischen  vollständiger  und  ergän- 
.zender  Fürsorge.  Die  erste  umfasst  aUe 
Bedürfnisse  des  Lebens,  Nahrung,  KJeitiung 
und  Erziehung,  kurz  die  vollständige 
Unterhaltung  des  Kindes  mittelst  einer 
einheitlichen  Fürsorgethätigkeit.  Diese 
wird  in  geschlossenen  AJistalten  oder  dimih 
L'nterbringimg  in  Familienpflege  oder  mittelst 
eines  die  Elemente  beider  vereinigenden  ge- 
mischten Systems  geübt.  Soweit  die  körper- 
Uche,  geistige  oder  sittliche  Beschaffenheit 
des  Kindes  besondere  Anforderungen  stellt, 
wird  diesen  dureh  Veranstaltungen  für  die 
Erziehung  und  den  Dntenicht  genügt,  welche 
der  Beschaffenheit  des  Kindes  besonders 
Rechnung  tragen,  wie  Taubstummen-,  Blin- 
den-, Idioten-,  Eettrmgsanatalten  elc 

Die  ergänzende  Fürsorge  beschränkt  sich 
auf  einzelne  Hilfeleistungen,  welche  dem 
Lebensalter  oder  der  besonderen  Beschaffen- 
heit des  Kindes  angepasst  sind ;  hieininter 
fällt  die  Bewahrung  von  Kindern  für  die 
Dauer  der  Abwesenheit  der  Mutter  vom 
Hause,  die  Speisung  von  schulpflichtigen 
Kindern,  die  Gewährung  von  besonderen 
Heilmitteln,  Seebädern  und  dergleichen ;  aucli 
k^in  die  besondere  Fürsorge  für  nicht  voll- 
sinnige  Kinder  durch  Eiozelleistungen ,  wie 
Erteilung  besonderen  Unterrichts,  Aufnahme 
in  Kinderheilstätten  und  dergleichen  mehr 
bethätigt  werden,  während  im  übrigen  tlie 
Kinder  im  elterlichen  Hause  Wohnung, 
Nahrung  und  Kleidung  erhalten.  Art  und 
Umfang  aller  dieser  Veranstaltungen  sind 
überaus  mannigfaltig. 


\  A.  ToUatftnd^e  FfixBorge.     arundAätse 
betreffend  Anstalta-  und  FarnUieopflege. 

Das  Princip  des  AnslaitSBystems 
besteht  im  wesentlichen  darin,  dass  die 
Kinder  in  einer  von  der  Aussenwelt  abge- 
schlossenen Anstalt  unter  der  Aufsicht  von 
Inspektoren,  Hausvätern  und  dergleichen 
imterhalten  und  erzogen  werden,  während 
das  Frineip  der  Familienpflege  darin 
beruht,  dass  die  Kinder  bei  emzelnen  Fami- 
lien untergebracht  werden,  bei  denen  sie 
ohne  weitere  Einschränkungen  gleich  den 
Angehörigen  der  Familie  leben.  Die  wesent- 
lichsten  Gründe,  die  zu  Gunsten  der  Fami- 
lienpflege vorgebracht  werden ,  sind  die 
folgenden :  Zmiächst  sei  die  Familienpflege 
wesentlich  billiger  als  die  Anslaltspflege, 
welche  kostbare  Bauten  und  eine  umständ- 
liche Verwaltung  fordere,  auch  in  Bezug  auf 
die  Beköstigung  teurer  wirtschafte.  Doch 
ist  man  einsichtig  genug,  diesen  Vorzug, 
wenn  es  einer  ist,  nur  als  Hilfsgrund  gel- 
tend zu  machen.  Vor  allem  wird  betont, 
dass  das  Kind  durch  Unterbringung  in  der 
Familie  auf  seinen  natürlichen  Boden  gestellt 
werde,  die  Anforderungen  und  die  Segnun- 
gen des  Familienlebens  geniesse,  frOlizeitig 
dureh  das  lliüeben  in  einer  seinem  Stande 
angemessenen  Familie  den  wirkhchen  Ernst 
des  I^bens  kennen  lerne  und  durch  thätige 
Teilnahme  an  den  täglichen  Verrichtungen 
in  einem  Familienhaushalte  auch  lerne,  was 
in  einem  solchen  Haushalte  nolwenig  seL 
So  höre  denn  das  Kind  von  klein  auf  von 
den  Arbeiten,  Mühen  und  Sorgen  sprechen, 
welche  erforderlich  sind,  bis  die  Ernte  ein- 

febracht  werden  kann:  es  höre,  wenn  ein 
tück  Vieh  erkrankt  sei,  wenn  es  zeitweilig 
an  Arbeit  mangele,  es  nehme  teil  an  den 
Sorgen,  die  durch  Erkrankimg  eines  Fami- 
lienmitgliedes hervoi^eniten  würden  etc. 
Mit  anderen  Worten,  die  Fürsorge  für  ver- 
widste  Kinder  müsse  so  gestaltet  sein,  dass 
sie  den  Kindern  mi^liclist  völlig  Ersatz  für 
alles  das  biete,  was  sie  verloren  haben,  einen 
Ersatz  für  das  Elternliaus,  für  die  Liebe  des 
Vaters,  fQr  die  zärthche  Sor^  der  Mutter, 
für  das  Leben  und  die  Erziehung  in  der 
Familie,  einen  Ersatz,  der  eben  nur  dureh 
den  Eintritt  in  gleiche  Verhältnisse,  d.  h. 
durch  Eintritt  in  eine  Familie  geleistet  wer- 
den könne.  Ganz  besonders  wird  dieses 
Moment  für  Mäclchen  geltend  gemacht,  welche 
dem  natürlichen  Triebe  folgen  möchten,  sich 
in  einer  noch  so  kleinen  und  arndichen 
Haushaltung  nützlich  zu  machen ;  auch  könn- 
ten die  dort  erworbenen  Kenntnisse  in  der 
Haushaltung  durch  Unterricht  in  der  Anstalt 
nie  ersetzt  werden. 

Neben  diesen  positiven  Vorzügen  der 
Familienpflege  werden  die  besonderen  Män^l 
der  Anslaltspflege  hervorgehoben.  Eine 
Anstalt  umfasse  immer  eine  grössere  Zahl 
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Ton  Kindern ,  deren  individueUer  Begabung 
und  Neigung  gerecht  zii  werden,  sehr  schwer 
sei;  es  bedflrfe  Tielmehr  io  der  Anstalt  einer 
strengeren  Hausordnung  und  einer  gewissen 
Schablone.  Verschiedene  Systeme  der  Er- 
ziehung, wie  sie  bei  der  verschiedenen  Ver- 
anlagung der  Kinder  notwendig  sei  und  wie 
sie  von  den  Eltern  gegenüber  Ären  Kindern 
wohl  angewandt  wurden,  seien  daher  in  der 
Anstalt  so  gut  wie  ausgeschlossen;  die  An- 
stalt werde  niemals  imstande  sein,  für  die 
Charakter-  und  Qemütsbildung  der  Kioder 
diejenigen  Anregungen  imd  Einwirkungen 
zu  geben,  für  welche  nur  das  Familienleben 
die  Quelle  biete.  Der  Gehorsam  gegen 
solche  Hegeln  und  Gnmdsätze,  wie  er  in 
Anstalten  verlangt  \md  erzwungen  werde, 
Bei  etwas  ganz  anderes  als  der  aus  dank- 
barer GeBinnnng  entspringende  fröhliche  Ge- 
horsam gegen  üebevolJe  Pflegeeltern ;  ja  die 
Erfahrung  habe  gelehrt,  dass  ein  solcher 
erzwungener  Gehorsam  nur  allziihäufig 
zu  Chai'atterverdorbenheit ,  namentlich  zu 
Heuchelei,  Schein heihgkeit,  Lüge  «nd  An- 
geberei gegen  andere  Anstaltskmder  fßhre. 
Es  kommt  hinzu  die  grosne  Gefahr,  dass 
sich  nicht  bloss  kftrperlich  epidemische 
Krankheiten    sehr    leicht   ansteckend    fort- 

fiflanzen,  sondern  auch  geheime  geschlecht- 
iche  Sünden,  welche  sich  erfahnnigamÄssig 
ganz  ausserordentlich  scitnell  und  leicht 
verbreiteten ;  ein  einziges  sittlich  verdorbenes 
Kind  genfige,  nm  die  ganze  Abteilung, 
der  es  angehöre,  dem  gleichen  Laster  zuzu- 
führen. 

Die  Freunde  des  Anstaltssysteras  stellen 
ihrerseits  folgende  Gegenhehaupt\mgen  auf: 
Zunächst  sei  es  unerheblich,  ob  die  Anstalts- 
pflege teurer  u-irtsc!ia£te  sUs  die  Farailien- 
pflege,  da  es  vor  alJom  darauf  ankäme,  dass 
ffut  und  zweckmassig  gewirtschaftet  werde: 
das  sei  aber  in  der  Hegel  schon  deshalb  hei 
der  Familien  pflege  nicht  der  Fall,  weil  man 
für  das  geringere  Fflegegeld  aucli  nur  ent- 
sprechend geringere  Leistimgen  durch  Pfli^^e- 
eltern  erhalte,  welche  niu'  darauf  au^ngen, 
an  den  Kindern,  welche  ihnen  zur  Pflege 
und  Erziehung  übergeben  seien,  einen  Ge- 
winn zu  machen,  und  sie  um  so  mehr  ver- 
nachlässigten, je  weniger  sie  für  sie  erhiel- 
ten. Aiieh  werde  jede  FamÜie  nach  iliren 
eigenen  Grundsätzen  verfahren  und  sicher 
selten  zu  einer  eingehenden  Beobachtung 
des  ihr  anvertrauten  Kindes  imstande  sein. 
So  werde  man  genötigt  sein,  die  Pflegestelle 
hAufig  zu  wednseln,  was  dann  für  die  Er- 
ziehung von  sehr  üblen  Folgen  sei. 

Die  im  Vorstehenden  angedeuteten  Mei- 
nur  es  verschieden  heilen  sind,  namentlich  um 
die  Wende  des  18.  Jahrhunderte,  Gegenstand 
sehr  zahlreicher^  zum  Teil  mit  Erbiltcnmg 
geführter  Ausemandersetzungen  gewesen, 
wozu  bei  den  Freunden  des  Anstaltssystems 


wohl  auch  die  mangelhafte  ländliche  Armen- 
pflege beitrug.  Um  1780  schrieb  die  patrio- 
tische Gesellschaft  in  Hamburg  einen  Pi-eis 
für  die  Erörtenmg  dieser  Frage  aus,  der 
zwei  Schriften  zuerkannt  wurde,  die  sich 
für  das  System  der  Familleupflege  ausspra- 
chen (Stari-Frankfnrt  und  Haim-Gotha). 

Die  thafsächliche  Gestaltung  der  Dinge 
giebt  gegenwärtig  den  Verti'etern  der  Fa- 
milienpflege recht,  indem  mit  verhältnis- 
mässig geringen  Ausnahmen  dieses  System 
das  herrs<:heiide  geworden  ist.  Ende  des 
vorigen  Jahrhunderts  waren  es  Gotha  unii 
Weimar,  welche  mit  der  gänzlichen  oder 
teil  weisen  Ersetzung  der  Änstaltspflege  durcli 
Famihenpflege  den  Anfang  machten;  heute 
sind  Berlin,  Köln,  Düsseldorf,  Bremen,  Ham- 
burg, Leipzig,  Stuttgart,  Dresden,  FraJikfurt 
und  viele  andei-e  zu  nennen,  welche  grund- 
sätzlich der  Familienpflege  den  Vorzug 
geben. 

Das  Verh^tnis  stellt  sich  beispielsweise 
in  Hamburg  so,  dass  im  Jahre  1899  591 
Kinder  in  dem  Waisenhause  selbst,  2599  in 
Familienpflege  untergebracht  waren,  wobei 
zu  bemerken  ist,  dass  unter  den  ersten  sich 
171  Kinder  befanden,  die  fundationsmä.ssig 
als  sogenannte  Stiftungskinder  aus  eigenen 
Mitteln  der  Anstalt  versorgt  werden. 

In  Berlin  sind  von  insgesamt  4997  Kin- 
dern, die  sich  im  Jahre  1899  in  der  öffent- 
lichen Waisenpflege  befanden,  4517  in  Fami- 
lienpflege gegeben  worden. 

Sehr  ■  lehrreich  sind  die  von  Böhmert 
hei-ausgegebenen  gutachtliclien  Aeusserungen 
aus  77  deutschen  Armen  verwaltimgen,  welche 
überwiegend  zu  Gunsten  der  Familienpflegc 
ausfallen ;  namentlich  ist  von  Bedeutung  der 
Bericht  Dresdens,  welcher  ausspricht,  dass 
sich  die  Unterbringung  von  Waisenkindern 
auf  dem  Lande  nicht  nur  in  gesundheit- 
licher, sondern  auch  in  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht durcliaus  bewährt  habe,  eine  Äeusse- 
rung,  die  deshalb  von  grossem  Gewicht  ist, 
weil  sie  auf  soi^fältigen  Aufzeichnun^n 
über  die  seit  einer  Reihe  von  Jahren  erziel- 
ten Erfolge  beruht.  Man  verfolgte  den 
Lebensweg  der  im  Wege  der  W^senfür- 
sorge  imtergebrachteu  Kinder  und  vermochte 
festzustellen,  dass,  was  Männer  anbetrifft, 
ein  bedeutend  höherer  Prozentsatz  von  frü- 
heren Anstallspfleglingen  Strafanstalten  bezw. 
der  Zwangsarbeitsanstalt  zugewiesen  wurde 
und  dass,  was  die  Frauen  anlangt,  ebenfalls 
ein  höherer  Prozentsatz  früherer  AnstaJts- 
pfleglinge  der  Prostitution  anbei  mgefaUen 
war,  als  der  Prozentsatz  bei  solchen  betrug, 
die  in  Famihenpflege  sich  befanden.  Audi 
in  Bezug  auf  die  Gesundheit  stellen  sich  die 
Ei^cbnisse  bei  der  Anstaltspflege  bei  weitem 
imgfinstiger  als  bei  der  Familienpflege;  so 
hat  in  den  italienisclien  Findethäusern  die 
Sterblichkeit  durchschnittlich  80  °la  betragen, 
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Vi-ährend  sie  bei  Einführung  der  Aussen- 
jjflege  auf  21  ",0  sank.  In  Prag,  wo  man 
von  dem  System  der  Äiissenpflege  zur  Aa- 
staitspflege  zurückkehrte,  slieg  die  Sterb- 
lichkeit von  27,7%  wieder  anf  66,3  "/o.  In 
■leni  Deutschen  Verein  für  Armenpfle^  und 
'Wohlthätigkeit,  welcher  die  Frage  in  seiner 
Jahresversammlung  1888  erörterte,  wurde 
nach  sehr  eingehender  Beratung  der  Leitsatz 
angenommen :  »Die  i'amilieapflego  ist  die 
natürlichste  und  zweckentsprechendste.  Sie 
verdient  aus  sittlichen  wie  praktischen 
Rücksichten  deu  Vorzug  vor  Unterbringunp 
der  Waisen  in  gesclilossenea  Anstalten.  Die 
letztere  ist  nur  für  besondei«  Fälle  beizu- 
behalten. • 

In  ganz  ähnlicher  Weise  hat  der  Verein 
in  seiner  Jahresversammlung  von  1899  zu 
dieser  Fro^e  Stellung  genommen. 

Auch  ist  es  bemerkenswert,  dass  in  den 
neueren  tjesetzen  über  Zwangserziehung,  so 
insbesondere  auch  in  dem  preussischen  Q. 
V.  13.  M&Tz  1878,  betreffend  verwahrloste 
Kinder,  iu  §  1  ausgesprochen  ist,  dass  Kin- 
der, welche  eine  atrafbare  Handlung  begehen, 
von  Obrigkeils  wegen  in  eine  geeignete 
Familie  oder  in  eine  Erziehungs-  oder 
Besserungsanstalt  untergebracht  werden 
sollen  etc.,  wolol  die  Famdienpflege  an  die 
erefe  Stelle  gesetzt  ist.  Ebenso  §  1838 
B.G.B.  —  Ganz  besonders  gute  Erfolge 
werden  auch  dem  System  der  Familien  pflege 
iu  England  und  Amerika  nachgerühmt. 
Saraenüich  äussert  sieh  in  den  ■  Jahresbe- 
richten der  englischen  Centralbehßrde  die 
Oberinspektorin  ober  die  wachsend  guten 
Fjgebnisse  der  Famihenpflege. 

Trotz  der  Herrschaft  des  Princips  der 
Familien  pflege  ist  die  Anstaltspflege  nun 
keineswegs  versehwunden  oder  auf  ein  so 
imbedeutendes  Mass  zurückgeführt,  dass  ihr 
Verschwinden  in  naher  Aussicht  stünde. 
Zunächst  fällt  der  Umstand  in  Betracht,  dass 
eine  grosse  Zahl  sehr  erheblicher  Stiftungen 
auf  die  Voraussetzung  der  Anstaltspflege 
begründet  ist  und  dass  man  auch  schon  aus 
finanziellen  Rücksichten  Bedenken  tragen 
muss,  die  einmal  vorhandenen  Anstalten 
^iszugeben.  Zweitens  wird  aiich  von  daa 
G^nern  der  Anstaltspflege  anerkannt,  dass 
nie  unter  allen  Umstanden  l>esser  sei  als 
keine  oder  schlechte  Familienpflege,  also  noch 
überall  da  zur  Anwendung  kommen  müsse, 
wo  Familienpflege  wegen  der  örtlichen  Ver- 
hältnisse nicht  oder  nur  in  schlechter  Be- 
Bchaffenheit  zu  erlangen  sei.  Femer  würde 
sie  als  unentbehrlich  zu  betrachten  sein  für 
Kinder,  die  zunächst  der  strengeren  Zucht 
nnd  Aufsicht  bedürfen,  und  für  Kinder,  die 
von  Familien  nicht  gern  genommen  werden, 
namentlich  solche,  die  mit  körperlichen  und 
geisti^n  Gebrechen,  besonderen  Krankheiten 
oder  Neigung  zu  Lastern  behaftet  sind.  End- 


lich würden,  namentlich  in  grösseren  Ge- 
meinwesen, die  Anstalten  zum  mindesten 
nicht  als  vorübe  iahendes  Aushilfs  mittel 
entbehrt  werden  können,  mu  Kinder,  die 
plötzlich  verwaisen,  aufzunehmen  und  sie 
dort  zu  behalten,  bis  geeignete  Pflegeeltern 
ermittelt  bezw.  bis  hinlänglich  Beobachtungen 
gemacht  sind,  ob  das  Kind  sich  besser  für 
Familien-  oder  Anstaltspflege  eignet  So 
findet  sich  denn  fast  durchweg  ein  gemisch- 
tes System  von  Anstalts-und  Familienpflege; 
von  den  besonderen  Bildungen,  welche  zur 
Nachahmung  der  Familie  in  Anstalten  und 
der  Zusammen  Schliessung  von  Familien- 
pflegÜngen  in  sogenannten  Waisen kolonieen 
führten,  wird  sogleich  noch  ebenso  wie  von 
den  allgemeinen  Voraussetzungen  der  An- 
stalts-  und  der  Familienpflege  zu  sprechen 
sein. 

1.  Familienpflege.  Mit  der  allmählichen 
Ausbreitung  der  Vorherrschaft  des  Familien- 
priocips  haben  sich  auch  feste  (Grundsätze 
ausgebildet,  welche  die  Voraussetzimg  seiner 
befriedigenden  Durchführung  bilden.  Die 
Aufgabe,  den  Kindern  das  fehlende  Fami- 
lienleben zu  ersetzen,  kann  nur  erfüllt  wer- 
den, wenn  Familien  vorhanden  sind,  denen 
Kinder  ohne  Bedenken  anvertraut  werden 
können.  Kinder  lediglich  gegen  Gewährung 
eines  mehr  oder  minder  hohen  Pfleg^ldes 
auszuthun.  ohne  sich  lun  ihr  ferneres  Wohl- 
ergehen zu  kümmern,  ist  nichts  anderes 
als  eine  grundsätKlich  zu  missbi lügende  Art 
der  ungeordneten  imd  unkontrollierten  Ai'- 
menpflege,  von  der  man  namentlich  in  Be- 
riciiten  über  ländliche  Waisenpflege  sehr 
betrübende  Schilderungen  findet.  Neiierdings 
hat  der  Deutsche  Verein  für  Armen-  und 
WaisenpHege  in  seiner  oben  erwähnten 
Jahresversammlung  im  Anschluss  an  den 
ihm  eratatteten  Bericht  Gnindsätze  für  die 
Voraussetzungen  geordneter  Familienpflege 
aufgestellt. 

NVaa  die  Auswahl  der  Pflegestolien  be- 
tiifft,  so  sind  die  allgemeinen  Voraussetzun- 
gen, dass  die  Pflegeeltern  diurchaus  unbe- 
scholten sind,  in  gutem  Ruf  stehen,  ein  ge- 
sichertes Auskommen  haben  und  zu  der 
Befürchhing  nicht  Anlasa  geben  —  wenn 
ihnen  auch  selbstredend  der  pekuniäre  Vor- 
teil willkommen  sein  darf  — ,  dass  sie  das 
Kind  lediglich  um  des  Geldiuteressea  willen 
annehmen.  Ferner  muss  ihre  Wohnung,  die 
Einteilung  der  Räume,  der  Besitz  entspre- 
chender Lagerstätten  die  Sicherheit  bieten, 
dass  das  aufzunehmende  Kind  ein  genügen- 
des Unterkommen  hat.  Personen,  welche 
Armenunterstützung  beziehen,  in  übeibe- 
inifeuen  Gegenden  wohnen ,  bestraft  sind 
etc.,  werden  daher  in  der  Regel  auszu- 
schliessen  sein.  Ausnahmen  werden  nur 
da  zugelassen,  wo  es  sich  um  nahe  Angehö- 
rige  handelt,   die  etwaige   Mängel   in   der 
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eiuen  oder  anderen  Richtung  durch  die 
nitttirliche  verwandtschaftliche  Beziehung 
auszugleichen  vermögen.  Ferner  wird  die 
Gleichartigkeit  der  ÄonfessioQ  sowie  ein 
gewisses  allgemeines  Verständnis  der  erzieh- 
lichen Aufgaben  gefordert,  welche  an  dem 
Pflegekiöde  zu  flben  sind.  Ob  die  Pflege- 
steile  sich  innerhalb  des  Gemeinwesens  oder 
ausserhalb  befindet,  macht  in  dieser  Be- 
ziehimg keinen  Unterschied.  Doch  ist  man 
in  den  bestgeleiteten  Waisenverwaltnngen 
geneigt,  wenn  thualich,  Kinder  in  ländhche 
PflegesteUen  zu  bringen,  wo  für  das  kör- 
perliche Wohleigehen  bessere  Luft  uud 
kräftigere  Kost,  für  das  geistige  die  grös- 
sere Einfachheit  der  Verhältnisse  und  die 
Abwesenheit  vielfacher  schädlicher  Einflüsse 
von  Bedeutung  sind.  Eine  Unterbringung 
an  einem  anderen  Orte  als  demjenigen,  in 
welchem  das  Kind  geboren  ist  oder  wo 
seine  Eltcm  oder  sonstigen  Angehörigen 
leben,  erfolgt  regolmässig  dann,  wenn  man 
es  den  Einflüssen  seinei  bisherigen  Umge- 
bung und  seiner  Angehörigen  entziehen 
wUl.  Erwähnenswert  ist  das  Voigeheu 
Prankreiehs  um  die  Mitte  dieses  Jahrhun- 
derts, wo  eine  sehr  lebhafte  Orts  Veränderung 
in  Ansehung  der  Waise npfleglinge  stattfand, 
um  der  Neigung  der  Eltern  entgegenzuwir- 
ken, sich  ihrer  Kinder  allzuleitht  zu  ent- 
ledigen. 

Die  Beschaffting  der  Pflegestellen  erfolgt 
anfänglich  meist  durch  Ausschreibung, 
Später  pflegt  sich  ein  fester  Stamm  von 
Familien  zu  erhalten,  zu  denen  dann  bei 
einmal  erfolgter  Einfühnmg  des  Systems 
andere  von  den  ständigen  Vortrauensorganen 
der  Waisenpflege  empfohlene  hinzutreten. 
Das  Sj-stem  der  Verdingung  an  den  Mindest- 
fordernden, das  vereinzelt  wohl  auch  noch 
vorkommt,  steht  in  unbedingtem  Widerspnich 
zu  einer  zweckmässig  geordneten  Familien- 
ptlege  und  ist  in  emigen  neueren  Ärmen- 
gesetzen ,  z.  B.  dem  von  Steiermark  vom 
27.  August  1896  und  dem  bemischen  Ar- 
mengesetz vom  22.  September  1897,  aus- 
drücklich untersagt. 

Von  grosser  Bedeutung  ist  nun  für  den 
Ausbau  des  Systems  die  Gewinmmg  von 
Vertrauenspersonen  sowohl  für  die  Auswahl 
der  Familien  wie  für  ihre  Ueberwachung. 
Soweit  es  sich  um  Ptlegostelien  im  Bezirke 
des  Gemeinwesens  handelt,  pflegt  die  Wai- 
senvonvaltung  selbst  mit  Hilfe  ehrenamt- 
licher Organe  diese  Funktionen  zu  üben. 
So  führen  in  Berlin  Mitglieder  des  Gemeinde- 
waisenrats die  Beaufsichtigung  der  Pflege- 
stollen ,  mit  denen  neuerdings  unter  Zu- 
ziehung der  Vonnundschaftsrichter  gemein- 
schaftliche Sitzungen  abgehalten  werden, 
um  sich  über  die  einzelnen  Pflegefälle  wie 
auch  über  allgemeine  Gnmdsätze  der  Wai- 
eenpflege  zu  verständigen.  Ende  März  189Ö 


bestanden  2b4  Waisenrats  kommissionen  mit 
1687  Pflegern  und  435  Pflegerinnen;  von 
den  gemeldeten  Familien  wurden  762  be- 
rücksichtigt und  819  abgewiesen.  Es  be- 
fanden sich  1899  in  Familienpflege  in  Berlin 
selbst  1515,  in  auswärtigen  Pflegestellen 
3002  Kinder.  Dem  Stande  nach  waren  von 
den  auswärtigen  Pflegeeltern  1511  Hand- 
werker, 356  Landleute,  572  Äiteiter,  240 
Witwen,  144  Beamte  etc.  Die  PflegesteUen 
verteilten  sieh  auf  149  Städte  mit  2223 
Kindern  und  453  Dörfer  mit  2061  Kindern. 
In  Hambui^  geschieht  die  PrOfung  der 
PflegesteUen  durch  die  Polizeibehörde  unier 
Mitwirkimg  der  Vertrauensmänner  und  Be- 
amten des  Waisenhauses,  üeber  die  aus- 
wärtigen PflegesteUen  wird  zunächst  durch 
die  Vertrauensmänner  schriftlich  berichtet 
und  dann  diUN^h  den  Inspektor  des  Waisen- 
hauses eine  Kachprflfung  veranstaltet  Filr 
die  städtische  Waisennflege  ist  Hambuig  in 
sechs  Kreise  eingeteilt;  ausserdem  besteht 
ein  Bezirk  für  die  Kinder  katholischer  und 
Jüdischer  Konfession.  Ira  hambm-gi scheu 
Landgebiet  sind  6  Distrikte  eingerichtet. 
Für  die  ausserhalb  Hamburgs  befmdlichen 
PflegesteUen  fungierten  im  Jahre  1899  610 
Prediger,  50  Lehrer  und  4  andere  Personen 
als  Vertrauensmänner,  welche  über  die 
Familien,  welche  sich  zur  Aufnahme  von 
Pfleglingen  erboten  hatten,  Erkundigungen 
einziehen  und  nach  erfolgter  Ueberweisung 
die  Pflegestelle  weiter  überwachen.  Die 
Gesamtaufsiciit  flbt  die  Waisen  Verwaltung, 
die  speoiell  über  die  ländlichen  Pflegestellen 
der  Waisenhausinspektor.  In  den  städtischen 
Bezirken  finden  monatlich  Kreissitzungen 
behufs  Berichterstattung  und  Austausch  der 
gesammelten  Erfahrungen  und  Beobachtui^n 
tt;  von  den  ländlichen  Pflegestellen  gehen 
der  Regel  jährlich  zweimal  schrifthche 
Berichte  ein.  Die  Zalil  der  Orte,  in  denen 
ausserhalb  Hambmgs  Kinder  untergebracht 
wurden,  betrug  302, 

Aehnliche  Slitteiiungen  liegen  aus  einer 
ssen  Zahl  von  Städten  vor.  Es  liegt  in 
(ter  Natur  der  Saclie^  dass  als  Vertrauens- 
männer ganz  überwiegend  Öeistüdie  imd 
Lehrer  gewählt  werden,  welche  meistens 
mit  besserer  Bildung  genaue  Kenntnis  der 
örtlichen  Verhältnisse  und  der  einzelnen 
Familien  verbinden,  Bei  Gemeinde  Vorstehern 
liegt  häufig  die  Gefahr  eines  gewissen  In- 
teresses für  die  Gemeinde  vor,  das  sie 
nicht  ganz  unbefangen  erscheinen  lässt; 
gleicliwold  bilden  nächst  den  Geistlichea 
und  Lehrern  die  Gemeindevorsteher  die 
Hauptgruppe  von  Vertrauensmännern.  la 
der  Regel  wird  den  Vertrauensmänuem 
eine  Vergfltung  gewährt,  die  z,  B.  in  Ham- 


k  pro  Jahr  beträgt. 
Einen  guten  Einblick  in  die  Verhältnisse 
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des  ganzea  Staategebietes  bieten  die  in  der 
Hauserschen  Schrift  niedergelegten  Berichte 
über  die  Kinderpflege  in  Baden. 

In  einer  Beihe  von  Bezirken  erweist  sich 
!Üs  überaus  fruchtbares  Princip  der  Familien- 
pflego  die  Mitwirkung  des  weibliclien  Ele- 
mentes, das  in  keinem  Lande  so  sorgfältig 
auBgebiidet  ist  -wie  in  Baden.  Ueber  die 
Grundsätze  der  Kontrolle  siud  von  einer 
Reihe  von  Waisen  Verwaltungen  genauere 
Vorecbriften  ausgearbeitet,  deren  wesent- 
lichste darin  bestehen,  dass  ausser  der  Be- 
Mliaffenheit  des  Hauses  und  des  Raumes, 
in  welchem  ein  Kind  untergebracht  ist, 
andauernd  auch  das  Fortbestehen  der  Voraus- 
setzungen zu  überwachen  ist,  unter  denen 
das  Kind  in  eine  bestimmte  Fflegestelle  ge- 
geben ist,  und  vor  allem  die  Entwickelung 
des  Kindes  durch  persönliche  Besuche,  diu^h 
Erkundigung  bei  dem  Lehrer  und  Ooist- 
licheu  zu  ül>er wachen  ist.  Im  grossen 
Ganzen  lauten  aus  den  gut  geleiteten  Wai- 
sen Verwaltungen  sowohl  des  Inlandes  wie 
des  Auslandes  die  Berichte  über  die  Ei-folge 
der  Familienpflege  überaus  günstig. 

Für  die  Hßhe  der  Pflegegeldsätze  kann 
eine  Norm  nicht  wohl  angegeben  werden; 
sie  wird  von  den  örtlichen  Lebe nsbedingim- 
Kn  und  etwaigen  Besonderheiten  der 
Pflegeeltern  und  der  Kinder  abhängen. 
Das  Pflegegeld  wird  höher  sein  im  Westen 
als  im  Osten,  höher  in  der  Stadt  als  auf 
dem  Lande,  niedriger  bei  ganz  gesimden 
oder  bei  solchen  Kindern,  die  sich  schon 
im  Haushalt  nützlich  machen  können,  als 
bei  kranken  oder  besondere  schwächlichen 
Kindern ,  und  niedriger  endlich  liei  1-f  lege- 
elteni,  die  mehr  ans  Liebe  zu  Kindern  als 
aus  Erwerbssinn  ein  Kind  aufnehmen.  Um 
einige  Beispiele  zu  geben,  so  beträgt  das 
Pflegegeld  für  hamburgische  Waisenkinder 
im  1.  Lebensjahre  200,  im  2.  160,  ira  3.  bis 
6.  140,  7.  bis  10.  120,  11.  bis  14.  100  Mark. 
Ausserdem  werden  die  Kinder  mit  einem 
doppelten  Anzüge  ausgerüstet,  fernerhin  aber 
von  den  Kosteltem  gekleidet.  Die  Auslagen 
für  Schulgeld  und  Sehiübüdier,  ärztliche 
Behandlung  und  Arzneimittel  werden  den 
Pflegeeltern  vergütet.  Für  die  badischen 
Kreise  werden  Durchschnittsbeträge  von 
50—70  Mark  für  einige  ländliche  Kreise, 
daneben  auch  100—130  Mark  filr  die  Kreise 
Heidelbei^  und  Mannheim,  170 — 180  Mark 
für  die  Stfidte  Heidelbei^  und  Mannheim  an- 
g^eben.  Im  ganzen  waltet  bei  den  Armenbe- 
hflrden  ebensowiein  der  Armenpflege  die  Nei- 
gung zu  thunlichster  Billigkeit  ob,  die  freilich 
in  ihrem  letzten  Erfolge  doch  teurer  ist,  weil 
sie  schlechte  erziehliche  und  giesundheitiiche 
Ei^bnisse  bewirkt.  Charakteristisch  ist  in 
dieser  Beziehung  namentlich  dieWarnehmung, 
dass  vielfach  für  Kinder,  welche  auf  Kosten 
eines    fremden   Ortsannenverbandes  unter- 


gebracht werden,  höhere  Sätze  als  für  die 
auf  eigene  Kosten  untergebrachten  Kinder 
bezahlt  werden.  So  nimmt  man  denn  auch 
hier  wahr,  dass  ira  grossen  Ganzen  nur  die 
gut  geleiteten  grossen  Verwaltungen  ange- 
messene Pfl^esätze  gewähren  und  dasa  die 
Fürsorge  in  kleinen  Städten  und  landlichen 
Gemeinden  selu"  viel  zu  wünschen  übrig 
iflsst,  Naturgeraäss  wird  für  die  geringe 
Bezahlung  auch  entsprechend  wenig  ge- 
leistet. 

Es  ist  schliesslich  noch  darauf  hinzu- 
weisen, dass  neben  der  öffentlichen  Waisen- 
pflege auch  Privat^'ereinigungen  in  Deutsch- 
land sich  bedürftiger,  namentlich  ver- 
wahrloster Kinder  vielfach  annehmen,  welche 
im  wesentlichen  ähnlichen  Gnmdsfltzen  fol- 
gen wie  die  für  die  Öffentliche  Waisen- 
pflege massgebenden.  Für  England  hat  die 
Centralbehönle  feste  Grimdaätae  bezüglich 
der  Pf  legesteilen  durch  Generalordre  vom 
28.  Mai  1889  aufgestellt,  die  im  wesentlichen 
den  hier  gegebenen  Onmdzügen  entsprechen. 

2.  Anstaltspflege.  a)  Armen-  nnd 
WaiBenhäuaer.  —  Cottagesystem.  ^— 
Bettungsaaatalten.  Das  Wort  »Waisen- 
anstalti  deckt  sehr  verschiedene  Einrich- 
tungen. Wird  in  den  auf  niedrigster  Stufe 
stehenden  Anstalten  nur  das  geboten,  was 
nötig  erscheint,  um  ein  Kind  nicht  auf  die 
Stra.sse  zu  setzen  und  nicht  vollständig  ver- 
hungei-n  zu  lassen,  so  bieten  die  besten 
Anstalten  neben  voller  leiblicher  Pflege  eine 
nach  allen  Richtungen  sich  erstreckende 
geistige  und  moralische  Ausbildung,  die 
Erziehung  zu  einem  nützlichen  Berufe,  Aus- 
bildung in  Landarl)eiten  oder  im  Handwerk 
oder  sc^ar  auch  zu  höhereu  Berufsailen. 

Die  Unterbringimg  in  den  Armenhfiusern 
zusammen  mit  allen  Altersldassen  und  ohne 
Unterschied  der  Geschlechter  ist  auch  heute 
noch  in  ländlichen  Gemeinden  vielfach  in 
Gebrauch ;  doch  wird  dem  Mangel  immerhin 
durch  den  allgemeinen  Schulzwang  in  Be- 
zug auf  die  geistige  BUdung  etwas  at^holfeo, 
wenn  auch  diese  Form  der  Versoi^ng 
unter  allen  Umständen  als  die  schlechteste 
zu  bezeichnen  ist  und  noch  hinter  der  Unter- 
bringung selbst  in  einer  weniger  guten 
Familie  zui-Oekbleibt.  In  kleinen  und  mitt- 
leren Städten  wird  man,  sofern  nicht  zum 
System  der  Familien  pflege  übergegangen  ist, 
mindestens  Waisenhäuser  geringen  Umfangs 
finden,  in  denen  6<^nannte  Hausväter  und 
Hausmütter  die  Aufsicht  führen;  in  katholi- 
schen Ländern,  so  nameuthch  in  Frankreich, 
treten  Orden ^scliwestem  an  ihi-e  Stelle,  die 
gerade  in  Bezug  auf  Kinderpflege  mit  Recht 
des  besten  Rufes  gemessen.  Das  gleiche 
gilt  von  Hauseltern  und  Beamten  der 
Waisen  Verwaltungen  im  allgemeinen  nicht. 
Vielmehr  ist  hier  mit  wenigen  sehr  indivi- 
duellen Ausnahmen  der  Mangel  an  Fähigkeit 
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zur  Erziehung  nml  der  Fähigkeit,  Eioder 
nach  ihrer  Eigenart  zu  beurteilen,  Ton  sehr 
bedenklichen  Folgen.  Auch  in  England  war 
namentlich  die  Unterbringung  in  den  klei- 
neren Workhouses,  in  denen  die  Uebelatänrte 
der  Unterbringung  in  Anstalten  zusammen 
mit  ErwachecDen  und  mit  Personen  sehr 
zweilelhafter  Herkunft  und  Charakters  krass 
hervortraten,  der  Anlass,  der  Frage  der 
anderweiten  Einrichtungen  für  Kinder  näher- 
zutreten. 

In  den  grösseren  Waisenhäuaern  sind  die 
Uebelstände  geringer,  weil  hier  die  Auf- 
nahme einer  grösseren  Zahl  von  Kindern 
bessere  Aufsicht  und  Scheidniig  der  Ge- 
schlechter von  vorn  herein  notwendig  macht 
und  auch  der  ohnehin  für  Verpflegung  der 
Kinder  und  Unterhaltung  der  Anstalts- 
gebäude notwendige  Aufwand  auch  die  Her- 
anziehung besserer  KiStte  zur  Aufsicht  und 
zum  Unterricht  leichter  ermi^licht.  So 
finden  sich  denn  in  den  grossen  Waiaen- 
hftusem  ganz  allgemein  Einrichhmgen .welche, 
^gesehen  von  den  principiellcn  Bedenken 
g^cn  Anstaltspflege,  alle  Vorzüge  eines 
wohlgeordneten  Verfiflegungs-  und  Er- 
ziehungssystems  in  sich  vereinigen.  Hier 
ist  neben  sogfältiger  Trennung  der  Ge- 
schlechter, HerBtelhing  gesunder  und  ge- 
räumiger Schlafstellen,  Schaffung  von  Bade- 
eiurichtungen,  Turn-  und  Spielplätzen  aticli 
für  Unterricht  imd  Erziehung,  landwirtschaft- 
liche und  Handarbeit  gesorgt. 

Soweit  die  Waisenverwaltung  das  System 
der  Familienpflege  bevorzugt,  dient  es  zu- 
gleich als  Station  für  die  neuaufgenomme- 
nen Kinder,  welche  hier  zunächst  gereinigt, 
eingekleidet  imd  für  längere  oder  kui-zcre 
Zeit  beobachtet  werden,  um  ein  Urteil  da- 
nlber  zu  ormöd^ichen,  ob  sie  sich  besser  für 
Anstalts-  oder  Familien  pflege  eignen.  Auch 
werden  hier  diejenigen  Kinder  vorläufig 
versorgt,  welche  wegen  vorübei^hender 
Abwesenheit  der  Eltern  haben  aufgenommen 
werden  mllssen  und  nach  Fortfall  der  Gründe 
der  Abwesenheit,  wie  Aufenthalt  im  Kranken- 
hause, Verbüssung  kürzerei-  Freiheitsstrafen 
etc.  den  Eltern  zurückgegeben  werden  sollen. 
Auch  wenn  Kinder  einen  auswärtigen  Unter- 
atfltzungs  wohn  sitz  besitzen,  werden  sie  in 
der  Regel  so  lange  zurück^halten,  bis  sicJi 
die  Heimalgemeinde  entschieden  hat,  ob  sie 
sie  in  eigene  Fürsorge  übernehmen  will. 
Schwer  zu  erziehende  Kinder  von  bös- 
willigem Charakter,  verbrecherischen  oder 
lasterhaften  Neigungen  sowie  auch  kränkliche 
und  fortdauernder  iü:ztlicher  .Aufsicht  be- 
dürftige Kinder  werden  für  die  ganze  Dauer 
der  Waisenpfl^^e  in  der  Anst^t  behalten, 
die  übrigen  in  Pflegestellen  aiisgethan. 

Im  übrigen  hängt  es  von  der  Grösse 
der  Waisenan  stall,  ihrer  Lage  in  oder  ausser- 
halb der  Stadt,  ihren  Mitteln  etc.  ab,  ob  sie 


besondere  Schuleinrielitungen  trifft  oder  die 
Kinder  air  den  vorhandenen  Schulcinrich- 
tiingen  teilnehmen  iäsat.  Beides  hat  gewisse 
Bedenken  g^n  sich;  durch  eigene  Schulen 
werden  die  Kinder  noch  melir  isoliert,  als 
sie  es  schon  ohnehin  durch  die  Anstalts- 
pflege sind,  während  bei  dem  Besuch  der 
allgemeinen  Schulen  ihnen  der  Unterschied 
zwischen  Kindern,  die  ein  Elternhaus  halten, 
mid  ihrem  eigenen  Schicksal  häufig  schmerz- 
lich und  verbitternd  zur  Erkenntnis  kommt. 
Diese  Wahrnehmung  ist  beispielsweise  in 
England  gemacht  worden,  wo  man  zur  Ver- 
minderung des  üblen  Einflusses  des  work- 
house  die  Kinder  in  die  allgemeinen  Schulen 
sandte.  Im  übrigen  ist  gerade  im  Hinblick 
auf  diese  Wahrnehmungen  in  England,  so- 
weit niclit  die  Familien  pflege  (boardin  g-out- 
System)  angewandt  wird,  vielfach  die  Er- 
richtung besonderer  Anstalten  für  Kinder 
erfolgt;  Districts-  sowie  auch  Parochial 
sehoola,  in  welchen  die  Kinder  den  work- 
houses  entnommen  und  in  besonderen  An- 
stalten vereinigt  werden;  der  Unterscliie<l 
zwischen  beiden  Schulen  liegt  nui'  in  dem 
Umfang;  im  übrigen  entsprechen  sie  dem, 
was  wir  Waisenhäaser  nennen. 

Ein  anderer  Unterschied  in  den  Anstalts- 
einrichtungen tritt  heiTor,  sofern  sie  für 
verschiedene  Altersklassen  bestimmt  sind, 
wie  z.  B.  in  Frankreich  durch  das  Dekret 
von  1811  bei  Anordnung  der  Familienpflege 
gleichzeitig  verordnet  wurde,  dass  die  Kinder 
mit  vollendetem  12.  Lebensjahre  wieder  in 
die  hospices  zurilckkehren  sollten,  um  die 
Vollendimg  ihrer  durch  den  t^uemden 
Aufenthalt  auf  dem  Lande  gefährdeten  Aus- 
bildung zu  erhalten.  Wenn  die  Anstalts- 
pflege, wie  es  namentlich  bei  den  noch 
unten  zu  besprechenden  Rettungsanstalteo 
der  Fall  ist,  sich  über  das  schul pfliclitige 
Alter  hinaus  erstreckt,  müssen  Einriclitiingen 
für  die  Ausbildung  in  einem  Gewerbe  ge- 
troffen werden.  Andere  Formen  der  Aq- 
staltspflegc  kommen  da  vor,  wo  die  An- 
stalten zunächst  nur  der  Obdachlosigkeit 
steuern  sollen.  Von  einer  höchst  interessan- 
ten Fürsorge  dieser  Art  berichtet  die 
äChildren's  Aid  Society«  in  New-York,  die 
u.  a.  ihre  Fürsoi^  den  Kindern  zuwendet, 
welche  olme  Heim,  ohne  Eltern  und  ohne 
jegliche  Pflege  auf  den  Strassen  herum- 
streifen und  kein  oder  ein  ganz  kümmer- 
liches Nacht«]  uartier  besitzen.  Es  wird  diesen 
Kindern  zunächst  nur  ein  Nachtquartier  ge- 
boten, während  sie  tags  über  ilirem  Vaga- 
bundenleben überlassen  bleiben.  Nach 
einiger  Zeit  sucht  man  die  Kinder  in  be- 
sonderen Arbeitssdiulen  zu  sammeln  und 
dort  arbeiten  zu  lassen,  um  sie  allmählich 
der  ehrlichen  Arbeit  zuzuführen;  namentlich 
ist  die  Verpflanzung  nach  dem  Westen  zu 
Farmern   häufig.     Den  Bestrebungen   wird 
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ein  sehr  guter  Erfoigiiachgei-füimt.  Aeholit-h 
Uas  iOi)eii-a]l- night -refuge  for  liomeless 
boya  and  girla«  in  London,  eine  der  34  von 
Dr.  Bomardo  gegründeten  Anstalten  ziini 
"Wohle  verwaister  und  verlassener  Kinder. 
Von  der  inneren  Einrichtung  ■wohlein- 
gerichteter Waisenhäuser  kann  hier  mir  eine 
Audeiitiing  gegeben  werden.  Man  sucht 
Di;iier<Ungs  die  Waisenhäuser  thunlichst 
ausserhalb  der  Stadt  in  Vororte  zu  verlegen, 
teils  um  der  Kostenersparnis  ■willen,  teils 
um  die  Kinder  scltädlichen  Einflüssen  zu 
entziehen,  vor  allem  aber  auch,  um  üarteii- 
iind  Ackerland  für  die  Beschäftigung  und 
die  Spiele  der  Kinder  zu  gewinnen.  So  ist 
leispielsweise  das  Hamburger  Waisenhaus 
seiner  Zeit  aus  der  Stadt  verlegt  woi-den 
und  ujufasst  ein  sehr  erhebliches  Areal,  ob- 
wohl es  jetzt  schon  wieder  von  städtischen 
(icbäuden  umgetteu  ist.  Hier  ist,  da  in  der 
Anstalt  zugleich  die  Uebei^angs&talion  ent- 
lialten  ist.  für  alle  Arten  von  Pfleglingen 
Soi^  getragen,  vom  Säuglingsalter  bis  zum 
Alter  der  Konfirmation.  Im  ganzen  sind 
lÖ  Abteilungen  bezw,  Altersgruppen  einge- 
richtet, nämlich:  eine  Abteilung  für  Säug- 
linge, ein  Kindergarten  für  ZOglinge  von 
:^— 6  Jahren,  eine  Gnipjie  für  Knaben  und 
Madchen  im  ersten  Schuljahre,  7  Gnippen 
für  achulpfliclitige  Knaben,  3  Grup^ien  für 
schulpflichtige  Mädchen,  eine  Gruppe  für 
konfirmierte  Knaben,  welche  voi-übergehend 
in  der  Anstalt  sich  aufhalten,  um  von  dort 
aus  wieder  bei  Lehr-  oder  Dienstherren 
imtergebi-acht  zu  werden,  eine  Gruppe  för 
konfirmierte  Mädchen,  welche  nacli  der 
Konfirmation  nocli  ein  Jahr  zur  Erlernung 
der  hiluslichen  Arbeiten  in  der  Anstdt  ver- 
bleiben. Dazu  kommt  eine  Krankenstation 
fOr  erkrankte  oder  besonderer  Pflege  be- 
dürftige schwäddicho  Kinder,  während 
Kinder,  welche  an  ansteckenden  Krank- 
heiten leiden,  dem  Krankenhause  zuge- 
führt werden.  Den  einzelnen  Abteilungen 
und  Gruppen  stehen  1  «sondere  Aufseher 
und  Aufseherinnen,  m  der  Säuglingsabtei- 
hmg  Diakonissen,  im  Kindergarten  eine 
Kindei^ärtnerin  vor.  Als  Aufseher  sind 
meistens  gebildetere  unverheiratete  Hand- 
werker angestellt.  Diese  wohnen  imter  den 
Zßghngen  ihrer  Gruppe,  überwachen  und 
leiten  deren  häushche  Verrichtungen  und 
Spiele,  essen  und  schlafen  mit  ihnen  und 
unterweisen  sie  in  den  verschiedenen  Werk- 
stätten der  Anstalt,  in  welchen  sie  für  den 
Anstaltsbedarf  zu  arbeiten  haben,  in  einzelnen 
gewerblichen  Fertigkeiten.  Als  Aufsehe- 
rinnen in  den  Mädchen gruppen  fungieren 
Damen,  welche  früher  als  Hausdamen  oder 
Erzicherinnen  in  Eamllien  thätig  gewesen 
sind.  Sie  wohnen  unter  den  Mädchen  ihrer 
Cfruppe  und  verrichten  mit  ihnen  die  zur 
Reinigung  des  Hauses,  zur  Beschaffung  und 


Instandhaltimg  der  Kleidung  im  Kahsaal 
und  in  der  Strickstube,  zur  Reinigung  der 
Wäsche  sowie  die  in  der  Küclie  erforder- 
liehen Arbeiten. 

Die  gesamte  hänsliche  Erziehung  der 
Knaben  steht  unter  der  Aufsicht  eines  in 
der  Anstalt  wohnenden  fest  angestellten 
Lehrers,  den  ein  zweiter  I^ehrer  als  ständiger 
Gehilfe  unterstützt;  diejenige  der  Mädchen 
wird  von  einer  älteren  Dame  fiberwacht, 
welche  zugleich  für  die  ganze  Anstalt  die 
Funktionen  der  Hausmutter  wahrzunehmen 
hat.  Jener  als  Oberhelfer,  diese  als  Oberin 
sind  dem  Direktor,  mit  dem  sie  in  täglichen 
Koniei-enzen  und  Besprechungen  die  nötigen 
Massnalimen  verabreden,  für  die  Durch- 
führung des  Erziehungsplanes  in  erster  Linie 
verantwortlich. 

An  der  Beaufsichtigung  imd  Anleitung 
der  schulpflichtigen  Zöglinge  ausser  der 
Schiüzeit  haben  noch  die  sämtlichen  Lehrer 
und  Lehrerinnen  der  Anstalteschule  in  einem 
bestimmten  Turnus,  wonach  mindestens  zwei 
au  jedem  Tage  herangezogen  werden,  sich 
zu  beteiligen.  Sie  habeu  namentlich  die 
Anfertigung  der  Schularbeiten  zu  über- 
wachen und  besonders  an  Sonn-  und  Feier- 
tagen wie  in  den  Ferien  für  zweckmässige 
Eniolung  und  Spiele  zu  sorgen. 

Die  liereits  erwähnten  Gruppen  der  Zög- 
linge umfassen  für  die  älteren  Jahrgänge 
40— ÖO,  für  die  jüngeren  20—30  Kinder. 
Die  Gnippe  soll  die  Famihe  ersetzen,  so- 
weit davon  in  eiuer  Anstalt  die  Rede  sein 
kann.  Sie  hat  ihren  besonderen  Wohn-  und 
Schlafsaal.  Was  die  Glieder  einer  Familie 
im  LÄufe  des  Tages  zu  vereinigen  pflegt, 
liäusliche  Arbeilen,  gemeinsame  Mahlzeiten, 
Erholung  und  Spiel,  das  führt  und  hält  auch 
die  Angehörigen  einer  Gruppe  zu  den  ver- 
scliicdenen  Tageszeiten  zusammen  und  fördert 
in  ihnen  das  Gefühl  der  Gemeinschaft,  wäh- 
rend zwischendurch  kleinere  Abfeilungen  der 
Gruppe  durch  Teilnahme  an  dem  üntenicht 
verschiedener  Klassen  der  An  Stalteschule, 
durch  Arbeiten  in  den  Werkstätten  und  dem 
Garten,  durch  Besorgungen  in  der  Stadt  etc. 
ihrem  besonderen  Berufe  nachgehen. 

Man  sieht  aus  diesem  Beispiel  Ham- 
burgs, wie  es  möglich  ist,  der  Individuahtät 
der  Kinder  gerecht  zu  werden,  ohne  in  die 
bei  Anstalten  drohende  Schablone  zu  ver- 
fallen. 

Die  in  den  Hamburger  Einrichtungen  an- 
gedeuteten Versuche ,  durch  Gruppenbil- 
(iungen  die  Familie  zu  ersetzen,  hat  man  in 
einem  besonderen  System  auszugestalten  ver- 
sucht, welches  nach  der  Anstalt  Mettrav  bei 
Tours  oder  nach  seiner  Anwendung  in  Eng- 
land Mettray-  oder  Cottage-System 
genannt  wird.  Das  System ,  welches  die 
Mitte  zwischen  Anstalts-  und  Familienpflege 
hält,    besteht   darin,    dass  man   statt  eines 
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grossen  gemeinachaftliclien  Gebäudes  kleinere 
Häuser  (cotlages)  in  iän<llidien  Bezirken  er- 
richtet und  die  Kinder  auf  diese  Weise  in 
kleinere  Gruppen  verteilt.  In  diese  Häiiser 
setzt  man  je  eine  Arbeiter-  oder  Haudwerker- 
fainilie,  von  welclier  die  allgemeine  Aufaiclit 
zu  führen  ist,  wobei  die  Knatien  in  dem 
Handwerk  des  Mannes,  die  Mädchen  in  den 
häuslichen  Arbeiten  zu  unterweisen  sind. 
Indem  man  die  Zahl  der  Kinder  in  jedem 
dieser  Häuser  auf  8 — 12  bescl>ränkt,  eine 
Zahl,  welche  noch  bei  kinderreichen  Familien 
erreicht  wird,  sucht  man  die  Vorzüge  der 
mit  der  Anstaltspflege  verbundenen  Isolierung 
mit  der  gemütlichen  Wirkung  der  Familien- 
gemeinschaft zu  verbinden. 

In  Frankreich  sind  mehr  als  SO  solcher 
Anstalteu  nach  dem  Torbilde  von  Mettray 
gegründet  worden ;  in  England,  namentlich 
ui  Wales,  hat  die  Kinrichtung  viel  Anklang 
gefunden;  so  ist  die  Anstalt  in  Chelsea  zu 
erwähnen,  wohin  säratHche  verwaiston,  ver- 
nachlässigten imd  verwahrlosten  Kinder  der 
Gemeinde  gesandt  werden.  L'm  das  Ver- 
waltungsgebäude, die  Kirche,  die  Sciiule 
und  die  Beamten  wohnungen  liegen  die 
kleinen,  im  Stile  einfacher  Arbeiterhäiiser 
auf  dem  Lande  erbauten  kleinen  Häuser, 
in  welchen  die  Kinder  wohnen.  Unter  den 
Hausvätern  sind  die  verschiedenen  Gewerbe 
vertreten.  In  Deutscliland  ist  dieses  System 
namentlich  in  der  Hettungsanslalt  »Das 
Rauhe  Haus»  mit  vorzüglichem  Erfolge  ein- 
geführt worden.  In  Amerika  ist  die  Ein- 
richtung nach  englischem  "Vorbilde  vielfach 
nachgeahmt  worden. 

Der  allerneiieste  Versuch  auf  diesem 
Gebiet  ist  die  Einrichtung  der  sogenannten 
Bcattered  homes,  die  zuerst  in  Sheffield 
eingeführt  woitlen  ist.  Sie  liesteht  darin, 
dass  kleine  Wohngebäude  in  verschiedenen 
Teilen  des  Bezirks  der  Armen  Verwaltung 
gemietet  und  dort  nicht  mehr  als  16  Kinder 
unter  die  Aufsicht  von  Hauseltem  gestellt 
werden.  Die  Kinder  bilden  mit  den  Hans- 
eltern eine  Familie ngemeinschaft,  tiesuchen 
aber  im  übrigen  die  örtliche  Schule,  ver- 
kehren mit  den  Kindern  der  .übrigen  Orts- 
einwohner und  leben  mithin  ganz  wie  andere 
Kinder,  die  in  das  allgemeine  Leben  des 
Ortes  aufgehen. 

Die  Rcttungsan stalten  sind  Waisen- 
anstalten  mit  dem  besonderen  Zwecke,  sitt- 
lich gefährdete  oder  bereits  verwahrloste 
Kinder  zu  bessern  imd  zu  bilden.  Bei  ihnen 
bildet  die  Sorge  für  Unterricht  und  Ei-- 
ziehun^  den  Hauptanlaas  der  Pflegetliätig- 
keit,  die  selbstverständlich  ohne  Gewährung 
von  Obdach,  Nahrung  imd  Bekleidung  nicht 
ausgeführt  werden  kann.  Gleichwohl  ist  es 
nicht  richtig,  die  Rettungsanstalten  zu  scliarf 
von  den  Anstalten  der  Waisenpflege  abzu- 
sondern,   weil   im   Gnmde  genommen   die 


gleichen  Ursachen  füi-  die  Aufnahme  iu 
beide  ma.s.sgebend  sind.  Abgesehen  von  be- 
sonders lasterhaften  oder  gar  verbrecherisch 
veranlagten  Kindern,  welche  in  jedem  Stande 
vorkommen  können,  sind  eben  diejenigen 
Kinder  der  Verwahrlosung  am  meisten  aus- 
gesetzt, welche  in  dürftigen  Verhältnissen 
leben  und  deren  Eltern  ilaher  für  ihren 
Unterhalt  und  ihre  Erziehung  nicht  hin- 
reichend Sorge  tragen  können  oder  wollen. 
Die  ersten  Bestrebungen  anf  dem  Gebiete 
des  sogenannten  Eettungswescns  sind  daher 
im  Gnmde  niehfs  anderes  als  Bestrebungen 
der  Waisen fflr^orge  gewesen. 

So  lial>en  am  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts Pestalozzi,  Fellenijerg,  Wehrli  u.  a. 
in  der  Schweiz  und  in  Deutschland  die 
Kinder  um  sich  gesammelt.  )tat  in  Frank- 
reich die  Thfitigkoit  der  Ordens-schwestem 
eingesetzt,  während  in  England  John  Howard 
und  später  Miss  Carpenter  sich  der  schutz- 
losen Jugend  annahmen.  Dieser  enge  Zu- 
sammenhang erscheint  am  deutlichsten  in 
Amerika,  wo  auch  die  Waisenfflrsoi^  im 
wesentlichen  der  Privatthätigkeit  überlassen 
ist  imd  die  Fürsorge  für  Kinder  sich  gleichei-- 
weise  auf  bedürftige  wie  aiif  verwahrloste 
Kinder  erstreckt.  Im  übrigen  findet  die 
Bessenmg  und  Erziehung  nicht  notwendig 
in  geschlosseneu  Anstalten  statt ;  wie  schon 
erwälint,  ist  in  Deutschland  Überwiegend 
die  Familienpflege  auch  für  solche  verwahr- 
loste Kinder  in  erste  Linie  gestellt;  auch 
ist  thatsOchlicIi  vielfach  die  Erfahrung  ge- 
maclit  worden,  dass  Kinder,  welche  an- 
scheinend zu  den  schlimmsten  ihres  Alters 
gehörten ,  eine  vollständige  Umwandlung 
zeigten,  sobald  sie  aus  ihrer  Umgebung  in 
einfache  ländliche  Verhältnisse  verpflanzt 
wurden.  Wo  jedoch  Familien  pflege  nicht 
eintreten  kann  oder  soll,  treten  die  Rcttungs- 
bezw.  Besseniogsanstalten  an  die  Stelle,  die 
damit  sich  deutlich  von  den  Anstalten  der 
Waisenpflege,  mit  denen  sie  im  übrigen  das 
meiste  gemeinsam  haben ,  abheben.  Das 
Princip  dieser  Hcttungshäuser,  welche  über- 
wiegend von  freien,  auf  strenger  kirchlicher 
Gnmdlage  stehenden  Erziehungs vereinen  in» 
Ijcben  gemfen  sind,  beniht  in  der  Wieder- 
erweckung des  religiösen  Bewusstseins  und 
in  der  Ameitung  zu  nützlicher  Arbeit,  wo- 
bei vielfach  landwirtschaftliche  Tliätigkeit 
und  gewisse,  von  der  Maschinenindustri© 
möglichst  unberührte  Handwerke  bevorzugt 
werden.  Teils  ist  diese  Beschäftigung  als 
wesentliches  Mittel  zur  Aiistäldimg  des  sitt- 
lichen Willens,  der  Ordnungsliebe  und  des 
Fleisses  nur  Mittel  zum  Zweck,  teils  als 
Vorbereitung  auf  den  künftigen  Lobensbenif 
Selbstzweck. 

Die  Zahl  der  evangelisclien  Rettnngs- 
anstalten  betnig  1S98  342  mit  12  759 
Zöglingen.      Besoridei-s    hen'Oi-zuheben    ist 
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WOrttemberg,  wo  die  Reltiiogssache  im 
Anfange  des  Jahrhunderts  nach  dem  Voi^ 
gange  der  von  ZelJer  1820  gegründeten 
Anstalt  in  Beuggen  mit  besonderem  Eifer 
in  Augriff  genommen  war.  Von  den  gegen- 
wärtig bestehenden  18  Anstalten  ist  die 
Mehrzahl  in  den  Jahren  1820—1840  ge- 
gründet worden.  Vor  anderen  ragt  durch 
die  Art  ihrer  Entstehung  und  ihre  eigen- 
artige Weiterbildung,  welche  das  Vorbild 
für  eine  grosse  Zahl  anderer  Anstalten  ge- 
worden ist,  das  von  Wichern  zu  Hom  bei 
Hamburg  gegründete  »Hanlie  Haus«  hervor, 
ebenso  die  von  Werner  in  Reutlingen  Ende 
der  30  er  Jahre  errichteten  Anstalten  »zum 
Bniderhausn.  In  England  sind  es  die  In- 
dustrial  Schools  für  Verwahrloste  und  die 
reformatory  schools  für  jugendliehe  Ver- 
brecher, welche  den  deutschen  Rettungs- 
häHsem  entsprechen.  In  Frankreich  sind 
zahlreiche  Kolonieen  nach  dem  Vorbilde  der 
schon  erwähnten  Colonie  agricole  de  jennes 
detemis  zu  Mettray  entstanden.  Die  Eet- 
tungsanstalten  sind  meistens  geringeren  Um- 
fangs  als  die  eigentlichen  Waiaenan stalten : 
auch  sind  sie  zum  Teil  nach  den  Ge- 
schlechtern geschieden ;  so  nimmt  das  Rauhe 
Haus  nur  Knaben  auf,  während  von  den 
Württemberger  Anstalten  nur  eine  lediglich 
für  Knaben  und  nur  eine  lediglich  fdr 
Mädchen  bestimmt  ist  Bemerkenswert  ist 
noch  die  Dlionois  School  for  Agriculture 
and  tnanual  tiaining  for  boys.  Auch  sind 
hier  die  zahh'eichen  Rettun gaan stalten  für 
sittlich  gefährdete  \ind  die  sogenannten 
Magdale nenan stalten  fttr  gefallene  Mädchen 
zu  erwähnen. 

b)  Anstalten  für  nicht  ToUsbmige 
Einder.  Die  Fürsoi^  fib-  nicht  vollsinnige 
Kinder  fällt  nur  zum  Teil  nnter  die  Auf- 
gaben der  Waisenptlege ;  ziim  anderen  Ted 
gehört  sie  der  hygienischen  und  vor  allem 
3er  pädagogischen  Fürsorge  an.  Docli 
machen  sich  die  Gesichtspunkte  der  im 
engeren  Sinne  armenpflegerischen  Fürsorge 
insofern  geltend,  als  einmal  nicht  voUsinnige 
Einder  flberwiegend  aus  ärmeren  Familien 
hervorgehen  und  gei-ade  die  Sinnesmängel 
dnrch  die  Verhältnisse,  denen  die  Kinder 
entstammen,  vielfach  erzeugt  werden,  anderei^ 
seits  Kinder,  denen  diese  besondere  Fürsorge 
mangelt,  völlig  hilflos  dastehen  und  in 
späterem  Alter  unbedingt  Gegenstand  der 
armenpfl^erischen  Fürsorge  werden  müssen. 
Die  verhältnismässig  junge  Bewegtmg  auf 
diesem  Gebiete  richtet  sich  daher  durchweg 
darauf,  nicht  voUsinnige  Kinder,  soweit  irgend 
angänglich,  unter  Berücksichtigung  ihrer 
geistigen  und  körperlichen  Fähigkeiten  zu 
bilden  und  sie  für  einen  Erwerbszweig, 
deren  Zahl  freilich  immer  sehr  beschränkt 
ist,  vorzubereiten  oder,  soweit  sie  gänzlich 
hildungsunfäfaig  sind,   durch   Aufnahme   in 


eine  Anstalt  der  Lieblosigkeit  bezw.  Ver- 
stand nislosigkeit  ihi'er  Angehörigen  oder  der 
Roheit  der  Aussenweit  zu  entziehen.  Die 
Fordenmg,  dass  für  schwachsinnige  Kinder 
unter  allen  Umständen  ein  gesetzlicher  Er- 
ziehungszwang eintrete  und  innen  besonderer 
Unterricht,  sei  es  in  besonderen  Klassen 
für  die  nur  geistig  zurückgebliebenen,  sei  es 
in  besonderen  Anstalten  fttr  nicht  voUsinnige 
Kinder  zu  teil  werde,  ist  erst  kürzlich  noch 
von  der  7,  Konferenz  für  das  Idiotenwesen 
mit  Nachdniek  gestellt  worden.  Thatsäch- 
lieh  besteht  der  Anstaltszwang  für  taub- 
stumme Kinder  in  einer  Zaiil  kleinerer 
deutscher  Staaten,  in  Dänemark,  Schweden 
und  Norwegen,  Fkigland  und  Italien,  für 
schwach-  und  blödsinnige  Kinder  in  Sachsen, 
Anhalt.  Schleswig-Holsteiu  und  Norwegen. 
In  die  Klasse  der  nicht  vollsinnigen  Kinder 
gehören  Idioten,  deren  normale  öeistes- 
entwickehiug  unmöglich  gemacht  oder  früh- 
zeitig rückgängig  gemacht  o<ler  gehemmt 
ist  (Blödsinnige,  Cretins,  Schwachsinnige 
—  imbecille  —  fecble-rainded),  mit  mann^- 
fachen  Komplikationen,  teils  physischer  teUs 
psychischer  Art  Paralytische  Erscheinungen, 
Taubstummheit,  Blindheit, ^ilepsie),  Taub- 
stumme und  Blinde.  Eigentümlich  ist 
der  Fürsorge thätigkeit  auf  diesem  Gebiet, 
dass  sie  fast  diffchweg  durch  die  Wahr- 
nehmung einzelner  trauriger  Erscheinungen 
angeregt  worden  und  flbei"wiegend  durch 
private  Initiative  ins  Leben  getreten  ist.  Am 
frühesten  hat  wegen  der  ins  Auge  fallenden 
Hilfsbedürftigkeit  die  Blindenfürsorge  sieh 
entwickelt,  während  die  Idioten-  und  Tauli- 
stummenpflege  verhältnismässig  siiät,  ähn- 
lich wie  die  IiTcnpflege  aus  dem  Stadium 
der  sicherheitspolizeilichen  Massregeln  in 
das  der  positiven  SchutzfOrsorge  getreten 
Auf  die  Einzelheiten  kann  an  dieser 
Stelle  nicht  eingegangen  werden. 

B.  ErgänEBude  Fürsorge. 

Vorbemerkang.  Die  Fälle  der  Einzel- 
bildungen, welche  zum  Besten  der  Kinder 
bestimmt  sind,  zu  erschöpfen,  ist  nicht  mög- 
licli.  Zu  betonen  ist,  dass  die  ergänzende 
Fürsorge  sich  im  grossen  Ganzen  auf  dem 
Boden  der  privaten  Vereinsthätigkeit  ent- 
wickelt hat,  zum  Teil  unter  dem  Beistande 
und  der  finanziellen  Unterstützung  des 
Staates  und  der  Gemeinde.  Soweit  sich  die 
Fürsorgetbätigkeit  auf  die  Verwahrung  und 
Ei-ziehung  der  Kinder  beschränkt,  ist  als 
allen  diesen  Veranstaltungen  gemeinsam  her- 
vorauheben,  dass  sie  in  erster  Linie  dazu 
dienen  sollen,  denjenigen  Kindern  Fürsorge 
angedeihen  zu  lassen,  welche  des  Tags  über 
der  Aufsicht  und  Pflege  entbehren.  Das 
Bedürfnis  hierzu  liat  sich  namentlich  in 
grösseren  Städten  und  in  Fabrikorten  heraus- 

'  '"        )  die  Mütter  darauf  angewiesen 
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sind,  mit  zum  IjebengHnterhalt  der  Familie 
beizutragen  oder,  wenn  sie  verwitwet  sind 
bozw,  der  Ehemann  durcli  Krankheit,  Ge- 
brochen am  Erwerb  verhindert  ist  oder  er 
die  Familie  verlassen  hat,  allein  den  Lebena- 
iinterhalt  zu  erwerben;  es  gilt  dies  auch 
filr  die  Fälle,  in  denen  die  Mütter  Annen- 
noteretilfzung  beziehen,  da  diese  in  der 
Regel  niclit  so  hoch  bemessen  ist,  dass  die 
Familie  ohne  jeden  Erwerb  der  Mutter  da- 
von erlialten  werden  kann.  Geht  nun  die 
Mutter  ta^  Ober  dem  Erwerb  nach,  so 
bleiben  die  Kinder  unboaufsiehtigt,  erhalten 
keine  oder  nur  sehr  mangelhafte  Yor- 
kOstigimg,  treiben  sich,  wenn  sie  nicht  etwa 
von  den  Müttei-n  eingeschlossen  wei-den, 
auf  den  Strassen  umher,  wo  sie  zur  Bettelei 
verffihrt  werden  und,  wie  die  Erfahrung 
namentlich  ^sser  Städte  lehrt,  in  hohem 
Masse  rerwiidern  und  verwahrlosen.  In 
solchen  Fällen  tritt  die  Tliätigkeit  der 
Krippen,  Bewahranstalten,  Horte  und  Heime 
ergänzend  ein.  Doch  wird  gerade  ange- 
sichts der  neuerdings  selu-  starken  Beförde- 
rung derartiger  Veranstaltungen  die  War- 
nung erhoben,  nicht  gar  zu  sehr  den  Eltern 
die  Fflrsoige  für  ilire  Kinder  zu  erleichtem 
und  nicht  flherall,  wo  Anstalten  dieser  Art 
nicht  bestehen,  ihr  Fehlen  als  einen  Mangel 
anzusehen;  wo  ein  tbatsächlichcs  Bedürfnis 
nicht  vorliege,  solle  man  sich  baten,  das 
Bedürfnis  kflusUich  hervorzurufen,  da  unter 
allen  Umständen  die  einzig  richtige  Stätte  für 
die  Erziehung  der  Kinder  das  Elternhaus  sei 
und  dieses  nicht  ohne  Not  verdrängt  werden 
dürfe.  Gerade  die  allzu  leiehte  und  bequeme 
Hilfe  komme  weniger  den  Kindern  als 
tragen  imd  pflichtvergessenen  Eltern  zu 
giite.  Diese  Bedenken  sind  bei  den  gut 
geleiteten  Anstalten  nicht  ohne  Würdigung 
geblieben;  man  hat,  um  die  angedeuteten 
Gefahren  zu  vermeiden,  fast  durdiweg  den 
Grundsatz  durchgeführt,  dass  die  Eltern, 
welche  gerade  des  Verdienstes  halber  ihre 
Kinder  derartigen  Anstalten  anvertrauen,  zu 
den  Kosten  der  Pflege  einen  iliron  Verhält- 
nissen entspi-echendeu,  wenn  auch  geringen 
Beitrag  leisten,  dass  sie  iiire  Kinder  in  der 
Regel  selbst  der  Anstalt  zuführen  und  ab- 
holeu  müssen  und  dafls  sie  nur  an  den 
Tagen,  an  denen  sie  wirklich  durch  Arbeit 
vom  Hause  ferngehalten  sind,  die  Kinder 
der  Anstalt  übergeben  dürfen.  Auf  der 
anderen  Seite  wird  darauf  gehalten,  durch 
die  Kinder  mittelbar  einen  fördernden  Ein- 
fluss  auf  die  Elferu  seilst  zu  üben,  indem 
schmutzig  gehaltene,  unordentlich  gekleidete 
Kinder  zurückgewiesen  und  die  Mütter  da- 
durch gewöhnt  werden,  für  Ordnung  und 
Reinlichkeit  der  Kinder  zu  sorgen,  eine  Ge- 
wöhnimg, die  sicli  dann  auch  auf  die  ganze 
Häuslichkeit  überträgt.  So  wurden  auf  dem 
internationalen    Wohithätigkeitskongress   zu 


Mailand  1881  die  Krippen  ^i'adezu  als 
»Schulen  für  die  Mutter<.  bezeichnet.  Auch 
wird  durch  die  persönliche  Zuffthi-ung  der 
Kinder  eine  Verbindung  zwischen  den  Eltern 
imd  den  Pflegestellen  bewirkt,  die  vielfach 
zu  freundlicher,  auch  auf  anderweite  Hilfe 
und  Fürsorge  sich  ausdehnender  Tliätigkeit 
führen  kann,  was  füi-  die  Gebenden  wie  für 
die  Nehmenden  gleich  günstig  wirkt,  indem 
namentlich  die  ersteren  den  Einblick  in 
iluien  meist  ganz  fremde  und  meist  sehr 
trObe  soziale  Verhältnisse  gewinueu. 

1.  Fürsorge  für  das  Dicht  echnl- 
pflichtige  Alter,  a)  Krippen.  Diese  An- 
stalten, welche  wohl  auch  *  Säuglingskrippen» 
genannt  werden,  dienen  Kur  Aufnahme  von 
Kindern  bis  zum  ei-steu,  zuweilen  auch  bis 
zum  zweiten  Jahre. 

Die  ei-sten  Krippen  entstanden  in  Paris 
1844  auf  Anregung  des  Beainteu  Marbeau  ; 
die  Einrichtung  hat  dann  in  Paris  und  ganz 
Frankreich  grosse  Verbreitung  gefunden;  es 
bestehen  dort  über  400.  In  Deutschland 
ist  die  älteste  Krippe  diejenige  im  Breiten 
Feld  in  Wien,  die  1849  gegnindel  ist; 
demnächst  folgen  zahlreichei'e  Gründungen 
in  Bayern;  später  sind  dann  in  allen  euro- 
päischen Staaten  Krippen  gegründet  worden. 

b)  Kinderbewabranfitalten.  Die  erst« 
Anregung  zu  ihrer  Gründung  gab  Oberlin, 
der  1T79  im  Verein  mit  der  in  seinen  Dienst 
getretene»  Louise  Schept;ler  die  verwahr-- 
losten  Kinder,  hauptsäi-hlich  des  vorschul- 
pflichtigen  Alters,  um  sich  sammelte,  ilinen 
Gesehicliten  erzählte,  sie  Lieder  lehrte,  Bilder 
erklärte  und  mit  ihnen  spielte.  Dieser  An- 
regung wunle  dann  in  Deutscldaud,  jedoch 
zimäciist  in  verhältnismässig  geringem  Masse, 
Folge  gegeben;  durch  die  Pnnzessin  Pauline 
von  Detmold  wurde  1802  eine  Aufbewah- 
mngsanstalt  gegründet;  in  Berlin  desgleichen 
1819  durch  Professor  Wadzek.  Etst  von 
den  30er  Jahi-en  an  kommt  die  Sache  in 
Aufschwung  und  führt  zur  Gründung  zahl- 
reicher Bewahranstalten,  deren  Zahl  heute 
auf  mehr  als  2000  zu  schätzen  ist. 

Die  Einrichtung  der  hier  in  IVage  stehen- 
den Anstalten  ist  nicht  überall  dieselbe.  Es 
liegt  das  daran,  dass  zum  Teil  verschiedene 
Ansichten  über  ihre  Aufgaben  heiTSchen. 
Namentlich  haben  hier  die  vorzugsweise 
für  die  Mittelstände  eingerichteten  Fröbel- 
schen  Kindergärten  einige  Vorwimmg  ge- 
bi-acht-.  Diese,  welche  mit  Bewusstsoin  eine 
eigenÜicheKind  erpädagogik  mi  tÄ  nschan  ungs- 
UDtei-richt     und     mannif^cher    Bel^intng 

Sflegen  und  im  Grunde  eine  Art  Schule  für 
as  nicht  schulpflichtige  Alter  bilden,  ver- 
wirren nach  der  Auffassung  der  Hauptver- 
treter der  Bewaliranslalten  den  ChMakter 
dieser  Anstalten,  die  in  der  That  zunächst 
nichts  weiter  als  Anstalten  zur  »Verwah- 
nmgr.  sein  sollen,  wobei  eine  augcmesseno 
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Beschäftigung  des  Kindes  nicht  nur  nicht 
ansgesclüossen,  sondern  sogar  erwünscht  ist, 
■wenn  sie  auch  keine  schnlmSsBige  zu  sein 
braucht.  Es  wird  daher  aucli  gegen  den 
Tiel&ch  eingcbfligerten  Namen  (Warteschulen 
—  Kindergarten  — ■  infants  schools  —  scuola 
infantile)  Pmtcf^t  erhoben  und  betont,  dass 
eben  das  Wort  »Bewahransta!t=  (salle  d'^ile) 
die  Aufgabe  der  Anstalt  richtig  bezeichne. 
Man  wird  dieser  Ansieht  durchaus  bei- 
pflichten müssen;  auch  iiat  der  Deutsche 
Verein  für  Armenpflege  nnd  Wohlthätigkeit, 
der  die  Frage  der  IJinderfürsorge  zusammen- 
fassend behandelte,  die  von  dem  Referenten 
Eleddersen  vorgelegten  Thesen  sich  ange- 
eignet, in  deren  vierter  es  heisst:  »Sie  (die 
Anst^ten)  bereiten  die  Kinder  durch  wechsel- 
volle Anregimg  der  leiblichen  imd  geistigen 
Anlagen  und  Fähigkeiten  in  Verbindimg 
mit  gewissenhafter  GewOhnimg  an  Reinlich- 
keit Ordnung  und  pünktliciien  Gehorsam 
auf  den  Besuch  der  Schule  vor,  schliessen 
aber  die  geordnete  systematische 
Cnterricht9weise,wie  die  strengere 
Zucht  der  Schule  noch  ganz  aus°. 
Der  internationale  WohlthätigkeitBkongress 
von  1858  spricht  in  den  von  ihm  angenom- 
menen Leitsätzen  unter  anderem  als  Auf- 
gabe der  Leiterin  aus:  »d'öviter  nue  l'in- 
BtructioQ  strictement  t'lementaire  nempiöte 
siir  rinstrtjction  scolaire  proprenient  dite«, 
lenkt  aber  gleichzeitig  die  Aufmerksamkeit 
auf  die  Organisation  der  deutschen  Kinder- 
garten. Im  ganzen  wird  hiernach  als  Auf- 
tabe  der  Bewahranstalten  zu  bezeichnen  sein, 
ass  sie  die  Kinder  des  vorschulpflichtigen 
Alters  den  ausserhalb  des  Hauses  beschäf- 
tigten Müttern  tags  über  abnehmen,  ver- 
pflegen nnd  ihrem  Alter  entsprechend  be- 
echäftigen.  Selbstvei-ständlich  ist  auch  hier 
die  Rricksicht  auf  die  hygieinischen  Verhält- 
nisse, Luft,  Licht  und  zweckmässige,  aber 
eingehe  Ernährung.  Neben  grösseren  Räumen 
zum  Aufenthalt  im  Winter  und  während 
r^nerischen  Wetters  ist  ein  Spielplatz  im 
fteien  das  wichtigste  Erfordernis.  Die  Be- 
schäftigimg wird  in  der  Ani-^ung  zu  zwang- 
loeem  Spiel  bestehen,  wozu  bei  den  grösseren 
Kindern  einfache  biblische  und  andere  mo- 
laliscbe  Erzählungen,  das  Vorsprechen  nnd 
Nachsagen  kleiner  Sprüche  und  Lieder,  kleine 
Arbeiten  mit  Bauhölzern,  Sand,  Papier  und 
dergleichen  treten  können.  Die  Aufsicht 
und  Leitung  wird  auch  hier  von  weiblichen 
Kräften  zu  flben  sein. 

2.  Fnrsot^e  für  das  schulpflichtige 
Alter,  a)  Kinderhorte.  In  der  dritten 
Stufe  der  Kind esetit Wickelung  liegt,  das  Be- 
dürfnis der  Aufsicht  etwas  anders  als  im 
vorschulpflichtigen  Alter.  Zunächst  wird 
durch  den  allgemeinen  Schulzwang  jedes 
Kind  ganz  anders  der  Beurteilung  ausge- 
setzt, so  dasB  I^le  besonderer  körperlicher 


oder  geistiger  Terwahrlosung  durch  die 
Lehrer  bemerkt  und,  wo  nötig,  den  zustän- 
digen Sehid-,  Polizei-  imd  Ännenbehörden 
mitgeteilt  werden.  Abgesehen  hiervon,  sind 
die  Kinder  auch  während  eines  erhebliehen 
Teils  des  Tages  beschäftigt  und  auch  nach 
Beendigung  der  Schulzeit  durch  ihre  Schul- 
arbeiten in  Anspruch  genommen.  Im  übrigen 
liegen  die  gleichen  Gründe  vor,  ihnen  wäh- 
rend der  Abwesenheit  der  Eltern  eine  Zu- 
flucht zu  gewälu^n  imd  sie  gerade  in  die- 
sem Alter  Tor  den  Gefahren  des  zuchtlosen 
Hemmtreibens  auf  den  Strassen  zu  bewahren. 
Diesem  Bedürfnis  abzuhelfen,  dienen  die  so- 
genannten »Horte*  oder  auch  «Heime«,  meist 
specieller  als  »Knaben-  oder  Mädchenhort 
bezw,  -heim«  bezeichnet.  Ihre  Entstehung 
ist  verhältnismässig  selir  jungen  Datums. 
Obwold  schon  1828  in  Darmstadt  eine 
Knaben beschäftigungsanstalt  und  1853  in 
Weimar  eine  Gartenarbeitsschule  errichtet 
wurde,  welche  beide  die  Gartenarbeit  zur 
Hauptbeschäftigung  haben,  ist  die  eigent- 
liche Gründung  von  Horten  dem  verstorbenen 
Professor  Seh mid-Sehwarzenbeig  in  Erlangen 
zu  verdanken,  welcher  die  Aufgabe  betonte, 
den  Schulunterricht  durch  die  in  so  vielen 
armen  Häusern  arg  vernactüässigte  Famülen- 
erziehung  zu  ergänzen.  In  diesem  Sinne 
gründete  er  1872  die  Anstalt  'Sonnenblume«, 
nach  deren  Vorbild  alsbald  auch  in  Augs- 
burg und  München  ähnliche  Anstalten  er- 
richtet wurden.  Neuerdings  sind  fast  in 
allen  grösseren  Städten  und  namentlich  auch 
von  Fabrikuntemehmungen  Kinderhorte  ge- 
gründet worden.  So  besteht  in  Berlin  der 
Verein  >Mädchenhürt«  mit  11  Anstalten  mit 
einer  Durchschnittszahl  von  je  50  bis  60 
Kindern,  der  Verein  Kinderhort,  welcher 
zur  Zeit  15  Knabenhorte  und  7  Mädchen- 
horte mit  zusammen  900  Kindern  besitzt, 
und  der  Centralverein  »Mädchenhort«  mit 
4  Anstalten. 

Die  wesentlichste  Aufgabe  dieser  Horte 
ist,  Kinder  angemessen  zu  beschäftigen.  Die 
Kinder  sind  gehalten,  zu  bestimmten  Zeiten, 
in  der  Regel  nach  Schidschluss,  zu  er- 
scheinen; doch  werden  ihnen  an  schulfreien 
Nachmittagen  die  erste  Stunde  und  den 
Knaben  wohl  auch  eine  Stunde  zwischen 
Vor-  und  Nachmittagsunterricht  zur  eigenen 
freien  Verfügung  überlassen,  da  sie  während 
dieser  Zeit  gewissermassen  unter  der  Kon- 
trolle der  öffentlichen  und  dem  Einfluss  der 
Schulzucht  stehen. 

Wenn  auch  mit  grosser  Entschiedenheit 
auf  Ordnung  und  gute  Sitte  gehalten  wird, 
so  soll  doch  die  eigentliche  strenge  Schul- 
zucht nicht  Raum  finden.  Das  A  erhältnis 
des  Ijeiterß  zu  den  Knaben  soll  das  eines 
Vaters  zu  seinen  Kindern  sein;  gerade  von 
dem  Verkehr  mit  gebildeten,  der  Sache  leb- 
haftes Interesse  entgegenbringenden  Männern 
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und  Frauen  wird  eine  segensreiche  Einwir- 
kung auf  die  Kinder  erhofft.  Für  die 
Kädchenhorte  gilt  ziemlich  das  gteiclie,  nur 
dass  Madchen  verhältnismässig  leichter  be- 
schäftigt werden  können  und  bei  ihnen  an 
Stelle  der  Handfertigkeitsarbeiten  die  ■weib- 
lichen Handarbeiten  treten,  sie  auch  ge- 
halten sind,  sich  sogleich  nach  Schulschluss 
in  die  Anstalt  zu  begeben.  Sehr  bedeutende 
Anstalten  dieser  Art,  wie  etwa  das  Kinder- 
heim der  Hcylschen  Farbenfabrik,  welches 
unter  der  persönlichen  Leitung  der  Frau  Heyl 
sieht,  gehen  wohl  noch  weiter  in  der  An- 
leitung und  Beschäftigung  der  Kinder;  dort 
sind  für  die  besondere  Ausbildung  der  Kin- 
der je  nach  Bedürfnis  ein  Sohuhmaclier, 
Tischler,  Korbmacher,  Bürstenbinder  etc.  und 
für  die  KriegsBi)iele  ein  Soldat  zugezogen. 
Ebenso  ist  für  die  Mädciten  ein  umfassen- 
der Haushaltlingsunterricht  eingerichtet,  in 
dem  neben  der  bis  ins  einzelne  gehenden 
Praxis  auch  die  theoretische  Belehrung  in 
fasslicher,  dem  Alter  angemessener  Form 
geboten  wird. 

b)  SchiÜBpeiBung.  Die  Bewegung  für 
0ewähning  von  S|)eisen  an  bedürftige  Schul- 
kinder ist  verhältnismässig  jung.  Sie  ist 
zunächst  nicht  durch  ai-men  pflegerische, 
sondern  durch  jÄdagogische  Gesichtspunkte 
heiTorgerufen  worden,  indem  die  Lehrer 
wahrnehmen  konnten,  dass  ein  Teil  der 
Schüler  dem  Unterricht  nicht  aiifmerksam 
folgte  und  die  Ui-sache  hiervon,  abgesehen 
von  anderen  Ursachen,  wie  Kränklichkeit, 
Ueberbürdung  mit  gewerbUcher  Nebenbe- 
schäftigimg  und  dergleichen,  vielfach  in 
mangelhafter  Ernähning  zu  suchen  war.  Die 
Gründe  hierfür  ergaben  sich  leicht  aus 
näherer  Nachfoi'sehimg  nach  den  häuslichen 
Verhältnissen  der  Kinder,  deren  Eltern  ent- 
weder selbst  zu  bedürftig  waren,  um  für 
hinreichende  Ernähi^ung  der  Kinder  zu 
sorgen  oder  deren  Mütter  wogen  Arbeit 
ausserhalb  des  Hauses  fflr  Bcroifhaltung  von 
Essen  nicht  Soi-ge  tragen  konnten.  So 
wurde  denn,  namentlich  m  der  Schweiz,  wo 
die  Einricbtimg  demnächst  am  meisten  Ver- 
breitung fand,  die  Speisung  solcher  Kinder 
angeregt,  sei  es  durch  Gewähnmg  warmer 
Müch  und  von  Zubrot  zum  FrOIistflck  oder 
eines  warmen  Mittagessens  nach  beendigter 
Schulzeit  bezw.  in  der  Mitta^iiause.  AJs 
infolge  dieser  Anregungen  der  Frage  nament- 
lich seitens  der  Ijehrerschaft  grössere  Auf- 
merksamkeit zugewendet  wimie,  fand  sich 
denn  auch  fast  überall  und  namenthch  wie- 
der in  den  grösseren  Städten  die  gleiche 
Erscheinnog;  in  den  verschiedenen  Orten, 
über  welche  Berichte  vorliegen,  schwankt 
die  Zahl  der  mangelhaft  genährten  und  den 
ganzen  Ta^  ohne  warme  Nahrung  bleiben- 
den Schidkinder  zwischen  S^lÜ^/o.  Diesem 
Uebolstand    zu    begegnen,    ist    nicht   ganz 


leicht  Nicht  bloss  die  Frage  der  Mittelbe- 
schafftmg,  sondern  auch  wenn  die  Mittel 
vorhanden  sind,  die  Frage  der  Beschaffung 
der  Speisen,  ihre  Qualität,  die  Auffindung 
eines  geeigneten  Speisungslokals,  die  Aus- 
wahl der  zn  speisenden  Kinder  machen 
ernstliche  Schwierigkeiten;  auch  wird  die 
Frage  erörtert,  ob  es  zu  den  Verpflichtungen 
des  Staates  bezw.  der  Gemeinde  zu  rechnen 
sei,  wenn  sie  fflr  den  Schuiunterricht  sorgen, 
auch  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  alle  Kin- 
der an  dem  LuteiTicht  in  rechter  Weise 
teilnehmen  können,  was  bei  mangelhaft  ge- 
nährten Kindern  nicht  der  Fall  sei.  Die 
Frage  ist  noch  zu  jung,  um  durch  Aufstel- 
lung fester  Grund^tze  abschliessend  erle- 
digt zu  sein.  Immerhin  kann  man  als  Re- 
geln, welche  bislier  in  der  E'raxis  befolgt 
sind,  etwa  folgende  festhalten :  Die  Speisung 
besteht  da,  wo  die  Kinder  wanne  Mittags- 
kost zu  Hause  zu  envarten  haben,  dagegen 
infolge  eines  laugen  Schulw^es  oder  wegen 
mangelnder  Mittel  ohne  warmes  Frühstück 
das  Haus  haben  verlassen  müssen,  in  Ge- 
wähnmg warmer  Milch  nebst  Brot;  wo  die 
Ernährung  im  allgemeinen  mangelliaft  ist 
und  die  Jlutter  den  ganzen  Tag  über  ausser 
dem  Hause  ist,  in  Gewährung  von  warmem 
Mittj^essen  (Schulsuppe).  Die  Frühstücks- 
verteiluDg  erfolgt  in  der  Schule  selbst  in 
den  Pausen;  die  Abgabe  von  Mittagessen 
je  nachdem,  in  besonderen  Kinderküclien 
oder  in  den  Klasse nräiunen  der  Schule, 
während  diese  frei  sind,  bezw.  in  anderen 
geeigneten  Räumen  der  Schule.  Die  Spei- 
sung von  Kindern  zusammen  mit  Erwachsenen 
in  den  sogenannten  Volksküchen  wird  ziem- 
lich allgemein  verworfen.  Die  BereitsteDung 
der  Mittel  erfolgt  bisher  noch  regelmässig 
dnreh  die  Privatwohltliätigkeit,  jedoch  viet 
fach  unter  namhafter  Beihilfe  des  Staates 
oder  der  Gemeinde;  eine  öffentliche  Pflicht 
zur  Speisung  nur  in  Ansehung  der  Schul- 
kinder zu  fordern,  erscheint  bedenklich,  da 
die  Gi-enzen  in  Ansehung  der  Bedürftigkeit 
sehr  schwer  festzustellen  sind.  In  dieser 
Beziehung  ist  ganz  besonders  hervorzuheben, 
dass  die  Speisung  nicht  ohne  sorgfältige 
Früfting  der  häuslichen  Verhältnisse  gewährt 
werden  darf,  da  sich  gerade  bei  prüfungs- 
losen Einrichtungen  gezeigt  hat,  dass  von 
den  Eltern  hiermit  grosser  Missbrauch  ge- 
trieben un<l  der  Trieb,  ohne  fremde  Hufe 
für  die  Kinder  zu  sorgen,  bedenklich  ge- 
schwächt wird. 

Ueber  die  Ausbreitung  der  Einrichtung 
mag  bemerkt  werden,  dass  sie  namentlich 
in  der  Schweiz  grossen  Anklang  gefunden 
hat  und  dort  fast  ausschliesslich  von  der 
Privat wohlthätigkeit  geübt  wird.  In  Frank- 
reich gewähren  d^gen  die  Gemeinden, 
namentlich  Paris,  erhebliche  Zusdiüsse.  Der 
Berliner  Verein  fürKinden-olksküchen  speiste 
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im  ■Winter  1897/98  diirchscliaitüich  tSglick 
2244  Kinder  und  berichtet,  dass  eeiner 
Kenntnis  Dach  diese  Zahl  nicht  entfernt  dem 
■wirklichen  BedQrfois  entspreche ;  er  fordert 
von  der  städtischen  Behörde  eine  gründ- 
liche und  rückaiehtslose  Enquete,  damit  auf 
Grund  der  zu  fördernden  Ergebnisse  aus 
städtisclieii  Mitteln  fflr  ausreichende  Hilfe 
gesoi^  werde. 

3.  Försoi^e  für  achwächliche  Kinder. 
Der  Q^enstaud  ist  in  einem  besonderen 
Artikel  Ferienkolonieen  behandelt. 
Vergl.  oben  &.I.  III  S.  847  ff. 
Quellen  and  Lltteratar:  I>a  du  Kindtr- 
färtorge    «n«n    Ttil    det    Anaevteettnt    büdtt, 


italittik  angffükrle  LiUtratur  aueh 
*ier  Vi  vtrgleicken.  ü.  oben  Bd.  I  a.  a.  0.  — 
Juuerrfnn  mantti^aehe  Berähnmg  mit  dm  Ar- 
likrU  Findelkavier,  Ferienkolonieen, 
Slerbliekkeil,  Vaekeliehe  Geburten, 
Zvrangttrxiehvng,  lowie  mit  der  pädago- 
giiehen  und  hygieniiehen  LiUtratur.  —  Im 
übrigen  eine  tingehciiere,hier nicht  luertchöpfcnde 
Menge  von  Eimelnacliieeimngen  in  den  Jahres- 
beriehlen  der  grötieren  Kommunalverbände,  der 
Sladtgemeinden ,  Armenvertcaiiungen ,  Waieen- 
4liftungen,  Krtiekungntereine  und  tahUoter  Ver- 
rine  fär  die  bei  B.  näher  beiehriebenen  eitizelnen 
Gegeailände  der  Kinderjäriorge.  —  ilules 
Maleiial  auek  in  gemeinniiUlgeii  Zeitichriflen, 
intbet.  Bl.  f.  mi.  Praiüi  —  Botee  Xreur  — 
Helfer  —  Zl»chr.  f.  d.  Armcnweeen  u.  o.  «i.  — 
Seit  l.  I.  1900  erteheinl  eine  von  Paget  in 
Berlin  hemvtgegebene  ZeiUehrift  »Die  Jugea  d- 
füreorgea,  die  »ich  aueh  im  »pecieUen  mit 
dei\  Aufgaben  der  Kinderfärtorge  btfanl. 

Die  rollttändigile,  zugleich  lytteatatieeh  ge- 
ordnete l'ebertieht  iWer  dal  getamle  Gebiet  der 
Kisderßlrtorge  enthält  die  im  .V<ii  1900  ericliie- 
nene  xBibliogrnphie  deiArmenifeien»« 
herautg.  ron  Münaterberg  in  Abtehn.  VI 
(Srkrifien  der  Cenlralttelle  für  Arb.-Wohlf.-Ein., 
Abt.  Jür  Armenpflege  und  WohUhäligkeit,  Berlin, 
C.  tleymamij. 

Zu  den,  eimelnen  Abtchnilten  werden  norh 
folgende  Werke  hervorgehoben: 

Za  I  1:  Vhltutm,  Die  chriiüifhe  Lieben- 
thätlgkeit,  S  Bde.,  Stuttgart  1SS£,  1884, 
isao.  —  Bogeher ,  Sgetem  der  ArToea- 
pflege,  Slullgarl  1894.  —  Geranelo,  Jiien- 
faitanee  publique,  FUri*  188»,  Bd.  II  fauch 
deutsch  ron  Buii,  StuttgaH  18441-  —  HOgel, 
FindelMuter  und  Findeheeten  Europa»,  Wien 
1S6X  (S.  560ff.  lehr  reiche  Angaben  tifier  die 
Litteratur  von  Mitte  vorigen  bi»  Jfitte  dietet 
Jahrhundertl).  —  Brürkner,  Erziehung  uiul 
Cnlerricht  vom  Standpunkte  der  Siizial]tolitik, 
Berlin  Ig9S.  —  Hau««",  l'eber  Armenkinder- 
pfiege,  KarUmhe  1894  W.  J?*#.  Lüteraturan- 
gaben).  —  Iliitorg  of  Chitd  Saving  iit 
Ihe  V.  St.,  BottOH  189S  (Rep<^l  at  the  HO. 
Xational-O/nfrrenee  of  Charitiet  and  Corrertioa 
in  Chicago;  18  Monographieen  allgemeiuer  und 
tpeeieller  Art).  —  VerögeaÜ.  dei  Congrei 
international  de  bieafaimnce,  Bd.  I  ii.  II, 
Frankfurt  a.  M.  1SS8.  —  Dictionnairc 
d'Eeonomie  ckaritable,  ton«  IV.  p.  44i 
—785,  Art.  E}ffanti,Farii  1SS7.  —  Lallemand, 


Ilitioirc  dei  enfantg  abaiidonnh  et  delaiitea, 
Parii  1SS5.  —  Der  Kinderichntz  und  die 
Armenkinderpfiege  in  Steiermark,  Grat  läOO.  — 
Chance,  Chitdren  ander  the  poor  late,  Ihtir 
educalion,  Iraiaing  and  aftercare,  London  1897. 
—  Oeiterreiehi  Wohl/ahrtaelnrirhlungen,  1848 
—1898,  II.  Bd.,  Jugendpflege,  Wien  1899.  — 
Thym,  Geirhiehte  der  WohlthäUgkeUiantlalten 
in  Belgien,  Freiburg  i.  Br.  1887.  —  KfeAn, 
Dai  Bajnlmrger  Waiaeiihata,  Hamburg  1811!.  — 
Vogelsang,  Dauclbe,  Hamburg  1S89.  —  Flevoh, 
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Frankfurt  a.  Af.,  1890.  —  Mav,  Die  Qeaeütehaft 
freitailliger  Armstifreundr  in  Kiel  von  l?9S—i89S, 
Kirl  1893.  —  D.  y.f.  4.  u.  W.;  Die  Und. 
liehe  Armenpfege  und  ihre  Reform 
(herauigeijeben  von  v.  Reitienttein),  Freiburg 
1SS6.  —  tiraett,  Beitrüge  tur  GaehithU  der 
Erziehung  der  Ifhuen  ete.,  Diltteldorf  1888. 

Queilenteerke:  Schneider,  Die  Inncm 
Million,  Braumckweig  1888  (Handbuch  der 
Wohlthiitigkeitianitalten,  dai,  vcnn  auch  nicht 
ganz  voUeländige,  doch  zahlreirhe  Nachtneitungen 
von    Walten-,   Bettungi-   ete.  Amiatten   enthält). 

—  Sehaefer,  Die  weibliche  Dinkonie,  3  Bde., 
Hamburg  I8S3 — 1S87.  —  WuraUf,  Die  Lehre 
ron  der  Inneren  Müaion,  Berlin  1895.  —  Zeitiehr. 
dei  preun.  itat.  Bureaui.  Ergämungiheß  XV: 
Der  Schutz  der  Jugendlichen  Personen 
im  preuie.  Staate,  Berlin  18SS.  —  AaudnUi, 
Die  Findelpßege.  Eracit.  Sonderabdr.  am  der 
Eulenbvrgiclicn  Reidenryklopädie  der  Heilkunde 
(aameattich  in  Bftug  auf  italiit.  Material  ichr 
relehhaltig).  —  Wellaver  und  MßUer,  Di« 
schweizer.  Armeneniehungianttalten,  Schaffhauien 
1878.  —  Böhtnert,  Armenweien  in  77  denteehen 
Städten,  Dreiden  1886. 

Zn  II 1 :  Aoeh  beeunderi ;  Aellere  Lilterabir  bei 
Girando,  S.  119,  unif  Hügel,  S.  665.  Be- 
londeri  hercorzuh^i :  Muratori,  Sind  die 
Findelhäiiier  coTtellhaft  oder  tchädlich  T  Göttingen 
1779.  —  Zvei  preligekrflnte  Abbandlungen  von 
Haun  und  Slarek  über  die  Vergleichung  der 
Erziehung  der  Waiienkinder  ete.,  Hamburg  1780. 

—  Oanfher,  Getcbichte  der  Veriorgungianitait 
der   Waiien   durch  Privater*iehung  in  Familien, 

Weimar  ISTS.  —  Anhang  tu  Böhmer ti  Armen- 
uieien  in  77  Städten,  S.  239  ff.  —  GutachÜirlie 
Aeuuerungen  von  77  ArMenreneattungen  über 
Anitalti-  oder  FamilienerziehuHg.  — Bom  und 
Schu!abe,    Berichte  für  d.  D.   V.  f.  A.  u.   W. : 

Veber  den  Wert  altgem.  Wailenanilalten.  Druck», 
d.  Y.,  Leiptig  1887,88.  —  D.  V.  f  A.  u.  W.: 
Heach,  In  ü'eleken  Fällen  iet  die  Abnahme  ron 
Kindern  der  Gewährung  von  Famälenunter- 
ilälzung    t»    ojffener    I^ege    vortutiehenl'    1895. 

—  Ebenda:  Slaltnann.  Bcavjtichtigung  der  in 
Famitienpßegc  untergebrachten  Kinder,  1899.  — 
-Veumantt,  OeffeuÜieher Kinderichuti,Jenal895. 
Bergelbe,  Die  unehelichen  Kinder  in  Berlin. 
Jena  1909.  —  Xaube,  Der  SrhiUz  der  unehel. 
Kinder  in  Leiptig,  1S9S. 

Zu  II  i  noch:  Baxelalre ,'  Des  Iniiil. 
de  bienfaisanee  publ.  et  d'imtruction  primaüv 
'l  Rome,  Parle  I84I.  —  Berichte  der  Berliner, 
Hamburger,  Frankfurter  Waiicnreneallungtn  u. 
a.  m.  ~-  Deutsche  Reiehife.cklichule,  Magdeimrg. 

—  Sehneider,  a.  a.  O.  S.  59 ff.  —  Vhlhorn. 
ntimenüich  die  Litleraturangaben  Bd.  III,  Buch  3. 

—  Schäfer,  WeiUiche  Diakonie,  Bd.  II,  Vor- 
trag   1—4.      Schriften    dei    Savhen    Hauiet 
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zu  Hom  bei  Hamburg.  —  Wtchem,  Die  Ein- 
richtung von  Anttallen  für  eitll.  geßhfdele  kon- 
tirmKrU  Knaben,  Hamburg  1S9S,  —  Der  Sellujig»- 
hautbole,   herautg.   r.   P,  Kiraleiv,    Temptin. 

—  Vorster,  Die  Organiialion  der  tUiaÜich 
ibenüoehlen  Ertiehung,  Hatte  IS94.  —  Lang, 
Di«  Zaangtenlehuag  in  England,  Stvllgarl  IS94. 
Vgl.  im.  Obrigen  dm  AH,  Zieangterziehnng 
(VI.  Bd.  S.  assff.j.  —  Werl«,  StengelntMnn, 
SAOer,  Dru  Blinden-,  Idioten-  und  TauUHimmen- 
Bilduiigtieeten,  Norden  13S7.  — Smgeltnann, 
Syilcm,  Lehrhuch  der  Idioteaheilptiege,  Norden 
1SS5    (S.   ISSff.   umjaaie.ade   LiOfraturangubtn). 

—  Beriteibe,  Die  Arbeit  an  den  Sehiraeh-  und 
Btodtinnigtn  (Ziataifreri  Handbibliothek,  Gotha 
1891).  —  Itauechert,  Statitt.  Jahrb.  der  Tiiiibm.- 
Lekrer,  Stultgtrl  1S9S  fS.  Sgß'.  Verteickni*  der 
neueren  Lilteralar  iinif  FaehteiUehr,),  — Hart~ 
mann,  Taubtlataruhelt  und  Tavhilummenbildung, 
StiiUgiiTt  laSO  (8.  XI  iiUcraturangaben).  — 
Mfßgina,  Taubstummheit,  Berlin  und  Leipzig 
ISSi  (S.  ms  ff.  LillenUurangaben  aber  -»SoSchrif- 

ten) 0l8Ch«r,  Blindcaan»toiteu  und  Blinden- 

eniehung  (8. 19,  SO  ujnfaeiende  IJIIeralurangaben), 

—  Der  Btindeii/rennd,  Zrittchrijt  ßr  Ver- 
beiterang  det  Lote»  der  Blinden. 

Zu  II  B:  Sehr.  d.  Cenlr.-Sl.  f.  Arb.- 
Wohlfahrt,  l^llrtarge  filr  Kinder  u.  Jugend- 
liche, Bertin  189S,  8.  69  ff.  —  Füreorge  ßir 
Säuglinge,  1899.  —  Stavbeatt,  Dee  crechei  pour 
let  petiU  enfantt  dee  ourrieri.  Parle  1867.  — 
Ber.  d.  Sonderkomiteei  der  deulerhe« 
Frauenabtei  l.  in  Chicago  Über  Krippen, 
Kindertehtiitvtreine  etc.,  Berlin  ISSS.  —  Bulle- 
tin de  la  Sociftf  det  Criehe»,  Parit.  —  Bulletin 
de  la  Societi  eontre  la  mendicite  da  Enfantt, 
I\iTi».  —  Mittttlungett  det  Verein*  tum  Schult 
der  Kinder  vor  Auenuttung  und  Hitihandliing, 
Berlin.  —  Sehwildt-Montuird,  Sonderkranten- 
anäUtitett  und  Färtorge  für  Kinder.  Im  Hand- 
biiek  der  Krankencerticherung  und  Krankenpflege, 
I.  Bd.,  8.  619-6il.  —  BrtUkner,  Die  öffenl- 
liehe  and  prieate  Färiorge,  Frankfurt  a.  M. 
1S9S,  1.  Heft  Ertiehung  und  rnterrirht.  — 
8chrifte«  d.  D.  V.  /.  Ä.  «.  VT.  188*:  Xr.  t 
Fürsorge  für  arme  und  ichicäehliehe  Kinder, 
yr.  S  Fllriorge  für  arme  auftithtihiee  Kinder, 
Hr.  4  Färtorge  für  reneaitte,  rerlaetene  und 
verwahrloile  Kinder,  Nr.  6  Färtorge  fih  ver- 
■aaehläetigle  und  mitthandelte  Kinder,  Sr.  7 
Färtorge  für  arbeitende  Kinder.  1885:  Nr.  3 
Färtorge  fUr  reneahrlotte  Kinder  elf.,  Nr.  I4 
Krippen.  (Durchweg  vortreffliche,  lachlieh  er- 
tcMjifende  Berichte  nebet  den  dazu  gehSrigen 
itenograpkitchen  Verhandlungen.)  —  1896: 
Ouno,  Filriorge  fUr  arme  Sekulkinder  durch 
Speieung  betw.  Verabreichung  von  Nahrungt- 
mittein.  —  18  97:  FelUeh,  Eünorge  für  die 
tchulenliaeiene  Jugend.  —  C^aar,  Die  Speieung 
nrmer  Schulkinder  (itberi.  von  Blumenfeld),  Ber- 
lin 189t.  —  Hagalhach-BurtMxardt,  Die 
Krippen  und  ihre  hygieiniirhe  Bedeutung.    1900. 

Münet^rberg. 


Eing,  Gregor, 

fiboren  gegen  1650,  gestorben  gegeu  1710  al» 
aqnire  und  Herold  von  Lancaster.  In  seiner 
amtlichen  Eigenschaft  standen  ihm  die  Segister 
Über  die  äBkolischen  Einnahmen  und  Ausgaben, 


über  die  Erträge  der  Terschiedenen  Steuern  und 
Tftien,  über  den  Stand  und  die  Bewegung  der 
Bevälkerung  zur  Verfügung.  Diese  Quotisations- 
bücher  (assessment  boüksj  und  die  Kirchspiel- 
tabellen  Londons  scheinen  das  einzige  Material 
gewesen  zu  sein,  vras  ihm  zu  seinen  [Jnter- 
suchungpen,  die  in  das  Gebiet  der  systematischen 
Hasseiibeobachtanß^n  gehsren,  gedient  hat. 

Von  Staats  wisaenscbaftli  eben  Schriften  in 
Buchform  ist  nur  eine  einzige  und  zwar  oa.  90 
Jahre  nach  seinem  Tode  verüfFentlicht,  nSmlich: 
Natural  and  poütical  observstions  and  conclusious 
upon  the  State  and  condition  of  England  in 
1696,  London  1801,  als  Anhang  zu  Chalmerd, 
Estimate  of  tbe  curaparative  atrength  of  Great- 
Britftiu  publiziert.  —  Was  ans  seinen  übrigen 
Uanuskripten  geworden,  kann  nur  vermutet 
werden,  da  aber  dem  Freund  Kings,  dem 
Generalinapektor  der  Ein-  und  Ausfuhrzölle 
unter  der  Regierung  der  Königin  Anna,  Dave- 
nant,  dieselben  zur  beliebigen  Benutzung  vom 
Verfasser  anvertraut  waren,  so  ist  ansunehmeu, 
dass  sie  auch  nach  dem  Tode  Kings  in  Dave- 
nants  Besitze  geblieben  und,  wie  auch  Röscher 
in  seiner  Geschichte  der  englischen  Volkswirt- 
schaftslehre (s.  n.)  andeutet,  tect«  numiue  autoris 
benutzt  sind.  Abacbnitte  aus  den  „natural  and 
MÜtical  observations"  Kings  mit  Erlaubnis  des 
Verfassers  in  seinen  Schriften  veröffentlicht  zu 
haben,  bat  Davenant  jedenfalls  zugestanden. 
Die  in  diesem  Werke  enthaltenen  populatio- 
nistischen  L'ntersuchungen  lehnen  sicn  au  die- 
jenigen G  raunt«  und  Kings  Wohlstands- 
messnngen  Eiiglaads  an  die  bezQglichea  Vor- 
arbeiten Pett.VB  an.  Der  popnlalionistia che  Teil 
der  Schrift  weist  jedoch  zablreicbe  unrichiige 
Verhältniazahlen  aufj  dagegen  ist  seine  Alters- 
verteilung  der  englischen  Bevölkerung  nach 
dem  Geschlecht  und  die  nach  den  Qnoiisations- 
bilcbem  aufgestellte  Civilstandastatistik  unan- 
fechtbar, ferner  ist  die  von  ihm  gegebene  Ver- 
mügensstatistik  des  englischen  Volkes,  die  er 
von  den  Lords  bis  zu  den  Cottagers  herab  ver- 
folgt, als  zuverlässige  Quelle  für  die  damalige 
SoziEilgeschichte  Englands  anztierkennen ;  nuch 
seine  detaillierten  Berechnungen  des  Volksver- 
mögens, die  sich  auf  Bewertuns:  von  Gmnd 
und  Boden,  der  Produkte  des  Aclterbanes  und 
der  landwirtschaftlichen  Gewerbe,  des  Vieh- 
atandes,  der  Porsten  und  nutzbaren  Gewässer, 
der  Erträge  der  Industrie  und  des  Handels 
sowie  des  Bergbaues  ausdehnen,  haben  nicht 
allein  keinen  Widerspruch  erfahren,  sondern 
Davenant  (s.  u.l  hat  ihnen  das  Zeugnis  aus- 
gestellt, dass  sie  jeder  genauen  Prüfung  der 
einzelnen  Positionen  Stich  gehalten.  Der  von 
King  aufgestellte  Satz,  dass  der  Emteausfall 
die  Kompreise  in  der  Weise  modifiziert,  dass 
ihre  Abhängigkeit  von  dem  Ernteergebnis  ia 
einer  bestimmten,  die  Schwankungen  dar- 
stellenden Zahlenreihe  nachzuweisen  ist,  die  bei 
Missernten  eine  aufsteigende  Tendenz  einhält, 
galt  längere  Zeit  als  unumatösslich  und  wurde 
n,  a.  auch  noch  von  Tooke  in  „Hiatorr  of 
prices"  als  zutreffend  anerkannt.  Diese  sogen. 
-Kingsche  Regel",  welcher  auch  die  kürzere 
Fassung  gegeben,  dass  der  arithmetischen  Pro- 
gression des  Angebots  die  geometrische  der 
Preisbildung  gegenübertritt,  ist  jedoch  nur  auf 
vollständig  abgescbloasene  Beobacutungscentreii, 
ant  die  der   Weltverkehr  nicht   influiert,    an- 
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vendbar  nnd  gilt  daher  i 
-venltet  nnd  nur  noch  toi 
f&r  die  WiBsenBch&ft. 

Vergl.  Über  King:  Davenant,  PoÜtical 
and  commercial  workB,  Bd.  U,  London  1771, 
S.  Iföff.,  224.  —  Sttssmilch.  Göttliche  Ord- 
nnng,  4.  Anfl.,  3  Bde.,  Berlin  1775—76;  Bd.  I 
S.  T5,  8081,  ]30ff,,  234;  Bd.  II  S.  488fF.; 
Bd.  ni  S.  6Ö560  Q.  a.  —  Röscher,  Zur  Ge- 
Khicbte  der  eugÜBchen  Volks  Wirtschaft,  Leipzig 
1851,  S,  118.  —John,  Geacliichte  der  Statistik, 
Bd.I,  Stuttgart  18»4,  S.  2G2.  —  Block,  TraitS 
de  statistiuue,  2.  Aufl.,  Paris  1886.  —  Ga- 
baglio,  Teoria  delln  atatistica,  2.  Aufl.,  Bd.  I, 
HaUand  1888,  S.5253.  — Dictionary  ofNatiooal 
Biography,  ed.  by  Sidney  Lee.  —  Palgrave, 
Dictionary  of  pol.  economy,  vol.  II  S.  605, 
London  1896.  Lippert. 


imd  damit  einen  Rechtsanspnicli  auf  den 
Zehnten  begi-Qndeten,  ohne  dass  es  gelangen 
wäre,  das  Grebot  flberall  zur  Ausführung 
zu  bringen.  Auch  entspannen  sich  in 
der  Eirche  selbst  zahlreiche  Streitigkeiten 
zwischen  den  Bischöfen  luid  Klöstern  sowie 
zwischen  den  Bischöfen  und  den  Pfan^st- 
lichen  über  das  Recht  zum  Bezug  der  Zehn- 
ten. Häufig  wurde  auch  von  den  zehnt- 
berechtigten  Kirchen  das  Recht  zum  Bezug 
der  Zehnten  an  Laien  verliehen  oder  gegen 
anderweitige  Leistungen  Zehntfreiheit  ge- 
währt. Vielfach  bestanden  ferner  weltliche 
Zehnten  als  gnindherrliche  Abgaben,  die 
dann  später  nicht  selten  von  der  Kirche  als 
kirclüichc  Zehnten  in  Anspruch  genommen 
wurden.  So  bildeten  sich  im  Laufe  des 
Mittelalters  ausserordentlich  mannigfeche, 
verwickelte  und  unsichere  Rechtszust&nde, 
die  zu  unaufhörlichen  Streitigkeiten  den 
Anlass  gaben.  Seit  der  Mitte  des  11.  Jahr- 
Zehnten,  i  hunderts  verbot  zwar  die  Kirche  jede  Ver- 
3.  Stol-  j  äusserung  von  Zehnten  an  Laien  und  for- 
Biachflfe.  derte  die  Rückgabe  der  in  Laienhänden  be- 
findlichen Zehnten  (vgl.  insbesondere  dio  Be- 
schlflsse  des  2.  und  3.  Konzils  vom  Lateran 
von  1139  und  1179),  aber  die  Kaiser  weiger- 
ten sich,  diese  kirchlichen  Gebote  zu  Reichs- 
gesetzen zu  erheben  (Reichst^  von  Geln- 
hausen 1186) ,  und  die  Kirche  vennochte 
mit  ihren  Fordenmgen  nicht  durchzudringen. 
Es  bliclien  neben  den  kirclüichen  die  welt- 
lichen Zehnten  bestehen,  und  selbst  der  Satz 
des  kanonischen  Rechts  (c.  29  X.  de  decimis 
in,  30),  dass  die  Freiheit  von  der  kirch- 
lichen Zehntpflicht  erwiesen  werden  mtlsse, 
fand  in  den  meisten  Ländern  keine  Annahme, 
vielmehr  galt  der  umgekehrte  Satz,  dass  der 
Anspruch  der  Kirche  auf  Zehnten  von 
ihr  in  den  einzelnen  Gemeinden  erwiesen 
weiden  muss.  (Soauch  in  Preussen  nach 
Allg.  Landrecht  IL  11,  §  860,  in  Oester- 
reifh  etc.  Das  baverische  Landrecht 
von  1756  II,  10,  §  4 'hat  dagegen  den  Satz 
kanonischen  Rechts  aufgenommen.)    Ist 
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L     Im     allgemeinen.       1. 
2.    Kleinere     verwandte     Abgaben. 

f  bahren.  4.  Abgaben  au  die 
KircheoBtenem.  6.  Die  kirchliche  Baulast. 
n.  Abgaben  au  den  Papst.  1.  Einlei- 
tung. 2.  CenauB.  'A.  Die  KreuzzugBsteuem. 
4.  Servitja  commnnia  und  Bervitia  mmnta.  5. 
Gebühren  und  Taxen.  6.  Visitationsgelder  und 
Pallienta\e.  7.  Das  ins  spolii.  8.  Ina  deportna.  9. 
Annatae.  10.  Quindennia.  11.  Abgaben  an  den 
Papst  in  der  Gegenwart. 

I.  Im  allgemeioeii. 
1.  Zehnten.  Die  Kirche,  den  höchsten 
idealen  Zielen  nachstrebend,  kann  doch  als 
menschliche  Institution  der  materiellen  Mittel 
nicht  entbehren.  Durch  freiwillige  Beiträge 
und  Gaben,  diu^  Schenkungen  imd  letzt- 
willige Zuwendungen  gelang  es  schon  frühe 
den  Kirchen,  namentlich  denen  der  grösseren 
Städte,  ein  bedeutendes  Vermögen  zu  er- 
werlien.  Seitdem  aber  der  Betrieb  eines 
weltlichen  Benifes  mit  dem  Amte  eines 
Geistlichen  für  unvereinbar  galt,  musste  das 
Bestreben  des  Klerus  darauf  gerichtet  sein, 

den  Lebensunterhalt  aller  Geistlichen  durch ;  es  jedoch  erwiesen,  dass  der  Kirche  ii 
eine  regelmässige  und  dauernde  Einnahme-  Gemeinde  das  Zehntrecht  zukommt,   dann 


quelle  zu  sichern.  Schon  in  der  ersten 
Hälfte  des  3.  Jahrhunderts  wurde  deshalb 
die  Forderung  erhoben,  dass  die  Christen 
den  Zehnten  ihrer  Feld-  und  Baumfrüchte 
sowie  das  zehnte  Stück  des  Rind-  und 
Kleinviehs  an  die  Kirche  entrichten,  wie  dio 
Juden  zur  Abgabe  des  Zehnten  an  die  Le- 
viten durch  göttliches  Gebot  verpflichtet 
fäwesen  seien  (3.  Mos.  27,  30 ff.;  4.  Mos.  18, 
Iff.;  5.  Mos.  12,  eff.i  14,  22ff.).  Doch 
ward  erat  im  Laufe  des  6.  Jahrhundert« 
und  zwar  zuerst  im  Frankenreich  eine  der- 
artige Verpflichtung  von  der  Kirche  aus- 
gesprochen. Aber  erst  König  Fippin  und 
Karl  der  Grosse  waren  es,  welche  die  Ent- 
richtung des  Zehnten  allgemein  vorschrieben 


wird  auc!i  für  alle  darin  belegenen  Grund- 
stücke die  Zehntpflieht  vermutet,  so  dass 
die  Befreiung  einzelner  QrtmdstOcke  erwiesen 
werden  muss.  Als  zehntberechtigt  gilt  nach 
dem  kanonischen  Rechte  innerhalb  der 
Parochie  der  Pfarrer,  so  dass  Bischof,  Dom- 
kapitel, Klöster  etc.,  die  den  Zehnten  in 
Anspruch  nehmen,  diesen  Anspruch  erweusen 
müssen.  Nach  kanonischem  Rechte  ist  auch 
von  Neuland,  das  der  Kiütur  erst  imter- 
worfen  wird,  der  Zehnt  (Novai-,  Neu- 
bruch-Rottzehnt) zu  entrichten.  Im 
Mittelalter  ward  derselbe  jedoch  vielfach 
von  den  Bischöfen,  später  von  den  Landes- 
herren in  Ansprnch  genommen.  —  Der  Zehnt- 
pflicht   unterliegen     alle    Einwohner     der 
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Parochie,  die  der  katholischen  Kirche  an- 
gehören, Vielfach  hat  jedoch  die  Zehntiaat 
einen  dinglichen  Charakter  angenommen,  so 
dass  sie  auf  dem  Grundstück  lastet,  auch 
■wenn  dessen  Eigentümer  der  katholiscJien 
Kirche  nicht  angehört.  So  liegt  zwar  nacli 
dem  allgemeinen  Grundsätze  des  Preuss. 
ÄUg.  Landrechts  die  Zehntpflicht  nur  den 
Gliedern  der  Kirchengemeinde  ob  (II,  11, 
§  858,  859,  872),  aber  nach  vielen  Provinzial- 
rechten  (z.  B.  in  Ostpreuseen,  Brandenburg, 
>Iagdebui^  etc.)  ist  der  Zehnt  eine  Peallast 
—  Nach  dem  kanonischen  Rechte  sind  nicht 
bloss  die  Feldfrüchte  und  das  Rind-  imd 
Kleinvieh  dem  Zehnten  unterworfen  (decimae 
praediales  et  aangninales),  sondern  auch  dei 
Ertrag  der  Erwerbsthatigkeit  (dedmae  per- 
sonales}. Doch  gelang  es  der  Kirche  nicht, 
die,se  letzteren  Zehnten  aufrecht  zu  erhalten. 
Aber  auch  in  t>etreff  des  Umtangs  der  Frucht- 
iind  BIutzehuTen  bildeten  sich  in  den  ein- 
zelnen Landesteilen  und  Gemeinden  sehr 
veracJiiedenartigB  Bechtssätze  aus.  Auch 
hatte  sich  schon  früh  an  manchen  Orten 
eine  Umwandlung  des  Zehnten  in  eine  feste 
Geldrente  vollzogen. 

Schon  in  der  Reformation  szeit  hatten 
sich  Stimmen  erhoben,  welche  die  Aufhebung 
des  Zehnten  verlangten.  Indes  wie  die 
katholische  Kirche  damals  den  Zehnten  noch 
nicht  entbehren  konnte,  so  sah  eich  aucli 
die  evangelische  Kirche  genötigt,  das  Zehnt- 
recht aus  dem  kanonischen  Rechte  herflber- 
zxinehmen  und  aufrecht  zu  halten.  Nur 
vei-wandeltc  sich  der  Anspruch  auf  Zehnten 
mehr  imd  mehr  aus  einem  kirchlichen  in 
einen  weltlichen  und  wurde  demgemäse  auch 
von  den  Staatsgesetzen  des  18.  Jahrhunderts 
normiert  Die  Gesetzgebung  der  fran- 
zösischen Revolution  hat  alle  Zehntrechte 
ohne  Entschädigung  aufgehoben  (G.  v.  4.  bis 
11.  August  1789,  Art  5,  G.  v.  16.  Juli  1793, 
auf  die  lündor  des  linken  Rheinufers  aus- 
gedehnt durch  0.  V.  17.  Bmm.  iV).  In 
der  Folgezeit  sind  in  den  meisten  anderen 
Staaten  die  Zehnten  gegen  Entsdiädiguiig 
abgelöst  worden.  S.  die  Artt.  Bauern- 
befreiung oben  Bd.  II:  Bayern 
S.  353f.,  Württemberg  S.  356,  Baden 
S.  358,  Hessen  S.  359,  Ocsterreich 
S.  370,  Belgien  und  Kiederlande 
S,  374ff.  In  Preusscn  wurden  die  kirch- 
liehen Zehnten  durch  G.  v.  2.  März  Ißfitl 
für  ablösbar  erklärt,  (.las  Gesetz  ist  aber  nicht 
ansgeffihi-t  \\a&  durch  G.  v,  15.  April  18ä7 
ersetzt  worden.  Erat  durdi  das  G.  v. 
27.  April  1872  (ei^nzt  durch  G.  v.  15.  März 
1879)  ist  die  Ablösung  durchgeführt  worden. 
Schon  vorher  waren  die  eigen  tum  liehen 
Zehntverhaltnisse  Schlesiens  durch  G.  v. 
10.  April  1865  dim;h  Ablösung  beseitigt 
■worden.  —  In  Italien  wurden  durch 
G.  v.   14.  Juli    1887   die   meisten   Zehnten 


aufgehoben,  die  anderen  wurden  in  eine 
feste  Geldrente  verwandelt,  deren  Ablösung 
durch  Kapital  den  Pflichtigen  gestattet  ist. 

—  In  England  wurden  1836  (6  et  7  Will. 
IV.  eh.  71)  die  Zehnten  in  Geldrenten  um- 
gewandelt und  •1847  deren  Ablösung  in  Land 
oder  Kapital  ermJ^licht  (9  et  10  "VicL  eh.  73). 
Nach  dem  Tithe  Act  von  1891  hat  der 
Grundeigentümer  den  Zehnten  zu  zahlen 
und  Vertrag,  durch  welche  der  Pächter 
dazu  verpflichtet  werden  soll,  sind  nichtig. 

—  In  Irland,  wo  die  dröckende  Zehntlast 
der  bäuerlichen  Bevölkerung,  die  meist  der 
katholischen  Kirche  angehört,  zu  Gunsten 
der  anglikanischen  Geistlichkeit  oblag,  ist 
1838  der  Zehnte  in  eine  feste  Bodenrente 
umgewandelt  worden,  die  der  Grundeigen- 
tümer zu  zahlen  hat.(l  et  2  Vict.  eh.  109). 
Ihre  Ablösung  ward  1869  (32  et  33  Vict 
eh.  42)  angeorflnet.  —  In  Dänemark  ist 
der  Zehnte  in  eine  feste  Kornabgabe  seit 
Anfang  dieses  Jalkrhunderts  umgewandelt 
worden,  welche  der  Zehntpflichtige  entweder 
in  natura  oder  Geld  nach  einer  bestimmten 
Taxe  zu  entrichten  hat.  Doch  sind  die 
addigen  Gilter  zehntfrei.  Auch  in  Schwe- 
den und  Norwegen  besteht  die  Zehnt- 
pflicht noch. 

2.  Kleinere  verwandte  Abgaben.  Klei- 
nere verwandte  Abgaben ,  die  meist  in 
Naturalien  an  den  Pferrer  oder  Küster  zu 
entrichten  sind,  Itaben  sich  neben  den 
Zehnten  örtlich  in  grosser  Verschiedenheit 
erhalten  und  rielfach  haben  sie  einen  ding- 
lichen Charakter  angenommen,  während  sie 
ursprünglich  meist  Al^ben  für  einzelne 
von  dem  Pfarrer  oder  Küster  vorgenommene 
Amtshandlungen  waren.  Daliin  gehören  die 
sogenannten  Pröven  (Präbendon),  d.  h.  kleine 
Gaben  in  Esswaren  oder  Geld,  Ostereier, 
Messhafer,  Weltergarben,  Läutebrote,  Vilal- 
tage,  Calonden  u.  dergl. 

3.  StolgebOfaren.  Wenn  die  Kirche 
auch  die  Vornahme  einer  geistlichen  Hand- 
lung um  eines  weltlichen  Vorteils  willen 
verbietet  und  als  Simonie  mit  idi'chlicher 
Strafe  bedroht,  so  gestattet  sie  doch,  dass 
der  Geistliche  nach  Vornahme  einzelner 
gdstlicher  Handlimgen  (Taufe,  Trauung, 
Aufgebot,  Beerdigung,  nicht  aber  Spendung 
des  heiligen  Abendmahls  und  der  letzten 
Oelung)  tiebühren  hierfür  empfängt,  und 
seit  dem  Mittelalter  sind  aus  den  ursprüng- 
lich fi-eiwiUigen  Gaben  Gebühren  geworden, 
deren  Entrichtung  eine  Pflicht  ist.  Dies 
sind  die  sogenannten  Slolgebühreu  (iura 
stolae.  Stola  ist  ein  von  dem  katholischen 
Priester  bei  Vornahme  von  Amtshandlungen 
zu  tragendes  Kleidungsstück).  Sie  bildeten 
früher  und  vielfach  auch  noch  gegenwartig 
einen  wichtigen ,  wenn  auch  unständigen 
Teil  der  Amtseinkünfte  des  Pfarrei-s  (Al-cI- 
dentalia,  CasiiaUa).    Ihr  Betrag  wird,  wo  er 
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nicht  durch  Observanz  feststeht,  in  der 
katholischen  Kirche  durch  den  Bischof,  in 
der  evangelischen  Kirche  durch  die  Kirchen- 
behörden  festgesetzt.  Vielfach  hat  aber  der 
Staat  das  Recht  der  Festsetzung  an  sich 
gezogen  (l'reussen,  Ällg,  Landrecht  U,  11, 
g  425,  Bayern  ReUg-.Ed.  v.  1818,  §  64) 
oder  eine  Mitwirkung  hierbei  sieh  vorbe- 
halten (Oesterreich  G.  v.  7.  Mai  1874, 
§  24).  Neuerdings  ist  das  Recht,  Stoltaxen 
einzuführen  uud  abzuändern,  in  Freusseu 
den  Organen  der  Kirche  ngemeinden  unter 
OenehniiguDg  der  kirchlichen  und  staatlichen 
Behörden  eingerftumt  worden  (E  vang.  Kirchen- 
gemeinde- und  Synodalordnung  von  1873 
g  31,  0.  V.  b.  Juni  1876  Art.  24;  fflr  die 
kath.  Kirche  G.  v.  20.  Jnni  1875  §  21). 
Doch  geht  das  Beatreben  mehr  und  mehr 
dahin,  die  Stolgebühren  tlberhaiipt  gegen 
eine  den  Geistlichen  zu  gewährende  Ent- 
schädigung aufzuheben,  seitdem  die  Beur- 
kundung des  Persoualstandes  und  die  börger- 
liche  Ehcschliessung  Staatsbehörden  flber- 
tragen  sind.  So  sind  sie  allgemein  auf- 
gehoben worden  in  Braunschweig  (G.  v. 
31.  Mai  1871),  Mecklenburg-Schwerin 
(V.  V.  13.  März  lind  1.  Mai  1876),  Meck- 
leuburg-Strelitz  (V.  v.  21.  Juni  und 
24.  Juli  1873),  Sachsen  (G.v.  22.  Mai  1876), 
in  der  e^'angelischen  Landeskirche  Hessens 
(Kircheng.  T.  23.  Juni  1891).  In  der  evan- 
gelischen Landeskirche  der  alten 
Provinzen  Preussens  ist  die  Ver- 
pflichtung zur  Entrichtung  der  Slolgebtthren 
fUr  Tauien  und  Trauungen  in  ortsüblicher 
einfa<di8ter  Form  sowie  fflr  Aufgebote  durch 
das  Kirchengesetz  vom  28.  Juli  1892  (ergänzt 
durch  Kircheng.  v,  6.  Juli  1898)  aufgehoben 
worden.  Die  geistlichen  Stellen,  deren 
Jahreseinkommen  nicht  mindestens  6000 
Mark  beträgt,  werden  für  die  ausfallenden 
Einnahmen  durch  eine  von  der  Kirchen- 
gemeinde zu  zahlende  Reute  entschädigt. 
Doch  erhalten  die  Kirchengemeinden,  welche, 
um  diese  Entschädigung  aufzubringen,  eine 
Kirchensteuer  ausschreiben  oder  erhöhen 
müssen,  aus  einem  landeskirchlichen  Fonds 
eine  Beihilfe.  Nach  dem  Staatsgesetze  vom 
3.  September  1892  gewährt  der  Staat  diesem 
landeskirchlichen  Fonds  einen  jährhchen 
Zuschuss  im  Betrage  von  1250000  Mark. 
Auch  in  den  Landeskirchen  der  neuen 
Provinzen  (Schleswig-Holstein,  Hannover, 
Hessen-Nassan)  ist  durch  Kirchen-  und 
Staatsgesetze  der  Jahre  1892  und  1893  die 
Aufhebung  der  Stolgebühren  für  Taufen, 
Trauungen  imd  Aufgebote  in  ähnlicher 
Weise  unter  Gewähning  einer  staatlichen 
Beihilfe  erfolgt  Leider  sind  die  Stolgebühren 
für  die  ifitwirkung  der  Geistlichen  bei  Be- 
gräbnissen durch  Gesetz  nicht  aufgehoben 
worden.  Doch  haben  viellach  die  Kii-chen- 
gemeinden    auch   hierfür  die   Stolgebühren 


abgelöst   —   Auch   in  Frankreich   sind 

die  Geistlichen  in  den  anerkannten  Kirchen 
berechtigt,  für  ihre  Amtshandlungen  Stol- 
gebühren (oblations)  zu  foi-dem,  deren  Be- 
trag von  der  Kirchenbehörde  unter  Ge- 
nehmigung des  Ministers  festgesetzt  wird 
(G.  v.  18.  Germinal  X,  Art  69,  70). 

4.  Abgaben  an  die  Biach5fe.  Im 
Mittelalter  war  es  den  Bischöfen  gelungen, 
die  Inhaber  von  (^geistlichen  Aemtern  in  der 
Diöcese  zur  Entnchtimg  mannigfacher  Ab- 
gaben 711  verpflichten,  von  denen  einzelne 
noch  in  einigen  Ländern  sich  erhalten  haben. 
So  wird  in  Bayern  und  Italien 
das  sogenannte  Cathedraticum  oder 
Synodaticum  erhoben,  eine  Abgabe,  die 
zur  Anerkennung  der  Untewrdnung  von  den 
Pfarrern  auf  der  Bistumssynode  zu  ent- 
richten ist.  Das  Seminaristicum,  das 
zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Priester- 
serainare  von  dem  Konzil  von  Trient  ein- 
geführt ward,  besteht  noch  in  Bayern  und 
Oesterreich.  Die  Procurationes  sind 
Abgaben,  die  zur  Verpflegung  des  Bischofs 
bei  der  Visitation  der  Diöcese  von  den  ausser- 
halb der  bischöflichen  Residenz  wohnenden 
Pfarrem  zu  leisten  sind.  Vielfach  wei-den 
sie  in  Naturalien  gegeben.  Auch  ist  in 
manchen  Diöcesen  dem  Pfarrer  ein  Ersatz 
seiner  Auslagen  aus  dem  Kirchen  vermögen 
zu  gewähren  (so  in  Bayern,  in  der  Erz- 
diöcese  K(3ln  etc.).  —  Andere  Abgaben,  wie 
die  Quarta  decimarum,  die  Quarta  legatorum 
oder  mortuarionim ,  die  Aleent-  und  Com- 
mendegelder,  das  ins  deportuuni  (d.  h.  das 
Recht  des  Bischofs  auf  Bezug  des  Einkom- 
mens eines  Jahres,  seit  dem  14.  Jahrlinndert 
der  Hälfte  des  jährliehen  Einkommens  von 
einer  erledigten  Pfründe)  kommen  heut« 
nicht   metir  vor.     Nach   dem   kanonischen 


Zustimmung  des  Domkapitels  den  Inhabern 
geistlicher  Aemter  eine  Steuer  aufznerlegen 
(Subsidium  caritativum).  Doch  ge- 
schieht ihes  nicht  mehr,  auch  erkennen  die 
Staatsgesetze  dem  Bischöfe  ein  derartiges 
Besteuorungsrecht  nicht  zu.  Indes  haben 
sich  in  einzelnen  DiÖi*sen  (wie  z.  B.  in 
Würzburg)  geringfügige  Abgaben  unter 
diesem  Namen  erhalten. 

6.  Kirchenstenern.  Die  neueren  Ver- 
fassungsgesetze der  evangelischen  Kirclie  in 
Deutschland  (mit  Ausnahme  von  Bayern) 
und  in  Oesterreich  haben  den  evangeli- 
schen Kii-chengemeinden  und  meist  auch 
den  grösseren  Verbänden  (Kreis-  und  Pro- 
vinzial- Synodal  verbänden)  wie  der  Landes- 
kirche das  Recht  der  Erhebung  von  Kirchen- 
steuern erteilt.  Die  Staatsgesetze  haben  dies 
Recht  anerkannt  und  die  auferlegten  Steuern 
für  öffentliche  Abgaben  erklärt  die  auf  dem 
Wege  des  Verwallungszwanges  einzutreiben 
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aind.  Aber  sie  haben  aucU  das  Besteuenmgs- 
reeht  sehr  elugeechränkt  und  seine  Ans- 
fibuDg  an  die  Genehmigung  der  staathchen 
Aufsichtsbehörden  gebimden.  In  den  ein- 
zelnen BeBtimmungen  bieten  diese  kirch- 
lichen und  staatlichen  Gesetze  grosse  Ver- 
schiedenheiten dar,  es  inag  daher  genflgen, 
die  fflr  die  evangelische  Landeskirche 
Preiissens,  deren  Gebiet  die  alten  Pro- 
vinzen umfasst,  geltenden  Vorseliriften  hier 
zu  erwähnen.  Nach  der  Gciieralsj'nodal- 
ordnuüg  vom  2ü.  Januar  1876  §  14  können 
durch  Kirchengeaetz  landeekirchJiche  Um- 
lagen eingeführt  werden.  Dieselben  werden 
auf  die  Provinzial verbände  verteilt.  Durch 
die  Pi-oviuzialsynoden  findet  wiederum  deren 
Verteilung  auf  die  Kreisverbände  und  durch 
die  Kreissynoden  auf  die  einzelnen  Gemein- 
den statt,  die  sie  endgiltig  aufzubringen 
haben.  Auch  können  fflr  die  kirchlichen 
Zwecke  der  einzelnen  Provinzen  von  den 
Provinzialsynoden  Provinzialumlagcn  be- 
scUoesen  werden,  die  ebenso  auf  die  Kreise 
und  von  diesen  auf  die  Gemeinden  zu  ver- 
teilen sind.  Der  Beschluss  der  Provinzial- 
Synode  ist  an  die  Genehmigung  des  Ober- 
kirchenrales  und  des  Oberpräsidenten  ge- 
bunden (Staatsg.  V.  3.  Juni  1876  Art  11). 
Der  Gesamtbetrag  aber  der  landes-  und  pro- 
vinzialkirchlichen  Umlagen  darf  6  "/o  der 
von  den  Angehörigen  der  evangelischen 
Landeskirche  aufzubringenden  Einkommen- 
steuer nicht  flbei-steigen  (Art.  16  in  der  Fas- 
sung des  G.  V.  a8.  Mai  1894),  BxmAi 
Kirchengesetz  vom  2,  September  1880  ist 
hiervon  der  Betrag  bis  zu  rj",'o  der  Landes- 
kirche und  der  Betrag  bis  zu  1  "/o  den  Pro- 
vinzialsynoden  zugewiesen  worden.  Doch 
wird  von  der  Landeskirche  gegenwärtig  niu' 
einBetrag  von  3^/4  '^la  erhoben.  Die  Kreissyno- 
den können  nur  zur  Aufbringung  der  Kosten 
der  Synode  selbst  und  der  Provinzialumlagcn 
Umlagen  ausschreiben  (Kirchengemeinde- 
und  Synodalordnung  v.  10.  September  1873 
§  71),  Beschwerden,  die  von  den  Gemein- 
den hiergegen  erhoben  werden,  hat  die 
Staatsbehörde  zu  eutscheidon  (G.  v.  3.  Juni 
1876  Art.  3).  Die  Kirchengemeinden  haben 
die  Mittel,  die  zur  Bestreitimg  der  kirch- 
lichen Ausgaben  erforderlich  sind  und  nicht 
aus  anderen  Einnalunequellen  gedeckt  wer- 
den können,  durch  Kirchengemeindesteuem 
aufzubringen.  Den  Beschluss  hat  die  Ge- 
meindevertretimg  (oder  Gemein  de  Versamm- 
lung) zu  fassen,  doch  bedarf  derselbe  der 
Bestätigung  des  Konsistoriums  und  ist  nur 
nach  Genehmigmig  des  Regierungspräsiden- 
ten vollstreckbar.  Die  Kirchensteuern  dürfen 
nur  als  Zuschläge  zu  den  direkten  Staats- 
steuern  oder  den  am  Orte  erhobenen  direkten 
Gemeindesteuern  auferlegt  werden  (Kirchen- 
Gemeinde-  u.  Svn.-Ordn.  von  1873  §  31, 
G.  v.  25.  Mai  1874  Art  3). 


Nach  dem  Vorbilde  der  Gemeindeoixl- 
nungen  der  evangelischen  Kirche  sind  in 
den  letzten  Jahrzehnten  in  mehreren  deut^ 
scheu  Staaten  auch  die  katliolischen  Kirchen- 
gemeinden dm>;h  Staat^esetz  zu  Koi-pora- 
tionen  tilr  die  Zwecke  der  Termögensver- 
'altung  organlsieit  und  mit  dem  Rechte, 
in  den  Gemeindegliedem  Kirchensteuern 
I  erheben,  ausgestattet  worden.  Dieses 
Besteuerungsrecht  ist  denselben  Beschrän- 
kungen unterworfen  wie  das  der  evangeli- 
schen Kirchengemeinden.  So  Preussen 
G.  V.  20.  Juni  1875;  Hessen  G.  v.  23.  April 
1875;  Sachsen  G.  v.  2.  August  IS78; 
Wilrttemberg  G.  v.  14.  Juni  1887;  Ba- 
G.  V.  26.  Jrili  1888.  In  Baden  und 
Hessen  können  auch  ftlr  die  allgemeinen 
kirchlichen  Bedürfnisse  der  katholischen 
Kirche  des  Landes  von  den  Mitgliedern 
der  Kirche  Steuern  erhoben  werden.  Jedoch 
ist  hierzu  ein  Beschluss  einer  aus  der  "Wahl 
der  Kirchengenossen  hervorgegangenen  Ver- 
trelimg  sowie  bischöfliche  und  staatliche 
(Jenehmigung  erforderlich.  Die  Vertretung 
(in  Hessen  der Diöccsenkirchen vorstand)  be- 
steht aus  Mitgliedern,  die  von  den  Vertre- 
tungen der  Kirchengemeißden  gewählt  wer- 
den. Die  Einbenifung  der  Vertretung 
erfolgt  dureh  den  Bischof,  in  Baden  im 
Einverständnis  mit  der  StaatsrM;ienmg.  Die 
Kirchen steiiern  werden  als  Ziischläge  zu 
den  direkten  Staatseteuem  erhoben.  (Ba- 
den, G.  v.  1.5.  Juni  1892  und  die  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Erzbischof  von  Freiburg 
erlassene  Verordnung  v.  5.  Januar  1900; 
Hessen,  G.  v.  23.  April  1875  Art  5,  6  und 
das  von  dem  Grosslierzoge  genehmigte 
bischöfliche  Statut  für  die  Bildung  des 
Diöcesenkirchen Vorstands  im  Bistum  Mainz. 
Bekanntmachung  vom  16.  Oktober  1899.) 

6.  Die  kirchliche  Banlast  Besondere 
Reclitssätze  bestehen  über  die  Verpflichtung, 
die  Kosten  der  Errichtung  und  Unterhal- 
tung der  kirchlichen  Gebäude  (Kirchen, 
Pfarr-  und  Ktlsterhäuser)  zu  tragen.  Im 
Mittelaitor  hatten  sieh  hierüber  sehr  ver- 
schiedenartige partikulare  und  örtliche  Reclite 
gebildet,  während  das  gemeine  kanonische 
Recht  nur  bestimmte,  dass,  soweit  der  Er- 
trag des  Kirehenvermögens  hierzu  nicht  aus- 
reichte, tlie  Zehntinhaber  und  Beneficiaten, 
in  letzter  Reihe  alle  Beteiligten  zu  Beiträgen 
heranzuziehen  seien  (c  1  —4  X,  III,  48),  Nach 
dem  Konzil  von  Trient  (sess.  XXI  c,  7)  kann 
der  Bischof,  soweit  die  Kosten  nicht  ander- 
weit aufgebracht  werden  können,  in  geeigneter 
Weise  die  Gemeiudeglieder  heranziehen. 
Auch  der  Patron  ist  zu  Beitritgen  ver- 
pflichtet. Wenn  er  jedoch  seiner  'Verpflicli- 
tung  nicht  nachkommt,  so  darf  er  nur  die 
in  (fem  Patronatreclite  hegenden  Befugnisse 
nicht  ausüben,  es  kann  gegen  ihn  nicht 
auf  Leistung  von  Beiträgen  geklagt  werden. 
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Nach  einem  gemeinen  Gewohnheitsrechte 
sintl  aber  bei  Landkirchen  in  allen  F^len 
die  GcmeiiideKlieder  zur  unentgeltlichen 
Leistung  -von  Uanil-  und  Spanndieusteo  ver- 
pflichtet. Au!  diesen  Grundlagen  entwickelte 
sioh  auch  das  fieeht  in  den  evangelischen 
Kirchen.  Doch  ist  fast  überall  das  gemeine 
Recht  durch  {»rtikalares  Hecht  aufl^estaltet 
und  ■weitergebildet,  inabesoudero  die  Vor- 
jiQichtung  des  Patrons  erhöht  worden.  Nach 
dem  preuBsischen  Allgemeinen  Land- 
rechte (II,  11,  §  712ff.)  wird  die  Baiilast, 
sofern  sie  nicht  von  dem  Ertrage  des  Kirchen- 
vermögens bestritten  werden  kano,  zwischen 
der  Gemeinde  luid  dem  Patron  derart  ge- 
teilt, dass  bei  Landkirchen  der  Patron  ^.a 
und  die  Gemeinde  '  a,  bei  Stadtkirchen  die 
Gemeinde  ^.'s  und  der  Patron  ^  s  beizutragen 
haben.  Die  Verpflichtung  zu  Hand-  und 
Spanndiensten  besteht  nur  bei  Landkirchen. 
Doch  fiiud  in  den  einzelnen  Landesteilen 
mannigfache  hiervon  abweichende  Partiku- 
larrechte in  Ki-aft  gebüeben.  Auch  kommt 
es  im  Gebiete  des  Allgemeinen  Landrechts 
wie  in  anderen  deutschen  Landesteilen  (z.  B. 
in  der  Provinz  Hannover)  nicht  selten  vor, 
dass  nach  Ortsrecht  die  Kirchen baidast  einen 
dinglichen  Charakter  angenommen  hat  und  als 
Keallaet  auf  dem  Grundbesitze  niht.  In 
Bayern,  Württemberg  und  Baden 
sind  hinter  dem.  Kirchen  vermögen  besondere 
Baufonds,  Kapitalien,  die  aus  der  Ablösuug 
der  Zehnten  gebildet  sind,  zu  Beiträgen  ver- 
pflichtet, und  nur  soweit  diese  nicht  aus- 
reichen, sind  die  Mittel  durch  direkte  Ge- 
meindeumlagen aufzubringen.  Doch  sind  die 
Rechtszustande  auch  in  diesen  Staaten  im 
einzelnen  wieder  mannigfach  verschieden. 
In  anderen  Staaten  wie  in  Hessen  und 
Sachsen-Weimar,  liegt  in  vielen  Ge- 
meinden auch  dem  Staate  eine  Beitrags- 
pfjicht  ob,  —  In  Oesterreich  hat,  wo 
keine  neuen  Landesgesetze  bestehen,  hinter 
dem  Kirchen  vermögen  der  Patron  alle  baren 
Aoal^en  zu  bestreiten,  während  die  Ge- 
raeind<^lie<)er  die  Hand-  und  Spanndienste 
£U  leisten  haben  (Nieder-  und  Oberiister- 
reich,  Böhmen,  Triest).  In  den  meisten 
KronlSndern  sind  aber  im  Jahre  1863  und 
in  den  folgenden  Jahren  Landesgesetze  er- 
lassen worden,  wonach  der  Patron  ^.'a  (in 
Krain  ^/s,  in  Galizien  V«)  der  Kosten  zu 
tragen  hat.  —  In  den  Ländern  des  fran- 
zöBiBChen  Rechts  (Dekret  v.  30.  Dezember 
1809  und  G.  v.  14.  Februar  1810)  sind  die 
bürgerlichen  (3emeindeu  zur  Tragung  der 
kirchlichen  Baulast  verpflichtet,  sofern  der 
^trag  des  Kirchenvermögens  unzureichend 
ist.  Doch  ist  in  der  prenssischen 
Rhein  pro  vi  nz  durch  G.  v.  14.  März  1880 
diese  Verpflichtung  auf  die  Kirc'hen gemein- 
den übertragen  worden,  Auch  in  Italien 
hegt  den  bürgerlichen  Gemeinden  bis  zum 


Erla.se  eines  Gesetzes  über  die  Bestreifung 
der  Kultuskosten  die  Unterhaltung  der 
Kirchengebäude  in  Ermangelung  anderer 
Mittel  ob  (Gemeinde- imdProvinz.-Ges.  v.  30. 
Dezember  1888  Art.  271). 

II.  Abgaben  tui  den  Papst. 

1.  Einleitang.  Die  centrale  Stellung, 
welche  da.s  Papsttum  wälu^nd  des  Mittel- 
altera  im  Abendlande  einnahm,  erklärt  es, 
dass  sich  bei  der  römischen  Kurie  schon 
frühe  eiue  umfangreiche  und  verwickelt© 
Finanzwirtschaft  und  FJQanzvem'altung  aus- 
bUdeten.  Den  Päpsten  war  es  in  den  Zeiten 
des  Untergangs  des  römischen  Reiches  ge- 
lungen, ausgedehnte  Gnindbesitzimgen  zu 
erwerben.  Indes  diese  Besitzungen  gingen 
später  zum  grossen  Teil  wieder  verloi-eu, 
und  soweit  sie  dem  Papste  erhalten  blieben 
und  neue  hinzu  erworben  wurden,  waren 
die  Einkünfte,  die  daraus  der  Kurie  zu- 
flössen, nur  geringfügig.  Sie  reichten  bei 
weitem  nicht  aus,  um  die  grossen  Ausgaben 
zu  decken,  die  durch  die  päpstliche  Hofhal- 
tung, vor  allem  aber  durch  die   kirchlich- 

gihtischen  Bestrebungen  der  Päpste,  die  auf 
erstellung  einer  klerikalen  Herrschaft  über 
das  ganze  Abendland  gerichtet  waren,  er- 
forderlich wurden.  Noch  immer  aber  haben 
wir  den  Mangel  einer  urkundlichen  Ge- 
schichte der  päpstlichen  Fmanz Verwaltung 
im  Mittelalter  zu  beklagen  und  damit  eine 
der  empfindlichsten  Lücken  in  unserer  Kennt- 
nis der  inneren  Geschichte  des  Mittelalters 
und  insl>esondere  seiner  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelung.  Erst  seit  Papst  Leo  XIII.  das 
vatikanische  Arcliiv  der  wissenschaftlichen 
Forschung  in  dankenswerter  Weise  geöffnet 
bat,  siiiddieQuellen,  aus  denen  die  Materialien 
einer  solchen  Geschichte  geschöpft  werden 
können,  zugänglich.  Seitdem  haben  auch 
deutsche  imd  französische  Gelehrte  durch 
Veröffentlichung  und  Bearbeitung  eines 
Teiles  dieser  Materialien  sich  verdient  ge- 
macht und  die  Gnmdlagen  zu  weiterer 
Forschung  gelegt. 

2.  CenBus.  Schon  am  Ende  des 
S.Jahrhunderts  liess  Papst  Gelasius  (492 
bis  49(3)  ein  Verzeichnis  der  Einnahmen, 
welche  die  römische  Kirche  aus  ihren  Gmnd- 
bositzungen  bezog,  anfertigen  (Polyptycum), 
das  Gregor  der  Grosse  (590  bis  604) 
er  neuem  und  durch  ein  Verzeichnis  der 
regelmässigen  Ausgaben  ergänzen  liesa.  Diese 
Verzeichnisse  blieben  mehi-ere  Jahrhunderte 
in  Gebrauch,  bis  in  den  schhmmen  Zeiten, 
die  seit  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  über 
Rom  hereinbrachen,  auch  die  päpstlichen 
Finanzen  in  volle  Verwimmg  geneten.  Erst 
Gregor  VII.  (1073  bis  1085)  war  es,  der 
schon  vor  seiner  Thronbesteigung  als  öeco- 
nomus  luid  Archidiaconus  der  römischen 
Kirche  um  die  Neuordnung  der  römischen 
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K Dan z Verwaltung  sich  bemühte  und  Bie  als 
Papst  durehgefünrt  hat.  Auf  Gnind  der  von 
Gregor  VH.  veranstalteten  PrivUegiensamm- 
lung  und  späterer  Verzeichnisse  hat  dann 
im  Jahre  1192  der  danmüge  Camerarins  iind 
Mnanzminister  des  Pwistes,  Cencius  Sa- 
velli  (der  »[Jätere  Papst  Honorius  111. 
1216  bis  1227)  den  berühmten  über  cen- 
suum  ecclesiae  Romanae  angefertigt, 
der  aus  zwei  Hauptteilen  besteht,  einem 
nach  Kirche  iipro  vi  nzen  geordneten  Ver- 
zeichnis der  Eintünfte  des  päpstlichen 
Stuhles  und  einer  Sammlung  von  Urkunden 
über  die  Vermögensrechte  der  römischen 
Kirche.  Damit  war  eine  zuverlässige  ITeber- 
sicht  über  die  Einknnfte,  auf  die  der  Papst 
Aospruch  hatte  oder  Anspruch  erhob,  ge- 
geben. Das  Work  gewann  solches  Ansehen, 
dass  die  Beamten,  welche  mit  der  Erhebung 
der  Einkünfte  beauftragt  wurden,  Abschriften 
der  betreffenden  Teile  erhielten,  um  hier- 
nach ihre  Amtsthätigkeit  auszuüben.  Bis  in 
daa  15.  Jahrhundert  wurde  es  benutzt  und 
der  päpstlichen  Finanz  Verwaltung  zu  Griuido 
gelegt. 

Unter  dem  allgemeinen  Namen  Census 
wurden  aber  Abgaben  zusammen  gefasst,  die 
auf  verschiedenartigen  Hechtstitelu  benihten. 
Die  Hälfte  aller  dieser  Abgaben  ward  von 
Papst  Nicolaus  IV.  129«  den  Kardinälen 
überwiesen.    Zu  dem  Census  gehörten: 

a)  Die  Abgaben,  welche  von  den  Gnindbe- 
sitzungen,  die  in  demEigentum  der  römischen 
Kirche  standen,  zu  zahlen  waren,  mochten  sie 
in  Pacht  oder  Emphy  teuse  vergeben  oder  als 
Lehen  verliehen  sein.  Doch  haben  diese 
Einkünfte,  die  in  älterer  Zeit  den  Haupt- 
Btock  der  päpstlichen  Einnahmen  bildeten, 
im  Laufe  des  Mittelalters  mehr  und  mehr 
ihre  Bedeutung  verloren.  Durch  Vorkäufe, 
Verpfändungen  sowie  durcli  Usurpationen 
des  Adels  waren   die  Domänen    zusammcn- 


den  Adligen  verpachtet  oder  ihnen  zu  Lehen 
übertragen  waren,  wurden  die  Abgaben  nur 
unregelmässig  entrichtet. 

b)  Auch  die  zum  Teil  nicht  unbedeuten- 
den Abgaben,  welche  die  der  päpstlichen 
Oberherrliclikeit  unterworfenen  Städte  Mittel- 
Italiens  zu  zahlen  hatten,  gingen  nur  nn- 
regelmSssig  ein  und  wurden,  seitdem  diese 
Städte  unter  die  Hen-schaft  von  Sta<Uherren 
gelangt  waren,  vielfach  gar  nicht  mehr  ge- 
zahlt. Erst  am  Ausgang  des  Mittelalters 
gelang  es  den  Päpsten,  insbesondere  dem 
thatkräftigen  Julius  n.(lfi03  bis  1513),  sie 
der  unmittelbaren  Herrschaft  des  päpstlichen 
Stuhls  wieder  zu  unterwerfen. 

c)  Schon  seit  früher  Zeit  suchten  ein- 
zelne Klöster  und  Kirchen  Schutz  gegen 
bischöfliche  Eingriffe  und  gegen  Gewalt- 
thaten  der  weltlichen  Macht  dadurch  zu  ge- 


,  dass  sie  das  Obereigentum  des 
;  anerkannten  und  damit  in  ein  be- 
sonderes Schutzverhältnis  zu  dem  Papste 
traten.  Sie  erlüelten  dann  in  der  Regel 
von  dem  Papste  besondere  Priril^en,  durch 
welche  sie  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion 
befreit  wurden.  Auch  anderen  Klöstern  and 
Kirchen  wurden  solche  Exemtionsprivilegien 
zn  teil.  Sie  alle  hatten  einen  jährlienen 
Zins  an  den  Papst  zu  zahlen  und  wurden 
im  12.  Jahrhundert  als  in  ius  et  proprieta- 
tem  St.  Petri  et  sanctae  Romanae  ecclesiae 
stehend  betrachtet. 

d)  Weit  beträchtlicher  waren  die  Ab- 
gaben, welche  die  Staaten,  die  eine  Lehens- 
hoheit des  Papstes  anerkannten,  jährltcli  zu 
zahlen  hatten.  Dahin  g;ehÖrten  die  König- 
reiche Neapel  und  Sicilien,  Corsica  und 
Sardinien,  namentlich  aber  England,  das  1000 
Mark  Silber,  die  Mark  zu  5  Goldgulden  be- 
rechnet, jährlich  zu  zalilen  hatte.  Zeitweise 
war  es  im  11.  und  12.  Jahrhundert  den 
Päpsten  gelungen,  auch  in  der  Provence, 
in  Aragonien  und  Portugal ,  in  Kroatien 
und  Dalmatien,  selbst  in  Dänemark  und 
Polen  die  Fürsten  zur  Zaiilung  eines  Ijehn- 
censHS  zu  verpflichten.  Doch  erkannten  im 
15.  Jahrhundert  nur  noch  Neapel  und  Fer- 
rara  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  an,  und 
auch  sie  bbeben  vielfach  damit  im  Rück- 
stände. Neapel  hatte  einen  jährlichen  Census 
von  8000  üncicn  in  Gold  zu  zahlen  und 
eiuen  Zelter  in  den  päpstlichen  Marstall  ab- 
zuliefern. Indes  musste  Alexander  VI. 
1501  den  Census,  dessen  Betrag  schon  früher 
herabgesetzt  worden  war,  erlassen. 

e)  Von  besonderem  Interesse  ist  der 
Peterspfennig,  eine  aUgemeine  Häueer- 
steuer,  welche  die  Päpste  der  Bevölkerung 
der  Länder,  Ober  welche  sie  eine  Oberherr- 
lichkeit in  Anspnieh  nahmen,  aufzulegen 
suchten.  Schon  seit  dem  Ende  des  8.  Jahr- 
hunderts hatten  die  angelsächsischen  Könige 
von  Wessex  und  Mercia  eine  Hauseteuer 
von  1  Denar  erhoben,  nm  mit  ihrem  Ertrage 
eine  Herbei^  für  die  englischen  Pilger 
Ischola  Saxonum)  in  Rom  zu  unterhalten. 
Um  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  hatte 
König  Elhelwulf,  der  Vater  Alfreds  des 
Grossen,  sich  verpflichtet,  dem  Papste  eine 
Jahresrente  zu  zahlen.  Im  Anfange  des  10. 
Jahrhunderts,  nachdem  die  Einheit  des  angel- 
sächsischen Reiches  hergestellt,  scheinen 
diese  beiden  herkömmt icheu  Zuwendiingeu 
zu  einer  einheitlichen  jährhchen  Schenkung 
vereinigt  worden  zu  sein,  zu  der  elee- 
mosyna  regis,  die  zur  Hälfte  für  die 
schola  Saxonum.  zur  Hälfte  für  den  Papst 
bestimmt  war  und  deren  Betrag  durch  eine 
Haussteiier  von  einem  Denar  aufgebracht 
ward.  Später,  seit  Eduard  dem  Ec- 
ken ner  (1042  bis  1066),  hatte  Jeder  freie 
Mann,  der  mindestena  30  Denar  Elnkommea 
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hatte,  jährlich  hierfür  einen  Deaar  zu  zahlen. 
Die  Steuer  war  am  Tage  der  Apostel  Peti-us 
und  Paulus  zu  entrichten  und  erhielt  davon 
den  Namen  Peterspfennig.  Sie  erhielt 
sich  auch  unter  der  Herrschaft  der  Nor- 
mannen. Gregor  yjl.  erklärte  die  eng- 
lischen Könige  zur  Zahlung  dieser  ursprüng- 
lich freiwilligen  Uabe  ffSr  verpflichtet  und 
b^rdndete  aie  "Verpflichtung  darauf,  dass 
dem  Papst  das  Obereigentimi  des  Landes 
zustehe  und  die  Abgabe  demnach  eine 
gritndherrliche  Abgabe  sei.  Seit  der  Mitte 
des  12.  Jahrhunderts  gelai^  es  indes  den 
englischen  Königen,  den  Peterspfennig  zu 
einer  bedeiiteniJen  Einnahmequelle  für  sich 
selbst  zu  machen.  In  einem  jeden  Bistum 
ward  der  für  Rom  bestimmte  Betrag  auf 
eine  gleichbleibende  Summe  festgesetzt, 
während  der  Ueber^chiiss  von  den  Archi- 
dtakonen,  die  den  Peterepfennig  zu  erheben 
hatten,  an  den  königlichen  Schatz  abzu- 
liefern war.  So  betriig  der  Teil  des  Peters- 
pfennigs der  dem' Papst  zukam,  nur  300 
Mark  Sterhng  (gleich  48O0O  Pfennige)  jähr- 
lich und  schon  Innocenz  III.  klagte  da- 
rftber,  dass  der  Papst  nur  300  Mark  erhalle, 
während  der  Feterspfennig  mindestens  1300 
Mark  einbringe.  Sfit  der  Zeit  verlor  diese 
Einnahme  für  die  Kurie  auch  dadiux;h  an 
Bedeutung,  dass,  während  im  13.  und  14. 
Jahrhundert  die  Mark  zii  5  Goldgulden  be- 
rechnet wiu^le,  sie  am  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts nur  den  Wert  von  3  Goldgulden 
hatte.  Von  Heinrich  VIU,  ward  1534 
der  Peterepfennig  aufgehoben,  und  wenn  er 
auch  von  der  Königin  Maria  Tudor  wie- 
der hergestellt  waro,  so  wurde  er  doch  bei 
der  Thronbesteigung  der  Königin  Elisa- 
beth endgiltig  beseitigt. 

Auch  m  den  ^ndinavischen  Reichen, 
selbst  in  Island  und  Grönland,  in  Polen  und 
seinen  Nebenländem  war  es  den  Päpsten 
zeitweise  gelungen,  einen  Anspruch  auf  üen 
Peterspfennig  zur  Anerkennung  zu  bringen. 
Doch  war  das  Einkommen,  das  der  Fajist 
daraus  bezog,  immer  nur  geringfügig.  Viel- 
fech  wurde  die  Abgabe  überhaupt  nicht  er- 
hoben oder  die  Landesherren  eigneten  sich 
den  Ertrag  ao.  Gegen  die  Erhebung  des 
Peterspfennigs  in  dem  Ordenslande  Preus- 
se  n  und  in  dem  ehemals  zu  Polen  gehörigen 
Gebiete  der  Diöcese  Culm  (Pommerellen 
imd  dem  Culraerland)  erhob  der  Orden 
Widerspruch,  imd  erst  nachdem  das  Ordens- 
land zweimal,  1325  und  1338,  mit  dem 
Interdikt  belegt  worden  war,  erkannte  der 
Hochmeister  das  Recht  des  Papstes,  den 
Peterspfennig  zu  erheben,  an.  Für  das  ge- 
samte Ordensland  ward  im  .fahre  1448  der 
Betrag  auf  3495  Mark  angcgebeD,  Doch 
wird  der  wirkhche  Ertrag  selten  diese 
Höhe  erreicht  haben. 

3.  Die  Krenzzngs steuern.    Die  hohen 


Ziele,  die  das  von  dem  Geiste  Gregors  "VTI.  er- 
tüDte  Papsttum  sich  gesetzt  hatte,  lunfossten 
auch  die  Vei-einigimg  des  gesamten  christ- 
lichen Abendlandes  zum  Kampfe  gegen  den 
Islam  im  Orient  wie  auf  der  pjTenäischen 
Halbinsel.  Aber  die  Kreuzzüge,  zu  denen 
die  Päpste  die  Völker  Europas  entflammten, 
erforderten  Geldmitel.  wie  sie  die  bisherige 
Finauzwirtschaft  nicnt  aufzubringen  ver- 
mochte. Sie  konnten  nur  durch  eme  allge- 
meine Besteuenmg  des  gesamten  "Vermögens 
oder  Einkommens  des  Volks  oder  wenig- 
stens des  Klerus  beschafft  werden.  Schon 
im  12.  Jahrhundert  sind  in  Frankreich 
und  England  Versuche  hierzu  gemacht 
worden.  Für  den  zweiten,  freilich  erfolg- 
losen Kreuzzug  hatte  Ludwig  VII.  von 
Frankreich  1147  eine  aUgememe  Steuer 
ausgeschrieben,  der,  wie  es  scheint,  auch 
der  Klerus  si(ih  unterwarf.  Als  nach  der 
Eroberung  Jerusalems  und  der  Vernichtung 
der  meisten  Kreuzfahrerstaaten  in  Syrien 
durch  Saladdin  1187  der  dritte  Krciizzug 
beschlossen  ward,  wurde  sowohl  in  Frank- 
reich von  König  Philipp  August  wie  in 
England  von  König  Heinrich  U.  die  Er- 
liebung  einer  allgemeinen  Einkommensteuer 
in  der  Form  der  Zehnten  (decimae  Saladinae) 
anbefohlen.  Deren  Nichtzahlung  ward  von 
der  Kirche  mit  dem  Banne  bedroht  In 
England  wurde  sie  auch  unter  Mitwirkung 
der  Geistlichkeit  erhoben.  Doch  setzte  in 
Frankreich  die  Geistlichkeit  dieser  kirchlich- 
staatlichen Besteuerung  den  hartnäckigsten 
Widerstand  entgegen  und  sie  nötigte  den 
König  sehr  bald,  das  Steueredikt  wieder 
aufzuheben. 

Hatten  in  diesen  Fällen  die  staatlichen 
Gewalten  deu  Versuch  gemacht,  zu  kirch- 
lichen Zwecken  imd  mit  kirchüeher  Hilfe 
die  Laien  wie  den  Klerus  zu  besteuern,  so 
wu-sste  Innocenz  III.  den  grossartigen 
Gedanken  zu  verwirklichen,  das  gesamte 
Kirchen  gut  in  der  ganzen  katholischen 
Christenheit  einer  päpstlichen  Besteuerung 
zu  unterwerfen.  Das  von  ihm  berufene  und  - 
geleitete  Konzil  vom  Lateran  von  1215 
erkannte  dem  Papst  das  Recht  zu,  fflr  einen 
neuen  Kreuzzug  eine  allgemeine  Steuer  von 
allem  kirchlichen  Einkommen  im  Betrag  von 
5  %  (den  Zwanzigsten)  auf  drei  Jahre 
zu  erheben.  Damit  war  das  Recht  des 
Papstes,  das  Kirchengut  in  der  ganzen  Kirche 
zu  besteuern,  grundsätzlich  anerkannt  Auf 
diesem  Wege  suchten  die  Päpste  bis  in  die 
zweite  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  das  ge- 
samte Kirchengut  des  Abendlandes  ihren 
kirchliclien  und  politischen  Zwecken  dienst- 
bar zu  machen,  freilich  ohne  dass  es  ihnen 
gelungen  wäre,  ein  wohlgeordnetes  Finanz- 
system auf  den  Ertrag  dieser  Steuern  zu 
gründen.  Wie  der  Papst  die  Steuer  ur- 
spi-flnglich  auferlegt  hatte,   um  die  Mittel 
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für  den  Kreuzzug  zw  beschaffen,  so  ward 
sie  auch  weiterhin  alJgemeiu  als  Ki'euzzugs- 
zehnten  bezeichnet,  wenn  diese  Bezeichnun{; 
auch  in  ihren  beiden  Gliedern  nicht  immer 
zutreffend  war.  Vielfach  war  der  Steuer- 
satz nicht  auf  10  "lo,  sondern  in  ver- 
schiedener Höhe  (3"s"/o,  ö^/o,  aber  auch 
^O^/o)  festgesetzt.  Sodann  aber  war  schon 
im  IH.  Jahrhundei-t  der  Krouzzug  gegen  die 
Ungläubigen  liäufig  niir  der  Vorwand,  unter 
dem  der  Papst  die  Steuer  aiiferlegfe,  oder 
aber  es  ward  mUmdeutung  des  Berufes  jeder 
Kampf  des  Papstes  gegen  kirchliche  oder 
politische  Gegner  als  Kreuzzug,  als  cruciata 
bezeichnet.  Anfänglich  hatten  die  BischOfe 
die  Stenem  zu  erheben.  Doch  ernannte  schon 
Honorius  III.  (seit  1219)  besondere  Be- 
amte, die  er  mit  der  Einsammlung  der  von 
den  Bischöfen  erhobenen  Summen  beauf- 
tragte, und  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts schufen  die  Papste  einen  beson- 
deren Behördeuorganiamus  für  die  Erhebung 
und  Verwaltung  der  Zehnten.  Für  grössere 
Gebiete  wurden  Generalkollektoren 
ernannt,  die  wiederum  Subkollektoren 
für  die  einzelnen  Bezirke  zu  bestellen  hatten. 
Die  Subkollektoren  hatten  eidliche  Schätzu  ngs- 
iisten  aufzustellen,  die  in  der  Regel  auf 
Selbsteinschätzung  beruhten,  docli,  hatten  sie 
das  Recht,  hiervon  abzugehen  und  durch  eid- 
liche 7ieugen aussagen  den  Wert  der  kirch- 
lichen Einkünfte  festzustellen.  War  an- 
fänglich die  Abgabe,  wie  der  Zehnte  über- 
haupt, in  Natura!lien  zu  entrichten,  aus  denen 
die  Einkünfte  dcK  Bischofs,  des  Domkapitels, 
des  Klosters,  des  Pfarrers  u.  s.  w.  bestan- 
den, so  ei^b  sich  sehr  bald  die  Notwen- 
digkeit, die  Natiu^abgaben  in  Geldsteucm 
umzuwandeln.  Die  Geld  Wirtschaft  musste 
an  Stelle  der  Natiual Wirtschaft  treten.  Die 
erhobenen  Steuern  wurden  meist  nicht  so- 
fort nach  Rom  abgeliefert,  sondern  in 
Kirchen  und  Klöstern  zur  Verfügimg  des 
Papstes  hinterlegt.  Nach  Bedarf  des  päpst- 
lichen Stuhles  erfolgte  dann  die  Einziehung 
dieser  Gelder  durch  die  päpstliche  Kammer, 
welcher  auch  die  allgememe  Buchführung 
und  Rechnungskuntrolle  oblag.  Die  Deber- 
mittelung  der  Gelder  nach  Rom  aber  erfolgte 
fast  durchweg  durch  die  italienischen  Bank- 
häuser. Sie  besorgten  entweder  gegen  I*i-o- 
vision  den  Transport  der  Gelder  nach  Rom 
oder  sie  gaben  der  Kurie  gegen  Provision 
Voi-schüsse  auf  den  Ertrag  der  Steuer.  In 
beiden  Fällen  übernahmen  sie  auch  die  um- 
Wechsel  ung  der  verschiedenen  Landesmünzen. 
Doch  kam  es  auch  vor,  dass  die  Kollektoren 
die  Gelder  unmittelbar  nach  Rom  sandten 
oder  zu  Barren  einschmelzen  Hessen. 

Unrichtige  Angaben  bei  der  Selbstein- 
schätzung, Wcigenmg  oder  Verzögerung  der 
Entrichtung  des  Zehnten,  Betrug  bei  Ahnt- 
leisttmg  waren  mit  dem  grossen  Bannt 


bedroht,  den  die  Kollektoren  zu  verhängen 
hatten.  Die  weltliche  Obrigkeit  warti  für 
verpflichtet  erklärt,  ihre  Zwangagewalt  der 
Kirche  zur  Verfügui^  zu  stellen,  um  die 
kirelilichen  Gebote  zu  vollstrecken.  Durch 
dieses  weitverzweigte  System  von  Steuer- 
beamten, durch  die  enge  Verbindung  mit 
den  Bankhäusei-n ,  durch  die  Anhäufung 
grosser  Geldsummen  in  der  Hand  der  Kurie 
und  ihrer  Behörden  trat  das  Papsttum  in 
den  Mittelpunkt  des  Weltverkehrs,  ward  es 
eine  der  grössten  Finanzniächte  des  da- 
maligen Etmipa  und  einer  der  bedeutsamsten 
Faktoren,  die  auf  die  Cnibü<lung  der  Natural- 
wirtschaft in  die  GeldwirtschiJt  hinwirkten. 
Doch  hatte  das  Papsttum  bei  der  Diu^h- 
fQhnmg  dieses  Steuersystems  mit  wider- 
sti-ebenden  Kräften  zu  kämpfen,  die  zu  über- 
winden ihm  niemals  völlig  geglückt  ist 
Ueberall  suchten  die  Landesherren  den  Er- 
trag des  Zehnten  oder  wenigstens  einen 
Teü  desselben  sich  anzueignen.  Nicht  selten 
legten  sie  das  Kreuzzugsgelübde  ab  unter 
der  Bedingung,  dass  der  Zehnte  ihres 
Landes  ihnen  Oberwiesen  werde,  um  sodann 
uuter  irgend  welchem  Vonvande  den  Antritt 
der  Kreuzfahrt  hinauszuschieben  und  zu 
unterlassen.  Später,  als  nicht  mehr  die 
grossen  Ideale  einer  klerikalen  Weltherr- 
schaft das  Papsttum  beherrschten,  sondern 
politische  Bestrebungen  au  deren  Stelle  ge- 
treten waren,  schrieben  die  Päpste  in  ein- 
zelnen Gebieten  die  kirchliche  Steuer  zu 
Gun.'sten  der  Landesherren  aus,  um  deren 
Unterstützung  zu  ihren  politischen  Zwecken 
zu  gewinnen.  Mit  dieser  Veränderung  des 
Zweckes,  für  den  die  Steuer  bestimmt  war, 
wuchs  aber  auch  der  Widerstand  des  Klerus, 
der  überall  da,  wo  der  Landesherr  aus  der 
Steuer  nicht  selbst  Gewinn  zog,  von 
diesem  unterstützt  wanl.  Dazu  kam,  dass 
seit  dem  14.  Jahrhundert  die  Päpste  es  zu- 
lassen mussten,  dass  die  Staatsgewalt  selbst 
das  Kirchengut  besteuerte,  so  zunächst  in 
England  und  Frankreich,  dann  aber  auch  in 
anderen  Territorien.  Infolgedessen  machten 
die  Landesherren  die  Erhebung  der  päpst- 
hcheu  Steuer  von  ihrer  Genehmigung  ab- 
hängig, um  ihre  eigene  Einnahme<|uel1e 
nicht  beeinträchtigen  zii  lassen.  Sie  erteilten 
die  Gcnehmigimg  meist  nur,  wenn  ihnen 
selbst  ein  Teil  des  Ertrages  überlassen 
wui-de.  Im  15.  Jahrhundert  wurden  zwar 
auch  noch  Kreuz zugszehnten  zu  allgemeinen 
kirchlichen  Zwecken,  wie  ilie  Hussitea-  und 
Tflrkenkriege,  ausgeschrieben,  meist  aber 
nur  zu  dem  Zweck,  luu  einer  Geldnot  des 
Papstes  abzuhelfen  oder  um  im  politischen 
Interesse  des  Kirchenstaats  einem  Fürsten 
oder  einer  Stadt  eine  Unterstützung  zu  ge- 
währen. Die  gehässigen  Formen,  in  denen 
die  Zehuten  erhoben  wurden,  zahlreiche 
Missbräuche,  die  geduldet  wurden,  die  An- 
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drohuDg  WQd  Verhängung  geistliciier  Strafen 
■mm  Schütze  rein  weltlicher  Interessen  er- 
zenen auch  in  dem  Klerus  eine  tie^eliende 
Erbitterung.  »Rum  verscherzte  sich  im  all- 
^meincn  die  Liebe  seiner  eigenen  (Geistlich- 
keit, und  deshalb  stand  es  der  Eevolution 
nachher  ohnmächtig  gegenüber«  (Oottlob). 

4.  Servitia  communia  und  servitia 
minnta.  Die  von  dem  Papste  ausgest^hrie- 
lienen  Zehnten  -waren  keine  stehenden  Ab- 
gid)en,  sie  wurden  nur  für  bestimmte  Zwecke 
und  nur  für  eine  bestimmte  Zalü  von  Jahren 
auferlegt.  Zu  allen  Zeiten  gingen  sie  nur 
sehr  un regelmässig,  zum  Teil  sehr  verspätet 
ein,  und  aus  den  angegebenen  Gründen  floss 
späterhin  nur  ein  geringer  Teil  des  Ertrags 
in  die  päpstlichen  Kassen.  Um  das  immer 
steigende  GeldbedOrfnis  der  Kurie  zu  be- 
friedigen, mussten  neue  Hilfs'iuellen  er- 
sdilossen  werden.  Seit  der  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts hatten  die  I^pste  den  Ans^iruch  auf 
Ernennung  oder  Bestätigung  fast  sämtlicher 
Bischöfe  und  einer  grossen  Zahl  vou  Aebten 
zur  Anerkennung  gebracht.  Hierfür  aber 
waren  Abgaben,'  die  servitia,  zu  ent- 
richten. Kan  unterschied  die  servitia 
communia  und  die  servitia  minuta. 
Der  Betrag  der  ersteren  war  meist  auf  ein 
Drittel,  bei  einzelnen  Kirchen  aber  auch  auf 
<lie  liälfte  oder  einen  noch  grösseren  Teil 
des  gewöhnlichen  Jahreseinkommens  des 
Bischofs  oder  Abtes  bestimmt.  Im  lä.  Jahr- 
hundert hatten  jedoch  die  Abteien,  deren 
jährliche  Einkünfte  in  den  i-Omischen  Tax- 
büchern   auf   weni^r   als    lUO   Goidgulden 

rhäitzt  waren,  mcht  die  Servitia,  sondern 
Annatae  (s.  unten)  zu  zahlen.  Diese 
At^ben  fielen  zur  Hälfte  dem  Papste,  zur 
Hälfte  den  Kardinälen  zu  und  führten  dabei- 
deo  Namen  servitia  communia.  Die  servitia 
minuta,  deren  Betrag  nach  dem  der  servitia 
communia  und  der  Anzahl  der  Kardinäle,  die 
daran  teil  hatten,  berechnet  wurde,  waren 
kleinere  Gebühren,  die  den  Beamten  der 
Kurie  und  den  im  Dienste  der  Kardinäle 
stehenden  Klerikern  zuflössen. 

5.  Gebühren  und  Taxen.  Auch  die 
anfänglich  nicht  allzu  hohen  Gebühren,  wel- 
che für  die  Gewährimg  von  Dispensen, 
Privilegien  u.  s.  w.  zu  entrichten  waren 
[servitia  secreta).  sowie  die  Taxen,  die  für  die 
Ausfertigung  päpstlicher  Erlasse  (Bidlen, 
Breven  u.  s.  w.)  zu  zaiilen  waren,  wurden 
seit  dem  14.  Jahrhundert,  insbesondere  seit 
der  Neuordnung  des  Taxwesens  durch 
Johann  XXII.  in  den  Jahren  1316  und 
1336,  ausserordentlich  gesteigert  In  einzelnen 
Fällen  en-eichten  die  Gebühren  eine  ausBer- 
ordentliche  Höhe,  so  dass  der  Betrag  sich 
auf  4000,  selbst  6000  Qoldgulden  belief. 
Die  Missstäude  waren  der  Art,  dass  selbst 
ein  unbedingter  Verteidiger  der  päpstlichen 
Allgewalt,  Alvarus  Pelagius  (gestorben 


IS-'iS),  seinem  Unwillen  darüber  offenen  Aus- 
druck gab.  »So  übermässigen  Entgelt  verlangt 
man  heutzutage  an  der  Kurie  für  Briefe  und 
anderes,  dass  man  geistliche  Gnaden  und 
Pfründen  dadurch  indirekt  verkauft.  Und 
überdies  sind  fast  alle  Beamte  Betrüger 
und  Bedrücker,  die  noch  Ober  die  festgesetzte 
Taxe  eroressen.« 

6.  Visitationagelder  und  PaUientaxe. 
Weiterhin  bildeten  die  Visitationsgel- 
der eine  nicht  geringe  Einnahmeqiielle  der 
Kurie.  Die  Erzbischöfe  und  eine  Anzahl 
Aebte  waren  vorpflichtet,  alle  zwei  oder 
drei  Jahre  (nach  der  Entfernung  ihres  Amts- 
sitzes) persönlich  vor  dem  Papste  zu  er- 
scheinen und  ihm  Bericht  zu  erstatten  (vi- 
sitatio  liminum  s.  apostolomm).  Hierbei 
liatten  sie  beträchtliche,  nach  der  Höhe  ihres 
Einkommens  berechnete  Abgaben  zu  ent- 
richten. Die  Hälfte  der  Visitationsgelder 
fiel  an  die  Kardinäle.  Auch  hatten  die 
Erzbischöfe  für  den  Empfang  des  Palliums 
hohe  Gebühren,  die  Paltieutaxe,  zu  ent- 
richten. 

7.  Das  ins  Spolii.  Zur  vollen  Aus- 
bildung gelangte  das  fiskalische  System  der 
Kurie  im  14.  Jahrhundert,  in  der  Zeit,  als 
die  Päpste  ihren  Sitz  nach  Avignon  ver- 
legt hatten  (von  1309  bis  1409.  Von  1378 
bis  1417  bestand  eine  Kirchenspaltung,  das 
Schisma,  so  dass  gleichzeitig  zwei  Päpste, 
der  eine  in  Rom,  der  andere  in  Avignon, 
residierten.  Das  KonzU  von  Pisa  setzte 
1409  zwar  beide  Päpste  ab,  doch  dauerte 
die  Kirchenspaltung  bis  zum  Konstanzer 
Konzil  1417  fort).  Die  rein  weltlicher.  Zwecke, 
die  die  Päpste  verfolgten  und  denen  sie 
dienstbar  wurden,  die  üppige  Hofhaltung, 
die  zuerst  in  Avignon,  dann  seit  Bonifa- 
cius  IX.  (1389  bis  1404)  auch  in  Rom  ein- 
geführt ward,  erforderten  ungeheuere  Sum- 
men, zu  deren  Aufbringung  neue  Mittel  und 
Wege  gefunden  werden  mussten.  Zunächst 
nahmen  die  Päpste  seit  Johann  XXII.  das 
sc^nannte  ius  spolii  in  Anspruch,  d.h. 
das  Recht,,  die  beweglichen  Güter  der  Geist- 
lichen nach  deren  Tode  einzuziehen,  sofern 
diese  nicht  zu  kirchlichen  oder  frommen 
Zwecken  testamentarisch  darüber  verfügt 
hatten,  Namentlich  waren  es  die  Päpste 
von  Avignon,  Clemens  VII,  (1378  bis  1394) 
und  seine  Nachfolger,  die  dieses  angebliche 
Recht  auszubeuten  versuchten.  In  Frank- 
reich ward  zwar  dessen  Ausübung  von  König 
Karl  VI.  1385  verboten  und  auch  später 
das  Verbot  aufrecht  erhalten.  In  den  an- 
deren Ländern  aber  suchten  die  Päpste, 
wenn  die  Umstände  günstig  waren,  das  Ver- 
mSgen  reicher  Prälaten  sich  anzueignen, 
obgleich  Alexander  V.  auf  dem  Konzil 
von  Pisa  1409  auf  das  Spolienrecht  ver- 
ziciitet  hatte.  Papst  Pius  V.  befreite  im 
Jahre  lä67  von  dem  Spolienrecht  die  Hinter- 
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lassenschaft  aller  Geistlichen-  dereu  Aints- 
einkommen  30  Golddukaten  nicht  überstieg. 
Wenn  das  Papsttum  aueh  grundsätzlich  auf 
das  Recht  nicnt  verzichtet  hat,  so  wird  die 
Ausübung  doch  wohl  nirgends  mehr  ge- 
staltet. Aber  auch  in  früheren  Zeiten  waren 
die  Schwierigkeiten,  welche  die  Pfipste 
bei  der  gehässigen  Einziehung  des  Nach- 
lasses der  Geistlichen  finden  musslen, 
80  grosse,  dass  sie  nur  in  einzelnen  Fällen 
daraus  bedentende  Einnahmen  ziehen 
konnten. 

S.  Ins  deportns.  Im  14.  Jahrhundert 
war  das  Bestreben  der  Kurie  deshalb  vor 
allem  darauf  gerichtet,  auch  die  Bencfiden- 
inhaber,  die  sen'itia  communia  (s.  oben 
S.  89)  nicht  zu  zahlen  hatten,  mit  At^ben 
zu  belasten.  Eine  bequeme  Handhabe  hier- 
zu boten  die  Einkünfte  der  Kirchengllter 
während  der  Erledigung  des  Kirchenamtes 
(fructuBmediitemporis,mediifruc- 
tns).  Wurde  früher  die  Verwaltung  der 
Güter  der  erledigten  Pfarreien  von  den 
Landdekanen  oder  liesondereu  Beamten  ge- 
führt, ßo  überwiesen  die  Päpste  seit  dem 
13,  Jahrhundert  die  Einkünfte  häufig  den 
BiscJiOfen ,  bis  sie  im  14  Jahrhundert  das 
Recht  darauf  (ius  deportus)  selbst  bean- 
spruchten,  znei-st  nur  für  einzelne  Länder 
und  füi'  emige  Jahre,  dann  (seit  1319)  all- 
gemein und  auf  die  Dauer.  Nur  die  Bis- 
tümer und  die  von  dem  Papste  verliehenen 
Abteien  waren  ausgenommen.  Zu  zahleu 
war  entweder  die  Summe,  zu  welcher  die 
Einkltnfte  des  Benefici\im  in  den  Zehnt- 
registem  veranschlagt  war,  oder  die  Hälfte 
der  wirklichen  Jahresein nalunen.  Auch  hier 
musstc  derVorwand,  die  Kosten  eines  Kreuz- 
zuges  mit  der  Einnahme  zu  bestreiten,  zur 
Verdeckiing  der  wahren  Absichten  dienen. 
Doch  war  diese  Abgabe  so  rerhaast,  dass 
Papst  Martin  V.  auf  dem  Konzil  zu  Kon- 
stanz sich  genötigt  sah,  darauf  zn  verzichten 
(1418). 

9.  Annatae.  Mit  dem  ius  deportus  steht 
in  -Zusammenhang  das  Recht  auf  Bezug  der 
Annatae,  dem  halben  Einkommen  des  ersten 
Jalkres  der  Beneficien,  welche  von  dem 
Papste  verliehen  wurden,  mit  Ausnahme 
der  Bistümer  und  Abteien.  Der  Geistliche, 
welcher  die  Pfründe  erhielt,  sollte  die  Jahres- 
taxe oder  die  Hälfte  der  wirklichen  Ein- 
nahmen zahlen,  oder  aber  er  konnte  den 
Betrag,  zu  dem  das  Beneficium  voranschlagt 
war,  zurückhalten  imd  die  andenveiten  Ein- 
nahmen der  päpstlichen  Kammer  überweisen. 
Zuerst  von  Papst  Clemens  VI.  1342  nur 
für  zwei  Jahre  ausgeschrieben,  ward  diese 
Abgabe  immer  wieder  erneuert  und  seit 
dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts  ständig. 
■AT]ch  das  Konzil  von  Konstanz  bestatte  sie, 
doch  befreite  es  davon  alle  Beneficien,  deren 
Jahreseinnahme    in    den   TaxbDcheni    der 


apostohschen  Kammer  unter  24  Goldgulden 
taxiert  waren.  Das  Konzil  von  Basel  hat 
zwar  das  Recht  auf  die  Annaten  gänzlich 
aufgehoben,  aber  das  sogenannte  Wiener 
Konkordat  (1448)  stellte  das  frühere  Hecht 
wieder  her.  Indes  bildete  sich  in  Deutscli- 
land,  Frankreich,  Spanien  und  Polen  eine 
auch  in  Rom  anerkannte  Gewohnheit  aus,  wo- 
nach die  Einnahmen  aller  Beneficien  dieser 
Länder  auf  weniger  als  24  Ooldgulden  ange- 
geben wurden.  Dadurch  haben  die  Annaten 
beinahe  vollständig  ihre  Bedeutung  verloren. 
(Unter  dem  Ausdrack  Annaten  im  weiteren 
Sinne  werden  übrigens  auch  nicht  selten  die 
Sei'vitien  wie  auch  die  fructus  raedü  tem- 
poris  zusamniengefasst,  ein  Sprachgebrauch, 
aus  dem  vielfach  Verwirrung  entstanden  ist.) 

10.  Qnindennia.  Endlich  sei  noch  er- 
wähnt, dass  Papst  Paul  II.  im  Jahre  1469 
auch  den  kirchlichen  Korporationen  (Dom- 
stifter, Klöster),  welche  annaten  Pflichtige 
Beneficien  inkorporiert  hatten,  eine  besondere, 
alle  fünfzehn  Janre  zu  zahlende  Abgabe,  die 
sogenannten  Quindennia,  auferlegt  hatte. 
Sie  sollten  als  Ersatz  für  die  Annalcn  dienen, 
da  bei  diesen  Beneficien  eine  Erledigung 
nicht   mehr  stattfand.    Doch  liat  diese  Ab- 

Sibe  nicht  überall  und  namentlich  nicht  in 
Dutschland  Eingang  gefimden. 

11.  Abgaben  an  den  Papst  in  Her 
Gegenwart  Von  allen  diesen.  Abgalieu 
werden  heute  nur  noch  erhoben: 

a)  Die  Servitia  iür  Ernennung  oder 
Bestätigimg  der  ErzbischOfe  und  Bischöfe 
(auch  Annaten  genannt).  Der  Botrag  der 
Jahreseinnahmen,  nach  welchen  die  servitia 
communia  berechnet  werden,  ist  bei  der 
Neuoi^nisation  der  katholischen  Kirche  in 
Deutschland  im  19.  Jahrhundert  durch  Ver- 
einbarung mit  den  Staaten  von  dem  Papste 
festgesetzt  worden.  Sie  betragen  für  Köln 
und  Gnesen-Posen.  je  ICMM  Kammergulden 
(ein  KamraergTiIden  ungefähr  8  Mark),  für 
Breslau  1166 -',8,  für  Trier,  Münster,  Pader^ 
bom,  Culm  imd  Ermeland  je  666*,'3  Kam- 
mergulden (Bulle  de  salute  animarum  voq 
1821  c  58),  für  Hildesheim  756.  für  Osna- 
brück 666°:  3  (Bidle  Impensa  Romanorum 
von  1824),  für  München  1000,  B^nbeig  800, 
Regensbni^,  Augsburg,  Würzburg  600,  für 
Passau,  Eichstäclt  und  Speyer  500  (Bulle 
vom  1.  April  1818);  für  Freiburg  668 's. 
Rottenburg  490,  Mainz  348  Vu,  Fulda  und 
Limbiu^  332  Kammei^ulden  (Bulle  Provida 
Sollersf]ue  von  1821).  Die  servitia  minuta 
werden  mit  3  ^r*  ".'o  der  servitia  communia 
berechnet.  Doch  dient  diese  Taxe  nur  als 
Anhalt  für  die  Festsetzimg  der  im  einzelnen 
Falle  zu  zahlenden  Abgabe.  In  der  Kegel 
erfolgt  per  viam  gratiae  eine  Herabsetzung 
auf  wesentlich  geringere  Beträge.  Nach  An- 
gaben, die  allerdings  aus  der  Mitte  des  19. 
Jahrhunderts  stammen,  werden   ftlr  preus- 
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siscbe  Erzbistümer  1500  Scudi  (ungefähr 
6750  Mark),  fflr  die  BistOmer  1000  Scudi 
(ungefähr  4500  Marli)  bezahlt,  in  welchen 
Summen  alle  an  die  Kurie  zu  entrichtenden 
Abgaben  enthalten  siDd.  Die  in  den  meisten 
Lehrbüchern  sich  findende  Angabe,  dass  die 
Zahlung  dieser  Abgaben  in  Deutschland  von 
dem  Staate  übernommen  sei,  ist  duri'haus 
unrichtig,  Erzbischöfe  und  Bischöfe  müssen 
Be  aus  ihren  e^nen  Einnahmen  entrichten. 

b)  Fflr  die  Erteilung  des  Pallium  haben 
die  Erzbiachßfe  das  Palüumgeld  zu  ent- 
richten, dessen  Betrag  von  Urban  VIII. 
1642  auf  S^/o  der  servitia  com  munia  fest  ge- 
setzt ist  und  welches  den  Auditoren  der 
Rota  romana  zuflieset. 

c)  Für  die  Erteilung  von  Dispensen  und 
Privilegien,  für  die  Ausfertigung  päpstlicher 
Erlasse  (Bullen,  Breven  ii.  s,  w.)  sind  Ge- 
böhren imd  Taxen  in  sehr  verschiedener 
Höhe  zu  entrichten.  Praktisch  am  bedeut- 
samsten sind  die  Gebühren  für  Dispense, 
insbesondere  für  solche  von  Ehehindemissen. 
Sie  sollen  zwar  nach  dem  Konzil  von  Trient 
(Sessio  XXV  c.  18)  unentgeltlich  gewährt 
werden.  Doch  werden  trotzdem  Kanzleige- 
bflhren  und  Bussgelder  erhoben ,  deren 
Höhe  sich  nach  dem  Vermögen  und  Stand 
der  Bittsteller  richtet  Für  minder  Wohl- 
habende erfolgt  die  Ausfertigung  unentgelt- 
lich. 

Der  Peterspfennig,  wie  er  seit  1860 
(zuerst  auf  Anregung  des  Erzbischofa  Kardi- 
nal Rauscher  von  Wien)  in  allen  Ländern 
eingesammelt  winl,  hat  mit  dem  alten 
Peterspfennig  nur  den  Namen  gemein.  Er 
besteht  aus  freiwilligen  Gaben  der  Katho- 
liken für  den  Papst,  die  in  einzelnen  Jahren 
einen  sehr  bedeutenden  Gesamtbetrag  er- 
reichen. So  soll  der  im  Jahre  1877 
zum  50  jährigen  BischofsJTibiläiim  des 
Papstes  Kua  IX.  eingesammelte  Pelera- 
pfennig  die  Summe  von  16'/!  Millionen 
Franken  erreicht  haben. 

LltteratHr;  /.  Die  Hand-  und  Lthrbäflitr  dt» 
KirchenrtrhU.  Vrber  dat  Zfbntrechl :  Loening, 
Cttehirhie  da   KirchmreehlM,   Bd.  II,    S.  676ß. 

—  naIU,  l'er/<i*rKngtg<!tchicAte,  Bd.  IV,S.  liOff., 
Bd.  VIII,  S.  S4?ff.  —  Lampreeht,  Wirt- 
Khnfl4lebe7i ,  Bd.  I,  S.  Il3g.,  S.  ßOUff.  — 
Stabbe,   DetiUchft  Privatrecht,   Bd.  II,    g  106. 

—  Meurrr,  Zehnt-  mid  Bodeatintncht  in 
Bayrrn,  1S'J8.  —  l'ebtr  die  kirchliche  Baidtut 
iiubeaondere  Richter,  Lckrback  de>  katholischen 
und  eeangrlitehtn  Kirchenreeht»  (S.  Axifi.,  18SS, 
herautgegeben  von  Kahl),  S.  lSi6$.  und 
Friedbera,  Lehrbuch  det  Kirehenrechü,  f.  Aufl., 
IS9S,  S.  Sl£  und  die  an  beiden  Orten  ang^hrte 
Bmfangreiehe,  aber  meiti  Kiiirnechnftlich  unge- 
nügende LUtenUur  der  Partibtilarreehle.  —  Ceber 
Oetterreich  rgl.  Verlng ,  Lehrbuch  de» 
KirehenrechU ,  S.  A«ß.,  1S9S,  S.  SOi,  und  v. 
HuaaareU  in  dem  Oetterr.  StaaUicSrlerbuch, 
Bl.  II,  S.  SSSff. 

II.  PMUlpg,  Kirehenretht,  Bd.  I',  S.  Siflff. 


—  Wolctr,  Flnaiave*eu  der  Fäptie ,  1S7S 
(mangelhafi  und  umueerlättigj.  —  OotUob, 
Atu  der  Vamera  aptulotiea  de»  15.  JahrkitnderU, 
1SS9.  —  Köntg,  Die  päptilirie  Kammer  urUer 
Clement  V.  und  Johaun  XXII.,  Ili94-  —  -P- 
Fahre,  Etüde  tur  le  liber  centuum,  lS9i.  —  Der 
liber  cennium  det  Cenciiii  ül  abgedruckt 
bei  Muratori,  AatiquiUUei  ItaUeae,  Bd.  V, 
1741,  p.  851—903.  Eine  neue  Auegabe  de» 
Über  rentnum  hat  P,  Fahre  begonnen,  ton  der 
jedoch  bieher  leider  nur  da»  trete  H^  (Pari» 
1389)  erichitaen  i»t.  —  Zur  (Jeiehiehte  de» 
centut  tgl.  auek  die  Aifft^tie  Fahret  in  den 
XiUinge*  d'archeologie  et  d'huloirt,  Bd.  X,  S. 
369  ff.;  Bd.  XVII.  S.  SSI  ff.  und  in  der  Zeifchr. 
für  Soiial-  und  Wirt»chajt»ge»chichte,  Bd.  IV, 
S.  4S?ff.      (Zur   Geirhichle  da  Pelerrp/ennigi). 

—  OattUib,  Die  päpetiicitn  Kreuttugitteuem 
de»  13.  Jahrhundert»,  1S9£.  —  Profetalone, 
üontribulo  agli  »tudi  luUe  derime  eeeUiiaeliehe 
e  delle  erociate,  1894.  —  Steinherz,  Die  Ein- 
hebung des  Lyoner  Zehnten  (von  lii74)  im  En- 
biiitum  äaiiburg,  in  den  Mitteilungen  de» 
InttUuti  für  Oetterr.  aetchichl^ortchu.ng,Bd.XIV, 
S.  Iff.  —  Kirgch,  Die  Annalen  und  ihre  Ver- 
vattung  in  dtr  S.  Ildlfte  de»  15.  Jahrhundert», 
in  dem  hittor.  Jahrbuch  der  GSrrei-Geielttchaft, 
Bd.  IX,  S.  SOOff.  —  Ueraelbt,  Finamverval- 
tung  de»  KardintükoUegium»  im  13.  und  I4.  Jahr- 
hundert, 180S  (Kirehengttchichüiehe  Studien, 
herausgegeben  ron  Kn üp/l er  u.  1.  v.,  Bd.  II, 
He}t  IV).  —  Derselbe,  Die  päpstlichen  AoWet- 
torien  in  Deutschland  vähreiid  des  I4.  Jahrh., 
1894  (Quellen  und  Forschungen  au»  dem  Gebiet 
der  Geechiehte,  heraiugegeben  von  der  Gtirre*- 
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Kleinbahnen. 

1.  Der  Begriff  der  Kleinbahnen  und  ihre 
wirtuchaftliche  Bedeutung  im  allgemeinen.  2.  Die 
Entwickelunff  des  Klein  bahn  wesens,  3.  Der  Cha- 
rakter der  Kleinbahnen  in  techniitcher  und  wirt- 
Bchaftlicher  Hinsicht.  4.  Die  rechtliche  Ord- 
nang  der  Kleinbahnen. 

1.  Der  Begriff  der  Kleinbalineii  imd 
ihre  n-irtschaftllche  BedeatuBg  iin  all- 
eemeiDen.  Die  grössere  oder  geringere 
Bedeutung    der    Schienen  bahnen    für    den 
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öffentlichen  Verkehr  hat  fast  überall  dahin 
geführt,  diei  Gattungen  derselben  zu  unter- 
scheiden. Ale  Bahnen  erster  Ordnung,  Haupt- 
eisenbahnen, werfen  diejenigen  angesehen, 
welche  den  allgemeinen  nationalen  und 
internationalen  Verkehr  und  demnach  ins- 
besondere den  Durchgangsverkehr  zu  ver- 
mitteln haben;  als  Bahnen  zweiter  Ordnung, 
Keben  eisenbahne  n ,  Sekundärbahnen  die- 
jenigen, -welche  dem  Verkehr  engerer  "Wirt- 
schaftsgebiete dienen,  aber  für  den  Durch- 
gangsverkehr nur  eine  geringe  Bedeutung 
haben.  Die  dritte  Klasse  enthält  die  ledig- 
lich zur  Befriedigung  lokaler  Verkehrs- 
l>edürfnisse  bestimmten  Bahnen,  weiche  als 
Kleinbahnen  bezeichnet  zu  werfen 
pflegen.  Mit  diesem  Namen  kommt  nicht 
nur  die  geringere  Bedeutung  des  von  ihnen 
bedienten  Verkehrs,  sondern  auch  die  Klein- 
heit ihi'er  Baii-  imd  Betriebsverhällnisse  zum 
A\isdruck.  Der  von  ihnen  zu  vermittelnde 
Verkehr  erforfert  nicht  eine  so  schnelle 
Beförderung,  wie  sie  bei  den  Eisenbahnen, 
insbesondere  bei  den  Haupteiseubahnen 
übheh  ist,  und  auch  nicht  notwendig  einen 
Qleisanschlnss  an  die  Eisenbahnen,  und  dies 
hat  zur  Folge,  dass  die  Anforderungen, 
welche  im  Interesse  der  Sicherheit  und  der 
Einheitlichkeit  des  Verkehrs  in  Konstruktion 
und  Betrieb  an  die  Eisenbahnen  gestellt 
werfen  mfisseu,  für  Kleinbahnen  eine  der- 
artige Ermässigung  erfahren  können,  dass 
diese  in  einfachster  "Weise  hergestellt  und 
betrieben  werfen  können. 

Die  Klassifizierung  der  Bahnen  nach  dem 
Grade  ihrer  verkelurs wirtschaftlichen  Be- 
deutung giebt  objektive  Merkmale  ftir  die 
Abgrenzung  der  einzelnen  Klassen  gegen- 
einander nicht  an  die  Hiuid.  Die  Anlage 
ohne  AuBchluss  an  Eisenbahnen,  ohne  einen 
eigenen  Bahnkörper  und  mit  einer  geringeren 
als  der  Normalspurweite  der  Bisenbannen 
unterscheidet  zwar  die  Kleinbahnen  sehr 
häufig  auch  äusserlich  von  den  Eisenbahnen ; 
eine  scharfe  Scheidelinie  ist  aber  hierfurch 
im  allgemeinen  nicht  gegeben.  Nur  in  ein- 
zelnen Staaten,  wie  z.  B.  in  Frankreich, 
■werden  den  Kleinbahnen  lediglich  Bahnen 
zugezählt,  welche  gänzlich  oder  doch  zum 
Oberwiegenden  Teile  auf  Öftenthchen  Strassen 
angelegt  sind.  Wo  eine  Begrenzung  des 
Be^ffs  der  Kleinbahn  durch  ein  derartiges 
äusseres  Merkmal  nicht  statl^efiuidcn  hat, 
ist  lediglich  ihre  geringe  wirtschafthche 
Bedeutung  dafilr  massgebend  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  und  in  welchem  Masse  die  be- 
treffenden Bahnen  in  ihrer  Anlage  und 
ihrem  Betriebe  von  den  Eisenbaiinen  ab- 
weichen. Selbst  der  Anschluss 
Eisentiahnnetz  entzieht  einer  Bahn  ihren 
durch  ihre  Zweckbestimmung  begründeten 
Charakter  als  Kleinbahn  nicht.  Dies  gilt 
namentlich  für  Preussen   und   Oesterreich, 


in  jedem  Falle  darüber  Entscheidimg  zu 
treffen  ist,  ob  eine  Bahn  wegen  ihrer  ge- 
ringen Bedeutung  fCir  den  allgemeinen  Eisen- 
bahnverkehr als  eine  Kleinbahn  anzttsehen 
Hier  schliesst  diese  Klasse  Bahnen  der 
verschiedensten  Art  in  sich.  Es  werfen  ihr 
regelmässig  alle  lediglich  dem  städ- 
tischen und  Vorortsverkehr  dienenden  Pferde-, 
Dampf-  und  elektrischen  Bahnen,  die  Draht- 
seilbahnen und  andere  lediglich  füi-  lokalen 
VergnOgimgs  verkehr  bestimmten  Bahnen 
znzuretTmen  sein,  Bahnen,  welche  sich  in 
betreff  ihrer  Zweckbestimmung  und  ihrer 
Beschaffenheit  mehr  den  Eisenbahnen  nähern, 
aber  nur  dann,  wenn  sie  unter  völliger  Aus- 
achliesaung  der  Benutzimg  für  den  Durch- 
gangsverkehr, lediglich  lokale  Verkelirs- 
bedürfnisse  befriedigen  sollen. 

Die  verkehrswirtschaftliche  Bedeutung 
der  Kleinbahnen  ist  nicht  identisch  mit 
ihrer  wii-tachaftlichen  Bedeutung  im  all- 
gemeinen. Wenn  aucli  nur  lediglich  für 
lokalen  Verkehr  bestimmt,  beschränken  sich 
ihre  Wirkungen  in  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung doch  keineswegs  auf  denjenigen 
Bezirk,  welchen  sie  berühren.  In  geringerem 
Grade  gilt  dies  von  denjenigen  Bahnen, 
welche  nur  den  Personenverkehr  innerhalb 
der  Städte  vermitteln.  Die  Betleutung 
welche  diese  Bahnen  für  den  Verkehr  und 
die  Entwickehmg  der  betreffenden  Städte 
ausüben,  ist  zwai-  eine  sehr  erhebliche;  sie 
erstreckt  sich  auch  auf  die  Geetaltimg  der 
Städte,  indem  die  Stadtbewohner  in  den 
Stand  gesetzt  werfen,  gesunde  Wohnungen 
in  Vorstädten  oder  Vororten  aufzusuclien. 
Immerhin  aber  hat  dieser  EinQuss.  wenn 
die  "Wirkung  einer  den  gesundheitlichen 
Rücksichten  entsprecliendeu  Anlage  der 
Städte  für  das  gesamte  nationale  Leben 
auch  nicht  unterschätzt  werfen  darf,  doch 
vorwiegend  nur  eine  Bedeutung  für  die  be- 
treffenden Städte  selbst. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  übrigen 
Kleinbahnen,  welche,  auch  für  den  Güter- 
verkehr bestiramt,  in  ihrem  Beruf  sich  den 
Eisenbahnen  nähern  und  sich  von  diesen 
weniger  (jualitativ  als  ^quantitativ  unter- 
scheiden. Die  wirtschaftliche  Bedeutung 
dieser  Bahnen  besteht  im  allgemeinen  darin, 
dass  sie  die  Wirkungen  der  Eisenbahnen 
auf  die  gesamte  Volkswirtschaft  erst  zu 
ihrer  vollen  Geltung  bringen  und  dadurch 
auch  die  Nachteile,  welche  die  nicht  mit 
ihesem  Verkehremitlel  bedachten  Gegenden 
erhtten  haben,  wieder  ausgleichen  oder  doch 
erheblich  vermindern.  Die  Eisenbahnen 
haben  eine  völhge  Umwandlung  in  den  bie- 
herigen  Verhältnissen  der  Erzeugung  und 
der  Verwertimg  der  Güter  zur  Folge  gehabt. 
I  Indem  sie  imstande  waren,  Massenti-an Sporte 
zu  bewältigen  und  die  Beförfenuigspreise 
|für  diese  so  niedrig  zu  halten,  dass  selbst 
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ganz  geringw-ertige  Güter  noch  mit  Nutzen 
auf  weite  EntferDiingen  versendet  werden 
kSonen,  haben  sie  die  Urproduktion  von 
ihrer  bisherigen  Gebundenheit  an  tue  Stätte 
ihrer  Entstehung  befreit  und  in  die  Welt- 
wirtschaft einbezogen.  Daraus  ergeben  sich 
für  alle  Wirtschaftsgebiete  Wirkungen  von 
weittragender  Bedeutung,  Ftlr  die  Erzeug- 
nisse der  Landwirtschaft,  deren  Preise  sieh 
früher  nach  der  Kachfrage  und  dem  An- 
gebote iuoerhalb  beschränkter  Kreise  be- 
stimmten, mnsste  infolge  der  früher  unmfig- 
lichen  Zufuhr  aus  fernen  Ländern  mit  aus- 
gedehnterem Fruchtbau  eine  Preisausglei- 
chung dahin  eintreten,  dass  für  die  Preis- 
bildung der  Weltmarktpreis  nunmehr  der 
vorzugsweise  massgebende  Faktor  wurde. 
Der  Konsumtion  erwuchs  hieraus  mindestens 
der  Vorfeil  geringerer  Schwankungen  in  den 
Preif;en :  die  inländische  landwirtschaftliche 
Produktion  aber  erlitt  infolge  der  aus- 
ländischen Konkurrenz  einen  erheblichen 
Schaden,  welcher  auch  dadurch  nicht  aus- 
geglichen wurde,  dass  die  Landwirfschaft 
die  filr  ihren  Betrieb  erforderlichen  Stoffe, 
insbesondere  Dünger,  sich  zu  billigeren 
Preisen  beschaffen  konnte.  Natui^mäss 
weisen  diese  Umstände  die  Landwirtschaft 
auf  eine  trotz  der  Ungunst  der  Verhältnisse 
noch  lohnende  Betriebsweise  hin,  welche 
nur  in  der  Weise  mö^hch  ist,  dass  dieselbe 
intensiver  betrieben,  insbesondere  aber  die- 
Benutzung  des  Bodens  genau  den  Ortliehen 
Verhältnissen  angepasst  wird,  so  dtee  in 
jedem  Distrikte  nur  diejenige  Verwendung 
^wSblt  wird ,  für  welche  jeorts  die  güns- 
tigsten Bedingungen  vorhanden  sind.  Ver- 
schieden hier\'on,  aber  mindestens  ebenso 
tiefgehend,  war  der  Einfluss  der  Eisenbahnen 
auf  dem  industriellen  und  gewerblichen  Ge- 
biete. Die  Möglichkeit  des  infolge  geringer 
Transportpreise   billigen   Bezugs    der   Roh- 

Erodukte,  insbesondere  der  Kohlen  und  der 
illigen  Versendung  der  Fabrikate  an  allen 
mit  Eisenbahnverbindung  versehenen  Orten, 
löste  die  Industriezweige  von  ihrem  bis- 
herigen Standorte  los  und  gestattete  in- 
dustrielleD  Betrieb  überall  da,  wo  durch 
Eisenbahnen  ein  billiger  Transport  gesichert 
war.  Gleichzeitig  wurde  dadurch  die  Ten- 
denz zum  Grossbetriebo  mächtig  gefördert, 
da  einerseits  der  billige  Bezug  von  Kohlen 
lar  Verwendung  von  Maechinenkraft  in 
grossem  Massstabe  führte  und  andererseits 
das  Absatzgebiet  für  die  Verwertung  der 
Industrieerzeugnisse  eine  sehr  bedeutende 
Erweiterung  erfuhr.  Diese  Umstände  hatten 
eine  enorme  Steigerung  der  industriellen 
Thätigkeit,  damit  aber  auch  eine  Konkurrenz 
zur  Folge,  welche  mit  einer  erheblichen  Er- 
mässigung der  Preise  ihrer  Produkte  ver^ 
bunden  war.  Mit  dem  stetig  zunehmenden 
Preisdrucke  der  letzteren,  welche  den  Unter- 


nehmei^winn  mehr  und  mehr  schmälerte, 
gewannen  aber  die  örtlichen  Verfiältnisso 
fQr  die  einzelnen  Industriezweige  wieder 
eine  eriiöhte  Bedeutung,  weil  die  Ver- 
minderung des  Tauschwerts  der  Industrie- 
Srodukle  dahin  drängte,  diesen  Nachteil 
urch  Benutzung  günstiger  örtlicher  Bedin- 
gimgen  zwecks  Minderung  der  Herstellungs- 
kosten wieder  auszugleichen.  Damit  ist 
eine  Entwickelung  eingeleitet,  welche  in 
ihrem  Endziele  zu  einer  öillichen  A''erteilung 
der  verschiedenen  Industriezweige  nach 
Massgabe  des  Vorhandenseins  der  für  einen 
jeden  derselben  möglichst  günstigsten  Be- 
dingungen führen  muss.  F(lr  die  mächtige 
Steigerung  der  industriellen  Thätigkeit  ge- 
nügten aber  die  an  den  Statten  ihrer  Be- 
gründung vorhandenen  Ai-beitskräfte  nicht. 
Die  Heranziehung  fremder  Arbeifer  war 
deshalb  nicht  zu  umgehen,  aber  auch  un- 
schwer aus  landwirtschaftlichen  Bezirken 
zu  erreichen,  in  welchen  geringe  Arbeite- 
löhne den  Arbeitern  den  Anreiz  boten,  ihr 
Einkommen  durch  den  Bezug  der  höhereu 
Löhne,  welche  die  Industrie  gewährte,  zu 
verbessern.  Der  Abzug  zahlreicher  Arbeits- 
kräfte in  die  Industriecentren  war  daher 
eine  Begleiterscheinung  des  Aufschwungs 
der  Industrie,  welcher  das  platte  Land  ent- 
völkerte und  sich  namentlich  für  die  Land- 
wirtschaft sehr  ungunstig  fühlbar  machte. 
Der  vorstehend  nur  in  den  gröbsten  Um- 
rissen bezeichnete  Einfluss  der  Eisenbahnen 
macht  sich  nun  in  den  einzelnen  Laudes- 
teUen  nichts  weniger  als  gleichmässig  geltemi. 
Zur  vollen  Wirkung  konnte  er  nur  in  dem 
engeren  Verkehrsgebiete  der  Eisenbahnen 
gelangen,  wo  es  ohne  die  Aufwendung  er- 
Uebliclier  Rosten  möglich  war,  von  denselben 
Gebrauch  zu  machen.  Anders  in  entfernteren 
Distrikten,  in  welchen  die  Zufuhr  zu  und 
die  Abfuhr  von  der  Bahn  einen  im  Verhält- 
nisse zu  dem  Werte  des  Gutes  erheblichen 
Aufwand  erforderte.  Die  allgemeine  Ein- 
wirkung der  Eisenbahnen  auf  die  Preis- 
bewegung der  Güter  erstreckt  sieh  zwar 
auch  auf  diese  Distrikte.  Die  Ausgleichung 
der  Getreidepreise  macht  sich  in  denselben 
ebenfalls  geltend  und  nicht  minder  der  Preis- 
rückgang für  die  industriellen  und  gewerb- 
lichen Erzeugnisse.  Sie  nehmen  aber  an 
den  Vorteilen,  welche  die  Eisenbahnen  auf 
die  Erzeugung  der  Gtiter  ausüben,  nur  in 
einem  verliältnismässig  80  geringen  Masse 
teil,  dass  eine  Konkurrenz  mit  dem  engeren 
Verkehrsgebiete  der  Eisenbahn  teile  au.s- 
geschlossen.  teils  nur  mit  kaum  lohnendem, 
jedenfalls  mit  geringerem  Ertrage  möglich 
ist.  Die  Vorteile  günstiger  Örtlicher  Be- 
dingungen für  eine  bestimmte  Art  der  Be- 
nutzung des  Bodens  und  für  bestimmte  In- 
dustriezweige werden  durch  die  Höhe  der 
Transportpreise  für  den  Bezug  der  zur  Pro- 
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duktion  erforderlichen  Stoffe  und  für  den 
Absatz  der  Produkte  paralysiert.  Der  Nutzen 
der  Laüdwirtschaft  ist  datier  in  deo  ent- 
feroteren  Distrikten  ein  noch  weit  geringerer, 
i^e  Entstehung  neuer  oder  die  Vermehrung 
vorhandener  Industrieen  in  denselben  in  der 
Begel  ausgeschlossen. 

Hierin  Wandel  zu  schaffen  und  (Iberall 
den  Boden  für  die  ungestörte  Entwiekelung 
des  oben  dargestellten  wirtschafüioheu  Pro- 
zesses zu  bereiten,  ist  die  Aufgabe  der  Klein- 
bahnen. Sie  befreien  die  landwirtschaftliche 
Produktion  in  entlegenen  Distrikten  von  den 
Fesseln ,  welchen  ihnen  der  teuere  Trans- 
port von  lind  nach  den  Eisenbahnen  bisher 
aiiferlegte.  Sie  ermü^lichen  dem  Landwirte, 
die  für  die  Melioration  seines  Bodens  und 
zur  Anbahniuig  einer  intensiven  Wirtschaft 
erforderlichen  Stoffe  billig  zu  beziehen  und 
dadurch  nicht  nur  den  Ertrag  der  von  ihm 
bereits  bebauten  Flächen  zu  steigern,  sondern 
auch  solche  der  Kultur  zu  erschliessen, 
velclie  mangels  geeigneter  Verkelirswege 
bisher  nicht  anbaufähig  waren.  Sie  ver- 
mindern wesentlich  die  Kosten  des  land- 
wirtschaftlichen Beti-iebes,  indem  sie  die 
Gespann hal tun g  für  die  Zu-  und  Abfuhr  zu 
den  Eisenbahnen  erübrigen,  und  gleichen  die 
bisherigen  Unterschiede  der  Preise  in  den 
Städten  und  dem  flachen  Lande  aus.  Und 
dieser  Einfluss  kann  sich  überall,  selbst  in 

fibii^gem  Terrain,  voUidehen,  weil  die 
leinhahncn  vermöge  ihrer  geringen  Ge- 
schwindigkeit und  der  dadurch  gegebenen 
Einfachheit  ihrer  Anlage  sich  weit  mehr 
als  die  Eisenbahnen  den  Ten'ain Verhältnissen 
anschmiegen  und  auch  in  Gegenden,  welche 
för  die  letzteren  unzugänglich  sind,  ein- 
diingen  können ,  imd  er  kann  sich  um  so 
stärker  geltend  machen,  als  der  Betrieb  der 
Kleinbahnen  in  weit  geringerem  Masse  als 
derjenige  der  EisenbaJinen  ein  Hindernis 
bietet,  die  Einführung  von  Privatansclduss- 
gleisen  zum  Zwecke  der  unmittelbaren 
tlebcrführung  der  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnisse auf  die  Kleinbahnen  zu  gestatten. 
Der  Industrie  werden  in  den  von  Eisen- 
bahnen nicht  berührten  Gegenden  für  alle 
diejenigen  Pi-oduktionen ,  welche  mit  Ma- 
schinen betrieben  werden  und  eine  andere 
als  die  Dampfkraft  hierfür  nicht  zur  Ver- 
fügung haben,  dnrcli  die  Möglichkeit  des 
Bezugs  billiger  Kohle  dui^ch  die  Kleinhahnen 
erst  die  "Wege  geebnet.  Durch  sie  wird  es 
erst  möglich  da,  wo  günstige  örtliche  Be- 
dingungen für  einen  Industriezweig  vor- 
handen sind,  denselben  zm*  Entstehung  zu 
bringen.  Auch  die  entfernteren  Distrikte 
werden  damit  in  vollem  Masse  der  Vorteile 
teilliaftig,  welche  die  Eisenbalinen  der  In- 
dusiiie  zu  gewähren  vermögen,  uud  treten 
in  den  durch  die  Eiseniiahuen  angebahnten 


wirtschaftlichen  Entwickelungsprozess  als 
ebenbürtige  Faktoren  ein. 

Dass  die  Hebung  der  Landwirtschaft  und 
der  Industrie  ihre  segensreichen  Wirkungen 
nicht  auf  diese  Betriebe  beschränkt,  bedarf 
kaum  der  näheren  Ausfühnmg.  Hand  in 
Iland  damit  geht  die  Hebung  des  gesamten 
Wohlstandes  ia  dem  Yerkehrsgebiete  der 
Kleinbahnen  und  damit  des  Volks wolüstandes 
überhaupt  Den  Wertmesser  hierfür  bildet 
die  Hebung  der  Steuerkraft,  deren  Steige- 
rung sich  beispielsweise  in  den  an  den 
schmalspurigen  Staatsbahuen  des  Königreichs 
Sachsen  belegenen  Orten  am  Scklussc  einer 
etwa  lOjährigen  Betriebsperiode  auf  73  bis 
276  "k  des  bisherigen  Bteuereinkommens  be- 
lief. Die  gleich  massigere  Verteilung  des 
Wohlstandes  auf  alle  Landesteile  hat  wiede- 
rum eine  gleichmässigei-e  Verteilung  der 
Bevölkerung  ziu-  Folge,  weil  mit  der  Hebung 
der  Landwirtschaft  und  Industrie  in  den 
durch  Kleinbahnen  erschlossenen  Gegenden 
auch  eine  Steigenmg  des  Arbeitslohnes  und 
eine  Vennehrung  der  Gelegenheit  lohnender 
Thätigbeit  verbunden  ist.  Die  KulturaufgEibe 
der  KJeinbalinen  ist  daher  auch  selbst  im 
Vergleiche  zu  den  Eisenbahnen  keine  unter- 
geordnete. Vermögen  sie  auch  im  L'mfange 
der  Wirkungen  auf  die  Förderung  der  Pro- 
duktion den  Vei^leich  mit  den  letzteren 
nicht  auszuhalten,  so  macht  sich  ihr  Einfluss 
auf  eine  dem  allgemeinen  Interesse  ent- 
sprechenden Verteilung  dersellien  auf  alle 
Ijandesteile  um  so  segensreicher  geltend, 

2.  Die  EntwickeloDg  .  des  Klein- 
bahn weseiiB.  Die  ei-sten  Ansätze  auf 
diesem  Gebiete  reichen  bis  in  den  Beginn 
des  li).  Jahrhunderts  zurück.  In  England 
wurde  auf  Grund  einer  im  Jahre  1801  er- 
teilten Konzession  die  erste  Pferdebahn  ins 
Leben  gerufen  zur  Vermittelung  des  Göler- 
verkehrs  zwischen  den  südlichen  Teileo 
Londons  und  der  Themse.  Der  finanzielle 
Eifolg  dieses  Unternehmens  war  aber  ein 
so  ungünstiger,  dass  er  eine  schnelle 
Entwiekelung  dieses  Verkehrsmittels  nicht 
anbahnen  konnte.  Nur  wenige  Bahnen  dieser 
Art  wmrden  in  England  ins  Leben  gernfen, 
und  auch  anderwärts,  so  namentlich  in  dea 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  in  Oester- 
reicli  uud  in  Frankreich,  wo  im  3.  Jahrzehnt 
Bahnen  entstanden,  welche  vorzugsweise  zur 
Beförderung  von  Prodiiklen  des  Bergbaues 
bestimmt  waren,  bliel)  ihre  Anzahl  eine  ge- 
ringe. Die  Fortent Wickelung  kam  vollends 
ins  Stocken,  als  ein  im  Jahre  18'2'i  auf  der 
Pferdebahn  von  Stockton  nach  Darlingtoa 
angestellter  Versuch  den  Beweis  geliefert 
hatte,  dass  die  Dampfkraft  auch  dem  Ver- 
kehr zu  Lande  dienstbar  gemacht  werden 
könne.  Naturgemilfis  mussteu  die  Eiseti- 
Ijahnen,  welche  diesem  Versuch  ihi-e  Ent- 
stehung verdankten,   vermöge  ihrer  die  der 
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Pfetijebahncn  veit  überetei^nden  LeistiiDgs- 
lähigkeit  und  ^egea  des  höheren  Gewinnes, 
welchen  sie  versprachen,  die  Dnternehnning&- 
Inst  von  diesen  ab-  und  auf  sich  lenken. 
Und  auch  in  denjenigen  Landesteüen,  weiche 
Eisenbahnen  noch  nicht  erhielten,  bestand 
Eolange  keine  Neigung,  fOr  die  Herstelliuig 
von  Lokalbahnen  zu  wirken,  als  ihnen  noch 
nicht  jede  Auseicht  benommen  war,  mit  Eisen- 
bahnen bedacht  zu  werden.  Es  ist  deshalb 
erklärlich,  dass  das  Eisenbahnnetz  erst  zu 
änem  wenigstens  vorläufigen  Abschlüsse  ge- 
langt sein  musste,  bevor  man  sicli  einem 
Verkehrsmittel  zuwandte,  welches  vorzugs- 
weise nur  lokalen  Interessen  diente.  Nur 
räne  Gattung  der  Kleinbahnen  machte  hier- 
von eine  Ausnahme,  es  sind  dies  die  ledig- 
lich den  Personen  verkehr  innerhalb  der 
Städte  und  mit  Vororten  vermittelnden 
Bahnen,  welche  gegenüber  den  Eisenbahnen 
ein  vSUig  selbständiges  Dasein  haben  und 
durch  die  hen'oi^ehobeneu  Rücksichten  nicht 
beeinflusst  werden.  Die  Bntwickelung  dieser 
auf  öffentlichen  Strassen  angelegten  Bahnen 
hat  ihren  Ausgangspunkt  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  wo  in  New- York  im 
Jabre  1852  eine  derwtige  Strassenbalin  her- 
gestellt wurde.  In  raachtT  Aufeinanderfolge 
^d  dies  Beispiel  Nachahmung,  so  dass  iui 
Jahre  1875  die  Stadt  New -York  bereits 
Stressenbahnen  in  einer  Gesamtlänge  von 
097  km  aufzuweisen  hatte.  Ihr  Betrieb  er- 
folgte anßnglich  meist  mit  Pferden,  machte 
in  der  Folge  aber  mehr  und  mehr  dem 
Betrieb  mit  Dampf  oder  elektrischer  Kraft 
Platz. 

In  Europa  ging  Frankreich  mit  der  Be- 
gifmdimg  einer  Pferdebahn  in  Paris  im  Jahre 
1854  vor.  Die  übrigen  Länder,  insbesondere 
England,  Belgien,  Dänemark  imd  Deut.sch- 
laud  folgten  erst  im  Laufe  der  lÖfiOer  Jahre; 
Berlin  und  Wien  erhielten  Im  Jahre  1805 1 
zuecBt  Pfenlebahnen.  . 

Wesentlich  anders  vollzog  sich  die  Ent- 1 
nickeiung  derjenigen  Kleiuliahnen,  welche 
sich  in  ihrer  Gestaltung  und  Zweckbestim- 
mung mehr  oder  weniger  den  Eisenbahnen 
oäberu.  Da,  wo  die  Befriedigung  des  Ver- 
kelusbedQrfnisses  durch  Eisenbahnen  in  ihrer 
rallkommensten  Gestalt  noch  erwartet  werden 
kann,  ist  für  derartige  Bahnen  noch  kein 
Baum  gegeben.  Sie  entstehen  dalier  in 
diesem  Stadium  der  Entwickelune  nur  in 
wichen  Gegenden,  welche  wegen  ihrer  Kon- 
figuration zur  Anlage  grosser  Eisenbahnen 
nicht  geeignet  sind. 

Auch  mit  diesen  Bahnen  ist  England  zu- 
erst vorgegangen.  Die  in  der  Grafschaft 
Wales  schon  im  Jahre  1832  auf  eigenem 
Bahnkörper  mit  schmaler  (6U  cm)  Spur  an- 
gelte Festiniogbahn,  ui-aprünglicii  nur  zum 
fjchiefer-  und  Kohlentrausport  bestimmt, 
später  aber  auch  für  den  allgemeinen  Gflter- 


und  Personentrau Sport  benutzt,  anfänglich 
mit  Pferden,  später  mit  Dampf  betrieben, 
ist  das  Vorbild  für  weitere  Duternehmimgen 
dieser  Art  gewesen.  In  England  blieb  Um 
Nacliahmunglange  Zeit  eine  sehr  beschränkte. 
Einen  fruchtbareren  Boden  fand  die  dim:h 
die  Festiniogbahn  gegebene  Anregung  in 
Schottland.  Nachdem  eine  im  Jahre  1855 
eröffnete,  die  Städte  Edinburgh  und  Peebles 
verbindende,  in  einfacher  Weise  hergestellte 
Bahn  einen  günstigen  Erfolg  gehabt  hatte, 
fanden  diese  »light  raüways«  dort  mehr  und 
mehr  Eingang  und  gaben  im  Jahre  1868 
zum  Erlasse  eines  Gesetzes  Veranlassung, 
welches  diesen  Bahnen  vielseitige  Erleichte- 
rungen gewährte. 

In  England  brach  sieh  die  Ueberzeugimg, 
dass  es  zu  einer  kräftigen  Entwickeluug  der, 
namentlich  für  die  Landwirtschaft  unent- 
behrlichen Kleinbahnen  ihrer  Fürderung  in 
verschiedenen  Richtungen  bedürfe,  erst  in 
neuester  Zeit  Bahn  und  hatte  den  Erlass 
eines  Gesetzes  betreffend  die  Erleichterung 
desBaues  von  Klein  bahnen  in  Qrossbritannien 
vom  14.  August  1890  (Chapter  48)  zm-  Folge, 
welches  mit  einigen  Modifikationen  auch  für 
Schottland,  aber  nicht  für  Irland  gilt  Durch 
seine  Bestimmungen  ist  die  Konzessionierung 
der  Kleinbahnen,  welche  bisher  einen  Parla- 
menlsbescliluss  und  die  Aufwendung  grosser 
Kosten  erforderte,  dem  Handelsamte  über- 
tragen und  das  Kon  Zession  sverfaliren  wesent- 
lich vereinfacht,  die  Erwirkung  des  Ent- 
eignungsrechts erleichtert  und  dem  llandels- 
amte  die  Ermächtigung  erteilt,  die  den 
Eisenbahnen  gesetzlioh  und  konzesslons- 
mässig  obliegenden  Verpflichtungen  für 
Kleinbahnen  erheblich  zu  ermässigen.  Und 
endlich  hat  sich  das  Gesetz  die  finanzielle 
Fönlenmg  des  Kleinl>ahnbaues  angelegen 
sein  lassen,  indem  es  nicht  nur  den  Ge- 
meinden und  Grafschaften  die  Befugnis  zur 
Unternehmung  imd  zur  Unterstützung  von 
Kleinbahnen  durch  Gewähning  von  Darlehen 
oder  Beteiligung  an  dem  rnlernchmen  dm-ch 
Entnahme  von  Aktien  erteilt,  sondern  unter 
gewissen  Voraussetzungen  auch  dem  Schatz- 
amte die  Gcwälirung  von  Darlehen  und 
festen  Zuschüssen  aus  Staatsmitteln,  deren 
Gesamtbetrag  jedoch  niemals  die  Summe 
von  1  Million  *:  übci-schreiten  soll,  ge- 
stattet hat.  Wie  sehr  dieses  Gesetz  einem 
Bedürfnisse  entgegen  kam,  geht  daraus  hei^ 
vor,  dass  in  den  Jahren  1S97  und  1898 
175  KonzessionsantrSge  für  Bahnen  in  einer 
Gesamtlänge  von  1U04  Meilen  eingingen. 
Staats  linierst  Atzung  wurde  nur  für  3  Bahnen 
nachgesucht  und  auch  in  der  Gesamthöhe 
von  47Ü00  £  bewilligt. 

Auf  dem  europäischen  Kontinent  fanden 
sich  lange  Zeit  für  <len  Bau  von  Kleinbahnen 
und  selbst  von  Xebeneisen bahnen  kaum 
Unternehmer,   und  es  bracli  sich  melir  und 
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mehr  dieUeberzen^ng  B^n.  dass  auf  diesem 
Gebiete  von  der  Ermässigung  der  Aoforde- 
rungen  in  betreff  der  Konstruktions-  und 
Betriebäverh&ltnlEse  allein  ein  genüg^euder 
Erfolg  überhaupt  nicht  zu  erwarten  sei,  doss 
es  vielmehr  auch  der  Beteiligimg  des  Staates, 
der  Kommunal  verbände  oder  der  Frivat- 
interessenten  bedürfe,  um  solche  Batiuen  in 
dem  gewünschten  Masse  ins  Leben  zu  nifeu. 
Erst  nachdem  diese  Erkenntnis  ia  den 
einzelnen  Ländern  praktische  Verwertung 
gefunden  hatte,  lässt  sich  eine  erheblichere 
Regsamkeit,  zunächst  meist  auf  dem  Gebiete 
der  Nebeneisea bahnen,  sodann  aber  auch  der 
Bahnen  unterster  Ordnung,  der  Kleinbahnen, 
TerspRren.  Bei  der  Darstellung'  dieser  Ent- 
Wickelung  ist  ein  scharfes  Auseinanderhalten 
der  Nebeneisenbalineu  und  der  Eleiubahneii 
(leshalb  nicht  überall  möglich,  weil  die  Zu- 
weisung der  einzelnen  Bahnen  in  diese 
Klassen  nicht  überall  durch  dieselben  Rück- 
sichten bedingt,  Insbesondere  die  wirtscliaft- 
liche  Bedeutung  der  einzelnen  Bahnen  für 
ihre  Klassifi^enmg  nicht  immer  ausschliess- 
lich massgebend  ist. 

Ein  systematisches  Vorgehen  auf  diesem 
Gebiete  finden  wir  zuerst  in  Frankreich. 
Auf  Veranlassung  des  Qeneralrates  des  De- 
partements Niederrhein  kamen  verschiedene 
schmalspurige  Bahnen  unter  Mitwirkung  des 
Departements,  der  Gemeinden  und  der  da- 
bei interessierten  Grundeigentümer  zustande, 
welche  im  .lahre  1H64  dem  Betriebe  über- 
geben ■wurden.  Zugleich  gab  dies  Vorgehen 
die  Anregung  zum  Erlasse  eines  Gesetzes 
—  loi  relative  aiix  cheniiiis  de  fer  d'intSn^t 
local  vom  12.  Juli  1866  — ,  welches  die 
Konzession iemng  der  Lokalbahnen  unter  Vor- 
aussetzung der  Anerkennung  Ihres  öffent- 
lichen Nutzens  durch  den  Staatsrat  den 
Generalrüten  übertrug  und  staatliehe  Zu- 
wendungen für  ihre  Anlage  von  '/s  bis  ':s 
derjenigen  Beiträge  bis  zum  jährlichen 
Hüchstbe trage  von  6  Millionen  Francs  in 
Aussicht  stellte,  welche  von  den  Departe- 
ments,  Gemeinden  und  Privatinteressenten 
dazu  gegeben  werden.  Der  Erfolg  dieses 
Gesetzes  war  kein  ^(Instiger.  Es  entstanden 
zwar  Lokalbahnen  in  einer  Gesamtlän^  von 
2300  km;  bei  ihrer  Anlage  wurde  jedoch 
vielfach  den  örtlichen  Verhältnissen  nicht 
genügend  Rechnung  getragen,  und  hierauf 
ist  es  wohl  hauptsächlich  ziirückzuführen, 
(lass  viele  dieser  Bahnen  notleidend  wurtlen 
und  am  Ende  der  1870er  Jahi-e  die  weitere 
Entwickelung  ins  Stocken  geriet. 

Ein  neues  Gesetz  —  loi  relative  aux 
chemins  de  fer  d'int6r?t  local  et  aux  tram- 
waj-B  vom  11.  Juni  1S8(J  —  sucht  eeine  andere 
Grundl^e  für  die  Subventioniemng  zu 
schaffen  und  zugleich  für  eine  Klas.se  der 
Ijokalbahnen,  für  die  Tramways,  wonmter 
die   ausschliesslich   oder   doch    zum   über- 


wiegenden Teile  auf  öffentlichen  Strassen 
angelegten  Bahnen  zu  verstehen  sind,  be- 
sondere erleichternde  Bestimmungen  zu 
treffen.  Die  Subvention ierung  ist  dahin  ge- 
ordnet, dass  der  Staat  unter  der  Bedingung, 
dass  das  Departement  oder  die  Gemeinden 
eine  mindestens  gleich  hohe  Subvention  ge- 
währen, für  den  Fall,  dass  die  Bruttoein- 
nahmen nicht  hinreichen,  um  die  Betriebs- 
kosten und  eine  5  "Ia  ige  Verzinsung  des 
Anlagekapitals  zu  decken,  einen  festen  Zu- 
schüss  von  ')00  Francs  für  das  Kilometer 
imd  1 4  desjenigen  Betrapres  beizusteuern  hat, 
welcher  erforderlich  ist,  die  Bruttoeinnahme 
auf  eine  Summe  zu  erhöhen,  welche  für 
normalspurige  Lokalbahnen  auf  10000  Frc-s., 
für  schmalspurige  auf  8000  Frcs.  und  für 
Tramways  auf  (iOOO  Frcs.  pro  Kilometer  be- 
stimmt ist. 

Die  schablonenluiften  Bestimmungen  über 
die  Subvention  ierung  der  Bahnen  hatten  zur 
Folge,  dass  ohne  genügende  Berücksichtigung 
des  Bedürfnisses  und  der  örtlichen  Verhält- 
nisse Bahnen  mit  unverhältnismässig  hohen 
Kosten  gebaut  imd  unökonomisch  betrieben 
wurden.  So  kam  es,  dass  die  in  den  Jahren 
1888 — 1802  angelegten  vollspurigen  Neben- 
bahnen pro  Kilometer  einen  Aufwand  von 
140i302  Frcs,,  die  schmalspurigen  einen 
solchen  von  70724  Frcs.  erforderten,  während 
sich  in  Deutschland  diese  Kosten  nur  auf 
77  870  Frcs.  und  59840  Frcs.  beliefen,  und 
dass  die  reinen  Betriebseinnahmen  der  voll- 
spuiigen  Nebenbahnen  in  Frankreich  für  das 
Kilometer  8.")1  Frcs.,  die  der  sohraalspurigon 
170  Frcs.  gegen  3.">50  und  1640  Frcs.  ia 
Deutscliland  betrugen.  Das  Mass  der  Be- 
lastung des  Staates  sowie  der  Departements 
und  Gemeinden  durch  das  Gesetz  von  188*1 
illustriert  die  Thatsaohe,  dass  im  Jahre  1891 
für  Lokalbahnen  und  Tramways  Zuschüsse 
im  Gesamtbetrage  von  753.")212  Frcs.  zu 
leisten  waren,  wovon  auf  den  Staat  unge- 
fähr '  8,  auf  die  Depai-tements  etwas  weniger 
als  *.'3  entfielen.  Die  auf  Grund  dieser  Er- 
fahnmgen  auf  Aenderung  des  Gesetzes  vom 
11.  Juni  1880  gerichteten  Bestrebungen  »iiid 
bisher  noch  nicht  von  Erfolg  gewesen. 

In  Italien  haben  die  Bahnen  niederer 
Ordnung  seit  dem  Beginn  dos  8.  Jahrzehnts 
Eingang  gefunden.  Hier  besteht  zwischen 
den  Bahnen  2.  und  3.  Ordnung  eine  scharfe 
Grenze.  Als  Nebeneisenbahnen  (ferrovie  eco- 
nomiche),  welche  der  Eisenbahngesetzgebung 
unterstehen,  gelten  alle  diejenigen,  welche 
einen  eigenen  Bahnkörper  haben  und  des 
Enteignungsrecbts  nicht  entbehren  können, 
als  Strassenbahnen  (tramvie  a  trazione  mecca- 
nica)  diejenigen,  welche  auf  öffentlichen 
Strassen  angelegt,  mit  mechanischer  Eraft 
betrieben  werden  uud  des  Enteignungsrechts 
nicht  bedürftig  sind.  Auf  die  letzteren  findet 
die  Eisenbahngesetzgebung  keine  An  wendu  □  g . 


»Google 


97 


Wähieod  dio  in  grJfeserer  Anzahl,  meist 
mit  schmaler  Spui-weile  angelegteo  Xeben- 
eisenbahoen  zum  überwiegenden  Teile  sehr 
ungünstige  Ei^bnisse  aufweisen,  haben  die 
Strassenbahiten,  insbesondere  im  nördlichen 
Italien,  rasch  eine  grosse  A'erbreitimg  ge- 
hiodea.  Nachdem  die  Stadtverwaltung  vod 
Turia  mit  der  Konzessionierune  einer  im 
Jahr«  1372  eröffneten  Strassenb^n  von  der 
Piazza  CasteUo  nach  der  Barriere  di  Nizza 
vorang^angen  war,  wurden  im  Jahre  1874 
durch  ein  Dekret  des  Minif^ter»  der  öffent- 
lichen Arbeileu  die  Gemeinden  allgemein 
ermächtigt,  die  Anlage  von  Bolmen  auf  ihren 
Strassen  zn  gestatten,  nnd  im  Jahre  1879 
von  demselben  Minister  die  beim  Dampf- 
betrieb der  Strassenbahuen  zu  beaclitenden 
Vorschriften  erlassen.  Der  hiermit  gegeiienen. 
Leichtigkeit  der  Konzession ierung  und  den  I 
^ringen  BeschrÄnkimgen ,  welciieii  diese 
Bahnen  unterworfen  sind,  ist  die  günstige 
EntwickeluDE  derselben,  welche  durch  staat- 
liche Beihilfen  nicht  unterstützt  wurden, 
vorzugsweise  zu  verdanken.  Am  Schlüsse 
des  Jahres  1890  waren  124  Dampfstrasse n- 
bahnen  in  einer  Gesamtlänge  von  25^t9  km 
im  Betriebe,  daninter  allerdmgs  einzelne  von 
einer  Anadehoung  bis  zu  7ii  km,  welche 
mehr  zu  einer  Konkurrenz  mit  den  Eisen- 
bahnen als  für  den  blossen  Ijokaiverkehr 
bestimmt  sind.  Durch  Gesetz  vom  27,  De- 
zember 1896  sind  nunmehr  die  Rechtsverhält- 
nisse beider  Gattungen  von  Bahnen  des 
nfiheren  geordnet  worden.  Die  Konzessionen 
für  die  Nebenbahnen  werden  auf  Vorschlag 
des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  durcE 
königlichen  Erlass  auf  höchstens  T'i  Jahre 
erteilt.  Die  Konzeesioniening  <ler  Strassen- 
bahnen,  welche  auf  hOcIistens  tili  Jahre  er- 
folgen darf,  ist  Sache  des  Strasseneigen- 
türoers,  nur  die  Gestattung  des  Betriebes 
mit  mecltaniscber  Zugkraft  ist  einem  könig- 
lichen Erlasse  vorbehalten.  Zum  Zwecke 
der  Förderang  beider  Gattungen  von  Bahnen 
hat  das  Gesetz  die  an  dieselben  zu  stellenden 
Anforderungen  auf  ein  mOgliclist  geriuges 
Mass  beschränkt  und  eine  Beteiligung  durch 
kilometrische  Unterstützungen  an  den  Neben- 
bahnen durch  den  Staat,  an  den  Strassen- 
bahnen  durch  die  Provinzen,  Gemeinden  oder 
andere  juristische  Personen  gestattet,  den 
Beineb  beider  Bahnklassen  durch  diese 
Eörperschaften  jedoch  verboten. 

Aehnlich  wie  in  Italien  vollzog  sich  die 
Entwickelnng  des  Klein  bahn  wesens  in  Hol- 
land. Auch  hier  wird  die  3.  Klasse  der 
Bahnen,  der EleiDbabnen,  worunter  diejenigen 
verstanden  werden,  bei  welchen  die  Fahiv 
geschwindigkeit  20  km  in  der  Stunde  nicht 
erreicht,  rechtlich  von  den  Eisenbahnen  1. 
und  2.  Klasse  völlig  geschieden.  Weder  für 
ihre  Anlage  noch  für  ihren  Betrieb  bestehen 
gesetzliche  Bestimmungen,  und  es  ist  somit 

HandwOrterbnch  der  Stwtswlogluclutfteii.    Zweit« 


die  Möglichkeit  gegeben,  bei  jeder  Bahn  den 
örtlichen  und  wirtschaftlichen  Verliältnissen 
ausreichend  Rechnung  zu  tragen.  Hiei'dureh 
und  durch  die  Bereitwilligkeit  des  Staates, 
der  Provinzen  und  der  Gemeinden,  die  An- 
legimg von  Kleinbahnen  auf  ihren  Strassen 
zu  gestatten,  wurde  die  Unternehmungslust 
für  Dampfstrassenbahneu  auf  Kosten  der 
Neben  eisenbahnen .  welche  vernachlässigt 
blieben,  mächtig  angeregt.  Seit  dem  Jahre 
1880,  in  -welchem  die  erste,  nicht  nur 
dem  inneren  städtischen  "Verkehr  dienende 
Strassenbahn  hei-gestellt  wurde,  bis  zum 
Schlüsse  des  Jahres  1896  sind  ohne  Sub- 
ventionienmg  des  Staates  von  57  Unter- 
nehmern Strassenbahnen  in  einer  Gesamt- 
länge von  1206  km  ins  Leben  gerufen 
wonlen,  von  welchen  nur  223  km  le<liglich 
mit  Pferden  betrieben  werden.  Obwohl 
einzelne  derselben  ein  Betriebsdeficit  auf- 
weisen, ist  das  Gesamter^hnis  doch  ein 
nicht  ganz  ungünstiges,  da  die  Reineinnahmen 
eine  durchschnittliche  Verzinsung  von  un- 
gefähr :■(%  des  Anlagekapitals  darstellen. 

Auf  einer  völlig  anderen,  eigenartigen 
Grundlt^  beiiiht  der  Aufscbwimg  der  Klein- 
bahnen in  Belgien,  welches  im  Jahre  1882 
Bahnen  <]ieser  Art  nur  in  einer  Gesamtlänge 
von  81  km  besass.  Der  Gnmd  des  bisherigen 
Misserfolges  lag  hauptsächlich  darin,  dass  man 
den  Gemeinden  die  Initiative  zur  Begründung 
von  Lokalbahnen  überlassen  zu  müssen 
glaubte,  obwohl  diesen  weder  die  erforder- 
lichen Geldmittel  noch  auch  geeignete  techni- 
sche Kräfte  zumfiau  und  zumBetricbe  zurVer- 
fOgung  standen.  Um  hierAbhUfe  zu  schaffen, 
wurde  durch  G.  v.  28.  Mai  1884  eine  Ge- 
sellschaft, Boci6tt'i  nationale  des  cheinins  de 
fer  vicinaux  gegründet,  in  welcher  da.s  IjO- 
kalbahnwesen  durch  dies  und  ein  weiteres 
G.  V.  24.  Juni  1885  in  folgender  Weise  cen- 
tralisiert  ist: 

Konzessionen  für  Lokalbahnen,  worunter 
alle  nicht  der  ersten  Ordnung  der  Eisen- 
bahnen zugehörigen  Bahnen  mit  alleinigem 
Ausschlüsse  der  städtischen  Tramways  zu 
verstehen  sind,  werden  nur  dieser  Gesell- 
schaft erteilt,  anderen  Unternohmem  nur 
dann,  wenn  die  Gesellschaft  innerhalb  eines 
Jahres  nach  Bekanntgabe  des  betreffenden 
Konzessionsantrags  nicht  selbst  die  Kon- 
zession beansprucht  Sie  baut  die  ihr  nicht 
konzessionierten  Bahnen  imd  betreibt  die- 
selben oder  verpachtet  ihren  Betrieb,  jedoch 
nicht  für  eigene,  sondern  für  Rechnung  der 
einzelnen  Lnternehmungen,  für  weldte  je 
besondere  Serien  von  Aktien  ausgegeben 
werden.  Die  Aktien  einer  jeden  Serie 
mflssen  mindestens  zu  ^.s  vom  Staate,  den 
Provinzen  oder  Gemeinden  gezeichnet  sein. 
Die  Beteiligung  des  Staates  pflegt  Vt  des 
Baukapitals  nicht  zu  überschreiten,  gesetz- 
lich zulässig  ist  seine  Beteiligtmg  bis  zur 
Anflaee.    V.  7 
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H&lfte  des  Kennwertes  des  Aktienkapitals. 
Die  vom  Staate,  den  Pi^ovinzen  und  Ge- 
meinden übernommenen  Beträge  können  an 
Stolle  der  baren  Zahlung  iu  OOjährliclien 
Rentenzahlungen,  Annuitäteü,  geleistet  wer- 
den. Soweit  diese  Form  der  Leistungen 
beanspnicht  wird,  beschafft  die  Gesellschaft 
das  nicht  bai-  eingezahlte  Kapital  durch 
Ausgabe  von  Oblimtionen,  welche  auf  die 
ihr  zu  zahlenden  Renten  fundiert  sind :  die 
Oarantie  der  Verzinsung  und  planmässige 
Tilgung  derselben  übernimmt  der  Staat. 
Die  Annuitäten  betragen  nur  S'/a^/o  der 
übernommenen  Betiiige.  da  es  der  Gesell- 
scliaft  gelungen  ist,  eine  Prämienanleihe  zu 
einem  Zinsfusse  von  nur  3,47  %  zu  erhalten. 
Eine  jede  Serie  von  Aktien  ist  auf  den 
Reingewinn  der  Bahn,  für  welche  die  Aktien 
ausgegeben  sind,  angewiesen ;  finanziell  bil- 
det dalier  eine  jede  Bahn  ein  selbständiges 
Unternehmen.  Den  Leistungen  des  Staates 
steht  eine  Einwirkung  auf  die  Verwaltung 
und  den  Betrieb  in  verschiedenen  Rich- 
tungen gegenüber,  insbesondere  das  Recht 
zur  Ernennung  der  Mehrzahl  der  Mit- 
glieder des  VerwaltungsratB  der  Gesell- 
schaft und  zur  Genelimigiiiig  der  von  der  Ge- 
sellschaft festzusetzenden  Tarife.  Von  allen 
Provinz-  und  Gemeindesteuern  und  von  der 
Gewerbesteuer  ist  die  Gesellschaft  für  die 
von  ilu-  begriindeten  Unternehmungen  be- 
freit. 

Der  Erfolg  dieser  Organisation  wird 
durch  die  Ausdehnung  des  Lokalbahn netzos 
in  dem  lljährij^n  Zeitraum  von  1887  bis 
1897  veranschaidicht.  Die  Gesamtlänge  der 
im  Betriebe  befindlichen  Bahnen  ist  von 
18S  km  auf  2276  km  gestiegen,  für  welche 
ein  Anlagekapital  von  11ÜÖ93  00O  Francs  — 
50810  Francs  pro  Kilometer  aufgewendet 
wai'.  Die  ditrclischnittlichen  Erträgnisse 
dei-selben  haben  eine  stetige  Steigerung  er- 
faliren.  Während  der  Durehschnilt  der  auf 
sämtliche  Aktienserien  gezahlten  Dividenden 
im  Jahre  1889  noch  nicht  2  "i'o  des  gesamten 
Aktienkapitals  erreichte,  hat  er  sich  allmäh- 
lich bis  zu  3,23  "/o  im  Jahre  1895  erhöht. 

In  Oesterreich  wurden  bis  zum  Er- 
lasse des  später  zu  erörternden  G.  v,  31. 
Dezember  189i  nur  Haupteisenbahnen  und 
Lokalbahnen  (Sekundär-Vicinalbahnen)  unter- 
schieden. Die  Förderung  der  letzteren  war 
der  Zweck  eines  G.  v.  25,  Mai  1880,  wel- 
ches die  Regierung  ennächtigte,  den  Lokal- 
bahnen Erleichterungen  liinsichtlich  der 
Konzessionsanträge  und  der  Betriebsvor- 
scliriften  zu  gewähren,  und  ihnen  Begünsti- 
gungen in  betreff  der  Benutzung  von  Reichs- 
strassen  und  der  Befieiung  von  Stempeln 
und  (.Tebühren  zu  teil  wen:len  IJess.  Einen 
Erfolg  in  dem  davon  erwarteten  Masse  hatte 
jedoch  weder  dies  noch  aucli  das  an  dessen 
Stelle  getretene   G.  v.  17.  Juni   1887,  wo- 


durch die  in  elfterem  gewährten  Vei^ünsti- 
gnngen    in  einzelnen  Richtungen    erweitert 

Diese  Erfahrung  gab  einzelnen  Ländern 
Veranlassung,  ihrereeits  die  Initiative  zur 
weiteren  Entwickelung  des  Lokal  bahn  wesens 
zu  ergreifen.  In  Steiermark,  welches  hierin 
voranging,  wurde  durch  ein  G.  v.  11.  Fe- 
bruar 1890  ein  Lokaleisenbahufonds  im 
Grundbetrage  von  10  Millionen  fL  begrün- 
det, um  dem  Lande  die  Mittel  zur  Förde- 
rung der  Lokalbahnen  zu  verschaffen.  Sie 
8oU  in  der  Weise  geschehen,  dass  das  Land 
unter  der  Voraussetzung,  dass  von  dem 
Staate  und  den  Interessenten  entweder  '/a 
des  Baufcapitals  ä  fouds  pei-du  oder  diii'ch 
Uebcrnahme  von  Stammaktien  zum  Nenn- 
werte beigetragen  oder,  falle  die  Reinein- 
nahmen zur  Verzinsung  des  Anlagekapitals 
mit  4''/o  und  zur  Amortisation  nicht  aus- 
reichen, jährliche  Zuschüsse  bis  zu  mindes- 
tens *'(<  des  Gesamterfordernisses  der  Ver- 
zinsung und  Amortisation  zugesichert  wer- 
den, das  Land  als  Bauunternehmer  und 
nötigenfalls  auch  als  Betriebsunternehmer 
eintritt.  Im  Falle  der  Subventionienmg  des 
Staates  und  der  Interessenten  durch  Betei- 
ligung am  Anlagekapital  wii-d  eine  Aktien- 
gosellschaft  gebildet,  wobei  das  Land  den 
Rost  des  Anlagekapitals  in  Prioritätsaktien 
Obcrnimrat.  Im  Falle  der  Giunntie  der 
Zinsen  und  Amortisationsijnoten  erwirkt  das 
Land  für  sich  die  Konzession,  überträgt  aber 
den  Betrieb  in  der  Regel  der  Staatseisen- 
bahn Verwaltung  oder  einer  anschliessenden 
Privatbahn.  Dem  Beispiele  SteiermarLn  sind 
verschiedene  andere  Länder  gefolgt,  zimächst 
Böhmen  und  Galizien  durch  G.  v.  17.  De- 
zember 1892  imd  V.  17.  Jidi  1893,  welche 
auf  ähnlicher  Grundlage  wie  das  steierische 
GcsetK  beruhen. 

Zweifellos  liatte  das  Voi-gelien  der  Län- 
der einen  erlieblichen  Einfhiss  auf  die  Ent- 
wickelung der  Lokalbahnen,  deren  Gesamt- 
länge am  Schlüsse  des  Jahres  1894  3295  km 
betnig.  Ob  und  inwieweit  deren  Kleinbah- 
nen beteiligt  waren,  lässt  sich  joiioch  nicht 
bestimmen,  da  bis  zu  dieser  Zeit  den  Lokal- 
bahnen auch  Kleinbahnen  zugerechnet  wur- 
den. Eine  Unterscheidung  in  tlieser  Be- 
ziehung trat  erst  mit  dem  G.  v.  31.  Dezember 
1894  em,  welches  von  den  Lokalbahnen  als 
Kleinbahnen  (Tertiärbahnen)  diejenigen  aus- 
schied, welche  ftlr  den  aligemeinen  Verkehr 
von  geringer  Bedeutung  sind  (normal-  oder 
schmalspurige  Zweigbahnen,  Strassen  bahnen 
mit  Dampf-  oder  elektrischem  Betriebe, 
anderen  mechiuiischen  Motoren  oder  animali- 
sc^her  Kraft,  Seilbahnen  u.  s.  w.).  Obwohl 
auch  diese  lehnen  der  Eisen  bah  ugesetz- 
gebung  imlerstehen,  ist  dem  Staate  doch 
nur  ein  .sehr  beschränkter,  im  wesentlichen 
nur  polizeilicher  Einfluss  auf  dieselben  ein- 
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geräumt  Eine  DnterstßtzuDg  gewährt  das 
Gesetz  denselben  nur  indirekt,  indem  es  die 
Stoatsregierung  ermächtigt,  sich  an  der 
Eapitalbeachaflung  ffir  neue  Lokal-  ■  und 
Kleinhahoen,  welche  ziffernmäseig  bestimm- 
bare finanzielle  Vorteile  für  einzelne  Zweige 
der  Staatsverwaltung  haben,  der  Höhe  dieser 
Yorteile  entsprechend  zu  beteiligen,  und 
ferner  die  Kreditbeschaffung  für  solche  da- 
durch erleichtert,  dass  es  den  von  Landes- 
banken  und  anderen  Kreditinstituten  aus^- 
gebenen,  in  bestimmter  Weise  fundierten 
Schuldverschreibungen  Gebühren freiheit  und 
pupillarische  Sicherheit  zuerkennt.  Auf  dieser 
Gnmdlage  ist  von  der  Regierung  am  2r). 
November  1896  eine  Rentenbank  unter  der 
Firma  'k.  t,  österreichisches  Kreditinstitut 
för  Verkehrsimternehmungena  konzessioniert 
worden,  welche  unter  staatlicher  Aufsicht 
Lokal-  und  Kleinbahn-  so^tie  auch  andere 
Verkehrsuntemehmungen  durch  Kreditge- 
währung und  in  sonstiger  Weise  zu  ffjitlem 
bestimmt  ist. 

In  Ungarn  w^lrde  gegen  Ende 
der  1860  er  Jahre  mit  dem  Bau  von  Lokal- 
bahnen begonnen,  eine  regere  Thfttigkeit 
trat  jedot'h  erst  ein,  nachdem  durch 
ein  0.  V.  13.  Juni  1880  den  Lokalbahnen 
und  Kleinbahnen  mit  Ausschluss  der  städti- 
schen Tramways  erhebliche  Erleichte mngen 
in  betreff  der  Konzessionierung,  der  An- 
fordemngen  an  den  Bau  und  Betrieb,  der 
Bewilligung  von  Stempel-  und  Gebühren- 
freiheit für  die  durch  ihre  Finanzierung  und 
Herstellung  bedingten  Verträge,  der  Befrei- 
nag von  wesentlichen  Verpflichtungen  gegen- 
über der  Post  Verwaltung,  der  Gestaltung 
der  Benutzung  Öffentlicher  Strassen  gewährt 
und  die  Staatsbahnen  verpflichtet  wnnlen, 
den  Dienst  auf  gemeinschaftlich  zu  benutzen- 
den Bahnhöfen  und  auf  Wunsch  der  Lokal- 
bahnen ihren  gesamten  Betrieb  gegen  Ver- 
gütung der  Selbstkosten  zu  übernehmen,  und 
nachdem  dim;h  ein  ferneres  G.  v.  24.  Fe- 
bruar 1880  die  Beteiligung  des  Staats  sowie 
der  Municipien  und  Gemeinden  an  der  Fi- 
nanzierung dieser  Bahnen  ihre  Regolimg 
erfahren  hatte.  Die  Unterstützungen  des 
Staates  sollen  danach  jährlich  nicht  mehr  als 
im  ganzen  SOOOfX)  ü.,  die  Unterstützung 
einer  Lokalbahn  nicht  mehr  als  '.'lo  des 
effektiven  Baukapitals  betragen. 

Infolge  dieser  Massnahmen  stieg  die  Ge- 
samtlänge der  im  Betriebe  befindlichen  Lo- 
kalbahnen, welche  im  Jahre  1880  nur  63  km 
betrug,  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1897 
auf  7111  km.  An  dem  im  ganzen  sich  auf 
24.5186216  fl.  belaufenden  Anlagekapital 
der  ^-Dpliaodenen  122  ßiüinen  waren  der 
Staat  mit  14,9,  die  Lokal  Verwaltungen  mit 
9,2,  die  Gemeinden  und  die  Privatinteres- 
senten  mit  12,2  und  die  betreffenden  Unter- 
uehmungen  selbst  mit  63,7  "io  beteiligt. 


Auch  iii  den  deutschen  Bundes- 
staaten hat  sich  die  Entn'ickelung  der 
Kleinbahnen  sehr  ungleichmässig  voUzc^n. 
Es  hat  dies  seinen  Grund  einerseits  in  der 
verschiedenen  rechtlichen  Behandlung  der 
nicht  den  llaupteisenbahnen  angehörigcn  Bah- 
nen, unter  welcher  in  einzelnen  Staaten 
mehrere  Gattungen  nicht  unterschieden,  in 
anderen  Neben-  und  Kleinbahnen  zwar  imler- 
schieden,  beide  jedoch  als  Eisenbahnen  im 
Sinne  der  Reichs  Verfassung  und  der  sonsti- 
gen Eisenbahn gesetzgebung  angesehen  wer- 
den, in  anderen  endlich  die  Kleinbahnen 
der  Eisenbahn  gesetzgebung  gänzlich  entzogen 
sind  und  eine  besondere  Regelung  erfahren 
haben.  Andererseits  wurde  die  Entwicke- 
ln ng  wesentlich  beeinflusst  dureh  die  prin- 
cipielle  Stellung  der  einzelnen  Staaten  zu 
dem  Eisenbahnwesen.  Wo  der  Staat  gi-und- 
sätzlich  die  Eisenbahnuuternehmungcn  in 
seine  Hand  genommen  hatte,  musste  er  sich 
auch  der  Fürsorge  für  den  lokalen  Verkehr  in 
höherem  Alasse  widmen  als  da,  wo  auch 
Haupt-  oder  Nebeneisoubahnen  entweder 
gänzlich  oder  doch  zu  einem  nicht  unerheb- 
lichen Teile  Privaten  überlassen  werden. 

Systematisch  ist  zuerst  Bayern  auf  die- 
sem Gebiete  vorgegangen,  indem  es  durch  ein 
G.  V.  2!).  April  1869  einen,  ans  den  Reineinnah- 
men der  Haupteisenbahnen  dotierten  Vicinal- 
baufouds  zur  Unteistützung  solcher  Vicinal- 
bahnen  begründete,  für  welche  die  unentgelt- 
liche Hergäbe  des  erforderlichen  Grund  luid 
Bodens  und  die  Uebernahme  der  Kosten  der 
Erdarbeiten  von  den  Interessenten  zuge- 
sichert worden  war.  Infolge  dieser  Be- 
stimmungen kamen  bis  zum  Jahre  1876  auf 
Grund  von  Spedalgcsetzen  14  staatliche 
Bahnen  in  einer  Gesamtlänge  von  167  km 
zu  Stande,  welche  nach  ihrer  Anlage  und 
ihrem  Betriebe  den  Cliarakter  von  Neben- 
eisenbahnen hatten.  Erst  dm'ch  ein  G.  v, 
28.  April  1S82  wnrde  von  den  Vicinalbahnen 
eine  3.  Klasse,  die  Bahnen  von  lokaler  Be- 
deutung, ausgeschieden  imd  bestimmt,  dass 
Jjokalbahnen  staatsseitig  angelegt  sowie  auch 
staatsseitig  dui-ch  Zuschüsse  a  fonds  pcrdu 
unterstützt  werden  können,  wenn  die  In- 
teressenten mindestens  den  Onmd  und  Bo- 
den kostenlos  dazu  bereit  stellen.  Bis  zum 
Ende  des  Jahres  1896  waren  in  den  rechts- 
rheinischen Teilen  Bayerns  Lokalbahnen 
vom  Staate  in  einer  Gesaratlänge  von  953,71 
km  und  von  der  Lokalbalin- Aktiengesell- 
schaft im  Jahre  1897  in  einer  Gesamtlänge 
von  219  km  herg^tellt,  von  welchen  die 
erstereil  eine  Verzinsung  von  3,48  "/o  der 
staatüch  dafür  aufgewendeten  Smnmen,  die 
letzteren  von  4''/o  des  Anlagekapitals  er- 
gaben. 

Im  Königreich  Sachsen  vertlanken  die 
BalmL'n  niederer  Ordnung  ihi-e  EntwJckelung 
fast  ausschliesslich  dem  Eintreten  des  Staa- 
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tes  als  Unteniehmer.  Naelidcm  von  dem 
Bundesrate  am  14.  Juni  1878  eine  Bahn- 
ordriung  für  deutsche  Balinen  untei'(!;eoixlueter 
BedeuUing  erl  asEeu  worden  war,  wuwle  mit 
dem  Bau  von  Balinen  nach  llassgabe  dieser 
BalinordniiDg  voi^gangen.  Diesen  mit  der 
Spurweite  der  Hauptciseii bahnen  angelegten 
Salinen  kommt  zum  flberwiogeiiden  Teil 
auch  nach  ihrer  wirtschaftliclien  Bedeutung 
der  Charakter  von  Nebeoeisen  bahnen  zu. 
Seit  dem  Beginne  der  1080  er  Jahre  hat 
der  Staat  auch  den  Ausbau  von  Schmal- 
spurbahnen fast  ausschliesslich  in  seine  Hand 
genommen.  Obwohl  diese  Balmen  in  recht- 
licher Hinsicht  ebenfalls  als  Eisenbahnen 
angesehen  werden  und  der  Bahn  Ordnung 
für  die  Nebeneisenbahuen  DeutschJaiids  vom 
5.  Juli  1892  unterstehen,  müssen  sie  nach 
ihrer  lokalen  Zweckbestimmung,  sowie  nach 
der  Art  ihrer  Ausführung  und  ihres  Betrie- 
bes doch  den  Bahnen  di'itter  Oi-duung,  den 
Kleinbahnen,  zugezählt  werden. 

Bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1894  waren 
vom  Staate  17  schmalspurige  Bahnen  in 
einer  Gesamtlänge  von  327  km .  beigestellt 
worden.  Ihr  Erträgnis  ei^b  bisher  eine 
Verzinsung  von  niu-  0,80  %  des  darauf  ver- 
wendeten Kapitals ,  und  hierzu  haben  nur 
7  Bahnen  beigetragen,  während  10  Bahnen 
keine  Betriebstiberschflsse  hatten.  Gleich- 
wohl wird  dies  Ergebnis  im  Hinblick  auf 
die  günstigen  Wirkungen,  welche  diese 
Bahnen  auf  die  Ycrmehnmg  der  Einnahmen 
der  Haupteisenbahnen,  auf  die  Fördern ug 
der  Landwii-t Schaft  und  Industrie  und  auf 
die  Hebung  der  Steuerkraft  austlbteu,  nicht 
für  unbefriedigend  erachtet. 

Preussen  hatte  bis  zum  Jahre  1880 
im  wesentlichen  nur  Hanpteisen bahnen,  Ne- 
beneisenbahuen nur  in  ganz  geringer  Zahl. 
Seit  der  "Verstaatlich  iing  der  wichtigei-en 
Haupteisenbahnen  ging  jedoch  der  Staat 
systematisch  mit  dem  Bau  von  Nebeiieisen- 
bahnen  vor,  so  dass  am  Schlüsse  des  Jahres 
1895,'96  von  denen  bereits  eine  Gesamtlänge 
von  8265  km  in  Betrieb  war.  Neuerdings 
hat  sich  auch  die  Privatuiitemelimung  an 
der  Begründung  solcher  Bahnen  wieder  be- 
teiligt. 

Die  Thätigkeit  dos  Staates  erstreckte 
sich  nicht  auf  die  lediglich  für  den  Ixikal- 
verkehr  bestimmten  Kleinbahnen.  Die  Eot- 
wickelung  dieser  abgesehen  von  städtischen 
Strassenbahnen  für  den  Personenverkehr 
im  Anfang  der  1890er  Jahre  nur  ganz 
einzelt  vorhandenen  Bahnen  begann  erst, 
nachdem  durch  das  Gesetz  über  Kleinhahnen 
und  Privatanschlussbahnen  vom  28.  Juni 
1892  eine  sichere  Eechtsgrundlage  für  diese 
Bahnen  geschaffen  und  femer  Eiäiichtungen 
zur  Ermöghchung  ihrer  Finanzierung  ge^ 
troffen  waren.  Das  Gesetz  vom  28.  Juni 
1892  hat  sich  darauf  beschränkt,  durch  Er- 


leichterung der  Konzessionierung,  der  Anlage 
und  des  Betriebes  der  Kleinbahnen  die 
Privatthätigkeit  zu  diesen  Untemehniungen 
anzuregen,  von  Bestimnmngen  zur  Erleich- 
terung ihrer  Finanzierung  aber  mit  einer 
kaum  erheblichen  Ausnaiime  abgesehen. 
Dieser  Aufgabe  unterzogen  sich,  nachdem 
die  Erfahrung  ergeben  hatte,  dass  sich  ohne 
finanzielle  Unterstützung  Unternehmer  in 
erwünschtem  Masse  nicht  finden,  zunächst 
die  Provinzen.  Die  Mittel,  welche  von  den 
verschiedenen  Provinzen  zur  Fördenuig  der 
Kleinbahnen  angewendet  werden,  bestehen 
teils  in  technischer,  teils  in  finanzieller  Bei- 
liilfe.  Die  erstere  beschränkt  sich  entweder 
nur  auf  die  Anfertigiuig  der  Vorarijciten 
für  den  Unternehmer  gegen  Erstattuag  der 
Hälfte  der  Kosten  oder  sie  erstreckt  sich 
auf  die  erstmalige  Ausführung  der  Bahnan- 
lage,  bei  einzelneu  auch  auf  die  technische 
Beaufsichtigung  der  Bauausfühi'ung  und  des 
Betrieijes.  Der  Schwerpunkt  liegt  in  der 
finanziellen  Beihilfe,  welche  die  Pronnz  in 
der  Gestaltung  der  Benutzimg  von  Provin- 
zialstrassen  entweder  unentgelUich  oder  doch 
unter  günstigen  Bedingungen,  insbesonderc 
aber  in  derjenigen,  welche  sie  durch  direkte 
Beteiligung  an  dem  Zustandekommen  mit 
Geldmitteln  gewährt.  Das  letztere  geschieht 
entweder  in  der  Form  der  Gewährung  von 
Darlehen  zu  massigem  Zinsfusse,  in  einzel- 
nen Provinzen  in  Höhe  von  ^-'s  des  gesamten 
Bau-  und  Betriebskapitals  oder  durch  Ga- 
rantie eines  Teils  der  Zinsen  des  Bauiiapi- 
tails  oder  durch  Beihilfe  a  fonds  perdu  oder 
endlich  durch  Beteiligung  au  ilen  Unter- 
nehmungen durch  Uebernahme  eines  Teils 
des  zur  Hei-stellung  und  Ausrüstung  der 
Bahn  aufgewendeten  Kapitals  mit  Ausschluss 
der  Kosten  des  Grunderwerbs,  Seit  dem 
Jahre  189.'j  gewährt  der  Staat  fortlaufende 
Mittel  zur  Fördening  der  Kleinbahnen,  welche 
regelmässig  zur  Beteiligung  an  dem  Anlage- 
kapital solcher  Bahnen  verwendet  werden. 
Im  Jahre  1895  sind  der  Staatsre^eruug  zu 
diesem  Zwecke  5000000  M.,  in  jedem  der 
drei  folgenden  Jahre  8000000  M.,  im  Jahre 
1900  aber  20000000  M.  zur  Verfügung  ge- 
stellt worden. 

Um  den  Bauunternehmern  zur  Kredit- 
beschaffung die  rechtswirksame  Verpfändung 
ihrer  Bahnen,  weiche  nach  dem  frtlhorcn 
Hechte  ohne  un  verhält  nismössige  Weite- 
rungen nicht  thunlich  war,  zu  erleichtern, 
wurde  das  Gesetz  betreffend  das  Pfandrecht 
von  Privateisenbahnen  und  Kleinbahnen  und 
die  Zwangsvollsti'eckung  in  dieselben  vom 
19.  August  1895  erlassen. 

Der  Erfolg  dieser  Massnahmen  war  über- 
raschend. Während  bei  Inkrafttreten  des 
Kleinbahngeaetzes  nur  11,  nicht  lediglich 
dem  städtischen  und  Vorortspersonenverkehr 
dienende  Kleinbahnen  in  einer  Gesaratlänge 


Digitized  by  L.iOOQIC 


voD  93  km  bestanden,  betrug  am  1,  Oktober 
1898 ihre  Zahl  163,  ihre  Gesamtlänge  416ökm, 
daninter  die  Zahl  der  wesentlich  nur  der 
Landwirtschaft  dienenden  73,  ihre  Länge 
2776,6  km.  Die  Beihilfen  der  Provinzen 
beüefen  sich  zu  diesem  Zeitpunkte  im  ganzen 
auf  21369  835  Mark,  die  der  Kreise  auf 
11597  500  Mark. 

3.  Der  Charakter  der  Kleinbahnen 
in  technischer  nnd  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht. Die  Zweckbestimmung  der  Klein- 
bahnen, welche  auf  die  Vermittelnng  des 
Lokalverkehrs  beschränkt  ist,  verleiht  ihnen 
einen  von  demjenigen  der  Eisen  bah  oen  vClÜg 
verschiedenen  Charakter.  Ihr  Beruf  schUesst 
sie  von  der  Teilnahme  an  dem  Durchgangs- 
verkehr ans  und  überhebt  sie  damit  der 
Notwendigkeit  aller  derjenigen  Einrichtungen 
in  ihrer  Anlage  und  ilu^m  Betriebe,  welche 
die  Eisenbalinen  ale  Glieder  des  einheitlich 
zu  verwaltenden  Eisenbahnnetzes  nicht  ent- 
behren kSnnen.  Es  ist  deshalb  für  sie 
eine  Gestaltnng  ihrer  Bahnen  «nd  ihrer 
Wagen,  weiche  die  Vern'eadimg  der  letz- 
teren auf  fremden  Bahnen  und  den 
Uebergang  fremder  Wagen  aiif  ihre  Bahnen 
ermßgTicht,  nicht  geboten,  auch  eine  Öleis- 
verbindung  mit  anderen  Bahnen  nicht  un- 
bedingt erforderlich.  Sie  haben  ein  ganz 
selbständiges  Dasein,  was  zur  Folge  hat,  dass 
für  die  Art  ihrer  Anlage  und  ihres  Betriebes 
lediglich  die  individuellen  Verhältnisse  des 
Terrains  nnd  des  zu  bedienenden  Lokalver- 
kehrs berücksichtigt  werden  können.  Dies 
plt  insbesondere  auch  von  der  zur  Anwendung 
kommenden  Geschwindigkeit,  welche  nament- 
lich auch  wegen  der  in  der  Regel  geringeren 
Lange  der  Kleinbahnen  eine  wesentlich  ge- 
ringere sein  kann  als  diejenige  der  Eisen- 
bahnen. 

Hieraus  ergiebt  sich  in  technischer  Be- 
ziehung die  Mögliclikeit  der  Benutzung 
■'ffentlicher  Wege  als  Bahnkörper,  die  An- 
wendung der  Schmalspur,  leichterer  Kon- 
struktion des  Oberbaues  und  der  Fahr- 
betriebsmittel, der  Vermeidung  kostspieliger 
Gebäude  auf  den  Stationen  und  einer  Linien- 
führung, welche  sich  den  natürlichen  Ter- 
rain Verhältnissen  in  ungleich  höherem  Masse 
anschliessen  kann,  als  dies  bei  den  Eisen- 
bahnen angängig  ist.  Die  kilometrischen 
Anlagekosteu  berechnen  sich  deshalb  iu  der 
Regel  nur  auf  eine  geringe  Quote  derjenigen, 
welche  die  dem  Durchgangsverkehr  dienen- 
den Eisenbahnen  erfordern.  Ebenso  ist  in 
der  Beschrfinkung  auf  eine  Zu^attnng  und 
auf  eine  oder  höchstens  zwei  Personenwagen- 
klassen, in  der  geringen  Geschwin<Ugkeit, 
in  der  Vereinfachung  der  Abfertigungen  für 
Personen  und  Güter  und  in  der  damit  ge- 
gebnen wesentlichen  Beschränkung  des 
Dienstpersonals  die  Möglichkeit  eines  sehr 
biUigen  Betriebes  gegeben. 


Nicht  minder  bedeutend  ist  der  Einfluss, 
welchen  die  Ausschliessung  der  Kleinbahnen 
vom  Durchgangsverkehr  auf  ihre  wirtschafte 
liehen  Verhältnisse,  insbesondere  auf  ihre 
Einnahmen  äussert.  Bei  den  Eisenbahnen 
überwiegen  die  Einnahmen  aus  dem  Güter- 
verkehr diejenigen  aus  dem  Personenverkehr 
sehr  erheblich,  sie  belaufen  sich  im  Durch- 
schnitt etwa  auf  das  2'.'2fache  der  letzteren 
und  es  ist  diese  Erscheinung  fast  ausschliess- 
hch  auf  den  GOterdurehgangsverkehr 
znrflckzuffllu-eii.  Weil  die  letztere  für  die 
Kleinbahnen  nicht  in  Betracht  kommt,  spielt 
bei  ihnen  der  Personenverkehr  die  Haupt- 
rolle; ihre  Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr 
bleiben  in  der  Regel  hinter  denjenigen  aus 
dem  Personenverkehr  weit  zurück.  In 
welchem  Masse  dies  bei  den  deutschen 
Schmalspurbahnen  der  Fall  ist,  kann  danach 
bemessen  werden,  dass  auf  diesen  im  Jahre 
1898  löl378  662PerBonenkiJometer  und  nur 
72  262 II4G  Gütertonnenkilometer  geleistet 
wurden.  Von  den  Gesamtein  iiahmen  der 
belgischen  Kleinbahnen  im  Jahre  1898 
(644580*1  Frcs.)  entfielen  67,U8''/o  auf  den 
Personenverkehr  und  nur  32,92  "/o  auf  den 
Gütervorkehr.  An  der  Gesamteinnahrae  der 
französischen  Lokalbahnen  im  Betrage 
von  20998135  Frcs.  im  Jahre  1897  warder 
Personenverkehr  mit  52^,  der  Güten'erkehr 
mit  45,.")'',o  beteiligt.  Die  Einnahmen  der 
niederländischen  Kleinbahnen  aus  dem 
Personenverkehr  betrugen  im  Jahre  1898 
5018676  fl.,  diejenigen  aus  dem  Güterver- 
kehr 5724(12  fl. 

Die  Beschränkung  auf  den  Lokalverkehr 
bedingt  für  die  Kleinbahnen  eine  von  den- 
jenigen der  Eisenbahnen  gänzlich  verschie- 
dene Tarifpohtik.  Die  Gestaltung  der  Güter- 
tarife der  Eisenbahnen  wird  wesentlich  von 
dem  Durchgangsverkehr  beetnflusst.  Einer- 
seits in  der  Abstufung  der  Tarife  nach  dem 
Werte  der  Güter,  der  Wertklassifikation,  und 
andererseits  in  der  Ermässigimg  der  Taiif- 
sätze  ffir  einzelne  Güter  und  einzeln^  Ver- 
kehrsrouten haben  sie  das  Mittel,  gering- 
wertige Güter  auf  weitere  Entfernungen 
transportfähig  zu  machen  und  damit  Trans- 
porte aus  fernen  und  nach  fernen  Gegenden 
für  ihre  Strecken  zu  gewinnen.  Für  die 
Kleinbahnen  entfällt  jede  Rücksichtnahme 
auf  den  Durchgangsverkehr,  aber  auch  die 
Möglichkeit,  durch  Ermässigung  ihrer  Fracht- 
sätze im  Wege  eines  direkten  Verkehrs  mit 
den  Eisenbahnen  eine  Verraehnmg  ihrer 
Transporte  zu  erzielen,  weil  bei  ihrer  ge- 
ringen Ausdehnung  eine  Ermässigimg  ihrer  . 
Befßrdeningspreise  für  die  Gesamtfracht  und 
damit  für  die  Transportfähigkeit  kaum  von 
Bedentim^  ist.  Für  ihre  Tarifpohtik  kommt 
daher  lediglich  der  Lokalverkehr  in  Betracht. 
Gleicher  Fürsorge  be<lürfen  dabei  der  Per- 
sonen- und  der  Güterverkehr.    Ein  Massstab 
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för  die  richtige  BemeeBimg  der  Tarifsätze 
ist  aber  weder  für  den  erateren  noch  für 
den  letzteren  vorbandeo.  Selbstredend  müssen 
dieselben  so  niedrig  bemessen  sein,  dasB 
eine  Konkurrenz  der  sonstigen  Verkehrs- 
mittel, insbesondere  des  lÄndfnhrwerks,  da- 
gegen nicht  a^ifkommen  kann.  Im  übrigen 
aber  kann  nur  die  Erfahrung  lehren,  welche 
SälKe  für  die  einzelnen  Bahnen  die  höchsten 
Reinerträge  in  Äiissicht  stellen.  Das  Tarif- 
system der  letzteren  musa  sich  daher  weit 
einfacher  als  dasjenige  der  Eisenbahnen 
gestalten. 

Dasselbe  eilt  auch  von  der  sonstigen  Be- 
handliingdesTransporlverkehrs,  iiisbesondere 
von  der  Abfertigung  der  Personen  und 
Güter  und  von  dem  TiezOglichen  Buch-  und 
Rechnungswesen.  Die  verhältnismässig  ge- 
ringe Menge  der  von  den  Kleinbahnen  zu 
vermittelnden  Transporte  überhebt  dieselben 
zum  grössten  Teil  derjenigen  Einrichtungen, 
welche  die  Eisenbahnen  zu  einer  wirksamen 
Kontrolle  der  ordniuiEsmässigen  Ausführung 
ihres  massenhaften  Transportverkohrs  nicht 
entt)ehren  können,  und  ihre  Beschränkung 
auf  den  lokalen  Verkehr  setzt  sie  in  den 
Stand,  sich  derjenigen  Betriebsgemeinsehaft 
mit  den  Eisentahneu  zu  enthalten,  welche 
für  die  letztere  eine  komplizierte  Buch-  uud 
Rech  nun  gsföhrung  imd  weitläufige  Abrech- 
nung der  aus  den  gemein schaflhch  ausge- 
führten Transporten,  und  der  gegenseifigen 
Wagenbenutzung  und  aiis  sonstigen  Vcrhält- 
nis.sen  entstandenen  ^genseitigen  Fordn- 
rungen  und  Verbindlichkeiten  notwendig 
macht  Ebenso  wie  die  technische  Betriebs- 
führung kann  sich  daher  auch  die  Tninsport- 
verwaltnng  der  Kleinbalmen  in  den  ein- 
fachsten Formen  und  mit  ausschliesslicher 
Rücksichtnahme  auf  die  individuellen  Ver- 
hältnisse der  einzelnen  Bahnen  vollziehen. 

4.  Die  rechtliche  Ordnung  der  Klein- 
bahnen ist  in  erster  Linie  durch  ihren 
technischen  und  wirtschaftlichen  Charakter, 
sodann  aber  auch  dui-ch  die  Auffassung  ihrer 
rechtliehen  Natiw  im  allgemeinen  bedingt 
Wird  ihnen  der  rechtliche  Charakter  von 
Eisenbahnen,  wenn  auch  von  Eisenbahnen 
niederster  Ordnung,  zuerkannt,  so  sind  sie 
ohne  weiteren  den  für  Eisenbahnen  bestehen- 
den Rechtsnormen  insoweit  unterworfen,  als 
nicht  besondere  Bestimmungen  für  sie  ge- 
troffen sind.  Dies  ist  in  vielen  Staaten,  z.  B. 
in  üosterreich,  aber  auch  in  den  meisten 
deutschen  Bundesstaaten,  so  namentlich  in 
Bayern  und  im  Königreiche  Sachsen,  ge- 
schehen, wo  die  mit  Dampf  oder  auch  mit 
elektrischer  Kraft  betriebenen  Bahnen  als 
Eisenbahnen  angesehen  worden  und  ent- 
weder durch  Gesetze  oder  durch  die  Kon- 
zessionen die  an  Eisenbalinea  zu  stellenden 
Anfordenmgen  ihi'ein  Charakter  und  ihrer 
Zweckbestimmung   entsprechend   ermässigt 


werden.  Werden  dieselben  dagegen  in 
rechtlicher  Hinsicht  von  den  Eisenbahnen 
ausgeschieden,  dann  bedarf  es  für  dieselben 
einer  umfassenden  rechtlichen  Regelung 
ihrer  Verhältnisse,  weil  alsdann  die  Eisen- 
bahnrechtsnormen für  sie  gar  keine  Geltung 
haben.  Auf  diesem  Standpunkte  steht 
Preussen,  welches  dimdi  das  Gesetz  über 
Kleinbahnen  imd  PrivatansclUussbahnen  vom 
28.  Juli  1892  den  Kleinbahnen  einen  von 
dem  der  Eisenbahnen  verschiedener  Rechfs- 
eharakter  beigelegt  und  ein  besonderes  Recht 
für  diesellien  geschaffen  hat. 

Nach  diesem  Gesetze  sind  Kleinbahnen 
die  dem  offen Üiehen  Verkehr  dienenden 
Eisenbahneo,  welche  wegen  üirer  geringen 
Bedeutung  für  den  allgemeinen  Eisenbahn- 
verkehr dem  Gesetze  über  die  Eisenbahn- 
untemehmungen  vom  3.  November  1838 
nicht  unterliegen,  insbesondere  solche  Bah- 
nen, welche  hauptsächlich  den  örtlichen  Ver- 
kehr innerhalb  eines  Oemeindebezirks  oder 
benachbarter  Geraeindchezirke  vermitteln, 
sowie  Balmen,  welche  nicht  mit  Lokomotiven 
betrieben  werden.  Bestehen  darüber  Zweifel, 
ob  hiernacli  eine  Bahn  als  Kleinbahn  anzu- 
sehen ist,  so  entscheidet  darüber  auf  An- 
rufen das  Staatsministerium. 

Die  Verschiedenheit  der  Rechtsnatur  der 
Eisenbahnen  imd  der  Kleinbahnen  zeigt  sieh 
schon  in  dem  verschiedenen  Charakter  des 
zur  Anlage  und  zum  Betriebe  beider  Bahn- 
gattimgen  verliehenen  Unternehmungsrechts. 
Dessen  Verleihung  fflr  Eisenbahnen  erfolgt 
durch  ein  Privilegium,  welches  stets  in  Ver- 
bindung mit  dem  Enteignungsrecht  erteilt 
wird  und  daher  den  Unternehmer  in  den 
Stand  setzt,  sein  üntemelunen  unter  allen 
Umständen  durchzuführen.  Die  Genehmi- 
gung einer  Kleinliahn  hat  mir  einen  polizei- 
lichen Charakter,  wird  im  Gegensätze  zu 
der  Eisenbahokonzession  ohne  Rücksicht  auf 
ein  für  die  Bahn  bestehendes  Bedürfnis  er- 
teilt, verbtirgt  aber  auch  dem  Unternehmer 
nicht  die  Möglichkeit  der  Ausfühmng,  Dazu 
bedarf  es  füi'  ihn  in  der  Regel  noch  des 
Enteignungsrechts  oder  der  Geslattung  der 
Benutzung  öffentlicher  Wege  seitens  des 
Wegeimterhaltnngspflichtigen.  Die  letztere 
kann  zwar  durch  die  Verwaltungsbeschluss- 
behörde ergänzt  weiden,  die  Ergänzung  setzt 
aber  ebenso  wie  die  Erteilung  des  Enteig- 
Dungsrechts  voraus,  dass  ein  öffentliches 
Interesse  für  die  Bahu  besteht.  Auch  darin 
untei-scheidet  sich  die  Klein  bahngenehm  ignng 
von  der  EHsenbahnkonzession,  dass  sie  in  der 
Regel  nicJit,  wie  diese,  ohne  zeitliche  Be- 
grenzung, sondern  niu-  auf  eine  bestimmte 
Zeit  erteilt  wird. 

Mit  Rücksicht  aiif  ihre  nm  lokale  Bedeu- 
tung ist  die  Zuständigkeit  zur  Genehmigung 
einer  Kleinbahn  nicht  einer  Cenlralbehörde 
vorbehalten,  sondern  den  Orts-  und  lAndes- 
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polizeibeliörden  überlragen,  den  letzteren 
( Region] tigapräsiden feil)  stets  dann ,  weun 
der  Betrieb  der  Bahn  ganz  «ier  teilweise 
mit  Maschin enkraft  bealsichtigt  ist;  die  Ge- 
nehmi^ng  ist  aber  in  diesem  Falle  nur  im 
Einvernehmen  mit  einer  von  dem  MinLiter 
der  ßffentlichen  Arbeiten  zu  bezeichnenden 
Eisen  bah  nbehörde  zu  erteilen. 

Um  die  Kegehing  der  Rechtsrerhaitnisse 
piner  jeden  Kleinbahn  nach  ihrem  besonder» 
Chaniter  itad  nach  den,  betreffenden  flrt- 
lichen  Verhältnissen  zu  errar)glidie[i ,  liat 
sich  das  Kloinbahngesetz  bis  auf  wenige 
Ausnahmen  der  Aufstellung  aligemeiner 
Nonnen  enthalten  und  es  der  genohmigeii- 
deii  Behörde  überlassen,  in  jedem  i'alle 
fliese  Regelung  in  der  Geuehnugiing  vorzu- 
nehmen, Datei  sind  ihr  jedocli  bestimmte 
Grenzen  gezogen.  Abgesehen  davon,  dass 
den  Kleinbahnen  im  Interesse  der  Landes- 
verteidigung und  der  Reichsirastvem'altimg 
gewisse,  dieselten  nicht  oder  doch  nur  in 
geringem  Masse  belastende  Veriifliclitungen 
auferlegt  %'erden  können,  ist  die  genehmi' 
^ende  Behörde  bei  der  Bestimmung  des 
Konzessionsinhalts  im  wesentlichen  nur  auf 
sicherheitspolizeiliche  ROcksichtcn,  insbeson- 
dere die  Rücksicht  auf  die  betriebssichere  Be- 
scliaffenheit  der  Bahn  nebst  den  Betriebs- 
mitteln, auf  die  Befähigung  und  Zuverlässig- 
keit der  belriebsausfnhrenden  Beamten  imd 
auf  den  Schutz  gegen  schädhche  Einwir- 
kungen beßchrilnkt,  welche  der  Umgebung 
der  Bahn  aus  der  Bahnanlage  und  dem  Be- 
triebe erwachsen  kßiinen.  Für  die  Berück- 
sichtigung des  offen  tlicIienVerkchrsintercsses 
sind  dieser  Beiiorde  verhältnismässig  enge 
Grenzen  gezogen.  Ausser  der  Verpflichtung 
des  Unternehmers  zur  Auf  rechte  rbaltung 
dos  ordnungsmässigen  Betriete  kann  sie 
sich  nur  eine  Einwirkung  auf  den  Falirplan 
und  auf  den  HCchsthetrag  der  Boföi-demngs- 

ei-eise  sowie  das  Recht  vortelialten,  den 
nternehraer  einer  auch  zum  Gfiten'erkehr 
bestimmten  Bahn  ziu'  Öestattung  der  Ein- 
führung von  Anscldussgleisen  für  den 
Privatverkehr  anzuhalten.  Ein  maesgelten- 
der  Einfiuss  auf  die  Konstruktion  der  Bahn 
und  der  Betriebsmittel  ist  der  genehmigen- 
den Behörde  dadurch  gesichert,  dass  niu- 
auf  Gnind  des  specieüen  Bauplans  und  der 
Zeiehnimgen  der  Betriebsmittel  die  Genehmi- 
gung erteilt  wird  und  dem  Unternehmen 
dabei  zur  Pflicht  gemacht  werden  kann, 
auch  bei  Ei^nzungen  und  Emenoningen 
von  dieser  Konstruktion  ohne  besondere  Ge- 
nehmigung nicht  abzuweichen. 

Inwieweit  die  tezeichncfen  Rflcksiehten 
im  Einzelfalle  besondere  Anoi-dnungen  in 
der  Genehmigung  erheischen,  üterlässt  das 
Gesetz  dem  Ermessen  der  genehmigenden 
Behörden.  Kleinbahnen  mit  Maschinenbe- 
trieb, welche  den  Personen-  und  Güterver- 


kehr von  Ort  zu  Ort  vermitteln  und  sich 
nach  ihrer  Ausdehnimg,  Anlage  und  Ein- 
richtimg der  Bedeutung  der  nach  dem  Eisen- 
bahn gesetze  konzessionierten  Nebeneison- 
balmen  nähern  (nebenbahnähn liehe  Klein- 
balinen)  sollen  jedoch  nach  der  von  den 
Ministem  der  öffentlichen  Arbeiten  und  des 
Innern  am  13,  August  189S  erlassenen  Ans- 
fühningsanweisung  insbesondere  in  techni- 
Roher  Beziehung  weitergehende,  denen  der 
Nebeneisenbahnen  nahe  kommende,  Bedin- 
gungen auferlegt  werden. 

Die  Aufsicht  tlter  die  Kleinbahnen  stellt 
der  jeweilig  für  ihre  Genehmigimg  zustän- 
digen Behörde  zu.  Sie  beschränkt  sich  auf 
die  üeberwachung  der  Erfüllung  der  Ge- 
uehmigungstedingungen  luid  der  Vorschrif- 
ten des  Klein  bah  ngesetzes  seitens  des  Unter- 
nehmers. 

Für  den  Fall,  dass  eine  Kleinbahn  sf^ter 
nach  der  Entscheidung  des  Staatsminisfe- 
riums  eine  ihre  Untei-stellung  unter  die 
Eisenbahngesetzgebung  erfordernde  Bedeu- 
tung gewinnen  sollte,  ist  dem  Staate  ilir 
Erwerb   gegen   Entschädigung  vorbehalten. 

Für  die  privatrechtlichen  Verhältnisse 
der  Kleinbahnen,  die  Untemehmungsfonn, 
die  Kreditnahme  und  andere  sind  die  all- 
gemeinen Rechtsnormen  massgetend.  Ihre 
Anwendung  ist  jedoch  in  einzelnen  Richtun- 
gen, insbesondere  in  beireff  der  Beschaffung 
eines  Realkredits  deslialb  mit  Schwierigteiten 
verbunden,  weil  nach  dem  aligemeinen 
Rechte  die  Verpfändung  einer  Kleinbahn 
nicht  als  Ganzes,  sondern  nur  durch  Pfand- 
bestellung an  allen  einzelnen  ihi-  einver- 
leibten Grundstücken  rechts  wirksam  erfolgen 
kann.  Diesem  Mangel  ist  dim:h  das  Gesetz 
tetreftend  das  Pfandrecht  an  Privateisen- 
bahnen und  Kleinbalinen  und  die  Zwangs- 
vollst reckimgin  dieselben  vom  19.  August  1^5 
abgeholfen  worden.  Dasselbe  legt  einer  jeden 
Privateisenbahn  und  einer  joden  Kleinbahn, 
deren  Unternehmer  zum  Betriebe  derselben 
verpflichtet  ist,  einschliesslich  des  dazu  gehöri- 
gen Betriebsapparats  den  Cliarakter  einer  Ein- 
heit im  rechtlichen  Sinne  bei  mit  der  Wir- 
kung, dass  dieselbe  nunmehr  als  Ganzes 
zum  Gegenstande  von  Rechtsgeschäften  imd 
von  Zwangsvollstreckungen  gemacht  und 
insliesondere  als  Ganzes  verpfändet  werden 
kann.  Zur  Erleichterung  des  Reatkredits 
ist  in  dem  Gesetze  auch  die  Verpfändung 
dieser  Bahnen  für  die  von  ihnen  ausge- 
gebenen, auf  den  Inhaber  lautenden  Teil- 
schuldverschreibungen gestattet  worden, 
während  die  Gnindbuchgesetze  Verpfän- 
dungen nur  zu  Gunsten  namentlich  bezeiei- 
neter  Glaubiger  zulassen.  Eine  Sicherheit 
dafür,  dass  eine  ihnen  verpfändete  Bahn 
nicht  in  einer  ihren  Interessen  scliädlichen 
Weise  zersplittert  wei-den  kann,  gewäliren 
den    Gläubigem    diejenigen   Bestimmungen 
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des  Gesetzes,  welche  die  Veräiissening  ud- 
beweglicher  imd  ZwaiigBvollatreckiui^ii  in 
bewegliche  und  unbewegliclie  Bestandteile 
der  Bahneiiiheit  ohne  Geuehmigung  der  Auf- 
sichtsbehörde fflr  nngiltig  erklären. 

Zur  Beurkundung  der  dinglichen  Rechte 
an  Kleinbahnen  dienen  besondere  Bahn- 
grundbOcher,  welche  fflr  die  einzelnen  Pri- 
TOteisen bahnen  und  Kleinbahnen  von  dem- 
jenigen Amtsgerichte  zn  ffllu'en  sind,  in 
dessen  Bezirk  die  Hauptverwaltung  des 
Unternehmens  ihren  Sitz  hat.  Ihre  Anlegung 
erfolgt  jedoch  nicht  von  Amts  wegen,  son- 
dern nur  auf  Antrag  des  Bahueigentiimers, 
und  wenn  im  AVege  der  Zwangsvollstreckung 
eine  Fordening  in  das  Bahngnmdbtich  ein- 
zutragen ist,  auf  Antrag  der  Bahnaufsichts- 
bebörde.  Fttr  die  Pühning  der  Bahngnmd- 
bflcher  sind  ebenso  wie  ifflr  die  Veräusse- 
ning  und  die  dingliche  Belastung  dieser 
Bahnen  die  allgemeinen  Gmndbuchgesetze 
nnd  die  für  die  Rechtsgeschäfte  Aber  Grund- 
stücke geltenden  Rechtsnormen  massgebend, 
je<ioch  mit  einzelnen  Aenderungen,  welche 
das  Gesetz  mit  Rücksicht  auf  die  besondere 
Natnr  dos  Bahneigentums  für  erfortleriich 
erachtet  hat 

Lltterator:  l.  Schri/teu  ailgtmeiafn  In- 
halt!; F.  Pfeamter,  Die  HrrtteliuTtg  billiger 
Lokal-  und  Xebtabohnea  in  yorddeiUtfhland, 
irchniieh  und  rolkimirUchnfttieh  belturhut,  Berlin 
1870.  ■-  W.  von  SSrdllng,  Ülimmen  über 
»chmaUpariijii  Eiienbahnen,  Witn  1S71.  —  F. 
Pteaaner,  Xoek  ein  Wort  zur  Anregung  det 
Bauet  der  Lokalbahnen  und  Einriehtung  einei 
biliigen  Eiienbahnbelriebei ,  Berlin  1375.  — 
Frhr.  M.  M.  van  Weber,  Die  Indiiiduali- 
tiertiag  und  EnlirlcketbarkeÜ  der  Eiienbahnen, 
Leipzig  1876.  —  Hartidell,  Bemertungeu  über 
de»  i/iikerigen  Hang  der  Kntwiekelniig  det 
Eilenbahnweieni,  totcie  über  detten  GeiuUtung 
nach  Mattgabe  der  VerhäUnitte  und  Bedürfiiiite, 
mit  betonderer  Süditicht  auf  die  Zirccke  det 
Vereint  twr  Forderung  der  Lokalbahnen,  Berlin 
1S77.  —  F.  Pleamner,  Die  HerileUung  der 
Lobil-  nnd  Sctnndärbahneu  durrh  Zutommen- 
wirken  von  Staat  und  Gemeinden,  Bertin  1877. 
—  Frhr.  M,  M.  vot»  Weber,  Der  ttaaUifhe 
Einßutt  auf  die  Entvictelung  der  Eitenbahncn 
niederer  Ordnung,  Wien  ISTS.  —  W,  Horet- 
monn,  Bau  und  Betrieb  von  Srhmatipurbahnen 
und  deren  volktvtrttchafüiehe  Bedeutung  für  da* 
•Deuttche  Jieieh,  Wietbaden  18S1.  —  F.  Pltsaner, 
Praklitche  Winke  betr.  die  Nertlellung  laiidtpiH- 
tehnfllichcr  Eitrnbahnen,  Uotha  ISSi.  —  J". 
Stern,  Die  Dampjtrataaay,  Einflute  äertelbtn 
auf  dat  fiffentlithe  Interetie,  ihr  Bau  und  Be- 
trieb, Ein  Beitrag  ivr  Lßtung  der  Lokalbahn- 
frage, Wien  18SS.  —  &  Sonnenschein,  Dat 
Lokalbahniceten  in  Oeilerrrieh,  Wien,  Peit, 
Leiptig  1886.  —  lim  lÄndheim,  Ütratten- 
bahnen  in  Belgien,  DeuitelduHd,  Uroetbrilannien 
und  Irland.  —  Statltlitehet  und  MnanzieUet, 
Wien  1888.  —  von  Mühlenfels,  Die  Bedeutung 
der  Eitenbahnen  nnleriler  Ordnung,  in  den 
Prruttitehrn  Jakrfrüehem  1S91.  —  F.  MOUer, 
Die  EntwietttHng  der  Lokalbahnen  in  den   rer- 


tfkiedenelen  Ländern,  in  Srhmollert  Jahrbaeh 
für  Getettgtbung  ete.  1891.  —  fuhrt,  Serh» 
Fragen  über  Bau  und  Betrieb  der  Tertiärbahnen 
für  den  Sßentiiehen  Verkehr,  Elentburg  ISOS.  ~ 
von  MHIUenfel»,  Die  Ftirtentwiekelung  det 
Aleinbahniectent,  im  Verufaltungtarchiv  lS9i.  — 
X.  Htlat,  Handbuch  der  Strattenbahnkunde, 
ßliinchen  und  Leiptig  ISBS  und  1S9S.  —  vom 
JTnr^th,  Die  Kleinbahnen,  ihre  Entwiekelung, 
Aufgabe,  Organitalion,  Finamierung  und  Tarif- 
bildung,  Srotnberg  ISSS.  —  S,  Sonnenaehein, 
Die  JinamieUe  Sifherilellung  de*  Lokalbahnbaue* 
in  Oetlerreieh,  Wien,  Peit,  Ltipiig  1S9S.  — 
Brefeia,  feber  Kleinbahnen,  in  den  Freuet. 
Jahrbüchern  189.'S.  —  Oleim,  Die  Kleinbahnen 
und  die  Mittel  ihrer  FSrderang,  in  Sehmollert 
Jahrbuch  1894.  —  &  Porten  Czai-toiiyaM, 
Cfber  Eitenbuhnrn  «nlergeurdneler  Bedeutung, 
verglichen  mit  Chauueeen,  Gottgn  18H-  — 
Schröder,  Die  Kleinbahnen  im  Dientte  der 
Landuiirttehafl,  Berlin  1895.  —  JLedtg  und 
Vlbrieht,  Die  tehmaltpurigen  Staalteisrnbahnea 
im  K'hiigreich  Sachten,  Leiptig  1895.  —  ww» 
Heintburg,  Die  Kleinliahncn  und  ihr  F^att  im 
heutigen   Verkehrri^ien,  Oldenburg,  Leiptig  189S. 

—  A.  Haarmann,  Die  Kleinbahnen,  ihre  ge- 
tchichllicke  Entirickelung,  ledmisehe  Aatgatal- 
tung  und  wirUehafUiehe  Bedeutung,  Berlin  1890. 

—  fUmnen»  und  HaUfee,  Eleklritche  Bahnen, 
Berlin  1896.  — Scheicher,  Die  rechllirhe  Xatur 
und  die  Wirktingen  der  Eitenbahnkomettion  in 
Sachten  mit  betonderer  Berilcktiehligiing  der 
elekiritchen  «ahnen,  in  Fltehert  ZeiUchHfl  für 
Praxi*  und  OeicUg.  der    Vera:,    Bd.  XX,    1899. 

i.  Getetteikommcntare:  Jemsaletn, 
Dat  Getett  über  Kleinbahnen  und  Priralantcldtut- 
baknen  vom  28.  VII.  1883,  Berlin  1S9S.  —  W. 
Glelm,  Fht  Getett  über  Kleinbahnen  und 
Prii-atati*ehl<u*baknen  vom  SS.  YII.  189S,  Berliii 
1802,  S.  Aufl.,  Berlin  1899.  —  Derselbe,  Dat 
Grtelz,  betreffend  dat  lyandrerht  an  Privateiten- 
bahnen  und  Kleinbahnen  und  di*  Ztrangtroll- 
tlreckung  in  dietelben.  Bertin  1896.  —  Eger, 
Dat  Getett  Bber  Kleinbahnen  vnd  Prirat- 
antchluttbahnen  vom  SS.  VII.  1S9Z,  Uanuorer 
1897.  —  Derselbe,  Da*  Geteli,  betreffend  da» 
I^andrerht  nn  PriFoteitenbahnen  und  Klein- 
bahnen u.  I.  w„  Ilannoier  1898. 

8.  Zeittehriften:  Zelllchrift  für  dat  ge- 
samte Lokal-  und  Slrattenbahmcelen  teil  1883, 
Wietbaden.  —  Zeiltehrifi,  fär  Tranfportwrsen 
und  Slra**e»bau  teil  1884,  Berlin.  —  Die 
Slra**enbahn,  Organ  ßlr  da*  Stra**enbahn-  und 
Klelnbahnwelen  teil  1SS8,  Berlin.  —  Zeittchrift 
jär  Kleinbahnen,  herautg.  im  Minitterium  der 
öffentlichen  Arbeiten  teit  1894,  Berlin. 

Glelm. 


Kleinbetrieb 

Grossbetrieb    und    Kleinbetrie 
(.>ben  Bd.  IV,  S.  78Ö  ff.). 


Kleinhandel  mit  Branntwein 

s.  Sehankgewerbe. 
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Klein  Wächter, —  Kioek 


Kleinwächter,  Friedrich, 

wurde  am  25.  II.  1836  zu  Prag  geboren,  Btndierte 
daselbst  na<l  babilitiette  steh  im  W.-S.  mt>D/G6 
tU  Privatdozent  an  der  damals  noch  ungeteilten 
t'uiversit&t  seiner  Vaterstadt.  Im  Frühjahr  1871 
wurde  er  znm  Lehrer  der  Nation alskouomie  und 
des  Agrarrechts  an  der  landwirtschaftlichen 
Lehranstalt  Liebwerd  bei  Tetachen -Bodenbach 
in  Böhmen  ernannt,  ging  aber  schon  nach  drei 
Semestern,  im  Derbst  1872,  als  ord,  Professor 
der  Nationalökonomie  und  Statistik  an  das  Poly- 
technikum zu  Riga.  Von  dort  wurde  er  als 
nrd.  Professor  der  politischen  Oekonomie  an  die 
Franz-Josefs-Universiiät  nach  Czemowitz  be- 
rufen, der  er  seit  ihrer  Erüffnung  (4.  X.  I87Ö) 
angeliGrt.  Im  Jahre  It'Sl  wurde  er  durch  Ver- 
leihung des  Titels  ^.KegierungsVat'',  im  Jahre 
imS  durch  Verleihung  des  Tiiels  .Uofrat"  aus- 
^zetcbnet.  Er  vercftentlichte  an  staatawissen- 
Bchaftlichen  Schriften: 

a)  in  Buchform:  Zur  Kefonu  der  Hand- 
werks Verfassung,  Bertin  löTä.  iJahrg.  IV,  Heft . 
53  der  „Deutschen  Zeit-  und  Streitfragen"  von 
Ft.  Y.  Holtzendorff  n.  W.  Oncken.)  —  Zur  Frage 
des  na tnr wissenschaftlichen  Unterrichts.  (Eben- 
da«. Jahrg.  Vin,  Heft  118.)  -  Die  rechts-  und 
»taatswissenschaftl.  Fakultäten  in  Oesterreich, 
Wien  1876.  —  Die  Kartelle.  Ein  Beitrag  zur 
Fra^e  der  Organisation  der  Volkswirtschaft, 
Innsbruck  1883.  —  Die  N^ational Ökonomie  als 
Wissenschaft  und  ihre  Stellung  zu  den  übrigen 
Disoiplinen,  Berlin  1883.  (Heft  408  der  „Samm- 
lung gemeinverständlicher  VortriLge",  heraus- 
gegeben von  Rud.  Virchow  und  Fr.  von  Holtzen- 
dorff.)  —  Die  Qmndlagen  und  Ziele  des  soge- 
nannten wissenschaftlichen  Sozialismus,  Inna- 
bmck  1885.  —  Die  Staatsromane.  Ein  Beitrag , 
inr  Lehre  vom  Kommunismus  und  Sozialismus, 
Wien  1891.  —  Das  Einkommen  und  seine  Ver- 
teilung, Leipzig  1896.  (Erste  Abteilung,  5.  Bd. 
des  Frankenstein-Heckelschen  Hand-  und  Lehr- 
buches der  Staat« Wissenschaften.)  —  Die  Ent- 
wickelun^  des  Geld-  und  Währungswesens  unter 
der  Begiemng  des  Kaisers  Franz  Josef  I., 
Czemowitz  layü.  (Rede  gehalten  am  4.  Oktober 
1896   in    der  Aula  der  Universität  Czemowitz.) 

—  Abschnitt  „Anaenwesen  in  Oesterreich"'  in 
Emmingbaus,  „Boa  Armenwesen  und  die  Armcn- 
gesetzgebuDg  in  europäischen  Staaten",  Berlin 
1870.  —  Abschnitt  „Die  volkswirtschaftliche 
Produktion  im  allgemeinen"  im  .Handbuch  der 
politischen  Oekonomie",  herausgegeben  von 
Schönherg,  1.  Aufl.  1882,  2.  Aufl.  1885.  3.  Aufl. 
1889.  —  Die  österr.  Oymnasieu  sonst  und  jetzt, 
Wien  1898.  (Auch  in  ,Daa  Leben,  Viertefjahr- 
•chrift  für  Gesellschaftswissenschaft  und  soziale 
Kultur'',  herauMfegebeu  von  W'ekhs ,  Jahrg. 
1888.)  —  Zur  Frage  der  Reform  des  österr. 
Aktienrechts.  Czemowitz  1S!I9. 

b)  in  Zeitschriften:  Jahrb.  f.  Nat, 
u.  8tat.:  Beitrag  zur  Lehre  vom  Kapitale, 
1867.  —  Die  Ssterreichische  Grnndsteuergesetz- 
gebtuig,  1869.  —  Zur  Geschichte  der  englischen 
Arbeiterbewegung  im  Jahre  1872,  1875.  (Auch 
bräonders  erschienen,  Jena  1875.)  —  Zur  Ge- 
schichte der  engUschen  Arbeiterbewegung  in 
den  Jahren  1873  und  1874  (1.  Supplementbeft 
der  „JahrbiScher"),  Jena  lö78.  —  Wesen,  Auf- 
gabe und  Sjateai  der  Nationalökonomie,   1889. 

—  Viert,   f.    V  0 1  k  s  w. :    Die    österreichische 


Bierstettergesetz gebung,  1868.  —  Zeitschr.  f. 
Stftatsw.:  Die  österreichische  Branntwein- 
Steuergesetzgebung,  1870.  —  Zur  Frage  der 
ständischen  GUedemng  der  Gesellschaft,  1^  und 
1889.  —  Die  ValutaresTilierung  in  Oeaterreich- 
Ungam,  1893.  —  Mitteilungen  des  Ver- 
eins für  Geschichte  der  Deutschen  in 
Böhmen:  Die  Holzweherei  in  Alt-Bhrenberg 
bei    Rumburg  in   Böhmen,    Jahrg.   11,,  Nr.  4. 

i'Aueb  besonders  erschienen ,  Pra£  1878.)  — 
»eaterreichische  Monatsschrift  für 
christliche  Sozialreform  etc.,  herausge- 
geben von  Freiherm  C.  von  Vogelaang.  —  Die 
„reaktionäre"  Strömung  auf  dem  Gebiete  deo 
heutigen  Wirtschaftslebens,  1885,  —  Der  Wucher 
auf  dem  Lande.  1888.  —  Zum  Kapitel  der  Aus- 
stellungen, 1887.  —  Zur  Frage  der  Verkaufs- 
hallen, 1890.  ~  Jahrb.  f  Ges.  u.Verw.:  Die 
österreichische  Enquete  vom  Jahre  1882,  betr. 
die  Einführung  des  Anerbenrechts,  1885.  — 
Finanzarchiv:  Zwei  steuertheoretische  Fra- 
gen, 3.  Jahrg.,  Bd.  2.  —  Zeitschr.  für 
Volkswirtschaft.  Sozialpolitik  u.  Ver- 
waltung: Kollektiv bedürfntsse  und  Gruupen- 
bildung,  1898.  —  Die  Schuhmacher,  Wagenhauer 
und  Böttcher  in  Czemowitz,  in  Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  71. 
c)  Ausserdem  hat  KleinwHchter  H.  v. 
MangoldtH  „Grundriss  der  Volkswirtschafts- 
lehre", nach  dem  Tode  des  Verfassers  neu  be- 
arbeitet, in  2  Anü.  herausgegeben.  Stuttgart, 
ohne  Jahre^izahl,  (1871  erschienen.)  —  In  diesem 
Handwörterbuch :  Die  wirtschaftlichen  Unter- 
nehmerverbände [in  der  ersten  Aufl.).  —  Die 
Kartelle  (in  der  zweiten  Aufl.l.  —  Eine  Reihe 
kleinerer  Aufsfttze  in  der  „Zukunft",  im  „Deut- 
schen Wochenblatt"  u.  a. 

Jted. 


Hlock,  Kaspar, 

geb.  1583  zu  Soest,  gest.  am  15.  I.  1655  zu 
Braunschweig ,  studierte  in  Marburg ,  wurde 
1608  Kanzler  des  Grafen  Heinrich  zu  Stolberg 
und  161ti  Obersyndikas  der  Stadt  Braunschweig, 
1626  Kanzler  der  Stifte  Minden  und  Hildesheim 
und  1649  Konsiilent  der  Stadt  Brannschweig.  Der 
Merkantilist  Klock  huldigt  in  Bezug  anf  Zölle 
und  Taxen,  Steuern  und  Angaben  den  die  Füllung 
des  Staatsschatzes  als  prima  lei  preisenden  An- 
sichten Obreehts,  nur  ist  er  ein  weniger  pronon- 
cierter  Vertreter  des  Regali  am  us  als  jener. 
Seine  AuafUhrungen  Über  die  Stärkung  der 
Staatsfinanzen  nfl'enharen  einen  besonderen  Auf- 
wand von  Scharfsinn  in  Aufspürung  neuer  fis- 
kalischer Einnahmequellen,  als  da  sind  Hage- 
stolzensteuer, Verkauf  von  Adelsbriefen,  amt- 
liche Taiierim^  der  Warenpreise  etc.  Den  An- 
schauungen seiner  Zeit  cemäss  billigt  er  es 
auch,  wenn  Strafen  an  Leib  und  Leben  im 
Inl«resse  des  Staatssäckels  in  Qeldbussen  um- 

fewandelt  werden,  selbst.  Gotteslästerung  und 
otschlag  nicht  ausgenommen.  Der  Grundsteuer- 
kataster hat  sich  nach  seinen  Vorschlägen  auch 
mit  Ermittelung  des  Mietvertrags  der  städtischen 
Grundstücke  zu  befassen  Andererseits  tritt  er 
aber  auch  für  gerechte  Verteilung  der  Steuern 
ein  und  befeindet  das  Steuerprivileginm  der 
eximierten  Stände.    Obwohl  er  als  Merkantilist 
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StaatMnIeilien  verwirft,  verteidig  er  doch  im 
dringeniien  Bedörfnisfalle  die  Etntreibunjr  Ton 
ZwaDgsanleihen  tod  deu  Unt«rthatieQ.  lieber 
das  Geld,  was  er  eine  menaara  rernm  commutan- 
damm  nennt,  nnd  Ober  die  Edelmetalle  denkt 
er  ebenso  wie  die  übrig'en  Merkantilisten,  üeld- 
ansfahr  soll  an  Leib  und  VermSgeu  gebüsst 
werden  und  seiner  t'eberscbätznng  der  Edel- 
minen  muss  der  Landbau,  so  sehr  er  aucb  den 
Bauer  als  den  Ernährer  aller  preist,  als  Wert- 

Sroduzent  weit  hintanstehen.  Ausser  gemünztem 
elde  nnd  den  Edelmetallen  soll  anch  Rohstofien, 
deren  nutzbringende  Verarbeitung  die  heimische 
Indnstrie  beschäftigt,  wichtigen  Lebensbedürf- 
nissen nnd  Waffen  die  Ausfuhr  rerschloEsen 
sein  nnd  andererseits  die  Einfuhr  von  Luxns- 
gegenstÄnden ,  weil  die  Kaufkraft  des  Volkes 
nur  zu  unproduktiven  Zwecken  schwächend, 
sowie  von  Waren,  mit  denen  das  Inland  nicht 
konkurrieren  kiknn,  unter  Verbot  stehen.  Den 
Handel  selbst  chrirakterisiert  Elock  als  Ueber- 
tra^ung  des  Ueherflüssigen  an  One,  wo  dieser 
Uehertliiss  reger  Nachtrage  begegnet. 

Klock  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Tractatus  uomico- 
politicus  de  contribntionibas  in  Romano -Qer.- 
manico  iniperio  alii!!([|ue  regnis  ut  plnrimura 
usitaiis,  Nürnberg  1G34  (wurde  im  ganzen  fünf- 
mal aufgelegt).  —  Tractatus  jnridico-politico- 
polemico-historicus  de  acrario,  sen  censu  per 
honesta  media  absqne  divexatione  popnli  licite 
conficando,  2  Teile,  ebd.  1651 ;  dasselbe,  2.  Aufl., 
heraiiag.  von  Chr.  Peller,  167L  Beide  Werke 
ergänzen  sich  gegenseitig ,  der  19  ishrige 
Zwiscbenraum,  der  zwischen  ihrer  Abmssnng 
liegt,  markiert  sich  bei  dem  ersten,  nnter  dem 
Eindrncke  der  Wirren  des  ÜOjährigeu  Krieges, 
geschriebenen,  besonders  in  der  freien  Meinangs- 
ünssening  über  Fllrstenpflicht  und  Volksrechte, 
während  die  zweite,  nach  dem  westfSlischen 
Friedenschlnss  entstandene  Schrift  sich  zuweilen 
zu  absolntistischeu  Maximen  versteigt.  Letztere, 
der  tractatus  de  aerario,  verbreitet  aich  Über 
Finanzwesen,  Agrar Wirtschaft,  Forstwesen  und 
Jagd,  sogar  nach  der  technincben  Seite  hin. 
Von  Bedeutung  sind  nur  seine  Ausfahtungen 
Über  das  Recht  an  Grund  und  Boden.  Das 
Domanium  wünscht  er  von  mCdicbst  kleinem 
Umfange,  die  grossen  I^hen  nolTen  ihre  Ilnteil- 
barkeit  bewahren,  die  Latifundien  der  toten 
Hand  fllisBen  ihm  keine  Sympathie  ein. 

Tgl.  über  Klock:  v.  Fahnenberg, 
Litteratur  des  Reichskammergerichts,  Wetzlar 
1792,  S.  78.  —  Kantz,  Theorie  nnd  Ueschichte 
der  Nationalökonomik,  Bd.  II,  Wien  1860,  S. 
289/!W.  —  Röscher,  Geschichte  der  Nat, 
München  1874,  S.  210  ff.  — Allgemeine  deutsche 
Biograpye,  Bd.  XVI,  Leipzig  1882,  8.  202. 
IJjipert. 


Knapp,  Georg  Friedrich, 

als  Sohn  des  berühmten  Verfassers  des  „Lehr- 
buchs der  chemischen  Technologie"  Prof.  Fried- 
rich Ludwig  Knapp,  geboren  am  T.  III.  1842 
in  Giessen,  studierte  Ju  München,  Berlin  nnd 
Qöttingen  National ükonomie  nnd  Statistik,  be- 


suchte 1866/66  das  statistische  Seminar  von  E. 
En^l  in  Berlin ,  wurde  1867  Direktor  des  sta- 
tistischen Bureaus  der  Stadt  Leipzig,  erhielt 
1869  die  ansserord entliche  Professur  für  Katio- 
nalökonomie  und  Statistik  an  der  dortigen 
Universität  und  folgte  1874  einem  Rufe  als 
ordentlicher  Professor  der  nämlichen  Lehrfächer 
nach  Strassburg. 

Als  Schriftsteller  ist  er  auf  wesentlich  ver- 
achiedenen  Gebieten  hervorgetreten: 

Als  praktischer  Statistiker,  insbesondere  für 
die  Stadt  Leipzig;  als  Kritiker  in  Bezug  auf 
die  philosophischen  Fragen  der  Moralstatistik; 
als  Mathematiker  in  Bezug  auf  die  Theorie  des 
BevGlkerungs wechseis  und  der  Sterblichkeits- 
messung; und  seit  seinem  Aufenthalt  in  Strass- 
burg als  Hist«riker,  vorwiegend  in  Bezug  anf 
die  agrarische  Verfassung  Deutschlands  und  auf 
ländliche  Sozialpolitik.  Die  hist«riBche  Rich- 
tung hat  er  auch  als  Direktor  des  Staatswissen- 
schaftlicben  Seminars  in  Strassburg  besonders 
gepflegt. 

Knapp  veröffentlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Zur 
Prüfung  der  t'ntersnchungen  Thünens  über  Lohn 
nnd  Zinsfnss  im  isolierten  Staate,  Braunschweig 
1865  (Promotionsschrift).  —  L'eber  die  Ermitte- 
lung der  Sterblichkeit  ans  den  Aufzeichnungen 
der  Bevölkerungsstatistik,  Leipzig  1868.  —  Die 
Sterblichkeit  in  Sachsen  nach  amtlichen  Quellen 
dargestellt,  ebenda  1869.  —  Die  neueren  An- 
sichten über  Moralstatistik.  Vortrag,  gehalten 
in  der  Anla  der  T'niversität  zn  Leipzig  am  2a. 
IV.  1871,  Jena  1871.—  Ertragsteuer  oder  Ein- 
kommensteuer? Vortrag  (enthalten  in  „Petition 
der  gemeinnützigen  Gesellschaft  zu  Leipzig, 
betrelfeiid  die  Reform  der  direkten  Bestene- 
rnng"),  Leipzig,  Januar  1872.  —  Theorie  des 
Bevölkerungs wechseis.  Abhandlungen  zur  an- 
gewandten Mathematik,  Braunsfhweig  1Ö74.  — 
Die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung  der 
Landarbeiter  in  den  älteren  Teilen  Preussens, 
2  Bde.,  Leipzig  1887.  —  Die  Landarbeiter  in 
Knechtschaft  und  Freiheit.  Vier  Vorträge, 
ebenda  1891.  (Inhalt:  Ursprung  der  Sklaverei 
in  den  Kolonieen.  —  Bäuerliche  Leibeigenschaft 
im  Osten.  —  Erbnnterthäiügkeit  und  kapita- 
listische Wirtschaft.  —  Die  Lanifarbeiter  bei 
der  Stein-Hardenbergischen  Gesetzgebung.)  — 
(inindherrschaft  nnd  Rittergat  (Vorträge  nebst 
biographischen  Betlagen),  Leipzig  1897.  (In- 
halt: Landarbeiter  nnd  innere  Kolonisation.  — 
Ländliche  Verfassung  Niederschlcsiens.  — 
Bauernbefreiung  in  Oesterreich  und  in  Preusseu. 
Gnindherrschaft  in  Nord  Westdeutschland.  — 
Siedelang  und  Agrarwesen  nach  A.  Meitzen.  — 
Ueber  Kasse,  Hermann,  Heiterich,  G.  Haussen.) 
—  Knapp  gab  heraus  1.  aus  dem  Nachlasse 
Adolf  Helds:    Zwei   BUcher    zur    sozialen  Ge- 


Strassburg,  Heft  1—17,  Strassburg  1885-97. 
bi  In  Sammelwerken  und  Zeit- 
schritten: J.  In  Forschungen  zur  branden- 
burgischen nnd  preussischen  Geschichte,  Leip- 
zig: Zur  Geschichte  der  Bauernbefreiung  in  den 
älteren  Landesteilen  Preussens,  Bd.  I,  2.  Hälfte, 
Jahrg.  18ISH.  —  2.  In  Jahrb.  f.  Sat.  n.  Stat., 
Jena:  Die  neueren  Ansichten  über  Moralstatistik. 
Bd.  XVI,  1871,  S.  237  ff.  —  (Jnetelet  als  Theo- 
retiker, Bd.  XVIII,  1872,  S,  Syff.  —  Darwin 
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nnd  die  Soziulwisaenschaften,  Bd.  SVIII,  1872, 
S.  233fr.  —  3.  In  Hitteilnng-en  des  statistischen 
Bnreana  der  Stadt  Leipzig-,  ebenda;  Leipzigs 
BeTBlkerung,  Heft  1-3,  186Ö-69.  —  Die  Ver- 
teilung der  Gewerbe-  und  Personal  Steuer  in 
Leipzig,  Heft  4,  1870.  —  lieber  den  Bevülke- 
mngsweclisel  in  Leipzig  in  den  Jahren  1850 
bia  67,  Heft  5,  1871.  —  Aeltere  Nachrichten 
über  Leipzigs  Bevölierung  1595  — 1849  und  übet 
den  Bevölkerangs Wechsel  in  den  Jahren  1868 
bis  1871,  Heft  6,  187ä.  —  Leipzigs  Bevölkerung 
im  Jahre  1871,  Heft  7,  1873.  —  BevÜlkernngB- 
wechsel  1868—1873.  Aendeninffen  der  Sterb- 
lichkeit 1701—1870.  Die  Haushaltungen,  ge- 
ordnet nach  der  Dichtigkeit  des  Wohnens,  1867 
und  1871.  Sterblichkeit  nach  Wobnungsver- 
hältnissen.  Tafeln  über  die  Todesursachen. 
Tafeln  über  Geborene,  Verstorbene  und  über 
EheschlieBsungen ,  Heft  8,  1874.  —  4.  In  Zeit- 
schrift des  kgl.  preussischen  statistischen 
Bureaus,  Berlin:  Das  Verfahren  bei  der  preus- 
sischen  Volkszählung  vom  3.  XIL  1864,  bear- 
beitet nach  den  Berichten  der  kgl.  Regierungen 
etc.,  Jahrg.  VIl,  1867,  S.  1—30. 

Vergl.  über  Knapp:  Röscher,  Gesch. 
der  Sat.,  München  1874,  R.  422,  lOlO.  -  J  u  h  n , 
Qeschichte  der  Statistik,  Bd.  I,  Stuttgart  1884, 
S.  13  u.  5.  —  Meitsen,  Geschichte,  Theorie 
nnd  Technik  der  Statistik,  Berlin  1886,  S. 
63,  209. 

_^___^__  Bed. 

Eaappscbaftskasseii. 

1.  K.  in  Deutschland  [8.  107).  2.  K.  in 
Oesterreich  (S.  111). 

LKDappschaftskasseninDeDtschland. 

1.  Einleitung.  2.  Uebersicht  Aber  die  Ent- 
wiekelnng  dea  deutschen  Knappschaftswesens. 
3.  Die  rechtliche  Stellung  der  K.  4.  Die  K. 
und  die  Reich sgettetzgebnng.  5.  Wirtschaftliche 
Bedeutnng  nnd  Statistik  der  K, 

1.  EioleitnoK.  Die  besoa<]eren  Berufs- 
gefahren  des  Bergbaues  und  die  durch  die 
Eigentümlichkeit  seines  Betriebes  be<lingte 
dauernde  Gemeinst:haft  habea  die  Beighau- 
treibeodea  bereits  friihzeitlg  zu  einer  zunft- 
mässigen  Oiganisation  geführt  und  schon  zu 
einer  Zeit,  in  welcher  ea  anf  anderen  Ge- 
bieten noch  an  jeder  gewerblichen  Ordnung 
fehlt,  die  Bildung  freier  genossenschaftlicher 
Einrichtungen  veranlasst,  die,  benihend  auf 
dem  Gnindsatze  der  Oegeuseitigkeit,  die 
Unterstiltzung  der  den  geroeinsamen  Bemfs- 
gefahren  orlegenen  Genossen  und  ihrer  An- 
gehörigen im  Wege  der  Versicherung  be- 
zwecken. Die  zu  diesem  Zweck  erforder- 
lichen Mittel  sammeln  die  Knappschafts- 
kassen, auch  Bruderladen  {so  in  Oesterreich, 
Tgl.  den  Art.  Knappschaftskassen  in 
Oesterreich  unten  S.  lllff.),  Otiaden- 
noBcheukassen  genannt,  aus  regelmässigen 
Beiträgen  der  Sei-garbeiter,  Knappen  und 
ans  gewissen  den  Werkbesitzem  oder  Ge- 
werken  zu  Gunsten  der  Kasse  obliegenden 
Leistungen  (Teile  vom  Rohertrag,  Freikuxe). 


2.  Uebersicht  über  die  EntwickeluDg^ 
des  dentschen  Kaappschaftsweaens.  Die 

ältesten  Quellen  des  deutschen  Bergrechts, 
insbesondere  die  Constitution  es  juris  metal- 
lici  Wenzels  II,  von  Böhmen  aus  dem  Ende 
des  13,  Jahrhunderts,  die  sogenannte  Kutten- 
berger  Beigordniuig,  enthalten  Bestimmimgen 
über  die  Knappscnaftskaesen, 

Ueber  die  Geschiclite  des  Bergrechts 
selbst,  auf  die  näher  einzugehen  hier  nicht 
der  Ort  ist,  vgl,  man  den  Art.  Bergbau 
(oben  Bd.  K  S.  5.">0ff).  Au  dieser 
Stelle  sei  nur  hervorgehoben,  dass  für  die 
schliessliche  Gestaltung  des  deutschen  Berg- 
rechts und  der  deutschen  Knappschaftskassen 
die  Entwickelung  des  pi-eussischen  Berg- 
rechts massgebend  geworden  ist,  dessen 
Grundsätze  in  neun  Zehnteilen  des  Beichs- 
gebiets  mit  geringfögigen  Abweichungen  zur 
Geltung  gelangt  sind. 

Das  deutsche  Bergrecht,  ursprOngHeh 
eine  Summe  ungeschriebener  Gewohnheilen, 
wie  sie  sich  den  Erfordernissen  des  Be- 
triebes entsprechend  herausgebildet  hatten, 
zersplitterte  sich  mit  der  Aufzeichnung  in 
einer  Unzahl  von  einzelnen  Beigordnnngen, 
die,  obgleich  sie  alle  nur  engbegrenzte  Gel- 
tung hatten,  doch  in  ihren  Gnmdzügen  flher- 
einstimmten.  Besonders  reich  an  Aufzeich- 
nungen dieser  Art  war  das  15.  und  nament- 
lich das  16.  Jahrhundert 

Als  Friedrich  der  Grosse  mit  der  Kleve- 
Märkischen  (1766),  der  Schlesischen  (1769t 
und  der  Magdeburg- Halberstädtis<!hen  (1772) 
Bergordmmg  in  die  Gesetzgebung  eijigriff, 
galten  ausserttem  in  seinem  Staate  noch 
neun  ältere  Bergordnimgen.  so  dass  die 
subsidiären  beigrechtlichen  Bestimmungen 
des  Allgemeinen  Land  rechte  zwölf  Pro- 
viiizialbergordnungen  als  Piinzipalrechte  vor- 
fanden. Die  im  Jahre  1826  begonnenen 
Bemühungen,  ein  einheitliches  Bergrecht  für 
Preussen  zu  schaffen,  blieben  lange  ohne 
Erfolg;  man  beschränkte  sich  deshalb  auf 
den  Erlass  einzelner  Gesetze,  die  einzelne 
Gegenstände  aus  dem  weiten  Gebiet  ordnen 
sollten.  Eines  dieser  vielen  Gesetze  erging 
am  10.  April  1854  Ober  die  Vereinigung 
der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenarbeiter  in 
Knappschaften.  Dies  Gesetz  hat  als  be- 
währter Bestand  in  seinen  wesentlichen 
Gnuidzügen  Aufnahme  in  das  Allgemeine 
Berggesetz  vom  24.  Juni  186.')  gefunden, 
welches  die  Grundl^e  des  heutigen  Knapr^ 
schaftswesens  in  Preussen  und  einer  Anzahl 
weiterer  deutscher  Staaten  ist.  Recipiert 
ist  das  preussisehe  Bergrecht  unter  anderem 
in  Braunsehweig  (G.  v,  15.  April  1867), 
Bavern  (G.  v.  20.  Mär^  1869),  Elsass-Loth- 
ringen  (G.  v.  16.  Dezember  1873),  Wflrttem- 
beig  (G.  V.  7.  Oktober  1874)  und  in  einer 
Reihe  kleinei-er  Staaten.  Grundsätzlich  ab- 
weichend sind  die  Verhältnisse  der  Knapp- 
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Schaftskassen  unter  aDderein  in  dem  Aü^e- 
meinen  Bei^^setze  filr  das  Köniffreich 
Sachsen  {v,  16.  Juni  1868)  geordnet,  welches 
den  Er?,bergbaii  und  den  Kohlenbergbau  vei> 
schieden  behandelt.  Durch  das  RG.  betref- 
fend die  Krankenversicherung  der  Arbeiter 
ist  das  sächsische  O.  v.  2.  April  1884  ver- 
anlasst, das  eine  Trennung  der  Krankenkassen 
von  den  Pensionskasseu  der  Bergarbeiter 
voi-schreibt. 

3.  Die  rechtliche  Stellung  der  K. 
Das  Allgemeine  Landrecht  schloss  sich  mit 
seinen  Vorschriften  über  die  Knappschafts- 
vereine den  obenerwähnten  wesentbch  über- 
einstimmenden Borgordnungen  Friedrichs  des 
Grossen  an  (A.L.R.  TeU  II.  Tit.  16,  g§  134, 
:il4 — 220).  Danach  hatte  je<le  Gewerkschaft 
zwei  Freikuxe  ftlr  die  Knappschafts-  und 
Armenkasse  zu  bauen;  erkrankten  Knappen 
hatte  während  der  ersten  4 — 8  Wochen  der 
Krankheit  der  Werkeigentümer  den  Lohn 
weiterzuzahlen ;  bei  länger  dauernder  Krank- 
heit ^ng  diese  Verpflichtung  auf  die  Knapp- 
schaftskasae  Über,  die  auch  die  Kosten  der 
Heilung  und  des  Begi'äbnisses  zu  bestreiten 
hatte.  Die  Hauptaufgabe  der  Kassen  be- 
stand aber  in  der  FRi-sorge  filr  die  Berg- 
invaliden und  für  die  Witwen  und  Waisen 
verstorbener  Genossen.  Ausnahmsweise  ge- 
währten die  Kassen  auch  andere  Unter- 
stützungen. 

Die  besiehenden  Knappschaftska.'-sen  wm- 
den  von  den  Bergbehönlen  verwaltet.  Erst 
mit  der  Zeit  wurde  die  Teilnahme  der  Mit- 
glieder an  der  Verwaltung  durch  gewählte 
Knappschaftsftl teste  flblich. 

Bis  zum  Erlass  des  G.  v.  10.  Api-ü  1854 
hatte  ein  gesetzlicher  Zwang  zur  Errichtung 
von  Knappschaftskassen  nicht  bestanden; 
dessenungeachtet  wurden  bei-eits  im  Jahre 
18.*)2  53  Knappschaftskassen  mit  -">()462  Mit- 
gliedern gezählt,  so  dass  die  Mehrheit  der 
damals  68300  Kopfe  zählenden  Berg-  und 
Salinenarbeitor  Preussens  zu  diesen  Vereinen 
gehörten. 

Das  Gesetz  von  18.")4  führte  den  Zwang 
zur  Büdnng  von  Knappschaftskassen  für 
sämtliche  den  Bergbehörden  unteratellten 
Berg-  imd  Hüttenwerke,  Aufbereit ungsan- 
stalten  und  Salinen  des  prenssischeu  Staates 
ein.  Durch  0.  v.  10.  Juni  1801  ilber  die 
Kompetenz  der  Oberbergämter  wurden  die 
Hüttenwerke  und  die  selbständigen  Aufbe- 
reitungeanstalten  zwar  der  Aufsicht  der 
Oberberj^mter  entzogen,  den  Arbeitern  und 
Werkbesitzem  aber  gestattet,  den  Knapp- 
schaftsveroinon  weiter  anzugehören. 

Die  Verwalhmg  der  Kassen  wimle  einein 
aus  den  Werkbesitzern  und  Knappschaft  s- 
ältesten  je  zur  Hälfte  gewählten  vorstände 
übertragen,  doch  blieb  den  Bergbehörden 
ein  umfassendes  Aufsichtsrecht,  welches 
diurh    besondere    Kommissarien    ausgeübt 


w^uxte;  Beschlüsse  des  Vorstandes  z.  B. 
waren  in  ihrer  Giltigkeit  abhängig  von  der 
Auwesenheit  des  Kommissars  in  der  Sitzung. 

Das  Allgemeine  Berggesetz  für  die  preus- 
sischen  Staaten  vom  24.  Juni  1865  hat  im 
siebenten  Titel  neben  den  übrigen  wesent- 
lichen Bestimmungen  des  Knappschaftsge- 
setzes den  Eassenzwang  beibemuten;  doch 
bezeichnet  es  in  der  Entwickelun^  der 
Kassen  einen  bedeutenden  Fortschritt,  indem 
es  in  der  Verwaltung  der  Kassen  den  Vor- 
ständen grössere  Selbständigkeit  verlieh  und 
die  Bercbehörden  auf  das  Gebiet  der  eigent- 
lichen Oberaufsicht  beschränkte.  Die  Knapp- 
schaft B  vereine  sind  Genossen scliaffen  des 
öffentlichen  Rechts,  ausgestattet  mit  einer 
nur  durch  das  Gesetz  beschränkten  Selbst- 
verwaltung. Ihre  Kassen  sind  Zwangskassen, 
d,  h.  kraft  des  Gesetzes  gehören  die  Eigen- 
tümer aller  im  Bezirke  des  Vereins  belege- 
nen Bergwerke,  Aufbereitungsanstallen  und 
Salinen  und  die  auf  denselben  beschäftigten 
Ai-beiter,  sofern  sie  den  im  Statut  enthaltenen 
Anforderungen  entsprechen,  der  Kasse  des 
Vereins  an,  Aeltere  Knappschaftskassen 
haben  ihre  Statuten  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen anzupassen.  Die  Statuten  neu 
zu  begründender  Kassen  werden  von  den 
Werkbesitzem  und  einem  gewählten  Ar- 
beitei-ausschuBse  aufgestellt.  Die  oberberg- 
amtliche  Bestätigung  darf  dem  Statut  mu- 
vei'sagt  werden,  wenn  es  mit  denn  Gesetze 
nicht  im  Einklang  steht.  Alle  Kassen  um- 
fassen bestimmte  Bezirke,  Ober  deren  Ab- 
grenzung die  Beteiligten  zu  besclüiessen 
haben;  nur  wenn  diese  zu  einer  Einigung 
nicht  gelangen  können,  bestimmt  das  Ober- 
bergamt nach  Anhörung  der  Werkbesitzer 
und  eines  Arbeiterausschusses  den  Bezirk. 

Das  Gesetz  unterscheidet  vollberechtigte 
und  nicht  vollberechtigte  Mitgheder.  VoU- 
berechtigt  sind  nach  den  Statuten  Mitglieder, 
welche  a)  eine  gewisse  Zeit  hindurch  der 
Kasse  angehört,  b)  ein  bestimmtes  Alter 
nicht  tiberschritten  und  c)  keine  Gebreclien 
oder  Krankheitsanlageu  haben,  die  eine  früh- 
zeitige Invalidität  befürchten  lassen. 

Ffh-  vollberechtigte  Mitglieder  liat  die 
Kasse  mindestens  zu  gewähren:  1.  in  Krank- 
heitsfällen freie  Kur  und  Verpflegung, 
2.  Krankenlobn,  3.  Einen  Beitrag  zu  den 
Begriibniskosten.  4.  Eine  lebenslängliche 
Invalidenuntersttttzung  bei  einer  ohne  grobes 
Verschulden  eingetretenen  Arbeitsunfähig- 
keit, 5.  Unterstützung  der  Witwen  von 
Mitgliedern  bis  zum  Tode  oder  bis  zur 
Wiederverhoi ratung.  6,  Unterstützungen  zur 
Erziehung  der  Kinder  verstorbener  Mit- 
glieder und  Invaliden  bis  nach  vollendetem 
14.  Lebensjahre  (g  171  des  Ges.).  Den  am 
wenigsten  tierechtigten  Mitghedeni  ist  min- 
destens Kur  und  Verpfl^ung  sowie  Kran- 
kenlohn aus  der  Kasse  zu  gewähren;  ver- 
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UDglückea  sie  bei  der  Arbeit,  so  tritt  die 
Ici\-alidenuutorstützung  und  die  Begräbnis- 
beihilie  hinzu. 

:  Zur  Gewähniug  der  unter  1,  2  imd  3  lie- 
zeichneteu  ünteistützungen  können  besoudei« 
der  Aufsicht  des  Vorstandes  unterliegende 
Krankenkassen  im  Beyjrke  des  KnappschaEts- 
vereins  ^bildet  werden. 
^  Arbeiter  und  Werkbesitzer  haben  zu  den 
Knappschafts-  und  Krankenkassen  regel- 
mässige Beiträge  zu  entrichteoj  die  Beiträge 
der  Werkbesitzer  müssen  mindestens  die 
Hälfte  der  Arbeiterbeiträge  ausmachen. 

Verwaltet  wei-den  die  Kuappschafts ver- 
eine durch  einen  Vorstand  unter  Mitwirkung 
der  Knappschaftsältesten,  Diese  werden 
von  den  Mitgliedern  des  Vereins  aus  ihrer 
3iitte  gewählt  und  haben  die  verantwortungs- 
volle Au^be,  sowohl  die  BeEolguug  des 
Statuts  durch  die  Mitglieder  zu  überwachen, 
als  auch  die  Rechte  der  Mitglieder  gegen- 
über dem  Vorstande  wahrzunelimen.  Der 
Vorstand  wii-d  zur  Hälfte  von  den  Werk- 
besitzern, zur  Hälfte  von  den  Knappschafts- 
ältesten  als  Vertretern  der  Mitglieder  je 
aus  ihrer  Mitte  gewählt ;  wählbar  sind  auch 
Staats-  und  Privatbergbeamte.  Der  Vor- 
stand vertritt  den  Verein  in  allen  Be- 
ziehungen. 

Der  für  jeden  Knappseliafts verein  zu  be- 
stelleade  Oberbei^mlskommissar  übt  das 
AnfsichtsrecUt  dieser  Behörde  aus  und  darf 
allen  Vorslandssitzuugen  beiwohnen;  er  hat 
ein  suspensives  Veto  gegen  Statuten  widrige 
Beschlüsse ;  das  Oberbergamt  und  in  höchster 
Instanz  der  Handelsminieter  entscheidet  wie 
über  das  Veto  des  Kommissars  so  über  die 
Beschwerden  gegen  die  Geschäftsführung 
des  Vorstandes. 

4.  DieK.  and  die  Reichegeaetzgebung. 
Der  Spielraum,  den  das  Berggesetz  hinsiclit- 
lich  der  Höhe  der  Kassenleistnngen  und  der 
Art  der  Gewährung  der  Unterstützungen  den 
Kassen  Statuten  gelassen  hatte,  ist  durch  die 
Reichsgesetzgebung,  insbesondere  durch  die 
sc^.  ArbeiterversicheruQgsgesetze,  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  bescl^fänkt  worden. 
Doch  ist  ganz  unverkennbar  das  Bestreben 
an  den  Tag  getreten,  die  Knappschaftskassen 
als  eine  altbewährte  Einrichtung  auf  dem 
von  der  Reichsgesetzgebung  beschrittenen 
Gebiet  der  Arbeiterfürsorge  soweit  als  mög- 
lich zu  erhalten. 

Nach  g  4  des  >Haftpflichtges6tzes>  vom 
T.Juni  1871  sind  die  Leistungen  von  Knapp- 
Bcbaftskassen,  welche  Versicherung  gegen 
den  Unfall  gewähren,  auf  die  vom  Betriebs- 
Unternehmer  zu  zahlende  Unfallentschädi- 
gung  anzurechnen,  wenn  die  Beiträge  des 
Betnebsuntemehmers  zu  den  Knappschafts- 
kassen Qicht  unter  einem  Drittel  der  Gesamt- 
C~  nienloistung  betragen.  Bei  preussischen 
sen   dieser  Art   wird  das  stets  der  Fall 


sein,  weil  die  Betriebsunternehmer  mindestens 
die  Hälfte  der  Arbeiterbeiti'äge.  also  min- 
destens das  geforderte  Drittel  der  Gesamt- 
leistung aufzubringen  haben. 

Das  Reiehsgesetz   über  die  einge.schi-ie- 

eu  Hilfskassen  vom  7.  April  1876  hat  es 
hinsichtlich  der  Knappschaftskassen  bei  den 
für  diese  massgebenden  besonderen  Bestim- 
mungen belassen. 

Den  ersten  tieferen  Eingriff  bezeichnet 
das  Reichsgesetz  betr.  die  Krankenversiche- 
rung der  Arbeiter  vom  15.  Juni  1883,  indem 
es  (§  74)  vorsclireibt,  dass  vom  1.  Januar  1887 
ab  die  Knappschaft8kas.sen  ihre  Leistungen 
in  Krankheitsfällen  auf  die  für  Betriebs- 
krankenkassen vorgesehenen  Mindestleistun- 
gen zu  erhöhen  haben  und  dass  sie  schon 
vom  1.  Dezember  1884  an  die  Vorschriften 
des  g  26  Abs.  1  über  die  Karenzzeit  und 
das  Eintrittsgeld  berücksichtigen  müssen. 

Das  Unfallvei'sicherungsgesetz  vom  6.  Juli 
1SÖ4  konnte  nicht  wie  dasKrankenversiche- 
rnugsgesetz  die  Knappschaftskassen  zu  Trä- 
gern der  Versicherung  machen,  weil  Träger 
der  Unfallversicherung  die  in  Beruf  Genossen- 
schaften vereinigten  Unternehmer  sind.  Das 
Gesetz  hat  jedoch,  um  die  für  die  Thälig- 
keit  der  Unfallversicherung  wertvolle  Be- 
rülirung  mit  den  Knappschaftskassen  zu 
sichern,  in  §  94  vorgesehen,  dass  die  Unter- 
nehmer von  Betrieben,  die  landesgesetzlich 
bestehenden  Knappschafts  verbänden  ange- 
hören, auf  Antrag  der  Vorstände  der  letzteren 
zu  Knappschaftsherufsgenossenschaften  ver- 
einigt werden  können.  Auf  Grund  dieser 
Bestimmung  ist  eine  Knappschaftsberufs- 
genossenscliaft  gebildet  worden,  welche  alle 
nach  deutsehen  Rechten  einer  Knapnschafts- 
kasse  angehörenden  Betriebe  innerhalb  des 
Reichsgebiets  umfasst.  Die  Knappschafts- 
kassen dienen  der  Berufsgenossenschaft  als 
Zahlstellen.  Die  Knappschaftsältesten  als 
Arbeiten-ertreter  werden  an  der  Selbstver- 
waltung der  Berufsgenossenschaft  beteiligt. 

Nach  g  7  des  Reiehsgeselzea  betr.  die 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung  vom  22. 
Juni  1889  kann  der  Bundesrat  auf  Antrag 
bestimmen,  ob  und  inwieweit  die  Mitglieder 
anderer  als  der  für  Reichs-,  Staats-  oder 
Kommuualbetriebe  bestehenden  Kassenein- 
richtungen, welche  die  Fürsorge  für  den  Fall 
der  InvaKdität  oder  des  Alters  zum  Gegen- 
stande haben,  der  Veraicherungspf  licht  durch 
die  Mitgliedschaft  bei  diesen  Kasseneinrich- 
tungen genügen.  Die  Versicherung  bei 
solchen  vom  Bundesrat  zugelassenen  Kassen- 
einrichtuDgen  wird  der  Versicherung  bei 
einer  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  22.  Juni 
1889  gebüdeten  Anstalt  gleichgeachtet. 

Knappseliafts-  und  ähnliche  Kassen  da- 
gegen, die  keinen  dahingehenden  Antrag  ge- 
stellt oder  die  Rechte  der  Reiclisversiche- 
I  rimgsanstalten   nicht   erhalten  haben,    sind 
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i  des  Gesetzes  befugt,  die  ihren 
^lich  vei-sic  heran  gspfliehtigen  Mit- 
gliedern zustehenden  Unterstützungen  um 
den  Wert  der  Reiehsinvaliden-  oder  Älters- 
i'ente  oder  um  einen  geringeren  Betrag  zu 
ermässigen,  vorausgesetzt,  dass  die  Beiträge 
zur  Kasse  gleichzeitig  entsprechend  ermäasigt 
werden. 

Für  die  beteiligten  Knappsehaftskassen  ist 
es  also  eine  Präge  der  Zweckmässigkeit, 
welchen  der  beiden  Wege  sie  einzuschlagen 
haben,  und  es  wird  in  jedem  einzelnen  Falle 
auf  Grund  einer  rechnerischen  Prüfung  der 
Vermögenslage  der  Kasse  festzustellen  sein, 
ob  es  rilr  sie  vorteilhafter  ist,  Versiclienings- 
anstdt  im  Sinne  des  Reiclisgcsetzes  zu 
wei-den  oder  lediglich  als  Zusehusskasse  im 
Sinne  des  §  36  weiter  zu  wirken. 

Thatsächlieh  sind  beide  Wege  einge- 
schlagen worden ;  für  das  Königreich  Sachsen 
z.  B,  besteht  neben  65  Knappschaftski-anken- 
kaeseu  seit  dem  1.  Januar  1891  eine  Allge- 
meine Knappschaftspen  sionskasae ,  welcite 
Ende  1898  den  gesamten  Erzbergbau,  alle 
Stein  kohlen  werke  ausser  zweien,  die  be- 
sondere Pension skassen  liabeu,  zwei  Knlk- 
werke  und  die  neuesten  Braunkohlen  werke 
des  Königreichs,  somit  nahezu  den  gesamten 
sflchsischen  Bei^bau  umfasst.  Die  Anstalt 
fflhrt  die  Nr.  37. 

Viele  andere  Knappschaf tskas^en  sind  zu 
Verbände  n zusammengetreten,  und  diese  Ver- 
bände haben  die  Zulassung  als  Versiclie- 
rungsanstalten  erlangt,  z.  B,  die  Nord- 
deutsche Knappschaft sppnsionskasse  (Nr.  33), 
der  Allgemeine  Knappschalts verein  des  Ober- 
bergamtsbezirks Portmund  zu  Bochum 
(Nr.  .10). 

Ändere  Verbände  von  Knappschafts- 
kasseu,  z.  B.  der  Niedersclilesischc  Knapp- 
schaftsverein,  der  1S90  19326  Mitglieder 
zälilte  bei  einem  Vermögen  von  1.13  MiDiotien 
Mark,  wirken  lediglich  als  Zuschusskassen 
nach  §  3ö  des  Gesetzes. 

6.  Wirtschaftliclie  ßedeatang  und 
Statistik  der  K.  Die  Knappsdioftskassen 
sind  Versicherangsvereiae ,  welche  ihren 
Mitgliedern  A'ersicherung  gegen  die  durch 
Krankheit,  Invalidität,  Tod  bedingten  Stö- 
nmgon  der  Erwerbsfähigkeit  gewähren; 
eigentümlich  ist  ilmen  aber  1.  der  gesetz- 
liche Zwang,  welcher  alle  Arbeiter  eines  be- 
stimmten Bezirks  und  Berufs  zum  Beitritt 
nötigt,  und  2.  die  Heranziehung  der  nichts 
versiclieiten  Werkbesitzer  dieses  Bezirks 
und  Berufs  ■  zu  einem  Teile  der  Prämien- 
Icistungen.  Der  Beitrittszwang  und  diese 
Verteilung  der  Lasten  auf  Vereicherte  und 
Nicht  versicherte  verbieten  in  eister  Linie  die 
Anwendung  der  für  die  freien  und  allein 
aus  ßeiti'ägen  der  Vei-sicherten  enthaltenen 
Anstalten  erprobten  technischen  Gnmdsätze; 
dazu  kommt  die  durcli  den  Beitrittszwang 


bedingte  ganz  unbei-echenbare  Misdiiu 
des  Vorsichertenbestandes  nach  Altei',  G 
fahre nklassen.  Lohn-  und  demzufolge  B[ 
tragshöhe.  Cnd  wenn  es  auch  nicht  aiiSK 
schlössen  ist,  dass  es  schliesslich  der  Si 
tistik  gelingen  wird,  auch  flr  diese  Alir 
der  Versichenmg  aus  einer  sehr  grossen  Za 
beobachteter  Fälle  feste  Nonnen  ahznicitt 
so  wird  doch  zur  Zeit  noch  rein  eiupiris 
verfahren.  Es  ist  wahi'Scheinlich,  dass  c 
aus  der  Eriabnuig  gewonnene  Verhälti 
zwischen  den  Leistungen  der  Mitglielor,  ( 
Werkeigentümer  und  der  Kassen  dem  kü 
tig  durch  Rechnung  zu  ermittelnden  Erg' 
eis  sehr  nahe  kommt ;  einstweilen  wenigsti 
bietet  die  Lage  der  grösseren  gut  geloiir 
Knappschaftskaesen  keine  Veranhissung,  1 
dauernde  Leistungsfähigkeit  emstlicli  zu 
zweifeln. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Kna 
schaftskassen  wii-d  beschränk'!  durch 
Thatsache,  dass  sie  gesetzlicli  anf  die  . 
gehörigen  eines  bestimmten  Beiiifcs  at 
wiesen  sind,  die  der  Zahl  nach  gegen 
Angehörigen  mancher  anderen  Benite  ziu'i 
treten.  So  gehörten  nach  der  Benifszälil 
vom  14.  Juni  189.5  der  Gnippe  Borg- 
Hüttenwesen  1  lrt47 27Ü  (gegen  134fS79lli 
der  Zälilung  vom  5.  Juni  188".;;)  Mcnüi 
oder  4,13"/»  der  deutschen  Gesamtbevr 
rung  an  (gegen  3.39  ".'o  in  18H2).  Auf  diir 
beschränkten  Gebiet  aber  liaben  die  Kn 
sc-liaftskasscn  zum  Teil  Jahrhunderte  bind 
unbostiitlen  Vorzügliches  geleistet, 
einigen  Ziffern  der  deutscheu  Knappsch 
kassen Statistik  mag  dies  gezeigt  wenloi 

Proussen  liat  seit  der  Kufdhruuf; 
Kasscnzwangs  seinen  KiiappschaftskiisscL 
ausgesetzt  eine  besondere  Piloge  angi'rt) 
lassen.  Während  die  im  Jarire  ltt.~i".i 
handenen  i)3 Kassen  Ü64(J2  Mitglieder zäl 
betrug  die  Zahl  der  Kassen  im  Jalii-e 
89  mit  ^41 7."»6  Mitgliedern  und  2S-H<i  V 
bcsitzern.  Von  den  schon  damals  9.">1 
Mark  betragenden  Einnahmen  wiinloTi 
durch  Beiträge  der  Mitglieder,  36  "io  vo 
Werkbesitzern  aufgebracht.  Im  Jahre 
waren  73  Kassen  auf  1831  Werken  iu " 
samkeit-,  die  499968  Mitglieder  zahlten. 
den  Einnahmen  im  Betrage  von  Hi  2' 
Mark  rührten  50,88  *;o  aus  Beiti-ägoi 
Mitglieder,  41,98  "/o  aus  solchen  der 
eigentümer  her;  die  Ausgabea,  H'2V- 
Mark,  wurden  verwendet  a)  für  Gesnin 
pflege  von  275  (i98  erkrankton  5Iitp:l 
mit  33,27  «/o  (Arzthonorare  4,85  °/o,  M 
und  sonstige  Km-kosten  9,19  "/o,  Kn 
löhne  19,23  o/o);  b)  für  laufende 
sttitzungen  an  52  236  Invalideo  (mit  ;34. 
46752  Witwen  (mit  16,22  "/o)  und 
Waisen  (mit  7,Ö  "la) ;  e)  für  ßegräbnisljf 
mit  1,14  ".0,  für  sonstige  aussörordü 
Unterstützungen  mit  0,74 ".o,  für  Seh u 
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rieht  (Schidgeld  fflr  13761  Kinder)  0,18  "/o; 
d)  für  Verwaltungaaufwand  S/^S^/o  und 
soostifiie  Ausgaben  3,3i^°'0.  Das  schulden- 
freie Vermögen  der  73  Kassen  lelief  sich 
Ende  1Ö98  auf  70384722  Mark  (gegen 
380109U4  Mark  Ende  1890). 

Im  Eöaigreich  Saclisen  bestanden  im 
Jahre  1S98  die  All{,'emelne  Knappscbafte- 
pensionskaSEo  und  als  ZuächuBtikaijsen  die 
Pensiooskassen  zweier  Stein  kohlen  werke,  da- 
neben aber  noch  GüKnappschaflskraaken- 
ka&scD.  Die  drei  Pensionskaesen  zählten 
Ende  1898  29274  Mitglieder,  die  Kranken- 
kassen 29699  Mitglieder.  Die  PenstonB- 
kassen  imterst  atzten  im  Jahre  1898  4914 
Ini-aliden,  6333  Witwen  imd  2991  Waisen. 
Zur  GeBamteinnahrae  von  3'JB2803  Mark 
trugen  mit  32,99 ''/o  die  Mifgheder,  mit 
32,S7  "o  die  Werkbesitzer  bei ;  von  den 
Au^aben,  3 159 199  Mark,  wurden  filr  Pen- 
sionen 35,80  "(0,  für  Sterbegelder  0,8  "/o  und 
für  ausserordentliche  Unterstützungen  0,08  "/o 
verwendet.  Das  reine  Vermögen  stellte  sich 
Ende  1898   auf  19328338  Mark  (1891  lü,ö 
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Bei  den  6ö  Krankenkassen  stand  einer 
Einnahme  von  941 Ü84  Mark .  eine  Ausgabe 
von  882  642  Mark  gegenüber,  aus  welcher 
u.  a.  3Ü9 112  Mark  für  ärztliche  Behandlung, 
Arznei  etc..  337  435  Mark  Krankengeltier, 
58 148  Mark  Sterbegelder  bestritten  wurden. 
Das  Vermögen  dieser  Kassen  betnig  Ende 
1898  1  r.57 1>49  Stark.  —  Dazu  kommen  nocli 
einige  30  sogenannte  »altei  L'nterstUtzungs- 
kassen,  deren  Vermögen  teils  zu  Unter- 
stützungen nach  den  alten  Statuten,  teils 
zur  Uebertragung  der  zu  den  neuen  Knapp- 
schaf ti^krankeri-  und  Pensionskassen  zu  leis- 
tenden Beiträge  verwendet  wird ;  forner 
beim  Erzberglmu  einige  Kassen  zur  Unter- 
stützung von  Bergmannskindern  wälirend 
des  Schulunterrichts,  weiter  eine  grosse  Zahl 
einzelner  Stift ungskassen  zu  Gunsten  venm- 
glückler  Borgleute  imd  deren  Angehörigen, 
endlich  der  Bergmagaziii-  und  Teuerimgs- 
zuWenfonds. 

Insgesamt  liat  dos  Vermögen  der  liei  dem 
Eächsischen  Bei^baii  bestehenden  Unter- 
BtützungBkassen  Endo  1898  22819732  Mark 
betragen ;  an  Unterstützungen  sind  im  Jahre 
1898  2506730  Mark  gewährt  worden. 

In  Bayern  bestanden  Ende  1898  auf 
75  Werken  43  Knappschaftskassen  mit  9245 
Mitgliedern.  Unterstützt  wurden  838  Inva- 
liden, 1111  Witwen  und449Wwsen;  ferner 
UTirden  fflr  5762  Krankheitsfälle  mit  einer 
Gesamtdauer  von  71 758  Tagen  Ifiglich  dureli- 
schnittlioh  3,42  Mark  Krankengeld  gezahlt 
Zu  den  Einnahmen  in  Höhe  von  1092  585 
Mark  trugen  die  Slitgheder  43,87,  die  Werk- 
besitzer 33,60''.o  hei.  Von  den  Ausgal>en  in 
Höhe  von  963  582  Mark  entfielen  auf  Krankcn- 
versorguDg    und  Begräbniskosten   3y,lO",'o, 


auf  Pensionen  53,26  "/o,  auf  Unterstützungen 
■1,41  "lO.  Das  Vermögen  der  43  bayeriscnen 
Kassen  Mief  sich  Ende  1898  auf  4269242 
Mark  (gegen  2733789  Mark  Ende  1890). 

Die  weiter  in  Deutschland  Ende  1898 
wirksamen  18  Knappschaftskf^sen  verteilen 
sich  auf  A^'ü^ttembe^g  (3),  Hessen  (5),  Braun- 
schweig (3),  Si.'iiwai-zbui'g  (2),  Elsass-Loth- 
ringen  (2),  Sachsen  -  Altenburg,  Anhalt, 
Waldeck  (je  1). 

Die  sämtlichen  138  deutschen  Knapp- 
sehaflskassen  hatten  Ende  1898  (ohne 
die  Krankenkassen)  3.'j7615  Mitglieder 
mit  einem  Beitrag  von  durchschnittlich 
je  68,77  Mark,  wovon  jedes  Mitglied 
selbst  37,50,  die  Werkbesitzer  31.27  Mark 
aufbrachten.  Die  Einnahmen  betnigen  ins- 
gesamt 43  Millionen,  die  Ausgaben  37,4 
Millionen,  der  Vennögensbostand  101,5  Mil- 
lionen Mark.  Gezahlt  wui-den  für  ,59  202 
Invaliden  12,4  Millionen  oder  durchschnitt- 
lich 209,92  Mark,  fflr  55758  Witwen  5,9 
Millionen  oder  durchschnittlich  106,93  Mark, 
für  74203  Waisen  2,6  Millionen  oder  dureh- 
schnittlidi  35,56  .Mark. 

IMttTAtan  Ihe  Kommentare  zum  preutfitelieii 
Allgemtiueu  BerifgttfU  ron  Brasierl,  Ktvt- 
tertna»«,  Oppeaho//.  Arndt.  —  B. 
Pfantke,  Die  lierggttetzgebang  dct 
Königri-ielit  Sar-hien,  Leipiig  I8S8.  — 
A.  Cnron,  Die  Refnrm  de»  Knapp- 
sc/ia/l»<retriif  und  die  atlfftmeinc  Ar- 
beilrrveriirherting.  Bertin  ItlSi.  —  C. 
Iiahmeyer,     Die     Reform     des     Knapp- 


■ekufu 


An^ 


■hin. 


Frage  liet  deiitichea  Kaappirhafti- 
wcteni  CO«  Braaaert  (ZeiUehr.  /.  Bergrecht, 
Bd.  13,  Ä.  im  und  iST,  JXTJ).  —  Art.  Berg- 
bun  rnn  KloMtetvtann,  tu  SeAlinberg  I,  K  7H4. 
—  Art.  Knappiifhafitcf  reine  in  r.  Stengeln 
WÜrlrTtmek  dtt  Deiittehea  Verwaltungtreeht»  ron 
Krau.  ~  Jahrbuek  für  da>  Berg-  «.ad 
Jlilttenve-en  im  Kilaigreich  Sarhim 
fiir  int  Jahr  IH'.i'J.  Aiif  Anerrdnujig  dei  kgl, 
yinaNtminitleriumt,  hemiug.  ron  C.  Hemel, 
tgl.  »ileki.  (tbrrbergral.  — -  Der  Ko mpaiK, 
Organ  der  Knappiekajluberufigenouemchaft  für 
das  Ihultehe  Reich,  AT.  Jahrg.  lOOO,  Xr.  i, 
S.  1-iff.:    Die  deiilichen  Knappirhaftirereiae  im 


Jahre 


Otto  £mmin0fini 


II.  Knappschaftskassen  iD  Oesterreich. 

(Bruderladeu). 
1.  Geschieht]  ich  es.  2,  Das  allgemeine  Bergg. 
V.  23.  Hai  lttö4.    3.  Reformbestrebimgen.  4.  Das 
Bniderladeng,  v.  28.  .Tuii  1889.    5.  Die  Nov.  v. 
17.  September  18tJ2.    6.  Statistieches. 

1.  Geschlchtiiche«.  Schon  die  ältesten 
Bergordnungen  der  östeiTeichisclien  Kron- 
länder  enthalten,  wenn  auch  nm-  vereinzelte 
Bestimmnagen    über    das    Unterstütz ungs- 


y^^jOOglC 


112 


Knappsohaftskassen  (Oestci-i-eidi) 


wcRen  beim  Bei^bau,  die  eicli  nacli  zwei 
Eiclitimgcn  bewegen.  Einei-seits  wird  den 
Gewerken  die  Terpflichtiing  auferlegrt,  jenen 
Knappen,  die  von  einem  Betiiebsun falle  lie- 
troffen  wer<ien,  iineat^eltliclic  äratliclie  Hilfe 
beizustellen  und  zwei  bis  acht  Wochen  hio- 
diirch  den  vollen  Lohn  auszuzahlen.  Anderer- 
seits finden  sich  auch  schon  Vorschriften  illjcr  j 
die  Bniderladen,  in  welche  die  Berg-  und 
Hüttenarbeiter  wöchentlich  den  sogenannten 
Büchsenpfennig  entrichteten. 

Von  weloliem  Zeitpunkte  ein  direkter 
Beitritts-  und  Beitragszwang  zu  den  Knapp- 
scliaftskassen  normiert  wui-de,  ist  schwer 
festzustellen;  doss  sie  das  Produkt  einer 
si)äteren  Zeit  sind,  s<.-lieint  kanni  von  der 
Hand  zu  weisen.  Begegnet  man  ja  in 
mancher  Bergordnung  des  16.  Jalirhiindeits 
AeuBserungen,  die  mehr  auf  morahscho  Xii- 
tigung  als  auf  gesetzlichen  Beitrittszwang 
zu  schliessen  gestatten.  Dagegen  lässt  sicli 
nicht  bezweifeln,  dass  die  Bruderladen  sich 
allmalilich  zu  Zwangsinstitnten  entwickelt 
hal>CD.  I.'b  i'echtlich  auch  die  Pflicht  nor- 
miert war,  bei  jedem  Bergwerke  eine  Knapp- 
schaftskassc  zu  ei-richten,  lässt  sich  mit  Jie- 
stinnntheil  weder  verneinend  noch  bcjaliend 
beantworten. 

Die  Verwaltung  der  Bruderladen  ^^^lrde 
von  den  Knappschaftsältesten  besorgt,  die 
bald  gewählt,  bald  von  der  Bei^behörde  er- 
nannt winden.     Wo  Wahlen  üblich  waren, 


dort  wui-den  sie  von  der  fiesaintlieit  i 
Knappschaft  voigenommeii,  welulier  auch 
regelmftssigen  Zeitabschnitten  Hecheiisel: 
abgelegt  wertlen  miisste. 

Die  Bruderladengelder  sollteu  in  oiv 
Reihe  zur  Erhaltung  der  Kiithen,  Sdiii 
und  Spitaler  Verwendung  finden.  Allni 
lieh  trat  jedoch  die  ünteratfltzuug  ilcr 
krankten  Arbeiter  in  den  Vordergnmd.  1 
selbe  erfolgte  teils  durch  (jewäliniiip: 
Darlehen  in  Kranklioilsfällen ,  tfils  di 
Ausfolgung  nicht  riickzahlbai'er  Beträge, 
dere  UnterstOtzungszweige  sind  anfani^  n 
zu  konstatieren ;  erst  spÄt  kommen  die ' 
sorgimg  invalid  gewordener  Knappen  m 
der  Witwen  und  Waisen  von  Berplo 
hinzu. 

Im  18.  Jahrhimdert  entfaltete  der  !: 
auf  diesem  Gebiete,  insoweit  es  sich  lui 
fiskahschen Gruben  undHüttenwerkehan 
eine  äussei-st  rep  Thatigkoit  Es  we 
Provisionsnormalten  aufgestellt,  die  ji 
verunglückten  Bergmanns,  aber 
anderen  invalid  gewordenen  Knappen 
Ziu-ücklegung  von  mindestens  S  Dienstja 
eine  dauorjide  Unterstützung  von  bestiui 
Höhe  in  Aussteht  stellen;  desgleichen 
den  Pi-ovisionen  für  Witwen  und  W 
der  Arbeiter  fixiert  Es  sei  hier  des 
Spiels  wegen  das  im  Jahre  1708  genehi 
Miesser  Provision snonuale  ziun  Abd 
gebracht. 


Bei  VerunglUckuug, 
oder  mindestcna 

30  jähriger  i 

DieuHtzeit 

aem  in-  \      ^^  I 

Arbeiter  I    "  ""^^  ! 

wöchentlich  | 


I 


üem  in-  1       i 
vflliden      ,r-, 
Arbeiter  1    "" 
Kreuzer 


40 

30 

3° 

.. 

34 

14 

T 

.6 

8 

1.  Groben-  oder  Kunst- 
steiger 

2.  Vorsteher  oder  Knnat- 
wärter 

S.  Hauer  etc 

4.  Hnndstiteser,  Förderer 

5.  PochwerksBteiger  .    . 

6.  Schlemmer     .    .    ,    . 


Auch  ein  »Zehrungsgeld«  für  reisende 
Bergleute  wrude  gewährt.  Daneben  be- 
standen wie  bei  den  privaten,  so  bei  den 
äiarischen  Werken  Knappschaftskassen,  bei 
denen  durch  freiwillige  Beiträge  Unter- 
stfltzun  gsan  sprQche  erworben  werden  konnten. 
Violfache  Jllissbräuche  und  Unterschleife  bei 
den  Brnderiaden,  begangen  durch  Beamte 
der  Bergwerke,  lenkten  zu  Anfang  des  19. 
Jahrhunderts  die  Aufmerksandieit  dei'  Begie- 
mn^organe  auf  sich.  Es  ergehen  Vor- 
fichrifteu  über  die  Kautelen,  unter  welchen 


Knapjpschaftsgelder  angelegt  werden 
Es  wird  die  Herstellung  des  nach 
sehen  Grundsätzen  erforderlichoa  ^ 
nisses  zwischen  Beiträgen  iiiid  Lei 
gefordert.  Es  taucht  sogar  der  Pls 
Fusion  der  böhmischen  Knappschafi 
auf,  der  an  der  Opposition  der  B 
scheitert 

2.  Das  allgemeine  Ber^;.  v.  ! 
1864.  So  zalilreich  die  Bestimmung 
die  Bruderladen  waren,  eine  ein 
Kodifikation  derselben  existierte    n 
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erfolgte  erst  in  dem  aUgemeiiien  Bergge- 
setze ffir  die  üsterrcichiBche  Monarchie. 
Weiche  BedeutTing  den  Knappschaftskassen 
voD  deQ  Verfassern  des  Berggesetzes  beige- 
messen wurde,  ergiebt  sich  inshesoüdere 
aus  der  Vollzugs  Vorschrift.  »Die  Wichtig- 
keit der  Bniderladcn«,  heisst  es  in  ^  103, 
•der  wohlthätigo  Einfliiss,  welchen  sie  auf 
die  Ordnung  und  Disciplin  beim  Bei'g-  und 
Hotten  Wesen  ausüben,  endlich  die  Äff  ent- 
liehen Humanität srück sichten,  welclie  der 
Staatsverwaltung  die  Pflicht  auferl^en,  eine 
grosse  Klasse  produktiver  Arbeiter  mit  ihren 
Familien  in  ihren  BedrftDgnisseD  nicht  hilf- 
los zu  lassen,  erfordern  es,  dass  die  Berg- 
hauptmannschaften  diesen  Instituten  ihre 
besondere  Aufmerksamkeit  zuwenden.« 

Das  X.  Hauptatöck  des  Berggesetzes  (§§ 
210 — 214)  liesB  sich  von  dieser  Auffassung 
leiten.  Jeder  Bergwerkbesitzer  wird  ver- 
pflichtet, bei  seinem  Werke  fllr  die  Errich- 
tung einer  selbständigen  Bniderlade  Sorge 
zu  tragen,  oder  sich  mit  anderen  Werkbe- 
sitzem  unter  Qenehmi^Dg  der  Bergbehörde 
zm-  Errichtung  gemeinschaftlicher  Knapp- 
Echaftskassen  zu  vereinigen.  Jeder  bei  einem 
Bergwerke aufgenommeneAufseher und  Berg- 
arbeiter muBS  der  Bniderlade  als  Mitghed 
beitreten  und  den  festgesetzten  Beitr^  ent- 
richten. Die  Statuten  sind  von  dem  Ei^n- 
tümer  der  Grube,  unter  Mitwirkung  emes 
von  dem  Arbeiterpersonale  gewählten  Knapp- 
schaftsausschusses, zu  entwerfen  und  der 
Bei^behörde  zur  Genehmigung  vorzulegen. 
Dieseiben  haben  insbesondere  Bestimmungen 
über  H5he  der  Beiträge  und  ünterstützimgen, 
Aber  die  Bedingungen  zur  Erlangung  der 
letzteren,  über  die  Mitwirkung  der  Arbeiter 
bei  der  Verwaltung  etc.  zu  enthalten. 

8.  BeforaibegtrebnngvB.  Das  Gesetz  sta- 
tojert  sonach  Kassen-  and  Beitrittezwang.  Au 
dem  gnten  Willen,  die  Intentionen  des  Oeäetz- 
gebtn  zn  erfOlieu,  mag  es  bei  den  Behörden 
nicht  gefehlt  haben.  Es  machte  sich  aber  bald 
die  Unzulfinglichkeit  nnd  Lückenhaftigkeit  der 
§$  210—214  des  Berggesetzes  beujerfabar.  Nach 
Tiellacben  GrOrtemngen  in  der  Fachpresse  vei- 
CffenÜichte  das  AckerbsTuninisteriam  im  Jahre 
1876  den  „Beferentenentirnrf  eines  Bers^- 
utcea",  in  welchem  mit  daukeniwerter  Offen- 
heit auf  die  vielfachen  Mängel  der  Knaposcbafta- 
kassen  hingewiesen  wurde.  Insbeaonaere  l>e- 
ceichnet  der  Entwurf  als  solche :  1.  das  nnrich- 
tige  Verhältnis  zwischen  Beiträgen  nnd  Leis- 
tnngen,  2,  die  Enmnlierung  der  verschiedenen 
VeraichermigSEweige,  3.  den  geringen  Umfang 
der  Bmderladen,  i.  den  Verlust  der  Ansprüche 
bei  Sntlassnng  oder  Austritt  der  Mitglieder 
ans  der  Werkarbeit,  5.  die  ungenügende  nnd 
von  Werkbesitzem  und  Beamten  beeinflnsste 
Vertretung  der  Arbeiter  im  Bruderladen  vor- 
stände, 6.  die  uunreichende  Sicherstellnng  des 
EaseenvermOgens. 

Der  Entwarf  schlägt  deshalb  die  Trennung 

der  Krankenonteistlitznng    van   allen   übrigen 

Hudwfirtnbncli  dar  atHtnrlamuchaftan.    Zweite 


VersichemngBzweigen  vor.  Er  stellt  als  Gnmd- 
satz  anf,  dass  nur  die  Krankenkassen  sich  anf 
ein  Werk  beschränken,  die  Veraorgungs vereine 
dagegen  einen  grosseren  Bezirk  nrnRissen  sollten, 
der  entweder  von  den  Interessenten  zu  verein- 
baren oder  von  der  Bergbehörde  festzustellen 
wBre.  Ueberdiea  wird  auädrücklich  gefordert, 
dass  die  Vereine  auf  versichemngs technischer 
Basis  aufgebaut  und  den  Arbeitern  eine  ent- 
sprechende Vertretung  eingeräumt  werde. 

Dieser  Entwurf  gelaugte  nicht  zur  parla- 
mentarischen Bahandlniig  nnd  die  Regierung 
Hess  die  wichtigsten  Grundsätze  desselben  fallen, 
als  sie  die  Vorlage  betreffend  die  Beform  der 
Bruderladen  im  Abgeordnetenhanse  einbrachte. 
Sie  hielt  insbesondere  „an  der  von  alters  her- 
gebrachten" einheitlichen,  lokalen  Organii 
fest,  die  der  Referentenentwurf  als  ei" " 


4.  Das  Braderladenr.  v.  28.  Jnlf  1889. 

Wie  schon  nach  dem  allgemeinen  Bergge- 
setze, ist  auch  jetzt  bei  jeder  Grube  eine 
Bruderlade  zu  errichten.  Dieselbe  hat  je- 
doch aus  zwei  Verwaltungsabtcilungen:  (Ict 
Krankenkasse  und  der  Irovisionskasse  zu 
bestehen,  deren  Einnahmen  und  Ausgaben 
gesondert  festzustellen  und  zu  verrechnen 
sind.  Der  Bergbehörde  kommt  die  B^gnis 
zu,  mehrere  in  derselben  Berghau ptmanu- 
schaft  befind  liehe  Knappschaftskassen  z  wan  gs- 
weise  zu  vereinigen,  sobald  nach  dem  Gut- 
achten des  öffenthchen  versicheningstechni- 
schen  Organa  einzelne  von  ihnen  oder  alle 
eine  zu  geringe  Mitgliederzahl  aufweisen, 
um  für  die  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen 
volle  Gewähr  zu  bieten.  Die  freiwillige 
Fusiouierung  von  Itniderladeu  kann  durch 
übereinstimmende  Beschlüsse  der  General- 
versammlungen erfolgen.  Bei  der  zwangs- 
weisen wie  der  freiwilligen  Vereinigung  sind 
bei  jedem  Werke  Lokcdorgane  aufaustellen, 
die  di:e  Kontrolle  der  Kranken  und  Invaliden 
auszuüben,  die  Bewilligung  und  Auszahlung 
von  Krankengeldern  zu  besor^n  haben. 

Nur  die  ständigen  Arbeiter  sind  zur  Ver- 
sicherung in  beiden  KassenabteÜungeu  und 
allen  Versicherungszweigen  verpflichtet.  Ar- 
beiter, die  im  Bergwerkbetriebe  bloss  zu 
einer  bestimmten,  vorübergehenden,  der  Zeit- 
dauer nach  im  Vorhinein  bemessbaren,  mit 
dem  Werkbetriebe  nur  in  mittelbarer  Ver- 
bindungBtehendenArbeit(StraS8en-,  Brücken-, 
Balin-  und  Waaserhau  etc.)  verwendet  wer- 
den, sind  bei  der  Kraukenkasse  der  Bruder- 
lade, bei  der  Provision  skaese  dagegen  nur 
für  den  Fall  einer  aus  einem  Betrie^unfalle 
herrührenden  Elrwerbsunfllhigkeit  zu  ver- 
sichern. SftmtUche  Betriebsbeamte  sind  für 
den  Krankheitsfall,  jene  mit  einem  1200 
Gulden  nicht  übersteigenden  Jahresgehalte 
auch  bei  der  Frovjdonskasse  in  dem  um- 
fange zu  versichern  wie  die  nichtständigen 
Arbeiter.  Endlich  ist  der  korporative  Bei- 
tritt von  Arbeitern  und  Beamten  jener  Ge- 
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■werbeanlagen  gestattet,  die  mit  dem  Berg- 
werkbetriebe verbunden  siütl. 

IHe  Kranken II DterstQtzung  ist  mindestens 
IQ  jenem  Aiisraasse  zu  gewähren,  in  wel- 
chem das  G.  T.  30.  März  1888,  betreffend 
die  Krankenversicherung  der  Arbeifer,  dies 
fordert.  Die  jäiirliche  Invaliden  Provision, 
die  Erwerbsunmhigkeit  mag  die  Fcäge  eines 
Betriebsunfalles,  des  Alters  oder  von  Krank- 
heit sein,  mnss  im  Minimum  100  Oulden 
für  mäonliche,  50  Gulden  für  weibliehe  Mit- 
glieder betragen.  Die  Mindestleistung  au 
Witwen  ist  mit  einem  Drittel,  die  ao  vater- 
lose Waisen  mit  einem  Sechstel,  die  an 
vater-  und  mutterlose  Waisen  mit  einem 
Drittel  der  dem  Vater  gebührenden  Rente 


Der  Vorstand  der  Bniderlade  hat  zu  ^s 
aus  Vertretern  der  Arbeiter  zu  bestellen, 
wahrend  ','s  der  Stimmen  sowie  der  Vor- 
sitz dem  Werkbesitzer  oder  dessen  Stell- 
vertreter zukommt.  Analog  ist  die  Znsam- 
mensetzung der  Generalvereamrahmg.  Für 
die  Knanjischaftskassen  eines  jeden  Hevier- 
ber^'erksbezirkes  ist  ein  gemeinschaftliches 
Schiedsgericht  einzusetzen  das  aus  einem 
öffentlichen  Beamten  als  Vorsitzenden,  aus 
zwei  ^-on  ihm  ernannten  Werkbesitzcm  und 
zwei  weiteren  von  den  Bruderlade  vorständen 

fwählten  Beisitzern  zu  bestehen  hat.    Die 
kenntnisse  dieser  Schiedsgerichte  sind  un- 
anfechtbar und  vollstreckbar. 

Die  nach  versicherungstechnischen  Grund- 
sätzen erforderlichen  Mittel  zur  Det^kung  der 
Unterstützimgen,  zur  Bestreitung  der  Vor- 
walttingsauslagen  sowie  zur  Doticnmg  der 
Beserven  werden  durch  Beiträge  aufgebracht, 
die  je  zur  Hälfte  von  den  Versicherten  und 
den  T'nternehmern  zu  tragen  sind.  L'eber- 
dies  haben  die  Bei^werkbesifzer  zu  einem 
Centralreservefonds  Beitrüge  bis  zu  0,1  "/o 
der  im  abgelaufenen  Jahre  gezahlten  I>ffhne 
zu  entlichten.  Dieser  Fonds  hat  die  Be- 
stimmung, liei  Masseuimglücksf allen,  d.  h. 
wenn  bei  einem  Unfälle  mehr  als  fünf  Per- 
sonen invalid  geworden  oder  getötet  wor- 
den sind,  den  betroffenen  Provisionskassen 
Unterstüteungen  zu  erteilen.  Die  Verwal- 
tung des  Centralreservefonds  erfolgt  diirch 
eine  Kommission,  deren  Torsitz  der  Acker- 
bauminister fülirt. 

6.  Die  Novelle  vom  17.  September 
1892.  Die  gröesten  Schwierigkeiten  bereitete 
bei  der  Reform  die  Frage  der  Bniderladen- 
sanierung.  Schon  im  Jahre  1882  wurde 
konstatiei-t,  dass  von  261  untersuchten  KnapjH 
sehaftska^en  bloss  72  aktiv  waren,  während 
die  übrigen  ein  versichcningstechnisches 
Deficit  von  21  Millionen  Gulden  aufwiesen. 
Die  kürzlich  zur  Verfiffentlichuiig  gelangten 
Ergebnisse  langjäluiger  Untersuchungen 
haben  an  diesem  Bilde  keine  wesentliche 
Aendening  bewirkt.    Von  :J!)ü  untersucliten 


I  Kassen  mit  101 042  aktiven  Mitgliedern  u 
9601  In\'aliden  waren  nur  85  aktiv,  Jaftof; 
170  passiv.  Das  Deficit  bew^te  sidi 
Prozenten  der  Provision sverpflidlitungeTi  u 
zwar  zwischen 

o^io"/,,  bei  21  Bruderladen 

^5— SO-     >,    73 
Uber5o„     „    46  „ 

Das  G.  V.  28.  Juli  1889  eratrebte  1 
die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  du 
Heranziehung  der  Unternehmer  zur  Trai; 
der  Hälfte  der  Beiträge,  in  zweiter  L 
durch  Minderung  der  künftigen  Leistiin 
der  Bruderladen  bis  auf  die  Hälfte  dor 
setzliehen  Minimalprovision.  Nur  wonu 
diesem  Wege  das  Gleichgewicht  nicht 
zustellen  wäre,  sollte  der  Werkle« 
weitere  Beitiäge  bis  zur  Höhe  von  2''.o 
gesamten,  in  seinem  Betriebe  jeweils 
zahlten  Arbeitslöhne  und  längslena  auf 
Dauer  des  Lebens  der  durch  den  Kiel 
stand  dos  Gleichgewichtes  bedrohten 
glieder  und  Provisionisten  leisten.  In  Ic 
Reihe  sollte  eine  gleichraässige  Rcdul 
der  liquiden  Unterstützungen  Platz  gt\ 

Die  ersten  Versudie,  diesen  Sanii.-n 
nlan  zu  verwirklichen,  scheiterten  an 
Widerstände  der  Bergwerkbot^itzer , 
deren  Botreiben  gerade  die  Bestimmu 
in  das  Gesetz  Aufnahme  gefunden  h; 
Die  Uurchfühnmg  des  Bniderladeuges 
wurde  nunmehr  sistiert,  und  es  Ijeg; 
neuerdings  die  Studien  über  die  Reforn 
Knappschaftskassen,  die  nach  di-ei  J: 
zum  Ö.  V.  17.  September  1892  fiUirten. 
Anordnungen  dieser  NoveDe  gehen  1 
dass  in  erster  Reihe  die  BniderLideu  i 
mein  Schaft  mit  dem  Werkbesitzer 
sehläge  zur  Herstellung  des  Gleichgcw 
zu  machen  haben.  Unterbleiben  diesi". 
treten  die  Bestimmungen  des  Oesct? 
Wirksamkeit.  Als  erste  Massregel  k 
die  ErhSliung  der  Beiträge  und  die 
ziening  der  künftigen  Leistungen  a\ 
versiclienmg3t<whnische  Maas  in  Ee 
Wird  das  Gleichgewicht  dadurch  nicl 
gestellt,  so  ist  der  Bilanzabgang  dm 
bis  SOjährice  Annuitäten  zu  tilgen, 
je  zur  Hälfte  vom  Bergwerk  besitzt 
den  Pro\-ision9versicherteu  zu  tragoi 
In  letzter  Linie  sind  die  zukfltiftigei 
tungen  füi-  diejenigen  Mitglieder  bis  ai 
der  Minimalpro  Visionen  herabzusetzen, 
am  Tage  deiStalulengenehraiguug  dör 
schaflskasse  angehört  haben. 

Die  Durehfühnm^  der  unter  4. 
genannten  Gesetze  ist  gifssen  Scli 
keiten  begegnet  und  erst  nach  jähr 
Bemühungen  wenigstens  im  jpx>b.si 
ganzen  notdürftig  erfolgt.  Neiiei-^  J 
zum  Zweck  einer  gründlichen   Hefe 
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Bniderladen Wesens  die  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung der  Bergleute  den  territorialen 
ünf&U Versicherungsanstalten  uod  tlcn  Be- 
zirks- und  Vereioskrankenkassen  zu  üher- 
■weiseü,  für  die  Invaliden-,  Witwen-  und 
Waisen  Versorgung  aber  die  Vielheit  der  be- 
stehenden und  znm  grossen  Teil  wegen  der 
Kleiuheit  ilirer  Mitgliederzahl  nicht  dauernd 
leistungsfähigen  Bruderladen  in  eine  Ge- 
sanitbruderlade  ffli-  Oesterreich  zusammen- 
zufassen, haben  bisher  keinen  Erfolg  gehabt. 


6.  Statistisches.  In  <;>esterreich  be- 
standen im  Jahre  189S  25i  Bruderladen  mit 
203  Kranken-  und  246  Provisionskassen :  bei 
den  Krankenkassen  waren  159  908  versiche- 
run^pflichtige  Mitglieder  imd  7370  Provi- 
sionisten  sowie  177  853  Angehörige  dieser 
beiden  Klassen,  zusammen  34ij  131  Personen 
versichert,  den  Provision  skassen  gehfirten 
143934  vollberechtigte  und  10267  ininder- 
berechtigte  Mitglieder  sowie  259  Oäl  Ange- 
hßrige,  zusammen  4132r)2  Personen  an. 


Im  ProvisionsbeEUge  standen 

154Ö1  ehemalige  Mitglieder  (InvalidenJ  mit  durchHchnittlich  jährlich  105  fl.  $7  kr. 
16  226  Witwen  „  „  „        43    „  84    „ 


Eosamuen    42163  Personen. 

An  Beiträgen  wurden  geleistet  a 


eusanunen    3  9H  7^4  &-  oder  1 


Krankenkassen 
963620  fl.  (Hier    52% 
890571    „      „      48. 


tBr  vollberechtigt*  Mitglieder 
„    minderbe  recDtigte     „ 
,    Witwen 
„    Waisen 


BUS  Krankenhassen 
für  äretliche  Pflege  etc.       780  S59  H- 
_     Krankengelder  740  373  „ 

„    Begräbniskosten  59  478  „ 

„  ftusserordentl.  Unter- 
stDtEungen,  Scbulbei- 
träge,  Verwaltnngs- 
koaten  305  93t  „ 

znaamnieu  1786341  Ü. 

Am  Ende  des  Jahres  1898  betrag  bei  den  bestehenden  Brnderladen  das  Vermügen  der 
Krankenkassen  1175470  fl.,  der  Provisiunsknaaen  83  »20  738  fl.  susammeo  3ä  096  208  11.  (gegen 
17568995  fl.  Ende  1891.) 

Die  wichtigsten  statiatischen  Daten  über  die  Zahl  der  Erkrauknngeii,  Invaliditäts-  und 
Sterbefalle  enthält  folgende  Tabelle: 


Es  betrug  im  Jahre  1898  die  Zahl  der 

infolge  VeninglUckUDg 

infolge  anderer 

Ursachen 

1.  Krankheitaffille                      i8üo8 

101670 

■   .20  878 

2.  KrankheitBtage                   247  936 

1  619  S29 

a  DnrchscbnitUicbe  Erank- 

heitstage                                 — 

4.  lDvaliditätat%lle                            330 

1803 

2033 

ö.  Swrbef&lle                                 35» 

339a 

■  2734 

LtttAFstar:     Statitliiekti    Jahrbuch    -i 
1. 1.  Afkerbauminitterium;  oon  137i — 189l,Wie 

Berggftetiei,  henoKijrgtbm  rom  k.  k.  Aeker- 
baumini»l«rhim,  Wim  187B.  —  Ba«Ji«*, 
Erfolge  der  Btterreichitfhen  Brriderfaden  und  '/er 
pntuliiehen  Knapptehafüvtreitu,  Oe»Cerr.  Züehr. 
ßlr  Berg-  und  H-atfentreten,  ISSI.  —  Dtrtelbe, 
Kroßai  Antrag  und  die  iitlerreirkiiclien  Brudrr- 
laden,  daselbal  18SS.  —  Deraelbe,  Zur  Bruder 
ladenfrage,  datelbtl  18SS.  —  rerfcau/,  Di, 
Reform  dfr  SilerreichiKhm  Bmdcrliiden ,  ir 
Jahrb.  /.  y<U.  u.  8UH.,  X.  F.,  Bd.  SO,  S.  37Sf. 
—  Deraelhe,  IHr  ArbeitrrvfrhSUni*te  beim 
iiHerrrirbitrhen  Bergbau  im  Jahre  1890,  HaaMt- 


«iHteiiiii,  Bd.  6,  Xr.  5J  Miiif  HS.  —  Veraelbe, 
Die  Refvnn  der  iiflerreirhiieheii  Brnderladen. 
äi'iiatpidHitrhei  CentrntfikUl,  I.  Jahrg.,  S.  ST^ff, 
—  yArbtiltnchutz»,  Organ  det  Verbandet 
der  Arbeiirrkrankeii'  und  UiiteretiUiungiaeTeine 
OetUrrfirh»  und  dee  I'erionrf«  der  Wifiier  Ge- 
notteatfhafiukraakenkateen,  VTiev.  —  »Gläck- 
au/ü,  Faehblalt  der  Berg-  und  HiUttnarheiter 
Oeiterrrirht,  Faltenaii  ii.  E.  —  Protokoll  det 
Kongrttie*  der  Berg-  und  HüttenarbeHer  Oetter- 
reicht,  Wien  1S90. 
Leo   Verkauf,  ergiiml;  O.  Emmlnghaits. 
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Knies— Kiiighls  of  Labor 


Knies,  Karl  Unstar  Adolf,  1 

gib.  1821  in  Marburg,  gest.  3.  VIII.  1898  zu 
eidelberg,  habilitierte  sieh  daHelhttt  1846  als ' 
Privat'iocent  für  GeBchichte  und  StaatawiBsen- ! 
Schäften,  wunle  1856  Professor  der  Kameral- 
wissenBchaft«n  in  Freiburg  i.  B, ,  bekleidete 
1863—65  die  DirektorBtelle  des  neuen  badischen 
Oberschtilrates  Eilr  Mittel-  und  Volksschulen 
und  seit  Herbst  1865  die  Professur  der  Staats- 
wissenecbaften  Jn  Heidelberg.  —  Knies  ist  der 
früheste  Vorläufer  der  historischen  Schnle  und, 
wie  ihn  der  gegenwärtige  Meister  der  letzteren 
nennt,  „der  theoretische  Begründer  der  histerisch- 
psychologischen  modernen  deutschen  National- 
ökonomie". Knies  hat  femer  dem  Ethos  den- 
jenigen bevorzugten  Platz  in  der  Volkswirte 
Schaft  wieder  erobert,  aus  dem  es  Adam  Smith 
exkludiert  hat  (vgl.  hierüber  seine  politische 
Oekonomie,  2.  Aufl.  [s.  u.J  S.  133tA  In  seiner 
Wertlehre,  soweit  sie  Knies  in  der  Schrift  „Das 
Geld"  (s.  n.)  prScisiert  hat,  macht  er  den  Orad 
des  Wertes  eines  wirtschaftlichen  Gutes  von 
dem  Masse  abhängig,  in  welchem  dasselbe  ge- 
eignet ist,  zur  Befriedigung  menschlicher  Be- 
dfirfniese  zu  dienen.  Unter  Kapital  versteht 
Eniea  „den  für  eine  Wirtschaft  vorhandenen 
Bestand  von  Konsum! ions-,  Erwerbs-  und  Pro- 
dukt! ons^ütern,  welcher  zur  Befriedigung  des 
Bedarfs  m  der  Zuknnft  verwendbar  ist". 

Knies  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften 

a)  in  Buchform:  Historia  Praenestis 
(Latii)  oppidi.  Praecedit  nominis  explicatio 
et  topographiae  brevis  expositio ,  Rinteln 
1846  (Promotionaschrift).  —  üeber  die  in  Kur- 1 
hessen  angeregte  Forderung  eines  konstituieren- 
den Landtages,  Marburg  1848.  —  Die  Statistik 
als  selbständige  Wissenschaft.  Zur  Lösung  des 
Wirrsala  in  der  Theorie  und  Praxis  dieser 
Wissenschaft.  Zugleich  ein  Beitrag  in  einer 
Itritischen  Geschichte  der  Statistik  seit  Acben- 
wall,  Casse!  1850.  —  Die  politische  Oekonomie 
vom  Standpunkte  der  geschichtlichen  Methode, 
Brauuschweig  1863;  dasselbe,  2.  Aufl.  u.  d.  T. : 
Die  politische  Oekonomie  vom  geschichtlichen 
Standpunkte,  ebd.  1883.  —  Die  Eisenbahnen 
und  ihre  Wirkungen ,  ebd.  1863.  —  Der  Tele- 
graph als  Verkenrsmittel.  Mit  Brörtemngen 
Iber  den  Nachrichten  verkehr  überhaupt,  Tübin- 
gen 1867.  —  Die  Dienstleistung  des  Soldaten 
und  die  Mängel  der  Konskriptionspraxis.  Eine 
volkswirtschaftlich-finanzielle  Erärterung,  Frei- 
burg i.  B.  1860.  —  Zur  Lehre  vom  voTkBwir^ 
achaftlichen  Güterverkehr,  ebd.  1862.  —  Das 
moderne  KriegHwesen.   Ein  Vertrug,  Berlin  1867. 

—  Finanzpolitische  Erörterungen.  Rede  zum 
Geburtafeste  des  Grosshetzogs  Karl  Friedrich 
von  Baden,  Heidelberg  1871.  —  Geld  und  Kre- 
dit, Abt.  I  und  U  in  2  Bdn.,  Berlin  1873-79 
(Inhalt;  Abt  I:  Das  Geld.  Darlegung  der 
Gmndlehren  von  dem  Gelde,  mit  einer  Vorerör- 
terimg  über  das  Kapital  und  die  Uebertragung 
der  Nutzungen,  1873.  Abt.  U:  Der  Kredit. 
1.  Hälfte  (Allgemeines).  2.  Hälfte :  Das  Wesen 
des  Zinses  una  die  Bestimmungsgründe  für  seine 
Höbe.  Wirkungen  und  Folgen  des  Kreditver- 
kehres. Die  Kreditinstitute,  1876  und  1879) ; 
dasselbe,  2.  Aufl.,  Abt.  I:  Das  Geld,  ebd.  1886. 

—  Weltgeld  und  Weltmünze,  ebd.  1874.  — 
Karl  Frieaiichfl  von  Baden  brieflicher  Yetkehr 


mit  Mirabeau  und  Du  Pont.  Heranagegelii 
von  der  Badischen  Historischen  EomiDissio 
Bearbeitet  und  eingeleitet  durch  einen  Beitn 
zur  Vorgeschichte  der  ersten  franzesiachen  It 
volution  und  der  Phyaiokratie  von  K.  Knii 
2  Bde.,  Heidelberg  1892, 


b)i' 


oel» 


dZeitschn 


Brockhans'  Gegenwart,  Leipzi 
Der  Dentsche  Bund  bis  zur  Epoche  von  It 
und  seit  1830  bis  zur  Auflösung  des  Bnod 
tages  im  Jahre  1848.  Bd.  I,  1848,  S.  748fr,  n 
Bd.  II,  1849,  S,  369ff.  —  Die  Wissenschaft  ■ 
Nationalökonomie  seit  Adam  Smith  bis  auf 
Gegenwart,  Bd.  VII,  1852,  S.  108  ff.  - 
Statistik  auf  ihrer  jetzigen  Entwickelllngsst' 
Bd.  Vn,  18Ö2,  S.  651  ff.  —  Das  Eisenbahnwe^ 
Bd.  X,  1865,  S.  312ff.  —  Das  heutige  Kre 
und  Bankwesen,  Bd.  XI,  1855,  S.  417ff, 
2.  in  Germania,  Heidelberg:    MissBriffe  m 

Erak  tischen  Behandlung  der  Besoldung 
Öhungsfrage,  Jahrg.  1858,  S.294ff.  —  l 
Allgemeine  Monatsdirift  für  Wissenscbaft 
Litteratur,  Braunschweig :  lieber  die  Wirkm 
der  Eisenbahnen  auf  die  Pflege  der  Wissensc 
in  unserer  Zeit,  Jahrg.  1864,  April.  —  ■ 
Preussische  Jahrbücher,  Berlin:  Der  Patri 
mus  Macchiavellis,  Bd.  XXVII,  1871,  S.  6 

—  5.  in  Protestantische  Monatsblätter,  G( 
Ethische  und  religiöse  Gesichtspunkte  zui 
urteilung  der  Volkswirtschaft  und  der  V 
wirtschafCslehre  in  der  Gegenwart,  Bd. 
1858,  8.  338fr.,  Bd.  XIII,  1859,  S.  laOf 
2I7fE.,  S.  338ff.  —  6.  in  Unsere  Zeit,  Lei 
Oewerb-  und  Gesellen  vereine  in  Deutscl 
Bd.  in,  1859j  S.  Ö45ff.  —  7.  in  Zeitsi 
Staatsw.,  Tübingen:  Macchiavelli  als  volk; 
sihaftlicher  ScliriftsteUer,  Bd.  VIII,  18i 
261  ff.  —  Das  üetreidewesen  in  der  Scbw' 
und  2.  Art.,  Bd.  X,  1854,  S.  645  ff.  und  B 
1855,  S.  88ff.  —Die  uationalökonomische 
vom  Wert,   Bd.  51,    1855,  S.  420ff.  und 

—  Ueber  die  Geldentwertung  und  die  n 
in  Verbindung  gebmchten  Erscheinuuge: 
Bd.  XIV,  1868,  8.  260ff.  —  Er6rtemnge 
den  Kredit.  IL,  Bd.  XVI,  1860,  S.  föl 
8.  in  Züricher  Wissenschaftliche  Honat 
Zürich:  Die  Hand  werk  erfrage  in  unsere 
Jahrg.  185?,  S.  337ff.,  403ff. 

Vgl.  über  Knies;  Kanta,  Theoi 
Geschichte  der  Nationalökonomik,  Bd,  II 
1860,  S.  696.  —  Koscher,  Gesch.  d. 
München  1874,  S,  1010,  1038.  —  A.  W  s 
Grundlegung,  Leipzig  1876,  8.  62.  — 
Qrundriss  der  Nation  ^Ökonomie,  Stuttfa 
S.  209/10.  —  Ingram,  Hiatory  of 
economj,Edinburgl888,  S.  203/20o.  —  S. 
1er,  Zur  Litteraturgescliichte  der  Stai 
Sozialwissenschaften ,    Leipzig    1888,    !: 

—  Blenck,  Karl  Knies  (NeErolog)  in  : 
des  k.  preuss.  stat.  Bureaus,  Jahrg.  ISU! 
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1.    Begriff    und    Organisation.      Die 

Knighte  ofJjabor  oder  die  Ritter  der  Arbeit 
sind  eiD  Verband  von  gelernten  und  unge- 
lernten Lohnarbeiten!  zum  Schutze  und  zur 
Hebuug  der  Arbeitertlasae  in  der  heutigen 
nordamerikanischen  Gesellschaft,  mit  eigen- 
artiger Or^nisation  und  dein  nordamerika- 
nisdien  "Wirtschaftsleben  angepasst«u  beson- 
deren Zielen. 

Wie  die  Ge  werk  vereine  bemühen  sich 
tlie  Arbeitsritter  durch  Koalition  die  indiri- 
duelle  Konkurrenz  der  Lohnarbeiter  aiiszu- 
schliessen,  um  dem  Untemehmertiun  bei  der 
FestsetzTing  der  Arbeitsbedingungen  kräftiger 
entgegentreten  zu  können.  Wahrend  aber 
die  ersteren  Benif^nossenscliaften  sind, 
haben  diese  von  der  Zugehörigkeit  zu  einem 
bestimmten  Gewerbe  abgesehen  und  ver- 
einigen in  sich  Lohnarbeiter  der  Grossin- 
dusti-ie,  des  Handwerks,  des  Bergbaues,  des 
Handels,  der  Tran sportan stalten  und  selbst 
der  Landwirtschaft.  Auch  Personen,  die 
nicht  Lohnarbeiter  sind,  können  in  den 
Orden  der  Ärbeitsritter  aufgenommen  wer- 
ilen,  doch  sind  sie  auf  eine  geringe  Quote 
Statuten  massig  beschränkt,  und  praktisch  ist 
diese  Zulassung  ohne  Bedeutung  geblieben. 
Advokaten,  Aerzte,  Bankiers,  Börsenspieler 
und  alle  die,  weiche  sich  mit  dem  Vertriebe 
von  Spirituosen  abgeben,  sind  von  der  Mit- 
gliedschaft ausgeschlossen.  Im  übrigen 
machen  die  Arheitsritter  keine  Unterschei- 
dung bei  der  Aufnalime  ihrer  Mitglieder. 
Weiler  die  Rasse  noch  die  Nationalität 
noch  der  Glaube  noch  die  Zugehörigkeit  zu 
jwhtischen  Parteien  dürfen  als  Ursache  der 
Abweisung  betrachtet  werden. 

Sie  beschränken  sich  fast  ausschliesslich 
auf  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
daneben  kommt  noch  in  Frage  Canada.  Die 
wenigen  Arbeitsritter,  die  in  England  und 
Belgien  gewesen  sind,  habeu  in  der  Ärbeiter- 
bew^ung  dieser  Länder  keine  Rolle  zu 
spielen  vermocht. 

Der  Gesarat  verband  der  Arbeit  sritter 
baut  sich  auf  zahlreichen  Ortsvereinen 
(Local  Assemblios)  auf.  Dieselben  sind  sehr 
verschieden  gestaltet,  indem  sie  den  ge- 
gebenen Arbeiter  Verhältnissen  angepasst 
worden  sind,  umfassen  aber,  wie  das  Wort 
schon  sagt,  stets  die  Arbeiter  nach  JUass- 
gabie  des  örtlichen  Zusammenlebens.  In 
kleinen  Orten  reicht  eine  Assemhly  aus,  in 
grossen  Städten  sind  melirere  vorhanden. 
In  jenen  werden  alle  Arbeiter  jedweden 
Berufes  vereinigt  (mixed  assemblies),  in  die- 
sen werden  sie  noch  der  Rasse,  der  Sprache 
iider,  falls  genügend  Mitglieder  verlanden 
sind,  nach  dem  Gewerbe  gegliedert.  Im 
letzteren  Falle  ist  die  Ässembly  jedoch  mit 
einem  Gewerkverein  nicht  zu  verwechseln, 
weil  sie  zu  Local  Assemblies  gleichen  Ge- 
werbes in  anderen  Orten  keine  Beziehung 


zu  halten  braucht,  sondern  nur  mit  den 
Lokalverbänden  in  dei'selbeii  Stadt  oder  Ge- 
gend verbunden  ist.  Es  giebt  Ortsvereine, 
in  denen  ausschliesslich  Frauen  sind,  aber 
auch  solche,  an  denen  beide  Geschlechter 
teilnehmen. 

Ceber  den  örtlichen  stehen  die  Distrikts- 
verbände (District  Assemblies),  eine  Ordnung, 
welche  mit  der  politischen  Einteilung  der 
Staaten  nichts  zu  thun  liat.  Sie  werden  je 
nach  Bedilrinis  ohne  Ansehen  der  Staats- 
und  Graf  Schaftsgrenze  gebildetj  müssen  aber 
wenigstens  fünf  lokale  Vereine  umfassen. 
Die  letzteren  entsenden  Delegierte,  für  je 
100  Mitglieder  einen,  zur  Distrikts  Versamm- 
lung, in  welchen  die  Streitigkeiten  der  Orts- 
vereine untereinander  gesdilichtet  werden 
und  welche  die  zweite  Instanz  für  Be- 
schwerden einzelner  von  der  Ortsversaram-' 
lung  abgewiesener  Mitglieder  sind.  Wenn 
in  einer  Gegend  mehrere  Ortsvereine  eines 
bestimmten  Gewerbes  existieren,  so  können 
diese  auch  allein  zu  einem  Distrikts  verbände 
sich  zusammenschliessen ,  falls  die  Special- 
in teresseti  dies  wünschenswert  machen 
sollten. 

Aus  den  Distrikts  Versammlungen  werden 
Abgeordnete  fflr  die  General  Ässembly  ent- 
sendet, welche  jährlich  tagt,  die  letzte' In- 
stanz filr  die  Entscheidung  aller  Uneinig- 
keiten bildet  imd  mit  Zweidrittelmajorität 
die  Grundkonstitution  abändern  kann,  wäh- 
rend die  untergebenen  Assemblies  nur  innet^ 
halb  gewisser  Grenzen  Ausführungsbestim- 
mungen  zu  den  allgemeinen  Regeln  erlassen 
können.  Sie  erteilt  zu  neuen  Gründungen 
von  Lokalvereinen  die  Genehmigung,  ent- 
sendet Agenten  für  die  Anbahnung  neuer 
Verbände,  nimmt  Stellung  zu  der  Politik 
des  Landes,  berät  Gesetzes  vorlagen,  welche 
im  Kongrees  der  nordamerikanischen  Union 
oder  eines  Einzelstaates  zur  Verliandlung 
kommen  sollen.  Die  Leitung  des  Gesamrat- 
verbandes  untersteht  einer  Person,  dem 
Gi-and  Master  Workman ,  der  von  einer 
General  Executive  und  einem  Bureau  von 
Sekretären  umgeben,  mit  weitgehenden  Voll- 
machten von  der  Generalversammlung  aus- 
gestattet wird.  Infolgede.'isen  ist  die  "Ver- 
waltung centralistiscli  und  bureaukratisch 
eingerichtet,  was  oft  die  Veranlassung  zu 
Streitigkeiten  im  Ortlen  gewesen  ist.  lu 
der  bisher  geschilderten  ursprünghchen 
Konstitution  sind  dann  später  noch  die 
State  Assemblies  und  National  Trade  As- 
sembHes  hinzugekommen,  die  ersteren  im 
Interesse  der  Durchführung  einer  Politik  in 
den  Einzel  Staaten  der  nordamerikanischen 
Union,  die  anderen,  eine  Unkonsequenz  gegen 
das  giTindlegcnde  Territorien  princip,  um  Kinze 
Gewerkvercine  unter  Belassung  möglichster 
Selbständigkeit  aufnehmen  zu  könuen. 

2.    Geschichtliches.     Der    Orden    der 
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Knighta  of  Labor  ist  im  Jaiire  1869  von 
UriaJi  S.  Stevens,  einem  Schneider  in  Phila- 
delphia, gegründet  worden.  Da  er  aber  ein 
öeneimorden  war  imd  während  der  Ge- 
schSitastockuDg  nacli  1S7B  »ich  cnr  langsam 
ausdeiinte,  blieb  er  der  Oef f entlich keit  lange 
verborgen,  und  erst  1877  wurde  er  anläss- 
lich eines  Krimioalprozesses  gegen  die  MoUy 
Magriiires,  einen  gewaltthÄtigen  Ärbeiterbund 
in  den  Kohlenregionen  Pennsylvaniens,  im 
Piiblikum  und  in  der  Presse  bekannt.  Er 
zählt«  nach  kurzem  Aufschwünge  imd 
Bcbnellcm  Rückgang  nach  den  grossen 
EiBenbahnarbeiterstnkeB  von  1877,  welche 
die  gesamte  amerikanische  Äriieiterscliaft 
erregten.  1878  etwa  120O0  Mitglieder,  1883 
schon  52000,  1884  71000,  1885  111000, 
Anfang  1886  200000,  am  1.  Juli  desselben 
Jahres  752430,  am  1.  Juli  1887  585127,  am 
1.  Juli  1888  425038.  Diese  Zahlen  sind 
den  offizicUen  Berichten  des  Knights  ent- 
nommen nnd  vei-miitlieh  etwas  üu  hoch  ge- 
griffen. Immerbin  spiegelt  sich  in  ihnen 
die  Geschichte  des  Ordens  während  der 
achtziger  Jahre  wieder. 

Das  Jahr  1886  war  für  die  nordameri- 
kanische  Arbeiterbewegung  ein  exceptionel- 
les:.  Die  Bestrebimgen  fast  aller  nordameri- 
kanischeo  Industriearbeiter,  die  achtstündige 
Arbeitszeit  zu  erlangen,  der  Bomboowurt 
auf  dem  Houmarkte  zu  Chicago,  der  dann 
folgende  ÄJiarchistenprozeas  und  ein  starker 
Anlauf  zu  einer  umfassenden  politischen 
Arbciterbewe^ing  erregton  in  allen  Schichten 
der  Lohnai'beiter  und  insbesondere  in  der 
grossen  Masse  der  ungelernten  den  Wunsch, 
die  Koalitionen  zu  erweitern  und  zu  kraf- 
tigen. Diese  ihre  Gruppeninteressen  nur  in 
der  Leidenschaft  verfolgende  und  zu  Opfern 
bereite,  in  politischen  kämpfen  unerfahrene 
Menge  verfällt  dem  sozialen  Indifferentis- 
mus,  si>bald  die  Pulse  v-ieder  langsamer 
sehliigeu.     Der   Rückgang   der   Ordensmit- 

flieder  um  1888  dürfte  seine  vornehmliche 
Irkläning  darin  finden. 

Der  Orden  war  bis  1882  eine  Geheim- 
verbindung, damit  liie  Arbeitgeber  nichts 
von  seinen  Beschlüssen,  seiner  Stärke  und 
Organisation  erführen  und  die  erst  in  der 
Bildung  begriffene  Genossenschaft  zerstörten. 
Als  dann  zelintausende  von  Arbeitsritteni 
fest  zusammenhielten,  wurden  die  bisher 
geheimgehaltenen  Ziele  in  der  Vereinspresse 
öffentlich  besprochen  (Journal  of  the  Knights 
of  I^bor,  die  offizielle  Zeitung)  imd  damit  der 
der  Verbindung  oft  gemachte  Vorwurf,  dass  sie 
ungesetzliche  Zwecke  verfolgt',  entkräftet. 
Ein  Geheimonlen  verlaugt  den  Schwiu-  des 
Schweigens  über  Vereinsangele^nheiten  von 
jedem  neu  eintiefenden  Mitgiiede,  und  da 
nun  viele  irlandische  Katholiken  zu  den  Ar- 
beitsritteni gehfli-ten,  so  wurden  dieselben 
vor  die  Frage  gestellt,  ob  sie  in  der  Beichte 


auch  an  diesen  Scliwur  gehuaden  neipii 
Nachdem  zuerst  dies  von  dem  Orden  de 
Arbeitsritter  bejaht  wurde,  setzte  er  sich  i 
einen  starken  Gegensatz  zu  der  katholisclin 
Kirche,  so  dass  er  sich  bald  genötigt  sal 
die  gegenteilig  Entscheidung  in  trettei 
Seitdem  war  die  Kirche  ihm  nicht  abgeneif; 
und  einzelne  Geistliehe  unterstützen  ihn  bi; 
weilen  positiv,  bis  im  Jahre  1888  einif 
sozialistische  Tendenzen  sich  in  ihm  keim 
lieh  machten,  gegen  welche  die  Kirche 
der  Weise  einschritt,  dass  sie  iliren  01a 
bensgenossen  so  lange  den  Eintritt  in  di 
Orden  verbot,  bis  er  in  seinen  Statuten  <i 
Worte  verbessert  habe,  welche  einen  koi 
munistischen  oder  sozialistischen  Sinn  hätli. 

Im  Anfang  der  neunziger  Jahre  verlor 
die  Arbeitsritter  nele  ihrer  Mitglieder,  v 
dann  am  Endo  des  Jahrhunderts  zur  voll 
Bedeutungslosigkeit  in  der  amerikanisch 
Arbeiterbewegung  herabzusinken.  IS 
gaben  sto  ihre  Mifgliodzahl  auf  38tii)i 
1892  auf  241 000,  1893  auf  212000  au.  If- 
verfügten  sie  nach  Angabe  der  New-Yorl 
Volkszeitung  um-  noch  über  300tX).  In  de 
selben  Jahre  musste  das  Ordensgobäiido 
Pliiladelpliia  verkauft  werden,  da  die  Fin 
zen  des  Verbandes  schleclit  standen. 
Januar  1900  zeigte  die  Staatskonvention 
Albanj-  wiederum  ein  Wachsen  des  OnU 

Die  Gründe  des  Zusammenbruches 
einst  so  mächtigen  Organisation  erschei 
mannigfaltig,  wenn  man  die  Berichte 
jährlich  im  November  abgehaltenen  Ziis 
menkfinfte  der  General  Assembly  durchs 
und  die  dem  Oixlen  freundliche  und  fo 
liehe  Arbeiterpresse  zu  Rate  zielit. 
letztere  ist  nicht  milde  geworden,  die  '. 
soneii,  welchen  die  Oberleitung  znsl 
wegen  ihrer  Unfähigkeit  oder  Cliai-akterb 
keit  anzuklagen.  Was  daran  Watircs 
lässt  sich  schwer  entscheiden,  doch  is' 
sicher  zugegclien,  dass  die  Mässigkei 
pohtischen  Anforderungen  \md  die  Bescl 
kung  der  Thätigkeit  auf  unmittelbare 
beiterinteressen ,  welche  die  ersten  zwi 
Jahre  der  Ordens  Verwaltung  kennzeifhii 
während  der  letzten  zehn  Jahre  ver 
gegangen  sind.  Von  1869^7!*  war  do 
grttnder  des  Vereins  Stevens  der  t 
Jlaster  Workmann,  ihm  folgte  14  Jahn 
durch  Terence  V.  Powderly,  dor  zwar  i 
sein  Organisationstalent  und  geschicktes 
handeln  mit  den  Arbeitgebern  den  Ar 
rittem  zu  ihrer  höchsten  Mat-htentfi 
verholfen.  aber  sie  schÜesslicli  in  oii 
wisse  Abhängigkeit  von  den  politi 
Pai-teien  des  Landes  gebraclit  hat,  l>i! 
noch  unverkennbarer  hervor  untfr 
Leitung  seiner  Nachfolger  R,  Sov 
(1893—97)  und  H.  A.  Hicks.  Die  urs] 
liehe  Stellungnahme  zu  den  l'artciei 
die  gewesen,   da.ss  der  Orden    sogci 
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Pressionspolitik  trieb,  d.  h.  dass  seine  Mit- 
glieder bei  allen  Öffentlichen  Walilen  dem- 
jenigen Kandidaten  ihre  Stimme  gaben,  der 
sich  am  weitgehendsten  verpflichtete,  Arbei- 
terforderun gen  gegen  Staat  und  Gemeiode 
zu  imteretülzen.  Die  spätere  Taktik,  den 
Orden  en  bloc  eioer  Partei  zuzuführen, 
nCtigte  ihm  Ziele  derselben  auf.  die  ihm  ati 
sieh  fem  lagea.  Noch  mehr  Zerfahrenheit 
mussteaberin  ihn  dadurch  hineinkommen, dass 
er  bald  den  Populisten,  bald  den  Demokraten, 
bald  den  Republikanern  zuneigte.  Die  Exe- 
kutive, welaie  zeitweise  die  unbeschränkte 
SüberaospiSgTing  Terteidigte  und  dann  wie- 
der mit  deren  Gegnern  zusammen  SchulK- 
zoU  predigte,  konnte  dem  Vorwurf  nicht 
entgenen,  dass  sie  im  Solde  der  Silberkonige 
oder  i'abrikanfen  stehe.  Der  Rflckgatig  der 
Mitgüedzah!  im  Anfang  der  neunziger  Jahi-e 
hängt  übrigens  auch  mit  dem  allgemeinen 
schlechten  Geschäftsgang  der  Industrie  zu- 
sammen ,  welcher  durch  sein  Gefolge,  die 
Arbeitslosigkeit  und  die  für  die  Arbeiter 
verlorene  Strikes,  die  amerikanischen  Arhei- 
ten'erbände  flberhaupt  decimicrte,  Während 
dieses  Zustandes  der  Schwäche  brachen 
Zwistigkeiten  innerhalb  des  Ordens  aus,  die  ' 
Sonden  nteressen  der  Arbeiter  des  Ostens 
imd  des  Westens  stiessen  auf  einander,  und 
die  Sozialisten,  mit  der  Empfehlung  einer 
unabhängigen  politischen  Arbeiterpartei,  be- 
mühten sich,  die  Herrschaft  aa  sich  zu 
reissen.  Immerhin  würden  die  Enights  auch 
diese  Stürme,  denen  sie  schon  öfters  aiis- 
gesetzt  gewesen  waren,  überstanden  haben, 
wenn  nicht  die  American  Fefleration  of 
Labor  (vgl,  den  Art.  Oewerkvereine  in 
den  Vereinigten  Staaten  obenBd.IV 
S.  7 10  ff.)  mit  ihrem  zielbewussten,  gemässig- 
ten Vorgehen  aUe  die  in  sich  aufzunehmen 
bereit  gestanden  hätte,  welche  mit  der  Halt- 
losigkeit des  Onicns  unzufrieden  waren. 

B.  Ziele  und  Mittel,  Dem  allgemeinen 
ßedanken,  welchen  der  Orden  anstrebt,  die 
lohnarbeitende  Bevölkerung  zu  heben,  wird 
ein  Ausdruck  durch  besondere  Ziele  gegeben, 
die  sich  teils  ans  der  sozialen  I^ge  der  \ 
Arbeiter  überhaupt ,  teils  aus  bestimmten 
Zuständen  der  Vereinigten  Staaten  en^eben. 
Diese  Ziele  sind  in  den  Programmen  aufge- 
zählt, welche  in  den  Generalversammlungen 
beraten  worden  sind,  Sie  sind  im  Verlaiife 
der  Jahre  umfangreicher  geworden ,  auch 
wohl  specialiaiert  worden  und  zerfallen  in 
solche,  welche  das  Arbeiterverhältnis  un- 
mittelbar berühren,  und  solche,  welche  mehr 
oder  weniger  das  ganze  Volk  interessieren 
und  indirekt  nur  einen  Vorleü  für  die  Lohn- 
arbeiter bedeuten.  Zu  den  ersten  gehören 
die  Errichtung  arbeit astatistischcr  Bureaus, 
Massregeln  für  die  Gesundheit  und  Sicher- 
heit der  Bei^leute,  Fabrikarbeiter  und  Bau- 
bandwerker,  die  wöchentliche  Lohnzalilung,  I 


Erhöhung  der  Arbeitslöhne,  Verbot  der  Be- 
schäfti^img  von  Kindern  unter  15  Jahren 
in  Fabriken  und  Bergwerken,  die  Abkürzung 
der  Arbeitszeit,  insbesondere  der  Achtstun- 
dentag, gleicher  Lohn  für  beide  Geschlech- 
ter bei  gleicher  Arbeit,  Beseitigung  der 
Konkurrenz  der  Sttüflingsarbeit,  Einrichtung 
von  Produktivgenossenschaften  und  Kon- 
sumvereine für  Lohnarbeiter,  das  "Verbot, 
ausländische  Arbeiter  durch  Eontrakte  ein- 
zuführen. 

Aus  den  allgemeinen  Forderungen  sind 
hervorzuheben :  Die  Verstaatlichung  von 
Telegraphen,  Telephonen  und  Eisenbahnen, 
die  Einriclitung  von  Postsparkassen,  ein 
Geldsysfem,  an  dem  nur  das  Volk,  nicht 
auch  in  besonderer  Weise  die  Banken  inte- 
ressiert sind,  das  Reservieren  des  öffentlichen 
Landes  für  die  wirklichen  Bebauer,  die  Ver- 
hinderimg der  Landesspekulation  und  die 
prc^ressive  Einkommensteuer. 

Alle  diese  Ziele  lassen  sich  innerhalb 
der  gegenwärtigen  Rechtsordnung  diu^di- 
fülu^n,  die  ersteren  meist  durch  die  soziale 
Selbstliilfe  (durcli  Slrike  und  Boykott),  mit 
ei^nzender  Unterstützung  der  staatlichen 
Gesetzgebung  und  Verwaltung,  die  letzteren 
nur  durch  den  Staat,  Zum  Ausstand  sind 
die  Arbeifsritter  oft  geschritten,  aber  der- 
selbe ist  nur,  wie  die  Statuten  ausdrOckhch 
hervorlieben,  als  ein  subsidiäres  Mittel  zu 
betrachten.  Znei-st  soll  das  Schiedsgericht 
zur  Anwendung  kommen,  wo  nur  immer  die 
Arbeitgeber  gewillt  seien,  von  unparteiischen 
Voraussetzungen  auszugehen. 

Seit  ihrem  Bestehen  sind  die  Arbeits- 
ritter wiederholt  in  grosse  und  langdauemde 
Strikes  verwickelt  gewesen.  Die  bedeutend- 
sten sind  die  der  Eisenbahnbediensteten  im 
Jahre  18H6  an  der  Texas-  und  Luisiana- 
Pacifiebahn,  1888  an  der  Readingbalm,  1890 
an  der  New-Yorit-Centralbahn  gewesen, 
welche  zwar  nm-  den  Ausständigen  einen 
teilweisen  Erfolg  gebracht,  aber  doch  die 
grosse  Macht  gezeigt  haben,  üt>er  welche 
diese  organisierte  Arbeiferschaft  verfügte. 

4. 8tellung  in  der  nordamerikanischeD 
Arbeiterbewegung,  Die  Organisationsform 
des  Ordens  entspricht  den  sozialen  Bedürf- 
nissen der  nordamerikanischen  Ariieiter 
unter  den  heutigen  Wirtßchafts Verhältnissen 
iü  mancher  Weise.  Indem  sie  sich  über 
das  ganze  Wirtschaftsgebiet  erstreckt  und 
jedwedes  Gewerbe  iimtossen  will,  wird  so- 
wohl dem  vielfachen  Umherziehen  als  auch 
dem  liäufigen  Berufswechsel  der  nordaraeri- 
kanischen  Arbeiter  Rechnung  getragen ;  in- 
dem für  Rassen  und  Nationalitäten  besondere 
Local  Assemblies  gestattet  sind,  wird  die 
Eigentümlichkeit  gjuizer  Volksschichten  nicht 
angetastet,  die  doch  zugleich  zum  Klassen- 
kampf in  der  Gesellschaft  herangebildet 
werden.    Der  stark  fortschreitenden  Arbeits- 
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teilung  besonders  im  Innern  der  grossintlns- 
Iriellen  DnternehmHngen  und  dem  zuneh- 
menden Ersätze  der  ^lemteo  durch  die 
ungelernten  Arbeiter  wird  lu  der  Weise  he- 
HODdere  Beachtung  geschenkt,  als  beide 
Arten  in  ihm  aufgenommen  wenleo.  Gerade 
der  Gedanke,  dass  die  Öewerkvei-eine  als 
Benifsgenossenschaften  immer  weniger  Be- 
stand haben  mflesen,  je  allgemeiner  die  un- 
gelernte Arbeit  wird  iind  je  leichter  die 
etwa   ausatän<ligen    Verlöiidarbeiter   durch 

{'eue  im  Produktionsprozess  ersetzt  werden 
[önnen,  hat  dazu  geführt,  den  Orden  auf 
dem  Zusammen  wohnen  der  Arbeiter  aufzu- 
bauen. 

Im  Gegensatz  zu  manchen  Gewerkschaf- 
ten, welche  sich  alß  Elite  der  Arbeiterschaft 
fühlen,  vertreten  daher  die  Knights  of  Labor 
eine  antiaristokratische  Tendenz,  indem  sie 
jeden  Lohnarbeiter,  welche  Bescliäftigung  er 
auch  haben  mag,  bei  sich  atifnehmen.  Der 
sozialistischen  und  anarchistischen  Bewegimg 
stehen  sie  ie<loch  trotz  dieses  demokratischen 
Princips  als  Verband  ganz  fern,  wenn  anch 
unter  ihnen  eich  Agitatoren  beider  Richtung 
befunden  haben.  Gegen  die  sozialrevolutio- 
nftren  Thaten  von  1886  haben  sie  entsclde- 
den  Protest  erhoben,  und  die  deutsch-ame- 
rikanischen Sozialdemokraten  sind  von  der 
Verein sleitung  stets  zurflctgewiesen  worden, 
wenn  sie  den  versuch  machten,  auf  dieselbe 
einen  Einfluss  auszuüben.  Die  Arbeitsritter 
tragen  einen  entschieden  amerikanischen  Zug 
an  sich,  der  es  einerseits  nicht  duldet,  dass 
deutsche  Arbeiter  mit  ihren  aus  der  Ileimat 
flbernommenen  Ideeen  in  dem  Orden  tonan- 
gebend werden,  und  der  andererseits  über- 
triebenen kommunistischen  Zidmnftsphanta- 
siecn  sehr  abgeneigt  ist  Gerade  wegen 
dieses  Amerikanisrous,  der  sich  auch  in  der 
Achtung  der  kirchlichen  Bedürfnisse  der 
Arbeiter,  in  einer  ausgespi-ocheneu  Hinnei- 
gimg  zum  Temperenzwesen  tmd  in  der  Be- 
fürwortung der  einwandeningsfeind  liehen 
Gesetzgebung  äussert,  haben  die  Arbeitsritter 
so  grosse  numerische  Erfolge  aufgewiesen 
und  sich  von  ihrem  Stamraland  Pennsylva- 
nien  über  das  ganze  Gebiet  der  Vereinigten 
Staaten  ausgedehnt.  Ihre  Verdienste  um 
die  nordameiikanische  Arbeiterschaft  sind 
nicht  gering  zu  veranscbbgen,  da  sie  einer- 
seits in  einer  Keihe  von  Einzelstaalen  zahl- 
reiclie  Arbeiterschutzgesetze  durchgesetzt 
haben,  andererseits  durch  die  Schaffung  der 
mixed  Assemblies,  der  Oi^anisation  der  un- 
gelernten Arbeiter,  und  durch  eine  soziale 
—  nicht  politLsche  —  Oentralisation  grosser 
Arbeitermassen .  entsprechend  den  sozialen 
Bedürfnissen  dci  amerikanischen  Arbeiter 
über  das  eigentliche  Trades  Union -Wesen 
liinansgegangen  und  so  ein  Vorbild  für  die 
americau  federation  of  labor  geworden 
sind,   in   der  gegenwärtig  die   organisierte 
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tiaiaIcchBik.  Berlin  1886.  —  Demelbt.  i 
vi'idfrne  Sotialumtu  in  den  Vereinigl'ii  Sl'i« 
roti  Ameriia,  Berlin  1890.  —  Hlehafd  1'.  E. 
TJic  lAibor  Sforrmenl  in  Amtriea,  Xcic-Y'-'k  Ji 
—  Carolt  lt.  WrtBht,  nitorimi  Sl:rlfh 
Ihe  KnighU  of  Ixibor,  Quarlerli/  Jouranl 
Eeanomia,  Ja».  1S87.  —  H'.  £u<>i-moN 
Ken  amerieaa-atche  Arbeiderirereeaiginn  i«  i 
Eiichen,  ICoUerdam  1890.  —  Geo.  Mac.  Se- 
The.  Labor  Mocemtnt,  1887.  —  F.  A.  Sor 
I>ic  Arbcilerbtiregung  in  den  ^'frei^igtrn  ^"u 
.Veue  Zeil  lSS.fl9e.  —  L.  Vigouronx. 
eonrentration  de>  forte»  onrriiru  dan>  fAmin 
du  Xord,  Fürii  1899. 

A.  Sartartu«  v.   Walterithnuffi 


Koalition  nnd  KoaütionsTerboti 

1.  Begriff.  2,  Die  englische  Gesetzgeli 
3.  Die  französiBche  Gesetzgebung.  4.  Die  pi 
sisch -deutsche  Gesetr-gehanif.  ö.  Beurteilung 
heutigen  Zustände  und  weitere  Aiiebilduni; 
Koalitionsrecbts.    6.  Andere  Staaten. 

1.  Begriff.  In  politischer  Beziehung 
steht  man  unter  Koalition  die  über  den 
fang  einer  gewöhnlichen  Allianz  liin 
gehende  Verbindung  mehrerer  Staaten 
Sturz  eines  gemeinsamen  Feindes.  Fr 
kommen  sowohl  im  Warenhandel  al; 
Effektenhandel  und  a\it  gewerblichoui 
biete  Koalitionen  der  Kaufleiite  oder 
Fabrikanten  oder  Gewerbetreibenden  vi 
der  Absicht,  Preissteigerungen  ihrer  \^ 
oder  Ei'zeugnisse  herbeizuführen  oder  I 
Senkungen  derselben  zu  verhindern  (vpl.  t] 
Unternehmer  verbände).  Euillieb 
steht  man  unter  Koalition  die  Verbiu 
von  Arbeitgebern  gegen  ihre  Ärl>eiter 
die  vorttbei^ehende  oder  dauernde  Vc 
gung  von  Arbeitern  zum  Zwecke  cinei 
beaseniiig  ihrer  Arbeitsbedingungen, 
die  letztere  ist  Gegenstand  der  nächst 
den  Betrachtungen.  Die  scwenaante 
litionsfreiheit  ist  das  Recht  de 
beiter,  beliebig  zusammenzutreten,  iini  1 
rungen  in  Bezug  auf  den  Lohn  odei-  so 
Punkte  des  Arbeitsvertrages  aufzii^telk 
dim^hzusetzen.  Die  Koalition  ist  nicht  ; 
wechseln  mit  der  Arbeitseinstel hing  n 
auch  nicht  identisch  mit  dem  Betrrifl 
Genossenschaft  oder  eines  Verbanües. 
Arbeitseinstellung  kann  aus  der  Kt 
hervorgehen,  aber  zunächst  beabsichti 
letztere  nichts  anderes  als  eine  fifcnic' 
Beratiuig  oder  Verständigung    über  »1 
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dingungen  der  Arbeit.  Erreicht  sie  das  ihr 
vorschwebende  Ziel,  so  kann  sie  sich  wieder 
auflösen.  Nur  wenn  die  friedliche  Ver- 
handlung ohne  Erfolg  bleibt,  wird  in  der 
Regel  T.nr  Anwendung  des  äussersten  Kittels, 
der  Siede rieguiig  der  Arbeit,  geschritten 
werden.  Im  Gegensatz  zum  Verwinde  aber, 
der  eine  dauernde  Einrichtung  darstellt,  er- 
fordert die  Koalition  zunächst  nur  eine 
augenblickliche  Verein^ng.  Der  Verband 
setzt  eine  gewisse  Organisation,  Statuten, 
Mitgliederbeiträge  voraus;  die  Koalition  ver- 
schwindet wieder,  wenn  der  ins  Auge  ge- 
faeste  Zweck  erreielit  ist.  Bei  dem  Verbände 
verpflichtet  sich  jeder,  den  Beschlflssen  der 
Mehrheit  zu  gehorchen ;  bei  der  Koalition  ist 
Einstimmigboit  aller  Teilnehmenden  die  Vor- 
I>edingung,  indem  diejenigen,  die  eine  ab- 
weichende Meinung  haben,  sich  von  ihr  fern 
halten.  Der  Verband  bewirkt  einen  näheren 
Aneioanderschluss  und  entwickelt  das  Ge- 
fühl der  Zusammengehörigkeit  lebhafter;  die 
Koalition  bringt  niu"  eine  vorfibergeliende 
Annäherung  unter  den  einzelnen  hervor,  die 
sieh  in  einem  oder  einigen  Punkten  ver- 
ständigt haben,  aber  in  ihren  sonstigen  Auf- 
fassungen auseinandergehen.  Natürlich  kann 
auch  hier  sehr  oft  aus  der  Koaütion  der 
Verband  sieh  entwickeln,  ja  es  ist  dies  wohl 
das  Wünschenswerte. 

Die  Berechtigung  der  Koalition  ist  be- 
reits in  dem  Art.  Arbeitseinstellung 
oben  I.  Bd.  B.  730  ff.  auseinandergesetzt.  Die 
Koalition  ist  notwendig,  um  für  die  Durch- 
fOhrung  der  in  der  Gewerbeordnung  ausge- 
sprochenen Freiheit  des  Arbeits  Vortrages 
emige  Gewähi-  zu  haben.  Der  Arbeiter  als 
der  dem  Kapitalbesitzer  gegenüber  schwächere 
Teil  muss  sich  vereinzelt  nur  zu  oft  un- 
günstige Bedingungen  beim  Abschluss  des 
Arbeitsvertrages  gefallen  lassen,  während  er, 
mit  seinen  Kameraden  verbündet,  eine  Macht 
darstellt:,  auf  deren  Wünsche  und  Forde- 
rungen derUntemehmerBücksicht  zu  nehmen 
gezwungen  ist  Ist  es  insbesondere  den 
Arbeitgebern,  die  in  ihrem  engeren  Kreide 
sich  viel  leichter  einigen  können,  er- 
laubt, Verabredungen  über  die  Behandlung 
ihrer  Arbeiter  zu  treffen,  ao  wäre  es  un- 
billig, diesen  verbieten  zu  woUen,  in  gleicher 
Weise  behufs  Erlangung  ihnen  wünschens- 
wert erscheinender  Vorteile  vorzugehen.  Es 
beniht  das  Koalitionsrecht  auf  der  Aner- 
kennung der  sozialen  Gleichberechtigung  des 
Cntemehnier-  luid  des  Arbeiterstandes.  Der 
Arbeiter  moss  nun  nicht  mehr  schweigend 
gehorchen  und  zufrieden  sein  mit  dem,  was 
der  Arbeit^ber  ihm  zugesteht,  sondern  kann 
beanspruchen,  bei  der  Feststellung  der 
Arbeitsbedingungen  mitzusprechen  und  seine 
Wünsche  geltend  zu  machen.  Indem  man 
den  Arbeitern  die  Freiheit  der  Koalition  ein- 
Tänmt,    giebt  man  ihnen   das   llüttel,   sich 


gegen  Ueben'orteilungen  und  Bedrückungen 
auf  Seiten  der  Arbeitgeber  zu  wehren,  und 
veranlasst  sie  gleichzeitig,  allem  zuvor 
den  Weg  friedlicher  Einigung  mit  jenen  zu 
versuchen. 

Die  Ueberzeugung  von  der  Richtigkeit 
der  Koalitionsfreiheit  hat  sich  nur  langsam 
Bahn  gebrochen.  In  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  flnden  sich  noch  allgemein 
die  aus  der  Vei^ngenheit  übernommenen 
Verbote  der  Koalition,  die  teQs  polizeilidi, 
teils  wirtschaftlich  gerechtfertigt  wurden. 
Die  Obrigkeit  fürchtete  die  Öffentliche  Ord- 
nung gestört,  die  Existenz  der  Arbeitgeber 
bedroht,  die  Bedürfnisbefriedigung  der  Kon- 
sumenten beeinträchtigt  zu  säen,  wenn  sie 
den  Handwerksgesellen  die  Erlaubnis  ein- 
geräumt hatte,  gemeinsam  mit  Gewalt  oder 
durch  Ueberredung  zu  vereuchen,  ihre  Meister 
ihrem  Willen  gefügig  zu  machen.  Dalier 
dreht  die  Reichszunftordnung  von  1731  den 
Gesellen ,  die  sich  »unter  irgend  einem 
Praetext  weiter  gelüsten  liessen,  einen  Auf- 
stand zu  machen,  sich  zusammen  zu  rottieren, 
und  entweder  an  Ort  und  Stelle  noch  blei- 
bende, gleichwohl,  bis  ihnen  in  dieser  oder 
jener  vermeintlichen  Praetension  oder  Be- 
schwerde gefflget  werde,  keine  Arbeit  mehr  zu 
thun,  oder  selbst  hauffenweiss  auszutretten«, 
mit  Gefängnis-,  Zuchthaus-,  Festungsbau- 
und  Galeeren  Strafen.  Und  die  konstitu- 
ierende Versammhmg  erüess  im  Jahre  1791 
ein  Gesetz,  das  den  Angehörigen  eines  und 
desselben  Gewerbszweiges  oder  Berufes  ver- 
bot, Beschlüsse  zu  fassen,  die  auf  die  Ab- 
fassung von  Reglements  zum  Schutze  ihrer 
angeblichen  gemeinsamen  Interessen  ab- 
zielten. Aber  dann  kam  eine  Zeit,  wo  man 
die  bestehenden  Verbote  für  unzweckmässig 
und  ungerecht  hielt.  Hatte  man  bisher  die 
Intei-essen  der  Gesamtheit  und  der  Unter- 
nehmer im  Auge  gehabt,  so  stellte  man  sich 
nunmehr  auf  den  Standpunkt,  dass  man  den 
Arbeiter,  der  arbeiten  wolle,  schützen  und 
alle  Schranken  seiner  sozialen  Selbständig- 
keit hinwegräumen  müsse.  Man  betonte, 
I  dass  die  Arbeiterbevölkerung  sich  dureh 
individuelle  wie  gemeinsame  Selbständigkeit 
und  Selbst  Verantwortlichkeit  ziu-  Herrin  ihres 
eigenen  Geschicks  machen  sollte,  dass  jeder 
seine  Arbeit  müsse  anbieten  können,  wo, 
wem  und  unter  welchen  Bedingungen  er 
wolle.  Man  hielt  es  für  unbillig,  die  Koa- 
litionen der  Arbeiter  zu  verbieten,  da  man 
die  der  Arbeitgeber  doch  nicht  unterdrücken 
könne.  Diese  könnten  wegen  ihrer  geringen 
Zahl  sich  leicht  mit  einander  verständigen 
und  ständen  übertlies  von  vornherein  hin- 
sichtlich der  Lohnhöhe  in  einer  Art  still- 
schweigenden Uebereinkommens.  So  kam 
man  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Koalition, 
weit  entfernt  ein  Hindernis  der  Konkiurenz 
oder  ein  Eingriff  in  die  Freiheit  des  Afbeit- 
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febcrs  zu  sein,  hlr  den  Arbeiter  die  Be- 
ingnng  des  freien  Kampfes  sei  und  daher 
die  FotiJeniDg,  Angebot  uai  Bedingungen 
der  Arbeit  dnrcli  gemeinsame  Vereinigung 
UQtereinan<1er  feststellen  zu  dürfen,  als  ein 
soziales  Recht  der  Arbeiter  anzusehen  sei. 
Diese  Ansichten  braclien  »cli  bald  allgemein 
Bahn,  so  dass,  nachdem  England  mit  gutem 
Beispiel  vorangegangen  war,  fast  alle  mittel- 
europäischen Slaateji  sich  während  der 
sechziger  Jalire  dieses  Jahrhunderts  dazu 
entschlossen,  die  alten  Gnmdsätze  der  polizei- 
lichen Beschränkungen  zu  verlassen  imd  die 
KoalitioQstreilieit  zu  gestatten. 

An  der  heutigen  Sachlage  ändern  zu 
wollen,  wäre  sehr  bedenklicii.  Jede  Ter- 
ändening  des  Koalitionsi-echtes  würde  den 
Vorwurf  laut  werden  lassen,  dass  die  müh- 
sam emuigene  und  allen  teuere  Freiheit 
wieder  eingescliränkt  werden  solle.  Mit 
Recht  hat  daher  gel<^entlich  der  Beratung 
das  Entwurfs  zur  Novelle  vom  26.  Meü  1899 
die  Eeichsregiening  in  der  Reichstags- 
kommission erklären  lassen,  dass  die  ver- 
bündeten He^erungen  dem  Koalition si-eehte 
der  Arbeiter  m  keiner  Weise  zu  nalie  treten 
wollten ;  sie  erkennten  dieses  gesetzliche 
Recht  nicht  nur  an,  sondern  seien  auch 
überzeugt,  dass  es  nach  Lage  der  Sache  im 
Interesse  der  Arbeiter  nicht  entbehrt  weixlen 
könne.  Eine  Aendening  im  Sinne  einer  Ein- 
schränkung würde  aber  auch  kaum  zweck- 
mässig sein,  weil  bei  allen  sozialen  Reformen  es 
nützlich  erscheinen  muss,  sie  durch  die  Ar- 
beiter selbst  zu  veranlassen.  Ganz  richtig 
bewegt  sich  die  neuere  Anschauung  iii  der 
Richtung,  alles  für  die  Arbeiter  dimih  diei 
Arbeiter  selbst  geschehen  zu  lassen.  Heforin-  i 
vorsclilägc,  die  sie  gefassi,  Gedanken,  die 
sie  sich  zu  eigen  gemaciit,  Anordnungen,  bei 
deivu  DurchfOlirimg  sie  direkt  beteiligt  sind, 
kommen  in  viel  nachdrttcklicherer  Wei.-io  zur 
Geltung,  als  wenn  ilmeu  die  Xeneiiingeu 
fertig  a\ifge<lrängt  werden.  Da  können  nun 
die  auf  dem  Boden  der  heutigen  Gesell- 
schaftsordnimg  stehenden  Koalitionen  der 
Arbeiter  am  meisten  ziu-  Lösung  der  vor- 
handenen Spannung  beitragen.  Feindselige 
Koalitionen  aber  kann  der  Arljeitgeber  nicnt 
besser  untei'dnjcken,  als  indem  er  ihnen, 
wie  Oechelhäuscr  vorschlägt,  ein  frieilliches 
Belt  gräbt  und  in  den  AeitestenkoDegien, 
den  Vorständen  der  Hilfskassen,  der  Verwal- 
tung der  Wohlfahrtseioi'ichtungeQ  etc.  Raum 
und  Stoff  für  eine  erspriesslicho  gemeinsame 
Thätigkeit  bietet. 

3.  Die  englische  Gesetzgebung;.    Die 

Koalitionsverbote  der  älteren  Zeit  sind  in 
dem  Art.  Arbeitseinstclhiugen  oben 
Bd.  I  S.  737  erwähnt,  die  Gesetzgebung  im 
18.  Jahrhimdert  bis  zur  Abschaffung  des  Ver- 
bots ira   Jahre  1824   imd  dem  Gesetz  von 


|182ü  ist  in  dem  Artikel  Gewerkvereiii 
oben  Bd.  IV  S.  625  dai^stellt 

8.  Die  franzfisische  Gesetzgebon 
Solange  in  Frankreich  die  Zunftverfa-ssiii 
herrschte,  war  auch  die  Vereinigung  vi 
Arbeitern  verboten.  Schon  1319  uotci'si«! 
ein  Dekret  <ion  Gei-bergesellen  von  Arnim 
sich  zu  verschwöi-en,  um  ohne  gegrfladt 
Ursache  eine  Lohnerliühung  herbeizufühn 
Eine  Verordnung  von  Franz  I.  üljer  c 
Dnickereige werbe  von  1541  verbot  den  ( 
seilen  bei  Strafe  des  Gefängnisses  und  i 
Verbannung,  sich  in  grösserer  Anzahl  als 
fflnfen  ohne  obrigkeitliche  Erlaubnis  aus 
Hftus  und  UoE  ihrer  Meister  zw  Ijegcben 
wie  eine  angefangene  Arbeit  zn  vprlas? 
Das  Patent  von  1749  verbot  bei  Strafe 
100  Livres  jede  Vereinigung  von  Gesi'l 
und  Arbeitern  zum  Zweck,  sich  den  Meist 
aufzudrängen,  sie  zu  verlassen  ixler  sit 
der  freien  WtdU  ihrer  Arbeitskräfte  zu 
lündern.  Es  wurde  1781  wiederholt, 
hieran  schlössen  sicli  weitere  Erlasse  in 
Jahren  1785  und  1786.  In  dei^sell^n  / 
als  dann  später  in  Versailles  die  koi 
tuierende  Versanimlung  über  die  Aufliel 
der  Zünfte  beriet,  offenbarte  sich  in  I 
eine  hervon'agende  Bewegung  zu  (hin 
der  Korporationen.  Die  Arbeiter,  die  u 
der  Stockung  der  Geschäfte  und  der  T 
nnig  der  Lebensmittel  fast  noch  mein 
die  Meister  litten,  verbanden  sich  mit 
ander,  um  mit  Gewalt  einen  festen  Jjohi 
zu  ertrotzen.  Dreitausend  Schneidergt-s 
erechienen  vor  dera  Ijouvrc  und  verlar 
von  der  Stadt  die  Garantie  für  einen  "] 
lohn  von  40  Sons.  Die  Perüekenma 
die  Schuhmaclier,  die  Zimmerleute,  dii 
seilen  anderer  Handwerke  folgten  dem 
spiele  und  der  Aufstand  drohte  allg^ 
zu  werden.    Unter  diesen  Umständen 

j  der  Abgeordnete  Ohapelier  am  14.  Juni 
den  Erlass  einer  Verordnung  an,  dii 
Angehörigen  eines  und  desselben  tiexs 

I  verbieten  sollte,  sich  zum  angeblichen  S<. 

■  ihrer  gewerblichen  Interesseu  zu  veroi 

,  Wii-klich  ging  die  Versammlung,   dio 

!  vorher  so  begeistert  für  dio  Freiheit 
treten    war,    auf    den   Voreclilag    ein 

I  Bürgern  Frankreichs  das  freie  Vei'oin 
vorzuenthalten.  .So  entstand  ilas^ 
genaimte  G.  v,  14.  bis  17.  Juni 
dessen  Haui)tzwcck  das  Verbot  der  Ar 
koalltion  war  und  das  gleichzeitig 
dauernde  gewerbliche  Verbiininnn 
sagte.  Man  verbot  den  Angehörit^ei 
und  desselben  Gewerbszweiges  txler  I- 
wenn  sie  bei  einander  sind,  Vorsi 
Sekretäre,  Syndici  zu  eruennen,  Ri*gi 
führen  und Besclilflsse  zufassen,  di»; 
Abfassung  von  Reglements  zum  ^ 
ihrer  angeblichen  gemeinsamen  Int 
abzielen.     Weiter  eriilärte  das  Gcsot: 
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wenn  die  Angehörigen  desselben  Benifea 
■»■ageii  sollten,  Besc-hlüsse  zu  fassen,  t 
gegen  die  Grundsätze  der  Freiheit  und  Ver- 
fassung gerichtet  schienen,  oder  Überein- 
kommen sollten,  ihre  Arbeit  nur  zu  be- 
stiraniteu  Preisen  herzugeben,  diese  Ab- 
machungen als  ungesetzlich  und  wirkungslos 
betrachtet  werden  wflrden.  Ihre  Urheber 
seien  vor  «3as  Polizeigerieht  zu  eitleren  und 
mit  Bussen  bis  zu  5(J0  Kranes  zu  bestrafen. 
Den  Verwaltungs-  und  Gemeindekörpem 
endlich  wurde  verboten,  Personen  ?,u  be- 
EcbJtftigeu,  die  an  den  erwähnten  BescUüssen 
dnrch  ihre  Unterzeichnung  teilgenommen 
halten. 

Man  that  diesen  Schritt,  weil  man  Fiircht 
vur  der  Wiederkehr  der  Ztlnfte  imd  Miss- 
trauen gegen  jede  gemeinschaftliche  Be- 
thätigiing  ausserhalb  des  Staates  hegte.  >Es 
giebt  keine  Korporation  mehr  im  Staate,' 
erklärte  Chapeiier  im  Namen  des  Ver- 
fassungsau sscnusses,  »es  giebt  nurdasSonder- 
ioteresse  jedes  einzelnen  und  das  Gemcin- 
interesse."  Das  neue  Koalitionsverbot  trat 
nicht  mehr  auf  der  Grundlage  des  Zunft- 
wesens, sondern  im  Namen  des  neuen  Grund- 
satzes der  IVeiheit  der  Arbeit  auf.  Die 
Koalition  der  ländlichen  Arbeitgeber,  wie  der 
Tagelöhner  und  Dienstboten  wnirdo  in 
dem  G.  v.  28.  September  bis  6.  Oktober 
1791  Aber  die  ländlichen  Verhältnisse  und 
die  Feldpolizei  verboten.  Als  Strafen  waren 
hier  gelinde  Goldbussen  imd  Polizeihaft,  die 
auf  dem  Ijande  höchstens  drei  Tage  dauern 
konnte,  in  Aussicht  genommen. 

Auf  dieser  Bahn  schritt  man  in  den 
nächsten  Jahren  weiter  fort.  Eine  specieile 
Polizeimassregel  gegen  die  Arbeiter  in  der 
Papierin<i«strie  vom  16.  Fructidor  IV  (2. 
September  179Ö)  bringt  die  strenge  Haltung, 
die  miui  gegen  die  Koalitionen  anzunehmen 
gesonnen  war,  deutlich  zum  Ausdruck.  Die 
V  erruf scrklämngeri  und  Arbeits  verböte  {Dam- 
nations)  sollen  als  Verletzungen  des  Eigen- 
turas der  Cnternehmer  angesehen  und  dem- 
gemflss  bestraft  werden.  Ganz  erheblich 
verschärft  das  G.  v.  22.  Germinal  XI 
(12.  April  1803)  die  Strafen  gegen  Koali- 
tionen. ¥£  bestrafte  sie  bei  den  Arbeit- 
gebern mit  einer  Busse  von  100—3000  Francs 
oder  auch  unter  Umständen  mit  Gefänenis 
bis  zu  einem  Monat,  bei  den  Arbeitern  schon, 
sofern  ein  Versuch  oder  ein  Anfang  der 
AusfQhning  vorlag,  mit  Gefängnis  bis  zu 
drei  Monaten.  Im  Jahre  1810  wurden  hierin 
einige  Aendenuigen  getroffen.  Die  Verfol- 
gimg  der  Koalitionen  wurde  nunmehr  durch 
§§  414^416  des  Code  penal  geregelt  und 
die  Strafe  verschäi-fl.  Den  Unternehmern 
drohte  Gefängnis  von  6  Tagen  bis  zu  einem 
Mtmat  sowie  eine  Geldbusse  von  200— 31K)0 
Francs,  den  Arbeitern  im  Minimum  1  Monat 
Geängnia,  clas  bis  auf  3  Monate  verlängert 


werden  konnte.  Vor  allen  Dingen  aber 
wurden  die  Rädelsführer  (chefs,  moteurs) 
mit  2 — 5  Jaliren  Gefängnis  und  unter  Um- 
ständen noch  mit  2— Sjähriger  Polizeiauf- 
sicht bedacht  Dies  war  um  so  härter,  als 
man  sich  unter  diesen  niclit  bloss  tumul- 
tuierende  Unruhestifter  vorzustellen  hatte, 
sondera  auch  solche  Arbeiter,  die  diwch 
grössere  Bilduiig  imstande  waren,  eine  Ver- 
einbanmg  zur  Ei7-ielung  höherer  Löhne  ohne 
Gewaltthätigkeit  z\i  veranlassen  und  zu  leiten. 
Bei  denselben  Strafen  war  den  Arbeiter- 
i-ereinen  und  Gesellen brflderachafleu  ver- 
Iwten,  unter  sich  oder  über  ihre  Arbeitgeber 
Bussen  und  Strafen  zu  verliängen  oder  Ver- 
urteilungen auszusprechen. 

Das  Jahr  1849  brachte  Gleichheit  der 
Sti-afen  für  die  Koalitionen  der  Arbeitgeber 
und  der  Arbeiter:  beide  wurden  mit  Ge- 
fängnis von  G  Tagen  bis  zu  3  Monaten  und 
einer  Busse  von  16 — 3000  Francs  bestraft. 
Die  Rädelsfüluer,  auch  die  auf  Seiten  der 
Unternehmer,  erhielten  wiederum  2 — ■■")  Jahre, 
Hinsichtlich  der  schon  1810  verbotenen 
Bussen,  Strafen  etc,  seitens  der  Arbeitgeber 
oder  Arbeiter  blieb  es  bei  den  alten  Bestim- 
mungen. Der  damalige  Berichterstatter  der 
gesetzgebenden  Versammlung,  Herr  von 
Vatesmenil,  machte  insbesondere  zwei  Rück- 
sichten gegen  die  Ziüassung  von  Koalitionen 
geltend.  Einmal  thäte  die  Koalition,  sowohl 
die  der  Arbeitgeber  als  die  der  Arbeiter, 
der  freien  Konkurrenz,  dem  Gesetze  von  der 
Nachfrage  imd  dem  Angebot  der  Arbeit, 
Zwang  an.  Die  Koalition  der  Arbeiter  sei 
ihrem  Wesen  nach  eine  Drohimg  für  alle 
Arbeiter.  Wider  seinen  Willen  werde  auch 
der  friedlichste  getrieben,  sei  ea  aus  Furcht, 
sei  es  aus  Standesehre,  sich  zu  beteiligen. 
Weiter  aber  sei  die  Koalition  für  die  Ar- 
beiter und  für  die  gesamte  Volkswirtschaft 
des  Landes  gefahrbringend.  Wenn  die  Ar- 
beiter sich  vereinigte,  um  ihre  Löhne  über 
die  normale  Höhe  z«  bringen,  so  werde  der 
Unternehmer  dem  entgegenzuwirken  suchen. 
Er  wenle  durch  Slaschinen  die  Handarbeit 
ersetiien  oder  aus  einem  Lande,  wo  der  Ar- 
beitslohn niedriger  ist  Arbeiter  lieranziehen. 
Gelänge  dies  nicht,  so  werde  er  seiue  Kapi- 
talien und  seine  Thätigkeit  einer  Industrie 
zuwenden,  die  ihm  für  den  Kapitalgewinn 
günstigere  Aussichten  eröffnet,  oder  er  werde 
zu  Grunde  gehen.  In  beiden  Fällen  werde 
der  Arbeiter  das  Bad  austragen  müssen. 

Wie  immer  man  sich  zu  der  damaligen 
Auffassung  verhalten  mag,  Tliatsache  ist, 
dass  diese  Bestimmungen,  solange  sie  be- 
standen, eine  Quelle  der  Erhittemng  füi- 
die  Arbeiter  und  der  Verlegenheit  für  die 
Regienmg  waren.  Insbesondere  während 
des  zweiten  Kaiserreichs  machte  sich  daher 
eine  Bewegung  zu  Gunsten  ihrer  Aufhebung 
geltend,  die  von  Na^xile-jn  unterstützt  wiu:de. 
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indem  er  {len  wegen  Koalitionen  erfolgten 
Verurteilimgen  sofort  die  Begnadigiing  fol- 
gen ließe.  So  kam,  obwohl  die  Kammern 
sich  anfangs  sti-äubten,  das  G.  v.  25.  Mai 
1864  zu  Stande,  das  die  ArtL  414^416  da- 
hin änderte,  dass  nur  diejenigen  Arbeit- 
geber oder  Arbeiter  mit  Gefängnis  von  6 
Tagen  bis  z«  3  Monaten  oder  Geldbussen 
von  16—3000  Francs  betroffen  werden 
soHteu,  die  die  freie  Ausübung  der  indus- 
triellen Arbeit  durch  Gewaltthaten,  Drohungei 
und  betiflgerische  Vorspiegelungen  zum 
Zwecke  einer  Erhöhung  oder  Erniedrigung 
der  Löhne  zu  hindern  suchten.  Die  in  dieser 
Absicht  seitens  der  Arbeitgeber  oder  Ar- 
beiter verhängten  Biissen,  Strafen  und  Ur- 
teile -werden  gleichfalls  bei  Gefängnis-  oder 
Geldstrafen  verboten.  Die  Strafe  trifft  mit- 
hin jetzt  nur  die  Urheber  einer  Koalition, 
sofern  sie  gewaltsame  oder  betrügerische 
Mittel  anwenden.  Emile  OlliWer,  der  da- 
mahge  Berichterstatter,  fasste  die  Koalition 
als  eine  Verständigung  zwischen  mehreren 
Personen  auf,  um  gemeinschaftlich  ein  Recht 
auszuüben,  das  jedem  einzelnen  unbestritten 
zustehe.  Die  Behauptung,  daes  eine  Koali- 
tion stets  durch  Gewaltthat  oder  trügerische 
Voi-spiegobing  ins  Werk  gesetzt  werde,  wies 
er  zurück.  Käme  sie  ohne  diese  Mittel  zu 
Stande,  so  bringe  sie  keine  ^ssere  Be- 
schränkung der  Freiheit  des  einzelnen  mit 
sich  als  jeder  andere  Vertrag.  »Abusive 
on  non,  juste  ou  injuste,  la  coalition  est 
permise«,  mit  diesen  Worten  schloss  er 
seinen  Vortrag.  Mit  222  Stimmen  gegen 
30  Stimmen  wiuxle  nach  ßtägiger  Debäte 
das  Gesetz  angenommen.  Vgl.  den  Art. 
Gesellenverbände  oben  Bd.  IV  S.  IGÖff. 
und  Gewerkvereine  in  Frankreich  oben 
Bd.  IV  S.  687  ff. 

4.  Die  preaesisch-dentsche  Gesetz- 
gcbnng.  In  der  preussischen  Gewerbeoi-d- 
nung  von  ISiö  haban  noch  die  alten  Koah- 
tionsverbote  der  älteren  Zeit  Aufnahme  ge- 
funden. §  181  bedrohte  die  Arbeitgeber, 
die  Koalitionen  veianlassen  würden,  um  »ihre 
Gehilfen,  Gesellen  oiler  Arbeiter  oder  die 
Obrigkeit  zu  gewissen  Ilandlungcn  oder  Zu- 
geständnissen zu  bestimmen^,  mit  Gefängnis 
bis  zu  einem  Jahre,  und  die  gleiche  Strafe 
stand  nach  §  182  ftlr  Arbeitnehmer  in  Aus- 
sicht, die  durch  Verabredung  einer  Einstel- 
lung oder  Verhindening  der  Arbeit  die  >Ge- 
werhetreibenden  selbst  oder  die  Obrigkeit 
zu  gewissen  Handlungen  oder  Zugeständ- 
nissen zu  bestimmen  suchen«  würden.  Im 
weiteren  war  die  Bildung  von  Verbindungen 
unter  Fabriiarbeitem ,  Gesellen ,  Gehilfen 
o<ler  Lehrlingen  bei  hohen  Strafen  unter- 
sagt (§  183)  und  wurde  eigenmächtiges  Ver- 
lassen der  Arbeit  sowie  grober  Ungehorsam 
oder  beharriiche  Widerapenstigkeit  mit  Geld- 


busse bis  zu  20  Thalem  oder  Gefängnis  h 
zu  14  Tagen  bestraft. 

War  dieses  Verbot,  der  alten  üeberhefi 
nmg  folgend,  nur  auf  die  gewerblichen  A 
heiter  gemünzt,  so  wurde,  namentlich  : 
der  Zeit,  als  eine  gewisse  rückläufige  Bi 
wegung  sich  geltend  machte,  seitens  di 
Gutsbesitzer  vie)  darüber  geklagt,  dass  g 
mit  üiren  Arbeitern  nicht  mehr  fertig  we 
den  konnten.  Seit  etwa  1851  gingen  lie 
Landtage  viele  Petitionen  zu,  die  den  Sclml 
welchen  die  Industrie  in  den  §§  181—11 
der  Gewerbeordnung  besässe,  für  die  Ijan 
Wirtschaft  ebenfalls  in  Anspnich  nähme 
ja  sogar  die  Wiedereinführung  der  Prilg< 
strafe  verlangten ').  Dass  der  §  183  dnri 
das  in  den  ArtL  29  und  30  der  niittlf 
weile  erlaugten  Verfassung  zugestände 
freie  Versammlungs-  und  Vereinsrecht  hi 
fällig  geworden  war,  blieb  unberücksichtij 
Unter  dem  Eindrucke  dieser  Petitionen  tr 
im  Winter  von  1853  auf  1854  die  Staal 
regienmg  mit  einer  Vorlage  auf,  welc 
vorschli^,  die  betreffenden  Besliramunj; 
der  Gewerbeordnung  dui-ch  ein  besondei 
Gesetz  auch  gegen  die  ländlichen  ArWil 
anwendbar  zu  machen.  Die  Motive  betont 
namentlich,  dass  diese  Ausdehnung  der  a 
gemeinen  Gewerbeordnung  zum  Sciutze  c 
landwirtschaftlichen  Gewerbes  von  viel 
Gutsbesitzern  dringend  gewünscht  weri 
Die  Vorlage  durchziibringen  war  nicht  leid 
namentlich  in  der  zweiten  Kammer  erli 
sich  eine  starke  Opposition,  wie  denn  z. 
""  "  "  mit  140  gegen  134  Stimmen  aiii 
wurde.  Aber  es  kam  doch  zu  'i 
24.  April  1854,  das,  eigeutüm! 
bis  auf  den  heutigen  Tag  in  Ki 
!n  ist.  Es  verfügt,  dass  Gesinde 
wie  Tagelöhner,  Instleute,  Einlieger,  Kati 
leute  u.  dgl.  m.,  die  sich  hartnäckigen  l 
gehorsam  oder  Widerspenstigkeit  gegen 
Befelile  der  Herrschaft  oder  der  zu  ili 
Aufsicht  bestellten  Personen  zu  Schiüi 
kommen  lassen,  Geldstrafe  bis  zu  .')  Thal 
oder  Gefängnis  bis  zu  3  Tagen  verwi 
haben.  Und  weiter  werden  diese  geuann 
Personen,   Sehiffsknechte    und   Dienstlci 


')  Eine  klassiwhe  Petition  jenerTage  kliti 
„Selten  kommt  die  Prügelstrafe  noch  zur 
Wendung.  Das  Gesinde,  weichea  eine  ko! 
verdient,  ist  jederaeit  auch  widerspenstig, 
die  physische  Kraft  ranss  dann  den  Aunscl 
geben.  Abgesehen  davon,  dass  dieses  Straf 
bot  unznianglieh  ist,  wenn  es  für  den  mit 
niger  Kraft  von  der  Natnr  Begabten  s-ar  ii 
existiert,  so  wird  es  selbst  dem  kraftvollen  Hi 
nnmögUch  Bein,  diese  Strafe  nnr  vorfwihr 
massig   anazuüben;  nur_zu   leicht   kiinii 
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'Reiche  die  Arbeitgeber  oder  die  Obrigkeit 
zu  gewiseen  Handlungen  oder  Zugeständ- 
masen  dadurch  zu  bestimmen  suchen,  dass 
sie  die  Einetellnng  der  Arbeit  oder  die  Ver- 
hinderung derselben  bei  einzelnen  oder 
mehreren  Arbeilgebem  verabreden  oder  zu 
einer  solclien  Verabredung  andere  auffordern, 
mit  einer  Gefängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahre 
bestraft.  Stimmt  somit  das  gegen  die  länd- 
lichen Arbeiter  gerichtete  Koalition  s^-erbot 
mit  dem  gegen  die  gewerbhchen  Arbeiter 
Oberein,  so  weicht  es  in  einer  Beziehung 
doch  von  ihm  ab.  Es  verfolgt  nämlich  die 
Koalitionen  der  Arbeitgeber  nicht,  während 
die  Gewerbeordnung  diese  gleichfalls  unter- 
sagt An  sich  mag  dieses  Verbot  wenig 
praktischen  Wert  haben,  aber  es  ist  doch, 
wenn  die  Gleichheit  .vor  dem  Gesetz  auf- 
recht erhalten  werden  soll,  die  wnentbehr- 
hche  Konsequenz.  Dass  Verabredungen  der 
Gutsbesitzer  über  den  zu  zahlenden  Lohn 
auf  den  Kreistagen  wirklich  vorgekommen 
seien,  wurde  von  einem  der  Redner  in  den 
landtags Verhandlungen  von  1854  behauptet. 
Einige  Jahre  spSter,  als  der  Entwurf  zu 
einem  Gesetze  über  die  Aufsicht  der  Berg- 
behöiden,  über  den  Bergbau  und  das  Ver- 
hältnis der  Berg-  und  Hflttenarbeiter  ein- 
gebracht wurde,  hielt  man  es  für  nötig,  auch 
hier  des  Koalitionsverbotes  besonders  zu 
gedenken.  In  den  §§  16—18  des  G.  v.  21. 
Slai  1860  ist  es  enthalten,  obwohl  die  Ver- 
treter der  bergbau treibenden  Gegenden  im 
I^odtage  Widerspruch  erhoben. 

So  wie  in  Preussen  verhielt  man  sich 
auch  in  anderen  deutschen  Staaten  zum 
Koalitionsrecht  ablelmend.  In  Hannoveri 
erklärte  §  133  der  Gewerbeordnung  vom  1. 
August  1847,  dass  Teilnahme  an  Gesellen- 
verbindungen, ruhestörende  Cnternehmungen 
der  Gesellen  n.  dgl.  m.  nach  dem  Pohzei- 
gesetr.  zu  ahnden  seien,  und  dieseti  bedrohte 
in  §  57  mit  Gefängnis  bis  zu  4  Wochen 
oder  Geldbussen  bis  zu  50  Thalem  die  Fa- 
brikanten, Schiffer,  Handwerker,  Handwerks- 
gesellen und  sonstigen  Arbeiter,  welche,  um 
Forderungen  durchzusetzen,  die  Einstellung 
ihres  Gewerbes  oder  ihrer  Arbeit  verabreden, 
dazu  auffordern  oder  damit  bedrohen. 

Desgleichen  verbot  die  württember- 
gische Gewerbeordnung  vom  12.  Februar 
1862,  die  bis  zum  Erlass  der  Gewerbeord- 
nung des  norddeutschen  Bundes  fdr  die 
liberalste  in  Deutschluid  galt,  in  den  Artt 
46  und  47  die  Koalitionen  der  Arbeitgeber 
und  Arbeiter.  Zunächst  war  es  nach  dem 
Wortlaute  freilich  auf  die  Bestrafung  des 
Kontraktbruches  und  der  Arbeiteeinstellung 
abgesehen.     Der  Art.  47  lautete: 

„Gewerbegehilfen,  welche  die  Gewerbein- 
haber  za  C'ewissen  Hnndlnng'en  oder  Ziigest&nd- 
aisaen  dadurch  zn  ntitigen  xuchen,  do^e  sie  die 
£higt«llnDg   der  Arbeit  oder  die  Verhinderung 


derselben  bei  einzelnen  oder  mehreren  Gewert«- 

treibenden  verabreden,  sollen,  fallii  die  AusMh- 
mng  der  Vembrednng  bezonneu  worden  int. 
mit  Ärreststrafe  bis  zu  4  tt'oclien  oder  einer 
Geldstrafe  bis  zn  3ü  Gnlde»  bestraft  werden." 

Damit  war  indii-okt  jede  Koalition  un- 
möglich gemacht,  denn  es  liätte  gegen  die 
Arbeiter,  die  im  Wege  der  Verabi-ediing  sich 
denjenigen  Lohn  zu  veischaffen  suchen 
wollten,  der  ihnen  nach  ihrer  Ansicht  ge- 
bührte, eingeschritten  werden  kßnnen. 

Der  erste  deutsche  Staat,  der  die  Koali- 
tionsfreiheit einrämnte,  war  Sachsen.  Das 
Gewerbegesetz  vom  15.  Oktober  ISGl  ver- 
fügt in  §  73: 

„Verabredungen  von  Arbeitern  zur  Erzwin- 
gung höherer  Löhne,  kürzerer  Arbeitszeit  etv. 
sind  für  die  Teilnehmer  nicht  verbindlich." 

Nur  die  Anwendune  physischer  oder 
moralischer  Zwangsmittel  gegen  solche,  die 
den  Verabredungen  nicht  beitreten  woUen. 
wnirde  mit  Strafe  bedroht. 

In  Preussen  fing,  soweit  bekannt,  die 
Kritik  des  Koalitions Verbotes  seit  den  BOer 
Jahren  sich  zu  regen  an.  Im  Jahre  1861 
brachte  Schulze-DtJitzsch  im  Abgeordneten- 
hause Resolutionen  ein  die  die  gesamten 
Gewerbe  Verhältnisse  im  Zusammenhange  neu 
zu  regeln  anstrebten  uud  der  Regierung  ge- 
wissermassen  als  Norm  dienen  sollten,  wie 
sie  die  einschlagende  Gesetzgebung  für  die 
Zukunft  behandeln  möchte.  In  der  Folge 
wurden  diese  Resolutionen  von  der  Kom- 
mission für  Handel  und  Gewerbe  zur  Auf- 
stellung eines  Gesetzesvorschlages  benutzt, 
der,  freier  gehalten ,  die  G  c  Werbegesetz - 
gebung  der  Jahre  1845  und  1849  ersetzen 
sollte.  In  ihm  war  die  Beseitigung  des 
Koalitions  Verbotes  vorgeschlagen,  weil  es  die 
Arbeiter  verhindere,  äen  Lohn  in  ihrem  In- 
teresse zu  regiiheren,  und  als  Specialgesetz 
eine  Beleidigung  des  Arbeiteretandes  als 
solchen  sei.  Indes  war  die  Staatsregierung 
zu  dieser  Zeit  wenig  geneigt,  darauf  einzu- 
gehen, und  in  den  Beratungen  der  Kommission 
(1863)  lehnte  ihr  Vertreter  den  Vorschlag 
damit  ab,  dass  die  arbeitenden  Klassen  selbst 
die  Aufhebung  des  Verbotes  noch  gar  nicht 
begehrt  hatten.  Als  dies  bekannt  wurde, 
beeilten  sich  fortschrittliche  Politiker,  die 
Arbeiten'ereine  zur  Einsendung  diesbezüg- 
licher Petitionen  zu  veranlassen.  In  Berlin 
hielt  der  Abgeordnete  Faucher  in  einem  Ar- 
beitervereine einen  Vortrag,  in  dem  wahr- 
scheinlich  in  Deutschland  das  Koalitionsrecht 
zum  ersten  Male  öffentlich  erwähnt  wurde. 
Wenig  später  bemächtigten  sich  dann  die 
sozialistischen  Schriftsteller  des  Themas  und 
suchten  es  agitatorisch  zu  verwerten. 

Der  erwähnte  Entwurf  zu  einem  neuen 
Gewerbegesetze  wurde  im  Landtage  nicht 
erörtert :  aber  mittlerweile  erfolgte  in  Frank- 
reich 1864  die  Aufhebung  des  Koalitions- 
verlHJtes  imd  verfehlte   nicht,  die  Aufmerk- 
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Bainkeit  auf  sich  zu  ziehen.  lu  einer  Bro- 
schüre werden  die  französischen  Kammer- 
verhandl  nagen  von  Friedrich  Hörn  auszugs- 
weise «■ied ergegeben  und  daran  die  Nutz- 
anwendung für  die  preussische  Gesetzge- 
bung geknüpft.  Er  kam  zu  dem  Schiuss, 
dass  die  preuseischen  Verbote  veraltet  seieu, 
als  Ausnahmegesetze  zu  beseitigen  yr&ren 
und  fiir  die  strafbaren  Handlungen,  die  sich 
an  Koalitionen  und  Arbeilseinstellnngen 
knüpfen  könnten,  die  Bestimmungen  des 
Stnägesetzbuühes  ausreiuhton.  Fast  gleich- 
zeitig stellte  Schulze-Delitzsch  im  Al^eord- 
netenhaiise  den  Antrag,  die  g§  181^184  der 
Gewerbeordnung  von  1845  und  der  §§  16 
bis  18  des  Berggesetzes  von  1860  aufzu- 
heben. In  den  Beratungen  darüber  —  am 
11.,  14.  und  15.  Febniar  1865  — .  erklärte 
eich  die  Regierung  nunmehr  im  Princip  ein- 
verstanden, Sie  gab  durch  ihren  Vertretei' 
der  Ueberzeugung  Ausdruck,  dass  die  be- 
stehenden gesetzEehen  Bestimmungen  über 
das  Koalitionsrecht  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeiter  einer  Aenderung  ira  Sinne  des  Ge- 
setzentwurfes bedürften.  Zur  Begutachtung 
der  Frage  und  namentlich  auch  zur  Erwä- 
gung der  Mittel,  durch  die  die  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  zu  verbessern  wären, 
kündigte  sie  die  Einberufung  einer  Kom- 
mission an,  die  ans  Mitgliedeni  beider  Häuser 
des  Landtages  und  ^eh  verstand  igen  aus 
den  Kreisen  der  Arbeitgeber  und  Ai'beiter 
gebildet  werden  sollte.  Wirklich  tagte  ein 
solcher  Aiisschuss  später  in  Berlin  und 
sprach  sich  in  der  Mehrheit  dui'chaus  für 
Aufhebung  der  Koalition s verböte  aus. 

Im  Abgeordneten  hause  wurde  der  Schulze- 
sche Antr^  mit  grosser  Majorität  ange- 
nommen. Im  Grunde  drängten  alle  Par- 
teien, der  Fortechritt,  die  Konservativen  und 
das  Centrum  auf  die  Aufliebung  der  das 
Koalitionsi'ccht  betreffenden  Besehiünkungen. 
Wenn  konsen'ative  Kedner  dagegen  sprachen, 
so  geschalt  es  mehr  deshalb,  weil  sie  die 
Regelung  des  Koalitionstech tes  ira  Zusam- 
menhang mit  einer  Regelung  des  Vereins- 
rechtes der  Arbeiter  überhaupt  vorgeiiomraen 
zu  sehen  wünschten,  damit  »der  Arbeiter- 
stand als  solcher  die  ihm  gebührende  Stel- 
lung innerhalb  des  Staatsverbaudes  einzu- 
nehmen und  seine  eigenen  Interessen  selb- 
ständig zu  handhaben  und  zu  verbieten«  ver- 
möge. Die  Ablehnimg  des  vom  Abgeord- 
neten Becker  gestellten  Amendements,  das 
Koahtionsverbot  auch  für  die  ländlichen  Ar- 
beiter zu  beseitigen,  ist  nur  auf  einen  Zu- 
fall in  der  Abstimmung  zuiilckzu führen. 

Den  Standpunkt  der  Konservativen  schien 
die  Regierung  nicht  zu  teilen.  Denn  sie 
legte  am  10.  Februar  1866  dem  Landtage 
den  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die 
Yembredimgen  von  Arbeitseinstellungen  vor, 
der  das  Koaliüons verbot   für  alle  Arbeiter 


ohne  Ausnahme  aufhob.  Leider  kam  diew 
Gesetz  nicht  zum  Austrage,  und  so  gescliah  l': 
dass  im  ersten  Reichstage  des  norddentiH^G 
Bundes  Schulze-Delitzsch  und  Becker-Dor 
mund  den  Antrag  auf  Beseitigung  iles  Koi 
litions Verbots  stellten. 

„Alle  Verbote  und  Strafbe^timmnnKeii  gt'gi 
Arbeitgeber  m)d  Arbeiter  sämtlicher  Gencrb 
zwe^e  —  einschliesalicli  iler  LaadHirisilml 
des  Berg--  und  Hllttenbetriebes,  der  Stromsihi; 
fahrt,  des  Gesinde-  und  Tagelohndieiistcs 
wegen  V'erabtednngen  und  Vereinigungen  tx 
Benufe  der  Erlangung  günstiger  I^hn-  n 
Arbeitsbedingungen,  insbeaoudere  mittelst  Ei 
Stellung  der  Arbeil  oder  EntlassunR  ivx  .- 
beiter,  werden  aufgehoben''  —  so  Untete  S 

In  der  Beratung,  die  am  14.  Okiot 
1867  begann,  erklärte  Schulze-Delitzack  i! 
Koalitionsrecht  als  ein  Natur-  und  ünu' 
recht,  mit  dem  der  Staat  nicht  bi-ech 
könne,  ohne  mit  seiner  eigenen  Esistei 
fäliigkeit  zu  brechen.  Waldeck  bezeiitlui 
die  Koalitionsfreiheit  als  die  »ganz  gewiil 
liehe  Freiheit  des  Menschen«,  die  Fi'oil' 
des  Bürgers,  welche  die  Verfassung  gar 
tiere  und  die  auch  dem  Arbeiter  zu 
werden  müsse.  Selbst  von  tonseivali 
Seite  wurtle  anerkannt,  dass  nach  der 
willigung  des  Vereinsreclites  es  uiizulüi 
sei,  dem  Arbeiterstande  denjenigen  Teil  t 
selben  vorenthalten  zu  wollen,  der  al 
für  ihn  ein  wertvoller  sei.  Die  Koalili' 
freiheit  sollte  also  ein  verfassungsmil^s 
Recht  werden  und  ihre  Anerkennung 
Beseitigung  eüier  Rechtsungloichheit 
Art)eiter  bedeuten.  Eine  Aendenmg  er 
der  Aiitrag  darin,  dass  füi'  die  Seeschiff 
und  den  Gesindedieust  das  Verbot  best« 
bleiben  sollte.  Füi-  die  erstere  schien 
Freiheit  zu  gefährlich,  und  bei  dem  letzt 
hielt  man  die  Ausnahme  für  begrüudi't. 
die  Lohn  Verhältnisse  sieh  nach  wesen 
anderen  Gesichtspunkten  als  der  allgcii 
Arbeitslohn  reguliere  sowie  das  ganze 
hältnis  der  Dienstboten  nicht  dazu  gco 
sei,  duroll  eine  Koalition  alteriei-t  zu 
den ').  In  dieser  Fassung  wurde  dßr 
wurf  am  19.  Oktober  angenommen. 
Vorschlag  der  konservativen  Partei,  (lii 
ledigung  dieser  Angelegenheit  bis  z.n 
ei'warteten  Reform  der  Gewerbegetietzgt 
zu  verti^n  und  den  Bundeskanzler  z 
suchen,  bei  dieser  Reform  auf  die  B« 
gung  des  Koalitions Verbots  Rilcksiul 
nehmen,  wurde  abgelehnt. 

In  der  folgenden  Session  —  1868 
langte   die  Vorlage   zu   einer   Gewerl 
nung  filr  den   norddeutsclien   Biinil   a 
Reichstag.     In   ihr   nahm  die  Fassiin 

')  Nach  einer  anderen  RichUmg  wur 
Entwurf  dabin  erweitert,  dass  kein  Arbi'i 
in  Bezog  auf  die  Zahl  der  zu  haltvudeii 
Personen  beschrankt  sein  sollte. 
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§  169  auf  die  OeBichtspunkte  Rücksicht,  <lie 
bei  der  Annahme  des  Oesetzcs  Ober  die 
Koalitionsfreiheit  im  vorigen  Jalire  für  den 
Reichstag  maesgebend  gewesen  waren.  Doch 
»iirde  allerdings  die  Ausdehüung  jeuer  Be- 
stimmungen auf  andere  als  gewerbliche  Ar- 
beiter an  dieser  Stelle  nicht  für  zulässig  er- 
achtet, weil  sie  ohne  BerOcksicbtigung  des 
ZusainmenhaDges  der  hier  in  Bede  stehenden 
Forschriften  mit  den  flbrigen,  die  Verliält- 
nisse  dieser  Arbeiter  betreffenden  Gesetz- 
gebung Aber  den  Kreis  des  vorgelegten  Ge- 
Betzoa  hinausgegriffen  haben  würde.  Be- 
]»nntlich  kam  es  in  jener  Session  nicht  zur 
Diskussion  über  den  vollständigen  Entwurf, 
und  in  dem  kurzen  sogenannten  Notgewerbe- 
^esetz  schien  es  nicht  möglich,  der  Koali- 
tionsfreiheit besonders  zu  gedenken. 

So  blieb  es  der  Gew.-O.  v.  21.  Juni  1869 
vorbehalten,  sie  einzuführen.  Im  Entwurf 
beseitigfsn  die  §§  168  nnd  169  die  bestehen- 
den Koaiitionsbeschränkungen  flir  die  ge- 
werblichen Unternehmer  und  Arbeiter,  und 
mit  Freuden  begrflsato  bei  der  am  17.  März 
bannenden  Debatte  der  erste  Redner,  der 
Abgeordnete  Schweitzer,  gerade  diese  Neue- 
rung, die  »das  Becht  der  Arbeiter,  beliebig 
zusammenzutreten  und  ihre  Forderimg  in 
Lohnsachen  und  sonstigen  Beziehungen  zu 
erheben^,  brachte.  Dagegen  blieb  der  staat- 
liche Schutz  den  Koalitionen  vorenthalten, 
und  der  im  Interesse  der  Freiheit  notwen- 
dige Schutz  gegen  den  Missbrauch,  die  fi'cie 
EntSchliessung  durch  Drohungen  imd  An- 
massuD^  vor  Gewalt  zu  beeinträchtigen, 
wiwde  in  einer  Strafbestiniinung  gesucht. 
Die  Koalitionsfreiheit  der  Bergarbeiter  wimlo 
durch  §  170  ausgesprochen,  und  so  blieb 
nur  das  Verbot  für  die  ländlichen  Arbeiter 
bestehen.  In  der  Diskussion,  die  von  keiner 
Seite  gegen  den  Grundsatz  der  Koalitions- 
freiheit etwas  vorbrachte,  wurde  von  der 
Fortschrittspartei  die  Aufnahme  von  Strat- 
bestimmungen  für  Ausschreitungen,  die  mög- 
licherweise bei  Koalitionen  vorkommen 
könnten,  bemängelt.  Man  meinte,  dass  solche 
Fälle  nach  dem  allgemeinen  Strafrecht  be- 
urteilt werden  mfissteu.  Die  in  dem  Ent- 
wurf specifizierten  Verbrechen  und  Ver- 
gehen kSmen  nicht  bloss  bei  der  Arbeitsein- 
stellung, sondern  bei  vielen  anderen  Gelegen- 
heiten ebenso  gut  vor  und  seien  in  den 
Kriminalg^etzgebungen  mit  Strafe  belegt. 
Indes  entschied  die  Mehrheit  dahin,  dass 
die  Strafbestiramung  ein  notwendiges  Kor- 
relat der  im  vorhergehenden  Paragraphen  ein- 
geräumten Freiheit  sei.  Von  liberaler  Seite 
—  Lasker  und  Meyer  —  wurde  der  Ver- 
such gemaclit,  die  Koalitionsfreiheit  für  die 
Gesamtheit  der  Arbeiter  zu  erlangen.  Zu- 
nächst fand  der  darauf  bezügliche  Antrag 
auch  die  Mehrheit,  mit  der  von  konserva- 
tiver Seite  b^^ndeten  Eioschi-änkung,  dass 


es  für  den  Gesindedieiist  imd  die  auf  einen 
Zeitraum  von  mindestens  einem  Jahre  oder 
gegen  dreimonatliche  Kündigung  verti-ags- 
mässig  angenommenen  Arbeiter  bei  den  be- 
züjglidten  Bestimmungen  der  Landesgesetze 
sein  Bewenden  haben  sollte.  Bei  der  dritten 
Beratung  aber  liess  man  diese  Fassung  wie- 
der ffillen  und  gab  dem  §  168  —  m  der 
späteren  Eedaktion  §  152  —  den  Wortlaut, 
den  er  zur  Zeit  aufweist,  d.  h.  den  ursprüng- 
lichen Inhalt  des  Ecgienuigsentwurfes, 
nur  in  etwas  schfirferer  Form.  Man 
(hat  dies,  weil  man  meinte,  dass  es  sich 
wohl  empfehle,  fflr  alle  Klassen  der  Arbeiter 
und  Arbeitgeber,  soweit  die  Gewerbeord- 
nung sich  mit  ihnen  zu  beschäftigen  hat, 
die  bestehenden  Schranken  aufzuheben,  die 
Frage  aber,  inwieweit  die  Emancipation  sich 
auf  andere  Klassen  von  Arbeitern  erstrecken 
soll,  mit  denen  die  Gewerbeordnung  sich 
nicht  zu  tjefassea  hat,  einer  anderen  Zeit 
vorbehalten  bleiben  sollte.  Diese  hat  man 
noch  immer  nicht  für  gekommen  erachtet. 
6.  Beurteitang  der  heatigen  Znstande 
nnd  weitere  Ausbildung  des  Koalitions- 
rechte.  Ueber  die  Handhabung  des  Koali- 
tionsrechts wii-d  in  Deutschland  vielfach 
geklagt.  Man  wirft  der  Polizei  vor,  durch 
verschiedene  Massnahmen  die  offiziell  zu- 
gestandene Freiheit  illusorisch  zu  machen, 
den  Gerichten,  in  ihren  Urteilen  Unternehmer 
uud  Arbeiter  nicht  gleich  zu  behandeln. 
Insbesondere  hat  die  vom  Arbeiterstandpunkt 
aus  verfasste  Schrift  Legiens  sich  bemüht, 
nachzuweisen,  dass  in  Deutschland  das 
Koalitionsrocht  n»ir  Schein  sei.  Eine  der- 
artig Beha\iptung  geht  gewiss  zu  weit. 
Gleichwolil  kann  man  aiif  der  anderen  Seite, 
wenn  man  sie  auch  ablehnt,  nicht  sagen, 
Haas  wir  ein  bereits  ausreichendes  Koalitions- 
recht  haben.  Der  Schutz,  den  die  Gewerbe- 
ordnung den  Koalitionen  gegen  landee- 
gesetzliche  Verbote  und  Stra/bestimmungen 
angedeihen  läest,  kommt  nur  in  jenen  Mllen 
zur  Geltung,  die  günstige  liohn-  uud  Ar- 
beitsbetüngungen  herbeiführen  wollen.  Er 
beruht  auf  dem  §  152  der  Gew.-O,  Und 
es  erstreckt  sich  der  Schutz  weiter  noch 
auf  solche  beabsichtigte  Verfciderungeii  der 
Arbeits-  nnd  Lohnbedingnngen,  diesich  auf 
bestimmte  Arbeitsverhältnisse  in  einem  be- 
stimmten Gewerbszweig  an  einem  bestimm- 
ten Orte  beziehen.  Es  ist  zwar  zweifelhaft, 
ob  (hese  Auslegung  des  g  ir)2  richtig  ist 
(Loewenfeld),  aber  sie  entspricht  jedenfalls 
der  ständigen  gerichtlichen  und  verwaltungs- 
reehtlichen  Pmxis,  Alle  Vereinigungen  imd 
Verabredungen  also,  die  eine  andere  Ein-' 
Wirkung  als  die  im  g  152  vorgesehene  auf 
die  Arbeits-  und  Lohn  Verhältnisse  bezwecken, 
sowie  die  über  die  »konkreten«  Arbeits- 
verträge hinausgehenden,  etwa  eine  Ver- 
besserung der  Lage  der  Arbeiter  überhaupt 
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beabeichtigenden ,  entbehren  des  Schutzes. 
Sie  sind  zwar  nach  Reichsrecht  nicht  ver- 
boten und  nicht  strafbar;  aber  sie  unter- 
liegen landesgesetzlichen  Verboten  und  Straf- 
bestimmuDgea.  Es  ist  nun  aber  gewiss, 
dass  die  Erziehin!::  günstiger  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen'  nur  einen  Teil  der  Auf- 
gaben bildet,  die  die  Arbeiterkoalitionen  sieh 
stellen,  sowie  daps  die  Erörterung  der  kon- 
kreten Lohn-  und  Arbeitsbedingungen  sich 
von  den  allgemeinen  Bedingungen  des  ge- 
samten Industriezweigs  nicht  trennen 
l&sst  Trotz  des  Rechtssatzes,  dass  Reichs- 
recht dem  Landesrecht  vorangeht,  sind  die 
Arbeiter  übel  daran ,  wenn  sie  bei  ihren 
Koalitionen  nicht  innerhalb  der  engen 
Grenzen  bleiben,  die  nach  §  152  der  Gew,-0. 
Schutz  gegen  die  Landesgesetzgebung  ge- 
währleisten. Diese  aber  ist  ^rade  in  der 
Fr^e  der  Yereinsfreiheit  nicht  nur 
sehr  verachieden ,  sondern  auch  vielfach  so 
gestaltet,  dass  die  Tendenz  auf  Unter- 
drückung derselben  sich  beraerklich  macht 
Je  geringer  die  Freiheit  des  Verein s- 
weeens  ist,  desto  schwerer  ist  es  fflr  die 
Arbeiter,  die  Anerkennung  ihres  Koalitions- 
rechtes  zu  erringen.  Für  die  Existenz  aller 
Arbeitervereine,  deren  Mannigfaltigkeit  in 
Deutschland  sehr  gross  ist,  besteht  eine 
nicht  wegzuleugnende  Bechtsunsicherheit. 
Sofern  sie  wirtschaftliche  Zwecke  verfolgen, 
aofem  sie  Uandelsgosellschaften ,  Gesell- 
schaften mit  beschrankter  Haftung,  Kolonial- 
gesellschaften  n.  dergl.  m.  sind ,  haben 
Landesgesetze  die  för  sie  geltenden  he.aon- 
deren  Normen  aufgestellt.  Diejenigen  Ver- 
eine aber,  die  allein  oder  neben  einem  wirt- 
schaftlichen Zweck  gesellige,  reli^Öse, 
wissen Bchaftlicho .  sittliche ,  sozialpolitische 
u.  dergl.  m.  Zwecke  verfolgen,  können  Kor- 
porationsrechte in  den  meisten  deutschen 
Staaten  nur  durch  staatliche  Verleihung 
erhalten.  Eine  solche  Verleihung  aus- 
zuwirken, ist  sehr  schwer,  weil  die  Re- 
gierungen entweder  mit  den  Bestrebungen 
des  Vereins  nicht  einverstanden  sind  oder 
sich  vor  der  Verantwortlichkeit  scheuen, 
die  sie  für  den  privilegierten  Vei-ein  zu 
übernehmen  scheinen.  Demnach  stehen  die 
ÄrbeiterverbÄnde  sozusagen  in  der  Luft,  die 
Mitglieder  haften  persönlich  für  alle  Schulden ; 
sie  haben  kein  Vermögen,  keine  Prozess- 
fihigkeit  u.  dergl.  m. 

Nur  in  Bayern  können  Arbeitervereine 
die  Rechtefähigkeit  erwerben.  Nach  dem 
Gesetze  von  1869  nämlich  können  Vereine, 
die  keinen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb 
bezwecken,  dadurch  Vermögensfähigkeit  er- 
werben ,  dass  sie  in  ihre  Statuten  die  ge- 
setzlichen Normativbestimmungen  aufnehmen 
und  diese  in  das  Vereinsregister  beim  Land- 
gericht eintragen  lassen.  Wirklich  haben 
Arbeiter-   und   Oewerkvereine   von   diesem 


Gesetze  wenig  Gebrauch  gemacht,  weil  ■ 
bayerischen  Gerichte  auch  Vereine,  die  ke 
Rei'htsRlhigkeit  besitzen,  zur  Proiesslülm: 


Mit  der  Herrschaft  des  Bün^rlicheii  l 
setzbuches  werden  die  Arbeitervereine  i 
wenig  besser  gestellt  sein.  Vereine,  wel 
keinen  wirtschaftlichen,  sondern  die  frii 
erwähnten  idealen  Zwecke  verfolgen,  müsi 
um  rechtskräftig  zu  werden,  in  besonc 
Raster  bei  den  Amtsgerichten  eingeli'a 
werden.  Doch  haben  die  Yerwaltui 
behOrden  ein  Einspnichsrecht  dingen.  '. 
selben  sind  von  der  Anmeldung  zu  iin 
richten  und  sie  können  Einsprüche  gell 
machen,  wenn  der  Verein  nach  dem  öff 
liehen  Vereinsrecht  unerlaubt  ist  oder 
boten    worden     war    oder   wenn    er  e 

gDlitischen,  sozialTOÜtischen  otler  reJigi 
weck  verfolgt.  Nach  der  bekannten 
klänmg  des  Staatssekretärs  des  Bo 
Justizamts  ist  es  durchaus  unwahrscheir 
dass  politische  oder  sozialpolitische  Ve 
in  Zukunft  mehr  als  bisher  RechtsEähi 
erlangen  werden.  Jene  Erklänmg  gin^ 
hin,  dass  die  Verleihung  der  Bechtsfähi 
an  Vereine  eine  Stärkung  ihrer  Organis 
bedeute.  Da  es  nun  unzweifelhaft  Ve 
gebe,  deren  Zweck  und  Thätigkeit  sich  ( 
die  öffentlichen  Interessen,  wie  die 
giemngen  sie  zu  schützen  hätten,  rii^h 
so  könnte  man  diese  nicht  noch  nüi 
Mitteln  staatlicher  Gesetzgebung  stärk 
Nun  ist  es  freilich  möglich,  dass 
der  Herrschaft  des  Bürgerlichen  Gesetz 
auch  den  Vereinen,  die  keine  Bechtsfäh 
erlangen  konnten,  eine  gesicherte  E 
Stellung  gegeben  und  eine  ihren  Zw 
entsprechende  Wirksamkeit  ermöglicht  ■ 
Dies  durch  die  Anwendung  der  vorscl 
über  Gesellschaften.  Aber  es  werden 
nidit  alle  praktischen  Vorteile,  welc 
Rechtsfäbiäieit  gewährt,  erreicht,  v 
muBS  das  Vereinsstatut  immerhin  iu 
künstlicher  Weise  geordnet  sein.  Vo 
Dingen  aber  bliebe  das  eine  doch  be 
dass  die  Gleichberechtigung  der  Ai 
vereine  in  Frage  gezogen  würde.  Di 
wird  auf  die  Dauer  nidit  nur  in  der  Ai 
weit,  sondern  in  allen  billig  den 
Ei'eisen  als  eine  Ungerechtigkeit  euif 
werden. 

Nicht  minder  drückt  in  den  h 
Zuständen  das  thatsächliche  "Verhall 
Unternehmer  den  Vereinen  gegenübe 
die  Gesetzgehimg  die  frühea«n  Koi 
verböte  aufgegeben  hat,  sind  derartij 
einigungen  als  erlaubt  anzusehen. 
doch  kann  man  es  den  Untemehmoi 
verwehren,  Arbeiter,  die  ihnen  ati( 
zu  massregeln.  Sie  schliessen  sit 
NichtanstoUiiog  oder  auf  dem  We: 
nungsmässiger  Kündigung  von  ihren  . 
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aus.  Sie  thitn  dies,  weil  sie  eben  wissen, 
dass  die  Hegierungen  die  Arbeiter vereiuo 
auch  nicht  gerne  sehen  und  sich  mit  den 
Unternehmern  zusammen  vor  derBetliäligiiQg 
ihrer  Wirksamkeit  IClrchten.  Insbesondere 
musa  hier  an  die  schwarzen  Listen  er- 
innert werden,  durch  die  die  Unternehmer 
ein  thatsachliches  Herrschaftsrecht  aueöben, 
das  dem  Terrorismus,  den  man  bei  den 
Arbeitpm  brandmarkt,  gleichkommt.  Mit 
ihrer  Hüte  soll  es  den  Arbeitern  unter  Ura- 
etÄiiden  imraf^lich  gemacht  werden,  in 
nächster  Zeit  wieder  Besohäftigimg  zu  finden, 
'Wähi-end  dem  Arbeiter  selbst  ein  imver- 
fäogliches  Zeugnis  aus^händigt  wird,  wan- 
dert hinter  ihm  her  em  Uriasbrief  an  den 
Verband,  der  ihn  zur  Stelle nlosigkeit  ver- 
dammt* (Loewenfeld).  Sogar  Unternehmer, 
die  den  in  dieser  Weise  voi^ehenden  Ver- 
bänden nicht  sich  anzuschliessen  geneigt 
sind ,  werden  durch  Sperre ,  Boykott ,  Ver- 
rufeerklärung,  Entziehung  von  Liefenmgen 
IL  s.  w.  bedrtlngt  (Soziale  Praxis  VUI,  S.  280, 
620).  Durch  diese  Umstände  sind  die  Ar- 
beiter aufs  äusserste  betroffen.  Sie  können 
nicht  verstehen,  dass  man  ihnen  die  Koali- 
tionsfreiheit zugesteht  tmd  doch  die  Ver- 
faindening,  sie  zu  benutzen,  zulässt.  Sie 
fangen  an  zu  glauben,  dass  der  Staat  un- 
Mig  sei,  sie  zu  schätzen,  und  bilssen  das 
Vertrauen  auf  die  Macht  des  Staates  gegen- 
über der  des  Unternehmers  ein.  Sie  schreiten 
nicht  so  oft  zur  Bildung  von  Vereinen,  als 
das  Bedürfnis  dazu  vorbanden  ist,  und  von 
Mund  zu  Mund  geht  das  Eingeständnis! 
Wh-  können  heute  nicht  so,  wie  wir  wollen, 
weil  ein  auf  uns  lastender  ungerechtfertigter 
Druck  uns  hindert  (Jahresbericht  der  Fabrik- 
aufsichtsbeamten, 1894,  8.  276).  Um  so  eher 
aber  kann  dieser  Eindruck  entstehen,  als  die 
Koalitionen  der  Arbeitgeber  von  allen  diesen 
vereiuBgesetzlichen  Schwierigkeiten  fast  gar 
nicht  betroffen  werden, 

Zn  allem  diesem  kommt,  dass  die  Ge- 
werbeordnung der  Arbeiterkoalition  den 
Rechtsschutz  abspricht.  Niemand  kann  von 
seinen  Koalit ionsgenossen  belangt  werden, 
wenn  er  sich  von  der  Vereinigung,  der  er 
zuerst  zustimmte,  wieder  zurflckzieht  und 
so  vielleicht  es  dieser  unmöglich  macht,  den 
beabsichtigten  Zweck  zu  erreichen.  Es 
kann  weder  anf  die  Erfüllung  solcher  Ver- 
abredungen geklagt  noch  die  Nichterfüllung 
eines  eolchen  Vertrags  im  Wege  der  Ein- 
rede geltend  gemacht  werden.  Die  Ärbeiter- 
hoalition  wird  auf  den  moralischen  Halt 
verwiesen,  indem  in  allen  Teilnehmern  das 
Bewusstsein  von  der  Notwendigkeit  des 
Zusammen  Stehens  rege  sein  soll.  Weiter 
aber  wird  durch  den  Schutz  der  Arbeits- 
willigen, der  in  §  153  der  Gew.-O.  zum 
Ausdruck  kommt,  das  Verbot  der  Nötigung 
zur  Teilnahme  au  Koahtionen  ausgesprochen. 

HandwörterbDcb  der  Staatawleaenscbsften.   Zwell 


Es  wird  dem  Koalitionszwang,  d.h.  wenn 
durch  körperlichen  Zwang,  Drohung,  Körper- 
rerletzung  und  VerrnfBerklärung  ein  Ai-- 
beiter  veranlasst  werden  soll,  wider  seine 
Neigung  sich  an  den  Verabredungen  der 
Kameraden  zu  beteiligen,  entgegengetreten. 
Hierzu  hatte  der  Gesetzentwurf  vom  26.  Mai 
1899  noch  drei  weitere  unzulässige  Mittel 
gefügt,  nämlich  rechtswidrige  Wegnahme, 
Vorentlialtung  oder  Beschädigung  von  Ar- 
beitsgerät, Ärbeitsmaterial,  Arbeitserzeug- 
nissen oder  Kleidungsstücken;  Bewachen 
oder  Bcsetzthalten  von  Wohnungen,  Arbeits- 
stätten, Wegen,  Strassen,  Plätzen,  Bahnhöfen, 
Wasserstrassen,  Hafen-  oder  sonstigen  Ver- 
kehisanlagen  oder  des  Zugangs  zu  denselben, 
soweit  das  Warten  oder  der  Aufenthalt  an 
diesen  Oertlichkeiten  oder  in  deren  Nähe 
nicht  lediglich  zu  dem  Zweck  erfolgt, 
Nachrichten  oder  Auskünfte  zu  geben  oder 
einzuziehen ;  ungehöriges  und  belästigendes 
Folgen  auf  Wegen  und  Strassen. 

Ganz  gewiss  ist  der  Gedanke  richtig, 
eine  missbräuchliche  oder  gar  gemeingefähr- 
liche Anwendung  des  Koalitionsrechtes  hin- 
dern zu  wollen.  Niemals  sollte  ein  Arbeiter 
sich  veranlasst  sehen  müssen,  aus  Furcht 
vor  irgend  welchen  ihm  drohenden  Nach- 
teilen einer  Koalition  sich  anzusclüiesaen, 
deren  Beweggründe  er  nicht  billigt  Der 
Arbeiter  muss  gegen  seine  eigene  Schwäche 
geschützt  werden,  und  es  ist  ganz  richtig, 
wenn  van  der  ßorght  betont,  es  sei  ein  durch- 
aus liberaler  Gedanke,  dem  einzelnen  für  die 
Fälle,  in  denen  seine  Interessen  nicht  mit 
denen  seiner  Mitarbeiter  zusammenfallen, 
die  Freiheit  des  Handelns  zu  gewährleisten. 
Fälle  des  >Rattening«:  und  »Ficketiu^« 
werden  auch  in  England  allgemein  gemissbiJ- 
ligt.  Unter  dem  ersteren  versteht  man  die  Weg- 
nahme, Vorenthaltung  oder  Beschädigung 
von  Handwerkszeug  und  ähnhchen  vom  Ar- 
beiter gebrauchten  Gegeusländen;  unter 
letzterem  das  Strikeposten stehen,  das  zwar 
im  allgemeinen  harmlos  ist,  aber  doch  die 
Möglichkeit  eines  Koalitionszwanges  in  sich 
schliesst.  Und  im  übrigen  sind  in  den  mo- 
dernen Gesetzgebungen  auch  ausserdeutscher 
Länder  Fälle  strafbaren  Koalitionszwanges 
vorgesehen.  Aber  wenn  auch  solche  Aus- 
schreitungen keineswegs  beschönigt  werden 
sollen,  so  dürfte  doch  nicht  übersehen  wer- 
den, dass  sie  im  Grunde  Ausnahmen  sind. 
Nach  Legien  kamen  im  Jahre  1892  auf  je 
1000  an  Slrikes  betoihgte  Pei-sonen  24,5 
wegen  Strikevergehens  Bestrafte,  im  Jahie 
1893  4,1;  1894  6,4;  1895  6,6;  1896  2; 
1897  4 ;  1898  3,5,  Im  ganzen  wurden  seit 
1892  bis  (1,  Oktober)  1898  auf  274001  an 
Strikes  beteiligte  Personen  921  oder  yjä^/oo 
wegen  Strikevergehens  bestraft.  Und  eben- 
so klar  ist,  dass  es  eiTegteu,  fOi-  eine 
BesseiTing  ihrer  Lage  kämpfenden  Menschen 
1  Anflsge.   V.  9 
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kaum  verdacht  werden  kann,  n-eno  sie,  nm 
an  das  ersehnte  Ziel  zu  gelangen,  zweifelnde 
oder  schwankende  Kameraden  zu  überreden 
suchen.  Wird  hierbei  das  zulässige  Mass 
überschritten,  so  muss  es  seihsti'edend  gerflgt 
werden,  abermankann  in  der  Straf  bemessung 
auf  die  Leidenschaft  des  Kampfes  Rücksicht 
nehmen.  So  wie  die  Dinge  jetzt  liegen, 
wird  es  in  der  Regel  die  Arbeiter  mit  Er- 
bitterung erfüllen,  Handlungen,  die  im  Straf- 
rtzbuch  nicht  als  strafliare  vorkommen, 
läglich  von  jedermann  straflos  begMigen 
werden  können,  mit  Strafe  belegt  zu  sehen, 
falls  sie  von  ihnen  behufs  Durchführung 
des  Koalitionszwanges  gegenüber  ihren  Kame- 
raden angewandt  wenlen.  Und  noch  ver- 
hängnisvoller, wenn  die  Gerichtspraxis  in 
Fällen,  wo  von  Arbeitern  einem  Unternehmer 
mit  Arbeitseinstellung  »gedroht'  wurde,  sich 
nicht  auf  die  Anwendung  des  §  1.^  der 
Gewerbeordnung  beschränkte,  sondern  auch 
wegen  Ei-pressung  bestrafte  und  die  bürger- 
lichen Ehrenrechte  aberkannte  (Loewenfeld). 
Oder  wenn,  wie  das  im  Mm  1900  durch 
eine  Lübecker  Verordnung  über  das  Verbot 
des  Strikepostenstehens  geschehen  ist,  in 
einem  Einzelstaat  ein  Ausnahmerecht  gegen 
Arbeiter  geschaffen  wird,  das  der  Reiehs- 
ge Werbeordnung  widerspricht. 

Immerhin  wird  auch  in  Zukunft  die  Auf- 
fühning  der  unzulässigen  Mittel  des  Koa- 
lilionszwanges  in  §  IS-i  nicht  entbehrt  wer- 
den können  und  schliesslich  auch  dagegen 
sich  nichts  einwenden  lassen,  die  Reihe  noch 
am  die  im  Entwürfe  vom  26.  Mai  1899 
erwähnten  zu  vennehren.  Nur  bedarf  es 
dafür  keines  besonderen  Gesetzes  imd  keiner 
verschärften  Strafe,  und  die  notwendige  Er- 
gänzung auf  der  anderen  Seite  wfc«,  dass 
so,  wie  das  Verbindungs verbot  der  Vereine 
gefallen  ist,  auch  die  sonstigen  Schranken, 
die  der  Begründung  von  Vereinen  entgegen- 
stehen, von  Reichswegen  eingerissen  weitlen 
nnd  der  Schutz  gegen  landesgesetzlichn 
Verbote  ganz  allgemein  allen  Koalitionen 
zugestanden  würde,  die  eine  Einwirkung 
auf  Arbeits-  oder  Lohn  Verhältnisse  bezwecken. 
Man  darf  die  Hoffnung  hegen,  dass,  wenn 
in  zeitgemftssen  Reformen  die  sozialpolitische 
Entwickelung  Deutsdilands  weiter  fort- 
schreitet, der  artieitenden  Klasse,  sofern  sie 
auf  Umsturz  der  bestehenden  GescUschafts- 
verfassung  bedacht  ist,  der  Boden  für  eine 
wirksame  Agitation  entzogen  wird,  Ko- 
alitionsverbote oder  -einschänkiuigen  haben 
stets  Zustände  heraufbeschworen,  mit  denen 
die  Gesamtheit  sich  nicht  zufrieden  erklären 
konnte. 

6.  Andere  Staaten.  In  Belgien  führte 
das  G.  T.  31.  Mai  1866,  in  Oesterrcich  das 
G.  V.  7.  April  1870.  in  Holland  das  G.  v. 
12.  April  1872  die  Koahtionsfreiheit  ein.  In 
Italien  herrscht   völlige  Assuciationsfreiheit, 


und  nur  die  Koalition  zum  Zwecke 
Lohnerhöhung  ist  nach  dem  Cod.  pen, , 
38.".— .%9  strafbar.  In  Toskana,  das  «■ 
eigenen  Strafkodex  hat,  herrsclit  a\iuli 
diesen  Fall  Koalitionsfreiheit, 

In  allen  Ländern  wird  dabei  der  ! 
litionszwang  bestraft.  Belgien  setrt  (( 
30.  Mai  1892)  für  ihn  Gefän^is  vc 
Monat  bis  zu  2  Jahren  und  Qelib 
von  500  Francs  oder  eine  dieser  Straf fi 
Oesterreieh  hat  für  strafbare  Fälle 
Koalitionszwanges  Arrest  von  8  T 
bis  zu  3  Monaten  bestimmt.  In  Ilollam 
droht  das  erwähnte  Gesetz  die  gewalt 
Nötigung  mit  Gefängnis  von  1  J 
bis  zu  2  Jahren  imd  mit  Geldstrafen 
20  bis  SOO  Gulden  oder  mit  einer  dieser  Sti 
Das  italienische  Strafgesetzbuch  vom  3U 
1899  hat  im  Artikel  16.^,  der  sich  allgt 
auf  Beschränkung  oder  Hinderung  der 
heit  eines  anderen  in  seinem  Gewerbe 
Handelsbetriebe  durch  Gewalt  o<ler  Uit. 
bezieht,  solches  Vorgehen  mit  Geföngn 
zu  20  Monaten  und  Geldstrafe  von  IL 
zu  3000  Lire  bedreht.  Im  Artikel  IGf 
die  Hcrbeifährung  oder  Weiterlührung 
Arbeitsnnterh  rechu  ng  oder  Arbeitsein  sti 
durch  Gewalt  oder  Droliung  betrifft,  i 
für  Gefängnisstrafe  bis  zu  20  Monatei 
gesehen.  England  kennt  bei  allen 
strafbaren  Koalitionszwanges  Geldstra! 
zu  20  Pfund  Steriing  oder  Gefängnis 
3  Monaten,  lässl  aber  auch  Gefängi 
Zwangsarbeit  zu.  In  Schweden,  \ 
Gesetz  zum  Schutz  der  Arbeitswillige: 
Reichstage  angenommen  war,  weil  bei  > 
Misshandlungen  vorgekommen  seien,  di 
den  bisherigen  Bestimmungen  nicht  l 
werden  können,  ist  naclt  dem  Gutacht 
Reichsgerichts  dasselbe  als  verfassnngs 
erklärt  wonlen  und  durfte  daher  v 
Krone  nicht  sanktioniert  werden,  i 
wolü  ist  der  Entwurf  doch  am  10.  Jn 
vom  Könige  als  Gesetz  publiziert  v 
Nach  ilim  wird  schon  der  V  c  r 
jemanden  dureh  Gewalt  oder  Drolnini 
Teilnahme  an  einer  Arbeitseinsteil  i 
zwingen  oder  jemanden  an  der  Ht 
zur  Arbeit  o<ler  der  Uebemahme  angi;^ 
Arbeit  zu  hindern,  mit  GefängDis 
zwei  Jahren  bestraft. 

Bemerkenswert  ist,  dass  das  dureli 
vom  23.  Juni  1899  in  Belgien  einj; 
Ausnahmegesetz  im  Artikel  4  eine 
mung  enthält,  nach  der  Beamte,  j 
und  Arbeiter  bei  Eisenbahnen,  Post 
graph  und  in  Anstalten  zur  öffentlie 
leuditung  mittelst  Gas  und  Elektric 
sich  zu  einem  Ausstände  verabreil 
Haft  oder  Geldstrafe  bestraft  werden. 
Standpunkt  vertritt  schon  die  eoglisi 
spiracj-  Act  von  1875,  die  den  rei.: 
Ausbau  der  Koälitionsfi'eiheit  ziun  A 
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brachte.     Sie  aelit  Strafen  vor  für  tien  Fall, 
(lasfi   (ier  Vertragsbruch  von  Personen  vor- 
genommen vird,   die  im  Dienst  stfldtisuhci 
Gas-  lind  Wasserleitungsbetriebe  stehen  und 
wissen    können,    dass   die   ■wahrscheinliche 
Folge  ihres  Konti-aktbniches   das  gänzliche 
nder  erhebliche  Ausbleiben   der  Gas-   und 
Wasserzufiihr  für   die   Bewohner  der  Ort- 
schaft sein  werde.    Es  bleibe  dahingestellt, 
ob  solches  Vorgehen  zur  Nachahmung  ein- 
ladet.    Gefitngnisstrafe   für  derartige  Fälle 
der  Koalition  und  des  Kontraktbniches  wünle 
doch  als  Ungleichheit  hart  empfunden  werden. 
Lfttemtar:  AutierdettbeidemArl.Arbeitteitt- 
ileliuugen  oben  Bd.  I  genannten  tt'erken,  imb. 
den  Büchtm  riin.  Brentano  und  Ltxit,  sind 
ju  rtrgleicken :  van  der  BorgM,  Die  Weiter- 
bUduag    da   Koalitiotitrtchltl    der   gevjtrUiehen 
Arbeiter    in   DfHt»chUind,    IS99.   —   B.   Cfiny, 
Der      Schutt      der     Arbeilrtrilligen ,      1899.     — 
Kuivmann,    Dai   deitteehf    Vertini-  Hjid    Ver- 
laniialungtreclil,  in  Jreh.  f.  tot.  Gt».  10,  S.  816. 
—  l/egten,    Da>  KoaUlionerecht   der  dtuteehen 
ArbeiUr  in   Theorie  und  Praxi»,  1899.  —  Edg. 
lioenlng,  Dat  Vereitit-  und  Koalitionireelit  der 
deultchen  Arbeiter,  in  Sehr.  d.  Ver.f.  Sarialp.  76, 
S.    i7ä.    —    Loewenfefd,    Konlratlbruch    und 
Koaliliomverbot,  in  Arch.  f.  loz.  Get.  «.  Stat.  3, 
S.  383  —  488.  ~-  Deraelbe,  Koalitiorureehl  und 
«r^rei-Äf,  Areh.  f.  toi.   Get.  U,  S.  471— BOS.  — 
Witt».    Oechelhätuer ,     Sotiate    Tageffragcn, 
1889,    S.    2Sg.  —  K.    OUlenberg,     Veber    den 
EtnfiuM   det    Verkehrt    auf  die    KoalitinntgeteU- 
gebung.     —     Stenographit  eher     Bericht 
abtr    die     VerhaadlnvgBa    det    ßeiehalaget    ilet 
norddeutaehen  Bandet  and  det  deuttehen  Jleieht- 
taget  1867,  iSBS,  1S69,  1899,    1900   und    Steno- 
graphiteker   Bericht   det  preuttitchen  Ab- 
geordnelenhaiuee  1354,  1S65.  —  Die  Kommentiire 
lar    Gewerbeordnung    für   dat   Deultehe    Reich, 
iiaiaenliieh     der    ran    Sobert    Landinanii, 
S.  776 ff.  —  Sutiate  Prarit  in  allen  J-xbrgängen. 
Wilh.  Stleda. 


EArordnnno. 

Mit  Eörordnung  bezeichnet  man  die- 
jenigen Vorschriften  gesetzlicher  oder  poli- 
zeilidier  Natur,  durch  welche  die  Benutzung 
Ton  Vatertieren  zu  Zwecken  der  Viehzucht 
ger^elt  wird.  Solche  Vorschriften  bilden 
einen  der  stärksten  Eingiiffe  in  das  wirt- 
schaftliche Selbstbestimmungsrecht  der  be- 
treffenden Viehzüchter  und  sind  von  dem 
Standpunkte,  dass  das  StaalsintereSEe  nichts 
wie  die  Summe  aller  Privatinteressen  sei 
und  dass  ein  jeder  sein  eigenes  Interesse 
am  besten  erkennen  und  wahrnehmen  könne, 
schlechterdings  nicht  zu  verteidigen,  das 
Bestehenbleiben  der  Körordnungen  selbst  zu 
den  Zeiteo,  als  das  laissoz  faire  fast  zur  un- 
bedingten Staalsnüson  erhoben  war,  bildete 
<l^er  8.  Z.  eine  interessante  Anomalie, 
welche  nur  dailurch  zu  erklären  ist,  dass 


die  massgebenden  politischen  Kreise  sich 
um  die  wirtschaftlidien  Vorgänge  auf  land- 
wirtschaftlichem Gebiete  stt;ts  weniger  ge- 
kümmert haben  als  um  die  Verhältnisse  des 
Handels  und  der  Industrie.  Aber  auch  von 
dem  Standpunkte  der  Nützlichkeit  einer  Be- 
vormundung des  einzelnen  zum  allgemeinen 
Besten  sind  die  Körordnungen  deshalb  be- 
merkenswert, weil  sie  den  Gedanken,  der 
ihnen  allein  Berechtigung  verleiht,  nur  sehr 
unvollständig  dui-clizuf Ohren  gewagt  haben. 
Denn  wenn  es  eine  Schädigimg  der  allge- 
meinen Landeswohl fahrt  ist,  die  Viehzuclit 
durch  Benutzung  schlechter  Zuchttiere  zu 
schäd^en,  so  müsete  es,  wenn  man  solche 
Scliä(%un^n  im  öffentlichen  Interesse  ver- 
hindern wdl,  eigentlich  ganz  einerlei  sein, 
ob  diese  minderwertigen  Zuchttiere  männ- 
lich oder  weiblich,  ob  sie  ausschliesalich  im 
eignen  AVirtschaftsbetriebe  des  einzelnen 
Viehbesitzers  oder  ob  sie  leihweise  im  frem- 
den Betriebe  benutzt  wenlen.  Nun  sind 
aber  Körordnungen  nie  weiter  gegangen,  als 
dass  sie  die  Benutzung  der  männlichen 
Zuchttiere  ansserlialb  der  eigenen  Wirtschaft 
geregelt  haben,  sei  es,  dass  diese  Benutzung 
gegen  oder  ohne  Entgelt  erfolgte,  die  Zucht 
innerhalb  der  eigenen  Wirtschaft  ist  stets 
so  frei  gebliehen  wie  die  Benutzung  auch 
der  felüerhatteslen  Muttertiere.  Man  hat 
sich  eben  auf  das  Erreichbare  und  Durchführ- 
bare beschränkt,  eine  Könmg  auch  der 
weibhchen  Zuchttiere  und  eine  Einschrän- 
kung der  Disposition sbefugnis  des  einzelnen 
Wii-t«chaftcrs  Aber  die  Benutzung  von  Valer- 
lieren  in  der  eigenen  Wirtschaft  würde  an 
der  Unmüghchkeit  der  Beschaffung  eines 
genügenden  sachverständigen  Aufsichtsper- 
sonals  und  an  dem  Widerstände  des  Betrof- 
fenen gegen  eo  einschneidende  wirtscliaft- 
liche  Bevonnundung  gescheitert  sein.  Aber 
auc-Ji  gegen  die  beschi-änktere  Form  der 
staatlichen  Begelung  der  Zucht,  wie  sie  die 
jetzigen  Köronlnungen  darstellen,  ist  vielfach 
der  heftigste  Widerspruch  erhoben  worden, 
der  auch  jetzt  noch  nicht  trotz  der  weit- 
gelienden  Verbreitung  dieser  Körordnungen 
verstimjmt  ist,  es  wird  daher  nötig  sein, 
diesen  Widerspruch  auf  seine  Bei'echtigung 
zu  pi-tlfen.  Zunäclist  wird  die  wirtaenaft- 
liclie  Zweckmässigkeit  bestritten.  Die  züch- 
terischen Verhältnisse  seien  so  verschieden- 
artig, dasa  ein  jeder  Zwang  zur  Unter- 
drückung einzelner  berechtigter  Richtungen 
führen  müsse,  das  Urteil  über  die  Eigen- 
schaften und  den  Zuchtwert  eines  Vater- 
tieres sei  so  schwierig,  dass  falsche  Ent- 
scheidungen der  Körkommissionen  nicht  zu 
vermeiden  seien,  die  die  Zucht  im  allge- 
meinen und  die  Einzelwirtschaften  im  be- 
sonderen schadigen  müssten,  vielfach  trete 
aucli  infolge  des  Körzwanges  eine  so 
starke  Verminderung  der  Anzahl  der  Vater- 
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tiere  ein,  daae  die  Zucht  quantitativ  mehr 
zurilckgehe,  als  sie  qualitativ  gewinne.  Hier- 
gegen ist  zu  bemerken,  dass  alle  diejenigen 
Züchter  von  deuEörordnungeti,  wie  sie  jetzt 
bestehen ,  nicht  betroffen  werden ,  welche 
eigene  Vatei-tiere  benutzen,  es  ist  also  für 
die  freie  züchterische  Bewegung  gerade  der 
grösseren  und  im  allgemeinen  auch  intelli- 
genteren Züchter  durch  die  Körordnung  ein 
HinderniB  .  nicht  vorhanden.  Falsche  Ent- 
Bcheidungen  der  £SrkommissioDen  sind  aller- 
dings möglich,  und  03  kann  durch  eine  einsei- 
tige Richtung  und  durch  zu  scharfes  Vor- 
gehen derselben  in  der  That  die  Landes- 
viehzucht geschädigt  werfen ,  allein  hier- 
gegen muss  und  kann  durch  die  richtige 
Wahl  und  Zusammensetzung  der  Kommis- 
sionen Fürsorge  getroffen  werden:  geschieht 
dies,  so  bringt  eine  vernünftig  gehandhabte 
Körordnung  den  grossen  Nutzen,  dass  sie 
auf  diesem  volkswirtschaftlich  sowiclitigem 
Gebiete  die  Konkurrenz  des  Billig  und 
Schlecht  mit  dem  Teuer  und  Gut  in  ange- 
messenen Schranken  hält.  Gerade  der 
kleinere  bäuerUche  Züchter,  welcher  wesent- 
lich auf  die  Benutzung  fi'omder  Vatertiere 
angewiesen  ist,  hat,  wo  ihm  nicht  ausnalims- 
weise  ein  besonders  züchterisehes  Vei-ständ- 
nis  innewohnt,  die  Neigung,  weniger  auf 
Qualität  als  auf  Billigkeit  zu  sehen,  er  wird 
daher  zu  seinem  imd  der  Landesviehzucht 
Schaden  stets  das  zum  geringsten  Preise 
deckende  Vatertier  bevorzugen  und  damit 
die  Haltung  wertvollerer  Vatertiero  unmög- 
lich machen,  da  für  diese  notwendig  ein 
höheres  Sprunggeld  gefordert  werden  muss. 
Hierdurch  wird  dann  auch  der  intelligentere 
Züchter,  der  für  sich  allein  siJch  ein  besseres 
Tier  nicht  halten  kann,  gescliädigt.  Aber 
auch  da,  wo  zilch torisches  Verständnis  ge- 
nügend in  die  Afasse  gedrungen  ist,  um  um- 
gekehrt eine  Bevorzugung  der  besseren 
Tiere  eintreten  zu  lassen,  kann  eine  Kör- 
ordnung  noch  vorteilhaft  wirken,  wenn  sie 
dazu  benutzt  wird  um  nicht  nur  das  posi- 
tiv schlechte,  mit  Erbfehlern  behaftete  oder 
sonstwie  zur  Zucht  gänzlich  unbrauchbare 
Material  auszuschhessen,  sondern  auch  die- 
jenigen Vatertiere  fernzuhalten,  welche  in 
einem  bestimmten  Distrikt  zu  der  herr- 
schenden oder  allgemein  angestrebten  Zucht- 
richtung nicht  passen.  Gorade  in  Deutsch- 
land, wo  die  verschiedensten  Besitzkatogorieen 
in  der  Landwirtschaft  ncboneinanderstehen. 
wo  infolgedrasen  sehr  verscidedene  "Wirt- 
sehaftä  weisen  und  Wirtschaftsbedflrfnisse 
sich  geltend  machen  und  wo  bei  dem  grös- 
seren Besitz  häufig  auch  noch  mehr  oder 
weniger  berechtigte  Liebhabereien  in  der 
"Viehzucht  mitsprechen,  ist  es  ungemein 
schwierig,  eine  einheitliche  Landes  Viehzucht 
anzubahnen  und  zu  ei'halten,  und  nur  zu 
häufig  wird  durch  die  Benutzung  der  Vater- 


tiere der  Gross  viTTtschaft  oder  dnrch  B 
von  Muttertieren  aus  solchen  Wirlscht 
in  die  bäuerliche  Wirtscliaft  Material 
bracht ,  welches  für  die  Gebrauchs- 
Futter\-erhältnisBe  dieser  Wirtschaften 
vorteilhaft,  ist  und  die  Konsolidieruri!; 
stimmter  Gebrauchs-  und  Hasselypcn  iü 
wieder  unterbricht.  Onter  diesen  Vei 
nissen  kann  eine  Körordnung  sehr  nftt 
wirken,  wenn  sie  vorschreibt,  dass  bc 
Änkörung  nicht  allein  die  Gesundheit 
die  Fehlerfreiheit,  sondern  auch  die  Goei 
heit  ffli'  die  bestehenden  wiristliaftl 
Verhältnisse  und  das  vorhandene  weil 
Zuchtmaterial  massgebend  sein  soll.  ^ 
viele  der  bestehenden  KSrordnungen 
so  weit  gehen,  sondern  dem  Wortlaut 
jedes  Tier  zur  Körung  zulassen,  we 
felilerfrei  ist,  so  ist  dies  eine  IIa! 
welche  durch  die  hierüber  liinaiisgel 
Praxis  der  Körkommissionen  nur  u 
kommen  ausgeglichen  werden  kann. 
man  in  vielen  Körordnungen  nicht  so 
gehen  wollte,  mag  in  der  raangcll 
rechtHchen  Fundierung  derselben  1 
Unstreitig  kann  man  durch  Gesetz  sich 
Eingriff  in  die  wirtschaftliche  Selbstbi 
mung  des  einzelnen  erlauben,  sowei 
dies  wirtschaftlich  rechtfertigen  läsri 
unterliegt  also  keinem  rechtlichen  Bedi 
durch  eine  Körordnung,  welche  in 
eines  Gesetzes  erlassen,  ist,  auch  dit 
kommissioneu  oder  sonstige  Organe  ni 
Befugnis  zu  betrauen,  gewisseZuehtrichl 
ganz  auszuschliessen.  Anders  liegt  i 
den  zahlreichen  Körordnungen,  welchi 
in  Preussen  auf  Grund  des  §  G  Alinei 
G.  V.  11.  März  185t>  über  die  Poü; 
waltung  als  Polizeiverordnungen  oi 
sind.  Jlan  hat  Oberhaupt  die  Rechtsbosl 
keit  dieser  Körordnungen  angegriffen, 
dem  s.  Z.  die  Gewerbefreiheit  eiuf 
und  in  der  Gewerbeordnung  die  Heuj 
tung  nicht  mehr  als  konzessionspflich 
gesehen  war.  Diese  Bedenken  sim 
von  den  Gerichten  bis  in  die  höchst 
stanzen  nicht  als  zutreffend  und  i 
treffenden  Körordnungen  als  zu  Eeehl 
hend  augesehen  worden.  Man  ging 
von  der  Anschauung  aus,  dass  zwar  C 
zeliie,  welcher  Vatertiere  zum  offen 
Gebrauch  aufstellen  wolle,  hierzu  kci 
werblichen  Konzession  mehr  bedürfe 
dies  abei'  nicht  ausscldiesse,  dass  die 
tiere,  welche  er  aufstellt  im  laiides^ 
polizeilichen  Interesse  vorher  einei- 1 
anf  ihre  Qualität  imterz<Äen  werden 
ten.  Also  ganz  ähnlich,  Jus  weiin  ni 
Ausschank  von  Spirituosen  für  iiicli 
konzessionspflichtig  erklärt  hätte,  ol 
durch  diePrütimg  der  zu  verkaufoni 
tränke  auf  ihre  gesundheitliche  Qiiaii 
ziischliessen.    Zum  Ucberfluss  i.st  do: 
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noch  durch  die  Gewerbeortlnimg  in  ihrer 
jetzigen  Fassung  in  g  6  und  iJ6b  ausdrück- 
lich festgesetzt  wortlen,  dass  die  Bestim- 
mungea  der  Gewerbeordnung  auf  die  Kör- , 
Ordnungen  keinen  Einüuss  hätten.  Man  be- 
trachtete sie  eben  als  pohzeÜichc  Massregeln  I 
zur  VerhatuDg  von  Gomeinsfhäden ,  wie  j 
sie  durch  Benutzung  un^sunder,  mit  Erb- 
fehlern behafteter  Vatertiere  entstehen  kßn- 1 
nen.  Es  trat  also  der  veterinärpolizeiliche 
Gegichtspunkt  iu  den  Vordei-grun<l,  und  das 
schlOi«  eine  energisc-he  Betonung  des  wirt- 
äcliaftlichen  Standpunktes  mehr  oder  minder 
aus.  Wo  daher  der  Standpunkt  der  züchte- 
rischen Einsicht  ein  sehr  niedriger  ist  oder 
wo  ganz  besonderer  Wert  auf  die  Erhaltung 
hestimmter  einheitlicher  Richtungen  in  der 
Landes  Viehzucht  gelegt  werden  muss,  ist  die 
Emanation  von  Körordnungen  in  der  Form 
von  Gesetzen  und  die  hierdurch  mögliche 
Erinftchtignng  der  KSrkommis^ion  zur  Aus- 
schliessung bestimmter  Zuchtrichtuneeu  ent- 
schieden vorzuziehen.  Die  Entsi-neidung 
Aber  die  zu  privilegierende  Zuehtrichtimg 
muss  freilich  mit  grosser  Vorsicht  getroffen 
und  darin  den  nächst  Ijeteil  igten  Züchtern 
ein  bestimmender  Einflusa  ermöglicht  wer- 
ften. 0ies  filhrt  zu  der  Frage  der  zweck- 
mAssigsten  Organisation  der  Körkommissio- 
nen. Ein  grosser  Teil  der  Missliebigkeit, 
deren  sich  die  Kßrortlnungen  stellenweise 
zu  erfrexion  hatten,  beruhte  auf  der  un- 
zweckmassigen  Bildung  der  Organe,  von 
welchen  die  Körungen  vorgenommen  wenlen 
sollen.  Hier  dae  Richtige  zu  treffen,  ist  um 
so  wichtiger,  als  es  wegen  der  damit  ver- 
bundeneu lästigen  Weiterungen  niciit  ange- 
zeigt erscheint,  gegen  die  Entscheidimgon 
der  Kürkommiseion  eine  Bekursingtanz  zu 
schaffen,  es  müssen  also  die  möglichsten 
(larantieen  gegeben  sein,  dass  die  endgiltigen 
Entscheidungen  der  Körkommission  auch 
sachlich  zutreffende  sind.  Am  zweckmässig- 
steu  erscheint  es,  nur  soviel  Beamten- 
elemenie  in  die  Körkommission  zuzulassen, 
wie  nötig  ist,  um  eine  ordnungsraässige  Ge- 
schäftsfühnmg  zu  garantieren,  auch  der 
Tierarzt,  weun  er  nicht  besondere  Zuclit- 
kenntni»  besitzt,  fungiert  am  besten  nm-  als 
sachverständige  Auskunftsperson  über  den 
Gesundheitszustand  der  anzukörenden  Tiere, 
nicht  als  stimmberechtigtes  ilitglied  zur 
Entscheidung  über  den  Zuchtwert  derselben, 
der  Schwerpunkt  der  Kommission  muss  in 
den  aus  Zflchterkreisen  zu  gewinnenden 
Mitgliedern  li^;en ,  welche  von  den  land- 1 
wirtschaftUchen  Vereinen  als  den  Vertretern 
der  Züchter  und  von  den  Organen  der  Selbst- 
verwaltung, welche  ja  ebenfalls  die  ländliche 
Bevölkerung  repräsentieren,  zu  wählen,  nicht 
von  der  Staatsverwaltung  einseitig  zu  be- 
stimmen sind.  Die  Wahn>ezirke  und  dem- 
entsprechend   auch   die   Kör  bezirke   dürfen 


freilich  nicht  zu  klein  sein,  um  die  Durch- 
fühning  einheitlicher  Richtungen  für  grös- 
sere Gebiete  zu  erleichtern  und  Beeinflus- 
sungeu  der  Kommissionsmitglieder  durch 
nachbarliche  Beziehungen  zu  verhindern. 
Eine  entsprechende  Remuneration  für  die 
Thäligkeit  der  Mitglieder  wird  die  Gewin- 
nung f|ualifizierter  Persönlichkeiten  für  dies 
mühsame  und  undankbare  Geschäft  erleich- 
tern. Zur  wenigstens  feilweisen  Deckung 
dieser  Kosten  dienen  die  von  den  Besitzern 
der  anzukörenden  Tiere  zu  entrichtenden 
Gebühren,  ein  etwaiges  Deficit  muss  aus 
öffentlichen  Fonds,  sei  es  des  Staats,  sei  es 
der  Selbstverwaltungskörperschaften,  gedeckt 
werden.  Aus  flem  Grundsatz,  dass  die  Kö- 
rung am  zweokmässi^ten  nur  unter  Berüok- 
siehtiginig  einer  hestiramten,  durch  die  Ver- 
hältnisse lies  betreffenden  Distrikts  gegebenen 
Zuchtrichtung  erfolgt,  ergiebt  sich  des  weite- 
ren, dass  die  Könitig  el>en  niur  für  diesen 
Distrikt  erfolgen  soll,  eine  allgemeine,  für  das 
ganze  Land  giltige  Körung  also  nur  in  den 
f^älien  angezeigt  erscheint,  wo  es  sich  um 
Tiere  solcher  Rassen  handelt,  welche  für  das 

finze  Land  bnuichhar  sind.  Auf  keinen 
all  darf  die  Körung  aber  allgemeine  Giltig- 
keit  beanspruchen,  wenn  sie  nur  mit  Bück- 
sicht auf  das  nocli  mimlerwert^  Material 
an  Muttertieren  nnd  den  numerischen  Mangel 
an  Vatertieren  zur  Zeit  erfolgt  ist,  um  die 
Zucht  nicht  ganz  zu  sistieren,  bevorbesse- 
res  Mateiial  allmählich  bescliafft  werden 
kann.  Dagegen  crsclieint  es  recht  wohl  zu- 
lässig, ältere  vollständig  entwickelte  Tiere 
gleich  auf  Lebenszeit  anzukören  und  sie  von 
der  jährlichen  Wieder vorfühnmg  mit  dem 
Vorbehalte  zu  dispensieren,  dass  die  Kom- 
mission berechtigt  sein  soll,  die  Wiedervorfüh- 
rung zu  verlangen,  und  das  betroffende  Tier 
eventuell  abzukören,  sofern  sich  hierzu  Vei> 
anlassung  ergiebt.  Besondere  Vorkehrungen 
muss  eine  jede  KCrordnung  treffen,  dainit 
ihre  Bestimmungen  nicht  durch  fiktive  Ge- 
nossenschaften \imgangen  werden  können, 
denn  solange  der  urandsatz  ^It,  dass  der 
Eigentümer  für  sein  Muttertier  auch  sein 
eigenes  imangekörtes  Vatertier  benutzen  darf, 
liegt  die  Vei-suchung  nahe,  die  Körordnung 
dadurch  zu  umgehen,  dass  ein  Vatertier 
Eigentum  einer  wirklichen  oder  uur  formell 
ad  hoc  gebildeten  Gcnossenscttaft  wird,  deren 
Mitglieder  nun  den  Ansjunich  erheben,  bei 
Benutzung  des  nicIit  augekörten  Vatertieres 
für  die  eigenen  Muttertiere  straflos  zu  blei- 
ben. Es  muss  also  die  besondere  Bestim- 
mung getroffen  weitlen,  dass  auch  solche 
Vatertiere  der  Ankörung  unterliegen  oder 
dass  sie,  wenn  nicht  angekört,  nur  von  einem 
der  Genossen,  nicIit  aber  von  allen  benutzt 
werden  dürfen.  Von  zweifelliaflem  Wei-te 
sind  Bestimmungen  Aber  die  Festsetzung 
eines  Minimums  des   zii  erhetenden  Doek- 
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geldes,  denn  wenn  es  auch  wün sehenswert 
ist,  dass  hier  eine  gewisse  Höhe  innege- 
halten wird,  um  die  Konkurrenz  selileeliterer 
Yatertiere  zu  erschweren,  so  können  docli 
solche  Bestimmungen  aUziiIeiuht  umgangen 
werden. 

Anch  ist  es  zweifelhaft,  ob  es  zweck- 
mässig sei,  nicht  nur  die  Eigentümer  der 
nicht  angekörten  Vafei-tiere  strafbar  zu 
machen,  welche  dieselben  zur  Zucht  her- 
oben, sondern  auch  die  Besitzer  der  Mutter- 
tiere zu  strafen,  wenn  für  die  letzteren  ein 
nicht  angekörtes  Tatertier  benutzt  wurde. 
Die  Entscheidung  hierüber  wird  davon  ab- 
hängen, ob  nicht  nach  den  Verhältnissen  der 
betreffenden  Gegend  die  Ueberführung  des 
Be.sitzers  des  Yatertieres  zu  sehr  erschwert 
wird,  wenn  der  nächstliegende  und  manchmal 
einzige  Zeuge,  d.  i.  der  Besitzer  des  Mutter- 
tieres, sich  durch  sein  Zeugnis  selbst  straf- 
bar machen  würde.  Dagegen  ist  es  im  In- 
teresse der  Land  es  Viehzucht  vollständig  ge- 
rechtfertigt, die  Strafbarkeit  ganz  davon  un- 
abhängig sein  zu  lassen,  ob  die  Benutzung 
eines  X'atertieres  gegen  Entgelt  oder  unent> 
geltlich  stattgefunden  hat,  es  empfiehlt  sich 
(lies  auch  schon  irni  deswillen,  weil  die  Ent- 
richtung einer  Vergütung  sehr  leicht  in  der 
verschiedensten  ^Veise  vei-schleiert  werden 
kann.  Die  Verbindung  <ler  Köitermine  mit 
einer  Prämiierung  der  besten  Vatertiei-e  hat 
sich  vielerorts  als  ein  sehr  wirksames  Mittel 
erwiesen,  den  "Widerstand  gegen  die  Körung 
zu  mildem  imd  die  Zucht  zu  föitlem.  Ueher- 
all  da,  wo  die  Körordnung  in  Form  eines 
Gesetzes  erlassen  ist,  kann  mit  derselben  im 
Be<lürfnisfalle  zweckmässig  die  Verpflichtimg 
der  Gemeinden  zur  Haltung  einer  genügen- 
den Anzahl  von  Vatertiereu  geregelt  werden. 
Ein  solches  Be<i(lrfnis  stellt  sicli  am  ehesten 
in  Gegenden  mit  vorherrschendem  Kleinbe- 
trieb lieraus,  in  welchen  bei  ungenügendem 
Deckgeld  das  Halten  eines  Vatertieres  mein- 
als  eine  Last  denn  als  ein  gewinnbringendes 
Geschäft  empfunden  wird.  Am  verbreitetsten 
sind  KOrordnungen  für  Hengste,  weil  hier 
das  staatliche  Interesse  an  <ler  Erhaltung 
eines  für  militärische  Zwecke  geeigneten 
Pferdcbestandes  sowie  die  Konkurrenz  mit 
den  staatlichen  Gestilthengstcu  schon  früh- 
zeitig die  Ansscidiessung  ungeeigneter 
ücngstc  nahelegte.  Bei  Pfenlekörordnungen 
hat  man  vielfach  VoUbhifhengste,  weh'lie  zu 
einem  höheren  Deckgcldo  decken ,  von  der 
KOnmg  ausgenommen,  da  hier  ein  Miss- 
Ijrauch  zimi  Kuin  der  Landespferttezuchf 
weniger  zu  befürchten,  VollblutUengste  au<'h 
schwerer  von  der  gewöhnlichen  Krirkommis- 
flion  zu  beurteilen  sind;  die  Hengste  der 
staatlichen  Gestüte  sind  natürlich  dem  Köi-- 
zwange  nicht  unterworfen,  desgleichen  viel- 
fach Hengste  von  Pfei-deznclitvereinen.  welche 
unter  Kontrolle  der  betreffenden  staatlichen 


Gestütverwaltimg;en  stehen.  'Weitverbrei 
und  gerade  in  letzter  Zeit  immer  mehr  iaA 
nähme  kommend  sind  Körordnungen 
Rindrieh;  in  dem  Masse  wie  man  jetzt 
Schweine-  und  Ziegenzucht  gerade  mit  Rü 
sieht  auf  den  kleinen  Mann  mehr  Aufmc 
samkeit  schenkt,  hat  man  aiich  begonr 
Könmgen  für  Eber  und  Ziegenböcke  ein 
führen,  bei  Schafen,  welche  wohl  nirgcni 
der  Kürung  unterüegen.  war  wolil  die  1 
denweise  Haltung  und  die  ^nz  vorwi^ 
Benutzung  eigener  Böcke  seitens  derllcni 
besitzer  Ursache,  dass  Körordnnngen  n: 
erlassen  wurden,  doch  kann  man  die 
Gunsten  der  Merinozucht  mehifnch  erla 
nen  Verbote  des  Hsütens  eigener  gröl" 
Schafe  seitens  der  Schäfer  als  eine  ähnli 
Zwecke  wie  die  Köning  verfolgende  M 
regel  ansehen.  Wo  Körordnwngen  fllierii! 
nicht  existieren,  wie  z.  B.  in  England 
Nordamerika,  ist  das  System  der  Rc 
trierung  der  besseren  V'aterticre  in  Hi 
bOcher  so  entwickelt,  dass  dies,  zumal 
dem  höher  stehenden  züchteris<'lien  ^ 
stäiidnisse  der  Landwirte  dieser  Lander,  i 
wold  als  ein  Ersatz  för  die  öffentliclie 
körung  gelten  kiuin. 

Lltteratnr:  Die  betreßende»  Abarhuitte  ilrr 
richte  ilber  Preyatta»  tandwirüfh,  Vcnriil. 
Jirriin.  —  Eisbrin,  Stualliche  »wf  }'';■ 
maitrcgetn  mr  Flirderung  der  Eim/rieli! 
Berlin.  —  Die  proliibiliven  KSrordiiiiage», 
gcMiliche  ZiäSmigkeit  und  irirtacluiitl irhr 
deulimg  von  Wilhelm  Nathtulu»  KÖn 
bom,  Berlin. 
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Eolb,  Georg  Friedrich, 


Vaterstadt  IHä  in  das  deutliche  l 
ment  ein,  wurde  1849  in  den  bayerischen  1 
tag  gewtlhU  und  widmete  sich  seitdem  ledi 
der  publizistischen  Thstigkeit.  Nach  t 
drückung  der  1S50  bis  18a3  von  ihm  redigi 
demokratiBchen  „Neue  Spejerer  Zeitnng  ' 
Hess  er  sein  Vaterland,  lebte  bis  18<K)  in  Z 
und  Hess  Eich  dann  in  Frankfurt  a.  51,  n 
seit  1863  als  Bedskteur  der  bis  18<lß  vor 
geleiteten  Frankfurter  Zeitang.  18(18—6! 
hfirte  er  noch  dem  Zollparlamente  an  un< 
sich  dann  aus  dem  politischen  Leben  znrü 
Eolb,  der  in  staatsiiirtacbaft) icher  Bezic 
einen  freibündlerischen  Standiiirnkt  einiii 
hat  eine  her  voiTftgende  Bedeutune  nur  alsSti 
ker  nnd  Wirtschaftskulturhistoriker.  Zur  sti 
sehen  Ergrttndung-  des  Ursachlicbkeitsverhii 
ses  im  Staats-,  \Virtschafts-  und  Volkalebi 
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eine  or^aniacheFolge  ziwtilndlicherEräctieiDQiigeD 
tu  erforschen,  die  allein  durch  die  Zahl  „nie 
des  klarsten  und  bestimmtesten  Bezeichnung-s- 
mittels",  um  mit  Kolb  zn  reden,  zum  Ausdruck 
gebracht  werden  können.  Uie  vereinzelte  sta- 
tistische Zahl  ist  aber  zur  Erklärung-  der  Kau- 
salität solcher  Erscheianngen  nicht  ^enU^end, 
Schhissfolgemngen  wirtschaftlich-soziälei  Sntur 
kSnnen  nur  aus  einer  Eeihe  quantitativer 
HaterialzusammeustellunKen  gewonnen  werileu, 
me  sie  die  einzelnen  landesstatist Ischen  Quellen- 
werke darbieten.  Dies  genügte  aber  Kolb  nicht, 
sein  Bestreben  war  Tielmehr  darauf  fjerichtet, 
durch  Erläuterung  der  gegebenen  Ziffern  und 
Aneinanderreihmig  der  gleichartigen  Vorgänge 
in  den  verschiedenen  Kulturstaaten,  der  ideellen 
Aufgabe  der  Statistik,  die  mess-  nnd  zählbaren 
Zustände  der  Gegenwart  als  Wirkungen  ver- 
.  gan gener  L~ [jachen  erscheinen  zu  lassen,  gerecht 
zu  werden. 

Kolb  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Die  Rechte 
der  deutschen  Völker,  den  Ansprüchen  des  Bun- 
des gegeullber,  '6.  Aufl.,  Speyer  1882.  -~  Ge- 
schichte der  Menschheit  und  der  Kultur,  2  Bde., 
Pforzheim  1Ö42.  —  Handbuch  der  vergleichen- 
den Statistik,  der  VDlkerznstands-  und  Staaten- 
knnde.  Zürich  1867;  2.  Aufl.,  Leipzig  18öO: 
a  Anfi.  1862;  4.  Anfl.  1865;  n.  Aui  1868; 
6.  Aufl.  1871;  7.  Aufl.  1875'  8.  Aufl.  187H.  — 
Beiträge  znr  Statistik  der  Industrie  und  des 
Handels  in  der  t>ehweiz,  Zürich  1859.  —  Italien 
und  die  jetzige  politische  Lage  des  Uhrigeu 
Europa,  ebd.  185».  (Er  bediente  sich  für 
diese  Schrift  des  Pseudonyms  Broch.)  —  Die 
wichtigsten  älteren  Staatsprozesse  in  England. 
Beiträge  zur  Kenntnis  des  Recbtswesens,  der 
Geschichte  nnd  Sozialverhältnisse  in  jenem 
Lande;  zugleich  Lehens-  und  Charakterbilder 
hervorragender  Staatsmänner  etc.,  2  Bde.,  Leip- 
zig 1861.  —  Gmndrisa  der  Vülkerzustands-  und 
Staatenkunde,  ebd.  1862;  2.  Aufl.  1866;  3.  Aufl. 
1868:  4.  Anfl.  1871;  5.  Aufl.  n.  d.  T.:  Statisti- 
Mhes  Handbüchlein  der  Volk erzu Stands-  und 
Staatenbunde,  ebd.  1875.  —  Die  Nachteile  des 
stehenden  Eeerwesens  und  die  Notwendigkeit 
der  .Ausbildung  eines  Volks wehrsjstems.  Vor- 
trag, ebd.  1862.  —  Kulturgeschichte  der  Mensch- 
heit, mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Re- 
giemngsform,  Politik,  Religion.  Freiheit-  und 
frohlstandsent Wickelung  der  Völker.  Eine  all- 
gemeine Weltgeschichte  nach  den  Bedürfnissen 
der  Jetztzeit,  2  Bde.,  ebd.  1868— 7Ü;  dasselbe, 
2.  Anfl.,  1873;  dasselbe,  3.  Aufl.,  1881—86.  — 
Abriss  der  Kulturgeschichte  der  Menschbett. 
Auf  Grundlage  seines  grüsseren  Werkes  bear- 
beitet, ebd.  IbHO.  —  Staüsük  der  Neuzeit.  Auf 
Grundlage  der  neuesten  Volkszählungen,  Areal- 
betechnungen ,  Badgetaufs  teil  un  gen ,  Staats- 
Bthulden-  iind  Armeestarke berecbnungeu  etc. 
(Zngiejch  Supplement  zum  Handbuch  der  ver- 
gleichenden Sutistik  etc.,  8,  Anfl.,  ]K7<J),  ebd. 
1883. 

Kolb  veröffentlichte  von  staatawissenschaft- 
lichen  Schriften  b)  in  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken: 1.  in  Archiv  f.  polit.  Oekonomie  nnd 
Polizei  Wissenschaft,  Tltbingen;  Ueber  die  Teil- 
barkeit des  Grundeigentums,  X.  F.  Bd.  VI, 
Jahrg.  184H.  S.  84  ff.  -  2.  in  Eotteck  nnd 
Weicker,  Staatslexikon,  3.  Anfl,,  14  Bde.,  Lei])- 
lig  I8Ö6— 66:    Arbeitszeit  in  industriellen  An- 


stalten, Bd.  I,  S.  662  ff,  Auslegung  als  politi- 
Bches  Mittel,  Bd.  II,  S.  38fF.  Bevüikei-ung,  Bd. 
II,  S.  694  ff.  Bürsenschwinde!  und  Täuschungen, 
Bd.  III,  S.  I  ff.  —  Ehe,  Ehehmch  und  Eheschei- 
dung, Bd.  IV.  S.  653  ff.  ~  Glücksspiele  oder 
Hazardspiele,  Bd.  VI,  S.  659 ff.  —  Politische 
Statistik  von  Gross britannien  und  Irland,  Bd. 
YII,  S.  Iff.  —  Gütergemeinschaft,. Bd.  VII,  S. 
262 ff.  —  Hugenotten,  Bd-  VUI,  S.  371  ff  — 
Jesuiten  und  Jeauitismus,  B.  VIII,  S.  618ff  — 
Ins  primae  noctis,  Bd.  VIII,  S.  714  ff.  —  Unab- 
hängigkeit der  Justiz  etc.,  Bd.  VIII,  S.  746  ff. 
—  Klüster,  Bd.  IX.  S,  258ff  -  Mass  und  Ge- 
wicht, Bd,  IX,  S.  712ff.  —  Mennoniten,  Bd.  IX, 
S.  769fF.  —  Mönzwesen,  Bd.  X,  S.  2B8ff  — 
Politiscbe  Arithmetik  (in  Gemeinschaft  mit  W. 
Schulz),  Bd,  XI,  S.  589  ff.  —  Parlamentariscbe 
Redekunst.  Bd.  XII,  S-  350 ff.  —  Repräsentatives, 
konstitutionelles  und  landständisches  System  and 
die  Theorie  des  Königtums  von  Gottes  Gnaden, 
Bd.  XII.  S.  488ff.  —  Richelieu  und  Mazarin, 
Bd.  XII,  S.  570ff,  nnd  verschiedene  kleinere 
Artikel.  —  3.  in  Zeitschr.  f.  die  ges.  Staatsw., 
Tübingen:  Gold-  oder  SÜberwährung?  Bd.  XII, 
Jahrg.  1866,  8.  4861. 

Vgl.  über  Kolh:  Haushofer,  Lehr-  uud 
Handbuch  der  Statistik,  Wien  1852,  S.  48.  — 
T.  L  i  I  i  e  n  f  e  I  d .  Soziale  Physiologie,  Mitau  1879, 
S.  161ff.  — Waicker,  Grondrisa  der  Statistik 
der  Staatenknnde,  Berlin  1889,  S.  22,'2.1.  — 
Bescher,  System,  Bd.  III,  6.  Aufl.,  Stuttgart 
1892,  S,  224. 

I,lpp«rt. 


KollektivisniQS 

a.  Sozialismus   und   Komm 


Kolonieon  nnd  Kolonlalpolitlk. 

L  Allgemeines.  Einleitung.  A.  Be- 
griff nnd  Arten  der  Kolonisation.  l.Die 
Klassifikation  der  Kolonieen  nach  Röscher.  2. 
Die  Klassifikation  der  Kolonieen  nach  Hübbe- 
Sch leiden  [Kolonisation  lud  Kultivation),  3. 
Die  Klassifikation  der  Kolonieen  nach  Fabri 
und  vor  allem  nach  Schäffle.  4.  Die  Klassifi- 
kation der  Kolonieen  nach  v,  Stengel.  6.  Die 
Kolonieen,  abhängenden  und  Schutzstaaten  der 
Nationen  der  Welt  nach  ihrer  FlächenansdehnUDg 
nnd  Bevölkerung.  B.  Kolonial-  und  Kolo- 
nisationapolitik,  Systeme  und  Tech- 
nik. 6.  Theorie.  7,  Auswandemngs-  und  Ein- 
wände rungsiwlitik.  8.  Verteilung  des  Grund  nnd 
Bodens.Heimstätten, Landschenkungen.  9.Staats- 
kolonisation  nnd  Frivatkolouisation.  10.  Die 
koloniale  Urproduktion.  11.  Die  Beschaffung 
von  Arbeitern  uud  die  Erziehung  der  Einge- 
borenen zur  Arbeit.  —  II.  Die  Teilung 
egrUndung      " 
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1.   Aeltere  Teilungen.     2.    Die    i 

Teilung.  3.  Uehersicht  Ober  die  Teilung  Afrikas 
nach  dem  Stande  von  1899,  B.  Der  Kongo- 
staat, in.  Die  Teilung  des  Ostens. 
IV.  Kolonieen  and  Kolouialpolitik  der 
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einitelnen  nichtdentschen  Staaten.  A. 
SpaDien,  1.  Abriss  der  Eolonialgescbichte. 
2.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwickelnng.  S. 
Die  emancip  leiten  apaniscfaen  Kolonial  gebiete. 
4.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  SpanieDü.  B.  Por- 
tngal.  5.  Abriaa  der  Kolonial geachicbt«.  6.  Er- 
gebnis der  kolonialen  Eotwickelung.  7,  Brasi- 
lien. 8.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Portugals. 
CFrankreicn.  9,Abri9s  der  Kolonial  geaohiehte. 
10.  Ergebnis  der  kotoninlen  Entwickelung.  11. 
Der  jetzige  Kolonialbesitz  Frankreichs.  D. 
K  i  ed  e  r  1  a  n  d  e.  12.  Abriss  derKobnial  geschieh  te. 
18.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwickelung.  14. 
Der  jetzige  Kolonialbesitz  der  Niederlande.  E. 
England  lä.  Abriss  der  Kolonialgescbicbte. 
16.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwickelung.  17. 
Der  jetzige  Kolonialbesitz  Englands.  F.  Die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  G. 
Italien.  H.  Rnasland.  V.  Kolonieen 
nud  Kolonialpolitik  des  Deutschen 
Reiches.  1.  Die  neuere  Kolonialbewegung.  2. 
Die  amtliche  Kolonial  pol  itik.  3.  Deutsches 
Kolonial  recht:  a)  Völkerrecht,  b)  Staatä-  nnd 
Privatrecht,  c)  Verwaltung.  4.  Dcntsch-Söd- 
west-Afrikft.  b.  Kamerun.  6.  Togo.  7.  Deutach- 
Ost- Afrika.  8.  Neu-Guioea,  Kaiser- Wilhelnia- 
Land,  Bismarck- Archipel  und  Salomoasinseln. 
9.  Marsch  allinseln.  10.  Schntzgebiet  der  Karo- 
linen —  Falan  nud  Marianen.  11.  Samoa.  12. 
Kiautschou.  13.  Vergebliche  deutsche  Kolonial- 
versuche  [Fidji,  Delagoa-  und  St.  Lncia-Bai, 
DemMah,  Witn). 

I.  Allgemeines. 

Einleitung.  Die  Koioniaalion  ist  jeder- 
zeit eines  der  wichtigsten  Mittel  der  Ent- 
wiebelHng  der  Meuechheit  gewesen  und  hat 
dauerndere  Veränderungen  herbeigeführt  als 
blosse  Eroberungen,  Zertrümmerungen  und 
NeuaufrichtuDgen  von  Staaten.  Sie  hat  die 
jeweilig  erreichte  Kultur  über  die  Ei-de  ver- 
breitet nnd  ihr  Schwergewicht  von  dem 
einen  nach  einem  anderen  Erdteile  verlegt, 
>Vir  finden  deshalb  alle  wesentlichen  Um- 
gestaltungen im  staatlichen,  wirtschaftlichen 
nnd  gescUBcliaftlichcn  Leiten  durch  koJouialc 
Schßpfun^n  eingeleitet  oder  begleitet. 

Das  \ordrängen  der  asiatischen  Völker 
nach  dem  Mittelmeere  hin  führte  ebenso  zu 
neuen  BoBiedelungcn  wie  zn  NeubesJede- 
hingen.  Am  bekanntesten  ist  der  weitere 
Vorlauf  dieser  Bewegung  in  den  Koloni- 
■  Bationen  der  Phönicier,  und  von  den  rdck- 
länfigen  Bewegungen  die  von  Aegj'pton  aus- 

f eilende  Kolonisation  Palästinas  mirch  die 
nden  mit  ihrer  kolonial-technisch  inter- 
essanten LiJsung  der  agrarischen  Frage. 

Auf  dem  Wege  der  Handels-  und  Pflan- 
znngskolonisation  ist  die  asiatische  nnd 
ägj-ptische  Kultur  an  den  Küsten  des  Miltel- 
meers  verbreitet  wonlen  und  hat  hier  eine 
neue  Kultnrform  in  Griechenland  gezeitigt, 
deren  extensive  Bethälicimg  wiederum  eine 
durchaus  kolonisatorieclie  war.  De  im  die 
Griechen  wai-en  das  Koloniaationsvolk  des 
klassischen  Altertums  an  allen  Küsten  des 


Mitfelmeeres  und  legten  durch  ihre  . 
sicdelungen  den  Grund  zur  tausenfljMiri 
■Weltherrschaft  der  griechischen  Kidtur. 
römische  Staat  hat  sich  mehr  auf  Ero'jernn 
gestützt,  deren  Erfolge  aber  nur  ilnrt 
datiemden  gemacht,  wo  er  durch  Änl 
von  Militärkoloiiieen  mit  der  llenschs 
ansiibimg  zugleich  eine  ethnologisclie 
giiederung  des  unterjochten  Voltes  her 
führen  konnte.  Die  Reste  römisclier  K 
nieen  leben  noch  heute  in  zahllosen  Stü( 
Mittel-  imd  Sddeuropas  fort.  Aber  c 
der  Zusammenbruch  des  i-Ömischen  Sta 
wurde  durch  ein  koloniales  Ereignis  hoi 
geführt,  dnrch  die  germanische  VOl 
Wanderung.  Die  sämtlichen  ranianisi 
«nd  germanischeu  Staatsschöpfungen 
Mittelailers  sind  koloniale  Gebilde. 
Krcnzzüge  aber  waren  ein  Konflikt  dcü 
östlich  vordringenden  kolonialen  Stie 
Europas  mit  einer  neuen  VöIkenvcUe, 
aus  Asien  hervorgebrochen  war  nnd 
dem  Mittelmeere  ebenso,  wie  nach 
roten  nnd  dem  indischen  Meere  islaniiti 
Ansiedelungen  und  eine  neuartige  K 
fahrte.  Ein  anderer  Konflikt,  das  Hiii- 
Herechieben  der  Grenzen  zwischen 
manischen  und  slawischen  Völkern  in  M 
europa,  war  nichts  anderes  als  eine 
germanische  Kolonisation,  in  deren  Vei 
das  jetzige  SpiTiehgebiet  der  Deutschei 
slawischem  Boden  festgestellt  wunle 
Prozcss,  der  als  Grenzkolonisation  uu' 
innere  Kolonisation  in  Deutschland 
Oesterreich- Ungarn  noch  heute  fortdau 

In  einer  anderen  Gestalt  bethätigtc 
der  niemals  ruhende  koloniale  Gedanl 
den  politischen  Handelsgesell  soliafti>n 
Hansa  und  der  italienischen  Städterejiul 
deren  Spuren  allerdings  schnellor  verv 
wonlen  sind  als  die  anderer  kolo 
Unternehmungen,  da  ihnen  daa  ilomer 
Verpflanzimg   von  Menschen masseu   1 

Ein  neuer  Schauplatz  für  die  asifi 
curopitischc  Kidtur  und  für  die  kolouisic 
Tliätigkeit  der  führenden  europäischen  '^ 
eröffnete  sich  durch  die  iltitdeckiinj 
tsccweges  nach  Indien  und  die  Entdo 
Amerikas  und  Australiens.  Die  int 
Kolonisation  dieser  Erdteile  führte  zii 
Vervielfachung  der  romanischen  nnil 
manischen  Kulturvölker,  zur  Veifliil 
und  Vernichtung  der  einen,  zur  Erzi 
der  anderen  Katiu-völkcr,  zur  Ums|ia 
der  ganzen  Erde  mit  einer  einz^ii  > 
liehen  Kultur  und  einer  einzigen  \Ve 
Schaft  Und  alle  diese  gewaltigen 
Wickelungen  der  Menschheit  fanden 
Gmnd  otler  ihre  Bethätigung  in  der 
nisation. 

Mit  Bttcksicht  auf  den  voi'lief 
Zweck  weitlen  wir  uns  im  Nachstel 
weder  mit  der  antiken  noch  mit  der 
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ftiterlichen,   sondern  nur  mit  der  modernen 

Kolonisation  beschäftigen. 

A.  Begriff  und  Arteo  der  EolonisatiOD. 

Ueber  das  Wesen  der  Kolonisation  und 
über  die  Klassifikation  der  kolonialen  Er- 
M;heinuDgen  ist  in  Wissenschaft  und  Praxis 
durchaus  noch  keine  Uebere  in  Stimmung  er- 
lielt  worden.  Um  die  Entwickelung  der 
kolonialen  Theorie  haben  sieh  aber  Röscher, 
Hübbe-Schleiden,  Fabri,  Schäffle 
und  von  Stengel  hochverdient  gemacht. 

l.Dle  Klassifikation  derKolonieen  nach 
Röscher.  Nach WilhetmRoscherlasscn 
sich  die  kolonialen  Eigentümlichkeiten  fast 
ohne  Ausnahme  auf  zwei  Haupt|>iinktc  zii- 
rOckfilhren :  a)  dass  ein  mehr  oder  weniger 
altes  Volk  ein  mehro<ler  weniger  junges 
Land  in  Besitz  nimmt;  b)  dass  ein  Teil 
des  Volkes  sich  vom  Ganzen  abl5st. 

Und  im  Ansehluss  an  Heeren,  der 
zwischen  Ackerbau-,  Iflanziings-,  Bergbaii- 
und  Uandelskoloiiioen  uctei-scheidet ,  teilt 
Röscher  die  voi-schie<leneü  Arten  der  Kolo- 
nieen  in  ErobemngB-,  Handeln-,  AckorLau- 
und  Viehzucht kolonieen  imd  charaklerisiert 
sie,  wie  folgt: 

A.  Erobern  ngskolonicen.  Hier 
wollen  die  Ansiedler  nicht  sowold  aus 
eigener  Prridnktion.  sondern  vielmehr  aus 
der  j>otitischen  nnd  miiilSrischen  Aus- 
beutnng  der  Eingeborenen  Vorteil  ziehen. 
Eroberungskolon  ieen  können  weder  in  sehr 
dünn  bevölkerte  noch  in  sehr  niedrig  kul- 
tivierte Lander  getflhrt  wenlen.  Sie  pflegen 
die  bürgerliche  Gesellschaft  in  Kasten  zu 
zersplittern.  Eine  Eroberungskolonie  wird 
in  ihren  HauptzSgen  immer  denselben  Gang 
nehmen  müssen  wie  eine  kriegerische  In- 
vasion. Eine  Unterabteilung  der  Erolienings- 
kolonioen  bilden  die  Militärkoloniecn. 
B.  Handelskolouieen.  Sie  werden 
entweder  unmittelbar  in  solchen  Ländern 
angel^,  wo  es  viel  zu  kaufen  und  zu  ver- 
kaufen giebt,  wo  aber  dennoch  aus  ii^ud 
welchen  Gründen  der  gewöhnliche  freie 
Handel  nicht  stattfinden  kann,  oder  aber  sie 
dieucn  nur  einem  tflier  sie  liin ausgehenden 
Handel  als  Zwischen  Station,  voroehmlich  an 
solchen  Punkten,  welche  geographisch  die 
Hand elöstrasse  beherrschen.  Fast  alle  grösse- 
ren unmittelbaren  Bandelskolonieen  sind  aus 
Handelsfaktoreieu  hen^orgegangon.  In  keinem 
FaDe  wird  die  blosse  Handelskolonie  eine 
eigene  Station,  einen  selbständigen  Ableger 
des  Mutlerlaniles  bilden.  Doch  fangen  fast 
alle  Kolonieen  als  Handelskolouieen  an.  Zur 
Anlage  einer  Handelskolonie  gehört  vor 
allem  Kapttalreichtum  nnd  Seemacht.  Eine 
\ebenart  der  Handelskolouieen  sind  die 
Fische  reikolonieen. 

0.  Ackerbaukolonieen  werden  sich 
nur  in  einem  ganz  wüsten  oder  höchstens 
von  Jäger-   und  HirtenstÄmmen   dünn   be- 


wohnten Lande  bewerkstelligen  lassen. 
Cerealien  haben  fast  dieselben  vegetations- 
bedingimgen  wie  Waldbäume.  Daher  pfiogen 
Länder,  wo  nachmals  der  Äckerbau  gedeihen 
soll,  im  wüsten  Zustande  mit  Wald  bedeckt 
zn  sein.  Anfangs  daher  mühevolle  Arbeit 
des  Rodens,  eine  Arbeit,  deren  Segen  erst 
den  Kindern  zu  gute  kommt.  Daher  Erb- 
lichkeit, Sesshaftigkeit,  So  wächst  in  der 
Ackerbaukolon io  allmählich  eine  Nation 
heian,  ein  selbständiger  Ableger  vom 
Mutferstamme.  Der  Ackerbau  braucht  viele 
Menschenhände,  daher  Massenauswanderung 
erforderlich  möglichste  Nähe  wünschenswert. 
In  ihrem  Inneren  besitzen  die  AcJterbau- 
kolonieen  gewöhnlich  eineu  sehr  demokra- 
tischen Charakter.  Eine  Unterabteilung  der 
Ackerbaukolonieen  bilden  die  Viehzucht- 
kolonieen. 

D.  Fflanzungskolonieen.  Siodienen 
zur  Hervorbringung  jener  Luxusartikel, 
die  man  vorzugsweise  Kolonialwaren 
neunt.  Man  hat  diese  Pflanzutigskolonieen 
die  Treibhäuser  von  Europa  genannt.  Als 
Arbeiter  in  den  garteuartigen  Kulturen  unter 
einem  heissen ,  für  Europäer  gefährlichen 
I  Klima  benutzt  man  entweder  eingeborene 
I  Früner  oder  von  aussen  eingeführte  Kauf- 
'  Sklaven.  Recht  heimisch  werden  sich  die 
Pflanzer  nie  fühlen.  Jeder  wünscht,  sobald 
er  einigen  Reichtum  erworben  hat,  ins 
Mutterland  zurückzukehren.  Man  hat  neuer- 
dings für  dieses  Verhältnis  den  Ausdruck 
Kultivationskolonie  aufgebracht,  die 
in  der  That  ein  eigentümliches  Mittelding 
zwischen  Pflanzungs-  und  Eroberungskolonie 
bildet.  Gewiss  ein  glänzender  Triumph  der 
Kultur,  wenn  ein  hochkultiviertes  Volk  ei- 
zieheriseh  ein  von  rohen  Menschen  bewohn- 
tes Ijaiid  auf  eine  höhere  Stufe  hebt.  Solche 
>Kiütivation«  wird  namentlich  da  zweck- 
mässig sein,  wo  das  lehrende  und  herrschende 
Volk  zwar  aus  klimatischen  etc.  Gründen 
keine  Massen  gemeiner  Arbeiter,  wohl  aber 
Kapitalien,  Direktoren,  Kaufleute  etc.  hin- 
übersenden kann.  Grossartiges  Beispiel: 
Niederländisch-Indien.  Es  versteht  sich  \-on 
selbst,  dass  die  erörterton  vier  Klassen  in 
einzelnen  Fällen  beinahe  unmerklich  inein- 
ander übergehen  können.  Eine  Art  von 
uneigentlichen  Kolonieen  sind  die  Kultur- 
berufungskoiouieeu,  wo  nämlich  die 
einsichtsvolle  Regierung  eines  rohen  Volkes 
aus  der  Fremde  höher  gebildete  Kolonisten 
herbeiruft,  gleichsam  als  Erzieher,  Iiehr- 
meister  ihres  neuen  Vaterlandes,  z.  B,  die 
Deutschen  in  Russland,  Polen,  Ungarn, 
Siebenbürgen ,  die  Hugenotten  ■  in  Deutseh- 
land. 

Als  Hauptursachen  der  Kolonisation 
führt  Röscher  an:  Uebervölkerung ;  Ueber- 
füllung  mit  Kapital;  politische  Unzufrieden- 
heit; religiöse  Begeistening. 
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2.DieKla88iflhation  derKolonieen  nach 
Unbbe-Schleideii(Koloiiisationno(1Kiilti- 
vation).  \\'enn  man  die  Begriftebehandlung 
der  Kolonieen  diireli  Röscher  eine  historische 
und  wirtschaftliche  nennen  kann,  so  stellt  sich 
Hilbbe-Schleiden  vorwiegend  aiit  den 
iolonisations technischen  Standpuakt und 

S 'langt  von  diesem  aiis  zu  einer  scharfen 
ervorhebung  des  Unterschiedes  zwi- 
schen Kolonisation  im  engeren  Sinne 
und  Knltiration.  Er  begründet  diesen 
Unterschied  durch  folgende  Ausführungen 
Die  Gegensätze  zwischen  Kolonisation  iin( 
Knltivation  sind  die  Grundbegriffe  der 
Weltwirtschaft.  Bisher  sind  dieselben 
allerdings  dem  deutsclien  VorsteUuiigskreise 
völlig  fremd.  Ja  sogar  von  den  verschie- 
deneu Arten  der  Kolonisation  hat  das 
deutsche  Publikum  bisher  nur  sehr  unklare 
Begriffe.  Allerdings  bezeichnet  noch  heute 
auch  ein  laxer  S[irachgebrauch  des  eng- 
lischen Publikums  manche  Niederlassung, 
welche  im  technischen  Sinne  keine  Kolonie 
ist,  doch  als  eine  »colony»,  und  es  mag  auch 
früher  der  Einfachheit  wegen  wohl  zweck- 
mässiger erschienen  sein,  auf  diesen  aJl^ 
meinen  Ausdruck  eine  systematische  Ein- 
teilimg  zti  begründen.  Schon  llerivale  hatte 
denselben  in  umfassender  Weise  theoretisch 
verwandt,  und  Röscher,  der  ausserdem  an 
HeercQS  BegriEfsbestimmungen  anknüpfte, 
erhob  diese  Anscliauungen  zur  wissenschaft- 
lichen Theorie ;  doch  ist  dieselbe  heutzutage 
jedenfalls  nicht  mehr  ausreichend.  Gerade- 
zu unrichtig  aber  ist  der  Sprachgebrauch 
des  deutschen  und  französischen  Publikums, 
welcher  so  diametral  entgegengesetzte  Be- 
griffe wie  Kolonisation  und  Kultivation  ver- 
wechselt. 

Eine  Kolonie  ist  nmr  ein  solches  aus- 
wärtiges Wirtschaftsgebiet  einer  Nation,  nach 
welchem  hin  dieselbe  nicht  nur  Teile 
ihres  Kapitals  und  ihrer  Intelligenz  über- 
trat, sondern  wo  sie  vor  allem 
auch  ihre  eigene  Nationalität  als 
einheimische  Bevölkerung  ansie- 
delt. In  Ijändern  aber,  wie  z.  B.  Indien 
oder  Java,  kann  unsere  Rasse,  so  wie  sie  ist, 
überhaupt  niclit  heimisch  wenlen  und  brancht 
es  auch  nicht,  denn  dort  leben  zahlreiche 
Bevölkerungen  anderer  Rassen,  dort  liandelt 
es  sieh  vieiraehr  um  die  (matcrielle)KuIti- 
vation  solcher  Länder  mit  Hilfe  unserer 
Intelligenz  und  unseres  Kapitals  und  um 
die  (geistige)  Kultivation,  die  Kulturer- 
ziehung dieser  fremden  Rassen  zur 
CivilisatioD,  Niemals  fäUt  eseinem^- 
bildeten  Engländer  ein,  Britisch-Indien  eme 
Kolonie  zu  nennen,  denn  er  hat  eine  ge- 
nügend klare  Voi'stellung  von  dem  Cha- 
rakter des  Landes  und  dessen  kultureller 
Bewirtschaftung,  um  zu  wissen,  dass  es  den 
schäi-fsten   Gegensalz  zu  britischeu   »Kolo- 


nieen« wie  die  australischen  oder  Cans 
bildet.  Er  nennt  Indien  ein  Reich,  i 
HorrBchaEtsgebiet,  auch  wohl  eine  Doini 
(National doraäne  oder  Kulturdomäne);  ül 
gens  aber  wird  stets  klar  unterschied« 
India,  the  Colonies  and  otli 
British  possessions. 

Eine  durchaus  unzidässige  ßegriffav 
wirrung  ist  es  daher  auch,  wenn  man  ■ 
einer 'Kolonisation  Aequatonal-Äfrikas>:re4 
Diejenige  Nation,  welcher  es  gelinge»  w 
dieses  Land  und  seine  Menschenrasse 
kultivieren,  wird  sicherlich  unter  al 
Nationen  imserer  Rasse  die  bedeutenil 
worden,  das  Utopische  Afrika  aber  zu  ko 
nisieren,  würde  erfordern,  dass  wir  i 
Ueberschuss  unserer  Arbeitskräfte  dorl 
übei-siedelten  und  dort  Teile  unserer 
völkerung  heimisch  zu  machen  versudi 
Solcher  Versuch  jedoch  ist  ^egenwB 
weder  wünschenswert  noch  möglicii,  er  w 
gleichbedeutend  mit  dem  Totalverhist  a 
dieser  Kräfte. 

Die  offizielle  englische  Klassifikation 
britischen  Besitzungen  als  Stations,  1' 
tations  und  Settlements  griindot  sich  le 
Hell  auf  historisch  gewordene  Verhältiii 
nicht  auf  logische  Begriffsimterschiede 
ist  daner  weder  auf  andere  Verhältu 
übertragbar  noch  auch  Wissenschaft 
brauchbar.  Für  die  Unterabteilungen 
Hauptgnipijen  lassen  sich  verschiedene 
Sichtspunkte  der  Klassifikation  mit  gleic 
Rechte  durchführen,  HObbe-Schleidcn  scli 
die  zweckmässigste  Einteilung  folgende 

Verschiedene  Arten  Qberseeise 

A.  Stationen  (abbsogig):  1.  Marin edepot s : 
Helena  [hritiscbj,  Tonga  (deutsch),  Gabun  I 
zösisch).  2.  Militärstationen:  Gibraltar,  M 
Aden,  Perim. 

B.  Kolonieen;  aDependenEen(abhän) 
Neufundland,  Algerien,  Caledonien,  I,oi 
4.  Konföderierte  Kolonieen  (selbständig) :  Cai 
Australien,  Capland.  5.  Smancipierte  Kuli: 
länder  (nnabhangig) ;  Vereinigte  Staaten,  Ai 
tinien,  Chile. 

C.  Kultivationen:  6.  Handels- 
Pflanzung^niederlassangen  (abhäneigi:  I 
übriges  Westindien,  Gniana,  Sencgaiu 
Britisch-Westafrikaj  Mauritius,  Eeunion,  ^^. 
pore,  Hongkong,  i'idji,  Samoa.  7.  Nation 
mBnen :  a)  abhängige :  Ceylon,  .Tava,  Philipp 
b)  selbständige :  Briiiach-Indien.  6.  Emanci] 
Kulüralländer  (unabhängig):  Mexiko,  Bra» 
Peru. 

Von  kulturellen  Gesichtspunkten  an 
traclitet,  steigert  sich  sowolii  die  Grosst: 
Bedeutung  als  auch  die  Schwierigkeil 
zu  vollbringenden  Leistungen  iiugi'fäi 
der  hier  angegeticnen  Stufenfolge.  -  1 
soll  uatürlicli  nicht  gesagt  sein,  dass 
gegenwärtig  Mexiko  ein  kiüturell  bedo 
deres  Land  sei  als  die  Vereinigten  Sta 
wolil   aber,    dass  es   für   eine   europä 


Diüihzcdby^^jOOglC 


EolODieen  iind  Kolonialpolitüf 


Nation  eine  unendlich  viel  grOssere  und 
Bchwierigei-e  Aufgabe  ist,  ein  Land  wie 
Mexiko,  oder  sa^n  wir  statt  dessen  besser 
Indien  oder  Afnka,  auf  eine  gleiche  Höhe 
der  Kultur  zn  heben  und  die  fremdrassi^n 
Bewohner  dieser  Länder  zu  gleicher  Civtli- 
satioD  zu  erziehen,  wie  sie  sich  heutzutage 
in  den  "Vereinigten  Staaten  oder  in  den 
aiBlralisehen  Koionieen  findet.  Kult!- 
vation  ist  eine  nngieich  schwierigere  Auf- 
gabe als  Kolonisation,  aber  sie  ist  auch  nicht 
um  ebensoviel,  aomlern  etwa  im  ver- 
doppelten Verhältnisse  rentabler 
als  diese. 

Die  mächtigste,  otler  wie  man  auch  ge- 
sagt hat,  die  »herrschendste*  Nation  des  20. 
Jahrhunderts  wird  allerdings  wohl  diejenige 
worden  oder  bleibe»,  welche  am  meisten 
kolonisiert;  die  kulturell  bedeutendste  aber 
und  zugleich  die  reichste  Nation  der  Zukunft 
muss  jedenfalls  diejenige  werden,  welche 
am  meisten  und  am  erfolgreichsten  die  Natiir- 
vSlker  und  ihre  von  Ueppigkeit  schwellenden 
Tropenländer  kultivieren  wird. 

Die  besonders  hohe  Rentabilität  tropischer 
Eidiivation  unter  irgend  geeigneten  Ver- 
hältnissen ist  jedem  bekannt,  der  mit  solchen 
Verhältnissen  vertraut  ist.  Ein  anderer 
Punkt  aber,  der  bisher  nie  erwähnt  worden 
ist,  soll  hier  doch  speciell  hervorgehoben 
werden,  dass  nämlich  auch  der  Handels- 
verkehr der  Stfflumländer  mit  Knltival- 
ländem  sehr  \nel  rentabler  ist  als  der  mit 
Kolouialländ  em . 

Je  grösser  die  kulturelle  Verschiedenheit 
der  beiden  handeltreibenden  Länder  oder 
Völker  ist,  desto  grösser  wird  auch  die  Ren- 
tabilität des  Handels  sein. 

Der  Handel  mit  Kulti^-alländern  wird 
geschaffen  und  gesteigert  durch  die  (mate- 
rielle und  ideelle)  Kidtivation  dieser  Länder, 
er  wächst  proportional  den  Fortschritten  und 
Erfolgen  derselben. 

Zur  Kidtivatiou  ist  eine  längere  Zeit  des 
Kidtiireinflnsfies  erforderlich  und  dadurch 
eine  längero  Dafier  des  renlableh  Abhängig- 
keitsverhältnisses bedingt. 

3.  Die  Klassifikation  der  Koionieen 
nach  Fabri  und  ror  allem  nach  Schäffle. 
Wenn  auch  Fabri  (+  lö.  Juli  1891)  den 
praktischen  Gesichtspunkt  des  Kolonisations- 
bedürfnisses in  den  Vordergnmd  steUte,  so 
konnte  er  doch  eine  wissenschaftliche  Ein- 
teilung der  Arten  der  Koionieen  nicht  um- 
gehen. Indem  er  den  beiden  Grundarten 
der  Koionieen,  den  »Ackerbau«-  und 
sHandels-t-Kolonieen  als  dritte  Art  die 
»Verbrecherkolonieem  oder  -»Straf- 
kolouieeue  zur  Seite  Stellt,  legt  er  auf 
diese  Ail  ein  ganz  besonderes  Gewicht.  Er 
hält  die  »Deportation  i-  oder  >Verbaonung« 
tllr  die  natürlichste  und  würdigste  Form  der 
Bestrafung    politischer   Vergehen    und   das 


Fehlen  dieser  Strafform  für  eine  verwunder- 
hche  Lflcke  im  deutschen  Strafgesetzbuch. 
Beispiele:  Sibirien,  Australien,  Caledonien. 
Die  Strafkolonieen  bilden  insofern  keine  be- 
sondere Form  der  Kolonisation,  als  es  sich 
nur  um  eine  zwangsweise  Ansiedelung 
vorübergehender  oder  dauernder  Natur  han- 
delt und  diese  ebenso  in  einer  Ackerbau- 
külonie  wie  in  einer  FlanUgenkolonie  oder 
Bergbaukolooie,  in  einer  Handelskolonie  wie 
in  einer  Militärstation  vor  sich  gehen  kann, 
je  nach  der  Methode  des  angewandten  Straf- 
vollzuges. Auch  sind  Koionieen  gewöhnlich 
iiiu'  vorübergehend  als  Strafkolonieen  be- 
handelt worden,  uin  dann  bei  intensiverer 
Kolonisation  oder  Kultivation,  gewöhnhch 
nach  einer  heftigen  Reaktion  gegen  das 
Sträflinge  sendende  Mutterland,  in  freier 
Wirteoliaft  ihrem  eigentümlichen  Charakter 
zurückgegeben  zu  werden.     (Äusti-alien.) 

^Venn  die  Behandlung  der  kolonialen 
'  Theorie  durch  Hübbe-Schleiden  zu  einem 
'Duahsmus  geführt  hatte,  so  hält  Schäffle 
an  der  Einheitlichkeit  des  Begriffes  der 
Kolonisation  fest,  indem  er  die  nach  Hühbe- 
Schleiden  zwischen  der  Kolonisation  im 
engeren  Sinne  und  der  Kultivation  vor- 
liegenden Gegensätze  in  den  von  ihm  kon- 
struierten Stnfen  und  Graden  der  Koloni- 
sation zurGeltung  bringt.  Nach  Schäffle  ist 
Kolonisation  Volksent Wickelung  von 
höherer  auswärtiger  Gesittung  aus 
durch  Niederlassung  von  Bevölke- 
rungsteilen. 

Au  die  Stelle  von  »alti  und  -jungt  der 
Roscherschen  Definition  setzt  er  die  Grade 
der  Entwickolung  in  der  Organisation  oder 
in  der  Ktütur  nnd  begründet  seine  Abwei- 
chung von  Röscher  in  der  folgenden  "Weise: 
»Wir  sagen  nicht  »mehr  oder  wenigen 
hoch.  Diese  Bezeichnung  ist  an  sich  vag, 
sie  drückt  die  ganz  bestimmte  Gradation 
der  Kolonisation  in  jedem  besonderen  Falle 
nicht  aiis  und  schliesst  eigentlich  jeno  Kolo- 
nisation aus,  welche  schon  von  der  ersten 
Stufe  der  Entwickelung  aus  stattgefunden 
liat  und  heute  im  Hintei-wald  noch  immer 
stattfindet.  Wir  sagen  nicht  »eine  Volks- 
besitznahme', da  dies  die  politisclie  Herr- 
schaft des  »alten  Volkes«  als  wesentliches 
Merkmal  der  Kolonisation  einschliesst,  die 
innere  Kolonisation  aber  ausschliesst.  Wir 
sagen  nicht  »ein  junges  Land«;  der  Ko- 
lon isations  kreis  kann  schon  Volk  haben  und 
schon  einigermassen  civüisiert  sein.  Kolo- 
nisation Ist  ein  Mittel,  auch  »alte  Länden:, 
selbst  solche,  welche  früher  kolonisierten, 
durch  Rc-  und  Rüekkolouisation  wieder  zu 
heben.  Wir  sagen  nicht,  die  Kolonisation 
sei  Landcsbesitznahme  durch  ein  alles  Volk, 
weil  nicht  völlige  und  staatliche  Üccnpatiou 
notwendig  ist  und  weil  die  Kolonisafion 
[mehr  ist  als  Besitznahme,  nämlich  auch  Er- 
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ziehnng  und  Kultirierung  duroh  die  Kolo- 
nisten. Die  Niederlassung  umschliesst  bei- 
des. Wir  sagen  nicht,  die  Kolonisation  sei 
bedingt  durcli  'Ablösung«  neuer  Grenzen. 
Weder  tidturell  findet  völlige  Ablösung 
statt  noch  immer  staatlich;  solange  die 
Kolonie  Dependenz  des  Mutterlandes  ist  und 
solange  sie  es  bleibt,  ist  der  Kolonist  noch 
Glietl  des  Reiches. 

Wii-  sagen  dagegen:  von  auswärtiger 
höherer  Gesittung  aus,  weil  dies  die  innere 
wie  die  äus.sei-e,  die  soziale  wie  die  poli- 
tische Kolonisation,  die  Kolonisation  nach 
auswärtigen  Völkern  wie  Ländern,  also  die 
Kropf-  wie  die  Urkolouisation,  und  weil  es 
Kreise  weitester  wie  engster  Territorialer- 
streckung und  diese  alle  sowohl  als  Kidtur- 
wie  als  Staatskreise  timfasst.  Wir  sagen 
ferner:  Yolksentwickelung,  weil  dies  par- 
tiolle und  lokale  Kolonisation  auswärtiger 
Gesittungskreise  ebenso  in  sich  schliesst,  wie 
die  völlige  Herstellung  sittlicher  Gemein- 
schaft im  nicht  oder  wenig  gesitteten  Ge- 
biete. Entwickelung  bedeutet  ebcDso  Weitei-- 
entwickelung  wie  Gründung,  ebenso  Wieder- 
herstellung \'om  Verfall  wie  Steigerung  von 
bisheriger  Blüte  aus.  Ein  Entwickelungs- 
vorgang  ist  die  Kolonisation  von  der  Urkolo- 
nisation  an.  In  dem  Merkmal  der  Volks- 
entwickelung  liegt  auch  schon ,  dass  die 
koloniale  Niederlassung  gross  und  häufig 
genug  sein  muss,  um  entweder  ein  ganz 
neues  Kolonialvolk  zu  schaffen  oder  die  ein- 
geborene Bevölkcning  in  ihrer  Entwickelung 
fort-  und  umbildend  zu  beeinflussen.  In 
demselben  Merkmal  liegt  es  auch  schon, 
dass  die  Niederlassung  von  Kolonisten  eine 
dauernde  sei.  Niederkssung  sagen  wir  statt 
Landbesitz  nähme ,  weil  die  Niederlassung 
wirklich  das  Mehr  mit  enthält,  was  über 
Landbesitznahme  und  Bodenankauf  hinaus 
am  Kolonisieren  ist  und  gleichwohl  die 
Niederlassung  staatlicher  Kräfte  des  Mutter- 
landes nicht  ausschlicsst.t 

{Wenn  Hübbe-Schleiden  bei  der  Kulli- 
vation  gerade  ein  Gewicht  darauf  legte,  dass 
eine  dauernde  Niederlassung  von  Volksbe- 
standtcüen  der  Kolonisatoren  nicht  statt- 
findet, so  wird  Schäffle  dem  dadurch  ge- 
recht, dass  er  Schichtenkolonisation  annimmt, 
also  das  Dauernde  der  Niederlassung  nicht 
in  das  Individuum,  sondern  in  das  wie<ler- 
holt  nach  demselben  Ziel  aussendende  Volk 
logt.) 

Für  die  Klassifikation  der  Kolon  ieen 
ist  bei  Schäffle  die  gleichzeitige  Beach- 
tung der  Aktiv-  und  der  Passivseite 
aller  Kolonialei-scheiniingen,  d.  h.  der  Alt- 
volk- und  Junglandseiten  das  Ausschlag- 
g übende.  Von  diesem  Standpunkte  aus  ge- 
ngt  er.  abgesehen  von  der  äusserlielien 
Unterscheidung  zwischen  innerer  und  äus- 
serer, politischer  und  sozialer  Kachbarschafts- . 


fÖrenz-)  und  Fem-  (Uebersee-,  Uelierlai 
Kolonisation,  Universal-  und  Siwcial-,  Tc 
und  PartiaJkolonisation  zu  einer  l'usmt 
von  Einteilungsgründen.  Von  diesen 
scheinen  ihm  als  die  wichtigsten  (Ue  I 
Stufen  der  Entwickelung  der  aktiv  i 
passiv  an  der  Kolonisation  beteiligten  Vö 
und  die  Grade  des  Gesitiungsbeslandes  : 
sehen  beiden. 

Die  thatsächlich  vorhandeuen  kolmii 
Erscheinungen  reiht  Schäffle  in  dics(M  I 
tem  in  der  folgenden  Weise  ein: 

Die  eine  frtnf  stufige  Kolonisation 
tue  seit  Anbrach  der  neuesten  Zeit  mit 
Mitteln  der  Hochkultur  (Eiuropa  Stuft 
getriebene  Urkolouisation,  hauptsächlich 
m  Nordamerika,  in  Australien  und  in 
canadisehen  Dominion. 

Die  zwei  vierstufigen  Kolonisati 
der  Gegenwart  sind:  1.  die  Kolonisatic 
Koloniaigebieteii,  welche  auf  Stufe  1  f 
kommen  sind  d.  h.  zu  solchen  NatmTül 
welche  civilisiert  werden  sollen  oder 
vernichtet  werden  dürfen  (Europa  nach 
extensiv  besiedelten  Teilen  ^ordanll■1 
Australiens,  Brasiliens  etc.  und  die  Stcj 
kolonisation  der  Russen,  die  Koluiiit 
Centralafrikas) ;  2.  die  innere  Koloui? 
von  Gesittungstreisen  IV.  Stufe  nach 
rem  oder  auswärti^ra  Unland. 

Die  drei  dreistufigen  Kolonisat 
finden  heute  statt:  1.  von  Eiirojia  aus 
den  Ijändern  halb-  und  ganzständesta^t 
Gesittung:  Japan,  China,  Hinterindieii. 
derindien,  Tibet,  Persicn,  Aegypten,  T 
Ttmis,  Algier  wnd  einem  Teil  des  S 
2.  als  äussere  Kolonisafion  von  Europ; 
nach  den  auf  Stufe  II  gekommenen  Ki 
der  neueren  Kolonialländer;  3.  die  t 
innere  Kolonisation  von  den  wcnlgoi 
Stufe  IV  etwa  angekommenen  Gebietn 
Nordamerikas  nach  dem  Urwald  um 
volklosen  Prairie. 

Die  vier  zweistufigen  Kolonisa 
sind  zu  erkennen :  in  der  Kolonisation 
{las  nach  den  Stadtgesittnflgskreisen 
amerikaa  nnd  von  denjenigen  Gi,'Hi1 
kreisen,  welche  in  den  modernen  Kul 
.selbst  bezw.  Stufe  II,  111  nnd  IV  ei 
haben,  nach  bezw.  dem  Urwald,  iiacl 
Rande  des  Urwaldes  und  der  Ptaiii' 
nach  den  Gebieten  von  wahlämtorstaa 
Gesittungshöhe  (der  Stufe  II). 

Die  fünf  einstufigen  Kolomsationo 
den  nicht  bloss  von  den  höheren  Gcsii 
kreisen  alter  Völker  und  Länder  nai 
Kreisen  je  der  nächst  niedrigen  Ge 
und  innerlialb  der  modernen  Koionieeti 
auf  eben  diese  Weise,  sondern  aiicli  v 
Ländern  der  stationären  altständisc-h 
sittung  zu  Naturvölkern  hin  und  von 
ins  Unland  hinein  vollzogen. 

Offenbar  ist  der  bedewtendstG  Y 
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jene  fünfstufige  Kolonisatioo  der  Europäer, 
znmsi  jene  in  landgleicliartigeQ  Gebielon. 
Wo  wir  Deutsche  nur  immer  noch  jung- 
fi^ulichea  Land  finden,  das  unsere  AcKor- 
bauer  besiedeln  tonnen,  mflseen  wir  sie 
zu  erfflUen  Buchen,  und  zwar  da,  wo  schon 
anderssprachige  Völker  zuvorgekommen  sind, 
bei  den  mindest  sprachfremden  Ländern  in 
der  kompaktesten  Weise. 

Die  fünfstiifige  Kolonisation  ist 
heutediefruchtbarsteimd  lohnendste. 
Sie  liinterlässt  dem  Mntterlande  am  meisten 
oachhalti^n  Verkehr.  Die  minderstufige 
Kolonisation  kann  jedoch  dadurch  fibei-- 
wiegen ,  dass  sie  innere  Kolonisation  ist  oder  das 
Änsland  zu  wenig  Kolonistenmaterial  sendet. 

Jede  höherstufige  Kolonisation  wird  die 
minderstufigen  verdrängen  und  ihrer,  wo 
nicht  den  minderstufigen  die  Homogenität 
entgegenkommt,  wie  den  Chinesen  in  Toog- 
idug,  auch  Herr  werden.  In  Central&frika 
stehen  die  Europäer  vor  der  Thalsache  der 
minderstufigen  Kolonisation  der  Araber. 

Schon  £e  dreistufige  Kolonisation  zu 
heterogenen  Kolonial ländem  ist  heute  äber- 
ans  schwierig  und  kann  mu*  beschränkt  und 
kompakt,  hauptsächlich  als  Handels-  und 
Lehrkolonisation,  wie  sie  gegenwärtig 
Deutschland  in  China  und  Japan,  ganz 
Europa  in  Aegypten,  England  im  ganzen 
Orient  treibt,  mit  Sicherheit  durchgeführt 
werden. 

Also  möglichst  f  Auf  stufige  Kolonisation 
nach  aussen  imd  überhaupt  hßherstufige  Ko- 
lonisation zu  möglichst  homogenen  Kolonial- 
gebieten hin ! 

Von  den  Kolonisationsstnfen  sind  ver- 
schieden die  Kolonisationsgrade.  Danmter 
Tersteht  SchäEfle  die  Unterschiede,  welche 
eich  dadurch  ergeben,  dass  die  Kolonisation 
von  Kolonisten  getrieben  wird  oder  wenig- 
stens versucht  werden  kann  welche  von 
der  Gesittung  des  Kolonial gebietes  um  nur 
eine  oder  um  zwei  otier  um  drei  oder  imi 
vier  oder  um  fünf  Stufen  der  Gesittung  ab- 
stehen. Das  Normale  ist  nicht  die  fünf-, 
^^er-,  drei-  oder  zwei-,  sondern  die  eingra- 
dige  Kolonisation. 

Unter  den  Kolonisationswider- 
stand en  versteht  Schäffle  die  Fremd- 
artigkeit des  Kolonialgebietes  dem  Mutter- 
lande ^genüber,  sei  es  in  klimatischer, 
sei  es  in  oro-  und  hydrographischer,  sei  es 
in  geologisch-botanischer  und  zoologischer 
Hinsicht.  Noch  wichtiger  als  die  Land- 
gleichartigkeit sei  die  Volksgleichartigkeit. 
Am  Rüstigsten  sei  daher  <lie  innere  Kolo- 
nisatiou  im  Uutterlande,  ungünstig  aber  in 
fi:emd6prachi^en  und  religiös  fremden  z.  B., 
mohammedanischen  Gebieten.  Ausser  der 
typischen  Fremdartigkeit  leiste  aber  auch 
aie  Entlegenheit  niderstände  und  zwar 
desto  grösser,  je  kostspieliger  der  TransiKirt 


ist.  Zu  den  Widerständen,  welche  das  Ende 
der  Kolonisation  beschleunigen,  gehören  die 
Folgen  der  Entwickelung  selbst,  bestehend 
in  der  Emancipation.  Zuerst  tritt  sie  poli- 
tisch, dann  auch  sozial  und  kulturell  ein. 
Das  Ende  ist  blosser  Verkehr,  welcher 
desto  gewaltiger  ist,  je  verwandter  das 
Tochter-  dem  Muttervolk  und  je  typisch 
eigenartiger  und  dalier  verkehrsbedürftiger 
das  Tochterland  dem  Mutterlande  gegen- 
über ist. 

Als  Kolonisationsgesetz  stellt 
Scliäffle  hin:  möglichst  hochstufige,  grad- 
nahe, verwandte  (homogene),  nachbarschaEt- 
liche  und  bei  Fremd-  und  Fernkoloni?ation 
möglichst  anto-  und  aristokratische,  aber 
bestens  bevormundende  Kolonisation. 

Unter  Kolonisation  und  Kultlvation  im  all- 
gemeinen, jedoch  mit  Ausschluss  der  inneren 
Kolonisation,  würden  wir  verstehen:  »Die 
räumliche  Ausdehnung  des  wirtschaftlichen 
Macht  bereiclies  über  die  Staatsgrenzen 
hinaus  !<  Macht  man  aber  zum  Träger  der  Be- 
wegung nicht  den  Staat,  sondern  das  Volk,  so 
kann  man  darunter  vereteben:  »Die  Aus- 
dehnung der  Bevölkerungssiedclung  und 
ihres  Machtbereiches  über  die  bisherigen 
Volksgrenzeu«. 

Was  die  deutschen  Kolouieen  anbe- 
langt, so  ist  unsere  G  r  e  n  z  kolonisatiou, 
welche  nur  gegen  den  weniger  gesitteten 
Osten  gehen  könnte,  augenblicklich  selu-  be- 
schränkt und  sie  ist  infolge  der  stärkeren 
Reaktion  des  slawischen  Geistes  xiel  hete- 
n^uer  geworden,  als  sie  eine  Zeit  lang 
war.  Durch  unser  Kolon  isalionsmissgeschick. 
welches  nicht  am  wenigsten  durch  den  Ver- 
lust Nordbelgiens  und  der  Niederlande  ent- 
schieden woixlen  ist,  sind  wir  dazu  ge- 
kommen ,  eigene  Kolonieon  nur  noch  in 
heissen  und  volkfi-emdeu  Ländern  zu  finden, 
wo  Bauemkolonisation  in  der  Hauptsache 
unmöglich  und  die  Ackerbau  kolonisatiou  nur 
in  der  Form  der  Leitung  und  Beherrschung 
des  Pflanzungsackerbaues  der  Einge- 
borenen ausfülirbar  ist.  Wir  besitzen  wohl 
Gebiete  für  überseeische  Kolonisation  vierten 
und  fünften  Grades,  aber  nur  solche,  wo  die 
Arbeit  der  schon  zu  Pflanzern  gewordenen 
Eingeborenen  verwendet  werden  kann.  Dies 
unterscheidet  die  Aequatorialafrika-,Ostafrika- 
und  Neugtüneakolonisation  gründlichst  von 
der  Kolonisation  Nordamerikas  und  des  Sü<1- 
teils  von  Australien.  Unsere  Kolonisation  in 
den  heissen  Ijändem  kann  sich  niclit  als  Ur- 
kolonisation,  sondeni  mir  als  Pfropfungs- 
kolonisation entfalten.  Vertilgt  man  unter 
den  Tropen  die  Eingeborenen,  so  sind  die 
Kolonieen  entwickelungsun fähig.  Lassen  sich 
die  äciuatorialen  Bässen  heben,  so  werden 
sie  sich  vielleicht,  allerdings  in  nicht  abseh- 
barer Zeit  —  emancipiereti,  aber  weitvoLsten 
Verkelir  foi-tsetzen.     Das  grösste  Problem 
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ist,  die  Pflanzuugskolonisation  ohne  Sklaven- 
handel durchs iiifihren  und  die  formen  zu 
finden,  um  Neger  und  Papuas  unter  unserer 
Führung  arbeitsam  zu  machen  und  sie  zu 
eriialten,  ohne  sie  zu  Heloten  herab  zudrücken 
oder  zu  ilirem  eigenen  Nachteil  freiheitfaiil 
zu  machen. 

4.  Die  Klassifikation  der  Kolonieen 
nach  T.  Stengel,  Wenn  die  bisherigen  Be- 
stimmungen des  Weseos  der  Koionieen  von  his- 
torischen, will  Schaft  liehen,  ethnographischen, 
sozialen  und  technischen  Gesichtspunkten 
aus  erfolgten,  80  macht  sich  auch  eine  Be- 
griffsbestimmung der  Kolonieen  im 
rechtlichen  Sinne  erforderiich.  Dies 
ist  zuletzt  von  Uarl  v.  Stengel  geschehen. 

Da  nach  Stengel,  um  von  einer  Kolonie 
im  rechtlichen  Sinne  sprechen  zu  können, 
es  erforderlich  ist,  dass  das  Gebiet,  auf  wel- 
chem sich  die  Angehörigen  eines  Staates 
niederlassen  oder  ansiedeln,  in  eine  staats- 
rechtliche oder  doch  völkerrecht- 
liche Abhängigkeit  vom  Mutter- 
lande gebracht  wird,  so  muss  man  vom 
Betriff  der  Kolonieen  ausscheiden  a)  die- 
jenigen Kolonieen  im  ethnographischen  Sinne, 
welche  sich  zu  selbständigen  und  unab- 
hängigen Staatswesen  entwickelt  liaben,  wie 
z.  B.  diö  Vereinigten  Staaten  von  Nordame- 
rika, Brasilien  etc.,  b)  diejenigen  kolonialen 
Niederlassungen,  welche  in  einem  Gebiete 
erfolgt  sind,  das  bereits  einer  anerkannten 
Staatsgewalt  unterworfen  ist.  Die  fibrig 
bleibenden  Kolonieen  im  rechtlichen  Sinne 
zerfallen  dann  in  eigentliche  Kolonieen,  Pro- 
tektoratständer und  Interessensphären. 


1.  Die  eigentlichen  Kolonieen  si 
überseeische  Provinzen  eines  euioyäLicl 
Staates,  welche  seiner  Souveränität  \ü 
initerworfen  sind.  Völkerrechtlich  i>il( 
sie  Bestandteile  des  betreffenden  Miitt 
landes.  Ob  die  Anzahl  der  Kolonisten  p"j: 
Über  einer  bereits  vorhandenen  eiugobnn'i 
Bevölkening  gross  oder  klein  ist,  knn- 
ebensowenig  in  Betracht,  wie  es  notweu 
ist,  dass  die  Kolonisten  £ingewan(lei-tc  C 
jenigen  Staates  sind,  zu  welchem  die 
lonie  gehört.  Sobald  die  Kolonieen  in 
Bundesverhältnis  zu  dem  Mutterstaate  tif' 
wie  es  englische  Kolonieen  planen,  hürcii 
auf,  Kolonieen  zu  sein. 

2.  Protektoratsländer  sind  fil 
seeische  Gebiete  mit  staatlicher  Oi^iiisat 
über   welche    ein    europäischer   Staat 

1  Schlitzherrschaft  ausübt.  Hierher  geh; 
z.  B.  die  französischen  Kolonieen  Tniil 
und  Tunis  und  die  englischen  und  hoi 
dischen  Vasallenstaaten  in  Indien,  nicht  i 
die  deutschen  »Schutzgebiete^.  Da  in  1 
teren  jeile  autonome  staatliche  Organist 
fehlt,  etwa  mit  Äusnaluno  der  eingeborc 
Stämme  in  Südwestafrika,  werden  wir 
deutscheu  Schutzgebiete  sicher  zu  den 
lonieen  im  eigentlichen  Sinne  zu  vecl 
haben. 

3.  Interessen-  oder  Machtsphä 
entstehen  durch  Vereinbarungen  zwisi 
Kolonialmächten,  wonach  gewisse  (hA 
der  kolonialen  Erwerbung  oder  Protckto. 
austibung  bestimmter  Kolonialmächte  vc 
halten  bleiben,  ohne  dass  eine  Oceii]« 
dieser  Gebiete  bereits  erfolgt  ist. 


5.  Die  Kolonieen,  abhänK|enden  und  Schntzstaaten  der  Nationen  der  ^^'el 
nach  Ihrer  Flächenangdebnnng  nnd  ßeTÖlkemng 

nach  dem  Stande  von  I89T. 


Zahl 


FUche  ((ikm) 
Mutterland      Kolonie 


Mutterland  I    Koloid 


Vereiniirtes  Eünigreich ') . 

Frankreich 

Deutschland 

Niederlande 

Portugal 

Spanien 

Italien 

Oest^rreich -Ungarn  .    ,    . 
Dänemark 


Türkei 

China 

Vereinigte  Staaten  . 


313  335,6 
518598,2 
540869,7 
32  758,3 
93  33S.4 
5"  965,3 
286  573,1 
613  987,9 
39  598,5 
2  056  790,0 


,E  567,08 
18876,93 
,1  981,30 


■0  248, 58 
4  330,26 
■I  874,50 


19  824  563 
|85'7  975 
;2  279  915 

4  928  65S 

5  049  729 
7  565  632 
;i  290490 
|i  231  342 
2  185  235 
:6  683  312 
14  128690 


znaammen    ...       126      40570896,99156517379,38 

')  Einachltesslicli   der  Bundesstaaten.  Indieca,    dessen  Fläche  1  i 
dewen  BevöUiening  im  Jahre  ISÜl  66060  479  betrug. 

Nach   Statesmans   Year  Book    189Ö  in  Monthly  anmmary   of 
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B.  Kolonial-  und  Kolonisationspolitik, 
Systeme  imd  Teohnik. 

6.  Theorie.  Als  Begründer  der  Kolo- 
nialwissen Schaft  ist  HerroaDD  Merivale  zu 
betrachten,  als  Begründer  der  wisseascliaft- 
liehen  Kolonisation  stech  nik  Eduard  Gibboa 
Wakefield.  Die  Theorie  ist  femer  gepf 
worden  ausser  von  den  volkswirtsehaftlichen 
Theoretikern  von  Robert  Ton-ens  und  neuer' 
diogs  von  HObbe  -  RoMeiden.  Wir  folgen 
hei  Daistelliing  des  Gegenstandes  mügliclist 
dem  letzteren.  Er  unterscheidet  zwischen 
Kolonisation s Politik  und  Kolonial  Politik  einer- 
seits und  Kolon  isationstechnik  anderer- 
seits und  nennt  die  Gestaltung  und  Entfal- 
tung einzelner  kolonisatorischer  Unterneh- 
mungen eine  Frage  der  Kolonisationstet-li- 
nik,  die  Entwickelung  kolonialer  Yolks- 
wirlschaft  dagegen  eine  Aufgabe  der  Kolo- 
nisadoDspolitik  und  die  KoloDial^xilitik 
eine  überseeische  Politik. 

Die  Kolonisations  t  e  c  h  n  1  k  ist  die  Summe 
derjenigen  Erfahrungen,  welche  die  Begrilii' 
düng  und  Ent Wickelung  kolonisatorischer 
CntemehmimgeD  betreffen ;  sie  ist  die  Kunst 
der  kolonisatorischen  Kulturarbeit  selbst. 
Kolonisationspolitik  aber  ist  die  legislative 
und  administrative  Behandlung  dieser  Kul- 
turarbeit. 

Die  politische  oder  staatswirfschaftliche 
Seite  dieses  kulturellen  Entwickeliingspro- 
zesses  der  Kolonisation  steht  selbst  verstand - 
lidi  in  einer  ganz  anderen,  höheren  Sphäre, 
rechnet  mit  ganz  anderen,  allgemeineren 
B^riffen  und  strebt  nach  ganz  anderen, 
weitei-en  Resultaten  als  die  Kolonisation 
selbst.  Diese  strebt  als  solche  nach  private 
wirtschaftlicher  Rentabilität,  nach  einer 
milgUchat  hohen  Verzinsung  alles  dabei  ver- 
wendeten Kapitals  sowie  nach  möglielistem 
Gedeihen  aller  dabei  verwendeten  Kräfte; 
sie  rechnet  mit  der  Lebensdauer  und  mit 
den  A'orteilen  einzelner  Menschen.  Die  Po- 
litik aber  rechnet  mit  der  Dauer  und  mit 
den  Interessen  von  Gemeinden  und  Staaten ; 
sie  sucht  ihre  Rentabilität  in  einem  dauern- 
den Aufschwünge  ihrer  Staafawirtschaft ,  in 
der  Hebung  des  Steuerertrages  und  in 
zweckmässiger  Verwendung  der  Staatsein- 
nahmen. Daher  ist  auch  die  Kolonisation 
selbst,  die  Handhabung  der  Technik  dieser 
Kulturarbeit,  recht  eigentlich  Privatsache, 
die  darauf  gerichtete  Politik  aber  ist 
Staats  Sache. 

Kolonisationspolitik  ferner  und  Kolonial- 
poUtik  sind  zwar  beide  auf  Kolonisation  ge- 
richtet, unterscheiden  sich  aber  so,  <laßs 
jene  auf  die  Ermöglichnng  und  Förderung 
derselben,  diese  aber  auf  die  Verwendung 
derselben  zu  Staats-  oder  kulturpolitischen 
Zwecken  abzielt.  Für  jene  ist  die  Koloni- 
sation Selbstzweck,  ftlr  diese  nw  Mittel  zu 


anderen  Zwecken.  Jene  ist  ein  Teil  von 
dieser,  ist  zugleich  die  unentbehrlichste 
Grundlage  derselben. 

Kolonisationspolitik  ist  jede  Politik, 
welche  irgend  eine  Regierung  zur  Besiede- 
lung  ihres  eigenen  Landes  verfolgt;  Kolo- 
nialpolitik dagegen  bezeichnet  den  Inbe- 
griff aller  politischen  Jlassregeln  und  Be- 
ziehungen der  europäischen  Stammländer 
zu  ihren  eigenen  und  fremden  Kolunialge- 
bieten,  umfasst  somit  auch  die  Kolonisations- 

g>litik  innerb^b  ihrer  eigenen  ttberseeischen 
esitzungen. 
Die  Kolonisation  selbst  ist  auf  neuem 
Boden  eine  Wiederholung  unserer  eigenen 
Kul  tu  reut  Wickelung.  Die  untersten  Stufen 
der  sozialen  Gestaltungen  Europas,  die  für 
unsere  Völker  Jahrhuodeite  und  Jahrtausende 
erforderten,  mögen  auf  kolonialem  Boden  in 
Jahren  und  Jahraehnten  durchlaufen  wenlen, 
ja  vielleicht  so  schnellj  dass  mau  mancher- 
wärts  an  ein  Ueberspnn^n  mühsamer  Sta- 
dien solcher  Kultiu-arbeit  glauben  möchte. 
Dennoch  sind  solche  Mühsale  und  Schwie- 
rigkeiten nur  zu  erleichtern,  aber  nie  ganz 


3  Stufen  zu  unterscheiden ; 

1.  kleinbäuerliche  Ansiedelung, 

2.  Gi-osswirtschaft  (mit  Exportbetrieb), 

3.  Land  Spekulation. 

Die  erste  dieser  Stufen  oder  Perioden 
charakterisiert  sich  hauptsächlich  durch  die 
Enge  und  Abgesclüossenheit  der  Verhält- 
nisse und  durch  das  Vorwiegen  der  Hand- 
arbeit. Bei  der  zweiten  ist  das  Cebergewicht 
der  Intelligenz  und  des  Kapitals  tonange- 
bend. In  der  dritten  ist  die  koloniale  Volks- 
wirtschaft zur  Reife  europäischer  Kultur 
gelangt. 

Der  Zweck  der  Kolouisationspolitik  ist, 
dem  Wirtschaftsleben  eine  möglichst  breite 
und  sichere  Grundlage  für  seine  Selbständig 
keit  und  Lebensfähigkeit  zu  schaffen  sowie 
seine  Entwickelung  möglichst  zu  beschleu- 
nigen und  vielseitig  zu  gestalten  und  den 
erforderlichen  Kosteuaufwand  solcher  Politik 
zu  beschaffen  und  zu  decken. 

In  der  Geschichte  der  europäischen 
Kolonisation  in  ilberseeischen  Ländern  treten 
zwei  nach  Wesen  und  Zeit  sehr  ver- 
schiedene Perioden  entgegen.  Zwischen 
in  steht  ein  halbes  Jahrhundert  des 
Uebergaoges.  Wir  finden  in  diesen  drei 
Phasen  der  Kolonialpolitik  die  Perioden 
aller  menschlichen  Entwickelung  wieder, 
wie  sie  bei  jeder  Menschenrasse,  bei  je<lem 
einzelnen  Volke  und  bei  jeder  einzelnen 
Kolonisation  mehr  oder  weniger  deutlich  zu 
erkennen  sind.  Sie  entsprechen  der  Kind- 
heit, dem  Jünglingsalter  und  der  Mannes- 
reife des  einzelnen  Menschen.  Es  ist  die 
Entwickelung   von  primitiven  Anrangen   zu 
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höherer  Vollendung,  der  Fortgang  von  der 
Unbeholfen heit  und  Unmündigkeit  zur  Selb- 
ständigkeit oder,  wie  Röscher  es  treffend 
ausdrückt,  »der  stufenweise  Uebergang  von 
der  Bescliränkung  zur  Freiheit«. 

Die  erste  Periode  der  Kolonialpolitik, 
die  der  gebundenen  Kolonisation,  reichte  bis 
in  das  letzte  Viertel  des  18,  Jahrhunderts, 
die  letzte  Periofle,  die  der  freien  Koloni- 
sation, gelangte  zum  vollen  Durchbruche 
erst  im  zweiten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts. 
Jenes  war  die  Blütezeit  der  sogenannten 
tKolonialsystemea,  welche  die  über- 
seeischen Besitzungen  der  europäischen  Na- 
tionen m^iohst  eng  und  fest  an  die  Stainm- 
Iftnder  ketteten  und  sie  zum  mögliclist  aus- 
BcliüeBslicheu  Vorteile  derselben  ausbeuteten ; 
es  war  zugleich  die  Blütezeit  bureaukratisch- 
polizeüicher  Bevormundung  der  europäisehen 
Völker  überhaupt.  Der  Zusammenbruch 
jener  Kindheitsideale  kolonisatorischer  Unter- 
nehmungen begann  mit  dem  Kniancipations- 
bampfe  der  Vereinigten  Staaten  (1774-— IT83) ; 
das  Recht  der  freien  Bewegung  aller  zur 
Selbständigkeit  herangereiften  Volkskräfte 
brach  sich  Bahn  mit  der  französischen  Re- 
volution (1789). 

Zu  allgemeinerem  Aufschwünge  aber  ge- 
langte das  Princip  der  neuen  Zeit  erst  mit 
der  Unabhängigkeit  des  spanischen  Amerika 
(1824—1826),  mit  der  Entwickelung  der 
modernen  Kolonisation  in  Nordamerika  und 
Südafrika,  in  Aiistralien  und  Neuseeland  im 
3.,  4.  und  ').  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts. 
Ituren  Abscliluss  fand  diese  Uebergangs- 
periode  endlich  mit  der  Eröffnung  des  bri- 
tiscdieu  Freihandels  (184(i),  mit  der  Äuflie- 
bung  der  britischen  Navigalionsbesclu-än- 
kungen  {1849 — 1851)  und  mit  der  Einführung 
parlamentarischer  Regierungen  in  den  grös- 
seren britischen  Kolonieen  in  den  50er 
Jahren.  Für  Frankreich  und  den  europäi- 
schen Kontinent  kam  abermals  die  Wirkimg 
einer  inneren  Revolution  hinzu,  das  Jahr 
1848;  und  seit  jener  Zeit  hat  auch  das 
Princip  der  freien  Kolonisation  in  der  Kolo- 
nialpolitik aller  europäischen  Völker  mehr 
und  mehr  Boden  gefasst.  Seit  jener  Zeit 
ist  unsere  Rasse  mündig  geworden;  seit 
jener  Zeit  sind  zugleich  die  überseeischen 
Kolonieen  sich  ihres  berechtigten  Strebens 
nach  Selbständigkeil  immer  mehr  bewusst 
geworden.  Die  kolonialen  Völker  koloni- 
sieren seitdem,  wohl  mit  Unterstützung  von 
Seiten  Ihrer  europäischen  Stammländer,  je- 
doch ohne  staatspolitische  Organisation  der 
Verhältnisse  von  Europa  aus.  Die  Kolo- 
nialregierun gen  treiben  Kolonisationspolitik 
auf  ihre  eigene  Hand.  Die  Kolonialpolitik 
der  europäischen  Nationen  aber  wii-d  mehr 
und  melir  zw  nationaler  »überseeischer  Po- 
litik*. 

7.  Answanderangfi-   und    Einwande- 


rungspolitik.  Solange  die  Kolonieen 
voller  Abhängigkeit  vom  Mutferlande  stell 
fällt  die  Aus  wandern  ngs-  mit  der  Einwam 
rungspoHtik  zusammen,  zumal  wpiid.  sie,  < 
früher  bei  den  Spanicm  und  Portiigio: 
eine  Verhinderung  der  europ&suheii  i 
wandenmg  anstrebt.  Die  Sache  ^sta 
sielt  schon  anders,  wenn  das  Mutterli 
gleichgiltig  ist  oder  bewusst  eine  S 
interference-Politik  (Mac  Culloch)  vetfo 
Dann  kann  eine  irgendwie  autonom  gputaW 
Kolonial  Verwaltung  nsich  ihren  Bedürfnis 
die  Einwandening  befördern  oder  hindi 
Das  erstei-e  pflegt  die  Regel  zu  sein 
zum  Eintritt  einer  Sättigimg  mit  einer 
wünschten  Bevölkeruugsmenge,  das  letz 
tritt  gewöhnlich  erst  ein,  wenn  die  K 
nieen  aufhören,  solclie  zu  sein.  Engl 
hat  bis  jetzt  zusammen  mit  seineu  Kolon 
in  Nordamerika,  in  Australien  und  in  ^ 
abika  eine  europäische,  insbesondere  b 
sehe  Einwanderung  befördert  und  di 
die  grössten  Erfolge  erzielt.  Tropi; 
Kultivationsgebiete  kommen  für  diese  F 
aber  überhaupt  nicht  in  Betracht.  Si 
ist  sie  für  Niederland,  das  heute  nursn 
Gebiete  liat,  ohne  Interesse.  Franki 
unterstützt  die  Auswanderung  uach  AI 
Russland  im  stärksten  M^asse  die  nach  ' 
tralasien  und  Sibirien,  die  emancipii 
spaniseh-portugiesi  sehen  Kolon  ialgebi  Id' 
Amerika  thun  im  Gegensatz  zu  der  ; 
spanisch-portugiesischen  Politik  das  '. 
Iichste,  um  europäische  Ansiedler  zu 
wiunen.  Selbst  Italien  befördert  zum 
gegen  die  Natur  der  Dinge  eine  italicu- 
Auewanderung  nach  seinen  tropisclien 
Sitzungen  in  Afrika.  Und  nur  Deutsei 
rerhielf  sich  bis  jetzt  ablehnend  gegen 
BefördeniDg  der  Aus-   uud  Einwände 

Die  Unterstützung  der  Auswand< 
besteht  zunächst  in  der  Organisation 
Wandenmg  selbst  imd  im  Schutze  der 
derer  (vgl.  d.  Art.  Auswanderung  1 
S.  61  ff.).  Die  Organisation  wird  dal> 
nationale  Tendenzen  haben. 

So  in  der  von  Torrens  im  Royal  C 
nial  Institute  1881  voi^cschlaj 
Imperial  and  Colonial  Partner 
in  Emigration  im  Wege  des  Zusaii 
Wirkens  der  Regienmgen  des  Stauiml 
uud  der  Kolonieen  zum  Zwecke  der 
matischen  Verwendung  einer  Massenaii 
derung  aus  ersterem  Lande  zu  uatii 
Kolonisation  in  dem  Koloniallau  de. 

Die  Formen,  in  denen  sich  eine  1 
stfltzung  bewegen  kann  und  in  der  T' 
den  australischen  Kolonieen  Englands  i 
wie  in  Brasilien  und  Argeutinien  b 
hat,  sind  im  wesentlichen  die  folge 
Zuschuss  zu  der  Passage  der  Kolonistt 
Euroi«  oder  Befördenmg  derselben  ga 
Staatskosten ;   kostenfreie  Ausschiffiiiit 
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fOrderuQg  und  Ernähning  derselben  im  Ko- 
loniaUanae  bis  zum  Orte  der  Ansiedelung; 
Befreiung  de)-  Kolonisten  voa  direktea 
Staats-  ynd  Provinz ialsteuera  für  eine  Reihe 
von  Jahren;  Ziisclinss  zum  Schul-  und 
Kirchenwesen,  Besoldung  von  Lehrern  und 
Pfarrern ;  Zuschusa  zu  den  erforderlichen 
Bauten  filr  Regiening,  llunicipalverwaltung, 
Schideu  und  Eirchea ;  Anlegung  von  Brücken, 
Strassen,  Esenbahnen  und  anderen  Verkehrs- 
mitteln, um  das  Besiedelungsgebiet  zugäng- 
lich zu  machen. 

Am  weitesten  vcrden  diese  Fürsorge 
und  dieser  Kapitalaufwand  zu  gehen  haben, 
wenn  es  sieh  nicht  um  freiwillige  Wanderer 
handelt,  sondern  um  Militärkolonisationen 
oder  um  Straf-  und  Verbrecherkolo- 
nieen.  Es  fragt  sich  nun,  ob  der  Staat  seine 
■  Aufwendungen  für  die  freien  Einwanderer 
als  Vorscnüsse  an  die  gesamte  Volks- 
wirtschaft, als  Meliorationen  des  Kolonial- 
gebielßs  ansehen  will  oder  als  individuelle 
Vorschüsse.  Da  die  Einbringimg  dieser 
Vorschüsse  nun  den  einzelnen  grosse  for- 
melle und  sachliche  Schwierigkeiten  zu 
machen  pflegt,  so  hat  man  sich  von  jeher 
bemüht,  direkt  aus  der  Kolonisation  und  in- 
direkt aus  den  Kolonisten  sich  bezahlt  zu 
machen  und  zwar  durch  die  Steigerung  des 
Wertes  des  Grund  und  Bodens,  den  schon 
ihre  Ankunft  und  dann  ihre  Arbeit  auf  dem- 
selben  bewirkt.  Eine  theoretische  Entwicke- 
lung  hallen  diese  Gedanken  namentlich  in 
dem  System  Waketields  gefunden. 
Nach  Wakefield  ist  das  nächst  Legende  und 
beste  Objekt  zur  Deckimg  des  wirtsc-liaft- 
lichen  und  politischen  Kostenaufwandes  der 
Kolonisation  der  Wert  des  Grund  und  Bo- 
dens in  dem  Kolonialiaade  selbst.  Er 
wollte  aber  nicht  nur  durch  möglichst  hohe 
Verwertung  des  Landes  die  Kosten  der 
Kolonisation  decken,  sondern  auch  durch 
möglichste  Steigerung  der  Landpreise  die 
intensive  Entwickelimg;  der  Volkswirtschaft 
begünstigen,  die  Kapital  Zuführung  sichern, 
Ait>eitskTäfte  beschaifen  und  diese  zum 
Zusammenwirken  mit  grösseren  Kapital- 
ki'&ften  veranlassen.  Es  hat  sich  jedoch 
herausgestellt,  dass  diese  Steigerung  nicht 
soweit  getrieben  werden  darf,  um  jene  Kosten 
schnell  wieder  herauszuschlagen,  sondern 
der  Kolonialstaat  kann  und  muss  sich  mit 
einer  langsameren  und  indirekteren  Amorti- 
sation jener  vorgeschossenen  Kapitalien  zu- 
frieden geben. 

Die  auf  die  Verhindenmg  einer  weitereu 
oder  einer  uneingeschränkten  Einwanderung 
gerichtete  Politik  übersättigter  Kolonialstaa- 
ten ist  gewöhnlich  die  Folge  des  Sinkens 
der  Arbeitslöhne,  die  durch  eine  Massen- 
einwanderung herbeigeftihrt  wird,  eines 
NativismuB,  der  von  weiterem  Eindringen 
der  Fremden  die  Beeinträchtigung  der  all' 

HsnilwönerbDCh  der  Staatiwlsuaachaften.    Zvelte 


mählich  entwickelten  (nationalen)  Eigenart 
befürchtet.  Selten  greift  man  zu  einem 
Ei nwan dem ngs verböte.  Man  wendet  sich 
vielmehr  neuerdings  in  Nordamerika  imd  in 
Australien  gegen  die  Qualität  der  Einwan- 
derer, indem  man  den  Armen  (Paupers), 
GebrechKchen  und  Verbrechern  die  Ein- 
wanderung untersagt  oder  auf  das  äusaerste 
erschwert.  Man  will  sich  auf  diese  Weise 
wirtschaftliche,  politische  und  sittliche 
Lasten  und  Beeinträchtigungen  m(%lidist 
vom  Halse  scliaffen.  Es  fragt  sich  nur,  ob 
die  Auswanderungsländer,  denen  gerade  an 
der  Entlastung  von  diesen  Elementen 
gelegen  sein  muss,  sich  eine  derartige  Aus- 
wahl auf  die  Dauer  gefallen  lassen  sollen 
oder  ob  sie  in  Zukunft  die  Auswanderung 
nach  solchen  Ijändem  didden  wollen, 
die  sowohl  den  guten  als  den  schlechten 
Elementen  der  Einwanderung  Aufnahme  ge- 
währen. Vielleicht  wird  am  diesem  Wege 
eine  Ablenkung  der  Auswanderung  von  den 
bisher  üblichen  Zielen  bei^rirkt,  die  man 
auf  anderen  Wegen  bisher  vergeblich  ange- 
strebt hat. 

8.  VerteiluDg  des  Grond  und  Bode&s, 
UeiiustätteD ,  Landechenkiuigen.  Die 
Agrarpolitik  ist  in  den  Kolonieen  noch  wich- 
ti^r  als  in  den  alten  Kulturstaaten,  weil 
die  Ausnutzung  des  Grund  und  Bodens  in 
den  Kolonieen  verhältnismässig  einen  grös- 
seren Anteil  an  der  gesamten  Volkswirt- 
schaft hat  als  in  den  älteren  Kulturländern, 
die  sich  mehr  «ler  weniger  auf  den  Ge- 
werbefleiss  ihrer  Bewohner  stützen.  Leich- 
ter ist  diese  Politik,  wed  sie  tabula  rasa 
vorfindet,  schwerer,  weil  sie  nicht  von  Fall 
zu  Fall,  sondern  umfassend  und  grundsätz- 
lich ihre  Entscheidungen  treffen  muss. 

Die  Agrarpolitik  wird  eine  verschiedene 
sein,  je  nachdem  die  Kolonisatoren  eine  dünne 
oder  eine  dichte  TJrbevölkening  vorfinden 
und  je  nachdem  die  äussert ropi sehe  Lage 
des  Gebietes  die  Verdrängimg  der  Urbe- 
völkenmg  dureh  europäische  Einwanderer 
möglieh  und  wflnschenswert  macht  oder  im 
Gegenteil  die  tropische  Lage  eine  mögUctiat 
zahlreiche  eiaheimisclie  Bevölkerung  und 
nur  deren  Beherrschung,  nicht  Verdrängung 
durch  das  europäische  Element  fordert 
Sie  wird  auch  eine  verschiedene  sein,  je 
nachdem  die  Eingeborenen  den  Begriff  des 
Eigentiuus  am  Grund  und  Boden  noch  gar 
nicht  kennen  oder  schon  ein  Gemeineigen- 
tum {Gemeinde,  Stamm)  oder  gar  schon  ein 
Individualeigentum  entwickelt  haben. 

In  jedem  Falle  wird  die  koloniale  Staats- 
gewalt (auch  da,  wo  sie  durch  private  Er- 
werbsgesellschaften vertreten  ist)  bemüht 
sein,  alles  herrenlose  Land  und  möglichst 
grosse  Teile  des  öffentlichen  und  privaten 
Grundbesity.es  an  sich  zu  bringen,  weil  dieser 
Grundbesitz  die  Grundlage  für  ihre  gesamte 
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Kolonialpolitik  und  Kolonialwirtschaft  bilden 
muss.  Noraaden,  Jäger-  und  Fisclien-ßlker 
in  aussertropischen  Gebieten  werden  sich 
am  leichtesten  auskaufen  iind  etwa  in  Re- 
servationen zurückdrängen  lassen,  wie 
friüier  die  Quaranis  in  Paraguay  und  jetzt 
die  Rothäute  in  Nordamerika.  Bei  einer 
sesshaften  ackerbaiilreibenden  BoYÖlkening 
sind  diese  Ansprüche  schwieriger  zu  ver- 
wirklichen. Eine  glückliche  Lösung  dieser 
schwierigen  Aufgabe  liegt  auch  in  dieser 
Beziehung  in  dem  KOltüür-Stelsel  der 
Niederländer  auf  Java  vor  (Jan  van  den  Bosch 
1830 — 39),  nach  dem  die  Javaner  niciit  nur 
ein  yüuftel  ihrer  Arteitszeit,  sondern  aiich 
ein  Fünftel  des  Bodens  der  Kolon ialregieroug 
zur  Verfügung  zu  stellen  hatten.  ! 

Aber  ebenso  schwierig  war  die  Aneignung  1 
des  Kolonialbodens,  und  schwieriger  ist  oft 
die  rationelle  Verteilung  desselben  an  die 
neuen  Kolonisten.  Das  nächstliegende  und 
von  allen  Kolonialvölkem  zunächst  im 
grßssten  Umfange  betriebene  System  ist  das 
der  ausgedehnten  Landschenkungandie 
ersten  kolonialen  Eroberer  (Konquistadoren), 
an  die  Freunde  und  Beamten  der  Regierung 
und  die  B^;ründer  eines  kolonialen  Agrar- 
adels.  Wir  sehen  dieses  System  ebenso  in 
Änwendimg  l>ei  den  Spaniern  und  Portu- 
giesen in  Süd-  und  Mittelamerika,  bei  den 
Franzosen  in  Canada  (Aufrichtung  eines  voll- 
ständigen welllichen  und  kii-chlicTien  Feudal- 
systems) und  auch  bei  den  Engländern  in 
früherer  Zeit.  Die  Nachteile  dieses  Systems 
liegen  darin,  dass  es  <lie  Kidtur  unnötig 
lange  auf  extensiver  Stute  erhält,  dass  es , 
das  Landjobbertum  und  den  Ijandwucher  j 
begtlnstigt  und  dass  es  infolge  der  vielen 
TorülKTgehcnden  Dereliktionen  eine  grosse 
Unsicherheit  über  die  Eigentumsverhältnisse 
schafft. 

Eine  ganz  andere  und  durchaus  gerecht- 
fertigte Art  der  Lamlsclienkungen  in  Kolo- 
niaUändem  ist  die  als  Entgelt  für  kulturelle 
Leistungen,  insbesondere  für  Eisenbahn-  und 
KansJaolagen.  Ja  es  ist  diese  Form  der 
Landsehenkung  später  zu  einem  der  wirkungs- 
vollsten Mittel  der  Kolonisation  selbst  ge- 
woi"dcn. 

Zunächst  galt  es  aber,  der  Vereidende- 
rang  des  öffentlichen  ürundbesitzes  Einhalt 
zu  thun  nicht  mehr  in  grossen,  sondern  in 
kleinen  Losen  Land  zu  verkauten  iind  zwar 
nieht  an  Zwischenhändler  nnd  Spekulanten, 
sondern  direkt  an  diejenigen,  welche  den 
Boden  urbar  zn  machen  geeignet  und  ge- 
willt waren.  Dabei  ransste  Bedacht  darauf 
genommen  werden,  zwischen  den  verkauften 
gelegene  Teile  (etwa  schachbrettförmig)  zu- 
rückzubehalten, um  sie  später  öffentlichen 
Zwecken  direkt  oder  indirekt  zu  widmen 
oder  sie  zu  höheren  Pi-eiaen  zu  veräussern. 
So  reseirierten  die  Vereinigten  Staaten  fiiTher 


jede  36,  Sektion  für  das  Sehiilwespn  u 
Ai'mcnwesen  und  haben  seitdeni  noch  ni! 
Land  für  sie  bestimmt  und  sich  damit  i 
erraessliehe  Werte  für  ihr  zukünftiges  Seil 
wesen  gesichert. 

Die  Unionsregierung  der  Vereinigt 
Staaten  war  ilberliaupt  die  erste,  wi'li 
die  Thatsache  erkannte,  dass  Kolonie! 
tionspolilik  in  erster  Linie  eine  Fi'! 
der  richtigen  Verwendung  und  V( 
wertung_  von  Grund  und  Boden  < 
zu  kolonisierenden  Landes  ist. 

„Unmittelbar   nBch    der   BegrfiDduu^ 
unabhängigen  Union    erwarb    die  Rcjüien 


alles  unoccupierte  Kolouialland  innerhalb  i) 
weiten  Gebietes,  indem  die  einzelneu  Stn» 
ihr  die  auf  Jeden  derselben  fallenden  Anti 
rechte  zn  Gunsten  einer  gemeinsame n  enib 
liehen  Ausübung  derselben  für  alle  abtri 
Dag  „Land  oitice"  zur  Verwaltung  di 
Gebietes  wurde  1790  geschaffen 

In  der  alsdann  eingeschlagenen  KdI 
aationspolitik  dieses  Bureaus  der  Union-ri 
rung  wurden  anfangs  allerhand  Fehizüge 
macht,  so  verkaufte  man  zaeist  keine  ^r 
unter  40Ü0  Acker;  doch  erkannte  man  1 
dass  dies  nicht  der  rechte  Weg  ?ei,  uin 
Land  müglicbst  schnell  und  möglichst  n 
halt  ig  XU  verwenden  und  dasselbe  zug' 
zu  möglichst  huhem  Preise  zu  verwerten. 
GnmdzUge  der  nahrhaft  genialen  l'ul 
welche  man  seitdem  dort  einschlug,  sind 
folgende : 

Das  Land  wnrde  gleichmässig  verin< 
in  Landschaften  (Towuships)  von  3£  (jua 
meileu  zu  je  640  Acker,  jede  Qnadrati 
wurde  wieder  in  Unterabteilungen  bis  zi 
.4cker  abgegeben,  in  kleineren  Arealen  i 
Dann  wurden  solche  Landschaften  dnn-h 
klamation  des  Präsidenten  der  Union  i;i 
massig  in  Auktion  zum  Verkauf  gebrnclil 
einem  Minimalpreise  angesetzc  und  nur  ü 
Bargeld  losgeschlagen.  Fand  sich  kein  1 
für  ein  StUck  Land,  so  könnt«  dasselbe  di 
zu  jeder  Zeit  gegen  Barzahlung  des  Min 
preisca  privatim  m  Besitz  genommen  we 
Kredit  wurde  niemals  gegeben.  Vom  fti 
Jahre  nach  dem  Ankauf  des  Landes  (in  An 
Oller  privatim)  an  hatte  der  Käufer  die 
meinen  Landessteuem  für  dasselbe  zn  bozi 
Wenn  anf  dem  Lande,  welches  verkauft  w 
sollte,  Squattera  angesiedelt  waren,  so  1: 
diese  anfangs  gewohnheitsrechtlich,  spät« 
set^licb  das  Vorkaufsrecht  für  dasseltie. 
wurden  ihnen  durch  den  Preeniptiün 
von  1S41  noch  weitergehende  Konzession« 
macht. 

Bis  1819  war  der  feste  Minimalprei? 
Dollars  per  Acker;  dieser  erwies  sich  abci 
als  zn  hoch  fUrden  damaligen  Wert  des  L 
Der  Ausnt^preis  wurde  dann  auf  1'  ^ 
(5  Mark)  herabgesetzt  und  st«ht  auch  8( 
gegenwärtig.  Jeuit  ist  dieser  Preis  alle 
Wühl  nieht  mehr  zu  hoch,  war  es  aber  i 
doch  wohl  noch,  denn  obwold  sich  ^erudi 
ItiSÜ  die  Einwanderung  in  den  Verei 
Staaten  ganz  ausserordentlich  hob,  so  stellt 
dennoch  der  Verkaufspreis  des  Ackers  ihn 
bis  1840  selten  über  l'.i  Dollars   auch  f 
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bcRl«  Land.  Auf  diese  Webe  wurde  also  dtw  | 
Land  zum  hüchstmilgliclien  Preise  verwertet ;  i 
es  wurde  nber  auch  auf  das  intensivst«  ver- 1 
wendet.  Faule  Lanrtspekniation  war  durch  die  | 
Erhebung  der  Landessteuern  ausgeschlossen,  i 
Nur  solche  Leute,  gross  oder  klein,  konuten ; 
den  Braitz  des  Landes  wünschen,  welche  un- ' 
mittelbar  Gewinn  aus  demselben  zieiieo  wollten, 
sei  es  nun  durch  eigene  Kultivatiou  desselben, 
«ei  es  dnrch  Vertrieb  desselben  in  wegsamerem 
Znstande  zn  entt<prechend  hGhereni  Preise  an 
andere  I^nte  (Ansiedler),  die  ihrerseits  dann 
den  Boden  kuliivierteu." 

In  Neuschottland  und  NeubrauDschweig, 
jetzt  beide  zum  canadischen  Kelche  gehörig, 
wurde  der  Laiidverkaut  in  Auktion  1827 
eingefüiirt.  In  all  diesen  Fällen  war  der 
aoi^esetzte  Minimalpreis,  wie  in  den  Ver- 
einigten IStaaten,  imgeCahr  5  Mai-k.  Im  Jahre 
1S4I)  wiurdeo  durch  Lord  Sydeuham  zwei 
Preise  für  verschieden wertige  Ländereien 
festgesetzt,  4  Slark  und  6  Mark.  In  Neii- 
SOd- Wales  wimle  der  Auktions verkauf  1831 
eingeführt  mit  Minimalpreis  von  ü  Mark; 
dui-chnitllich  wurde  dabei  der  Acker  ein- 
schliesslich der  städtischen  Grandstücke  zu 
7  bis  8  Mark  verkauft. 

Von  1839  an  wurde  der  Änsatzpreis  da- 
selbst auf  12  Mai-k  gehoben.  In  Süd- 
aiistialien  begannen  diese  Landverkäufe  lä'-lü, 
wurden  anfangs  zu  12  Mark  {»t  Acker  an- 
gesetzt, sehr  bald  aber  auf  2(J  Mark  hinauf- 
geschraubt. Dort  wurden  bis  184U  auf  diese 
Weise  1601)00  Acker  in  Eogland  und  i;-J7 167 
in  der  Kolonie  veräussert;  der Ei'tra^  davon 
war  Ij^.'j  Millionen  Mark.  In  Viclona  {Poit 
Phillip)  w^mIe  der  Minimalpreis  IS.'JS  auf 
20  Mark  festgesetzt;  durch »chnitthch  aber 
Würde  der  Acker  dort  zu  3U  Maik  verwertet. 
Im  Jahre  185;!  wui-den  daselbst  sogar  305(598 
Acker  zu  einem  Diu'chsehnittspi'eise  von  über 
100  Mark  verkauft;  der  Gesamlerti'ag  davon 
war  31HG2270  Mark. 

HervoiTagend  in  derGoschichte  der  Land- 
ver»'ertung  in  den  britischen  Besitzungen  sind 
vor  allem  der  Australian  Land  Sales 
Act  von  1B42  und  ein  unmittelbar  darauf 
eingeführter  Pariamen t,«act,  welcher  die  Ver- 
pachtung weiter  Landstreekon  zur  Vieh- 
zucht uQter  büliKen  Bedingungen  einfülute, 
ilaa  sogenannte  Licence-System.  Dies 
letztere  Gesetz  war  ebenfalls  auf  die 
Squatters  berechnet,  auf  die  austrahacheti 
nämlich,  welche  nicht  bäuerliche  Ansiedler, 
sondern  Viehtreiber  auf  herrenlosem  Lande 
sind. 

Nachdem  auf  der  oben  gescliUderten 
Grundlage   das  Wii-tschaftsleben  der  Union 

rift  war,  ist  sie  wiederum  zu  dem  Systeme 
Landschenkuugen  zurückgekehrt, 
aber  unter  rationellerer  Anwendung  dieses 
Systems.  Zwei  verschiedene  Beispiele  der 
Anwendungen  dieses  Princips  stechen  da 
besonders  hervor.     Zunächst   die  bekannte 


Konzession  von  10  Meilen  Land  zu  beiden 
Seiten  ihi-es  ßahnweges  an  die  Union 
Pacific  Hailroad  Company  und  ferner 
das   Homestead-    und    Preemption- 

Nach  diesem  letzteren  Gesetze  kann  jeder 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  sovrie  jeder, 
der  in  vorgeschriebener  Form  erklärt,  ein 
solcher  Bürger  werden  zu  wollen,  das  Recht 
in  Ansprach  nehmen,  sich  von  vermessenen 
ßegieningsländereien  eine  Landkouzes- 
sion  bis  zu  160  Äcker  zu  sichern  und 
srtäter  ein  Vorkaufsrecht  zum  Minimalpreise 
an  demselben  geltend  zu  machen.  Die  Frist 
der  Erwerbung  solchen  Landbesitzes  datiert 
von  dem  Beginne  der  ersten  Arbeit  oder 
Niederlassung  des  BerecJitigten  auf  dem 
Lande  selbst.  Innerhalb  dreier  Monate  da- 
nacli  muss  solcher  Ansiedler  seine  Absicht, 
das  Land  erwerben  zu  wollen,  offiziell  an- 
zeigen und  rouss  innerhalb  80  Monaten  den 
Kaufpreis  desselben  bezahlen.  Dieser  Kauf- 
preis ist  entweder  1' i  ^  oder  2',ä  $  per 
Acker,  je  nachdem  das  Land  ausserhalb  oder 
innerhalb  einer  Entfernung  von  10  Meilen 
von  der  Land  kon  Zession  einer  Eisenbahn- 
gesellschaft liegt.  —  Forner  kann  sich  ein 
jeder  ebenso  Qualifizierte  eine  Heimstätte 
von  80  Acker  innerhalb  oder  160  Acker 
ausserhalb  der  10  Meilen  Entfernung  von 
einer  solchen  Land  kon  Zession  erwerben,  in- 
dem er  in  ordnungsmässiger  Weise  danim 
suppliziert,  innerhalb  6  Monaten  danach  mit 
der  Urbarmacliung  imd  Ansiedelung  auf  dem 
Lande  beginnt  und  die  Bearbeitung  des- 
selben innerhalb  7  Jahre  vollendet.  Dann 
erhält  er  den  definitiven  Besitztitel  ausge- 
fertigt, wenn  er  glaubwQrdtg  (durch  Zeugen) 
nachweist,  dass  er  das  Land  kultiviert,  min- 
destens 5  Jahre  auf  dem  Lande  ^wohnt  hat 
und  nie  über  6  Monate  zur  Zeit  von  dem- 
selben abwesend  gewesen  ist.  Will  ein 
solcher  Kolonist  dieses  Eigeutumsreclit  früher 
erwerben ,  so  kann  dies  nach  0  monat- 
licher Bearbeitung  un^l  Bewohn  ung  dos 
Landes  durch  Zahlung  des  ßeglerungs- 
preises  (l'.U  oder  2^'i  f  per  Acker  wie  oben) 


der  allergrössten  Bedeutung  ist  es, 
dass  die  Heimstätten  nur  teilweise  verschuld- 
bar sind  und  dass  also  die  Heimstättengesetz- 
gebung  für  die  Schaffimg  nicht  nur,  sondern 
auch  filr  die  dauernde  Erhaltung  eines 
Bauernstandes  gesorgt  iiat. 

Noch  günstiger  als  diese  Bestimmungen 
für  die  Vereinigten  Staaten  ist  das  neue 
Heimstättegesetz  in  Canada.  Dort 
ist  es  einer  Proletarierfamilie  (nach  offizi- 
ellen Berechnungen  der  Regierung)  schon 
mit  1600  Mark  bis  20tX)  Mari  eigenen  oder 
geliehenen  Geldes  möghch,  ausgedehnten 
Grundbesitz  zu  erwerben,  während  im  Westen 
der  Union  doch  mindestens  ein  Kostenauf- 
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wand  von  3000  Mark,  mdstenB  6—7000 
yüark,  und  raaucherwarts  sogar  12— 1500U 
Mark  a)B  notweudig  zur  eeltetändigeii  An- 
siedelung aDgesehen  wird.  Innerhalb  di-eier 
Jahre  kann  eine  Arbeiterfamilie  mit  jenen 
geringen  Mitteln  im  westlichen  Canada  den 
Besitz  von  320  Acker  Landes  (i/*  engl. 
Quadratmeile)  und  mit  der  Zeit  sogar  noch 
mehr  Land  in  einem  zusammenhängenden 
Areale  erwerben.  Es  genügt  dazu,  dass  die 
Familie  während  der  drei  Jahre  au£  dem  be- 
treffenden Lande  wohnt  imd  dasa  einige 
Mitglieder  der  Familie  den  Boden  in  ratio- 
neller Weise  bebauen.  Der  Familienvater 
kann  dabei  ausserdem  noch  sich  einen  Neben- 
verdienst durch  Lohnarbeit  an  der  von  der 
canadischen  Regierung  gebauten  Pacificbahn 
erwerben.  Auch  in  manchen  anderen  günsti- 
gen Neben  bestimmungen  bietet  dieses  ca- 
nadische  Ansiedelungsgesetz  wenigbemittel- 
ten Arbeiterfamilien  die  grösstdenkbaren 
Vorteile. 

Landschenkungen  sind  staatswirt- 
schafthch  zulässig  aus  fünf  verschiedenen 
Gründen,  die  aber  in  den  wirklieh  gebotenen 
Fällen  meistens  kombiniert  vorüegen;  sie 
sind  gerechtfertigt: 

1.  wo  der  Beselienkte  die  Verpflichtung 
Itbeniimmt,  die  Eoxten  der  erforderlichen  staat- 
lichen Organisation  des  Terrains  anßlnglich  ganz 
oder  teilweise  zu  tragen; 

2.  wo  der  Be^henkte  ein  besondere»  Risiko 
seines  flnanzielleu  Erfolges  zu  Gunsten  des  Ge- 
meinwohles flbernimrat ; 

3.  wo  irgend  welche  Verdienste  dea  Be- 
schenkten xaa  das  Land  gerechter  weise  be- 
lohnt werden; 

4.  wo  der  Wert  des  in  der  Nähe  der 
Schenkmig  gelegenen  Landes  dadarch  auf  die 
bestmögliche  Weise  gehoben  wird; 

5.  wo  die  Produktionskräfl.e  des  Beschenkten 
für  das  Land  in  besonderer  Weise  wünschens- 
wert sind  und  auf  keine  bessere  Art  herange- 
zogen werden  können. 

9.  SlaatskoloDiHaUon  und  Privatkolo- 
nisstlon.  Durchaus  getrennt  von  der  Frage, 
ob  die  Regierung  emer  Kolonie  die  Ein- 
wanderung durch  Verwaltirngsmassregeln 
und  finanzielle  Opfer  zn  imteratützen  hat, 
muss  die  Frage  behandelt  werden,  ob  die 
Regierung  das  (Jeschäft  der  Kolonisation, 
d.  h.  die  Ansiedelung  vou  Kolonisten,  direkt 
zu  besorgen  oder  ob  sie  dies  einzelnen  Pri- 
vaten oder  Gesellschaften  zu  überlassen  hat. 
Wir  sahen  oben,  dass  nur  die  auf  die  Be- 
siedelung  gerichtete  Politik  Staatsaache,  die 
Handhabung  der  Technik  dieser  Arbeit  aber 
Privatsache  ist.  Wenn  aber  in  den  An- 
fängen der  Kolonialarbeit  Unternehmer  sich 
nicht  finden,  welche  ein  solches  Risiko  laufen 
wollen,  oder  wenn  nach  Zeit  und  üinständen 
das  Geschäft  der  Kolonisation  in  dei-  That 
unrentabel  ist,  so  muss  eine  Regiening  oft 
dazu  schreiten,  ihre  Politik  durch  eigene 
Unternehmungen  (Regie)  selbst  zu  verwirk- 


lichen.   Fast  alle  Kolonial  Staaten  liaben  dii 

fithan.  In  neuerer  Zeit  vorwiegend  am.- 
rasilien  und  Ai^ntinien.  Die  Slaalskoli 
nisation  in  Brasilien  und  Ai^ntinien  lu 
aber  im  Verhältnis  zu  den  grossen  aufpi 
wandten  Rütteln  ungenügende  Ergebnis- 
gehabt.  Das  erklärt  sich  vor  allem  aus  ilo 
Fehlen  einer  treuen,  fleissigen  und  ziivr 
lässigen  Beamtenschaft.  Auch  in  Brasilii 
und  in  den  Laplatagebieten  hat  dagegen  d 
private  Kolonisation  ebenso  günstige  Ertolj 
aufzuweisen  wie  in  den  angelsächsisch^ 
Kolonieen. 

In  technischer  Hinsicht  entsteht  die  Fraf 
ob  die  Kolonisation  zu  einem  Geschäfte  j) 
vater  Erwerbsgesellschaften  weiden  ka 
oder  ob  sie  sich  auf  das  genossenschaftlic 
Gebiet  beschränken  rauss.  Die  Genoss« 
schaffen  zum  Zwecke  der  Ansiedelung  hal; 
überall  nur  da  Erfolge  gehabt,  wo  clic  ( 
nossen  noch  dim;h  ein  stärkeres  Band 
das  des  Gesell  Schafts  Vertrages  aneinanc 
goschlosseu  waren,  z.  B.  durch  eine  religii 
Gemeinschaft.  Was  die  Kolon isationsgesi 
schaffen  zu  Erwerbszwecken  betrifft, 
kommt  es  vor  allem  darauf  au,  ob  sie  f< 
von  der  Kolonie,  etwa  in  Europa,  ihren  f 
haben  dürfen,  ohne  die  sachgemässe  V 
waltung  zu  gefähi-den,  und  ob  sie  renta 
sind,  d.  h.  ob  die  anfangs  erforderlicl 
grossen  Auf  Wendungen  und  Vorschösse  s[>i 
ihre  Deckung  finden  entweder  durch  Kii 
Zahlungen  der  Kolonisten  oder  durch  La 
verkaiii  zu  gesteigei-ten  Preisen  oder  du 
andere  mit  der  Kolonisation  verbundene 
Schäfte  (Viehzucht,  Grosslandwirtschaft,  1- 
del).  Aus  allen  Kolon ialgebieteii  lieget 
dieser  Beziehung  reiche  Erfahnmgeu 
Hübbe-Scldeiden  hat  der  wissen  schafllit 
Verwertung  dieser  Erfahningen  fast 
ganzen  zweiten  Teil  seiner  ^Ceberseeisi 
Politik«  gewidmet.  Er  kommt  dabei 
wesentlichen  zu  folgenden  Ergebnissen ; 
Kolon isationsgescll Schäften  können  u 
den  richtigen  Vorbedingungen  und  bei  t 
tiger  Leitung  höchst  rentabel  wirtsclia 
Sie  können  dies  um  so  mehr,  je  höher 
wickelt  die  Kulfurbasis  ist,  auf  der  3i( 
beiten,  und  je  schneller  tmd  vollstän( 
es  ihnen  gelingt,  sich  selbst  zu  dieser  höh 
Ent Wickelungsstufe  emporzuarbeiten. 

Die  finanzielle  Rentabilität  und  die 
turelle  Wirksamkeit  der  Kolonisationsg« 
scliaftcn  stehen  in  der  Hegel  in  einont 
gekehrton  Verhältnisse  zu  ein  au  der. 
grösser  imd  je  schwieriger  zu  erreiche 
kulturpolitischen  Ziele  sind,  desto  raelir 
die  Möglichkeit  oder  die  Höhe  der  R 
bilität  zurück.  Es  ist  Aufgabe  der  ar 
Kolonisation  interessierten  Staatsgewalt, 
selbe  in  eben  dem  Masse  zu  untersti: 
wie  die  Kolonisation  Staats wirtsohaf! 
Leistungen  vollbringt  und  ■wie  diese  S' 
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gewalt  Vorteile  aus  denselben  zieht.  Je 
weniger  bei  einer  Kolonisation  die  geistig 
nnd  wirtschaftlich  unselbständigen  Auswan- 
derer, je  mehr  aber  intelligente  Volkskreise 
mit  Kapital  dabei  das  vorw-iegende  Element 
sind,  desto  besser  wird  sie  gelingen,  sowohl 
finanziell  als  kulturell. 

Auf  allen  Stufen  der  Entwiokelung 
Iwschleunigcn  Kolonisatiousgesell- 
schalten  den  Kiilturprozess  der  kolonialen 
Volkswirtschaft.  Sind  sie  aber  nicht  ein 
uoentbehrliehes  Mittel  fOr  die  Kolonisation 
selbst,  so  sind  sie  jedenfalls  das  beste,  ja 
meist  so^'  ein  ganz  uuereetzliches  Mittel 
der  KoloniaatioDspohtik. 

Während  Auswandenmgs- ,  Einwande- 
rungs-  nnd  Kolonisation s^jolitik  natiu^niäss 
Sache  der  Staatsregiernng,  der  Provinzial- 
bchörde  oder  der  Municiiialverwaltnng  des 
tieti'effenden  Landes  sind,  so  ist  die  Kolo- 
nisation selbst  recht  eigentlich  Privatsache, 
und  anch  die  nnmittelbai-e  Leitung  dieser 
privaten  Kulturarbeit  geschieht  am  besten 
und  wirksamsten  durch  die  BethStigung 
]irivater  Kräfte.  Diese  Erfahrung  ist  als  das 
Ergebnis  der  gesamten  Geschiohte  der  mo- 
dernen Kolonisation  seit  etwa  70  Jahren  zu 
iietrachten.  Dies  ielirt  uns  positiv  die  er- 
folgreiche Kolonisation  der  Germanen  in 
Nordamerika  und  in  den  austi-alischen  Län- 
dern, nnd  dieselben  Grundgedanken  ei^ben 
sich  negativ  ans  der  iinbeMedigenden  Kolo- 
nisation der  Romanen,  vor  allem  aus  den 
endlosen  FehlzQgen  der  Immigration s-  und 
Kolon iaationspolitik  der  verscfietlenen  slld- 
amerikanisehen  Staaten,  so  oft  sie  es  unter- 
nahmen, die  Leitung  der  Kolonisation  un- 
mittelbfü-  durch  Staatskräfte  versehen  zu 
lassen. 

10.  Die  koloniale  Urprodaktioo.  Der 
Bergbau  ist  zwar  ein  wichtiger  Faktor  der 
kolonialen  Wirtschaft,  obenwi  in  den  alten 
Kolonial  gebieten  Mittel-  imd  Südamerikas 
wie  in  den  neuen  Kolonialgebieten  Nonl- 
amerikas,  Südafrikas,  Australiens  und  Si- 
biriens. Seine  Technik  weicht  aber  von  der 
Technik  des  Bergbaues  überhaupt  nicht  ab, 
wenn  man  von  der  anders  gearteten  Be- 
:ichaffung  der  Arbeitskräfte  und  von  den 
Fällen  der  Zwangsarbeit  in  den  kolonialen 
Bergwerken  absieht.  Dagegen  weichen  Vieh- 
zucht, Landwirtschaft,  Garteubau  und  Plan- 
tagenwirtschaft aller  Kolonial-  und  Kidti- 
vationsge biete  auch  in  technischer  Beziehung 
wesentlich  von  den  entsprechenden  wiit- 
schaftlichen  Tliätigkeiten  in  den  europülschon 
Kulturländern  ab.  Die  sämtlichen  physika- 
lischen, die  meisten  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse sind  wesentlich  andere.  Und  so 
miissten  theoretische  Unlersucliungen  und 
praktische  Erfahrungen  zur  Gewinnung  einer 
besonderen  kolonialen  Technik  führen.  Die 
deutsche  Litteratur  hat  bereits  ganz  hen-or- 


ragende  Arbeiten  auf  diesem  Gebiete  ge- 
leistet. 

Heinrich  Scmmler  behandelt  in  seinem 
grundlegenden  Werke  im  allgemeinen  Teile 
die  allgemeinen  Kulturarbeiten :  Ansiedelung, 
Wegebau,  Urbarmachung  des  Bodens,  die 
Hilfsmittel,  künstliche  Bewässerung,  Ent- 
wässerung, Vertilgung  der  Schädlinge,  im 
besonderen  Teil:  die  Specialkult ureii,  näm- 
lich die  Kultur  von  Reizmitteln,  der  nütz- 
lichen Palmen,  der  Südfrüchte,  Handelsrinden 
Gewürze,  Oele,  Farbstoffe,  Kautschuk  und 
Guttai)ercha,  der  Wurzeln. 

In  kürzerer  Weise  werden  diese  Gegen- 
stände behandelt  von  Ä.  Frh.  v.  Hammer- 
stein,  von  Hermann  Rieck  und  R,  Hiudorf. 
Die  Technik  der  Gross  Viehzucht  und  Gross- 
laod Wirtschaft  findet  eine  Behandlung  von 
C,  F.  E.  Schnitze.  Die  Urproduktion  Brasi- 
liens, sowohl  die  kleinbäuerliche  Urwald- 
wirtschaft  als  die  kapitalistische  Grosswirt- 
schaft, insbesondere  der  Kaffeebau  in  St.  Paulo 
werden  eingehend  behandelt  von  Karl 
Kaerger.  Dereelbe  hat  dann  auch  Vorschläge 
zur  Kultivation  des  Tangalandes  in  Deutseh- 
Ostafrika  gemacht,  die  ebenso  vrie  seine 
brasilianischen  Studien  auf  persönlichen  Er- 
fahrungen benihen.  Wenn  Sommler  mehr 
die  Praxis  der  Agrikultur  beiflcksichtigte, 
so  findet  die  wissenschaftliche  Theorie  eine 
grundlegende  Behandlung  durch  F.  Wohlt- 
inann. 

11.  Die  ßenchaffiing  von  Arbeitern 
und  die  Erziebnn«  der  Eingeborenen 
znr  Arbeit  Der  europäische  Kolonist  be- 
teiligt sich  an  der  kolonialen  Arlieit  am 
liebsten  nur  mit  seinem  geistigen  und  ma- 
teriellenKapital  und  übcrlAsst  die  mechanische 
Arbeit  niedriger  stehenden  Völkern.  In  den 
Tropen  ist  er  hierzu  sogar  gezwungen.  Daher 
kommt  es,  dass  für  die  Kolonisationslechnik 
und  -iKilitik  die  Arbeiterfrage  die  wichtigste 
von  allen  ist.  Die  Frage  wird  noch  dadurch 
erschwert,  dass  die  Naturvölker  infolge  ihrer 
geringen  Kiüturbedürfnisse  nur  selten  ohne 
einen  gewissen  Zwang  arbeiten  und  dass 
dieser  Zwang  in  der  leichtesten  und  wirk- 
samsten Weise  nur  dann  organisiert  werden 
kann,  wenn  die  zur  Arbeit  gewonnenen 
Personen  pinz  oder  vorübergehend  von 
ihi-en  heimischen  Verhältnissen  losgelöst 
werden.  Mit  Rücksicht  auf  die  grosso  Ent- 
fernung der  Absatzmärkte  von  den  kolonialen 
Prodiditionsgebieten  müssen  die  Kolonial- 
produkte  auch  billig,  also  die  Arbeitslöhne 
niedrig  sein. 

Es  lässt  sich  deshalb  nicht  leugnen,  dass 
die  Kolonial  Wirtschaft  als  solche  zui-  Zwangs- 
arbeit hindrängt  und  damit  in  ihi-en  letzten 
Konsecjuenzen  zur  Sklaverei.  Seitdem  alier 
diese  von  (Christentum  und  Humanismus 
verworfen  ist  und  ihre  letzte  internationale 
Venuleilung  in  der  Generalakte  der  Brils- 
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seier  Antialtlavereikoiiferenz  vom  2.  Jnli  1890 
gelunden  hat,  braucht  sich  die  lioioniale 
wirtschaftstech Qik  nicht  melir  wie  friiher 
mit  dem  Institut  der  Sklaverei  als  solchem 
zu  besdiäftigen ,  sondern  sie  hat  es  im 
Gegenteil  mit  der  IjBsung  der  schwierigen 
Aufgaben  zu  thun,  die  durch  diese  Akle 
z.  B.  in  Bezug  auf  die  Behandlung  befreiter 
SItlaven  gestellt  worden  sind.  Anderei-seits 
hat  es  die  koloniale  Politik  und  Technik 
seit  der  Aufhebung  der  Sklaverei  noch  mehr 
als  friiher  mit  der  BeantwortuDg  der  zwei 
Fragen  zu  thun ,  wie  die  Sklavenarbeit  er- 
setzt werden  kaon  durch  die  freie  Arbeit 
von  Europäern  oder  durch  die  Ireie  oder 
organisierte  Arbeit  der  Eingeborenen  in 
ihrer  Heimat  oder  die  Arbeit  freiwillig  Über- 
gesiedelfer Angehöriger  niedrigei'  stehender 
Völker. 

Die  Versuche  der  kolonialen  Unternehmer, 
europäische  Arbeiter  für  längere  Zeit  an- 
zuwerben oder  die  Transportkosten  imbe- 
mittelter  EJnwandei-er  zu  erstatten  und  diese 
von  den  letateren  abarbeiten  zu  lassen,  haben 
bekanntlich  im  vorigen  Jahrimndort  iu  Nord- 
amerika zu  einer  weissen  Sklaverei  geführt. 
Noch  heute  giebt  es  Reste  solcher  Er- 
scheinungen. Man  hat  die  vorliegenden 
Missbränche  am  besten  damit  bekämpft,  dass 
man  die  Arbeitsverti-äge  entweder  nicht  als 
rechtsgiltig  anerkannt  oder  mit  grossen 
Kautclea  versehen  hat.  Um  mittellose  eim>- 
päische  Einwanderer  auf  längere  Zeit  au 
einen  vielleicht  bisher  von  Sklaven  bedienten 
kolonialen  Grosabetrieb  zu  fesseln,  hat  man 
vielfach  zu  dem  Halbpartsj-stem,  in  Brasilien 
Parceriakontrakt,  in  aen  britischen  Kolonieen 
Mötayersj-stem  genannt,  nach  dem  die  Bnitto- 
ertriSgnJsse  der  Arbeit  zwischen  Cnternehmer 
und  Arbeiter  geteilt  wurden,  gegriffen.  Die- 
ses an  sich  biJJige  System  gestattet  jedoch 
nur  zu  leicht  eine  missbräiicUiche  Aawen- 
dimg. 

Bei  den  Vei-siiehen,  die  Eingeborenen 
zur  eigenen  nutzbringenden  Arbeit  oder  zui- 
Arbeit  im  Dienste  kolonialer  Cuternehniungen 
zu  erziehen  oder  vorübergehend  zu  gewinnen, 
bat  man  sich  entweder  an  das  Individuum 
oder  an  vorhandene  Organisationen  gewen- 
det. Sind  letztere  stark  genug,  dann  kann 
Völkern,  Stämmen  oder  Gemeinden  eine 
gewisse  Arbeitsleistung  kollektiv  übertragen 
werden,  entweder  mit  oder  olme  Entgelt 
(Steuern).  Das  letztere  System  —  das  K  (i  I  - 
tflfir-Stelsel  des  Genei'als  Jan  van  den 
Bosch,  vgl.  oben  S.  146  —  hat  seine  höchste 
technische  Entfaltung  in  den  niederländischen 
Kolonieen  gefunden ,  wonach  die  Javaner 
nicht  nur  ein  Fünftel  des  Grund  und  Bodens, 
sondern  auch  den  fünften  Teil  der  Arbeits- 
zeit der  Regiening  zur  Verfügung  zu  stellen, 
in  ilu«r  Privatwirtschaft  bestimmte  Kulturen 
zu  betreiben  uod  ihre  Exportprodukte  gegen 


feste  Preise  an  die  Kolonialverwaltiing  al 
zugeben  hatten.  Für  den  mit  Uebereiodeluu 
verbimdenen  Arbeitsvertrag  kommen  heul 
in  Kolonieen  aller  Mächte  vorwiegend  di 
Chinesen,  die  Indier  (Kulis),  die  Malaye 
(aus  den  niederländischen  Kolonio^bieiei 
und  die  Papuas  (Südsee)  in  Betracht  1): 
koloniale  Politik  {Gesetzgebung  und  Ve 
waltung)  hat  sich  mit  dieser  Angelegenhi; 
unter  zwei  entgegengesetzten  Oesiclit 
punkten  zu  befassen ;  einmal  unter  dem  di 
Schutzes  dieser  Arbeiter  selbst  gegen  Mis 
brauche  bei  der  Anwerbung,  dem  Tran 
port,  der  Ariieit  selbst,  der  Beendigung  dr 
Vertrags  Verhältnisses  und  der  Zurfickb 
fördenmg  in  die  Heimat;  andererseits  ab 
auch  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Schutz 
der  europäüschen  Ansiedler  gegen  die  har 
Konkurrenz  der  fremden  Ai-beiter.  Letzter 
kommt  jetzt  bezüglich  der  Cldneseu 
Nordamerika  und  Australien  sehr  in  B 
tracht  und  bereitet  die  gross ten  intr 
nationalen  und  internen  Schwierigkeit!; 
In  ersterer  Beziehung  gilt  es,  dafür  zu  sorgt 
dass  dem  sogenannten  Indenturesystem  d 
Charakter  eines  Vertrags  Verhältnisses  i 
Gegensätze  ziu-  Sklaverei  gewahrt  bleibt  ui 
dass  bei  der  Behandlung  der  angeworben 
Arbeiter  nach  hiuuanen  Grundsätzen  vi 
fahren  wird  und  dass  dureh  zu  umfangrelc 
An  Werbungen  Kolorualgebiete  nicht  ei 
völkert  werden.  Auch  entsteht  vielfach  ( 
Frage,  ob  es  vorzuziehen  ist  im  Interes 
der  leichteren  Verwaltung  (Sprache),  i 
Arbeiter  nur  einem  Bevölkerungselemei 
zn  entnehmen  oder  durch  Mischung  mehn; 
Elemente,  etwa  der  Chinesen  mit  den  Negc 
oder  der  Malayen  mit  Papuas,  die  He 
scliaft  der  wenigen  europäischen  Aufsich 
Personen  Ober  die  Arbeiterheere  zu 
leichtem.  In  Bezug  auf  Chinesen,  lud: 
Malayen  und  Papuas  liegen  in  tler  nied 
ländischen,  englischen  und  deutschcLi  Kii 
vation  der  Südsee  bereits  reiche  Erfahniii; 
vor.  Grössere  Schwierigkeiten  setzt  ■ 
Neger  den  Versuchen,  ihn  dauernd 
freien  Ai'beit  zii  ver\4"erten,  entgegen,  l 
die  älteren  in  Afrika  thätigen  Kolonialvöll 
die  Portugiesen,  die  Engländer  und  Fr 
zosen  haben  zur  Lösung  dieses  Pvobh 
wenig  heimtragen,  am  meisten  noch 
südafrikanischen  Buren,  indem  sie  den  1 
geborenen  eine  Hörigkeit  auferlegt  hal 
Es  scheint  die  deutsche  koloniale  Tech 
benifen,  aber  auch  befähigt  zu  sein, 
allmähliche  Lösung  dieser  schw^ierigt 
kolonialen  Aufgabe  herbeizuführen.  Hie 
kommt  in  dem  Falle  der  Belassung  der  I 
geborenen  an  ihren  Wohnsitzen  <lie  Tl 
Sache  und  die  Art  von  Steuererheli 
wesentlich  in  Betracht.  Es  emi^fielilt  ; 
eine  Mischung  von  Natural-  nnd  von  G 
abgaben.    Erstere  zwingen  zur  Mehrer: 
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gung  von  Gütern  in  der  eigenen  Wirtschaft, 
letztere  zur  Erzeugung  von  Aiisfuhi^iltern 
oder  zur  Dienstleistung  g^en  Lohn  in 
fremder  Unternehmung.  In  Deutsch-Ost- 
afrika sind  auf  diesem  Gebiete  bereits  er- 
folgreiche Versuche  gemacht  worden. 

II.   Die    TeÜnng  Afrikas    and    die  Be- 
grfindnDg  des  Kongostaates. 

A.  Die  Teilung  Afrikas. 

1.  Aeltere  Teilungen.  Eine  erste  Tei- 
lung der  Neuen  Welt  fand  am  4.  Mai  1493 
durch  den  Papst  Alexander  VI.  statt,  in- 
dem er  die  apanischen  und  portugiesischen 
Entdeckungen  durch  eine  Linie  abgrenzte, 
die  von  Pol  zu  Pol  laufend  einen  Meridian 
bildete,  der  etwa  6*  westl.  L.  100  Meilen 
westlich  der  Azoren  und  der  Inseln  des 
Gi'ünen  Vorgebirges  lief.  Alle  Entdeckungen 
westlich  (lieser  Linie  sollten  den  Spaniern, 
alle  östlich  gelegenen  den  Portugiesen  ge- 
hören. Diese  päpstliche  Entscheidung  wurde 
dann  näher  präcisiert  durcli  einen  Vertrag 
vom  7.  Juni  1494  zu  Tordesillas  zwischen 
Johann  D.  von  Poi-tiigal  und  Ferdinand  von 
Castilien.  Hierdurch  fiel  Afrika  im  wesent- 
lichen in  die  portugiesische  MachtsphSre. 
Und  bis  zur  G^;enwart  hat  auch  Portugal 
an  der  Fiktion  festgehalten,  dass  alles  ahi- 
kanische  Land  im  Zweifel  Portugal  gehöre. 
Im  17.  und  18.  Jahrhundert  haben  aber  auch 
alle  anderen  Kolonialmächte  Erwerbungen 
an  der  Westküste  von  Afrika  gemacht  und 
an  der  Sildspitze  Holland, 

Eine  neue  Aufteilung  Afrikas  unter  die 
Kolonialmächte  Eiutipas  begann  mit  dem 
Feldznge  Napoleons  I.  in  Aegj'pten  1798. 
Seitdem  ist  Aegj'pten  fhatsächlich  eine  eui'o- 
Idische  Provinz  geworden,  in  der  franzö- 
sischer mit  englischem  Einflüsse  abwechselt. 
Während  dann  England  seit  der  endgiltigen 
Besitzergreifung  des  bis  dahin  hoUänoischen 
Caplaudes  ISl.'j  von  Süden  her  in  Afiika 
vordrang  und  Frankreich  durch  die  Erobe- 
rung Algiers  1S30  an  der  Nordküste  sich 
dauernd  festsetzte,  gingen  Spaniens  Be- 
sitzungen in  Afrika  nach  und  nach  ganz 
verloren  bis  auf  wenige  Reste  an  der  Strasse 
von  Gibraltar  (Ceuta),  an  der  NoFlwestküste 
(Cap  B<')jador  bis  Cap  Blaiico)  einschliesslich 
der  k'anarischen  Inseln,  an  und  in  der  Bia- 
frabucht  (Corisco,  Fernando  Po,  St.  Thome) 
und  die  umfangreichen  Occiipationen  Portu- 
^Is  an  der  West-  und  Ostküste  sanken 
immer  mehr  zu  einem  Nominalbesitz  herab. 
Dagegen  fasste  England  auch  in  Sierra 
Leone,  an  der  Gold-  und  Sklavenküstc  und 
am  Niger  Fuss  und  umklammerte  die  Buren- 
b^iedeluDgen  im  Süden  durch  Landerwer- 
bungen zwischen  dem  Oranje  und  Zarabesi, 
und  Frankreich  schuf  sich  in  Algier  und  in 
Senegambieo  zwei  afrikanische  Henschafts- 


gabiete.  Um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
war  aber  der  Eifer  auf  dem  Gebiete  poli- 
tischer Occupationen  ziemlich  erlahmt.  Die 
Kolonialmächte  sicherten  sogar  durch  inter- 
nationale Verträge  den  Fortbestand  der  no- 
minalen Selbständigkeit  afrikanischer  Staats- 
gebilde. Um  so  grösser  war  der  Eifer  auf 
dem  Gebiete  der  Erforschung  des  unbe- 
kannten Innern  des  dunkeln  Kontinentes. 

2.  Die  neueste  Teilung.  Die  jüngste 
Aufteilung  Afrikas  auf  Kosten  einheimischer 
unabliängiger  Fürsten,  mehi-  noch  aber  auf 
Kosten  des  nominalen  Besitzstandes  der  älte- 
ren Kolonialmächte,  wurde  veranlasst  durch 
die  Begründung  des  Kongostaates  (s.  den- 
selben weiter  unten  S.  155  ff.)  und  durch  die 
afrikanischen  Erwerbungen  Deutschlands  in 
den  Jahren  1884  bis  1890  (s.  u.),  besonders 
durch  die  dort  aufgeführten  internationalen 
Verträge,  die  Deutachlands  Besitzstand  in 
Afrika  feststellten.  Denn  auch  die  anderen 
Kolonialmächte  sicherten  nunmehr  ihren  Be- 
sitzstand an  den  Küsten  oder  dehnten  den- 
selben auch  mögliclist  nach  dem  Innern  hin 
aus.  Die  wichtigsten  internationalen  Ab- 
machungen dieser  Art   sind  die  folgenden: 

Spanien  erhielt  im  Oktober  1883  den 
Hafen  Ifni  von  Marokko,  machte  1884  einige 
Erwerbungen  in  der  westlichen  Sahara, 
sicherte  die  Grenze  1886  durch  Vei-trag  mit 
Frankreich  imd  erwarb  durch  den  Munifluas- 
vertrag  von  1900  von  Frankreich  25000  qkm 
am  Cap  San  Juan  südlich  von  Kamerun  und 
I900ÜO  (jkm  bei  Rio  de  Oro  zwischen  Cap 
Blanco  und  Bogador. 

Portugal  hatte  um  die  Mitte  des  19. 
Jalirhuuderts  seine  alten  Ansprüche  auf  die 
Souveränität  über  die  Westküste  von  Afrika 
einschliesslich  der  Kongomflndung  und  die 
im  Inneni  gelegenen  Gebiete  zwischen  .">" 
12'  imd  8"  Büdliclier  Breite  wieder  aufleben 
lassen.  Seine  Bestrebungen,  den  Zusammen- 
hang zwischen  seinen  alten  weatafiikanischen 
und  ostafrikanischen  Besitzungen  aufrecht 
zu  erhalten,  waren  aber  vergebene,  wenn 
auch  Portugals  diesbezflglicbe  Ansprüche  im 
Principe  sowohl  von  Deutschland,  Vertr,  v. 
30.  Dezember  1886,  Art  3,  als  von  Frank- 
reich, Verti'.  V,  12.  Mai  1886,  Art.  4  aner- 
kannt wurden.  Da  aber  ein  ununterbrochener 
portugiesischer  Besitz  zwischen  Mossamedes 
und  Mozambi(jue  den  Bemühungen  Engtands 
um  Herstellung  einer  Verbindung  zwischen 
den  britischen  Besitzungen  am  Can  und 
seinem  Machtgebiet  am  Nil  hinderhcli  sein 
würde,  ist  England  unausgesetzt  bemüht, 
sich  näi-dLch  des  Zambesi  festzusetzen.  Es 
gelang  zwar  im  Vertr.  v.  26.  Februar  1884, 
eine  Verständigung  zwischen  Portugal  und 
England  über  den  Besitz  des  Kongogebietes 
herbeizuführen.  Diesei'  Vertrag  -wurde  aber 
von  Deutschland  nicht  anerkannt,  imd  die 
weiteren    Verhaudlimgen    führten    zur   Be- 
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grflndung  des  Kongostaates  in  den  streitigen  I 
Gebieten,  der  tinrch  Ueberein kommen  vom 
14.  Februar  1885  auch  von  Portugal  aner- 
kannt wurde.  Doch  inusste  der  Kongo- 
ataat  das  ganze  linke  Kongoufer  bis  Nocki 
und  nördlich  des  Kongo  Kabiuda  und  Ma- 
lemba  an  Portugal  überlassen.  Eine  nähere 
Festsetzung  der  portugiesischen  Grenzen  mit 
dem  Kongostaat  erfolgte  am  25.  Mai  1801, 
wotliirch  das  Lundareich  zwischen  dem 
Kongostaat  und  Poi-tugal  geteilt  wurde. 

Ein  Abkommen  zwischen  Portugal  und 
England  über  die  Abgrenzung  der  beider- 
seitigen BesitzuDgcD  in  der  Nähe  des  Zam- 
besi  vom  20.  August  1890  erhielt  nicht  die 
Genehraigiing  der  gesetz^benden  Körper- 
schaften Portugals.    Dagegen  wurde  ein  am 

11.  Jiici  1891  abgeschlossener  bezflglichor 
Vertrag  am  3.  Juli  1891  ratifiziert,  wodurch 
das  Hinterland  der  Kolonie  Moioambiqiie 
wesentliche  Einscliränkungen  erlitt.  Die 
portugiesisch-französischen  Grenzen  in  Giiinea 
und  am  Kongo  waren  durch  Verträge  vom 

12.  Mai  1886  festgelegt  wottlen. 

In  AusfQhnmg  der  beiden  Abkommen 
zwischen  dem  Eongostaat  und  Portugal 
vom  20.  Mai  1891  sind  durch  ProtokoU  vom 
24.  März  1H94  die  Grenzregidienmgsarbeiten 
in  Bas-Kongo  und  Lunda  beendet  und  die 
Grenze  zwisdieu  beiden  Staaten  festgelegt 
■worden  (D.  Kol.-Bl.  1894  8.  409). 

Ein  geheimes  Abkommen  zwischen 
Deutschland  und  England  vom  Jahre  1898 
scheint  über  die  Zukunft  der  ost-  imd  west- 
afrikanischen Besitzungen  Portugals  verfügt 
zu  haben. 

Frankreich,  das  sich  an  der  Nord- 
kOste  Afrikas  neben  Algier  auch  Tunis 
gesichert  hatte  (Vertrflgo  mit  dem  Bey  von 
"runis  vom  12.  Mai  1881  und  8.  Juni  1883), 
erwarb  durch  den  Vertrag  mit  der  Kegie- 
rimg  der  Hovas  vom  17.  Dezember  1885 
das  Protektorat  über  dielnselMadagaskar 
>md  erlaugte  die  Anerkennung  dieses  Pro- 
tektorais durch  England  und  Deutschlaud, 
indem  es  1890  seinerseits  das  deutsch-eng- 
lische Abkommen  vom  1.  Juli  1890  aner- 
kannte und  sein  Veto  gegen  die  Abhängig- 
machung  Zauzibars  aufgab  (deutsch-franzö- 
sischer vertrag  vom  17.  November  1890). 
Die  französisch-doutscheu  Interesseiisphäi'en 
in  Afrika  wurden  abgegrenzt  durch  die  Ver- 
träge vom  24.  Dezember  1885  und  15.  März 
1895  (Kamerun)  sowie  SJ.  Juli  1897  (Togo), 
die  französisch-englische  Grenze  von  Sierra 
Leone  dim;h  Vertrag  vom  28.  Juli  1882,  die 
französisch-portugiesische  Grenze  in  Guinea 
und  im  Kongogebiet  durch  ^' ertrage  vom 
12.  Mai  1880  und  31.  August  1887,  die 
französische  Grenze  gegen  den  Kongostaat 
durch  Uebereiukommen  vom  5.  und  14.  Fe- 
bniar  1885,  22.  November  1885  und  29. 
April  1887. 


Seit  1862  bat  Frankreich  von  der  Rec 
von  Obok  (gegenüber  von  Aden)  Besitz  ■ 
giiffen  und  1884  diese  Niederlassujig  dm 
Ausdehnung  des  Protektorates  über  c 
Busen  von  Tadjura  erweitert.  Eine  ITcli 
eiukuuft  mit  England  vom  Jahre  1887  tc: 
die  Bucht  von  Tadjura  zwischen  Frankrc 
und  England. 

Frankreich  ist  unausgesetzt  bemflht, 
Hinterländer  seiner  drei  grossen  afrikaiiis'l 
Gebiete  (Algier.  Senegambien  und  fran 
sisches  Kongogebiet)  zu  annektieren  i 
damit  eine  Verbindung  zwischen  diesen  ( 
Gebieten  unter  einander  herzustellen,  und 
in  den  Jahren  1882 — 1898  zahlreiclie  La 
erwerbungen   in   diesen  Gebieten   p-mai 

Dahome  war  am  5.  August  1^85  iit 
portugiesisches  Protektorat  gestellt  wert' 
auf  <las  Portugal  aber  am  22.  Dezem 
1887  wieder  verzichtete.  Frankreich  suli) 
dfflin  am  3.  Oktober  1890  einen  Schiilz\ 
trag  mit  Dahome  ab. 

Die  grössten  afrikanischen  Er\verbun 
der  jungten  Jahre  hat  Frankreich 
macht,  indem  es  vom  Norden  und  Sü 
her  gegen  den  Sudan  vorrückt,  Diu'ch  'V 
trag  vom  14.  August  1894,  bestätigt  am 
Dezember  1894,  haben  sich  Franki'eicJi 
<ler  Kongostaat  über  folgende  Gi'e]i:fl 
ihrer  afrikanischen.  Besitzungen  gcciii 
Thalweg  des  (Jubangui  bis  zum  Zusamn 
flusse  dos  M'Bomu  und  Quelle,  Thalweg 
M'Bomu  bis  zu  seiner  Quelle,  von  da 
gerade  Linie  bis  zur  Wasserscheide 
Kongo-  irad  NUbeckens,  alsdann  der  Ka 
der  Wasserscheide  bis  zum  30"  östlii 
Länge  (Greenwich),  der  30"  bis  zur  Paiu 
5"  30'  und  alsdaun  letztei-er  bis  zum 
(D.  K0I.-BI.  1895,  S.  82). 

Durch  ein  englisch-französisches 
kommen  vom  12.  Juli  1893  wurden  die 
gronzungen  zwisclien  den  beidei'seitigeii 
Sitzungen  an  der  Goldküste  bis  zum  9"  n 
liclier  Breite  am  Volta  hinaufgeführt 
die  Abmachungen  vom  10.  August  Iss!) 
26.  Juni  1891  präcisiert  {D.  KoL-Bl.  1 
S,  463).  Dieselben  Mächte  haben  am 
Januar  1895  eine  Vereinbarung  flbei' 
Nord-  und  Ostgrenze  von  Sierra  Loniie 
troffen  (D.  Kol.-Bl.  1895,  S.  188). 

Auch  zwischen  Liberia  und  den  . 
züsischeu  Besitzungen  sind  diux-li  ein 
8.  Dezember  1892  abgesclüossenes  und 
1.  Juli  1894  bestätigtes  Abkommen  dio 
dei'seitigen  Grenzen    neu  geordnet    woi 

Schon  wai'  Frankreich  1898  vom  K 
aus  bis  zum  Nil  (Faschoda)  vorgedrui 
als  es  dort  auf  britisclien  Widerstand  t 
und  sich  aus  dem  NUgebiet  zurückzi 
musste. 

In  den  letzten  beiden  Jahrzeliiitou 
19.  Jalirhunderts  hat  sich  Frankivicl. 
noixlwestliclien  Afrika   ein  beinahe   dt 
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Teil  dieses  Weltteiles  umfassendes  Kolonial- 
reich geschaffen  und  damit  eine  weltpoli- 
tische Leistung  ersteu  Ranges  vollbracht. 
I^  erweitert  ooch  immer  seinen  politischen 
EinQuss  in  der  Richtimg;  gegen  Marokko 
und  dea  Niger  und  Kongo  hin  und  festigt 
ihn  durch  den  Bau  der  Saharaeiseubalin.  In 
einem  Geheimvertrag  zu  dem  oben  genannten 
Jlunülnssvei-ti'ae  von  1900  scheint  Frank- 
reich von  Spanien  Erwerbungen  gemacht  zu 
haben,  die  ihm  südlich  von  Marokko  den 
Zugang  zum  Meere  imd  damit  die  völlige 
Umklammerung  Marokkos  ermöglichen. 

Italien  hat  seit  1882  an  der  Nordost- 
kflste  von  Afrika  eine  Reihe  von  Erwer- 
bungen gemacht  \md  diese  ku  der  Kolonie 
Eri-threa  vereinigt  (s.  unten). 

Im  Vertrage  mit  England  vom  24.  März 
und  ir>.  April  1891  wurde  die  Grenze  gegen 
Aegypten  und  die  Abgrenzung  einer  italie- 
nischen und  englischen  Einflusssphäre  fest- 
gesetzt, auch  der  italienischen  Regierung 
das  Recht  eingeräumt,  im  KriegsMl  Kassala 
und  die  Ge^nd  bis  zum  Atbara  zu  besetzen. 
Die  italienisch-englische  Demarkationslinie 
ging  vom  Meere  aus  den  Job  aufwärts  bis 
ü"  n.  Br.,  folgt  dem  Parallel  G"  bis  zum 
Meridian  35"  östl,  v.  Gr.,  an  dem  sie  bis 
zimi  blauen  Nil  aufsteigt.  Im  Nortlen  ging 
die  Linie  von  Raskasar  am  Roteu  Meere 
aus  bis  zum  Kreuzun gapunkt  des  17.  Pa- 
rallelkrei&es  mit  dem  iJ7.  Meridian  ö.  v,  Gr., 
auf  diesem  bis  16"  30'  N.  bis  Sabderat  imd 
in  verechiedenen  Windungen  am  Atbara  und 
dem  Rabat  entlang,  auf  dem  35"  ö.  v.  Gr. 
Bfidlicb  bis  zum  blauen  Nil.  Infolge  eines 
in  den  Jahren  1894  bis  1896  nnglticküch 
gegen  Äbessiaien  geführten  Krieges  musste 
Italieu  wesentlich  zuriick weichen  und  im 
Frieden  vom  26.  Oktober  1896  wurde  die 
Nordgrenzo  AbessinJens  durch  die  Flflssc 
Marcb,  Belassa  und  Muna  bezeichnet,  die 
übrigen  Grenzen   aber  blieben    unbestimHit. 

E  ngiand  besetzte  18tS2  Aegypten, konnte 
aber  die  Loslösuug  des  Sudan  von  diesem 
Lande  zunächst  nicht  hindern  und  verstän- 
digte sich  deshalb  mit  Italien  über  dessen 
Fussfassung  am  Roten  Meere,  Erst  189« 
eroberte  England  den  Sudan  von  neuem 
und  b^n^ndete  hier  eine  von  Aegj-pten  un- 
abhängige britische  Herrschaft,  indem  es  zu- 
gleich Frankreich,  das  Faechoda  besetzt 
hatte,  vom  Nil  zurückdi-ängte.  Im  Jahi-e 
1861  besetzte  es  Lagos,  zog  sich  18S0  aus 
dem  1870  besetzten  Damai-alaad  Glieder  zu- 
rück und  behielt  dort  nur  die  am  12.  März 
1878  mit  einem  Umkreis  von  15  enghschen 
Meilen  annektierte  Walfischbai,  bezeichnete 
nach  1880  den  Oranjefluss  als  die  nordwest- 
liche Grenze  der  Capkolonie,  nahm  1838 
und  erneut  1842  Port  Natal  in  Besitz,  stellte 
nach  den  Kämpfen  mit  Cctewayo  1879  das 
Gebiet  von  der  Natalgrenze  bis  zum  Um- 


latosie  unter  britische  Oberhoheit  und  er- 
kannte in  der  Londoner  Konvention  vom  27. 
Februar  1884  die  Unabhängigkeit  Trwisvaals 
als  »Südafrikanische  Republik«  an. 

Das  Basutoland,  welches  bis  dahin  einen 
Teil  der  Capkolonie  gebildet  hatte,  trat  am 
18.  März  1884  wieder  unter  direkte  britische 
Hen-schaft.  lu  den  Jahren  1878  bis  1885 
wiude  das  Protektorat  über  Teile  des  Pon- 
dolandes  erworben,  durch  Beschiuss  der 
Regierung  vom  27.  Januar  1885  der  22"  s. 
Br.  als  Nordgrenze  und  der  20.  östL  Längen- 
grad als  Westgrenze  der  britischen  Inte- 
ressensphäre proüamiert,  in  demselben  Jahre 
Betschuanaland  in  eine  Kronkolonie  und  in 
ein  Schutzgebiet  geteilt,  Anfang  Mai  1891 
aber  Britiseh-Betschuanaland  durch  Einver- 
leibung des  Bastardlandes  zwischen  dem 
Oranje,  Nosob,  Molopo  und  der  deutsch- 
englischen Grenze  erweitert.  Das  ganze 
Zainbesigebiet  wurde  1891  der  South  Africa 
Compagny  überlassen,  British  Central  Afrika 
benannt  und  in  die  4  Distrikte  Ohambezi, 
Tanganyika,  Mweru  und  Luapula  geteüt, 
1898  aber  fast  ganz  in  Kronverwaltuug  über- 
geführt. 

Am  18.  Dezember  1885  wurde  die  bri- 
tische Flagge  in  der  Santa  Lucia  Bai  ge- 
hisst  und  Sululand  am  14.  Mai  1887  annek- 
tiert lind  dessen  Grenzen  im  Vertrage  mit 
der  Südafrikanischen  Republik  vom  20.  Juni 
1888  festgestellt,  1838  und  1890  auch  noch 
die  Gebiet*  der  Häuptlinge  SibonUa,  ümca- 
mana,  Fokoti,  Umgindi  und  Manaha  mit 
dem  Sululand  vereinigt. 

Ein  weiteres  Voi-dringen  Englands  in  das 
Zambesigebiet  erfolgte  durch  Atechluss  eines 
Pi-otektorats  über  das  Matabeleland,  11.  Fe- 
bruar 1888,  dim;h  Ausdehnung  der  britischen 
.  Interessensphäre  gegen  die  portugiesische 
I  Provinz  Safala  hin,  25.  Juli  1888,  vor  allem 
dun'h  Erteilung  eines  l"reibriefes  an  die 
Britisch-Südafrikanische  Gesellschaft,  15.  Ok- 
tober 1889,  mit  Hoheitsrechten  über  das 
Gebiet  zwischen  Betschuanaland,  Südafrika- 
nische Republik  imd  den  portugiesischen 
Besitzungen,  während  die  britische  Seeen- 
gesellschaft  African  Lakes  Compagny  am 
Schii-e  und  Nyassa  Fuss  fassto  und  es  sich 
zur  Aufgabe  stellte,  die  britischen  Macht- 
spliären  im  Süden  und  Norden  Afrikas  zu 
verbinden.  England  gelang  es,  in  den  Yer- 
trägen  mit  Portugal  vom  11.  Juni  und  3. 
Juli  1891  eine  Grenze  zu  erlangen,  welche 
Matabele-  und  Maschonaland,  das  Selürege- 
biet  und  das  Land  zwischen  dem  Nyassa- 
see  und  dem  Kongostaat  England  zusprach. 
Am  Niger  setzte  sich  England  teils 
direkt,  teils  durch  Vermittelung  der  Royal 
Niger  Compagny  in  den  Jahren  1884  bis 
1890  fest,  begrenzte  seine  dortige  Interessen- 
!  spiiAre  durch  Vorträge  mit  Deutschland  vom 
■  7.  Mai  1885,  2.  August  1880,  1.  Juli  1890, 


Digitized  by  L.iOOQIC 


154 


Kolonieeo  und  Kolonialpolitik 


mit  Frankreich  vom  5.  August  1890  und 
übernahm  1899  die  unmiltelbare  Verwaltmig 
des  Nigergebietes  durch  Ablösung  der  Niger 
Compagny, 

Die  Grenzen  der  Kolonieen  Sierra  Leone 
und  Gambia  wurden  durch  Verträge  mit 
Frankreich  vom  28.  Juni  1882  und  10.  August 
1889  und  mit  Liberia  vom  11.  November 
1887  Eestgesetzt. 

England  liat  durch  weitere  Erwer- 
bungen in  Sfid-  und  Mittelafrika  seine  afri- 
kanische Stellung  verstärkt  und  seine  afri- 
kanischen Besitzungen  vielfach  neu  organi- 
siert. Ausser  den  genannten  Grenzverträgen 
mit  Deutschland  und  Frankreich  hat  Gi-oss- 
britannien  am  5.  Mai  1894  einen  Grenzver- 
trag mit  Italien  abgeschlossen  über  die 
Abgrenzung  der  beiderseitigen  Einfluss- 
sphären im  Gebiete  des  Golfs  von  Aden. 
Danach  soll  die  Grenze  gebildet  werden 
durch  eine  Linie,  die,  von  GUdessa  ans  zum 
8*  nördlicher  Breite  gehend,  die  Nordost- 
grenze  der  Gebiete  der  Stämme  Gii-rhi,  Ber- 
tiri  und  Her  Ali  streift.  Sie  folgt  dann 
<lem  8"  bis  zu  seinem  Schnittpunkt  mit  dem 
48"  östlicher  Länge  (Greenwieh),  geht  von 
da  zum  Schnittpunkte  des  9"  nördliclier 
Breite  mit  dem  49"  östlicher  Länge  und 
folgt  dann  diesem  Meridian  bis  zur  See. 
England  verpflichtet  sich,  in  seinem  Pro- 
tektorate, und  Italien  in  Ogaden  volle  Han- 
delsfreiheit in  Gemässheit  der  Berliner  Akte 
und  der  Bi-üsseler  Deklaration  zu  gewähren. 
Der  Versudi  Grossbritanniens,  durch  einen 
Pachtvertrag  vom  12.  Mai  1894  mit  dem 
Kongoslaate  sich  zwischen  Deutsch-Osta&ika 
und  den  Kongostaat  einzudrängen,  scheiterte 
an  dem  'Widerspruche  Deutsehlands. 

Ueber  die  Abgrenzung  der  britischen  In- 
teressensphäre in  Ostafrika  b.  bei  Deutsch- 
land und  Italien.  Am  4.  November  1390 
übernahm  England  die  Sehutzherrscliaft  Tiber 
Zanzibar,  am  19.  November  1890  über  Witii 
imd  die  Küste  bis  Kismaju,  Ende  lö90  Über 
Uganda,  hier  durch  Vermitteln ng  der  britisch- 
ostafrikanischen  Gesellschaft.  England  strebt 
seit  langer  Zeit  danach,  Afrika  britisch  zu 
macheu  vom  Cap  bis  zum  Nil.  Diesem ; 
Zwecke  dienten  die  Mineuspekulationen  und  | 
Eisen  bahnbauten  Cecil  Rnodes  und  der; 
Krieg  Gross  britanniens  gegen  die  Buren-  i 
repuhUken  1899  bis  1900. 

Die  Freistaaten  der  niederländi- 
schen Buren  in  Südafrika  haben  zwai- 
voriibergehend  mehrfache  Erweiterungen  auf 
Kosten  der  Eingel)oreneu  erfai^en,  sind  aber 
ihrerseits  mehr  und  mehr  in  britische  Ab- 
hängigkeit geraten.  Die  Südafrikanische  Re- 
publik (Transvaal)  wurde  im  Vortrage  mit 
England  vom  27.  Februar  1884  gegen  dessen 
Besitzungen  abgegi-euzt.  Mit  ihr  vereinigte 
sich   die   am    16.    August    1884   gebildete 


Ninwe  Eepubliek  (Distrikt  Vrijlieid)  am 
September  1887  (anerkannt  von  England 
Juni  1888)  sowie  der  1875  an  der  Sw; 
landgrenze  gelegene  kleine  Freistaats.  Anp 
1890  (Vertr.  mit  England  2.  Augrist  1« 
Der  Oranjefreistaat  erwarb  \2.  Juli  1 
das  Territorium  Thaba  Nschu  (Distrikt '. 
roka).  Zwischen  der  Südafrikanischen 
publik  Britiscli-iSululand  und  der  portu, 
sischen  Provinz  Mozambique  haben 
Burenstaaten  Swasiland  und  Tongaland  : 
Unabhängigkeit  noch  teilweise  aufrecht 
halten.  (Vertr.  zwischen  England  imd  t; 
afrik.  Rep.  2.  August  1890  und  V. 
zwischen  England  und  Tonga  6.  Juli  1^ 
Dagegen  sind  am  30.  September  ISSö  eil 
ehemalige  Burenrepubliken  völlig  u 
britische  Hoheit  gekommen,  nämüch  die 
G.  August  1882  proklamierte  Republik  Sti 
land  (im  Korannagebiet)  und  die  am  24. 
tober  1882  gegriindete  Republik  Gooseu 
Barolong^biet).  Stella  und  Goosen  ka 
zu  Britisch-Betschuanenland.  Der  K 
gegen  Grossbritannien  1899  bis  1900  sei 
die  Oberherrechaft  des  ersteren  ober 
Burenrepubhken  endgiltig  zu  besiegeln. 
3.  Uebersicht  über  deo  neaei 
Stand  der  Teilung  Afrikas.  Zai 
massige  Angaben  über  afrikanische  FlIli 
luid  Einwohner  bieten  nicht  nur  die 
gemeinen  Schwierigkeiten  jetl^  (Job 
niederer  Kultur.  Es  kommt  dort  noch  h: 
d^s  im  Hinterlande  grosse  Staatenbitdut 
wie  im  Sudan  und  in  der  Sahara  W* 
hegen,  deren  Zugehörigkeit  sich  nii.' 
wird  bestimmen  lassen,  ganz  abgesehen 
von,  dass  die  Grenzen  der  kolonialen 
Sitzungen  der  europilischen  Staaten 
Innern  von  Afrika  absichtlich  als  si-h 
kende,  offene  augesehen  werden.  Nur  i 
dieser  Einschränkung  haben  die  nachsti' 
den  Zahlen  einen  Wert.    Ihnen  muss  voi 

g «schickt  wei-den,  dass  die  Geographei 
esamtfläche  Afrikas  verschieden  temu 
B.  Tragnitz  auf  29173300  qkm,  dazu 
mcn  nach  Siipan  die  küstennahen  Inselt 
9800  ijkm,  gieht  29  207100  qkin, 
Ravenstein  aber  29820840  qkm. 

Wie  schnell  die  Aufteilung  Afrikas  i 
die  europäischen  Kolonialslaaten  seit 
Konferenz  in  Brüssel  fortgeschrittmi 
eigt  ein  Vergleich  dar  nachstehenden  Tu 
von  1899  mit  den  Zahlen  aus  dem  ■ 
1876.  Damals  machten  die  Staaten  folji 
Ans]>rüche  auf  afrikanisches  Gebiet:  (j 
britannien  761381,  Franki^ich  733479. 
tngal  1 799  3(54 .  Spanien  948Ü .  T 
3307  930  qkm,  wälirend  der  Rest  als  i 
liängig  galt.  Die  nachstehende  TabcU 
eine  Zusammenstellung  nach  den  neu 
zugänglichen  yuetlen. 
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Die  Teilnng  Afrikas  nach  dem  Stande  Ton  1899 

1.  Kolonieen  und  Schntzgebiete 

im  Besitze  von  qhm  Einw. 

Deutschland    ....  2430400  8700000 
Frankreich  mit  Tunis 

ohne  Madagaskar .    .  3870212  21502417 

EDKland 4578600  36000000 

IlaSen 428593  404579 

Portn^l 2126130  14200000 

Spanien 709689  437  4^3 

Kongostaat     .    .    .  2252780  14000000 

'5396414  95^44419 

Madagaskar  591964  3500000 

znsamnien  15  9S8  378  98  744  419 

2.  Andere  Staaten : 

Matokko 812300  8000000 

äe^TDten  ohne  Sudan  994  3>m  9S11  544 

Tripolis  nnd  Barka     .  i  033  000  i  000  000 

Abe*sinien      ....  540  000  4  000  000 

Südafr.  Republik     .    .  308  560  691  252 

Oranje-Freiataat ...  131 070  207  503 

Liberia 85  350  767  500 

Verachiedene    kleine 

Staaten  und  strittige 

Gebiete 1564280  31770000 


qkm 


Wadai     .  .  444  550 

Baghirmi  183  400 

Bomn  .    .  .  14S  000      5  000  o( 

Kanem     .  .  56  660         1 00  <x 

Sokot«  imd 

Ädamana  .  361  470     12  57001 

Gando      .  .  203  300      5  500  o< 

Massina    .  .  166900       45000 


3.  Sahara 


5  468  860      56  247  799 


zusammen  Afrika    27  637  238    167S42218 
B.  Der  Kongostaat. 

Der  EoDgoatoat,  eine  SchÜpfimg  des 
Königs  Ijeopokl  11.  von  Belgien,  entstand 
durch  die  Bemühungen,  die  Erforschungen 
des  Kongopebietes  auch  ■wirtscliaftlich  nutz- 
bar zu  machen.  Dies  geschah  zunächst  in 
internationalen  Formen.  Doch  nahm  das 
Gebilde  immer  mehr  einen  belgischen  Cha- 
rakter an,  wenn  schliesslich  der  Kongostaat 
auch  nur  durch  Personalunion  mit  Belgien 
verbunden  ist. 

König^  Leopold  11.  gi-ündete  1876  zur 
planmässigen  Krforscüung  Afrikas  eine  In- 
ternationale afrikanische  Uesellschaft,  an  der 
sich  alle  I^ationen  mit  Ausnahme  Englands 
beteiligten.  Nach  Stanleys  erstem  Zuge  von 
Zanzibar  nach  der  Mündung  des  Kongo 
1874—1877  entstand  1878  ans  jener  Gesell- 
schaft das  Comitc  d'etudes  du  haut 
Congo,  und  in  den  nächsten  Jahren  setzten 
Stanley  (Station  Vivi  1879,  Stanley  Pool  1881, 
l*opoldvillel881)undBrazza  die  Erforschung 
des  Kongi^ebietes  fort,  wobei  Brazza  aber 
Beine  Ei-werbungen  für  Frankreich  machte. 


Das  genannte  Komitee  nahm  danu  die  Nameu 
Association  internationale  duhaut 
Congo  und  später  Association  inter- 
nationale du  Coßgo  an  und  machte 
seinerseits  zaidreiclie  Territorialerwerbungen 
am  Kongo.  Dies  Vorgehen  der  Franzosen  und 
Belgier  bestimmte  England  und  Portugal, 
ihrerseits  durch  Verträge  und  Landkäufe  mög- 
lichst viele  Vorrechte  im  Loangogebiete  zu 
erwerben,  imd  Portugal  l^te  Protest  ein  gegen 
eine  im  September  1^33  in  München  g&- 
lasste  Resolution  des  Kongresses  zur  Fest- 
stellung eines  internationalen  Vflikerrechtes 
zu  Gunsten  der  Neutralität  des  Kongo. 
England  und  Portugal  einigten  sich  zu 
einem  Vertrage  vom  26.  Februar  188i,  wo- 
nach England  die  Souveränität  Portugals 
Über  deu  zwischen  5*  12'  imd  8"  südlicher 
Breite  liegenden,  im  Osten  vom  Nookifluss 
b^^^nzteu  Teil  der  Westküste  Afrikas  luid 
der  Kongoufergebiete  unter  Bedingungen 
anerkannte,  die  Portugal  gestatteten,  an  der 
Einfuhrstelle  des  Kongo  Eingangszeile  zu 
erheben  und  damit  der  internationalen 
Kongogesell  Schaft  sowohl  als  allen  anderen 
MäcHteu  mit  Ausnahme  Englands  den  Zu- 
gang zum  Kongo  zu  ei-schweren.  England 
wüwle  die  politische  Leitung  in  dem  Ge- 
biete (ibeiTiommeii ,  zahlreiche  Monopole  er- 
langt imd  schon  damals  am  Schire  Erwer- 
bungen gemacht  haben.  Unter  der  Führung 
Deutschkuds  protestierten  die  Mächte  gegen 
diesen  Vertrag,  dessen  Ratifikation  desh^b 
unterblieb,  und  Deutschland  und  Frankreich, 
beseelt  von  dem  Wunsche,  ihren  Angehöri- 
gen die  Handelsfreiheit  in  dem  ganzen  Ge- 
biete des  künftigen  Kongostaates  zu  sichern, 
verständigten  sich  ihi-erseits  im  Juli  1884 
über  die  Grundlage  der  einer  Konferenz  zu 
überweisenden  Aufgaben  ziu-  Regelung  der 
Verhältnisse  des  Kongo-  und  Nigereebietes. 
Nachdem  auch  die  Zustimmung  Englands 
gesichert  war,  lud  Deutschland  am  6.  Okto- 
ber 1884  zu  einer  Konferenz  nach  Ber- 
lin ein,  die  vom  15.  November  1864  bis 
26.  Februar  ISSf)  in  Berlin  li^te. 

Noch  bevor  diese  Konferenz  aber  zusam- 
mentrat, erkannte  Deutschland  im  Vertrage 
vom  8.  November  1884  die  »internationale 
Gesellschaft  des  Kongo«  als  befreundeten 
Staat  in  bestimmten  Temtorialgrenzen  an. 
Die  internationale  Kongogesellswiaft  wurde 
dann  auch  von  Frankreich  durch  l'eberein- 
kommen  vom  5.  und  14.  Februar  1885,  von 
Portugal  14.  FebiTiar  1885  anerkannt  und 
die  Grenzen  ihres  Gebietes  gegen  die  fran- 
zösischen und  portugiesischen  Kolonieen  hin 
festgesetzt  Noch  wälirend  der  Beriiner 
Konferenz  erfolgte  die  Anerkennung  durch 
die  übrigen  Mäclite,  auch  durch  Belgien  am 
23.  Februar  1885.  Die  belgische  Dieputier- 
tenkammer  nalim  am  23.  April  und  der 
belgische  Senat  am  30.  April  1885  (gemäss 
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„Sc  MajeatÄt  Leopold  n.  König  der  Belgier 
ist  antorigiert,  das  Oberhaupt  des  in  Amka 
von  der  Internationalen  Kong^esellschaft  ge- 
gründeten Staates  zu  sein.  Die  Verbindung 
zwiflcheu  Belgien  und  dem  neuen  Staate  soU 
aiiBBchliegalich  persönlich  sein." 

Demgeraäss  notifizierte  Leopold  II.  am 
1.  Anglist  1885  den  Jlächten ,  dass  er  den 
Titel  eines  Souveräns  des  unabhängigen 
Kongostaates  annelimc,  uud  iuu  1.  August 
1885,  dass  sich  der  Kongostaat  in  Gemäss- 
heit  Art  10  der  Genoi-aiakte  der  Berliner 
Konferenz  für  ewige  Zeiten  neutral  erkläre. 
Die  Grenzen  des  Kongostaates  gegen  das 
französische  Gebiet  wiirden  durch  Protokoll 
vom  29.  April  1887  näher  präcisiert  Diese 
Vernnhanuig  was'  mit  einer  politischen  Er- 
klärung und  einer  finanziellen  Abmachung 
verknüpft.  Die  Erklärung  bezog  sich  auf 
die  von  der  internationale q  Gesollschaft  am 
23.  April  1884  *im  Namen  der  Stationen 
und  der  freien  Territorien,  welche  sie  am 
Kongo  und  im  Thale  des  Niari-Qiülln  ge- 
gründet hat«  übernommene  Verpflichtung, 
im  i'alle  einer  Veräusserung  ihrer  BcsitzuD- 
gen,  dieselben  an  keine  Macht  abzutreten, 
ohne  Frankreich  ein  Vorzugsrecht  cinzu- 
rftumen.  Es  wurde  bestimmt,  dass  dieser 
Vorbehalt  auf  Belgien  keine  Anwendung 
finde,  dass  jedoch  der  Kongostaat  diese 
selben  Besitzungen  nicht  an  Belgien  ab- 
treten könne,  ohne  ihm  die  Vei-pflichtimgpn 
aufzuerlegen,  das  Vorzugsrecht  Frankreiclis 
anzuerkennen,  ffir  den  Fall,  dass  Belgien 
seinerseits  zu  einer  späteren  Zeit  die  Son- 
veräniiat  über  diese  Besitzungen  -weiter 
übertragen  wolle.  Die  finanzielle  Abmachung 
bezog  sich  auf  das  französische  Versprechen, 
die  offizielle  Notierung  einer  Prämienan- 
leihe des  Kongostaates  an  der  Pariser  Börse 
zu  gestatten. 

In  seinem  Testament  vom  2.  August  1889 
setzte  König  Leopold  Belgien  zum  Erben 
seiner  Souvei-änitäts rechte  Aber  den  Kongo- 
staat ein  und  bestimmte  in  einem  Kodizill 
vom  21.  Juli  1H90  die  Unveräusserlichieit 
des  Kongostaates-  Am  3,  Jiih  1890  wurtie 
ein  Vertrag  mit  Belgien  abgeschlossen,  wo- 
nach dieses  dem  Kougostaat  im  Laufe  von 
10  Jahren  ein  tni verzins!  icJies  Darlehn  Ton 
25  Millionen  Francs  gewährt  gegen  das 
Recht,  6  Monate  cach  Ablaut  jener  Periode 
den  Kongostaat  zu  annektieren.  Sollte  es 
die  Annexion  verweigern,  so  ist  der  Kongo- 
staat >-erpf licJitet ,  Aaa  Dai-lehn  in  weiteren 
10  Jahren  zurückzuzahlen.  G,  v.  4.  August 
1890. 

Die  Einföhnmg  einer  geoMlneten  Ver- 
waltung vernrsaclite  aber  dem  Kongostaat 
oder  vielmehr  dessen  Souverän  bedeutende 
Ausgaben.    Fast  bei  allen  Nationen  sind  es 


die  Eingangszölle,  welche  in  erster  Linie 
den  Haushalt  der  Kolonieen  versorgen.  Die 
Generalakte  der  Berliner  Konferenz  Eap.  I 
und  die  internationalen  Verein  banmgon, 
welche  ihnen  vorausgeMingen  waren,  haben 
aber  dem  Kongostaat  diese  Einnahmequelle 
vei-sagt.  Es  war  deshalb  das  Bestrelieu  des 
Souveräns  des  Kongosfaates,  die  Härten 
dieser  Bestimmungen  zu  mildem,  und  es 
gelang  ihm  dies  gelegentlich  der  Brüsseler 
Anti^lavereikonferenz ,  indem  die  zur  Kon- 
ferenz in  Brüssel  vereinigten  MAchte,  welche 
die  Berliner  Generalakte  vom   26.  Februar 


Erklärung  (Dekkration)  abgaben,  nach  der 
die  Erhebung  eines  Eingangswei-tzolles  ron 
Wh  in  dem  konventionchen  Kongobecken 
unter  gewissen  Einschränkungen  und  Bc- 
dingimgen  gestattet  ist  Die  nur  von  Frank- 
reich verzögerte  Ratifikation  dieser  Erklä- 
rung ist   im  Jahre    1892  erfolgt.     K.G.Bl. 

1892.  S.  658,  660. 

Die  Vertragsmächte  machen  fortgesetzt 
Anstrengnngeu  zur  Ausführung  der  Brüs- 
seler Generalakte.  Von  der  Samm- 
lung der  gemäss  Art.  82  der  Brüsseler 
Generalakte  eingegangenen,  auf  die  Unter- 
drückung des  Sklaveiihandels  »md  die  Ver- 
hinderung des  Waffen-  und  Spirituosenver- 
triobes  bei  dem  Brüsseler  internationalen 
Biu-ean  eingegangenen  Urkunden,  Ge.setze, 
Verordnungen,  Berichte  sind  mehrere  Bände 
ei-schicncn. 

Deutschei'seits  ist  zur  Ausführung  der 
Geueralakte  der  Brüsseler  Antisklavei-eikon- 
ferenz  vom  2.  Juli  1890  am  17.  Febniar 
1893  eine  kaiserliche  Veroi-dnung  erlassen 
woitien,  die  das  Verfahren  ge^n  ein  unter 
deutscher  Flagge  fahrendes  bcliiff  regelt, 
welches  gemäss  Art.  49  der  Öener^akte 
von  dem  Befehlsliaber  eines  fremden  Kreu- 
zei-s  angehalten  und  in  einen  Hafen  des 
Schutzgebietes  geführt  worden  ist  (D.  Kol.-Bl. 

1893,  S.  135).  Vor  allem  wurde  am  28. 
Juli  1895  ein  deutsches  Reichsgesetz  erlas- 
sen, betr.  die  Besti-afung  des  Sklavenranbes 
und  des  Sklavenliandels  (D.  Kol.-Bl.  189Ö, 
S.  399). 

Das  durch  die  Brilsseler  Konferenz  vom 
Jahre  1889 — 1890  zum  Zwecke  wirksamerer 
Bekämpfung  des  Sklavenhandels  zur  See  in 
das  Leben  gerufene  internationale  maritime 
Bureau  in  Zanzibar  ist  am  9.  November  1892 
eröffnet  worden  und  liat  eine  umfangreiche 
Thätigkeit  entwickelt.  Zur  Ausführung  des 
92.  Ai-tikels  der  Brüsseler  Generalakte,  durcli 
welche  die  Revision  der  Behandlung  der 
Spirituosen  bei  ihrer  Zulassung  in  bestimmten 
Gebieten  Afrikas  vorgesciirieben  wird,  wurde 
zu  Bnlssel  am  8.  Juni  1900  eine  internatio- 
nale Konvention  abgesci Jossen.  (D.  Kol,-Bl. 
1900  S.  531.) 
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Zur  Einverleibung  des  Kougostaafes  in 
das  KCnigreich  Belgien  ist  es  trotz  aller 
Anstrengung  des  Königs  und  der  helgisclien 
Begiening  nicht  gekommen,  wohl  aber  haben 
diese  Anstrengiiugen  schwere  Krisen  in  der 
inneren  Politii  Belgiens  herbeigeführt.  An- 
geblich sind  weitere  Versuche,  den  Kongo- 
staat an  das  Königreich  Belgien  staatsrecht- 
lich anzugliedern ,  bis  znm  Jahre  1900  ver- 
schoben worden.  Vorläufig  besteht  also  die 
blosse  Personalunion  zwischen  dem  Kougo- 
staat  und  Belgien  fort,  wenn  auch  Belgien 
verschiedene,  namentlich  zur  Fortsetzung 
der  Kongoeisenbahn  nötige  finanzielle 
Opfer  gebracht  hat. 

Aus  der  Unbestimmtheit  früherer  Grenz- 
abmachungeu  und  aus  der  Eifersucht  zwi- 
schen Frankreich  und  England  erwuchsen  . 
dem  Kongostaat  eine  Menge  äusserer  Schwie- 
rigkeiten. König  Leopold  stützte  sich  zur 
Beseitigung  derselben  zunächst  auf  England. 
Vielleidit  mit  Rücksicht  auf  die  Bestrebun- 
,i^n  der  Franzosen,  am  rechten  Ufer  des 
Cbangi  noch  der  Aequatorialprovinz  zu  drin- 
gen und  die  Absichten  des  Kongosiaatea  auf 
die  letztere,  vielleicht  auch  die  Abtretung 
des  reehten  Schariufers  seitens  Deutschlands 
an  Frankreich,  femer  das  alte  Bestreben  der 
durch  Cecil  Rhodos  Tertretenen  grossafrika- 
nischen  Politik  Grossbritauniens,  einen  Weg 
vom  Cap  zum  Nil  zu  haben,  liessen  unter 
dem  12.  5Iai  1894  ein  Abkommen  zwischen 
dem  Kongostaat  und  Grossbritannieu  zu 
Stande  kommen,  dessen  Wortlaut  in  Ueber- 
selzung  in  der  D.  Kol.-Ztg.  1894,  S.  90  ab- 
gedruckt ist  und  im  wesentlichen  folgende 
Bestimmungen  enthielt: 

Regulieruüg  der  englisch-kongolesischen 
Grenze  am  Albert-Eduard-See  durch  Ver- 
schiebung des  Kongostaates  nach  Osten, 
pachtweise  Ueberlassung  der  (England  bis- 
her nicht  gehörigen)  Provinz  Bahr-el-Ghasal 
an  den  Kongostaat  für  die  Dauer  des 
letzteren,  pachtweise  Ueborlassung  des  Ge- 
bietes östbch  vom  di-eissigsten  Grad  bis 
zum  Nil  an  den  Kongostaat  für  die  Dauer 
der  Regierungszeit  des  Köuigs  Leopold  11., 
pachtweise  Ueberlassung  seitens  des  Kongo- 
staates an  England  eines  25  km  breiten 
Streifens  vom  Tanganika  nach  dem  Albert- 
Eduard-See,  Gestattung  der  Erbauung  einer 
englischen  Telegrapheniinie  zwischen  Süd- 
afrika und  dem  Nii  durch  das  Kongogebiet, 

England  wollte  damit  den  Kongostaat  in 
der  Bahr-el-GhasalprOAÜnz  als  Puffer  gegen 
Frankreich  brauchen,  sich  das  Land  am  Nil 
bis  zum  30"  bis  zum  Tod  des  Königs  Leo- 
pold reservieren  und  sich  zwischen  den 
Kongostaat  und  Deutsch- Ostafrika  eindrän- 
ge. Infolge  des  Widerspruches  Deutsch- 
tands wurde  das  Abkommen  vom  12.  Uai 
1394  ausser  Wirksamkeit  gesetzt,  und  König 
Leopold,  von  Grossbritannien   im  Stich  ge- 


lassen, schritt  zu  direkten  Verhandlungen 
mit  Frankreich,  deren  Ergebnis  der  obener- 
wähnte ürenzvertrag  vom  14.  August  1894 
war,  der  die  Grenzen  des  Kongostaates  that- 
sächlich  bis  an  den  Nil  vorschob. 

Die  Gi-enzregulierung  des  Kongostaates 
uach  den  portugiesischen  Besitzungen  hin 
wurde  durch  Protokoll  vom  24.  März  1394 


Neuere  geographische  Forschungen  mach- 
ten die  Grenze  zwischen  Deutsch-Ostafrika 
und  dem  Kongostaate  am  Kiwusee  zweifel- 
haft. Die  Verhandlungen  haben  im  April 
1900  zu  einem  vorläufigen  Abkommen  ge- 
führt 

Seit  Jahren  schwebten  Streitigkeiten 
zwischen  der  Staatsverwaltung  des  Kongo- 
staates und  den  in  diesem  privilegierten 
grossen  belgischen  Gesellschaften  Über  die 
Ausübung  des  Kautschuk-  und  Elfenbein- 
handels und  administrative  Fragen.  Diese 
Streitigkeiten  wurden  durch  ein  Ende  1892 
getroffenes  Abkommen  beigelegt.  Die  Han- 
del idthätigkeit  dieser  GeseUschafteu  hat  zur 
Erforschung  des  Kongogebietes  viel  beige- 
tragen, der  militärische  Charakter  der  Han- 
delscxpeditioncn  aber  zu  zahllosen  Konflikten 
mit  den  Eingeborenen,  aber  auch  mit  den 
Nachbarmächten  geführt. 

Durch  königliehe  Verordnung  vom  1.  Seji- 
tember  1894  (Bidletin  officiel  de  l'Etat  indt'-- 
pendant  du  Cocgo,  1894  No.  10)  wurden  die 
Grundzflge der  Organisation  derCentral- 
r^crung  des  Kongostaates  neuerlich  fest- 
gelegt. Danach  igt  die  Gesamt  Verwaltung 
des  Kongostaates  in  dei-  Hand  eines  vom 
Könige  ernannten  Staatssekretärs  (z.  Zt.  Ed- 
mond  van  Eetvelde)  centralisiert,  welcher  die 
vom  Souverän  erlassenen  Anordnungen  voll- 
zieht und  dessen  Regierungsakte  gegen- 
zeichnet. Dem  Staatssekretär  ist  zur  Unter- 
stützung für  die  von  ihm  direkt  zu  er- 
ledigenden Geschäfte  ein  Kabinettschef  zu- 
geteilt. Die  dem  Staatssekretär  unterstehende 
gesamte  Staatsverwaltung  ist  in  3  grosse 
Abteilungen  (d^partements)  geteilt,  an  deren 
Spitze  je  ein  vom  Könige  ernannter  General- 
sekretär steht.  Daneben  wurde,  als  den 
Generalsekretären  koordiniert,  die  Stelle 
eines  gleich faUs  vom  Könige  ernannten 
Generafechatzmeisters  (trösorier  g6n6ral)  ge- 
schaffen. Die  vom  Staatssekretär  erlassenen 
AusfOhningsverordnungen  s.  D.  Kol.-BL  1895 
S.  Ib. 

Durch  eine  Verordnung  vom  3.  November 
1894  wurden  die  Bedingungen  festgestellt, 
welche  für  die  Anstellung  von  Beamten  im 
Dienst  des  Kongostaates  in  Zukunft  mat^s- 
gebend  sein  soUen. 

Die  bis  daliin  3024  Mann  betragende 
Schutztnippe  des  Kongostaates  wurde  durch 
V.  V.  3.  Februar  1893  auf  4520  Mann  erhöht 
und  in  16  Kompagnieeu  eingeteilt. 
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Am  27.Noveinber  1894  wurde  der  Bau  einer 
Telegranhenlinie  zwisclien  Borna  und  dem 
TangoniEasee  über  Matadi,  LeopoldsWIlc, 
Statüeytälle  undMaiivemaangeonlnet.  In  den 
Jahren  1890—1898  wurde  die  388  km  lange 
Kongoeisenhahn  von  Matadi  bia  Stanley -Pool 
mit  einem  Aufwände  von  60  Mill.  Pres,  erbaut 
und  damit  oberhalb  Stanlev-Pool  ein  Fluss- 
netz von  18.000  km  Länge  dem  Weltver- 
kehr erschloBsen,  denn  der  untere  Kongo  ist 
bis  JUtadi  (120  km  von  der  Küste)  für 
Schiffe  bis  zu  3000  t  acliiffbar. 

Der  Wert  der  Ein-  und  Ätisfuhr  des 
Kongostaates  betnig 

Einfuhr  Ansfnbr 

Frc».  Frc8. 

1892  (Hai— Dez.)     5679195        7  5^9  980 

1893  10148418        7S'479i 

1894  1 1  854  022      1 1  031  704 
1898                      151S5000      25397000 

An  tler  Ein-  luid  Ausfuhr  des  Jahres 
1898  waren  beteiligt  in  Tausenden  Franken: 
Eiufuhr  Ausfuhr 

Frcs.  Frcs. 

Bdgieu         mit    15658        20187 
Sieoerlande    „        2 137  3037 

Deutschland    „        1695  118 

England  „        3756  318 

Die  HauptgegenstSnde  der  Ausfuhr  bilden 
Elfenbein,  Kautschuk,  Palmöl,  FalmnUsw, 
Kaffee,  Kopal,  Sesam.  Näheres  über  die 
Entwifkelung  des  Kongostaates  bis  1898 
vgl.  D.  Kol.-Bl.  1899  S.  r.24. 

Der  Etat  des  Kongostaates  belief  sich 
1895  auf  6.0  Mill.  Fi'cs.  Einnahme  und  7.3 
Mill.  Ausgabe,  190O  aber  schon  auf  26.2  imd 
27,7  Mill.  Frcs. 

Vom  grüssten  Interesse  ist  die  Agrar- 
politik des  Kongostaates,  namentlich  die  Be- 
handlung der  Ansprüche  der  Eingeborenen 
auf  Onind  und  Boden  und  die  Ordnung  der 
X^ndkommissionen  und  dos  Staatslandes 
durch    Verordnungen    vom     1.    Juli     1S8.'>, 

29.  September  1891,  30.  Oktober  und  5.  De- 
zember 1892,   3.  Febi-uar  und  7.  Jidi  1898. 

Auch  im  Kongostaate  wie  in  Tunis  sind 
die  Grundsätze  des  Agrarrechtes  der  iin 
Jahre  18ri5  in  Stidaustralien  eingefüiirten 
sogenannten  Torrens  acte  (Sir  Robert  Torrens) 
entnommen,  die  ihrerseits  eine  Modifikation 
des  preussischen  Gnmdbuclirechtes  war. 

Indem  der  Kongostaat  sich  das  Monopol 
des    Handels    mit    Kautschuk  (Dekret    vom 

30.  Oktober  189'2)  und  mit  Elfenbein  (5.  De- 
zember 1892)  anmasste,  verstösst  er  gegen  die 
Bediugim^n,  unter  denen  dieser  Staat  bei  der 
Berliner  Konferenz  zu  stände  gekommen  war, 
und  gegen  die  internationalen  Verträge.  Er 
wird  immer  mehr  und  mehr  eine  i-ein 
national-belgische  Kolonie. 


III.  Die  Teilung  des  Ostens. 

Die  Kolonialpeschiehte,  in  gewissem 
Sinne  die  Geschichte  ülierhaupt,  ist  nichts 
anderes  als  eine  fortgesetzte  Aiifteilimg  der 
Welt  imter  neue  Völker.  Alte  schwach  ge- 
wordene Völker  und  Staaten  gehen  unter, 
werden  aus  ihren  Wohnsitzen  vertrieben 
oder  unterjocht  und  von  neuen  kräftigen 
Völkern  aufgesogen  oder  aufgefrischt  Die 
Geschichte  Europas  ist  niclits  andei-es  als 
die  der  Kolonisation  ursprünglich  keltisch 
u.  s.  w.  besiedelter  Länder  durch  Romanen, 
Griechen,  Germanen,  Tartaren  und  Türken 
und  die  Reaktion  ^gen  deren  Kolonisations- 
votstösse.  Die  Teilung  Afiikas  haben  wir 
im  zweiten  Abschnitt  behandelt  Im  Bezug 
auf  Amerika  pflegt  man  nicht  von  einer 
Teilung,  sondern  nur  von  einer  Kolonisation 
zu  sprechen,  weil  diejenigen  Völker,  die 
durch  romanische  und  geraianisehe  Beslede- 
lung  vom  16.  Jahrhundert  an  dort  über- 
rannt, verdrängt  und  vernichtet  worden  sind, 
im  modernen  Bewusstsein,  wenn  auch  viel- 
leicht mit  Unredit,  als  minderwertig  er- 
schienen. Vollzieht  sich  aber  die  Ver- 
drängung des  romanischen  Elementes  durch 
das  germanische  in  härtereu  Kämpfen  als 
bitter,  dann  wird  man  auch  in  Zukunft  von 
Neuaufteilungen  Amerikas  reden,  mid  wenn 
die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
fortfahren,  sich  ausserhalb  ihres  Festlandes 
zu  bethäti^n,  so  wird  auch  Amerika  in 
Zukunft  nicht  nm-  Objekt,  sondern  auch 
Subjekt  einer  Kolonialgeschieh te  werden. 
Asien  ist  Jahrtausende  lang  Subjekt  koloni- 
satorischer Entwickeluug  gewesen.  Seit  den 
Kreuzzügon  beginnt  es  aber  wiederum  Ob- 
jekt einer  arischen  imd  europäischen  Kolo- 
nisatiouKcnt Wickelung  zu  werden.  Da  man 
unter  Kolonisation  heute  fast  ausschücsshch 


diese  Bethätigimg  auf  asiatischem  Boden  eben- 
falls als  eine  Pliase  der  Neuaufteilung  der 
Welt  betrachten  dürfen.  Aus  geographischen 
und  geschiditlichen  Gründen  erscheint  es 
zweckmässig,  mit  dem  asiatischen  Festlandc 
auch  Australien,  die  ja|)anisc)ie  imd  ost- 
indische Inselwelt  und  die  Inseln  der  Süd- 
see gemeinsam  zu  behandeln.  Die  i'uBS- 
fassung  der  eure])äi8chen  Völker  behandelte 
dieses  grosse  Gebiet  als  ein  gemeinsames 
Objekt  imd  setzte  abwecliselnd  da  oder  dort 
auf  dem  Fesllande  und  auf  der  Inselwelt  ein. 
Die  moderne  Aufteilung  des  Ostens  be- 
ginnt mit  der  Entdeckung  des  Seewege.s 
nacli  Indien.  Man  kann  bckanntlicli  die 
Entdeckung  und  Besieilelung  der  beiden 
amerikanischen  FcstUUider  als  ein  zunäch.st 
nicht  gewolltes  Nebenprodukt  dieses  geheim- 
nisvollen Zuges  der  euroiJäischen  Völker 
nach  dem  fernen  Osten  betrachten,  umge- 
kehrt aber  kann  man  auch  die  moderne  Anf- 
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teilung  des  Ostens  als  eine  Nachwirkung 
der  amerikaDischea  Kolonisation  betracliten, 
nachdem  diese  letztere  äch  erschöpft  hatte 
und  die  Grenzen  moderner  Staatenee bilde 
dort  im  ■wesentlichen  feststehen.  Mit  der 
Aufteilving  des  schwarzen  Erdteüa  gehl  die 
neuere  Teilung  des  Ostens  zugleii'h  Hand 
in  Hand,  beide  sind  noch  nicht  vollständig 
znm  Abschlüsse  gekommen. 

Im  Osten  haben  sich  die  Kolonisatioas- 
Tölkei"  Europas  in  ihrer  Vorherrschaft  und 
Bedeutung  etwa  in  der  Weise  abgelöst  wie 
auf  amerikanischem  und  afrikanischem  Boden. 
Das  Eütscheidende  im  Osten  besteht  in  der 
Anteilnahme  Russlanda  an  der  Aufteilung, 
die  bekanntlich  in  Amerika  und  Afrika  voll- 
Btftndig  fehlt. 

Auch  im  Osten  lassen  sich  die  Stufen 
boloDisatorischer  Ent Wickelung  beobachten 
wie  anderwärts : 

Zuerst  kommerzielle  Duldung  und  Eaub- 
bau,  dann  Tertragsmassige  Sicherung  von 
Hechten  des  Handels,  des  Verkehrs  und 
>IissiomerTmg ,  später  Bewucliemng  \md 
mÜitärische  überherrechaft.  Dann  indirekte 
territoriale  Herrschaftsausübung  diu-ch  Zwi- 
schenglieder (Kolonialgesellschaften  und  Han- 
delsgesellschaften), Bflndnis  vertrage  und 
Pachtverträge.  Zum  Schluss  territoriale  un-  j 
mittelbare  Herrschaftsausflhung  seitens  des ' 
europäischen  kolonisierenden  Landes  iu  den  | 
Formen  der  Kultivatiou  und  Kolonisation, 
teilweise  mit  dem  Ausgange  der  Emaoci- 
pation  der  kolonisatorischen  Gebilde  und 
Schaffung  neuer  Völker  und  Staaten. 

An  der  Atifschliessung  des  Ostens  waren 
zunächst  die  Portugiesen,  Spanier  und  Nieder- 
länder beteiligt. 

Im  immittelbaren  Anschhisse  an  die 
grossen  Entdeckungen  der  Seewege  nach 
Indien  bemächtigte  sich  Spanien  der  Philip- 
pinen und  Portugal  fast  aller  Küsten  Vorder- 
und  Hinterindiens,  der  Molukken  und  Sunda- 
inseln.  Bald  folgten  die  Niederlande,  indem 
sie  sich  an  den  Kflsten  des  ostindischen 
Festlandes  und  der  ostindischen  Inselwelt 
festsetzten  und  selu-  bald  in  den  Häfen 
JapMis  und  Chinas  Handel  zu  treiben  be- 
ranncn:  später  erst  folgten  Frankreich  und 
Örossbrilan  nien. 

Der  Schauplatz  der  Thätigkeit  aller  dieser 
Völker  war  aber  keineswegs  geographisch 
von  einander  abgegrenzt.  Die  kommerzielle 
Bethätigung  fand  in  denselben  Häfen  und 
Gebieten  gleichzeitig  otler  abwechselnd  statt, 
trotz  aller  Veisuche,  sich  gegenseitig  auszu- 
schliessen.  Diese  führten  zu  unausgesetzten 
Jahrhunderte  langen  Kämpfen,  die  insofern 
von  modernen  Kriegen  abwichen ,  als  die 
europäischen  Mutterländer  sich  nicht  immer 
und  mir  ungern  in  die  Kämpfe  der  Kauf- 
fehrteischiffe  und  der  Kriegsschiffe  der 
grossen  Handelsgesellschaften  unter  einander  1 


j  einmischten.  Freilich  reflektierten  diese 
;  Kämpfe  vielfach  auch  auf  die  heimischen 
Beziehungen  der  europäischen  Staaten, 
namentlich  der  S  Staaten  Portugal,  Spanien, 
Frankreich,  Niederlande  imd  Grossbritannien. 

Die  heftigsten  Kämpfe  fanden  um  die 
Vorherrschaft  in  Vorderindien  statt.  Um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhimderta  schien  es, 
als  ob  die  Franzosen  unter  Dupleix  die  Eng- 
länder verdrängen  würden,  und  nur  dem 
brutalen  Auftreten  der  rücksichtslosen  Chve 
und  Hasüngs  in  der  zweiten  Hälfte  des 
18.  JahrliundertB  gelang  es,  die  Herrschaft 
GrosslDritanniens  dort  zu  sichern  und  am 
Anfang  des  19.  Jahrhunderts  imter  der  Gunst 
der  kontinentalen,  durch  Napoleon  ver- 
ursachten Wirren,  den  fremden  Wettbewerb 
dort  gänzlich  zu  beseitigen.  Aber  noch  fast 
das  ganze  19.  Jahrhundert  war  erfoi-derlieh, 
um  in  Indien  der  wirtschaftlichen  Herrschaft 
auch  die  staatliche  zuzugesellen. 

Portxigal  verschwand  schon  im  18.  Jahi-- 
hundert  fast  gänzlich  aus  dem  Osten,  und 
Siianien  fristete  auf  den  Philippinen  bis  zum 
Alisgange  des  19.  Jahrhunderts  ein  kümmer- 


schaft  in  der  ostindischen  Inselwelt  und 
bethätigten  dios  im  höchsten  Grade  kulti- 
vatorisch. Um  die  Jlitte  des  19.  Jahr- 
hunderts schien  es  fast,  als  solle  Gross- 
britannien  im  Osten  zur  Alleinhen-schaft  be- 
nifen  sein,  um  so  mehr,  als  es  zu  seinen 
grossen  Kultivationsgebieten  auch  in  Austra- 
lien und  in  Neuseekind  Siedelungsgebieto 
für  die  angelsächsische  Hasse  fand  und 
damit  einen  festen  Stützpunkt  für  die  Herr- 
schaft in  der  Südsce  gewann. 

Da  trat  allmählich  Frankreich  gegen  das 
Ende  des  19.  Jahrhimderts  im  Osten  wieder 
fester  auf  den  Plan,  indem  es  iu  Cochin- 
china,  Cambodscha,  Aniiam  und  Tonidn 
Länderei-werbungen  mai'hte  und  teils  als 
Verbündeter,  teils  alsGcgnerörossbritanniens, 
seine  Stellung  gegen  China  immer  weiter 
vorschob.  Das  ChMakteristische  in  der  kolo- 
nialen Entwickeln iig  dos  Ostens  in  der 
neueren  Zeit  liegt  aber  weni^r  in  der  Ver- 
scliiebung  des  Machtverhältnisses  zwischen 
den  5  aJten  Kolonialmächten,  als  vielmehr 
in  dem  Auftreten  Deutschhinds  und  der 
Vereinigten  Staaten  in  diesen  Gebieten  imd 
in  der  \  erwandlung  Japans  aus  einer  passiven 
in  eine  aktive  Kolonialmacht.  Wie  wii- 
weiter  unten  darlegen  werden,  hatte  der 
deutsche  Handel  schon  von  der  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  an  im  ganzen  Osten  festen 
Fuss  gefasst,  und  Preussen  hatte  in  der  Expe- 
dition des  Grafen  Fritz  zu  Eulenbui^  ISßO 
bis  1862  seine  kolonialen  Sporen  verdient, 
zu  dem  deutsclien  Handel  traten  in  der 
Südsee  bald  auch  Plantagen-  und  andere 
Kultivationsunterneimiimgen,  und   schon  in 
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den  1870erJa!iren  begannen  die  BemOhuogen, 
aiicli  staatlich  in  der  Inselwelt  der  Sildsee 
und  aiif  den  ostiodiscUen  Inseln  Fiiss  zu 
fassen,  bis  diese  Vereuche  in  den  Jahren 
1884—1900  endlieh  zur  Erwerbung  Nen- 
Guineas  und  der  benachbarten  Inseln  sowie 
Samoas  und  Kiautschous  führien  (vgl.  unten). 

Diese  Ent Wickelung  wurde  vorliereitet 
durch  die  Verträge  Preussens  mit  Japan 
vom  24.  Januar  1861,  des  Norddeutschen 
Bundes  mit  Japan  vom  20.  Februar  1869, 
des  Deutschen  Reiches  mit  Korea  vom 
26.  November  1883,  durch  die  nach  langen 
parlamentarischen  Kämpfen  zu  stände  ge- 
kommene Subvention  einerdeulschenDampfer- 
linie  nach  Ostasien  (Ges.  v.  6.  April  ISSä) 
sowie  durch  die  dem  Reiche  durch  Verträge 
vom  3.  und  30.  Oktober  189rj  von  der 
chinesischen  Regienuig  eingeräumten  Niedei-- 
lassungea  in  Hankau  584  Seemeilen  ober- 
halb Schanghais  am  Yangtse  und  in  Tientsin 
öO  km  oberhalb  der  Mönduag  am  Peiho- 
strome  {Denkschrift  vom  23.  März  1898. 
Dnicksache  des  Reichstags  Nr.  217). 

Nachdem  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  schon  das  Protektorat  über  die 
Sand wieliin sein  (HonoJiilu,  Hawaii)  erworben 
hatten,  ftlhrie  ihr  Krieg  gegen  Spanien  im 
Jahre  1898  auch  zur  Enverbung  der  Philip- 
pinen und  der  Insel  Quam  in  den  Marianen 
und  damit  zu  einer  festen  Fussfassung  gegen- 
über China  und  Japan.  Das  letztere  hafte 
in  seinem  Kriege  gegen  China  1894 — 1895 
den,  wie  es  sdiien,  erfolgreichen  Versuch 
gemacht,  die  Oberherrschaft  über  Korea  zu 
gewinnen  und  damit  auf  asiatischem  Fest- 
umde  festen  Fuss  zu  fassen.  Durch  den 
Einfluss  der  eiux)p^schen  Mächte  wurde  es 
ireilich  in  dem  Frieden  von  Sehimonoseki 
vom  17.  April  1895  um  die  Frtlclite  seiner 
Anstrengimgen  gebracht.  Immerhin  ist  die 
grosse  Flotte  Japans  ein  wiclitiger  Faktor 
in  den  Kämpfen,  die  sich  voraussichtlich  in 
der  nächsten  Zeit  im  Osten  abspielen. 

Die  Aufteüimg  des  Ostens  ist  aber  nicht 
nur  eine  maritime  und  auf  die  Seeherrschaft 
der  alten  und  neuen  Mächte  begründete,  sie 
ißt  auch  eine  kontinentale.  In  der  letzteren 
Beziehung  handelt  es  sich  schon  seit  200 
Jahren  um  den  Gegensatz  zwischen  Russ- 
land  nnd  Grossbntannien.  Wir  werden 
weiter  unten  die  riesenhafte  koloniale  Aus- 
dehnung des  russischen  Reiches  über  die 
nördliche  Hälfte  des  asiatischen  Festlandes 
hin  zu  besprechen  und  die  kolonialen  Eigen- 
tümlichkeiten Russlands  darzidegen  haben. 
Während  aber  die  kolonialen  Gegensätze 
Kämpfe  und  Kriege  im  übrigen  Osten  und 
zwischen  den  alten  nnd  neuen  Kolonial- 
mächten mit  Ausschluss  Russlauds  erst 
aus  den  Örtlichen  Berührungen  zu  ergeben 
pflegten,  handelt  es  sich  bei  dem  Gegen- 
satze zwischen  Russland  und  England  eigen- 


tümlicherweise um  einen  Kampf,  der  noc-li 
nicht  wirklich  in  die  Erscheinung  getreten 
ist,  da  die  Gegner  noch  von  einander  fern 
sind,  dafür  aber  um  einen  Kampf,  der  schon 
seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  plan- 
mässig  vorbereitet  imd  im  stillen  unmittel- 
bar geführt  wird.  Die  Planmässigkeit  und 
Offensive  liegt  dabei  freilich  mehr  auf 
russischer  als  auf  englisclier  Seite.  Die 
G^ensätze  ergeben  sich  im  letzten  Grunde 
aus  dem  Ansprüche  beider  Waltmächte  auf 
die  ausschliessliche  Herrschaft  über  den 
asiatischen  Weltteil  (Universalherrschaft). 
In  Grossbritannien  geht  man  hierbei  im 
wesentlichen  stillsciiweigend  in  allem  Thun 
und  Lassen  von  dieser  Anschauung  tds  einer 
selbstverständlichen  Voraussetzung  für  bri- 
tische Ans]irüche  aus,  während  man  in 
Russland  dieses  Dogma  seit  Jahrhunderten 
öffentlich  verkündete  und  es  verstanden  hat, 
es  künstlich  zum  Gemeinbcwusstsein  des 
ganzen  russischen  Volkes  zu  machen.  Man 
stützt  sich  dabei  gewöhnlich  aui  das  soge- 
nannte Testament  Peters  des  Grossen. 

»Die  ganze  Weltgeschichte  der  Gegen- 
wart ist  im  Grunde  genommen  nichts  an- 
deres als  der  Wettstreit  Englands  und  Russ- 
lauds um  die  Herrschaft  über  Asien. T  »Aus 
welchem  Grunde  sollte  Hussland  sich  scheuen, 
sein  historisch-geographisches  Recht  über 
Asien  auszusprechen?'  »Auf  Schritt  und 
Tritt  findet  Russland  in  Asien,  mit  dem  es 
doch  il)  ein  organisch  verwachsenes  Gc- 
samtreich  bildet,  den  offen  oder  versteckt 
untergelegten  Radschuh  Englands  im  Wege.<. 
»Die  Ziele,  die  Russland  von  den  Zinnen 
des  Hindukusch  oder  von  der  Warte  des 
Altai  aus  winken,  sind  gross,  aber  ebenso 
gross  sind  die  Aufgaben,  welche  die  Gunst 
des  Schicksals  oder,  wie  man  wiU,  der  un- 
erbittliche Zwang  der  historisch-geographi- 
schen Verhältnisse,  dem  russischen  Univer- 
salreidie  in  Asien  weltgeschichtlich  vermacht 
hatn  »Langsam,  aber  mit  der  Sicherheit 
der  Schildkröte,  die  nach  der  alten  Fabel 
den  schnei Ifttssigen  Helden  Achilleus  über- 
holte, dringt  Eussland  und  mit  ihm  die 
abendländische  Civilisation  in  Centralasien 
nach   Soden    vor.<      (Hermann  Bmnnhofer.) 

Nur  wenn  man  diese  Ziele  der  nissischeo 
Politik  würdigt,  versteht  man  deren  An- 
strengungen seit  dem  Ende  des  17.  Jalir- 
hunderts.  Diese  richteten  sich  scheinbar  nur 
darauf,  das  von  allen  Meeren  abgeschnittene 
Russland  nach  allen  Richtungen  hin  bis  an 
die  Meeresküsten  vorzuschieben,  an  die  Ost- 
see und  das  schwarze  Meer,  an  das  Bering- 
meer und  an  den  Golf  von  Persien.  Im 
letzten  Grunde  handelt  es  sich  aber  um  die 
Umklammerung  des  asiatischen  Festlandes 
von  Klein  asien  her  über  Mittelhochasien 
und  Sibirien  hin  bis  zur  Mandschurei  und 
dem  Gellien  Meere.    Nur  so   wird  es  ver- 
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etäudlich,  vrenn  Riissland  mit  unendlichen 
Opfern  scheinbar  wertlose  Landerwerbiingen 
machte  und  allmählich  westwärts  und  süd- 
wärts Tordrang:  Toholsfc  1587,  Tomsk  1604, 
Jeniseisk  1619.  Irkntsk  1652,  Jakutsk  1637, 
Ochotak  1638, 'Kamschadkft  1707,  Orenburg 
1743,  Amur  1858,  Äkmalinsk  1868,  Khiva 
1873,  Pamir  1892  u.  s.  w. 

Seit  der  Erobening  Khaeans  1552  und 
Astrachans  1554  bis  auf  den  heutigen  Tag 
ist  das  östliche  und  südöstUclie  Vordringen 
Husslatids  nach  Asien  während  keines  ein- 
zigen Jahrzehntes  zum  Stillstand  gekommen. 
Es  richtete  sich  gleichmässig  gegen  die 
kleinen  und  UDorganisierten  TSlker  Sibiriens 
und  des  mittleren  Asiens  wie  g^en  die 
allen  und  mächtigen  Reiche  der  Türkei, 
Persiens,  Afganistans,  Chinas  und  Koreas. 

Wir  mOseten  die  Geschichte  Russlands 
seit  Iwan  und  Wasili  schreiben,  um  diesen 
Prozess  darzulegen,  wir  woUen  hier  nur 
noch  bemerken,  dass  er  sich  technisch  be- 
trachtet frtlher  in  der  Anlage  von  Forts  und 
Bliütärstationen  vollzog,  neuerlich  im  Bau 
TOD  Eisenbahnen  (vgl.  unten  Russland  S.  195) 
und  dass  der  strategische  Aufmarsch  Russ- 
lands gegen  Indien  und  China  deshalb  heute 
noch  nicht  vollendet  ist,  weil  der  Bau  dieser 
Eisenbahnen  eben  noch  nicht  allenthalben 
sein  Ziel  erreicht  hat.  Der  Türkei  gegen- 
über ist  der  Prozess  insofern  zum  Abschhiss 
gekommen,  als  die  Türkei  vom  Kaukasus 
und  vom  Kaspischen  Meere  abgedrängt  wor- 
den ist.  Persien  ist  durch  nissische  Dar- 
lehen, durch  russische  Militärerzieher  und 
durch  nissische  Eisenbahnen  zum  russischen 
Vasallen  geworden,  und  bald  werden  sich 
die  Häfen  Persiens  im  persischen  Golf  und 
am  Golf  von  Oman  in  russische  verwandeln. 
Afganistan  wird  noch  als  Pufferstaat  zwi- 
schen Russland  und  Indien  hin  imd  her 
gesfossen.  Durch  Eisenbahnbauten,  Festungs- 
anlagen  und  Hafenerwerbungon,  selbst  vor 
den  Thoren  der  Hauptstadt  in  China,  arbeitet 
Russland  an  der  Aufteilung  des  alten 
chinesischen  Reiches.  Wie  der  endgiltige 
Kampf  gegen  Indien  und  gegen  China  aus- 
faUen  -wird,  kann  kaum  noch  zweifelhaft 
sdn,  da  Russland  durch  Grossbritannien 
fast  unverletzbar  ist  und  Russland  den 
grossen  Vorteil  hat,  durch  sein  sibirisches 
und  mittelhochasiatisches  Kolonialreich  eine 
unmittelbare  Brücke  von  der  heimischen 
Machtquelle  nach  den  östlichen  Eroberungs- 
gebieten zu  besitzen,  während  Grossbritan- 
nien  aliein  auf  das  Meer  und  die  Macht 
seiner  Flotte  angewiesen  ist.  Schon  der 
nächstliegende  Kampf  um  Afganistan  ist  ein 
ungleicher.  Denn  bei  diesem  »setzt  fiuss- 
land  einen  Teil  seiner  politischen  Stellung 
und  Macht  auf  das  Spiel,  England  aber  das 
Ganze«.    (Graf  York  von  Wartenbui^.)  I 

Bei  dem  Kampfe  in  Indien  handelt  es  i 
Bandwärtarbncb  der  StaatawImBiucharieD.    Zweite  Auflage. 


sich  nur  um  den  Gegensatz  zwischen  den 
zwei  Mächten  Russland  und  Grossbritannien. 
Bei  dem  Kampfe  um  die  Teilung  Chinas 
sind  die  Verhältnisse  aber  ueueraings  da- 
durch verwickelter  geworden,  dass  m  die 
Vorbereitungen  auf  diese  Teiliing  sieh  auch 
Frankreich,  Deutschland,  die  Vereinigten 
Staaten,  Japan  und  B<^r  Bellen  und  It^eu 
eingemischt  haben.  Technisch  betrachtet 
vollziehen  sich  diese  Vorbereitungen  in  der 
Verechärfung  des  Gegensatzes  zwischen  der 
sogenannten  Politik  der  offenen  Thür 
(Handelsfreiheit  für  alle  Vertragsmächte 
ohne  territoriale  Fussfassung)  einerseits  und 
territorialen  FusNfaasungen  (Schanghai,  Hon- 
kong,  Weihai-wai,  Macao,  Kiautschou,  Port 
Arthur)  und  der  Abgrenzung  der  sogenannten 
Inleressenspliären  andererseits.  Ganz  be- 
sonders kommt  hierbei  die  Erteilimg  von 
Eisen  bah nkonzessionen  in  Betracht,  so  dass 
eine  Karte  dieser  spärlich  vorhandenen,  viel- 
fach projektierten  und  noch  mehr  konzes- 
sionierten Eisenbahnen  das  beste  Bild  der 
künftigen  AufteUung  Chinas  darbietet.  Bei 
der  Wahl  zwischen  offener  Thür  und  Ab- 
grenznng  von  Interessensphäi-en  ist  Gross- 
britannieu  in  der  peinlichsten  Lage ,  dass 
es  einerseits  seinen  Handels vorrang  m  ganz 
China  nicht  anfgeben,  andererseits  aber  das 
grosse  mächtige  Stromgebiet  des  Jang-tse- 
Kiang  für  sich  ausschliesslich  vorbehalten 
möchte.  Das  eine  lässt  sich  mit  Sicherheit 
voraussagen,  dass  die  Pohtik  der  offenen  ThtJr 
auf  die  Dauer  unhaltbar  sein  wird,  während  es 
unmöglich  ist,  vorauszusagen,  in  weleherWeise 
und  unter  Bevorzugung  welcher  fremden 
Mächte  die  AufteUung  Chinas  vor  sich 
gehen  wird.  Durch  die  Erwerbung  von 
Kianfschon  und  der  sich  anschliessenden 
Bergwerks-  und  Eisen bahngerechtsame  hat 
sich  Deutschland  zwar  die  E^vinz  Schan- 
tun^,  aber,  wie  es  scheint,  leider  nur  diese 
gesichert. 

IV.  Kolonieen  und  Kolonialpolitik  der 
einzelnen  Staaten, 
Areal  und  Bevölkerung  der  einzelnen  Kolo- 
nieen haben  wir   in  der  1.  Auflage  apeciell  ge- 
Kehen,  beHchränken  uns  aber  hier  anf  summarische 
Nachweisungen  bei  jedem  Staate  und  verweisen 
wegen    der    fast    jährlich   wachsenden  Einzel- 
heiten auf  die  statiatiacheii  NachweiBongen  im 
Gothaiachcii  Hotka]  ender  (JustUB  Perthes). 
A.  Spanien. 
1.  Abriss  der  Kolonial^escliichte.  Seit 
1492    hatte   das    Castiliamsche    Reich   mit 
Unterstützung    von    Itaiienem    (Columbus, 
Ämerigo,  Cabot)  Amerika  entdeckt  und  bis 
1540   die   Umrisse    dieses   Kontinentes   im 
wesentlichen  festgestellt,  auch  in  ostwest- 
licher Fahrt  (Magalhaes  1521)  die  Philippinen 
erreicht  und  erobert.     Soweit  die  zum  Teil 
auf    hoher   Kulturstufe    stehenden    mittel- 
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amerikaniseheu  TOlker  in  Mexiko  iind  Peni 
Widerstaml  leisteten,  waren  sie  durch  tlie 
Konmiistadoren  {(.'ortes,  Pizarro)  iiiiterioeht 
wollten,  und  um  die  Mitte  des  16.  .Tahr- 
hunderts  beherrsclite  Spanien  die  EQsten 
von    ganz   Südamerika    mit    Ausnahme    des 

iiortiigiesi sehen  Brasiliens,  ganz  Westindien, 
rlittelamerika  wnd  den  südlichen  Teil  von 
Nordamerika  bis  hinauf  naeh  Califomiea, 
bis  zn  den  Quellgebieten  des  Colorado  und 
Rio  Grande  sowie  Florida  »Die  Erobening 
durch  Schwert  und  Kreuz,  welche  das 
spanische  Kolonialsystem  gegründet,  ist  aber 
noch  Jahrhunderte  lang  nach  Been<tigung 
der  vorzugsweise  sog.  (.onquista  im  kleinen 
durch  die  Missionen  und  Presidios  fort- 
gesetzt worden.«  Die  Herrschaft  Über  dieses 
gewaltige  Kolonialgebiet  war  eine  direkte. 
Spanien,  stets  eifersnchtig  auf  seine  absolute 
Herrschaft,  hat  sich  niemals  der  Vermittelung 
von  mit  Hoheitsrechten  ausgerüsteten  Ge- 
sellschaften bedient.  Schon  1519  erklärte 
Karl  V.  die  in  Amerika  entdeckten  Länder 
ftlr  dauernd  mit  der  säuischen  Krone  ver- 
bunden. Die  oberste  Behörde  des  STiitler- 
landes  für  die  Kolonieen  war  der  1511  er- 
richtete, l&i2  reoreanisierte  berühmte  Rat 
von  Indien.  Das  Kolonialreich  selbst  war 
in  Ticekönigreiche  und  General kapitanien 
eingeteilt  Den  Vieekönigon  und  General- 
iapitänen  standen  Äudiencias  genannte  Ver- 
waltungskollegien zur  Seite.  Das  spanische 
Amerika  v^nirde  bald  der  klassische  Boden 
für  eine  Beamtenarislökratie. 

Die  Konquistadoren  nnd  ihre  Naclikömm- 
linge  wittden  mit  gi'ossen  Encomiendas 
(Pfründen,  Fideikommisse,  Grossgmndbe- 
sitzungen  mit  Hörigkeit  der  Bewohner)  be- 
liehen, deren  Besitz  ähnlich  dem  europäi- 
schen Feudalsystem  ebenso  als  Staatsamt 
wie  als  Einkommensquelle  betraclitet  wiutle. 
Die  Kolonialvei'waltung  erzielte  namhafte 
Ueberachüsse ,  die  zu  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts jährlich  etwa  8  Millionen  Piaster 
betrugen.  Die  zahlreichen  Staats-  und 
Kirchenämter  in  Amerika  waren  reich  be- 
soldet Der  von  fremdländischer  Konkurrenz 
befreite  spanische  Handel  mit  den  K<ilonieen 
arbfilete  mit  nngewötmlich  hohem  Nutzen. 
Auf  allen  diesen  direkten  imd  indirekten 
"Wegen  strömten  grosse  Reichtümer  aus  den 
Koloniccü  in  das  Mutterland,  nicht  zum 
wenigsten  auch  aus  den  Erträgnissen  des 
Bergbaues.  Die  Edelmetallproduktion  der 
spanischen  Besitzungen  in  Mexiko,  Xeu- 
Granada,  Peni,  Potoei  imd  Chile  betrug  in 
den  Jahren  15'.^! — 1820  nach  Soetbeer 
25784  Millionen  Mark,  Durch  das  s]>anische 
(Juecksilbermonopol  wurde  der  Bergbau  der 
Kolonieeo  dem  Mutterlande  auch  noch  mittel- 
bar tributpflichtig. 

Spanien,  im  16.  Jahrhundert  das  mäch- 
tigste Reich  Europas,  verfügte  damals  über 


ein  tüchtiges  Heer,  über  eine  grosse  und 
leistungsfähige  Flotte  imd  über  alle  die 
menschlichen  und  kapitalistischen  Kräfte, 
die  zu  grossen  überseeischen  Eroberungen 
und  Unternehmungen  erforderlich  sind,  nicht 
zum  mindesten  auch  über  einen  Ueberfluss 
an  unternehmungslustigen  Adeli^n  und 
Offizieren  und  versorgungsbedflrftigen  Be- 
amten und  Geistlichen.  Aber  ebenso  wie 
in  der  Macht  des  Mutterlandes  die  Voraus- 
setzung für  die  Gewinnung  und  dreihundert- 
jährige  Festhaltung  der  gewaltigen  Kolonial- 
gebiete gegeben  war,  so  wurde  auch  der 
Abfall  des  grössten  Teües  diese.'*  Gebietes 
nicht  etwa  durch  die  innere  Stärke  und 
Reite  der  Kolonioen  bedingt,  sondern  durch 
die  eingetretene  Schwäche  des  Mutterlandes, 
das  eich  von  produktiver  Arbeit  abkehrte 
und  seine  Kräfte  in  europäischen  Kriegen 
verzehrte.  AI9  Sjjanien  seine  Hen-schaft 
zur  See  an  Englaud  und  die  Niederlande 
abtreten  musste,  da  lockerte  sich  auch  die 
Hen-schaft  seines  Ktilonialbesitzes,  und  das 
wichtige  Jamaica  ging  1655 — 1659  an  Eng- 
land, San  Domingo  (Haiti)  teilweise  an 
Frankreich  verloren,  und  als  im  Anfange  des 
19.  Jahrhunderts  Spanien  eine  Beute  der 
Franzosen  >md  ein  Schauplatz  von  Bürger- 
kriegen wiu-de,  dann  waren  die  Kolonial- 
Jäuder  sich  selbst  überlassen  und  fast  ge- 
zwimgcu,  sich  politisch  selbständig  nu 
machen,  soweit  sie  nicht  die  Beute  Englands 
und  Frankreichs  geworden  waren,  tlorida 
wunle  am  22.  Februar  1819  für  5  Millionen 
Dollars  an  die  Vereinigten  Staaten  von 
Noi-damcrika  verkauft,  die  mittel-  und  süd- 
amerikanischen Vicekönigi-eiche  und  General- 
kapitanieu  verwandelten  sicli  aber,  vielfach 
von  England  unteretützt,  nach  und  nacii  in 
unabhängige  Rejiubliken. 

Das  Vicekönigreich  Buenos  Aires  fiel 
ISlU'  von  Spanien  ab.  Ana  ihm  bildeten 
sicli  in  dem  Laplatagebiete  Paraguay,  Uru- 
guay  imd  die  Argentinische  Konf Operation. 

Clule  erkämpfte  seine  Unabliängigkeit 
1810  bis  1818  (Rosas,  O'Higgins,  Urd 
Coehrane,  Prieto),  wurde  aber  erst  1844 
von  Spanien  als  imabhängige  Republik  an- 
erkannt. 

Das  Vicekönigreich  Peru,  zu  dem  vor- 
übergehend auch  Chile,  Paraguay  nnd  sogar 
Buenos  Aires  gehört  hatten,  erkläi-te  1821 
seine  Unabhängigkeit  und  erkämpfte  diesellie 
mit  chilenisclier  Hilfe  bis  1825  (Coehrane, 
San  Martin,  Aguero,  Sucre,  Bolivar)  unter 
Abzweigung  Überpenis  (Charcas)  zu  einer 
Republit  mit  dem  Namen  BoIi\'ia. 

Das  1718  von  Peru  abgetrennte  Vice- 
königi-eicli  Neugranada  bewirkte  mit  Bolivars 
Hilfe  ISlU— 1821  seine  Befreiung  unter  dem 
Namen  der  Vereinigten  Staaten  von  Co- 
lumbien.  von  denen  sich  aber  Venezuela  und 
yuito  (Ecuador)  abzweigten. 
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Die  Kämpfe  zur  Befreiung  Mexilios 
(Uuerteu  von  1808  bis  1821.  Xach  vorillier- 
gehender  Errichtung  eines  Kaiserreiclis 
llturbide)  konstituierte  sich  Mexiko  lö23  als 
Viuudesstaatli(.!he  Bepiiblik,  deren  Unab- 
hängigkeit 1836  aneti  Spanien  anerkannte. 

Von  den  festländischen  Besitzungen  blieb 
Ceütralamciika  am  längsten  dem  Sliitter- 
lande  treu,  erklärte  sich  erst  18:21  unab- 
hängig, iiud  am  1.  April  1823  M'urden  die 
Vereinigen  Staaten  von  Centralaraerika 
proklamiert,  die  aber  bald  in  eine  grössere 
Anzahl  von  Republiken  zerfielen.  i 

Wie  schon  früher  oft  wfltele  seit  1894 1 
in  Cilba  ein  Aufstand,  zu  dessen  Bewältigung 
Spanien  allmahlifh  200  OUO  Sokiaten  dorthin 
sandte.  Der  Aufstand  wurde  von  anieiika- 
iiischen  Spekulanten  geschürt,  die  Union 
wollte  den  Nicaraguakanal  bauen,  dazu  war 
Cuba  ein  lietjuemer  Stützpunkt,  das  zu- 
dem I  Million  t  Zucker,  niitliiu  fast  '3  der 
Weltjiroduktion  von  Rohrzucker  lieferte.  Am 
lü.  Februar  1898  ^ing  im  llafea  von  Habaua  das 
amerikanische  Kriegsscliiff  Maine  mit  253 
Mann  Besatzung  unter.  Dies  ergab  den 
äusseren  Anlass  zum  Ausbruch  des  Krieges, 
der  am  19.  Api-il  1808  thatsächlich  ausbrach 
und  am  23.  April  förmlich  erklärt  wurde. 
Der  Krieg  fautl  seine  Entscheidung  zur  See 
durch  Vernichtung  der  spanischen  Flotten 
am  3.  Juli  bei  Santiago  und  am  1.  Mai  bei 
Cavite  (Manija).  Im  Frieden  wn  Paria  lU.  De- 
zember 1898  (Wortlaut  des  Vertrages  bei 
A.  Wirth,  das  Wachstum  der  Vereinigten 
Staaten  von  i'ordamurika,  Bonn  1899,  S.  ir>7) 
kamen  Cuba,  Portorico  und  die  anderen 
spanischen  Inseln  in  Westindien,  die  Phi- 
lippinen, ferner  die  Insel  Guam  in  den 
ll^anen  an  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika. 

Durtdt  Vertrag  vom  30.  Juni  1899  (Wort- 
laut D.  K0I.-BI.  1899  S.  4<)9)  gingen  die  Insel- 
f^p^n  der  Karolinen,  Palau  und  Marianeii 
käufhch.  fflr  2ü  Millionen  Peseten  an  das 
Deutsche  Reich  über.  Damit  brach  das 
einst  so  gewaltige  spanische  Kolonialreich 
vollständig  zusammen. 

Das  KoloDialsjBtem  der  Spanier  be- 
tland  in  einer  Reihe  von  Massregeln,  die  sämt- 
lich den  Zweck  halten,  dem  MutterUnde  den 
miiglir baten  Nutzen  aun  den  Kolon ieen  zu 
sicnem,  die  Kolonieen  politisch  und  ivirtschnft- 
li^^h  in  Abhängigkeit  zu  erb  alten  und  eine 
rebermächtigkeit  der  Statthalter  und  der  nach 
den  Kolonieen  Handel  treibenden  Gesellachafteu 
ta  verhinderu.  Die  Ureinwohner  der  Koloiiieen 
wnnleii,  wenn  anch  nicht  als  Sklaven,  so  doch 
als  Hörige  nud  UnrntindiKC  behandelt  und  durch 
äoB  Beamtentum  and  den  Klerus  bis  in  die 
kleinsten  Einzelheiten  äen  öffentlichen  und  pri- 
vaten Leben»  bevormundet.  Dies  schloi^s  nicht 
ans,  dass  die  Indianer  so  mild  behandelt  wurden, 
wie  es  die  Rücksicht  anf  ihre  eigene  Unmün- 
digkeit und  anf  die  Sicherbeit  der  spanischen 
äerrschaft  irgend  erlanbte.    Staat  und  Kirche 


schützten  sogar  die  Indianer  nach  Möglichkeit 

fegen  eine  Bedrückung  durch  ilie  Eucomepderos. 
reilicb  verschmähte  die  Kirche,  der  eine  ähn- 
lich grosüe  Gewalt  wie  im  spanischen  Mutter- 
lande eingeräumt  wurde,  bei  der  Bekehrung  der 
Eingeborenen  zum  Christentum  selbst  nicht 
immer  Zwaugsmassregeln.  Die  Vermischung 
der  Eroberer  mit  den  Eingeborenen  und  der 
verschiedenen  einheimischen  Völker  unter  ein- 
ander suwie  mit  den  eingeführten  Segem  zer- 
splittert« die  Bevölkerung  in  zahlreiche  Kasten. 
Die  sich  hieraus  ergebenden  und  andere  vor- 
handene Gegensätze,  wie  die  zwischen  der 
binnenländischen  und  der  Küsten bevGlkerung, 
wurden  von  der  fegierune  znr  Betestigiing 
ihrer  Herrschaft  benutzt.  InfoUre  der  aristo- 
kratisch-despotischen Weise  der  Regierune  und 
der  Heimlichkeit,  mit  der  alle  StaaisangeFegen- 
heiten  behandelt  wurden,  blieb  die  Bevölkerung 
dem  öffentlichen  Leben  fern,  verzichtete  auf 
Versuche,  eine  Selbstverwaltung  zu  erlangen, 
und  verzehrte  sich  in  der  Prozesssucht,  die  Be- 
amtenschaft aber  in  Vielschreiberei. 

Einer  der  wesentlichsten  Graudzüge  des 
spanischen  Kolonial  Systems  war  die  Isolierung 
der  Kolonieen.  Gegenüber  dem  .nichtepanischen 
Auslände  war  die  Absperrung  eine  absolute. 
Kein  Fremder  durfte  die  Kolonieen  betreten, 
noch  viel  weniger  dort  Handel  treiben  oder  gar 
sieh  ansiedeln.  Aber  auch  unter  einander  und 
vom  Muiterlsnde  wurden  die  Kolonieen  mög- 
lichst isoliert  Die  Auswanderung  aus  äpanieu 
dorthin  wurde  anf  das  äusserste  erscnwerL 
L'm  1&50  soll  es  in  der  ganzen  neuen  Welt 
nur  16000  Spanier  gegeben  haben.  So  blieben 
die  Einwohner  reiner  europäischer  Abknntt 
stets  in  der  schwächsten  Minderheit  gegenüber 
den  Mischlingen  und  Eingeborenen.  ^^  enn  auch 
das  spanische  Mutterland  seine  Kolonieen  vor- 
nehmlich für  den  Fiskus,  dann  auch  fUr  die 
Beamten,  Priester  und  Offiziere  anszuttenten 
suchte,  das  Interes.ie  der  spanischen  Gewerbft- 
treibeuden  aber,  im  üegenaatze  zu  der  späteren 
Kolouialpolitik  Englands,  durchaus  in  zweite 
Linie  stellte,  so  wurde  doch  die  Entwickelnng 
eines  Gewerbetleisses  in  den  Kolonieen  über  die 
Grenzen  der  Hausindustrie  hinaus  verhindert, 
der  Handel  zwischen  dem  Matterlande  und  den 
Kolonieen  monopolisiert  und  central! sie rt.  Die 
nur  in  grossen  Perioden  verkehrenden  Seekara- 
wanen mussten  sämtliuh  von  Sevilla  und  seit 
1720  von  i.'adii  ausgehen  und  dortbin  zurück- 
kehren, wo  sie  streng  polizeilich  und  fiskalisch 
beaufsichtigt  wnrden. 

Andererseits  wurde  der  ganze  amerikanische 
Handel  und  Verkehr  in  Veracruz  (Hafen  der 
Silberflotten),  Portobelo  und  Panama  konceu- 
triert,  so  dass  auch  die  Kolonieen  der  Westküste 
von  Sudamerika  ausschliesslich  über  Panama 
verkehren  mussten,  und  erst  seit  1748  wurde 
der  Verkehr  nach  Chile  und  Peru  direkt  nm 
des  Cap  Hom  gestattet.  Und  nur  als  der 
Schleichhandel,  besonders  derjenige  der  Eng- 
länder, an  Umfang  den  legalen  Handel  erreichte, 
erlanbte  die  Regierung  gegen  eine  .Abgabe  den 
häufigeren  und  freieren  ^  erkehr  durch  nicht 
mehr  zwangsweise  von  Kriegsschiffen  begleitete 
Handelsschiffe  mit  den  Kolonieen.  Aber  1713 
erzwang  sich  England  nicht  nur  das  Monopol, 
jährlich  ■Ibü'i)  Xeeersklaven  in  die  spanischen 
Kolonieen  einzuführen,  sondern  auch  mit  einem 
11* 
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Schiffe  die  Messe  tob  Portobelo  in  bescliicken.  1 
Die  Grundsätze  der  Bevormuntlaug  und  derl 
Igolierung-  widersprachen  so  sehr  dem  neuen 
Oeiste,  Sei  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in 
der  Enlturwelt  einzog,  das»  dos  spanische 
KolouialajsteiQ  immer  mehr  durchbrochen  werden 
musste  und  Tollständig:  cescheitert  wäre,  wenn 
nicht  au*  anderen  Gründen  die  spanische  Herr- 
schaft selbst  um  diese  Zeit  zusammeng:ebrochen 
wäre. 

2.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwicke- 
Inng.  Der  Verlust  des  Restes  seiner 
kolonialen  Besitzungen  in  den  Jalireu  18Ö8 
und  1899  scheint  Spanien  aucli  in  Bchwere 
innere  Krisen  za  stürzep,  <la  der  europäische 
Torso  sich  schwer  an  den  Verlust  seiner 
flberseeischen  Glieder  zu  gewöhnen  vermag, 
»Spanien  war  im  16.  Jahrhiuidert  und  noch 
im  19.  Jahrhundert  das,  was  es  als  Macht 
bedeutet,  nur  diu-eh  den  Besitz  seiner  über- 
seeischen "Wirtschaftsgebiete.«  Cuba  ist 
nächst  England  auch  jetzt  noch  Spanieus 
grOsster  Absatzmarkt. 

Gewiss  hat  Spanien  seit  einem  Jahi'- 
hundert  alle  seine  Kolonial besitzungen  auf 
dem  amerikanischen  Kontinente  und  nun- 
mehr auch  seine  Inselwelt  in  Ost-  und  West- 
indien verloren.  Man  vei^sst  aber  gewöhn- 
lich zu  beachten,  dass  ganz  Mittetamerika 
sowie  der  Westen  und  das  Laplatagebiet 
von  Südamerika  noch  heute  den  Stempel 
der  spanischen  Kultur  und  Staatswirtiscliaft 
tragen.  Freilich  war  die  spanische  Be- 
aiedelung  der  Gebiete  eine  überaus  dünne 
gegenüber  den  Kolonieen  Englands,  Hollands 
und  sogar  Frankreichs.  Und  die  mono- 
polistisclie  Ausbeutung  der  Kolonieen  hat 
nach  deren  staatlicher  Emanci^mtion  aucli 
eine  l.osreissung  von  der  spanisclien  Volks- 
wirtschaft als  Reaktion  im  Gefolge  gehabt. 
Wenn  aber  Spanien  bei  dem  kolossaJen 
Reichtum,  den  es  aus  den  Kolonieen  bezog, 
auf  die  Dauer  doch  verarmte,  so  waren 
Meran  weder  die  Kolonieen  noch  auch  die 
Kolouialwirtschaft  schuld,  sondern  die  Träg- 
heit, mit  der  das  Heimatland  jene  Reich- 
tümer in  Empfang  nahm  und  in  eiu^sp&ischen 
Kriegen  vergeudete. 

Gewiss  hat  die  unverhältnismässig  grosse 
Zufuhr  edler  M^etalle  ans  den  spanischen 
Kolonieen  nicht  nur  die  Preise,  sondern  fast 
alle  wiitscImftHchen  Verhältnisse  Europas 
umgestaltet,  aber  der  Einfluss  dieses  Pro- 
zesses auf  Spanien  hätte  eigentlich  günstiger 
sein  müssen  als  auf  da.s  übr^  Eiu^pa, 
denn  Spanien  hatte  Gold  und  Silber  in 
erster  Hand  imd  noch  ehe  dessen  Monge 
allmählich  zu  einer  Entwertung  tiilule,  so 
dass  Spanien  besonders  im  17.  Jahrhundert 
über  eme  gew^altige  Kaufkiaft  dieser  Metalle 
verfügte.  Die  herrschende  Verachtung  der 
eigentlichen  produktiven  Arbeit,  der  sich 
hieraus  ergebende  Maugel  an  eigener  In- 
dustrie, die  HeiTscliaft  des  Klenis  und  die 


Abspemmg  des  spanischen  Volkes  von  den 
geistigen  Fortschritten  des  tlbrigeu  Euroi« 
waren  Welmehr  die  Ortlnde  für  den  Vor- 
fall des  Staatslebens  und  der  wirtschaft- 
lichen Stärke,  trotz  der  unendlicheu  Hilfs- 
mittel, über  die  Spanien  durch  den  Kolo- 
nialbesitz verfügte.  Es  tiatte  sich  allmäh- 
lich ein  Miss  Verhältnis  gebildet  zwischen 
deu  einzelnen  Ghedern  des  Körpers ,  bei 
dem  die  äusseren  Gliedmassen  für  das 
hinsiechende  Centrum   zu   gross  geworden 

So  kommt  es  auch,  dass  die  spanische 
Kolonialmacht  zwar  vorübei^hend  eiue 
spanische  Wcltherrechaft,  nicht  aber  dauei-nd 
eine  spanische  Weltkultur  herbeigeführt  hat. 
Allerdings  bestand  3  Jalu-hunderte  lang 
eine  sp^iischo  Kultur  in  Amerilta.  Wenn 
sie  aber  hätte  Bestand  haben  sollen,  dann 
hätte  Spanien  seine  Koloni algebiete  mit 
euroi>iÜschen,  möglichst  spanischen  Men- 
schenmassen besiedeln  müssen,  wie  das 
England  in  Nordamerika  und  Australien. 
Frankreich  in  Algier  gethan  hat.  Nur  der 
spanische  Bauer  hätte  Amerika  spanisch 
machen  und  erhalten  können.  Die  wenigen 
Prozente  spanischen  Blutes,  die  den  Milli- 
onen von  Indianern  beigemischt  sind, 
gehen  bald  wieder  verloren.  Und  so  wird 
Amerika  aufhören,  den  Charakter  einer 
spanischen  Kolonisation  zu  tragen.  Im 
besten  Falle  wird  es  eine  spanische  Kulti- 
vation  bleiben,  falls  nicht  andere  Romanen, 
wahrscheinlich  aber  germanische  Völker, 
eine  zweite  Kolonisation  Südamerikas  \>o- 
^nnen. 

3.  Die  emancipierten  epanischen  Ko- ' 
lonialgebiete.  Die  jjolitisch  emancipierten 
spanisch-amerikanischen  Gebiete  sind  volks- 
wirtschaftlich und  kulturtechnisch  ohne 
Zweifel  noch  heule  als  Kolonialgebiete  an- 
zusehen und  zwar  als  solche,  die  in  der 
kolonialen  Wirtschaft  auf  emer  viel  niedri- 
geren Stufe  stehen  als  viele  politisch  ab- 
hängige Kolonialgebiete. 

Wenn  aber  die  Geschichte  dieser  Gebiete 
in  Mittel-  und  Südamerika  von  wenig  mehr 
zu  berichten  hat  als  von  blutigen  Revolu- 
tionen, von  Überstürzten  Versuchen,  einen 
wirtscnaftUchen  und  politischen  Portschritt 
anzuWinen,  und  von  Enttäuschun^n  aller 
Art,  die  europäische  Intereasenten  in  diesen 
Gebieten  erlitten  haben,  so  erklärt  sich  dies 
mit  Notwendigkeit  aus  der  Unvermitteltlieit, 
mit  der  sie  ohne  jede  normale  langsame 
Eni  Wickelung  von  der  strenraten  Gebun- 
denheit zur  schrankenlosesten  Freiheit  über- 
gegangen sind.  Es  wird  bezweifelt,  ob  der 
Abfall  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
ameiika  nicht  zu  friih  eingetreten  ist.  Dass 
die  englischen  Kolonieen  Nordamerikas  die 
nötige  Reife  hierzu  besassen,  wird  niemand 
bezweifeln.    In  Bezug  auf   die  spanischen 
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KoloDialgebilde  Mittel-  udiü  Südamerikas  ist 
(las  öegenteU  der  Fall.  Niemand  bezweifelt 
ihre  Uoreifa  Sie  selbst  nicht,  wie  die  zahl- 
reichen Diktaturen  beweisen,  die  sich  aus- 
natunslos  in  allen  spanisch-amerikanischen 
Republiken  nOtig  gemacht  haben.  Die  Er- 
kenntnis, dass  die  Fortsetaung  einer  früheren 
Entwickelting  nicht  zum  Heile  führen  könne, 
ist  eine  allgemeine,  eben  weil  die  früheren 
spanischen  Verhältnisse  kaum  eine  Entwicke- 
Inug  zeigten.  Man  glaubt  deshalb  alles  von 
neuem  beginnen  zn  müssen,  imd  so  sind  die 
Jlisserfolge  zahlloser  öberstürzter  Experi- 
mente unvermeidlich. 

In  der  That  mnss  die  Kolonisation  Süd- 
amerikas Ton  neuem  begonnen  werfen. 
Die  durch  die  spanische  Kolonisation  be- 
lassene oder  geschaffene  Bevölkerung  ist  zu 
dflnn  und  hat  zu  wenig  Blut  von  den  euro- 

SQSchen  Rassen,  um  den  Kontinent  auf  die 
öhe  europäischer  oder  nordamerikanischer 
Kultur  zu  erheben.  Diese  neue  Kolonisation 
muss  von  Europa  ausgehen.  Sie  kann  dabei 
entweder  auf  eine  europäische  Maasenein- 
wandening  verzichten  und  mit  eiiroiJäisc-her 
Intelligenz,  Kapital  und  Bevonnundung  eine 
neue  Kultivation  der  jetzt  vorhandenen  In- 
dianer und  Halbin  dianer  herbeizriführen 
suchen.  Oder  sie  ^ird  sich  bemfllien,  auch 
in  den  hieran  geeigneten,  ausserhalb  der 
eigentliche»  Tropen  gelegenen  Teüen  Mittel- 
imd  Südamerikas  eine  ebenso  dichte  euro- 
päische Ansiedelung  (landwirtschaftliche  Ko- 
lonisation) zu  schlafen,  wie  dies  in  Nord- 
amerika geschehen  ist.  Die  vorhandene  Be- 
völkerung ganz-  und  halbindianischer  At>- 
kunft  und  spanischer  Halbkultiu'  dürfte 
hierbei  allerdings  mehr  verdrängt  als  aufge- 
saugt werden.  Nur  Chile  wird  auf  (inmd 
seiner  grösseren  Quote  etiroi>äi sehen  Blutes 
eine  eigene  Kultur  weiter  entwickeln. 

Wenn  die  zahlreichen  sowohl  von  den 
einheimischen  Begienmgen  als  von  fremden 
EYiraten  ausgehenden  Versuche,  eine  neue 
Aera  der  eurO]Aischen  Kolonisation  des 
spanischen  Amerika  herbeizuführen,  bisher 
im  wesentlichen  misslungen  sind,  so  liat 
dies  seinen  Qnind  darin,  dass  der  Nativis- 
mns  der  Halbspanier  bereits  zu  sehr  ent- 
wickelt ist,  andererseits  aber,  dass  man 
notwendige  Entwickelungsstufen  der  koloni- 
alen Wirtschaft  glanlite  überspringen  zu 
dürfen. 

In  den  meisten  Gebieten  ist  noch  die 
extensive  Kultur  (Viehzucht  etc.)  angezeigt. 
Man  ist  aber  zu  rasch  zar  Landwirtschaft 
illfergegangen.  Vor  allem  suchte  man 
imler  Aufrichtung  yon  Schutzzöllen  und  im- 
gemessener  und  oft  schwindelhafter  Heran- 
ziehung europäischer  Kapitalien  vorzeitig 
eine  einheimische  Industrie  gross  zu  ziehen, 
statt  alle  Kräfte  auf  die  Verbesserung  der 
Verkehrsmittel    und    die   Schaffung    eines 


Bauernstandes  zu  koncerifrieren.  Auch  die 
politischen  und  wirtschaftlichen  Erschütte- 
rungen dieser  Staaten  sind  im  letzten 
Gnmde  auf  diese  Missgriffe  zurückzuführen. 

In  Mexiko  scheint  sich  der  Prozes»  weiter 
fortzusetzen,  der  mit  der  Aufsaugung  der  ehe- 
mals spaniBchen  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  durch  das  angelsKchsische 
Element  begann  (Florida  gekauft  von  Spanien 
lUld,  Texas  in  die  Union  aufgenorameoi  184!), 
Califomien,  Nevada,  Colorado,  Arizona  von 
Mexiko  abgetreten  1848).  Die  Prophezeiung 
V.  Humboldts:  „Die  Vereinigten  Staaten  werden 
ganz  Mexiko  an  sich  reissen  nnd  dann  selbst 
zerfallen",  scheint  sieb  wenigstens  in  itirem 
ersten  Teile  der  Erfüllung  sehr  zu  näbem. 
Bereits  urakUmmem  die  Vereinigten  Staaten 
Mexiko  mit  den  eiserneu  Fesseln  der  Eisenbahn- 
schienen. Europäische  Invasionen  in  Meüka 
(Napoleon  III.,  Slaximilian  1861—1867)  dflrften 
sich  wenigstens  kaum  wiederholen,  selbst  wenn 
die  Vereinigten  Staaten  ihre  Uonroe- Doktrin 
nicht  aufgestellt  (1821)  und  besonders  in  Bezug 
auf  Mexiko  geltend  gemacht  hätten. 

Die  central  amerikanischen  KepubUken, 
von  Revolutionen  fortwährend  erschüttert  und 
ihres  Eliraos  wegen  etwa  nur  eu  europäischer 
Kultivation  geeignet,  erwarten  eine  neue  wirt- 
schaftliche Blüte  von  den  vemchiedenen  Ver- 
suchen, einen  Seeweg  durch  die  Landengen  von 
Panama  oder  Nicaragua  herzustellen.  Hier 
werden  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
versuchen,  eine  ä£iliche  Stellung  zu  erlangen, 
wie  sie  England  am  Kanal  von  Suez  besitzt. 

Auch  Veneznela,  Columbia  und 
Ecuador  haben  die  autochtbone  Kultur  der 
Inkas  verloren,  ohne  in  der  spanischen  einen 
vollen  Ersatz  zn  tindeu.  Politisch  sind  sie 
vollständig  unreif.  Ihre  Bodenverhältnisse  und 
ihr  KUma  maehen  sie  aber  geeigneter  znr 
Kultivation  als  die  meisten  tropischen  Gebiete 

Aehnliches  gilt  von  Peru  nnd  Bolivia, 
die  in  ihrem  Bergbau  noch  immer  fast  uner- 
schöpfliche Hilfsquellen  des  Reichtums  besitzen, 
freihch  ohne  bis  jetzt  politisch  die  Gewähr 
eines    wirtschaftlichen  Fortachrittes  zu  bieten. 

Die  kräftigste  und  leistungsfähigste  Be- 
vUlkernng  Südamerikas  besitzt  Chile,  so  dass 
mau  erwarten  darf,  dass  es  sich  von  seineu  po- 
litischen ErsthatteruQgeu  bald  wieder  erholen 
wird.  Selbstbewusst  nnd  eifersüchtig  auf  die 
Fremden  wird  es,  mit  Ansnahme  des  Handels, 
kaum  ein  Feld  für  die  BetbBtigung  europäischer 
Kolonisation  in  grösserem  Massstabe  bieten,  zu 
der  seine  natürlichen  Verhältnisse  es  vortUgUch 
eignen. 

Paraguay  hat  den  von  den  Spaniern 
übernommenen  Charakter  der  Isolierung  und 
aus  dem  theokratisch-patriarchali scheu  Staate 
der  Jesuiten  1609—1768  (ein  Sozialstaat  mit 
straffer  Organisation  der  Arbeit)  das  System 
der  Bevonnundung  beibehalten  und  in  de« 
Diktaturen  der  Franeia  nnd  Lopez  bethätigt, 
ist  aber  in  dem  heldenmütigen  Kriege  l^töi 
bis  1870  gegen  die  Trippelallinuz  Brasiliens, 
Argentiniens  nnd  Uruguays  auf  absehbare 
Zeiten  miniert  worden, 

I  Die  Argentinische  Repubhk  mit  emer 
'  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  streng 
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nacbgeliildeten  '^'erfa!lBung'  Bcbmeicbelt  sich 
UlKrhaiipt,  das  Gegenbild  ihrer  groaaen  oord- 
araerikanischen  Schwesterrepublik  zn  sein.  Im 
Besitze  der  besten  Teile  des  herrlichen  Laplata- 
gebietes  verfügt  sie  Über  alle  natürlichen  Vor- 
anssetzQDgen  zu  einer  ementen  KoionJSAtion 
mit  enroptlischen  Elementen.  Sie  bat  auch 
durch  eine  län^re  Zeit  des  Friedens,  der  Ord- 
unng  und  Arbeit  einen  Anlauf  dazu  genommen, 
der  aber  durch  den  neuesten  winschaf (liehen 
and  polttifichen  ^hwindel  zum  Stillstande  ee- 
kommen  ist.  (Gerade  in  Bezu^  ant  dieaes  Ge- 
biet entütebt  die  Frage,  ob  die  zweit«  Periode 
der  Kolonisation  eine  romanische  I  Italiener) 
oder  eermanische  sein  wird. 

Uruguay  oder  dieBanda  oriental  war 
bis  1880  der  Zankapfel  zwischen  Spanien  und 
Portugal  und  zwiftcnen  Argentinien  und  Bra- 
ailien ;  seitdem  hat  es  sich  mehr  durch  politische 
Umwälzungen  als  durch  kolonisatorische  Ar- 
beiten bemerkbar  und  von  der  (Junat  seiner 
Lage  tBr  den  Weltverkehr  bisher  nur  beschei- 
denen Gebrauch  gemacht. 

4.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Spaniens. 
Seit  der  Abtretimg  "Westitidiens  \(nd  der 
Philippinen  an  die  Vereioigten  Staaten  und 
des  Bestfis  der  ostlndLscIien  Inseln  an 
Deutschland  besitzt  Spanien  nur  noch  einen 
kaum  nennenswerten  Rest  von  Eolonieen  in 
Alrika,  namentlich  Fernando  Poo(199Sqkni), 
Annobom  (17  C[km)  und  Corisco  und  Elobv 
(lü  c|km). 

Die  in  der  Nähe  Spaniens  in  Afrika  ge- 
legenen Presidios  und  Ceuta  sowie  die  Ca- 
naren  werden  administrativ  zn  dem  Mntter- 
laude  gerechnet.  Und  durch  Dekret  vom 
6.  April  1887  sind  auch  die  Territorien  der 
Sahars küste  zwischen  der  Westbiicht  des 
Cap  Blanco  nnd  dem  Cap  Bojador,  deren 
Protektorat  Spanien  am  26.  Dezember  1884 
übernahm,  unter  der  Verwaltung  eines  Sub- 
gobemador  poHtico-militar  de  Rio  de  Oro 
dem  Oeneiaikapitän  der  canarischen  Inseln 
nnierstellt  worden. 

Der  Hafen  Hui  an  der  Westküste  von 
Marokko,  den  Si>auien  schon  1507 — 1527 
besessen  hatte,  wurde  ihm  18G0  von  Ma- 
roltko  neuerdings  zugesichert,  aber  erst  mit 
dem  genannten  Satiarakflstengebiet  occupiert, 
das  durch  Schulzvertrage  bis  zum  7''  westl. 
L.  V.  Gr.  ei-streckt  wurde.  Die  von  Frank- 
reich bestrittenen  Ansprüche  Spaniens  auf 
das  Gebiet  zwischen  dem  Gabim  nnd  dem 
Rio  Campo  (Kamenin)  an  der  Coriscobucht 
ßlunifliiss)  und  zwischen  Cap  Blanco  und 
Cap  Bojador  wurden  französischerseits  erst 
im  Mimifhiss vertrag  von  1900  anerkannt. 

B.  Portugal. 
6.    Abriss    der    Kolonialgeschichfe. 

Portugal,  durcli  seine  Lage  den  europäischen 
Interessen  abgekelu-t  nnd  Afrika  und  dem 
atlantischen  Meere  zugckelirt,  hat  sich  in  der 
That  sehr  wenig  imi  Europa  gekümmert. 
Von  der  Gunst  seiner  Lage  zu  Afrika  machte 


es  aber  erst  Gebram'h,  als  Genta  1415  er- 
obert, Porto  Santo  1418,  Madeira  1419  ent- 
deckt nnd  1432  unter  Heinrich  dem  See- 
fahrer das  Cap  Bojador  umschifft  wurde. 
Ohne  Zweifel  war  Portugals  Bedeutung  zur 
See  im  15.  Jahrhundert  grösser  als  die 
Spaniens.  In  das  Zeitalter  der  Kolonisation 
trat  Portugal  aber  doch  später  als  Spanien, 
wenn  auch  nur  um  wenige  Jahre,  insofern 
als  Vasco  de  Oama  erst  1498  den  Seeweg 
nach  Indien  fand.  In  rascher  Folge  occu- 
pierte  nun  Portugal  die  Westküste  imd  die 
Südostkuste  von  Afrika,  die  Westküste  von 
Indien  (Goa),  Küstengebiete  den  Persischen 
Meeres,  die  Molukken  und  einzehie  Punkte 
in  Hinterindieu  und  an  der  chinesischen 
Küste  (Almeida,  Älbnijuerque).  Die  Portu- 
giesen bemühten  sich  nicht,  wie  die  Spanier, 
mit  der  Eroberung  der  grossen  Binnenländer, 
deren  Küsten  sie  besetzten,  sondern  sie 
stützten  sich  bei  iliren  handelskotonisa- 
lorischen  Unternehmungen  auf  die  Macht 
einer  starken  Kriegsflotte,  die  konkurrierende 
asiatische  sowohl  als  europSische  Mächte  aus 
dem  indischen  Oceau  fem  hielt  und  den 
portugiesischen  Handelsgesell  scliaften  das 
Monopol  sicherte,  die  ungeheueren  Gewinne 
des  europäischen  Handels  mit  Indien  allein 
zu  ernten. 

Aber  schon  die  spanische  Herrschaft  über 
Portugal  1.580 — 1640  beeinträchtigte  die  por- 
tugiesischen Kolonialunternehmungen  wesent- 
lich und  führte  den  Uebergang  der  Molukken 
nnd  Simdainsehi  sowie  Malakkas  an  die 
Niederländer,  Ormiis'  an  Persien,  Centas  an 
Spanien,  Tangers  an  England  und  den  vor- 
übergehenden Verlust  von  brasilianischen 
Gebietsteilen  an  die  Niederländer  herbei. 
Nach  der  Wiederherstellung  der  Freilieit  ge- 
lang es  Portugal  bald,  auch  wieder  in  den 
Besitz  von  Brasilien  zu  gelangen,  und  da.i 
Schwergewicht  des  kolonialen  Interesses 
wurde  in  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jalir- 
hnnderts  von  Indien  nach  Brasilien  verlegt, 
das  1500  von  dem  Portugiesen  Cabral  ver- 
sehentlich entdeckt  nnd  anfangs  wenig  l>e- 
achtet  worden  war.  Der  Handel  mit  den 
indischen  Kolonieen  geriet  immer  mehr  in 
die  Häudc  Englands  und  Hollands.  Unter 
Pombal  erholte  sich  zwar  der  portugiesische 
Handel  mit  seinen  Kolonieen,  nnd  es  gelang 
sogai'  eine  Veigi-ßssenmg  BrasUiens  nach 
Paraguay  hin.  Der  Herrlichkeit  der  portu- 
giesischen Kolonialherrschaft  wurde  aber 
durch  die  Entthronung  des  Hauses  Braganza 
durch  Napoleon  18o7  nnd  die  sich  hieraus 
ergebende  Losreissung  Brasiliens  ein  jähes 
Ende  bereitet.  An  den  afrikanischen  Küsten 
fiel  die  Herrscliaft  vielfach  wieder  an  die 
Eingeborenen  ziuilck  oder  auch,  wie  in  Ost- 
afrika,  an  von  Arabien  her  eindringende  mu- 
hammedanisehe  Seemächte. 

Im  19.  Jahrhundert  beschränkte  sich  Por- 
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tiigal  auf  die  Verteidigung  der  Beste  seiner 
&fnkanischcn  Beeitziingeu. 

6.  Eraebnis  der  koloDialen  EDtn-icke- 
long.  »Portug^  war  schon  ein  Jalirhundert 
früher  als  Spanien  einzig  und  allein  diu^h 
seine  überseeische  Politii  bedeutend ;  und 
ist  es  auch  heute  nicht  mehr  reich  zu  nennen, 
so  zehrt  es  doch  noch  wesentlich  von  den 
Kultui'erruDgenschaften  der  grossen  Vor- 
fahren seines  heutigen  Geschlechts.  Portu- 
gals Handelsverkehr  mit  Brasilien  ist  nächst 
dem  mit  England  noch  jetzt  bei  weitem  der 
bedeutendste  von  all  seinen  Umsätzen  mit 
fremden  Ländern,  Hundert  Jahre  lang 
ernteten  Portugal  und  Spanien  den  reichen 
Lohn  ihrer  öüereeeiachen  Untemelunungen 
in  dem  aussch hesslichen  Besitz  der  Schätze 
und  Wunderdinge,  welche  sie  von  Indien 
und  von  der  neuen  -Welt  holten.  Thorheit, 
Jügensinn  und  Unverstand  beider  iberischen 
Beiche  aber  verschwendeten  und  zerstreuten 
die  Früchte  dieser  nationalen  Leistungen 
schneller,  als  dieselben  reiften  und  gesam- 
melt wnirden. 

Noch  einmal  in  der  neuesten  Zeit  wuchs 
Portugals  Glanz,  Macht  und  Woldstand  durch 
seine  übereeeische  Politik,  leider  aber  wieder 
nur  auf  kiuze  Zeit.  In  der  letzten  Hälfte 
des  18.  Jahrhunderts  war  Brasilien  nach  und 
nach  eine  immer  bedeutendere  Quelle  des 
Staatseinkommens  für  Portugal  geworden, 
und  zwar  hauptsächlich  durch  den  zu- 
nehmenden Absatz  des  brasilianischen  Zuckers 
in  Eurojia.  Die  Nachfrage  nach  diesem  Ar- 
tikel steigerte  sich  durch  die  NegeiTevolution 
in  San  Domingo.  Die  gänzlich  unvorbe- 
reitete Aufliebung  der  Sklaverei  während 
der  eisten  franzitsischen  Revolution  entwaff- 
nete die  Civilisation  gegenüber  diesen  Natur- 
völkern ;  die  natürliche  Folge  davon  war  ein 
totaler  Üntei^ng  der  Kultur  auf  jener  Insel 
und  Verwüstung  der  Plantagen;  damit  horte 
die  Zuckerzufunr  von  dort  auf,  und  das 
portugiesische  Brasilien  gewann  die  Clianee, 
diese  Lücke  auaznfüBen.  Zugleich  fiel  Por- 
tugals heimischer  Ausfuhi"  ein  vermehrter 
Absatz  nach  den  spanischen  Besitzungen  in 
Amerika  zu,  weil  Spanien  durch  seine  innei-en 
Unniheo  verhindert  wurde,  diesem  Handels- 
verkehr zu  genügen. 

Diese  verhältnismässig  glänzende  Periode 
Portugals  erreichte  ihr  frühes  Ende  schon 
1807,  als  der  König  Johann  II.  sich  weigerte, 
auf  Na|x>leons  Geheiss  dessen  Bündnis  gegen 
England  beizutreten  imd  alle  britischen 
Waren  zu  konfiszieren.  Ohne  weiteres  be- 
setzten die  Franzosen  das  Land;  der  König 
wartete  auch  deren  Vorrücken  nicht  ab, 
sondern  floh  sofort  von  Lissabon  nach  Bi'a- 
silien,  uad  Napoleon  setzte  ihn  einfach  ab 
mit  der  Eridärung:  °das  Haus  Braganza 
habe  aufgehört  zu  regieren.«  Der  Handel 
Portugals  mit  Brasilien  wurde  dadurch  zeit- 


weilig abgeschnitten,  und  Brasilien  fand 
neue  Absatzmärkte,  namentlich  in  den  Ver- 
einigten Staaten.  Portugal  hat  diesen  Ver- 
lust nie  ganz  wieder  eingeholt.«  (Hrtbbe- 
SchleidenO 

Den  Gesamtertrag  Brasiliens  an  Edel- 
metallen bis  zur  Lostrennung  von  Portugal 
1G81  bis  1820  berechnet  Soetbeer  auf 
2581069000  Mark,  die  Erträgnisse  der  Dia- 
maiitminen  Brasiliens  nur  von  1730  bis  1810 
Lippert  auf  2100  Pfund  im  Werte  von  147 
Mdüonen  Mark.  Diese  grossen  Gewinne 
wurden  dem  portugiesischen  Heimatlande 
aber  nicht  zrim  Segen,  sondern  die  Vermeh- 
rung der  Edelmetalle  steigerte  nur  die  Preise 
Güter,  welche  den  Wohlstand 


der  Nation  bedingen.  Das  portugiesische 
Volk  interessierte  sich  jedoen  wenig  für 
innere  Fragen,  sondern  fand  sein  Ideal  in 
der  Abenteuerei  und  in  der  Ausbeutung  ent- 
fernter Gegenden.  Die  Auswanderung  aus 
Portugal  nach  Brasilien  nahm  einen  Umfang 
an,  der  in  keinem  Verliältnis  stand  zu  der 
dünnen  Bevölkerung  des  kleinen  Heimat- 
landes. »Die  Werte,  welche  die  Auswanderer 
hauptsächlich  in  Brasilien  erwarben  und 
welche  in  Gestalt  von  Wechselanweisungen 
auf  Plätze  des  nördlichen  Europa  nach  Por- 
tugal überführt  wurden,  begannen  in  vor- 
teilhafter Weise  die  Spezereien  und  Droguen 
Itidiens  des  16.  Jahrhunderts  sowie  die  Dia- 
manten und  das  Gold  des  18.  Jahrhunderts 
zu  ersetzen  und  gestatteten  auch,  dass  die 
öffentliche  Schuld  auf  die  unglaublich  er- 
scheinende Höhe  der  G^enwart  erhöht 
wurde.«  Als  aber  auch  dieser  Goldstrom  zu 
versiegen  anfing,  geriet  Portugal  nicht  nur 
in  die  wirtschaftliehe  Abhängigkeit  von  seinem 
Gläubiger  England  und  in  tlie  gegenwärtige 
finanzielle  Krisis,  sondern  es  behielt  lücnt 
einmal  die  genügenden  Kräfte,  das  an  kolo- 
nialem Besitze  festzuhalten,  was  ihm  von 
dem  gewaltigen  Kolonialreiche  früherer  Jahi'- 
Iiunderte  übrig  geblieben  war. 

7.  Brasilien.  Die  Auswanderung  der 
Dynastie  hatte  Portugal  offiziell  zu  einer 
Kolonie  Brasiliens  gemacht.  Thatsächlich 
ist  aber  Brasilien  noch  heute  als  ein  kolo- 
niales Tochtergebiide  Portugals  anzusehen. 
Noch  bis  zum  Jahre  1866  wog  bei  der  bra- 
silianischen Einwanderung  diejenige  aus  Por- 
tugal vor.  Nur  in  die  südlichen  Provinzen 
zogen  einige  Hunderttausend  Deutsche,  und 
erst  neuerdings  dominiert  in  den  mittleren 
und  südlichen  Provinzen  die  italienische  Ein- 
wandenmg.  Die  fremde  europäische  Ein- 
wandening  wurde  früher  absichtlich  von 
Brasilien  ferngehalten.  Und  auch  im  19. 
Jahrhundert  konnte  sie  zunächst  nur  eineii 
geringen  Umfang  annehmen,  da  die  lusito- 
brasihaiiischen  Adelsfamilien  den  grössten 
Teil  des  Landes  an  sich  gebracht  und  vor- 
teilhafter  entweder  in   der  Viehzucht  oder 
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im  Plantagenbau  mit  iler  Arbeit  afrikauischer 
Negersklaveu  bewirtseliaftet«a.  Erst  die 
Aufhebung  der  Sklaverei  in  Brasilien,  die 
durch  G.  v,  28.  September  1871  angebahnt 
und  durch  G.  v.  13.  Mai  1888  voll  durch- 
gefTihrt  wurde,  maohte  eine  irirkLche  Kolo- 
uieationspolitik  erfoKlerlich.  Eine  staatliche 
Einwandeningspolitifc  im  grossen  Stil  war 
freilich  dadurch  nnmöglicn  gemacht,  dass 
der  Staat  sich  nicht  wie  in  NoKiamerika 
das  nicht  in  Kultur  befindliche  Land  vnrbe- 
hidten  hatte.  Von  dem  gesamten  Areale 
Brasiliens  befinden  sich  *.'s  in  Privatliesilz, 
und  das  dem  Staate  vnrbehaltene  Fünftel  ist 
teils  ungünstig  für  Kolonisationszwecke  ge- 
legen, teils  überhaupt  nicht  kulturfähig. 
Soweit  also  das  Reich  und  die  einzelnen 
Provinzen  kolonisieren  wollten,  mussten  sie 
erst  Land  für  diese  Zwecke  erwerben.  Trotz- 
dem haben  der  Staat  und  die  Provinzen 
neben  den  privaten  Gnmdbeeitzern  in  diesem 
Jahrhundert  ^^eIe  Kolonieen  angelegt  und 
namhafte  Summen  darauf  verwendet.  Deu 
ereten  Versuch  machte  1812  König  Joliann  VI. 
in  der  Provinz  Espirito  Santo  mit  Begründung 
einer  Äckerbaukolonie  durch  Mnwanderer 
von  den  Azoren.  Schon  1818  folgte  die  An- 
lage der  ersten  deutschen  Kolonie  I  Leopold  in  a 
in  der  Provinz  Bahia.  Hiei'an  schloss  sich 
die  Gründung  zahlreicher  Staats-,  Proviozial- 
und  Privatkolonieen  namentlich  in  den  süd- 
lichen und  mittleren  Provinzen  des  Reiches, 
die  seitdem  bis  zur  Gegenwart  ununter- 
brochen fortdauert.  Wenn  diese  Koloni- 
sationen auch  dem  Lande  einen  namhaften 
Bevölkerungszuwachs  ^bracht,  eine  Land- 
wii-tschaft  und  Industne  überhaupt  erst  ge- 
schaffen und  den  Fortbetrieb  der  früher  von 
Sklaven  bedienten  Kaffeeplantagen  ermög- 
licht, insbesondere  auch  zu  einer  teilweise 
deutschen  Besiedehmg  der  Bü<iiichon  Pro- 
vinzen gcfithrt  haben,  so  hätte  doch  mit  den 
grossen  hierauf  verwendeten  Summen  un- 
endlich \-iel  mehr  erreicht  werden  können, 
wenn  die  Gesetzgebung  und  Vei-waltung 
nicht  so  wankelmütig  und  sprunghaft  in 
iiiren  Gmnda&tzen  und  Entschlüssen  gewesen 
imd  nicht  eine  grosse  Korruption  eingerissen 
wäre.  Auch  die  räumliche  Zersj)littenmg 
hat  es  nicht  zu  einer  festen  Organisation 
der  Einwanderung  und  Besiedelung  kommen 
lassen. 

Die  KoIoiiieAtion  ist  in  Brasil ißii  bisher 
eine  Urwaldkolunisation  und  eine  kleinbäuer- 
liche geblieben.  Um  die  waldlosen  Kämpe,  die 
nocb  ausschliesslich  der  Viehzucht  dienen,  der 
Landwirtschaft  dienstbar  zu  machen,  sind  Gross- 
betriebe erforderlich,  zu  denen  es  den  Kolonisten 
bisher  noch  an  Kapitalien  gefehlt  hitt.  Dagearen 
bat  das  Zusammenwirken  von  Eisen  bahn  bau 
und  Besiedelung,  wie  es  fUr  Kordamerik«  cba- 
rakteristiscb  ist,  auch  in  Brasilien  namentlich 
in  den  Kaffeedistrikten  be|fonnen,  die  nocli 
heute  den  groasteu  Teil  des  KafFeebedarfes  der 


Welt  befriedigen.  Die  Beseitigung  des  Kaiser- 
reichs 1889  und  die  Erschütteraogen,  welche 
die  Einrichtung  einer  republikanischen  Ver- 
fassnng  in  Brasilien  mit  sich  gefOhrt  hat,  haben 
aber  ebensowohl  die  Einwanderung  wie  den 
Eisenbahnbau  und  alle  Kultumnternehmnngen 
in  diesem  von  der  Natnr  mit  allen  BeicbtUmern 
ausgestatteten  Laude  zum  Stocken  gebracht. 

Der  Uebergang  von  der  Sklavenarbeit  lur 
freien  Arbeit  hat  in  dem  Halbpacht-  (Parceria-) 
Vertrag  eine  eigentümliche  Form  des  Dienst- 
vertrages  gezeitigt,  der  an  sich  unbedenklich, 
in  seinen  Miasbränchen  aber  fltr  den  fremd- 
ländischen Einwanderer  gefährlich,  zu  mannig- 
fachen Konflikten  und  185!)  auch  zn  einem 
preuasischen  Verbot  (v,  d.  Heydt)  der  Ans- 
waudening  nach  Brasilien  geführt  hat.  Ein 
G.  V.  15.  März  1879  über  Dienstverträge  hat 
aber  die  wünschenswerte  ßechtasicherheit  ge- 
schalten. 

8.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Portu- 
gals. Im  Vergleich  mit  Biiisilien  sind  die- 
jenigen koloniaJen  Besitzimgen,  welche  Por- 
tugal bis  zur  Gegenwart  verblieben  sind, 
von  geringer  Bedeutung,  sowohl  in  kolonialer 
Beziehung  überhaupt  als  auch  für  das  portu- 
^esische  Mutterland.  Es  sind  die  ad- 
ministrativ zu  dem  Miitterlande  gerechneten 
Azoren  und  Madeira  sowie  die  eigentlichen 
portugiesischen  Kolonieen  in  Afrika:  Cap 
Verd,  Senegamhien,  St.  Thome  und  Principe, 
Angola  und  Mozambique,  in  Indien:  Ooa. 
Damäo  und  Diu,  in  China:  Macao,  in  den 
Sundainseln  Timor  mit  Kambing. 

Die  grössten  Kolonieen  sind  die  südafri- 
kanischen Mozambique  und  Angola.  Bis  vor 
kurzem  hielt  Portugal  an  der  Fiktion  fest, 
dass  diese  sich  quer  durch  Afrika  erstrecken 
und  ein  zusammenhän^udes  Besitztum  bilden. 
Portugal  hatte  aber  in  diesem  Jahrhundert 
nichts  gethan,  um  die  nominale  Herrschaft 
thatsächlich  auszuüben,  noch  viel  weniger, 
diese  Gebiete  irgendwie  zu  kultivieren.  So 
kam  es,  dass  der  Kongostaat  zum  Teil  auf 
portugiesischem  Gebiete  entstand  (s.  oben 
8.  l.'il)  und  Deutsc-hland,  England,  Frank- 
reich und  die  Bm^ni-epiibliken  ihre  süd- 
afrikanischen Schutzgebiete  auf  Kosten  por- 
tugiesischer Ansprüche  erweiterten.  Am 
umfangieichsten  und  rücksichtslosesten  ge- 
schah dies  durch  England  (vgl.  oben  Teilung 
Afrikas  S.  151). 

Heule  ist  es  zweifelhaft,  ob  Portugal 
seine  afiikanischen  Besitzungen  überhaupt 
winl  festhalten  können.  Denn  es  fehlt  ihm 
ebenso  an  der  Widerstandsfähigkeit  gegen 
die  aktiven  euroiiäischen  Kolonialmächte  wie 
an  den  Kapitalien  zur  Kultivierung  der 
Kolonieen  wie  auch,  trotz  jahrhunderte- 
langer Erfahnmgen,  an  dem  Gescliiek,  die 
Eingeborenen  zweckmässig  zu  behandeln  und 
die  Kolooialverwaltung  gewinnbringend  zu 
gestalten. 

An^sichts  der  Gefahi-,  von  den  central- 
afrikanischen  Seeen  abgedrängt  zu  werden, 
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bemQiite  sich  Portugal,  seine  Herrschaft  am 
Zambesi  natl  Schire  zu  befestigen.  Bei  einem 
Gefecht  gegen  Eingeborene  vom  Stamme  der 
Makololo  nahm  Serpa  Pinto  diesen  am 
8.  November  1839  eine  eoglische  Fahne  ab. 
Der  sich  hieraus  entwickelnde  Eonflilit  mit 
EDglaod  fahrte  zu  einem  engtischen  Ulti- 
matum, einer  tiefen  Demütigung  Portugals 
durch  England,  einem  Aiif^tende  in  Lissabon 
und  dem  MUitärauf stand  in  Oporlo  am  31. 
Januar  1S9I  und  endlich  zu  den  umlang- 
reichen  Landabtretungen  am  Zambesi  und 
Schire  an  England  durch  den  Vertrag  vom 
11.  Juni,  3.  Jidi  1891.  Ein  Geheiravertrag 
zwischen  Deutschland  und  England  vom 
Jahre  1898,  das  siigen.  Delagoaabkommeu, 
scheint  fflr  die  Zukunft  Ober  den  Rest  der 
west-  und  ostafrikanischen  Kolonieen  Portu- 
gals zu  Gunsten  dieser  beiden  Mächte  ver- 
fügt zu  haben. 

Portugal  hat  sogar  versucht,  seinen  Kolo- 
nialbesitz zu  erweitern.  Mit  Dahome  suhloss 
es  am  ö.  Augnst  1866  einen  Protektor«  tsver- 
tr^,  verzichtete  aber  wieder  hierauf  au  22.  De- 
zember 1887  nnd  räumte  Whydah.  Ein  Vertrag 
mit  China  vom  26.  März  1887  sicherte  ihm 
Eeinen  ulten  Besitz  von  Maoao  und  räumte  ihm 
bezeichnend enveiae  das  Becht  ein,  dieses  Ge- 
biet ohne  Erlaubnis  Chinas  abzutreten. 

Zwischen  Portugal  und  den  Nie<lerlanden 
ist  am  10.  Jnni  1893  in  Lissabon  ein  Ceber- 
einkommen  zur  Regelung  der  beiderseitigen 
Beziehungen  im  Archipel  von  Timor  ge- 
schlossen worden.  In  einer  zu  dem  Ueber- 
einkommen  ergangenen  Deklaration  sichern 
nch  die  vertragschhcssenden  Staaten  ein 
gegenseitiges  Vorkaufsrecht  für  ihre  Be- 
sitzungen in  jenem  Archipel  zu.  (D,  Kol.- 
Bl.  1894  S.  53.) 

Man  kann  nicht  leagnen.  dags  Portugal 
sich  bx  den  ihm  verbliebenen  Gebieten,  veran- 
lasst durch  den  scharfen  Wettbewerb  der 
anderen  Kolonialmächle,  seit  1884  zu  einer 
grösseren  Fürsorge  für  eeine  Kolonieen  aufraffte. 
§0  wurde  die  bisher  ^uzlich  vernachlässigte 
Kolonie  Angola  militärisch  reorganisiert.  Auch 
versuchte  man  Buren  zu  ihrer  Besiedelang  heran- 
inzieheu.  Und  in  allen  Kolonieen  wurden  Eisen- 
bahnen gebaut 

'Welche  geringe  wirtschaf [liehe  Bedeutung 
die  Kolonien  für  das  Mutlerland  haben,  erhellt 
aus  dem  geringen  Handelsverkehr  mit  diesen. 

Unter  dem  Druck  der  Verhältnisse  und 
Macht«  ist  die  frUher  ganz  monopolistische 
Kolonial  Verwaltung  gegenüber  den  Fremden 
nenerdinga  etwas  liberaler  geworden.  Seit  1890 
ist  die  ^hiffahrt  auf  dem  Zambesi  nnd  Schire 
fOr  alle  Nationen  freigegeben. 

Vorschriften  über  Kolonisation  in  den  portu- 
gies.  Kolonieen  vom  16.  November  1889,  vgl. 
D.  Kol.-Bi.  V.  1.  April  1900.  EechtaverhäT^ 
UKse  der  fremden  Gesellschaften  in  den  portn- 
gie«.  Kolonieen,  D.  Kol.-Bl.  v.  15.  Februar  1900. 

C.  Frankreich. 
9.    Abriss    der    Kolonialgeschichte. 


Frankreicli  hatte  sich  an  der  Entdeckung 
und  ersten  Occupation  Amerikas  nicht  be- 
teiligt, auch  mangels  einer  entsprechenden 
Flotte  an  der  Ausbeutung  der  neu  entdeckten 
Länder  während  des  16.  Jahrhunderts  nicht 
teilgenommen.  Es  holte  dies  aber  nach,  in- 
dem es  im  17.  Jahrhundert  an  der  Koloni- 
sation Nordamerikas  und  am  Handel  mit 
Indien  einen  massgebenden  Anteil  errang, 
im  18.  Jahrhundert  aber  aus  allen  seineu 
kolonialen  Stellungen  zurückweichen  musste, 
um  dann  im  19.  Jahrhundert  in  Afrika  und 
Hinterindieu  sieh  neue  Felder  seiner  koloni- 
alen Unternehmungen  zu  suchen. 

Canada  war  1497  von  dem  Venetianer 
Cabot  mit  euglischen  Schiften  entdeckt  und 
1500  von  dem  Italiener  Ven'azini  für  Frank- 
reich in  Anspruch  genommen  worden.  Aber 
erst  1Ö08  nahm  Frankreich  durch  Gründung 
Quebeks  die  Kolonisation  Canadas  in  An- 
griff. Die  Verwaltung  der  Kolonie  stand 
seit  1664  unter  der  fianzösisch- westindischen 
Kolonie,  seit  1674  unter  einer  Kronverwal- 
timg  und  wurde  in  streng  feudaler  und 
klerikaler  Weise  ausgeübt, 

„Der  französische  KOnig  übertrug  den  sogen. 
Seigneurs  grosse  Landstriche,  von  welchen  so- 
dann einzelne  Teile  als  Bauerngüter  en  roture 
abgegeben  wurden.  Der  Bauer  war  dem  Gmnd- 
herm  und  der  Krone  zd  Geld-  und  Naturalab- 
gaben verpflichtet.  Diese  Seigneunen  besteben 
z.  T.  in  Untercauada  noch  fort.  Das  Verhältnis 
wird  noch  gegenwärtig  von  beiden  Seiten  von 

fiatriarc haiischem  Geiste  getragen  und  hat  die 
rauzOsische  Bevölkerung,  ganz  ausserhalb  des 
franzQsischen  Verkehrsstromes  in  einem  Zustande 
erhalten,  welcher  merkwürdig  an  die  Lage  des 
Mutterlandes,  zumal  der  Xormandie,  vor  andert- 
halb Jahrhanderten  erinnert."    (W.  Röscher.) 

Auch  Akadia  und  Neufundland  wmxlen 
von  den  Fi-anzoseu  besetzt,  vor  allem  aber 
occupierten  sie  das  Stromgebiet  des  Missis- 
sippi und  legten  dort  1682  die  erste,  nach 
Ludwig  XIV,  benannte  Kolonie  ILonisiaiia  an, 
die  1717—1720  Law  zum  Schauplatz  seiner 
schwindelhaften  Spekidationen  machte. 

Bis  zur  ei-sten  Hälfte  des  18.  Jahrhnnderts 
beherrschte  und  besiedelte  Frankreich  einen 
grossen  und  vielleicht  den  besten  Teil  des 
nordamerikanischen  Kontinents,  dessen  Gren- 
zen vom  Golf  von  Mexiko  bis  znrHudsons- 
bai  und  von  Neufundland  bis  zum  Winnipeg- 
see  reichten.  Die  Versuche  der  Franzosen, 
die  Verbindung  zwischen  Canada  und  Ixnü- 
siana  im  Rücken  der  englischen  Kolonieen 
durch  eine  Beihe  von  Befestigungen  zu 
sichern,  führten  zu  dem  Kriege  mit  Frank- 
reich 1757  bis  1763.  Uncl  im  Pariser 
Frieden  von  1763  musste  Frankreich  ganz 
Canwla,  die  Insel  Breton  imd  die  franzö- 
sischen Besitzimgen  östlich  des  Mississippi 
an  England  abtreten,  dem  im  Utreehter 
l'rieden  1713  bereits  Akadia  nnd  Neufund- 
land zugefallen  waren. 
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Louisiana  alier  musste  Franki-eich  1763 
an  Sranien  abtreten,  erhielt  es  zwar  18U0 
von  diesem  zuriick,  verkaufte  es  aber  1803 
für  15  Millioaen  Dollars  ao  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika,  denen  Frankreich 
in  Beinen  Befreit) agskämpfen  gegsa  England 
Beistand  g;eleistet  hatte. 

In  Westindiea  hatten  sich  auf  Haiti  1661 
Franzoeeii  festgesetzt,  und  1697  trat  Spanien 
im  Frieden  von  Ryswijk  den  ganzen  west- 
lichen Teil  der  Insel  {San  Domingo)  imd  im 
Baseler  Frieden  von  1795  auch  den  östlichen 
Teil  an  Frankreich  ab.  Nach  einem  Auf- 
stände der  Negerbevölkerung  musste  aber 
Frankreich  1803  die  Insel  räumen,  auf  der 
kaiserfiche  und  republikanische  Einrichtungen 
sich  nun  ablösten. 

In  Südamerika  hat  Frankreich  vorübei^ 
gehend  am  Amazonas  und  in  der  Bucht  von 
Bio  de  Janeiro  Fiiss  gefasst,  aber  nur  den 
Besitz  von  Guayana  (Cayenoe)  seit  der  Mitt« 
des  17.  Jahi'himderts  bis  zur  Gegenwart 
festgehalten. 

Die  kolonialen  Unternehmun^n  Frank- 
reichs an  der  "Westkflst«  von  Afrika  und  in 
Indien  waren  weniger  territorialer  als  kom- 
merzieller Natnr.  Die  von  Colbert  1664  be- 
gründete französisch  -  ostindische  Handels- 
kompagnie  erwarb  als  Stützpunkte  fQi-  Handel 
und  Schiffahrt  1674  Pondichörj'  an  der 
Koroman  delküste  und  Teehandernagor  in 
Bengalen,  und  1746—1748  fiel  Madras  vor- 
übei^ehend  in  die  H&nde  der  Franzosen. 
Die  Einmischung  dei-selben  in  die  Streitig- 
keiten der  Engländer  (Gl ive)  mit  den  einge- 
borenen Fürsten  führte  zum  Kriege  mit  Eng- 
land und  zum  Verluste  aller  französischen 
Besitzungen.  Im  Paiiscr  Frieden  1763  er- 
hielten zwar  die  Franzosen  Pondichörj-  und 
einige  andere  Plätze  zurilck.  Im  Jalire  1770 
löste  sich  aber  die  französiseh-ostindische 
Kompagnie  gauü  auf  und  die  handelspoUtische 
Stellung  Franki-cichs  in  Ostindien  ging  da- 
mit dauernd  verloren.  So  hatte  Frankrelcli 
am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  fast  seinen 

Snzen  Kolonialbesitz  eingebüsst.  Im  19. 
Iirhundert  hat  es  aber  die  koloniale  Arbeit 
von  neuem  und  auf  neuen  (Jebieten  be- 
gonnen. Vor  allem  versucht  Frankreich 
einen  wesentlichen  Teil  Afrikas  an  sich  zu 
reiesen  (s.  oben  Teilung  Afrikas  S.  152). 

Seit  Najioleon  1.  vereucht  Frankreich  un- 
ausgesetzt seine  Macht  an  der  Nordkuste 
von  Afrika  zu  erweitern  und  daniit  die  Vor- 
herrschaft im  Mittel meer  zu  gewinnen. 
Algerien  wurde  seit  1830  erobert  und  wird 
noch  immer  sfldwärts  und  westwärts  aus- 
gedehnt, der  Suezkaual  1859—1869  mit 
französischem  Gelde  gebaut,  aber  vergebens ' 
zum  Ausgangspunkt  für  eine  Fussfassnngl 
in  Aegypten  genommen  und  1883  über  Tunis 
die  Sdiutzherrschaft  erworben.  Die  alten 
Besitzungen   in  Senegambien  wurden  ISW 


bis  1866  wieder  konsolidiert  (Faidherbe) 
und  neuerdings  in  grossem  Massstabe  ausge- 
dehnt ;  FranzQsiseh-Kongo  ist  eine  Schöpfung 
des  Reisenden  Savorgnan  de  Brazza  seit  1880. 

Die  Erwerbungen  am  Golfe  von  Guinea 
sind  zwar  älteren  Ursprungs,  haben  aber 
erst  neuerdings  grösseren  Umfang  erhalten. 
Die  Franzosen  betrachleii  jetzt  die  ganze 
Elfenbeinküste  als  ihr  Eigentum.  Nachdem 
Portugal  am  22.  Dezember  1887  auf  das  am 
5.  August  1885  flberaommene  Protektorat 
überlJahome  wieder  verzichtet  hatte,  schloss 
Frankreich  am  .S.  Oktober  1890  einen  Ver- 
trag mit  dem  Küaig  von  Dahome,  der  die 
französische  Schutzherrschaft  über  das  König- 
reich Porto-Novo  und  die  Besetzung  von 
Kotonu  anerkannte,  aber  Frankreich  nicht 
vor  neuesten  KonfUkten  mit  Dahome  schützte. 
Geringen  Umfang  haben  die  französischen 
Erwerbungen  am  Golf  von  Aden  in  Obock, 
Tadschura  und  den  Muschahinseln,  die  ihre 
Bedeutung  durch  den  Verlust  des  Suez- 
kanals an  England  verloren  liaben.  Wie 
weitgehend  die  französischen  Pläne  in  Afi'ika 
sind,  geht  nicht  nur  daraus  hervor,  dass  es 
noch  immer  das  Kondominium  mit  England 
in  Aeg,v^)ten  nicht  verloren  giebt,  sondern 
auch  gleichzeitig  vom  Niger  und  vom  Kongo 
aus  nach  dem  Tsadsee  au  gelangen  strebt 
und  sicJi  die  Rechtsnachfolge  im  Kongostaate 
zu  sichern  gewusst  hat. 

Zu  den  älteren  (1642)  kolonialen  Ei^ 
Werbungen  an  der  Küste  von  Madagaskar 
gesollte  sich  am  17.  Dezember  1885  die 
Schutzhen-schaft  über  diese  ganze  Insel,  die 
189.Ö  durch  einen  siegreichen  Feldzug  ge- 
festigt wurde.  Am  24.  April  1880  wurden 
aiich  die  Komoren  unter  französisches  Pro- 
tektorat gestellt. 

In  Hinterindieu  hat  ]<''nuiki'etch  Oochiu- 
china  durch  die  Verträge  von  1862  imd  1867 
von  Annam  envorben,  1863  das  Protektorat 
über  Kambodja  übernommen  (volles  Protek- 
torat 17.  Juni  1884),  und  als  1882  Kampfe 
gegen  Seeräuber  zunächst  zu  einer  Nieder- 
li^  (Riviere  +)  und  dann  zu  grosser  mili- 
tärischer Machtentfaltung  geftilirt  hattori, 
erlangte  Frankreich  in  den  Verträgen  vom 
21.  August  1883  und  6.  Juni  KWl  (von 
HnC')  das  Protektorat  über  ganz  Annam  und 
Tongking. 

In  einem  Vertrage  von  Tieutsin  9.  Juni 
1885  mit  China  wurden  die  Grenzen  gegen 
China  und  die  Handelsverbindungen  mit 
diesem  bezüglich  Annam  und  Tongking  fest- 
gestellt. Auch  verpflichtete  sich  trankreich, 
Kelung,  Fcrmosa  und  die  Peskadoren  zu 
räumen. 

Zu  den  schon  1853  erworbenen  Neu- 
Caledoiiien  und  Tahiti  traten  neuerdin^  in 
I  der  Stidsee  einige  Insel^ippen  (Neuhebnden, 
!  Inseln  unter  dem  Wind),  deren  Besitzer- 
greifung Frankreich  sich  durch  Verbflge  mit 
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DeulschlaDd  und  England  sicherto  {24.  De- 
zember 1885,  16.  November  1887). 

141.  Eif^bniB  der  kolonialen  Entwicke- 
hug.  Bei  dem  Ergebnis  der  franzßsisclten 
miiss  man  mehr  als  bei  anderen  kolonialen 
Entwiokehmgen  unterscheiden  zwiachen  dem 
Eioflnsa  auf  das  Yolkstum  Reibst  und 
demjenigen  auf  die  YolkswirtBchaft.  Frank- 
reich war  in  Canada  und  im  itissiBBippithal 
im  Besitz  von  Gebieten,  die  sich  mehr  wie 
ii^nd  welche  anderen  der  neuen  Welt  ftlr 
die  KoIoniBation,  d.  h.  für  die  Massenan- 
siedelung  der  europäischen  Rasse  eignen. 
Und  wenn  anch  Frankreich  niemals  über 
eine  wirbliche  Maesenaiiswandening  verfügte, 
sogenfiRten  doch  die  verhäitnismfeeig  grossen 
fröizßsischen  Einwanderungen  in  diese  tJe- 
biete  im  17.  Jahrhundert,  um  dort  eine 
Rperi  fisch  französische  Bevölkerung  zu 
schaffen,  um  so  mehr,  als  diese  Einwanderer 
in  den  Kolonieen  eine  Fruchtbarkeit  ent- 
wickelten, die  sie  in  der  Heimat  nicht  be- 
sassen.  So  kam  es,  dass  Canada  sowohl 
als  Lomsiana  im  Äiigenbiicke  ihres  Ueber- 
ganges  an  England  zwar  dünn,  aber  abge- 
sehen von  den  Negersklaven  rein  französisch 
hesie<lelt  waren  (Louisiana  ÖOOOU  Weisse 
und  40000  Sklaven)  und  Canada  noch  heute 
mehi-  als  1  Jlillion  Einwohner  besitzt,  die 
sich  ihrer  französischen  Abstammung  he»^lsst 
sintt  nnd  die  franzC&ische  Sprache  beibe- 
halten haben.  Der  Terlust  dieser  nord- 
ameiikanischen  französischen  Voiksgebiete 
war  nun  um  so  verhängnisvoller  für  Frank- 
reich, als  im  Ileimatlande  das  französische 
Volkstum  mangels  eines  den  anderen  euro- 
pjüschen  Völkern  ebenbürtigen  Geburten- 
überschusses immer  mehr  zusammenschmilzt, 
eine  überseeische  Knmpen.sation  desselben 
aber  nun  an^:eschlossen  ist.  Auch  die  im 
19.  Jahrhundert  neu  erworbenen  Kolonieen 
bieten  nur  einen  bescheidenen  Ersatz.  Da 
die  übrigen  Oebiete  in  den  Tropen  liegen 
und  nur  für  Kultivation  Raum  bieten,  kommt 
in  dieser  Beziehung  nur  Algier  in  Betracht, 
wo  sich  allerdings  ein  französisches  Volks- 
tum, wenn  auch  mühsam  entwickelt.  Denn 
bei  dem  Beginne  der  Besiedeln ng  dieses 
Landes,  das  durcii  seine  N^e  fast  die  Vor- 
züge einer  Orenzkolonisation  bietet,  war  das 
fnmzOsische  Volkstum  des  Heimatlandes 
schon  geschwächt  und  besass  nicht  mehr 
die  AusdehniingsfiUiigkeit  wie  im  17.  Jahr- 
hundert. Das  Ergebnis  der  fi-anzösi sehen 
kolonialen  Entwickelung  bietet  also  in  dieser 
Beziehung  das  völlige  Gegenteil  der  eng- 
lischen dar. 

Andei-s  auf  rolks wirtschaftlichem 
Gebiete.  Hier  hat  die  mächtige  Initiative 
Colberts,  der  vier  grosse  Hantlel^sell- 
schaften  für  den  Verkehr  mit  Westindien, 
Ostindien,  Nordamerika  imd  der  I^evante 
begrflndete    nnd  in  der  Kolonialpolitik  eine 


Grundlage  für  eine  starke  französische  Han- 
delspolitik nnd  die  Schöpfung  einer  starken 
Seemacht  fand,  der  französischen  Volkswirt- 
schaft im  17.  und  18.  Jahrhundert  dieselben 
Vorteile  gebracht,  deren  sich  England  da- 
mals und  später  erfreute.  Auch  in  Bezug 
auf  das  eigeutlicho  koloniale  System  hat 
Frankreich  damals  im  wesentlichen  englische 
Vorbilder  nachgeahmt. 

„Während  des  Zeitranrns  vom  Ende  Lnd- 
wiga  XIV.  bis  zum  Anfange  der  Revolution 
gleicht  die  wirtschaftliche  Entwickelnng  Frank- 
reichs derjenigen  Orossbritanniens  im  Laufe 
des  18.  .Tahrhnnderts  in  zweifacher  Beziebnog. 
Nicht  nur  finden  wir  dort  dieselbe  ausserordent- 
lich starke  Zunahme  dea  Handelsbetriebes  Ober- 
haujit,  sondern  aiicn  ferner  dasselbe  anfängliche 
Ueberwiegen  der  AiuifQhren  und  schlieasliches 
L'eberwiegen  der  Einfahren,  wie  jetzt  hei  Gross- 
britanuien,  wogegen  sich  der  britische  Handels- 
betrieb während  des  18.  Jahrhunderts  keines- 
wegs in  demselben  Verhültuisse  gestaltete. 
Dieser  Unterschied  tritt  am  deutlichsten  hervor, 
wenn  man  die  Endpunkte  dieser  Perii>de  für 
Frankreich  und  für  England  apecifiziert  ein- 
ander gegenüber  stellt. 

Auf  den  Kopf  der  Bevülkemng  (in  Mark) : 

Einfuhr  Ausfuhr 

Frankreich  1715—1717      3,60       4,50 

178i'>— 1787    19,70      17.50 

Groädlritannien  1716—1718     18,90      23,25 

1786—1787    35,00      34,60 

England  hatte  eich  im  Jahre  1787  nahezu 
vollatäudig  von  der  Krisis  des  amerikanischen 
Befreinngakriegea  erholt,  denn  bis  in  die  30  er 
Jahre  dieses  Jahrhuiiderts  hinein  steigerte  sich 
sein  Handelsverkehr,  pro  Kopf  seiner  wachsenden 
Bevölkerung  gerechnet,  kaum  Über  den  Betrag 
dea  Umsatzes  in  dem  hier  angegebenen  Zeit- 
punkte hinaus.  Dennoch  hatte  sich  bis  dahin 
sein  Handelsbetrieb  in  den  vorhergegangenen 
70  Jahren  nicht  einmal  verdoppelt,  während 
sich  derjenige  Frankreichs  in  dieser  Zeit  mehr 
als  verfünffachte.  Alsdann  freilich  brach  das 
Unwetter  der  Revolution  über  das  unglückliche 
Land  herein,  und  wären  Kultur  und  Kapital 
nicht  schon  durch  den  chaotischen  Aufruhr  der 
ganzen  Wirtschaft  jener  Zeit  gefährdet  worden, 
so  wäre  der  Assignaten  Schwindel  allein  schon 
hinreichend  gewesen,  die  Entwickelung  des 
Landes  minus  zu  atiiren. 

Nachdem  die  Nation  sich  aber  von  dem 
Sturm  und  Drang  der  Kevoluiion  zu  erholen 
anfing,  hat  dann  trotz  der  napoleouischeu  Kriege 
die  Ausfuhr  des  Landes  doch  wieder  stetig, 
wenn  auch  tangsani,  zugenommen.  Mit  dem 
Wachsen  des  ^\  uhlstandes  war  es  dabei  aller- 
dings noch  sehr  zweifelhaft  bestellt,  wie  die 
von  1801  bis  1815  konstant  abnehmende  Ein- 
fuhr beweist. 

Was  mm  ferner  den  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung Frankteichs  in  diesem  Jahrhundert 
betrifft,  so  weiss  jedermann,  dass  derselbe  im 
wesentlichen  auf  der  gesamten  Kniturent Wicke- 
lung unserer  europäischen  Rasse  beruht  und 
dass  die  tranzüsische  Nation,  ihrem  eigentlichen 
Charakter  gemäss,  an  dieser  Entwickelung  in 
überwiegend    intensiver    Richtung    Anteil    ge- 
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nommea  hat.  Sollten  die  Fruuzoseii  jemals 
wirklich  Anlage  znr  estenslTen  Kultiration  ^e- 
hnbt  haben,  so  haben  sie  dieselbe  jetzt  wenig- 
stens Qnbeatrittenennaasen  verloren.  Trotedem 
aber  will  inii-  acheinen,  dass  doch  auch  die 
Kiiltivation  Algeriens,  soweit  sie  ihnen  geglückt 
ist.  nicht  ganz  ohne  Einflnss  auf  die  wirtscbait- 
liche  Entfaltung  der  Nation  war. 

Soviel  weniger  aber  im  aUgemeiuen  Fähig- 
keiten nnd  Erfolge  die  Fransosen  auf  dem  Ge- 
biete der  estenaiven  Koltivation  aufzuweisen 
haben,  soviel  geriiiger  ist  auch  der  politische 
und  kulturelle  Einluss,  den  sie  ^  unter  den 
Vülkem  der  Menachbeit  besitzen.*  Dieses  be- 
Bttttigt  sich  dnrch  den  Umstand,  dasü  Frank- 
reichs Handel  auf  den  Kopf  seiner  Beviilkerung 
noch  jetzt,  wie  am. Ende  des  vorigen  Jahrhun- 
derts, nicht  einmal  halb  so  bedeutend  ist  wie 
der  Grossbritann ieua"  (Hüb be-ScIi leiden). 

11.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Frank- 
reichs. In  staatsrechtlicher  Beziehung  wird 
Algerien  vielfach  zum  Mutterlande  Frank- 
reich gei-eehnet,  und  die  älteren  Kolonieen 
haben  Vertretung  im  französischen  Parlament, 
so  Senegal,  die  indischen  Besitzungen  (Pon- 
"dichi'fj',  Kaiika],  ITah*'  und  Jaoaon  in  Mad- ' 
ras  und  ChMidernagor  in  Bengalen),  Cocliin- 
<;hina,  Gnadeloupe,  Marliuiyue,  Fr.  Guyana, 
Tahiti,  Reunion.  Sonst  scheidet  mau  zwi- 
sc'hen  Kolonieen  und  Protektoraten,  Letztere 
sind  Tunis,  Tadscliura  und  Goliad  bei  Aden, 
Kamhodja,  Annam,  TougkJng,  Wallis,  Futuna 
und  Älofi  (in  der  Sfldsec),  die  Komoren  und 
Madagaskar.  In  den  Protektoraten  wahrt 
Frankreich  seine  Interessen  und  Rechte 
iXnnih  Residenten. 

Die  Kolonieen  wurden  früher  vom  Jla- 
rineministerium  verwaltet,  seit  1892  vom 
Slinisteiiiim  für  Handel,  Industrie  und  Ko- 
lonieen, Der  Regierung  steht  seit  30.  März 
1884  ein  Oberkolonialrat  zur  Seite  (eonseil 
8Uj)6ricurdes  colonies),  der. sich  in  jüngster 
Zelt  vorwiegend  mit  der  Zollgesetzgebung 
fdr  die  Kolonieen  und  mit  der  Errichtung 
Privilegien  er  Kolonisationsgesellsc  haften  be- 
lasst  hat.  Dur^h  Dekret  vom  15.  Mära  1890 
wurde  in  Pai-is  eine  »IJffice  colonial«  ge- 
nannte Behörde  errichtet,  welche  dem  Kolo- 
uialministerium  unterstellt"  ist  und  dem 
Publikum  Auskünfte  jwler  Art  über  kolo- 
niale Angelegenheiten  erteilen  solL  D.K.Bl. 
1K99,  S.  ■*42.  Die  seit  188.5  bestehende 
Ecole  colouiale  ist  1889  umgestaltet  imd  zur 
"Vorbildung  für  Kolonialbeamte  eingerichtet 
woi'den.  In  Algerien  steht  das  XIS.  Cor]>s 
der  regelmä-ssigen  Armee  in  Garnison.  Der 
Dienst  in  den  übrigen  Kolonieen  wui-de  bis- 
her von  Marinetruppen  und  eingeborenen 
Tnip];>en  versehen.  Seit  1892  ist  für  den 
Kolonialdienst  eine  besoodei'e  Kolonialarmee 
als  XX.  Armeecorps  errichtet  worden. 

Frankreich  Jiat  auf  seine  Kolonieen  riesen- 
hafte Aufwendungen  gemacht.  Für  Algerien 
wurden  bereits  mehr  als  5  Milliarden  aus- 
gegeben, und  noch  jetzt  beträgt  das  regel- 


mässige Budget  64  Millionen  Francs  in  Aus- 
gabe und  nur  3  MUlioneu  Francs  in  Ein- 
nahme, ungerechnet  die  Kosten  der  Marine 
und  die  ansseroi-dentlichen  Ausgaben  für 
langwierige  Kriegftthi-uugen ,  wie  in  Tong- 
Iting,  obgleich  die  alteren  Kolonieen  teil- 
weise Selbst  venvaltung  (Cochinehina  7. 
August  188(5  und  7.  Dezember  1888)  nnd 
eigene  Budgets  besitzen. 

Der  steigende  Umfang  des  Kolonialbe- 
sitzes machte  auch  eine  neue  lokale  Organi- 
sation der  Verwaltung  nOtig,  z.  B,  in  Bezug 
auf  lUe  Kolonie  Obock  durch  G.  v.  14.  August 
1885  und  in  Bezug  auf  Oceanieu  vom  11. 
Januar  1886,  Nen-Caledonieu  2.  April  18Sli. 
Das  Gebiet  der  Rivieres  du  Sud  (östlich  von 
Liberia)  wurde  einachlies-slich  der  Besitzun- 
gen in  Oberguinea  vom  1.  Januar  1890  an 
als  selbständiges  Verwaltungsgobiet  von 
Senegal  abgetrennt  und-  in  zwei  Gebiete  ge- 
teilt: Goldkfisto  und  Golf  von  Benien.  Die 
Verwaltung  von  Französisch-Kongo  wurde 
durch  Dekret  vom  '27.  April  1886  geregelt 
und  am  11.  Dezember  1S88  die  Vereini- 
gung von  Konj^o  und  Gabun  zu  einer  Kolo- 
nie mit  dem  iameu  »Congo  fran^ais«  voll- 
zogen. 

Durch  Dekret  des  Präsidenten  der  Re- 
publik vom  17.  Oktober  1899  wurden  die 
bisher  Sudan  francais  genannten  Besitzungen 
an  die  Kolonieen  Senegal,  Guinöe  frani.-aise, 
Cote  d'Ivoiro  und  Daliome.v  verteilt. 

Die  Gebiete  von  Timbuktu  und  Nach- 
barschaft sowie  die  'R^^on  Volta'c  welche 
San,  Wagadugu,  Leo,  Cury,  Sikasso,  Bobo- 
Djnlassu  und  Djebugn  umfasst,  bilden  zwei 
Territoire  militaires,  welche  unter  dem  Kom- 
mando militärischer  Befehlshaber  dem  Geue- 
ralgouverneur  von  Westafrika  unterstehen. 

Dem  Geneialgouverneur  steht  als  Ober- 
befehlshaber aller  westafrikanischen  Ti-uppen 
ein  höherer  Offizier  zur  Seite. 

Von  jeher  und  bis  zur  Gf^nwart  ist  es 
ein  Xachteil  für  die  französische  Kolonial- 
verwaltung gewesen,  dass  sie  sich  nicht 
stet^  entwickeln  konnte.  Militärische  unil 
civile  Verwaltungen  lösten  sich  z\i  rasch 
ab.  Und  selbst  bei  kriegerischen  Aktionen 
fehlte  regclmässijg  ein  Zusammenwirken  der 
Armee  und  Marine  imd  lieider  mit  der  Ci- 
\ilverwaltung.  Auch  macht  eine  weitgehende 
polizeiliche  Bcvormundimg  und  eine  bureau- 
kratische  und  central isierende  Verwaltung 
sich  in  den  Kolonieen  besonders  unange- 
nehm fühlbar.  Für  die  -wirtschaftliche  Aus- 
beutung der  Kolonieen  feldt  es  dem  franzö- 
sischen Handel  an  Initiative,  so  dass  in 
vielen  Kolonieen  der  fremde  europäische 
Handel  dem  französischen  überl^;en  ist, 
trotz  der  grossen  Aufweudxmgen  für  sub- 
ventionierte Dampf crlinien  und  trotz  der 
Begünstigung  des  direkten  Handels  des 
Heimatlandes  mit  seinen  Kolonieen  in  den 
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Zolltarifen.     (ZiisammensteliuDg  der  in  den 

verschiedenen  fraozösischen  Kolonieen  gilti- 
gen Zolltarife,  Hafen-  und  Verbrauchsab- 
gaben im  JoTUTial  Officiel  vom  22,  Dezember 
1890,  vgl.  auch  neues  ftunzösiachea  Zollge- 
setz vom  11.  Januar  1892  und  Dekret  für 
die  Kolonieen  vom  31.  Januar  1891  sowie 
die  "Verhandlungen  des  Kolonialrates.)  . 

Die  französischen  Besitzungen  io  Tong- 
king  Bind  geradezu  oneroser  Natur,  und  auch 
in  anderen  Grchieten  lässt  das  sprunghafte 
in  der  Politik  die  Kolonieen  nicht  ziu-  Ruhe 
und  zum  Gedelheo  kommen,  so  daas  die 
Behauj)tung  prechtferti^  erscheint ,  das 
französische  Volk  eigne  sich  Oberhaupt  nicht 
zur  Kolonisation  und  KultivatioD  oder  h&be ' 
diese  Ewigkeit  seit  dem  Verluste  von  Ca- 
nada  verloren,  wobei  vielleicht  die  vermin- 
derte Expansionskraft  des  französischen 
Volkes  an  sich  mit  in  Betracht  kommt. 

Die  amtliche  Statistik  für  1897  gab  den 
Umfang  des  französischen  Kolonialbesitzes 
an  auf  29H1900  qkm  mit  320832T3  Ein- 
wohnern. 

Von  einer  Gesamteinfuhr  von  4472  Milii- 
nnen Francs  im  Jahre  1898  kamen  224  auf 
Algier  und  nur  188  anf  die  übrigen  Kolo- 
nieen und  von  einer  Ausfuhr  von  3510 
Millionen  Francs  22.")  auf  Algier  und  nur 
186  auf  die  übrigen  Kolonieen. 

Schon  hieraus  erhellt,  dass  Algier  eine 
Atunahniestellnag  einnimmt.  Die  ^netige  L&ge 
dieses  Gebietes  scheint  es  in  der  That  weni^- 
tens  wirtschaftlich  zu  einem  Neu-Frankreich 
gestalten  zu  wollen ,  obwohl  die  fremde  Be- 
vSIkerang  auch  hier  unbilhg  vorwiegt,  so  dass 
1896  auf  4359578  Einwuhner  nur  »18137  ge- 
borene und  naturalisierte  Franzosen  kamen, 
neben  48763  Joden,  3764480  emgeborenen 
Mnselmänneni  nnd  228398  Fremden  (1686 
239924,  von  denen  allein  1U5;-«  Spanier,  44315 
Italiener,  22538  Tnneser  nnd  Marokkaner, 
15533  llaltesei.  4863  Deutsche).  Das  in  die 
Departements  Oran,  Algier  und  Coostantine 
verfallende  Land  besitzt  aber  einen  sotcheu 
Beichtuni  au  natürlicher  Fruchtbarkeit,  daas 
viele  Kulturen  der  Urprodoktion  auf  das  beste 
gedeihen.  Auf  Ü7  266  ha  Weinland  wurden 
te89  2,7  Hill,  hl  Wein  gebaut.  Die  Gewinnung 
TiHi  Getreide,  Oliven  und  Alfa  (Esparto  Gras) 
bt  beträchtlich.  Die  WAlder  nebmeu  3,2  Mill. 
ha  ein,  die  künstliche  Berieselung  umfusst 
133893  ha,  nnd  die  Eiaeubahnen  hatten  1898 
eine  Länge  von  3472  km  erreicht.  Nicht  einmal 
die  Kosten  der  Civilverwaltniig  (73  Mill.  Francs) 
vermag  Algerien  voll  zu  decken  (!>3  Mitl.  Francs), 
geschweige  diejenigen  der  Kriegs  Verwaltung 
(54  bis  70  Hill.)  und  die  ausserordentlichen 
Ausgaben  (20  Mill),  die  noch  immer  vom  Mntter- 
lande  getragen  werden,  das  seit  1880  mehr  als 
5  Milliarden  auf  die  Kolonie  anfwendete. 

Frankreich  n-ill  Algerien  zur  Basis  eines 
erossen  Afribauischen  Reiches  machen  und 
anrch  Anlage  einer  Eisenbahn  durch  die  Sahara 
diese  Kolonie  mit  Senegambien  und  mit  dem 
Kongo  in  Verbindung  setzen. 

Ueber  Frankreichs  Handel  n^it  seinen  Kolo- 


nieen vgl,  D.  Kol.-Bl.  1898,  S.  708.  Bericht 
des  Abgeordneten  Donmerque  namens  der  Bod- 
getkommission  über  das  Külonislbudget  Älr  1899 
und  über  die  finanzielle  und  wirtscbaftl.  Lage 
der  f.  Kolonieen.  D.  Kol.-Bl.  1899,  S.  174. 
Retormvorschläge  für  die  f.  Kolonieen.  D.  Kol.- 
Bl.  1900,  S.  15. 

Die  koloniale  und  überseeische  Politik 
Frankreichs  wird  wesentlich  nnterstUtzt  durch 
befestigte  Fl  ottenatOtzpnnkte.  .IIb  solche  werden 
seit  dem  Dekret  vom  4.  Oktober  1838  amtlich 
betrachtet:  Fort  de  France  in  Martinique, 
Dakar  in  Senegal,  Cap  St.  Jaqoes  in  Cochinchina, 
Port  Cüurbet  in  der  Bucht  von  Along  (Tongkin^), 
Nonmea  in  Neu-Caledonien.  Diego  Snarez  m 
Uadagaskar,  Les  Saintea  bei  Onadeloupe,  Pori 
PhaSton  in  Tahiti,  Libreville  in  Congo  frangais, 
Obock  am  Roten  Heer.  Vor  allem  kann  sich 
Frankreich  in  Nordafrika  anf  den  Kriegshafen 
Biserta  stützen. 

D.  KiederUnde. 
IS.    Abriss    der    Kolonial^ schichte. 

Die  Kolonialgeschichte  der  Niederlande 
ähnelt  insofern  der  franz5Bisc!ien,  als  die 
Niederlande  ebensowenig  wie  Frankreich  an 
der  Entdeckung  der  neuen  Welt  direkt  be- 
teiligt wai-en,  als  sie  sich  im  17.  Jahrhun- 
dert vorflbei^hend  in  Nord-  und  Südamerika 
festgesetzt,  aber  nur  in  Westindien  koloniale 
Besitzungen  bis  zur  Gegenwart  erhalten  und 
dann  ihr  Interesse  Ostiadien  und  endh?li 
Afrika  zugewendet  haben.  Mit  Portugal 
liaben  es  aber  die  Niederlande  gemein,  dass 
auch  ihre  koloniale  Eutwickelung  durch  eine 
zeitweilige  sjanische  und  spftter  durch  eine 
französische  Fremdhen^chaft  beeinti'fichtigt 
wurde. 

Auch  die  Niederlatule  stützten  wie  Eng- 
land ihre  Kolonialpolitik  nicht  nur  auf  eine 
mächtige  Flotte,  deren  Geschicke  im  Kampfe 
mit  den  anderen  Seem&chten  schwankende 
waren,  sondern  besonders  auf  eine  andauernd 
blühende  einheimische  Industrie  und  auf 
einen  untemehraungslustigen  Zwischenhan- 
del. Aehnlicli  wie  England  bedienten  sie 
sieh  bei  der  Erwerbung  und  Verwertung 
der  Kolonieen  der  Vermittelung  handels- 
politisciier  Geaellschafteu. 

Im  Dienste  der  Niederländer  hatte  Hudson 
1609  an  der  Ostküste  von  Nordamerika  den 
nach  ihm  ^enaunten  Strom  entdeckt.  Hierauf 
besetzten  die  Niederländer  das  am  Hudson  und 
Delaware  und  zwischen  Neuengiland  und  Virginia 
gelegene    Gebiet    einschliesslich    Long    Island, 

f rundeten  1614  Neu -Amsterdam,  legten  das 
ort  Orange  an  und  nannten  die  Kolonie  Neu- 
Niederland.  Auch  eine  1638  am  Delaware  von 
den  Schweden  angelegte,  aber  wieder  anfgegebene 
Kolonie  wurde  von  den  Niederländern  Uber- 
nomnien.  Neu-Niederland  ging  aber  1667  an 
England  verloren.  Dabei  wurde  Sen-Ainster- 
dam  [New- York)  im  Frieden  von  Breda  gegen 
Paramaribo  an  der  Küste  von  Guayana  ansge- 
tanecht,  wo  die  Niederländer  sich  besondere  seit 
QrUndnng  der  niederländisch- westindischen  Kom- 
pagnie (1621)  an  verschiedenen  Punkten  ange- 
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siedelt  hatten.  Die  dortigen  Ausiedelangen  sind 
unter  tlem  Xtimen  Surinam  uocli  heute  eine 
niederländische  Kolonie,  während  Essequito, 
Demerara  und  Berbice  1781  an  die  Engländer 


besetzten  die  Kieileiländer,  indem  aie  1624  Bahia, 
1629  Oliniia  eroberten  und  anter  Moritz  von 
Nassau  ihre  dortigen  Besitzungen  derartig  er- 
weiterten,  dass  sie  vom  Rio  San  Francisco  bis 
zum  Bio  Grande  reichten.  Infolge  einer  Em- 
pörung der  Plantagenbesitzer  verkaufte  aber 
1661  Holland  alle  seine  brasilianischeu  Be- 
sitzungen fUr  350000  £  an  Furtugal. 

Nachdem  holländische  Kaufleute  schon  seit 
160O  St.  EastatiuB  und  andere  westindische 
Inseln  besetzt  hatten,  entriss  die  niederländisch- 
westindische  Kompagnie  1634  den  Spaniern 
auch  Cura;ao ,  das  diese  xeit  1Ö27  besessen 
hatten.  St.  EustaCius  mit  Saha  und  der  Hälfte 
von  St.  Martin,  sowie  Cura^ao  mit  Aruba  und 
Bonaire  wurden  bis  zur  französischen  Eevolutiou 
von  verschiedenen  holläudischen  Handelsgesell- 
schaften besetzt  gehalten  und  verwaltet,  ge- 
lanc'ten  dann  an  Frankreich  und  England  und 
1814  an  Holland  znrDch,  wurden  dem  Statt- 
halter von  Surinam  unterstellt,  seit  1859  aber 
selbständig  verwaltet. 

Ans  verschiedenen,  zum  Teil  schon  seit 
1595  existierenden  jirivateu  Handelsgesellschaften 
wurde  1602  die  niederländisch- ostindische  Kom- 
pagnie zusammen  geschmolzen,  die  bis  ITdH  be- 
stand. Sie  breitete  den  niederländischen  Handel 
in  Ostasien  ans,  schloss  Handelsverträge  mit 
den  Bewohnern  von  Ceylon,  der  Moinkken  und 
der  Snndainseln,  vertrieb  1605  die  Portugiesen 
von  den  Molnkkeu  und  entriss  ihnen  in  unaus- 
gesetzten Kämpfen  Ceylon,  Malakka  (seit  1511 
portugiesisch)  und  die  hochkultivierten  Inseln 
des  indischen  Oceans. 

Die  Niederländer  erobert en  diese  Inseln 
aber  keineswegs  sofort,  sondern  beschränkten 
sich  daranf.  die  konkurrierenden  Mächte  Portu- 
gal und  England  zurückzudrängen.  Handels- 
niederlassnngcn  zu  begründen,  die  einheimischen 
Fürsten  aber  nur  allmählich  in  Abhängigkeit 
zu  bringen.  In  Java  (Bantamj  waren  schon 
1586  holländische  kriegstüchtig  ausgerüstete 
Handelsschiffe  erschienen,  aber  erst  1608  wurde 
die  erste  holländische  Faktorei  in  Bantam  an- 
^ele^.  bald  darauf  von  Picter  BoCb  und  Kocn 
in  Djakarta  eine  Niederlassung  begründet  und 
dieser  IfilÜ  der  Name  Batavia  beigelegt  und 
1623  die  Engländer  vollends  ans  Java  verdrängt. 
Von  Batavia  ans  wurden  die  Fürstentum  er 
Javas  nach  und  nach  unter  die  Botmässigkeit 
der  Generalgouverneure  und  Residenten  der 
niederlHndisch-oatindischen  Kompagnie  gebracht. 

AufSnmatra,  das  1508  von  den  Portugiesen 
entdeckt  und  besetzt  worden  war,  fassten  die 
Niederlander  1620  Fuss,  unterwarfen  16«2  die 
SüdwestkUste  dieser  Insel.  1664  Indrapnras  und 
1666Padang8.  Die  Verdrängung  der  Engländer 
von  der  Insel  und  die  Eroberung  der  übrigen 
Teile  erfolgte  aiwr  erst  im  19.  Jahrhundert,  und 
Atschin  ist  trotz  des  seit  1873  dauernden  Krieges 
noch  immer  nicht  unterworfen. 

In  reiches,  das  seit  1525  von  den  Portu- 
giesen besetzt  war,  machten  sich  die  Nieder- 
liinder  l(i60  durch  einen  Handelsvertrag  za  den 
einzigen  euTOpäischen  Herren  der  Insel  mit  dem 


Hafen  Makassar  {seit  1847  Freihafen).  Von  der 
Insel  Timor,  deren  nördlicher  Teil  sich  seit 
1610  in  den  Händen  der  Portugieaen  beündet, 
haben  die  Hollander  1688  den  südwestlichen 
Teil  erworben. 

Wenn  auch  der  Welthandel  der  Nieder- 
länder und  ihre  Herrschaft  zur  See  durch  die 
Anstrengungen  der  Engländer  (Navigationsakte 
1651)  wesentlich  erschüttert  wonlen  ist,  so 
haben  es  die  Niederländer  doch  verstanden,  ihre 
Herrschaft  im  indischen  Ocean  im  17.  und  18. 
Jahrhundert  fest  zu  begründen  und  im  19.  Jahr- 
hundert festzuhalten,  nachdem  auch  diese  Kolo- 
nialgebiete während  der  franzesischen  Fremd- 
herrschaft über  die  Niederlande  bis  1814  vor- 
übergehend  in   die  H&nde    der  Engtünder  ge- 

Auch  in  Afrika  machten  die  Niederländer 
koloniale  Erwerbungen.  Das  Cap I a n d  war 
eine  wichtige  Etappe  für  den  holländischen 
Handel  nach  Indien  und  so  wurde  es  1601  von 
den  Holländern  besetzt,  aber  erst  1652  die 
dortige  Ansiedelung  befestigt  (Capstadtj.  Nach 
blutigen  Kämpfen  wurden  die  Hottentotten  be- 
siegt und  die  Kaffem  znrückged  rängt  und  in 
ernster  Arbeit  durch  holländische  Bauern  an 
der  SUdspitze  Afrikas  ein  Kulturcebict  ge- 
,  schaffen,  das  gegen  Ende  des  17.  Jahrhundens 
zu  hoher  Blüte  gelangte.  Die  Kolonie  wurde 
aber  1795  von  den  Engländern  erobert,  1803 
zwar  den  Holländern  zurückgegeben,  1806  aber 
von  neuem  von  den  ersteren  erobert  und  1814 
endgiltig  an  England  abgetreten. 

13.  Ergebnis  der  kolonialen  Ent- 
wickelnng.  Die  Niederländer  sind  in  Noid- 
amcrika  sowohl  als  in  Südafrika  koloni- 
satorisch thätig  gewesen,  und  besonders  in 
Südafrika  hat  diese  Thätigkeit  bis  zur  Gegen- 
wart Spuren  zurückgelasseu,  indem  dort 
eine  niederländißclie  Bevölkerung,  die  Buren 
oder  Äfrikander,  angesiedelt  wurde,  die  es 
Kur  Schaffung  selbständiger  Gemeinwesen 
gebracht  hat  und  noch  jetzt  den  Kampf  mit 
dem  später  dort  angesiedelten  angelsächsi- 
schen Elemente  nicht  verloren  giebt.  In 
der  Gegenwart  hat  aber  um-  noch  das  ost- 
indische Kolonialreich  für  das  nieder- 
ländische Mutterland  Bedeutung.  Es  wai- 
dies  eine  Scliöpfung  der  1C02  von  Olden- 
barueveld  mit  dem  Privileghira  ausgestatteten 
ostindischen  Kompi^nie,  allein  jenseits  des 
Caps  der  gnlen  Hoffnung  und  der  Maghellan- 
strasse  Handel  zu  treiben  und  unter  Vorbe- 
halt staatliclier  Kontrolle  Hoheitsrechte  in 
Indien  auszuüben.  Die  Gescllscliaft  schuf 
sich  in  dem  1619  angelegten  Batavia  ein 
politisches  und  kommerzielles  Centrum,  ver- 
trieb die  Portugiesen  aus  den  Molukken, 
monopolisierte  den  GewTir/handel  und  ei"- 
zielte  enorme  Gewinne. 

Als  Dividenden  zahlte  sie  1G{)'>  15 "  o, 
1606  70».o,  1607  400,0,  IGüS  20<».o,  1609 
25 "(0,  1610  ötl",».  1612  ÜTViOo,  1616 
62's0;o,  1620  ST'ii'f.o,  1620—1720  durch- 
schnittlich 12'  3  ".0. 

Die  hollänäische  Scliiffahrt  nahm  einen 
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so  grossen  AiifschwuDg.  üasa  nach  Colberts 
BerecIiDungcD  von  20000  Schiffen,  die  zu 
Beiner  Zeit  auf  den  Meeren  liefen,  15—1(5000 
die  holländische  Flagge  führten. 

Bei  der  AusübuD^  des  Oewiirzmonopols 
verfuhr  die  niederläudisch-ost indische  Gesell- 
schaft besonders  in  den  Jtloliikkcii  in  der 
rncksichtslosesten  Weise.  Um  den  Schleich- 
handel unmöglich  zu  machen,  beschränkte 
sie  den  Anbau  der  Nelkenbäurae  auf  die 
Insel  Amboina  und  die  benachbarten  Inseln, 
den  der  Muskatnussbäiime  auf  die  kleine 
Gnippe  Baiida,  Auf  allen  übrigen  Inseln 
wurden  die  vorhandenen  Gewürzbäume 
systematisch  ausgerottet.  Die  Bewohner  der 
Inseln  Amboina  bezw.  Banda  aber  wurden 
gezwungen,  die  Gewrtrzbäiime  anzubauen 
und  die  Gewürze  zu  bestimmten  Preisen  an 
die  GeseUschftft  zii  liefern.  Dieses  Svstem 
ist  mit  gewissen  Einschränkungen  bis  zur 
Gegenwart  beibehalten  worden. 

Die  nieder! Ad disch-ostindische  Kompagnie 
ist  zwar  für  die  meisten  ähnlichen  Anstalten 
das  Vorbild  gewesen,  und  in  kaufmännischer 
Hinsicht  hat  sie  eine  grossere  und  länger 
danemde  Blüte  gehabt  als  irgend  eme 
andere  (1602 — 1800).  Aber  schon  seit  der 
Mitte  des  17.  Jahrhunderts  litt  sie  imter 
dem  Mangel  an  Disciplln  ihrer  Oi^ane,  an 
dem  Egoismus  ihrer  heimischen  Dii-ektoi'en, 
den  Unterschleifen  und  den  Haudelspe- 
schäften  auf  eigene  Rechnung  ihrer  Kolonial- 
beamten,  an  der  Kostepieligkeit  ihrer  Ver- 
waltung.     So    geriet   die    Kompagnie    im 

18.  Jahrhundert  in  Verfall,  die  Renten 
sanken,  und  es  türmte  sich  eine  steigende 
Schuldenlast  auf,  die  gegen  Ende  des  Jahr- 
hunderts 112  Millionen  Gulden  betnig,  was 
aber  nicht  hinderte,  daes  die  Beamten  der 
Gesellschaft  und  die  in  Ostindien  geschäft- 
lich interessierten  Privaten  nach  wie  vor 
sich  bereicherten.  Und  so  wurde  auf  Gniud 
eines  Befehles  von  1798  die  ostindische 
Komjiaguie  am  22.  Mai  1800  aufgelöst,  die 
Verwaltung  ihrer  Besitziingen  aber  vom 
holländischen  Staate  übernommen. 

Die  HoLitnder  brachen  dadurch  mit  dem 
auf  privilegierte  Handelsgesellschaften  be- 
gründeten System  ihrer  Kolonial  Verwaltung, 
dem  sie  gemäss  ihrer  Abneigung  gegen  alle 
Centralisation  während  der  ersten  Blüte 
ihrer     Kolonialwirt  Schaft     treu     geblieben 

Die  europäischen  Krie^  brachten  Java 
und  die  anderen  holländischen  Kolonieen 
vorübereehend  unter  französische  und  eng- 
lische Herrschaft,  iuf  Gnmd  der  Ix)ndoner 
Konferenz  vom   13.  August   181-1  ging  am 

19.  August  1816  die  Rückgabe  an  HoUand 
vor  sich.  Wenn  die  Kompagnie  früher  die 
einheimischen  Forsten  frei  gewähren  la-ssen 
und  sich  mit  deren  Hilfe  auf  die  Aus- 
beutung der  Eingeborenen  beschränkt  hatte, 


so  mnsste  die  Staatsverwaltung  nun  zu  einer 
strammeren  Herrschaft  und  auch  zu  einer 
Fürsorge  für  das  Wohl  der  Eingeborenen 
führen.  Auf  eine  monor>olistische  Ver- 
wertung des  Kolonialbesitzes  konnte  aber 
die  Regierung  bei  ihren  heimischen  Fiuanz- 
bedfirfnisson  mcht  Verzicht  leisten.  Zu 
diesem  Zwecke  bediente  sie  sich  einer  1824 
begründeten  Aktiengesellschaft,  Nederland- 
sclie  Handels  Maatschappij ,  an  der  der 
König  Wilhelm  I.  selbst  wesentlich  beledigt 
war  und  der  die  wichtigsten  Handelsmono- 
pole eingeräumt  wurden.  Nach  Nieder- 
werfmig  eines  Aufstandes  aiif  Jara  1825 
bis  1830  erklärte  sich  die  Regierung  ziun 
ausschliessliclien  Fronherrn,  Pflanzer  und 
Händler  der  Insel,  und  der  Gouverneur  Jan 
van  den  Bosch  verwertete  diese  Rechte  in 
dem  sogenannten  KOltflür-Sfelsel ,  nachdem 
die  Eingetforenen  gezwungen  wuitleu,  ein 
Fünftel  des  Bodens  und  ein  Fünftel  der 
Arbeit.'izeit  der  Regierung  zur  Verfügung 
zu  stellen,  bestimmte  Kulturen  zu  betreiben 
und  den  Ertrag  gegen  einen  bestimmten 
Preis  an  die  Regienmg  abzuliefern.  Dies 
l>ahnte  eine  Kultivationsblüte  Javas  an,  die 
bis  ZTi  den  Jahren  1840 — 48  imter  den 
Generalgouvem euren  Merkns  und  Rochussen 
fortdauerte  und  in  den  Jahren  18rjl — 1861 
imter  Dugmaer  von  Twist  und  Pahfld  sich 
wiederholten.  Die  Uebcrschfisse  Javas  be- 
tragen in  jener  Zeit  1834  20,  1838  «,  1840 
71,  Ifir*  26,  1855  4."),  1856  64,  1857  77, 
1860  76  Millionen  Mark. 

Während  früher  der  König  der  Nieder- 
tande über  die  Kolonieen  absolut  herrschte 
und  die  Gewalt  seines  Vertreters,  des  Qe- 
nei-algouverneurs ,  eine  fast  vicekönigliche 
war,  wurde  der  Volksvertretung,  den  Ge- 
neralstaaten,  seit  1840  ein  bescluSnkter  und 
seit  dem  Grundgesetz  von  1848  ein  weil- 
gehender Einfluss  auf  die  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  der  Kolonieen  eingeräumt,  der 
ihrer  gedeihlichen  Entwickeln ng  häufiger 
schädlich  als  förderlich  war.  Die  Kolonieen 
selbst  haben  keine  Vertretung  in  dem  Par- 
lamente Kiederlands.  Nichts  hat  aber  »der 
Entwickelung  der  Oberseeischen  Besitzungen 
des  Staates  mehr  im  Wege  gestanden  als 
der  Wechsel  der  Ansichten  und  die  Ver- 
änderung der  von  der  Verwaltung  ange- 
nommenen GntndsätKC,  die  so  häufig  mit 
dem  Wechsel  von  Personen  verbunden  waren, 
welche  in  Indien  wie  in  den  Niederlanden 
einen  Teil  der  Regierung  ausmachten«. 
Diese  Bemerkung  hat  bis  zur  Gegenwart 
ihi-e  Geltung  erhalten.  Insbesondere  hat 
man  versucht,  das  stolze,  duroh  Jan  van 
den  Bosch  errichtete  Gebäude  abzubrechen. 
Aber  trotz  vieler  Stürme  hat  es  sich  zum 
Teil  bis  heute  erhalten.  Wenigstens  ist  der 
Grundsatz  der  Selbstbewirtschaftung  auch 
jetzt  noch  nicht  ganz  aufgegeben.    Aber  das 
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heute  IQ  Indien  bestehende  Kult« rsy stein  ist 
nicht  mehr  aus  einem  Guss. 

Die  erate  Einschränkung  der  Herrenrechte 
fand  1848,  die  Aufhebung  der  Sklarerei  1860 
statt,  1854  wurde  ein  Re^erungareg-lemeut,  eine 
Art  VerfassoDg  für  Indien  gegeben,  18ö9  und 
1864  BeatimmuDgen  über  die  Erziehung  einge- 
borener Beamten  getroffen,  1864  ein  Endgetge- 
seti  erlassen,  1866  die  Kultorprozente  tör  die 
europÄischen  Beamten  abgeschnfft.  Die  Fürsten 
nnd  Häuptlinge,  welche  der  holländischen  Ee- 
giemng  ihre  Dienste  lieben  und  dafür  Qegen- 
leistangen  emotingen,  znm  Volke  aber  still- 
schweigend  menr  oder  weniger  in  ihrem  früheren 
Verhältnisse  blieben,  d.  h.  nach  Art  asiatischer 
Satrapen  Ubei"  Person  und  Eigentum  verfügten, 
sanken  jetzt  mehr  und  mehr  zu  Dienern  der 
Regierung  herah.  Andererseits  erfuhr  die 
Stellung  der  Eingeborenen  selbst  eine  wesent- 
liche Asserang,  die  LQhne  für  die  Zwangs- 
arbeiten wurden  aufgebessert,  seit  18T1  auch 
fflr  den  Unterricht  der  Eingeborenen  gesorgt. 
Die  Gegierung  gab  ihr  Recht  auf  ausschliess- 
liche Benutzung  des  unbebauten  Bodens  für 
eigene  Rechnung  nach  und  nach  teilweise  auf 
und  ermüglichle  so  die  Beanteiligung  der  Privat- 
untemehmiing  an  der  PI  antageu  Wirtschaft, 
Bedeutende  Kapitalien  wurden  nuu  in  diesen 
Privatnntemehniiin^eD  angelegt  und  damit 
eine  nene  Quelle  niederläudiachen  Wohlstandes 
erschlossen.  Nur  die  bedeutendste  Kultur,  die 
des  Kaffees,  wird  immer  noch  von  der  Regierung 
selbst  betrieben.  Auch  Opium-  und  Salzmonopol , 
bestehen  fort.  Ersteres  ist  bis  zu  einem  Jahres- ', 
ertr^  von  20  Mill,  Gulden  gesteigert  worden. , 

Der  Kommunal  besitz  der  Felder  wurde  j 
früher  mehr  als  jetzt  von  der  Regierung  ge- 
schont. Er  erleichterte  die  Verwaltung,  indem 
z,  B.  die  Grundsteuer  durch  die  Dorfvorsteher 
eingezogen  und  die  Fronden  der  Gemeinde 
als  solcher  auferlegt  wurden.  Seit  1850  wurden 
die  Schiffe  oller  Mationen  den  uiederlSndiscben 
gleich  gestellt  und  nur  die  Küstenschiffahrt  den 
letzteren  Torbehalteui  1854  wurden  alle  Häfen 
in  den  llolukkeu  als  Freihafen  dem  Handel 
geöffnet  und  1874  die  Differentialtarife  abge- 
schafTt. 

Das  niederländische  Agrarrecht  schützt  in  i 
bohem  Grade  die  Anrechte  an  dem  Gntnd  und 
Boden  nnd  es  kennt  ein  hochentwickeltes  System 
der  Erbpacht.  Die  Erbpacht  wurde  geregelt 
durch  G.G.  v.  9.  April  und  20.  Juli  1870,  die 
durch  V.V.  Jahre  1886  und  v.  3.  November 
1892  weseutlicbe  Abänderungen  erlitten  im 
Sinne  einer  Umwandelung  des  Kommanalbe- 
sitzes  in  Individual besitz,  der  Zurückdräng'nng 
des  Kultursystems  und  der  Duldung  von  Privat- 
nntemehmnn  gen . 

Seit  186Ü  hat  sich  die  Regierung  von  dem 
weitgehenden  Einflnss  der  Maatschappij  etwas 
befreit.  Sie  hat  sich  seitdem  das  Recht  vor- 
behalten, selbst  alle  Produkte  in  Indien  zu  ver- 
kaufen, und  nur  wenn  sie  von  diesem  Rechte 
keinen  Gebrauch  macht,  tritt  die  Gesellschaft 
wieder  als  ausschliesslicher  Kommissär  der  Re- 
gierung auf.  Seit  1875  bezieht  sie  l']**«  vom 
Bruttoertrage  der  Monopol prodnkte,  wofür  sie 
den  Transport,  die  Verwaltung  und  den  Ver- 
kauf der  von  der  Regierung  zu  diesem  Zwecke 
anzuweisenden  Prodnkte  übernimmt. 

Eiu  zwar  nicht  beliebtes,  aber  immer  wich- 


tiger werdendes  Element  in  der  ostlndischeu 
Kolonialwirtschaft  bilden  die  Chinesen.  Auf 
Java  waren  1838  erst  1001)87  anwesend.  Ihre 
Zahl  ist  bis  1896  auf  261 080  gestiegen. 

Unter  der  Gesamtbevülkerung  von  Niederl. 
Ostindien  fanden  sich  189ö  Europäer  63313, 
Chinesen  469534,  Araber  24410,  andere  nicht 
eingeborene  Orientalen  11626.  Die  einbeimische 
Bevölkerung  von  Java  und  Madura  allein  be- 
lief sich  auf  25697  701,  die  der  anderen  ost- 
indischen  Besitzungen  ist  nur  teilweise  ziffer- 
massig  bekannt. 

Der  erste  elektrische  Telegraph  wurde 
1866  auf  Java  angelegt,  1864  mit  dem  Bau  der 
ersten  Eisenbahn  begonnen. 

Die  Eisenbahnen  Ostindiens  hatten  1897 
eine  Länge  von  1930  km  mit  über  16  Mill. 
Gnlden  Ertrag,  Die  meisten  derselben  sind 
[  Staatseigentum. 

Der  Kaffeeban  ist  im  Laufe  des  jAngstens 
Jahrzehntes  wesentlich  zurückgegangen,  die 
Chinarindenkultur  hat  wesentlich  ziigesomroen, 
noch  mehr  der  Tabakbau  und  der  Tneebau. 

Während  der  Handel  auf  Rechnung  der 
Regierung  im  Rückgang  begriffen  ist,  in  Ein- 
fuhr 1877  27,  1897  a  MiU.  Gulden,  in  Ausfuhr 
1877  57,  1897  18  Mill  Gulden,  steigt  der  Handel 
auf  Rechnung  der  Privaten  und  zwar  in  Ein- 
fuhr 1877  126,  1897  176,  in  Ausfuhr  163  and 
192  Mill,  Gulden. 

„Unter  allen  Völkern  der  Welt  haben  die 
Niederländer  sich  in  der  Weltwirtschaft  un- 
streitig als  die  grOssten  Meister  des  Manage- 
ments bewiesen;  sie  haben  auf  Java  und  Ma- 
dura kulturelle  Leistungen  vollbracht, 
wie  sie  selbst  den  Briten  bis  jetzt  nie  ge- 
glückt sind.  Von  allen  Ländern  der  Welt  ist 
I daher  auch  Niederland  das  reichste;  aber  ob- 
wohl es  ebenfalls  an  Bevülkemngszawatjis  alle 
anderen  Länder  der  Welt,  England  nicht  aus- 
genommen, bedeutend  übertrifft,  so  ist  dennoch 
gegenwärtig  seine  Volkszahl  zu  gering  und 
sein  Kapital  noch  nicht  stark  genug,  um  der 
ungeheueren  Ausdehnung  seines  überseeischen 
Wirtschaftsgebietes,  das  über  50  mal  so  gross 
ist  als  das  Mutterland,  vüllig  zu  genUgen, 

Obwohl  weniger  von  der  Natur  begünstigt 
als  die  Engländer,  haben  die  Holländer  doch 
von  den  frühesten  Zeiten  an  auf  den  Gebieten 
des  Handels,  des  Ackerbaus  und  der  Industrie 
mehr  als  irgend  eine  andere  Nation  für  die 
Entwickelune  der  Arbeitsteilnng,  für  den  civili- 
sierenden  VöIkerTerkehr  und  für  die  Verbreitung 
derjenigen  Grundsätze  geleistet,  welche  die 
Prosperität  der  Menschen  bedin^n.  Nirgends 
in  der  Welt  ist  politische  und  religiöse  Freiheit 
früher  anerkannt  imd  höher  geschätzt,  die  Sorge 
für  die  niederen  Volksklassen  weiter  aus^eddint, 
die  Achtung  vor  Recht  und  Ordnung  tiefer  im 
Volksleben  begründet,  der  Gewinnertrag  des 
Gewerbetieisses  allgemeiner  verteilt,  der  Lebens- 
unterhalt reichlicher  gesichert  und  der  Segen 
einer  civilisierten  Nationalität  stärker  ausge- 
prägt als  unter  den  selbstvertrauenden  Stibnen 
von  Europas  Niederlanden,  Der  Nerv  von 
Hollands  Macht  und  Wohlstand  aber  lag 
stets  nur  in  seiuer  überseeischen  Politik. 
Was  würde  beute  eben  dieses  Holland  sein, 
wenn  ihm  England  nicht  im  Jahre  1814  einen 
grossen  Teil  seiner  Qberseeiscben  Besitzungen 
zurückgegeben  hätte?  —  Der  Name    „Nieder- 
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1K9— 1810 
1841—1845 
1S16— 1860 
1851—1865 
1866—1860 
1861—1865 
1866—1870 
1871—1876 


Iftnd"  wAre  wahrscheinlich  seit  etwa  ÖO  Jahren 
eine  interessante  Reliquie  ftlr  emsige  Geschichta- 
forscher,  und  das  Land  selbst  würde  jetzt  viel- 
leichteine kontineutale  Provinz  Grossbritanniens 
sein. 

Die  Handelsbewegnng  N'iederlanda  betmg 
auf  den  Eopf  der  Bevfilkernng  Mark : 
Im  DarchsCDnitt  Special-  Qeneral- 

der  Jahre  ansfnhr  einfnhr 


20,79  39,35 

46,59  106,9a 

52,28  116,22 

60,00  1*9,30 

70,59  147,96 

9*,8s  176,36 

.22,10  216,15 

.49,28  230,76 

.74,85  274,48 

!20,S6  360,35 

Special- 

1876-1880  446,94  343,'8 

1881—1886  314,63  424,31 

1886— 18»0  403,90  463,14 

1891—1895  403,26  493,23 

1896-1898  484,94  575,05 

In  dem  wirtschaftlichen  Aufschwung,  der 
sich  in  diesen  Zahlen  wiederspiegelt,  erntet 
KJederland  den  normalen  Lohn  seiner  bis  jetzt 
einzig  in  der  Entwickelang  der  Menschheit  da- 
stehenden Kaltnrleistnngen.  Was  selbst  die 
Briten  nar  vergeblich  versucht  haben  und  wa« 
ihnen  in  Indien  und  Afrika  täglich  mehr  und  mehr 
misaglUckt,  — die  geistige  Knltivation  derTropeu- 
länder,  die  Knlturerziehnng  fremder  Rassen, 
daiQ  haben  die  Niederländer  schon  seit  den 
30er  Jahren  dieses  Jahrhunderts  den  allein 
richtigen  Weg  eingeschlagen,  nämlich  nicht 
Teisncht,  wie  es  die  Briten  noch  bis  auf  Sir 
Arthnr  üordon  stets  gethan  haben,  den  fremden 
Lindem  und  Vülkeru  das  Schema  der  euro- 
pSischen  Kultur  aufinpressen,  sondern  sie  haben 
angefongen,  eine  solche  fremde  Uenschenraase 
wirklich  zn  erziehen,  sie  haben  die  selbstthütige 
eigenartige  Entwickelnng  derbelben  begUnstiu:t, 
•0  dasB  dieselbe  auf  diese  Weise  sich  mit  der 
Zeit  als  selbstthätigea  Glied  in  den  Ereia  der 
Cjvilisation  wird  einreihen  und  der  Knitarent-  ( 
Wickelung  des  Henscheugeschl echtes  mehr ' 
leisten  und  zurückgehen  können,  als  sie  von 
demselben  in  Gestijt  der  enrop&ischen  Rasse 
empfangen  hat.  Wir  Deutschen  nennen  gern 
die  Enelltader  ein  vorzugsweise  praktisches 
Volk;  00  und  wie  sehr  diese  tnltivative  Leistung 
der  MederlSnder  aber  praktisch  war,  das  zeigt 
ans  der  materielle  Erfolg  derselben,  welcher 
dentlicber  beweist,  als  alle  Menschenzungen 
reden  können,  dass  die  Briten  in  der  Meister- 
schaft des  Managements  die  Niederländer  noch 
lange  nicht  erreicht  haben.  Den  fast  hundert- 
iährigen  Zeitraum,  welchen  Holland  vor  Eng- 
land an  Alter  und  an  Erfahmog  voraus  hatte, 
hat  Grossbritannien  bis  jetzt  noch  nicht  eluge- 
holt,  und  die  heutigen  Zustände  des  britisch- 
indischen Volkes  machen  eher  den  Eindruck, 
ab  ob  der  Abstand  zwischen  den  Leistungen 
beider  Völker  im  Wachsen  begriffeu  wäre." 
(Hübbe-Schleiden.) 

Uindwörterbach  der  St&atawkssanscbafMn.    Zweite 


14.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  der 
Niederlande.  Ue heraus  eingehende  sta- 
tistische Nachrichten  Ober  die  oiederläa- 
discheu  Kolonieeci  für  die  jüngsten  Jahr- 
zehnte enthält  das  seit  einigen  Jahren  her- 
ausgegebene .-ilatistiache  Jahrbuch  derNieder- 
laude.  Der  ausführlichere,  auf  Niederländisch- 
Üstindien  bezügliche  Teil  des  Jahrbuchs  be- 
handelt die  Gebietsgrösse,  die  Bevölkerung, 
den  Gesundheitsdienst,  das  Cnterrichtawesen, 
den  Kultus,  Landwirtschaft  und  Industrie, 
besonders  elugehend  die  Staatebetriebe  uad 
den  Zucker-,  Kaffee-  und  Tabakbau,  Handel 
und  SchiJEf^irt  Bankwesen,  Eifieubahnen, 
Trambahaen,  Posf  und  Telegraphie,  die 
stibventioüiertea    Terkehra  mittel ,     Rechts- 

Sflege,  Armee  und  Marine,  Staatshaushalt, 
teuern,  Monopole.  Der  kürzere,  Nieder- 
ländisch-Westiudien  behandelnde  Teil  giebt 
ziffernmässige  Nachrichten  Ober  die  Be- 
völkeiiing,  das  Unterrichteweseo,  Latidwirt- 
schaft,  Industrie,  Handel,  Schiffahrt,  Ver- 
kehrsmittel, Bankwesen,  Verwaltung,  Staats- 
hauslialt. 

Wir  entnehmen  dem  Jahrbuch  nur  fol- 
gende Angaben:  Die  Bevölkerung  von  Java 
und  Madura  ist  seit  1880  von  19794559 
auf  1896  L'6 125  053  gestiegen.  Am  31.  Dezem- 
ber 189(»  waren  unter  der  OesamtbevölkeruQg 
von  Java  und  Madiira  51737  Europäer, 
261 080  Chinesen,  17  045  Araber,  3238  andere 
nicht  eingeborene  Orientalen,  25791953  Ein» 
geborene,  zusammen  26125053.  In  den  an- 
deren osliiidischeu  Besitzungen  (Buiten- 
tiezittingou)  wurden  am  31.  Dezember  1895 
11831  Europaer,  213479  Chinesen,  8172 
Araber,  S246  andere  nicht  eingeborene 
Orientalen  gezählt,  während  für  die  Zahl 
der  Eingeborenen  nur  Schätzungen  vorliegeu, 
die  sich  auf  etwa  6,6  Millionen  beziffern. 

Die  gesamte  europäische  Bevölkerung 
von  ganz  Niederländisch-Indien  ist  seit  1860 
von  29170  auf  63315  im  Jahre  1895  ge- 
stiegen. Unler  den  63315  Ende  1895 
anwesenden  Europäern  befanden  sich  11278 
Niederländer.  Die  Kolonieen  besitzen 
selbst  eine  nicht  unbetiächtliche  Kriegs- 
und Handelsflotte.  Auch  das  Bank-  und 
Sparhassenwosen  ist  ziemlich  entwickelt 
Die  im  Jahi«  1898  vorhandenen  2076  km 
Eisenbahnen  hatten  eine  Einnahme  von 
12  MiUionen  (Juiden.  Die  Armee  besteht  aus 
1359  europäischen  Offizieren  und  15467 
Europäern ,  50  Afrikanern,  26  033  Ein- 
geborenen. 

Die  Kolonial  Verwaltung  hatte  im  Jalire 
1H99  133  MUlionen  Gulden  Einnahmen,  da^ 
von  116  in  Indien,  17  in  Europa  imd  145 
MiUionen  Gulden  Ausgaben,  davou  116  in 
Indien,  29  in  Europa. 

Die  von  den  Eingeboi-enen  erhobene 
•  Landrente«  (Grandsteuer)  ist  seit  1884  von 
19  allraäldich  auf  15  MUlionen  Gulden  g&- 
Aoflaes.    r.  12 
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Bunken.  Aus  der  Monopol  Verwaltung,  auch 
aus  dem  Opiummonopol  und  dessen  Ver- 
pachtung werden   beträchtliche  Einnahmen 


Auf  Lombofc  ist  1895  eine  direkte  Staats- 
verwaltung eingerichtet  worden  mit  einem 
ABsistent-Resideot  an  der  Spitze.  Lombok 
mit  den  zugehörigen  Inseln  bildet  einen 
Teil  der  Besidentur  Bali  und  Lombok  imd 
zerfällt  in  zwei  Unterabteilungen,  West-  und 
Ostlombok. 

Surinam  hatte  1S97  eine  Einfuhr  von 
5,2,  eine  Ausfuhr  von  5,2  Millionen  Gulden, 
der  Hafen  von  Curai^ao  eine  Einfuhr  von 
2,6  Millionen  Gulden.  Das  Kolonialbudget 
Surinams  für  1895  enthält  2089000  Gulden 
Ausgaben,  von  denen  363  000  Gulden  diu-ch 
ZusäiUsae  des  Mutterlandes  gedeckt  wei-den. 
Cura.;ao  hat  ein  Budget  vou  691000  Gulden 
und  bedarf  seit  1882  eines  heimischen  Zu- 
schusses nicht  mehr. 

Für  Niederländisch-Neuguinea  ist  1894 
zu  Amsterdam  eine  Handelsmaatsclmppij 
errichtet  worden. 

Die  Kolonialherrschaft  der  Niederlande 
iu  Ostindien  wird  mehr  und  mehr  durch 
britische  und  nordameiikauische  Ausdeh- 
nungsbeslrebungen  bedroht.  Der  Sitz  der 
britischen  Bestrebungen  ist  Australien,  wo 
man  der  Meinung  ist,  »dass  es  einer  der 
grösstcn  Fehler  gewesen  sei,  die  Gross- 
britannieu  je  gemaclit  habe,  als  es  im  Wiener 
Frieden  die  holländischen  Besitzungen  in 
Asien,  ioshesondere  in  Java,  an  Holland 
zurückgab,  imd  dass  es  der  Zukunft  vor- 
behalten bleiben  müsse,  denselben  gut  zu 
machen,  wobei  es  dann  Pflicht  der  austra- 
lischen Kolonieen  sein  werde,  dem  Mutter- 
lande darin  beizustehenc  {Lord  Lamiiigton, 
Gouverneur  von  Qiieensland  1898  in  der 
E.  Geogr.  Soc.)  Andererseits  haben  die 
Vereinigten  Staaten  von  Kordamerika  1898 
auf  den  Phihppinen  Fiiss  getasst  und  be- 
drohen von  dorther  den  hoUändiechcn  Kolo- 
nialbesitz, den  Holland  mit  seiner  ietzi)^u 
schwachen  Kriegsflotte  im  Kriegstalle  nicht 
zu  schfitzeii  vermag. 

E.  Bioland. 
15.    Abriss    der    Kolon lalgeMchtchte. 

»Es  ist  hier  meine  Absicht  darzustellen  . . . ., 
wie  die  riesige  Ausdehnung  unseres  Handels 
uns  zu  einer  Weltmachtstellung  erhob,  im 
Vergleich  zu  der  aUe  anderen  Mächte  fast 
in  Unbedeutendheit  versanken;  wie  die 
Kolonisation  unseres  Volkes  in  Amerika  viel 
mächtiger  noch  und  reicher  sii;h  gestaltete, 
als  selbst  die  überreichen  Machtgebietc,  über 
welche  Cortez  und  Pizarro  einst  die  Herr- 
schaft Karls  V.  aHB<lehnten,  imd  wie  wir  in 
Asien  ein  Reich  griindeten,  grossartiger  noch 
imd  von  längerer  Dauer,  als  einst  das  Welt- 
reich ÄleKanders.r    Mit  diesen  stolzen  Wor- 


ten beginnt  Lord  Macaulay  seine  Geschichte 
Englawls,  die  in  der  That  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert zu  einer  Geschichte  der  weltbe- 
wegenden kolonialen  Arbeit  des  an  sich  so 
kleinen  britischen  Inselvolkes  wird. 

Erst  mit  dem  17.  Jahrhundert  tritt  Eng- 
land in  die  Reihe  der  Kolonialmächte  ein. 
Bei  der  Entdeckung  und  ersten  Oceupatioii 
Amerikas  hatte  England  den  Spaniern  und 
Portugiesen  den  Vortritt  belassen,  und  bei 
der  ersten  Besiedelung  Amerikas  waren  ihm 
nicht  nur  die  Spanier  und  Portugiesen,  son- 
dern auch  die  Franzosen,  Niederländer  und 
Skandinavier  zuvorgekommen,  ebenso  wie 
bei  der  Besetzung  Ostindiens  und  Südafrikas 
die  Portugiesen  und  Niederländer.  Länger 
als  ein  Jahrhundert  beteiligte  sich  England 
au  der  Ausbeutung  der  überseeischen  Kolo- 
nialgebiete nur  dm-ch  Schiffahrt  und  Han- 
del. Als  dann  England  am  Anfange  des 
17.  Jalirhunderts  zu  der  Erwerbung  eigener 
Kolonieen  sclmtt,mussteesdemgemäss  seinen 
Kolonialbesitz  erst  den  konkurrierenden 
europäischen  Kolonialmächten  abringen. 
Scheinbar  absichtlich,'jedenfalls  mit  Vorteil, 
bevorzugte  es  hierbei  vorwie^nd  solche  Ge- 
biete, auf  denen  andere  Kolomalmftehte  schon 
ISngei-e  Zeit  thätig  gewesen  waren  und  nam- 
hafte geistige  und  materielle  Kulturkosten 
aufgewendet  hatten,  in  Nordamerika  die 
Franzosen,  Spanier  und  Niederländer,  in 
Südafrika  die  Niederländer,  in  Ostindien  die 
Portugiesen  und  später  in  Aegypten  die 
Franzosen.  England  hatte  sieh  aber  am 
Ende  des  16.  Jahrhunderts  auf  eine  aktive 
Kolonial politik  vorbereitet  durch  Entwicke- 
lung  einer  heimischen  Industrie,  eines  aus- 
wärti^n  Handels,  vor  allem  aber  durch  den 
Baii  einer  leistimgsfäh^en  HandelsQotte  und 
Kriegsmarine.  Mit  Hüle  der  letzteren  er- 
schütterte England  die  bis  dahin  unange- 
fochtene Vorherrschaft  der  ältesten  Kolonial- 
macht Spaniens  (Vernichtung  der  Armada 
1588,  Seekriege  Walter  Rateighs  und  Franz 
Di-akcs),  unterstützte  in  der  Losreissung  der 
Niederlande  von  Spanien  die  Bildung  einer 
den  ^manischen  Kolonial  Staaten  ebenbürtigen 
germanischen  Kolonialmacht  und  vermochte 
es,  die  Interessen  der  4  Kolonialmächte 
Spanien,  Portugal,  Prankreich  und  Nieder- 
lande gegen  einander  auszuspielen  und  diesen 
kontinentalen  Staaten  die  Vorteile  seiner 
eigenen  insularen  L^age  immer  mehi'  gegen- 
ttberzuf;te]leu.  So  kam  es,  dass  seit  dem 
17.  Jalirhundert  kaum  ein  europäischer 
Friedcnsschluss  zu  stände  kam,  ohne  dass 
England  dabei  seinen  Kolonialbesitz  er- 
weitert hätte. 

Dies  war  aber  nur  dadurch  m^hch,  dass 
England  auf  seine  früheren  Versuche,  sich 
in  Europa  (Frankreich  und  Niederlande) 
auszudehnen,  im  wesentlichen  verzichtete. 
Nur  Gibraltar  wurde  im  Frieden  von  Ut- 
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recht,  Helgoland,  Malta  und  die  lonisclien 
Ineeln  im  Pariser  Frieden  erworben.  Da- 
gegoD  machte  England  die  Ei-werbiing  nnd 
Befestigung  rtberseeisehen  Kolonialbesitzes 
zum  Brennpiinlit  seiner  auswärtigen  Politik 
ilberhanpt,  während  andere  iläclite  die 
kolonialen  Angelegenheiten  nur  nebensäch- 
lich behandelten. 

Au-di  die  englische  Wirtschaftspolitik 
var  seit  den  Tagen  Elisabeths  fast  aus- 
schliesslich in  den  Dienst  der  Koionialpolitik 
RestellL  Ganz  besonders  war  dies  bei  dem 
Erlass  der  Navigationsakte  (Cromwell  1651) 
der  Fall,  Und  England  scheute  sieb  nicht 
davor,  durch  derartige  Massregeln  sich  in 
Gegensatz  zu  anderen  Mächten  zu  stellen 
und  die  hieraus  sich  ergebenden  Konflikte 
auf  sich  zu  nehmen. 

Bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  unter- 
schied sich  die  eoglischo  Koionialpolitik  in 
ihrerAnwendungauf  die  englischen  Kolonieen 
selbst  nur  wenig  von  dem  hergebrachten 
^Systeme«  der  älteren  Kolon iemächte,  d.  h. 
England  war  bestrebt,  die  Kolon ialgebiete 
zum  Vorteile  des  Heimatlandes  so  sehr  w ' 
möglich  wirtschaftlich  auszubeuten  und 
diesem  Zwecke  sie  so  streng  als  möglich  in 
politischer  Abhängigkeit  zu  erhalten.  Aber 
im  Gegensatze  zu  Spaniern  und  Portugiesen 
hat  England  sich  stets  bemüht,  seine  Kolo- 
nieen mit  eiu«päischen  und  insbesondere 
englischen  Bevölken  mg  sei  erneuten  zu  be- 
siedeln, also  eine  Auswandcning  nach  seinen 
Kolonieen  zu  begünstigen.  Und  früher  als 
andere  Kolonialmächte  hat  England  beson- 
ders im  19.  Jahrhundert  seinen  Kolonieen 
ein  Selbstbestimraungsrecht  und  eine  Selbst- 
verwaltimg  eingeräumt.  Aber  länger  als 
die  älteren  Kolon iaimäclite  hat  England  sich 
bei  der  ersten  Occupation  und  wirtschaft- 
lichen Erschliessung  neuei-  jungfräiilidier 
(nicht  von  anderen  Kolonialmächten  über- 
nommener) Kolonialgebiete  der  Mission  und 
des  Handels  bedient,  des  letzteren  gewöhn- 
lich in  den  Formen  grosser  kapital  reicher, 
mit  Privilegien  und  Monopolen  ausgestatteter 
(Jesellschaflen.  Erst  wenn  diese  Interessen 
oder  auch  Konflikte  geschaffen  liatten,  trat 
der  Staat  mit  seinen  offiziellen  Gewalten 
ein,  sowold  gegenüber  den  Eingeborenen 
als  besonders  gegenüber  den  anderen  euii> 
lAisc-hen  Grossmächten.  Mögen  es  aber 
Private  sein  oder  mag  die  Staatsgewalt  selbst 
in  Fia^  kommen,  stets  opfert  die  englische 
Koionialpolitik  kolonialen  Unternehmungen 
im  Anfajige  grosse  Kapitalien  für  die  An- 
bahnung einer  ersten  Kultur,  insbesondere 
für  die  Herstellung  von  Verkehrsmitteln. 

Die  Ton  König  Heinrich  TU.  1496  bU  lött-t 
DDter  Oaboto,  Aanhnrat  mid  Ellioc  nach  deu 
Kulten  Nordamerikas  entsandteu  EipeditioBen 
UbrUn  ebensowenig  zu  einem  praktiBchen  Et- 
gebaii   wie  John    Cabots  Besitzergreifung  von 


Neufundland  1497.  Und  auch  aU  Hamphrey 
Gilbert  fast  100  Jahre  später  1583  im  Samen 
seiner  Künigin  Elisabeth  abermals  von  Neu- 
funiilsHii  Besitz  ereriff  und  sein  Bruder  Walther 
Ealeigh  15B4  und  1587  einer  Besitzergreifung 
nach  seiner  juDKt'räulichen  Künigin  den  Namen 
Virginia  gab,  führte  dies  zunächst  keineswegs 
zu  einer  englischen  Beaiedelung  dieser  Gebiete, 
denn  als  ihr  Nachfolger  Jacob  I.  1603  den 
Thron  bestieg,  war  noch  kein  Engländer  in 
Nordamerika  angesiedelt. 

Die  ersten  Anfänge  des  englischen  Kolonial- 
reiches weisen  vielmehr  nach  Ostindien.  Denn 
ara  31.  Dezember  1601  (nach  heutiger  Rech- 
nung :ini  10.  Jasaar  lij02)  wurde  der  East- 
India-Companj-  der  erste  (Charter  verlieben.  Sie 
legte  1602  eine  Niederliuaung  in  Surate  an. 

Aber  kurz  darauf,  1G05,  nahmen  britische 
Ansiedler  auch  von  Barbados  in  Westindieu  Be- 
üitz  nnd  pflanzten  an  der  Stelle,  wo  später 
Jamea  Town  entstand,  ein  Kreuz  mit  der  In- 
schrift auf:'  „James,  King  of  England  and  of 
bis  islaud".  Ijnd  im  Jabre  1606  erteilt«  Jacob  I. 
Charterbriefe  an  2  englische  Oesellschnften, 
welche  Tirginien  und  Neu-England  zu  koloni- 
sieren sich  znr  Aufgabe  machten.  Bald  folgte 
der  dritt«  Weltteil,  indem  IHäl  am  Gambia  in 
i  Westatrika  die  erste  britiiiche  Niederlassung  be- 
festigt wurde.  Unter  Karl  I.  1625—1649  traten 
zu  den  bisherigen  Erwerbungen  die  kleinen 
Antillen,  Antigua,  Nevia,  Montserras,  die  Virgin- 
Inseln  und  die  Bahamas  hinzu.  Und  im  Jahre 
16Ö5  wurde  den  Spaniern  durch  die  Streit- 
kräfte Tromwells  Jamaica  abgenommen.  Der 
infolge  dea  Erlasses  der  Kavigationaakte  9,  Ok- 
tober 1651  ansgebrochene,  erst  l(i67  beendigte 
Krieg  gegen  Holland  brachte  England  Neu- 
Amsterdam  (New-York)  ein,  und  bis  zum  Ende 


Ende 


der  ganzen  Ostküste  Noidamerikaa  südlich 
von  Canada  bis  nach  Georgia.  Spanien  er- 
kannte 1670  die  Souveränität  Englands  aber 
diese  Gebiete  ansdrUcklich  an.  Gleichzeitig 
dehnte  sich  in  Ostindien  die  Herrschaft  der 
englischen  ostjndiscben  Kompagnieen  mitchtig 
aus.  In  Bombav,  Fort  William  (Madras)  nnd 
in  Fort  St.  George  (Bengalen)  waren  die  Keime 
zu  den  3  grossen  Präsidentien  von  Britisch- 
Indieu  gelegt.  Dieser  Besitz  wurde  1702  bei 
der  Verschmelzung  der  beiden  damals  bestehen- 
den Kompagnieen  zu  der  United  Company  of 
Merchants  tradiug  to  the  East  ludi«  wesentlich 
befestigt. 

Von  den  während  des  spanischen  Erbfolge- 
krieges gemachten  kolonialen  Eroberungen  be- 
hielt England  im  Frieden  von  Utrecht  1713 
allerdings  nur  Hudsons  Bay,  .\cadia,  Nen- 
Schottiatid,  Neufundland.  St,  Christophor,  Gi- 
,  braltar  nud  Minorca  und  erwarb  das  Monopol, 
jährlich  4800  Negersklaven  nach  dem  spanischen 
Indien  zu  führen. 

Das  Scheitern  von  Laws  Mississippi projekt 
1720  nnd  der  Schwindel  der  South  Sea  Company 
1711—1720  verschlangen  grosse  Kapitalien. 
.4ber  1750  wurden  aii  der  GoTdküste  von  Afrika 
neue  Stationen  «ngeleRt  und  im  Pariser  Frieiien 
von  1763  Cauada  und  Cap  Breton  von  Frank- 
reich erworben  und  die  französischen  Antillen, 
Grenada,  St.  Vincent,  Dominica  und  Tobago 
förmlich  au  England  UberlaiTien.  Spanien  trat 
12* 
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Florida  ab,  and  1771  wurden  die  Pritiz  Sdnard- 


den  Lasten  der  inSchtifj:  augewachaenen  eng- 
lischen Staatdschnld  heranziehen  zn  kSnnen, 
wnrde  1765  die  Stamp  Act  erUaseu.  Die  Kolo- 
nisten erklärten  aber  nach  dem  Granilsatze  Ko 
tazation  withoat  repreaentation,  keine  Stenem 
an  Grossbritannien  zahlen  nnd  kein  Stempel- 
papier kanfen  zu  wollen.  Der  Konflikt  wurde 
verschari't  durch  die  Forderung  Georgs  III.,  in 
den  amerikaniiichen  Häfen  eine  Reihe  von  Ein- 

finj^szdlen,  besondem  von  Thee  zu  erheben, 
oninehr  organisierten  die  Kolonieeii  nnter 
Vorantritt  von  Mas^achnsetta  den  bewaffneten 
Widerstand.  In  dem  Unabhängigkeitskriege, 
in  dem  die  Kolonieen  nnter  Flihruug  George 
Washingtons  die  Unterstlltaung  Frank reicTis 
fanden  und  England  sein  Heer  hanptsachlich 
anii  deutschen  Söldnern  bildete,  fand  177Ö  bei 
Lexington  das  erste  SchanuQtzel  und  1781  bei 
Yorktown  die  entscheidende  Schlacht  Htatt. 
Aber  erst  im  Frieden  von  Versailles  vom 
3.  September  170.3  wurden  die  13  Provinzen. 
die  sii:h  am  4.  Juli  1776  für  unabhängig  erkISrt 
hatten,  als  The  Therteeu  United  StAtes  von  selten 
Englands  anerkannt.  Der  Krieg  hatte  England 
106  Mill.  £  gekostet  and  die  bis  dahin  2537 
Hill.  Mark  betragenden  Staatsschulden  Englands 
auf  4637  Hill.  Mark  anschwellen  lassen. 

Während  dieses  einzigen  grösseren  Ver- 
lustes au  englischem  Kolonialbesitz  in  Nord- 
amerika dehnten  sich  die  Erwerbungen  der 
englischen  ostindischen  Kompagnie  in  Ostindien 
immer  mehr  aus.  Dnrch  Gonverneiir  CHve 
wurde  die  von  Colbert  begründete,  1664—1769 
bestandene  französische  Kompagnie  aus  Indien 
verdrängt,  Bengalen.  Behar,  Orissa,  CarUBtic, 
Benares,  Gnntoor  und  Circars  erworben  und 
dieser  Besitz  20.  November  1782  von  Frankreich 
anerkannt  und  durch  W.  Pitts  Indi«  Bill  1784  die 
East  India  Campany  unter  strengere  ÄnEsicht 
der  englischen  8taatsbehSrden  Board  of  Coutro) 
gestellt. 

In  Nordamerika  wurde  zu  dieser  Zeit  1784 
Neu-Braunschwcig  als  gesondert«  britische  I'ro- 
viuz  konstituiert  und  in  Afrika  die  Kolonie 
Sierra  Leone    mit    freien,    aus  Amerika  Uber- 

K führten  Negern  besiedelt,  1786  auch  die 
sei  Penang  m  der  Strasse  von  Malakka,  dieses 
Beibat  aber  1796  erworben.  1786  auch  der  1638 
beanspruchte  Besitz  von  Britiscli  Honduras  von 
den  Spanieni  anerkannt,  den  letzteren  1797 
auch  Trinidad  entrissen. 

Im  Jahre  1T88  fasste  England  zum  ersten 
Hai  festen  Fuss  auf  australischem  Boden 
in  Sydney  Cove. 

Im  Frieden  von  Amiens  1802  mnsate  es 
alle  während  des  Krieges  seit  1793  gemachten 
Eroberungen  wieder  herausgeben,  das  Capland 
an  Holland,  Malta  an  die  Malteser,  Aegypten  au 
die  Türkei  nnd  behielt  nur  Trinidad  und  Ceylon. 
Dagegen  ging  1814  das  Capland  endgiltig  in 
den  Besitz  der  Engländer  über,  und  der  Pariser 
Friede  von  1815  brachte  ihnen  Helgoland, 
Malta  xmA  die  ionischen  Inseln. 

Die  grßaste  Ausdehnung  erhielten  die  eng- 
lischen ftberseeischen  Besitzungen  erst  im  19, 
Jahrhundert,  sneciell  nnter  der  Regierung  der 
Königin  Viktona  (seit  1837).  Und  zwar  be- 
durfte CS  hierzu  im  Gegensatze  zu  den  beiden 


vorausgegangenen  Jahrhunderlen  nicht  mehr 
blutiger  Knege  mit  europäischen  Mächten. 
Denn  wenn  auch  die  koloniale  Ausdehnung  sii'h 
zum  Teil  auf  Kosten  des  Nominatbesitzes  älterer 
Kolonialmächte  vollzog,  so  geschah  dies  doch 
auf  dem  Wege  friedlicher  Verständigung.  Im 
wesentlichen  fand  aber  die  britische  Ausdehnung 
auf  Kasten  Ton  NaturvUlkeni  und  durch  Unter- 
werfung in  oft  blntigeu  Kriegen  einheimischer 
MEchte  statt.  Ueber  die  Ansdehnimg  des  eng- 
lischen Besitzes  in  Afrika  s.  o.  Teilung  Afrika« 
S.  153.  In  Nordamerika  w-itrden  die  nordwest- 
lichen  Territorien    erworben   und  1867  mit  der 


Kolonieen,  Nordbomeo,  das  sBdIiche  Nen-Gniuea, 
Fidii  und  zahllose  Liseln  der  SQdsee,  znletzt 
1893  auch  die  Gilbert-Inseln  erworben,  im 
Mittelmeer  die  Insel  Cypem  auf  Grand  einer 
Konvention  mit  der  TQrkei  1878  besetzt,  1843 
und  1861  Hong-Kong  von  China  erworben,  vor 
allem  aber  seit  ISäi  die  direkte  Verwaltung 
von  Indien  Bbemoramen.  dessen  Grenzen  wesent- 
lich nacli  allen  Richtungen  hin  ausgedehnt  und 
die  Herrschaft  über  die  bisher  teilweise  ab- 
hängigen einheimischen  Fürsten  befestigt.  Wenn 
hierdurch    der    überseeische    Besitz    Englands 

S^jsser  und  fast  bedeutender  ivarde  ab  diis 
ntterland,  so  fand  dies  seinen  Ausdruck  darin, 
dass  die  Königin  von  England  seit  1876  dert 
Titel  eiuer  Empress  of  India  annahm. 

Ueber  die  Kämpfe,  unter  denen  Grossbri- 
tannicu  seine  heutige  koloniale  Weltherrschaft 
dem  wettbewerbenden  Europa  abrang,  sagt 
Ernst  von  der  BrUggen  in  den  Grenzbuten  vom 
24.  Mai  1900: 

„Die  Kümpfe,  die  England  zwanzig  Jahre 
\an^  ^gen  das  republikanische,  dann  das  im- 
periahstische  Frankreich  bestand,  trugen  ohne 
Zweifel  zur  Rettung  der  alten  Ordniug  des 
kontinentalen  Europa  sehr  viel  bei.  Aber 
wenn  das  die  Wirkung  nach  dieser  Seite  hin 
war,  so  war  das  eigentliche  Motiv  Englands 
doch  nicht  darauf,  sondern  auf  das  endliche 
Niederzwingen  Frankreichs  in  seiner  ausser- 
kontinentalen  Stellung  gerichtet,  und  da  mehr 
aU  halb  Europa  zu  Zeiten  in  französischer 
Hand  lag,  so  konnte  England  seine  Sceherr- 
schaft  gegen  mehr  als  halb  Enropa  zu  einer 
dominierenden  Hühe  erheben.  Was  es  in  Spanien, 
was  es  bei  Waterloo  gethan  hat,  verliert  sehr 
an  Bedeutung  im  Vergleich  mit  dem,  was  ihm 
zu  Wasser  ){elang.  Während  ganz  Enropa  nm 
seine  Freiheit  rang,  während  England  in  alter 
Weise  dem  Kontinent  Qetd  gab,  damit  man 
sich  untereinander  schwäche,  betrieb  es  seine 
kommemellen  Geschäfte  durch  die  Zerstflning 
aller  unbequemen  fremden  Flotten  und  die  Weg- 
nahme fremder  Kolonieen.  In  dreizehn  Jahren 
gelang  ilim  folgendes:  1794  zerstört  es  bei  Brest 
eine  franzäsische  Flotte,  1797  zerstört  Sir  Jerrin 
bei  Cap  St.  Vincent  die  spanische  Seemacht, 
1797  zerstört  England  bei  Camperdowu  die 
holländische  Flotte,  1798  nimmt  Nelson  bei 
Abukir  die  französische  Flott«  weg,  1799  winl 
bei  Texel  der  Rest  der  holländischen  Flotte 
weggenommen,  1801  wird  die  dänische  Flotte 
auf  der  Reede  von  Kopenhagen  tibeTTnUen,  ohne 
Erfolg,  1806  zerstört  Nelson  bei  Trafalgar  die 
vereinigten  Flotten  von  Spanien  und  Fraiik- 
reich,    1806   wird  bei   St  Domingo   eine  fran- 
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liirische  Flotte  zerstört,  1807  Wejjnfthmc  der 
dim»chen  Flotte  im  Hafeu  von  Kopeüliagen, 
ohne  KriegserkläriiiiK. 

Damit  waren  nfie  fremden  Flotten  bis  auf 
i-iiiiffe  schwedische  aud  portupesische  Kriegs- 
M'hiRe  ans  der  Welt  »leschafft.  Als  es  zniu 
rntten  Farider  Frieden  Kam,  war  Eugland  die 
einzi)^  enropltische  Seemacht  uud  im  Besitz 
•11er  franzfi)ii«chen  und  holländischen,  fa.st  aller 
damschen  und  vieler  spanischen  Kolonieen. 
Iiiese  letzten  gab  England  nun  freilich,  soweit 
sie  in  den  letzten  Knegen  erobert  wiirdeii,  bis 
auf  Ceylon  und  Helgolaud  wieder  heraus,  aber 
e*  sorgte  weni^  Jahre  später  dafür,  dass  die 
grossen  romani^'hen  Kolonieen  in  Südamerika 
nnd  Mittelamerika  nicht  in  der  Hand  europäischer 
Macht«  blieben,  indem  es  ihnen  zn  der  Aner- 
kennung ihrer  Unabhängigkeit  verhalf. 

Nnn  ging  England  in  aller  Bnhe  an  den 
Ansbau  seines  Kolonialreiches  und  die  Siehe- 
mng  dei  gewonnenen  Seeherrschaft,  vorerst  auf 
dem  Mittelmeer.  Den  Eingang  hatte  es  seit 
1713  in  der  Hand,  seit  18UU  auch  Malta.  Der 
Wiener  Frieden  Hess  die  Dardanellen  frei,  ob- 
gleich noch  18U7  eine  englische  Flotte  im  Mar- 
marameer  erschienen  war;  denn  damals  war 
nicht  Bassland,  sondern  Euelnnd  für  Konstanti- 
nopel geShrlicb.  AIk  Bussland  eine  Flotte  ira 
Schwarzen  Meer  geschaffen  hatte,  kehlte  sich 
das  Interesse  um,  und  1841  schloss  der  Heer- 
engenvertrag den  Ansgang  zum  Mittelmeer  für 
alle,  besonders  aber  für  fiussland.  Die  tUrkisch- 
ftgjptische  Seemacht  wurde  1827  bei  Navarin 
vernichtet  von  England  im  Bunde  mit  Frank- 
reich und  Bnssland,  was  Wellington  im  eng- 
lischen Interesse  freilich  für  ein  „beklagens- 
wertem Ereignis"  erklärte.  Der  Krimkrieg  gab 
England  (ielegenheit,  die  mssiache  Flotte  des 
.Schwarzen  Meeres  zu  vernichten,  und  der  Pa- 
rier Frieden  von  1856  verbot,  sie  wieder  her- 
znsteilen,  ein  Verbot,  von  dem  sich  Rnssland 
ernt  1871  wieder  betreite.  Unter  den  gegen- 
wärtigen Verhaltnissen  ist  es  Bussland  wahr- 
scheinlich nur  recht,  wenn  die  Meerengen  ge- 
schlossen bleiben.  Es  wird  den  Ueereuj^euver- 
trag  luid  die  Bestimmungen  des  Pariser  Friedens 
ent  zetreissen,  wenn  es  selbst  am  Boaporns 
fesfadtzt  und  den  Dnrchgang  sperren  kann.  Im 
Jahre  1882  erschien  dann  England  in  Aegjpten, 
bombardierte  mit  seiner  Flotte  mitten  im  Frieden 
Aleiandria,  und  General  Wolselej  begann  das 
Land  zn  besetzen  uud  damit  den  Kanal,  der 
sich  zu  einer  der  wichtigsten  Strassen  des  See- 
verkehrs entwickelte,  in  die  Hand  Englands  zn 
spielen,  ein  Spiel,  das  allmählich  in  einen  sehr 
ernstlichen  Besitz  sowohl  des  Kanals  als  ganz 
Aegypteu.s  überging,  ans  dem  sich  Eugland 
heute  sicher  nicht  ohne  den  heftigsten  und 
blutwsten  Widerstand  wird  vertreiben  lassen. 
Als  Bussland  1877  wieder  einmal  vor  Konstanti- 
nopel stand,  da  hinderte  der  Meerengen  vertrag 
England  ni4^t,  vor  dem  Qoldnen  Hom  mit  einer 
Flotte  zu  erscheinen  nnd  sich  dann  zu  grüsserer 
Sicherheit  gegen  russische  Vorstdsse  im  Berliner 
Frieden  Cjpem  abtreten  zu  lassen. 

Damit  war  das  Werk  einer  weitschanenden 
und  kflhnen  Staatsknnst  in  seinen  Grundlagen 
gesichert;  rund  uro  Europa  hatte  England  so- 
zusagen ein  Scbanzwerk  zu  Waaaer  errichtet, 
das,  von  einer  grossen  Flotte  verteidigt,  nicht 
leicht  durchbrochen  werden  konnte.    Von  Eng- 


land aus  werden  Ostsee  und  Nordsee  bewacht, 
an  der  atlandischen  Küste  ist  nach  dem  Ver- 
schwinden der  spanischen  Flotte  nur  Frankreich 
ein  mdglichet  Gegner,  im  Mittelmeer  hat  Eng- 
land die  weitaus  stärkste  maritime  Stellung  da 
es  die  beiden  nichtigsten  Zugänge  in  der  Hand 
hält  nnd  Italien  von  der  Seeseite  her  sehr  ver- 
wundbar ist.  Es  ist  die  Umkehr  der  bewaff- 
neten Neutralitat:  Enrupa  ist  dauernd  im  Zu- 
stand der  Blockade  durch  die  englische  See- 
macht. So  lange  die  Koutinentnimachte  nicht, 
ob  vereinzelt  oder  durch  Koalition,  eine  Flotte 
aufbringen,  die  der  euglis<'hen  einigermassen 
gewachsen  ist,  braucht  sich  England  um  Europa 
hei  der  Verfolgung  seiner  äusseren  ropaischen 
Interessen  nicht  zu  kSmmern.  Und  das  hat  es 
denn  auch  seitdem  nicht  gethan,  bis  auf  den 
einen  Punkt,  wo  seine  Seemacht  anfbSrt,  näm- 
lich Rnssland,  den  asiatischen  Nachbar  und 
Nebenbuhler." 

16.  Das  Ei^ebais  der  kolonialen  Ent- 
wickelanK.  Das  Et^linis  der  kolonialen 
Eiitwickelung  läset  sich  dahin  zusammen- 
fassen, dasB  England  zu  Beginn  seiner  kolo- 
nialen Thätigkeit  ein  kleines  Volk  von  weniger 
als  it  Millionen  Menschen,  heute  mit  seinen 
Besitzungen  den  siebenten  Teil  der  ganzen 
ErdoberfläcliB  einnimmt  und  den  füniten 
Teil  der  Menschheit  beheiTscht. 

„Die  GescJiichte  Nordamerikas  bildet  den 
Kenipnnkt  dieser  glänzenden  Entwickeinng,  und 
die  moderne  Gestaltung  Indiens,  Australiens 
uud  Afrikas  ist  ein  lebendiges  Zeugnis  dieser 
fort  und  fort  wachsenden  Macht.  Gestutzt  auf 
diese  Macht  und  getragen  von  dem  willens- 
kiüftigen  Mute  der  Nation  erwuchs  Englands 
Welthandel,  „Der  nationale  Handel  folgte  der 
nationalen   Flagge"   (Sir  Julius  Vogel:    Trade 


Absatzgebiete;  dadurch  erstarkte  Englands  wirt- 
schaftliche Kraft,  und  mit  ihr  wuchs  wiederum 
der  Handel  der  Nation.  So  dehnte  sich  m 
steter  Wechselwirkung  Englands  Wohlstand  im 
Iimeni  nnd  seine  Macht  uaelt  anssen  zn  ^ 
waltigen  Dimensionen  aus,  bis  endlich  der  Bnte 
unter  den  Völkern  aller  fremden  Weltteile  zum 
Tjpus  des  Entoi^ers  wurde.  Die  englische 
Sprache  vermittelte  und  vermittelt  auch  meist 
heute  noch  den  internationalen  Verkehr  zwi- 
schen den  entfernten  Erdteilen  nnd  zwischen 
den  verschiedenen  Rassen  des  Menschenge- 
schlechts. Das  Prestige  der  Civilisation  in 
Amerika  und  Asien,  in  Australien  und  Afrika 
war  damit  angebarlisisch  geworden.  Zerfiele 
jetzt  dies  Weltreich,  nähmen  die  überseeischen 
Provinzen  Grossbritanniens  eine  feindliche  Hal- 
tnng  gegen  das  Stammland  an  und  verweigerten 
sie  auch  eine  einheitliche  Konföderation  mit 
demselben:  bliebe  dann  die  britische  Seemacht 
selbst  die  erste  der  Welt,  so  würde  dennoch 
England  ohne  seine  llberseeisuhen  Belebe  nur 
als  eine  Macht  zweiten  oder  dritten  Ratiges 
gelten.  Bisher  freilich  ist  noch  das  britische 
Reich  die  grossartigste  nadonatpolitische  Er- 
scheinung auf  dem  ganzen  Erdballe,  die 
grandioseste  Schöpfung  des  Welthaudelsgeistes 
seit  Anbeginn  aller  Knltureiitwickelnng  der 
Menschheit."    (Htlbbe-Schleiden,) 
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Die  Briten  Uabon  dies  erreicht,  obgleich 
ihnen  fast  jedes  Verständnis  iind  Geschick 
ffir  die  Kiiltivation  niedriger  stehender  Völ- 
ker fehlt.  »Sie  haben  durch  itre  schwach- 
willige Politik  Indien  nur  bis  an  den  Band 
des  Bankerottes  gebracht  und  sehen  dabei 
doch  in  verblendetem  Hochmut  auf  das 
kleinere  Nachbarland  herab,  welches  ihnen 
auf  diesem  Felde  thatsächlich  sehr  weit 
ToniHS  ist,  Niederlaud.«  Es  fehlt  dem  ELig- 
]änder  die  An]iassungsfähJgkeit  an  fremde 
Eigentümlichkeit,  die  dem  Niederländer,  dem 
Deutschen  nnd  auch  dem  Russen  es  eiitiOg- 
lichl,  Naturvölker  z»  erziehen  und  Timzuge- 
stalten.  Die  englische  Kolonial  pol  itik  hat 
zwarGnindsätze,diedem  englischen  Nafional- 
cliarakter  fremd  sind.  Sie  will  die  Eigen- 
tümlichkeiten der  Eingeborenen  niOghchst 
schonen.  Und  sie  bethatigt  dies  durch  das 
Bestehenlassen  der  vorhandenen  Gesetze  in 
denjenigen  Kolonieen,  die  früher  Fi-anki'eieh, 
Spanien  oder  den  Niederlanden  gehörten, 
durch  Schonung  der  Sitten,  Gewohnheiten 
nnd  religiösen  Anschauungen  seiner  zahl- 
reichen mohammedanischen  und  hiudos- 
tanischen  Unterthanen  imd  durch  oft  zu 
frülie  Einräumung  politischer  Rechte  an 
Eingeborene  und  der  Selbstverwaltung  in 
solclien  Gebieten,  in  denen  die  europäischen 
Einwanderer  die  Minderheit  bilden. 

Aber  eine  dauernde  englische  Kultnr 
vermag  der  Engländer,  der  von  seiner  Eigen- 
art nie  etwas  anfpebt,  nur  da  aufzurichten, 
wo  er  durch  britische  Massen  ein  Wanderung 
die  Eingeborenen  zurückdrängt,  wie  in 
Australien,  oiler  wo  es  ihm  gelingt,  andere 
europiüsche  Bevölkenmgsbrnciiteile  zu  angli- 
sieren, wie  in  Nordamerika  und  Südafrika, 
liier  zeigt  der  Engländer  seine  Stärke  als 
Kolonisator,  und  auf  diesem  Gebiete  über- 
ragen die  Leistungen  des  englischen  Volkes 
alle  kolonisatorischen  Leistungen  aller  Zeiten, 
so  dass  Sir  Charles  \V.  Dilke  (Greater  Brltain, 
London  186b)  sagen  durfte: 

„Ich  folgte  dem  Genuin  Englands  rings  um 
die  Welt;  Ubemll  befand  ich  mioli  unter  eng- 
lisch redenden  Men^i^hen  oder  in  eiigli.wh  re- 
gierten Länderu.  Obwohl  ioli  bemerkte,  das« 
Klima  und  Bmlenbexohaffenheit,  dasB  Sitten  nnd 
Lebensgewobuheiten.  Aaxn  uainentlicli  auch  die 
Vermisclumg  mit  anderen  Volkstj'pen  doH  eug- 
hsi'lie  Blut  modifiziert  Latten,  so  sali  ich  doeli. 
Atuin  im  iveseiitlicheD  die  Kasse  Überall  nur 
eine  war. 

Der  (icdauke,  welcher  sich  mir  bei  all 
meinen  weiten  Reisen  aufdrängte,  als  mein 
Hteter  Begleiter  nnd  Ftlhrer  —  als  der  Schllisiiel, 
weither  mir  daii  Verständnis  alles  deüseu  er- 
Bchloss.  wan  mir  in  liefremdend  neuen  Landen 
rütselhaft  und  wnnderbar  erschien  —  war  der 
überwältigende  Eindruck  von  der  Grösse  unseres 
Stamme«,  der  schon  jetzt  den  Erdball  nmspaiiut 
nnd   wohl   bestimmt  ist.    einst  denselben  ganz 


entlLscbe  Form  gebracht.  E.i  ist  das  Recht 
Alfreds  des  Grossen  und  die  Sprache  Chaucers, 
welche  nie  tiehernchen,  sie  mBgen  wollen  oder 
nicht.  Man  sagt  wohl,  England  werde  einst 
für  sich  den  Ruhm  in  Anspruch  nehmen,  jen- 
seitH  des  Heeres  neue  Englande  in  grosserem 
Mass.stabe  gesuhafFen  zu  haben.  Man  Übersieht 
aber,  dass  unser  Stamm  schon  jetzt  viel 
Grösseres  vollbracht  Imt  als  die  Kolonisation 
überseeischer  Lander;  er  hat  seine  eigenen  Kul- 
tnrfomien  den  Söhnen  Deutschlands,  Irlands, 
Skandinaviens,  Frankreichs  und  Spaniens  anf- 
geprägt.  Durch  das  Gebilde  Nordamerikas 
redet  England  zu  der  Welt. 

Die  Entfaltung  des  Alt-England  der  Elisa- 
beth ist  nicht  im  Grossbritannien  der  Viktoria 
zu  snclicn;  es  findet  sich  vielmehr  in  der  HSlfte 
aller  bewohnbaren  Länder  unseres  Planeten. 
Wenn  man  ans  HGflichkeit  zwei  kleine  Inseln 
„Gross"  nennt,  dann  sind  Amerika,  Anstralieu, 
Indien  offenbar  ein  „Grüsseres  Britannien". 

Wenn  die  englische  Sprache  am  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  von  wenig  mehr  als 
5  Millionen  Menschen  gesproclien  wurde, 
zu  Befflnn  des  19,  Jahrhunderts  von  etwa 
40  Millionen,  wenn  es  heule  fast  100  Millionen 
Angelsachsen  giebt  und  die  englische  Sprache 
die  offizielle  Landessprache  für  mehr  als 
300  Millionen  Menschen  und  ebenso  die 
Weltsprache  für  den  internationalen  Torkehr 
ist,  wie  früher  das  I.Ateinische  und  später 
das  Französische,  so  ist  dies  weder  der  eng- 
lischen Sprache  selbst  noch  der  englischen 
litteratur  nocii  aucli  dem  englischen  Geiste 
zu  danken,  sondern  lediglich  der  koloni- 
satorischen slarkwilligen  Thätigkeit  des  eng- 
lischen Volkes. 

Die  englische  Kolonial  politik  ist  fest 
auf  die  Errichtung  einer  englisclien  Welt- 
herrschaft genchtet.  Sie  giebt  deshalb 
einmal  Erworbenes  niemals  freiwillig  auf 
und  hält  nichts  für  zu  unbedeutend,  um  es 
nicht  zu  erwerben.  Sie  leitet  dabei  ihr 
Erwerbungsrecht  einfach  aus  dem  Bedürfnis 
ab.  Um  den  Seeweg  nach  Indien  zu  sichern. 
brauchte  England  das  Capland  und  es  er- 
warb es:  und  als  der  Suezkanal  diesen  Weg 
nach  Indien  auf  eine  andere  Linie  verlegte, 
begnögte  es  sich  nicht  bei  dem  Schulze 
derselben  durch  Gibraltar  und  Malta,  sondern 
erwarb  auch  Cyiwni,  besetzte  Äegypten  und 
kaufte  die  Hauptanteile  des  Kanals  selbst. 
Wie  bei  der  Bildung  aller  Wellreiche 
zwangen  oft  aucli  Unruhen  an  den  Reiclis- 
grenzen  zur  Besetzung  und  dann  daueniden 
Erworbung  solcher  Grenzgebiete.  Nicht 
minder  war  besonders  in  Indien  die  Eifer- 
sucht auf  konkurrierende  Mächte  (Russland 
und  China)  bestimmend  für  die  Aufsaugung 
von  Nachbarländei-n.  Die  Erweilemng  des 
englischen  Kolonialbesitzes  wird  nicht  eher 
zum  Stillstand  kommen,  bis  dei-  ganze  un- 
kultivierte Teil  der  Erde  unter  die  Knltiir- 
mächte  aufgeteilt  ist  oder  bis  einzelne  grosse 
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Gebiete  abfallen  (Indien  und  Canada)  oder 
sich  emancipieren  (Australien  und  Südafrika) 
oder  bis  das  ganze  Weltreich  zusammen- 
bricht. 

Bei  der  Erwerbuujr  und  ersten  Kulti- 
vatioü  neiier  Kolonialgebiete  hat  sich  das 
britische  Reich  als  solches  von  jeher  und 
bis  jetzt  mißlichst  zurück^halten  und  pri- 
vate Erwerbs-  und  Missionsgesellschaften 
Torangesehickt,  um  von  etwaigen  ersten 
Missei-folgeu  direkt  nicht  berilhrt  zu  werden. 
Dagegen  räumte  die  Regienmg  diesen  Er- 
werhsgesellsdiaften  weitgehende  Pri\'ilegien 
{charters)  ein  und  gewahrte  ihnen  unum- 
schränkte d  internationalen  Schutz.  Später 
bediente  sich  das  Mutterland  zur  Erweite- 
nmg  des  Kolonialbesitzes  vielfach  auch 
der  Verraitlelung  der  Kolonialreeienmgen 
(Australien  in  der  Südsee,  Capland  in  Süd- 
afrika). 

Die  Mittel  der  Ilerrscha t tsauB-, 
Übung  über  die  Kolonieen  waren  weniger 
als  bei  anderen  Kolonialstaaten  miliiärisc-he, 
Eondem  mehr  wirtschaftliche.  Dieses  kolo- 
niale Herrschaftssystem  halte  seinen 
enei^sclistcn  Ausdruck  und  sein  erfolg- 
reichstes Hilfsmittel  in  der  N'a\igationsakte 
(9,  Oktober  1601).  Diese  brach  nicht  niir 
die  Vorherrschaft  Hollands  zur  See  und 
machte  die  Industriemächte  Europas  Eng- 
land tributpflichtig,  sondern  erhielt  auch  die 
Kolonieen  selbst  in  kommerzieller  Abhängig- 
keit. Hinzu  trat  noch  die  Verhinderung 
industrieller  EntwickelungderKoloniallärider, 
ja  die  grausame  Zerstönine  vorhandeuer 
Industrieen,  wie  in  Indien.  Während  diese 
grossen  Massregeln  nicht  nur  der  Ausfluss 
des  krassesten  Egoismus  waren ,  sondern 
auch  in  dem  rigorosesten  Masse  gehandhabt 
wurden ,  machte  die  englische  Politik 
humanen  Grundsätzen  mugticlkste  Kon- 
zessionen (Aufhebung  und  Bekämpfung  der 
Sklaverei,  Gesellschaften  zum  Schutze  der 
Eingeborenen)  und  sorgte  durch  Massregcln 
des  Verkehrs  und  der  Polizei  für  das  mög- 
hchste  materielle  Wohlbefinden  der  Koloniai- 
betölkenineen.  Ein  wesentliches  Mittel  zum 
Geüngen  der  wirtschaftlichen  Seite  kolo- 
nialer öntemehmiingen  war  auch  jederzeit 
das  kühne  "Wagen  gr<»ser  Kapitalien  des 
reichen  Mutterlandes  mit  niederem  Zinsfuss 
in  den  kapitalarmen  Kolon iallän dem  mit 
nalurgemäss  hohem  Zinsfuss.  Soweit  es  sich 
lim  aussertropisehe  Gebiete  handelte,  kam 
als  wirksame  Massregel  sowohl  im  Interesse 
der  Herrschaft  ala  in  demjenigen  der  Kultur 
die  Unterstützung  der  europäischen,  insbe- 
sondere der  britischen  Einwanderung  hinzu. 
England  hat  hierbei  nicht  nur,  wie  gewfihn- 
Uch  hervorgehoben  wird,  seine  Zuchthiluser 
nnd  Armenhäuser  geleert  und  die  Ober- 
iShlige  Bevölkerung  Irlands  abgestossen. 
sondern  R^ening  und  Private  haben  auch 


grosse  Mittel  aufgewandt,  um  tüchtigen 
Auswanderern  die  Auswandening  zu  ermög- 
lichen, die  ja  für  Grossbritannien  nicht,  wie 
7..  B.  für  Deutschland,  eine  Emigration,  son- 
dern eine  Trans migration  war. 

Wenn  <ler  0 rund ged unke  in  der  Geschichte 
der  neueren  Kolonialpolitüt  nach  Boscher  ihr 
stufenweiser  Uebergaug  von  Beschränkung  zur 
Freiheit  ist,  ao  hat  allein  das  englische 
Kolonialsyetem  diese  Eutwickelang  von  An- 
fang bis  zum  Ende  durchgemacht.  Das  »«panische 
und^  portugiesische  System  hatte  die  Beschrän- 
kung noch  in  keiner  Weise  abgelegt,  als  die 
Kolonialmacht  dieser  Länder  Überhaupt  im 
tresentlicheu  zusammenbrach.  Das  holländische 
Kolonialsystem  strebt  zwar  der  Freiheit  zu,  hat 
aber  noch  viele  an  sich  gerechtfertigte  Reste 
der  Gebundenheit  an  sich.  Nur  das  englische 
System  hat  znnSchst  im  17.  Jahrhnndert  bis 
zur  vollen  DurchftlhrunK  des  Merkantilsystems 
im  Jahre  1668  die  Beschränkung  der  Kolonial- 
wirtschaft bis  auf  das  änsserste  gesteigert,  nm 
dann  alltuähUch  und  endlich  in  Veranlassung 
des  Abfalles  der  Vereinigten  Staaten  in  leb- 
hafterem Tempo  die  Kolonieen  von  allen  künst- 
lichen Fesseln  zi\  befreien. 

wahrend  aber  das  spanische  System  seme 
Beschränkungen  anf  da.i  g-esamte  koloniale 
Leben,  das  geistige,  staatliche,  wirtschaftliche 
und  kommerzielle  erstreckte,  beschränkte  sich 
das  englische  auf  die  Fesselung  von  Handel 
nnd  Geiverbefleiss  der  Kolonieen  zu  Gunsten  des 
Heimatlandes  und  räumte  den  Kolonisten  im 
übrigen  schon  von  vom  berehi  weitgehende  Frei- 
heiten ein.  Die  Massregeln  zur  Emscbränknng 
des  .^usitenhandels,  der  Beederei  und  der  In- 
dustrie in  den  Kolonieen  verkSrperten  sich  in 
den  Oeset^n,  die  die  Gedanken  der  Navigations- 
akle  weiter  ansbanten.  Hiernach  sollten  die 
Kolonieen  müglich.st  gar  keine  Reederei  und 
keinen  Oewerbüeiss  haben  nnd  sich  auf  die  Gr- 
zeueun^  von  Rohstoffen  für  den  engliDChen 
Markt  beschränken. 

In  Bezug  auf  die  Grundsätze  des  Staats- 
rechts nnd  der  Verwaltung  ist  die  Decentrali- 
sierung  des  17,  Jahrhunderts  im  18.  Jahrhundert 
durch  eine  Centralisierung  abgelöst  worden,  um 
im  19.  Jahrhundert  enieut  einer  mit  Selbstver- 
waltung verbundenen  Decentralisierung  Platz 
zn  macheu.  Im  17.  Jahrhundert  zerfielen  die 
Kolonieen  in  Eigentümer-,  Freibriefs-  und  Kron- 
kolonieeu  (Proprietary-,  Charter-  und  Crown- 
ColoniesS.  Die  ersteren  beiden  entstanden  durch 
Landsclienkungen  von  ungeheuerem  Umfang 
und  Ueberlassung  von  Hoheitsrechten  an  privat« 
Obereigentümer  (z.  B.  Penn  Obereigentttmer  von 
Peunsylvauien)  oder  an  mit  Freibriefen  ausge- 
stattete Ansiedeln ugsgeaeEichaften  (z.  B,  die 
London- Ad venturers  nnd  die  Plymouth-.idven- 
tnrers  in  Virgiuien). 

Im  18.  Jahrhundert  wurden  aber  Privaten 
sowohl  als  Gesellschaften  ihre  Privilegien  ent- 
zofipen  und  die  Kolonieen  sämtlich  als  Eron- 
koionieen  der  Staatsgewalt  direkter  nnterstellt, 
um  zum  Teil  später  autonome  Verfassungen  zu 
erhalten. 

Von  dem  spanischen  nntcrscheidet  sich  das 
englische  System  aber  auch  dadurch,  daas  es, 
in  Amerika  und  in  Australien  wenigstens,  fast 
nichts  mit  der  Erziehung  der  Eingeuoreneu  zu 
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thnn  hatte.  Dieüe  wurden  vielmehr  venlränirt, 
das  Land  ^alt  als  herrenlos.  Uail  so  bildeten 
nicht  die  Ein^borenen,  sondern  das  Land  selbst 
das  Objekt  der  Kultivierung.  In  Ostindien  da- 
gegen, im  Capland  und  zum  Teil  in  Nensee- 
laud  niusüte  mdi  das  enjflisuhe  System  in  der 
Behandlung  der  Bingeboreueu  mehr  dem  spani- 
schen nähern. 

In  der  Beaiedelnngstechnik  (s.  oben  S.  147) 
hat  England  unter  dem  Einfluss  von  Merivale 
und  Wakefield  eestanden,  aber  erat  dann  Her- 
vorragendes geleistet,  als  es  die  in  den  Ver- 
einigten   Staaten    gemachten    Erfahrungen 


wertete. 

In  der  Agrarpolitik  hat  es  vergebens  die 
Bildung  von  Latifundien,  die  Landspeknlationen 
und  den  Grosskapitalismus  durch  zahllotie  Land- 

Sesetze  zu  bekämpfen  versucht,  lu  Bezug  auf 
as  Gmnd  buch  Wesen  ist  allmählich  die  im  Jahre 
186Ö  in  SlidauHtralien  eingeführte  sogen.  Torrens- 
ait«  (Sir  Eohert  Torreii.i)  ma^fsgebend  geivorden, 
die  ihrerseits  eise  Nachbildung  des  ^reussixchen 
Gmndbnchrechtes  war.  Sie  hat  eme  grüssere 
Kechtasicherheit  und  eiue  Hobilisienuig  de.s 
Gnind  und  Bodens  herbeigefUlirt. 

17.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Eng- 
lands. In  BÖzng  auf  den  staatsrecht- 
liehen Charakter  der  grossbri tannischen 
Besitzungen  lässt  sieh  folgendes  System  auf- 
stellen : 

I.  Das  Kaisertum  Indien. 
n.  Kolonieen. 

1.  Kolonieen,  Oie  nur  von  einem  Gou- 
vcmeur  verwaltet  worden. 

2.  Kolonieen  mit  einem  Ijcgislatlv- 
Counzü ; 

a)  (las  Legislativ  -  Couuzil  besteht 
nur  atis  ernanuten  Mitgliedern 
(L.-Cn.); 

b)  das  Legislativ  -  Council  besteht 
zum  Teil  aiich  ans  gewühlten 
Mitgliedern  (L.-Cw.). 

3.  Kolonieen  mit  Repräsentativ  Verfas- 
sung: 

a)  Repräsentativ  Verfassung  ohne 
V  erant  wortl  iche  Regiei-img(Re[ir.- 
Verf.); 

b)  Eepräsentativ Verfassung  mit  rer- 
antwort  lieber  Kolonial  regle  mng 
(Repr.-Verf.  m.  v.  R.): 

o)  Einheitliche  Kolonieen; 
,1}  Föderativkolonicen  (nur  Cana- 
da). 

4.  Charterkoloiiiecn ,  die  von  Prii-at- 
gesell schatten  mit  königlichen  Frei- 
briefen (Charter)  verwaltet  werden. 

III.  Schutzgebiete  (Prot.). 
■  IV,  Besitzungen  oline  eigentliche  Kolonial- 
verwaltung un<l  ohne  Zugehörigkeit  zu 
einer  Kolonie. 
V.  Gebiete,  die  nur  auf  Zeit  an  die  bri- 
tische Regierving  abgeti'cfen  sind  und 
von  dieser  verwaltet  werden  (nur  Cy- 
pem). 


Die  Centralverwaltung  des  bri- 
tisclien  Kolonialreiches  erfolgte  früher  durch 
Kommissionen  des  Geheimen  Rates  (Com- 
mittee  for  the  Planlations  oder  Council  of 
foreign  Plantationa),  seit  1768  und  erneut 
seit  1854  durch  einen  besonderen  Staats- 
sekretär und  ein  Kolonialamt  (Colonial  Office). 
Seit  Aufhebung  der  britisch-ostindischen 
Kompagnie  18.58  wurde  auch  für  Indien  ein 
Staatssekretär  iind  ein  India  Office  bestellt. 
Die  grösseren  Kolonieen  unterhalten  ihi-er- 
seits  in  London  eine  Art  von  Gesandten 
oder  Agenten  bei  derCentialregierUDg(Crown 
ageuts  for  the  Colonies).  In  gewissen  Be- 
ziehimgen  zu  diesen  steht  das  Emigrants' 
Information  Office. 

Im  Parlament  besitzen  dagegen  weder 
Indien  uoch  die  eigentlichen  Kolonieen  eine 
Vertretung.  Die  Frage,  ob  dem  britischen 
Mutterlaiide  gemeinsam  mit  seinen  Kolonieen 
eine  Bundesverfassung  zu  geben  sei,  wird 
neuerdings  vielfach  erwogen  und  filr  die 
Bejahimg  durch  die  1884  begründete  Imperial 
Federation  League  agitiert.  Als  Organ  einer 
Imperial  Confetleration  ist  ein  Federal  Council 
gedacht,  das  aus  den  Vertretern  der  ein- 
zelnen Kolonieen  zu  bilden  wäre  und  die 
Rechte  des  Parlamentes  fflr  Kolon ialsachen 
zu  erhalten  liätte.  Zunächst  scheint  man 
nur  eine  handelspolitische  Vereinigung  Com- 
mercial  Union  lör  ausführbar  zu  halten.  Die 
Bewegung  ist  aber  auf  die  Oi^;anisation 
eines  Weitreiclies  britischer  Zunge,  eines 
Greater  Britain  gerichtet.  Zunächst  haben 
diese  Bestrebungen  im  Jahre  lOCMJ  zu  einem 
Zusammenschluss  der  Kolonieen  Neu-Süd- 
Wales,  Victoria,  Queensland,  Sfldaustralien 
und  Tasmanien  zu  einem  Australischen 
Bund  geführt.    (D.  Kol.-Ztg.  1900,  S.  33.5). 

An  der  Spitze  der  örtlichen  Ver- 
waltung einer  Kolonie  steht  gewöhnlich 
ein  Gouverneur;  manchmal  auch  ein  Chef- 
f^iiveriieur  (Governor-in -Chief)  oder  ein 
Generalgouverneur  (Govemor-Gencral).  Die 
letzteren  beiden  Titel  werden  an  Gouver- 
neure gegeben,  unter  deren  Oberleitung 
mclirere  Kolonieen  vereinigt  sind.  Ein 
Ooveruor-in- Chief  führt  die  \  erwallung  der- 
jenigen Kolonie,  in  welcher  er  wohnhaft  ist; 
in  den  seiner  Oberaufsicht  unterstehenden 
übrigen  Kolonieen  eiu  Gouverneur- Ijeutnant 
(Lieutenant-Governor)  otler  in  einzelnen 
Fällen  ein  Administrator  oder  Ratspräsident. 
Generalgouverneure  sind  gegenwärtig  in 
Canada,  Jamaica,  auf  den  Windward-Inseln, 
auf  den  Leward-lnseln  und  in  Westafrika; 
jedes  dieser  Generalgouvernements  umfasst 
mehrere  Kolonieen. 

Der  Gouverneur,  als  der  Veilreter  der 
Königin,  hat  auch  Macht  über  die  Truppen, 
er  kann  unter  seiner  Verantwortung  darüber 
verfügen;  mu-  ist  er  gehalten,  von  allen 
Massnahmen    sofort    den    Truppenkomman- 
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tlanten  in  Kenntnis  zii  selzen.  Der  Gowver- 1 
neiir  bestimmt,  filr  welche  Aufgaben  und  in  ] 
welchem  Umfange  die  mißtÄrischen  Ope- 
rationen vorgesehen  werden  sollen.  Die 
AiisfOhmng  der  Details  bleibt  dagegen  dem 
Tnippenkommandanten  tiberlassen.  Ausser 
den  fieneralbefngnissen  der  Gouverneure, 
lue  in  allen  Stücken  ziemlich  weit  reichen, 
erhalten  diesellien  liesondere  Instruktionen 
bei  Antritt  ihi-es  Amtes. 

Die  Körpersehaften  fOr  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  werden  entweder  gewählt 
oder  benifen  oder  zum  Teil  gewählt  und 
zum  Teil  benifen.  Gesetzgebende  Räte 
(L^islative  Coimcils) ,  welche  durch  die  1 
Kione  ernannt  werden,  bestellen  gewöhnlich 
aus  den  höheren  Beamten  (offizielle  Mit- 
eUeder)  und  aus  einer  emannteu  Anzalill 
Privatpersonen  (nicht  offizielle  Mitglieileri- 
Das  \erhältnis,  in  welchem  Umfange  frivat- 

1«isonen  Sitz  und  Stimme  haben,  ist  iu  den 
Lolonieen  sehr  verscJiiedeu ;  es  beruht  das 
auch  vielfach  auf  erworbenem  Rechte.  Durch 
königliche  Vcronlniing  ist  für  jede  Kolonie 
der  Geschäftsgang  vollschrieben. 

In  denjenigen  Kolonieen,  die  keine  Volks- 
vertretung hatjen,  raht  die  GesetzjjebUDg 
beim  Gouverneur.  In  Kolonieen  mit  ver- 
antwortlichem Gouvernement  und  Reprft^u- 
tatiirerfassuDg  hat  der  Gouverneur  das 
Vetorecht  gegen  Gesetze,  die  von  anderen 
Körperschaften  beraten  imd  angenommen 
sind ;  ohne  seine  Znstiramtmg  ist  kein  Gesetz 
pitig.  Die  Krone  hat  sich  das  Recht  ge- 
wahrt, auch  ein  Gesetz  zu  verwerfen,  das 
mit  Zustimmung  des  Gouverneiu^  publiziert 
wurde;  verwirft  die  Krone  ein  Gesetz,  so 
eilt  dasselbe  als  aufgehoben  vom  Tage  der 
Bekanntgabe  der  Verwerfung  in  der  Kolo- 
nie. Wenn  die  Krone  ein  Gesetz  verwirft 
fider  ihre  Zustimmung  zu  eiuer  BiU  versag, 
die  von  einer  Kolonie  mit  Repi-Ssentativ- 
verfassung  ausgeht,  so  miiss  die  Ablehnimg 
durch  Order  in  Council  ^zeichnet  werden; 
für  die  Kronkolonieen  wird  Annahme  oderi 
Ablehnung  eines  Gesetzes  durch  einfache 
Depesche  notifiziert. 

Nelien  dem  Gesetzgebenden  Rat  (L^is- 
lative  Council)  ist  in  den  Kolonieen  meistens 
auch  ein  Verwaltungsrat  (Executive  Council) 
in  Wirksamkeit,  in  einzelnen  t'ailen  sind 
auch  beide  vereinigt.  Die  Aufgabe  des  Ver- 
waltungsrates ist  die  Unterstützung  des 
Gouverneurs  in  Verwaltungsangelegenheiten. 
In  Kolonieen  mit  veraot wörtlichem  Gouverne- 
ment benift  der  Gouverneur  in  den  Verwal- 
timgsrat  nur  solche  Männer,  welche  das 
Vertrauen  der  Ässembly  besitzen,  analog 
den  Verhä]tni.isen  im  Mutterlande.  In  an- 
deren Kolonieen  besteht  der  Verwaltungsrat 
aus  offiziellen  und  nicht  offiziellen  Mit- 
gliedern,  die  ilire  Instniktion  vom  Gouver- 


neur empfangen,  oder  durch  Ermächtigung 
seitens  cler  Krone. 

Fast  die  Hälfte  der  stehenden  gross- 
britannischen  Armee  befindet  sich  schon  in 
Friedenszeiten  im  Kolon  Ja!  dienste.  Von  dem 
bescheidenen  Sollbesland  dieser  Armee  im 
Jahre  1899  von  258010  Mann  stehen  nur 
13-3321)  in  den  Garnisonen  des  Vereinigten 
Königreichs  und  124684  ia  den  Kolonieen 
und  Besitzungen,  nämlich  in  Indien  73157, 
Malta  10721,  Cap  und  Natai  S879,  Gibral- 
tar .">4(i5,  Hongkong  47.W,  Aegypten  4404, 
Mauritius  3840,  Antillen  3304,  Bermuda 
2072,  Westkflste  von  Afrika  IB."»?,  Canada 
(Halifax)  1817.  Ceylon  1789,  Singapore  1683, 
St.  Helena  773,  Cypem  135, 

Daneben  hat  Indien  eine  besondere  Armee 
von  2834  englischen  Offizieren  und  124976 
indischen  Offizieren  und  Mannschaften  sowie 
eine  Polizei  von  190000,  ebenfalls  teilweise 
mit  britischen  Offiziei'eD.  Canada  hat  eiue 
Miliz  von  37  359  Mann,  die  australischen 
Kolonieen  etwa  28000  Mann  eigene  Trupiien. 
Fast  alle  Kolonieen  besitzen  einheimische 
Polizei  Soldaten  unter  englischen  Offizieren. 
Zum  Schutze  der  Kolonieen  und  BesltzuDgen 
dient  aber  vor  allem  die  gewaltige  britische 
Flotte.  Auch  besitzen  t'anada  und  Austra- 
lien mehrere  eigene  Kriogsfahrzeuge. 

Zu  den  Lasten  des  Mutterlandes  für 
Armee  und  Flotte,  welche  sich  für  ei-stere 
auf  20,  fÖr  letztere  auf  24  Millionen  £  be- 
laufen, leisten  einige  Kolonieen  Zuschtlsse 
im  Gesamtbetrage  von  213400  £.  Ausser- 
dem gicbt  aber  Indien  allein  für  seine  Armee 
23  Mdlionen  £  aus. 

Wenn  man  von  diesen  Aufwendungen 
für  Heer  und  Flotte  absielit  und  von  den 
Kosten  des  diplomalischen  imd  consuloren 
Dienstes  ftlr  das  Reich,  auch  von  den  Special- 
kosten  zur  Unterdrilckung  des  Sklaven- 
handels, so  kennt  der  Haushalt  des  Jahres 
1899 — 1900  an  Ansgal>en  fflr  Kolonialzwecke 
nur  den  bescheidenen  Betrag  von  1458840 
£,  da  die  Kolonieen  die  Kosten  für  ihre  Yei-- 
waltung  grundsätzlich  selbst  zu  tragen  haben, 
insbesondere  diejenigen,  die  sich  einer  Selbst- 
verwaltung erfreuen.  Freilich  trägt  das 
Mutterland  allein  die  Kosten  für  die  gewal- 
tige Reichssehold.  Der  Stand  derselben  be- 
trug 1S91  684070959  £  und  die  Ausgaben 
filr  deren  Verzinsimg  25207  000  £.  Ein 
grosser  Teil  dieser  Schulden  ist  bekanntlich 
entstanden  durch  die  Kriege,  welche  Elng- 
land  zur  Erwerbung  und  zur  Sicherung 
seines  Kolonialbesitzes,  freilich  auch  1775 
bis  1784  ztir  Bekämpfung  der  aufständischen 
nordamerikanischen  Previnzen  und  1857  zur 
Bekämpfung  des  ostindischen  Aufstandes 
fOhrte.  Der  südafrikanische  Krieg  der  Jahre 
1899—1900  dürfte  die  obengenannte  Schul- 
denlast imi  mehi'  als  eine  Milliarde  Mark 
erhöht  haben. 
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Bei  diesei-  Saehla^  ist  viel  darüber  ge- 
stritten worden,  ob  die  englischen  Kotonieeii 
UeberschÜBSe  an  das  Mutterland  abführen 
oder  Zuschtlsae  verlangen.  Dieser  Streit  ist 
aber  ein  ganz  mQsBiger.  Denn  thatsächlich 
ist  der  Gewinn,  den  das  englische  Volk  in 
seiner  (Jesamtheit  und  einzelne  Mitglieder 
desselben  aus  den  auswärtigen  Besitzungen 
beziehen,  direkt  und  indirekt  eiu  enormer 
und  übersteigt  bei  weitem  etwaige  rechne- 
rische Zubussen  des  llauahaltes.  So  fliessen 
allein  von  den  9S0  Millionen  Rupien  der 
Ausgaben  des  indisciien  Budgets  etwa  der 
vierte  Teil  nach  England,  darunfor  gegen 
30  MUlionen  Rupien  an  Zinsen  und  58 
Milliouen  Rupien  an  Pensionen. 

Trotz  des  Verinstfls  der  Vereinigten  Staaten 
ist  der  KoloniallKsitz  Eu^land«  anf  dem  nord- 
amerikaniacheu  Eoutiueut  noch  hente  eiu 
grosser  und  wichtiger.  In  deu  durch  die  British 
North  American  Act  1867  unter  dem  Name» 
Dominion  of  Canada  zusanneng'efBsst«!! 
hritischeu  Beiiitzungen,  die  eine  der  neiitacheii 
Reiclisverfassuug  ähnliche  föderierte  Gliederung 
in  7  Provinzen,  die  Territorien  und  die  Arctiu 
Islftuds  haben,  besitzt  England  ein  von  Meer 
zu  Meer  reichendes  Gebiet,  das  seit  VoUenduug 
der  cauadischen  PacitlkeiseiibahD  eine  grosse 
strategische  und  weltverkehrliche  Bedeutung 
hat,  indem  ea  einen  Weg  znisehen  Europa  und 
Asien  bezw.  zwischen  England  und  Indien  nn- 
abhSngig  vom  Snezkanal  nnter  englischer  Bot- 
mäKSJgkeit  erhält.  Frtlher  durch  sein  Rancli- 
werk  von  m abliebender  Bedeutung  für  den 
Welthandel,  beginnt  Oauada  jetzt  einen  weaent- 


ist  auf  125000  znrUckgeganffeu.  Ein  Teil  der 
Bevölkerung  hat  aus  der  Zeit  der  Herrsi:hnft 
Frnukreiehs  Dber  Canada  die  frauEtisische 
Sprache  beibehalten.  Ein  Kückfall  der  Kolonie 
an  Frankreich  ist  bei  der  steigenden  Einwande- 
rung ans  Grossbritaunien  und  Deutschland  aus- 
geschlossen, ein  Ans<:^hlus3  au  die  Vereinigton 
Staaten  dagegen  sehr  wahrscheinlich.  Seitdem 
1870  British  Columbia  und  1873  Princ«  Eduard 
Island  sich  dem  Dominium  angeschlossen  haben, 
hat  nur  noch  Neufundland  mit  Labrador  eine 
staatsrechtliche  Selbständigkeit.  Die  dort  van 
FrMikreich  ausgeübten  Fischerei  gerechtsame 
sind  häutig  eine  i^uelle  von  Konflikten. 

In  Westindien  ist  Barbados  die  wert- 
vollste, Jamaica  die  grüs»te  englische  Kolonie, 
letalere  vorwiegend  von  Farbigen  bewohnt  niid 
seit  der  Sklavenenfancipation  in  ihrer  wirtschaft- 
lichen Eutwickeinng  sehr  zurückgegangen. 

Dergaiizeauj Australien,  Tasmanien 
und  Nenseeland  bestehende  Weltteil  steht 
nicht  nur  ansschlie^siich  nnter  britischer  Herr- 
schaft, sondern  ist  vielleicht  infolge  seiner  ver- 
hältnismässig späten  Besiedelang  das 


der  britischen  sich  nur  eine  schwache  deutsche, 
aber  sonst  keine  andersartige  Einwanderung 
dahin  gewendet  hat.  Aber  wenn  auch  Australien 
sich  für  englischer  hält  als  Grossbritanuien, 
strebt  es  doui  einer  staatsrechtlichen  LoslOsung 
vom  Mutterlande  entgegen.     Die  schntKiüllne- 


riscben  Bemühungen,  dort  eine  Indnstrie  hei- 
misch zu  machen,  durften  verfrQht  sein.  Ausser 
dem  Bergbau  werden  Viehzucht  und  Landwirt- 
schaft mit  starker  Ansfnbr  dieser  Produkte 
nach  Europa  noch  auf  lange  hinaus  den  wirt- 
schaftlichen Charakter  dieiier  wichtigen  Kolonial- 
gebiete bestimmen.  Die  austraUschen  Be- 
sitzungen, welche  seit  dem  Ende  des  18.  bis  zur 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  nach  und  nach  als 
Strafkolonieen  für  das  Mutterland  dienten, 
haben  eine  Überaus  selbständige  Beprfiaentativ- 
verfassnng  erlangt. 

In  der  Südsee  hat  England  durch  die  An- 
nexion von  Fidji,  Slidguinea,  Nordborneo  u.  a. 
Inseln  die  deutschen  dort  massgebenden  Planta- 
gen- und  Handelsuntemehmuugea  mehr  ge- 
schädigt als  eigene  wirtschaftliche  Vorteile  er- 
mngen.  Durch  die  Schwierigkeiten ,  die  es 
Dentitchlaud  in  Samoa  machte,  ist  es  ihm  aber 
schliesslich  doch  getnngen,  in  dem  Abkommen 
vom  14.  September  1^  die  ausschliesslichen 
Rechte  an  Tongo  nnd  die  Abtretung  zweier 
Salomonsiuseln  zu  erlangen.  Das  englische 
Protektorat  über  Tongo  wurde  am  19.  Mai  1900 
proklamiert. 

An  der  Küste  Chinas  hat  England  in 
Hongkong  und  Schanghai  (letzteres  nicht  Kolonie, 
sondern  Station)  handelspolitisch  fest«n  Fnss 
gcfasst,  noch  mehr  in  Singapore  (Straits 
Settlements)  au  dem  Punkte,  wo  sicn  die  Haudeta- 
wege  zwischen  Europa  nnd  Indien  einerseita 
und  t-hina,  Japan  und  dem  stillen  Ocean  anderer- 
seits kreuzen.  Ebensowenig  wie  diese  bandels- 
Solitischen  Kolonieen  haben  Aden,  Ascension, 
t.  Helena,  Malta,  Cypeni  uud  Gibraltar  irgend 
welche  territoriale,  sondern  ansschliesslich  mili- 
tärische Bedeutung. 

Ob  das  Kaiserreich  Indien  mit  seinen 
Dependenzen  eine  Quelle  der  Stärke  oder  der 
Schwäche  für  die  britische  Weltmacht  ist,  diese 
Frage  inuss  verschieden  beantwortet  werden, 
je  nachdem  man  an  die  jetzigen  wirtschaftlichen 
Vorteile  dieses  Besitzes  denkt  oder  an  die 
staatliehen  Koufilkte,  zu  denen  dieser  Besitz  in 
Zukunft  mit  Rus^and,  China  und  mit  den  Ein- 
geborenen selbst  lUhren  ranss.  Seitdem,  durch 
den  Aufstand  der  Sepojs  von  1857  gezwungen, 
das  britische  fteich  an  die  Stelle  der  East  India 
Compagny  getreten  ift.  kann  es  seine  Herr- 
schaft über  die  289  Millionen  Bewohner  dieses 
Beiclies,  in  dem  nur  2  Mill.  Christen  neben  190 
Hill.  Hindus,  öä  Mill.  Mohammedanern  und 
J  Mill.  Buddhisten  leben,  unr  dadurch  aufrecht 
erbalt«u,  dass  es  diese  verschiedenen  Bevülke- 
rung.'telemente  gegen  einander  ausspielt.  An 
eine  Verschmelznng  die.ser  zum  Teil  hochkulti- 
vierten Völker  zu  einer  huberen  etwa  angel- 
sächsischen Einheit  wie  in  Nordamerika  ist 
nicht  zn  denken. 

Dagegen  fordern  diese  Vülker,  die  nnter 
der  Herrschaft  der  ostindischen  Kompagnie  unr 
der  Gegenstand  rücksichtsloser  Ausben  timg 
waren,  von  der  staatlichen  britischen  Verwaltung 
nicht  unr  eine  Ausstattung  mit  Kapitalien  und 
modemenVerkehrs-  nndWonlf ahrtaeinrichtung  en, 
sondern  auch  eine  steigende  Anteilnahme  an 
der  SelbstverwaltnuK.  so  dass  das  europäische, 
d.  h.  englische  Bevülkerungseleraent  vielleicht 
friedlich,  vielleicht  kriegerisch  nach  und  nach 
"  'Zur 
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Qnelle  der  Bereichenmg  fOr  die  dort  lebenden 
Beamten.  Offiziere,  Kanflente  und  Gewerbe- 
treibenden des  britischen  Volliea. 

Der  afrikanische  Weltteil  ist  die  jHugste 
Domäne  der  britischen  kolonialen  Thätigkeit. 
Von  allen  vier  Seiten  her  Ut  dieser  Weltteil 
TOD  den  Engländern  in  AneriR  genommen 
worden  (Tgl.  oben  Teilung  Amkaü),  zunächst 
Tom  Süden  vom  Capland  aus,  wo  England  seit 
1814  auf  holländischer  Grundlage  nicht  nur 
kultiviert,  sondern  nucli  entsprechend  der  ausser- 
tropischen  Lage  des  Gebieten  mit  rielem  Erfolge 
britisch  kolonisiert,  d.  h.  seine  eigene  Nationalität 
massenweise  ansiedelt.  Die  vom  Westen  am 
Niger  nnd  vom  Osten  am  Zambeai  und  Jnb 
nach  den  central  afrikanischen  Seeen  Tordringende 
kolonisatorische  Thätigkeit  der  Engländer  hat 
nur  handelspolitische  Bedeutung,  wird  kaum 
zur  Kultivation  und  sicher  nicht  zur  Besiede- 
Inag  führen.  Die  Stellang  Englande  im  ^'orden 
aber,  in  Aegypten  und  bald  vielleicht  auch  in 
Marokko,  ist  ebenso  handelspolitischer  wie  na- 
mentlich weltmachtHcher  Natur. 

Die  Kämpfe  Gros^britanni^ns  gegen  die 
selbständig  gebliebenen  niederdeuUchen  Staats- 
gebllde,  den  Oranjefreistaat  and  Transvaal  (die 
südafrikanische  Republik)  in  den  Jahren  1899 
und  1900  scheinen  die  ataatliche  Vorherrschaft 
Groasbritanniens  in  Südafrika  zu  einer  endgil- 
tigen  zu  machen.  Sie  konnten  aber  das  in  SQd- 
afrikft  vorherrschende  niederdeutMhe  Volkstum 
nicht  vernichten.  Vielleicht  ist  dieses  durch 
heraufbeschworene  Gegensätze  nur  noch  gestärkt 
worden. 

L'eber  die  neuere  Kolonialpolitik  Grossbri- 
tanniens  vgl.  Conrad«  Jahrb.  UI.  F.  Bd  16, 
S.  6B4. 


Uaa  hat  die  Emancipation  der  V'er- 
einigten  Staaten  von  Amerika  (4.  JuÜ  1776 
bis  ii.  September  1783)  von  jeher  als  einen 
Ki-sserfolg  der  enghschen  Koloaialpolitik 
bezeichnet,  wie  nicht  minder  den  drohenden 
Anschhiss  Canadas  an  diese  Vereinigten 
Staaten  und  die  bevorstehende  selbständigere 
Oi^oisation  von  Australien  und  Südabika. 
Auch  hat  man  diese  Erscheinungen  verall- 
gemeinern wollen  und  gemeint  (Tui«ot), 
dass  Kolonieen  Früchten  gleichen,  welche 
mir  so  lan^  festhalten,  als  sie  reifen. 

Aber  die  verhältnismässig  frühe  Un- 
abbangigkeifserkläning  der  Vereinigten  Staa- 
ten war  nichts  Notwendiges,  sondern  das 
Ergebnis  einer  zollpolitischen  und  monoix)- 
listischen  Ausbeutung  der  Kolonie  durch 
das  .Mutterland,  eines  Fehlers,  den  England 
später  nur  in  Indien  wiederholt  liat.  Und 
Sicher  wäre  es  von  Engtand  klflger  gewesen, 
die  105  Millionen  £,  die  es  im  Kampfe  gegen 
die  Vereinigten  Staaten  ausgab,  als  Gnmd- 
kapital  für  neue  koloniale  Unternehmungen 
zu  verwenden. 

Aber  noch  heute  sind  die  Vereinigten 
Staaten  fflr  Gi-osabritannien  ein  wert- 
voller   nationaler    und    wirtschaftlicher, 


wenn  auch  kein  staatlicher  Besitz.  Und 
auch  wenn  Canada,  Australien  und  Capland 
vom  Mutterlande  abtallen  sollten,  werden 
sie  immer  angelsächsische  Gebilde  bleiben 
und  im  Verkehre  mit  Europa  die  angel- 
sächsische Heimat  bevorzugen  und  dieser 
un gemessene  Gewinne  sichern.  Man  ^-er- 
gisst  gewöhnlich,  dass  noch  jetzt  Grossbri- 
tannien  den  Löwenanteil  an  dem  internatio- 
nalen Handelsverkehr  der  Vereinigten  Staa- 
ten besitzt.  Denn  von  diesem  kamen  1897' 98 
überhaupt  auf  Grossbritannien  in  Einfuhr 
17,6  "/o,  Ausfuhr  44,1  "-'o,  zusammen  35,20/e, 
imd  wenn  man  den  europäischen  Verkehr 
besonders  berücksichtigt,  von  diesem  auf 
Grossbritannien  in  Eiuhihi-  S'>fi°lfi,  Ausfuhr 
55,5  "/o,  zTisammen  50,7%.  Und  die  nach- 
stehende trebersicht  zeigt,  dass  für  die  Aus- 
fuhr britischer  Produkte  einerseits  die  bri- 
tischen Besitzungen  für  Grossbritannien  die- 
selbe Bedeutung  haben  wie  ganz  Europa 
und  andererseits  die  unabhängigen  Vereinig- 
ten Staaten  eine  halb  so  grosse  Bedeutung 
haben  wie  das  abhängige  indische  Kelch. 
Die  Gesamtein fiüir  aus  den  Vereinigten 
Staaten  ist  sogar  sechsmal  so  gi-oss  als  die 
aus  Indien. 

Wert  der  britischen  Gesamteinfnbr  nnd  der 

Ausfuhr  britischer  Produkte  1898 

in  Tausenden  Pfund  Sterling. 


Länder 

Einfuhr           An.sfnlir 
abmiint]    %    absolut     % 

Fremde  Länder  .    . 
davon 
Vereinigte  Staaten 
Europa     .... 
Brit,    Besitzungen 
davou 
Ostindien  .... 
Australien  u.  Neu- 
seeland     .    .    . 

370945 

12606^ 
aoa492 
99  434 

37470 

28850 

78,8,  149932 

26,8!    14  716 
43,0!   89986 
zi,i     83  487 

5,8     39  730 

6..     ....3 

64,3 

38,5 
35,7 

12,7 

9,0 

]  470379  loo,oj  233  359I  100,0 

Dass  die  Vereinigten  Staaten  von  Nonl- 
amerika  auch  noch  heute  ein  (passives) 
Kolonialland  sind,  ei^iebt  sich  ohne 
weiteres  daraus,  dass  sie  auch  heute  noch 
den  grüssten  Ted  der  europäischen  Aus- 
wanderung empfangen,  Und  da  sie  Ange- 
hörige aller  Nationen  aufnehmen,  werden 
sie  in  der  That  fast  von  allen  exiropäischen 
Nationen,  besonders  von  denen,  welche  keine 
eigenen  Aus  wandern  ngskoionieen  besitzen, 
als  das  Eolonialland  an  sich  angesehen,  vgl.  d. 
Art.  Auswanderung  oben  Bd,  11  S.  69. 
1  'nd  doch  sind  sie  noch  heute  im  wesentlichen 
ein  britisches  Kolonialland.  Dies  ergiebt 
sich  schon  daraus,  dass  Grossbritannien,  ob- 
gleich es  grosse  eigene  Kolonialgebiete  be- 
sitzt, noch  immer  den  grössten  Teil  seiner 
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Aiiswandening  nach  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  entscudet.  Von  den 
14928263  Answanderern  Grossbritanoieus 
der  Jahre  1815  bis  18ft8  gingen  nömlich 
W  016  300  oder  67,1  "/o  nach  den  Vereinigten 
Staaten,  2263879  oder  15,1  %  nach  den  eng- 
lischen Kolonieen  Nordamerikas,  17888% 
oder  11,9  "(0  nach  Aiiatraiien  und  Neusee- 
land und  851 188  oder  5,7''.'o  nach  anderen 
Ländern.  Andererseits  bildeten  die  Aogei- 
sachsen  die  massgebendste  Quote  der  Ein- 
wanderung in  die  Vereinigten  Staaten  (S. 
oben  Bd.  U  S.  93). 

Die  Anteile  der  Nationalitäten  an  der 
Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten 
haben  allerdings  vielfach  geschwankt,  so  • 
t\ass  es  nicht  immer  selbstverständlich  war, 
dass  gerade  das  angelsächsische  Element 
das  ausschlaggebende  werden  wflrde  bei  der 
Bildung  des  neuen  nord amerikanischen  Vol- 
kes. Bis  zu  der  L'nabhängigkeitserklämng 
der  Vereinigten  Staaten  war  der  (statistism 
nicht  exakt  nachweisbare)  Anteil  der  deut- 
schen Einwandenmg  an  der  Gesamteinwan- 
derung so  gross,  dass  in  der  That  die  Mög- 
lichkeit vorhanden  gewesen  wäre,  wenigstens 
(■inige  Teile  der  Vereinigten  Staaten  zu 
deutschen  Kolon  iaigebieten  zu  gestalten. 
Aber  ^in  den  für  (be  Eroberung  des  neuen 
Weltteiles  geführten  Kümpfen  stellteu  die 
Romanen  die  Offiziere  ohne  Heer,  von  den 
Germanen  dagegen  die  Engländer  ein  Heer 
mit  Offizieren,  {lie  Deutschen  endlich  ein 
Heer  ohne  Offiziere.«     (F.  Kapp.) 

Als  aber  die  Vereinigten  Staaten  ihre 
Unabli&igigkeit  erkämpft  hatten  iind  sich 
selbständig  zu  gestalten  boj^nuen,  brachen 
die  grossen  europäischen  Kriege  aus,  welche 
25  Jahre  lang  jede  grössere  Auswanderung 
von  dem  Kontinente  Europas  und  also  auch 
aus  Deutschland  unmöglich  machten  imd 
damit    der  angelsachsischen  Einwanderung 

ferade  in  der  entscheidenden  Zeit  ein  kon- 
urrenzloses  Feld  darboten.  Im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  war  dann  die  deutsche 
Nationalität  an  der  Einwanderung  in  die 
^'e^einigten  Staaten  stärker  als  irgend  eine 
andere  beteiligt,  wenn  man  die  Irländer  wie 
billig  nicht  zu  den  Briten  rechnet.  Unge- 
rechnet die  Deutschen  aus  Oesteireich  und 
der  Schweiz  und  anderen  Ländern  betrug 
nämlich  der  Anteil  der  Einwanderung  aus 
Deutschland  an  der  Gesamte!  nwandening  in 
die  Vereinigten  Staaten: 

1821— IS-MJ    5,oO/  1861—1870  3^,9% 

1831—1840  35,4  „  1871—1880  35,5  „ 

1841- 18Ö0  25,3  „  1881—1890  «9,0  „ 
1861—1860  36,5  „ 

Die  nachstehenden  Tabellen  zeigen,  dass 
es  eigentlich  nicht  die  Angelsachsen  selbst, 
sondern  die  keltischen,  aber  engliscli  spre- 
chenden Irländer  gewesen  sind,  die  daftir 


gesoi^  haben,  dass  den  Vei-einigten  Staaten 
auch  im  19,  Jahrhundert  ein  angelsächsi- 
scher Charakter  gewahrt  blieb.  Denn  nur 
wenn  man  die  Irländer  ebenso  wie  die 
Engländer  und  Schotten  als  Grossbritaonier 
ansieht,  gewinnt  die  grossbritaimisohe  Ein- 
wanderung ihre  entscheidende  relative  Mehr- 
heit. 

Die  gesarate  Einwanderung  in  die 
Vereinigten  Staaten  betrag  seit  dem  Beginne 
einer  genügenden  Statistik  in  den  einzelnen 
Jahrzehnten : 

1821—1830  151824  1861—1870  2491451 
1831-1840  599125  1871—1880  2812191 
1841— 1850  1  713251  1881—1890  5246613 
1851-1860  2S98ii4Zus.lS21— 1890  15612669 

In  der  jüngsten  Zeit  hat  sich  eine  wich- 
tige Äenderiing  in  dem  Charakter  der  Ein- 
wandenmg in  die  Vereinigten  Staaten  voll- 
zogen. Während  nämlich  bisher  Grossbri- 
tannien  und  Deutscldand  zusammen  Bö^/o 
der  Einwandenmg  stellten  und  damit  in 
jeder  Beziehung  ausschlaggebend  waren, 
sind  diese  beiden  Länder  seit  1868  mir  noch 
mit  58,6  "/o  beteiligt.  Dagegen  schwillt  die 
Zahl  der  Schweden  und  Norweger,  dann 
aber  auch  der  Russen  und  Polen,  der  Ita- 
liener imd  österreichischen  Slawen  mächtig 
an,  wie  ebenfalls  die  Tabelle  zeigt. 

Die  Skandinavier  waren  bis  1880  nur 
mit  i":»  beteiligt  und  haben  sich  bis  auf 
12  ",o  erhoben,  die  Italiener  in  dieser  Zeit 
gar  von  0,7  bis  auf  12,5%  und  die  mehr 
oder  weniger  slawischen  Gebiete  von  Oester- 
reieh-Ungarn,  Russland  und  Polen,  die  vm- 
1880  zusammen  mit  etwa  l"/o  vertreten 
waren,  steUen  jetzt  Ober  29  *.'o  oder  fast  den 
dritten  Teil  der  amerikanischen  Einwande- 
iTiDg  und  haben  damit  ebensowohl  Deutsch- 
land als  Gressbritannien  überholt.  Von 
ethnologischem  Einfluss  wird  dies  auf  die 
Zukunft  des  amerikanischen  Volkes  kaum 
sein,  da  dessen  angelsächsischer  Cliaiakter 
bereits  zu  sehr  befestigt  ist.  Desto  ver- 
hängnisvoller wird  dieser  Umschwung  in 
der  Einwandenmg  die  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Verhältnisse  beeinflussen.  Vou  der 
Einwanderung  der  letzten  Jahre  waren  Ar- 
beiter 

England 

Deutschland  ,    „  .,    ., 

Bussland  nnd  Polen  8,9  „  43,4  „ 

Italien  7,8  „  58,5  ,, 

Oesterreich-UnKam  6,4  „  48,5  „ 

GeBunteinnanuenmg  10,8  „  39,6  „ 

(Die  ErfÖllnng  zu  100**/o  sind  die  Angehöri- 
gen.) Der  üntersclüed  in  der  Qualität  er- 
giebt  sich  auch,  wenn  man  auf  die  Ge- 
schlechts-, Alters-  und  A'erraögensverhältnisse 
der  Einwanderer  eingeht. 
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Die  EinwADdenm^  in  die  Vereinigten  Siaaten  von  Amerika  nach  UraprnngslltDdeni 


absolut    '^*'.*»'^ 


DeuUoblatid  .  .  .  . 
Oeiterreicb-Dngrara     . 

Schweiz 

Niederlande    .    .    .    . 

Belgien      

DSneuutrk 

Norwegen 

Schweden 

England     .     .    ,    .    . 

Schottland 

Wale« 

Nicht    specifiziertes 
Gros.'ibritannien   ,    . 

Irland 

Fnukreich      .    .    .    . 

Spanien,  Portugal  .  . 
EnrcipütHches  Rnüsituid 
Uebriges  Europa    .    . 

X'ebriges  Asien  .    .    . 

Afrika 

Britisch  Amerika  .  . 
Westindien     .    .    .    . 

Meiiko 

Centralamerika,    SUd-. 

Amerika 

Atlantische  Inseln  .  . 
AnAtralien  n.  Polynesien 
Andere  Länder  .    .    . 


3  086  665I 
8z  365' 
89855! 
47  659: 

410369! 


3  '37  3641 
318030, 

8*535; 


895  599  i 

567  738  I 
50464, 
307  309  ' 

301  659  ' 

68  373  1 
437' 


1S906 
49  744 
783'4 
a  19  383 


34266 
555  55" 
25188 
503889 
Z6023 
31919 
46944 


zasammen  . 


5065011 
918757 
203851 
131  448 

63  582! 

I  406  239 


7  003  142!     36,8 

dftiuDicr  imi-iKn  SH 

4040695!     21,6 

Irlfinder 


)  37. 


Diese  slawisch -italienische  Einwanderung 
vermehrt  die  Masse  des  un^bildeten,  sogar 
aoalphabetea  Proletariats,  dn\ckt  die  I^bens- 
gewcihnheiten  und  die  Arbeitslöhne  der 
unterstea  Schichten  auf  eiao  niedere  Stufe 
und  fßrdert  demagogische  Umtriebe  in  der 
Politik. 

Die  in  steigender  Zahl  einwandernden 
Chinesen  sind  in  den  westhchen  Staaten 
Ton  einem  ähnlichen  EinQuss  auf  die  Herab- 
setzung der  Arbeitslöhne  wie  in  den  ■west- 
lichen Staaten  die  Slawen.  Hieraus  und 
aus  dem  immer  stärkeren  Vorwiegen  der 
eingeborenen  Bevülkenmg  gegenüber  der 
eingewanderten  und  aus  der  ziemlich  vollen- 
deten Occupation  des  Landes  in  landwirt- 
Bchaftlicher  Beziehimg  erklären  sieh  der 
Nativismus  und  das  Schutzsvstem.  die  sich 
in  steigender  ■Weise  in  den  vereinigten  Staa- 
ten geltend  machen. 

Die  BevClk  er  uns:  der  Vereinigten  Staaten 
rekrutiert  sieb    ans  allen  Weltteilen,  und  die 


OesamtbevJUkemng    vertreten    sind, 


scheidend  für  den  jetzigen  und  zukünftigen 
Charakter  de«  anf  diesem  Kolonialboden  ge- 
bildeten neuen  Volkes. 

Die  einbeimische  amerikanische  Bevülkerang 
war  so  dUnn  und  so  wenig  kultivationsfUhig, 
dass  sie  von  dem  neuen  Volke  nicht  aufgesaugt 
werden  könnt«,  sondern  notwendig  verdrfinet 
werden  musste.  Die  Indianer  werden  in  ab- 
sehbarer Zeit  aussterben.  Ihre  bisherige  Ab- 
nahme läset  sieb  statistiitcb  nicht  nachweisen, 
da  der  Census  sich  nur  mit  de»  civilisierten 
Indianern  beschäftigt.  Solcher  wnrden  1860 
44021,   1870  25731,    1880  66407,   1890  32567 

iausschl.  Alaska)  gezählt.  Eine  besondere  Er- 
lebnng  der  ludianerbevülkening,  die  im  Jahre 
1890  vorgenommen  wurde,  fand  aber  einschl. 
dieser  8S667  civilisierten  Überhaupt  24Ü273 
Indianer,  eine  verschwindende  Zahl  ^genüber 
der  Gesamtbevillkemng  von  62,6  Millionen. 

Die  afrikanische  NegerbevSlkernng  nahm 
vor  1830,  als  der  Xegerbandel  noch  in  voller 
BlQte  stand,  schneller  zu  als  die  weisse,  Seit- 
I  dem  hat  sich  aber  das  Verhältnis  stetig  zu 
I  Qimsten  der  Weissen  verschoben.  Auf  lOUO 
Weisse  kamen  in  den  Süd  Staaten  der  Union 
,  1830  noch  598.  1890  aber  nnr  mebr  als  415 
1'  Neger.      In     den    Siidstaaten     wurden     1860 
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4216241,  1870  4565990,  1880  6142360,  1890  Arbeiwlöhneu,  Lebeushaltung  ond  gesellschaft- 
6996166  Farbi^re  (Neger  und  Mischlinffe)  ge-  liehen  Verhältnissen  immer  mehr  den  alten 
zählt  und  in  den  gesamten  Vereinigten  Staaten  !  Kulturvölkern  äbnlieb  werden. 
1860  4441830  oder  13,9\,  1870  4880009  oder ,  Die  Vereinigten  Staaten  bieten  die  be- 
12,6  °L  1880  6580793  oder  13,1%  und  1890 ,  merkenswerte  fcschciming,  daßs  sie,  wäh- 
7638360  oder  12,2%  der  Gesamtbevülkernng.  ^ rgnd  gje  noch  immer  riassiv  den  Ctiarakter 
,i«-n*-V7«i«ft''i*.öi  n"!.-  ""^"'S^"  .J^H^""   eines  Koloniallandes  haben,  doch  schon  seit 

'^e'^SÄriÄ'ine-il^nderZa^'t::  GeneiBtionen  angefangen  h^ben,  sich  aktiv 
fand    1860  349;«  Chinesen   (sämtlich   in   Ca!i-,a«  ^er  KolonisaUon  zu  beteiligen, 
tornienl,  1870  63 199  (davon  49277  in  Californien),         Dies  zeigt  die  Ausdehnung  der  iirspi-ftng- 
1880  1Ö6466  (75132),  1890  107475  (72472),  liehen    13  Staaten   zu  dem  jetzigen  Umfang 

Den  wesentlichsten  Teil  der  Bevölkerung  der  Union  und  die  Art  der  Besiedelung  des 
bilden  europäiiwhe  Einwanderer  und  deren  Nach- ,  neu  gewonnenen  Gebietes.  Den  lÜ  alten 
kommen.  TroM  der  wachKeuden  EinwEmderung ;  Staaten  wurden  J791  Vermont,  170-.i  Ken- 
=""«.^"  Bruchteil  der  im  Auslände  geborenen  („(.^^  lygg  Tennessee,  1802  Ohio  hinzuge- 
BevClkemng  immer  mehr  zurück.  Von  der  («^  lom,  r«. .;..!»«»  ,  „«  Ti'_«i,»~;...u  ^^ 
Gewimtbevälkerungwaren  im  Auslände  geboren  f"8t,  180Ö  I/)u^iana  von  Frankmch  erwoi- 
bei  den  Census  der  Jahre  1860  4138697  oder !  ^e"'  *emer  traten  in  die  Lnion  ein  oder 
131  ".'o,  1870  5567229  oder  144%  1880  i '"'ura^n  erworben:  Indiana  IS  16,  .Mississippi 
6679943  oder  13,3  °V  Von  diesen  6679943 .  1S17,  Illinois  1818.  Alabama  »od  Flonda 
Fremdgeborenen  des  Jahres  1880  waren  277216911819,  Maine  1820,  Missouri  1821,  Arkansas 
in  Grossbritanuien,  1966742  in  Deatachland,  1  ifiSß,  Michigan  1837,  Te.tas  1840,  Jowa  und 
'''-^°''V^^5iJ^'''^*'"*,"''?V'*^«^?J"-^^*''' Oregon  1846,  Neu-Mexiko  und  Califomion 
navien,  106971  in  Frankreich,  104  468  in  China,  ^g^y  Wisconsin  18,W,  l'tah  IS'iO,  Minnesota 
95550  in  Oesterreich-L ngarn,  88621  m  ia  ,a-c  v^„r.  ^  iüj-i  i,i  i  «  ici-i  \t  . 
Sehweiz,  84279m  Russland  und  Polen,  73625|J^?^'  ^'"'T ,lf-'J^\  loÄ  nT^ 
in  Belgien  und  Holland,  44230  in  Italien,  1^*-  Nevada  ISbo,  Nebraska  18fa7,  Cclorado 
1&T869    in    anderen    Ländern    geboren.     Der   I87ii,  Wyoming  1868,  Alaska  aber  18(i;  von 


ergab  dagegen  folgeudes  Bild;  i  den  Russen  gekauft. 
j  frei   '     ■  ■.,..„... 


Von  den  9249547  Fremdgeboreneu  waren  Die  Besiedelung  der  inneren  und  west- 

lichen Gebiete  ist  aber  keineswegs  aus- 
,  schliesslich  durch  die  europäische  Einwande- 
rung lierbeigefOhrt  woraen ,  sondern  zu 
einem  wesentlichen  Teile  aus  der  vorhande- 
nen Bevölkerung  der  östlichen  Staaten  her- 
'  voi^gaiigen.  Kin  grosser  Bruchteil  auch 
der  eingeborenen  Bevölkening  ist  in  steter 
Wandening  nach  dem  Westen  begriffen. 
Aktiv  und  passiv,  also  in  doppeltem  Örade, 
sind  die  Vereinigten  Staaten  ein  koloniales 
„  -  Gebilde,    Dies  bewirkt  nicht  nur  eine  Ver- 

geboren. Schiebung  des  Seh wergo wicht s  der  Besiede- 

ln Bezug  auf  die  Zusammensetzung  der  '  Jung  in  westlicher  Riehtnng,  das  in  deut- 
BevWkerung  nach  Gesehlecbtern  Altersklaasen,  Hcher  Weise  durch  die  nachstehende  Tabelle 
Ber^fsarten.   Bildnngsstand,  Stadt-  und  l^d-  („^^^   g„  „„^   Wagner)  veranschaulicht 

bevClkeruug  unterschieden  sieh  die  Vereinigteu  , '   ._j  ',  i,     ■       ai-     v  i 

Staaten  ala^^Kolouialland  früher  wesentlich  von   ^^f'^^n^'*^'!.»"^'^  eine  Mischung  der  Ver- 
den   europäischen   Kulturvölkern,    nahern    sich  1  ^cbiedenen     histonschen      Bevaikemngsele- 


Ucbersicht  der  Entwickelung  der  Vereinigten  Staaten. 
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Dieses  Vorthaogen  der  Bevölkerung 
nach  Westen  ist  nm-  möglich  gewesen 
durch  einen  flberaiis  raschen  Bau  von  Eisen- 
bahnen, der  von  dem  in  Eni-opa  Ablachen 
wesentlich  dadui-ch  abwich,  dass  er  sich  in 
menschenleere  Gebiete  wagte  und  in  diesen 
einen  Verkehr  erst  zu  sdiaffen  versuchte, 
der  in  Eluropa  die  Voraussetzung  des  Eisen- 
bahnbanes  zu  bilden  pflegt.  Und  so  wurde 
die  Her£tellung  der  verscliiedonen  Verbin- 
dungen zwischen  der  atlantischen  und  der 
pacifischen  Küste  der  Schlusssteio  der  kolo- 
nialen Occupation  des  nordamerikaiiischen 
Kontinents  und  zur  Verschmelzung  der  öst- 
lichen und  westlichen  Staaten  zu  einem 
einheitlichen  wirtscltaftlicheti  und  nationalen 
Gebilde.  Der  Eisenbahnbau  überhaupt, 
nicht  bloss  derjenige  der  Pacifikbalmeu, 
ist  aber  auch  zum  Hauptmotiv  der  Koloni- 
sationstechnik der  Vereinigten  Staaten  ge- 
worden. 

Da»  Eoloniftlaystem  der  Vereinigten 
Staaten  ist  das  „freie  Koionialsjstero"  Roschers. 
Die  unbenntzten  LSodereien  sind  grundsätzlich 
in  Eigentum  der  Union,  und  ihre  Verwaltung 
erfolgt  direkt  von  dieser  auB.  Sie  bilden  so 
lange  „Territorien",  bis  sie  xu  „StuaUn"  aus- 
gereift siud,  um  als  solche  ebeubllrtig  in  die 
C'niou  eintreten  zu  können.    Die  Vermessung, 

älanmäsaige  Einteilung  und  die  Veräusserung 
er  unbenutzten  Läudereien,  einscbliesslicS 
früherer  fieservationen  der  Indianer,  bleibt  aber 
auch  in  den  Staaten  Siehe  der  Bundesregfierung. 
Die  eigentliche  Ausführung  der  Besiedelung 
einschliesslich  der  Grund uneeu  von  Stfidten 
wird  jedoch  der  Frivatapeknlatian  überlassen, 
and  der  Staat  beschränkt  sich  durch  seine 
Heimstättengesetzgebung  und  andere  Einrich- 
tungen  auf  die  Sicherung  des  Privatbesitzes. 

Man  hat  sich  in  Euroiia  deshalb  so 
schwer  daran  gewöhnt,  die  Vereinigten 
Staaten  unter  die  Kolonisationsmächte  zu 
rechnen,  weil  man  von  der  Vorstellung  aus- 
ging, als  sei  das  heutige  Gebiet  der  Ver- 
einigten Staaten  auf  dem  nortiamerikani  scheu 
Festlaude  der  natflrliche  und  selbstv^erständ- 
liche  Besitz  dieses  Staatengebildes,  aber  die 
oben  erw&hnle  Ausdehnung  des  Besitzes 
innerlialb  des  Festlandes  über  die  alten 
13  Staaten  hinaus  war  doch  ohne  Zweifel 
eine  kolonisatorische  Bethätigung  ersten 
Ranges. 

Wenn  nun  im  Jahre  1893  die  Vereinigten 
Staaten  durch  ihre  Er»'erbungon  in  der 
west-  und  ostindischen  Inselwelt  sich  in 
grösstem  Massstabe  ausserhalb  ihres  fest- 
ikndi seilen  Heimatgebietes  koloniale  Herr- 
schaftsgebiete erworben  haben,  so  kann  nun- 
mehr niemand  mehr  daran  zweifeln,  dass 
die  Vereinigten  Staaten  auch  formell  den 
Anspruch  haben,  unter  die  Kolonialmächte,  ja 
SG^ar  unter  die  Weltmächte  gerechnet  zu 
■wenlen.  Aber  hier  vergisst  man  gewöhn- 
lich emt  recht,  dass  es  sich  im  Jahre  1898 
nicht  um  zufällige  zusammentiangslose  Er- 


eignisse handelte.  Die  überseeischen  Aus- 
dehnungsbestrebungen der  Vereinigten  Staa- 
ten sind  rielmehr  fast  so  alt  als  sie  selbst, 
wie  Albert  Wirth  jüngst  in  übei-zeugender 
Weise  dai^than  bat.  Wir  folgen  ihm  in 
nachstehenden  Ausführungen. 

Kaum  hatten  im  Jahre  1774  die  13 
Staaten  ihre  Unabhängigkeit  erklärt,  sn 
zeigten  sich  schon  im  Jahre  1799  Versuche, 
die  europäischen  Staaten  aus  ihrem  ameri- 
kanischen Besitz  zu  verdrängen,  im  Stillen 
Ocean  Fuss  zu  fassen  und  auf  dem  Wege 
einer  englisch-ameiikanischen  Allianz  eine 
englisch-amerikanische  Weltlierrschaft  anzu- 
bahnen. Schon  im  Anfange  des  19.  Jahr- 
hundorts treten  sie  militärisch  im  mittel- 
ländischen Meere  auf.  (Tripolis  18Ü1,  Algier 
ISl«.) 

Im  Stillen  Meere  waren  die  Yankees  so- 
fort nach  der  Begi-ttndung  der  L'nion  er- 
schienen. 178i  fährt  die  »Empress«  von 
New- York  nacli  China,  1787  beginnt  die 
»Colurabiaa  in  Boston  ihre  Weltumsegelung, 
179;i  entdeckt  Gray  die  Colli mbiamüudung, 
1793    wertlen    die    Marmiesas,    welche   dei- 

Eei-uanische  Vicekön^  ilaniiies  nacl»  sich 
t?nannt  halte,  durch  einen  Bostoner  Skipper 
in  ■>Wasliington-Gruppes  umgetauft  Um 
die  Wende  des  Jahrhunderts  segeln  ameri- 
kanische Walfisclifäuger  bis  nach  Jesso, 
und  Yankee- Schiffbrüchige  gelangen  nach 
Nagasaki.  (1811  wird  Astoria  gegründet.) 
1812  kreuzt  Porter  in  der  Südsee,  ent- 
wickelt zuei'st  Absichten  auf  die  Galapagos 
und  besetzt  dann  die  Man^nesas. 

Im  Jahre  1822  gründeten  die  Amerikaner 
eine  Überseeische  Kolonie  in  Westafrika,  die 
NegeiTcptiblik  Liberia.  Eigentümlicherweise 
gaben  russische  Versuche,  in  Californien 
Fuss  zu  fassen,  die  Veranlassung  zu  der  be- 
kannten Monroedoktriu,  indem  der  Prä- 
sident Monroe  am  2.  Dezember  1823  eine 
Botschaft  erliesa,  in  der  folgende  Sätze  vor- 
kamen: 

•  Die  Gelegenheit  ist  für  geeignet  er- 
achtet worden,  als  einen  Grundsatz,  der 
die  Rechte  und  Interessen  der  Vereinigten 
Staaten  enthalt,  zu  erklären,  dass  die 
amerikanischen  Kontinente  in  Anbetracht 
der  freien  und  nnabhängi^'cn  Lage,  die  sie 
angenommen,  hinfort  nicht  als  Gegen- 
stände für  zukünftige  Kolonisation  durch 
irgendwelche  europäischen  Mächte  zu  be- 
trächten sind. 

Irgendwelcher  Versuch  der  euiwpfti- 
schen  Mächte,  ihr  System  auf  irgend 
einen  Teil  der  transatlaniist^hen  Hemisphäre 
auszudehnen,  wird  als  eine  Gefalir  für 
den  Frieden  und  die  Sicherheit  der  Union 
Ijetrachtet  werden.« 
Die  unmittelbaren  Wirkungen  dieser  Bot- 
seliaft  waren  die  Wegdrängimg  Englands 
von    Mexiko,    die   Aufgabe    der  russischen 
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Niederlaesungen  iti  Nordcalifortilei]  und  die 
Yerpfticiitung  Russlands,  kein  Land  südlich 
von  Alaska  erobern  zw  wollen. 

Nachdem  Louisiana  für  60000000  Fran- 
ken von  Frankreich  gekauft  und  Florida 
mitten  im  Frieden  den  Spaniern  al^noni- 
men  worden  war,  difingten  die  Vereinigten 
Staaten  Mexiko  immer  weiter  nach  Süden, 
und  schon  1823  schrieb  Adams  nach  Madiid: 
»Es  ist  kaum  mi%Uch,  der  Ueberzeu- 
giing  zu  widerstelien,  dass  die  Annexion 
Cnbas  durch  unseren  Bundesstaat  für  den 
Fortbestand  und  die  Erhaltimg  der  Union 
notwendig  sein  wird.* 
In  den  40or  Jahren  bei-eiteten  amerikanische 
Missionen  das  wirtschaftlicho  Vordrio^n  im 
Stillen  Ocean  vor,  indem  sie  auf  Hawaii,  den 
Marscliali-  und  GeeoUschaftsin sein,  den  Ladro- 
nen auf  Boi-neo  und  Australien,  ja  selbst  in 
Kauton  festen  Fuss  fassten.  Texas,  Neu- 
mexiko ,  Arizona  und  Califomien  wurden 
Mexiko  abgenommen  und  in  Centralamorika 
die  vorbereitenden  Massregeln  för  die  Her- 
stellung einer  Seh iffahrts Verbindung  durch 
die  Ijandenge  gotix)ffen.  Freilich  war  man 
1850  nur  so  weit,  mit  Nicaj^ua  und  Eng- 
land den  Clarton  -  Bidver  -  \  ertrag  abzu- 
schlicssen,  kraft  dessen  kein  Staat  die  ans- 
sdiliessliche  Kontrolle  Aber  einen  in  Zukunft 
zu  bauenden  Kanal  ausEtben  sollte.  Immer 
und  immer  erneuten  sich  die  Versuche,  durch 
Flibustier  in  Cuba  die  spanische  Herrschaft 
zu  erschüttern,  und  wenn  auch  die  Haltung 
der  Bundesregierung  in  der  cubanischen 
Fra^  schwankte,  so  bemächtigten  sich  ameri- 
kanische Staatsmänner  derselben  doch  in 
steigendem  Masse.  So  fassten  Buchcuian, 
Mason  und  Soiile,  die  amerikanischen  Ge- 
sandten zu  Ijondon,  Paris  und  Madrid  in 
einer  im  Oktober  IttM  in  Aachen  al^halte- 
nen  Konferenz  ihre  Anscbauungeu  in  einer 
Denkschrift  zusammen,  in  der  folgende  be- 
merkenswerte Sätze  vorkommen: 

„Wir  sind  zu  dem  Schlüsse  gekommen 
and  Bind  hiervon  gaaz.  durchdrungen,  dass  es 
notwendig  ist,  aogleich  einen  ernstlichen  Ver- 
such zn  machen,  um  ISpanien  zu  rermßgen,  uns 
Caba  fUr  irgend  einen  Preis  zn  Uherlftssen. 
Wir  können  hierfilr  120  Miilioaeu  DoUnrs 
geben,  aher  nicht  mehr.  Der  Vorschlag  so!!  in 
solcher  Weise  geschehen,  dass  er  den  nächst 
zusammentretenden  koustituiereiiden  Kortes  vor- 
gelegt werden  kann  und  uns  znr  Ehre  gereicht. 
Cuba  ist  so  notwendig  für  die  amerikanische 
Bepublik  wie  irgend  ein  anderes  ihrer  ülfedor; 
die  loset  gehGrt  durch  ihre  natürliche  Lage  zu 
der  grossen  St&atenfamilie,  von  der  die  Union 

»rovidentielle  TrHgerin  ist.  Sie  beherrscht  die 
jladungen  des  Mississippi  und  den  jährlich  ins 
unermessliche  steigenden  Handel,  welcher  hier 
seinen  Ausflnsa  in  den  Ocean  sucht.  Auf  den 
zahlreichen  schiff  baren  Flüssen,  deren  sämtliches 
Fahrwasser  30000  Meilen  nbersteigt,  die  sich 
mittels  des  herrlichen  Flusses  in  den  Golf  von 
Mexiko  ergiessen.  betrügt  die  Zunahme  der  Be- 


völkerung während  der  letzten  zehn  Jahre 
mehr,  als  die  Bevülkenmg  der  ganzen  Uniou 
war,  znr  Zeit  als  Loubiana  erworben  wurde. 
Der  natürliche  und  vorzüglichste  Ausgang  der 
Erzengnisse  dieser  Bevtilkerang,  die  Strasse 
ihrer  unmittelbaren  Verbindung  mit  den  atlan- 
tischen Staaten  nnd  dem  Stillen  Ocean  ist  nie- 
mals gesichert,  ist  immer  in  Gefahr,  solange 
Cuba  einer  anderen  Macht  gehlirt,  in  deren  Be- 
sitztum die  Insel  eine  Quelle  beständiger  Hinder- 
nisse ist,  eine  Gegnerin  nnserer  Interessen. 
Wahrlich  die  Union  kann  sich  niemals  der  fiuhe 
erfreuen,  noch  hinlänKÜch  gesichert  sein,  solange 
Cuba  nicht  innerbalb  ihrer  Grenzen  einge- 
schlossen wird." 

Wenn  auch  der  damalige  Präsident 
Pierce  diesen  Anschauungen  nicht  beitrat, 
so  wurden  die  sich  hieraus  ergebenden 
Massnahmen  doch  durch  seinen  Nachfolger 
vorbereitet  und  verwirklicht,  und  das  ameri- 
kanische Volk  hat  den  damals  gefassten 
Vorsatz  niemals  falten  lassen  und  mit  der 
ihm  eigenen  Ausdauer  und  Beharrlichkeit 
weiter  verfolgt.  Weil  man  damals  während 
des  Krimkrieges  eine  Förderung  der  Untere 
nehmiing  von  Russlaud  erwartete,  ist  die 
öffentliche  Meinung  Amerikas  seitdem  Huss- 
land  geneigt  gehheben.  Diese  kam  zunächst 
zum  Ausdruck  in  den  in  den  Jahren  1852 
bis  1R56  herrschenden  Phantasieen  von  der 
amerikanischen  '\\'eltmisEion  und  der  Bil- 
dung eines  Universal  volkes,  deren  Träger 
namentlich  die  Deutsch- Amerikaner  waren. 
Mau  stellte  sich  daliei  vor,  dass  die  Ver- 
einigten Staaten  die  beiden  amerikanischen 
Fesfländer  erobern  würden,  wie  Russland 
ganz  Europa.  (Das  sogenannte  Manifest 
Destiny.) 

Erst  die  deutschen  Siege  der  Jahre  1H64 
bis  1S71  dämpften  den  damaligen  amerika- 
nischen Grüssenwahn,  zeigten  aber  zugleich, 
da-ss  Deutschenhetzen  sich  immer  und  immer 
wieder  in  den  A'ereinigten  Staaten  ein- 
stellten. 

Unausgesetzt  war  die  Aufmerksamkeit 
der  Vereinigten  Staaten  nach  Ostasien  ge- 
richtet. Mit  China  g«lang  die  Herstellung 
eines  Vertrages  von  Wanghia  am  3.  Juli 
1844,  aber  die  Versuche,  durch  Perrys  Sen- 
dung auch  mit  Japan  Verträge  abzuscblies- 
sen,  scheiterten  allei'dings  zunäclist.  Auf 
den  Philippinen  steigerten  sich  die  ameri- 
kanischen Haudelsintei-essen  in  eiuor  Weise, 
dass  der  deutsche  Jagon  schon  in  den  60  er 
Jahren  glaubte,  mit  Sicherheit  die  Ameri- 
kanisierung der  Philippinen  prophezeien 
zu  können. 

Der  Bürgerkrieg  brach  zwar  vorcehend 
die  Lust  und  Kraft  der  Vereinigten  Staaten 
zu  auswärtigen  Abenteuern,  sobald  aber 
der  Krieg  beendet  war,  wurde  sofort  der 
Expansion sgedanke  wieder  aufgenommen. 
Dem  Staatssekretär  Seward  gelang  im  März 
1S67  der  Ankauf  Alaskas.    Russland  erhielt 
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7,2  Millionen  Dollars  für  577  000  englische  I 
Geviertraeilen,  Jetzt  betragen  die  Einkünfte 
ans  Alaska  in  einem  einzigen  Jahre  mehr 
als  10  Millionen,  damals  aber  wurde  Sewanl 
von  seinen  eigenen  landsleuten  heftig'  an- 
gegriffen und  weidlich  verspottet,  weil  er 
eine  unbrauchbare  Eis-  und  SteinwOste  um 
aolchen  Preis  erhandelt.  Der  Gesichtspunkt, 
von  dem  Seward  ausging,  war  ein  rein 
nationaler.  Er  wollte  ein  repnblüanisclies 
Panamerika  und  begrösste  mit  Freuden  die 
Gelegenheit,  die  Zahl  der  fremden  Kolo- 
nleen  in  Amerika  zu  vermindern.  Der  Er- 
werb hatte  2  Cents  <ler  Moqä;en  gekostet, 
wahrend  bei  dem  Ijouisianakaufe  der  Moi^n 
auf  beinahe  3  Cents  kam.  Ein  beträch tlidier 
Teil  des  neuen  Gebiets,  31000  Geviertniei- 
len,  besteht  aus  Inseln,  die  eine  zusammen- 
hängende BrQcke  nach  Asien  scldagen. 
Seward  aber  äusserte,  er  betrachte  den  Er- 
werb für  die  wichtigste  Handlung  seiner 
Amtsthätigkeit,  Es  werde  jedoch  zwei  Ge- 
schlechter währen,  bis  man  dies  gebührend 
erkenne. 

Im  JaluYi  1867  versuchten  die  Yankees, 
auch  Korea  zu  eröffnen.  1873  wurde  Pago- 
Pago  auf  Samoa  occupiert  und  1889  beinahe 
Samoas  wegen  Deutschland  der  Krieg  er- 
klärt. Der  Expräsident  Grant  versuchte 
vec^bens,  Ostasien  von  Singapore  bis  Korea 
zu  neutralisieren.  Die  Kßnigiu  Liluokalani 
von  Hawaii  wurde  1892  vertrieben,  zunächst 
die  Republik  ausgerufen,  später  aber  Hawaii 
von  den  Verein  igten  Staaten  annektiert. 

Seit  1883,  in  welchem  Jahre  eine  Er- 
hebung unter  Agviero  stattfand,  hatte  die 
cubanische  Frage  gerulit.  Mancherlei  Ver- 
besserungen waren  in  Verwaltung  und 
sonst  eingeführt  worden.  Die  Perle  der 
Ajitillen  blühte  mächtig  auf.  Ceberwiegend 
war  allerdings  diese  materielle  Blüte  diui3h 
ausländisches  Kapital,  deutsches,  britisches, 
französisches  imu  amerikanisches  her%'oi^;e- 
rufen. 


hervorstechend  t  . 
Omnd,  wiederum  eiu  Anfstand  aus,  K^^schürt 
von  den  cnlianisch-nordamerikiinischen  Jaotas, 
unter  dem  Vorwande  der  «paniscben  Hisswirt- 
scbaft.  Wo  nach  AuBicht  der  Angel aacbsen 
eine  Bchlecbte  oder  schwache  oder  nngenUgende 
Verwaltung  herrscht,  da  halten  sie  sich  für  be- 
rechtigt, das  betrefiende  Land  eich  anzueignen, 
um  bräeere  VerwaltuuK  und  die  Segnungen  der 
HDirelsBchsischen  Civil Uation  einzuführen.  So 
in  Transvaal,  inPortugieaisch- Afrika,  inAegjpten, 
in  Mexiko,  in  Nicaragua  nnd  anf  Cuba. 

Der  Wahn  der  Briten  und  Yankees,  inae 
ihre  Sitten  und  Einrichtungen  die  besten  der 
Welt,  nnd  die  fanatische  Sucht,  dieselben  allen 
anderen  VCIkem  anfzuzwingen,  ist  im  Grunde 
nicht  versctiieden  von  der  fanatischen  Fropa- 
Hsndwörtorhaeh  der  StaBlBwlsaen»ch»ften.   Zweite 


anda  des  Islams   und    der   rassischen  Kirche. 

las  AngekachSentnm,  das  ist  eine  Religion." 
Der  Aufstand  führte  schliesslich  zu  dem 
Kriege  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
und  Spanien,  als  im  Februar  1898  das  Kriegs- 
schiff s Maine«  mit  253  Mann  unterging, 
vermutlich  infolge  einer  inneren  Explosion, 
nach  Behauptung  der  Yankees  durch  spa- 
nische Schuld.  In  einem  kurzen  Feldzuge 
wTirde  die  spanische  Flotte  vernichtet,  und 
an  Stelle  der  ibnen  in  Aussicht  gestellteti 
Freiheit  vertauschten  die  Cubaner  die  spa- 
nische Herrschaft  mit  der  amerikanischen. 
Im  Frieden 8 vertrage  von  Paris  am  10.  De- 
zember 1898  (Wortlaut  abgedruckt  bei  Wirth, 
S.  l-")7)  erhielten  die  Vereinigten  Staaten 
von  Spanien,  Cuba,  Portorico,  die  anderen 
bislang  unter  spaniBcher  Herrschaft  befind- 
lichen Inseln  in  Westindien,  die  Insel  Guam 
in  den  Marianen  sowie  die  ganze  Insel- 
gruppe der  Philippinen.  Freilich  müssen  noch 
heute  (1900)  die  Vereinigten  Staaten  sowohl 
in  Cuba  wie  auf  den  Philippinen  Armeeen 
von  je  50000  Mann  unterhalten,  um  ihre 
Herrschaft  dort  durchzusetzen.  Atier  die 
Yankees  beherrschen  nimmehr  verkehrspoli- 
tisch  ebenso  die  Hälfte  des  Stillen  Meeres 
wie  die  des  künftigen  Kanals  durch  die 
Landenge   von  Nicaragua.     Diese  übereeei- 


dige  Staaten  der  Union  eignen,  zwingen 
diese  zu  einer  ihrem  Wesen  fremden  Cen- 
tralisation,  zur  Erhaltung  eines  grossen 
stehenden  Heeres  und  einer  noch  grösseren 
Kriegsflotte  und  werden  auf  die  inneren 
Verhältnisse  der  Vereinigten  Staaten  einen 
so  grossen  Einfluss  ausüben,  dass  Wirth 
recht  hat,  wenn  er  meint,  dass  die  Nieder- 
lage Spaniens  zu  einem  Siege  des  alten 
Europa  über  das  junge  und  (Ibermütige 
Amerika,  zu  einer  zunehmenden  Europäi- 
sierung  Amerikas  und  zugleich  zu  einem 
Siege  der  geschichtlichen  Entwicklung 
und  naturrechtlichen  Anschauungen  geftlhrt 
haben. 

Die  erzielten  Erfolge  werden  freilich  die 
Vereinigten  Staaten  zu  weiteren  Ausdeh- 
nungsbestrebungen  hindrängen.  DieNeigung, 
grosse  weltumspannende  Staatengebilae  zu 
Runden,  wird  gefördert  werden,  imd  schon 
jetzt  ist  die  Union  in  ein  verschärftes  Ab- 
schlirasungssystem  hineingedrängt  worden, 
das  zu  Reaktionen  aller  Art  und  zu  Ver- 
schärfungen der  Gegensätze  auf  dem  Gebiete 
der  Weltpohtik  und  Weltwirtschaft  führen 


O.  Italien. 

Italien,  das  im  Gegensatz  zu  anderen 
romanischen  Ländern  einen  betleutenden  Ge- 
burtenüberschuss  von  über  300000  Personen 
jährlich  und  eine  grosse  Auswanderung  ^'Oii 
Anflsge.   V.  13 
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über  200000  Personen  jährlich  hat,  zeigt  1  Es  ist  diesdie  Beiiadirktlste  der  Romali- 
seit  seiner  nationalen  VereinFgiing  flberhaiipt  1  länder  vod  Warechek  bis  zur  Jubmflndiing 
eine  lebhafte  Expanaionslugt.  Die  über- ,  mit  Ausnahme  der  Zauzibar  gehörigen  Qe- 
seeische  AuBwannferung  richtet  sich  nacJi  biete.  Die  Küste  des  italienischen  Schutz- 
Nordamerika,  Brasilien  und  dem  Laplata,  |  gebietes  erhielt  damit  eine  Ausdehnung  von 
aberaiieh  nach  den  nonl afrikanischen  Ländern  1900  km.  ücber  die  Abgrenzung  mit  Aegj-p- 
und  der  Jjevante,  und  Italien  sorgt  durch  \  fen  bezw.  der  enghschen  Interessensphäre 
Aufwendung  grosser  Mittel  in  einer  italieni-  |  durch  Protokoll  vom  IJj.  April  1891  s.  oben 
sehen  SchmpTOpaganda  möglichst  für  Er- 'Teilung  Afrikas  S.  153. 
Haltung  der  ausgewanderten  Italiener  bei'  D,ireh  Dekret  vom  1.  Januar  1890  er- 
ihrer  Nationalität  Seit  Italien  durch  Frank- ,  hielten  die  italienischen  Besitzungen  am 
reich  die  Möglichkeit  abgeschnitten  wurde,  roten  Meere  den  Namen  'Erythräische 
Tunis  als  Kolonialgebiet   zu  behandeln,  undKoj^nie« 

seitderasich  England  in  A^ten  festgesetzt^  pj^  Hoffnungen  auf  Anbahnung  eines 
hatte,  nchtete  Italien  im  ßnversttndnis  nut  ^,,en  Handels  mit  den  afrikanischen  Hinter- 
En^land  seine  Aufmerksamkeit  auf  die  afn- ,  J^^p^n  haben  sich  noch  nicht  verwirklicht, 
kamsche  Jviiste  des  _n)ten  Meeres,  erwari) ;  f^j^  ,,j^  j^^  j^  ^^  Abessinien.  die  Hafen- 
die  Assabbai  (ö.  v  o.  M.  1882),  d^  S»l-  ^^  Eisenbahnbauten  bei  Massaua  und  fOi- 
tonat    i^eita   USSJ),    Badul,    Gubbi    den  I  ^i^  V^^^^        j^^^  ^  I(^^„  ^^t^ 

Küstenstrich  von  KasDermah  bis  zur  Bim-,  .„t , .  ~,™.,M,r  3;^  «.=.»  m, ■  ^ 

halbinsel     und     besetzte    6.    Februar    188r,   «"Sön^^^         l'n 

1,  Ti      j      u    V       -vr      ■         I        nnanziellon  Kräfte  gehen. 

Massaua.     Der  durch   diese  Vorgänge   her-         „         ,,  ,_    ,.     °^^  ,     ,,      .     ,      ,    , 

vorgenifene  Konflikt  mit  Abes-sinien,  das  seit     .   Em  vollständiger  HOckschlag  in  den  kolo- 

1884  im  Besitz  der  Bogosländer  war.  führte ,  "}*'?"  Hoffnungen  trat  ein,  als  es  m  emem 

auch  zur  Besetzung  binnenländisc-her  Punkte  Wutigen  Kriege  in  den  Jahren  1894  bis  1896 

bis  Saati.    Der  Vertrag  mit  England  13.  Mw  von   Abessinien   geschlagen   und   m   seinen 

1887  setzte  Bas  Karar  als  Grenze  zwischen  Besitzungen  bis  gegen  die  Kflsto  zm-Qckge- 
Aegypten  lind  der  italienischen  Machisphäre'f''^"e*  .*"rtle-  In  dem  Fnedensschluas 
fest,    1887   wurde   das   Gebiet   der  Ü&bab,  i -*'^ffi"'^'!8  "Ji*  Italien  vom  26.  Oktober  1896 

1888  das  der  Beni-Amer  und  Siila  unter  eitlen  <lie  Flüsse  Mareb,  Bolessa  und  Muna 
italienischen  Schutz  gestellt.  Der  Tod  des  :  ^^  provisorische  Nordgrenze  Äbessiniens  be- 
Negiis  Johannes  10.  März  1889  gab  Gelegen-  ^eichnet  die  anderen  Grenzen  aber  nicht 
heit   zu   weiterem  Vordringen  der  Italiener  ■ '^^'S^*^'"- 

(Niederlage  der  Italiener  bei  Saati)  und  zur         Auch  in  China  ist  Ifahen  über  den  Ver- 
Besetzung   von   Keren   und   Asmara.     Der  such     einer    Fussfassung    nicht    hinausge- 
Vertrag  vom  2.  Mai  1889   mit  dem  neuen  j  kommen. 
Negiis   von  Abessinien  Menelik  II.  brachte 
Abessinien  in  ein  Abhängigkeitsverhältnis  zu  ' 

Italien,  und  am  6.  Febniar  1891  ^^^^de  ein  ■  jj   BuMiimd. 

neuer  Grenz  vertrag  mit  Abessinien  ge- 
schlossen. Am  8.  Februar  1889  stellte  der,  Obwohl  es  nicht  üblich  ist,  Russland  zu 
Sultan  von  Obbia  und  am  7.  April  1889  der ,  den  KoloniaJstaaten  zu  rechnen,  liat  Eussland 
Sultan  des  Midschertin  (Osfküste  der  Somali-  doch  im  19.  Jalu-Iumdcrt  fast  ebensoviel  auf 
länder)  seine  Besitzungen  unter  italienischen '  dem  Gebiete  der  Kolonisation  geleistet  wie 
Schutz,  .und  am  C.  Dezember  1889  kündigte  England.  Denn  Husslands  Vordringen  nach 
Italien  den  Vertrf^mächteu  der  Berhner  I  Asien  ist  keineswegs  bloss  ein  eroberndes, 
Konferenz  an,  dass  ]  sondcra   auch  ein  kolonisierendes  und  zwar 

-für  den  Fall,  da« Jemand  versuchen  würde,  i  ebensowohl  im  nationalen  wie  im  kulturellen 
Auisa  oder  einen  Ted  von  Anssa  oder  von  gj^ng  i^  y^eicbcm  Masse  Eussland  ge- 
dMsen  abhaneigem  Gebiet  zu  besetzen  der  L.^^^„  ;  ,  ^^  nachstehende  L-ebereiüht 
Sultan    sich    dem    zu    widersetzen    und    die    ..u         i        t-    t  ,i        n      -t-,_i     .  _ 

it.lieni3che  FUgge  zu  bissen  «ich  verpflichtet  1'**^^  <'7  '"'"^"^  des  GroflSfOrstentums 
habe,  indem  er  sich  und  .feinen  Staat  mit  ^oök^u  tjezw.  des  russischen  Kaiserreicbes. 
allen  seinen  Depeiidenzeumiter  die  italienische  I  Es    hatte  Tausonde  von   qkm   zu  Ende  der 
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Russhuid  hat  demnacli  jetzt  einen  Um- '  Reiches.    Kolonisatorisch  von  Bedeutung  ist 
fang    vom    Vierzigfachen     des    Deutschen  |  es,  dass  der  oben  ersichtliche  Zuwachs  seit 
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der  Mitte  des  16.  Jahriiiinderts  nur  fremdes, 
nicht  nissiBches  Gebiet  betrifft,  mit  Aiia- 
nahme  der  weni^teuü  teilweise  stamniver- 
vandten  kleinrussischen  Länder. 

Nach  der  jetzige»  Verwallungseinteüune 
rechnet  man  zum  europäischen  Russlanü 
.1389993  tjkm  mit  96  Mijlionen  Einwohnern, 
ziuu  asiatischen  BiisEiland  17120000  iikm 
mit  32  Millionen  Einwohnera.  Das  asiatische 
Biissland  zerföllt  in  Kaidcasien  (:172r).^4  i|km. 
9248000  Ein  wohner),  Sibirien  12518487  tikm, 
Ti  7  27  000  Einwohner),  Ccntnüasien  nnd  Trana- 
kaspien  (3504908  ukm,  7721000  Einwohner), 
Easiiisches  Meer  und  Aralsee  (5064.^7 '^km). 

Einige  Zeit  nach  der  Erobeniug  neuer 
Gebiete  pflegen  diese  militärisch  verwaltet 
zu  werden,  um  dann  später  dem  Schcinatis- 
ams  der  cirilon  Eeichsven^■aItung  eingereiht 
zu  werden.  Im  J^re  1881  wurde  die  Statt- 
halterschaft fftr  den  Kaukains  aufgelioben 
nnd  Ciskaukasicn  in  das  Gouvernement 
Stawropol,  das  Kuban-  und  Terokgebiet  ein- 
geteilt, Transkaiikasien  aber  in  das  Gebiet 
des  Schwarzen  Meeres,  die  Gouveniements 
Kutais,  Tiflts,  Jelissawetpo],  Baku,  Ei'iwan, 
das  daghestanische  Gebiet  und  das  von  Kars. 

NacK  Aufhebung  der  Militärverwaltung 
(Genendgouvernement)  von  Westsibirien  18«.3 
wurden  die  Provinzen  Tobolsk  und  Tomsk 
dem  Ministerium  des  Innern  direkt  unter- 
stellt. Das  Generalgouvememcut  Irkutsk 
zerfällt  in  die  Gouvernemente  Jenisseisk 
luid  Irkntsk  i^wie  die  Provinz  Jakulsk,  das 
Oeneralgouvemement  des  Amur  in  die 
Provinzen  Transbaikalien,  Amur,  Krtsten- 
provinz  und  Kreis  Sachalin.  Die  nissisch- 
chinesische  Grenze  beruht  auf  dem  V.  v, 
4,  November  1860  und  einem  Abkommen 
von  1886,  <\\m-h  das  den  Russen  die  Mün- 
dung des  Tumen  nebst  der  Gaskiavetsch- 
bueht  abgetreten  wurde. 

Centralasien,  dessen  Erwerbung  Riissland 
erst  im  Jahre  1869  durcii  Besetzung  von 
Krasnowodsk  einleitete  und  dann  in  fast  un- 
unterbrochenen Kämpfen  mit  den  Tiu'kmenen 
bis  1884  diirchfOhrte,  zerfällt  in  das  Gebiet 
von  Üralsk  und  Turgai  mit  den  gleich- 
namigen Provinzen,  in  das  Step peneouverue- 
ment  mit  den  P^rnnzen  Akmolinsk,  Ssemi- 
[lalatinsk  und  Sseiniretschinsk,  in  das  General- 
gonvcmenient  Turkestan  mit  den  Provinzen 
SjT-darja,  Fergana  nnd  Samarkand.  Auch 
da.«  Transkaspische  Gebiet  würfle  nai-h  Voll- 
endung der  transkaspischen  Bahn  (lS8it) 
vom  Kaukasus  abgetrennt  imd  dem  General- 
gouvernement Turkestan  unterstellt. 

Die  Grenze  gegen  Afganistan  wui-de  durch 
Vertrag  mit  Grossbritaunien  vom  10..  22.  Juli 
1887  festgeaetzt.  Aber  auch  die  Chanate 
Cliiwa  und  Buchara,  dtm;h  die  Kämpfe  mit 
Hussland  in  ihrem  Umfange  wesentlich  be- 
schtänkl,  sind  in  politische  und  wirtschaft- 
liche  Abhängigkeit   zu.  Kussland    getreten. 


Friedens\-erträge  mit  Cliiwa  12./25.  August 
1873,  mit  Buchara  1868,  1870  und  1873. 

Ein  grosser  Teil  der  erworbenen  Gebiete 
ist  durcii  das  russische  Volk  neu  besiedelt 
woi-deo  und  zwar  überall  durch  Militär, 
Civilverwaltungimd  Handel,  in  Sibirien  durdi 
zwangsweise  ■>  Verschickimg«,  allerdings  seit 
19iXi  fast  ganz  au%ehoben,  aber  auch  durch 
eine  grosse  freiwillige  Einwandernng,  so  dass 
auf  diesem  Wege  die  Wohnsitze  des  nisei- 
schen  Volkes  wesentlich  nach  dem  Osten 
voi^gcBchoben  worden  luid  ilabei  im  Gegen- 
satz zu  anderen  kolonisierenden  Völkern  im 
i-änmlicheu  Anschluss  an  die  UeUnatsgebiete 
geblieben  sind. 

Russland  ist  gegenwärtig  fast  in  noch 
höherem  Grade  mit  der  inneren  und  äusseren 
Kolonisation  beschäftigt  als  die  ifimanischen 
und  germanischeu  Kotonialstaateu.  Auf  dem 
Gebiete  der  inneren  Kolonisation  machen 
sich  die  Einflüsse  der  Befreiimg  von  der 
Leibeigentjcliaft  noch  immer  geltend.  Es 
treten  hinzu  die  Reaktionen  gegen  die  Agrar- 
verfassimg  imd  neuerdings  (nach  Issajew) 
eine  gewisse  Blasiertheit,  eine  Bewegung, 
getragen  von  sozialistischen  und  religiösen 
Motiven,  die  viele  'Oivitisationsmüde«  auf 
das  Land  ziehen  lägst. 

In  Sibirien  schreitet  die  bäuerliche  Ko- 
lonisation mit  Riesenschritten  vorwäi-ts.  Die 
Bedeutung  iler  freien  Ansiedelung  ist  heute 
eine  weit  grössere  als  die  der  zwangsweisen 
Besiedelung.  Es  wirken  hierbei  der  Reich- 
tum an  Mineralien,  n.  a.  des  Goldes  an  den 
Küsten  des  japanischen  Meei-es,  difi  Fnicht- 
bai-keit  des  Bodens  in  Südsibirien  und  die 
Entwii-telung  der  Verkelirsmittel  zusammen. 
um  eiue  grosse  Anziehungskraft  auf  das 
europäische  Russland  auszuüben.  »Wenn 
das  so  fortgeht,  kiinnte  wohl  einmal  die 
Frage  auftauchen,  oh  Russland  Über  Sibi- 
rien oder  Sibirien  über  Kussland  heiTschen 
wird.. 

Mehr  unter  dem  Gesichtspunkte  der  KuU 
tivation  (Berufungskolonieen)  als  iinter  dem 
der  Einwanderung  sind  bei  diesen  Besiede- 
lungen, wie  an  der  Wolga  imd  in  Südniss- 
land,  so  auch  im  Kaiücasus  vielfach  Deutsche 
(Schwaben)  verwendet  worden. 

Hussland  hat  in  Asien  schon  umfang- 
reiche Eisen liahnen  gebaut  und  den  Bau 
eines  noch  gifisseren  Bahnuetzes  geplant 
Wenn  diese  Eisenbahnen  auch  zunächst  da- 
zu bestimmt  sind,  die  Heri-schaft  (Iher  die 
epA-orbenen  Länder  zu  bcffstigen  und  Heer- 
strassen für  weitere  Vorstösse  Kusslands 
gegen  China,  Indien  und  Persien  zu  bilden, 
so  sind  sie  doch  an  sidi  schon  Werke  von 
kolonisatorischer  Bedeutung  und  werden  auch 
einer  weiteren  Kolonisierung  und  Russi- 
fiziemng  des  asiatischen  Hussland  Dienste 
leisten.  Der  nissisch-asiatische  Eisenbahn- 
bau liat  vier  grosse  Glieder.    Zunächst  wurde 
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eine  Verbinfhmg  zwischen  dem  Schwarzen 
und  Kaspischen  Meere  durch  die  Eiisenbaha 
Poti-Tiflis  (308  km,  vollendet  1872),  Ttflis- 
Baku  (549  km,  vollendet  18S3)  hei-gestellt. 
Das  zweite  Glied  bildet  die  1881— 18B3  bezw. 
1885—1889  von  Anüeokow  fflr  51  Millionen 
Rubel  erbaute,  1510  km  lange  Miiitärbahn 
von  Usnn-Ada  am  Kaspischen  Meere  Ober 
Merw  und  Buchara  nach  Samarkaud.  Von 
dieser  Bahn  aus  wurde  1893  eine  315  km 
lange  südliche  Abzweigung  am  Murgab  von 
Merw  nach  Knschk  gebaut  und  damit  eine 
Aufmarschstelle  gegenüber  dem  englisch- 
indischen Pischauer  gewonnen.  Die  Haupt- 
linie wiurde  von  Ssünarkaud  ans  1899  auf 
537  km  weiter  östlich  bia  Ändischan  und 
Mat^lan  fortgeführt  und  ein  Zweig  von 
Chawast  nach  Taachtent  150  km  gebaut, 
so  dass  Russland  am  oberen  Syr-dar|a  eine 
reichgegliederte  Aufmarscheisenbahn  gegen- 
über dem  Pamirgebiete  besitzt.  Das  dritte 
Glied  bildet  die  Eisenstrasse  Ober  den 
Kaukasus,  die  sog.  Kaukasnsbaho,  ausgehend 
von  Wladikawkas,  bis  wohin  schon  1876  die 
Eisenbahn  führte,  um  in  187  km  Anschluss 
an  die  sildkaukaisische  Bahn  bei  TiQis  zu 
gewinnen  und  damit  Hildkaukasion  an 
das  c-enlralrussische  Eisenbahnnetz  anzu- 
scliliesBeD.  Als  riertes  und  wichtigstes  Glied 
ist  die  geplante  sibirische  Eisenlöhii  zu  be- 
trachten, die  zur  Ueberwindung  der  6900  km 
Entfernung  von  Tschelljabinsk  an  der  sibi- 
rischen Grenze  bis  Wladiwostock  unter  Be- 
nutzung von  2150  km  Wasserweg  auf  dem 
Baikalsee  und  Amiu-  47M  km  lang  werden 
imd  über  Tomsk  und  Irkntsk  führen  soll. 
Am  24.  Mai  1891  konnte  der  auf  einer 
sibirischen  Reise  begriffene  damalige  Thron- 
folger, der  jetzige  Zar  Nikolaus  II.,  den 
ersten  Spatenstich  der  gewaltigen  Arbeit 
thun.  Seitdem  wird  gleichzeitig  von  ver- 
schiedenen Stellen  aus  der  Bahnbau  in  An- 
griff genommen  und  der  Betrieb  auf  einzelnen 
Teilstrecken  eröffnet.  Bis  jetzt  ist  ein  zu- 
Bammenhftngeuder  Verkehr  über  die  west- 
sibirlsche  Bahn  von  Tschelljabinsk  bis  an 
den  Ob  1420  km  imd  die  mittelsibirische 
Bahn  vom  Ob  bis  Irkutsk  1830  km  und  von 
da  68  km  bis  an  den  Baikalsee  in  Betrieb 
genommen. 

»Jenseits  des  Sees  wurde  1896  mit  dem 
Bau  der  Transbaikalbahn  begonnen.  Von  der 
Gesamtlänge  Myssowskaja-Stretensk  1100 
km  wurde  der  östliche  Teil  Stretensk- 
Niobschiask  am  2.  November  1898  dem  Ver- 
kehr übei^ben.  Endlich  die  Ussiu-ibahn 
von  Chabaröwsk  nach  Wladiwostock  772  km 
war  am  10.  September  1897  beendet  worden. 
So  blieb  noch  die  allerdings  grosse  Ent- 
fernung zwischen  Stretensk  und  Cliabarowsk 
längs  des  Ammr  mit  einem  Schienenwege 
zu  vorsehen,  um  das  gesamte  Werk  zu  te- 
Guden.     Bis  Anfang  1899  sind  angewiesen 


worden  289  Millionen  Rubel  oder  nmd  624 
Millionen  Mark,  thatsächhch  waren  davon 
schon  ausgegeben  worden  257  Millionen 
Ruliel  oder  555  Millionen  Mark  (York  von 
Wartenburg), 

Die  Fortschritte  der  russischen  Politik 
gegenüber  China,  die  1898  zu  der  Besetzung 
von  Port  Arthur  führten,  ermöglichten,  den 
Eisenbahnplänen  eine  die  Verbindung  zwi- 
schen Sibirien  und  dem  gelben  Meere  ab- 
kürzende Richtung  zu  geben  und  zunächst 
eine  kürzere  Verbindung  zwischen  der  Trans- 
baikal- und  UsBuribahn  anzustreben.  Schon 
am  27.  August  1896  erliiclt  die  chinesisch- 
russische  Bank  das  Recht  des  Baues  einer 
Eisenbahn  durch  die  Mandschurei.  Die 
Bahn  soll  auf  chinesischem  Gebiete  von 
Ziiniicli^tui  über  Zizikar  und  Ninguta 
1520  kra.  lang  gehen  und  die  russischen  An- 
schlusslinien 528  km  lang  von  der  Station 
Onon  der  Transbaikal  bahn  und  der  Station 
Nikolsk-Ussuroiski  der  üssuribahu  ausgehen. 

Dieses  Abkommen  stellt  eine  thatsäcli- 
liche  Inbesitznahme  der  Mandschurei  durch 
Russland  dar.  Es  war  die  Veranlassung 
zur  Aufrollung  der  nonj chinesischen  Eisen- 
bahnfroge,  zum  Wettlauf  aller  Mächte  um 
die  Erlangung  von  Eisenbahnbaukonzession on 
und  des  weiteren  zu  dem  chinesischen  Kri^e 
von  1900. 

In  wirtschaftlicher  Beziehung  haben  die 
auf  den  sibirischen  Eisenbahnbau  g^tztcn 
Hoffnungen  sich  zunächst  nicht  verwirklicht. 
Die  Bahn  ist  schlecht  gebaut,  der  Betrieb 
muss  häufig  unterbrochen  werden,  die 
Frachten  sind  ausserordentlich  hoch.  Immer- 
hin darf  man  von  der  sibirischen  Bahn  eine 
Eisse  Erleichtenmg  der  Besiedelung  des 
ndes  erwarten. 

Die  Trangkaspisdie  Bahn  hat  schon  jetzt 
der  russischen  Baumwollenindustrie  ihre 
Rohstoffe  aus  Centralasien  zugeführt  imd 
sie  damit  vom  Westen  emancipierL 

Jedenfalls  übertreffen  die  Ausdehnungs- 
bestrebnngen  Russlands  nach  dem  Osten  an 
Flanmässigkeit,  Stetigkeit,  Beharrlichkeit  und 
auch  an  Erfolgen  die  entspreclienden  Be- 
mühungen aller  anderen  kolonisierenden 
Weltmächte,  Grosebritanoien  nicht  ausge- 
nommen. Vgl.  auch  oben  S.  161  die  Tei- 
lung des  Ostens. 

V.  Koloflieen  und  Kolonialpolitik  de? 
Deutschen  Reiches. 
1.    Die  neuere  koloni^e  Bewegung. 

Die  neuere  Kolonialbewegung  begann  mit 
der  Begrilndung  folgender  Vereine :  Central- 
verein  für  Handelsgeographie  und  Fördenmg 
deutscher  Interessen  in  Berlin,  9.  Oktober 
1878  (Vors.  Dl'.  R  Jannasch),  Zweigvereine 
in  Leipzig,  Barmen,  Cliemnitz,  Freiburp  i.  B-, 
Jena,  Cassel,  Marburg,  Stuttgart,  10  Zweig- 
vereinc   in   Südbrasilien,   2  in  Argentinien, 
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1  in  Australien;  Verein  für  Handelsgeo- 
f^raphie  UDd  Koloniaipolitik  in  Leipzig,  18. 
Februar  1879  (Vors.  Dr.  E.  Hasse);  West- 
deutscher Verein  tflr  Kolonisation  und  Ex- 
i«rt  in  Düsseldorf,  29.  Januar  1881  (Vors. 
Dr.V.  Fabri);  MOuchener Verein  zum  Schutze 
deutscher  Interessen  im  Auslände,  15.  Mai 
1882  (Vors.  Dr.  A.  v.  Brinz);  Deutscher 
Kolonialvereiu  zu  Frankhui  a,  M.,  26.  August 
und  6.  Dezember  1882  (seit  1885  in  Berlin, 
Vors,  Eilrst  Hermann  zu  Hohen  lohe-Langen- 
bui^) ;  (ilesellschaft  für  deutsche  Kolonisation 
in  Berün,  28.  März  1884  (Vors.  Dr.  Peters, 
Graf  Behr-Bandeho).  Letztere  beiden  Ver- 
eine verschmolzen  'Sich  am  19.  Dezember 
1887  zur  »Deutschen  Kolon ialgesellachaft« 
io  Berlin  (Vors.  Fürst  Hohen  lohe- Langen- 
buig  bis  1894,  seit  15.  Januar  1895  Herzog 
Johann  Älbrecht  v.  Mecklenburg,  gesohäftsf. 
ViceptÄs.  bis  31.  Mai  1900  Wirkl.  Geh.  Bat 
Sachse,  seitdem  Viceadmiral  z.  D.  von 
Valois. 

Vom  ^festen  Einfluss  auf  die  Belebung 
der  Kolonialbewegung  waren  die  unten  ge- 
naanten  Schriften  von  Fabri  und  Hflbbe- 
Schleiden  sowie  die  Zeitschriften  sExport< 
und  'Deutsche  Koloniaizeitungs . 

Die  Beweggründe  für  diese  kolonia- 
len Bestrebungen  lie^n  vorwiegend,  aber 
nicht  ausechliesslich  in  dem  Umfang  und 
<ler  Art  der  deutschen  Änswanderung 
(s,  d.  Art.  Auswanderung  oben  Bd.  U  S.  61). 
^n  hoffte,  Länder  zu  finden^  klimatisch, 
wirtschaftlich  und  politisch  geeignet  für  die 
deutsche  Auswanderung,  in  denen  diese 
ihren  nationalen  Charakter  bewahren  kOnne, 
lind  hatte  dabei  die  subtropischen  Gebiete  von 
Sfldameiika  im  Auge,  aber  man  dachte  nicht 
an  Erobeningen,  auch  nicht  an  die  Mitwir- 
kung des  Staates  bei  der  Organisation  der 
Auswanderung,  sondei'n  nur  an  private  Or- 
ganisation (kolonialgeseliscbaften)  und  an 
lokale  Majori sienui gen.  Mitljestimmend  war 
hierbei  die  Schwierigkeit,  iu  der  inneren 
Kolonisation  grosse  Menschenmengen  unter- 
zubringen, und  das  Bedürfnis,  in  der  Aus- 
wanderung ein  sozialpolitisches  Ventil  offen 
zu  halten.  Man  erinnerte  sich,  dass  die 
ö^issere  Hälfte  des  deutsehen  Staatsgebietes 
Kolouialboden  sei,  berücksichtigte  aber  die 
Unmöglichkeit,  die  germanisierende  Grenz- 
kolonisation in  gi-Össerem  Massstabe  noch 
jetzt  östlich  fortzusetzen,  weder  auf  deut- 
schem Reichsboden  noch  auf  dem  Gebiete 
der  östlichen  und  südöstlichen  slawischen 
Sach  bar  Völker.  Es  sollten  demgemäss  über- 
Beeische  Nationalgebiete  geschaffen  werden, 
■  um  »die  Zukunft  des  deutschen  Volks- 
Stammes  <  gegenüber  dem  riesenhaften 
Wachstum  der  Angelsachsen  und  der  Rus- 
sen für  künftige  Jahrhunderte  sicherzustellen. 
Man  erinnerte  daran,  dass  Deutschland 
schon   einmal   durch  die  Hansa  mitbestim- 


mend für  den  WeltliMidel  und  die  Welt- 
wirtschaft gewesen  ist.  Aber  auch  zur  Er- 
zieliung  des  deutschen  Volkschaniktere  er- 
sclücn  die  aktive  Beteiligung  an  der  über- 
seeischen Kultur  förderlich.  Die  Marine 
brauche  ein  Tbfitigkeitsfeld  im  Frieden. 
Auch  die  Anlage  von  Strafkolonieen  sowie 
die  Einführung  der  Verbannung  als  Stiale 
namentlich  für  politische  Vergehen  erschien 
wünschenswert. 

Der  steigend  industrielle  Charakter 
Deutschlands  drftnge  zur  Erwerbung  von 
Gebieten,  in  denen  Lebensmittel,  Genuss- 
mittel  (Kolonialwaren)  und  Rohstoffe  erzeugt 
werden,  so  dass  diese  (.lebiete  mit  dem 
Mutterlande    ein    gemeinsames  Wirtschafts- 

g«biet  bilden.  Die  bisherige  passive  Stellung 
Butschlands  in  der  Weltwirtschaft  müsse  in 
eine  aktive  verwandelt  werden  durch  Herstel- 
lung eines  direkten  deutschen  überseeischen 
Verkehrs  (subventionierte  Dampferlinien,  s.  d. 
AtU  Dampf  ers  nbvention,  oben  Bd.  IHS. 
101).  Deutsche  Ersparnisse  finden  nicht  mehr 
genügende  Verwendung  in  der  Heimat  Ueber- 
seeische  Kapitalanlagen  müssen  aber  zu  einer 
Machtauaübimg  führen.  Deutsches  Geld 
muss  deiitsclies  Kajiital  werden.  In  der 
Forderung,  dass  Deutschland  Weltmacht 
werde,  sei  das  Problem  der  Auswandening 
und  des  Sozialisnius  eingeschlossen. 

Der  Gang  der  Ereignisse  hat  diesen  Er- 
wartungen nicht  entsprochen.  Die  wichtigste 
Seite  der  Kolonialiwlitik ,  die  Gewinnung 
von  Ansied elungsge nieten  für  die  deutsche 
MassenauB  Wanderung  ist  ebensowenig  in 
Angriff  genommen   wie   die  nationale   Or- 

giuisation  der  deutschen  Auswanderung, 
a^gen  ist  die  Erwerbung  von  Kultivations- 
gebietcn  übenaschend  schnell  und  in  gros- 
sein Umfange  gelungen.  Die  geplante  pri- 
vate Leitung  dieser  Kultivationen  hat  at)er 
bald  einer  staatlichen  Fflhnmg  Platz  machen 
müssen. 

Immerhin  winl  <Iie  staatliche  Fürsorge 
für  die  deutschen  Scliutzgebiete  und  für 
deutsche  überseeische  Interessen  in  steigen- 
dem Masse  durch  die  Tliätigkeit  privater 
Gesellschaften  aller  Art  unterstützt.  Ein 
vollständiges  Verzeichnis  dieser  Gesell- 
schaften, der  in  den  Schutzgebieten  fhätigen 
firmen  und  Er  werbsgeseli  schaffen,  der 
kolonialen  Erwerbsgesellschaften,  der  Schitf- 
fahrtsgesell Schaft en ,  der  Missionen  findet 
sich  in  dem  jälirlich  von  Gustav  Meinecke 
herausgegebenen  Deutschen  Kolonialkalender 
(Berlin  W.  10).  Wir  wollen  liier  nw  die 
im  Jahre  1900  thätig  gewesenen  Agitations- 
gesellschaften für  koloniale  Zwecke  mit 
ihren  Sitten  aufführen; 

Deutsche  Kolonialgesellschaft,  Berlin  W., 
Schellingstrasse  4. 

Centoalverein  für  Handelsgeographie  und 
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Förderung    deutscher   luteressen    im    Äus- 
Isnde,  Berlin  W,,  Derftlingerstrasse  4. 
■    PeutBcher    Frauenverein    für    Kranken- 
pflege in  den  Kobnieen,  Berliu  W.,  Augs- 
burgerstrasse 45. 

Der  Afrikaverein  deutscher  Katholiken, 
Kölb  und  M.-Öladbach. 

Evangelischer  Afrikaverein,    Berlin  NO., 


Alldeutscher  Verband,  Berlin  W.  35, 
Lützowstrasse  85  b. 

Verein  für  evaugelische  Mission  in 
Kamerun,  Stuttgart. 

Nachtigal-tJesellachaft  für  vaterländische 
Afrikaforsäning,  Berlin  W.,  Ansbacher- 
straeee  37. 

Kolonial -Wirtschaftliches  Komitee,  Ber- 
lin NW„  Unter  den  Linden  401. 

Deutsches  Koloni&lmuseum,  Berhu  NW. 

Deutsche  Koloniaischule,  Ges.  m.  b.  H., 
begr.  23,  Mai  1898  zu  Neuwied,  eröffnet  zu 
"Witzenhausen  a.  d.  "Werra  1.  April  1899. 

Deutseher  Kolonialverein  für  Import  und 
Export,  Berlin  W.,  Altmoabit  1. 

Evangelischer  Hauptverein  für  deutsclie 
Auswanderer,  Witzenhauscn  a.  d.  Werra. 

Vorein  für  deutsche  Auswanderer  Wohl- 
fahrt, Hannover. 

Evangelische  Gesellschaft  für  die  pro- 
testantischen Deutscheu  in  Ameiika,  Bar- 
raen. 

St.  Raphaels- Verein  zum  Schutze  katho- 
lischer deutscher  Auswanderer,  Limburg 
a.  (I.  Lahn. 

Aus  den  Erträgen  der  von  der  Deutschen 
Kolonialgesellschaft  veranstalteten  Wohl- 
fahrtslotterie konnten  iu  den  Jahren  1S98 
Ms  190U  kolonialen  Zwecken  namliafte 
Mittel  zur  Verfügung  gestellt  werden  (vgl. 
D.  K.Z.  vom  16.  November  1899  und  Jahres- 
bericht der  Deutschen  Kolonialgesellschaft, 
1899,  S.  28). 

ä.  Deutsche  amtliche  Kolonialpolitik. 
Der  Reichskanzler  Fürst  Bismarck  ist  niu- 
zögernd  der  Kolon  ialbeweguug  näher  ge- 
treten und  hat  sich  gegen  eine  Organisation 
der  deutschen  Auswanderung  immer  ab- 
leluiend  verhalten.  Gelegentlich  der  Korea- 
debattc  sagte  er  im  Reichslage  am  26.  Juni 
1884: 

Jch  biu  kein  Freund  der  Auswan- 
derung im  allgemeinen  und  namentlich  nicht 
der  krankhaften  Befürderniig  der  Auswanderung, 
die  wir  in  den  ersten  Jahren  des  Deutschen 
Kelchs  gehabt  haben  —  unter  meiner  Unter- 
BcbriCt,  gebe  ich  ja  zu;  ich  habe  aber  damals 
dieser  Sache  meine  Aufmerksamkeit  nicht  zu- 
gewendet — .  Ein  Deutscher,  der  sein. 
Vaterland  abstreift,  wie  einen  alten 
Rock,  ist  für  mich  kein  Deutscher 
mehr;  ich  habe  kein  landsmannschaftliches  In- 
teresse mehr  für  ihn,  und  wenn  die  Beförderung 
der  Korrespondenz  und  des  Verkehrs  und  unse- 
res Exportes  eine  Befürderung  der  Auswande- 


rung sein  würde,  so  würde  das  ein  Omnd  da- 
gegen sein," 

Dieser  Grundanscliauung  enfspi-echend 
lehnte  Kürst  Bismarck  die  Fflhrungnahme 
auf  dem  Gebiete  der  deutschen  Kolonial- 
politik ab  und  wollte  diese  der  privaten 
Unternehmung  überlassen.  Und  wiederholt 
hat  er  darauf  hingewiesen,  dass  die  Regie- 
rung des  Deutschen  Reiches  ein  Kolonial- 
Sn^ramm  nicht  haben  könne,  sondern  dass 
ie  Kolonialpolitik  abhängig  sei  von  dem 
Gange  der  gesamten  inneren  und  äusseren 
Poütik. 

Am  2.  März  1885  erklärte  Fftrst  Bis- 
marck im  Reiclist^;e:     , 

„Wir  haben  nicht  vollständige  Systeme  im 
Kopf  nnd  in  der  Theorie  feriig,  sondern  wir 
lassen  die  Sache  sich  organisch  entwickeln  und 
krjswUisieren,  Wir  haben  nicht  die  Präten- 
sion, die  Kolanisationsbestrebnngen  des  deut- 
schen Volkes  zu  führen  nach  bureaukratischer 
Vorschrift  und  nach  einem  bestimmten  System, 
Über  das  wir  selbst  mit  uns  im  klaren  waren, 
sondern  wir  haben  die  .Vbsicht,  ihnen  zu  folgen 
mit  dem  Schutz  des  Kelches,  da  wo  wir  eine 
Wahrscheinlichkeit  der  Entwickelung  und  Be- 
rechtigung auf  diesen  Scbntz  anerkennen  .  .  . 
Ich  habe  betont,  dass  eine  Kolonialpolitik  über- 
haupt nur  mSglich  ist,  wenn  sie  von  einer 
Mehrheit  des  nationalen  Willens  mit  Entschlos- 
senheit und  Ueberzeugung  getragen  wird." 

Aehnlich  am  10,  Januar  imd  12.  März 
1885  im  Reichstage  und  am  5.  Juni  1889  in 
einem  Brief  au  F.  Fabri: 

„Was  die  koloniale  Frage  im  allgemeinen 
betrifft,  so  ist  zu  bedauern,  dass  dieselbe  in 
Deutschland  von  Hause  ans  als  Parteisache 
anfgefasst  wurde  und  dass  im  Eeichstage  Geld- 
bewilligungen für  koloniale  Zwecke  immer  noch 
widerstrebend  und  mehr  uns  GetfiUigkeit  für 
die  Regierung  oder  unter  Bedingungen  eine 
Mehrheit  finden.  Die  Kegierung  kann  über  ihr 
ursprüngliches  Programm  bei  Unterstützung 
Uberaeeiscber  Unternehmungen  nicht  ans  eige- 
nem Antriebe  hinausgehen  und  kann  nicht  die 
Verantwortung  für  Einrichtung  und  Bezahlung 
eigener  Verwfltnng  mit  einem  grüsseren  Be- 
amtenpersonal und  eigener  Milit&rtmppe  über- 
nehmen, solange  die  Stimmung  im  Reichstage 
ihr  nicht  helfend  und  treibend  zur  Seite  steht 
und  solange  nicht  die  nationale  Bedeutung  über- 
seeischer Kolonieen  allseitig  ausreichend  gewür- 
digt werden  wird  und  durch  Kapital  und  kauf- 
männischen Untemehmangsgeist  die  Förderung 
findet,  welche  zur  Ergänzung  der  staatlichen 
Mitwirkung  unentbehrlich  bleibt," 

Trotz  dieses  Mangels  an  Initiative  bei 
der  Regierung  lässt  sich  doch  eine  bestimmte 
Richtschnur  erkennen,  welche  in  kolonialen 
Dingen  seit  Begründung  des  Reiches  ein- 
gehalten wurde.  Die  Etappen  in  der  Ent- 
wickelung der  amtlichen  Kolonialpolitik  des 
Deutschen  Reiclies  fallen  in  die  Jahre  IR84 
und  1890.  Bis  zum  Jahre  1884  wimle  allen 
deutschen  übei-seeischeu  Unternehnitingen 
der  individuale  Charakter  gewahrt,  der 
Schutz  nur  der  Person  gewährt.    Von  1884 
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an  sträubte  man  sich  nicht  mehr  ^gen 
LanderwerbuDgen  und  {testaJtete  den  Schutz 
überseeischer  Unteniehmimgea  territorial. 
Von  1890  biß  1897  verhielt  sich  die  Repe- 
rung  ablehoeud  gegen  weitere  territoriale 
Erwerbungen  und  erst  seit  1898  kehrte  sie 
zu  den  Qrundsaizen  der  Jahre  1884  bis  1889 
zurück. 

In  den  Jahren  1874^-1884  war  die  Reichs- 
regierung bemflht  gewesen,  in  unabhängigen 
überseeischen  Gebieten  die  Handelsfreiheit, 
möglichst  auch  den  Fortbestand  der  L'nab- 
bSngigkeit  selbst  srilcher  Gebiete  zu  sichern 
und  mindestens  für  Deutschland  die  Meist- 
begünstigung bei  TertragsabschlflsseQ  zu 
wahren.  Dagegen  wurden  alle  an  die  Re- 
gierung herantretenden  Gesuche  um  kolo- 
niale Lander»'erbungen  oder  um  die  Ceber- 
nahme  i-on  Protektoraten  abgelehnt. 

Diese  Linie  hielt  die  Regierung  ein  tiei 
dem  Streite  mit  Sitanien  wegen  der  Peiew- 
iind  Karolinen iDsel  11  und  des  Suliiarcliij'iols 
1873—1874,  hei  der  Ablehnung  des  Protek- 
torates über  Zanzibar  1874.  über  das  Su]u- 
reich,  Nordborneo  und  Transvaal  187G — 1877, 
bei  den  Streitigkeiten  mit  England  wegen 
der  von  diesem  1874  annektierten  Fidsclii- 
inscln,  bei  der  Erwerbung  von  Kohlensta- 
tionen auf  den  Tongaiiiseln  1876  und  auf 
Samoa  (Saluafata)  1879,  bei  der  am  20.  April 
1880  al^elehnten  Vorlage  wegen  einer 
Zinsgarantie  an  eine  Seeliaudelsgesellscliaft 
zur  Erwerbung  der  Godefroyachen  Plantagen 
in  Samoa.  Auch  als  1874  und  1882  hanse- 
alisciic  Kanfleute  Schutz  erbaten  für  ihre 
l'ntemehmimgen  in  Westafrika  und  als 
1882  Lfideritz  dies  für  SOdwestatrika  that, 
wm-de  zwar  consulare  und  militari  scIie 
Unterstützung  durch  die  Marine  zugesagt, 
jede  Landerwerbung  aber  abgelehnt. 

Und  diese  Anschauung  klang  noch  nach 
in  einem  Worte  des  Fürsten  Bismarck  vom 
26.  Juni  1884: 

„Unsere  Absieht  ist  es  nicht,  Provinzen  in 
grUnden ,  sondern  bBafmänniscbe  Unterneh- 
mangen." 

Zu  einer  anderen  Haltung  wurde  die 
Deutsche  Reicharegierung  erst  gezwungen 
durch  die  Schwierigkeiten,  die  England  in 
der  Sfldsee  und  in  Afrika  der  Ausdehnung 
des  wirtschaftlichen  Einflusses  Deutschlands 
machte.  Der  eingetretene  Umschwung  der 
Auffaasung  trat  amtlicli  zuerst  zu  Tage  in 
der  Instruktion  des  FQi'sten  Bismarck  an 
den  (leutBchen  Botschafter  in  London  vom 
10.  Juni  1884: 

„Meine  Ansicht  geht  nach  wie  vor  dahin, 
dasä  ein  Koloniahyütem  nach  Analogie  des  heu- 
ligen englischen  mit  OamiHonen,  Gouverneuren 
ond  Beamten  des  Mutterlandes  ftlr  uns  nicht 
angezeigt  sei,  ans  Gründen,  welche  in  unseren 
inneren  Einrichtungen  nnd  Verhältnissen  liefen, 
da«e  das  Iteich  aber  nicht  umbin  kenne,  seinen 
Schutz,  soweit  seine  Krfifte  reichen,  auch  nuf 


solche  Handel snntemehmungen  deutscher  Unter- 
thanen  zn  erstrecken,  welche  mit  Land  er  wer  b 
verbunden  sind.  Ich  habe  mich  anf  die  Ana- 
logie der  englischen  ostindischen  Kompagnie 
in  ihrem  ersten  Anfange  berufen.  Die  darauf 
von  Lord  Amphtill  an  mich  gerichtete  Frage, 
ob  wir  soweit  gehen  würden,  den  Beteiligten 
ein  Royal   Charter   zu   bewilligen,   habe  ich  be- 

Ein  weiterer  Schritt  vorwärts  in  der 
Richtung  auf  territoriale  Behandlung  der 
deutschen  Kolonialpolitik  ist  erkenntlicli  in 
dem  Satze  einer  nach  London  gerichteten 
Depesche  des  Auswärtigen  Amtes  vom  19. 
August  1884: 

•  Wir  gewähren    diesen   Schutz,   so- 
bald derselbe  nachgesucht  würtle,  ü  ber- 
all,   wo   deutsche  Niederlassungen  auf 
einem  bisher  von  einer  anderen  Macht 
nicht  occflpierten  Gebiete  begrün- 
det werden  und  den  deutschen  Erwer- 
bungen giltige,  die  Rechte  Dritter  nicht 
verletzende  Verträge  zur  Seite  stehent , 
und   in   einer  dem   Lord   GranvUle  am  8- 
Oktober   1884   seitens    des    deutschen   Ge- 
schäftsträgers erteilten  Antwort: 

„Das  in  den  fraglichen  Gebieten  [Südwest- 
afrika) im  Namen  Sr.  Majestät  des  Kaisers 
verbündete  Protektorat  erstreckt  sich,  wie 
die  königl,  gross  britannische  Begiening  richtig 
annimmt,  nicht  lediglich  auf  die  Per- 
son   der    daselbst   wohnhaften   oder  sich  dort 


torialen  Charakter." 

Bei  der  Uccupation  der  Schulzgebiete 
scldug  die  Regierung  gleichzeitig  verschie- 
dene Wege  ein.  Teils  lieüs  sie  durch  ihre 
Seeoffiziere  und  Beamten  (Dr.  Nachtigal  in 
Togo  und  Kameninj  mit  Eingeborenen 
direkt  Vorträge  abschliessen,  teils  übernahm 
sie  die  von  Privaten  erworbenen  Hoheits- 
rechte (LiUlcritz),  teils  übcrliess  sie  diese 
privaten  Gesellschaften  unter  Erteilung  von 
Schutzbriefen  {Oslafrika  und  Neu- Guinea), 

In  Bezug  auf  die  Verwaltung  ver- 
suchte die  Kegienmg  1884—1888  Ähnliche 
Gnindsätze  zur  Geltung  zu  bringen,  wie  sie 
England  und  Holland  in  Ostindien  früher 
durchgeführt  hatten,  indem  sie  sich  auf  Ge- 
wähning  des  internationalen  Schutzes  be- 
schränkte, die  Verwaltung  selbst  aber  mög- 
lichst den  interessierten  Privaten  überliess. 
Der  Fürst  Bismarck  sprach  sich  hieriiber 
gelegentlich  der  Koreadebatte  am  26.  Juni 
1884  im  Reichstage  wie  folgt  aus: 

„Meine  von  Sr.  Majestät  den  Kaiser  ee- 
billigte  Absicht  ist,  die  Verantwortlichkeit  für 
die  materielle  Entwickelung  der  Solonie,  ebenso 
wie  ihr  Entstehen,  der  Thätigkeit  and  dem 
Untemehmnngsgeiste  unserer  seefahrenden  und 
handeltreibenden  Mitbürger  zu  überlassen  und 
weniger  in  der  Form  der  Annektierung  von 
überseeischen  Provinzen  an  das  Deutsche  Reich 
vorzugehen  als  in  der  Form  der  Gewährung 
von  Freibriefen  nach  Gestalt  der  Royal  char- 
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ten,  im  AnschlaBS  an  die  rnlimreiche  Laufbahn, 
welche  die  englische  KaufmannHchaft  bei  Grün- 
dung der  oatiudischen  Kompagnie  zarückgele^ 
hat,  nnd  den  Interessenten  der  Kolonie 
ingleich  das  Begieren  derselben  im 
wesentlichen  zu  Uberlassen  and  ihnen 
nnr  die  Mtiglichkeit  enropäisclier  Jnrisdiktion 
filr  Europäer  nnd  desjenigen  Schutaea  zu  ge- 
währen, den  wir  ohne  stehende  Garnison  dort 
leisten  können.  Ich  denke  mir,  dass  man  ent- 
weder nnter  dem  Namen  eines  Consuls  oder 
Besidenten  hei  einer  derartigen  Kolonie  einen 
Vertreter  der  Autorität  dea  Reiches  haben  wird, 
der  Riagen  entgegeaianehmen  hätte,  nnd  doss 
irgend  eines  unserer  See-  und  Handelsgerichte 
—  sei  es  in  Bremen  oder  Eambnrg  oder  wo 
sonst  —  die  Streitigkeiten  entscheiden  wird,  die 
im  tiefülge  der  kaufmännischen  Unternehmun- 
gen entstehen  kiinnten.  Unsere  Ansicht  ist, 
nicht  Provinzen  zu  gründen,  sondern  kanf- 
männische  Unternehmungen,  aber  in  der  hiich- 
sten  Entwickelang,  aucn  solche,  die  sich  eine 
Souveränität ,  eine  schliesslich  dem  Deutschen 
ß eiche  lehnbar  bleibende,  unter  seiner  Pro- 
tektion stehende  kaufmännische  Souveränität 
erwerben,  zu  schützen  in  ihrer  freien  Ent- 
wlckelnng,  sowohl  gegen  Angriffe  ans  der  Nach- 
barschaft als  auch  gegen  Bedrückung  und  Schädi- 
gung von  selten  anderer  euiopäischer  Mächte. 
Im  übrigen  hoffen  wir,  dass  der  Eanm  durch 
die  Thätigkeit  der  Gärtner,  die  ihn  pflanzen, 
auch  im  ganzen  gpedeihen  wird,  und  wenn  er 
es  nicht  thut,  so  ist  die  Pflanze  eine  verfehlte 
und  es  trifft  der  Schaden  weniger  das  Keich  — 
denn  die  Kosten  sind  nicht  sehr  bedeutend,  die 
wir  verlangen,  —  sondern  die  Unternehmer, 
die  sich  in   ihren  Unternehmungen   vergriffen 

Demgemäss  wurde  der  »Gesellschaft  für 
deutsche  Kolonisation«  (Dr.  K.  Peters  und 
Graf  Behr-BanUeUn)  am  27.  Februar  1885 
ein  kaiserlicher  Schutzbrief  verliehen,  in 
dem  der  Geselkchaft  die  Befugnis  erteilt 
■wiurde  zur 

»Ausübung  aller  aus  den  uns  vorge- 
legten Verträgen  fliessenden  Rechte, 
einschliesslich  der  Gerichts- 
barkeit, gegenüber  den  Eingeborenen 
und  den  in  diesen  Gebieten  sich  nieder- 
lassenden oder  zu  Handels-  und  anderen 
Zwecken  sich  aufhaltenden  Angehörigen 
dea  Reichs  und  anderen  Nationen,  unter 
der  Aiifsicht  Unserer  Regierung  und 
Torbehaltlich  etc. 

Und  die  Neu-Guinea-Kompagnie  (Adolph 
V.  Hansemann}  erhielt  am  17.  Mai  1885  in 
einem  kaiserlichen  Scliutzbrief  folgende 
Rechte: 

ilnglcichen  verleihen  Wir  der  besagten 
Kompagnie  gegen  die  Verpfliehtung,  die 
von  ihr  übernommenen  staatlichen  Ein- 
riclitiingen  zu  treffen  und  zu  erhalten, 
auch  die  Kosten  für  eine  ausreichende 
Rechtspflege  zu  bestreiten,  hiermit  die 
ontfiprecheiiden  Rechte  der  Landes- 
hoheit, zugleich  mit  dem  ausschliess- 
üehen  Rocht,  in  dem  Schutzgebiete  her- 


renloses Land  in  Besitz  zu  nehmen  und 
darüber  zu  verfügen    und  Verträge   mit 
den  Eingel)oreneu  über  Land  imd  Grund- 
berechtigimgenabzuschliessen,  dies  alles 
unter  der  Oberaufsicht  Unserer  Regierung 
....  Die  Ordnung  der  Rechtspflege 
sowie   die   Regelung    uud   Leitung   der 
Bezieliungen  zwischen  dem  Schutj^biele 
imd  den   fremden  Regieningen   bleiben 
UnsererRegierung  vorbehalten  . .  .n 
Dagegen    waren    die    Bemühun^n    des 
Reichskanzlers    (1885),    die  am   Kamerun- 
und  am  Togogebiete  interessierten  Handels- 
häuser zur   Bildung  einer  mit  der  lokalen 
Verwaltung  zu  betrauenden  Korporation  zu 
bewogen,  erfolglos. 

»Und  so  mussten  die  dorthin  gesandten 
kaiserlichen  Beamten  unmittelbarer  in  die 
Regelung  der  Verhältnisse  eiugi«ifeD.  Aber 
auch  hier  wird  die  Bildimg  eines  bnreau- 
kiatischen  Regimentes  sorgfältig  vermieden.« 
Für  SMwestafrika  war  zwar  in  dem 
Statut  der  »Deutsdien  Kolonialgcsell schalt 
für  Südwestafrika«  (der  durch  K.  Ordre 
vom  13.  April  1885  die  Rechte  einer  juris- 
tischen Person  verliehen  wurden)  die  Aiis; 
Übung  staatlicher  Hoheitsrechte 
vorgesehen,  »soweit  solche  dor  Gesellschaft 
für  ihre  Gebiete  übertragen  werden«.  Die 
Ausübung  solcher  Rechte  ist  aber  hier  nicht 
praktisch  geworden,  namentlich  deshalb, 
weil  das  Gebiet  der  GescUschaft  nur  einen 
ideinen  Teil  des  gesamten  Schutzgebietes 
bUdet,  dessen  Gesamtheit  doch  verwaltet 
werden  muss  und  deshalb  durch  einen 
kaiserlichen  Kommissar  schon  1885  in  Ver- 
waltung genommen  wurde. 

Aber  auch  in  Ostafi-ika  und  in  Neu- 
Guinea  war  tlie  Privat  Verwaltung  nur  von 
kurzer  Dauer.  In  Ostafrika  handelte  es  sich 
auch  seJir  bald  um  die  Verwaltung  eines 
weit  grösseren  Gebietes  als  des  unter  den 
Schutzbrief  faUenden.  Vor  allem  inachte 
aber  der  ostafrikanische  Aufstand  jeder  Ver- 
waltung eiu  Ende.  Der  Aufstand  wurde 
durch  einen  kaiserlichen  Kommissar  nieder- 
geworfen, imd  nach  Herstellung  der  Ord- 
nung übernahm  die  Regierung  durch  Be- 
stellung eines  kaiserlichen  Gouverneurs 
nicht  nur  die  Zollverwaltung,  sondern  die 
ganze  Land  es  Verwaltung  am  1.  JuÜ  1891 
(Bekanntmachung  v.  24.  Dezember  1890). 

Im  Schutzgebiete  der  Neu-Guinea-Kom- 
pagnie wur<le  zwar  zunächst  auch  die  im 
Schutzbrief  der  kaiserlichen  Verwaltung  vor- 
behaltene Gerichtsbarkeit  dem  »Landeshaupt- 
mann« der  Kompagnie,  Frhr.  v,  Schleimtz, 
durch  Erlass  des  Reichskanzlers  vom  34. 
Jimi  1881'i  imd  durch  kaiserl.  V.  v.  7.  Juli 

1888  der  Kompagnie  selbst  (bis  Ende  1897) 
übertragen.  Infolge  Vertrages  zwischen  der 
Regierung  und  der  Kompagnie  vom  23.  Mai 

1889  ging  aber  am  1.  November  1889  die 
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gesamte  Landesverwaltung  des  Sciiutzge- 
bietes  auf  das  Reich  über  und  wurde  d\irch 
den  kaiserlichen  Kommi&sar  ausgeübt  (kaiBerl. 
V.  V.  6.  Mai  1890,  B.G.Bl.  S.  67),  bis  1. 
September  189'i  der  frühere  Zustand  der 
Verwaltung  durch  einen  Landeshauptmann 
wieder  heimstellt  wurde.  Im  Jahre  1899 
gii^  aber  auch  das  Schutzgebiet  der  Neu- 
Gniaea-GeseUschaft  in  die  unmittelbare  Ver- 
waltung des  Reiches  endgütig  über. 

Zur  AusObimg  einer  unmittelbaren  Herr- 
schaft in  den  centralafrikanisciien  Sehiit/,- 
gebietea  (Ostafrika,  Togo  und  Kamenm) 
wurde  die  Regienmg  schon  durch  die  Be- 
gtiminungen  der  Oenenüakte  der  Brüsseler 
Antisklavereikonferenz  vom  2.  Juli  1890  ver- 
anlasst, welche  den  Regierungen  eine  Menge 
von  Pflichten  auferlegt ,  die  ein  direktes 
Einschreiten  der  Staatsgewalt  erfordern. 

War  schon  zur  Zeit  des  Fürsten  Bis- 
marck  den  auf  die  Erweiterung  des  deut- 
schen Kolonialbesitzes  gerichteten  Bestre- 
bungen eine  sekundäre  Rolle  zugewiesen 
woideo  (Aeussenuigen  des  Fürsten  Bismarck 
aus  dem  Oktober  1889:  »Die  Ei-haltiing 
von  Lord  Salisbury  habe  für  ihn  mehr  Wert 
als  ganz  Witu.  England  sei  für  uns  wich- 
tiger als  Zanzibar  und  Ostofrikao),  so  rSumte 
der  Reichskanzler  Graf  Caprivi  1890  bis 
1894  der  Kolonialpolitik  eine  noch  iinter- 
geordneteie  Rolle  ein.  Dies  ergebt  sich 
besonders  ans  dem  unter  seiner  Verantwort- 
lichkeit abgesclüossenen,  wenn  aucli  zum 
Teil  auf  kaiserlichen  Anordnungen  vom  2. 
Mai  1889  beruhenden  Zanzibarvertrag  vom 
1.  Jidi  1890  und  der  Art  der  Begründung 


Iq  der  amtlichen  Denkschrift  flber  die 
Bewe^rönde  zu  dem  dexitsch-engÜschen 
Abkommen  vom  1.  Jiüi  1890  wird  die  Änf- 
rechterhaltiing  guter  Beziehungen  zu  Eng- 
land über  alle  deutschen  Kolonialinteressen 
gestellt : 

„Allem  voran  atand  das  Beatreben,  unsere 
durch  StammeAveTwauilttichRft  und  durch  die 
g««chichtliche  Ent Wickelung  beider  Staaten  ge- 
gebenen gDten  Beziehungen  zn  England  weiter 
zu  erhalten  luid  la  befestigen  und  dadurch  dem 
eignen  Interesse  wie  dem  des  Weltfriedens  zu 
dienen." 

An  die  individuale  und  privat  wirtschaft- 
lich« Behandlung  kolonialer  deutscher  In- 
teressen, wie  sie  vor  1884  massgebend  war, 
erinnert  der  Satz: 

»Bei  dieser  Sachlage  einer  befi'eun- 
deten  Macht  wie  England  das  Protekto- 
rat über  die  Inseln  Zanzibar  und  Pemba 
zuzugestehen,  konnte  um  so  weniger 
Bedenken  haben,  als  kein  Gnmd  zu  der 
AnmJime  besteht,  dass  deutsche  Firmen 
luid  Personen  auf  der  Insel  unter,  eng- 
lischem Schlitze  schlecht  fahren  werden. 
Derselbe   Zustand   existiert    auf    \-ielen 


Steilen  der  Welt  und,  wenn  man  von 
nationalen  Motiven  absieht,  zur 
Zufriedenjieit  der  Deutschen.« 
Gegen  jede  Portsotztmg  einer  weiteren 
Occujtationspolitik  wendete  sich  ebenfalls 
die  Denischrift,  indem  sie  sagte: 

„Die  Periode  des  Flaggenhissens  and  des 
Vertrag^hli essen s  miiss  beendet  werden,  um 
das  Erworbene  nutzbar  zu  machen.  Es  beginnt 
jetzt  die  Zeit  ernster  unscheinbarer  Arbeit,  fUr 
welche  voraussieht) ich  auf  ein  halbes  Jahrhun- 
den ausreichender  Stoff  vorhanden  sein  wird." 
Seine  zurückhaltende  Behandlung  der 
Kolonial  Politik  begründete  Graf  Capnvi  in 
seinen  Reichstagsreden  vom  4.  und  5.  Fe- 
bruar 1891  und  17.  Februar  1894. 

Der  am  29.  Oktober  1894  erfolgte 
Wechsel  in  der  Person  des  Reichskanzlers 
hat  auch  einen  Umschwung  in  der  deut- 
schen Kolonialpolitik  herbeigeführt. 
Während  für  den  Grafen  Caprivi  der  Ab- 
sohlnss  des  Abkommens  mit  England  über 
Zanzibar  etc.  und  dessen  Begründung  sowie 
das  Wort  charakteristisch  war,  ihm  kOnue 
nichts  Schlimmeres  passieren,  als  dass  ihm 
ganz  Afrika  geschenkt  werde,  Äusserte  sich 
Fürst  Hohenlohe-Schillingsfürst 
in  seiner  ersten  Programmreile  im  Reichs- 
tage am  11,  Dezember  1894  Über  die  deut- 
sdie  Kolonialpolitik  in  folgender  Weise ; 

^Als  jüngste  Macht  ist  das  Deutsche  Beich 
iu  eine  Koloiiialpolitik  eingetreten.  Die  Be- 
weggründe, welche  das  ßeich  dasu  gefilhrt 
haben,  sind  wirtschaftlicher,  nationaler 
und  religiöser  Natur. 

Schon  vor  der  Begründung  des  Reiche« 
hahea  einsichtige  Männer  darauf  hingewiesen, 
dass  Deutschland,  nm  sich  den  Wettbewerb  aaf 
dem  Weltmarkt  zu  sichern  und  damit  auch 
seine  internationale  Machtstellung  zu  bewahren, 
darauf  bedacht  sein  müsse,  sich  neue  und  nn- 
abbingige  überseeische  Absatzgebiete  zu  schaffen 
and  den  überschiessenden  Kräften  der  Heimat, 
statt  sie  sich  zu  entfremden,  einen  neuen  Ranm 
zar  Entfaltung^  xa  gewähren.  Die  bisberige 
Eutwickelimg  in  dem  kurzen  Zeitraum  von  10 
Jahren  hat  bewiesen  —  und  die  dem  Reichstag 
vorgelegten  Denkschriften  legten  davon  Zeugnia 
ab  — ,  dass  diese  Anffassnng  zutrifft.  Der 
Handel  in  unseren  Kolooieen  nimmt,  wenn  auch 
nur  allmählich,  zu,  die  I'lantagen,  wenn  auch 
imter  schwerer  Arbeit  und  Opfern,  gewinnen  an 
AiiBdehnung-,  und  grosse  Gebiete  sind  geeignet, 
deutschen  Auswanderern  eine  Eiistenz  zu  ge- 
währen. 


gefühl  entsprungen,  welches  nach  Qrilndung 
des  Reichs  ein  Feld  der  Thätigkeit  fllr  das  ge- 
kräftigte nationale  Empfinden  suchte  ^  sie  lat 
eine  wertvoUe  Stärkung  des  Eiuheitsgedankeng, 
und  keine  Regierung  wird  dieses  neue  und  feste, 
die  einzelnen  Stämme  der  Nation  und  die  ver- 
schiedenen Schiebten  der  Bevölkerung  umschlies- 
sende  Band  entbehren  können  und  wollen. 

Die  deutsche  Kolon ialpolitik  bat  aber  auch 
eine  ideale  und  religiüse  Grundlage.    Es 
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näre  eioe  Hinderung  des  deutichen  NamenB  in 
der  Welt,  weuu  iiiciit  nuch  Am  deiitscbe  Voll« 
teiinehroeD  wollt«  au  der  Kulturmi»!sioii,  welche 
die  letaten  Greuel  der  Sklaverei  bcBeitigt  und 
das  Licht  des  Christentnni»  in  den  duukcln 
Weltteil  hineinträgt. 

Diese  verachiedeneu  Beweggründe  traten 
zu  Anfaug  vereinzelt  auf;  sie  treffen  mehr  und 
mehr  zusammen,  und  die  verbündeten  Regie- 
rungen sind  entschlussen,  jede  dieser  Richtungen 
gleichmässig  zu  fördern. 

Die  Auf  rech  terhaltung  unseres  Eolonialbe' 
sities  ist  ein  Gebot  unserer  nationalen  Ehre  und 
ein  Zeichen  unseres  nationalen  Ansehens.  Wir 
werden  ihn  zu  verteidigen  wissen.  Wir  werden 
ihn  aber  so  gestalten  müssen,  dass  er  wirt- 
schaftliche Selbständigkeit  erlangt,  von  den 
Naehbarge bieten  nicht  überflügelt  wird  und 
dass  die  Zukunft  der  deutschen  Eolonialpolitik 
nicht  beeinträchtigt  wird.  Zur  Erlangung 
dieses  Ziels  bedarf  die  Regierung  der  Unter- 
stützung aller  Kräfte  der  Nation.  Sie  wird  am 
wenigsten  auf  die  Unterstützung  der  eh risl liehen 
Misaionageeellschaften  verzichten,  ohne 
deren  opfeitreudige  und  segensreiche  ThStigkeit 
das   gesarote   Kolonial  werk    in    Frage   ^st«llt 


volle  Freiheit  in  der  Ausübung  ihres  Berufes 
in  allen  Scbutz^bieten  gestatten.  Wie  dies 
bereite  schon  einmal  au  dieser  .Stelle  hervor- 
gehoben worden  ist,  wird  die  durch  die  Kongo- 
akte gewährte  Knl tustreiheit  auch  in  den- 
jenigen Gebieten  beobachtet  werden,  auf  welche 
sie  formell  keine  Anwendung  findet.  Bei  Be- 
obachtung dieser  Gnmdsätze  noffen  die  verbün- 
deten Regierungen,  die  thätigen  Anhänger  der 
Kolonial  Politik  zu  neuem  Eifer  zu  ermautern 
und  die  Schutzgebiete  dem  allgemeinen  Besten 
nutzbar  zu  machen,  ohne  durch  übertriebene 
Massnahmen  andere  wichtige  Interessen  des 
Reichs  blosszuatellen." 

Die  Reiebskanzlerschaft  des  Fürsten 
Hohenlohe  hat  die  in  den  Jahren  1890  bis 
1894  eingetreten  gewesene  Depression  in 
der  deutschen  Kolonialpolitik  allmillilich 
wieder  beseitigt,  eine  weseuüiche  Äiistleli- 
nnng  des  Kolonialbesitzes  alleixliuss  nicht 
herbeizuführen  vermocht,  mit  Ausnalime  der 
Erwerbung  von  Kiaulschou  Ende  1897, 
Samoas  und  der  Karolinen  1899 ;  aucli  die 
Abgrenzung  der  noch  offenen  Grenzen  Ka- 
meruns und  Togos  ist  in  einer  weni^  voi-- 
teilhaften  Weise  erfolgt,  aber  für  die  innei« 
Entwickeliuig  der  Schutzgebiete  ist  vieles 
gesdiehen. 

Der  Reichskanzler  Graf  Caprivi  hatte 
die  Absieht  gehabt,  das  deutsche  sfidwest- 
afrikanische  Schutzgebiet  wieder  aufzugeben. 
Um  die  Gründe  hierfür  zu  beseitigen  iiud 
die  Aiifselüiessting  des  Gebietes  zu  be- 
schleunigen, Hess  sicli  der  Kolonialdirektor 
Dr.  Kaysor  dazu  verleiten,  eugÜBche  Kai>i- 
talieu  in  das  Land  zti  zielien  und  an  ganz 
oder  halb  englische  Gesellschaften  grosse 
Landkun Zessionen  zu  erteilen.  Diese  "Ver- 
suche  wurden  von  seinen  Nachfolgern  fort- 


gesetzt und  von  dem  Kolonialdirektor  von 
Buchka     in    Kamerun     zu     einem     System 

Sussartiger  Land  kon  Zessionen  ausgebaut. 
er  Uüwille  über  die  sich  hieraus  ergeben- 
den Gefalu^n  für  die  nationale  Zukunft  der 
Schutzgebiete  führte  aber  1900  den  Sturz 
von  Buclikas  herbei.  Damit  ist  für  die 
künftige  deutsche  Kolonial poljtik  die  Frage 
der  Landkouzessionen  und  die  gesamte 
1  Agrarpolitik  sehr  in  den  Vordergrund  ge- 
riSckt  worden. 

Einer  planmäasigen  Regelung  des  Aus- 
wandcrungswesens  standen  bisher 
Anscliauungen  des  laissez  aller  auf  der 
einen,  agrarische  und  poKzeiliche  "Voreinge- 
nommenheiten auf  der  anderen  Seite  hin- 
dernd im  Wege.  Auch  der  Entwurf  eines 
AuswandenmgBgesetzes  aus  dem  Jalu«  1892 
stand  noch  auf  diesem  ablehnenden  Stand- 
punkte. Erst  das  Auswandenmgsgeselz  vom 
7.  Juni  1897  ist  geeignet,  die  Grundlage  für 
eine  ixisitive  Auswandeningspolitik  zu  geben. 

Die  wissen  schaftliclien  Gesellscliaften 
Deutschlands  Ikatten  frilher  mangels  deut- 
scher Schutzgebiete  ihre  Mittel  zur  Ei-for- 
schimg  fremder  Ei-d  teile  iu  intern  ati  Dualer 
Weifte  aufgewendet.  Auch  bei  der  »Afri- 
kanischen Gesellschaft  in  Deutsch- 
land«, die  aus  Reichsmttteln  unterstützt 
wurde,  war  dies  der  Fall,  bis  diese  Gesell- 
schaft in  einer  Denksclu-ift  \om  Mai  1883, 
also  noch  vor  Inaugurierung  der  amtlichen 
territorialen  Kolonialpolitik,  ein  nationales 
Arbeitsprogramm  entwickelte,  das  die  wis- 
sen schaltÜchen  Arbeiten  in  den  Dienst 
ideutschei'  Kiütivatiom  stellon  wollte.  Die 
Gesellschaft  ist  auch  dann  demgomfiss  ver- 
fall ren.  Trotzdem  wurtle  ihr  später  die 
V^erfflgTing  über  den  jährlich  150000  Mark 
und  später  200000  Mark  betragenden 
Afrikafonds  (der  bis  1.  April  1886  vom 
Keichsamte  des  Inneren,  von  da  ab  vom 
Auswärtigen  Amte  verwaltet  wtu'de)  ent- 
zogen und  von  der  Bwienmg  direkt  über- 
nommen. Die  Vei-wendiing  erfolgt  seitdem 
ausschliesslich  ziu'  wissenschaftheben  Er- 
forschung der  Hinterlander  von  Togo,  Kame- 
run, Südwestafrika  und  in  der  Sfldsee. 
Denkschrift  über  die  Verwendung  des  Afri- 
kafonds vom  1.  April  188G  bis  31.  März 
1891  (D.  K.-Bl.  1S91,  S.  49).  Seitdem  wer- 
den jährlich  mit  dem  Etat  Denkschriften 
Über  die  Verwendung  des  Äfrikafouds  ver- 
öffentlicht. 

Diese  Beschränkung  der  Verwendung  des 
Äfrikafouds  von  jälirlich  200000  Mark  auf 
die  deutschen  Schutzgebiete  in  Afrika  und 
in  der  Südsee  hat  eine  planmässige  wissen- 
schaftliche Erfoi^ichung  der  Schutzgebiete 
ermöglicht.  Auch  in  den  jüngsten  Jahren 
ist  Hervorragendes  auf  den  Gebieten  der 
Landesaufnahme  und  Kartograiihie,  der  Me- 
teorologie, Tropen  hygiene,  Geologie,  Zoologie, 
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Botanik  geleistet  worden,  teils  durch  beson- 
ders angestellte  Beamte  und  im  Zusammen- 
wirken mit  den  Vei'waltimgsbeamten  der 
Schutzgebiete  und  den  Offizieren  der  Marine, 
teils  durch  wissenschaftliche  Beauftragungen 
dieser  Beamten,  teils  in  festen  Beobachtungs- 
stationen,  teils  diirch  Änssendiing  von  For- 
schun  gsreisen  den . 

Die  Verarbeilung  der  Forschungsergeb- 
nisse erfolgt  durch  die  botanische  Centräl- 
stelle  uod  andere  Institute  der  Universität 
Berlin,  die  Veröffentlichung  der  Ergebnisse 
durch  die  Mitteilungen  aus  den  deutschen 
Schutzgebieten  (Wissenscliaftliche  Beihefte 
zum  Deutschen  KoIoniaLblatte). 

Auch  die  Erforschung  der  Sprachver- 
hältuisse  der  Eingeborenen  und  der  gesam- 
ten Ethnographie  der  Schutzgebiete  hat 
grosse  Fortechritte  gemacht.  Wenigstens  iu 
Afrika  ist  dei-  Vorspnmg,  den  andere  Kolo- 
nialmächte in  der  wissenschaftlichen  Erfor- 
schung ihrer  Schutzgebiete  frilher  besaasen, 
durch  die  deutsche  Wissenschaft  fClr  ilie 
deutschen  Schutzgebiete  schnell  überholt 
wonlen. 

Ceber  die  allgemeinen  Verhältnisse  des 
orientalischen  Seminars  in  Berlin  orientieren 
die  von  diesem  seil  1893  jährlich  erstatteten 
Berichte. 

Das  Deutsche  Kolonialblatt  und  das 
Koloniale  Jahrbuch  bringen  in  jedem  Jahr- 
gange  ausführliche  Berichte  fiter  die  Mis- 
moosthatigkeit  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten. 

Seit  dem  XV.  Jahrgang  (1894)  enthält 
das  statistische  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Beich,  herausgegeben  vom  kaiserlichen  sta- 
tistischen Amt,  ein  die  deutschen  Schutz- 
gebiete tehandelndes  Schlusskapitel,  in  dem 
übersichtliche  Nachweisungon  über  Schutz- 
ertlärimg,  Begrenzung,  Flächeninhalt,  Ver- 
waltuugs-  und  Gerichtsbezirke,  Hauptuieder- 
lassuugen  und  Zahl  der  Europäer  imd  Deut- 
schen, Stärke  der  Sohutztruppen,  Etat, 
AuBsenhandel  der  Schutzgebiete,  Handel 
des  deutschen  Zollgebiets  mit  den  deutschen 
Schutzgebteten  en^lten  sind. 

3.  Deutsches  Kolonialrecht,  a)  Völ- 
kerrecht. Die  deutschen  Schutzgebiete 
bilden  zwar  völkerrechtlich  einen  Teil 
des  Deutschen  Reichs;  nicht  ater  staats- 
rechtlich, da  der  Art.  1  der  R.V.  auf  sie 
keine  Anwendung  findet.  Demgeraüss  gelten 
äe  nur  ausnahmsweise  und  soweit  dies 
durch  Reichsgesetze  ausdrücklich  ausge- 
sprochen winl,  als  Reiehsinland. 

Die  Schutzherrschaft  über  die  Gebiete 
der  dcutsch-ostafrikanischen  Gesellschaft  und 
Ober  die  der  Neu-Guinea-KompagDie  war 
eine  indirekte,  solange  diesen  Hoheitspechte 
eingeräumt  waren. 

Jetzt  ist  <.lie  Souveränität  des  Deiitschen 
Seichs  in  aUen  Schutzgebieten  eine  unmit- 


telbare und  absolute,  soweit  sie  nicht  dm-cü 
Verträge  mit  eingeborenen  Stammeshäupt- 
lingen (z.  B.  in  Südwestafrika)  eii^schränkt 

Bemerke  na  werter  weise  spricht  die  Amts- 
sprache von  »Schutzgebieten"  und  »Schutz- 
truppen-.,  dagegen  voo  »Kolonialabteilung« 
und  »Kolonialrat'. 

In  völkerrechtlicher  BeKiehung  be- 
ruht das  deutsche  Kolonialrecht  auf  der 
Oeneralakte  der  Berliner  Konferenz  vom  26. 
Febniar  18S5  (R.G.Bl.  1885  S.  215)  und  auf 
der  Generalakte  der  Brüsseler  Antisklaverei- 
konferenz  nebst  Deklaration  vom  2.  Juli  1890 
(RG.B1. 1B92,  S.  605,  D.  Kol.-Bl.  1891,  S.  215) 
sowie  auf  den  internationalen  Verträgen,  in 
denen  die  kolonialen  Ei'werbungen  Deutsch- 
lands durch  die  europäischen  Mächte  aner- 
kannt und  die  Grenzen  dieser  Erwerbimgen 
gegenüber  den  kolonialen  Nachbargebieten 
festgesetzt  wurden.  F^s  sind  dies  die  Ver- 
träge mit  folgenden  Mächten: 

Internationale  Gesellschaft  des  Kongo, 
8.  November  1884.  (Anerkennung  der  Fla^e 
und  der  Grenzen  (les  Gebietes  der  Gesell- 
schaft durch  deutsche  Statuierung  der  Zoll- 
freihett  in  diesem  Gebiet.  Einräumung  des 
Moistbegünstigimgsrechtes  an  Deutschland.) 
R.G.B1.  1885,  S.  211. 

KongoBtaat,  25.  Juh  1890,  21.  März 
1891.  ( Ausliefern ngs-  und  Rechtshilfever- 
trag.)   K.G.BI.  IWIl,  S.  91. 

.Zanzibar,20.  Dezember  1885.  (Freund- 
schaft»-, Handels-  und  Schi ffalirts vertrag.) 
R.G.BI.  1886,  S.  261.  Zusatz  vom  11.  August 
1886  1.  e.  S.  285. 

G.  V.  15.  Februar  1900,  wonach  durch 
kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des 
Bundesrates  die  auf  Exterritorialrechte  be- 
züglichen Voraehriften  des  Vertrages  vom 
20.  Dezemter  1S85  ganz  oder  teilweise  aussei' 
Anwendung  gesetzt  werden  können. 

Portugal,  Vertrag  von  Lissabon,  30. 
Dezember  1886.  (Festsetzung  der  Grenzen 
in  Südwest-  und  in  Südostahrika  tmd  Aner- 
kennung der  Ansprüche  Portugals  auf  das 
Gebiet   zwischen  Angola  und  Mozambiqne.) 

Portugal,  nach  erfolgter  Hissung  der 
deutschen  Flagge  am  17.  Juni  1894  Noten- 
austausch von  1-894.  wonach  als  Grenze 
zwischen  Deutschostafrika  und  Mozambique 
eine  Linie  vereinbart  wird,  welche  nördlich 
des  Kap  Delgado  auf  dem  Breiteugrade  10" 
40'  von  der  Küste   bis    zum  Rovumo   läuft. 

Spanien,  12.  Febniar  und  30.  Juni 
1899,  Erwerbung  der  Karolinen,  Paiau  und 
Marianen. 

Grossbritannien,  22.  September  und 
8.  Oktober  1884.  (Anerkennung  des  deutschen 
Protektorats  fiber  Südwestafrika,  Nieder- 
setzung einer  gemischten  Kommission  zur 
Prüfung  der  Ansprüche  auf  Privateigentum 
oder  Niitzungsrecnte,  welche  vor  der  deut- 
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sehen  SchutzerkläruDg  englische  ünterthapen 
in  dem  unter  deutscheo  Schutz  gestellten 
Oebiete  und  deutsche  IteichsaagehSiige  in 
der  Walfischbai  und  auf  den  in  d,?r  engli- 
schen Besilzei^eifuiigeurkiinde  vom  27.  Fe- 
bruar 1867  genannten  Inseln  bei  Angra  Pe- 
(luena  erworben  zn  haben  behaupten.  —  Die 
Kommission  Bieber-Shippard  tagte  14.  März 
bis  4.  September  1885.) 

ürossbritannien,  25.  und  39,  April 
1W85.  (Festsetzung  der  Grenzen  zwischen 
dem  deutschen  Schutzgebiete  und  den  eng- 
liachen  Besitzungen  auf  Neu-Guinea  [Kaiser 
Wilhelms-Ijand]  und  im  Bismarck-Archipel.) 
R.Anz.  144  v.  23.  Juni  1885. 

Grossbritannien,  29.  April,  7.  und 
16.  Mai,  2.  Juni  1885.  (Festsetzung  der 
Grenzen  von  Kamerun,  Zurückziehung  des 
deutschen  Protestes  gegen  die  Hissung  der 
englischen  Flagge  in  Santa-Luda-Bucht,  der 
Verzicht  auf  Gebietserwerbungen  an  der 
Küste  zwischen  der  Natalkolonie  und  der 
Bucht  von  Delagoa.) 

Grossbritannien,  27.  Juli.  2.  August 
1886.  ( Verlan eenuig  der  Grenzhnie  in 
Kamerun  nach  dem  lunei-n  bis  zum  Benue.) 

Grossbritannien,  29.  Oktober,  1.  No- 
vember 1886.  (Abgrenzung  der  Souveräni- 
tätsgebiete  des  Sultans  von  Zanzibar,  An- 
erkennung des  Zoll  Vertrags  der  deutsch- 
oetafrikani scheu  Gesellschaft  mit  dem  Sultan 
von  Zanzibar,  Abgrenzimg  der  deutsch-eng- 
lijächeo  Interessensphäre,  Deutschland  tritt 
dem  die  Unabhängigkeit  Zanzibars  anerken- 
nenden Vertr^e  zwischen  England  und 
Frankreich  vom  10.  März  1862  bei.) 

Grossbritannien,  l.Juü  1890.  (Nähere 
Festsetzung  der  Grenzen  in  Ost-,  Sttdwest- 
und  Wealafrika,  Deutschland  giebt  Schutz- 
herrschaft Aber  Witu  auf,  erhält  Helgoland.) 
Denkschrift  Aber  die  Beweggründe  zu  dem 
deutsch-englischen  Abkommen. 

Grossbritannien,  27.,  28.  Oktober 
1890.  (Abtretung  der  Küste  des  deutschen 
Interessengebietes  in  Ostafrika  Auich  den 
Sultan  von  Zanzibar.) 

Grossbritannien,  16.Novemberl893. 
(Weiterf  flhnmg  der  deutsch-engl  isehenGren  ze 
von  Kamerun  bis  zum  Tschadsee.) 

Grossbritannien,  14,  November  1899. 
(Eh-werbung  von  Samoa,  Verlust  von  Tonga 
und  einigen  Salomonsinseln,  somit  Abgren- 
zung der  Interessensphären  in  der  Südsee 
und  in  Togo.) 

Grossbritannien,  5,  Mai  1894.  (Ver- 
trag über  die  Auslieferung  der  Verbrecher 
zwischen  den  deutschen  Schutzgebieten  so- 
wie Mideren  von  Deutschland  abhängigen 
Gebieten  und  den  Gebieten  Ihrer  Grossbri- 
tannischen Majestät.) 

Frankreich, 24. Dezemt>erI88ü.  (Fest- 
setzimg  der  Grenzen  an  der  Biafra-Bai 
[Kamerun],  an  der  Sklavenküste  [Togo],  der 


Verzicht  auf  die  zwisclien  dem  Rio  Nutiez 

und  dem  Mellacoree  gel^enen  Gebiete 
[Koba  und  Kabitai]  in  Senegambien,  Ueber- 
lassung  der  »Inseln  unter  dem  Wind»  in 
der  Süd&ee  an  Frankreich.) 

Frankreich,  17.  November  1890.  (An- 
erkennung der  deutschen  Erwerbungen  In 
Ostafrika  und  der  französischen  Sdiutzherr- 
schaft  über  Madagaskar.) 

Frankreich,  lö.  März  1394,  (Abgren- 
zung von  Kamerun  gegen  die  Kolonie  des 
französischen  Kongo  und  Abgrenzung  der 
Interessensphäre  am  Tschadsee.) 

Frankreich,  23.  Juli  1897.  (Abgren- 
zimg des  Hinterlandes  von  Togo  und  Er- 
werbung des  Monodreieckes.) 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika,  2. 
"""""     (Teilung  der  Samoarlnsel- 


grup 


?■), 


Niederlande,  21.  September  1897. 
(Vertrag  über  die  Auslieferung  der  Ver- 
brecher zwischen  den  deutschen  Schutz- 
gebieten sowie  den  sonst  von  Deutschland 
abhängigen  Gebieten  und  dem  Gebiete  der 
Niederlajide  sowie  den  niederländischen 
Kolonieen  und  auswärtigen  Besitzungen.) 

Im  Gegensatze  zu  den  verfassungsmäs- 
sigen Verpflichtungen  der  meisten  anderen 
Staaten,  diese  völkerrechtlichen  Verti'äge  der 
Genehmigung  ilu^r  Volksvertretungen  zu 
unterbreiten,  besteht  auf  der  Seite  des 
Deutschen  Reiches  eine  derartige  Verpflich- 
tung nicht.  Nach  Art.  11  der  deutschen 
Verfassung  hat  der  Kaiser  das  Reich  völ- 
kerrechtlich zu  vertreten,  im  Namen  des 
Reichs  Krieg  zu  erklären  imd  Frieden  zu 
schliessen,  Bündnis.se  und  andere  Ver- 
träge mit  fremden  Staaten  einzu- 
gehen u.  s.  w.  Diese  Bestimmung  ist  bis- 
her da)iin  ausgelegt  worden,  dass  bei  Ver- 
trägen, bei  denen  der  Kaiser  für  das  Reich 
Kolonieen  erwirbt  oder  auf  giebt,  die  Zu- 
stimmung des  Bundesrates  und  des  Reichs- 
tages an  sich  niclit  erforderlich  sei  imd 
nur  dann  erforderlieh  werde,  wenn  diese 
Verti'äge  finanzielle  Verpflichtungen  ent- 
halten (wie  der  Vertrag  zwisclien  dem  Reich 
und  Spanien  vom  12.  Februar  und  30.  Juni 
1899  we^n  Abtretung  der  Karolinen,  Palau 
und  Mananen,  da  in  tliesem  die  Zahlung 
von  25  Millionen  Peseten  an  Spwiien  be- 
dungen wurde)  oder  wenn  sich  finanzielle 
Verpflichtungen  mittelbar  aus  ihnen  Ergeben 
(was  bei  allen  reichsunmittelbar  verwalteten 
Schutzgebieten  durch  Bewilligimg  ihres  ersten 
Etats  zu  geschehen  hat)  oder  wenn,  wie 
bei  dem  Hinzutritt  Helgolands  zu  einem 
Bundesstaat  (Preiissen)  und  damit  zn  dem 
Deutschen  Reiche,  eine  verfassungsmässige 
Bestimmung  alteriert  wird  (wie  im  Art  1  das 
Bundesgebiet,  also  G.  v.  15.  Dezember  1890 
betr.  die  Vereinigung  von  Helgoland  mit 
dem  Deutschen  Reiche).     Am  järadoxesten 
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erscheint  das  R.G.  v.  15.  Februar  1900,  das 
von  <ler  Erworbung  Samoas  und  den  da- 
rüber abgeschlosseuen  Verträgen  mit  Gross- 
britannien vom  14.  November  1899  und  mit 
den  Verträgen  von  Amerika  vom  2.  Dezember 

1899  selbst  nichts  sagt,  sondern  nur  die  da- 
durch betroffenen  Huidelsrerträge  mit  Tonga, 
Samoa  und  Zanzibar  behandelt.  Dieser 
Rechlszustand  rauht  den  gesetzgebenden 
Faktoren  des  Deutschen  Reidies  jeden  Ein- 
fliiss  aiif  die  Vermehrung  oder  Verminde- 
rung des  deutschen  Kolonialbesitzes. 

b)  Staats-  und  Privatrecht.  In 
staatsrechtlicher  «nd  privatrecht- 
ticher  Beziehung  musste  das  deutsche  Ko- 
lonialrecht aus  dem  Considatsrechte  er- 
wachsen (s.  d.  Art.  Consularrecht  oben  Bd. 
m  S.  86),  da  die  Schutzgebiete  nur  aUmah- 
lich  ihre  frühere  Eigensciiaft  als  »Ausland« 
verloren  imd  die  deutschen  Rechte  und  die 
Rechte  der  Deutschen  dort  nur  allm&hlich 
von  individualen  sich  zu  territorialen  umge- 
stalteten. 

Fast  alle  das  deutsche  Kolonialrecht 
schaffenden  und  umgestaltenden  Gesetze  und 
Verordnungen  nehmen  deshalb  Bezug  auf 
die  R.G.G.  über  die  ConsiUai^erichtsbarkeit 
vom  10.  Juli  1879  und  v.  7.  April  1900  (R.- 
G.B1.  1879  S.  1R9  und  1900  S.  213). 

Zuerst  wurden  die  »Rechtsverhältnisse 
der  deutschen  Schutzgebiete«  geordnet  durch 
aO.  vom  17.  April  1886  (ß.G.Bl.  1886  S.  75). 
Zu  diesem  Gesetze  erschienen  Novellen  vom 
15.  >Iärz  1888,  vom  7.  Juli  1887,  vom  15. 
März  1888,  vom  2.  Juli  1899;  die  im  Jahre 

1900  vom  Reichstage  angenommene  Novelle 
ist  noch  nicht  publiziert. 

Infolge  dieser  Noveüen  machte  sich  eine 
neue  G^mtreduktion  erforderlich.  Diese 
erfolgte  imter  dem  19.  März  1888.  (R.G.Bl. 
1888  S.  71,  75.) 

Eine  zweite  Neuredaktion  soll  auf  Gnmd 
der  Novelle  von  1900  erfolgen  und  das  Ge- 
setz dabei  den  Titel  >  Schutzgebietgesetz  i 
erhalten. 

Da  in  dem  Schutzgebietgesetze  die  meisten 
Gegenstände  der  R^limg  durch  Kaiserliche 
Verordnung  vorbehalten  waren,  wurde  die 
Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Faktoren 
des  Reiches  nur  selten  in  Anspnich  ge- 
Dommen,  was  als  ein  Vorteil  für  die  Ent- 
wickeliing  des  deutschen  Kolonialrechts  an- 
gesehen werden  muss.  Ausser  den  NoveUen 
zum  Schntzgebietgesetz  und  den  jährlichen 
Reichsgesetzen  zur  Festsetzung  des  Haus- 
haltes der  Schutzgebiete  sind  seit  Bestehen 
der  deutschen  Schutzgebiete  nur  folgende 
Reich^esetze  kolonialrechtlichen  Inhaltes 
erlassen  worden,  von  denen  einige  auch  nur 
mittelbar  mit  dem  Kolonialrechte  in  Zusam- 
menhang stehen : 

Gesetze  betr.  die  Sehutztmppe  für  Deutsch- 
Ostafrika  vom  22.  März  1891,  für  Südwest- 


afrika und  Kamerun  vom  9.  Juni  1895  und 
für  alle  Schutzgebiete  vom  7.  Juli  1896. 

Gesetz  über  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Schutzgebiete  vom  30.  JUär^  1692. 

Gesetze  betr.  die  Postdampfschiftsver- 
bindung  mit  überseeischen  Ländern,  inabe- 
sondere den  deutschen  Schutzgebieten  vom 
6.  April  1885,  17.  April  1886,  27.  Juni  1887, 
1.  Februar  1890,  20.  März  1893.  13.  AprU 
1898,  25.  Mai  1900. 

Gesetz  betr.  die  Bekämpfung  des  Sklaven- 
handels und  Schutz  der  deutschen  Interessen 
in  Ostafrika  vom  2.  Februar  1889  und  betr. 
die  Bestrafung  des  Sklavenraubes  undSklaven- 
handels  vom  28.  Juli  1895. 

Gesetz  betr.  die  Consiilargerichtsbarkeit 
in  Samoa  und  die  Cebernahme  einer  Bürg- 
schaft seitens  des  Reiches  für  die  durcli 
Einrichtung  einer  anderweiten  Rechtspflege 
dort  selbst  erwachsenden  anteilm&ssigen 
Kosten  vom  6.  Juli  1890. 

Gesetz  über  das  Auswanderungswesen 
vom  9.  Juli  1897.  Gesetz  über  die  Consulai'- 
gerichtsbarkeit  vom  7.  April  1900. 

Selbst  so  wichtige  organisatorische  Be- 
stimmungen wie  die  über  die  Regelung  der 
Verwaltung  und  Rechtspflege  in  den  zu  den 
Schutzgebieten  nicht  gehörigen  Teilen  der 
deutschen  Interessensphären  in  Afrika  er- 
folgten nicht  durch. Eeichsgesetz,  sondern 
durch  Kaiserliche  Verordnung  vom  2.  Mai 
1894. 

Je  beschränkter  aber  die  Reichsgesetz- 
gebung auf  dem  Gebiete  der  Kolorialgesetz- 
f;ebung  gewesen  ist,  desto  ausgiebiger,  viel- 
eicht bis  zum  Ueberraass,  ist  die  Reglemen- 
tierung der  Kolonial  Verwaltung  durch  Ver- 
ordunuKen  des  Kaisers,  des  Reichskanzlers, 
des  Kolonialdirektors,  der  Gouverneure  und 
der  einzelneu  Verwaltungsbeamten  der  Schulz- 
gebiete gewesen.  Auch  nur  eine  üebersicht 
hierüber  zu  geben,  verbietet  der  Raum.  Von 
diesen  Verordnungen  sind  nur  die  Kaiser- 
lichen im  Rftichsgesetzblatte  enthalten,  die 
anderen  aber  in  dem  amtliclien  deutschen 
Kolonialblatte.  Ihr  Umfang  ist  schon  so 
sehr  angeschwollen,  dass  umfangreiche  pri- 
vate Veröffentlicliungen  fast  in  jedem  Janre 
erscheinen,  die  den  Stoff  zu  bewältigen  und 
übersichtlich  darziistellen  versuchen,  die  er- 
schöpfendsten sind  die  von  Riebow  und 
Zimmermann,  vgl.  unten  Litteratur. 

Ueber  die  Geltung  des  neuen  bürger- 
lichen Hechts  in  den  Schutzgebieten  vgl  D. 
Kol.-Zte.  1900,  S.  120,  131. 

c)  Verwaltung.  Da  der  Kaiser  nach 
§  1  des  R.G.  y.  17.  April  1886  die  Schutz- 
gewalt in  den  deutschen  Schutzgebieten  im 
Namen  dos  Reichs  ausübt  und  bei  Aus- 
übung dieser  Rechte  nur  ausnahmsweise 
(bez.  des  bürgerlichen  Rechtes,  des  Straf- 
rechtes ,  des  Prozesses  und  der  Gerichts- 
vei-fasBung  sowie  der  Genehmigung  des  Etats) 
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an  die  Zuatinuniing  des  Reichstages  und 
des  Biiiidesrales  gebunden  ist,  nat  der 
Kaiser  auch  die  gesamte  Verwaltung  zu 
ordnen  und  zuleiten.  Doch  ist  der  Reichs- 
kanzler fiSr  die  Verwaltung  verantwortlich. 
Die  ausübende  centrale  Verwaltungsstelle 
ist  das  unter  dem  Reichskanzler  stehende 
Auswärtige  Amt  imd  innerhalb  desselben 
die  seil  1.  April  1890  gebüdete  IV.  Ab- 
teilung, die  den  Namen  Kolonialabtei- 
lung führt  (D.  Kol.-Bl.  1890.  S.  119).  Durch 
Kfuserlichen  Erlass  vom  10.  Oktober  1890 
(Et.G.B].  S.  179)  wurde  bei  dieser  Kolonial- 
abteihmg  »als  sachverständiger  Beirat  fflr 
koloniale  Angelegenheiten  ein  Kolonial- 
rat erriclitet«,  Ausführungsverordnung  des 
Reichskanzlers,  D.  Kol,-Bl.  1890  S.  257,  Ge- 
schäftsordnung D.  K0I.-BI.  1891  S.  2r>7,  Mit- 
gliederverzeichnis D.  Kol.-Bl.  1891  S.  233, 
237,  2ri9. 

Durch  Kaiserliche  V.  v.  12.  Dezember 
1894  ist  die  gesamte  Verwaltung  der  deut- 
schen Schutzgebiete,  einscliliesshch  der  Be- 
höi-den  und  Beamten,  der  Kolonialabteilung 
des  Auswärtigen  Amtes  unterstellt  worden, 
welche  die  hierauf  hezögliehen  Angelegen- 
heiten unter  dieser  Bezeichnung  und  unter 
der  unmittelbaren  Verantwortlichkeit 
Reichskanzlers  wahrzunehmen  hat. 

Auch  die  srÄter  erworbenen  Schutzgebiete 
wurden  der  Kolonialabteilung  des  Auswärtigen 
Amtes  unterstellt,  mit  Ausnahme  von  Klaute 
schon,  das  dem  Kcichsmarineamt  luitersteht. 

Soweit  es  sich  um  die  Beziehungen  zu 
auswänigen  Staaten  und  um  die  aUgemeine 
Pohtik  handelt,  bleibt  die  Kolonialabteilung 
dem  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 
unterstellt  (D.  Kol.-Bi.  1H94  S.  647).  Durch 
diese  Anordnung  wiu^e  ein  Dualismus  be- 
seitigt, der  wie  in  anderen,  so  auch  in  den 
deutschen  Schutzgebieten  einen  Oegensatz 
zwisclien  den  civUen  und  raUitäriechen  Be- 
hörden herauszubilden  drohte. 

Schon  vorher  war  der  Kolonialabteilung 
eine  gi'Qssere  Selbständigkeit  eingeräumt 
worden,  als  der  Dirigent  der  Kolonialab- 
teilung, der  Wirkliche  Geheime  Legations- 
rat Dr.  Kayser  am  1.  April  1894  zum  Di- 
rektor im  Auswärtigen  Amt  ernannt  worden 
war.  Die  Nachfolger  Dr.  Paul  Kaysers 
(+  13.  Febr.  1898)  waren  Dr.  Frh.  v.  Rieht- 
hofen  1.  Nov.  1896  bis  1.  April  1898,  Dr. 
von  Buclika  1.  AprÜ  1898  bis  6.  Juni  1900 
und  Dr.  Stflbel  seit  0.  Jimi  1900. 

Fttr  den  Kobnialrat  verfügte  der  Reichs- 
kanzler am  14.  Ä^ril  189."),  dass  die  Er- 
nennung für  je  eine  Sitzungsperioile  des 
Kolonialrates  erfolgt.  Die  Zeitdauer  dieser 
Perioden  beträgt  3  Jahi-e.  Die  bisherigen 
Mitglieder  des  Koloniahales  blieben,  soweit 
sie  hierzu  bereit  wai-en,  auch  für  die  mit 
dem  10.  Juni  189,')  beginnende  dreijährige 
Periode  Mitglieder  dieser  Körperechaft.   Die 


Zahl  der  Mitglieder  wunle  von  20  auf  25 
erhöht. 

An  der  Spitze  der  Verwaltung  der  ein- 
zelnen Schutzgebiete  stehenGou  verneure, 
die  anfangs  die  Titel  Reichskommissare  und 
Landeshauptleute  führten. 

Die  Grundlage  für  eine  beginnende 
Selbstverwaltung  in  den  ScliuLzgobieten 
wurde  durch  V.  v.  3.  Juli  1K99  gelegt  betr. 
die  Vereinigung  von  Wohnplätzen  tu  den 
Schutzgebieten  zu  kommunalen  Verbänden. 

Das  Reichsgesetz  vom  30.  Mäi'z  1892 
bestimmt,  dass  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Schutzgebiete  jedes  Jahr  ver- 
anschlagt und  vor  Beginn  des  Etatjahres 
durch  Gesetz  festgestellt  werden  müssen. 
Die  Erläuterungen  zu  diesen  Etats  Voran- 
schlägen enthalten  in  der  Regel  interessante 
Mitteilungen  über  Entwiekelung  der  Schutz- 
gebiete. Noch  ausflthrlicbei«  amtliche  Mit- 
teilungen enthalten  die  in  jedem  Jahre  von 
jedem  Schutzgebiet  seitens  der  Kolonial- 
verwaltung abgefassten,  dem  Reichstage  vor- 
gelegten und  dem  D.  Kol.-Bl.  beigegc^enen 
Denkschriften.  Der  Etat  der  Schutzgebiete 
ist  bereits  jährlich  auf  mehr  als  80  Millionen 
Mark  angeschwollen.  Die  Rechnungslegung 
erfolgt  bisher  nach  den  für  die  Reichsein- 
uahmen  und  Ausgaben  geltenden  Vorschriften 
unter  Mitwirkung  des  Rechnungshofes.  Die 
durch  die  Besonderlieit  der  Schutzgebiete 
betlingte  Verzögerung  dieser  Rechnuogs- 
legtmg  lässt  aber  den  jetzigen  Zustand  als 
nicht  haltbar  erscheinen. 

Durch  Kaiseriiche  V.  v.  2.  Mai  1894 
(D.  Ko!.-Bl.  1894  S.  2GÜ)  wurde  der  Reichs- 
kanzler ermächtigt,  für  diejenigen  innerh^b 
einer  deutselien  Interessensphäre  in 
Afi-ika  gelegenen,  zu  dem  Schutzgebiete 
bisher  nicht  gehörigen  Gebietsteile,  hin- 
sichtlich deren  der  fortschreitende  Einfluss 
der  deutschen  Verwaltung  die  Vereinigung 
mit  dem  Schutzgebiete  angezeigt  erscheinen 
lässt,  die  hierzu  erford erheben  Anordnungen 
in  betreff  dei'  Organisatiun  der  Verwaltung 
und  Rechtspflege  nacli  Massgabe  der  für 
das  Schutzgebiet  geltenden  Vorschriften  zu 
treffen. 

Mit  dem  Fortschreiten-  der  Erforschiing 
und  der  Beheri-schung  der  Schutzgebiete  ist 
der  Unterschied  zwischen  Interessensphären 
und  VerwaltungsEcbieten  seitdem  inelir  und 
mehr  fallen  gelassen  wonlen. 

Die  einheitliche  Spracliweise  der  googra- 
pliischen  Namen  in  den  Schutzgebieten 
wurde  geregelt  durch  einen  Beschluss  des 
Kolonialrates  vom  AprU  1892  (D,  Kol.-Bl. 
1892  S.  407)  und  einen  Beschluss  einer 
Sachverständigenkommission  vom  Januar  1893 
(D.  Kol.-Bl.  1(193  S.  27).  Auf  Grund  dieser 
Feststellungen  sind  Namens  Verzeichnisse  auf- 
gestellt worden,  die  n.  a.  dem  im  Verlage 
Dietrich   Reimer  i   Co.    erschienenen 
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■'Deutschen  Kolonialatlas  für  den  amtlichen  i 
Gebrauch"  beigegeben  sind.  i 

Die  Berechtigung  zur  FühniDg  derl 
Reichsflaggre  und  anderer  Flaggen  über- 
haupt und  inabesondere  in  den  Schutz- 
gebieten  wurde  durch  Ktuserüche  VA'',  v, 
98.  Jidi  1H91,  8.  November  1892,  13.  und 
21.  August  1893  geregelt  (D.  Kol.-Bl.  18113 

5.  1,  415,  427). 

Eine  V.  V.  15.  Fehniar  1880  onlnete  die 
Ausflbang  der  Prisen gerichtsbarkeit  ans 
Änlass  der  ostafrikanischen  Blockade. 

Für  Ostafrika  erscliieneo  hierzu  am 
1.  März  und  20.  Juni  1893  Ergänzungsver- 
ordmmgen  {D.  Kol.-Bl.  1803  Ö.  21.'),  39,"»). 

Der  Bundesrat  beschloss  am  2.  Juni  1893, 
dasB  auf  die  Erzeugnisse  der  deutschen 
Koionieen  und  Schutzgebiete  die  Tertraga- 
m9ssigen  Zollsätze  in  Anwendung  zu 
bringen  sind  (D.  Kol.-Bl.  1893  S.  2S3). 

Die  Anwerbung  und  Ausführung 
von  Eingeborenen  aus  den  Schutzge- 
bieten wurde  für  Südwestafrika  verboten 
17.  Mai  1891  {D.  Kol.-Bl.  S.  332),  dag*^n 
geiegelt  für  Neu-Guinea,  !■").  August  1N8H, 
29.  Hai  1891,  19.  November  1891  (D.  Kol.- 
Bl.  1891,  S,  478,  1891,  S,  Um),  12.  Juli  1892 
(D.  Kol.-Bl.  1892.  S.  4.H1)  und  ffir  Togo 
24  Dezember  1891  (D.  Kol.-Bl.  1892,  S.  99). 

Ueber  die  Bestrafung  des  Sltlaveu- 
raubes  und  Sklavenhandels  wtu^le  am 
28.  Juli  1895  ein  Beichsgesetz  erlassen. 

Eine  gesonderte  Regelung  erlitt  das 
Bergrecht  in  seiner  Anwendung  auf  die 
sQdwestdeutsehen  Schutzgebiete  durch  V.  v. 
25.  März.  1888,  V,  v.  25.  August  1889,  V.  v. 

6.  September  1892.  auf  Togo  durch  V.  v. 
17.  August  1898,  auf  Deutsch-Ostafrika  durch 
V.  v.  9.  Oktober  1899. 

Die  kriegerischen  Ereignisse  des  Jahres 
188Ö  an  der  ostafrikanischen  Küste  erfor- 
derten eine  gesetzliche  Regelung  der  mili- 
tärischen Verhältnisse.  Die  önmdlago 
hierfür  schuf  das  Reichsgesetz  betr.  den 
Schutz  der  deutschen  Interessen  imd  Be- 
kämpfung des  Sklavenhandels  in  Ostafrika 
™m  2.  Febniai  1889  (RG.BL  S.  3)  des  In- 
haltes :  • 


Kh«Ei  IntereBsen  in  Ostafrika  wiril  eine  Snmme 
ha  BOT  Höhe  von  zwei  Millionen  Mnrk  zur  Ver- 
fügung ge»teHt.  S  2.  Die  Ausführung'  der  er- 
forderlichen Mawregela  wird  einem  Eeichs- 
kommisear  Dbertragen^  (WiasmAnn). 

Durch  K.G.  v.  22.  Mära  1891  (R.G.Bi. 
S.  n3,  D.  Kol.Bl.  S.  141)  wiuxle  eine 
skaiserliche  Schutztruppe  für 
Deutsch-Ostafrika«  geschaffen.  („§  1.  Zur 
Anfrechterhaltnng  der  GfTenttichen  Ordnung  and 
Sicherheit  in  Dentsch-Ofltiifrikft ,  innliesondere 
zur  Bekfinipfnng  des  Sklaven handel»«,  wird  eine 
Schntztruppe  verwendet,  deren  o1>erster  Kriegs- 
hen  der  Kaiser  iat.") 


Am  9.  April  1891  (D.  Kol.-Bl.  S.  107) 
wurden  Organisator! sehe  Bestimmungen 
für  die  Schutztruppe  erlassen  und  diese 
am  10.  Januar  1892  at^Ändert.    Unter  dem 

21.  November  18i)l  war  eine  Teihing  der 
Trappe  in  eine  eigentliche  Schutztruppe 
und  in  eine  Polizeitruppe  erfolgt  (D.  Kol.-Bl. 
J892,  S.  18.5). 

In  den  anderen  Schutzgebieten  wurden 
zimächst  kleine  Polizeitruppen  geschaffen, 
seit  1891  in  Kamerun,  seit  1892  in  Süd- 
westafrika, bis  die  kriegerischen  Verwicke- 
lungen mit  den  Eingeboi-onen  auch  in  diesen 
Schutzgebieten  die  Aufstellung  eigentlicher 
Truppenfeile  erforderlich  machten. 

Das  am  7.  JuU  1896  erlassene  Reichs- 
gesetz   enthält   Abändenmgen    des    G.    v. 

22.  Mäi-z  1891,  betr.  die  Kaiseriiche  Schutz- 
trupi«  für  Deulsch-Ostafrika,  und  des  G.  v. 
9.  Juni  189'>;  betr.  die  Kaiserlichen  Schutz- 
tnippcn  für  Südwestafrika  imd  für  Kamerun 
(Neue  Redaktion  vom  18.  Juli  1896,  R.G.BI. 
1896,  S.  053).  Dieses  Gesetz  enthält  aber 
nicht  nur  ßcstinunungen  über  Bildung.  Ei-- 
gÄnzung  und  Rechtsverhältnisse  der  Scnutz- 
tnipijen  und  die  Vei-soi^ing  ihrer  An- 
gehörigen, sondern  auch  über  die  Wehr- 
pflicht der  deutschen  ReichsaDgebÖrigen  in 
den  Schutzgebieten. 

Die  Voi-schriften  wegen  Erfüllung  der 
Dienstpflicht  bei  der  Kaiserlichen  Schutz- 
truppe in  Südwcstafrika  giebt  im  einzelnen 
die  Kaiserliche  V.  v.  ;{0.  März  1897.  Weitere 
Aenderangen  der  deutschen  Wehrordnung 
im  Interesse  der  Deut.schen  in  den  Schutz- 
gebieten enthält  dann  die  Kaiserliche  V.  v. 
22.  Mai  1899. 

„Zur  Zeit  (1900)  gielt  es  in  Ostafrika, 
Eamemn  und  Südwcstafrika  „Schutztruppen", 
für  Kiantschon  ,eine  Besstzung  nebst  enropti- 
schen  Stammtrappen".  Für  Togo,  Neu-Guinea 
und  die  SUdseegebiete  haben  wir  nnr  „Polizei- 
truppen".  Ausserdem  ist  in  Ostafrika  „eine 
FlotiUe'',  in  Kamerun  sind  einige  RegieriuigB- 
fahrzenge,  in  Kiantschou  bewirgt  die  Manne 
den  Stationsdienst,  für  Seu-Guinea  und  die  Süd- 
aee  ist  eine  .Anzahl  Reglern ngsd am pf er  filr  den 
Terwaltungs-  und  Polizeidienst  eingestellt.  In 
den  tropischen  Koionieen  finden  wir  im  allge- 
raeinen  nur  farbige  Mannschaften,  welche  jedoch 
auch  zu  Unterotlizieren  und,  wie  In  Ostafrika 
die  Sudanesen,  zu  Offizieren  ernannt  werden 
und  bis  zam  Hauptraann  aufsteigen  können. 
Danebeu  stehen  lu  derselben  Trappe  meist 
Offiziere,  l'nterofßziere  und  Beamte,  ohne  dass 
zwischen  den  letzteren  und  den  farbigen  Offi- 
rieren  ein  Subordinnt  Ions  Verhältnis  bestände. 
Gnnz  anders  ist  die  Organisation  in  Südwcst- 
afrika und  KiautschoH.  Hier  sind  vollständig 
ans  EnropSem  bestehende  Truppenteile  gebildet, 
aus  welchen  die  einzelnen  Jahrgänge  nach  Ab- 
leistung ihrer  freiwilligen  Dienstzeit  atgelüst 
werden.  Aber  anch  hier  ist  man  mit  Erfolg 
bemüht,  einheimische  Kräfte,  iu  Südwcstafrika 
Bastarda  und  in  Kiautschou  Chinesen  sowohl 
für  den  Polizei-  wie  auch  fßr  den  militärischen 
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Dienst  heranznbilden,  nm  die  gewaltigen  Kosten. 
welche  die  Unterhaltung  und  AbRisiing  des 
europäischen  PersoDals  kostet,  zu  veiringem" 
(Major  Gallns :  Das  deutsche  Kolonialheer  nach 
dem  Etat  1900— 1901,  in  den  Beiträgen  zur 
Kolonialpolitik  Heft  XVII). 

Das  deiitsche  Kobnialheer  zählte  im 
Jahre  1900  bei-eits  etwa  7630  Köpfe  und 
zwar  3400  Weisse  und  4230  Farbige.  Davon 
entfielen  auf  Ostafrika  2856.  KameruD  1010, 
Togo  159,  Südwestafrika  890,  Neu-Guinea 
212,  Karolinen  253,  Sainoa  36,  Kiautschou 
2496. 

Anfangs  waren  die  Offiziere  der  Polizei- 
\ind  Schutzti-uppen  vielfacli  mit  civilen  Ver- 
■waltimgsaufgaben  betraut,  während  anderer- 
seits Civil  verwaltiingsbeamte  militärische 
Obliegenheiten  zu  flbernehmen  hatten,  so 
dass  ihnen  militärischer  Rang  beigelegt 
werden  musste.  Das  letztere  ist  seit  1899 
wieder  m  Wegfall  gekommen.  Für  die 
bürgerliche  Verwaltung  werden  mehr  und 
mehr  bürgerliche  Verwaltungsbeamte  an- 
gestellt und  die  Arbeit  steil  uug  in  der  Ver- 
waltung mehr  und  mehr,  aber  vielleicht  zu 
schnell,  nach  heimischen  Auffassungen  ge- 
staltet. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  KoIoniaJ- 
beamten  wurden  durch  E.G.  v.  31.  Mai  1887 
und  durch  Buudesratsbeschluss  vom  22.  De- 
zember 1891  sowie  Verordnuug  des  Reichs- 
kanzlers vom  6.  Mai  1894  geregelt. 

Eine  der  dringendsten  Aufgaben  der 
Kolonial  Verwaltung  musste  die  Entwickelung 
der  Yerkehrsverhältnisse   mit   den   Schutz- 

febieten  und  in  den  Schutzgebieten  sein. 
n  ersterer  Beziehung  wurden  deutsche 
Dampferlinien  vom  Reiche  mit  namhaften 
Beträgen  unterstützt  (vgl  d.  Art.  Dampf  er- 
aubventionobenßd.llIS.  102).  In  beiden 
Beziehungen  hat  die  Reichspost-  und  Tele- 
CTaphen Verwaltung  ausserordentlich  viel  ge- 
leistet und  zwar  dureh  Herstellung  häufiger 
Poslverbindungen  mit  den  Schutzgebieten, 
durch  Anlage  vieler  Postämter  und  Agen- 
turen in  ihnen  und  durch  Anfänge  eines 
Telegraphen-  und  Fernsprechnetzes  in  einigen 
der  Schutzgebiete.  Ganz  wesentlich  zur 
Entwickelung  des  heimischen  Verkehrs  mit 
den  Schutzgebieten  trägt  es  bei,  dass  seit 
1899  die  Sätze  des  Postverkehra  mit  dcu 
Schutzgebieten  (und  mit  den  deutschen 
Kriegsschiffen  im  Auslande)  auf  die  IlOhe 
der  im  deutschen  Inlaude  geltenden  Sätze 
herabgesetzt  worden  sind.  Dagegen  fehlt 
es  noch  immer  &a  deutscheu  Unterseekabeln 
mit  fremden  Erdteilen,  so  dass  der  tele- 
graphische Verkehr  Deutschlands  mit  seinen 
Schutzgebieten  mid  den  im  Auslände  be- 
findlichen Kriegsscliiffen  leider  immer  noch 
diux^h  Fremde  kontrolliert  winl. 

Anfänge    zu    Schiffsdocks   imd   Schiffs- 


reparaturwertstfitten  sind  in  Ost-  und  West- 
afrika  gemacht  worden. 

Die  wenigsten  deutschen  Schutzgebiete 
verfügen  über  nennenswerte  schiffbareStröme. 
Der  \  erkehr  im  Inneni  war  deshalb  in  den 
tropischen  Kolonieen  auf  den  Menschenkopf, 
in  Südwestafrika  auf  den  Oehsenkarren  an- 
gewiesen. Der  Eisonbahnbau  war  daher  ein 
elementares  Bedürfnis  aller  grösseren  deut- 
schen Schutzgebiete.  Leider  hat  man  recht 
spät  mit  ihm  Anfänge  gemacht,  in  Süd- 
westafrika mit  der  Eisenbahn  Swakopmund- 
Windboek,  in  Ostafrika  mit  der  Usambara- 
bahn.  Der  Eiaenbahnbaii  im  grösseren  Stile 
wird  eine  Hauptaufgabe  künftiger  Kolonial- 
pohtik  sein. 

Zu  den  schwierigen  Aufgaben  aller  Ko- 
lonial Verwaltungen  gehört  von  jeher  die 
Schafftmg  eines  zweckmässigen  Land- 
rechtes, dieOrdnung  des  Landkonzessions- 
wcsens,  die  Schaffung  von  Kronland,  der 
Verkauf  und  die  Verpachtung  von  Krenland 
an  Private.  Diese  Aufgabe  ist  in  den  deut- 
schen Schutzgebieten  arg  vernachlässigt  wor- 
den, so  dass  in  dem  wichtigen  südwest- 
afrikanischen Gebiete  vor  grundsätzlicher 
Begehmg  der  Frage  der  grösste  Teil  des 
Landes  in  die  Hände  von  Spekulation sgeseU- 
schaften,  und  noch  dazu  vielfach  fremden, 
gefallen  ist 

Nachdem  für  Ostafrika  durch  Kaiserl.  V. 
V.  26.  November  und  Ausf.-V.  des  Reichs- 
kanzlers V.  27.  November  189Ö  (D.  Kol.-Bl. 

1895  S.  599)  und  für  Kamerun  dmx;h  Kaiseri. 
V.  V.  15.  Juni  1896  und  durch  Ausführungs-V. 
des  Reichskanzlers  dazu  vom   17.  Oktober 

1896  (D.  KoL-Bl.  1896,  S.  435,  667)  die 
Grundlagen  für  die  Scliaffung,  Besitz- 
ergreifung und  Veräusserung  von  Krenland 
und  über  den  Erwerb  und  die  Veräusse- 
rung von  Grundstücken  gegeben  worden 
waren,  fanden  diese  ihre  nächste  Anwen- 
dung in  der  Verleitumg  von  Riesenland- 
konzessionen an  die  SOdl^merun-  und  Nord- 
westkamemngesellschaften  16.  Januar,  31. 
Juli  und  17.  November  1899.  (D.  Kol.-Bl, 
1899  S.  117,  795,  800.)  Diese  Verieihimgen 
haben  in  dei*Oeffentliclikeit  heftigen  Wider- 
spmcli  erfahren. 

Dagegen  muss  eine  Verordnung  des 
Reichskanzlers  vom  20.  Januar  1900  durch- 
aus gebilligt  werden,  die  bis  auf  weiteres 
verbietet,  von  den  Eingeborenen  der  Karo- 
linen, Palau  imd  Marianen  Gnmdeigentuni 
auf  irgend  eine  Art,  sei  es  durch  Kauf, 
Tausch,  Sdienkung  oder  sonst  ein  Rechts- 
geschäft zu  erwerben  und  die  dieser  Be- 
stimmung zuwider  abgeschlossenen  Verträge 
für  rechtsun^tig  erklärt.  (D.  Kol.-BJ.  19U0. 
S.  94.)  Damit  ist  wenigstens  für  jene  Inst-I- 
gebiete  die  Grundlage  für  eine  rationelle 
Agrarpolitik  gegeben  worden. 

In   Deutsch-Ostafrika   ist   die   englisch- 
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ostindisclie  Walirung  beibehalten,  in  allen 
anderen  Schutzgebieten  aber  die  deutsche 
Reichawährung  eingeführt  worden. 

Der  Dcutsch-Ogtafrikanischea  Oesellschaft 
wurde  gestattet,  Silber-  und  Eupfermflnzen 
prägen  zu  lassen,  1  Bupie  =  6i  Peaas  = 
ca.  1  M.  50  Pf.  in  1,  i/s,  ^U  fiupie-Stficken. 
Diese  Gesellschaft  besitzt  für  Deutsch-Ost- 
afnka  das  Uünzrecht.  Kaiserl.  V.  14.  April 
1890. 

Für  die  drei  Schutzgebiete  Togo,  Kamerun 
und  Ostafrika  ist  seit  1892,  fKr  SüdwestaCrika 
seit  1897  eine  annähernd  zuverlässige  Statiatifc 
des  auswärtigen  Handels  eingerichtet  worden. 
Der  Oesamthandel  der  drei  ersteenannten 
Schutzgebiete  betrug  Millionen  Muirk  1892 

38.5,  1893  27,9,  1894  28,1,  1895  26,0,  1896 

25.6,  1897  26,4,  1898  34,0. 

Im  einzelnen  betrug  dieser  Handel  im 
Jahre  1898  ia  Mark 


Ausfuhr       Einfuhr 


OesaiDt- 
hiuidel 

Togo  .  .  .  1470400  3490900  3961300 
Ewmeinii  .  .  4  601  600  9  396  700  13  898  300 
Ostafrikft  .  .  4331900  11852600  16185500 
Süaweetafrik.  915700  5868100  6783900 
Zusammen  1 1  330  600    ag  5°8  400  40  829  000 

Diese  Gebiete  treiben  natflrhch  nicht  nur 
mit  dem  deutschen  Zollvereine  Handel,  son- 
dern Ostafrika  vorwiegend  mit  Indien,  Sfld- 
westafrika  vorwiegend  mit  Capland.  Immer- 
hin betrug  der  Oesamthandel  des  deutseben 
Zollvereins  mit  den  deutschen  Schutzgebieten 

Millionen  Mark  1892  13,2,   1893  10,2, 

10,2,  1895  8,9,  1896  11,3,  1897  14,2, 
16,8.  1899  20,8.  Im  einzelnen  betrug  dieser 
Handel  im  Jf^ire  1898  in  Mark  aus  dem 
bezw.  in  den  Zollverein 


Einfuhr       Ansfuhr 


Gesamt- 
handel 
Togo    und 

Kamemn  7  371  000     3  645  000    11  016  001 

Ostafrika  2  704  000        864  000      3  568  ooi 

Südwests 

afrika  5033000        166000      5199000 

Tteu-Guinea 

a.Harschall- 

inselu  666  000        360  000      1 026  000 

Zur  Kritik  derHandeisstatistik  der  Schutz- 
gebiete haben  sich  ausgesprochen  Eaerger 
im  Kol. -Jahrb.  VII  S.  145,  Hennann  und 
Zimmermann  in  der  Kol.-Ztg.  1900,  S.  93, 175. 

4.  Deutsch-Hüdwest^ika.  Auf  dem 
von  Damara  (Herero)  und  Nama  bevölkerten 
Gebiete  zwischen  Oranje  und  Kuneue,  das 
früher  Äugra  Pe<iiiena,  dann  Lüderitzland 
genannt  wurde  und  heute  amtlich  als  das 
aeutsch-südwestafrikaaische  Schutzgebiet  be- 
zeichnet wird,  waren  scbon  seit  1804  deutsche 
Missionare  und  seit  1842  die  rheinische 
Mission  sgesellschaft  thätig.  Infolge  der  fort- 
währeuden  Kämpfe  der  Eingeborenen  unter 

Budwerterbacfa  dar  StaBtawlsaenaohaCUii.    Zw«l(e  Andase.    Y, 


einander  lüsste  die  rheinische  Missionsgesetl- 
sohaft  schon  1864  auf  ihrem  Grundbesitz  in 
Oljimbiugwe  die  preussische  Fahne  imd  bat 
1868  Preussen  um  Schutz  und  Hilfe,  Im 
Jahre  1876  stellte  aber  Palgrave  das  I^md 
unter  englische  Protektion,  und  am  12.  Ufirz 
1878  hisstc  ein  britisches  Kriegsschiff  in  der 
Walfischbucht  die  britische  Flagge  und 
annektierte  diesen  Hafen  und  15  englische 
Meilen   im   Umkreis.     Doch   mussten  sich 

1880  die  Engländer  aus  dem  Limde  zurück- 
ziehen, und  nur  das  Walfischbuchtgebiet 
blieb  unter  englischer  Hoheit    Als  im  Jahre 

1881  ein  erneuter  Yersuch,  die  englische 
Begierung  zum  Schutze  der  deutschen  Mis- 
sionare   zu  veranlassen,    misshing  und   von 

1882  an  F.  A.  E.  Lüderitz  aus  Bremen  in 
dem  Gebiete  Handelsuntemehmungen  begann 
und  den  Schutz  des  Reiches  erbat,  die  eng- 
lische Regierung  und  noch  mehr  die  Regie- 
rung der  Capkolonie  aber  crosse  Schwierig- 
keiten machten,  wurde  Lüderitz  beschieden, 
dass  sein  Unternehmen  auf  den  Schutz  des 
Reiches  rechnen  könne,  wenn  es  ihm  ge- 
länge, einen  Hafen  zu  erwerben,  auf  welchen 
keine  andere  Nation  rechtlichen  Anspruch 
zu  erheben  vermöchte.  Das  von  Lüderitz 
ausgerüstete  Schiff  Tilly  landete  darauf  am 
9. — 12.  April  1883  in  Angra-Pequena,  und 
Lüderitz'  Agent  Vogdsang  kauft«  am  1.  Mai 

1883  von  dem  Häuptling  Josef  Fredericks 
in  Bethanien  den  Hafen  Angra-Pequena  mit 
einem  Gebiete  von  10  deutschen  Quadrat- 
meilen mit  allen  Hoheitsrechten.  Am  Hafen 
wurde  sogleich  das  Fort  Vogelsang  angelegt 
und  ein  Lagerhaus  erbaut,  urul  die  deutsche 
Korvette  Carola  übernahm  im  Oktober  1883 
den  Schutz  des  Hafens  gegen  fremde  An- 
sprüche. Lüderitz  erwarb  am  25.  August 
1883  von  Fredericks  weitere  900  deutsche 
Quadratmeilen,  das  Gebiet  vom  26"  südl. 
Br.  bis  zum  Oranjefluss,  20  geographische 
Meilen  von  der  Küste  landeinwärts.  Infolge 
weiterer  Schwierigkeiten  der  Engländer  tele- 
graphierte der  Reichskanzler  dem  deutschen 
Consul  Lippert  in  Capstadt  am  24.  April 
1884: 


bangen  nUrdUch  vom  OranjefLoBS  auf  deutschen 
Schutz  Anspruch  haben.  Sie  wollen  amtlich  er- 
klären, dass  er  und  seine  Niederlassungen  anter 
dem  Schutze  des  Eeiches  stehen." 

Deutschland  lehnte  dann  weitere  Ver- 
handlungen mit  der  Capkolonie  ab  und  er- 
klärte dem-  engiischen  auswärtigen  Amte 
am  8.  Oktober  1884,  dass  das  deutsche  Pro- 
tektorat in  Südwestafrika  territorialen  Cha- 
rakter trage. 

Inzwischen  war  dureh  die  Korvetten 
Leipzig  und  Blisabetli  am  7.  August  1884 
die  deutsche  Flagge  in  Angra-Pequena  ge- 
hisst  und  der  deutsclie  Schutz  über  dieEi-- 
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Werbungen  LOderitz'  verkClndet  woi-deu.    In 

f  leicher  Weise  stellte  das  Kanonenboot  Wolf 
ie  ganze  Küste  nOrdlich  von  Lüderitzland 
bis  Eiir  portugiesischen  Grenze  '^6**  bis  IH" 
südl.  Breite  unter  deutsehen  Schutz  durch 
FlaggenhissuDg  am  12.  Äupist  1884  in  Sand- 
wiclisliafen  und  dann  bei  Cap  Gross,  Cap 
Fiio  und  in  Spencerbucht  Am  19.  Äueiist 
1884  verkaufte  der  TopnaatMuptling  Piet 
H^bib  iD  Scheppmannsttort  an  Lüderitz  die 
Hoheitsrechte  über  seine  Gebiete  vom  2(i'' 
bis  22°  6üdL  Breite  mit  Ausschluss  des  eng- 
lischen Territoriumö  der  Waltischbucht,  am 
23.  November  1884  stellte  der  Generalconsul 
Haehtigal  (Uese  Erwerbung  unter  den  Schutz 
des  Deutschen  Reiches,  und  am  28.  Oktober 
1884  schloss  Nachtigal  mit  Josef  Fredericks 
im  Namen  des  Belcbes  einen  Schutz-  und 
Freund  Schafts  vertrag  ab.  Auch  ein  Verein, 
BD  dessen  Spitze  die  Berliner  Diskontegesell- 
schaft stand,  und  die  deutschen  Reichsan- 
gehörigen Haseuclever  und  Scheidweiler  er- 
warben im  Jahre  1884  Land-  und  Bergrechte 
in  den  dortigen  Gebieten,  und  im  Jalire  1885 
worden  weitere  privatrechtliche  und  hoheit- 
lidie  Rechte  von  den  südwestafrikanischen 
Häuptlingen  Maherero  und  anderen  ei-worben 
und  Schutz  vertrage  mit  ihnen  durch  den 
Reichskommissar  Dr.  Goering  und  den  Mis- 
sionar Büttner  abgeschlossen.  Die  »Wer- 
bungen der  Firma  Lüderitz  gingen  durch 
Vertrag  vom  3.  April  1885  an  die  »Deutsche 
Kolonialgesellschaft  für  Südwestafrika»  über, 
die  am  1^.  April  1885  die  Rechte  einer 
juristischen  Person  erhielt. 

Am  22.  September  1884  hatte  die  eng- 
lische Regienmg  Deutschland  endlich  als 
Nachbar  an  allen  Teilen  der  Küste  aner- 
kannt, welche  nicht  thatsächlich  im  britischen 
Besitz  seien,  und  nur  die  Walfischbuclit  und 
die  in  der  Besitzergreifungsurkunde  vom 
27.  Februar  18(i7  aufgeführten  Inseln  bean- 
sprucht sowie  eine  gemischte  Kommission 
für  streitige  Besitzansprüche  acceptiert  Diese 
gemischte  Deputation  erledigte  die  Ansprüche 
vom  14.  März  bis  4.  September  1885. 

Auf  eine  Anfrage  der  englischen  Regie- 
rung nach  den  Grenzen  des  dentsclien  Pro- 
tekterats   in   Südwestafrika  antwortete 
die  deutsche  Regierung  am  8.  Oktober  1884 : 
'Das   unter  Schutz  gestellte  Gebiet  um- 
fasst  die  gesamte  Kflste  von  Cap  Frio  bis 
-    zum  Oranjeflnss,  mit  Einschluss  der  völker- 
rechtlich als  Zubehör  des  Festlandes  zn  be- 
trachtenden Inseln,  ausgenommen  die  Wal- 
fisehbai   und   diejenigen  Teile   des   Fest- 
landes und  der  Inseln,  welche  etwa  ausser 
der  Walfischbai  als  unter  britischer  Ober- 
hoheit stehend  anzuerkennen  sind.     Eine 
genauere    Abgrenzung     auch     nach    dem 
Innern  zu  behält  die  Regierung  Sr.  Majestät 
späteren  Festsetzungen  nach  Massgabe  der 


Ent\vickelnng  der  Ansiedelungen  und  ihres 
Verkehrs  vor.« 
Die  englische  Regierung  ihrerseits  er- 
klärte, dass  sich  ihr  Protektorat  Aber  das 
Betschuanaland  im  Norden  bis  zum  22°  südl. 
Breite  ausdehne  und  im  Westen  bis  zum 
20"  Östi.  Länge  von  Green  wich  reiche. 

Das  deutsch-englische  Abkommen  vom 
1.  Juli  189Ü  setzte  im  Artikel  III  die  Grenzen 
Deutsch-Sttdwestafrikaa  vrie  folgt 
fest: 

„In  Südwestafrika  wird  das  Gebiet,  welches 
Deutschland  znr  Geltend  mach  ong  aeinea  Ein- 
flnsses  vorbehalten  wird,  begrenzt: 

1.  Im  Süden  doroh  eine  Linie,  welche  :m 
der  Mündnug  des  Oranjeäueses  beginnt  und  tm 
dem  Nonlufer  des  Flasses  bis  zu  dem  Pnokte 
hinaufgeht,  wo  derselbe  vom  20.  Grad  iSätlicher 
Länge  getroffen  wird. 

2.  Im  Osten  durch  eine  Linie,  welche  von 
dem  vorher  genannten  Punkte  ausgeht  nud  dem 
20.  Grad  östlicher  Litnge  bis  zu  seinem  Schnitt- 

Kimhte  mit  dem  22.  Grad  südlicher  Breite  folgt 
'ie  Linie  läuft  sodann  diesem  Breitengrade 
nach  Osten  entlang  bis  zu  dem  Punkte,  wo  er 
von  dem  21.  Grad  östlicher  Länge  getroffen 
wird,  sie  führt  darauf  in  nördlicher  Richtung 
den  genannten  Längengrad  bis  zn  seinem  Zn- 
samnientreffen  mit  dem  18,  Grad  südlicher 
Breit«  hinauf,  läuft  dann  in  Östlicher  Richtung 
diesem  Breitengrade  entlang,  bia  er  den  Tschobe- 
fluas  erreicht,  und  setzt  sich  dann  im  Thalweg 
des  Haaptlaufes  dieses  Flnsses  bis  zn  dessen 
MUndnng  in  den  Znmbesi  fort,  wo  sie  ihr  Ende 

Eh  ist  Einverständnis  darüber  vorhanden, 
dass  Deutschland  durch  diese  Bestimmung  von 
seinem  Schutzgebiet  aus  freien  Zugang  zum 
Zambesi  mittebt  eines  Laudstreifeus  erhalten 
sol),  welcher  au  keiner  Stelle  weniger  als  SO  eng- 
lische Meilen  breit  ist. 

Das  Grossbritanuien  zur  Geltendmachung 
seines  Eiuflusaea  vorhebalteue  Gebiet  wird  im 
Westen  nod  Nordwesten  dnrch  die  vorher  be- 
zeichnete Linie  begrenzt.  Der  Ngami-See  ist 
in  dasselbe  eingeschlossen. 

Der  Lauf  der  vnrgedachten  Grenie  ist  im 
allgemeiuen  nach  Muasgabe  einer  Karte  nieder- 
f^egebeu,  weklie  im  Jahre  18$)  amtlich  für  die 
britische  Regierung  angefertigt  wurde. 

Die  Festsetzung  derSiidgrenze  des  britischen 
W alfisch baigebiets  wird  der  Entscheidung  dnrch 
einen  Schiedsspruch  vorbehalten,  falls  nicht 
innerhalb  zweier  Jahre  von  der  Unterzeichnung 
dieses  Uebereinkommens  eine  Vereinbamng  der 
Mächte  über  die  Grenze  getroffen  ist." 

Die  Grenzlinie,  welche  in  Sfldweslafrika 
die  portugiesischen  und  deutscheu  Besitzungen 
scheidet,  folgt  gemäss  dem  Vertrage  vom 
30.  Dezember  1886  dem  Laufe  desKunene- 
üusses  von  seiner  Mündung  bis  zu  denjenigen 
WasseriäUen,  welche  südlich  von  Humbe 
tieim  Durch  bruch  des  Kunene  durch  die 
Sierra  Canna  gebildet  werden.  Von  diesem 
Punkte  an  läuft  die  Linie  auf  dem  Breiten- 
parallel bis  ziun  Kubango,  dann  im  Laufe 
dieses  Flusses  entlang  bis  zu  dem  Orte 
Andara,   welcher  der  deutschen  Interessen- 
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bleibt,  und  von  da  in 
gerader  Richtung  östlich  bis  zu  den  Strain- 
Bchoellcn  von  Katima  am  Sambesi. 

Auch  nach  Festsetzimg  der  äusseren 
Grenzen  des  Schutzgebietes  wurde  niit  dem 
Abschlug  B  von  Schutz  vertragen  mit  den 
einzelnen  Stammeshäuptlingen  fortgefahren, 
die  1880  gegründete  kleine  Bitten  republik 
Upingtonia  in  Ovamboland  stellte  sich  1886 
unter  deutschen  Schutz.  Auch  das  hen-eu- 
lose,  zwischen  Herero-  und  Ovamboland 
gelegene  Gebiet  wurde  1892  auadrflcklich 
unter  deutschen  Schutz  gestellt  (D.  Kol.-Bl. 
1892,  S.  4'rß).  Am  21.  Auguat  180O  war 
IL  a.  eia  Sohutzvertrag  mit  den  Häuptlingen 
der  ßonddswarts  und  Tseib  abgeschlossen 
worden.  Diese  Verträge  belatsen  den  Häupt- 
ÜDgeo  die  Gerichtsbarkeit  über  ilire  ünter- 
thanen  und  das  Steuerreoht 

Das  ursprünglich  friedlich  erworbene 
Schutzgebiet  hat  in  den  189:^  bis  1894  ge- 
fOhrten  Kämpfen  gegen  die  Witbois  uoch- 
mais  erworben  werden  mflsöen.  Anfang  des 
Jahres  189H  war  durch  die  Haltung  Witbois 
die  deutsche  Herrschaft  in  Südwestafiika 
zwar  nicht  erschüttert,  aber  doch  in  tVage 
gestellt.  Die  Bekämpfung  dieses  Bäuber- 
hiuptlings  —  der  >halb  Patriarch,  halb 
Prophet«  —  hat  der  deutschen  Schutztni])]«, 
die  von  öU  allmählich  auf  220  Mann  und 
später  öCMJ  Mann  erhöht  worden  war,  viel 
Anstrengungen  gekostet.  Anfangs  unter  den 
Brödem  von  Iran^ois,  dann  unter  Major 
Leutwein  hat  die  Schutztnippe  gegen  die 
Witboiö  einen  blutigen  Bauden-  und  Gebirgs- 
krieg  zu  füliren  gehabt,  der  mit  der  Ueber- 
rampehing  der  Feste  Hornkrans  am  12.  April 
1893  begann  und  mit  der  Unterwerfung 
Hendrik  Witbois  am  9.  September  1894  und 
seiner  zwangsweisen  Ansiedelung  in  Gibeon 
endete.  Der  Krieg  hat  nicht  mir  die  Hen- 
schaft  der  Deutstihen  im  Schutzgebiete  be- 
festigt und  ihr  tief  gesunkenes  Ansehen  bei 
den  benachbarten  Biiren  und  Engländern 
wieder  gehoben,  sondern  er  hat  auch  die 
Kenntnis  des  Landes  gefordert  und  seine 
Ansiedelung  vorbereitet.  Wider  Erwailen 
hält  Hendrik  Witboi  seitdem  in  Gibeou 
Frieden  imd  ist  ein  treuer  Bundesgenosse 
der  Deutschen  in  späteren  Kämpfen  ge- 
worden. 

Obgleich  die  Khaiias-Hottentotteu  schon 
im  Febniar  1894  gezüchtigt  und  ihr  räube- 
rischer Kapitän  Andries  Lambert  mit  dem 
Tode  bestiTift  worden  war,  machte  sich  doch 
Bchon  im  Dezember  1894  eine  neue  Expe- 
dition ge^n  die  Khauas-Hottentolten  not- 
wendig, die  aber  zu  einer  friedlichen  Rege- 
lung mit  dem  Kapitän  Manasse  Lambei-t, 
lind  zwar  unter  Beihilfe  Hendrik  Witbois, 
führte. 

Die  weisse  Gesamtbevölkerung  des  Schutz- 
gebietes  betrug   am    1.  Januar  1899   2872 


Köpfe,  darunter  1557  deutsche  Reiehsange- 
hörige,  76  Engländer,  90  Capländer,  72 
Transvaalburen.  Die  meisten  Weissen  wohn- 
ten in  Stt-akopmund  523,  Grosswindhoek  504, 
Warmbad  185,  Keetmanshoop  168,  Omaruru 
107.  Otümbingwe  106. 

Im  Interesse  der  Vermehrung  der  hoch- 
deutschen Bevölkerung  wird  ein  grosser  Teil 
der  dienstenüassenen  Mitglieder  der  Schutz- 
truppe im  Schutzgebiete  angesiedelt  und  die 
Auswanderung  deutscher  Mädchen  dortbin 
begünstigt.  Als  Folge  des  südafrikanischen 
Krieges  steht  eine  grössere  Einwanderung 
von  Buren  zu  erwarten. 

Die  auch  zuweilen  Damara  genannten 
Herero  büden  nach  Zahl  und  politischer 
Bedeutung  den  wichtigsten  Teil  der  einhei- 
mischen Bevölkerung.  Sie  bewohnen  haupt- 
sächlich das  innere  Hochland,  sind  ein  aus- 
gesprochenes Hirtenvolk,  im  Besitze  grosser 
Viehherden,  gelten  aber  als  ein  wenig  tüch- 
tiges und  brauchbares  Bevölkern ngseleraent. 
Die  zerstreut  im  Lande  wohnenden  Bet^- 
damara  sind  arme,  aber  brauchbare  und  für 
europäische  Kultur  zu^ gliche  Arbeiter. 
Die  mit  einer  gewissen  älteren  Kultur  aus- 
gestatteten Hottentotten  sind  im  Rückgänge 
begriffen,  widersetzen  sich  viellach  der  deut- 
schen Herrschaft,  versprechen  aber  nützliche 
Glieder  der  Bevölkerung  des  Schutzgebietes 
zu  wenlen.  Die  im  noi'döstlichsten  Teil  des 
Gebietes  wohnenden  Ovambo,  ein  Ackerbau 
treibendes  Volk,  sind  fleissigc  und  zuver- 
lässige Arbeiter  imd  von  grossem  Vorteil  für 
die  im  Gebiet  zu  leistenden  Kulturarbeiten. 
Die  meist  aus  dem  Caplande  eingewanderten 
Bastards  (Misi'hhnge)  sind  ein  kräftiges  Ge- 
schlecht mit  manchen  guten  Eigenschaften. 
Die  Zidfunft  des  Landes  gehört  aber  nicht, 
wie  behauptet  worden  ist,  diesen,  sondern 
einzig  un<l  allein  den  Weissen  und  zwar  vor 
allem  den  Deutschen  (Hindorf).  Die  Menge 
der  Eingeborenen  hat  noch  nicht  genau  fest- 

S stellt  werden  können,  sie  wird  auf  einige 
underttausende  geschätzt.  »Krankheit  im 
Hererogebiete  und  Armut  imNamalande  haben 
während  der  letzten  Jahre  die  Keihen  der 
Eingeboi-Gnen  stark  gelichtet.  Bei  beiden 
Stämmen  hat  der  wirtschaftliche  Nie<lergang 
zur  Dezimiening  geführt.  Bei  den  Hereros 
war  derselbe  eine  Folgewirkung  der  Rinder- 
[lest,  bei  den  Hottentotten  dagegen  eine 
solche  der  .^irbeitsunlust,  vei'bunden  mit  Ver- 
schwendungslust. Dieser  BAckgang  in  der 
Volkszahl  der  Eingeborenen  ist  selir  be- 
dauerlich, denn  das  Schutzgebiet  kann  weder 
in  bergbaiüichen  noch  in  landwirtschaftlichen 
Betrieben  der  eingeborenen  Arbeitskraft  ent- 
behren.« (Amtliche  Denkschrift  für  1898 
bis  1899.)  Die  Abgabe  von  Gewehren  und 
Munition,  von  geistigen  Getränken  und 
»Kölnischem  Wasser«  an  die  Eingeborenen 
ist  verboten  (D.  Kol.-Bl.  189.'.,  S.  402),  der 
14* 
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Ausschank  und  Verkauf  geistiger  Getränke 
Überhaupt  und  das  Hausierwesen  Bind  streng 
geregelt  und  besteuert  worden. 

Durch  zahllose  Verhandlungen  sind  die 
Landsitze  (Reservate)  der  einzelnen  Stämme 
des  Schutzgebietes  festgesetzt  und  ihre 
Grenzen  vereinbart ,  dadurch  auch  Kron- 
Ifindereien  zur  Verfügung  der  Befflening 
gestellt  worden.  Die  Regelung  der  Besitz- 
verhflltnisse  der  Einwanderer  und  der  Kon- 
zessionäre ist  eine  umfangreiche  ThKtigkeit 
der  Verwaltung. 

Ke  ÄUBseheiduiig  und  Sicherung  solcher 
ReBervate  ist  durch  Kaiserl.  V.  v.  10.  April 
1898  (D.  K0I.-BI.  1898,  S.  199)  ^regelt 
worden,  die  Verwaltung  dieser  Eingeborenen- 
reservate aber  vielfach  den  evangelischen 
(Witboistanun  zu  KalMontein  imd  Rietmund 
im  Bez.  Gibeon)  und  katholischen  (Hei- 
rachabes)  Missionen  Übertragen. 

Die  um  die  Entwictelung  des  Gebietes 
in  der  Zeit  vor  der  deutschen  Schutzherr- 
Bcbaft  verdiente  Rheinische  ^lission  macht 
erfreuliche  Fortechritte. 

Die  deutsche  Eolonialgesellschaft  für 
SUdwestafrika  hat  Hoheitsrechte  bis  jetzt 
nicht  ausgeübt,  vielmehr  ist  die  Verwaltung 
sogleich  und  unmittelbar  vom  Reiche  übeiv 
nommen  worden.  Der  erste  Reichskom- 
missar Dr.  Goerin^  traf  am  25.  August  1885 
■  im  Schutzgebiete  em,  Sitz  des  Kommissariats 
war  zuerst  Rehoboth,  dann  Otjimhingwe  und 
seit  1891  Windhoek.  An  Stelle  Goeringa 
trat  als  Kommissar  Hauptmann  von  Francois, 
der  ältere  der  in  Südwestafrika  thätigen  ■ 
Brüder  von  Fran^ois.  Er  wurde  im  Juli, 
1893  zum  Major  befördert,  im  Juni  1894, 
zum  Kommandeur  der  Schutztruppe  ernannt, 
in  seiner  Eigenschaft  als  stellvertretender 
Landeshauptmann  am  15.  März  1894  durch 
Major  Lentwein  ersetzt,  behielt  die  Führung 
der  Schutztruppe  noch  bis  zum  7.  Januar 
1895.  Seit  dieser  Zeit  übernahm  Major 
Leutwein  auch  das  Kommando  der  Schutz- 
truppe und  wurde  im  Juli  1895  ondgiltig 
zum  Landeshauptmann  und  später  zum  Gou- 
verneur ernannt. 

Der  Stell verti-eter  des  Landeshauptmanns 
war  1894^-1900  Regierungsrat  v.  Linde- 
quist 

Die  Schutztruppe,  deren  Verhältnisse 
durch  G.  V.  9.  Juli  1895  geordnet  worden 
sind,  hafte  1900  eine  Stärke  von  762  Mann. 

Das  Schutzgebiet  wurde  1894  für  die 
Verwaltung  in  die  ßezirkshauptmannschaften 
Keetmanshoop,  Windhoek  und  Otjimbingwe 
geteilt,  zu  denen  später  die  von  Gibeou, 
Swakopmund  und  Outjo  traten. 

Aus  den  bisherigen  zwei  wurden  1895 
drei  Gerichtsliezirke  erster  Instanz  gebildet 
(D,  Kol,-B1.1895,  S.  340),  In  Windhoek  be- 
steht ein  Obergerieht, 

Durch   Schaffiuig   eines   aus   den   Ver- 


tretern der  weissen  Ansiedler  gebildeten 
Beirates  wurde  1899  der  erste  Schritt  zur 
Selbstverwaltung  des  Landes  gethan. 

Im  Jahre  1899  war  die  Zahl  der  Post- 
anstalten auf  19  angewachsen.  Seit  dem 
13.  April  1899  ist  der  Kabelverkehr  zwischen 
der  Kolonie  und  <lem  Mutterlande  eröffnet 
worden  durch  Anschluss  an  das  westa&i- 
kanische  Kabel  der  Eastern  and  South  African 
Telegraph  Compagny  Limited,  der  eine  jähr- 
liche Gebühr  von  91800  Mark  entrichtet 
werden  muss. 

Die  Gestaltimg  der  Küste  bietet  dem 
Verkehre  die  grössten  Schwierigkeiten  dar. 
AllerdinM  ist  es  dem  mehrere  Kilometer 
breiten  Dünengürtel,  der  die  Küste  entlang 
läuft,  zu  danken,  dass  das  Land  eich  so 
lange  der  Aufmerksamkeit  entziehen  und 
damit  für  die  deutsche  Erwerbung  vorbe- 
halten bleiben  konnte.  Aber  die  verkehr- 
liche Ueber Windung  dieses  Gürtels  bildet 
für  die  Aufschliessung  des  Landes  grosse 
Hindemisse.  Diese  werden  noch  durch  den 
Ümsland  erhöht,  dass  die  Küste  nur  wenige 
und  keine  guten  Häfen  besitzt  Dazu  drc^t 
dem  Hafen  in  der  englischen  Walfischbucht 
die  Versandung,  die  in  dem  deutschen  Hafen 
der  Sandwichbncht  bereits  eingetreten  ist. 
Der  verhältnismässig  beste  Hafen  ist  der  am 
Swakopmund.  Um  ihn  aber  ladefähig  zu 
machen,  sind  grosse  Molenanlagen  erforder- 
lich, die  im  Jahre  1898  begonnen  wurden 
und  für  die  zunächst  1 200  000  Mark  Kosten 
veranschlagt  worden  sind.  Dieser  Hafen  ist 
der  natürlich  gegebene  Ausgangspunkt  für 
eine  in  das  Innere  des  Landes  zu  führende 
Eisenbahn,  zunächst  nach  Windhoek.  I^eider 
konnte  mit  Rücksicht  auf  die  politischen  und 
die  durch  eine  grosse  Rinderpest  bedingten 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  mit  dem  Bau 
dieser  Bahn  nicht  bis  zur  Fertigstellung  der 
Hafenanlage  von  Swakopmund  gewartet 
werden.  Unter  Ueberwindung  grosser  tech- 
nischer Schwierigkeiten  musste  vielmehr  mit 
dem  Bahnbau  im  Jahre  189?  begonnen 
wei-den.  Die  Kosten  der  381  km  langen 
Bahn  sind  auf  12  Millionen  Mark  veran- 
schlagt. Sie  wird  von  einem  Kommando  des 
Eisen  bahnregiments  hergestellt.  Im  Mai  1900 
konnte  der  Betrieb  bis  km  198  Karibib  er- 
öffnet werden. 

Namentlich  im  Süden  des  Gebietes  hat 
inzwischen  der  Bau  von  Landstrassen,  die 
den  heimischen  Chausseeen  nur  wenig  nacli- 
stehen,  grosse  Foi-tschritte  gemacht. 

Im  allgemeinen  vollzieht  sich  der  Ver- 
kehr im  Schutzgebiete  in  den  in  Südafrika 
üblichen  Ochsenwagen.  Die  Eigenart  dieses 
Wagen  Verkehrs  in  Verbindung  mit  dem 
Triebe  der  grossen  Vieliherden  und  der 
Schwierigkeit  der  Wasserbesohaffung  bedingt 
^;anz  eigenartige  ]>olizeiliche  Massnahmen  und 
Beschränkungen  in  der  VerfOgimg  über  das 
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Weideland,  z.  B,  V,  des  Öoiiverneiirs  v.  15. 
Mai  1898  JD.  Eol.-Bl.  1899,  S.  1). 

Durch  V.  des  Gouverneurs  t.  8.  November 
1899  wurde  vom  1.  Juü  1900  aa  das  deutsche 
metrische  ilass-  und  Gewichfesystem  als 
allein  zulässig  erklärt. 

Die  Vermessung,  kartoprapiiische  Be- 
schreibung des  Landes  und  die  Ordnung  der 
Besi tz verhält nisse,  insbesondere  die  Einrich- 
tODg  von  Grundbüchern  haben  Trosse  Fort- 
BChritte  gemacht.  Durch  Ka.  ?cfl.  "V.  v. 
5.  Oktober  1898  gelangte  das  heimische 
Gmodbuehsj-stem  mit  gewissen  I^Iodifika- 
üonen  im  Schutzgebiete  zur  Einfühning.  Die 
hierzu  erlassenen  Aiisfilhrungsbestianmungen 
vom  1.  Januar  1899  (D.  Kol.-BL  S.  267)  ver- 
fügen die  Einrichtung  von  Gi-unrlbüchem  für 
^e  Bezirke  Windhoek,  Keetmanshoop,  Qibeon, 
Swakopmund  und  Oliimbingwe. 

Der  Süden  hat  sich  als  der  gesundeste, 
der  Norden  als  der  ungesundeste  Teil  des 
Schutzgebietes  erwiesen.  In  Verbindung  mit 
der  Rinderpest  der  Jahre  1897  und  1898 
trat  die  Malaria  auf.  Tuberkidose,  Typhus 
und  Dysenterie  wurden  aber  überhaupt  nicht 
beobachtet 

Die  frühere  ungünstige  Beurteilung  des 
Gebiets  hat  bei  näherer  Kenntnisnahme  einer 
günstigen  Auffassung  weichen  müssen.  Schon 
die  der  Denkschrift  vom  20.  Dezember  1894 
beigefügten  Guiachten  von  Hindorf,  Dove 
und  Sander  bezeichneten  das  Gebiet  als  ge- 
eignet für  eine  wirkliche  Siedelung,  wo  auch 
der  kl^e  europiüsche  Ansiedler  durch  seiner 
Hände  Werk  ein  Auskommen  finden  kOnne. 

Vor  allem  aber  hat  sieh  herausgestellt, 
dass  Deutsch- Süd  Westafrika  in  hohem  Grade 
zur  Viehzucht  geeignet  ist.  Die  am  2.  und 
3.  Juni  1899  in  Windhoek  veranstaltete  erste 
landwirtecliaftliche  Ausstellung  konnte  auf 
aUen  Gebieten  der  Viehzucht  erfreuliche  Er- 
gebnisse und  Fortschritte  aufweisen.  Die 
Dezimiening  des  lünderbestandes  dimsh  die 
Rinderpest  zwang  zur  Auferlegung  eines 
ZoUes  auf  ausgerOhrtes  Vieh  20.  Oktober 
1898  (D.  Kol.-Bl.  1899,  S.  3).  An  einen 
Ackerbau  im  grossen  Massstabe  ist  nicht  zu 
denken.  Die  Gartenwirtschaft  zeigt  aber 
anch  eine  fortschreitende  Entwickelung.  Die 
kleine  lAndwirtschaft  imd  der  Gartenbau 
können  von  der  Herstellung  von  Staudämmen 
und  Be^fi'ässerungsaDlagen  bei  dem  sonst 
günstigen  Klima  grosse  Vorteile  erwarten. 
Diese  Anlagen  sind  durch  die  Arbeiten  von 
R^bock  und  Watermej-er  vorbereitet  und 
gefördert  worden  (D.  Eol.-Bl.  1899,  S.  562, 
736  D.  KoL-Ztg.  1900,  S.  134,  262). 

Im  Norden  des  Schutzgebietes  haben 
sich  überraschend  grosse  Waldbestande  vor- 
gefunden, die  eine  forstliche  Behandlung 
lohnen  und  Veranlassimg  zu  eingehenden 
Vorschriften  über  den  Schutz  der  Holz- 
bestände gegeben  haben.    V.  v.  1.  April  19IX) 


{D.  KoL-Bl.  1900,  S.  456,  D.  Kol.-Ztg.  1900, 
S.  111.) 

Im  Jahre  1898  wurden  in  das  Sdiutz- 
gebiet  Wai-en  eingeführt  im  Werte  von 
5868281  Mark,  davon  über  deutsche  Häfen 
5654761  Mark,  über  Walf ischbueht  101648 
Mark,  über  die  Landgrenzen  111872  Mark. 
Von  diesen  entstammten  dem  Eigenhandel 
des  Mutterlandes  4883753  Mark,  der  Cap- 
kolonie  S13B65Mark,  England  152425 M^k, 
anderen  Ländern  18238  Mark.  Landespro- 
dukte wurden  ausgeführt  im  Werte  von 
915784  Mark.  Die  Ausfuhi^ter  sind  vor- 
wiegend Guano,  Felle,  Wolle,  Straussen- 
fedem.  An  Zöllen  wurden  vereinnahmt  von 
Eintuhi^tem  547  788  Mark,  von  Ausfuhr- 
gütern 12a  328  Mark. 

Ein  bedenklich  grosser  Teil  des  Landes 
ist  in  den  Besitz  von  I^ndgesellschaften 
übergegangen,  die  mit  dem  Verkauf  an 
Private  sehr  zurückhalten.  Dass  bei  diesen 
Gesellschaften  englisches  Kapital  vorwiegt, 
ist  bei  der  Zurückhaltung  des  deutschen 
Kapitals  erklärlich,  aber  in  nationaler  Hin- 
sicht bedauerlich.  Es  wird  deshalb  vielfach 
gefordert,  die  Kegierung  möge  die  Besiede- 
limg  des  Landes  selbst  iu  die  Hand  nehmen, 
hierbei  die  Buren  nicht  ganz  aussciüieseen, 
aber  den  deutschen  Einwanderern  die  Ueber- 
legenheit  sichern. 

Kartenskizze  über  die  Gebiete  der  Land- 
konzession sgesellschaften  in  dem  Weiie  des 
Majors  a.  D.  C.  von  Fran<;«is,  Deutsch-SOd- 
westafrika,  Geschichte  der  Kolonisation  bis 
zum  Ausbruche  des  Krieges  mit  Witboi, 
April  1893.  Berlin  (Reimer)  1899.  Karten 
a^edruckt  D.  Kol.-Ztg.  1900,  S.  4,  67,  69, 
161,  227. 

Durch  Landkonzcssionen  an  die  englische 
South-West-Africa  Co.  vom  12.  September 
und  14.  November  1892  hatte  sich  die 
Kolon ialver«'alt II n^  dermassen  die  Hände 
gebunden,  dass  sie  von  dieser  Gesellschaft 
die  Genehmigung  zurückkaufen  musste,  durch 
deren  Land  die  Kegierungaeisenbahn  von 
Swakopmund  nach  windhoek  zu  erbauen. 
Es  geschah  dies  durch  die  Vereinbarung 
vom  11.  Oktober  1898  (D.  Kol.-BL  1898, 
S.  685),  die  der  Gesellschaft  im  Ovambo- 
lande  auch  noch  das  ausschliessliche  Recht 
zur  Aufsuchung  und  Gewinnung  von  Mine- 
ralien einräumte.  Aber  es  scheint,  dass  die 
enghschen  und  englisch  beeinflussten  Ge- 
sellschaften Eisentuhn-,  Land-  und  Bei^- 
rechte  im  deutschen  Schutzgebiete  nicht  er- 
worben haben,  um  sie  auszuüben,  sondern 
\ieimehr,  um  zu  verhindern,  dass  andere 
solche  Arbeiten  ausführen  und  dadurch  den 
benachbarten  engiischen  Wettbewerb  beein- 
trächtigen. Namentlich  die  De  Beers  Coni- 
pagnv  vnrd  solcher  Machenschaften  be- 
schuldigt {D.  Kol.-Z^.  1900,  S.  161,  227). 

Die  Hoffnungen,  die  mtui  bei  der  Er- 
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Werbung  des  Schulzgebietes  hegte,  schnell 
abbauwürdiges  Kupfer  und  Gold  zu  finden, 
haben  sich  zwar  nicht  verwirklicht,  und  die 
sofort  eingeleiteten  bergpolizeiliclieii  Mass- 
nahmen waren  deshalb  verfrilht.  Doch  darf 
mit  Bestimmtheit  angenommeu  wen.len,  dass 
das  Crebiet  reiche  Sehätze  an  Diamanten, 
Kupfer  und  anderen  edlen  Metallen  birgt. 
Zu  einer  bergmännischen  Ausbeute  in 
jjröseerem  Stile  der  \ielfach  gemachten 
Funde  ist  es  aber  noch  nicht  gekommen 
{Berg\-.  V.  15.  August  1889,  RG.Bl.  S.  179). 

Der  Etat  för  Deutsch-Süd weslafrika  auf 
1900  weist  81743(X)  Mark  in  Einnahmen 
und  Ausgaben  auf.  Von  den  ersteren  ent- 
fallen auf  direkte  Steuern  40  (KX)  Mark,  Zolle 
700000  Mark,  Gebühren  73(««>  Mark,  aus 
dem  Eisenbahnbetriebe  180000  Mark,  Reichs- 
zuschuBB  7  i>*l  3(Mi  Mark.  Von  den  Ausgaben 
entfallen  4442830  Mark  auf  die  fortdauern- 
den, 36H700ti  Mark  auf  die  einmaligen  äub- 
gabon,  44470  Mark  auf  den  Reservefonds. 
Von  fortdauernden  und  einmaligen  Ausgaben 
sind  etwa  2,5  Millionen  Mark  ftlr  die  Rchiitz- 
truppe  bestimmt,  angesichts  der  noch  nicht 
vollendeten  Eisenbahn  sind  aliein  an  Fracht- 
kosten für  die  Befönlenmg  dienstlicher  Be- 
darfsgegenstände von  der  Küste  nach  den 
Stationen  im  Innern  5500(M(  Mark  ausge- 
worfen. Die  eingeborenen  Häujitlinge  er- 
halten 15900  Mark  Jahi-esgcltalt,  zur  Unter- 
stützung deutscher  Schulen  und  Verbreitung 
der  deutschen  Si)rache  im  Schntzgehiete 
sind  17  0fMiMark  bestimmt.  Unter  den  ein- 
maligen Ausgaben  finden  sich  folgOTide:  Für 
Neubauten  sowie  zu  sonstigen  öffentlichen 
Arbeiten,  insbesondere  auch  zu  Wege-  imd 
Wasseranlagen  510000  Mai'k,  zur  Hebung 
der  Pferde-  und  Viehzucht  40000  Mark,  zur 
Fortführung  der  Eisenbahn  und  des  Tele- 
graplien  von  Swakopmund  na<'h  Windhnek 
231MKKM)  Mark,  zur  Fortführung  des  Baues 
einer  Eafenanlage  bei  Swakopmund  35(p000 
Mark,  zur  Beihilfe  für  deutsche  AnsietUer, 
insbesondere  fflr  ausgediente  Angehörige  der 
Schutztruppe  100IM)i)  Mark.  Letztei-e  er- 
hatten übrigens,  soweit  sie  im  Lande  ver- 
bleiben (von  den  1B99  ausgeschiedenen  35o 
blieben  115),  die  Kosten  für  die  Heimreise 
als  Ansiedelungsbeihilfe  ausgezahlt. 

B.  Kameron.  Seit  dem  Jahre  1S6S 
hatten  sich  am  Kamerunflusse  und  anderen 
Orten  der  Biafrabucht  fiambui^r  Firmen 
niedergelassen  und  schon  1874  um  Reichs- 
schutz gebeten.  A3s  Frankreic'h  und  Eng- 
land sich  am  28.  Juni  1882  über  ihre  bei- 
derseitigen Besitzungen  an  der  Westküste 
von  Afrika  nördlich  von  Sierra  Leone  ver- 
stlhidigten,  wurden  die  deutsehen  Handels- 
interessen gefälirdet.  Die  Hambui^er  Han- 
delskammer legte  dies  am  6.  Juli  1MS3  dar, 
erkannte  zwar  an,  dass  der  deutsche  Handel 
in   diesen   Gebieten   sicli   früher  des  engli- 


schen Schutzes  zu  erfreuen  gehabt  habe, 
wies  aber  darauf  hin,  das  -es  nicht  mehr 
der  Stellung  des  Deutschen  Reiches  ent- 
spreche, dass  seine  Angehörigen  im  Aus- 
lande auf  den  guten  Willen  und  die  Geneigt- 
heit fremder  Mächte  angewiesen  seienc,  und 
wünschte : 

„1.  Die  Ernennung  eiiiee  deutschen  Conmls 
an  der  Guldkttste.  2,  AbschluHS  von  Verträgen 
mit  England,  eventuell  auch  Frankreich,  dnrch 
welrlie  den  Dentwhen  in  den  Kolonieen  dieser 
Staaten  in  jeder  Beziehung,  namentlich  bezSg- 
lieh  des  Erwerbes  von  Gnindeigentum,  gleiche 
Kechte  mit  den  Angehürigen  derselben  gewähr- 
leistet werden.  3.  Einwirkung  auf  Frankreiirh 
zweck»  Aufhebung  der  Ben  achte  ilignng  des 
dent;4chen  Handels  etr.  4.  Bewirknng  der  Ao- 
erkennnng  des  lukraftbestehens  des  Handels- 
vertrages dnri'h  die  liberiamsche  Regiening, 
eventnell  Revision  des  Vertrages  und  Sirhemng 
gleicher  Behandlung  der  Denbicben  in  Liberia 
mit  den  Angehörigen  anderer  Staaten.  5.  Scbntz 
der  deutMuen  Intere^en  in  den  von  unabhftn- 
ffigen  Negerstämmen  bewohnten  Distrikten 
durrh  Absi-hluss  von  Verträgen  mit  der  Häupt- 
lingen und  durch  Stationienrng  von  Kriegs- 
schiffen zu  diesem  Zweeke.    6.  Keutralisicmng 


Station  {Fernando  Po).  8.  Erwerbung  eines 
Küstenstriches  in  Westnfrika  znr  Gründung  einer 
Handelsknlonie  Biafrabai". 

Demgcmäss  erhielt  der  General consul 
Dr.  Nachtigal  am  19.  Mai  1884  neben  ande- 
rem den  Auftrag,  an  dem  Küstenstrich 
zwischen  dem  Kigordelta  und  GalKKin,  in&- 
besondere  an  der  Strecke  gegenüber  der 
Insel  Fernando  Po  in  der  Bai  von  Biafra 
mit  den  unabliängigen  Stammeshäuptlingen 
Protektnratsverträge  abzuschliessen. 

Am  11,  Juli  1884  tiaf  Nachtigal  mit  der 
»Mtiwen  in  Kamerun  ein  und  betätigte  die 
inzwischen  von  den  dortigen  Kauflcuten  ab- 
gesehlossenen  Verträge  mit  Dido  Bell,  Aqua 
und  anderen  Diialla- Häuptlingen.  An  diese 
Verträge  reihten  sich  dann  weitere  durch 
Nachtigal  selbst  und  durch  Zöllner  abge- 
schlossene Schutzverträge  mit  <len  Babwiri- 
und  anderen  Häuptlingen  des  Gcbii^audea 
hinter  der  Küste.  Um  die  damalige  Vor- 
bereitung der  deutschen  Herrschaft  in 
Kamerun  macliteu  sich  besonder«  verdient 
die  Kaufleute  Johannes  Voss  (+  1894)  und 
Eduard  Schmidt  (f  27.  JuU  1899). 

Englische  Machenschaften  machten  aber 
die  Küstenstämme  bald  aufsässig,  so  dass 
schon  Ende  Dezember  1884  ein  kriegerisches 
Auftreten  eines  deutschen  Geschwaders  gtwen 
die  Hyckorj-  und  Joss-Neger  erforderlich 
wurde. 

Ein  im  Oktober  1884  aus  der  Firma 
Woermaim  und  sciihs  anderen  beteiligten 
Hamburger  Firmen  zusammengesetztea  Syndi- 
kat li.it  zwar  die  Regierung  in  diesen  Fra- 
gen  beraten,  zu  der  geplanten  Beteiligung 
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des  Syndiliatefl  an  der  YerwaltiiDg  ist  es  l 
jedoch  nicht  gekommcD.  Vielmehr  machte  | 
sieh  die  sofortige  EiiiKetzung  eines  Oouver-I 
DeuTB  nOtig,  dessen  Etat  am  13.  Jaauor  und 
2.  März  1880  vom  Reichstage  bewilligt 
wurde. 

Während  die  Land  er  Werbungen  in  Kame- 
run fortgesetzt  und  die  örtlichen  Sti-eitig- 
keiten  gesehüclitet  wnrdeu  jNachtigal  +  20. 
März  1885),  föhrten  schwierige  Verhandlun- 
gen endlich  zu  der  Anerkennung  der  deut- 
schen Erwerbungen  im  Kamerungebiet 
diu-ch  England  in  dem  Notenaustausch  vom 
29.  April  nnd  9.  Mai  1885,  woljei  zugleich 
die  AbgreuzDng  der  deutach-englischen  In- 
teressensphäre derart  erfolgte,  rtass  sieh 
Deutachland  verpfliclitete ,  westlich,  und 
Grossbritannien,  östlich  einer  Linie  keine 
Ten-itorien  zu  erwerben,  keine  Protektorate 
zu  übernehmen  und  der  Ausbreitung  des 
jenseitigen  Handels  keine  Hin  demisse  zu 
tiereiten  —  die  dem  rechten  Ufer  des  Rio 
del  Rev  von  seiner  Mündnng  zwischen  dem 
3"  42*  lind  dem  8»  46'  östlicher  Länge  bis  zn 
seiner  QiieUe  folgt  inid  die  sich  hierauf 
nach  links  in  direkter  Richtung  zum  linken 
CEer  des  Alt  -  Calaliar  oder  Gross  -  River 
wendet,  um  nach  Durchschneid  nag  dieses 
Flusses  einen  Punkt  gegen  i)"8'  östlicher 
LÄnge  zw  erreichen,  der  auf  der  Karte  der 
enghschen  AdmiraUtät  durch  das  Wort  »Ra- 
pids*  bezeichnet  ist. 

Durch  Uebereinkunlt  vom  27.  Juli  und 
2.  August  18KG  wiirdo  diese  Linie  derart 
verlängert,  daes  sie  von  den  genannten 
Stromschnellen  des  Alt-Calabar  ausgehend, 
sich  diagonal  gegen  einen  Punkt  des  rechlen 
Ufers  des  Benue  wenden  sollte,  welcher  im 
Osten  und  in  der  unmittelbaren  Nachbar- 
schaft der  Stadt  Jola  (der  Hauptstadt  von 
Adamaua)  gelegen  ist  und  welchen  eine 
spätere  Untersuchung  als  zur  Feststellung 
dieser  neuen  Linie  in  der  Praxis  geeignet 
finden  werde.  Ueber  diese  deutsch-eng- 
hschc  Grenze  sagte  dann  das  deutsch-eng- 
lische Abkommen  vom  1.  Juli  1890,  Artikel 
IV,  2: 


nBchgewieRen  ist,  di 
kein  Flu88  befindet,  welcher  dem  aiiE  den  Kar- 
ten angegebenen  nnd  in  dem  Abkommen  von 
1886  erwähnten  Rio  del  Key  entspricht,  so  ist 
als  vorläußge  Grenze  zwischen  dem  deutschen 
Gebiete  von  Knaienin  und  dem  angrenzeniien 
britischen  Gebiete  eine  Linie  vereinbart  worden, 
die  von  dem  oberen  Ende  dea  Rio  del  Key 
Krecks  anstehend,  in  gerader  Richtung  zu  dem 
etwa  9°  8'  üatlicher  Länge  gelegenen  Punkt 
Uaft,  welcher  auf  der  Karte  ner  britischen  Ad- 
miralität mit  „Rftpids"  bezeichnet  ist." 

Die  nähere  Festsetzung  der  Oi'enze  am 
Rio  del  Rey  zwischen  Kameron  und  dem 
englischen    Oelflussgebiete    erfolgte    durch 


Vertrag  vom  14.  Api-ü   1393.    (D.  Kol.-Bl. 
1893,  S.  213.) 

Als  Südgrenze  von  Kamerun  wurde 
durch  Vertrag  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  vom  24.  Dezember  1885  der 
Campafluss  bezeichnet,  indem  Deutschland 
auf  jede  politische  Einwirkung  südlich  einer 
Linie  verzichtete,  die  dem  getuinnten  Fhiss 
von  seiner  Mflndung  bis  zum  10"  östlicher 
Länge  von  Oreenwich  \md  von  diesem 
Punkte  ab  dessen  Breitenparallel  bis  zum 
Schnei<lepunkt  des  letzteren  mit  dem  15* 
östlicher  Länge  von  Greenwich  folgt. 

In  dem  All.  5  des  deutsch-englischen 
Abkommens  vom  1,  Juli  1890  war  fügendes 
bestimmt  worden: 

„Es  wird  vereinbart,  das»  durch  Vertrüge 
nnd  Abkommen,  welche  von  oder  zu  Gunsten 
einer  der  beiden  Hfichte  in  den  Gegenden  nßrd- 
lich  vom  Benue  getroffen  werden,  da»  Recht 
der  anderen  Macht,  im  freien  Durchgangsver- 
kehr und  ohne  Zahlung  von  DurchgaiigsEöUen 
nach  und  von  den  Ufern  des  TechadaeeM  Handel 
EU  treiben,  nicht  beeinträchtigt  werden  soll. 
Von  allen  Verträgen,  welche  in  dem  zwischen 
dem  Benue  nnd  Tschadsee  belegenen  Gebiete 
geschloiiiien  werden,  soll  die  eine  Macht  der 
anderen  Anzeige  erstatten." 

Der  Abschliiss  der  Begrenzung  des 
Schilt zgebietes  erfolgte  durch  Vertiilge  mit 
England  vom  15.  November  1893  (D.  Kol.- 
Bl.  1893,  S.  53)  und  mit  Frankreich  vom 
15.  März  1894  (D.  Kol.-Bl.  1894,  S.  159). 
Dadurch  wnirde  zwar  die  deutsche  Ausdeh- 
nung des  Gebietes  bis  zum  Tschadsee  und 
bis  zum  Ssanga,  einem  Nebenfluss  des  Kongo, 
intemalional  anerkannt,  den  Grenzen  des 
Gebietes  aber  eine  für  die  deutschen  Inte- 
ressen sehr  nngflnstige  (iestalt  gegeben 
und  11.  a.  auf  den  Besitz  von  Jola  am  fienuf' 
und  Bifara  südlich  des  Tschadsees  ver- 
zichtet. 

Die  ersten  Jahre  der  deutschen  Herr- 
schaft waren  der  Einführung  geordneter 
Verhältnisse  an  der  Küste  und  am  Kame- 
ninfluBse  gewidmet  wo  das  Gouvernement 
auf  dem  Gelände  des  zersttlrten  Johstown 
am  linken  Ufer  des  Wusi  bezw.  Kamerun- 
flusses seinen  Sitz  fand. 

Der  Wideretand,  den  die  Küstenstämme 
dem  wirl schaftlichen  deutschen  Vordringen 
entgegenstellten ,  führte  zu  wiederholtem 
militärischen  Einschreiten,  z.  B.  gegen  die 
Abostämme  (Oktober  1Ö91  v.  Giavenreuth), 
die  BuSaleute  (5.  November  1891  t,  Graveu- 
re uth  t)-  ßör  durch  das  Auftreten  des 
Kanzlers  Leist  hervorgerufene  Aufstand  der 
Dahomesoldaten  in  Kamerun  am  15.  und  16. 
Dezember  1893  (Assessor  Riebow  f )  wurde 
durch  das  Einschreiten  der  Marine  am  19. 
bis  21,  Dezember  1893  niedeigeworfen.  Der 
Aufstand  betraf  aber  in  keiner  Weise  die 
einheimische  Bevölkerung. 

Zur  Erfoiflchung  des   bis   dahin   wenig 
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bekannten  HlnterlaudeB,  zur  Torbereitnog 
des  weiteren  kommerziellen  Yordringens  in 
das  Innere  und  der  Anlage  von  Stationen 
muBsteu  zahlreiche  militfiriBche  Expeditionen 
unternommen  werden,  u.  a.  unter  Eund, 
Tappenbeck,  Zintgraff,  Morgen  (Vordringen 
bis  Adamaua).  v.  Gravcnreuttt,  Rarosay. 

Die  Schutavertrto,  welche  v.  Uechtritz- 
Steinkirch  auf  der  Kamerunhinterlandexpe- 
dition  im  November  1893  mit  den  Häupt- 
lingen Farunko  von  Laddo  und  Malumfö  von 
Hiuumf^  und  am  4.  Februar  1894  mit  Mu- 
hammadu  Abbu  ben  Issa,  Sultan  von  Nga- 
undere,  abgeschlossen  hatte,  fanden  im  Juli 
1894  die  Kaiseiliche  Genehmigimg  (D.  Eol.- 
Bl.  1894,  S.  400). 

Ausser  der  von  Dechtritz  und  Dr.  Pas- 
aarge  geleiteten  Expedition  des  Kamenin- 
Eomitees  fanden  Expeditionen  in  das  Hinter- 
land von  Eamenm  statt  unter  Führung  des 
Bittmeistere  von  Stetten  1893  (Adamaua), 
des  Zollbeamten  Spaete  1893  in  das  süd- 
lichste Kamemngebiet  (der  Pangwes). 

Zur  Bestrafung  der  aufetändischen  Ma- 
bealeute  (Sfldkamemn)  war  1893  eine  Ex- 
pedition erforderlich.  Mit  den  untta-- 
worfenen  Bakokos  wurde  am  20.  De- 
zember 1892,  mit  den  unterworfenen  Mi- 
angesen  am  9.  Oktober  1894  Frieden  ge- 
schlossen. 

Der  am  7.  Februar  1893  mit  dem  EuPa- 
stamm  abgeschlossene  Friede  wmde  von 
diesem  1894  gebrochen.  Der  Aufstand  wurde 
Ende  1894  niedergeworfen,  Anfang  1895 
Frieden  geschlossen,  nachdem  die  BuSa  ihr 
bisheriges  Gebiet  verlassen  und  andere  Wohn- 
sitze aufsuchen  mussten. 

Der  Leiter  der  Station  Baliuga,  Freiherr 
Volkamer  von  Eirchensittenbach  und  Expe- 
ditioDsmeister  Scadock,  fielen  am  27.  Sep- 
tember 1892  im  Kampf  gegen  die  Barrongos. 

Speditionen  fanden  statt  1896  zur  Er- 
forschung des  oberen  Laufes  des  Sanuaga 
unter  v.  Brauchitsch,  nach  Jaüude  189G 
unter  v.  Kamplz,  1897  nach  dem  Fliissge- 
biet  des  Rio  del  Key  und  nach  Makonje, 
1898  unter  v.  Kamptz  in  das  Gebiet  der 
Bane-Bule,  unter  v.  Uarnap  in  das  Hinter- 
land bis  zum  Kongo,  unter  Dominik  gegen 
Ngila  und  die  Batscheuga.  1899  unter  Plehn 
und  KrawBta  nach  dem  Sanga-Ngoko,  unter 
V.  Eamptz  gegen  Ngila,  nach  dem  Wüte-  imd 
Adamauagebiet  und  Tibati. 

Die  Feldzflge  des  Majors  v.  Eamptz  nach 
Adamana  1899  bilden  einen  wichtigen 
Schritt  vorwärts  auf  dem  Wege  zur  Er- 
schliessung des  nördlichen  Teiles  unserem 
Kamerungebietes,  In  welchem  hervorragende 
Eenner  tropischer  Verhältnisse  ein  zweites 
Indien  erbhcken.  Die  vom  Reichstage  liKH) 
beschlossene  Vermehrung  der  Schutztruppe 
für  dieses  Gebiet  wird  die  Regierung 
den   Stand   setzen,  in  den  Küstengegendi 


den  Frieden  herzustellen,  den  Sklavenjagden 
der  Mohammedaner  zu  wehren  und  durch 
Errichtung  einer  dauernden  MiLitb^tation  in 
Garua  der  von  der  deutschen  Kolonia^esell- 
schaft  galanten  Tschadsee-Expedition  den 
nötigen  mnteriialt  zu  schaffen,  v.  Kamptz' 
Bericht  vom  25.  November  1899  über  Be- 
endigung des  Wute-Adamaua-Feidzuges  (D. 
Koi-Bl.  V.  15.  Februar  1900.  Ueber  die 
Yerhältnisse  am  Tschadsee  vgl.  D.  EoL-Ztg. 
1900,  S.  186). 

Zur  Sicherung  des  Landes  wurden  mili- 
täiische  Stationen  angelegt  an  der  süd- 
lichen Küste  in  Kribi.  Im  Innern  des 
Landes  wurden  die  Baronebistation  am  Ele- 
&ntensce,  Lolodorf,  die  Balibui^,  die  l'into- 
und  die  Mundamestation  im  Norden,  die 
Jaündestation,  Kaiser  Wilhelms-Burg  (Ngila) 
imd  Baiinga  im  Südosten,  die  Edeastaüon 
am  Sannaga,  1895  auch  Stationen  in  Bii€a 
und  1899  am  Sanga-Ngoko  angelegt,  die 
Balibuig  1894  aber  aufgegeben. 

Schon  der  erste  Gouverneui-  des  Schutz- 

iet«a  Freilierr  v.  Soden  machte  die  euro- 
päischen Elemente  des  Gebietes  in  einem 
Verwaltungsrate  10.  Juli  1885  und  einem 
Schiedsgenchte  20.  Juli  1885  für  die  Ver- 
waltung nutzbar. 

Als  Gouverneure  folgten  ihm  Zimmerer 
1891 — 1895,  mehrfach  vertreten  durch  den 
Ijandeshauptmann  Togos  v.  Puttkamer,  der 
am  21.  August  1895  zum  Gouverneur  \xin 
Kamerun  ernannt  wiudc.  Eommandeiu« 
der  Schutztruppe  waren  v.  Stetten  imd 
V.  Kamptz. 

Für  die  Zwecke  der  Civil  Verwaltung 
sind  Bezirksämter  eingerichtet  worden,  zu- 
erst in  Viktoria,  1891  in  Kribi,  1893  in 
Edca,  1895  in  Kamenm. 

Die  Zahl  der  Europäer  betrug  im  Jahre 
1894  228,  im  Jahre  1899  425,  darunter  348 
Deutsche,  36  Engländer,  14  Schweizer,  13 
Amerikaner,  9  Schweden.  Unter  den  425 
Europäern  waren  43  Frauen  und  14  Kinder. 
Die  Europäer  verteilten  sich  auf  die  Bezirke 
Eamenm  199,  Victoria  131,  Kribi  64,  Edea 
31.  Unter  ihnen  waren  60  Regierungs- 
beamte. 39  Angehörige  der  Schutztruppe, 
8  Aerzte,  108  Kaufleute,  52  Pflanzer,  13 
Ingenicure,  60  Missionare. 

"Von  den  Kflslennegeni  sind  die  zahl- 
reichsten die  Duaila,  die  bis  1890  den 
Eüstenhandel  monopolisierten.  Weiter  nach 
dem  Innern  hin  wohnen  die  Wüte,  Bali 
und  Bamufut,  Mischvölker  aus  Bantu  und 
Sudannegem.  Die  Einwohner  des  Hinter- 
landes, vielfach  Mohammedaner,  sind  zu 
grösseren  Staatsverbänden  organisiert 

In  den  Ansichten  und  Gewohnheiten  der 
einheimischen  Bevölkerung  vollzieht  sich  ein 
erheblicher  Umschwung  in  der  Richtung 
grCsserer  Arbeitslust.  Die  Versuche  mit  der 
Erziehung   von  Kamerunnegem  in   Europa 
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ffliid  aber  gescheitert.  Dagegeu  machen  die 
Schulen  iind  Missionen  an  Ort  nnd  Stelle 
Fortschritte  in  der  Erziehung  der  Ein- 
heimischen. 

Für  die  Eingeborenen  des  Viktoriabezirks 
wurden  am  9.  Dezember  1893,  för  die  des 
Mangambastammes  am  26.  September  1894 
Sdiiedsgerichte  eingesetzt  (D.  KoL-Bl.  1894 
S.  104,  617). 

Die  Answanderung  Eingeborener  aus  dem 
Schutzgebiet  wm'de  durch  V.  v.  11.  De- 
zember 1893  Ton  der  Genehmigung  des 
Gouvernements  abhängig  gemacht,  a.  a.  0. 
8.  105,  und  zum  Schutze  der  Eiageborenen 
an  Arbeiterkommissar  bestellt. 

Für  die  Znkuoft  der  Kulturuntemeh- 
mungen  ist  es  von  grossem  Wert,  dass  die 
zur  Harstellung  der  Besitz  Verhältnisse  er- 
forderliche Grundbuchreguliening  erheblich 
gefördert  ist.  Der  Erwerb  von  Grundeigen- 
tum von  den  Eingeborenen  ist  durch  Ver- 
ordaUDg  des  Gouverneurs  vom  24.  Dezem- 
ber 1894  geregelt  worden  (D.  Kol.-Bl.  1895 
S.  101). 

Die  Kaiser!.  V,  v.  15.  Juni  1896  und 
Ausführungsverordnung  des  Reichskanzlers 
hierzu  vom  17.  Oktober  1896,  D.  Eol.-Bl. 
1896  S.  435,  667,  geben  Vorechiiften  über 
die  Schaffung,  Besitzergreifung  und  Ver- 
äusseruug  von  Kronland  und  über  den  Er- 
werb und  die  Yeräussening  von  Grund- 
stücken im  Schutzgebiete  von  Kamerun. 
Von  diesen  Verordnungen  wurde  in  einem 
allseitige  Kritik  herausfordernden  Umfange 
Gebrauch  gemacht  diu^h  die  Verleihung 
von  Landkonzessionen  an  zwei  grosskapita- 
listische GeseUscbaften,  denen  je  der  sechste 
Teil  des  Schutzgebietes  zur  ausschliesslichen 
Ausbeutung  überlassen  wurde,  der  Gesell- 
schaft Südkamerun,  deren  Statut  vom  Bun- 
desrat« am  16.  Januar  1899  genehmigt 
wurd©,  D.  Kol.-Bl.  1899  S.  117,  und  der 
Gesellschaft  Nordwestkamerim  am  31.  Juli 
1899,  deren  Statut  vom  Bundesrate  am 
17,  November  1899  genehmigt  wurde, 
D.  KoL-Bl.  1899  S.  79Ö,  800,  D.  Kol.-Ztg. 
1900  S.  158. 

Um  das  Innere  des  Landes  dem  Ver- 
kehr zu  erschliessen  und  den  Absperrungs- 
gürtel  der  Dualla  zu  durchbrecben  (Deok- 
achrift  von  Jantzen  und  Thermalen,  Koi-Jahrb. 
1891  S.  171)  wurden  im  Nachtrametat  zum 
ßeichshaiishaJt  vom  Reichstage  am  9.  Mai  1891 
einn^alig  1 425000  Mark  als  Darlehn  an  den 
Ilskus  des  Schutzgebietes  bewüligt,  die  aber 
bis  jetzt  noch  nicht  ziuückgezahlt  worden 
sind. 

Auf  den  Gebieten  des  "Wegebaues,  der 
Hafenbauten  und  Eäuserbauten  sind  erheb- 
liche Fortschritte  gemacht  worden.  Be- 
sonder bemerkenswert  sind  die  Quaibauten 
im  Hafen  von  Kamerun  und  die  Vollendung 
der    dortigen   LanduagsbrQcke ,    Reparatur- 


werkstätte und  Slip.  Das  Slip  soll  bald 
durch  ein  Dock  ersetzt  werden. 

Der  Boden  des  Landes  ist  äusserst  frucht- 
bar, das  Khma  nur  an  der  Eüste  ungesund, 
die  Zugänglichkeit  des  Landes  durch  den 
Terrassentau  des  Bodens  und  die  dadurch 
erschwerte  öchiffbarkeit  der  Flüsse  aber 
wesentlich  beschränkt.  Der  Handel,  der 
dazu  durch  die  Ungimst  der  Grenzen  viel- 
fach auf  die  englische  Nachbarschaft  ab^lenkt 
wird,  hat  deshalb  das  Innere  erst  tedweise 
erschliessen  können,  der  Flant^nbau  blieb 
aber  bisher  gänzlich  auf  das  KüBtengebiet, 
insbesondere  auf  die  fruchtbaren  Abhänge 
des  Kamerungebii^;es  angewiesen.  Immerhin 
wurde  dem  Schutzgebiete  schon  frühzeitig 
eine  glänzende  wirtschaftliche  Entwickelung 
in  Aussicht  gestellt  (Denkschrift  Dr.  Zint- 
gralfs  von  1891  im  D.  Ko!.-BL  1892  S.  104, 
131).  Cnd  diese  Prophezeiungen  beginnen 
sich  zu  bewahrheiten.  Im  Gelände  des 
Kamerunberges  sind  schon  2500  ha  als 
Plantagen  angebaut.  Sie  beanspruchen  regel- 
mässig 6000  Arbeiter.  Da  diese  Menge 
kaum  zu  beschaffen  ist,  musste  die  Aus- 
dehnung der  Plantagenuntern  eh  mungen  in 
diesem  Gebiete  vorübergehend  eingestellt 
werden.  Die  Vermessung  der  Plantagen 
im  Kamerungehii^  ist  in  den  Jahren  1897 
bis  1899  durchgeführt  worden.  Der  Plan- 
tagenbau wird  in  der  ausgiebigsten  Weise 
vorbereitet  und  gefördert  durch  den  in 
Viktoria  angelegten  botanischen  Garten  mit 
Vereuehskultiu^n  aller  Art 

Die  langjährigen  Versuche,  den  Kaffee- 
bau im  Schutzgebiete  einzuführen,  haben 
zu  keinem  befriedigenden  Ergebnisse  geführt. 
Dagegen  ist  die  Kultur  des  Kakao  in  einer 
Weise  gelungen ,  dass  der  Kakaobau  sich 
rasch  die  Alleinherrechaft  im  Schutzgebiete 
errungen  hat.  Erst  in  neuerer  Zeit  sind 
ihm  der  Tabak  und  die  Kickscia  africana, 
ein  Gummibaum,  wettbewerbend  zur  Seite 
getreten. 

Durch  V.  V.  6.  April  1894  wmrde  das 
deutsche  Mass-,  Münz-  und  Gewichtssystem 
in  Kamerun  eingeführt  Es  vollzieht  sich 
ein  Uebergang  zum  Bargeldhandel  von  dem 
bisher  auBschUesslich  herrschenden  Tausch- 
handel. 

Die  früher  für  das  Schutzgebiet  ver- 
üehenen  ausschliesslichen  Handelsberechti- 
gungen  wurden  am  12.  Dezember  1893  auf- 
gehoben (D.  Kol-Bi.  1894  S.  129). 

Ein  Postamt  besteht  in  Kamerun,  Post- 
agenturen in  Kribi,  Rio  del  Rey  und  Viktoria. 
Das  Schutzgebiet  wurde  am  20.  Februar 
189Ü  durch  Unterseekabel  mit  Bonny  (Niger 
Coast  Protectorat)   verbunden  unii   dadurch 

daß  englische  westafrikaniscbe  Weltkabel 


Der  Ausfuhrhandel  erstreckt  sich  haupt- 
sächlich auf   PalmQl,   Palmkerne,    Gummi 
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elasticum,  Kopal,  Elfeabein,  EbeDholz,  Kakao 
und  Kolanüsse. 

Im  Jahre  1898—1899  winden  fflr  5 145  822 
Mark  Produkte  ausgefflhrt,  für  11)638955 
Mark  Waren  eingeführt.  Die  Einnahmen 
ans  Zöllen  betntgen  in  demselben  Jahre 
1033375  Mark,  die  aus  anderen  Quellen 
Wilson  Mark. 

Neue  ZoUordnung  filr  Kamerun  vom 
1.  April  1899,  D.  K0I.-BI.  1900  S.  95.  Ver- 
01-dnuDg  des  Gouverneurs  betr.  die  ander- 
weite  Eegelung  der  Einfuhrzölle  auf  öpiri- 
tuosen  im  Schutzgebiete  Karaenin  vom 
1.  April  1900  (auf  Ürnnd  der  Kaiserl. 
V.  V.  19.  Juli  18^6  betr.  den  Erlas.s  von 
Verordnun^'en  auf  dem  Gebiete  der  all- 
gemeinen Verwaltung,  des  Zoll-  und  Steuer- 
wesens  filr  die  westafrikanischen  Schutz- 
gebiete).   D.  Kol,-Bl.  1900  S.  456. 

Einschlieesliuh  eines  durch  die  ausser- 
ordentliche Vennehrung  der  Schutztnippe 
bedingten  Ergänzungsetats  von  865300  Mjirk 
betrug  der  Etat  von  Kamerun  auf  1900  in 
Einn^me  luid  Ausgabe  3245000  Mark. 
davon  entfielen  auf  direkte  Steuern  32000 
Mark,  auf  Zölle  1000000  Mark,  Gebühren 
150000  Mark,  ReichszuschuBS  2Uü30<)0  Mark. 
Von  den  Ausgaben  kamen  2624202  Mark 
auf  die  fortdauernden,  600000  Mark  die 
eiumaligen,  2Ü798  Mark  <len  Keservefonds. 
Von  den  ei nmalken  Ausgaben  waren  440000 
Mwk  für  öffentliche  Bauten,  130000  Mark 
für  Wege-  und  Brückenbau ten  bestimmt. 

6.  Togo.  Um  den  Zoll belästigun gen  zu 
entgehen,  denen  die  auf  englischem  Gebiet 
angesiedelten  deutschen  Kaufleute  unter- 
worfen waren,  siedelten  sich  seit  1880  ver- 
schiedene Bremer  und  Hamburger  Firmen 
im  Togolande  an  der  Sklaven k liste  an.  Die 
Gründe,  dieses  Gebiet  dann  1884  unter 
deutschen  Schutz  zu  stellen,  waren  dieselben 
wie  bei  Kamenm.  Die  Scliutzübernahme 
wurde  am  30.  Januar  1884  durch  das  Kriegs- 
schiff »Sophies  eingeleitet.  Die  Häuptlinge 
von  Little  Popo  und  Grigi  erbaten  am  5. 
März  1884  den  Schutz  des  deutschen  Kaiser«, 
und  am  15.  Juli  1884  schloss  Dr.  Nachtigal 
mit  M'Iapa,  Häuptling  von  Togo,  einen 
Schutz  vertrag  und  Msste  die  deutsche  Flagge 
ia  Bageida  und  Lome.  Hierdurch  wmxie 
das  deutsche  Protektorat  über  die  Küste  von 
der  englischen  Grenze  bei  Aflahu  bis  Gum 
Coffi  an  der  Grenze  von  Kletn-Popo,  jedoch 
Porto  Seguro  ausschiieB.seud,  erworncn.  Aber 
auch  mit  dem  Häuptling  Mensah  von  Porto 
Seguro  schloss  Kapitän  Herbig  von  der 
Kon'ette  »Leipzig«  einen  Schutzvertrag  und 
hissle  hier  die  deutsche  Flagge  am  5.  Sep- 
tember 1884. 

Oertliche  Unniheu  wurden  im  Febniar 
1885  durch  die  »Möwe«  und  die  »Olga- 
geordnet  und  am  11,  März  1885  die  deutsch- 
englische Grenze  durch  Kapitän  Bendemann 


(Olga)  und  den  englischen  Gouverneur  von 
Accra  vorläufig  bei  Asagbo  festgesezt. 

Eine  genauere  Feststellung  der  westlichen 
englischen  Grenze  von  Togo  brachte  dann 
Art.  IV,  1  des  deutsch-englischen  Ab- 
kommens vom  1.  Jidi  1890.  Dioaer  lautet: 
„Die  Grenze  Kwisehen  dem  deutschen  Scbntz- 
gebiete  von  Tnjfo  und  iler  britischen  GoldküBten- 
kolonie  geht  an  der  Kilate  von  den  bei  den  Ver- 
handlnngen  der  beiderseitigen  KommiBnare  vom 
14.  und  28,  Juli  1886  gesetzten  Grenzzeichen 
ans  nnd  erstreckt  sich  m  nQrdiicher  Richtung 
bis  zu  dem  Pftrallelkreis  6"  10'  njjrdlicher  Breite. 
Von  hier  ans  geht  sie  westlich  dem  genannten 
Breitengrade  entlang  bis  znm  linken  L'fer  des 
Akaflnsst's  und  steigt  bieranf  den  Thalweg  des 
lerzteren  bis  zu  dem  Breiten  parallel  6"  20* 
nördlicher  Breite  hinauf.  Sie  läuft  sodann  auf 
diesem  Breitentrrade  in  w ertlicher  Richtung 
weiter  bis  zn  dem  rechten  Ufer  des  Dscbawe 
oder  Shavoeflusses,  folgt  diesem  Ufer  dieses 
FInsses  bis  zu  dem  Brettenparallel ,  welcher 
durch  den  Punkt  der  Ehimündnng  des  Deine- 
flnsites  in  den  Volta  bestimmt  wira,  nm  dann 
nach  Westen  auf  dem  gedachten  Breitengrade 
bis  znm  Volta  fortgeführt  zn  werden.  Von 
diei^em  Pnnkte  an  geht  sie  am  linken  Ufer  des 
Volta  hinanf,  bis  sie  die  in  dem  Abkommen 
von  1888  vereinbart*  nentrale  Zone  erreicht, 
welcbe  bei  der  Einmündung  des  Dakkatlnsses 
in  den  Volta  ihren  Anfang  nimmt." 

Der  1886  festgesetzte  Orcnzpunkl  nach 
der  englischen  Goldkflste  zu  liegt  angeblich 
P  13'  östlicher  Länge.  6"  6'  nöi^licher 
Breite.     (Meinecko,  Kol.  Jahrb.  1888,  S.  181.) 

Die  Vorgeschichte  dieser  westlichen  Ab- 
grenzung Togos  ist  dunkel,  ücber  die  Ab- 
machungen rjer  Kommission  vom  14.  und 
28.  Juli  1886  ist  eiue  amtliche  Veröffent- 
lichung niemals  erfolgt,  ebensowenig  wie 
über  das  deutsch-englische  Abkommen  von 
1888,  von  dem  die  Denkschrift  über  die  Be- 
weggründe zu  dem  deutsch-englischen  Ab- 
kommen vom  1.  Juli  1800  sagt: 

„Um  jene  Gegenden  (die  nordwestlich  von 
der  deutschen  und  hinter  der  englischen  In- 
teressensphäre gelegenen  Gegenden  von  Salaga, 
Jendi  und  Gambaga)  dem  deutscheu  wie  dem 
englischen  Unternehmungsgeist  nutzbar  zu 
machen,  ist  in  dem  im  Jaare  1888  mit  England 
abgeseblossenen  Abkommen  vereinbart  worden, 
dass  dieselben  neutral  bleiben  sollen  und  dasa 
in  dieser  neutralen  Zone  keine  der  beiden 
Mächte  Hoheitsrechte  erwerben  darf." 

Die  endgültige  Festsetzung  der  Grenze 
Togos  gegen  dt«  grossbritannisehe  Gebiet 
und  die  Teilung  des  neutralen  Gebietes  (des  ■ 
»Vierecks  am  Ssalaga«)  erfolgte  erst  bei 
Gelegenheit  der  Ijösung  der  Sanioafrage 
durch  das  deutsch-englische  Abkommen  vom 
14.  November  1899  betr.  die  Interessen- 
sphären in  der  Sfldsee  und  am  Togo  (D. 
Kol.-Bl.  1899,  S.  803).  Die  auf  Togo  bezüg- 
lichen Stellen  dieses  Abkommens  lauten: 

Art.  1.  ...  Grossbritannien  erkennt  an, 
dass  die  Gebiete  im  Osten  der  neutralen  Zone, 
welche  durch  das  Abkommen  von  1888  in  Weat- 
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afrika  (ceacbaffen  worden  ist,  an  Deuuchland 
fallen.  Die  Grenzen  des  DeuUchland  zakoninieQ- 
den  Teiles  der  nentralen  Zone  werden  durch 
Artikel  5  der  vorliegenden  KoDventiou  fest- 
gesetzt. 

Art.  5.  In  der  nentralen  Zone  wird  die 
Grenae  zwischen  den  deutschen  und  den  groas- 
britannischen  Gebieten  dareh  den  Dakaflusa  bis 
znm  SchnittpQokte  desselben  mit  dem  9.  Grad 
nürdlicber  Breite  gebildet  weiden;  von  dort  soll 
die  Grenze  in  nördlicher  Richtung,  indem  sie 
den  Ott  Morozugu  an  Grossbritannien  IftMt, 
laufen  und  an  Ort  und  Stelle  durch  eine  ge- 
mischte KonimissioG  der  beiden  Mächte  in  der , 
Weise  festgesetzt  werden,  dass  Gambaga  und 
die  sämtlichen  Gebiete  von  Mamprosi  an  Oroaa- 
britannien,  Yendi  und  die  sämtlichen  Gebiete 
Ton  Cliakoak  au  Deutschland  fallen. 

Art.  6.  Dentachland  ist  bereit,  etwaigen 
WAnscben  der  grossbritAnnischen  Regierung  in 
£ezug  auf  die  Gestaltung  der  beiderseitigen 
Zolltarife  in  Togo  und  der  GoldkUste  nach 
Möglichkeit  und  in  weitgehendster  Weise  ent- 
gegenzuk  om  m  en . 

Wenn  es  auch  erwünscht  war,  die  nn- 
haltbaren  Zustände  der  neutralen  Zone  zu 
beemten.  so  ist  das  Abkommen  doch  un- 
Rünstig  för  Dentsc^hland,  insofern  es  Ssalaga 
an  Grossbritannien  überlässt,  ohne  Deutsch- 
land das  linke  Ufer  des  Volta  bis  zu  seiner 
Mflndung  in  das  Meer  einzuräumen. 

Die  Orenze  zwischen  dem  deutschen  und 
dem  französischen  Oebiet  wurde  durch  Ver- 
trag vom  24.  Dezember  1885  nur  im  allge- 
meinen <labin  bezeichnet,  dass  sie  von  einem 
an  der  Küste  zu  bestimmenden  Punkte 
zwischen  dem  Gebiete  von  Klein-Popo  und 
Agonf'  ausgehen,  bei  ihrem  nördlichen  Ver- 
lauf auf  die  Grenzen  der  einheimischen 
Stämme  Rücksieht  nehmen  und  später  an 
Ort  und  Stelle  durch  eine  gemischte  Kum- 
raL-fsion  festgesetzt  werden  solle.  (Protokoll 
vom  24.  Dezember  1885  betr.  die  deutschen 
und  französischen  BesitKungen  an  der  West- 
kilste  von  Afiika  und  in  der  SQdaee,  vom 
Keichsksnzler  am  1.  Februar  1886  dem 
deutschen  Reichstag  mitgeteilt,  Nr.  121, 
KeichstEig  6.  Legisl.-P.,  II,  Session.) 

FranzOeisch-deutBchc  Kommissäre  haben 
dann  die  Trennunralinie  unter  (I"  41'  west- 
licher Länge  von  Paris  festgesetzt 

E>er  deutsch-franzRsische  Vertiag  vom 
24.  Dezember  188.'),  der  die  Grenzen  zw-ischen 
Dahomey  und  Togo  bis  zum  9.  Grad  nörd- 
licher Breite  re^lte.  hatte  im  Norden  dieser 
Linie  der  Thatigkeit  beider  Mächte  freien  , 
Spielraum  gelassen.  Deutschland  wie  Frank- 
reich sandten  wiederholt  Missionen  nach 
diesen  Gebieten,  um  dort  Verträge  mit  den 
eingeborenen  Hfiupthngen  zu  schliessen  und 
vom  Land  Besitz  zu  ergreifen. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1897  nahm  die 
Thatigkeit  dieser  Missionen  einen  solchen 
Umfang  an.  dass,  um  drohenden  Verwicke- 
lungen vorzubeugen,  die  beiden  Regierungen 


sich  entschlossen,  die  Abgrenzung  ihrer  Be- 
sitzungen in  diesem  Teil  Afrikas  zu  ver- 
vollständigen. 

Bei  den  in  Paris  vom  Mai  bis  Juli  1897 
hierüber  gepflogenen  Verhandlungen  stellte 
sii^h  heraus,  da-is  die  eingeborenen  Häupt- 
linge wiederholt  gleichzeitig  Schutz  vertrage 
mit  deutschen  und  französischen  Agenten 
geschlossen  und  bald  ihren  Machtbereich 
über  die  Wirklichkeit  hinaus  angegeben,  bald 
eine  in  Wahrheit  nicht  vorhandene  Unab- 
hängigkeit sich  betgemessen  hatten.  Es 
zeigte  sich  auch  als  iiiimöglich,  sich  an  die 
Thatsache  der  erfolgten  Besetzung  eines  Ge- 
biets zu  halten,  da  die  beiderseitigen  Missi- 
onen Stationen  oft  in  nächster  Nachbar- 
schaft, oft  sogar  am  selben  Orte  gegründet 
hatten. 

Die  Delegierten  beider  Teile  einigten  sich 
daher  darüber,  bei  sonst  regelmässig  abge- 
sclilossenen  Vorträgen  als  entscheidendes 
Merkmal  der  Gilligkeit  die  Zeit  des  Ab- 
schlusses anzunehmen. 

Auf  dieser  Grundlage  und  aus  geo- 
graphig<-ben  Rücksichten  wurden  franzö- 
sisrherseits  Deutscldand  die  Gebiete  von 
Gambakha,  Bafilo,  Kuntum  und  Kiriki  imd 
von  deutscher  Beile  Frankreich  Semere, 
Aledjo  und  Sugn  zuerBannt. 

Im  Laufe  der  Verhandlungen  wurde  eine 
weitere  Einigimg  erzielt,  wonach  Frankreich 
seine  Rechte  auf  Sansanne  Mango  aufgab 
und  Togo  einen  Gebietszuwachs  und  eine 
Gronzberichtigimg  in  der  Nähe  der  Küste 
zugestand,  während  Deutschland  hierfür 
seine  Ansprilchc  auf  Suguruku  und  Gurma 
fallen  liess. 

Ohne  Zweifel  ist  die  Erwerbung  einer 
natürlichen  Grenze  im  unteren  Monofluse 
sowie  des  durcti  diesen  abgegrenzten  Mono- 
dreiecks  ein  wesentlicher  Gewinn  für  das 
deutsche  Togo.  Der  Vertrag  schnitt  aber 
Deutschland  alle  Aussicht  ab,  auf  Grund  der 
HinterLandstheorie  imd  auf  Grund  des  Vor- 
dringens deutscher  Forseher  (Grüner)  bis 
zum  Niger  und  der  in  Gurma  abgeschlossenen 
Verträge,  das  Hinterland  vom  Togo  bis  an 
den  Niger  auszudehnen  und  eine  Stellung 
an  dem  wichtigen  Niger  zu  gewinnen.  ES 
ist  also  überwiegend  nachteilig  für  Deutsch- 
'  land. 

Das  deutsch-französische  Abkommen  vom 
19.  Juli  18H7  hat  folgenden  Wortlaut: 

Artikel  1,  Die  Grenze  läuft  von  dem 
Schnittpunkte  der  Küste  mit  dem  Meridian  der 
Inset  Bayol,  dieviu  Meridian  entlang  bis  zum 
SUdufer  der  Lagune,  welchem  sie  bis  zQ  einem 
Punkte  etwa  lÜO  Meter  üstUch  von  der  Ost- 
spitze der  Insel  Bayol  folgt.  Sie  geht  von  da 
gerade  nach  Norden  bis  zur  Mitte  der  Lagune 
folgt  dann  der  Mittellinie  der  Lagune  bis  zn 
ihrem  Zusammentreffen  mit  dem  Thalweg  de» 
Mono  und  diesem  Thalweg  selbst  bis  zum 
7.  Grad  uGrdlicber  Breite. 
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Tom  Schnittpnnkte  des  Monothalwegea  mit 
den  7.  Grft4  nSrdlicher  Breite  verlliaft  die 
QrcjiEe  auf  diesem  Breitengrade  big  za  seinem 
Scbnittpnnkt  mit  dem  Meriditin  dei  Insel  Bayol, 
welcher  weiterhin  die  Qrenze  hildet  bis  zn 
■einem  Zusammentreffen  mit  demjenigen  Breiten- 
grad, welcher  durch  die  Mittn  der  Luftlinie 
Bwischen  Baasila  nnd  Penesoolou  gehend  ge- 
diicht  wird.  Von  diesem  Punkt  verlsaft  die 
Grenze  nach  dem  Finase  Kara  und  zwar  länge 
einer  Linie,  welche  gleich  weit  von  dem  Wepe 
von  Baasila  noch  Bafilo  über  Kirikri  einerseits 
nnd  von  Fenesonlon  nach  Semere  Üher  Aledju 
andererseits  sowie  von  den  Wegen  von  Sadn 
Dach  Semere  and  Ton  Aledjo  nach  Semere  ent- 
fernt ist,  so  dass  sie  in  der  Mitte  zwischen 
Daboni  nnd  Aledjo  sowie  in  der  Mitte  zwischen 
Sndn  nnd  Aledjo  sich  hinzieht.  Vom  Schnitt- 
pnnlit  mit  dem  Kara  folgt  sie  dessen  Thalweg 
flussabwärta  auf  eine  Länge  von  fUnf  Kilometer 
nnd  fOhrt  dann  in  meridionaler  Richtong  nach 
Norden  bis  zum  10.  Orad  nürdlicber  Breite; 
Semere  soll  dabei  Frankreich  verbleiben. 

Vom  10.  Grad  nördlicher  Breite  läuft  dann 
die  Grenze  in  gerader  Richtung  auf  einen  Punkt 
des  Weges  Dje-Gandu  zu,  welcher  sich  in  gleich 
weiter  Entfemong  von  beiden  genannten  Orten 
befindet,  so  dass  Dje  Frankreich,  Gandn  Deotsch- 
land  verbleibt.  Von  hier  hildet  die  Grenze  bis 
zum  11.  Grad  nördlicher  Breite  eine  Linie, 
welche  in  einem  Abstand  von  30  Kilometer 
parallel  zn  dem  Wege  Sansanne-Mango-Pama 
sich  hinzieht.  Der  11.  Grad  nördlicher  Breite 
bildet  sodann  die  Grenze  bis  zu  seinem  Schnittr 

fnnkt  mit  der  weissen  Volta.  anf  alle  Fälle 
ougno  Frankreich,  Konn-Djari  Deutschland 
lassend.  Sodann  bildet  der  Thalweg  der  weissen 
Volta  die  Grenze  bis  zum  lÜ.  Grad  nßrdlicher 
Breite,  welchem  sie  weiterbin  bis  zum  Schnitt- 
pankt  dieses  parallel  mit  dem  Meridian  3°  52' 
westlich  Paris  [1 '  32'  westlich  Greenwich)  folgt. 
Artikel  2.  Die  französische  Re^erung  he- 
hftlt  fflr  ihre  Truppen  nnd  ihr  Kriegsmaterial 
das  Recht  freien  Durchzugs  auf  der  Strasse 
Knande  bis  znm  rechten  vottanfer  über  San- 
sanne-Hango  nnd  Gambaga  sowie  aaf  der  Strasse 
Knande-Fama  über  Sansanne-Mango ,  für  die 
Daner  von  vier  Jahren,  gerechnet  vom  Tage 
der  Ratifikation  dieser  Vereinbarung. 

Artikel  3.  Die  hier  vereinbarte  Grenze  ist 
anf  der  beigefügten  Karte  ein^zeicbuet. 

Artikel  4.  Die  beiden  Regierongen  werden 
Kommissare  beanftra^en,  an  Ort  nnd  Stelle  die 
Grenzlinie  zwischen  den  dentschen  und  franzö- 
sischen Besitzungen  in  GemSssheit  und  im 
Geiste  der  vorstehenden  allgemeinen  Grunds&tze 
festznlegen. 

Beilage  zu  Nr.  21  des  D.  Kol.-Bl.  von 
1897  mit  Karte.  D.  Kol.-Ztg.  1897  S.  44Ü. 
Meineckes  D,  £ol.-Kalentler  1Ö90  S.  33. 

Durch  llebereinkimft  vom  25.  Mai  1887 
wurde  für  die  deutscheu  und  fraozöeischen 
Gebiete  an  der  Sklavenkflsfe  ein  gemein- 
Bames  einheitlitihes  Zollsystem  eingefflhrt. 

Am  24.  febniar  1894  wunle  zu  Berlin 
zwischen  DenlscLland  und  Kngland  ein 
Ueberein  kommen  geschlossen ,  welches  ein 
einheitliches  Zollsystem  für  Togo  wnd  das 
Gebiet  der  Goldiüste  östlich  von  Volta  ein- 


führte. (D.  KoL-Bl.  1894,  S.  267.)  Hierbei 
wurde  auch  eine  höhere  Verzollung  der 
Spirituosen,  des  Tabaks,  des  Pulvers  und* 
der  Gewehre  vorgenommen,  der  SalzzoU 
aber  in  Wegfall  gebracht. 

Eine  weitere  einheitliche  Regelung  der 
benachbarten  Zollgebiete  sieht  der  oben  ge- 
nannte deutsch-engÜBche  Vertrag  vom  14.  No- 
vember 1899  vor. 

Das  bis  zur  Erwerbung  durch  Deutsch- 
land fast  unbekannte  Hinterland  von  Togo 
wurde  durch  eine  Reihe  von  Expeditionen 
wissenschaftlich  erforscht.  (Dr.  Henrici  1887, 
Hauptmann  Kurt  von  J'''ran<,-ois  1888,  Stabs- 
arat  Dr.  Wolf  28.  Februar  bis  21.  Dezember 

1888  (Gründung  der  Station  Bismarckhurg, 
Dr.  Büttuer,  Dr.  Küster,  L.  Conradt]  und 
23.  April  bis  26.  Juni  1889  [Wolf  f  26.  Juni 

1889  m  Dabari  lO»  nönälicher  Breite),  Hptm. 
Kling  1888—1890  [+  15.  September  1892], 
V.  Pnttkamer  1890  [Grilndung  der  Station 
Mieahöhe  im  Westen,  Herold].  Dr.  Grüner  imd 
Döring  drangen  1894— 1895  bis  zum  Niger  vor. 

Togo  wurde  anfangs  durch  einen  kaiser- 
lichen KummisBar  mit  dem  Amtssitz  in 
Bagida,  später  in  Sebbe,  verwidtct,  der  dem 
Gouverneur  von  Kamerun  unterstellt  war. 
Kommissar  seit  1885  £.  Falkenthai,  seit 
1888  von  Puttkamer,  seit  18^9  Zimmerer.  1890 
Graf  Pfeil  und  1892—1895  von  Puttkamer. 
Seitdem  hat  der  oberste  Beamte  auch  dieses 
Schutzgebietes,  seit  1895  Köhler,  den  Titel 
Gouverneur  erhalten. 

Der  Sitz  des  Gouvernements  wurde  im 
Februar  1897  von  Kleinpopo  (Sebbe)  nach 
Ijome  verl^  und  dort  neben  dem  vor- 
handenen Dorfe  der  Eingeborenen  eine 
schöne  neue  deutsche  Stadt  aufgebaut. 

Das  Küstengebiet  ist  in  die  durch  den 
Flusslauf  des  Haho  geschiedenen  Bezirks- 
.ftmter  Lome  und  Kleinpopo  eingeteilt 

Das  Hinterland  ist  m  Stationsbezirke 
eingeteilt,  die  scharf  gegen  einander  ab- 
gegrenzt sind.  Solche  Stationen  bestehen 
in  Misahöhc  mit  Unterstation  Kpandu,  in 
Atakpame,  Kete-Kratschi  mit  dem  ihm  unter- 
stellten nur  vorübergehend  besetzten  Bis- 
marcbburg,  Sokode  (Paratau),  Basari  und 
Sansanne-Mangu . 

Nachdem  durch  die  am  8.  Januar  1894 
erfolgte  Eröffnung  des  Telegraphenverkehis 
zwischen  Lom6  und  den  Anstalten  der  eng- 
lischen Goldkflste  das  deutsche  Schutzgebiet 
an  die  unterseeischen  Kabel  zwisciien  Afrika 
und  Europa  angeschlossen  worden  war,  er- 
folgte die  Fortführung  der  Tel^raphenlinie 
von  Lome  bis  Kleinpopo,  so  dass  an  letzterem 
Orte   die  Telegraphenstation   am   16.  Mftrz 

1894  eröffnet  werden  konnte.    Am  26.  August 

1895  erfolgte  auch  die  telegraphische  Ver- 
bindung des  Schutzgebietes  mit  der  franzö- 
sischen Kolonie  Dahomey,  so  dasa  das  Ge- 
biet einen  doppelten  Anschluss  an  das  inter- 
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nalionale  Telegiaphennetz  besitzt.  To^  iBt 
auch  die  einzige  Kolonie  an  der  afnkanischen 
Westküste,  die  eine  grössere  Telephonanstalt 
hat.  In  Kleiopopo  besteht  ein  Postamt,  in 
Lome  eine  Fostagentur. 

Der  grÖSßte  Teil  des  Verkehrs  vom 
Hinterlande  zur  Küste  bewegt  sich  auf  der 
gut  hergestellten  und  erhaltenen  Strasse  von 
MisahOhe  nach  Lome,  die  von  Lome  aus  auf 
5  Tagereisen  ins  Innere  mit  Unterkunfts- 
häusei-n  versehen  ist  Daneben  gewinnt  die 
Strasse  von  Lome  über  Tsevic,  Gamme, 
Motschi  nach  Atakpame  an  Bedeutung. 

Zur  Ueberwindung  der  überaus  un- 
gflnstigen  Landungsverhältnisse  an  derflachen 
Küste  mit  vorgelagerter  Nehrung  ist  ein 
vorläufiger  höfemer  Landungssteg  ange- 
legt utd  eine  grosse  eiserne  Landungsbrücke 
geplant.  (D.  Sol.-Zt«.  1900,  S.  17.  D.  Kol.- 
Bl.  1900,  S.  245.)  Zur  weiteren  Eotwicke- 
lung  des  Verkehrs  ist  eine  der  Küste  ent- 
lang laufende  und  eine  Eisenbahn  in  das 
Innere  geplant,  welch  letztere  besonders  den 
Zweck  hat,  die  ÄbstrOmung  des  Haudeb  und 
Verkehre  in  das  benachbarte  englische  Volta- 
eebiet  zu  vertiindem.  Jahresbericht  der 
D.  KoL-Ges.  1899,  S.  24  und  D.  Kol.-Ztg. 
1900,  S.  155,  163  (mit  Karte). 

Am  31.  Dezember  1899  lebten  ia  Togo 
124  Europäer,  darunter  19  Frauen.  Von  den 
124  Eiiropäern  waren  112  Deutsche,  4 
Schweizer,  3  Oesterreicher,  2  Engländer  bezw. 
44  Beamte,  26  Mißsionare,  31  Kaufleute, 
4  Pflanzer. 

Die  dortigen  Kaufleute  haben  schon  am 
30.  Dezember  1889  eine  Handelskammer  für 
Kleinpopo  und  Porto-Seguro  gebildet. 

Die  einheimische  Bevölkerung  sind  Ewe- 
n^er  und  Haussa.  Sklavenjagden  und 
Skiavenmärkte  kennt  das  Schutzgebiet  schon 
seit  langem  nicht  Die  an  der  Küste  be- 
stehende Sklaverei  ist  ein  mildes Hörigkeitsver- 
häituis.  Grössere  Mengen  von  Eingeborenen 
pflegen  als  Arbeiter  für  die  grossen  Plantagen- 
untemehmungen  Kameruns  angeworben  zu 
werdea.  Auch  sonst  siedeln  die  Einwohner 
Togos  vielfach  nach  Kamerun  über. 

Die  friedlichen  Verhältnisse  des  Schutz- 
gebietes ermöglichen  es,  nur  eine  kleine 
Schutztruppe  mit  6  europäischen  Chargen 
und  150  einheimischen  Mannschaften  zu 
iuiterhalten.  Die  Umwandlung  dieser  Polizei- 
truppe in  eine  eigentliche  Schutztruppe  ist 
erst  filr  später  in  Aussicht  genommen  bis 
nach  vollständiger  Durchfühnmg  der  Grenz- 
regiilierung. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  dicht 
bevölkerten  Landes  beruht  vorläufig  noch 
auf  dem  Küstenhandel  und  auf  dem  Zwischen- 
handel mit  dem  lunern.  Aber  auch  die 
Plantagennntemehmungen  lassen  für  die  Zu- 
kunft eine  hohe  Bedeutung  erwarten.  In 
Lome  ist  ein  Versuchsgarten  angelegt.    Die 


Plantagen  bauen  Gummibäume,  namentlich 
Landolfia  und  Kickscia  elastica  sowie  Kaffee, 
teilweise  auch  Kola  und  Kakao. 

Die  Ausfuhigegen stände  sind  ausser  den 
Erzeugnissen  dieses  Plant ageabauee  namenl^ 
lieh  Kopra,  Paluikeme,  Oel,  Ek^nflsse  und 
Mais. 

Der  Gesamtwert  der  Ausfuhr  1899  be- 
trug 2015708  Mark,  die  Einfuhr  3029598 
Mark. 

Die  Keeden  des  Schutzgebietes  liefen  in 
diesem  Jahre  218  Schiffe  mit  287  700  Ro- 
gistertons  an. 

Neur^^ung  der  Abgaben  vom  Handels- 
gewerbe  (V.  d.  Gouverneurs  v.  1.  August 
1899.     D.  K0I.-BI.  1899,  S.  622). 

Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des 
Schutzgebietes  sind  so  günstig,  dass  dieses 
Jahre  Jang  alle  seine  Ausgaben,  und  darunter 
beträchtliche  für  Wegebauten,  aus  eigenen 
Einnahmen  bestreiten  und  auf  einen  Reichs- 
zuschuss  verzichten  konnte.  Erst  seit  einigen 
Jahren  ist  infolge  einer  weiteren  Äusge- 
Btaltimg  der  Verwaltung  und  des  Verkehrs 
ein  solcher  erforderlich  geworden.  Der  Etat 
für  1900  betri^  in  Einnahme  und  Ausgabe 
nur  750000  Mark.  Von  den  Einnahmen  ent- 
taUen  20000  Mark  auf  direkte  Steuern, 
425000  Mark  Zölle,  35000  Mark  Gebühren 
und  270000  Mark  Reichszuschuss.  Von  den 
Ausgaben  sind  640379  Hark  fortdauerode, 
95  000  Mark  einmalige  (zur  Ausführung 
öffentlicher  Arbeiten)  und  14  621  Mark  Re- 
sen'efonds. 

7.  Dentsch-OstaMka.  Der  Grund  für 
dieses  deutsche  Schutzgebiet  wurde  gelegt 
durch  die  am  28.  März  1884  konstituierte 
Gesellscliaft  für  deutsche  Kolonisation  zu 
Berün.  Die  von  dieser  Gesellschaft  ausge- 
sandte Kommission,  Dr.  Karl  Peters,  Refe- 
rendar Dr.  Jühlke,  Joachim  Graf  Pfeil,  traf 
am  4.  November  1884  in  Zanzilmr  ein,  stieg 
am  10.  November  von  Saadani  nach  der 
Landschaft  Usagara  hinauf  und  schloss  dort 
im  Hinterlande  des  dem  Sultan  von  Zanzi- 
bar  gehörigen  Küsten  Streifens  eine  Reihe 
von  Verträgen  ab,  dimih  die  die  Gesellschaft 
zahlreiche  Staats-  und  privatrechtHche  Er- 
werbungen in  üsagara,  Usuguha,  Nguru  und 
Alkami  machte.  Auf  Gnind  dieser  Verträge 
wurde  der  Gesellschaft  am  27.  Februar  1885 
ein  kaiserhcher  Schutzbrief  verliehen  (D, 
H.-Anz.,  3-  März  1885),  der  die  Ausübung 
aller  sich  ans  den  Verträgen  ergebenden 
Rechte,  einschhessiich  der  Gerichtsbarkeit, 
der  Gesellschaft  unter  der  Oberhoheit  des 
Reiches  gestattete.  In  diesen  Schutzbrief 
wimlen  später  nicht  eingeschlossen  die 
umfangreichen  Länderwerbungen,  die  die 
Gesellschaft  durch  11  im  Jahre  1885  ent- 
sandte Expeditionen  in  Dechaffialand,  Chutu, 
Snmaiiland,  Usaramo,  Gasiland,  Uhehe, 
I  Sabaki  machte.    Im  Seeengebiete  sind  dann 
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nocli  1890  und  1891  Verträge  mit  ein- 
heimUchea  Häuptlingen  durch  Kmio.  Lang- 
lield,  SJgl  lind  Stokes  abgeschlossen  wor- 
den. (D.  KoL-Bl.  1891,  S.  415;  1892,  S.  19, 
166.) 

In  Zanzibor  hatte  seit  1859  der  deutsche 
Handel  vorgeherrscht,  der  Sultao  Said 
Bai^iasch  war  den  Deutschen  gewogen.  Die 
deutschen  Land  er  Werbungen  erkaonle  er 
aber  nicht  an  (Protest  vom  21.  April  ISS.'j), 
entsandte  vielmehr  railitfiriache  Expeditionen 
nach  dem  Festlande.  Durch  eine  deutsche 
FlottendemonstratioD  wurde  er  verauIasBt, 
diese  zurOckzuziehen,  die  deutschen  Erwer- 
bungen anzuerkennen  (13.  August  ]885), 
den  Hafen  Dar  es  Salam  bedingungsweise 
abzutreten  und  einen  Handelsvertrag  am  2Ü. 
Dezember  1885  abzuschliessen.  Eine  deiitsch- 
engliBch-franzOeischeEommisBion  stellte  1886 
die  Ansprüche  des  Suitana  au  das  Küsten- 

febiet  fest,  und  das  deutsch-englische  Ab- 
omraen  vom  29,  Oktober  und  1.  November 
1886  rftumte  dem  Sultan  an  der  Küste  einen 
Streifen  von  10  Seemeilen  Tiefe  ein, 
Deutschland  trat  dem  englisch-französischen 
Vertrage  vom  10.  MÄra  1862  bei.  der 
die  Unabhängigkeit  Zanzibars  anerkannte. 
Deutschland  und  England  grenzten  inner- 
halb einer  zwischen  dem  Kovuma  und  dem 
Tana  gelegenen  Interessen  Sphäre  ihre  Itacht- 
gebiete  durch  eine  Demarkationslinie  ab,  die 
von  der  Mündung  des  Wanga  nach  dem 
Jipe-See  lief,  um  dessen  Nordufer,  über  den 
Lumi,  mitten  durch  die  Landschaften  Taveta 
und  Dscha^a,  entlang  dem  nördlichen  Ab- 
hang der  Bergkette  des  Kilima  Ndscharo 
bis  zu  dem  Punkte  des  Viktorta-Nyanza- 
Sees  zu  führen,  welclier  von  dem  1*  süd- 
licher Breite  getroffen  wird. 

Der  Vertrag  zu  Lissabon  vom  30.  De- 
zember 1886  bezeichnete  als  tirenzlinie, 
welche  in  Südostafiika  die  iiortugiesischen 
von  den  deutschen  Besitzungen  scheiden  soll, 
den  Lauf  des  ftovuma  von  seiner  Mündung 
bis  zu  dem  Punkte,  wo  der  Mwnge-Fluss 
in  den  Rovimia  mündet  und  dann  eine 
Linie  von  dort  nach  Westen  weiter  auf  dem 
Breitenparallel  bis  zu  dem  Ufer  des  Nynssa- 
Sees. 

Damit  war  dem  Schutzgebiete  eine  Aus- 
dehnung nach  Norden  und  Süden  gegeben, 
die  weit  über  die  Erwerbungen  der  Gesell- 
schaft für  deutsche  Kolonisation  hinausging. 
Die  Rechte  der  letzteren  waren  2.  April  IBHfi 
auf  die  Kommanditgesellacliaft  »Ueulsch- 
Ostafrikanische  Gesellschafti  übergegangen. 
der  Kaiser  Wilhelm  I.  eine  halbe  Million 
Mark  aus  seinen  Privatmitteln  zur  Verfügung 
steUte  und  die  am  21.  März  1887  korpora- 
tive Rechte  erhielt  und  ihr  Kapital  auf 
3724000  Mark  brachte. 

Neben  ihr  bildeten  sich  einige  privat- 
wirtschaftliche  öesellschaften  für  das  ost- 


afrikanische Schutzgebiet,  z.  B,  Deutsch- 
Ostafrikanische  Plantagengesellschaft  24.  No- 
vember 1880  (Plantage  Lewa),  Deutsclie 
Pflanzergesellschaft  6.  Mai  1886;  Deutsch- 
Oslafrikanische  Seehandlung  Perrot  u.  Cie, 
( Wiesbad  en-Tanga), 

Die  Deutsch-Ostafrikanische  Gcsellschafc 
legte  in  den  Jahren  1885—1888  eine  ganze 
Reihe  von  Stationen  und  Vereuclisplantagen 
an,  vor  allem  aber  gelang  es,  durch  Ver- 
träge vom  30,  Jidi  1887  und  28.  April  1888 
vom  Sultan  von  Zanzibar  pachtweise  die 
Zollverwaltung  der  Küste  und  umfassende 
Verwaltunpsrechte  und  MonopoJe  zu  er- 
wertien.  Die  l'ebemahme  der  Zollverwal- 
tung an  der  Küste  16,  August  1888  führte 
zum  Ausbruch  eines  grossen  Aufstandes 
der  einheimischen  insbesondere  arabischen 
Bevölkerung,  der  zunächst  die  Deutschen 
völlig  vom  Festlande  vertrieb,  so  dass  im 
Oktober  1888  ihnen  nur  (Ue  von  der  deut- 
schen Flotte  beherrschten  Häfen  Dar  es 
Salam  und  Bagamoyo  verblieben.  Der 
Kampf  znr  Niederwerf ung  dieses  Aufstandes 
musste  zunächst  von  der  deutschen  Flotte 
allein  aufgenommen  weiilen,  die  in  der 
Blockade  gegen  den  Sklavenhandel  eine 
internationale  Unterstützung  fand  (Erkläning 
der  Blockade  durch  deu  deutschen  und  eng- 
lischen Admiral  im  Namen  des  SiUtans  von 
Zanzibar  vom  2.  Dezember  1888), 

Durch  das  Heiclisgesetz  vom  2.  Februar 

1889  wurden  dann  2  Millionen  Mark  zur 
llntenlrückung  des  Sklavenhandels  und  zum 
Schutze  deutscher  Inleresseu  in  Deutsch- 
Ostafrika  bewilligt  imd  ein  Reichskommissar 
(Wissmann)  bestellt,  der  durcli  Anwerbung 
von  Sudanesen  und  Zulus  eine  Landarmee 
schuf,  am  31.  März  1889  in  Zanzibar  eintraf, 
schon  am  8,  Mai  den  ersteu  Sieg  über  deu 
Führer  des  Aufstände«,  Buschiri,  davontrug 
und  am  12,  Oktober  bis  Mpwapwa  vordrang. 
Buschiri  wurde  am  15.  Dezember  hinge- 
richtet, sein  Nachfolger  Bana  lleri  unterwarf 
sich  am  6.  April  18SK),  auch  der  Süden  des 
(lebietes  wurde  29.  April  bis  17.  Mai  wieder 
IUI tcr werfen.  Und  so  konnte  Wissmann, 
nachdem  er  im  Laufe  eines  Jahres  deu  ost- 
afrikanischen Aufsland  niedergeworfen  und 
dort  eigentlich  erst  die  deutsche  Herr- 
schaft autgerichtet  hatte,  Mai  bis  November 

1890  nach  Deutschland  auf  Urlaub  gehen, 
um  dann  noch  bis  1.  April  1891  sein  Kom- 
missariat in  Deutsch-Ostafrika  zu  Ende  zu 
führen. 

Zur  Befreiung  Bmin  Paschas  war  Dr. 
Karl  Peters  am  21,  Oktober  1889  von  der 
Küste  aufgebrochen  und  gegen  den  Willen 
der  deutschen  und  engliselion  Regierungen 
durch  englisches  Gebiet  den  Tana  aufwärts 
nach  dem  Kenia  und  Viktoria  Nyauza-See 
vorgedningen  und  hatte  dort  für  Deutschland 
vorteilhafte   Verträge   abgeschlossen,    auch 
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im  Mara  1890  die  Streitigkeiten  in  Uganda 
geschlichtet.  Da  inzwischen  Emin  durch 
Stanley  nach  der  Kflste  entfuhrt  worden  war 
(Eintreffen  in  ßagamayo  4.  Dezemlier  1S89), 
ging  auch  Peters  dorthin  zurück  (Ankunft 
16.  Jidi  1890),  traf  alier  unterwegs  bereite 
in  Mpwapwa  den  am  24.  April  wieder  nach 
dem  Innern  anfgebrochenen ,  in  deutsche 
Dienste  getretenen  Emin  Pascha, 

Noch  ehe  Peters  an  der  Küste  und  Wiss- 
mann  in  Berlin  angekommen  waren,  wunle 
mit  England  am  1.  Jiüi  lft90  ein  Abkommen 
getroffen,  das  Helgoland  für  Deutschland 
gewann  und  in  allen  afrikanischen  Gebieten 
die  deutsch  -  englischen  Gi-enzen  genauer 
feststeDte,  Witu  an  England  abtrat,  Zanzibar 
mit  Pemba  unler  englisches  Protektorat 
stellte,  den  KQstenstreifen  des  Festlandes  und 
die  Insel  Mafia  aber  gegen  Zahlung  einer 
Entschädigung  (von  4  Millionen  Mark)  an 
Deutschland  brachte. 

Dieses  deutsch-englische  Abkommen  vom 
1.  Juli  1890  Betzte  im  Art.  I  die  Frenzen 
Deutsch-Ostafrikae  wie  folgt  fest: 

..In  OxtafrikB  wird  das  Gebiet ,  welches 
Dentschland  zur  Geltendmachnng  seines  Ein- 
flosses  Turbehalten  wird,  begrenzt : 

1.  Im  Norden  durch  eine  Linie,  welche  an 
der  Kaste  vom  Nordufer  der  MUndnug  des  Umbe- 
flasses  ihren  Ansgang  nimmt  nnd  darauf  in 
gerader  Richtang  zum  Jipesee  läuft.  Dem  Ost- 
ofer  des  Sees  entlang  und  um  das  Norilufer 
desselben  berumfUhreud,  Uberflchrcitet  die  Linie 
daranf  den  Fliisa  Lumi,  um  die  Landschaften 
Taveta  nnd  Dscbagga  in  der  Mitte  zu  durch- 
schneiden Qud  <lann  entlang  an  dem  uQrdlicben 
Abhang  der  Bergkette  des  Kilimandscharo,  in 
gerader  Linie  weitergeführt  zn  werden,  bis  zu 
demjenigen  Punkte  am  Oatufer  des  Viktoria- 
Nyanzasee:),  welcher  von  dem  ersten  Grad  sfld- 
lieber  Breite  getroffen  wird.  Von  hier  den  See 
anf  dem  genannten  Breiteugrade  itbersch reitend, 
folgt  sie  dem  letzteren  '  bis  zur  Grenze  des 
Eongostaates,  wo  sie  ibr  Ende  äudet.  Es  ist 
indessen  Einverstündnis  darQber  vurbnnden,  dass 
die  dentsche  Intcreaaenaphäre  auf  der  Westseite 
des  genaJinten  Sees  nicht  den  Mfumbiroberg 
nmfasst.  Falls  sich  ergehen  sollte,  dass  dieser 
Berg  südlich  des  genannten  Breitengrades  liegt, 
■o  soll  die  Grenzlinie  in  der  Weise  gezogen 
werden,  dass  sie  den  Berg  von  der  dentscheu 
Interessensphäre  ausschliesst,  eldchwohl  aber 
ED  dem  vorher  bezeichneten  Endpunkte  zurück- 
kehrt. 

2.  Im  SUden  dnrch  ^ne  Linie,  welche,  an 
der  KQste  von  der  Nordgrenze  der  Provinz 
Hozambiqne  ausgehend,  dem  Laufe  des  FInases 
Rovuma  bis  zn  dem  Pnnkte  folgt,  wo  der 
H'sinjefloas  in  den  Bomma  mHndet,  nnd  von 
dort   nach    We8t«n    weiter   anf    dem    Breiten- 

Clel  bis  zn  dem  Ufer  des  Nyassasees  Ittnft 
.  sich  nordwärts  wendend,  setzt  sie  sich 
Ungs  den  Ost-,  Nord-  und  Westnfem  des  Sees 
bis  znm  nördlichen  Ufer  der  Mündung  des 
Songwollaasea  fort.  Sie  ^eht  darauf  diesen 
Flnss  bis  zu  seinem  Schnittpunkte  mit  dem 
39.  Grad  Östlicher  Länge  hinauf  nnd  folgt  ihm 


weit«r  bis  eu  demjenigen  Punkte,  wo  er  der 
Grenze  des  in  dem  ersten  Artikel  der  Berliner 
Konferenz  bescbriebenen  geographischen  Kongo- 
heckens,  wie  dieselbe  anf  der  dem  9.  Protokoll 
der  Konferenz  beigefügten  Karte  gezeichnet  ist, 
am  nächsten  kommt.  Von  hier  geht  sie  in 
gerader  Linie  auf  die  vorher  gedachte  Grenze 
zn  und  führt  an  derselben  entlang  bis  zu  deren 
Schnittpnnkte  mit  dem  32.  Grad  östlicher  Länge, 
sie  wendet  sich  dann  in  gerader  Richtung  zn 
dem  Verein ignugspunkte  des  Nord-  nnd  SQd- 
armes  des  KilaniDofluHaes,  welchem  sie  dann  bis 
zu  seiner  Mündung  in  den  Tanganjikaaee  folgt. 

Der  Lauf  der  vorgedacbten  Grenze  ist  im 
allgemeinen  nach  Massgabe  einer  Karte  des 
Nyassa-Tanganjikaplateaus  angegeben,  welche 
im  Jahre  imd  amtlich  fQr  die  britische  Re- 
gierung angefertigt  wurde. 

H.  Im  Westen  dnrch  eine  Linie,  welche  von 
der  Mündung  des  Flusses  Kilambo  bis  zum 
1.  Grad  südlicher  Breite  mit  der  Grenze  des 
Kongostaates  zusammenfällt.''  (Weissbnch  IK, 
8.  104  ff.) 

Die  nähere  Festlegung  der  deutschen 
nördlichen  Grenze  gegen  die  englische  In- 
teressensphäre ist  1892  durch  eine  Kommis- 
sion (Ur.  Peter«  —  Mr.  Sraith)  erfolgt  (D. 
KoL-Bl.  1892,  S.  25,  177). 

Nach  Beendigung  der  Diktatur  von  "Wiss- 
raaiin  und  nach  dem  deutscii-endischen  Ab- 
kommen Bah  sich  die  detitsche  Reichsi%gie- 
rung  gezwungen,  die  regelmassige  Verwal- 
tung des  Schutzgebietes  seihst  in  die  Hand 
zu  nehmen  und  fflr  dasselbe  einen  Gouver- 
neur (Frhr.  v.  Soden,  9.  April  1B91)  zu  he- 
atelJen,  dem  3  Reichskommissare,  v.  Wiss- 
mann, Peters  und  Einin,  beigeordnet  wurden. 
Die  Stellung  der  deutsch -ostafrikanischen 
Gesellschaft  wurde  durch  einen  Vertrag 
zwischen  dieser  und  dem  Reichskanzler  vom 
20.  November  18110  (Weissbnch  IX  S.  128. 
Kol.  Jahrbuch  1890,  S.  241)  geordnet  Da- 
nach erklarte  sich  die  Deiitsch-Ostafrikani- 
sclie  Gesellschaft  bereit,  die  für  Entschädi- 
gung des  Sultans  von  i^zibar  erforderlichen 
4  Millionen  Mark  zn  zahlen  und  für  Beton- 
nung  der  Häfen  und  Beleuchtungsanlagen 
250000  Mark  aufzuwenden;  sie  erhielt  da- 
gegen das  Recht,  eine  Anleihe  von  10556000 
Mark  aufzunehmen  (Privilegium  Tom  2U. 
November  1890.  D.  Koi.-Bl.  S.  307),  zu 
deren  Tilgung  ihr  jährlich  600000  Mark 
aus  den  Zollerträgnissen  zugesichert  wurden. 
Fflr  die  Anfgabo  ihrer  Reclite  aus  dem  Ver- 
trage mit  dem  Sultan  von  Zanzibar  vom  28. 
ÄprU  1888  und  13.  Januar  1890  wurden 
der  Oesell.schaft  da«  ausschliessliche  Recht 
auf  den  Eigentumserwerb  tlurch  Ergreifung 
des  Besitzes  an  herrenlosen  Gnmdstücken, 
eine  Reihe  von  Bei^rechten,  Eisenbalui-, 
Bank-  und  Mdnzrechlen  eingeräumt.  (Kaiserl. 
V.  V.  14.  April  1890.    D.  Kol.-Bl.  S.  31.) 

Die  UeberfOhnmg  der  Koste  in  deutschen 
Besitz  und  die  Uebernabme  der  ZoUverwal- 
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tuDg  durch  Bewnte  des  Reiches  sollte 
eigentlich  am  1.  Januar  1S91  erfolgen,  konnte 
aber  erst  am  1.  Juli  1891  durchgeführt  wer- 
den.    (D.  KoL-Bl.  1891,  S.  1,  284). 

Die  durch  das  deiitsch-enghsche  Ab- 
kommen vom  1.  Juli  1890  im  wesentlichen 
festgelegten  Grenzen  des  Schutzgebietes 
haben  nur  in  Einzelheiten  eine  AbÄnderung 
erfahren.  Durch  Abkommen  vom  25.  Juni 
1893  zwischen  der  deutschen  und  englischen 
Regienin^  wurde  die  Grenze  zwischen  den 
beiderseitigen  Interessensphären  in  Ostafrika 
vom  Indischen  Ocean  bis  zur  Nordseite  des 
Kilimandjaro  näher  festgesetzt.  {D.  Kol.-Bl. 
1894,  S.  370.) 

Ein  lAndstreifen  südlich  des  Bovuma  bis 
nahe  an  das  Cap  Delgado  stand  früher, 
ebenso  wie  der  Küsten  streif eii  des  Sohutz- 
gebietes,  unter  der  Hoheit  des  Sidtans  von 
Zanzihar.  Da  die  deutsche  Regierung  zu- 
nächst nur  das  Land  bis  zum  Rovuma  in 
thatsächliche  Verwaltung  übernommen  hatte, 
so  hielten  sich  die  Portugiesen  für  beredi- 
tigt,  ihre  Kolonie  nördüch  bis  an  den  Ro- 
vuma stillschweigend  auszudehnen  und  ei-- 
richteten  dort  am  Flusse  und  in  dem  Orte 
Kionga  kleine  Militürposten. 

Im  Jahre  1894  wurden  aber  die  An- 
sprüche Deutschlands  geltend  gemacht  und 
am  17.  Juni  1894  die  deutsche  Fkgge  in 
Kionga  gehisst.  Da  die  dortige  portugiesi- 
sche Lokalbehörde  sich  zum  Zurückweichen 
nicht  für  berechtigt  hielt,  so  wuide  das 
Neijeneinan  der  wehen  der  beiden  Ha^en 
vereinbart,  bis  die  Frage  durch  VerhMid- 
lungen  der  beiden  Regierungen  entschieden 
sei.  Dies  ist  jetzt  in  der  Weise  geschehen, 
dass  die  Linie  10*40'  südlicher  Breite  vom 
Meere  bis  zum  Zusammentreffen  mit  dem 
Rovuma  die  Grenze  bilden  soll.  Eine  Fest- 
legung der  Grenze  durch  geographische 
Sachveratändige  ist  vorbehalten,  bis  dahin 
wird  sie  durch  Kommissare  der  beiderseiti- 
gen Kolouieen  vorläufig  bestimmt  und  kennt- 
lich gemacht  werden. 

Die  Abgrenzung  des  Schutzgebietes  war 
damit  abgesclilossen.  Nur  in  Bezug  auf  die 
Abgrenzung  mit  dem  Kongostaat  am  Kiwu- 
see  schweben  1900  noch  Verhandlungen.  (D. 
Kol.-Ztg.  1900,  S.  24,  37.) 

Das  Schutzgebiet  hat  mit  den  dazu  ge- 
hörigen Wasserflächen  des  Tangaiiyika-, 
Nyassa-  und  Nyansasees  einen  Umfang 
von  mehr  als  17700  deutsclien  Quadrat- 
raeilen  oder  974500  rjkm;  es  hat  demnach 
etwa  1*/:.  mal  den  I.mfiuig  des  Deutschen 
Reichs.  Seine  Bevölkerung  wurde  von  Pe- 
ters 1895  auf  4  Mülionen  und  wird  1900 
vom  Gouvernement  auf  mehr  als  6  Millionen 
Mensehen  geschätzt. 

Neben  der  eingeborenen  Beveikemng  wohnen 
an  der  Küste  Araber,  und  zwar  Staakat- 


Schihiriaraber,  Beludschen,  Inder,   Parsi,  Goa- 

n,  Syrer,  Aegypter,  Türken  und  EnroitSer. 

Dnrchachnittllcü    stellen    die   Angehörigen 

r  Hasse  auch   eine   besondere  Berofskliwse 

dar.     Der  Hukataraber  ist  Onmdbesitzer  und 

bewirtschaftet  sein  Land   darcb  Sklaven,   der 

Schihiriaraber  ist  Schiffer.  Händler  oder  Eara- 

wanenführer,  der  Beludsche  Händler,  teilweise 

auch  Landwirt,  der  niohammedfloische  Inder  ist 

aasschliesslicb  Kanfm&nn,  der  Banyane  Eanf- 

mann  oder  Handwerker,  Parai  kommen  nur  als 

Beamte  des  Zolles  und  der  Post  vor. 

Die  Guanesen,  d.  b.  die  Einwanderer  ans 
der  portugieaiacben  Kolonie  Goa,  welche  teils 
reiner  portiigiesiscber  Abatammnng  sind,  teils 
aoch  BUB  der  Vermischung;  der  portogiesiscben 
Eroberer  mit  der  alten  BevSlkemag  Ooas  hervor- 
gegangen sind,  sind  Kanfleute  and  handeln  mit 
den  für  die  Bedürfnisse  des  Earopäers  einge- 
führten Waren.  Zum  Teil  sind  sie  aadi  Wäscher, 
KSche  nnd  dergleichen  mehr. 

Syrer  sind  nur  in  geringer  Anzahl  vor- 
handen und  stehen  meist  als  Dolmeucher  im 
Dienste  des  QoDvemements.  A^ypt«r  nnd 
Türken  sind  Eauflente,  Gastwirte  nnd  Hand- 
werker. 

Von  EnropHem  wohnen  im  Schutzgebiet« 
ausser  Deutschen,  welche  die  überwiegende  Mehr- 
zahl bilden,  Oest^rreicher,  Italiener,  Griechen 


gebiet  lebenden  Europäer  betrog  1892  760  nnd 
1899  1099,  davon  878  Deutsche. 

Die  geschilderte  Entwickelung  hatte  zu- 
nächst dazu  geführt,  innerhalb  der  oben  an- 
gegebenen Grenzen  in  Deutach-Ostafrika  5 
Gebiete  von  verschiedenem  Erwerbsgnmd  zu 
schaffen,  a)  die  unter  den  Schutzbrief  vom 
27.  Februar  1885  gestellten  Erwerbungen 
der  Deutach-OstafrikauischcQ  Gesellschaft; 
b)  die  nicht  unter  Schutzhriefe  gesteUteu 
Erwerbungen  der  Deutsch-Ostafrikanischen 
Gesellschaft  vom  Jalire  1885;  c)  die  Gebiete, 
für  welche  Emin  und  andere  1890  und  1891 
Verträge  abgeschlossen  haben;  d)  die  dem 
Sultan  von  Zanzibar  vorbehalten  gewesene 
Küstenzone,  welche  nebst  der  Insel  Mafia 
durch  das  deutsch-englische  Abkommen  vom 
1.  Juli  1890  an  Deutschland  fiel  und  1891 
vom  Sultan  von  Zanzibar  ab^treten  wurde; 
e)  der  grosse  Rest,  bezGghch  dessen  mit 
\orbesitzern  Vertijlge  überiiaupt  nicht  ab- 
geschlossen worden  sind. 

Die  Grundlage  für  die  Erstarkung  der 
zunächst  nur  in  dem  eigentlichen  Schutz- 
gebiete (a)  geltende»  Normen  auf  die  ganze 
Interessensphäre  (b,  c,  d,  e)  bildete  die 
Kaiserl.  V.  v.  2.  Mai  1894  (D.  Kol.-BL  1894, 
S,  265),  nach  welcher 

„der  Reichskanzler  emiächtüt  wurde,  fflr 
diejenigen  innerhalb  einer  deutschen  Interessen- 
sphSre  in  Afrika  gelegenen  zu  dem  Schatzge- 
biet« bisher  nicht  gehörenden  Gebietsteile,  hm- 
sichtlich  deren  der  fortschreitende  EinfioBS  der 
deutschen  Verwaltung  die  Vereinigung  mit  dem 
Schutzgebiete  angezeigt  erscheinen  ISsst,  die 
hierzn   erforderlichen   Anordnungen   in    betreff 
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der  OrganisatioD  der  Terwaltung  und  Bechts- 
pflege  nach  Maaagnbe  der  für  du  Schatagebiet 
gelKnden  Vorschriften  in  treffen." 

Bei  dieser  Sachlage  wurde  zunäclist  nur 
dae  KüBtODgebiet  (a)  in  T)  Beitirke  TaD|;a, 
B^amnyo,  Dar  es  Salam,  Kilwa,  Mgan  ein- 
geteilt und  Bezirkshauptleuten  unterstellt.  Für 
die  übrigen  Gebiete  wurde  der  deutsche  Ein- 
fluss  durch  »Stationen!  atisgeflbt.  Im  Laufe 
dei-  Eutwickelung  wurde  das  ganze  Gebiet 
in  Verwaltungsbezirke  eingeteilt. 

Nachdem  am  IG.  Mai  1899  Mikindani  mit 
Lindi  vereinigt  und  Saadani  als  Bezirk  auf- 
gelöst worden  war,  zerfiel  das  Schutzgebiet ' 
seit  diesem  Tage  in  folgende  Bezirke :  Tanga,  | 
Pangani,  Bagamoyo,  Kilwa,  Mpwapwa,  Tabora, ' 
Bukoba,  Ukonongo,  Wilhelmsthal,  Dar  es  | 
Satain,  Litidi,  Eilossa,  Kilimatinde,  Muaoza. 
Djiji,  Langenbiu^.  Die  Bezirke  wurden  an- 
fongs  militärisch  verwaltet,  durch  Gouverneur 
T.  Liebert  wurdeo  aber  alle  Eüstenbezirke 
unter  Civilverwaltiing  und  nur  die  Bezirke 
im  Innern  unter  der  Verwaltung  von  Offizieren 
der  Schutztruppe  belassen. 

Der  Sitz  deB  Gouvernements  war  anfangs 
Bagamoyo  und  ist  seit  1891  Dar  es  Salam. 

Als  Gouverneur  wurde  an  Stelle  des 
Freiherrn  von  Soden  {seit  9.  Apri]  1891 
Gouverneur)  durch  Ordre  vom  15.  September 
1893  Oberst  Freiherr  von  Schele,  vom  17. 
April  1895  Major  Dr.  Hermann  von  Wiss- 
Diann  und  vom  3.  Dezember  1896  General 
v.  Liebert  ernannt 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Laudesbeamten 
in  Deutsch-Ostafrika  wurden  durch  Eaiserl. 
Y.  V.  22.  April  1894  naher  geordnet  (D. 
K0I.-BI.  1894,  S.  2191. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Farbigen 
wurden  durch  zahlreiche  Verordnungen  ge- 
regelt, so  vom  7.  August  1S91,  16.  Januar, 
23.  September.  4.  November,  13.  November 
1893- 

U'enn  auch  an  der  Küste  uud  an  der 
grossen  Ueerstrasse  nach  den  centralafrika- 
nischen  Seeen  schon  1890  friedliche  Verhält- 
nisse heimstellt  worden  waren,  so  ent- 
standen doch  erklärlicherweise  auch  seit- 
dem Schwierigkeiten  mit  Eingeborenen,  die 
zum  Einschreiten  der  neuorganisierten  Kaiserl. 
Schutztruppe  Veranlassung  boten.  Nennens- 
wert sind  die  Expeditionen  Ramsays 
gegen  den  Wayaobäuptling  Machemba, 
Zelewsfcis  gegen  die  Wahehe  (Tod  und 
Siederlage  17.  August  1891),  Schmidt  II 
gegen  die  Mafiti,  Petet«,  v.  Wissmann  und 
V.  BOlows  (t  11.  Juni  1892)  am  Kilima 
Ndscbaro,  Hennann  und  Elpons  gegen  die 
'H'agogo,  Princos  gegen  die  Mahenge  und 
Mgunda.  Nicht  nur  an  der  Küste,  sondern 
auch  ira  Innern  des  Schutzgebietes  sind 
militärisch  besetzte  und  zugleich  kulturellen 
Zwecken  dienende  Stationen  angelegt 
worden,    so  in  Tabora  (Emin,   Sigl,  Schwe- 

Hand«Srt«rbiicb  der  StaatawlsaenscbafteD.    ZwelU 


Singer),  Muanza  am  Viktoria  Nyanza  (Emin, 
Hoff  mann),  Bukoba  am  Viktoria  Nyanza 
(Enün, Langheld,  Herr  mann),  KilimaNdscharo- 
statioQ  (Peters,  v.  Bülow),  Kilossa  in  Uaan- 
gua  (Prince). 

Der  Sultan  Sike  von  Düyanyembe  hatte 
sich  am  2.  Oktober  1892  unter  deutschen 
Schutz  gestellt,  zeigte  sich  aber  unbotmässig. 
Wiederholte  KAmpfe  mit  ihm  führten  end- 
lich zu  seiner  Vernichtung  (Schweainger, 
Prince)  am  11.  Januar  1893. 

Im  Zusammenhang  damit  erfolgte  die 
Einnahme  des  Kwikuni  Kwa  Muini  Mtwana 
bei  Mdaburu   in  Ugogo  am   10.  März  1893. 

Am  13.  März  1893  erfolgte  die  Bestrafung 
des  Häuptlings  Maruguru  von  Maamanda  in 
IJseguha  (von  Manteuffel,  Leue),  im  Februar 
1893  die  Eretürmimg  der  Hauptterabe  des 
Wagogohäupthngs  Mafienta  (v.  Bothmer),  am 
28.  August  1893  die  Erstürmung  der  Haupt- 
tembe  des  Sultans  Sinjangaio  in  Nonaoa 
(Fliessbach  f)- 

Eine  grössere  Expedition  des  Gouver- 
neurs Oberst  von  Schele  zur  Unterwerfung 
der  aufständischen  Häuptlinge  am  Kilima 
NdBcharoimAugustI893führtezum4bschlus8 
von  Friedensverträgen  mit  den  Häuptlingen 
Meli  (Moschi),  Fuml»  und  Kitongati  und  im 
Anschluss  daran  zur  Unterwerfung  einer 
Reihe  von  Häuptlingen  am  Kilima  Ndschaio 
im  Mai  1894  (Johannes). 

Von  Tabora  aus  erfolgte  im  Dezember 
1893  eine  StrafexpeditioQ  gegen  Sultan  Eandi 
von  Mkahama  und  im  Jahre  1894  mehrere 
önternehmuQgen  gegen  die  Wahehe. 

Grössei-e  Expeditionen  unternahm  Oberst 
V.  Schele  im  November  1893  bis  März  1894 
in  das  Gebiet  des  Rudfidji  und  Ulanga,  an 
den  Nyassasee  und  in  das  Hinterland  von 
Kilwa  und  im  September  bis  November  1894 
gegen  die  Wahehe,  Erstürmung  der  Haupt- 
stadt Kuirenga  am  30.  Oktober  1894. 

Von  allen  Völkern  Ostafrikas  leisteten 
die  Waliehe  der  deutschen  Herrschaft  am 
längsten  Wideistand.  Wenn  auch  die  Ex- 
peditionen von  Elpons  und  Prince  in  den 
Jahren  1895  und  bis  1897  gegen  sie  Erfolg 
halten  und  im  Frieden  vom  12.  Oktober  1895 
mit  ihnen  die  Niederlage  Zelewskis  Sühne 
fand,  so  trat  in  Uhehe  doch  erst  mit  dem 
Tode  des  Sultans  Quawa  im  Juli  1898  end- 
gütig Ruhe  ein. 

Die  Expedition  gegen  den  am  Mawudji- 
fliisse  bei  Kilwa  angesessenen  Sklavenhändler 
Hassan  bin  Omar  hatte  den  Ueberfall  Kilwa 
Kisiwanis  am  7.  September  1894  zur  Folge, 
der  aber  abgeschlagen  wurde. 

Die  Bestrafung  des  Wangoni  erfolgte 
durcli  die  Schutztruppe  unter  Engelhardt 
1897. 

Seitdem  hal)en  die  militärischen  Expe- 
ditionen, die  das  Land  ununtcrbi-ochen  durch- 
zielien,    vorwiegend  einen   friedlichen  Cha- 
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rakter  angenommen  und  der  Erforschung 
des  Landes,  der  Entwic-kelung  des  Verkehrs- 
wesene,  der  Organisation  der  "Verwaltung 
und  BettteueruDg  gedient. 

Die  Regelung  des  Immobiliarrechts 
war  bisher  auch  im  eigentlichen  Schutzge- 
biete dem  Reichskanzler  und  reit  dessen 
Oenehmignng  dem  Goiiveraeiir  überlassen. 
Dem  ImmobUlarrecht  wurde  dann  eine  feste 
Orundlage  gegeben  durch  eine  am  15.  Januar 

1894  erlassene  Enteignung» Verordnung  und 
durch  die  Kaiser).  V.  v.  24.  Juli  1894, 
die  ein  dem  pi'eussischen  Eigen tumecrwerbs- 
gesetz  und  der  Grundbuchordnung  nachge- 
bildetes Immobiliarrecht  begründete  (D.  Kol.- 
Bl.  1894,  S.  270  u.  389). 

Durch    Kaiserl.    V.    v.    26.    November 

1895  und  Verf.  des  Reictiskanzlers  v.  27. 
November  1895  wurden  Vorechriften  Ober 
Schaffuüg,  Besitzergreifung  und  Veräusse- 
rung  von  Kronland  und  über  den  Erwerb 
und  die  Terilusserung  von  Gnmdstücken  im 
allgemeinen  gegeben,  AusfOhmngsverordnung 
des  Gouverneurs  hierzu  v.  lU.  Febniar  und 
4.  Dezember  1896  und  v.  29.  April  190Ü. 

Die  "Vermessung  und  kartograpliische  Be- 
echreibuDg  des  Landes  und  die  Anlegung 
von  Orundböciiern  in  den  KOstengebieten, 
die  kommunale  Organisation  der  grOssei-en 
Ansiedelungen,  die  bauliche  Entwicketung 
der  grösseren  Städte  haben  Oberraschende 
Fortschritte  gemacht  und  die  äussere  Er- 
scheinung der  Küstenplätze  vollständig  und 
in  der  vorteilhafteston  Weise  umgestaltet. 
Auch  haben  die  hygieinischen  Massnahmen 
aller  Art  die  Gesund heits Verhältnisse  wesent- 
lich verbessert. 

Der  Erhaltung,  Pflege  und  rationelleL 
Verwertung  wird  grosse  Fürsorge  gewidmet, 
V.  V.  20.  Oktober  1895. 

Nach  dem  Uebei^nge  des  Küstengebietes 
an  das  Reich  war  einstweilen  der  Zolltarif 
zu  dem  Handelsvertrage  mit  dem  Sultan  von 
Zaazibar  (RG.Bl.  1886,  S.  261)  in  Kraft  ver- 
blieben. Derselbe  ist  dim;h  V.V.  v,  1  Mai 
1892,  v.  1.  Juni  1892  an  mehrfach  abge- 
ändert worden.  In  den  Häfen  von  Deuteeh- 
Ostafrika  wurden  auch  zollfreie  Niederlagen 
eingerichtet  {V.  v.  10.  Januar  189^). 

Eine  neue  Zollordnung  wiurle  am  ] 
Januar  und  1.  April  1899  eingeführt  (D.  Kol, 
Bl.  1899,  S.  45,  229). 

Verhältnismässig  schnell  vollzieht  sich 
der  Uebei^ang  von  der  Natural  Zahlung  zur 
Geldzahlung.  Bei  letzterer  bietet  die  Rupieii- 
■wfthrun^  neben  der  Markrechuung  grosse 
Schwierigkeiten  und  erheischt  eine  grilnd- 
liehe  Neuregelung. 

Neben  das  teilweise  aufrechterhaltene 
System  der  einheimischen  Masse  und  Ge- 
wehte wurde  durch  V.  v.  1.  März  1899  das 
deutsche  System  gestellt,  durch  Runderlass 
des  Gouverneurs  vom  8.  Juli  1899  die  Ver- 


wendung fremder  Sprachen  im  amtliche» 
Verkehr  geregelt  und  in  den  Regienmgs- 
und  MissionsstÄulen  bürgert  sich  die  deutsche 
Sprache  immer  mehr  ein.  Einige  Schwierig- 
keiten macht  die  Frage,  ob  in  den  Regienmgs- 
schulen  überhaupt  Relig^onsuuterricht  imd 
nur  christlicher  erteilt  werden  soll  (D.  Kol.- 
Ztg.  1900,  S.  86,  168,  177). 

Anfangs  ei^aben  sich  die  Einnahmen  des 
Schutzgebietes  nur  aus  den  Einfuhr-  und 
Ausfuhrzöllen,  aus  einer  Gewerbesteuer  (neu 

firegelt  durch  V.  v.  22.  Febniar  1899  [D. 
D1.-B1.  1899,  S.  430|).  Aber  schon  durch 
V.  V,  1.  November  1897  (D.  Ko!.-Bl,  1899, 
S.  51,  54)  konnte  der  Versuch  gemacht 
werden,  vom  1.  April  1898  an  eine  direkte 
Besteuening  der  Emgeborenen  in  Form  ein.er 
Häupter-  und  HOttensleuer  einzuführen,  die 
wohl  meist  in  Geld,  in  Naturalien  oder 
Arbeit sleistimgen  entrichtet  werden.  Diese 
Steuer  hat  sich  Überraschend  leicht  einge- 
führt, ist  nur  in  deu  inneren  verkehrsent- 
legenen Gebieten  noch  nicht  durchgeführt 
und  hat  schon  ganz  wesentlich  zur  Festigung 
der  deutschen  Herrschaft,  zur  Anbahnung 
einer  Selbstverwaltung,  zur  Erziehtmg  der 
Eingeborenen  zur  Arbeit,  zur  Steigerung 
ihrer  KulturbedUrfnisse  und  ihrer  Kauftraft 
jen. 

n  iuk  Jahre  1898  ergab  die  Steuer 
9293  Rupien  in  Naturalien,  45235  Rupien 
in  Arbeitsleistungen,  347  352  Rupien  In  bar, 
zusammen  401881  Rupien,  wovon  239746 
Rupien  an  die  Staatskasse,  162134  Rupien 
an  die  Kommunatkasse  abgeffllul:  wunlen. 
Im  Jahre  1899  stieg  der  Ertrag  auf  545000 
Mark. 

Für  die  Schutztrnppe,  welche  die  Reichs- 
kriegsflagge  zu  führen  hat,  wurde  eine  Reihe 
oi^uisatorischer  Bestimmungen  getroffen  in 
den  V.V.  v.  .5.  Deüeniber  1892, 17.  April  1893, 
12.  und  18.  Dezember  1893,  2.  August  1894. 
Eine  Kaiseri.  V.  v.  20.  Januar  1899 
bestimmt,  dass,  nachdem  mit  der  fort- 
schreitenden Ent Wickelung  des  Sciiutzge- 
bietes  der  Wirkungskreis  der  Civil  Verwaltung 
gegenüber  den  Aufgaben  der  Schutztrnupe 
eine  bestimmtere  Abgrenzung  erfahren  hat, 
in  Äbändenmg  der  Erlasse  vom  3.  Juni  1891 
und  30.  September  1892  von  der  Verleihimg 
eines  militärischen  Ranges  an  die  Beamten 
in  Deutsch-Ostafrika  für  die  Zukunft  abge- 
sehen werden  soll  (D.  Kol.-Bl.  1899,  S.  83). 
Im  Jahre  1890  war  fast  gleichzeitig  ifi 
Deiilschland  vorgeschlagen  worden,  zu  Ehren 
von  Wissmanns  einen  Dampfer  für  den 
Viktoriasee  zu  bauen  imd  auch  die  einge- 
leiteten Sammlungen  für  eine  Karl  Peters- 
stiftung zur  Beschaffung  eines  Dampfeis  für 
den  Viktoriasee  zu  verwenden.  Die  beiden 
Dampfer  sind  erbaut  und  nach  Afrika  gesandt 
worden.  Die  nicht  ausreichenden  Mittel 
wurden  seitens  des  Komitees  der  deutschen 
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Antisklavereilotterie  ergilnzt,  das  sich 
ISfll  ia  Köln  gebildet  hatte  und  es  nun 
unternahm,  den  Petersdampfer  zu  Land  nacli 
dem  Viktoriaeee  zu  senden  (Fischer  (f  2.  Juli 
I892),Borehert,ÖrefSchweinitz),  Vorarbeiteu 
zur  HerstelluDg  eines  fahrbaren  Weges  Hber 
den  Kilima  Ndscliaro  nach  dem  Yiktoriasee 
vorzunehmen  (Dr.  0.  Baumaun)  und  die 
Tiefen  verbal  tnisBe  dieses  Sees  erforschen  zu 
lassen  und  unter  v.  Wissmanns  jiersCn- 
licfaer  Leitun?  den  Dampfer  Wissmanu  Ober 
den  Schire  und  Nyassa  nach  dem  Tanganyika- 
Bee  zu  befördern. 

In  den  Jahren  1893—1894  erfolgte  die 
AiiflSsung  des  Äntisklavereikomitees.  Die 
Beamteu  und  Materialien  desselben  gingen 
au  das  Gouvernement  Aber.  Der  auf  dem 
Nyassa  laufende  übernommene  Dampfer 
>HennaDD  von  Wissmann <  ist  das  beste 
Fahrzeug  auf  diesem  See  und  findet  als 
Fracht-  und  Paesagierdampfer  ausgiebigste 
Verwendung.  Die  Teile  des  Dampfers 
»Doktor  Karl  Peters«  haben  in  Bagamoyo 
Jahre  lang  gelegen  und  sind  erst  1900  durch 
Schloifer  nach  dem  Tanganyikasee  tefördert 
worden.  Die  am  Nyanza  mit  übernommenen 
3  tk^lboote  finden  vielfachste  Verwen- 
dung im  Dienste  der  Stationen  Muanza  und 
Biüioba. 

Seit  1900  lÄiift  auf  dem  See  auch  die 
AluminiiimpiDasse  >Ukerewe<. 

Die  Bemühungen,  die  Unterlaufe  des 
Fanganiflusses,  des  Hovuma  und  des  Rufiyi 
(bis  Kungulio)  schiffbar  zu  machen,  sind  er- 
folgreich gewesen. 

Für  den  Dieust  an  den  Küsten  wird  eine 
ToUstätidige  Flottille  unterhalten.  Die  Ver- 
bindung mit  der  Heimat  lialtcn  im  wesent- 
lichen die  subventionierten  Reichspostdarapfer 
aufrecht. 

Der  Po8t\erkehr  im  Schutzgebiete  ist 
mächtig  entwickelt  worden.  Schon  im  Jahre 
1893  gelang  es,  die  Beförderimg  eines  Briefes 
vom  Viktoriasee  nach  der  Küste,  zu  der 
früher  3— ;>  Monate  erforderUeh  waren,  in 
53  Tagen  zu  bewirken.  Die  Zahl  der  Post^  I 
anstalten  stieg  1H99  auf  22. 

Der  Verkehr  mit  den  11  Postagenturen. 
des  luaern  mues  aber  noch  immer  durch 
wohlorgauisicrte  Boteiiposlen  unterhalten 
werden. 

Die  Verkehrswege  zu  Lande  haben  in 
den  letzten  Jahren  überall  erhebliche  Ver- 
besserungen erfahren.  Die  Stationen  im 
Innern  benutzen  den  ihnen  zu  Gelwte  stehen- 
den Einfluss,  um  durch  die  Häuptlinge  breite 
bhrbare  Wege  bauen  zu  lassen.  Die  alt- 
iiewährte  Jletliode,  den  Wegebau  durch  ein- 
geborene Häuptlinge  bewerkstelligen  zu 
lassen,  ist  freilich  in  den  Küstenbezirken 
nicht  anwendbar,  weil  es  hier  an  Häupt- 
lingen, welche  eine  genügende  Macht  aus- 
üben, fehlt.     Das  Gouvernement  hat  deslialb 


hier  den  Wegebau  wie  auch  den  Brücken- 
bau im  Innern  selbst  in  die  Hand  nehmen 
müssen. 

Die  Heuschrecken  not  und  die  Dörren  der 
Jalire  1894  und  1898  und  die  hierdurch  be- 
dingte Hungersnot  liessen  die  Eingeborenen 
massenhaft  in  den  Dienst  der  Verwalttmg 
treten  und  förderten  den  Wegebau.  Die 
Haupttinien  des  Verkehrs  waren  1900  fast 
sämtlich  mit  Fahratraasen  versehen. 

Wenn  in  Ostafrika  der  Eisonbahnbau 
seinen  Ausgangspunkt  von  Tanga  und  seine 
Richtung  nach  dem  Kilima  Ndscharo  lukfam, 
so  erklärt  sich  dies  aus  dem  Wettbewerb 
mit  der  englischen  Eisenbahn,  die  von 
Mombassa  aiis  nach  dem  Viktoria-Nyanzasee 
hinstrebt,  aus  der  vielleicht  übermässigen 
Bewertung  des  Kilimandscharogebietes  im 
Anfange  der  90er  Jahre  und  aus  der  Eig- 
nung West-Dsambaras  und  des  Paregebietes 
für  den  Kaffeebau.  Eine  aus  der  Ostafri- 
kanischen  Gesellschaft  hervorgegangene  pri- 
vate Aktiengesellschaft  entschloss  sich  zum 
Bau  einer  Eisenbahn  von  Tanga  aus,  deren 
erste  l'i  km  am  16.  Oktober  1894  dem  Ver- 
kehr übergeben  werden  konnten  und  die  im 
Jahre  18ü;>  bis  Mnhesa  weitergeführt  wurde. 
Damit  waren  aber  das  Aktienkapital  der  Oe- 
sellschaft  von  2  Millionen  Mark  und  ein 
Darlehen  der  Deutsch- Ostafrikanisclien  Ge- 
sellschaft von  800000  Mark  erschöpft  und 
es  gelang  weder  die  Fortsetzung  des  Eisen- 
bahnbaues noch  die  Aufrechterlialtung  des 
Betriebes  zu  finanzieren.  Vom  1.  Jidi  1897 
musste  deshalb  das  Reich  mit  einer  monat- 
lichen Subvention  von  6000  Mark  zum 
Zwecke  der  Aufrechferhaltung  des  Betriebes 
eingreifen  und  für  das  Etatsjahr  1898.'99  zu 
diesem  Zwecke  72000  Mark  bewilligen, 
schliesslicli  aber  die  ^nze  Eisenbahn  l^uf- 
lich  erwerben.  Zu  diesem  Zwecke  wurden 
im  Haushalte  des  Jahres  1899  2  Millionen 
Mark  bewilligt  und  zwar  800000  Mark  zur 
Tilgung  der  auf  der  Strecke  Tanga-Muhesa 
ruhenden  Darlehnsschiild,  500(MK)  Mark  an 
die  Aktionäre  als  25  "/o  des  eingezahlten 
Aktienkapitals,  äWOOO  Mark  für  Inangriff- 
nahme des  Baues  der  Strecke  Muhesa- 
Korogwe,  1.  Rate,  der  Rest  für  Instand- 
haltung und  Betrieb. 

Der  Haushalt  des  Jaiires  1900  bewilligte 
dann  weitere  2  :i09 1)00  Mark,  nämlich  2  237  000 
Mark  als  2.  und  letzte  Rate  zur  Fortfülirung 
der  Eisenbahn  bis  Korogwe  und  72000  Mark 
für  Vorarbeiten  zur  Fortsetzung  der  Bahn 
bis  Momho,  Eine  Weite rftthrung  der  Bahn 
über  Mombo  hinaiis  ist  nicht  in  Aussicht 
genommen. 

Vgl.  die  Verwaltungsberichte  über  Ost- 
afrika seit  1896,  die  Denkschriften  zu  den 
Etats  seit  189(  und  die  stenographischen 
Berichte   des   Reichstags  vom   12.  Februar 
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1898  UDd  10.  März  1809  (D.  Kol.-BI.  1900, 
S.  409). 

SchoD  im  Jahre  ia87  hatte  die  Ostafri- 
kaDischeöeseUschaftHekognoBzieruDgeuüber 
eiue  künftige  Eisenbahn  in  das  iDoere 
Deutsch-Ostafrikas  voroehoien  lassen.  Diese 
vurden  im  Jahre  1889  durch  ein  Konsortium 
fortgeführt,  und  im  Jahre  1891  empfahl  eine 
Konferenz  bedeutender  Afrikaforschcr  neben 
der  Hei^tcUuug  der  üsambarabahn  auch  die 
Ei-bauung  einer  Ccntralbahn  von  Dar  es 
Salam  und  Bagamo.yo  ausgehend  nach  den 
beiden  grossen  Seeen  Viktoria-Nyanza  und 
TanganjTka.  Trotz  der  enei^isclien  Förde- 
rung der  Pläne  durch  den  Geh.  Kommcrzien- 
rat  Wilh.  Oeclielhäuser  kam  es  aber  nur  zu 
einer  weiteren  Rekoguoazierung  des  Kflsten- 
gebietes  bis  Mafisi  durch  den  Leutnant 
Schlohach.  Immer  und  immer  tauchten  neue 
Pläne  für  die  Wahl  der  zu  erbauenden 
Linien  auf,  und  die  Verhandlungen  wegen 
Erbauung  der  Eisenbahn  durch  ein  Piivat- 
konsortium,  geführt  durch  die  deutsche  Bank, 
■wurden  1896  abgebrochen  und  die  Ausfüh- 
rung des  Baues  aus  Boichsmittelu  eingehend 
erwogen.  Endlich  kam  es  im  Etat  für  das 
ostafnkanisclie  Schutzgebiet  auf  das  Rech- 
nungsjahr 1900  zur  Einstellung  eines  Be- 
trages von  120000  Mark  zur  Ergänzung  der 
Vorarbeiten  für  eine  Eisenbahn  von  Dar  es 
Salam  nach  Mrogoro  und  für  eine  telegra- 
phische  Verbindung  zwischen  Dar  es  Salam 
und  Küossa.  Als  Endpunkt  wurde  Mrogoro, 
Ilauptort  der  Landschaft  Ukami,  240  km  von 
der  Küste  entfei-nt  gei^;en,  in  Aussicht  ge- 
nommen und  die  IiVage  offen  gelo.'^sen,  ob 
die  Eisenbahn  eine  sogenannte  Stichbahn 
von  der  Küste  nach  dem  kulturfäliigou  Innern 
hin  oder  der  Anfang  einer  Centralhahn 
zwischen  der  Küste  imd  dem  Scoengebiet 
werden  solle.  Die  Foi-derung  wunle  aber 
vom  Reichstage  abgelehnt,  obwolil  die  wett- 
bewerbende englische  Bahn  den  Verkehr 
von  dem  kultui-fähigen  Seeengebiete  nach 
der  Küste  hin  eben  so  zu  absürbiei-eu  di-oht 
wie  die  weitei-o  Entwickelung  des  Wasser- 
verkehre  von  den  Seeen  durch  den  Schiro 
und  Zambesi  nach  dem  Süden  hin.  Der 
Bau  der  Eisenbahn,  mag  man  sie  C'entral- 
liahn  nennen  oder  nicht,  wir<l  für  die 
nächsten  Jahre  das  Hauptproblem  der  ost- 
afrikanischen  Kolonialpolitik  bleiben. 

Vgl.  Denkschrift  von  Willi,  Oec-helhäuser: 
»Die  dentsch-ostafrikanischc  Central balin,« 
mit  einer  Uebereichtskarte,  Berlin,  Springer 
1899,  und  Denkschrift  zimi  Etat  für  das  ost- 
afrikanische Schutzgebiet  auf  1900.  Bericht 
des  Oberstleutnant  Gerding  vom  7.  April  1900 
im  D.  KoL-Bl.  vom  l.j.  Mai  1900  und  D. 
Kol.-Ztg.  1900.  S.  74,  130,  228,  :!00. 

Das  bei  Beginn  der  deutschen  Occiiiation 
im  Jahre  1884  fast  ganz  imbekaunte  Schutz- 
gebiet ist  seitdem  auf  das  eingehendste  er- 


forsclit  und  beschrieben  worden.  Mit  Stei- 
gender Kenntnis  des  Landes  wurden  die 
Urteile  über  dasselbe  immer  günstiger. 
Namentlich  das  Gebiet  des  Kilima  Ndsi'liaro, 
das  erste  Tenisseuland  hinter  der  Küste,  der 
Süden  in  der  Nähe  des  Rovuma  und  vor 
allem  die  HObenläader  um  Nyassasee  finden 
eine  immer  höhere  Wertschätzung.  Schon 
Karl  Peters  hatte  in  seinem  grossen  Werke 
über  Ostafrika  vom  Jahre  1895  eine  oiigi- 
nelle  Wertschätzungskarte  des  Schutzgebietes 
gegeben  und  in  dieser  in  übei^ichthcher 
Weise  folgende  Gebiete  unterschieden :  1,  für 
deutsche  Kolonisten  geeignetes  bcsiedelungs- 
fähiges  Gebiet  vomehmlidi  für  Ackerbau; 
2.  desgL  vornehmlich  für  Viehzucht ;  3, 
Steppen,  in  deaen  von  den  Massai  Viehzucht 
getrieben  worden  ist  (tiefliegende  Steppen); 

4.  Länder,  welche  sich  für  tropischen  Plan- 
t^enbau  eignen  und  zwar  vornehndicli  für 
Hochland kiütiiren  (Kaffee,  Thee,  Kardamon); 

5.  desgl.  voi-nehmlich  fjtr  Tieflandkulturen 
(Tabak,  Baumwolle,  Reis,  Kokosnusspalmeu); 
0.  Kultivationsgebiete  für  Eingeborene;  7. 
Unbewohnte  Stepiien, 

Seitdem  ist  die  Wertschätzung  des  Ge- 
bietes immer  noch  mehr  gestiegen,  wie  die 
dem  Reichstage  jährlich  vorgel^ten  Deok- 
schrifteu,  namentlich  die  über  das  Jahr 
1898,99  (Nr.  518  vom  2.  Januar  1900)  er- 
kennen lassen.  Die  durch  die  grosse  Rinder- 
pest des  Jahres  1891  decimierte  Viehhaltung 
hat  sicli  seitdem  erholt,  die  Forstwirtschaft, 
besondere  im  Rufitschideha,  hat  grosse  Fort- 
schritte gemaclit.  An  verseluedenen  Stellen 
des  Schutzgebietes  sind  Gold,  Kohlen  und 
Edelsteine  gefunden  worden,  vor  allem  aber 
haben  die  iPlanlagen  Unternehmungen  grosse 
und  vielversprechende  Foi-tachritte  gemacht. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Schutz- 
gebietes beniht  zur  Zeit  allerdings  noch  da- 
rauf, dass  es  den  Handel  zwischen  den 
eentntlafiikanischen  Soeen  und  der  Ostküste 
vermittelt.  Sollte  aber  später  aus  den  oben 
angedeuteten  Gründen  der  Verkehr  sich  süd- 
lich nach  dem  Zambesi  oder  uördlich  nach 
dem  englischen  Schutzgebiete  wenden,  so 
lässl  sich  dem  nur  durch  Erbauung  einer 
deutsclien  Eisenbahn  nach  den  Seeen  ent- 
gegenti-elen ,  falls  nicht  inzwlscLen  die 
Plan  tagen  wirtscliaft  des  Schutzgebietes  selbst 
diesem  eine  genügende  Bedeutung  verliehen 
liat.  Die  Aussichten  und  Versuche  hierzu 
sind  hoffnungsvoll.  Das  Geüngen  wird  hier 
wie  anderwärts  davon  abhängen,  in  welchem 
Masse  und  innerhalb  welcher  Frist  es  mög- 
lieh ist,  den  Eingeborenen  zur  Arbeit  im 
eigenen  imd  im  fi'emden  Betriebe  zu  er- 
ziehen. Auch  hier  sind  die  Aussichten 
günstig.  Im  Notfalle  wird  man  wie  in 
I  anderen  tropischen  Gebieten  ztu"  Einfuhr 
i  fremder  Arbeitskräfte  schreiten  müsseu. 

Vgl.  über  die  Entwickeluug  von  Deutsch- 
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Ostafrika  während  der  letzten  10  Jahre 
(D.  Kol.-Bi.  T.  1.  Slärz  liMK)  und  D.  Kol- 
Ztg.  löOO,  S.  74,  141,  188). 

Der  auswärtige  Handel  des  Schutzge- 
bietes beweifte  sich  in  folgenden  Werten  in 
Mark 


lRVni.1900 


Einfuhr 


Ansfnbr   ZaBammen 


bis  17.  Vin. 

1891  9  ooo  843  7  48a  431)  16  483  271 

Jahr  1892  8054030  703953-  15070055 

„     1883  7  712  8m  558°  739  "3  493  56' 

„     1894  7167689  4877021  iao447io 

1896  7008406  3257584  10866050 

„     1896  8665046  4117139  12782185 

„     1897  9  04*  078  4  938  505  13  980  583 

„     1898  11853656  4332945  16185601 

Deutschlands  Anteil  an  dem  Oesanit- 
handel  des  Jahres  lS9ä  betrug  nahezu  ein 
Fdnftel,  nämlich  3036058  Mark  und  zwar 
783702  in  Ausfuhr  und  22r»2356  in  Ein- 
fuhr. Der  wertvollste  Artikel,  das  Elfenbein, 
verschwindet  immer  mehr  ans  dem  Ausfulu-- 
handel,  d^cgen  gewinnen  Felle,  Kautschuk, 
Kopol,  Kopra.  Holz  und  die  Produkte  des 
Plantagenbaues  an  Bedeutung. 

Der  Etat  des  Schutzgebietes  auf  das 
Rechnungsjahr  1900  beti-a^t  in  Einnahmen 
imd  Ausgaben  98:^9500  Mark.  Von  den 
Einnahmen  entfallen  auf  direkte  Steuern 
560000  Mark,  ZöUe  l/.WOOO  Mark,  Ge- 
bühren 613200  Mark,  Eisen  bahn  betrieh 
85400  Mark,  Reichszusehuss  68:iO!)iH)  Mark. 
Von  den  Aiisgaben  betreffen  fortdauernde 
Ausgaben  6795300  Mark,  einmalige  Aus- 
gaben 3031Ü00  Mark,  Resenefonds  132o0 
liärk.  Von  den  einmaligen  Ausgaben  sind 
ausgeworfen  fttr  Bauten  249000  Mark,  ffli- 
Herstellung  eines  Schwimmdocks  in  Dar  es 
Salam  letzte  Rate  330000  Mark  (Oberliaiipt 
630000  Mark),  zur  Fortführtmg  (ler  Csam- 
baraeisenbahn  2309000  Mark. 

8.  Nea-Giünea.  (Kaiser  Wilhelmg- 
land,  Bismarckarchipel,8alomons- 
Inseln.)  Seit  Jahrzehnten  hatte  der  deutsche 
Handel  fast  allein  alle  Kultiuwrboiten  in  der 
Sfldsee  geleistet.  Um  die  Frflchte  seiner 
Arbeit  war  er  aber  fiberall  dadui-ch  ge- 
kommen, dass  England  die  bisher  unab- 
hängigen Gebiete  annektierte  und  bei  dem 
Arbeiterhandel  die  ^rössten  Rütksichtstosig- 
keiten  diUdete.  Die  deutschen  Kaufleutc 
liessen  sich  jedoch  durch  die  Misserfolge 
der  deutschen  Politik  in  Fidji,  Hamoa  und 
Boineo  nicht  entmutigen  und  suchten  immer 
neue  Gebiete  fflr  ihre  Thäligkeit  auf.  Seit 
1866   hatten   Deutsche    in    Australien    das 

Sceussische  Handelsministerium  auf  Neu- 
ninea  aufmerksam  gemacht,  tmd  bald  nach 
der  im  April  1880  erfolgten  Ablehnung  der 
Samoavorlage  dureh  den  deutschen  Reiclis- 
tag  bildete  ^ch  in  Berlin  eine  Gesellschaft  j 


von  Grosskaufleuten  und  Privatpersonen 
(Hansemann,  Bleichröder)  zur  Bildung  eines 
grossen  Kolonial  imtomehmena  in  der  Süd- 
see. In  einer  Denkschrift  vom  11.  November 
1880  machte  v.  Hansemann  dem  Reichs- 
kanzler eine  Reihe  von  Vorschlagen. 

Darauf  wurde  ihm  am  15.  Februar  1881 
eröffnet : 

„Der  Ken  Reichskanzler  sei  der  Heinong, 
dasB  nach  Ablehnang  der  Samoavorlage  es  f9r 
ihn  nnthnulich  sei,  eine  kräftige  Initiative  in 
einer  Eiclitnng  zu  aehnien,  wie  sie  jene  Eingabe 
bezwecke.  Eine  energiBche  Unterstötaimg  des 
dentachen  Handels  in  den  dortigen  Gebenden, 
wie  sie  Herr  v.  H.  vorschlage,  künne  eine  Re- 
giemng  unr  dann  eintreten  iasBen,  wenn  sie 
einen  starken  Rtlckhalt  seitens  der  Nation  hinter 
sich  habe.  Die  Abstimmung  Über  die  Samoa- 
vorlage  habe  gezeigt,  dass  irgend  ein  lebhaftes 
Interesse  tut  solche  Unternehmungen  dem  über- 
wiegenden Teil  der  Vertreter  der  Nation  nicht 
beiwohne.  Bei  der  Haltung,  die  der  Reichstag 
in  der  SUdseefrage  eingenommen,  kfinne  eich 
die  Regierung  aof  Occnpationen  in  der  Südsee 
nicht  einlassen.  Wie  die  Sache  Hege,  mtlsse  es 
den  Privatniiteniehmmigen  Überlassen  bleiben, 
auf  eigene  Uaud  Torzngehen.  Die  Regierung 
werde  dem  von  Privatunteniehmungen  erwor- 
benen Besitz  maritimen  und  conBularischen 
Schutz  allgedeihen  lassen." 

Die  UesoUschaft  traf  demgemSss  ihre 
Vorbereitungen  zur  Occupation  jener  Ge- 
biete im  stillen  (durch  Dr,  Otto  Finsch  etc.) 
und  konstituierte  sich  am  26.  Mai  1884  als 
»Neu -Guinea- Comnagnio«.  Die  Regierung 
entsandte  1883  Kriegsschiffe  und  Herrn 
V.  Oertzen  als  faü-^erlichcn  Koramissar  nach 
Matnpi  und  nahm  einem  erne\iteu  Schutz- 
gesuc-h  der  Gesellschaft  vom  27.  Juni  1884 
gegenüber  eine  entgegenkommendere  Hal- 
tung ein.  Zu  einer  eigenen  BeteUigung  au 
der  Occupatiou  wurde  die  Regierung  aber 
wider  ihren  AVillen  durch  die  Haltung  Eng- 
lands und  der  australischen  Eolonieen  ge- 
zwungen, die  auf  Neu-Guinea  und  die  sämt- 
lichen benachbarten  Inseln  der  Sttdsee  An- 
sprüche erhoben.  Die  Sachlage  ergiebt  sich 
deutlich  aus  einem  Schreiben  des  Grafen 
Hatzfeld  an  den  Grafen  Münster  vom  2. 
August  1884,  in  dem  es  heisst: 

„Auch  in  der  SUdsee  befolgt  die  englische 
Regierang  bezw.  das  englische  Kolonialamt  uns 
gegenüber  die  Politik,  unsere  Hitteilungen, 
welcLe  den  Wunsch  zu  einer  VerstHndigniig 
bekunden,  in  der  Hauptsache  dilatoriBch  zu  be- 
handeln, inzwischen  aber  mit  Hilfe  der  anstra- 
lischen  Kolonieen  vollendete  Tbatsachen  zu 
schaffen,  welche  unseren  berechtigten  Interessen 
zuwiderlaufen FDr  uns  aber  kann  es  nicht 


fleich^tig  sein,  wenn  die  unabhängigen 
iete  der  Siidsee.  auf  welchen  sich  bishei 
deutsche  Handel  frei  entfalten  konnte  und  in 
welchen  er  ein  Feld  auch  für  deutsche  Koloni- 
sationsbestrebungen  erblicken  durfte,  plijtzlich 
für  natilrlicbe  Domänen  Anstralieits  und  wenn, 
im  Hinblick  auf  die  beabsichtigte  Beschlagnahme, 
schon  im  voraus  alle  dort  von  anderen  gemach- 
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ten  Erwerbnugen  für  null  und  nichtig  erklärt 
werden." 

Kommiesar  v,  Oertzcn  wurde  am  19. 
Aiigust  1884  tolegrai'hisch  benaclirithtigt, 

„dass  die  Absicht  bestehe ,  zauSchst  im 
Archipel  von  Ken- Britannien  und  auf  dem  &ne- 
üerhalb  der  bereehtig'teu  Interessensphäre  der 
Niederlande  und  EugUiida  liegenden  Teile  der 
NordoBtkflste  von  Sen-Gniiiea  überall,  wo  deut- 
sche Kiederlftssnngen  bereits  besteheii  oder  in 
Ausfähmng  hegrinen  t<ind,  alsbald  die  deutsche 
Flagge  zu  hisHpn,  und  dass  er  emiSchtigt  sei, 
Lau  der  Werbungen  von  Deutschen  in  den  be- 
zeichneten Gebieten  durch  A-bschluss  von  Ver- 
trügen zu  unterstützen  und  vorbehaltlich  aller 
woblenvorbenen  Rechte  Dritter  als  deutsches 
Eigentum  einzutragen." 

Am  16.  November  1884  hi.ssten  deutsche 
Kriegsschiffe  die  deutsehe  Flagge  im  Fried- 
rich Wilhelm-Hafen  und  dann  an  vielen 
Punkten  der  Nordkflste  von  Neii-Guinea,  in 
Neu-Britannien  und  anderen  benacliharten 
Inseln.  Aber  schon  am  23.  Oktober  war 
nicht  nur  das  englische  Protektorat  über  die 
Süd  koste  Neu-Gruineas  von  der  holländi- 
schen Grenze  bis  znm  Ostcap  erklärt,  son- 
dern auch  entgegen  früheren  Zusieherungen 
im  Jauuar  18H5  die  englische  Flagge  an  der 
Kordkristc  anf  der  Book-  «nd  Jjonginsel 
und  nuf  dem  Festlande  bis  zum  Cap  Fortifi- 
liation  gehisat  worden.  Der  drohende  Kon- 
flikt zwischen  Deutschland  und  England, 
bei  dem  u.  a.  auch  der  Vorschlag  gemacht 
wurde,  Helgoland  gegen  Neu-Giiinea  auszu- 
tauschen, fand  seinen  Ausdruck  in  der 
Eeichstagsrcde  des  Forsten  Bismarck  vom 
2.  März  183."»  in  den  Sätzen: 

„Ich  kann  es  doch  nur  für  einen  Irrtum  in 
der  Schätznnghalten,  wenn  England  uns  unsere 
bescheidenen  Kolonial  versuche  missgönnt.  Wenn 
man  auch  geneigt  ist,  anf  die  Stimmung  jedes 
Xolonialreeders  und  Kaufmanns  englischer  Nation 
Rücksicht  zu  nebmeiij  so  kann  ich  doch  nicht 
glauben,  dass  man  die  Art,  unserer  Kolouial- 
politikeiit^cgenzunirkeu,  wiesiesicbinKamernu 
sowohl  wie  in  Australien,  in  Nen-Gninea,  in 
Fidji  und  an  anderen  Orten  gezeigt  hat,  beibe- 
halten werde,  ohne  Rücksicht  auf  die  Stimmung 
ZD  nehmen,  in  welche  die  deutsche  Nation  da- 
durch versetzt  wird." 

Unter  dem  Eindruck  dieser  Rede  auf 
die  Stimmung  in  England  gelang  es  dem 
Grafen  Herbert  Bismarck  rasch,  persönlich 
in  England  eine  Verständigung  zu  erzielen 
und  von  England  die  Zusicherung  zu  er- 
halten, dass  es  seine  Flagge  von  der  Book- 
und  Longinsel  sowie  vom  Hnon  Golf  zurück- 
ziehen werde. 

Als  Grenze  zwischen  dem  deutschen  und 
dem  englischen  Gebiete  in  Neu-Guinea 
wurde  dann  durch  Uebereinkomnien  zwischen 
beiden  Mäcliten  vom  25.  und  29.  April  1885 
(D.  K.-Anz.  V.  23.  Juni  1885)  die  in  dem 
Sohutzbrief  angegebene  Linie  festgesetzt. 

Im  Dezember  1885  fand  auch  mit  Frank- 
reich   eine    Verständigung    über    die    Ab- 


grenzimg der  Interessengebiete  in  der  Süd- 
see statt,  wobei  Deutschland  die  Zusichening 
gab,  nichts  gegen  eine  etwaige  Besifz- 
ergreiftmg  der  loseln  unter  dem  Wind  und 
der  Neuen  Hebriden  durch  Fraiiki'eich  zu 
miternehmen. 

lieber  die  Abgrenzung  der  deutschen 
und  englischen  Machtsphären  im  westlieheD 
Stillen  Oceau  wurde  ein  Vemae  zwischen 
Deutschland  und  England  in  Berlin  am 
6.  April  1886  abgeschlossen,  in  ilem  unter 
dem  Ausdruck  -WesÜicher  Stiller  Ocean- 
derjenige  Teil  des  Stillen  Oeeaiis  zu  ver- 
stehen ist,  welcher  zwischen  dem  15*  nördl. 
Br.  und  dem  30*  südl.  Br.  uud  zwischen 
dem  16.'>.  Längengrad  westlich  und  dem 
130.  liängengrad  östlich  von  Greenwicii  liegt, 

Inzwisclicn  hatte  Dr.  Finsch  1885  eine 
Bei  he  von  Forsclmngs-  und  Occupatious- 
reisen  in  der  Deutschland  zugesprochenen 
Stldsee  ausgeführt,  und  die  Dentsciie  Han- 
dels- und  Plantage  ngesellscliaft  der  Sfldsee 
sowie  die  Fii-ma  Robertson  &  Hernsheim 
waren  der  Neu-Gninea-KomiJagnie  lieige- 
treteo.  Letztere  erhielt  nun  ain  17.  Mai 
1885  einen  kaiserliehen  Schutabrief,  in  dem 
der  Gesellschaft  u.  a.  das  Hecht  zur  Aus- 
übung Iimdeshoheitlicher  Befugnisse,  das 
ausschliessliche  Recht,  herrcnlosea  Land  in 
Besitz  zu  nehmen  mid  Verträge  mit  Ein- 
geborenen über  Land  und  Grundborechti- 
gimgen  abzuschliessen,  verliehen  wurde. 

Mit  kaiserlicher  Genehmigung  vom  13. 
November  1885  wiirde  der  auf  der  Gazellen- 
haibinsel  gelegene  Mount  Beautemps-Beaupr6- 
Berg  »Varzin«,  die  Insel  Neu-Imnd  »Neu- 
Mecklenbnrg«,  die  Duke  of  York-Gnippe' 
"Neu-Laiienburg«  und  die  bisher  als  Neu- 
Britain  bezeichnete  Insel  »Neu-Pommern« 
benannt. 

Nachdem  die  Inseln  der  Salonions- 
gruppe, welche  nördlich  der  zwischen 
Dentscliland  und  England  am  ö.  April  1886 
vereiuliai-ten  Scheid imgslinie  liegen,  durch 
eiu  Kriegsschiff  unter  deutschen  Schutz  ge- 
stellt worden  waren,  wurde  unter  dem  13. 
Dezember  188K  der  Ne»-Guinea-Kompagnie 
auch  über  diese  Inselgruppe  ein  kaiserlicher 
Schutzbrief  ausgestellt,  wonach  die  Kom- 
pagnie auch  für  dieses  Gebiet  das  aus- 
scÜiessliche  Recht  erhielt,  herrenloses  Land 
dort  in  Besitz  zu  nehmen  und  Verträge  mit 
den  Eingeborenen  über  Land-  und  Gruud- 
berechtigungeu  abzuschliessen. 

Die  Neu-Guinea-Kompagnie  gab  sicli 
nnter  dem  29.  März  1886  ein  neues  Statut, 
auf  Grimd  dessen  ihr  am  12.  Mai  1886  die 
Rechte  einer  juristischen  Person  verliehen 
wittden.  Danach  war  es  der  Zweck  der 
Kompagnie : 

„1.  die  ihr  durch  den  kaiserlichen  Schutz- 
briet «nter  der  Oberhoheit  8r.  Majestät  über- 
tragenen Rechte    der  Landeshoheit  auszuüben 


Digitized  by  L.iOOQIC 


KoloDieen  iiiwl  Kolon ialpolitik 


231 


und  die  dazu  erforderlicheu  ataatUcben  Eiurich- 
tungeii  zn  treffen  uiid  zu  erhalten;  2.  kratt  des 
ihr  vorbph altlich  der  Oheraafsicht  der  kaiserl. 
Beg-iernug  verlieben eii  aasBchliessticbeii  Rechtes, 
berrenWes  Land  in  Besitz  zu  iiebmeu  und  Ver- 
trüge mit  den  GingeboTenen  Ober  Land-  und 
Gniiidb^recbtiguig  abzascbliessen,  aach  die 
Ländereicii  und  Gnindbcrechti^n^eii  der  Kom- 
pagnie einscbiiesBlicli  der  unterirdischen  Boden- 
schfitze  zu  verwerten;  3.  der  Ansiedelnug  uud 
dem  Verkehr  im  Schutzgebiete  die  Weg*  zu 
bahnen ;  4.  Bodenanbau,  Handel  uud  Gewerbe 
aaf  eigene  Hechnnng  zu  betreiben,  jedoch  nur 
soweit,  wie  diea  zur  Entwickelung'  des  Unter- 
nehmens oder  zur  Anregung  und  Fürderung 
privater  Untern  eh  mungen  dienlich  erachtet 
wird." 

Durch  Beschliiss  vom  3U.  April  IKÖft 
(Genohinigtin»;  17.  Mai)  wurde  zu  Punkt  1 
der  Znsatz  gemaclit  »soweit  tiiese  Aus- 
übung nicht  von  Beamtea  des  Heiches  kraft 
besontlerer  Vereinbarung  gänzlich  oder  teil- 
weijte  nberDommen  wirdi. 

Von  der  Neu-Guinea-Kotnp^nie  löston 
sich  nacli  und  nach  kleine  privatwirtschaft- 
üche  Unternehmungen  ab.  Die  Kaiser- 
Wilhelms-Plantagengesellschaft  erhielt  vom 
Bundesrate  am  .">.  Ifehruai-  1891  die  Hechte 
des  0.  V.  15.  März  IHftS,  hatte  aber  auf 
ihrer  Station  Gorima  geringe  Erfolge  und 
vereinigte  sich  mit  der  am  27.  Oktol^r  1891 
gebildeten  Astrolabe-Kompagnie,  die  in  der 
Astrolabe-  und  Jombaebene  erfolgreiche  Ver- 1 
Buche  mit  Tabak  ^macht  hat. 

Die  breite  kapitalistische  Grundlage,  auf 
der  die  Neu-Öuinea-Kompagnie  beruhte,  hatte 
es  erm^licht,  in  diesem  Schutzgebiete  den 
rorbereitenden  wissenschaftlichen  Forschun- 
gen und  l'ntereuchuDgen  viel  mehr  Geld 
und  Zeit  zu  widmen,  als  dies  in  anderen 
deutschen  Schtitzgebieten  möglich  war. 

Die  Entwickelung  des  Schutzgebietes  ist 
seltener  wie  in  Ost-  und  SQdwestafrika 
durch  Kämpfe  gegen  die  Eingeborenen  oder 
zwischen  diesen  imterbrochen  worden. 

In  dem  weiten  Gebiete  machte  sich  die 
Anlage  einer  ganzen  Reihe  von  Stationen 
erfot^erlich.  Die  zuerst  angelegte  Station, 
die  zugleich  vorläufig  als  Centralstation 
diente,  war  Finschhalen  (mit  Butaueng), 
dann  folgten  Fried ricIi-WÜ hei mshafen,  Kon- 
Etantinhafen,  Uatzfeldthafen,  Stephansort  an 
dei'  Astrolabebai  (1888),  Maxaga  (Goiima) 
und  Erinia  an  der  Astrolabebai,  ferner  Kera- 
wara  (Neu-Lauen  bürg),  HerbertshOh(Btanche- 
hai  in  Keu-Mecklenburg)- 

Im  Jahre  1892  hoacentrierte  die  Kom- 
panie aber  ihre  Stationen  auf  Friedrich- 
Wilhelmehafen  (Central Verwaltung)  imd  Kon- 
stanliohafen  sowie  auf  Herbertshöh. 

Der  Sitz  der  kaiserlichen  Verwaltung  des 
Kaiser-Wilhelm  Blandes  war  anfanm  Finach- 
bafen .  des  Bismarc  karchipels  Kerawara. 
Letzterer  wurde  1890  nach  Herbertshöh, 
ersterer  1H91  nach  Stephansort  verl^,  in- 


folge einer  Malainaepidemie ,  welche  im 
Febniar  181*1  iu  Finschhafen  den  General- 
direktor Wissmann  und  acht  Beamte  hin- 
wegraffte. 

Für  die  nberste  Leitung  der  Verwaltung 
in  dem  Schutzgehiete  wurde  seitens  der 
Kompagnie  ein  Landeshauptmann  l>esteUt, 
mit  dem  Amtssitz  iu  Finschhafen.  Als 
Landeshauptleute  fungierten  der  Viceadmiral 
a.  D.  Frhr.  v.  Schleinitz  vom  10.  Juni  1886 
bis  Ende  Februar  1888,  der  Geheime  Ober- 
imstrat  Ki'aetke  vom  1.  März  1888  bis  1. 
November  1889. 

Zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  im 
Schutzgebiete  wurde  am  24.  Juni  1886  der 
Landesliauptmanu  v.  Schleinitz  ennächtigt, 
am  14.  Juli  18S(i  der  Assessor  Schmiele. 

In  einem  Vertrage  vom  23.  Mai  1889 
kamen  die  Kegieituig  und  die  Kompagnie 
überein,  die  staatlii'lie  Landesverwaltung 
einschliesslich  der  Rechtspflege  und  der 
Einziehung  der  auf  der  Landeshoheit  be- 
ruhenden Steuern  und  Zölle  durch  einen 
kaiserhcheu  Kommissar  führen  zu  lassen, 
dem  ein  Kanzler  und  andere  Beamte  zur 
Seite  stehen.  Die  Kompagnie  sollte  die 
Kosten  der  Besoldung  der  Beamten  imd 
einige  andere  Verwaliungskosten  tragen,  das 
Abkommen  aber  nach  zwei  Jahren  kündbar 
sein.  Als  erster  kaiserlicher  Kommissar 
fungierte  vom  1.  November  1889—1892  der 
Regie mngsrat  Rose,  als  erster  Kanzler 
Assessor  Schmiele.  Die  der  Kom{)agnie 
verbleibende  Verwaltung  wTirde  einem  Ge- 
neraldirektor übertragen,  zunächst  Hans 
Arnold.  1.  November  1B89  —  +  Janiiar  1890, 
dann  provisorisch  dem  Kommissar  Rose,  end- 
giltig  dem  Kaufmann  und  Pflanzer  Eduard 
Wissmann  am  17.  Juh  1890  —  +  Februar 
1891  und  dann  wiedemm  provisorisch  dem 
Kommissar  Rose.  Nach  Ablauf  des  Ver- 
trages vom  23.  Mai  1889  ging  am  1.  Sep- 
tember 1892  die  Landes  ver  waltung  des 
Schutzgebietes  wieder  auf  die  Neu-Giiinea- 
Kompagnie  über,  einschliesslich  der  richter- 
lichen und  Verwaltungsbefugnisse,  die  dem 
kaiserlichen  Kommissar  nach  der  V.  v.  6. 
Mai  1890  zustanden.  Ktuserl.  V.  v.  15.  Juni 
1892.  Zum  Landeshauptmann  wurde  der 
Kanzler  Schmiele  ernannt 

Der  Sitz  des  Landeshauptmanns  des 
Schutzgebietes  der  Neu-Guinea-Kompagnie 
mit  dem  Obei^richt  för  das  Schutzgebiet 
und  dem  Gericht  für  die  westliche  Juris- 
diktionshälfte, dem  Standesamt  für  Kaiser- 
Wilhelmsland,  der  Zoll-  und  Steuerbehörde 
uud  der  Central  Verwaltung  der  Neu-Gninea- 
Kompagoie  wurden  iin  September  1892  in 
Fried  rieh- Wilhelmahafen  vereinigt.  Im  An- 
schluHB  hieran  wurde  Fried  rieh- Wilhelms- 
hafen zum  ausschliesslichen  Auslandshafen 
fflr  Kaiser- Wilhelmsland  bestimmt,  während 
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Herfaertehöh  Äuslandsliafen  für  den  Bis- 
marctarchipel  blieb. 

DieNeu-Giiinea-Kompagnieliess  zum  Um- 
lauf in  ihrem  Schutz^biete  in  der  könig- 
lichen Münze  zu  Berlin  unter  dem  Namen 
»Neu- Guinea-Mark«  Münzen  ausprägen,  (D. 
KoL-Bl  1894,  S.  420,  637.) 

Zum  Stellvertreter  des  IjaDdeshauptmanns 
Schmiele  wurde  im  September  1894  der 
Korvettenkapitän  a.  D.  und  Stationsvorsteher 
in  Friedrich-Wilhelmsbafen ,  Rüdiger,  er- 
nannt. Am  3.  März  1895  starb  in  Batavia 
auf  der  Eflckreise  nach  der  Heimat  der 
lAudeahauptmann  Georg  Schmiele  nach  einer 
mehr  als  achtjährigen  verdienstvollen  Thätig- 
keit  im  Schutzgebiet. 

Die  Neu- Guinea-Gesellschaft  hatte  in  der 
TorbereitiiDg  des  Schutzgebietes  fftr  wirt- 
schaftliche Unternehmungen  und  in  der  Aus- 
übung der  Landeshoheit  und  Verwaltung 
grosse  Aufwendungen  gjemacht,  ohne  dabei 
die  erwünschten  finanziellen  Ergebuisse  zu 
erzielen.  »Eine  10jährige  Erfahrung  hatte 
gelehrt,  dass  die  Fortdauer  des  bestehenden 
Verhältnisses  nicht  zu  wünschen  sei,  ■weil 
dabei  dem  Interesse,  welches  das  Reich  an 
dem  Besitze  und  der  Entwickelung  seiuer 
durch  Giinst  der  Lage  und  natflrlichen 
Reichtum  bevorzugten  Südseekotonie  zu 
nehmen  hat,  ebensowenig  Genüge  geschah 
wie  dem  der  Neu-Guinea-Kompagnic,  die 
mit  einer  für  eine  Privatgesellschaft  tmer- 
fOllbaren  Aufgabe  belastet  war.«  (Denk- 
schrift, betreffend  den  Uebergang  derlindes- 
hoheit  über  das  Schutzgebiet  der  Neu- 
Guinea-Kompagnie  auf  das  Reich,  zn  dem 
Entwürfe  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Fest- 
BteUung  eines  Nachtrages  zum  Haushalts- 
etat für  die  Schutzgebiete  auf  das  Etatsiahr 
1896/97,  Eeichatagsdnicksache  Nr.  378.)  Der 
Reichskanzler  hatte  deshalb  unter  dem  13. 
März  1896  mit  der  Neu-Guinea-Komragnie 
einen  Vertrag  abgeschlossen,  wegen  Ueber- 
nahme  der  Verwaltung  des  Schutzgebietes 
auf  das  Reich.  Der  Reichstag  lehnte  aber 
den  sich  hieraus  eichenden  Nachtragsetat 
ab  und  machte  dadurcli  den  Vertrag  vom 
13.  März  1896  hinfällig  (stenogr.  Bericht  des 
Reichstags  vom  15.  Juni  1896).  Der  Reichs- 
tag hatte  sich  dabei  aber  nicht  gegen  das 
Pnncip  der  Uebernahme  der  Verwaltung 
des  Schutzgebietes  auf  das  Reich,  sondern 
nur  gegen  die  das  Reich  belastenden  Be- 
dingungen des  Vertrages  ausgesprochen,  und 
so  wurde  dem  Eeichstago  in  dem  Etat  für 
das  Rechnungsjahr  1899  (Nr.  6  der  Dnick- 
aachen)  ein  neuer  zwischen  dem  Reichs- 
kanzler und  der  Nen-Guinea-Komj»agnie  ab- 
geschlossener Vertrag  vom  7.  Oktober  1898 
vorgelegt,  der  diesmal  durch  Genehmigimg 
des  sich  hieraus  ereebendon  Etats  die  Zu- 
stimmung des  Reichstages  fand  mit  der 
Einschränkung,  dass  das  Auswahhecht  der 


Neu-Guinea-Kompagnie  von  Land  von  zehn 
auf  drei  Jahre  und  auf  das  Kaiser- Wilhelms- 
tand beschränkt  werden  solle  (vgl.  stenogr. 
Bericht  vom  11.  März  1899).  Der  Inhalt 
dieses  Vertrages  war  im  wesentlichen  der 
folgende:  Die  Kompagnie  verzichtet  zu 
Gunsten  des  Reiches  auf  die  ihr  in  dem 
Schutzbriefe  verliehenen  Hoheits-  und  Ver- 
mögensrechte und  auf  das  Recht  der  weiteren 
Prägungen  von  Mftnzen.  Das  Reich  gewährt 
der  Kompagnie  ein  Kapital  von  \-ier  Süllionen 
Mark  in  zehn  Jahresraten.  Die  Kompagnie 
ist  berechtigt,  Ijand  in  der  Gesamtfläche  von 
50000  ha  ohne  Entgelt  an  das  Reich  in 
Besitz  zu  nehmen,  und  sie  behält  die  An- 
sprüche auf  Grundstücke,  für  welche  sie 
bereits   früher  Erwerbstitel  erworben  hatte. 

Durch  Kaiserl.  V.  v.  27.  Main  1899 
und  Ausführungsverordnung  des  Reichs- 
kanzlers vom  1.  April  1899  (D.  K.-Bl.  1899, 
S.  228)  wurde  die  Landeshoheit  Ober  das 
»Schutzgebiet  von  Deutsch-Neu-Guinea*  mit 
dem  1.  April  1899  von  dem  Reiche  über- 
nommen, während  die  Neu-Guinea-Kom- 
pagnie mit  Genehmigung  des  Bundesrats 
vom  8.  Februar  1900  sich  in  eine  deutsche 
Eolonialgesellschaft  nach  g  H  des  Reiehs- 
gesfltzes,  betreffend  die  Rechtsverhältnisse 
der  deutschen  Schutzgebiete  vom  17.  April 
1886,  verwandelte  (D.  Kol.-Bl.  1900,  S.  275). 
Zum  Gouverneur  wurde  von  Bennigsen  er- 
nannt und  der  Sitz  des  Gouvernements  und 
des  Obergerichts  am  1.  April  1899  uach 
Herbertshöh  auf  Neu -Pommern  verlegt, 
während  der  Landeshauptmann  der  Neu- 
Guinea-Kompagnie  seinen  Sitz  in  Kaiscr- 
Wilhelmsland  behielt  (Landeshauptmann 
Brandeis  seit  1.  Januar  1900).  Der  Sitz 
der  örtlichen  Verwaltung  für  Kaiser-Wil- 
helmsland  wurde  nach  ßied rieh -Wilhelms- 
hafen verlegt. 

Durch  Artikel  II  des  deutsch-englischen 
Abkommens  vom  14.  November  1899  (D. 
Kol.-Bl.  1899,  S.  804)  -vnirden  die  östhch 
bezw.  südöstlich  von  Bougainville  gelegenen 
Inseln  (Choiseul  und  Ysabel)  an  Gross- 
britannien abgetreten,  während  Bougainville 
nebst  der  zugehörigen  Insel  Buka  bei  Deutsch- 
land verblieb.  In  dem  Artikel  IV  desselben 
Vertrages  wurde  aber  die  zur  Zeit  zwisclien 
Deutschland  und  Grossbritannien  bestehende 
üehereinkunft,  betreffend  das  Recht  Deutsch- 
lands, auf  den  Gi-ossbritannien  gehörigen 
Salomonsinseln  Arbeiter  frei  anzuwerben,  auf 
die  in  Artikel  II  au  Qrossbritannien  abge- 
tretenen Salomonsinseln  ausgedehnt 

Die  Zahl  der  auf  Kaiser- Wilhelmsland 
befindhchon  Europäer  betrug  am  1.  Januar 
1899  76,  davon  69  Deutsche.  Die  Zahl  der 
Eiiropäer  im  Bisraarckarchipel  und  auf  den 
Salomonsinseln  200,  davon  96  Deutsche, 
ausserdem  64  Chinesen,  29  Samoaner  und 
39  Fidjileute. 
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Die  Bevölkerung  ist  im  wesenüichen 
friedlich,  aber  freilich  Qoch  seiir  «rsprilng- 
lich.  Nur  selten  giebt  sie  zu  bewaffnetem 
EiöBchreiten  Veranlassung.  Die  Anwerbung 
nnd  Ausfuhr  von  Eingeborenen  aus  dem 
Schutzgebiete  ist  verboten  (V.  v.  15.  August 
1888  imd  18.  Olitober  1894), 

Das  wichtigste  Pi'odukt  der  Inseln  ist 
die  von  den  Kokospalmen  gewonnene  Kcpra, 
nächstdem  kommen  als  AiiBfuhi^gen stände 
Trepang  und  Perlschalen  in  Betrat-ht.  Aber 
anch  der  Planfagenbau  auf  Baumwolle  und 
Kaffee,  besonders  im  Bismarckarchipel,  ist 
vielversprechend.  Im  Kaiser-Wilhelmdand 
sind  auch  Goldfunde  gemacht  worden. 

Eine  telegraphische Verbindung  mildern 
Schutzgebiete  reicht  nur  bis  Batavla.  Eine 
Enbeziehung  des  Gebietes  in  die  Linien 
der  deutschen  subventionierten  Dampfer  nnd 
eine  Entwickelung  des  inneren  Sehiffsver- 
kelirs  sind  in  Aussicht  genommen.  Ver- 
zeichnis der  am  1.  Januar  1900  im  Schutz- 
gebiete Ihätigen  Handels-  und  Erwerb^esell- 
sehaften,  D.  Koi.-Bl.  vom  15.  März  und  15. 
April  1900. 

9.  Mu-schalUnseln.  Auf  den  Mar- 
sch&Uinseln  herrschte  schon  seit  längerer 
Zeit  der  deutsche  Handel.  Am  29.  Novem- 
ber 1878  schloss  KapiläD  von  Werner  (Äri- 
sdue)  einen  Freu ndscliaf tsvertrag  mit  dem . 
Häuptling  LeboD  (Kabua)  der  Ilalook-Eette . 
auf  Jaliut,  der  Deutscldand  den  Hafen 
Jaluit  als  Kohlenstation  sicherte,  woselbst 
1879  ein  deutsches  Consiüat  errichtet  wurde. 
Nachdem  bei  dem  dentsch-engli sehen  Ab- 
kommen von  1885  die  Marschallinselu  der 
deulächon  Interessensphäre  vorbehalten  wer- 1 
den  waren,  wurde  vom  Kriegsschiff  Nau- 
tilus aus  am  15.  Oktober  18SÜ  die  deutsche 
Flagge  auf  Jaluit  imd  dann  an  vieleu 
anderen  Punkten  des  Archipels  gehisst  und 
Schutzverti'age  mit  den  Eingeborenen  abge- 


Die  Marschall inseln  bestehen  aus  der 
Ralick-  und  Radak-Inselkette  einschliesslich 
der  Brown-  und  Providenceinseln  (Kaiserl. 
V.  V.  13.  September  1886),  bilden  einen  Teil 
von  Mikronesien  und  sind  ein  geeignetes 
Produktionsgebiet  fflr  Kopra. 

Die  früher  auf  den  Inseln  thätigen  deiit- 
adien  Firmen  schlössen  sieh  zu  emer  »Ja- 
luit-Oesellschaft«  zusammen,  die  sich  am 
31.  Dezember  1887  in  Hambiug  konstituierte, 
die  Kosten  der  kaiserlichen  Verwaltung  zu 
tragen  hat  imd  zahlreiche  Handelsstationen 
im  Gebiete  der  Marschallinseln  und  auf  den 
benachbarten  Karolinen  unterhalt. 

Für  die  Inseln  wurde  ein  kaiserlicher 
Kommissar  bestellt  mit  dem  Sitz  in  Jaluit 
Ipr.  Sonnenschein  bis  1889,  Biermann, 
Schmidt,  Irmer  1894—1896,  Brandeis). 

Auf  der  südlichsten  Insel  Nauru  {Plea- 


sant  Island)  wiu^le  ein  Bezirksamt  einge- 
richtet. 

Die  Zahl  der  Nichteingeborenen  betrug 
1899  IIG  und  zwar  61  Weisse,  davon  50 
Deutsche,  die  meist  auf  Jaluit  wohnen. 

Die  Entwickelung  dieses  Schutzgebietes 
nimmt  ihren  ruhigen  ungehinderten  Weg 
vorwärts,  ohne  dass  es  der  Entfaltung 
grosser  und  ktatspieliger  Machtmittel  bis- 
her bedurfte. 

Während  die  einzelnen  Häuptlinge  auf 
den  verschiedenen  Inseln  bis  zum  Jahre  1884 
in  beständigen  Fehden  mit  einander  gelebt 
haben,  ist  die  Lage  im  Schutzgebiet  seitdem 
eine  ftiedliche  geworden.  Ohne  Zweifel  ist 
das  eine  Folge  des  Verbotes  der  Einfuhr 
von  Feuerwaffen  und  Pidver,  das  auf  das 
strengste  gehandhabt  wird. 

Die  Urproduktion  des  Schutzgebietes  be- 
steht in  der  Kokosnusspalme ,  auf  deren 
Nutzbarmachung  tör  den  Weltmarkt  'die 
handelspolitische  Bedeutung  der  Marschall- 
inseln im  wesentlichen  beruht  und  auf  die 
sich  das  gesamte  wirtschaftliche  Interesse 
der  Einheimischen  und  Fremden  koncen- 
triert. 

Die  etwas  degenerierende  einheimische 
Bevölkerung  (deren  Ueberfühning  nach 
ausserhalb  verboten  ist,  D.  Kol.-B!.  1894,  S. 
186),  steht  unter  der  Botniässigkeit  ver- 
schiedener Häuptlinge,  von  denen  Kabua  auf 
Jahiit  einer  der  angesehensten  ist. 

10.  Karolinen,  Httrianen  und  Palan- 
inseln.  Bei  Ausklarierung  eines  deutschen 
Schiffes  von  Hongkong  nach  den  Palau- 
(Palaos-,  Pelew-)und  Karolinen-Inseln 
machte  Spanien  1874  AnsprueJi  auf  die 
Souveränität  über  diese  Inseln,  die  von 
Deutschland  bestritten  frurde.  Zu  derselben 
Zeit  entstand  ein  Konflikt  mit  Spanien  wegen 
der  den  spanischen  Philippinen  benachbarten 
Sulu-Inseln,  deren  Sultan,  zugleich  Herr- 
scher über  Nordost-Borneo,  allerdings 
vergebens  das  deutsche  Protektorat  erbeten 
hatte.  Die  damaligen  Streitigkeiten  wurden 
beendet  durch  ein  Protokoll  vom  11.  März 
1877,  in  welchem  die  spanische  ße^orung 
rückhaltlos  den  Grundsatz  der  vollen  Han- 
delsfreiheit anerkannte  mit  Ausnahme  der 
von  Spanien  effektiv  besetzten  Plätze,  wo 
ihr  für  gewisse,  im  allgemeinen  Handels- 
interesse gebotene  Leistungen  begrenzte  Ab- 
gabenerhebung zugestanden  wurde. 

In  einem  Vertrage  vom  7.  März  1885 
erkannten  Deutschland  und  Grcssbritannieu 
die  spanische  Souveränität  über  den  Sulu- 
(Joln-)  Archipel  an,  in  dem  Abkommen  vom 
29.  April  1885  zwischen  Deutschland  und 
Grossbritsnnien  wurden  aber  die  Karolinen 
Deutschland  zugesprochen.  Die  Versuche, 
diese  Inseln  ebenso  wie  die  Marschall  in  sein 
zu  oc-ciipieren,  stiessen  aber  auf  den  Wider- 
stand Spaniens,  obgleich  auch  dort  der  Han- 
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del  nnd  Plan  tagenbau  ausschliesslich  in 
deutschen  Händen  lag. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten, 
welclie  der  spanische»  Dynastie  aus  dem 
Konflikte  erwuchsen,  unterbreitete  Deutsch- 
land die  Frage  dem  Schiedssprüche  des 
Papstes  Leo  Xlll.  Auf  ürund  des  päpst- 
lichen Schiedsspruches  vom  22.  Oktober 
1885  kam  darauf  ein  Vertrag  zwischen 
Deutschland  und  Siuinien  am  IT.  Dezember 
1885  zu  Stande,  in  dem  Deutscliland  die 
Priorität  der  siiauischen  Occupatioo  der 
Karolinen  und  Falaosinseln  und  die  spani- 
sche Souveränität  in  Orenzen  anerkannte, 
die  durch  den  Aequator  und  den  11"  u.  Br. 
und  den  132«  und  164"  östl.  L.  v.  Gr.  ge- 
bildet, in  denen  aber  dem  deutsehen  Honael 
weitgehende  Rechte  eingeräumt  wurden, 

tiüe  neue  Gelegenheit,  diese  Inseln  auf 
frieitlichem  "Wege  von  Spanien  zu  erwerben, 
bot  der  Ausgang  des  Krieges  zwischen  Spa- 
nien und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord» 
amerika,  der  den  letzteren  unter  anderen 
die  Philippinen  und  die  im  Archipel  der 
Marianen  gelegene  Insel  Quam  brachte. 
Nämlich  durch  einen  zwischen  dem  Deut- 
schen Reiche  und  Spanien  am  12.  Februar 
1899  in  Madrid  at^esohlossenen  und  am 
30.  Juni  la"«  bestätigten  Vertrag  .trat  Spa- 
nien an  Deutschland  die  volle  Laudeshoheit 
über  die  Karolinen inseln.  Palau  und  Mari- 
auen, Guam  ausgenommen,  und  das  Eigen- 
tum an  diesen  Inseln  gegen  eine  auf  25 
Millionon  Peseten  festgesetzte  Geldentschä- 
digung  ab«. 

Durch  Kaiserl,  Erlass  vom  18.  Juli 
1899  wurden  diese  drei  Inselgebiete  im 
Namen  des  Reichs  unter  Kaiserlichen  Schutz 
gestellt  und  durct  -Kaiseri.  V.  v.  18.  Juli 
1899  die  Rechtsverhältnisse  daselbst  geord- 
net (D.  Kol.-ßl.  1899,  S.  469,  506,  507). 

Diu«h  eine  weitere  Kaiserl.  V.  v.  18. 
Juli  1899  (D.  Kol.-Bl.  1900,  S.  93)  wurde  die 
Verwaltung  der  Inselgebiete  in  der  Weise 
einstweilen  geregelt,  dass  sie  bis  auf  wei- 
teres einen  Ted  des  Schutzgebietes  von 
Deutsch-Neu-Guinea  zu  bilden  haben.  Durch 
Verfügung  des  Reichskanzlers  vom  24.  Juli 
1899  (D.  Kol.-BL  1900,  S.  94)  wurde  weiter 
bestimmt,  dass  die  Verwaltung  des  Inselge- 
bietes unter  der  Verantwortung  des  Gouver- 
neurs von  Deutsch-Neu -Guinea  in  den  Ost- 
Karolinen  von  einem  Vice^uverneur  (Dr. 
Hahl),  in  den  Marianen  und  West-Karolinen 
einschliesslich  der  Palauinseln  von  Bezirks- 
amtmfinneru  (Fritz  in  Saipan,  Senfft  in  Yap) 
wahrgenommen  werden  sollen,  und  die  Zu- 
ständigkeit dieser  Beamten  geregelt. 

Eine  ülieraus  wichtige  Bestimmung  für 
die  zTikünftige  Gestaltung  der  dortigen  Land- 
verhältuisse  wurde  durch  eine  Verordnung 
des  Reichskanzlers  vom  20.  Januai-  19UÜ  ge- 
troffen (D.  K0I.-BI.  1900,  S.  94),  wonach  es 


bis  auf  weiteres  verboten  ist,  von  den  Ein- 
geborenen der  Karolinen,  Mariauen  und 
Palaiunseln  Gnindeigentum  auf  irgend  eine 
Art,  sei  es  dunrh  Kauf,  Tausch,  Sciienkung 
oder  sonst  ein  Rechtsgeschäft  zu  erwerben, 
und  wonach  die  dieser  Bestimmung  zuwider 
geschlossenen  Verträge  für  rechtsungUtig 
erklärt  wurden.  Schon  vorher  hatte  eine 
Veroi-dnung  des  Gouverneurs  von  Bennigson 
vom  17.  Oktober  1899  (D.  Kol.-Bl.  1900,  S.  496) 
die  Verabfolgung  von  Schusswaffen,  Muni- 
tion, Sprengstoffen  und  alkoholhaltigen  Ge- 
tränken an  Eingeborene  der  Karolinen,  Palau 
imd  Marianen  oder  an  andere  im  Inselgebiet 
sich  aufhaltende  Farbige  ohne  besondere 
Erlaubnis  der  lokalen  Verwaltungsbehörde 
verboten. 

Eine  interessante  Schilderung  der  neu 
erworbenen  Gebiete  enthält  ein  Berieht  des 
Gouverneurs  von  Bennigsen  vom  30.  No- 
vember 1899  über  seine  Reise  zum  Zwecke 
der  üebeiTiahme  der  drei  Inselgebiete  in 
deutscheu  Besitz,  der  nebst  Karte  im  D. 
K0I.-BI.  vom  1.  Februar  1900  abgedruckt 
ist.    Nachrichten  über  die  Geschichte  und 


erworl)eneu  Inaelgrup- 
D.  Kol.-Ztg.  1900,  S.  52, 


pen  enthält  auch  die  £ 
68,  97,  189. 

Die  Berichte  unbeteiligter  Reisender 
fremder  Nationalität  aus  dem  Jahre  1900 
lassen  übereinstimmend  erkennen,  daes  der 
Uebergang  der  Inseln  in  deutsche  Verwal- 
tung diesen  überraschend  schnell  einen 
längst  entbehrten  Zustand  von  Ordnung  und 
Frieden  gebracht  liaL 

11.  Samoa.  Vor  allen  anderen  Inselgruppen 
der  Südsee  wareu  es  die  Samoa-Inseln, 
auf  denen  das  Hwnburger  Haus  Üodeffroy 
seit  1865  Plantagen  anlegte  und  umfangreiche 
Landerwerbungeu  machte.  Die  Streitigkeiten 
zwischen  den  Eingeborenen  machten  es  aber 
dort  englischen  und  amerikanischen  Sonder- 
bestrebungen ebenfalls  möglich,  Fuss  zu 
fassen,  in  deren  Verlauf  die  Vereinigten 
Staaten  1872  den  Hafen  von  Pago  Pago  als 
Koidenstatiou  gewannen.  Die  streitenden 
Parteien  erkannten  zwar  in  Verträgen  vom 
3.  und  5.  Juh  1877  die  Neutralität  des  deut- 
schen Besitzes  an,  imd  als  später  die  "Wirk- 
samkeit dieser  Verträge  von  amerikanlBcher 


mit  Beschiß  bis  zur  Anerkennung  der  deut- 
scheu Rechte  in  dem  Vertrage  vom  24.  Januar 
1879.  Der  Hafen  Saluafata  wurde  damit 
endgiltig  als  deutsche  Kohlenstatdon,  aber 
unter  Oberhoheit  Samoas  und  für  den  Hafen 
von  Apia  das  deutsche  Meistbegünstigungs- 
recht anerkannt.  Im  Laufe  des  Jahres  1879 
echlossen  auch  England  und  Amerika  Ver- 
träge, welche  die  Unabhängigkeit  Samoas 
anerkannten,  und  am  2.  September  1879  er- 
kannten  die  Vertreter   beider  Mächte   den 
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dentsohen  Verti'ag  vom  24.  Januar  1879  au, ' 
uiiil  die  3  Mächte  tieeinfliisgten  ^leiclimässig  I 
die  Verwaltniijj  der  Inseln,  auf  denen  die 
Huhe  aber  noch  immer  nicht  eintrat.  Deutsch- 
land errichtete  deshalb  am  1.  November  1879 . 
i>in  Oeiieralconsulat  (Zembsch,  später  Dr.  j 
Stabel,  Dr.  Knappe)  in  Apia,  iiud  Admirat 
Deinhard  beseitigte  zwangsweise  die  im 
neutralen  Gebiet  von  der  Partei  der  Tainiiia ! 
und  Faipiile  errichteten  Befestigungen  und ' 
erzwang  im  Vertrage  vom  23.  Dezember  1H79  [ 
die  Anerkennung  Malietoas  als  K<!nig  aller 
Samoa-Inseli)  und  die  Eiofühning  einer 
Staatsverfassung, 

Gerade  in  diese  Zeit  des  Steigens  des 
deutfujheu  Einflusses  in  Sonioa  fiel  eine 
fioaDziellG  Krisis  des  Hauses  Godcffroy  und 
der  aus  ihm  heiToi'gegangenen  ■<  Deutschen 
Handels-  und  Plan  tage  ngeseUscIiaft  der  Süd- 
see-Iuseln  in  Hamburg< .  bei  welchei'  der 
L'eijergang  des  f^samten  Besitzes  der  Ge- 
wUsenaft  in  euglisc'he  Hände  di-ohte.  Eine 
"deutsche  SeehandelsgoseUschafti  war  zur 
ErM'erbiing  der  Godetfroj-seheu  Plantagen 
bereit,  wenn  ihr  die  Unterstützung  der  Reidis- 
re^ening  zu  teil  wdirle.  Diese  machte  am 
14.  April  1889  dem  Reiclistage  eine  Vorlage, 
nach  welcher  der  zu  grilntlenden  Gesellschaft 
reichsseitig  Garantie  behufs  Erzieluog  eines 
jährlichen  Beingewinnes  unter  gewissen  Be- 
dingungen bewilligt  wei-deu  sollte.  Die 
Vorlage  «iirde  am  27.  April  IfWO  unter  dem 
Einflüsse  einer  Rede  des  Abgeonlneten  Bam- 
berger mit  128  gegen  112  SÜmmon  abgelehnt. 

Die  Folgen  dieser  Ablehnung  machten 
sich  nicht  nur  für  ilie  EatwicKclnng  der 
deutschen  Kolonialpolitik  im  allgemeinen  in 
der  nachteiligsten  Weise  bemerkbar,  sondern 
ganz  besoudeis  tmd  zimäclist  in  Tonga  uud 
Samoa.  Es  war  zwar  privater  Hilfe  ge- 
lungen, die  deutsche  Plantagengesellschaft 
in  ihrem  Besitztum  zu  erhalten,  imd  die  Vor- 
herrschaft des  deutschen  Handeis  in  Samoa 
dauerte  fort,  derart,  dass  im  Durchachnitte 
der  Jahre  1881—188.'»  von  der  Einfuhr  fiö^/o 
(gegen  12  "/o  auf  England  und  21  "/o  auf 
Amerika)  und  von  der  Ausfuhr  92  "Jo  auf 
Deutschland  (gegen  4''/o  auf  England  und 
S".'»  Amerika)  entfielen,  auch  gelang  es 
durch  Vertrag  vom  10.  November  1884,  einen 
deiitsch-samoanischen  Staatsrat  einzusetzen, 
aber  die  auf  die  britische  Annexion  Samoas 
gerichteten  Bestrebungen  wm"den  immer 
lebhafter. 

Die  Neutralität  Samoas  fand  einen  er- 
neuten Ausdruck  in  dem  deutsch-englischen 
Abkommen    vom    6.    April    18^6    über    Ab- 

S'enzung  der  deutsc^heu  und  englischen 
achtspharenim  westliehen  Stillen  Oceiui,  §  (i: 
»Diese  Erklärung  findet  keine  Anwen- 
dung auf  die  Schiffer-Inseln  (Samoa),  mit 
welchen  Deutschland,  OrossbritaniiieTi  und 
die  Vereinigten    Staaten    Vertrüge    abge- 


schlossen  haben,   noch  auf   die  Freund- 
scbafts-Inst?]n  (Tonga),  mit  welchenDeutsc'h- 
land  und  Grossbritannien  Vertr^  abge- 
sclilos-sen  liaben,  noch  auf  die  Niue-Insel 
(Sa\-ago-Insel),    weiche  Inselgruppen  nach 
wie  vor  ein  neutrales  Gebiet  bilden  sollen, 
nocli  auf  irgend  welche  Inseln  oder  Plätze 
im  westlichen  Stillen  Ocean,  welche  jetzt 
unter  der  Souvei'änität  oder  dem  Scnutz 
irgend  einer  anderen  civili.sierteu  Macht 
ausi^r  Deutsciüand   und   Grossbritannien 
stehen.!^ 
Die  fortgesetzten  Unnihen  in  Samoa  und 
die  Verletzung  der  deutschen  Rechte  machten 
aber  1887   eine   förmlidie   Kriegserklärung 
gegen   Malietoa    imd    Gefangennahme    des- 
selben, weitere  Kämpfe  zwischen  den  Häupt- 
lingen Tamasese  und  Mataafa  und  wieder- 
holtes Einschreiton  deutscher  Kriegsschiffe 
erfonlerlich,  wobei    die   Deutschland   feind- 
lichen Parteien  besonders  von  amerikanischer 
Seite   (Klein)  unterstützt  wurden   und   das 
deutsche  Landungscorps  am   17.  Dezember 
1888  namhafte  Verluste  erlitt  und  am  16, 
Slärz  18S19  in  einem  Orkan  auf  der  Reede 
vim  Apia  die  deutschen  Kriegsschiffe  Eber, 
Adler  und  Olga  untergingen. 

Die  hieran  sich  anschliessenden  diplo- 
matischen Streitigkeiten  zwischen  Deutsch- 
land, Grossbritannien  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  fanden  ihren  Ab- 
schluss  in  der  am  29,  April  1889  in  Berlin 
zusammenti-etenden  Samoakonferenz.  Die 
Generalakte  dieser  Konferenz  vom  14.  Juni 
1S89  erklärte  erneut  die  Cnabliängigkeit  und 
Neutralität  der  Sarooa-Inseln ,  gab  Samoa 
eine  Verfassung  und  errichtete  insbesondere 
einen  obersten  Gerichtshof  (Oberrichtcr  ein- 
zusetzen durch  den  König  von  Schweden), 
traf  Bestimmungen  Aber  die  VeräuBserung 
von  Ländereieu,  über  die  Einrichtung  einer 
Lokal\erwaltuug  im  Municipal bezirk  von 
Apia,  Ober  Steuern,  Abgaben  und  Zölle,  über 
den  Handel  mit  Waffen  und  Spiritiioaen. 

Die  Weiterentwickelung  der  Verhältnisse 
seit  Abschluss  dieses  Vertrages  ist  eine  den 
deutschen  Interessen  imgilnstige  gewesen. 
Die  formell  bestehende  Dreiherrschaft 
wurde  durch  das  Zusammengehen  der  Ver- 
treter Grossbritanniens  und  der  Vereinigten 
Staaten  immer  mehr  zu  einer  Verletzung 
der  deutschen  Interessen  und  einer  Ver- 
drängung des  deutschen  Einflusses  auf 
Samoa  gemiss  braucht.  Die  Parteien  der 
Eingeborenen  wurden  immer  wieder  gegen 
einander  gehetzt,  und  so  blieb  Samoa'der 
Schauplatz  fortwähi-ender  politischer  und 
wirtscliaftl icher  Unruhen. 

Na<?h  dem  Tode  Tamasesee  I.  war  Mataafa 
zum  obersten  Häuptling  derÄanas  und  Atuas 
aufgerückt  und  als  Gegner  des  neuen  Königs 
Laupepa  189;t  von  den  Vertragsm ächten  ge- 
fangen und  nach  den  Marschall-Inseln  ver- 
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bannt  woi-den.  Nach  ihm  trat  Tamasese  II. 
an  die  Spitze  der  aufstäiKlischen  Partei, 
obwohl  die  Kriegsschiffe  der  Terlrags- 
mächle  ihren  Bundesgenossen  Laupepa  unter- 
stützten. Mit  Zustimmung  des  MaJietoa 
Laupepa  und  der  Vertragsmächte  wurde 
schliesslich  Malaafa  1898  nach  Samoa  ziu-dck- 
gebraclit,  naclidem  er  gelobt  hatte,  keine 
Ansprache  auf  (iie  Königswilrde  geltend  zu 
machen.  Mali etoa  Lau [lepa  starb  am  29.  August 
1898,  und  ifataafa  wiirde  am  16.  Oktober 
1898  ohne  sein  Zuthun  fast  einstimmig  zum 
König  erwählt  und  den  bestehentten  Be- 
stimmungen entsprechend  vom  deut sehen 
Qeneralcoasul  Rose  als  solcher  anerkannt, 
die  Anerkennung  aber  seitens  der  Engländer 
und  Amerikaner  versagt.  Dies  führte  zu 
Kämpfen  zu  Wasser  und  zu  Lande  und  zur 
Anerkennung  einer  pro\Tsori sehen  Eogiening 
durch  die  Consuln  am  6.  Januar  1899.  Trotz- 
dem beschoss  das  englisch-amerikanische 
Geschwader  Samoa  und  venirsachte  den 
dortigen  Deutschen  und  den  deutschgosi nuten 
Samoanern  vielen  Schaden  und  behandelte 
das  deutsche  Kriegsschiff  und  die  Vei-treter 
des  Reiches  so  bnital,  dass  sehr  gesi)aunte 
Beziehungen  zwischen  Deutschland  und  den 
beiden  angelsächsischen  Mächten  eintraten. 

Schliesslich  Terständigten  sich  die  drei 
Vertragsm ächte,  ihre  damaligen  Verti-eter 
von  Samoa  abziirvifen  und  dorthin  eine  Ober- 
kommission von  drei  Mitgliedern  (deutscher 
Kommissar  Speck  von  Stemburg)  zu  ent- 
senden, die  am  13.  Mai  1699  in  Samoa  ein- 
traf. Dieser  Oberkommissiou  gelang  zwar 
die  Entwaffnung  der  Parteien  und  die  vorüber- 
gehende Herstellung  der  Ordnung.  Sie  ge- 
langte aber  selbst  zu  der  Ueberzetigung,  dass 
die  Aufrechterhaltung  der  Dreiheirschaft 
unmöglich  und  die  Unteretelhmg  der  Inseln 
unter  nur  eine  Macht  nOtig  sei.  Nach  lang- 
wierigen "Verhandlungen  der  drei  Vertrags- 
mäclite  entschlossen  sich  diese  zu  einer 
Teilung  der  bisher  neutral  belassenen  Ge- 
biete in  der  Südsee  (6.  April  1886)  uud  Auf- 
gabe des  Dreiherrschaffs  Vertrages  über  Samoa 
vom  14.  Juni  1889. 

In  dem  deutsch  -  englischen  Abkommen 
vom  14.  November  1899  (D.  Kol.-Bl.  1899, 
S.  803)  verständigten  sich  diese  Mächte  über 
anderweite  Abgrenzungen  ihrer  Gebiete  imd 
Rechte  in  Togo,  Zanzibar  und  den  Salomons- 
inseln  und  Se.'^elilossen  über  Samoa  und 
Tonga  das  folgende: 

I.  GruBBbritannien  verzichtet  zu  Gimst«» 
Dentschlands  auf  alle  seine  Recht«  auf  die  Innelu 
Upoln  und  Savaii  einschliesslicli  des  Rechts, 
düelbst  eine  Marine-  nnd  KohleDStation  zu  er- 
richten, und  des  Rechts  auf  Extenitorialit*t 
auf  jenen  Inseln. 

In  gleicher  Weise  verzichtet  Groaabritan- 
nien  zn  Gunsten  der  Veieinigten  Staaten  von 
Amerika  auf  alle  seine  Rechte  auf  die  Insel  Tu tuila 
und  auf  die  anderen  Sstlich  des  171.  Längen- 


grades  von  Greenwich  gelegenen  Inseln  der 
Samoagruppe. 

QroBsbritannieu  erkennt  an,  dass  die  Ge- 
biete im  Osten  der  neutralen  Zone,  welche  durch 
das  Abkommen  von  1888  in  Westafrika  ge- 
schaffen worden  ist,  iin  Deutschland  fallen.  Die 
Grenzen  des  Dentschiand  zukommenden  Teils 
der  neutralen  Zone  werden  durch  Artikel  V  der 
vorliegenden  Konvention  festgesetzt. 

IL  Deutschland  veraichtet  zu  Gansten 
Grossbritanniens  auf  alle  seine  Rechte  anf  die 
Tongainseln  mit  Einschlnss  Vavaus  und  anf 
Savage  Island,  einschlieHslich  des  Rechte,  da- 
selbst eine  Marine-  oder  Kohleuslation  zu  er- 
richten, und  des  Rechts  auf  ExterrioritalitSt  in 
den  vorstehend  bezeichneten  Inseht. 

In  gleicher  Weise  verzichtet  Dentschiand 
zn  Gunsten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
auf  alle  seine  Rechte  auf  die  Insel  Tutuila  und 
anf  die  anderen  üstlich  des  171.  Längengrades 
von  Greenwich  gelegenen  Inseln  der  Samoa- 
gruppe .... 

III.  Die  beiderseitigen  Consuln  in  Apia  und 
in  den  Tongainseln  werden  bis  auf  weiteres  ab- 
beraten. 

Die  beiden  Regienmgen  werden  sieb  über 
die  in  der  ZwiscTienzeit  im  Interesse  ihrer 
Schiffahrt  und  ihres  Handels  in  Samoa  und  anf 
den  Tongainselu  zu  treffenden  Eiurichtimgeu 
verständigen. 

Das  am  2.  Dezember  1899  zu  Washing- 
ton unterzeichnete  deutsch  -  amerikanisch- 
englische  Abkommen  (D.  Kol.-Bl.  1900,  S.  4) 
hat  folgenden  Woi-tlaiit: 

I.  Die  von  den  vorgenannten  Mächten  am 
14.  Jnni    1889   in    Berhn    abgeschlossene    und 


Vereinbarnngen  aufgehoben. 

IL  Deutschland  verzichtet  za  Gunsten  der 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  auf  alle  seine 
Rechte  und  Ansprüche  an  der  Insel  Tutnila  nnd 
an  allen  anderen  üstlich  des  171.  Längengrades 
wesUich  von  Greenwich  gelegenen  uiseEk  der 
Samoagruppe. 

In  gleicher  Weise  verzichtet  Grossbritan- 
nien zu  Gunsten  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  auf  alle  seine  Recht«  und  Ansprltche 
an  der  Insel  Tutuila  und  an  allen  anderen  Sst- 
lieh  des  171.  Längenarades  westlich  von  Green- 
wich gelegenen  rnseln  der  Samoaf^ruppe. 

In  gleicher  Weise  verzichten  die  ^  ereinigten 
Staaten  von  Amerika  zu  Guusten  Deutachlands 
anf  alle  ihre  Rechte  und  Ansprüche  auf  die 
Inseln  Upolu  und  Sawaii  und  alle  anderen  went- 
lich  des  171.  Längengrades  westlich  von  Green- 
wich gelegenen  Inseln  der  Samoagruppe, 

in.  Es  wird  ansdrflcklich  aasgemacht  und 
vereinbart,  dass  jede  der  drei  unterzeichneten 
Mächte  ancb  fernerhin  für  ihren  Handel  nnd 
fSr  ihre  Handelsschifie  in  allen  Inseln  der  Sa~ 
moagrnppe  die  gleichen  Vorrechte  und  Zuge- 
ständnisse geniessen  soll,  welche  die  souveräne 
Macht  in  allen  den  Häfen  geDies-st,  die  dem 
Handel  einer  dieser  Mächte  offen  stehen. 

IV.  Die  vorliegende  Konvention  soll  sobald 
als  müglicb  raliliziert  werden  nud  unmittelbar 
nach    Austausch    der    Ratifikationen    in    Kraft 
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Damit  hatte  Deiitadiland  nach  mehr  als 
zwanzigjährigen  Bemühungen  endlich  die 
Allein herrscliaft  Aber  den  wichtigsten  Teil 
der  Samoa-Iüseln  iind  daniit  mne  wichtige 
Stellung  in  der  Södsee  erworben,  freilich 
unter  schweren  Opfern  namentlich  an  Gross- 
britannien in  Ti^,  Zanzibar  und  auf  deu 
Salomonsinseln. 

Behufs  schiedsgerichtlicher  Regelung  der 
Ersatzansprüche  der  bei  der  Beachiessung 
Samoas  durch  die  Engländer  imd  Ameri- 
kaner deutscherseits  erlittenen  Schäden 
wurde  zwischen  den  drei  Machten  am  7.  Ko- 
vember  1Ö99  (D.  Kol.-Bl.  19iX),  S.  204)  ein 
Abkommen  getroffen.  Der  Schiedsspnich 
ist  bisher  aber  noch  iiiclit  gefällt  worden. 
Durch  Kaiserliche  Verordnung  vom  17. 
Februar  1900  konnte  nunmehr  der  deutsche 
Schutz  über  die  Samoa-Inseln  erklärt,  eine 
Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  diu^h  Ein- 
führung der  Consulai^erichtsbarkeit  getroffen 
und  durch  Verfügung  des  Reichskanzlers 
vom  17.  Februai- 1900  und  des  Gouverneure 
rom  1.  März  1900  (D.  Kol.-Bl.  1900.  S.  311, 
312)  die  Verwaltung  nnd  Gerichtsbarkeit 
orgaui^iert  werden.  Veigl.  auch  R.G. 
V.  15.  Febniar  1900  und  V.  v,  17.  Februar 
1900.  Die  deutsche  Flaggen  hissung  fand 
ara  1.  März  1900  statt,  als  erster  Gouverneur 
wurde  Dr.  Soll  bestellt,  der  bisherige  Präsi- 
dent des  Mmiicipalrates  von  Apia. 

Durch  Hei'anziehung  eines  Ausschusses 
von  7  Mitgliedern  aiis  den  Ki'eisen  der  kauf- 
männischen und  landwirtschaftlichen  An- 
siedler wunle  der  ei-ste  Versuch  zu  einer 
Selbstverwaltung  gemacht.  Die  deutsche 
Herrschaft  scheint  Saraoa  den  Frieden  ge- 
bracht zu  haben.  (D.  Kol.-Ztg.  190(1,  S.  121, ' 
290.    D.  Kol,-Bl.  1900,  S.  418,  507.)  | 

IS.  Kiantscbon.  Schon  vor  der  deut- ! 
.'-(.hen  Fussfassung  in  Kiautschou  hatte  das' 
Deutsche  Reich  territoriale  Erwerbungen  | 
gemacht,  nämlich  in  Tientsin  und  ilan-i 
kan.  Die  Denkschrift  des  Reichskanzlers 
über  die  deutschen  NieilerlassungCL  __. 
Tientsin  und  Hankau  vom  23.  März  1398 
(Reichstags- Drucks.  Nr.  217)  sagt  übet'  die 
Beweggründe  u.  a.  folgendes: 

Seit  ErschlieMnng  des  chinesischen  Reiches 
für  den  Fremdenverkehr  sind  die  in  China 
lebenden  Fremden  bestrebt  gewesen,  sich  in  den 
ihnen  getiifneten  FiStzeu  geschlossen  anzusiedein, 
am  so  ihren  Lebensgewabnheiten  mebr  Rech- 
nung tragen,  auch  ihre  GeschStte  erfolgreicher 
and  nngestürter  betreiben  zu  künnen,  als  dieä 
bei  vereinzeltem  Wohnen  inmitten  der  chinesi- 
schen BevOlkemng  mOglich  ist.  Mit  BQcksicht 
hierauf  haben  bereits  vor  langer  Zeit  England, 
Frankreich  und  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  mit  China  Verträge  weeen  Erwerbung 
von  Niederlassnnffen  in  den  wichtigsten  chioe- 
»t»chen  Vertragshäten ,  so  unter  andereu  in 
Schanghai,  Tientsien  und  Hankau  abgeschlossen, 
>~iich  Inhalt  dieser  Vertrüge  sollten  den  einzel- 
nen llüchten   in   den  betreffenden  Plätzen  be- 


stimmte, günstig  gelegene  LandBttchen  von 
massigem  Umfange  gegen  eine  angemessene 
£nUchädigung  zur  Besiedelung  durch  ihre  An- 
gehörigen eingeräumt  werden. 

Diese  Landflächen  sollten  nach  wie  vor  als 
Bestandteile  des  chinesischen  Reiches  gelten 
und  demgemäss  unter  chinesischer  Gebietsnohdt 
bleiben ,  aber  fortan  der  Verwaltnng  und 
Polizei  der  cbinesiächen  LokalbehQrden  entao-  - 
gen  sein. 

Auf  dieser  Grundlage  haben  sich  die  in 
China  bestebendeu  Fremdenniederlassnngen  ent- 
wickelt. Das  NiederUssnngsareal  ist  teils  von 
den  Vertragsmftchten  selbst  anf  dem  Wege  der 
Oesanitenteignung,  teils  von  den  einzelnen  In- 
teressenten auf  dem  Wege  besonderer  Verhand- 
lungen mit  den  bisherigen  chinesischen  Be- 
aitzeru  erworben  worden.  Die  Verwaltung  der 
NiederlaasuDgsgebiete,  die  hauptattchlich  in  der 
Herstelinng  und  Unterhaltung  der  Strassen-  und 
Uferanlageu ,  in  der  Aufrechte rbaltnng  der 
öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit,  in  Vor- 
kehrungeu  gegen  Feuer-  und  Diebsgefahr,  in 
der  Fürsorge  für  Beleuchtung  nnd  Sanitats- 
wesen, in  der  Einführung  und  L'eberwachnng 
einer  Baupolizeiordnnng  sowie  in  anderen  poli- 
zeilichen Massnahmen  besteht,  wird  in  der 
Regel  durch  einen  Ansschnss  aus  den  auf  den 
Niederlassungen  angesiedelten  Fremden  unter 
Mitwirkung  ihrer  Consuln  geführt. 

L'ebrigens  werden  in  den  einzelnen  Nieder- 
lassaugen nicht  nur  die  Angehtlrigen  der  be- 
trefienden  Vertrae« macht,  sondern  auch  andere 
Fremde,  zum  Teil  sogar  Chinesen,  zum  Land- 
erwerb oder  wenigstens  zum  Wohnen  zuge- 
lassen. Auf  diene  Weise  hat  die  vereinigte 
englische  und  amerikanische  Niederlassung  in 
Scbanghai  einen  rein  internationalen  Charakter 
angenommen,  dergestalt,  dass  dort  hinsichtlich 
des  Landerwerbs  uud  des  Wohnens  allen  Frem- 
den ohne  Unterschied  der  Nationalität  die 
gleichen  Rechte  zustehen  und  dass  die  fUr  die 
Verwaltnuff  massgebenden  Verordnungen  nnr 
mit  OenebmiguDg  der  Vertreter  sämtlicher 
Vertrags  mächte  erlassen  und  abgeändert  wer- 
den. Dagegen  haben  die  übrigen  Niederlas- 
sQugen  ihren  nationalen  Charakter  behalten, 
,  indem  die  einzelne  Vertragsmacht  die  Bedin- 
I  giingen  vorschreibt,  unter  denen  die  Niederlaa- 
snngsgrund stücke  an  Fremde  veräussert  oder 
vermietet  werden  dürfen,  nnd  so  dafür  sorgt, 
dass  ihre  Interessen,  insbesondere  auf  dem  Ge- 
biete der  Verwaltung,  gewahrt  bleiben. 

Wenngleich  hiernach  die  in  China  lebenden 
Deutschen  in  der  Lage  sind,  sich  in  den  bereits 
bestebendeu  Fremdenniederlassungen  anzusie- 
deln, so  hat  sich  doch  für  sie  schon  seit  längerer 
Zeit  das  Bedürfnis  nach  dem  Besitz  eigener 
Niederlassungen  herausgestellt.  Einmal  ent- 
spricht es  Dicht  der  angesehenen  Stellung,  die 
die  deutschen  Kantleute  in  China  einnehmen, 
dass  sie  in  den  Niederlassungen  anderer  Nationen 
gewisser™ asaen  zu  Gaste  wohnen.  Vielmehr 
erscheint  es  zur  Hebung  des  deutschen  An- 
sehens in  den  .\ugeD  der  Chinesen  wie  über- 
hangt zur  Stärkung  des  Deutschtums  in  China 
erwünscht,  dass  dein  Deutschen  Reiche  anf  dem 
in  Bede  stehenden  Gebiete  dieselben  Rechte 
wie  den  übrigen  Vertragsmäcbten  eingeräumt 
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Unter  den  in  der  Deükscluift  aiisffthrlich 
dar^le^n  Umständen  entspricht  es  der 
Billisteit  wie  einem  Deutschland  verti'ags- 
mfissig  anstehenden  Meist begilnstignn^i-echt, 
dasB  seinen  Angehörigen  ebenso  wie  den 
anderen  Nationen  eigene  Niederlassungen 
eingeräumt  wertlen.  Die  deswegen  mit  der 
chiuesiechen  Regierung  im  Jahre  1895  ge- 
führten Verhandlungen  haben  den  gewünsch- 
ten Erfolg  gehabt,  indem  am  3.  Oktober 
189,"»  ein  die  Erteilnng  einer  Niederlassung 
in  Hankan  betreffender  Vertrag  und  am 
30.  Oktober  1895  ein  solcher  fflr  Tientein 
abgeschlossen  wurde  {Wortlaut  abgednickt 
in  der  Denkschrift  Nr.  217). 

Aus  den  in  der  Denkschrift  angegebenen 
Gründen  verzichtete  die  dentsche  Regiening 
darauf,  die  Anlage  der  Besiedeluug  selbst 
in  die  Hände  zu  nehmen,  und  auch  darauf, 
dies  den  Interessensphären  einzeln  zu  über- 
lassen. Sie  Übertnig  vielmehr  die  Anlage 
und  Mnan zierung  der  Siedelungen  der 
Deutsch-asiatischen  Bank  in  Berlin  in  Ver- 
trägen vom  29.  Mai  1897  für  Tientsin  und 
vom  10.  Februar  1898  für  Hankau  (abge- 
druckt im  Aktenstück  Nr.  217). 

Als  nach  dem  erfolgreichen  Kriege  Japans 
gegen  China  in  den  Jaliren  1894  und  1895 
—  Friede  von  Schimonoseki  vom  17.  April 
1895  —  Japan  sich  auf  dem  Festl&nde  von 
Asien  festsetzen  wollte,  wunle  es  hieran 
durch  die  europäischen  Mächte,  im  wesent- 
lichen Russland,  Deutschland  inid  Frank- 
reich gehindert.  Von  Deutschland,  nahm 
man  bis  dahin  an,  dass  es  Japan  begünstige. 
Man  war  deshalb  überrascht,  dass  Deutsch- 
land sich  auf  die  chinesische  Seite  schlug, 
und  man  erwartete  allgemein,  dass  Deutsch- 
land hierfür  von  China  ebenso  belohnt  wer- 
den würde,  wie  sich  dies  Russland  und  Frank- 
reich aiisbednngen  liatten,  nnd  man  war  in 
der  Presse  nicht  zufrieden  mit  der  Er- 
reichung der  Konzessionen  von  Tientsin  und 
Hankau  (AUd-  Bi.  1H95,  S.  89, 1C9  und  1897, 
S.  234).  Das  in  Ostasien  stationierte  deutsciie 
Geschwader  halte  nach  «nd  nach  unter  den 
AdminJen  Hoffmann,  Tirpitz  imd  von  Diede- 
richs  in  den  Jahren  1895— I,S97  die  chine- 
sische Küste  auf  das  sorgfältigste  unter- 
sucht, um  eine  geeignete  Stelle  für  eine 
dentsche  Fussfassnng  zu  erkunden.  Es 
schien  aber,  dass  die  deutsche  Diplomatie 
(Frhr.  von  Marschall)  die  Gelegenheit  ver- 
absäumt habe,  die  deutschen  Ansprüche  bei 
China  rechtzeitig  zur  Geltung  zu  bringen. 
Da  verständigte  sich  der  deutsche  Kaiser 
mit  dem  Kaiser  von  Ruasland  im  August 
1897  persönlich  zu  Peterhof.  Als  tlann  am 
7.  November  1897  die  Nacliricht  von  der 
Ermonlung  deutscher  Missionare  in  der 
Provinz  Schantung  einging  und  der  Biscliof 
von  Anzer  den  Schutz  des  Reiches  erbat, 
erfolgte    dieser    in    der   Oe.-'talt,    dass    das 


deutsehe  ostasiatische  Geschwader  Befehl 
zur  Besetzung  von  Kiautschou  erhielt,  um 
auf  dieser  Grundlage  die  erfonleriiche  Sühne 
von  China  zu  erzwingen.  Am  14.  November 
1897  besetzte  die  deutsche  Krenzerdivision, 
bestehend  aus  den  Schiffen  'Käüser«,  »Irene«, 
»Prinzess  Wilhelm«,  »Arkona«:,  »Cormoran»:, 
das  befestigte  Tsingtau  an  der  Bucht  von 
KiautS(:hou,  aus  dem  sich  die  chinesische 
Garnison  fneiUich  zurückzog  (Landungscorps 
unter  Korvettenkapitän  Truppel,  erste  Pro- 
klamationen des  Admirals  von  DJeilerichs 
und  des  Befehlshabers  im  Eiautschougebiet 
Tnippel  vom  14.  imd  15.  November  1897, 
D.  K^.  1898,  S.  346). 

Am  4.  Januar  1898  gelang  es  durch 
Notenaustausch  mit  China,  die  Sühne  für 
die  Missionare  festzustellen  (Mitteilungen 
des  Staatssekretärs  von  Bülow  in  der  Budget- 
kommission des  Reichstages  vom  24.  Januar 
1898,  Leipz.  Tagebl.  25.  Januar  1898),  einen 
Pachtvertrag  mit  China  wegen  Ueberlassimg 
des  Gebietes  von  Kiautschou  zu  erlangen 
(Wortlaut  nach  Mitteilungen  des  Staats- 
sekretärs von  Bülow  im  stenographischen  Be- 
richt des  Reichstages  vom  8.  Februar  1898, 

5.  896)  und  die  Grundzüge  für  die  Er- 
langung von  Eisenbahn-  und  Bergwerks- 
konzessionen in  der  Pro\inz  Scliantung  fest- 
zusetzen. Der  endgiltige  Vcrb»^  zwisclien 
dem  Deutschen  Reiche  und  China  wegen 
Ueberlassnng  von  Kiautschou  wurde  erst  am 

6.  März  1898  unterzeichnet  und  ist  abge- 
dnickt im  Gothaer  Hofkalender  1S99,  S.  13U4. 

Von  welchen  Beweggi-ünden  die  deutsche 
Regierung  bei  der  Fussfassung  in  Kiautschou 
ausgegangen  wai-  und  was  sie  mit  dieser 
Itezwcckte,  einriebt  sich  am  deutlichsten  aus 
der  grossen  Rede  des  Staatssekretärs  von 
Bülow  im  Reichstage  vom  8.  Febniar  1S98. 
Wir  heben  ans  dieser  pi-ogram malischen 
Erkläi-ung  nur  folgende  Sätze  heraus: 

„Die  Entseniiuiig  unseres  Krenzergeschwa- 
ders  ttnch  Kiautschou  war  eben  nicht  eine  Im- 
provisation, sundern  sie  war  das  Ergebnis  reich- 
licher Erwägung  nnrl  Abwägung  aller  Verhält- 
nisse und  der  Ausdruck  einer  ruhigen,  ziel- 
bew Hasten  Politik. 

Hierüber  kium  ich  heute  folgendes  sa^n: 
Wir  waren  uns  schon  vorher  nicht  im  Zweifel 
darüber,  dass  n-ir  in  Ostaaien  einen  territorialen 
Stutzpunkt  brauchten.  Ohne  einen  solchen 
\#ür(Ien  wir  dort  in  wirtschaftlicher,  in  mari- 
timer und  in  allgemein  (jotitischer  Hinsicht  in 
der  Luft  soh weben.  In  wiitscbafil icher  Be- 
ziehnog  brauchen  wir  eine  Eingangsthttr  zn 
(lern  chinesischen  Absatzgebiete,  wie  Prankreich 
eine  solche  in  Tonking,  England  in  Hongkong 
und  Russland  im  Norden  besitzt.  Das  chinesi- 
sche Reich  mit  seiner  riesenhaften  BevSlkemng 
von  nahezu  an  4Ü0  Uillionen  Menschen  bildet 
einen  der  znknnft reichsten  Märkte  der  Welt; 
von  diesem  Markt  durften  wir  nns  nicht  äus- 
schliessen,  wenn  wir  wirtschaftlich  und  damit 
politiscli,  materiell  nnd  damit  moralisch  voran 
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wollten.  Wir  mDssteo  vielmehr  dafür  sorgen, 
dam  wir  dort  nnter  gleichen  Chancen  mit  an- 
deren Vütifeem  sn^lassen  wurden.  Gerade  weil 
die  mftcbtig  arbeitende  dentsche  Industrie  auf 
vieleo  eniopäischeD  und  nicht«uropäiBclieii 
Plätzen  mit  grossen  und  wachsenden  Schwierig- 
keiten kämpft,  wo  sich  ihr  leider  manche  Lan- 
der ganz  oder  teilweise  verschliessen,  betrachten 
wir  es  doppelt  als  unsere  Pflicht,  dafär  zu  sor- 
gen, daaa  una  für  die  Zuknnft  wenigstens  der 
chinesische  Harkt  erhalteu  blieh,  nach  welchem 
■ich  unsere  Ausfuhr  seit  10  Jahren  verdreifacht 
hat.  Die  Konzessionen,  welche  die  chinesische 
Bc^eruDg  den  Unterthanen  anderer  Mächte  ge- 
macht hatte  mit  Bezug  auf  die  Anlage  von 
Gisenbahneii  und  Ausbeutung  von  Bergwerken, 
legten  nns  die  ErwBgung  nahe,  ob  es  nicht  im 
wohlverstandelien  und  wohlberechtigten  Inter- 
esse der  Ent Wickelung  unserer  Beziehungen 
zu  China  liegen  würde,  wenn  deutsche  Staats- 


verde  sogleich  auf  dieselbenzu  sprechen  kommen. 

Ohne  einen  territorialen  Stutzpunkt  würden 
aber  aUe  deutschen  UntemehmnngeQ  in  China 
in  letzten  Ende  anderen  mehr  zu  gute  kommen 
als  nns,  ohne  einen  solchen  würden  unsere 
technischen  nnd  kommerziellen  Kräfte  sich  zer- 
splittern, mit  einem  Wort,  würde  deutsche 
Arbeit  nnd  deutsche  Intelligenz,  wie  dies  früher 
oft  genug  der  Fall  war,  für  anderer  Leute 
Aecfcer  den  Dünger  liefern,  statt  unseren  eigenen 
Osrten  zu  befruchten. 

In  maritimer  Hinsicht  war  der  Erwerb 
dner  Station  ein  Beäürfuis  für  unsere  Flotte. 
Die  GrSsse  und  der  Umfang  unserer  ostasiati- 
schen Handelsinteressen  machen  dort  die 
danemde  Anwesenheit  eines  Geschwaders  erfor- 
derlich. Dieses  Geschwader  braucht  aber  einen 
Hafen,  wo  deutsche  Schilfe,  ohne  von  dem  guten 
oder  auch  manchmal  weniger  e^ten  Willen 
fremder  Begiernngen  und  fremder  Verwaltungen 
abhängig  zu  sein,  ausgerüstet,  verproviantiert 
nnd  im  Notfälle  ausgebessert  werden  können. 
Das  Ansehen  nnd  die  Schlagfertigkeit  unserer 
Flotte  wird  verdoppelt,  wenn  dieselbe  nicht 
mehr  heimatlos  umnerschwimmt,  sondern  als 
Hauptquartier  einen  Hafen  hat ,  wo  sie  zu 
Hanse  ist. 

In  allgemein  politischer  Einsicht  brauche 
ich  nar  daran  zu  erinnern,  dass  Frankreich  in 
Tonkiiig  festen  Fuss  ^fasst  hat,  England  seit 
lange  in  HunKkong  sitzt,  Busslaud  am  Amur 
Stent,  während  selbst  Spanien,  Portugal  und 
Holland  im  fernen  Osten  seit  lange  eigenen 
BWen  unter  den  Füssen  haben.  Wo  alle  diese 
Käcbt«  zu  ihrem  augenscheinlichen  Vorteil  sich 
St&tspunkte  gesichert  bähen  in  Ostasieu,  musB- 
ten  vir  dasselbe  thun,  wenn  wir  nicht  dort 
eine  M  acht  zweiten  oder  vielmehr  dritten  Banges 
bleibeei  wollten. 

Dkzu  trat  noch  eine  Erwägung,  Ausser 
der  allgemeinen  Pflege  unserer  politischen  und 
wirtschaftlichen  Interessen  in  Ostasien  liegt  uns 
dort  anch  der  Schutz  der  sich  im  Inneren  Chinas 
oder  in  den  geüffneten  Häfen  aufhaltenden 
Fremden  and  namentlich  der  Missionare  oh. 
Es  würde  meiner  Empfindungs weise  wider- 
sprechen,  wenn  ich  Gefühle  nnd  namentlich  die 
heiligsten  Gefühle,  welche  es  giebt,  religiöse 
Gefatle,   »erquicken   wollte  mit    realen   Inter- 


essen. Aber  nachdem  das  Reich  den  Schutz 
über  die  christlichen  und  katholischen  Missionen 
in  Schantung  flb»nommen  hat  nnd  wo  wir 
die  Ausübung  dieses  Schutzes  nicht  allein  .als 
eine  Pflicht  oetrachttn,  sondern  auch  als  eine 
Ehre,  mnsste  es  schwer  für  uns  ins  Gewicht 
fallen,  dass  der  Vorsteher  dieser  Mission ,  der 
Bischof  Anzer,  uns  auf  das  unzweideutigste  er- 
klärte, doss  unsere  Festsetzung  in  Kiantschon 
eine  Lebensfrage  sei.  nicht  nur  für  das  Ge- 
deihen, sondern  geradezu  für  den  Fortbestand 
der  chinesischen  Mission.  Wo  es  in  der  Theorie 
für  uns  feststand,  dass  wir  einen  Stützpunkt  in 
Ostasieu  gebrauchen,  kam  es  für  die  praktische 
Politik  darauf  an,  dass  wir  einerseits  für  die 
Erwerbung  dieses  Stützpunktes  den  richtigcD 
Augenblick  aussuchten,  andererseits  dieselbe 
durchführten,  ohne  dadurch  in  Verwickelung 
zu  geraten  mit  anderen  in  Ostasien  gleichfalls 
interessierten  europäischen  Mächten  und  mit 
den  beiden  ostaaiatischen  Beichen  von  China 
und  Japan." 

.  .  .  .„Ich  mtichte  noch  ein  Wort  sagen  über 
die  Wahl  von  Kiaatschou.  Unter  den  Gründen, 
die  aus  veranlasst  haben,  gerade  nach  Eiaut- 
schou  EU  gehen,  stand  neben  der  Notwendigkeit 
des  Schatzes  für  unsere  Missionen  die  schon 
von  mir  in  der  Bndgetkommission  angedeutete 
Erwägung  im  Vordergrund,  dass  wir  dort  von 
der  englischen  und  der  französischen  Aktions- 
sphäre wie  von  der  russischen  Operations basis 
gleich  weit  entfernt  sind  nnd  somit  durch  un- 
sere Festsetzung  dort  die  Interessen  jener  Mächte 
nicht  tangieren.  Im  übrigen  atimmteu  die  Be- 
richte alter  zuverlässigen  und  sachverständigen 
Kenner  der  ostasiatischen  Verhältnisse  darin 
Uberein,  dass  Kinutschou  als  Hafenplatz,  als 
Klima  und  Hintarland,  in  maritimer  nnd  öko- 
nomischer Hinsicht,  als  Lage  und  Umgebung 
gerade  diejenige  Position  ist,  die  wir  in  Ost- 
asieu gebrauchen.  Gewiss,  wenn  es  in  China 
einen  idealen  Punkt  gäbe,  der  nur  Lichtseiten 
hätte  und  keine  Schattenseiten,  dessen  Erwer- 
bung gar  keine  Schwierigkeiten  verursacht  und 
dessen  Entwickelung  ^ar  keine  Kosten  bereiten 
würde,  so  hätten  wir  uns  sicherlich  dorthin 
gewandt. 

Ein  solches  Utopia  esistiert  aber  in  China 
nicht,  wir  leben  in  einer  realen  und  unvoll- 
kommenen Welt  und  mussten  mit  den  gegebe- 
nen Verhältnissen  rechnen.  Unter  den  erteich- 
haren  und  vorhandenen  Plätzen  war  Kiautschon 
alles  in  allem  weitaus  der  geeignetste.  Kiaut- 
schou  bietet  den  Vorzug  einer  sehr  grossen  und 
dabei  durch  ihre  Einfahrt  doch  leicht  zu  ver- 
teidigenden, eisfreien,  tiefen,  in  absehbarer  Zeit 
nicht  mit  Versandung  bedrohten  Bucht,  welche 
auch  bei  schlechtem  Wetter  vollen  Schutz  ge- 
wahrt nnd  mehr  als  genügende  Unterkunft  rar 
jede  Kriegsmarine  wie  für  den  bedeutendsten 
Handelsverkehr.  Es  besitzt  eine  centrale  Lage 
zwischen  den  Golfen  von  Japan,  Petschili-Korea 
und  den  Mündung-en  des  Jaugtsekiang.  Es  be- 
sitzt für  chinesische  Verhältnisse  ein  gutes 
Klima,  vielleicht  das  beste  in  China.  Es  besitzt 
vor  allen  anderen  chinesischen  Häfen  den  Vor- 
zug, Steinkohlen  in  seiner  Sähe  zu  haben. 
Die  Herstellung  von  Eisen  bahn  Verbindungen 
zwischen  Kiantschon  und  den  Koblenlagern 
von  Schantung  und  bis  znm  Hoangho  ist  nicht 
verknüpft    weder    mit  erheblichen   tedmischen 
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noch  mit  niiTerhältiiisniäiiBigeii  fljunziellen 
Schwieri{?keit«ii.  Für  die  Herst«lluug  dieser 
KiaenbehnverbiDdaDgen  wie  fUr  die  ootweDdigen 
Hafen  anlagen  rechnen  wir  anf  die  Mithilfe  des 
deutsciien  Privatkapitals." 

Da  man  nicht  wissen  konnte,  zu  welchen 
Schwierigkeiten  die  deutsche  Fuasfassnng  in 
China  führen  werdOj  entschloss  man  sich 
dentscherseits  noch  im  November  1897  zur 
Aussendung  von  Verstärkungen  und  einer 
2,  deutschen  Krenzerdivision  unter  dem  Be- 
fehle des  Prinzen  Heinrich  (»Deutschland«, 
»Gefion«  u,  s,  w.).  Die  Abfahrt  des  Kreu- 
zere  »Gefion--  und  des  Kreuzers  rDeutsch- 
land«  erfolgte  von  Kiel  aus  am  IC,  Dezember 
1897,  nachdem  Kaiser  Wilhelm  D.  am  16. 
Dezember  in  Kiel  eine  bedeutungsvolle  An- 
sprache an  den  Prinzen  Heinrich  geliaiten 
hatte,  in  der  er  die  ostasiatische  Expedition 
als  die  erste  Bethätiguug  des  neug«einten 
und  neuerstandenen  Deutschen  Reiches  in 
seinen  überseeischen  Aufgaben  bezeichnete, 
<ier  Verpflichtung  gedachte,  der  deutschen 
Mission  Schutz  angedeihen  zu  lassen,  an  die 
Traditionen  der  Hansa  erinnerte  und  n,  a. 
sagte: 

1  Reichte  walt     bedeutet     Seegewalt 
und   Seegewalt    und    Reichsgewalt    be- 
dingen sich  gegenseitig,  so  dass  die  eine 
ohne  die  andere  nicht  bestehen  kaiin . , .» 
»Möge  einem  jeden   klar  Kein,  dass  der 
deutsche  Michel  seinen  mit  dem  Reichs- 
adler geschmückten  Schild  fest  auf  den 
Boden  gestellt  hatj  um  dem,  der  ihn  um 
Schutz   angeht,   ein   für  allemal  lüesen 
Schutz   zu   gewähren  .  .  .  .«   »Sollte  es 
irgend  einer  unternehmen,  uns  an  unserem 
Gute  kränken  oder  schädigen  zu  wollen, 
dann  fahre  drein  mit  gepanzerter  Faust !» 
Zu  der  erwarteten  kriegerischen  Aktion 
in  China  oder  etwa  in  den  Philippinen  kam 
es  aber  nicht,  Prinz  Heinrieh  befestigte  die 
deutschen  Beziehungen  zu  den  Höfen   von 
China,  Japan   und  Korea  und   kehrte   erst 
am  13.  Februar  1900  nach  Deutsciüand  zu- 
rück. 

Zur  Festigung  der  deutschen  Herrschaft 
in  der  unmittelbaren  Umgebung  des  Pacht- 
gebietes machte  sich  eine  ganze  ReiJie  klei- ' 
nerer  Expeditionen  not^'cndig.  So  wurde 
II.  a.  schon  am  3,  Dezember  1897  von  deut- 
schen Marin&soldaten  und  Matrosen  die 
ausserhalb  dos  Paehtgebiotes,  aber  in  der 
Interessensphäre  gelegene  Stadt  Kiautschoii  i 
vorö hergehend  besetzt.  Im  grossen  Ganzen ; 
vollzog  sich  die  deutsche  Fus-ffassung  in 
der  Ftavinz  Sehantun^  friedlich,  bis  zum 
Ausbruche  der  chinesischen  Revolution  im 
Juni  19U0. 

Der  Vertrag  zwischen  dem  Deutschen 
Reiche  und  Uhina  wegen  Uel>erlassung 
von  KiautsehoH  vom  ß,  ilärz  \SW  iinter- 
echied    zwischen     einem    Pachtgebiet    im 


engeren  Sinne  nOrdlich  imd  südlich  des 
Einganges  der  Bucht,  einschliessLch  der 
Inseln  Chlgesau  und  Folato,  einschliesslich 
der  Wasserfläche  der  Bucht  bis  zum  höch- 
sten Wasserstand  und  einschliesBlicli  der 
sämtlichen  der  Bucht  voigelagerten  Inseln 
einerseits  und  einer  Interessensphäre  von 
50  km  im  Kreise  von  der  Bucht;  in  der 
letzteren  verbleiht  die  Verwaltung  China  und 
Qberlflsst  dieses  an  Deulscliland  nur  einige 
bestimmte  Rechte,  während  die  Verwaltung 
des  engeren  Gebietes  ausschliesslich  an 
Deutschland  übergegangen  ist.  Die  pacht- 
weise Ueberlassung  ist  »vorläufig  auf  99 
Jahre«  festgesetzt.  In  Artikel  5  ist  n.  a. 
bestimmt:  »Sollte  Deutachland  später  ein- 
mal den  Wunsch  äussern,  die  Kiautschou- 
biicht  vor  Ablauf  der  Pachtzeit  an  China 
zurückzugeben,  so  verpflichtet  sidi  Cliina, 
die  Aufwendungen,  die  Deutschland  in 
Kiautschou  gemacht  hat,  zu  ersetzen  imd 
einen  besser  geeigneten  Platz  an  Deutsch- 
land zu  gewähi'en.« 

Durch  Ordi-e  vom  7.  März  1898  vrarde 
Kapitän  z.  S.  Roseudahl  zum  Gouverneur 
von  Kiautschou  em^int.  Sein  Nachfolger 
war  Kapitän  z.  S.  Jaeschke. 

Durch  Kaiserliehe  Verordnung  vom  27, 
April  1M9H,  R.G.B1.  S.  171,  wunlo  Kiautsclioii 
zum  Schulzgebiete  erklärt  und  dadurch  das 
Reichsgesetz  betr.  die  .  Rechtsverhältnisse 
der  deutschen  Schutzgebiete  vom  15,  März 
1888  auf  Kiautschou  anwendbar.  Den  be- 
sonderen örtlichen  Bedürfnissen  des  neuen 
Gebietes  wurde  Rechnung  getragen  durch 
die  in  GomSssheit  des  letzterwämtcn  Ge- 
setzes erlassene  Kaiserliche  Verordnung 
betr.  die  Rechtsverhältnisse  in  Kiautschoii 
vom  27.  April  18!)9,  R.G.Bl,  S,  173.  An 
demselben  Tage  wurde  hierzu  eine  Aus- 
füluTings Verordnung  des  Reichskanzlern  er- 
lassen. 

Die  eigentümlichen  Verhältnisse  der  dem 
Reichsmarineamt  unterstellten  Garnison  von 
Kiautschou ,  bestehend  aus  dem  3.  Soe- 
batoillon  nebst  Zubehör  an  Artillerie  u.  s.  w., 
machten  ein  besonderes  Reichf^esetz  vom 
25.  Jimi  1900  (RG.BI,  S.  304)  erforderlich, 
betr.  die  militärische  Strafrechtspflege  in 
Kiautschou,  des  Inhalts: 

§  1.  Auf  die  zum  kftiserlichen  Gouverne- 
ment Kiaut-tcbou  gehürigen  MilitJÜpersoDen 
finden  die  in  der  Milit.-Strafgerichtsordnung  vom 
1.  Dezember  1898  für  das  Verhältnis  „An  Bord- 
gegebenen Vorschriften  Anwendung. 

§  2,  Diei<eB  Ge^tz  tritt  zugleich  mit  der 
Militär-Strafgesetzordnang  vom  l!DeEeniber  1^8 
in  Kraft  und  hat  bis  I.Januar  1906  Giltigkeit. 

Die  leitenden  Gedauken  für  die  Ver- 
waltung des  Schutzgebietes,  das,  abweichend 
von  den  alleren  deutsclieu  Schutzgebieten, 
[  nicht  der  KoJoniolabteilung  des  Answärtigeii 
Amtes,  sondern  dem  Reicbsmaiiueamt  unter- 
stellt wni-de,  waren  die  folgenden: 
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>grSsEtin5gltche  Selbständigkeit  dee  Gou- 
vernements  gegenüber   den   lieimiäclien 
Behörden.  gifisstmOgUche  Znrflcklialtung 
der  staatlichen  Oi^ne  liei  Massnahmen 
auf   dem  Gebiete   von   Handel   und  In- 
dustrie; Zollfreiheit  imd   gnuid  sätzliche 
Gewerbefreiheit;  ZurOckti'eten  der  staat- 
liehen   Verwaltung    zu    Gimsteu    weit- 
gehender Selbstverwaltimg   nach   Ma*!s- 
gabe  der  fortschi'eiteDdeii  Entwickeltmg 
des  Scliutzgebietes.« 
DemgemSRS  wui-de  Kiautschnu  als  Frei- 
hafen  erklärt   und   am  2.  September  18118 
dem   Handel   aller  Nationeo    geöffnet   und 
der  Zollverkehr  mit  dem  chiueniechen  Hio- 
terlande  in  überaiie  glücklicher  Weise  der- 
art geoRlnet,  dass  nach  Art  der  zollfreien 
Siederlagen   im   deutsciien  Zollgebiet,   die 
Abferligimg  der  Zollgüter  durch  ein  ehinesi- 
Kclies  Zollamt  in  den  deutschen  Hafen  selbst 
gelegt  wurde. 

Alle  Veranstaltungen  in  Kiautschou  gehen 
\on  der  Voraussetzung  aus.  dass  es  gelingen 
wird,  die  reichen  Kohlensciiütze  der  Provinz 
Schantung  deutschei'seits  zu  erschliessen 
und  diu^h  eine  deutsche  Msenbaliu  von 
Kiautschou  aus  zugänglich  zu  machen.  Wenn 
es  gelingt,  in  Kiautschou  deutsche  und 
fremde  Handels-  und  Kriegsschiffe  in  iinbe- 
echrankter  Weise  mit  Kohlen  zu  versorgen, 
dann  ist  diesem  Hafen  uud  der  deutscheu 
Schiffahrt  in  Ostasien  eine  beherrschende 
Stellung  gesichert. 

Ausführliche  Nachrichten  über  die  Or- 
ganisation des  Schutzgebietes  von  Kiautscliou 
und  zwar  sowohl  Ober  das,  was  bereits  ge- 
schehen ist,  als  über  dos,  was  geplant  wii'd, 
unter  Beilage  von  Karten,  Plänen  imd  Licht- 
bildern, enthalten  die  dem  Reichstage  vor- 
gelegten Denkschriften  imd  zwar  fQr  die 
Zeit  bis  Ende  Oktober  1898  die  Denkschrift 
vom  2.  Januar  1899,  Drucksache  Nr.  79  und 
fOr  die  Zeit  vom  Oktober  189«  bis  Oktober 
1899  die  Denkschrift  vom  31.  Dezember  1899, 
Dnicksache  Nr.  516.  Von  allgemeiner  Be- 
deutung sind  hierin  die  dai^legten  Orund- 
sätze  über  die  Erwerbung  des  Gnindbesitzes 
von  den  Cliinesen,  die  Behandlung  von 
Kronland,  die  Veräusserung  an  Private  und 
die  Gnindsteuereinrichtung.  Die  Landfrage 
wird  hierbei  in  durchaus  anderer  Weise  be- 
handelt, als  dies  in  den  deutschen  und  bis- 
her auch  in  den  fremden  Kolonieen  üblich 
war,  indem  der,  wie  es  scheint,  aussichts- 
volle Versuch  gemaclit  wird,  die  Land- 
spekulation  auazuschliessen  und  dem  Fiskus 
den  hauptsachlichen  Teil  der  diircJi  die 
grossen  Kulturaufwendungen  des  Fiskus  ent- 
standenen WertfiteigeiTingen  des  Grund  und 
Bodens  zuzuftlhren  bezw.  vorznbeiialten. 
Diese  Denkschriften  sind  aber  auch  insofern  | 
wertvoll,  als  sie  zeigen,  was  an  planvollen ' 
Arbeiten  geleistet  werden  kann  und  muss, 
HaudwäTterbDcb  der  8tMUwlu«iucliattea.    < 


wenn  es  sich,  wie  in  Kiautschou,  uidit  um 
ein  jungfräuliches  und  menschenleeres  Ur- 
wal<Igebiet,  sondern  um  eine  dicht  bewohnte 
alte  Siedelung  handelt,  die  aber  auf  dörf- 
licher und  landwirtschaftlicher  EntwicJie- 
lungsstufe  zurückgeblieben  ist  und  nun 
plötzlich  zu  einer  Anlage  für  eine  grosse 
Stadt,  eine  grosse  Garnison,  den  Anftmgs- 
punkt  einer  gi-ossen  Eisenbahn  und  für  einen 
Kriegs-  und  Handelshafen  nach  dem  Mass- 
stabe  des  Weltverkehrs  umgestaltet  wei-den 
muss.  Man  kann  der  Marineverwaltimg,  die 
alle  diese  grossen  imd  neuen  Aufgaben  ge- 
löst hat,  auch  vom  kolonial -technisclien  Staud- 
punkte aus  das  höchste  I^ob  zollen. 

Der  Hafen  von  Tsing^u,  dessen  Bauten 
rasch  gefördert  worden  sind,  geht  als  Frei- 
hafen und  als  Ausgangspunkt  der  im  Bau 
begriffenen  Schau  tu  n  g-Eisenbahn ,  nach  der 
Ansicht  deutscher  und  fremder  Beobachter 
einer  glänzenden  Zidiunft  entgegen. 

Für  die  Verwaltung  des  Gouvernements 
Kiautschou  konnte  anfangs  kein  specieller 
Etat  aufgestellt  werden,  es  wurden  deshalb 
»zur  Einrichtung  Kiautschons  als  wirtscliaft- 
licher  und  maritimer  Stützpunkt«  Pausch- 
summen angefordert  und  bewilligt  und  zwar 
für  das  Rechnungsjalu-  1H98  5(KK)(KW  Mark, 
für  das  Rechnungsjahr  lti99  SöCMKKHjMark 
(Akten  1898.  Nr.  241,  S.  2257).  Denkschrift 
zum  Etat  1899  Kr.  79. 

Ei-st  für  das  Rechnnngsjaiir  19UÜ  konnte 
ein  wirklicher  Etat  für  das  Schutzgebiet 
Kiautschou  aufgestellt  werden,  der  in  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  mit  9993251)  Mark 
auslief  und  in  denen  die  Einnahmen  ver- 
anschlagt wurden  mit  15(IU<X>  Mark  aus 
Landverkauf,  2i>0iXi  Mark  direkten  Stenen), 
3825t)  Mark  Gebühi«n  und  978UU0(l  Mark 
Reich  Bzuschuss.  Von  den  Ausgaben  ent- 
fielen 3974G35  Mark  auf  fortdauernde, 
ö92ri(XX)  Mfu-k  auf  einmalige  Ausüben,  im 
wesentlichen  für  Bauten  und  93i>65  Mark 
für  den  Reservefonds. 

18.  Vergebliche  deutsche  Kolonial- 
versuche.  Deutscherseits  sind  eine  ganze 
Menge  Versuche  unternommen  worden,  kolo- 
niale Erwerbuugen  zu  machen,  die  aber 
ohne  Ergebnis  geblieben  und.  Wir  wollen 
hier  die  wiclitigsten  deiselben  aufftihren. 

Obwohl  ea  einem  Oesterreicher,  Ovei^ 
beck,  nicht  gelungen  war,  das  Deutsche  Reich 
zur  Ueber nähme  des  Protektorates  über 
Nordborueo  zu  tiewegen,  liess  er  sich 
nicht  abhalten,  neben  der  mit  englischem 
Handelsmonopol  (Charter)  ausgestatteten 
British  North  Boraeo  Compagnie  (A.  Dent)  in 
Hambui^  eine  »Deutsche  Borneo-Iiompagnic« 
1884  zu  errichten,  deren  Tabakplantagen 
1888  in  die  Hände  einer  hanseatischen  Kom- 
manditgesellsehaft  Übergingen.  AuehfOrSttd- 
ostbomeo  liat  sich  in  Dresden  eine  »Deutsehe 
Sunda-Gcscllschafti  bchufsTabakbau  gebildet. 
e  Äoflsge.   V.  16 
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Seit  1^60  hatten  sich  deutsche  Plantagen- 
bauer auf  den  Fidji- Inseln  niedergelassen, 
bedeutende  LacderwerhuDKen  imd  iq  der 
Laadeakultur  Aufwendungen  gemacht,  säs 
die  Annexion  dieser  Inseln  am  10.  Oktober 
1874  durch  England  erfolgte.  Die  Betei- 
ligten sowohl  als  die  deutsche  Regienmg 
waren  zunächst  der  Ifeinung,  >dasB  alle 
wohlbegründeten  Ansprflche  deutscherReiche- 
angehöriger  unter  dem  neuen  Regime  nicht 
nur  auf  einen  höheren  Grad  von  Rechts- 
sicherheit, sondern  aiich  auf  eine  wohlwol- 
lendere Rücksichtnahme  zahlen  dürfen  als 
bisher«.  Aber  das  Gegenteil  trat  ein.  Die 
wohlerworbenen  Ansprüche  der  Deutschen 
wurden  ignoriert  oder  ausdrücklich  aber- 
kannt. DarauE  entstand  eine  langwierige  di- 
Elomatische  KoiTCspondenz  zwischen  Deutsch- 
md  und  England,  die  noch  nicht  zu  Ende 
geführt  war,  als  die  kolonialen  Zwistigkeiten 
zwischen  Deutschland  und  England  in  Be- 
zug Süd  Westafrikas  ausbrachen.  Erst  die 
Drohung,  die  englischen  Privatinteressen 
hier  in  derselben  weise  zu  behandeln,  wie 
dies  bezüglich  der  deutschen  Interessen  in 
Fidji  geschehe,  führte  zu  einem  1  __  ^ 
kommen  der  britischen  Regierung  und 
Einsetzung  einer  deutsch-englischeu  Korn- 
miasion  in  London,  die  im  Januar  lBä5  den 
wesentlichsten  Reklamationen  der  Deutschen 
Rechnung  trug. 

Die  1874  atif  den  Fidji-Inseln  gemachten 
Eiiahningen  bewogen  Deutschland,  in  an- 
deren Gebieten  der  Sfldsee,  in  denen  der 
deutsche  Handel  ebenfalls  herrschte,  festeren 
Fuss  zu  fassen.  Es  schloss  deshalb  Deutsch- 
land am  1.  November  1876  mit  dem  König 
(Jeorg  I.   von  Tonga  einen  Meist begflnsfi- 

fnngsvertrag,  der  Deutschland  auch  auf  der 
nsel  Vavau  einen  Hafen  nebst  Terrain  zur 
Anlage  einer  Kohlenstalion  für  die  Marine 
gewälu'te. 

Von  der  Möglichkeit,  dort  eine  Kohlen- 
Btation  anzulegen,  wurde  deutscherseits  lei- 
tler kein  Gebrauch  gemacht.  Die  deutschen 
Ansprüche  an  Tonga  wurden  dagegen  an 
England  aV^treten  in  dem  Samoaabkommen 
zwischen  Deutschland,  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  vom 
14.  November  1899  bezw.  dem  deutschen 
Reichsgesetz  vom  15.  Fcbrnar  1900.  D.  Kol.- 
Bl,  1899,  S.  803,  1900.  S.  5. 

Die  Versuche  des  Deutschen  Reiches,  in 
Liberia,  in  Formosa  und  auf  den  Phi- 
lippinen Fuss  zu  fassen,  eignen  sich  noch 
nicht  zur  öftentliehen  Behandlung. 

Die  Anwesenheit  rieler  Taiisende  von 
Dcutselien  in  den  englischen  und  holländi- 
sclien  Gebieten  Südafrikas  und  die  Re- 
aktion des  holianiÜBChen  Burenelcmentes 
gegen  das  Vordrangen  des  angelsächsischen 
Elementes  legten  den  Gedanken  nahe,  in 
dem  noch  herrenlosen  Teile  Südafrikas  nörd- 


lich der  Bui'en republiken  In  Anlehnung  an 
diese  und  zur  UnteistQtzung  dieser  deutsche 
Ansiedelungen  zu  organisieren,  zu  diesem 
Zwecke  die  Dclagoa -Bucht  oder  die 
Santa-Lucia-Bucht  zu  erwerben,  eine 
Eisenbahn  nach  Transvaal  zu  bauen  imd 
die  deut seile  Auswandenmg  durch  eine 
regelmässig  und  billig  fahrende  deutsche 
Dampferlinie  dorthin  zu  lenken.  Im  Jahre 
1876  wurden  dem  Fürsten  Bismarck  diesbe- 
zügliche Vorschläge  gemacht.  Dieser  fand 
sie  niclit  Übel,  lehnte  aber  eine  Unterstützung 
ab  mit  Hinblick  auf  die  zögernde  Stimmung 
der  Nation  und  des  Eeichstages.  Als  später 
ähnliche  Wünsche  aus  den  Kreisen  der 
Buren  selbst  laut  wurden,  war  der  günstige 
Zeitpunkt  vorüber,  und  als  Lüderitz  1884 
Erwerbungen  an  der  Santa-Lucia-Bucht 
machen  liess,  geschah  dies  in  ungeschickter 
Weise,  die  Engländer  kamen  mit  der  Occu- 
pation  zuvor  und  in  dem  auf  die  Abgren- 
zung der  weslafrikanischen  Machtsphären 
bezüglichen  Abkommen  zwischen  Deutsehland 
und  England  vom  29.  April  und  7.  Mai  1885 
verpflichtete  sich  DcutseUland,  »seinen  Pro- 
test gegen  das  Aufhissen  der  englischen 
Flagge  in  der  Bucht  von  Santa  Lucia  zurück- 
zuziehen und  sich  jeglicher  Erwerbung  von 
Gebieten  sowie  jeder  Errichtung  von  Protekto- 
raten an  der  Küste  zwischen  der  Natalkolonie 
und  der  Bucht  von  Delagoa  zu  enthalten«. 
In  dem  westafrikanischen  Küstengebiete 
zwischen  dem  Senegal  und  Liberia  hatten 
die  Brüder  Colin  aus  Stuttgart  seit  1883 
Erwerbungen  am  Dembian-Flusse  ge- 
macht. Diese  später  an  die  Firma  "Fr. 
Colin,  Deutsch-afrikanisches  Geschäft»  über- 
gegangenen Erwerbungen  wurden  auf  An- 
suchen unter  Reidisschutz  gestellt  und  im 
September  1884  durch  deutsche  Schiffe 
die  deutsche  Flagge  in  dem  Susulande,  Ca- 
bitay  imd  in  Coba  gehisst.  Die  Hoheit 
über  diese  Gebiete  gab  Deutschland  aber 
wieder  auf  in  dem  Protokoll  vom  24.  De- 
zember 1885  über  die  Abgrenzung  der 
deutsch-französischen  EoloniaJgebiete,  g  3. 
,,Die  ßegierang  Sr.  Majestät  des  dent- 
^heu  Kaiser«  verzicbteT  auf  alle  Rechte  nnd 
Ansprüche,  welche  sie  bezüglich  der  zwüchen 
dem  Rio  Nunez  nnd  dem  Melacor^e  gelegenen 
Gebiete,  namentlich  bezüglich  Coba  und 
Cabitay  geltend  machen  kSnnte,  und  erkennt 
die  Souveränität  Frankreichs  Über  diese  Ge- 
biete an." 
Das  unabhängige  Sultanat  Witu  hatte 
1867  durch  Richard  Brenner  versucht,  deut- 
schen Schulz  zu  erhalten.  Als  dann  1878 
die  Bnlder  Denhardt  zu  Bevollmächtigten 
des  Siütans  Achmed  ben  Furao  ernannt 
wiu^en  lind  von  ihm  1885  eine  Landstrecke 
von  25  Qnadratmeilen  erhielten,  emenerte 
der  Sultan  sein  Schutzgesnch,  dem  im  April 
1S85   entsprochen  wurde.    Nach   vorauege- 
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f^Dgeaen  SchwieriKkeilen  erkaonte  auch 
der  Sultan  Seyid  Bai^asch  von  Sansibar 
flie  SchutzheiTGchaft  des  deutschen  Kaisers 
Ober  das  Festlandugebiet  von  Witti  bedin- 
^uigslos  an. 

Auch  das  deiitscli-eng^lische  Abkommen 
vom  29.  Oktober  und  1.  November  1986 
erkanüt«  die  deutschen  Rechte  an  und  stellte 
als  Grenzen  des  Wltulandes  südlich  Kipini, 
D'lrdlich  die  Mandabiicht  fest,  uud  im  Januar 
lti87  wurden  die  deutschen  Grenzpfahle 
gesetzt.  Die  Ansprflclie  des  Sultans  Achme<I 
auf  die  Inseln  Gianda  uud  Patta  wurden 
aber  engtiBchereeits  nicht  anerkannt. 

Durch  Vertrag  vom  30.  Juni  1885  waren 
ilie  Denhaidtechen  Erwerbungen  auf  die 
Witu-Gesellschaft  öbei^egangen ,  die  als 
Vertreter  Xurt  Toeppen  bestellte  imd  auf 
der  Insel  Lamu  ihre  Hauptniederlassnng 
anlege,  welche  Insel  im  Abkommen  von 
l'+ye  aber  dem  Sultan  von  yansibar  ver- 
blieben war.  Da  dann  die  "Witu-Gesellschaft 
und  die  britisch-ostafrioanische  Gesellschaft 
gleichmässig  Ansprüche  auf  die  ZoUpacht 
von  Lamu  machten,  wurden  durch  Schieds- 
spruch des  belgischen  Ministers  Lambermont 
<lie  englischen  Ansprüche  anerkannt.  Unter 
Sultan  Achmeds  Nachfolger  Fumo  Bakari 
eelang  es  den  Engländern,  auf  den  Inseln 
Manda  und  Patta  Fuss  zu  fassen  und  die 
Stell  1  mg  der  Deutschen  in  dem  schönen 
Hafen  der  Mandabucht  zu  schwächen. 
Deutschland  stellte  demgegenüber  am  22. 
Oktober  lfi89  das  zwischen  der  Nordgrenze 
von  Witu  und  der  Südgrenze  der  dem  Sul- 
tan von  Sansibar  gehörigen  Station  von 
Kismayu  telegene  Gebiet  auf  Grund  der  mit 
den  dortigen  Sultanen  und  Häiiptlinfren 
geschlossenen  Verträge  und  vorbehaltlich 
erworbener  Rechte  Dritter  unter  den  Schutz 
des  Kaisers.  In  dem  deutsch-englischen 
Abkommen  vom  1.  Juli  1890  überliess  aber 
Deutschland  sowohl  Witu  als  seinen  Auteil 
am  Somali  lande  an  Grossbritanuien  (Art.IX). 

,,DeiitschlRnd  Terpflicht«t  sith,  die  Schutz- 
herrwhftft  Grossbritanniene  aniuerlteanen  über 
ilie  verbleibenden  Besitzungen  den  Snltans  von 
%ngib&r  mit  Einachlnaa  der  Inseln  Sansibar 
nnrt  Pemba  sowie  ttber  die  BeBitznngen  des  Sul- 
tann  von  ~^VitD  und  daa  benachbarte  Gebiet  bis 
Kismaju,  von  wo  die  dentAche  Sehnt zherrscliaft 
znrBckgezogen  wird." 

Durch  dieses  Uebereinkommen  blieben 
die  Rechte  der  Witiigesellschaft  unberührt, 
■»eiche  sich  ableiteten  aus  der  Abtretung 
vfin  25  deutschen  Quadratmeilen  mit  allen 
Hoheits rechten  an  Denhardt  (8.  April  188')). 
Die  Wilugesellschaft  wurde  daraufhin  im 
Juh  1890  mit  der  deutsch-ostafrikanischen 
Gesellschaft  verschmolzen.  Ein  privater 
deutscher  Unternehmer  A.  Kflntzel  wurde 
mit  8  Genossen  am  1.5.  Sdptember  1890  in 
ft'itu  ermordet.  Der  englischen  Occupation 
lon  Witu    setzte  der  Sultan  Fumo  Bakari 


bewaffneten  Widei-stand  entgegeu,  bei  dem 
er  fiel.  Kol.-Jahrbuch  1888  S.  231,  1889 
S.  2611. 

Im  Anschlüsse  an  die  deutschen  Erwer- 
bungen  in   den  Gebieten  der  Siiltane  vou 
Sansibar  und  von  Witu  hatten  verschiedene 
Deutsche  auch  an  der  Somaliküste  Fuss 
gefasst,     Vertrag  des   Grosssuitaas  Osman 
m  Halule  mit  Ecgiemngs-Baumeigter  HOr- 
necke  vom  6.  September  lH8ö  (Erwerbung 
vou  Rechten  auf  die  Somaliküste  von  Bender- 
Gasen  bis  Warseheich);  Vertrag  des  Jussuf 
Ali  mit  V.  Änderten  vom  24.  November  1885 ; 
Expedition   Jühlke    besuchte    im    Oktober 
18«6  den  Wabaschihafen  imd  erwarb  Rechte 
auf   das  Land   von  Ma  Kdischu  bis  nach 
Witu,    Bei  einem  Vereuche,  die  Barre  des 
Jub   zu   passieren,   kam  am   II.  November 
1886  Leutnant  Günther  ums  Leben,  und  Dr. 
Jnhlke    wurde   am    1.    Dezember   1886  in 
Kismayu  ermordet.     Obwohl    melirfeich  die 
deutsche  flagge  ^hisst  woi-den  war,  lehnte 
die  deutsche  Regierung  die  Uebernahme  der 
Hoheit    ab.     Dies   machte    sich   Italien   zu 
nutze,   indem    es    1888   vom   Sultan  Jussuf 
Ali   dos   Protektorat   über  Abbia    in   einer 
Kostenausdehnung  von  800  km  erwarb  und 
nach  Ratifikation  des  Verti-ages  am  8.  Juni 
18S9  an    der  Somaliküste   die    itaüenisdie 
Flagge  hisste.    Kol.-Jahrbuch  1889  S.  266. 
Lltteratart    /.    Abtrhnllt    f.iUgrmeinf):    A. 
Begriff  and  Arltn  ilrr  KolimilatUni.  W.  Kotüher, 
KiiloiiUen,   Kol'inialpoiitik   und  Äutifanderimg, 
I.  A<iß.   18iS,   i,  Aiifi.  ISSe,   i.  Attß.   (in   Ver- 
bindiing   mit   Ji.    Jannatehj    1835.   —  HRhite- 
Schlelden,  Vebfi-tteUehe  Politik,  I.  eine  jtu/lur- 
vimtucliiy'llirke     iüitdif,     Hamburg     ISSt.     — 
Iteraelbe,    l'rbert.  Pol.,  lt.  KotonüaÜoiupoHHk 
und  KolonUatiotutrehnit,  eiiu  Sltidie  über  Wirk- 
laoiifU  lind  Statabäitüt  ran  KolonüatiaiiigueU- 
tchaftm,  Ilamimrg  ISJiS.  ~  JtWedrioA  Fabrl,  Be- 
darf Devitrhtcmd  drr  Kotonifcn  t  Eine  polilitch- 
5konumitfheBelrtifhlung,Ootka,l.A<ifl.l8?9.S.Äiifl. 
1S89.  —  A.  E.  F.  Sehäffle,  KoloaialpoUtUche 
tHiiditn,   in  der  Täbinger  üeiUeAr,  /.   SlaaUa., 
Bd.  4J,  S.  SiS—eeS;   Bd.  ii,  S.  liS^Sn,  3i3 
—416;    Bd.  44,    S.  59— 9S,   SSS—S06.  —  Uer- 
aelbe,    DtuUrhe   Kern-    und   Zeiljragen,    Berlin 
1894.  —  Karl   Frhr,    v.    Stennel,    ßcuuchet 
Kobinialilaalrrecht    mi't    Brrllcktichligmtg     dea 
intematiunaieH  KoU/aitatiotitrrrhti  und  rf«>  JCo- 
lonitdttaalgreehJ»   andtnr   eun/päüeher  Sitiaun, 
m    den   Annaltn    dei    DeuUehtn    Seicht   1887, 
S.  il09^39S,  SOS—sa?.  —  Deraribe,  Die  deut- 
«■Aen  KfdonialgaelUehiifien,  ihre  VerfiutuHg  und 
ihre  rechüickr  SteUuny,    SrhrnoUert  Jahrb.  1838, 
S.  210  ff.   —  Deraelbe,    Die   deuUehen   Sehult- 
gebitie,  ihre  reehlUchr  Stellung,   Vrrfiuruag  und 
VeraaUuHg,  Anniüen    1X88  und  Soadeeabdmek, 
MUnektB     und    Leipxig    1889.    —    Derselbe, 
Schvtigebietr  (Kotonirm)  in  dem  ron  ihm  heraia- 
gegebenen  ll'Unerbueli  de»  deiilirlien  VertDaUungi' 
rechU,    i.  Ergüniungsband,  1892,    Ä.   79  — 9i.  — 
Oeraelbe,  Herrf.nlve*  Land   m   den   deuttehen 
SrhuUgebielea,   im   Kol.   Jahrb.   1S95,   S.  lü.  — 
R.    Adam,     yüttrnrchtlirhe    Occupation    und 
deutsche«  KiAoniutataiilerechl,  im  .irchiv  /.  öffentl. 
I(i« 
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Ji.,  laSi,  S.  nc/t.  —  rrbfrticMen  über  die  V 
träge,  GettUe  und  Vrrordtmngenßir  dit  Itohnii 
Ulla  SrhuUgebietf  drr  inuiieränen  Slatilen  giebt 
teü  ISS4  Sehäjßt  in  jedem  Jahrgang  der  Tiibingrr 
Zeillehr.  /,  d.  gea.  Ä(«a(«r.  —  (Fofftl«!-  und 
Supan,  Die  BreBlkeruitg  der  Erde,  VIII,  Gotha 
1891.  —  R  von  PMHppovtth,  Aiuirandening 
■und  Jnneanderungipolitit  in  DeiiUi-liland,  Schi: 
d.  Ft.  /.  Soiialp.,  Si,  Ltipiig  189i,  —  Alfred 
Zlmmerauinn,  Kolanialgetrhirhtliehe  Studien, 
Oldenburg  und  Leipzig  IS95. 

B.  Kolonial-  und  Kalonlialionijiolitik,  Sgi- 
lerne  und  Terhiiit.  —  H,  Merlvale,  l^durei 
on  Colimieatinn  and  Coloniei,  London  IS4I.  — 
£.    a.    Wakrpeta,   A  Leiier  front  ÜldHe;/  ISO). 

—  D^rwelbe,  Culouimiion  SoHrty,  mso. 
Bersflbe,  Eugtand  aiid  Anterilai,  1S.1S. 
Ifetvelbe,  A  rieie  on  the  An  0/  Cotoninali 
tSi'.i.  —  HUhhe-SchUttUn,  L'ebeneeiickn  Poli- 
tik, I,  ISSI,  II,  1SS3.  —  Rudolf  Me^er,  Heim- 
Italien-  und  andere  Wirlichi^ftigeirtte  der  Ver- 
einigten Staaten  rnn  JVordumeritn,  ton  Canado, 
Ruiiland,  China,  Indien,  Huaiänien,  Serbien  vnd 
England,  Berlin  ISSS ,  6Si  S.  —  Le  it 
fonrier  aux  colonic»,  Sruxellea  (Aiher  i-  Co.), 
ins».  —  Alfred  Zimmermann,  Die  geieiilicht 
Kegetimg  dei  Grundenrerbei  in  den  eaglUehen, 
framlitiiehen  und  hoJUlndiiehen  Kolonieen, 
Conradi  Jahrb.,  III.  F.,  VIII,  1894,  S.  8SJ. 
Die  yäehahmungen  der  Landgeiettgebung 
Vereinigten  Staaten  in  den  aiulraliiehen 
und  amrrikaniiThen  Gebieten,  in  SfhtHollrrii 
Jahrb.  1889,  S.  1$J-  —  Heinrich  SemnUer, 
Die  tropiiche  Agrikultur,  ein  Handbuch  /iir 
I^mrr  und  Kaufleute,  4  Bde.,  Witmar  !S86 
—1893;  ?.  Avfl.  bei.  t.  Warburg,  Bvae- 
«uinn  und  Hindorf,  Ifumor  1900.  —  -i. 
Frhv.  V.  Uatnmrratetn-  Der  tmpiiehe  Ixind- 
baa,  Berlin  1886.  —  Jif.  Rleck,  Praklitehe  ' 
Ifitang  zur  Kiillivation  mbtropineher  Gel 
nach  lädaiiitraliachen  Erfahrungen,  München 
1887.  —  C.  F.  E.  Schüttle,  Der  rationelle 
Eilamiabelrieb  im  unteren  Laplatagebiele,  Ham- 
burg 1886.  —  Kart  Kaerger,  Braiilianitche 
Wirlichafiibilder,  Berlin  1880.  —  Beraelbe, 
Tangaiand  und  die  Koloniiaiinn  Deutich-Oit- 
afrika»,  Berlin  189i.  —  F.  n'ohttman«,  Hand- 
buch der  tropischen  Agrikultur,  I.  Bd.;  die 
natilrlichen  Faktoren  der  trop,  Agrikultur,  Leipzig 
189S.  (DerX.Bd.  loU  die  wirltchafiliche  yultung  der 
deutirhen  Kolonieen  in  Afrika  behandeln.)  - 
Scfselfte,  Deutich-fhti^ka,  Berlin  1899.  - 
Nt.  H.  Engetbrechl,  Die  Landbuvtonen  dt 
artiiertropiichen  Länder,  Berlin  (Reimer)  1898.  - 

0.  Sekellon^,  Dai  Tn^enHima'  und  lei«  Eii 
ßvs»  avf  das  I^brn  und  die  Lebentireiie  di 
EuTopäcTi,  im  Kol.  Jahrbuch,  V,  S.  SS.  —  Ei» 
Schule  für  Tropenpfianier,  Kol.-Jahrb.,  VI,  S.  142. 

—  MaV!  Beneke,  Die  Auibildung  der  Kolonial- 
beamten,  Berlin  I894. 

C.  Zeiltchriften  und  Sananelvcrke.  Deut- 
ichet  JColonialblaU,  AmtiblaU  für  die  SchvU- 
gebieie  da  Deuttrhen  Reichei,  herauigegeben  i'UH 
der  Kolrmialabtrilung  dei  -iunrdrtigm  A 
Berlin,  I.  Jahrg.,  1890  ff.  —  Mitteilungen 
Forirhungereiienden  und  Gelehrten  aut 
deuliehen  Sekuttgehieten,  herauigegeben  von  fVhr. 
V.  Danekelmann,  Generaltelcrelär  der 
für   Erdkunde    in  Berlin,   I.    Bd.,    ISSSff., 

1.  I.  1891  mit  dem  Deutirhen  Kol.-BlaU  rereinigt 
und  vierteljährlich  all  reiiienichafäiehe  Beihefte 


tu  demselben  herauigegeben.  —  yachrichten  Hber 
Kaiiei'-irilhelmi-LandunddenBiimarck-.irchipel, 
heratugeg^en  ron  der  yeu-Guinea-KoMpagtüe, 
Berlin,  I.  Jahrg.,  ISSSff.  —  «Erjioiti,  Organ 
dei  Cenlralrereini  für  Handellgeographie  etc. 
In  Berlin,  herauigegeben  rem  R.  Ja  nnaich , 
L  Jahrg.  1879,  bii  jeltl  XXII.  Jahrg.  lüDO.  — 
Geographitrhe  yaehriehlen  für  Welthandel  und 
ynlkin-irtichtfft,  heraiiagtiiebea  ron  O.  Renten, 
Berlin,  Jahrg.  I—IIf,  l£T9—I8Si.  —  »  fVeltpoitt, 
BWilter  fllr  deutiehe  Autieanderung,  Efdoniiatiou 
und  Welirerkehr,  hrraaigegebrn  von  R.  Lriier, 
l^iptig,  Jahrg.  J—III,  1881—1888.  —  DeuUeh- 
EoloniaUeituag,  Organ  dri  deuliehen  Kolnuiol- 
rereini,  teil  18SS  der  dtuUrhen  Kol.-G.,  Frank- 
furt a.  M.  und  Berlin,  Jahrg.  I—IV,  lS8i~18»7 
(oktavj  und  N.  F.,  Jahrg.  I,  1888 ff.  —  Beiträge 
zur  Kolonialpolitik  und  Kiilonialu-irticha/l , 
herauigegeben  ron  der  deuliehen  Kol.-O.,  Berlin 
(leil  1899  jährlifh  m  Hefle).  —  Koloniale  Zeit. 
lehrifl,  heraiugegeben  ron  Dr.  Hani  Wagner, 
Leipiig,  Bibliogr.  Inilittil,  I.  Jahrg.,  1900.  — 
Kolonialei  Jahrbuch,  herauig,  riin  Guitar  31  e  i- 
neckt,  Berlin,  I.  Jahrg.  1SS8, XI. Jahrg.  1808.  — 
Deutirher  KuUmialkalender  lind  italiitiiehra  Hand- 
buch für  dai  Jahr  1900,  11.  Jahrg.,  herauig.  r-n, 
Guslar  ileiuecke,  Direktor  dei  deutichr« 
Kolonialmuieumi ,  Berlin  1899,  —  Deutirhei 
£olonial-Handburh,ion  Bvdolf  Filiner,  Ber- 
lin (Paelel)  1896.  —  Verhandlungen  der  Ab- 
teilung Berlin-CharloUenburg  der  Deiiturhiii 
Koloniul-a.  $eit  1S9T.  ~  Kvrt  Hatmert. 
DeuiichlaiuU  Kolonieen,  Leiptig  189S.  —  Paul 
Langhang,  Deuticher  Kolonialatla* ,  Golh-i 
(Juitui  Perthei).  —  C  HeBslm;  Knrie  Lande,: 
kvndc  der  dentiehen  Kolonieen,  8.  Auf.,  Leipziij 
1S9S.  —  E.  OeMmann,  DU  drnUchen  Kolonieen, 
Breilan  1900.  —  Afrika-Bote,  yaehr.  aui  der  afrik. 
Miii.  f.  d.  kaih.  Volk,  herauigeg.r.  d.  Xinioni- 
hauie  d.  vei-uen  Väler  in  Trier,  teil  1895.  — 
AlideiiUche  Blätter,  herauigegeben  r.  Alld.  IVr- 
bände  Berlin,  leil  1891.  —  Archie  für  Schiff)- 
und  Tropen/tggiene,  herauigegeben  von  Xenic, 
Leiptig  (Barth),  leit  1897.  —  Der  Tropenpflamtr, 
heraiugegeben  rom  Kolontalvirttchaftl.  Komili' 
in  Berlin,  C'nte.r  den  Linden  40.  —  Geographiich' 
Zeitiehrift,  herauigegeben  ron  Alfred  Hettnrr, 
Leiptig  (B.  G.  Teitbner),  le»  IS94.  —  Xeiltchr. 
für  afrikamiiche  und  oceaniiche  Spraeheti,  heraiu- 
gegeben von  A,  Seidel,  Berlin  (Reimer),  leit 
1894.  —  Jahreiberieht£  der  deuliehen  Koloniat- 
geieiUeh(\ft, Berlin.  —  Bibtiothique  ailonialc  intri- 
nationate.  Pt^tiealion  de  l'Inilüul  eolonial  inter- 
vatiomd,  Bruxellei.  —  Revue  coloniaie  inttriuitii- 
»ale,  Amiterdam  ISSSff.  —  The  eolonial  ycarbook, 
bg  A.  J.  Trendetl,  London.  —  Le  regime  foneicr 
oiu-  eoloniei,  Bruxellei  f-liher  it  Co),  —  Slatiitifiil 
-ibitract  for  the  leverat  rol<iaial  and  oihrr 
poueiiiong  of  the  United  Kingdom,  jährlich 
teil  186S.  —  iiilonial  office  litt,  l^ndon,  teil 
186J.  —  India  liit,  London,  fieit  .').  —  Bulletin 
dei  ttude*  coloniedei  et  maritimei,  leit  IST'i 
(monatlich),  —  Bulletin  offUiel  dei  eoloniei,  leit 
1887.  —  BulUliH  du  renieiffrtemenli  rvlo- 
niaur,  leit  6.  II.  1888  (alle  X  Monale),  —  Bulle- 
tin de  la  Soeiete  de»  itudti  cofonialei'  et  mari- 
timei, leil  1876  (monatlich).  ~  Le  Colonial,  leit 
1898  (alle  i  Mannte).  —  La  CoU/niiation  franjaite. 
leit  1890  (monatlich).  —  La  D^peehe  coUmialr  ffi. 
—  L'Echo  de  Franre  et  d'onti-e-mer  (fj.  ~~ 
Libertc  dei   O'lüniei,  leil  1.   III.  1888  (tröehrnt- 
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liehj,  —  Monileur  da  ftHoniet  et  dei  payt  de 
pnttelorat,  trU  ISSi  (allt  ^  Monate}.  —  I^ 
Priit  CWi>nMii,  Marine  el  Odoniti,  Direktor  Ph. 
lUiajOH*,  teil  1888  (irSeheuäieh).  —  iiuimaine 
eotouialr,  leü  IS9e  lalle  2  Monate).  —  Revue 
euloniale,  aanejre  da  Mimüeiir  ojßciel  du  roni. 
merce,  teil  1897  (vörlieallirk).  —  Seine  Gaielte 
Hinritime  et  coUmiale,  Direktor  E.  Pliqutt,  teil 
ieS2  (alle  ä  Monate).  —  Rerve  eoloniate,  enchien 
1S43^!8S8;  dann  Revue  altjerienne  roloitiale, 
fnchiea  I8S9 — 1^60,  »eit  ISCl  all  Reeue  mari- 
time (mtnatlirk}.  —  Siid-Carte  eolmiial,  aurietme 
Cü*ipiralit*n  coloRtaie,  teit  I88ß  fmonatliek).  — - 
Triiiiite  iln  coioniel  el  dei  proleeiornt»,  juridiifue, 
IKilUiqiie  et  rommereiat  m  deuj:  publieatirmt 
diitiHrlre,  (teil  f)  (monatlieh}.  —  Le  mowement 
-ifricain,  rcrn»  generale  d'erploratiaii  el  de 
niUittiitilioH  de  l'A/riqite,  IHreeteur  J.  Andre, 
rrd.  Pniii   (.'nmbes,  parait    tovi    Iti    moii,    Parit. 

—  AHttwiire   da  Miniiltre   de»   eotoiiiei,   FOrii. 

—  PHblimtione  de  l'Vnion  eolimiale  Fran^ite, 
Parit  »eil  1S93. 

IL  Abtehnill:  Die  Teilung  Afrika»  and 
die  Begriladung  det  Xong-ntaatee.  ~  A.  Supan, 
Ein  JiihrhuTiderl  nfrikaniirher  t'orichnitg.  Feier- 
mannt Milleilungen,  Gotha  18H8.  —  Wagner 
lind  Supan,  Die  BerÖlkerang  der  Erde,  VIII, 
(Snthu  1891.  —  Max  von  Koechitxky,  Deui- 
leke  XoloHialgeee/iichle,  1.  Teil  1S87,  II.  Teil 
IgSS.  ~-  Etnile  Banntng,  Die  poliliiche  TrUang 
Afrika*  naeh  den  ic^eiren  intervatiottalea  Verein- 
bamngen,  1881 — 1889,  dealweh  von  A.  Pfanget, 
Berlin  1890.  iDae  /ramlStitehe  Original  bricht 
Mit  dem  Juni  IS83  ab,  der  l'ebertetzer  hat  Zu- 
sätze bia  tun  X-rembrr  1889  gegeben.)  —  F. 
ran  Ortra^,  Conventione  inlematiunulei 
definiMsiial  let  limite»  arlaellet  det  pottetiioni, 
pniteetorati  el  iphirei  d'inßaenee  en  .ifrigue 
publiees  d'aprit  le*  texte*  authenliquet,  BraxelUf 
1898,  tinciete  Beige  de  librairie. —  The  partition 
'•f  Afrika  by  J.  Smtt  Keltie,  Attitlaiit  Secrefanj 
to  the  Royal  Geographical  üocietg.  Wilh  trenly- 
oiiF  mapt,  London  1S9S,  —  Albert  Chapauas, 
le  Coogo,  Brujellet  1894.  —  ^  eonqaele  de 
l'Afriqat  (AUemagae,  AngUlerre,  Congo,  J^rla- 
gal)  par  Jean  Darey,  Pari*  (Perrin}  1900.  — 
.t/rikanieehe  Nachrichten,  Unabhängige  Wochen- 
tehrift  für  die  Kenntnie  A/rikat  mit  betonderer 
Beräclaichtigang  der  deuUchett  Kolonial-  und 
Handeliintereuen,  Weimar  und  Wiew,  Geogr. 
hUiliil,  »eil  189».  —  AktenitBete  betreffend  die 
Xongo/ra^,  6.  III.  1884  bit  M.  IL  188S,  Deut- 
eehct  Weitebaeh  III,  ü.  l—7£.  ~  Heltnolt, 
Da»  Jubiläum  einer  Linie  (Teilungilinie  l\ip»t 
Alej^ndert  VI.  v.  4.  V.  1498}  in  der  trieeemeh. 
Beil.  der  Leip».  Ztg.  v.  t.  V.  189S.  —  Ein  Jaltr- 
Auiuj«rt  der  AJr^XijoTaekai^.  Zum  100jährigen 
Gedenktag  der  Grllndung  der  Afritan  atao- 
eialion,  9.  VI.  1781,  mit  IS  Kärtchen  (die  den 
Fvrttekritt  der  Afrikqfonchung  teil  1790  von  10 
tu  10  Jahren  überttehüich  leigen),  ron  Altn. 
Supan,  in  Frlermanni  MtUeHujigen,  84,  Bd. 
I8SS,  S.  161.  —  Bereit*  die  1895  er*chiencnc 
tongoleeitchr  Bibliographie  det  Heraiugeberi 
de*  Sfouremrnt  geographiqae ,  A.  J.  Waalert 
JShrt  nicht  teeniger  alt  3800  Arbeiten  über  den 
Kungoilaat  av/.  Die  irichtigtten  ttod  dir  lon 
Baalgrr,  Collier  und  Wautert.  —  D.  C. 
Boniger,  The  Congo  State  or  the  groirih  of 
eirilitaliou  in  Central  Afrika,  1898.  —  " 
Cottter,    Droit    et   udminittralion   de  l'ela 


dfpendant  du  Congo,  Bnurellet,  Lureier  1898.  — 
.-I.  J.  Wauter»,  l'etal  iadipeadanl  du  Congo, 
Braxellet  (Falk}  1899.  —  O.  K.  Anton, 
Domnnial-  und  fiandpiilitik  de»  Koagoilaalet, 
in  Srkmotlrrt  Jahrb.  -ipril  1900.  —  Doeamentt 
relatift  et  la  ripreuiim  de  la  Iraile  dei  e*ctarei 
publiii  en  crecuJi'on  de*  articlet  81  et  tuiixinl* 
de  Ciirtr  generai  de  Pru-eeUet.  —  Eine  Samm- 
lang aller  Gremahkommen,  die  Frankreich  1881 
—1898  mit  anderen  M/ichtcn  über  tifrikanitche 
Gebiete  abgetchlotien  hol,  enthält  dat  framS*i»ehe 
Gelbbach  1898.  —  A.  Zimmermann,  Die 
handeUpolititche  Bedeutung  Afrika»,  in  der 
Londoner  Finaniehronik  190(1.     Atutüge   im  D. 
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LH.  Abtchnitt:  Die  Teilung  dei 
Ollem.  A.  Zimmermeinn,  Die  europäitehen 
Kolonieen.  Bd.  I:  Portugal  und  Spanien,  Berlin 
1896.  Bd.  II  u.  III:  Groabritaunien,  1898  und 
1899.—  Ruf  land  in  Alien,  Zeipiig,  Z'ickachwerdl : 
Bd.  I.  General  Annenkoie  und  Dr.  O. 
Heyfelder,  Trantkatpien  und  teiiie  Eitenbahn, 
1889.  Bd.  IL  General  Krahmer,  Riuiland 
IN  Mittelatim,  1898.  Bd.  HL  Derselbe, 
Sibirien  und  die  groeee  sibirieche  Eiienbahn.  — 
Hermann  Brunnhofer,  Ruteland»  Hand 
über  Atien,  St.  Pcteriburg  1897.  —  AUrtS 
Krause,  Rutiia  in  A»ia  lBi8 — 1899,  London 
(Richard»)  1899.  —  3Iax  Graf  York  von 
Wartenburg,  Oberit  und  Abteilungichef  im 
gro»»eH  Ireneratttabe ,  Da»  Vordringen  der 
ruiiiichen  Macht  in  A»ien,  Berlin  (Mittler)  IBM. 

—  C.  Bwaley,  Der  Kampf  um  den  oatatiaiiichert 
Handel,  Berlin  (Reimer)  1897.  —  VlOentlne 
Chirol,  Die  Lage  in  OHatien,  Berlin  (Säde) 
1896.  —  Conmwirtoi  map  nf  China,  »hoaing  tha  . 
iviliFug  Ciince»tiont,  etial  field»  ctt.,  Ijmdon 
(Daily  .Mail,  Fkilp)  1899.  —  Oakar  MänMer- 
berg.  Die  Reform  t^hina»,  Berlin  1895.  — 
Fcrd.  Frhr.  von  Rtehthofen,  Schantang  und 
teine  Eingangrpfnrle  Siauliekoa,  Berlin  (Reimer) 
1899.  —  Ott-Arien,  1860—1863  in  Briefen  de* 
Grafen  Fritz  lu  Eiilenburg,  herauigegeben  von 
Graf  A.  Philipp  tu  Eulenburg-Hertefeld, 
Berlin  (Mittler)  1900.  —  Dat  togenannte  Te»- 
tament  Peter»  d.  Gr.,  abgedruckt  u.  a.  im  Juli- 
heft 1809  drr  Zeit»ehrifl  «Der  Oriaitv.  —  M. 
von  Brandt,  Die  Zukunft  0»ta»ien*,  Stuttgart 
1895.  —  Derselbe,  Indu*trieUc  und  Eiienbahn- 
uittemchmangen  in  China,  Berlin  (Reimer)  1899. 

—  Albrecht  Wlrth,  Da»  Waehttnm  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  ihre  «lu- 
wänige  Piditik,  Bnnn  1899. 

IV.  Abtchnitt:  Kolonieen  und  KoU:nial- 
polilik  der  eintelnen  Staaten  A.  bi»  H.  — AlfreA 
Zimmermann,    Die    europäi»chen    Kolonieen. 

I,  Bd.  Die  Koloninipolitik  Portugal»  und  Spanien», 
Berlin  (Miläer)  1896.  IL  Bd.  Di»  Kolonial- 
potitik  Gro»»britannien»,  1.  Teil,  1898.  III.  Bd. 
Die  Kolonialpolilik  GnwibTlt-innieni,  i.  Teil, 
1898.  —  Dereelbe,  Die  geteldiehe  Regelung 
de»  Grundenrerbei  i»  den  eiigliechen ,  franiS- 
»iichcu  iiiul  holländitchrn  Kolonieen,  in  Conrad» 
Jahrb.  1894  *'■  S8S,  1895  S.  iS9.  —  Httbbe- 
Schlelden,  C'cberaeeiirhe  Politik,  I.  eine  kultur- 
leieienirhofiliehe  Studie  mit  ZahUmbüdera,  Ham- 
burg 1881.  ~  Ueraelbe,    Uebeneeitehe   Politik, 

II.  Kolonifilinnipoiitik  and  Kotoniiationttechaik, 
Hamburg  1883.  —  Ifoflner  und  Supan,  Die 
Ber-mening  der  Erde,  Vlli,  1891,  I'elermanua 
Milleiliingen,  Erg/inxrtngeheft  101.  —  Proceedingi 
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o/  thf  Royal  C-ilotiial  Itutitutr  fW*  23.  Bd., 
Jahrg.  1S91  «nd  189S),  London.  —  O.  Wendt, 
England,  seine  Gtichickte,  Verfonauag  und  tiaal- 
liehen  Einrichtungen,  Leiptig  1892.  —  C.  W. 
Janaaen,  HoUänditehe  EoUmialpolitik  in  Oil- 
indien,  Btrlin  I884.  —  E.  Metxgvr,  VIenig  Jahre 
niedrrUtndttrhrr  Kolonialherrtrhafi  in  Ottindien, 
Hamburg  1890.  —  L.  F.  M.  Schulze,  Führer  auf 
Java,  l^piig  1890.  —  Gelegenäich  der  Lkiriter 
KolonialavMltüvng  rrtchiea  1889  tn  amüicken 
Auftrage  unler  Leitung  dee  ^enalknmmittart 
Louie  Nenriqve ;  Lei  Coloniei  Franfoües,  Pari», 
Maiton  Qaantin,  VI  rol.  (Bd.  I.  Die  Kolemiern, 
und  Protektorate  det  Inditehen  Oeeanr;  Bd.  II 
Die  amerikan  iichrii  Kolimieen ;  Bd.  III.  Die 
Kiilonieen  und  Proteklnrate  Indn-Chinae  ;  Bd.  IV. 
Die  Knlonieen  und  Protektorate  der  Sädtee  ; 
Bd.  V  und  VI.  Die  (ffrikani4cken  Koloniem.)  — 
iSn't  1888  erieheint  ein  Ann«aire  Colonial  unter 
der  ÄT^lieht  det  frantStitehen  Vnlerttaaltsekre- 
lärt  fär  die  Kolonite«.  —  Seit  1890  werden  auch 
nach  BeitimiHung  det  Slaattietrr0ri  für  die 
A'iffoHMfn  alle  f  Woeheti  perioditche  Bericbte 
über  die  frantStitchen  Kolonieen  im  Joumtd 
o,ffciel  de  la  RipiMique  Franfaite  terSffenäirht. 

—  L'Itatia  e  ta  >ua  eohmia  afrieaua,  per  Leitpoldo 
FranehetU,  Ä.  iMpi  1891.  —  Edoward  Petit, 
Organixililm  det  enloniei  fraiifaUei,  Vol.  II, 
Pari»,  Nancy  189S.  —  Union  coloniale,  hat  teil 
1S93  eine  Reihe  ron  Broechiiren  rrrlSffentiicht : 
I.  Rattchläge  /är  Aueicanderer ;  i.  Dnt  En- 
regiilrenent  in  den  Holonieen;  3.  Zoll-  «tuI 
HandeUtj/ttem  der  A'olnnieen ;  4.  Handbuch  der 
Tnrpenhygiene  ron  Nicola*;  5.  Handbuch  für 
Antiedler  in  Tunit.  —  O.  K.  AtUon,  Die 
kalnniale  WiedergebuH  Frankreicht,  im  D.  Wochen- 
blalt.  1894,  -iVr.  i4,  HS.  —  Betttlbe,  yeuere 
AgmrpoHtik der HoUSnderaiif  Java,  in  SeknuMert 
Jahrb.  1899.  —  Lilterolur  tur  Getehiehte  der 
yiederländitchea  Kolonieen  iit  luiammengeetellt 
in  R.  L.  Pragert  Antiquarialtkatalog  Ar.  ISi, 
S.  fJ— ?r.  —  E.  Ouinin,  La  noureUe 
France,    I  1897,    II  1898,    Parii  (A.  FaHmeaa). 

—  Jaarrijfert,  uilgegeven  door  de  Centrale 
Catnmiitie  voor  de  Statittiek  Kotonifn  1893 
en  vori^  Jaren  (Ann\iaire  Statiitique  de» 
Pttyi  -Batiptihlif  par  la  Cotamietion  ectitrale  de 
ataUetique,  Colotilet  1893  el  anniei  antirietirei), 
t'Grarenhage  1895.  —  W.  Cunnlnghani,  The 
groath  of  Englith  Induttrif  and  Commerce  1*11 
modern  limet,  Cambridge  lS9t.  —  W.  A.  S, 
Heurlna,  Engllth  trade  andßnance  of  Seventeenth 
Century,  1892.  —  Alfred  Caldeeotl,  Engliah 
Vobmitation  and  Empire,  London  1891.  —  C 
J,  nteftjt,  Die  Handelepolitik  England»  und 
»einer  Knlonieen  in  den  leülen  Jahrzehnten, 
Sehr.  d.    Ver.  f.  Sotialp.,  Bd.  57,    Leipzig  1893. 

—  O.  Rahland,  Au»  dem  Verfa»»ung»-  und 
Veraallungtrtchl  de»  briliKh-indiechen  Eaiaer- 
reicht,  in  der  Tllbinger  Zeitichr.  f.  Staattw., 
49.  Jahrg.,  S.  SgS-~iS3  und  408—456.  —  Sir 
Walter  Raleigh»  Karle  ron  Guyana  nm  1595, 
rrproduiiert  (mit  Text}  ron  L.  Friederichien  in 
der  Hamburt/er  Fe»l»ehrift  rur  Erinnerung  an 
die  Entdeckung  ron  Amerika,  189i,  Bd.  II,  Nr.  ,t. 

—  Statittleat  abtlrarl.  relating  to  Brilieh  India 
from  1881~lS8i  tu  1890—1891,  S6.  Number, 
London  1892.  (Enthaltend  die  Ergebniiie  de» 
inditehen  Veneu»  mn  1891.  Auatiige  darauf  roii 
(Seorg  von  Mayr  im  Altgem.  etaliet,  Arrhie, 
III.   Jahrg.,   S.   458;    IV.   Jahrg.,   Ä.   401,)  — 


Statement  erhibitlng  tke  moral  and  malerial 
progre»  and  eondilion  nf  India,  during  the  year 
1891 — 189S  and  the  nine  pmeeeding  year»,  Taenly- 
eighl  number.  —  Pretendet  purmant  to  Act  uf 
Parliamenl,  London  1894-  (Au^ihrlich  be- 
»proehen  von  Georg  von  Mayr  im  Alig.  »latiit. 
Archiv,  IV.  Jahrg.,  I,  S.  gSOff.).  —  Oeofge 
Watt,  Amtlicher  Bericht  Ober  die  virUehafltiehe 
Enlurickelung  von  Brili»ch-0»lindien ,  an  die 
indi»che  Regierung  ertlaUel  I894.  (Autiiige 
daran»  im  D.  Kol.-Bl.  1895,  S.  465.)  —  Report 
on  the  On»u»  of  tke  Straitt  SetUemenli,  laken 
on  Ihe  eih  April  1891,  Singapore  1391.  — Statu- 
lical  Abttract  for  the  eeveral  colonUü  and  other 
potiettion»  of  the  t'niied  Kingdom  in  each  year 
from  1383  to  1897.  —  O.  Ruhland,  Die 
a  uttr/xlitch-nordamerilean  ieche  Lon  detgetetigebung 
in  der  Tübinger  ZeiUehr.  f.  Staattv.,  48.  Bd., 
S.  41-78,  280—813.  —  Edvjard  Jenka,  The 
hi»iory  of  the  Aultralian  Coloniei,  from  [heir 
foundalion  to  the  year  1893,  London  1895.  — 
Etiglandt  SteUiing  in  Indien,  Grenxboten  v.  lt.  IX. 
1895.  —  avataf  F.  Steffen,  England  aU  Weit- 
machl  und  Kutturelaat.  Au»  dem  Schweditchen 
in»  Deuteehe  iibertettt  r<>n  O.  Reyhen,  Stuttgart 
1899.  —  üfortlz  Kandt,  l'eber  die  Entmiekelung 
der  atatralitehen  Ei*eid>ahnpolHii,   Berlin  I894. 

—  Bathgen,  Englitehe  Auewandemng  und  Aiu- 
uianderungipolttik,  1898.  —  v.  Bruchhauaen, 
Hauptmann  a.  D-,  Die  Italiener  in  Afrika. 
VIII.  Beiheft  tum  Müttär-WocheablaU  189B.  — 
J^  i>.  PhUlppovlch,  Die  itatienitche  Auncan- 
derang,  in  SchmoUer»  Jahrb.  Bd.  17,  S.  561,  — 
Srrigaled  India  by  A.  Deakin,  beeproehen  ron 
Kaerger  in  der  D.  Kol.-Zlg.  1893,  Xr.  5.  (Die 
englitehe  SullivalCon  in  Indien,  speciell  die  Be- 
mätteningiantagen.)  —  A.  Sartorlu«  Prht; 
V,  Walterahavaen,  Die  ArbeiltvetfattuTig  der 
engli»ehen  Solonteea  in  Xordameiiia,  Strattburg 
I894.  —  Fr.  Matter,  Generaltekretär  det  deut- 
tchen  Land«in*chaflrrale»,  Die  ameritanitehe 
Betcätterungticirttchaft,  Berlin  IS94.  —  Albreeht 
Wtrth,  Dat  Wachttum  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  und  ihre  aumcärtige  Polilil:,  Bonn 
1899.  —  A,  A.  I»aalew,  Eine  nauf  Art  innerer 
Kotonitation  in  Ria^nd,  in  SchmolUr»  Jahrb. 
f.  Ge».  «.  Venr.  1893.  S.  913.  —  Dat  kautaiitchc 
Ruti^nd  al»  Konkurrent  der  Keiteiiropäitchen 
LandwirUchafl,  TUbtnger  Zeittehr.  Bd.  49,  S.Si9. 

—  Säiirien  und  »ein  Gold,  Berliner  Rundschau 
V.  4.  IX.  1895.  —  Alex.  Kaufmann,  üeber 
die  innere  Kolonitalion  und  die  Kolonitalion»- 
potiltk  But»land»,  in  Conrad»  Jahrb.  III.  Folge, 
Bd.  15,  S.  417.  —  l'eber  BratUien  und  bratil. 
KoUmialpalilik  vgl.  die  tahtreichen  Schr^flen  ron 
A.  iV.  Sellln,  B.  Lange,  v.  Koieritz, 
Karl   Kaerger   und  die  ZeäMchrift   cExportM. 

V.  Abechnitl:  Deuttehland.  Ami- 
liehe Aktemtürke:  »Weittbäeher«  dem  Reiche- 
lage  vorgelegt  rom  Autuiärtigen  Amte,  ent- 
haltend die  Kol.-Geteiiehle  der  deuttehen  kolo- 
nialen Encerbungen,  I.—XIX.  Teil,  Beiii»  (Carl 
Heymann)  1885—1899.  —  Seit  1885  werden  dem 
Reichstage  ron  der  Kotonialreraaltung  mit  dem 
EtatfOr  die  Schulzgebiete  jährlich  fDent»ehri/ten« 
für  die  einzelnen  Srhuttgebiete  vorgelegt.  Biete 
Denk»chriften  ( Jahreiberichte} ,  rerdßentlieht  unter 
den  nDmcktacheH  de»  deal»chen  Beichtlage»» 
ericheinen  auch  alt  Beilagen  tum  D.  Kol.-Bl. 
und  alt  » n'rii^äehera  Im  Antehlau  an  dir 
ertlrn  13  Weittbilcher,  z.  B.  H'eUibueh   TeÜ  XIX 
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=  Berichte  aber  dir  ScImUg^neU  i*>n  Jahre  ISS' 
—IS98  =  Dnuknrhe  yr.  94  der  S'ttiou  18S7 
—1S9S. — Auch  die  jähHichenElaü  und  die  Reck- 
wiagen  ßlr  die  SehuUgeMete  enltiaUen  aerlcoUe 
Xarhrieilen  über  den  jeaeitigen  Stand  der  ScItiUi- 
gebiele  und  die  dort  geplanten  und  aiagefährtea 
Htaen  L'alernehnnijigea.  —  Seil  1893  teerden  dem 
Reiclutage  jährliche  Denttehriflen  betreffend  die 
Ver\eendHng  dei  AJrikt^nd»  vorgelegt.  —  Eine 
Utbertieht  (lAer  Verträge,  O'etetie  uiirf  Verord- 
nungen toU/nialpolitieehen  Inhaltei  bringt  jä'Ar- 
(irÄ  die  TIHiingeT  Zeittchrift  (v.  Schäfflc).  — 
RlttHnc,  Uericliuattettor,  IHe  deuüche  Kolmi  iat- 
grtetxgebung.  Sammlung  der  auf  die  deulteheit 
Ikhutzgebiete  beiUglichen  Gelrtze,  Verordnungen, 
Erlatte  und  intemalionalfn  Vereinbarungen, 
Berlin  1S9S.  (Attettor  Eiebme  durch  die  auf- 
eländiecben  Dabometoldaien  in  Kamerun  grtSlel 
15.  XII.  1893.)  ~  Alfred  Ztmmerm4inn,  Die 
deuteehe  Xolonialgeietig^naig  (ForUetzung  von 
Riebow),  Berlin  (iltUUr),  2.  TeU  2893—1897, 
1898;  3.  Teil  1897—1898,  1S99 ;  4-  S"-^"  1SS8— 
IK99,  1900.  —  Koltoch,  AmUgeriekUral  in 
liua  i.  P.,  M.  d.  Saiuet  d.  Abg.,  Die  Kolonial- 
geieUgebting  dei  DeuUthen  Reiche*  vtit  dem  Ge- 
erlte  über  die  Conmiargerichübarkeil,  Hannorer 
1S96,  .XXIV  und  SäO  S.  Abdruck  aUer  im 
R.Get.BI.,  dem  Centralbt.  f.  d.  D.  R.,  dem  Kol.-ßl. 
und  dem  Verordn.-Bl.  f.  Neu-Guineu  abgedrucHen 
GtieUe  and  Verordnungen.  —  Karl  Frhr.  v. 
Sttngel,  Pro/,  der  Rechte  in  München,  Die 
deutschen  Sehutigehiele,  ihre  rechlliche  Stellung, 
Verfateun^  und  Venaaltung,  S.  Auß.,  München 
1895.  —  Maa:  von  KosehUtley ,  Deuteehe 
Eotonialgetchiekte,  I.  Teil  Leiptig  1887,  II.  Teä 
IS8S.  —  J.  E.  WappAu»,  Deuliehe  Autiean- 
derung  und  KolonitaUon,  Leipiig  I84S.  — 
Wilhelm  Boaeh«r,  KoUfnieen,  Kaloniidpolilik 
und  Auneandervng,  3.  Aufl.  (herauegegeben  zu- 
eaatmen  mit  R.  Jannatchl  I884.  —  Friedrich 
Faltri,  Bedarf  Druttchland  der  KoUinieent 
Eine  polUinek-SkonomiKhe  Betrachtung,  Gotha, 
1.  Aufi.  1879,  3.  Aufl.  1S89.  —  Veraetbf,  Fünf 
Jahre  deuteeher  Koümiaipolitik,  Rilek-  und  Aut- 
blicke,  Gotha  18S9.  —  Hübbe-Sokleldm, 
DruUche  Koloni4ation ,  eine  Replik  auf  dat 
Referat  des  Herrn  Friedrich  Kapp  über  Kolo- 
niteUion  -und  Autwanderung,  Hamburg  1881.  — 
Jtet^Mlbe,  Uebertetitehc  Ptditik,  1.  Teil  eine 
tuläurvimeniehaflliche  Studie  mit  Zahlenbildem, 
Hamburg  1S81;  II.  Teil  KolonitaHimtpoUtik  und 
Kol.-Teehnit,  eine  Studie  über  WirkMmkeil  und 
Reatabililät  von  Kohmitationtgetelltchajten,  Ham- 
burg 1883.  —  BmM  von  Weber,  Die  Er- 
Keieerung  det  deuttcben  Wirlichafltgebietet,  Leip- 
lig  1879.  —  U.  A.  Ftaeher ,  prakl.  Am  in 
SanjUtar,  Mehr  Licht  im  dunklen  Wettteä,  Be- 
trachtungen aber  die  Kolonitation  det  Iropitcheti 
Afrika  unter  betonderer  BerUektichtigiing  det 
Soiuibargcbietei ,  Hamburg  1SS5.  —  Ortmia, 
Miaitterialprätident  a.  I>.  in  Xarlenihe.  Der 
wirtfchafüiche  Wert  ron  Deuttek-Otlafrika,  Berlin 
IS86.  —  Joachim  Oraf  rfett,  Vortchläge  lur 
prakl.  Kolonitation  pon  Ottafrika,  Berlin  188S.  — 
Carl  Petera,  Die  deuUeh-ottafrikan.  Kolonie, 
Berlin  1889.  —  Emat  Vohaen,  Ein  Kolonial- 
Programm  für  Ottafrika,  Berlin  1891.  —  Oakltr 
Batimann,  Utambara  und  teine  Itaehbargebiele, 
Berlin  1891.  —  Carl  Kaerger,  TanguUtiid 
und  dir  Xolonitnlioii  DeulMck-Ottafrikai,  Berlin 
lS9g.  —    Carl   Petera,    Die   DcuUche   Eniin- 


POteha-Erpedilion,  Manchen  1891.  —  Jiergelbe, 
Dat  deuiteh-otlafrikanltche  Schiitigebiel,  im  amC- 
liehenAtiftrage,  München  189S.  —  Hans  SckiM, 
Deulwh-Südweilufrika ,  Leipzig  1395.  —  110» 
H'lMtwann,  Afrika,  Schilderungen  und  Rat- 
tchläge  für  den  Aufenthalt  und  den  Dientt  in 
den  denlichen  Schultgebieien,  Berltn  139S.  — 
Deuttehland  und  teine  Kolunieen  int  Jahre  1896. 
AmÜicher  Bericht  iä>er  die  1.  deultehe  Kolmtial- 
auttlellang,  Berlin  1897.  —  Thomas  Lenaehau, 
Deultehe  Kabeliinien,  Berlin  1900.— W.  Krieger, 
Ifeu-Guinea,  Berlin  (Scholl)  1899.  —  Dat  deul- 
tehe Kiauttchovgebiet  und  »eine  Bevölkerung, 
Kartenkrokit  u.  ttatittitche  Tabellen,  eattc.  ti. 
jutL  roB  Offltieren  det  Gouvcmenentt.  Ver- 
SffenÜichl  auf  Veranlateung  det  Reichtmarine- 
amtt,  Berlin  (Reimer!  1900.  —  E.  A.  Fabartua, 
Nackrichttn  Ober  die  deateche  Kolonialtchule 
Wilhelmthof  zu  Witzenhauten  a.  d.  Werra,  1899. 

—  B.  Sadebeck,  Die  Kulturgevächte  der  deut- 
tchen  Kolonieen  und  ihre  Erzeugnitae,  Jena 
(Fischer)    1889. 

VI.  Abichniit:  Litteratur  der  Litteratur: 
Ernst  HoMe,  Cebertichl  HAer  die  koUmial- 
polititrhe  Litteratur  der  Jahre  1879 — ISSi,  in 
Conradt  Jahrb.  d.  JV'ot.  u.  Slot.,  F.  IV,  7, 
1882,  S.  306 — 3f5.  —  MajHmtllan  Broae, 
Hauptmann  a.  D.,  Bibliothekar  der  deuttchen 
KolonialgeteUlchnft,  Reperiorium-  der  dcuttchen 
KolonUiUiUcralur  von  1884^1899,  leitdem  jähr- 
liche ForUelitingen,  daran  alt  Sonderh^e  dei 
kolonialen  Jahrbuthet  ton  Meinecke  und  teil 
1S98  der  Beiträge  zur  Kolonialpolilik  und  Kol.- 
Wirltetaft,  heraiagegeben  von  d.  D.  Kot.-Get. 
yachtrag  in  der  D.  Kol.-Zlg.  1900,  S.  ^g3,  S46. 

—  Katalog  der  Bibliothek  der  Gehe-Sliflung  tu 
Dretden,  Ed.  Jll,  Kap.  VIII  Au/manderung 
und  Kolonitation,  Dretden  1899. 

Ernst  Haaae. 


KolooiMtiOD,  innere. 

Voctemerkung.  I,  DentBchland.  1.  Die 
prenBsiache  Rentengntsgesetagebung.  2.  Sta- 
tistik der  Beil  tengntsbil düngen.  3.  Das  Ver- 
fahren bei  der  Eentengatsbildong.  4.  Verhält- 
nis der  staatlichen  zur  privaten  Thatigkeit  bei 
der  Eentengutsbildung.  ZusammenfasBende  Be- 
urteilnng.  5.  MeckJenburg-Schwerin,  II.  Ruag- 
land.    III.  England.    IV.  Dänemark. 

Vorbemerkung.  In  allen  europtüsdien 
Ländern  mit  stark  entwickeltem  GroBSgnmd- 
besitz  macht  sich  neuerdings  unter  dem 
Druck  der  gewerblichen  Umwälzungen,  der 
übermässigen  Abwanderung  der  Lanoarbeiter 
in  die  Industriebezirke,  der  landwirtschaft- 
lichen Preiskrisis  und  Schiildennot  eine 
starke  BewM:ung  geltend,  welche  durch 
planmOasige  ^^ündung  neuer  und  die  Er- 
weite nmg  von  zu  kleinen  alten  Bauern - 
stellen  den  ländlichen  Mittelstand  mehren, 
die  Landarbeiter  durch  Verleihung  von 
Bodenbesitz  sesshaft  machen  will.  Fast 
gleichzeitig  haben  England,  Deutschland  und 
Kussland  entsprechende  (besetze  erlassen, 
Dänemark  folgte  ihnen,  in  Galizien,  t'ugarn 
und  Italien  sieht  ähnliches  in  Aussicht.  Nurdie 
zunächst  aus  sozialen  .Motiven  unternommene 
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innereKolonisation  soll  im  folgenden  behandelt 
v^e^^len.  Für  die  Moorkolon isatioii,  welche 
in  erster  Linie  als  Jlassre^l  der  I^andes- 
kulturpolitik  anzusehen  ist,  sei  auf  die  zum 
Seliluss  dieses  Artikels  angeführte  Litteratur 
und  den  seilst ändig^n  Artikel  Moorknltiir 
und  Moorkolonisation  verwiesen. 

I.  Dentachland. 

1.  Die  prenssjsche  Rentengntsgesetz- 
gebnng.  Der  Erlaes  von  Kolon  isationsge- 
netzen  in  den  erwähnten  Ländern  bedeutete 
die  Anerkennung  der  Thatsache,  daas  der 
bisher  geltende  Qnindsatz  des  Gehen-  und 
Goßchehenlassens  auf  dem  Gebiet  des 
Onmdstüekrerifehrs  keineswegs  die  er- 
wartete Wirkimg  gezeitigt  hatte,  nämlich 
eine  Ökonomisch  zweckmässig  und  sozial 
befriedigende  Gnmdbesitz Verteilung  herbei- 
zuführen, insbesondere  neben  den  grossen 
Gütern  zahlreiche  bänerÜche  Besitzungen 
ins  Leben  zu  rufen.  Seitdem  in  Preussen 
die  staatliche  Kolon isationsthätigkeit  am  An- 
fange des  19.  Jahrhunderts  zum  Stillstände 
gekommen  war,  hatten  sich  hanptsäcldich  Pri- 
vat« nternehmer  untersten  Ranges,  »GOter- 
öchlächter«,  der  Aufgabe  bemächtigt,  den 
Andrang  der  Besitzlopen  und  Kleinbesitzer 
zum  GranilstClckerwerb  zu  befriedigen.  Das 
Resultat  iln-er  Thätigkeit  war  im  ganzen 
lediglich  die  Schaffung  von  proletarischen 
ZwerCTTfltem  auf  Kosten  des  selbständigen 
bänerlielien  SL'ttelstandes ,  der  auf  der 
anderen  Seite  an  den  Grossgrund besitz  in- 
folge und  nach  der  »Bauembefi'ciunge  be- 
trächüicho  Strecken  abgeben  musste. 

Die  preussische  Oosetzgebnn^  hat  hier 
nun  auf  zweifache  Weise  enigegnffcu.  Das 
G.  V.  26.  April  1886  stellt  der  neu  errich- 
teten 'Ansiedelnngskommission*  zu  Posen 
beträchtliche  Mittel  zur  Verfügung ,  mit 
denen  sie  in  den  national-gemischten  Pro- 
\-inzen  Posen  und  Westpreiissen  Land  zur 
Begründung  dentacher  Ansiedelungen 
anf  eigene  Rechnung  erwirbt.  Hier 
handelt  es  sich  also  um  eine  durchaus 
staatliche  Kolonisation. 

Die  Renten gutsgesetze  vom  27.  Juni  1890 
und  7.  Juli  1891  hingegen  wollen  die  pri- 
vate Kolonisation  förtlern  und  ihr  eine 
neue  Richtimg  geben,  indem  sie  gewisse 
rechtliche  Hindemisse  für  die  Aufteilung 
grosser  Güter  beseitigen,  die  Rechtsform 
des  ßentcnguts  dem  posen  -  westpreussi- 
schen  Gesetz  entnehmen  und  allgemein 
zugänglich  machen  denjenigen,  welche 
»Rentengüter  mittleren  und  kleineren  Um- 
fangS'  erwerben  wollen,  znm  Zwecke  des 
Ankaufs  imd  GehOftbaiies  Kredit  bei  den 
staatlichen  Renten banken  eröffnen  tmd  die  seit 
der  Bauembefreiung  bestehenden  Gcneralkom- 
missionen  mit  der  Unterstützung  und  Ueber- 
wach;tng   der   Renten  gut  sbildung    betrauen. 


üeber  Inhalt  und  Ausführung  des 
Anaiedeltmgsgesetzes     für     Posen,     West- 

grenssen  ist  der  gleichnamige  Artikel  oben 
d.  I  S.  396  einzusehen.  Entstehung  und 
Inhalt  der  Rentengutsgesetze  wenlenin 
dem  Art.  Rentcngnt  hehantlelt.  Hiei-  ist 
lediglich  darzusiellen,  wie  die  letztge- 
nannten Gesetze  gehandhabt  wer- 
den, welche  Resultate  sie  bisher 
gezeitigt  haben. 

i.  Statistik  der  ReDten^tsbildon^n. 
Um  das  kolonisatorische  Werk  der  General- 
kommissionen richtig  zu  wflrdigeti.  mnss 
man  beachten,  dass  das  Gesetz  sich  mit 
ganz  altgemeinen  Direktiven  begnügt.  Hin- 
sichtlicJi  der  sozialen  und  wirtscbäftliclien 
Oi^nisation  der  zu  gründenden  Ansiede- 
lungen ist  den  Parteien  und  den  Behörden 
im  wesentlichen  freie  Hand  gelassen.  Aber 
aus  den  Zwecken  des  Gesetzes  und  der 
Erfahrung  ergaben  sich  gewisse  leitende 
Ideeen,  die  zugleich  als  Massstab  für  die 
Beurteilung  des  bisher  Geschehenen  dienen 
müssen :  ^  ist  zu  vermeiden,  Rentengflter, 
namentlich  Arbeiterstellen  in  den  Gntsbe- 
Äirken  zu  begründen.  Die  Verleihung  von 
Gnmdeigentum  ruft  dort  ein  dauerndes  imd 
eben  deshalb  für  beide  Teile  gleich  unerträg- 
liches Abhängigkeitsverhältnis  zwischen  dem 
GutsheiTn  und  Arbeiter  hervor.  Ebenso  wäre 
es  falsch,  gesonderte  Ärbeiterkolonieen  zu 
schaffen,  weil  sie  die  Arbeiter  gesellsciiaftlicli 
isoliert  halten  und  .=iie  der  Gefahr  der  wirt- 
schaftlichen und  moralischen  VerkÜminertmg 


Als  Ziel  der  Kolonisation  ist  vielmehr 
die  Bildung  und  Vergrösserung  selbständiger 
Landgemeinden  mit  gemischter  Besitzver- 
teilung anzusehen.  Ihren  Kern  müssen 
überall  selbständige  Bauerngüter  bilden, 
denen  sich  Arbeiterstellen  in  einer  der  Ar- 
beitsgelegenheit angepassten  Zahl  und  in 
zweckentsprechender  Grösse  angUedern.  Nur 
in  dieser  Umgebung  ist  der  Gnmdbesitz 
geeignet,  das  Lob  des  Arbeiters  zu  bessern, 
ihn  sozial  zu  heben  und  unabhängiger  zu 
machen.  Nicht  anders  kann  die  Kluft 
zwischen  Besitzenden  und  Besitzlosen  im 
Grossgnmdbesitzei^biet  überbrückt,  der 
wirtschaftlich  leistungsfähige  und  sozial  tm- 
abhängigo  ländliche  Mittelstand  geki^igt 
werden.  Diese  Gedanken,  welche  in  des  Ver- 
fassers Schrift  über  innereKolonisation  (Lei|)- 
zig  189^)  nähere  Bi'gründung  gefunden  hatten, 
wurden  vom  deutschen  Landwirtschaftsrat 
(Resolution  vom  9.  März  1892)  gutgeheissen. 
In  gleichem  Sinne  hat  die  General kom- 
mission  zu  Frankfurt  a.  0.  nnterm  2.  April 
1892  verfügt:  »Es  ist  darauf  hinzuwirken, 
dass  bei  der  Zerteilung  eines  Grundstücks 
in  Rentengüter  neue  selbständige  Ijindge- 
meinden  .mit  gemischter  Verteilung  des 
Grund  und  Botlens  entstehen  ...    Ist  die 
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in  Reiiteiigflter  nm  zu  wandelnde  Fläche  nicht 
30  gri^s,  dasa  die  Bilclimg  einer  selbstän- 
digen Gemeinde  angezeigt  ist,  so  ist  darüber 
zii  verhandeln,  welcher  der  Nachbai^mcin- 
den  die  neuen  Ansiedehtugen  am  zweck- 
mässigsten  angeschlossen  wenleu«. 

a)  An  zahl  und  Fläche  der  Reu  lon- 
go ter.  Die  Begrftndung  von  Renfengütern 
begann  1892.  Von  da  bis  Ende  1899  sind 
endgiltig  linier  Vermitteliing  der  Renten- 1 
benken  K473  Stellen  mit  94493  ha  tmd 
einem  Taxwert  von  71  MiUionen  Mark  ent- 
stände □.  Dax II  kommen  diejeoigen  durch 
Verträge  oiler  Piinktationeu  begründeten 
Rentengflter,  deren  Renten  nocTi  nicht 
auf  die  Rentenbank  zur  Ablösung 
übernommen  sind.  Das  sind  603  SteJIeu 
mit  (>838  ha.  Der  Oesamtbestand  der  von- 
den  General  kommiesionen  gegründeten  Ren- 
tengüter  iimfasst  also  9U78  Stellen  und 
1111331  ha.  Rechnet  man  die  3616  Stellen 
mit  61469  (einaeliiiesslich  der  öemeinde- 
ländereien  mnd  80000)  ha  hinzu,  welche 
die  mit  der  Bromberger  Generalkommission 
konkurrierende  Ansiedelungskommission  für 
Posen- West preuBsen  bis  zum  31.  Dezemlier 
1M99  end^ltig  begründet  hat,  so  ergiebt 
sieh,  eine  wie  grosse  soziale  und  {K)litisdie 
Bedeutung  das  staatliche  Kolonisation  s  werk 
besitzt.  Es  sind  in  wenigen  Jahren  durch 
staatliche  Thätigkeit  mnd  12700  Renten- 
alter (unter  Abrechnung  der  durch  blossen 
Zukauf  entstandenen  rund  10300)  mit  rund 
180000  lia  Land  gebildet  worden.  Durch  die 
Rentengutsbildungeii  ist  schon  jetzt  eine 
grössere  Fläche  an  den  Bauernstand  zurückge- 
fallen, als  er  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  ^ 
im  W'^e  des  freien  Güterverkehrs  an  den  j 
Groasgrund besitz  verloren  hat  (in  den  6 
östlichen  Provinzen  büssten  auf  diese  Weise 
die  spanufähigen  Stellen  104000  ha  ein). 
Immerhin  fehlt  noch  viel  dai'an,  bis  auch 
nur  derjenige  Besitzstand  wieder  hergestellt 
sein  wird,  den  die  Bauernschaft  zur  Zeit 
Friedrichs  des  Grossen  geliabt  hat. 

Die  Rentengutsgründungeu  sind  fast  ganz 
auf  das  eigentliche  GrossgÜtei^biet  be- 
schränkt. Auf  die  6  westliclien  Provinzen 
entfallen  nur  547  Renteugflter  mit  3861  ha, 
auf  die  6  üetlichen  7928  mit  90632  ha,  davon 
wieder  die  grössere  Hälfte  (50080  lia)  auf 
Westpreussen  und  Posen,  dann  folgen  Pom- 
mern (17850ha}  und  Ostpreussen  (13722  ha), 
wlUirend  Schlesien  (6635  ha)  und  Branden- 
burg (2345  ha)  mit  ihrem  schon  ohnehin 
starüen  Kleingrundbesitz  dahinter  zurtlck- 
bleiben.  Diese  wie  alle  folgenden  Zahlen- 
angaben beziehen  sich  lediglich  auf  die  end- 
gilt^  begründeten  Stellen. 

b)  Die  »Restgflter..  An  den  end- 
giitigen  Rentengutsbildungen  waren  929 
Besitzungen  mit  218833  ha  beteiligt.  Die 
zu  Rentengiltem  aufgeteilten  Ländereien  um- 


fassen 94493  ha:  von  dem  Best  (124340  ha) 

entMlt  ein  Teil  auf  Gemeindeland,  ein 
anderer  ist  abverkaiift  oder  harrt  noch  der 
Bcsiedeliing.  Immerhin  ist  nicht  zu  be- 
zweifeln, dass  das  hier  besprochene  Ver- 
fahren die  Güter  nicht  so  vollständig  er- 
greift wie  dasjenige  der  Anaiedelungskom- 
mission,  die  grosse  Restgüter  fast  ganz 
vermeidet.  Zum  Teil  sind  von  den  Gene- 
ralkomniissionen  nur  Aussenschläge  zur 
Parzellierung  gebracht  worden,  die  für  den 
Gutsbetrieb  wegen  ihrer  Entlegenheit  wenig 
oder  keinen  Wert  hatten.  Auf  diese  Weise 
sind  vielfach  Kolonieen  entstanden,  die  wegeu 
ihrer  geringen  Ausdehnung  nicht  geeignet 
sind,  selbständige  Landgemeinden  zu  werden, 
sondern  den  benachbarten  Gemeinden  und 
Schiilsj-stemen  zugeschlagen  werden,  zum 
Teil  aber  auch  in  den  Gutsbezirkeu  verblei- 
ben müssen. 

c)  Grösse  der  Rentengüter.  Die 
Statistik  führt  unter  den  Rentengfitern  auch 
solche  Gnindstücke  (2371)  auf,  welche  von 
schon  ansässigen  lauten  zur  Abrundung 
ihres  Besitzes  mit  Hilfe  der  Rentenbank 
erworben  wurden. 

Derartige  »Zukänte«  überwiegen  durch- 
aus in  Schlesien  und  Hessen -Nassau,  die 
Rentengutsbildnngen  liaben  einer  Anzalil  von 
—  dort  so  stark  verti-etenen  —  KleinetelJen- 
besitzern  Gelegenheit  zur  Verse Ibsländigung 
gegeben.  Dies  oder  die  Kräftigung  schon 
vorhandener  Bauem^lter  durch  Zukauf  von 
bisher  fehlendem  Wiesenland  etc.  ist  in  so- 
zialer Hinsicht  nicht  weniger  wichtig  als 
die  Begriludung  von  neuen  Ansiedelungen. 
Die  auf  solche  Weise  entstandenen  Renten- 
guter  haben  sich  meist  als  besonders  lebens- 
fähig erwiesen. 

Unter  den  ganz  neuen  Stellen  (6104) 
sind  als  selbständig  anziiseheu  diejenigen, 
welche  mehr  als  7'/ihaumEasBeD.  Es  giebt 
deren  3806;  die  2298  kleineren  SteUen  ge- 
liören  meist  Handwerkern  und  Arbeitern, 
Die  selbständigen  Rentengftter  herrschen 
überall  vor  ausser  in  Sclüesien  und  Westfalen, 
wo  indessen  übertiaupt  wenig  ganz  neue  An- 
wesen geschaffen  worden  sind.  Das  An- 
siedeln ngs  werk  hat  also  durchaus  den  er- 
wUnschten  Charakter  einer  Bauernkolo- 
uisation,  es  dient  zunächst  der  Vermeh- 
rung des  selbständigen  Mittelstandes.  Dies 
fnlt  namentlich  von  dem  Wirkungskreis  der 
Generalkommission  für  Brandenburg  uud 
Pommern,  wo  unselbständige  Arbeiterstellen 
nur  in  sehr  geringer  Zahl  und  unter  sorg- 
fältiger Abw^ung  der  Arbeitsgelegenheit 
geschaffen  woi-den  sind.  Im  Bromtterger 
Bezirke  (Posen-Westpreussen)  fällt  die  ver- 
hältnismässig grosse  Zahl  der  SteUen  von 
2i2_7i,'i  ha  (1240  gegen  2156  grössere 
und  129  kleinere)  auf.  Sie  sind  im  all- 
gemeitieu   für  den   Arbeiter    zu    gross  luid 
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für  den  selbständigen  Landwirtschafts- 
betrieb zu  klein.  Sie  erfordern  die  regel- 
mässige Anwesenheit  des  Leitera,  ohne  ihn 
ordentlich  zu  ernähren  otler  ganz  zu  be- 
adiSftigen.  Ks  ist  anzunehmen,  da^s  diese 
meist  aus  den  ersten  Jahren  der  Benten- 
gutsbildun^  stammenden  Stellen  grossen - 
teils  in  die  Hände  von  Polen  geEommen 
sind,  die  sich  darauf  bei  ihrer  Genüg- 
samkeit ohne  Nebenarbeit  durchhungern. 
Fflr  den  Arbeiter  sind  Ideinere  Anwesen, 
welche  in  der  Hauptsache  von  der  Frau 
bewirtschaftet  werden  können  und  dem 
Manne  volle  Freiheit  der  Bewegxmg  und 
Zeit  zu  einem  reichlichen  Aussen  verdienst 
lassen,  an  geeigneter  Stelle  viel  günstiger. 
Jene  »Bildnereiena  erscheinen  aus  den 
oben  angedeuteten  Gründen  als  besonders 
unglückhche  Gebilde,  wenn  sie  auf  den 
Aussen  schlagen  eines  grossen  Gutes  errich- 
tet sind. 

In  mehreren  Fällen  sind  in  der  Nähe 
grösserer  Städte  (Bromberg,  SchneidemOhl 
etc)  mit  gutem  Erfolg  Renten  gut  skolonieen 
von  Handwerkern  und  städtischen  Arbeitern 
begründet  worden,  und  dies  ist  bei  Würdi- 
gung der  obigen  Zahlen  allerdings  mit  zu 
berücksichtigen. 

Abgesehen  von  den  mitgeteilten  Angaben 
über  die  Grossen  Verhältnisse  der  neuen 
Stellen,  fehlt  es  an  statistischen  Unter- 
lagen zur  Beiuteilung  der  wirtschaftlichen 
La^  der  Ansiedler.  Es  stellt  einerseits 
nur  fest,  dass  viele  Ansiedler  ausser  der 
Staaterenle  noch  jirivate  Ilypothekenzinsen 
oder  (seitens  des  Gläubigers  unkündbare) 
Pricatronten  aufzubringen  haben,  und  anderer- 
seits, dass  die  Staatskasse  bei  der  Beleihnng 
der  Rentengttter  keine  nennenswerten  Ver- 
luste erlitten  hat. 

3.  Das  Verfahren  bei  der  Renten- 
Kutebildang.  Während  die  Ansiedelungs- 
kommission  im  Laufe  der  Jahre  immer  mehr 
dieAufgabe  zu  der  ihrigen  gemacht  bat,  Miister- 
etätten  deutscher  Bodenkultur  zu  schaffen 
und  zu  dem  Zweck  möglichst  kapitalkräftige 
Ansiedler,  namentlich  aus  dem  Westen 
heranzuziehen,  giebt  die  Generalkomraission 
vornehmlich  den  einheimischen  Arbeitern 
und  Kleinbanera  Gelegenheit  ztu-  Verselb- 
sländigimg  und  zum  billigen  Landerwerb. 
Ihre  Ansiedler  stammen  meist  aus  der 
nächsten  Nachbarschaft  des  aufzuteilenden 
Gutes,  Dies  erleichtert  die  Kolonisation 
ungemein.  Es  bedarf  keiner  so  umfassenden 
Vorkehnmgen,  um  den  Kolonisten  über  die 
ersten  schweren  Jahre  hinw(^uhelfen.  Sie 
kennen  Boden  und  Klima,  finden  bei  Nach- 
barn und  Verwandten  weitgehende  Beihilfen 
namentlich  während  der  Bauzeit,  sie  bauen 
billig,  bringen  aiia  ihrer  früheren  Wirtschaft 
Geräte,  Vieh,  Korn  und  Futter,  selbst  ganze 
Scheunen  etc  mit. 


Dennoch  bleibt  jede  Kolonisation  inner- 
halb eines  aitboaiedelten  Landes  ein  schwie- 
riges und  kompliziertes  Unternehmen,  wel- 
ches grosse  Geschaftsgewandtheit  und,  soll 
die  Kolonisation  eine  zweckmässige  Grund- 
lage für  den  landwirtschaftlichen  Betrieb 
und  gesicherte  Heimstätten  für  iiuabhängige 
Bauern familien  schaffen,  ein  hohes  Mass  von 
ökonomischem  und  sozialem  Verständnis  vor- 
aussetzt. 

Von  vom  herein  war  in  Aiisstcht  genom- 
men, dass  die  General  kommissioneu  unter 
Um  stand  eu  das  Ansiedelungswerk  selbst 
leiten  und  durchfilhreii  sollteo.  Dieser  Teil 
ihrer  Thätigkeit  ist  unten  sub  4  zu  besprechen. 

Stets  aber  hat  die  General  kommission 
darauf  zu  achten,  dass  der  Renten bankkredit 
lediglich  solcheu  Ansiedelungen  zufliesst, 
die  nicht  bloss  die  nötige  finanzielle  Sicher- 
heit für  die  staatlichen  Darlehen,  sondern 
auch  die  Gewähr  für  das  gute  Fortkoramen 
der  Ansiedler  bieten.  Sie  soll,  wie  es  in 
einer  Ministerialanweisnng  von  1891  heissf, 
die  »spekulative  Ausbeutung*  des  Gesetzes 
verhüten.  Da  es  nun  meist  unmöglich  ist, 
an  einer  schon  fertigen  Kolonie  noch  we- 
sentliche Vei-ändeningen  vorzunehmen,  haben 
die  Behörden  nach  einigen  schlimmen  Er- 
fahrungen sich  von  Anfang  des  Aufteilungs- 
verfahrens an  eine  Mitw^rkung  gesichert. 
Die  Aufsieht  erstreckt  sich  vor  allem  auf 
den  Besiedelnngsplan,  die  genügende  Aits- 
stattimg  der  Gemeinden  mit  öffentlichen 
Einrichtungen,  insbesoudere  Schule  und  Ge- 
meindeland, und  das  Mass  der  Belastung  der 
Ansiedler. 

Um  die  üeberschuldung  der  Kolonisten  zu 
verhindern,  verlangen  die  Behörden  zimächst 
einen  Vermögens  nach  weis  von  den  Ansiede- 
lungslustigen in  Hohe  von  wenigstens  '  i 
des  voll  eingerichteten  und  bebauten  Ren- 
tenguts, Ein  Teil  davon  wird  als  Kaution 
hinterlegt  und  im  Laufe  der  Bauzeit  zurück- 
gegeben. Ferner  ist  eine  Kontrolle  über  die 
Kaxif preise  bald  eiiwpführt  und  fortgesetzt 
verschärft  worden.  Dafür  hat  sich  im  Ijaufe 
der  Jahre  ein  doppeltes  Verfahren  heraus- 
gebildet : 

Die  Oeneralkommission  zu  Frankfurt  a.  0. 
legt,  sobald  ein  Gut  zur  Besiedeluug  ange- 
boten wird,  zunächst  dnreh  eine  generelle 
Vorlaxe  fest,  welcher  GesMntpreis  dafür 
erzielt  wei-den  darf.  Dieser  Preis  richtet 
sich  nach  dem  Werte,  den  das  ungeteilte 
Gut  im  Grossbetriebe  liat.  Die  Summe  wird 
dann  später  durch  eine  Specialtaxe  auf  die 
einzelnen  Stellen  unter  Sonderverrechnung 
der  etwa  mit  übernommenen  Inventarstflcke 
und  Gebäude  und  unter  Zuschlag  der  ent- 
standenen Kosten  für  das  Verfahren  und 
für  gemeinschaftliche  Anlagen  verteilt.  Da 
diese  Kosten  nicht  mit  Sicherheit  im  voraus 
zu  bestimmen  sind,  pflegen  die  > Besiedeln ngs- 
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zusclilü^*  ziemlich  reiclüich  bemeasen  zn 
■werüen.  Ein  etwaiger  Ueberschuss  über  die 
thatsäcltlichen  Kosten  flieset  in  eine  be- 
aondei'e  Kenten.^^iitskasse  und  winl  zu  üunsten 
der  neuen  Aiisiedelnngen  verwandt.  Der 
richtige  GTUDdge<lanke  dieees  Verfahrens  ist, 
Uass  der  Wertzuwachs,  welchen  der  Boden 
durch  die  Arbeit  der  Ansiedler  erhält,  ihnen 
und  nicht  dem  Verkäufer  oder  einem  Ver- 
mittler zu  gute  kommen  solL  »Sind  die  Qe- 
h&ude  des  aiifzuteilenden  Besiteturas  so 
umfangreich  oder  wertvoll,  dass  sie  sich 
nicht  passend  verwenden  lassen,  so  hat  der 
Verkäufer  diesen  Nachteil  zn  tragen  oder 
er  muss  auf  die  Bildung  von  RentengOtern 
veraichten.« 

Die  meisten  Oeueralkommissionen  gehen 
von  der  generellen  Vortaxe  ab.  Sie  taxieren 
etsi,  wenn  die  Besiedelung  oder  die  Vcrttags- 
punktationen  bereits  zu  stände  gekommen 
sind,  und  fordern  dann  eventuell  eine  cachträff- 
liche  Herabsetzimg  des  Kaufiireises.  Die 
formell  vom  Rentengutsausgeber  zu  bestrei- 
tenden allgemeinen  Aufwendungen  für  öff  ent- 
hebe Zwecke,  Meliorationen  etc.  werden  ihm 
im  Laufe  der  Jahre  nachträglich  zur  Last 
gelegt.  Bei  diesem  Verfahren  bleibt  der 
Verkäufer  länger  im  Ungewissen,  welche 
Settoeinnahme  ihm  aus  dem  Verfahren  er- 
wachsen wird. 

4.  Verhältnis  der  staatlichen  zur  pri- 
vaten Thätigkeit  bei  der  Rentenffats- 
bildnng.  ZnsainmenfBaeende  Bearteilong. 
Der  Regel  nach  ist  der  veraussemde  Öuts- 
besitzer  weder  itir  Anwerbung  geeigneter 
Ansiedier  noch  dazu  im  stände,  die  oft 
höchst  komplizierten  und  schwierigen  kauf- 
männiBch-technischen  Geschäfte  zu  erledi^n,  i 
welche  die  Umwandlung  eines  Guts  «ier' 
Qutsteils  in  eine  bäuerhuhe  Ansiedelung  mit 
sich  bringt. 

So  sehr  sich  nun  die  mit  der  Ueber- 
wachuug  der  Kentengutsbildung  an  Ort  und 
Stelle  betrauten  Specialkommissare  bemühten, 
den  Gutsbesitzern  und  Ansiedlem  den  kauf- 
männisch-technischen Teil  des  Besiedelungs- 
gescbäftes  zu  erleichtem  und  möglichst  ab- 
zunehmen, so  wenig  hat  sich  auf  die  Dauer 
die  Kolonisation  durch  die  Behörden  selbst 
einhüi^ern  und  ausbreiten  können.  Gewiss 
hat  dazu  die  anfänglich  sehr  starke  Anhäufung 
der  Geschäfte,  die  Neuheit  der  Thäti^keit, 
die  mangelnde  landwirtschaftlich-technische 
Schulung  vieler  jüngerer,  dem  Juristentum 
entnommener  B^mten  und  die  allgemeine 
Schwerfälligkeit  des  staatlichen  Betriebes  bei- 
getragen. Der  ausschlaggebende  Grund  aber 
lie^  darin,  dass  es  dem  vetäusserungsbedürfti- 
gen,  oft  in  bedrängter  Lage  befindlichen  Ren- 
teogutsausgeber  in  erster  Linie  darum  zu  thun 
ist,  seine  Gnmdstilcke  loszuschlagen  und 
ficIiDell  zu  seinem  Gelde  und  seinen  Renten- 
briefen    zu    kommen,    während    auch    der 


tüchtigste  und  gewandteste  Specialkommissar 
gerade  dafOr  keinerlei  Garantie  übernehmen 
kann.  Der  Staat  enthält  sich  grundsätzlich 
der  Aufgabe,  Ansiedler  anzuwerben,  die 
Kaufverträge  zu  stände  zu  bringen,  er  ist 
in  keiner  Weise  an  dem  finanziellen  Risiko 
des  Unternehmens  beteiligt,  und  hier  ist  der 
Punkt,  wo  der  private  Vermittler  meist  un- 
entbehrlich Willi. 

Es  liegt  sehr  nahe,  dass  man  dem 
Mittelsmanne  mit  der  Sorge  und  Verant- 
wortung für  das  Zustandekommen  der  Kauf- 
verträge auch  die  Aufgabe  Überträgt,  jedem 
das  ihm  genehme  Land  zuzuweisen,  also  bei 
der  Aufstellung  des  Besiedelungsplanes  und 
bei  der  Durchführung  des  Ansiedelungs- 
werkes überhaupt  massgebend  mitzuwirken. 
Häufig  überliess  man  dem  Mittelsmanne 
das  ganze  Geschäft  gegen  eine  Provision. 
Besonders  wertA'oll  wurde  der  Vermittler 
wenn  er  dem  Gutsbesitzer  das  Verkaufs- 
risiko  überhaupt  abnahm,  das  Gut  oder  den 
Gutateil  selbst  erwarb  und  den  Verkauf  auf 
eigene  Rechnung  durchf (Uirte ;  dies  wurde 
bald  zm^  Regel. 

So  bahnte  sich  von  Anfang  an  eine 
Arbeitsteilung,  zwischen  Ausführung  und 
Kontrolle,  zwischen  dem  kauf  man  nisch-tech- 
nischen  und  dem  verwaltungsrechtlichen 
Teil  des  Besiedelungswerkes  an.  Es  war 
eine  Entwickelimg ,  die  mit  logischer  Not- 
wendigkeit aus  einer  Gesetzgebung  hervor- 
ging, welche  die  pekuniäre  Teilnahme  des 
Staats  an  der  Kolonisation  auf  die  Gewäh- 
rung gut  gesicherter  Darlehen  beschränkte. 
Nicht  anders  als  unter  Zu  rück  drängung  der 
Verwaltung  auf  die  Prüfung,  ob  die  aufge- 
stellten Darlehn sbedingun gen  erfüllt  und  den 
öfCentl  ichrecht  liehen  Vorschriften  geniige 
geleistet  sei,  konnte  auch  der  in  Jonen  Ge- 
setzen enthaltene  oi^nisatorisch  richtige 
Gedanke  vollkommen  nutzbar  gemacht  wer- 
den, nämlich  die  Verbindung  der  ungebun- 
denen privaten  Geschäftsführung  mit  Kau- 
telen  zur  Sicherung  des  Gemeinwohls. 

Freilich  kam  die  zwingende  Natiu-  jener 
Entwickelung  um  so  langsamer  zum  allge- 
meinen Bewussteein  —  so  dass  ihre  Er- 
kenntnis noch  heute  keineswegs  weit  ver- 
breitet ist  — ,  als  sich  bald  heftige  Konflikte 
zwischen  dem  Privatintersse  der  Vermittler 
und  den  überwachenden  Behörden  ei^ben, 
Konflikte ,  die  es  den  letzteren  nahe 
legten,  immer  wieder  selbst  die  Versuche 
zur  eigenen  Besiedelungethätigkeit  aufzu- 
nehmen. 

In  der  ersten  Zeit  war  es  der  Typus  des 
gemeinen  Güterschlächters,  des  unge- 
bildeten, oft  wucherischen  Kleinhändlers  mit 
Grundstücken,  der  im  Vermitteiungswesen 
bei  der  Rente ngutsbildung  zur  HerrsAaft  ge- 
langte. Manche  von  diesen  Leuten  hatten  schon 
vor  dem  Erlass  der  Rentengutsgesetze  sich 
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an  die  Parzellieiiing  umfangi-eicher  Laiid- 
kompJexe  gemacht;  als  dann  reichliche 
Staatsgelder  wir  Verfügung  gestellt  Tnirden 
und  die  Nachfrage  nach  geschickten  Unter- 
händlern stieg,  suchten  sie  die  gflustige 
Situation  im  grossen  auszii nutzen.  Esistauch 
nicht  zn  verkennen,  dass  einzelne  unter  ihnen 
mit  geschäftlicher  Gewandtheit  grosses  techni- 
sches Gescidck  verhanden.  Nirgendsabcrver- 
ti-agen  die  Schöpfungen  dieser  Ijeute  eine 
schärfere  Prüfung  nach  der  Seite  der  ordent- 
lichen Ausstattung  der  Gemeinden  mit  öffent- 
lichen Einrichtungen  und  der  Belastung  der 
Ansiedler  mit  Soliuldon  (vgl.  über  derartige 
Kolonieen  im  Kreise  Knthei^-KOrlii),  Seiing  1. 
c.  S.  182ff.).  Sie  hahen.mit  Vorliebe  ganz 
■  mittellose  I^nte  angesetzt  und  den  Anwär- 
tern das  nachzuweisende  Vormögen  unter 
Täuschung  der  Behöi-den  vorgeschossen,  weil 
die  Besitzlosen  am  ehesten  bereit  sind ,  die 
liöühsen  Preise  zu  bezahlen  und  die  uuge- 
heuorsten  Schulden  zu  übernehmen. 

Aus  jenen  Anfangsstadien    der  Renten- 

futsbildung,  in  denen  dos  Kontroll-  und 
axwesen  noch  wenig  straff  geordnet  war, 
stammen  die  nicht  wenigen  überschuldeten 
und  wirtschaftlich   lebensunfähigen  Renten- 


alle nicht  ganz  vertrauenswürdigen  Ver- 
mittler verbeten ,  ihnen  und  ihren  Auftrag- 
gebern den  Rentenkredit  verweigert;  die 
verschärfte  Aufsicht  über  die  Angemessen- 
heit der  Kaufpreise  that  das  Uebrige,  um 
alle  wucherischen  Elemente  ans  der  Renten- 
guts-Kolonisation  zu  verdrängen.  Es  sind 
nur  weni^  private  Vermittler  übrig  ge- 
blieben, die  mit  der  General kommission  Ge- 
schäfte machen. 

Einen  grossen  Fortschritt  fll>er  die  Ver- 
mitteliing  der  Gflterschlächtcr  hinaus  bildete 
die  Entetehung  von  kapitalistischen 
Gesellschaften,  welche,  angeregt  durch 
das  staatliche  Vorgehen,  das  Parzellie- 
rungsgeschäft im  grossen  betreiben  wollten. 
Zunächst  wurden  derartige  Institute  in  der 
ProWnz  Posen  mit  der  Absicht  be- 
gründet, der  Thätigkoit  der  Ansiedelungs- 
kommission für  Posen  -  Westpreussen  ent- 
gegen zu  wirken.  Unter  den  entsprechen- 
den deutschen  Unternehmungen  ist  die 
älteste  nud  wichtigste  die  im  Jalire  ISO." 
tegriindete  »Landtenk«  zu  Berlin,  Ihr  bii 
Januar  liKK)  voll  eingezahltes  Aktienkapital 
betlägt  10  Millionen  Mark;  als  Gegenstand 
des  Unternehmens  bezeichnete  sie  neben 
dem  Enverb  und  der  Veräusserung  von 
Liegenschaften  im  allgemeinen :  die  BiJdung 
und  Besiedelung  von  Hentengütern. 

Indessen  ist  die  auch  vom  Unterzeich- 
neten gehegte  Erwartung,  dass  derartige 
Gesellschaften  eine  gpeignete  Grundlage  für 
das   Zusammenwirken    von    freien    Privat- 


unternehraer«  und  staatlichen  Konfrollin stan- 
zen abgeben  würden,  nicht  eingetroffen. 
Es  scheint  sich  heran s^stellt  zu  haben, 
dass  zumal  in  einer  Zeit  der  gesunkenen 
landwirtschaftlichen  Reinerträge  das  Er- 
werbsioteresse  der  Aktionäre  nicht  mit  den 
Anfordeningen  in  Einklang  zu  bringen  ist, 
welche  die  Behörden  an  eine  staatlich  ge- 
förderte Kolonisation  stellen  müssen. 

Bei  den  polnischen  ünternehmun- 

n,  auch  denjenigen,  welche  wegen  ihrer 
genossen scbaftlichen  Organisation  oder  wegen 
ihrer  national  poli  tischen  Ziele  überhaupt 
nicht  Oller  doch  nur  in  bescliränktem  Sinne 
als  kapitalistisdie  bezeichnet  weitlen  können, 
erschwerte  die  nationale  Antag«uie  das  Zu- 
sammenarbeiten mit  den  Behörden.  Anfangs 
wui"dederRentenkreditohnejedenUntei"Schied 
der  Nationalität  gewährt.  Von  den  S47Ö  Ren- 
tenpütem  sind  5449  in  Händen  von  Deutschen, 
2005  von  Polen,  330  von  Masuren  und 
Kassuben,  während  der  Rest  (91)  sich  auf 
Litauer,  Czechen  etc.  verteilt.  Polnische 
Ansiedler  wurden  auch  von  deutschen  Guts- 
besitzern ,  die  parzellieren  wollten ,  vielfach 
bevorzugt,  weil  sie  geringere  Ansprüche 
stellen  als  die  deutschen,  auf  kleineren 
Stellen  mit  schlechterem  Xjand  augesetzt  wer- 
den können  und  bereit  sind,  höhere  Renten  zu 
übernehmen.  Auf  die  Proteste,  welche 
gegen  jenes  Vorgehen  der  (Brombei-ger) 
Generalkommission  erhoben  wurden,  erlicss 
dann  (1895)  die  Staatsregiernug  eine  An- 
weisung, die  davon  ausgeht,  dass  die  Aus- 
führung der  Rentengutsgeeetze  nicht  der- 
jenigen des  posen-westpreussi sehen  Ansiede- 
iungfigesetzes  entgegenwirken  dürfe.  Es 
sollte  deshalb  jeweils  eine  Aeus,scnmg  der 
Ansiedelungskommission  darüber  eingeholt 
werden,  ob  sie  gegen  eine  geplante  Ansiede- 
lung Bedenken  zu  erheben  habe. 

Je  mehr  man  die  Gülerschlächter,  die 
kapitalistischeu  und  die  polnischen  Un- 
ternehmungen zurilckdrängte,  je  strenger 
die  BehOnien  auf  angemessene  Ansiede- 
lungsbedingnngen  hielten,  die  Entstehung 
von  pi-oletari sehen  und  fiberlasteten  Stellen 
verhinderten,  um  so  mehr  gingen  aber 
auch  die  Anträge  auf  Vornahme  von  Ren- 
ten giitsbildun  gen  zurück.  Während  nocli 
Ende  des  Jahi-es  1894  rund  HXilMMi  ha  zur 
Kentengutsbildung  verfügbar  waren,  be- 
schi&ikte  sich  Ende  des  Jahres  1898  das 
<iazu  angebotene  Areal  auf  1Ö378  und 
Ende  1899  auf  10953  ha.  Es  wurden  auf 
die  Rentenhank  endgiltig  übernommen 
1892/93  1882,  1894  1SI02,  1899  mir  noch 
651  Renten  guter.  Die  zugehörige  Fläche 
umfassle  1892/93  18379  ha,  1894  21829 
ha.  1899  8046  ha. 

Dieser  Rückgang  ist  eingetreten,  obwohl 
das  Angebot  von  I^nd  zur  Parzolliening 
enorm  und  die  Zahl  der  kaufkräftigen   Be- 
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werher  aus  dem  Bauern-  und  Kleinbesitzer- 
staude ebenfalls  sehi-  gross  ist  Jene  Zahlen 
bedeuten  lediglich,  dass  die  unbeschränkte 
Privatparzellierune  immer  mehr  das  liebei-- 
ge«-icnt  erlangt  iiber  diejenige,  welche  sieh 
der  uffeutlichen  Kontrolle  unterstellt.  Die 
Absicht  der  preussischen  Gesetzgebimg,  das 
ADsiedclungsvesen  der  Sphäre  des  rein 
kaufmännischen  Interesses  zu  entziehen 
und  das  öffentliche  Interesse  in  organischer 
Weise  zur  Gelttmg  zu  bringen,  bat  sicli 
nicht  erfallt.  Anscheinend  ziehen  aber  auch 
nicht  die  anständigen,  grosskapitalistischeii 
deutschen  Unternehmungen  das  Parzel- 
Ijenincrsgeschäft  an  sich.  Die  Eolonisations- 
thätigkeit  der  »Landbank«  hat  wesentlich 
abgenommen.  Sie  hat  1896  und  1897  zn- 
sammen  4.5U  selbständige  neue  Bauernstellen 
mit  0310  ha,  1898  und  1899  nur  noch  259 
mit  4640  ha  begrttudet,  während  sie  an 
seihständigen  Vorwerken  und  »Restgütern« 
35  bezw.  4."»  mit  9310  und  12025  ha  ver- 
äusserte (tlazH  372  bezw.  1080  ha  in  Par- 
zellen zur  Ver)!jösseruDg  bestehender  Wirt- 
schaften). Die  Bank  hat  den  Schwer- 
punkt ihrer  Thätigkeit  immer  mehr 
m^lichsl  rasclien  Umsatz  von  Landgütern 
yerlegt,  die  sie  im  ganzen  oder  in  grossen 
Stücken  unter  Vermeidung  der  teiiern  Zwi- 
schenverwaltnng  und  Melioration  mit  grossem 
(iewinn  absetzt,  Sie  bildet  vorwiegend  nicht 
Bauern-,  sondern  Herrengüter  meist  mittleren 
Umfangs  und  ist  aus  einer  Kolonisation s- 
zu  einer  Landhandelsgesellschaft  geworden. 

Hingegen  wird  allerseits  über  die  Aus- 
breitung des  Geschäftes  reich  gewordener 
Gilterschlächter  Klage  geführt.  Sie  können 
wohl  eher  als  grosse  KobnisationsgeBellschaf- 
ten  des  billigen  und  reichlich  (mit  ^'i  des  Werts) 
bemessenen  Renten  ttankkredits  entbehren. 
Denn  diese  muss  darauf  bedacht  sein,  ihrGeld 
im  Umlauf  ?u  erhalten.  Jene  scheuen  es 
gar  nicht,  Restforderungen  auf  den  neuen 
Stellea  zu  behalten,  weil  sich  daraus  weitere 
Gelegenheit  zu  wucherischen  Qescliäften 
ergiebt;  oft  hat  der  Händler  seine  eigenen 
Aufwendungen  schon  durch  das  übliche 
Niederschlagen  des  Forstes,  die  Anzahlungen 
der  Äusiedler  und  Darlehen  der  Sparkassen 
etc.  auf  die  neuen  Stellen  bezahlt  gemacht 

Neben  den  Güterschlächtern  sind  es  die 
polnis(;hen  Änsiedelungsuntemehmungen,  die 
auch  oline  den  Hentenkredit  die  Pai-zel- 
lieniugen  weiter  betreiben.  Denn  einmal 
fliessen  ihnen  die  sehr  bedeutenden  Spar- 
gelder der  polnischen  Wanderar l>eiter  zu. 
die  sich  damit  in  ihrer  Heimat  ansässig  zu 
machen  versuchen.  Ferner  hat  man  die 
Ansiedler  in  sehr  geschickter  Weise  zu  An- 
kauf sgenoasensehaften  vereinigt,  welche  die 
zu  besiedelnden  Güter  im  geizen  erwerben 
und  vermöge  ihrer  grossen  Kreditfähigkeit  in 
der  Lage  sind,  die  darauf  haftenden  Schul- 


den ohne  weitei'es  mit  zu  übernehmen  und 
neuen  Kredit  für  Au siedelungsz wecke  zu 
erhalten  (vgl.  Ober  diese  Organisation  Sering, 
Innere  Kolonisation,  S.  2.54  ff).  Jene  Ge- 
nossenschaften verdanken  ilire  Entstehung 
und  straffe  Oi^anisation  dem  engen  politisch- 
kirchlichen  Zusammenschluss  des  Polentums. 
Sglich  wäre,  entsprechende  deutsche 
Genossenschaften  ins  Leben  zu  rufen,  Ist 
bezweifeln. 

Allmählich  breitet  sich  die  Erkenntni.i 
aus,  dass,  wenn  die  Bewegiuig  des  Gnmd- 
besitzes  in  der  östlichen  Hälfte  Preussens 
und  damit  die  soziale  und  politische  Zukunft 
dieses  Gebietes  nicht  eiuerseits  einem  unter- 
geordneten Spekulaotentnm  imd  anderei-seits 
dem  Polentum  in  der  Hauptsache  Oberant- 
wortet werden  soll,  der  Staat  sich  zu  einer 
kräftigeren  kolonisatorischen  Thätigkeit  ent- 
schliessen  muss. 

Entweder  ist  die  bisherige  Renlenguts- 
gesetzgebung  wirksamer  zu  gestalten  oder 
deren  Rahmen  zu  sprengen,  der  Gnmdsatz 
des  Parteibetriebes  zu  verlassen  und  die 
Zolonisationstliätigkeit  zu  »verstaatlichen« . 
Einen  Versuch  in  der  erstgenannten 
Richtung  macht  das  Gesetz,  betreffend 
die  Gewährung  von  Zwischenkre- 
dit bei  Renteng  utsgründungen,  vom 
12.  Juli  1900.  Dieses  Gesetz  stellt  zur 
FGrdening  der  Rentengutsbild img  bei  Mit- 
wirkung der  Generalkommission  aus  dem 
ReSBr\'efonds  der  Rentonbanken  kurzfristige 
Kredite  bis  zu  einem  Gesamtbetrage  von 
10  Millionen  Mark  zur  Verfügung.  Die 
Frist  läuft  jeweils  bis  zur  Ausliändiguug 
der  Rentenbriefe,  die  immer  erst  dann  er- 
folgen kann,  wenn  die  RentengDter  recht- 
lieh bestehen,  d,  h.  die  Ansiedelung  fertig 
ist  Der  Verwendungszweck  des  Zwischen- 
kredits ist  auf  die  Abstossung  der  Schulden 
und  Lasten  aufzuteilender  Grundstücke 
und  die  erstmalige  Besetzung  der  Renten- 
guter  mit  den  notwendigen  Wohn-  und 
Wirtschaftsgebäuden  beschränkt  Für  der- 
artige Zwecke  waren  bisher  öffentliche  und 
private  Kreditinstitute  eingetreten;  sie  ge- 
währten Darlehen  gegen  Cession  des  An- 
spruchs auf  die  zu  erwartenden  Renten- 
briefe  und  auf  die  bai'en  Anzahlungen  der 
Eentengutakäufer.  Das  Gesetz  führt  dem- 
nacli  lediglich  eine  Verbilliguug  dieser  — 
weil  kurzfristig  ■ —  ohnehin  ihrem  absoluten 
Kostenbefrage  nach  nicht  sonderüch  teueren 
Zwischenkredite  herbei  und  wii-d  sich  schon 
deshalb  wohl  als  ziemlich  wirkungslos  er- 
weisen. 

Es  geht  vor  allem  von  der  unrichtigen  Vor- 
aussetzung aus.  dass  der  Regel  nach  der  Be- 
sitzer selbst  im  Zusammenwirken  mit  der 
Generalkommission  die  Parzellierung  durch- 
I  führe,  und  stellt  deshalb  lediglich  ihm  den 
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Kredit  ziir Verfügung,  währeDd  jener  Fall  nicht 
mehr  als  der  normale  angesehen  werden  bann. 

Ans  diesem  önmde  besehloss  das  Ab- 
geordnetenhaus auf  Anti-ag  dos  Freiherrn 
V.  Wangenheira  wiederholt,  jene  Begrenzung 
der  Kreditzweeke  zu  streichen,  die  Staats- 
regiening  stimmte  zu,  aber  die  veränderte 
Fassung  scheiterte  an  dem  hartnäckigen 
"Widerstand  des  Herrenhauses. 

Die  Absicht  bei  jener  Verändenmg  war 
vornehmlich,  den  Zwischenkredit  auch  zum 
Zwecke  des  Ankaiifs  von  Gütern  für  solche 
gemeinnützige  Gesellschaften 
und  Oeuossenschaften  nutzbar  zu 
machen ,  welche  in  enger  AnleiinuQg 
an  die  Generalkomraission  die  innere 
Kolonisation  betreiben.  Abgesehen  von 
den  entsprechenden  polnischen  OiMnisa- 
tiouen  kommt  hier  bisher  lediglich  die 
'Deutsche  Ansied eluugsgeeellschafi-'  (6.  m. 
b.  H.)  zu  Berlin  in  Betracht.  Sie  schüesst 
statutarisch  jeden  Geschäftsgewinn  aus, 
verteilt  keine  Dividende  und  keine  Tan- 
tifsme.  Die  Gesellschafter  —  einige  aka- 
demisch und  praktisch  gebildete  Landwirte 
—  sind  auf  massige  Gehälter  gesetzt. 
Sie  akkordieren  mit  den  Gutsbesitzern  auf 
einen  festen  Preis  und  verkaufen  den  An- 
siedlern ebenfalls  zu  festen  sehr  massigem 
Preisen  ohne  irgendwelche  Nebenkosteu.  Der 
bei  geschickter  imd  billiger  Gescliaftsffihrung 
erzielte  immerhin  beträchtliche  Uebersehuss 
wird  nach  Dotierung  ein^  im  ÄuflCsungs- 
fall  für  öffentliche  Zwecke  festgele^n  Re- 
servefonds den  oeugebildeten  Gemeinden  zu- 
gewandt. Das  ganze  Geschäftsgebaren  ist 
ein  öffentliches  und  steht  unter  Aufsicht 
der  Behörden.  Diese  Organisation  hat  sich 
vortrefflich  bewährt,  sie  passt  sich  am  voli- 
kommensten  dem  bestehenden  gesetzlichen 
Zustande  an,  indem  sie  unter  Wahning  der 
freien  Beweglichkeit  der  Gesehäftslühnmg 
das  kapitalistische  Erwerbs  Interesse,  die 
(Quelle  aller  Konflikte  mit  den  Behörden 
ausschaltet.  Sie  würde  bei  weilei-em  Aus- 
bau den  Generalkommissionen  einen  Stamm 
von  sachkundigen,  zuverlässigen  und  ge- 
wandten Vermittlern  zur  Verfügung  stellen 
;md  im  Rahmen  dos  geltenden  Rechls  eine 
Kolonisation  im  grossen  ermöglichen. 

Die  Gesellschaft  hat  in  den  ersten  l'/a 
Jahren  ihrer  Thätigkeit(lH98,'9)6gn>sseGater, 
4  Domänen  und  2  Rittergüter  in  Dorfschaften 
mit  171  Stellen  und  3fl8t)  ha  verwandelt. 
Es  8ind  durchweg  mit  grosser  Raschheit 
gilt  fundierte  Ansiedelungen  entstanden,  die 
sich  besondei-s  auch  durch  reicidichsto  Aus- 
statlimg  mit  gemeinwirtscliafl liehen  Ein- 
richtungen auszeichnen.  So  hat  eine  neue 
Gemeinde  im  Kreise  Beigard  fiO  ha  Land 
und  30  tm  Mark  bai-  erhalten.  Da 
jedoch  die  Mittel  der  Gesellschaft  be- 
schränkte  sind   und   einereeits   das  Piivat- 


kapital  sich  von  Unternehmungen  fern  hält, 
die  lediglich  eine  massige  Verzinsung  der 
Einlagen  gewähren,  andererseits  die  meisten 
Gutsbesitzer  den  festen  Ankauf  der  zu 
]jarzelliereuden  Besitzungen  verlangen,  vei^ 
mag  sie  den  kapitalistischen  Uutemehmun.gen 
nur  wenig  Terrain  abzugewinnen. 

Bei  vorsichtiger  Auswahl  der  Güter  und 
bei  geschickter  Geschäftsführung  ist  das 
An  siede)  ungsrisiko  gering.  Nichtsdesto- 
weniger wtlrde  es  allerdings  einen  wichtigen 
principiellen  Fortschritt  bedeutet  liaben, 
wenn  der  Staat  seinerseits  eigentlichen  An- 
kaufskredit  gewährt  hätte.  Die  Gründe, 
aus  denen  das  Herrenhaus  jener  Neuerung 
seine  Zustimmung  versagte,  sind  aus  den 
Verbandlungen  nicht  leicht  zu  entnehmen. 
Der  Referent  der  Kommission  machte  der 
schon  bestehenden  Ansiedehmgsgesollscliaft 
die  zTi  »opulenten  Ausstattung  der  Gemein- 
den zum  Vorwurf!  Man  dürfe  kein  Gesetz 
sanktionieren,  das  die  Möglichkeit  zu  solchen 
»Ausschreitungen«  gewähre!  Als  die  eigent- 
liche Absicht  der  Kommission  bezeichnete 
er  ausdrücklich,  jede  Anregung  zur  Renten- 
gutsbildung zu  vermeiden.  Auf  der  anderen 
Seite  erklärte  aber  derselbe  Referent  später 
im  Namen  der  Kommission,  dass  sie  »mit 
allerS,vmi>athie  einer  neuen  Gesetzgebung  ent- 
gegensehe, welche  die  Kolonisation  in  grossem 
und  zielbewusstem  Masse  diu^hführen  will.« 

Es  ist  zu  hoffen,  dass  das  Hen-enhaus 
bald  wieder  in  die  I^age  versetzt  werde, 
diese  Sympathie  praktisch  zu  bethätigen. 
Dabei  kann  es  sich  nach  Lage  der  Dinge 
kaum  tun  etwas  anderes  handeln  als  um 
die  Errichtimg  von  staatlichen  Ankaufsfonds 
nach  Art  desjenigen  tler  Ansiedelungskom- 
mJBsion  für  Posen- Westpreussen  für  die  üb- 
rigen Provinzen. 

5.  Mecklenbarg  -  Schwerin.  Man  hat 
dort  seit  1846  mit  sehr  gutem  Erfolg  die 
zahlreichen  Bauerndörfer  des  Domanial- 
gebietes  dureh  (1899  8959)  Häuslereien  sozial 
ausgebaut,  und  schon  seit  Mitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  zaiüreiche  Büdnereien,  d.  s. 
Stellen  von  1,5—7  ha  (7437)  begründet. 
Der  Zugang  betrug  1890—99  1768  Häusler- 
und  232  Bildners  teilen.  Ein  nach  langjäh- 
rigen Verhandlungen  zu  stände  gekommenes 
G.  V.  24.  Mai  1898,  welches  nach  dem  Vor- 
tjilde  der  preussischen  Rentengutsgesetze 
zur  Begründung  von  bäuerlichen  Ansiede- 
lungen in  dem  fast  ganz  davon  cniblössteii 
ritterschaftlichon  Gebiet  durch  Ki-eilit- 
gewähinmg  etc.  anregen  wollte  (vgl.  d.  Art. 
Rentengut),  liat  bisher  fast  gar  keine  An- 
wendung gefunden. 

IL  Rasaland. 

In  Russland  erscheint  die  seit  1884  in 
grösstem  Umfang  aufgenommene  innere  Kolo- 
nisation —  von  der  Ersdiliesswiig  Sibiriens 
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■wird  hier  abgesehen  —  als  unmittelbare 
Fortsetzung  des  Emancipationsweikes.  Sie 
will  den  damals  vielfach  höchst  ungenügend 
mit  Land  ausgestatteten  Bauern  Q^egeJiheit 
zur  Erweiterung  ihres  Besitztums  geben, 
andererseits   deo   hochverschuldete n   tiross- 

Sindbesitz  in  stand  setzen,  sich  durch 
ndverkauf  zu  eDtlosten.  Zti  diesem  Zweck 
wurde  durch  G.  v.  18.  JTai  1882  die  Bauem- 
bank  für  das  eigentliche  Russland  begründet, 
Ihre  Wirkeamkeit  wurde  1888  auf  Polen, 
1895  auf  die  baltischen  Länder,  Sibirien 
und  Transhaukasien  ausgedehnt;  nur  Fin- 
land  bleibt  noch  ausgeschlossen. 

Die  Bank  steht  unter  dem  Finanzminister 
und  besitzt  zahlreiche  Filialen.  Sie  giebt, 
der  agrarischen  Verfassung  des  grösseren 
Teils  von  Russiand  entsprechend,  Darlehen 
nicht  nur  an  einzelne  Personen,  sondern 
vorwiegend  au  Gemeinden  und  Genossen- 
schaflen.  und  zwar  beleiht  sie  jetzt  regel- 
mässig bis  zu  90  "/o  des  SchÄtzungs wertes. 


den  Steuern  gleichgestellt.  Die  Darlehen 
sind  seit  1895  mit  4'a''/o  verzinslich  (bis 
dahin  Ö'/a^/o),  dazu  kommen  l*/o  Verwal- 
tungskosten und  Rflcklage  zum  Reservefonds 
imd  im  Verhältnis  zur  Tilgungsperiode  sehr 
hoch  bemessene  Tilgungszuschl%e. 

Trotz  der  ilbei'aus  hohen  Schuldkosteu 
wurde  die  Bank  mit  Darlehn santrägeu  be- 
stürmt. Bis  zum  1.  Januar  1894  erwarben 
mit  ihrer  Hilfe  293101  bauerliche  Wirte 
(943477  Seelen)  2047697  [bis  Anfang 
1896  2,4  Millionen]  Desjätinen  (1  Des. 
^  1,09  ha)  für  89,6  Millionen  Rubel  von 
grosseren  Besitzern.  Die  Bank  gab  dafür 
11384  Darlehen  mit  70,3  Millionen  Rubel. 
Von  dem  erworbenen  Lande  entfallen  auf 
(2291)  Einzeleigentümer  31377  Desjätinen, 
au!  Laudkaufsgenossen schatten  (mit  133613 
Wirten)  1141945  Desjätinen,  auf  Landge- 
meinden (mit  157 197  Wirten)  874355 
Desjätinen.  Die  Käufer  sind  zum  Überwie- 
genden Teil  schon  ansässig ;  es  handelt  sich 
also  meistens  um  Zukaufe. 

Im  Jahre  1895  hat  eine  wichtige 
Reform  der  Bauembank  stattgefunden.  Bis 
dahin  hatte  ihre  Geschäftsführung  einen  ganz 
formalen  Charakter.  Sie  prüfte  weder  die 
Zahlungsfähigkeit  der  Käufer  noch  die  An- 
gemessenheit des  Kaufpreises,  statt  siieeieller 
Schälzungen  dienten  ortschaftsweise  festge- 
setzte Normalpreise  zur  Grundlage  der  Be- 
leihung. Die  Folge  war,  dass  die  Kaufpreise 
eine  unvernünftige  Höhe  erreichten,  dass 
Gflterschlächter  und  Spekidantcn  sich  der 
Vermittehmg  und  des  Güterumsatzes  be- 
mächtigten und  grosse  Reichtümer  erwarben. 
während  die  Käufer  sich  hoffnungslos  ver- 
schuldeten und  die  Bank  st^h^¥e^e  Verluste 
erlitt      Das    Treiben    jener    Geschäftsleiite 


entspricht  nach  den  Schilderungen  von 
Herze  na t ein  (s.  u.)  ganz  dem  ihrer  preus- 
sischon  Kollegen.  Durch  das  neue  Statut 
ist  nun  die  Bank  verpflichtet  worden,  die 
Vertragsliestimmuugen  des  Kaufvertrags  nach 
allen  Seiten  zu  prüfen,  sie  soll  sich  verge- 
wissei-n,  dass  der  Bauer  bei  dem  Vertrage 
gut  fährt,  wie  der  bar  anzuzahlende 
Teil  des  Kaufpreises  beschafft  werden  kann, 
soll  specielle  Schätzungen  vornehmen  etc 
Damit  ist  den  Bankfilialen  eine  ähnliche 
Stellung  eingeräumt  wie  den  preussischen 
Generalkommissionen.  Die  Bauernbaiik  ist 
den  letzteren  aber  insofern  noch  einen 
Schritt  vorausgeeilt ,  als  sie  die  Befugnis 
erhalten  hat,  soweit  ihre  allerdings  nicht 
sehr  bedeutenden  eigenen  Mittel  ausreichen, 
selbst  Jjiegenschaften  zu  erwerben,  um  sie 
parzellenweise  an  Bauern  zu  verkaufen. 

Der  Bank  Hegt  auch  die  Handhabung 
der  Kontrolle  über  die  mit  ihrer  Hilfe  er- 
worbenen Grundstücke  ob.  Diese  dürfen 
ohne  ihre  Einwilligung  weder  den  Eigen- 
tümer wechseln  noch  von  selten  eines  Ein- 
zeleigeutflmera  parzelliert  werden. 

III.  England. 

Zu  den  Massregeln  der  inneren  Koloni- 
sation sind  die  irischen  Landgesetze 
der  neuereu  Zeit  deshalb  nicht  zu  rechnen, 
weil  sie  lediglich  eine  Neuorduimg  des 
Pachtrechts  und  die  Umwandlimg  der  bäuer- 
lichen Zettpächter  in  Eigentümer,  nicht  aber 
die  Begrilndung  neuer  Stelleu  bezwecken. 
Dagegen  ist  man  in  England  und  Schottland 
dem  Gedanken  näher  getreten,  in  planmäs- 
siger  Weise  Arbeiterstellen  neu  zu  begründen 
und  den  vernichteten  Bauernstand  wieder 
aufzurichten.  Abgesehen  von  älteren  wenig 
wirksamen  Gesetzen,  kommen  hier  haupt- 
sächlich in  Betracht  die  sogenannten  altot- 
ments  acts  von  1882  und  1887  und  der 
small  holdings  act  von  1892. 

Die  eisteren  bezwecken  die  Sessliaft- 
machimg  der  Arbeiter.  Und  zwar  bestimmt 
der  »allotmenis'  exteusion  act«  von  1882, 
dass  gewisse  Stiftungen  ihr  Ijand  in  Pai*- 
zellen  von  nicht  mehr  als  1  acre  an  Arbeiter 
verpachten  sollen  (das  überliaus  hat  aber 
die  Wirksamkeit  dieser  Vorschrift  durch  ge- 
wisse Kompetenz  Vorschriften  unwirksam  zu 
machen  gewusst).  Der  eigenthche  allotments 
act  von  1887  giebt  den  Gesundlieitshehörden 
(ein  Gesetz  von  1890  auch  den  Orafschafts- 
räten)  das  Recht,  auf  Antrag  von  6  Parla- 
mentswählern Land  zu  pachteu  oder  zn 
kaufen  —  event.  sogar  zwangsweise  — ,  um 
es  in  Parzellen  weiter  zu  verpachten.  Die 
Pachtrente  rauss  alle  Kosten  decken  und 
kann  im  voraus  eingeforilert  werden  (!). 
Im  Falle  des  Zwangsankaitfs  kann  der  Eigen- 
tümer 25"i'o  über  den  Wert  des  Landes 
hinaus    verlangen.     Das   allotments  -  Gesetz 
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hat  verhältoismässig  wenig  unmittelbaren 
Erfolg  gehabt.  Bis  Mitte  1802  hatten  nach 
einem  amtlichen  Berichte  nur  ö6  (toii  574) 
SanitätsbehOrtlen  und  4  Orafschaftsi'&te  vou 
dem  Gesetz  Gebrauch  gemacht.  Im  ganzen 
hatte  man  490  lia  —  nur  in  einem  Falle 
zwangsweise  —  erworten  und  au  2091  Per- 
sonen verpachtet.  lüde»  wii-d  behauptet, 
(iass  unter  dem  Drnck  des  möglichen 
Zwanges  zahlreiche  Pachtsfellen  freiwillig 
zur  Begründimg  gekommen  wären.  Der 
Errichtung  von  Ärbeiterpacht?te!len  kommt 
eine  grössere  Bedeutung  schou  deshalb  nicht 
zu,  weil  sie  die  soziale  Verfassimg  in  ihrem 
Kern  ganz  unberührt  läest. 

Der  smaU  holdings  act  von  1892  soll  dazu 
dienen,  den  ausgerotteteu  Baiiernstand  wie- 
der zum  Leben  zu  bringen.  Als  Kotonisa' 
tionsbehörde  tun  giert  der  Grafschaftsiat. 
Er  hat  das  Recht,  Land  s-.u  kauEeu  (in  der 
Nähe  von  städtischen  Wohnplätzen  auch  zu 
pachten)  und  in  Gütern  von  1 — 50  acres, 
das  sind  0,4 — 20  lia  (bezw.  Öfltern  vou  nicht 
mehr  als  1000  Mark  Jaliresertrag)  zu  ver- 
kaufen, eveut.  in  Stellen  von  1 — 15  acres 
(300  Mark  Jaliresertrag)  zu  verpachten.  Der 
Zwangserwerb  war  im  Parlwnent  vorge- 
schlagen, ist  aber  nicht  Bestandteil  des  Ge- 
setzes geworden.  Schon  ansässige  Päcliter 
von  small  holdings  können  diese  mit  Hilfe 
des  Graf  Schaftsrates  eigentümlich  erwerben, 
sofern  der  Preis  als  rationell  anzusehen 
ist.  Bei  jedem  Kaufabsclduss  soll  ^/5 
des  Preises  vom  Riuer  augezahlt  wer- 
den, '.1  kann  nach  dem  Ermessen  der  Be- 
hörde als  ewige  (atter  ablösbare)  Rente 
stehen  bleibe»,  der  Rest  ist  in  50  Jahi-en 
längstens  zu  tilgen.  Es  können  —  im  Sinne 
einer  Stundung  der  Zahlungen  —  (bis  zu  5) 
Frei  jähre  bewilligt  werden.  Solange  der 
Kaufpreis  nicht  ganz  abgezahlt  ist,  mindestens 
aber  für  20  Jahre,  ist  die  Verfilguugsfreilieit 
des  Erwerlwrs  beschränkt,  er  darf  während 
dieser  Zeit  nur  mit  Zustimmung  des  Graf- 
schaftsrates den  Besitz  parzellieren,  veräussern, 
verpachten,  für  andere  als  landwii-t schaft- 
liche Zwecke  benutzen,  mehr  als  ein  Wohn- 
haus errichten;  das  Wolinliaus  muss  den 
hygieiu lachen  Bestimmungen  der  Behörde 
entsprechen  und  es  darf  niclit  zum  Verkauf 
von  Spirituosen  benutzt  werden.  Auch  im 
Erbgange  ist  die  ParzellieruDg  uufersagt, 
die  Stelle  ist  dann  event.  durch  den  Graf- 
schaftsrat  im  ganzen  zu  verkaufen.  Derselbe 
hat  auch  nach  Tilgung  der  Schuld  das  Vor- 
kaufsrecht, wenn  die  Stelle  einem  anderen 
als  landwirtschaftlichen  Zweck  unlerwoi-fen 
werden  soll. 

Es  ist  vorgesehen,  dass  der  Grafschafts- 
rat  oder  die  von  ihm  eingesetzte  Kommission 
selbst  die  nötigen  Arbeiten  zur  Anlage  der 
Kolonie  vornimmt,  also  Wege,  Drainagen, 
Brunnen,  Häuser  bant.    Aber  die  sämtlichen 


Ausgaben,  einsclüiesslich  der  Verwaltungs- 
kosten, fallen  dem  Bewerber  zur  I^at.  Die 
erforderlichen  Mittel  besclmfft  sich  die  Be- 
hörde durch  Aufnahme  von  Anleilien. 

Die  Erfolg  des  Gesetzes  sind  minimal. 
Nach  einem  Berichte  des  englischen  Ackei-- 
bauamtes  haben  im  ganzen  nur  11  Graf- 
schaften Land  zum  Zwecke  der  Begrflndung 
von  small  holdings  erworben  und  nicht  mehr 
als  217  ha  ziir  Aufteilung  gebracht.  Die 
ganze  Veranstaltung  ist  angeblich  dtirch 
daß  Gesetz  von  1894,  betr.  die  Schaffung 
von  Parish  Councils  hinfällig  geworden. 
Auch  die  verschiedenen  privaten  Kolonisa- 
tion sgesellschaftcn  haben  sehr  wenig  ansge- 
richtet.  Zm-  Wiederaufrichtung  des  eng- 
lischen Bauernstandes  würde  es  grosser 
Mittel  bedürfen  und,  wie  verschiedene  Be- 
riclite  hervorheben,  gesetzlicher  Zwang  nicht 
zu  entlrehren  sein. 

IV.  Dänemark. 

Nach  einem  am  1.  Oktober  1899  in  Kraft 

fetretenen  Gesetze  können  Arbeiter  vom 
(aate  3  prozeutige,  ziemlich  rasch  zu  til- 
gende Darlehen  zum  Zwecke  des  Landkaufs 
bis  zum  Betrage  von  '-'.lo  des  Grundstücfcs- 
wertes  erhallen.  Das  Land  soll  bei  mittlerer 
Güte  2 — 3  ha  umfassen  —  es  handelt  sich 
also  lediglich  um  unselbständige  Stollen. 
Im  ganzen  können    rund  2  Millionen  Mark 

S"'hriich  in  den  nächsten  5  Jahi-eu  fOr  solche 
ariehen  verwandt  werden.  Besondere  Be- 
hörden unterstützen  die  Arbeiter  beim  Ei-- 
werb  und  üben  eine  allgemeine  Aufsicht 
Ober  die  Stellen  aus,  die  mit  Inventar  aus- 
gestattet und  ordenüich  bewirtschaftet  wer- 
den müssen.  Besondere  Bestimmungen  sind 
für  üebertragimg  und  Vererbung  solchen 
Eigentums  getroffen. 

Lltteratnr:  ScArißeu  d.  Ver.  /.  Snialpol,  Bd. 
SS:  Zur  innertn  ilblonitalion  In  Dfiiürhlanil 
(Ävftätxe  von  Nchmoiltr,  Thiel,  Rimpler, 
Sombart-  Erntlieben);  ebenda  Bd.  66: 
Bering,  Innere  Kbtoniiialion  im  öiüichm  DeuUeh- 
land,  Leipiig  1S9S.  —  v.  Zakraewfkt,  Die 
mttüfbc  Bauembanl;  Jnlirb.  /.  Gei,  ii.  Venr. 
1896,  S.  10».  —  AT.  Hertenatetn,  Die  Reform  drr 
Bauembank,  ebenda  S.  SSI.  —  Bulletin  ruiie 
de  Hat.  fln.  1897,  S.  530ff.  —  Hoaboeh. 
Die  englitchen  Landarbeiter  in  <£eH  lettten  IOi> 
Jahren,  Leipzig  1894.  —  ^Ae  agrimltitral  labourer 
by  William  C.  Lill.te  im  Final  Rep.  Royal 
COmm.  Labour,  London  1S94.  —  Ann.  Sep.  qf 
Procetding»  ander  Ihe  Tillü  Aeie  ele.  Board 
0/  Agrictdlnre,  London  IS03.  —  StVlich,  Eng- 
tiiche  Agrarttrieis,  Jena  1899,  S.  90.  —  Ucber  Moor- 
kolonleen; Hvgenl>erg,  Innere  Kolonieation  im 
IfordKetlen  DeuUchUauU,  Slraeebvrg  1891.  — 
Sielscher,  Die  BeriedeluHg  der  vordtFeHdevt- 
gehen  Hochmoore  (Rede),  Berlin  1894.  —  Sertng. 
Art.  ßloortolonitaHon  im  Wörterbuch  d.  Voitttc. 

M.  Sering. 
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Sommanditsesellscliaft  auf  Aktien. 

1.  Einleitung.    2.  Geschichte.    3.  Bisherigem 
dentaches  Recht.    4,  Heuti^s  deutsches  Eedit. 

I.  Einleitmig.  Die  £(1minanditgesell- 
Bchaft,  sowohl  die  einfache  Kommandit^sell- 
scliaft  vie  die  Kommandit^olischaft  auf 
Aktien,  ist  der  neueren  Zeit  ein  Stiefkind. 
Schiüd  hieran  trägt  nicht  die  Kommandit- 
geseUschaft  selbst,  sondern  die  französische 
Gesetzgebung.  Sie  hat  in  dem  Code  de 
commerce  trotz  des  vorrangigen  und  rechte 
zeitigen  eindringliehen  Widerspniches  kaiif- 
männischer  Standes  Vertretungen  Sndfrank- 
reichs,  der  Qegend,  wo,  soweit  Frankreich 
in  Betracht  kommt,  die  Kommanditgesell- 
schaft von  jeher  haniitsächlich  in  Anwendung 
stand,  dieaer  eine  Gestaltung  gegeben,  von 
welcher  eben  jene  Faehkreise  das  dem  Ge- 
setzgeber wenig  schmeichelhafte  Urteil  fällten, 
sie  entspräche  nicht  dem  bisherigen  Recht 
und  wäre  für  sie  unbrauchbar;  der  Code  de 
commerce  hat  dann  den  gesamten  neueren 
Gesetzgebungen  als  Grundlage  für  ihre  Rege- 
lung der  Kommanditgesellschaft  gedient.  Hat 
sich  die  Gesetzgebung  in  Widcrsprucli  mit 
dem  wirtschaftlichen  Leben  gesetzt  und  liegt 
es  auf  der  einen  Seite  in  dem  formalen  Ge- 
wicbt  einer  Kodifikation,  ihre  Rechtsnormen 
ti'otzdem  aufrecht  erhalten  zu  können,  so 
bleibt  dem  wirtschaftlichen  Leben  nichts 
anderes  übrig,  als,  wenn  ihm  dies  möglioh 
d.  h.  noch  zuträglich  erscheint,  sich  mit  dem 
neuen  Recht  abzufinden  oder  sich  von  dem 
Rechtsinstitute  abzuwenden.  Der  Kaufmann 
hat  notgedrungen  das. letztere  gewälüt  — 
Während  bis  m  den  Anfang  unseres  Jahr- 
hunderts die  Kommanditgesellschaft  von  den 
Kaufleiiten  Frankreichs  imd  Italiens  — 
Deutschland  kommt  zu  dieser  Zeit  noch  nicht 
in  Betracht,  und  für  die  übrigen  Länder 
fehlt  noch  jedes  Beobachtungsmaterial  — 
geradezu  bevorzugt  wurde,  üeigt  sie  nachher 
—  mit  zeit  weiser  Ausnahme  der  Akticn- 
kom  mandit  gesell  Schaft ,  welche  dank  dem 
Nichterfordernisstaatlicher  Genehmigimg  und 
der  Zulässigkeit  von  Inhaberaktien  zu  bösen 
Spekuiationsz wecken  benutzt  wuwle  —  einen 
steten  Rückgang  in  ihrer  Anwendung. 
Selbst  wo  sie  unter  dem  Einfluss  des  Code 
de  commerce  erst  Eingang  fand,  vermochte 
sie  nicht  zu  nennenswerter  Bedeutung  zu 
gelangen.  In  natürlicher  Folge  dieser  Be- 
handlung in  der  Gesetzgebung  und  dem 
wirtschaftlichen  Leben  tritt  die  Kommandit- 
gesellschaft verglichen  mit  den  übrigen 
Handelsgesellschaften  auch  in  der  Litteratur 
und  Rechtsprechung  zui-ück.  —  Abgesehen 
von  den  Lehr-  und  Handbüchern  des  Handels- 
rechte und  den  Gesetzeskomraentaren  ver- 
mag sie  auch  bis  heute  nur  sehr  venige 
ihrer  Erforschung  gewidmete  Schriften  auf- 
zuweisen, und  unter  diesen  berührt  ein  Teil 
HandwSitMbaeb  der  StBiiUwiweiucbaftea.   Zweite 


letliglichdie  ersten  Vorstufen  der  Kommandit- 
gesellschaft. 

Auch  hier  erscheint  wenigstens  die  Kom- 
manditgesellschaft auf  Aktien  etwas  als 
Stiefkind;  in  dem  Art.  Handelsgesell- 
schaft e  n  (oben  Bd.  IV  S.  998  ff.)  wirf  von  den 
Handelsgesellschaften  überhaupt,  dann  von 
der  offenen  Handelsgesellschaft  und  der 
Kommanditgesellschaft  d.  b.  der  einfachen 
Kommanditgesellschaft  im  besonderen  ge- 
handelt, dann  in  dem  Art.  Aktiengesell- 
schaften (oben  Bd.  I  S.  143ff^  allein  von 
der  reinen  Aktiengesellschaft  Nach  der  bis- 
herigen Auffassung  wird  die  Kommandit- 
gesellschaft auf  Alrtieu  bald  als  eine  weitere 
Entwickelungsstufe  der  einfachen  Kom- 
manditgesellschaft, bald  als  eine  Abart  der 
Aktien^sellsii^hafteD  angesehen,  und  da  nun 
die  einfache  Kommanditgesellschaft  nicht 
mehi-  blos  privatim  von  einzelnen  Rechts- 
gelelirten,  sondern  seit  dem  neuen  Handels- 
gesetzbuch nunmehr  auch  offiziell  von  dem 
Gesetzgeber  lediglich  für  eine  Abart  der 
offenen  Handelsgesellschaft  erklärt  wird,  so 
hätte  es  nahe  gelegen,  die  Darstellung  der 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  hier  ent- 
weder mit  der  der  offenen  Handel^esell- 
scliaft  und  der  einfachen  Kommanditgesell- 
schaft oder  mit  der  der  Aktiengesellschaften 
zu  verbinden,  aber  in  beiden  Fällen  ist  sie 
beiseite  gelassen  worden. 

Dem  eben  Gesagten  gegenüber  nimmt  es 
kaum  Wimder,  dass  noch  Zweifel  darüber 
bestehen,  erstens:  ob  die  Aktiengesellschaft 
aus  der  Kommämditgesellschaft  auf  Aktien 
entstanden  sei  o<Ier  letztere  nach  dieser  aiis 
einer  Verbindung  der  einfachen  Kommandit- 
gesellsdiaft  mit  der  Aktiengesellschaft, 
zweitens :  welcher  Zeit  die  ersten  Kommandit- 
gesellschaften  auf  Aktien  angehören.  —  Be- 
zflglich  des  ersten  Punktes  dürfen  diejenigen 
Schriftsteller  Zustimmung  beanspruchen, 
welche  die  Ansicht  vertreten,  dass  die  Aktien- 
gesellschaft sich  ganz  selbständig  entwickelt 
hat  imd  die  Kommauditgesellschaft  auf 
Aktien  eine  Komma nditeesellschaft  ist,  in 
die  fflr  die  Einlage  der  Kommanditisten  das 
ftincip  der  Zerlegung  in  Aktien,  wie  es  die 
reine  Aktiengesellschaft  aufweist,  ebenfalls 
hintlboi^nommen  worden  ist.  Der  Deber- 
gang  von  der  einfachen  Kommanditgesell- 
schaft hierzu  wird  dadurch  vermittelt,  dass 
er^ns  der  Gesell  Schafts  vertrag  den  Kom- 
manditisten die  VeiSusserung  üirer  Kom- 
raauditeinlagen  freistellt,  zweitens,  dass  bei 
den  grösseren,  d,  h.  mit  grösserem  Kapital 
auszustattenden  bezw.  ausgestatteten  Kom- 
manditgesellschaften, namentlich  wenn  bezw. 
weil  sie  sieh  einem  Zwecke  widmeten,  der 
nach  seinem  Gegenstande  oiier  der  beson- 
deren Art  bezw.  dem  besonderen  Ziele  seines 
Betriebes  der  staatlichen  Pri\Tlegiernng  be- 
durfte ,  sowohl  der  leichteren  Kapitalbe- 
AuflBBB.    V.  17 


y^^jOOglC 


258 


KommaBditgesellschaft  auf  Aktien 


Schaffung  wie  aticli  im  Ziisaminenhange  hier- 
mit <ler  lei<'hteren  Beweg-lichkeit  der  Kom- 
manditanteile  halber  die  für  die  privilegierten 
Kompagnieen  schon  frilher  übernommene 
Finanziei-nng  durch  Aktien,  d,  h,  gleich- 
massige  kleioere  Kapitalbeträge  beliebt  wurde, 
Aber  welche  dann  sog.  polizze,  Urkunden 
ausgestellt  werden,  denen  man  später  Oi-der- 
c[ualität,  ja  achliesalich  Inhaberquaütät  erteilt 

2.  Geschicfate.  Finanzierungen  des  Unter- 
nehmens im  Wege  von  Aktien  zeigen  sich 
bei  Kommanditgesellschaften  nicht  vor  dem 
letzten  Drittel  des  17.  Jahrhunderts  und 
zwar  zuerst,  soweit  mir  bekannt  ist,  in 
Frankreich,  doch  tragen  diese  (iesellseliaften 
nicht  streng  den  Charakter  unserei-  neueren 
KommanditgeseU Schäften  auf  Aktien,  sondern 
weisen  maimigfache  Abweichungen  auf.  So 
bezOglicIi  der  Firma,  die  im  Gegensatz  zum 
Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetz bueh, 
aber  in  Ueberein  Stimmung  mit  dem  neuen 
Handelsgesetzbuch  eine  Sachfirma,  ■wie  bei 
den  damaligen  privilegierten  Kompagnieen, 
den  Aktiengesellschaften,  sein  konnte  und 
■war.  Dann  auch  bezüglich  der  Solidai-haft 
der  Komplementäre;  in  einer  französischen 
Boeii'-tö  en  commandite  mit  Aktien,  der  sog. 
Comjiagnie  generale  des  a=surances  et  Grosses 
Aventures  de  Franc«  von  108(3  haften  die 
sog.  Direktoren  —  die  a]ten  Komplementare 
—  nur  Ifir  den  Fall  der  ErschD])ftmg  des 
GesellscliaftsvermÖgonB  und  dann  nicht  soli- 
darisch, sondern  nur  pro  rata.  Diese 
andei'e  Abweichungen  oder  Eigenheiten,  z.  B. 
die  innere  Organisation,  hängen  mit  der 
Privilegienmg  und  der  dadurch  ermöglichten 
oder  wenigstens  erleichterten  individuellen 
Kechtsgestaltung  zusammen.  Mau  nennt 
diese  Gesellschaften  am  kürze.sten  und 
treffendsten  vielleicht  Kompagniekomman- 
diten  oder  Aktienkommanditkompagnieen. 

Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  im 
modernen  Sinne  tauchen  erst  in  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  anf  und  in 
Italien  rehier  als  in  Frankreich.  Die  Ein- 
fOhrung  der  Inliabcraktic  bei  den  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  ist  eine  That  der 
in  ihrer  Begi-Ündung  von  französischen  wie 
deutschen  Schriftstellern  mit  Recht  auge- 
foclitenen,  ebenso  gewaltsamen  wie  den 
historischen  Zusammenhang  missachtenden 
Intei'pretation  einer  nicht  scharf  genug  ge- 
fassten  Bestimmung  des  Code  de  commei-ce. 

Blickt  man  zurück  bis  in  das  letzte 
Viertel  des  17.  Jahrhunderts,  so  drängt  sicli 
die  Erscheinung  auf,  dass  Privilegierung 
bedürfende  odei-  wünschende  Gesell.-ichafts- 
unternehmungen  Kompagnieen  genannt  wer- 
den und  dass  diese  Uaudelskompagnieen 
bald  reine  Aktiengesellschaften,  bald  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien,  liald  indivi- 
duell in  einzelnen  Punkten  sehr  verschieden 
gestaltete  MisclibUdungen  sind.    Privilegien- 


freie oder  -lose  Gesellschaftauntemehmnngen 
wählen,  abgesehen  von  der  offenen  Handels- 
gesellschaft und  der  einfaclien  Kommandit- 
gesellschaft, die  Gestalt  der  Kommanditge- 
sellschaft auf  Aktien. 

Also  nicht  die  Foim  der  Gesellschaft 
bedurfte  nach  froherem  Recht  der  I-Vivile- 
gierung,  sondern  der  Gegenstand  oder  die 
Art  bezw.  das  Ziel  des  Betriebes  des  Unter- 
nehmens; nur  weil  Aktienkompaguieen  nie- 
mals fOr  andere  als  ein  Privilegium  bcdOr- 
feude  oder  wilnscliende  GesellBchaflsunter- 
nehmuDgen  gewählt  wurden,  Koinmandit- 
gesellschaften  auf  Aktien  dagegen  auch  bei 
Privilegien  freien  oder  -losen  Unternehmungen 
vorkamen,  konnte  die  Ansicht  ja  die  lleber- 
zeugung  und  endlich  die  Rechtsvorschrift 
entstehen,  dass  Aktiengesellschaften  wegen 
ihrer  Form  notwendig  Privilegierung  oder 
später  staathehe  Genehmigung  voraussetzten, 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  dagegen 
nicht. 

Erst  seitdem  so  die  Forin  der  Gesell- 
schaft als  das  den  Ausschlag  gebende  31o- 
ment  hingestellt  und  bald  ttei  der  Komman- 
dit^sellschaft  auf  Aktien  auch  die  Inhaber- 
aktie eingeführt  bezw.  übermässig  verwandt 
^vu^de,  und  die  KommtmditgeseUschaft  auf 
Aktien  liäiifig  genug  uur  behufs  Vermeidung 
dei'  für  Aktieugesellsctiaft  notwendigen  staat- 
lichen Genehmigung  gewählt  w^l^de,  verfiel 
die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  dem 
Dienste  oder  Missbrauche  der  blossen  Speku- 
lation des  Börsengotriebes. 

dem   vorzubeugen,   führten   neuere 
Gesetze  die  Notwendigkeit  der  staatlichen 
Genehmigung  auch  fitr  die  Kommanditgesoil- 
'haften  auf  Aktien  ein. 

So  war  eine  Periode  hei-angekoiumen, 
welche  die  staatliche  Genehmigung  als  ein 
notwendiges  Gegenstflck  der  Gesollscliafts- 
form  ani»h.  —  Nicht  lange  dauerte  es,  da 
machte  sieli  in  den  Kreisen  des  beteiligten 
Publiknms  eine  Meinung  gegen  die  Not- 
wendigkeit staatlicher  Genehmigung  geltend, 
es  hiess,  die  staatliche  Genelimigung  be- 
schränke auf  der  einen  Seite  unnütz  die 
freie  Bewegung  und  auf  der  anderen  Seite 
wäi-e  sie  docJi  nicht  im  stände,  das  Publi- 
kum, aus  dem  sich  die  Aktionäre  rekrutie- 
gegen  die  im  Gefolge  der  Aktiengesell- 
schaften und  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien  sieh  zeigenden  Missstände  zu 
schützen.  —  Das  Erfordernis  der  staatlichen 
Genelimigung  fiel  nach  manchen  Gesetzen, 

dm-ch  sonstige  Pi-äventivvorschi-iften,  die 
sogenannleu  Normativbestimm  ungeii  0  er 
neuesten  Gesetze  zum  besseren  Schutz  des 
Publikums  ersetzt  zu  werden. 

8,  Bisheriges  deutsches  Recht  Hing 
sonach  früher  die  Wahl  zwischen  Aktienge- 
sellscliaft  und  Kommanditgesellsciiaft  auf 
Aktien  liauptsächlich  vom  Gegenstande  des 
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Unternehmens  ab,  dann  sehr  \'iel  von  der  |  Organisation  —  GcneralversaniraluDg,  Auf- 

lilossen    Fomi    «1er    Gesellschaft,    so   sind  i  sichtsrat  etc.  —  nach  sich. 

seit    1870     diese     Restimmiingsgrilndr ,    inj        2.  Je  grOsser  die  Zahl  der  Mitglieder  ist, 

Deutschland  wenigstens,  weggefallen.   Maas-  '  desto  Ieii^t«r  kOntten  sich  erfahniDgsgem&as 

gebend  filr  die  Wahl  sind  heute  nur  noch ,  schädigeode  l'Dregelmässigkeiteu.  veranlasst 

innere,  in  den  beiden  Rechtsinstituten  selbst  i  durch  die  Erricliter  des  üesellschaftsunter- 

liegende  Gründe  geblieben,  diese  wieilenun  |  nehmens,  einstelleo. 

erstehen  aus  der  Gestaltung  beider  Gesell- 1       3.  Die  Aktien,  besonders  die  neuerding» 

Schäften.  I  zulässigen  Inhabei'aktien,  vermögen  als  ge- 

Kach  der  durch  das  Reichsgeaetz,  betref-  j  eignete  Spekulationsobjekte  weitere  schädi- 
fend  die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien ;  gende  Einflösse  auf  die  Kommandit-Aktien- 
und  die  Aktiengesells<'liaften,  vom  IS.  Jidi !  gesell si^haften  hinzuzuziehen. 
1S84  gegebenen  Normiemng  fiber\vogon  bei  ]  Hiei-durch  ist  anch  auf  die  Kommandit- 
der  Kommanditeesellsdiaft  auf  Aktien  die  i  geseUschaften  auf  Aktien  das  ganze  Misa- 
der  Aktiengesellschaft  eigenen  Zflge  ganz] trauen,  welches  unsere  Zeit  gegen  das 
bedeutend  die  der  einfachen  Koinmandilgc-  i  Aktienwesen  hegt,  übergegangen.  Das  Be- 
sellschaft  Istreben,  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  und 

I.  An  die  Komraanditge.'^ellHchaft  erinnerte  »lie  Aktionäre  selbst  gegen  die  daraus 
unter  anderem,  dass  die  Kommandit gesell- ;  möglicherweise  und  tliatsächlich  nicht  selten 
Schaft  auf  Aktien  wirklich      hervoi^henden     Gefahren      zu 

1.  zwei  Arten  von  Mitglietlem  hat.  die ! «■■1'«'?^" -  '>=^t  die  moderne  tlesetzgebung 
sogenannten  Komplementare,  welche  jedem  1^-«??"'^^'  "i«  "V*"^  R«*''J  ^^^J:  Akt.enge- 
OesellBchaftsgianblgcr  direkt,  illimitiert  und  j  ^"=^''8**'. »»  auch  in  das  der  Kommandit- 
soUdarisdi,  kurz  wrsonlich  haften,  und  ,Ue  i  S.esellschaft  aiif  Aktien  eme  Reüie  von  sehr 
Aktienkommanditisten,  die  nicht  i^rsünlich.  1  «"e»««'?'!*'»  B^timmnngen  einzuführen. 
sondern  nur  sachlich  haften,  nur  vcr].fMc!>tet  I       Hierher  geh^n  unter  anderen 

sbd.  die  gezeichnete  Kommanditeinlago.  den     .    »)  ""^^^  scliarfe  Bedingiuigen  hlr  die  Er- 

Aktienbetrag  in  die  GeseUschattskasse  wirk- '"c\t""gj'er<'esellsohaft, 

lieh  einzuwerfen  I       ''*  * '•''ffcntlichkeit  bezw.  mfighchBte  Dureh- 

2.  dass  die  Geschäftsvertretung  aliein  i„ .  sichtigkeit  der  Emchtungsakle, 

den  Händen  der  Komplementare,  ^i  es  aller  I        c)  vers  ärl^  hnntrollo    der    Errichtung 
«ler  einzelner,  liegt   Art.  19(i),  [  und  Gesclulftsfilhnmg. 

n     1         1-     r.      11    .   tj.  r-  i      V    \       d)  Sichcrung  der  wirkhchen  Einzahlung 

3.  da^  die  Gesellsdiaftsfu-raa  den  Na-  ^j^^  übernommenen  Einlagen  und  später  ää 
men    wenigstens    «"e^Koraple.nenta.-s   m,     y^g^U^l^^jt^j.     ^^^^  ^^^ 

emem  das  \orhandensein  einer  <^ese Hschaft        ,.)  cirilrechtliches.  ja  zum  Teil  sogar  straf- 
andeutenden Zu^tz  enthalten  muss  (Art.  10,1^^,^;^^^^  Vonrehen   gegcQ   die  geschäfts- 

4  dass  die  Auflösung  der  Kommandit- |ffli,^„^en  Versonen,  die  Äufaichtsratsmit- 
reseUschaft  auf  Akben  sich  an  dieselben  „lierter,  ja  sogar  die  Aktionäre  in  Fällen  des 
Thatsachen  knüpft  wie  bei  der  Komman- ;  ^„^.idei.handelns  gegen  gewisse  Bestimmun- 
■htgesellschaft,  z,  B.  an  den  Tod  oder  Kon-i  ,5^3  (jesetzes. 

kurs  eines  Komplementars  (Art.  2iJ0  ii.  Ci- ,     m   o^nz  eigen  war  der  Kommanditgesell- 
'atöj.  1  Schaft  auf  Aktien: 

U.  Aus  der  Aktiengesellschaft  war  eigeiit- 1  ].  dass  sie  nur  im  Woge  der  sogenannten 
hch  nur  eines  in  die  Kommanditgesellschaft ;  Succesivgründung  errichtet  werden  durfte ; 
auf  Aktien  hinübei^enommen ,  aber  nicht  |cs  betloutete  dies  gegenüber  der  Aktienge- 
ledigiich  eine  einzelne  Bestimmung,  sondern  |  seUschaft,  der  auch  die  sogenannte  Simid- 
ein  Prineip.  dessen  stetig  angewachsene  (angründung  offen  steht,  eine  Erschwerung; 
Folgen  die  Hauptmasse  der  das  Kcclit  dei-  o.  dass  der  oder  die  Komplementare  sich 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  geliendeii  bei  der  Erriclitung  der  Gesellschaft  mit  Ein- 
Sonnen ausmachten.    Es  ist  dies  das  Prin- ,  jagen  beteiligen  miissten,  welche  mindestens 


i-'in  der  Finanzierung;  der  Gesellschaft  im 
Wege  der  Aktien,  sei  es  Samen-,  sei  es  In- 
haberaktien (Art.  173).  Unter  den  hieran 
sich  anknüpfenden  Folgen  treten  einige  be- 
sondera  hervor: 

1.  Das  Aktiensystem  wirtl  regelmässig 
nur  gewählt,  wenn  es  gilt,  zur  Kapitalbe- 
schanung  grossere  Kreise  des  Publikums 
heranzuziehen,  eine  grössere  Zahl  \Tm  Mit- 
phedem  zu  gewinnen.  Die  sonst  nur  der 
Aktiengesellsäiaft  eigene  grössere  Mitglieder- 
zahl zieht   die  für  solche  geeignete  andere 


den  zehnten  Teil  des  Gesamtkapitals  der 
Kommanditisten,  und  wenn  dieses  drei  Milli- 
onen Mark  (Ibereteigt,  für  den  übersteigen- 
den Betrag  den  fünfzigsten  Teil  desselben 
darstellen. 

IV,  Versucht  man  die  beiden  Gesellschafts- 
formen gegen  einan  !er  abzuwägen  und  be- 
rücksichtigt dabei: 

1.  dass  die  Kommanditgesellscliaft  auf 
Aktien,  soweit  das  Aktienprincip  und  dessen 
Folgen  in  Frage  kommen,  in  allen  irgend- 
wie   wesentlichen    Stücken    den    gleichen 
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itechtsnormeii    wie    dio   AktiengosellBchatt 
untra-standen ; 

2.  dasB  bezüglich  des  Gegenstandes  des 
Unternehmens  beide  gleich  frei  dastandeu; 

3.  daas  eine  PrivUegiening;  nicht  mehr 
vorkam,  eine  staatliche  Genehmigung  dieser 
■Gesellschaftsformen  als  solcher  nicht  mehr 
erforderlich  wai',  und  wo  Konzessionierun^ 
wegen  des  Gegenstandes  noch  nötig  war, 
solche  doch  niclits  mehr  mit  der  rechtlichen 
Gestaltung  der  Gesellschaft  zu  thim  hatte; 
so  eiwebt  sich:  dase  für  solche  Abwägung 
nur  die  imter  I  und  11  erwähnten  Punkte 
von  Bedeutung  waren.  Von  diesen  war  I, 
3  —  die  Zusammensetzung   der  Firma  — 

fleichgüli'^ ;  I,  4  spracli  zu  Ungunsten  der 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  er 
zwang,  um  die  Existenz  der  Gesellschaft 
nicht  vom  Zufall  abhängen  zu  lassen,  meh- 
rere Komplementäre  in  die  Gesellschaft  zu 
nehmen  und  damit  häufig  genug  die  Ver- 
waltung zu  verteuern  oder  wenigstens  den 
Gewinnanteil  der  Kommanditieten  zu  schmä- 
lern. Dass  auch  III,  1  —  Ziilässi^keit  allein 
der  Successivgründtuig  —  die  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  schlechter  stelite  als 
die  Aktiengesellschaft,  wurde  bereits  oben 
bemerkt.  Demnach  blieben  als  einzige  noch 
abzuwägende  Punkte  1.  die  Existenz  von 
persönlich  direkt  solidarisch  und  illiraitiert 
haftenden  Komplementaren  in  der  Eora- 
manditgeseUschaft  auf  Aktien,  2.  deren  obli- 
gatorische Einlage,  3.  deren  öeschüftsführung 
und  Vertretung. 

Daas  Eomfdementare  da  sind  und  somit 
die  Geschäftsführung  und  Vertretung  in 
Händen  von  Personen  niht,  welche  den 
Dtiltkon traben ten  eventuell  dafür  pei-sönlich 
einzustehen  haben,  könnte  sowohl  für  die 
Drittkon trahenten  wie  für  die  Komman- 
ditisten einen  gewissen  Wert  haben,  der 
Dritte  könnte  eventueU  auch  aus  dem  Privat- 
vermögen des  Komplementars  Befriedigung 
suchen,  die  Kommanditisten  könnten  einem 
Komplementär  ruhiger  die  Verwaltung  des 
Öesellschaf  tsverraögens  überlaßsen,weil  dieser 
ja  äiissersten  Falles  sein  eigenes  Vermögen 
mit  riskiert.  Aber  auf  der  aiidei-eii  Seit« 
wird  ein  Dritter,  der  vor  Eingehung  eines 
Geschäftes  sich  fragt  oder  fragen  muss,  ob 
das  Gesellschaftsvermögen  ihm  auch  ge- 
nügende Deckung  verspricht,  sich  bei  Ver- 
neinung oder  auch  nur  bei  Zweifeln  selten 
dazu  entschliessen,  das  Geschäft  aus  Rück- 
sicht auf  die  persönliche  Haftung  des  Kom- 
plementai-s  doch  zu  schliessen,  und  die  Ak- 
tionäre können  einmal  ebenso  gut  einem 
angestellten  Direktor  wie  einem  Komple- 
mentär Beteiligung  wenigstens  mit  einem 
bestimmten  Kapital  vorschreiben;  femer 
haftet  ihnen  selbst  jener  für  Unregelmässig- 
keiten mindestens  ebenso  wie  dieser;  eodlidi 
ist  nach  bisherigem  Rocht  ihnen  gegenflber 


die  Stellimg  eines  Direktors  weniger  selb- 
ständig und  fest  als  die  eines  Komplemen- 
tars. Hält  man  hierzu  noch,  <lass  PerBonen. 
welche  von  vom  herein  wirklich  vermögend 
sind,  sowohl  der  Stellung  halber  wie  auch 
wegen  der  persönlichen  Haftung  sich  nur 
seilen  als  Komplementäre  hingeben,  so  spricht 
auch  dieser  Punkt  mehr  gegen  als  für  die 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien. 

Dasselbe  gilt  von  der  obligatorischen  und 
proportional  fixierten  Kapitaleinlage  der 
Komplementäre;  ein  vermögensloser  oder 
auch  nur  nicht  genügend  begüterter  Mann 
konnte,  wenngleich  er  der  tüchtigste  und 
berufenste  Leiter  für  das  Unternehmen  wäre, 
nicht  an  die  Spitze  gestellt  werden,  wenn 
dieses  in  der  Form  der  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien  betrieben  werden  sollte 
oder  ■  wfirde.  Bei  einer  Aktiengesellschaft 
stünde  nichts  im  Wege. 

Aus  allem  crgiebt  sich,  dass  für  gesell- 
schaftUche  Unternehmungen  mit  Finanziening 
im  Wege  von  Aktien  nach  dem  Stande  des 
bisherigen  Rechts  so  gut  wie  nichts  z\\r 
Wahl  der  Kommanditg^llschaft  auf  Aktien 
bestimmen  konnte.  —  Dem  entsprach  denn 
auch  die  thatsächliche  Anwendung  dieser 
Gesellschaftsform ,  —  Während  Preussen  bis 
1871  einen  Bestand  aufwies  au  reinen  Aktien- 
gesellschaften von  203  mit  einem  Gesamt- 
kapital von  rund  2,2  Müliarden  Mark  und 
diese  1879  bis  auf  1169  mit  5,1  Milliai-den 
Mark  gestiegen  waren,  stiuiden  ihnen  au 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  1871 
nur  32  mit  138  Millionen  Mark  gegenüber, 
die  bis  1879  nur  auf  51  mit  156,f  Millionen 
Mark  greiiegen  waren.  Das  gegenseitige 
Verhältnis  der  seitdem  verflossenen  Zeit 
winl  kaum  günstiger  sein,  zumal  neuerdings 
die  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung 
die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktion  noch 
mehr  zurflckd rängt  als  die  Aktiengesell- 
schaften. 

IV.  Nach  dem  oben  Gesagten  ist  die 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  ihrem 
Urspnmge  nadi  eine  Kommanditgesellschaft, 
welche  durch  Hineinziehung  des  Akiien- 
princips  verändert  woi-den  ist.  Die  in 
neuerer  Zeit  gegen  die  mit  dem  Aktien- 
wesen verbundenen  Missetände  gerichteten 
gesetzlichen  Massnahmen  haben  dann  aber 
das  in  Kommanditgesellscliaften  auf  Aktien 
stehende  Aktiengesellschaftsmoment  so  sehr 
in  den  Vordergrund  gerückt,  dass  die  Kom- 
manditgesellschaft auf  Aktien  eher  als  eine 
durch  die  Kommanditgesellschaft,  speL-iell 
durcli  deren  Komplementär  modifizierte 
Aktiengesellschaft  erscheint,  wie  denn  auch 
wirklieh  einige  Gesetze  die  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  lediglich  als  eine 
Abart  der  Aktiengesellschaft  behandeln, 

4. Heutiges deatsches Recht  Dasandie 
Stelle  des  alten  Allgemeinefl  Deutschen  Han- 
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delsgesetzbuchs  getretene  neue  Handel^- 
setzbuch  hat  in  unbefangener  Weiterverlol- 
gung  der  zuerst  voih  französischen  Recht  ge- 
Hiiesenen,  dann  vom  Aligemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuch  aueh  eingeschlagenen  und 
iu  dessen  Ei^änznngsgesetzen  innegehaltenen 
Richtung  notgedniogen  Konsequenzen  ge- 
zeitigt, welche  die  Kommanditgeselischaft 
aiif  Aktien  zu  einer  blossen  Abart  der  Aktien- 
gesellschaft machen. 

Dies  tritt  schon  in  der  äusseren  tech- 
nischen Behandlung  hervor.  Während  das 
Allgemeine  Deutsche  Handelsgesetzbuch  in 
seinem  den  UandelsgeseUechaften  gewidmeten 
zweiten  Buche  die  di-ei  Unterabteilungen 
niacht  1.  Offene  Handelsgesellschaft  2. 
Kommanditgeseilschaft.  3.  Aktiengesellschaft 
und  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
in  die  zweite  Unterabteilung  hinter  die 
einfache  Kommanditgesellschaft  als  eine 
blosse  Abart  eben  dieser  stellt,  ordnet  das 
Handelsgesetzbuch  eben  diesen  selben  Stoff 
in  die  vier  UnterabteUungen :  1.  Offene 
Handelsgesellschaft.  2.  Kommanditgesell- 
schaft (einfache).  3.  AktlengesellHchafL  4. 
KommaaditgeseUschaftaiif  Aktien.  Technisch 
ist  dies  unbedingt  richtig,  denn  die  frühere 
örtliche  Stellung  der  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  vor  der  Aktiengesellschaft  hatte 
es  mit  sich  gebracht,  dass  alle  dem  All- 
gemeinen Deutschen  Handelsgesetzbuch  fol- 
genden auf  das  Aktiensystem  und  was  da- 
mit zusammenhangt  nitinzenden  Ei-gänzungs- 
gesetze  in  die  Sonnen  der  Kommandit- 
gesellsehaft  auf  Aktien  eingereiht  wurden 
und  dann  in  den  Normen  der  Aktiengesell- 
schaft nur  hierauf  verwiesen  wurde,  wo- 
durch nicht  bloss  der  Anschein  erweckt 
wurde,  als  sei  die  AktiengesellEohatt  eine 
Abart  der  Kommanditgeselischaft  auf  Aktien, 
sondern  auch  bewirkt  wurde,  dass  man  viel- 
fach für  die  so  viel  angewandte  Aktien- 
gesellschaft die  Normen  aus  der  so  überaus 
wenig  angewandten  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  entlehnen  miisste.  Jetzt  ist  es 
umgekehrt. 

Aber  diese  Umstellung  hat  nicht  ledig- 
lich technische  Gründe,  sondern  ist  zugleich 
Ausdnick  einer  noch  mehr  denn  früher  auf 
ilie  Seite  der  Aktiengesellschaft  hin  ge- 
drängten Auffassung  der  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien,  so  dass  es,  um,  in  An- 
lehnung an  eine  namentlich  fi'üher  oft 
aufgeworfenene  Frage,  einen  kurzen  Aus- 
druck zu  gebrauchen,  für  das  Handelsgesetz- 
buch richtiger  wSre,  nicht  die  Bezeidinung 
>KamnmnditgesellBchafl«n  auf  Aktieni  zu 
gebrauchen,  sondern  von  Kommanditaktien- 
gesellschaft  im  Gegeusatz  zu  Aktienkom- 
fflanditgesellschaft  zu  sprechen. 

Während  früher  jede  Rechtsnorm  <ler 
Kümmauditgesellschaft ,  wenn  nicht  etwas 
anderes  bestimmt  war,  auch  für  die  Kom- 


manditgesellschaft auf  Aktien  galt  und  die 
für  die  Aktiengesellschaften  gegebenen 
Rechtsnormen  nur  galten,  soweit  sie  in  die 
Normienmg  der  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  aufgenommen  waren ,  gelten  jetzt 
umgekehrt  die  für  die  Aktien  gesell  Schäften 
gegebenen  Normen  alle,  soweit  nicht  in  der 
Normienmg  der  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  Abweichungen  aufgestellt  sind,  auch 
für  diese,  und  die  Normen  der  Kommandit- 
gesellschaft gelten  für  die  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien  nur,  soweit  g  320  dies 
ausdrücklich  festsetzt. 

Noch  etwas  verwickelter  wird  diese 
Ordnung  dadurch,  dass  das  Handelsgesetz- 
buch die  einfache  Kommanditgesellschaft 
wiederum  lediglich  für  eine  Abart  der  offenen 
Handelsgesellschaft  ansieht  {§  161 II);  hier- 
nach ist  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  also  im  Grunde  eine  durch  Elemente 
der  offenen  Handelsgesellschaft  modifizierte 
Aktien  gesellschaft. 

Der  hier  angedeuteten  Richtung  ent- 
sprechen auch  die  Aenderungen  des  Ifendels- 
gusetzbuches  in  den  vorhm  sub  3  (bis- 
heriges Recht)  besonders  hen-oigehobenen 
Punkten : 

Die  Firma  der  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  soll  nach  |  20  nicht  mehr  eine  Per- 
sonalf irma  wie  bei  der  Kommanditgesellschaft 
sein,  sondern  regelmässig  eine  Sachfirma 
wie  bei  der  Aktiengesellschaft  mit  dem  Zu- 
satz ! Kommanditgesellschaft  auf  Aktien*. 
Hiermit  ist  der  direkten  persönlichen  Haf- 
tung des  Komplementars  streng  genommen 
das  letzte  historische  Fundament  entzogen. 

Der  Kommanditge.sellBchaft  auf  Aktien 
steht  jetzt  auch  wie  der  Aktiengesellschaft 
der  Weg  der  Simultangrflndung  offen  (§  30). 

Die  Komplementare  brauchen  keine  eigene 
Kapitaleinlage  mehr  zu  machen,  weder  als 
Teil  des  Aktienkapitals  noch  neben  dem- 
selben, sie  stehen  also  hierdurch  dem  "Vor- 
stände einer  Aktiengesellschaft  näher  als 
früher  (Art.  174a). 

Nach  g  32011  sollen  die  Normen  der 
Kommanditgesellschaft  in  drei  Pimkten  für 
die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  mass- 
gebend bleiben: 

für  das  Verhältnis  der  mehreren  Komple- 
mentare unter  einander; 

für  das  Verhältnis  des  oder  der  Komple- 
mentäre zu  Dritten,  insbesondere  bezöglich 
der  Vertretung  der  Gesellschaft  (aber  auch 
bezüglich  der  Haftung  ftlr  die  Gesellschafts- 
schulden) ; 

für  das  Verhältnis  des  oder  der  mehreren 
Komplementare  gegenüber  den  Kommandi- 
tisten, besonders  bezüglich  ihrer  Befugnis 
zur  Geschäftsführung. 

Der  erste  Pirakt  hat  priricipiell  wenig 
zu  bedeuten,  denn  es  genügt  e  i  n  Komple- 
mentär. 
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In  dem  zweiten  Punkt  liegt  mir :  ein- 
mal^ dass  der  Eomplementar  die  gesamte 
Vertretung  der  (Jesellschaft  hat,  wie  der 
Vorstand  einer  Aktiengesellschaft,  zweitens 
die  pereönliche  Haftung  für  die  Gesell- 
sehaffsschulden  (§  170). 

Der  letzte  Punkt  endlich  gewährt  unter 
sonst  i'Clligem  Ausseid  iiss  derKomtnanditifiteu 
dem  Komplementär  die  gesamte  Geschäfts- 
fflhrung  und  zwar  entgegen  dem  Vorstande 
einer  Aktiengesellschaft  kraft  eigenen  Bechls 
(§g  104,  166).  Unter  eben  diesen  Pimkt  fällt 
auch,  dass  der  Komplementär  nicht  dem 
strengen  Konknrrenz  verbot  des  Vorstandes 
einer  Aktien gesellscliaft,  sondern  nur  dem 
milderen  eines  offenen  Gesellsciiafters 
unterworfen  ist  (g§  326,  236  und  112).  Damit 
eind  die  Kommanditisten  fast  völlig  dem 
Komplementär  ausgeliefert.  Dies  wii^l  noch 
dadurch  gesteigert,  daes  die  Kommanditisten 
die  wenigen  ihnen  zustehenden  Hechte  prin- 
cipiell  nur  als  Gesamtheit  ausüben  können, 
wobei  scheinbar  allerdings  als  mildernd  in 
Betracht  zu  ziehen  ist,  dass  der  Komple- 
mentär in  deren  Oeneralversamnilung  kein 
Stimmreclit  hat,  doch  ist  dies  nur  scheinbar 
eine  Milderung,  denn  in  vielen  wichtigen 
Fällen  hat  der  Generalversammlungsbeschluss 

fir  keine  Giltigkeit  ohne  Zustimmung  des 
omplementars,  die  Uebemiacht  des  Kom- 
plementars ist  also  in  Wirklichkeit  nur  noch 
verstärkt. 

Gegen  diese  Benachteihgimg  kann  nur 
der  Gesell  Schafts  vertrag  die  Kommanditisten 
einigermassen  schützen,  wie  denn  auch  im 
wirEliclien  Leben  die  Statuten  der  wenigen 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  dem 
oder  den  Komplementaren  eine  weniger 
günstige  Stellung  einräumen,  als  das  Han- 
delsgesetzbucli  es  thut. 

Will  man  ein  Gesamtresidlat  ziehen,  so 
kann  man  meines  Erachten s  nur  dahin 
kommen,  dass  die  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  dadurch,  dass  unsere  Gesctz- 
gebuug  in  starrer  Weiter vei-folgung  des 
französischen  Rechtsweges  die  Depossedie- 
rung  der  Kommanditisten  jetzt  fast  ganz 
vollzogen  hat,  fortan  noch  weniger  gewählt 
werden  wird  als  bisher,  zumal  die  Oesell- 
scliaft  mit  beschränkter  Haftung  sie  noch 
melir  in  den  Hintergrund  drängen  winl,  als 
es  bisher  schon  die  Aktiengesellschaft  ge- 
than  hat 

Eine  über  das  bisher  Gegebene  hinaus- 
gehende Darstellung  des  juristischen  Auf- 
baues der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
ist  meines  Erachtens  an  dieser  Stelle  Über- 
flüssig, es  genügt,  auf  die  Artt.  Aktien- 
geseltschafteu  (a.  a.  0.)  zu  ver- 
weisen. Nur  sei  noch  bemerkt,  dase  der 
Streit,  ob  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktie»  eine  juristische  Person  sei  oder  nicht, 
für    die  Praxis    so   gut    wie    belanglos    ist,  i 


meines  Erachtens  ist  sie  keine  juriatiache 
Person,  aber  sie  teilt  mit  dieser  wie  mit 
der  physischen  Person  '  und  den  anderea 
Handelsgesellschaften  die  Eigenschaft  der 
eigenen  Vermögens-  und  Prozessfähigkeit, 
und  diese  genügt  vollständig  für  ihr  selb- 
ständiges Auftreten  im  Wirfschafts-  und 
Rechtaleben. 

Lltteratnrt  Für  du  altere  ZeU:  c.  aoid- 
»ehmldt,  Handbuch  des  HandeltrecJU»  I,  1, 
S.  Avfi.,  SttMgart  1391,  g  9,  III  und  dir  dorl. 
Litipraltii;  dam  lM»tig,  Bologiieter  Quel/tii  dei 
Handeltrechlt  aia  dem  IS.—I4..  Jahrhundert, 
Halle  1891.  Für  die  neuere  ZeÜ:  A.  Settaud, 
Dat  Xeeht  der  Kommandilguelltehaftea,  Leiptig 
1881.  —  Die  Lehrbücher  «nd  Handbäeher  det 
Ilandeltreehlt  und  dir  Xoatmenlare  der  Han- 
deltgeaeUbOehtr.  Vergl.  oben  die  Artt.  Aklien- 
gesellaehaflen  a.  a.  O.;  die  Vorarbeil^n 
tum  neuen  H.G.B.  FUr  die  Zititckenzeil  genügt 
veder  die  ältere  noch   die  neuere  lAlteraiur. 


KommissionsgesGhSfte. 

1.  Oekonomiache  Bedeutung  der  K.    2.  Be- 

Sriff  des  Kommissionära.  3.  Die  Wirkungen 
Bfl  Kommissionsvertrag-ea,  A.  Pflichten  des 
Kommisaionttrs.  a)  Die  Pflicht  zur  Ausfllhrung 
des  Auftrages,  ij  Pflichten  des  KomitiissioD&rs 
rück  siebt)  ich  des  Kommisaionsgates.  c)  Die 
Pflicht  zur  Rechenschaftsablegung  niid  Heran»- 

fEibe.  B.  £«chte  des  Kommiasionäi's.  a)  Das 
echt  auf  Erstattung  des  gemachten  Auf irandes 
und  auf  Provision,  b)  Das  Pfand-,  Ret«ntions- 
und  Kompensation  Brecht  des  Eommiaatonärs. 
c)  Das  äefbstkontrnhierungsrecht  des  Koramis- 
sioDärs  bei  der  Einkaufe-  und  Verkaufskom- 
mission.  C.  Verhältnis  zum  dritten  Kontrahenten. 
D.  Delcredere-Haftung. 

1.  Oekonomiache  Bedeutung  der  K. 
Heutzutage  imge wohnlich  verbreitet,  die 
Ausdehnung  und  Blüte  des  Handels- 
verkclirs  mächtig  beeinflussend ,  ja  zu 
einem  wahrhaft  notwendigen  Hilfemittel 
des  modernen  Handelsverkelirs  entwickelt, 
war  das  Kommissionsgeschäft  als  solches 
den  Völkem  des  Altertums  unbekannt  — 
Auch  im  Mittelalter  liessen  sieh  nur 
Keime  des  Kommission sgescliäftes  erkennen. 
Lange  Zeit  scheint  die  Coramenda  (eine 
Art  der  Societätsbeteiligimg)  den  Zweck 
des  Kommissionsgesc'bäftes  erfüllt  zu  haben. 
Wann  das  Kommissionsgeschäft  eigentlich 
entstanden  ist  und  wie  es  allmählich  aus- 
gebildet worden  sei,  läasl  sich  nicht  mit 
Genauigkeit  angeben;  nur  sehr  wahrschein- 
lich ist  es,  dass  seine  grössere  Entwickelung 
mit  der  Einfülmmg  und  Ausbreitung  der 
Briefpost  im  16.  .Talirhundort  in  nahem  Zu- 
sammenhange steht,  wenigstens  durch  die 
letztere  wesentlich  unterstützt  und  gefördert 
orden  ist.  wie  denn  der  Kommissionshandel 


überhaui»!  ursächlich  auf  die 
Ausdehnung      der     Handelsope: 


ale 
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tioaen  und  der  Spekulation  zurückzuführen 
int.  Der  Aufschwung  des  Handelsverkelirs 
erheischte  es.  daes  der  Gi-osskaiifmano  an 
entferntesten  wichtigen  Handelsplätzen  einen 
Vertreter,  Korrespondenten  besitze;  und  wer 
konnte  sicherer  und  wolilf eiler  diese  in 
früheren  Zeiten  kostspieligen  Handlungs- 
gehilfen (Inetitoren.  Faiitoren)  anvertrauten 
Fiinktionen  erffllien  als  der  für  jede  Ge- 
schäftsoperation besonders  hestellte  Kom- 
missionär, welcher  als  selbständiger  Kauf- 
mann in  eigenem  Namen  kontrahierte, 
den  speciell  ihm  erteilten  Instruktionen  zu 
gehorchen  verpflichtet  war  und,  da  er  von 
verschiedenen  Kauflenten  solche  Aufträge 
entg<»ennahm,  sich  mit  einer  massigen,  im 
Verliiutiiis  zu  den  ausgeführten  Geschäften 
bemessenen  Vei^ltung  (Provision)  begnügen 
konnte.  So  kam  das  selbständige  Kom- 
missionsgeschäft in  Aufnahme. 

Hand  in  Hand  mit  die.'^er  Erweiterung 
des  Handelsverkehrs  rausste  selbstverständ- 
lich auch  die  Empfangnahme  und  \Veiter- 
versendimg  fremder  Ladungen,  die  Spe- 
dition als  ein  besonderer  Zweig  der  Kom- 
mission in  lebendige  Wirksamkeit  treten  und 
EchneUes  Wachstum  erlangen.  — 

Von  entscheidendem  Einfluss  auf  die 
Eni  Wickelung  des  Kommissionsgeschäftes 
waren  die  mannigfachen  ökonomischen  Vor- 
teile, welche  der  Abschlnss  von  Handels- 
geacnäften  durch  Vennittelung  eines  Kom- 
missionärs darbietet,  Vorteile,  die  sich  ins- 
gesamt als  Folgen  des  Umstandes  ei^ben, 
dass  der  Kommissionär  ineigonemNamen 
und  nicht  als  Sfellvei-treter  handelt.  —  Diese 
Vorteile  sind :  a)  Wahning  des  Geheimnisses 
fiber  die  Person  und  die  geschäftlichen 
Operationen  des  Kommittenten,  b)  Schnellig- 
keit und  Sicherheit  des  Handelsverkehres, 
da  sich  der  dritte  Koutralient  nicht  erst  nach 
der  Existenz  und  dem  Umfange  einer  Voll- 
macht sowie  nach  der  Kredit wüi-digkeit  des 
Vollmachtgebers  zu  erkundigen  braucht,  viel- 
mehr an  den  ihm  meist  persönlich  bekannten 
Kommissionär  sich  halten  kann,  c)  Nutz- 
barmachung des  Kredits  und  des  Kapitals 
des  Kommissionärs  zu  Gunsten  des  Kom- 
mittenten, d)  Erleichterte  Eechtsverfolgung ; 
denn  der  Kommissionär  bedarf,  da  er  im 
eigenen  Xamen  gehandelt  hat,  niclit  erst 
einer  besonderen  Vollmachf,  um  aktiv  oder 
passiv  vor  Gericht  auftreten  zu  können.  | 
e)  Schutz  vor  Missbrauch  der  Vollmacht; 
denn  der  Kommissionär  kann  nur  sich,  nie 
aber  den  Kommittenten  obligieren. 

2.  Be^iff  des  Kommissionärs.  Wer 
es  gewerbsmässig  übernimmt,  im  eigenen 
Namen  (unter  eigener  Firma)  für  fremde 
Rechnung  Waren  oder  Wertpapiere  zu  kaufen 
oder  zu  verkaufen,  ist  Kommissionär.  (§  'iS'H 
H.G.B.) 

Die  Rechtsaälze  über  das  Kommissions-  ] 


geschäft  kommen  auch  dann  zur  Anwendung, 
wenn  ein  Kommissionär  von  Beruf,  also  ein 
Kaufmann,  der  eben  nur  Kommissionär  ist, 
oder  wenn  ein  sonstiger  Kaufmann,  der  nicht 
Kommissionär  von  Beruf  ist,  im  Betriebe 
seines  auf  andere  Handelsgeschäfte  gerich- 
teten Handelsgewerbes  den  Auftrag  über- 
nommen hat,  für  Rechnimg  des  Auttraggebers 
in  eigenem  Namen  ein  Geschäft  anderer  Art 
als  den  Einkauf  oder  Verkauf  von  Waren 
oder  Wertpapieren  abzuschliessen  (§  406 
H.G.B.). 

Als  Einkaufs-  und  Verkaiifskommission 
gilt  auch  eine  Kommission  zu  einem  Werk- 
verdi ngiings  vertrage  über  eine  nicht  vertret- 
l»are  bewegliche  Saclie,  die  aus  einem  von 
dem  Unternehmer  der  Lieferung  zu  be- 
schaffenden Stoffe  herzustellen  ist.  (§  406 
Abs.  2  H.O.B.) 

Damit  das  Übernommene  Geschäft  Kom- 
mission sei,  ist  nicht  erforderlich,  dass  es, 
falls  es  vom  Kommittenten  selbst  abge- 
schlossen werden  würde,  für  ihn  Handels- 
geschäft wäre,  sonderu  es  genügt,  wenn  das 
zur  AusfOhnmg  der  Kommission  vom  Kom- 
missionär abgeschlossene  Geschäft  sich  für 
diesen  als  accessorisches  Handelsgeschäft 
darstellt. 

Die  Kommission  ist,  da  sie  in  der  Re^l 
entgeltlich  abgeschlossen  wird,  nicht  als  eine 
Art  des  Auftrages,  sondern  als  eine  Art 
des  Werk-  oder  Dienstvei-trages  zu  be- 
handeln, doch  kommt  §  675  des  deutschen 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  zur  Anwendung, 
da  hier  eine  Geschäftsbesorgung  in  Frage 
steht. 

3.  DieWirkan^n  des  Kommissions- 
yertragß».  A.  FfUcbten  des  KommiBaio- 
Därs.  a)  Die  Pflicht  zur  Ausführung 
des  Auftrages.  Als  allgemeiner  Grund- 
satz ist  anzuerkennen,  daa.s  der  Beauf- 
tragte den  Auftrag  nicht  nach  seiner  An- 
sicht, Bondei-n  nur  nach  der  Absicht 
des  Auftraggebers  auszuführen  habe, 
welche  letztere  richtig  zu  erfassen  der  Kom- 
missionär mit  der  Sorgfalt  des  ordentlichen 
Kaufmannes  bestrebt  sein  muss.  (§  384 
H.G.ß,).  Hierbei  sind  selbstveiBtändlich  zu- 
nächst die  vom  Kommittenten  ausdrücklich 
oder    stillschweigend    erteilten    Instruk- 

1  e  n  massgebend.  Nach  deren  Beschaffen- 
heit ist  die  Pflicht  des  Kommissionärs,  sich 
bei  der  Ausführung  des  Aufti'ages  an  die 
Instruktionen  des  Kommittenten  zu  halten, 
eine  mehr  oder  weniger  strenge,  je  nachdem 
die  Absicht  des  Kommittenten  erhellt,  seinen 
Instruktionen  einen  imperativen  (limi- 
tativen,  obligatorischen)  Charakter 
zu  gellen  oder  nicht;  im  ersteren  Falle  kann 
man  von  einer  imperativen  (limita- 
tiven,  obligatorischen,  gemesse- 
nen) Kommission  sprechen,  im  letzteren 
Falle  von  einer  fakultativen  Kommission 
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im  ■weiteren  Sinne.  Die  fakultative  Kom- 
mission im  weiteren  Sinne  ist  aber  entweder 
demonstrative  (eniintiative)  Kora- 
misBion,  wenn  die  InstruktioDen,  wie  in  der 
Regel,  keinen  imperativen  Charakter  haben, 
oder  sie  ist  fakultative  (illimitierte) 
Kommission  im  engeren  Sinne,  wenn  von 
Seite  des  Kommittenten  Instrulrtionen  öbei^ 
haupt  nicht  erteilt  sind. 

Sind  die  Instndttionen  des  Kommittenten 
nach  der  erkennbaren  Absicht  des  letzteren 
imperativ  gewollt  —  was  der  Kommissionäi' 
im  konkreten  Falle  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  zu  prüfen  hat  — 
so  ist  der  letztere  verpflichtet,  dieselben  bei 
der  AiiBfühning  des  Auftrages  genau  zu 
beobachten  und  macht  sich  durch  jede,  auch 
die  geringste,  Bei  es  auch  in  bester  Absicht 
vorgenommene  Abweichung  verantwortlich. 
»Parier  Ordre  und  thu'  Unrecht.«  »Qni 
passe  commisBion,  perd.<i 

Der  Kommittent  ist  nicht  verpflichtet, 
das  inatruktions widrig  ausgeffUirtc  GeBchäft 
anzuerkennen,  und  ist  berechtigt,  falls  eine 
instruktionsraässige  Ausführung  möglieh  ge- 
wesen wäre,  Schadenersatz  zu  verlangen. 

Sind  die  vom  Kommittenten  erteilten 
Instruktionen  nach  der  erkennbaren  Absicht 
desselben  nicht  imperativ,  sondern  demon- 
strativ gewollt,  so  ist  es  dem  Kommissionär 
unter  gewissen  Voraussetzungen  gestattet, 
dann  aber  auch  zur  Pflicht  gemacht,  von 
den  erteilten  Instruktionen  abzuweichen  — 
wenn  nämlich  eine  Abweichung  von  den 
Instruktionen  durch  die  Sorgfalt  eines  or- 
dentlichen Kaufmannes  geboten  erscheint 
und  andere  Instruktionen  von  seile  des 
Kommittenten  nicht  mehr  rechtzeitig  einge- 
holt werden  können.  (§§  665,  675  D.  B.G.B.) 
Sind  die  Torausset^ungen  zur  Abweichung 
von  den  Instniktionen  gegeben,  so  ist  der 
Kommissionär  hierzu  nicht  bloss  berechtigt, 
sondern  auch  verpflichtet;  dagegen  haftet 
er,  wenn  er  im  übrigen  mit  der  Soi^falt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  gehandelt  hat, 
auch  dann  nicht,  wenn  der  aus  der  Ab- 
weichung von  der  Instruktion  erwartete  Vor- 
teil hinterher  nicht  eingetreten  ist;  umge- 
kehrt kann  dem  Kommissionär,  der  sich  an 
die  deraoQslraliv  gegebene  Instruktion  getreu 
gelialten  hat,  dessen  ungeachtet  eine  Haft- 
pflicht obliegen,  wenn  bewiesen  wiitl,  dass 
er  durch  eine  Äbweichuug  von  derselben, 
welche  im  gegebenen  Falle  durch  die  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Kaufmannes  geboten 
gewesen  wäre,  bessere  Bedingungen  hätte 
erzielen  können. 

Diese  Rechtssätze  finden  ihre  Begründung 
darin,  dass  bei  der  demonstrativ  gewollten 
Instnikiion  der  Kommissionär  nach  Treu 
und  Glauben  von  der  Annahme  ausgehen 
darf  und  muss,  dass  der  Auftrag  stets  durch 


das  erkennbare  Intei'esse  des  Kommittenten 
begrenzt  sei. 

Die  illimitierte  oder  fakultative 
Kommission  im  engeren  Sinne  zeichnet 
sich  dadurch  aus,  dass  der  Kommittent  sich 
bei  derselben  liberhaupt  enthält,  in  Be- 
ziehung auf  das  aufgetragene  Geschäft  irgend 
einen  bestimmten  llodiis  der  Au^flhnmg, 
sei  es  auch  nur  durch  eine  demonstrative 
Instruktion,  vorzu zeichnen,  vielmehr  es  dem 
Kommissionär  überlädst,  bei  der  Wahl  dieses 
Modus  bloss  nach  seinem  durch  die  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmaimes  geleiteten 
Ermessen  vorzugehen.  Das  mit  dieser  Sorg- 
falt zu  ermittelnde  Interesse  des  Kommil^ 
tenten  ergiebt  die  natürlichen  Grenzen  auch 
der  rein  fakultativen  Kommission.  Inner- 
halb dieser  Grenzen  steht  der  Kommissionär 
für  den  Erfolg  nicht  ein;  es  kann  ihm  nicht 
zur  Last  gelegt  werden,  wenn  ein  ihm  vor- 
teilhaft erscheinender  Modiis  der  Ausf fllmmg 
der  Kommission,  welchen  er  im  guten 
Glauben  gewfthlt  hat,  die  von  dem  Kom- 
mittenten unternommene  Handelsspekulation 
vielleicht  durclikreuzt  hat.  Wollte  es  der 
Kommittent  anders,  so  war  es  seine  Sache, 
dies  durch  die  ErteUung  von  Instruktionen 
zu  bestimmen,  er  hat  es  sich  selbst  zuzu- 
sehreiben, wenn  er  nunmehr  nicht  zufrieden 
ist.  Andererseits  begründet  jede  Verletzung 
der  diu'ch  das  Gesetz  dem  Kommissionär 
auferlegten  Soi^falt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes für  den  Kommittenten  den  Anspruch 
auf  Ersatz  des  ihm  zugefügten  Schadens, 
wodurch  die  Gefahren,  welche  aus  der  fakul- 
tativen Gestaltung  der  Kommission  für  den 
letzteren  hervorgehen  könnten,  wesentlich 
verringert  ereehemen. 

Nach  gleichen  Grundsätzen  sind  auch 
jene  Instruktionen  zu  boiu'teilen,  welche  sich 
auf  die  Mittel  der  Ausführung  des 
Auftrags  beziehen.    An  und  für  sich  giebt 

g'  <le  Kommission  dem  Kommissionür  jene 
efngnisse,  welche  bei  Beobachtimg  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  als 
notwendig  erscheinen,  um  das  aufgetragene 
Geschäft  ausführen  zii  kennen;  denn  es  ist 
anzunehmen,  dass  der  Kommittent,  der  die 
Ausführung  des  In  seinem  Interesse  er- 
teilten Auftrages  will,  auch  die  Mittel  znr 
AusfUhning  wolle.  Imperative  oder  demon- 
strative Instruktionen  vermögen  jeiloc'h  die 
oben  charakterisierten  Abweidiungcn  zu  be- 
wirken. 

Die  Kommission  kann  niemals  bloss  fakul- 
tativ oder  bloss  demonstrativ  sein,  sie  muss 
immer  wenigstens  insoweit  imperativ  sein, 
als  es  die  Bestimmtheit  des  Gegenstandes 
erfordert,  sie  könnte  allerdings  bloss  impe- 
rativ sein,  allein  sie  erscheint  selten  praktisch 
rein  in  dieser  Form.  In  der  Regel  erfolgt 
rielmehr  eine jjassende  Kombination  der  drei 
Formen  der  Kommission. 
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Das  Ltmito.  Ist  von  dem  Kommit- 
teuten  der  Preis  (Kaufpreis),  zu  welcUem 
(las  aufgetragene  Geschäft  abj^ieschJossen 
worden  soll,  ausdrilcklich  oder  BtUlschwei- 
gend  bestimmt  worden  —  Limito  — ,  so  hat 
sich  zwar  der  £ommissiouär  bei  der  Äns- 
ffihrang  an  diese  Vorschrift  zu  halten,  ira 
Zweite]  aber  nur  insoweit,  als  dies  nicht 
nüt  dem  Interesse  des  Kommittenten  offen- 
har  unvereinbar  ist,  also  nur  insoweit  sie 
nicht  in  einer  dem  Kommittenten  offenbar 
(jflnstigen  Richtung  fiberschritten  werden 
kann.  Das  von  dem  Kommittenten  toi^ 
gchriebene  Limito  liat  demnach  im  Zweifel 
nur  insofern  einen  imperativen  Charakter, 
als  eine  Ueborschreilmig  desselben  zum  offen- 
baren Nachteil  des  Kommittenten  unzulässig 
ist,  als  es  die  Minimal-  resp.  die  Maximal- 
grenze  enthält,  unter  welche  ninab  resp.  über 
welche  hinaus  der  Kommissionär  nicht  gehen 
darf;  im  übrigen  ist  es  aber  blos  demon- 
strativer Ivatur.  Der  Kommissionär  gilt 
daher  im  Zweifel  für  berechtigt  und  ver- 
pflichtet, von  dem  Limito  als  einer  bloss 
demonstrativ  angegebenen  Inslniktion  in 
einer  dem  Kommittenten  günstigen  lUch- 
lung  abzuweichen.  (S§  384,  ;!87  H.G.B.)  — 
Dagegen  begründet  jetle  Abweiclinng  in  der 
entgegengesetzten  Richtung  die  Verantwort- 
lichkeit des  Kommissionärs. 

Der  Kommittent  ist,  wenn  der  Kom- 
missionfo  unter  dem  Limitopreise  verkauft 
oder  nber  dem  Limitopreise  eingekauft  hat, 
nidit  verpflichtet,  das  Geschäft  als  für  seine 
Rechnung  abgeschlossen  gelten  zu  lassen. 
Das  Gesetz  verlangt  aber  (§  386  H.G.B.), 
doss  der  Kommittent  sich  ohne  Verzug, 
nachdem  er  von  der  üeberschreitirag  des 
Limitopreises  durch  die  Anzeige  des  Koni- 
mLisionärs  In  Kenntnis  gesetzt  worden  ist, 
rücksjehtlich  der  darin  gelegenen  Offerte 
ausspreche  und  die  etwa  vorhandene  Absicht, 
das  Geschäft  zuiDckzu weisen,  deutlich  zu 
erkennen  gel«.  Das  Schweigen  des 
Kommittenten  gilt  als  Annahme  der  Offerte, 
hat  also  die  Wirkung  der  Genehmigung 
—  ein  fiechlssatz,  welcher  verhindej'u  soll, 
dass  der  Kommittent  die  ihm  durch  die 
Vertragsverletzung  des  Kommissionärs,  deren 
sich  dieser  vielleicht  in  bester  Absicht 
.«chuldig  gemacht  hat,  erwachsenen  Rechte 
zu  einer  Spekulation  auf  dessen  Kosten  miss- 
brauche. Der  Kommissionär  hat  überdies 
das  Recht,  dadurch,  dass  er  sich  rechtzeitig, 
d.  h.  zugleich  mit  der  Anzeige  von  der 
Ausführung  des  Geschäftes  zur  Deckung  des 
Preisunterschiedes  erbietet,dea  Kommittenten 
zur  Anerkennung  des  Geschäftes  zu 
zwingen  (§  BSG  H.G.B.).  denn  indem  er 
'lie  Differenz,  um  welche  er  das  Limito 
Oberschritten  hat,  auf  seine  Rechnung  ül>er 
nimmt,  wird  der  von  ihm  berechnete  Preis  mit 
demvondemKommittentcn  gesetzten  identisch. 


Der  Kommittent  ktuin  jedoch  auch  einen 
die  Preisdifferenz  überschreitenden  Schaden 
ersetzt  verlangen  (§  38(i  H.G.B.). 

Der  Kommissionär  ist  nicht  scliaden  ersatz- 
pflichtig, obwohl  er  das  Limito  zum  Nachteil 
des  Kommittenten  überschritten  hat,  wenn  er 
dal>ei  mit  der  Soi^^t  eines  ordeutHchen 
Kaufmannes  vorgegangen  ist,  weil  er  an- 
nehmen diu^te,  dass  der  Kommittent,  dessen 
Entscheidung  er  nicht  mehr  rechtzeitig  ein- 
holen konnte,  bei  Kenntnis  der  Sachlage  die 
Abweichung  vom  Limito  gebilligt  liättc,  so 
z.  B.  wenn  der  Verkaufskommissionär  die 
Ware,  da  sie  zu  verderben  drohte  und  Ge- 
fahr im  Verzuge  war,  unter  dem  Limito 
verkauft  hat. 

Die  Kreditgewährung.  Der  Kom- 
missionär ist  ohne  siiecielle  (ausdrückliclie 
oder  stillschweigende)  Gestatlung  des  Kom- 
mittenten nicht  befugt,  einem  Dritten  Vor- 
schüsse zu  geben  oder  Kredit  zu  gewälu^n 
(§  393  H.G.B.).  Eine  stillschweigende  Ge- 
stattiing  liegt  insbesondere  dann  vor,  wenn 
der  Kommissionär  gemäss  A'ereinbarung  mit 
dem  Kommittenten  das  Delcredere-Htehen 
übemommeu  liat  oder  wenn  der  Kommissio- 
när bei  bestehender  Geschäftsverbindung  mit 
dem  Kommittenten  in  älmliehen  Präcedenz- 
fällen  wiederholt  Kredit  zu  gewähren  und 
Vorschuss  zu  macheu  pflegte,  ohne  dass  der 
Kommittent  dagegen  Einspruch  erhoben  liätte. 
Sowohl  unbefugte  Kreditgewähning  als  auch 
befugte  Kreditgewähning  mit  Hintansetzung 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
machen  den  Kommissionär  ersatzpflichtig. 
Etwas  Besonderes  gilt  aber  bei  der  Ver- 
kaufskommission. Hier  gilt  der  Kom- 
missionäi-,  wenn  es  der  Kommittent  nicht 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  untersagt, 
den  Kaufpreis  zn  kreditieren,  schon  dann  äs 
berechtigt ,  wenn  und  insoweit  dies  der 
Handelsgebrauch  an  dem  Orte  des  abge-  . 
sclilosaenen  Geschäftes,  also  dort,  wo  der 
Verkauf  dtuch  den  Kommissionär  geschehen 
ist,  mit  sich  bringt.  Der  Kommissionär  ist 
demnach  in  diesem  Falle  ipso  jure  zu  einer 
dem  Handelsgebrauch  entspi'echenden  Kredit- 
gewähi-ung  befugt  (§  393  AI.  2  des  H.G.B.); 
und  selbst  bei  unbefugter  Kreditgewährung 
gestattet  das  Gesetz  dem  Kommissionär, 
wenn  dei'  Kommittent  dieselbe  nicht  ge- 
nehmigt, dadurch,  dass  er  selbst  sofortige 
Zahlung  als  Schuldner  des  Kaufpreises  leistet, 
die  Uoberschreitiing  des  Kiuifpreises  zu 
sanieren  und  die  Zurückweisung  des  nun- 
mehr iu  die  Grenzen  des  Auftrages  zurück- 
getretenen Geschäftes  zu  verhiudern.  Auch 
hat  der  Kommissionär,  wenn  er  beweist, 
dass  bei  dem  Verkaufe  gegen  bar  der  Preis 
ein  geringerer  gewesen  wäre  —  dass  der 
erreichte  höhere  Preis  diurch  die  Kredit- 
gewäluiing  bedingt  sei,  wii-d  im  Zweifel  an- 
zunehmen sein,   da  die  Natur  der  Handels- 
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geschäfte  diesen  Kausalnexus  mit  sich  bringt 
—  nur  diesen  Preis,  resp.  wenii  ein  Limite 
für  den  Verkaufspreis  gesetzt  ist,  den  Unter- 
schied fe-emäss  S  380  H.O.B.  zu  vergüten 
(§  393  AI.  ;■)  H.G.B.). 

Ort  und  Zeit  der Ausfflhrung  des 
Auftrages  siod  man^s  besonderer  Bestini- 
raungen  vom  Kommissionär  nacli  seinem 
durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes geleiteten  Ermessen  zu  wälden.  Im 
Zweifel  ist  aber  die  Annahme  gerechtfertigt, 
dass  es  der  Wille  dos  Kommittenten  sei, 
'dass  der  Kommissionär  das  Oesehäft  an  dem 
Orte  seiner  Niederlassung  ausführe;  und  was 
den  Zeitpunkt  betrifft,  so  hat  auch  liiei-  das 
freie  Ermessen  des  Kommissionärs  seine 
natürliche  Grenze  in  seiner  Pflicht,  das  Ge- 
schäft bei  der  ersten  sich  darbietenden 
günstigen  Gelegenheit,  insofern  also  sobald 
als  möglich,  oline  Aufschub  sofort  auszu- 
führen; denn  im  Handelsverkehr,  wo  es  so 
sehr  auf  die  Schnelligkeit  des  Handels  an- 
kommt, darf  der  Abschluss  eines  Handels- 
geschäftes nicht  in  das  Ungewisse  hinaus- 
geschoben werden. 

Die  Anzeigepflicht.  Hat  der  Kom- 
mittent in  Beziehung  auf  die  Anzeigepflicht 
des  Kommissionärs  nichts  bestimmt,  so  ist 
der  Kommissionär  kraft  Rechtsnotwendigkeit 
(§  384  H.G.B.)  verpfliclitet,  dem  Kommit- 
tenten rftcksichtlich  des  aufgeti'agenen  Ge- 
schäftes alle  jene  Nachrichten  zu  gehen, 
welche  durch  die  Sorgfalt  eines  oi-dentlichen 
Kaufmannes  geboten  erscheinen,  Üanmter 
sind  zunächst  alle  jene  Kachrichten  zu  ver- 
stehen, welche  dorn  Kommissionär  vor  und 
während  der  Ausführung  des  Aufli-ages  be- 
kannt werden,  wenn  deren  Kenntnis  nach 
der  durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  bestimmten  Einsicht  des  Kom- 
missionärs dem  Kommittenten  von  Nutzen 
zu  sein  und  sein  weiteres  Verhalten  zu  be- 
einflussen vermöchte,  insbesoudere  aber  auch 
nach  der  vollzogenen  Äiisfühning  die  sofortige, 
d,  h,  die  ohne  Aufschub,  soweit  dieser  nicht 
durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes gerechtfertigt  won.len  kann,  gemachte 
Anzeige  des  Vollzuges.  Diese  letztere 
muss  der  Kommissionär  unaufgefordert  er- 
statten; sie  kann  nicht  ei-setzt  werden  durcli 
die  Anzeige,  das  Geschäft,  so  wie  es  auf- 
getragen worden  sei,  ausfOliren  zu  wollen. 
Hat  der  Kommissionär  seine  Anzeigepflicht 
gar  nicht  oder  nicht  gehörig,  insbesondere 
verspätet,  erfüllt,  so  ist  der  Kommittent  be- 
rechtigt, den  Ersatz  des  ilira  zugefügten 
Scliadens  zii  verlangen. 

Die  Vertrags-  und  gesetzwidrige 
Ausführung.  Die  Verpflichtungen  des 
Kommissionärs  rücksiehtlicli  der  Ausführung 
der  Kommission  werden  zunächst  durch  die 
gegenseitige,  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend   erklärte    Willenseinigung   des   Kom- 


mittenten und  des  Kommissionärs  bestimmt; 
insoweit  eine  solclie  Vereinbarung  nicht 
stattgefunden  hat,  wollen  beide  Teile  die 
dispositiveu  Kechtssätze  walten  lassen, 
ilurc-h  welche  der  Inhalt  des  Koramissious- 
vertrages  wie  überhaupt  eines  jeden  Rechts- 
geschäftes bestimmt  wird,  oder  sie  gelten 
als  so  wollend. 

Diese  schon  durch  das  Gesetz  begrün- 
deten Pflichten  des  Kommissionärs  stehen 
mit  denjenigen  Verpfliclitimgen,  weiche  durch 
die  sei  es  auch  nur  stillschweigend 
erteilten  Instruktionen  des  Kommittenten  und 
die  entsprechende,  zwar  nicht  ausdrilctlich 
erklärte,  aber  immer  wirklich  und  deutlich 
erklärte  WUlenseinigimg  der  Kontrahenten 
festgestellt  werden,  also  auf  (irund  einer 
Willensbethätigung  der  Parteien  in 
das  Dasein  zu  treten  haben,  nicht  auf  einer 
Linie;  ihre  Verletzung  zieht  durchaus  ver- 
schiedene Rechtsfolgen  nacli  sich.  Besteht 
nämlich  dieselbe  darin,  dass  die  Ausfflhrung 
dem  durch  die  Willenserklärung  be- 
stimmten, dem  gewollten  Inhalt  des  Kom- 
missionsvertrages widei-spricht,  so  liegt  eine 
vertragswidrige  Ausfülining  im  eigent- 
lichen Sinne  vor;  der  Kommissionär  erlaubt 
sich,  seinen  Einzelwillen  an  Stelle  des  gegen- 
seitig vereinten  Willens  zu  substituieren. 
Sofern  aber  die  Ausführtmg  bloss  dem  dui-ch 
.  Rechtssatz  bestimmten  Inhalte  des  Koni- 
I  mjssions Vertrages  nicht  entspricht,  verstösst 
[sie  zwar  unmittelbar  gegen  die  objektive 
I  RochtsnoiTO,  welche  der  \  orbin dliclikeit  des 
Kommissionärs  eine  durch  die  Verkehrs- 
beatimmnng  des  Kommissions  Verhältnisses 
gebotene  feste  Gestalt  vorgezeichnet  hat,  sie 
verletzt  das  Vertragsrecht  des  Kommittenten, 
wie  es  durch  das  objektive  Recht  normiert 
ist,  sie  ist  daher  gesetzwidrig,  sie  ist 
aber  nicht  vertragswidrig,  in  sofern  der 
Vertrag  zimächst  doch  nur  durch  den  iil 
den  Instruktionen  ausgesprochenen,  mass- 
gebenden Willen  des  Kommittenten  seine 
Gestalt  gewinnt,  .lede  vertragswidrige  Aus- 
führung ist  demnach  zugleich  gesetzwidrig, 
aber  nicht  jede  gesetzwidrige  Ausffllmmg 
ist  zugleich  auch  vertra^widrig.  Die  Be- 
deutmig  dieses  Unterschiedes  liegt  darin, 
dass  die  im  Gesetze  (§  ;i85  H.G.B.)  aner- 
kannten kumulativen  zwei  Rechte  des 
Kommittenten,  sowohl  das  vom  Kommissionär 
für  Rechnung  des  Kommittenten  abge- 
sclilossene  Handelsgescliäft  für  eigene  Rech- 
nung des  Kommissionärs  zu  lassen  als 
auch  Schadenersatz  zu  verlangen  —  bei 
der  gesetzwidrigen  AusftÜirung  nicht  ein- 
treten, das  Rücktrittsrecht  des  Kom- 
mittenten vielmehr  nur  auf  die  vertrags- 
widrige Ausführung  beschränkt  ist  Die 
bloss  gesetzwidrige,  aber  nicht  eigentlich 
verti'ags widrige  Ausführung  dagegen  ver- 
pflichtet den  Kommissionäi'  nur  zur  Leistung 
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des  Interesses  w^n  der  durch  ihn  ver- 
schuldeten BenachteiligungdesKommittenten, 
Nur  im  ersteren  Falle,  wenn  der  Kom- 
missionär die  ansdrficküch  oder  stillschwei- 
gend erteilten  Instruktionen  des  Konimit- 
teoten  unbeachtet  ^lassen  hat,  erseheint 
das  Recht  des  letzteren,  das  Geschäft  zu- 
rückzuweisen, als  gerecht Eert igt,  weil  das 
aufgetragene  Geschäft  mit  dem  ausgeführten 
nicht  identisch  ist.  Der  Kommissionär, 
welcher  sich  eigenmächtig  ober  die  Instnik- 
tiooen  hinwegsetzt,  führt  nicht  das  aufge- 
tragene, sondern  ein  von  demselben  wesent- 
lich verschiedenes  Geschäft  aus;  wogegen 
der  Kommissionär,  der  sich  innerhalb  des 
mutmaiislichen  Willens  des  Kommittenten 
halt,  mag  er  auch  bei  der  Auslegung  dieses 
Willens  die  ihm  nach  Gesetz  obliegende 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  ver- 
letzen und  das  aufgeti'agene  Geschäft  schlecht 
ausführen,  doch  nur  dieses  und  kein  andei-es 
ausfühlt;  er  hat  nicht  dem  ausgesprochenen 
Willen  des  Kommittenten  Trotz  geboten. 
Der  Kommittent  ist  daher  nur  berechtigt, 
den  Ersatz  des  ihm  von  dem  KommissionJü- 
verschnldetePiveise  zugefügten  Nachteiles  zu 
verlangen. 

Diese  üuteracheidung  des  g  385  H.G.B. 
entspricht  den  besonderen  Bedürfnissen  des 
Handelsverkehrs,  der  dabei  gewiss  nicht  zu 
gewinnen  hat,  wenn  man  dem  Kommittenten 
gestattet,  sich  in  jedem  Falle,  wann  immer 
der  Kommissionäi'  gesetzwidrig  gehandelt 
hat,  von  dem  für  seine  Heehnimg  abge- 
schlossenen Geschäfte  loszusagen. 

Macht  der  Kommittent  den  ihm  durch 
die  gesetz-  oder  vertragswidrige  Ausführung 
erwachsenen  Anspruch  auf  Schadenersatz  im 
Kechtswege  geltend,  so  liegt  ihm  ob,  den 
ihm  direkt  oder  indirekt,  je  nachdem  er  in 
eigenem  oder  fremden  Interesse  den  Auftrag 
erteilt  hat,  durch  das  Verschulden  des  Kom- 
missionärs zugefügten  Nachteil  darzulegen 
und  den  Kausolnexus  zwischen  demselben 
und  dem  Verschulden  des  Kommissionärs 
speciell  und  thatsächJich  zu  begründen.  Der 
Kommissionär  haftet  nnr  für  denjenigen  dem 
Kommittenten  zugelUgteii  Nachteil,  welcher 
nach  dem  Ermessen  des  Richters  sicher  und 
bestimmt  als  die  Folge  der  von  ihm  ver- 
schuldeten Nichtaus  führiing  oder  der  gesetz- 
oder  vertragswidrigen  Ausführung  der  Kom- 
mission festgestellt  wei-den  kann,  nicht  aber 
für  denjenigen  Nachteil,  welcher  zwar  aus 
Anlass  und  bei  GelegeEiheit  des  Verschuldens 
des  Kommissionärs  entstanden  ist,  mit  diesem 
Verschulden  aber  in  keiner  Kausalverbindung 
steht,  sondern  als  eine  sehr  entfernte,  ganz 
unerwartete,  von  dem  Kommissionär  nicht 
vorauszusehende  Folge  etwa  durch  besondere 
Konjunkturen  und  die  eigentümliche  Ge- 
EchSftsla(;e  des  Kommittenten  entstanden  oder 


zu  dem  von  dem  Kommissionär  verschuldeten 
Nachteile  li in  zugekommen  ist 

b)  Fäichteii  des  Kommlsaion&rs 
T&okaictitUota  des  Eommissionsgutes. 
Wenn  sich  das  dem  Kommissionär  zuge- 
sandte Kommissionsgut  bei  der  Ablie- 
ferung in  einem  äusserUch  erkennbar 
beschädigten  oder  mangelhaften  Zustand  be- 
findet, so  hat  er  die  gesetzliche  Pflicht 
(g  388  Abs.  1  H.G.B.),  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  die  Rechte  gegen 
den  Frachtführer  oder  Schiffer  zu  wahren, 
für  den  Beweis  jenes  Zustandes  zu  sorgen 
und  dem  Kommittenten  ohne  Verzug  Nach- 
richt zu  geben.  Ist  die  Ware  äusserlich  in 
Ordnung,  so  trifft  den  Kommissionär  diese 
Verpflichtung  nur  dann,  wenn  er  als  sorg- 
fältiger Kaufmann  begründete  Ursache  hätte, 
eine  Beschädigimg  anzunehmen,  z,  B.  bei 
zerbrechlichen  Sachen  oder  wenn  an  dem 
Transportmittel  ireend  ein  Schaden  einge- 
treten war.  Im  Ünterlassimgsfalle  ist  der 
Kommissionär  für  den  daraus  entstehenden 
Schaden  verantwortlich  (g  38ö  H.G.B.).  Ist 
das  Gut  dem  Verderben  ausgesetzt  und  Ge- 
fahr im  Vei-zugp,  so  kann  der  Kommissionär 
(§  388  A1.2  H.G.B.)  den  Verkauf  desselben 
nach  §  3/3  H.G.B.  bewirken  beziehungs- 
weise ist  dazu  verpflichtet,  wenn  sonst  die 
ilim  anvertrauten  Interessen  gefährdet  waren. 

Wahrend  der  Aufbewahrung  des 
Kommissionsgutes  haftet  der  Kommissionär 
für  dessen  \erlust  oder  Beschädigung  mit 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes, 
deren  Beobachtung  er  zu  beweisen  hat.  Er 
hat  insbesondere  dann,  wenn  Verände- 
rungen an  dem  Kommiseionsgute 
eintreten,  welche  dessen  Entwertung  be- 
fürchten lassen,  zunächst  von  selten  des 
Kommittenten  Instruktionen  einzuholen.  Ist 
keine  Zeit  dazu  vorhanden  oder  ist  der 
Kommittent  in  der  Erteilung  der  Verfügung 
säumig,  so  räumt  das  Gesetz  dem  Kom- 
missionär die  der  Natur  der  Sache  ange- 
messene Befugnis  ein,  das  Kommissionsgut 
nach  §  373  H.G.B.  zu  verkaitfen  (§  388 
H.O.B.).  Zu  einem  solchen  Veitaufe  oder 
zur  Hinterlegung  des  Gutes  in  einem  öffent- 
lichen Lagerhauae  oder  sonst  in  sicherer 
Weise  kann  der  Kommissionär  auch  in 
anderen  Fällen  schreiten,  um  sich  im  Wege 
der  Selbsthilfe  des  Kommission sgutes  zu 
entäussera,  selbst  wenn  Entwertung  drohende 
Verfciderungen  an  dem  letzteren  nicht  ein- 
getreten sind,  vorausgesetzt  nur,  dass  der 
Kommittent  rücksicbtUch  der  ihm  obliegen- 
den Verfügungen  über  das  Kommissionsgut 
im  Verzug  ist  {§  389  H.G.B.). 

Zur  Versicherung  des  Kommissions- 
gutes  ist  dagegen  der  Kommissionär  nur 
dann  rerpflichtet,  wenn  er  vom  Kommit- 
tenten einen  diesbezüglichen  Auftrag  aus- 
drücklich oder  stillschweigend  durch  impera- 


y^^jOOglC 


268 


tive  oder  demonstrative  lostniktion  erhalten 
hat  {§  390  Abs.  2  H.G.B.);  so  gilt  er  bei- 
spielsweise daQD  für  stillschweigend  beauf- 
tragt, wieder  zu  versichera,  wenn  er  während 
seiner  Geschäftsverbindung  mit  dem  Kom- 
mitteDten  in  ähnlichen  Fällen  jedesmal  zu 
versichern  pflegte,  ohne  dass  der  Kommittent 
■Widerspruch  erhoben  hatte.  Hat  der  Kom- 
mittent in  dieser  Beziehung  keine  Bestim- 
mungen getroffen,  so  macht  sich  der  Kom- 
missionär durch  Unterlassung  der  Versiche- 
rung nicht  verantwortlich,  auch  dann  nicht, 
wenn  die  Versicherung  durch  die  Soi^falt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  j2;eboten  wäre ; 
denn  das  Gesetz  begrenzt  den  Kreis  dessen, 
was  der  Kommissionär  als  sorgfältiger  Kauf- 
mann zu  beobachten  hat,  dadurch,  dass  es 
die  Pflicht  zur  Versicherung  aus  den  Be- 
standteilen der  vom  Komraissionilr  zu  präs- 
tierenden Diügenz  eines  oi-dentlichen  Kauf- 
mannes ansdraeklicli  ausscheidet.  Versichert 
der  Kommissionär  dessen  ungeachtet,  so  ist 
er  als  negotiorum  ^stor  des  Kommittenten 
zu  betrachten.  —  Diese  Rechlssätze  gelten 
von  allen  Versicherungen  ohne  Unterechied 
iler  Gefahr,  gegen  welclie  versichert 
wenlen  soll.  i 

Besonderes  gilt  bei  der  Kommission  zum 
Einkauf  eines  Wechsels.  Der  Kom- 
missionär ist  nämlicli  nach  §  395  H.G.B., 
wenn  er  den  Wechsel  indossiert,  verpflichtet, 
denselben  in  üblicher  Weise  und  ohne 
Vorbehalt  zu  indossieren;  er  darf  also 
das  Indossament  insbesondere  nicht  durch 
tlie  Klauseln  der  Artt.  14,  15  und  31 
der  W.O.  beschiänken.  Diese  Bestimmung 
borulit  auf  der  Krwägimg,  dass  es  dem 
\^'illen  des  Kommittenten,  ein  cirkulations- 
ffthigee  und  kredit^Tlrdiges  Wertpapier  zu 
erlangen,  widersprechen  würde,  wenn  der 
Kommissionär  dem  Indossamente,  durch 
welches  er  den  im  eigenen  Namen  einge- 
kauften Wechsel  auf  den  Kommittenten  über- 
trägt, einen  Vorbehalt  hinzufügte,  durch  den 
die  regelmässige  Kegresspflicht  der  Vor- 
männer unterbrochen  würde,  da  infolgedessen 
der  Ki'edit  und  die  Negotiabüität  des  Pa- 
pieres  eine  erhebliche  Minderung  erlitte. 
§  395  tautet  guiz  allgemein  und  ist  daher 
nicht  bloss  auf  den  Faü  zti  beziehen,  dass 
der  Einkauf  eines  Wechsels  speciell  den 
Gegenstand  der  Kommission  bildet,  sondern 
auf  jeden  Erwerb  eines  Wechsels  fflr  Rech- 
nung des  Kommittenten.  Er  hat  aber  keine 
alizugrosse  praktische  Bedeutung,  da  das 
Gesetz  eine  Verpflichtung  des  Kom- 
missionärs zum  Indossieren  des  Wechsels 
nicht  aiisspricht.  — 

o)  Die  Fflioht  zuz  Beoliensobafts- 
ablegung  und  Herauagabe.  Der  Kom- 
missionär ist  verpflichtet,  Aber  seine  Ge- 
schäftsfTihrung  Bechenscliaft  zu  geben  (g  384 
H.G.B.),  'und  zwar  besteht  diese  Veipflich- 


tung  nur  dem  Kommittenten,  nicht  anderen 
Personen  gegenflber,  mOgen  diese  ^s  auch 
sein,  welche  das  iditgeschlossene  Geschäft 
wirtschaftlich  eigentlich  angeht  Durch  die 
Rechen  Schaft  sablegimg  über  die  Ausführung 
des  Auftrages  soll  dem  Kommittenten  eine 
vollstÄndigeEinsicht  indie  ihn  interessierende 
Sachlage  und  Aufklärung  über  den  Erfolg 
des  Geschäftes  verechafft  werden. 

Zur  Rechenschaftsablegung  gehört  auch 
der  Nachweis  einer  getreuen  und  sorgfältigen 
Geschäftefühning  und  der  Richtigkeit  der 
angegebenen  Thatsachen ,  also  die  Justi- 
fikation  der  abgelegten  Rechnung.  Belege 
sind  insoweit  erforderlich,  als  von  denselben 
die  Verständlichkeit  der  Rechnung  abhängt; 
im  Obrigeu  folgt  aus  der  Nichtbeibringnng 
von  Belegen  nur,  dass  die  betreffenden 
Ausgaben  von  dem  Kommissionär  s<^  lange 
nicht  geltend  gemacht  wei-den  können,  als 
er  keinen  Beweis  dafüi-  erbringt 

Ein  korrespondierendes  Recht  des  Kom- 
missionäi-s  auf  Rechensohaftsabt^un^  ist 
nicht  anerkannt;  wenn  daher  der  Komnuttent 
auf  anderem  Wege  als  durch  ein  besondei-es 
Rech  nungs  verfahren  den  Umfang  seiner 
Forderung  darlegen  und  genügend  substan- 
ziieren  kann,  so  kann  sich  der  Kommissionär 
der  Leistimg  nicht  etwa  in  der  Weise  vor- 
läufig entziehen,  dass  er  der  Klage  des 
Kommittenten  auf  Herausgabe  dessen,  was 
dieser  zu  fordern  hal,  entgegenstellt,  es 
müsse  zuvor  auf  Rechnun.gslegimg  wider  ihn 
geklagt  werden. 

Die  Pflicht  zur  Rechenschaftslegung  ist 
nicht  Selbstzweck,  sondern  nur  das  Mittel, 
um  den  eigentlichen  Zweck,  die  materielle 
Vermögensherausgabe  von  seite  des  Kom- 
missionärs, also  die  Leistung  dessen,  was 
der  Kommittent  aus  dem  Geschäfte  zu  for- 
dern liat,  zu  realisieren  (§  3H4  H.G.B.). 
Alles,  was  der  Kommissionär  auf  Gnmd  der 
AusfOhrimg  der  Kommission  durch  die  Füh- 
rung des  Geschäftes  des  Kommittenten  er- 
halten hat  (Waren,  Geld  etc.),  ist  er  ver- 
pflichtet dem  Kommittenten  herauszugeben 
und  ebenso  diesem  die  Forderungen  abzu- 
treten, welche  er  gegen  den  Dritten  durch 
die  Ausfühnmg  der  Kummission  erworben 
hat,  Forderungen,  welche  ja  im  Verhältnis 
zwischen  dem  Kommittenten  und  Kom- 
missionär als  Fordeningen  des  Kommittenten 
gelten  (§  392  H.G.B.)  Der  Kommittent  hat 
auch  dann  das  Recht,  die  Abtretimg  der 
Rechte  des  Kommissionärs  gegen  den  dritten 
Kontrahenten  zu  verlangen,  wenn  er  bei 
einer  Einkaufskommission,  die  für  ihn  und 
den  Kommissionär  als  Handelsgeschäft  er- 
scheint, die  ihm  gleich  einem  Käufer  (g§  377 
bis  379  H.G.B.)  obliegende  Pflicht  zur  un- 
ver^.flglichen  Untersuchung,  RU^.  Aufbe- 
wahrung und  Verkauf  rücksichtlich  des  ihm 
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vom  EinkaufekommteRionär  zugesendeten  1 
Girtes   nicht  beobachtet  hat  (§  391  H.G.B.). ' 

Hat  der  Kommissionär  eine  Kommission  j 
iura  Einkaufe  von  vertretbaren  Wert^ 
Hipieren  (Aktien,  Kuxen,  Interimssch einen, 
Talons,  Schuldverschreibungen  auf  Inhaber 
oder  an  Ordre  u.  s.  vi.)  ausgeführt,  so  iBt 
er  nach  dem  Baiikdepotgesetz  vom  5.  Juli 
1896  verpflichtet,  dem  Kommittenten  binnen 
dreiTaffen  ein  Verzeichnis  der  Stücke 
mit  Angabe  der  Gattuug  des  Nennwertes,  der 
Nummern  oder  sonstiger  Untersuheidunga- 
merkmale  zu  übersenden  (^  H).  Die  Frist 
lieginnt  bei  Nennung  des  dritten  Verkäufers 
in  der  Ansfflhrungsanzeige  mit  dem  Erwerbe 
der  Stücke,  anderenfalls  mit  dem  Ablaufe 
des  Zeitraumes,  innerhalb  dessen  der  Kom- 
missionär nach  der  ErstatUmg  der  Aus- 
fährungsanzeige  die  Stücke  hei  ordnungs- 
mässigem  Geaihäftsgange  ohne  schnldhafte 
Verzögerung  beziehen  konnte.  Handelt  er 
dieser  Vorschrift  vorsätzlich  zuwider,  so 
wird  er,  wenn  er  seine  Zahlungen  einge- 
stellt hat  oder  in  Konkurs  geraten  ist  und 
dadurch  das  Recht  des  Kommittenten  auf 
Anssonderung  der  von  dem  Kommissionär 
für  ihn  eingekauften  Wertpapiere  beein- 
tiSchtigt  hat,  mit  Gefängnis  bis  zu  drei 
Jahren  bestraft  (g  10  Bankdepotgesetz). 

Die  Uebersendung  des  StückeverzeicU- 
nisses  kann  nur  in  drei  BWen  unterbleiben, 
1)  wenn  der  Kommittent  auf  diese  Ueber- 
sendung Verzicht  geleistet  hat,  was  aus- 
drücklich und  schriftlich  und  für 
jede  einzelne  Kommission  geschehen 
uiuss,  es  wäre  denn,  dass  der  Kommittent 
gewerbsmässig  Bank-  oder  Geldweehsler- 
geschäfte  betreibt,  in  welchem  Falle  er 
generell,  mündlich  und  stillschweigend  ver- 
zichten kann,  2)  wenn  die  emgekauften 
Stücke  selbst  an  den  Kommittenten  aus- 
geliefert, 3)  wenn  die  eingekauften  Stücke 
im  Auftrage  des  Kommittenten 
wieder  veräussert  worden  sind  (§  3 
AI.  2  Bankdepotges.). 

Mit  der  Absendung  des  Stücke  Verzeich- 
nisses geht  das  Eigentum  an  den  darin  ver- 
zeichneten Wertpapieren  spätestens  auf 
den  Kommittenten  über  (g  7  Bankdepot- 
ges.). Der  Kommissionär  hat  rücksichtlich 
der  in  seinem  Gewahrsam  befindlichen,  in 
das  Eigentum  des  Kommittenten  überge- 
gangenen Wertpapiere  als  Verwahrer  die 
Pflicht  zur  gesonderten  Aufbewahrung 
unter  äusserlich  erkennbarer  Bezeichnung 
des  Kommittenten  imd  zur  Eintragung  der 
Stücke  nach  Gattung,  Nennwert,  Nummern 
odersonstigenünterseheidnngsmerkmalen(gl 
Bankdepotges.). 

Ist  der  Kommissionär  mit  Erfüllung  der 
ihm  obliegenden  Verpfhchtung  der  Ueber- 
sendung des  Stückeverzeichnisses  (g  3  Bank- 
depotg^.J  im  Verzuge,  so  hat  ihn  der  Kom- 


mittent zur  Nachliolurig  des  Versäumten 
aufzufordern  und  kann,  wenn  es  der  Kom- 
missiouär  nicht  binnen  drei  Tagen  gethan 
hat,  das  Geschäft  als  nicht  für  seine  Rech- 
nung geschlossen  zurückweisen  und  Schaden- 
ersatz wegen  NichterfüUung  beanspnichen, 
vorausgesetzt,  dass  er  dieses  dem  Kom- 
missionär binnen  drei  Tagen  nach  dem  Ab- 
laufe der  Nachholungsfrist  erklärt  hat  (§  4 
Bankdepotges.), 

Der  Kommittent  hat  das  Becht,  zu  ver- 
langen, dass  ihm  alle  Vorteile  zu  gute 
kommen ,  welche  aus  dem  aiif getragenen 
Geschäfte  als  der  causa  Incri  resultieren  und 
deren  Vorenthaltung  von  seiten  des  Kom- 
missionärs dem  Kommittenten  zum  Nach- 
teile gereichen  würde,  selbst  dann, 
wenn  der  Kommissionär  günstigere 
Bedingungen  erzielt  hätte,  als  d  er 
Kommittent  selbst  gestellt  nat;  auch 
wenn  es  sich  um  solche  Voi'teile  handelt, 
welche  der  Kommittent  gar  nicht  voraus- 
gesehen hat  (§  .387  H.O.B.),  insbesondere  in 
dem  Falle,  wenn  der  Kommissionär  einen 
günstigeren  Preis  als  das  vom  Kommittenten 
bestimmte  Limito  erzielt  hätte. 

B)  Beohte  des  Kommlsslonära.  &)Das 
Recht  auf  Bratattung  des  gemaohten 
Aufwandes  und  auf  FroTiaiou.  Der 
Kommissionär  hat  das  Recht,  von  dem 
Kommittenten  zu  verlangen,  dass  dieser  das 
für  seine  Rechnung  nicht  vertragswidrig 
ausgeführte  Geschäft  als  sein  Geschäft  an- 
erkenne und  ihm  die  Mittel  zur  Erfüllung 
der  übernommenen  Verbind Uchkeit  bereit- 
stelle resp.  dasjen^  ersetze,  was  er  zur 
selbständigen  Vornahme  der  Erfüllung  als 
ordentlicher  Kaufmann  anfgewendet  hat,  z.  B. 
bei  der  Einkaufskommission  die  gekaufte 
Kommissionsware  übernehme  und  bezahle, 
bei  der  V erkauf skommission  die  Kommis- 
sionsware, deren  Verkaut  der  Kommissionär 
zu  besorgen  hatte,  liefere  etc.  Der  Kom- 
missionär hat  das  Recht,  vom  Kommittenten 
den  Ersatz  jener  Aufwendungen  zu  ver- 
langen, die  er  znm  Vollzuge  des  Geschäftes 
den  Umständen  nach  für  erforderlich  halten 
durfte  (§  670, 675  D.  B.G.B.,  g  39G  AI.  2  H.G.B.). 
Hierher  gehört  auch  nach  dem  Gesetze 
(g  396  H.G.B.)  die  Vergütung  für  die  Be- 
nutzung der  Lagerräiime  und  der  Beförde- 
rungsmittel des  Kommissionärs ;  er  kann  aber 
auch  eine  Vergütung  für  die  Arbeit  seiner 
Leute  verlangen,  selbstverständlich  mit  der 
Einschränkung,  dass  diejenige  Arbeit  seiner 
Leute,  welche  ihrer  Natur  nach  auf  das- 
jenige gerichtet  ist,  was  infolge  der  Kom- 
mission zu  der  Spliäre  der  kaufmännischen 
Thätigkeit  des  Kommissionära  selbst  gehört, 
nicht  besonders  vergütet  zu  werden  braucht. 
Der  Kommissionär  hat  selbstverständlich  An- 
spruch auf  Ersatz  seiner  Vorschüsse  auf  das 
Kommissionsgnt ,    der    von    ihm   gezahlten 
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Fracht,  <lei-  Zölle.    Ablade-,   Abwäge-,   Er- 
haltUDgs-   tind   Reparaturkosten    etc.     Voq 
seinen    Aufwendungen    darf    er    auch   vom 
tage   der  Verwendung  au   ö^'O  Zinsen 
Anaatz  briogen  (§§  354.  352  H.G.B.). 

Der  Kommissionär  ist  in  ErmaDgelung 
einer  andenveitigen  Verabredung  nicht  ver- 
pflichtet, für  den  Kommittenten  in  Vorschuss 
KU  gehen,  er  hat  vielmehr  das  Recht,  von 
dem  Kommittenten  fllr  die  zur  Aiisfühning 
der  Kommission  erforderlichen  Aufwendungen 
Vorschussleistiing  zu  verlangen  (§g  069. 
675  D.  B.(t.B.).  Hat  sich  al>er  der  Kom- 
missionär zur  Leistung  eines  Vorschusses 
voqjflichtet,  ohne  vorher  wegeu  des  zu 
leistenden  Vorschusses  Deckung  zn  ver- 
langen, so  ist  er  nicht  berechtigt,  nachti-fig- 
lich  eine  solche  zu  fordern  —  es  wäre  denn, 
dass  die  Vermögens  Verhältnisse  des  Kom- 
mittenten sich  derart  vei-schlechterten,  dass 
nach  richterlichem  Ermessen  für  den  Kom- 
missionär die  Gefahr  droht,  zu  definitiven 
Aufwendungen  aus  eigenem  Vermögen  Dritten 
gegenüber  genötigt  zu  werfen.  Den  Ersatz 
der  von  ihm  geleisteten  Vorschüsse  kann 
der  Kommissionär  mangels  besonderer  Ver- 
abredimg in  der  Regel  sofort  nach  der 
Rechenschaftslegung  forfern;  nur  bei  der 
Terkaufskommission  musa  Im  Zweifel  als 
Absicht  der  Kontrahenten  angesehen  werden, 
dass  der  vom  Kommissionär  geleistete  Vor- 
achnss  ans  dem  Verkaufserlöse  des  Kom- 
missionsgutes gedeckt  und  daher  bis  zum 
Eiutiitte  dieses  Momentes  von  dem  Kom- 
missionär- dem  Kommittenten  ki'editiert 
werden  solle. 

Der  Kommissionär  hat,  wenn  nichts 
anderes  vereinbart  ist,  ein  Recht  auf  die  ge- 
wöhnliche Provision;  sie  ist  der  Lohn  ftir 
seine  kaufmännische  und  juristische  Arbeit, 
für  die  Sorge  und  Mühewaltung,  die  er  dem 
Dienste  des  Kommittenten  widmet,  und  für 
die  Verantwortlichkeit,  die  er  übernimmt. 

Kann  der  Kommissionär  die  entgegen- 
gesetzten Aufträge  zweier  verschiedener 
Kommittenten  zum  Abschlüsse  eines  und 
desselben  Geacliäftes  miteinander  kombi- 
niereu,  so  hat  er  doch  das  Recht,  von  beiden 
Teilen  die  Provision  zn  forfem;  denn  er 
ist  jedem  der  beiden  Kommittenten  gegen- 
über zu  den  oben  dargelegten  Leistungen 
verpflichtet. 

Das  Recht  auf  die  gesetzliche  oder  eine 
ausbedungene  Provision  ist  dem  Kommissio- 
när erst  dann  erworben,  wenn  das  Geschäft 
zur  'Ausführung«  gekommen  ist  (§  396 
H.G.B.).  Ausführung  und  Erfüllung  sind 
im  Sinne  des  Gesetzes  keineswegs  Begriffe, 
welche  sich  stets  gegenseitig  decken ;  vielmehr 
bedeutet  der  an  und  für  sich  schwankende 
Ausdruck  »Ausfflhrung<i  zuweilen  woniger 
als  Erfüllung;  es  ist  in  jedem  einzelneu  1 
Falle  mit  Bücksicht  auf  den  Inhalt  des  Auf- 1 


träges  festzustellen,  was  unter  Ausführung 

des  Geschäftes  zu  verstehen  sei.  Ist  bei- 
spielsweise die  ganze  Abwickelung  des  kom- 
mittierten Geschäftes  dem  Kommission!^ 
überti'agen,  so  geliört  nicht  bloss  der  Ab- 
sdiluss  des  Geschäftes,  sondern  auch  dessen 
Erfüllung  zur  Ausfühnmg;  anders,  wenn 
sich  der  Auftrag  blos-s  auf  den  Abschluss 
mit  dem  dritten  Kontrahenten  beschränkt. 
Ist  das  Geschäft  aus  was  immer  für  einem 
Grunde  nicht  zur  Ausführung  gekommen  — 
so.  wenn  der  dritte  Konfralient  mala  tide  oder 
aus  Laune  oder  aus  sonstigen  Gründen  den 
Vertrag  nicht  ausführen  will  oder  nicht  aus- 
führen kann  — ,  dann  hat  der  Kommissionär 
kein  Recht  auf  die  Provision,  wie  gross  auch 
immer  seine  Mühewaltung  zur  Herbeiführung 
des  Abschlusses  gewesen  sein  mag. 

Doch  darf  die  Ausführung  des  von  dem 
Kommissionär  für  Rechnung  des  Kommit- 
tenten abgeschlossenen  Geschäftes  nicht  bloss 
aus  einem  Grunde  unterblieben  sein,  der  in 
der  Person  des  Kommittenten  ge- 
legen ist(§  396  H.aB.);  denn  es  ist  aUer- 
dings  ein  Gebot  von  Treu  imd  Ghiuben,  dass 
der  Leiciitsinn  eines  Kommissionärs,  der  auf 
imsicherem  Boden  zu  arbeiten  Neigung  ver- 
spürt, dem  Kommittenten  nicht  schade; 
wenn  aber  die  Vereitelung  des  Geschäftes 
auf  eine  Pflichtverletzung  des  Kommittenten 
selbst  zurückzufüliren  ist,  so  ist  es  recht 
und  billig,  dass  der  Kommittent  zum 
Schadenersatz,  also  auch  zur  Leistung  der 
Provision  verpflichtet  sei. 

Von  der  Regel,  dass  für  Geschäfte,  welche 
ulclit  zur  Ausführung  gekommen  sind,  eine 
Provision  nicht  gefordert  werden  könne,  er- 
kennt das  Gesetz  (§  396  H.G.B.)  iu  L'eber- 
einstimmung  mit  dem  fm  vielen  Plätzen 
herrschenden  Handelsgebrauche  zu  Gunsten 
des  Kommissionärs  auch  dann  eine  Aus- 
nahme an,  wenn  eine  Auslieferungs- 
provision ortsgehiäuchhcli  ist,  was  be- 
sonders bei  der  Verkautskommission 
gilt,  wenn  nämlich  der  Kommissionär  Waren, 
welche  bei  ihm  konsigniert  waren  und  mit 
deren  Verkauf  er  beauftragt  war,  vor  aus- 
geführtem Verkaute  zunid^eben  muss.  In 
der  Anslieteningapro Vision  ist  also  nicht  eine 
Entlohnung  wegen  eines  bewirkten  Ver- 
kaufes gelegen,  sondern  eine  Entscbädigimg 
wegen  der  auf  den  Empfang  und  auf  die 
Aufbewahnmg  der  konsignierten  Objekte  auf- 
gewendeten Sorgfalt  imd  zugleich  wegen  des 

lier  Regel  versuchten  Verkaufes. 

Das  dem  Kommissionär  ipso  jure  zu- 
stehende Recht  auf  Provision  kann  durch 
besondere,  ausdrückhche  oder  stillschwei- 
gende Uebcreinkunft  der  Parteien  überhaupt 
beseitigt,  um  so  melir  bloss  modifiziert 
werfen.  Ist  über  ihi'e  Höhe  keine  Verein- 
barung getroffen,  so  kann  die  Provision 
»nach  deu  an  dem  Orte  gewöhnlichen  Sätzen« 
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gefoi-dert  werOen  (§  354  H.G.B.),  worunter 
der  Ort,  ■wo  das  aufgetragene  Geschäft  aus- 
geführt wird,  zu  vereteheu  ist,  lu  Ei- 
raangeliing  eines  Ortsgeliraiiches  entscheidet 
das  richterliche  Ennessen.  —  Die  Provision 
wird  gewöhnlich  nach  Prozenten  vom  Wort- 
beirage  —  uud  zwar  nach  der  aUgcmeinen 
Praxis  vom  Bnittowertl)etrage  —  des  aus- 
geführten Geschäftes  bemessen.  Das  Recht 
auf  Provision  ist  verwirkt,  wenn  der  Kom- 
missionär, der  eine  Kommission  zum  Um- 
tausch von  vertretbaren  Wertpapieren  oder 
zui-  Geltendmachung  eines  Bezugsrechtes  auf 
solche  Wertpapiere  ausgeführt  hat,  nicht 
binnen  zwei  Wochen  nach  dem  Empfange 
der  neuen  Stücke  dem  Kommittenten  ein 
Verzeichnis  der  ihm  in  der  Zwischenzeit 
nicht  ausgehändigten  Sti^cke  mit  Angabe  der 
Gattung,  des  Nennwertes,  der  Kummern 
oder  sonstiger  Unterscheidungsmerkmale , 
übersendet  liat  (gg  5,  6  Bankdepot ges.). 

b)  Daa  Pfand-,  Retantiona-  und  | 
Kompensationarecbt  dea  KommÜBio- ; 
närs.  Das  deutsche  Handelsgesetzbucli  i 
hat  den  bestehenden  Handelsgebrauch,  wo- 1 
nach  daa  in  der  Verfügungsgewalt  des  Kom- 
missionärs stehende  Kommissionsgut  zu  seiner  I 
Deckimg  diente,  in  §  397  H.G.B.  sanktioniert  I 
und  das  gesetzliclie  Pfandrecht  des  Kom- ! 
missionärs  sorgfältig  geregelt.  Das  Pfand- 1 
recht  ist  anerkannt  »wegen  der  auf  das  Gut 
verwendeten  Kosten«,  d.  h.  wegen  alles 
dessen,  was  in  Erfflllung  des  Auftrages  auf 
das  Kommissionsgut  aufgewendet  werden 
durfte  und  wodui-ch  der  Wert  desselben  er- 
hebt worden  ist,  also  für  Zahlung  von 
Frachten  oder  Zöllen,  für  Magazinage,  Entre- 
pjt,  Reinigung,  Herstellung  des  Glanzes  oder 
Bearbeitung  der  Kommissionswaren,  um  sie 
für  den  Handel  geeignet  zu  machen  etc., 
femer  »wegen  der  Provision,  wegen  der  auf 
das  Gut  gegebenen  Vorscliüsae  und  Dar- 
lehen, wegen  der  mit  Rückächt  auf  das  Gut 
gezeichneten  Wechsel  oder  in  anderer  Weise 
eingegangenen  Verbindlichkeiten«,  also  wegen 
der  von  dem  Kommissionär  für  Reclininig 
des  Kommittenten  mit  Beziehung  auf  das 
Gut  gegebenen  Geldsummen  oder  wegen  der 
Verpflichtungen,  welche  er,  sei  es  gegen- 
über dem  Kommittenten  oiler  für  diesen 
gegenüber  Dritten,  dadurch  z.  B.,  dass  der 
Kommittent  einen  Wechsel  gezogen  und  der 
Kommissionär  denselben  acceptiert,  oder 
sonst  übernommen  hat.  yVllen  diesen  Forde- 
nmgen  ist  gemeinsam,  dass  die  ihnen  zu 
Grunde  liegenden  A\ifwendungen  eine  Be- 
ziehungauf das  Kommissionsgut  haben; 
es  steht  aber  ausserdem  dem  Kommissionftr 
ilas  Pfandrecht  auch  »wegen  aller  Forde- 
rungen aus  laufender  Rechnung  in  Kom- 
missionsgeschäften =  zu.  Auch  diese  letztere 
Bestimmung,  welchei'  die  Auffassung  zu 
Grunde  liegt,  dass  eine  gewisse  Konuexität 


der  Fordening  mit  allem  Kommission sguto 
durch  den  KontokoiTent vertrag  geschaffen 
sei,  entspricht  dem  im  Kommissionsliandcl 
heiTSchenden  Handelsgebrauciie.  Das  Pfand- 
recht gilt  für  alle  im  Kontokorrent  verkehre 
entstandenen  Fordenmgen  desKommissionärs 
als  solchen  gegen  den  Kommittenten,  wenn 
sie  auch  nicht  das  Kommissionsgut  selbst 
betreffen,  an  welchem  das  Pfandrecht  aus- 
geübt wird;  jedoch,  ist  nach  richtiger  Au- 
fsicht Voraussetzung,  dass  zwischen  dem 
I  Kommittenten  und  Kommissionär  ein  eigenl- 
'  Hoher  Kontokorrentverkehr  mit  der  Verab- 
redung gegenseitiger  Kreditgewäluning  und 
nicht  bloss  ein  Rech nungs Verhältnis  in  der 
Form  des  Kontokorrentes  besteht. 

Das  Pfandrecht  besteht  an  dem  Kom- 
missionsgute, d.  h.  an  allem,  was  der  Kom- 
missionär als  solcher  auf  Grund  der  ange- 
nommenen Oller  bloss  offeriertem  Kommission 
imd  in  Ausführung  derselben  für  den  Kom- 
mittenten in  seine  Verfügimgsgewalt  erlangt, 
und  erlischt  mit  der  letzteren, 

Detention  und  zwar  auch  die  mittelbare 
(insbes.  durch  Konnossement,  Ladeschein 
oder  Lagei-sehein)  genügt;  juristischer  Besitz 
ist  nicht  erforderlich.  Es  besteht  mit  voller 
Wirkung  auch  im  Konkurse  tmd  gegenüber 
älteren  Pfandgläubigeru  des  Kommittenten. 

Aussei-dem  besitzt  der  Kommissionär  auch 
das  allgemeine  kaufmännische  Retentions- 
recht im  Sinne  der  §g  369—372  H.G.B.  so- 
wie ein  auch  im  Konkurse  wirksames,  vor- 
zugsweises Befriedigungsrecht  aus  den  durcli 
das  Kommissionsgeschäft  tregi-ündeten  und 
noch  ausstehenden  Forderungen  (§  399  Abs.  2 
H.G.B.),  die  ja  im  inneren  Verhältnisse 
zwischen  dem  Kommittenten  und  dem  Kom- 
missionär als  Forderungen  des  ersteren 
gelten  (Kompensationsrecht). 

Die  Formen  des  handelsrechtlichen  Pfand- 
verkaufes (§  308  H.G.B.)  sind  vom  Kom- 
missionär auch  dann  zu  beobachten,  wenn 
er  Eigentümer  der  eingekauften  Ware  ge- 
worden ist  (g  398  H.G.B.). 

c)  Das  Belbstkontrahierungareoht 
dea  Koinmiaslonftra  bei  der  Einkaufa- 
und  VerkaofBkommisaion.  Wichtige  Op- 
darunter  nebst  der 
verbreiteten  Ham 
gebrauch  ein  intensives  Bedürfnis  des  Ver- 
kehrs, waren  es,  die  daa  Handelsgesetzbuch 
veranlassten,  unter  gewissen  Voraussetzungen 
dem  Kommissionär  zu  gestatten,  dass  er  in 
das  aufgetragene  Geschäft  für  seine 
eigene  Rechnung  als  Gegen konti-ahent 
eintrete,  wiewohl  dann  eine  wesenüiche  Ab-  . 
weichuog  von  dem  die  Rechtsstellung  des 
Kommissionärs  als  eminente  Vertrauensstel- 
lung kennzeiclinenden  leitenden  Gedanken 
enthalten  ist  Denn  unvermeidlich  ist  es 
wohl,  dass  der  Kommissionär  in  Bezug  auf 
das    Geschäft,   in    welches   er   als   Säbst- 
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kontrahent  eiatrilt,  öftera  in  eine  I.age  ge- 
rate, in  der  seine  eigenen  Interessen  denen 
des  Kommittenten  geradezu  widerstreiten. 
Daher  hat  das  Handelsgesetzbuch  dieses 
Recht  des  Kommissionärs  nur  als  Aus- 
nahme von  der  Regel  unter  gewissen  Be- 
schränkungen anerkannt,  welche  geeignet 
erscheinen,  in  der  diux;h  den  Selbsteintritt 
des  Kommissionärs  hervorgerufenen  Situation 
das  Interesse  des  Kommittenten  genügend 
zu  vt-ahren. 

Die  Voraussetzungen  des  Selbstkontra- 
hienmgsrechtes  (§  400  H.G.B.)  sind  folgende: 
1)  Der  Kommittent  darf  weder  ausdrücklich 
noch  stillschweigend  »ein  anderes  bestimmt 
haben«.  2)  Der  Selbsteintritt  ist  nur  bei 
Kommissionen  »zum  Einkauf  oder  Verkauf 
von  Waren,  welche  einen  BJirsen-  oder 
Marktpreis  haben,  sowie  v{>n  Wertpapieren, 
bei  denen  ein  Böi-sen-  oder  Marktpreis  amt- 
lich festgestellt  wird,«  gestattet,  so  dass 
der  Börsen-  oder  Marktpreis  stets  die 
Schranke  bildet,  welche  der  Kommissionär 
iu  keinem  Falle  zum  Nachteil  des  Kommit- 
tenten überschreiten  darf.  Hat  der  Gegen- 
stand, dessen  Einkaut  oder  Verkauf  aufg>e- 
tr^en  ßt,  keinen  Börsen-  oder  Marktpreis, 
so  steht  dem  Kommissionär  das  Recht  zur 
Selbstkontrahierung  in  keinem  Falle  zu, 
selbst  dann  nicht,  wenn  vom  Kommittenten 
ein  Limitopreis  gesetzt  ist. 

Andere  Beseliränkungen  des  Eintritts- 
rechtes  erkennt  das  Gesetz  nicht  an.  So 
kann  auch  der  del  credere  stehende  Kom- 
missionär als  Selbst koulrahent  eintreten,  und 
insbesondere  der  Einkaufskommissionär  ist 
auch  dann  nicht  verhindert,  als  Selbslliefe- 
rant  zu  kontrahieren,  wenn  er  die  markl- 
oder  börsengängigen  Waren,  deren  Einkaut 
ihm  aufgetragen  ist,  ziir  Zeit  des  Eintrittes 
selbst  noch  nicht  besitzt,  so  dass  er  sie  erst 
von  einem  Dritten  erwerben  miiss,  doch 
darf  der  Kommissionär,  der  vor  der  Äb- 
sendung  der  Ausführungsanzeige  (g  384 
H.G.B.)  ans  Anlass  der  Komndssion  an 
der  Börse  oder  am  Markt  ein  Geschäft 
mit  einem  Dritten  abgeschlossen  hat,  dem 
Kommittenten  keinen  ungünstigeren  als 
den  hierbei  vereinbarten  Preis  berechnen 
(§  401  AI.  2,  402  H.e.B.). 

Selbstverständlich  ist  in  allen  diesen 
Mlen  die  freie  Bewegung  des  Kommissio- 
näre dui^cL  seine  Pflicht  begrenzt,  mit  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  zum 
Vorteile  des  Kommittenten  zu  handeln  und 
dessen  Interessen  nach  besten  Kräften  zu 
wahren  (§  401  H.G.B.).  lassen  dieselben 
die  Ausführung  der  Kommission  durch  Ab- 
schlnss  mit  einem  Dritten  angemessen  er- 
scheinen, so  würde  den  Kommissionär  der 
Selbsteintritt  ersatzpfhehtig  machon.  War 
aber  der  Kommissionär  bei  der  Wahl  des 
Seibsteintrittes    durch    die    Sorgfalt    eines 


ordentlichen  Kaufmannes  geleitet,  so  kann 
ihm  ein  für  den  Kommittenten  minder  vor- 
teilhafte!' Erfolg  nicht  zur  Last  gelegt 
werden ;  in  keinem  Falle  kann  er  sich  durch 
Absclüüss  mit  einem  Dritten  verantwortlich 
machen,  weil  der  Selbsteintritt  lediglich  als 
ein  Recht,  niemals  als  eine  Pflicht  des 
Kommissionärs  anzusehen  ist 

Macht  der  Kommissionär  von  diesem 
Rechte  Gebrauch,  so  kommt  er  durchaus 
nicht  bloss  als  Proprehändler  in  Betraclit; 
er  behält  vielmehr  auch  nach  dem  Selbst- 
eintritte seine  rechtliche  Stelle  als  Kom- 
missionär, imd  die  Kommission  bleibt  inner- 
halb des  juristischen  Rahmens  des  Kom- 
missionsgeschäftes. Daher  hat  auch  der 
selbstkontrahierendeKonimisBionär  die  Pflicht 
zur  gehörigen  Ausführung  des  anfgetrageneu 
Geschäftes  und  zur  sofortigen  Anzeige  nach 
g  384;  er  ist  verpflichtet,  sich  sofort  in  der 
Anzeige  ausdrücklich  als  Selbst bontrahenten 
zu  bezeichnen;  imterlässt  er  in  der  Aus- 
fühnmgsanzeige  die  ausdrückliche  Bemer- 
kung, dass  er  selbst  eintreten  wolle,  so  ^It 
dies  als  Erklärung,  dass  er  das  Geschäft  mit 
einem  Dritten  für  Rech nimg  des  Kommit- 
tenten abgeschlossen  halie  j§  405  AJ.  1  H.G.B.), 
und  da  in  einer  solchen  Ausführungsanzeige 
der  dritte  Kontralient  mit  dem  der  Kom- 
missionär das  Geschäft  abgeschlossen  hat, 
nicht  namhaft  gemacht  ist,  so  haftet  der 
Kommissionär  dem  Kommittenten  del  credere. 
also  für  die  Erfüllung  des  Geschäftes  durch 
den  dritten  Kontralienteu  (§  384  AI.  '-i 
H.G.B.). 

Um  Spekulationen  dos  Kommissionärs  auf 
Kosten  des  Kommittenten  vorzubeugen,  ist 
jede  Vereinbarung  für  nichtig  erklärt, 
dnixTb  die  dem  Kommissionär  die  Möglich- 
keit gegeben  werden  soll,  äch  erst  später 
als  am  Tage  der  Ausführungsan- 
zeige dariiber  zu  erklären,  ob  er  die  Kom- 
mission durch  Selbsteintritt  oder  diu^ch  Ah- 
schluss  mit  einem  dritten  Kontrahente» 
ausgeführt  habe  (§  405  AI.  2  H.G.B.). 

Der  selbsteingetretene  Kommissionär  ge- 
nügt seiner  Pflicht  zur  Rechenschafts- 
legung, wenn  er  darthut,  dass  bei  dein 
berechneten  Preise  der  Böi-sen-  oder  Markt- 
preis zur  Zeit  der  Ausführung  der 
Kommission  eingehalten  worden  sei;  doch 
muss  er  den  Kommittenten  zugleich  in  den 
Stand  setzen,  seine  Angaben  zu  verifizieren. 
Als  zu  Gunsten  des  Kommittenten  (§  4(>2 
H.G.B.)  absolut  massgebende  Grundlage  für 
den  zu  liefernden  Rechnimgsn  ach  weis  rück- 
sichtlich  des  Börsen-  oder  Marktpreises  gilt  der 
Zeitpunkt  der  Abgabe  der  Anzeige  Über 
die  Ausführung  des  Geschäftes  behufs 
Absendung  an  den  Kommittenten  (§  4iMi 
AI.  2  H.GJ5.). 

Ist  bei  einer  Kommissicm,  die  wäh- 
rend   dei-   Börsen-   oder   Marktzeit   auszu- 
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führen  war,  die  An efilliningsan zeige  erst 
nach  dem  Schlüsse  der  Börse  oder  des 
Marktes  zur  Absendung  abgegeben,  so 
darf  unter  allen  Umständen  (§  402  H.G.B.) 
der  t>ereclinete  Preis  für  den  Kommittenten 
nicht  ungünstiger  sein  als  der  Preis, 
der  am  Schluss  der  Börse  oder  des 
Marktes  bestand  (§  4(Xl  AI.  3  H.G.B.).  Hätte 
aber  der  Kommissionär  zu  eioem  frilheren, 
für  den  Kommittenten  günstigeren  Preise 
abschJiessen  können,  so  kommt  dieser 
günstigere  Preis  in  Betracht  (§  401  AI.  1 
H.G.B.). 

Soll  die  Kommission  zu  einem  bestimmten 
Kurse  (ereter  Kurs,  Mittelkurs,  letzter  Kurs) 
ausgeführt  verdeo,  so  ist  der  Kommissionär 
c^rte  Rücksicht  auf  den  Zeitpunkt  der  Ab- 
sendung der  Ausführungsanzeige  berechtigt 
und  zu  Gunsten  des  Kommittenten  absolut 
<§  402  H.li.B.)  verpflichtet,  diesen  Kurs  dem 
Kommittenten  in  Rechnung  zu  stelleu  {§  400 
AI.  4  H.G.B,);  doch  muss  der  Kommissionär 
auch  in  diesem  Falle  dem  Kommittenten  den 
günstigeren  Pi'eis  berechnen,  zu  dem  er 
bei  Anwendimg  pflichtmBssiger  Sorgfalt  hätte 
abschliessen  können  (§  401  H.G,B.). 

Bei  Wertpapieren  und  Wareu,  für  die 
der  Börsen-  und  Marktpreis  amtlich  fest^ 
gestellt  wird,  kann  der  Kommi.'>Bionär  im 
Falle  des  Selbsteiutritts  dem  Kommittenten 
in  keinem  Fall  einen  ungünstigeren 
Preis  in  Rechnung  stellen  als  den  amtlich 
festgestellten  (g  400  AI.  5  H.G.B.),  wohl 
aber  musa  er  unter  Umständen  einen 
günstigeren  Preis  berechnen  (g  4U1 
H.G.B.). 

Da  der  Kommissionär  trotz  des  Selbst- 
eintrittes  Kommissionär  bleibt,  also  die  In- 
teressen des  Kommittentea  wahren  muss,; 
80  ist  er  nach  §  401  H.G.B.  absolut  ver- 
pflichtet dem  Kommittenten  den  günsti- 
geren Preis  zu  berechnen,  den  er  als  sorg- 
Oltiger  Kaufmann  bei  einem  anderen  Modus 
der  Ausführung  der  Kommission  hätte  er- 
zielen können. 

Der  selbstkontrahierende  Kommissionär 
hat  als  Kommissionär  das  Recht  auf  die  ge- 
wöhnliche Provision  und  auf  die  bei  Kom- 
missionsgeschäften sonst  regelmässig  vor- 
kommenden Unkosten  (§  403  H.G.B.),  keines- 
falls jedot^h  nach  richtiger  Ansicht  auf  die 
Delorederepro Vision,  da  hier  die  Möglichkeit 
fehlt,  dem  Kommittenten  durch  üebemahme 
der  Gefahr  als  Bürge  eine  erhöhte  Sicher- 
heit zu  geben.  Dagegen  steht  dem  selbst- 
konfrahierenden  Kommissionär  das  gesetz- 
Uche  Pfandrecht  zu  (§  404  H.G.B.). 

Durch  die  Selbstübemahme  des  aufge- 
tragenen Geschäftes  wird  der  Kommissionär 
Käufer  oder  Verkäufer;  er  behält  aber  zu- 
gleich die  Rechtsstellung  des  Kommissionärs, 
der  zufolge  er  im  eigenen  Namen,  aber  für 
Rechnung  des  Kommittenten  als  Verkäufer 
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resj).  Käufer  abzuschliessen  verpflichtet  ist: 
er  ist  daher  so  zu  behandeln,  als  ob  er  in 
seiner  Pei'sou  die  doppelte  Eigenschaft  eines 
Käufers  für  eigene  und  Verkäufers  für 
fremde  Rechnnng  (bezw.  umgekehrt)  ver- 
einigte. Er  erwirbt  durch  seinen  Selbstein- 
tritt alle  Rechte  und  Pflichten,  die  sonst 
dem  dritten  Kontrahenten  in  dem  aufge- 
tragenen Geschäfte  zukommen,  aber  er  hat 
auch  fernertiin  die  —  wenn  auch  schwer  zu 
erfüllende  und  vielleicht  selten  erfüllte  — 
rechtliche  Pflicht,  als  Kommissionär  das 
Interesse  des  Kommittenten  sich  selbst 
gegenüber  in  seiner  Funktion  als  drittem 
Kontrahenten  wahrzunehmen.  —  Die  gegen- 
teilige Ansicht,  welche  den  Kommissions- 
auftrag durch  den  Selbsteintritt  des  Kom- 
missionärs in  einen  Proprekauf  zwischen 
ihm  und  dem  Kommittenten  übergeben  lässt, 
widerspricht  dem  Fundame  ntiusatze  des 
deutschen  Handelsrechtes,  dass  der  Kom- 
iuissionär  das  aufgetragene  Geschäft  in 
eigenem  Namen  abzuschliessen  habe,  in- 
dem sie  dem  Kommissionär  ermöglicht,  durch 
seinen  Selbsteintritt  den  Kommittenten  selbst 
als  Käufer  oder  Verkäufer  in  das  aufge- 
tragene Geschäft  hinein  zuzerren. 

Das  Selbstkoutrahierungsrecht  des  Kom- 
missionärs erlischt,  sobald  der  Kommittent 
den  Auftrag  widerruft  oder  in  dem  Sinne 
modifiziert,  dass  er  den  Abschluss  mit  einem 
dritten  Kontrahenten  imperativ  vorschreibt. 
Der  Widerruf  resp.  die  Modifikation  des 
Auftrages  muss  aber  bei  dem  Kommissionär 
früher  eingetroffen  sein,  als  derselbe  die 
Anzeige  von  der  Ausführung  des  Auftrages 
behufs  ihrer  Absendung  abgegeben  hat  (§  405 
AI.  3  H,G3.),  Durch  diese  Bestimmung  ist 
das  gewöhnlich  nach  aussen  hervor- 
tretende Kennzeichen  für  die  Selbstflber- 
nahme  des  Geschäftes,  die  Absendung  der 
Anzeige,  zu  einem^Momente  von  der  wesent- 
lielisten  Bedeutung  gemacht  und  als  das 
einzige  Kriterium  für  die  Selbstkontrahierung 
erklärt,  als  der  Zeitpunkt,  von  dem  an  res 
nicht  mohr  integra,  der  Widerruf  also  aus- 
geschlossen ist. 

C.  VerbältniB  zum  dritten  Kontra- 
henten. Im  Verhältnisse  zum  dritten  Kon- 
trahenten kommt  der  Kommissionär,  welcher 
ja  im  eigenen  Namen  abschliesst,  allein  als 
Gläubiger  und  Schuldner  in  Betracht  und 
ist  ganz  wie  irgend  ein  anderer  Kaufmanu 
anzusehen,  der  für  ei^ne  Rechnung  gekauft 
oder  verkauft  oder  ein  sonstiges  Handels- 
geschäft abgeschlossen  hat.  Der  Kommis- 
sionär allein  hat  demnach  eine  Klage  gegen 
den  dritten  Kontrahenten;  gegen  ihn  allein 
kann  von  dem  Dritten  geklagt  werden,  selbst 
dann,  wenn  der  Kommissionär  beim  Vertrags- 
schluss  sogar  insbesondere  darauf  hinge- 
wiesen, dass  er  Kommissionär  sei,  also  für 
Rechnung  eines  anderen  handle,  oder  wenn 
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er  den  Namen  des  Kommittenten,  tflr  dessen 
Rechnung  das  Geschäft  abgeschlossen  wird, 
im  Yerlaufe  seiner  Verhandlungen  mit  dem 
Dritten  als  Kommittenten  genannt  hat. 

Der  dritte  Kontrahent  hat  gegen  den 
Kommittenten,  welcher  mit  der  abgetretenen 
Klage  des  Kommissionärs  auftritt,  alle  Ein- 
wendungen, die  er  gegen  den  letzteren 
gehend  machen  könnte;  andererseits  hat  er 
aber  auch  keine  direkte  Klage  gegen  den 
Kommittenten  «ad  besitzt  im  Konkurse  des 
Kommissionärs  bloss  den  Anspruch  auf  eine 
Dividende,  wie  jeder  andere  Gläubiger. 

Im  Verhältnisse  nach  innen  zwischen 
Kommittenten  imd  Kommissionär  selbst  aber 
gilt  der  Kommittent  als  der  Forderungs- 
berechtigte (g  392  H.G.B.);  stellt  daher  der 
Kommissionär  die  Klage  gegen  den  dritten 
Kontrahenten  an  auf  Ersatz  des  Interesses 
wegen  des  durch  die  KicliterfflUimg  des 
mit  diesem  abgeschlossenen  Vertrages  er- 
wachsenen Schadens,  so  kommt,  abgesehen 
von  besonderen  Umständen,  der  vom  Kom- 
mittenten eriittene  Schaden  in  Betracht,  da 
der  Kommittent  es  ist,  fflr  dessen  Rechnung 
und  in  dessen  Interesse  kraft  des  zwischen 
ihm  und  dem  Kommissionär  bestehenden 
Verhältnisses  der  Vertrag  abgeschlossen 
wurde.  ^  Diese  Rechtsstellung  des  Kom- 
mittenten tritt  insbesondere  im  Konkurse  des 
Kommissionära  heri^or.  Der  Kommittent  ist 
ipso  jure  bci"echtigt,  Forderungen,  weiche 
aus  dem  infoige  der  Kommission  mit  dem 
dritten  Kontr^enten  abgeschlossenen  (le- 
schäfte  formell  für  den  Kommissionär  be- 
gründet sind,  sowohl  gegenüber  diesem  als 
anoh  gegenüber  anderen  Gläubigern  des 
Kommissionärs  als  einen  in  Wahrheit  zn 
seinem  und  nur  scheinbar  zum  Vermi^n 
des  Kommissionärs  gehörigen  Bestandteil  zu 
seinem  aussehliesstiehen  Vorteile  als  der 
eigentlich  Berechtigte  in  Alispruch  zu  nehmen 
und  sich  aus  denselben  mit  Bevorzugung  vor 
der  anderweitigen  Gläubigerwirtschaft  des 
Kommissionärs  zu  hefriedi^n ;  doch  darf  das 
rechtliche  Interesse  des  dntten  Kontrahenten 
durch  dieses  Separationsrechf  nicht  beein- 
trächtigt werden;  es  bleiben  insbesondere 
alle  Einwendungen,  welche  ihm  als  Schuldner 
gegen    den    Kommissionär    zustehen ,    auch 

gegenüber  der  separierten  Fordemng  des 
ommittenten  wirksam.  Daher  kann  er  sich 
denn  auch  gc^nüber  dem  Kommi5.<;ionär  als 
seinem  Gläubiger  durch  alle  gesetzlichen 
Tilgiingsarten  so  lauge  liberieren,  als  nicht 
der  Kommittent  sich  der  ErfOllung  an  den 
Kommissionär  durch  entsprechende  Sicher- 
heitsmassregcln ,  namentlich  Arrestlegung, 
Verbot,  wirksam  widersetzt. 

Durch  Eröffnung  des  Konkurses  über  das 
Vermögen  des  Kommissionärs  verwirkt  der 
Kommittent  das  ausschliessliche  Recht,  die 
Forderung  gegen  den  dritten  KontnJienten 


für  sich  zu  beanspniclien :  er  kann  die  Uel'ier- 
eignung  oder  Herausgabe  des  Kaufpfeises 
fordern,  soweit  derselbe  nicht  vor  der  Kon- 
kurseröffnung zwischen  dem  Gemeinschiddner 
imd  dem  Käufer  berichtigt  worden  ist. 

D.  Die  Dfllcrederehaftrmg  des  Eom- 
miasioaärs.  Der  Kommissionär  hat  mit  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  zu 
verfahren.  Ist  dies  geschehen,  so  steht  das 
dem  Auftrage  gemäss  abgeschlossene  Ge- 
schäft auf  Gefahr  des  Kommittenten;  der 
Kommissionär  haftet  dafür,  dass  die  Forde- 
nmgen,  welche  er  für  Rechnung  des  Kom- 
mittenten gegen  den  dritten  Kontrahenten 
erworben,  richtig,  nicht  aber,  dass  sie 
realisierbar  seien.  Im  Intci-esse  des  Kom- 
mittenten musste  es  gelegen  sein,  ein  Mittel 
zu  finden,  um  dieser  Gefahr  zu  entgehen, 
lind  bei  dem  Kommissionär  selbst  eine 
Garantie  für  die  prompte  und  anstandslose 
Abwickelung  des  abgeschlossenen  Geschäftes 
zu  erlangen.  Dieser  Zweck  wird  durch  das 
Stare  del  credere  erreicht 

In  der  Regel  beniöt  das  del  credere  auf 
einer  besonderen,  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend geschlossenen  Uebereinkunft, 
vermöge  welclier  der  Kommissionär  die  Ge- 
fahr des  Einganges  der  für  Rechnung  des 
Kommittenten  erworbenen  Forderungen  auf 
sich  nimmt  und  demselben  die  pünktliche 
Erfüllung  der  Verbindlichkeit  des  dritten 
Kontrahenten  verspricht;  in  Ermangelung 
einer  solchen  Vereinbarung  steht  der  Kom- 
missionär kraft  Rechts  not  wendigkeit  del 
credere,  wenn  dieses  am  Orte  seiner  Handels- 
niederlassung Handelsgebrauch  ist  (§  394, 
H.G.B.),  ferner  in  dem  Fall,  dass  er  dem 
Kommittenten  nicht  zugleich  mit  der  An- 
zeige von  der  Ausführung  der  Kommission 
den  Dritten  namhaft  macht,  mit  dem  er  das 
Geschäft  abgeschlossen  hat  {§  384  H.G.B.). 
Füi-  diese  Garantiepflicht  gebührt  ihm  in 
der  Regel  eine  besondere  Vei^tung,  welche 
neben  und  unabhängig  von  der  Provision  zu 
leisten  ist,  Delcredere-Provision  oder 
bloss  Delcredere  genannt  (§  394  AI.  2 
H.G.B.).  —  Bei  der  Kommission  zum  Ein- 
kauf eines  Wechsels  kann  das  Del- 
credere auch  in  Form  eines  Indossa- 
mentes übernommen  werden  und  gebührt 
diesfedls  dem  Kommissionär  eine  Delcrederc- 
provision;  doch  hat  nicht  jede  Indossierung 
eines  eingekauften  Wechsels  diese  Bedeutung. 

In  der  Delcredere -Vereinbarung  liegt 
neben  dem  Kommission 8verij:age  und  ohne 
Umformung  seiner  juristischen  Natur  der 
Abschlnss  eines  kaufmännischen  Bfirg- 
schaftsvertrages,  kraft  dessen  der  Kom- 
missionär als  kaufmännischer  Bürge  für  die 
Erfüllung  der  vom  dritten  Kontrahenten  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten  eintritt,  rüok- 
sichtlich  welcher  ja  —  im  Verhältnisse 
zwischen  dem  Kommittenten  und  dem  Kom- 
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-  der  Kommittent  als  tler  Forde- 
mngsberechtjgte  gilt.  Unrichtig  ist  die 
frilRere,  namentlich,  in  der  Handelswelt 
verbreitete  Aosctumung,  dass  ihirch  das 
Delci'cderestehen  des  Kommissionärs  jede 
Komniissioii  von  selbst  in  ein  Propregeschäft 
übergehe,  so  als  ob  z.  B.  der  aiif getragene, 
mit  dem  dritteo  Kontrahenten  abgesetikKssene 
KanfTertrag  unmittelbar  zwischen  Kommit- 
tenten und  Kommissionär  geschlossen  worden 
wäre.  Vielmehr  verbleibt  der  Kommissionär 
in  iler  rechtlichen  Stellimg  eines  blossen 
Kommissionärs,  dessen  Pflichten  er  auch 
fernerhin  zu  erfflUen  hat,  und  vereinigt  nur 
damit  gleichzeitig  die  rechtliche  t^ialitftt 
eines  kaufmännischen  Bürgen.  Kbcnsoweuig 
darf  das  Delcrederestehen  des  Kommissionärs 
mit  dem  Eintritte  desselben  als  Selbst- 
kontrahenten  nach  §  40Ü  H.G.B.  verwechselt 
werden. 

Was  die  Rechts  Wirkungen  des  stare  del 
credere  betrifft,  so  bestimmt  das  Gesetz 
Ig  394:  AI.  2  H.G.B.),  >dass  der  Kommissionär 
dem  Kommittenten  fQr  die  Ei'fTdlnng  im 
Zeitpunkte  des  Verfalles  unmitfelbar  insoweit 
verhaftet  ist,  als  die  Erfüllung  aus  dem 
Vertragsverhältnisse  gefordert  werden  kann.» 
Dem  Kommissionär  kommen  daher  gegen 
die  Fordening  des  Kommittenten  alle  jene 
Einwendungen  zu  statten,  welche  ihm  selbst 
gegenüber  aus  der  Hauptschuld  für  den 
dritten  Kontraheuten  erwachsen  sind,  nament- 
lich Einwendungen,  welche  auf  einem  Ver- 
sÄulden  des  Kommittenten  benihen,  — 
selbstverständlich  aber  nicht  solche,  welche 
seinem  eigenen  Verschidden  entspringen. 

Der  Kommittent  kann  itbenlies  auch  die 
Forderung  gegen  den  di-itten  Kontrahenten 
gemäss  g  392  U.G.B.  für  sich  in  Anspnich 
nehmen  und  deren  Abtretung  erzwingen. 
Im  Falle  des  Konkurses  des  Kommissionärs 
steht  es  daher  in  seiner  Walü,  ob  er  in  An- 
sehung der  vom  dritten  Kontrahenten  ge- 
schuldeten Erfüllung  sein  Separationsrecht 
geltend  machen  otler  sich  bloss  an  die  Kon- 
kursmasse des  KommissioDäi-s  halten  will. 
Wenn  der  Kommissionär  nicht  del  credere 
gestanden  ist,  so  kann  der  Kommittent  nnr 
das  eine  oder  das  andere  thun. 

Ist  auch  der  dritte  Kontrahent  in  Kon- 
kurs geraten,  so  ist  der  Kommittent  berech- 
tigt, sowohl  bei  der  Konkmrsmasse  des 
Kommissionärs  auf  Grund  der  Bürgsi'haft 
als  Gläubiger  aufzutreten  als  auch  nlck- 
sichtlich  der  Konkursmasse  des  dritten  Kon- 
trahenten sein  Separation  Brecht  (§  392  RG.B.) 
geltend  zu  macheu. 

Wenn  der  Kommissionär  infolge  des 
Qbernommenen  Delcredere  anstatt  des  dritten 
Kontrahenten  erfüllt  hat,  so  tritt  er  diesem 
gegenüber  nicht  in  eine  andere  rechtliche 
•JlelJiuig;  er  hat  gegen  ihn  lediglich  die 
Klagen   aus   dem  mit  ihm  abgeschlossenen 


Gescliäfte,  mit  welchen  er  allein  seinen 
Regress  nehmen  kann,  ganz  ohne  Rücksicht 
auf  das,  was  er  dem  Kommittenten  als  kauf- 
männischer Bürge  für  die  Ei'füllung  zu 
leisten  verpflichtet  war. 

LItteratur :  Gr^nhnt,  Hat  Eeehl  dee  A'om- 
miiiioHthaiideU ,  H*i>«  1879,  —  Jacobl,  Dat 
Refkl  der  Bank-  uhiI  H'orci)iximmji*ioii,  Erlangen 
um.  ~  Lepa,  Die  Lehre  com  SelbttrintrUt  de» 
Komminfionärs,  Htullgait  1883.  —  Pawl  Abra- 
ham, Ccber  den  Eintritt  de»  Kumjnütiouan  ai* 
.Heibiiknnlrahtulea,  Diu.,  Hamburg  iSSi-  —  6. 
ScIiapB,  Da»  SelbiMiitritUreclil  dei  Kom- 
iitintiiiiiäFS,  Dit».,  Berlin  1887.  —  Voigt,  Die 
Ha/lbarkril  dei  Einbav/iitommitiioiiün,  issj. 
Orünhul. 


Kommnoalabgaben. 

i^AbkUrznngen:  E.A,  —  Eommunalab- 
gaben.  Pr.K.A.G.  =  Preiiaaischea  Kommunal- 
abgabengesetz vom  14.  Juli  1893.  GA.  =  Ge- 
meindeabgatten.) 

Einleitung.  I  Die  Abgaben  der  Kom- 
munalkürper  höherer  Ordnnnjz.  1. 
Preussen,  2.  Uebrige  deutsche  Staaten.  11.  Die 
Abgaben  der  Ortau'emeiuden  (Städte  and 
Laudgemeindenl.  A.  PreiiBaen.  1.  Historische 
EntWickelung  der  Gesetzgebung  über  dos  G.A.- 
Wesen  in  Prensseu.  2.  Die  wichtigsten  Be- 
stimmungen des  Pr.K.A.G.  a)  Allgemeine  Be- 
stimmangen.  b)  Gebühren  und  Beiträge,  c) 
Indirekte  Stenem.  d)  Direkte  Steuern.  e)NaturaI- 
Aienste.  f)  Rechtsmittel,  g)  Aufsicht.  B.  Uebrige 
deutsche  Staaten.  1.  Bayern.  2.  Sachsen.  3. 
Württemberg.  4.  Baden,  ö.  Hessen,  0.  Oester- 
reicb,  England  und  Frankreich. 

Einleitung.  Wie  der  Staat  zur  Bestrei- 
timg der  Ausgaben  für  staatliche  Zwecke 
KU  einem  mehr  oder  minder  erheblichen 
Teile  auf  die  Einziehung  von  Abgaben  an- 
gewiesen ist,  so  können  auch  die  kommu- 
nalen Verbände,  aus  denen  der  Staat  besteht, 
die  Provinzen,  Kreise,  Städte,  Landgemein- 
den etc.  die  Erhebung  von  Abgaben  von  ihren 
Mitgliedern  nichteutXehren,  um  die  Mittel  zur 
Erfüllung  der  ihnen  obliegenden  üffentlich- 
rechtlichen  Aufgaben  z\i  btSchaffen.  Die  Be- 
fugnis znr  Erhebung  von  Abgaben  kann 
denselben  um  so  weniger  verschränkt  wer- 
den, als  ihnen  die  Staatsgesetz^ebung  eine 
Reihe  von  Aufgaben,  welche  ihrer  Natur 
nach  als  staatliche  anzusehen  sind,  übertra- 
gen hat,  während  ihnen  die  hierfür  erfor- 
derlichen Mittel  teils  überhaupt  nicht,  teils 
nur  in  im  zureichen  dem  Cmfange  überwiesen 
woi-den  sind.  Andererseits  erscheint  es  im 
Interesse  sowohl  des  Staats  als  der  einzel- 
nen Mitglieder  jener  Verbände  unzulässig, 
das  Recht  der  Erhebung  von  Äl^ben  den 
kommunalen  Korpomtionen  imd  Verbänden 
unbeschränkt  zuzugestehen,  viebnehr  ist  es 
geboten,  dass  ihrer  Autonomie  durch  die 
18* 
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StaatsgesetzgebiHig  bestimmte  Schrankeu  ge- 
zogeo,  die  Normeo  für  die  Erhebung  von 
£.Ä.  wenigstens  in  ihren  liaupts&chlicbstcn 
Gnmdzügen  festgelegt  werden. 

VoQ  diesen  Gesichtspunltten  ausgehend 
hat  sich  in  allen  deutschen  Staaten  imd,  mit 
Ausnahme  von  England  und  Nordamerika, 
auch  fast  überall  im  Auslande  die  Gesetz- 
gebung fiber  das  K.Ä.-Wesen  entwickelt; 
bei  wesentlieli  gleichartigen  Grundzügen  ist 
jedoch  in  ihrer  thataSchlichen  Gestaltung 
eine  grosse  Mannigfaltigkeit  hen-orgetretfiii. 

I.  Die  Abeaben  der  KommnnalkSrper 
näherer  Ordniuig. 

(Provinzial-,  Kreisabgaben  etc.) 
Von  der  Gesamtheit  der  kommunalen 
Aufgaben  ist  weitaus  der  grOsste  Teil  den 
Orlsgemeinden,  den  Städten  und  Landge- 
meinden und  nur  ein  verhältnismässig  ge- 
ringer den  weiteren  KommimaJ  verbänden 
(Provinzen,  Kreisen,  Bezirken,  Distrikten  etc.) 
Übeitragen  worden.  Die  letzteren  haben 
überdies  vielfach  die  Mittel  zur  Erfüüimg 
dieser  Aufgaben  vom  Staate  als  Dotation 
erhalten,  während  dies  bei  den  eigentlichen 
Trägem  der  kommunalen  Lasten,  den 
Städten  und  Landgemeinden,  nicht  der  Tall 
ist.  Infolgedessen  ist  die  Höhe  der  K.A.  in 
den  Kommunalkörpem  höherer  Ordnung 
(Provinzen,  Kreisen  etc.)  im  Durchschnitt  er- 
heblicli  geringer  als  in  den  Städten  und 
Landgemeinden. 

1.  Prensaen.  In  Preussen  liegt  den  Pro- 
vinzen namentlich  der  Chausseebau,  das 
Landarmen-  imd  Korrigenden wesen,  die  Für- 
sorge für  arme  Irrsinnige,  Taubstumme  und 
Blinde,  für  Landesmelioriationen  und  eine 
Eeihe  sonstiger  mehr  nebensächlicher  Zwecke 
(Erhaltudg  von  Kunstdenkmälem,  Landes- 
bibliotheken etc.)  ob.  Hierfür  sind  ihnen 
durch  die  Dof  alionsgesetze  vom  30.  April  1  BIS 
und  8.  Juli  1875,  abgesehen  von  verschie- 
denen nicht  unerheblichen  Kapital  Zuwen- 
dungen, Jahresrenten  in  Höhe  von  19000000 
Mark  fflr  den  Chausseebau  und  von 
13440000  Mark  für  sonstige  Zwecke  über- 
wiesen worden. 

Auch  die  Kreise  haben  in  Pretissen, 
allerdings  nicht  dauernd,  jedoch  während 
einer  längeren  Reihe  von  Jahren  erhebliche 
Beiträge  zur  Erftlllung  der  ihnen  obUegenden 
kommunalen  Aufgaben  erhalfen.  Abgesehen 
von  der  Zuwendung  versclüedener  Beträge, 
welche  infolge  des  Erlasses  der  neuen  Ki-eis- 
ordnungen  seitens  de.s  Staats  erspart  worden 
sind,  wurde  dui-ch  da»  G.  v.  27,  Juli  1885,  die 
sogenannte  lex  Huene,  den  Kreisen  von 
den  auf  Grund  des  Reich^setzes  vom  15. 
Juli  1879  auf  Preussen  entfallenden  Suramen 
der  Anteil  an  den  Getreide-  und  Viehzöllen 
nach  Abzug  eines  Beti'ages  von  15  Millionen 


Mark  überwiesen.  Dieselben  liaben  durch 
dieses  Gesetz  bis  zur  Durch fOhrunj  der 
Slaatssteuerreform  vom  Jahre  1891  in  immer 
eigen  den  Beträgen  Summen  erhalten, 
eiche  zum  Teil  die  Höhe  ihrer  notwendi- 
gen Ausgaben  erhebhch  überstiegen  und  zu 
mehr  oder  minder  uuwii-tschaftlichen  Luxiis- 
anfwendungeu  Veranlassung  gegeben  haben. 
Gleichzeitig  mit  der  Staatssteuerreform  sind 
diese  Ueberweisungen,  welche  von  Anfang 
an  nur  einen  provisorischen  Charakter  hatten, 
in  Wegfall  gclcommen,  und  es  ist  infolgedessen 
seit  dieser  Zeit  eine  wesentliche  Eriiöhung 
der  Ki'eisab^ben  eingetreten. 

Die  Provinzen  sind  ihrer  Natur  nach,  und 
wie  auch  die  Zusammensetzung  ihrer  Ver- 
tretungen eraebt,  Verbände  von  Krei- 
sen, die  Kreise  A'er  bände  von  Städten, 
Landgemeinden  und  den  den  letz- 
teren rechtlich  gleichgestellten 
selbständigen  Gutsbezirke.  Die  Auf- 
bringung von  Provinzial-  und  Kreisabgabeu 
wird  deshalb  logischerweise  in  der  Art  zu 
erfolgen  haben,  dass  die  Provinzialabgabcn 
auf  die  Kreise,  die  Kreisabgabeu  am  die 
Städte,  Landgemeinden  wtiii  Outsbezirke  ver- 
teilt und  in  gleicherweise  wie  die  übrigen 
K.A.  als  Bestandt«U  der  letzteren  ausbracht 
werden.  Denn  das  Nebeneinanderbestehen 
verschiedener  K.A.,  welche  nach  versdiiede- 
nen  Massstäben  imd  auf  verschiedene  Steuer- 
pflichtige verteilt  werden ,  muss  als  ein 
Uebelstand  bezeichnet  werden,  dessen  Be- 
seitig\ing,  sofern  sie  möglich  ist,  äusserst 
wünschenswert  erscheint.  Nun  liegt  aber 
nicht  nur  eine  solche  Möglichkeit  vor,  son- 
dern die  strikte  Durchführung  des 
Kontingen tierungsprincips  unter 
Wegfall  der  Individualrepartitinn 
für  Kreis-  und  Provinzialsteuern 
kann  nur  als  zweckmässig  bezeichnet  wei-- 
den.  Für  die  Provinzialsteuern  findet  aller- 
dings diese  Kontingentierung  auf  die  einzel- 
nen Kreise  statt;  bei  den  Krelssteuem  be- 
steht dagegen  die  Individualrepartition  als 
gesetzliclie  Hegel,  aber  schon  vor  Erlass  des 
Pr.  K.A.G.  waren  die  Stadtgemeinden  und 
in  drei  Provinzen  die  Landgemeinden  befugt, 
die  auf  sie  fallenden  Beträge  mit  den  übri- 
gen Gemeindebedürfnissen  in  einer  Summe 
auszuschreiben  imd  von  den  Gemeindesteuer- 

S flichtigen  einzuziehen.  Diese  Befugnis  ist 
urch  g  91  des  Pr.  K.Ä.G.  allen  Landge- 
meinden beigelegt  worden,  und  es  würde 
kein  Hedenken  bestanden  haben,  diese  Be- 
fugnis zu  einer  Verpflichtung  umzuge- 
Bt^ten,  es  bei  der  schon  bisher  erfolgten 
Berechnung  des  Kreisabgabensolls  für  die 
einzelnen  Land-  und  Stadtgemeinden  und 
Gutsbezirke  zu  belassen  und  dagegen  die 
besondere  ünter\'erteilung  für  die  einzelnen 
Pflichtigen  in  Wegfall  zu  bringen.  Die  In- 
dividualrepartition war  seiner  Zeit  bei  Erlass 


Digitized  by  L.iOOQIC 


Eoin  munalabgaben 


der  Kreis-  uod  Provinzialordnimgen  ireseot- 
lich  auch  Dur  aus  dem  Oninde  eiogeffltirt 
worden,  weil  in  den  Landgemeinden  der 
f>8tprovinzen  die  Vonmssetzungen  zu  einer 
ordnaQgsm&ssigen  Regelung  des  üemeinde- 
Steuerwesens  mangelten.  Nat-hdem  diesem 
Mangel  aber  diircn  die  Landgemeindeord- 
niing  vom  3.  Juli  1891  und  dos  KA.ti.  Ab- 
hilfe geschafft  worden  ist,  stand  der  Durch- 
ffUinmg  des  Kontingent ieningssyetems  kein 
Hindernis  entgegen.  Allerdings  wflrde  die- 
selbe bei  den  Gutsbezirken  eine  Jtehr- 
belastung  der  Gutsbesitzer  zur  Folge  haben, 
indem  dieselben  nicht  mehr  ia  der  Lage 
sein  würden,  eine  Unterverteilung  auf  die 
Einwohner  des  Gutsbezirks  vorzunehmen, 
sondern  die  auf  letztere  fallenden  Bei- 
träge selbst  flbernehmen  müssten.  Dies 
würde  aber  keineswegs  unbillig  seb,  da  den 
Gutsbesitzern  in  höherem  Masse  als  irgend 
einer  anderen  Klasse  von  Steuerpflichtigen 
die  Vorteile  aus  dem  Erlasse  der  Ertrags- 
steuern zufliesaen,  und  da  sie  die  politischen 
Rechte  bei  der  Vertretung  und  Verwaltung 
des  Kreises  a^  Mitglieder  des  Wahlverban- 
des der  GroBsgnindbesitzer,  event.  bei  kiei- 
neren  Gütern  als  Mitglieder  des  Wahlver- 
bandes  der  Landgemeinden  aUein  wahrneh- 
men, während  andere  Einwohner  des  Guts- 
bezirks von  jeder  Beteiligung  ausgeschlossen 
sind.  Wenn  gegen  diese  Hegeln  der  Ein- 
wand erhoben  wird,  dass  dadurch  in  man- 
chen gemischten  Gutsbezirken  für  den  Guts- 
besitzer eine  nnverhältnismässig  holte  Be- 
lastung erwachsen  kOnne,  so  ist  darauf 
hinzuweisen,  dass  derselbe  sich  dieser  Be- 
lastung durch  den  Antrag  auf  Umwandlung 
des  Gutsbezirks  in  eine  Landgemeinde  oder 
Vereinigimg  mit  einer  solchen  zu  entziehen 
jederzeit  in  der  Lage  ist. 

Gine  solche  Regelung  ist  jedoch  bei  der 
Vorlage  dos  Entwurfs  des  K.A.G.  von  <ler 
Staatsr^ening  nicht  vorgeschlagen  worden 
imd  wtüde  auch  bei  den  in  itirer  Mehrheit 
agrarisch  gesinnten  Häusern  des  Landtags 
Aussicht  auf  Annahme  nicht  gehabt  haben. 
Ueberhaupt  beschränkt  sich  das  Pr.  K.Ä.G., 
welches  das  gesamte  Abgabenwesen  der  Ge- 
meinden in  kodifizierter  Form  vollständig 
regelt,  hinsichtlich  der  Pro^^n^ial-  und 
Kreisabgaben  auf  die  in  Teil  II  in  3  Para- 
graphen ohne  inneren  Zusammenhang  aufge- , 
fahrten  Ab&nderungen  weniger  Vorschriften  i 
der  verschiedenen  Provinziai-  und  Kreisord- 
nung«D,  durch  welche  einzelne  bei  der 
Handhabung  derselben  hen-orgetretene 
MissstSnde  und  Unbequemlichkeiten  beseitigt 
werdeD.  Hiemach  soll  insbesondere  die 
schwerem  ige  Berechnung  der  Mehr-  und 
Kinderbelastung  einzelner  Kreisteile  nacli 
Quoten  der  Kreissteuern  fernerhin  nicht 
mehr  obligatorisch  sein  und  die  auf  Grund 
von  Hechtsmitteln  erfolgende  Erhöhung  otior 


Ermässigung  der  Staatssteuersätze  ohne 
weiteres  die  entsprechende  Abänderung  der 
Kreis-  und  Provinzialsteuerzuschläge  nach- 
sich  ziehen.  Sodann  wird  durch  g  93  eine 
Lücke  bezüglich  der  Einfilhnmg  einer  Kreis- 
hundesteuer beseitigt,  indem  den  Kreisen, 
und  zwar  unbeschadet  des  Rechts  der  Ge^ 
meinden  zur  Einftlhnmg  einer  Hundesteuer, 
die  Befugnis  beigelegt  wird,  mit  Genehmi- 
gimg des  Bezirksausschusses  auch  ihrerseits 
die  Hunde  mit  einem  Betrage  von  höchstens 
5  Mark  zu  besteuern. 

Die  wichtigste  Bestimmung  ist  die  Im 
§  92  festgesetzte  Regel,  dass  bei  Verteilung 
der  Kreissteuern  die  Grund-,  Gebäude-  und 
die  Gewerbesteuer  der  Klassen  I  und  U 
mit  dem  gleichen  Betrage  des  Prozentsatzes 
iieranzuzi^en  sind,  mit  welchem  die  Staats- 
einkommensteuer belastet  wird.  Mit  Ge- 
nehmigimg des  Bezirksausschusses  kann  je- 
doch dieser  Betrag  bis  auf  das  Anderthalb- 
fache jenes  Prozentsatzes  erhöht  oder  bis 
auf  die  Hillfte  desselben  ei-mässigt  werden. 
—  Dieser  für  die  Realsteuern  freigelassene 
Spielraum  zwischen  50  und  150  "/o  der  Be- 
h^tung  der  Staatseinkommensteuer  trilgt  der 
Verschie<lenheit  der  Verhältnisse  Rechnimg. 
welche  filr  die  Kreise,  namentlich  auf  dem 
Gebiete  der  Verkehrsanlagen,  innerhalb  der 
verschie<lenen  Teile  der  Monarchie  besteht. 
Die  Beschränkung  der  Belastung  der  Real- 
steuern auf  200  "/o,  welche  in  g  54  als 
Regel  fflr  die  Gemeinden  vorgeschrieben 
ist,  findet  auf  die  Ki'eissteuer  keine  An- 
wendung. 

2.  Uebiige  deutsche  Ktoaten.  In  ähn- 
licher, wenngleich  in  Einzelheiten  allerdings 
vielfach  abweichender  Art  hat  sich  die  An- 
bringung der  Abgaben  der  Konimunalkörper 
höherer  Ordnung  in  den  übrigen  deutschen 
Staaten  gestaltet.  Während  sieh  in  Hessen 
wie  in  Preiissen  eine  doppelte  Stufe  von 
Verwaltungsbezirken  mit  kommunaler  Or- 
ganisation —  Provinzen  imd  Kreise  —  vor- 
findet, fällt  in  den  flbrigen  deutschen  Staa- 
ten die  Provinzialeinteilung  fort.  Die  Ke- 
derimgsbezirke  sind,  wie  in  Preussen,  nicht 
Träger  kommunaler  Aufgaben,  sondern  nur 
Verwaltiuigsbezirke.  Dagegen  giebt  es  fast 
überall  weitere  Verbände  mit  kommunaler 
Organisation,  denen  unter  verschiedenartigen 
Bezeichnungen  —  in  B  a  y  e  r  n  als  Distriktsge- 
meinden, in  Sachsen  als  Bezirks  verbänden, 
in  Württemberg  als  Amtskörperschaften, 
in  Baden  als  Kreisen  —  imd  unter  verschie- 
denartiger Zusammen  fietz  im  g  ihrer  Vertre- 
tungen die  Ei-füUung  kommunaler  Aufgaben 
obliegt  und  zu  diesem  Behufe  die  Bemgnis 
zur  Erhebimg  von  K.A.  beigelegt  ist. 

Durch  diese  Einheitlichkeit  des  Grund- 
gedankens der  Aufbringung  der  K.A.  in  den 
KommunalkCrpern  höherer  Ordnung  in  Ver- 
bindimg mit   der  Verschiedenartigkeit  der 
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Einzelheiten  in  der  Aiisführnng  desselben 
unterscheidet  sich  die  GesetKgeliung  der 
deutschen  Staaten  von  dem  Bechtszu stände 
einerseits  in  England,  wo  sich  in  der  histo- 
rischen Eatwickelung  der  aiis  Zweckmfissig- 
keitsgrf laden  hervorgegangenen  Bildungen 
bei  der  Verteilung  der  kommunalen  Aufgaben 
und  Lasten  zwischen  den  parishes,  unions, 
distriets  und  counties  die  PlanmäBsigkeit 
eines  einheitlichen  Grundgedankens  kaum 
mehr  erkennen  lässt,  und  andererseits  in 
Frankreich,  wo  eine  straffe  Gliederung 
der  Gemeinden  in  arrondissemenfs,  welche 
nur  Verwaltungsbezirke  sind,  nnd  d^parte- 
ments,  welche  wirkhche  Kommunalkörper 
höherer  Ordnung  bilden,  volle  Gleichmässig- 
keit  herbeigeführt  hat  tind  nur  auf  dem 
Gebiete  landmrtsehaftlicher  Interessen  für 
Interessenten  genossen  Schäften  in  den  asso- 
ciations  syndicales  ein  etwas  freierer  Spiel- 
raum gelassen  ist. 

II.  Die  Abgaben  der  Ortsgenieinden 
(Städte  und  Landgemeinden). 

Die  von  der  Theoi-ie  aufgestellte,  bei 
den  Verhandiun^n  über  Entwürfe  von  Ge- 
meiadeabgabengesetzen  auch  praktisch  gel- 
tend gemachte  Forderung:  »Zölle  und  indi- 
rekte Abgaben  dem  Reiche,  Personal  steuern 
dem  Staate,  Eealstenern  den  Gemeinden«  geht 
von  der  Voraussetzung  aus,  dass  dem  Reiche 
nur  die  Sorge  für  den  Bestand  und  die 
Sicherheit  des  Reichsgebiets,  für  den  Ver- 
kehr der  Bundesstaaten  unter  einander  nnd 
mit  auswärtigen  Mächten,  dem  Staate  die 
Erfüllung  der  eigentlicli  politisc'hen  mid 
Kulturaufgaben  obliege,  während  die  Ge- 
meinden und  Kommunal  verbände  nur  die 
lokalen  nnd  wirtschaftlichen  Interessen  zu 
pflegen  hätten.  In  dieser  allgemeinen  Fas- 
sung ist  jedoch  jene  Voraussetzung  nicht 
zuti-effend;  die  Gemeinden  haben  auch  po- 
litische und  Kulturaiif gaben ,  Reich  und 
Staat  auch  wirtschaftliche  Zwecke  zu  er- 
füllen. Immerhin  li^t  jener  Forderung 
der  richtige  Gedanke  zu  Gnmde,  dass  die 
Aufgaben  der  Ortsgemeinden  wesentlich  und 
jedenfalls  in  höherem  Masse  als  im  Reich 
und  Staat  wirtschaftlicher  Natur  sind  und 
dass  deshalb  für  die  Aufbringung  der  hierzu 
erforderlichen  Geldmittel  nicht  wie  bei  den 
Staatsstenem  nur  der  Gnmdsatz  der  Ab- 
messung nach  der  Leistungsfähigkeit  An- 
wendung zu  finden  habe,  sondern  dass  in 
grösserem  Umfange  das  Princip  von  Leistung 
und  Gegenleistung  massgebend  sein  müsse. 
Hieralis  folgt  aber  für  die  Deckung  des 
Gemeindebcilarfs  einerseits,  dass  die  Ge- 
meinden in  liöherem  Grade  als  Reich  und 
Staat  das  System  der  Gebühren  und  Beiträge 
neben  den  Steuern  auszubilden  henifen  sind 
und  dass  die  Gemeindesteuern  in  erster 
Linie  auf  die  Realsteuem  und  erst  in  zweiter 


A.  Preussen. 

Diesen  Anforderungen  entspricht  in  der 
Hauptsache  das  neue  Pr.  K.A.G. ,  welches 
für  Preussen —  mit  alleinigem  Ausschluss 
der  hohen  zollern  sehen  Lande  und  der  Insel 
Helgoland  —  das  G.A.  -Wesen  einheitlich  und 
gleichmässig  regelt  und  i  n  der  Folgerichtigkeit 
seiner  theoretischen  Begründung  sowie  in 
der  Zweckmässigkeit  seiner  praktischen 
Vorschriften  von  dem  G.A.G,  keines  anderen 
Staates  übertreffen  oder  nur  erreicht  wird 
(s.  ausführliche  Darstellung  und  kritiscbe 
Beleuchtung  des  Pr.  K.A.G.  im  Supplement- 
band I  d.  I.  Aufl.  d.  Werkes  S.  590—604). 

1.  Historische  EntwickeluDs  der  Ge- 
setzgeboDg  über  das  G.A. -Wesen  in 
Prenssen.  In  Preussen  waren  bis  zum 
Erlasse  des  K.A.G.  die  Voreehriften  über 
Entrichtung  von  Gemeindesteuern, 
Gebühren  und  Beiträgen,  soweit 
solche  überhaupt  sich  vorfanden,  in  einer 
grossen  Anzahl  von  Gemeinde verfassungs- 
gesetzen  und  Specialgesetzen  zerstreut,  und 
thatsächlich  hatte  sich  die  Aufbringung  und 
Verteilung  der  Gemeindesteuern  in  der  ver- 
schiedenartigsten Weise  gestaltet.  —  In  den 
Provinzen  Schleswig-Holstein  und  Hannover 
und  in  den  Iiandgemeinden  der  östticlien 
Provinzen  wurden  die  Gnind-  und  Geb&ude- 
besitzer  nach  alter  Observanz  vorzugsweise, 
zum  Teil  ausschliesslich  zu  den  Gemeinde- 
steuern herangezogen.  Dagegen  benutzten 
in  dem  weitaus  grössten  Teile  der  Monachie 
die  Grund-  und  Gebäude  besitzer  im  Verein 
mit  den  Gewerbetreibenden  das  ihnen  in 
den  Gemeindevertretungen  teils  gesetzlich, 
teils  thatsächlich  zustehende  üebergewicht 
dazu ,  den  Stcuerbodarf  in  der  Form  Ijeson- 
rterer  Personalsteuern  oder  durcli  Zuschläge  zu 
der  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommen- 
steuer auf  die  Schultern  aller  Steuerzahler 
zu  legen,  imd  zwar  auch  für  solche  Ge- 
meindeeinrichtungen ,  welche  vorzugsweise 
dem  Grund-  und  Gebäudebesitze  und  dem 
Gewerbebetriebe  zu  gute  kommen.  Infolge- 
dessen wunlen  namentlich  in  den  induatrie- 
reichon  Gegenden  der  Westprovinzen,  aber 
auch  in  einer  grossen  Anzahl  von  Städten 
der  östlichen  Landesteile  Zuschläge  zu  den 
PeiBonalsteuern  in  einer  Höhe  erhoben, 
welche  mit  dem  Interesse  des  Staates 
ebensowenig  vereinbar  war  als  mit  dem 
Gedeihen  der  Gemeinden  selbst.  Für  letz- 
tere würfle  infolge  der  starken  Schwankun- 
gen, denen  namentlich  das  gewerbliche  Ein- 
kommen unterworfen  ist,  inid  der  Verluste, 
welche  durch  Tod  oder  Wegzug  hocJibe- 
steuerter  Gcmeiudemitghcder  entstanden,  die 
Stetigkeit  des  kommunalen  Haushalts  in 
hohem  Grade  gefährtlet  Andererseits  führte 
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die  hohe  iiad  fortdauernd  steigende  Belas- 
tung der  Staatspersou aisteuer  mit  kommu- 
nalen Zuschlägen  zu  dem  Bestreben  der 
Verschleierung  des  Einliomraens  seitens  der 
CeDsiten  und  zu  einer  mit  dem  Finanzinte- 
resse  des  Staates  uuTereinbaren  laxen  Hand- 
habung der  Einscliätziingsgriindsätze  seitens 
der  EinscIiätziiDgskommissioncn. 

Dieser  Zustand  fflhrte  -im  Laufe  der  Zeit 
immer  mehr  zu  dem  Gedanken,  das  Abgaben- 
vesen  der  Gemeinden  wegen  des  vorwiegend 
■wirtschaftlichen  C'haraktei-s  derselben  vor- 
zugsweise auf  die  Bealsteuer  zu  grUnden, 
eiD  Gedanke,  welcher  sclioo  in  den  sechziger 
Jaliren  von  Gneist  angeregt,  von  den  An- 
hängern der  Freihandelsscliule,  Jul.  Faucher, 
0.  llichaelis,  X.  Braun  u.  a.  weiter  ausge- 
bildet und  von  einer  Reihe  von  Gemeinde- 
vertretungen in  der  Fordenmg  einer  ITeber- 
weisung  der  Hälfte  der  Staats-,  Gnmd-  und 
Gemeindesteuern  für  kommunale  Zwecke 
zum  Ausdruck  gebracht  worden  war.  Es 
machte  sich  auch  bei  der  l.an  des  Vertretung 
wie  im  Schosse  der  Staatsregierung  je  län- 
ger je  mehr  <lie  Auffassung  geltend,  dass 
eine  vollständige  nnd  zweckmässige  Regehing 
erst  dann  erfolgen  könne,  wenn  zuvor  eine 
Neuordnung  des  Staatssteueisj-stems  durch- 
geführt und  inabesondere  die  Möglichkeit 
gewonnen  sein  werde,  durch  Ueber Weisung 
eines  Teils  der  Grund-  und  Gebäudesleuer 
an  kommunale  Verbände  den  Gemeinden 
neue  Steuen^u eilen  zu  eröffnen.  Diese  For- 
derung zu  befriedigen,'  gestattete  jedoch  die 
Finanzlage  des  Staates  nicht,  und  es  wurde 
deshalb,  nachdem  die  von  der  Staats- 
regierung in  den  Jahren  1877 — 79  vorge- 
legten Entwtirfe  eines  Gesetzes  betreffend 
die  Aufbringung  der  G.A.  nicht  zum  Ab- 
schlüsse gelangt  waren,  bis  auf  weiteres 
von  dem  Plane  des  Erlasses  eines  vollstän- 
di^n  K,A,G,  Abstand  genommen.  Anderer- 
seits machte  sich  das  BedOrfuis  einer  ein- 
heitlichen und  gleichinässigen  Regelung  ein- 
zelner Fragen  auf  dem  Gebiete  des  Gemeinde- 
ahgaben Wesens,  insbesondere  der  Vorschrif- 
ten zur  Vermeidung  der  Doppel besteuenmg, 
femer  der  kommunalen  Einkommenbesteue- 
ning  der  Forensen,  der  juristischen  Personen 
nnd  Erwerbsgesellschaften  sowie  namentlich 
des  Fiskus  infolge  der  Verstaatlichung  zahl- 
reicher Privateisenbahnen,  vorzugsweise  im 
Interesse  der  Landgemeinden  der  Ostprovin- 
zen und  der  neuen  LandesteUe,  denen  ein 
solches  Besteuerungsrecht  nicht  zustand,  in 
so  dringender  Weise  geltend,  dass  zu  diesem 
Behufe  nach  mehrjährigen  Verband  hingen 
das  Gesetz  betreffend  Ergänzung 
und  Abänderung  einiger  Bestim- 
mungen über  Erhebung  der  auf  das 
Einkommen  gelegten  direktenKom- 
munalabgaben,  v.  17.  Jidi  1885  erlassen 
wurde.     Durch    dieses    sogenannte   Kom- 


munal s  t  e  u  e  r  n  o  t  g  e  s  e  t  z  ist  die  Regelung 
einer  Reihe  der  bestrittensten  Fragen  des 
Oemeindeabgaben Wesens  in  einer  so  zweck- 
ntä.'^igen  und  dem  Bedürfnisseder  Gemeinden 
wie  dem  Interesse  der  Verwaltung  entspre- 
chenden Weise  erfolgt,  daes  die  Bestimmungen 
desselben  zum  grössteu  Teile  in  das  neue 
Pi'.  K.A.O,  Aufnahme  gefunden  haben. 

Für  das  letztere  bahnte  die  Periode 
der  Refoimgesetzgebung,  welche  im 
Jahre  1890  auf  dem  Gebiete  der  Eommunal- 
und  Staatssteuerverwaltung  inauguriert 
wurde,  den  Weg.  Die  Landgemeindeordnun^ 
för  die  7  östlichen  Pro%-inzea  vom  3.  JuU 
1891,  welche  nach  vielen  Kämpfen  zu  stände 
gebracht  wunle,  gab  nicht  nur  den  Land- 
gemeinden in  den  Ostprovinzen  die  bis  da- 
hin mangelnde  feste  Oi-ganisation,  welche  für 
eine  Regelung  des  Gemeindeabgabenwesens 
die  Vorbedingung  bildet,  sondern  war  für 
diese  Regehmg  auch  unmittelbar  von  grosser 
Bedeutung.  Vor  allem  aber  waiBn  es  die 
auf    dem    Gebiete    der    Staatssteuergesetz- 

febung  erzielten  Ei-folge,  die  Ausgestaltung 
er  auf  dem  Grundsatz  der  Deklarations- 
pflicht und  einer  bis  4"/«  steigenden  Pro- 
gression des  Prozentsatzes  basierten  Ein- 
kommensteuer und  der  Gewerbesteuer,  welche 
eine  Regelung  des  Gemeindeabgabenw^ens 
überhaupt  eret  möglich  machten.  Diese  Er- 
folge waren  selbst  für  die  Staataregierung 
überraschend.  Der  über  den  Betrag  von 
80  Millionen  Mark  erzielte  Mehrertrag  der 
neuen  Einkommensteuer,  welcher  noch  §  82 
zur  Durchführung  der  Beseitigung  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  als  Staatssteuer  bezw. 
zur  Ueherweisuug  derselben  an  kommunale 
Verbände  Verwendung  finden  sollte,  war  bei 
Erlass  des  .  Einkommensteuergesetzes  auf 
höchstens  15—20  Millionen  Mark  geschätzt 
worden,  belief  sich  thatsächlich  aber  auf  40 
Millionen  Mark.  Durch  die  Verzichtleistung 
auf  die  Ueberweisun^n  aus  der  lex  Huene 
konnten  ferner  24  MiUionen  Mark,  durch  die 
Beseitigung  der  früher  an  die  Gemeinden 
wegen  der  Veranlagung  der  Einkommen- 
und  Gewerbesteuer  und  Erhebung  der  Real- 
steuer zu  zahlenden  Gebühren  fast  3  Millionen 
Mark  disjwnibel  gemacht  werden.  Um  den 
vollständigen  Erlass  der  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuer (rund  75  Millionen  Mark),  der 
Steuer  vom  stehenden  Gewerbe  (rund  20 
Millionen  Mark)  und  der  Bergwerkssteuer 
(rund  7  Millionen  Mai-k)  durchführen  zu 
können  und  der  Staatskasse  den  unentbehr- 
lichen Ersatz  ftlr  den  Ausfall  von  nmd  102 
Millionen  Mark  zu  gewähren,  fehlten  datier 
nur  noch  35  Millionen  Mark,  welche  durch 
eine  euphemistisch  als  •Ergäuzungssteuer«^ 
bezeichnete  Vermögenssteuer  von  '/a  pro 
mille  des  rentbaren  Vermögens  beschafft 
werden  konnten.  Es  bot  sich  nunmehr  die 
Möglichkeit,   unter  vollständiger  Verzicht- 
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leistung  des  Staats  auf  die  Ei-tragssteueni  für 
den  kommunalen  Haushalt  diese  Steuern 
disponibel  zu  stellen  und  dadurch  die  Grund- 
lage filr  eine  rationelle  Umgestaltung  des 
Oemeindeabgabenwesens  zu  gewinuen.  Das 
a.  V.  14.  Juli  1893  wegen  Aufhebung 
direkter  Staatssteuern,  welches  die- 
sen Erfolg  erzielt  hat,  ist  allerdings  sehr 
erheblichen  und  begründeten  Einwendungen 
begegnet.  Für  die  Finanzlage  des  Staats 
ist  der  Verzicht  auf  sichere  stabile  Ein- 
nahme bedenklich,  und  nicht  minder  bedenk- 
lich ist  die  Begönatigiing,  welche  durch  den- 
selben einzelne  Klassen  von  Interessenten, 
insbesondere  den  Bergwerksbesitzern  und 
den  Besitzern  von  Gutsbezirken  zu  teil 
wurde,  da  für  letztere  der  Erlass  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  zum  grossen  Teile  den 
Charakter  eines  Geschenks  gewann,  welches 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  seit  einer 
Heihe  von  Jahren  in  imveränderter  Höhe 
bestehende  Grundsteuer  trotz  ihrer  recht- 
lichen Natiir  als  Steuer  tliatsächlich  wie  eine 
Rente  wirkte,  sich  als  ein  direkter  Ver- 
mögenszuwachs darstellte.  Erhält  hierdurch 
die  Reform  der  direkten  Staatssteuem  in 
ihrer  finanziellen  Wirkung  auf  die  verschie- 
denen Klassen  der  Bevölkerung  einen  agra- 
rischen Beigeschmack,  so  macht  sich  in  der- 
selben andererseits  in  der  Rflckwirkung  auf 
das  staatliche  und  kommunale  Wahlrecht 
eine  plutokratische  Richtung  bemerkbar. 
Wenn  aus  diesen  Gründen  sowie  im  Hin- 
blick auf  die  gegen  jede  Vermögenssteuer 
zu  erhebenden  principiellen  Einwendungen 
die  Reform  der  direkten  Staatssteuern  in 
mehrfacher  Hinsicht  Bedenken  z>t  eiTegen 
geeignet  ist,  so  erscheint  dieselbe  dagegen 
für eme Umgestaltung  desGemcinde- 
abgabenwesens  nur  in  jeder  Hinsicht 
als  vorteilhaft  und  günstig.  Durch 
die  Verzichtleistung  des  Staates  auf  die  Er- 
hebung der  Gnmd-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
steuern gelangten  die  Gemeinden  in  die 
Lage,  von  diesen  Steueniuellen  für  sich 
reichlichen  Gebrauch  zu  machen  und  ent- 
sprechend ihrem  Charakter  als  vorwiegend 
wirtschaftliche  Verbände  für  die  kommuna- 
len Einrichtungen,  welche  vorzugsweise  dem 
Grund-  und  Gebäudebesitz  und  Gewerbebe- 
trieb zu  gute  kommen,  nach  dem  Grundsatz 
von  »Leistung  und  Gegenleistimg«  auch  die 
Grund-  und  Gebäudebesitzer  und  Gewerbe- 
treibenden in  erster  Linie  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Hierdurch  wurde  aber  eine  Ent- 
lastung der  Personalsfeuern,  eine  Verminde- 
rung der  für  die  Interessen  des  Staats  wie 
der  Gemeinden  schädlichen  hohen  Zuschläge 
zur  Staatseinkommensteuer  ennögliclit  und 
eine  rationelle  Regelung  der  Gemeindeab- 
gaben angebahnt  Da  ferner  das  Komnumal- 
abgabengesetz  die  bewährten  Bestimmungen 
einoreeits    des    Kommmialsteuemotgesetzes 


v.  27.  Juli  I8S5,  andererseits  der  Landg&- 
meiodeordnung  v,  3.  Juli  1891  aufgenommen 
und  sie  namentlich  durch  ausfOhrliche  und 
zweckmässige  Bestimmungen  über  die  Ge- 
bühren und  Beiträge  ergänzt  liat,  so  kann 
dasselbe,  obwohl  sieh  autJi  in  ilun  verschie- 
dene Mängel  und  Lücken  fühlbar  machen, 
doch  als  der  weitaus  gelungenste 
Teil  des  gesamten  Steuerreform- 
planes  in  I'reusseu  bezeichnet  werden. 

2.  Die  wichtigsten  Bestimmungen  des 
Pr.  K.A.G.  a)  Teil  I.  Erster  Titel 
Allgemeine  Beatiminungen.  lu  den  an 
die  Spitze  des  Gesetzes  gestellten  »allge- 
meinen Bestimmungenir  wird  das 
Recht  der  Gemeinden,  zur  Deckung  ihrer 
Bedüi'fnisse  und  Ausgaben  Gebühren  und 
Beiträge,  indirekte  und  direkte  Steuern  zu 
erheben  und  Naturaldienste  zu  fordern,  zwar 
anerkannt,  die  Befugnis  zur  Erhebimg  von 
Steuern  aber  dahin  eingeschränkt,  dass  von 
derselben,  abgesehen  von  solchen  Abgaben, 
welche,  wie  Hunde-  und  Lustbarkeitssteuem, 
mehr  einen  polizeilichen  als  einen  tiufuiziel- 
len  Zweck  verfolgen,  nur  insoweit  Gebraudi 
gemacht  werden  darf,  als  die  sonstigen  Ein- 
nahmen aus  dem  Gemeindevermögen ,.  aus 
Gebühren  und  Beitr^en  sowie  aus  den  vom 
Staate  oder  von  weitereu  Kommunal  verbän- 
den überwiesenen  Beiträgen  zur  Deckung 
nicht  ausreichen,  und  dass  das  Aufkommen 
aus  indirekten  Steuern  auf  den  gesamten 
Steuerbedarf  in  Anrechnung  gebracht  wer- 
den miiss,  bevor  direkte  Steuern  ausgeschrie- 
ben werden  dürfen.  Diese  Vorschrift  sowie 
die  fernere  Bestimrauug,  dass  durch  die  Ein- 
nahmen aus  gewerblichen  Unternehmungen 
der  Gemeinden,  soweit  sie  nicht  einem*  ander- 
weit nicht  zu  befriedigenden  öffentlichen 
Interesse  dienen,  die  gesamten  Au^ben, 
einschliesslich  der  Verzinsung  und  Tagung 
des  Aulagekapitals  aufgebracht  werden  sollen, 
lässt.  die  Absicht  des  Gesetzgebers,  durch 
thunlichste  Verminderung  des  Steuerbedarfs 
in  Verbindung  mit  den  Vorschriften  über 
die  Verteilung  dieses  Steuerbedarfs  auf  die 
verschietlenen  Steiierarten  die  Einkommen- 
steuer von  den  bisherigen  drückenden  kom- 
munalen Zuschlägen  zu  entlasten,  deutlieh 
erkennen.  Endlich  wird  durch  die  Ausbil- 
dimg des  Systems  der  Gebühren  und  Bei- 
träge und  durch  die  scharfe  Betonung  des 
Grmidsatzes  von  »Leistung  und  Gegenleis- 
tung«, namentlich  aber  dureh  die  Vorschrif- 
ten im  §  54  ff.  d.  K.A.G.  über  die  Verteilung 
des  Steuerbedarfs  auf  die  verschiedenen 
Stouerarten  (s,  IV  4a)  dahin  Vorsorge  ge- 
ti-offen,  dass  die  Zuschläge  zur  Staatsein- 
kommensteuer sich  in  massigen  Grenzen 
lullten  und  nicht  eine  Höhe  erreichen,  welche 
das  Interesse  des  Staates  und  der  Gemein- 
den selbst  zu  gefährden  geeignet  ist. 

b)  Teil  L    Zweiter  Titel.   QebÜh- 


Digitized  by  L.iOOQIC 


Eommunalabgaben 


281 


reu  und  Beiträge, 
nutzungsgebdhren,  d.  h.  einee  Entgelts 
fflr  die  Benutzuog  der  von  den  Oemeiodeu 
im  Öffentliche»  Interesse  erriclileten  und 
uuterhaltenen  Veranstaltuageo,  war  den  Ge- 
meinden zwar  auch  nach  der  früheren  Ge- 
setzgebuDg  gestattet;  jedoch  war  letztere 
der  Ausbildung  dieser  Einnahmequelle  wenig 
günstig,  indem  bei  einer  Reihe  solcher  Ge- 
bühren, z.  B.  bei  den  Marktstandsgeldern 
nnd  den  Schiachthausgebühren ,  die  Erhe- 
bung von  Beträgen,  welche  die  Selbstkosten 
fibersteigen,  untersagt  war.  Hinsichtlich  der 
Verwaltungsgebühren,  d.h. eines  Ent- 
gelts f  Qr  amtliche  Handlungen  der  Gemeinde- 
organe, wurde  durch  die  Bestimmung  in 
Alt.  102  der  preuesischenVerfassungsur  künde, 
»'eiche  die  Erhebung  von  Gebühren  nur  auf 
Gnmd  eines  Gesetzes  zulösst,  bei  dem  Mangel 
solcher  Specialgesetze  jede  weitere  Aiisbii- 
dnng  unmöglich  gemacht.  Das  Pr.  K.Ä.G. 
gestattet  dagegen  in  §  11  eine  Erhöhung 
uer  Schlachthausgebühren  in  dem  Umfange, 
daSB  durch  ihr  Aufkommen  ausser  den  Un- 
terhaltungs-  und  Betriebskosten  in  Gemein- 
den mit  Sehlachtstenererhebung  5  %,  in  allen 
anderen  Gemeinden  8°/o  des  Anlagekapitals 
und  der  etwa  gedeckten  Entschädigungs- 
summe gedeckt  werden.  Es  gestattet  femer  in 
g  6  die  Erhebung  von  Verwaltungsgebühren 
für  die  Genehmigung  undBeaufsichtigungvon 
baulichen  Herstellungen  sowie  für  die  ord- 
nimgs-  und  feuerpohzeüiche  Beaufsichtigung 
von  Messen  imd  Markten,  von  Musikauffüh- 
i-ungen,  Schaustellungen,  theatralischen  Vor- 
stellungen und  sonstigen  Lustbarkeiten,  je- 
doch mit  der  Beschränkung,  dass  die  Ge- 
bühren, welche  stets  nach  festen  Sormen 
und  Sätzen  im  voraus  bestimmt  werden 
mflssen,  die  Kosten  des  bezüglichen  Ver- 
waltimgezweigs  nicht  übersteigen  dürfen. 

Dem  Gnmdsatz  von  »Leistung  und  Ge- 
genleistung« wird  durch  die  Vorschrift 
Rechnung  getragen ,  dass  für  den  Besuch 
der  von  den  Gemeinden  unterhaltenen  höhe- 
ren Lehnmstalten  und  Fachschulen  ein  an- 
gemessenes Schulgeld  erhoben  werden  muss 
imd  dass,  soweit  nicht  anderweit  eine  Aus- 
gleichung durch  Beiträge  oder  durch  Mehr- 
oder Minderbelaatung  mit  Gemeindesteuern 
erfolgt,  für  Veranstaltungen,  welche  einzelnen 
OemeindeangehOrigen  oder  einzelnen  Klassen 
von  solchen  vorzugsweise  zum  Vorteil  ge- 
reichen, Gebühren  zu  entrichten  sind,  weldie 
die  Verwaltungs-  und  Unterhaltungskosten 
einschliesslidi  der  Verzinsung  und  Tilgung 
des  Anlagekapitals  decken. 

Für  Herstellung  und  Unterhaltung  von 
Veranstaltungen  im  öffentlichen  Interesse 
können  ferner  Zwangsbeitröge  erhoben  wer- 
den, jedoch  nur  von  Gnmdeigentümem  und 
Gewerbetreibenden,  denen  hierdurch  beson- 
dere wirtschaftliche  Vorteile  erwachsen.  Dei^ 


artige  nach  den  Vorteilen  zu  bemessende 
Zwangsbeiträge  müssen  in  der  Regel  erho- 
ben wei-den,  wenn  andernfalls  die  Kosten 
der  betreffenden  Veranstaltung  mit  Ein- 
schtuss  der  Ausgaben  füi-  Verzinsung  und 
Tilgung  des  Anlagekapitals  durch  Steuern 
aufgebracht  werden  müssen.  Für  die  Ein- 
führung solcher  Zwangsbeitrt^e  ist  zur 
Vermeidung  von  Willkürhchkeiten  und  zur 
Sicherung  eines  ausgiebigen  Beschwerde- 
rechts der  Beteiligten  ein  besonderes  Ver- 
fahren mit  Offenle^ng  eines  Planes  der 
Veranstaltung  mit  kosten  nach  weis  angeord- 
net worden.  In  betreff  des  am  häufigsten 
vorkommenden  Falles  von  Zwangs  beitragen, 
nämhch  bei  Anlegung  von  Sti'assen  und 
Plätzen  in  Städten  und  ländlichen  Ortschaf- 
ten, sind  die  bisherigen  Bestimmungen  des 
G.  v.  2.  Juli  1875  mit  der  Massgabe  aufrecht 
erhalten  worden,  dass  die  Beiträge  auch  nach 
einem  anderen  Masstabe,  insbesondere  auch 
nach  der  bebauungsfähigen  Fläche  bemessen 
werden  dürfen. 

Die  Erhebung  von  Kurtaxen  in  Bade- 
und  Kurorten  war  zwar  auch  früher  ge- 
stattet, die  Beitreibung  der  Beiträge  im 
V er wal tu ngBzwangs verfahren  jedoch  unzu- 
lässig; —  durch  die  Einreibung  der  Kurtaxe 
unter  die  Gebühren  im  §  12  ist  diesem 
Mangel  in  dem  K.A.G.  Abhilfe  geschafft. 
Selbstredend  dürfen  diese  Kurtaxen  nur  für 
die  Benutzung  der  zu  Kurzwecken  getrof- 
fenen Veranstaltungen,  nicht  aber  für  den 
blossen  Aufenthalt  am  Kurorte  erhoben  wer- 
den ,  da  letzteres  mit  den  Bestimmungen 
des  Freizügigkeitsgesetzes  nicht  vereinbar 
sein  würde. 

!)  Teil  1.  Dritter  Titel.  Erster 
Abschnitt.  Indirekte  Steuern.  Während 
früher  nur  die  Gemeinden  im  vormaligen 
Kurfürstentum  Hessen,  die  Stadtgemeinden 
in  sämtUchen  Provinzen,  die  Landgemeinden 
in  Westfalen  und  der  Rheinprovinz  das  Recht 
zur  Erhebung  indirekter  Gemeiudeal^ben 
hatten,  wimle  dieses  Hecht  durch  die  Land- 
gemeindeordnungen  von  1891  und  1892  den 
Land^meinden  in  den  ?  östlichen  Provinzen 
und  in  Schleswig-Holstein,  durch  das  Pr. 
K.A.G.  auch  aUen  anderen  Gemeinden  bei- 
gelegt. Diese  Befugnis  ist  jedoch  immerhin 

!  beschränkte;  das  Pr.  K.A.G.  verbietet 

Einführung  von  Steuern  auf  den  Ver- 
brauch vou  Fleisch,  Getreide,  Mehl,  Back- 
werk, Rartoffeln  und  Brennstoffen,  so  dass 
von  den  Verbrauchssteuern  nur  die  Getränke- 
steuer,  hinsichtlich  deren  die  Reichsgesetz- 
gebung für  die  Besteuerung  ziemlich  enge 
Grenzen  zieht,  sowie  die  Wildpret-  und  Ge- 
flflgelsteuer  übrig  bleiben.  Die  Einführung 
von  Lustbarkeitssteuern  und  Hundesteuern 
wird  erleichtert;  —  hinsichtlich  der  Hunde- 
Steuer  besteht  das  Kuriosum,  dass  dieseit>e 
im  Geltungsbereich  des  K.A.G.  ausdrücklich 
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als  indirekte,  in  den  hohenzoUem selten 
Landen  als  direkte  Steuer  bezeiclinet  wird. 
Keu  ist  die  Bestimniting  des  g  13  Abs,  2, 
nach  welcher  den  Gemeinden  mit  Öeneh- 
migimg  der  Aufsichtsbehörde  Vereinbarungen 
mit  Beteiligten  behufs  Festsetzung  des 
Jahresbetrags  der  zn  entrichtenden  indi- 
rekten Steuern  für  mehrere  Jahre  gestattet 
wird. 

d)  Teil  I.  Dritter  Titel.  Zweiter 
Abschnitt  Direkte  Steuern.  Der  Ge- 
danke, dass  bei  der  Heranziehung  der  Steuer- 
pflichtigen zur  Deckung  der  Gemeinde- 
bedürfnisse dem  Grundsätze  von  Leistung 
und  Gegenleistung  thunliohst  Rechnung  ge- 
tragen werden  soll,  findet  in  dorn  Abschnitte 
über  die  direkten  Gemeindesteuern  in  zwei- 
facher Weise  Ausdruck,  zunächst  in  den 
Bestimmungen  (Iber  Mehr-  oder  Minder- 
belastung und  sodann  in  den  Vorschriften 
tiber  die  Verteilung  des  Steuerhe- 
darfs  au.f  die  verschiedeaen  Steuer- 
arton. 

Nacli  §  20  kann  zunächst  hei  Vei-anstal- 
tungen,  welche  iu  besonders  hervorragendem 
oder  geringem  Masse  einem  Teile  des  Ge- 
raein dcbezirks  o<ler  einer  Klasse  von  Oc- 
meindcan gehörigen  zn  statten  kommen,  durch 
Gemeindeheschhiss  mit  Genehmigung  der 
Aufsichtsbehörde,  wenn  Beiträge  nach  §  9 
und  10  nicht  erhoben  wei-den,  eine  ent- 
sprechende Mehr-  oder  Minderbelastung 
dieses  Teiles  des  Gemeindebezirks  oder  die- 
ser Klasse  von  ftemoindean gehörigen  ein- 
geführt werden.  Sodann  sind  nach  den  Vor- 
schriften in  g§  J4 — 59  der  Regel  nach  die 
vom  Staate  veranlagten  Be&lsteuem  mindes- 
tens mit  dem  gleichen  und  höchstens  zu 
einem  um  die  Hälfte  höheren  Prozentsätze 
zu  Kommunal  steuern  heranzuziehen ,  als 
Zuschlage  zur  Staatsoinkommensteuer  erho- 
ben werden.  Ausnahmsweise  kann  einer- 
seits, solange  die  Reaisteiiern  IW/o  nicht 
Übersteigen,  die  gänzliche  Freilassung  der 
Staatseinkommensteuer  oder  ihre  Heran- 
ziehung zu  einem  geringeren  Prozentsätze 
erfolgen,  andcrei-seits,  wenn  mehr  als  150  "/o 
der  Realsteuera  erhoben  werden  und  die 
Einkommensteuer  mit  150  "lo  heiastet  ist, 
für  jedes  Prozent  der  Mehrbelastung  der 
Realsteuem  über  150  "/o  ein  Zuschlag  von 
2  %  der  Staatseinkommensteuer  gefordert 
werden.  Die  Zuschläge  zu  den  R^steuern 
sollen  der  Regel  nach  200  "/o  niclit  flher- 
steigen.  Abweichungen  von  diesen  Vorschrif- 
ten sind  nm  aus  besonderen  Gründen  zu 
gestatten  und  bedürfen  ebenso  wie  die  Be- 
iashing  der  Staatseinkommensteuer  mit  Zu- 
schlägen von  mehr  als  lOC/o  der  Geneh- 
migung. Hierbei  ist  davon  anszugehen,  dass 
Aufwendungen  der  Gemeinde,  welche  in 
überwiegendem  Masse  dem  Grundbesitze 
und  Gewerbebetriebe  zum  Vorteil  gereichen, 


insbesondere  Ausgaben  für  den  Bau  und  die 
Unterhaltung  von  Strassen  und  Wegen,  so- 
wie für  Ent-  und  Bewäs-serungsan lagen  in 
der  Regel  durch  Real  steuern  zu  decken 
sind,  sofern  eine  Ausgleichung  nicht  schon 
diu^^h  Gebühren  und  Beiträge  erfolgt  ist 

Dieser  Grundsatz  winl  si^ar  in  einer 
singulären  Vorschrift,  für  welche  sich  ein 
Analognn  nur  auf  dem  Gebiete  der  Wege- 
gesetzgebung findet,  auf  andere  Gemeinden, 
die  sogenannten  Betriebsgemeinden,  und  auf 
Personen,  welche  an  sich  nicht  gomeinde- 
steuerpflichtig  sind,  ausgedehnt,  allerdings 
nur  in  einer  genau  abgegrenzten  Bescliräü- 
kung.  Nach  §  53  ist  nämlich  in  dem  Falle, 
wenn  einer  Gemeinde  durch  den  in  einer 
anderen  Gemeinde  stattfindenden  Betrieb  von 
Borg-,  Hütten-  oder  Salzwerken,  Fabriken 
oder  Eisen balmen  nachweisbar  Mehraus- 
gaben für  Zwecke  des  Öffentlichen  Volks- 
schulwesens  oder  der  öffentlichen  Armen- 
pflege erwachsen,  welche  im  Verhältnisse 
zu  den  ohne  diese  Betriebe  fQr  die  erwähn- 
ten Zwecke  notwendigen  Geraeindeausgaben 
einen  erliebüchen  Umfang  en-eichen  und 
eine  Uoberbürdung  der  Steuerpflichtigen 
herbeizuführen  geeignet  sind ,  eme  solche 
Gemeinde  berechtigt,  von  der  BetriebsgS- 
meinde  einen  angemessenen  Zuschuss  zu 
verlangen.  Liegt  der  Betrieh  in  einem  Giit«- 
bezirke,  so  richtet  sich  der  Anspruch  gegen 
den  Gewerbetreibenden;  der  Zuschuss  darf 
in  diesem  Falle  den  vollen  Beti-ag  der 
staathch  veranlagten  Gewerbesteuer  nicht 
übersteigen. 

Soweit  der  Steuerbedarf  durch  Real- 
steuem  aufzubringen  ist,  sind  in  der  Regel 
Gnmd-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuern  mit 
gleichem  Prozentsatze  heranzuziehen ;  eine 
andere  Verteilung  in  der  Weise,  dass  eine 
oder  zwei  dieser  Steuern  höher  und  zwar 
mit  höchstens  dem  doppelten  Beirage  als 
die  übrigen  belastet  wei-den,  soll  in  dem 
Falle  staltfinden,  wenn  Grund-  oder  Haus- 
besitzer oder  Gewerbetreibende  von  Veran- 
staltungen der  Gemeinde  besondere  Vorteile 
peni essen  oder  der  Gemeinde  besondere 
Kosten  verursachen,  sofern  nicht  schon  dmvli 
Krhebung  von  Gebühre«  und  Beiträgen  eine 
Ausgleichung  erfolgt  Ausnahmen  bedtlrfen 
der  Ministerlaigenehmigung.  Das  Aufkom- 
men aus  besonderen  Gemeindesteuern  ist 
bei  der  VcrteÜung  des  Steuerbedarfs  auf 
die  entsprechende  Steuerart  zu  verrechnen, 
Mietssteuem  von  gewerblich  benutzten 
Räumen  sind  hierbei  der  Gewerbesteuer, 
im  übrigen  der  Einkommensfeuer  gleich  zu 
stellen. 

Auf  die  Betriebs-  und  Bauplatzsteuem 
finden  diese  Vorschriften  keine  Anwendung, 

Direkte  Gemeindesteuern  dürfen  nur  als 
Realsteuern  von  Grundbesitz  und  Ge- 
werbebetrieb     oder     als     Einkommen- 
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a teuer  vom  Einkommen  erhoben  werden: 
die  Eiiifühning  kommu naior  Vermöge ns- 
steucm  ist  unzulässig,  und  cbeasowenig 
dürfen  die  Gemeinden  Zusclilfige  zur  slaat- 
Ucbea  Ergänznngsstener  erheben.  Dieses 
Verbot  ist  sachlicii  nicht  begründet:  denn 
die  Ei^Känzungssteuer  ist  nach  der  Begrün- 
dung der  Regierungsvorlage  in  ertiter  Linie 
dazu  bestimmt,  die  stärkere  Belastung  de»l 
fimdierten  Einkommens  und  die  Heranziehung 
solcher  V ermögen sslücbe ,  welche  an  sich  ■ 
Ertrag  zu  liefern  geeignet  und  nur  that- 
sachlieh  aus  in  der  Person  des  Besitzers 
liegenden  Grilnden  zur  Zeit  ganz  oder  teil- 
weise ertraglos  sind  (z.  B.  Parks,  Bauplätze), 
zu  ermöglichen  und  auf  diese  Weise  die 
Staatseinkommensteuer  rationell  auszugestal- 
ten. Eine  solche  rationelle  Ausgestaltung 
der  EiDkommenbestetieniDg  ist  aber  in 
gleichem  Masse  wie  für  den  Staat  auch  für 
die  Gemeinden  gebofea ,  und  wenn  dessen- 
ungeachtet den  letzteren  die  Erhebung  von 
kommunalen  Zuschl^en  zu  der  Ergänzungs- 
steuer  nicht  gestattet  worden  ist,  so  ist  der 
dafür  in  den  Motiven  des  Gesetzentwurfs 
angegebene  Grund,  dass,  nachdem  den  Ge- 
meindeo  zur  Deckung  des  Steuerbedarfs 
äealsteuem  bereit  gestellt  seien,  die  von 
denselben  getroffenen  Objekte  nicht  noch 
einmal  nach  dem  Massstabe  des  Nettoerfrags 
besteuert  werden  kennten,  unzutreffend,  zu- 
mal das  Einkommen  aus  Kapitalverm<>gen 
von  der  Kommimalrealatener  überhaupt 
nicht  getroffen  wird.  Thatsflchlich  ist  für 
dies  "Verbot  auch  wohl  nur  die  Besorgnis 
ausscblaggebend  gewesen,  dass  durch  die 
Erhebung  von  Kommu nalziischlägen  zur  Er- 
gänzuogs Steuer  der  Charakter  dersell>en  als 
Vermögenssteuer  und  die  mit  einer  solchen 
verbanden  en  Nachteile  zu  scharf  hen'or- 
treten  möchten. 

Die  Bestimmung  in  §  33  Abs.  2,  dass  die 
Einkommensteuer  zum  Teil  durch  Auf- 
wanOsteuern,  welche  jedoch  gnmdsätz- 
lich  die  geringeren  Einkommen  nicht  ver- 
hältnismässig höher  als  die  grösseren  be- 
lasten dürfen,  ersetzt  werden  können,  ist 
ohne  praktische  Bedeutung,  da  <lie  einzige 
direkte  Aufwandsteuer,  welche  thatsächlich 
vorgekommen  ist  und  vorkommen  kann,  die 
Miet-  und  Wohnungssteuer  ist,  die 
Xeueinfühnmg  derselben  aber  im  Gegensatz 
zu  der  Regierungsvorlage,  welche  dieselbe 
gestatten  woUtc,  durch  den  in  den  Bera- 
tungen des  Abgeordnetenhauses  eingefügten 
Absatz  3  im  §  23  verboten  wird.  Die  ferner- 
weite Bestimmung  im  Absatz  4,  welche  eine 
Revision  der  bestehenden  Miet-  und  AVoh- 
nungssteuern  anordnet  und  den  Fortbestand 
Dur  mit  MiniBterialgenehmigung  gestattet, 
hat  den  Zweck  und  wird  auch  den  Erfolg 
haben,  diese   Steuern     welche  thatsächlich 


nur  in  wenigen  grossen  Städten  bestehen, 
gänzlich  zu  beseitigen. 

Direkte  Kommunal  realsteuern 
können  nach  den  Bestimmungen  der  §§  24 
bis  32  sowohl  als  Zuschläge  zur  Grund-, 
Gebäude-  uud  Gewerbesteuer  als  auch  in 
der  Form  besonderer  Steuern  vom 
Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb 
erhoben  werden.  Für  den  ersteren  FaU, 
welcher  zimächst,  und  bei  der  grossen  Mehr- 
zahl der  Gemeinden  wolil  dauernd,  die  Re- 
gel bilden  wii-d,  ist  durch  eine  sachgemäase 
Einschränkung  der  Bcfreimigen,  insbesondere 
der  Dienstgrundstücke  und  Dienstwohnungen 
der  Beamten  und  eine  Au8<lehnung  der  Ge- 
werbesteuer auf  die  lau d wirtschaftlichen 
Branntweinbrennereien ,  den  Bergbau  und 
den  gewerbsmässigen  Betrieb  von  Torf- 
stichen, Sand-,  Kalk-,  Mergelgniben  und 
Steinbrüchen  für  eine  höhere  Ertragsfähig- 
keit dieser  Steuerquellen  Sorge  getragen. 
Für  die  Etiiebung  besonderer  Steuera  von 
Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  sind  nähere 
Bestimmungen  im  Pr.  K.A.G.  nicht  getroffen ; 
dasselbe  flberläaat  die  Aiisbildung  dieser 
Steuern  dem  Erfindiingsgeiste  der  Gemeinde- 
behörden und  giebt  ihnen  eine  Reihe  ver- 
schiedener Massstäbe  (für  die  Gnmdbcsitz- 
steuem  den  Reinertrag,  Nutzimgswert, Pacht- 
oder Mietwert,  gemeinen  Wert  oder  Ab- 
stufungen nach  dem  Umfang,  für  die  Ge- 
werbesteuer nach  dem  Ertrage,  Anl^e- 
und  Betnebska))ital  etc.)  zur  Auswalü.  Die 
Kommu nalrealsteuem  sind  in  der  Regel  nach 
gleichen  Normen  und  Sätzen  zu  verteilen. 
Eine  Ausnahme  ist  nur  bei  dem  Grundbesitz 
durch  Einführung  einer  Bauplatzs teuer, 
bei  dem  Gewerbebetrieb  in  dem  Falle  ge- 
stattet, wenn  die  einzelnen  Gewerbearten  in 
verschiedenem  Masse  von  den  Veransteil- 
tungen  der  Gemeinde  Vorteil  ziehen  oder 
der  Gemeinde  Kosten  verursachen  oder 
wenn  gewerblich  benutzte  Räiune  einer 
Mietsteuer  unterliegen  oder  stärker  zur  Ge- 
bäudesteuer herangezogen  werden,  als  dies 
bei  der  staatlichen  Gebäude.steuer  der  Fall 
sein  würde.  Die  Einfühning  einer  Bauplatz- 
steuer, welche  den  Gemeinden  einen  teil- 
weisen Ersatz  für  Ziischläge  zur  Vermögens- 
steuer gewähren  sollte,  ist  infolge  der  Be- 
griffsbestimmung der  Bauplätze  als  >Liegen- 
sehaften,  welche  durch  die  Festsetzung  von 
Baufluchtlinien  in  ihrem  Werte  erhöht  wor- 
den sind« ,  wesentlich  erschwert  und  be- 
schränkt worden  und  hat  bisher  eine  prak- 
tische Bedeutung  überhaupt  nicht  gewonnen. 

Die  Vorschriften  über  die  Gemeinde- 
einkommensteuer sind  in  der  Haupt- 
sache dem  KommunalsteuernotgeBetz  vom 
27.  Jidi  1885,  welches  sich  praktisch  bewährt 
hat,  entnommen.  Neu  sind  die  bereits  er- 
wähnten Vorwluiften  in  §§  .54 — 59  tlber  die 
Verteilung  des  Steuerbedarfs  auf  die  ver- 
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schiedenen  SteuetarteE  und  in  g  53  über 
<iie  Verpflichtung^  der  Betriebsgemeiaden 
zur  Leistung  von  ZuBcbüBseD,  neu  und  nicht 
ganz  unbedenklich  die  Vorschriften,  dass 
Ausländer  und  An^hörige  anderer  Bundee- 
sbtaten,  "welche  id  der  Cremeinde  einen 
"Wohnsitz,  aber  nicht  des  Erwerbes  wegeü, 
haben,  auf  die  Dauer  von  liöchstens  drei 
Jahren  von  der  Gemeindeeinkomraensteuer 
ganz  oder  teilweise  freigelassen  werden 
können  und  dass  den  Gemeinden  Verein- 
barun^n  mit  SteueriiHichtigen  gestattet  sind, 
wonach  von  fabrik massigen  Betrieben  und 
von  Bergwerben  an  Stelle  der  Gemeinde- , 
Steuer  vom  Einkommen  und  Gewerbebetriebe 
ein  für  mehrere  Jahre  im  voraus  zu  bestim- 
mender fester  jährlicher  Steuerbetrag  zv 
entrichten  ist. 

Die  Eiuffthning  besonderer  Gemeinde- 
einkommen steuern  ist  in  hohem  Grade  be- 
schränkt; unzulässig  ist  nicht  nur  eine  Ab- 
iUiderung  der  FeststeUung  des  Einkommens 
imd  der  Stufen  des  Stenertarifs,  sondera 
auch  die  Abänderung  des  Sfeigeningsver- 
hältnisses  der  Sätze  der  Staatseinkommen- 
Bteiier  zu  Ungunsten  der  oberen  Stufen,  die 
Einführung  von  Progressivkoramunalein- 
kom  m  en  steuern . 

Die  Erwartung,  dass  das  Fr.  KA.G.  die 
Frage  der  kommunaleu  Besteuenmg  der  nn- 
roittelbaren  und  mittelbaren  Staatsbeamten, 
der  Hofbeamten,  Geistlichen  mid  Elementar- 
sehullehrer  durch  Beseitigung  der  bisherigen 
Exemtionen  lösen  werde,  ist  nicht  erfüllt 
worden;  der  §  41  verweist  auf  die  Rege- 
lung durch  ein  besonderes  Gesetz,  behält 
aber  bis  zum  Erlasse  dieses  Gesetzes  die 
bisherigen  Bestimmimgen  ebenso  bei  wie 
hinsichtlieh  der  kommunalen  Besteuenmg 
der  Militärpersonen,  denen  die  Gonsdarmen 
ausdrücklich  gleichgestellt  werden. 

Die  Vorschriften  über  die  Berechnung 
des  steuerpflichtigen  Einkommens  der  fiska- 
lischen Domänen,  Staats-  und  Privatbahoen 
(gl  44 — 46)  und  die  zur  Vermeidung  der 
Doppelbesteuerung  in  den  g§  47—50  ge- 
trotfeneo  Bestimmungen  sind  im  wesent- 
lichen aus  dem  Kommunalsteuemotgesetz 
von  1885  übernommen.  Neu  ist  die  Vor- 
schrift, dass  die  Bestimmungen  über  die  Er- 
mittelung des  steuerpflichtigen  Fünkommens 
von  Privateisen  bahnuntemehmun  gen  auf 
Kleinbahnen  keine  Anwendung  finden,  neu, 
au  sich  zweckmässig,  aber  ein  weitläufiges 
Verteilungs-  unil  Rechtsmittelverfahren  be- 
cUngend,  ist  die  im  Interesse  der  Steuer- 
z^er  erlassene  Vorschrift  im  §  51,  dass, 
awenn  das  der  Staatseinkommensteuer  unter- 
liegende Gesamteinkommen  eines  Steuer- 
pflicht^en  nach  seinen  Teilen  in  mehrei'Cn 
preussischen  Gemeinden  steuerpflichtig  ist, 
das  in  diesen  Gemeinden  steuerpflichtige 
Einkommen   im   ganzen   den   Höchstbetr^ 


derjenigen  Steuerstufe  nicht  übersteigen 
darf,  in  welche  der  Steuerpflichtige  bei  der 
Veranlagimg  zur  Staatseinkommensteuer  ein- 
geschätzt worden  ist.  Zu  diesem  Behufe 
sind  die  Teile  des  Einkommens,  sofern  sie 
auch  nach  erfolgter  Richtigstellung  im 
ganzen  den  Höchstbetrag  der  Steuerstufe 
übersteigen,  verhältnismässig  herabzusetzen.' 

e)  Teil  I.  Vierter  Titel.  Natural- 
dienate.  Im  vierten  Titel  ist  das  Recht  der 
Gemeinden,  die  Steuerpflichtigen  zu  Natural- 
diensteu  (Hand-  und  Spanndiensten)  heranzu- 
ziehen, anerkannt  und  durch  Aufnahme  der 
entsprechenden  Bestimmun^n  der  Landge- 
meindeorduung    geregelt ,    jedoch    mit    der 

'Massgabe,  dass  eine  generelle  Aufbriiigjmg 
I  der  Naturaldienste  in  Geldbeiträgen  nicht 
I  mehr  stattfinden  kann,  dass  vielmehr  in 
diesem  Falle  die  allgemeinen  Besteuenmgs- 
grund Sätze  Anwendung  zu  finden  haben. 

f)  Teil  I.  Fünfter  Titel.  Keoht»- 
mittel.  Dem  Abgaben  Pflichtigen  steht  gegen 
dieHeranziehung(VeranlaguDg)  zu  Gebühren, 
Beiträgen,  Steuern  uud  Naturaidiensten  das 
Rechtsmittel  des  Einspruchs  zu.  Der 
Einspruch  ist  an  den  Gemeindevorstand  zu 
richten,  der  darüber  zu  entscheiden  hat. 
Wird  jedoch  die  Gemeindesteuer  in  ProzenttJh 
der  vom  Staate  veranlagten  ilirekten  Steuern 
(Bealsteuem  und  Einkommensteuer)  erlioben, 
so  kann  ein  Binspnieh  gegen  den  der  Ver- 
anlagung zu  Gninde  liegenden  Staatssteuer- 
satz  nicht  mehr  eingelegt  werden  (§  69). 
WiU  der  Ab^benpf lichtige  hiergegen  Rechts- 
mittel ergreifen,  so  muss  er  dies  nach  Mase- 
gabe  der  Gesetze  über  die  Realsteuern  und 
die  Staatseinkommensteuer  thun,  sobald  er 
zu  dem  Staatssteuersatz  veranlagt  worden 
ist.  Nachträglich  kann  er  diesen  nicht  mehr 
anfechten.  —  Ist  der  Abgabenpflichtige 
duroll  den  Beschluss  des  Gemeindevor- 
stands über  seinen  Einspnieh  nicht  klag- 
los gestellt,  so  kann  er  gegen  den  Be- 
schluss Klage  im  Verwaltung3Streit\-ei^ 
fahren  erheben.  Zuständig  in  erster  Instanz 
ist  für  Landgemeinden  der  Krcisausschuss, 
für  Stadtgemeiuden  der  Bczirksausschuss. 
Gegen  das  Erkenntnis  des  Kreisausschusses 
kann  der  Kläger  wie  der  Geraein  de  vorstand 
Benifung  an  den  Bezirksaiisschuss  eiulegen. 
Gegen  Erkenntnisse  des  Bezirksausschusses 
in  der  Berufungsinstanz  wie  in  erster  In- 
stanz (für  Stadtgemeinden)  ist  niu'  das  Rechts- 
mittel der  Revision  an  das  Obei-\'erwal- 
tungsgericht  zulässig  (§  70).  Durch  Ein- 
spruch und  Klage  wii-d  aber  die  Verpflich- 
tung zur  Zahlung  oder  Leistung  nicht 
aufge.whoben  (g  7.")).  Etwas  kompliziert 
sind  die  Vorschriften  zur  Durchfühnmg  der 
oben  angeführten  Bestimmung  des  §  51  über 
die  Verteilung  eines  gemeindesteuerpflieh- 
tigen  Einkommens  auf  eine  Mehrzahl  steuer- 
berechtigter Gemeinden,  für  welche  die  Vor- 
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nähme  der  Verteilung  au!  den  Antrag  des 
Steuerpflichtigen  im  Beschlussverfahren  mit 
Dachiolgender  Zulassung  des  Verwaltiings- 
Btreit Verfahrens  vorgesehen  ist  (g  71,  72). 

g)  Teil  I.  Sechster  Titel.  Auf- 
aicht.  Der  Umstand,  dass  das  Pr.  E.Ä.O. 
eine  Abänderung  des  bisherigen  Gemeinde- 
abgaben  Wesens  in  der  grossen  Mehrzahl  der 
Oemeinden  bedingt,  dass  aber  für  eine  grosse 
ßeihe  wichtiger  Aenderungea,  namentlich 
für  die  Neileinführung  besonderer  direkter 
und  indirekter  Gemeindeabgaben,  keine  spe- 
ciellen  Vorschriften  in  dem  Gesetze  ent- 
halten sind,  sondern  SIeueresperimente  der 
vei-schiedensten  Art  von  den  Gemeindebe- 
hörden beschlossen  werden  können,  begründet 
die  Notwendigkeit,  dass  für  die  betreffenden 
Gemeinde  beschlösse  die  Genehmigung 
der  Kommunalaufsichtsbehörden 
in  grossem  Umfange  vorgeschrieben  wird. 
Dies  ist  im  Pr.  K.A.G.  geschehen,  und  die 
Rückwirkung,  welche  derartige  Beschlüsse 
auf  die  Staatsstenern  und  deren  Erträge 
ausüben  können,  lassen  es  auch  gerechtfer- 
tigt erscheinen,  dass,  soweit  dies  der  Fall 
ist,  der  Genehmigimg  der  Aufsichtsbehörden 
noch  die  Zustimmung  der  Kinister 
des  Innern  und  der  Finanzen  hinzu- 
treten muss.  Diese  Vorschriften,  weiche 
sich  dem  bisherigen  Bechtszustsnde  an- 
scfaliessen,  sind  notwendig  imd  zweckmässig. 
Das  Pr.  K.A.G.  begnügt  sich  aber  nicht  mit 
dieser  repressiven  Thätigkeit  der 
Aufsichtsbehörden,  welche  die  Aus- 
führung jedes  mit  den  Vorschriften  des  Ge- 
setzes in  Widerspruch  stehenden  Gemeinde- 
beschlusses zu  hindern  geeignet  ist,  sondern 
gestattet  den  Aufsichtsbehörden  ein  direktes 
positives  Eingreifen  zur  anderu-eiten 
Gestaltung  des  Abgabenwesens  jeder  einzelnen 
Gemeinde.  Wenn  nämlich  in  einer  Gemeinde 
bei  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  Ord- 
nungen über  die  Aufbringung  von  Gebühren,  i 
Beiträgen,  direkten  oder  iiiUireklen  Steuern ; 
oder  Diensten  bestehen,  weiche  den  Yor- 
schriften  des  Gesetzes  zuwiderlaufen,  oder 
wenn  derartige  BescIiiOsse  gefasst  werden, 
so  ist  nach  §  78  die  Aufsichtehehörde  be- 
fugt, deren  Abänderung  oder  Ergänzung 
unter  Angabe  der  Gründe  zu  fordern.  Die 
gleiche  Befugnis  steht  der  Aufsichtsbehörde 
zu,  wenn  die  Abstufungen  des  Grundbesitzes, 
nach  welchen  eine  Gemeindesteuer  iimge- 
1^  wird,  w^eu  wesentlicher  Verändening 
der  Besitz  Verhältnisse  zur  Grundlage  der  Be- 
steuerung nicht  mehr  geeignet  sind  und  ein 
Antrag  auf  Abänderung  oder  Ergänzung 
von  der  Mehi-heit  der  einer  Abstufung  an-, 
gehörigen  Steuerpflichtigen  gestellt  wird.  1 
Gegen  die  Anordnung  findet  innerhalb  4 
Wochen  nach  Ablauf  der  in  dereelben  ge- 1 
stellten  Frist  die  Klage  im  Verwaltungs- 1 
etreitverfafaren,  für  Landgemeinden  bei  dem  | 


Bezirksausschiisse,  für  Stadtgemeinden  bei 
dem  Oberveiwaitungsgerichle  statt.  W^ird 
die  Klage  innerhalb  der  gestellten  Frist  nicht 
erhoben  oder  wird  die  erhobene  Klage 
rechtskräftig  abgewiesen,  so  ist  die  Auf- 
sichtsbeliörde  befugt,  die  erfoi-derhche  Ord- 
nung auf  Grundlage  der  erlassenen  Verfü- 
gung selbst  festzustellen.  Wird  die  Klage 
endgiltig  für  begründet  erkannt,  so  tritt  die 
Anordnung  ausser  Kraft  Sofern  das  öffent- 
liche Interesse  es  erheischt,  wird  im  Fall 
der  Erhebung  der  Klage  die  vorläufige  Ord- 
nung des  Steuerwesens  bis  zur  rechtskräf- 
tigen Entscheidung  im  Beschlussverfahren 
für  Landgemeinden  von  dem  Kieisausschusse, 
für  Stadtgenieinden  von  dem  Bezirksaus- 
schüsse festgesetzt. 

Diese  Vorschrift  erscheint  sehr  bedenk- 
lich, denn  sie  enthält  einen  scharfen  Ein- 
griff in  die  Autonomie  der  Gemeinde  und 
bietet  bureaukratischem  Ueliereifer  eine  will- 
kommene Handliabe,  die  eigene  Weisheit 
leuchten  zu  lassen.  Auch  ist  in  der  Mög- 
lictikeit,  eine  solche  Anordnung  der  Auf- 
sichtsbehörde im  Verwaltungsstreit  verfahren 
anfechten  zu  können,  eine  ausreichende 
Sicherheit  gegen  derön  Missbrauch  nicht 
gegeben,  da  der  Gerichtshof  nur  die  Frage 
der  Gesetzmässigkeit,  nicht  aber  auch  der 
Zweckmässigkeit  nach  den  Verhältnissen 
des  konkreten  Falls  seiner  Kognition  unter- 
ziehen kann.  Der  ganze  §  78  ei-scheint  des- 
halb bedenklich  und  gefähi-lich,  und  seine 
gänzliche  Beseitigung  wäre  erwünscht  ge- 
wesen. Eine  wesentliche  Verl>e3fierung  hat 
allerdings  in  diesem  Paragraphen  die  Re- 
gierungsvorlage durch  die  Beschlüsse  des 
Landtags  erhalten,  denn  während  nach  dem 
Entwürfe  des  Pr.  K.A.G.  ein  positives  Fjn- 
greiten  der  Aufsichtebehörden  bei  allen  Ord- 
nungen, welche  »denVorschriftenoder 
Besteuern Bgsgrundsätzen*  diesesGe- 
setzes  zuwiderlaufen,  gestattet  war,  ist  durch 
die  Beschlüsse  des  Abgeordnetenhauses  das 
unbestimmte  und  vieldeutige  Wort  »Be- 
steueruiigsgrund Sätze»  gänzlich  gestrichen 
und  dadurch  die  praktische  Anwendung  des 
§  78  wesentlich  erschwert  und  beschränkt 
worden. 

Ebenso  wie  bei  dem  §  78  hat  die  Re- 
gieruQgsyorl^e  in  einer  Reihe  anderer  Fälle 
durch  die  Beschlüsse  des  Landtags  wesent- 
liche Verbesserungen  erfahren.  Dies  gilt 
insbesondere  von  den  Vorschriften  über  das 
Verfahren  bei  Einführung  von  Beiträgen 
(§  9),  von  der  Beseitigung  der  Steuerpfliclit 
von  Gesellscliafteu  mit  l>^hränlrter  Haftung 
(§§  33  und  66),  von  dem  Verbote  progi-es- 
siver  Kommunaleinkomraensteuem.  Zweifel- 
haft erecheint  es,  ob  die  auf  der  Initiative 
des  Landtages  beruhende  Einführung  der 
Vei-pflichtung  der  sogenannten  Betriebsge- 
meinden  zur  Zahlung  von  Zuschüssen  an 
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die  durch  Fabriken  elc.  stark  belasteten 
Nachbargemeinden  (§  53)  und  die  zu  Gunsten 
der  Realsten erpf lichtigen  beschlosßeuen  Aen- 
deningen  in  den  Vorschrift«!!  (Iber  die  Ver- 
teilung des  Steuei'bedarfs  auf  die  einzelnen 
Steuerarten  (gg  54  und  S'j)  als  Verbesse- 
ruDgen  anKiieehen  sind.  Eice  Verschlechte- 
rung enthält  dagegen  die  im  Herrenhause 
erfolgte  gänzliche  Streichung  der  im  Abge- 
ordneten hause  allerdings  schon  in  ahge- 
achwächter  Fassung  angBiiommenen  Bestim- 
mungen der  Regierungsvorlage,  welche  die 
Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  der 
Aktien gesel Ischaften.  Kommandi tgesellschaf- 
ten  auf  Aktien,  Bei^gewerkschaften  und  ein- 
getragenen Genossenschaften  durch  Einfüh- 
rung eines  Abzugsrechts  der  Aktio- 
näre, Kommanditisten,  tiewerken 
und  Genossen  bezweckten.  Schon  bei  Be- 
ratung des  Gemein deabgabengeselzentwurfs 
von  1879  und  des  KommnnaJsteuernotge- 
setzes  war  die  Notwendigkeit  einer  derar- 
tigen Vorschrift  von  der  Staatsregierung  und 
von  dem  Abgeonlnelen hause  anerkannt  wor- 
den, und  niu-  die  Schwierigkeit  der  Formu- 
lierung derselben  halte  die  Aufnahme  in 
das  Kommunalsteuer notgesetz  verhindert. 
Mit  Recht  wurde  hei  diesen  Verhandlungen 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Kommunalbe- 
Bteuenmg  der  Aktiengesellschaften  nicht  so- 
wohl in  ihrer  Eigenschaft  als  juristische 
Personen,  welche  Eigenschaft  ihnen  nach 
Lage  der  jetzigen  Gesetzgebung  nicht  zuer- 
kannt wenien  kann,  sondern  liaupts&ohlich 
aus  dem  Grunde  angeordnet  worden  ist,  weil 
es  meistenteils  unmii^lich  erscheint,  die 
ihrer  Person  nach  vielfach  unbekannten 
Aktionäre  als  Inliaber  des  Unternehmens  zu 
veranlagen,  und  weil  die  Abstandnahme  von 
jener  Besteuerung  häufig  die  gänzliche 
Steuerfreiheit  des  in  dem  Aklienuoternehmen 
angelegten  Kapitals  zur  Folge  haben  würde. 
Dasselbe  gilt  \-ielfaL-li  auch  von  den  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien  und  Berg- 
gewerkschaften.  Andererseits  lässt  sich 
nicht  verkennen,  dass  in  dieser  Besteuerung 
der  Aktiengesellst^haften,  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien,  Bei^gewerfcschaften  und 
eingetragenen  Genossenschaften  in  Verbin- 
dung mit  der  in  der  Wohnsitzgemcinde  der 
Aktionäre,  Kommanditisten,  Gewerken  und 
Genossen  stattfindenden  Besteuerung  ihres 
vollen  Einkommens  mit  Einschlues  der  ihnen 
als  Dividende,  Ausbeute  ete.  zufliessenden 
Geschäftserträge  eine  Doppelbesteuerung  des- 
selben Objektes  vorliegt,  zumal  der  im  g  16 
des  Einkommensteuergesetzes  vom  24.  Juni 
1891  bei  der  staatücheu  B^steuening  dieser 
Erwerbsgesellschaften  gestattete  Abzug  von 
3'li%  des  eingezahlten  Kapitals  lei  der 
Komraunalbesteucning  nicht  stattfindet 
Allerdings  ist  die  Fonnidierung  eines  solchen 
Abzngsrechts  der  Aktionäre  schwierig  und 


mit  Vorsicht  zu  bewirken,  damit  nicht  Kol- 
lusionen zum  Nachteil  der  Gemeinde  statt- 
finden, allein  nach  der  Regierungsvorlage 
und  den  Beschlüssen  des  Abgeordneten- 
hauses fehlte  es  nicht  an  Kautelen  zur  Ver- 
hütung eines  etwaigen  ilissbrauche.  Dessen- 
ungeaclitet  und  obwohl  das  Abgeordneten- 
haus das  Abzugsreclit  bis  auf  die  Hälfte 
der  den  Aktionären  etc.  ziiQiessenden  Diii- 
denden  etc.  einsehiänken  wollte,  verwarf  das 
Herrenhaus  in  letzter  Stunde  diese  auf  eine 
auch  nur  teilweise  Beseitigung  jener  Doppel- 
besteuerung abzielenden  Vorechlägc.  Um 
das  Zustandekommen  des  Pr.  K.A.G.  nicht 
gänzlich  zu  vereiteln,  trat  das  Abgeordneten- 
haus den  BesclUüBsen  des  Herrenhauses  bei, 
fasste  aber  gleichzeitig  die  Resolution :  'die 
königliche  Staatsregierung  aufzufordern,  wo- 
möglich in  der  nächsten  Session  dem  Land- 
tage einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  welcher 
die  staatliche  und  kommunale  Besteuenmg 
der  AKliengesellschaften  etc.  unter  Ihuu- 
lichster  Vermeidung  der  Doppel  besteuenmg 
neii  regelt*-.  —  AJlerdings  hat  bisher,  nach 
Verlauf  von  7  Jahren,  die  SlaatsregieruDg 
dieser  Resolution  noch  keine  Folge  gegeben, 
und  es  steht  zu  befürchten,  dass  eine 
sachgemässe  Kegelnng  dieser  Frage  noch 
lange  auf  sich  warten  lassen  winl. 

Ungeachtet  der  vorstehend  erörterten  Be- 
denken gegen  verschiedene  Einzelbestim- 
mungen  des  Pr.  E.A.G.  treten  bei  einer  Ver- 
gleichung  desselben  mit  den  in  den  übrigen 
deutsciien  Staaten  und  im  Auslände  gelten- 
den Vorschriften  seine  Vorzüge  in  helles 
Lichts  und  es  steht  zu  erwarten,  dass  nach 
kürzerer  oder  längerer  Zelt  die  Grundsätze, 
welche  dieses  Gesetz  in  Preuasen  zur  Durch- 
führung gebracht  hat,  auch  in  anderen  Län- 
dern zur  Anwendimg  gelangen  werden.  Der 
in  den  letzteren  zur  Zeit  geltende  Hechts- 
zustand erhellt  aus  der  nachstehenden  kur- 
zen üebersicht 

B.  Uebrige  deutsobe  Staaten. 

In  den  übrigen  deutschen  Staaten  ist 
die  Aufbringung  der  G.A.  in  verschieden- 
artiger und  nicht  immer  rationeller  Weise 
ger^;elt  In  der  Hauptsache  beruht  dieselbe 
auf  dem  System  der  Zuschläge  zu  den 
direkten  Staatssteuern,  doch  grenzt  sich  das 
Gebiet  der  letzteren  in  mannigfaltiger  Weise 
ab,  und  es  bestehen  daneben  fast  überall 
selbständige  K.A.,  sowohl  direkte  Gemeinde- 
steuern als  auch  Verbrauchssteuern  imd 
sonstige  indirekte  G.A. 

1.  In  Bayern  stehen  zwei  Systeme  in 
Geltung.  In  der  Pfalz  erheben  namentlich 
die  grösseren  und  mittleren  Städte  neben 
den  Zuschlägen  eine  aus  dem  französischen 
Octroi  hervorgegangene  und  demselben  nach- 
gebildete Verbrauchssteuer,  mit  welcher  die 
iioliea  Erträge  des  Octrois,  aber  auch  seine 
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grossen  NachteUe  in  volkswirtschaftlicher 
Beziehung  verbunden  sind.  Diesseits  des 
Rheins  gilt  die  Gemein deordDiing  v.  29.  April 
1809,  welche  die  Einnalimen  aus  den  Ue- 
meinde vermögen  und  den  Gemeindeanstalten, 
die  Ertrage  von  Stiftungen,  Slaatsdotationen 
und  Gebühren  als  primäre  Deckungs- 
inittel  des  Gemeindebedarfs  bezeichnet, 
wahrend  erst  in  zweiter  Linie  Gemeinde- 
nmlagen.  d.  h.  Zuschläge  zu  den  staatlichen 
Ertragsöteiieru  {ziu-  Grund-,  Haus-,  Gewerbe-, 
Kapitalrenten-  und  Einkommensteuer).  Ver- 
brauch steuern,  welche  namentlich  auf  Fleisch, 
"Wildbret,  Gänse,  Getreide,  Melil,  Wein,  Bier, 
Kaffee,  Obst  gelegt  werden  können,  und  sons- 
tige örtliche  Abgaben  (insbesondere  Pflasler- 
zoll)  zur  Anwendung  kommen  dörfen.  Jedoch 
trifft  thatsäehlich — namentlich  in  den  grösse- 
ren Stadtgemeinden  —  ein  recht  erheblicher 
Teil  der  G.i.  den  Verbrauch  und  zwar  vor- 
zugsweise den  der  minder  wohlhabenden 
Bevölkenrngsklassen ,  für  welche  hierdurch 
eine  ungerechtfertigte  Ueberlastung  entsteht. 

2.  In  Sachsen  lässt  die  revidierte  Slädte- 
nnd  Landgemeindeordnung  v.  24.  April  1873 
der  Autonomie  der  Gemeinden  liinsiclitlich 
der  direkten  G.Ä.  einen  sehr  weiten  Spiel- 
raum, bestimmt  dagegen,  dass  indirekte  D.A 
•  nur  unter  l>esondei'en  örtlichen  V.  .lältnissen 
mit  Genehmig  img  des  ^finisteriums  des 
Innern«  zulässig  sein  sollen.  Infolgedessen 
kommen  —  im  Gegensatz  zu  Bayern  — 
verkehrsstörende  luitl  die  unteren  Klassen 
piägravierende  Verbrauchssteuern  nur  aus- 
nahmsweise vor;  häufiger  sind  nur  Bier- 
Stenem.  Von  sonstigen  indirekten  G.Ä.  sind 
Cmsatzsteuern  als  Abgaben  von  Immobiliar- 
besitz Veränderungen  ,  Lustbarkeitsabgaben, 
Hunde-  und  Nachtigallen  steuern,  in  einzelnen 
Städten  auch  Xietsteuem  zu  nennen  ;  nament- 
lich die  Umsatzsteuern  liefern  einen  nicht 
unerheblichen  Ertrag.  '  Die  direkten  G.A. 
werden  nnter  BerOcksiehligung  der  örtlichen 
Verhältnisse  teils  als  Zuschljlge  zu  den 
direkten  Staatssteiiem,  teils  als  selbständige 
K.A.  vom  Grtmdbesitz,  Gewerbebetrieb  und 
Einkommen  erhoben.  Auffallend  ist  nament- 
Kch  die  grosse  Anzald  selbständiger  direkter 
Einkonunensteuem  (in  ca.  80%  der  Stadtge- 
meinden), von  denen  fast  ^'s  eine  progressive 
Skala  haben  und  eine  stärkere  Heranziehung 
der  wohlhabenden  Bevölkerungsklassen  zu 
den  Gemeindebedürfnissen  bewirken. 

3.  In  Wärttemberg  können  die  Gemein- 
den nach  dem  Verwaltungsedikt  v,  1.  März 
1822  zur  Deckung  des  Defizits  der  Gemeinde- 
einkDnfte,  »des  Gemeindeschadens",  als  Zu- 
schli^  zu  den  Staatssteiiem  Abgaben  vom 
Gnmdeigentiim  Gebäuden  imd  Gewerbe, 
und  nach  den  GG.  v.  23.  Juli  1877  und  15. 
Juni  18Ö3  daneben  auch  Zuschläge  zur 
Steuer  auf  das  Kapitalien-,  Renten-,  Dienst- 
und  Berufseinkommen  —  letztere  jedoch  in 


der  Beschränkung  auf  l*/o  dieses  Einkom- 
mens —  erheben.  Falls  dei-  »Gemeinde- 
sehaden«  lOÜ  "!•)  der  vorbezeichneten  Staats- 
steuern  übei-steigt,  können  mit  ministerieller 
Genehmigung  auch  örtliche  Verbrauchsab- 
gaben von  Bier,  Fleisch  und  Gas  zur  Er- 
hebung gelangen,  doch  sind  diese  Staats- 
steuern mindestens  mit  Zuschlägen  von  .W  */o 
zu  belegen.  Als  Pei-sonalsteiier  besteht  schon 
seit  der  Kommunalordnung  von  1758  die 
Bürger-  und  Wohnsteuer. 

4.  In  Baden  ist  den  Gemeinden  gestattet, 
zur  Deckung  des  nach  Verwendung  der  Ein- 
nahmen aus  dem  Gemeindevermügen ,  Ge- 
böhren lind  Beiträgen  verbleibenden  Fchl- 
betr^;s  durch  Gemeindebeschhiss  mit  Staats- 
genehmigung  Verl»auchssteuem  von  Gegen- 
ständen der  örtUchen  Konsumtion  einzu- 
führen. Hiervon  halien  viele  grössere  Ge- 
meinden durcli  Erhebung  einer  octroiähn- 
lichen  Abgabe  Gebranch  gemacht.  Für  die 
direkten  Gemeinden m lagen  liat  unter  Ent- 
lastung des  Gewerbetriebs  imd  Arbeitsver- 
dienstes und  imter  stärkerer  Heranziehimg 
des  Gnind-,  Geliände-  und  Kapital besitzes 
eine  Neuregelung  dni-ch  die  GG.  v.  1,  imd 
2.  Mai  1886  stattgefunden.  Hiernach  sind 
die  direkten  Gemcindeiim lagen  auf  das  ge- 
samte Onind-,  Häuser-,  (icwerbe-  und  Iten- 
tensteuerkapttal  und  die  Einkorn mensleuer- 
ansehläge  in  der  Weise  gieiehheitlich  zu 
verteilen ,  dass  die  Rentensteuerkapitalien 
mit  '/lo,  die  Einkomm cnsteueranscIilSge  mit 
dem  Dreifachen  ihres  Betrags  in  Rechnung 
kommen.  Für  die  Zuschläge  zur  Kapital- 
renlensteuer  ist  eine  Maximalgrenze  von  80  "/o 
der  Staatssteuer  festgesetzt,  kleine  Städte 
und  Landgemeinden  können  auf  diese  Zu- 
schläge ganz  verzichten,  die  der  Städte- 
ordnung unterhegenden  10  grösseren 
Städte  die  Belastung  der  Kapitalrente  auf 
1  %  herabsetzen. 

5.  In  Heflsen  ist  der  Bechtszustand  be- 
züglich der  Aufbringung  der  Gcmeindebe- 
ditrfnisse  und  zwar  eowohl  der  indirekten 
als  der  direkten  G.Ä.  ähnlich  wie  in  Baden. 
Nach  dem  G.  v.  13.  Mai  188.'j  sind  die 
direkten  Gemeindeumlagen  nach  Maasgabe 
der  für  die  direkten  Staatssteuem  gebil- 
deten Steuerkapitalien  zu  verteilen,  wobei 
Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-  und  Kapital- 
rentensteuerkapitalien  zum  vollen  Betrage, 
Einkommensteuerkapitalien  at>er  nur  zur 
Hälfte  ihres  Betrags  als  Gemeindesteuer- 
kapital  in  Ansatz  zu  bringen  sind. 

C.  Oesterreich,  England  und  Frankreioh. 
Das  in  Deutschland  geltende  System  der 
Aufbringung  der  G.A.  durch  Zuschläge  zu 
den  direkten  Staatssteuem  in  Verbindung 
mit  der  Erhebung  selbständiger  direkter  und 
indirekter  Gemeindesteuern  besteht  auch  in 
Oesterreich,   während  der  Bechtszustand  in 
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England  und  Frankreich  —  und  zwar  in 
diametral  entgegengesetzter  Richtung  — 
davon  abweicht. 

In  Oesterreich  bestimmt  das  Gesetz 
zur  Begelung  des  Gemein  de  wcsena  v,  5. 
März  1862,  dass  die  Gemeinden  zur  Deckung 
ihres  Bedarfs  Zuschlage  zu  den  direkten 
Steuern  (zu  Grund-,  Hauszins-,  Hausklassen-, 
Erwerbs-  und  Einkommensteuer)  und  zur 
Verzehrungssteuer  sowie  die  Erhebung 
anderer  Auflägen  und  Abgaben  bcschliessen 
dürfen.  Thatsächlich  werden  Zuschlage  zur 
Verzehnmgssteuer  nur  in  den  grossen 
Städten  und  in  geringerem  Umfange  in 
Krain,  Istrien,  Görz  und  Dalmatien  erlioben. 
Die  übrigen  Kronländer  begnflgen  sieh  mit 
Zuschlägen  zu  den  direkten  Staatsstenern, 
welche  bis  zur  Höhe  von  10  "/o  ohne  jede 
Genehmigung,  in  fiöho  über  20*/o  niu-  mit 
kaiserlicher  Genehmigung,  zum  Teil  z.  B. 
in  Tirol  sogar  nur  auf  Gnmd  eines  Laudes- 
gesetzes  erhoben  werden  dürfen.  Von  sons- 
tigen G.Ä.  sind  Hunde-  und  Mietsteuern 
uud  in  vielen  Gemeinden  in  Vorarlberg  kom- 
munale Verm%enssleuem  zu  erwähnen. 

Im  Gegensatz  zu  diesem  Zuschlagssystem 
ist  in  England  die  Kommunalbesteuening 
durchaus  selbständig  und  von  der  Staatsbe- 
stenerung,  welche  sich  im  wesentlichen  auf 
Zölle,  Accisen,  in dii'ekte  Steuern  und  einzelne 
Ertrags-,  Einkommen-  und  direkte  Auf- 
wandsteuem  beschränkt,  gänzlich  abge- 
trennt. Die  englische  Kommunalbesteuerung 
beruht  heute  noch  im  wesentlichen  auf  der 
aus  dem  Jahre  1601  stammenden  Ärmen- 
steuer  und  lastet  fast  ausschliesslich  auf 
dem  Grunderti-age.  Zur  Entrichtung  dieser 
Steuer  ist  nicht  der  owuer,  sondern  der 
occupier  verpflichtet,  nur  hinsichtlich  der 
kleinen  "Wohnungen  besteht  in  den  Städten 
das  compoiindine  s.vstem,  welches  den 
owner  zwr  Entrichtung  der  Steuer  vcrpfLeh- 
tet,  ihm  jedoch  einen  Abzug  von  dem  zu 
versteuernden  Mietwert  gestattet.  Neuer- 
dings wird  eine  Reform  dieser  Kommunal- 
besteuenmg,  welche  eine  ungerechtfertigte 
Begflnstigimg  des  beweglichen  Vermögens 
enthält,  durch  Ueberweisung  einzelner  Staats- 
stenern (der  private  duty,  Scbanklizenzstener 
etc.)  angestrebt. 

Während  in  England  das  Zuschlagssystem 
unbekannt  ist,  hat  dasselbe  in  Frankreich 
die  weitgehendste  Anwendung  und  konse- 
quenteste Ausbildung  gefunden.  Auf  dem 
platten  Lande  werden  fast  durcbgehends 
alle  Komrauoalbedflrfnisse  durch  die  Centimes 
additionelles  zu  den  vier  direkten  Steuern,  der 
Gnmd-,  der  Thflr-  und  Fenster-,  der  Perso- 
nal- und  Mobiliar-  und  der  Patent-(Oewerhe-) 
Steuer  gedeckt.  Alle  Gemeinden  erheben  zu- 
nächst 5  Centimes  (—  20  "/o)  der  Personal- 
und  Mobiiiarsteuer :  soweit  dieselben  nicht 
ausreichen,  worden  Centimes  pour  insufti- 


sance  de  revenues  oi-dinaires  von  allen  vier 
Steuei-n  erlioben. 

In  den  Städten  wii-d    neben  diesen  Cen- 
times additionelles  ein  Octroi  von  Getränken, 
Esswaren,  Brenn-  und  Baumaterialien,  Vieh- 
futter etc.,  welches  den  Ertrag  der  Zuschläge 
sehr  erheblieh,  oft  um  das  4-  uud  5fache,  über- 
steigt erhoben;  ein  Besteuerungsmodus,  der 
wegen  der  Höhe  der  Ei-hebungskosten  sowie 
wogender Stönmgdes Verkehrs  und  derUeber- 
laslung    der    ärmeren    Bevölkerunf^klasscn 
grosse  Bedenken  erregt,  aber  riel  einbringt. 
Iiitteratnr:     Kommealare    tu    dem   prtatntchfa 
Knauatinalabgahrugeteüe    r.    I4.     VII.    1893   ro» 
a)  F.    Xöll   (Berli»  1894).     I>}   «albeg   in   r. 
Brauchüteh'  Vertralhin^igefeUen,  Bd.  III  (Berlin 
1894).     rj  Strut*  (BeAinl894).    d)  O.  Oertet, 
(Liegnilt  1894).  ■  «)  *■-  AdUket   (Berlin  IS'M). 
f)    O.    Sehwar*   vnd    W.    Sehwar»    (Aarhen 
11194).  9)  W.  Luk*  (Berlät  1894).   h)  A.  Schaff 
(Kiinigiberg  1895).  —  F.  AdUkea,   .Sludicn   Über 
die    weitere    Entieiekelung    dei    Oemrindeiteuef- 
ireae7i>   ati/  Grund   dri  preiiMitcheit  KoinmuHal- 
atgtibrngetelie»    rom   14-    VII.    189S,    TShinge» 
1894.   —   IffiU,    Da*   Geleit   über   die   diretlen 
Hftneindeabgabe»  v.  27.    VII.  1885,  Berlin  18f8. 
Z.  Herrfurth. 
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Konkurs. 

I.  Begriff,  RechtSg«Bchicbte  and  Verfahren 
Aea  Konkurfies  (ä.  288).  II.  Statistik  der  Kon- 
kurae  (S.  303). 

I.  Begriff.    Rechtsgeschicbte    and  Ver- 
fahren des  Konkareea. 

I.  Begriff.  Einleitung.  IT.  Ge- 
schichte des  KonkursrechtB,  III.  Das 
Konknrsverfabren  im  einzelnen.  l.Dle 
VonkuasetzungdeaK.  2.  EinwirkangendeKeinge- 
leiieUn  KonkurBverfahrens  nof  das  VerfQgungs- 
recbt  des  Gemeinschuldnera.  3.  Rückwirkende 
Kraft  der  Konkurse rCffnung.  4.  Einfluss  der  Kon- 
knraerüfFnnng'  Ruf  die  allg-emeine  rechtliche  und 
soziale  Stellung  des  GemeinschnJdners.  5.  Ein- 
wirkung der  Konkurseröffnung  auf  die  im  E. 
geltend  zu  machenden  Forderun^n.  6.  Konknrs- 
eerichte.  7.  OrgsniHation  der  Verwaltung  der 
KonkoTEniasse.  8.  Bestandteile  der  Aktivmasse. 
9.  Passivmasse.  10.  Rangordnung  der  Konkurs- 
fordemngen.  11.  Einwirkung  der  Beendigung 
des  K.  auf  die  Konkurafordemngen.  12.  Zwangd- 
vergleich.  13.  Verfahren.  14.  K.  von  Gesell- 
schaften und  Eorporat  Jonen.  Insolvente  Erb- 
schaften.   Specialkoakors.    15.  KantiuSnQischer 
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und  nichtkaaf man  nischer  K.  16.  Kosten.  17. 
Strafbestimmnniten.  18,  EonkuTsrecht  im  inter- 
nadonalen  Verkehre. 

I.   Begriff.    Einleitang. 

Konkurs  (f^nauer  Konkurs  der  Gläubiger 
oder  Konkureprozess)  oder  Bankerottv  er- 
fahren (Üantverfahren,  Fallitverfahren)  uennt 
man  dasjenige,  sei  es  gerichtliche,  sei  es 
unter  gerichtlicher  oder  staatlicher  Aufsicht 
erfolgende  Verfahren,  durch  welches  das 
Vermögen  eines  zaliluDgsunfähigen  (insol- 
venten) Schuldners  (Gemeinschuldners,  Kri- 
dars)  zu  Gelde  gemacht  und  der  Erlös  uuter 
die  Gläubiger  dieses  Schuldners  verteilt  wird. 
(Sprachliche  Erklärang-.  Konkurs  ~-  Con- 
cursiis  creditorum,  Zusammentreffen  oder 
Vereiüigung  von  Gläubigem;  Gant  —  ita- 
lienisch incauto,  abzuleiten  von  ^In  (Quantum«, 
-dem  bei  Versteigerungen  früher  öblioheii 
Hufe;  Bankerott  =  banco  rotto;  das  Wort 
Kridar  hängt  zusammen  mit  dem  französi- 
schen crier,  ausrufen). 

Thatsächlich  bezeichnet  jeder  Konkurs 
eine  wenigatons  zeitweilige  Veniich tu ng  der 
ökonomischen  Existenz  des  Gemoiuschuld- 
nera  oder  den  Beweis,  <iasB  es  der  vom 
Konkurse  betroffenen  Persönlichkeit  nicht 
gelungen  ist,  sich  ökonomisch  zu  erhalten, 
dafis  sie  oder  ihr  Geschäft  auf  Kosten  an- 
derer bestanden  hat.  Ungewöhnlich  in 
einem  Lande  sich  mehrende  Konkuree  sind 
daher  meist  ein  Zeichen  ökonomisclien 
Niederganges.  Doch  kann  aucii  eine  Ver- 
mehrung der  Konkuise  eine  Folge  vermehr- 
ter Handels-  und  Gewerbthätigkeit  sein. 
Selu-  häufig  aber  sind  massenhaft  eintretende 
Konkurse  nicht  auf  ein  einzelnes  Land  be- 
schränkt Die  Zalilungsunfäliigkeit  eines 
bedeutenden  Geschäftsmannes  hat  sehr  leicht 
die  Zahlungsunfähigkeit  anderer  zur  Folge, 
da  letztere  ihre  Verbindlichkeiten  dui-ch  die 
Forderungen,  die  sie  an  jenen  haben,  aus- 
zubleichen hätten.  Die  sogenannten  Handels- 
krisen sind  in  ihrer  äusseren  Erscheinung 
nichts  anderes  als  zahlreiche,  auf  eine  Mehr- 
zahl bedeutender  Länder  sich  erstreckende 
Zahlungsstockungen  oder  Konkurserklä- 
rungen. 

Das  Konkursrecht  aber  enthält  ein  wich- 
tiges Stock  sozialen  Rechtes,  das  zugleicli 
der  Gesetzgebungskunst  eine  nicht  leichte 
Aufgabe  stellt. 

Es  bezeichnet  zwar  schon  einen  sozialen 
Fortschritt,  dass  nicht  der  einzelne  Gläubi- 
ger, wenn  auch  im  Wege  des  Prozesses 
und  gerichtlicher  Zwangsvollstreckung,  das 
Vermögen  dos  Schuldners  sich  aneignen 
darf  und  als  zuerst  Zugreifender  den  Vorzug 
vor  deu  (ihrigen  hat,  vielmehr  eine  gleich- 
massig  billige  Verteilung  dieses  Vermögens 
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unter  die  sämtlichen  Gläubiger  stattfinden 
soll.  Aber  nun  ist  folgendes  erforderlich: 
1.  Es  mflasen  die  Vermögensstücke  des  Ge- 
mein sehiüdners  möglichst  vorteilhaft  ver- 
äussert werden,  und  nicht  immer  ist  eine 
rasche  Veräussening  ohne  Verluste  möglich. 
Jedenfalls  ist  für  eme  gewisse  Zeit  eine  be- 
sondere, die  eigene  Thätigkeit  des  Gemein- 
schuldners ersetzende  oder  doch  beschrän- 
kende Vermögensvenvaltung  nötig,  zumal 
sehr  oft  der  Gemein  Schuldner  ausstehende 
Fordenmgen  hat  oder  aber  ihm  gehörige 
Vermögensstücke  sich  in  den  Händen  anderer 
befinden  oder  zum  Zwecke  des  Verkaufes 
von  deu  Ansprüchen  anderer  befreit  werden 
müssen.  2.  Es  niuss  den  einzelnen  GÜm- 
bigern  Gele^enlieit  gegeben  werden,  sich 
rechtzeitig  mit  iliren  Forderungen  zu  melden, 
und  hiernach  muss  der  auf  die  einzelnen 
Foi-dei-ungen  fallende  Teil  des  Erlöses  der 
Masse  berechnet  werden. 

Von  der  streng  jiuistischeu  Konstniktion 
des  Konkursrechts  soll  in  folgendem  Abstand 
genommen  werden,  zumal  sie  in  ihi-er  Grund- 
lage eine  bestrittene  ist.  Nur  mag  von 
vom  herein  bemerkt  werden,  dass  die  Kon- 
kursgläubiger nicht  nach  Analogie  der  Erben 
des  GeniemschuldneiB  zu  beliandeln  sind 
und  dass  die  Konkursmasse  auch  nicht  etwa 
eine  Art  juristisclier  Person  darstellt.  Die 
Konkursmasse  bleibt  vielmehr  bis  zum  Ver- 
kaufe Eigentiun  des  Kridars.  Am  meisten 
für  sich  hat  die  Konstruktion  des  Konkurs- 
rechts  aus  der  Annahme,  dass  die  Konkurs- 
ghlubiger  an  der  Masse  (tl.  h.  an  allen  ein- 
zelnen Bestandteilen  derselben)  ein  Pfand- 
recht (oder  Beschlagsrecht)  durch  die 
Konkui-serötfnung  erhalten.  Danach  ist 
der  Konkurs  niclits  anderes  als  eine  um- 
fassende, generelle  Zwangsvollstreckung  zu 
Gunsten  aller  zur  Zeit  vorliandenen  Gläu- 
biger. 

II.  Geschichte  des  Konkursrechts. 

Das  älteste  römische  Recht  kannte  nur 
eine  Personalcxekution  wegen  Schulden :  der 
Schuldner  wui-de  Schuld knecht ,  wenn  er, 
verurteilt  nicht  zahlte,  und  vermutlich  fiel 
dann  auch  das  Vermögen  als  Ganzes  dem 
Gläubiger  zu.  Unklar  eraclieint,  wie  es  ge- 
halten wui-de,  wenn  mehrere  Gläubiger 
gleiclizeitig  auftraten.  Ein  wirkliches  Kou- 
kursrecht  wurde  durch  das  prätorische  Edikt 
etwa  zu  Anfang  des  letzten  Jahrhunderts 
der  Republik  geschaffen;  der  betreibende 
Gläubiger  erhielt  Einweisung  in  tlcn  Besitz 
des  Vermögens  des  Schiudnere ;  audere 
Gläubiger  konnton  binnen  bestimmter  Frist 
sich  (fieser  öffentlich  bekannt  gemachten 
Einweisung  ansclüiessen ;  dann  wurde  von 
doii  Gläubigern  ein  Agent  (Magister  bonorum) 
gewühlt,  der  das  Vermögen  des  Schuldners 
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als  Ganzes  öffentlich  zum  Verkauf  stellte 
und  sodaon  nach  Ablaut  einer  weiteren  (im 
Edikte  des  Prätors  bestimmten)  Frist  unter 
Aufsteilung  bestimmter  Bedingungen  der  Axt 
in  öffentlicher  Versteigerung  einem  Bononira 
emptor  zuschlug,  dass  der  Erwerber  sich 
rerpfüchtete ,  den  Gläubigern  bestimmte 
Prozente  ihrer  Forderungen  zu  zahlen.  Die- 
ser Käufer  des  Vermögens  machte  die  aus- 
stehenden Forderungen  de^  Schuldners  gel- 
tend, während  andererseits  die  Gläubiger, 
falls  der  Käufer  Forderungen  bestritt  oder 
nicht  befriedigte,  gegen  ihn  klagen  und 
Pfand  gläubiger ,  falle  sie  nicht  von  ihm  be- 
friedigt wurden,  das  Pfandobjekt  zu  ihrer 
Befriedigung  aus  dem  Besitze  des  Ver- 
mögenskäufers herausziehen ,  oder  wenn  es 
in  ihi«m  Besitze  sich  befand,  behalten,  in 
beiden  Fällen  aber  dasselbe  £(ir  sich  ver- 
kaufen konnten.  Aus  dem  ui-sprünglichen 
Verkaute  der  Person  des  Schuldners  seltet 
war  also  ein  Verkauf  gleichsam  nur  der 
vermögensi-echtlichen  Persönlichkeit  gewor- 
den. Piaktisch  genommen  war  das  Vei^ 
fahren  eine  Befriedigimg  der  Gläubiger  in 
Entrcprise  auf  Gewinn  und  Verlust,  juristisch 
sehr  einfach,  klar  und  scharf  gedacht,  aber 
von  grosser  Härte  für  den  Schuldner  und 
mit  vielfachen  Verhisten  für  die  Gläubiger 
verbunden;  denn  der  Ünlernehmer,  der  nicht 
selten  aus  dem  Güterkaufe  ein  Gewerbe 
macht,  suchte  Gewinn ;  er  kaufte  zu  mög- 
liclist  geringen  Prozenten  und  konnte  nach- 
her die  Gläubiger,  deren  Forderungen  nur 
provisorisch  zugelassen  waren,  durcli  gi-und- 
loses  Abstreiten  zu  Vergleichs  weisem  Kach- 
lass  bewegen. 

Zunächst  fflr  vornehme  Schuldner  (sena- 
torischen Standes),  später  allgemein  wui-de 
in  der  Kaiserzoit  an  Stelle  des  Vermögens- 
verkaufs im  ganzen  der  Verkauf  der  ein- 
zelnen Vormögen  stücke  gesetzt  Damit  wurde 
eine  oft  länger  dauernd«  Vermögensverwal- 
tung mit  Kuratoren  unter  Aufsicht  des  Ge- 
richts und  eine  Liiniidation  der  Fordenmgen 
notwendig  und  war  im  wesentlichen  dasjenige 
Verfahren  gegeben,  welches  wir  heutzuti^ 
Eonktus verfahren  nennen. 

Das  deutsche  Recht  des  Mittelalters 
kannte  ebenso  wie  das  ältere  rTimischc  Hecht 
nur  Zugriff  der  einzelnen  Gläubiger  mit 
Schuldknechtschatt  des  Schuldners.  Aber 
die  im  römischen  Rechte  bemerkbai-e 
Zwischenstufe  des  Vermögens  Verkaufs  im 
ganzen  fehlt  Man  pfändete  die  VermOgens- 
stflcke  einzeln  imd  veräusserte  sie  einzeln 
zur  Befriedigung  der  Gläubiger  anfangs  so, 
dass  die  frühere  Meldung  den  Vorzug  ge- 
währte, später  so,  dass  die  bis  zum  Verkauf 
sich  meldenden  Gläubiger  glelchmässig  Be- 
friedigung erlangten,  und  wenn  der  Schuld- 
ner, wie  es  im  Mittelalter  bei  der  harten 
persönlichen  Behandlung  insolventer  Schuld- 


ner begreiflich  und  bei  der  Kleinheit  vieler 
TeiTÜorien  oder  doch  Gerichtabezirke  leicht 
ausfülu'bar  war,  die  Flucht  ergriff  oder  auch 
wenn  er  gestorben  war,  nahm  das  Gericht 
das  ganze  Vermögen  zur  ratcnmässi^en  Be- 
friedigung der  binnen  bestimmter  Fnst  sich 
meldenden  Gläubiger  in  Beschlag.  Freilich 
kommen  auch  Einweisungen  der  Gläubiger 
in  den  Besitz,  nur  unter  Kontrolle  der 
Obrigkeit,  vor  und  im  späteren  mittelalter- 
lichen Rechte  auch  in  Deutschland  bereits 
Konkurskuratoren.  Ja  man  begegnet  da  die 
flüchtigen  Schuldner  mit  den  Gläubigem 
nicht  selten  verhandelten  und  ein  vei-trags- 
mässigcs  Abkommen  gerade  bei  Flucht  des 
Schuldners  den  Gläubigern  vorteilhaft  er- 
scheinen muBste,  schon  früh  einem  durch 
Majorität  der  Gläubiger  beschlossenen  Ver- 
gleiche, dem  sich  die  Minderheit  nötigonfalls 
fügen  muss  —  während  im  römischen 
Rechte  dies  wichtige  Rechtsinstitut  in  ge- 
ringfügigen Ansätzen  vorblieben  ist.  Die 
Ent  Wickelung  ist  dabei  in  Deutschland, 
Frankreich  und  Italieu  ziemlich  dieselbe  ge- 
wesen, juristisch  feiner  wohl  in  Italien,  wo 
man  auch  mit  Auswahl  auf  römisches  Recht 
zurOckgrift  imd  insbesondere  das  öffenlüche 
Ladungs verfahren  ausbildete.  Der  Bankerotte 
galt  meist  ohne  weiteres  als  Betritger  und 
wurde,  wenn  er  nicht  die  Flucht  ei^reifen 
imd  unterhandeln  konnte,  der  Schuldhaft 
und  schim])£licher  Behandlung  unterworfen. 
Selbstverständlich  kommen  dabei  in  den 
sämtlichen  Ländern  wesentlich  nur  die 
Städte  und  nameullich  die  grösseren  Han- 
delsstädte in  Betracht;  denn  nur  hier  be- 
stand ein  ausgedehnter  PersoualkrediL 

Die  später  sich  mehrenden  Vorrechte 
einzelner  Fordenmgen  und  das  Eindringen 
des  römischen  Rechts  mit  seinem  äusserst 
verwickelten  Pfand rechtssvsteme,  wobei  na- 
mentlich die  sogenannten  Generalhypotheken 
in  Betracht  kommen,  musste  aber  auf  das 
Konkursrecht  einen  in  der  That  verderb- 
lichen Einfluss  ausüben  und  dasselbe  zu 
einem  starr  und  pedantisch  bureaukratlschen, 
äusserst  langwierigen  und  kostspieligen  ge- 
stalten, uüd  voran  geht  in  dieser  Entwicke- 
lung  Spanien,  so  dass  der  spanische  Jurist 
Salgado  de  Somoza  (gest  16G4)  sein 
grosses  Werk  über  den  Konfciu^  mit  Reciht 
als  Labyrinthus  creditorura  bezeichnete.  Dies 
Werk  ist  lange  Zeit  hindurch  für  die  ge- 
samte Entwickeln  ng  des  Konkursrechts 
massgebend  gewesen.  Eine  wesentliche, 
wenngleich  etwas  summarische  uud  fast  ge- 
waltsame Vereinfachung  des  Konkursrechls, 
die  sich  aber  in  einer  bedeutenden  Handels- 
stadt als  höchst  wohlthätig  erwies,  enthielt 
die  Hamburger  neue  Fallitenordnung  von 
17Ö3,  wJÜiiend  das  Vorbild  der  gesamten 
neuereu  Rechtsbildun^  das  neuere  französi- 
sche Recht  geworden  ist  in  der  abschliessea- 
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den  Gestalt,   welche  dasselbe  in  dem  zum 

Teil  auf  der  Ordonuant«  de  commei-ue  von 
1673  hissenden,  1807  piibliziertea  Code  de 
wmmerce  eihalten  liat.  Der  staiTe  Bureau- 
kratismus  ist  liier  vermieden  imd  unter  ge- 
genügender  Aufsicht  des  Geriehta  ein  gr^se- 
i-es  Selbstverwaltungsrecht  der  Gläwfciger 
hergestellt:  die  Formen  sind  einfacher  und 
elastischer,  ohne  dass  doch  dem  Bechte  der 
einzelnen  und  der  Jurisprudenz  gleichsam 
Gewalt  augetlian  würde;  denn  der  im 
Eonkurse  oft  so  sehr  zweckmässige  Zwau^- 
veigleich  kann  kaum  als  gewaltsamer  Em- 
grifi  in  das  Becht  der  einzelnen  bcli-achtet 
werden. 

Das  ganze  Werk  erwies  sich  als  eine 
wesentliche  Fordemng  des  Kredits  und  der 
Solidität  iu  Handel  und  Gewerbe.  Dodi 
wird  es  von  vielen  als  ein  Mangel  bezeich- 
net, '  dass  das  Gesetz  abweichend  auch  von 
dem  früheren  französischen  Rechte  den 
Konkurs  auf  zahlungsunfähige  Kauflente  be- 
schränkte, und  dass  es  gegen  den  FaUiteu 
sehr  hart  sich  zeigte,  hat  man  in  Frankreich 
selbst  erkannt,  da  die  sinteren  das  französi- 
sche Handelsgesetzbuch  im  Fallitwesen  mo- 
difizierenden Gesetze  von  1838  und  1889 
für  den  insolventen  Handelsmann  erhebliche 
Milderungen  gebracht  haben.  Das  Gesetz 
von  1S38  hat  öhrigens  die  Hedaktion  und 
noch  andere  nicht  unerhebliche  Einzelheiten 
verbessert,  das  G,  v,  4.  März  1889  die  Mög- 
lichkeit einer  besonders  schonenden  imd  von 
vom  herein  auf  Herbeiführung  eines  Ver- 
gleichs abzielenden  Liqiudatiou  eingefflhi-t 
wobei  das  Vorbikl  der  englischen  Gesetz- 
gebung wirksam  gewesen  ist  (Eiuzelbestim- 
mungen  enthalten  noch  ein  O,  v.  17.  Jidi 
1856  und  ein  G.  v.  V>.  Febraar  1872).  Das 
Gesetz  von  1889  leidet  indes  an  inanclien 
Unklarheiten  —  ein  G.  v.  4.  April  1890  hat 
bereits  eine  wichtige  Kontroverse  entschei- 
den mOsaen  — ,  und  ob  es  im  ganzen  eine 
günstige  Wirkung  haben  wird,  läest  sich 
wohl  noch  nicht  bestimmt  ermessen. 

Sehen  wir  ab  von  den  weniger  erheb- 
lichen Gesetzen,  welche  oxii  als  Kodifika- 
tionen des  früheren  gemeinen  deutschen 
KonkiiTErechts  immerhin  mit  kleinen  Ver- 
besserungen sich  darstellen,  so  kommt  fitr 
Deutschland  bis  zur  Errichtung  des  neuen 
Deutschen  Reiches  nur  in  Betracht  die 
preuftsische  Konkursordnung  von  185.'),  we- 
sentlich auf  dem  französischen  Gesetze 
fussend,  aber  bei  genauerer  Fassung  und 
grosser  juristischer  Scliärfe  mit  glilcldicliem 
Griffe  Mnzelheiten  ordnend  und  den  Kon- 
kurs auf  Nichtkaufleute  erstreckend.  Die 
in  der  Braxis  bewahrte  preussische  Koukurs- 
ordnung  ist  wieder  die  Grundlage  geworden 
der  österreichischen  Konkursoranung  vom 
25.  Dezember  1868  und  der  Kontursord- 
nuug    des     Deutschen    Reiches     vom    10. 


Febraar  1877,  welche  letztere  den  kauf- 
männischen und  den  nichtkaufmännischen 
Konkurs  einheitlich  ordnet.  Seit  dem  1. 
Januar  1900  ist  eine  neue  Redaktion  der 
Deutschen  Konkursorduung  in  Kraft  ge- 
treten, veranlasst  durch  das  mit  jenen  Zeit- 
jiunklen  gleichfalls  in  Kraft  getretene  Bürger- 
liche Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich. 
Das  System  der  Konkiu'sordnung  ist  nicht 
geündei't  worden,  uud  die  AendenmEen  in 
der  Konkm'sordnung  betreffen  nur  Det^l- 
vorschiiften.  Ind^  kann  die  Aendening 
des  Pi-ivatrechts  im  BflrgerÜchan  Gesetz- 
buch in  manchen  Beziehungen  auf  die  prak- 
tische Erledigung  der  Konkurse  vielleicht 
,  nicht  unerheblich  einwirken.  Die  Citate  im 
j  folgenden  sind  nach  der  neuen  Redaktion 
der  Eoukm-sordnung  gegeben.  Unter  Kon- 
kui-soi-dnung  ist  im  folgenden  immer  die 
Deutsche  Konkursorduung  verstanden. 

Die  newe.sten  Gesetze  des  europäischen 
Kontinents  liaben  sich  nun  entweder  mehr 
dem  französischen  oder  dem,  freilich  wie 
bemerkt  ebenfalls  vom  französischen  Rechte 
stark  beeinflussten,  deutschen  Gesetze  ange- 
I  schlössen;  den  liauptsUchÜchsteu  Differcnz- 
'  punkt  bildet  der  nichtkauf mannische  Kon- 
kurs, welcher,  wie  bemerkt,  im  deutschen, 
nicht  abei-  bis  jetzt  in  dem  französischen 
Systeme  sich  findet.  Die  Gruppe  des  fran- 
zösischen Rechts  umfasst  Belgien,  Luxem- 
burg, Griechenland,  die  Türkei,  Rumänien 
und  Italien,  dessen  Handelsgesetzbuch  von 
1882  als  eine  hervorragende  wnd  insbesondere 
auch  das  detitsclie  Gesetz  berücksichtigende 
Ai'beit  bezeichnet  werden  kann:  ausserhalb 
Europas  namentlich ;  Aegypten,  Mexiko,  Vene- 
zuela, EcTiador,  Chile,  Brasilien.  Der  deut- 
schen Gruppe  gehören  ausser  der  Osler- 
reicliischen  Konkursorduung  die  Gesetze  der 
skandinansdien  Länder  (einsclüic^ch  Fin- 
lauds)  und  die  ungarische  Konkursordnung 
von  1881  an.  Die  spanische  Gesetzgebung, 
die  manche  Besonderheilen  zeigt,  gehört  im 
übrigen  wohl  zur  französischen  Grappe, 
kennt  aber  einen  Konkurs  auch  für  Nichts 
kaufleute.  Der  vom  Konkurse  liandelnde 
Abschnitt  des  portugiesischen  Handelsgesetz- 
buches von  1888,  sehr  selbständig  und  sorg- 
fältig ausgearbeitet,  beschäftigt  sich  anderer- 
seits nur  mit  dem  kaufmännischen  Kon- 
kiu«e ;  die  Frage  der  Einführung  eines  nicht- 
kauf mann  i  sehen  Konkurses  ist  nach  den 
Motiven  vorbehalten.  Das  neue  schweize- 
rische Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung 
und  Konkiu^  v.  11.  April  1889,  in  Kraft 
seit  1.  Januar  1892  (modifiziert  durch  G.  v. 
28.  Mäi-z  1895),  ist  eine  bemerkenswerte 
und  in  vielen  Beziehungen  selbständige  legis- 
lative Leistung,  hat  einen  Mittelweg  einge- 
schlagen: das  Konkursverfahren  findet  An- 
wendung nicht  nur  auf  Kaufleute,  sondern 
auch   auf   alle  Personen,   die   (nach  ihrem 
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freien  Willen)  sii'h  in  das  Handelsre^ster 
haben  einschreiben  lassen.  Auch  kann  jeder 
Schuldner  die  Einleihing  des  Konkursvei'- 
fahrens  gegen  sich  beantragen.  Cebrigens 
ist  in  diesem  Gesetze  in  besonderer  Weise 
das  gewöhnliche  (einfache)  Zwangsvoll- 
streckungsTerfahi-en  mit  dem  Konkursver- 
fahren in  "Verbindung  gebracht.  Dagegen 
lassen  wiederum  die  Unterscheidung  zwischen 
Kaufleuten  und  Nicht  kauf leuten  fallen:  das 
niederländische  Gesetz  vom  30.  November 
1892  imd  das  ungarische  Gesetz  vom  28. 
März  1897.  Es  liat  hiernach  den  Anschein, 
als  würde  dieses  zuerst  in  der  deutschen 
Gesetzgebung  durchgefüfute  Princip  den 
Sieg  davon  tragen.  In  der  That  diWte  es 
rationdler  sein,  d.  h.  ziun  Teil,  da  manche 
Personen,  die  nicht  Kanfleut«  sind,  gleichwohl 
selir  umfangreidie  Handelsgeschäfte  ein- 
gehen und  Üiatsächlich  auch  der  Handels- 
spekulation nicht  fem  bleiben. 

Das  älteste  englische  Bankerottstatut  ist 
das  von  1542  von  Heinrich  V JH.  erlassene ; 
eine  umfassende  Kodifikation  brachte  die 
Banknipt  Consohdation  Act  von  1849,  abge- 
ändert 1861,  1869  ersetzt  durch  die  Bank- 
ruptcy  Act  32  et  33  Vict  c  71  und  jetzt 
durch  die  Bankniptcy  Act  vom  25.  August 
1883  nobst  den  zugehörigen  Rides.  Doi 
englische  Gesetz  ist  milde  gegen  den  red- 
lichen Schuldner,  befreit  ihn  sogar,  damit 
er  imstande  sei,  desto  besser  wieacr  zu  er- 
werben ,  von  den  kontrahierten  Schulden 
und  ist  andererseits  auch  besonders  auf 
Herbeiführung  von  Vergleichen  g 
E^ntflmlich  ist  der  neuesten  Entwickelung 
des  englischen  Rechtes  eine  in  gewissem 
Umfange  stattfindende  Cenb-aliBalion  imd 
einheitliche  I^eitung  der  Konkurse  duith 
besondere  technisch  ausgebildete  Beamte. 
Das  Bankerottgesetz  gilt  auch  für  Nieht- 
kaufleufe.  Unablässig  auf  Verbessenmgen 
bedacht,  ist  man  Jetzt  auch  dazu  gelangt, 
die  Kosten  der  Konkiuse,  welche  frttlier 
einen  grossen  Teil  der  Konkursmassen  ver- 
zehrton, erheblicli  zu  mindern,  Schottland, 
Indien  und  die  Kolonieen  haben  besondere, 
dem  englischen  Recht«  sich  anschliessende 
Bankerottgesetze  mit  manchen  nicht  ■ 
heblichen  Abweichungen  im  einzelnen. 

Die  Vereinigten  Staaten  Nordamerikas 
haben  endlich  im  Jahre  1898  ein  für  die 
ganze  Union  geltendes  Konkursgesetz  er- 
halten. Dasselbe  erleichtert  bei  freiwitliger 
Herbei fflhmng  des  Konkurses  durch  den 
Schuldner  selbst  dessen  definitive  Befreiung 
von  allen  Schulden  in  bedenklicher  Weise, 
während  anderenfalls  die  Konkurseröffnung 
gegen  den  Willen  des  Schuldnei«  erschwert 
ist.  Das  Gesetz  wird  somit  einer  woitgelien- 
den  und  leichtsinnigen  Sj^^kulation  voraus- 
sichtlich starken  Vorschub  leisten. 


in.  Das  Konkursverfahren  im  einzelnen. 

Die    Toraussetznng    des    K.      Die 

Voraussetzung  des  Konkurses  ist  die  Zah- 
lungsunfähigiieit ,  d,  h.  die  Unffihigkeit  des 
Schuldners,  eilige  Schulden  mit  Geld  zn  be- 
zahlen. Dieselbe  ist  nicht  lu  verwechseln  mit 
InauElizienz  des  Vermügens.  Anch  Ober  ein 
VerraOgeu,  welches  sämtliche  darauf  lastende 
Schulden  reichlieh  deckt,  kann  Konkurs  crüfTnet 
werden ;  namentlich  kann  dies  bei  Kanfleuten 
'orkommen ,  die  einen  zn  bedeutenden  Teil 
ihres  VermSgena,  wie  man  aich  anxdrilckt,  „fest- 
gelegt" haben.  Allerdings  findet  der  Sohnldner 
mit  offenbar  suffizieuteui  Vermögea  leicht  Kredit, 
um  den  Konkurs  abznwenden.  Man  ist  darüber 
einverstanden,  dassdieEinstetlungderZahhmsen 
eines  Kanftnanns  die  Zahlungsunfähig-keiC  des- 
selben  feststellt.  Schwieriger  ist  die  Fest- 
stellung lier  Zahlungaunfäbigkeit  anderer  Per- 
sonen. Das  engligcne  Gesetz  z.  B.  bestiiiimt 
dieselbe  nach  bestimmten,  genau  aufgezählten 
Thataachen,  welche  anf  Inaolvenz  dann  einen 
zwingenden  Schluss  ergeben  sollen  (Acts  of 
bankniptcy):  z.  B,  ist  eine  solche  Tbatsache 
Flucht  des  Schuldners,  ge^en  ihn  eintteleitete 
Zwangsvollstreckung,  falls  die  Konkurserklärung 
angedroht  ist  etc.  Die  deutsche  Konkursordnnng 
^  102  iJLSSt,  abgesehen  von  der  Einstellung^  der 
Zahlungen,   riunterliches  Ermessen  entscheiden. 

2.  Einwlrknngen  des  elugoleltAten  Kon- 
kura Verfahrens  auf  das  YerrUgangsrecht  des 
(■emeinachuldners.  Dem  Geroeinschnldner  kann 
die  VerfUguna;  über  das  in  dem  Konkars  zu  be- 
zeichnende Vermtigen  nicht  belassen  werden. 
Bei  fortdauernder  eigener  Verfitgung  wäre  Ge- 
fahr vorhanden,  dass  der  Gemeinscbuldner  die 
Interessen  der  Gläubiger  schädigte,  sei  es  aus 
Rechts-  oder  Geschäftsunkunde,  sei  es,  weil  er 
zu  sehr  dem  Andringen  einzelner  Gläubiger 
ausgesetzt  sein  würde,  sei  es,  weil  er  einzelne 
Gläubiger  begünstigen  möchte.  Die  nach  der 
Konkurseröffnung  von  dem  Genieinschnldner 
vorgeriomiuenen  Rechtsgeschäfte  sind  daher  der 
Konkursmasse  und  den  Gläubigem  gegenüber 
unverbindlich,  wenngleich  sie  den  (iemein- 
schuldner  und  in  Bezug  auf  später  von  ihm 
erworbenes  Vermögen  verpflichten  können  und 
wenngleich  ihnen  die  faktische  Wirkung  einer 
Bereicherung  und  damit  auch  indirekt  einer 
Verpflichtung  der  Konkursmasse  zukommen 
kann,  (Z.  B.  eine  an  den  Gemeinschuldner  nach 
der  Konkurseröflnung  geleistete  Z»hlnng  befreit 
au  sich  den  Zahlenden  den  Konkursgläubigem 
gegenüber  nicht;  wenn  aber  der  Gemeinschuld- 
ner  den  Betrag  znr  Masse  abliefert,  ao  wird  die 
Zahlung  indirekt  wirksam,  weil  Hasse  und 
Gläubiger  um  diesen  Betrag  bereichert  sind.) 
Die  Ausschliessung  der  Dispositionsbefugnis  dea 
Schulduei'a  ist  aber  nicht  eine  Handlnngsunfithig- 
keit,  so  daaa  der  Kridar  etwa  einem  Minder- 
jährigen gleichzustellen  wäre. 

3.  Racknirk«nde  Kraft  der  Konknrs- 
eröffkiung.  Die  rückwirkende  Kraft  der  Kon- 
kurserfiffnung  muss  in  gewissem  Umfange  statt- 
tiuden,  weil  ohne  solche  Rückwirkung  gerade 
im  Hillblick  auf  einen  voraussichtlichen  Konkurs 
das  Vermögen  geschmälert  werden  könnte : 
z.  B.  konnte  der  Schuldner  sein  Vermögen  an 
nahe  Verwandte    vorher   abtreten.     Jedenfalls 
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TOUSS  hier  eine  Anfechtungsklage  im 
Interesae  der  Konknreiuteressenten  »tat I finden, 
wenn  g-eradesn  die  Absicht  einer  Verkürzung 
der  (iläubiKer  nachgewiesen  wird  (Actio  Paiüiana 
des  römischen  Rechts,  bei  weicher  übrigens  der 
]|litkantrafaent  des  Gcmeinschnldners,  falls  er 
nicht  selbst  die  franduloae  Absicht  geteilt  hat, 
nur  auf  den  Betrag  der  Bereicherung  haftet). 
Der  Nachweis  einer  auf  Benachteiligung  des 
Konkurses  gerichteten  Absicht,  welche  freilich 
schon  rorliegt,  wenn  durch  das  Geschäft  selbst 
die  Notwendigkeit  oder  auch  nur  hohe  ^^'ahr- 
scheinlichkeit  einer  Schädigung  der  Gläubiger 
gesreben  ist,  kann  aber  häufig  nicht  erbracht 
wi-'rdeu.  Daher  hat  die  neuere  GesetEgebuug 
sich  veranlasst  gefunden,  den  Anfang  des  Kou- 
kurses  in  der  Art  zurückzudatieren,  dasti  ge- 
wisse ItechtageschSfte  (bezw.  Becht»ge  Schäfte 
mit  nahen  Verwandten  abgeschlossen),  wenn  sie 
innerhalb  einer  bestimniten  Frist  vor  Erüffnung 
des  Konkurses  erfolgt  sind,  ohne  weiteres  von 
der  Konkurs  Verwaltung  als  nuTerbindlich  oder 
anfechtbar  behandelt  werden  kennen  oder  dass 
doch  diese  Folge  dann  eintritt,  wenn  der  andere 
Kuntrehent  nicht  seinerseits  die  Nichtexistenz 
einer  auf  Benachteiligung  der  Gläubiger  ge- 
richteten Absicht  nachweist.  Ea  ist  dabei  zu 
beachten,  dass  eine  zu  weit  reichende  Miiglich- 
keit  der  Anfechtung  wiedernni  eine  Unsicherheit 
des  allgemeinen  Kechtsverkehrs  bedeutet,  und 
das»  man  anch  einem  Gläubiger,  der  einem 
nicht  ganz  sicheren  Schuldner  zwar  Kredit  ge- 
währen, aber  dies  nur  gegen  Pfand  oder  andere 
Sicherheit  thuu  will,  nicbt  allzu  sehr  die  Häude 
binden  darf.  Reine  Liberalitäten  sind  selbst- 
verst&ndlieh  in  weiterem  Umfange  anfechtbar 
als  andere  RechtsgeschSfte.  Nach  dem  franzii- 
sirchen  Gesetze  wird  der  hierfür  massgebende, 
vor  die  KonkurserütTnung  fallende  Zeitpunkt 
Tom  Konknrsgerichte  nach  Mass^be  der  ki 
kreten  Umstünde  festgesetzt.  Nach  dem  hi 
tigen  englischen  Rechte  beträgt  die  Frist  drei 
Monate,  und  sie  wird  zurUek gerechnet  von  dem 
ersten  den  Schuldner  betreffenden  Act  of  bank- 
ruptcj,  d.  h.  von  der  ersten  gesetzlich  als  Er- 
scheinungszeichen der  Insolvent  geltenden  That- 
suche  [vgl.  unten),  wobei  aber  auch  der  gute 
Glaube  des  anderen  Kontrahenten  in  gewissem 
Umfange  in  Betracht  kommen  kann.  Die  deut- 
sche Konkarsordnuug  g§  30—33  stellt  in  dieser 
Beziehung  feste  Fristen  auf,  je  nach  Verschieden- 
heit der  in  Betracht  kommenden  Rechtsgeschäfte 
nnd  Rechtshandlungen  (auch  einseitige  Hand- 
lungen eines  Gläubigerü ,  namentlich  von  die- 
sem bewirkte  Zwanggvollstreckungshandlungen 
können  ajifechtbar  sein),  nnd  zwar  Fristen  von 
zehn  Tagen,  einem  Jahre,  zwei  Jahren.  Der 
Antrag  auf  Eröffnung  der  KonkuraerüfTnung 
wird  dabei  für  denjenigen,  der  nm  solchen  An- 
trag gewusst  hat,  in  gewissen  Beziehungen  der 
Eröffnung  des  Konkurses  selbst  gleichgestellt. 
4.  Elnflnss  dee  Koakurses  anf  die  all- 

Semeine  reehtllcbe  und  soziale  Stellung 
es  demefngehuldnere.  In  der  Nichtzahlung'' 
einer  Schuld  liegt  ein  objektives  Unrecht,  und 
auf  den  Antangsstuten  der  Entwickelung  pflegt 
das  Recht  objektive  Rechtsverletzung  nnd  sub- 
jektive Verschuldung  nicbt  immer  zu  unter- 
i'cheiden.  So  muss  der  Schuldner  nicht  nur  mit 
seiner  Person  als  Scbuldknecht  haften,  sondern 
er  eüährt  auch  eine  Minderung  seines  jiersön- 


lichen  Rechtes  und  seiner  Ebre.  Im  Laufe  der 
Zeit  mildert  sich  diese  Härte;  man  erkennt, 
dass  die  Zahlungsunfähigkeit  oft  nur  ein  unver- 
schuldetes Unglück  ist ;  andererseits  aber  weigert 
sich  oft  besonders  das  kaufmännische  Standes- 
gefilbl,  den  bankerotten  Geschäftsmann,  solange 
derselbe  seine  Schulden  nicht  bezahlt  hat,  äs 
vollberechtigten  Genossen  anzuerkennen,  und 
eine  zu  grosse  Hilde,  welche  sofort  nach  rasch- 
beendetem Konkurse  den  Gemeinschuldner  ohne 
weiteres  wieder  als  voUberechtigrt  ansieht,  kann 
allerdings  nachteilig  wirken ;  sie  ermutigt  zn 
leichtsinnigen  Geschäften  und  riesigen  Speku- 
lationen unter  Ausbeutung  des  Publikums  und 
kann  den  Bankerott  zu  einer  Art  Erwerbszweig 
macheu,  wie  man  das  z.  B.  in  den  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas  bemerkt  hat.  Dagegen 
kann  die  Furcht  vor  den  Ehrenfolgen  des  Kon- 
kurses (aber  auch  vor  anderen  anffälljgen,  vom 
Gesetze  obligatorisch  verordneten  Massregeln, 
z.  B.  Schliessung  des  Geschäftes,  Inhaftnahme) 
ebenfalls  nachteilig  wirken,  da  sie  den  Ge- 
schäftsmann veranlassen  kann,  Rettung  vor 
dem  Konkurse  in  gewi^ten  Operationen  zu 
suchen,  welche  das  Deficit  nn verhältnismässig 
vergrüssem.  Solang  das  Konkursverfahren 
dauert,  erleidet  übrigens  der  Schuldner  wohl 
Überall  eine  gewisse  Milderung  seiner  öffent- 
lichen Rechte ;  er  terliert  das  sogenannte  passive 
Wahlrecht,  den  Sitz  in  gesetzgebenden  Ver- 
sammlungen und  üffentlicbe  von  ihm  bekleidete 
Ehrenämter,  das  Recht,  auf  der  Börse  zu  er- 
scheinen, häufig  auch  das  sogenannte  aktive 
Wahlrecht  in  ünentlichen  Angelegenheiten.  Die 
Beendigung  des  Konkursus  restituiert  nach 
manclien  Gesetzgebungen  und  insbesondere  nach 
der  englischen  die  frühere Bechtsstellnng  völlig; 
nach  anderen  nnd  namentlich  der  frauzösiacben 
bedarf  es  dazu  der  vollständigen  vorherigen  -Ab- 
'  tragung  der  Schulden.  Die  deutsche  Konkurs- 
Ordnung  überlässt  die  Bestimmung  der  Ehren- 
fulgen  des  Konkurses  den  Siieci algesetzen,  welche 
die  Wahlen  zu  beaümmteii  KHrperschafCen  etc. 
regeln,  d.  h.  also  auch  im  wesentlichen  der 
Landesgesetzgebang,  Das  Gesetz  über  die 
Wahlen  zum  deutschen  Reichstage  vom  31.  Mai 
186^  (^  3,  4)  entzieht  jedoch  passives  und  ak- 
tives Wahlrecht  für  die  Dauer  des  Konkursver- 
fahrens. 

Während  des  Konkurses  ist  Dbrigens  der 
Gerne  inschnldner  auch  einer  gewissen  discipli- 
naren  Aufsicht  des  Verwalters  bezw.  des  Ge- 
richts unterworfen.  Er  kann  z.  B.  behufs 
.\uskunfterteilung  vor  Gericht  zu  erscheinen 
gezwnngeu  und  unter  Umständen  in  Haft  ge- 
nommen werden.  L'eberhaupl  wird  eine  gewisse 
fordernde  Mitwirkung  von  ihm  verlangt ;  et:  hat 
seinen  Vermögensbestand  darzulegen  etc.  Ande- 
I  rerseits  kann  nach  den  neueren  Gesetzen  dem 
Gemeinschnldner  während  der  Daner  des  Kon- 
kurses Unterhalt  aus  der  Masse  bewilligt  werden. 
Er  küunte  z.  B.  nach  der  deutschen  Konkura- 
ordmmg  auch  wirklichen  Lohn  für  Dienste  und 
-arbeiten  erhalten. 

j  5.  Elnnlrkung  der  KonknnerVirDnng 
i  auf  die  im  K.  geltend  in  machenden 
I  Fordernn^eu.  a)  Mit  der  KonknrserütTnung  ist 
jjede  Einleitimg  einer  Zwangsvollstreckung  zu 
Gunsten  einzelner  Gläubiger  ausgesc blossen,  es 
mUsste  denn  dieselbe  kraft  eines  besonderen 
ditiglichen   Rechtes  an   dem   betreffenden  Ver- 
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ffiögensstOcke  Btattfinden ;  denn  der  Konkurs  iat 
generelle  Eiekutlan  im  gemeinsamen  Interesse 
aller  üläuliiger.  Die  Gesetzgebungen  diiferieren 
aber  in  Ansehung  der  Frage,  ob  eine  im  Wege 
der  Zwangs vollaireckung  oereitB  wirkLich  er- 
folgte Pfüiidung  ein  derartiges  Vorreciit  ge- 
wänren  soll.  Dasselbe  ist  insofern  nicht  unbe- 
deaklich,  als  es  einerseits  die  besonders  rUck- 
sichtsloseD  GlBabiger  begünstigt  und  als  anderer- 
seits eine  begonnene  Zwange  voll  streckuug  oft 
gerade  einen  sonst  vielleicht  abwendbaren  Eon- 
kars herbeiführt.  Die  fronzjisische  Gesetzgebung 
und  eine  grosse  Anzahl  anderer  üesetzgeoungeu 
and  so  auch  die  englische  gewähren  daher 
dies  Vorrecht  nicht.  Nach  der  deutschen 
Geseizgebnng  (vgl.  C.P.O.  g  HÜ4)  besteht 
es.  Eigentümlich  nnd  praktisch  bestimmt  das 
schweizerische  Gesetz  (Art,  110),  dass  die  Pfän- 
dung zwar  ein  Vorrecht  gewährt,  aber  gleich- 
mKssig  für  alle,  die  innerhalb  3Ü  Tagen  sich  der 
Pfändung  anachliessen.  Die  apäWr,  innerhalb 
der  zweiten  30  Tage  sich  anschliessenden 
Gläabiger  bilden  eine  zweite  Serie  mit  gleichem 
Vorrecht  u.  s.  w. 

b)  Die  sämtlichen  Forderungen  —  es  kjinnen 
ja  auch  Forderungen  geltend  gemacht  werden, 
die  zunächst  nicht  auf  Geldzahlung  gehen  — 
mtlEsen  behufs  Verteilung  des  Erlöses  der  KoD- 
kursmasse  anf  einen  gemeinsamen  Nenner,  d.  h, 
auf  den  gegenwärtigen  Geldwert  reduziert 
werden,  nnd  noch  nicht  fällige  Forderungen 
werden  im  Kongresse  des  Schuldners  fällig, 
allerdings  unter  Abzug  des  sogen.  Interufiuriums. 
Zweifelhaft  erscheint  die  Behandlung  bedingter 
Forderungen;  mau  kann  sie  müglich erweise 
geg^n  Kautions bestell un^  (fDr  den  Fall,  dass 
die  Forderung  später  sich  als  nicht  existent 
oder  aufgehoben  erweiatl  befriedigen  oder  aber 
einen  entsprechenden  Teil  der  Konkursmasse 
bis  zor  Entscheidung  der  Bedingung  reser- 
vieren. Die  deutache  K.O.  (S§  67,  16ÖJ  nnter- 
echeidet  scharf  —  aber  fraglich,  ob  legislativ 
richtig  —  zwischen  aufschiebenden  und  anf- 
|{isenaen  Bedingungen.  Forderungen  unter  auf- 
schiebenden Bedingungen  werden  gar  nicht  be- 
rücksichtigt, wenn  die  Bedingung  nicht  bis 
zum  Zeitpunkte  der  Seh luss Verteilung  eintritt; 
Forderungen  nnter  Beswlutivbediugung  werden 
befriedigt,  ohne  einer  Kautionsstdlung  zu  be- 
dürfen. AUmeDtationsansprUche  kUnnen  im  Kon- 
kurse nur  geltend  gemacht  werden,  soweit  es 
sich  nm  Beträge  handelt,  die  zur  Zeit  der  Kon- 
kurserüffhung  bereits  fällig  waren  (vgl.  auch 
K.O.  ä  3  Abs.  2). 

c)  Die  Glänbiger  werden  durch  die  Konkurs- 
erttffnnng  beschränkt  bezüglich  des  Gerichts- 
standes; Forderungen,  die  im  Konkurse  be- 
friedigt werden  sollen,  müssen  hei  dem  Kon- 
kursgerichte eingeklagt  werden.  (Der  Konkurs 
zieht  die  Prozesse  an  sich,  sogen.  Vis  attractiva 
des  Koukurses.)  Bei  einem  anderen  Gerichte 
bereits  anhängige  Prozesse  werden  freilich  bei 
diesem  Gerichte  erledigt  und  nur  in  ihrem  Re- 
sultate bei  dem  Konkursg'erichte  geltend  ge- 
macht. Das  englische  Becht  gestattet  auch 
eine  L'ebertragnug  solcher  Prozesse  an  das  Kou- 
kursgericht. 

d)  Auch  das  Becht  der  Aufrechnung  (Kom- 
penaatioD]  mit  Forderungen  wird  duruh  die 
KonknrserOffnuiig  beschränkt.  Eine  er^t  nach 
der  Koukurserüftiiung  durch  Abtretung  (Cession) 


er«'orbene  Forderung  kann  nicht  zur  Aufrech- 
nung einer  Schuld  des  Erwerbers  der  Forderung 
benutzt  werden.  Dies  ergiebt  sich  aus  der 
juristischen  Konstruktion  des  Rechts  der  Ge- 
samtheit der  Gläubiger  an  den  ausstehenden 
Forderungen  des  Gemeinschuldners,  ebenso  aber 
nach  der  einfachen  Erwägung,  dass  die  Zu- 
lässigkeit  solcher  Aufrechnungen  es  einer  An- 
zahl von  Gläubigern  ermöglicnen  würde,  unter 
Umgebung  des  Konkurses  sich  privatim  Be- 
friedigung zu  verschaffen  nnd  eine  wesentlich 
aus  ausstehenden  Forderungen  bestehende  Kon- 
kursmasse gleichsam  für  sich  auszuschöpfen. 
Ebensowenig  kann  jemand,  der  sich  erst  nach 
Erüffttung  des  Konkurses  der  Verwaltung  der 
Konkursmasse  gegenüber  verpflichtet,  diese 
Schuld  durch  .4n&echnung  ciit  einer  früher 
gegen  den  Gemei^schuldner  erworbenen  Forde- 


Teil  erhalten,  wenn  diese  Forderung  durch 
Aufrechnung  einer  nur  zum  Teil  zum  Äuge  ge- 
langenden Konkursforderung  beglichen  werden 
könnte.  Hit  einer  erst  gegen  die  Verwal- 
tung erwachsenen  Gegenforderung  aber  kann 
der  Schuldner  kompensieren;  die  volle  Bc- 
friedi^pung  dieser  Schnld  ist  gewiss  oder  müsste 
es  sein,  wenn  die  Verwaltung  die  gehörigen 
Schranken  innehält. 

Die  Möglichkeit  einer  Aufrechnung  wird 
übrigens  nach  der  deutschen  K.O.  g  54  (nicht  aber 
nach  franzSsischem  Rechte)  andererseits  dadurch 
erweitert,  dass,  wie  bemerkt,  in  Bezug  anf  die 
Geltendmachung  im  Konkurse  auch  noch  nicht 
fölli^e  Forderungen  unter  Zinsabzug  (Berück- 
sichtigung des  Interusariums]  in  Mllige  ver- 
wandelt, daher  zur  Aufrechnung  geeignet  nnd 
sämtliche  überhaupt  einen  Geldwert  habende 
Forderungen  auf  Geldwert  reduziert  werden. 

e)  Der  Zinsenlauf  hSrt  der  Masse  gegen- 
über nach  sehr  vielen  (iesetzen  mit  Erüäimng 
des  Konkurses  auf,  z.  B.  nach  der  deutschen 
K.O.  g  63,  nicht  aber  z,  B.  nach  der  öster- 
reichischen §  17. 

A.  Kon  knrBge  richte.  Koukursgerichte  sind 
nach  den  modernen  Gerichtsverfassungen,  welche 
priviligierte  Gerichtsstände  nicht  oder  nur  in 
sehr  beschränktem  Umfange  noch  kennen,  die 
Untergericht«;  nach  dem  französischen  Gesetze, 
welches  nur  einen  kaufmännischen  Konkurs 
kennt  (vgl.  unten)  und  dem  z.  B.  das  italienisehe 
folgt,  sind  es  die  Handelsgerichte^  noch  der  deut- 
schen Eonkorsordnung  dagegen  die  Amtsgerichte, 
wie  denn  auch  von  franzüaiscben  Autoritäten  die 
Uebertraguug  der  Konkurse  von  den  Überlasteten 
Handel sgeric Uten  auf  die  ordentlichen  Gerichte 
zuweilen  befürwortet  worden  ist.  In  England 
besteht  für  London  nnd  die  angeschlossenen 
Bezirke  ein  besonderer  Bankruptc;  Court,  für 
die  Übrigen  Bezirke  sind  die  Grafschaftsgerichte 
(Connty  Courts)  Konkutsgerichie.  Die  unmittel- 
bare Ijeitung  der  Konkurse  erfolg  nach  der 
neueren  Gesetzgebung  durch  fcinzelrichttr. 
(Nach  dem  franzcisi sehen,  italienischen  Gesetze 
z.  B,  wird  ein  Richter  Aes  Kollegiums  besonders 
beauftragt;  der  Amtsrichter  der  deutschen  Ge- 
richts verfa»eung  fungiert  ohnehin  stets  nur  als 
Einzelrichter).  In  England  besorgt  der  Begistrar 
des  Bankruptc;  Court  viele  Geschäft«  altein, 
während  anderenfalls  das  Handelsministerium 
(Boai'd  of  tradei  einzelne  besondere  Befugnisse 
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ansHbt.  Die  Notwendigkeit;  fortwährend  Be- 
Bcblüase  eines  Kollegianis  herbejzn führen,  würde 
lähmend  anf  den  Gnn^  des  Verfahrens  ein- 
wirken, welches  gerade  schnelle  nnd  energische 
Eingriffe  nicht  selten  verlangt.  Aber  man  er- 
öffnet (nnd  an  ist  es  auch  nach  dem  deutschen 
Gesetze)  den  Beteiligten  den  Weg  der  Be- 
schwerde an  ein  Kollegialgericht  oder  verweist 
{nach  dem  franilisiachen  Gesetze)  besonders  wich- 
tige Beschlüsse  direkt  an  das  letztere.  Das 
Verfahren  der  Konkursgerichte  ist  ein  einfaches 
nnd  mehr  formloses.  So  gilt  nach  der  dentschen 
Konknrsordnung  der  sonst  von  der  deutschen 
Beicbsjnstizgesetzgebung  streng  aufrecht  erhal- 
tene Grundsatz  der  mündlichen  Verhandlung  nicht 
exklasiv  für  das  eigentliche  Konkursverfahren. 
Doch  dürfen  mit  dem  lelzteren  nicht  verwechselt 
werden  die  ans  dem  Konkurse  müglic  her  weise 
sich  entwickelnden  und  anf  ihn  zurück  wirken  den 
besonderen  Prozesse. 

7.  Organisation  der  Yenraltune  der  Kon- 
knrsmaage.  Die  Organisation  der  Verwaltung 
der  Masse  wfihrend  des  Konkurses  ist  selbstver- 
StSndlicb  von  grossem  EinflüB.ie  auf  die  mate- 
riellen Ergebnisse  des  Verfahrens.  Provisorisch 
bestellt  wohl  überall  das  mit  der  Leitung  des 
Konkurses  befasste  Gericht  den  oder  die  Ver- 
walter (Kurator,  Syndic).  In  einem  späteren 
Stadium  tritt  Mitwirkung  der  (ilftnbiger  ein, 
in  deren  Interesse  zunächst  der  Verwalter 
handelt,  wenngleich  er  auch  als  Vertreter  des 
Schuldners  betrachtet  werden  kann.  Eben  wegen 
dieser  Doppelstellung  der  Verwaltung  beschränkt 
sich  die  Vertretnng  der  Gläubiger  aber  meistens 
auf  ein  Yorschlagsrecht,  oder  es  kauu,  wie  nach 
englischem  Rechte,  das  Gericht  die  von  den 
Glaubigem  gewählten  Verwalter  i.Trustees) 
nach  seinem  Ermessen  beseitigen.  Die  oft  sehr 
zeitraubenden  nnd  schwierigen  Geschäfte  eines 
Verwalters  werden  meist  nicht  unentgeltlich 
erfolgen  können.  So  kann  die  Verwaltung  in 
kanfmBnnischen  Konkursen,  wie  es  in  Frank- 
reich z.  B.  der  Fall  ist,  zu  einem  Erwerbs- 
zweige, einem  Lebensbemfe  werden.  Dadurch 
wird  eine  grössere  Geschäfts-  und  Sachknnde 
gewährleistet;  andererseits  aber  werden  solche 
routinierte  Verwalter  oder  Liquidatoren  leicht 
CT  fast  absoluten  Herren  des  Konkurses  und 
sind  imstande,  die  Konkurse  in  ihrem  Interesse 
{z.  B.  durch  Hinziehen  der  Verwaltung)  aus- 
znbenten  nnd  einzelne  Gläubiger  oder  andere 
Personen,  welche  zu  der  Verwaltung  in  Be- 
ziehung treten,  auch  in  einer  nicht  vom  Straf- 
gesetze zu  treffenden  Weise  zu  begünstigen 
oder  zu  benachteiligen.  Im  Deutschen  Reiche 
ernennt  man  ebenso  wie  in  Oesterreich,  beson- 
ders in  nicht  kaufmännischen  Konkursen,  zu 
Verwaltern  häufig  Rechtsanwälte.  In  England 
übernimmt  bei  Eröffnung  des  Konkurses  zu- 
nächst ein  Beamter  [ein  Receiver,  der  vom 
Board  of  trade  ernannt  ist)  die  Verwaltung; 
dann  wählen  die  Gläubiger  einen  Trustee  oder 
mehrere;  in  geringfügigen  Konkursen  behält 
der  Receiver  die  Verwaltung.  Nach  dem  fran- 
zösischen nnd  englischen  Gesetze  e.  B.  ist  eine 
kolle^ale  Verwdtung  möglich.  Die  deutsche 
K.O.  §  79  nnd  die  österreichische  (g  Si]  lässt 
zwar  eine  Hehrzahl  von  Verwaltern  zu,  wenn 
die  Verwaltung  mehrere  Geschäftszweige  um- 
fasst;  aber  anch  dann  findet  eine  kollegiale 
Verwaltung  nicht  statt,  vielmehr  ist  jeder  Ver- 


walter in  seinem  Geschäftszweige  selbständig. 

Der  Gläubi^erversammlung,  welche  nacli 
Ma,ioritfit  beschliesst,  und  zwar  so,  dass  die 
Höhe  der  Forderungen  der  eiuzelnen  in  Be- 
tracht kommt,  steht  nach  den  neueren  Gesetzen 
indes  bei  bestimmten  wichtigeren  Beschlüssen 
eine  Mitwirkung  zn,  nnd  bei  wichtigeren  und 
umfangreicheren  Konkursen  empfiehlt  sich  die 
von  verschiedenen  neueren  Gesetzen,  z.  B.  von 
dem  deutschen,  österreichischen,  englischen, 
italienischen  Gesetze,  vorgesehene  Bildung  eines 
Gläubigerausschuases,  der  die  Verwaltung  über- 
wacht und  zu  wichtigeren  Beschlüssen  seine 
Zustimmung  geben  muss. 

Die  Zulassung  von  Bevollmächtigten  in 
den  Gläubiger  Versammlungen  ist  übrigens  ein 
bedenklicher  Punkt.  Häufig  vereinigt  eiu  Be- 
vollmächtigter die  Stimmen  vieler  Gläubiger  in 
seiner  Hand  nnd  vermag  dann  thatsächlich  die 
Masse  in  seinem  Interesse  auszubeuten.  Frei- 
lich das  Kon knrsge riebt  Überwacht  die  Ver- 
waltung, hat  in  einzelnen  —  nach  den  ver- 
schiedenen Gesetzen  verschieden  bestimmten  — 
wichtigeren  Massnahmen  seine  Genehmigung  zu 
erteilen  t>ezw.  auf  Anrufen  eines  Beteiligteu 
sein  Veto  nach  seinem  freien  Ermessen  einzu- 
legen ;  denn  anch  die  Glänbigerinieressen  dürfen 
znm  Nachteil  des  Schuldners  nicht  völlig  ein- 
seitig vertreten  werden,  und  es  bleibt  immer 
müglicb,  dass  die  Majorität  der  Gläubiger  die 
Interessen  einer  Minderheit  allzu  sehr  verletzt. 
Nach  dem  englischen  Gesetze  ist  das  Recht  des 
Gerichts,  auf  erhobene  Beschwerde  beschlossene 
Massnahmen  des  Verwalters  zu  hindern  oder 
zn  modifizieren,  ein  unbeschränktes.  Auch  die 
Mitglieder  eines  Glaub igeransschusses  ktlnnen 
z.  B.  nach  Bestimmung  der  dentschen  Konknrs- 
ordnung Vergütung  für  ihre  Mühewaltung  er- 
halten. Von  dem  Amte  eines  Verwalters  sind 
Gläubiger  nach  den  meisten  Gesetzgebungen, 
insbesondere  nach  der  französischen  und  deut- 
schen Gesetzgebung  nicht  ausgeschlossen.  Da- 
gegen erklärt  das  italienische  Gesetz  die  Wahl 
eines  Gläubigers  als  unzulässig.  Nach  dem 
englischen  Gesetze  s.  64  kann  der  Fallit  selbst 
(unter  Aufsiebt)  mit  der  Verwaltung  des  \'er- 
mögens  betraut  werden,  und  nach  dem  fran- 
züsiachen  Gesetze  von  1889  verbleibt  hei  der 
dort  eingeführten,  vom  eigentlichen  Konkurse 
unterschiedenen  gerichtlichen  Liquidation  die 
Verwaltung  bei  dem  Kridar  selMt;  freilich 
treten  ihm  Liquidatoren  zur  Seite. 

ä.  BeHtandtelle  der  Aktivmasse.  a)  Zn 
dem  Vermögen  des  Gerne insehul du ers,  welches 
zur  Befriedigung  der  Gläubiger  zu  verwenden 
ist,  gehören  selbstverständlich  auch  ausstehende 
Forderungen  (nur  nicht  diejenigen,  mittelst 
deren  Genugthunug  für  ein  wesentlich  nur  der 
Person  selbst  angethanes  Unrecht  gefordert  wird, 
sog.  Actione»  vindictAm  spirantes,  z.  B.  Ent- 
scfiädigungsfordernngen  wegen  Beleidigung)  und 
Sachen  des  Gemeinscbuldners,  welche  sich  in  den 
Händen  dritter  Personen  befinden.  Die  Kon- 
kursverwaltung ist  legitimiert,  die  Forderungen 
und  Sachen  uütigenfalls  einznkla^n :  aber  das 
Konknrsgericht  als  solches  ist  nicht  für  solche 
die  Aktiven  betreffenden  Streitigkeiten  zuständig, 
vielmehr  muss  bei  dem  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen zuständigen  Gerichte  geklagt  werden. 
Anch  bereits  von  dem  Gemeinschnidner  vor  der 
Konkurseröffnung  in  jener  Beziehnng  begonnene 
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Prozesse  ktonen  von  den  KonkarSTernaltern 
fortgesetzt  werden ;  dieselben  sind  aber  nicbt 
zur  Aufnahme  solcher  Prozesse  verpflichtet. 

b)  Noch  vielen  Gesetzgebungen  gehurt  zur 
Konkursmasse  ciucb  dasjenige,  wsb  der  Gemein- 
scfauldner  während  der  Daner  des  Konkarsver- 
fahreoH  erwirbt,  so  nacb  dem  französisclien  (44:'t), 
italieDisclien  (699),  englischen  Rechte  (s.  43), 
Dagegen  zieht  die  deutsche  Konkursordnung  §  1 
in  den  Konkurs  nur  das  dem  Gemeinschurdner 
znr  Zeit  der  Konknrseröffnnng  gehürige  Ver- 
mögen. Wenn  nach  der  letzteren  Bestimmung 
der  Geueinschiildner  nicht  während  der  Dauer 
des  Konkurses  erwerbsnußlhig  gemacht  wird, 
so  spricht  gegen  das  Princip  des  deutschen  Ge- 
setzes ,  daas  unter  Umständen  dadurch  eine 
künstliche  Teilnng  des  Vermögens,  ^nd  wenn 
daich  Znfall  dem  Gemeinschalduer  wübrend  des 
Konkurses  ein  erheblicher  Erwerb  zufällt,  sogar 
ein  mehrfacher  gleichzeitiger  Konkurs  herbei- 
geführt wird  und  dass,  ungeachtet  jener  an- 
scheinend strikten  Trennung  des  erworbenen 
Vermögens  von  dem  künftigen  Erwerbe,  der 
Gemein  seh  nldner  auch  nach  der  deutschen  Kon- 
kursordnuug  sich  während  der  Dauer  des  Kon- 
kurses doch  keineswegs  vollkommen  frei  be- 
wegen, andererseits  aber  anch  Unterhalt  aas  der 
Masse  erhalten  kann.  Die  Härten  des  Systems, 
welches  auch  den  Erwerb  des  Gemeinschnldners 
wShrend  des  Konknrses  in  letzteren  hineinzieht, 
wUrden  sich  durch  specielle  Verfügung  des 
Konkursgerichts  oder  specielle  gesetzliche  Be- 
stimmungen, wie  solche  in  einzelnen  Gesetzen 
vorkommen,  nach  Billigkeit  heben  lassen,  nnd 
die  französische  Praxis  sucht  anch  in  dieser 
Eichtnng  za  verfahren.  Von  besonderer  prak- 
tischer Bedeutung  ist  es,  ob  dem  Gemeinschuldner 
die  Befugnis  zusteht,  den  Erwerb  von  Erbschaften 
und  Vermächtnissen  ausiuscblagen :  bejaht  man 
—  wie  in  der  neuen  Redaktion  der  deutschen 
Konknrsordnun^  ^  'J  jetzt  ansdrücklich  be- 
stimmt ist  ^dieseFrage,  so  kann  z.B.  ein  leicht- 
sinniger Schnldenmacner  die  Erbschaft  seines 
reichen  Vaters  seinen  Kindern  zuwenden,  ohne 
dass  den  Gläubigem  hiergegen  irgend  eine  Mnss- 
regel  offensteht.  Die  entgegengesetzte  Ansicht, 
die  in  einigen  älteren  deutschen  Partikular- 
gesetzen ansdrlicklich  Fanktluoiert  war.  nach 
welcher  der  Gemeinschuldner  zum  Erwerbe  einer 
Erbschaft  gezwungen  werden  oder  der  Konkars- 
verwalter des  Erben  die  Erbschaft  antreten 
kann,  bat  freilich  ebenfalls  jniistisehe  und  andere 
Bedenken.  Die  französische  Jurispradenz  nimmt 
anf  Grund  des  §  443  des  Code  de 


nehmen  noch  ausschlagen  kann. 

Auch  Nutzungsrechte  des  Gemein- 
schnldners verfallen  der  Konkursmasse,  jeden- 
falls solange  der  Konkurs  danert,  jedoch  mit  der 
Beschränkung,  dass  dadurch  die  rechtliche  Be- 
stimmung des  Nulznngsrechtes  nicht  leiden  darf 
bezw.  die  auf  dem  Kiessbrauche  liegenden  Lasten 
befriedigt  werden  müssen.  Viel  weiter  aber  als 
diese  z.  B,  nach  französischem  Rechte  ent- 
scheidende Rechtskonsequenz  geht  das  seit  dem 
1.  Januar  1900  geltende  deutsehe  Recht  (K.O. 
g  1  a.  E.  C.P.Ü.  §§  861,  »62)  in  der  BegUnsti- 
gnng  der  ehemännlichen  und  eiterlichen  Niess- 
Branchrechte,  welche  dem  Konkurse  überhaupt 
entzogen  werden. 


c)  Ebenso  wie  bei  der  einfachen  Zwangs- 
vollstreckung werden  nach  dem  modernen  Kon- 
knrsrechte  dem  Gemeinschiitdner  gewisse  Sachen, 
die  der  unmittelbaren  Lebensnotdnrft  dienen 
oder  fQr  seinen  Arheitserwerb  notwendig  er- 
scheinen, gelassen.  Im  einzelnen  entbalten 
selbstverständlich  die  verschiedenen  Gesetz- 
gebungen hierQber  verschiedene  Bestimmungen, 
z.  B.  Über  Unterhat tsrenteu,  die  dem  Gemein- 
schuldner ausgesetzt  sind.  Gehalte,  ans  öffent- 
lichen Dienstverhältnissen  herrührend,  bleiben 
dem  Gemeinachuldner  bis  zu  einem  bestimmten 
Betrage  (einer  bestimmten  Quote)  oder  nach 
Bestimmung  der  Dienstbehörden, 

d)  Vermögensstucke  des  Gemein  Schuldners, 
die  auch  eine  Zwangsveräuasernng  nicht  erleiden, 
z,  B.  Fideikomraiss guter,  Lehngllter  [nach  Be- 
stimmung des  in  Betracht  kommenden  Lehn- 
gesetzes), können  nur  in  Ansehung  der  dem 
Gemeinschuldner  gebührenden  Einkünfte  in  den 
Konkurs  gezogen  werden. 

e)  FQr  die  in  frech  terhal  tun  g  des  allgemeinen 
Kredites  und  insbesondere  des  kaufmännischen 
und  Gewerbekredites  ist  es  sehr  wesentlich,  dass 
nicht  die  Konkursmasse  gleichsam  ausgehöhlt 
werde  durch  eine  Menge  von  Pfandrechten, 
welche  der  Kenntnisnahme  der  Kreditgebenden 
sich  regelmässig  entziehen.  Gesetzliche  Be- 
stimmungen, welche  diesen  besonders  in  den 
Gebieten  des  gemeinen  römischen  Rechts  früher 
bemerkbaren  Krebsschaden  des  Kredites  zu  be- 
seitigen geeignet  sind,  gehören  allerdings  nicht 
sowohl  dem  Konkurs-  als  vielmehr  dem  Hypo- 
theken- nnd  I'tandrechte  an,  insofern  zu  ver- 
langen ist,  dass  Hypotheken  an  Grundstücken 
in  ffffentliche  Bücher  eingetragen  werden,  Pfand- 
rechte an  beweglichen  Sachen  aber  der  Besitz- 
Qbertragung  au  den  Pfand  gläubiger  zu  ihrer 
Entstehung  und  ForWlauer  bedürfen,  wie  dies 
auch  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbnehe  für  das 
Deutsche  Reich  der  Fall  ist  (vgl.  B.G.B.  g§  873, 
1205,  1253).  Die  Konkursordnnng  ^  49  hat  aber 
auch  gewissen  sog.  Retentionsrechten  für  den 
Konkurs  die  Wirksamkeit  eines  Faustpfand- 
rechts  gewährt  (z.  B.  den  nach  dem  Handels- 
gesetzbuch bestehenden  Retentionsrechten).  Aber 
auch  vorgebliche  Hechte  der  Ehetrau  an 
Vermögensstücken,  die  sich  im  Besitze  des  Ge- 
meinschuldnersbefinden, können  die  Gläubiger  be- 
nachteiligen oder  wenigstens  einer  raschen  nnd 
zweckdienlichen  Abwickelung  des  Konknrses 
schädliche  Hindernisse  bereiten.  Die  französische 
Gesetzgebungz.B.(vg].Codedecomm.560)unddie 
dentscheKonkursorduung§45treffendaher  durch- 
greifende, die  Gläubiger  sichernde  Beatimmungen 
übet  den  von  der  Ehefrau  zu  liefernden  Beweis. 
Geschenke  des  Ehemannes  an  die  Frau  bedürfen 
übrigens,  um  der  Konkurs  Verwaltung  gegen- 
über wirksam  zu  sein,  nach  den  Bestimmungen 
vieler  Gesetze  besonderer  Formen;  nach  der 
deutschen  Konknrsordnung  kommen  die  Be- 
stimmungen über  .Anfechtung  in  Betracht.  In- 
direkt können  für  den  Konkurs  und  somit  für 
die  Sicherheit  der  Gläubiger  wichtig  werden 
die  Bestimmungen  des  Pnvatrechis  Über  das 
eheliche  Güterrecht.  Nach  dem  gesetzlichen 
Güterrecht  des  deutschen  BUrgeriichen  Gesetz- 
buches, d.  h.  nach  demjenigen  Rechte,  welches 
gilt,  wenn  die  Ehegatten  eiuen  ^tigen  Vertrag 
ilber  ein  anderes  Güterrecht  nicht  geschlossen 
haben,  haftet  das  Vermögen  der  Frau  nicht  für 
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dieser  VerwaltDug  und  Nntzuitg  des  sämtlichen 
nicht  Vorteh altsgut  hildenden  Vermegena  der 
Frau  hat.  Bei  Gütertrenuvag  ^ilt  selbstveTständ- 
lich  das  gleiche;  dagegen  hestimnit  Konkursord- 
nung §2  jetzt:  -Wird  bei  dem  Güterstande  der 
nügemeinen  Gütergemeinschaft,  der  Errungen- 
schaf tsgemeinacbaft  oder  der  Fahmisgetnein- 
scbaft  das  KonhursTCrfahren  Über  das  VermÜgen 
des  Ehemannes  eröffnet,  so  gehurt  das  Gesamt- 
gnt"  \i.  h.  das  vxt  Gemeinschaft  gehörige,  nicht 
von  derselben  speciell  ansgenommene  Out)  zar 
Eonkuramasae. 

Das  englische  Konkursrecht  zieht  im  Iii- 
tere>>Ee  des  Kredites  sogar  Vermügeusobjekte, 
welche  einem  handeltreibenden  Gemeinschuldner 
zweifellos  nicht  gehören,  zur  Kocknrsmaase, 
falls  sie  mit  Bewilligung  des  Eigentümers  im 
Besitze  des  Gemeinschiilaaers  sich  befinden,  so 
dass  sie  von  anderen  mit  Grund  für  des  Gemein- 
schuldners  Eigentum  gehalten  werden  konnten 
und  so  dessen  Kredit  stärkten  [Repnted 
ownershi^).  Das  neueste  Gesetz  von  s.  43  be- 
schränkt indes  diesen  Reehtssatz  auf  VermUgeus- 
stücke,  welche  dem  Handel  dienen,  im  Besitz 
eioes  Handels-  oder  Geschäftsmannes, 

S)  Ausnahmsweise  kommt  es  aber  auch  vor, 
dass  Gegenstände,  welche  bereits  in  das  Eigen- 
tum des  Eridars  übergegangen  sind,  dessen  un- 
geachtet, weil  das  Gesetz  den  Verlust  für  be- 
sonders unhillig  erachtet,  von  dem  früheren 
Eigentümer  aas  der  Masse  wieder  herausgezogen 
uerden  kSnnen.  Der  Verkäufer,  der  das  Eigen- 
lam  »n  der  verkauften  Sache  dem  Käufer  bereits 
ttbertragen  hat,  kann  die  Saehe,  wenn  er  den 
Kaufpreis  nicht  empfangt,  nicht  wieder  ans  dem 
Konkurse  des  Verkäufers  herausziehen,  mnss 
vielmehr    seine    Kauffürderung    als    Konkurs- 

f  laubiger  geltend  machen.  Dies  kann  dann  als 
nbilligkeit  betrachtet  werden,  wenn  ein  aus- 
wärtiger Verkäufer  Waren  abgesandt  hat,  so- 
lang diese  noch  nicht  in  den  Besitz  des  Käufers, 
gleichwohl  aber,  weil  zum  Eigeutumsübergange 
KesiizUbergang  etwa  nicht  erforderlich  ist,  schon 
ia  das  Eigentum  des  Käufers  übergegangen  t:ind. 
Im  AnschlnsB  an  einen  weitverbreiteten  alten 
Handel sgebrancli  gewährt  daher  eine  sehr  grosse 
Anzahl  nenerer  Gesetze  (z.  B.  das  englische, 
frauzö^sche.  deutsche,  italienische'  nicht  aber 
das  österreichische  Gesetz)  dem  Verkäufer  in 
diesem  Falle  das  Recht  der  Vindikation,  es 
mflsste  denn  die  Konkursverwaltung  sich  zur 
vollen  Entrichtnug  des  Kaufpreises  verpflichten. 
Möglicherweise  kann  aber  nach  civil  rechtliehen 
Grundsätzen  |z.  B.  nach  den  GnindsStzen  des 
französischen  Civilrechts  im  Falle  der  Nicht- 
zahlung des  Kaufpreises)  der  Kaufvertrag  auch 
in  anderen  Fällen  mit  rückwirkender  Kraft 
aimnIlicTt  und  hierdurch  eine  Vindikation  des 
Verkäufers  begründet  werden.  Wenn  ferner 
durch  eine  rechtswidrige  Handlung  des  Gemein- 
schnldnera  oder  des  Verwalters  (z.  B.  durch 
VeräuBsemng  einer  bei  dem  Gemeinschuldner 
deponierten  Sache)  das  Eigentum  jemandes 
untergegangen  ist,  so  kann  der  frühere  Eigen- 
tümer nach  vielen  Gesetzgebungen,  z.  B.  nach 
dem  französischen  Gesetze  (tf  Tö),  nach  dem 
deutschen  §  46  die  Gegenleistung,  welche  in  die 
Konkursmasse  gelangt  ist,  aus  dieser  zu  seiner 
Eniiichädigiiug  herausziehen. 

9.  Fassltinatise.  Zu  den  Konkursgläubigern 


gehUren  nach  der  deutschen  Konkursord- 
nung 47  und  der  österreichischen  Eon- 
knrsordnung  g  10,  aber  auch  nach  dem 
englischen  Gesetze  (s.  6,  ^)  und  nach  richtiger 
Interpretation  des  fratizösischeu  Gesetzes  (Art. 
552)  nicht  Gläubiger,  welchen  ein  Pfandrecht 
oder  eine  Hypothek  an  einzelnen  Vermögens- 
stUcken  des  Gemeinschuldners  zust«ht,  insoweit 
sie  nicht  fitr  den  Fall  der  Unzulänglichkeit  des 
zum  Pfände  oder  zur  Hypothek  gesetzten  Gegen- 
standes den  Fehlbetrag  von  der  übrigen  Kon- 
kursmasse fordern,  während  andererseits  ein 
etwaiger  Ueberschuss  des  Erlöses  des  Pfand- 
gegeustandes  der  Kouknrsmaase  zudiesst.  Das 
IriÜiere  gemeine  deutsche  Konkursrecht  behan- 
delte ohne  weiteres  auch  die  Hypothek-  und 
Pfand  gläubiger  als  iu  Bezug  auf  den  Erlits 
der  Pfondsache  bevorzugte  Konkursgläuhiger, 
führte  damit  eine  oft  recht  bedeutende  Ver- 
wickelung und  Verweitläufigung  des  Konkurs- 
verfahrens herbei,  zugleich  aber  auch  eine  Ge- 
tährdan^  und  Schädigung  jener  sog.  Beal- 
gläubiger,  da  dieselben  im  Konkurse  sich 
melden  mnssten  und  dann  durch  den  Vorabzng 
der  sog.  Maseekosteu  und  absolut  privilegierten 
Forderungen  beeinträchtigt  werden  konnten. 
Kommt  es  zum  Zwangs  verkaute  der  einzelnen 
Sachen,  so  müssen  selbstverständlich  auch  die 
Eealgläubiger  ihre  Rechte  geltend  machen. 

10.  Bangordnung  der  Konknrsforde- 
rangeu.  Eine  einfache  Ordnung  der  Befriedi- 
gung der  Konkursfordernngen ,  welche  nur 
wenigen  besonders  qualifizierten  Forderungen 
ein  \orrecbt  zuerkennt,  Im  übiigeu  aber  eine 
Befriedigung  pro  rata  eintreten  lässt,  ist  eine 
Vorbedingung  eines  einfach  und  rasch  zum  Ziele 
führenden  Konkursverfahrens.  Die  Weitläufig- 
keit und  Schwerfälligkeit  des  früheren  gemeinen 
deutschen  Konkursverfahrens  war  Im  gewissen 
Umfange  notwendig  gegeben  mit  den  äusserst 
verwickelten  und  tüBtroversen  Privilegien  und 
Generalhypotheken,  welche  letzteren  das  gesamt« 

?egenw artige  und  zukünftige  Vermtigen  des 
fandschuldners  ergriffen.  Die  Wirksamkeit 
einer  Koukursordnung  lässt  daher  vollständig 
nur  unter  Berücksichtigung  der  Pfandrechts- 
gesetzgebung des  betrenendeu  Landes  sich  be- 
urteilen, und  so  wirkt  denn  auch  die  Mangel- 
haftigkeit z.  B.  des  frauzüsischeu  Hypotheken- 
reehts  zurück  auf  den  sog,  Personal  Kredit  und 
die  Konkurse.  Nur  der  Ueberschuss  der  mit 
Pfandrechten  (Hypotheken)  belasteten  Immo- 
biliarmasse  nach  Abzug  der  Pfandforderungen 
fällt  in  die  Konkursmasse;  aber  für  diesen 
Ueberschuss  und  den  ErlUa  der  beweglichen 
Sachen  gelten  ausschliesslich  die  Bestimmungen 
der  Konkursordnung.  Von  den  nach  der  deut- 
schen Koukursordnung  bevorrechteten  Forde- 
rungen (vgl.  österreichische  K.O.  §S  ^3  ff.) 
küuneu  wohl  nur  die  Forderungen  der  Kinder 
und  Pflegebefohlenen  des  Gemeinseh uldners  be- 
züglich des  gesetzlich  der  Verwaltung  des 
letzteren  imterH-orfeneu  Vermögens  als  für  die 
gemeinen  Konkursfordernngen  bedeuklich  er- 
achtet werden.  Das  für  die  Konkursmasse  ge- 
fährliche Vorzugsrecht  der  Ehefrau  für  das  von 
ihr  eingebrachte  Vermögen  kennt  z  B  die 
deutsche  Koukursordnung  nicht  mehr  Sehr 
wenige  und  in  ihren  Beträgen  bestimmt  begrenzte 
bevorrechtigte  Forderungen  kennt  das  tughsclie 
Gesetz  i,s.  40,  41);  es  ist  also  dem  allgemeinen 
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HimdelBkredite  besonders  gtlnatig.  Forderungen 
aas  Sehen  knngBverBprecheu  und  Gelds  Irafon 
treten  nnch  vielen  Rechten  an  die  letzte  Stelle 
oder  werden  —  so  nach  der  deutschen  Konkars- 
ordnung  (63)  —  gar  nicht  berücksichtigt. 

Vor  allen  Konknrsf ordern ngen  im  engeren 
Sinne  (d.  h.  vor  allen  Verbindlichkeiten,  die  der 
Gemeinschnldner  selbst  übernommeQ  hat)  werden 
befriedigt  diejenigen  Forderungen,  welche  die ' 
Verwaltung  kontrahiert  hat  (sog.  Masse- 
schnldeo,  zu  denen  auch  die  Kosten  der  Ver- 
waltung und  die  GerichtsgehUhren  geWiren): 
sie  sind  im  Interesse  der  Verwertung  und  Er- 
haltung der  Masse  selbst  kontrahiert.  Bas 
ilberm^sige  Anschwellen  der  Kosten  der  Verwal- 
tung aber  ist  häufig  und  besonders  in  England  be- 
klagt worden.  Es  bewirkt  auch,  dass  die  GlSubiger 
mit  PrivstAbkommen  vorlieb  nehmen,  welebe 
für  Uehervorteilungen  und  Betrügereien  seitens 
des  Schuldners  besonders  geeignet  sind.  (Seit 
dem  Gesetze  von  1883  scheint  übrigens  in  Eng- 
land in  jener  Beziehung  eine  nicht  unerhebliche 
Besserung  eineetreten  zu  sein.) 

11.  Elnnlrbnng  der  Iteendlgnng  des 
K.  anf  die  Koakorsforderangen.  Die 
Konkursfordernngen  geheu  rechtlich  nicht, 
auch  nicht  zu  einem  Teile  dadurch  nuter,  dass 
die  im  Konkurse  in  Benebln g;  genommeneu 
YermSgensobjekte   des  Gern  eiu Schuldners  uuter- 

feben.  Auch  eine  Beendigung  des  Konkur^e^ 
urcb  ordnungsmässige  Verteilung  hat  nach 
den  meisten  Konkurs  rechten  (z.  B.  nach  dem 
deatschen,  französischen,  österreichischen, 
italienischen)  eine  Befreiung  des  Schuldners 
bezüglich  der  nicht  befriedigten  Forderangen 
und  Forderungsreste  nicht  zur  Folge.  Doch 
gewlhrte  die  dentsche  gemeinrechtliche  Praxis 
im  Anschlnss  an  das  römische  Recht  dem 
Schuldner  bezüglich  der  nicht  befriedigten 
Forderungen  das  sogen annte  Ben efieium  compe- 
tentiae,  d.  h,  sie  knilpfte  die  Geltendmachung 
der  Nachferderung  an  die  Voranssetzung,  dass 
der  Lebensbedarf  des  Schuldners  (und  seiner 
von  ihm  zu  erhaltenden  Familie)  nach  richter- 
lichem Ermensen  auch  bei  Befriedigung 
hezw.  teil  weiser  Befriedigung  der  geltend 
gemachten  Forderung  aus  dem  späteren  Er- 
werbe gedecJit  werden  konnte.  Die  deutsche 
Konknrsordnung  hat  diese  BeschrKnknng  der 
Nachford ernng  gestrichen  mit  Rücksicht  auf  die 
von  der  deutschen  Koukursordnung  aufgenom- 
mene Möglichkeit  eine.^  sogenannten  Zwangs- 
vergleichs, wie  denn  auch  das  französische 
Beeilt  das  Beneliciam  competentiae  nicht  kennt 
(vgl.  Code  civ.  12701.  Dagegen  wird  nach 
englischem  Rechte  und  den  ihm  folgenden  Ge- 
setzen der  Einzelstrtaten  der  nord amerikanischen 
Union  (freilich  mit  mancherlei  Modidkationen 
ini  einzelnen)  eiu  redlicher  Gemeinschuldner 
durch  Beendigung  des  Konkurses  von  deu  sämt- 
lichen früheren  bchniden  (auch  den  etwa  nicht 
im  Konkurse  angemeldeten)  frei,  und  zwar  ohne 
dass  es  dazn  irgend  einer  Zustimmung  der 
Gläubiger  bedarf.  Das  hierzu  erforderliche 
„Discharge"  wird  nach  richterlichem  Ermessen 
selbst  vor  Beendigung  des  Konkurses  erteilt 
und  kann  auch  an  Bedingungen  geknüpft 
werden,  z.  B.  an  die  Bedingung,  dass  der 
Schuldner  bestimmte,  ihm  später  zufallende 
Vermögensobjekte  den  Glitubifteru  zn  ihrer  Be- 
friedigung überlasse   (s.   38  des  Gesetzes   von 


1883  und  G.  v.  18.  August  1890,  53  et  54  Vict. 
c.  71).  Die  Begründung  dieser  zuerst  unter 
Königin  Anna  eingeführten  Befreiung  liegt 
darin,  dass  dem  redlichen  Handelsmaune  eine 
wirtschaftlich  freie  Existenz  ermöglicht  werden 
soll,  welche  ihn  um  so  eher  iu  den  Stand  setzen 
und  veranlassen  kann,  seine  GlSubis-er  nach- 
träglich freiwillig  zn  befriedigen.  Indes  hat 
diese  Einrichtnng  anch  ihre  Nachteile,  wie  die 
neueren  Bescbrilnkangen  derselben  in  England 
und  Nordamerika  zeie:en, 

12.  Zwanggvergielcli.  In  vielen  Fällen 
ist  es  für  Gläubiger  und  Schuldner  vorteilhafter, 
deu  Konkurs  durch  Abschlnse  eines  Stuudnngs- 
oder  Nachlass  Vertrages  (Accord,  Coucordat, 
Concordato,  Arrangement),  nicht  aber  durch 
Verkauf  der  Konkursmasse  und  Vorteilung  dea 
Vermögens  zu  beenden,  und  möglicherweise 
kann  selbst  die  Erüffauug  des  Konkurses  durch 
einen  solehen  Vertrag  vermieden  werden.  Sehr 
oft  haben  die  einzelnen  Vermö gensstücke  im 
Besitz  des  Schuldners  einen  höheren  Wert,  als 
der  Versteigern ngs-  oder  Verkaufspreis  beträgt; 
es  werden  bedeutende  Kosten  vermieden,  nnd 
dem  Schuldner  wird  seine  Erwerbsthätigkeil 
erhalten.  Bei  einem  Naohkss vertrage  erhalten 
die  Gläubiger  auch  schneller  Zahlungen ,  und 
bei  Stundungs-  wie  bei  Nachlass  vertragen  im 
engeren  Sinne  können  sich  dritte  Personen, 
z  B.  Verwandte,  Freunde  oder  Geachättafre linde 
des  Schuldners ,  zu  Bürgschaftsleistungen  oder 
selbst  Zahlungen  veranlasst  finden.  Ganz  be- 
sonders ins  Gewicht  fallen  diese  Vorteile  für 
den  Handelsstand.  Nun  können  aber  einzelne 
eigenwillige  oder  dem  Schuldner  feindlich  ge- 
sinnte Gläubiger  sich  einem  solchen  Abkommen 
widersetzen,  und  selbst  wenn  sämtlicbe  an- 
gemeldete Gläubiger  zustimmen,  erscheint  es 
wünschenswert,  das  Abkommen  auch  gegenüber 
solchen  Gläubigem  sicherzustellen,  welche  sich 
nicht  gemeldet  haben  sollten.  Schon  das  römische 
Hecht  kannte  hier  einerseits  das  Institut  eines 
seitens  des  Kaisers  erteilten  Moratoriums, 
andererseits  die  Anfänge  eines  durch  Mehrheits- 
beschluss  der  Gläubiger  herbeigeführten  Aus- 
gleichs (einen  derartigen  Nachlassvertrag 
freilich  nur  bei  insolventen  Erbschattenl.  Hieran 
anknüpfend  haben  schon  im  späteren  Hittelalter 
die  städtischen  Statuten  Italiens  den  durch 
Mehrheitsbeschluss  bestimmten  Zwangsvergleicb 
weiter  ausgebildet.  Später  hat  der  letztere 
dann,  während  das  landesherrliche  Miiratorinm, 
weil  mit  der  Unabhängigkeit  der  Juatiz  und 
des  Privatrechts  unvereinbar,  verschwunden  ist, 
in  vielen  anderen  Ländern  Aufnahme  gefunden, 
in  Deutschland  freilich  nur  in  einzelnen  Han- 


Konknrsordnung  gilt  er  auch  für  den  Konkurs 
von  Nicbtkanfleuten ,  nicht  dagegen  nach  der 
Österreichischen  Konknrsordnung,  Andererseits 
ist  der  Vergleich  auch  im  Konkurse  von  Ge- 
sellschatten (Aktiengesellschaften)  und  juristi- 
schen Personen  zulässig;  onr  im  Konkurs  von 
Genossenschaften  (auch  solchen  mit  beschränkter 
Haftung)  ist  er  nach  dein  Rechte  des  Deutschen 
Beicbs  nicht  zulässig  (S  llt>  der  neuen  Redak- 
tion des  Gesetzes  betreffend  die  Erwerbs-  und- 
Wirtschattsgenossenschafteu  vom  20.  Mai  1898). 
'  Indes  nehmen  der  Natur  der  Sache  nach  privi- 
legierte   Gläubiger    an    dem    Vergleiche   nicht 
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teil;  sie  nflssen  vom-ep  befriedigt  werden  und 
Btimmen  daher  auch  nicht  mit.  Da  aher  eine 
unbedingte  Unterwerfung  der  Minderheit  unter 
den  Willen  der  Mehrheit  gemieabraucht  werden 
könnte  und  mit  Rücksicht  auf  die  öffentliche 
Moral  die  Wohlthat  eines  Zwangsverg-Ieichs 
einem  unwürdigen  oder  völlig  nnzuverläsaigea 
Schuldner  nicht  wohl  bewilligt  werden  darf,  so 
erh&lt  der  Verj^leich  bindende  Kraft  nnr  durch 
Bestätigung  des  Konkunigerichts ,  und  in  ge- 
wissen Fällen  ist  dieselbe  nach  dem  Gesetee 
anagescblossen.  Die  Mehrheit  muss,  damit  nicht 
einzelne  Gläubiger  verherrecbend  ihre  besonderen 
Interessen  verfolgen  kUnuen ,  eine  solche  nicht 
nnr  nach  der  Summe  der  Forderungen,  sondern 
auch  nach  der  Zahl  der  Gläubiger  sein,  und  es 
wird  auch  meist  eine  stärkere  als  die  einfache 
absolute  Majoritfit  verlangt.  Eigentümlich  ist 
dem  französischen  Rechte  (nach  einem  G.  v, 
17.  Juli  löäß,  welches  Art.  541  des  Code  de 
comm.  modifiziert]  das  Concordat  par  abandon 
total  Uli  pariiel  de  l'actif  du  failli,  d.  b.  ein 
Zwangs  vergleich ,  mittelst  welchen  der  Fallit 
die  KonkursmaEse  nicht  behält,  vielmehr  die' 
selbe  den  Rlüabigem  zur  Befriedigung  Uber- 
lässt.  Die  Zweckmässigkeit  dieses  in  Frankreich 
immerhin  uieht  unpraktisch  gebliebenen  Ver- ' 
gleichs  ist  nicht  unbestritten ,  vielleicht  aber ' 
für  einzelne  Fälle,  namentlich  für  den  Konkurs 
von  Aktiengesellschaften,  wenn  das  Unternehmen 
als  Ganzes  in  die  Hände  der  Gläubiger  über- 
gehen soll,  zu  behaupten.  In  betreff  des  Zeit- 
punktes, zu  welchem  das  Accord verfahren  im 
Konkurse  eingeleitet  werden  kann,  desgleichen 
hinsichtlich  der  Frage,  ob  es  nur  auf  Antrag 
sei  es  eines  Gläubigers,  sei  es  des  Schuldners 
einzuleiten  ist,  ditferieren  die  Gesetzgebnn^en. 
Im  englischen  Rechte  erscheint  der  Vergleicb. 
der  ja  übrigens  auch  ein  Stundungs vertrag  sein 
kann,  ebensowohl  als  ein  Mittel,  den  Eonkurs 
überhaupt  abzuwenden  nie  ihn  aufzubeben, 
und  in  gewissem  Sinne  ist  dies  auch  der  Fall 
nach  dem  neuesten  französischen  Gesetze  von 
IBKä,  iusofern  der  Schnldner  die  danach  ge- 
staltete gerichtliche  Liquidation  provozieren 
kann.  Der  Zwangsvergleich  ist  wegen  Betrugs 
anfechtbar.  Nach  französischem  Hechte,  des- 
gleichen nach  italienischem  kann  er  auch  wegen 
Nichterfüllung  ohne  weiteres  hinfällig  werden ; 
doch  steht  der  Aufnahme  der  sogenannten  Ver- 
fall kl  ausel  in  den  Vergleicb  auch  nach  der 
deutschen  Konkursorduung  nichts  entgegen. 
Nach  dem  französischen  und  italienischen  Recht« 
ist  die  Annullation  des  Vergleichs,  wenn  auch 
nnr  ein  Gläubiger  sie  geltend  gemacht  hat, 
stets  für  Bftmtlicbe  Forderangen  wirksam  und 
führt  daher  die  Wiederaufnahme  des  Konkurses 
notwendig  mit  sich,  und  das  gleiche  Resultat 
gilt  nach  französischem  Rechte  auch  bei  Ntcht- 
erfltllang  (nach  dem  italienischen  Gesetze  848 
entscheidet  ilaräber  die  Mehrheit  der  (Gläubiger). 
Sach  der  deutschen  lionknrsordnnng  g§  195  fi, 
wirkt  die  von  dem  einzelnen  Gläubiger  erhobene 
Klage  —  er  macht  einfach  die  ursprüngliche 
Forderung  geltend  —  nnr  für  die  einzelne  For- 
derung; nur  die  rechtskräftige  Verurtellnng  des 
Gemeinschnldners  wegen  betrU  glichen  Ban- 
kerottes wirkt  nach  der  deutschen  Konkurs- 
Ordnung  für  alle  und  kann  zur  Wiederauf- 
nahme des  Konkuraverfahreus  führen.  Die 
Österreichische  Koolcursordnung  g§  241fr.  folgt 


franzüsiscben 


hier     im     wesentlichen 
Rechte, 

13.  Verfahren.  »)  Zur  BinleituDg  des 
Konkursverfahrens  genügt  ein  gehCrig  begrün- 
deter Antrag  eines  Gläubigers  oder  des  Gemein- 
schuldners  selbst.  Ein  Teil  der  Gesetze ,  z.  B. 
des  französische,  italienische  und  belgische,  nicht 
aber  das  deutsche.  Österreichische  und  englische 
lässt  eine  Eröffnung  des  Konkurses  von  Amts- 
wegen zu.  Dieselbe  erscheint  nicht  empfehlens- 
wert; ein  Irrtum  einer  Behörde  kann  illr  sämt- 
liche Beteiligte  hier  äusserst  schädlich  wirken. 
Der  Antrag  eines  Gläubigers  muss  die  erforder- 
lichen Thatsachen  glaubhaft  machen,  der  An- 
trag des  Schuldners  von  einer  Darlegung  seinei 
Vermögens  Verhältnisse  begleitet  sein. 

b)  Die  Verfügung  des  Gerichts, 
welche  den  Eonkurs  eröffnet  und  welche,  wenn 
der  Antrag  von  einem  Gläubiger  ausgeht,  regel- 
mässig nicht  ohne  vorgängige  Anbärnng  des 
Schuldners  erfolgt,  wird  gehörig  und  namentlich 
durch  öffentliche  Blätter  bekannt  gemacht.  Sie 
fordert  zugleich  die  (iläubiger  aaf,  ihre  For- 
derungen anzumelden  nnd  die  Beweise  vor- 
zulegen; von  ihren  Wirknagen  ist  bereits  die 
Rede  gewesen.  Mit  ihr  wird  die  Ernennung 
eines  provisorischen  Verwalters  verbunden,  uuu 
zugleich  kennen  noch  besondere  Sicheruuga- 
masaregeln  dabei  angeordnet  werden,  z.  B. 
Sequestrationen,  Anlegung  von  Gerich tssiegeln, 
auch  möglicherweise  die  Inhaftnahme  des  Scfinld- 
ners.  Es  ist  richtiger,  dergleichen  besondere 
Massregeln  nicht  obligatorisch  vorzuschreiben, 
sondern  sie  nach  den  Umständen  des  einzelnen 
Falles  von  richterlichen  Ermessen  abhängig  zu 
machen,  wie  dies  auch  nach  dem  dentachen  und 
dem  englischen  Gesetze  der  Fall  ist.  Nach  dem 
englischen  Gesetze  von  1883  kann  indes  ein  für 
den  Schuldner  mehr  schonendes  Zwischeuver- 
fahren  eingeschoben  werden,  in  welchem  alsbald 
die  Her  Überführung  eines  Vergleichs  versucht 
wird.  Erst  wenn  dies  nicht  zum  Ziele  führt, 
b^nut  das  eigentliche  Bankerottverfahren.  Das 
französische  G.  v.  4.  März  1889  bat  diese  Ein- 
richtung anfgenomme».  Der  Schuldner  kann 
innerhalb  vierzehn  Tagen,  von  der  Zahlungs- 
einstellung gerechnet ,  die  Rechtawohlthat  der 
Liquidation  judidaire  beanspruchen.  Die  Wir- 
kungen sind  im  wesentlichen  die  des  Konkurses; 
aber  die  Ehre  des  Schnldner»  wird  geschont; 
derselbe  fuhrt  unter  Aufsicht  von  Liquidatoren 
seine  Geschäfte  weiter ,  und  es  werden  so- 
fort Vergleich 9 Verhandlungen  eingeleitet,  Daa 
Scheitern  derselben  hat  den  förmlichen  Konkurs 
zur  Folge;  derselbe  tritt  auch  ein,  wenn  der 
Schuldner  in  der  vom  Resetze  genauer  bezeich- 
neten Weise  unangemessen  verfahren  ist. 

c)  Anmeldungs-  und  Liquidatious- 
verfabren.  Nach  dem  früheren  gemeinen 
deutschen  Konkursrechte  mussten  die  Gläubiger 
auf  die  ergangene  öffentliche  gerichtliche  Auf- 
forderung sich  in  einem  bestimmten  Termine 
(dem  sogenannten  Professionstermine)  oder  binnen 
bestimmter  Frist  bei  Vermeidune  des  Ans- 
schlusses  (der  Präklusion!  von  der  Masse  melden. 
Die  neuere  Gesetzgebung  kennt  solchen  formellen 
AusEchtuss  nicht  mehr.  Aber  die  verspätet  sich 
Meldenden  tragen  die  aus  der  Verspätung  etwa 
erwachsenden  besonderen  Kosten  und  haben  kein 
Widerspruchsrecht  gegen  das ,  was  inzwischen 
im  KonKurse  gesehenen  ist,  ki 
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Verteilungen  anch  nicht  rücltg&ngie  machen, 
sind  Tielmehr  mit  ihren  Ansprüchen  niif  das 
in  dei' Hasse  thatsftchlich  nwb  Vorhandene  be- 
sohrSnlit. 

SelhstverstHndlich  mnss  jede  im  Konkurse 
angemeldete  Fordernng  geprüft  werden.  Das 
Zugeständnis  des  Schuldners,  der  ja  intUmlich, 
leichtsinnig  oder  betril glich  Porderuugen  aJs 
begründet  anerkennen  müchte,  kann  dabei  nicht 
unbedingt  massgebend  sein ;  der  eingesetzte 
Verwalter  hat  vielmehr,  wenn  auch  meist  nach 
den  vom  Schuldner  gegebenen  Informationen, 
llber  das  Zugeständnis  za  entscheiden;  inwieweit 
daneben  auch  ein  Widerspruch  des  Schuldners 
formell  in  Betracht  kommt,  kann  zweifelhaft 
erscheinen.  Die  deutsehe  Konkursordnung  giebt 
dem  Schuldner,  soweit  das  Konkursverfahren 
selbst  in  Betracht  kommt,  kein  formelles  Wtder- 
sprucbsrecht.  Dagegen  haben  nachstehende  oder 
durch  Teilnahme  der  betreffenden  Forderung 
benchrfiokte  Gläubiger  ein  Wideraprucbarecht 
sowohl  gegen  die  Forderung  wie  gegen  das  in 
Anspruch  genommene  Vorrecht-  Die  wider- 
sprach enen  Forderungen  mtlsscn  in  besonderen 
Prozessen  festgestellt  werden.  Nach  dem  eng- 
lisehen  Gesetze  (s.  102)  hat  das  Konkursgericht 
zur  Entscheidung  dieser  Streitigkeiten  sehr 
weitgebende  diskretionäre  Befugnisse;  indes 
kUnnen  einzelne  Thatfragen  in  einem  besonderen 
Jnstizverfahren  erledigt,  einzelne  Fechtsfragen 
der  Prüfung  eines  höheren  Gerichts  nach  eng- 
lischem Rechte  vorbehalten  werden.  Der  frühere 
gemeine  deutsche  Konkursprozesa  kannte  neben 
den  Liquidatiunsprozessen  noch  eine  besondere 
Feststellung  der  Priorität,  wobei  sich  dann 
häufig  noch  besondere  Priori  tut«  prozesse,  oft  mit 
einer  Mehrheit  einander  gegen Uhetatehend er 
Parteien,  ergeben  konnten.  Das  moderne  Kon- 
kursreehl  verbindet  in  einfacherer  Weise  die 
Feststellung  der  Bangordnung  mit  dem  Ver- 
leilnngsverfahren. 

Fr^lich  kann  es  erscheinen,  oh  Gläubiger, 
deren  Forderungen  widersprochen  ist,  an  den 
Beschlüssen  der  Gläubiger  teilzunehmen  haben. 
Am  richtigsten  wird  man  darüber  richterliches 
Ermessen  entscheiden  lassen  (vgl.  auch  deutsche 
K.O.  95,  Italien,  Handelsgcsetzb.  766), 

d)  Hertinziebun^  und  Verkauf  der 
Masse.  Neben  dem  Liu nid ations verfahren  be- 
ginnt alsbald  das  Verfahren  zur  Verwertung, 
(auch  Heranziehung  und  Verwaltung  der  Masse 
I  Versilberung  der  Masse)  mit  Gläubigerver- 
eammlnngen  (Gläubigern usschnss)  Berichten  nnd 
Rechnungslegungen  der  Verwalter.  Neben  der 
Versteigerung  wird  jetzt  anch  bei  beweglichen 
Sachen  nnter  gewissen  Eant«len  freihändiger 
Verkauf  angelassen,  weil  Versteigerungen  oft 
weniger  ergeben ;  bei  Immobilien  findet  jedoch 
meist  noch  Versteigerung  (Subhastation)  statt. 
Die  deutsehe  Konkursordnung  verweist  in  Be- 
zug anf  den  Zwangsverkanf  von  Immobilien 
auf  das  Gesetz  der  Einzelstaaten,  Sehr  freie 
Hand  litsst  dem  Verwalter  beim  Verkauf  das 
englische  Gesetz.  Ueber  die  Sicherstellung  der 
einkommenden  Gelder  (auch  dnrch  Einzahlung 
bei  staatlich  privilegierten  Banken  etc.)  ent- 
halten selbstverständlich  die  einzelnen  Gesetze 
verschiedene  Bestimmungen. 

e)  Verteilungsverfahren  und  Be- 
endigung des  Konkurses.  Das  Verteilnnga- 
verfahren,  welches  nach  dem  früheren  gemeinen 


deutschen  Konkursrechte  regelmässig  erst  nach 
Erlass  des  sogenannten  Prioritätsurteils  und 
rechtskräftiger  Erledigung;  der  Prioritäts-itreitig- 
keiten  stattfand  nnd  in  der  Hand  des  Gerichts 
ruhte  (DistribntionsbescheidJ,  ist  nach  den 
neueren  Gesetzen  auf  die  Verwalter  übertragen 
und  -beruht,  während  nach  dem  früheren  deut- 
schen Konkursrechte  nur  ausnahmsweise  einzelne 
Fordernngen  vorweg  befriedigt  werden  konnten, 
auf  dem  Princip  der  sogenannten  sucr«ssiven 
Verteilungen,  d.  h.  sobald  genügend  verfügbare 
Mittel  vorhanden  sind,  finden  Vcrtcilnngen  statt 
nach  von  dem  Verwalter  antgesteilteu  nnd  ver- 
üffentl lebten  riäneu  (nach  frauzüsischem  und 
italienischem  Rechte  z.  B.  aber  nur  auf  Grund 
richterlicher  Genehmigung).  Ueber  Einwen- 
dungen entscheidet  das  Gericht.  Die  vollstän- 
dige Verteilung  der  Masse  beendet  das  Ver- 
fahren und  giebt  dem  Schuldner  die  Dispositions- 
treiheit  wieder.  Nach  der  deutschen  Konkurs- 
ordnung hat  der  Schuldner  die  letztere  in 
Ansehung  des  nach  der  KonkursertifCnuug  ge- 
machten Erwerbes  überhaupt  nicht  verloren. 
Gleichwohl  schreibt  gerade  die  deutsehe  Konkurs- 
ordnung den  Ertass  eines  formellen  (deklarativen), 
Öffentlich  bekannt  zn  machenden  Bescheides 
über  die  Beendigung  des  Konkurses  vor.  Un- 
geachtet der  Beendigung  des  Konkurses  künnen 
noch  Kachtragsverteilungen  vorkommen. 

Das  Konkursverfahren  kann  auch  eingestellt 
werden,  wenn  sich  zeigt,  dass  eine  genügende 
Masse  nicht  vorhanden  ist  —  denn  auf  Staats- 
kosten können  Konkursverfahren  nicht  statt- 
finden ^,  oder  wenn  sämtliche  Beteiligte  auf 
Grund  einer  Privateinigung  die  Einstellung  be- 
antragen. 

14.  K.  Ton  Gesellaclinftcn  und  Eorpo- 
ratfonen.  Insolvente  Erbachaften.  Specfal' 
konknrs. '    Auf   den    Konkurs    von    Handels- 

fesellschaften  (offenen  Handelsgesellschaften, 
ktien gesellschatten,  Genossenschaften,  juristi- 
schen Personen  und  Vereinen)  finden  im  allge- 
meinen die  Bestimmungen  der  Gesetze  über 
den  Konkurs  von  Einzelpersonen  Anwendung: 
doch  giebt  hierüber  z.  B.  die  deutsche  K.O. 
S§  207—213  einige  besondere  Vorschriften, 
namentlich  über  die  Berechtigung   bezw.  Ver- 

fiflichtung  zum  Kon  kursantrage,  und  in  Eng- 
and  gilt  für  den  Konknrs  nicht  das  Bankorott- 
gesetz,  sondern  das  in  dem  Gesetze  über  Joint 
stock  companies  vom  7.  August  1862  (25  et  26 
Vict.  c.  89)  angeordnete  Li quidations verfahren 
(winding  up).  Auch  über  das  Vermf^n  einer 
sogenannten  offenen  Handelsgesellschaft  wird 
ein  besonderer  Konkurs  eröffnet,  welcher  zu 
unterscheiden  ist  von  dem  Konkurse  der  ein- 
zelnen Gesellschafter.  Ueber  das  Verhältnis 
des  Konkurses  einer  offenen  Handelsgesellschaft 
zu  dem  Konkurse  der  einzeluen  uÄeschränkt 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  gelten  in  den 
verschiedenen  Ländern  stark  abweichende  Grund- 
sätze. Von  vielen  wird  angenommen,  dass  der 
Konkurs  der  Handel ^resell Schaft  notwendig  den 
Konkurs  auch  der  einzelnen  Gesellschafter  nach 
sich  zieht,  und  diese  Ansicht  ist  z.  B.  in  der 
franzSsischen  Jurisprudenz  herrschend,  dann 
aber  auch  in  der  Osterreichischen  K.O.  199  nnd 
in  dem  italienischen  Handelsgesetzbnche  847 
sanktioniert  worden.  Nach  der  deutschen  Kon- 
kursordnung ist  dies  nicht  der  Fall,  Aber  auch 
nach  der  deutschen  Konkursordnung  ebenso  wie 
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nach  den  vorgenannten  Gesetzen  nnd  nach  dem 
franztisischea  Hechte  können  Geseliscbofts- 
Bpläubi^er  ihre  Forderungen  in  dem  Konkurse 
der  einzelnen  Gestell schnftsglttubiger  geltend 
machen,  während  die  Privatgläabiger  der  em- 
lelnen  Gesellschafter  nur  auf  den  PrivaCkonkurs 
dieser  letzteren  verwiesen  sind.  Xach  dem  eng- 
lischen Gesetze  dagegen  ('s.  40,  59)  werden  aus 
dem  Handels  vermögen  zunächst  die  Handels- 
gläubiger, aus  dem  Privatvermügen  die  Privat- 
gläubiger  bezahlt. 

Sollte  eine  öffentlichrechtJicbe  Korpo- 
ration (eine  Gemeinde  z.  B.)  nicht  imstande 
Bein,  ihre  Verbindlichkeiten  gegen  Gläubiger  zu 
enüllen ,  s«  kann  eine  Beschlagnahme  des 
Vermögens  der  Korporation  jedenfaiU  nur  inso- 
weit stattfinden,  als  die  einzelnen  Verm(igeiis- 
beatandteile  nicht  zur  Erfüllung  der  öffentlich- 
rechtlichen  Pflichten  der  Korporationen  erforder- 
lich sind,  wogegen  Landgüter,  Sachen,  welche 
nur  dem  Luxus  dienen,  aUerdiugs  der  Beschlag- 
nahme nnd  der  Versteigerung  unterliegen 
wttrden.  Vollkommen  zu  regeln  wäre  die  Frage 
nur  im  Wefc  des  positiven  üffcutlichen  Rechts. 

Auch  über  iusolveute  Erbschaften  kann 
em  Konkursverfahren  stattfinden  {K.O.  S§  "■^H 
bis  Sää)  und  zwar  nach  vielen  Gesetzgebun^n 
sowohl  dann^  wenn  die  Erbschaft  vakant  bleibt, 
wie  wenn  sie  mit  der  Rechtswohlthat  des  In- 
ventars angetreten  wird.  Nach  englischem 
Becht  (a.  125)  tritt  indes  häufig  bei  Über- 
schuldeten Erbschaften  nnr  die  sonst  gesetzliche 
Verwaltung  ein,  welche  die  Schulden  der  Erb- 
schaft nach  einer  bestimmten  Rangordnung  lu 
befriedigen  hat,  ebenso  wie  dies  anderwärts  im 
Konkurse  geschieht. 


1  verschiedenen  Anlagen  (Etabll! 
bestehen.  Ein  I'artikular-  oder  Specialkonkurs 
kann  jedoch  vorkommen  in  Bezug  auf  das  im 
Auslande  befindliche  Vermögen  des  Schuldners 
und  sodann,  wo  die  Rechtsinstitute  der  Lehn-, 
Stamm-  una  Fideikommissgiltet  noch  gelten,  in 
Beziehung  auf  diese  Güter,  so  dass  AlloditJ- 
nnd  Lchnsgläubiger  ete.  unterschieden  werden. 
Die  deutsche  Reichskunkursgesetzgebung  (vgl. 
EinfUhrungsgesetz  ^  4)  bat  es  hier  noch  bei 
einer  ausgedehnten  Geltung  des  Partikularrechts 
belassen. 

15,  EknAnÜDiilgcher  nnd  niobtkauf- 
BiinntBoker  K.  Das  frühere  gemeine  deutsche 
Becht  Hess  den  Konkurs  Anwendnng  finden 
auf  alle  und  jede  zahlungsunfähigen  Personen, 
Dagegen  beschränkt  das  französische  Recht 
und  eine  erbebliche  Anzahl  demselben  folgender 
neuerer  Gesetzgebungen,  z.  B.  das  italienische, 
portugiesische  Handelsgesetzbuch,  den  Konkurs 
anf  Kauflenie  (unter  deuen  aber  auch  Gewerbe- 
treibende begriffen  sind,  die  im  Sinne  des  Ge- 
setzes aU  Kaufleute  gelten).  Andere  Gesetze, 
zu  denen  iusbesundere  die  üsterreicbiscbe  (hierin 
der  früheren  preussischen  folgende)  Konkurs- 
Ordnung  gehurt,  unterscheiden  einen  kauf- 
männischen und  einen  nicht  kaufmännischen 
Konkurs,  Die  deutsche  Konkursordnung  und 
da.s  neueste  englische  Recht  stehen  wieder  auf 
dem  Standpunkte  des  früheren  gemeinen  deut- 
schen Rechts,  und  selbst  in  Frankreich  ist 
neuerdings  die  Gleich stellnug  von  Kauflenten 
und  Xichtkanfleuten  empfohlen  worden.    (Das 


schweizerische  Gesetz  von  1889  hat  einen  Hittel- 
weg eingeschlagen:  das  Konkursverfahren  findet 
auch  gegen  solche  Personen,  welche  freiwillig 
sich  indas  Handelsregister  ein  tragen  lassen,  statt|. 
Allerdings  ist  das  Konkursverfahren  in  höherem 
Grade  Bedürfnis  bei  kaufmännischen  Insolvenzen. 
Der  kaufmännische  Gläubiger  kann  sich  von 
dem  kaufmännischen  Schuldner  nur  selten  be- 
sondere Sicherheit  bestellen  lassen,  und  im  kanf- 
mänui  sehen  Verkehre  sind  Special  zwang«  Voll- 
streckungen besonders  verhängnisvoll ;  endlich 
kann  man  zweifeln,  ob  die  besondere  Be- 
günstigiiDg,  welche  der  Zwangs  vergleich  im 
kaufmännischen  Verkehre  verdient,  auch  (Ur 
nichtkanfmänuische  Schuldner  angezeigt  ist. 
Aber  auch  Nichtkanfleute  geniessen  nänfig  einen 
ausgedehnten  Kredit,  und  in  Frankreich  hat 
man  in  manchen  Gerichtsbezirken  auch  ohne 
specielle  Gesetzesvorschrift  ein  dem  Fallitver- 
fahren  nachgebildetes  Verfahren  bei  Insolvenz 
bei  N  ich  tkau  deuten  thatsächlich  beobachtet. 
Das  Princip  der  deutschen  Konkursordnung  er- 
scheint daher  als  das  richtigere.  Uebrigens  ist 
das  französische  System  dann  erträglicher,  wenn, 
wie  in  Frankreich,  der  Gläubiger,  welcher  eine 
Pfändung  erwirkt,  ein  Vorrecht  an  den  ge- 
pfändeten Gegenständen  nicht  erhält,  also  der 
Beitritt  anderer  Gläubiger  zu  emer  begonneneu 
Exekution  mit  gleichem  Rechte  möglich  ist. 

10.  Kosten.  Da  der  Konkurs  ein  im 
Privatinteresse  der  Gläubiger  erfolgendes  Exe- 
kuti  uns  verfahren  ist,  so  trägt  der  Staat  die 
Kosten  des  Verfahrens  nicht:  Beginn  und  Fort- 
setzung des  Verfahrens  erfordern  vielmehr  {vgl. 
K.O.  gg  107. 2(M)  einen  die  Kosten  decken  den  Be- 
trag der  Masse.  Doch  kann  hier  durch  einen 
vom  (iläubiger  zn  leistenden  Varachuss  geholfen 
werden,  und  nach  einzelnen  neueren  Gesetzen 
(nach  dem  niederländischen  und  Iniemburgischen 
Rechte)  kann  sogar  nach  dem  Ermessen  des 
Gerichts  der  Masse  eine  Art  Armeurecht  (Stun- 
dung der  Gehuhren  —  auch  der  Anwalts-  und 
Gerichtsvollzieher-fiebuhren  —  und  derKosteni 
bewilligt  werden. 

17.  Strafbe Stimmungen.  Dem  Strafge- 
setze fällt  heutzutage  nur  noch  derjenige  Ge- 
meinschuldner anheim,  der  in  unverantwortlich 
leichtsinniger  Weise  verfahren  ist  (z.  B.  unver- 
hältnismässi^  spekuliert  oder  als  Geschäftsmann 
nicht  eehürig  Buch  geführt  hat)  oder  aber 
zum  ^achte]le  seiner  Glänbiger  betrO^lich 
gehandelt  bat  (z.  B.  Vermögensobjekte  beiseite 
geschafft,  verheimlicht  oder  erdichtete  Forde- 
rune-en  anerkannt  hat,  im  Bewustsein  seiner 
Zahlnngannfähigkeit  begünstigt  batl  Man 
unterscheidet  daher  einen  einfachen  oder  leicht- 
sinnigen Bankerott,  welcher  nach  dem  deut- 
schen Strafgesetzbuch e  ein  Vergehen,  und  einen 
betrügerischen  Bankerott,  welcher  nach  dem  deut- 
schen Strafgesetz  buche  ein  Verbrechen  ist.  Be- 
straft werden  übrigens  anch  dritte  Personen, 
welche  betrUgliche  Handlungen  zum  Nachteile 
einer  Konkursmasse  begehen.  In  den  Einzel- 
heiten weichen  die  Strafgesetze  von  einander 
ab.  Auch  der  Stimmenkauf  und  -verkauf  be- 
züglich der  Glänbiger  Versammlungen  wird  be- 
straft (z.  B.  naj:h  dem  französischen,  deutschen, 
italienischen  Gesetze). 

19.  Konkursreclit  Im  Internationalen 
;  Verkehre.  Der  Konkurs  erstreckt  sich  auf 
:  das  gesamte  in  einem  Laude   befindliche  ^'er-. 
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mOgen  des  Gemeinschulduers :  der  in  der  Kon-' 
knraerGffnnng  enthaltene  allgemeine  Arrest  auf: 
dies  Vermögen  äussert  seine  Wirkungen  ancL ' 
in  anderen  Gerichtsbeiirken  desselben  Landes. 
Sehr  bestritten  dagegen  ist  die  Wirkung  dea 
Eonknraea  anf  das  in  einem  anderen  Lande  be- 
legene Vermögen  des  Üemeinscbnldners,  Ohne 
Zweifel  bringt  das  Prineip  der  nnr  territorialen 
Wirksamkeit  des  Konkurses,  eben  weil  derselbe 
Universaleiekution  sein  soll,  mancherlei  Schwie- 
rigkeiten und  Uebelstände  mit  sich.  [Künnen 
z.  ß.,  wenn  in  verschiedenen  Ländern  gleich- 
zeitig Konkurse  gegen  denselben  Schuldner  er- 
flähet  werden,  me  sämtlichen  Gläubiger  ihre 
Forderungen  in  den  mehreren  Eonkursen  geltend 
machen?}  Aber  der  Konkura  bleibt  gleichwohl 
eine  auf  staatlicher,  daher  territorialer  Ciewalt 
beruhende  Zwangsmaasregel  uud  als  solche  daher 
auf  das  Territorium  dieser  Gewalt  beschränkt. 
So  ist  es  denn  auch  den  Anhängern  der  inter- 
nationalen Universalität  dea  Eoäcnrses,  welche 
besonders  zahlreich  in  derneuesteu  itslieniachen 
Wissenschaft  vertreten  sind,  nicht  gelungen, 
diese  Theorie  in  Juristisch  haltbarer  Weise  aus 
der  Natur  des  Konkurses  abznieiten  und  Un- 
klarheiten und  sehr  erhebliche  Meinungsdift^- 
renzen  über  die  ans  jener  angeblichen  Univer- 
salität sich  ergebenden  Folgesätze  zu  vermeiden. 
Aber  auch  bedeutende  praktische  Bedenken 
sprechen  gegen  diese  Annahme  einer  ohne 
weiteres  postulierten  Universalität.  Entfernt 
wohnende  Olüubiger  kommen  in  Konkursen, 
namentlich  wenn  es  sich  nm  die  in  nenest«r 
Zeit  ao  wichtigen  und  h^ußgeu  Vergleiche  han- 
delt, leicht  in  Nachteil ;  und  soll  man  ohne 
irgend  wdche  Garantleen  inländische  Gläubiger, 
welche  einem  ausländischen  Schuldner  mit  Rück- 
sicht auf  dessen  im  Inlande  befindliches  be- 
deutendes Vermögen  kreditiert  haben,  unter 
Auslieferung  dieses  VermSgens  an  ein  ent- 
ferntes ansländisches  Gericht  lediglich  an  eben 
dieses  Gericht  verweisen?  Hat  man  auch  nur 
dafQr  eine  Garantie,  dass  auswärtige  Gerichte 
und  Konknrskuratoren  bei  ihren  Bekann  t- 
machnuKen  auf  die  Entfernung  genügende 
Bücksicht  nehmen,  welche  unsere  Landsleute 
von  dem  Sitze  dea  Konkurses  treunt? 

Durch  Siaatsvertrag  lassen  eich  allerdings 
Garantieen  dieser  Art  schaffen;  aber  ein  allge- 
meiner Vertrag,  dem  jeder  beliebige  Staat  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  beitreten  könnte, 
wie  etwa  dem  sogenannten  Weltpostverein,  ist 
hier  gewiss  nicht  am  Platze;  vielmehr  wird 
jeder  einzelne  Staat  nur  schrittweise  und  mit 
Vorsicht  vorgehen  klinnen.  Uebrigens  ist  mit 
der  Vereinigung  der  sogenannten  Universalität 
nicht  jede  indirekte  estraterritoriale  Wirkung 
dea  Eonkurses  geleugnet,  man  wird  die  Kon- 
kurs Verwaltung  für  berechtigt  halten  müssen, 
auch  anf  das  ausserhalb  dea  Landes  befindliche 
Vermögen  des  Gemein  Schuldners  Arrest  zn  er- 
wirken und  so  dieses  Vermögen  heranzuziehen; 
ein  Widerspruchsrecht  dürften  nur  solche  Gläu- 
biger liaben,  für  deren  Forderungen  in  dem 
anderen  Lande  ein  Gerichtsstand  bugrilndet  er- 
scheint. Andererseits  ist  mit  der  sogenannten 
Universaltheorie  noch  nicht  gegeben,  dass  ledig- 
lich das  am  Sitze  des  Eonknrsgerichts  geltende 
Recht  fDr  alle  kon karsrechtlichen  Sätze  znr 
Anwendung  kommen  mtiss,  z.  B.  in  Ansehung 
der  Anfechtung  von  Rechtshandlungen.     Hier 


bleiben  vielmehr,  mag  man  die  Theorie  der 
Universalität  annehmen  oder  verwerten,  noch 
eine  Menge  bedeutender  und  schwieriger  Einzel- 
fragen, welche  erst  mit  der  Schaffung  eines 
international  gleichen  Konkursrechts  ver- 
schwinden würden.  Dazu  dürfte  aber^  so  sehr 
sich  in  den  GrundzUgen  eine  gegenseitige  An- 
näherung dea  Konkursrechts  der  Knlturstaaten 
vollzieht,  der  Zeitpunkt  keineswegs  schon  ein- 
getreten sein.  (Pfandrechte  müssen  ftbrigena 
nach  dem  Gesetze  des  Ortes  der  Pfandsacbe 
beurteilt  werden,  und  in  Ansehung  unbeweg- 
licher Sachen  ist  dies  auch  zweifellos.)  Das 
positive  Recht  einzelner  Staaten  unterscheidet 
(in  einer  wohl  wenig  zweckmäsaigen  Weise) 
zwischen  unbeweirliclien  und  beweglichen  Sachen ; 
das  bewegliche  Vermögen  soll  dem  über  einen 
Ausländer  (oder  eine  im  Auslände  wohnende 
Person)  eriiffneten  Konkurse  herausgegeben 
werden;  über  das  unbewegliche  im  Inlande  be- 
findliche Vermögen  soll  inländischer  Konkurs 
eröffnet  werden,  so  die  üäterreichiache  K.O.  S  61 
und  so  auch  die  englische  Jurisprudenz,  welche 
indes  den  Gläubiger,  der  im  analändischen  Kon- 
kurse Forderan^n  geltend  gemacht  hat,  zwingt, 
das  Erhaltene  in  den  englischen  Konknra  ein- 
zuwerfen oder  sich  anrechnen  zu  lassen.  Die 
deutsche  K.O.  237  und  238  enthält  wohl  die 
verhältnismässig  korrektesten  Bestimmungen. 
Der  allgemeinen  Regel  nach  soll  der  ausländisclie 
Konkurs  die  Zwangsvollstreckung  im  Deutschen 
Reiche  nicht  bindern  (womit  die  internationale 
Universalität  auageschlosaen  ist);  doch  können 
unter  Zaatimmung  des  Bundesrates  durch  An- 
ordnung des  Reichskanzlers  Ausnahmen  ge- 
troffen werden.  (Es  ist  damit  keineswegs  jeg- 
liche Rechtswirknng  eines  auswärts  eröffneten 
Konkurses  verneint.)  Ein  inländischer  nur  das 
inländische  Vermögen  umfassender  Konkurs 
wird  eröffnet,  wenn  der  Schuldner  im  Dentscheu 
Reiche  eine  rein  gewerbliche  Kiederlassung, 
aber  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat. 
Manche  Gesetze  enthalten  über  die  internationale 
Wirksamkeit  keine  Bestimmungen,  so  z.  B.  das 
französische  Recht.  Dagegen  enthält  der 
französisch  -  schweizerische  Rechtshilfevertrag 
von  1869  auch  Bestimmungen  über  die  gegen- 
seitige Anerkennnng  der  in  den  beiden  ge- 
genannten Staaten  eröffneten  Konkurse,  und 
nach  dem  englischen  Konkursgesetze  (s.  168) 
erstreckt  sich  der  in  England  selbst  eröffnete 
Eonkurs  auch  anf  das  in  den  Kolonieen  befind- 
liche Vermögen.  Anslftndbche  Gläubiger  werden 
jetzt  wohl  in  allen  civilisierten  Ländern  den 
inländischen  gleich  behandelt;  die  Benachteili- 
gung ausländischer  Gläubiger  gegenüber  den 
.■niünji.n'        ^■•^' 
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inländischen   ist    nicht   nur    unbillig,    sondern 


irkt  auch  nationalökonomiach  schädlich.  Die 
deutsche  K.O.  (g  5),  welche  die  Gleichstellung 
der  ausländischen  Gläubiger  ausdrücklich  vor- 
schreibt, behält  indes  Retorsionsmaesregeln  vor. 
Die  österreichische  E.G.  (S  öl]  macht  die  gleiche 
Behandlung  der  Ausländer  von  der  Reciprocität 
abhängig,  lässt  aber  für  letztere  die  Vermutung 


Lttteratur:  Vergleichende  Sechltieüsenichafl ; 
TltaJler,  Det  faälitct  en  droit  compare,  Oiirrage 
TOurrmne  par  l'ImtiliU,  S  Bde.,  Parit  1887.  — 
Kohler,  Lehrbuch  dxt  KankttrtrechU,  Slullgnrt 
1891.    —  Alexander,  KoaJaingeteUe  aJlrr  Län 
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drr  der  Erdr  fmft  eergltieheiider  L'rbertifht), 
1S9S.  —  JtaUriulien  i»r  deutielica  KonlcM-e- 
ordnung  in  von  Hahn,  Dir  ganmlrn  Mutrrialicn 
tv  den  Reichtjiuthgetelieu,  Bd.  IV,  Berlin  ISUl. 

—  DeuUchrt  KaitiurarreH:  v.  Bayet;  Theorie 
dei  Kaakartprottuft  nach  gemeintiH  Beehte,  4. 
A»ß.,  MUnrhea  1S.',0.  —  Furha.  Der  deuttche 
KonhtrtproieM,  Leipzig  llf77.^Slgni.Sehnltxr, 
Diu  drnüche  Koakunrrcht  in  trintn  Grund- 
brgriffen,  1S81.  —  Flttlna,  Diu  deuttrhe  Kon- 
hirtperjahren,  i.  Aufl.,  ISSS.  —  Endemionn, 
Dut  dfiiUehr  Kiiiücuntcrfahrta ,  Leipzig  1S89. 
Da»  obeagcnannte  (ua^iunende)  LehiinicTt  Kohleri. 

—  LfOthar  Smffert,  Iku  druUehe  Konkurtreehl, 
1899  (Teil  dei  Lindiagtehen  Hnndbiieht  dfr 
deiiltfhen  Rtehtsirittensclui/t).  —  Die  Kommtn- 
fcire  ntr  itfvUchen  K.O.,  litrrnrzHheben  namrnl- 
lieh  V.  WUnMirttci,  Peltraen-Kltlnfeller, 
V.  YiUiemdorff.  —  FramStiiche»  Recht: 
Zahlreiche  BearbeiliingeH  im  rfeii  Werken  über 
HandeUreehl,  hennrtithtben :  JjgOH'Catn  et 
Lm  SenauU,  Prieii  de  droit  enmmcreial. 
Pari»,  Bd.  -2,  S.  ST^—1044.  —  Dlewtben, 
Manuel  de  dmit  wmme.rrial,  Fhriii  ISül,  S.  TOI 
— 9SJ,  betnnder»  tu  rergleirhen  über  die  diirrh 
dai  Geieti  m»  JSS9  tingeßhrte.  Linimlalioii 
judicimre,  .V.  704—709  «nrf  BO4—9SI.  —  Ha- 
lienitehet  Bechl:  Vidarl,  II  hhoco  eodiee  dt 
eommerdo,  Jlilano  183S.  —  Bagliiehrt  Reehl: 
Qertaeker,  Da»  engtUrhe  Kontiinrecht  naeh 
dem  G.  r.  iö.  VIII.  ISS-i,  Wiea  13SS.  (Separal- 
abdmek  atu  der  allgemeinen  ütlerreiehitebeii 
GeriehUieilmig.i  —  l/yon-Caen,  La  luianglaite 
mr  la  faillile  (du  iS  anut  laHl).  tmitiiite  et 
ansotre.  —  Baläiotn,  A  Inalite  «po»  tbr.  laie 
0/  baakraptey.  S.  Aufl.,  London  1890.  —  Kropf' 
lÄverhoff,  Uebenetinng  der  engl.  Bankr.  Art 
cnn  1888,  Leipiig  138S.  —  VereiHigle  Staaten 
eoB  Nordamerika  :  Voeke,  Ilandbwh  der  Reeht»- 
pfiege  in  den  Vereinigten  .Sliiaten  ron  Xoril- 
amerika,  KSln  1S9I,  N.  14Sff.  —  Hiuiitehm 
Recht  (karte  Daretellung)  :  Leuthold,  Ruititehe 
Reehl»ktinde,  Leipzig  1889,  S.  -154  ff.  —  Wtlh, 
Kaufntann,  IJat  inlernationale  Beehl  der 
egyptitchen  Staatnehutd,  Berlin  1891.  —  Meltl, 
Der  SlaaUbankeroU  und  die  laodeme  BerhU- 
mittemchaft.  —  Pflug ,  Ütaal*lxiiiteroll  und 
inlemalinniite»  Recht,  München  1898. 

L.  V.   Bar. 


III.  Statistit  der  HonkarNe. 

L  VorbemerkunKeii.  II.  Statistik 
d«r  Konkurse  in  den  einzelnen  Staaten. 
1.  Deutsches  Reich.  2.  Oesterreich.  3.  Gross- 
britannien und  Irland.  4.  Fraukreich.  5.  Italien. 
6.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  7.  Schluss- 
hetrachtnng. 

I.  VorbemerküDgen. 

Das  Interesse,  welches  ."yuA-ohl  vom  juris- 
tischen als  auch  vom  volkswirtschaftlichen 
Stand  punkte  aus  dem  Konkursverfahren  ent- 
gegengebracht wird,  hat  in  allen  Kulturiän- 
dern  das  BedQrfnis  hervortreten  lassen,  von 
den  Ergebnissen  desselben  auf  dem  Wege 
der  statistischen  Erhebung  Xenntniii  zu  ge- 


winnen. In  der  That  liefern  solche  Ermitte- 
liini^n  nicht  nur  wichtiges  Material  zur 
Kritik  und  etwaigen  Reform  der  bestehen- 
den Konkiirsgesctzgebun^,  sondern  tiieten 
auch  eine  wertvolle  statistische  Unterlage 
fQi-  die  Beurteilung  der  volkewirtschaflHcheu 
Verhältnisse  des  betreffenden  Landes.  Diese 
nationalökonomische  Bedeutung  der  Konkurs 
Statistik  tritt  neuerdings  immer  mehr  in  den 
Vordeigrund.  Wohl  in  allen  Knltiu-l&ndern 
sind  wahrend  dieses  Jahrhunderts  die  Kon- 
kurse immer  häufiger  geworden.  Die  Ent- 
wickelung  von  Handel  und  Gewerbe,  die 
Steigerung  der  Verkehrsbeziehungen,  die 
Vervollkommnung  des  Kreditwesens,  die 
waclisende  Mobilisierung  des  Gnmd  und 
Bodens,  kurz  alle  diejenigen  Thatsachen, 
welche  unsere  moderne  Vollra Wirtschaft  kenn- 
zeichnen, tragen  dazu  bei,  die  ßefahr  des 
Bkonomischen  Zusamnicnbniches  zu  vei-- 
gnjssern.  Insbesondere  sind  es  die,  wie  es 
scheint,  neuerdings  immer  heftiger  aiiftre- 
tenden  periodischen  Krisen,  welche  bei  aller 
Verschiedenheit  ihrer  Crsachen  und  sons- 
tigen Eieentflmlichkeiten  in  der  Vernich- 
tung zahlreicher  wirtschaftlicher  Existenzen 
flberein zustimmen  pflegen.  Zur  allseitigen 
Würdigung  dieser  Thatsachen  ist  aber  die 
Hilfe  der  Statistik  unentbehrlich. 

Der  Bvmptoffiatische  Wert,  welcher  den  An- 

faben  über  die  Zahl  der  erüffueten  Kon- 
urse  beizumessen  ist,  wird  indessen  in  der 
Regel  dadurch  beeintrüchtigt,  dasa  die  gericht- 
lich eingeleiteten  Konkurs  »erfahren  nicbt  sämt- 
liche Fälle  dnuerndtir  ZHhliingeunfähickeit  be- 
treffen. Einmal  kann  aAmlicd  der  Krois  der 
Personen,  auf  welche  das  Konkursverfahren  An- 
wendnng  findet,  rechtlich  verschieden  begrenzt 
sein.  Femer  wird  iu  vielen  Fällen,  in  denen 
die  wirtschaftlichen  Vorbedingangen  fUr  die 
ErOHhung  des  Verfahrens  vorliegen,  den  be- 
züglichen Anträgen  auf  Eröffnung  dennoch 
nidit  stattgegeben,  sei  ea  nun,  dass  es  an  einer 
Vermiigensmasse  vGlIig  mangelt  oder  dass  die- 
selbe zu  gering  erscheint,  nra  auch  nur  die 
Kosten  des  Verfahrens  zn  decken,  oder  dass 
endlich  von  einem  „Konkure",  einem  Zusammen- 
treffen mehrerer  Gläubiger  nicht  die  Rede  sein 
kann,  weil  nur  ein  einziger  vorhanden  ist.  Es 
erscheint  daher  wünschenswert,  auch  die  An- 
träge in  der  Statistik  zu  berücksichtigen. 
Weiterbin  ist  zu  beachten,  dnss  ein  Zahlungs- 
unvermügen  auch  dann  den  Konkurs  nicht  im 
Gefolge  hat,  wenn  von  keiner  Seite  die  lur  Er- 
üffnung  desselben  erforderlichen  Schritte  gethan 
werden,  was  vor  allem  dort  iu  Frage  kommt, 
wo  die  öläubiger  sich  ecbon  vorher  überzeugt 
habeu,  dass  der  Schuldner  völlig  mittellos  ist. 
oder  wo  sie  es  für  ratsam  halten,  für  deu  Au- 
trag auf  Eröffnung  des  Konkurses  eiaen  güns- 
tigeren Zeitpunkt  abzuwarten.  Endlich  ist  dem 
Umstände  RechDUng  zu  tragen,  dass  die  Insol- 
venzen vielfach  ohne  jedes  Dazwischentreten 
des  Gerichts  durch  einen  privaten  Vergleich 
des  Schuldners  mit  den  verem igten  GlSubigeni 
ihre  Erledigung  finden. 

Wenn  ancn  die  aus  den  genannten  Tliat- 
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Sachen  entspringeiKlen  Mängel  der  Stntistik 
nach  mehreren  Richtungen  hin  eich  als  stitrend 
erweisen  und  wohl  kaum  yOWig  zu  beseitigen 
sein  werden,  so  kann  dennoch  unsere  Statistik, 
namentlich  was  den  zeitlichen  Verlauf  der  Kon- 
kursfrequenz anbetrifft,  von  grosser  sympto- 
matischer Bedeutung  sein.  Freilieb  ist,  um 
die  Untersuchung  fruchtbringend  zu  gestalten, 
ausser  der  Zahl  der  Konkurse  die  Kenntnis 
weiterer  Einzelheiten  derselben  erforderlich. 

Za  diesen  gehlirt  in  erster  Linie  die  handeh- 
rechtlicbe  Stellung  und  der  Beruf  des  Schuld- 
ners. Hau  kann  aus  solchen  Angaben  ein  Urteil 
gewinnen  Aber  die  Zweckmässigkeit  der  ver- 
schiedenen Untern ehmungsformen  und  die  Lage 
der  einzelnen  Erwerbszweige,  unter  Umstanden 
ancb  wohl  Itber  die  SoliditJtt  der  Geschäfts- 
bräuche. Schwierig  ist  die  Seantworlung  der 
wichtigen  Frage  nach  den  Ursachen  der 
Konkurse.  Einer  direkten  Ermittelung  steht 
nicht  nur  der  Umstand  im  Wege,  dass  «ich  die 
wahren  Ursai-hen  vielfach  der  Feststellung  ent- 
ziehen, sondern  ancb  der,  dass  häufig  mehrere 
Ursachen  zneleich  wirksam  gewesen  sind,  in- 
dem, z.  B,  dieses  oder  jenes  Ereignis  zwar 
BchliesHlicb  den  Sturz  herbeigeführt  bat,  die 
misslicbe  l<age  aber  bereits  länger  bestanden 
hat  und  auf  andere  Ursachen  znrlickzuf Uhren 
ist.  Insofern  als  gewisse  Ursachen  namentlich 
bei  Neugründungen  von  Geschäften  eine  Rolle 
spielen  [z.  B.  leichtsinniges  Kreditgehen  und 
-nehmen,  mangelnde  Kenntnis  der  Gescbäfte- 
branche),  kann  man  ihnen  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  durch  die  statistische  Ermittelung 
des  Alters  des  Geschäfts  Rechnnug  tragen. 
Da  die  Ueherspannung  der  Kredite erhältniase 
In  ihren  Üblen  Folgen  beim  Jahresbeginn  be- 
sonders stark  hervorsutreten  pfl^t,  so  erscheint 
es  wünschenswert,  die  Verteilung  der  Konkurs- 
eröffnungen auf  die  einzelnen  Monate  des 
.Tabres  ersirhtlicb  zu  machen.  Was  die  in  den 
Beträgen  der  Aktiva  und  Passiva  sich  aus- 
drückende GrSsse  der  Konkurse  anbetrifft, 
so  ist  dabin  zu  streben,  bereits  gleich  nach  Er- 
Offnnng  des  Verfahrens  jene  Summen  festzu- 
stellen, uu  diese  Angaben,  kombiniert  mit  den 
sonstigen  Einzelheiten  der  eröffneten  Konkurse 
zu  weiteren  Untersuchungen  verwerten  und 
insbesondere  auch  die  durch  die  Konkurse  der 
Volkswirtschaft  zti gefügten  Verluste  ermessen 
zu  htinnen.  Selbstverständlich  kann  es  sich 
hierbei  nur  nm  vorläufige  Feststellungen  handeln, 
die  bezüglich  der  Aktiva,  deren  Bestand  über- 
dies mit  Vorliebe  mOglicbst  optimistisch  be- 
urteilt zu  werden  pflegt,  vor  ihrer  thatsäch- 
lichen  Reallaiemng  kaum  mehr  als  Schätzungen 
sein  werden. 

Von  anderen  Gesichtspunkten  ans  sind  die 
finanziellen  Ergebnisse  der  beendeten 
Konkurse  zu  beurteilen,  zumal  wenn  man 
ancb  auf  die  Art  der  Beendigung  Rück- 
sicht nimmt.  Die  rechtliche  Qnalitilt  der  nun- 
mehr genau  festgestellten  Aktiva  und  Passiva, 
insbesondere  auch  die  Kosten  des  Verfahrens, 
das  Deck ungs Verhältnis  und  die  Hübe  der  zur 
Verteilung  gelangten  Dividenden  verdienen  eine 
eingehende  Darsleilung,  derart,  dass  die  flnan- 
zielle  Abwiclteinng  dabei  raiigliehst  ühersicbt- 
lich  zur  Anschauung  gelangt.  Dies  ist  die 
Quelle,  welcher  das  wertvollste  Material  für  die 
Beurteilung  der  Zweckmässigkeit  der  bestehen- 


den Konk Ursgesetze  nach  der  wirtschaftlichen 
Seite  ZU  entnehmen  ist,  namentlich  wenn  hier- 
mit auch  nähere  Angaben  über  die  Dauer 
des  Verfahrens  verbunden  werden ,  ans 
denen  sich  ergiebt,  wie  lange  das  beteiligte 
Kapital  der  freien  Verwendbarkeit  entzogen  ist. 
Endlich  ist,  besonders  zum  Zwecke  der 
Verivertung  des  Materials  für  volkswirtschaft- 
liche Betrachtungen,  wünschenswert,  dass  das- 
selbe nach  räumlichen  Gesichtspunkten  ge- 
gliedertwird und  die  wichtigeren  Nach  Weisungen 
für  die  einzelnen  Landesteile  sowie  für  die 
grösseren  Städte  gegeben  werden, 

Ungofährin  dem  hier  angedeuteten  Ümfeiigo 
ist  die  amtliche  Koukursstatiglik  seit  kurzem 
im  Deutselicn  Rciclie  ausbildet  worden,  und 
es  findet  dabei  namentlich  auch  die  volks- 
wirtschaftliche Seite  der  Statistik  gebfllirende 
BerOek sichtigling,  was  dem  Umstände  mit 
zu  verdanken  ist,  dass  hier  die  Konkurs- 
statistik selbständig  geijflegt  wird.  Letzteres 
gilt  auch  ftlr  England,  wäJirend  In  den  an- 
deren Ländern  unsere  Statistik  einen  Be- 
standteil der  amtlichen  Justizstatistik  bildet. 
Als  solche  hat  sie  vielfach  eine  gute  Aus- 
bildung erlmlteu  und  reicht  teilweise  zeit- 
lich weit  zurück,  so  dass  die  Entwickelniig 
der  Verhältnisse  eine  Reihe  von  Jahrzehnten 
hindui-ch  verfolgt  werden  kann,  was  diesen 
Statistiken  einen  besonderen  Wert  verleiht, 
I  wohingegen  die  deutsche  Statistik  erst  seit 
■  wenigen  Jahren  eine  eingehende,  einheit- 
liehe Behandlung  erfährt.  In  den  Vereinigten 
Staaten  von  Anierika,  denen  es  an  jeder 
amtlichen  Konk ui'sstatistik  mangelt,  wird  die- 
selbe durch  sehr  brauchbare  private  Ennit- 
teliiiigen  ersetzt. 

Nachstehend  werden  einige  Hauptdaten 
für  diejenigen  grösseren  Staaten  mitgeteilt, 
welclie  Ober  eine  einigermassen  volLständige 
Statistik  verfügen.  Bei  den  ausländischen 
Staaten  bescliränken  wir  uns  dabei  in  der 
Hauptsache  auf  die  Angabe  der  Zahl  der 
eriSffnetcD  Verfahren,  da  die  sonstigen  Er- 
gelinisse  ohne  nälieres  Eiiigelieu  auf  Einzel- 
lieiten  geringeres  Interesse  bieten. 

IL  Statistik  der  Konkurse  In  den   ein- 
zelnen Staaten. 

1.  Deutsches  Reich.  Aus  älterer  Zeit 
liegen  nur  unvollständige  Daten  aus  einer 
ReilievonEinzelstaaten  vor;  dieselben  können 
hier  nielit  niitgeteilt  wertlen.  Die  mit  dem  1. 
Oktober  187Ö  in  Kraft  getretene  Reichskon- 
kiirsordiiung  vom  10.  Februar  1S7T  führte  auch 
eine  einheitliehe  Statistik  der  Konkurse  her- 
bei, und  zwar  als  Bestimdteil  dorReicliSJustiz- 
statistik.  Letztere  entliält  Angaben  über  die 
Zahl  der  jälirlich  eröffneten,  beendigten  und 
schwebenden  Verfahren,  die  Art  der  Been- 
digung, die  Wiederaufnahme  derselben,  das 
Vorhandensein  eines  Gläubigcrausschiu'sies 
und  die  handeisreclitliehe  tju^tät  des  (üläti- 
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bigGFS  un<l  stellt  eich  somit  im  wesentlichen 
nur  als  BestaudteÜ  der  aUgcmeinen  Statistik 
der  Oerichtsgeschäfte  dar.  Mit  Rücksicht  | 
auf  die  UnziiliUiglichkeit  dieser  Statistik  hat 
das  Kaiserliche  Statistische  Amt  alsdann, 
und  zwar  zuerst  für  das  Jahr  1S91  eine 
eigeae  Konkiirsstatistik  hauptsftchlich  nach 
volkswirtschaftlichen  (Gesichtspunkten  bear- 
beitet. Hierzu  -wurden  die  im  Deutschen 
Reichsanzeiger  regelmässig  erscheinenden 
TeröEfentlichungen  über  die  gerichtlichen 
Eröffnungs-,  Äufhcbimgs-  und  Einstellungs- 
besohlüßse  benulzt  wobei  die  Angaben  oer 
Konkursgerichte  zunächst  auf  ZählKarten  zu 
übertragen  waren.  Auch  in  sonstiger  Hio- 
sicht  weicht  diese  neuere  Ermittelung  von 
der  justizstatistischen  Erhebung  ab,  so  dass 
die  beiderseitigen  Ergebnisse  nicht  ohne 
weiteres  Tergleichbar  sind.  Ihren  ausge- 
sprochenen Zweck,  als  Material  für  die  so- 
zialwissenschaftliche Forschung  zu  dienen, 
suchte  die  neuere  Statistik  insofern  zu  er- 
füUen,  als  die  Konkurse  getrennt  nach  der 
Berufs-  und  Gewerbeangehörigkeit  der  Ge- 
meinschuklner  und  zwar  im  Anschluss  an 
die  Gruppierung  der  deutschen  Bemfs-  und 
Qewcrbezählung  nacbgcwie^en  werden  und 
ferner  nicht,  wie  bei  der  Reiehsjustizstatislik, 
die  Gerichtsbezirke,  sondern,  entsprechend 
dem  Verfahren  bei  <ler  sonstigen  amtlichen 
Sozial-  und  WirlBchaEtsstatistik,  die  politi- 
schen Verwaltuugst-ezirke  der  Staaten  der 
ßrtliehen  Verteilung  zu  Grunde  gelegt  sind. 
Im  übrigen  erstrecken  sich  die  Xaehwei- 
sungen  auf  die  eröffneten  Konkurse  (auch ' 
nach  den  Monaten  der  Eröffnung),  die  be- 1 
endeten  Konkurse  (auch  nach  Dauer  und 
Art  der  Beendigung)  und  die  schwebenden 
Konkurse ;  diejenigen  der  Handelsgesell-  ■ 
Schäften  und  der  Genossen  schatten  werden  1 
noch  besonders  nachgewiesen.  Durch  Kom- 
bination jener  ver8<'-hiedenen  Gesichtspunkte  I 
liess  sich  ein  reich  gegliedertes  Jlaterial  I 
gewinnen,  welches  in  obiger  Vollständigkeit 
mdes  nur  für  die  Jahre  1^91  und  mü'J  be- 
arbeitet worden  ist.  Für  die  folgenden  Jahre, 
1893  und  1894,  rousste  von  der  Aufstellung 
der  Konkurse  nach  Berufs-  und  Gewerbe- 
klasscn  Abstand  genommen  werden,  nach- 
dem man  sich  inzwischen  davon  überzeugt 
hatte,  dass  die  Berufsangaben  für  solche 
Unterscheidungen  nicht  hinreichend  zuver- 
Ussig  waren.  Ueheitlies  waren  weitci^hende 
Verglcichungen  bei  dem  Fehlen  einer  neueren 
allgemeinen  Beriifszählung  nicht  auszuführen. 
Da  ferner  die  Grundlage  der  Statistik  (die 
Bekanntmachungen  im  ficichsanzeiger)  eine 
Beantwortung  der  wichtigen  Frage  nach  der 
finanziellen .  Beschaffen iieit  der  Konkurse 
dauernd  ausschloss,  so  konnte  die  Statistik 
nach  der  von  Anfang  an  in  den  Vordergrund 
gestellten  volkswirtschaftlichen  Seite  hin 
nicht  mehr  befriedigen. 

BandwSrterbach  der  StaaUwInieEBcbftflen.    Zweit« 


Unter  solchen  Umständen  muss  es  als 
erfreulich  bezeichnet  werden,  dass  der  Bun- 
desrat in  Verfolg  einer  seitens  des  Reichs- 
tages gegebenen  .Anregung  unterm  29.  No- 
vember 1894  Bestimmungen  über  die  Her- 
stellung einer  deutschen  Konkursstatistik  auf 
völlig  neuer  Grundlage  erliess.  Die  Erhe- 
bung geschieht  vermittelst  zweier  von  den 
einzelneo  Amtsgerichten  ausznfiUlenden  Zähl- 
karten, von  denen  die  eine  für  ein  Konkurs- 
vei-^ren  bis  zum  Beschluss  über  die  Er- 
öffnung, die  andere  für  ein  eröffnetes  Kon- 
kursverfahren bis  zur  Aufhebung  oder  Ein- 
stellung bestimmt  ist.  Jene  Kai-te  enthält 
Fragen  über  den  Benifs-,  Erwerbs-  oder 
Geschäftszweig  des  Gemeinschiddners,  den 
Antrag  auf  Eonkursoröffnung  (insbesondere 
auch  ob  abgewiesen  wegen  ungenügender 
Konkursmasse)  und  über  den  Zeitpunkt  der 
Eröffnung  des  Verfahrens  (insbesondere  auch 
oh  ausschliesslich  der  Geraeinscbuldner  die- 
selbe beantragt  hat).  Die  zweite  Zählkarte 
berücksichtigt  ebenfalls  die  Berufs  Verhält- 
nisse des  Schuldners,  ferner  die  etwaige 
Bestellung  eines  Gläubigcrausschusses,  den 
Zeitpunkt  und  die  Art  der  Beendigung  des 
Verfahrens,  die  Höhe  der  verschiedenen 
Massekosten,  der  Masseschiddcn,  der  Schul- 
denmasse (insbesondere  die  bevoiTechtiglen 
und  nicht  bevorrechtigten  Fordenmgen),  liier- 
bci  auch  die  Zahl  der  Kon  kursgläubiger, 
ferner  die  Höhe  der  Teihmgsmasse  und  das 
Ergebnis  der  Verteilung.  Damit  siud  die 
Unterlagen  für  eine  berei'htigten  Ansprüchen 
genügende  Konkursstatistik  geschaffen,  und 
die  bisherigen  Ergebnisse  der  mit  dÄn  Jahre 
1895  beginnenden  Statistik  gewähren  einen 
wertvollen  Einblick  in  die  Einzelheiten  joner 
wirtschaftlichen  Krankheitserscheinung.  Mit 
der  Statistik  der  Jalire  1891-94  sind  die 
neuesten  Erhebungen  nicht  völlig  vergleich- 
bar, da  nicht  nur  das  jetzt  gesammelte 
Material  an  sich  zuverlässiger  ist.  sondern 
auch  die  Erhebungsmethode  u.  a.  bezüglich 
dessen,  was  als  ein  Konkursfall  zu  zahlen 
ist,  von  der  früheren  abweicht. 

Von  den  deutschen  Bundesstaaten  hat 
neuerdings  (1893)  Württemberg  eine 
selbständige  konkursstatistische  Erhebung 
veranstaltet  Diesem  Zwecke  dienten  von 
den  Amtsgerichten  auszufilllende  Erhebungs- 
formulare, in  welche  für  die  einzelnen  be- 
endeten Konkurse  die  wichtigeren,  nament- 
lich für  die  volkswirtschaftliche  Seite  in  Be- 
tracht kommenden  Momente  eingetragen 
wurden.  Unter  anderem  wurde  auch  die 
vermutliche  Ursache  des  Konkurses  erfragt. 
Die  Ergebnisse  des  ersten  Jahrzehntes  sind 
Im  statistischen  Landesamt  einer  sehr  ein- 
gehendcH  Bearbeitung  unterzogen  worden. 
Ausserdem  hat  bisher  nur  noch  eine  Ver- 
öffentlichung der  Ergebnisse  von  1893  und 
1894  stattgefunden.  Mit  dem  Jahre  1895 
Auflage.    V.  20 
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beginnt  die  neue  Reichsstatistik  (s.  oben). 
Audi  für  das  Grossher/ogtum  Baden  liegen 
ficlion  seit  ältei-er  Zeit  Anpiben  tlber  den 
Beruf  der  Scluildner,  die-Dauer  des  Ver- 
falirens,  die  Höhe  der  verteilten  Dividenden 
sowie  über  die  Orösso  ()er  Scliuldeu-  und 
der  Teilungsmasse  vor. 

Im  folgenden  sollen  einige  wichtigeve 
Daten  aus  der  deutsehen  Konkiirsstatistik 
mit^teüt  werden.  Xati  der  im  Reichs- 
jiistizamt  bearbeiteten  Geschäft sstatistlk  der 
Gerichte  wurden  Konkursverfahren  anhäugjg 
(a)  bezw.  eröffnet  (ti): 
Jahre        a  b  Jahre        a  b 

1881  6  J22  5  25i     1886   5  giz  4  789 

1882  5904  4821     1887   5963  4897 

1883  5  649  4  688     1888   6357  5  316 

1884  5  347  4  370     1889   6  490  5  263 

1885  5  7*8  4  627     1890   7  321  5  936 

Die  Ergebnisse  der  folgenden  Jahre 
können  hier  unberücksichtigt  bleiben. 

Die  hei-ondere  Reich skonkm-sstatiatik  der 
Jahre  1891—94  hat  ergeben: 

T.h-o         erJiffDete  Konkurse  beendete 

•"^^^  absolut    anflOOOOOEinw.  Ubei-hanpt 

189X  7623  15,3  6159 

1892  7684  15,3  7037 


Die  neueste  Konkursstatistik  hat  ergeben 

Tah«.  ^^^^  Konkurse  beendete 

''^""'      im  gansen  eröffnete       Konkurse 


7111 

Ö431 

636* 

6  190 

6997 

6358 

6077 

7364 

6737 

63^5 

Es  wurde  schon  oben  bemerkt,  dass  die 
verschiedeaartigen  konkursstatistischeo  Er- 
hebungen im  Deutschen  Reiche  nicht  völlig 
mit  einander  vercleichbar  sind.  Im  ganzen 
lassen  aber  die  Zahlen  doch  erkennen,  dass 
mit  der  fortschreitenden  wirtschsrftlichen 
Entwickelung  auch  die  ungünstigen  Begleit- 
erscheinungen eines  gesteigerten  Kredit  Ver- 
kehrs sich  geltend  machen. 

Im  Jahre  1Ö98  wurden  unter  den  7364 
neuen  Konkursen  bei  627  die  bezüglichen 
Anträge  auf  Konkurseröffnung  wegen  Mangels 
an  Uaese  abgewiesen,  so  dass  nur  6737  er- 
öffnet wurden ;  bei  4224  der  letzteren  war 
die  KonkiuTäeröffnnng  ansscUiesaUcli  vom 
Gemeinschuldner  beantragt  worden.  Die 
Summe  der  bei  den  beendigten  Konkursver- 
fahren beteiligten  Konkursforderungen  be- 
trug 195,7  Millionen  Mark;  davon  entfielen 
3,9  Millionen  Mark  auf  die  bevorrechtigten 
und  191,8  Millionen  Mark  auf  die  nidit  be- 
vorrechtigten Fordenin  gen.  Es  waren  259  242 
Konfcnrsgläubiger  vorh^iden;  die  vorhandene 
Teüungsmasse  betrug  53,5  Millionen  Mark; 
die  ausgefallenen  Beträge  der  nicht  bevor- 


recliligten  Konkursforderungen  sind  auf  153,1 
Millionen  Mark  festgestellt  worden.  Fflr  eine 
Reihe  von  Fällen  fehlen  die  Angaben. 

Was  die  Ai't  der  Beendigung  der  Konkni-s- 
verfahren  anbetrifft,  so  wurden  von  den  im 
Jahre  1898  überhaupt  beendeten  6325  Ver- 
fahren 418-S  dnrch  Schluss Verteilung ,  1571 
durch  Zwangs  vergleich,  148  wegen  allge- 
meiner Einwüligung  und  423  wegen  Nichtvor- 
handenseins einer  den  Kosten  des  Verfallrens 
entsprechenden  Konkursmasse  beendet. 

Bezüglich  der  Dauer  der  beendeten  Ver- 
fahren ist  zu  erwähnen,  dass  im  Jahre  1898 
beendet  wurden  nach  einer  Daner  von  unter 
1  Jahr  4214  oder  66,6  %,  nach  einer  solchen 
von  1  bis  2  Jahren  1370  oder  21,7  */o,  nach 
einer  solchen  von  2  bis  3  Jahren  390  oder 
6,2**/o,  nach  einer  solchen  von  3  bis  4  Jahren 
175  oder  2,8%,  nach  einer  solchen  von  4 
bis  5  Jahren  79  oder  1,2"/»»,  nach  einer 
solchen  von  5  bis  10  Jahren  86  oder  1,3 "0 
imd  nach  einer  solchen  von  10  und  melir 
Jahren  11  oder  0,2%.  Natiu^mftss  führen 
die  dui-ch  Zwangsvergleich  beendeten  Ver- 
fahren im  allgemeinen  rascher  zur  Erledi- 
eimg  als  die  durch  Schlnssverteilung  been- 
deten; während  von  den  ersteren  1301  oder 
82,8  "/o  eine  Dauer  von  unter  1  Jahre  hatten, 
entfielen  von  den  letzteren  2467  oder  nur 
59,0  "/o  auf  diese  Gruppe. 

Nach  der  Höhe  der  SchiUdenmasse  gnip- 
pieren  sich  die  im  Jahi«  1898  beendeten 
Konkursverfahren  in  nachstehender  Weise. 
Es  liatten  eine  Schuldenmasse  -von,  luiter 
5000  Mark  1586  oder  25,3%,  eine  solche 
von  5  bis  10000  Mark  1409  oder  22,5%,  eine 
solche  von  10  bis  20{m:i0  Mark  1343  oder 
21,4%,  eine  solche  von  20  bis  50000  Mark 
1168  oder  18,6%,  eine  solche  von  50  bis 
100000  Mark  421  oder  0,7  "/o,  eine  solche 
von  100  bis  500000  Mark  303  oder  4,8%, 
eine  solche  von  500000  bis  1  Million  Mark 
23  oder  0,4%,  endlich  eine  solche  von  1 
Million  Mark  imd  mehr  16  oder  0,3%.  Es 
zeigt  sich  also,  dass  die  kleineren  Konkurse 
bei  weitem  überwiegen.  (Vgl.  hierzu  die 
Schlussbetrachtung  unten  sub  7.) 

Ueber  das  finanzielle  Ei^bnis  der  im 
Jahre  1898  beendeten  Konkiu:sverfahren  ist 
folgendes  zu  bemerken.  Von  den  6325  be- 
endeten Verfahren  war  das  Ei-gebnis  der 
Verteilung  in  6157  Fällen,  nachgewiesene 
Masaesohnlden  waren  in  2391,  bevorrech- 
tigte Forderungen  in  961  Fällen  nicht  vor- 
himden.  Die  Masseschnlden  wurden  in  3909 
Fällen  mit  100%,  in  15  mit  unter  100  bis 
50%,  in  10  mit  50%  und  darunter  gedeckt. 
Die  Massekosten  wurden  in  6039  Fällen  mit 
100%,  in  61  mit  unter  100  bis-ttber  50%, 
in  54  mit  50  "/o  imd  darunter  gedeckt.  Auf 
die  bevorrechtigten  Forderungen  entfielen 
in  4984  FäUen  100%,  in  87  unter  100  bis 
über  50%  und   in  293  50%  und  darunter. 
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Die  nicht  bevorrechtigteo  Fordeningen  ^ir- 
den gedeckt  in  102  (1,7  »/o)  Fällen  mit  100  "h, 
in  404  (6.5  «/o)  Fällen  mit  unter  100  bis  llber 
60  0/»,  in  39ft  (6,5  «/o)  Fällen  mit  50  bis  Über 
40''/o,  in  656  (10.6«'o)  Mien  mit  40  bis 
über  30%,  in  1141  (18,6o/o)  MIen  mit  30 
bis  über  '20%,  in  1518  (24.7  «/o)  Fällen  mit 
L>0  bis  über  10  "/o  und  in  1432  (28,2%)  mit 
loo/e  und  weniger;  in  506  (8,2 "/o)  FäUen 
blieben  die  Forderungen  ungedeckt;  zu- 
sammen 61.")7  Fälle. 

Wegen  näberer  Einzelheiten  über  die 
Ergebnisse  der  Statistik,  insbesondere  auch 
aber  die  Kosten  des  Verfahrens  und  die 
Berufastellung  der  Gemeinachiüdner  sowie 
über  die  Verteilung  der  Xonkurse  auf  Staaten 
imd  Landesteilo  muss  an  dieser  Stelle  auf 
die  ausführlichen  Mitteilungen  der  amtlichen 
Veröffentlichungen  (s,  Litteratiir)  vepAiesen 
werden. 

2.  Oesterreich.  Die  österreichische 
Statistik  liefert  namentlich  über  die  Art  der 
Erledigung  des  Verfahrens  eingehende  Nach- 
weise. DanebenfindenauchdieBenifsstelluog 
des  Schuldners  und  das  finanzielle  Ergebnis 
des  Verfahrens  eingehende  Berücksichtigung. 
Die  ordentlichen  und  die  kaufmännischen 
Konkurse  werden  getrennt  gehalten.  Es 
wurden  in  Oesterreidi  durchschnittlich  jähr- 
lieh bezw.  jahrlich  Anträge  auf  Konkurser- 
öffnung eingebracht: 
ahre  ordentl.  Verf.  kaufm.  Verf.  zaBamioen 
504  3  935 

508  3  667 

463  4  273 

49»  4  906 

S4I  5  173 

4  956  508  5  464 


5417 
5763 
62S0 


4  956 
4781 

2  4862  5S5 

3  5 198  565 
*  S  703  577 
5  6 183  508 
Die  Zahl   der  Anträge    ist    namentlich 

beim  ordentlichen  Verfahren,  ganz  beträcht- 
lich grOeser  als  die  der  eröffneten  Konkurse. 
weil  sehr  viele  Anträge  zurückgewiesen, 
zurückgezogen  oder  sonst  erledigt  wurden, 
Dnter  den  zurückgewieseueu  Anträgen  ver- 
dienen diejenigep  besondere  Beachtung, 
welche  nach  §  66  der  K.O.  wegen  zu  geringer 
Aktiva  oder  wegen  Vorhandenseins  nur  eines 
Olftubigera  zurückgewiesen  werden  mussten : 
sie  sind  der  nachslehendea  Uebersicht  bei- 
gefügt worden, 

Me  Wirkung  der  Krisen,  namentlich  auch 
diejenige  der  siebziger  Jahre,  tritt  aus  diesen 
Zahlen  deutlich  hervor.  Beachtenswert  ist, 
dass  die  Zahl  der  zurückgewiesenen  Antrftge 
neuerdings  stark  gestiegen  ist. 

8.  tiroBabrltaanlen  nod  Irland,  a) 
England.  Die  englischen  Berichte,  welche 
von  dem  staatlichen  Aufsichtsbeamten  in 
Eonkursangelegenheiten ,     dem  .   Inspcctot^ 


(Oesterreich) 


*  ordtl. 

kaufm. 

ZUH. 

Anträge 

P 

1871 

573 

1872 

588 

1873 

916 

1874 

1088 

1875 

1381 

1876 

195 

580 

'  775 

918 

3*93 

1877 

046 

331 

1377 

538 

191S 

1878 

948 

386 

'334 

618 

195« 

1879 

743 

306 

1048 

669 

1717 

1880 

706 

365 

973 

672 

1644 

1881 

77S 

271 

1046 

592 

1638 

1882 

736 

397 

1033 

720 

1753 

1883 

7*7 

346 

973 

800 

I  773 

1884 

813 

280 

1093 

638 

I  731 

1885 

775 

308 

1083 

525 

1608 

18S6 

718 

Z45 

963 

625 

1588 

1887 

8Z2 

168 

1090 

788 

1878 

1888 

934 

379 

1213 

769 

1983 

1889 

865 

252 

I  117 

Soi 

1918 

1890 

847 

278 

1  135 

903 

3028 

1891 

807 

345 

1053 

870 

1933 

1892 

839 

33S 

1074 

929 

2003 

1893 

827 

264 

1091 

1041 

2133 

1894 

735 

236 

961 

'33a 

3293 

1896 

714 

304 

918 

..^4 

3401 

General  in  bankruptcy  (bis  znm  Jahre  1883 
hiess  er  Corapfrolter  in  bankruptcj'),  redi- 
giert werden,  enthalten,  in  Anerkennung  der 
Bedeutung  unserer  Statistik  für  die  Beur- 
teilung der  wirtschaftlichen  Verhältnisse, 
namentlich  auch  über  die  neu  eintretenden 
InsolvenBen  reiches  Material.  Die  Aktien- 
gesellschaften, welche  der  Bankruptcj'  Act 
nicht  unterstellt  sind,  bleiben  auch  von  der 
Statistik  unberücksichtigt.  Femer  ist  der 
englischen  (und  der  irisclien)  Statistik  eigen- 
tümlich, dass  die  Eröffnungsbeschiüsse 
(receiving  Orders)  sogleich  nach  der  Art  des 
eingeschlagen  enVerwaltnngsverfahre  08  gnip- 
piert  werden,  über  welches  bereits  in  der 
ersten  Gtäwbigerversammlung  Beschluss  zu 
fassen  ist.  Die  amtliclien  Nachweise  unter- 
scheiden im  Anschlnss  an  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  drei  Arten  von  Ifonkursen : 
die  eigentlichen  Konkurse  (adjudication),  die 
Liquidationen  (schemes  of  arraugement  und 
liquidations  bv  arrangement)  und  die  Ver- 
gleiche (compositions).  Im  Nachstehenden 
sind  die  Konknrw,  welche  1984  noch  nach 
dem  älteren  Rechte  (&.  v,  1869)  behandelt 
sind,  mit  a,  die,  welche  1884  schon  nach 
dem  neueren  Rechte  (G,  von  1883)  behandelt 
sind,  mit  b  bezeichnet  Die  neu  eröffneten 
Verfahren  verteilen  sich  folgendermassen : 
S.  die  Tabelle  S.  308. 

Hierzu  tritt  noch  eine  geringe  Zahl  von 
Nachlass verwaltungsbeschlossen    (1898   18). 

Die  Zahlen  der  Tabelle  lassen  ertennen, 

dass  die  Gesetzgebung  von  1883  eine  völlig 

veränderte  Lage  geschaffen  hat,  woichein  dem 

bedeutende  Kilckgang  der  Gcaamtzahl  der 

20* 
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Konkurs  (Statistik) 


1870  13S"  ''"SS   1616 

1871/75  996  3  878   a  408    7  282 

1876/80  1 035  5  859   3  838   10  73a 

1881  loos  5216   3506    9737 

1882  995  4679   3367    904' 

1883  1046  4571   2938    85SS 
a:  I  a  ^3  4»9 

ab  2935  56 

-Izu8.  2998  485 

1885  3  96s 


269    3  260 


1887 


1891 


4566 


4150 


31 


4635 
4874 
4762 


1893  480s 

1894  4702 

1895  4349 

1896  4109  13  31         4153 

1897  4032  8  34        4074 

1898  4247  3  42        429a 

Fälle  und  in  dem  veränderten  Dumeriachen 
Verhältnis  der einKelneuKonkursrerwaltungs- 
verfahren  zu  einander  ihren  statistischen 
Ausdruck  findet  Der  Umschwung  erklärt 
sich  in  erster  Linie  aus  der  Beseitigung  der 
aussergericht liehen  Lirjuidationen  und  Ver- 
gleiche und  ans  dem  neuerdings  eingeführten 
strengeren  Verfahren  gegenüber  den  Schuld- 
nern, welches  eine  beträchtliche  Vermehrung 
der  eigentlichen  Konkurse  im  Gefolge  gehabt 
hat.  vielleicht  wird  auch  ein  mittolbarer 
Zweck  des  nenen  Gesetzes,  die  gewerblichen 
Kreise  zu  grSesorer  Vorsicht  beim  Kredit- 
nehmen  und  -geben  anzuspornen ,  einiger- 
massen  erreicht  und  dadurch  gleichfalls  eine 
Verminderung  der  Konkurse  herbeigeführt 
sein.  Wie  sehr  eine  sorglose  KreditgewRlirnng 
den  wirtschaftlichen  Zusammenbruch  be- 
günstigt, zeigen  auch  die  giilen  (ieschäfts- 
jahre  bis  187ü  recht  deutlich.  Die  Gesamte 
zahl  aller  Konkui^  betnig  nämlich  1S71 
6280,  1872  6835,  1873  7489,  1874  7i)19, 
1875  7889,'  1876  9249,  1877  9533,  1878 
11450,  1879  13132  und  1880  10298.  Seit 
1870  hat  dann  die  hereinbrechende  schwere 
Krisis  den  Ruin  der  Widerstandsunfähigen 
beschleunigt,  und  die  folgen  der  Ueber- 
spekulation  treten  immer  mehr  zu  Tage. 

Was  die  neuere  Zeit  anbetrifft,  so  kann 
nicht  bezweifelt  werden,  dass  die  Beseitigung 
der  aussergerichtlichen,  aber  bis  zum  Jahre 
1883  der  Bankniptcy  Act  von  1869  unter- 
stellten Liquidationen  und  Vergleiche  die 
Folge  gehabt  hat,  dass  die  Zahl  der  ohne 
jede  Mitwirkung  der  Behörden  zwischen 
Gläubigern  und  Schuldnern  abgeschlossenen 
Vergleiche,  der  sogenannten  pnvate  arrange- 
ments,  beträchtlich  gestiegen  ist.  Früher 
uncrmittelt  geblieben,  müssen  dieselben  nun- 
mehr auf  Grund  der  Deeds  of  Arrangement 


Act  vom  16.  September  1887  registriert 
werden.  Nachstehend  wird  dereu  Z^  sowie 
die  durch  Addition  derselben  zu  obigen  sämt- 
lichen Konkursen  berechnete  Zahl  der 
Zahlungseinstellungen  überhaupt  mitgeteilt 
Jahre        Priv.  Vergleiche        ZahlnngBeinatell. 

1888  34«  8321 

1889  3  337  7857 

1890  3097  7108 

1891  3  008  7  224 

1893  3  333  7  9^8 

1893  3938  8813 

1894  3894  8656 

1895  3  462  7  858 


1897 


3271 
320g 
3246 


7282 


Im  ganzen  liaben  hiernach  die  Zahlungs- 
einstellungen gegenüber  der  Zeit  vor  1884 
abgenommen.  Eine  Stoigonmg  der  Konbiu's- 
fälle  zeigt  sich  Mitte  der  achtziger  und  zu 
Beginn  der  neunziger  Jahre. 

Die  finanziellen  Verhältnisse,  über  welche 
die  englische  Konkursstatistik  gleichialls 
eingehend  ereNach  weise  veröff entli  Mt,  m  üssen 
hier  unberücksichtigt  bleiben. 

b)  Schottland  und  Irland.  In 
Schottland  betrug  <lie  Zahl  der  neu  eröff- 
neten Konkurse 

1870  5SS  1878  717  1886  450      1894  341 

1871  490  1879  1 077  1887  444      1895  356 

1872  368  1880  582  1888  442      1896  317 

1873  391  1881  450  1889  388      1897  278 

1874  382  1882  452  189U  339      1898  282 

1875  441  1883  342  18Ö1  348 

1876  4S2  1884  406  1892  346 

1877  543  1885  3^2  1893  356 

Der  zeitliche  Verlauf  zeigt  Ueberein- 
stimmuug  mit  den  englischen  Verhältnissen. 

Die  Angaben  über  die  Konkiu-se  in  Irland 
reichen  nur  bis  zum  Jahre  1887.  In  der 
Zeit  von  1880—1887  \STirden  dort  durch- 
schnittlich jaiirlich    515  Konkurse  ei-ötfnet, 

4.  li'rankreich.     Dieser   Staat   verfügt 
bereits  seit  mehreren  Jahrzehnten  über  eine 
sehr  vollständige  und  gleichartige  Statistik, 
aus  der  wir  folgendes  hervorhoben: 
Jabre  Konkurse  Jahre  Konkurse  Jabre  Konkm^e 

1840  2618      1857      3983       1874       5596 

1841  2  514      1858      4  330       1875       5  361 
184:ä       2419      1869      3899       1876       5193 

1843  3  07 1  1860  4  04 1  1877  5  480 

1844  3  Ol  I  1861  4  862  1878  6  021 

1845  3  447  1862  s  390  1879  6 174 
1816  3  795  1863  4  45°  1880  6295 

1847  4762  1864  4642  1881  6795 

1848  3  532  1866  4  839  1882  7  061 

1849  3  »23  1866  5  198  1883  6  966 

1850  2135  1867  5581  1884  7719 

1851  2305  1868  5831  1885  8024 

1852  247S  1869  6040  1886  8759 

1853  2671  1870  3987  1887  8126 
1864  3691  1871  3019  1888  7  754 

1855  3S40      1872      5306 

1856  3717      1873      5508 
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Von  1889  ab  aincl  neben  den  eigentlichen 
Konkursen  nocli  die  durch  das  G.  v,  4.  März 
1889  eingeftlhrten,  auf  einen  Vergleich  hin- 
zielenden Liquidationen  zu  berücksichtigt 

Jahre    Konkurse     Liquidationen      zasatnmen 

1889  ?  ?  965<> 

1890  6osa  2516  8568 
18S1  5826  8  753  8578 
1892           5882                2703  8585 

i6i  9166 


6305 
6033 

6061 


2562 


8623 


Dass  die  £nt«'ickelung  der  französischen 
Volkswirtschaft  eine  andauernde  Tendenz 
ziu"  Vermehrung  der  Konkurse  bekundet, 
hat  als  eine  natürliche  Folge  des  wachsen- 
den Verkehrslebens  nichts  Ceberraschendes. 
Der  normale  Eutwickelnngsgang  erleidet 
indessen  im  einzelnen  melirfac^e  starke 
ün  terbrechungen , 

Zueret  in  dem  Teuenings-  und  Notjahre 
1847,  in  welchem  die  Konkurseröffnungen 
Stark  zunehmen,  um  dann  ebenso  plötzlich 
wieder  zurückzxigehen.  Dieser  Kfickgang 
erreicht  mit  dem  Jahre  ISTiO,  wo  infolge 
der  politischen  Ereignisse  das  Geschäfts- 
leben  gänzlich  ins  Stocken  geriet,  seinen 
tiefsten  Stand.  Die  aufstrebende  Bewegung 
der  folgenden  Jahre  (Periode  der  Handels- 
verträge und  der  Eisenbahnanlagen)  ver- 
mochte die  Krisis  von  1857  nur  vorüber- 
gehend zu  hemmen.  Die  wachsende  Grttn- 
dungs-  und  Spekulation shist  steigerte  dann 
die  Zahl  der  honkurse  derart,  dass  im  Jahre 
18<i9  die  stärkste  bisher  erlebte  Freij^nenz 
erreicht  wurde.  Die  beiden  Kriegs] alire 
brachten  einen  zwar  nur  vorQbergehenden, 
aber  überaus  kräftigen  Rückschlag  (Mora- 
toriengeeetze  v.  22.  Aprii  und  6.  September 
1871).  Von  der  in  den  siebziger  Jahren  im 
übrigen  Europa  herrschenden  GeschäftskrisiB 
blieb  Frankreich  bekanntlich  fast  verschont. 
Dagegen  kommt  die  Krisis  von  1882  in  den 
steigenden  Zahlen  der  folgenden  Jahi-e  zui' 
Erscheinung.  Die  französische  Statistik  be- 
handelt ausser  den  finanziellen  Ergebnissen 
des  Verfahrens  auch  den  ßenif  der  Gemein- 
schuldner und  die  Dauer  der  Konkurse. 

B.  Italiea.  Die  Zahl  der  neu  eröffneten 
Konkurse  betrug 


1867 

403 

1878 

S57 

1889 

1868 

487 

1879 

783 

1890 

1869 

499 

1880 

749 

1891 

1870 

570 

1881 

70s 

1892 

1871 

S'3 

1882 

Sil 

1893 

1872 

438 

717 

1894 

1873 

664 

1884 

844 

1895 

1874 

743 

188Ö 

1  106 

1896 

1876 
1876 

s 

1886 
1887 

1310 
1623 

1897 

In  den  70er  Jahren  machte  sich  die  all- 
gemeine europäische  GeschSftshrisis  geltend. 
Zu  <ler  jitngsten  enoimen  Zunahme  der 
Kon  knrsfälle  haben  vermuthch  die  Missemten 
und  die  Stöning  der  Handelsbeziehungen 
mit  Frankreich  wesentlich  beigetragen.  Die 
sonstigen  kleineren  Schwankungen  entziehen 
sich  der  sicheren  Beurteilung, 

Die  italienische  Statistik  beliandelt  auch 
die  finanziellen  Ergebnisse  des  Verfahrens 
und  die  Daner  der  Konkurse. 

6.  Vereinigte  Staaten  vod  Amerika. 
Die  nachfolgenden  Angaben  über  die  Zahl 
der  kaufmännischen  Insolvenzen  (mercantile 
failures)  sind  von  IRHl  ab  den  Veröffent- 
lichungen des  bekannten  Auskunft sbiireaus 
»The  Bradstreet  Company«  entnommen. 


1871 

2915 

1881 

5  9J9 

1891 

"394 

1872 

4069 

1882 

7635 

1892 

10270 

IBia 

5183 

1883 

10299 

1893 

15560 

1874 

5830 

1884 

II  620 

1894 

12721 

1875 

7740 

1885 

11  116 

1895 

13013 

1876 

909a 

1886 

10568 

1896 

15  ua 

1877 

8872 

1887 

9740 

1897 

13099 

1878 

10478 

1888 

10587 

1898 

11638 

1879 

6658 

1889 

11719 

1899 

9634 

4  735 


0673 


Die  kritischen  Perioden  der  siebziger 
und  achtziger  Jahre,  welche  1878  und  1884 
ihren  Höhepunkt  erreichten,  kommen  in  den 
Zahlen  ebenso  zum  Ausdruck  wie  der 
selilei-hte  Geschäftsgang  in  den  neunziger 
Jatiren.  Die  jüngste  Zeit,  in  der  die  Ge- 
schüttsverhältnisse  recht  günstige  gewesen 
sind,  bringt  dann  wieder  einen  betrüehtlichen 
Rückgang  der  Konkursfrequeoz. 

Abgesehen  von  der  eingehenden  Behand- 
lung der  finanziellen  Seite  der  Konkurs- 
statistik liat  das  genannte  Bureau  auch  den 
Versuch  gemacht,  die  Ursachen  der  Konkurse 
zu  ermittein.  Kachstehend  geben  wir  noch 
einige  Zahlen  über  die  Aktiva  und  Passiva 
der  Konkurse. 


Jahre 


Aktiva 


Passiv  ii 


1894 

79755067 

■49  595  434 

148897356 

247  052  343 

1897 

85680946 

72964176 

141  137  117 

60  191  696 

119730593 

Die  vorstehenden  Zahlen  geben  eine  Vor- 
stellung von  den  grossen  Vermin  s  werten, 
welche  in  den  Vereinigten  Staaten  von  den 
Konkursen  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurden, 
Hit  der  Zahl  der  Konkurse  sind  neuerdings 
auch  die  Werte  zurückgegangen.  Ebenso 
ui-de  das  DeckungsrerhäJtnis  ein  güns- 
tigeres und  bewegt  sich  innerhalb  des  Durch- 
schnitts normaler  Jahre,  welcher  .">0—r)3''/o  be- 
trägt. 1899  mat'htcn  die  Aktiva  51,8»/o  der 
Passiva  aus,  1898  52,1  %  und  1896  59,9  ".'0. 
Uebrigons  werden  iu  obiger  Konkursstatistik, 
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mit  Ausnahme  der  Baukca,  mir  diejenigen 
ZahlungseliiEteUungen  mitgerechnet,  welche 
eine  Unterliilanz  haben. 

7.  Schlnssbetrachtnng.  Wir  milseen 
es  UQB  versagen,  die  lilcinerea  Staaten  mit 
ausEübrlicherer  Konkurestatistik,  die  Nieder- 
lande, Belgien,  RumAnien,  Norwegen  und 
Dänemark,  zu  denen  neuerdings  auch  die 
Schweiz  getreten  ist,  an  dieser  Stelle  zu 
behandeln.  Um  jedoch  wenigstens  eiuen 
üeberblick  Aber  die  Eonhursfreqiienz  in  den 
einzelnen  Staaten  zu  bieten,  ist  nachstehend 
die  Zahl  der  Konkui-se  und  ilir  Verhältnis 
zur  Bevölkerung  für  alle  diejenigen  Staaten 
aufgeführt,  für  welche  neuere  Angaben  vor- 
liegen. Dabei  wurde  der  Dvirchsehnitt  der 
Periode  1891  95  zu  Grunde  gelegt,  nur  für 
Dänemark  und  Belgien  derjenige  von  1894'95. 

Staaten 

England  nnd  Wales  8  104  3  763 

Norwegen  489  4  089 

Frankreich  S  660  4  446 

Niederlande  >  oiS  4  571 

Vereinigte  Staaten  1379z  5081 

DSnemark  31S  6  707 

Deutachee  Eeioh  7176  7175 

Belgien  684  9356 

Schottland  349  n  747 

Italien  2332  '395' 

Oeaterreicfa  1 019  34<H3 

Der  Wert  dieses  Vergleiches  wird 
dadurch  sehr  beeinti'äclitigt,  dass,  wie 
früher  schon  betont  wurde,  die  eröff- 
neten Eonkiu^e  mit  de»  thatsächlich  einge- 
tretenen Insolvenzen  keineswegs  identisch 
sind,  sondern  je  noch  dein  geltenden  Recht 
des  einzelnen  Staates  der  Zahl  nach  mehr 
oder  weniger  erheblich  hinter  den  letzteren 
zurückbleiben.  Weiterhin  bedingt  der  Cha- 
rakter der  Volkswirtschaft  eines  lindes 
einen  wesentlichen  Unterschied  insofern,  als 
die  Berufskreise  an  den  Konkursen  in  stark 
abweicheudem  Masse  beteihgt  sind.  Bei 
den  Grundeigentümern  dokumentiert  sich 
der  TeiTuBgenaniin  gewöhnlich  in  der  Form 
der  hypoöiekarischen  Verschuldung  mit 
nachfolgender  Zwangsverstcigening  der 
Liegenschaften,  während  andererseits  zah- 
lungsunfähige) Lohnarbeiter  in  der  Regel  der 
einfachen  Pfändung  ausgesetzt  sind.  Schon 
deshalb  mtlssen  die  selbständi^n  Handels- 
und Gewerbetreibenden  relativ  am  häu- 
figsten dem  Konkurs  verfallen.  Nach  der 
deutschen  Konkursstatistik  für  1898  nimmt 
unter  den  einzelnen  BerufEgrujfpen  der 
Waren-  imd  Produktenhandel  mit  39,3  "'0 
sämtlicher  neuer  Konkurse  die  erste  Stelle 
ein.  In  weitem  Äbstuide  folgen  alsdann 
die  Bekleidungs-  und  Bein igungsge werbe 
mit  11,0%,  (fie  Industrie  der  Nahnings- 
nod  OenuBsmittel  mit  10,2**/«,  die  Land- 
imd  Forstwirtschaft  mit  5,9%,  das  Beher- 


bei'gungs-     und    Eniuickuugsgewerbe     mit 
5,9%     und    das    Baugewerbe    mit     4,6%. 
In  der  That   hat  das  häufige  Vorkommen 
dei    Konkurse    In    den    Handelsgewerben 
auch  aus  allgemeinen  Gründen  viel  Wahr- 
scheinhehkeit  für  sich.    Denn  je  geringere 
Anforderungen     an     die    technische    Aus- 
bildung gestellt  werden,  je  leichter  es  ist, 
ohne   genügende   eigene    Mittel    auf    dem 
Wege  des  Kredits  ein  selbständiges  Geschäft 
zu  b^rüuden,  je  bedeutender  der  Einflnss 
von    Konjunkturen  Schwankungen     und     der 
Ani-eiz  zur  Spekulation,  um  so  grösser  auch 
die  Gefahr  des  Zusammenbruches. 
Lttteratur:     VierUljahrthtfU    tur    Slal Utile    dm 
Dfutichen   Seichet,    heraiagtgeben   rom  Knüeii. 
itali»L  Ami,  Jahrg.  isasff.,  Berlin.  —  Für  die 
übrigen  SlofUeJt  Immmen  haupUärMieh    die  fort- 
laufendea       Ver/Iffenllirkungen      dtr      amtliehen 
Jiutialatitlik    in    BetracM.      Einr.    roUttändige 
Btarbeitung    vnd   Würdigung  der  bisherige«  Er- 
gelmitie   der  Konhiritlatitlik  aUrr  Staaten   ver- 
nichte der  Verfauer  dietei  Artikel»  in  dem  Auf- 
laiie:      Die     Krgebnitte     der     Konhiriitatittik, 
Jahrb.    /.    A'oL    u.  Slot.,    III.    folge,    Bd.    *, 
IS91.    —    Rettich,     Ergebnisse    eiatr    banturf 
ilatiititchen    Erhebung    in    WürtUmberg    1SS3 — 
1S9S,  im  Känigl.  etat.  Landeeamt  nach  atnlliehen 
Qtiellen    beaiieitet     (Sonderabdrack     aui     dem 
Wilrllembergierhen  Jahrb.  für  Slot,  und  Landet- 
iundr,    Jahrg.    IS'JS),    Stuttgart   1S93.    —  H.  V. 
Srhttltem-Sehrattetihafen,  Die  Oetelagebung 
über     den     Gläubigerkonkun    vom    Standpunkte 
der    Volkiu'irUchaft,    in    der  ZeiUchr.  für    VöUct- 
trirUehuß,  Soiiatpol.  n.  Vene.,  Bd.  I,  ÄV  iSOg., 


nvcr 


.   Wtrminghaus, 


Konaolidatioii  (von  Schnlden) 

s.  Konversionen   unten  S.  343ff.   und 

Staatsschulden. 


KonsoBtion. 

T.  Die  allgemeinen  Verhältnisg«  der  K. 
(S.  8lOj.  II.  Dag  EonsnmtionBbudget  der  Hans- 
haltang  (S.  316). 


Die  allgemelneD  Verhältnisse  der 
Konsnintion. 

1.  Arten  der  K.  2.  Die  objektive  K.  A. 
Maximum  dea  Genn.ises,  4.  Kapfquoten  der 
K.  5.  Die  privatwirtschattliche  K.  6.  Ver- 
hahuis  von  Produktion  und  Konsumtion. 

1.  Arten  der  K.  Als  Konsumtion  im 
streng  wirtschaftlichen  Sinne  ist  nur 
derjenige  Verbrauch  der  Güter  zu  betrach- 
ten, der  durch  die  zweckgemässe  Verwen- 
dung derselben  veruraacht  wird.  Die  zweck- 
lose Zerstörung  eines  Gutes,   sei   es  durch 
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eine  Naturkmft  oder  menschlichen  Mut- 
willen (wler  Bosheit,  fallt  daher  eigentlich 
nicht  unter  diesen  Begriff;  da  aber  das 
Risiko  einer  solchen  Verniohtimg  zu  den 
(iDiiingftnglichen  Existenzbedingungen  eines 
jeden  Gutes  gehört  und  da  femer  die  Rück- 
wirkung auf  die  Produktion  im  Falle  der 
Zerstörung  dieselbe  ist  wie  bei  der  wirkUch 
wirtBehattlichen  Koiisiimtiou  der  Güter,  so 
eracheint  es  doch  angemessen,  die  erstere 
als  physische  Konsumtion  der  letztei-en 
zur  Seite  zu  stellen.  Dass  die  wirtschaft- 
liche Konsumtion  einesteils  als  persön- 
liche, nämlich  als  Befriedigung  eines  un- 
mittelbaren menschlichen  Bedürfnisses  er- 
scheint, anderenteils  aber  als  eine  mittelbare, 
sofern  nänilich  Gegenstände  verbraucht 
werfen,  die  in  irgend  einer  Weise  zur  Pro- 
duktion, Herbeischaffung,  Aufbewahrung  oder 
Beachiltzung  unraittelbiirer  Güter  dienen, 
bedarf  keiner  weiteren  Ausführung.  In  den 
Fällen  der  letzteren  Art  wollen  wir  sie  als 
technische  Konsumtion  bezeichnen.  Diese 
Unterscheidung  trifft  aucli  für  die  mensch- 
lichen Arbeitsleistungen  zu,  die  miui  un- 
zweifelhaft ebenfalls  zu  den  Gegenständen 
der  Konsumtion  rechnen  muss.  Dass  ferner 
die  persönliche  wie  die  technische  Konsum- 
tion teils  in  einer  raschen  Verzehrung  oder 
sonstigen  Verbrauchsart,  teils  in  einer  lang- 
samen Abnutzung  der  Güter  besteht,  ist 
ebenfalls  eine  allbekannte  Thatsache.  Auf 
die  Betrachtung  der  technischen  Konsumtion 
gehen  wir  indes  hier  nicht  weiter  ein,  da 
sie  untrennbar  mit  dem  Produktion sprozess 
verschmolzen  und  daher  in  dem  Art.  Pro- 
duktion zu  behandeln  ist.  Die  Ausfuhr 
von  einheimischen  Erzeugnissen  kann  eben- 
falls als  eine  technische  Konsumtion  auge- 
sehen werden,  sofern  sie  zur  Beschaffung 
von  ausländischen  Gütern  dient.  Die  per- 
sönliche Konsumtion  betrachten  wir  hier 
zunächst  im  0  b  j  e  k  t  i  V  -  V  0 1  k  s  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t- 
licheu  Sinne,  nämlich  als  einen  an  den 
Gtttern  selbst  erscheinenden,  wenn  auch 
durch  wirtschaftliche  menschliche  Zwecke 
bedingten  Vot^ng,  dann  aber  ist  sie  auch 
von  ihrer  privatwirtschaftlichen 
Seite,,  nänilich  in  ihrem  Verh^tuis  zu  dem 
Vermögen  und  Einkommen  der  ein- 
zelnen wirtschaftenden  ins  Auge  zu  fassen. 
2.  Di©  objektive  K.  Die  objektive 
KonBumtion  in  ihrer  konkreten  Gestaltung 
liefert  in  jeder  Gesellschaftsform  die  eigent- 
liche leitende  und  bestimmende  Norm  ftlr 
die  Ausdehnung  nnd  die  c[ualitalive  Vertei- 
lung der  Prothiktion,  da  diese  ja  nicht 
Selbstzweck,  sondern  uot  das  Mittel  zur  Be- 
friedigung der  Konsiimtionsbedürfnisse  ist. 
Am  deutlichsten  wird  dies  crsichthch,  wenn 
man  sich  die  bestehende  Gesellschaftsonl- 
nuDg  durch  eine  gemein  wirtschaftliche  er- 
setzt denkt,  in  der  die  Vei-teilnng  der  Gilter 


zur  Konsumtion  planmässig  aiif  Grund  einer 
einheitlichen  Oi^nisatJou  stattfindet,  wobei 
mau  aber  im  übrigen  dieselbe  Ungleichheit 
der  Anteile  dcr^einzelnen  voraussetzen  kann, 
wie  sie  gegenwärtig  besteht ,  Es  ist  klar, 
dass  die  Hauptaufgabe  der  Wirt  Schaftsleitung 
einer  solchen  Gesellschaft  darin  bestehen 
würde,  nach  den  gegebenen  Bedürfnissen 
im  voraus  zu  bestimmen,  was  produziert 
werden  solle,  wobei  daun  auch  festgesetzt 
werden  müaste,  wie  die  vorhandenen  Är- 
bcitskiilfte  und  wie  der  Boden  zu  verwen- 
den sei  und  femer  auch  wie  viel  Ai-beit  zur 
Er^nzung  und  Vermehrung  der  Produk- 
tionsmittel, der  KapitalgOter  im  objektiven 
Sinne,  dienen  solle.  So  könnte  man  also 
den  ganzen  Verlauf  der  Volkswirtschaft  unter 
den  QesicJitspunkt  der  Konsumtion  bringen. 
Dieselbe  Betrachtungsweise  ist  aber  auch 
bei  der  wirklich  bestehenden  Gesellschafts- 
ordnung möglich,  wenn  auch  liier  statt  der 
planmässigen  Verteilung  der  Konsumtions- 
gflter  ein  verwickelter,  auf  Arbeitsteilung 
und  Konkurrenz  benihender  Prozess  statt- 
findet, bei  dem  das  Endewebnis  gleichsam 
durch  Tasten  und  mannigfaltiges,  mehr  oder 
weniger  unsicheres  Ausprobieren  erreicht 
wird.  In  letzter  Instanz  kommt  es  dabei 
auf  die  richtige  SchiltzuDg  des  Absatzes 
des  Gutes  an,  mit  dem  sich  die  Produktion 
stets  annähernd  im  Gleichgewicht  erhalten 
muss.  Die  Schwierigkeit  dieser  Schätzung 
aber  liegt  darin,  daä  nicht  uiir  der  objek- 
tive Bedai-f  der  verschiedenen  Klassen,  der 
ausserordenüich  zahlreicheAbstufungen  haben 
kann,  in  Betracht  kommt,  sondern  auch  die 
privatwirtschaftliche  Zahlungsfähigkeit 
(ier  einzelnen,  die  ilirerseits  wieder  von  dem 
Gange  der  Produktion  abhängig  ist.  Es  ist 
daher  kein  "Wimder,  wenn  das  richtige  Ver- 
hältnis von  ProduKÜon  und  Absatz  nicht 
immer  getroffen  wird  und  insbesondere  nicht 
selten  die  eigentümliche,  für  die  kapitalisti- 
sche Produktionsweise  charakteristische  Er- 
scheinung der  Ueberproduktion  (s.  d. 
Art.)  auftritt. 

Betrachten  wir  den  Menschen  unabhängig 
von  seiner  privatwirtsehaftlichen  Beschrän- 
kung, so  ist  seine  Konsumtionsfähigkeit  in 
jeder  ihrer  Formen  quantitativ  begrenzt,  da- 
gegen lässt  sie  in  qualitativer  Hinsicht,  nftm- 
licli  nacli  der  Mannigfaltigkeit  dei*  möglichen 
Arten  der  Bedürfnisse  und  Wfmsche,  eine 

Praktisch  unbeschränkte  Entwickelung  zu. 
edoeh  ist  die  masslose  Vermannigfaltigung 
und  Verfeinerung  der  Konsumtion  von  einem 
gewissen  Punkte  ab  sowohl  vom  ethischen 
wie  vom  volkswirtachafl^lichen  Standpunkte 
verwerflich,  nicht  nur,  weil  sie  zu  einer 
unsittlichen  Verweicldichung  und  Erschlaf- 
fimg des  Geistes  und  Cnaraktets  führt, 
sondern  auch  wegen  des  schreienden  Gegen- 
satzes,   der    zwischen    dem    tlbertriebenen 
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Luxus  und  deu  raffinierten  Genüssen,  die 
stets  nur  einer  winzij?en  Minderheit  zugäng- 
lich sind,  und  der  thatsächlich  unter  dem 
wilu sehenswerten  Masse  bleibenden  Kon- 
sumtion der  Mehrheit  der  Bevölkerung  be- 
steht. Der  einzelne  hat  allerdings  in  der 
Regelung  seiner  Konsnmtion  nicht  immer 
völlig  freie  Hand,  da  er  durch  die  herr- 
schende Sitte  der  Gcsellsehaftsschicht,  der 
er  angehört,  mehr  oder  weniger  gelmnden 
■wii-d.  Kamenthch  gilt  dies  in  Bozug  auf 
Wohnung,  Kleidung  und  überhaupt  auf  die 
nach  aussen  hen'ortretenden  Seiten  der 
Lebonsweise.  Es  kommt  also  darauf  .an, 
dass  die  Sitte  eine  vernünftige  ist  mid 
sich  nach  den  Yerhältnissen  der  Mehrheit, 
nicht  aber,  wie  es  mehr  und  mehr  ttblich 
zu  werden  scheint,  nach  denen  einer  beson- 
dere bogflnsttgten  Minderheit  der  betreffen- 
den Gesellschaftsklasse  richtet.  Weit  un- 
günstiger noch  als  die  Sitte,  die  wenigstens 
eine  gewisse  Stabilität  besitzt,  wii-kt  die 
Mode  auf  die  Gestaltung  der  Konsumtion 
ein.  Sie  erscheint  geradezu  als  die  Auf- 
lösung der  Sitte,  da  ein  beständiger  Wechsel 
der  Art  und  der  Mittel  der  Bedürfnisbefrie- 
digimg zu  ihrem  eigentlichen  Wesen  gehört 
Niemand  fragt  danacli,  ob  der  wirtschaftliclie 
Zweck  bei  der  neuen  Mode  besser  rareicht 
werde  ais  bei  der  alten,  man  verlangt  die 
Neuheit  um  ihrer  selbst  willen,  oft  nur  als 
Mittel  g^n  die  Langeweile,  die  namentlich 
für  die  aller  ernsten  Tiiätigkeit  eniholicnen 
weibhchen  Angehörigen  der  reichen  Klassen 
zu  einer  immer  drohenden  Plage  wird.  Un- 
glücklicherweise beschränkt  sicli  die  Herr- 
schaft der  Mode  aber  nicht  auf  die  Wohl- 
habenden, sondern  sie  hat  sich  immer  mehr 
auch  über  den  Mittelstand  ausgedehnt  und 
auch  die  Arbeiterklasse  nicht  unberührt  ge- 
lassen. Wenn*  damit  eine  wirkliche  Ver- 
besserung der  Bedürfnisbefriedigung  in  diesen 
Klassen  verbunden  wäre,  so  wäre  ja  ein 
Fortschritt  anzuerkennen.  Tliatsächlich  wird 
aber  nur  erreicht,  dass  Kleider,  Möbel  und 
ähnliche  Gebrauc-Iisgegen  stände  zwar  mit 
einem  modischen  Aeusseren,  dafür  aber  desto 
weniger  haltbar  angefertigt  und  dass  viel 
unnützer  Tand  luid  wertlose  Seheinwaren 
angeschafft  werden.  Ueberhaupt  findet  unter 
dem  Einflüsse  der  Sitte  und  dei-  Mode  ein 
bedeutender  Auf  wand  statt,  der  kein  ii'gend- 
wie  empfundenes  Bedürfnis  befriedigt,  son- 
dern nur  unter  jenem  äusseren  Dmcke  oft 
mit  ernstlicher  wirtscliaftlieher  Unbequem- 
lichkeit oder  Schwierigkeit  übernommen  wird, 
Sdion  deshalb  mflsste  das  gewissen  neuei-en 
Untersuchungen  zu  Grunde  liegende  Piincip, 
dass  der  Mensch  bei  der  Ordnung  seiner 
Konsumtion  das  Maximum  des  Genusses  er- 
strebe, in  seiner  Anwendbarkeit  erheblich 
beschränkt  werden. 

3.  Maximum   des  Genusses.     Gossen 


hat  zuerst  einen  theoretischen  Lehrsalz  über 

dieses  Genussmaximum  aufgestellt,  der 
später  in  anderer  Form  bei  Jevone  und 
Walras  wiederkehrt.  Da  die  dem  Menschen 
zugängliche  Gesamtgrösse  des  in  beliebig 
delen  Arten  auftretenden  Genusses  immer 
durch  die  Beschränk titeit  der  Zeit  sowohl 
wie  des  Einkommens  in  gewisse  Grenzen 
eingeschlossen  wird  und  da  femer  jeder 
einzelne  Genuss  in  irgend  einem  unbeEann- 
ten  Verhältnisse  immer  mehr  abnimmt'), 
je  länger  er  dauert,  so  muss  man  zur  Er- 
reichung des  Ge n uss maxi m ums  nach  Gossen 
innerhalb  der  gegebenen  Grenzen  der  Zeit 
oder  des  Einkommens  die  Ausnutzung  der 
verfügbai-en  Genussquellen  so  einrichten, 
dass  die  einzelnen  Genüsse  sämtlich  bei 
einem  für  alle  gleichen  Grade  der 
Intensität  abbrechen.  Aber  schon  der 
Grad  einer  und  derselben  Art  von  Genus.s 
ist  in  Wirklichkeit  gar  nicht  messbar,  und 
vollends  lässt  sich  die  Intensität  von  gänz- 
lich heterogenen  Genüssen,  z.  B.  deu  durch 
Speisen  imd  den  durch  scJiöue  Kleider  ver- 
ursachten, in  keiner  Weise  auf  ein  gemein- 
schaftliches Mass  bringen.  Noch  wen^r 
ist  eine  vorausblickende  Schätzung  der  End- 
grade verschiedener  Genüsse  möglich,  da 
ein  gegenwärt^r  Geniiss  subjektiv  einen 
^nz  anderen  Eindruck  macht  als  ein  erst 
in  der  Zukunft  erwarteter  und  da  ferner 
dieselben  Genflsee  in  verecliiedener  Reihen- 
folge verschieden  empfunden  werden.  Vom 
Standpunkte  der  Volkswirtschaftslehre  ist 
ein  Eingehen  auf  diese  psychologischen  Er- 
örterungen unnötig,  und  es  genügt,  sich  zu 
erinnern,  dassgleicnartigc  Konsumtionsgegen- 
stände, d.  h.  solche,  die  zur  Befriedigung 
derselben  Bedürfnisart,  z.  B.  des  Nahrungs- 
bedflrfnisses,  dienen,  sich  gegenseifig  er- 
setzen oder  verdrängen  können,  dass  durch 
Mannigfaltigkeit  derselben  der  Grad  der  Ge- 
samtbefried igung  steigt,  dass  gewisse  Kon- 
suintionsgegen  stall  de  zwar  verschiedenartig, 
aber  doch  insoweit  verwand!  sind,  als  ihre 
Wii-kungen  auf  den  Menschen  sich  gegen- 
seitig ergänzen,  bedingen  oder  verstärken, 
dass  die  Einwirkungen  ganz  vei'schieden- 
artiger  Konsnmtionsgegeustände  auf  den 
.Menschen  bei  der  Boschr:iuktheif  des  Ein- 
kommens desselben  gleiclisam  einen  Kon- 
kurrenzkampf bestehen,  dessen  Entscheidung 
ohne  Zweifel  dahin  erfolgt,  dass  der  Mensch 
seine  Konsumtion  auf  die  Art  nach  seinen 
Mitteln  verteilt,  die  ihm  unter  den  obwal- 


')  Es  dürfte  übrigens  zweifelhaft  sein,  ob 
dieses  Axiom  wirklich  für  alle  UenUsae  anch  in 
ihren  ersten  Phasen  gilt.  Das  Sprichwort 
^Der  Appetit  kommt  beim  Essen"  spricht  jeden- 
falls dagegen.  Die  ganze  Frage  gehört  aber 
gar  nicht  in  die  Wirtschaftslehre,  sondern  in 
die  Fsychophjsik. 
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tenilen  Umständen  am  meisten  zusagt.  Vor 
allem  aber  steht  mit  dem  Öoasenschen  Satze 
die  offenkundige  Thatsache  Id  Widerspruch, 
das  jeder,  der  auch  nur  ein  sehr  massiges 
Einkommen  liat,  sich  gewisse  Güter  oilcr 
öenussgegenslände,  z.  B.  Brot,  Fleisch,  Heiz- 
material, bis  zur  vollen  Befriedigimg  ver- 
schafft; in  betreff  anderei-  legt  er  sich  mehr 
oder  weniger  unangenöhm  empfimdene  Be- 
Bchrftnkim^n  auf,  so  dass  deren  Grenznutzen 
ftlr  ihn  eme  zunehmende  Grösse  hat,  und 
einige  Genüsse  wird  er  sich  nur  ganz  aus- 
nahmsweise gestatten,  so  dass  er  diese  bei 
einem  sehr  hohen  Grenznutzen  abbricht. 
Vei-grössert  sich  sein  Einkommen,  so  wird 
sicli  diese  aufsteigende  Reihe  der  Grenz- 
nutzongrade  für  ihn  ändern,  und  zwar  in 
der  Art,  dass  er  sich  noch  mehr  Genfisse 
bis  zur  vollen  Sättigimg  g5unt,  in  anderen 
biß  zu  einem  m«lrigereu  Grenznutzen  vor- 
geht und  sich  auch  neue  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  verschafft,  die  ihm  vorher 
unzugänglich  waren.  Die  Grenznutzengi'ade 
der  verechiedenen  Güter  bilden  also  immer 
eine  aufsteigende  Reähe  imd  sind  keines- 
w^  für  alle  gleicli,  wie  ea  der  Gossensciie 
Satz  verlangt.  Auch  wenn  jemand  z.  B.  die 
Hälfte  seines  Einkommens  von  10  (HX)  Mark 
verliert,  wird  er  deshalb  nicht  seine  ganze 
Konsimitionsordnung  ändern,  sondern  die 
gewöhnlichen  Lebensmittel  noch  immer  bis 
zum  Sättigun^punkt  verbrauchen.  Jener  un- 
haltbare Maximum-Satz  spielt  gleichwohl  in 
den  neueren  Versuchen  einer  mathemali- 
schen Theorie  der  Volkswirtschaft  eine  gi-osse 
itoUe.  da  man  nur  mit  seiner  Hilfe  die  der 
Zahl  des  Unbekannten  gleiche  Zahl  von  Glei- 
chungen erhält. 

Der  Prozentsatz  des  Einkommens,  der 
auf  die  Befriedigung  der  verschiedenen 
Hauptkat^orieen  der  Bedilrfnisse  in  der 
normalen  Einheit  der  Konsumtionswiilschaft, 
der  Haushaltimg,  verwendet  wird,  hängt 
von  der  absoluten  Grösse  des  Einkommens 
ab.  Die  genauere  Feststellung  der  hierher 
gehörenden  Thatsaciien  bildet  die  Aufgabe 
beaondei'er  Untei-suchungen,  mit  denen  sich 
der  unten  ö.  316  folgende  Abschnitt  Das 
Konsurationsbudget  der  Haushal- 
tung beschäftigt 

4.  Kopfqaoten  der  K.  Man  kann  aber 
auch  in  betreff  der  wichtigsten  einzelnen 
Sonsumtionsg^en  stände  die  Frage  stellen, 
wieviel  von  demseU>cn  durchschnittlich  jähr- 
lich auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kommt. 
Die  Beantwortimg  solcher  Fragen  nat  indes 
—  sofern  sie  die  Berechnung  der  Gesamt- 
grösse  der  betreffenden  Konsumtion  veran- 
lasst —  mehr  Wert  für  die  Beurteilung  der 
Markt-  und  Absatz  Verhältnisse  als  für  die 
genauere  Kenntnis  der  Konsumtion  an  sich. 
Denn  in  den  meisten  Fällen  haben  jene 
Durchschnittsziffem  am  einen  rein  arithme- 


tischen Ciiarakter  und  keine  reale  Bedeutung 
in  dem  Sinne,  dass  wirklich  die  Konsumtion 
der  Mehrheit  oder  doch  einer  grossen  An- 
zahl von  Menschen  in  der  Nähe  jener  Menge 
bliebe.  AVenn  tliatsächhch  nur  eine  kleine 
Minorität  an  der  Konsumtion  einer  Ware  be- 
teiligt ist,  so  erhält  man  ein  ganz  falsches 
Bild  von  dieser  Konsumtion,  wenn  man  sie 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet. 
Als  voll  entwickelt  kann  man  in  einem 
Volke  eigentlich  nur  die  Konsumtion   der- 

i'eni^n  Güterarten  betrachten,  die  nicht  er- 
leblich  durch  die  Unzulänglichkeit  des  Ein-  ■ 
kommens  des  einzelnen  beschränkt  ist. 
Hierher  gehören  aber  nur  wenige  Gegen- 
stände des  allgemeinsten  Verbrauchs,  die 
auch  den  Unbemittelten  in  genügender 
Menge  erreichbar  sein  müxsen,  wie  Salz, 
Kartoffeln,  Brotj  die  gewöhnlichen  Kleider- 
stoffe etc.  Bei  den  meisten  von  diesen 
aber  muss  die  Konsumtion  sogar  als  über- 
normal  bezeicJinet  werden,  weil  sie  nur 
wegen  des  Mangels  an  besseren  und  feineren 
Mitteln  zur  Befriedigung  desselben  Bedürf- 
nisses so  hoch  gestiegen  ist  und  daher  in 
den  Einzelwirtschaften  mit  zti nehmender 
Wohlhabenheit  abnimmt. 

Eine  Fffmilie,  der  t&glich  Fleisch  in  belle - 


Sir  Menge  zur  Verfügung  steht,  wird 
re  weniger  Kartoffeln  nnd  Brot  verzehren 
nla  eine  aulche,  die  sich  nur  einmal  in  der 
Woche  den  FJeischgennss  gestatten  kann.  Da- 
her t^eträet  nach  einer  allerdings  nur  unge- 
fähren Schätzung  HuHsona  der  Brotverbrauch 
der  Pariser  Arbeiterbe vülkeiung  nuf  den  Kopf 
täglich  675  g,  während  auf  den  Kopf  der  Ge- 
samtbevülkening  nnr  4öO  g  kommen.  —  Es 
lohnt  sich  demnach  nicht,  die  Kopfquote  der 
Konsumtion  für  andere  GeKenatünde  als  die  des 
Massenverbrauchs  zu  berecnnen.  Die  ErgeboiMe 
solcher  Rechnungen  künnen  auch  immer  nur  als 
ungefähre  N üb eruugs werte  gelten,  wenn  es  sich 
nicht  um  Konsumtionagegenstinde  handelt,  die 
zollpflichtig  Bind  nnd  im  Lande  selbst  nicht  er- 
zeugt werden  oder  einer  streng  durchgeführten, 
vom  fertigen  Fabrikat  erhobenen  Verbrauchs- 
steuer unterliegen.  Letzteres  triflt  in  Deutsch- 
land z.  6.  zu  beim  Salz,  das  überhaupt  das  am 
gieichmüssigsten  in  allen  Schichten  der  Bevül- 
kening  verbrauchte  Genussmittel  darstellt,  wenn 
es  auch  vielleicht  in  den  ärmeren  Klassen  noch 
etwa«  mehr  verwendet  wird  als  in  den  reichen. 
Die  für  Speisetwecke  auf  den  Kopf  kommende 
Konsumtionsziffer  beträgt  7,7  kg  jährUch,  mit 
sehr  geringen  Schwankungen  von  Jahr  zu  Jalir. 
Der  steuerfreie  Verbrauch  für  gewerbliche  und 
landwirtschaftliche  Zwecke  dagegen  ist  in  ziem- 
lich starker  Zunahme  begrinen  und  fdr  den 
Kopf  von  ä^  kg  im  Jahre  1872  bis  auf  11,2  kg 
im  Jahre  1897  gestiegen.  —  Der  Verbrauch  aa 
Brotgetreide  ISs^t  sidi  nur  nähenmgsweise  ans 
den  ziemlich  unsicheren  Angaben  über  die  Ernte- 
erträKe,  ans  dem  Ueberschuss  der  Einfuhr  über 
die  ÄDsfohr  und  der  Schätzung  des  Bedarfs 
für  die  Aussaat,  die  Branntweinbrennerei  und 
audere  Zwecke  ausser  der  menschlichen  Er- 
nährung ableiten.    Man  findet  für  Deutschland 
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«twa  180  kg  auf  den  Kopf,  von  denen  %  auf 
B<^[!rgen  und  '/,  anf  Weizen  (und  Spelz)  kommen. 
Doch  ist  die  Verteilune  aaf  die  beiden  Haupt- 

Setreidearten  in  NorddeuUchland  und  Stid- 
eutschland  (wo  der  Weizen  mehr  vorwaltet) 
Terschieden,  Diese  Eopfqnote  entspricht  aber 
keineswegs  der  Brotkonsnmtion,  da  sie 
such  den  Verbrauch  von  Mehlspeisen  aller  Art 
mit  decken  mass.  Welcher  Anteil  auf  diese  zu 
rechnen  sei,  lässt  sich  nicht  mit  genügender 
Sicherheit  schätzen ,  zumal  die  Eonsumtions- 
sitteu  in  den  einzelnen  Landesteilen  in  dieser 
Beziehung  sehr  verschieden  sind.  —  In  betreff 
des  Fleisch  verbrauch  es,  dessen  Fortschritt  oder 
EUckschritt  ftlr  die  Beurteilung  der  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Entwickelung  eines  Yolkes 
besonders  wichtig  ist,  s,  den  Art.  Fleisch- 
konsum and  Fleischpreise  (oben  Bd.  111 
S.  1094  ff.).  —  Zn  einem  allgemeinen  Volkagenuss- 
mittel  ist  ia  England  der  Zucker  geworden, 
nameatUch  seitdem  er  von  aller  Besteuerung 
befreit  ist.  Der  jährliche  Verbrauch  beträgt 
dort  mehr  als  30  kg  anf  den  Kopf,  während  er 
in  Deutschland  im  Jahre  1897  9Ö  nnr  11,8  kg 
(Konsumzucker)  erreichte.  Indes  zeigt  sieb  ein  i 
allmähiicber  Fortschritt,  da  die  Kopfquote  der ' 
Konsumtion  in  den  Jahren  1811/72  bis  1875,76 
sich  durchschnittlich  nnr  auf  G,7  kg  Rohzucker 
zu  90°!,  belief.  —  Der  starke  Znckerrer brauch 
in  England  wird  hauptsächlich  durch  die  all- 
gemeine Verhreitung  des  Theetrinkens  verur- 
sacht. Der  Theeverbraucli  stellt  siÄi  dort  jähr- 
lich auf  etwa  ä';  k^  fUr  den  Kopf,  während 
die  entsprechende  Ziffer  in  Deutschland  trotz 
ihrer  Zunahme  im  Jahre  1898  nur  60  g  betrug. 
Dagegen  wurden  in  Deutschland  1898  auf  den 
Kopf  2,80  kg  Kaffee  verbraucht  [doppelt  soviel 
als  dnrcbsehnittlich  in  den  Jahren  lb41..4ö),  in 
England  aber  belAuft  sich  diese  Kopfqnote  auf 
weniger  als  400  g.  —  Zu  den  Qennasmitteln, 
deren  Konsumtion  in  Deutschland  nicht  nur 
voll,  sondern  flbemormal  entwickelt  ist,  gehSren 
bedauerlicherweise  Branntwein  und  Bier.  Sta- 
tistische Angaben  über  diese  Konsumtion,  und 
zwar  auch  für  andere  Länder,  findet  man  in 
den  besonderen  Artikeln  über  diese  Getränke 
(oben  Bd.  II,  S.  807  und  1093J.  Hier  sei  nur  er- 
wähnt, dass  im  Jahre  1897  98  in  Dentschland  der 
Verbranch  an  reinem  Alkohol  znm  Trinken 
4,2  hl  und  zu  gewerblichen  und  anderen  steuer- 
freien Zwecken  1,6  hl  auf  den  Kopf  betrug. 
Man  kann  annehmen,  dass  einem  hl  Alkohol 
mindestens  3  hl  Tri nkbraunt wein  entsprechen. 
Im  Jahre  1897  stellte  sich  der  Bierverbranch 
auf  den  Kopf  im  Brau  steuergebiet  auf  1U3,Ö  I, 
in  Bavem  auf  S43,4  1,  in  Wßrttemberg  auf 
194,8  1,  in  Baden  auf  1548  1,  in  Elsass-Loth- 
ringeu  anf  76,01.  In  allen  diesen  Steuergebieten 
hat  der  Bierverbranch  seit  1680  bedeutend  zn- 
^enommen.  Der  Weinverbrancb  dagegen  ist 
m  Dentschland  im  ganzen  nur  wenig  entwickelt, 
im  Südwesten  erreicht  er  allerdings  20-30  1 
auf  den  Ko^f,  in  Prcnssen  aber  nur  etwa  2  1. 
In  Frankreich  kommen  lÜO  1  anf  den  Kopf. 
—  Wenig  erfreulich  ist  auch  die  übermässige 
Entwickelung  des  Tabaksverbranches  in  Deutsch- 
land, das  in  diesem  Artikel  die  höchste  Kojft- 
qnote  unter  allen  Kulturländern  aufweist.  Auf 
Kohtabak  reduziert  betrug  sie  in  den  Jahren 
189Ö/96  bis  1897/98  1,8  kg,  trotz  der  höheren 
Besteuening  nicht  weniger  als  in  den  Jahren 


1871,76.  In  England  erreicht  sie  nicht  die 
Hälfte,  in  Frankreich  nicht  zwei  Drittel  der 
erstereu  Menge.  —  Als  Beispiel  eines  allgemein 
verbreiteten  Verbrauch agegenstandes  ausserhalb 
des  Kreises  der  Nahmngs-  und  Genussmittel 
sei  das  Petrolenm  erwähnt,  dessen  Konsumtion 
in  Deutschland  im  Jahre  1898  17,23  kg  auf  den 
Kopf  erreicht«,  wäiirend  sie  in  den  Jahren  1866 
bis  1870  durchschnittlich  nur  1,87  kg  betrag. 
Ueber  den  Verbranch  an  Bekleidungsgegen- 
ständen lässt  sich  wegen  der  ausserordentlich 
grossen  Mannigfaltigkeit  der  Qualitäten  der 
Zeuge  und  Schnei derarbeit  nichts  Bestimmtes 
sagen.  Höchstens  kann  man  die  Menge  der 
verarbeiteten  Rohstoffe  als  Anhaltspunkt  nehmen, 
die  z,  B.  bei  der  Baumwolle  in  Deutschlaud 
im  Jahre  1898  auf  den  Kopf  (mit  Berficksich- 
tignng  der  Ausfuhr  von  Fabrikaten)  etwa  6,30 
kg  betrug,  während  die  entsprechende  Menge 
in  den  Jahren  1866—1870  durchschnittlich  kaum 
1,6  kg  erreichte.  Die  Kohlen  dienen  zu  einem 
grossen  Teil  nicht  der  persUnlichen ,  sondern 
der  technischen  Konsumtion;  im  ganzen  betrug 
in  Dentschland  1897  der  Verbrauch  an  Stein- 
end Braunkohlen  auf  den  Kopf  2276  kg,  und  man 
nimmt  an,  dass  etwa  ein  Viertel  der  Gesamt- 
menge auf  den  häuslichen  Verbrauch  komme. 
5.  Die  privatwirtachoftliche  K.  Die 
privatwirtschaftliehe  Seit«  der  Eonsumtion 
tritt  zunächBt  in  der  mehrerwähnten  Be- 
sehi-flnkung  hervor,  zu  der  jeder  Wirtechafter 
ilui-ch  die  Begrenztheit  seines  EinkommenB 
genötigt  wird.  In  dieser  An]>as8ung  der 
Konsumtion  an  das  Einkommen,  und  zwar 
mit  dem  Streben  nach  grösster  Zweckmässig- 
keit und  grösstem  Befriedigungseffekt,  be- 
steht die  Aufgabe  des  eigentlichen  liaus- 
haltene.  Wird  von  den  einzelnen  Gütern 
mehr  verbraucht,  als  zur  EiTeichimg  des 
KonsiimtionsKweckes  nßtig  ist,  so  ist  das 
objektiv  betrachtet  Vergeudung,  die  als 
eine  Form  der  physischen  Konsumtion 
angesehen  werden  kann.  Privatwirlschaft- 
lich  aber  bildet  sie  eine  fonn  der  Ver- 
schwendung, wenn  man  auch  im  eigent- 
lichen Sinne  als  solche  nur  den  übermässi- 
gen, dem  Einkommen  nicht  entsprechenden 
Aufwand  für  Lususzwecke  zu  oezeichnen 
pflegt,  —  Eine  eigentümliche  Art  der  Kon- 
sumtion, die  nur  privat  wirtschaftliche  Be- 
deutung hat,  zeigt  sicli  bei  den  Gebrauchs- 
gegenstand eil,  die  nur  einer  langsamen  Ab- 
nutzung unterliegen  und  deren  Benutzung 
leicht  auf  andere  übertragen  werden  kann, 
die  dafür  eine  Vergütung,  eine  Miete 
zahlen.  Hierher  gehören  namentlich  Wohn- 
häuser, aber  auch  Möbel,  Kleider  und  ähn- 
liche Gegenstände  des  privaten  Gebrauchs. 
Von  den  Produktionsmitteln,  die  verpachtet 
oder  vermietet  werden  können,  sehen  wir 
hier  ab,  da  diese  auch  volkswirtschaftlich 
zum  Kapital  gehören.  Die  in  Frage  stehen- 
den Güter  aber  dienen  nicht  der  Produktion, 
sie  können  also  hfichstens  im  privatwirt- 
schafthchen  Sinne  zum  Kapitalvermögen  ge- 
rechnet werden,  sofern  nämlich  die  Besitzer 
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imstande  sind,  sie  ziim  Erwerbe,  zur 
Beschaffung  eines  Einkoinmeus  zu  vcrwen- 
deo.  Wegen  dieser  MSglicIikcit  aber  mnss 
niia  auch  der  Besitzer  solcher  Güter  bei 
eigener  Benutzung  derselben  den  Wert 
der  Nutzung  in  Anschlag  biin^u.  Seine 
Koneumtion  hat  also  privat  wirtschafllicb 
nicht  nur  die  allmähliche  Abnutzung  des 
Objektes  zur  Folge,  sondern  schlicsst  auch 
gleichsam  die  Terzehriing  eines  Nutzungs- 
rechts ein,  dessen  Wert  sich  nach  der  Miete 
bestimmt,  die  dafOr  erzielt  werden  könnte. 
Die  Rücksicht  auf  diese  Mietwert-  oder 
Zinskon siimtion  kaon  unter  Umständen  das 
privat-wirtschaftliche  Sparsamkeitsprincip  in 
einen  Gegensatz  zit  dem  volkswiilsctiaft- 
hchen  Pidncip  des  grSssten  objektiven  Nutz- 
effekts bringen.  Das  letztere  verlangt  mög- 
lidist  grosse  Dauerhaftigkeit  der  für  länge- 
ren Gebrauch  bestimmten  Gegenstände, 
namentlich  der  Häuser;  wenn  durch  ein 
weniger  solid  gebautes  Haus  ein  Wohnungs- 
bedOrfnis  von  bestimmter  Art  ebenso  gut 
befriedigt  werden  kann  als  durch  ein  auf 
mehrei«  Jahrhunderte  berechnetes,  so  miiss 
doch  der  objektive  voltswirtschaftliche  Nutz- 
effekt des  letzteren  seiner  grösseren  Dauer- 
haftigkeit entsprechend  höher  angeschlagen 
werden.  Privatwii-tsclkaftlich  dagegen  mnss 
der  Zinsverlust  in  Rechnung  gebracht  wer- 
den, der  durch  die  Vei^rösserung  des  An- 
lagekapitals infolge  der  solideren  Bauart 
entsteht,  während  andererseits  der  gegen- 
wärtige Wert  von  Nutzungen,  die  einige 
Jahrhunderte  entfernt  in  der  Zukunft  liegen, 
nach  den  Regeln  der  Zinsrechnung  ver- 
schwindend klein  ist.  Daher  wii-d  es  im 
allgemeinen  privatwirtschaftlieh  vorteilhafter 
sein,  z.  B.  für  100000  Mark  ein  Gebäu<le 
zu  errichten,  das  für  einen  bestimmten 
Zweck  100  Jahre  lang  dienea  kann,  als 
200000  Mark  für  ein  solches  aufziiwenden, 
das  denselben  Zweck  nicht  besser,  aber  auf 
BOO  Jahre  erfüllt.  Denn  es  wfli-de  bei  einem 
Zinssatz  von  4%  in  den  ersten  120  Jahren 
an  Zinsen  und  Zinseszinsen  mehr  erspart, 
als  zur  vollständigen  Erneuerung  des  Oe- 
l&ndes  am  Schlüsse  dieser  Periode  erforder- 
lich wäre.  Volkswirtschaftlich  kann  man 
zu  Gunsten  dieses  letzteren  Verfahrens  gel- 
tend machen,  dass  die  Bedflrfnisse  sich  im 
laufe  der  Zeit  ändern  und  entwickeln,  dass 
daher  die  Voraiissetzung  einer  Jahrhunderte 
hindurch  gleichbleibenden  Brauchbarkeit  eines 
Gebäudes  in  den  meisten  Fällen  nicht  zu- 
treffen werde,  vielmehr  eine  Erueuerimg 
desselben  in  küneren  Zeitabschnitten  wahr- 
scheinlich auch  objektiv  zweckmässiger  sein 
werde.  Ein  schärferer  Gegensatz  zwischen 
den  privat  wirtschaftlichen  und  den  volks- 
wirtschaftliehen Normen  des  Verbrauchs 
zeigt  sich  in  den  Erscheinungen,  die  man 
als    Raubbau    zusammenfassen    kann.     Es 


handelt  sich  dabei  um  eine  volkswirtschaft- 
lich imangemessene,  melir  oder  weniger  mit 
Zerstörung  oder  Vergeudung  verbundene 
Gewinn UDg  von  Naturgütem,  die  in  der 
Gegenwart  noch  in  sehr  reichlicher  Menge 
ziu'  VerfügTing  stehen,  gleichwohl  aber  der 
Ei-schöpfung  unterliegen  und  in  der  Zukunft 
rielleicht  sehr  knapp  werden  können.  Häu- 
fig strebt  das  Pri^-atinteresse  dalun,  rück- 
sichtslos gitnstige  Eoujunkttiren  auszunutzen 
und  in  kürzester  Zeit  eine  möglichst  grosse 
Produktenmenge  auf  den  Markt  zu  bringen, 
wenn  dabei  auch  eine  unvollständige  Aus- 
nutzung des  Naturfaktors  stattfindet,  die 
sich  später  nicht  nachholen  lässt.  In  ande- 
ren Fällen  bedingt  der  geringe  Grad  von 
Sellenlieit  für  solche  Güter  in  der  Gegen- 
wart nur  einen  geringen  Wert  und  zwar 
nicht  nur  für  die  privatwirtschaflhche,  son- 
dern auch  für  die  volkswirtschaftliehe  Be- 
«■achtung,  wenn  diese  nur  die  Gegenwart 
im  Auge  hat.  Aber  es  ist  eben  auch  auf 
die  Zukunft  Rücksicht  zu  nehmen,  und  nöti- 
genfalls muss  der  Staat  als  Organ  der  Ge- 
samtheit unter  solchen  Umständen  eingrei- 
fen, besonders  wenn  der  Rauhbau  Zerstö- 
rungen anrichtet,  die  auch  mittelbar  noch 
gemeinschädliche  Folgen  nach  sicli  ziehen, 
wie  dies  z.  B.  bei  der  Vernichtung  von 
Waldungen  der  Fall  ist,  die  für  die  Regu- 
lienmg  der  Wasserläufe  von  Wichtigkeit 
sind. 

6.  Verhältnis  von  Produktion  nad 
Konsamtion.  Eine  Stönmg  des  Gleich^- 
wichts  von  Konsumtion  und  Pi-oduktion  tritt 
in  gewöhnliclicn  Zeiten  hauptsächlich  nur 
als  Tendenz  zur  Uebernroduktion  (s, 
den  Art.)  hervor.  Ein  beaeutendes  Ueber- 
wiegen  der  Konsumtion  über  die  Produktion 
dagegen  wird  als  abnorme  Erscheinung 
durcS  den  Krieg  verursacht,  zumal  wenn 
dieser  in  dem  den  neueren  Militär  Verhält- 
nissen entsprechenden  Massstabe  geführt 
wird.  Der  grösste  Teil  der  arbeitsfähigen 
männlichen  Bevölkerung  wird  zu  den  Waffen 
geiiifen  imd  dadurch  der  Produktion  ent- 
zogen; von  dem  Reste  wird  noch  ein  Teil 
zur  Fabrikation  von  Waffen  imd  anderem 
Kriegsmaterial ,  zu  Transportdicnsten  für 
mUilärischo  Zwecke  und  zu  anderen  mit 
dem  Kriege  znsammenliängenden  Arbeiten 
vorwendet.  Die  Erzeugung  der  gewöhn- 
lichen Konsumtionsgüter  und  der  entspre- 
chenden Produktionsmittel  muss  sich  daher 
stai'k  vermindern,  während  für  den  Unterhalt 
der  im  Heere  stehenden  Personen  min- 
destens derselbe  Bedarf  zu  de<:ken  ist  wie 
vorher.  Ist  der  Krieg  vollends  nicht  glück- 
lich, so  muss  das  Ijand  auch  die  Emännmg 
der  feindlichen  Heere  liefern,  und  ausserdem 
können  durch  Schlachten,  Belagerungen, 
Brflekensprengun^n  etc.  gi'osse  Gülerzer- 
stönmgen     stattfinden.       Die     Einzelwirt- 
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Schäften  aber  werden  nicht  niir  diu-ch  solche 
Zerstöningeii,  durch  Kriegsateuern  und  Re- 
quisitionen, sondern  auch,  wenigstens  ihrer 
Mehrzahl  nach,  durch  die  Störung  und 
Stockung  ihres  normalen  Erwerbes  in 
schwere  Bedrängnis  gebracht,  die  zu  ihrem 
völligen  Ruin  führen  tanu.  Wie  wird  es 
nun  möglich,  dass  ein  Volk  solche  Zustände 
dennoch  und  si^ar  längere  Zeit  hindurch 
KU  ertragen  vermag?  Zunächst  kommt  der 
Umstand  zu  statten,  dass  in  jedem  Kultur- 
lande von  allen  haltbaren  Gütern  jederzeit 
beträchtliche  Mengen  als  Hand  eis  Vorräte 
au^espeichert  sind.  Der  Produktionaansfall 
kann  also  teilweise  durch  Aufräumen  der 
Lager  ausgeglichen  werden,  wesiialb  denn 
auch  nach  dem  Kriege  eine  lebhafte  Pro- 
duklionsthätigkeit  zur  Wiederherstellung  der 
Vorräte  zu  erwachen  pQegt.  Feiner  aber 
sieht  sich  der  grösste  Teil  der  Bevölkerung 
gezwungen,  seine  gewöhnliche  Kousumtion 
bedeutend  einzuschränken,  viele  geraten  in 
drückende  Not,  bedürfen  \ielleichl  der  Ar- 
menunterst Qtzung  und  müssen  sich  mit  dem 
knappen  Existenzminimum  begnügen.  Diese 
erzwungene  Sparsamkeit  während  des  Krieges 
gleicht  objektiv  einen  grossen  Teil  der 
Kosten  desselben  aus.  Die  Ärbeiterbe- 
völkerung  hat  keine  Nachwirkungen  des 
Krieges  zu  empfinden,  wenn  sie  nacli  dem- 
selben wieder  ihre  normale  Beschäftigung 
findet.  Innerhalb  der  besitzenden  Klasse 
aber  bleibeu  bedeutende  Vermögens  Vernich- 
tungen sowohl  wie  Vermögensverscliiebungen, 
—  da  manche  auch  Gelegenheit  zu  rossen 
Gewinnen  finden  —  als  dauernde  Folgen, 
daneben  wenigstens  für  den  besiegten  Teil 
auch  eine  dauernde  Mehrbelastung  durch 
Steuern,  namentlich  zur  Verzinsung  von  An- 
leihen, mittelst  deren  man  die  Kosten  des 
Krieges  soviel  wie  möglieh  auf  die  Zukunft 
zu  übertragen  suclit.  Der  objektive  volks- 
wirtschaftliche Verlust  durcli  Güterzerstö- 
rung tmd  verminderte  Produktion  lallt  na- 
tih-lich  vollständig  in  die  Kriegsperiode 
selbst,  aber  der  unmittelbare  privatwirtscliaft- 
liche  Druck  auf  das  Vermügeu  und  Ein- 
kommen der  einzelnen  kann  durch  staatliche 
wie  auch  dmtih  private  Anleihen  bei  den 
Besitzern  von  verfügbaren  Mitteln  gemildert 
werden,  wobei  dann  freilich  die  Zukunft 
nicht  uur  mit  der  Rückzahlung  dieser  Schul- 
den, sondera  auch  mit  den  meistens  unge- 
wöhnlich hohen  Zinsen  belastet  wird.  — 
Im  übrigen  muss  man  sieh  stets  erinnern, 
dass  aucn  bei  normalem  Verhältnis  von  Pro- 
duktion und  Konsumtion  der  bei  weitem 
grösste  Teil  der  jährlich  veibrauchten  Güter, 
wenn  wir  diese  nach  ihrem  Werte  berech- 
nen, innerhalb  der  unmittelbar  verberge - 
gingenen  Jahresfrist  produziert  woi-den  ist. 
ei  den  Nahrangsmitteln,  die  in  ihrer  letz- 
ten Gestalt  meistens  immittelbar  vor  dem 


Genuss  zubereitet  werden  müssen,  gilt  dies 
schon  hinsichthch  des  Zeitpunktes,  in  dem 
die  Rohstoffe  (Getreide,  Schlachtvieh  etc.) 
verkaufsföiiig  geworden  sind.  Alle  Weine, 
Branntweine  und  deigleichen  bilden  ihrem 
Gesamtwerte  nach  keine  nennenswerte  Aus- 
nahme. Die  Hoizungs-  und  Beleuchtungs- 
materialieu  werden  durchschnittlich  weniger 
als  ein  Jahi-  vor  ihrem  Verbrauche  gewonnen. 
Die  Herstellung  der  Zeuge  und  Tuche,  aus 
denen  die  im  Laufe  eines  Jahres  abgelegten 
Kleider  angefertigt  worden  sind,  dürfte 
durchschnittlich  nicht  zwei  Jahre  zurück- 
datieren. Niu'  die  abgenutzten  Möbel  und 
die  baufällig  wei-denden  Häuser  gehören 
einer  mehr  oder  weniger  weit  zurückliegen- 
den Prwiuktionszeit  an.  Aber  die  gesamte 
Wertsumme,  die  den  jährlichen  Ereatzbedarf 
für  diese  Gebi-auchsgOter  darstellt,  ist  nur 
klein  im  Vei^Ieich  mit  den  Ausgaben  für 
die  Konsumtionsgüter  von  raschem  Ver- 
brauche. —  S.  aucli  die  Artt.  Haushal- 
tung oben  Bd.  IV  S.  llL'ßff.,  Luxus, 
Wohnungsfrage. 

Llit«ratur;  Itoee.her,  I.  Such  IV.  —  Lada 
hl  Sc/iöabergi  Hundburk  I.  Abach».  XII.  — 
OoacMt,  Enlieickelimg  der  Qesclxe  det  taentch- 
licht»  Verkehr»,  Ilrauiiiehteeig  IS04  ;  neue  Auap. 
13SS.  —  Maffat,  The  rtonom//  nf  Conavmplion, 
Londnn  187S.  —  Patten,  The  eomumplion  of 
Weollh,  Philadelphia  1S89.  —  »ergelbe,  The 
Theonj  nf  Dynamic  Economic»,  BiÜMietphia 
1889.  —  Kiisson,  La  con*ommalio«  de  ÄirU, 
S.  ed..  Pari»  1875.  —  Keleli,  Die  ErTiährung»- 
eUtti»iik  der  BerSlkei-uiig  {''igimti,  Budape»l 
188?  (Fiel  Material,  aber  Methode  von  iiehr 
ticeifclhaflem  Werte).  —  Verbraac/abereehnHngett 
für  ßtultchland  im  »Slatislitchen  Jahrbuch  ßtr 
dm  DenUche  Itticha,  Jahrg.  tS9S,  S.  lS4g.  — 
tVolff,  IXe  EmähTung  der  or6o(enden  KUuien, 
Berlin  ISSS.  —  Apelt,  Die  ÄunmmHon  der 
viehtigilen  Kultvrliinder  der  letilea  Jahrtehnte, 
Berlin  1899.  —  E.  Cosaa,  Del  coniumo  deUe 
rieheiie,  Bologna  1898,  —  Siehe  aueh  die  Litte- 
ratiirangaben  tu  dem  Art.  Gremnutien  oben 
Bd.  IV  S.  7S58Ü. 

II. 

Das  Konsumtionsbudget  der  Haus- 
haltuDg. 

1.  Einleitung.  2.  Geschichte  dieser  Methode. 
8.  Die  Anwendung  der  Hausholtungsbudgets 
auf  die  Tlieorie  und  Sutiatik  der  E.  4.  Die 
Erhebung  der  Budgets  nnd  die  Klassifikation 
ihrer  Bestandteile,  ö.  Die  Verarbeitung.  Konsum- 
tionseinheit^n.  Physiologische  Nahrungsbilftozen. 
6.  Dar^teltuDg  einiger  Hanshaltuagsbadgets  ver- 
schiedener KlaBseu.  7.  Die  Probleme  der  Haus- 
hai tungüBtadstik. 

1.  Binleitang.  Die  fortlaufenden  Än- 
schreibungen  der  Einnahme-  und  Ausgabe- 
tliätigkeit  durch  die  Konsumenten  selbst 
liefern  ohne  Zweifel  den  sichersten  mid 
tiefsten     Einblick    in    den    Umfang,     die 
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Art,  die  Elastkität  des  Gaterverbraiiches 
eines  Volkes.  Mao  erhält  durcli  solche 
Haushalhinffsbiidgets  nicht  bloss  eine  Richt- 
schnur für  die  Bciirtoilnng  des  ökonomischeo 
Charakters  der  einzelnen  Hatisliälter ;  man 
erfährt  vielmehr  auch  dtii-eh  das  Sttidiiim 
der  Haushaltimgsfühnmg  verschiedener  Klas- 
sen, in  welchem  Masse  ihre  Äiifnahrasfahig- 
keit,  ihre  Nachfrage  nach  Waren  durch 
Volks-  und  weltwirtschafüicho  Ereignisse, 
denen  der  einzelne  sich  beugen  miiss,  l)e- 
einftusst  wird.  Wie  die  Geschäftsbücher 
industrieller  oder  kaufmäouischer  Unterneh- 
mungen die  Wandtungen  io  der  werbenden 
Seite  des  Lebens,  so  r^strieren  die  Haus- 
haltungsbflcher  Gebarung  und  Bilanzen  der 
HaushaltuQgsthätigkeit ,  welche  mit  einer 
gegebenen  Einkommenscjuote  ein  Maxtraum 
von  subjektivem  Wert  den  Verbratichem 
zuztifQhren  strebt.  Aus  diesen  menschlichen 
Dokumenten  der  Leistungsfähigkeit  und  der 
Kaufkraft  geht  das  Urteil  tlber  die  Organi- 
sation von  Produktion  und  Konsumtion,  über 
das  Terhalten  jeder  Klasse  gegenüber  Ver- 
änderungen in  der  Einkorn  menbildung  und 
ilber  ihre  Fäh^kcit  zur  Kapital bildung  am 
unmittelbarsten  hervor. 

Lägen  nun  nach  Ablauf  einer  bestimmten 
Periode  sämtliche  Haushaltimgsbiidgets  eines 
Wirtschaftsgebietes  dem  Beobachter  vor,  so 
würde  er  aus  denselben  nicht  nur  wie  aus 
der  absoluten  Zahl  der  in  derselben  2eit 
verbrauchten  Gfltermengen  (der  sogenannten 
General  Statistik)  ersehen,  wie  gi'oss  der  Ge- 
samtbegehr  nach  einem  bestimmten  Pro«iukte 
gewesen  ist,  sondern  er  könnte  anch  die 
Stärke  der  wirksamen  Nachfrage  der  ein- 
zelnen Schichten  der  Bevrtlkerung  berechnen 
nnd  daher  erfahren,  warum  der  Gesamtbe- 
gehr  nicht  grösser  sein  konnte.  Während 
die  Qeneralstalistik  der  Göterkonsumtion 
nur  eine  die  Einkommensunterschiede  ver- 
deckende Kopfi|Uote  äes  Verbrauches  in  der 
Vergangenheit  nähenings weise  bestimmt,  ge- 
währt also  die  Bestimmung  der  relativen 
Kaufkraft  der  Haush^tungen  selbst  Ein- 
blicke in  die  Entwickelungstendenzen  des 
Konsums. 

Wenn  daher  die  genaue  Vorzeichonng 
der  Verttraiichsausgaben  jeder  Haiislialtimg 
zu  den  wichtigsten  Deaiderien  der  Wirt- 
schaftspolitik gehören  sollte,  so  ist  doch  bis- 
her die  Veranstaltung  wirklicher  und  zu- 
verlässiger Massenerhebungen  sämt- 
licher Ausgaben  sämtlicher  Haiishalte  den 
grOssten  technischen  Schwierigkeiten  be- 
gegnet So  traten  denn  an  Stelle  von  Mas- 
senerhebungen Teilerhebiingen,  Diese 
Selbst beschränkung  lässt  sich  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  auch  methodisch 
rechtfertigen.  Der  Schluss  von  dem  Teil 
auf  das  Ganze  wird  in  der  Welt  der  wirt- 
schaftlichen Erscheinungen  nberall  da  aus- 


geschlossen sein,  wo  ihrem  zeitlichen  und 
[■äumlichen  Auftreten  nach  unbekannte 
Agentien  ihr  Vorkommen  beeinflussen.  So 
ist  die  Statistik  der  Ehescbliessungen ,  der 
Selbstmorde  u.  s.  w.  notwendig  darauf  an- 
gewiesen, ans  einer  Gesamtmasse  die  In- 
dividuen zu  erfassen,  aus  dei-en  Zahl  erst 
die  Stärke  des  diese  Individuen  zu  jenen 
Akten  bestimmenden  primum  agens  beurteilt 
werden  kann.  Ist  dagegen  umgekehrt  die 
Gesamtstärke  der  Vorbedingimgeu  wirt- 
schaftlicher Zweckthätigkeit  (z.  B.  Höhe 
und  Betriebsfoim  der  Pi-oduktion)  gegeben 
und  dei-  Spielraum  der  Wahlfreiheit ,  wie 
auf  dem  Gebiete  der  Bedürfnisbefriedigung 
der  ärmeren  Klassen,  ein  geringer,  so  wird 
der  Scbluss  von  dem  Teil  auf  das  Ganze 
zum  mindesten  einen  der  Generalstittistik 
noch  immer  überlegenen  Näherungswert  der 

ialen  Vei'brauchsslärke  liefern. 

Auf  weichen  Umfang  darf  nun  diefsc  Er- 
der Familienkonsumtion  bcscliränkt 
werden,  wenn  aus  ihren  Er^bnissen  noch 
allgemeingilti^  Schlüsse  auf  die  Kaufkraft  der 
ganzen  Volkswirtschaft  gezogen  werden  sollen? 
Offenbar  müssen  in  dem  beobachteten  Aus- 
schnitte doch  alle  Einflüsse  sich  in  gleicher 
Stärke  geltend  machen,  welche  in  dem  gan-  ■ 
zen  zu  beobachtenden  Volkskrcise  die  be- 
sondere Art  der  Einkommen bildung  und 
-verwendnng  regeln.  Erst  wenn  hierfür 
Garantie  ^boten  wird,  nicht  etwa  schon  auf 
Grund  einiger  Stichproben,  dürfen  die 
untersuchten  Haushaltungen  als  wirkliche 
Repräsentanten  des  Ganzen,  als  »typisch« 
betrachtet  werden. 

Die  Auffassung,   dass   es  die  erste  Auf- 

fibe  der  Biidgetstatistik  sei,  derartige  soziale 
ypen  der  Vorbrauchsstärke  festzustellen 
und  aus  ihnen  dasAiismass  und  die  Regel- 
mässigkeiten  der  Konsumtion  zu  berechnen, 
ist  indes  keineswegs  unbestritten;  selbst 
tlber  das  Geltimg^biet  eines  Typus,  wel- 
chem von  manchen  Forschem  weitere  (Engel), 
von  anderen  engere  (httnzeu  zugewiesen 
werden  (Schnapper- Arndt  u.  a.),  herrscht 
keine  Deboreinstimmung.  Ja  manche  Por- 
seber, welche  angesichts  der  Mannigfaltig- 
keit des  individuellen  Leijenslaufes  das  Vor- 
handensein typischer  Fälle  gänzlich  leugnen 
(Wörishoffcr) ,  sind  der  Anschauung,  dass 
erst  eine  mögliclist  grosse  Zahl  von  Budgets 
ein  zutreffendes  Bild  der  WirtschaftsfOhning 
einer  Gesellscbaft-sgrappe  abgebe;  dabei  be- 
dürfe es  natürlich  einer  kürzeren  und  min- 
der intensiven  Beobachtung.  Abgesehen  von 
der  Fehlergefalir,  welche  diese  sogenannte 
extensive  Methode  in  sich  trägt,  scheint 
jedoch  dieser  Auffassung  eine  Verwechselung 
dieses  Begriffes  »Typus«  mit  dem  des  »Durch- 
schnittes* zu  Gnmde  zu  Hegen.  DerTypusist 
nicht,  wie  der  Durchschnitt,  eine  rechnerische 
Abstraktion,  welche  den  Schein   homogener 
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Verteilung  ei-weckl,  sondern  eio  in  der  leben- 
digen Wirklichkeit  am  liänfigslen  auftrelen- 
der,  von  den  äussersfen  Abweichungen  der 
Ersehe inungs weit  verhältnismässig  am  wei- 
testen entfernter  Näherungswert.  Bei  der 
Feststellung  eines  derartigen  Typus  handelt 
es  sich  also  vor  allem  darum,  die  äusscrsten 
Abnormitäten  der  zu  beobachtenden  Erachei- 
nnngsgruppe  festzustellen.  Das  Ausmass 
des  »Abuormen«  kann  al>er  wieder  nur 
durch  Masse nerhebungeo  gewisser  für  das 
öanze  charakteristischer  Merkmale  erkannt 
werden.  Um  das  Oeltungsgebiet  der  Einzel- 
budgets zu  erkennen  und  ihren  Wert  für 
die  Forschung  und  die  Praxis  richtig  abzu- 
schätzen, weisen  daher  allgemeine  oder  auch 
Specialenqueten  der  Wohniings-,  der  Loha- 
verhältnisse,  der  sozialen  Herkunft  etc.  den 
Boden  vorbereiten  müssen.  Erat  aus  dieser 
Vereinigung  von  Massenerhebnng  und  Indi- 
■vidnaluatersuchung  lässt  sich  der  typische 
Charakter  eines  Haushaltungsbudgets  be- 
stimmen. Denkt  man  sich  dann  die  Masse 
der  Konsumenten  nach  derartigen  Haushal- 
tungstypen gnippiert,  so  lässt  sich  nach 
dem  Prozentsätze,  mit  welchem  jeder 
Typus  an  dem  Gesamt  verbrau  che  teilnimmt, 
■  ein  Masssfab  dafür  gewinnen,  in  welchem 
Grade  gewisse  Preisnewegungen  und  Preid- 
aufsehläge  von  jeder  VolkMchicht  empfunden 
und  getragen  werden  können. 

3.  Qeschichte  dieser  Methode.  Schon 
von  den  Vorläufern  der  modernen  Wirtschaftü- 
statiiitik  wird  die  Höhe  der  Familienausgabea 
abgeHchfitzt  und  xur  Motivierung  verschiedener 
Witt  seh  aftspoliti  »eher  Zwecke  verwertet.  Zu 
Ende  des  17.  JahrbnodertH  sucht  William 
Petty  die  Stenerkruft  Englands  mittelst  der 
Berechnung  der  Jahresaasgahe  pro  Kopf  zn  er- 
forschen: „Diese  iät  wahr^heinlich  nicht  ge- 
ringer als  die  eines  Ta^lQhnera,  welcher  8  d. 
täglich  verdient;  denn  der  Lohn  eines  solchen 
Menschen  beträgt  4  sh.  wöchentlich  oder  2  sh. 
mit  VerkÖatignng ;  daher  beträgt  der  Wert 
geiner  Nahnugsmittel  2  eh.  wüchentLich  oder 
S  i  4  ah.  jährlich ;  nun  kann  der  Wert  seiner 
Kleider  nicht  gerine^r  sein  als  der  Lohn  der 
ttrmsten  Magd  auf  dem  Lande  [fUr  welche,  da 
sie  verköstigt  wird,  die  Kleid eransgabcn  die 
beträchtlichsten  sind],  nämlich  30  sh.  pro  Jahr, 
und  alle  Übrigen  Ausgaben  kflnnen  nicht  weniger 
als  weitere  6  sh,  jährlich  betragen;  die  Oesamt- 
ansgabe  pro  Kopf  beträgt  daher  7  £."  Äehn- 
liche  Schätznnc'en  stellten  andere  Autoren  zum 
Zwecke  der  Kostenberechnnng  von  Beformen 
in  der  Armen  Verwaltung  auf.  Ans  derartigen 
Schtttznngen  scheinen  zwei  bedeutende  Wirt- 
acbaftstheoretiker  des  vorigen  Jahrhnnderts  die 
Anregung  zTir  .Aufstellung  detaillierterer  Hans- 
haltsberechnungen geschöpft  zu  haben.  Der 
eine,  JacobVanderiint,  stellt  das  detaillierte 
hypothetische  Ansgabenbndget  einer  Narmal- 
familie  des  Arbeiterstandes  sowie  ein  solches 
für  eine  Normalfamilie  des  Mittelstandes  anf; 
au  diesen  entwickelt  er  die  Gesetze  des  Arbeits- 
lohns und  weist  die  Notwendigkeit,  die  Lebens- 
mittelpreise durch  extensivere  Landwirtschaft  zu 


verringern,  aus  dem  Niedergange  des  mittleren 
HandeTsstandes  seit  1688  nach.  Die  HShe  Atn 
menschlichen  Subsistenzmiutmnms  hat  Richard 
Cantillon  (f  1T34)  in  einem  leider  verloren 
gegangenen  Anhange  zu  seinem  Essai  snr  la 
nature  du  commerce  en  General  ^1705)  in  ans- 
fUhrlicher  Weise  berechnet.  Diese  älteren  Auf- 
Stellungen  sind  insgesamt  Konjektnralbnd- 
Kets;  sie  bemhen  nicht  auf  eingehenden  Er- 
hebungen oder  An  Schreibungen,  sondern  auf  tab- 
jekriven  Kostenanschlägen.  Den  eigentlichen 
Anstoiis  znr  Featatellnng  wirklicher  Hans- 
haltnngsbndgets  gab  wieder  die  Reform  der 
engliachen  Armengesetzgebung;  von  1796—1855 
sind  es  vorwiegend  Untersuchungen  über  die 
Lage  des  ländlichen  und  städtischen  Proletariats, 
welchen  solche  Budgets  zur  Grundlage  dienen. 
Dahin  gehören  die  anf  Anregung  David 
D  a  V  i  e  9  gesammelten ,  auf  zweimonatlichen 
Beobachtungen  beruhenden  Eaushaltungsbe- 
rechnungen  von  73  ländlichen  Arbeiterfamilien 
im  dritten  Bande  von  Sir  Horton  Edens 
-The  State of  the  Poor"  1707,  (Vgl.  E.  Engel, 
Die  Lebeuakosten  belg.  Arbeiterfamilien  S.  16ff.i 
Der  Anbruch  der  Grossindustrie  und  die  Ab- 
haltung der  ersten  Arbeiterenqueten  hatten  als- 
bald die  Anwendung  dieser  Methode  auf  den 
Konsum  der  gewerblichen  Arbeiter  in  England 
und  Frankreich  zur  Folge.  Die  .Arbeiten  A. 
Penots  über  die  Ausgaben  der  Industriearbeiter 
üi  Hühlhausen,  Villerm^s  und  Blanqnis 
Über  die  Lebenshaltung^  der  franzesischen, 
Wades,  Porters,  Fr.Eugeis'  und  anderer 
über  die  der  euirlischen  Arbeiter  riefen  den  Ge- 
danken einer  ofnziellen,  massenstatis  tischen  Er- 
hebung des  PriTatkoiisams  der  arbeitenden 
Klassen  wach.  Anf  Anregung  Joseph  Flet- 
cherSjVisscherSjQneteletsu.  a.  wurde  auf 
dem  im  September  1863  zu  BrUssel  abgehaltenen 
ersten  internationalen  statistischen  Kongresse 
zu  diesem  Zwecke  ein  Erhebnngaformular  ent- 
worfen. Das  Einnehmehudget  ist  nach  den 
Arten  des  Einkommens  (Lohn,  andere  Quellen) 
und  nach  der  Zahl  der  zu  demselben  beitragen- 
den Mitglieder  gegliedert;  der  Ausgabenetat 
zerfällt  m  1.  Ausgaben  für  physische  und  ma- 
terielle (15  Unterabteilungen),  2.  für  religiöse, 
sittliche  und  geistige  BedQmiisae  (7  Poeten), 
3,  Aufwand  für  Luxns  und  Unvorhergesehenes 
(7  Posten,  danmter  Tabak  und  Spirituosen- 
gesusB  ausser  Hause;  im  Hause  figuriert  er 
unter  Kahniug!).  Um  die  Vergleichbarkeit  so 
gewonnener  Budgets  von  vom  herein  zu  sichern, 
sollten  die  Haiisbaltiuigs  Verhältnisse  dreier 
Normalfamilien  jedes  Bezirkes  erhoben  werden ; 
als  „tj-piach"  wurde  eine  Familie,  bestehend  ans 
Vater,  Mntter  und  vier  im  Alter  von  16,  12,  6 
und  2  Jahren  stehenden  Kindern  angesehen. 
Solche  Budgets  sollten  1.  aus  der  notleidenden, 
auf  öffentliche  Unterstützung  teilweise  ange- 
wiesenen Klasse ,  2.  der  sddecht  gestellten, 
nichts  ersparenden,  aber  an  der  Armenunter- 
atUtzung  nicht  teilnehmenden,  und  3.  aus  der 
bemittelteren,  fürs  Alter  etwas  ersparenden  Wohl- 
standsklasse erhoben  werden.  Im  Auftrage  der 
belgischen  statistischen Centralkommiarion  unter- 
nahm es  nun  Edouard  Dncpetiaui,  diese 
Vorschläge  fQr  Belgien  und  Lniemburg  zu  ver- 
wirklichen, wo  der  Boden  durch  die  Enquete 
vom  Jahre  1844  heaon4erB  vorbereitet  schien. 
Seine  Schrift  „Budgets  Economiqnes  des  Classes 
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ouvri&rea  en  Belgique"  (1855)  enthält,  nach  Pro- 1 
TiDzen  (^ordnet,  die  Resultat«  einer  Enquete, 
die  durch  Vertranensmänuer  auf  Gruud  toq 
Fraeeboeen  geführt  ivorden  war.  Anhane^neise 
werden  die  Ansgabenbuilgels  von  Familien  Ter- 
schiedener  Elaxsen ,  femer  die  der  Soldaten, 
Matrosen,  Lazarettbewohner  und  Stratlinge  mit 
jenen  der  nntersnchten  199  bel^fhen  Arheiter- 
tamülen  und  endlich  diese  mit  den  wenigen 
Torhandenen  Angaben  ftlr  Arbeiter  anderer 
LSnder  Terglicheu.  In  einem  zweiten  Teile 
(S.  183  flf.)  unteranchte  Dncpetiaui  die  Ursachen 
des  im  ersten  zahlcnmässig  erhobenen  Arbeiter- 
elends  und  dos  TerhältniB  der  Produktion  zur 
Konsumtion  in  Belgien.  Trotz  seines  engen 
AnschluBsea  an  die  damals  herntchende  Han- 
chesterdohtrin  waren  die  Resultate  seiner  Unter- 
suchung derartige,  dasa  er  auf  Orund  derselben 
die  Ignorierung  der  Arbeiterfragen  in  der  Politik 
ausdrücklich  bekämpfte:  der  Liberalismus,  rief 
er,  darf  nicht  zum  laisser  souffrir,  laisser  mourir 
ansarteu.  Er  Terlangt  zunächst  die  Sthaffiuig 
einer  diese  Arbeits-,  Bevülkenings-  und  Snb- 
sistenzyerhältnisse  untersuchenden  permanenten 
Kommission  (S.  '610);  Ducp6tiaui  ist  also  der 
geistige  Vater  der  modernen  arbeitss tatis- 
tischen  Aemter.  In  Belgien  sind  sie  erst  1686 
ins  Leben  gerufen  worden. 

In  dasselbe  Jahr  185Ö  füllt  die  VerQffent- 
lichung  von  3G  Budgets  in  Frederic  Le 
Plays  „OuTriera  enropeena".  Der  Ausgangs- 
punkt dieses  Forsebers  ist  in  erster  Beine  ein 
Boziolomscher,  sein  Ziel  ein  sozial  reformatorisches : 
er  sncbt  durch  genaue  Beobachtung  aller  Ele- 
mente, welche  d^  Leben  gutsituierter  Arbeiter- 
familien aller  Länder  bestimmen,  —  und  diese 
erbalten  ihren  prägnanten  Ausdruck  in  ihrer ; 
Eauahaltafühning  —  diejenige  GeseUschafta- 
form  zu  finden,  welche  den  sozialen  Frieden, 
die  Stabilität  der  Entwickeluug  im  Gegensatze 
zn  dem  Frankreich  der  Julirevolution  verkörpert, 
Da-H  ächema.  welches  Le  Play  für  die  Aufuahme 
von  Haoshaltungen  aufstellte,  bildeni  I.  Das 
Einnahmebudget,  mit  vier  Einnahmequellen: 
1.  SachgQterbesitz,  2.  nnent^ltlich  zufliessenden 
Einkünften  (Subventions).  3.  Arbeitsleistungen 
im  Hanptgewerbe   und   4.   solchen   im   Neben- 

Sewerbe.  Die  wirklichen  Einnahmen  besteben 
anach:  aus  Renten  von  Liegenschaften,  aus 
Nntznngen  tdq  MobiüarvermUgen  {Nutztieren, 
Rohs  tonen,  Leihkapitalien,  Versicherungsgeldem, 
naeh  der  mittleren  Hübe  des  Ertlichen  Zins- 
fusaea  in  Anschlag  gebracht! ;  aus  Nutzniessnn^n 
der  Subventionen  und  ans  dem  -nach  Arbeits- 
tagen and  -fltnnden  berechneten  Arbeitsverdienste 
der   Familienmitglieder  im  Hanpt-  und  Meben- 

SBwerbe.  LI.  Das  Ausgaben budget  lerfäUt  in 
ie  folgenden  Abteilungen:  1.  Nahrung  (Cerea- 
lien,  Fette,  Hilch  und  Eier,  Fleisch  und  Fische, 
Gemüse  nnd  Obst,  Gewürze  und  Reizmittel, 
geistige  Getränke) ,  2.  Wohnung ,  Mobiliar, 
Heizung,  Beleochtiui^,  3.  Kleidong  und  Wäsche, 
4.  sittbche  Bedürfnisse,  Kindererziehnng ,  Er- 
holung und  Gesundheitspflege,  6.  für  gewerb- 
.  liehe  Zwecke,  Schulden,  Steuern,  Abgaben  nnd 
Versicherung.  Dieses  Schema  ist  von  Le  Play 
in  der  zw^ten  Ansgabe  seines  Werkes  (IST», 
ß  Bde.)  nnd  von  seinen  Schülern  in  dem  Sammel- 
werke „Les  Ouvriers  des  dem  moudes"  (1856 
bis  1895,  8  Bde.)  auf  die  Haushaltong  von  129 
Familien  angewendet  worden.  Anf  seine  Methode 


and  Einteilung  ist  eine  grosse  deskriptiv-öko- 
nomische Litteratnr  zurückzuführen :  quantitativ 
haben  hierbei  die  Vereinigten  Staaten  das  hervor- 
ragendste auf  Anregung  Caroll  D.  Wrighta 
geleistet  [6284  Budgets) :  in  Bezug  auf  Intensi- 
tät der  Beobachtung,  Analyse  der  Resultate 
und  Verarbeitungsteehnik  stehen  die  Arbeiten 
deutscher,  engfischerund  schweizerischer  Privat- 
statistiker  in  erster  Reihe. 

8.  Die  ABwendnng  der  UftaslialtBiirB' 
bndgets  anf  die  Tbeorle  nnd  Statistik  derK. 
Für  die  ükonomiscbe  Theorie  und  die  Messung 
der  Konsumtion  hat  Ernst  Engel  die  Budgets 
Dncpetiaui'  und  Le  Plays  in  seiner  be- 
rühmten Untersucbnng  „Die  vorherrschenden 
Gewerbszweige  in  den  GerichtsBmtern  mit  Be- 
ziehung auf  die  Produktions-  und  Konsnmtions- 
verhältnisse  des  Eünigreicbs  Sachsen"  (18ö7) 
nutzbar  gemacht.  Die  Frage,  welche  sich 
Engel  stellte,  ging  zunächst  dahin,  wie  gross 
die  Bilanz  zwischen  Produktion  nnd  Konsumtion 
im  Königreich  Sachsen  sei.  Durch  die  aSchs. 
Gewerbestatistik  war  die  Zahl  der  Produzenten 
jeder  Warengattnng  gegeben;  zn  untersuchen 
war  ihre  Produktion  imd  Konsumtion.  Die 
Einreibung  der  bei  DucpStians  und  Le 
Play  gefundenen  Ausgabeposten  nach  ihrer 
prozentuellen  GrtSsse  ergab  „den  auf  dem  Wege 
echter  Induktion  gefundenen  Satz,  dass,  je 
ärmer  eine  Familie  ist,  ein  desto  grilsserer  An- 
teil von  der  Gesamtausgabe  muss  zur  Be- 
schaffung der  Nahrung  aufgewendet  werden" 
(S.  169).  Dieses  sogenannte  Engelscbe  Gesetz 
wurde  von  seinem  Urheber  nach  eiakter  Be- 
obachtung der  Ausgaben  in  Familien  des  sächsi- 
schen Arbeiter-,  Mittel-  und  Wohlstandes  ani 
alle  Einkommenklassen  erweitert,  nnd  zwar  in 
der  anf  S.  320,  TabeUe  1  dargestellen  Form. 

„Das  Gesetz,  mit  welchem  man  es  hier  zu 
thun  hat,  ist  kein  einfaches.  Die  Hühe  der 
Ausgaben  für  Nahrung  wachsen  bei  Abnahme 
des  Wohlstandes  in  einer  geometrischen  Pro- 
gression" {S.  170J.  Auf  Grundlage  der  wenigen 
vorhandenen  Glieder  stellte  Engel  für  die  Nah- 
ningsausgabendieanfS,320folgendeTabelle2anf. 

Aus  den  Budgets  Le  Plays  zog  nnn  Engel 
einen  Durchschnitt;  für  ein  Jahreseinkommen 
einer  Familie  von  1200  Frcs.,  240  Frca.  pro 
Kopf,  betragen  die  Prozentsätze  für  die  Aus- 
gabenklassen von  1.  Nahrung,  2.  Kleidung. 
3.  Wohnung,  4.  Heizung  und  Beleuchtung, 
6.  Geräte  und  Werkzeuge,  6.  Erziehung  und 
Unterricht,  1.  öffentlicher  Sicherheit,  8.  Geaund- 
beitspflege,  9.  persönlichen  Dienstleistungen  etc. 
'-   Prozenten; 


1. 


4. 


)■■ 
6a,oo  i6,oo  11,00  5,oo  2,00  1,00  1,00  1,00  1,00 
Bereit«  Engel  hat  sich  gegen  die  Annahme 
eines  exakten  Eintreffens  der  obigen  Z^en- 
reihe  in  jedem  individnellen  Falle  verwahrt, 
dieselbe  vielmehr,  wie  die  einer  Mortalit&ls- 
tabelle ,  als  Durcbschnittamassstab  betrachtet 
wissen  wollen.  So  betragen  z.  B.  nach  dem 
Yn.  Annnal  Report  des  Arbeitsamtes  der  Verei- 
nigten Staaten  (1891,  p.  8G4)  für  Familienein- 
kommen unter  200  Dollar  {=  1000  Frcs.)  die  Pro- 
zentao  teile  der  Ausgaben  für  Nahrung  49,6, 
Kleidung    12^,    Wohnung  ld,ö,    Heizung   und 
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Tabelle  1. 


Prozent  Verhältnis  unter  den  Ausgaben 
einet  bemittelten  Arbeiter-  einer  Familie  des  einer  Familie  des 
familie  ,       Mittel-       ,        Wohl- 

in  Belgien      !      '"  Sachsen      j       Standes      [       Standes 
ohne  Verteiinng  nach  Verteilung 

der  Ausgaben  für  Werkzeuge  und  Ueräte 


Konsum  tionszw  ecke 


1.  Kahrung [      6i 

0, 

2,  Kleidung '       15 

°\ 

3.  Wohnung !      10 

°i  95.0 

i.  Heizung  und  Beleuchtung  |        5 

0 

b.  Geräte  und  Werkzeuge    .          4 

6.  Erziehung,  Unterricht  etc.          2 

7.  Oeffentliche  Sicherheit  etc. !        1 

0        ' 

°       rn          1 

6.  Gesundheitspflege  etc. .    .  1        1 

0     5,0 

0          ! 
1 

Tabelle  2. 

r' 

Wenn  daa  gesamte  jährliche    so  nehmen  dte  Aus- 
Einkommen einer  Familie     gaben  für  Nihrung 

beträgt                  dBTon 
Francx     Itark 

in  Anspruch 

200  =     160 

72,96 

300  =    240 

71,48 

400  =    320 

70,11 

500  —    400 

68,85 

600  =    480 

67,70 

700  =    560 

66,65 

800  =    640 

6S.69 

900  ^     7M 

64,8. 

1000  =    800 

64,00 

1100  -    880 

63,25 

1200=    960 

62,55 

1300  =  1040 

61,90 

1400  =  1110 

6',3o 

isoo  =  ijoo 

60,75 

1600  1=  [280 

60,25 

1700  -  1360 

59,79 

1800  =  1440 

59,37 

1900  =  1520 

58,99 

1000  —  1600 

58,65 

iioo  =  1680 

58,35 

58,08 

2300  =  1840 

57,84 

8400  =  1920 

57,63 

57,45 

2600  =  2080 

57,3° 

2700  =  2160 

57,17 

2800  =  2240 

57,06 

2900  =  2320 

56,97 

3000  =  2400 

56,9a 

50,01 

18,0 


::ol 


?i- 


Beleuchtung  8,1  "jq;  für  andere  als  Zwangsaus- 

f»ben  erübrigen  also  hier  14  gegen  6—9,1%  in 
uropa.  Was  die  Ausgaben  Tür  Wuhnnag 
betrifft,  80  hat  Schwabe,  anf  das  Material 
der  ßerliuer  Hi  et  Verhältnisse  gestlUzt ,  das 
Engelsche  Gesetz  auch  anf  diese  anage- 
dehnt: „Je  wohlhabender  eine  Familie  ist,  eine 
nm  so  grossere  Summe,  aber  um  so  weniger 
Prozente  der  Oeaamtauagaben  verwendet  sie 
durchschnittlich  auf  Wounnngsmiete"  (sogen. 
Schwabesches  Gesetz,  1868).  Spätere  Unter- 
snchnngen,  namentlich  Laspeyres'  nnd 
Hampkes,  haben  für  Deutschland  [Hamburg 


:  nnd  Halle)  ein  Grenzeinkommeo  Ton  ca.  30<I0 
;  Mark  ergeben ,  oberhalb  desaen  erst  die  Rela- 
Civausgaben  für  Wohnungsmiete  sinken ,  wo- 
gegen jene  für  Instandhaltung  zunehmen.  Dies 
ibestäti^n  K.  Büchers  Untersuchungen  Über 
'  die  MictApreise  auf  Grund  der  Wohnnngs- 
enquete  in  Basel  1889  S.  2t)6,  femer  Landolt, 
Die  Wohnungsenquete  in  der  Stadt  Bern  1899, 
S.  OTT  ff.  Eine  absolute  Formel  für  die  Kon- 
1  snmtlousentwickelnug  lässt  sich  aus  den  bis- 
herigen Untersuchungen  nicht  entwickeln.  Aher 
das  folgende  Schema  wird  nach  Möglichkeit 
'  ihren  Ergebnissen  gerecht:  Bei  verhältnismässig 
steigendem  Einkommen 

i  1.  sinkt  ständig  die  Ausgabequote 
'  für:  die  gesamte  Nahrung,  nnd  zwar  insbe- 
sondere fltr  pflanzliche  Nahrung. 

2.  steigt  stitndig  die  Ausgabequote 
für:  Ersparnisse. 

3.  sinken  die  Ausgahequoten  bis  zu 
leiner  gewissen  EinkommenshSbe,  um 
'sodann     gleichzubleiben     oder     zn 

steigen  fUr:  Wohnung,  Heizung,  Beleuchtim^; 

4.  steigen   die  Ausgabeqnoten    bis 

Inm  sodann  gleichzubleiben  oder  zu 
'sinken  für:  tierische  Nahning,  Getränke, 
Kleidung,  geistige  und  ErholnngsbedUrfnisse, 
Die  Einkommensgrenze,  von  welcher  an  die 
Mehrzahl  der  Einzelposten  der  Ausgaben  nuf- 
I  oder  ahschwankt,  ist  nach  Zeit  nnd  Ländern 
variabel.  Daher  die  Notwendigkeit,  sie  fQr 
jedes  Land  in  geeigneten  Zeiträumen  neu  fest- 
zustellen. 

4.  Die  Erhebung  der  Budgets  und 
die  Klassifikation  ihrer  Bestandteile. 
Für  die  intensive  Methode  der 
Untersuchung  der  PrivatwirtschÄften  liegt 
die  Haiiptschwierigteit  erstens  in  der 
TeranstaTliing  der  Erhebung  selbst  Bis 
jetzt  wenigstens  spielt  l>ei  iast  allen  wirt- 
schaftsatatistischen  Erhebungen,  velche  bei 
den  lütereasenten  selbst  voi^nommen  wer- 
den, das  Moment  des  persönlichen  Ver- 
trauens eine  dominierende  Rolle;  infolge 
des  Misstrauens  uud  des  Man^U  an  In- 
teresse  haben  deshalb   die   meisten,  durch 
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Erhebungen  mit  einem  Miseerfolge  geendet, 
Bei  demjenigen  Teile  der  wohlhat>eciIen 
Klassen,  welcher  nicht  -von  fixen  Bezügen 
lebt,  lässt  der  Haushalt  RfSckschlflsse  anf 
das  Einkommen  ziehen,  dessen  Höhe  der 
Steuer  Verwaltung  und  der  Konkurrenz  ver- 
heimlicht wird.  Die  Ausgaben  werden 
häufig  in  ihren  kleineren  Einzelpnsten  nicht 
gebucht,  und  selbst  wo  dies  Acr  Fall  ist, 
kann  nur  eine  längere  Beobachtungstrist 
Schlüsse  auf  den  wirklichen  Konsum  recht- 
fertigen. Bei  intelligenten,  besser  gi?zahlten 
Arbeitern  sind  die  Schwierigkeiten  am  ge- 
ringsten; dagegen  steigen  sie  wieder  bei 
der  Feststellung  der  Ausgaben  von  Hand- 
werksgeliilfen ,  schlecht  entlohnten  Fabrik- 
iind  HeiniM-beiterii  und  vollends  bei  Tage- 
löhnern ;  spour  oonnaltre  celles-ci,  il  faiit, 
en  effet,  desccndre  dans  les  details  intimes 
de  la  vie  de  l'ouvrier;  s'iuitier  au  mustere 
des  privations  fju'il  s'imp-ise;  inventorier  en 
quelque  sorte  son  modeste  mobiüer:  lui 
(leroander  rm'il  etale  ä  nos  yeux  ses  vi"'te- 
ments  plus  raodestes  encore,  ceux  de  sa 
femme  et  de  ses  enfants;  exiger.  en  fin, 
•^n'il  metle  ä  nu  sa  mist'-re.  On  sent  com- 1 
bleu,  en  pareil  cas,  ces  aveus  peuvent  t'tre ; 
penibles  et  blesser  son  amoiir-propre-  (Duo-  j 
[letiaiix  p.  S3).  Diese  Schwierigkeiten  zu 
überwinden,  ist  Sache  des  persfln liehen 
Taktes,  der  Klugheit  und  Ausdauer  des 
FragestellMB.  Ernat  die  Personen  ausfindig 
zu  machon,  welche  ihn  dem  Vertrauen  der 
Befragten  empfehlen,  und  darüber  zu  ent- 
scheiden, ob  für  die  Mnbe  und  den  Zeitver- 
lust, die  er  den  Befragten  bereitet,  ein  Ent- 
gelt am  Platze  ist 

Die  zweite  Schwierigkeit  betrifft  die 
Feststellung  des  typischen  Charakters 
des  Budgets.  Insoferne  dies  die  Zaiil  der 
Haushaltungamitglieder  betrifft,  gel>en  die 
Ergebnisse  der  Volkszälilnng  jeden  ge- 
wünschten Anhalt;  Massen erhebungen  Über 
Arbeitslöhne  und  die  Einkommensteuer- 
statistik geben  für  die  Einnahmen,  Cnter- 
suchungen  über  Mietspreise  für  die  Woh- 
nungsansgaben  die  notwendigen  Fingerzeige 
aber  den  Wert  des  Einzelfalls.  Dagegen 
geben  für  Nahrungs-,  Kleidimgs-  und  gar 
erst  für  Geistespflege  u.  s.  w.  die  Daten 
der  Oeneialstatistik  fast  keinerlei  Kontrolle. 
Um  so  wichtiger  wäre  es  meines  Erachtens, ' 
in  Hinkimft  nicht  mehr  »He  Gegenstände' 
der  Konsumtion  en  bloc,  sondern  einzelne 
Posten  derselben  (z.  B.  Zucker-,  Salz-,  Spiii- 
tuoaenkonsum)  von  einer  grossen  Zaiil  von 
Haushaltungen  zu  erheben,  wol>ei  von  den 
befragten  liamilien  lediglich  Itber  die  Aus- 
üben dieses  besonderen  Artikels  und  die 
Gesamtausgaben  Aufzeichnungen  zu  führen 
wären.  Dies  ergäbe  viel  zuverlässigere  Re- 
sultate,  crz^   die  Familien    langsam    zur 
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Buchung  aller  übrigen  Ausgaben  und  würde 
die  A'ersuehung  zu  falschen  Einträgen  min- 
dern. 

Die  Erhebung  selbst  kann  entweder  in 
der  Weise  vollzogen  werden,  dass  der  Beob- 
achter sich  auf  eine  wiederholte  münd- 
liche, ausführliche  Ausfiagung  der  Ein- 
nahmen tmd  Ausüben  beschränkt.  Dieser 
Weg  ist  oft  der  einzig  mögliche  bei  Familien 
von  beschränktester  Lebenslage  luid  Bildung 
sowie  von  rein  natural  wirtschaftlicher  Lebens- 
weise. Die  Budgets  Dr.  .Schnapper- Arndts 
(CliausseearbeiterEiraüiel  zeigen,  dass  auch 
bei  peinlicher  Handhabung  dieser  Methode 
schätzbare  Ei^ebnis-se  erzielt  wewlen  können ; 
für  nichtwisseii  schal  tliclie  Zwecke  einer 
kursorischen  Erhebung  genügt  sie  vollstän- 
dig. In  den  meisten  iällen  wird  dagegen 
für  wissenschaftliche  Zwecke  eine  min- 
destens halbjährige  (ein  Sommer-,  ein 
Wintenjuartal  umfassende)  schriftliche 
Aufzeichnung  erforderlich  sein.  Vom  grössten 
kulturhistorischen  Werte  sind  Budgets,  die 
einen  mehrjälirigen  Zeitraum  umfasfion.  So 
die  von  E.  Hofmann  (Archiv  f.  soz.  Ge- 
setzgeli.  1803  6.  Bit.)  und  in  Familv  Bud- 
gets 180G  (Xr.  17)  gelieferten  Fälle. 

Für  die  Art  der  Buchführung  lassen 
sich  allgemeine  Grundsätze  für  alle  KIa.ssen 
nicht  aufstellen.  In  besser  gestellten  Fa- 
milien ist  eine  getrennte  Buchführung  von 
Mann  und  Frau  durchführbar.  Der  Manu 
verzeichnet  in  diesem  Falle  die  Einnahmen, 
die  Wohnungs-,  Steuer-,  grössere  Vergnü- 
gungs-  und  andere  grös-sero  Ausgaben  der 
Familie  sowie  seinen  persönlichen  Aufwand. 
Die  Frau  führt  fast  lediglich  das  Nahnmgs-, 
Wäsche-  und  das  übrige  laufende  Ausgaben- 
budget. Bei  Arbeiterbudgets  empfiehlt  es 
sich  den  Mann  um  seine  sowie  um  die 
übrigen  Familieneinkünfte  ilirekt  zu  betragen, 
der  Frau  oder  den  Kindern  die  tägliche 
üebertragung  der  auf  einer  Schiefertafel 
nach  jeder  Ausgabe  gemachton  Kotizen  in 
ein  Ausgabenbuch  zu  übertragen.  Dasselbe 
besteht  am  besten  pro  Monat  aus  32  Blättern 
mit  folgenden  yuerrnbriken: 


lat  eine  aalche  Familie,  welche  Buch 
fUlirt,  ausfindig  gemacht ,  BO  bedUrfen  ihre 
Auf  Zeichnungen  einer  genauen  Kontrolle; 
diese  bestelle  darin,  dass  der  Beobachter  sich 
wenigstens  allmonatLch  einmal  von  der  VoU- 
gtSnUigkeit  derselben  überzeugt.  Eine  gewiase 
innere  Kontrolle  bietet  die  Eilunz  eines  voll- 
ständigen JahTesbud^eis  nar  dann ,  wenn 
Wochen-  oder  Monatsbilanzen  gezogen  und  die 
rechnerisch  gefundenen  Geldübe rschüaae  mit  dem 
wirklich  vorhandenen  Bargelde  llbereinstimmend 
gefunden  werden.  Wenn  dagegen  die  BUanz 
Anfluge,    v.  2L 
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mit  einem  Deficit  ab«;liliegst,  mnBS  eine  weitere 
Nachfrage  dasselbe  ergänzen. 

Die  Schwierigkeiten  der  richtipeii  Klassi- 
Azietung  und  der  ziffermSsiiigea  wiedergäbe 
manclier  Posten  der  Familieneinnahmeu  und 
-anseBbeD  sind  in  tuancheD  Ffillen  so  iiiiliber- 
windliche,  dass  eine  Wiedergabe  derselben  dnrch 
das  Wort  jeder  zahlenBlatistiachen  Hanjpnlation 
vorzuziehen  ist.  Jedenfalls  sollen  aber  die 
Lücken,  welche  der  Beobachter  Termntet.  nicht 
rechDnngamftsaig  ergänzt,  sondern  bei  der  Dar- 
stellung bervoige hoben  werden. 

Die  Erhebong  selbst  zerfällt  in  die  Auf- 
nahme a)  der  biographiscbeu  Daten  der 
Mitglieder  des  Haushaltes:  ihres  früheren  und 
gegenwärtigen  Standortes ,  ihrer  Nationalität, 
mren  Oeschfechtes,  Alters,  Civilstandes,  Schul- 
bildung, Berufes  (und  zwar  des  erlernten,  des 
früheren  und  gegenwärtigen  nach  Art  und  Dauer). 
Verwandtschafta-,  Dienst-  oder  anderweitigen 
Yerbältnisses  zum  Vorstande  des  Haushaltes. 
Gesondert  davon  sind  Aftemiieter  nnd  Schlaf- 
ginger femer  solche  An^ehitrige  zu  verzeichnen, 
welche  ansserhall  des  Haushaltes  leben,  aber 
1  ihren  Einkünften  ihren  Unterhalt  ganz  oder 
Iweiae  bestreiten  oder  umgekehrt  zn  der  Er- 
haltung des  Haushaltes  beitragen. 

Zu  den  Angaben,  welche  nicht  durch  die 
beobachteten  Personen  selbst  aufgezeichnet  wer- 
den ,  gebürt  die  Erfragung  aller  Einzelheiten 
ihrer  Erwerhsthätigkeit,  ihrer  Intensität,  ihrer 
(täglichen,  iährlichen)  Dauer,  Oefährlirhkeit  nnd 
ihrer  Einträglichkeit  in  früheren  Jahren :  der 
Arbeitslosigkeit  nach  Ursache  und  Daner ;  fcruer 
des  Gesund  eitsznstandes,  der  FUrsorgethittig- 
keit,  der  Belastung  durch  Versichern ngsbei trüge, 
der  Art  und  Kosten  von  Sehnle,  Vergnügungen, 
Teilnahme  an  öffentlichen  Leben  und  der  lie- 
Bchftffenheit  der  Wohnverhältnisse.  Die  Wohu- 
und  Schlafräume  sind  zn  vermessen,  der  Kubik- 
Inftraum  pro  Eopf  zu  berechnen  und  alle  jene 
Momente  (Art  des  Gebäudes.  Stockwerk,  Ver- 
wendung, Dimensionen,  Bodenfläehe,  Fenster- 
zabl,  Art  der  Beleuchtung  und  Beheizung. 
Zahl  der  schlafenden  Personen,  Art  der  Venti- 
lation, Kanalisation ,  des  Wasserhezuges ,  die 
Trockenheit  etc.)  zu  bertlck sichtigen ,  welche 
bei  der  Generalstatistik  der  Wohnnngs Verhält- 
nisse verlangt  werden,  nnd  bezllglich  welcher 
auf  die  Baseler  Wobnnugseniiueie  von  Karl 
Bücher  (Basel  1891)  zu  verweisen  ist  (s.  d.  Art. 
Wohnungsfrage). 

b^  Die  Aufstellung  des  Inventars,  der 
Aktiven  nnd  Passiven.  Diese  besteht 
entens  in  der  Beschreibung  und  Einreihnng 
dieser  Pesten  nach  einem  gewissen  Plane,  z.  B. 
nach  dem  von  Engel  im  ,.ßechnungsbuch  der 
Hausfrau"  1882  empfohlenen: 

A.  Aktiva.  L  Liegenschaften  in  qm. 
1.  Feld,  2.  Wiese.  3.  Garten  (\\'einberg),  i.  Weide. 
6.  Wald,  6.  andere  Liegeiiscbaften.  IL  Ge- 
bäude:!. Wobngebäude,  2.  Schuppen.  Scheunen. 
Ställe,  a.  andere  Gebäude.  4.  Brunnen,  Be- 
wässerungsanlagen sowie  Bestandteile  vorbe- 
uannter  Gebände.  III.  Hiluslicbes  Mobi- 
liar: 1.  Möbel.  2.  Spiegel,  3.  Gas-  und  andere 
befestigte  Beleuchtungskörper,  4.  T«)piche,  Vor- 
bBnge,  Decken,  Tischzeug,  ö.  Porzellan,  Stein- 
gut. Glas  und  lackierte  Sachen.  6.  Silberzeug, 
Goldgeräte    nnd    Scliuiucksncben .   7.   Gemälde. 


Bitderwerke,  Photo^aphieen.  Kupferstiche.  Nipp- 
sflchen  etc.,  8.  Bücuer  nnd  Musikalien,  9.  musi- 
kalische Instrumente,  10.  ^'affen.  optische  nnd 
andere  Instrumente,  11.  Badeein rieht uug.  12, 
Betten  und  Bettwäsche ,  13.  Leibwäsche ,  14. 
Kleider,  Pelzwerk  und  Pntz.  15.  Schuhwerk. 
IV.  Haushai  tnngsvorräte  inkl.  Ge- 
tränke. V.Haus-.  Küchen- und  Garten - 
gerate,  Werkzeuge,  Apparate  und  Ma- 
schinen. VI.  Heiz-  und  Lenchtmate- 
rial.  VII.  Tiere  (lebendes  Inventar),  VIII. 
Fuhrwerk  aller  Art.  eikL  Zugtiere. 
IX.BareKasse.  X.Wertpapiere:  I.Feste 
Zinsen  tragende,  2.  Dividenden  tragende.  XI. 
Aussenstünde  nach  ihrem  Bonitäts- 
wert: 1.  auf  Hypothek,  2.  Sparkassengnthaben, 
3.  andere  Fordemngen.  XII.  Lebensver- 
sicbernngHpolicen:  1.  Versicherungssumme 
auf  den  Todesfall.  2.  desgleichen  auf  den  Lebens- 
fall. Xin.üebi-ige,  oben  nicht  genannte 
Invenlargegenstände. 

B.Passiva.  I.  Grundbuch- oder  Im- 
mobiliarscbutden.  IL  Wechselschnl- 
dcn.  m.  Andere  Darlehnsscbnlden. 
IV.  Fällige  Rechnungen  oder  Termin- 
zahlungen. V.  Andere  als  unter  I  bis 
IV  genannte  Schulden  oder  Verpflich- 
tungen: Insbesondere:  Gelddarlehen,  Schulden 
für  Esswaren,  für  Kleider,  für  Schuhwerk, 
Pfandschulden ,  rückständige  Miete.  (Vgl. 
L  a  n  d  n  1 1 .  Methode  und  Technik  der  Haus- 
haltungsstaiistik  S.  16—20.) 

Streng  genommen  gehOrt  unu  auch  die 
Bewertung  dieses  Inventars  zn  Beginn  und 
am  Schlüsse  der  Beobachtungsperiode  zum  Wesen 
eines  vollkommenen  Budgets.  Hierbei  ergeben 
sich  sowohl  bei  langsam  abgenutaten  als  anch 
bei  solchen  Gegenständen,  welche  nicht  auf 
dem  Wege  des  Ivanfes  in  die  Wirtschaft  ge- 
langt sind,  erhebliche  Schwierigkeiten.  Die 
theoretisch  befriedigendste,  aber  praktisch  nur 
schwer  durchführbare  LSsnng  derselben  giebt 
Dr.  Schnapper-Arndt  in  seinem  Bndeet 
einer  Nagelschmiedfamilie  („Fünf  Dorfgemeinden 
im  Taunus",  1883,  Anlage  8,  S.  2?3ff).  Es 
wird  von  ihm  zuerst  der  Wert  der  Hausgeräte 
zur  Zeit  der  AnMbaffung.  dann  die  wabiscbein- 
liche  Dauer  jedes  Objektes  geschätzt.  Nach 
dieser  letzteren  richtet  sich  die  Abnutzungs- 
quote: ist  die  wahrscheinliche  Abnutzung  an- 
absehbar (sog.  „ewige  Dauer"),  so  ist  eine  Ah- 
nutzungsnote  von  2—4%  ins  Ausgaben hudget 
eingestellt.  Jede  rechueri.tche  Behandlung  muss 
hier  nun .  wie  Schnapper  selbst  bemerkt,  mit 
der  Fiktion  einer  gleichuässig  fortschreitenden 
Abnutzung  sich  begnügen,  während  doch  das 
Budget  nur  die  wirklichen  wirtscbafüichen 
Manifestationen  des  Haushaltes  darstellen  .■«11. 
Viele  Budgets  (so  die  amerikanischen)  enthalten 
sich  daher  entweder  ganzlich  der  Inventari- 
sierung oder  fUßen  den  Einnahme-  nnd  Aus- 
gabenbudgets einfach  ein  Verzeichnis  der  vor- 
gefundenen Gegenstände  (Möbel.  Bettzeug-  und 
-wäsclie,  Kleider  des  Mannes,  der  Frau,  der 
Kinder,  Wäsche  derselben,  Schmuck,  diverse« 
Mobiliar,  Küchengeräte.  Werkzeuge,  Holz-  nnd 
Kahlenvori'äte  etc.)  biiizu,  wie  es  z.  B.  in  den 
„Frankfurter  Arbeiterbudgets"  (1890)  geschehen 
ist.  Andere  setzen,  wie  Landolt,  knrzweg  den 
Verkautswert.  der  von  dem  unter  den  herrschen- 
den Verhältnissen  zu  erwartenden  Künfer  (z.  B. 
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dem  Trödler)  za  erlaDgen  wäre,  hier  ein  niid 
bescbreiben  Stack  fSr  Stück  den  Znatfind  der 
InreDtarstücke  zur  Zeit  des  Erwerben  (neu. 
gebraucht) ,  die  Art  ihres  Erwerbes  (ererbt, 
veihxt  eriengt,  geschenkt,  ersteigert,  an  Zah- 
Inngi^Btatt  ttbemommen  etr.!.  ihre  Besitzdaner 
nnd  ihre  Reparaturkoflt*n.  Jedenfulls  moBs  der 
Katnral-  und  Barvorrat,  der  zu  Beginn 
der  Untersuchung  vorhanden  war,  inventari^iiert 
und  zu  den  möglichen  Ausgab cquellen  der 
Familie  geschlagen  werden. 

c)  Das  Einnahmebudget.  Ohne  eine 
erschüpfende  Kiaasifikation  der  Einnahiilen  zu 
bieten,  ixt  fQr  die  Einteilung  der  Hilfi^iiucllen 
der  Familie  das  folgende  Schema,  das  nach 
Engels  „Rechnungsbuoh"  nur  wenig  verändert 
wiäergegeben  wird,  anwendbar  (Engels,  lü,  Uli 

I.  Einkommen  aus  Grund  und  Boden 
und  Baulichkeiten:!.  Pachterträge.  2.  Miets- 
ertrfige,  3.  Erträge  ans  dinglichen  Hechten, 
4.  Oeldwert  der  Natnralbetrfige  ana  Feld,  Wald, 
Garten.  Weinberg,  Wiese  etc.  II. Einkommen 
auH  beweglichem  Besitz:  1.  Zinsen  von 
hypothekarischen  Auesenständen,  2.  Zinsen  von 
Staats-  nnd  anderen  feste  Zinsen  tragenden 
Wertpapieren,  3.  Dividenden  von  Aktien,  Aus- 
beute von  Knien.  III.  Einkommen  ans  Er- 
werbgunternehmnngen:  Geschäfts  gewinn 
ans  tand-,  toretwirtHchaftlichen,  bergmännischen, 
gewerblichen,  Handeis-,  Verkehrs-  und  Ver- 
sicherungsnntemebmungen,  ausser  II,  '6.  IV. 
Einkommen  aus  Arbeit:  1.  Qehalt,  Gage, 
Traktament,  Salair,  Tantieme.  Honorar,  2.  Dien«t- 
emolnmente  <in  Geld  veranschlagt).  3.  Alter»-, 
Invaliden-,  Waisen pensiunen  oder  Erziehnngs- 
gelder,  4.  Vorüchllsae  fUr  künftige  Arbeit.  V. 
Andere  Einkommensquellen:  1.  Zu- 
schüsse oder  Beihilfen  von  Eltern  oder  Ver- 
wandten, 2.  StiftunßsunterstUtznngen.  3.  andere 
private  und  Öffentliche  Unterstützungen.  4.  Zu- 
fällige Einnahmen  (Spiel-,  Lotterie-.  Börseu- 
gewinn  etc.),  5.  Auleheu,  6.  sonstige  Einnahmen. 

Wirtschaftsgeld,  3.  andere  Einnahmen 
rechnnag. 

Bei  Arbeiterb  ad  gets  bildet  das  Einkommen 
der  Familienmitglieder  das  Principale ;  daran 
reihen  sich  die  landwirtschaftlichen  Einnahmen 
nnd  Nutzungen,  an  diese  wieder  die  Einkünfte 
ans  Nebenbemfen,  Kost-,  Schlafgeldern,  Unter- 
stützungen etc.  Waa  wieder  als  Arbeitsein- 
kommen zu  gelten  habe,  kann  weiter  oder  enger 
anfgefasst  werden.  Persönliclie  Arbeiten  inner- 
halb uud  fhr  Zwecke  den  HHnsha,lte.<i  (die  Arbeit 
des  Holzsammelns,  -zerkleinema,  der  WüBche- 
reinig-nng)  soll  in  daa  Budget  überhaupt  nicht 
eingestellt,  soadem  in  der  Arbeitsbeschreibung 
hervorgehoben  werden.  Die  Zahl  der  Dieniit- 
boten  nnd  die  Ausgaben  für  dieselben  bieten 
bei  Vergleicbnngen  verschiedener  Budgets  re- 
nUgende  Anhaltspunkte ,  um  den  Wert  uer 
häuslichen  Arbeit  in  dienstboten losen  Haus- 
haltungen abzuschätzen  (vgl.  0  r  n  b  e  r ,  Die 
Haushaltung  der  arbeitenden  Klat^sen ,  IHST, 
S.  118,  llö). 

Bei  der  Begründung  des  Haushaltes  ist  die 
Hohe  der  voraussichtlichen  Ausgaben  mass- 
gebend für  die  Art  der  Beschaffung  der  Ein- 
nahmen. Ea  läset  sicli  auch  hier  ein  allmSblicIier 
Uebergang  von  der  Klasse,  die  lediglich  von 
Xapitalaanlagen    in    fremden    Unternehmungen 


ihren  Untertialt  bezieht,  zu  den  Familien  mit 
gemiachtem  Kapitals-  nnd  Arbeitseinkommen 
und  schlieaRlich  zu  aolchen  Haushaltungen  ver- 
folgen, wo  der  Arbeitslohn  des  Familienhauptes 
nicht  mehr  ausreicht,  „um  sich  zu  erbalten  und 
die  Rasse  der  Arbeiter  fortzupDanzen",  sondern 
wo  Frau  und  arbeitsfähige  Kinder  oft  den  über- 
wiegenden Prozentsatz  der  Einnahmen  er- 
arbeiten müaaen.  Dies  ist  namentlich  in  den 
Bndgeta  der  kontinentalen  Textil-  und  eines 
grossen  Teiles  der  ländlichen  Arbeiterbevölke- 
rung  beobachtet  worden.  Daa  reichste  Be- 
obachtungamaterial  enthält  in  dieser  Hinsicht 
der  VI.  Aunual  Report  of  tbe  Commisaioners 
iif  Labor  1Ö91  (bes.  S.  1364  und  137fi),  wo  die 
Einkommensquellen  vin  Ü260  Arbeiterfamilien 
der  Kohlen-  nnd  Ei-icnindustrie ,  soweit  sie 
a)  BUB  Arbeit  dea  Mannes  allein,  b)  des  Mannes, 
der  Frau  und  der  Kinder,  c)  Arbeit  des  Mannes 
nnd  anderem  VermOgen  uud  d)  Arbeit  dea 
Hannes,  der  Frau,  der  Kinder  nnd  anderem 
Vermögen  beatehen,  dargeatellt  sind.  Zieht 
man  a|  und  c)  einerseits  (T.),  b)  nnd  c)  anderer- 
seits (2.)  zusammen,  so  erhält  man  folgendes 
Besultat,  das  hier  prozentuell  wiedergegeben 
wird :  Von  2490  in  Amerika  anaäsaiKen  Familien 
arbeitet  der  Mann  in  81,89°,  der  oeobachteten 
Fälle  allein,  von  770  europäischen  Familien  dea 
gleichen  Berufes  nur  in  Gl,69°o  der  Fälle.  Es 
schliesaen  von  den  amerikanischen  Fällen  6>^,1.%  , 
ohne  Deficit  oder  mit  Ueberschnss;  in  11,7  "/„ 
dieser  Fälle  sind  zugleich  Mann,  Frau  und 
Kinder  erwerbsthätig.  Dagegen  Bchliesgen  in 
den  770  europäischen  Fällen  wohl  78,3»'o  mit 
einem  L'eherechnsse  (oder  ohne  Deficit)  ab;  aber 
um  dieses  günstige  Resultat  zu  erzielen,  muBS 
in  31,6  "/„  der  aeficitlosen  Fälle  neben  dem 
Manne  die  übrige  Familie  zu  den  Einnahmen 
beitragen.  Während  so  der  reine  Einnahmen- 
kalkUl  die  Notweudiekeit  der  Teilnahme  von 
Arbeiterfrauen  und  ■kindem  am  Erwerbsleben 
fordert ,  weist  wieder  das  Ausgabebndget  in 
solchen  Fällen,  welclie  der  Arbeiterfrau  die  Be- 
,  sorgiing  dea  Haushaltes  unmöglich  machen,  die 
I  Verteuerung  nnd  Verschlechterung  der  Lebena- 
.  führung  durch  den  ausser  Hause  gemachten 
I  Aufwaud  auf.  Durch  die  Einnahme  aus  der 
Haltnng  von  Schlaf-  ond  Kostgängern  wird 
dieses  Dilemma  nicht  immer  zum  Vorteile 
des  Familienlebena  geltist.  Die  Höhe  dea  Ar- 
beitslohnes ,  die  physischen  Ansprüche  der 
Arbeit,  die  Verbote  der  Franeuaroeit  durch 
die  Gesetzgebung  erhöhen  die  Einkommens- 
quote  des  Mannes;  nur  in  Gewerben,  tu  welchen 
'  sie  über  Dreiviertel  der  Lohneinnahmen  der 
I  Familie  beträgt,  kann  von  normalen  Verhält- 
nissen die  Rede  sein.  Dies  ist  z.  B.  nach  der 
belgischen  Enquete  von  1891  am  stärksten  im 
I  Kunstgewerbe  und  Maschinenbau,  am  wenigsten 
I  in  der  Tentilindaitrie  und  Konfektion  der  Fall 
i(s.  E.  Engel,  Die  Lebeoskoaten  belg.  Arbeiter- 
j  familien  S.  99). 

dl  Das  Ausgabenbudget.  Nachdem 
\  Zwerk  und  der  Dnnglichkeit  des  Bedarfes  für 
I  miniere  Einkommen  lassen  sich  die  Ansgabe- 
■  posten  in  folgender  Weise  ordnen; 
I  I.  Ausgaben  für  Nahrung  (Essen  und 
1  Trinken):  I.Getreide.  Mehl  und  MQhlenfabri- 
kate.  2.  Brot  nnd  Backwaren  aller  Art  3.  Kar- 
toffeln. 4.  frisches,  getrocknetes  ond  einge- 
machtes Obät,  Südfrüchte.  5.  frische,  trockene 
21* 
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und  eingenmchte  GemÜBe,  6.  Fleiscbwaren  (regu- 
läres. miaderwertiKes,  Haekfleiach,  Wurst,  iie- 
ilÜKel,  Fische,  Schinken  etc.),  7.  Eier,  8.  Milch, 
y.  Milchwaren  (Batter.  Käse  etc.),  10.  Fette 
exkl.  Batt«r  (Schweinefett,  ünachlitt  etc.),  11. 
Salx,  12,  Zucker  (Sirup,  Honig).  13.  Gewürze 
(Pfeffer,  Senf,  Safran],  14.  Genusamittel  (Thee, 
Kaffee.  Cicborie,  Kakao  etc.),  lÖ.  QetrSnke 
(Bier,  Wein.  Branntwein,  LikSr,  Mineralwasser), 
16.  Anseaben  für  Erhaltnug  nnd  Gewinnung 
der  zu  Kahrungszweeken  selbstgezogeneu  Ar- 
tikel U.  Ausgaben  für  Kleidnng  a)  des 
Mannes,  b)  der  Frau,  c)  der  Kinder  etc.  In 
jeder  Rubrik :  1.  Oberkleider,  2.  Leibwäsche, 
3.  Schuhwerk,  4.  Kopfbedeckung,  ö.  Hand- 
scbnhe.  S.  K leid nugssch muck,  HalsbiDden,  Pntz, 
7.  Kleid ungsbestandteile  (Schirme,  St^ke  etc.). 
m.  Ausgaben  für  Wohnung:  1.  Woh- 
nnngsmiete  (in  bar  sowie  im  Werte  der  für 
die  Üebertassung  geleieteten  Dienste.  Nutzungs- 
wert bei  Besitz  des  eigenen  Hauses),  2.  Re- 
earatnr-,  Rcinignngs-,  Instaudhaltnngs-  nnd 
mzugskoeten,  3.  Mübel,  a)  AnscbafFnng.  hl  Be- 
paraturen,  4.  Bettwäsche,  5.  Küchen-  und  Haus- 
geräte, 6.  sonstige  Einrieb  tan  gsstltcke  und  Luxus- 
gegenstände.  [V.  Ausgaben  für  Heizung 
und  Beleuchtung:  1.  für  die  Einrichtnug 
der  betreffenden  Vorrichtungen  (Kamine.  Oefen. 
Bei  euch  tnogsköruer) ,  2.  fllr  die  Brenn-  und 
Leuchtstoffe  (Holz,  Torf,  Kohlen.  Koks,  Petro- 
leum, Oel,  Spiritus,  Kerzen,  Lichte,  Dochte, 
Zündhölzchen  etc.).  V.  Für  Gesundheits- 
pflege: 1.  für  SBder  und  Körperpflege,  2. 
Wasserleitung,  3.  Ausgaben  für  Aerzte,  W  ärter, 
Heilmittel,  Spital,  Badekuren.  Vi.  Reini- 
enng:  1.  ftlr  Reinignngsmaierial  (Seife,  Soda), 
2.  für  Waschlohn,  Kleiderreinigung  etc.  VII. 
Geistespflege,  Erziehung.  Unter- 
richt, geistigen  Verkehr:  1.  Schiü-, 
Stunden-,  Pensions-  und  Lehrgelder,  2.  Zeitungen. 
Bücher,  Musikalien,  3.  Beiträge  zn  wissenschaft- 
lichen, künstlerischen.  Bildnngs-  etc.  Vereinen. 
Vm.  Seelsorge,  .Gottesdienst:  1.  Aus- 
gaben für  Prediger.  Küster,  KiiUekten,  2.  Kirchen- 
steuern, 3.  ivligiöse  Stiftungen  und  Vereine. 
IX.  Für  Rechtsschutz  nnd  Sicherheit: 
1.  Notariats-,  Rechtsanwalts-,  Gericbtsgehühren, 
Prozesskosten,  2.  fUr  Einquartierung,  ii.  andere 
Ausgaben.  X.  Vorsorge  und  J-  üraorge: 
1.  Beiträge  für  Kranken-  nnd  Unfallversiche- 


rung, 2.  Feuer-,  Hagel-,  Transportversicherung, 
3.  Lebensversicherung,  4.  Beiträge  zu  Witwen-, 
Waisen-  und  Invalidenkassen,  ö.  Einlagen  in 
Sparkassen.  6.  andere Versichernn gen.  XI.  Er- 
holung, Erqnickung,  Vergnügen. 
Reisen:  1.  Tabak,  Cigarren,  Pfeifen,  2.  musi- 
kalische, Theater-  und  Tanzunterhaltungen, 
3.  Reisen.  AnsflUge,  4.  Lotterie,  6.  Knnstgegen- 
stände,  6.  für  gesellige  Vereine,  7.  für  Zier- 
gärten. 8.  Sport.  XIL  Hilfeleistung  im 
Haushalte:  Lohn,  Kostgelder,  Weihnachte- 
und  andere  Geschenke  an  Dienstboten  nnd  Ans- 
hilfsp'ersonen.  XIII.  Allgemeine  nnd  un- 
bestimmte Ausgaben:  1.  Fahrgelder,  2. 
Briefporto,  3.  Inserate,  4.  Trinkgelder,  ö.  Al- 
mosen, Unterstützungen,  Wohlthätigkeit.  XIV. 
Ausgaben  für  fiffentliche  Zwecke: 
1.  Direkte  Staatsabgaben,  Provinzial-,  Kreis-, 
Gemeinde-.  Kriegs-,  Kirchenabgaben ,  2.  poli- 
tische Vereine,  Organisation,  Auslagen  für  die 
Erfüllnng  staatsbürgerlicher  Pflichten, 

Die  Ausgaben  werden  entweder  aus  den 
zu  Beginn  der  Beobachtung  vorhandenen  Na- 
tural- oder  aus  Barvorräten  oder  aus  den  im 
Laufe  der  Beobachtungsperiode  hinzukommen- 
den N.ttnral-  oder  Bareinnabmen  oder  aus  beiden 
Quellen  bestritten.  Ein  Teil  dieser  Ausgaben 
besteht  endlich  aus  Gebrau cbsgütem,  welche 
aus  der  vorigen  in  die  nächste  Periode  reichen 
und  nur  mit  einer  Quote  ihres  Wertes  in  der 
Beobachtimgsperiode  verbraucht  werden.  Für 
den  Wertansatz  dieser  verschiedenen  Ausgaben 
kann  eine  allgemeine  Regel  nicht  gegeben  wer- 
den. .\m  einfachsten  stellt  sich  dieselb«  bei 
städtischen  Familien,  deren  Budget  ans  Bar- 
einnahmen nnd  -ausgaben  besteht.  Die  Quote 
der  .Abnutzung  der  Gebrauchsgüter  wird  hier 
im  Budget  am  besten  vernachliissigt  und  nur 
soweit  sie  sich  als  Geld  ausgäbe  (Reparatur, 
Flickarbeit)  fühlbar  macht,  herUcksichtiKt. 
Anders  hei  ländlichen  Familien.  Hier  ist  die 
Bewertnng  nach  dem  Nutzwerte  unmöglich; 
der  Marktwert  ist  bei  vielen  Artikeln  die  einzig 
verwendbare  Grösse.  Das  Huster  minutiöser 
Si-heidnng  zwischen  .Tahreawertkonsum  von 
Natural-  und  Bareinnahmen,  welches  aber  ttir 
weitgehendere  Erhebungen  schwerlich  genau  zu 
befolgen  wäre,  giebt  Schnapper- Arndt  in  seinen 
FÜuf  Dorfgemeinden-'  S.  2(9: 


Bezeich- 
nung der 
Artikel 


. .    _. in  natura 


..._ ,  .  egen  bar  bezogene  und 

selben  Jahren— -— — ^ 

konsnmiertc  im  Laufe  de:<  Jahres    auf  das  Inventar 
Werte        konsumierte  Werte       des  folgenden 


In  natura  be- 
zogene und  auf 
das  Inventar 
des  folgenden 
Jahres  sich  über- 
tragende Werte 


I 


In  die  Kolonne  I  wäre  in  der  anf  S.  322  Sp,  2 1  mUse ,  selbstgebackenes  Brot ,  Milch  von  der 
bei  der  Bewertung  des  Inventars  besprochenen  i  eigenen  Kuh.  Ziege  etc.;  in  Kolonne  III  alle 
Weise  die  Abnutzungsquote  des  überkommenen  gekauften  und  in  demselben  Jahre  verbrauchten 
Mobiliars, derKleideretc.einzU5tellen;inKolonne  Gegenstände;  diejenigen,  welche  den  Jahres- 
II  selbsigebaute  und  vetbranchte  Kartoffeln,  Ge- 1  verbrauch  zum  Teil  überdauern,  sind  mit  diesem 
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Teilbeträge  in  Koloime  IV 
selbe  gilt  von  den  BetbstgebanUD,  Belbatge- 
gnonneiieii,  geschenkten  etc.  Gefenatänden  in 
Kolonne  V,  aeren  konsumierte  Wertbetrüge  in 
Kolonne  U  Mlen.  Daber  bilden  I  -f  II  -f-  HI 
den  JalireBwertkonanm,  IV  und  V  einen  Ueber- 
trag  für  das  Bndget  des  künftigen  Jahrea. 

Diese  Methode  vermeidet  den  Fehlgriff,  der 
von  Le  Play  bedangen  worden  war,  bei  der 
Bewertung  der  in  natura  bezogenen  Gegen- 
stände dieselben  mit  dem  gleicheu  Betrage  ein- 
mal im  Cent«  der  Natural-,  das  andere  Mal  in 
dem  der  Geldanagab«n  bezw.  -einnahmen  einzu- 
stellen. Denn  diese  buchhalterisch  ganz  korrekte 
Operation  Ittsat  die  Geldeiunahmen  höher  er- 
scneinen,  als  es  den  Thatsachen  euUpriclit. 

IS.  DieVerarbeitnag.  Konsumtionseln- 
heiton.  Physiologische  NahrnngsbilaDzeD. 
Die  Verarbeitung  der  durch  die  Er- 
hebung gewonnenen  Daten  geschieht  teils 
in  beschreibender,  teils  in  zahlen  statistischer 
Form.  In  der  ersteren  lassen  sicli  die  sub- 
jektiven Eindrücke  des  Beobaehters  sowie 
die  nicht  anders  wic<lerziigebendeii  Eigen- 
tdmlichkeiten  des  Eiazeihatiähaites  aus- 
<lrilcken;  die  statistische  Darstellungswoise 


ermöglicht  ein  der  Willkür  des  Beobachters 
entrflc^res  Massurteil  über  die  Haushalts- 
fühning  zu  fällen  und  vor  allem  Vergleiche 
mit  anderen  Budgets  anzustellen. 

Die  Peraonenbesehreibiing  ist  bis- 
her zumeist  in  deskriptiver  Form  zur  Ver- 
arbeitmig  gelangt  Würde  ein  Bndget  etwa 
10  Jahre  mndurch  fortgeführt,  so  Hesse  sich 
der  Einfluss  der  Veränderungen  im  Civil- 
staude  auf  den  Haushalt  auch  statistisch 
feststellen,  wie  dies  in  beiläufiger  Weise  in 
dem  dnrch  30  Jahre  geführten  Budget  eines 
enghsehen  Möbeltiscfüers  (John  Burnett, 
Labour  Stalistics  S.  46  ff.)  zu  verfolgen  ist. 
Die  Bewegung  im  Stande  einer  Familie 
romagnolischer  Halbpächter  im  Ravenna- 
tisehen  durch  30  Jahre  ist  grapliisch  ron 
der  Gräfin  Pasolini  (Uua  faroiglia  dl 
mezzadri  Romagnoli,  Bologna  1891)  verau- 
schaulicht  worden,  Tabellariaclie  Dar- 
stellungen dieses  deinographisclieu  Teiles 
sind  vom  arbeitsstatistischeii  Bundesbureau 
der  Vereinigten  Staaten  in  folgender  Form 
geliefei-t  worden: 


I.  Beschreibung  der  Familie. 


Benif  oder  Beschfiftigiuig  der  Familieiiglieder 


zu    I    Inder     in  der  in  der  1    zu       ^Z^;. 
Hanse '    Arbeit    |  Arbeit  Schule|Haiise    "h-ugg 


wohner  nnd 
andere 


U.  Alter  und  Geschlecht 

Alter 

Die  Kinder 

Andere  und 

erstes             zweites             drittes 

viertes 

etc. 

des 
Hannes 

der 
Frau 

*'«""!schlMht  >"*Vhlecht  *'*"  schiebt 

•■"'•^Ä, 

ten  Alters  und 
Geschlechtes 

Die  Darsteiltmg  der  übrigen  rein  bio- 
graphischen Elemente,  wie  der  Geschichte  der 
FamUie,  der  Erziehung  und  Schicksale  ihrer 
Mitglieder ,  ihres  Aussehens  nnd  Gesundheits- 
zustandes ,  der  Besonderheiten  ihres  Besitz- 
standes, ihrer  Erwerbalhätigkeit,  ihrer  Ver- 
gnügungen ,  ihrer  geistigen ,  politischen  nnd 
sonstigen  Haltung  lässt  sich  uur  in  deskriptiver 
Weise  wiedergeben.  In  derselben  Form  lässt 
sich,  im  Zusammenhalte  mit  dem  Wirtschafts- 
kalkftl,  ein  Schlnssnrteil  über  ihre  Aussiebten 
füllen. 

Tabellarisch  lässt  sieb  dagegen  das  Inven- 
tar und  der  Besitzstand  nach  der  früher  auge- 
fBhrt«n  Klassifikation  darstellen.  Die  Jahres- 
eirniahmen  sind  nach  Einkorn mensgattnngen  und 
nach  Einkommensträ^ern  gesondert  zu  ver- 
zeichnen; womöglich  ist  der  Anteil  einer  jeden 
Einkommensgattung  sowie  jedes  Haiishaliungs- 
mitgliedes  au  dem  Gesamteinkommen  prozentuell 
festzustellen.  Die  Einnahmequelle  der  Arbeit 
lässt  eine  weitere  Specialis! ernng  in  Arbeit  im 


Hauptbenit  nnd  im  Kebenge werbe  und  die 
erstere  wieder  nach  verschiedenen  Lohnsätzen, 
nach  regulärer  nnd  nach  Ueberstundenarbeit  zn. 
Von  dem  Bruttobetrage  der  Einnahmen  sind 
sodann  die  zu  ihrer  Aufbringung  ntitigen  Kosten 
in  Abzug  zu  bringen  und  das  Kettoeinkommen 
zn  berechnen. 

Die  Verarbeitung  der  Ausgaben  besteht  vor- 
erst in  der  Äosscheidung  derjenigen  Posten, 
welche  lediglich  die  Kosten  der  Einnahme- 
thätigkeit  der  erwerbenden  Mitglieder  betreffen, 
2.  B.  des  Saatgetreides,  der  Auslagen  für  Werk- 
zeuge, Gebaltsquittnng  und  dergleichen,  nnd 
von  den  Bruttoeinnahmen  abzuziehen  waren. 
Sodann  ist  eine  chronologische,  woehen-  oder 
monatsweise  Uebersicht  der  Ausgaben  für  jeden 
.Artikel  mit  Angabe  des  Einheitspreises  und 
der  verbrauchten  Quanta  zn  bilden ;  die  Jahres- 
Bummen  der  zu  einer  Gruppe  von  Bedarfs- 
mitteln gehörigen  Ausgaben  sind  endUch  in 
abaolnter  Zahl  sowie  prozentuell  in  ihrem  Ver- 
hältnis zu    den  Gesamtansgaben   darzustellen. 
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Endlich  sind  die  Bilanzen  in  liehen;  der  Unter-  Anforderungen  genügen  auch  nicht  die  Tom 
schied  zwischen  den  verfügbnren  llittelu  des  Arbeitsamt  der  Vereinigten  Staaten  ange- 
um  die  ursprünglich  vorhandenen  Verbrauchs- i  wandten  Beduktionsziffem  des  Verbrauches: 
gegenstände  nnd  Barvorrat«  vermehrten  Ein- 1  diese  sind :  für  den  Mann  —  100,  die  Fran  —  90 
nanmebudgets  und  dem  Ausgabebndget  ergiebt .  (nach  Galton  wKre  da«  richtig  Verhältnis  13  :  12, 
einen  Ueberschnss  oder  ein  Ue&oit,  das  beson- j  also  fQr  die  Frau  93,8!),  Kinder  von  11 — 14 
ders  nachgewiesen  werden  muss.  !  Ceinschl.)  Jahren  =  90,  von  7—10  Jahren  =  7ö, 

Konsumtionseinhoiteii  Die  ein  ■*''"'  *~^  Jahreii  =  40,  und  von  1—3  Jahren 
zelnen  Ilaushaltunge.  eines  Und.s  gellen  ,  =  ^^^S^*^-,^"^^^^^^^ 
Yorbrauehsgerneinschaften  dar,  die  in  Bezug  Lio,j.i„g„  FanUienmitgliedes  zn  bestimmen,  ist 
auf  laid,  Älter,  Geschlecht  ihrer  Mitghetler  j  eine  so  handgreifliche,  dass  es  notwendig  schien, 
wesentliche  Abweidmngcn  unter  einander  i  aus  physiologisch  und  anthropometrisch  festeu- 
auf weisen.  Die  Ergebnisse  derHaushaltnngs-!  stellenden  Merkmalen  dieselbe  indirekt  zu  be- 
bwdgets  sind  daher  nicht  ohne  weiteres  ver- ■  stimmen.  Diesen  Weg  bat  E.  Engel  einge- 
gleichbar;  es  bedarf  einea  gemeinsamen  Ken-  schlagen. ,  Die  Gewichtszunahme  des  Menschen 
nere,  einer  Reduktionsziffer,  um  einen  einheit-  ■  ?f»   Leutimeter  _des    Längenwachstums    bildet 

r  i.       4     j    .  1  rit   j*    T    1 ,    v.    tH  1      1     .  die  Grund  age  seiner  Konsumtionsemheiten.   Sie 

hohen  Äusdiwkffir  die  Vrbranchsstflrko  der  ^^^^^  (^^^^  Seufteborenen  1,00  nnd  steigt 
Famüien  jeder  sozialen  Schicht  zu  erhalten. ,  ^jg  ^^  Ende  der  Wkchstnmspenode  nm  jähr- 
Das  frfiher  ilbliche  und  roheste  Verfahren, '  lieh  0,1,  beträgt  also  vom  2').  Altersjslire  an 
um  zu  einer  solcheu  Konsumtionseinheit  für  Hanner  3,5,  für  Frauen  vom  20.  Jahre  au 
der  Familie  zu  geluigen,  bestand  darin,  dass  3,0.  Die  Summe  dieser  Konsumtionaeinheiten, 
der  Verbrancb  zweier  Kinder  dem  eines  Er-  welche  eine  Person  darstellt,  „gleicht  den 
wachsenen  gleichgestellt  wurde.  Dieses  Ver-  ■  Aktiven,  zu  welchen  sich  in  bestimmten  Zeit- 
fahren wird  nicht  mehr  angewendet.  Strengeren  ;  räumen  die  Jahresverbrauchgwerte  verdichteten". 

Es  bedeutet  so 
Im  AltersJ^re:  o 
Verbranchseinh. :  i 

Im  Alterajabre:     so     2t  22  23  ^       '  35 

Verbranchseinh.:  3,0    3,'  (3,oweibl.)  3>2(i,oweibl.)  3,3(3,°weibl.)    34(3,oweibl.)  3,5  (SiOweibl.) 

Eine  Familie,  bestehend  aus  Vater  (Über  |  In  Bezug  auf  die  Art  der  Xahmn^stoffe  nnter- 
25  Jahre  alt),  Mutter  (über  20  Jahre),  4  Kindern  scheidet  die  moderne  physiologische  Chemie 
von  10,  8,  6,  4  Jahren  ist  gleich  3,5  ■+-  S,0  4- :  1.  solche,  die  zugleich  als  Kraftquelle  und  als 
2,0  4-  1,8  +  1.6  +  1-4  =  l-*-3  Einheiten.  Die  ■  Ersatimittel  für  verlorene  Kflrperbestandteile 
BevWkerung  des  Dent*;henHeiche3  11895)  stellt  I  dienen.  Dahin  gehüren  die  Eiweiasstoffe ,  die 
in  dieser  Reduktion  rund  135,3  Millionen  Em- ;  Fette;  die  ersteien  sind  die  unentbehrlichen 
heiten  dar.  Eine  solche  Einheit  schlug  Engel  zu  .  Bestandteile  der  Zellsubstanz  sowohl  der  vege- 
EhreuQnet«lets  vor, fortannCinQuefzu  nennen  tabilischen  wie  der  pflanzlichen  Nahrungsmittel; 
(Lebenskosten  belg,  Arbeiter  S.  8).  Es  lassen  sich  die  Fette  sind  die  ergiebigste  Wärmequelle, 
somit  die  Gesamtausgaben  von  Familien  verschie-  2.  Nahrungsstoffe,  die  nnr  als  Kraftquelle  dienen; 
dener  Zasammensetzungauf  dieAusgabeproKou-  dahis  gehüren  die  Kohlehydrate,  die  Leimsto&e, 
tnmtionseinheit  reduzieren;  für  199  belgische  der  Sauerstoff;  die  ersterea  scheinen  vor  allem 
Familien  berechnet  E.  Engel  (a.  a.  0.  S.  a€)  sie  dem  Muskel  als  Kraftquelle  zu  dienen;  3.  solche, 
auf  105  Francs  =  64  Mark  pro  Quet.  Diesen  die  uns  nnr  als  Ersatzmittel  für  verlorene 
niedrigsten  Existenzbetrag  achlägt  er  vor  die ,  KDrperbestandteile,  nicht  aber  als  Kraftquelle 
Grenzziffer  zu  nennen.  Von  diesem  Null-  dienen;  dahin  gehurt  das  Wasser  nnd  die  an- 
pnnkt  aus  lässt  sich  zeitlich  und  international  organischen  Salze  (0.  von  Bunge,  Lehrbnch 
die  Familienverbrauchsatärke  nnd  zwar  sowohl  der  phjsiolog.  und  patholog.  Chemie,  4.  Anfl. 
in  ihrer  Gesamtheit  als  in  Bezug  auf  die  Kosten  1898  S.  50  f€).  Da  nun  erfahrungsgemäss  die 
jedes  Ausgabepostens  bemessen.  ,  Fette  und  Kohlehydrate  nnr  bis  zu  einer  ge- 

PhysiologiBche  Nahrungsbilan-|  wissen  Grenze  die  Eiweissktirper  zu  ersetzen 
zen.  Um  die  Qualität  und  die  Kosten  der>vennügeu,  während  sie  selbst  sowohl  unter 
Ernährung,  des  wichtigsten  Ausgabeixatens  einander  als  durch  das  Eiweiss  vertretbar  smd, 
zu  beurteilen,  wenien  auch  die  einzelnen  ^■['i  ^^r  B.wcssgehalt  der  anfgenommenen 
Si^isen,  GeniJ^mittel  und  Geti^ke  auf  Er-  ^^Z'X^^JT .^"llS^S^lS'^tt 
nähningsemheiten  diese  ai^  ihre  Kosten  ^^^  ^^^  Zufuhr  jedea  dieser  Bestandteüe  (als 
für  den  Hanshalt  und  schliesslich  diese  goUnfthiung  oder  Kostmass)  wird  betrachtet 
auf  die  Kosten  pro  Verbrauchseinheit  in  Grammen  eine  Menge  von: 
der     Familie     {pro     Qnef)     umgerechnet. , 


1.  fOr  erwachsene  70  kg  schwere  Arbeiter  bei 
Buhe  oder  leichter  Arbeit 

2.  bei  massiger  (Bstündiger)  Arbeit  .    .    . 
desgl.  für  die  Arbeiterfrau 

3.  bei  angestrengter  Arbeit 


Fett  Kohlehydrate 


>y  Google 
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För  ült«  MADDer  werden  ron  C.  t.  Voit  an 
EiweitB,  Fett  und  Eolilehvdral«n  je  lOU,  68, 
350,  alt«  Fraaen  ie  80,  öO,"  260.  für  Kinder  von 
6—15  Jahren  je  70~S0,  37— äO,  250—400  uud 
bis  l^",  Jahren  je  20—36,  30—45,  HO— t»  Gramm 
als  KoatmuBB  angeseben.  Obwohl  im  einzelnen 
die  Angchauuug:en  über  das  Koatmaas  anS' 
einandergehen  (vg-l.  z.  B.  J.  Hnnk,  Einzel- 
emährnng'  und  MassenernätimDg',  im  Wevtscben 
Handbuch  der  Hygieine  III,  S.  S4ff.,  Knbner, 
Lehrbuch  der  Hygieine ,  8.  471),  so  gilt 
<loch  allgemein  100  Gramm  Eiweiss  als  nntersce 
Grenze  danemder  Erhaltung  der  Arbeitsfähig- 
keit. In  ^^'irklichkeit  bewegen  sich  die  Giweiss- 
zufthren  der  Kost  einiger  Arbeiterkat^gorieen 
nuter  diesem  Niveau.  Für  die  gesamte  Be- 
vQlkemng  des  Deutschen  Reiches  berechnet  I>r. 
H.  Lichtenfeit  den  Dnrchschnittsrerbraach 
eines  Erwachsenen  an  Nährstoffen  mit  llä,lä 
Eiweiss,  90,1  Fett  649,15  Kohlehydraten  (Cen- 
tralblatt  für  allg.  Gesnndheitspflege  1898,  XVII, 
S.   240).     Die   besten   Bereolinungen   und    Zu- 


sammenstellnngen  des  Nährstoffgehaltes  einzelner 
Speisen  findet  man  hei  L  Küuig,  Die  mensch- 
lichen Nabrungs-  und  Genussmittel,  1,  3.  Äutl. 
1889;  C.  A.  Meinert,  Armen-  und  Volka- 
emährung,  1880;  C.  v.  Eechenberg  (Die 
Ernährung  der  Uandweber  in  der  Amtshaupt- 
mannschaft Zittau,  Leipzig  1890,  (vergl.  bee. 
die  Tabelle  8.  18)  und  E.  0.  Hnltgren  und 
Ernst  Landergren,  Unteranchung  über  die 
Ernähmng  schwäischer  Arbeiter  bei  frei  ge- 
wählter Kost,  Stockholm  1891  (dentsch)  und 
H.  Lichtenfeit,  Centralbl.  f.  allg.  Gesund- 
heitspflege XVII,  1898,  S.  236;  XVIII,  1899, 
S.  1758.  Ans  räumlichen  Rücksichten  seil  anf 
diese  verwiesen  und  nachstehend  nach  König 
nur  für  die  wichtigsten  Nahrnngsmittel  deren 
Nährstoffgehalt  und  die  Verdanlicbkeitsqaote 
des  letzteren  angegeben  werden  (z,  T.  andere 
Ziffern  finden  sich  bei  Enbner,  8.  465.  Vgl. 
Bunge  a.  a.  0.,  8.  77).  Es  sind  enthalten 
in  100  Gramm  Nahmngs mittel  in  natürlichem 
wasserhaltigen  Zustande: 


Hiervon  verdaulich 


hlee 


Rindfleisch  (mageres)  2i,o  1,5 

Eier 13,5  12,0 

Milch 3r*  4,0 

Käse 30,0  13,4 

Reis 8,0  1,0 

Mais 10,0  4,6 

Kartoffeln      ....  a,o  0,1 

Erbsen       23,0  i,g 

Weissbrot      ....  7,0  0,5 

Schwarzbrot  ....  6,0  05 

Wirsing  (Kohl) ...  3,3  o,7 

Gelbe  Rübe   ....  1,0  — 

Nach  Rubuer  (Ztschr.  f.  Biol.  XXI,  S.  382, 
1685)  und  Rechenherg  (S.  33j  ist  die  mittlere 
Verdanlichkeit  der  Nahmngsstoffe  einer  Kost: 
vom  Ei-  vom  vonKohie- 
weiss     Fett    hyrlraten 
tHr  fleischarme  (fleisch- 
lose) Kost:  71%    91 '/o 
für  gemischte  Kost:        83  „     90  „ 

Diese  Znsammensetzung  der  Nahrungsmittel 
lässt  sich  insofern  auf  einen  einheitlichen  Aus- 
dmck  reduzieren,  als  die  Nührstofle  Quellen  des 
Kräfteersatzes,  Kraftquellen  sind,  die  sich  in 
Wärmeeinheiten  (l  Calorie,  gleich  der  Wärme- 
menge, welche  1  Gramm  Weisser  um  1°  C.  er- 
wärmt) umwandeln  lassen.  1  Gramm  Eiweiss 
ist  dann  nach  Rubner  =  4.1,  1  Gramm  Fett 
=  93,  1  Gramm  Kohlehydrate  =  4,1  Calorien. 

Durch  Anwendung  dieser  Methode  auf  die 


9,0 


79,5 


94,5 


Tgiil     s 


sächsischen  Handwcberfamilieit 
■gal)  sich  ein  Mittelwert  der  täglichen  Auf- 
I  nähme  au  vcrdatilichen  Nahrungsatoffen  van 
2461  Cal.,  der  den  Minimalnahrungsbe- 
I  darf  hei  massiger  Arbeit  darateÜt;  dieser 
,  reicht  gerade  hin,  „um  die  Lebensfunktioneu 
!  und  die  durch  den  Beruf  geforderte  Arbeits- 
'  leistuug  auf  die  Daner  zu  unterhalten,  ist  aber 
ungenügend,  um  unter  den  gegebenen  Verbült- 
nissen  einen  normalen  arbeitskräftigen  Er- 
nährungszustand zu  schaffen  und  zu  erhalten" 
(Eechenbera:,  S.  39).  Dagegen  ist  der  verdau- 
liche Anten  der  täglichen  Nahntngsaufnabme 
nach  Voit  für  einen  Erwachsenen  mittlerer 
GrOsac  bei  mittlerer  Arbeit:  98  g  Eiweiss,  50  g 
Fett,  465  g  Kohlehydrate  =  2866  Cal.  Rein- 
wert, öder  li%  Cal.  Eiweiss,  16%  Cal.  Fett, 
709,;  Cal.  Kohlehydrate. 


Der  tägliche  Nahnmgsverbranch  von  Kindern  betr&gt  im  Alter  v 


Jahren:^   1 

Täglicher; 

2 

3 

4       5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12  ;  13 

14 

15 

16 

17 

mngg- 
Terb  rauch 
Calorien:  6z6 

8.W 

lois 

11H1313 

la-JS 

1292 

1332 

1371 

1411 

1,560 

1709,1864 

2025 

3096 

217? 

2=84 

Verhält 
Cl.  %:  .21,8 

39,7 

35,4 

38,8  42,3 

43,7 

4S,o 

46,4 

47.8 

49,2 

54,4 

59,9,  65.0 

70.6 

73,1 

75,7 

78,4 

,  Google 
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Mach  Untersuchungen  RubneTH  beträgt 
der  Nahrun gsb«darf  Erwachsener,  in  Wärme- 
einheiten ansgedrllckt,  iunerhalb  dee  243tUndigen 
Stoff nme  II  tze» : 

I.  2304  Cal.  Enhe  (Hnngerznstand),  U.  2M5 
Cal.  (geringe  körperliche  Arbeit:  Aerzte,  Mecha- 
niker, HansTerwalter).  in  286Ö  ChI.,  bei  mitt- 
lerer körperlieher,  etwa  aclitstUndig-er  Arbeit 
eines  Erwachsenen  (Dieiistmaon ,  Schreiner)  IV, 
3  362  Cal.  bei  angestrengter  kürperlieher  Arbeit 
(Raddreher)  V.  47!)0  Cal:  Bergleute.  Bauem- 
knechte,  Holzarbeiter  bei  taat  reiner  Pflanzenkost. 

Die  folgenden  Ko^tmasae  in  Grammen 
stellen  den  Nährstoffgehalt  der  Kost  verschic' 
dener  Arbeiterkategon een  dar: 


Snmme  der 

Fett 

Kohlehydrate 

Cabrien 
(Rohwert) 

56 

500 

3"5    ') 

49 

485 

3703   '1 

79.7 

583,8 

3675,2') 

8 1,5 

457,4 

3174,1'! 

79,4 

3436,0') 

71 

570' 

3752   ") 

13 

634 

4196    -) 

60,6 

754.8 

4267   -J 

17 

675 

454°    "1 

08 

78S 
714 

482:  ■", 

47*0    ") 

150  75  940  5167    '■) 

Auf  Gmndlflge  der  Eein-Energie werte  der 
Nahrungsmittel  und  ihrer  lokalen  Detailpreise 
läsat  aieh  für  jedes  derselben  berechnen,  was 
100  Cal.  Beinwert  nach  Abzug  der  Abfälle 
kosten,  und  demunrh  die  ökonomisch  richtige 
Führnng  des  Haushaltes  beurteilen.  (Kechen- 
ber«  S.  58).  Die  Artikel  des  Nahrungsbedarfes 
zerfallen  danarb  in  3  Preisklassen:  1.  Kartoffeln, 
Mehle,  Cerealieu,  Erbsen,  Bohnen  1000  Cal. 
etwa  =  0,2  Mark.  2.  Weissbrot,  Fette,  Milfh- 
und  Milchprodukte,  Obst,  KohlrQben,  Zucker, 
Speck  und  Butter:  1000  Cal.  etwa  =0,2  Ms 
0,4  Mark.  3.  Fleia<*h  und  Fleisebwaren  jeder 
Art,  Eier,  grllue  üemflse,  Kaffee  and  -Surrogate, 
Branntwein,  Bier,  1000  Cal.  ober  0,4  Mark. 


'1  Erwachsener  mittlerer  Grosse  bei  mittlerer 
Arbeit,  Robwert  (Voit,  in  Hermanns  Handbuch 
der  Physiologie,  VI.  Bd.,  1.  Abt.,  1881).  *)  Sach- 
sische Handweber  (Hechenber^).  •)  Rusa. 
Fabrikarbeiter  lErismann,  Archiv  f.  Hvgieine 
IX,  S.  33,  18891.  ')  Arbeiter  in  Sfttiichen 
(Forster,  Ztscbr.  f.  Biol.  IX,  S.  387,  1873). 
'1  Schwedische  Arbeiter  i^Hnltgren  und 
Landergrena-a.  0.  ö.  15).  ")  Schmidt  und 
Playfair,  Angestrengte  Arbeit  (Förster, 
Handb.  der  Hvgieine  1, 1,  S.  123, 1882).  =)  BiTg- 
kute  (.Steinheil,  Ztacbr.  t.  Biol.  XIIL  S.  41o. 
1877).  "]  Brauknecht  in  München  (Mcinert 
a.  a,  0.  n.  S.  26Ü1.  "1  Italien.  Ziegelarbeiter 
(Ranke,  Ztscbr.  f.  Biol.  XIII,  S.  i:«,  1877i. 
'•)  Feldarbeiter  ;Ranke,  bei  Meinert  a.  a.  O.i. 
")  Schwed.  Arbeiter  bei  angestrengter  Arbeit 
(Hultgren  und  Landergreu  a.  a.  O.i.  "1 
Siebenbürg.  Feldnrbeiter  lOhluiüller.  Z.  f. 
Biol.  XX,  S.  393). 


Die  Beschaffang  der  gleichen  Nahmngtt- 
men^e  (10000  Cal.)  kostet  am  so  mehr,  je 
weniger  Nahrungsmittel  der  1,^  und  Je  mehr 
solche  der  2.  und  3.  Klasse  herangezogen 
werden  (vgl.  Rnbner,  Lehrbuch  der  Hygieine, 
S.  469). 

Noch  genaner  lässt  sich  der  Nährgeld- 
wert  durch  Anwendung  der  Methode  E.  Engels 
ermitteln,  der  zuerst  in  den  Lebenskosten 
belgischer  Arbeiter  die  Emfthrangakoaten  pro 
Konsumeinheit  der  Familien  berechnete.  Die 
daran  anschliessenden  citierten  Untersuchungen 
Lichtenfelt's  (XVIIL  177)  ergaben  für  eine 
grosse  Reihe  Ton  Familien  des  Deutschen  B«iche8: 

Nährstoffe  verdaulich  pro  Quet:         Smng 

Eiweiss    Fett    Kohlehydrate  pro  Quet: 

35,44      38,74  129,61  20,15  Pf. 

also  mindestens  3,ri  x  20,15  Pf.  muss  täg- 
lich fflr  die  Nahrun gsauagaben  eines  erwachsenen 
Mannes  vorhanden  sein.  Unter  diesem  Mittel 
aller  Klassen  bewegen  sie  sich  fllr  die  Klasse 
mit  weniger  als  900  Mark  Eiukominei»  (12,6  Pf. 
pro  Quet  und  Tag);  zugleich  erhält  sie  das 
unverdaulichere  Ptl an zenei weiss,  nährend  die 
besser  gestellten  Klassen  das  animalische  Ei- 
weiss sehr  teuer  bezahlen. 

6.  DorstellnDg  eiDiger  Hanshaltnngs- 
bndgets  verschiedener  Klasaen.  Trotz 
voiti-efflicher  Leistungen  auf  diesem  Gebiete 
bleibt,  wie  dies  auch  ilie  oaehfolgeuden  Bud* 
gets  zeigeil,  gerade  hier  uock  uugemein  viel 
zu  thiin  flhi-ig.  So  ist  uns  z.  B.  kein  durch 
eiiijälirige  Buchfühnin^  erlangtes  deutsches 
liäuerliches  oder  ein  einwandfreies  Landar- 
heiterbudget  und  kein  Einuahmebudget  des 
Mittelstandesvonandei-enalsBeamtenfaniilien 
bekannt.  Die  'Cent  Budgets  coiiiparest: 
(Cheysson-Tocque)  beziehen  sich  auf  lokal 
«nd  sozial  disparate  Verhältnisse  uud  ent- 
halten für  dasselbe  Gewerbe  niu-  weni^ 
Repräsentanten;  ihr  Verdienst  ist  mehr  ein 
soziologisches  als  ein  si)eciell  statistisches. 
Dagegen  beginnen  eine  Reihe  detitscliei-  und 
schweizer  und  englischer  Budgets,  sich  der 
lUEiUlung  der  Aufgabe  dieser  Erkcnntnis- 
({uelle  bedeutend  zu  nähern,  ans  jeder  Benifs- 
kliisse  und  jeder  Einkommensstufe  eine  Reihe 
charakteristischer  Fälle  herauszugreifen  und 
ihr  Wirtschaftsleben  darzustellen.  Für  die 
Dai-stellung  der  Konsumtion  ganzer  Bevölke- 
ningsklassen  Lst  Engels  Sclirift  ilbcr  die 
Lcbenskosten  der  belgischen  Arbeiter  da-^ 
Standard  Work.  Die  folgenden  Huslordber- 
sichten{S.ii30  ff.)geben  in  genaner  Gliederung 
die  Ein-  und  Änsgabethäligkclt  von  4  Haus- 
Jialtimgcn  wioiler.  Nr.  1  ist  die  Familie 
eines  akademisch  gebildeten  Beamten  im 
Kanton  Thurpiu  (Mann,  Fi-au,  ein  Knabe, 
ein  Mädchen,  eine  ^lagd,  erhoben  von  E.  H  0  f - 
man  n,  Ztschr.  f.  Schweiz.  Statistik  29.  Jalirg.). 
j  Nr.  '2 :  Musterzeichner  in  einer  Stickerei- 
I  fabrik  {St.  Gallen)  mit  Frau  «nd  Kindern 
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im  Aher  von  8,  6  und  3  Jahren  (erhoben 
1890  von  C.  Landolt).  Nr.  3  ist  Arbeiter  in 
einer  chemischen  Fabrik  mit  Frau,  sechs 
Kindern  von  8,  7,  5,  3,  5,  »a  Jahren  (Frank- 
furter Budgets  1888).  Nr.  4  ist  Flick- 
schuster, die  Frau  Putzerin,  Kinder  im  Alter 
von  9,  8,  6,  4,  ^2  Jahren  (erhoben  in  Basel 
von  Landolt  1889). 

7.  Die  Probleme  der  Hanshaltnngs- 
statjetik.  Welchen  Zwecken  dient  die 
Statistik  der  Kousiuntion  der  einzelnen 
Klassen?  Ursprünglich  erblickte  man  in 
ihr  das  Mittel,  die  Fragen  der  Armenuntei-- 
stntzung  zu  tOsen;  im  Zeitalter  der  Arbeiter- 
frage wurden  sie  zum  Selbstzweck:  sie 
eoÜteu  getreue  lokale  Porträts  der  sozialen  Not 
bilden;  sie  sollten  zugleich  die  Kaufkraft  der 
Löhne  illustrieren.  In  dem  Masse,  in  welchem 
sich  die  Methode  der  Haushaltungsstatisttk 
entwickelte,  giebt  sie  nun  auch  die  wertvollsten 
Aufschlüsse  fdr  die  Sozialpolitik  der  Kon- 
sumtion. Kennen  wir  erst  das  Manko  an  Kauf- 
kraft einzelner  Klassen  und  ihre  Belastung 
durch  Preisaufachläge,  Monopole,  Steuern  und 
Zölle,  so  wird  das  Urteil  über  die  Organi- 
sation des  Konsums  besser  feststehen  als  ans 


immer  nicht  aussterben  wollen.  Sowohl 
Fragen  der  Handels-  und  Finanzpolitik, 
der  Nahrungs-  und  Wohnungshvgieine 
als  auch  die  der  Einkoramens-  und  ifapital- 
büduDg,  der  Sparkraft  der  Bevölkerung 
werden  zuguterletzt  das  Ausmass  ihrer  ho- 
simg  in  der  Messung  der  Verbrauchsstärke 
des  Volkes  zu  suchen  haben.  Ob  die  be- 
stehenden Organiaationsformen  des  Gewerbes, 
der  Landwirtschaft,  des  Handels  den  Kon- 
sumenten eine  steigende  (Jnote  von  Kultiuv 
gfltem  zuführen,  ob  ihre  Aenderung  (z.  B. 
Verstadthchungen)  einen  grösseren  Anteil 
des  Einkommens  für  den  Genuss  höherei' 
Kulturgüter  freisetzen,  lässt  sieh  kaum  anders 
als  durch  wohlorganisierte  Erhebungen  dieser 
Art  feststeUen. 

Aus  der  Ilaushaltungsstatistik  solcher 
Länder,  in  welchen,  wie  in  England  und 
Belgien,  derartige  Erhebungen  in  verschie- 
denen Perii)den  vorgenommen  worden  sind, 
lässt  sieh  geschichtlich  die  Frage  lösen,  in 
welchem  Masse  die  nationale  Wirtschafts- 
politik der  Gesamtheit  zu  gute  gekommen 
ist;  und  vermöge  solclier  Dokumente  mag 
dereinst  auch  die  allgemeine  Wirtschafts- 
geschichte auf  exakten  Grundlagen  beruhen. 

Llttcratnr:  l.  FUr  die  Theorie  da  llaushaUungt- 
ImdgeU  itt  E.  Engel»  Lehentkoiten  bclgitcher 
Arbeüerfamiliett  früher  und  jeUt  (Bulletin,  de 
l'InilitviintrmatumaldeStatiilique,  vol.  IX,  ISilS) 
nunmthr  all  maitgtbend  tu  beteichntn.  Danebeit 
iit  noch  immer  der  ertte  Band  von  Le  PUiyB 
lOucria-i  BttTopftmu  von  groi»er Btdtittiuiy.  J/tnt 
vergUiehe    H.  Higg»,    Some   remarki   oit   eon- 


lumptio»,  im  Eivnuuiic  Jotirnal,  IX,  Deiember 
1S99  ui4d  IjexU  bei  Schüniei-g,  HaivUtutb 
der  polU.  Oeb.,  4-  Aufl.,  I,  S.  SU.  — 
Magglore  -  Pet*n(,  Le  inchiesU  toeiali  e 
le  inovognsfie  di  fitmiglia,  Palermo  1S9S. 
—  E.  Cheffanon,  La  monographie  de  familie, 
in  La  Refurme  loeiaU  1395  no.  43,  IS96  tto.  19, 
20,  n.  —  TUchmottd.  Mayo-Smtth,  Statietiei 
and  Economia  1399,  S.  19ff.  und  denen  Art. 
Workmen'i  Bttdget*  im  Dictionary  of  Pol.  Eco- 
nomy  III,  676.  —  Für  Jeden,  der  »olehe  Er- 
hebungen unttraimmt,  bildet  die  beaU  Anteituag 
Carl  Landolt»  Schrift  aber  »Methode  uiid 
Tetknik  der  IlauthaltuHgutalittii«,  lS9i. 

^.  Von  hohem  getehichilichem  Inlereiee  eiud 
die  Auißlhrungen  Belnr.  Bruffseh',  Die  Koe- 
teil  de»  Ilauihallei  in  aller  Zeil  (Volkew.  Zeit- 
fragen  39)  1890,  Vir.  WUeIctm»  Griechitclie 
Oelraka  a\i*  Aegypien  und  Xubien,  1S99,  I, 
S.  676,  und  C.  Wtush^ututh,  Wirüehqfll.  Za- 
ttände  in  Aeggpten  nährend  der  grieckiteh-rSmi- 
eeheu  Periode,  Jahrb./.  Nat.  u.  Utal.  IIL  F.,  19.  Bd., 
1900,  Ä.  SOS.  —  Zur  angifSkrteii  ällerett  LiOeratitr 
gehören:  Petty,  Pulilleal  ArUhmetic,  1690,  eh.  7 ; 
detaittierlei  Budget  einer  iriachen  Familie ;  Poli- 
Ueal  Analomg  ^  Ireland,  1685,  eh.  XL  Vergi. 
auch  A.  Smith,  Wealth  of  Nation»,  Bd.  I, 
eh.  rilL  —  Die  Budgele  Jae.  VandcriinCe 
(Money  aneirert  all  Thinge,  1734)  »ind  abgednictt 
in  meiner  Skiitr  Sbcr  Bementung  dee  TWi»- 
vennägeju  bei  den  englieehe»  Merbtniüiete»,  «nd 
polititehen  Arithmetikem,  Wiener  Slal.  Monate- 
tckrift,  XIII.  Jahrg.,  S.  S9i—S93.  —  Da»  Bud- 
get einet  Krämer»  bei;  An.  Enquiry  into  Ihe 
melancholy  Circumetancei  of  Great  Sritain 
(o.  D.,  gegen  17S5),  p.  SU.  —  Gegen  den  Plan 
einer  Näiuiereteuer  Bou rc hier  Cteeve'»  »teilte 
Jo»eph  Maeiie  Budget»  auf,  nwi  die 
Ungerechtigkeit  der  geplanten  Steuen-erteiluwj 
tu  beuiei»en,  im  Caiculaiion  qf  Taxe»  for  u 
Fauiäg  of  euch  Kant,  Degree,  or  Clae»,  for  One 
Year,  1756.  In  Frankreieh  veifaeilen  1744 
Lgvner  Heidenieeber,  um  eine  LohnerhI'ikuag  ruii 
1  Soue  per  Elle  tu  erlange»,  ein  Budget  (i49 
Fret.  Jahre»au»guben):  Archive»  hiitoriqure 
■    ■  "     dipartement  du  Eböue,  Lyon, 


ri.  p.  1,57.  - 


Fl  Jahre  1764  '«'  '^' 
Abbeciile  erkalten  bei 
\fdil»    de    l'hitluire    du 


Budget  eine»  Weber» 
Thierry,  Documenl 
Her»  etat,  t.  IV,  1.  eirie,  p.  5ii. 

Die  Budget»  David  Daviei'  »ind  ent- 
halten in  denen:  The  Cate.  of  Labourer»  in 
Huibaudrg  »taUdand  contidered  in  three  parte  . . . 
ll'tVA  an  Appendij:;  eontaining  a  collecliait  of 
accounU,  aheaing  the  Earning»  QJirf  Expente»  <■/ 
Labovring  Familiee,  in  differcnt  parte  nf  the 
Kingdom,  SOOpp.,  Math  und  London  1795  (Oeteni 
17S7  getammelt;  Auezäge  darau»  bei  H.  Ulgga, 
Ifortmen'*  Budgete,  Appendix  im  Journal  of  the 
R.  SUHUtical  Soeiitg  139ä).  Seine  Budget*,  k.  u. 
bearbeitet  von  John  Hill,  The  Meam  of  Re- 
forming  the  MoraU  of  the  Poor,  ind  ed.  1801, 
»ind  libertetiC  von  trauqoi»  de  Neufehä- 
teau,  Reeueil  de»  elabli»»emenl»  d'liumatiür, 
l.  XII,  2>  eahier,  p.  13,  vergl.  De  GeranOo, 
De  Ui  bienfaieance  publique,  1339,  t.  1,  l.  1, 
eh.  II,  p.  14;  in  Deulechland  erhob  »olche 
Roehoiv,  Vertuet  über  ArntenantltiUen  etc., 
Berlin  1739.  S.  69. 

Die  vorbereileudeu  Arbeilen  der  Arbeiter- 
budgetututiilik    tind :     Vlllerm4,     Tablmii    de 
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I'tUU  phyii^e  et  mural  du  miBrUri  tmployc» 
dam  ie*  atantifacturr*  dt  coton  etc.,  1S40.  — 
A.  Penot,  SeeAerehti  ilatitligim  lur  Mulhoiut, 
BaUrl.  de  la  Sori^ti  indvtr.,  t.  XVI,  p.  S6S— 
SSe,  IS42.  ~  Blanqwi,  Da  rlaeit»  ourrieret 
n>  Franet  pendatU  Vaiinet  IS4S. 

Für  die  moderne,  an  Duepetiaiti  und 
Le  Ftay  anknüpfrvde  Litleralur  itt  eine  ruich 
Ländern,  Berufen  wirf  eoiiaJen  Srkirhtra  die 
Bwdget»  ordnende  Bibiiograpkie  entt  lu  Khaffen. 
Bit  1S9S  findet  nan  neben  den  im  Tert  ange- 
fahrten die  Uaeratnr  bei:  CIrub«t*,  Die  Haia- 
hatlmig  der  arbeitenden  Klauen  IStaatsw.  Stadien, 
I.  Bd.  4.  JlefiJ,  Jena  1S87.  —  P.  BalHn,  Die 
HamliaUung  der  arbeilmden  KUuten,  188S.  — 
Hantpke,  Diu  Avigtii/tbudgrl  der  Friratiriri- 
irhafien,  1388.  —  Ettai  bibliographigiie  lur  l't 
Monngraphie»  et  eltide*  *«r  Ut  bndgeti  de  familU, 
Butt,  de  t'In4t>tiit  iiitemational  de  .Slalitiitiue, 
I.  V,  1890,  p.  41—45  ron  £.  Ch^ynon  et  A. 
Toqtid,  in  »Le*  Mimographiet  de  Familie»  en 
France  et  A  l'Etmngcr«  ron  M.  A.  DeUllre,  La 
Reforme  Sociale,  «o.  28,  d.  »erie,  t.  III,  16  ferrier 
1B9S,  louiie  im  bibliogr.  Anhange  im  der  /iclirift 
ron  Landolt,  Dirertivat  lur  la  manitre  de 
dreuer  tei  Imdgeti  d'ouvrier)  indaitriel»  et 
d'aHiean».  BhIL  de  l'Init.  internst,  de  Slatit- 
tiqHe  l.  VI,  —  I'oii  bedeutenderen  I^eistungen 
dei  trlxten  Jahrtehnli  »ind  die  Budget»  bei 
F.  WiirlKhi^ei:  Dir  naiale  Lage  der  Fabrit- 
arbeiter in  Jfannkeiai  tSlIl,  bei  Chartern  Booth, 
Life  aud  laboiir  0/  the  People  1891,  vol.  1,  S.  180 
«ad  die  Schrift  Familg  Biidgett:  bring  the 
ineome  and  erpmtet  0/  28  Brilith  II'ixt«ehold» 
1896  de»  Eronnmir  Club  in  iMndon  hrrfortakeben 
trergt.  meine  Betprechvnij  im  Arrhit-  f.  tm.  fiel. 
Bd.  X,  H.  806^).  —  Veber  dir  Anwendung  der 
IfamihaltuTigtitatülit  auf  die  Rettung  dei  Preii- 


nirraua  rgl.  R.  P,  Falkner,  Whotetal»  Prieet: 
1890  to  1399,  im  Bulletin  oj  the  Depirtment  of 
Jxiior,   Waihingloa  19"0,  p.  270. 

Stephan  Bav^r, 
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EonsaniTerebie.') 

1.  Wirtscboftliche  B^tTtlndang.  2.  Qnmd- 
Sätze.  '6.  YerteilanK  der  UeberschtlBse.  4.  Ver- 
kauf an  Nichtmitglieder,  5.  Sittliche  Bedeu- 
tung. 6.  HiüBbräuche.  7.  Gemeinnützige  Be- 
atrebungen.  8.  Die  K.  nnd  der  Zwischenhandel. 
9.  Eigene  Produktion  nnd  LieterantenTertrfige. 
BeamtenkonsnniT  ereine.  10.  GeraeiuBchaftlicher 
Einkauf.  11.  Statistiacbe  Mitteilungen  über 
a)  England ;  b)  Dentschland ;  c)  OesterreJch  -, 
d)  Italien;  e)  Frankreich;  f)  Belgien;  g)  Hol- 
land; h)  Schweiz;  i)  Rii^sland;  k)  Schwäen. 

1.  Wirtschaftliche  Begründimg.    Auf 

zwei  Wegen  ist  es  möglich,  die  Lebenshal- 
timg  zu  verbessern:  durch  Erhöhung  des 
Einkoramens  oder  durch  billigere  Beschaf- 
fung der  Lebens-  und  Wirtschaftsbedürfnisse. 
Selbstverstanciüch  kann  auch  beides  zusam- 
mengehen. Wir  liabeii  es  hier  mit  dem 
letzteren  Weg  zu  thun.  Das  wirtschaftücho 
Princip  des  Konsumvereins  ist  die  Ermög- 
lichung des  Vorteils  des  örossbezuges  auch 
fnr  den  kleinsten  Haushalt  Konsumvereine 
sind  Genossen  schaffen  zum  gemeinschaft^ 
liehen  Einkauf  von  Tjebeiis-  und  Wirt- 
sohaftsbe<1üi-&nsKea  Im  grossen  und  Ablass 
im  kleinen.  Die  Ansicht  Lasaalles,  dass 
eine  Lohnherabsetzung  die  Folge  der  ■wei- 
teren Verbreitung  der  Kon  an»  vereine  sein 
würtle,  hat  in  der  Praxis  nirgends  ihre  Be- 
stätigung gefunden  und  die  sozialdemokra- 
tische Pailei  sieht  sich  gezwungen,  zu  den 
Konsumvereinen  eine  wohlwollende  Stellung 
einzunehmen  (Parteitag  Hannover  1899). 

2.  (imnd^tze.  wie  die  anderen  Ge- 
nossenschaftsarten beniht  auch  der  Konsum- 
verein auf  der  Verbindung  kleiner  Kräfte 
zum  gemeinschaftlichen  Handeln  durch  die 
Oi^iie  des  Vereins.  Die  Warenabgabe  er- 
folgt nach  geschäftlichen  Grundsätzen,  das 
Betriebskapital  wir<l  aufgebracht  durch 
regelmässige  (meist  sehr  geringe)  Ehnzahhin- 
gen  auf  den  Geschäftsanteil,  durch  Rück- 
lagen aus  den  erzielten  Uebetschflssen  und 
nötigenfalls  durch  die  Aufnahme  fremder 
Gelder.  Die  Mitgliederzahl  ist  unbeschränkt, 
der  Eintritt  steht  allen,  welche  den  Bedin- 
gungen des  Statuts  genflgen,  offen,  ebenso 
der  Austritt  unter  Einhaltung   bestimmter 

')  Wir  aehen  hier  von  einer  geschieh tljcben 
Darstellnns:  der  Konsumvereine  in  den  einzelnen 
Ländern  an  und  verweisen  wegen  derselben  so- 
wie wegen  der  Gesetzgebung  anf  den  Art. 
Erwerbs-  nnd  WirtBcbaftsgenossen- 
Hchatten  oben  Bd.  III  S.  734ff. 
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Konsumvereine 


KflQdig^uiigsEristeii,  Das  Princip  der  Kon- 
sum vereine  ist  im  allgemeinen  Verkauf 
gegen  bar,  denn  dadurch  Mit  der  Verein 
sica  die  Betriebsmittel  flüssig  iind  gewöhnt 
andererseits  die  Mitglieder,  die  Auggaben 
im  Haushalte-  mit  den  Einnahmen  im  tileich- 
gewichte  zu  halten.  Die  Mitgliedschaft  im 
Konsumvereine  hat  es  vielen  oft  erst  em\Qg- 
licht,  aus  der  Abhängigkeit  herauszukommen, 
in  die  sie  durch  den  von  den  Händlern 
meist  bereitwillig  —  um  tlie  Kunden  zu 
fesseln  —  gewährten  Kredit  geraten  waren. 
Selbst  unter  den  schwierigsteo  Verhältnissen 
ist  CS  mittelst  der  Konsumvereine  gelungen, 
den  Barverkauf  ein  zu  führen  und  Ordnung 
in  die  "Wirtschaft  der  Mitgheder  zu  bringen. 
Besonders  die  deutschen  Konsumvereine 
haben  hierin  Erhebliches  geleistet  und  ihre 
englischen  Vorbilder  übertreffen. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Kon- 
sumvereine liegt  dann  ferner  ausser  in  der 
Verbilligung  des  Warenbezuges  in  der  Be- 
sduiffung  unverfälschter  Waren  bester  Qua- 
lität Wenn  es  selbstveratändlich  auch  neu 
gegründeten  Vereinen  oft  schwer  ist,  so- 
gleich die  besten  Bezugsquellen  aufzufinden 
—  es  wird  ihnen  dies  jedoch  durch  An- 
Bchluss  an  ältere  Vereine  wesentlich  er- 
leichtert — ,  so  ist  doch  jedenfalls  das  Stre- 
ben stets  darauf  gerichtet,  ^te  Waren  zu 
führen,  denn  die  Käufer  sind  selbst  die 
Herren  des  Geschäfts.  Immer  zahlreicher 
werden  die  Vereine,  die  Ihre  Waren  der 
r^elmässigen  chemischen  Untersuchung 
unterwerfen,  die  Warenprüfung  ist  in 
Deutschland  zum  Teil  schon  in  die  früher 
besprochene  Verbandsrevision  einbezogen. 
Die  FSüe  sind  uicht  selten,  in  denen  das 
Vorhandensein  eines  Konsumvereins  auf 
die  Ansprüche  der  Bevftlkerung  an  die  Qua- 
lität der  Waren  von  erheblichem  Einfluss 
gewesen  ist.  Die  deutschen  Konsumvereine 
beschränken  sich  auf  die  Verfolgung  dieser 
unmittelbaren  Ziele  —  anders  die  Konsum- 
vereine in  Belgien  und  der  Schweiz,  zum 
Teil  auch  in  England,  wo  die  Konsuravei^ 
eine  nur  Mittel  zum  Zweck  einer  grossen 
wirtschaftlichen  Umgestaltung  sind  (vgl.  d. 
Art.  Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
uossenschaften  a.  a.  0.). 

3.  Vert«iltiiig  der  Ueberschüsae.  Für 
den  wirtschaftlichen  Wert  der  Konsumver- 
eine und  für  ihi-  Gedeihen  ist  von  ent- 
scheidender Bedeutung  die  Art  der  Vertei- 
hmg  der  UeberschÜsse,  womit  natürlich  im 
engsten  Zusammenhange  steht  die  Bestim- 
mung der  Hnhe  der  Verkaufspreise. 

Abgesehen  von  der  Wahrnehmung  güns- 
tiger Konjunkturen  bei  dem  Einkauf,  von 
einer  zweckmässigen  Organisation  der  Ein- 
richtimgen  des  Vereins,  ist  auf  die  Erzielung 
von  UeberscMssen  die  Bestimmung  des 
Verkaufspreises    massgebend.      Am    iialie- 


liegendsten  seheint  es  nun.  da  der  Verein 
bezweckt,  den  Mitgliedern  die  Vorteile  des 
Grossbeziiges  zugänglich  zu  machen,  die 
Waren  mißlichst  billig  abzugeben  und  die 
Aufschläge  niu'  so  zu  bemessen,  dass  die 
Unkosten  gedeckt  werden;  der  Verein  wird 
dann  jedoch  bald  einen  gewerbsmässigen 
Charakter  annehmen,  den  Voi-zug  ver- 
dient der  Verkauf  zu  3Iarktpreisen  unter 
Verteilung  der  UebeischOsse  nach  dem 
Warenbezüge:  diese  Form,  weldie  auf  den 
berühmtesten  Konsumverein,  den  der  red- 
lichen Pioniere  von  RoehdaJe.  zm^ckzufOhreu 
und  die  heute  fast  allgemein  unter  der  Be- 
zeichjiung  »Rochdale-Plan«  üblich  ist,  hat 
die  grosse  wirtschaftliche  imd  sittliche  Be- 
deutung der  Konsumvereine  begründet. 
Dieses  Verfahren  verleiht  dem  Konsumver- 
ein einen  ecJit  genossenscliaftlichen  Cha- 
rakter und  schlägt  um  die  Mitgüeder-Känfer 
das  Band  gemeinschaftlichen,  geschäftlichen 
Interesses,  es  ist  diese  Art  der  Verteilung 
der  UeberschÜsse  auch  diut^baus  gerecht, 
da  sie  durch  den  Wai^nbezug  der  Käufer 
erzielt  sind.  Es  wird  freilich  der  Einwuid 
erhoben,  dass  diese  Verteilung  des  Ueber- 
sehusses  dennoch  unbillig  sei.  weit  die  Mit- 
glieder nicht  alle  die  gleichen  Waren  be- 
ziehen und  die  Preisaufscliläge  auf  die  ver- 
schiedenen Waren  ungleich  seien.  Hierbei 
ist  aber  einmal  in  Betracht  zu  ziehen,  dass 
in  der  Regel  eine  Ausgleichung  stattfindet, 
und  dann,  dass  die  Mitglieder  eines  Kon- 
sumvereins meist  Berufsklassen  mit  &hn- 
lichen  Anfordeningen  angehören.  Jedenfalls 
ist  eine  streng  durchgeführte  Verteihmg  der 
Uebersciiflsse  unter  Berücksichtigung  der 
verschiedenen  Preisaufschläge  ebenso  un- 
möglich wie  der  gleiche  PreLsauf schlag  auf 
alle  Wai'en. 

Vor  allem  aber  kommt  für  dieses  Sys- 
tem in  Betracht,  dass  bei  demselben  die 
Käuier.  ohne  sich  Auflagen  zu  machen  odei' 
sieh  auch  nur  der  geringsten  Entbehrung 
zu  unterziehen,  in  ihrem  Hanshalte  Erspar- 
nisse erzielen,  die  für  die  Tage  des  Afters 
oder  der  Not  den  Grundstock  eines  Kapi- 
tals bilden  oder  auch  zur  Bestreitnug 
grösserer  Anschaffimgen  Verwendung  finden 
können.  — 

Während  In  England.  Deutschland,  Oestor- 
reich  und  Italien  die  UeberschÜsse  in  bar 
verteilt  werden,  geben  die  sozfalistischen 
Konsumvereine  in  Bellen  und  Frankreich 
Bons  d'acliat  aus;  dies  System  hat  den 
grossen  Nachteil,  dass  die  Mitglieder  bei 
demselben  nicht  unmittelbar  Ersparnisse  er- 
zielen. 

Das  Kapital,  mit  dem  sich  die  Mitglieder 
iu  Form  von  Geschäftsanteilen  lieteiligen, 
wird  bei  den  Konsumvereinen  in  Deufäch- 
land  mit  einer  dem  gewöhnliclien  Zinssatze 
entsprechenden  Dividende  abgefunden. 
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4.  Verkauf  an  Mchtmitglieder.    Der 

Natur  des  Konsiimvoi-eins  entsprechend 
scheint  die  Besfhränfciing  der  Abgabe  von 
Waren  an  die  Mitglieder  zu  sein,  doch 
widerspricht  der  Versauf  au  Sichtin  ilglieder 
gerade  nicht  dem  gen(»>senschaftlicheii  Cha- 
rakter und  derselbe  ist  auch  z.  B.  in  Eng- 
land ganz  allgemein  fiMich,  wo  die  Nicht- 
mi^heder  sogar  Anspruch  an  die  Dividende 
haben,  wenn  auch  in  geringerem  Umfange 
als  die  Mitglieder.  In  Deutschland  ist  der 
Verkauf  an  Nichtraitglieder  durch  das  ft,  v. 
1.  Mai  1889  und  die  Novelle  v.  12.  Augnst 
1896  untersagt.  Das  Verbot  soll  dem  Sc.hntze 
der  Händler  gegen  die  Konsumvereine  dienen, 
die  Regierung  verhielt  sicU  gegen  dessen 
Aufnahme  in  das  Gesetz  nach  18K9  ent- 
schieden ablehnend.  Wer  nicht  ein  Recht 
■der  Händler  auf  die  Kundschaft  imd  auf 
■den  Warenbezug  der  Konsumenten  durch 
ihre  Vermittelung  anerkennt,  muss  eine 
■solche  Beschränkung  der  Konsumvereine 
verwerfen,  sie  ist  der  Ausdruck  schroffer 
Intoresaenkämpfe.  Thatsachlich  haben  die 
Händler  von  dem  Verbot  auch  nicht  den 
geringsten  Nutzen  gehabt,  die  kaufenden 
Niehtmiteliedcr  sind  Mitglieder  geworden, 
und  die  uute  Agitation  der  Gegner  hat  zur 
Ausbreitung  der  Konsumvereine  ganz  we- 
sentlich beigetragen. 

6.  Sittliche  Bedentmig.  Fflr  die  er- 
zieherische Bedeutung  der  Konsumvereine 
kommt  hauptsächlich  in  Betraclit,  dass  in 
den  MitgUedern  Sinn  und  Fähigkeit  fflr  die 
Erzielung  von  Ersparnissen  entwickelt  wirtl 
und  dass  die  Mitglieder  zur  Verwaltung 
grösserer  geschäftlicher  Unternehmungen  ge- 
schiUt  werden,  denn  die  Konsumvereine  be- 
ruhen auf  der  Selbst vei-waltung  der  Mit- 
glieder, und  in  vielen  Vereinen  mit  einem 
Umsatz  von  Hunde  rttausenden  niht  die  Ver- 
waltung in  den  Händen  einfacher  Arbeiter. 
In  den  Konsumvereinen  bietet  sich  endlicli 
eine  nicht  zu  unterschätzende  Schule  fflr 
die  Ent Wickelung  genossenschaftlicher  und 
geschäftlicher  Fähigkeiten.  Ein  grosser 
sittlicher  Wert  liegt  auch  in  den  wirtschaft- 
lichen Gnmdsätzen,  auf  denen  die  Konsum- 
vereine beruhen:  in  den  Principien  der  Bar- 
zahlung und  der  Führung  von  Waren  bester 
Qualität 

6.  Hlssbränche.  Dass  nicht  alle  Kon- 
sumvereine diese  sittliche  Bedeutung  haben, 
ist  selbstverständlich,  es  giebt  Gröndungen 
solcher  Vereine,  die  wirlschaftlicJi  und  sitt- 
lich nicht  zu  i-eehtfertigon  sind;  derartige 
Vereine  halten  sich  .auch  stets  nur  kurze 
Zeit  Das  zeigen  die  Nengrfindunfren  und 
Auflösungen  der  letzten  Jahre.  Die  eifrigsten 
Sachforschungen  der  Gegner  nach  Missstän- 
den in  der  Konsum  verein  sbcwegung  liahen 
nur  zur  Aufdeckung  veieinzeltcr  Fülle  ge- 
führt,  wie  sie  in  jeder  wirtschaftlichen  Be- 


wegung vorkommen.  Man  erhebt  ^geu  die 
Konsumvereine  den  Vorwurf,  dass  sie  »sozial- 
demokratische Tendenzen^  haben.  Die  Kon- 
sumvereine setzen  sich  zum  allergrössteii 
TmI  aus  Arbeitern  zusammen,  auch  die 
Leitung  ist  vielfach  in  den  Händen  von  Ar- 
beitern, es  mag  also  sein,  dass  die  Mit- 
glieder ziun  erlieblichen  Teil  der  sozial- 
demokratischen Partei  angehören,  doch  noch 
nicht  in  einem  Falle  ist  den  Gegnern  der 
Nachweis  gelungen,  dass  der  Konsumverein 
als  solcher  für  Parteizwecke  gcmissbraucht 
wird.  Dagegen  schützt  das  Genossenscliafts- 
gesetz ;  Verhältnisse  wie  in  Belgien,  wo  aus 
!  den  Erträgnissen  der  Konsiunvei-eine  erheb- 
liche Teile  in  die  Parteikasüjeu  fhessen, 
sind  durch  die  Gesetzgebung  ausgescidoasen. 

7.  Gemeinnützige  Bestreb nngen.  Wenn 
auch  die  Konsumvereine  an  uud  für  sich 
gemeinnützig  nur  in  dem  Sinne  sind,  dass 
ihr  Wirken  weiten  Kreisen  zum  A'orteil  ge- 

I  reicht,  so  liaben  sie  es  doch  vielfach  aLs 
I  ihre  liesondere  Aufgabe  angesehen,  aus  den 
Ueherschüssen  Zuwendungen  zu  gemein- 
nützigen und  insbesondere  zu  BUdungs- 
zwecken  zu  machen.  Eine  hervorragende 
Stellung  nehmen  in  dieser  Beziehung  die 
englischen  Konsumvereine  ein,  die  fast 
durchweg  im  Statut  die  Bestimmung  haben, 
dass  S'-'i^/o  des  Gewinnes  Bild imgsz wecken 
zu  überweisen  sind.  Bibliotheken,  Lese- 
zimmer, Waisenhäuser,  ja  Rettungsboote  sind 
in  England  von  den  \  ereinen  in  reichster 
Weise  gespendet.  Auch  seitens  vieler 
deutscher  \  ereine  sind  erhebliche  Aufwen- 
dungen für  Bildungs-  und  wohlthätige 
Zwecke  gemacht. 

8.  Die  K.  nnd  der  Zwischenhandel. 
Die  Gegner  der  Konsumvereine  suchen 
deren  Bedeutung  herabzuwürdigen  und 
weisen  gleichzeitig  auf  die  Bedenken  liin. 
die  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aiL« 
eine  weitere  Verbreitung  der  Konsumver- 
eine hervon-ufen  soll:  ein  völliges  Zurück- 
treten des  Zwischenliandels  soll  die  Folge 
sein.  Die  wii't.seliaftliche  und  sittUche  Be- 
deutung der  Konsumvereine  aber  wird  nur 
von  den  Ki«isen  bestj-itton,  deren  poi-sßnliehe 
Interessen  dureh  diese  Genossenschaften 
gescliädigt  wenlen  oder  die  aus  anderen 
Gründen  sieh  für  verpflichtet  halten,  für  die 
Händler  einzutreten.  Es  muss  nun  freilich 
zugegeben  wertlen,  dass  die  Zwischenhänd- 
ler zum  Teil  dureh  die  Konsumvereine  ^- 
schädigt  wenlen,  aber  mehr  noch  ist  dies 
der  Fall  durch  die  eigene  Konkiurrenz  der 
Händler  selbst  wie  dureh  leichtfertige  Er- 
öffnung der  Gescliäfte,  durch  mangeUiafte 
Warenkenntnis,  diu'ch  Felden  des  ei-forder- 
lichen  Betriebskapitals,  Die  zahllosen  Oe- 
schäftseröffnungou  liaheu  für  die  meisten 
Ge.'whäfte  eine  derartige  Teilung  der  Ein- 
nahmen und  Scliuiälenuig  des  Umsatzes  zur 
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Folge,  dafiB  sie  bei-eite  bei  der  Orflndung 
ilen  Ttxleskeim   in  sich  ti'agen.    Die  Kon- 
kurrenz VL-irkt  unter  den  Zwischenhändlern 
weniger  auf  Henintergelien  mit  den  Preisen 
oder  Verbesserung  der  Waren  ais  auf  Ter- 
inindcrung  des  Lmsat7^s.    Einmal  fehlt  es 
an    den     gleichberechtigten    Parteien     hei 
Zwischenhändlern    und    Käufern .    um    die 
Konkurrenz  hier  in  der  sonst  durch  Ange- 
bot und  Nachfrage  Obliehen  Weise  wirken 
zu  lassen;  dann  aber  verhindert  die  infolge 
der   zahllosen    Geschäfte    eintretende   Zer- 
splittening   der  Einnahmen   das   neruntor- 
gehen   der   Pi-eise,   da   docli  ein  Verdienst 
notwendig  ist,  um  das  Geschäft  halten  zu 
können,  und  dieser  Verdienst  um  so  grösser 
sein  muss,  je  gei-inger  der  Umsatz  ist.    Der 
Zwischenhand^  krankt   an   seinen  eigenen 
Verhältnissen,  und  da  muss  er  vielfach  den 
gesunden  wii-tschaftlichen  Einrichtungen  des 
Konsumvereins     unterliegen.      Lange    Zeit 
pflegte  man  das  Cebei^wieht  des  letzteren 
auf  Privilegien,  Steuerfreiheit  etc.  zurückzu- 
führen ;  solcher  Privilegien  haben  sich  die 
Konsumvereine   nie  erfreut   —   heute  nun 
stehen  sie  schlechter  als  die  Gewerbetrei- 
benden, denn  sie  sind  den  gleichen  Steuern 
und   Lasten    wie   diese   initerworfen,   sind 
ihnen    in    der  Geweibeordnung  mit  deren 
BescJirilnknngen  gleichgestellt,  es  ist  Urnen 
aber  die   Freiheit   der  Gewerbctreiteuden, 
an  jedermann  zu  verkaufen,  genommen.  Die 
Händler,  welche  die  Vereine  durch  gesetz- 
liche Massnahmen,  wenn  auch  nur  mittelbai- 
z^Aingeii  möchten,  die  sogenannte  Dividen- 
ilenverteihmg  —  in   der  sie  wohl  aus  ITn- 
kenntnis   llber    den    wahren   Wert    niu-  ein 
Lockmittel  zu  sehen  glauben  —  aufzugehen, 
verkeimen  vöUig  die  Lage,  denn  der  Kon- 
sumverein,  der   möglidist    billig    —   ohne 
Rücksicht  auf  Erzielung  von  Ueberschflssen 
—  verkauft,  ist  der  viel  gefährlicliei-e  Kon- 
kurrent.   Den  Konsumvei-einen  die  Vertei- 
lung von  Dividenden  verbieten,  wflrde  eine 
schwere   sozialpolitische   Schädigung  dieser 
Genossenschaften   betieuten ,   dem    Händler 
aber   auch   nicht   den    geringsten    Nutzen, 
wohl    aber    erheblichen    Sehaden    bringen. 
Auch   rechtlich   wflrde   ein  solches  Verbot 
gar  nicht  zu  begründen   sein.     Dieses  Vei-- 
mngen   wird    noch    tibertroffen    durch    die 
Fordenmg  der  Händler,  dass  ein  Konsum- 
verein   nur    mit   behördlicher  Genehmigung 
soll  errichtet  werden  dürfen  und  diese  dann 
nur  bei  tlem  Vorhandensein  eines  Betltlrf- 
nisses  erteilt  werden  soll.    Die  Konsequens 
einer      solchen      gesetzlichen     Bestimmung 
müsste  die  Wiederherstellung  der  Zwangs- 
und  Bann  rechte    zw    Gunsten    der   Klein- 
händler mit  Lebensmitteln  sein  —  das  Ver- 
bot des  Versandes  von  Packeten,   des  Ein- 
kaufs an  anderen  Orten,  des  direkten  Bezugs 
bei  den  Fabrikanten,  den  Landwirten  u.  s. 


Treffend  ist  die  Agitation  der  Händler  gegen 
die  Konsiun vereine  von  der  Kommission, 
die  die  Handel 's  kam  merkonferenz  des  Jahres 

1  eingesetzt  hatte,  mit  den  Worten  ge- 
kennzeichnet: dass  die  Agitation  mehr  mit 
Behauptungen  als  mit  Beweisen  arbeite, 
mehr  der  Empfindung  als  genauer  Erkennt- 

der  Dinge  entspringe. 

Die  Macht  der  Konsumvereine  liegt  in 
der  Natiu-  der  Verhältnisse,  sie  sina  ein 
Kind  der  Gewerbefreiheit,  wie  diese  aus  der 
Dienstbarmachung  der  Natiu-ki^fte,  der  Ein- 
führung der  Maschinen  hen'orgehen  musste. 
Der  Etegüterte  fiberspringt  vielfach  die 
Zwischenhän<ller  und  bezieht  die  Waren 
direkt  von  dem  Produzenten,  der  Unbe- 
mittelte, der  nur  in  kleinsten  Bezügen  kaufen 
kann,  ist  für  seine  Person  hierzu  nicht  im 
Stande,  er  ist  auf  den  Kleinliändler  ange* 
wiesen,  bei  dem  er  die  Ware  teurer  bezah- 
len inuBs  und  in  geringerer  QuaUtät  erhält, 
als  wenn  ihm  grössere  Bezugsquellen  zu 
Gebote  stehen.  Ganz  natflrlich  ergiebt  sich 
hieraus  gemeinschaftlicher  Warenbezug,  der 
auch  dem  Unbemittelten  alle  Vorteile  des 
Gi'ossbezuga  bietet. 


Festigung  lausender  Familien  gegenüber,  die 
dem  Staate  reichlich  den  Ausfall  jener 
Steuerzahler  ersetzen,  wenn  denn  ein  sol- 
cher Gesichtspunkt  überhaupt  entscheidend 
sein  soll,  üb  je  der  Konsumverein  ganz  an 
Stelle  des  Handels  treten  winlv  wir  glauben 
es  eliensowenig,  wie  dass  je  Produktion  und 
Handel  genossen  sei  laftl  ich  organisiert  sein 
werden.  Die  Konkurrenz  —  das  Leben  — 
lässt  sich  nur  gewaltsam  beseitigen.  Der 
Konsumverein  allein  winl  nie  den  gesamten 
Zwischenhandel  in  sich  aufsaugen,  aber  er 
wird  es  daliin  bringen,  dass  derselbe  niu- 
in  den  Hänilcn  loistnugsfähiger  tüchtiger 
Personen  verbleibt,  und  das  wird  ein  volks- 
irtschaftlicher  Nutzen  sein.  Und  sollte 
doch  der  Konsumverein  bestimmt  sein,  an 
die  Stelle  des  Zwischenhändlers  zu  treten, 
so  kann  dies  nur  auf  Grund  der  wrtscliaft- 
lichen  Entwickelung  geschehen,  und  diese 
lässt  sich  dun:h  Gesetze  wolil  erschweren, 
aber  nicht  auf  die  Dauer  verhindern,  denn 
sie  ist  stärker  als  alle  Gesetze  {vgl.  auch 
oben  Bd.  III  S.  747). 

9.  Ei^ne  Prodaktion  und  Ueferan- 
tenvertrafce.  Beamteo  kons  um  vereine. 
Seitens  der  Konsumvereine  werden  vielfach 
auch  Waren  selbst  heimstellt ;  besonders  in 
England  sind  riele  Fabriken  im  Besitze  der 
Konsumvereine,  und  einige  Vereine  betrei- 
ben sogar  Landwirtschaft.  In  Deutschland 
winl  seitens  einer  Anzahl  von  Konsumver- 
einen Bäckerei  betrieben,  auf  andere  Artikel 
ist  die  Produktion  bisher  selten  ausgedehnt; 
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schlechte  firfahriingeu  sind  mit  der  Auf- 
nahme der  Schlächterei  gemacht 

Ein  grosser  Teil  der  KonBUmvereiDe 
ecMiesst  sogenannte  Lieferanten  vertrage  ab, 
durch  welche  Geschäftsleute  verpüiehtet 
werden,  Mitgliedern'  des  Vereins  Rabatt  zu 
^währen.  Ausschliesslich  auf  diese  Art  des 
Qesehäftsbetiiebes  beschränken  sich  die  so- 
genannten Markenkonsumvereine ,  die  fast 
ohne  jede  wirtscliaftliche  Bedeutung  sind 
imd  des  genossen  schafthchen  Chajaktera 
entbehren.  —  Durch  die  Novelle  von  1896 
ist  dieser  Verkehr  erschwert 

Zu  den  Konsum  vereinen  zu  rechnen  sind 
in  gewissem  Sinne  auch  die  im  alleinigen 
Interesse  von  Konsumenten  betriebenen 
Produfctivgenossen schatten,  es  kommen  hier 
hauptsächüch  Bäckereien  in  Betracht  — 
Endlich  sind  noch  die  sogenannten  Beamten- 
konsuravereine  zu  erwähnen;  dieselben  be- 
schränken sich  entweder  lokal  auf  bestimmte 
Beamtenklassen  oder  dienen  ganz  allgemein 
den  unmittelbaren  und  mittelbaren  Beamten 
des  Staates,  Die  grossen  Beamte n-lbejw. 
Militär-)Konsumvereine  in  London,  Berlin 
und  Paris  sind  niclit  nach  dem  oben  ge- 
schilderten Rochdale-Plan  errichtet,  sondern 
verkaufen  zu  billigsten  Preisen;  an  dem 
Deberschnss  nimmt  nur  das  Kapital  teil, 
oder  er  wird,  wie  in  Berlin,  zimi  grössten 
Teil  zu  ausserhalb  des  Konsumvereins  He- 
genden Zwecken  zunickgelegt.  Es  ist  dies 
der  sogenannte  Civil -Service -Plan,  zum, 
Uaterscliiede  von  dem  Hochdale-Plan.  Diese  j 
Vereine  entbehren  der  wichtigsten  charakte- 1 
ristischen  Merkmale  der  Genosse  nscliaften, 
sie  haben  auch,  wie  z.  B.  die  in  Berlin, 
nicht  einmal  die  Rechtsform  der  Genossen- 
schaft gewählt  Ihre  Bedeutung  beniht 
wesentlich  auf  der  Verwirklichung  des 
Satzes:   grosser  Umsatz,  kleiner  Nutzen. 

In  Rom  ist  ein  Militärkonsumverein  nach 
genossensctiaftlichen  Grundsätzen  errichtet: 


Verkauf  zu  Tagespreisen  und  Verteilung  der 
üeberschüsse  nach  dem  Warenbezüge  der 
Mitglieder,  Es  verdient  dieses  Sj'etem  ent- 
schieden den  Vorzug.  — 

10.  Gemeinsch^icher  Einkanf.  Die 
Krönung  des  Konsumvereins wesens  ist.  der 
gemeinschaftliche  Einkauf  der  Konsumver- 
eine. Ein  grosses  Hindernis  für  die  Grün- 
dung von  Konsumvereinen  und  die  Leitung 
kleiner  Vereine  liegt  in  den  Sehwierigkeiten, 
gute  Bezugsquellen  zu  gewinnen,  zumal  es 
den  Leitern  in  der  ersten  Zeit  ganz  natur- 
gemäss  an  der  nötigen  Warenkenntnis  fehlt, 
und  doch  hangt  das  Gedeihen  wesentlicli 
von  dem  guten  Einkauf  ab.  Was  der  Kon- 
sumverein für  die  Konsumentenj  bedeutet 
vielfach  der  gemeinschaftliche  Emiauf  für 
die  Konsumvereine;  als  die  wesentlichsten 
Erfolge  ergeben  sich:  möglichste  Sicherheit 
für  Erbmgimg  preiswerter,  unverfälschter 
Waren,  Gewinnung  der  Vorteile  des  Gross- 
bezugs auch  für  die  kleinsten  Vereine,  Teil- 
nahme an  jeder  Verbiliigung  der  Waren 
auf  dem  Weitmarkte,  &leichtening  der 
Gründung  neuer  Vereine.  England  und 
Schottland  .besitzen  Grosseinkaufsgenossen- 
schaften von  Bedeutung,  die  auch  auf  dem 
Weltmarkte  eine  achtunggebietende  Stel- 
lung einnehmen.  In  dem  letzten  Jahi'zehnt 
sind  solche  Grosscinkaufsgesellschaften  in 
Deutschland,  Frankreicb,  Holland,  Belgien 
und  in  der  Schweiz  gegründet 

11.  Statistische  SiitteÜTUigeii.  Umfang- 
reiche statistische  Mitteilungen  enthielt  der 
Artikel  Konsumvereine  in  der  ersten  Auf- 
lage dieses  Werkes ;  indem  auf  jene  und  auf 
die  statistischen  Mitteilungen  zu  dem  Ar- 
tikel Erwerbs-  und  Wirtschaf tsge- 
nos  seu  schatten  oben  Bd.  ins.  734  ff.  Be- 
zug genommen  wird,  mögennachstehendeinige 
Angaben  folgen,  die  den  gegenwärtigen  Stand 
des  Eonsumvereinswesens  in  den  einzelnen 
Staaten  veranscliaulichen : 


tu 


39S21 360 1 508460 


Der  QroBseinkaufsgesellschaft  zu  Man- 
chester gehörten  im  Jahre  1898  1063  Ge- 
nossenschaften an.  Der  Umsatz  betnig 
271494960  Mark,  der  Reingewinn  5368900 
Mark;     der     Grossojikaufsgesellsehaft     zu 

Handwörterbocb  der  StaalawlBsenachaften.    ZvelU 


Glasgow  geborten  im  Jahre  1898  288  Ge- 
nomen schaJten  an.  Der  Umsatz  betrug 
93  846600  Mark,  der  Reingewinn  35426G0 
Mark. 

Auflage.    V.  22 
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b)  Deutschland. 
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UDter  379708  Mitgliotlero  befanden  sich  |  den  ^ ursprünglichen  Eahnieni  auch  in  dem 
bei    492   Vereinen    14138    Fabrikarbeiter,  j  letzten  Jalire   nicht  hinaus  gegan^n  sind, 
Gehilfen.    28079    untere    Beamte,    41 692 1  vielmehr  nach   wie   vor  zum  ailergrössten 
Handwerker ;  wir  finden  in  diesen  Zahlen  |  Teil  den  unbemittelten  Kreisen  dienen, 
den  Beweis,  dass  die  Konsumvereine  über  | 


c)  Oeaterretcb. 
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d)  Italien.  Eine  neuere  Statistik  über 
die  Oeschäftaresultate  der  Konsumvereine 
soll  für  die  Ausstellung  der  italienischen  Ge- 
nossenschaften in  Paris  in  Vorbereitung  sein. 
Eine  Statistik  über  die  Oeschäftsergebnisse 
fehlt  bislier  (vgl.  die  statistischen  Angaben 
bei  dorn  Artikel  Erwerbs-  und  "Wirt- 
schaftsgenoBsenschaften  a.  a.  U.). 

©)  Frankreich.  An  einer  allgemeinen 
Statistik  fehlt  es  auch  hier.  Es  bestehen 
in  Frankreich  1450  Konsumvereine,  darunter 
etwa  600  (renossenschaftsbäckereien  der  Kon- 
sumenten, »Ziir  Zeit  hat  die  Konsumvereins- 
bewegung  den  Wind  in  ihren  Segeln.  Die 
Soziaiiston  beschreiten  den  genossenschaft- 
lichen Wog.«  (Professor  Charles  Gide  in 
seinem  Bericht  auf  dem  4,  Kongi-eas  des 
Internationalen  -  Genossen  Schafts  verband  es, 
Paris,  1900). 

t)  Belgien.  Es  fehlt  eine  Statistik. 
Nach  dem  Almanach  des  cooperateurs 
beiges  filr  1900  sind  in  der  Zeit  vom 
1.  Oktober  1898  bis  30.  September  1899 
40  Konsumvereine  gegründet;  123  Konsum- 
vereine gehören  dem  1898  gegründeten  Ver- 
bände an.i)  Die  bedeutendsten  Konsumvereine 
sind  der  Vooruit,  das  llaison  du  peuple 
zu  Brflsselj  die  Popnlairo  zu  Liltlich  (es  sind 
dies  sozialistische  Konsum  vereine). 

g)  Holland.     Nach  dem  Jahrbuch   des 

')  Nach  deni  Bericht  von  Alfred  Micha  auf 
dem  4.  Kongress  des  iDCeruutioualen  Genossen- 
schaftsverbandes in  Paris,  1900. 


Niederländischen  Genosse  nschatts  Verbandes 
far  1900  bestehen  in  Holland  72  Konsum- 
rereine,  Eine  umfassende  Statistik  ist  nicht 
vorhanden.  Von  21  zum  » Jahrbuch ^  he- 
richtenden  Konsumvereinen  ist  der  Konsum- 
verein der  Vereinigung  »Eigen  Hulp«  im 
Haag  der  bedeutendste;  er  hat  6145  Mit- 
glieder   und    verkaufte   an    Milglieder    und 

t  Nichtmitglieder  im  Jahre  1898  für2617215 

'Mark  Waren. 

h)  Sahweiz.  Die  Schweiz  hat  in  den 
letzten  Jahren  erlieblic'ie  Fortsehritte  zu 
verzeichnen.  Am  1.  Januar  1900  bestanden 
daselbst  344  Konsumvereine,  davon  272  als 
Gonosseuscliaften, 65  als  Aktiengesellschaften; 
1898  bestanden  296  Konsimivereine  mit 
91199  Mitgliedern  —  die  344  Konsumver- 
eine am  1.  Januar  1900  hatten  117493  MiU 
glieiler.  Bei  rund  300  Konsumvereinen 
wurde  der  Umsatz  auf  45889135  Francs 
festgestellt.  Am  entwickeltsten  ist  das 
Konsumvereinswesen  in  den  Kantonen  Zü- 
rich, Basel-Stadt  und  Si.  Gallen. 

i)  Bussland.  In  der  Zeit  von  1865  bis 
zum  6.  Mai  1897  waren  die  Statuten  von 
4S3  Konsumvereinen  durch  die  Behönle  ge- 
nehmigt. Im  Jahre  1895  lagen  von  119 
Kon siuu vereinen  Rechenschaftsberichte  vor, 
freihch  sehr  unvollkommene.  112  Konsum- 
vereine lialten  ein  An  teilkapital  von  222H544 
Rubel,  Reserven  von  372987  Rubel;  der 
Reingewinn  betrug  742920  Rubel,  der 
Warenbestand  belief  sich  auf  2984806 
Rubel;  auf  Ki-edit  waren  von  den  Milghe- 
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dern  entnommen  für  1 S59 175  Rnbel 
Waren  1  In  einer  Notiz  des  St.  Petershurger 
Herold  von  189ft  heisst  es:  »Unsere  Kon- 
snmvereiue  prosperieren  (lmt;hweg  wenig.» 
fc)  Schweden.  Am  Sl.  Mai  1S9S  be- 
staaden  68  Konsrnnvoreioe,  eine  Statistik 
fehlt. 

LItteraturt  Vgl-  die  Angaben  i«  drni  Arlikfl 
Erwerb»-  uad  Wirlirha/tigtHOtte» 
tcbaften  a.  a.  O.  S.  758ff.;  jfcruer  tSoiial 
Verwalliing  in  Oeslerreieh  am  Ende  dt 
19.  Jahrhundert»  ^tCien  und  Leiptig  3900)  uhi 
Strichle,  fTttatiet  avf  dem  4,  Kungrees  dee 
ititematiimalea  Gcnottentehofiseerbandet,  Pari» 
1900,  die  filr  die  rorileifade  Slal/»lil;  nur  :t 
Teil  noch  Verireadiing  finden  tonnten. 

Haaa  Cr&ger. 


Koatinentalsperre. 

Die  Kontinentalsjien-e  war  eine  ausser- 
^wöhnlicheKri.egsniass  regel  Na  jwleoii  s  gegcai 
England,  die  in  erster  Ijinie  einen  rein  po- 
litischen Zweck  verfolgte  und  daher  auch 
nm-  im  Zusammenhang  mit  den  politischen 
Zeitereignissen  richtig  beurteilt  wenleu  kann. 
An  dieser  Stelle  müssen  wir  uns  daher  da- 
mit begnflgorij  die  wichtigsten  handels-  und 
wirtacltaftspohtischen  Thateachen  derselben 
kurz  zusammenzufassen.  Der  liandetspoli- 
tischc  Krieg  Franki-eichs  gegen  England  war 
schon  durch  dos  Dekret  des  Konvents  vom 
1,  März  1793  eröffnet  wonlen,  das  die  i5in- 
fnhr  vieler  Fabrikate,  die  fast  ausschliesslich 
aus  England  zu  kommen  pflegen,  aus- 
drücklich und  aussenlem  allgemein  die  Ein- 
fuhr von  Fabrikaten  jeder  Art  verbot,  die 
nicht  nacliweislich  aus  Staaten  stammten, 
mit  denen  Frankreich  iu  Frieden  lebte. 
Diese  Verbote  wiuiien  noch  vorschärft  durch 
das  Dekret  vom  18.  'Vendi''maire  11  und 
auch  unter  dem  Direktorium  in  tlem  Ö.  v. 
10.  Briiinaire  V,  der  (jrun<liage  des  bis  1860 
aufrecht  erhaltenen  französischen  Proliibitiv- 
systems,  der  Hauptsache  nach  beibehalten. 
Daher  blieben  auch  nach  dem  Frieden  von 
Amiens  viele  wichtige  englische  Waren  von 
der  Einfuhr  nach  Frankreich  ausgescWossen, 
was  jedenfalls  zu  der  Beschleunigung  des 
Wied Grausbruches  des  Krieges  mit  bei- 
getragen hat.  Mit  dem  Kriege  erneuerten 
sich  aber  auch  die  Beschwerden  der  neu- 
tralen Staaten  Ober  fUe  »Rechte«,  die  Eng- 
land lediglich  auf  Grund  seiner  maritimen 
Ccbermaeht  sich  auf  der  See  den  neutralen 
Schiffen  gegenilber  zuschrieb.-  Im  Jahi-e 
1798  hatte  die  britisclie  Regierung  aller- 
dings das  Zugcstäniinis  gemacht,  doss  neu- 
trale Schiffe  Erzeugnisse  der  Kolonieen  eines 
feindlichen  Landes  dii-ekt  nacli  einem  Hafen 
tirossbritannieiis  oder  des  Heimatlandes  des 
Schiffes    führen  dürften ,   und   diese  Regel 


wurde  auch  1803  wieder  aufgestellt  Der 
ausgedehnte  Handel,  den  nainentheh  die 
amerikanischen  Schiffe  mit  Produkten  der 
franzUs  Ischen  und  spanisclien  Kolonieen 
Westindiens  nach  den  englisehen  Häfen  ver- 
mitteln konnten,  erregte  aber  die  Eifersucht 
der  Engländer,  und  bald  gingen  die  Ameri- 
kaner auch  über  die  ihnen  zugestandene 
Berechtigung  hinaus,  indem  sie  auch  nach 
Frankreich  und  Holland  Waren  aus  den 
Kolonieen  dieser  Länder  einfiüirten.  Dies 
veranlasste  nun  die  britische  Regierung  zu 
einem  nubei-echtigten  Uebergriff,  indem  sie 
im  Mai  1S()6  mittelst  einer  Geheimerats- 
veronlnung  für  die  ganze  Kflstenstrecke  von 
Brest  bis  zur  Elbe  den  Blockadezustand  er- 
klärte, obwohl  nm-  {lie  Strecke  von  der 
Seineniündung  bis  Ostende  wirküch  blockiert 
war,  Napoleon,  der  schon  mittelst  des 
Dekrets  vom  22.  Februar  1806  weitere,  be- 
sonders auf  englische  Waren  berechnete 
Einfuhrverbote  erlassen  hatte,  benutzte  nun 
jenes  Vorgehen  der  Engländer  als  Ver- 
anlassung, um  seinerseits  einen  Hauptschlag 
gegen  den  verhassten  Gegner  zu  führen, 
wobei  er  freilich  die  herkömmlichen  völker- 
rechtlichen Anschauungen  noch  rücksichts- 
loser missachtete  als  England.  In  dem 
Berliner  Dekret  vom  21.  November  1806 
wirft  er  der  britischen  Regierung  ausser 
jener  wideri-echtlichen  Blockadeerklärung 
noch  eine  lange  Reihe  von  anderen  Ver- 
letzungen des  Völkerrechts  vor,  bezeichnet 
das  Verfahren  Englands  als  wünlig  der 
ei-sten  Zeiten  der  Barbarei  und  erklärt  es 
für  ein  natürliches  Rcclit,  »dem  Feinde  mit 
den  Waffen  entgegenzutreten,  die  er  selbst 
anwende,  wenn  er  jede  Idee  der  Gerechtig- 
keit und  alle  anständigen  Emfifindungen,  die 
Früchte  der  menschlichen  Civiljsation,  ausser 
acht  lasse« ;  und  nach  dieser  pomphaften 
und  schwülstigen  Einlcituug  wird  dekretiert: 
die  britischen  Inseln  sind  in  Blockadeziistand 
erklärt:  aller  Verkehr  und  aller  Briefwechsel 
mit  ihnen  ist  verboten;  jedei-  englische 
Unterthan,  der  sich  in  einem  von  den 
TruppenFrankreiclis  Oller  seiner  Verbfindeten 
besetzten  Gebiete  befindet,  wird  Kriegs- 
gefangener; alle  Vorräte  und  Waren,  die 
englischen  Unterthanen  gehören,  öliorhaupt 
alles  Eigentum  dei-selben  winl  für  gute 
Prise  erklärt ;  die  Hälfte  des  Ertrags  dieser 
Konfiskation  soll  zur  Entschädigung  der 
Kanfieute  für  die  ihnen  durch  die  englischen 
Schiffe  venirsaehten  Verluste  dienen ;  Schiffe, 
die  direkt  ans  England  oder  einer  englischen 
Kolonie  kommen  oder  nach  Erlass  dieses 
Dekrets  dort  gewesen  sind,  sollen  in  keinem 
Hafen  aufgenommen  und  bei  dem  Versuche, 
diese  Bestimmung  durch  falsche  Deklarationen 
zu  umgehen,  konfisziert  werden;  dieses 
Dekret  soll  den  Königen  von  Spanien,  Neapel, 
Holland,  Etrurien  und  den  übrigen  ÄUiierten 
22* 
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Frankreichs,  >[lei-en  ÜDlerthaoen  ebenfalls 
Opfer  der  Ungerechtigkeit  und  Barbarei  der 
englischen  Seegesetzgebung  sind»,  mitgeteilt 
werden,  d.  h.  es  aoll  in  allen  von  BVankreich 
abhängigen  Staateu  zur  Ausführung  gebracht 
■werdea.  Gerade  diese  Ausdehnung  der 
Sperre  auf  einen  immer  mehr  zunehmenden 
Teil  des  europ^schen  Kontinents  war  das 
Wesentliche  des  Napoleonischen  Riesen- 
planes,  der  den  Handel  und  den  Reichtum 
und  damit  auch  die  politische  Macht  Eng- 
lands an  der  Wurzel  vernichten  sollte.  Im 
Tilsiter  Frieden  mussteu  Preussen  und  Russ- 
laud  beitreten;  Dänemark  schloss  sich  am 
31.  Oktober  1807  an,  Portugal  wiirde  eben- 
falls zum  Beitritt  genötigt,  doch  hatte  dies, 
ebenso  wie  der  Änschluss  Spaniens,  wegen 
der  bald  folgenden  kriegerischen  Fortschritte 
der  Engländer  auf  der  pyrenäiechen  Halb- 
insel und  wegen  des  spanischen  Aufstandes 
wenig  praktische  Bedeutung.  Oesterreich 
musste  das  Kontioentalsystem  definitiv  im 
Frieden  von  1809  annehmen.  Schweden 
trat  mit  einigen  Yorbehalleu  bei,  die  es 
1810  autgeben  musste.  Aber  die  bloss  ver- 
tragsmässige  Unterstützung  seines  Unter- 
nehmen genügte  Napoleon  nicht,  er  suchte 
sich  soweit  wie  möglich  unmittelbar  in  den 
Besitz  der  wichtigsten  Häfen  und  Küsten- 
strecken zu  setzen.  So  wiirden  Holland,  die 
deutschen  Nordseeküstenländer,  verschiedene 
Gebietsteile  in  Italien  im  Interesse  der 
Strengeren  Handhabung  der  Kontinental- 
sperre annektiert,  und  zu  demselben  Zwecke 
musste  Oesterreich  die  sogenannten  illj-rischen 
Provinzen  abtreten. 

Mittlerweile  war  indes  auch  England 
nicht  unthätig  geblieben,  und  die  Sperre 
liatte  durch  weitere  Massregeln  von  beiden 
Seiten  noch  eine  bedeutende  Verschärfung 
erhalten.  Auf  das  Berliner  Dekret  antwortete 
die  britische  Regierung  mit  einer  Geheime- 
ratsverordnung  vom  7.  Januar  1807,  nach 
welcher  fortan  keinem  Schiffe  gestattet  sein 
sollte,  von  einem  feindlichen  cäer  für  Eng- 
land verschlossenen  Hafen  zu  einem  anderen 
dieser  Art  zn  fahren:  jedes  neutrale  Schiff, 
das  in  dieser  Absicht  aus  einem  solchen 
Hafen  käme,  sollte  von  den  englischen 
Kriegsschiff eu  und  Kapern  verwarnt  w^den, 
und  wenn  es  trotzdem  die  verbotene  Fahrt 
fortsetze,  für  gnte  Prise  erklärt  werden. 
Napoleon  liess  darauf  Hamburg  besetzen 
und  die  dort  vorhandenen  englischen  Waren 
konfiszieren.  Eine  britische  Geheimerats- 
verordnung  vom  11.  November  1807  erklärte 
dann  alle  Häfen  Frankreichs  und  der  an  der 
Kontinentalsperre  beteiligten  Staaten  für 
blockiert,  und  alle  dorthin  bestimmten  Schifte 
sollten  sich  einer  Untereuchung  durch  bri- 
tische Kreuzer  auf  einer  britischen  Station 
unterwerfen  und  eine  bestimmte  Taxe  be- 
zahlen.    Kapoleon,   der   bereits,   bevor  er 


Kenntnis  von  dieser  Verordnung  erhalten, 
durch  ein  aus  Mailand  vom  23,  November 
1807  datiertes  Dekret  verschiedene  weitere 
Verschärfungen  der  Sperrmassregeln  an- 
geordnet halte,  erliess  dann  unter  dem 
17.  November  1807  das  zweite  Mtüländer 
Dekret,  in  welchem  er  nach  einer  in  seinem 
heftigsten  Deklamationsstil  gehaltenen  Ein- 
leitung verfügte,  dass  jedes  Schiff,  das  sich 
einer  der  von  England  vorgeschriebenen 
Massregel  imterwerfe,  dadiircli  seine  Na- 
tionalität verliere,  zu  englischem  Eigentum 
werde  und  als  solches  in  den  Häfen  ij^rank- 
reichs  und  seiner  Verbfiudeten  und  von  den 
französischen  Kreuzern  zu  konfiszieren  sei. 
Jedes  Schiff,  gleichviel  von  welcher  Natio- 
nalität, das  aus  einem  Hafen  Englands,  einer 
englischen  Kolonie  oder  eines  von  englischen 
Truppen  besetzten  Landes  komme  oder  nach 
einem  solchen  bestimmt  sei,  wird  für  gute 
Prise  erklärt.  Diese  Bestimmungen  sollten 
ausser  Kraft  treten,  »wenn  England  wieder 
zu  den  Principien  des  Völkerrechts  zurück- 
gekehrt sei,  die  zugleich  die  der  Gerechtig- 
keit und  Ehre  seien«.  England  liess  sich 
aber  erst  durch  die  drohende  Haltung 
Amerikas  bestimmen,  mittelst  der  Geheime- 
rats Verordnung  vom  26.  April  1809  einen 
Schritt  rückwärts  zu  thun,  indem  es  die 
Bestimmungen  von  1807  für  die  amerika- 
nischen Schiffe  aufhob,  im  übrigen  aber  die 
allgemeine  Blockade  Frankreichs  und  Hollands 
und  ihrer  Kolonieen  und  Nebenländer  auf- 
recht erhielt.  Die  Einfuhr  von  Kolonial- 
waren diuch  amerikanische  Schifte  nach 
dem  eiu'opäischen  Kontinent  wurde  somit 
wieder  erleichtert,  aber  dies  entsprach 
keineswegs  den  Wünschen  Naj^leons,  wenn 
er  sich  auch  ebenfalls  äusserlich  nachgiebig 
gegeu  die  Amerikaner  zeigte.  Bei  der  wirt- 
schaftlichen Kurzsichtigkeit  seines  gewalt- 
thätigen  Charakters  hielt  er  es  für  möglich, 
Frankreich  imd  dessenVasaUenländer  dauernd 
wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
von  den  Kolon  lalerzeugoissen  unabhängig  zu 
machen  und  die  Bevölkertmg  an  europäische 
Ersatzmittel  derselben  zu  gewöhnen.  Damit 
wäre  allerdings  die  Vemiditung  des  Ueber- 
gewichtes  Englands  endgiltig  erreicht  worden. 
Namentlich  beschäftigt«  Napoleon  sich  mit 
dem  Gedanken,  dem  Flachs  wieder  den  Vor- 
rang vor  der  Baumwolle  zu  verschaffen  und 
im  übrigen  den  Anbau  der  letzteren  Im 
südlichen  Europa  einzubürgern ;  sollte  aber 
dies  nicht  gelingen,  so  war  er,  wie  er  später 
auf  St  Hdena  ermrte,  entschlossen,  die 
Baumwolleinfnhr  gänzlich  zu  verbieten.  Zu- 
nächst bescJüoss  er  nun,  den  amerikanischen 
Schiffen  zwar  eine  begünstigte  Ausnahme- 
stellung zu  gewähren,  ^er  die  überseeischen 
Kolonialprodukte,  deren  Herkunft  häufig  gar 
nicht  festgestellt  werden  konnte,  allgemein 
mit  enormen  Zöllen  zu  belasten.    Die  Baum- 
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wolle,  die  schon  1806  mit  einein  Zolle  von 
66  Francs  (mit  Einschluss  des  Kriegszehntels) 
für  100  kg,  belegt  worden  war,  wurde  durch 
das  Dekret  vom  5.  Oktober  1810  (den  eo- 
genannten  Tarif  von  Trianon)  bei  über- 
seeischer Herkunft  mit  660  bis  880  Francs 
belastet.  Nur  die  aus  den  französischen 
Kolonieen  stammende  Baumwolle  sollte  bei 
der  Einfuhr  auf  französischen  oder  hoDän- 
lUechen  Schiffen  frei  bleiben ,  bei  der  Ein- 
fuhr auf  amerikanischen  Schiffen  aber  nur 
ein  Viertel  des  sonst  geltenden  Zollsatzes 
entrichten.  Die  BaumwoDerzougnng  in  diesen 
Kolonieen  war  indes  nur  sehr  unbedeutend. 
Für  die  Baumwolle  aus  der  Levante  sollte 
der  Zoll  bei  Seccinfuhr  440,  bei  Landeinfuhr 
Aber  Köln  oder  Strassburg  220  France  be- 
tragen. Am  meisten  aber  war  die  aus 
Neapel  b^ünstigt,  für  welche  der  Zoll  an- 
fangt auf  182  Francs  fe3tgeseü:t,  nach  einigen 
Monaten  aber  auf  192  Francs  erhöht  wurde. 
Dasselbe  Dekret  besteuerte  den  gewöhn- 
lichen Rohzucker  mit  330  Francs  für  100  kg, 
mit  einer  nachträglichen  praktisch  bedeu- 
tnngslosen  Ausnahme  zu  Gunsten  der  Er- 
zeugnisse der  französischen  Kolonieen,  Die 
Einfuhr  von  raffiniertem  Zucker  war  schon 
seit  1803  wieder  verboten.  Der  Zoll  auf 
Kaffee  betrug  440  Francs,  der  auf  Kakao 
1100  Francs,  der  aiif  Muskatnüsse  2200 
Francs  etc.  Die  Rhein bundsstaaten  und 
Preussen  (mittelst  eines  Patents  vom  10.  Ok- 
tober 1810)  musst«n  ebenfalls  den  fran- 
zösischen entsprechende  Zollsätze  annehmen. 
Der  Kampf  gegen  den  Schmuggel  erreichte 
Beinen  Höhepunkt  in  dem  Dekret  von 
Fontainebleau  vom  18.  Oktober  1810,  das 
besondere  »Cours  pr^vötaies  des  douanes* 
einsetzte  imd  alle  am  Schmuggel  Beteiligten 
mit  drakonischen  Strafen  bedrohte :  handelte 
es  sich  um  die  Einschwärzung  verbotener 
Waren,  so  sollten  alle  Sclinldigen  mit  zehn- 
jähriger Zwangsarbeit  und  Brandmark nng 
bestraft  werden,  und  schon  die  Zolldefrau- 
dation  bei  tarifierteo  Waren  zog  vierjährige 
Zwangearbeit  nach  sich.  Die  konfiszierten 
verbotenen  Waren  aber  sollten  fortan  ver- 
brannt oder  auf  andere  Art  vernichtet 
werden,  eine  barbarische  Bestimmung,  die 
in  grossem  Umfange  auch  wirklieb  aus- 
gefOnrt  wurde.  Auch  in  Preussen  fanden 
solche  Verbrennungen  statt,  und  der  Ver- 
kauf der  hier  nach  dem  Verlangen  Frank- 
reichs konfiszierten  nicht  verboteneu  Waren 
ergab  14  Millionen  Francs,  die  auf  die  Kriegs- 
entschädigung in  Anrechnung  gebracht 
wurden.  Die  Kontinentalsperre  bildete 
einen  Hauptanlass  zu  dem  Kriege  Napoleons 
gegen  Rusaland ,  das  sich  der  Beobachtung 
derselben  mehr  und  mehr  zn  entziehen  ge- 
sucht hatte.  Der  für  Frankreich  verhängnis- 
volle Ausgang  des  Feldzuges  gab  auch  das 
Signal   zu  dem  Zusammenbruche  des  Kon- 


tinentalsystems. Preussen  hob  dasselbe  auf 
durch  ein  Edikt  vom  20.  Mäi'z  1813,  nach 
dem  den  Schiffen  und  Waren  aller  befreun- 
deten und  neutralen  Nationen  der  Eingang 
in  die  preussischen  Häfen  und  Länder  fort- 
an freistehen  sollte;  dagegen  sollte  allen 
französischen  Waren,  Rohprodukten  sowohl 
wie  Fabrikaten,  die  Einfuhr  jetzt  verboten 
sein,  der  sogenannte  Kontinentalimport  auf- 
gehoben und  ausser  der  Konsumtion saccise 
nur  die  vor  der  Einfülurung  des  ersleren 
üblich  gewesene  massige  Ein-  und  Durch- 
gangsabgabe erhoben  werden.  In  Frank- 
reich selbst  wurde  die  Sperre  gegen  Eng- 
land und  der  Tarif  von  1810  durch  eine 
Verordnung  des  Grafen  von  Ärtois  als 
Gcneralstatthalter  des  Königreichs  vom 
23.  April  1814  beseitigt. 

Ueber  d  le  volk  s  Mirtscliaf  thchen  W  irku  o  gen 
des  Kontinental  Systems  lässt  sich  kaum 
etwas  Bestimmtes  sa^n,  da  der  gesarate 
Zustand  Europas  in  dieser  Periode  des  all- 
gemeinen Krieges  ein  abnormer  war  und 
iaher  nicht  unterschieden  werden  kann,  was 
auf  Rechnung  des  Krieges  überhaupt  und 
auf  die  besondere  Rechnung  der  Koutineutal- 

rrre  zu  setzen  ist.  Dazu  kommt  dass 
jekeineswegs  effektiv  dui-ch^filhrtwiu^e. 
Der  Schmuggel  war  im  grössten  Massstabe 
organisiert  und  übernahm  die  Einfuhr  ver- 
botener Waren  nach  dem  abgesperrten  Gle- 
biete  gegen  feste  Prämien.  Helgoland, 
Jersey,  Malta,  Sardinien  undSicilien  lieferten 
den  Engländern  sichere  Stapelplätze  als 
Ausgangspunkte  für  den  SchldchhandeL 
Napoleon  selbst  erleichterte  gegen  seinen 
Willen  den  Schmuggel,  indem  er  den  fran- 
zösischen Schiften  eine  Ermässigung  der 
Kolonialwaren  Zölle  gewährte  unter  der  Be- 
dingung, dass  sie  sich  gegen  Entrichtung 
einer  willkürlich  bestimmten  Taxe  eine 
Lizenz  verschafften  >md  französische  Waren 
von  gleichem  Werte  wie  die  Rückfracht 
ausführten.  Aber  die  französischen  Erzeug- 
nisse wai'en  in  England  und  den  von  den 
Engländern  besetzten  Gebieten  sehr  schwer 
und  nur  auf  dem  Wege  des  SeJimuggels 
verkäuflich,  und  es  soll  daher  nicht  selten 
vorgekommen  sein,  dass  mit  Lizenzen  ver- 
sehene französische  Schiffe  vorzogen,  ihre 
Ausfuhrladung  einfach  ins  Meer  zu  werfen. 
Auch  England  gab  Lizenzen  aus,  die  nichts 
anderes  waren  als  Erlaubnisscheine  für  die 
Einschmuggeiung  von  Kolonialwaren  und 
englischen  Fabrikaten  nacli  dem  abgesperr- 
ten Kontinente.  Im  Jahre  1810  betrug  die 
Zahl  der  in  England  ausgestellten  Lizenzen 
für  Ausfuhr  und  Einfuhr  über  18000. 

Der  Industrie  Frankreichs  und  der  indus- 
triell fortgeschrittenen  annektierten  Gebiete 
Beizens  und  des  Rheinlandes  brachte  das 
Kontinentalsjstem  natiTrlich  manche  Vorteile, 
da  e.s  ihr  nicht  nur  den  heimischen  Markt 
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vorbehielt,  sondern  auch  die  ihr  allein  ge- 
fahrlicke  englische  Konkurrenz  von  den  flbri- 
gen  Kontineiitalstaatcii  ausschloss,  die  ihrer- 
seits die  französischen  Waren  mit  niedrigen 
Zollsätzen  zulassen  mussten.  Für  die  noch 
weniger  entwickelte  Industrie  dieser  Staaten 
war  freilich  die  Lage  desto  unbequemer, 
zudem  verloren  sie  in  England  den  besten 
Abnehmer  ihi-er  Rohprodukte.  Aber  auch 
in  Frankreich  selbst  war  die  Periode  der 
Kontinentalsperre  für  die  Industrie  im  gan- 
zen keineswegs  günstig,  vielmehr  entstand 
in  den  verhältnismässig  friedlichen  Jahren 
1810  und  1811  eine  förmhche  Krisis,  die 
Napoleon  mit  StaatsvorscUilsaen  an  die  ge- 
fährdeten grösseren  Unternehmer  —  über 
18  Millionen  Francs  —  zu  bekämpfen  suchte. 
Als  Verdienst  der  Kontinentalsperre  pflegt 
man  hervorzuheben,  dass  sie  die  Verbreitung 
und  weitere  Entwiekehmg  mancher  tech- 
niscJier  Erfindungen  und  Verbessenmgen 
befördert  habe;  so  namentlich  die  Rfllien- 
zuckerfabrikation,  die  Sodafabrikation  nach 
dem  Leblancschen  Verfahren,  die  ausge- 
dehntere Verwendung  von  Waid  und  von 
Krapp  etc.  Indes  war  der  RHbenzucker  beim 
Sturze  Napoleons  noch  ein  recht  schlechtes 
Surrogat,  das  noch  zwei  Jahrzehnte  hindurch 
bei  kflnstlicher  Unterstützung  diirch  hohe 
'Schutzzölle  und  Prämien  ven'ollkommnet  wer- 
den musste.  Das  Leblancechc  Verfaliren  hat 
in  Engtand  ohne  Sperre  mehr  Erfolg  ge- 
habt als  in  Frankreicli,  die  wichtigsten  Ver- 
besserungen der  Krappfärberei  stammen  erst 
aus  den  zwanziger  Jahi-en,  und  der  Waid 
musste  dem  Indigo  nach  der  Aufhebung 
dei-  Sperre  alsbald  wieder  weichen.  Kurz, 
die  Kontinentalsperre  war  eine  mit  volks- 
wirtschaftUehem  Dilettantismus  verbrämte 
bnitale  Gewaltmassrcgel,  an  der  ihr  Urheber 
mit  einer  zunehmenden  Idiosynkrasie  fest- 
hielt, die  aber  Frankreich  und  namentlich 
den  öhrigen  beteiligten  Staaten  noch  mehr 
Opfer  auferlegt  liat,  als  sie  der  britischen 
Handelsmacht,  die  am  Ende  des  Krieges 
in  voller  Kraft  dastand,  geschadet  hat. 

Lltterfttnr:  (Uläcrat,  Da*  KbBlIneHlaitytUm, 
Leiptig  1813.  —  Xtetwelbacb,  Die  Kontlncnliü- 
tptm  IM  ihrrr  ätOHomUeli-polititrlien  ItedetUuiig, 

Stuttgart  und  Tähingrn  1850.  —  BRlau  im 
Staaltlrrthm  ro«  Sottrck  und  Wetcker,  S.  A«ß., 
Bd.  IV.  —  rUtiumt,  Ilittohe  J»  S^tttme 
proteclnir  en  Fraarr,  Parlt  ISS4,  ü.  306ff.  — 
Leone  Levi,  Hittory  of  RrUitk  irnntnerce,  Lon- 
don 1813,  S.  lOöff.  —  Beer,  Gachlrhte  da 
WrllAandeU  im  19.  Jahrhundert,  II.  Bd.,  1.  Teil, 
a.  ISff.  ~  Socke,  Dan  Konlinentatisilnn  und 
dttieu  Einirirtung  an/  die  fraiiii'-siirlie  Induitrie, 
Xaumburg  a.  S.  I.v.'lJ. 


Eontrilmtion. 

Im  Mittelalter  bezeichnet  das  (damals 
noch  seltener  vorkommende)  Wort  eontii- 
butio  eine  Steuer  im  allgemeinen,  ohne  Rück- 
sicht auf  ein  besonderes  Verhältnis  (vgl, 
z.  B.  Chronicon  Mi^imt  ed.  Hegel,  p,  52). 
Später  erhält  es  eine  technische  Bedeutung: 
Kontribution  heisst  die  für  die  Unterhaltung 
eines  Söldnerheeres,  resp.  der  Garnisonen 
erhobene  Steuer  (daher  in  üesterreich  auch 
Quantum  railitare  genannt).  Nun  wurde 
Deutschland  im  16.  Jahrhundert  im  grossen 
und  ganzen  nur  am  Niederrhein  (infolge  der 
spanisch- niederländischen  Unnihen)  lebnafter 
durch  Kriege  beunruhigt.  Deshalb  findet 
sich  auch  eine  »Kontribution«  im  16.  Jahr- 
hundert vorzugsweise  nur  in  den  nieder- 
rheinischen  Territorien.  Im  folgenden  Jahr- 
hundert aber  reachte  der  dreissigjährige 
Krieg  alle  deutschen  Territorien  mit  solchen 
Steuern  bekannt.  Zu  einer  dauernden  Eiu- 
richtimg  wiude  die  Kontribution  jedoch  erst, 
als  nach  dem  grossen  Kriege  mehr  und 
mehr  stehende  Heere  in  den  deutschen 
TeiTitorien  aufkamen.  Seitilem  bildete  sie 
regelmässig  den  Qnindstock  der  territorialen 
Steuen-erfassung.  Im  einzelnen  auf  die 
Verhältuisso  der  Kontribution  einzugehen 
ist  hier  nicht  möglich,  da  wir  sonst  die 
Steuer verfassimg  sämtlicher  deutschen  Land- 
schaften besehreiben  müsslen.  Nur  auf  die 
sehr  interessante  Geschichte  der  Kontribution 

den  brandenburgisch-preussi  sehen  Terri- 
torien mag  hier  mit  einigen  Worten  liinge- 
wiesen  wei-den.  Nachdem  daselbst  seit  dem 
Anfang  des  17.  Jahrhunderts  mehrmals  die 
Kontribution   erhoben   worden   war,   wurde 

m  einer  dauernden  Einrichtung,  als  der 
Grosse  Kurfürst  ein  stehendes  Heer  schuf. 
Dabei  ist  es  besonders  bemerkenswert,  dass 
dieser  Fürst  die  Kontribution  (wenigstens 
in  den  höheren  Instanzen)  in  landesherr- 
liche Ver\valtung  nahm,  während  die  fOr 
das  stand  isclie  Kredit  werk  {s.  d.  Art. 
Hufenschoss  oben  Bd.  IV  S.  1242-43) 
in  Brandenburg  bestimmten  Steuern  nach 
von  (len  Ständen  verwaltet  wur- 
den. Ihrem  Charakter  nach  war  die  Kon- 
tribution Grundsteuer  (s.  den  Art.  Hufen- 
schoss a.  a.  0.).  Da  die  letztere  als 
drückend  empfunden  wurde,  so  führte  der 
Grosse  Kurfürst  in  den  brandenburgischen 
Städten,  ztmächst  fakultativ,  dann  oUgemeiii 
statt  ihrer  eine  Accise  ein,  die  übrigens 
nicht  bloss  (wenn  auch  wesentlich)  indirekte 
Steuer  war.  sondern  zugleich  einige  mäss^e 
direkte  Steuern  mit  imifasste.  Die  Accise 
win-de  als  eine  grosse  Erleiciiterung  em- 
pfunden und  allmählich  (zum  Teil  unter 
den  Nachfolgern  des  Grossen  Kurfürsten) 
auch  in  den  anderen  preusslschen  Provinzen 
eingefülirt;  seitdem  zahlten  die  Stallte  (mit 
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AiiBnabme  etwa  derienigen,  die  als  Äcker- 
BtAdte  galten)  ihrea  Beitrag  ziir  Eoatribtition 
Iq  der  Form  jener  Äecise.     Das  platte  Land, 
welches  die  Kontribution  in  der  alten  Weise 
fortzahlte,  erfuhr  eine  Erleichterung  durch 
die  namentlich  unter  EAnig  Friedrich  Wil- 
helm   I.    in    den    verschiedenen    Provinzen 
Torgenommenen   Grund  Steuerreformen    (ver- 
bältaismässig  am  wenigsten  die  Mark  Bran- 
denburg).  —  In   Oeaterreich  -wie  auch  in 
vielen  anderen   deutschen  Territorien  stand 
die     Kontribution     nicht      unter     landes- 
herrlicher,    sondern    unter    landständischer 
Verwaltung.     Die  Versuche,  die   in  Oeater- 
reich    —    ähnlich     wie     in     Branden  burg- 
Preussen  ^  seit  1695  gemacht  wurden,  die 
Kontribution  durch  eine  Äc^ise  zu  ersetzen, 
blieben  im  grossen  und  ganzen  ohne  Erfolg. 
Lltteratur:    Vgl.   auner   der   IMtcratur  in  dem 
Art.    Grnndateuer    oben   Bd.   IV  S.    sm?5 
vnd  HuJfHiehoai  ebd.  S.  I£4S  O.  v.  BetoK, 
Die    landttänditrhe   Verfauung    i'n   Jülieh    tind 
Berg,    TeÜ  111  (SUaergachirlitt),   2,   S.  Stlff., 
Dlhteldorf  1891.  —  K.  Brejfgtg,  Der  branden. 
iurjufAe   Staaühauthalt  -in   der  tireilea  lläifU 
det   IT.   JahrhunderU,   Jahrb.  /.    Ott.  h.   Verir. 
1891,  S.  117  ff.  —  F.  V.  MenM,   Die  /Vwniuen 
OetUrrcicht  von  1701—1740,  Wien  1890.  —  S.  auch 
Jahrbilcher    /.  XaL  h.  Slot.  S5,    S.  SOS,  Ilittor. 
ZeiVichT.   73,  S.  197.  Anm.  1,   Wittieh,    Grund- 
herrgfhafi  in  Nardteetldeutichlaad,  S.  163. 

G.  V.  BeUtw. 


KoDTersionen. 

I.  Allgemeines.     1.  Begriff  und  Ärt«D 

der  K.  2.  Die  verschiedenen  Formen  der  K. 
B.  Das  Kecht  und  die  Zweckmilssigheit  der  E, 
4.  Die  finanztechnische  Durchführung  der  K. 
II.  Die  Geschichte  der  Konversionen. 
1.  Dentachland.  2.  OeBterreich-Ungarn.  3.  Eng- 
land.   4.  Frankreich.    5.  Andere  Staaten. 

I.  Allgemeines. 
1.   Begriff   and   Arten    der    K.     Die 

Ausdrücke  Konversionen ,  Konvertierungen 
werden  för  eine  Mehrzahl  von  Erscheinun- 
gen des  ßtfentlichen  Schulden  wesena  ge- 
braucht. Allen  diesen  Anwendungen  ist  ge- 
meinsam, dasa  es  sich  dabei  «m  Schuldum- 
wandlungen  handelt,  welche  naturgemäss 
die  verscliiedensten  Zwecke  im  Auge  haben 
können.  Sie  werden  stets  im  formellen 
Einverständnis  zwischen  Gläubiger  und 
Schuldner  vorgenommen  und  sind  regel- 
mässig darauf  gerichtet,  dem  Schuldner 
gOnshgere  Bedingungen  des  Schiildvertrages 
zii  erwirken.  In  der  Hauptsache  koncen- 
triert  sich  das  scbuldnerische  Interesse  auf 
eine  Schul  der  leichtem  ng,  und  daher  wird  die 
Frage  der  Zinserraässigung  oder  der  Zins- 
reduktionen stets  im  Mittelpunkte  stehen. 
AUein  daneben  werden  auch  andere  Erleich- 
terungen der  Schuldenlast  erstrebt,  wie  die 


Verwandlung  der  ewigen  Renten  in  Zeit- 
nnd  Leibrenten  (Frankreich),  der  ewigen 
Renten  in  Tilgungsschulden,  der  Tilgungs- 
schulden in  ewige  Renten,  die  Umgestal- 
tung schwebender  Schulden  in  fundierte 
Schulden  {»Fundiening*),  die  Umänderung 
von  Namenpapieren  in  Inbaberpapiere,  von 
Briefschulden  in  Buchschulden  und  endhch 
alle  Umwandlungen  der  Verzinsung  und 
Rückzahlung  Öffentlicher  Schulden. 

Danach  müssen  wir  die  Konversionen 
im  allgemeinen  unterscheiden  in  Konsolida- 
tionen und  Konvereionen  i.  e.  S. 

1.  Konsolidation  oder  Konsoli- 
dierung (Siehoning,  Befeftiguug,  Vereini- 
gimg) nennen  wir  entweder  die  Einreihung 
eines  Anleliens  in  den  bleibenden  Schulden- 
stand durch  Ausgabe  konsolidierter  Scbiüd- 
verecbreibungen  (Konsolidierte  Anleihe,  dette 
consoüdfe,  Konsols — Consolidated  Stocks)  oder 
die  Vereinigimg  mehrerer,  meist  älterer  An- 
lehen  mit  verschiedenen  Dariehnsbedingungen 
(»Typen«)  zu  einer  einheitHchen  Gesamtan- 
leihe. Man  will  dadurch  teils  unfundierte 
Schulden  in  fundierte  verwandeln,  teils  die 
Üngleicliheit  in  der  Verzinsung  oder  in 
sonstigen  Rechtsverhältnissen  beseitigen, 
teils  das  Rechnungs-  imd  Zahlungsweaen 
vereinfachen  oder  die  Tilgungspfücht  hinaus- 
schieben oder  ganz  aufheben.  So  hat  Eng- 
land seine  verschiedenen,  getrennten  Schuld- 
gattungen (Fonds)  in  einen  einheitlichen 
Fonds  konsolidiert.  Preussen  hat  bei  den 
1869  ausgegebenen  Schuldtiteln,  die  bis  1885 
imkündbä-  waren,  die  Tilgungspflicht  durch 
eine  Konsolidation  ganz  beseitigt  und  ewige 
Renten  konstituiert.  Die  Konsolidiening 
wird  auf  um  so  grössere  Schwierigkeiten 
stossen,  je  ungleicher  die  Rechte  und  Inte- 
ressen der  verechiedenen  Gläubigergruppen 
geartet  sind. 

2.  Konversion  oder  Konvertie- 
rung i.  e.  S.  —  wenigstens  nach  der  in 
Deutschland  üblich  gewordenen  Terminolo- 
gie —  ist  dagegen  die  Herabsetzung  des 
Zinsfusses  bereits  Ix^bener,  im  Verkehr 
befindlicher  Anlehen  und  die  damit  ver- 
knüpfte Ermässigung  der  Zinsen  last  für 
öffentliche  Schulden.  Es  ist  dabei  ohne 
Belang,  ob  zu  diesem  Zwecke  die  alten 
Sohuld verschreibangen  nur  abgestempelt  oder 
gegen  neue  umgetauscht  werden.  Für  den 
Schuldner  wird  dadurch  die  Last  der  Ver- 
pflichtungen erleichtert,  für  den  Gläubiger 
erwächst  daraus  eine  Schmälemng  seines 
Zinsen  bezugs.  Die  rechtliche  Grund  l^;e 
der  Konversion  L  e.  S.,  die,  solange  der 
Staat  keine  entgegengesetzten  Verbindlich- 
keiten eingegangen  hat,  juristisch  statthaft 
ist,  beruht  auf  dem  freien  Vertrag  zwischen 
Gläubiger  und  Schuldner.  Doch  ist  letzterer 
unter  allen  Umständen  verpflichtet,  dem 
ersteren  die  Wahl  zwischen  ilei'  Anniüime 
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der  Zinsred uktion  und  der  Heimzahluog  der 
Schuld  zu  lasseQ. 

Mit  den  Koneolidationen  werden  häufig 
Konveraionen  i.  e.  S.  verbunden,  so  da«s 
zugleich  mit  der  Schuld  umwand  hing  eine 
Zinarediiktion  vorgenommen  wird,  I»  diesen 
nicht  seltenen  Fällen  gehen  dann  beide  Be- 
griffe in  einander  über. 

2.  Die  verschiedenen  Formen  der  K. 
Die  Schuldumwandlungen  können  nach  der 
herrschenden  Lehre  nun  in  einer  vierfachen 
Form  geschehen: 

1.  Die  einfacheZinsreduktioQ  zur 
Minderung  der  Zinsenlast  ohne  Veränderung 
der  Schuld  kapitalien.  Hier  wird  der  Zins- 
fuBS  einer  Anleihe  herabgesetzt  und  dieselbe 
daher  niedriger  verzinst,  z.  B.  mit  S^i"!»  an- 
statt mit  4"/o.  Die  Schuld-  und  Rententitel 
werden  mit  neuen  Couponbilgen  versehen 
und  abgestempelt  oder  gegen  neue  vom 
gleichen  Betrage  umgetauscht  Dabei  bleibt 
das  Nominalkapital  der  Schuld  bei  dieser 
al  paii  ausgeführten  Konversion  (conrersion 
au  pair)  unverändert.  Der  Schuldner  ge- 
winnt, weil  er  bei  gleichbleibender  Kapital- 
schuld  für  diese  weniger  Zinsen  zu  zahlen 
braucht.  Der  Gläubiger  verliert  an  seinem 
Zinsbetrage,  ohne  fflr  diese  Einbusse  ander- 
weite Gegenleistungen  zu  empfangen. 

Diese  Methode  wurde  hei  den  meisten 
a  Eonversionen  angewendet,  z.B.  bei  den 


f  grossen 
n  Jahre  1 


mittleren.  Wörde  daß  letztere  geschehen, 
so  mflsste  sich  der  Kurs  der  neuen  Anleihe 
auf  100  :  4  ~  X  :  3  oder  auf  75  "/o  stellen. 
Um  aber  bei  diesem  Kurse  zu  3"/o  Zinsen 
ein  reales  Schuldkapital  von  9  000  000  Francs 
zu  erhalten,  müsste  ein  Nominalkapital  von 
1200000  Francs  verschrieben  oder  ein  Agio 
von  300000  Francs  gegeben  werden,  während 
ira  ersten  Falle  nur  eia  solches  von  100000 
Francs  erforderlich  ist.  und  dieses  Agio  von 
300000  Francs  würde  selbstredend  den  Ge- 
winn derZinsherabsetxung  illusorisch  machen : 
der  Schuldner  müsste  jetzt  bei  3%  ebenso 
viel  Zinsen  zaitlen  als  früher  bei  4.  Der 
Vorteil  für  den  Schiüdner  liegt  hier  in  der 
Erleichterung  der  Zinsenlast,  mit  einer 
i-elativ  unerheblichen  Kapitalserhöhung.  Der 
Gläubiger  gewinnt  durch  die  Verschreibung 
eines  höheren  Nominalkapitals  bei  al  pari- 
Bilckzahlung  des  Kapitals  oder  er  kann  auf 
eine  Kurasteigerung  hoffen. 

Solche  Schuld  um  Wandlungen  sind  ehe- 
dem öfters  in  Frankreich,  England  (hier  zu- 
letzt 1822)  und  in  anderen  lÄndeni  vorge- 
kommen. Sie  setzen  eine  steigende  oder 
wenigstens  stabile  Tendenz  des  Zinsfusses 
und  eine  Beschränkung  der  Tilgung  voraus. 
In  neuerer  Zeit  hat  man  jedoch  eine  so 
geartete  Erhöhung  des  Schuld kapitals  ver- 
mieden oder  sie  sogar  teilweise  durch  ge- 
setzliche   Vorschriften    ausdrücklich    ansge- 


Tom  Jahre  1896  bis  1897. 
.  2.  Die  Zinsreduktion  mit  gleich- 
zeitiger Erhöhung  der  Schuldkapi- 
talien. Hier  wird  der  Zinsfuss  zimächst 
herabgesetzt,  die  alten  Schuldtitel  werden 
zum  Nominalbetrag  angenommen,  die  neuen, 
niedriger  verzin  suchen  Schuld verachreibun- 
gen  unter  Pari  berechnet  und  zwar  zu 
einem  höheren  Satze,  als  sich  aus  dem  Ver- 
hältnis des  neuen  Zinsfusses  zum  alten  er- 
geben würde  {conversion  au  dessous  du  pair). 
Eine  4prozentige  Anleihe  wird  in  eine 
Sprozentige  umgewandelt,  wobei  z.  B.  die 
Stücke  der  alten  Anleihe  zum  Parisatze  an- 
genommen werden,  dafür  aber  bei  der  neuen 
Anleihe  ein  höherer  Nominalbetrag  und  eiu 
niedrigerer  Kure  festgesetzt  wird.  9000 
Stücke  zu  4"/'o  &  1000  Francs  werden  in  10000 
Stücke  zu  3%  k  1000  Francs  Nominal,  je- 
doch zum  Kurse  von  W/o  begeben.  Das 
Schuldkapital  wird  zwar  um  1  Million  Francs 
vermehrt,  die  Zineeolast  aber  um  6U000 
Francs  vermindert.  Will  man  an  Zinsen 
sparen  und  ist  das  ältere  (höher  verzinsliche) 
Anlehen  zu  einem  dem  mittleren  entsprechen- 
den Ziusfusse,  d.  h.  in  Kongruenz  mit  dem 
mittleren  (durchschnitthchen,  reellen)  Zins- 
fuss (vgl.  d.  Art.  Anleihen  Bd.  I  S.  347), 
aufgenommen,  so  ist  dieser  "Weg  für  den 
Schuldner  vorteilhafter  als  die  einfache 
Zinsreduktion  auf  einen  Zinsfuss  unter  diesem 


3.  Konversionen  mit  gleichzeiti- 
ge rNeubescUaffungvon  Kapitalien. 
Der  Schuldner  kann  die  Schuld  um  Wand- 
lungen zugleich  benutzen,  um  sich  neues 
Kapital  zu  beschaffen,  den  Gläubiger  zu 
Zu  Zahlungen  anzureizen.  Dies  kann  geschehen 
durch : 

a)  Herabsetzung  des  Zinsfusses 
und  Mehrung  derScbuldkapitalien 
(Conversion  avec  soultc).  Durch  die  Re- 
duktion des  Zinsfusses,  z.  B.  von  5  auf 
4^/0,  wird  eine  Zinsenerepamis  erzielt.  Die 
Gewinnung  dieses  Spielraums,  der  z.  B.  bei' 
100  Millionen  Francs  1000000  Francs  be- 
trägt, kann  der  Schuldner  nun  benutzen 
zur  Aufnahme  eines  neuen  Anlehns,  z.  B. 
von  25  Millionen  Francs,  ohne  seine  effek- 
tiven Verbindlichkeiten  zu  erhöhen.  Der 
gleiche  Zweck  wird  aber  erreicht,  wenn  der 
Schuldner  eine  Zinsreduktion  vornimmt,  dem 
Gläubiger  aber  trotzdem  die  gleiche  Ver- 
zinsung fortleistet  und  der  Schuldner  auf 
eine  Rückzahlung  binnen  bestimmter  Frist 
verzichtet,  weun  der  Gläubiger  eine  Zu- 
zahlung  zur  bisherigen  Schuldsumme  ge- 
währt. Diese  Zuztmlimg  nennt  man  die 
tSoulte«  (•Saldo-Üebertrag«),  d.  h.  die  Leis- 
tung einer  Geldsumme  zur  Wiederherstellung 
der  Gleichlieit  bei  einer  TeUung.  Der 
Schuldner  hat  dadurch  den  Vorteil  einer 
leichten   Anwerbung   neuer  Kapitalien  imd 
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der  HinaiisachiebuDg  der  TUgiiogsfriBten. 
der  Oläubi^er  schützt  sidi  durch  das  Opfer 
der  ZinBreduktiou  gegen  imbefjiieme  Rdck- 
zahluQg  der  Schuldsumme. 

Der  franzügische  FiDnuzmiDister  Ädhille 
I'ould  konvertierte  1S62  die  4','j  piwzentige 
Beute  in  eine  Sprozeatige,  ohne  dass  den 
OWubigem  der  Hentenbeziig  gekürzt  wurde. 
Für  diesen  Vorteil  einer  Kin-ssteigeriing  oder 
der  Rückzahlung  hatten  die  Gläubiger  eine 
Soiilte  von  160,8  Millionen  Francs  zu  leisten 
und  zwar  für  je  45  Francs  Heute  die  (ein- 
malige) Summe  von  54  Francs,  d.  h.  ö,40''/o 
des  durch  den  Rentenempfang  dargestellten 
Kapitals.  Nach  Abzug  von  rund  3  Millionen 
Fr^ee  Konversionskosten  hatte  der  Staats- 
schatz einen  Gewinn  von  über  157  Millionen 
France. 

b)Erh&lLung  des  Zinsfusses  ohne 
Aenderung  der  Scbnldkapitalien. 
die  Arrosierung  {Ärrosement,  Befeuch- 
tung, Anfriscliung).  Die  Zinsenlast  und  der 
Zinsfues  wird  erhöht,  letzterer  unter  Um- 
stAjiden  nur  uoraineU,  während  die  Hülie  der 
Schuldsumme  unverändert  bleibt.  DieSe 
Methode  ist  dadurch  charakterisiert,  dass 
neues  Kapital  geschafft  wird,  ohne  dass  die 
Begebung  neuer  Anleheu  notwendig  wäre. 
Arrosierung  (von  arroser,  begiessen)  bezeich- 
net Oberhaupt  jede  nachtrfigliche  Zaiilung, 
durch  welche  die  Sicherung  bestehender 
Rechte  aus  frilherca  Zahlungen  gewahr- 
leistet wird.  Der  Zweck  solcher  llanipu- 
lationen  ist  vor  allem,  dem  Staate  neues 
Kapital  zuzuführen.  Sodann  aber  werden 
solche  Massregelu  ergriffen,  wenn  der  mittlere 
oder  landeBübliche  Zinsfuss  stark  gestiegen 
ist,  die  Kurse  der  älteren  Schuldgattungen 
mit  niedrigeren  Zinsfüssen  erhebhch  im 
Kurse  gewichen  sind  und  daher  Rückzahlung 
und  Kon  Version  erschwert  werden.  Bei 
TilgungsBchulden,  die  in  b^timmteh  Fristen 
al  pari  einzulösen  sind,  würde  die  Rück- 
zahlung dem  Staate  erhebliche  Opfer  kosten. 
Nun  haben  aber  die  höher  verzinslichen  Pa- 
piere auch  einen  höheren  Kurs,  und  so  wird 
Rückzahlung  und  Konversion  durch  Arro- 
sierung erleichtert,  indem  gegeu  einen 
Nachschuss  an  Kapital  ein  niedriger  ver- 
zinsliches Anlehen  in  ein  höher  verzins- 
liches verwandelt  wird.  Der  Vorteil  für 
den  Gläubiger  besteht  darin,  dass  er  sich 
durch  diesen  Nachschuss  ein  höher  verzins- 
liches Papier  erkauft  und  die  unbetiueme 
Heimzahlung  hinausschiebt. 

In  Oesterreich  hatten  1798  bei  dem 
Arrosieningsanlehen  die  Inhalier  der  Banko- 
Obligationen  eine  Zuzahlung  von  '60%  zum 
Nennwert  ihrer  4prozentigcn  Obligationen 
zu  leisten,  wofür  sie  einen  öprozentigen 
Typus  in  der  Ußhe  des  gleichen  Nennbe- 
trages erhielten.  Die  englische  Arrosienmg 
vom  Jahre   1818  erstreikte  sich  auf  27^ 


Millionen  £  3prozentiger  Anlehen,  die  gegen 
ZusohusB  von  11  £  bar  in  3'/;  prozentige 
Stocks  verwandelt  wurden.  Die  Operation 
entstand  aus  der  finanziellen  Notlage  und 
brachte  dem  Staate  einen  Gewinn  von  3,100 
Millionen  £,  wobei  die  Zinsenlast  nur  um 
136i>00  £  gestiegen  war.  Das  Sinken  des 
Zinsfusses  machte  18'22  eine  neue  Konversion 
löglich,  wodurch  die  übernommene  Zinsen- 
lasterhöhung wieder  vermindert  werden 
konnte. 

4.  Konversionen  mit  Minderung 
des  Nominalkapitals  und  gleich- 
bleibender Zinsenlast.  Hier  wird 
zwischen  Gläubiger  und  Schiddner  eine  frei- 
willige Vereinbarung  in  der  Richtung  ge- 
troffen, dass  der  Gläubiger  seinen  bisherigen 
Zinsenbezug  forterMlt  und  seine  Forderung 
an  Kapitalschuld  reduziert,  woge^n-  der 
Schuldner  aiif  bestimmte  Zeit  auf  die  Rück- 
zahlung iu  rechtsverbindlicher  Weise  ver- 
zichtet. Der  Schuldner  verspricht  z.  B.  eine 
bereits  begebene  Anleihe  von  10  Millionen 
Thaler,  die  zu  4°(0  verzinslich  ist,  vor  '26 
Jahren  nicht  zurückzuzahlen,  die  Zinsen  in 
gleicher  Höhe  fortzuentrichten.  wenn  sich 
die  Gläubiger  zu  einer  Kapitalreduktion  von 
2  Millionen  Thaler  verstehen.  Der  Wirkung 
nach  ist  dann  hier  eine  4prozentige  Anleihe 
in  eine  "iprozentige  verwandelt  worden.  Der 
Schuldner  hat  den  Gewinn,  das  Schuldkapi- 
tal herabgesetzt  zu  haben,  dem  Gläubiger 
bleiben  aucli  in  Epochen  sinkender  Tendenz 
des  Zinsfusses  seme  bisherigen  Zinsenein- 
künfte auf  längere  Zeit  gesichert. 

Unter  den  heutigen  Zeitverhältnissen  ist 
nur  die  erste  dieser  vier  Formen,  die  ein- 
fache Zinsreduktion  zu  Bedeutung  gelangt. 
Die  Übrigen  gehören  der  Finanzgeschichte 
an,  ohne  jedoch  des  theoretischen  Interesses 
zu  entbehren.  Denn  wir  befanden  uns  von 
187-">— 1898  dauernd  in  einer  Epoche  des 
sinkenden  Zinsfusses  und  erheblichen  Kapi- 
talüberQuBses ,  der  erst  durch  die  indus- 
trielle Hausse  seit  1898  iu  andere  Kanäle 
abgeleitet  wurde.  Ausserdem  haben  die 
Rentenschiüden  end giltig  den  Typus  der 
Ti^ungsschulden  verdrängt,  und  damit  sind 
auch  alle  Gründe  weggefallen,  die  solche 
Massregeln  im  Interesse  der  Kapitalrflek- 
zahlung  notwendig  machten.  Dalier  sind 
jene  Fonnen  der  Schuldumwandlung  im  Fi- 
nanzwesen unserer  Kulturstaaten  seit  dem 
letzten  Menschenalter  verschwunden,  um 
einem  Systeme  von  Zinsreduktionen  Platz 
zu  machen. 

In  diesem  Zusammenhange  seien  der 
Vollständigkeit  wegen  noch  namhaft  ge- 
macht die  Umwandlung  schwebender 
Schulden  in  fundierte  Schulden, 
von  Tilgungsschulden  in  Renten- 
schulden, von  dauernden  Schuld- 
titeln     in     Leib-     und    Zeitrenten 
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(vgl,  dazu  die  Artt  Anleihen  (a.  a.  0.)  und 
Staatsschulden), 

Eiae  Uebergangsform  ist  die  aufge- 
schobene Konversion  (convereion  dif- 
föree,  Deiida  diferida),  bei  der  eine  Zins- 
reduktioD,  z.  B.  von  5  auf  4"/0j  vorgenomraeü 
wird,  fttr  eine  bestimmte  Zwischenzeit  aber 
eine  Uebergangslionversion  zur  Abschleitung 
der  Härten  emgesclialtet  wird.  Es  wird 
z.  B.  den  Gläubigern  auf  10  Jahre  ein 
4'/»  prozentiger  Zins  (statt  eines  5  prozentigen) 
bezalüt,  und  erst  vom  U.  Jahre  tritt  die 
4prozentige  TerzinsHog  in  Kraft. 

S.  Das  Recht  nnd  die  Zweckmässig:- 
keit  der  K.  Bei  den  Konversionen  i.  e.  S., 
d.  h.  bei  den  ZinsrertuktioneTi,  eotsteht  die 
Fra^e,  ob  dieselben  überliaupt  rechtlicii  zu- 
lässig und  ökonomisch  zweckmässig  seien. 
Vielfach  ist  die  Meinung  verbreifet,  dass 
man  es  hier  mit  einem  Rochtsbrache  zu 
thun  habe.  Allein  dies  würde  doch  nur 
dann  der  Fall  sein  wenn  der  Staat  oder 
sonstige  Öffentliche  Köi-per  Verbindlichkeiten, 
nicht  zu  konvertieren,  eingegangen  Iiätten. 
Sobald  dem  Staate  als  Schuldner  die  Eiindi- 
gungsrechte  zustehen  und  die  Vertrags-  und 
gosctz  massigen  Bedingungen  eingehalten 
werden,  lässt  sich  gegen  das  System  der 
Konvei-sionen  nichts  einwenden.  Es  handelt 
6ich  bei  solchen  Operationen  stota  um  die 
Achtung  der  Gläubigerrechte  und  den  Aus- 
schluss des  Zwanges.  Denn  eine  zwangs- 
weise Konversion  pflegt  in  der  Regel  einem 
teilweisen  Staats  bankerott  gleichzukommen. 
Dia  rechtüclie  Gnmdls^  ist  dabei  die  i  der 
Staat  kündigt  das  Scliuidkapital  dem  Gläu- 
biger und  stellt  ihn  vor  die  Wahl,  entweder 
dieses  heimgezahlt  zu  erhalten  oder  sidi 
den  neiien  Bedingungen,  die  in  der  Schiild- 
umwandlung  vorgesehen  sind,  zu  fügen. 
Der  Staat  eüs  Sciiuldner  handelt  hier  genau 
so  wie  jeder  Schuldner,  der  eine  für  ihn 
günstige  Lage  des  Geldmarkts  ausnutzt. 
Dabei  kommt  noch  zur  Erwägung,  dass  die 
Schulden  aus  den  Steuern  regelmässig  ver- 
zinst und  getUgt  werden  müssen,  bei  der 
Konversion  die  Interessen  der  Steuerzahler 
erhebUch  in  Frage  kommen,  die  Entlastung 
des  Staatsschatzes  also  nächste  Pflicht  der 
Regierung  igt  Dem  Gläubiger  stehen  aber 
in  der  Regel  so  weit  gehende  Kündigimgs- 
recbte  oicht  zu.  Daraus  aber  den  Satz  ab- 
zuleiten, dass  der  Staat,  weil  er  einseilig 
mit  Kündigung-  imd  Heim  zahlungsrechten 
ausgestattet  sei,  der  Gläubiger  aber  nicht, 
notwendigerweise  wenigstens  moralisch  ver- 
pflichtet sei,  die  mit  allen  Zinsreduktiouen 
verbundenen  Schmfllenmgen  der  Öläubiger- 
interessen  zu  vermeiden  imd  nicht  jede  Ab- 
wärtsbewegung des  Zinsfusses  auszuwerten, 
kann  nicht  als  zulässig  bezeichnet  werden. 
Zudem  handelt  der  Staat  eben  cach  den 
Grundsätzen  des  vergesellschafteten  Kapitals, 


welches  derartige  Einapnichsrechte  der 
Gläubiger  überhaupt  nicht  kennt  und  das 
die  Kilndigungsbefugnisse  dem  Schuldner 
allein  vorbehält. 

Das  formelle  Recht  zur  Ausübung  der 
Konversion  ist  in  den  einzelnen  Staaten  vei^ 
schieden  geregelt.  In  England  steht  das- 
selbe der  Verwaltung  zu,  das  Parlament 
hat  nur  soweit  Veranlassung  einzugreifen, 
als  Mittel  für  die  etwaige  Rückzahlung  er- 
forderlich sind.  In  Frankreich  dagegen  ist 
ein  verfassungs massig  verabschiedetes,  förm- 
liches Konvei-sionsgesetz  nötig.  In  Deutsch- 
land und  in  anderen  Staaten  hat  man  einen 
Mittelweg  gewählt  und  gesetzliche  Ermächti- 
giing  veilangt,  während  die  Ausführung  im 
einzelnen  ein  Akt  der  Verwaltung  ist. 

Wenn  das  Recht  znr  Konversion  dem 
Staate  und  den  öffentlichen  Körpern  nicht 
zu  bestreiten  ist,  so  ist  doch  noch  weiter 
die  Fra^e  der  Zweckmässigkeit  der 
Konversionen  zu  entscheiden.  Ob  die  Vor- 
nahme einer  Konversion  im  Hinblick  auf 
Thatsache,  Umfang  oder  Zeitpunkt  zweck- 
nlässig  ist  oder  nicht,  ist  eine  reine  That- 
frage,  die  nach  den  jeweiligen  Umstanden  zu 
beantworten  ist.  Sie  setzt  ^-oraus,  dass  der 
Zinsfuss  sich  in  einer  Epoche  sinkender 
Tendenz  befindet  und  die  Abwärtsbewegung 
des  durchschnittlichen  Zinssatzes  einen 
Unterschied  zwischen  dem  Zinsfusse,  zu 
welchem  die  Anleihe  früher  begeben  wurde, 
und  dem  gegenwärtigen  Healzinsfusse  her- 
beigeführt hat,  dass  es  jetzt  möiflich  ist, 
anderswo  billigeren  Kredit  zu  bekommen. 
Meistens  handelt  es  sich  dabei  iim  solche 
Schuldtitel,  deren  Kurs  dauernd  über  Pari 
steht,  somit  ein  Zeichen,  dass  der  Schuldner 
zu  niedrigerem  Zinsfusse  Kapital  erhalten 
kann.  Die  Konvorsion  wird  begünstigt, 
wenn  die  Anlagegelegenheiten  auf  dem 
Kapitalmarkt  nicht  allzu  vielftlltig  vorhanden 
sind,  andere  Länder  gleichzeitig  konvenieren, 
bei  niederem  Diskont  und  günstigen  Wechsel- 
^u-sen  wenige  Hinauszahlungen  zu  inachen 
sind.  Bei  alledem  dürfen  aber  die  allge- 
meineren und  volts wirtschaftlichen  Bedenken 
und  die  sozial pohtischen  Gefahren  nicht  ge- 
ring gesehätzt  werden.  Wenn  die  Schuld- 
verselüeibungen  in  grossen  Mengen  im  Be- 
sitze der'  Mittel-  und  der  unteren  Klassen 
sind,  so  wird  nicht  nur  deren  Einkommen 
aus  kleinem,  oft  mühsam  ejflbrigten  Kapi- 
talbcsitze  geschmälert,  sondern  auch  leicht 
durch  den  Reiz  der  spekulativen  Anlagen 
und  der  höher  verzinslichen,  aber  unsicheren, 
ausländischen' Werte  ein  Verlust  an  Hational- 
kapital  eintreten  können.  Auch  werden  die 
Interessen  der  Stiftungen  und  Korporationen, 
die  pfhchtmässig  ilu-  Vermögen  in  Staats- 
papieren anzulegen  haben,  Vorsicht  aufer- 
legen, da  vielfacli  der  Staat  selbst,  falls  der 
durch   die   Konversion   geminderte   Betrag 


bigitized  by  L.iOOQIC 


347 


ihrer  Einkünfte  zur  ErfflUunff  der  ihnen 
gesteüten  Aufgaben  nicht  mehr  ausreicht, 
mit  seinen  Finanzmitteln  eingreifen  muss. 
Der  finanzpolitische  Vorteil  einer  Konversion 
kann  dadurch  ganz  oder  teilweise  wieder 
aufgehoben  werden.  Endlich  kann  auch  der 
Staats kredit  selbst,  namentlich  bei  erheb- 
licheren, öfters  wiederholten  und  i'aschen 
Konversionen  in  Mitleidenschaft  gezogen,  ja 
unter  Umstanden  gesehädigt  nnd  erschilttert 
■werden,  indem  die  Unterbringung  künftiger 
neuer  Anlehen  durch  das  Misstrauen  ues 
Kapitalisten  Publikums  erschwert  oder  doch 
verteuert  wii'd.  Denn  die  Durchführung 
einer  Konversion  ist  stets  eine  ■wirtschaft- 
liche Machtfrage,  bei  der  es  darauf  ankommt, 
ob    imd   in-wieweit    der    zur   Konvertierung 

f  neigte  Staat  seinen  darauf  gerichteten 
illen  mit  Erfolg  durchzusetzen  vermag 
oder  nicht.  Alle  die  angeführten  Schäden 
und  Gefahren  steigen  in  dem  Masse,  als  die 
Schuld  thatsächlich  eine  nationale  ge- 
worden ist,  sich  fast  ausschliesslich  in  den 
Händen  von  Inländern  befindet,  die  Inte- 
ressen der  Staatsgläubiger  in  den  parla- 
mentarischen Vertretungen  kräftigen  Wieder- 
hall finden,  wie  z.  B.  in  Franki-eich.  Hier 
■wird  die  gerade  durch  die  »Demokratisierung 
der  Rente"  bedingte  Beeinfinssimg  des 
staatlichen  Kreditwesens  zu  einer  Schwäche 
des  finanzpolitischen  Systems.  Alis  dem 
Gesagten  geht  daher  hervor,  dass  jede  Kon- 
version mit  beträchtlichen  Schwierigkeiten 
verknüpft  ist  nnd  die  Berücksichtigung  viel- 
fältiger Interessen  erheischt. 

4.  Die  finanztechnische  Darchfährang 
der  K.  Fflr  die  Durchführung  der  Kon- 
versionen kommt  eine  Mehrzahl  von  allge- 
meinen Regeln  zum  Zuge.  Es  Jiandelt  sicli 
dabei  um  die  Wahl  der  zu  konvertierenden 
Anleihen,  der  Höhe  des  Zinsfusses,  des 
richtigen  Zeitpunktes  der  ÄiisfOhning 
u.  dg],  m.  Andererseits  aber  sind  bestimmte 
finanztechnische  Regeln  zu  beobachten.  Diese 
botreffen : 

1.  Die  Form  der  Konversion.  Sie 
kann  entweder  eine  erzwungene  oder 
eine  freiwillige  sein.  Die  zwangsweise 
Konversion  besteht  in  der  einseitigen  Er- 
klärung des  Schuldners  über  Richtung  und 
Ausdehnung  seiner  Konveisionsabsieht,  Die 
Zinsherabsetzung  geschieht  nach  einseitiger 
Bestimmung  des  Schuldners,  ohne  dem 
Gläubiger  die  Wahl  zwischen  Zinsreduktion 
oder  Heimzahlung  des  Schuld kapitals  zu 
Blellea.  Eine  solche  erzwungene  Konversion, 
wie  sie  z.  B.  Portugal  vornahm,  ist  stets 
ein  partieller  Staatsbankepott.  Denn  wie  die 
Schuldenkontrahierung  ein  Vertragsakt  ist, 
so  muss  auch  jede  Umänderung  der  Dar- 
lehnsbedin gingen  in  dem  wenigstens  for- 
malen Einverständnis  beitter  Parteien  wur- 
zeln,  und   es  muss  daher  mindestens  dem 


Gläubiger  die  Rückzahlung  seines  Kapitals 
angeboten  werden,  falls  er  der  Konversion 
nicht  zustimmt  Für  unsere  modernen 
Kulturstaaten  mit  gesichertem  Staatsfcredit 
imd  loyaler  Schulden  Verwaltung  kommt  nur 
die  freiwillige  Konversion  in  Betracht. 
Diese  kann  aber  wiederum  eine  fakulta- 
tive oder  obligatorische  sein.  Bei 
jener  ist  dem  Gläubiger  die  Wahl  zwischen 
der  Konversion  bezw.  der  Heimzahlung  an- 
heimgestellt oder  er  kann  die  Schuldum- 
wandlung überhaupt  abscJd^n.  Bei  dieser 
muss  er  entweder  die  Zinsreduktion  an- 
nehmen oder  die  Rückzahlung  seines  Kapi- 
tals fonlern.  Nur  die  letztere  Form  gewähr- 
leistet den  Erfolg  der  Konversion,  wahrend 
die  erstere  noch  ausserdem  den  Nachteil 
hat,  Ungleichheiten  unter  den  Gläubigern  zu 
schaffen  und  die  Zahl  der  Schuldtypen  zu 
vermehren. 

2.  Die  Festsetzung  der  Termine. 
Die  Termine  dürfen  nicht  zu  lang  und  nicht 
zu  kui-z  gestellt  sein.  Z«  lange  Fristen  er- 
schweren die  Konversionsaktion,  beeinflussen 
den  Kapitalmarkt  ungünstig  und  sind  den 
politischen  Einflössen  zu  sehr  ausgesetzt. 
Zu  kurze  Fristeu  widersprechen  den  Glänbi- 
gerintercssen ,  Bekanntmachungen  werden 
leicht  flbeiseheii,  und  die  Entsäieidimg  der 
Gläubiger  wird  erschwert.  Spätere  Inliaber 
von  konvertierten  Schulden  können  dann 
Schaden  aus  der  Unachtsamkeit  oder  Fahi^ 
lässigkeit  ihrer  Rechts  Vorgänger  erleiden 
und  fi'ir  Summen  aufkommen  müssen,  die 
diese  bezogen  haben. 

3.  Die  51  i Iderungen  und  Erleichte- 
rungen. Um  die  Gläubiger  an  der  Schuld- 
umwandlung stärker  zu  interessieren,  hat 
man  ihnen  mitunter  besondere  Vorzugsrechte 
bei  Zeichniuig  auf  die  neue  Anleihe  einge- 
räumt oder  besondere  Prämien  ge'währt.  so- 
genannte »Kon Version sprämienn,  die  nach 
der  früher  oder  später  abgegetjenen  Erklä- 
rung zum  Teil  wechseln  und  namentiieh 
dann  zu  befürworten  sind,  wenn  die  Schiild- 
kapitalien  erst  iu  späterer  Zeit  rückzahlbar 
sind. 

Ferner  wird  öfters  mit  einer  Konversion 
das  Versprechen  verbunden,  dass  für  eine 
bestimmte  Reihe  von  Jahren  keine  Rück- 
zahlungen und  Konversionen  vorgenommen 
werden  sollen.  Oder  es  wird  umgekehrt 
versichert,  dass  die  neue  Schuld  binnen  be- 
stimmter Frist  getilgt  werden  soll.  Auch 
werden  manchmal  Befreiungen  von  Steuern 
zugestanden  (Oesterreich,  Italien).  Endlich 
ist  auch  liier  das  System  der  »aufgeschobenen 
Konversion«  (s.  o.)  zu  erwähnen,  wodurch 
mehrere  Finanzoperationen  in  einen  Akt  zu- 
.sammengefasst  smd  und  durch  die  Einschal- 
tung von  Debergangssladien  ein  Teil  des 
^■om  Gläubiger  zu  bringenden  Opfers  auf 
die  Zukuuft  ^■erschoben  wird. 
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4.  Die  Koste  a.  Wichtig  für  die  Durch- 
flihrung  der  Konversionen  sind  aiicli  die 
Kosten,  welche  als  Passiva  dem  Vorteil  der 
ZinsoneraparniB  gegenüberstehen.  Sie  sind 
oftmals  von  nicht  im  beträchtlicher  Hohe. 
Sie  erwachsen  teils  aus  der  durch  die  Kon- 
version venirsaohten  Erhöhung  der  Schuld- 
karatjdien,  teils  aus  der  Pramiengewähnmg, 
teils  aus  Provisionen  für  Banken  und  Ban- 
kiers. Solche  Aufwendungen  sind  unver- 
meidlich, die  Schulden  Verwaltung  muss 
aber  danach  trachten,  sie  im  Interesse  dos 
Schuldners  auf  ein  Minimum  zu  reduzieren. 
So  hat  z.  B.  die  letzte  Konversion  in  Eng- 
land im  Jahre  1888  erfordert:  an  '/ipro- 
zentigen  Prämien  958000  £,  au  Provisionen 
an  Banldere  234000  £  und  an  Entschädi- 
gungen an  die  englische  und  irische  Bank 
ffir  ihre  Besorgungen  101000  £  oder  zu- 
sammen 129300(1  £',  d.  h.  0,23»/o  des  kon- 
vertierten  Schiddkapitals  und  90,3.ö''/o  der 
jährlichen  Zinsen erspamis. 

II.  Die  Geschichte  der  Konversionen. 

1.  Dentschland.  Die  Konversionen  der 
deutschen  Staaten  in  der  ersten  HUft«  des  19. 
Jahrhunderts  bezogen  sich  anf  keine  allzu  be- 
ttÜchtlichen  Kapital  summen  und  sind  daher 
auch  theoretisch  nicht  so  inl«reasant  wie  die- 
jenigen Englands  und  Frankreichs. 

In  PreuBsen  wurde  die  erste  grüssere 
Konversion  im  Jahre  1838  vorgenommen,  wo- 
durch der  Zinsfuss  von  4  auf  ä'/i",,  herabg-e- 
aetzt  wnrde.  Der  Staat  küodigte  zum  2.  Januar 
1840  das  EapitAl  und  setzte  für  diejenigen 
GlSubiger,  welche  die  Zinsrednktion  annahmen, 
Prämien  von  2  und  l^^  hei  einem  Kurse  von 
102,10.^  aus,  je  nachdem  sie  bis  zum  17.  Januar 
1839  oder  erat  nacb  demselben  ihre  Zustimmung 
tuimeldeteu.  Die  übrigen  GlSuhiger  erhielten 
das  dargeliehene  Kapital  bar  heimgezahlt.  Auf 
diese  Weise  wurdea  im  ganzen  3,^56  Millionen 
Thaler  im  Zinsfoss  ermässigt  und  wurde  eine 
Zinseners pamis  von  19778  Tbalem  erreicht. 
Eine  zweite  Zinsherabse tznng  folgte  im  Jahre 
1842,  welche  sich  anf  98,978  Milßonen  Thaler 
preussischer  Staatsdcbuldscheine  bezog  nnd  den 
4prOEentigen  Zinsfosa  durch  einen  S'^prozen- 
tigen  ersetzte.  Die  Reduktion  acceptierteu 
09,40  °,o  des  ganzen  Anlehens,  und  nnr  0,60  "/„ 
wurden  y  pari  heimgezahlt.  Die  erzielte  Zin- 
seneraparnis  belief  aich  auf  49486ß  Thaler, 
welchen  1 962 108  Thaler  an  Konversionskosten 
gegenüberstanden.  Auch  hier  wurden  je  nach 
dem  Zeitpunkte  der  Einverstäudniaerklflrung 
PrKmien  von  2,  l'/i  und  l",,  gewährt.  Die 
nächste  Konveraion  im  Jahre  16Ö1  bis  16Ö2 
hatte  die  5  prozentige  1848  er  Anleihe  zum 
Gegenstand,  die  unter  dem  Drucke  der  politi- 
schen Verhältnisse  nnr  zu  diesem  hohen  Zins- 
satze nnteriu bringen  war.  Der  Ziusfuss  wurde 
von  6  auf  4'/a  %  vom  1.  April  1862  an  er- 
mSsaigt,  den  zuetimmeoden  Ltlänbigcm  jedoch 
der  5  prozentige  Coupun  zum  1.  Oktober  1852 
voll  ausbezahlt,  und  den  ni chtzust im m enden 
Renteninbabem  wurde  laut  Kündigung  das 
Kapital  zurückgezahlt.     Von   14.668  Milliouen 


Thaler  wurden  13,716  Millionen  Thaler  zur  Re- 
duktion angemeldet  und  nur  951420  Thaler  zur 
Heimzahlnng  eingefordert;  d.  i.  93,80:6,20%. 
Eine  Barprämie  wurde  nicht  zugestanden. 
8chon  18ö3  folgte  eine  neue  kleinere  Konversion 
von  4Vi  auf  i\,  von  der  5,800  Millionen 
Thaler  betroffen  worden.  Hiervon  wurden  4,000 
Millionen  Tbaler  konvertiert  und  1,800  Millionen 
Thaler  bar  zurückbezahlt;  A.  i.  69:.'il\.  Die 
Epoche  des  sinkenden  Zinsfusses  Ende  der  50eT 
Jahre  benutzte  man  in  Preussen  zu  einer  aber- 
maligen Konversion,  die  im  Jahre  1862  vorge- 
nommen, aich  auf  die  4 '/{ prozentige  18ü0er  und 
1852er  Anleihe  bezog.  Der  Zinsfuss  wurde  auf 
4  *,',  reduziert.  Die  zu  konvertierende  Kapital- 
summe belief  eich  anf  28,897  Millionen  Thaler. 
Sie  war  von  Erfolg  nicht  begleitet.  Die  nächste 
Zinsherabsetznng  fand  i.  J.  1886  statt,  wodurch 
ein  Kapital  von  645,784  Millionen  Mark  von 
4'j  auf  4%  köuvertiert  wurde.  Der  4' j  pro- 
zentige Typus  war  damit  ans  dem  preussiscben 
Staatsschulden  Wesen  verschwunden.  Die  erzielte 


wurden  nur  22T0O  Mark  zur  Heimzahlung  ein- 
geliefert. 

In  der  gleichen  Zeitperiode  haben  auch  die 
übrigen  deutschen  Staaten  mehrfache  Konver- 
tierungen vorgenommen.  Nachdem  Bayern 
181G  die  öprozentigen  Würzburger  Obligationen 
in  4prozentige  verwandelt  hatte,  wurden  1832 
die  4prozentigen  Obligationen  in  3'/« prozentige 
konvertiert.  Baden  hatte  182Ö  seine  5pro- 
zentigen  Schuldverachrei hangen  in  4'/^  prozentige 
umgetauscht,  1829  seine  4''.  prozeutigen  in  4 pro- 
zentige, 18.H3  Beine  4prozentigen  in  3', prozentige. 
In  den  30er  Jahren  haben  Württemberg, 
Hessen-Darmatadt,  das  Kurfürstentum 
Hessen  die  4prozentigen  Anleihen  in  3'.; pro- 
zentige konvertiert.  Bayern  nahm  1848  und 
ISiiO  Arrosiernngsanlehen  (von  3'/i  auf  4°.) 
vor,  welchen  bin  1866  weitere  folgten.  Auen 
für  die  spätere  Zeit  bis  Ende  der  80er  Jahre 
wäre  eine  Mehrzahl  verschiedenartiger  Kou- 
veraiungoperationen  in  den  deutschen  Staaten 
namhaft  zu  machen. 

Die  letzten  grossen  Eonveraionaoperationen 
in  Deutschland  fallen  in  die  Jahre  1896  und 
1897.  An  ihnen  heben  sich  Bayern  (G.  v.  17. 
Juni  1896),  Württemberg  [G.  v.  20.  Dezember 
1896),  Preussen  {G.  v.  23.  Dezember  1896), 
Baden  (G.  v.  24.  Januar  1897)  und  das  Deutsche 
Reich  (0.  V.  8.  März  189?)  beteiligt.  Diese  5 
groaaen  Konversionen,  welche  ein  Kapital  von 
rund  6'/»  Milliarden  Mark  erfaaste,  waren  darauf 
gerichtet,  die  4prozeiitigen  Anleihen  durch 
3' jprozcntige  zu  ersetzen.  Die  Konvertierung 
zeigte  folgende  Ergebnisae.     (Tab,  auf  S.  349^ 

2.  Oesterretrli-Ungu-n.  Während  der 
napoleonischen  Kriegszeit  wurde  durch  das 
Finanzpatent  v.  20.  Februar  1811  eine  Zins- 
reduktion  aller  Uffentlichen  Obligationen  um 
50 "  „  mit  ganz  geringfügigen  Ausnahmen  an- 
geordnet. Die  traurigen  jiolilischen  Verhält- 
nisse und  die  dauernde  Fmauznot  haben  im 
Laufe  des  19.  Jahrhunderts  ein  hBchst  kompli- 
ziertes   und  vielgestaltiges  Scbnldensjstem  er- 
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4.  Baden   .    .    . 

5.  Reich    .    .    . 


I  089  995  800 
314907  100 

3590087500 
336870231 


5  449  979 
1  574  536 
17950437 
1184351 


568(860631    I    38409303 

tengt  (Tgl.d.Art.  S  taatBScIinlden),  undnnter 
dem  Drncke  dieser  Erscbeinniig'en  konnte  an 
eine  Konsolidation  oder  Konversion  der  Staats- . 
schnlden  nicht  gedacht  werden,  deren  Schuld- 1 
gattnngen  auf  dreierlei  Währungen  lauteten  i 
und  deren  YerziiiBung  zwischen  1  nnd  6  °  g 
schwankte.  Erat  im  Jahre  16&S  konnte  die 
längst  emtrebte  IJnifizieruug  der  Staatsschulden 
in  eioe  einheitliche  fundierte  5  prozectige  Staats- 
'  schuld  herbeigetUhrt  werden  (G.  t.  20.  Juni 
1868),  Nur  eine  kleine  Anzahl  einzelner 
Schnlden  blieb  ansserhalb  dieses  Rahmens.  Die 
konsolidierte  Schnld  belief  sich  aaf  rund  233 
Millionen  Gulden  nnd  war  mit  einer  16pro- 
zentigen  Steuer  belastet.  Erst  im  Jahre  1893 
nnd  zwar  im  änsserlichen  Zusammenhange  mit 
der  Valntareform  wurde  für  die  Staatsschuld 
der  westlichen  Reichahältte  eine  Konvertierung 
durch  G.  v.  2.  Anguat  1892  angeordnet.  Dabei 
wurden  von  der  äproEentigen  steuerfreien 
Noten  reute  im  Nominalbeträge  von  238,877 
Hillionen  Qulden  235,432  Millionen  Guiden  oder 
98,66",,,  von  den  4",4prozentigenStaatsBchulden- 
verschreibungen  der  Kronprinz -Rndolfbahn  mit 
65,035  MUlionen  Gnlden  52,230  Millionen  Gulden 
oder  84,90  %  und  von  den  öprozentigen  Staata- 
achuldverscireibungen  der  Vorarlherger  Bahn 
mit  ö,94Ü  MUlionen  Gulden  5,331  Millionen 
Onlden  oder  89,70  "„  zur  Konvertierung  mit 
Zinsreduktion  angemeldet.  Die  ganze  Operation 
erstreckte  sich  anf  299,853  Millionen  Gülden, 
von  welchen  nur  6,860  Hillionen  Gulden  zur 
Rückzahlung  gelangten.  Dagegen  hatt«  die 
1868er  Zinsrednktion  und  Konversion,  die  eine 
Httfolge  des  iteterreich-nngarischen  Ausgleiches 
vom  Jahre  1868  nnd  mit  einer  starken  Er- 
hebung der  Rentenateuer  (Coupons teuer]  ver- 
bunden war,  den  Charakter  dea  Zwangs.  Sie 
war  zugleich  mit  einer  Konsolidation  verknüpft, 
ans  der  zwei  grosse  4'.,  prozentige  Rententypen, 
die  Papier-  und  Silberrente  hervorgingen.  Dazu 
kam  uann  später  noch  die  4prozentige  Gold' 
rente.  An  diesen  drei  Schuldkategorieen  hat  die 
1893er  Konveraion  nichts  geändert.  Znr  „all- 
gemeinen Staatsschuld"  leistet  Ungarn  einen 
quotalen  Beitrag,  —  In  Ungarn  wurde  1874 
die  6prozentiB:e  Goldrente  in  eine  4prozentige 
konvertiert.  Nach  dem  Oeaetz  vom  Jahre  1881 
(U.A.  32  :  81)  wurden  100  Millionen  Gülden 
Nominalbetrag  4prozentiger  Rente  auagegehen, 
nm  die  6prozeDtigen  Obligationen  einzulösen. 
Die  konvertierten  6  prozentigen  Schuldver- 
schreibungen wurden  mit  102,90  angenommen. 
Ein  grUsserer  Konversionsplan,  der  sich  anf  olle 
nuKariachen  Tilgnngsschulden  (321  Millionen 
Gulden)  erstrecken  sollte,  mit  einer  einheitlichen 
4prozentdgen  Anlehensform  wurde  1887  ohne 
Erfolg  versucht. 


3.  Engluid.    Die  englischen  Konveraionen 

reichen  bia  zum  Aafaug  de»  18.  Jahrhunderts 
zurück.  Nach  einem  ersten  Versuche  von  1699. 
der  das  holländische  Beispiel  von  165ö  und 
dasjenige  des  Kirchenstaats  von  168ö  nachahmt«, 
folgte  die  erste  grossere  Konveraion  1715  mit 
einer  Zinsreduktion  der  ?';',  aud  Gprozenljgen 
Anlehen  auf  einen  Zinsfuss  von  3°/o-  Spfiter 
1727  wurden  äproaenlige  Schulden  in  4pro- 
zentige  verwandelt,  und  1749  hat  man  eine  Kon- 
solidation in  einen  Stock  und  eine  aufgeschobene 
Konversion  von  4  in  S',';",,,  mit  einer  weiteren 
Reduktion  auf  3°o  n^b  sieben  Jahren  ansge- 
fübrt.  In  der  Folgezeit  haben  die  politischen 
Ereignisse,  Kriegazeiten  nnd  die  steigende  Ten- 
denz des  Ziosfusaes  die  Aera  der  Konversionen 
unterbrochen.  Erst  im  Jahre  1822  beginnt 
wieder  in  den  Friedenszeiten  and  mit  einer 
Epoche  rückläufiger  Zinahewegung  eine  Reihe 
von  Konversinnen.  In  dieaem  Jahre  wurden  die 
5  prozentigen  Schnldtitel  in  4jirozentige  ver- 
wandelt, wobei  jedoch  den  Gläubigern  eine 
Konversionsprämie  von  6  °  0  zugestanden  wurde. 
Ebenso  sollte  bia  1830  keine  neue  Zinarednktion 
dieser  Titres  vorgenommen  werden.  Das  Schuld- 
kapital betrug  153,800  Millionen  £.  Zur  Rück- 
zahlung wurden  2,85  Millionen  £  eingefordert. 
Die  Kapitalerhi5hüng  belief  sich  infolge  der 
5  prozentigen  KonversionsprSmie  auf  7,481  Mil- 
lionen £.  An  Zinsen  wurden  1,197  Hillioneu  £ 
erspart.  Eine  weitere  Konversion  dea  Jahre« 
1824  traf  4  prozentige  Renten,  die  in  die  1822  er 
Schul  dum  Wandlung  nicht  eingeschloaaen  waren, 
nnd  setzte  sie  auf  S'a^.n  im  Zinsfusa  herab. 
Die  Kapitalsumme  belief  sich  anf  78,80  MU- 
lionen £,  die  Hübe  der  zurückverlangten  Kapi- 
talien 6,15  Hillionen  £  nnd  Zinsenerspamis 
400000  £.  Die  1822  konvertierten  Renten 
wurden  1830,  nachdem  die  Schutzfrist  abgelaufen 
war,  gleichfalls  auf  3';,  ",„  im  Zinse  zurück- 
gesetzt, wodurch  eine  abermalige  Zinserspamis 
von  775000  £  erzielt  wurde.  Von  den  Gläu- 
bigern waren  hier  2,70  Hillionen  £  zurückbe- 
rufen worden.  1834  wurde  dann  noch  ein  Rest- 
betrag der  4  prozentigen  Fonds  mit  10,80  Hil- 
lionen £.  in  3',;prozentige  verwandelt,  wobei 
der  Staat  rund  ÖOOOO  £  Zinsen  eraparte.  Eine 
erhebliche  Konversion  fand  im  Jahre  1844  atatt. 
Die  Inhaber  der  3'*  prozentigen  Schnldtitel 
sollten  die  Wahl  zwischen  der  Rückzahlung 
ihrer  Forderongen  und  der  Zinsreduktion  auf 
3Vi "/a  haben.  Diese  3'/,  prozentiKen  Fonds 
konnten  nach  10  Jahren  (1&4)  in  Sprozentige 
Schuldverschreibungen  verwandelt  werden, 
sollten  aber  dann  20  Jahre  lang  gegen  jede 
Herabsetzung  des  Zinafuaaea  gesichert  sein.  Im 
Jahre  1844  wurden  anf  diese  Weise  248,769 
MUlionen  £  konvertiert  nnd  1,103  MUlionen  £ 
zurückgezahlt.  Seit  dieser  Epoche  (1844—1854) 
ist  die  ganze  engÜscbe  Schuld  konsoUdiert  und 
be«t«ht  aus  einem  einheitlichen  Fonds  (Consols). 
Dieses  Resultat  wurde  durch  die  5  Scbuldum- 
wandlungen  von  1822,  1824,  1830,  18.34  und 
1844 — 1854  erzielt.  Sie  haben  zusammen  eine 
Zinserspamis  von  3,366  MUlionen  ü  {=  67,32 
MUlionen  Hark)  herbeigeführt.    Die  Zinsener- 


Konversiunen    mit   sehr    bescheidenem  Erfolge 
durchgeführt. 

Die  ^rJisste  Eonversionsoperation   fällt    in 
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dae  Jahr  1688,  Der  Versuch  einer  Zinsreduk- 
tioa  der  Sproeentigen  engligchen  Koneols  auf 
a'/,  und  2';i"/o  war  schon  1881  von  Childers 
gemacht  worden,  aber  ohne  Erfolg.  Dieser  Plan 
wurde  1888  von  Goschen  wieder  anf^noniinen 
und  betraf  ein  Kapital  von  rund  560  Millionen  £. 
Dasselbe  Hetzte  sieb  ans  drei  Typen  zusammen: 

1.  166,40  MUlionen  £  (neuer)  seit  1815  bege- 
bener Sprozentiger  Konsols,  welche  sofort,  aber 
nur  in  ihrem  Gesamtbetrage,   kündbar  waren. 

2.  322,70  Millionen  £  [alter,  vor  1815  begebener) 
Bprozentiger  Konsols  und  3.  68,!M)  Millionen  £ 
(konvertierter  und  reduzierter)  8  prozentiger 
Konsola.  Beide  letzteren  Posten  waren  nur 
nach  Jahresfrist  kändhar  und  dann  anf  einmal 
oder  vierteljährlich  zu  je  ein  Viertel  rückzahl- 
bar. Die  Auerhietnogen  des  Staates  waren  fBr 
den  ersten  Posten  etwas  andere  als  für  die 
beiden  letzten ,  welchen  eine  Konversions- 
prämie von  V4  "/o  ^i  sofortiger  Annahme  der 
Konvereionsbedingnngen  gewährt  wurde.  Die 
Provigiou  der  Banken  wurde  auf  'U  "!„  festge- 
setzt. Die  Jtinsreduktion  wurde  zunitchst  auf 
^'U  %  vorgenommen,  die  nach  Jahresfrist  in 
Kraft  trat.  Eine  weitere  anf  2'/9'Vft  soll  nach 
14  Jahren,  d.  b.  von  1903  ab,  folgen,  wogegen 
der  Staat  anf  jede  weitere  Zinsreduktion  vor 
36  Jahren,  d.  h.  vor  1923,  verzichtet.  Die  Kon- 
version wurde  von  mud  41,25  Millionen  Ü  oder 
von  TiBC/o  nicht  angeoürnmen  bezw.  von  29 
Hillionen  k  in  Händen  des  l'rivatpnhiiknms. 
Die  Zinserspamis  beträgt  für  1888— 19ü'J  jähr- 
lich 410000  £  und  von  1903  ab  820000  £. 
Die  Ziustennine  sind  nunmehr  vierteljährig 
statt  halbjährig.  Die  41,25  Millionen  £  nicht 
angenommener  Konversionskapitalien  wurden 
lüßd  zur  Rückzahlung  gekUndü;t. 

4.  Frankreich.  Die  vieliAchen  Konver- 
sionen unter  dem  Ancien  Regime,  namentlich 
zur  Zeit  Sullys  und  Culbert9,  waren  teils  Ge- 
waltakte gegen  die  Staatsglänbiger,  teils  zwangs- 
weise durchgesetzte  Konversionen.  Die  erste 
eigentliche  Konversion  in  Frankreich  fand  im 
J^re  1825  unter  der  Restauration  statt,  naeh- 
dem  ein  ähnliches  Projekt  1824  gescheitert  war. 
Sie  war  eine  fakultative  Konversion  und  stand 
mit  dem  „Milliardengeschenk"  an  die  Emigrier- 
ten in  Zusammenhang.  Die  Öprozentjge  Kente 
sollte  entweder  in  eine  4'/sprozentige  zum  Pari- 
kurse verwandelt  werden  und  dann  bis  1835 
nicht  konvertierbar  sein  oder  in  eine  Sprozen- 
tige  zQm  Kurse  von  75  umgestaltet  werden. 
Die  Konversion  fand  wenig  Beifall  und  war 
nur  mit  Anwendung  aller  Machtmittel  der  Re- 
gierung durchzusetzen,  welche  die  Beamten, 
die  üflenüicben  Depots,  die  Hospitäler,  Wohl- 
thätiekeitsanstalten,  die  Kirchenfabrik  zwang, 
den  Umtausch  vorzunehmen,  und  von  der  Gross- 
finanz  erheblich  unterstützt  wnrde.  Die  Kon- 
version betrat  ß34,479  Millionen  Francs.  In 
der  Folgezeit  machte  man  1830,  1835,  1838, 
1840,  1844,  1846  und  1846  mehrfache  Anläufe, 
die  älteren  Anleiben  zu  konvertieren,  jedoch 
ohne  Erfolg.  Erst  im  Jahre  1852  gelang  ea, 
eine  neue  Konversionsoperation  ins  Werk  zu 
setzen.  Die  im  Staatsschuld  buch  eingeschrie- 
benen Renten  sollten  mit  je  100  Francs  Kapi- 
tal für  je  5  Francs  Rente  versprechen  heimgezahlt 
werden  oder  sie  konnten  zum  Zinssatze  von 
4',s%  in  einen  neuen  4' s  prozcntigen  Typus 
umgetauscht  werden.    Diese  Konversion  bezog 


sich  auf  1T9,S4'J  Millionen  Francs  Renten,  die 
ein  Kapital  von  K>S6^2  Millionen  Francs  re- 
präsentierten. 3,686  Millionen  Francs  Renten 
wurden  zur  Rückzahlung  angemeldet  und 
175,6B4  Millionen  Francs  Reuten  konvertiert. 
Der  jährliche  Gewinn  der  Staatskasse  belief 
sich  auf  17,580  Millionen  Francs,  was  einem 
Kapitalbetrag  von  78,706  Millionen  Francs 
gleichkommt.  Eine  weitere  Konversion  brachte 
das  Jahr  1662,  eine  Conversion  avec  soulte. 
Die  4'/t  prozentige  Rente  wurde  in  eine  3pro- 
zentige  zu  Ö..10  Francs  Soulte  auf  je  4,50  Francs 
Rente  und  die  4prozentige  Beute  ebenfalls  in 
ebe  3prozentige  zu  1,20  Francs  Soulte  auf  je 
4  FrancsRente  verwandelt.  Der  Staat  gewann  bei 
173,310  Millionen  Francs  4'jprozentiger  Rente, 
2,112  Millionen  Francs  4  prozentiger  Rente  und 
13,503  Mülionen  Francs  Obligations  trentennaires 
160,834  Millionen  Francs.  Die  Konversions- 
kosten betrugen  3,010  Hillionen  Francs,  die 
verlangten  Heimzahlungen  in  drei  Schnldgat- 
tungen  je  39,69U,  0,476  und  1,410  Millionen 
Francs,  Von  unerheblicheren  Konversionen  ab-  ' 
gesehen,  wie  diejenige  der  Monranobligationen 
und  der  Leibren Cenkonversiun,  wurde  eine  grös- 
sere Schuldumwandlung  im  Jahre  1883  vorge- 
nommen durch  die  Zinsred  uktion  der  öprozentigeu 
Kriegsanleihe  in  eine  4'/jprozentige  Rente.  Die 
Renten  Inhaber  konnten  entweder  ihr  Kapital  mit 
je  100  Francs  auf  5  Francs  Beute  zurQckmfen, 
oder  CS  wurden  die  Rententitel  in  4'/,prozentige 
Rentenansprüche  verwandelt.  Die  Höhe  der 
Renten  betrug  340519124  Francs.  Von  diesen 
wurden  nur  38  Renten  im  Gesamtbetrag«  von 
4767  Francs  zur  Heimzahlung  angemeldet :  vun 
einem  Rentenkapitale  von  6810,382  Millionen 
Francs  wnrden  nur  95340  Francs  zurückgefor- 
dert. Der  Gewinn  des  Staates  aus  der  Zins- 
reduktion war  jährlich  34,051  Millionen  Francs. 
Im  Jahre  1887  ist  dann  eine  weitere  Herab- 
setzung des  Zinsfusses  vorgenommen  worden. 
Durch  G.  V.  7.  November  1887  wurde  die 
(ältere)  4'.i  prozentige  Rente  von  1852  mit 
37,212  Millionen  Francs  und  ein  Posten  von 
446096  Franc«  Beuten  aus  dem  Jahre  1828  zur 
Bückzahhing  gekündigt  oder  in  3  prozentige 
Bententypen  verwandelt,  wobei  für  je  1  Franc 
der  4'/sprozentigen  1852er  Reute  je  0,833  Francs 
und  für  je  1  Franc  der  Sprozeiitigen  1828er 
Beute  je  0,937  Francs  in  3  prnzentigen  Beuten- 
schulden angeboten  wurde.  Das  Umwandlungs- 
kapital betrog  8.38,098  Millionen  Francs  (je 
826,946 -und  11,152  Millionen  Francs)  und  die 
zurückberufene  Summe  80,187  Millionen 
Francs.  Neuere  Kon  vertierung*  versuche  sind 
bis  jetzt  (1900)  zwar  mitunter  angeregt,  aber 
nicht  znr  Ausfillirung  gekunimen, 

5*  Andere  Staaten.  Die  einzelnen  Kon- 
vertierungen in  allen  Staaten  können  hier  nicht 
aufgezählt  werden.  Es  sei  nur  erwähnt,  dass 
Russland  und  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  mit  erheblichem  Erfolge  Konver- 
sionen durchgeführt  haben.  Jenes  hat  seine 
Schuldzinsenlast  wesentlich  gemindert  und  die 
Mittel  zu  seinen  weitausschaueuden  politischen 
Problemen  im  Osten  sehr  verstärkt.  IJiese 
haben  ihre  im  Bürgerkriege  rasch  an|^eschwol- 
lencn  und  hoch  verzinslichen  Kriegsanleihen  teils 
konvertiert,  teils  unter  besonders  günstigen  tinan- 
zielleiiVerbältnissen  überhaupt  getilgt.  Belgien 
reduzierte  seinen  Zinsfuss  1844  und  1853  von 
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5  snf  4'/,"'„,  1880  von  4'.  anf  4»„,  1886  von 
4  auf  3"t\.  Die  Niederlande,  die  im  18. 
Jahrhundert  den  Zinsfusa  bis  ^'t°/n  herabge- 
mindert hatten,  konvertierten  1841  Staatx- 
achulden  von  4  auf  5"/,  mit  Zuschlaguleiatnugen 
der Glfinbiger.  Die  FinaDzgescbkhte  Spaniens 
und  Portugala  iat  ansgefUlit  mit  eudloseu 
Eonverflionen,  die  meist  zwangsneiae  vorge- 
nommen wurden  ond  eine  schwere  Beeinträchti- 
gung der  Glilnbigerinteressen  involvierten.  Auch 
die  bchweiz  hat  1886  den  Zinsfnss  der  Buudes- 
Bchalden  von  4  auf  ii'-g^g  herabgesetzt.  End- 
lich erwähne  ich  noch  die  Zinaredaktionen  in 
der  Türkei  nnd  in  Aegjpten. 

Lltteratar:  Sebentua,  Urbrr  die  HerabtetiuHg 
der  Zinteii  ngeaHicher  Schuldm,  Stuttgart  1S3T. 

—  V.  Bütotc-CuiHinerow ,  Politiiche  und 
finantieOe  Abhandhingrii ,  II.  Heft,  IS45.  — 
Kahn,  GeirMcItle  de»  Zintfuttc»  in  DtuUMaiid, 
Stuttgart  IS84.  —  Kämet;  Koneernon  üßent- 
licker  Schuidtii,  189S.  —  n-eund,  Yorzeiligt 
Rüektahlnng  uud  eimeitige  Ao«rBr»ion  renini- 
liclier  AnUihen,  BeHi«  1IS88.  —  Wc^ntr, 
Schöabrrg  III,  S.  327,  4.  Aiiß.  —  Stf^ll, 
Utber  die  neiitiU  KoHveriioiitiira  111  Dnittehtand, 
Jahrb.  j.  -Vo(.  u.  tUnt.,   -Y.  F..   Bd.  13,  S.  4JJ. 

—  Scham,  Die  Koiirerllerung  preHMitehrr 
Stoatisehiddtii,  Fia.-Ärehiv  Jahrg.  2,  18SS.  — 
Saeager,  Die  englitchc  Renlrulconrrriioii,  elituda 
Jahrg.  S,  1891.  —  Stempel,  Die  Uerabtetmng  der 
preiutiiche»  tttaatnehatden  im  19.  Jahrhundert, 
ebenda  Jahrg.  IS,  18116.  —  Lafltte,  Sur  la 
riduction  de  la  renle,  I^rii  ISST.  —  Courtoia, 

-  TabUan  de  eouri  de  1797  d  nut  Jouri.  —  Janea, 
Laie  of  Mnrlgaget  011  Real  ProptTty,  BaiUm 
1889.  —  Art.  Oonrertiont  in  Say  Dietion- 
naire  de  Finaarei,  vul.  I,  p.  liHä.  —  Lehr, 
Art.  XoneertioneH  im  II.  d.  St.,  1.  .Im«., 
Bd.  4,  S.  847.  —  Vgl.  im  übrigen  die  AH.A71- 
leihen  und  Staalttchuld'en  im  H.  d.  St. 
und  iBi  Wiirlerbuch  der  Volkeu-irtei-hii/t  und  die 
einethlSgigen  Materien  in  alten  Lehr-  und  Hand- 
bäehem  der  Fiiianiieiieenifhuft, 

Majc  i'on  Hrckel. 


Eopfstener. 


1.  Begriff  nnd  Geschichte.  Die  Kopf- 
steuer ist  die  einfochstc  Form  einer  Per&o- 
nalsteiier,  d.  h.  einer  Steuer,  bei  welcher  die 
Person  zugleich  Steueraubjekt  nnd  Steuer- 
objokt  ist.  Sie  ist  im  engeren  und  eigent- 
lichen Sinne  eine  Steuer,  mittelst  deren  von 
jedem  Bteuorj^lichtigeu  Kopfe  die  gloit-he 
Abgabe  ohne  RHcksicht  auf  die  vei-schieden 

nse  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  ge- 
Brt  wird.  Als  steueipfliclitig  k'irmen 
dabei  alle  Personen  ohne  Unterschied  des 
Alters  und  Geschlechts  oder  nur  die  männ- 
lichen oder  nnr  die  ei-wachsenen  imd  ei^, 
werbsfähigeu  (männlichen)  Personen  geltend 
Solche  Formen  der  reinen  Kopfsteuer 
sind  wegen  ihrer  Eintachlieit  fi'dlier  allent- 
halben   in   Dentschland    und   im   sonstigen 


Westeuropa  vollkommen,  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert auch  in  Russland  eingeführt  wor- 
den, haben  aber  im  Laufe  dieses  Jahrhun- 
derts- anderen  Steuerarten  weichen  mflssen. 
Freilich  enthalten  auch  die  modernen  Steuer- 
gesetzgebungen, beispielsweise  in  den  unter- 
sten Klassen  der  Klassen-  und  Personal- 
Steuern,  in  der  frans^osischen  taxe  personelle 
oder  in  der  indii-ekten  Form  der  Salzbe- 
steuerung  Reste  der  Kopf bestenening ;  aber 
nicht  von  diesen  kann  hier  die  Rede  sein, 
sondei-n  nur  von  den  oigeotlichen  Kopf- 
steuern im  obigen  Sinne.  Von  diesen  kann 
nicht  zweifeUiatt  sein,  dass  sie  in  die  Ge- 
genwart nicht  mehr  passen.  Sie  sind  ein 
unvermeidliches  Uebel,  solange  und  soweit 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  eines  Lan- 
des ein  entwickelteres  tSteuers.vstem  noch 
nicht  gestatten.  Sie  finden  sich  deshalb, 
ganz  allgemein  gesprochen,  in  einfachen 
wirtschaftlichen  Verhältnissen,  bei  dünner 
Bevölkerung,  also  in  Ländern  und  Zeiten, 
in  denen  vorwiegend  Satural  Wirtschaft 
herrscht  und  eine  individualisierende  Re- 
steuerang  aus  volkswirtschaftlichen  Qrfuxlen 
sowohl  wie  wegen  der  Mängel  in  der 
Steuertechnik  nicht  platzgreifcn  kann.  Die 
moderne  Zeit  aber,  deren  Wunsch  nach  ver- 
teilender 'Jei-echtigkeit  im  Steuerwesen  auch 
durch  eine  immer  bes-ser  entwickelte  Steuer- 
technik unterstützt  wird,  hat  sie  allenthalben 
wegen  ihrer  Roheit  imd  der  mit  iiinen 
gegebenen,  nicht  erst  zu  beweisenden  Un- 
gleichmässigkeit  der  Belastung  beseitigt. 

Kopfsteuerartige  Abgaben,  die  ja  am  ein- 
fachsten zu  erheben  sind,  kommen,  wie  er- 
wähnt, schon,  frühzeitig  vor.  Im  alten  Rom 
scheint  zur  Zeit  der  Re]>ublik  und  in  der 
ersten  Kaiserzeit  das  namentlich  in  den  Pro- 
vinzen erhobene  Stipendium  eine  kopfsteuer- 
artige Abgabe  gewesen  zu  sein,  t'nter  den 
christlichen  Kaisem  traf  die  Kopfsteuer,  wie 
es  scheint,  nui-  die  Kolonen,  wobei  die  Guts- 
herren die  Hepartierung  anf  die  einzelnen 
voi-zunehmen  und  tilr  deren  Stouorschuldig- 
keit  zu  haften  hatten. 

Die  oben  in  dem  Art.  Finanzen  im 
Mittelalter  (Bd.  lll  S.  955ff.)  ge- 
schilderten finanzwirtscliaf fliehen  Verhält- 
nisse des  alten  Deutschen  Reichs  machten 
es  erklärlich,  dass  eljensoweuig  wie  von 
anderen  Steuern,  so  von  allgemeinen  Kopf- 
steuern zu  Gunsten  des  Reiches  die  Rede 
sein  kann.  Nur  der  zur  Zeit  der  Hussiten- 
imd  später  der  Tfirkeukrioge  erhobene  soge- 
nannte ^gemeine  Pfennig*  (s.  d.  Art.  Pfen- 
nig, gemeiner)  bildet  eine  Ausnahme;  er 
war  ein  Gemisch  von  Kopf-,  Personal-  und 
Standessteuern.  Dagegen  finden  sich  in  dem 
Steuerwesen  der  alten  deutschen  Heiclis- 
stfldle  kupf-  und  pereonal-steuerartige  Ab- 
gaben, freilich  niemals,  soweit  dieNachrichten 
reichen,  in  reiner  Form,  sondei-n  immer  vor- 
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mischt  mit  anderen  direkten  Steuern,  na- 
mentlich mit  Vennögens-  und  Einkommen- 
steuern. 

Eine  reinere  Äiisbildung  empfingen  die 
Kopf-  und  Personalsteuern  in  den  einzelnen 
deul seilen  Territorien.  Schon  die  in  der 
älteren  Zeit  vorkommenden  Beden  sind  viel- 
fach Perso na! steuern ,  die  in  der  Form  von 
Kopf-,  Familien-,  Herdstenern  auftraten.  Als 
dann  das  Landvolk  mehr  der  Objektbe- 
steuerung unterworfen  wird,  unterliegen  die 
Nichtgrundbesitzer  auf  dem  Lande  wie  die 
öewerbetreibenden ,  Kaufleute  und  analoge 
Klassen  in  den  Städten  vielfach  den  Kopf- 
steuern. Namentlich  im  IG.  und  17.  Jahr- 
hundert vollzieht  sich  die  Tendenz,  die  bis 
dahin  bestehenden  mehr  allgemeinen  Steuern 
zu  speciaJisieren,  in  Dinzehteuern  aufzulösen, 
in  der  fiegel  zum  Nachteil  der  unteren 
Klassen,  die  nun  in  viel  höherem  Grade 
als  bisher  der  Besteuerung  unterwürfen 
werden.  In  Preussen  wurden  in  der  Zeit 
von  1690—1770  achtmal  ausserordentliche 
Kopfsteuern  erhoben,  zu  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts wurde  noch  (1811)  eine  Kopfsteuer 
als  ausserordentliche  Kriegsateuer  erhoben ; 
ja  auch  die  durch  das  Ed.  v.  7.  September 
1811  eingefüiirte  Steuerregulierung  enthielt 
noch  für  die  kleineren  Städte  und  das 
platte  Land  eine  reine  Kopfsteuer,  indem 
jede  über  12  Jahre  alte  Person  eine  fixe 
Personalsteuer  von  ^.a  Thaler  zu  entrich- 
ten liatte. 

2.  Die  russische  K.  Am  bekanntesten 
in  der  neuesten  Zeit  ist  die  russische 
Kopfsteuer,  über  welche  deshalb  auch 
einige  Angaben  gemarlit  werden  sollen.  Sie 
wurde  von  Peter  d.  Gr.  zunächst  als  eine 
Art  Vermögenssteuer    eingeführt    imd    erst 

Sigen  Ende  seiner  Regierungszeit  in  eine 
opfsteuer  der  nach  Gemeinden  fest  abge- 
grenzten bäuerlichen  Bevölkerung  sowie  der 
bürgerlichen  Sfädtebewohner  umgewandelt. 
Die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  war  auf 
5  Millionen  geschätzt  worden ;  jeder  Bauer 
sollte  80  Kopeken,  joder  Bürger  1  Hubel 
20  Kopeken  zahlen.  Später  kamen  wieder- 
holt Erhöhungen  der  Steuer  vor.  Die  Steuer 
machte  aber  von  Anfang  an  der  Regienmg 
viele  Arbeit,  da  sie  teUs  infolge  der  wirt- 
schaftlichen Not,  teils  infolge  der  korrupten 
Verwaltung  nur  schlecht  einging  und  be- 
ständig bedeutende  Steuerrückstände  vor- 
handen waren ,  welche  durch  keine  Straf- 
androhung zu  beseitigen  waren.  Sie  betru- 
gen z.  B.  zur  Zeit  der  Thron besteigvmg  der 
Kaiserin  Elisabeth  bereits  5  Millionen  Rubel. 
Verschiedene  Anläufe,  auch  die  oberen 
Klassen  durch  Steuern  zur  Tragung  der 
Staatslasten  heranzuziehen,  wurden  jedesmal 
bald  wieder  fallen  gelassen,  und  so  blieb 
die  Kopfsteuer  bis  in  die  jüngste  Zeit  eine 
ganz  einseitige  Belastung  der  imteren  Stände 


und  zwar  zuletzt,  da  die  Kopfsteuer  tod 
den  Kleinbürgern  wenigstens  formell  im 
Jahre  1863  aufgehoben  wurde,  der  Bauern- 
schaft. Sie  war  auch  in  diesem  Jahrhundert 
seit  1839  fortwährend  im  Steigen  und  be- 
trug seit  1867  zwischen  1  Rubel  15  Kope- 
ken und  2  Rubel  17  Kopeken. 

Die  Kopfsteuer  wurde  nun  von  der 
iRevisionsscelei  erhoben,  soweit  sie  in  den 
Bauerngemeinden  registriert  war.  Die  Er- 
mittelung der  Revision sseelen  erfolgte  in 
der  Art,  dass  bei  der  Vornahme  der  Revi- 
sion oder  Volkszählung  in  die  Revisions- 
listen  alle  steuerpflichtigen  Personen  männ- 
lichen Geschlechts  jeden  Alters  eingeti-agen 
wurden.  Die  so  ermittelte  Seelenzahl  bil- 
dete bis  zur  nächsten  meist  nach  je  20  Jah- 
ren erfolgenden  Zählung  das  Steuerobjekt, 
ohne  Rücksicht  auf  die  inzwischen  erfolgte 
Zu-  oder  Abnahme  der  Zahl  der  Steuer- 
pflichtigen. Der  Steuerbetrag  für  die  ein- 
zelne Gemeinde  wurde  festgestellt  durch 
einfache  Multiplikation  der  Steuerquote  für 
die  einzelne  Revisioneseele  mit  der  Zahl 
der  Revisionsseelen,  welche  in  der  Revisions- 
iiste  für  die  beireffende  Gemeinde  herans- 
gcrechnet  war.  Die  Revisionsseele  aber  hatte 
als  Steiierobjekt  nur  eine  rechnerische  Be- 
deutung und  diente  ledighch  zur  Feststel- 
lung des  Steuerkoutingents  der  einzelnen 
Gemeinde;  der  Steuerbetrag  für  das  einzelne 
faktisch  vorhandene  Glied  der  Gemeinde 
wurde  durch  Repartilion  der  Gemeinde- 
steuerquote  auf  die  vorhandenen  männlichen 
Gemeindeg'lieder  festgestellt  Es  waren  also 
die  Gememdeglieder  in  den  verschiedenen 
Gemeinden  verschieden  besteuert,  je  nach- 
dem die  Zahl  der  männlichen  Gemeinde- 
glieder seit  der  letzten  Revision  sich  ver- 
mehrt oder  vermindert  hatte  oder  sieh  gleich 
gebUeben  war.  Hinsichüich  der  durch  die 
Hepartition  festzustellenden  Steuerquote  des 
einzelnen  Gemeindegliedes  war  bestimmt, 
dass  dieselbe  im  Verhältnis  zur  Grösse  des 
Gemeindelandes,  welclies  den  einzelnen  Fa- 
mihen  ziu-  Nutzniessung  überlassen  war,  und 
nach  dem  in  den  Gemeinden  herrschenden 
Usus  zu  geschehen  habe.  Mit  Rücksicht 
auf  diese  Repartition  der  Kopfsteuer  war 
sie  also  überhaupt  vielfach  keine  eigentliche 
Kopfsteuer  des  einzelnen,  sondern  nur  ein 
Berechnungsmodua  der  Gesamfsleuerschul- 
digkeit  der  Gemeinden.  Für  den  rechte 
zeitigen  Eingang  der  Steuer  haftete  der  ein- 
zelne der  Gemeinde,  die  Gemeinde  der  Ke- 
giening. 

Dass  diese  russische  Kopfsteuer,  auch 
ganz  abgesehen  von  der  Thatsache,  dass  sie 
nur  auf  den  unteren  Klassen  nihte,  eine 
sehr  rohe  und  ungleichmässige  Form  der 
Besteuerung  bildete,  liegt  auf  der  Hand. 

Die  russische  Regierung  hat  dies  auch 
selbst  je  länger  je  mehr  empfunden.    Sdioa 
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Kopfsteuer — Kornspeicher 


1859  -wurde  ein  Versuch  gemacht,  die  Kopf- 
steuer durch  andere  direkte  Bestouoninga- 
formen  zu  crsetKeii,  allein  erst  zwei  kaiser- 
liche Ukaso  vom  18.  Mai  iaS2  und  14.  Mai 
1883  haben  eine  Bessenmg  der  Kopfsteuer 
gebracht,  indem  gewisse  KateRorieen,  na- 
mentlich die  Kleinbtiiger  und  landlosen 
Ebuern,  von  derselben  ^nz  befreit,  fOr  an- 
dere die  Steuer  um  die  HJlifto,  ffir  alle 
übrigen  um  10  "/o  herabgesetzt  wunle.  End- 
lich erfolgte  am  28.  Mai  1885  ein  weiteres 
G^etz.  durch  welches  die  Eopfsteuer,  mit 
Ausnahme  Sibiriens,  vollständig  beseitigt 
wurde.DieBefreiungbegann  mildern  I.Januar 
1886  für  alle  Bauern  mit  Ausnahme  der 
Domänenbauem ,  fflr  welche  sie  erat  mit 
dem  1.  Januar  1887  ointmt. 

Beim  Beginn  der  Abschaffung  l(ezw,  Er- 
mSssigting  der  Steuer  hctriig  dieselbe  .58,8 
MUlionen  Rubel.  Das  erste  Gesetz  beseitigte 
3,6  Millionen,  das  zweite  15,7  Millionen,  das 
dritte  18.8  MilÜonen  Rubel,  zusammen  38,1 
Millionen  Rubel,  während  auf  tlen  Domänen- 
bauem der  früher  als  Kopfsteuer  erhobene 
Betrag  von  18,8  Millionen  Rubel  nahezu 
vollständig,  wenn  auch  in  anderer  Gestalt 
verbleibt  und  die  sibirisclien  Bauern  nach 
wie  vor  ca.  12  MilHonen  Rubel  an  Kopf- 
steuer zu  entrichten  haben.  Zahlt  man  dazu 
die  durch  die  Befi-eiung  der  Kleinbürger 
im  Jahre  1863  und  die  Abschaffung  eines 
Teiles  der  ReichslandesprÖstanden  im  Jalire 
1872  entstandenen  Ausfälle,  so  beträgt  der 
Gesamtausfall  ca.  50  Millionen  Rubel,  zu 
dessen  Deckung  allniälUich  andere  Steuern: 
eine  Onmdstcuer,  eine  Erhschafts-  und 
Schenkungssteuer,  eine  Erhöhung  und  Re- 
form der  Stempelsteuer,  eine  Erhöhung  der 
Kibitkensteuer,  eine  Reform  der  Tabaksteuer, 
eine  Prozent-  und  Repartitionsstener  von 
Handel  und  Gewerbe,  eine  Eapitalrenteii- 
stener  und  mehrere  neue  kleinere  Steuern 
imd  Steuererhöhun^n  eingeführt  wurden. 
Demnach  besteht  die  Kopfsteuer  in  Russ- 
land nur  noch  für  die  sibirischen  Bauern. 

LItteratoF:  noaeher,  IV,  i  84.  —  A.  Wagner 

in  .Sekmtbtrg  III,  4.  A«fi.,  S.  409  f.  -  v.  Falck 
ijn  Fin.-Areh.  I,  S.  914  (Rfjeral  über  AUieanto, 
Ih'e  ruMÜche  Geteiigebiing  über  die  direWe» 
Stenem).  —  «.  Ketuuiler  im  Fin.-Arch.  III, 
S.  26i :  Da»  natischc  Oeielt  über  die  Abachußiiiig 
dfr  Kopfiteuer  und  die  AUii»uiig  der  I)o>näncH- 
gruiidpaM. 

JT.   Th.   Elteberg. 


Kornspeiclier. 


I.  Te. 


I.  Technisches, 

Kornspeicher  {Getreidelagerhäuser,  Silos) 
dienen  zur  Auibewalirung  des  ausge- 
(boschenen  Getreides  bis  zum  Verkauf  oder 
seiner  sonstigen  Verwendung. 

Damit  das  Getreide  nicht  verdirbt,  ninss 
es  (abgeaeheu  von  den  tieriRchen  Schfidlingen, 
wie  dem  schwarzen  Komwnrm  etc.)  namendich 
vor  Fenchtigkeit  geschützt  werden.  Dies  iit 
entweder  dadurch  zu  erreichen^  dnsa  man  den 
Zntiitt  der  Luft  günzlich  verbiudert  oder  dass 
mau  die  Küruer  in  stete  Berührung  mit  frischer 
Lutt  bringt.  Die  primitivste  Art,  den  Luftzu- 
iritt  xn  verhindern,  ist  die  Aufbewahrung  de» 
Getreides  in  Erdgrnben,  die  mit  Stroh  nnd 
Erde  geschlossen  werden.  Sie  ändet  sich  heute 
noch  in  einzelnen  Gegenden  von  Spanien  (das 
panische  Wort  Silo  bedeutet  Grabe),  Ungarn, 
Rnsstand,  Indien. 

Die  bis  in  die  neuere  Zeit  gebräuchliche 
Lagenmg  ist  die  in  Bodenspeichern. 

Die  grösseren  Randebspeicher  haben  mehrere 
Etagen,  die  wenig  oder  gar  nicht  dnrch  Zwi- 
schenwände getrennt  sind,  so  dass  grosse  sa«!- 
artige  Bänme  entstehen.  Das  Getreide  kommt 
in  Schiffen  oder  Eisenbahnwagen  lose  an,  wird 
mittels  Elevators  nnd  Schnecte  oder  Gurtband 
in  die  betreifende  Etage  gebracht  und  in  einer 
Schicht  von  gewisser  Hübe  auf  dem  Fnssboden 
ausgebreitet.  L'm  es  wieder  xn  entfernen,  wird 
es  zu  SchUttluchem  geschaufelt  tmd  geht  durch 
Schnecken  in  automatische  Wagen,  die  es 
wiegen  nnd  sacken.  Als  Konservieningamittel 
dient  die  Luft;  die  SchUttbUdeu  werden  daher 
müglichst  reichlich  mit  Fenstern  und  Luken 
versehen,  so  daaa  beständig  Zugluft  Über  das 
Getreide  streichen  kann.  Es  ist  jedoch  unum- 
gänglich notwendig,  das  Getri-ide  zngleich  fort- 
ivährend  umzustechen,  damit  müglicbst  alle 
Körner  der  Lnft  aus^resetzt  werden.  Da  das 
Umstechen  nur  durch  Menschenhand  zu  besorgen 
ist,  kommt  es  ziemlich  teuer.  Diesen  Uebelstand 
vermeiden  die  neueren  Bodenspeicher  mit 
Bieselanlage.  Eine  solche  Rieselanlage  be- 
steht darin,  dass  in  den  Fussboden  eines  jeden 
Stockwerks     des    Speichers     in     nicht    allza- 
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grossem  Abstände  von  einander  runde  oder  läng- 
lich-runde  Löcher  gebohrt  werden.  Diese 
Löcher  sind  durch  Klappen  oder  Schieber  ver- 
schlossen, welche  für  jedes  Balkenfeld  zu  einem 
System  vereinigt  sind  und  somit  gleichzeitig 
geöffnet  oder  geschlossen  werden.  Soll  das  Ge- 
treide in  einem  oberen  Stockwerke  umgestochen 
werden,  so  werden  die  Schieber  geöffnet  und  es 
rieselt  znm  nächsten  Stock  werft,  so  dass  die 
Luft  zu  jedem  einzelnen  Korn  leicht  zutreten 
kann,  wie  es  sonst  nur  bei  der  HandbearbeUnng 
raöglich  ist.  Ist  nnn  das  Getreide  nach  wochen- 
langer Lagerung  anf  dem  untersten  Stockwerk 
angelangt  nnd  soll  von  da  noch  nicht  zum  ^'er- 
sahd  in  Säcke  gefasst  werden,  so  wird  es  durch 
einen  Elevator  wieder  in  die  Höhe  gehoben, 
und  der  Kreislauf  beginnt  von  neuem. 

Seit  1842  hat  man  jedoch  in  Amerika 
das  ursprüngliche  Princip,  das  Getreide 
durch  völligen  I.iuftabschluss  vor  dem  Ver- 
derben zu  schützen,  wieder  aufgenommen, 
und  zwai'  in  den  Silospcit-hern. 
Anflage.    Y.  23 
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Bei  den  Silospeichern  geht  man  ganz  davon 
ftb,  das  Getreide  auf  horizontalen  Böden  in 
mehr  oder  weniger  flachen  Schichten  zn  liigern, 
and  bewerkstelligt  die  Aufbewahrung  der  Frucht 
in  buhen,  vüllstiindig  aiisgefiillten  Schachten 
(Silos).  Zu  diesem  Zwecke  wird  das  b«lrefreQde 
GebSnde  nicht  mit  horizontalen  Zwischendecken 
versehen,  sondern  durch  vertikale  Scheidewände 
der  ganzen  Höhe  des  Raumes  nach  in  einzelne 
Abteilungen  zerlegt,  die  dann  mit  Getreide  ge- 
fallt werden.  Das  EinBchütten  des  Getreiden 
erfolgt  wie  bei  dem  Bodenspeicher  durch  Ele- 
vator und  Gurtband.  Die  Sohle  der  einzelnen 
Schachte  erhalt  in  der  Begel  die  Gestalt  einer 
umgekehrten  Pyramide  oder  eines  nmgekehrteu 
Kegels,  aua  deren  Spitze  das  Getreide  t^eihst- 
thütig  abfliesst,  wenn  die  hier  angebrachten 
Abflperreiurichtnngon  geöffnet  werden.  Die 
Vorzüge  diese»  Systems  sind  folgende:  vollkom- 
mene Ansnntznn^  des  Raumex,  bequeme  Entr 
nähme  des  Getreides  aus  dem  Speicher,  grosse 
Uebersichtlichkeit  über  die  eiuzelnen  Abteilungen 
bezw.  Über  die  einzelnen  Sorten  Getreide  und 
schliesKÜcb  Umstechen  der  Frucht  ohne  Anwen- 
dung von  Menschenkrifleii.  Als  Sachteil  muss 
bezeichnet  werden,  dass  der  gänzliche  Abschlnss 
der  Lntt  kein  .Mittel  znr  Erhaltung  von  Ge- 
treide ist,  das  bereits  feucht  ist  Es  muss  dann 
die  Fracht  von  Zeit  zn  Zeit  mit  der  Luft  in 
BerUhraug  gebracht  werden,  damit  die  Feuchtig- 
keit verdunstet  und  gleichzeitig  frische  trockene 
Lnft  in  die  Zwischcuränme  zwischen  den  ein- 
zelnen Eürnern  innerhalb  der  Silozelle  gelangt. 
Immerhin  wird  voik  einzelnen  Seiten  behauptet, 
daaa  dos  einheimische  Getreide  fQr  Silolagerung 
zu  feucht  sei,  und  für  einzelne  besonders  regen- 
reiche Jahre  mag  das  wohl  zutreffen.  | 

Bei  den  in  Deutsrhiand  in  den  letzten 
Jahren  gebauten  grösseren  Kornspeichern  bat  1 
man  zumeist  beide  Systeme  kombiniert.  | 

IL  Der  Stand  der  Lagerhansbenegang. 
1.  Die  Vereinigten  Staaten  ron  Amerika. 

(Die  nachfolgende  Darstellung  beruht  auf  der 
ansgezeichncten  Schilderung  des  amerikanischen 
Getreidehandels  durch  Dr.  Schumacher.) ')  In 
den  Vereinieten  Staaten  ist  zwischen  country 
und  terminal  elevators  zu  scheiden.  Die  country 
elevators  finden  sich  im  ganzen  Getreidegebiet 
Nordamerikas  mit  Ausnahme  von  Californien; 
im  Nordwest,  d.  b.  in  den  Staaten  Minnesota, 
Nord-  und  SUddakota,  haben  sie  ihre  grüsste 
Aasdehnung  tmd  systematische  Ausbildung  er- 
halten. 

Die  Landelevatoren  wurden  zunächst  fast 
ausschliesslich  von  den  Eisenbahngesellsc haften, 
(gewöhnlich  gleichzeitig  mit  der  Bahn »nlagn  er- 
richtet. Sie  sind  nur  Umschlagsvorrichtungen, 
bei  denen  das  Hebewerk  (der"  Elevator)  noch 
Hauptsache,  der  Lagerraum  dienende  Zuthat 
ist;  den  Farmern  gewähren  sie  keineswegs  die 
Miiglichkeit,  ihre  Erzeugnisse  gegen  billiges 
Lagergeld  einznlagem,  zu  warrantiefeu  und 
lombardieren.      Sclion    die   im    Verhältnis    znr 

')  Es  sei  erwähnt,  dass  die  neuere  Dar- ! 
Stellung  von  Böhme  in  einzelnen  Punkten  von 
der Scbnmadiera  abweicht:  doch  .stützt  sie  sich 
nicht  wie  diese  auf  eigene  Anschauung.  ! 


Emtemenge  geringe  Ausdehnung  der  Land- 
elevatoren  —  ihre  Maximalgriisse  wird  mehr 
oder  minder  durch  das  Fassung^vermügen  eines 
Güterzuges  bestimmt  —  zeigt,  dass  sie  nicht 
zur  längeren  Aufnahme  der  Ernt«  bestimmt 
sein  können. 

Den  country  elevators  stehen  die  terminal 
elevators  gegenüber.  Sie  fuhren  diesen  Namen, 
weil  sie  an  sogen,  terminal  points,  d.  h.  an  den 
Endpunkten  von  einer  Eisenbahn  oder  mehreren 
I  liegen,  Sie  sind  die  Haupimittel  zur  Aus- 
übung des  Umschlags-  und  Stapelprivilegs  im 
Getreidehandel,  das  sich  unter  Anwendung 
aller,  oft  rücksichtslosesten  Mittel  einige  Städte 
mitten  im  amerikanischen  Kontinent  errnngen 
haben.  Sie  finden  sich  in  fast  allen  Städten 
des  östlichen  Weizen gebietea. 

Sie  alle  dienen  ilberwiegend  der  Lagerung 
von  Weizen.  Sowohl  die  Landelevatoren  wie 
die  städtischen  sind  jetzt  zumeist  aus  der  Hand 
der  Eisenbahnen  in  den  Besitz  selbständiger 
Gesellschaften  übergegangen.  Der  Zwischen- 
handel erkannte  bald,  dass  er  wenig  Interesse 
daran  habe,  den  Produzenten  eine  längere  Lage- 
rung zur  Abwartung  einer  besseren  Konjunktur 
zu  ermöglichen,  die  er  lieber  selbst  ausnutzen 
will.  Es  ist  fast  ganz  bei  den  ländlichen,  zum 
grossen  Teil  bei  den  städtischen  Elevatoren  zu 
einer  vollständigen  Koncentration  in  der  Hand 
des  Zwischenhandels  gekommen.  Da  nun  die 
kapitalistischen  Vorbiudungeu  der  Landeleva- 
Toreu  mit  den  städtischen  Elevatorkoalitionen 
wiederum  in  Zusammenhang  stehen,  so  sehen 
sich  die  Produzenten  von  allen  Seiten  in  fester 
Uiuschliugung  vom  Zwischenhandel,  und  die 
grosse  agrarische  Bewegung,  die  jetzt  Amerika 
aurchzieht,  richtet  sich  energisch  gegen  diese 
Monopol  isiening  des  Zwischenhandels  durch 
die  grossen  Eievatorgesellsehaften.  Man  hat 
den  Versuch  gemacht,  die  Antitrustgesetze 
gegen  sie  anzuwenden,  und  man  hat  staatliche 
Elevatoren  gefordert. 

Schliesslich  bat  auch  die  Selbsthilfe  einge- 
setzt. Der  ungeheure  Plan  der  Farmers  Alliance, 
eine  die  gesamte  Landwirtschaft  umfassende 
Getreideverkaufsgenossenschaft  zn  gründen,  hat 
vorläufig  keine  Aussicht  auf  Erfdg;  kleinere 
Genossenschaften,  zum  Teil  mit  eigenen  Lager- 
häusern, sind  daran  gescheitert,  dass  sich  keine 
Leute  zur  Leitung  solcher  Geschäftssibs  fanden, 
die  UneigennUtz[gkeit  mit  der  erforderlichen 
Geschäft sgcwandtbeit  vereinigten.  Das  letzte 
Mittel  schliesslich  ist  ein  vollkommenes  Um- 
gehen der  Elevatoren  durch  den  Bau  eigener 
Scheunen  und  die  Handverladnng  oder  Sachnng 
de«  Getreides.  „Ganz  bewnsst  nebtet  man  mit 
dieser  Forde  niu^  seineu  Angriff  gegen  die 
beiden  Grundpfeiler,  auf  deuen  die  Eigenart 
der  amerikanischen  Getreideor^anisation  ruht; 
und  wenn  auch  bisher  nur  in  einzelnen  Gebieten 
mit  vorwiegendem  Kleinbesitz,  wie  in  Ohio  und 
Indiana,  diese  Forderung  verwirklicht  zu  sein 
scheint,  so  erhebt  sich  doch  immer  allgemeiner 
und  dringlicher  der  Knf  nach  Sackung  und 
nach  Scheunen.  Man  erwartet  also  Abhilfe  von 
der  Rückkehr  zum  altfränkischen  System  Europas 
mit  Meinen  Principien  der  Nichtfnngibilitfit  und 
des  Kollitransportes,  wie  man  von  einigen  Seiten 
hei  uns  umgekehrt  eine  Abstellung  aller  Leiden 
von  der  Einfiihrung  der  amerikanischen  Organi- 
sation sform  erhofft." 
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sechsmonM liehe  VarschÜBse  auf  ihr  Getreide 
bis  zur  Hübe  von  60  "/,,  Aen  Ma^k^  usil  BSraeu- 
wertes  zu  g-eben.  Die  Maugelbaftigkelt  der 
■vorhanden  eu  Lugernngaeinrichtimgen  führte 
weiter  zu  dem  Plan,  catm  Kotatandsalttion  — 
denn  als  solche  charakterisiert  sich  das  Vor- 
gehen der  rnasiachen  Bflgiening  —  durch  Er- 
richtung- der  staatlichen  LagentSuHer  an  den 
Eisenbau Bt&t tonen  Über  das  ganze  Land  hin  zu 
ergänzen. 

Ende  1895  waren  auf  rnssischen  Eisen- 
bahnen 333  Getreidespeicher  mit  33061 ÜOU  Pud 
Fasaungsraum  vorhanden,  darunter  6i)  Eleva- 
toren mit  n  180(100  Pud  Fassangaraum. 

Im  Bati  begriffen  waren  weitere  18  Ele- 
vatoren mit  38ÜÜ00Ü  Pud  Fassungsraum. 

Dnrch  ein  Gesetz  von  1888  ist  den  Eleva- 
toren das  fiecht  der  Ausgabe  belcihbarer  Lager- 
scheine gegeben,  doch  habeu  bis  jetzt  erst  zwei 
davon  Gebrauch  gemacht 

Es  betrug  bei  sämtlichen  Elevatoren  zu- 
sammen der  Bestand  am  1.  Januar  It^ri  3032ÖT6 
Pnd,  der  Umsatz  im  Jahre  WJb  3ü8ß050H  Pud, 
der  Bestand    am  1.  Januar  1896  7ÜU5103  Pud. 

Die  Eisen bahn^esellsehaFten  selbst  gehen 
immer  mehr  dazu  Ober,  planmässlg  KomhSuser 
zu  bauen,  um  die  Bauern  vom  Zwischenhandel 
zu  befreien  und  den  Verkehr  zu  heben.  Die 
Wladikawkas-Bahn  )iat  (nach  B<>hme,  a,  a.  0. 
S.  73)  im  Jahre  1897  bei  der  Regierung  die  Er- 
lanbnis  eingeholt,  auch  an  den  kleinen  Land- 
atationen  KornhSuser  mit  Elevatoren  errichten 
und  Darlehen  auf  das  eingelagerte  Getreide 
geben  zu  dürfen. 

3.  Andere  LKnder.  Weitere  Verbreitung 
in  Ländern  ausserhalb  Deutschlands  haben  die 
Kornhäuser  noch  nicht  gefunden.  In  Bu- 
mänien  soll  der  Versuch  gemacht  werden,  an 
ländlichen  Eisenbahnstationen  Komhüuser  amori- 
kanixcben  Stils  mit  einer  Gesamtbapacität  von 
B(J0OO-6öü0O  Tonnen  zu  errichten.  (Journal] 
of  The  Board  of  Agriculture,  vol.  V,  Juni  1898, ' 

Jbä).  Die  grossen  Speicher  in  Galatz  und 
raila  dienen  nur  dem  Grosahandel. 

Seit  18dO  sind  in  Argen tinien  in  den 
Seehäfen  Lagerhäuser  mit  einer  Fassungskraft 
von  je  ungefähr  2ÜÜ  Tonnen  in  Thätigkeit,  die 
die  Handelskammer  von  Buenos  Aires  gebaut 
hat ;  sie  sollen  sich  bewähren  (Böhme,  a.  a. 
0.  H.  49|. 

In  GroBsbritannien  haben  die  Central 
and  Associated  Chambers  of  Agriculture  im 
Jahre  1898  ein  Komitee  zur  Beratung  der  Frage 
des  genossenschaftlichen  Verkaufes  eingesetzt, 
dieses  hat  jedoch  von  einer  Empfehlung  von 
Komhäusem  abgesehen.  Ebensowenig  sind  en^ 
sprechende  Versuche  in  I  r  1  a  n  d  gemacht  worden, 
wo  im  übrigen  das  Jan dwiitschaft liehe  Ge- 
nossenschaftswesen unter  der  Führung  Horaa 
I'lnnketts  ausserordentliche  Fortschritte  macht. 

In  Frankreich  war  von  Anfang  an  unter 
den  Landwirten  keine  besondere  Geneigtheit 
zur  Errichtung  von  Komhftuscm;  vielmehr  hat 
man  die  dadurch  zu  erlaugenden  Vorteile  durch 
die  warrantage  ä  domicile  zu  erreichen  gesucht. 
Diesen  Bestrebungen  kommt  ein  von  Sleline 
eingebrachtes  Gesetz  vom  28.  Juli  1898  ent- 
gegen,   das  den   Typus   des  Warrant  agrieole 
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die  Brotfrtlchte,  sondern  fast  alle  landwirtschaft- 
lichen Produkte,  Wein,  Holz,  Honig,  Cocans, 
selbst  Meersalz  n.  s.  w,  werden.  (Vgl.  den  Test 
des  Gesetzes  in  der  Deutschen  landwirtschaft- 
lichen UenoBsenachaftspresse  vom  15.  De- 
zember 1898.) 

4.  Iq  Deutschland  taucht  die  Idee  der 
Getreideiagcrhäuser  oder  besser  der  Erdsilos 
zum  ersten  Male  im  Jahi-e  1849  auf;  die 
Eifolge  der  von  der  Mailsfelder  Bergban- 
gewei-kschaft  angek'gteii  Silos  sowohl  be- 
züglich der  Konser viertln  g  des  Oetreides 
wie  der  Preisansgleichung  führten  dazu, 
18r)4  VQi-de  in  der  That  in  Erfurt  der  Ver- 
such gemacht,  eine  SUogesollschaft  zu 
gründen;  doch  scheint  diese  nicht  ins  Leben 
getreten  zu  sein. 

Netierdings  nahm  dann  Herr  v.  Grasa- 
Ktemin  auf  ürund  der  amerikanischen  Er- 
fahrungen den  Gedanken  wieder  auf  und 
verfocht  ihn  in  zahlreicheo  Schriften.  Der 
Kampf,  den  die  Ijan dwiitschaft  in  der  letzten 
Zeit  gegen  die  Getreidebörse  ftlhrt,  hat  den 
Gedanken  der  Bildung  von  Getreideabsatz- 
genosseu  schatten  populär  gemacht  Ver- 
scliicdene  Landesrcgicningcii  untorstlltzen 
diese  Bewegmig,  indem  sie  den  Genossen- 
schaften oder  Genossen  Schafts  verbänden  Geld- 
mittel zur  Erbauuug  von  Jjngerhäiisern  zur 
Verfügung  stellten.  Preiissen  hat  durch 
G.  V.  (i.  Juni  1896  die  Summe  von  3  Mil- 
lionen Mark  zur  Errichtung  von  landwirt- 
schaftlichen (ietreidelagernäusern  ausgt;- 
worfen,  um  da  Versuche  zu  ermßglicheo, 
wo  die  Herstellung  von  Kornhäusern  auf 
geeigneten  Bahnhöfen  und  Wasserumschlags- 
])lätzen  im  öffentlichen  Intere^e  xvilnschens- 
wert  erscheint,  aber  wegen  mangelnder 
Ijoistungsfähigkeit  der  Beteiligten  ohne 
■-  Staat sunterstfltzung  nicht  erfolgen  könnte, 
I  Der  Staat  selbst  will  den  Betrieb  nicht  auf 
I  eigene  Rechnung  und  Gefahr  übernehmen, 
;  s<icdern  die  Speicher  geeigneten  Korpora- 
I  tionen ,  deren  Wünsche  bemi  Bau  beriick- 
■  sichtigt  wei"den  sollen ,  zur  Benutzung  und 
I  Verwaltung  gegen  En^lt  überlassen.  Dabei 
I  soll  darauf  gehalten  werden,  dass  eine  an- 
'■gemessene  Verzinsung  und  Tilgung  der 
i  vom  Staate  für  diese  Zwecke  aufzuwen- 
denden Beträge  von  vorn  herein  durch  die 
zu  vereinbarende  Entachädigung  sicherge- 
stellt wütl. 

Bereits  nach  einem  Jahre  verlangte  die 
Regierung  weitere  2  Millionen,  die  ihi"  durch 
0.  V.  S.  Juni  1097  flberwiesen  wurden.  Bis 
Ende  lts99  sind  aus  dem  Komhausfonds  im 
ganzen  3930()i3  Mark  bewilligt  worden. 

Die  bestehenden  und  die  geplanten  Getreide- 
absatzgenossenschaften der  Landwirte  weichen 
in  Einzelheiten  vielfach  von  einander  ab.  Im 
wesentlichen  kann  man  einen  centralisiert«n 
und  einen  decentral isierten  Typus  nnterdcheiden, 
fUr  die  Halle  und  Pommern  charakteristisch 
sind.  In  faachsen  baut  man  einige  grosse  Lager- 
23* 
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hUnser,  in  Pommern  will  man  das  ganze  Land 
mil  einem  Netz  kleiner  Lagerh&user  über- 
ziehen. 

Bus  LagerhauB  in  Halle  hat  6000  Tonnen 
Kapacitat;  die  Anlage  ist  eine  Kombination  von 
Speicher  und  Silo,  Der  Lagerhausgenossen- 
achaft  gehörten  Ende  lä97  291  Genossenschafter 
mit  ä699  Geschaftst«ilen  an;  das  bei  der  Ge- 
nossenschaft int«reasierte  Kapital  repräsentierte 
etwa  3O0O0  ha  Ackerland.  Der  Geschäftsver- 
kehr entwickelte  sich  in  der  Weise,  dftss  in  der 
Hehrzahl  der  Fälle  die  Oenossenschaft  direkt 
als  Käufer  auftrat,  während  von  der  Gelegen- 
heit der  Einlagemng  der  Waren  nur  in  ein- 
zelnen Fällen  Gebrauch  gemacht  wurde.  Neun 
Zehntel  des  aufgekauften  Getreiden  sind  vom 
Produktiunnplatz  ans  direkt  an  die  Mühlen  und 
Mälzereien  verhandelt  worden,  ein  Zehntel  ist 


Ge- 


schäftsjahre   (15.   Mai   1898   bis    14.   Mai   1 
sind  umgesetzt  worden; 

Weizen  985;-i2  (Zentner,  Roggen  56828 
Centner,  Gerste  73440  Centner,  Hülsenfrüchte 
4875  Centner.  Hafer  6619  Centner,  Tutterartikel 
34441  Centner,  Oelsaaten  6277  Centner.  Zu- 
Baramen  280514  Centner  im  Werte  von  2226174 
Mark.  Es  ist  der  Komhansgenossenachaft  mög- 
lich gewesen,  für  das  von  ihr  vertriebene  Ge- 
treide auf  die  Gerste  6  Mark,  auf  den  Weizen 
3  Hark  und  auf  den  Roggen  2  bis  5  Mark  pro 
Tonne  mehr  als  beim  Händler  zu  bekommen. 

In  Pommern  hat  man  die  Errichtung 
eines  ganzen  Netzes  von  Komhäuaern  in  An- 
griff genommen,  die  mit  der  Hanptgenossen- 
scbaft  in  Stettin  dnrch  UQtergenosüenschaften 
in  Verbindung  stehen.    Das  Geschäft  soll  nur 


schlössen  ist,  bis  Erfahrungen  gesammelt  sind. 
Fertiggestellt  sind  10  Lagerhäuser,  im  Ban  2, 
bewilligt  1.  Bis  jetzt  ist  man  mit  den  Erfolgen 
znfrieden. 

In  Baveru  sind  eine  grosse  Reihe  kleiner 
genossenschaftlicher  Lagerhäuser  (im  Jahr  1900 
bestehen  schon  Gii)  zumeist  durch  die  ürtiichen 
Darlehnskassen vereine  errichtet  worden. 

Das  bayerische  Staats ministeri um  des  In- 
neren hat  den  Bau  solcher  Lagerhäuser  durch 
erhebliche  Zuschüsse  und  in  kleineii  Raten  rück- 
zahlbare, meistens  unverzinsliche  Vorschlisse  ge- 
fordert. Die  Eisenbahn verwaltnng  hat  in  Fällen, 
in  welchen  ein  Lagerhans  an  eine  Gisenhahn- 
Btation  zu  stehen  kam,  die  Errichtung  durch 
Ueberlassung  des  Platzes  gegen  eine  sehr 
massige  jährliche  Rekognitionsgehühr  und  durch 
GeleisanschluEB      unter     den     billigsten     Be- 


Es  genügt  die  Schilderung  des  Geschäfts- 
ganges eines  Lagerhanse»!,  da  die  der  anderen 
ähnfich  ist.    Das  Lagerhaus  zu  Stambach,   an) 


*)  Vgl.  die  beiden  ausserordentlich  instruk- 
tiven im  haj'erischen  Staatsministerium  des 
Innern  ausgearbeiteten  Ueukschrif ten :  „Die 
Uassnahmen  auf  dem  Gehiete  der  landwirtschaft- 
lichen Verwaltnng  in  Bayern  1890—1897", 
München  1897,  S.  7r)ff.  und  „Der  Stand  des 
landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens  in 
Bayern  1899",  München  1900,  S.  54  ft.  und  An- 
lagen G— J. 


Bahnhof  gelegen,  wurde  1895  von  den  2  ge- 
nannten Darldinskassen vereinen  gegründet,  die 
etwa  200  Mitglieder,  alles  Kleinbauern,  nm- 
fassen.  Es  ist  ganz  aus  Holz  gebaut,  mit  Dach- 
pappe gedeckt,  15  m  lang  und  6  m  breit,  mit 
3  ächütthtiden  verseben  und  so  angelegt,  daaa 
es  ohne  erheblichen  Aufwand  zu  einem  Wohn- 
haus umgebaut  werden  kann.  Der  Umsatz  be- 
trug im  ersten  Jahre  4IXX)  Centner  Fichteige- 
birgshafer  und  stieg  im  Jahre  1896/97  auf 
8386  Centner  mit  einem  Erlöse  von  59  630  Hark. 
Die  Mitglieder  der  Darlehnsk  aasen  vereine  sind 
nicht  gezwungen,  ihr  Getreide  ganz  oder  zum 
Teil  einzuliefern ;  ausnahmsweise  werden  auch 
von  Nichtmitgliedem  Lieferungen  angenommen. 
Nachdem  von  der  angefahreneu  Lieferung  ein- 
zelne Sacke  gewogen  worden  sind,  wird  vom 
LftgerhauBverwftlter  in  Gegenwart  des  Liefe- 
ranten Master  gezogen,  das  Volum  enge  wicht 
ermittelt  und  die  Ware  auf  ihre  sonstige  Be- 
schaffenheit (Reinheit,  Farbe,  Geruch)  geprüft. 
Nach  der  Höhe  des  Massgewichts  wird  der  Hafer 
in  3  Qualitäten  getrennt.  Für  die  Festsetznng 
der  Höhe   des  Grundpreises  sind  die  v-     '  — 


die  Lieferanten  ■  . 
zweiter  Qualität  erhalten  am  Schlüsse  des  Ge- 
schäftsjahres einen  Anteil  am  L'eberschuss,  Für 
die  eingelieferte  Ware  wird  vom  Lagerhansver- 
walter ein  Schein  aus^stellt,,  welcher  die  ein- 
gelieferte Menge,  das  Qualitätsgewicht  nnd  die 
Qualitätsklasse  enthält  and  als  Anweisung  an 
die  Darlehnakasae  gilt,  welche  den  Betrag  für 
die  gelieferte  Ware  dem  Lieferanten  sofort  aus- 
zahlt. Der  Verkauf  der  eventnell  noch  einmal 
gereinigten  Ware  wird  von  dem  Lagerhausver- 
walter  tm  Einverständnis  mit  dem  ersten  Vor- 
stand bewirkt;  Abnehmer  sind  vorwiegend  die 
Proviantämter  zu  Bayreuth  und  Nürnberg,  An 
Unkosten  erwachsen  durch  Entschädigung  des 
Lagerb  ans  Verwalters  für  seine  UDhewaTtnng 
11  Pfennig  für  den  C«ntner;  femer  für  zwei, 
nach  Bedarf  beschäftigte  Arbeiter,  welche  je 
1  Mark  80  Pfennig  Tagelohn  erhalten;  endlich 
wird  der  Rechner  des  Darl ehe skasaen Vereins 
Stambach  für  seine  MUhewattang  nnd  Führung 
der  Lagerhanabücher  mit  90  Mark  jährlich  ent- 
schädigt. Die  Einrichtung  hat  sich  vorzüglich 
bewährt;  bereits  im  ersten  Geschäftsjahre  er- 
zielten die  Landwirte  einen  um  durchschnittlich 
60  Pfennig  hSheren  Preia  für  den  Centner 
Hafer  als  von  den  kleinen  Händlern  am  Ort 
und  in  der  Umgebung  gezahlt  worden  ist. 

Auf  die  übrigen  in  Deutschland  entstandenen 
nnd  jetzt  in  immer  grfisserer  Zahl  neu  ent- 
stehenden landwirtschaftlichen  Lagerhäuser 
näher  einzugehen,  ist  überflüssig;  sie  nähern 
sich  sämtlich  entweder  dem  Typus  von  Halle 
oder  von  Stambach. 

III.  Diß  volkswirtschaltHclie  Bedeutung 
der  Kornspeicher. 

Bei  der  BeiirtoUimg  der  Volkswirtschaft- 
liehen  Bodeutunc  der  Korn.=!peicher  ist  ihre 
Anwendung  auf  Gross-  und  Kleinbesitz  st-reng 
zu  sclieiflcn.  Die  Vorteile,  die  der  Klein- 
Ticsitz  von  den  Komspeicliem  ziehen  kann, 
sind  als  flbcrmaasige  niehl  zu  veranscldageii. 
Die  Lagemng  wird  kaum  billiger  kommou 
als   bislier,   da  genilgendc  Speicher  in  den 
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tiäuerljchen  Gehöften  durchgängig  vorhanden 
giod.  Allerdings  wird  die  Behandlung  dos 
'.ietreides  eine  zweckmassigere  sein,  und  die 
erziehliche  Wirkung  der  Fortleningeii,  dio 
die  Getreideabsatzgenossenschaften  in  Bezug 
auf  SortenauswahJ  und  Beinigung  des  Ge- 
treides stellen  müssen,  wird  nicht  ausbleiben, 
ebenso  wie  die  Molkereigeuossenschaften 
durchgängig  gflnstig  auf  Viehhaltung  und 
weiter  sogar  Viehzucht  gewirkt  haben.  Doch 
darf  man  nicht  vergessen,  dass  die  stetig 
schwieriger  weixleude  Lage  der  Landwirt- 
schaft an  und  für  sich  schon  ein  kräftiger 
Impuls  in  gleicher  Richtung  ist  und  dass 
der  landwirtschaftliche  Unterricht,  sowohl 
der  der  heran waclisenden  Generation  in  den 
"Wintcreuhulen  und  Ackeibanschiilen  wie  der 
der  erwachsenen  durch  die  Wanderlehrer, 
ebenfalls  schon  giite  Früchte  getragen  hat. 
Die  landwirtschaftlichen  Oi1s vereine  nnd 
Genossenschaften  haben  schon  an  sehr  vielen 
Orten  Getreidereinigungsmaschinen  (Trieure) 
angeschafft.  Eine  Kleine  Hebung  der  Preise 
dürfte  wohl  durchgängig  eingetreten  sein, 
wo  die  Bauern,  auch  ohne  Lagerhaus,  in 
direkte  Verbindung  mit  den  Konsumenten 
(Proviantämtern,  Mdllern,  ITiihrherren,  Braue- 
reien etc.)  getreten  sind.  Die  grösste  Be- 
deutung der  L^erhäuser,  nicht  an  sich, 
sondern  als  Hilfsmittel  der  Getreideabsatz- 
penossen schaffen,  liegt  aber  in  der  Befreiung 
der  Baueni  vom  Zwischenhandel.  In  den 
ai-men  Gebii^gegenden  West-  imd  Söd- 
deiitschlands  zwingen  klimatische  Grflnde 
meist  zum  Anbau  von  Hafer,  den  die  bäuer- 
liche Wirtschaft  nicht  ganz  konsumieren 
kann;  sie  sind  also  stark  auf  den  Absatz 
angewiesen.  Koch  sind  vielerorts  die  Tage 
nicht  vorbei,  wo  der  Händlei-  sämtliche  Ge- 
schäfte des  Bauern  besorgt,  wo  er  Geld- 
leiher,  Viehhändler,  Abnehmer  ffir  Getreide, 
.  Lieferant  für  Dünger,  Saatgut,  selbst  Kaffee 
und  Kleidung  ist  Die  Daj-Iehnskassen vereine 
lind  die  Bezugsgenossenschaften  haben  be- 
gonnen, ihm  einen  Teil  der  Geschäfte  aus 
der  Hand  zu  nehmen.  Man  kann  jetzt  viel- 
fach beobachten,  dass  die  Händler  den 
Bauern  drohen,  ihnen  ihren  Hafer  nicht  mehr 
abzunehmen,  wenn  er  nicht  aus  der  Spar- 
und  Darlehnskaase  imd  der  Bezugsgenossen- 
schalt  austritt.  Die  GefreideaKsalzgenossen- 
schaftcn  sind  das  fehlende  Glied  der  ge- 
nossenschafthchen  Organisation ,  die  den 
Bauer  von  der  Herrechaft  des  Weltach 
schmarotzenden,  vielfacli  wuchernden  Händ- 
lers befreien  soll. 

Andci-s  beim  Grossgnmd besitz.  Eine  Ab- 
hängigkeit vom  Händler  in  tiem  Masse,  wie 
es  beim  Bauern  bis  vor  wonigen  Jahren 
eigentlich  noch  die  Regel  war,  dürfte  hier 
nur  bei  ganz  verschuldeten,  wii-tschaftlich 
wertlosen  Existenzen  vorkommen.  Das  aus- 
gesprochene Ziel  der  Lagerhaushewegung  in 


Ostdeutschland  ist  anch  nicht  die  Befreiung 
des  einzelnen  vom  Händler,  selbst  nicht  die 
Beseitigung  der  iromerhin  nicht  allzugrossen 
Gewinne  des  Zwischenhandels  im  einheimi- 
schen Getreide,  sondern  eine  Beeinflussung 
des  Weltmarktpreises.  Es  ist  das  gleiche 
Ziel,  das  andere  Politiker  durch  das  me- 
chanische Mittel  des  Antrages  Kanitz  er- 
reichen wollten.  Ob  es  en-eicht  werden 
wird,  ob  es  den  Landwirten  überhaupt 
möglich  ist,  eine  dem  heutigen  Getreide- 
handel ebenbürtige  Getreidehandelsorgani- 
sation ohne  die  vielbeklagten  Fehler  des 
Börsen liand eis  zu  schaffen,  ist  eine  Fi-age, 
die  nur  der  Ausgang  beantworten  kann. 
Beim  Rr^gen,  dessen  Hauptkonsument 
Deutsehland  ist  und  dessen  Prozentanteü 
am  Welthandel  nach  Wiedenfeld  in  den 
Jahren  1891.'i)2,  1892.93,  1893.'94  nur  je 
5,4,  3,0,  4,4 "/o  betrug,  sind  die  Aussichten 
jedenMls  besser  als  beim  Weizen,  dessen 
I'reis  voraussichtlich  noch  lange  in  Chicago 
und  New- York  bestimmt  werden  wird. 

Zwei  bedeutende  Schwierigkeiten  werden 
die  grossen  landwirtschaftlichen  Lagerhäuser 
übervi-inden  müssen:  die  Raumausnutzung 
und  die  Gradienmg. 

Schon  bei  den  Öffeiittichen  nud  Handels- 
gpcichem  maclit  sich  der  Uebelstand  atArk  be- 
merkbikr,  daas  die  Quantitäten  des  eingelagerten 
Getreides  mit  den  Jahreszeiten  ntarli  scliwanken, 
obgleich  doch  nicht  nur  das  einheimische,  son- 
dern das  in  anderen  Monaten  geerntete  aus- 
ländische Getreide  zur  Lagerung  kommt.  Bei 
einem  landwirtschaftlichen  Lagerhans  ver- 
schärfen sich  die  L'ebeliitande  natürlich  noch, 
da  alle  (ienossen  zu  gleicher  Zeit  ernten  und 
wahrscheinlich  auch  zu  gleicher  Zeit  werden 
verkaufen  wollen.  Das  Lagerhaus  wird  also 
für  den  Maximalbedarf  gebaot  werden  »od 
einen  grossen  Teil  des  Jahres  leer  stehen  mUssen ; 
eine  Korrektur  der  Raumansnutzung  durch  Aof- 
nahme  fremden  Getreides  oder  anderer  OUtez 
ist  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  müglich. 

Was  das  Gradierungsweaen  anbetrifft,  so 
hat  Schumacher  gezei^'t,  welche  Missstände  sich 
in  Amerika  dabei  herausgestellt  haben.  Dabei 
ist  dort  eine  weitgehende  Gleichartigkeit  im 
Anban  durch  die  Natur  ermöglicht,  und  sie 
wnrde  von  Anfang  an  auch  kUnstUcb  gefürdert, 
indem  der  Zwischenhandel  einmal  sich  weit- 
gehenden Einfluss  auf  die  BeschafTung  des 
Saatgetreides  erwarb  und  indem  vor  allein  die 
ThatsachEj  dass  die  Getreidegradiernng  von 
vom  herein  ein  festes  und  wesentliches  Glied 
in  der  Getreidchandelsorganisation  wurde,  die 
Produktion  unwillkürlich  diesem  Gradierunga- 
system  anpasste.  Trotzdem  nuteracheidet  die 
ChicBgoer  Inspektion  nicht  weniger  als  :^0 
Weizengrade.  In  Deutschland  ist  der  Anbau 
noch  sehr  vieler  Sorten  üblich.  Am  geringsten 
ist  die  Schwierigkeit  bei  Boggen.  Die  meisten 
Roggensorten  sind  nicht  so  weit  von  einander 
verschieden,  dass  nicht  anch  ein  Gemisch  zweier 
Sorten  als  gute  Back  wäre  verkäuflich  wäre. 
Infolge  der  dem  Koggen  eigenen  Fremdbe- 
stäubung    beim    Befruchtnngs Vorgang     findet 
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femer  eine  Kreuzasg  der  Sorten  statt,  dnrcli 
welche  die  g-eriogeu  UnteTschiede  bei  längerem 
Anbau  in  derselben  Feldlage  verscb winden. 
Grösser  sind  die  Unterschiede  beim  Weizen  nnd 
Hafer.  Sie  kurzweg  g'ar  nicht  berücksichtigen, 
geht  nicht  an,  wenn  die  Getreideabaatzgenossen- 
Schaft  wirklich  die  Fnnktionen  des  Händlers 
Qbemebmen  will.  Der  Händler  beurteilt  den 
Wert  des  ihm  vorliegenden  Postens  Getreide 
nicht  absolut,  sondern  relativ,  nach  dem  Ver-  i 
wendnngszweek,  den  er  dafür  hat.  In  einer  | 
sehr  interessiinten  Studie  (Die  Bonitiernng  des 
Weizens  seitens  der  Händler  und  Müller,  im 
ZusamTnenliange  mit  seinen  chemischen  und 
physikalischen  Eigenschaften,  Leipzig  1896) 
hat  Dr.  August  Richter  nachgewiesen,  dass 
für  den  Wert  des  Weizens  massgebend  sind: 
Wassergehalt,  Gehalt  an  N-freien  Steffen,  Mehl- 

f  ehalt,  Holzfasergehalt,  Fettgehalt,  Aschegehalt, 
arbe,  Form,  innere  Struktur,  absolutes  Gewicht, 
apecifisches  Gewicht,  Voiumgewicht.  Das  Vo- 
lum gewicht,  das  sich  aliein  genügend  rasch 
und  sicher  automatisch  feBtsEellen  lässt,  allen- 
falls noch  Farbe,  Form  und  Geruch  siud  bisher 
die  einzigen  Anhaltspunkte  der  Gradiemng  in 
den  Lagerhäusern.  Wenn  diese  Bonitiemog 
such  im  allgemeinen  genUgen  dürfte,  so  kommt 
doch  specifisch  verwendbare,  also  im  gewissen 
Sinne  Qualitätsware,  dabei  gerade  schlecht  weg. 
Endlich  dürfte  noch  die  Frage  der  Lom- 
bardierung des  im  Kornepciclier  lageruden 
Getreides  in  Beti^acht  kommen,  natürlich 
nur  dort,  wo  der  Einl^ei-er  Eigentümer  ge- 
blieben ist  und  nicht  die  GenosHeusehaft  das 
Eigentum  und  Risiko  des  Getreides  fiher^ 
nommen  hat.  Man  kann  wohl  sagen,  dass 
für  den  Kleinbesitzer  diese  Form  lies  Kredits 
nicht  zu  erapfeUen  ist,  weil  sie  zu  teuer  und 
umständlich  ist.  Für  den  Bauern  sollte  nur 
der  genösse  Qschattli  che  Personalkredit  in 
Betracht  kommen.  Für  den  Grossgniod- 
besitzer  liegt  der  Fall  anders;  ihm  kann 
ein  des  eventuellen  Preisfalles  halber  nur 
nicht  zu  hoch  bemessener  Ijombardkredit 
auf  sein  Getreide  sehr  nützlich  sein.  Aber 
absolut  notwendig  sind  dazu  Lagerhäuser 
nicht,  -wie  das  oben  erwähnte  Voi^hon  in 
Frankreich  beweist. 

In  der  letzten  Zeit  sind  die  deutschen 
Komhansgenossenschaften  Gegenstand  heftiger 
Angriffe  seitens  des  Handels  in  det  Presse  und 
im  Parlament  gewesen  (vgl.  die  fortlaufenden 
Berichte  darüber  in  „Handel  und  Gewerbe''). 
Insofern  diese  Angriffe  sich  gegen  das  Genossen- 
schaf tsprincip  an  sich  richten,  wird  ihnen  eine 
Berechtigung  nicht  zugesprochen  werden  können. 
Etwas  anderes  wäre  es,  wenn  die  aus  Slaats- 
nitteln  hergestellten  Lagerhäuser  zu  sonstigen 
den  Handel  beeinträchtigenden  Tbittigkeiten 
benutzt  würden,  wie  es  z.  B.  der  Firma  Eaiff- 
eisen  nnd  Kons,  bezüglich  der  Casseler  Lager- 
häuser Torgeworfen  worden  ist.  Doch  wider- 
spricht letzteres  auch  schon  dem  Sinne  der 
Kornhausgesetze;  deshalb  ist  die  diesbezügliche 
Resolution  des  deutschen  Haudelstages  vom 
2.  März  1899  gegenstandslos. 
LItterktnr:  O.  LuUier,  Die  AouflndlUin  und 
Einriehtutig  der  Speicher,    spfciell  der  Gtlreide- 


magatine,  in  ihren  neucateii  VcrruUkommiiungen, 
BraaiiMchireig  ISSS.  —  Deraelbe,  Die  Silo- 
aptiekcr  von  Galati  and  Braila  1S97.  —  Der- 
»etbe,  Eine  neue  Kontlmktioa  rtm  Kamtager- 
häiuem.  AU  ifaniukript  gedruckt,  o,  J.  — 
Jul.  Schadeberg,  Die  Silo»,  S.  Aiugabe,  Halle 
ISSf. — li.  IT.  Oraaa'Klanin,  Die  Ättodation 
de»  landviirUehafUichen  Angebot»,    Dataig  1888. 

—  Deraelbe,  Der  Komkandel  im  nordusfliehen 
Devtaehland  und  leine  Verkehribekindentngea. 
AI»  JOaniutript  gedrudcl,  o.  J.  —  Itereelbe, 
IHe  icirttchaftUche  Bedeutung  der  Kornzölle  nnd 
die  Miiglichkeü  ihrer  HeraJieetiuJU).  Mit  Anhang  : 
Die  KornhävMer  nach  amcritanitchem  Muiter, 
Berlin  1S9L  —  Senelbe,  Die  Prei-tbädung  der 
Kamfrufht.  (Stpamlabdruck  au»  der  A'rrai- 
leilung),  Berlin  1891.  —  Derselbe,  Konihaui 
contra  A'anift,  Berlin  1895.  —  Derselbe,  Zur 
Aiiocialion  de»  landairiiekafüichen  Aitgeboli, 
Berlin,  Buehdmckerei  »Die  Po»!«,  o.  J.  —  DeTib- 
scfirift  Ober  die  Verietlening  der  Lagerang»;  Uitrli- 
und  Ladeeinrichtungen  in  Berlin,  herautg.  von  den 
Aeltesten  der  Kaufmann»chafl  in  Berlin,  Berlin, 
0.  J.  (1S95J.  —  Sering,  Die  landirirUchqflliche 
iMnkurreja  Jfordnmerika4 ,  Leiptig  1887.  — 
Ramm,  Die  Landairltchafi,  in  den  Vereinigten 
Staaten  toh  A'ordamerika,  iStutlgari  1395,  — 
Derselbe,  Kinutrutliou  und  Betrieb  eine»  ein- 
fachen amerilianiechen  Getreidchauee»  (üilo- 
»peicher»)  von  ca.  2S0O  Clr.  Ftuaungsraum,  in 
Holt  aiag^äkn,  Stuttgart  1896.  —  Schutnaeher, 
Die  (ielreidcbl!r»en  in  den  Vereinigten  ältaaten 
tjon  Sordamerita,  Jahrb.  /.  Hat.  u.  SUit.,  3.  F., 
Bd.  10  S.  seiff.,  Bd.  11  S.  S5g.,  IGlff.  — 
Wletienfeld, ,  Der  deulaehe  Getreidekandel, 
Jahrb.  /.  Xat.  v.  SIaL,  -J.  F.,  Bd.  9  S.  JiV  f., 
Gilff.  —  M&Uer-Alxey,  Gennteeiaehafi- 
lieher  Gctreidererkaiij ,  tpecicll  die  Gründung 
einer  GetreidecerkauJigeno»icn»chafl  zii  Wormi, 
1895.  —  Wygodzlnakl,  Der  gemeineame  Ab- 
»alz  der  tandiriritehnfll.  Erieiignine  (Deuteehe 
landwirttrhaftl.  Ge7io»»enechafi»biblioihek,  Hejtij, 
Offenbach  189S.  —  CrOger,  Getreideabtaif 
genouenechaften  (Volk»iriTl»cbaflliche  Zeit/ragen, 
ließ  ISS),  Berlin  1891.  —  Klapper,  Komhaut 
und  Kaniti.  Eine  Antwort  an  Herrn  v.  Gm»», 
Leipzig  1S9B.  —  Derselbe,  iürnhäuter  und 
Klciiibahnea  {Stimmen  au»  dem  agrarischen 
Lager,  heraulgegeben  vom  Bunde  der  Landicirle, 
lieft  4),  Berlin  ISäS.  —  Genotterurhaftlichcr 
Uetreidcrerkauf  und  die  Errichtung  von  Aora- 
häuaem.  Sondembdruci  au»  dem  amtlichen  Be- 
richt aber  die  .li.  Getamteitrung  de»  Lande»- 
kidtuTratt  am  26.,  S7.  und  18.  A'ocember  1896, 
Dreeilen  1806,  —  C  Slnnka,  Reiteberieht  über 
den  gerio»»enteka/Üiehen  Ab»aUi  landirirtichafl- 
lichcr  Produkte  ™  Deulechland,  Bräun  1896.— 
Zar  Errichtung  der  Gelreidehau»geno»»en3ehafi 
in   Grotc-Pllrhiam  (Reiteberieht),  St.  Folien  1897. 

—  PI-.  Hoffmann,  Da»  Ver»Hch»kornhau»  zu 
Berlin  .VB'.,  S  Hefte,  Berlin  1S98.  —  Rabe, 
DiK  Kbrahau»geno»»en»chaft  zu  Hatte  a.  S. 
(Fühliag»  LandK.  Zeittchr.   vom  IS.    VIl.  189S). 

—  Otto  Bühm,  Die  Komhäitier,  SluUgarl  1893. 
—~  Ertl  und  Lieht,  Da»  landwirliehaflliche 
Gc»o»*en»chmt»iceien  in  Deattchland,  Wien  1S39 
(um/aMend»te  Dartteltung).  —  Comte  de  Koc- 
quigny,  La  Cooperation  de  prodtiction  dant 
Vagriculture,  Pari*  1398.  —  Report  of  a  Com- 
mittee  appointed  by  Ihe  eouncü  qf  the  Central 
and  Atenciated  ChairAeri  qf  Agricuttiire  o»  Co- 
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operalion  for  the  sole  of  agrictdtnral  produet. 
PrestBted  May  Srd ,  1898.  FublUhtd  by  the 
Cditml  Cliamber  of  Agriculliire,  London  SW. 
—  Oeeierreichitckcr  Gfselzeniicurf  betreffend  die 
Erriehlung  von  Beruftgenoiacnichaflcn  der  Land- 
wirte, 710  der  Beitagen  ta  den  sltnographigchen 
Protakolle»  du  Abgeordnetenltaiuei,  XL  Selaiim, 
1S9S  (ertAält  tehr  Teiche»  Jfaleriat  in  den  ila- 
tirert).  —  Entirurf  einte  Gcielzea  betrrßhnd  die 
Erieellerung  de»  Staatieieenbainnrtztt  und  die 
BeteUigung  de»  Slaatei  an  dem  Bau  von  Privat- 
titeiibähnen  und  Kleinbahnen  lotcie  an  der  Er- 
riehiung  mn  landvirtMchafllichen  Getreidelager- 
hSueeni,  lom  S.  JT.  1SS6  (Dnicktachen  der 
Halltet  der  Abgeordnelen,  IS.  Legitlatwrperiode, 
IIL  Settion,  1896,  Xr.  129.  —  Entwurf  ein*» 
Getettei  gleichen  Tilele,  rom  SO.  IV.  1897  (Driiek- 
eaehen  d.  H.  d.  A.,  18.  Legitlaturprriode,  IV. 
Seuion,  1898197,  AV.  SOS).  —  Berichte  über  die 
Verhandlungen  det  devttchen  Landtciritchafu- 
Tatet  1890  und  1890.  —  Cimgri»  de  la  rentf  du 
blf,  Vertaillei  1900.  —  Blätter  ßir  Genomen- 
tchaftnceeea,  Berlin.  —  Jahrbücher  des  Allt/e- 
meinen  Vaiandet  der  deulii-hen  landwirttehäfl- 
Uchen  Geaoeteniehajlen  Jär  lS9i,  1896  und  1897, 
Cfffenbarh  a.  M.  1896,  1S97  w.  1S9S.  —  DenUrhe 
landicirttchafllieke  GenoitentchofliipreMe,  Dnrm- 
»ladt  lenthOll  /ortlaufende  Berichte  über  die 
Lagerhautbevrrgii  ng) . 
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Kosegarten,  Wilhelm^ 

ceb.  am  28.  XI.  179Ä  in  Alteneainnie  bei  Hrnn- 
burg  (Vieriande),  (test  am  11.  VII.  IBGö  in 
Graz,  habilitiert«  sich  1839  als  Dozent  der 
StaatswisseDBchaften  in  Bonn  und  folgte  185ö 
einem  Eufe  als  ausserordentlicber  Professor  der 
politisclien  Wissenschaften  nach  der  Univeraitfit 

Als  Repräsentant  der  historischen  Staats- 
lehre der  hatholiscta-theDlogischen  Schale  schtiesst 
sich  der  Feudalultramontane  Xoset^-arten  L.  v. 
Haller  und  Adam  Müller  an.  In  der  Geldwirt- 
Schaft  sieht  er  die  Ursache  de«  sozialen  and 
'wirtschaftlichen  Unfriedens  und  in  dem  frei- 
beuterischen Wirken  der  individuelleu  Selbst- 
ancht  (freie  Konkorrenz  nnd  nnlauterer  Wett- 
bewerb) das  Mittel,  die  gewissenlosen  nnd  hab- 
gierigen Elemente  auf  Kosten  des  der  Ver- 
armung aoheimf all  ernten  Volkes  zu  bereichern. 
Zn  einer  Schlichtung  des  Streites  zwischen  Ar- 
beit und  Kapital  eracheinea  ihm  die  Satzungen 
des  Konatitutionaliamas  nicht  ausreichend,  da 
der  Fall  eintreten  könne,  dass  der  vierte  Stand, 
die  Klasse  der  besitzlosen  Arbeiter,  eine  Ver- 
tretung durch  die  Plutokratie  zurückweist. 

Kosegart«n  yeröifentlichte  von  staatswissen- 
acbaftlicben  Schriften  a)  in  Buchform:  Com- 
mentatio  eihiliena  historiam  principiomm  quae 
Joh.  Law,  Scotns,  et  PhilippU8,Dux  Anrelianensia, 
regno  traneo-gallici  vicarius,  in  tractandis  debitis 
publicis  secuti  sunt,  Güttiugen  181Ö.  (Gekrönte 
Preis-  und  Promotionssohrift,  die  sich  Über  das 
KreditBjstem  des  Schotten  Law  und  die  Theorie 
verbreitet,  welche  Law  und  der  Regent  Philipp 
Ton  Orleans  znr  miaaglUcklen  Deckung  der 
Staatsschuld  durch  Staatspapiergeld  verfolgten.) 


—  Rousseau  gegen  Hobbes,  oder  über  das  Dogma 
der  Souveränität  dea  Volkea  nnd  liber  den 
wahren  Grund  der  Herracherg-ewalt  im  Staate, 
Hamburg  1832,  —  De  valoris  et  pretii  vi  et 
niomeutis  in  economia  politiea ,  Bonn  1838. 
(Promotionsschrift,  Neben  der  Bewundemng, 
die  er  hierin  dem  Ricardoachen  Scharfsinne  zollt, 
greift  er  indirekt  darch  bänfige  Bezugnahme 
auf  Siamondis  ,.Etudes  gnr  l'^conomie  politjque" 
das  Smithsehe  Induatriesystem  an.)  —  Betrach- 
tungen ilber  die  Veräusserlichkeit  und  Teilbar- 
keit des  Landbesitzes,  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  einige  Provinzen  der  preussischen  Monarchie, 
ebd.  1842,  (Koaegarten  tritt  in  dieser  Schrift 
als  Interpret  des  agrarischen  Feudalismus  auf, 
verwirft  die  ZerstUckelnng  des  Landbesitzes  zu 
Gunsten  der  möglichsten  Gebandenheit  deseelheu, 
will  die  alte  historische,  nach  Hufen  berechnete 
Einteilung  der  Bauerngüter  erhalten  wissen  nnd 
stutzt  seinen  Abscheu  gegen  die  Kapitalisierung 
des  Grundeigentums  auf  den  Satz,  dass  bei  dem 
Landbau  die  Arbeit  und  nicht  das  Kapital  das 
wichtigste  Prodnktionselement  sei.)  —  Geschicht- 
liche and  systematische  O'ebersicbt  der  TCational- 
ükonomie,  Wien  ISTiö.  —  Uebersicht  der  National- 
ökonomie oder  Volkswirtschaftslehre,  ebd.  1856. 

—  Geschichtliche  und  systematiache  Uebersicht 
der  Nationalökonomie  oder  Volkawirtschaftalehre 
als  Grundlage  der  Volks  Wirtschaftspolitik.  Bin 
Leitfaden  für  Vorlesungen,  ebd.  1856.  (Eine 
Zusammenziehung  der  beiden  vorhergehenden 
Schriften,  die  in  ihrem  theoretischen  Teile  den 
historisch  interessanten,  für  die  Wissenschaft 
selbst  aber  fruchtlosen  Versuch  macht,  Theoreme 
von  Ortes  und  Gioja  einer-.  Hoser,  Adam  Müller 
und  Siamondi  andererseits  nach  ihreu  verwandt- 
scbaftlieben  Beziehungen  zn  beleuchten,  die 
ferner  vor  dem  Versohnnngs versuch  zwischen  der 
.MUUerschenmittelalterlichenRestuurationspolitik 
und  dem  Kosmopolit  Ismus  Adam  Smiths  nicht 
zurückach reckt.  Der  praktische  Teil  des  Buches 
negiert  nnd  verdammt  jede  Wirtscbaftsreform 
des  Vi.  Jahrhunderts,  welche  dem  Aussaognngs- 
sjstem  des  Kapitals,  der  modernen  Geldwirt- 
Bcbaft,  dem  Princip  der  freien  Konkurrenz  irgend 
welche  Zugeständnisse  macht,  und  verteidigt 
dagegen  alles,  was  die  kulturellen  Fortschritte 
des  Zeitgeistes  perhorresciert  haben:  Fronden 
nnd  Katuralsteuem,  Zins-  nnd  Kornwucher- 
gesetze,  Zunftzwang  und  Lebensmittel taxen  etc. 
et«.  —  Kosegarten  war  beteiligt  an  dem  Werke: 
Vier  Abhandlungen  Über  daa  konstitutionelle 
Princip  von  J.  Held,  R.  Gneist,  G.  Waitz  und 
W.  Koaegarten  (A.  v.  Haxthausen,  Das  kon- 
stitötionelle  Princip  etc.,  Bd.  II),  Leipzig  1864 
durch  den  Beitrag;  Die  Volkswahlen  und  die 
Voihsherrschaft  in  ihren  politischen  nnd  sozialen 
Wirkungen,  S.  219/370. 

b)  in  Zeitschriften:  1.  Im  Archiv 
der  politischen  Oekonomie  und  Polizeiwissen- 
schaft,  Heidelberg:  üeber  die  Handels  Verhält- 
nisse zwischen  den  nordamerikanischen  Frei- 
staaten nnd  Europa  in  den  letzten  Jahren, 
Bd.  IV,  1840,  S.  367/76.  -  2.  In  Janus,  Berlin  r 
Organisation  der  Arbeit  nnd  der  freien  Kon- 
kurrenz, Jahrg.  1847,  Heft  3—4.  (Er  hekämpft 
hierin  die  Gewerbefreiheit  zn  Gunsten  der  staat- 
lichen Monopolisierung  der  Industrie,  prophezeit 
als  onausbleibliche  Folge  der  freien  Konkurrenz 
Verarmung  des  Volks  und  Ueberfüllung  der 
Armenhilnser  und  zieht  das  sozialistische  Kor- 
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rektiv  des  Loses  der  arl>eiteBdeii  Klasse  deren 
AusbeutDQg  durch  deo  Kapitalismus  vor.l  — 
3.  In  Nene  Jahrbücher  filr  Geschichte  und  Poli- 
tik, herausgegeben  TonBfllau:  Noch  einige  Be- 
merkungen über  die  englische  Getreidegesetz- 
gebung, Jahrg.  1H40,  Bd.  II,  S,  4ö  ff.  —  üeber 
das  slawisch- russische  Siaatssystem  nnd  dessen 
Yergleicbung  mit  dem  germanischen  und  dem- 
jenigen der  modernen  ReprJtsentativverfasBungeD, 
Jahrg.  1846,  Bd.  I,  S.  97  ff.  —  Bemerkungen 
Über  Irland,  veranlasst  durcli  die  dem  britischen 
Parlamente  vorgelegte  ZivauEsbill,  Jahrg.  1846, 
Bd.  n,  S.  97(f  -  Der  Zolischutz,  der  Zoll- 
Terein  und  die  UnterscheidnngsBolle,  gegenüber 
den  norddeutschen  Klistenstaat«n  und  Hanse- 
städten, Jahrg.  1846,  Bd.  I,  S.  481  ff.  —  An- 
sichten britischer  Politiker  über  Oesterreich  und 
sein  Verhältnis  zu  Deutsdiland.  Jahrg.  1849, 
Bd.  II.  S.  481  IT.  —  Er  war  ferner  »h  Mit- 
arbeiter an  dem  reaktionären  „Berliner  poli- 
tischen Wochenblatt'  beteiligt. 
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und  Geschichte  der  Nationalükonomik,  Bd.  II, 
Wien  1860,  S.  668/69.  —  Eoscher,  Geschichte 
der  Nat.,  München  1874,  S.  1025,26.  —  Allge- 
meine deutsche  Biographie,  Bd.  XVI,  Leipzig 
1882,  S.  751. 
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Erankenversiclieriuig. 

I.  Die  K.  in  Deutschland.  1.  Gesetz- 
liche Grundlage.  2.  Personenkreis.  3.  Ver- 
sichemngsorgane.  4.  Begründung,  Feststellung, 
Unterbrechung,  Beendigung  nnd  Fortsetzung, 
der  Mitgliedschaft.  5.  Leistungen  der  Versiche- 
rung. G.  Aufbringnng  der  Mittel.  7.  Verhält- 
nis EU  anderen  Ansprüchen.  8.  Landesrechtliche 
K.  9.  Statistisches.  IL  Die  K.  in  Oeater- 
reich.  10.  Gesetzliche  Grundlage.  11.  I'er- 
aonenkreis.  12.  Versicherungsorgane.  13.  Be- 
gründung, Peststellung,  Beendigung  und  Fort- 
setzung der  Mitglied  sc  naft.  14.  Leistungen  der 
Versicnerung.  lö.  Anfbringnng  der  Mittel.  16. 
Verhältnis  zn  anderen  Leistungen.  17.  Sta- 
tistisches. IIL  Die  K.  in  Ungarn.  18.  Ge- 
setzliche Grundlagen.  19.  Personentreis.  20. 
Versicherungsorgane.  21.  Kontrolle,  Beendigting 
und  Fortsetzung  der  Mitgliedschaft.  22.  Leis- 
tungen der  Versicherung.    23.  Aufbringnng  der 


I.  Die  KrankenverBichernng  in  Deutsch- 
land. 

1.  Gesetzliche  Grundlage.  Die  Gniud- 
lago  der  heutigen  reiehsgesetzliclien  Zwangs- 
kranken  Versicherung  bildet  das  G.  v.  15.  Juni 
1883  'hetr.  die  Krankenversicherung  0er  Ar- 
beiter« in  Verbindung  mit  dem  »Ausdeh- 
nungBgesetz«  vom  28.  Mai  1885  und  dem 
G.  V.  5.  Mai  1886  -betr.  die  IlnfaU-  und 
Kranken versicheni Dg  der  in  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Betrieben  beschäftigten  Per- 
sonen«. 

Die  mit  diesen  Gesetzen  gemachten  Er- 
fahrungen  nötigten  dazu,  eine  ganze  Reihe 


■011  EinzelbestimmungeQ  des  G.  v,  15.  Juni 
1883  abzuändern.  Durch  die  Novelle  vom 
10.  April  1892,  die  auf  einem  im  Herbst 
1890  vorgelegten  Entwürfe  beruht,  wnirden 
die  erforderlichen  Aendernngen,  welche 
grundsätzliche  Fragen  nicht  betreffen,  vor- 
genommen und  gleichzeitig  das  ganze  Gesetz 
in  der  neuen  Fassung  als  »Krankenversiche- 
ningsgesetz«  i)  veröffentlicht  Einige  Para- 
sTajthen  deeselben  sind  durch  das  G.  v.  30. 
Juni  1900  geändert  worden. 

Mit  subsidiärer  Bedeutung  bestehen  neben 

sem  Gesetz  noch  die  Vorschi-iften  der 
Gew.-O,  über  die  Innungskrankenkassen, 
femer  mit  gewissen  Acnderuagen  die  landes- 
rochtHchen  Vorsciiriften  über  Knappsehafts- 
kassen,  über  die  nach  Landesi-eclit  errichteten 
und  den  eingeschriebenen  Hilfskaseen  gleich- 
gestellten Hilfskassen  und  über  die  nach 
einzelnen  Ijandesrechten  den  Gemeinden  ob- 
liegende Kranken  versicheni  ng  und  endlich 
das  Hilfskassengesetz  vom  7.  A])i-il  1876 
mit  den  durch  die  Noveüe  vom  1.  Juni  1884 
bedingen  Aenderungen. 

Die  durch  die  Seemannsordnung  vom  27. 
Dezember  1872,  durch  Ai-t  5ij3ff,  des 
ü.  H.G.B.  v.  10.  Mai  1897  ^  und  durch  die 
Gesindeordnungen  begründeten  Veroflich- 
tungen  zur  Krankcufflrsoi^,  die  Vorschriften 
Aber  sonstige  besondere  Unterstützungskassen 
und  über  die  Öffentliche  Armenpflege  wer- 
den diu-ch  das  Gesetz  nicht  berührt.  Eine 
gewisse  Ergänzung  des  letzteren  durch 
landcsgesetze  ist  zulässig. 

2.  Personenkreis.  Das  Krankenversichc- 
nmgsgcsetz  vom  10.  April  1892  unterscheidet 
einen  gesetzlichen  und  einen  statutarischen 
Vereicherungsz watig,  neben  dem  noch  eine 
Versichern  ngsberochtigung  besieht  {§  1  ff.). 

Dem  gesetzlich  en  Versich  er ungs- 
zwaugc  unterliegen  die  Personen,  die 
gegen  Gehalt  oder  Lohn  beschäftigt  sind 
a)  in  BeiT^werken,  Salinen,  Aufbereitungs- 
anetalten,  Brilchen  imd  Gniben,  in  Fabriken 
und  Hüttenwerken,  heim  Eisenbalui-,  Binnen- 
scliiffahrts-  und  Baggereibetriebe,  auf  Werften 
und  bei  Bauten; 

b)  im  Haudelsgewerbe  {Handlungsge- 
hilfen und  -lehrlinge  nur,  sofern  durch  Ver- 
trag die  ihnen  nach  Art  63  des  D.  H.G.B.''') 
zustehenden  Rechte  aufgeJiobeo  oder  be- 
scliränkt  sind),  im  Handwei-k  und  in  sous- 
ligon  stehenden  Gewerbebetrieben; 

c)  im  G esc liäflsbel riebe  der  Anwälte,  No- 
tare imd  Gerichtsvollzieher,  der  Kranken- 
kassen, Benifsgenossenscliaften  und  Vereiclie- 
rungsanstaKen ; 


')  Die  Paragraphen  dieses  Gesetzes  werden 
in  den  nachstehenden  Ausführungen  ohne  Zn- 
satz dtiert. 

-I  Früher  Art.  öSaff.  des  Allg.  D.  H.G.B. 

')  Froher  Art.  60  des  Allg.  D.  H.G.B. 
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d)  Iq  Betrieben,  ia  deoen  üanipfkesRel 
oder  durch  elementare  Kraft  bewegte  Tiieb- 
"werke  dauernd  verwendet  werden ; 

e)  in  dem  gesamten  (technischen)  Be- 
triebe der  Post-  und  Telegraphenverwal- 
tiingea  sowie  in  den  (wiilsclianüchen)  Be- 
trieben der  Marino-  und  Heeres  Verwaltungen. 

Ausgenommen  sind  kraft  Gesetzes 
a)  alle  diejenigen,  deren  Beschäftigung  durch ; 
die  Natur  ilires  Gegenstandes  oder  im  vor- 
aus diux^  den  Arbeitsvertrag  auf  einen  Zeit- 
raum von  weniger  als  einer  Woche  be- 
schränkt ist, 

b)  die  Gehilfen  und  Lehrlinge  in  Apo- 
theken, 

c)  die  Besatzung  von  Seeschiffen,  auf  die 
SS  ^8  und  49  der  Seeroannsordnung  vom 
27.  Dezember  1871  Anwendung  finden, 

d)  Betriebsbeamte,  Werkmeister,  Tech- 
niker, Handlungsgehilfen  und  Lehi'linge  und 
die  oben  imter  c  genannten  Personen,  so- 
fern ihr  Arbeitsverdienst  an  Lohn  oder  Ge- 
halt ßä/a  Mark  für  den  Arbeitstag  oder  2000 
Mark  für  das  Jahr  (Ibersteigt, 

e)  Personen  des  Soldalenstandes  sowie 
solche  in  Betrieben  oder  im  Dienste  des 
Reiches,  eines  Staates  oder  Eommunalver- 
bandes  beschäftigten  Personen,  die  dem 
Reiche,  Staate  oder  Kommunal  verbände 
gegenüber  in  Krankheitsfällen  Anspruch  auf 
Fortzahlung  des  Gehaltes  oder  Lohnes  für 
mindestens  13  Wochen  nach  der  Erkrankung 
oder  auf  eine  den  gesetzlichen  Mindostleis- 
timgen  (s.  u.  sub  5)  entsprechende  Unter- 
stützung haben. 

Auf  ihren  Antrag  sind  von  der 
Versicherungspflicht    zu    befreien 

a)  Personen,  die  infolge  von  Verletzungen, 
Gebrechen,  chronischen  Krankheiten  oder 
Alter  nur  teil-  bezw.  zeitweise  erwerbsfähig 
sind,  falls  der  unterstützungspflichtige  Ar- 
menverband zustimmt, 

b)  Personen,  die  gegen  den  Arbeitgeber 
einen  Rechtsanspruch  auf  eine  den  gesetz- 
lichen Mindestleistungen  (s,  u.  sub  5)  ent- 
sprechende Unterstütz  IUI  g  im  KrankheitsfaUe 
üaben,  falls  die  erforderliche  LeistungsfÄhig- 
keit  des  Arbeitgebers  gesichert  ist. 

Endlich  sind  auf  Autrag  des  Arbeit- 
gebers zu  befreien 

a)  Ijehrlinge,  denen  durch  den  Arbeit- 
geber während  der  Ivehrzeit  Anspruch  auf 
freie  Kur  oder  Veipflegung  in  einem  Kran- 
kenhauee  für  13  Wochen  gesichert  ist, 

b)  arbeitslose,  in  Arbeiterkolon ieeu  und 
ähnlichen  Anstalten  vorübergehend  beschäf- 
tigte Personen. 

Eine  Ausdehnung  des  Versiche- 
ruugszwanges  ist  zunächst  durch  die 
Landesgesetzgebung  bezüglich  der 
land-  und  forstwirtBchaftUcheu  Arbeiter  mög- 
lich (§  133  des  G.  v.  5.  Mai  1886),  ferner 
durch  Verfügung   des   Beichskanzlers, 


bezw.  der  Centralbehörde  bezüglich  solcher 
in  Betrieben  oder  im  Dienste  des  Reichs 
oder  eines  Staates  beschäftigten  Personen, 
die  nicht  bereits  nach  dem  Gesetze  versiche- 
ningspflichtig  sind,  ferner  durch  Bescliluss 
des  Bundesrates  bezüglich  der  Hausindus- 
triellcn  und  endlich  durch  statutarische 
Bestimmung  einer  Gemeinde  oder 
eines  weiteren  Kommunal  Verban- 
des, 

Diesem  statu  tarischen  Versicherungszwang 
können  unterworfen  werden : 

a)  Personen,  die  nach  der  Hatur  des 
Gegenstandos  ihrer  Beschäftigimg  oder  nach 
ihrem  Arbeitavertrage  für  weniger  als  eine 
Woche  beschäftigt  werden, 

b)  Personen,  die  in  Betrieben  und  im 
Dienste  der  Gemeinde  besdiäftigt  werden 
und  nicht  nach  anderweitigen  reichsgesetz- 
lichen Bestimmungen  versicherungspflichtig 

c)  Fauiihenangebörige  des  Unternehmers, 
weiche  nicht  auf  Grund  eines  Arbeitsver- 
trages im  Betriebe  desselben  beschäftigt 
werden, 

d)  die  Hausindustrien  en, 

e)  die  Handlungsgeliilfeu  und  -lehrlinge, 
welche  nach  den  oben  angegebenen  Bestim- 
mungen   nicht   versicherungspflichtig    sind, 

f)  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Äi'- 
beiter  nnd  Betriebsbeamten. 

Die  Versicherungsberechtigung 
ist  entweder  eine  gesetzliche  oder  eine  (orts- 
bezw.  kommunalverhands-)  statutarische.  LäuI 
Gesetz  sind  beitritt slierechtigt 

a)  die  Dienstboten  (jedoch  nur  zur  Ge- 
meindekranken Versicherung)   (s.    u.    sub    3), 

b)  diejenigen  nicht  versicherungspflich- 
tigen Personen j  welche  in  versicherungs- 
pflichtigen Betneben  beschäftigt  werden,  so- 
fern sie  nicht  mehr  als  2000  Mark  Jahres- 
einkommen haben  (§§  4,  19,  63  und  72). 

Durch  statutarische  Bestimmung  einer 
Gemeinde  oder  eines  weiteren  Kommunal- 
verbandes kann  auch  sonstigen  nicht  ver- 
sicherungspflichtigen Personen  mit  nicht 
mehr  als  2000  Mark  Jahreseinkommen  der 
Beitritt  gestattet  oder  die  Beilrittsberechti- 
gung  verliehen  werden. 

3.  Vemicheraiigfiorgane.  Die  Durch- 
führung der  reichsgesetzlichen  Krankenver- 
sicherung ist  einer  Reihe  von  Organen  über- 
tragen, die  teilweise  sclion  bestanden,  teil- 
weise neu  gebildet  wurden.  Für  die  Orga- 
nisation gilt  als  leitender  Grundsatz  die  be- 
rufliche Zusammenfaasungder  Versicherungs- 
pflichtigen in  örtlich  l>egrenzte  OM;ane 
(Krankenkassen)  mit  eigener,  von  Arbeit- 
gehern und  Arbeitnehmern  durchzuführender 
Verwaltung.  Derartige  Organe  sind  die 
nachstehenden ; 

a)  Die  Ortskrankenkassen  (§g  Iß 
;  bis  48).    Diese  sind  als  die  hauptsächlichste 
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Kassenform  anzusehen.  Sie  werden  von  den 
Gemeinden  orriehtet  imd  zwai-  in  der  Regel 
für  die  im  Gemeindebezirk  beschäftigten 
Versicherungspflichtigen  eines  Gewerbe- 
zweiges oder  einer  Betiiebsart,  sofern  die 
beteiligte  Zahl  der  Versicheningspflichtigen 
mindestens  100  beträgt.  Unter  gewissen 
Voraussetzungen  ist  indes  anch  die  Zusam- 
menfassung mehrerer  Benifsarten  sowie  die 
Zusaramenlegiing  mehrerer  Gemeinden  zu- 
lässig (gemeinsame  Ortskrankenkassen).  Das 
Statut  der  Kasse  wird  nach  AnhOnitig  der 
BeteiJigf«n  oder  ihrer  Vertreter  von  der  Ge- 
meinde errichtet  und  bedarf  der  Genehmi- 
gung durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde. 
Die  Oriskrankenkasse  hat  juristische  Porafln- 
lichkeit  kraft  des  Gesetzes.  •  Ihre  A'erwal- 
tung  tmtoriiegt  der  staatlichen  Aufsicht 
Ihre  Oi^ne  sind  die  General  Versammlung, 
die  aus  den  Kassen mitgliedern,  d.  h.  den 
zur  Kasse  gehörigen  Arbeitnehmern  wler 
aus  deren  Delegierten  i)  besteht,  nnd  der 
Vorstand.  Die  Arbeitgeber  miissen  in  beiden 
Organen  nach  dem  Verhältnis  ihrer  Beiträge 
vertreten  sein,  dürfen  aber  melir  als  ein 
Drittel  der  Stimmen  nicht  besitzen.  Der 
Bestand  der  Kasse  wird  beendigt  durcJi  Auf- 
lösung a\if  Antrag  der  General  Versammlung 
oder  durch  Schliessung  seitens  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  bei  zu  starker  Vermin- 
derung der  31  it  gl  ied  erzähl  oder  zu  hoher 
Belastung  der  Kassenraitglieder. 

b)  Die  Betriebs-  oder  Fabrik- 
krankenkassen (gg  59—68).  Ihre  Er- 
nclitung  kann  durch  den  Arbeitgeber  für  | 
die  Arbeiter  der  eigenen  Fabrik  erfolgen,  j 
sofern  die  Arbeiterzahl  mindestens  00  be-j 
trägt;  die  Errichtung  mnss  erfolgen  bei  50 
unu  mehr  Arbeitern,  falls  die  Gemeinde,  in 
der  die  Beschäftigung  stattfindet,  oder  die 
Krankenkasse,  zu  der  die  bescliäfiigten  Per- 
sonen gehören,  dies  beantragt,  und  ohne 
Rficksicht  auf  die  Arbeiterzahl,  wenn  der 
Betrieb  eine  besondere  Kranklieitsgefalu;  auf- 
weist. Das  Kassenstatut  wii-d  vom  Betriebs- 
unternehmer nach  Anhörung  der  Versiche- 
nmgspflichtigen  errichtet  Der  Cntemehmer 
kann  sich  oder  seinem  Vertreter  den  Vor- 
sitz in  der  General  veraammlimg  und  im  Vor- 
stande durch  das  Statut  sichern  und  hat 
die  Eechnungs-  und  Kassenfflhnmg  auf  seine 
Kosten  und  unter  seiner  VerantworÜichkeit 
besorgen  zu  lassen.  Gegenflber  der  Kasse 
hat  der  L'ntemeluner  eine  Vorschusspflicht, 
falls  die  Kassen  bestände  zur  Deckung  der 
laufenden  Ausgaben  nicht  ausreichen,  und 
eine  ZuBchueepfKcht,  wenn  die  Beiträge  auf 
das  höcliste  zulässige  Maas  erhöht  sind,  trotz- 
dem aber  die  gesetzlichen  Mindestleistungen 


')  Aus  Delegierten  muss  die  Generalver- 
sammlnng  bestAheii,  weim  die  Kasse  500  oder 
mehr  Mitglieder  zÄhlt. 


der  Kasse  niciit  gedeckt  werden  können. 
Im  übrigen  gelten  auch  hier  die  meisten 
der  für  die  üi-ts kranken kassen  bestehenden 
Bestimmungen. 

c)  Die  Baukrankenkassen  (§§  69 
bis  (2),  Dieselben  sind  auf  Anordnung  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  von  den  Bau- 
herren grösserer  vorübergehender  Baubetriebe 
zu  errichten  und  unterliegen  im  allgemeinen 
denselben  Vorschriften  wie  die  Betriete- 
krankenkassen, denen  sie  ihrem  Wesen  nach 
zuzurechnen  sind. 

d)  Die  Innungskrankenkassen  {§ 
63),  wie  sie  gemäss  Tit.  VI  der  Gew.-O. 
von  Innungen  für  Gesellen  und  Lehrlinge 
ihrer  Mitglieder  errichtet  wertien.  Die  In- 
nungskrankenkassen entbehren  der  juristi- 
schen Selbständigkeit,  stellen  sich  \-ielmehr 
als  durch  Nebenslatut  zu  regelnde  Einrich- 
tungen der  Inniingen  dar. 

e)  Die  Knappschaftskassen  (§  74), 
die  auf  Grund  der  berggesetzUchen  Bestim- 
mungen errichtet  und  nach  diesen  behandelt 
werden,  aber  ihi-e  Leistungen  den  für  die 
Betriebskrankenkassen  vorgeschriebenen  Min- 
destleistungen (s.  u,  sub  ü)  anpassen  mässen. 

Sehen  diesen  Kassenformon  besteht  noch 
die  Gemeindekrankenversicherung 
(§§  i — li5)-  Die  Gemeindekrankenversiche- 
i-ung  tritt  subsidiär  ein  für  alle  diejenigen 
Versicherungspflichtigeu,  die  in  den  unter 
a— e  genannten  Kassenformen  kein  Unter- 
kommen finden  bezw.  nicht  einer  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  genügenden  üilfs- 
kasse  augohörcn.  Die  Geuieindokranken  Ver- 
sicherung ist  keine  selbständige  Kranken- 
kasse, sondern  eine  Einrichtung  der  Ge- 
meinde, die  ihrerseits  als  Vereicherer  er- 
I  scheint  imd  durch  ihre  Organe  die  Verwal- 
tung ftlhrt  Für  mehrere  Gemeinden  kann 
eine  gemeinsame  Gemeinde  kranken  Versiche- 
rung errichtet  werden,  falls  die  Gemeinden 
übereinstimmende  bezügliche  Beschlüsse 
fassen  oder  der  weitere  Komm  u  naiverband 
die  Errichtimg  bescliliesst ,  oder  endlich, 
wenn  die  liöhere  Verwaltungsbehörde  wegen 
zu  gennger  Zahl  oder  zu  hoher  Belastung 
der  Versicherten  in  einer  otlor  mehreren  Ge- 
meinden die  Zusammenfassung  der  betreffen- 
den Gemeinden  anordnet. 

Bei  den  bisher  besprochenen  Organen 
besteht  der  Gnmdsatz  des  Beitrittszwanges 
für  die  Vei-sichenuigspf lichtigen,  dem  die 
Auf  nähme  Verpflichtung  der  Kasse  entspricht 
Diese  beiden  Eigentümhchkeiten  fehlen  bei 
den  »eingeschriebenen  Hüfskaasen»,  deren 
Organisation  überhaupt  auf  anderen  Grund- 
sätzen beniht  (vgl.  den  Art.  Iliifskassen 
ol«n  Bd.  IV  S.  1201  ff.).  Gleichwohl  sind 
die  eingeschriebenen  Hilfskassen  auch  an 
der  Durchführung  der  reichsgesetzlichen 
Krankenversicherung  beteiligt  insofern, 
als   Mitglieder    solcher   Kassen    »mter   be- 
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stimm  ten  Voraussetzungen  von  der  Ver- 
pflichtung, eioeiu  der  ooeri  genannten  Ver- 
fiicherungsorgane  anzugehören,  befreit  sind. 
Die  Befreiung  tritt  nur  ein,  wenn  die  Hilfa- 
kasse  den  versicherungspflichtigen  Mitglie- 
dern hezw.  der  Mitgliederklasse,  zu  welcher 
der  Tersicheningspflichtige  gehört, 
setzlichen  Mindestleistungen  (b.  «,  sub  5) 
gewahrt.  Hierbei  niiiss  nach  dem  G.  v.  10. 
April  1892  in  der  Hegel  freie  ärztliche  Be- 
handlung, Arznei  etc.  in  natiu^  gegeben 
werden,  während  vordem  statt  dessen  be- 
stimmto  Geldentschädigtingen  zuläsBig  waren. 
Zur  Zeit  ist  ein  Ersatz  in  Geld  (in  Höhe 
von  2r)^'o  des  ortsüblichen  Tagelohnes  de.s 
Besehäftigungsortes)  nur  gegenüber  solchen 
Uilfskasäenmitgliedern  erlaubt,  die  zugleich 
der  Gemeindekranken  Versicherung  oder  einer 
der  oben  unter  a— e  genannten  Kassen  an- 
gehören. 

Den  eingeschriebenen  Hilfskassen  werden 
auch  diejenigen  auf  Gnind  lamlesrechtlieher 
Vorschriften  erricliteten  Hilfskaesen  gleich- 
gestellt, deren  Statut  von  einer  Staatsbe- 
hörde genehmigt  ist,  doch  müssen  alsdann 
die  Vorschriften  des  Statuts  über  die  Bil- 
dung des  Hesen-efonds  den  §§  32  nnd  33 
entsprechen  (§§  75 — 76). 

lür  gewisse  Angelegenheiten  können 
sich  die  Orts-,  Betriebs-,  &ii-  und  Innungs- 
krankenkassen  und  die  Organe  der  Gemeinde- 
kranken  Versicherung  —  aUe  diese,  sofern 
sie  innerhalb  des  Bezirks  derselben  Auf- 
sichtebehörde belegen  sind  —  zu  einem 
Verbände  vereinigen.  Auch  diese  Ver- 
lÄnde  sind  selbständige  *Rechtssubjekte  und 
bedürfen  eines  eigenen  Statuts,  das  von  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  zu  genehmigen 
ist.  Die  Verbandsbildung  ist  stets  freiwillig 
und  beruht  deshalb  lediglich  auf  den  ttber- 
einstiramenden  Beschlüssen  der  beteiligten 
Versichemngsoi^ne,  Ant  demselben  Wege 
erfolgt  ihre  Anflüsnng.  Die  Verbandskosten 
werden  —  mangels  eines  anderweitigen  Ceber- 
einkomraens  —  nacli  der  Summe  derKassen- 
beitrflge  auf  die  einzelnen  Kassen  iimgelegt. 
Die  Verbandszwecke    sind   beschränkt  auf 

1.  Anstellung  gemeinsamer  Rechnungs- 
und  Kassenführer  und  sonstiger  gemeinsamer 
Bediensteten, 

2.  Abschluss  gemeinsamer  Verträge  mit 
Äerzten,  Apotheken,  Krankenhäusern  und 
Lieferanten  von  Heilmitteln  und  sonstigen 
Bedürfnissen  der  Krankenpflege, 

3.  Anlage  tmd  Betrieb  gemeinsamer 
Kranket)-  und  Genesungshäuser, 

4.  gemeinsame  Bestreitung  der  Kranken-  j 
unterstütz  Imgskosten  bis  ku  rh"!»  derselben. 
{§§  46,  46a,  46b,  64,  72,  73.) 

4.  Begrimdang,  Feststellang,  Unter- 1 
brechoDg,  Beendi^ng  und  Fortäetznng 
der  Mitgliedschaft.  Jeder  Versielieniugs- 
pflichtige  wird  mit  dem  Eintritt  in  die  Be- 1 


schäftigung  auf  Gnuid  des  Gesetzes  Mit- 
glied derjenigen  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  oder 
Innungakrankenkasse,  die  für  die  Arbeiter 
seines  Berufs  bezw.  Betriebes  am  Beschftfti- 
gungsorte  besteht,  bezw.  der  Gemeinde- 
krankenversicherung, falls  solche  Kassen  für 
ihn  nicht  in  Betracht  kommen.  Der  Ver- 
sicherungspflichtige kann  sich  diesem  Bei- 
trittszwaage  nm-  dann  entziehen,  wenn  er 
einer  den  Vorschriften  des  §  75  entspreclien- 
den  Hilfskasse  angehört.  Die  Mitgliedschaft 
bei  den  vorgenannten  Kassen  bezw,  bei  der 
Gemeindekianken Versicherung  ist  von  der 
Erfüllung  einer  besonderen  Formalität  nicht 
abhängig.  Zur  leichteren  Feststellung  des 
Mitgliederbestandes  und  im  Interesse  der 
Kontrolle  ist  indes  eine  Meldepflicht  für  die 
Arbeitgeber  und  die  Hilfskassen  durch  §§  49 
bis  50  begründet.  Ihi«  Versäumnis  zieht 
gemäss  §  81  eine  Geldstrafe  bis  zu  20  Mark 
und  ausserdem  für  den  Arbeitgeber  im  Falle 
des  Vorsatzes  oder  der  Fahmasigkeit  die 
Pfhcht  zur  Erstattung  aller  Aufwendimgen 
nach  sich,  die  vor  der  Anmeldung  von  der 
Gemeindekrankenversicherung  bezw.  der  Orts- 
krankenkasse für  den  Nich taugemeldeten  ge- 
macht werden  mussteu.  Vom  Arbeitgeber 
sind  anzumelden  alle  Vereicherungapllich- 
tigen,  die  nicht  einer  Betriebs-,  Bau-,  In- 
nungs-,  Knappschafts-  oder  einer  dem  §  75 
genügenden  Hilfskasse  angehüren.  Die  An- 
meldung muss  spätestens  am  dritten  Tage 
nach  Beginn  der  versicherungspflichtigen 
Bescliättigung  erfolgen.  Dieselben  Personen 
sind  vom  Arbeitgeber  in  gleicher  Frist  nach 
Beendigung  der  Beschäftigung  wieder  abzu- 
melden. Die  Meldefrist  kann  durch  Be- 
schluss  der  Verwaltung  der  Oemeindekran- 
kenvei-sicherung  oder  durch  das  Statut  der 
Ortskrankenkasse  bis  zum  letzten  Werktage 
der  Kalenderwoche,  in  welcher  die  dreitägige 
Frist  abläuft,  erstreckt  wenien. 

Die  Hi]fska3sen  der  im  %  75  bezeichneten 
Art  müssen  jedes  Ausscheiden  eines  ver- 
sichern ngspthcht  igen  Mitgliedes  und  jedes 
Uebertreten  desselben  in  eine  niedrigere 
Mitgliederklassc  binnen  Monatsfrist  an- 
melden. 

Die  Mitgliedschaft  l)ei  Orts-,  Betriebs-, 
Bau-  und  Innungskraukenkassen  kann  (§  19 
Abs.  ."),  §  Ö3  Abs.  3,  g  72  Abs.  3,  §  73) 
durch  freiwilligen  Austritt  des  Versicherungs- 
pflichtigen am  Schlüsse  des  Bechmmgsjahres 
beendigt  werden,  sofern  dieser  den  Austritt 
spätestens  3  Monate  vorher  beim  Vorstande 
beaütragt  und  vor  dem  Austritte  nachweist, 
dass  er  MitgUed  einer  dem  §  7i>  entsprechen- 
den Hilfskasse  geworden  ist. 

Im  übrigen  entspricht  es  der  Natur  der 
Zwangs  Versicherung,  dass  mit  dem  Aus- 
scheiden aus  der  versicherungspflichtigen 
Beschäftigung  auch  die  Versicherung  aufhört. 
Dieser   Grundsatz   hat   indes  gewisse  Ein- 
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schraakungeE  ei-faliren.  Zunächst  wird  die 
Versicherung  bei  einer  Orts-,  Betriebs-,  Bau- 
oder Inoungskrankenkasse  (g  26  Abs.  2, 
§§  64,  72  und  73)  nicht  als  aufgehoben, 
sondern  mir  als  unterbrochen  angesehen, 
wenn  der  Versicherte  behufs  Erfülhing  der 
Dienstpflicht  im  Heere  oder  in  der  Marine 
oder  wegen  einer  der  bei  seinem  Gewerbe- 
zweige üblichen,  periodisch  wiederkehrenden 
zeitweiligen  Betriebseinsteil  iingen  aus  der 
TersicheruDgBpftichtigea  Thätlgkeit  ausge- 
schieden ist.  Treten  solche  Versicherte  nach 
"Wiederbeginn  der  Betriebsperiode  oder  nfich 
Beendigung  der  Dienstleistung  in  die  Be- 
schäftigung und  die  Kasse  wieder  ein,  so 
haben  sie  sofort  Anspruch  auf  die  vollen 
statutengemäaaon  Leistungen,  ohne  zur  Er- 
füllung der  etwa  bestehenden  Karenzzeit 
oder  zur  Zahlung  eines  Eintrittsgeldes  ver- 
pflichtet zu  sein. 

Des  weiteren  behalten  gemäss  §g  '28,  64, 
72  und  73  solche  Pei-sonen,  die  infolge  ein- 
tretender Erwerbslosigkeit  aus  der  (Orts-, 
Betriebs-,  Bau-  oder  Inniings-)  Krankenkasse 
nach  mindestens  dreiwöchentlicher  Mitglied- 
schaft bei  einer  auf  (inind  des  Gesetzes 
errichteten  Kasse  ausscheiden,  Anspruch  auf 
die  gesetzlichen  Mindestleistungen  (s.  u.  sub  5) 
in  solchen  Unterstützungsf allen,  die  wilhrend 
der  Erwerbslosigkeit  und  innerhalb  der  ersten 
drei  Wochen  nach  dem  Ausscheiden  ein- 
treten; die  Beteiligten  müssen  sich  indes  im 
Reichsgebiete  aufhalten,  falls  das  Statut 
nichts  anderes  vorsieht. 

Tritt  ein  der  Gemeindokianken  Versiche- 
rung unterliegender  Versicherter  gänzlich 
aus  der  versicheningspüichtigen  Thätiglieit 
aus,  ohne  zu  einer  anderen  derartigen  Thä- 
tigkeit  ILberzugehen,  so  kann  er  die  Ansprüche 
auf  Unterstützung  so  lange  aufrechterhalten, 
als  er  die  Beiträge  foitzahlt  und  im  Gemeinde- 
bezirk entweder  des  bisherigen  Aufenthalts- 
oder des  letzten  Beschäftigungsortes  Aufent- 
halt nhnmt  (§  11).  Mitglieder  von  Oi-ts-, 
Innungs-,  Bau-  und  Betriebskrankenkassen 
kßnnen  nach  völligem  Ausscheiden  aus  der 
versichenmgspflichtigen  Thfltigkeit  ihre  Mit- 
gliedschaft während  ihres  Aufenthaltes  im 
Reichsgebiete  freiwillig  fortsetzen^  sie  haben 
ihre  desfallsige  Absicht  binnen  einer  Woche 
dem  Kassen Toretan de  anzuzeigen  oder  beim 
ersten  Fälligkeitstermine  in  dieser  Woche 
die  vollen  Beiträge  (s.  u.  sub  6)  zu  zahlen. 
In  den  Bau-  und  Betriebskrankenkassen  sind 
solche  Personen,  welche  freiwillig  die  Ver- 
sicherung fortsetzen,  nicht  stimmberechtigt 
und  nicht  wählbar  zu  Kassenämtern,  während 
sie  im  übrigen  den  zwangsweise  Ver- 
sicherten gleichgestellt  sind.  (§  27  Abs.  1, 
§  64.  g  7?,  g  73). 

Diese  wie  alle  tibiigen  Arten  der  frei- 
willigen Versicherung  bei  der  Gemcinde- 
krankenversicliemng  oder  einer  Orts-,   Be- 


triebs-, Bau-  und  Innungskmnkenkasse  er- 
löschen, aofem  die  Beiträge  an  zwei  auf- 
einanderfolgenden Terminen  nicht  gezahlt 
werden.  {§  4  Abs.  4,  §  19  Abs.  6,  g  27 
Abs.  2,  §  63  Abs.  4,  §  72,  g  73.) 

5.  Leistungen  der  Versichemng.  unter 
den  Leistungen  der  reichsgesetzlichen  Kran- 
ken versichen  mg  ist  in  erster  Linie  die  eigent- 
liche Krankenunterstützung  zu  erwähnen, 
bestehend  aus  Gewährung  von  Ai-znei  und 
ärztlicher  Hilfe  und  ans  Krankengeld. 

Diese  Kraukenunterstützung  bildet  bei 
allen  Vereichenmgsorganen  den  Gegenstand 
der  gesetzlichen  Mindestleistung, 
imd  zwar  ist  in  dieser  Beziehung  den  er- 
krankten Kassen mitgliedeni  mindestens  fol- 
gendes zu  leisten : 

a)  l'reie  ärztliche  Behandlung, 
Arznei,  Brillen,  Bruchbänder  und  ähnliche 
Heilmittel  vom  Beginn  der  Krankheit  ab  für 
die  Dauer  der  Krankheit,  längstens  aber  für 
13  Woclien. 

b)  Krankengeld,  sofern  durch  die 
Krankheit  eine  Erwerbsunfähigkeit  herror- 
genifen  ist.  Die  Zahlung  des  Krankengeidee 
beginnt  in  diesem  Falle  mit  dem  Eintritt 
der  Erwerbsunfähigkeit,  frühestens  aber  vom 
3.  Tage  nach  Beginn  der  Krankheit  ab. 
Das  Krankengeld  ist  für  jeden  Arbeitstag  zu 
zahlen,  und  zwar  für  die  Dauer  der  Erwerbs- 
unfähigkeit, längstens  für  13  >\'ochen  nach 
Beginn  des  Krankengeld bezuges.  Das  Kran- 
kengeld beträgt  50  "lo  des  zu  Grunde  zii  legen- 
den Ix»hnes.  Als  letzterer  gilt  bei  der  Ge- 
meinde kranken  Versicherung  der  gemäss  §  8 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  nach 
Anhörung  der  Gemeinde  festzusetzende  orts- 
übliche Tagelohn,  der  auch  fiir  das  Kranken- 
geld der  HiJfskassen  die  Mindestgrenze  be- 
stimmt Bei  den  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und 
Innungskassen  Ist  der  durchschnittliche  Tage- 
lohn derjenigen  Klasse  der  Versicherten, 
flir  welche  die  Kasse  errichtet  ist,  soweit  er 
3  Mark  für  den  Arbeitstag  nicht  tlberechreitet, 
zu  Grunde  zu  legen,  wodurch  zugleich  auch 
die  Mindestgrenze  für  das  Krankengeld  der 
Knappseh&ftskassen  bezeichnet  wird.  Dmch 
Statut  kann  indes  in  den  Orts-,  Betriebs-, 
Bau-  und  Innungskrankenkassen  auch  die 
Zugrundelegung  des  wirklichen  Arbeitsver- 
dienstes, soweit  er  4  Mark  für  den  Arbeits- 
tag nicht  Überschreitet,  angeordnet  werden, 
(g  6.  §  20,  g  26a  Abs.  2  Ziff.  6.  §  64,  §  72, 
§  73,  g  74.  §  75.) 

Geraeindekrankenversicherungen  sowie 
Orts-,  Beti'iebs-,  Bau-  un<l  Innungskranken- 
kassen können  statt  des  Krankengeldes  und 
der  ärztlichen  Behandlung  und  Arznei  etc. 
auch  freie  Kur  und  Verpflegimg  in  einem 
Krankenhause   eintreten  lassen,  und  zwar: 

a)  bei  Personen,  die  verheiratet  sind 
oder  eine  eigene  Haushaltung  haben  oder 
Mitglieder  der  Haushaltung  ihrer  Familie 
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Bind,  in  der  Regel  mit  Zustimmtmg  des  Er- 
krankten. 

b)  bei  soDstigen  Personen  unter  idlen 
umständen. 

Bei  den  unter  a  genannten  Personen 
bedarf  es  ihrer  Zustimmung  nicht,  wenn 
die  Art  der  Krankheit  Anforderungen  an  die 
Beliaridlung  stellt,  denen  in  der  Familie  des 
Erkrankten  nicht  genfigt  werden  kann,  oder 
wenn  der  Kranke  den  Vorschriften  der 
Kasse  bezw.  Gemeinde  Aber  Meldung,  Ver- 
halten lind  Beaufsichtigung  der  Kranken 
wiederholt  zuwidergehandelt  hat  oder  wenn 
der  Zxistand  oder  das  Verhalten  des  Er- 
krankten eine  forlgosctzte  Beobachtung  er- 
fordert. 

Während  der  Verpflegung  im  Kranken- 
hause ist  zu  Gunsten  «ter  Angehörigen,  deren 
Unterhalt  der  Erkrankte  aus  seinem  Arbeits- 
verdienste bestritten  hat,  die  Hälfte  des 
Krankengeldes  zu  zahlen.  (§  7,  §  20,  §  64, 
§  72,  §  73.) 

Ausser  dieser  eigentlichen  Krankenunter- 
Btfltzung  gehCrt  zu  den  ^Mindestleistungen 
der  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  Innnngs- 
krankenkassen  (und  nach  §  74  auch  der 
Knappschafts kassen)  noch  die  Zahlung  einer 
WocheulKättuntorstiltzung  und  eines  Sierbe- 
gel<les,  die  beide  in  der  Gemeindekranken- 
versichcning  nicht  bestehen. 

Die  ■\Vochenhettun  ter  Stützung  ist 
elicnso  hoch  wie  das  Krankengeld  und  muss 
denjenigen  Wöchnerinnen  gezahlt  werden, 
die  innerhalb  des  letzten  Jahres  vor  der 
Entbindung  mindestens  6  Monate  hindurch 
der  Gemein  dekranken  Versicherung  oder  einer 
Orts-,  Betriebs-,  Bau-  oder  Innungskranken- 
kasse angehört  haben.  Die  Zahlung  hat  für 
diejenige  Zeit,  ftlr  welche  die  Gewerbeord- 
nung <lie  Beschäftigung  der  Wöchnerinnen 
untersagt,  mindestens  aber  ffir  4  Wochen  zu 
erfolgen.  (§  20,  §  64,  §  72  Abs.  3,  §  73,  §  74.) 

Das  Sterbegeld  beträgt  mindestens 
das  20  fache  des  dui-clischnittlichen  Tage- 
lohnes. Seine  Zahlung  erfolgt  beim  Tode 
eines  Mitgliedes,  und  zwar  auch  dann,  wenn 
ein  als  Kassenmitglicd  Erkrankter  innerhalb 
eines  Jahres  nach  Beendigung  der  Kranken- 
unterstützung infolge  derselben  Krankheit 
stii'bf,  ohne  bis  zu  seinem  Tode  wieder  er- 
werbsfähig geworden  zu  sein.  (§  20,  g  64, 
g  72,  §  73,  §  74.) 

Ueber  diese  gesetzliehenMindestloistungen 
können  die  Vei-sicherungsorgaue  nur  In  dem 
gesetzlich  feetge stellten  Umfange  hinaus- 
gehen. Am  engsten  sind  dabei  die  Grenzen 
für  die  Genieindekrankenver Siche- 
rung. 

Sie  kann  auf  Gnmd  eines  Gemeindebe- 
Echliisses  (ja  Ca) 

1.  ärztliche  Behandlung  imd  Arznei 
auch   den   erkiankten   nicht   versichenmgs- 


pflichtigen  Familienangehörigen  der  Kassen- 
mitglieder auf  dsren  Antrag  gewähren; 

2.  die  Stägige  Wartezeit  für  den  Beginn 
des  Krankengeldbezuges  beseitigen; 

3.  das  Krankengeld  auch  für  Sonn-  und 
Festtage  gewähren. 

Bei  dauernden  Ueberschüssen  kann  die 
Gemeinde  nach  §  10  Abs.  3  noch  sonstige 
Erhöhungen  und  Erweiterungen  bescliliessen, 
die  sich  dann  fi-eilicJi  in  dem  Rahmen  halten 
müssen,  der  nach  dem  Gesetz  überhaupt  den 
auf  Beitrittszwang  benihenden  Krankenver- 
sicherungBorpanen  gestattet  ist.  Die  Auf- 
nahme von  Versicherungszweigen,  die  flber 
den  Umkreisder  Kranken  versichenmg  hinaus- 
gehen, ist  ausgeschlossen. 

Die  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und 
Innungskrankenkassen  können  in 
ihren  Statuten  sowohl  eine  Erwejtenmg  des 
Kreises  der  Bezugstwi-echt igten  durch  Hinein- 
ziehung und  Berücksichtigung  der  nicht 
versieh  erangsp  fi  ichtigen  Fam  ilie  nangehörigen 
als  auch  eine  Erhöhung  und  Ausdehnung 
der  Leistungen  an  die  Kassen  mit  gl  ieder 
vorsehen,  imd  zwar  in  folgendem  Umfange. 

1.  Aerztliche  Behandlung  imd  Arznei 
kann  auch  den  erkrankten  nicht  vei-siche- 
nmgspft  ichtigen  Familienangehörigen  des 
Mitghedes  gewährt  werden. 

2.  Die  Wochenbettunterstützung  kann  im 
voDen  Umfange  auch  der  nicht  versicherten 
Ehefrau  des  Mitgliedes  gezahlt  werden. 

3.  Das  Sterbegeld  kann  beim  Tode  der 
nicht  versieh eningspfhchtigen  Ehefrau  mit 
*/3  und  beim  Tode  eines  nicht  versicherungs- 
pflichtigen Kindes  mit  ';s  des  vollen  Be- 
trages an  das  Kassen mit^lied  gewährt  werden. 

4.  Die  Dauer  der  eigentlichen  Kranke)i- 
unterstützung  des  Mitgliedes  kann  über 
13  Wochen  hinaus,  bis  zu  einem  Jahr  aus- 
gedehnt werden. 

a.  Für  den  Krankengeldbezug  kann  die 
Stägige  Karenzzeit  beseitigt  werden. 

G.  Das  Krankengeid  kann  auch  für  Sonu- 
und  Festtage  gewälirt  werden. 

7.  Das  Krankengeld  kann  bis  auf  ^,4  des 
zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes  erhöht 
werden. 

8.  Im  Falle  der  Kraukenhausbehandlung 
kann  dem  Erkrankten  selbst,  auch  wenn  er 
den  Unterlialt  von  Angehöri^n  aus  seinem 
Iiohn  nicht  tiestritten  hat,  ein  Krankengeld 
bis  zu  '<s  des  zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes 
gezahlt  wei-den. 

y.  Die  Wochen bettunterstfltzung  kann  auf 
6  Wochen  gewähil  werden. 

10.  Das  Sterbegeld  kann  bis  zum  40fachou 
Betrage  dos  zu  Grunde  zu  legenden  Tage- 
lohnes gesteigert  werden. 

11.  Nach  Beendigung  der  Krankenunter- 
stützung kann  bis  auf  die  Dauer  eines  Jahres 
noch  eine  Rekon\-a!enscentenfürsorge  — 
namentlich    auch   durch    Unterbringimg   in 
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Rekonvalescentenhäueern     —     durchgeführt 

Nicht  zTÜaasig  ist  dagegen  auch  hier  die 
Aufnahme  von  Versiclieningszweigen ,  die 
über  den  Rahmen  der  Ki'ankeuversicheniDg 
hinausgehen. 

Die  letztere  Beschränkung  und  die  be- 
zeichneten Obei^renzen  gelten  fibrigens  nicht 
filr  die  Knappschaftskassen,  (§  21,  §  64, 
§  "JS,  §  73.) 

Eine  Beschränkung  der  Krankon- 
iinterstützung  ist  filr  den  Fall  vorgesehen, 
dass  ein  Versicherter,  der  die  Unterstützung 
ununterbrochen  oder  innerhalb  eines  Zeit- 
raumes Ton  12  Monaten  schon  für  13  Wochen 
bezogen  hat,  ans  der  gleichen,  nocli  nicht 
gehobenen  Krankheitsursache  von  neuem  er- 
krankt. Diuxsh  Geraeindebeschluss  oder 
Kaasenstatut  der  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und 
Innungskrankenkasse  kann  anordnet  wer- 
den, dass  in  solchen  Fällen  im  Laufe  der 
nächsten  12  Monate  nur  die  gesetzliche 
Mindestunteratiitziing  filr  die  Oeeamtdauer 
von  13  Wochen  zu  gewähren  ist.  (g  (Ja 
Abs.  1  Ziff.  3,   §  2Ca  Abs.  2  Ziff.  4,   §  64, 


§  72  Abs.  3, 


.  1.) 


Gemeinden,  Orta-,  Betriebs-,  Bau-  und 
Innungskrankenkassen  können  weiterhin  bc- 
scbhessen  bezw.  im  Statut  bestimmen,  dafis 
das  Krankengeld  gar  nicht  oder  nur  teil- 
weise zu  zahlen  ist, 

a)  wenn  der  Erkrankte  die  (.remeinde 
bezw.  Kasse  durch  eine  mit  Verlust  der 
bürgerlichen  Ehrenrechte  bedrohte  strafbare 
Handlung  geschädigt  hat; 

b)  wenn  sich  der  Erkrankte  die  Krank- 
heit vorsätzlich  oder  durch  schiddliaftc  Be- 
teiligung an  Schlägereien  oder  Raufhändelu 
oder  Anrch  Tninkfälligkeit  oder  geschlecht- 
liche Ausschweifungen  zugezogen  hat. 

Die  Beschränkung  bezw.  gänzliche  Vor- 
enthaltung  des  Krankengeldes  tritt  im  Falle  a 
für  die  Dauer  von  12  Monaten   nach   Be- 

fehung  der  Strafthat  und  im  Falle  b  für 
ie  Daner  der  betreffenden  Ki'aiikheit  ein. 
(§  6a  Abs.  1  Ziff.  2,  g  26a  Abs.  2  Ziff.  2, 
g  64,  g  72  Abs.  3,  g  73  Abs.  1.)  ■ 

Die  Orts-,  Betriebs-,  Ban-  und  Tnnnngs- 
krankenkassen  können  ausserdem  bei  doppelter 
oder  mehrfacher  Veisicherung  ilir  Kranken- 
geld soweit  kürzen,  als  es  zusammen  mit 
den  Bezügen  aiis  anderweitiger  Versichenuig 
den  durchselinitt liehen  Tagelohn  flbcrschrei- 
ten  würde,  (g  2(ia  Abs.  1,  g  64,  g  72  Abs.  3, 
§  73  Abs.   1.) 

Fttr  diese  Kassen  wie  filr  die  Gemeinde- 
kranken vei-sichenmg  kann  durch  Beschluss 
bezw.  Statut  angeordnet  werden,  dass  frei- 
willig Versicherte  eret  nach  Ablauf  einer 
auf  höchstens  6  Wochen  vom  Beitritt  ab  zu 
beraesseiiden  Frist  Krauken  unterstützt  mg  er- 
lialtetu  Das  Statut  der  vorgenannten  vier 
Kassenarten  kann  weiterhin  —  hei  vci-siche- 


ningspfliclitigen  Mitgliedern  nur  für  die 
über  das  gesetzliche  Mindestmass  hinaus- 
gehenden Leistungen,  bei  freiwillig  ver- 
sicherten Mitgliedern  vollständig  —  be- 
stimmen, dass  das  »Eecht  auf  die  Unter- 
stützungen der  Kafise«  erst  nacli  Ablauf 
einer  Karenzzeit  von  höchstens  6  Monaten 
beginnt,  (g  6a  Abs.  1  Ziff.  1,  g  26  Abs.  3, 
g  26  a  Abs.  2  Ziff.  4,  g  64.  §  72  Abs.  3,  §  73 
Abs.  1.) 

6.  AafbringoDg  der  Mittel.  Bezüglidi 
der  Knap])8chaftskasson  und  der  Hilfskassen 
hat  es  bei  den  bisherigen  landcs-  bezw. 
reicliBgesetzliclien  Bestimmungen  sein  Be- 
wenden. Bezüglich  der  Orts-,  Bau-,  Betrielis- 
undlnnungskrankenkassenuudderGemeijide- 
kranken Versicherung  gilt  der  Grundsatz,  dass 
die  erforderlichen  Beiträge  zu  *'»  von  dem 
Versicherten  und  zu  ^/a  von  dem  Arbeit- 
geber aufgebracht,  aber  in  der  Kegel  von 
letzterem  gezahlt  werden  mit  dem  Hedite, 
die  Bciti'äge  bei  der  nächsten  Lohnzahlung 
abzuhalten.  Kleine  Unternehmer,  die  ohne 
Motoren  arbeiten  und  mehr  als  2  versiche- 
nuigspflichtige  Personen  nicht  beschäftigen, 
köiiücn  bei  der  Gemein  dekrank  onversiclie- 
rung,  den  Orts-  und  den  Iimungakrankon- 
kasseii  durch  statutarische  Bestimmung  einer 
Oemeiiide  bezw.  eines  weiteren  Kommnnal- 
verliaiidcs  mit  Genehmigung  der  höheren 
Yerwaltnngsl)ehön!e  von  den  eigenen  Boi- 
trägere  l>efi'eit  werden. 

Die  Beiträge  dürfen  in  der  Gemeinde- 
kranken  Versicherung  in  der  Regel  Vh"!« 
(d.  h.  Vio  fnr  den  Arbeiter  und  '  s^lo  für 
den  Unternehmerf  des  ortsüblichen  Tage- 
lolines  nicht  überschreiten,  können  aber  mit 
Genehmigung  der  höheren  Verwaltungs- 
behörtle  bis  2''/o  erhöJit  werden.  Bei  den 
Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  Innungskranken- 
kassen sind  die  Beiträge  in  ausreicJiender 
Höhe  in  Pi-ozentcn  des  zu  Gninde  zu  legen- 
den Lohnes  {d.  h.  des  durchschnittlichen 
Tagelohnes  bezw.  wirkliclien  Arbeitsvei'- 
dienstes  des  Vereiclierteu,  soweit  er  3  bezw. 
4  Mark  täglich  nicht  flbei-sch reitet)  zu  be- 
messen, ev.  unter  Abstufungen  für  die  ein- 
zelnen zur  Kasse  gehörigen  ftewerbezwcige 
oder  Betriebsarten.  Die  zulassige  höchste 
Grenze  ist  bei  Errichtung  der  Kasse  S^'o 
für  den  Arbeiter  +  1%  für  Arbeitgeber 
=  S^/o  und  späterhin  S^/o  für  den  Ai-beiter 
+  l'.a''/o  ftlr  Ai-beitgeber  —  4*/2''.'o. 

Die  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  una  Innungs- 
kranken kassen  dürfen  auch  die  Erhebung 
von  Eintrittsgeldern  neu  eintretender 
Mitglieder  im  Statut  festsetzen.  Das  Ein- 
trittsgeld darf  den  Beti-ag  des  für  6  Wochen 
zu  leistenden  Kassenbeitrages  nicht  über- 
schreiten. 

Die  Eintrittsgelder  werden  von  den  Ver- 

sieJierten  allein  getragen,  aber  vom  Arbcit- 

'ler  in  der  Eegel  voi-schussweise  gezahlt 
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"War  das  neu  eintretende  Mitglied  in  den 
letzten  13  "Wochen  vor  dem  Eintritt  bereits 
Mitglied  einer  anderen  Krankenkasse  bezw, 
in  der  Gemein  dekrankenversiehening  ver- 
sichert, so  kann  Eintritlsgeld  nicht  von  ihm 
gefordert  werden. 

Auch  bei  einer  Unterbrfcliung  des  Ver- 
sichern ngsverhältnisses  im  Sinne  der  obigen 
ÄHsfOhnuigen  sub  4  wird  Eintrittsfreld  nicht 
erhoben,  (g«  9,  10,  22,  26,  26  a,  31,  51  ff.. 
64,  65,  72,  73.) 

7,  Verhältnis  za  anderen  AnaprSchen. 
Durch  die  reichsgesefzliche  Kranken  versiclie- 
rung  wenien  die  auf  gesetzlicher  Vorschrift 
benihenden  Verpflichtungen  von  Gemeinden 
und  Armen  verbänden  zur  Unterstützung 
hilfsbedürftiger  Personen  ebenso  wenig  be- 
rührt wie  die  auf  Gesetz,  Vertrag  und  letzt- 
u-illiger  Anordnung  beruhenden  Ansprüche 
der  Versicherten  gegen  Dritte.  Gemeinde 
und  Armenverband  haben  für  eine  nOtig  ge- 
wordene Untei-stlltzung  Kegress  an  die  vei-- 
pflichtete  Krankenkasse;  ebenso  haben  die 
BetriebBunlernehmer  und  Karaen,  die  auf 
Grund  gesetzlicher  Vorsclirift  die  den  Ge- 
meinden bezw.  Ärnienverbändon  obliegende 
Cntcrstützungspf licht  erfüllt  haben,  Regress 
gegen  diese.  Haben  Geraeindekrankenver- 
siohemngen  otler  Krankenkassen  Unter- 
stützung in  einem  Krankheitsfalle  geleistet, 
für  welchen  dem  Versicherten  ein  gesetz- 
licher Anspnich  auf  Entschädigimg  gegen 
Dritte  zusteht,  so  geht  dieser  Anspruch  in 
Hohe  der  geleisteten  rntei-stülzimg  auf  die 
Gemeinilekrankenversicliening  bezw.  die 
Krankenkasse  über.  Diese  Regeln  gelteu 
für  die  Gemeindek  ranken  vei-siciierungen  so- 
wie für  die  Orts-,  Betriebs-,  Bau-,  Innungs- 
imd  die  dem  §  7.')  genügenden  Hilfskassen. 
{§  ■'>7,  §  65  Abs.  3,  §  72  Abs.  3,  §  73  Abs.  1, 
§  76.) 

8.  Ijondesrachtliche  K.  Der  Landes- 
gesotzgebung  war  es  vorbehalten  geblieben, 
die  Heiohsgesetzgebimg  bezüglich  der  nach 
dieser  nicht  versichernngsp flichtigen  Per- 
sonen zu  ei-gänzeii  durch  eine  besondere 
lande^esetzliche  Krankenversicherung  nach 
gleichen  oder  anderen  Grundsätzen.  Ins- 
besondere war  dies  durch  §  133  des 
land  Wirtschaft  1  ich  en  C  nf al  1  versichern  ngsge- 
setzes  vom  5.  Mai  1^86  festgestellt 
worden.  Hiervon  haben  mehrere  Bimdes- 
staaten  Gebrauch  gemacht.  Im  Gross- 
herzogtum Hessen  (G.  v.  i.  April  1H«H  Art. 
24),  in  Seh warzbnrg- Sondershausen  (G.  v. 
20.  Dezember  1887,  §  2),  im  Grossherzogtum 
Baden  (G.  v.  24.  März  ISeö,  §  14)  und  im 
Königreich  Sachsen  (G.  v.  22.  März  1888, 
§  25)  sind  die  in  land'  und  foretwirtschaft- 
lichen  Betrieben  gegen  Gehalt  oder  Lohn 
nicht  ledi^icli  vorübergehend  beschäftigten 
Arbeiter,  Dienstboten  und  Betriebsbeamlen, 
(diese,  falls  ihr  Jalires-  bezw.  Tagesverdienst 


nicht  mehr  als  20iW  bezw.  6^.3  Mark  be- 
trägt) der  i-eichsgesetzlichen  K ranken ver- 
sichenmgspflicht  unterworfen  worden.  In 
Rtden  kann  ausserdem  durch  statutarische 
Bestimmung  einer  Gemeinde  bezw.  des  Be- 
zirksrates eine  landesgesetzliche  Gemeinde- 
krankenversicherung für  andero  Dienstboten 
und  für  die  nicht  gegen  Lohn  oder  GehEdt 
beachüfligten  Gesellen,  Gehilfen  und  Lehr- 
linge eingeführt  werden,  mit  der  Massgabe, 
dass  die  ZaIUnng  von  Ki-ankengeld  bei  ent- 
sprechender Ermässigung  der  Beiträge  gegen 
die  reich sgesetziiehen  Sätze  ausgeschlossen 
werden  kann. 

Auch  das  sächsische  Gesetz  lässt  die 
Einführung  der  Versicheningspflicht  durch 
Ortsstatut  zu,  jedoch  niu'  für  die  sonstigen 
Dienstboten  (Dien  stboten  kranken  kassen) . 

In  Bayern  und  Württembeig  besteht 
neben  der  reichsgesetzllclion  Krankenver- 
sicherung noch  eine  besondere  landesgesetz- 
liche 'Krankenhilfe«  bezw.  •Krankenpflege- 
Versicherung«. 

Die  »Krankeniiilfe-  in  Bayern  (G.  v.  29. 
April  1869  nnd  spätere  Bestimmungen)  ge- 
währt den  nach  den  Rciclisgcsetzen  nicht 
versichenmgspflichtigen  Bediensteten,  insbe- 
sondere Dienstboten  und  ständigen  land- 
nnd  forstwirtschaftlichen  Lohnarbeitern  im 
Erkrankungsfalle  durch  Verraittelung  der 
Dienst-  oder  Arbeitsgeineinde  ärztlichen 
Beistand  imd  Heilmittel;  hierfür  kann  von 
den  Gemeinden  ein  r*^lmässiger  Beitrag 
bis  zu  15  Pfennigen  für  die  "Woche  erhoben 
werden. 

Die  "Krankenpflegeversicherung«  in 
Württemberg  (G.  v.  16.  Dezember  1888)  ist 
für  die  nach  Reichsrecht  nicht  versiche- 
nmgspflichtigen land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Arbeiter  imd  Betriebsboamten  sowie 
für  die  nicht  versichenmgspflichtigen  Dienst- 
boten obligatorisch,  für  andere  fakultativ, 
Sie  gewährt  bis  zu  13  Wochen  freie  ärzt- 
liche Behandlung  und  kleine  Heilmittel  und 
verpflegt  die  erwerbsunfähigen  Kranken  in 
Krankenhäusern.  Statt  der  letztei-en  Leis- 
tung kann  imter  Umständen  auch  ein  Vor- 
pflegungsgeld  gegeben  werden. 

9,  StatistischeB,  In  den  nachfolgenden 
Zusammenstellungen  bedeutet 

a  Gemeiudekrankenversichenmg, 

b  Ortskrankenkassen, 

c  Betriebs-  (Fabriks-)  Krankenkassen, 

d  Baukrankenkassen, 

e  Innungskrankenkasseo, 

f  EingeEchriet)ene  Hilfskassen, 

g  Land esreciit liehe  Hilfskassen, 

Im  ganzen  hat  die  deutsche  Kranken- 
versichening  von  lS8ij— 1897  (ohne  die 
Knappscliaftskassen)  in  32.7  Millionen  Er- 
kranknngsf allen  mit  .')41,9  Millionen  Krank- 
heitstagen 1208,6  Millionen  Mark  Entschä- 
digungeu   geleistet.     Die    Gesamt-Beitrt^- 
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leistuDgen  der  Ai'beitcr  betrugen  ia  dieser 
Zeit  952,S  Miilionen  Mark,    die  der  Ärheit-    |s 
geber  401,1  Millionen  Mark.  "* 


Zahl  der  Mitglieder  am  JahresschluBs  in  1000  Personen. 


b 
d 

f 

5»6,6 

■056,7 

VA 

I  222,7 
3  287,7 
1  929,0 

1266,9 
3  478.4 

■  897,3 
3696,5 
2  187,99 

24,9 
730,7 
'43.8 

6>,5 
8a  1,4 
i4a,6 

ioz,9        117,9 
671,6        700,4 
59.9  1        58,8 

130,8 
736,5 
58.5 

^. 

4  394,1 

ö  530,5 

7^88,9 

7  695,6 

8  122,6 

Zahl  der 

flberhanpt 

tbatig  geweaenen 

Kaaaen. 

a   1     7  125 

8011 

8449 

8451 

8587 

b  ;    3700 

4119 

4  475 

4523 

4548 

6  124 

6770 

6796 

6974 

130 

103 

9» 

545 

S66 

593 

f    1     I8i8 

■  382 

K    i        474 

468 

263           262 

261 

sr 

.8942 

2.173 

21992 

22  UI 

22477 

Erkranknngatälle  (in 

lüOOF.i 

206,1 

301.3 

329,8 

335,2 

343-7 

617,1 

972,7 

1  278.8 

643,3 

740.7 

836,0 

10,4 

12,8 

14,4 

'3,4 

10,5 

13,2 

23,' 

39,2 

42,1 

44,9 

323.5 

255,6 

239,7 

255,7 

(T 

41,9 

48,3 

19,6 

18,5 

'7,8 

1804,8 

2  422,3 

2  703,6 

2  763,8 

2964,9 

Krankheitstage  (in  1000  T). 


z  540,0 

4605,9 

5612,0 

5655,9 

8  677,' 

16336,3 

21  979.1 

22  572,8 

10785,0 

13096,4 

13  738,3 

144,; 

3 '7,3 

259,6 

215,3 

120,t 

338,6 

666,2 

480.,; 

5881,0 

4  530,5 

4  398,4 

981,6 

1  OI2,7 

395,5 

361,2 

25301,2 

39176,7 

46  470,0 

47608,2 

5  793,0 

24  624,8 

15039,0 

168,4 

740,3 

4790,7 

357.5 


Beiträge  und  Eintrittsgelder  in  1000  M. 


4010,2 

7580,8 

10023,3! 

20448,2 

367,£ 

579,2 

608,4 

275,7 

895,3 

I  772,1 

10087,5 

12516,6 

■  864,2 

967,7 

;,ii  91229,7  ,117399,0,126656,21 
Uesamtein  nähme  in  KXK)  M. 


0943,7 
4423,3 

42s!s 
2388,1 
3606,97 

933,5  , 

;5  486,7 


Ausgaben  (auagchlieasl.  Kapitalanlagen)  in  1000  M. 


t. 

4613,3 

b      21  422,t 

44  957,2 

66326,3    72381,4     77843,2 

c    ;25  606,5 

38  302,8 

46974,5    49655,0'    54665,3 

427,2 

829,5!        7'2,4          577,5 

315,4      1097,6 

il4'o,l|   16313.6 

K 

2305,4!     2998,6 

1  28o,z!     i  287.2:      1  220,96 

66  100,3 

1 14  558,3 

145684,51155809,8]  167810,1 

.  4  '39,5  8763.2 

17465,2  37468,0 

18434,0:  29403,0 

307, 3 1  603,7 


11380,01  11747,4!  12335,6 

52839,9!  55  534.71  61469,7 

37406,2]  39576,21  43460,9 

682,a|  556,2]  452,4 


sä.  152646,8]  92709,6  |ii68; 


10.  Gesetzliche  Grundlage.  Die  gegen- 
wärtige Regelung  der  Krankenversicherung 
in  Oesterreich  beniht  auf  dem  <j.  v.  30. 
März  1S88,  betreffend  die  Krankenversiche- 
rung der  Arbeiter.  Zu  diesem  Gesetz  ist 
nooli  vor  seiner  Ünrehfillining  infolge  leb- 
hafter Opposition  aus  den  praktischen  Kreisen 
am  4.  April  lSa9  eine  Novelle  ergangen,  die 
in  zwei  wichtigen  Punkten  Abänderungen 
festsetzte. 

11.  Personeokrelfl.  Das  Gesetz  kennt 
nur  einen  gesetzlichen  —  nicht  auch  einen 
statutarischen — K  ranken  versiclieningszwang 
und  ausserdem  eine  Yersieheniugsboreehti- 
Riing- 

Dem  Versicherungszwange  unter- 
liegen alle  Arbeiter  und  Belriebsbeaniten 

a)  in  Fabriken  und  Hfittenwerken ,  in 
Bergwerken  auf  vorhehaltene  und  nicht  vor- 
hehaltene  Mineralien,  auf  Werften,  Stapeln 
und  in  Brficheo  sowie  den  zugehörigen  An- 
lagen, in  Betrieben,  in  welclien  explodierende 
Stoffe  erzeugt  oder  verwendet  werden,  und 
ausnahmslos  in  allen  Betrieben,  die  dauenid 
mit  Motoren  arbeiten, 

h)  bei  der  Aiisffihning  von  Bauten  nnd 
in  den  auf  AusftÜinmg  von  Bauai'beiten  ge- 
richteten Gewerbebetrieben, 

c)  in  Betrieben,  die  unter  die  Gewerbe- 
ordnung fallen,  oder  in  sonstigen  gewerbs- 
mässig betriebenen  Unternehmungen, 

d)  beim  Eisenbahn-  und  Binnensciiiffahrls- 
betriebe. 

Die  Versicheri  in  gsp  flicht  erstreckt  sich 
sowolü  auf  die  ständigen  als  auch  auf  die 
nichtständigen  Arbeiter,  ohne  Rücksicht  da- 
rauf, oii  und  welchen  Lohn  dieselben  Iw- 
ziehen,  auch  die  hehrlinge,  Volontäre, 
Praktikanten  und  ähnliche  Personen,  die 
wegen  noch  nicht  beendigter  Ausbildung 
keinen  otier  nur  geringen  Arbeitsverdienst 
haben,  unterliegen  dem  Zwange. 

Ausgeschlossen  sind  von  der  Ver- 
sichern n  gsp  flicht  kraft  des  Gesetzes 

a)  Personen,  die  —  ohne  in  Baubetrieben 
beschäftigt  zu  sein  —  lediglich  einzelne  Re- 
])ai'aturarbeiten  an  Bauten  ausführen, 
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b)  die  beim  Bau  ebenerdiger  Wohn-  und 
Wirtschaftsgebäude  auf  dem  flachen  Lande 
Tmd  bei  sonstigen  landwirtschaftlichen  Bauten 
beschäftigten  Personen,  sofern  dabei  nur  der 
Bauherr,  seine  Hausgenossen  oder  andere 
Bewohner  desselben  Orts,  die  solche  Bau- 
ausführuDgen  nicht  gewerbsmässig  betreiben, 
thätig  sind, 

c)  die  Personen,  die  in  einem  den  See- 
gesetzen unterworfenen  Seeschiffahrtsbetriebe 
oder  bei  der  Seefischerei  beschäftigt  sind, 

d)  die  mit  festem  Qehalte  in  Betrieben 
des  Staates,  eiues  Landes,  eiues  Bexirhee, 
einer  Gemeinde  oder  eines  öffenthchen  Fonds 
angestellten  Bediensteten, 

e)  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Ar- 
beiter und  Betriebsbeamten, 

f)  die  Haust ndustriellen. 
Durch   die   politischen  Behörden   erster 

Instanz   können  mit  Zustimmung  der  betei- 
ligten Personen  vom  Versichenmgszwange 
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a)  die  Ijchrlinge,  denen  die  Gewerbe- 
genossenschaften für  mindestens  20  Wochen 
Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung  ge- 
währen, 

b)  die  Personen,  tue  ftlr  den  gleichen 
Zeitraum  auf  Vei-pflegimg  und  ärztliche  Be- 
handlung in  der  Familie  des  Arbeitgebers 
oder  auf  Fortzahlung  des  Lohnes  oder  Ge- 
haltes Anspruch  haben. 

Eine  "Versioherungsberechtignng 
ist  nach  dem  Gesetze  in  folgenden  fällen 
gegeben: 

a)  Wenn  Arbeitgeber  von  Hausindustriellen 
mit  diesen  und  unter  ihrer  Zustimmung  der 
Krankenversicherung  beitreten, 

b)  wenn  land-  und  forstwirtschaftliche 
Cnternehmcr  sich  mit  ihren  Arbeitern  und 
Betriebsbeamten  unter  deren  Zustimmung 
der  Krankenversicherung  anschliessen. 

Die  unter  b  genannten  Unternehmer 
haben  anderenfalls,  soweit  ihre  Betriebe 
in  die  Unfallversicherung  einbezogen  sind, 
die  VerpQegimg  und  ärzthche  Behandlung 
jedes  verletzten  Arbeiters  und  Betriebsbe- 
amten filr  die  4  ersten  Wochen  nach  Kin- 
tritt  des  Unfalls  selbst  zu  tragen  (§§  1-4). 
Ausserdem  sind  alle  nicht  versicherungs- 
pflichtigen Personen,  die  das  35.  Lebensjahr 
nicht  überschritten  haben,  berechtigt,  sich 
den  >  Bezirk skrankenkassem  (s.  u.  sub  12) 
anzuschliessen  (§  13  Ziff.  4). 

12.  Versichernngaorgane.  Zur  Durch- 
führung der  Krankenversicherung  sind  sechs 
verschiedene  Kassenarfen  herangezogen :  Be- 
zirks-, Betriebs-,  Bau-,  Genossen  schafts-, 
BniderJaden-  (Knappscbafts-)  und  Vereins- 
krankenkassen. Von  diesen  beruhen  die 
drei  letzten  auf  früheren  Gesetzen.  Die 
Genossenechaftskiankenkassen  (§  58) 
sind  auf  Grund  des  Tit.  Vn  der  Gew.-O. 
errichtet,  die  Bruderladen-  oder  Knapp- 


schaftskassen (§  59)  beruhen  auf  den  bei^- 
gesetzlichea  Vorschriften,  und  ihre  Verhält^ 
nlsse  sind  neuerdings  dimih  das  G.  v.  28. 
Juli  1889  geregelt  worden;  für  die  Ver- 
einskassen {%  60)  endhch  bildet  die 
Verein Bgesetzgebung  die  gesetzliche  Unter- 
lage. 

Für  diese  drei  Kassenarten  bleiben  in  der 
Hauptsaciie  die  betreffenden  gesetzlichen 
Bestimmungen  bestehen.  Gleichwohl  hat 
das  Gesetz  zugelassen,  dass  eine  Beteiligung 
an  diesen  Kassen  als  hinreichende  Erfüllung 
der  gesetzlichen  Versichenmgspflicbt  gelten 
soll,  sofern  die  stalulengemässen  Leistungen 
der  Kassen  das  durch  das  Gesetz  bestimmte 
Mindestmass  (s.  u.  sub  14)  erreichen.  Für 
die  Genossenschaftskrankenkassen 
ist  noch  die  weitere  Bedingung  gestellt,  dass 
die  Beiträge  der  Arbeitgeber  den  im  Gesetz 
vorgesehenen  (s.  u.  sub  15)  entsprechen  und 
dass  die  Mitglieder  in  Bezug  auf  Eintritts- 
geld, Beginn  der  Unterstützungsansprüche 
und  Bestrafung  der  Simulation  und  ähn- 
liches nicht  schlechter  gestellt  werden,  als 
das  Gesetz  vorsieht  Auch  bei  den  Ver- 
cinskrankenkassen  ist  vorgesehen,  dass 
die  Mitglieder  nicht  schlechter  gestellt 
werden  in  Bezug  auf  Eintrittsgeld  und  Be- 
ginn der  Unterstützungsansprüche.  Von  den 
Vereinskassen  kommen  nur  diejenigen  in 
Betracht,  die  dem  Vereinsgesetz  vom  2&. 
November  1852  entsprechen.  Diesen  ist  ge- 
stattet, statt  der  ärztlichen  Behandlung, 
Ai'znei  etc.  einen  Geldbetrag  in  Höhe  von 
50%  des  gesetzlichen  Krankengeldes  neben 
letzterem  zu  gewähren.  Von  dieser  Vei^ 
günstigung  sind  diejenigen  Vereinskranken- 
kassen ausgeschlossen,  welche  von  den  Be- 
triebsunternehmern Beitrüge  in  Höhe  von  . 
mindestens  '.'3  der  Gesamtbeiträge  erheben. 
Auf  die  Verein skrankenkasseu ,  deren  Mit- 
glieder hiernach  von  dem  Beitritt  zu  einer 
der  nach  Massgabe  des  neuen  Gesetzes  er- 
richteten Krankenkasse  befreit  sind,  finden 
auch  die  Vorscliriften  der  g§  19 — 21  Über 
die  staatliche  Beaufsichtigung  Anwendung. 
Von  gänzlich  anderem  Zuschnitt  sind  die 
drei  Zwangskassen  fonnen  (Bezirks-,  Betriebs- 
und Baukrankenkassen),  die  im  Gesetz  als 
die  eigentlichen  Träger  der  Organisation  er- 
scheinen. Als  die  Hauptkassenform  tritt  die 
k  s  kraukenkasee  deutlich  hervor,  eine 
ganz  neue,  selbständige  Schöpfimg  des  Ge- 
zes.  Die  Bezirkskrankenkassen 
„  12— 41J  beruhen  auf  dem  Grundsatz  der 
Gegenseitigkeit.  Sie  sind  juristische  Per- 
sönlichkeiten ;  ihre  besoldeten  Beamten  sind 
.in  Ed  und  Pflicht«  zu  nehmen.  Die  Be- 
zirkskrankenkassen werden  in  der  Hegel  fflr 
jeden  Gerichtsbezirk  am  Sitze  des  Bezirks- 
gerichts errichtet.  Ausnahmsweise  können 
die  politischen  Landesbehörden  auch  fOr 
einen  Bezirk  mehrere  Bezirkskassen  oder  fOr 
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mehrere  Bezirke  eine  Kasse  bilden.  Die 
Gliederung  ist  mithin  rein  territorial:  Ohne 
Unterschied  des  Berufs  gehören  die  sÄmt- 
licheo  im  Bezirk  beschäftigten  Versicherungs- 

S flichtigen,  soweit  sie  nicht  Mitglieder  einer 
er  anderen  obea  genannten  Kassen  sind, 
ohne  -weiteres  kraft  Gesetzes  zur  Bezirks- 
krankenkasse,  mQssea  aber  auch  von  dieser 
aufgenommen  werden.  Das  Statut  ist  von 
der  politischen  Bezii-ksbehörde  nach  Ver- 
nehmung von  Vertrauensmännern  der  Ar- 
beitgeber und  Arbeitnehmer  zu  errichten 
und  von  der  politischen  Landesbehßrde  zu 
genehmigen.  Das  oberste  Organ  ist  die 
Generalversammlung,  die  aus  den  einzelnen 
Mitgliedern  oder  aus  Delegierten  besteht. 
Bei  mehr  als  300  Mitgliedern  ist  das  letztere 
obligatorisch.  Weitere  Organe  sind  der  Vor- 
stand imd  der  Ueborwachungsausschuss,  die 
beide  von  der  General versaramhmg  gewählt 
werden.  Die  Arbeitgeber  müssen  nach  dem 
Verhältnis  ihrer  Beitrfige  in  allen  diesen 
Oi^anen  vertreten  sein,  dürfen  aber  nicht 
mehr  als  Vs  der  Stimmen  haben.  Die  Be- 
zirkskrankenkassen unterliegen  der  staatlichen 
Aufsicht.  Als  Aufsichtsbehörden  gelten  die 
politischen  Behörden  erster  Instanz;  in 
höherer  Instanz  kommen  fitr  die  Ätisübung 
der  Staatsaufsicht  die  pohtischen  Landesbe- 
hörden und  das  älinisterium  des  Innern  in 
Betracht. 

Die  politische  Landesbehörde  kann  die 
Auflösung  der  Kasse  anordnen,  wenn  die 
Generalversammlung'  die  Auflösung  beschlos- 
sen hat.  Die  Auflösung  miiss  eintreten  bei 
zu  starker  Verminderung  der  Mitgliederzahl 
oder,  wenn  eine  Erhöhung  der  Beiträge  auf 
mehr  als  3  "/o  für  die  Arbeiter  zur  Deckung 
der  gesetzlichen  Mindestleistungen  nötig, 
aber  nicht  (von  den  Vertretern  der  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  nach  getrennter 
Beratung  und  in  getrennter  Abstimmung 
mit  je   *.»  Mehrheit   der  Anwesenden)   be- 


Für  gewisse  gemeinsame  Aufgaben  wer- 
den die  Bezirkskran  kenkassen  zu  Verbänden 
vereinigt,  und  zwar  bilden  die  sämtlichen 
Bezirkskrankenkassen  in  dem  Bezirk  einer 
Unfall  Versicherungsanstalt  einen  Verband. 
Das  Statut  dieses  Verbandes,  der  sich  hier- 
nach in  der  R^el  über  ein  Land  erstreckt, 
ist  von  der  politischen  Landesbehörde  zu  ge- 
nehmigen. Ijetztere  führt  auch  die  Aufsieht 
Aber  den  Verband,  während  dessen  Verwal- 
tung vom  Vorstande  der  ünfallverdicherungs- 
anstalt  besorg  wird. 

Der  Grundsatz  der  beruflichen  Scheidung, 
der  bei  den  Bezirkskrankenkassen  ganz  zu- 
rückgetreten ist,  kommt  bei  den  Betriebs- 
krankenkassen (§§  42—53)  einigermassen 
wieder  zur  Geltung.  Zur  Errichtung  einer 
Betriebskrankenkasse  ist  der  Unternehmer 
berechtigt,  der  100  und  mehr  veraicherungs- 


Kflichtijre  Personen  in  einem  oder  mehreren 
enachbarten  Betrieben  beechäftigt  Auch 
bei  geringerer  Arbeiterzahl  kann  die  poli- 
tische lÄudesbehörde  die  Errichtung  einer 
Betriebskrankenkasse  gestatten,  wenn  sie 
deren  Leistimgsfähigkeit  für  hinreichend 
gesichert  erachtet.  Ein  Unternehmer  kann 
zur  Bildung  einer  eigeaea  Kasse  ohne  Bück- 
sicht auf  die  Arbeiterzahl  gezwungen  wer- 
den, wenn  sein  Betrieb  mit  besonderer 
Krankheitsgefahr  verbunden  ist.  Auch  die 
Betriebskrankenkasse  hat  die  Rechte  einer 
juristischen  Person  und  einer  Zwangskasse. 
Die  in  dem  betreffenden  Betriebe  beschäf- 
tigten Personen,  die  nicht  bei  einer  den 
Vorschriften  des  Gesetzes  genügenden  Ver- 
ein skrankentasse  versichert  sind,  gehören 
mit  dem  Eintritt  in  die  Beschäftigung  ohne 
weiteres  zu  der  für  den  Betrieb  erriäteten 
Krankenkasse,  können  aber  auch  von  dieser 
nicht  zimückge wiesen  werden.  Das  Statut 
ist  vom  Betriebsunternehmer  oder  seinem 
Beauftragten  nach  Beratung  mit  den  be- 
schäftigten Personen  oder  deren  Vertretern 
zu  errichten  und  von  der  politischen  landes- 
behörde  zu  genehmigen.  Im  Statut  kann 
der  Unternehmer  sich  oder  seinem  Vertreter 
den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  und 
im  Vorstand  vorbehalten.  Die  Rechnungs- 
und Kassenföhnmg  erfolgt  auf  Kosten  und 
unter  Veiantworllichkeit  des  Unternehmers. 
Im  übrigen  gilt  über  innere  Einrichtung 
und  Staatsaufsicht  dasselbe  wie  bei  den 
Bezirkskrankenkassen.  Erstreckt  sich  der 
Betrieb  über  mehrere  politische  Bezirke 
desselben  Verwaltungsgebietes  bezw.  über 
mehrere  Verwaltung^ebiete ,  so  »ird  die 
Aufsichtsbehörde  von  der  politischen  Lan- 
desbehörde bezw.  vom  Minister  des  Innern 
bestimmt. 

Die  Auflösung  der  Betriebskrankenkasse 
ist  von  der  pohtisclien  Landesbehörde  zu 
verfügen 

a)  wenn  der  betreffende  Betrieb  eingeht, 

b)  wenn  die  MitgUederz^  unter  100 
sinkt  und  die  licistungsfähigkeit  nicht  genü- 

gind  sicher  gestellt  ist  (falls  nicht  etwa  der 
etrieb    eine    besondere     Krank  heil  sge  fahr 
aufweist), 

c)  wenn  der  Betriebsunternehmer  nicht 
für  ordnungsmässige  Kassen-  und  Rechnungs- 
führung sorel;. 

Die  Auflösung  kann  verfügt  werden, 
wenn  sie  imter  Zustimmung  des  Unterneh- 
mers von  der  Generalversammlung  beschlos- 
sen wird. 

Für  gemeinsame  Zwecke  können  die  Be- 
triebskassen unter  einander  mit  Zustimmung 
der  beteiligten  Unternehmer  Verbände 
schliessen,  die  der  Aufsicht  der  politischen 
Landesbehörde  unterliegen.  Letztere  hat 
auch  hier  das  Statut  zu  genehmigen.  Mit 
Zustimmung  des   Unternehmers   ßinn  sich 
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die  Betriebakasse  auch   dem  Verband   der 

BezirkskiankenkaEBen  anscbliessen. 
Als  Betriebskassen  gelten  auch 

a)  die  gemäss  §  85  der  Gew,-0.  v.  20. 
Dezember  1859  zur  Unterstützung  der  Ar- 
beiter in  Krankheitsfälleu  errichteten  Unter- 
Stützungekassen  sowie  die  gemäss  des  §  89 
des  G.  V.  8,  März  1885  von  solchen  Gewerbe- 
treibenden, die  keiner  Genossensehaft  ange- 
hören, gebildeten  besonderen  Kassen;  zu 
Gunsten  der  schon  bestehenden  Kassen  dieser 
Art  ist  die  Mindestzahl  der  ATitgheder  auf 
50  ermSssigt ; 

b)  die  L'nterstützungskassen,  die  bei  nicht 
vom  Staate  verwalteten,  dem  öffentlichen 
Verkehr  dienenden  Eisenbahn-  und  Dampf- 
BchiffBuntemehmungen  emcbtet  sind, 

c)  die  bei  vom  Staate  verwalteten  Be- 
trieben bestehenden  Unterstützuugskassen. 

Die  Voraussetzung  ist  hierbei  naliirge- 
mäss,  dass  die  Kassen  in  Bezug  auf  ihre 
Leistungen  und  auf  die  Belastung- der  Ar- 
beiter und  ähnliches  sich  dem  Gesetz  an- 
passen. 

Die  Grundsätze,  die  bei  den  Belriebs- 
kassen  gelten,  sind  in  der  Hauptsache  auch 
für  die  Bankrankenkasaen  {§§  54^57) 
massgebend.  Die  Errichtung  sol(Äer  Kassen 
kann  durch  die  politische  taJidesbeiiCrde  bei 
Wege-,  Eisenbahn-,  Kanal-,  Strom-  und 
Dammbauten  und  sonstigen  vorilbergehenden 
Baubetrieben,  welche  längere  Zeit  hindurch 
eine  grössere  Aibeiterzahl  beschäftigen,  dem 
Bauherrn  auferlegt  werden.  An  die  Stelle 
der  Bauherren  können  auch  einer  oder 
mehrere  Unternehmer  treten,  wenn  sie  die 
Ausführung  des  Baues  oder  eines  Teiles 
desöelben  für  eigene  Rechnung  Übernommen 
haben  und  für  die  ErfüUimg  der  Verpflich- 
tunren  genügende  Sicherheit  stellen. 

Die  Auflösung  der  Baukrankenkassen  ist 
diu^h  die  politiselie  Landesbehörde  zu  ver- 
fügen, wenn  der  betreffende  Betrieh  aufge- 
löst wird  oder  wenn  der  Bauherr  oder  Un- 
ternehmer nicht  für  ordmmgsmässige  Kassen- 
und  Rechnun^führung  gesoi-gt  hat. 

13.  Begmndniig,  Feet^tellniiKi  Been- 
di^ng  nod  Fortaetzung  der  Mitglied- 
schaft In  den  Bezirks-,  Betriebs-  und 
Baukrankenkassen  werden  die  in  den  be- 
treffenden Bezirken  bezw.  Betrieben  be- 
schäftigten versicherungspflichtigen  Perso- 
nen, soweit  sie  nicht  durch  Zugehörigkeit 
zu  einer  anderen  Kasse  befreit  sind,  mit 
der  Aufnahme  ihrer  Beschäftigung  ohne 
weitere  Formalität  Mitglieder  der  betreffen- 
den Kasse.  (§  13  Ziff.  4,  §  46  Abs.  1  und  2, 
§  57.) 

Die  Meldepflicht,  die  im  Gesetz  vor- 
gesehen ist,  ment  mithin  lediglich  den 
Zwecken  der  Kontrolle.  Jeder  Arbeitgeber 
muss  die  von  ihm  beschäftigten  versiche- 
rungspflichtigen  Personen,   soweit   sie   zur 


Bezirkskrankenkasse  beizutreten  haben,  s^- 
testens  am  3.  Tage  nach  Beginn  bezw.  Be- 
endigung der  Beschäftigung  an-  bezw.  ab- 
melden {§  31).  Versäumt  er  das,  so  kann 
er  mit  (reldstrafe  bis  zu  10  fl.,  ev.  mit 
Haft  bis  zu  2  T^u  bestraft  werden  (§  67) 
und  muBS  ausserdem  der  Kasse  die  Aufwen- 
dungen ersetzen,  welche  durch  Erkrankung 
des  nicht  oder  zu  spät  Angemeldeten  ent- 
standen sind  (§  32). 

Alle  Krankenkassen  mit  Ausnahme  der 
BezirkskrankcnkaSBcn  haben  den  Austritt 
eines  Mitgliedes  binnen  14  Tagen  bei  der 
politischen  Behörde  erster  Instanz  anzuzeigen 
und  gewärtigen  anderenfalls  die  schon  er- 
wähnte Geld-  bezw.  Haftstrafe,  die  gegen 
den  zTir  Abmeldung  Verpflichteten  (meist  aJso 
gegen  den  Kassen-  und  Rechnungsführer) 
verhängt  wird  (§  61,  g  67). 

Der  Austritt  aus  einer  Bezirkskranken- 
kasse  bezw.  einer  Betriebs-  oder  Baukranken- 
kasse ist,  solange  der  Betreffende  in  der 
versicherungspflichtigen  Beschäftigung  steht, 
mir  dann  gestattet,  wenn  er  nachweist,  dass 
er  bei  einer  anderen,  dem  Gesetz  genügen- 
den Krankenkasse  bezw,  bei  einer  Vereius- 
ki-ankenkasse  versichert  ist  {§  13  Zilt  1, 
S  46  Abs.  3,  §  57.)  Den  freiwillig  ver- 
sicherten Personen  ist  natürlich  der  Aus- 
tritt aus  der  Bezirkskrankenkasse  jederzeit 
gestattet  (g  13  Ziff.  4).  Für  alle  ft«iwUhg 
versicherten  Personen  erlischt  die  Mit- 
gliedschaft bei  der  Bezirks krankenkasse,  wenn 
die  Boiti-ägo  durch  vier  aufeinanderfolgende 
Wochen  hindurch  nicht  tiezahlt  werden 
(§  13  Ziff.  2  u.  4). 

Im  Ohrigen  hört  mit  dem  Aufgeben  der 
versieheningspflichtigen  Beschäftigung  die 
Mitgliedschaft  bei  der  Zwangskasse  von 
selbst  auf;  doch  können  solche  Personen 
durch  Fortzalilung  der  vollen  statutarischen 
Beiträge  die  Versicheriuig  fortsetzen,  solange 
sie  sich  in  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Ländern  aufhalten  (g  13  Ziff.  2). 

14.  Leistungen  der  Vereichernng.  Die 
Krankenversicherung  hat  folgende  Mindest- 
leistungen zu  gewähren: 

a)  Vom  Beginn  der  Krankheit  ab  für 
deren  Dauer,  ev.  bis  zum  Ablauf  der  20. 
Woche  freie  ärztHche  Behandlung  ein- 
schliesslich des  geburtshilflichen  Beistandes, 
die  notwendigen  Heilmittel  und  sonstigen 
therapeutischen  Behelfe  (§  6  Abs.  2  Ziff.  1). 
Statt  dessen  können  die  Bezirks-,  Betriebs- 
und Bau  kranken  kassen  bei  den  die  Ver- 
sicherung freiwillig  fortsetzenden  Personen, 
die  sich  nicht  im  Kassenbezirk  aufhalten, 
eine  Barentschädigung  von  50  "/o  des  Kran- 
kengeldes (siehe  b)  geben  (g  24  Ziff.  1,  §  47, 
g  57). 

b)  Wenn  die  Krankheit  länger  als  drei 
Tage  dauert  und  Erwerbsunf^gkeit  des 
Kranken  nach  sich  zieht,  vom  T^e  der  E> 
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ki-aniung  ab  wälirend  der  Dauer  der 
Krankheit,  ev.  bis  zu  20  Wochen,  für  ieden 
Tag  ein  Kraoken^ld  in  Hohe  von  '60  «/o 
des  im  Geriehtslx^zirk  üblichen  Tagelohnes 
gewöhnliclior  versichern  ogspflichtiger  Ar- 
beiter. Dieser  Lohn  i,vird  von  der  politi- 
schen Behönle  1.  Instanz  nach  AnhÖnmg 
von  Vertrauensmännern  bezw.  des  Bezirks- 
ausschusses peiiodisch  hlr  jeden  Gerichts- 
bezirk festgesetzt  (§  6  Abs.  2  Ziff.  2,  §  7). 

Statt  der  unter  a  und  b  genannten  Leis- 
tungen kann  die  Krankenkasse  freie  Kur 
und  Verpflegung  in  einem  Krankenhanse 
nacli  der  letzten  Klasse,  einschliesslich  freier 
Beförderung  in  das  S^jital,  treten  kissen, 
und  zwar  «)  für  diejenigen,  die  mit  ihrem 
Ehegatten  oder  anderen  31itglie<leni  iiirer 
Familie  in  gemeinsamem  Hauslialt  leben 
bezw.  andei- weitige  häusliclie  Pfle^  ge- 
uiessen,  mit  Zustimmung  des  Kranken  oder 
ohne  diese,  wenn  die  Art  der  Krankheit  es 
erfordert,  ^  für  sonstige  Kranke  unbedingt. 
Jtfaclit  die  Kasse  hien-on  Gebrauch,  so  liat 
sie  den  Angehörigen,  deren  Unterlialt  der 
Erkrankte  bisher  aus  seinem  Arbeitsverdienst 
bestritten  hat,  mindestens  die  Hälfte  des 
Krankengeldes  zu  zahlen  (§  8). 

Die  weiteren  gesetzlichen  Mindostleistno- 
gen  sind: 

e)  Wochenbettunterstöfzung  nach  Mass- 
gabe derunterauud  b  liezeichneten  (Ji-undsätze 
bei  normalem  Verlauf  des  Wochenbettes  ffir 
die  Dauer  von  4  Wochen  nach  der  Nieder- 
kunft (§  C  Abs.  4). 

b)  Ersatz  der  Beerdigiragskosten  beim 
Tode  eines  Versicherten  im  20  fachen  Betiiige 
des  dem  Krankengelde  zu  Grtmde  zu  legen- 
den Lohnes  (§  6  Abs.  5). 

Die  Mindestleistungen  können  von  den 
Bezirks-,  Betriebs-  und  Baukrankenkassen  in 
folgendem  Umfange  statutarisch  erweitert 
werden. 

1.  Das  Krankengeld  kann  bis  auf  7'^''lo 
des  zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes  erhöht 
werden. 

2.  Der  Unterstützung  kann  ein  anderer 
und  höherer  Lolinbetrag,  als  unter  b  ange- 
geben, zu  Grunde  gelegt  werden;  doch  darf 
dieser  Lohn  2  Giuden  für  den  Arbeitstag 
nicht  Überschreiten. 

3.  Die  Unterstützungsdauer  kann  bis  auf 
ein  Jahr  ausgedehnt  werden. 

4.  Das  Beerdigungsgeld  kann  bis  auf  50 
Gulden  festgesetzt  werden  {§  9). 

Die  Unterstützungsansprüche  beginnen 
für  veisicherungspflichtige  Mitglieder  mit 
dem  Beginn  der  Mitgliedschaft;  für  frei- 
willig beigetretene  Mitglieder  kann  das 
Statut  eine  Karenzzeit  ven  4 — 8  WotJien 
festsetzen.  Diese  Bestimmungen  gelten  für 
alle  Kassenarten  mit  Ausnahme  der  Bruder- 
laden und  Knappschaftskassen  {§§  22,  47,  57, 
58,  60). 


Bezirks-,  Betriebs-  und  Baukrankenkassen 
können  durch  Statut  anordnen,  dass  Mit- 
gliedern, die  sich  die  Krankheit  vorsätzlich 
oder  durch  schuldhafte  Beteiligiing  an 
Schlägereien  oder  Baufhändeln  oder  durch 
Trunksucht  zugezogen  tiaben,  das  statuten- 
gemässe  Krankengeld  gar  nicht  oder  nur 
teilweise  gewährt  wii-d  (§  24  Ziff.  2, 
§§  47,  r)7). 

15.  Anibringaog  der  3GtteL  Die  Bel- 
trilge  zu  den  Zii-angskassen  (Bezirks-,  Be- 
triebs- und  Baukrankenkassen)  werden  ge- 
raä.ss  g§  25,,  26,  33—35,  47  und  57  in 
Prozenten  des  bei  Berechnung  des  Kranken- 
geldes zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes  (siehe 
oben  sub  14)  bemessen.  Die  Beiti'ngslast 
entfällt  zu  zwei  üriltcln  auf  die  Arbeitneh- 
mer und  zu  einem  Drittel  anf  die  Ai'bcit- 
freber;  die  letzteren  haben  die  Beiträge  auch 
für  die  Ai'beiter  vorschnssweise  zu  zahlen, 
mit  dem  Hecht,  den  auf  den  Arbeiter  ent- 
fallenden Anteil  bei  der  i-egelmässigen  Ge- 
halts- und  Lohnzahlung  einzuhidten.  Länger 
als  einen  Monat  nach  der  Lohnzalilnng 
dai'f  der  Arbeitgeber  diese  Einhaltung  nicht 
versclüebeo,  wenn  er  überhaupt  auf  die 
Rückerstattung  dei"  Arbeiterbeiträge  rechnen 
^■iU. 

Der  Anteil  der  Arbeitgeber  kann  auf  mehr 
als  ein  Drittel  der  Gesamtbeitri^  angesetzt 
werden,  wenn  dies  in  der  Generalversamm- 
lung zuerst  von  der  Vei-tretimg  der  Arbeit- 
geber und  dann  von  der  Vertretimg  der 
Kassenmitglieder  nach  getrennter  Beratung 
und  in  getrennter  Abstimmung  jedesmal 
mit  absoluter  Mehrheit  der  Anwesenden  be- 
schlossen wird. 

Die  Beiträge  der  veisicherangspflichtigen 
Personen,  die  keinen  Geldlohn  beziehen  (mit 
Ausnahme  der  Volontäre),  muss  der  Arbeit- 
geber nach  dem  Gesetz  aus  eigenen  Mitteln 
bestreiten. 

Den  Versicherten  fallen  die  vollen  Bei- 
träge dann  zur  Last,  wenn  sie  sich  ihrer- 
seits freiwlUig  der  Versicherung  angeschlos- 
sen oder  freiwillig  die  Versicherung  fortge- 
setzt haben.  Das  gleiche  tritt  aber  auch 
für  einen  Teil  der  versichenmgspfliehtigen 
Kassen raitglieder  ein ,  nämlich  für  die  Be- 
triebsbeamten mit  mehr  als  1200  Gulden 
Jahresarbeitsverdienst  und  für  die  Volontäre. 

Milgheder,  welche  die  Kasse  durdi  Simu- 
lation geschädigt  haben,  können  strafweise 
für  bestimmte  Zeit  noch  mit  besonderen  Bei- 
trägen belastet  werden. 

Die  Höhe  der  Beiträge  ist  nach  versiche- 
rungstechnischen  Grundsätzen  zu  berechnen. 
Für  die  Deckung  der  gesetzliehen  Mindest- 
leistimgen  äaxl  in  der  Regel  nicht  mehr  als 
S".'«  des  dem  Krankengelde  zu  Grunde  zu 
legenden  Lohnes  von  den  Versicherungs- 
pflichtigen erhoben  werden.  Mit  Hinzureäi- 
nuug  der  Beiträge  der  Arbeitgeber   stellt 
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Bidi  sonadi  der  als  Eegel  innezii haltende 
HOehstbeti-ag  der  Öesamtlieiti-äge  anf  4'/*  ",'0 
des  Ixihnea.  Unter  rmständen  Itaon  indes 
hieriiber  —  behufs  Deckung  iler  gesetKÜchon 
lliiidestleistiingen  —  hinausgegangen  wer- 
den, wenn  es  in  der  Generalversammlung 
von  den  Vertretern  sowolil  der  Kossenmit^ 
glieder  als  auch  der  Arbeitgeber  nach  ge- 
sonderter Beratung  und  in  getrennter  Ali- 
stimmung  jedesmal  mit  einer  Mehrheit  von 
drei  Viei-teln  der  Anwesenden  beschlossen  ist. 

Sind  im  Statut  höhere  als  die  gesetj- 
ÜL'hen  Mindestleistungen  vorgesehen,  so  ist 
die  regelmässige  Höchstgrenze  für  die  Bei- 
träge der  Arlieiter  2"/o  «es  Lohnes,  ftlr  die 
der  Arbeitgeber  also  in  der  Regel  l".«  de?; 
Lohnes.  Der  Beitrag  kann  in  diesem  Falle 
Aber  die  l)ezeic'hnete  Grenze  hinaus  nur 
nach  Errichtung  der  Kasse  unter  den  eben 
bezeichneten  erschwerenden  Formen  lier 
Beschlnasfassmig  gesteigert  wenlen.  darf  ie- 
dneh  S^.'o  des  Lohnes  filr  die  Arl)eiter  (also 
Mr  die  Arheit^ber  in  der  Regel  V'3°io) 
nicht  überschreiten, 

ITeber  die  Beiträge  hei  Bniderladen  und 
Vereinskassen  bestimmt  tlas  Gesetz  nichts. 
Bezflglich  der  zur  DurchfÜhnmg  dei-  Ver- 
siehening  zugelassen  entienossen  sei  laftskassen 
sieht  §  5S  nur  vor,  dass  die  Beiträge  der 
Arbeitgeher  mindestens  eljenso  hoch  sein 
müssen,  wie  sie  nach  dem  Gesetze  zu  leisten 
wären. 

Ausser  den  Beiträgen  sind  von  den  Be- 
zirks-, Betriebs-  und  Baukrankonkasscn  nocli 
Eintrittsgelder  von  den  freiwillig  sich 
beteiligenden,  nicht  also  auch  von  den  ver- 
sichenmgsjifliehtigen  Mitgliedern  zu  erbeten. 
Die  Höhe  der  Eintrittsgelder  ist  im  Statut 
festzusetzen;  mindestens  mnss  jedoch  das 
Eintrittsgeld  dem  vollen  Beiträge  für  6 
Wochen  gleich  stehen  (g  13  Ziff.  ."»,  §  47, 
S  ü7).  Genossen  Schafts-  und  Vereinsürau- 
kenkassen  dürfen  ihre  Jlitgliedcr  in  Bezug 
anf  das  Eintrittsgeld  nicht  ungünstiger  be- 
handeln, als  sie  nach  dem  Gesetz  gestellt 
sind  (%%  Tß  u.  60). 

16.  Verhältnis  za  anderen  Leistungen. 
Die  Ansprüche  der  Versicherten  gegen  Ge- 
meinden, Korporationen  und  Stiftungen  aus 
dem  Titel  der  Armen versorgi mg  oder  gegen 
Dritte  oder  gegen  die  Unfallversichennigs- 
anstalten  imd  sonstige  Kassen  werden  durch 
das  Gesetz  nicht  berührt.  Leisten  Gemein- 
den, Korporationen  oder  Stiftungen  nach 
den  gesetzlichen  oder  statutarischen  Be- 
stimmungen Unterstützungen  für  Personen 
nnd  Zeiträume,  für  welche  die  Krankenkasse 
hätte  eintreten  müssen,  so  gehen  die  An- 
sprüche des  Versicherten  gegen  die  Kran- 
kenkasse bis  zum  Betrage  der  geleisteten 
Unterstützungen  a\if  die  Gemeinden,  Korpo- 
rationen oder  Stiftungen  über.  Für  (Ion 
umgekehrten  Fall  ist  den  Krankenkassen  ein 


gleicher  Eegress  g^^n  die  Gemeinden, 
Korjwrationeu  oder  Stiftungen  im  Gesetz 
nicht  ausdrücklich  zuge^^in-ochen.  Die  An- 
sprüche der  Versicliei-ten  gegen  Diitte  und 
^gen  die  Unfall  versichern  ngsanstalten  dar 
g^gen  gehen,  soweit  sie  mit  den  von  den 
Krankenkassen  geleisteten  l'ntcrstützuneen 
konkun'ieren ,  auf  die  Krankenkassen  über 
(§§  64  u.  65). 

17.  Statistisches.  Die  nachfolgenden 
ingal)en  beliehen  sich  auf  die  sämtlichen 
im  Keichsrat  vertretenen  Länder.  Die  Zahlen 
für  1889  erstrecken  sich  auf  die  Zeit  vom 
1.  August  bis  31.  Dezember. 


Zahl  der  thätig  gewesenen  Kassen. 

1889:  524  i    1319  i     5^5  34  '  *402 

1890  549  1 459  673  59  ,  2  740 

1895  561  139g  842  113  291s 

1896  566  1389  I     844  122  ,  3921 

Darchachnittl.  Mitgliederzabi  (iu  1000  Personen). 


1889 
1890 
189Ö 
1896 

433,0 
550,6 
814,2 
880,8 

461,0 
506.3 
56^,2 
588,0 

185,8 
230,6 
34', 1 
357,2 

330,6 
361,3 

345,9 
363,0 

1  310,4 
3  188.0 

Zahl  der  Erkrttuknngsfiille ')  (in  1000  Fällen). 

188!)'      71,7 
1890  1    237,0 
189r.'    367.3 
1896,    393,2 

145,0  1      34,9       104,5 

316.3  77,7       166.6 
341,2       iOQ,9       [95,6 

346.4  1    117,5  i    "89,1 

353,1 
797,7 
1  013,6 
1046.2 

Zahl  der  Krauklieitstage  ^)  (in  1000  Tagen). 

1889  i     717,7     1732.5,    474,8 
189013386,8    4917,0    i344,7 
18*'> '  5  946.3  i  5985,4,2062,1 
1896,6  487,0,  6061,212227,6 

1798,7 
2760,8 
3  523,2 
3484,9 

4  723,7 
12  409,3 

17  5' 7,0 

18  260,6 

Beiträge  und  Eintrittsgelder  (in  lOOO  Gulden). 

18R9    1  123,8 
1890  3  497,3 
189Ö    5702,9 
1896 ,  6  249,9 

1944,6 
4  043,2 
4876,1 
5266,1 

658,6 

1  646,0 
2558.4 

2  797,5 

1704,6     5431,6 
2334,7111521,5 
3  340,3    16  477,7 
3561,4117874,9 

1889 
1890 
1895 
1896 

Gesamteinnalime 
1125,2;  2028,7 
3617,4!  4S7M 
6034,8,  5  341,5 
6  636,6  1  5853,5 

n  (in  10 
666,3 
1  747,6 
2713,2 
2968.8 

00  Gnlden). 
1  722.1     5  543,9 
2432,3    12359,7 
3  454,7    17544,2 
3693,5.19142,2 

GeaamUnsgaben  (aiiaschl.  Kapitelanlagen)  m 
lOüO  Golden. 

1889 
1890 
1895 
1896 

803,4 
3  272,0 

s  540,4 

6  170,2 

1609,3 

3  987.9 
4906,8 
5114,1 

554,9 

1  554,6 

2  442,9 
a  703,5 

1  569,2 

2  482,9 
3244,2 

3  359,2 

4  527,4 
"297,3 
'6  134,3 

17347,0 

')  Die  Zahl  der  Baukraukenkassen  i 
gering:  (1895  4,  1896  7). 
')  inkl.  Entbindungen. 
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Im  ^Qzen  hat  die  Österreichische  Emn- 
kenTersichemng  (ohne  die  Bergwerkebruder- 
laden)  voq  1889—1896  in  6,56  MÜBoneo 
Erankheitslälleti  mit  110,25  Millioaen  Kraak- 
heitGta^n  und  in  nind  135000  Sterbeffillen 
eingegriffen  und  dafür  aa  UnterstiltzuDgeo 
90,38  Millionen  Gulden  ausgegeben. 

in.  Die  KrankenverBicherang  In  Ungarn. 

18.  Gesetzliche  Grundlagen.  Bereits 
das  Gowerbegeaetz  von  1884  hatte  eine  ge- 
setzliche Eegelung  der  Arbeiterkrankenrer- 
sicherung  ins  Auge  gefasst  und  diejenigen 
Grundsätze  festgestellt,  die  bis  zum  Erlass 
des  geplanten  Gesetzes  fflr  die  Hilfskassen 
der  Gewerbekorporationen  massgebend  sein 
sollten.  Nur  der  kleinere  Teil  der  Gewerbe- 
korporationen ist  indes  ziu"  Errichtung  sol- 
cher Hilfakassen  gesehritten.  Fllr  die  Ar- 
beiter der  Berg-  und  Hüttenwerke  itamen 
die  auf  dem  Bei^^setz  beruhenden  Bruder- 
laden in  Betracht.  Im  übrigen  blieb  alles 
der  privaten  Thätigkeit  überlassen,  die  aber 
hier  wie  überall  nur  für  einen  besciu^nkten 
Bruchteil  der  Arbeiter  Fürsorge  traf.  Durch 
das  G.  V.  9.  April  1891  ist  inzwischen  die  | 
obhgatorische  Krankenversichei-ung  geregelt 
worden,  die  jene  Lücken  beseitigt.  Das  Ge- 
setz scliiiesst  Eich  vielfach  den  ^teireichi- 
schen  Bestimmungen  an,  zeigt  aber  doch 
auch  hinreichend  viele  Abweichungen,  um 
eine  kurze  Zusammenfassung  an  dieser  Stelle 
als  gerechtfertigt  erscheinen  zu  lassen. 

J9.  Personenkreis.  .Der  gesetzliche 
Versicherangszwaug  —  ein  statutarischer 
Zwang  fehlt  —  ei-streckt  sich  auf  Arbeiter 
und  Beamte, 

a)  in  den  dem  Goworbegesetz  unter- 
stellten Gewerbe-  'uid  Handelsbetrieben  ein- 
BchliessKch  der  staatlichen  Monopolbetriebe 
und  des  Mflhlengewerbes, 

b)  in  Berg-  und  Hüttenwerken,  in  anderen 
Bergprodukte  verarbeitenden  Gewerken,  in 
Steinorüchen,  Sand-,  Schotter-   und  Ldim- 

c)  in  grösseren  Bauten, 

d)  beim  Betriebe  imd  in  den  Fabriken 
imd  Werkstätten  von  Eisenbahnen,  bei  dem 
Post-,  Telegraphen-   und  Fernsprechbetrieb, 

c)  bei  der  Flussschiffalirt  und  beim 
Schiffsbau, 

f)  beim  Vcrfrachtungs-  und  Speditions- 
wesen, in  Magazinen  und  Ilandelskellereien. 

Voraussetzung  ist,  dass  die  betreffenden 
Personen  mit  Oehalt  oder  Lohn  von  nicht 
mehr  als  4  Gulden  pro  Arbeitstag  angestellt 
sind  und  das-s  üire  Anstellung  nicht  ron 
vom  herein  auf  weniger  als  »acht  Tage,  be- 
schränkt ist.  Auch  die  Lehrlinge,  Prakti- 
kanten und  andei-e  Personen,  die  wegen 
noch  nicht  vollendeter  Ausbildung  keinen 
oder  nur  geringen  Lohn  oder  Gelialt  be- 
ziehen, sind  vei-sichenmgK])fIichtig. 


Befreit  sind  diejenigen  Personen,welche 
bei  einem  Betriebe  des  Staates,  eines  Muni- 
cipiums,  einer  Gemeinde  oder  eines  öffent- 
lichen Fonds  mit  ständigem  Gehalt  ange- 
stellt sind  und  nach  den  geltenden  Dienst- 
vorschriften ihre  Bezüge  auch  in  Krankheits- 
fällen mindestens  20  Wochen  lang  nach  der 
Erkrankung  erhalten. 

I  Durch  die  Gewerbebehörde  können  bei 
;  anderen  Betrieben  diejenigen  Angestellten 
befreit  werden,  welchen  der  Arbeitgeber 
in  Krankheitsfällen  vertragsmSssig  für  min- 
destens 20  Wochen  volle  Verpflegung  bezw. 
deren  Bezahlung  schuldet,  sofern  diese  Leis- 
tungen hinreichend  sicher  erscheinen. 

Die  gesetzliche  Beitrittsberech- 
tigung steht  folgenden  Gruppen  zu: 

a)  denen,  welche  bei  einem  versichenin^ 
Pflichtigen  Unternehmen  für  weniger  als 
acht  Tage  oder  mit  mehr  als  1200  Gulden 
jährlich  (4  Gulden  täglich)  angestellt  sind; 

b)  den  Hausindustriellen; 

c)  den  selbständigen  Gewerbetreibenden; 

d)  den  Werkführern  und  Arbeitern  land- 
wirtüchaftlicher  Betriebe; 

c)  den  Familienmitgliedern  der  Versiche- 
rungspflichtigen und  Versichern ngsberech- 
tigteni).  Ausserdem  kßnnen  die  Statuten 
beliebigen  Personen  den   Beitritt  gestatten. 

20.  VerBichernngsorgane.  Wie  in 
Oesterreich  sind  auch  liier  sechs  Kaasen- 
formen  vorgesehen :  Bezirks-,  Betriebs-(Fa- 
briks-),  Bau-,  Gewerbekorporationskranken- 
kassen, Bergwerksbruderiaden  imd  Vereins- 
kaasen. 

Die  Vereinskassen  (§g  73— 7ö),  also 
die  durch  private  Vereinigung  gebildeten 
Kassen  mit  mindestens  200  Mitgliedern, 
können,  falls  ihr  Statut  dem  Gesetze  ange- 
passt  ist,  vom  Handelsminister  nach  Anhö- 
rung der  Handels-  und  Oewerbekammem 
und  im  Einverständnis  mit  dem  Minister 
des  Innern  für  anerkannte  Kassen  erklärt 
werden  und  geniessen  die  im  Gesetz  fest- 
gestellten Rechte  der  Krankenkassen,  wenn 
sie  das  gesetzliche  Mindestmass  der  Unter- 
sfütKung  gewähren  und  das  gesetzliche 
Höclistmass  der  Beiträge  nicht  überschreiten. 
Sie  können  von  der  Gewerbebehörde  auf 
Grund  entsprechenden  Generalversammlungs- 
beschlusses und  ohne  solchen  Beschluss  bei 
VermiudenmK  dei-  Mitgliederzahl  unter  100, 
bezw.  bei  Leistungsunfähigkeit  aufgelöst 
werden. 

Die  Bergwerksbruderladen  {§§  70 
bis  72)  lienihen  auf  dem  Berggesetz,  dessen 
Vorscliriften  massgeltend  bleiben,  auch  in 
Bezug  auf  Leistungen  und  Beiträge.  Nur 
wenn  sie  auch  andere  Personen  als  die  im 


']  Von  diesen  Fauilienmit^liederu  hat  nur 
die  Ehefrau  Angpnicli  auf  das  voTschriftsraäBsige 
KrankengelÄ  (§  23,  Abs.  2). 
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Bei^-  «nd  Hütteng«werbe  beschäftigten  auf- 
Dehmea,  müsBea  sie  das  gesetzliche  Mindest' 
mass  der  Kasse nieistungen  und  das  gesetz- 
liche HCchstmasB   der   BeitiSge   inDenalten. 

Die  Gowerbekorpoi-ationskaBsen 
(S§  63 — 69)  könncQ  von  aeoienigeD  Gewerbe- 
korporatdonen  enichtet  verdeD,  bei  deren 
MJtgliederc  mehr  alB  200  Hilfsarbeiter  (Ge- 
hilfen und  Lehrlinge)  beschäftigt  sind.  Sie 
kfionea  mit  Auflösung  der  Ge-werbehorpora- 
tion,  feraer  bei  dauernder  Tennin denmg 
der  Mitgliederzahl  unter  100  bezw.  bei  Leis- 
tuDgsim fähig keit  auf^löst  werden.  Im  übri- 
gen gelten  die  Bestimmungen  tlber  die  Be- 
zirksKiankenkassen  meist  auch  hier. 

Die  Baukrankentaseen  (§g  57—62) 
mOssen  anf  Anordnung  der  Gewerbebehörde 
von  den  Unternehmern  grösserer  Baubetriebe 
errichtet  werden,  ■»■idrigenfalls  der  Unter- 
nehmer die  ^etzlichen  Minde&t]eiBtuDg«n 
selbst  aufzubnngen  hat  Die  Kassen  können 
von  der  Gewerbebeliörde  aufgelöst  werden 
beim  Aufhören  des  Baues  bezw.  bei  Ver- 
nachlilssigung  ordnungsmässiger  Buch-  und 
Kasaenfunning  seitens  des  Bauunternehmers. 

Eine  Betriebs-  (Fabrik-)  Kranken- 
kasse (§§  46—56)  zu  errichten  ist  jeder 
Unternehmer  befugt,  der  mindestens  100  ver- 
sicherungspflichtige Personen  beschäftigt; 
die  ErriäituDg  kann  vom  Handelsminister 
nur  dann  verboten  werden,  wenn  sie  den  Be- 
stand der  betreffenden  Bezirkgkasse  gefährdet. 

Bei  genflgenden  Garantieen  fflr  die 
Sicherheit  kann  auch  bei  geringerer  Arbeiter- 
zaiil  die  Errichtung  einer  Betriebskranken- 
kasse von  der  Gewerbebehörde  gestattet 
werden.  Ein  Zwang  zur  Bildung  einer 
solchen  Kasse  kann  von  der  Gewerbe  behörde 
nur  bei  besonders  gefährlichen  Betrieben 
ausgeübt  werden,  und  zwar  ohne  Rücksicht 
auf  die  Arbeiterzahl.  Der  Unternehmer,  der 
sich  dem  Zwang  nicht  fügt,  kann  genötigt 
werden,  einen  Beifrag  bis  zu  5%  des  Ijoiines 
oder  Gehaltes  seiner  Angestellten  zur  Be- 
zirkskrankenkasse zu  zahlen.  Die  Statuten 
der  Belriebskrankenkasse  hat  der  Unter- 
nehmer nach  Anhörung  seiner  Aogestellten 
oder  ihrer  Delegierten  festzustellen  imd  kann 
sich  oder  seinem  Bevollmächtigten  dabei  den 
"Vorsitz  im  Vorstande  (Direktion)  dauernd 
Eichora.  Die  Statuten  bedürfen  der  Geneh- 
inigimg  des  Handelsministers.  Bei  vorüber- 
gehender Unzulänglichkeit  der  Geldmittel 
der  Kasse  muss  der  Unternehmer  mit  un- 
verzinslichen Darlehen,  bei  dauernder  Un- 
zulänglichkeit trotz  Erhebunjj;  der  gesetzlich 
zulässigen  Höchstbeiträge  mit  seinen  eigenen 
Mitteln  nachhelfen.  Ke  Buchfühnmg  und 
Kaseen Verwaltung  hat  der  Unternehmer  auf 
eigene  Kosten  und  unter  eigener  "Verant^ 
wortlichkeit  zu  besorgen. 

Die  Auflösung  der  Betriebskrankenkasse  i 
kann  von  der  Gewerbebehörde  bewirkt  wer- 


I  den,  wenn  der  Betrieb  eingestellt  wird  oder 
■  wenn  die  Zahl  der  Angestellten  unter  100 
sinkt  und  keine  anderweitige  genügende 
Sicherheit  geboten  wird,  femer,  wenn  der 
Unternehmer  nicht  für  ordentliche  Buch- 
ftthning  und  Geld  Verwaltung  sorgt,  und 
endlich,  wenn  die  Generalversammlung  im 
Einvernehmen  mit  dem  Unternehmer  die 
Auflösung  ausspricht. 

Die  Bau-  imd  Betriebskran  kenkassen  sind 
im  flbrigen  Oegenseiti^keitsanstalten,  deren 
Organe  (Direktion,  Äufsiclitskoroitee  und  Ge- 
neralversammlung) in  derselben  Weise  aus- 
zugestalten Bind  wie  diejenigen  der  Be- 
zirkskranken kassen . 

Als  die  Hauptkassenform  erscheinen  im 
Gesetz  (§g  29— 45)  die  Bezirkskranken- 
kassen. 

Diese  neuen  Geg^enseitigkeitskassen  glie- 
dern sich  rein  territorial,  während  bei  den 
Betriebs-,  Bau-,  Gewerbekorporation s-  und 
Bergwerkskassen  mit  der  territorialen  auch 
die  berufliche  Gliedenmg  verbunden  ist. 
Zahl,  Sitze  und  Bezirke  der  Bezirkskranken- 
kassen werden  vom  Handelsminister  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Minister  des  Innern 
festgestellt.  Ton  diesen  Ministerien  ist 
auch  das  Statut  und  jede  Statutenänderung 
zu  genehmigen.  Das  Statut  wird  von  der 
Gewerbebehörde  festgestellt  nach  Anhörung 
der  getrennt  zu  wählenden  Tertrauens- 
männer  der  Tersicherungspflichtigen  und 
der  Arbeitgeber  und  nach  Anhörung  der 
Handels-  und  Gewerbekammer. 

Als  oberstes  Oi^n  erscheint  die  General- 
versammlung, zu  welcher  die  versicherten 
Mitglieder  und  die  nichtvereicherten  Arbeits 
geber  oder  deren  Delegierte  bezw.  Vertreter 
gehören.  Bei  mehr  als  300  Tersicherten 
muss  die  Generalversammlung  aus  Dele- 
rierten  bestehen.  Weitere  Organe  sind  die 
Direktion  und  das  Aiifsichtskomitee,  die  für 
das  erste  Jahr  von  der  Gewerbebehörde  er- 
nannt und  später  von  der  Generalversamm- 
lung gewählt  werden.  In  der  Direktion  und 
dem  Aufeichtskomitee  müssen  die  nichtver- 
sicherten  Arbeitgeber  mindestens  im 
Terhältnis  ilirer  Beitragsleistung  vertreten 
sein;  in  der  General  Versammlung  üben  sie 
das  Stimmrecht  im  Verhältnis  ihrer  Bei- 
tragsleistung. Mit  Genehmigung  des  Han- 
delsministers kann  die  Gewerbebehörde  die 
Kasse  auflösen,  wenn  ihre  Mitgliederzahl 
Tinter  100  sinkt  oder  die  Kasse  leistuogs- 
unfähig  geworden  ist,  und  ausserdem  dann, 
wenn  die  Generalversammlung  »aus  wich- 
tigen Grilnden«  die  A\tflösung  beschliesst  — 

Die  anerkannten  Tereinskassen  haben 
nur  freiwillige  Mitglieder.  Die  Betriebs- 
und Bezirkskassen  haben  neben  den  zwangs- 
weise beitretenden  auch  freiwillig  beitietende 
Mitglieder,  da  sich  die  Tereicherungsberech- 
I  tigten  ihnen  anschliessen  können.  Im  übrigen 
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besteht  für  die  Bezirks-,  Betriebs-,  Bau-  und 
öewerbekorporationskasaeu  sovrie  für  die 
Bergwerksbruderladen  ein  Beitrittazwang 
derart,  daas  mit  dem  Eintritt  in  die  Be- 
schäftigung der  Angestellte  von  selbst  Mit- 
glied derjenigen  Kasse  wird,  welche  für  den 
betreffeöden  Betrieb  in  Frage  kommt. 

Von  dieser  Beitriltspflicht  sind  befreit: 

a)  bei  den  Gewerbekorporationskassen  die- 
jenigen, weiche  bereits  bei  einer  für 
den  Betriebssitz  in  Frage  kommenden 
Bezirks-.  Betriebs-,  Bergwerks-  oder 
anerkannten  Vereinskasse  versichert  sind, 

b)  bei denBetriebskassendiejenigen, welche 
bereits  der  für  den  Betriebssitz  zustän- 
digen Bezirks-  oderÖewerbekorpomtions- 
kraiikenkasse  angehören, 

c)  bei  den  Betriebs-  und  Baukrankenkassen 
diejenigen,  welehe  bei  einer  anderen 
der  zugelassenen  Kassenformen  in  der 
gesetzlichen  Weise  und  Avisdehnung 
versichert  sind. 

Die  Bezirkskrankenkasse  insbesondere  ist 
hiernach  als  die  Versicheninesst«lle  aller 
Bonst  nicht  untei-gebrachten  versichenings- 
pflichtigen  anzusehen. 

Die  Bezirks-,  Betriebs-  und  Gewerbe- 
korporationskflssen  können  sich  zu  Kassen- 
verbänden zusammen  schliessen,  entweder 
jede  Gruppe  für  sich  oder  im  Auschluss  an 
die  Bezirkskassen  verbände.  Die  Bezirks- 
tassen verbände,  deren  Sitze  und  Bezirke 
vom  Handel smin ister  zu  genehmigen  sind, 
haben  die  Aufgabe,  einen  Verbandsi-eserve- 
fonds  zu  bilden  und  zu  verwalten,  das  Ver- 
mögen der  einzelnen  Kassen  gemeinschaft- 
lich anzulegen,  das  Geschäftsgebaren  der 
einzelnen  Kassen  zu  kontrollieren  und  die 
Gesamtetatistik  aufzustellen.  Sie  können 
gemeinscliäftlich  Äerzte  anstellen  und  Ver- 
träge mit  Apotheken  schliessen,  auch  für 
Streitfragen  der  Kassen  unter  einander  oder 
mit  dem  Verbände  Verbandsschiedsgerichte 
errichten  u.  s.  f. 

Sl.  Kontrolle.  Beendigung  und  Fort- 
setzung der  Mitgliedschaft.  Da  nach 
dem  oben  suli  20  Aiisgeffllirten  für  die  zuge- 
lassenen Kassenformen  mit  Ausnahme  der 
Vereinakassen  ein  Beitrittszwang  besteht  und 
die  Mitgliedschaft  der  Versicherungspflich- 
tigen mit  dem  Eintritt  in  die  betreffende 
Mschflftigimg  von  selbst  wirksam  wird,  so 
erscheint  die  in  §§  26  und  27  begründete 
Meldepflicht  nur  als  Kontrollmittol.  Der 
Arbeitgeber  hat  binnen  8  Tagen  den 
Eintritt  und  Austritt  der  einzelnen  versiche- 
rungspflichtigen  Personen  bei  der  filr  den 
Betrieb  in  trage  kommenden  Kasse  anzu- 
melden. Die  Unterlassung  oder  Versänmung 
der  Anmeldung  zieht  nach  Artikel  ^  eine 
Geldstrafe  bis  zu  20  Gulden  nach  sich  und 
verpflichtet  ausserdem  den  Arbeitgeber,  aus 
eigenen  Mitteln  dio  Beiträge  vom  Tage  des 


Eintritts  bezw.  Austritts  bis  zur  Anmeldung 
zu  zalüen  und  die  Lasten  zu  tragen,  die  iu 
der  Zeit  vom  Eintritt  bis  zur  Anmeldung 
aus  Erkrankungen  nicht  angemeldeter  Ver- 
sicherungspflichtiger entstehen.  Eine  ent- 
sprechende Meldepflicht  der  Kassen  selbst 
unter  einander  besteht  nicht. 

Die  Mitgliedschaft  freiwilliger  Mitglieder 
der  Bezirks-  und  Betriebskassen  hört  auf, 
wenn  sie  die  Beiti-äge  während  4  auf  einander 
folgender  Wochen  nicht  bezahlt  haben.  Im 
übrigen  können  sie  in  der  durch  Statut  be- 
stimmten Weise  austreten  (§  33,  Abs.  4), 

Die  Mitgliedschah  versichenmgspflich- 
tiger  Personen  endet  an  sich  mit  der  Be- 
schäftigimg, die  ihre  Zngehörigkeit  zii  der 
Kasse  bedingte.  Wenn  ihre  neue  Beschäf- 
tigung sie  nicht  zum  Uebertritt  iu  eine 
andere  Kasse  verpflichtet,  können  sie  bei 
ihrer  bisherigen  Bezirkskrankenkasse  durch 
freiwillige  Zahlung  der  Beiträge  so  lange 
verbleiben,  als  sie  sich  in  Ungarn  aufhalten; 
Unterlassung  dieser  Beitragszahlung  wilhrend 
4  auf  einander  folgender  Wochen  l)eendigt 
die  freiwillig  foi-tgesetzte  MitgUedsdiaft  (§  3ä, 
Abs.  2  n.  3). 

Auf  Betriebs-  und  Baukrankenkassen 
findet  dies  entsprechende  Anwendung. 

Versicherungspflichtige  Mitglieder  einer 
Betriebskraukenkasse  aber,  die  in  einen  an- 
deren Betrieb  eintreten,  sdieiden  aus  ihrer 
bisherigen  Betriebskrankenkasse  aus  und 
können  sich  alsdann  nach  ihrer  Wahl  der 
neuen  Betriebskrankenkasse  oder  der  zu- 
ständigen Bezirks-  oder  Gewerbekor(X)rationB- 
kasse  oder  einer  anerkannten  Vercinskasse 
anschliesseu  (§  49,  Abs.  2). 

Kassenmitglieder,  welche  auch  die  Min- 
destbeiträge aus  Mangel  an  Erwerb  nicht 
zahlen  können,  behalten  noch  6  Wochen 
nach  der  letzten  Beitragszahlui^  ihre  Mit- 
gliedsrechte (§  25). 

Während  der  Dauer  der  Beschäftigung, 
welche  die  Zugehörigkeit  zur  Bezirks-,  Be- 
triebs-, Bau-  oder  Gewerbekorporationskasse 
bedingt,  können  die  versicherungspflichtigen 
Mitglieder  dieser  Kassen  dadurch  aus- 
scheiden, dass  sie  in  eine  andere  der  zuge- 
lassenen Kassenformen  übertreten  (§  33, 
Abs.  1),  Den  zwan^weise  beigetretenen 
Mitgliedern  der  Bezirks-  und  Gewerbe- 
korporation skrankenkassen  ist  jedoch  der 
Uebeitrittzu  einer  anerkannten  Vereinskasse 
ausdrilcklich  untersagt,  und  auch  die  Mit- 
glieder der  Bei^-erksbrud erladen  dürfen 
nicht  zu  einer  solchen  Vereinskasse  über- 
treten (§  74). 

22.  Leiatnngen  der  VersicheraDg.  Die 
_  esetzlichen  Mindestleistungen 
sind : 

a)  unentgeltliche  ärztliche  Behandlung 
(einschliesslich  des  geburtshilflichen  Bei- 
itandes)  nötigenfalls  20  Wochen  lang; 
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b)  imentgeltüche  Gewährung  der  Arz- 
neien lind  erforderlichen  therapoutisühen 
Behelfe,  antigenfalls  iO  Wochea  lang: 

c)  wenn  die  Krankheit  län^r  als  3  Ta^ 
dauert  und  mit  Erwerbsimfähig;keit  verbun- 
den ist,  vom  Tage  der  Erkrankung  ah  fiii  , 
die  Daner  der  Erwerbsunfähigkeit,  nötigen- 1 
falls  'M  Woclien  lang,  ein  Krankengeld  in  i 
der  Höhe  der  Hälfte"  des  Betragf  s,  der  für ; 
die  lteilrag;sliemessHiig  als  (rnunilage  dient 
(vgl.  oben  snh  IH); 

d)  Woeheiibettunteretfitaiing  in  Hölie  des 
Krankengeldes  vom  Tage  der  Niederkniet 
an  mindestens  ftir  4  Wochen ; 

e)  im  Todesfalle  ^-Beerdigungsbeitrag« 
bis  zum  !?(J  fachen  des  der  Beitragsberech- 
nung zu  Grunde  liegenden  Betrages  (§  T). 

Das  Krankengeld  (c)  imd  die  Wot-hen- 
hettunterstfltzuDg  (d)  ist  in  wöchentlichen 
Raten  am  Ende  der  Woche,  der  Beerdigungs- 
beitrag (e)  spätestens  am  Tage  nach  dem 
Tode  aui^zuzahlen.  Das  Krankengeld  ist  uin 
TiU"/!»  des  Mindestbetrages  zu  erhöhen,  wenn 
die  Kasse  ärztliche  Behandlung  und  Äiznei 
ni^t  liefert  (§  11). 

Die  Herbeifiihnmg  der  Krankheit  durch 
vorsät/Jiehe  Htwidlung,  iimvh  schiddhafte 
Hervomifung  eines  Banfhandels,  durch  aus- 
schweifende Lebensweise  oder  durch  Trunk- 
sucht kann  nach  näherer  Bestimmung  des 
Statuta  den  Anspruch  auf  Ki-ankeugeld  aus- 
Bchliessen  (g  9). 

Statt  der  unter  a  bis  c  genannten  Leis- 
tungen kann  die  Krankenkasse  vollständige 
Verpflegung  in  einem  Kranken  hause  ein- 
schliesslich freier  Beförrlening  in  dasselbe 
eintreten  lassen  in  denselben  Fällen  wie  in 
Oesterreich ;  den  vom  Erkrankten  erhaltenen 
Aögeherigen  ist  während  der  Sjiilalbchand- 
lung  die  Hälfte  des  Krankengeldes  zu  zahlen 
(§  12). 

Diirch  Statut  können  die  Mindestleis- 
tungen erweitert  werden,  und  zwar  in  fol- 
gendem umfange: 

a)  Erhöhimg  des  Krankengeldes  bis  zu 
75%  des  zu  Gnmde  zu  legenden  Betrages. 

b)  Ausdehnung  der  Krankenimterstützung 
bis  auf  die  Dauer  eined  Jahres. 

c)  Erhöhung  des  Beerdigungsbeitrages 
bis  auf  das  40  fache  des  zu  (ininde  zu  legen- 
den Betrages. 

d)  Gewähnmg  unentgeltlicher  ärztliclier 
Behandlung  und  Arznei  an  die  Familienmit- 
glieder. 

e)  Öewähning  des  Mindestbetrages  des 
Beerdigimgsbeitrages  beim  Tode  eines  Fami- 
lienmitgheiles  des  Versicherten  {%  8). 

23.  AnfbrlDg:tiiig  der  Mittel,  Die  Bei- 
träge für  <lie  versichern  ngs]iflichti^n  Mit- 
gheder  werden  nach  näherer  Bestimmung 
des  Statuts  bemessen  entweder  nach  dem 
wirklichen  Tageloho  oder  nach  dem  durch- 
schnittlichen, an  den  betreffenden  Orten  üb- 


lichen gewfihnliehen  Tagelohn,  -welcli  letz- 
terer von  der  flcwerbebehöi-de  nach  Anhö- 
rung von  Vei-tmuensmännern  sowie  der 
Handels-  und  Gewerhekammer  von  Zeit  zu 
I  Zeit  f("lr  Jlänner.  für  Frauen  und  für  Ange- 
I  stellte  unter  18  Jahren  gesondert  festgestellt 
1  wird.  Der  gewöhnliche  Tagelohn  für  An- 
gestelite unter  18  Jahren  kommt  auch  für 
die  Lehrlinge,  die  Praktikanten  imd  für  alle 
diejenigen  in  Betracht,  welche  wegen  noch 
nicht  vollendeter  Ausbildung  keinen  oder 
nur  geringereu  Lohn  beziehen. 

Wenn  der  wirkliche  Tagelohn  zu  Grunde 
gelegt  wiol,  so  darf  er  nicht  niedriger  als 
der  durchschnittliche  gewöhnliche  Tagelohn 
und  nicht  höher  als  2  Gulden  iür  den  Tag 
angerechnet  werden. 

Beziehen  die  Vei-sieherungsnfliehti^n 
Wochen-,  Jlonats-  oder  Jahresgehalt,  so  dient 
der  Betrag  des  wirklichen  Gehaltes  ohne 
jeden  Abzug  als  Grundlage.  Der  Wert  der 
verti'agsmäsaigbedungenenVerkÖstigungwird 
mit  eiiigereclmet,  während  andere  Natural- 
leistungen, Quai-tiergelder,  Zidagen  und  Emo- 
lumente  nicht  in  Ansatz  gebracht  werden 
dürfen  {§  16). 

Unmittelbar  nach  Errichtung  der  Kasse 
dürfen  höchstens  S^'/o  des  zu  Grunde  zu 
legenden  Betrages  erhoben  werden,  und 
höhere  Beiti'äge  —  eventuell  bis  zu  ö^/o  — 
sind  nur  zulässig,  wenn  andei-s  die  gesetz- 
lichen Mindestleistungen  nicht  gedeckt  wer- 
den können  (§  18). 

Im  weiteren  Verlauf  dürfen  die  Beiträge 
normalerweise  'i  ".'o  nicht  überschreiten,  wenn 
die  Kasse  die  gesetzlichen  Mindestleistungen 
bietet,  und  nicht  höher  als  2''Io  sein,  wenn 
sie  über  diese  Mindestleistimgeu  hinausgeht. 
Können  die  gesetzlichen  Mindestleistungen 
mit  3  "lo  nicht  getieckt  wenleu  und  ist  dies 
Ziel  auch  nicht  diu^h  Vereinigung  mit  einer 
anderen  Kasse  zu  erreichen,  so  kann  der 
Handelsin  in  ister  die  Erhöhung  der  Beiträge 
bis  auf  ö"!!)  gestatten  (§  17).  Sind  auch 
dann  die  Mindestleistungen  nicht  zu  decken, 
so  muss  die  Kaasc  aufgelöst  bezw.  mit  einer 
anderen  vereinigt  werden  (S  21). 

Ueber  Anträge  auf  Erhöhung  der  Bei- 
träge über  "i^/o  hinaus  müssen  Arbeitgeber 
und  Versichermigspflichtige  gesondert  ab- 
stimmen und  auf  jeder  Seite  muss  die  ab- 
solute Mehrheit  der  Anwesenden  für  die 
Erhöhung  sein,  die  im  übrigen  noch  der 
Genehmigung  des  Handelsministers  bedarf. 
Anders  ist  es  nur,  wenn  der  Arbeitgeber 
den  Ober  S^/o  hinausgehenden  Betrag  selbst 
deckt  (§  20). 

Von  der  Beitragslast  trägt  bei  den  Be- 
zirks-, Betriebs-,  Bau-  imd  Gewerbekorpora- 
tionskassen der  Arbeitgeber  ^t»,  die  Ver- 
sicherungspflichtigen *.3;  der  erstere  zahlt 
den  vollen  Beitrag  ein  und  kann  ^a  bei  der 
Lohnzahlung  in  Abzug  t 


..üoogic 


378 


KraükeEversichening 


Filr  Lehrlinge,  PraktibaDten  und  in  der 
Ausbildung  be^ffene  Personen  musa  der 
Arbeitgeber  den  ganzen  Beitrag  auf  aich 
nehmen,  falls  nichts  anderes  diirdi  den  Ver- 
trag vereinbart  ist  (§  22). 

Zu  deo  Beitragen  der  Versicherungsbe- 
rechttgten  hat  der  Arbei^ber  gesetzlich 
nichts  zu  leisten. 

Die  Beiträge  der  versichcrungsberech- 
tigten  Familienmilglieder,  welche  keinen  Er- 
werb haben,  werden  nach  der  Hälfte  des 
durchschnittlichen  gewöhnlichen  Tagelohnes 
bemessen.  Im  übrigen  sind  die  Beiträge 
der  Versichenmgsberechtigten  ebenso  hoch 
wie  die  für  Tersicherungspflichtige  zu  zah- 
lenden Gesamtbeiträge  (§  23). 

Eintrittsgelder  dürfen  nach  näherer 
Beslimmung  des  Statuts  nur  von  den  frei- 
wiUig  (einer  Bezirks-  oder  Betriebskaase) 
Beitretenden   erhoben  werden  (§§   34,  56). 


24.  Statistisches. 

Jahr 

ialil*jsiji| 

J 

1897 1 

Zahl  der  Mitglied« 


Zahl  der  Krank  enkaasen. 
7     I      69      I     1S2     I    60 


JahresschluBS  (in  1000  Prs.). 
61,9    I    115,1  I   80,8  I    487,0 
73,2    I    150,9  I   82,7  I    594,8 


Beiträge  (in  1000  OnldeD). 
635.01  195,0  I  643iO|  432,01 
1697,7]    404,2    I  1317,01  590,3|   ■ 


GeeamteinDabmen  (i 
1894  I  1099,0  I    347,0 
1897  I  2273,4  I    481,3 


225.' 


1000  Golden). 
824,01   3495,0 
682,1  I   5046,3 


GeBamtansgaben  (in  1000  Gnlden). 
18941    984,01    »96,0   I    926,01  566,01   2772,0 
1897  I  2123,5  I    427,2    I  1361,5!  6'0.3|    4522,4 

Die  EntschüdigungsaUGgaben  aller  Kassen 
betragen  1897  325»1{»  Gulden,  1896  3136500 
Onlden,  1895  2842900  Onlden. 

IV.  Die  Kranken versichemng  in  anderen 

Ländern. 

Eine  umfassende  obligatorische  Kranken- 
versicherung för  die  gewerblichen  Arbeiter  ist 
in  anderen  äs  den  bisher  genannten  Ländern 
noch  nicht  eingeführt  worden,  wenn  auch 
mehrfach  schon  die  Frage  erwc^n  wird.  Als 
ein,  freilich  sehr  unzulänglicher  erster  Schritt 
auf  diesem  "Wege  kann  die  Yorschrift  der 
russischen  öewerbeordnuug  vom  3./15. 
Juni  1886  (nebst  Aenderung  vom  8./20.  Juni 
1893)  angesehen  werden,  dass  von  Arbeitern 
Zahlungen  für  ärztliche  Hilfe  nicht  gefordert 
werden  dürfen. 


Diese  Bestimmung  wird  dahin  ausgelegt, 
dass  die  Arbeitgeber  verpflichtet  sind,  ihren 
erkrankten  Arbeitern  ärztliche  Hilfe  und 
Heilverfahren  kostenfrei  zu  gewähren. 

Für  die  Bergwerke  im  ehemaligen 
Königreich  Polen  ist  durch  das  am  27. 
Januar  1895  erlassene  Statut  die  Kranken- 
versicherung daliin  geregelt,  dass  die  im 
Bergwerk  beschäftigten  Arbeiter  und  Auf- 
seher beitrittspfliclitig  sind,  falls  ihi-  Ver- 
dienst nicht  5Ü0  Rubel  jährlich  übersteigt 
Zu  diesen  Kassen  leisten  die  Arbeiter  und 
die  Betriebsverwaltungen  gleiche  Beiträge. 
Die  Beiträge  der  Arbeiter  werden  entweder 
in  Prozenten  des  Lohnes  (1— S^/o)  berechnet 
oder  nach  3  Lohnklassen  (A  über  400  Rubel, 
B  200-^00  Rubel,  C  unter  2U0  Rubel)  mit 
35  bezw.  25  bezw.  15  Kopeken  monatlich 
erhoben.    Die  Kassen  gewähren 

a)  freie  ärztliche  HiKe  und  Heilmittel 
im  Fall  der  Krankheit  des  Mitgliedes,  seiner 
Frau,  seiner  Kinder  (unter  15  Jahren),  der 
von  ihm  unterhalteneu  Eltern  oder  Ver- 
wandten. 

b)  Krankengeld  an  das  durch  Krankheit 
erwerbsunfähig  gewordene  Mitglied  und  zwar 
für  Verheiratete  40  bezw.  30  bezw.  20  Ko- 
peken und  für  Unverheiratete  30  bezw.  20 
bezw.  12  Kopeken  täglich,  je  nach  der  Lohn- 
klasse. ') 

c)  Sterbegeld  beim  Tode  des  Mitgliedes 
und  der  näher  bezeichneten  Verwandten. 
(Beim  Tode  des  Mitghedes  15  Rubel.) 

Die  Krankenunterstützungen  werden 
»während  der  Krankheit  fOr  jeden  Tag  der 
Krankheit!  einschliesslich  der  Sonn-  und 
Feiert^  bezahlt. 

Bei  Spital  veqjf  legung  des  Familien  hauptes 
erhält  die  Familie  dasselbe  Krankengeld; 
unverheiratete  Kranke  erhalten  in  diesem 
Falle  1.4  des  Krankengeldes. 

Im  übrigen  besteht  eine  Zwangsversiche- 
rung nicht. 

In  Frankreich  ist  uuter  dem  29.  Juni 
1894  ein  Gesetz  ergangen,  nach  welchem 
die  Arbeiter  sowie  die  Beamten  der  Berg- 
werke bis  zu  einem  J^resarbeitsverdienst 
von  2400  Francs  kranken  versicherungspflich- 
tig sind.  Die  Durchführung  .dieser  Ver- 
sicherung erfolgt  in  den  caisses  des  societ^ 
de  secours.  Die  Arbeiter  und  Angestellten 
haben  zu  diesen  Kassen  einen  Beitrag  bis 
zu  2"/!)  des  Lolines  oder  Gehaltes  zu  ent- 
riebteu;  der  Arbeitgeber  hat  einen  Beitrag 
in  Höhe  von  50  "/o  des  Arbeiterbeitrags  zu 
zahlen.  Art  und  Höhe  der  Unterstützungen 
im  Fall  der  Krankheit  oder  des  Todes  eines 
3Iitghedes  werden  im  Statut  bestimmt.  Eine 
Ausdehnung  der  K ranke nfürsorge  auf  Fami- 


'1  Sind  die  Beiträge  in  ProBenten  des  Lohnes 
berechnet,  roindesteDB  30  Kop.  für  Verheiratete 
und  nündestenB  20  Kop.  für  Unverbeiiatete. 
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lienmitglleder  durch  Statut  ist  zulässig.  Das 
Gesetz,  das  als  ein  erster  und  zaghafter 
Schritt  auf  dem  Wege  umfassender  obliga- 
torischer  Arbeiterversiehenme  anzusehen  ist, 
trat  am  1.  Juh  1895  in  Kraft, 

Im  fibripen  ist  in  Frankreich  wie  in  den 
übrigen  Landern  die  Krankenförsor^ 
den  freiwilligen  Verbänden  und  Vereinen 
fiberlassen.  Die  neuere  Gesetzgebung  hat 
sich  aber  überall  bemnht,  die  Wirksamkeit 
dieser  Oi^ne  z«  steigern,  und  zum  Teil 
auch  durch  staatliche  Subventionen  zu  för- 
dern gesucht.  Die  Einzelheiten  darüber 
können  hier  nicht  angefflhrt  werden. 

In  der  Schweiz  hatte  sich  bei  der 
Volksabstimmimg  vom  26.  Oktober  1890  eine 
erhebhche  Mehrheit  (28:^000  gegen  92000 
Stimmen)  flir  den  Grundsatz  einer  obligato- 
rischen Arbeiterversichenmg  erklärt  Der 
daraufhin   ausgearbeitete    und    im   Oktober 

1899  von  der  BnndesverBammlung  ange- 
nommene Entwurf  umfasste  die  obligatorische 
Kranken-  und  CnfaUversichenmg ,  wurde 
aber  in  der  Volksabstiminung  vom  20,  Mai 

1900  mit  330000  gegen  143000  Stimmen 
verworfen. 

LitteratHr;  Die  allgemeine  LiUeralur  itt  im  Art. 
Arbeilervereicherung  (Allgemeines) 
obatBd.J,S.60?ff.unddlemUTaturiiberdie  Ver- 
lieherung  der  einielnvn  Länder  i»  dem  Art,  aDie 
Arbeilerreriieherung  in  den  eimeinen  Ländern« 
Bd.  I,  S.  eiSf.  angegeben.  Die  aUyemeine  LiOenUur 
itt  iniiriiehen  durch  Ihr.  Zacher,  Die  Arbeiter- 
Tertichrniag  im  Atalande,  Berlin  1S93S9,  er- 
gämt  vorden,  ein  Werk,  dat  über  die  Vertic&e- 
rmg  in  nicIUdeutichen  Ländern  avek  au^fUhr- 
liclüe  Littrratitrangaben  enthält.  An  dieter  Stelle 
bedarf  et  nur  noch  einiger  Angaben  aber  die 
Litteratur  tur  deuticken  JCrankenver- 
ticherung.  Dabei  kann  die  lehr  umfangreiche 
LOtervlur  Ober  Autgeitallung  und  Reform 
der  Kranientertieherung  übergangen 
Verden.  (AvtfUhrliche  Vebertie/Uen  hieriUitT 
bringen  u.  «..■    Jahrb.  f.   Sat.    u.  StuL,    If.  F., 

4,  S.iS4S-;  Jahrb.  f.  GW.«.  Venu.  5,  S.  triff.) 
—  Popper,  Gewerbliche  Ifäfikaiten,  Leipiig 
1888,  S.  llGff.  —  F.  C.  Huber,  Aaiba«  vnd 
Befeirm  det  lü^nkenrerticherungtgetcliei,  Minden 
1.  If'.  188S,  S.  lliff.  —  van  der  Borght, 
Utber  den  Entmitf  einer  Iforelle  mm  Kranken- 
iattcageteti,.  in  Jakrb-  f.  Nat.  «.  SiaL,  IIL  F.  I, 
8-  SlffJ.  —  Die  Statittik  der  deuttchen 
Krankenrerli^herung  wird  in  der  Neuen  Folge 
der  »Statittik  det  Deuttchen  Seichet-  (Berlin, 
PuUkammer  und  Jßlhlbrecht)  alljakrtich  ver- 
liffenUickl-  Bit  jeUt  liegt  die  Statitlit  für  1SS5 
— 1897  vor  (Betpreehungen  ilber  die  Ergetmittt 
der  Statittik  finden  »ich  in  allen  namhaften 
voUawirtiehaftlichen  Zeittehriflen). 

Von  Kommatlaren  (det  Getetict  votn  10.  IV. 
1892)  tind  zu  erwähnen;  OoeUe,  Berlin  lS9t; 
Htüm,  S.  At^.,  Berlin  1893;  HaUbauer, 
Leipiig  1893;  Hoeinghaua,  Berlin  1892; 
Koehne,  2.  Auß.,  StultgaH  1S92;  PtUtty, 
München  1893;  Jtaitp,   München  1893;  Btver, 

5.  Avfi.,  Ambach  189S ;  Humpelt,  Leipzig  139!; 
Schicker,  2.  Auß.,  Slullgart  1393;  Stenglein, 


Bertin  1891;  V.  Woeätk^  S.  A«ß.,  BeHiii  189G; 
Zeller,  Manchen  lS9t  u.  t.  w. 

Zu  beaehlen  tind  auch  die  aut  Anlatt  der 
Parieer  WeltauttteUung  ertehienenen  Schriften 
ro»  Klein,  Die  Leittungen  der  ArbeiierveT' 
aicherung  im  Deuttchen  Beirhe,  Berlin  1900  und 
run  Im»«  und  Zahn,  Einrichtung  und  Wirkung 
der  deuttchen  Arbeilemtrticherung,  Berlin  1900. 

K.  van  der  Borght. 


Kraus,  Christian  Jakob, 

geb.  am  27.  VII.  1753  zu  Osterode  in  0«t- 
prenssen,  ^est.  am  25.  VIIl.  1807  in  Königsberg, 
studierte  m  Königsberg  und  Güttine^n  und 
wurde  ITSO  in  Königsberg  Professor  der  prak- 
tischen Philosophie,  später  der  Sozial-  nnd 
Kameralwissenschaften. 

Kraus  vertlfFentlicht«  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  aar  folgende  Uebersetzang  in 
Buchform :  Politische  Arithmetik  ans  dem  Eng- 
lischen des  Ärthar  Yonng,  mit  Anmerknngen, 
Küuigaberg  177^.  —  Ana  seinem  Nachlasse  er- 
schienen, heranagegeben  von  H.  J.  v.  Aners- 
wald,  llerbart,  SUvero  nnd  HUlhuann :  Ver- 
mischte Schriften  über  staatswirtBchaftliche,  po- 
litische and  andere  wissenschaftliche  Gegen- 
stände, 8  Bde.,  Königsberg  1808—19  {Inhalt: 
Bd,  I.'II:  Aufsätze  Über  Staats  wirtschaftliche 
Gegenstände,  Bd.  III<IV;  Encyklopädische  An- 
sichten der  Gelehrsamkeit-  Bd.  V/VI;  Nachge- 
lassene philosophische  Schriften,  mit  Vorrede 
nnd  Abhandlung  v.  J.  Fr.  Herbart;  Bd.  VII: 
David  fiame,  Politische  Versuche,  aas  dem  Eng- 
lischen übersetzt;  Bd.  VIII:  Das  Leben  des 
Prof.  ICraos,  dargestellt  von  J.  Voigt.)  —  Staats- 
wiri^haft.  Nach  Kraus'  Tode  heranagegebm 
Tou  Baus  Jakob  von  Auerswald,  5  TeUe,  ebd. 
1808—11  (Teil  V  a.  a.  d.  T.:  Angewandte 
Staatswirtachaft) ;  dasselbe,  Neadruct,  5  Teile, 
Breslau  1837. 

Wenn  auch  die  Stein-Hardenbergsche  He- 
gen erationsperiode  für  Preussen  erst  heran- 
kommen mnsete,  ehe  die  Postnlate  des  Smithi- 
anismna  eine  praktische  Anwendung  in  der 
Leitnng  der  Staats-  nnd  Verwaltangsangelegen- 
heiten  erfahren,  bleibt  doch  das  ^^rdienat  von 
Kraus,  die  Lebren  Adam  Smitlis  von  der  Arbeit, 
„dem  Grundmeaaer  des  Wertes  aller  Dinge", 
zuerst  auf  dem  Katheder  in  Deutschland  ver- 
treten EU  haben,  nnerBcbüttert.  Kraus'  Ueber- 
setzang  von  Eames  Essays  war  nur  der  Zoll 
der  Bewunderung  der  englischen  Konstitution, 
fifeschaffen  für  den  alles  dnrchd ringenden  Geist 
der  persönlichen  Freiheit.  Seine  von  1786  an 
entstandenen  Aufsätze  über  Staats wirtachaft- 
li::be  Gegenstände  atmen  in  den  ersten  Artikeln 
noch  den  Geist  der  Friedericianiscben  Periode, 
ihnen  schliesst  sich  die  „angewandte  Staatswirt- 
Bobaft",  Bd,  V  seiner  Staatswirtscbaft,  au;  die 
in  beiden  Publikationen  enthaltenen  wirtschaft- 
lichen Reform  vorschlage  beziehen  sich  lediglidi 
auf  Prenssen.  Et  verteidigt  darin  die  Freiheit 
des  Getreidehandels,  die  Aufhebung  der  Guts- 
untertMnigkeit,  die  freie  Teilbarkeit  und  Ver- 
äusserlichkeit  des  Grundeigentum a,  et  polemi- 
siert gegen  das  Salzmonopol  der  Seehandlung, 
das  Ausnihrverbot  der  lUthwolle  und  das  Zunft- 
wesen, er  untersucht  ferner  die  Gründe  der  Zu- 
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nahmetendenz  der  Vergcbuldnng  der  Landjrtlter 
nud  kommentiert  von  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Theoremen  Arbeit  und  Arbeitslohn,  Wert, 
Preis,  Geld  und  Eapitalcewinn  etc.  In  Eeinen 
nachgelassenen  phUoaopniachen  Schriften  witd 
u.  a.  der  interessante  Veraach  gemacht,  den 
kategorischen  Imperativ  Kants  and  den  Smith- 
BchcQ  BegriCT  der  Sj'mpathie  nnd  des  Ge- 
wissens in  logische  Beziehnng  zu  einander  zn 
bringen. 

Vgl.  Ober  Krans:  Job.  Voigt,  Leben 
des  Professors  Ch.  J.  Kraus,  Königsberg  1819 
IS.  0.).  —  Kant«,  Theorie  und  Geschichte  der 
Nationaläkonomik,  Bd.  II,  Wien  186Ü,  S.  621. 
—  Röscher,  Geschichte  der  Nat,,  S.608ff.  — 
G.  Kranse,  Beiträge  zum  Leben  von  Ch.  J. 
Graus,  Küniffibere:  18Ö1.  —  Prantl,  Christian 
Jak.  Krans,  in  Allgemeine  deutsche  Biographie, 
Bd.  Xvn,  Leipzig  18S),  S.  6668.  —  Ersch 
und  Rruber,  Encyklopädie,  II.  Sektion,  Teil 
XXXIX,  ebd.  1886,  S.  294,95.  — 


Kredit. 

1.  Begriff.  2.  Arten  der  Kreditgeschäfte. 
3.   Unhaltbare  Projekte.     4.  Konsumtiver  nnd 

Srodiiktiver  K.  Macleods  Theorie.  5.  Kritik 
er  Produktivität  des  K.  6.  Vollkommenste 
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1.  Begriff.  Nach  dem  gewöhnlichen 
Sprachgebrauche  bedeutet  Ki'cdit  ein  per- 
sönliches Vertrauen,  das  die  Vorbedingung 
alter  derjenigen  Verkelirsgeschäfte  bildet,  bei 
denen  der  eine  Teil  in  der  Gegenwart  irgend 
einen  Wert  dem  anderen  hingiebt  und  der 
letztere  eine  tiegenleistung  in  der  Zukunft 
übernimmt.  "Viele  Selmftsteller,  wie  Nebenius, 
Eau,  B.  Hildebrand,  G.  Cohn,  Ä.  Wagner 
u.  a.  legen  nun  auch  bei  der  Definition  des 
Kredits  ausschliesslich  oder  hauptsachlich 
Gewicht  auf  dieses  Vertrauen,  also  auf  ein 
subjektives,  allein  auf  seilen  des  Kreditgebers 
wirksames  Moment,  neben  dem  manche 
allerdings  auch  noch  die  Fähigkeit  des 
Kreditnehmers  zur  Erlangung  dieses  Ver- 
trauens hervorheben.  Ändere  dagegen,  wie 
Röscher,  Mill,  Dietzel  u.  a.  fassen  die  objek- 
tive Seite  der  Ki'editgescijäfte  ios  Auge  und 
definieren  den  Kredit  als  Befugnis  zur  Ver- 
wendung fremder  Gilter  gegen  das  Ver- 
sprechen einer  Gegenleistung  oder  in  ähn- 
licher Weise.  Ändi  Knies  betrachtet  das 
Vertrauen  des  Kreditgebers  nicht  als  das 
Wesen  des  Kredits,  sondern  nur  als  Vorbe- 
dingung, die  Wertübertragving  auf  den  Kredit- 
nehmer aber  als  die  Folge  der  Kreditge- 
schäfte; er  betont  seinerseits  namentlich  die 
Zweiseitigkeit  des  Kreditverhältnisses  und 
definiert  den  Kredit  als  die  Gattung  von 
Gflterilbertragungen,   bei  denen  der  gegen- 


wärtigen Leistung  des  einen  sich  eine  zu- 
künftige Ijeistung  des  anderen  gegenüber- 
stellt. Diesen  lleinungsversehi  et!  en  heilen 
gegenüber  dürfte  es  sich  empfehlen,  die 
schon  von  fiau  gemachte  Unterscheidung  von 
Kredit  und  Kreditgeschäft  festzuhalten.  Der 
Kredit  ist  in  dem  üblichen  Sinne  des  Wortes 
wirklich  ein  Vertrauen,  das  der  Kre<lifgeber 
gewährt  und  der  Kre<Utnehmer  geuiesst; 
das  Kreditgeschäft  aber  liat  dieses  Vertrauen 
zur  Voraussetzung  imd  ist  die  Vereinbarung 
über  eine  gegenwärtige  Ijeistung  für  eine 
zukünftige  Gegenleistung.  Hier  ist  aber 
auch  sofort  zu  bemerken,  dass  bei  selir  vielen 
Kreditgeschäften  der  subjektive  Ki-edit  mü- 
der Form  nach  vorhanden  ist,  indem  die 
Gläubiger  sich  durch  Unterpfänder  gegen 
jeden  materiellen  Verlust  volle  Sicherheit 
geben  lassen,  wenn  auch  der  Schuldner 
seine  Verbindlichkeiten  nicht  auf  die  ui-- 
sprilnglich  vereinbarte  Art  sollte  erfüllen 
können.  Das  Vertrauen  spielt  in  diesen 
Fällen  also  niu:  eine  sehr  untera^eoi-dnete 
RoUe. 

Nach  der  obigen  Definition  der  Kredit- 
geschäfte können  auch  Pacht,  Miete  und  Ge- 
brauchsleihe zu  diesen  gereclinet  werden. 
Knies  thut  dies  ausdrO<Alich,  während  er 
die  Uebcrtragung  von  Gütern  ohne  Gestattung 
der  zeitweiligen  Benutzung  dei-selben  (wie 
beim  eigentlichen  Deposit)  ausschliesst.  Be- 
trachtet mau  iudes  tue  Kreditgescliäfte  vom 
voüswirtscliaftlichen  Gesiehfspimkte  und 
fasst  man  diejenigen  Arten  derselben  zu- 
sammen, die  auch  nach  ihrer  volkswirtschaft- 
lichen Wirkung  und  Bedeutung  eine  innere 
Verwandtschaft  besitzen,  so  wird  man  eine 
engere  Beschränknug  des  Begriffs  derselben 
als  zweckmässig  erkennen.  Hiernach  nehmen 
wir  ein  Kreditverhältnis  in  volkswirtschafU 
lichera  Sinne  nur  dann  an,  wenn  einesteils 
das  hingegebene  Gut  in  das  Eigentum 
des  Empfängers  über^ht  und  anderenteils 
als  Gegenwert  ein  fungibles  Gut  ausbe- 
dungeu  ist.  Als  letzteres  aber  nehmen  wir, 
da  das  naturale  Darlehen  nach  voller  Aus- 
bildung der  Geldwirtschaft  volkswii-tschaft- 
lich  so  gut  wie  gar  keine  Bedeutung  mehr 
besitzt,  ausschliesslich  das  Geld  an. 

2.  Arten  der  Kredit^scfaäfte.  Die 
Kreditgeschäfte  in  dieser  beschi^ikten  Auf- 
fassung zerfallen  nun  in  zwei  HaUptklassen, 
je  nachdem  der  hingegebene  Wert  aus  Geld 
oder  aus  Gütern  anderer  Art  besteht.  Im 
ersteren  Falle  liegt  ein  Darlehen  vor, 
wenn  die  zukünftige  Ijeistung  ebenfalls  in 
der  Zahlung  von  Geld  bestehen  soll,  nämlich 
in  der  Rückzahlung  der  Schuldsumme  und 
in  der  Zahlung  der  in  der  Regel  vom 
Gläubiger  ausbedungcnen  Zinsen.  Bei  dem 
Amortiaationsdarlehen  soll  die  Rückzahlung 
ijeriodisch  in  kleinen  Quoten,  meistens  in 
Verbindung  mit  der  jälu'lichen  Zinszahlung 
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stattfinden.  Eine  eigentümliche  Stellung 
nehmen  die  irregulären  atets  fälligen  De- 
positen bei  den  Banken  ein.  Änsserdein 
ist  hier  noch  der  Rentenkauf  und  die 
Kapitalversicheriing  gegen  Prämien- 
zahlung zu  erwähnen.  Bei  dem  ersteren 
braucht  die  hingegebene  Summe  fiberhaupt 
nicht  zui-ückgezahlt  zu  wenien,  sondern  der 
Gläubiger  erwirbt  dim^h  dieselbe  nur  das 
Recht  auf  eine  ewige  oder  auch  zeitlich 
irgendwie  begrenzte,  k.  B.  während  seiner 
fjebensdauer  zahlbai'e  jährliehe  Rente.  Im 
Falle  der  Kapitalvei-sicheruug  dagegen  leistet 
der  Gläubiger  in  der  Regel  nicht  eine  ein- 
malige ZaluTing  in  der  Gegenwart,  sondern 
er  verpflichtet  sich  zu  einer  jährlichen  Renten- 
zahlung an  den  Versicherer  während  seiner 
Lebensdauer  oder  eines  anderen  Zeitraums, 
und  der  Versicherer  verpflichtet  sich,  nach 
ErfiÜlung  der  ein  aleatorisches  Element  eut- 
lialtendon  zeitlichen  Bedingung  ein  ,  be- 
stimmtes Kapital  zu  zahlen. 

Die  zweite  der  oben  erwähnten  Ilaupt- 
klassen  umfasst  hauptsächlich  den  Verkauf 
auf  Ki'eiUt,  d.  h.  mit  aufgeschobener  Zahlung. 
Je  naciitlem  das  Verkaufsobjekt  ein  beweg- 
liches oder  ein  unbewegliches  Gut  ist,  haben 
die  Kreditgeschäfte  dieser  Art  verschiedene 
Formen  und  verschiedene  -wirtschaftliche 
TragTA'eite,  Als  eine  den  Uebergaiig  von  der 
ersten  ziu'  zweiten  Klasse  bildende  Zwistihen- 
grnppe  sind  diejenigen  Kreditgeschäfte  zu 
betrachten,  bei  denen  das  liiagegebene  Wert^ 
Objekt  eine  auf  Geld  lautende  Forderung 
darstellt,  fflr  die  also  eine  andere  Geld- 
forderung erworben  wird.  Solche  Geschäfte 
finden  namentlich  im  Bankbetriebe  statt,  und 
man  kann  <laher  die  bei  ihnen  zur  Anwen- 
dung kommende  Art  desKredits  als  Bank- 
kredit bezeichnen,  Zu  den  einfachsten 
Formen  desselben  gehört  die  Diskontierung 
eines  Wechsels  mittelst  Banknoten,  die  ja 
stets  fiUlige  Fonüerungen  g;egeE  die  Bank 
darstellen  —  oder  auch  mittelst  Gutschrift 
des  Betrags  auf  dem  Conto  des  Bankkunden, 
der  dann  durch  Check  oder  auf  andere  Art 
jederzeit  ober  sein  Guthaben  verfügen  kann. 
Eine  noch  mehr  verfeinerte  Kreditform  aber 
finden  wir  bei  denjenigen  Jjombarddarlehen, 
die  nicht  in  Geld  ausgezahlt,  sondern  eben- 
falls nur  durch  Gutschrift  den  Bankkunden 
als  Grundlage  des  Giro-  oder  Checkverkehrs 
zur  Verfügung  gestellt  werden.  In  diesem 
Falle  gewälirt  die  Bank  dem  Kunden  der 
Form  nach  ein  Darlehen,  das  sie  ihm  also 
in  barem  öelde  auszahlen  mösate ;  der  Kunde 
nimmt  dieses  aber  nicht  an,  sondern  ver- 
schafft sich  dafür  seinerseits  wieder  eine 
Oeldforderung  gegen  die  Bank  in  einer  für 
ihn  besonders  zweckmässigen  Form.  Das- 
selbe eigenlümlichc  Verhältnis  tritt  auch  ein, 
■wenn  {Ue  Bank  ein  Lombarddarlehen  in 
ihren  Noten  gewälirt.    Wenn  aber  der  erste 


Empfänger  von  Banknoten  diese  weiter  in 
Zahlung  giebt,  so  ergiebt  sich  ein  Verhält^ 
iiis,  das  man  als  übertragenen  Kredit 
bezeichnen  kann.  Denn  der  zweite  Em- 
pfänger ^ebt  nicht  demjenigen  Kredit,  von 
dem  er  die  Noten  erhält  und  der  dadurch 
in  der  Regel  irgend  eine  Verbin tUichkeit 
tilgt,  sondern  er  giebt  der  Bank  Kredit,  in- 
dem er  das  Vertrauen  hegt,  dass  sie  auf 
Verlangen  ilire  Noten  einlösen  werde  und 
dass  eben  deswegen  auch  jeder  andere  die 
Noten  als  Zahlungsmittel  annehmen  werde. 
Die  Form  des  übertragenen  Ki-edits  findet 
sich  in  ähnlicher  Weise  auch  bei  dem  Staats- 
papiergelde, nur  dass  er  in  diesem  Falle 
mehr  in  der  (beschränkten  oder  unbe- 
schränkten) Zahlungskraft  als  in  der  Ein- 
löslichkeit  der  Geldscheine  seine  Stütze  hat. 
Der  verzinsliche  Darlehenskredit  hat  vom 
Standpunkte  des  Kreditgebei-s,  selbst  wenn 
das  Darlehen  volkswii-tschaftlich  schädlich 
wirkt,  den  Zweck,  eine  privat  wirtschaftliche 
Kapitalanlage  zu  scliaffen.  Der  Verkaufs- 
kredit,  der  sich  an  den  Verkauf  von 
Grundstücken  knüpft,  hat  meistens  eben- 
falls den  Zweck  einer  verzinslichen  Kapital- 
anlage. Wir  imterscheiden  also  nach  dem 
Zwecke  des  Kredits  einerseits  Anlage- 
kredit, der  auf  längere  Zeit  gewährt  wird, 
um  aus  einem  auf  Geld  lautenden  Kapital- 
vermögensteile Zins  oder  Rente  zu  beziehen; 
andererseits  aber  Umlaufskredit,  der 
den  Zweck  hat,  den  Gütenimsatz  zu  er- 
leichtem, von  den  Kreditgebern  meistens  nur 
auf  kurze  Zeit  gewährt  und  von  den  Kredit- 
nehmern nur  zur  Ergänzung  ihres  um- 
laufenden Kapitals  benutzt  wird.  Zum  Um- 
laufskredit gehört  der  mit  dem  Umsatz  be- 
weglicher Güter  verbundene  Verkanfskredit, 
den  wir  als  Handelskredit  bezeichnen 
wollen,  und  der  Bankkre<lit  mit  Einschluss 
des  Notenkredits.  Der  Umiaufskredit  hat  in 
der  neueren  Zeit  durch  die  Ausbildung  des 
Giro-,  Check-  und  Clearinghausaystems  (b, 
diese  Artt.)  eine  grossartige  Entwickelung 
erlangt  und  die  Verwendung  des  effektiven 
baren  Geldes  als  Umlaufsmittel  im  grossen 
Verkehr  immer  mehr  zurückgedrängt.  Die 
Waren  werden  zu  bestimmten  Geldpreisen 
gekauft,  aber  nicht  bar,  sondern  mit  Wechseln 
oder  Checks  bezahlt,  die  ihroreoits  wiederum 
nicht  durch  Barzahlung,  sondern  grössten- 
teils durch  Kompensation,  in  einem  kleinen 
Restbetrage  aber  durch  Ueberachreibung  von 
Conto  zu  Conto  der  Banken  bei  einer  Cea- 
tralbank  erledigt  werden.  Das  Geld  behält 
also  bei  diesem  System  nur  noch  die 
Funktion  als  Wertmass,  dessen  Unveränder- 
lichkeit  soweit  wie  möglich  zu  erstreben  ist 
—  Das  Staatspapicrgeld  dient  ebenfalls  als 
Umlaufsmittel,  ist  aber  keineswegs  zu  diesem 
Zwecke  ausgegeben  worden,  sondern  der 
Zweck  ist  einfach  ein  finanzieller,  und 
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es   nimiiLt   daher  auch  iu  dieser  Beziehung 
eine  besoadere  Stellung  ein. 

Nach  der  Art  der  Sicherstellung  des 
ölftubigerfi  unterscheidet  man  Persona]-  und 
Beallo^t.  Bei  dem  ereleren  in  seiner  eio- 
fachstea  Art  wird  nur  auf  die  Vermögeas- 
und  Erwerbsverhaitnisse  des  Schuldners  im 
ganzen  Rücksicht  genommen.  Eine  Verstär- 
kung der  Sicherheit  wird  durch  die  eben- 
falls auf  Peisonalkredit  Kestfltzte  BQrg- 
schaft  gewonnen,  die  ihre  höchste  Ent- 
wickelung  in  der  Solidarhaft  der  Mitglieder 
ganzer  Genossenschaften  erreicht.  Auch  der 
Wechselkredit  hat  häufig  den  Charakter  des 
reinen  Personalkredits  mit  wecliseimässiger 
Hafttmg  aller  diuxih  ihre  Untersclirifteo  Ver- 

a'  teten.  Die  Anwendung  des  Peraonal- 
ts  ist  weit  ausgedehnter,  als  man  auf 
den  ersten  Blick  glauben  sollte.  Bei  pri- 
vaten Darlehensgeschäften  tritt  er  aOer- 
dinga  sehr  in  den  Hintergrund,  die  öffent- 
lichen Anleihen  dagegen,  namentlich  die 
Anleihen  der  Staaten,  werden  fast  aus- 
schliesslich auf  den  Personalkredit  der 
Schuldner  ausgegeben,  da  selbst  wenn  irgend 
eine  besondere  Sicherheit  bestellt  würde,  die 
OlÄubiger  oft  gar  uicht  imstande  sein  würden, 
einem  nichtzahlenden  Staate  gegenüber  das 
Plandobjekt  in  Besitz  zu  nehmen.  Im  Privat- 
verkehr  aber  kommt  der  Personalkredit  in 
grossem  Umfange  vor  beim  Warenverkauf, 
sei  es  als  einfacher  Buch-  oder  als  Wechsel- 
kredit;  ausserdem  aber  auch  auf  seiten  der 
Banken  als  Kreditnehmer,  da  diese  für 
ihre  Qiro-  und  sonstigen  Depositen  in  der 
Itegel  ihren  Kunden  keinerlei  specielle 
Sidierheit  stellen.  —  Der  Reaikredit  tritt 
hauptsacldich  bei  Darlehen  und  l«im  Ver- 
kauf von  Immobilien  auf.  Je  nach  der  Art 
des  Unterp^des  ist  er  Hypothekar-  otler 
Lombardkredit.  Die  wichtigste  Art  des 
letzteren  beruht  nicht  auf  der  Verpfändung 
von  Waren,  sondern  von  Wertpapieren.  In 
betreff  der  SichersteUung  der  Banknoten 
B.d.  Art.  Banken  (oben  Bd. IIS.  IMff.).  Aul 
die  Unterscheidung  von  privatem  und  von 
Öffentlichem  Kredit  ist  schon  hingewiesen 
worden;  im  übrigen  verweisen  wir  in  betreff 
des  letzteren  auf  die  Art  Anleihen  (oben 
Bd.IS,342ff)  und  Staatsschulden.  Wir 
erwähnen  hier  nur  noch  die  eigentümliche 
Stellung  der  staathchen  Zwangsanleihen,  die 
von  A.  Wa^er  und  anderen  gar  nicht  zw 
Kreditoperationen  gerechnet  werden,  weil 
eben  die  Freiwilligkeit  der  Wertflbertragung 
nicht  besteht.  Aber  das  wesenthche  Merk- 
mal der  Kreditoperation,  die  Ausgleichung 
einer  gegenwärtigen  durch  eine  künftige 
Leistung,  ist  vorhanden,  und  wie  eine  Ex- 
propriation noch  immer  in  gewissem  Sinne  als 
ein  Kauf  und  Verkauf  anzusehen  ist,  wird  man 
diese  Anleihen  auch  als  eine  eigentOmiiche 
Art  der  Kreditoperationen  betra(£ten  dürfen. 


8.    Unhaltbare    Projekt«,       Ueber    dai 

Papiergeld  als  eia  bcBoaderes  HUfemittel  zur 
AuanutzTUiK  des  StaatakrediU  ».  i.  Art  lu 
betreff  der  Sicherst  ellnug  desselben  sei  hier  nur 
noch  die  Frage  berührt,  weshalb  nicht  der  Bo- 
den als  Wertgmndlage  eines  Papiergeldes  dienen 
kann,  wie  es  Law  (s.  d.  Art.]  nach  seinem  ersten 
Projekte  (keineswegs  aber  bei  seiner  BankgrUn- 
dnng  in  l'aris)  beabsichtigt«  und  wie  es  später  hei 
den  auf  die  Nation atgüter  fundierten  .^.ssignaten 
(s.  d.  Art,  ohen  Bd.  ll  S.  22  ft.)  wirklich  versucht 
worden  ist.  Das  öffentliche  Vertrauen  auf  ein 
Papierspeld  kann  allerdins-s  verstärkt  werden, 
wenn  der  Staat  für  dasselbe  noch  ein  specielles 
Unterpfand  in  Ornndstilcken  stellt.  Aber  das 
mit  solcher  Deckung  anagegebene  Papiergeld 
ist  ganz  demsellKn  Atasse  der  Gefahr  emer 
Wertverminderong  gegenüber  den  Waren  ans- 
Kesetzt  wie  das  nur  durch  den  allgemeinen 
Stnatakredit  getragene,  denn  seine  Kaufkraft 
hängt,  wenn  auch  nicht  in  einem  bestimait 
angebbaren  Verhältnis,  von  der  Grüsse  der  Emis- 
sion ab.  Wäre  es  gegen  Metallgeld  einlSs- 
lich,  so  wUrde  die  im  Umlauf  bleibende  Summe 
vennGge  der  vorhandenen  Sicherstellnng  durch 
Land  nicht  vergrSssert  werden.  WKre  es  aber 
nicht  einitislich.  so  wUrde  die  Deckung  dnrch 
Land  principiell  keine  Sicherheit  gegen  Über- 
mässige Vermehrung  der  Scheine  darbieten. 
Tbat^cblich  künnte  ja  die  Ausgabe  in  so  engen 
Grenzen  bleiben,  dass  das  Papiergeld  sich  voll- 
wertig neben  dem  Metallgelde  zu  behaupten 
vermöchte ;  aber  dann  wäre  die  Verpfändung 
von  Domänen  eine  praktisch  wenig  bedentende 
Formalität.  Wenn  alier  etwa  die  Ausgabe  des 
Papiergeldes  in  der  Weise  erfolgen  sollte,  dass 
der  Staat  allen  privaten  Grundbesitzern,  die 
dies  verlangten,  etwa  die  Uälfte  des  Wertes 
ihres  Landes  als  Darleben  gäbe  oder  die  bereits 
vorhandenen  Hypotheken  bia  zu  diesem  Betrage 
gegen  Auszahlung  der  Gläubiger  mit  Papier- 
geld ühemähme,  .'!0  würde  die  Masse  des  letz- 
teren —  das  natürlich  Zwangskure  haben  mQsst« 
—  bald  so  enorm  anschwellen,  dasa  eine  fort- 
schreitende Wert  Verminderung  desselben  unver- 
meidlich wäre.  Eb  felilte  el^n  die  notwendige 
RUckstrIimuDg  desselben  in  seiner  Quelle,  die 
es  allein  müglich  macht,  dass  sich  die  jeweilig 
umlautende  Menge  dem  Bedürfnisse  der  Cirkn- 
lation  ohne  erhebliche  Aendernng  des  allgemei- 
nen Preisniveaus  anposst.  Solche  Bedenken  er- 
beben sich  auch  noch  gegen  das  von  Czies- 
kowski  vorgeschlagene  System,  das  ebenfalls 
den  Bodenwert  zur  Basis  des  Wertes  der  Um- 
Innfsmittel  macht,  die  Schwierigkeiten  aber  iu 
geschickter  Weise  zu  beben  sucht.  Czieskowski 
will  ein  verzinsliches  hypothekarisch  ver- 
sichertes Papiergeld,  sogenannte  Rentenbillets, 
ausgeben  und  er  sieht  in  den  Pfandbriefen  der 
pretissischeu  Landschaften  den  Anfauc-  der  Ver- 
wirklichung seines  Planes.  Nur  sollen  seine 
Rent«nbillets  wirklich  als  Geld  dienen  und  mit 
einem  festen  Werte  —  abgesehen  von  dem  täg- 
lich zu  berechnenden  Zuwachse  —  umlanfsßUiig 
sein,  was  dadurch  erreicht  werden  soll,  dass 
der  Staat  sie  bei  seinen  Kassen  wie  bares  Geld 
zu  ihrem  Nominalwert«  annähme  und  dass  sie 
auch  im  Privatverkehr  eesetzlichee  Zahlnngs- 
mittel  wären,  Ihre  Stückelung  darf  allerdings 
nicht  zn  klein  sein,  damit  die  Zinsberechnung 
sich  nicht  mit  gar  zu  minimalen  Beträgen  zn 


„»^,oogle 


befasacD  babe;  Czieskowski  glaubt,  iasa  für 
Frankreich  der  kleinste  Nominalwert  eines 
Bentenbületa  nicht  unter  100  France  hinabgehen 
dilrfe,  nnd  bei  diesem  würde  nach  dem  damali- 
gen Stande  dcB  Zinafnases  die  ZinsvergHtnog 
tftglich  1  Centime  betragen.  Es  würde  daher 
noch  immer  Baum  genug  ftlr  die  Verwendung 
von  Metallgeld  bleiben.  Bis  sich  die  neue  Ein- 
richtnng  väletilndig  eingebürgert  htitte,  kOunte 
man  die  EinlOslichkeit  der  Rentenbillete  ^egen 
bar  etwa  sieben  Tage  nach  Sicht  (wie  bei  den 
engliBcben  Bankpostbilletsl  zugestehen,  doch 
wOrde  die  Einwechselang  ohne  Zweifel  nur 
selten  verlangt  werden ;  sgiäter  aber  soll  die 
EinlUslichkeit  grandsätzlich  aufhSren.  Die 
Rentenbillete  sollen  nach  Czieskoweki  znnfichst 
gedeckt  werden  durch  Hypotheken  anf  die 
Staatsdomänen  nnd  den  Grundbesitz  der  Ge- 
meinden bis  znr  Hälfte  des  Wertes  sowie  durch 
SriTilegierte  Hypotheken  auf  den  privaten 
randbesitz  bis  zur  Hübe  des  Kapitatwertes 
der  Grnndstener,  so  dass  also  gewisse rmassen 
der  Anteil  des  Staates  an  dem  Grandeigentum 
der  Privaten  zur  Scbaffaug  des  neuen  Umlaufs- 
mitlelB  mit  verwertet  würde.  Die  auf  Staats- 
rechnnng  ausgegebenen  Billets  sollen  nament- 
lich zur  EinzieHnng  anderer  Staatsschuldver- 
schreibungen dienen,  wodurch  zugleich  die 
Mittel  zu  ihrer  Verzinsaug  verfügbtir  werden. 
Die  Grundbesitzer  kSnnen  aber  auch  privatim 
Rentenbillete  gegen  Hyputhekeu  bis  zur  Hälfte 
des  Wertes  ihres  Ei^ntuias  aufnehmen ,  aber 
immer  nur  durch  Vermittelung  der  Central- 
ausgabeanstalt  Zur  Befriedigung'  des  Bedürf- 
nisses von  Industrie  und  Handel  nach  kurz- 
fristigem und  Wecheelkredit  sollen  besoudere 
Banken  als  Vermittler  dienen,  die  ihrerseits 
von  der  Centralanstalt  die  bereits  durch  Hypo- 
theken gedeckten  Biliets  gegen  Hinterlegung 
von  Aktien  oder  eonstigen  M'erlpapieren  erhal- 
ten. Die  Central anstalt  würde  es  hiernach  in 
ihrer  Gewalt  haben,  eine  übermässige  Emission 
von  Billets  durch  Beschrankung  ihrer  Kredit- 
gewähruug  zu  vermeiden;  aber  Czieiikowski 
glaubt  gar  nicht  an  die  Möglichkeit  einer  Ueber- 
lOlInng  der  Cirkulation,  weil  die  Hentenhillets 
nicht,  wie  das  zinslose  Geld^  genötigt  wären, 
stets  so  schnell  wie  möglich  in  den  Umlauf  zu- 
rückzukehren, sondern  als  sichere  Kapitalanlage 
beliebig  lange  im  Portefeuille  gehalten  werden 
könnten.  Allerdings  ist  die  Gefahr  der  lieber- 
em ission  bei  einem  verzinslichen  Umlanfs- 
mittel  geringer  als  bei  dem  gewSbnlichen  Pa- 
piergelde, aber  deshalb  doch  keineswegs  ausge- 
schlossen, zumal  diejenigen,  die  iu  Bentenbillets 
Kredit  nähmen,  doch  üoerwiegend  die  Absicht 
haben  würden,  mittelst  derselben  ihre  Kaufkraft 
cn  betbätigen.  Namentlich  würde  auch  bei 
stark  angeregter  Unternehmungslust  solcher 
Kredit  leicht  in  übergrossem  Massstabe  zu 
SDeknlationezwecken  verlaugt  und  dadurch  eine 
alle  Preise  steigernde  Nachfrage  nach  Waren, 
Aktien  etc.,  also  eine  Wert  Verminderung  des 
Umlauf Bmittels  herbeigeführt  werden.  Auch 
■ind  die  bisherigen  Erfahrungen  mit  verzins- 
lichem Papiergelde  (fraiizüsische  Assignaten  in 
ihrer  ersten  Periode,  spanische  Yales,  Öster- 
reichische Beichsschatzscheine  etc.]  keineswegs 
befriedigend.  Bei  Rüstiger  Finanzlage  des 
Staates  nnd  vorsichtig  beschränkter  Emission 
können  ja  ohne  Zweifel  verzinsliche   und  gut 


gedeckte  Staatarentenscbeine  mit  kleinem  Nenn- 
werte auch  als  Umlauf smittel  Verwendung 
finden,  wenn  sie  auch  wegen  der  fortwährenden 
Zinsberechnnug  weniger  bequem  sind  als  ge- 
wöhnliches Papiergeld ;  der  Czieskowskiscne 
Plan  aber,  nach  welchem  solche  Scheine  das 
Hauptmittel  der  Cirkulation  werden  toütea  und 
die  Nomiualsumme  derselben  möglicherweise  bis 
znr  Hälfte  des  Wertes  des  gesamten  Graud- 
eigentnms  im  Staate  emporgeCrieben  werden 
könnte,  lässt  die  praktischen  Bedingungen  der 
Wirklichkeit  Mr  zu  sehr  ans  dem  Auge.  —  In 
der  neuesten  Zeit  hat  auch  Matern  im  Znsam- 
menhiuig  mit  einem  radikalen  Geldreformpro- 
jekt  die  Ausgabe  von  Banknoten  vorgeschlagen, 
die  durch  Pfandbriefe  voll  gedeckt  sein, 
auch  jederzeit  gegen  Gold,  jedoch  nicht  obli- 
gatorisch gegen  Goldmünzen  eingelöst  wer- 
den sollen.  Auch  sollen  jederzeit  Noten  gegen 
Pfandbriefe  (hauptsächlich  landaehaffliche,  je- 
doch auch  städtische  und  Eisenbahn  Schuldver- 
schreibungen) und  Pfandbriefe  gegen  N'oten 
umgetauscht  werden  können.  Auch  in  diesem 
Falle  würde  das  Umlanfsmitte]  nicht  mit  den 
wirklich  umlaufenden  Gutem  in  Verbindung 
stehen,  sondern  auf  dem  Bodeuwert  begründet 
sein  nnd  unabhängig  von  dem  Umlanfsbedürf- 
uia  Übermässig  vermehrt  werden  ktlnnen. 

4.  Konanmtiver  and  prodabtiver  K. 
Hacleode  Theorie.  Der  Zweck  des  Kredit- 
nehmens igt  entweder  ein  konsumtiver  oder 
ein  produktiver.  Im  ereteren  Falle  sucht 
der  £reditbe(lürftige  die  Unzulänglichkeit 
seines  Einkommens,  iin  letzteren  die 
Unzulänglichkeit  seines  Kapitals  auszu- 
gleichen. Vor  der  Ausbildung  der  kapitaUs- 
rischen  Produktionsweise  war  der  konsum- 
tive Kredit  so  über«'iegend ,  dass  man  die 
produktive  Seite  des  Kredits  gänzlich  über- 
sah und  alles  Zinsnehmen  für  Wucher  (s,  d, 
Art.)  erklärte.  Die  Gläubiger  suchten  in 
der  That  meistens  ans  der  Notlage,  dem 
Leichtsinne  oder  der  Verschwendungssucht 
der  Schuldner,  nicht  aber  aus  der  Beteili- 
gung an  den  produktiven  Unternehmungen 
derselben  ihren  Vorteil  zu  ziehen.  Gegen- 
wärtig spielt  der  konsumtive  Kredit  noch 
eine  grosse  RoUe  bei  den  Staatsschulden, 
soweit  diese  durch  schlechte  Finauzwirt- 
sehaft,  verfehlte  Unternehmungen  oder  un- 
glückliche Kriege  entstehen.  Zur  Befriedi- 
a;  des  Bedürfnisses  nach  Kousurations- 
it  bei  den  ärmeren  Klassen  in  den  nur 
zu  häufigen  Fällen  einer  zeitweiligen  Not- 
lage müsste  noch  mehr  durch  gemeinnützig 
Einrichtungen  geschehen ,  als  gegenwärtig 
diirch  die  öffentlichen  Leihhäuser  (s.  d.  Art) 
—  die  ursprtlnglich  als  Wohlthätigkeitsan- 
staiten  (monts  de  pi^6)  entstanden  sind  — 
geleistet  wird. 

Die  produktive  Be<1eutung  der  meisten 
Kreditgeschäfte  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen hat  zu  der  Meinung  geführt,  dass  der 
Kredit  überhaupt  einen  selbständigen  Pro- 
duktionsfakfor,  eine  besondere  Form  des 
Kapitals  bilde.    Macleod,  der  bekannteste 
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Tertreter  dieser  Aiisidit,  g;iebt  allei-dings  zu, 
dass  durch  den  DaturalvirtscUaft- 
liehon  Kredit,  z.B.  ein  Darlehen  von  Ge- 
treide, eine  Kaintal Vermehrung  nicht  be- 
wirkt werde.  In  der  Geldwii-t^ichaft  alier 
erlangt  nach  seiner  Auffassung  der  Kredit 
eine  dem  Kapital  äquivalente  Betleutuiig, 
und  in  betreff  des  Handels-  und  Bankver- 
kehrs  stellt  er  geradezu  den  Satz  auf,  dass 
merkantiler  Kreiiit  merkantiles  Kapita!  sei. 
Diese  Anschauung  erklärt  sich  aus  seiner 
rein  privatwirtsohaftlichon  Auffassung  des 
Kapitals,  das  für  ihn  mir  Kaufkraft  und 
"Circiilating  ]>ower«  dai-stellt.  Kapital  ist, 
wie  er  sagt,  alles,  womit  man  Geschäfte 
machen  kann  oder  wafi  man  umsetzen  kann 
zur  Erzielung  eines  Gewinnes  oder  was 
dazu  dient,  ein  Hinkommen  zu  erwerben. 
Wenn  ein  Kaufmann  für  lOÜO  JE  "Wai'en 
kauft,  diese  aber  nicht  bar,  sondern  mitteist 
eines  auf  lOOO  £  lautenden  Zalilungsver- 
aprcchens  in  Wechselfonn  bezahlt  und  sie 
in  drei  Monaten  für  ir^iHj  £  verkauft,  so 
macht  er  bei  4"/»  Diskont  einen  Gewinn 
von  490  £,  den  er  seinem  Kredit  verdankt; 
hätte  er  ein  bares  Kapital  von  lOOÖ  £  zur 
Verfilgimg  gehabt,  so  hätte  er  eiuen  um 
10  e  grösseren  Gewinn  eraielt,  aber  dem 
Wesen  nach  hat  sich  sein  Kredit  für  ihn  in 
gleicher  Wciso  als  produktiv  erwiesen  vi-ie 
ein  Geldkapital.  Auch  hat  die  auf  Kredit 
gestatzte  Nachfrage  auf  die  Marktpreise  den- 
selben EioHiiss  wie  die  mit  HUfe  des  baren 
Geldes  ausgeübte.  So  kann  also  durch  den 
Kredit  gewissermasson  der  Ei-trag  der  nächst- 
be  vorstehen  den  Prodiiktionsperiode  vorweg- 
genommen und  wie  umlaufendes  Kapitel 
ausgenutzt  werden.  Das  zweckmässigste 
Mittel  dazu  ist  die  Ausstellung  von  Wech- 
seln, die  durch  die  künftige  Pi'oduktion  ge- 
deckt sind,  und  die  Umwandlung  derselten 
in  schlagfertige  Geldkaufkraft  durch  Dis- 
kontierung, sei  es  gegen  Noten  oder  gegen 
Gutschrift  in  der  Form  stets  fälliger  Depo- 
siten. 

K.  Kritik  der  Produktivität  des  K. 
Betrachtet  man  aber  diese  Vorgänge  vom 
volfcswirtsehaftlidien  Standpunkte ,  so  ist 
klar,  dass  die  Gesamtsumme  des  objektiven 
Kapitals  durch  dieselben  nicht  vergrössert 
wird,  souderu  dass  nur  eine  Aenderung  der 
Verteilung  der  reellen  Kapitaigüter  statt- 
findet, mit  der  alleidings  im  allgemeinen 
eine  Erleichterung  des  Güterabsatzes  und 
dadurch  eine  Beförderung  der  Pi-oduktion 
verbunden  ist.  Kauft  ein  Fabrikant  Rohstoff 
vou  einem  Produzenten  auf  Kredit,  so  ist 
der  den  Besitzer  wechselnde  Rohstoff  jjlein 
ein  objektives  Kapitaigut;  neben  demselben 
entsteht  eine  Forüeruue  als  Bestandteil  des 
Kapitalvermögens  des  Verkäufers  und  eine 
Schuld  als  Belastung  des  Kapitalvermögens 
des  Käufers.   Diese  beiden  Privatwirtschaft- 


liehen  Vermögen selenieute  ater  heben  sich 
bei  der  Volkswirtschaft  heben  Summierung 
1  der  Verrai'^n  auf,  und  es  bleibt  also  nur 
die  volkswirtschaftlich  ohne  Zweifel  nütz- 
liche Bewegung  des  objektiven  Kapitalgutes 
ans  der  Hand  des  Produzenten  in  die  des 
Vei'ai-lieiters.  Hier  w-ird  nun  d'er  Rohstoff 
durch  die  Aufwendung  von  Arbeit  und 
Kapital  in  ein  Fabrikat  von  höherem  Werte 
umgewandelt,  das  als  marktbereite  Ware  im 
Lagi^r  des  Fabrikanten  wieder  als  Teil  des 
objektiven  lun laufenden  Kapitals  erscheint. 
Wird  diese  Wai-e  nnu  etwa  wieder  auf 
Ki-edit   an  einen  Grossliändler  verkauft,  so 

Eeht  sie  als  objektives  Kapitalgut  in  dessen 
nger  Aber,  ist  also  damit  dem  letzten  Ziele 
ihrer  wirtschaftlichen  Bewegimg  wieder  um 
einen  Schritt  näher  gerückt.  Zugleich  aber 
entsteht  wieder  eine  Fordemng  und  eine 
Schiüd,  die  sicli  volkswirtschaftlich  g^en- 
seitig  aufliehen.  Nun  m^  der  Grosshändler 
seine  AA'are  auf  Kredit  an  den  Kleinhändler, 
dieser  sie  wieder  auf  Kredit  an  die  Kon- 
sumenten verkaufen,  es  zeigt  sich  stets,  dass 
der  Kredit  nuir  die  Bewegung  der  objektiven 
Kapitalgflter  durch  die  verschie<lenen  Ab- 
eclmitte  des  Produktions-  und  Handelsbe- 
triebes erleiclitei-t  und  beschleunigt;  dass 
er  gewissen  Peisonen  die  Verfügung  über 
eine  gi'össore  Menge  von  Kapitalgtttern  zu 
Erwerbszweokeii  verschafft,  als  sie  sonst 
erlangen  könnten,  dass  er  aber  nicht  nur 
niclit  die  Gesamtmenge  der  objektiven  Kapi- 
talgüter vergrOssorn  kann  —  was  selbst- 
verständlich ist  — ,  sondern  auch  wegen  der 
Ausgleichimg  der  entstehenden  Fortlemngen 
und  Schulden  die  Gesamtsumme  der  Aktiva 
des  KapitalveiTuö^ns  nicht  wrmehrt.  Aber 
man  kömite  vielleicht  darauf  hinweisen,  dass 
der  Verkäufer,  wenn  er  mit  einem  Wechsel 
bezahlt  wird,  den  er  diskontieren  ^ann,  auf 
diese  Weise  früher  wieder  in  den  Besitz 
des  flüssigen  Kapitals  gelangt,  dessen  er 
bedarf,  um  seinen  eigenen  Betrieb  fortzu- 
setzen; mflssle  er  auf  die  bare  Zahlung 
seiner  Foi-derurig  wai-ten,  so  bedürfte  er 
eines  grösseren  eigenen  Kapitals,  und  dieses 
Mehr  wird  ihm  jetzt  dui-cfi  den  Kredit  er- 
setzt. Aber  dieses  Melir  wird  doch  nur 
wieder  aus  einem  anderen  Kapitalvermögen 
auf  ihn  übertragen,  nämlich  aus  dem  des 
diskontierenden  Bankiers.  Die  sogenannte 
Knappheit  des  Geldmarktes  besteht  einfach 
darin,  dass  die  Summe  des  für  Kreditgewäh- 
ning  oder  sonstige  neue  Anla^n  fi-ei  verfOg- 
bai-en  Kapitd Vermögens  der  Naclifw^  nicht 
entspricht.  Dieses  frei  verfügbare,  flüssige 
Kapitalvermögen  lautet  auf  Geld,  braucht 
aber  deshalb  nicht  in  ^virfchchem  Gelde 
dargestellt  zu  sein,  sondern  kann  in  den 
anderen  durch  die  moderne  Bankoigani- 
saüou  gescliatfenen  Formen  gegeben 
sein.     Aber  auch   bei  Betrachtung  der  ob- 
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jekliv  -  TOlkswirtschafÜicheD  Erscheinungen 
Keigt  sieh,  dass  in  diesem  Falle  nur  eine 
Ucbortragimg  bereits  vorhandeoer  Kapital- 
güter vorliegt.  Der  Fabtikant  z.  B.  kauft 
miltelst  des  Ertrags  des  diskontierten  Wech- 
sels Kohstoffe,  Wolle  oder  andere  Produk- 
tionsmittel, die  bereits  fertig  aiif  dem  Lagor 
der  Verkäufer  liegen,  also  Bestandteile  des 
objektiven  umlaufenden  Kapitals  bilden ;  oder 
er  bezahlt  damit  LOhoe  an  seine  Arbeiter, 
die  nun  ilux'rseits  Nahrungsmittel  und  Ge- 
brauchsge^nst&nde  kaufen,  die  bis  dahin 
als  objettive  Kapitalgütcr  in  den  Läden  auf 
Absatz  -wartefep.  Der  dem  Kreditnehmer 
vorweg  übertragenen  Kaufkraft  steht  also 
andererseits  fortwülircnd  ein  grosser,  noch 
nicht  abgesetzter,  gowissermassen  aufgestau- 
ter Lagervorrat  von  Götern  aller  Art  gegen- 
über. Im  BoharrungszHstaado  des  wirt- 
schaftlichen Prozesses  wird  ein  gewisses 
Verhältnis  zwischen  diesem  Gütervorrate 
und  der  durchschnittlich  vorhandenen  KreiUt- 
kaufkraft  bestehen ;  wird  der  normale  Kredit- 
verkehr aus  irgend  einem  Grunde  vermin- 
dert, so  st'tckt  der  Abfluss  ans  jenem  Vor- 
rate, die  Aufstauung  nimmt  zu,  die  Preise 
sinken,  bis  schliesslich  durch  Abnalimo 
der  Produktion  wieder  ein  (Gleichgewicht 
heimstellt  wird.  Wii-d  dagegen  die  auf 
Kredit  beruhende  Kaufkraft  ungewöhnlich 
vermehrt,  so  nehmen  die  I^agcr  i-aüdi  ab 
und  die  Preise  steigen,  da  die  Produktion 
nicht  sofort  nachrticken  kann.  Immer  aber 
muss  das  auf  Kredit  hingegeticne  Kapital  bei 
irgend  einem  anderen,  sei  es  in  Geld-  oder 
in  Warenfoim  vorhanden  sein.  Keine 
Windgeschäftc,  bei  denen  weder  Kfiufoi  noch 
Verkäufer  Geld  oder  Waren  haben,  sind 
volkswirtsoliaftlich  bedeutungslos.  Auch  bei 
den  Termingesciulften,  die  grösstentcilsdni-ch 
Differenzenzaldungen  erledigt  wenleii,  findet 
doch  immer  auch  eine  wirkliche  Kapital- 
hewegung  statt.  Wenn  aber  auch  dorKredit 
immer  wirkliches  Kapital  voraussetzt,  so 
kann  er  doch  in  volkswirtschaftlich  schäd- 
licher Weise  ausgedehnt  werden,  wenn  er 
inr  Föiflenmg  einer  ilbertiieboneu  ^iiekula- 
tion  dient,  die  schliesshcli  fast  immer  zu 
Bchwei-en  Hückschliigen   und  Krisen  führt. 

Aljer  selbst  bei  einem  anseheinend  unbe- 
denklichen, schon  längci-o  Zeit  dauernden 
Volkswirt  schaf tl  ichen  Behurningszustan  de 
kann  docli  die  Ki'editcntwickelung  eine  un- 
gesunde und  missbräuchliche  sein.  Un- 
zweifclliaft  ist  dies  der  Fall,  wenn  das 
Schluss^lied  der  Kette  der  Kre<litcewähnin- 
gen  unsiclier  und  fehlerhaft  ist,  it  h.  wenn 
ein  grosser  Teil  des  Einkommens  der 
Konsumenten  durch  Kredit  vorweggenommen 
ist,  wenn  also  die  Borgwirtschaft,  auf 
die  wir  unten  noch  zurückkommen  wenlen, 
in  bedeutendoui  Umfange  besteht.  Wenn . 
jemand  z.  B.  das  erst  nach  einem  Viertel- 1 
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jähre  fällige  Einkommen  schon  jetzt  ver- 
zehrt hat  und  lum  bis  zu  jenem  Zeitpunkt 
auf  Ki-edit  lebt,  so  kann  er  alsdann  zwar 
seine  Gläubiger  befriedigen,  aber  er  muss 
sofort  fflr  das  folgende  Vierteljahr  eine  neue 
Rechnung  eröffnen,  und  somit  wird,  wenn 
er  stirbt  oder  er werbsun fällig  wird,  fast  mit 
Qewisshcit  eine  imgedeckte  Schuld  übrig 
bleiben.  Die  erste  Bedingung  eines  soliden 
Systems  des  Umlaufskredits  ist  demnach, 
doss  die  eigentlichen  Konsumenten  die  Mittel 
zur  Verffignng  haben,  um  die  gekauften 
Waren  sofort  zu  bezahlen,  wenn  sie  auch 
aus  Beijuemlichkeit,  Gewohnheit  oder  Schlen- 
drian die  Zahlung  hinausschieben.  Aber 
aucli  wenn  diese  Bedingung  erfüllt  ist,  bleibt 
es  be<lenklich,  wenn  die  Produzenten  ledig- 
lieh auf  die  Erwartung  eines  künftigen 
Absatzes  hin,  also  nicht  auf  Grund  eines 
vollzogenen  Verkaufs  von  Waren,  deren 
Bezahlung  allerdings  noch  aussieht,  Kredit 
nehmen.  Thatsächlich  geschieht  dies  aller- 
dings oft  in  grossem  Massstabe.  Die  Krcdit- 
nohmenden  werden  dann  gewissermassen 
blosse  Absatz  vormittler  für  die  Produzenten 
der  von  ihnen  übemoramonen  Waren,  aber 
mit  ungewöhnlichem  Kisiko  für  diese,  da 
jene  das  Eigentum  an  den  Waren  erhalten. 
Die  Hoffnung  auf  den  künftigen  Verkauf 
mit  Gewinn  wird  sich  häufig  nicht  ver- 
wirklichen ,  statt  des  Gewinnes  kann  Ver- 
lust eintreten.  Das  korrekte  Verfahren  lie- 
slcht  offenbar  nur  darin  dass  jotler  an  der 
Pi-oduktions-  und  Handelsbewegung  betei- 
ligte Unternehmer  seinerseits  nur  Ver[>flich- 
tungen  eingeht,  die  durch  ihm  zustehende 
Foi-derungen  aus  bereits  abgeschlossenen 
Verkäufen  (wobei  also  die  Preise  endgillig 
feststehen)  gedeckt  sind. 

6.  VoUkommenste  Ansbildang  des 
Uiulanfskredita.  Die  letzten  Abnehmer 
müssen,  wie  schon  bemerkt,  unmittelbar 
zahlungsfähig  sein,  wenn  auch  die  Zahlung 
aus  irgend  welchen  Gründen,  im  Ausfuhr- 
handel z.  B,  infolge  der  Entfernung  des 
Käufers  luid  der  Ti-ansportdauer,  erst  später 
erfolgt.  Werden  nun  die  sämtlich  tfurch 
vollzogene  Verkäufe  gedeckten  Fordenmgen 
durch  Wechsel  dai^stellt,  die  von  Banken 
diskontiert  wei'deu,  und  zwar  durch  Ein- 
räumung von  Guthaben,  über  die  durch 
Ohecks  verfügt  worden  kann,  so  wird  nm- 
den  letzten  Abnehmern  mit  hinausgeschobe- 
ner Zahlungspflicht  wirklicher  Kretlit  ge- 
währt, die  an  der  Produktion  und  dem 
Handel  beteiligten  Geschäftsleute  aber  geben 
und  nehmen  untereinander  nur  formalen, 
momentanen  Kredit,  der  nur  den  Zweck  hat, 
eine  fortlautende  Abrechnung  und  Ausglei- 
chung der  Foi-derungen  zu  ermöglichen. 
Jeder  erhält  ja  für  seine  Fordenmgen  ab- 
strakte, d,  h.  auf  Geld  lautende  Kauf-  o<ler 
Zahlungskraft  und  er  kann  daher  seine 
Anaage.    V.  2b 
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eigeüen  Zahlungsverbindlichkeitea  sofort  er- 
fläien,  sei  es  imtaittelbar  im  Giroverkehr, 
sei  es  diircli  Vermittoliiag  eines  Clearing- 
hauses. Dieser  volikaminenste  Zustand  des 
Kreditverkehre  setzt  aber  voraus,  dass  jeder 
Uoternehmer  hei  dem  Beginne  seines  Ge- 
schäfts so  viel  flüssiges  Kapital  verm{^n 
beatzt,  dass  er  die  erste  Gescliäftaperiode, 
Dämlich  bis  zur  Erreichung  dea  Gleichge- 
wiciits  zwischen  ausgeheDdera  und  eingehen- 
dem umlaufenden  Kapital  mit  eigenen  Mit- 
teln, also  ohne  Kreditnehmen  durchmachen 
kaoD.  Dieser  Zustand  ist  allerdings  in 
keinem  Lande  vollständig  verwirklicht ;  aber 
je  günsliper  das  Verhältnis  des  eigenen 
Kapitals  jedes  Unteroehmers  zu  dem  auf 
Kreflit  übernommenen  ist,  nm  so  gesicher- 
ter ist  der  Gang  der  Volkswirtsch^,  weil 
um  so  weniger  Gefahr  besteht,  dass  leicht- 
sinnige Spekulationen  mit  fremden  Mitteln 
unternommen  werden.  Je  vollständiger  die 
Forderungen  und  Gegenforderungen  in  einem 
centralen  Clearinghause  sich  ausgleichen, 
um  so  günstiger  dürfen  die  Kredit  verhalle 
nisse  beurteilt  werden.  Noch  unmittelbarer 
zeigt  sich  die  Solidität  dieser  Verhältnisse 
bei  ausgebildetem  Äbrechnungssystem  in  dei 
Grösse  der  Summe  der  stets  fälligen  Depo- 
siteft,  die  die  Grundlage  der  auf  Kredit  be- 
ruhenden Umlaufsorganisation  bildeu.  Diese 
Summe,  die  in  England  über  700  Mill.  £ 
beträgt,  stellt,  abgesehen  von  den  nicht 
kaufmäanischei)  Depositen,  der  Hauptsache 
nach  den  Wert  der  unfertigen  und  fertigen 
Waren  dar,  die  im  britischen  Grossbetriebe 
zu  jeder  Zeit  jn  der  Produktions-  und  Han- 
delsbewBgung  begriffen  sind.  Wenn  z.  B. 
A  für  1(HX)  £  Waren  an  B  verkauft  hat,  so 
entsteht  durch  die  Diskontierung  des  darauf- 
hin gezogenen  Wechsels  ein  Bankdeposit  von 
diesem  Botrage  {wenn  wir  von  dem  Diskont 
absehen).  Dieses  Guthaben  mag  nun  A 
durch  Checks  auf  die  Conten  von  C,  D  etc. 
übertragen,  aber  es  bleibt  noch  immer  als 
Wertrepräsentant  der  betreffenden  Wai-e  in 
der  Oräamtsumme  der  Depositen  erhalten. 
Nun  aber  verkaufe  B  diese  Waren  an  die 
letzten  Abnehmer,  die  sie  als  fertige  Ver- 
Insuchs-  oder  Gebrauchsgegenstände  end- 
gütig vom  Markte  nehmen,  und  diese  Käu- 
fer mögen  ebenfjdls  Conten  bei  einer  Bank 
haben  und  mittelst  Checks  bezahlen.  Dann 
verschwindet  mit  den  aus  der  Handelsbe- 
wegiing  au^eschiedenen  Waren  auch  der 
obige  Posten  von  1000  £,  denn  die  Konten 
der  Käufer  sind  jetzt  um  1000  £  nebst  dem 
Gewinne  des  Yerkäufere  vermindert,  der 
seinerseits  diese  1000  £  beim  Fälligwerdeu 
seines  Wechsels  der  Bank  bezahlen  muss,  so 
dass  also  diese  Summe  auch  von  seinem 
Conto  abgezc^n  wird.  Mittlerweüe  hat  aber 
die  kontinuierliche  Produktion  auch  wieder 
neue  Waren  auf  den  ^arkt  gebracht,  d 


Verkaut  die  Entstehung  entsprechender  neuer 
Bankdepositen  veranlasst.  Bezahlen  die  letalen 
Abnehmer  der  fertigen  Waren  nicht  mit  Checks, 
Boudern  bar,  so  entsteht  auch  ein  Teil  der  Bank- 
depositeu  durcli  Bareinla^n  seitens  der  letzten 
Verkäitfer ;  aber  dieser  wird  immer  annähernd 
dadurch  aufgewogen,  dass  andere  Bank- 
kunden dann  zum  Zwecke  der  Loimzahliiiig 
oder  auch  eigener  Käufe  ihr  Guthaben  durch 
Entnehmen  von  baren  Summen  vermindern. 
Aus  dem  obigen  ergiebt  sich,  dass  der 
Kredit,  selbst  wenn  er  Zukunftserwartimgen 
zur  Bethätigimg  von  Kaufkraft  vorwegnimmt, 
dennoch  selbst  im  privat  wirtschaftlichen 
Sinne  kein  neues  Kapital  schafft,  sondern 
nur  anderswo  vorhandenes  den  Kreditneh- 
menden zuführt.  Durch  solches  Benutzen 
von  blossen  Erwartungen  wird  aber  der 
Volkswirtschaft  keineswegs  ein  Gewinn  be- 
reitet, sondern  er  bildet  vielmehr  eine  miss- 
bräuchliche  Ausdehnung  des  Kredits.  Seine 
Dienste  als  Umlaufs  vermittler  leistet  er  in 
der  vollkommensten  Weise,  wenn  er  inner- 
halb der  Bahn  der  Güter  von  der  Rohstoff- 
erzeugung bis  zum  letzten  Abnehmer  aus- 
schliesslich in  der  Form  von  bloss  momen- 
tanem Abrechnungskredit  auftritt,  was  vor- 
aussetzt, dass  alle  Beteiligten  bei  dem  Be- 
ginne ihrer  Unternehmungen  mit  genügen- 
dem eigenen  Kapital  ausgestattet  sind.  Der 
Wert  des  ungedeckten,  Zahluugsausstand 
gewährenden  Kredits  als  Mittel,  diese  Güler- 
bewegung  zu  beschleunigen  oder  zu  ver- 
mehren, wird  meistens  bedeutend  überschätzt, 
indem  man  flbersieht,  dass  dieses  Mittel  zu 
grossen  Uebeln  ffthren  kann  und  nur  auf 
Kosten  des  soliden  und  sicheren  Ganges  der 
Volkswirtschaft  anwendbar  ist.  Die  moderne 
» Kredit wi rtschaft ' ,  vie  sie  sich  in  dem 
e  uglisch-amerikan  ischeu  Abrechnungekredit- 
system  darstellt,  ist  durchaus  verschieden 
von  dem  Ideal,  das  B.  Hildebrand  mit  die- 
sem Nameji  bezeichnet  hat:  einer  Znkunfts- 
oi^nisation,  die  die  Geld  Wirtschaft  beseiti- 
gen und  den  Umsatz  der  Güter  gegen  das 
jjcrsönliche  Versprechen  auf  Treu  und  Glau- 
ben und  auf  Grund  moralischer  Eigenschaf- 
ten mit  sich  bringen  soll.  Die  Kreditge- 
währung an  besitzlose  Personen  wird  dureh 
das  Depositen-  und  Cheeksystem  keineswegs 
erleichtert,  sondern  vielmehr  grundsätzlicii 
ausgeschlossen. 

7.  Die  BorgrwlrtBohaft.  Das  schlimmate 
Eiadeniis  für  die  AnBbildnng  einer  soliden 
Ereditorganigation  ist  die  Boigwiitschaft, 
besonders  wenn  sie  mit  übermässiger  Ausdeh- 
nnng  des  EoDBunttiünskredits  vertuuideD  ist. 
Wenn  das  Einkommen  der  letzten  Abnehmer 
der  Waren  immer  schon  im  voraus  belastet  ist, 
so  sind  anch  die  Fordernngen  der  letzten  Ver- 
käufer nicht  gesichert;  wenn  die  ersteren  on- 
regelmässig  und  mit  unbestimmt  erosser  Ver- 
spätung bezahlen ,  so  wollen  sich  anch  die 
letzteren  ihren  Lieferanten  g^^enUber  nicht  an 
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fest«  Zahlnnestermine  binden,  ein  laier,  unge- 
sicherter ann  nng'cregrelter  Buchkiedit  erbält 
die  Ueberhand,  und  das  oben  skizzierte  RrediC- 
tunlanfsiiy Stern  mit  Beioen  strengen,  auf  Wech- 
seln und  Checke  beruhenden  Formen  kann  sich 
nicht  entwickeln.  Dazn  kommt  die  Schädigung 
der  BeellitSt  dea  Detailhandels  and  der  Inter- 
essen des  ztüilendea  Publikums  durch  die  Preis- 
aufschläge,  durch  die  die  HSndler  sich  für  die 
Veriuste,  die  ihnen  an«  dem  Borgsystem  er- 
wachsw,  schadloH  zu  halten  suchen.  Es  fehlt 
nicht  an  VersDchen,  gegen  dieses  in  Üeutsch- 
laud  sehr  verbreitete  System  anzukämpfen,  und 
in  weiten  Kreisen  des  Konsum entenpublikuma 
ist  man  anch  durchaus  bereit,  alles  sofort  oder 
etwa  an  jedem  Monatsende  zu  bezahlen,  wobei 
man  dann  billigerweiae  einen  Rabatt  von  dem 
unter  der  Yoraussetxang  des  Borgens  gestellten 
Preise  Terlangen  kann.  Aber  viele  Gewerbe- 
treibende sind  aas  Konkurrenzfurcht  und  aus 
Hisstranen  gegen  einander  abgeneigt,  sich  fürm- 
lich  zu  einer  solchen  Reform  durch  Beitritt  zu 
einem  Barzahlungs verein  zu  verpflichten,  und 
dadurch  wird  oft  das  Zustandekommen  des 
Vereins  überhaupt  verhindert.  Immerhin  sind 
an  manchen  Orten  einige  Fortschritte  zam 
Besseren  gemacht  worden:  es  werden  z.  B.  Halb- 
jahrs- oder  Vierteljahrsrechnungeu  ansgeschrie- 
beu  und  fOr  Bar^ahlnng  &batt  gewährt. 
Künstlich  kombioierte  Rabattsparsyeteme  (Aus- 
gabe Versicherung  nach  Art  einer  in  London 
gebildeten  Genera!  Ezpenditnre  Assurance 
Com|tany)  haben  bisher  keinen  erheblichen  Er- 
folg g]eaabt.  Dagegen  haben  die  Konsumver- 
eine viel  da-zu  beigetragen,  die  Gewohnheit  des 
Barzahlens  im  FtiBliknm  weiter  zn  verbreiten. 
Freilich  sind  manche  Familien  besonders  in  der 
Arbeiterklasse  durch  zeitweilige  Notlage  ge- 
zwungen, ihre  gewöhnlichen  Lebensbedürfnisse 
auf  Kredit  zn  kanfen,  und  es  werden  sich  daher 
auch  immer  Händler  finden,  die  sich  auf  ein 
gewagtes  and  nicht  selten  wacberisches  Borgen 
einlassen.  Jedenfalls  istdie  »treugere  Regelung  der 
Zahlung  der  Konsnmeuten  die  Vorbedingung  für 
eine  bessere  Organisation  des  Verkehrs  zwischen 
Oroaahandel  und  Kleinhandel.  Daneben  aber  bedarf 
es  imgresseren  Geschäfts  verkehre  noch  weiterer 
Fürsorge  zur  Vermeidung  von  Schädigung  durch 
unzuverlässige  Kreditnehmer,  insbesondere  einer 
zweckmässigen  Organisation  des  A'uskunfts- 
Wesens,  kaufmännisches  (s.  d.  Art.  oben 
Bd.  II  3.  46  ff.).  Diesem  Zwecke  dienen  na- 
mentlich die  Vereine  „Kreditretorra",  die  bereits 
an  mehr  als  400  Handelsplätzen  bestehen.  In 
Dentschland  gehörten  1892  zu  dem  Verbände 
217  selbständige  Vereine,  111  Filialen  und  eine 
Vertretung,  im  Auslande  44  Vereine,  23  Filialen 
und  6  Vertretungen.  Die  Zahl  der  Mitglieder 
der  238  Vereine,  Über  die  nähere  Angaben 
vorlagen,  betrug  über  87000,  und  das  Netz 
der  Korrespondenten  des  Verbandes  umfasste 
beinahe  12000  Adressen  im  In-  und  Auslände. 
—  Deber  die  Organisation  und  die  verschie- 
denen Formen  der  Anwendung  des  Kredits  vgl. 
die  Artt.  Banken  (oben  Bd.  n  S.  132«:), 
Clearing-HoDse  (oben  Bd.  III  S.  64ff.), 
Darlehnskassenvereine  (ebd.  S.  ISOff.l, 
Giroverkehr  [oben  Bd.  IV  8.  728ff.},  Hypo- 
theken- und  Grnndbuchwesen  (ebd.  S. 
Iä68ff.),  Kreditgenossenschaften,  Pa- 
piergeld, Staatsschtilden,  Wechsel. 
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1.  Wirtschaftliche  Bedeutung.  2.  BegrifTs- 
bestimmung.  ü.  Hauptgrandsätze.  4.  Organi- 
sation und  sittliche  Bedeutung,  ö.  Geschäfts- 
betrieb. 6.  System  Schul ze-Delitzseh  und  Raiff- 
eisen.  7.  Statistische  Mitteil angen :  a]  Deutsch- 
land, b]  Oesterreich,  c)  Italien,  d)  Rnasland, 
e)  Frankreich,  f)  Belgien,  g]  Grossbritaunien 
und  Irland. 

1.  Wirtachaftliche  Bedentong.  Oe- 
weri)liche  Vorbildung  und  Kapital  sind  die 
unum^glichen  Erfordernisse  für  jeden  Gte- 
achltftsbetrieli.  Fflr  die  Möglichkeit,  die 
elftere  zu  erlangen,  haben  nauptsSchlich 
Staat  und  Gemeinde  zu  sorgeo,  das  Kapital 
dagegen  uiusa  b:c1i  der  Bedflrfti^  selbst 
beschaffen.  EbenBowenlg  wie  ein  Recht 
auf  Arbeit  kann  ein  Recht  auf  Kapital  oder 
Kredit  auerkannt  wei-den,  denn  beides  muss 
In  seinen  Konsequenzen  zur  Auflösung  unserer 
heutigen  Wirtschaftsordnung  führen.  Die 
Entwicketung  unserer  Industrie  aber  stellt 
andererseits  an  des  einzelnen  Kapitalkraft 
stets  grössere  Anforderungen.  Die  notwen- 
dige Ergänzung  des  Kapi^s  ist  der  Kredit, 
und  zwar  ein  solcher,  welcher  eine  nutz- 
bringende Anwendung  gestattet,  denn  der 
Kredit  kann  auch  unter  Bedingungen  ge- 
währt werden,  die  den  Kreditnehmer  zum 
Kreditgeber  in  wirtschaftliche  Abhängigkeit 
bringen.  Der  Kapitalist  findet  die  Betnebs- 
mittel  für  sein  Unfemehmen  in  seinem 
25* 
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Kapital  imd  in  der  auf  dem  Kapital  beruhen- 
den Kreditfähigkeit,  Ist  aiich  fflr  den  Kredit 
die  persönliche  Tüchtigkeit  nicht  gleichriltig, 
so  tritt  sie  doch  wenigstens  im  Grossbank- 
verkehr  mehr  oder  minder  hinler  die  ge- 
botene reale  Sicherheit  zurück. 

Aus  dem  Besitz  des  eigenen  oder  dem 
auf  Grund  des  Kredits  angeüehenen  Kapi- 
tal folgt  zum  grossen  Teil  die  Macht  des 
Grosebetriebes  und  das  üebei^witht  des 
Grossindustrieilen  Ober  den,  der  llber  diese 
Hilfsmittel  nicht  verfflgt.  Das  Kapital  er- 
möglicht, die  Rohstoffe  oder  Halbfabrikate 
im  grossen  unter  günstigsten  Bedingungen 
gegen  bar  einzukaufen,  Maschinen  zur 
Massenherstclluug  der  Ware  zu  beschaffen, 
den  Betrieb  stets  konkurrenzfähig  zu  halten 
und  ftlr  den  Verkauf  dar  Produkte  die 
günstigste  Zeit  abzuwarten. 

2.  BegriffsbestinimDug.  Je  mehr  nacli 
dieser  kapitalistischen  Richtung  die  wirt- 
schaftliche Entwickelung  fortschrei I et,  desto 
schwieriger  wird  die  Xiage  des  kleinen  Ge- 
werbetreibenden und  I^ndwirts,  die  sich 
nur  selten  in  dem  Besitze  von  Betriels- 
mittelu  befinden,  welche  ihnen  einen  erfolg- 
reichen 'Wettbewerb  auf  dem  wirfschafllicheu 
Markte  erratjglichen.  Der  eigentliche  Bank- 
kredit ist  diesen  Kreisen  regelmässig  ver- 
schlossen, einmal  weil  es  sich  hier  um  kleine 
Summen  handelt,  und  dann  auch,  weil  die 
Betreffenden  nicht  in  der  Lage  sind,  die  in 
diesem  Verkehr  erforderliclien  Sicherheiten 
zu  leisten.  Derartige  Verhaltnisse  haben 
vielfach  dahin  geführt,  die  kleinen  Gewei-be- 
treibenden  zur  Aufgabe  ihrer  Selbständig- 
keit zu  zwingeu  und  sie  in  den  Dienst  dei' 
Grossbetriebo  zu  stellen.  Wo  es  an  dem 
nötigen  Betriebskapital  fehlt,  mtlssen  Roh- 
stoffe und  Werkzeuge  auf  Kredit  gekauft 
und  dann  um  vieles  teurer  bezahlt  werden, 
oder  die  Gewerhetreibeudon  fallen  in  die 
Hände  von  Wucherern.  Der  Kredit  in  seiner 
gefährlichsten  Gestalt  wird  in  Ansprudi  ge- 
nommen. Schliesslich  müssen  noch  die 
ferti^;estellten  Wai'en  um  jeden  Preis  ab- 
gegeben werden,  nur  um  Geld  flüssig  zu 
machen  und  drängende  Gläubiger  zu  befrie- 
digen. Nicht  nm*.  dass  der  Umsatz  ein  ge- 
ringer ist,  auch  die  Herstellungskosten  sind 
verliältnismässig  gross,  und  der  Gewinn  ver- 
schwindet fast  gänzlich,  wenn  die  Ware 
Käufer  finden  soll. 

Hier  kann  nur  eins  helfen,  die  Vereini- 
gung nach  dem  altbewährten  Grundsatz: 
was  der  eine  nicht  allein  zu  erreichen  ver- 
mag, dazu  mnss  er  sich  mit  anderen  ver- 
binden. Es  handelt  sich  um  die  Demokra- 
tisierung des  Kredits.  Die  Kreditgenosscn- 
scliaft  ist  es,  welche  »durch  Vereinigung 
inetirerer  kleiner  Kräfte,  von  denen  keine 
in  ihrer  Vereiuzelimg  der  Aufgabe  nur  an- 
näliornd  gewachsen  wäre,  ei  neu  dergrössten 


Missstände  unseres  sozialen  Lebens,  der 
unseren  gewerbhchen  (imd  bäuerlichen) 
Mittelstand  in  seiner  Selbständigkeit  bedroht, 
zu  beseitigen  und  den  Unbemittelten  den 
Weg  zum  Emporkommen  zu  eröffnen  ver- 
mag. Wirklich  gelingt  es  ihr  bei  iigeud 
vernünftigem  Erfassen  der  Sache,  alle,  die 
sich  durch  Erfüllimg  der  üi)ernommenen 
Pflichten,  durch  Redlichkeit  und  Ordnung 
in  Haushalt  und  Erwerbe,  kreditwürdig 
zeigen,  kreditfähig  zu  machen  und  so 
dem  sittlichen  Halt  ihrer  Mitgüeder  die 
unentbehrliche  wirtschaftliche  Unterlage  zu 
geben»  (Schulzc-Delitzsch). 

Die  Kreditgenossenscltaften  bilden  die 
Kanäle,  durch  welche  das  Geld  aus  den 
Glossbanken  bis  in  die  Werkstatt  des  Uand- 
werkei^  in  die  Wirtschaft  des  Bauern  ge- 
leitet wii-d. 

Für  die  GeschicJite  der  Kreditgenossen- 
schaften nehmen  wir  auf  den  Artikel  Er- 
werbs- und  Wirtaehaftsgenossen- 
schaften(obenBd.III  S.  741  ff.)  Bezug  und 
behandeln  im  folgenden  die  wirtschaftliche 
Bedeutung,  wobei  wir  uns  wesentlich  an 
deutsche  Verhältnisse  halten,  die  im  allge- 
meinen auf  diesem  Gebiete  auch  für  das 
Ausland  zutreffen. 

3.  Hauptgrnndsätze.  Die  Hauptgrund- 
sätze für  die  Ki-editgenossenschaft  sind  die 
folgenden : 

1.  Die  Voi-schiisssucher  sind  die  Ti-äger 
des  Unternehmens  1). 

2.  Der  Geldverkehr  ist  geschäftsmßssig 
geordnet, 

3.  Die  Mitglie<ler  sind  zur  Bildung  von 
Geschäflsanteilen  verpflichtet,  die  durch 
regelmässige  kleine  Einzahlungen  und  durch 
ituechreibung  der  auf  die  Geschäftsgui  haben 
fallenden  Anteile  vom  Gewinn  erfolgt. 

4.  Der  Geschäftsbetrieb  ist  ein  gemein- 
schafthcher. 

r».  Die  Mit  gliederzahl  ist  eine  nicht  ge- 
schlossene, .der  Beitritt  steht  allen  offen,  die 
den  Bedingungen  des  Statuts  genfigen.  Der 
AiLstritt  ist  unter  Einhaltung  gewisser  Kün- 
digungsfristen gestattet. 

0.  Fremde  Gelder  werden  unter  gegen- 
seitiger Haftung  der  Mitglieder  aufgenommen. 


')  Bereitsentwickelte  Kreditgenossenschaften 
haben  in  Deutschland  wohl  früher  auchau><icbt- 
railgljeder  Darlehen  gewthrt,  das  Genossen- 
sciiaftsgeaetz  v.  1.  Hai  läU'J  aber  verbietet  die  Auü- 
dehnunf;  dea  Geschäftsbetriebes  auf  Nichtmit- 
glieder,  insoweit  derselbe  in  der  Darlehnsge- 
währung  besteht,  nm  den  genossenschaftlichen 
Charakter  zu  erhsUen.  Rechtlich  ist  dieser 
freilich  von  einer  Beschränk uncf  des  Ueacbäfts- 
betriebes  auf  den  Kreia  der  Mitglieder  nicht 
abhängig-,  sundern  er  ist  allein  durch  den  Um- 
stand bedingt ,  dass  die  Träger  des  Unter- 
nehmens Personen  und  nicht  Kapitalteile,  dasi 
letztere  nur  ein  Aiisfliiss  der  Hitglied scbnft  sind. 


Digitized  by  L.iOOQIC 


Biß  zu  dem  GenossenschÄftsgeeetz  vom 
1.  Uü  1889  beruhten  alle  Qenossenachafteii 
in  Deutschland  auf  der  uabesehränkten 
Solidarhaft  der  Mitglieder.  Es  hatte  sich 
dies  ans  der  rechtlichen  und  wirtschaftlichen 
Entwickelung  der  Genossenschaften  et^bon. 
Nur  in  DeulscUand  bestand  aber  diese  aus- 
schliesslich zulässig  weitgehendste  Haftung. 
Die  Verhältnisse  hatten  dann  dahin  geführt, 
dass  sich  neben  derselben  noch  die  Zulas- 
sung einer  beschränkten  aolidaren  Haftpflicht 
als  erforderlich  herausstellte.  Dieselbe  ist 
durch  G.  v.  1.  Mai  IftSO  eingeführt.  In  be- 
treff der  Ereditgenossen  sc  haften  hat  die 
Praxis  jedoch  gezeigt,  dass  die  beschränkte 
Haftpflicht  auf  deren  weitere  Ausbreitung 
niclit  den  von  manchen  —  den  Genossen- 
schaften ferner  stehenden  —  Kreisen  er- 
warteten EiufluBS  ausübt.  Neu  gegründete 
KreditgenoasenBchafteu  finden  auf  der  be- 
schränkten Haftpflicht  der  Mitglieder  meist 
nicht  den  für  die  Verbindlichkeiten  der  Ge- 
nossenschaft erforderlichen  Kredit,  nm  lebens- 
filhig  zu  werden.  Bei  £rla5s  des  Genossen- 
schaftsgesetzea  Iiaben  sich  in  diesem  Sinne 
auch  die  grossen  Genossenschafts  verbände 
ausgesprochen.  —  Durch  die  Kretlitgenossen- 
schaft  erhalten  die  Mitglieder  in  der  Hegel 
das  Betriebskapital  zu  dem  Preise,  den  das 
Geld  im  Bankverkehr  hat,  mit  einem  geringen 
Aufschlag  zur  Deckung  der  Unkosten,  Bil- 
dung von  Reserven  etc. 

Die  seitens  der  Genossenschaft  von  dem 
Vorschussnehmer  verlangte  Sicherheit  be- 
steht nur  in  der  StcUung  eines  Bürgen, 
wenn  sie  nicht  in  anderer  Art  geboten  wer- 
den kann;  vielfach  wird  auch  bis  zu  einer 
gewissen  Grenze  Kredit  ohne  jede  weitere 
besondere  Sicherstellung  gegeben.  Von  un- 
richtigen Voraussetzungen  geht  die  Forde- 
ning  nach  Einführung  einer  Kredit-  und 
Verlustversicherung  aus,  sie  erinnert  im 
übrigen  an  die  Lassallesche  Theorie  von 
der  Abschaffung  des  geschäftlichen  Risikos. 
Im  Anschliiss  an  eine  Kreditgenossenschaft 
kann  jeder  fleissige  nnd  strebsame  Gewerbe- 
treibende den  seinen  Verhältnissen  ent- 
sprechenden Kredit  finden.  Die  Bedeutung 
der  finanziellen  Fördenmg  des  genossen- 
SChafUichen  Personalkredits  durch  den  Staat 
ist  bei  dem  Artikel  Erwerbs-  und  Wirt- 
flchaftsgenossensc haften  gewürdigt, 
das  Vorgehen  des  preussisehen  Staates  hat 
nicht  nur  verschiMene  deutsche  Staaten, 
sondern  auch  im  Auslande  (Ungarn,  Frank- 
reich —  in  Vorbereitung  in  Belgien,  Oester- 
reieh)  Nachahmung  gefunden.  Eine  tieib- 
hausartige  Entwickehmg  des  Ereditgenossen- 
schaRsweseus  ist  die  Frucht  —  natürlich, 
denn  wie  sollte  die  »genossenschaftliche 
Begeisterung!  fehlen,  wenn  die  Frucht  der 
Bildung  einer  Genossenschaft  Staatskrcilit 
isi     AJa  die   Preussische  Centralgenossen- 


schaftskasse  strengere  Anforderungen  an  die 
Sicherheit  zur  Geltung  braciite  und  den 
ZinshiBS  erhöhte,  erhob  sich  bei  den  betei- 
ligten Genossenschaften  ein  Sturm  des  Un- 
willens (Vereinstag  des  Allgemeinen  Ver- 
bandes der  deutschen  landwirtschaftlichen 
Geno8.sonschaften  zu  Karlsruhe).  Heute  sucht 
man  die  Geister  zu  bannen,  die  man  rief, 
doch  immer  dringlicher  werden  die  Forde- 
ningen,  weitere  Mittel  zur  Verfügimg  zu 
stellen.  Und  nicht  mehr  ist  man  zufrieden, 
dass  Kredit  gewährt  wird,  — -  man  ver- 
langt ihn  auch  zu  dem  niedrigsten  Zinsfnss, 
zu  einem  Zinsfnss,  der  unter  dem  des  Geldes 
auf  dem  Geldmarkt  bleibt;  in  agrarischen 
und  bimelallistischen  Kreisen  wird  ernst- 
haft die  Foi'derung  vertreten,  durch  die 
Sreussische  Üentralgenossenscht^kasse  Ein- 
1ISS  zu  gewinnen  auf  die  geschäftliche  Dis- 
position der  Reichsbank,  nachdem  der  Ver- 
such, die  Reichsbank  zu  TOrstaatlichen  und 
besonderen  Interessen  dienstbar  zu  machen, 
missglflckt  ist. 

4.  OrRanisation  oiid  sittliche  Beden- 
tuag.  Die  Organisation  ergiebt  sich  nach 
dem  Geiiossenschaftsgesetz  derart,  dass  der 
Vorstand  die  unbeschränkte  Vertretung  liat 
der  Autsichtsrat  die  Kontrolle  ausübt  und 
die  Mitglieder  ihre  Rechte  in  der  Genend- 
versammlung, wo  ein  jedes  nur  eine  Stimme 
hat.  geltend  machen.  Zweckmässig  ist  es, 
die  Jlitglieder  an  der  Verwaltung  soweit 
teilnehmen  zu  lassen,  als  dies  mit  einer 
einheitliclien  GeschäftsfCihrung  ii^nd  ver- 
träglich ist.  Dadurch  (Ibt  die  Genossenschaft 
auch  einen  wesentlich  erzieherischen  Ein- 
flus.s  aus.  bildet  die  Mitglieder  in  der  Selbst- 
verw'altung  und  lehrt  dieselben  grflssere 
Verhältnisse  richtig  beurteilen.  Der  sittliche 
Wert  der  Genossenschaft  macht  sich  temer 
noch  darin  geltend,  dass  die  Mitglieder  an 
punktliche  Einhaltung  geschäftlicher  Ver- 
pflichtungen gewöhnt  wenien,  dass  sie  die 
wirtschaftliche  Bedeutung  und  Notwendigkeit 
des  Kapitals  würdigen  lemen,  und  endlich 
darin,  dass  sie  durch  regelmässige  Einzah- 
lungen auf  Geschäftsanteil  zur  Bildung  von 
Ersparnissen  angehalten  werden. 

6.  Geschaitsbetrieh.  Der  Geschäfts- 
betrieb der  Kreditgenossenschaften  ist  sehr 
mannigfacher  Art:  hauptsächlich  besteht  er 
in  der  Gewährung  von  Vorschüssen,  sodann 
in  dem  Kauf  von  Forderungen  für  herge- 
stetlle  und  verkaufte  Waren  (Diskontienmg) 
und  bei  entwickelterem  Betriebe  in  dem 
Kontokorrentverkehr.  Daneben  betreiben  die 
bankmässig  entwiclielten  Vereine  auch  die 
sonst  im  Bankverkehr  üblichen  Geschäfte 
{Ap-  und  Verkauf  von  Wertpapieren,  In- 
casso  u.  dergl.). 

Es  kann  die  Frage  entstehen,  wo  hQrt 
unter  solchen  Verhältnissen  die  Genossen- 
schaft auf,  wo  beginnt  <lie  Grossbank?    Es 
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h»t  denSeüein  der  Berecht^ng  für  sich, 
die  banbmassig  eotwickelteii  vereine  auch 
Bii  den  Banken  zu  zählen,  und  es  giebt  auch 
bei  den  Genossenschaften  Fälle,  in  denen 
<ler  genossenschaftliche  Charakter  abgestreift 
und  das  Geschäft  auf  die  Erzielung  hoher 
Dividenden  gerichtet  ist,  wo  man  nur  un- 
gern mit  dem  kleinen  Gewerbetreibenden 
arbeitet  und  es  voreieht,  Grossindustrielle 
und  Grosegnindbesitzer  heranzuziehen,  da 
an  denselben  »mehr  zu  x'erdienen  ist«. 
Doch  zur  Ehre  der  Genossenschaften  gehören 
solche  FSlle  zu  den  Ausnahmen,  und  gerade 
die  bedeutendsten  Kreditgen ossenscliaften, 
deren  Umsatz  nach  Hunderten  von  Millionen 
zahlt,  setzen  ihren  Stolz  darein,  ihre  Her- 
kunft nicht  zu  verleugnen  und  mit  der 
gleichen  Bereitwilligkeit  sich  dem  kleinsten 
Gewerbetreibenden  zur  Verfügung  zu  stellen 
und  den  Geschäftsanteil  derart  zu  normieren, 
dass  auch  für  den  Unbemittelten  die  Ein- 
zahlungen mißlich  sind  —  wie  sie  dem  In- 
dustriellen ein  Kontokorrent  einräumen,  auf 
dem  der  Umsatz  Hundertlausende  beträgt. 
Die  von  dem  Anwälte  Ach  Allgemeinen 
Deutschen  Genossen  schaftsverbandes  Dr. 
Hans  CrQger  herausgegebenen  tJahrbücher« 
ergeben,  dass  jene  Genossenschaften,  in  denen 
die  » Di videnaen Jäger«  die  Richtung  bestim- 
men, sehr  selten  anzutreffen  sind.  Wie 
h«ilich  das  beste  System  missbräuchlich 
angewendet  werden  kann,  so  auch  die  Kre- 
ditgenossenschaft Durch  die  Äusdehmmg 
des  Geschäftsbetriebes  allein  geht  eine  Kre- 
ditgenossenschaft nicht  ihres  Charaktere 
verlustig,  und  es  ist  daher  verfehlt,  solche 
Genossenschaften  mit  grossem  Umsätze  und 
bedeutendem  Vermögen  ^s  kapitahstische 
Banken  zu  betrachten,  ihr  ganzes  Wesen, 
ihre  Oi^anisation  und  ihre  Ziele  geben 
ihnen  als  Personalgesellschaften  eine  ganz 
andere  Richtung,  als  sie  den  Kapital- 
gesellschaften innewohnt 

Nicht  minder  wichtig  wie  für  die  Ge- 
werbetreibenden ist  die  Kreditgenossenscliaft 
für  die  kleinen  Landwirte.  Die  Genossen- 
schaften kommen  ihrer  Natur  nach  jedoch 
hier  nur  für  die  Betrieiiigung  des  Personal- 
kredits in  Betracht,  um  das  umlaufende 
Kapital  zu  beschaffen.  Dieser  Kredit  wird 
beansprucht  zur  Anschaffung  von  Rohstoffen, 
Saatgut,  Vieh,  für  Arl>eitslfthne  etc.  Dieses 
Kapital  ersetzt  sich  regelmässig  in  6  bis 
12  Monaten.  Pur  die  Befriedigung  des  Real- 
kredits sind  die  Genossenschaften  ungeeig- 
net, da  sie  infolge  des  leicht  wechselnden 
Mitgliederbestandes  nicht  auf  so  lange  Zeit 
Geld  aufzunehmen  vermf^n,  um  ihrerseits 
das  Kapital  auf  lauge  Fristen  oder  unkünd- 
bar gegen  amortisationsweise  Tilgung  aus- 
leihen zu  kennen. 

6.  System  von  Schulze -Delitzsch  and 
Riüffeiaen.    Es   bestehen   in  Deutschland, 


Italien,    Oesteireich,    Frankreich,    Belgien 

Kreditgenossenschaften  (nach  dem  System 
Raiffeiseu  s.  d.  einen  anderen  Standpunkt  ver- 
tretenden Art.  Darlehnskassenvereine 
(oben  Bd.  m  S.  120  ff.),  deren  Mitgheder  nur 
Landwirte  sind  und  die  sich  ausschliesslich 
die  Befriedigung  des  landwirtschaftlichen 
Kreditbedilrfnisses  zur  Aufgabe  gestellt 
haben.  Derartige  Kassen  worden  in  Deutsch- 
land und  Oesterreich  seitens  der  B^erung 
durch  Unterstützungen  imd  ähnliche  Mass- 
nahmen nach  jeder  Richtung  hin  gefördert, 
imd  in  der  lebhaflcsten  Weise  wird  für 
deren  Gründung  agitiert  unter  dem  Vorgeben, 
dass  die  Schmze-Delitzschschen  Genossca- 
schaftou  nicht  imstande  wären,  den  land- 
wirtschaftlichen Krediten  forderun  gen  zu  ge- 
nügen. Die  wesentlichsten  Unterschiede  des 
Schnlzeschen  und  des  Rai  ff  eisen  sehen  Sys- 
tems sind  folgende:  die  Schulzeschen  öe- 
nopsenschaflen  vereinigen  in  sicii  alle  Be- 
riifsklassen  imd  sehen  gerade  in  diesem 
Umstände  die  Möglichkeit  der  Ausgleichung 
der  Kreditbedflrfnisse  der  verschiedenen 
Klassen;  je  mannigfacher  die  Zusammen- 
setzung, desto  wahrscheinlicher  ist,  dass  die 
Genossenschaft  den  Ansprilchen  der  Mit- 
glieder gerecht  werden  kann,  da  in  den 
verschiedenen  BeniFsklassen  auch  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  Geld  flüssig  ist  und  Geld 
gebraucht  wird.  Besonders  bei  den  Land- 
wirten stellt  sich  das  Geldbedflrfnis  meist 
zu  gleicher  Zeit  ein,  und  eine  Kasse,  die 
nur  Landwirte  als  Mitglieder  hat,  muss  da- 
her, wenn  sie  keine  Unterstützung  geniesst, 
bereits  hierdurch  in  Schwierigkeiten  geraten. 
Die  Raiffeiseu  sehen  Kassen  beschränken  sich 
niir  auf  Landwirte ,  die  ihnen  gewährten 
Unterstützungen  lassen  sie  die  hierin  beru- 
hende Gefahr  Überwinden.  Die  Schulzeschen 
Genossenschaften  nehmen  ihren  Wirkungs- 
kreis —  unbeschadet  derKontrolle  —  so  gross, 
dass  sie  durch  ihre  eigenen  Geschäfte  be- 
stehen können,  die  Rai ffei senschen  Kassen 
beschranken  den  Geschäftsbetrieb  auf  einen 
kleinen  Kreis,  wodurch  die  Leistungsfähig- 
keit geschwädit  winl ;  jene  l(^n  ein  grosses 
Gewicht  auf  die  Ansammlung  von  Geschäfts- 
anteilen ,  diese  erklären  den  Landwirt  für 
unfähig,  regelmässige  Einzahlungen  zu 
leisten:  die  zahlreichen  Landwirte,  die  bei 
den  Schulzeschen  Genossenschaften  Mitglie- 
der sind,  widerlegen  diese  Voraussetzung, 
selbst  warme  Verteidiger  des  Raiffeisen sehen 
Systems  hat>en  den  Mangel  an  Geschäftsan- 
teilen als  einen  Missstand  bezeichnet,  und 
in  der  amtliehen  Begründung  des  deutschen 
Genossenschaftsgesetzes  von  1889  ist  es 
ausdrücklich  ab^lehnt,  dieser  Eigentümlich- 
keit der  Baiffeisenschen  Kassen  Rechmmg 
zu  tragen.  Die  Schidzeschen  Genossenschaf- 
ten besolden  die  Vorstandsmitglieder  nach 
ihren  Leistungen,  die  Baiffeisenschen  Kassen 
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laesen  dieeelbeo  im  Ehrenamt  ihre  Oblie- 
Kcnheiten  erfUIleo  und  stellen  eioen  besol- 
(leten  •Rechner«  an.  Der  Hauptunterschied 
der  beiden  Systeme  aber  liegt  in  der  Be- 
fristung der  Kredite. 

Schuize-Delitzsch,  von  dem  wirtschaft- 
lichen Gniudsatz  ausgehend,  dass  niemand 
auf  längere  Zeit  Geld  ausleihen  darf,  ale 
ihm  die  Verfügung  darüber  KU9tehf,  ver- 
laogte  Dartehnsge Währung  auf  kime  Zeit, 
da  die  Genossen  schatte  n  Geld  nur  gegen 
verhältnismässig  kurze  Kllndignngsfrist  er- 
h^t«D.  Baiff eisen  hielt  kurz  befristeten 
Kredit  für  den  Landwirt  für  nicht  aus- 
reichend, forderte  Ausleihung  auf  10  Jahre 
und  langer,  dann  aber,  um  den  Verein  7.u 
sichern,  Vorbehalt  einer  jederzeitigen  rier- 
^'öchigen  Kündigungsfrist  Mit  Hecht  wies 
Schulze  deragegenüber  daranf  hin ,  dass 
diese  Kündigun^sklausel  die  lange  Dar- 
lehnsfrist  illusonsch  machte  und  dass  ihr 
Gebrauch  den  Landwirt,  der  das  Kapital 
der  langen  Frist  entsprechend  anlegt,  rui- 
nieren müsste. 

In  der  Ausleihung  eines  Kapitals  auf  10 
Jahre  mit  jederzeitigcr  vierwöchiger  Kiln- 
digimgsfrist  liegt  ein  innerer  Widerspruch, 
und  doch  beniht  wesentlich  hierauf  das 
Raiffeisensche  System. 

Eine  Besonderheit  der  Bai  ff  eisen  sehen 
Kassen  liegt  endlieh  auch  in  dem  ÄusaclUuss 
der  Verteilung  von  Dividenden,  worin  ihr 
gemeinnfltziger  Charakter  zum  Ausdnick 
liommen  soll,  die  Schulzesehen  Genossen- 
schaften halten  dieselbe  gerade  für  geeignet, 
die  Bildung  von  Geschäftsanteilen,  den  Spar- 
sinn und  damit  das  Vereinsvermögen  zu 
fördern. 

Ein  grosser  Teil  der  nach  Raiffeisenschen 
Grundsätzen  begründeten  Kassen  hat  sich 
in  den  letzten  Jahren  mehr  und  mehr  den 
Schulzeschen  Principien  zugewendet ;  es  ist 
dies  besonders  in  Hessen  und  Süddeutsch- 
land der  Fall.  — 

Im  flbrigen  unterstehen  in  Deutschland 
die  Genoesenschaften  beider  Systeme  den 
gleichen  Gesetzen.  Nur  in  Italien  unter- 
scheiden sie  sich  noch  dadurch,  dass  doit 
die  Raiffeisenschen  Kassen  (eingeführt  durch 
Dr.  Wollemborg)  auf  der  unbeschränkten 
Haftpflicht,  die  Volkabanken  (Luzzatti)  auf 
der  beschränkten  Haftpflicht  bendien. 

Wie  unrichtig  die  Behauptung  ist,  dass 
die  Kreditgenossenschaften  nach  dem  Schul- 
zeschen System  nicht  das  Kreditbedürfnis 
der  lAudwirte  befriedigen  oder  dasa  die 
Landwirte  nicht  den  Ansprüchen  dieser 
Genossenschaften  genteen  können,  geht  aus 
der  Beteiligung  der  Landwirte  an  diesen 
Genossenschaften  hen-or.  So  gehörten  im 
Jahre  1898  zu  924  Schulzeschen  Kreditgo- 
noesetischaften,  die  tiu  der  Statistik  des 
■Jahrbuchs«  berichteten,  144^""     "    ■    " 


Landwirte    neben     125832    Handwerkern; 

diese    Genossenschaften    dienen    also    der 

Landwirtschaft  nicht  weniger  wie  dem  Ge- 

(Fortaetiung  dieses  Textes  auf  S.  392.) 
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■werbe.  Vaä  ein  ähnliches  Verhältois  zeigt 
sich  in  Oeaterreieh  und  Italien,  In  Euss- 
land  besteht  der  Mitgliederbestand  der  Kre- 
ditgenossenschaft nach  Schulze  -  Delitzsch- 
schera  System  sogar  fast  ausschliesslich 
aus  Laud Wirten. 

In  Frankreich,  Belgien  und  ItaJien  haben 
die  Raiffeisenschen  Kassen  einen  ausge- 
sprochen klerikalen  Charakter;  bezeichnend 
sind  die  Worte,  mit  denen  der  Präsident 
des  Internationalen  Verbandes  der  Raiffeisen- 
schen Darlehnskassen  bei  B^ründung  dieses 
Terbandes  im  Jahre  1897  die  Vertreter 
begrüsste : 

»Wir  müssen  alle  unsere  Handluns^en  ; 
der   katholischen    Moral    iinterwerfeu,  \ 


wir  mOsseo  allen  uoseren  Werken  den 
katholischen   Geist   geben;    und   -wenn 
wir  in  die  Vereuchung  kämeo,  dies  zu 
vergessen,    so    würde    die    gewaltige 
Stimme   des   Papstes    uns   zu   unserer 
Pflicht  zurückrufen.-! 
Aus  den  kleinsten  Anfängen  hervoige- 
gangen    bilden    die   Kreditgenossenschaften 
heute  eine  wlrtscliafthche  Macht,  sie  bieten 
das    Mittelj     um    jeden    kreditwürdigen 
Gewerbetreibenden,   Landwirt  und  Arbeiter 
auch   kreditfähig   zu   machen.    Die  deut- 
schen   Kreditgenossenschaften    haben    den 
gleichen   Bestrebungen  in  Oesterreicli,  Bel- 
gien, Italien,  Franfeich  und  Kussland  zum 
Vorbilde  gedient. 


Oalizien  nnd  Krakau  nehmen  im  Genossenschaftswesen  eine  (^sondert«  Stellung  ein. 
Nach  den  Berichten  des  Anwalt»  des  dortigen  Verbandes  ergiebt  sich  für  die  Kreditgenossen- 
schaften (alle  nach  Schulieschem  System): 


Rech- 

nnngs- 


Sumnm  der 

gewährten 

j       Kredite 

I  während  des 

Jahres 


3799184    I    4396406s        9» '78  175 


Für  Ungarn  fehlt  eine  Statistik,  Im  Jahre  1898  wnrde  für  die  Kreditgenossenschaften 
nnter  staatlicher  Beteiligung  eis  Centralkredilinatitut  gegründet.  Die  Zahl  der  bestehenden 
Genossenschaften  ist  sehr  gross,  ihr  volkswirtschaftlicher  Wert  wiril  aber  nicht  hoch  geschätzt; 
erhebliche  Erwartungen  knüpfen  sich  an  daa  neue  Genossenschaftsgesetz. 

Nach  dem  Bericht  des  Grafen  Joseph  von  Mailath  auf  dem  i.  Kongress  des  Internationalen 
Genossen  Schafts  Verbandes  in  Paris,  190Ü,  bestanden  Ende  1899  in  Ungarn  712  Ifindliche  Dar- 
lehnskassen mit  136275  Mitgliedern  und  14540  687  Kronen  Geachäftsguthaben. 


o)  Italien.     Folgende    Tabelle  zeigt  1 


Rechnungs- 
jahr 

Anzahl  der 

Vereine 

Lire                   Lire 

Fremde 
Gelder 

Lire 

1894 
Lire 

1894 

720 

372000000 

U4O00  0O0 

Diyitized  by  L.iOOQIC 
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d)  BnasUnd. 

KreditgenossenBchaften  nach  Schnkeschem  System; 

Beck- 

Berich- 
tende 
Vereine 

Uitglieder 

"Sir  Is"t? 

■""""'      ^  reservefonds 
Rubel      i        Rubel 

Fremde 
Gelder 

Rubel 

Wahrend  des 
Jahres 
gewährt« 
Kredit« 
Rubel 

Am  Jahres- 
Bchlow 

ÄuBstände 

Rubel 

18» 

634 

Z18100 
(bei  608  Ge. 

schatten) 

6713437    !     a  110 187 

1 

i 

14480146 

30330588 

20  737  408 

e)  Frankreicb.  Eine  Statistik  fehlt. 
Die  Zahl  der  Schwlze-Delitzschschen  Go- 
nosssD Schäften  beträgt  etwa  40;  danebeo 
gicht  es  rund  COO  Haiffeisonsche  Darlehna- 


kassen  mit  ausgesprochen  klerikalem  Cha- 
rakter (nach  Professor  Cliarles  Gides  Be- 
richt auf  dem  4  Kongress  des  Internationalen 
Genossenschaftaverbandea,  Paris,  1900). 


Kai- 

An- 
zahl 
d.  Ver- 
eine 

Berich- 
tende 
Vereine 

Mit- 
glieder 

Oewhttfts- 
anteUe 

Frcs. 

Reserve- 

fonrtfl 

Free. 

Fremde 

Gelder 

Frc». 

Am  Jahres- 

schlsss  ans- 

Btehende 

Kredite 

Frca. 

Gewährt« 
Kredite 

Frcg. 

1896 

31 

.. 

'3  341 

a  89s  339 

735893 

la  235015 

5351  148 

67  437  489 

Am  30.  Juni  1899  hatten  22  berichtende  I 
Verband  sgonossenschaften  nach  Sclmlze- 
Delitzsch  14379  Mitglieder,  denen  sie  im 
letzten  Geschäftsjahr  80  862  40  Ü  Francs] 
Kredite  gewahrten.  —  Am  31.  Dezember 
1898  bestanden  in  Belgien  199  Eaiffeisen- 1 
sehe  Darlehn skasson,  die  bei  ihren  Mitglie<lerii  I 
Kredite  in  Höhe  von  740  424  Francs  aus-  ■ 
zustehen  hatten.  Bis  zum  30.  Juni  1899  j 
hatte  sich  die  Anzahl  der  Raif fei  senschen  ! 
Darlehnskagsen  auf  371  erhöht  (nach  dem' 
Bericht  von  Alfred  Micha  auf  dem  4.  Kon- 
gresa  des  Intemalionaten  Genossen schafts- 
verbandes  in  Paris,  1900). 

g)  OroBsbritannien  und  Irland.  Die  I 
£reditgenosseti Schaftsbewegung  ist  immer 
noch  in  den  Anfängen,  es  bestehen  nur 
sehr  wenige  Kreditgenossenschaften.  Das 
entwickelte  englische  Bankwesen  scheint  ein 
fiedOrinis  nach  diesen  Genossenschaften 
nicht  atai^  werden  zu  lassen.  Besonders  in 
Schottland  ersetzen  die  Banken  die  Ge- 
nossenschaften. 

Jn  Irland,  wo  die  Bewegimg  zur  Er- 
richtung Rai  ff  eisen  scher  Darlehnskassen  im 
Jahre  1894  einsetzte,  bestehen  66  solcher' 
Kassen  mit  rund  30oO  Mitgliedern  (Bericht; 
TOD  Thomas  P.  Gill  auf  dem  4.  Kongress 
des  Internationalen  Genossen  scliafts  Ver- 
bandes, Pari»,  1900). 

Litteratnr:  Vgl.     die    LillfraUir    Ju    dem    Art. 

Erwerbt-  und      Wirfehaftigenoleet- 

teha/ten  oben     Bd.    HI    S.     7S8ff.,    femer 

VoUbom,  vDie   Buehßihrimg  fitr    \'orii-hun- 


und  Kreditrereine«  (1900,  S.  Bd.  der  Hand- 
biblinlhek  für  dag  deuUehe  Genotienichafliieeten) 
und  fioiiale  Vervallung  in  Oralerreich  am  Ende 
det  19.  Jahrhundert»  (Wien  und  Ltiptig  1900), 
»oaie  Beriehle,  enlaltet  auf  dem  4.  Kongrem 
de»  Iniemationalen  Gtnottemehafttverhandet, 
Pnrii  1900,  die  für  dir  rortttliende  StalietUc  Nur 
luin  Teil  noch  Venrendung  ßndtn  konnltn. 
Hana  Crfijrer. 


EreditgeBchäfte. 

1.  Begriff  des  Kredits  und  der  K.  2.  Not- 
wendige und  (gewillkürte  K.  3.  Die  rechtliche 
Behandlung  der  K.  im  allgemeinen.  4.  Die 
einzelaeii  Kreditgew  BhrnngagegchSfte.  a)  Das 
Darlehen,  b) Uneigentlicher Verwahrungavertrag 
(depositum  irreguläre),  c)  Irregulärer  Miet- 
UBU  Werkvertrag,  d)  Irreguläre  Pfandbestel- 
lang.  e)  Uneigentlicher  Niessbrauch.  5.  Die 
KrediterüflfnUDgsgescliäfte.  a)  Darl eh ns Vorver- 
trag (pactum  oe  mutuando).  b)  Die  Krediter- 
üffnung.  c)  Der  Kontokorrent  vertrag,  d)  Der 
Kreditauftrag. 

1.  Begriff  des  Kredite  nnd  der  K. 
1.  Unter  Kreditgeschäften  hat  man 
solche  —  obligatorische  —  Rechtsgeschäfte 
zw  verstellen,  die 

a)  entweder  selbst  eine  Kreditgewährung 
enthalten ; 

b)  oder  zn  einer  spateren  Kreditgewah- 
nmg  verpflichten. 

Zur  Feststellung  dessen,  was  zu  den 
Kreditgeschäften  gehöre,  muss  man  sich  da- 
her zunächst  über  den  Begriff  des  Kre- 
dits schlüssig  machen.      Der  umgekelirte 
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Weg,  ans  der  Gesamlheit  der  Kreditge- 
echafte  den  Kreditbe^ff  zu  abstrahieren, 
väre  nur  unter  der  nicht  zutreffenden  Vor- 
aiissetzuDg  gangbar ,  dasa  wir  eine  abge- 
schlossene Zahl  von  als  solchen  allgemein 
!inerkanut«D  Kreditgeschäften  besässen. 

Nun  ist  aber  bekanntlich  der  B^riff  des 
Kredits  einer  der  bestrittensten  im  gesamten 
Gebiet  der  Volkswirtschaftslehre,  und  es 
kann  unmOglicJi  die  Aufgabe  dieses  Artikels 
sein,  den  Streit  darüber  seiner  L&sung  nlher 
zu  führen,  s,  dartlber  des  uäheren  den  Art. 
Kredit  oben  S.380ff.  Ich  beschränke  mich 
vielmehr  auf  eine  Feststellung  und  kurze  Be- 
gründung meiner  eigenen  Auffassung  vom 
Kredit  im  Verhältnis  zn  anderweiten  Lehren ; 
daraus  ergiebt  sieh  dann  leicht  der  Umkreis 
dessen,  was  zu  den  Kreditgeschäften  im 
Sinne  des  vorliegenden  Artikäs  gehört, 

2.  Von  den  verschiedenen  Kredittheorieen 
sind,  als  für  die  Abgrenzung  des  Gebiets 
der  Kreditgeschäfte  präjudiciell,  insbesondere 
folgende  hervorzuheben : 

a)  Von  einigen,  vorzflghch  J.  St,  Mill 
(s,  die  Angaben  bei  Knies  S.  54 fg.)  wird 
der  Kredit  einfach  mit  der  Uebertnigung 
eines  Kapitals  von  einer  Hand  in  die  andere 
identifiziert.  Mit  Recht  ist  diese  Lehre  fast 
allgemein  verworfen ;  sie  würde  den  Begriff 
zu  unbrauchbarer  Weite  verflüchtigen.  Nach 
ihr  müsste  selbst  dio  Schenkung,  der  Bar- 
kauf, kurz  jeder  auf  Vermögensfiberl  ragung 
gerichtete  Schuldvertrag  (obligatio  ad  dan- 
dum)  Kredit  t>egTÜnden  —  Akte  also,  die 
mich  allgemeiner  üeberzeiigung  vielmehr 
gerade  das  Gegenteil  des  KreiHtierens  dar- 
stellen: der  auf  Barzahlung  dringende  Ver- 
käufer verweigert  damit  doch  geradezu 
dem  Käufer  den  Kredit! 

b)  Nach  Thöl  (Handelsrecht  g  100)  ist 
Kredit  »das  Vertrauen,  dass  ein  Versprechen 
erfüllt  werdet.  Damit  wird  dem  Kredit 
jeder  objektive  Inhalt  genommen  und  alles 
auf  eine  unfasebare,  unkontrollierbare  Stim- 
mung eines  der  Beteiligten  abgesteUt.  Auch 
mangelt  es  dabei  an  einer  difierentia  siJeci- 
fica  zwischen  den  Kredit-  und  sonstigen 
obligatorischen  Geschäften. 

c)  Die  Definition  von  Röscher  (System 
Bd.  1  §  94)  i  «Kredit  ist  die  freiwillig 
eingeräumte  Befu^s,  über  fremde  Güte 
gegen  das  blosse  versprechen  des  Gegen- 
wertes zu  verfügen«,  sieht  weniger  auf  den 
Vorgang  der  Kreditgewährung  selbst,  als 
vielmehr  auf  die  Wirkung  des  gewähnen 
oder  doch  versprochenen  Kredits  für  die 
Person  des  Schuldners.  Es  ist  fenier  be- 
denklich, die  kreditweise  überlasscnen  Ob- 
jekte noch  ohne  weiteres  als  für  den  Kre- 
ditnehmer fremde  Güter  zn   bezeichnen. 

d)  Nach  der  hente  herrschenden 
Lehre  bildet  derKreditverkehr  einfach 
den  Gegensatz   zum  Barverkehr;   es  ge- 


hören dahin  alle  die  Geschäfte,  hei  denen 
die  Leistung  der  einen  Partei  in  die  Gegen- 
wart, diejenige  der  anderen  Partei  in  die 
Zukunft  fällt.  So  vorzüglich  Knies  S.  7, 
21  und  passim;  Wagner  in  Schönbergs 
Handbuch  Bd.  T  Nr.  8,  Aufl,  2  S.  397,  399, 
sachlich  übereinstimmend  Hoschera.  a.  0, 
No.  3.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des 
Kredits  liegt  nach  Knies  lediglich  in  dem, 
dem  Schuldner  eingeräumten,  zeitweiligen 
Gebrauch  des  überlasscnen  Objektes;  Unter- 
schiede in  dem  Eigenartigen  der  Güter, 
welche  vom  Gläubiger  dem  Schuldner  zum 
Gebrauch  übergeben  weiden,  können  das 
Merkmal  des  Kreditgeschäftes  nicht  auf- 
heben. Eine  Eigentnmsflberlass\ing  gehört 
nicht  zum  Wesen  der  Kreditgeschäfte  im 
allgemeinen,  ist  vielmehr  nur  Eigentümlich- 
keit einer  Gattung  derselben.  Danach  müs- 
sen auch  Leihe,  Miete,  Pacht  unter  die 
Kredü^eschfifie  faUen  (s.  Knies  S.  27); 
über  die  Zugehörigkeit  von  Depositum  und 
Fällst  pf  and  vertrag  dazu  bestehen  zwar  nach 
dieser  Lehre  Meinungsverschiedenheiten, 
aber  auf  Grund  der  mitgeteilten  Definition 
würde  man  selbst  sie  kaum  ausschliessen 
dürfen. 

Da  bei  Leihe,  Miete,  Pacht  und  Dienst- 
vertrag die  beiderseitigen  Leistungen  ihrer 
Natur  nach  nicht  ^nau  gleichzeitig  statt- 
finden können,  bezeichnet  Wagner  sie  ge- 
radezu als  »notwendige  Kreditgeschäfte« 
im  Gegensatz  zu  den  »reinen^  oder  »beab- 
sichtigten«, die  nur  kraft  des  besonderen 
Parteiwillens  dahin  gehören  (z.  B.  Darlehen). 

Von  anderer  Seite,  insbesondere  von 
Ihering,  ist  diese  Grund  an  schau  ung  vom 
Wesen  des  Kredits  bekämpft  worden.  Mit 
Recht.  Gegen  sie  kommt  einmal  der  Sprach- 
gebraucn  in  Betracht  —  wer  spräcne  wohl 
vom  "Kretlitieren«  des  dem  Freunde  ge- 
liehenen Buchs,  des  dem  Mieter  flberlasse- 
nen  Get)äudes?  Mag  ferner  auch  die  Tei'^ 
minologie  der  römischen  Rechtsquellen  für 
uns  nicht  mehr  schlechthin  bindend  sein; 
mag  auch  das  römische  >creditum<  von 
imserem  »Kredit«  gesondert  werden  müssen 

—  wertvolle  Fingeraeige  vermag  uns  der 
Gedankenkreis  der  juristischen  Klassiker, 
wie  sonst,  so  auch  hier  noch  immerfort  zu 
geben.  Nun  sprechen  die  Quellen  von  einem 
»crcderc»  freilich  auch  in  einem  weiteren 
Sinn,  der  alle  die  Fälle  iimfasst,  >si  eandem 
rem  recepturi  aumüs-r  (l.  2  §  3  D.  12,  1, 
1. 1  §  1  das.) ;  aber  vornehmlich  findet  man 
das  credere  —  auch  in  creditum  dare,  ire,  abire 

—  in  einem  anderen,  engeren  Sinne  ge- 
braucht: es  wird  auf  die  Fälle  einer  voU- 
z<^nen  Uebereignung  beschiänkt  imd  den- 
jenigen gegen  übei^stellt,  in  miibua  resdomini 
manet,  s.  1.  31  0.  19,  2.  Dann  steht  das 
»Butmi  esse»  und  »in  credito  esse»  im  Gegen- 
satz (1.  27   §   2  D.  34,  2),  und  der  Jurist 


,\.,oog\c 


Kreditgeschäfte 


395 


kann  sagen  (1.  24  g  3  D.  42,  5)  «aliud  est 
credere,  aliud  deponeret. 

Gegen  die  Aufnahme  der  hier  in  Fr^e 
stehenden  Akte  in  die  Reihe  der  Kredit^ 
achäfte  entscheiden  daneben  und  vorzQglich 
auch  innere  Erwägungen.  Wer  jemandem 
nicht  das  Eigentum,  sondern  nur  die  Nut- 
zung eines  Gutes  überträgt,  dessen  recht- 
liche Stellung  zu  dem  überlassen en  Gut 
wird  dadurch  nicht  grundsätzlich  geändert 
—  »dieses  credere  ist  juristisch  für  ihn 
nicht  mit  der  mindesten  Gefahr  verbimdeu« 
(Ihering  S.  159).  Die  Yerliehene,  vermietete 
Sache  ist  gar  Dicht  in  das  Vermögen  des 
Empfängers  übergegangen;  will  der  Geber 
sie  nach  Beendigung  des  Vertragszweckes 
zurückerhalten,  so  steht  ihm  dazu  neben 
der  persönlichen  Vertrag-  auch  die  gegen 
jeden  Dritten  wirksameEigentumsklage 
zu  Gebote.  Die  Sache  fällt  als  eine  dem 
Empfänger  fremde  nicht  in  dessen  etwaige 
Konsursmasse ,  kann  vielmehr  nach  der 
BeichskonhursordnuQg  (§  43)  durch  den 
Geber  selbst  dann  »ausgesondert«  werden, 
wenn  er  seinerseits  nicht  Eigentümer  war. 
Nicht  minder  kann  er  nach  der  Reichsdvil- 
prozessordnung  §  771  die  Freigabe  der  von 
einem  Einzelgläubiger  des  Empfängers  ge- 
pfändeten Sache  erzwingen.  Vor  einem 
^Anvertrauen*  der  Sache,  wie  es  das  »cre- 
dere« doch  seiner  wörtlichen  Bedeutung 
nach  darstellt,  von  einem  ifidem  alienam 
sequi^T  (s.  1.  1  §  1  D.  la,  1)  ist  dabei  im 
R«Mihtasinn  nicht  die  Rede. 

So  werden  denn  auch  die  genannten 
Akte  in  die  Darstellungen  der  Kreditge- 
schäfte üblicher  Weise  nicht  einbezogen, 
ein  VerfalireQ,  von  dem  abzuweichen  nach 
dem  Gesagten  nicht  der  mindeste  Grund 
vorli^t 

3.  Somit  gehört  das  Moment  der  Ueber- 
tragung  des  Eigentums  (oder  das 
sonst  dem  Kreditierenden  an  dem  Gute  zu- 
stehenden Rechts)  bezw.  die  Belassung  des- 
selben beim  Kreditnehmer  (in  den  Fällen 
unten  lit  d)  zum  Wesen  des  Kredits.  Jede 
davon  absehende  Erklärung  ■würde  den  Be- 
griff unzulässig  verflüchtigen. 

Auf  der  anderen  Seite  darf  man  ihn 
aber  auch  nicht,  wie  das  manchmal  geschieht, 
allzusehr  verengern  diu'ch  Einbeziehung 
von  nicht  oder  doch  nicht  notwendig  dahin- 
gehörigen Merkmalen. 

a)  Insbesondere  ist  ein  besonderes 
•Vertrauen«  des  Kreditgebers  auf  das 
LeistenkOnnen  und  Leistenwollen  des  Kredit- 
nehmers zum  B^riff  mit  nichten  zu  erfor- 
dern. Das  hat  Knies  gegenüber  der  bis- 
her herrschenden  Lehre  (a.  die  Vertreter 
dereelben  bei  G.  Cohn  II  S.  360)  so  vor- 
trefflich nachgewiesen,  doss  die  letztere  sich 
von  dem  Angriff  nicht  mehr  recht  hat  er- 
holen können  (s.  gegen  sie  auch  G.  Cohn 


S.  361).  Das  Kriterium  des  »Vertrauens« 
passt  nicht  auf  den  Re&lkredit,  nicht  auf 
den  unfreiwilhg  —  et«'»  bei  Zwangsanleihen 
oder  infolge  eines  vorausgegangenen  Kredit- 
eröffnungsvertrags  —  gewährten  Kredit. 
Davon  abgesehen  ist  es  von  vornherein  be- 
denklich, von  einer  unkontrollierbaren  inne- 
ren Stimmung  bei  einem  der  Beteiligten  die 
grundsätzhche  Beurteilung  eines  äusseren 
j\u-istischen  Vorganges  abhängig  zu  machen 
—  nicht  mit  UnreMt  wehrt  sich  der  Juriät 
fast  überall  gegen  eine  übertriebene  Berück- 
sichtigung der  Motive  (»falsa  causa  non 
nocet.)  und  blossen  inneren  Vorgänge. 

b)  Aber  auch  das  macht  für  den  Begriff 
des  Kredits  und  der  Kreditgeschäfte  nichts 
aus,  wessen  Interessen  durch  den  Akt 
vorwiegend  gefördert  werden  sollen.  Zwar 
wird  das  Gegenteil  häufig,  wenn  nicht  regel- 
mässig, gelehrt:  so  wenn  Knies  das  Wesen 
des  Kredits  in  der  Gebrauchsüberlassung 
findet  (S.  19fg.);  wenn  Ihering  (S.  162) 
für  das  Erediteeben  erfordert,  »aass  es  im 
Interesse  des  Empßlngers  geschehe«.  Eine 
Berücksichtigung    des   Geschäftszwockes  ist 

fewiss  für  die  Beurteilung  und  Unterschei- 
ung  der  Kreditgeschäfte  von  Wert  und  bei 
dem  wichtigsten  derselben,  dem  Darlehen, 
ist  eine  solche  vorwiegende  Richtung  auf 
die  Interessen  des  Empfängers  erforderlich. 
Aber  Ihering  hat  unrecht,  das,  was  von 
einer  Unterart  der  Kreditgeschäfte  gilt,  ohne 
weiteres  auf  die  ganze  Klasse  zu  übertragen. 
Wer  einer  Bank  sein  Bargeld  zwecks  Auf- 
bewahrung übereignet,  der  thut  das  auf 
eigene  Initiative  und  im  vorwiegend  eigenen 
Interesse :  aber  für  die  eintretende  dingliche 
Rechtsverschiebung  macht  das  nichts  aus; 
der  Deponent  bleibt  in  solchem  F'all  eben- 
so wie  der  Darlehns^ber  auf  die  persön- 
liche Zahlungsfäh^keit  seines  Schiddners 
angewiesen,  also,  um  mit  Ulpian  zu  reden, 
sequi  tur  fidem  eius. 

Das  müssen  alle  diejenigeu  zugeben,  die 
überhaupt  eine  Veisdiiedeuheit  dieses  sogen, 
depositum  irreguläre  vom  Darlehen  in  Ab- 
rede stellen  (so  unten  sub  IV,  2).  Aber 
auch  wer  die  Verschiedenheit  des  beim 
einen  und  heim  anderen  verfolgten  wirt- 
schaftlichen Zweckes  als  ausreichenden  Grund 
für  die  rechtliehe  Differenzierung  ansieht, 
darf  darum  nicht  soweit  gehen,  den  Zusam- 
menhang zweier  juristisch  so  überaus  nah- 
verwandter  Geschäfte   mit  Iliering  völlig 


c)  Noch  viel  weniger  lässt  sich  die  von 
Ihering  weiterhin  zwar  niclit  für  das 
römische,  aber  für  das  heutige  Recht  ge- 
machte Einschränkung  h^ten.  wonach  °0e- 
genstanddesEreditsausschhesslichdaa 
Geld  ist«,  S.  161,  Zwar  wenn  er  damit 
besagen  will,  dass  beim  sogenannten  Kredit- 
kauf, der  Kreditmiete  nicht  sowohl  die  Eauf- 
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oder  Mietsache  als  vielmehr  die  dafür  zu 
zahlende  Gegenleistung  den  wirklichen  üe- 

f^DBtand  des  Kredits  Lüde,  wird  man  ihm 
echt  geben  dfirfen.  Aber  andererseits  ist 
zu  bedeukcn,  dsss  sowohl  beim  Darlehen 
wie  beim  depositum  irreguläre  und  den 
anderen  unten  zu  nennenden  Kreditgeschäf- 
ten das  Geld  zwar  den  häufigsten,  aber 
keineswe^  den  einzigen  Leistungsgogenstand 
bildet  InsbeBondere  das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch lässt  ausdrücklich  als  Objekt  des 
Darlehens  neben  Geld  auch  »andere  ver- 
tretbare Sachen«  zu,  §  G07  —  alle  Sachen 
also,  »die  im  Verkehre  nacli  Zahl,  Mass  oder 
Gewicht  bestimmt  zu  werden  pflegen«  (§  91), 
und  beim  irregulären  Verwahrnngs vertrag 
ist  Überhaupt  nur  allgemein  von  verti-etbaren 
Sachen  die  Rede,  §  700.  Man  wird  nicht 
ernstlich  gewillt  sein,  wenn  etwa  auf  Grund 
dieser  Bestimmungen  ein  Darlehen  in  Ge- 
treide oder  Cigarrea  gegeben  ist,  solchem 
Abte  mit  Ihering  den  Charakter  eines 
Kreditgeschäftes  ?.\\  bestreiten.  Thäte  man 
es,  so  würde  die  juriBtischo  Brauchbarkeit 
des  ^nzen  Begriffes  der  Kreditgeschäfte 
ernstlich  gefährdet  werden. 

d)  GleichgUtig  ist  es  für  den  Kredit,  ob 
die  jeweiligen  Objekte  dem  Empfänger  gegen 
die  Verpflichtung  zur  Rückleislnng 
oder  gegen  diejenige  zu  einer  so  oder  so 
bescliaffenen  Gegenleistung  übereignet 
werden.  Das  scheint  zwar  Dernburg 
(Pandekten  LI,  §  1  Nr.  II)  zu  bestreiten, 
wennerdasKreditgesciiäftalstUebereignung 
von  Uralaufsmitteln  unter  Verpflichtung  zur 
Rückleistnng  solcher  Limlaufsmittelc 
definiert.  Aber  es  liegt  kein  Grund  vor, 
einen  mit  Stundung  der  Gegenleistung  ver- 
bundenen Kawf-  oder  Mietvertrag  von  den  Kre- 
ditgeschäften ausznschliessen  (wie  übrigens 
Dernburg  laut  seinem  letzten  Beispiel  selbst 
nicht  thut).  Gerade  weil  beim  Kreditkauf 
nicht  die  verkaufte  Sache,  sondern  der  Preis 
kreditiert  ist,  handelt  es  sich  bei  Kreditie- 
rung des  AnsprucJis  auf  das  Kaufgeld  um 
eine  Gegen-,  nicht  nm  eine  Eückicisttmg. 
Wohl  aber  gehört  zum  Kreditgeschäft, 
dass  die  dem  Kreditnehmer  obliegende  Kflck- 
oder  Gegenleistung  nach  Art  und  Zweck 
des  Geschäftes  als  ein  Aequivalent  der 
vom  Kreditgeber  vollzogenen  I^eistung  anzu- 
sehen sei.  Von  einem  Kreditieren  ist  nicht 
nur  dann  nicht  die  Rede,  wenn  es  über- 
haupt an  einer  Leistungspflicht  des  Em- 
pfängers fehlt  —  so  hei  Schenkung  und 
Vermächtnis  — ,  sondern  schon  dann  nicht, 
wenn  die  vom  Empfänger  versprochene 
Leistung  nur  einen  melu-  oder  minder 
nebensächlichen,  der  empfMgenen 
Leistung  nicht  nach  der  Parteiabsicht 
äquivalenten  Chtuukter  trägt.  Daher 
kOnnea  Schenkung  und  Vermächtnis  unter 
einer  Auflage  (modus)  nicht  als  Kredit- 


MBchäfte  erachtet  werden.  Wenn  ich  dem 
X.  ein  Haus  schenke  unter  der  Auflage, 
dass  er  mich  lebenslänghch  darin  wohnen 
\  lasse  oder  den  Armen  des  Ortes  tausend 
■  Mark  auszahle,  so  kann  trotz  der  vollzogenen 
Uebereignung  von  einem  »Kreditieren=  der 
dem  Beschenkten  auferlegten  Gegenleistung 
nicht  füglich  geredet  werden.  Darum  be- 
gründet auch  die  schuldlose  Unmöglich- 
keit der  Auflage  für  den  Schenker  kein 
Rückfordenmgsrecht ,  sowenig  nach  römi- 
schem (1.  10  C.  4,  6)  wie  nach  deutschem 
büi^rlichem  Rocht  (g  527). 

e)  Endlich  macht  es  nichts  aus,  ob  der 
Kreditgeber  den  Kredit  unentgeltlich 
oder  entgeltlich  gewahrt.  Jjn  Ver- 
kehrsloben  bildet  natürlich  das  letztere 
die  Regel,  im  Gegensatz  zu  dem  normaler- 
weise unentgeltlichen  »Freund Schaftskredit«. 

Die  Entgeltlich keit  kann  sich  dabei  in 
den  verschiedensten  Formen  zeigen.  Beim 
Darlehen  und  den  ihm  verwandten  Ge- 
schäften pflegt  sich  der  Geber  neben  der 
Hauptsumme  accessorische  Leistungen  iu 
Gestalt  von  Zinsen  versprechen  zu  lassen. 
Beim  Kreditkauf  wird  der  Verkäufer  in 
der  Regel  den  zu  fordernden  Preis  ent- 
spi-eehend  der  vermutlichen  Dauer  der 
Kreditienmg  um  einen  entsprechenden  festen 
Zusclilag  erhöhen.  Aber  natürlich  sind  statt 
dessen  oder  daneben  auch  andere  Formen 
der  Ki-editentlohnung  denkbar  —  so  kann 
sich  der  Darlehngeber  anstatt  der  Zinsen 
die  Erstattung  eines  höheren  Kapitalbetrages, 
als  er  gegeben,  vei'sprechen  lassen.  Er 
kann  füi'  die  Kreditgewährung,  oder  auch 
schon  für  das  blosse  Versprechen  künftiger 
Kreditgewährung,  von  vorn  herein  sich  emo 
feste  Provision  ausbedingen. 

In  allen  diesen  Fällen  hört  das  Kredit- 
geschäft auf,  dem  einseitigen  Interesse  des 
Empßngers  zu  dienen;  neben  ihm  ist  auch 
der  Geber  an  dem  Akt  interessiert,  indem 
ihm  eine  nutzbringende  Verwendung  des 
Kapitals  gewährleistet  wird.  Davon  muss 
die  Rechtsordnung  dio  Konsöpienzen  ziehen: 
ist  der  Kredit  äs  zinsloser  lediglich  im 
Interesse  des  Nehmers  vereinbart,  so  kann 
er  nicht  gezwungen  wei-den,  vor  dem  Kredit 
bezw.  der  vereinbarten  Daner  desselben  in 
vollem  Umfange  Gebrauch  zu  machen;  er 
kann  alsdann  auch  vorzeitig  zimlckzahlen, 
§  271*,  6Ü9»  B.G.B.  Anders  beim  ver- 
zinslichen Darlehen  —  hier  ist  auch  der 
Geher  an  der  ihm  sichere  und  dauernde 
Nutzung  des  Kapitals  gewährleistenden  Dauer 
dos  Ki-edita  interessiert;  er  braucht  sich 
daher  die  Rückzalilung  nicht  vor  dem  nach 
S  60!)  Abs.  1—2  zu  bestimmenden  Eintritt 
der  Fälligkeit  aufdrängen  zu  lassen.  —  Steckt 
die  Kreditentlohnung  in  einer  Erhöhung  der 
vom  Kreditnehmer  zu  erstattenden  Summe, 
so  darf  derselbe  zwar  vorzeitig  zurückzahlen, 
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aber  er  darf  nicht  deswegen  den  Zwischeii- 
zins  (Diskont),  d.  h.  den  in  der  Zufrflhzah- 
lung  für  den  Gläubiger  liegenden  Vorlt'U, 
abziehen,  §  272. 

So  häufig  die  Krcditentlohnnng  im  Leben 
Torkommen  mag  —  von  selbst  versteht  sie 
sich  nicht,  ea  bedarf  vielmehr  dazu  in  der 
Regel  einer  besonderen  Verabredung,  Das 
ergiebl  sich  für  den  wichtigsten  Fall,  das 
Darlehen,  aus  dem  mit  dem  überall  gelten- 
den Recht  übereinstimmenden  g  608  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs.  Auch  der  ge- 
stundete Kaufpreis  braucht  nach  §  452  im 
Zweifel  nicht  verzinst  zu  werden.  Wo  frei- 
lich a»if  Gnmd  der  aligemeinen  gesetzlichen 
Bestimmungen  Zinsen  zu  entrichten  sind, 
insbesondere  nach  eingetretenem  Leistungs- 
verzug  (§  288)  und  selbst  ohnedies  vom 
Prozessbeginn  ab  (g  291),  gilt  das  natürlich 
auch  für  den  bis  dahin  zinslosen  Ei'edit. 
Allgemein  zu  verzinsen  sind ,  ohne  dass  es 
besonderer  Abre<ie  bedürfte,  nur  die  Forde- 
rungen von  Kaufleuten  ge^n  einander  aus 
beiderseitigen  Handelsgcscliäften ,  Handels- 
gesetzbuch §  353 1  bei  ihnen  gilt  also  geradezu 
eine  gesetidiche  Vermutung  für  eine  Ent- 
geltlichkeit der  Kreditgewährung. 

Soweit  der  Ki'edit  vertragsmässig  ent- 
lohnt wird,  orgiebt  eich  die  Möglichkeit, 
dass  die  ausbcduneenc  Entlolmung  gegen- 
über den  vom  Kreditgeber  gewährten  Vor- 
teilen un verhältnismässig  hoch  ist^  Alsdann 
liegt  unter  Umständen  eine  wucherische 
Ausbeutung  des  Kreditnehmers  vor  (Kre- 
ditwucher), die  das  Geschäft  nach  §  138 
B.G.B.  nichtig,  den  Wucherer  möglicher- 
weise auch  strafbar  macht.  Da  inttes  der 
Wucher  im  Sinne  der  modernen  Gesetz- 
gebung weder  auf  Darlehen  noch  überhaupt 
auf  Kreditgeschäfte  hefichränkt  ist,  vielmehr 
bei  allen  Geschäften  vorkommen  kann,  bei 
denen  sich  jemand  für  eine  Leistung  Ver- 
mi%ensvoi1eile  versprechen  oder  gewähren 
lässt  so  greift  die  Lehre  vom  Wiicher  über 
den  Bereich  der  Kreditgeschäfte  hinaus  und 
bedarf  der  Darstellung  m  einem  besonderen 
Artikel. 

f)  Zum  ScIUiiBs  dieser  Untersuchung  ist 
noch  auf  die  Frage  einzugehen,  ob  es  zum 
Wesen  des  Kredites  gehöre,  dass  tue  dem 
Schuldner  obliegende  Leislung  generell 
bestimmt  sei  oder  ob  auch  vom  Kreditieren 
eines  speciell  bestimmten  Objektes  die 
Hede  sem  könne?  In  den  weitaus  meisten 
Fällen  ist  zweifellos  ersteres  zutreffend  — 
so  beim  Darlehen,  irregulären  Verwahrungs- 
vorlrag,  beim  Kreditkauf  und  der  Kredit- 
miete. Uebeiall  schuldet  hier  der  Kredit- 
nehmer eine  nur  nach  Gattungsmerk  malen 
bestimmte  Quantität  von  Geld  oder  anderen 
vertretbaren  Sachen.  Auf  Schulden  dieser 
Art  wollen  denn  aucli  die  meisten  den  Be- 
griff der  Kreditgeschäfte  eingeschränkt  wissen. 


Andererseits  giebt  es  aber  Fälle,  wo  je- 
mand einen  Uebereignungaakt  vornimmt 
gegen  die  Verpfhchtung  des  Empfängers  zur 
späteren  ROekleistung  der  empfangenen 
Species  oder  zur  Gegenleistung  eines 
anderen  speciell  bestimmten  Gegenstandes. 
Ersteres  kommt  vor  bei  den  sogenannten 
fiduciarischon  Geschäften,  wie  sie 
ira  ältesten  Recht,  als  ursprünglich  einzige 
Vernfändungsform ,  eine  grosse  Rolle 
spiellen,  aber  auch  dem  heutigen  sozialen 
Ijeben  nocli  angehören  —  so  bei  den  soge- 
nannten Sicheningsttljereignungen,  beim  Voll- 
indossament zu  In cassoz wecken.  Letzteres 
findet  sich  beim  gewöhnlichen  Tausclige- 
schäft,  wenn  die  Lieferung  der  einen  in  Aus- 
tausch zu  gebeuden  Sache  vertragsmässig 
noeli  aufgeschoben  ist. 

Alle  diese  Geschäfte  haben  mit  den  bis- 
her bespi'ochenen  das  gemein,  dass  die 
■  kreditiei-ten«  Objekte  in  das  Vei-mögen  des 
Empfängers  übertragen  oder  —  beim  Tausch 
auf  Kredit  —  darin  belassen  wenien.  Auch 
bei  ihnen  ist  der  *Kreditgeber<'  also  auf  den 
persönlichen  Anspruch  gegen  den  Schuldner 
angewiesen,  »fidem  eins  sequilür-.  Anderer- 
seits ist  aber  ein  wichtiger  Unterschied  nicht 
wegzideugnen :  es  soll  bei  den  hier  zidetzt 
besprechenen  Gesciiäfton  nicht  das  gleiche 
Quantum  (>tantundem  eiusdem  generis«) 
erstreckt  worden,  sondern  der  Itestimmte 
Gegenstand  (»idem  coriinsi.).  Das  erliöhl 
das  Risiko  des  Gläubigers  weit  über  das  bei 
den  eigentlichen  Kreditgeschäften  vorfind- 
liche  Mass  hinaus.  Denn  wälirend  er  bei 
diesen  solange  gedeckt  bleibt,  als  die  aUge- 
meine  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners 
reicht,  geht  er  bei  den  fiduciarisclten  Ge- 
schäften nicht  nur  bei  zuQUligem  Untergang 
der  geschuldeten  species  seines  Ansprnclies 
verlustig  (»species  perit  ei,  ciü  debetur»), 
sondern  er  muss  auch  gewärtigen,  bei  Treu- 
losigkeit des  Schuldners  um  die  Rücker- 
langung der  kreditiei'ten  species  gebracht 
und  auf  einen  etwaigen  Schadenersatzan- 
spnich  angewiesen  zii  werden.  So  liegt 
denn  letztlich  der  Unterschied  darin,  dass 
man  bei  den  eigentlichen  Kreditgeschäften 
der  finanziellen  Potenz,  bei  den  Fiduciarge- 
schäfteu  der  persönlichen  Rechtliciikeit  des 
Empfängers  tnmt  —  Grund  genug,  von  einer 
Verinengung  beider  Klassen  abzusehen.  Will 
man  die  Akte  der  zweiten  Art  zu  den 
X Kreditgeschäften!  rechnen,  so  ist  man  zum 
mindesten  verpflichtet,  daneben  noch  mit 
G.  Cohn  und  Endemann  eine  besondere 
^engere«  Klasse  zu  bilden,  bei  der  es  sich 
ausschliesslich  um  Gegen-  oder  Rückleistung 
von  vertretbaren  und  generell  bestimm- 
ten Sachen  handelt  Uebrigens  würden  die 
fidnciaiTschen  Akte  derzeit  nur  noch  als  go- 
willkürte(s.u.sub  2),  nicht  mehrals  notwendige 
Kiwlitgeschäfte  angesehen  werden  können. 
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Mit  dem  Gesa^a  dürfte  die  Abgrenzusg 
dtieaea,  was  im  Siaae  dee  voriiegetiden  Ar- 
tikels zum  Bereich  des  Kredits  luid  weiter- 
hin aueh  zti  dem  der  Kreditgeschäfte  ge- 
hört, ausreichend  vollzogea  sein.  Kredit  ist 
einfach  die  Uobcrlassung  von  Gütern  gegen 
das  blosse  persönliche  Versprechea  zukünf- 
tiger Rück-  oder  Gegenleistung. 

2.  Notwendij^e  and  gewillkürte  K. 
Wenn  wir  untersuchen,  wieweit  die  einzel- 
nen obligatorischen  Bechtsgeschäfte  einer 
Gewfthrung  tou  Kredit  in  dem  eben  ange- 
gebenen Sinne  dienen  können,  ergiebt  sich 
lins  eine  dreifache  Möglichkeit; 

a)  Gewisse  Geschäfte  enthalten  niemals 
eine  Kreditgewähning.  Dahin  gehört  vor 
allem  die  Schenkung,  weil  bei  ihr  eben 
nicht  auf  RDck-  oder  Gegenleistung  geleistet 
wild.  Ferner  alle  die  zahlreichen,  oben  be- 
reits gewürdigten  Akte,  die  zwar  auf  Rflck- 
leistung  gehen,  aber  ohne  dass  der  geleistete 
Gegenstand  dem  Empfänger  übereignet 
würde. 

b)  Ändere  Akte  enthalten  umgekehrt 
notwendig  eine  Kredil gewährung,  weil 
zu  ihrem  Begriff  die  Uebereignung  von 
Gütern  gegen  das  blosse  Versprechen  der 
Gegenleistung  gehört.  Ich  nenne  sie  not- 
wendige Ifreditge  Schäfte.  Dahin 
zälüen  insbesondere  das  Darlehen  und 
seine  zahlreichen  Abarten,  ferner  das  depo- 
situm  irreguläre  und  die  anderen  unten  näher 
darzustellenden  Akte.  Nicht  alle,  aber  die 
meisten  geliöreu  zu  den  Realverträgen 
des  römischen  Rechts.  Indem  bei  diesen 
der  Vertrag  durch  reale  Leistung  gegen  das 
Versprechen  der  Rflckleistung  zu  stände 
kommt,  fallen  die  beiderseitigen  Leistungen 
der  Parteien  notwendig  zeitlich  auBoinander. 
Soweit  femer  die  »Leistung^  des  Gebers 
eine  uebereignung  enthält,  wie  es  bei  einigen 
dieser  Realakte  mit  Rücksicht  anf  die  Eigen- 
art der  zu  leistenden  Gegenstände  einerseits, 
den  verfolgten  Gesuliäftszweck  andererseits 
notwendig  der  Fall  ist,  sind  alle  Erforder- 
nisse des  Kredites  ohne  weiteres  erfüllt. 

c)  In  der  Mitte  stehen  die  Geschäfte,  die 
eine  Kreditgewähning  zwar  nicht  entlialten 
müssen,  aber  enthalten  k  ö  n  n  e  n.  Ich  nenne 
sie  gewillkürte  Kreditgeschäfte. 
Ea  gehören  zu  ihnen  die  meisten  der 
gegenseitigen  (»synallagmatischen"),  auf 
Leistung  gegen  Gegenleistung  gerichteten 
Verträge,  soweit  nämlich  bei  ihnen  über- 
haupt eine  Uebereignung  vorkommt. 

Von  den  gewillkürten  Kreditgeschäften 
sind  wiederum  zweiKlassen  zu  untei-scheiden. 

o)  bei  einigen  hat  die  eine  Partei 
im  Zweifel  vorzuleisten;  es  kann 
aber  eine  gleichzeitige  LelstungspQicht  beider 
oder  auch  eine  Vorleistung  der  anderen  ver- 
einbart werden.     Die  Kreditgewährung  ist , 


hier  nach  einem  bekannten  Kunstausdnick 
nicht,  wie  bei  der  vorigen  Klasse,  es&entiale, 
sondern  nur  naturale  negotii. 

^  bei  den  anderen  sind  im  Zweifel 
beide  Parteien  zur  Vornahme  der 
Leistungen  Zug  um  Zug  (»gegen  Em- 
pfang der  Gegenleistung!)  verpflichtet,  so 
jedoch,  dass  die  Vorleistungspflicht  des  emen 
oder  des  anderen  Teiles  veitragsmässig  ausge- 
macht werden  kann.  Bei  ihnen  kommt  eme 
Kredi^wähnmg also  nur  als  accidentale 
negotii  vor. 

Diese  RegeluM  zu  ß)  ist  sowohl  nach 
römischem  wie  nach  deutschem  bürgerlichen 
Rocht  als  die  normale  zu  bezeichnen.  Sie 
ergiebt  sich  für  dieses  aus  dem  §  320: 

»Wer  aus   einem  gegenseitigen  Ver- 
trage verpflichtet  ist,  kann  die  ihm  ob- 
liegende Leistung   bis   zur  Bewirkung 
der  Gegenleistung   verweigern,   es   sei 
denn,  dass  er  vorzuleisten  verpflichtet 
ist«. 
(Einrede    des    nicht    erfOllteu   Vertrages.) 
Die  Vorleistuhgspf licht  einer  Partei  ist  also 
nur    als    die    mögliche    Ausnahme    vom 
Princip  aufgeführt    Dieses  gilt  insbesondere 
beim   wichtigsten    aller   gegenseitigen   Ver- 
träge —  beim  Kauf  —  (hier  noch  besondei-3 
verwendet  in  den  §g  440,  452),  ferner  beim 
Tausch,    Vergleich,    bei    der    Gesellschaft. 
Aber  gerade  beim  Kauf  ist  eine  gegentedige 
Abrede    im  Leben    ausserordentlicli    häufig, 
sowohl    für    den    Verkäufer    wie    für    den 
Käufer   wird   eine   Vorleistungspflieht   oft- 
mals vereinbart   —   jenes   beim  Kredit- 
kauf,   dieses    beim    Pränumerations- 
kauf. 

Aber  auch  die  Begelung  zu  a)  ist  bei 
vielen  und  wichtigen  Gescläften  zu  finden. 
Nach  bürgerlichem  Recht  zählen  dahin  ins- 
besondeie 

=)  die  Miete,  §  551. 
^  die  Pacht,  g  581. 
)■)  der  Dienstvertrag,  §  614. 
ö)  der  Werkvertrag,  §  641. 
Aehnlich    steht   es    bei    den    Dienstge- 
schaften  des  Handelsrechts,  so  bei  der 
Kommission,  H.G.B.  §  396,  Spedition, 
dos.  §  409.      Bei    ihnen    allen   ist  die  Ent- 
lohnung im  Zweifel  erst  postnumerando 
zu  gewähren.      Insofern    enthalten  sie  nadi 
dem  Gesetz  eine  Kreditgewähning  —  natür- 
lich nicht  im  Sinne  einer  Kreditierung  der 
Wertsache  oder  Arbeitskraft,  sondern  einer 
solchen    des    versprochenen   Lohnes.     Aber 
indem  eine  gegenteilige  Abrede  möghch  — 
imd,  vorzüglich  bei  der  Miete,  sogar  ausser- 
ordentlich häuf  ig  ^  ist,  gehört  der  Kredit  nicht 
zum  Wesen  dieser  Geschäfte. 

Zweifel  könnte  die  Einreibung  des  Auf- 
trages (mandatum)  und  der  ihm  ver- 
wandten Akte  in  eine  der  hier  aufgestellten 
drei  Klassen  bieten.  Ein  notwendiges  Kredit- 
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Geschäft  ist  der  Auftrag  schon  deshalb  nicht, 
weil  er  als  solcher  nur  einseitige  "Verpflich- 
tungen des  Beauftragten  begründet  — 
ist  eiae  Qeschäftshesorgung  gegen  Entgelt 
übernommen .  so  st^lt  das  im  Sinne  des 
BOi^riicheD  Gesetzbuchs  keinen  Auftrag, 
sondern  einen  Dienst  vertrag  dar.  Aller- 
dings erwirbt  der  Mandatar  nach  g  670 
einen  Änspnich  auf  Ersatz  der  zwecks  Äus- 
führuDg  des  Auftrages  gemachten  Aufwen- 
dungen, »die  er  den  Umständen  nach  für 
erfordorlich  halten  durfte*.  Aber  einmal 
sind  das  nur  nebensächliche,  accidentelle  Ver- 
pfliehtungea  —  daher  in  Rom  nur  mit 
einer  actio  contraria  einklagbarj  zum 
anderen  ist  selbst  ihretwegen  eine  Kreditie- 
rung zwar  mfiglich,  aber  keineswegs  not- 
wendig. Ja,  nach  §  66<J  darf  der  Mandatar 
selbst  ohne  besondere  Abrede  für  die  zur 
Ausfühnmg  des  Auftrages  erforderlichen 
Aufwendungen  vom  Auftraggeber  Vor- 
Bchiiss  einfordern.  Somit  ist  das  Mandat 
bestenfalls  ein  gewillkürtes  Kreditge- 
schäft, und  es  muss  billig  Wunder  nehmen, 
weon  es  von  einzelnen  NationalOkoaomen 
(so  Courcelle-Seneuil,  citiert  bei 
Roesler  S.  353)  als  eine  »Haupttormi  des 
Kreditvertrages  bezeichnet  wird.  Aehnliches 
^t  von  dem  Kommissionsgeschäft 
Wegen  des  bei  ihm  vorkommenden  Delcre- 
derestehens  ist  auf  den  Art  Kommissions- 
geachäfte  sub  D  oben  Bd.  V  S.  274ft. 
zu  verweisen. 

Einen  anderen  zweifelhaften  und,  soviel 
ich  sehe,  in  der  Litteratmr  nur  ungenügend 
untereuchlen  Punkt  bildet  das  Verhältnis 
der  sogenannten  abstrakten  Verträge 
zu  den  Krediteeschäften.  Bei  ihnen  er- 
scheint das  Versprechen  äusserlich  von 
seinem  Schuldgrund,  der  causa  promittendi, 
vollständig  losgelöst  —  der  Schuldner  ver- 
spricht einfach  eine  bestimmte  Leistung, 
ohne  beizufügen,  aus  welchem  Rechtsgrunde 
bezw.  zu  welchem  Zwecke  er  verspricht 
Selbstverständhch  ist  auch  beim  abstraktenGe- 
sehäft  irgend  eine  causa  erforderlich,  und  ihre 
etwaieen  Mängel  begründen  eine  Anfechtung 
des  Aktes  (in  Rom  mittelst  condictio  in  der 
Offensive,  mittelst  exceptio  In  der  Defensive) 
—  aber   diese   Abhängigkeit  vom   Schiüd- 

e linde  ist  eine  viel  schwächere  als  beim 
nsalen  {tindividuallsierteni)  Geschäft,  das 
erst  in  der  und  durch  die  causa  seine  Exis- 
tenzbedingungen erfüllt 

Daher  ist  auch  ein  abstraktes  Geschäft 
als  solches  notwendig  einseitig.  Die  Ver- 
bindung zweier  Versprechen,  die  sie  als 
lediglich  zwei  Seiten  eines  imd  desselbeu 
Schuld veriiältnisses  erscheinen  lässt ,  das 
beiderseits  Versprochene  in  das  Verhältnis 
von  Leistung  imd  Gegenleistung  versetzt, 
ergiebt  sich  ja  erst  aus  der  obwaltenden 
Kausalbeziehung  —  und  diese   tritt   im  ab- 


strakten Akt  nicht  als  Gesch&ftsbestandteil 

Diese  relative  Oleichgiltigkeit  der  al>- 
strakten  Akte  gegen  das  zu  Gninde  liegende 
materielle  Verhältnis  der  Parteien  be- 
wirkt eine  erhöhte  Sicherheit  derselben  und 
damit  eine  ungemeine  Brauchbarkeit  im 
Verkehr.  Aber  sie  hindert  uns  andererseits, 
in  ihnen  als  solchen  Kreditgeschäfte  zu  er- 
blicken. Die  abstrakten  Akte  —  man  denke 
nur  an  Ausstellung  und  Annahme  von  An- 
weisungen, Wechseln,  Checke  —  dienen  im 
Jjeben  gewiss  in  zahllosen  I^en  den 
Zwecken  der  Kreditgewähning,  ja  man  wird 
behaupten  dürfen,  dass  sich  im  modernen 
Sozialleben  ein  un verhältnismässig  grosser 
Teil  der  Kreditgewährungen  in  der  äusseren 
Form  von  abstrakten  Geschäften  vollzieht. 
Aber  einmal  ist  es  keinem  dieser  letzteren 
begrifQieh  wesenthch,  dass  es  gerade  ziun 
Zweck  der  Kreditienmg  (»credendi  causaa) 
vollzogen  werde  —  wie  der  Aussteller  einer 
Anweisung  (Tratte)  anstatt  jenes  Zweckes 
ebensogut  den  anderen  verfolgen  kann,  dem 
Empfänger  ein  Geschenk  zu  machen  (donaudi 
causa)  oder  eine  Schuld  ihm  gegenüber  ziu- 
Tilgung  zu  bringen  (solvendi  causa),  so  kann 
auch  der  Angewiesene  seine  Annahme  (Ae- 
cept)  bezw.  seine  Leistung  sowohl  vollziehen, 
um  dem  Anweisenden  zu  kreditieren,  als  um 
ihm  zu  schenken  oder  sich  von  einer  PfUeht 
ihm  gegenüber  zu  befreien.  Und  dem  Aii- 
weisungsempfilnger  vollends  kreditiert  der 
Angewiesene  nie  —  ihn  macht  er  ja  über- 
haupt nicht  dureh  die  Leistung  zu  seinem 
Schuldner! 

Soweit  sich  also  hinter  Akten  dieser  Art 
eine,  oder  vielleicht  gar  zwei,  Kreditgewäh- 
rungen verstecken,  bilden  sie  kein  ihnen  als 
solchen  wesentliches  Moment.  Kreditge- 
schäfte sind  höchstens  die  «hinter  den  Kou- 
lisseni  der  abstrakten  Akte  auftretenden 
Kausalbeziehungen,  nicht  die  abstrakten  Akte 
als  solche.  Diese  scheiden  somit  aus  unserer 
Betrachtung  aus. 

Dasselbe  gilt  aber  auch  von  allen  eben 

r luderten  gewillkürten  Kreditgeschäften. 
die  Kreditgewälirung  bei  ihnen  kein 
notwendiges  Begriffsmerkmal  bildet,  ist  sie 
selbst  da,  wo  sie  im  Einzelfall  vorkommt, 
nicht  das  dem  Akte  seine  Grundfärbung 
verleihende  cliarakteristische  Moment.  So 
wichtig  die  Frage  der  Kreditierung  des 
Kaufpreises  oder  Mietzinses  dem  einzelnen 
Käufer  oder  Mieter  sein  mag  —  vom  Stand- 
punkt des  idealen  Oeschäftstypus, 
wie  er  der  theoretischen  Betrachtung  zu 
Grunde  gelegt  werden  muss,  handelt  es  sich 
dabei  um  bloss  nebensächliche  Punkte.  Auch 
beim  "Kreditkauf«  ist  nicht  das  als  filr  die 
Betrachtung  entscheidendes  Moment  zu  er- 
achten, dass  er  auf  Kredit  geschieht,  sondern 
dass  er  ein  Kauf   ist     Soweit  er  einer  ge- 
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sonderten  Beti-achtapg  bedarf,  ■wirti  der 
Kreditkauf  daher  eine  soldie  ])asseiid  nur  bei 
der  Behandlung  des  Kaufes  finden  können. 

3.  Die  rechtliche  BehaDdinng  der  K. 
im  ftllgemeiDeB.  Allgemeine  Kechlssätze. 
die  sicli  auf  alle  oder  auch  nur  auf  die  not- 
wendigen Kreditgeschäfte  bezeigen,  sind 
sehr  spärlich  vorhanden ;  entsprechend  ihrer 
spccifischen  Eigentümlichkeiten  untersteht 
jede  Art  derselben  aucli  grundsätzlich  ihrem 
besonderen  Recht. 

Im  allgemeinen  konnte  man  nur  herv-or- 
heben: 

a)  die  Möglichkeit  der  Krediteut- 
lohnung,  insbesondere  der  Verzinsung, 
sowie,  damit  nahe  verwandt,  diejeni^  des 
Kreditwuehers.  Darüber  ist,  soweit  hier 
nötig,  schon  oben  sub  1  gcliandell:  im 
flbrigen  muss  auf  die  Artikel  über  Zins 
und  Wucher  verwiesen  wei-den. 

b)  Eine  allgemeine  Bestimmung  Aber 
KreditgescIiäfteenthältaussei-demdasReichs- 
wuchei-gesetz  vom  19.  Juni  1893,  Art,  4: 

»Wer  aus  dem  Betriebe  von  Geld- 
oder Kreilitgeschäften  ein  Gewerbe 
maclit,  liat  die  Bcchnung  des  Geschäfts- 
jahres für  jeden,  welcher  ein  Gescliäft 
der  bezeioinelen  Art  mit  ihm  abge- 
schlossen hat  und  daraus  sein  Schnldncr 
geworden  ist,  abzuschlicsgeii  und  dem 
Scliiddner  binnen  di'ei  Monaten  nach 
Schluss  des  Jahres  einen  sclirifllichen 
Auszug  dieser  Hechnimg  mitzuteileu, 
der  ausser  dem  Ei-gebuis  derselben  auch 
erkennen  lässt,  wie  solches  erwachsen 
ist.. 

Schon  in  den  Reichstagsverhandlungen 
herrschte  dar  Aber  erhebliche  Meinnogsver- 
Hchiedenheit,  was  unter  den  »Kreditge- 
schäften« im  Sinnne  dieser  Vorschrift  zu 
verstehen  sei,  siehedieÄngabenimKoinmentar 
zum  Reich Bwucliergesetz  von  E,  Koffka, 
S.  108  ff.  Bei  der  Bestritlenheit  des  Kredit- 
begriffes kann  diese  Unsicherheit  nicht 
wunder  nehmen.  Da  niui  we<ler  der  Ge- 
setzestext noch  die  Entstehungsgescliiehte 
des  Art  4  uns  zu  einer  abweiclienden  Inter- 
pretation nötigen,  dürfen  wii-  den  eben  fcst- 
gestelltea  Begriff  der  Kreditgeschäfte  auch 
auf  unsere  Satzung  anwenden. 

Danach  fallen  zweifellos  unter  dieselbe 
die  notwendigen  KroditgeschSite  im  Sinuc 
des  obigen  Abschnittes  2  b,  Aber  es  liegt  auch 
kein  Gnmd  vor,  die  bloss  gewillkürten  vom  An- 
wendungskreise des  Art.  4  anszuschüessen. 
Siclierüch  gehört  lieim  Kauf,  bei  der  Miete 
eine  Kreditgewährung  nicht  zu  den  »der 
Gescliäftwart  begrifflich  wesentlichen  Punk- 
ten», Aber  was  für  den  idealen  Gescliäfts- 
typus  nur  zufällig  ist,  kann  darum  fflr  den 
Einzelfall  sein-  wohl  zum  wesentlichen 
Bestandteil  werden.  »Es  giebt  zwei  Klassen 
von    Essentiaiien ,   nämlich   diejenigen    der 


Geschäflsart  und  diejenigen  des  besonderen 
WiUcnsder  Handelnden«,  Dernburg,  Pan- 
dekten I,  S.  93  a.  E. 

Für  den  konkreten  Geschäfts- 
betrieb und  die  wirtschaftliche  Bedeutung 
und  Beurteilung  macht  es  sicherlich  keinen 
Unterschied,  ob  die  von  jemandem  gewerbs- 
mässig betriebenen  Gescliäfte  ihrem  Wesen 
nach  Kreditgeschäfte  sein  müssen;  es  ge- 
nügt, wenn  sie  es  thatsäebheh  sind.  So- 
mit erfonlert  die  ratio  legis  die  hier  ver- 
tretene Auslegung. 

Andercrseils  ist,  wie  schon  der  damahge 
Staatssekretäi- Hanauer  und  andere  in  den 
Reichslagsvcrhandhingen  betouten,  iinhedingt 
zu  erfordern,  dass  der  Kredit  einen  wesent- 
lichen Bestandteil  des  —  konkreten  — 
Geschäftes  oder  GeschäEtsbetriebes  bilde. 
Die  Kreditgewähning  muss,  wie  z.  B.  in 
der  Regel  bei  den  Abzahlungsgeschäften, 
den  Akt  in  seinem  wirtschaitUchen  Wesen 
entscheidend  bestimmen,  seine  Grundfärbung 
abgeben.  Es  würden  also  in  der  Regel  alle 
die  Geschäfte  ausscheiden,  bei  deuen  nur 
ein  kleiner  Teil  des  Preises  kreditiert  wird 
oder  wo  die  Barzahlung  wesentlich  nur 
zwecks  grösserer  Bequemlichkeit  bei  der 
Abrechnung  und  Bezahlung  erfolgt. 

Ueber  den  sonstigen  Inhalt  der  Bestim- 
mung ist  hier  nicht  zu  handeln. 

4.  Die  einzelnen  Kreditgewähmn^- 
geschSfte^).  a)  Das  Darlehen.  1,  Be- 
griff undWeson.  Das  Darlehen  (mutuum, 
s.  tit,  Dig,  12,  1 ;  B.G,B.  §g  607—610)  ist 
der  Vertrag,  diu:ch  den  jemand  einem  anderen 
eine  Geldsumme  oder  eine  Quantität  sons- 
tiger vertretbarer  Sat^hen  zu  Eigeutum  über- 
trägt ^gen  die  vom  Empfänger  übernommene 
Verpflichtung  demnächstiger  ßllckerstattung 
eines  entsprechenden  Quantums.  Der  Em- 
pfänger wird  dadurch  in  den  Stand  gesetzt, 
die  erhaltene  Summe  in  der  Zwischenzeit 
zu  nutzen,  sei  es  imentgeltlich ,  sei  es  — 
wie  üblich  —  gegen  eine  als  Aequivalent 
der  Nutzung  versprochene  besondere  Gegen- 
leistung, die  ihrerseits  meist  in  Zinsen  be- 
stehen wii-d,  al)er  auch  in  anderen  Vorteilen 
(etwa  festen  Zuschlägen  zur  ausgezaiülen 
Valuta)  bestehen  kann.  Danach  hat  man 
unentgeltliches  und  entgeltliches  (verzins- 
liches) Darlehen  zu  sondern. 

Seiner  wirtschaftli  che  u  Z  weckbestim  mung 
nach  ist  das  Darlehen  im  ereteren  Fall  dem 
Jjeihvertrag.  im  letzteren  dem  Mietvettrage 
wesensgleich  oder  doch  nalic  verwandt. 
Das  ist  zwai-,  gegenüber  der  bisher  herr- 
sehenden, vorzilglidi  von  Knies  vertretenen 


'}  Eg  sitid  hier  nnr  die  wichtigsten  Kredit- 
Bieschäfte  des  nllgemeineu  tiilr^erlichen  Bechts 
darzustellen;  über  die  handelsrechtlichen 
siebe  den  Artikel  Haudelsgeschäfte  oben 
Bd.  IV,  S.  994  flf. 
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Lehre,  neuerdings  energisch  besiritten  worfen 
von  BOhm-Bawerh.  Et  sieht  im  Dar- 
lehen nichts  aadercs  als  >einen  echten  und 
rechten  Tausch  gegeinvärtiger  gegen 
kfloftige  Güter« ;  ja,  es  soll  nach  ihm  »die 
denktor  reinste  Erscheinungsform,  gewisser- 
massen  den  idealen  Tj'pus  eines  solchen 
Tausches  daretellen« ,  S.  306.  Aber  diese 
Lehre  ist  unhaltbar.    Beim  Darlehen  werden 


nicht, 


;  es   ti-otz  Böhms  Widersfiruch 


Geschäfte  kann  natürlich  die  gewählte 
Bezeichnung  keinen  Unterschied  begründen. 
Auch  bei  der  Ausstellung  und  Annahme 
von  Wechseln  und  Anweisiuigen  wird,  wenn 
Oberhaupt  ein  Kreditgeschäfl,  fast  ausschliess- 
lich ein  Darlehen  im  Hintergrunde  st«hcn, 
mag  auch  der  Ausdnick  »Darlehen«:  dabei 
von  keinem  der  Beteiligten  ffcbraucht  werden. 
Unhaltbar  ist  andererseits  die  neue  Lehre 


n  einmal  ziim  Begriffe  eines  ernstgemeinten 
Tauschgeschäftes  gehört,  verscnieden- 
artige  Güter  gegen  einander  lungesetzt; 
die  geleistete  und  die  zurückzugebende  Dar- 
lehn svainta  stehen  keineswegs  in  einem 
gegensätzlichen  Verhältnis.  Wer  ein 
Darlehen  zurückzahlt,  vollzieht  nach  dem 
allgeraeinen  Sprachgebrauch  wie  nach  der 
VerkehrsanschauuDg  keine  Gegen-,  sondern 
eine  Kückieistnng^^  Böhm  findet  das 
Charakteristische  des  Darlehens  nur  in  dem 
zwischen  den  beiderseitigen  Leistungen 
liegenden  Zeitin tervali ,  also  iu  einem  rein 
ausserlich-formalisti sehen  Moment;  der  mit 
dem  Gesciiäfte  stets  verbundene  reale  Zweck 
—  die  Krmfiglichung  der  Nutzung  des 
empfangenen  Kajiitals  —  geht  bei  seiner 
Auffassung  ganz  verloren ;  s.  gegen  dieselbe 
auch  V.  Schey  S.  22ff. 

Allerdings  untei-scheidet  sich  das  Dar- 
lehen von  IJeihe  und  Miete  wesentlich  durch 
die  zur  Erreichung  des  Zweckes  verwendeten 
Mittel.  Während  bei  ihnen  der  Geber  das 
Eigentum  und  sogar  den  sog.  mittelbaren 
Besitz  behält,  geht  beim  Darlehen  das  Eigen- 
tum und  damit  die  Gefalir  der  empfangenen 
Stücke  auf  den  Darlehnsnehmer  fiber.  Dae 
ist  um  deswillen  nötig,  weil  bei  Geld  und 
anderen  »verbrauchbM«n"  Sachen  sich  der 
Gebrauchszweck  nicht  ohne  Vernichtung 
oder  Entwertung  der  Substanz  oder  endlich, 
was  dem  vom  Privatwirtschaft  liehen  Stand- 
punkt der  Beteiligten  gleichsteht,  ohne  Aus- 
geben der  beü-effenden  Stücke  (»consumere«) 
nicht  ermöglichen  lässt;  sodass  eine  Ge- 
brauchsOberlassung  ohne  Uebereignung  bei 
derartigen   Gegenständen   undenkbar   wäre. 

Indem  somit  der  Darlehn  sgeber  im 
G^ensatz  zum  Verleiher  und  Vermieter 
anf  jede  dingliche  Sicherheit  verzichtet  und 
aa  sich  —  von  den  besonderen  Sicherungs- 
mittel n  des  Realkredites  als  nicht  zum 
Wesen  des  Geschäftes  geharig  abgesehen  — 
lediglich  der  petsönlichen  Zahlungsfähigkeit 
des  Schuldners  vertraut,  ist  das  Darlehen 
ein  Kreditgeschäft  und  zwar  das 
wichtigste  alier  Kreditgeschäfte. 
Es  bflsst  natürlich  auch  dadurch  nichts  von 
seiner  Wichtigkeit  ein,  dass  der  Ausdruck 
•Darlehen«  im  modernen  Geschäftsverkehr 
nicht  sonderlich  beliebt  zu  sein  scheint  und 
durch  andere  Ausdrücke,  wie  Vorschiiss, 
ersetzt    wird.      Für   die    innere    Natur    derj 
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dabei  das  gewählte  Mittel  der  Eigenlums- 
verecliaffung  über  den  verfolgten  wirtschaft- 
lichen Zweck  hinausgehej  s.  dagegen 
treffend  Crome,  die  partianschen  Rechts- 
geschäfte, 1897.  S.  368.  Gegen  Lamm- 
fromm spricht  einmal  die  oben  sub  1 
erörterte  Thatsache,  dass  es  sich  bei  den 
fiduciarischea  Geschäften  überall  um  Rück- 
gabe desselben  Gegenstandes,  allenfalls  um 
eine  solche  des  dafür  mit  der  Erledigung 
des  verfolgten  Geschäftszweckes  vom  Piduciar 
erworbenen  Surrogates,  handelt,  während 
das  Darlehen  von  vorn  herein  eine  Gattungs- 
schuld begründet  Dann  aber  gehört  zum 
Wesen  der  fiducia  die  Verschaffung  einer 
rechtlichen  Macht,  die  der  Fidiiciar  kraft 
seiner  Vertrauensstellung  zu  von  den  Pai-teien 
nach  dem  Vertrage  nicht  beabsichtigten 
Zwecken  ge-  und  somit  auch  miss- 
brauchen  kann.  Dagegen  die  dem  Dar- 
lehen sempfänger  zustehende  Konsumtions- 
befugnis entspricht  lediglich  dea  Zwecken 
des  Geschäftes,  indem  gerade  nur  in  der 
Konsumtion  die  damit  verfolgte  Gebrauchs- 
gewährung für  den  Emjifänger  ihre  Be- 
thiltigung  finden  kann. 

Weil  das  Darlehen  das  vornehmste  Kredite 
geschäft  ist,  so  finden  sich  auch  bei  ihm 
besonders  häufig  die  beiden  Formen  der 
Kreditsichening  dm-ch  Bürgen  und  Pfän- 
der. Von  ihnen  überwog  im  römischen 
Hechtsverkehr  die  erstere  Form ;  das  Pfand- 
recht, namentlich  in  seiner  sozial  wichtig- 
sten Art  als  Immobiliarpfand,  war  dort  nur 
verhältnismässig  schwach  und  unvollkommen 
ausgebildet ,  was  wiedenim  für  die  Ent- 
wickehmg  der  Grundstücks  Verhältnisse  un- 
heilvolle Folgen  gehabt  und  zur  Ausbildung 
der  bekannten  Latifundien  Wirtschaft  bei- 
getragen zu  haben  scheint.  Dagegen  zieht 
aas  moderne  Leben  das  Pfand,  vornehmlich 
an  unbeweglichen  Sachen  als  Hypothek, 
bei  weitem  vor  (Real-,  Lnmobiliarkredit). 
Heutzutage  spielt  die  pfandmässige  Grund- 
stückshaftung  in  der  Anschauung  des  Ver- 
kehrs so  sehr  die  entscheidende  Rolle,  dass 
dahinter  die  Rücksicht  anf  die  persönliche 
Verpfhchtving  des  Dai'lehenaschuldners  ganz 
zurücktritt,  ja  bei  einzelnen  Formen  des 
modernen  Immobiliarkredites  überhaupt  fallen 
gelassen   ist  (Gmndschuld ,   Renten  schuld). 


yüOOglC 


Ki-editgeschäfte 


Das  Nähere  ftber  den  Eeaikredit  ist  in 
einem  besonderen  Ärtike]  OarzriBtellen. 

2.  Entstehung,  a)  Das  Darlehen  kam 
in  Rom  durch  die  Hingabe  der  Valuta  zu 
Stande  es  war  wie  conimo<latum  und  depo- 
situm  'ß*alvei-trag.  Mit  der  Anerkennung 
formloser  obligatorischer  Verträge  hat  das 
moderne  Recht  freüidi  auch  bereits  Ver- 
trägen über  Hingabe  und  Empfang  einer 
Stimme  zu  Darleben  (pacta  de  mutiiando) 
die  Xlagbarkeit  verliehen,  s.  unten  sub  öa. 

Aber  sie  sind  nui-  Von'erträge;  das 
eigentliche  Darüchen  selbst  ist  nach  wie  vor 
Kealvertrag  geblieben.  Man  hat  das  zwar 
vielfach  beetritten  und  für  das  heiitige  Recht 
entweder  allein  oder  doch  neben  dem  realen 
Darlehen  ein  konsensuales  anerkannt  wissen 
wollen,  so  vorzüglich  Kohl  er  im  Ai'chiv 
für  bürgerliches  Recht  Bd.  II  S.  211  ff.  und 
neuestens  mit  besonderer  Entschiedenheit  | 
Lammfromm:  s.  auch  die  zahlreichen  bei 
0.  Cohn,  Handbuch  III  S.  84.S  No.  80 
Citierten.  Aber  mit  Unrecht;  die  typische 
Verpflichtimg  aus  dem  Darlehen,  die  zur 
Rückerstattung  des  Empfangenen,  ist  und 
bleibt  durch  eine  vorgängige  Hingabe  be- 
dingt; solange  diese  felüt,  ist  jene  Ver- 
pflichtung bestenfalls  als  eine  suspensiv- 
bcdingte  denkbar.  Das  pactum  de  mutuando 
dagegen  verpflichtet  nur,  sei  es  zur  Hin- 
gabe, sei  es  zur  Annahme  der  Valuta;  sein 
specifischer  Inhalt  Lst  also  von  dem  des 
iferlehens  selbst  -wcsenüicli  verschieden, 
und  es  kann  nur  zu  Verwirrungen  führen, 
den  Gegensatz  beider  Geschäfte  zu  vei-- 
wischeu.  Üo  auch  die  herrschende  Lehrc ; 
insbesondere  Eiscle  in  der  Zeitschrift  für 
Schweizer.  Recht  Bd. HI  S.  Iff.:  C.Adler 
in  Iherings  Jahrbüchern  Bd.  XXXI  S.  190  ff. ; 
T.  Schey  S.  3Gff.;  G.  Cohn  a.  a.  0.  und 
die  von  ihm  daselbst  Citierten,  endlich,  be- 
sonders gegen  Lammfrotam,  Cromo 
a.  a.  0.  S.  36S. 

An  der  realen  Natur  des  Darlehens  haben 
denn  auch  die  meisten  neueren  Gesctzge- 
bnngen  festgehalten;  so,  wenigsteus  nach 
den  überall  herrschenden  Anschauungen, 
das  Preussische  Landrecht,  das  Oester- 
reichische  Gesetzbuch,  der  Code  civil.  Be- 
sonders deutlich  vertritt  denselben  Stand- 
punkt nunmehr  das  deutsche  BOi^rliche 
Gesetzbuch:  es  lässt  in  §607  denjenigen, 
der  Geld  oder  andere  vertretbare  Sadien 
als  Darlehen  empfangen  hat,  auf 
HOekerstattung  haften  und  scheidet  davon 
scliarf  in  §  610  den  Fall  des  Vorvertrages 
—  »wer  die  Hingabe  eines  Darlehens  ver- 
spricht.. .« 

b)  die  zum  Abschluss  des  Darlehens  er- 
forderliche Cebergabe  der  Valuti  braucht 
sich  nicht  von  Hand  zu  Hand  zu  vollziehen. 

n)  Schon  nach  römischem  Recht  kann 
Jas  Darlehen    dadurch  zu  stände   kommen. 


dass  dem  Empfänger  Waren  zum  Verkauf 
übergeben  werden,  damit  er  den  Erlös  als 
Darlehen  bebalte,  11.  4pr..  11  pr.  D.  h.  t. 
12,  1.  Hier  bleibt  der  Geber  zunächst  noch 
Eigentümer  der  hingegebenen  Gegenstände ; 
das  Darlehen  kommt  erst  mit  Eingang  des 
Erlöses  und  in  dessen  Höhe  zu  stände,  und 
es  besteht  mangels  einer  etwaigen  gegen- 
teiligen Abrede  oder  Garantieübernahme 
noch  kein  Grund,  dem  Kredilsucher  für  die 
Zwischenzeit  die  Gefahr  der  flbergebenen 
Waren  aufzubürden.  So  auch  v.  Schey 
S.  82,  anders  Dernburg,  Pandekten  II 
g  86,  der  ohne  zureichenden  Grund  nach 
Untei^ang  jener  ihren  Verkaufswert  die 
Darlehnssumme  bilden  lässt.  Aber  das  wäre 
höchst  unbillig  und  hat  in  der  Abrede,  nach 
der  nicht  der  Wert,  sondern  der  vielleicht 
viel  geringere  thatsächliche  Erlös  der 
Waren  die  Valuta  bilden  soll,  keine  genü- 
gende Grundlage;  auch  die  lex 4  cit  beweist 
es  nicht.  —  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
ervi'ähnt  den ,  von  den  Neueren  öfters 
als  »eontractus  mohatrae«  (arabisches  Wort) 
bezeichneten,  fall  nicht  besonders. 

fj)  Nicht  minder  können  Gegenstände 
unter  einer  Schätzungssumme  (aesti- 
matio)  gegeben  wertlen  mit  der  Abrede, 
dass  der  Empfänger  diese  Summe  als  Dar- 
lehen schulden  soll,  s,  L  8  C.  4,  2.  Hier 
erwirbt  der  Empfilnger  sofort  das  Eigen- 
tum, übernimmt  aber  auch  zugleich  die 
Gefahr  des  Empfangenen,  Das  Darlelien 
ist  nicht,  wie  im  vorigen  Fall,  zunäclist  uur 
suspeusiv-bedingt  z\e  stände  gekommen,  son- 
dern immittelbar. 

y)  Endlich  kann  mau  die  Dartehnsvaluta 
auch  dadurch  geben,  dass  mau  seinem 
Schuldner  gestattet,  das  bisher  aus 
einem  anderen  Rechtsgrunde  Iz.  B, 
Kauf  oder  Miete)  Geschuldete  als  Dar- 
lehen zu  behalten.  Diese  MQghchkeit 
einer  Darlehns  begrün  düng  durch  Schuldum- 
waudlimg  war  noch  im  klassischen  römischen 
Recht  Stai-k  bestritten:  s,  i.lagegen  Afri- 
canus  in  1.  34  pr.  D.'l7,  1,  dafOi-  Uipi- 
anus  iu  L  15 D.  h.  1. 1^,  1,  und  selbst  unter 
den  moderneu  Juristen  herrscht  über  die 
Konstruktion  derartiger  Akte  Streit;  so  will 
Bahr  (die  Anerkennung  2.  Aufl.  S,  279) 
darin  nur  ein  «uneigentliehes«,  G.  Cohn 
S.  845  nur  ein  »fingiertes«  Darlelien  er- 
blicken. In  Wahrheit  liegt  zu  diesen  Be- 
denken kein  Grund  vor,  und  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  entzieht  ihnen  sofort  den 
Boden,  indem  es  in  §  607  Abs.  2  ausilrück- 
lich  bestimmt: 

"-Wer  Geld  oder  andere  vertretbare 
Sacliea  aus  einem  anderen  Grunde  schul- 
det, kann  mit  dem  Gläubiger  vereinbaren, 
dass  das  Geld  oder  die  Sachen  als 
Darlehen  geschuldet  werden  sollen.« 
c)  Andererseits  genügt   zum  Zustande- 
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kommen  tt es  Darlehens  nicht  jetler  kör- 
perlicheAkt  einer Uebergabe  derVahita, 
sondem: 

i>)  es  wird  eine  solche  Uebergabe  erfor- 
dert, die  den  Empfänger  zum  Eigen  t  ihn  er 
macht  oder  doch  denselben  wirtschaftliche ii 
Erfolg  hei-stellt,  dies  z.  B.  bei  Ueberweisnng 
der  Valnta  auf  Giroconto  des  Empfängers. 
Burch  Ilingabe  fremder  Objekte  ohne 
Einwilligung  des  Eigentftmera  begründet 
man  daher  an  sich  kein  Darlehen.  Ein 
solches  kann  in  diesem  Falle  nacli  den  i-ö- 
mischen  Quellen  erst  dann  entstehen,  wenn 
der  giitgJäiibige  Empfänger  nachträglich 
dnrch  commixtio  der  empfangenen  Stücke 
mit  seinen  eigenen  Eigentum  dai'an  erwirbt, 
11. 13  §  1,  19  §  1  D.  h.  t.  (.condictio  de  beue 
depensis-).  Da  nach  dem  deutschen  Bür- 
gerlichen Gesetzbuch  der  gutgläubige  Er- 
werber von  Geldstücken  schon  ohne 
weiteres  Eigentümer  wird,  gg  932,  935, 
steht  hinfort  die  Qualität  der  gegebenen 
Stücke  als  fremder  insoweit  dem  Zustande- 
kommen eines  giltigen  Darlehens  überhaupt 
nicht  mehr  entgegen.  Ist  der  Erapfönger 
freilich  in  schleclHem  Glauben,  so  erwirbt 
er  an  den  fremden  Münzen  kein  Eigentum. 
'Ea  entsteht  dann  also  kein  Darlehen,  ja 
das  Geschäft  wird  unter  Umständen  als 
gegen  die  guten  Sitten  verstossend  nach 
§  138  ganz  un^lig  sein. 

P)  Die  Hingabe  muss  zu  dem  speci- 
fischen  Leihezweck  erfolgen. 

■/)  Sie  muss  mit  einer  gütigen  Ab- 
rede aber  RückerstattHng  der  Dar- 
lehn ssummo  verbimden  sein.  Ecldt  das 
giltige  Rück  zahl  nngs  versprechen,  etwa  we- 
gen Verpflichtungsunfähigkeit  des  Empfän- 
gers, wegen  Konliurs  über  die  Person  des 
Gläubigers,  so  kommt  kein  Darlehen  zu 
Stande,  das  Gegoltene  kann  vielmehr  aus 
dem  Gesichtspunkt  der  ungerechtfertigten 
Bereicherung  (gS  ^12  ff.)  zurückgefordert 
werden.  So  auch  scnon  das  römische  Recht 
nach  der  berühmten  1.  32  D.  h.  t.  (»condictio 
Juventiana«). 

i]  Das  Darlehen  kommt  ku  stände  zwi- 
schen den  Personen,  in  derenNamen 
es  geschlossen  ist,  mag  auch  der  Akt 
der  Valutazahlung  von  einem  anderen  oder 
an  einen  anderen  —  als  Vertreter  der  wahren 
Kontrahenten  —  vollzogen  sein.  So,  wenn  eine 
Bank  auf  Anweisung  des  Geldgebers  den 
Betrag  dem  Nehmer  aushändigt  —  nicht 
die  Bank,  sondern  der  Annehmende  wird 
Darleh  n  sgläu  biger. 

3,  Verpflichtungen  aus  dem  Dar- 
lehen, a)  Das  Darlehen  ist  ein  einseitig 
verpflichtender  Vertrag  (contractus  nni- 
lateraiis);    es    entstehen    daraus    nur   Ver- 

Sflichtimgen  des  Empfängers,  und  zwar  auf 
Tickcrstatiung  der  Darlehn ssumnie  nebst 
den  etwa  vereinbarten  Zinsen.     Solche  wiir- 


den  in  Rom  nur  geschuldet  kraft  einer  be- 
sonderen darauf  gerichteten  stipulatio.  Heut- 
zutage genügt  eine  formlose  Abrede;  fehlt 
es  aber  sellist  an  solcher,  so  schiddet 
man  aus  dem  Darlehen  Zinsen  erst  vom  Ein- 
tritt des  Lei stungs Verzuges  ab;  daa  oben 
snb  1,  3e  über  Kreditgeschäfte  im  allge- 
meinen in  dieser  Hinsicht  Gesagte  gilt  auch 
im  besonderen  für  das  Darlehen. 

b)  Was  den  Ort  der  Rückerstattung  an- 
belangt, 80  enthält  das  Bfli'fferliche  Gesetz- 
buch darüber  keine  dem  DaHehen  eigentüm- 
liche Bestimmungen.  Es  gelten  die  allge- 
meinen Hegeln:  danach  ist,  mangels  beson- 
derer Abrede,  gemäss  §  269  der  Wohnort 
des  Schiddnoi-8,  bei  gewerblichen  Schulden 
der  Ort  seiner  gewerblichen  Niederlassung 
Leistungsort.  Dort  muss  also  nötigenfalls 
der  Gläubiger  das  Geschuldete  abholen  oder 
abholen  la^n. 

Anders  aber  in  dem  beim  Darlehen  weit- 
aus häufksten  Fall,  daas  die  Verpflichtung 
auf  Geld  geht.  Solches  muss  nach  §270 
der  Schuldner  auf  seine  Gefahr  und  Kosten 
an  den  Wohnsitz,  bei  iin  Gewerbebetriebe 
entstandenen  Forderungen  an  den  Ort  der 
gewerblichen  Niederlassung  des  Gläubi- 
gers ühei-mitleln  —  eine  Vorschrift,  die 
aber  an  den  Bestimmungeu  über  den  Leis- 
tungsort im  übrigen,  namentlich  in  seiner 
Bedeutung  für  den  Gerichtsstand,  nichts 
ändert,  ihn  vielmehr  l)eim  Scliuldner  belässt 

c)  Zeit  der  Rückerstattung.  Die 
Rückei-stattungspfliclit  tritt  ein  nach  Ablauf 
der  im  Vortrage  bestimmten  Zeit;  mangels 
solelier  Zeitbestimmung  konnte  in  Rom  der 
Geber  das  Darlehen  jederzeit  zurück- 
fordern, während  die  modernen  Rechte,  wie 
<las  Preussiache  Landreoht,  der  Code  und 
nunmehr  auch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
dem  Schuldner  nach  der  vom  einen  oder 
anderen  Ted  vollzogenen  Kündigung  noch 
eine  Zahlungszeit,  sogenannte  Kündigungs- 
frist, gewähren.  Ihre  Dauer  betrat  nach 
dem  Gesctzbucli  bei  Darlehen  von  über  300 
Mark  drei  Monate,  bei  kleineren  Beträgen 
einen  Monat;  s.  g  609  und  wegen  der  Frist- 
berechnung §§  180  ff.  Ueber  die  Fr^e,  ob 
und  wann  der  Schiddner  schon  vor  Ablauf 
der  Frist  zurilckzahlen  dürfe,  ist  bereits 
oben  sub  I,  3e  gehandelt  worden. 

d)  Verpflichtungen  des  Gebers  sind 
dem  Darlehen  zum  mindesten  nicht  wesent- 
lich. Ob  sich  aber  aus  ihm,  wie  aus  dem 
Leih-  oder  Verwahningsvertrag,  solche  nicht 
wenigstens  möglicherweise  entwickeln  kön- 
nen, erscheint  zweifelhaft  Nach  Dern- 
burg  (Pandekten  II  S.  87  Nr.  2)  ist  die 
Frage  zu  bejahen;  er  weist  auf  den  Fall 
hin,  dass  der  Geber  dem  Empfänger  schuld- 
hftfterweise  falsche  oder  nicht  mehr  im 
Umlauf  befindliche  Geldstücke  flbergiebt 
und   ihn   dadureh   schädigt.     Indes  dürfte 
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in  solchen  FäUen  die  Haftung,  soweit  sie 
überhaupt  beerQndet  ist,  eher  auf  eine  uq- 
erlaubte  HandluDg  (§g  823  ff.  B.G.B,),  aUen- 
falls  auch  auf  eine  Verletzung  der  im  Tor- 
vertrag übernommenen  Pflicht  zur  Kredit- 
gewährung, zui'ückzu führen  sein. 

4.  Das  rflmische  Souderrecht  des  Sena- 
tus  couBulfum  Macodonianum,  wo- 
nach selbst  an  grossjährige  Hauskinder  hein 
Darlohen  gegeben  werden  durfte  bei  Yer- 
meiduDg  der  Kkgelosigkeit,  gehört  dem 
heutigen  Recht  nicht  mehr  an.  —  Das  Pri- 
vileg des  Schiffsdarlehen B  (foenus  nauti- 
cum)  in  Bezug  auf  den  ituläseigcii  Zinssatz 
hat  mit  Wegfall  der  festen  Zinstaxcn  seine 
Bedeutung  verloren.  Das  dem  römischen 
foenus  nauticitm  in  mancher  Beziehung  ähn- 
liche seerechtliche  Institut  der  Bodmerei 
entzieht  sich  der  Darstellung  in  diesem 
Artikel. 

b)  TTneigeiitlioher  Vervahrungsver- 
trag  (depoBitum  irreguläre).  Durch  den 
Verwahrungs-  (Hinterlegungs-)  Vertrag  wird 
der  Verwahrer  verptliclitet,  eine  ihm  von 
dem  Hinterleger  übergeben  e  bewegliche 
Sache  aufzubewahren  (§  688  B.G.BJ. 

Dabei  verbleibt  natürlich  das  Eigentum 
dem  Hinterleger,  nicht  minder  der  mittel- 
bare Besitz,  in  Hom  sogar  der  Besitz  über- 
haupt. Dies  an  sich  selbst  danu,  wenn 
Quantitäten  vertretbarer  oder  verbrauchbarer 
Sachen  den  Gegenstand  der  Hinterlegung 
bilden  —  denn  da  hier  der  Gesciiäfts zweck 
im  Gegensatz  zum  Darlehen  nicht  eine  Ge- 
brauchsüberlassung enthält,  kann  er  selbst 
bei  den  genannten  Gegenständen  ohne  Eigen- 
tumsOberlaasnng  realisiert  werden.  S.U.  24,29 
D.16,3  ^»verschlossenes  Depot«  der  Banken. 

Aber  schon  die  römischen  Quellen  be- 
handelten daneben  auch  den  anderen  Fall, 
das8  Geld  oder  andere  »res,  c[uae  pondere 
numero  mensura  consistunt«  in  Verwirrung 
gegeben  werden  unter  der  Massgabe,  dass 
nicht  dieselben  Stücke,  sondern  nur 
eine  entsprechende  Summe  (»tantun- 
dem  eiusdem  generis«)  demnächst  zurück- 
erstattet werden  sollen,  s.  U.  7  g  2,  24,  25 
§  1,  20  §  1,  29  §  1  D.  h.  t.  16,  3;  —  »depo- 
aitum  irregulärem,  »offenes  Depot«  der  Ban- 
ken. Aue£  vom  B.G.B.  §  70Ö  wird  dieser 
Fall  ausdrücklich  erwähnt  und  anerkannt. 

Dabei  gehen  Eigentum,  Besitz  und  Ge- 
fahr der  übeigebenen  Stücke  auf  den  Ver- 
wahrer über,  gegen  Uobcrnahrae  einer  bloss 
obligatorischen  Erstattungspflicht.  Das  Ge- 
schäft ist  daher  äusserlidi  und  formaljuris- 
tisch  betrachtet  dem  Darlehen  ähnlich,  wenn 
nicht  gar  wesensgleich.  Es  hat  daher  auch 
in  älterer  und  neuerer  Zeit  niclit  an  Juristen 
gefehlt,  die  das  depositum  irreguläre  eic- 
ntch  mit  dem  Darlehen  identifizieren  zu 
können  glaubten,  so  zuletzt  in  einer  beson- 
deren Abhandlung  Niemeyer,  depositum 


irreguläre,  1889.  Für  das  Gebiet  des  Preiis- 
sischen  Rechts  ist  diese  Anschauung  sogar 
die  herrschende,  und  sie  scheint  das  auch 
nach  dem  neuen  Reichsrecht  zu  werden, 
das  im  §  700  auf  unseren  Vertrag  die  Vor- 
schriften Über  das  Darlehen  Anwendung 
finden  lässt,  s.  Cosack,  Lehrbuch  1  §  154 
Nr.  VI.  Es  ist  indes  unbestreitbar,  dass 
die  Mehrzahl  der  grossen  römischen  Juristen, 
namentlich  Papinian  und  Paulus,  Ver- 
trilge  dieser  Art  zum  depositum  rechneten, 
während  sich  in  Rom  auch  wichtige  prak- 
tische Unterschiede  gegen  dt«  r  dem  Dar- 
leben eichen  (^^ertragszinsen  aus  einem 
formlosen  pactum  adiectum ;  Ausschluss  der 
Kompensation).  Diese  Unterschiede  sind 
freilich  heute  weggefallen,  aber  geblieben 
ist  die  zwischen  unregelmässigem  Ver- 
watmingsvertrag  und  Darlehen  obwaltende 
wesentliche  Verschiedenheit  des 
Zweckes:  das  Darlehen  dient  allein  oder 
doch  vornehmlich  den  Interessen  des  Em- 
pfängers; er  giebt  den  Anstuss  dazu,  wäh- 
rend es  sich  beim  erstgenannten  Vertrage 
gerade  umgekehrt  verhält.  Dieser  Unter- 
schied mag  zunächst  >mehr  wirtschaftlich 
als  juristisch«  sein;  aber  auch  das  Kecht 
zieht  aus  ihm  seine  Folgerungen: 

a)  Das  depositum  irreguläre  ist  im 
Zweifel  jederzeit  rücknehmbar;  es 
findet  die  im  modernen  Recht  beim  Dar- 
lehen anerkannte  gesetzliche  Kündigungs- 
frist darauf  keine  Anwendung. 

b)  Die  Rückgabe  hat  bei  ihm  am  Auf- 
bewahrungsort zu  gescliehen,  während 
bei  Gelddarlehen  der  Schuldner  dem  Gläu- 
biger die  Schuldsumme  auf  eigene  Gefahr 
und  Kosten  übersenden  muss. 

Indem  diese  beiden  Unterschiede  auch 
im  B.G.B.  §  700  ausdrücklich  aufgenommen 
sind,  wird  die  dort  vorgeschriebene  An- 
wendung der  Darlehn  sregeln  gerade  in  zwei 
der  wichtigsten  Punkte  durchbrochen.  Um 
so  weniger  darf  diese  Vorschrift  dahin  vei^ 
standen  werden,  dass  unser  Vertrag  Dar- 
lehen sei,  ganz  abgesehen  davon,  dass 
eine  solche  gcsetzhche  Konstruktion  die 
WisBenschaft  nicht  binden  würde. 

Die  hier  vertretene  Ijehi'e  ist  vorzüglich 
entwickelt  worden  durch  v.Schey  S.55ff., 
281ft.,  s.  ferner  Dernburg,  Pandekten  II 
g9b  No.  2,  Ciome  a.a.O.  S.  464,  Oert- 
mann,  Kommentar  zu  §  700,  neuestens 
E  n  n  e  c  c  e  r  u  8 ,  Das  bürgerliche  Hecht,  S.  646. 

Der  Verschiedenheit  des  Geschäftszweckes 
entspricht  es,  dass  aus  dem  depositum  irregu- 
läre als  einem  den  Interessen  des  Gebers  die- 
nenden Vertrage  entweder  keine  oder  doch 
gegenüber  dem  Darlehen  wesentlich  ge- 
ringere Zinsen  gezahlt  werden.  Die 
»Depositalzinsen«  der  Banken  betragen  in 
normalen  Zeitläuften  nur  etwa  1— 2^/*  "lo 
höchstens   jährlich.     S.    die   treffliche  Be- 
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grtlndimg  dieser  Zinsen  bei  v,  Schey  S. ' 
3G0ff.  Die  Bank  hat  dem  Veni'ahnmgs- 
zweck  des  Vertrages  eutsprecheiid  eigent- 
lich einen  dem  Empfangenen  gleicliea  Be- 
trag zurückzuhalten ;  da  nun  u>er  das  De- 
positengeschäft  nur  im  grossen  Verkehr 
vorzukommen  pflegt  imd  die  Abholung  der 
Depositen  im  gleichen  Zeitpunkt  nach  dem 
Gesetz  der  grossen  Zahlen  immer  nur 
einen  gewissen  Bnichteil  des  Gesamtbetra- 
ges umfassen  wird,  so  kann  die  Bank  den 
demnach  zur  «bankmassigen  Deckung! 
nicht  erforderlichen  Restbetrag  ihrer  Depo- 
siten nutzbar  anlegen  und  von  ihm  —  also 
nicht  von  der  öesamteinlage  — den 
Kunden  Zinsen  bewilligen. 

Zum  SchJuss  nocli  die  Bemerkung,  dasa 
üich  unter  Umständen  ein  gewölmJ icher 
Verwahrungsvertrag  von  vertretbaren  Sachen 
nachträglich  in  einen  unregelmflssigen  ver- 
wandeln kann  —  wenn  nämlich  dem  A^er- 
wahrer  die  Aneignung  der  hinterlegten 
Stücke  je  nach  etwaigem  Bedürfnis  gestattet 
wird  und  er  davon  Gebrauch  macht,  a. 
§  70Ü  cit.  Satz  1  und  schon  1.  29  §  1  D.  16,3, 
11.  9  §  9,  10  D.  12,  1. 

o)  &r«gulärer  Uiet-  und  Werkvertrag. 
Von  locaüo  eonductio  irregularis  aiiricht 
die  gemeinrechtliche  Doktrin  {s.  Wind- 
scheid, Pandekten  II  §  400  No.  22,  §  401 
No.  12)  in  mehreren  i^len. 

1.  bei  der  Sachmiete  kann  dem  Mieter 
der  Gebrauch  vertretbarer  Sachen  in  der 
Weise  überlassen  werden,  dass  nachher  nur 
die  entsprechende  Anzald  Stücke  zurück- 
zugeben sind.  Dieser  Fall  wird  sieh  in  der 
Regel  von  einem  einfachen  (verzinslichen) 
Darlehen  nicht  unterecheiden  lassen.  Anders 
aber  (s,  v.  Schey  S.  58),  wenn  die  Abrede 
nur  den  Neben  bestand!  eil  eines  wirklichen 
Uiet-  oder  Pachtvertrages  darstellt.  So, 
wenn  bei  der  Pacht  das  Inventar,  nament- 
lich das  lebende,  dem  Pächter  auf  Oi-und 
einer  Schätzung  Oberlassen  wird  (»Eisern- 
viehvertrag«).  Solche  Abreden  gehören 
ihrem  Wesen  nach  zu  den  Pachtverträgen, 
dessen  Bestandteil  sie  bilden :  sie  stellen 
aber  auch  zugleich  zweifellose  Ki'editge- 
schafte  dar, 

2.  Beim  Werk-  (Transport-)  vertrag  er- 
wähnt schon  die  berühmte  1.  31  D.  19,  2 
die  Abrede,  kraft  deren  der  herzustellende 
Erfolg  nicht  gerade  an  den  dem  Unter- 
nehmer überlassenen  Stücken  voUzogea  zu 
werden  braucht,  sondern  aucli  an  anderen 
derselben  Art  vollzogen  werden  darf,  Z.  B. 
jemand  übergiebt  einem  Scliiffer  ein  Quan- 
tum Kohlen  oder  Getreide  in  der  Weise, 
dass  am  Bestimmungshafen  lediglich  ein 
entsprechendes  Quantum  ausz\diäudigen  ist. 
Der  Empfänger  wird  hier  im  Zweifel 
Eigentümer,  seine  Schuld  ist  eine  Gattimgs- 
'jchuld,  das  Geschäft  also  nach  der  obigen 


Abgrenzung  Kreditgeschäft  Und  zwar  ein 
Kreditgeschäft  besonderer  Art,  bei  dem  die 
Kreditierung  woniger  den  Zweck  als  viel- 
mehr das  zur  betmemeren  Erreichung  des 
Transport-  oder  "V  erarbeitnngszweckes  die- 
nende Mittel  darstellt,  s.  v.  Schev  S.  57 
No.  13. 

d}   Irregoläre  Ffcuidbestellong.    Das 

Signus  inegtdare,  Barkaution,  besteht 
arin,  dass  jemand  einem  anderen  zu  Pfand- 
zweeken  das  Eigentum  an  einer  Quantität 
vertretbarer  Sachen,  namentlich  Geld,  über- 
trägt g^n  die  persönliche  Verpflichtung, 
nach  Erledigimg  des  Pfand  zweck  es  dem 
Verpfänder  das  gleiche  oder  doch  nach  Be- 
friedigung der  pfandweise  zu  sichernden 
Forderung  übrigbleibende  Quantum  ziu-Ock- 
zuerstatten.  Ein  solches  Verhältnis  kommt 
aus  naheliegenden  Grtlnden  ziir  Sicherung 
bereits  präsenter  Ansprüche  des  Empfängers 
kaum  jemals  vor;  desto  häufiger  aber  zu 
derjenigen  künftiger  Ansprüche,  die  sich 
für  ihn  aus  einer  zwischen  den  Beteiligten 
bestehenden  andauernden  Gesdiäfts-  oder 
sonstigen  rechtlichen  Beziehung  möglicher- 
weise ei^ben  werden.  So  als  Amts-, 
Dienst-,  ferner  auch  alsProzesskaulioQ, 
nicht  minder  als  Deckung  der  sich  aus  der 
Emeuenmg  eines  offenen  Kredites  et*'a 
ergebenden  Ansprüche  des  Kreditgewährere. 

Die  rcchtlictic  Konstruktion  des  Falles 
ist  schwierig  und  bestritten,  s.  dazupfaff, 
Geld  als  Mittel  pfand  rechtlicher  Sicher- 
stellung, 1868,  dessen  eigene  Auffassung 
freilich  wenig  befriedigt,  besser  Fr.  Haas, 
Sicherung  diirch  Uebereignun^  einer  Geld- 
summe, 1899.  Es  handelt  sich  dabei  in 
Wahrheit  um  nichts  anderes  als  um  die 
Uebereigaung  von  Sachen  gegen  persönliches 
Versprechen  der  Rückerstattung  in  genere, 
also  um  ein  Kreditgeschäft,  das,  wie 
das  Darlehen  dem  Leihezweck,  so  dem 
Pfandzweck  dient  und  sich  in  Art  der  ent- 
stehenden Verpfliclitungen  und  Daiior  nach 
diesem  bestimmt.  Die  Einzelheiteu  gehören 
nicht  hierher. 

e)  UneigentUoher  ITieBBbrauoh.  Der 
uneigentliche  Niossbrauch  (quasi ususfructus) 
besteht  darin,  dass  jemand  einem  anderen 
zum  Zwecke  des  Gebrauchs  und  der  Frucht- 
zieluiog  (utendi  fruendi  causa)  eine  Quantität 
vertretbarer  Sachen  zu  Eigentum  überlaset, 
gegen  das  bloss  persönliche  Versprechen 
[ier  Rückerstattung  einer  entsprechenden 
Quantität  iiacli  Beendigung  des  Verhältnisses. 
Dieser  Fall  wilii  bereits  in  den  römischen 
Qiiellen  erwähnt,  s.  tit  Dig.  7,  ">  de  nsu 
fructu  earum  rerum,  qiiae  usu  consumuntur 
vel  minuuntiir,  und  ist  nunmehr  auch  im 
deutschen  B.Ö.B.  §  1067  besonders  aner- 
kannt; s.  dazu  Hanausek,  Die  Lehre  vom 
uneigentlichen  Niessbrauch,  1879. 

Die  Konstruktion  entspricht  der  des  vo- 
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rigeo  Falles,  nur  bestimmt  sich  Umfang 
und  Dauer  der  Gerechtsame  des  Empfängei-s 
hier  nicht  nach  den  Gnindsätzen  des  Pfand- 
rechts, sondeni  des  Niessbranches  ^  der 
Empfänger  darf  also  insbesondere  die 
Nutzungen  durchaus  in  eigenem  Interesse 
ziehen  und  verwerten.  Auch  dieses  Ver- 
hältnis entzieht  sich  ausfilhrlicher  Darstel- 
lung im  vorliegenden  Artikel. 

6,  Die  KrediterSftnangflgeschSft«. 
Wahrend  die  bisher  besprochenen  Geschäfte 
bereits  selbst  eine  Kreditierung  ent- 
hielten, ist  nimmehr  auf  diejenigen  einzu- 
gehen ,  die  eiue  solche  erst  vorbereiten, 
dazu  den  Anstoss  geben.  Ich  erwähne  fol- 
gende: 

a)  Darlehensvorrertrog  (pactum  de 
mututmdo).  Man  versteht  danmter  den 
Vertrag  über  ein  künftig  ahzuschliessendes 
Darlehensgeschäft.     Es  kann  sein : 

a)  ein  pactum  de  inutuo  dando, 
■wenn  der  Kreditgeber  die  künftige  Hin- 
gabe einer  Geldsumme  als  Darlehen, 

b)  ein  pactum  de  mntuo  accipi- 
endo,  wenn  der  Kreditsncher  die  künftige 
Annahme  der  auszuzahlenden  \'ahita  ver- 
spricht. 

Beide  Abreden  können  und  werden 
sehr  oft  in  demselben  Geschäftsakt  ver- 
bunden sein.  Aber  notwendig  ist  das  nicht, 
und  selbst  eine  Vermutung  dafOr,  dass  das 
pactum  de  rautuo  dando  zugleich  pactum 
de  mutuo  aecipieudo  sei,  wird  sich  nicht  auf- 
stellen lassen.  Anders  nur  bei  entgeltlicher 
KreditgewähiTing  im  Sinne  der  Ausfall  run  gen 
oben  sub  I,  2,  e;  ist  sie  vereinbart,  so  »liegt 
eine  Kreditmiete  gleich  der  Sachmicte,  also 
ein  entgelthches  Rechtsgeschäft  vor,  ii  folge- 
deasen  der  Kreditnehmer  als  Kre^itmieter, 
■wenn  nichts  anderes  vereinbart  worden,  ver- 
pflichtet ist,  den  bedungenen  Kredit  zu  neh- 
men«, Grilnhut  bei  EiKlemann  III  S.  933. 

Die  Darlehens  von- ertrage  bedurften  in 
Eom  zur  Klagbarkeit  der  Stipulationsform ; 
derzeit  sind  die  formlos  klagbar  —  Kon- 
sensualverträge, während  das  Darlelien  selbst 
erst  durch  reale  Uebergahe  zu  stände  kommt. 
Als  Besonderheit  des  pactum  de  mutuo 
daudo  wird  gewöhnlich  aufgeführt,  dass  es 
nnter  der  stillschweigenden  clausula  rebus 
sie  stantibus  stehe,  der  Kreditgeher  also 
zurücktreten  kHnne,  wenn  sieh  in  der  Zeit 
zi\T8chen  dem  Vertr^sschluss  und  der 
Valutazahlung  eine  die  Rflckerstattung  ge- 
fährdende Versclilechterung  in  der  Ver- 
mögenslage des  Kreditnehmei-s  ergiehl.  In 
der  That  scheint  diese  I,ehi-e  in  den 
römischen  Quollen  liegründet  zu  sein,  1.  8S 
pr.  D.  4(1,  3,  und  entspricht  »der  im  Ver- 
Itehr  einer  gesunden  Anscliaunng  ent- 
sprechenden Äuffassirag«  — Worte  des  Keiclis- 
olierhandelsgerichts  in  seiner  Entsclioidung 
Bd.  23    S.  137.     Mit  Recht  ist  sie  minmelir 


auch  in  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  über- 
nommen worden,  g  610. 

b}  Die  Erediter6ffnui^.  unter  »Kredit- 
eröffnung! oder  »offenem  Kredit«  versteht 
man  deu  Vertrag,  durch  den  sich  eine 
Person,  meist  ein  Bankier  oder  sonstiger 
Kaufmann,  verpflichtet,  einem  anderen  in 
gewisser  näher  oestimmter  Art  und  Richtung 
Kredit  zu  erteilen.  Der  Vertrag  ist  dem 
eben  besprochenen  pactum  de  mutuo  dando 
verwandt,  aber  seinem  Inhalt  nach  viel 
weiter,  mannigfaltiger.  Denn  der  Kredil- 
gewährer  verpflichtet  sich  nicht  nur  und 
gerade  zur  Auszalüung  einer  Darlehnsvaluta, 
sondern  allgemein  auch  zur  Vornah mo 
solcher,  in  der  Regel  im  Vertrage  näher 
bezeichneten  Akte,  die  zur  Herstellung  des 
Zweckes  der  Kreditgewährung  im  geschäft- 
lichen Leben  dienlich  und  üblich  sind.  Da- 
hin gehört  inabesondere:  Annahme  der  vom 
Kreditsucher  auf  den  Kreditgewäbrer  zu 
ziehenden  Wechsel  und  sonstigen  An- 
weisungen, Diskontiening  von  Wechseln, 
möglicherweise  auch  Uebernahme  von  Bürg- 
schaften für  jenen  und  ähnliches  mehr. 

Die  Höhe  des  zu  gewälirendeu  Kredites 
wii-d  meist  fest  begrenzt  (»limitiert«)  sein, 
ahei'  auch  ohnedies  wird  der  Kreditnehmer 
ihn  nicht  Ober  das  den  Verhältnissen  an- 
gemessene, äussersten falls  durch  rlcliterüehes 
Ermessen  testgesetzte  Maximum  in  An- 
spruch nehmen  dürfen. 

Keinen  ünterschioil  macht  es,  ob  der 
Kredit  gegen  Deckung  —  dies  in  Form  der 
sogenannten  Kredithypothek,  s.  auch  B.G.B. 
§  1190,  oder  auch  des  oben  erwähnten 
pignus  irreguläre  —  oder  ohne  solche,  eben- 
sowenig, ob  er  entgeltlich  oder  unenfgelüich 
gewährt  werden  soll.  Doch  ist  die  Ent- 
gel tUchkeit  unter  Kaufleuten  allgemein 
üblich;  und  es  wird  unter  ihnen  vielfach 
nicht  nur  für  den  wirklich  in  Anspruch  ge- 
nommenen Kredit  eine  Verzinsung,  sondeni 
schon  für  die  blosse  Tliatsache  der  Kredit- 
eröffnung eine  ProvLsion  vereinbart. 

Ein  RücKtrittsrecht  des  Kreditgebers 
wegen  veränderter  Umstände  ist  auch  hier 
im  Zweifel  anzunehmen,  s.  Grün  hut  a.a.O. 
S,  932;  es  entspricht  nicht  nur  der  Natur 
des  Verhältnisses  und  der  allgemeinen  kauf- 
männischen Rechtsauffassung,  sondern  er- 
giebt  sich  auch  aus  der  zwingenden  Analogie 
des  für  den  Darlehensvorvertrag  im  B.G.B. 
§  610  Bestimmten. 

o)  Der  Eontokorrentvertrag.  Es  ist 
im  Grimde  einfach  ein  zweiseitiger  Kredit- 
eröffnungsvertrag, durch  den  zwei  Kauflente 
sich  gegenseitig  für  einen  bestimmten 
Zeitraum  in  einer  regelmässig  näher  ver- 
einharten und  begrenzten  Weise  Kredit  ge- 
währen. Dieser  Verti-ag  ist,  als  ledighch 
dem  kaufmännischen  Verkelu'  angehörig,  im 
(neuen)  Handelsgesetzbuch  geregelt,  g§  S.to  ff., 
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s.   dazu   Näheres    im    Art.    Handelsge 
Schäfte  a.  a.  0. 

d)  Der  Kreditanftr^.  Im  Gegensatz 
zu  den  oben  sub  1 — 3  bespi-ochenen  Ge- 
schäften handelt  es  sich  beim  Kreditauf- 
trag (maudatiim  <^iialifieatum)  nicht  sowohl 
danim,  dem  Kredit«mpfänger  selbst  Kretlit 
zu  versprechen,  als  vielmehr  darum, 
üim  solchen  von  dritter  Seile  zu 
Schaf  f CD.  Man  erteilt  darin  nämlich  einem 
Geldmann  den  Aitftrag,  einem  Dritten  auf 
Oefahi-  des  Auftraggebers  Kredit  zu  erteilen. 
Der  Kreditempfänger  ist  also  zunächst  hei 
dem  ganzen  Vorgang  noch  gar  nicht  hetei- 
ligt.  Das  Geschäft  ist  wesentlich  ein  Mandat, 
kräft  dessen  der  Mandatar  ermächtigt, 
möglicherweise,  ja  nach  Bürgerlichem  Gesetz- 
bucli  §778  80^  im  Zweiiel,  verpflichtet 
wird,  dem  Dritten  durch  Darlehen  oder  ähn- 
liche Geschäfte  Kredit  zu  gewähren.  Dies 
auf  Gefahr  des  Mandanten,  der  nach  „ 
fdr  die  aus  der  Kreditgewälming  entstehende 
Verbindlichkeit  des  Dritten  als  Bttrgo 
haftet.  Siehe  dazn  Sokolowski,  die  Man ' 
datsbOrgschaft,  1891. 

Kein  eigentliches  Kreditvorhereitungsge- 
schäft,  aber  hier  wenigstens  kurzer  Erwäh- 
nung wert  ist  endlich  der  Kreditbrief 
E^  kann  unter  diesem  Wort  die  briefliche 
Ermächtigung  zu  verstehen  sein,  einem 
Dritten  Kredit  zu  gewähren  —  dann  liegt 
ein  Kreditauftrag  im  oben  festgestellten 
Sinne  vor.  Meist  aber  enthält  er 
sonders  geartete  Zahlungsanwe 
durch  deren  Ansffthmng  der  Zahlende  nicht 
Gläubiger  des  Empfängers,  sondern  nur  des 
Anweisenden  ■weraen  soll.  Ob  darin  dann 
eine  Kredi^wähning  —  oder  gar  zwei 
solche  (eine  des  Anweisenden  an  den  Em- 
pfänger, eine  des  Angewiesenen  an  den  An- 
weisenden) —  zu  finden  sind,  lässt  sich 
nicht  allgemein  sagen.  Der  Kreditbrief 
giebt  darauf  als  solcher  ebensowenig  Ant- 
wort wie  die  gewöhnliche  Anweisung,  siehe 
ol)en  aub  II  a.  E. 

Der  Unterschied  des  Kreditbriefes  von 
der  einfachen  Zahlungsanweisung  kann  nur 
darin  gefimden  werden,  dass  letztere  auf 
eine  einmalige  Zahlung  gerichtet  ist, 
während  der  Empfänger  des  Kreditbriefes 
nach  Belieben  die  Snrarae  bis  zu  dem  fest- 
gesetzten Maximalhetrag  auf  einmal  oder 
ratenweise,  ganz  oder  unvollständig  zu  er- 
hellen befugt  ist;  siehe  G.  Cohn  a.  a.  0. 
S.  1125.  Zur  erhöhten  Bequemlichkeit  des 
Empfängers  werden  dabei  vielfach  in  dem- 
se!l)en  Kre*litbrief  mehrere  Adressaten  an- 
gegeben—  in  dieser  Form,  als  'Oirkular- 
kreditbrief",  spielt  dei-selbeim  modernen 
Reiseverkehr  eine  erhebliche  Holle. 


SSff.;  Bd.  S,  1889,  S.  S0Ö—I5.  ~  C.  Cohn  in 
Ende-mijiini  Ifandbueh  dti  Hoiidtltmrhu,  Bd.  t, 
18SS,  S.  354  —  71:  Bd.  3,  1885,  £.  SU— 997 
(daenii  S.  930— SS  von  OrütihU^.  —  W. 
Endemann  in  da-  Zelltehrift  für  HawitUrfCht, 
Bd.  4,  S.  ao^si,  191— £46.  —  V.  Ihertng, 
Der  Zweck  im  BtrhC,  t.  Aafi.,  1884,  Ä-  1S6—81. 

—  Knlea,  Dat  Geld,  t.  Änfi.,  1S8S,  8.  S7ff.  — 
Beraelbe,  Der  Xredil,  Teil  1—S,  1876 ff.,  in*- 
bfnondere  Teil  1,  S.  I — 119.  —  IMmin^ronun, 
Teilung,  Darlehen  «.  e.  w.,  1SS7.  S.  66  f.,  17Sff. 

—  RHaler  in  der  Zeittehr.  f.  HnndeUr.,  Bd.  11, 
S.  3.17—410.  —  V.  Sehey,  Die  Obligatinntr.irr- 
hältnimf  da  Hilerretrhisehen  Priealreeht»,  Heft 
1 — i,  1890— 189S.  —  Wagner  in  Ikh'inbergt 
Ilatidbiieh  der  poliiitchen  Oftonomie,  Bd.  1, 
i.  .4»rf.,  S.  S97—43i. 

Paul  Oerfmonn. 
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Kries,  Karl  Gustar, 

geboren  am  7,  VI.  1815  in  Oatrowitt  bei  N'eaen- 
barg  in  Westprenssen ,  g^i%.  in  Marienwerder 
am  13.  n.  1856,  habilitierte  eich  183»  als  Pri- 
vstdozent  für  Geschichte  in  Bre«laa,  las  seit 
1042  auch  über  Staats wissenachaften,  deren 
BQSserord entliehe  Professur  ihm  1844  ftlr  die 
nämliche  Hoch  schale  tibertragen  wurde,  gab 
ISöO  seine  akademische  Lehnhfitigkeit  auf, 
wurde  in  das  Erfnrter  Parlament  und  1851  ia 
das  preusRische  AbgeordneteiihauB  gewühlt  und 
bereiste  185B  England  behufs  eiugehenden  Sta- 
diums der  dortig-en  ÖfFentlichen  ATmeaptleg'e. 

Kries  verütTenUichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Historische 
Bntwickelung  der  Steu erver fasaang  in  Schlesien 
unter  Teilnahme  der  allf^emeinen  Landtagsver- 
sammlnngen.  Ein  Beitrag  zur  Oeschicbte  der 
schlesischen  Stände,  Breslau  1842.  —  lieber  die 
Einkommensteuer  in  Breslau.  Eine  hiatorisch- 
kritiacbe  Ahhandlimg,  ebd.  1844.  —  Ueber  die 
Verhältnisse  der  Spinner  nnd  Weber  in  Schle- 
sien und  Th&tigkeit  der  Vereine  za  ihrer  Unter- 
atfltzung,  ebd.  1845.  —  Weshalb  wollen  wir 
" "  '  Kammern,  und  wie  sind  dieselben  zu  bil- 
ebd.  1848.  —  Vorschläge  zur  Regelung 
der  GmndBtener  in  Prenasen,  Berlin  lw5.  — 
Die  euE^liache  Annenpäcge.  [Ana  seinem  Nach- 
lasse) herausgegeben  von  Karl  (Frb.)  von  Bicht- 
hofen,  ebd.  18^.  — 

))  in  Zeitschriften:  1.  Im  Archiv 
der  politischen  Oekonomie,  hrsg.  von  Rau  und 
Hanssen,  Heidelberg:  Ueber  die  Mahl-  und 
Schi ac htateuer,  die  Einknmmen-  und  Klassen- 
tener  in  Prenssen,  N.  F.  Bd.  VIII,  1&19,  S.  179ff. 
-  Besprechung  von  Mill,  Grundsätze  der  poli- 
tischen Oekonomie,  übersetzt  von  Soetbeer,  K. 
K.  Bd.  X,  1852,  S.  378ff,  —  2.  In  Zeitschr.  f. 
Staatsw.,  Tübingen;  Soll  der  Zollverein  wirk- 
lich zerrissen  werden?  Bd.  VIII,  18Ö2,  S.665ff. 
Ueber  die  Mangel  der  GeschäfCsfonuen  in 
den  preusaischen  Kammern,  Bd.  VHI,  1852,  S, 
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668ff.  —  Betracbtnngen  über  Armenpflege  nnd 
Heimatrecht  besonders  im  prenssischen  Staat«, 
Bd.  IX,  1853,  S,  3  ff.,  S.  313  ff.  —  Grnniizü^e 
nud  Ergebnisse  der  englischen  Ei n komme n- 
stener,  Bd.X,  I8Ö4,  S.  liSff,,  S.  497 ff.  —  Ueber 
die  Gemein dcBteaern  in  England,  Bd,  XI.  1855, 
S.  3ir..  S.  222ff.  —  Ueber  die  Vermögenssteuer 
im  Staate  Sew-York,  Bd.  XI,  1855,  S.  127  ff.  — 
Ergebnisse  der  prenssischen  Einkommensteuer 
und  Vorschläge  zu  ihrer  Verbesserung,  Bd.  XI, 
1865,  S.  42Uff.,  Bd.  XII,  1856,  S.  5Kff.  - 

Kries'  „Hiatoriscbe  Eutwickelung  derSt«aer- 
TerfassDDg  iu  Schlesien"  etc.  berntit  auf  den 
srilnd liebsten,  mit  besonderer  Unterstützung 
Stenzels  angestellten  archivalischen  Forschungen 
nnd  gilt  als  die  bedeutendste  Monographie, 
welche  die  Litteratur  über  die  inneren  Verhfilt- 
niSBe  Schlesiens  unter  hah!<bnrgischer  Herrüchtkft 
aufznweiaen  hat.  Als  Steuerte eoretiker  siiricht 
er  sieb  bei  der  Verteilung  der  Lasten  g;egen 
die  einheitliche  Steuer  aus,  da  die  Viel artigkeit 
der  Abgnben  auf  dem  staatlichen  Standpunkte 
beruhe,  den  einzelnen  nur  nach  Ma-isgabe  seiner 
Leistnngsßhigkeit  zur  Entrichtung  der  Opfer 
für  den  Staatszweck  heranzuniehen,  woraus  er 
auch  die  Untbau liebkeit,  den  Steuerverteilungs- 
plan in  die  Form  einer  mathematischen  Formel 
zu  fassen,  entwickelt.  Ebensowenig  ist  er  ge- 
neigt, das  Beineinkommen  als  B^nlatnr  der 
StenerTerteilnng  anzuerkennen.  Sein  posthumes 
Werk  über  „die  englische  Armenpflege"  gehurt 
*u  denjenigen  schrittst elierischen  Leistungen, 
wie  sie  nur  ganz  selbstloser  deutscher  Forscner- 
fleisa  der  Wiasenscbaft  darbieten  kann.  Es  war 
ein  heroisches  Unternehmen,  das  Armenweseu 
Englands  zum  Gegenstande  einer  wirtschaftlich- 
ethischen  Untersuchung  zu  machen,  welches  die 
Engländer  selbst  erst  drei  Jahrzehnte  nach 
Krieg'  Tode  begonnen  haben  (zuletzt  in  der 
Schrift  „Tbe  eariy  Hiatory  of  English  Poor  He- 
lief",  by  E.  M.  Leonard,  Cambridge  laOÜ)  vom 
historisch-sozialen  Standpunkte  atis  litterarisch 
zu  behandeln.  Bis  tief  in  das  Mittelalter  hinein 
musste  Eries  zum  Ursprung  des  englischen 
Pauperismus  hinabsteigen,  da  dessen  Geschichte 
von  der  Zeit  der  Kämpfe  zwischen  den  Hän- 
sem  York  nnd  Lancaster  seinen  Ausgang 
nimmt  Eine  der  schlimmsten  Eonsegnenzen 
dieses  langjährigen  Bürgerkrieges  war  die  Ver- 
armung des  Adels  nnd  damit  Uebergang  aller 
der  Elemente,  die  bisher  von  ihm  gelebt  natten, 
zum  Pauperismus. 

Kries  verfolgt  die  Geschichte  der  engli- 
schen Armenpflege  bis  zu  der  durchgreifenden 
Umgestaltung  der  englischen  Armengesetzge- 
bung  auf  .Grund  der  Farlamentsenquete  von 
1884.  Ein  Geist  der  Milde,  gestützt  auf  die 
Forderungen  eines  praktischen  Christentums, 
zieht  sich  durch  das  Werk,  in  dem  Kries  auch 
die  sittliche  Pflicht  des  Individuums  sich  selbst, 
der  Gesellschaft  nnd  dem  Staate  gegenüber 
betont. 

Vgl,  aber  Kries:  Wnttke,  Abfertigung 
von  Dr.  Kar!  Gustav  Kries,  Leipzig  1843  (be- 
zieht sich  auf  die  abfällige  Kriessche  Kritik  des 
I.  Bandes  der  Wuttkeschen  Schrift:  „Die  Ent- 
wickelung  der  Cffentlicheu  Verhältnisse  Schle- 
siens vornehmlich  unter  den  Halwburgem,")  ^ 
Röscher,  Geschichte  der  Nat.,  Mönchen  1874, 
S.  1013.    —    Allgemeine  deutsche  Biographie, 


Bd.  XVn,  Leipzig  1883,  S,  169ff.  —  Meyer, 
Die  Principien  der  gerechten  Besteuerung, 
BerUn  1884.  — 
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EriminalstatisUk. 

1.  Begriff.  2.  Zweck.  3.  Unterlagen.  4. 
Inhalt. 

1.  Begriff.  Die  Krimi oalgtatiBtik  ist  da 
Stück  der  Statistik  der  Strafrechtspflege, 
die  sich  in  vier  Teile  scheidet  AJs  ihren 
ersten  wird  man  die  Geschäftsstatistik 
üerKriminalgerichte  anzusehen  haben,  welclie 
die  Gerichtsverfassung  (Art,  ZalU,  Besetzung 
der  Strafgerichte)  und  die  Art  und  Zahl  der 
abgeniactitcn  Sai^hen  Ziffern  massig  darzu- 
stellen liat  Die  Gesdiäftsstatistik  ist  haupt- 
sächlluii  für  die  Juslizver^^'altung,  insbeson- 
dere die  Aufsichtsbehörden  von  Wichtigkeit, 
um  danach  die  Thätigkeit  der  Gerichte, 
deren  Bedarf  an  Personal  etc.  beurteilen  zu 
können.  Der  zweite  Teil  der  Statistik  der 
Strafrechtspflege  ist  diejenige  der  Recht- 
sprechung der  Strafgerichte,  die  eigentliche 
Justizstatistik.  In  dieser  soll  die  An- 
wendung der  Strafgesetze  durch  die  Straf- 
iirteile  fällenden  Behörden  gezeigt  werden; 
also  Verurteilungen  und  fteisprechungen, 
Ziierkennung  der  Strafarten  und  Strafmasse 
nach  Deliktsarten.  Durch  sie  wird  die  Aus- 
übung der  Justiz  auf  Grund  der  gegebenen 
gesetzlichen  Grundlagen  dauernd  beobachtet, 
und  sie  ist  dai-um  für  die  Kriminalisten  und 
die  zur  Gesetzgebung  in  kriminalistischen 
Dingen  Berufenen  von  grosser  Wichtigkeit. 
Die  Veröffentlichungen  zur  Justizstatistik 
finden  sich  teils  mit  der  Geschäftsstatistik, 
teils  mit  der  Kriniinalstatistik  im  engereu 
Sinne  verbunden.  An  die  Justizstatistik 
reiht  sich  natiirgemäss  an  drittens:  die  Ge- 
fängnisstatistik, welche  zeigt  wie  das 
Urteil  an  den  zu  Freiheitsstrafen  Venuteil- 
ten  vollstreckt  worden  ist  oder  wird,  und 
über  Zahl  imd  Art  der  Gefangenen,  den 
Ztistaud  der  betreffenden  Anstalten,  die  Art 
des  Strafvollzuges,  die  Kosten  desselben 
Rechenschaft  giebt  Ihr  Inhalt  ist  nutzbar 
zu  machen  für  die  Verwaltung  und  fftr  die 
Fördening  philanthropischer  Bestrebungen. 
Und  nun  als  vierte  Abteilung  der  Statistik 
der  Straf rechtspf lege  ergiebt  sich  die  Kri- 
minalstatistik oder  Statistik  der  Krimi- 
nalität. Sie  beschäftigt  sich  mit  den  Ver- 
brechern —  dieser  Ausdnick  ist  für  Per- 
sonen, welche  wegen  Ueberiretung  eines 
Strafgesetzes  vor  Gericht  gezogen  und 
schnldig  erkannt  werden,  gestattet,  wenn 
auch  die  juristische  Terminologie  unter  »Ver- 
brechen« mu-  einen  engeren  Kreis  von  Straf- 
tliaten  versteht  —  als  Bestandteilen  der  Be- 
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Tölkerung  und  lässt  sich  als  ein  besooilerea 
UntersuchiiBgsfeld  ebenso  aus  der  Statistik 
der  Strafrecntspflege  ausscheiden,  wie  sie 
als  solches  in  die  Bevöikeningsstalistik.  diese 
im  weiteren  Sinne  genommen ,  und  in  die 
sogenannte  Moral  Statistik  einbezc^n  wenlen 
kann.  Die  Justizstatistik  betrachtet  die  Ver- 
brecher als  Objekte  der  richterlichen  Thfttig- 
keit,  die  Kriminal  Statistik  widmet  ihnen 
Aufmerksamkeit  als  sozialen  Wesen,  als  An- 
gehörigen einer  Gesellschaft  —  eines  »sozia- 
len Körpers"  — ,  aus  der  sie  hervorgehen, 
durch  deren  Verhältnisse  ihre  Strafthat  ihre 
bestimmte  Form  angenommen  hat,  von  deren 
Leben  sie  selbst  ein  Stück  sind  und  zu 
deren  Lebensätisserungea  die  verbreche- 
rischen Strafthat en  gehören.  Die  Zahlen 
der  Kriminalstatistik  gewinnen  also  er&t 
Boden  dnrch  ihre  Beziehung  auf  die  Be- 
völkerungszahlen. Die  Jiistizstatistik 
kann  mit  der  blossen  Zahl  der  Verbrecher 
operieren,  z.  B.  leJureiche  Untersuchungen 
über  die  ihnen  zuerkannten  Strafen  anstellen, 
für  die  Kriminalstatistik  aber  wird  die  Ver- 
brecherzahl erst  brauchbar  durch  den  Ver- 
gleich mit  der  Bevölkerungszahl,  aus  der 
sie  hervorgehen,  und  den  Vergleich  jeder 
nach  Geschlecht,  Alter  etc.  unterschiedenen 
Kategorie  von  Verbrecliem  mit  der  entspre- 
chenden BevöUterungskategoiie.  Die  Stärke 
der  Kriminalität  kann  nur  gemessen  wenlen 
an  der  Zahl  der  Kriminellen  im  Verhältnis 
zur  Zahl  der  Kriminalfähigen,  d.  h,  der  zur 
Begehung  des  betreffenden  Delikts  körperlich 
und  geistig  Befähigten,  deren  Kreis  juristisch 
durch  die  »Strafmündigkeit«  (nach  dem 
deutschen  St.G.B.  vom  voltendeten  12.  Lebens- 
jahre an)  begrenzt  wird. 

2.  Zweck.     Der  Zweck  der  Kriminal- 

slatietik  besteht  darin ,  dass  sie  durch  Zäh- 
lung der  kriminelien  Personen  und  der 
Handlungen,  welche  als  Angriffe  auf  den 
Frieden  der  Gesellschaft  betrachtet  werden 
können,  den  Massstab  der  Kriminalität  liefern 
soll.  Die  Richtung,  die  Stärke,  die  Verän- 
derungen dieser  Aeusserungen  sollen  ge- 
messen werden.  Damit  wird  einerseits  ein 
Beitrag  ziu-  Darstellung  des  Geisteslebens 
der  Bevölkerung  geliefert,  andererseits  — 
insbesondere  durch  die  Zählung  der  krimi- 
nellen Handlungen  —  das  Mass  der  Ge- 
fährdung der  Gesellschaft  durch  diese  An- 
griffe festgestellt,  lä  ist  damit  schon  ge- 
sagt, dass  nur  solche  Handlungen  in  Be- 
tracht kommen  können,  die  für  die  Beiulei- 
lung  dieser  Tendenzen  bedeutend  und  wich- 
tig sind,  und  dass  die  Kriminalstatistik  sich 
aui  die  Einbeziehung  solcher  strafbaren 
Handlungen,  die  als  Auslluss  verbrecherischer 
Gesinnung  nicht  betrachtet  werden  können, 
Vfic  es  z.  B.  die  meisten  der  im  deutsehen 
Strafgesetü buche   als  »Uebertretungeu«    be- 


zeichneten Handlungen  sind,  nicht  einlassen 
sollte, 

Dass  die  Kriminal  Statistik  keinen  Mass- 
stab  für  die  Morahtät  der  Bevölkerung  über- 
haupt geben  kann,  ist  klar.  Kur  diejenigen 
Handlimgen,  welche  das  Strafgesetz  als  vor 
die  Gerichte  ^hörig  bezeichnet,  und  unter 
diesen  nur  die,  welche  wirklich  entdeckt 
und  auch  verfolgt  werden,  gehören  ihr  an. 
Untej'  der  Voraussetzung  aber ,  dass  die 
Quote  der  nicht  zur  Entdeckung  und  nicht 
zur  Verfolgung  kommenden  Strafthaten  un- 
gefähi'  gleich  bleibt,  sind  die  Jahresnach- 
weise der  Kriminalstatistik  zur  Beurteilung 
der  Abnahme  und  Zunahme  der  Verbrechen 
und  strafbaren  Handlungen  wichtig. 

3.  Unterlagen.  Was  die  Knminalsta- 
tistiken  liefern  können,  sind  die  Kontingente 
der  wegen  Strafthaten  angezeigten  oder  an- 
geklagten oder  abgeurteilten  Personen  und 
der  dazu  gehörigen  Handhingen  nach  ihrer 
durch  das  Strafiecht  bestimmten  Art.  Da 
eine  Person  nicht  in  demselben  Jahre,  wo 
sie  die  That  begangen  hat,  zur  Anzeige, 
Anklage,  Aburteilung  zu  kommen  braucht, 
ausserdem  eine  Person  wegen  verschiedener 
Thaten  derselben  oder  verschiedener  Art, 
die  gleichzeitig  oder  auch  zu  verschiedenen 
Zeiten  verilbt  sein  können,  vor  (lericht  ge- 
zogen werden  kann,  so  sind  die  Jahreskon- 
tingeule  von  Personen  und  Delikten 
nicht  die  gleichen.  Ausserdem  ist  zu  l>e- 
ac'hten:  wenn  in  einer  Statistik  zu  lesen  ist,, 
dass  die  Verhrecherzahl  eines  bestimmten 
Jahres  x  betrage,  so  ist  damit  gemeint,  dass 
in  diesem  Jahi-e  x  Verbrecher  —  die  zum 
Teil  aus  Personen  bestehen,  die  schon  bei 
früheren  Jahreskontingenten  oder  in  dem- 
selben Jahreskontingente  wegen  anderer 
früherer  Thaten  enthalten  waren  —  zur 
Anzeige  oder  Anklage  oder  Aburteilung 
kamen;  die  Verbrecher  gehören  aber  Jhi-en 
Thaten  nach  zum  Teil  in  ein  früheres  Jahr, 
und  man  kann  daher  z.  B.  die  Nahnin^ 
miltelpreise  des  Jahres,  für  welches  die 
Kriminalstatistik  gilt,  nicht  ohne  weiteres 
mit  der  Kriminalität  des  Jahres  in  Verbin- 
dung bringen,  weil  eben  die  betreffenden 
Stnuthaten  zum  Teil  schon  im  Vorjahre  be- 
gangen waren. 

Bedeutung  und  Wert  der  kriminalisti- 
schen Zahlen  sind  verschieden,  je  nachdem 
sich  die  Nachrichten  auf  Anzeigen,  Anklagen 
oder  Aburteilungen  beziehen.  Die 
letzteren  geben  entschieden  den  besten 
Massstab,  weil  auf  den  früheren  Stufen  des 
Verbrechens  grosse  Unsicherheiten  über 
die  Qualität  der  Handlung  und  das  Vor- 
handensein einer  strafbaren  Handlung  Ober- 
haupt bestehen.  Die  Kriminalatatistik  sollte 
sich  daher  imm^r  nur  auf  die  rechtskräfti- 
gen Entscheidungen  stützen. 

Die  Erhebungen  für  die  Krimi nalstatistik 
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sollten  sich  nicht  weiter  ausdehnen,  als  Be- 
ziehungen der  kriminellen  Pei«onen  auf  die 
Bevölkening  berechnet  und  vernflnftiger- 
weise  Beziehungen  zwischen  Kriminalität 
und  persönlichen  Eigenschaften  angenommen 
worden  können.  Eine  ganze  Reihe  von 
Fragen,  die  als  »interessante  erklärt  und 
vielfach  auch  erhoben  zu  werden  pfl^en, 
sind  fOr  die  Kriminalstatislik  in  der  That 
unbrauchbar:  so  diejenige  nach  dei-  unehe- 
lichen oder  elieljcheo  Geburt  des  Verbre- 
chers, seiner  Uildiingsstufe .  seinen  Wohl- 
habenheitsverhältnissen ,  seiner  Religion. 
seinem  Familienstände.  Ein  Teil  dieser 
Fragen  ist  deshalb  nutzlos,  weil  die  betreffen' 
den  Kategorieen  in  der  Bevölkerung  nicht 
festgestellt  werden,  so  die  Zahl  der  leben- 
den unehelich  Geborenen,  der  Gebildeten, 
der  Wohlhabenden,  also  keine  Beziehungen 
hergestellt,  keine  Verhältniszahlen  berechnet 
wenlen  können ;  ein  anderer  Teil  ist  es  des- 
halb, weil  die  betreffenden  Eigenschaften  über- 
haupt keinen  wahrnehmbaren  Einfluss  auf  die 
Kriminalität  haben  können,  wie  die  Eonfes- 
sion und  die  Religion  (so  wie  diese  bei  uns 
in  Deutschland  vertreten  sind),  der  Familien- 
stand, da  andere  Faktoren,  wie  Rasse 
und  Beruf  gegenOtier  der  Religion,  dann 
Geschlecht  und  Älter  gegenüber  dem 
Familienstande  einen  so  viel  mächtigeren 
Einfluss  habe»,  dass  man  doch,  trotz  aller 
feinen  Distinktionen  und  Berechnungen,  zu 
keiner  sicheren  Beurteilung  des  Einflusses 
der  anderen  Paktoren  kommen  wird.  Es 
ist  durch  diese  un verwertbaren  Fragen  und 
aussichtelosen  Untersuclumgen  viel  Kraft  in 
der  Kriminalstatistik  verschwendet  worden. 
Dieselbe  wird  genug  thun,  wenn  sie  an 
Personalien:  Geschlecht, Alter, Beruf, 
Vorstrafen  erfragt. 

Hierbei  ist  die  Frage  nach  dem  Beruf 
deshalb  sehr  schwer  verwertbar,  weil  die 
Berufsktassen  der  Verbrecher  auf  die  ent- 
sprechenden Berufsklassen,  wie  sie  in  der 
BevOlkenmg  vertreten  sind,  bezogen  wertlen 
müssen.  Wenn  man  nun  auch  die  letzteren 
auf  Grund  von  Volkszählungen  ausgescliie- 
den  hat,  so  kann  man  doch  nicht  erwarten, 
für  die  Verbrecher  gleichartige  Änszäli- 
lungen,  welche  eben  für  die  Berechnung  von 
Verhältniszahlen  notwendig  sind,  zu  erhalten. 
Die  Erhebungen  fiber  den  Beruf,  die  aus 
Anlass  der  gerichtlichen  Verhandlungen  zur 
Feststellung  der  Personalien  der  VeÄrecher 
gemacht  wenlen,  richten  sich  nicht  nach 
jenen  bei  den  Volkszählungen  vorgenomme- 
nen Klassifikationen  und  sind  sowolil  hin- 
sichtlich der  Benifsart  wie  der  Berufsstcl- 
lung  regelmässig  weniger  eingehend  und 
genau,  weil  der  Richter  in  der  Mehrzahl 
der  Fälle  kein  erhebliches  Interesse  an  sol- 
chen Nachforschungen  hat.  Namentlich  ist 
die  bei  den  Gerichten  sehr  beliebte  Kate- 


gorie »Arbeiter«,  die  für  die  Charakterisie- 
rung der  Person  genügend  befunden  wird, 
ein  starkes  Hemmnis  für  die  Benifseintei- 
lung  der  Verbrecher  und  für  ziffemmässige 
Vergleiche  mit  derjenigen  der  Bevölkerung. 

Was  die  Vorstrafen  betrifft,  die  ge- 
wiss ein  wichtiges  Moment  zur  Beurteilung 
der  Kriminalität  sind,  so  ist  deren  Fest- 
stellung mit  Hilfe  der  Strafregister  (casier 
judiciaire)  gewiss  durchfflhrbau:  und,  wo 
solche  bestehen,  genügend  gesichert.  Die 
Schwierigkeit  liegt  in  der  Herstellung  kor- 
rekter Vergleiche  der  in  einem  Jahr  zum  1., 
2.  u.  s.  w.  mal  bestraften  mit  den  Vorbe- 
straften und  nicht  Vorbestraften  in  der  Be- 
völkerung. Es  hat  ein  erhebliches  Interesse, 
zu  ermitteln,  ein  wie  grosser  Teil  der  Ver- 
brecher sich  aus  den  schon  Vorbestraften 
rekrutiert,  imd  dazu  müssen  die  Rückfälligen 
auf  die  des  Rflckfalla  fähigen  Personen  be- 
rechnet werden  können.  (Vgl.  über  diese 
Frage  insbesondere  die  unten  angeführten 
Schriften   von  Köbner,   Zucker  und  Mayr.) 

Ausser  den  Angaben  über  jene  persön- 
lichen Verhültnisse  wird  die  Kriminalstatis- 
tik noch  benutzen  können  diejenigen  über 
den  Ort  und  über  die  Zeit  der  That  Der 
Ort  der  That  nämlich  trifft  in  der  Regel 
zusammen  mit  dem  Wohnort  (regelmässigen 
Aufenthaltsort)  des  Verbrechers  oder  liegt 
im  Umkreise  desselben ;  wenn  man  also  die 
Verbi-echerzahleu  nach  Bezirken  ordnet,  so 
kommt  man  dadurch  dem  Ausdrucke  für  die 
Kriminalität  der  AVohnbevÖtkeruug  der  be- 
treffenden Bezirke  so  nahe,  als  es  mit  den 
Hilfsmitteln  der  Statistik  fll^erhaupt  möglich 
ist;  und  mit  der  bezirksweisen  Zählung  der 
Thaten  gewinnt  man  jedenfalls  den  Mass- 
stab für  die  Gefährdung  der  Bevölkerung 
des  Bezirks  durch  die  verschiedenen  im 
Strafgesetzbuch  vorgesehenen  Arten  von 
Strafthaten.  Die  Feststellung  des  Zeit- 
punktes der  Begehung  der  That  —  der 
vom  Zeitpunkte  der  Aburteilung  mehr  oder 
weniger  entfernt  liegt.  —  ist  schon  deshalb 
notwendig,  um  die  Tliaten  und  damit  auch 
die  Thäter  nach  Zeiträumen  richtig  ordnen 
zu  können,  im  Unterschiede  von  den  Zeit- 
räumen (Jahren)  <ler  Aburteilung.  Man  liat 
ahei'  dafür  noch  eine  andere  statistische 
Verwendung,  nämlich  die  üntersnchui^  des 
Zusammenhanges  der  Häufigkeit  der  Straf- 
thaten und  ihrer  Arten  mit  dem  meteorolo- 
.  rischeu  Charakter  der  Zeitabschnitte :  Monate, 
Jahreszeiten.  Man  findet  da  für  einzelne 
Deliktsarten  eine  gewisse  Bewegimg  nach 
Jahreszeiten  heraus,  z.  B.  ein  Anschwellen 
der  einfachen  Diebstähle  in  den  Wintermo- 
naten, der  Unzuchtsdeükte  in  den  ersten 
Sommermonaten,  die  den  Moralstatistikern 
mancherlei  Anlass  zu  mehr  oder  weniger 
tiefsinnigen  Betrachtungen  über  die  Abhän- 
gigkoit   des  Menschen    von    äusseren  Ver- 
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hältnissen  gegeben  haben.  Es  igt  aber  nicht 
ratsam,  die  Kriminalstatistik  fortgesetzt 
mit  soleJien  Untersuchungen  zu  belasten,  die 
ihrer  Natur  nach  immer  zu  den   gleichen 

S^btiissen  führen   müssen  und    iriminal- 
itisch   brauchbare  Belehningen  über  den 
ang    der   Kriminalstatistik    nicht    bieten 
küanen. 

4.lDfaalt  Derlnhalt  der  Kriminalstatistik 
der  einzelnen  Länder  ist  derart  verschieden, 
dass  die  Vergleichbarkeit  so  gut  wie  ganz 
ausgeechJossen  ist.  Es  liegt  dies  daran  dass 
die  Kriminalstatistik  selbst  verstand  licK  ab- 
hängig ist  von  der  strafrechtlichen  Ver- 
fassung —  "Strafrechtt  wäre  zu  wenig  ge- 
sagt —  der  einzelnen  Staaten,  nämlich 
1.  den  Definitionen  der  Delikte  im  Straf- 
gesetz, 2.  der  Abgrenzug  zwischen  offizieller 
und  privater  Strafverfolgung,  3.  der  Intensität 
der  btrafi-erfolgung  an  und  für  sich.  Für 
die  Zählung  der  Verbrecher  überhaupt  kommt 
auch  noch  in  Beli-acht,  welche  Grenze  der 
StrafmOndigkeit  —  bei  uns  12  Jahre 
zogen,  wann  also  die  gerichtliche  Aburteiliing 
überhaupt  möglich  ist.  —  Am  ehesten  können 
noch  Vergleiche  in  der  Art  gema(;ht  werden, 
dass  man  gewisse  in  den  Motiven,  wenu 
auch  nicht  der  strafrechtlichen  Benennung 
nach,  gleichartige  DeliKtc  zeitlich  verfolgt, 
z.  B.  aus  unserer  Statistik  »Einfachen  und 
schweren  Diebstahl«,  aus  der  österreichischen 
»Verbrechen  und  Uebertretungen  des  Dieb- 
stahls-',  aus  der  französischen  »vol«  (crimes 
et  <]elits).  Aber  selbst  Delikte,  die  nach 
landläufiger  Auffassung  ihrer  Begrenzung 
nach  kaum  zweifelhaft  sein  sollten,  geben 
keine  unmittelbaren  Vergleichszahlen;  man 
würde  z,  B.  sehr  fehl  gehen,  wenn  mau  das 
als  Moi-d  (meurire)  bezeichnete  Verbrechen 
zur  Gnindlage  eines  Vei-gleichs  zwischen 
Deutschland,  Oesterreich,  Frankreich  madieii 
wollte;  denn  dem  »Mord«  nach  Öster- 
reichischem Kecht  würde  mau  die  bei  uns 
als  'Mords  und  als  »Totschlags,  in  Frank- 
reich die  als  »assassinat«,  »empoisonnement«, 
»parricide«  inid  =meurtre«  bezeichneten 
Delikte  gegenüberstellen  müssen.  —  Dass 
die  Kriminal  Statistik  Englands,  wo  ein  viel 
gr<">saeror  Teil  der  Strafverfolgung  der  Privat- 
initiative überlassen  ist  als  in  den  kon- 
tinentalen Staaten,  in  einem  ganz  anderen 
Sinne  beurteilt  werden  rauss  als  die  der 
letzteren,  ist  unzweifelhaft;  dass  man  die 
Zahl  der  Verurteilten  —  und  nur  diese 
kann  als  Massstab  der  Kriminalität  benutzt 
werden  —  in  Italien  nicht  mit  der  von 
anderen  Staaten,  die  sich  einer  kräftigeren 
Polizei  und  Strafgewalt  ertreuen,  vergleichen 
kann,  liegt  auf  der  Hand.  —  Zu  diesen  iu 
den  (Jnindlagen  der  Rechtsverhältnisse  ge- 
gebenen Vei^leichsschwierigkeiten  kommen 
noch  die,  welche  sich  infolge  des  Auf- 
baus der  Statistik  geltend  machen;   dahin 


gehören  die  Unterschiede  erstens  im  Um- 
feing  der  Statistik :  ob  sie  sich  auf  alle  im 
Strafrecht  anerkannten  VerfehlunRCn  er- 
streckt oder  nur  anf  einen  Teil  derselben 
(bei  ims ;  Verbrechen  und  Veraehen,  während 
die  Uebertretungen  —  St.G.B.  §  360  ff.  — 
ausgeschlossen  sind);  dann  ob  die  Basis  der 
Statistik  in  die  Venirteilten,  Abgeurteilten, 
Angeschuldigten  oder  gar  Angezeigton  gelegt 
ist;  femer:  die  Ai-t  der  Zählung  der  Per- 
sonen: ob  sie  im  Falle  gleichzeitiger  Ab- 
urteilung wegen  zweier  oder  mehrerer  Straf- 
thaten  bei  der  schwersten  derselben  (wie 
bei  inis)  oder  bei  jeder  derselben  gesohlt 
werden.  Andere  erst  beim  Detailstudium 
der  statistischen  Koastruktim  bemerkbare 
Eigentümlichkeiten  können  auch  noch  grossen 
Einfluss  auf  die  Tergleichbarkeit  der  Zahlen 
des  einen  Landes  mit  der  des  anderen  haben. 
Die  Herstellung  einer  Kriminalstatistik 
ist  in  den  grösseren  Kulturstaaten  wohl 
zuerst  in  Frankreich  begonnen  worden, 
wo  schon  seit  Mitte  der  20er  Jahre  des 
19.  Jahrhunderts  solche  Berichte  ver- 
öffentlicht werden.  Sie  erscheinen  gegen- 
wärtig jährlich  unter  dem  Titel  »Compte 
gf^neral  de  radministration  de  la  justice 
criminelle  en  France--,  Die  Tabellen  werden 
durch  einen  »Rapport«  des  Justizministers 
eingeleitet,  der  das  wichtigste  aus  ihnen 
mit  Rückblicken  auf  die  letzten  zehn  Jahre 
hen-orhebt.  In  Oesterreich  beginnt  die 
Kriminalstatistik  im  Anfang  der  50er  Jahre 
(Str,ö.B.  von  lfi52).  Die  »Ergebnisse  der 
Straf rechtepflege«  werden  als  3.  Heft  der 
»Statistik  der  Rechtspflege»,  bearbeitet  unter 
Mitwirkung  des  K.  k.  Justizministeriums  im 
Bureaii  der  K.  K.  Statistischen  Central- 
kommission,  von  letzterer  jährlich  heraus- 
gegeben. Die  Kriminalstatistik  für  Ungarn 
findet  sich  in  dem  auch  in  deutschem  Text 
^  gebenen  »Ungarischen  Statistischen 
Jahrbuch«.  In  England  beginnt  die  Kri- 
minalstatistik in  der  Mitte  der  50er  Jahre. 
Die  «Criminal  Statistics«  erscheinen  jährlich 
als  Part  I  der  »Judicial  statistics,  England 
and  Wales«  mit  der  ausführlichen  Bezeich- 
nung ^Statistics  relating  to  criminal  proceed- 
ings,  Police,  Coroners,  Prisons,  Reforinatory 
and  ludustrial  Schools  and  Criminal  Lunatics 
for  tlio  year  ,  ,*  mit  einer  Introdurtion, 
herausge^ben  vom  Home  Office.  Die  Kri- 
minalstatistik Italiens,  wo  1890  ein  neues 
Strafgesetzbuch  eingeführt  worden  ist,  wird 
von  der  Direzione  generale  della  Statistica 
als  »Statistica  giudiziaria  penale«  jährlich 
herausgegeben  mit  zeitweilig  erscheinenden 
»Notizie  complementari  alle  statistiche 
giudiziarie  penali«,  welche  ausgiebigere  Nach- 
richten über  die  persönlichen  Verhältnisse 
der  Verurteilten  enthalten. 

Ausführlicher   als   die   Kriminalstatistik 
es  dieser  Staaten  ist  die  des  Deutschen 
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Reichs,  die  mit  dem  Jahre  1882  beg^innt 
^tr.G.B.  TOn  1871)  uod  jährlich  als  ein 
Band  der  »Statistik  dea  Deutschen  Reichs« 
veröffentlicht  wird.  Dem  umfangreichen 
Tabelleiiwerk  wird  eine  textliche  Bearbeitung 
beigegebeo,  die  für  den  einen  Teil  desselben 
TOm  Beichsjuslizamt,  für  den  anderen  vom 
Eaiserliclien  Stalistischen  Amt  geliefei-t  wird. 
Die  vorstehende  Tabelle  fasst  eine  AnEahl 
der  wichtigsten  Zahlen,  welche  unsere 
Kiiminalstatistik  bis  jetzt  geliefert  hat,  zu- 
Bam.men, 

Litteratur:  L.  BodiO,  ComparabitM  da  ItatU- 
tUiuti  pfaaUt,  BuUititt  de  l'jTittüut  inCernofionoi 
de  alatUliqve,  tome  VI,  lS3t.  —  A.  BoBco,  Lo 
ttudio  dtlta  delinqutma  e  U  daaißcatione  dei 
reati,  ebeudatelbti.  —  Jlf.  E.  Yvemig,  La 
elenentt  ettenlirla  qiii  doivenl  fignrer  dant  ta 
HatUtigue    (rimiuelU,    datelbtl,    fotne    ///,    1S3S. 

—  IV.  Stark«,  unter  deauttbat  Titel,  ebenda, 
Urne  IV,  ISSS.  —  O.  ItiehUr,  KriminaUtatü- 
tUfke  Vergleiehe  in  Betug  auf  die  Nachvieüe 
über  Geiehleckt  und  Alier,  Vieriefjahnli^fle  tur 
Slalittik   da  Üciiuchen  Seicht,   1S9S,  Ilefl  III. 

—  G.  V.  Mayr,  Weien  und  Ziele  der  Kriminal- 
tlaliilii,  Jahrb.  /.  JCriminalp.  v.  innere  Müiion  I, 
7895.  —  B.  warxtrtirger,  Ueber  die  Vergleick- 
barkeit  kriminaliitiicher  Daten,  Jahrb.  f.  NaI. 
V.  Siat.,  N.  F.,  Bd.  U,  1887.  —  K.  Seutemann, 
Die  im  engeren  Sinne  toiiaU  Kritnina^tatietil: 
dii  Statitlik  der  Seehtnerleltungen,  Jahrb.  für 
GeitUgebang ,  VeneaUung  und  VoU:tmrUehnft, 
Jahrg.  SS,  1899.  —  U.  V.  Scheel,  Zur  Ein- 
führung in  die  KrimiaaUtaUttik,  inibeeimdere 
det  ItevUehen  Reiche,  JUaj/ri  Ällgem.  Statittitchet 
Archiv,  I.  Jahrg.,  1890.  —  O.  TartU,  La 
ertTninalÜe  mmparfe,  Parii  1866.  —  R.  P. 
Falkner,  KriminaliUU  und  KriminalilältilatiiHk 
mit  beeonderer  Amcenduag  auf  amerOanitche 
Verhällnieee,  Zeitachrift  für  Krimivalanthropo- 
logU.  1897,  Heft  IIL  —  W.  B.  Morrlaon, 
The  interpretation  of  Criminal  l^atietici.  Jonmal 
of  tke  Boj/al  Stalittical  i^ciety,  London,  March 
1897. 

Intbeeondere  zur  Stat.  der  Rückfälligen: 
O.  Ktffcner,  Die  Methode  einer  initieneehaß. 
liehen  RüekfaÜMlatittik,  Berlin  1893  fSonderabdr. 
aut  Zeillehr.  f.   d.  gei.  Strt^freehi*u>.  XIII,  5J. 

—  A.  Zueher,  Ein  Beitrag  zur  Eniu)ickehing 
einer  richtigen  RHekfaUitUUitlik ,  Wien  1894 
(Selbitverlag).  —  G.  v.  Mayr,  Zur  Beform  der 
BUcItfalUelatiitik,  Allgem.  Slot.  Arch.,  Jahrg.  189S. 

—  ^r  Organieation  der  SOekfalieilatietik,  ebenda 
1896.  —  Gutachten  über  die  Organieiüion  der 
RUckfalUitalittik  in  den  Mitteilungen  der  Inter- 
nationeUen  Kriminalietiechen  Vereinigung,  Bd.  4 
und  S,  1894  imd  1895. 

H.  V.  Scheel. 
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Nütionaläkoiioniie.  IV.  Oeschicbtliche  £n  t- 
wickelnng  der  Krisen  im  19.  Jahrhun- 
derte. 10.  Die  Krise  von  1815.  11.  Die  Krise 
von  1825.  12.  Die  Krise  von  1836/39.  13.  Die 
Krise  von  1847,  14.  Die  Krise  von  1857. 
15-  Die  Krise  von  1873.  16.  Die  Krisen  von 
1882  und  1890.  17.  Die  amerikanische  Krise 
von  1893.  18.  Der  Aufschwung  des  deutschen 
Wirtschaftslebens  seit  1895. 

I.  EinleitODg. 
'  1,  Begriffliches.  Von  Medizinern  ge- 
braucht, bedeutet  das  Wort  Krise  den  ent- 
scheidenden Wendepunkt  im  Verlaufe  einer 
Krankheit  Im  volkswirtschaftlichen  Sinne 
wird  es  für  ökonomische  Störungen  sehr 
verschiedenartiger  Natur  angewendet.  Doch 
liaadelt  es  sich  in  der  Regel  um  Störungen 
des  Gleichgewichtes  zwischen  Produktion 
und  kauffähiger  Nachfrage.  Mit  ziemlicher 
Uebereinstiinmung  werden  als  Merkmale 
einer  nahenden  Krise  genannt:  rege,  ja  wag- 
halsige und  unsolide  Unternehmungslust 
eine  weite  Kreise  ergreifende  Sucht,  sich 
rasch  zu  bereichem  und  langsamen,  al>er 
sicheren  Gewinn  zu  verschmähen,  eine  merk- 
würdige Leichtgläubigkeit  des  Publikums 
gegenüber  neu  auftretenden  Unternehmungen, 
eine  rasche  Steigerung  der  Warenpreise,  des 
Arbeitslohnes  und  der  Kittse  von  Industrie- 
und  Bankpapieren.  Der  Verlauf  einer  bereits 
eingetretenen  Krise  aber  wird  von  Fr,  Engels 
treffend  in  folgender  Weise  geschildert: 
"Der  Verkehr  stockt,  die  Märkte  sind  über- 
füllt, die  Produkte  liegen  da,  elienso  massen- 
haft wie  unabsetziÄr,  das  bare  Geld  wird 
unsichtbar,  der  Kredit  verschwindet,  die 
Fabriken  stehen  still,  die  arbeitenden  Massen 
ermangeln  der  Lebensmittel  .  .  .  Bankerott 
folgt  auf  Bankerott,  Zwangs  verkauf  auf 
Zwaneeverkauf.  Jahrelangdauert  dieStockimg, 
Produktivkräfte  wie  Produkte  wei-den  massen- 
haft verludet  und  zerstört,  bis  die  aufge- 
häuflen  Warenmaesen  unter  grösserer  oder 
gerii^rer  Entwertung  endlieh  abfliessen, 
bis  P^mduktion  und  Austausch  allmählich 
"ftieder  in  Gang  kommen.  Nach  und  nach 
beschleunigt  siäi  die  Gangart,  fällt  in  Trab, 
der  industiiolle  Trab  geht  über  in  Galopp, 
imd  dieser  steigert  sich  bis  zur  zügellosen 
Karriere  einer  vollständigen  industriellen, 
kommerziellen,  kreditlichen  und  spekulativen 
Steeple-chase,  um  endlich  nach  den  bals- 
brechenden  Sprüngen  wieder  anzulangen  — 
im  Graben  des  Kraches.«  Kürzer,  aber  im 
wesenthchen  übereinstimmend  lautet  die  be- 
Itannte  Kennzeichnung  des  modernen  Wirt- 
schaftslebens durch  Lord  Overstone:  »State 
of  quiescence,  improvement,  growing  confi- 
dence,  prosperity,  escitemeat,  ovcrtrading, 
conviilsions,  |iresBuire,  Stagnation,  distress 
ending  again  in  quiescence.c 
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Die  neueren  Krisen  (1873 — 79;  1SS2  bis 
1887)  erscheinen  freilich  mehr  als  laug  andau- 
ernde, elironische,  schleichende  Störnngen  des 
WirtsicliaftslebeDS  imd  wOrdeü  insofern  besser 
durch  den  Ausdniek  »depressioti.  gekenn- 
zeichnet werden.  Je  nach  der  grösseren 
oder  eeringeren  Austlchuung,  welche  den 
wirtscuaft liehen  Störungeu  zukommt,  spricht 
man  von  allgemeinen  und  besonderen  Krisen, 
wahrend  die  Bezeichnungen  Handelskrisen, 
Börsenkrisen,  Spekulationskrisen,  Prottnk- 
lionskrisen ,  Qrflndiingskrisen ,  Geldkrisen 
u,  s.  f.  den  verschiedenen  Gebieten  des  Wirt- 
schaftslebens Bechnung  tiTigen,  auf  denen 
die  Störnn^n  sich  gerade  äussern. 

Die  Ensen  lassen  sich  jedenfalls  nicht 
aus  einem  einzigen  Princijie  heraus,  etwa  der 
Planlosigkeit  der  Pi-odukllon,  der  freien 
Konkurrenz,  der  Unterkonsumtion,  dem  Privat- 
eigentum an  Grund  und  Boden  etc.  genügend 
erklären.  Bei  jeder  all  gemein  eicn  Krise 
treten  vielmehr  ganze  Eeihen  von  Ursachen 
teils  konstanter,  teils  variabler  Natur  in 
Wirksamkeit,  Am  einfachsten  dilrften  sich 
die  einzelnen  in  Betracht  zu  ziehenden 
Slörungaursachen  nach  den  Gebieten  grup- 
pieren lassen,  auf  denen  sie  zur  Eutwicke- 
lung  gelangen, 
IL  Ursachen  der  Wirtschoftokrlsen. 

2.  Prodnktioo.  Solange  jede  Wirtschaft 
alle  Gilter,  dei-en  sie  bedai-f,  selbst  hei-stellt, 
kann  eine  Täuschung  in  betreff  des  Bedarfes 
kaum  erfolgen.  Der  hie  und  da  noch  in 
geschlossener  Raus  Wirtschaft  lebende  Alpcn- 
bauer  wird  über  die  Menge  und  Art  der 
Erzeugnisse,  die  er  in  seiner  Wirtschaft  für 
seine  Angehörigen  zu  gewinnen  liat,  nicht 
Iciciit  in  Inlum  geraten.  Erst  mit  der  Aus- 
bilthmg  der  beruf smfcis igen  Arbeitsteilung 
imd  des  Tausch-  und  Markt  Verkehres,  mit 
dem  Uebergange  aus  der  Bedarfswii-tseliaft 
in  die  Erwerliswiilscliaft  wird  es  zu  einer 
schwierigen  Aufgabe,  dieProduktion  in 
<] nantitativer  und  ipialitativer  Hin- 
sicht dem  Bedarfe  anzupassen,  luid 
zwar  um  so  eher,  je  mehr  das  Princip  der 
Arbeitsteilung   an    räumlicher   Ausdehnung 

f'winnt  imd  an  Stelle  der  unmittelbaren 
imdenarbeit  der  unternehm ungsweisi:!  Be- 
trieb tiitt,  die  Produktion  föi-  einen  unbe- 
kannten, erst  auf  dem  Markte  erscheinenden 
Käufer.  In  den  modernen  Kulturstaaten 
aber  ist  nicht  nur  das  Princip  der  liaus- 
uud  stailtwii-tscliaftlichon ,  sondern  sogar 
auch  der  Gedanke  der  nationalwirtscliaft- 
hchen  Autarkie  zu  Gunsten  der  wcltwii-t- 
Kchaftlichen  Arbeitsteilung  verlassen  woKlen. 
Koiisimiout  und  Produzent  rücken  räumlich 
immer  weiter  aus  einander.  Zalik'eiche  kapi- 
talistisclie  Unternehmer  treten  als  Zwischen- 
glieder auf.  Der  Inhaber  einer  Baumwoll- 
drutkerei  kauft  Baum wollge webe,  an  deren 
Herstellung  bereits   der  Baumwollpflanzer, 


der  Importem-,  der  Spinner  und  Weber  be- 
teiligt waren,  und  er  versieht  sie  mit  Mustern, 
ohne  TOrher  bestimmt  zu  wissen,  ob  und 
unter  welchen  Bedingungen  diese  Muster 
auch  den  Beifall  der  Känfei'  finden  werden. 
Die  Zahl  der  Unternehmer,  die  nicht  mehr 
genussreife  Produkte,  sondern,  um  mit 
K.  Menger  zu  reden,  nur  Gilter  höhei-er 
Ordimngen  produzieren,  wSchst,  und  auch 
die  Herstellung  der  komplementären  Güter 
verteilt  sich  unter  versdiiedene,  von  ein- 
ander unabhängige  Produzenten. 

Wie  leicht  können  inelir  Güter  ü.  oder 
6.  Ordnung  erzeugt  wollen  sein,  wie  leicht 
Gfller  2.  oder  3.  Onlnuug  woniger,  als 
schliesslich  zur  Produktion  der  betreffenden 
Gfller  erster  Ordnung  notwendig  sind!  Wie 
leicht  kann  in  diesem  ungeheueren  Getriebe 
der  Weltwirtschaft  ein  Rad  zu  langsam,  ein 
anderes  zu  schnell  laufen!  Giebt  es  doch 
bloss  einen  einzigen,  nur  zu  leicht  versagen- 
den Begnlator:  die  Preisbildung  bezw.  die 
Höhe  des  Untern  eh  mergewinnes.  Steigender 
Gewinn  zeigt  au,  dass  der  Bedarf  an  den 
Erzeugnissen  der  [«treffenden  Unternehmung 
noch  nicht  gedeckt  ist,  fallender  Profit  kündet 
das  Gegented.  Nun  liat  allci-dings  die  er- 
staunliche VervoUkommnuugdosNachrichten- 
verkehrs  und  der  Organisation  der  Märkte 
und  Börsen  in  den  letzten  Jahrzehnten  den 
Uoberblick  über  die  Preis-,  Produktions-  und 
Bedarfsveriiältnisse  ganz  wesentlich  erleich- 
tert und  die  Fehlergrenze  bei  der  Ab- 
schätzung der  zukünftigen  Naclifrage  ver- 
mindert. Vielleicht  sind  aus  diesem  Grunde 
auch  die  akuten  Krisen  seltener  gewoi'den. 
Allein,  m^  der  Unternehmer  jetzt  auch  eher 
erfahren,  ob  die  Nachfrage  oder  das  Angebot 
überwiegt,  so  erlangt  er  doch  noch  keine 
idare  Voretellung  darüber,  um  wieviel  Kach- 
frage und  Angebot  auseinander  gehen,  imd 
namentlich  nicht,  um  wieviel  sie  in  der 
nächsten  Zukunft  auseinander  gehen  werden. 
Es  liegt  in  derNatui- der  meisten  Menschen, 
die  günstigen  Chancen  zu  über-,  die  un- 
günstigen zu  unterschätzen.  Und  würde 
auch  ein  einzelner  Unternehmer  für  seine 
Person  die  Marktlage  durchaus  richtig  be- 
urteilen, so  reicht  das  noch  teiueswegs  aus. 
Wollte  er  vollkommen  sicher  gelieii,  so 
müsste  er  auch  In  Erfahnmg  bringen,  wie 
seine  Konkurrenten  <lie  Marktla^  abscliätzeii. 
llu^  Irrtümer  treffen  ihn  bei  der  gegen- 
wärtigen gesellschaftlichen  Organisation  der 
Volkswirtschaft  ebenso  empfindlich  wie  seine 
eigenen.  Wird  von  einem  Konkurrenten 
die  Aufnahmefähigkeit  des  Marktes  über- 
holt, so  schädigt  der  aus  diesem  Missverliält- 
nis  sich  ergeliende  Pivisfall  alle  Produzenten 
der  Ware. 

Ist  es  daher  innerhalli  der  moilcmeii,  auf 
Arbeitsteilung,  Tausch  verkehr,  freier  Kon- 
kurrenz imd  Privateigentum  beruhenden  Or- 
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r  Volkswirtschaft  selbst  für  den 
b^onnenen,  oüchtem  prüfenden  Unternehmer 
in  der  That  sehr  sehwierig  geworden,  seine 
Produktion  mit  dem  Bedarfe  in  Ueberein- 
stimmung  zu  halten,  so  soll  anderei-seits 
durchaus  niclit  in  Abrede  gestellt  werden, 
dass  ein  gi-osser  Teil  der  Unteniehiner  keines- 
wegs danach  strebt,  dasjeni^  Mass  von  Ein- 
sicht in  die  Marktverhältnisse  zu  erlangen, 
das  objektiv  zu  eiTeicIien  müglich  «äre. 
Steigen  die  Preise  einer  wichtigeren  Ware, 
so  wirft  sich  die  Untern ehmnngslnat  blind 
und  toll  auf  die  Herstellung  dieses  Artikels. 
Jeder  UntiTnehmer  verfolgt  nnr  seinen  Vor- 
teil, und  wenn  er  sich  auch  sagen  muss, 
dass  der  Markt  keineswegs  die  Pi-oilukte  aller 
mit  ihn»  konkurriei'ender  Unternehmer  werde 
aufnehmen  kCnnen,  so  hofft  er  doch  in  der 
Regel,  dass  gerade  seine  Waren  noch  unter 
zufriedenstellenden  Bedingimgen  Absatz 
finden  werden.  Er  muss  sich  femer  sagen, 
dass  eine  Ziiriickhaltimg  seinerseits  nur  den 
Kon  klirren  ten  zu  statten  kommen  wtlnle. 
So  wurde  z.  B,  1892  von  selten  der  Re- 
gierung an  die  Baumwollpflaazer  in  Nord- 
araeiika  eine  Aufforderung  gerichtet,  das 
mit  Baumwolle  zu  bepflanzende  Areal  zu 
vermindern,  da  nur  auf  diesem  Wege  der 
hen-sehenden  Ueberproduktion  und  dem  aus 
ihr  entspringenden  Preisdnicke  erfolgreich 
entgegen  gearbeitet  werden  könnte.  That- 
säelilich  trat  keine  nennenswerte  Verrainde- 
nmg  des  Anbaues  ein.  Die  Mahnungen 
waren  erfolglos  geblieben.  Jeder  einzelne 
Farmer  hatte  nur  von  seinen  übrigen  Kollegen 
gehofft,  dass  sie  den  guten  Rat  befolgen  und 
weniger  Baumwolle  anpflanzen  würden. 
Von  der  so  zu  erwartenden  Preissteigerung 
wollte  man  aber  möglichst  grossen  Gewinn 
ziehen  und  baute  selbst  ebensoviel  wie  früher. 
Die  Verhaltnisse  der  modernen  Technik 
bringen  es  mit  sich,  dass  selbst  dann,  wecn 
bereits  sinkende  Preise  die  Ueber- 
fnllung  des  Marktes  anzeigen,  das 
Angebot  nur  seh  wer  eingeschränkt 
oder  zurückgezogen  werden  kann. 
Mit  der  Veixlrängung  der  Handai-beit  durch 
die  Maschine  und  der  höheren  Entwiekelung 
der  Arbeitsteilung  sind  die  Kapitalbetrage 
immer  grösser  geworden,  welche  zui-  Pro- 
duktion einer  bestimmten  Ware  dauernd  an- 
zulegen sind.  Ebenso  nimmt  die  Zahl  ver- 
wandter Produkte  ab,  zu  deren  Herstellung 
noch  dieselben  Werk vorrichtim gen  benutzt 
werden.  Es  giebt  jetzt  Spinnmaschinen,  die 
lediglich  zum  Spinnen  einzelner  bestimmter 
Garnnummern  tauglich  sind,  Webstühle,  mit 
denen  sich  nur  einige  wenige  Sorten  von 
Bawmwollge weben  produzieren  lassen.  Man 
vermag  nicht  mehr,  wie  es  früher  innerhalb 
gewisser  Grenzen  möglich  war,  auf  dem- 
selben Webstuhle  Fladis,  Hanf,  Baumwolle 
oder  Wolle  zu  verarbeiten.    Dieses  beträcht- 


liche, in  Wei-kvorrichtungen,  die  nur  für  die 
Herstellung  ganz  bestimmter  Produkte  ge- 
eignet sind,  festgelegte  Kapital  zwingt  den 
Unternehmer,  auch  bei  sinkenden  Preisen  die 
Produktion  fortzusetzeji,  da  nur  auf  diese 
Weise  noch  eine  gewisse  Verzinsung  \ini\ 
AmortisationdesAnJj^kapitals  herbeigeführt 
werden  kann.  Daher  die  Erscheinung,  dass 
hei  Ausbreitung  des  Maschinensysteme  der 
Betrieb  In  Zeiten  der  Krise  weit  seltener  als 
früher  völlig  eingestellt  wird.  Andererseits 
werden  aber  eben  dadurch  die  Ki-isen  viel 
langwieriger  und  hartnäckiger,  denn  die 
rasche  HerBtellung  des  Gleichgewichtes 
zwischen  Bedarf  und  Produktion  diu^^h  völlige 
Einstellung  der  letzteren  ist  nicht  mehr 
möglich.  Allein  nicht  nur,  dass  bei  sinken- 
den Preisen  keineswegs  immer  das  Angebot 
zurückgezogen  werden  kann,  oft  wird  gerade 
deswegen  die  Produktion  vergrössert  und 
vervollkommnet.  Man  versuclil  mittelst  der 
bekannten  wirtschaftlichen  Vorzüge  des 
Grossbetriebes  grössten  Massstabes  eine  Ver- 
minderung der  auf  die  einzelne  Ware  ent- 
fallenden Pioduktionskoslen  herbeizuführen, 
um  dm-ch  niedrigere  Preise  die  Konkmrenz 
aus  flem  Felde  zu  schlagen.  Durch  Ver- 
wandelung  der  Ein  zelun  lerne  hm  ungen  in 
Aktiengesellschaften  oder  Inanspruchnahme 
des  Kredites  kann  die  Ausdehnung  der  Pro- 
duktion vergleichsweise  rascli  bewirkt  wer- 
den. Der  Unternehmer  rechnet  dann  weniger 
darauf,  dass  durch  die  Herabsetzung  der 
Preise  eine  Erweiterung  der  kauffähigen 
Kachfrage  stattfinden  kann,  der  Absatz  soll 
ihm  vielmehr  aus  der  völligen  Verdrängung 
der  schwächereu  Konkurrenten  vom  Mai'kte 
erwachsen.  So  beschleunigen  die  Krisen 
nicht  nur  die  Anwendung  teclmischer  Fort- 
schritte, sondern  auch  den  Uebergang  zum 
Grossbetriebe.  Mit  diesen  DarlegimgeJi  sind 
die  Momente,  welche  im  Systeme  der  freien 
Konkurrenz  Krisen  auf  dem  Gebiete  der  Pro- 
duktion entstehen  lassen  und  entstandene  ver- 
schärfen, freilich  noch  nicht  erschöpft.  Zu 
beachten  sind  femer  die  oft  plötzlich 
auftretenden  Veränderungen  der 
Technik  und  die  mit  solchen  Haud  in 
Hand  gehenden  Steigerungen  in  der 
Produktivität  der  Arbeit.  Ergiebt 
sich  aus  solchen  Verändenmgen  auch  in  der 
Regel  eine  erhebliche  Verminderung  des 
Warenpreises,  welche  ihrerseits  die  Absatz- 
fähigkeit steigert,  so  ist  es  doch  leicht  mög- 
lich, dass  die  Erweiterung  des  Marktes  mit 
der  Steigerung  der  Produktionsergebnisse, 
welche  die  ueue  Technik  zur  Folge  liat, 
nicht  gleichen  Schritt  zu  hallen  vermag. 
Es  wii-d  in  vielen  Fällen  die  Preis  Verminde- 
rung überhaupt  nur  sehr  langsam  in  den 
Detailpreisen  zum  Ausdrucke  kommen,  da 
die  Dotaillistcn  die  Gewinne,  welche  innen 
aus    dem   Falle   der  Orosshandelspreise  er- 
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■wachsen,  mJ^liclist  lange  festzuhalten  suclieu. 
So  kano  also  die  aus  Produktionsfortscliritten 
fliesaende  Vermehrung  und  Verbüiigiing  der 
Waren  wolü  zu  einer  Vei^sserung  in  der 
Zahl  der  Detailhandelseeschäfte ')  führen, 
aber  eine  für  die  gewachsene  Warenmenge 
genftgende  Nachfrage  vermissen.  Wie  lang- 
sam der  Fall  der  Grosshaudelepreise  sich 
auf  die  Detiülpreise  «bertragt,  zeigt  z.  B. 
der  Umstand,  dass  die  Preise  des  Kaffees 
per  100  kg  (Santos  reg.  unverz.)  in  Hamburg 
1894  163,4,  1895  157,3.  1896  131,4, 
1897  85  notierten.  Die  Ijadenpreisc  für 
ungebr.  Kaffee  im  Grossherzc^tum  Baden 
per  1  kg  betrugen  1894  2,90,  1895  2,91, 
ia96  2,89,  1897  2,84  ä). 

Wenn  von  Aendenmgen  in  der  Produk- 
tivität der  Arbeitgesprochen  wird,  müssen  end- 
lich noch  die  von  Jahr  zu  Jahr  oft  sehr  em- 
pfindlichen Schwankungen  der  Ernte- 
ergebnisse hervorgehoben  werden,  welche 
in  Witterungsverhältnissen  oder  anderen 
natflrlichen  Zufällen  ihre  Ursache  haben  ^). 
Da  es  sich  hier  meist  um  Produkte  handelt, 
deren  Konsum  innerhalb  kurzer  Fristen  niir 
schwer  in  betiächtlichem  Umfange  verändert 
werd(!n  kann,  so  macht  sich  die  unseren 
■  Verhältnissen  eigentümliche  »Exc^entricität 
der  Preisbildung«  (Sohäffle).   d.  h.  die  zur 


'}  In  England  imhnien  innerhalb  zehn 
Jahren  (1Ö81— 1891)  die  auaschlieaalich  im  Detail- 
handel thätigen  Personen  um  27,9"/,,  zu  bezw. 
stiegen  von  494471  auf  632233;  im  Deutschen 
Reiche  betrug  die  Zunahme  innerhalb  1883—1895 
derimHttndel  mit  Maschinen,  Drognen,  Kolonial- 
waren, Wein,  Spiritaoseii  und  vergeh! edenen 
andereo  Waren  thätiffen  Personen  238276  oder 
66,6  »/oi  der  im  Handel  mit  Manufaktur  waren 
Thatigen  70649  oder  62,7  "/„.  der  im  Handel 
uait  KurEwaren  Thfitigen  14717  oder  71,5''/o. 
CharabteriHtiBob  ist  die  starke  Zunahme,  welche 
selbst  die  Alleiubetrlebe  in  eineelnen  Branchen 
des  Handels  erzielten;  z.  B.  die  Tabak-  und 
CigarrengeschäfteeiDesolchenm  67,7  "„.die  Kurz- 
waren peschüfte  um  41,8  °/o.  Vgl.  tiewerbe  und 
Handel  im  Deutschen  Reiche.  Statistik  des 
Deutschen  Reiches  N.  F,  Bd.  119.  S.  8*  15*. 
Aus  den  mangelhaften  Einrichtungen  nnserer 
Warenvert^ilung  und  den  damit  verbundenen 
hohen  Prei«anf schlagen   de»  Detailhandels  wird 


Krisen  von  Ernst  Busch  abgeleitet.  Vgl. 
dessen  Schrift:  Wirkung  und  Wesen  der  wirt- 
schaftlichen KrisiB.    Leipzig  1892. 

*)  St*t.  Jahrbnch  f.  d.  Gr.  Baden  XXX 
Karlsruhe  1899.    S.  297. 

')  Indem  Stanley  Jevons  annahm,  dass 
dieWitteroogSTerhaitnissennddeshalbdieEmte- 
ergebnisae  von  den  Sonnenflecken  bedingt 
würden,  gelangte  er  zu  der  Lehre,  die 
Krisen  mUssten  sich  eben  wegen  der  Periodicität 
der  Sonnenflecken  von  10  zu  10  Jahren  wieder- 
holen. 


Steigerung  oder  Vermindenmg  des  Eroteaua- 
failes  in  gar  keinem  angemessenen  Verhält- 
nisse stehende  Verminderung  oder  Erhöhung 
des  Preises,  ganz  besonders  geltend  und 
führt  zu  ernsten  Stöningen  des  Wirtschafts- 
lebens. 

So  pai-adox  es  klingen  mag,  in  imserer 
vom  pri\'atkapitalistischen  Rentabilitätsprin- 
cipc  beherrschten  Wii-tscliaftsordnung  sind 
geringe  Ernten  immer  noch  ein  kleineres 
Uebel  als  (Iberreiche  Eroten.  Nicht  nur  kann 
im  letzteren  Falle  das  Sinken  der  Preise  so  weit 
gehen,  dass  der  Produzent  trotz  der  grösseren 
Quantitäten,  die  er  auf  den  Markt  bringt, 
weuiger  einnimmt  als  in  normalen  Jahren, 
der  Fall  der  Roltstof^reise  richtet  auch  grosse 
Stöningen  in  den  Kreisen  derjenigen  Unter- 
nehmer an,  welche  die  betreffenden  Pi-odukte 
verarbeiten.  Sie  halten  mit  dem  Einkaufe 
zurück  in  der  Furcht,  immer  noch  zu  teuer 
zu  Icaufen  und  schlicsslicli  ein  Fabrikat 
{Garn,  Mehl)  herzustellen,  welches  tiefer 
im  Preise  steht  als  der  Rohstoff,  der 
zu  dessen  Herstellung  verbraucht  worden 
ist.  Als  in  Franki-eich  1893  die  Weinernte 
wieder  50  Millionen  Hektoliter  erreichte, 
nachdem  sie  diuxih  15  Jahre  vorher  durcli- 
schnittlich  nur  30  Millionen  beiragen  liatte, 
fielen  die  Preise  von  r>0 — 30  Francs  auf 
25 — 8  Francs  und  die  Regierung  wurde  von 
den  Weinbau  gegen  den  um  Unterstützungen 
wegen  des  ausseroi'd entlichen  Kotslandes 
angegangen.  So  wiederholte  ßicii,  was  be- 
reits 1821  in  Frankreich  angesichts  einer 
ausserordentlich  reichen  Ernte  vom  Könige 
erklärt  worden  war:  »Nichts  kann  die  Dn- 
gelegenheiten  abwenden,  die  aus  einer  ttber- 
reichen  Ernte  entstehen.«.  In  Griechenland 
wurde  bekanntlich  vor  einigen  Jahren  ernst- 
haft die  Frage  erörtert,  ob  nicht  von  Staats 
wegen  ein  Teil  der  überreich  ausgefallenen 
Korinthenernte  vernichtet  werden  sollte.  In 
Liverpool  fiel  der  Preis  der  Baumwolle 
1894/95  auf  3'S/,m  d^  während  er  I889.'90 
noch  6'.'sd  gestanden  hatte.  Dabei  betrug 
die  Baumwollernte  1889,90  11443602, 
1894.95  13348266  BaUen. 

Im  übrigen  soll  nicht  verkannt  werden, 
dass  auch  Fehlemtcn  grosse  Stßningen  her- 
vorrufen, namentlich  dann,  wenn  der  Fehl- 
ernte in  dem  einen  Lande  gute  Ernlen  in 
anderen  Ländero  zur  Seite  Stehen,  so  dass 

Urprodnzenten  dos  ersten  Landes  über- 
haupt wenig  verkaufen  können  und  dies 
wenige  nur  zu  ungünstigen  Preisen. 

Je  zahlreiclier   die  in  der  Urproduktion 

es  Landes  Ihätige  Bevölkerung  ist,  um 
so  mehr  wird  naturgemSss  das  ganze  Wirt- 
schaftsleben unter  der  Herrschaft  derartiger 
Umstände  stehen.  Der  AusfaD  in  der  Kauf- 
kraft der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
findet  dann  kein  genügendes  Gegengewicht 
darin,   dass  die  übrigen  Klassen  wegen  der 
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VerbiUigung  der  Rolistoffe  mehr  konsumieren 
können. 

Findet  infol^  einer  Missenite  eine  Steige- 
rung der  Preise  statt,  so  kann  die  Ungunst 
derLage  von  den  landwirtschaftlichen  Klassen 
anf  die  übrigeBevölkening  ■wohl  ganz  oder  teil- 
weise abgewälzt  werden.  Immerhin  müssen 
auch  in  diesem  Falle  Störungen  schon  da- 
durch eintreten,  dass  dann  eben  die  letztere 
geringere  Konsumkraft  an  den  Tag  legt 

Unter  den  Ursachen,  welche  a\if  dem 
Gebiete  der  Produklioa  zu  Krisen  führen, 
sind  schliesslich  auch  verfeldte  wirtschafts- 
politische Massnahmen  zn  nennen,  wie  über- 
mässige Schutzzölle,  Exportprämien  (Zucker- 
imd  Branntweinpräraien).  Vgl.  femer  d.  Artt. 
UeberproduktioH  und  Ägrark 
(letzterer  oben  Bd.  1  S.  H>6ff.). 

8,  Verkehr.  Die  hohe  Entwickelung 
des  Transport-  und  Kreditwesens,  deren  sicJi 
die  Neuzeit  erfreut,  hat  die  rasche,  flber- 
niässige  Ausdehnung  der  Prodtdction  hei 
steigender  Nachfrage  jedenfalls  sehr  erleich- 
tert Im  übrigen  sind  Verbessenmgen  und 
VerbiUigungen  des  Transportwesens 
imstande,  ganz  ähnliche  wirtschaftliche  Slö- 
nmgen  zu  verursachen,  wie  Aendeningen 
in  rter  Produktionstechnik.  Sie  führen  zu 
einer  Verschärfimg  der  freien  Konkurrenz 
und  können  so  einen  Wechsel  dos  Stand- 
ortes oder  den  Uebergang  zu  einem  anderen 
Betriebssysteme  notwendig  machen.  Die 
erleichterte  Verbindung  mit  Ostindien,  wel- 
che durch  die  Eröffnung  des  Suezkanales 
eintrat,  hatte  eine  Erhöhung  des  Reis- 
importes nach  Italien  und  eine  schwere 
Krise  des  unter  minder  günstigen  Verhält- 
nissen produzierenden  italienischen  Reis- 
baues zur  Folge.  Die  erstaunliche  Veri'oll- 
koramnung  des  ameiikanischen  Eisenbahn- 
wesens und  der  oceani sehen  Schiffahrt 
brachte  nordamerikanisches  Getreide  zu  Be- 
dingungen auf  die  europäischen  Märkte,  zu 
welchen  die  west-  imd  mitteleuropäischen 
Landwirte  den  Wettbewerb  nidit  aufzu- 
nehmen vermochten.  Da  aber  die  Minderung 
in  der  Kaufkraft  der  Ijandwirte  nicht  Ober- 
all durch  eine  um  die  Brotverbilligung 
gestiegene  Kaufkraft  der  Arbeiter  ersetzt 
worden  ist,  so  sind  auch  andere  Erwerbs- 
gruppen   in  die  Krise   einbezogen   worden. 

Ausser  dem  Einflüsse  des  Transport- 
wesens kommen  auf  dem  Gebiete  des  Ver- 
kehrs als  krisen bildende  Momente  noch 
diejenigen  in  Betracht,  welche  durch  die 
Währungs-,  Kredit-  und  Barsenverhält- 
nisse  gegeben  sind.  Insofern  die  Edel- 
metalle als  Wertmassstab  dienen,  ist  schon 
der  Umstand  misslich,  dass  ihr  eigener  Wert 
dun^us  nicht  stabil  ist,  sondern  schwankt 
nach  den  jeweiligen  ProdnktioQsserhältnissen 
und  der  Grösse  des  Bedarfes  an  metallenen 
Untlaufsmitteln.  Werterhöhungen  der  Wäh- 
Eaiidwfirteibueb  der  StulawlBMiucbBneil.    ZwclU 


I  rungsmetalle  nifeii  Sinken  der  Warenpreise, 
I  Wertmindenmgen  Steigerungen  derselben 
}  hervor.  Erstere  vergrössem  die  Kaufkraft 
'  der  auf  feste  Bezüge(Ziusen,  Gehälter,  Löhne) 
angewesen en  Gesellschaftsklassen  und  ver- 
mindern die  Zaldimgstähigkeit  der  Unter- 
neiimer.  f^in  Sinken  des  Wertes  der  Wäh- 
ningsmetalle  hat  naturgemäss  die  entgegen- 
gesetzte Wirkung.  In  jedem  Falle  aber 
treten  Verschiebungen  in  der  Kaufkraft  und 
damit  auch  Verschiebungen  in  der  quantita- 
tiven und  qualitativen  Beschaffenheit  des 
Beiiarfes  ein,  welche  teils  selbständig  zn 
Störungen  führen ,  teils  die  aus  anderen 
UrsacJien  eingetretenen  Wirkimgen  erheblich 
verschärfen  kflnnen.  Auch  der  Wechsel  in 
dem  gegenseitigen  Wertverhältnisse  zwischen 
Gold  und  Silber  wird  zur  Quelle  von  Krisen. 
Bei  sinkendem  SUber  werte  werden  die 
SilberwährungslSnder  gegenüber  den  Gold- 
währungsstaaten eine  geringere  Kaufkraft 
äussern.  Der  Absatz  der  Goldwähnings- 
länder  in  die  Silberwahrungsgebiete  begegnet 
Schwierigkeiten.  So  klagen  die  Baumwoll- 
industrieDen  von  Lancashire  und  die  Ver- 
treter der  schweizerischen  Buntweberei  über 
die  geringere  Aufnahmefähigkeit  des  indi- 
schen Marktes.  Der  Führer  der  englischen 
Baumwollarbeiter,  Mawdsley,  ist  deshalb  eif- 
riger Bimetallist.  Dagegen  erfährt  der  Export 
der  ostasiatischen  Silberländer  z.  B.  in  Bezug 
auf  Rohseide  gegenüber  der  sQdeuropäischen 
Produktion  eine  grosse  Förderung  durch  das 
Fallen  des  Silberwertes').  Eine  Reihe  nam- 
hafter Volkswirte  hat  sogar  die  in  den 
70er  Jahren  eingetretene  Depression  in  den 
europäischen  Industriestaaten  auf  die  zur 
selben  Zeit  erfolgende  Verschiebung  in  der 
Relation  zwischen  Gold  imd  Silber  zurück- 
geführt (s.  den  Art.  Doppelwährung 
oben  Bd.  HI  S.  2.t7  ff.).  Ist  doch  in  der  That 
der  Wert  des  Silbers  infolge  geringerer 
Produktionskosten  und  des  üeberganges 
mehrerer  Staaten  zur  Goldwährung  von 
1:15'/»  auf  1:30,60(1896)  gesunken.  Noch 
ernster  sind  die  Kiisen  zu  beurteilen,  welche 
sich  aus  der  Verdrängung  der  Metallvaluta 
durch  eigentliches  Papiergeld  ergeben. 
Da  für  die  Ausgabe  solchen  Papiei^ldes  in 
der  Regel  nicht  die  Bedürfnisse  der  Volks- 
wirtschaft, sondern  die  Finanzbedfkfnisse 
lassgebend  sind,  wird  der  Verkehr  rasch 
mit  papiemen  Zahlungsmitteln  übersättigt, 
deren  Bewertung  namentlich  im  Auslande 
den  grössten  Schwankungen  unterhegt  Der 
Import  wird  gehemmt,  der  Esport  befördert. 
Diese  Störungen  pflanzen  sich  nach  anderen 
Ländern  fort.  So  haben  z.  B,  der  Sturz  des 
Rubelkurses  während  des  russisch-türkischen 


')  Steiger,  Die  Silberentwertung  und  ihre 
Üedeutnng  für  die  Volkswirtschaft  der  Gegen- 
wart.   Bern  1898.    S.  22. 
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Krieges,  neuertlinge  die  EulwertuDg  der 
ai^ntinisohea  und  brasilianischen  Valuta 
deu  Export  der  geoannten  Staaten  ungemein 
angespornt : 

Gold-Agio') 

104  880  lOO»',, 

1508800  i5o\ 

I  831  600  400% 

3  i6aooo  157— 3<»°/o 

4600000  330— S^S"'« 
7400000 


Itm 

In  ähnlicher  "Weise  Bind  in  Brasilien 
dem  Masse,  als  die  Landeswahruiw  auf 
•/s  Tuid  V4  des  früheren  Wertes  sank,  Kaffee- 
produktion und  Export  gewaltig  gestiegen. 
Die  Ernte  in  den  Provinzen  Rio  und  Sautos 
betrug: 

5,5  MUlioneu  Ballen 


1897,98 


8,6 


9,6 


In  Havre  notierte  Santos  good  average 
1896  nocb  72  Francs,  um  Ende  Juli  1899 
allmählich  auf  31  Francs  zu  sinken'). 

Im  übrigen  treten  im  Inlaude  bei  über- 
mässiger Fapiergoldaiisgabe  dieaelbeik  Er- 
scheinungen auf.  welche  bereits  früher  als 
Folgen  der  Entwertung  des  Wähnm^- 
metslles  voi^führt  >viu'dcn.  Allerdings  ist 
die  Lt^  insofern  sehr  viel  schlimmer,  als 
die  Schwankungen  meist  weit  grOsser  sind 
und  zeitlich  rascher  wechseln.  Jedes  Ge- 
schäft winl  unter  diesen  Verhältnissen  not- 
wendigerweise zu  einer  Valutaspekulation, 
und  das  Börsenspiel  dringt  tief  ins  Volk  ein. 
Daneben  ennuntern  tue  hohen  Gewinne  des 
Exportgeschäftes,  wie  eben  am  Beispiele 
Argentiniens  und  Brasiliens  gezeigt  wurde, 
zu  Ueberproduktion  und  Gründungsschwindcl. 
Selbst  der  Heilungsprozoss,  die  »Regulieniog 
der  Valuta« ,  giebt  zu  neuen  Stoningen  in 
entgegengesetztem  Sinne  Aulass.  Deshalb 
spielt  die  Papiergeldemission  in  der  Krisen- 
geschichte  der  meisten  Staaten  (England 
1815  ff.,  Oesteri'eich- Ungarn,  Russlaiid,  Italien, 
Vereinigte  Staaten  18ö:-5ff.)  eine  nicht  un- 
erhehlidie  Rolle. 

Geldkrisen  können  auch  durch  die 
Verhältnisse  der  internationalen  Zahliinga- 
hilanz  bewirkt  werden.  Sind  z.  B.  Staaten, 
die  hohe  Beträge  an  tlas  Ausland  schulden, 
etwa  infolge  einer  Miasemte  nicht  imstande, 
ihren  Verpflichtungen  durch  Warensendungen 
in    genügender   Weise    zu    entsprechen,    so 

']  Goodwin,  Wheat  growing  in  the  Argen- 
tine  republic.    Liverpool  1895.    S.  7ö. 

')  Salings  BarBeupapiere.  11.  Teil.  BBrsen- 
jahrbuch  für  1805  a6.    Berlin  189ö.    S.  103. 

')  Bericht  Über  Handel  und  Industrie  im 
Kt.  Zllricb  für  1899.    Zürich  1900. 


findet  ein  starker  Abfliiss  von  Edelmetall 
statt  und  es  entsteht  eine  Geldnot.  Das 
gleiche  Ergebnis  kann  durch  Gewäturnng 
umfan^icner  Darlehen  an  das  Ausland  für 
das  leihende  Land  oder  durch  massenhafte 
Wiederausfuhr  ausländischer  Papiere  in  deren 
Heimatstaat  für  letzteren  hervorgerufen 
werden. 

Eine  weitere  Gruppe  krisenbildender 
Momente  tritt  mit  der  Entwickelung  des 
Kreditwesens  auf.  Im  moderneu  Wirtschafts- 
leben fallen  Leistung  und  Gegenleistung 
mehr  und  mehr  zeitlich  aus  einander.  Je 
grösser  der  internationale  Güteraustausull 
und  die  Zahl  der  Unternehmungen  geworden 
ist,  welche  der  Rohstoff  durchlaufen  muss, 
ehe  seine  Vorarbeitung  zu  einem  genuss- 
reiten  Produkte  votlendct  ist,  desto  me^ 
hat  sich  auch  der  Woclisel verkehr  ein- 
gebürgert. Der  Kreilit  gestattet,  die  Pro- 
duktion und  die  Nachfrage  über  die  durch 
das  eigene  Kapital  gezogenen  Schranken 
hinaus  auszudehnen,  allerdings  nur  auf 
Kosten  der  Sicherheit  Die  gegenseitige 
Abhängigkeit,  in  welche  die  einzelnen  Unter- 
nehmer durch  die  geseÜschaftlidie  Gr^- 
nisation  der  Volkswirtschaft  geraten,  wird 
durch  den  Kredit verkelir  wesentlich  erhöht. 
Es  ergeht  den  d\urc\i  wechselseitig  ein-  , 
geräumtes  Vertrauen  verschlungenen  Unter- 
nehmern ähnlich  wie  deu  durch  ein  Seil 
verknüpften  Bergsteigern.  Kommen  einer 
oder  zwei  von  ihnen  zum  Falle,  so  werden 
sie  ilureh  die  Verknüpfung  mit  den  übrigen 
r  Unglück  bewahrt  Stürzen  raohrere, 
werden  eben  deshalb  alle  in  den  Abgnind 
gerissen.  Der  wirtschaftliche  Fehler  eines 
Gliedes  in  der  durch  den  Kreditverkehr  ^- 
bildeten  Kette  von  Geschäftsleuten,  die  Un- 
möglichkeit, den  fälligen  Verpflichtungen 
gerecht  zu  werden,  i'äcbt  sich  auch  an  den 
anderen,  ja  kann  diese  in  den  Zusammen- 
bruch  einbeziehen^).     Viele   Krisen   haben 


')  Treffend  Bebildert  E.  Marx  (Znr  KriUk 
der  polit.  Oekonomie,  StuttMrt  1697.  S.  147;  den 
Voi^aug:  „Wo  daher  die  Kette  der  ZabJangen 
und  ein  küostlichea  Sjatem  Ibrer  Anagleichung 
{Depositen-,  Giro-  und  Clearingverkehr)  sich  ent- 
wickelt hat,  schlägt  bei  £rscbi)tterangen,  die 
den  Flnsi  der  Zablaugen  gewaltsam  unter- 
brechen and  den  MechaDiamus  ihrer  Ausgleichung 
atGren,  das  Geld  plötzlich  ans  seiner  gasartigen, 
himgewebten  Qeatalt  als  Mass  der  Werte  in 
hartes  Qeld  oder  Zahlnngsmittel  um.  In  Zu- 
ständen entwickelter  bürgerlicher  Produktion 
also,  worin  der  Warenbesitzer  längst  Kapitalist 
geworden  ist,  seinen  Ad.  Smith  kennt  und  vor- 
nehm über  den  Aberglauben  lächelt,  dass  Gold 
und  Silber  allein  Geld  oder  dass  Geld  überhaupt 
im  l'nterschiede  von  anderen  Waren  die  abso- 
lute Ware  sei,  erscheint  Qeld  plötzlich  wieder, 
nicht  als  Mittler  der  Cirkulation,  sondern  ala 
allein  adäqnate  Form  des  Tauschwertes,  als 
der  einzige  Reichtum,  ganz  wie  es  der  Sehatz- 
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von  dem  Bankerotte  eines  grosson  Bank- 
hauses ihren  Aiisgnu^  genoiameii  imd  von 
diesem  aus  sich  lawinenartig  fortgewälzt. 
Kommt  es  jetzt  doch  vor,  dass  ilie  laufen- 
den Wechselverbindlichkeiten  eines  einzigen 
Bankinstitutes  100  Millionen  Mark  betragen 
(Deutsche  Bank  1880  und  1890).  Diese 
Gefahren  liegen  auf  dem  Gebiete  des  Kredites 
selbst  dann ,  wenn  er  durchaus  solide  be- 
nutzt wird.  Noch  kritischer  wirti  die  Lage 
natiurgemäss  bei  Wechselreiterei,  speknlativer 
Verwendung  von  Dcpositeugelderu  oder 
deponierten  Effekten  und  Shnlichen  scbwin- 
delhaften  Ausschi-eitimgen.  lu  nahen  Be- 
ziehungen zum  Wechsel  verkehr  stehen  die 
Bankinstitute,  welche  gewerbsmässig  das 
Diskontieren  der  Wechsel  besoi^n.  Wo 
dasselbe  durch  Ausgabe  von  Xoten  bewirkt 
■wird,  tritt  neben  die  metallenen  Zahlungs- 
mittel ein  wichtiges  OeJdsmrogat.  Indem 
die  älteren  Theoretiker  (Currejicy-Schnle) 
dasselbe  mit  dem  eigentlichen  Papiergelde 
vielfach  gleichstellten,  kamen  sie  dazu,  der 
Banknotenemission  einen  verhängnisvollen 
EinQuss  auf  die  Entwickelung  der  Wirt- 
schaftskrisen beizumessen  (s.  den  Art.  Bau- 
ken (Bankgeschäfte],  insbesondere  IL 
Die  volkswirtschaftliche  Bedeutuug  0er  Bank- 
geschäfte [oben  Bd.  II  S.  141  ff,],  und  Art. 
Diskonto  und  Diskontopolitik,  ins- 
besondere rv.  Diskontopolitik  joben  Bd.  IH 
S.  176  ff.]).  Dem  gegenüber  hat  die  neuere 
Erfahrung  überzeugend  dargethan,  dass 
gerade  eine  bankmfissige  Aiisgabe  von  Noten 
den  Geldwert  noch  am  ehesteu  stabilisieren 
kann,  indem  bei  wachsendem  Bedürfnisse 
nach  Uralaufsmitlein  infolge  zahlreicherer 
Warenumsätze  auch  durch  die  Noten  zahl- 
reichere Umlaufs  mittel  zur  Verfügtmg  ge- 
stellt werden.  Ferner  vermag  eine  besonnene 
Diskontopolitik  die  Uebeq>rothiktion  zn 
zügeln  und  eine  gefährliche  Verminderung 
des  Edelmetallbeslandes  zu  verhindern.  An- 
dererseits bleibt  es  freilich  unbestritten,  dass 
diese  Vorteile  nur  bei  einem  entsprechend 
durch  den  Staat  regulierten  Bankwesen  er- 
zielt werden.  Der  alte  Spnich  ■'free-trade 
in  banking  is  Iree-trade  in  swindling«  liat 
seine   Bedeutung   nicht   verloren.     So   viel 


bildner  anfftisst.  Als  solch  ansBchliesslicheg  Da- 
sein des  Reichtums  ofTenbart  es  sich  nicht,  wie 
etwa  im  Honetarajstem,  in  der  bloss  vorge- 
stellten, sondern  in  der  wirkliehen  Entwertung 
und  Wertlosigkeit  alles  stofflichen  Reiehtnmes, 
Es  ist  dies  das  besondere  Moment  der  Welt- 
marktskrisen, das  Geldkrise  heisst.  Das  sun- 
mnm  bonnm,  wonach  in  solchen  MomeQt<:n  als 
dem  einzigen  Beichtiim  geacbrieen  wird,  ist 
Geld,  bares  Geld,  and  daneben  erscliainen  alle 
anderen  Waren,  eben  weil  sie  Gebrauchswerte 
sind,  als  nntzlos,  als  Tand,  als  Spielzeug,  oder, 
wie  unser  Dr.  Martin  Luther  sagt,  als  blosser 
Schmuck  ond  Frasa." 


solid  geleitete  Bankinstitute  zur  Vermeidung 
und  Heilung  der  Wirtschaftskrisen  beitragen 
können,  so  gross  ist  leider  auch  der  Schaden, 
welcher  durch  leichtsinnige  Kreditgewährung 
und  unreelle  Notenausgabe  angerichtet  zu 
werden  pflegt. 

Ebenso  liedenkliche  Keime  wie  im  Bank- 
wesen liegen  für  die  Entwickelung  der  Krisen 
in  der  modernen  Gestaltung  des  Böi-sen- 
verkehrs,  wenn  an  und  ffir  sich  auch  die 
rein  spekulativen  Umsätze  auf  die  zeitliche 
und  räumliche  Ausgleichung  der  Preise  nicht 
selten  eine  segensreiche  Witkung  aiisflben. 
Im  übrigen  s.  d,  Art.  Börsenweseu 
(oben  Bd.  II  S.  1023  ff.). 

Aus  dem  Gesagten  geht  zugleich  hervor, 
welch  entscheidende  Bedeutung  die  staat- 
liche Währungs-,  Bank-  und  Transportpolitik 
auf  die  mehr  oder  minder  krisenfreie  Ent- 
wickelung des  Wirtschaftslebens  ausübt. 
Das  gleiche  gilt  von  der  Handelspolitik. 
Erhebliche  Steigerungen  der  Zollsätze  des 
Inlandes  kOnnen  ladustrieen  <ies  Auslandes, 
die  nach  dem  Inlande  zu  exportieren  pflegten, 
schwer  treffen  (z,  B.  Krise  im  Wiener  Schuh- 
machergewerbe infolge  des  Österreich-rumä- 
nischen Zollkrieges,  der  Wiener  Perimutter- 
knopfdrec'lisierei  und  sächsischen  Textil- 
industrie infolge  der  McKinlej"-Bill).  Natur- 
gemäss  ist  die  tjefahr,  durch  handelspolitische 
Massnahmen  Stöningen  zu  erleiden,  um  so 
grösser,  je  weniger  den  Handelsbeziehungen 
durch    Vertrags  massige   Bindung  der   Zoll- 

fiolitik  auf  längere  Zeit  hinaus  die  näm- 
Lchen  Grunillagen  gesichert  sind. 

4.  Verteilung.  Wie  die  Statistik  der  Ein- 
kommensbesteuerung zeigt  (vgl.  d.  Art.  Ein- 
kommen IL  oben  Bd.  Ill  S.  354  ff.),  ist  die 
Einkommensverteilung  noch  immer  überaus 
ungleichmässig.  Aus  diesen  Verhältnissen 
erwächst  ebenfalls  eine  pathologische  Dis- 
Ijosition  unseres  Wirtschaft skörpers,  welche 
deshalb  so  gefährlich  wirkt,  weil  sie  tief 
wurzelt  und  nicht  leicht  ohne  Eingriffe  be- 
hoben werden  kann,  die  ihrerseits  wieder 
Krisen bildiingen  bedingen.  Von  den  Ange- 
hörigen der  obersten  Einkommensklassen 
werden  Jahr  für  Jahr  beträchtliche  Teile 
ihres  Einkommens  der  Konsumtion  entzogen 
und  kapitalisiert  Die  Kapitalisierung  erfolgt 
nicht  mit  Kücksicht  auf  die  Kapil^bedQri- 
nisse  der  Volkswirtschaft,  sie  entspringt  viel- 
mehr dem  Verwertungsbedürfnisse  des  Kapi- 
tals selbst,  dem  Streben  der  Kapitalisten,  mit- 
telst dieser  Ersparnisse  ihr  Vermögen  und  Ein- 
kommen zuerhöhen.  Der  thatsäc  bliche  Kapital- 
bedarf der  Volkswirtschaft  braucht  nun  keines- 
wegs mit  dem  Kapital verwertimgsbedürfnisse 
der  Kapitalisten  zu  harmonieren.  Sind  etwa 
durch  Kriege  oder  Elementarereignisse  grosse 
Kapitalien  zerstört  worden  oder  ist  infolge 
neuer  Erfindungen  (Eisenbahnen,  Maschinen, 
Elektrotechnik)  ein  erhöhtes  Kapitaibedürfnis 
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entstanden,  dann  ist  die  üebcreinstimmung 
vielleicht  gegelien,  ja  es  reicht  tlos  heimische 
Kapital  gar  nicht  aus.  Der  ZJnsfuss  steigt 
UDO  nift  unbeschäftigtes  Kapital  aus  dem 
Auslände  herbei.  Dieser  Zustand  bildet  in 
den  hochentwickelten  Industriestaaten  aber 
die  Ausnahme.  In  der  Begel  übereteigen 
die  zur  Kapitalisierung  bestimmten  Teile  des 
Volkseinkommens  den  Kapitalbedarf  der 
Volks  Wirtschaft  ganz  erheblich.  'Wenn  neue 
Kapitalanlagen  auch  eine  Nachfrage  nach 
Arbeitskräften  hervorrufen  und  insofern  neue 
kaufkräftige  Konsumenten  schaffen,  so  bleibt 
deren  Kaufkraft  doch  hinter  der  durch  die 
neuen  Unternehmungen  bewirkten  Vermeh- 
rung des  Warenangebotes  zurück.  Würde 
die  Kaufkraft  der  neu  beschäftigten  Arbeiter 
mit  dem  Volkswirtschaft  liehen  Reinerträge 
der  neuen  Unternehmungen  Obereinati mnieu, 
dann  würtle  sich  ja  für  die  Unternehmer 
imd  Kapitalisten  weder  Verzinsung  noch 
entsprechender  Untemehm ergewinn  ergeben. 
Darauf  kommt  es  für  sie  aber  gerade  an, 
wenn  sie  auch  nicht  die  Absicht  haben,  die 
Zinsen,  Renten  und  Gewinne  selbst  zu  kon- 
sumieren. Günstiger  könnte  sich  das  Ver- 
liilltnis  nur  dann  gestalten,  wenn  die  Anlage 
neuen  Kapitales  zu  einer  Steigerung  des 
Lohnniveaus  der  gesamten  Arbeiterklasse 
Hberhanpt  treiben  würde.  Tritt  alier  der  durch  i 
die  neuen  Kapitalaulagen  bewirkten  Steigerung! 
der  Waren  pröduktion  keine  entsprechende  Er- 
hellung der  kauf  klüftigen  Nachfrage  zur 
Seite,  so  inüsste  der  Umstand,  dass  ein  Teil 
des  Volkes  Jahr  fflr  Jahr  ansehnliche  Be- 
träge nicht  der  Konsumtion,  sondern  der 
VergrösBornng  der  Produktion  widmet,  an 
sich  schon  in  einer  geschlossenen  Volks- 
wirtschaft zu  einer  Stönmg  dos  Gleich- 
gewichtes zwischen  Produktion  imd  Kon- 
sumtion führen.  Der  Hinweis,  dass  durch 
die  Vermehrung  des  KapitalB  ja  die  Waren- 
produktion erhöht,  der  Preis  herabgedriickt 
und  so  die  Nachfrage  gesteigert  wird,  kann 
nicht  das  Gegenteil  darllum,  weil  ja,  wie 
fi-üher  gezei^  wurde,  die  Preisermässigung 
möglicherweise  nur  langsam  bis  zu  den 
Konsumenten  der  genussreifen  Waren  selbst 
vordringt  und  weil  eben  gerade  das 
Sinken  der  Preise  in  Verbindung  mit 
erheblich  sinkender  RentabilitAt  als  Krise 
empfunden  wird.  Dafi  Missverhäitnis  kann 
durch  mancherlei  Einwirkungen  vordunkelt 
wenlen.  Die  neuen  Untern ehraiin gen  sind 
vielleicht  wirtschaftlich  und  technisch  besser 
ausgerüstet  als  die  bereits  bestehenden.  So 
gehngt  es  ihnen,  sich  einen  lohnenden  Ab- 
satz zu  verschaffen  —  auf  Kosten  der  älteren 
Betriebe.  Es  beruht  dann  die  Blüte  neuer 
Gründungen  nicht  auf  einer  erweiterten  Auf- 
nahmefthigkeit  des  Marktes,  sondern  auf 
dem  Ruine  minder  tüchtiger  Konkiurenten. 
Die   Nachteile    der  Ueberproduktion  treffen 


niclit  die  neuen,  sondern  die  alten  Anlagen. 
Beachtet  man,  und  die  »öffentliche  Meinung* 

Sflegt  dies  zu  thun,  nur  die  Verhältnisse 
er  Fabrikbetriebe,  so  kann  ihre  rasche  Aus- 
breitimg,  der  hohe  Gewinn,  den  sie  abwerfen, 
zii  der  Ansicht  verleiten,  die  ganze  Volks- 
wirtschaft sei  im  Aufschwünge  begriffen, 
während  In  der  That  in  den  breiten 
Niederungen  des  Handwerks  imd  seiner 
Arbeiter  eine  furchtbare  chronische  Krise 
herrscht. 

Gelingt  es  den  neuen  Unternehmungen 
nicht,  durch  Verdrängung  schwächerer  Pro- 
duzenten im  Inlande  einen  Absatz  zu  er- 
ringen, so  sehen  sie  sich  genötigt,  zu  expor- 
tieren. Auch  in  diesem  Falle  ist  es  häufig 
nur  durch  Vernichtung  schwächerer  Konkur- 
renten möglicli,  die  Waren  zu  verkaufen.  Es 
entwickelt  sich  ein  Export,  der  nicht,  wie 
es  normalerweise  sein  sollte,  die  Gegengabe 
der  heimischen  Volkswirtschaft  an  das  Aus- 
land darstellt  für  Produkte,  welche  letzteres 
allein  oder  mit  grösseren  Voi-telleu  erzeugt, 
dieser  Export  geht  vielmehr  aus  den  sozialen 
Missverhältnissen  des  Inland  es  hervor.  Diesem 
Exporte  soll  kein  Import  entsprechen.  Ja 
man  vereucht  sogar,  den  Imi)ort  durch  hohe 
Zölle  möglichst  zu  hemmen  und  zu  ei^ 
schweren.  Gegenüber  der  Thalsache,  dass 
wir  mancherlei  Waren  exportiei-en  müssen, 
für  die  bei  glinstigeren  Einkommens  Verhält- 
nissen der  Arbeiterklasse  im  Inlande  ge- 
nügender Absatz  gefunden  werden  könnte  ^), 
ist  es  dann  ein  schlechter  Trost,  dass  auch 
wir  Waren  aus  dem  Auslände  erhalten,  die 
letzteres  nur  seiner  sozialen  Miss  Verhältnisse 
wegen  exportiert;  z,  B.  wenn  selbst  in  JiJireii 
der  Hungersnot  Rnssland  und  Indien  uns 
Getreide  liefern. 

Ein  anderer  Ausweg,  sicli  vor  den  Folgen 
der  Ueberkapitalisalion  zu  retten,  besteht 
darin,  dass  dem  kapitalbedfii-ftigen  Auslände 
die  Mspamisse  geliehen  werden.  Kauft  das 
Ausland  mit  dem  geliehenen  Kapitale  Waren 
des  Inlandes,  so  kann  für  die  Unternehmer 
des  letzteren  sogar  eine  kurze  Periode  be- 
sonderen Aufschwunges  eintreten.  In  der 
That  gehen  solche  vielfach  mit  der  Gewäh- 
rung grosser  Darlehen  an  das  Ausland 
parsulel,  wie  Sismondi  und  Hodbertus  bei'eits 
betont  haben.  Diese  günstigen  Wirkungen 
verwandeln  sich  in  ihr  Gegenteil  und  rufen 
die  Krise  hervor,  sobald  das  Ausland  die 
Zinsen  oder  gai-  die  Kapitalien  selbst  in 
Waren  seiner  Produktion  zurückzuzahlen  be- 


']  Nach  UnterBOchnngen  von  Sombart 
^oziale  Praxis  16.  Uärz  1899)  scheint  fUr  eme 
Reihe  wichtiger  Industrieen  der  Export  als  Qnote 
der  GeBamtproduktiou  betrachtet  abzunehmen, 
also  die  Entwickelung  der  heimiechen  Euitar- 
kraft    in    erfreulichem    Aufschnnoge   begriffen 
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ginnt  oder  —  seinen  Veqjüichtungeu,  was 
auch  vorkommt,  niclit  ^ret-ht  211  werden 
vermag  (GriechenlaiKl ,  Serbien,  Portugal, 
Argentinien). 

Eine  weitere  Änsgleiclmng  des  durch  die 
Ueberkapitalisation  hervoi^rufenen  Missver- 
hältnigges  zwischen  Prodnktian  und  Konsum- 
tion ermöglichen  die  ungeheueren  wirtschaft- 
lich unproduktiven  Ausgaben  der  europäischen 
Militärmächte.  Jahr  fQr  Jahr  werden  durch 
Erhaltung  und  Ausrüstung  des  Heeres  und 
der  Mmrine  ungeheuere  Kapitalien  wirtschaft- 
lich unproduktiv  konsumiert.  Dieser  starke 
ßffenÜiehe  Konsum  vertritt  einigei-masseo  den 
hinter  der  Produktion  oder  Produktions- 
fäbigkeit  zui-Ückbleibenden  privaten  Kon- 
sum ^).  Den  pri^'atwirtscliaftJichGn  KapibUi- 
sierungsbedürfnissen  wird  durch  die  Ausgabe 
der  Änleihepawere,  durch  sogen,  im^näre 
oder  fiktive  Kapitalbildung,  entsprochen, 
gleichzeitig  aber  auch  dem  volkswirtschaft- 
lichen Interesse  reichlicheren  Konsums  Ge- 
nüge geleistet.  Da  durch  den  Staat  in  der 
Regel  einheimische  Unternehmungen  be- 
sdiäftigt  wei-den,  so  ist  dieser  Ausweg,  selbst 
\om  rein  wirtscliaftüchen  Standpunkte  aus 
betrachtet^  immer  noch  denjenigen  Kapital- 
exporten entschieden  vorzuziehen ,  welche 
zur  Stärkung  zukünftiger  oder  bereits  gegen- 
wärtiger Konkurrenten,  wenn  nicht  zum 
völligen  Verluste  des  gelieJienen  Kapitales 
überhaupt  führen. 

Wer  eine  gleichmässigei«  Einkommens- 
verteilung volkswirtschaftlich  für  vorteilhaft 
hält,  wird  sich  mit  dem  bezeichneten  Aus- 
weg um  so  eher  befreunden  können,  je  mehr 
die  Kosten  der  Verzinsung  und  Tilgung  der- 
artiger Anleihen  durch  Steuern,  welche  nur 
die  grösseren  Einkommen  und  VermOgen 
belasten,  aufgebracht  werden ;  d.  h.  je  mehr 
dieser  gan^e  öffentliche  Aufwand  seinem 
Wesen  nach  eine  Konsumtion  der  begüterten 
Schichten  des  Volkes  im  Interesse  der  natio- 
nalen Machtsteilung  bedeutet  Soweit  die 
Verhältnisse  der  auswärtigen  Politik  eine 
Erhöhung  der  militärischen  Leistungsfähig- 
keit nicht  gebieten,  ist  es  auch  denkbar  und 
kommt  hie  und  da  z.  B.  in  manchen  Kan- 
tonen der  Schweiz  vor,  dasa  durch  Steige- 
rung der  kulturellen  Leistungen  des  Staates 
oder  der  Gemeinde  die  Besitzenden  im  Wege 
hoher  Vei-mögenssteuem  (in  Zürich  4''.'oo  für 
den  Staat,  e^oo  fflr  die  Gemeinde!)  ge- 
zwungen werden,  zu  Gunsten  des  öffentlichen 
Eonsums  ihre  Kapital isation  einzuschränken. 


')  Vgl,  D.  Ricardos  Grundgesetze  der  Volks- 
wirtschaft, Bbersetzt  von  ilüiimatark.  2.  Aufl. 
Leipzig  1877.  S.  aftlff.;  ferner:  Schii)pel,  Fr. 
Kngels  und  das  Miltzsjstem.  Nene  Zeit  XVII. 
1.  Bd-  S.  B17  nnd  Bernstein,  Stehendes  Heer 
and  Uebcrprodoktion.  Nene  Zeit  XVII,  2.  Bd. 
S.  fiOfl. 


Wälirend  also  öffentlicher  Eonsum  und 
mit  ihm  verbimdene  fiktive  Kapilalbildung 
unter  der  allerdings  sehr  selten  zutreffen- 
den Voraussetzung,  dass  sie  keine  oder  nur 
sehr  massige  Belastungen  der  breiten  Kassen 
der  Bevölkerung  zur  Folge  liaben,  zur  Er- 
haltung des  Gleichgewichtes  zwischen  Pro- 
duktion tmd  Konsumtion  und  deshalb  auch 
ziu-  Vermeidung  von  Krisen  beitragen,  müssen 
diejenigen  fiktiven  Kapitalbildungen,  welche 
aus  der  Stcigenmg  namentlich  des  gross- 
städtischen Bodenwertes  hervorgehen,  un- 
günstig beurteilt  werden.  Hier  handelt  es 
sich  um  Wertkapitalien,  welche  der  Er- 
höhung der  Mieten  für  Wohnungen  und 
Läden  entspringen,  also  eine  Einschränkung 
der  Konsiimfahigkeit  der  Massen  zur  Voraus- 
setzung und  Folge  haben.  Je  höher  die 
Wohiiungsiniete,  desto  weniger  bleibt  zum 
Ankaufe  von  Waren  übrig,  und  je  mehr  die 
Ladenmieten  den  DctaÜliandcl  belasten  {bis 
zu  S^/o  des  Umsatzes!)'),  desto  weniger 
kann  durch  Ermässigung  der  Detailpreise 
der  Absatz  vergrössert  werden. 

Versagen  also  die  oben  angedeuteten 
Auswege,  so  gerät  das  ganze  ^'ii-fschafts- 
loben  in  einen  labilen  Gleichgewichtszustand 
und  vergleichsweise  geringe  Störungen 
können  sc-hon  den  Ausbnioh  schwerer  Krisen 
zur  Folge  haben.  Die  geniige  Kaufkraft  der 
Massen  ist  es  auch,  welche  die  Erholung 
oder  Erhebung  aus  einer  akuten  Krise  so 
selir  ei-schwert  und  zu  dem  schreienden 
wirtschaftlidien  Widerspruche  führt,  dass 
Tausende  von  Arbeitern  durch  Arbeitslosig- 
keit in  Not  und  Elend  versetzt  werden,  weil 
zu  viel  produziert  worden  ist,  weil  das  An- 
gebot die  Nachfrage  überholt  hat 

Trägt  auf  der  einen  Seite  die  grosse  Dn- 
gleiciunässigkeit  der  Einkommensverteilung 
Wel  zur  Entwickelung  der  Krisen  bei,  so 
soll  andererseits  nicht  imerwähnt  bleiben, 
dass  die  Krisen  selbst  auch  wieder  durch 
die  Produktion  einer  überschüssigen  Arbeifer- 
bevöIkeruDg  die  Einkommensverteilung  in 
höchst  ungünstiger  Weise  beeinflussen. 

Der  Umstand,  dass  vor  dem  Ausbruche 
der  akuten  Krisen  der  Arbeitslohn  vergleichs- 
weise hoch  steht  und  die  »industrielle  Re- 
servearmee« gering  erscheint,  kann  nicht 
gegen  die  Bedeutung  der  Unterkonsumtion 
und  Ueberkapitalisation  in  Anschlag  gebracht 
werden.  Es  ist  im  Gegenteil  ganz  erklär- 
lich, dass  dann,  wenn  zahlreiche  neue  Eapltal- 
anl^en  in  der  heimischen  Volkswirtschaft 
ert^.'.'fen.  der  Arbeitslohn  steigt  oder  mehr 
Ai-bei:ei-  beschäftigt  werden.  So  wird  die 
Eaufkraft  der  arbätenden  Klassen  etwas  er- 
höht, und  diese  Erhöhung  regt  die  Unter- 
nehmungslust weiter  an.    Da  aber,  wie  triiiier 
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dargethan  wurde,  in  der  heutigen  Wii-tschafts- 
oi-dnung  die  infolge  der  neuen  Uiiter- 
iiehmuDgen  aufti'etende  Vei^rösserung  der 
Warenproduktion  schliesslich  die  durch  die- 
selbe Ursache  bewirkte  Verstärkung  der 
Kaufkraft  der  Arteiter  flberholen  muss,  so 
ist  die  Krise  unvenn eidlich. 

S.  KoDsnmtion.  In  engster  Beziehung 
zu  den  Verhältnissen  der  Ein  kommen  sver- 
teilimg  steht  die  Gestaltung  der  Konsumtion. 
Bestimmt  die  Verteilung  des  Volkseinkom- 
mens doch  nicht  nur  die  Grösse,  sondern 
aiieh  die  Art  der  Konsumtion.  Je  niedri^r 
das  Einkommen,  desto  mehr  erscheint  seine 
Verwendung  der  WiUkQr  entzogen.  Reicht 
das  Einkommen  nur  gerade  zur  Bcb-iedl- 
gung  der  absoluten  Esistenzbedflrfnisse  oder 
nicht  einmal  dazu  aus,  so  ist  der  Konsument 
genötigt,  seine  Bedtlrfnisse  nicht  nur  auf 
wohlfeile  Art,  sondern  schlechthin  auf  die 
wohlfeilste  Art  zu  befriedigen.  Deshalb  er- 
hält der  Haushalt  der  arbeitenden  Klassen, 
wie  die  Statistik  der  Arbeiterbudgets  zeigt, 
bei  gleicher  Höhe  des  Einkommeus  nnd 
gleicher  Familien  zusammen  Setzung  in  einem 
Lande  ein  durchaus  ilbereiuBtimmendes  Ge- 
präge, Soweit  die  gegenwärtig  Wirtschafts- 
ordnung dahin  führt^  dass  em  grosser  Teil 
des  Volkes  dem  Existenzminimum  nahe 
steht,  ei-zengt  sie  auch  eine  gewisse  Gleich- 
fönnigkeit  der  Konsumtion,  welche  die  Lei- 
tung der  Pi-odiiktion  erleichtert.  Erst  in 
dem  Masse,  als  das  Einkommen  einer  Person 
sich  erhöht,  nimmt  der  Spielraum  für  eine 
freiere,  individiiellere  Gestaltimg  des  Kon- 
snms  zu.  Seine  Quantität  und  Qualiiät  läfst 
sich  dann  schwerer  vom  Cntcmehiner  im 
voraus  sicher  beurteilen. 

Eine  gewisse  Richtschnur  gewähren  aller- 
dings die  Konsumtionsgewohnheiten  der 
einzelnen  Stände.  Aber  gerade  in  der 
Gegenwart,  wo  die  Standesunterschiede  vor 
den  Einkommensunf erschieden  zuriicktreten, 
wo  das  zum  Wohlstand  gelangte  Bürgertum 
niclit  entfernt  so  bestimmte  Konsumtions- 
gewohiiheiten  ausgebildet  hat,  als  die  wirt- 
Bclmftlich  herrschenden  Klassen  der  Ver- 
gangenheit es  getlian  haben,  erweist  sich 
diese  Richtschnur  als  ungentlgend.  An  Stelle 
der  ständischen  Konsumtionsge  wohn  hei  ten 
ist  mehr  und  mehr,  namentlich  in  den 
Städten,  die  Herrschaft  der  launenhaften, 
völlig  unberechenbaren  Mode  getreten.  Hier- 
mit ist  ein  krisen bildendes  Moment  von 
nicht  zu  unferschälzender  Bedeutung  ent- 
standen. Da  wird  in  der  Damontoilette  die 
ausgiebige  Verwendung  schwarzerGlasperlen 
modern,  und  die  Glaskurz  wäre  nindustrie 
nimmt  einen  glänzenden  Aufschwung.  Hun- 
derte von  Arhcitera  verlassen  ihre  alte  Be- 
schäftigung, um  sicli,  durch  den  steigenileu 
Lohu  angezogen,  der  Erzeugung  von  Glas- 
l>erlen  zu  widmen. 


Plötzlich  kommt  die  Nachfrage  ins  Stocken, 
Tausende  von  Arbeitern  werden  brotlos.  Die 
Mode  hat  sich  von  den  Glasperlen  den 
Spitzen  zugew^endet.  Nun  ist  es  die  Spitzen- 
klöppelei, die  sich  einer  vorübergehenden 
Blute  erfreut,  um  dieselbe  bald  genug  der 
Gürtlerei  und  Metallkurz  waren  Industrie  ab- 
treten zu  müssen,  da  Metallknöpfe  und 
Schnallen  en  vogue  sind.  Noch  bedeutungs- 
voller ist  der  Modewechsel  in  Bezug  auf  die 
BekleidungBstoffe  selbst,  »Eine  einzige  Aon- 
derung  der  Damentracht  genügt,  die  Seide 
um  Hunderttausende  von  Käuferinnen  zu 
berauben^  (Thun).  Es  ist  deshalb  ein  grosser 
Nachteil,  wenn  die  wichtigsten  Exportindus- 
trieen  eines  Landes,  wie  z.  B.  in  der  Schweiz 
die  Seiden-  und  Stickereünduetrie,  ganz  von 
dem  Mode  Wechsel  abhängen,  ohne  dass 
dieses  Land  selbst  für  die  Mode  den  Ton 
angeben  kann. 

Allein  nicht  mu-,  dass  die  Mode  ihre 
Gunst  bald  seidenen,  bald  halbseidenen,  bald 
baumwollenen,  bald  wollenen  Stoffen  ^ 
währt,  auch  die  Art  dar  Gewebe  und  Dessins 
unterliegt  dem  Wechsel.  Aehnlich  schaltet 
und  waltet  die  Mode  in  der  Dekorations-, 
Möbel-  und  Bauindustrie.  Der  >gotische<> 
und  aaltdeutsche*  Stil  mues  dem  Barocco 
und  Rococo,  dieses  dem  Empire  und  »neu- 
englischen« Stile  weichen.  Souverän  zieht 
die  Modo  dahin,  ihr  zur  Seite  der  Auf- 
schwung, in  ilirera  Gefolge  die  Krisa  Ist 
demnach  die  Mode  namentlich  für  zahlreiche 
lokale  Krisen  verantwortlich  zu  machen, 
so  soll  im  übrigen  nicht  verkannt  wer- 
den, dass  sie  die  woldhabenden  Schichten 
der  Bevölkenmg  zu  einer  grÖRseren  Kon- 
sumtion nOt^  und  deshalb  andererseits  da- 
zu beiträgt,  das  Gleichgewicht  zwischen 
Produktion  und  Konsumtion  im  allgemeinen 
zu  fördern. 

6.  Rückblick  Dud  HeilmitteL  Ver- 
gegenwärtigt man  sich  diese  fast  unabseh- 
inäe  Reihe  von  krisenbildenden  Momenten, 
so  ist  der  häufige  Eintritt  heftiger  Wirt- 
schaftskrisen kaum  verwunderlich.  Ja  man 
muss  eher  darüber  staunen,  dass  diese  Stö- 
nmgen  nicht  noch  öfter  und  noch  empfind- 
licher auftreten.  Die  Schwierigkeit  im  ein- 
zelnen Falle  liegt  daher  nicht  so  sehr  in 
der  Aufgabe,  Oberhaupt  Ursaclien  für  die 
Krisen  anzugeben  (eine  im  Jahre  1880  unter- 
nommene Untersuchung  über  die  Ursachen 
der  Krise  in  Nordamerika  ergab  deren  180), 
als  darin,  die  Wichtigkeitskoeffizienten  der 
einzelnen  in  Erwägimg  zu  ziehenden  Ur- 
saclien genau  zu  bestimmen.  Zu  beachten 
bleibt,  dass  die  Störungsursachen  zu  einander 
im  Verhältnisse  sich  gegenseitig  steigernder 
Wechselwirkung  stehen.  Die  Prodiditions- 
krlse  macht  sich  bald  auf  den  Gebieten  d^ 
Verkehres  und  der  Verteilung,  die  so  ent- 
,  standene  Verteil tmgskrise  bald  auch  wieder 
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auf  dem  Gebiete  der  Produktion  geltend. 
Die  analytisciie  Zerfasening  der  kritischen 
Einwirkungen  darf  eben  darüber  nieht  täu- 
schen, daas  unsere  Volkswirtschaft  einen 
Organ iBmus  darstellt,  der  alle  Nachteile, 
welche  einzelne  tilieder  treffen,  mit  em- 
pfindet. 

"Will  mao  die  einzelnen  Umstände,  weldie 
als  Ursachen  wirtschaFlliciier  Störungen  an- 

f;klagt  worden  sind,  unter  einige  wenige 
esichtspunkte  zusammen  fassen,  so  sind  vor 
allem  die  Gegensätze  zu  untersti-eichen, 
welche  zwischen  den  kollektivistisch-ökono- 
mischen und  den  indivlduahstisch-rechtlichen 
Einrichtungen  unseres  Wirtschaftslebens  vor- 
handen sind.  Auf  der  einen  Seite:  Arbeits- 
teilung, Grosshetrieb,  Warenproduktion,  zu- 
Dehmeode  Verflechtung  des  Einzelbetriebes 
in  Volts-  und  Weltwirtschaft;  auf  der 
anderen  Seite:  Sonderei  gen  tum  an  Pi-odiik- 
tionsmitteln,  individuelle  Aneignung  der 
gesellst^ ftlich  gewonnenen  Produktionset- 
gebnisse,  Leitung  der  Wirtschaft  dtm;h,  die 
Rentabilitätainteressen  des  privaten  Unter- 
nehmerkapitales, Freiheit  der  Konkurrenz, 
Freiheit  des  Konsums.  Ea  fehlt  an  einer 
ordnenden  Macht,  welche  ein  stets  harmo- 
nisches Zusammenwirken  die.ser  gnnidsätz- 
lich  verschiedenen  Einrichtungen  erzwingen 
konnte.  Die  Krisen  sind  nichts  anderes  als 
die  Konflikte,  wciclie  aus  dem  Nebeneinan- 
der so  widerepmchsvo Der  Institutionen  her- 
vorbrechen. 

Um  den  Ausbruch  von  Krisen  zu  ver- 
meiden und  bereits  ausgebrochene  abzu- 
schwächen, müssen  deshalb  regelnde,  kon- 
trollierende Mächte  ausgebildet  werden, 
Mächte,  weiche  des  Ziel  verfolgen,  unserem 
wirtschaftlichen  Oi^aitismus  überhaupt  eine 
möglichst  widerstandsfähige  Konstitution  xa 
verschaffen  iind  die  Rebellionen  der  indivi- 
diialistisohen  Bestandteile  unserer  Verhält- 
nisse auf  ein  mit  dem  geseDschaftlichen 
Charakter  imserer  Produktionsweise  verträg- 
liches Mass  herabzudrücken.  In  diesem 
Sinne  wirkt  bereits  in  fortgescliritteneu 
Ländern  nicht  nur  die  ganze  Organisations-, 
Produktions-,  Verkehrs-,  Einkommens-,  Kon- 
aumtions-  und  Finanzpolitik  des  Staates, 
sondern  auch  die  Thätigkeit  der  Unterneh- 
mer-, Lohnarbeiter-  und  Konsumenten  Vereini- 
gungen. Wenn  England ')  und  Deutschland 
seit  Jahraehnten  von  einer  so  akuten  Krise, 
wie  sie  nocii  im  Jahre  1893  Nordameiika 
heimgesucht  hat,  verschont  geblieben  sind, 
80  darf  diese  erfreuliche  Tbat«ache  vielleicht 


')  Wie  sehr  die  Ausbildung  der  Ärbeiter- 

verbande  die  Einwirknng  der  Krisen  aat  das 
englieche  VolhBlebeu  allmählich  vermindert  hat, 
xtn^t  Tugan-BaranowBky ,  Die  Bozialen  Wir- 
kuDS'en  der  Hnndelakrisen  in  England,  Branns 
Archiv,  XIU,  S.  1-41. 


der  besseren  Kontrolle  zuGreschrieben  werden, 
welche  staatUche  und  körperschaftliche  Ge- 
walten in  den  erstgenannten  Ländern  über 
den  Verlauf  des  Wirtschaftslebens  bereits 
gewonnen  haben. 

Dagegen  bleiben  die  Gefahren  in  unver- 
minderter Stärke  bestehen,  welche  aus  den 
internationalen  Beziehungen  der  modernen 
Volkswiilschaften  erwachsen.  Versuche,  auch 
in  dieser  Beziehung  zu  Kegulierungen  zu 
gelangen,  wie  sie  z.  B.  auf  den  Gebieten 
der  Währungs frage,  der  Zuckerexportprämien, 
desÄrbeiterschutzeSjderHandelsbGziohimgon, 
der  Verbesserimg  des  Seerechtes,  der  Grün- 
dung von  Karfeilen,  Arbeiterverbänden  u.  s.  w. 
angestrebt  worden  sind,  haben  teils  gar 
keine,  teils  wenig  ausreichende  Ergebnisse 
geliefert.  Ebensowenig  ist  zu  erwarten,  dass 
die  Störungen,  welche  aus  der  individualis- 
tischen Gestaltung  des  Konsums  und  der 
Herrschaft  der  Moden  entspringen,  in  ab- 
sehbarer Zeit  eine  Abschwächung  erfahren 
werden. 

Zur  Heilung  bereits  ausgebrochener 
Kretlitkrisen  sind  nach  Wirth  folgende  Mass- 
i-egeln  mit  mehr  oder  weniger  Erfolg  ange- 
wendet worden:  1.  Äiifschliessung  des 
Schatzes  und  Reservefonds  der  Banken  bezw. 
der  Staats-  und  Nationalbank  und  reich- 
licheres Diskontieren  derselben  bei  hohem 
Zinsfusse.  2.  Errichtung  von  Diskonto-  und 
Darlehenskassen  mit  oder  ohne  Garantie  des 
Staates.  3.  Errichtung  von  Waren vorschuss- 
kassen.  4.  Errichtung  von  Kreditgenossen- 
schaften. 5.  Darlehen  von  selten  des  Staates. 
6.  Suspension  der  Schuld gesetze.  7.  Ijimii- 
dation  durch  Vertrauenspersonen,  verbunden 
mit  Garantie-  und  Hilfsfonds,  welche  Dar- 
lehen gegen  Unterpfand  von  solchen  Papieren 
gewähren,  die  bei  den  Zettelbanken  nicht 
angenommen  werden. 

üeber  Massnahmen  zur  Unterstützung  und 
Bescliflftigung  der  durch  Krisen  arbeitslos 
gewonlenen  Arbeiter  vgl.  d.  Art.  Arbeits- 
losigkeit oben  Bd.  I  insbes.  S.  929  a  ff. 

III.  Kiiaentheorleen. 

,,Eine  Kriaentheorie  kann" ,  wie  v.  Böhm- 
Bawerk  sagt,  „nie  die  Untersnchung  eines  ab- 
gesonderten Teiles  der  sozial  wirtBchaftlichen 
Phänomene  sein,  sondern  üe  ist,  wenn  sie  nicht 
ein  dileCtantisohea  Unding  sein  soll,  immer  das 
letzte  oder  vorletzte  Kapitel  eines  geschriebenen 
oder  anResch  riebeneu  sozial  wirtschaftlichen  Sys- 
tems ,  die  reife  Frucht  der  Erkenntnis  «amt- 
licher sozial wirtachftfüichen  Vergttnge  und  ihre« 
Wechsel  wirkenden  ZuBammenhanges."  Die  all- 
seitige nnd  gerechte  Würdigung  einer  Krisen-  i 
theorie  setzt  daher  anch  einen  gewissen  Ueber- 
blick  über  das  ganze  sozial  wirtschaftliche  System 
des  betreffenden  Oekonomen  voraus.  Es  ist 
klar,  dass  diese  Vorauisetznng  innerhalb  des 
Rahmens,  welcher  dem  vorliegenden  Artikel  be- 
'  ist,  selbst  nicht  für  die  Krisentheoretiker 
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ersten  Ganges  erfUHt  werden  kann.  Für  »He 
eingehenderen  Studien  miisa  dcafaalb  anf  das 
STUnd  legende  Werk  V.  BergmannB  j,Geschichtfi 
der  nati  onalökon  Dm  ischen  Krisen  theorieen"(StUtt- 
gart  1895)  und  auf  die  Darstellungen  verwiesen 
werden,  welche  die  Systeme  der  hervorragenderen 
nationftlCkonomigchen  Denker  in  diesem  Ennd- 
wQrterbuche  selbst  finden. 

7.  Der  Krlsenstreit  zwlBehea  Malthas, 
Stemondi  nnd  J.  B.  Say.  Die  emate  Krise, 
die  ganz  wider  Erwarten  1816  nach  Wieder- 
herstellung des  Friedens  ansbrach,  hat  die  Sieit- 
genSssiechen  NationGkonamen  auf  das  eindring- 
Uchste  beschilftigt  und  zur  Aufstellung  von 
Theorieen  geführt,  welche  für  die  Erkenntnis 
der  Krisen  äusserst  fruchtbar  geworden  sind, 
ja  bis  iu  die  Gegenwart  herein  ihre  Bedeutung 
behauptet  haben.  Da  ist  es  zunächst  ßobert 
Owen,  der  in  einer  Reihe  von  Schriften  aus 
den  Jahren  1815,  ItJlS  und  182it  mit  znnebmender 
Klarheit  folgende  Gedanken  entwickelt:  Die 
Krisen  kommen  daher,  dass  durch  die  Einführung 
der  Maschinen  die  ProduktionsfKbigkeit  unge- 
heuer gesteigert  worden  ist,  während  eben  diese 
Steigerung  der  Produktivität  zugleich  eine 
Entwertung  der  menschlichen  Arbeit  und  damit 
auch  eine  Verringerung  der  Konsumkraft  der 
breiten  Mnsse  des  Volkes  verursacht  hat.  Seine 
Pinne  zielen  daher  auf  eine  Beschäftignng  der 
Arbeitslosen  durch  den  Staat.  Damit  soll  der 
verhängnisvolle  Einfluga  der  arljeltslosen  Arbeiter 
anf  die  Bewertung  der  Arbeit  behoben  und  die 
Kaufkraft  der  Massen  gesteigert  werden.  Sein  ^ 
weiteres  Ideal  besteht  darin,  die  Bewertnng  der  i 
Arbeit  entsprechend  ihrer  objektiven  Leistung 
durchzuführen  und  so  eine  mit  der  steigenden 
Produktivität  in  gleicher  Weise  zunehmende 
Konsumkraft  zu  entwickeln. 

Im  Widerspruche  mit  Owen,  der  die  rasche 
Entwickelnng  der  Maschinentechnik  in  erster 
Linie  verantwortlich  macht,  sucht  Halthus  zu 
zeigen,  dass  schon  die  Gewohnheit  der  gewerb- 
lichen Untern ehmerklasae,  grosse  Beträge  ihres 
Einkommens  nicht  zn  konsumieren,  sondern  zu 
kapitalisieren,  eine  Störung  des  Gleicheewichtes 
zwischen  Produktion  und  kaufkräftiger  Nach  frage 
anbahnen  maas.  Der  normale  Verlauf  des  Wirt- 
schaftslebens verlangt  die  Berücksichtigung  der 
richtigen  Proportionen.  Diese  künnen  aber 
dnrch  ein  Uebermass  von  Sparsamkeit  und  eine 
daraus  folgende  Konsu m  tion seiascbr&nknng  leicht 
enichttttert  werden.  Giebt  es  also  auf  der  einen 
Seite  Klassen,  welche  müglichst  wenig  konsu- 
mieren, aber  müglichst  viel  kapitalisieren  und 
S reduzieren  wollen,  so  müssen  znr  Wahrung 
es  Gleichgewichtes  auf  der  anderen  Seite 
Sehicliten  vorhanden  sein,  welche  wirtschaftlich 
vorwiegend  als  Konsumenten  sich  bethfitigen, 
wie  z.  B.  der  Gnindadet  mit  seiner  zahlreichen 
Dienerschaft,  die  Angehörigen  des  Heeres  und 
der  Flotte ,  die  Civilbeamten ,  die  Vertreter 
liberaler  Bemfsarten,  die  Rentner  n.  s.  w.  Alles 
übrige  gleichgesetzt,  müssen  diese  Schichten 
nm  so  zahlreicher  sein,  je  fruchtbai'Cr  der  Boden 


der  .\rbeiterklaHse  selbst  würde  hingegen, 
Halthus  fürchtet,  die  Produktionskosten  steigern, 
die  Profite  herabdriJcken  und  deshalb  auch  die 
Beweggründe  zur  Kapital  ans  animlung  schon 
zerstören,    ehe  noch  Landwirtschaft,   Gewerbe 


und  Handel  eine  grosse  Blilte  erreicht  hätten' 
Auch  der  Entwickelnng  eines  EafaJreicben  mitt- 
leren Grund eigentümerstandes,  wie  ihn  Frank- 
reich besitzt,  steht  Malthns  ans  politischen  Mo- 
tiven skeptisch  gegenüber,  obwohl  er  die  güns- 
tige Wirkung  einer  derartigen  Masaregel  anf 
die  E inkomme nsveruilnng  und  damit  anf  die 
Herstellung  des  Gleichgewichtes  zwischen  Pro- 
duktion und  Konsumtion  zugiebt. 

Diese  Ideeen  von  Ualthus,  welchem  C hal- 
mers im  wesentlichen  beipflichtet,  berühren  sichin 
vielen  Beziehungen  mit  denjenigen  Sismondis. 
Da  «ein  Hauptwerk  schon  1819,  seine  Ab- 
handlung über  das  Wachstum  der  Produktions- 
kraft im  Verhältnisse  zur  Konsumkraft  1820 
erschien,  also  in  dem  gleiclien  Jahre,  in  wel- 
chem die  Grundsätze  der  politischen  Oekonomie 
von  Malthus  herauskamen,  muss  Sismondi  eine 
durchaus  selbständige  Auffassung  zugestanden 
werden.  Immerhin  dürften  die  Anscnauungen 
von  Owen  nicht  ohne  Einfluss  auf  ihn  gewesen 

Mit  viel  entschiedenerer  Betonung  alsMalthna 
stellt  Sismondi,  ohne  übrigens  die  StOmngs- 
ursa^ben,  welche  ans  der  Planlosigkeit  der  mo- 
dernen Produktionsweise  äiessen,  irgendwie  zu 
vernachlässigen,  doch  die  Einkommensverteilnng 
in  den  Brennpunkt  des  Krisen problems.    Je  nn* 

Eleichraässiger  die  Einkommens  Verteilung',  desto 
etrüchtliclier  fällt  die  Stüning  des  Gleichge- 
wichtes zwischen  Prwiuktion  und  kauffähiger 
Nachfrage  ans.  Der  Ausgleich  soll  aber  nicht 
durch  die  Vermehrung  der  unproduktiven  Kon- 
sumenten, sondern  dnrch  die  Steigerung  der 
Massenkonsnration  herbeigeführt  werden.  Sis- 
mondi befürwortet  deshalb  alle  Massnahmen, 
welche  eine  gl  eich  massigere  Ein  komm  ensver- 
teiltmg  und  d^nrch  eine  Hebung  der  Kaufkraft 
der  Arbeiterklasse  in  Aussicht  stellen;  so  die 
Freiteilharkeit  des  Grund  und  Bodens,  femer 
die  Beseitigung  aller  Gesetze ,  ,  welche  die 
Koalitionen  der  Arbeitgeber  gegen  die  Arbeiter 
begünstigen  und  diejenigen  der  Arbeiter  gegen 
die  Arbeitgeber  verbieten  oder  erschweren. 
Wenn  v.  Bergmann  meint,  dass  diese  Auf- 
fassungen Sismondis  durch  den  Einwand  von 
Malthus  widerlegt  wtivden,  „auch  die  stärkste 
Lohnerhühung  könne  die  tieberprodnktion  nicht 
verhindern,  da  ja  der  Arbeiter  mit  dem  Lohne 
als  einem  Teile  des  Produkt ionsertrages  niemals 
den  ganzen  Prodnktionsertrag  zurückkanfen 
könne",  so  ist  es  ja  richtig,  dass,  alles  übrige 
als  unverändert  betrachtet,  jede  weitere  Steige- 
rung der  Produktion  durch  Kapitalisierung,  so 
lauge  noch  ein  Profit  bezogen  wird,  eben  nm 
den  Betrag  dieses  Profites  der  Nachfrage  er- 
mangelt und  insofern  Utherprodnktion  hervor- 
ruft. Allein  diesen  erkünstelten  engen  Sinn 
hat  Sismondi  seiner  Lehre  gewiss  nicht  geben 
wollen.  Er  argumentiert  einfach,  dass  jede  Er- 
hOhnn^  des  Einkommens  der  Arbeiterklasse 
dasjenige  des  Besitzes  erraässigt  und  dem- 
zufolge auch  die  Veranlassung  zu  einer  Über 
die  effektive  Nachfrage  hinansgehenden  Kapital- 
biidung  abschwiicht,  v-ihrend  auf  der  anderen 
Seite  gerade  die  Erhöiiung  d=8  Arbeiterein- 
kommens die  Nachfrage  steigert.  Je  gleich- 
massiger  die  Einkommensverteilung,  desto  ge- 
ringer die  Spannung  zwischen  Piouuktion  und 
Konsumtion.     Darauf   kam    es   Sismondi,    dem 


,\^,oog\c 


absolute    L6aiing«n    vollhommen    fern    lagen, 
allein  an. 

Während  die  vorgeführten  SchriftBteller  aus 
der  bestehenden  EinkommensTerteilung  nud 
Produktionsweise  die  Tendenz  zur  aligemeinen 
Ueberproduktion  (general  glnt,  encombrement 
general)  ableiteten,  erwiderte  J.  B.  Say  —  Ge- 
dankeu,  welche  schon  einige  Physiokraten  und 
namentJich  James  Mill  lb08  aasgefdhrt  hatten, 
aufnehmend  and  erf^Kozend  — ,  daa»  eine  allge- 
meine Ueberprodaktion  ein  Unding  sei.  Jeder 
Verkauf  sei  auch  ein  Kanf  imd  jeder  Kauf  ein 
Verkauf,  jede   Produktion   eine  Nachfrage   und 


zu  viel  produziert  worden  sei,  sondern  nnr 
dadurch,  dass  innerhalb  eine«  anderen  Wirt- 
schaftszweiges oder  innerhalb  eines  anderen  am 
Verkehre  beteiligten  Gebietes  die  Produktion 
zn  gering  ansgefallen  sei  nnd  diese  Produzenleu 
deshalb  keine  ausreichende  Gegengabe  zn  leisten 
vermöchten.  Die  sogenannte  Ueberproduktion 
der  einen  sei  ihrem  Wesen  nach  eine  partielle 
Unterproduktion  der  anderen.  Eine  allgemeine 
gleichmilssige  St«igemng  der  Prodr.ktion  könne 
nie  znr  Absatzkrise  führen.  Dieie  Thesen,  wel- 
che, wie  Marx  erklärt,  an  Stelle  einer  ent- 
wickelten Warencirkulation  einen  Zustand  ein- 
fachen Produktenaustausches  voraussetzen,  hat 
Saj  schliesslich  noch  selbst  dahin  abgeändert, 
dass  er  als  Produktion  nur  gelten  Hess,  was  zu 
einem  aneemessenen  Preise  Absatz  fände.  „Ich 
halte  mich  für  berechtigt  zn  sagen,  dass  alles 
was  wirklich  produziert  ist.  Absatz  findet;  dass 
alles,  was  nicht  Absatz  findet,  eine  unbesunnen 
und  ohne  etwas  tu  produzieren  gemachte  Aus- 
gabe ist;  und  meine  Lehre  von  den  Absatzwegen 
bleibt  ganz." 

Es  ist  heute  schwer  zu  verstehen,  wie  eine 
Lehre,  welche  ihr  Urheber  selbst  znr  fadesten 
TautolDgie  herabgedrückl  hat,  dennoch  in  der 
Nationuiikonomie  so  lan\^  Zeit  hindurch  ein 
grosses  Ansehen  behaupten  konnte.  Und  doch 
stehen  wir  einer  schier  unübersehbaren  Seihe 
von  Männern  gegenüber,  welche  diese  „theorie 
des  debouch^s"  als  eines  der  wertvollsten  Inventar- 
stücke der  Volkswirtschaftslehre  gefeiert  haben. 
Sie  beherrscht  im  Vereine  mit  der  Ableitung 
der  Krisen  aus  der  Verminderung  des  umlaufen- 
den Kn!>italeE,  also  aus  deu  Verhältnissen  der 
Geld-  nul  Ereditorganisation,  die  ^anze  opti- 
mistisch-freih  an  dlerische  Bichtung  mit 


haben  vorzugsweise  diejenigen  Forseher  ange- 
knüpft, welche  der  kapitalistischen  Produktions- 
weise gegenüber  zn  einer  skeptischen  oder  feind- 
seligen Steliao gn ahme  gelangten.  So  die  Ver- 
treter des  sozialfeudalen  Katholizis- 
mas  (de  Bonald,  de  Morogues,  de  Villeneuve- 
Bargemont,  Bnret),  die  Sozialisten  und  die 

8.  Die  Hoz  lallst  isehen  Krisentheoretlker. 
Weder  Halthus  noch  Sismondi,  beide  Männer 
von  konservativer  Gesinnung,  hatten  aus  ihren 
Lehren  die  Forderung  nach  einer  principiellen 
Umgestaltung  der  bestehenden  Ordnung  abge- 
bitfit.  Diese  Wendung  erfolgte,  nachdem  sie 
von  Owen  bereits  vorbereitet  worden  war, 
durch  die  Anhänger  Owens,  durch  T  h  o  m  p  i 
Gray,  Bra;  n.  a.  m.    In  Fran'.vreich  suchte 


Prondhon  in  verwandter  Weise  die  Krisen 
dadurch  zu  erklären,  dass  der  Arbeiter  innerhalb 
der  kapitalistischen  Produktionsweise  nicht  im 
Stande  ist,  sein  Arbeitsprodukt  zurückzukaufen, 
da  dieses,  durch  die  Kapital  gewinne  belastet, 
die  Kaufkraft,  welche  der  Lohn  enthält,  über- 
steigt. Daher  derselbe  Plan  der  Tauschbank, 
wie  bei  den  üweniten,  und  die  Erwartung,  mit 
der  auf  diese  Weise  zu  verwirklichenden  Idee 
des  unentgeltlichen  Kredits  Kapitalzins  und 
Krisen  aus  der  Welt  zu  schaffen. 

Enger  an  Sismondi  scbliessen  sich  Yidal 
und  Louis  Blanc  an,  welche  anf  Rodbertns 
und  die  Verfasser  des  kommunistischen  Mani- 
festes nicht  ohne  Eintluss  gebliehen  zu  sein 
scheinen.  Worin  sich  Bodbertus  indes  von 
seinen  Vorgängern  und  Zeitgenossen  unter- 
scheidet, das  ist  die  Behauptung,  dass  nicht  die 
ungleichmässige  Verteilung  des  Volkseinkommens 
an  sich,  wie  auch  von  Kirehmann  annahm, 
das  Gleichgewicht  zwischen  Produktion  und 
Konsumtiou  st^re,  sondern  der  Umstand^  dass 
bei  wachsender  Produktivität  der  Anteil  der 
arbeitenden  Klasse  sogar  noch  falle.  Die  ar- 
beitenden Klassen  würden  immer  auf  das  zu 
ihrem  Unicrhalte  eben  durchaus  NCtijfe  be- 
schränkt, während  die  Steigerung  der  Produk- 
tivität ausschliesslich  den  Besitzenden  zu  statten 
komme:  „Wenn  aber  der  Lohn  der  Arbeiter 
SQ  wenig  mit  Rücksicht  auf  eine  Quote  des 
Produktes  verabredet  wird,  dass  er  vielmehr 
eisen  ganz  anderen  Momente ,  das  mit  dem 
Ertrage  der  Produktion  gar  nichts  zu  thuu  hat, 
nämlich  dem  Betrage  des  notwendigen  Unter- 
haltes folgt,  so  kann  er  bei  steigender  Pro- 
duktivität, als  Anteil  am  Produkt  betrachtet, 
so  wenig  eine  gleiche  Quote  desselben  bleiben, 
dass  er  vielmehr  eine  immer  geringere  davon 
wird".  Dies  ist  für  ihn  die  einzige  soziale 
Präge,  die  in  den  Handelskrisen  die  besitzenden, 
im  Fanperismus  die  arbeitenden  Klassen  trifft. 
Führt  Bodbertus  also  die  Krisen  iii  erster  Linie 
auf  das  Gesetz  der  fallenden  Lohnquote  (Dietsel) 
zurück,  so  ist  er  im  Übrigen  keineswegs  blind 
für  die  krisenbildendeu  Momente,  die  durch  die 
freie  Konkurrenz  und  die  Planlosigkeit  der  Pro- 
duktion gebildet  werden. 

Die  Thataache,  dass  K.  Marx  aus  dem 
Leben  schied,  ehe  er  sein  „Kapital''  zum  Ab- 
schlüsse gebracht  hatte,  macht  sich  auch  in 
seiner  Krisentheorie  geltend.  So  erklärt  er 
(III.  2-  S.  21):  ,,Der  letzte  Grund  aller  wirk- 
lichen Krisen  bleibt  immer  die  Armut  und  Kon- 
sumtionsbeschränkung der  Massen  gegenüber 
dem  Triebe  der  kapitalistischen  Produktion,  die 
Produktivkräfte  so  zn  entwickeJn.  als  ob  nur 
die  absolute  Eonsumtionsfähigkeit  der  Gesell- 
schaft ihre  Grenze  bilde."  Dieser  den  Unter- 
konsum tionstheoretikem  sehr  nahe  kommenden 
Aeusserung  st«ht  dann  eine  Polemik  (II.  2.  A. 
S.  üBöl  gegen  die  Unterkonsnmtionstheorfe 
gegenüber:  „Es  ist  die  reine  Tautologie,  zn 
sagen  ilass  die  Krisen  aus  dem  Mangel  an 
zahlungsfähiger  Konsumtion  oder  an  zahlungs- 
fähigen Konsnuenten  hervorgehen W  ill 

man  aber  dieser  Tautologie  einen  Schein  tieferer 
Begründung  dadurch  geben,  dass  man  sagt,  die 
Arbeiterklasse  erbalte  einen  zu  geringen  Teil 

I  ihres  eigenen  Produktes,  \ii:d  dem  Uel^lstande 
werde  mithin   abgeholfen,   fjuuld   sie   grösseren 

I  Anteil  davon  empfängt,  ihr  Arbeitslohn  folglich 
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wSchst,  so  ist  nur  zu  bemerken,  dnss  die  Krisen 

i'edesma]  gerade  vorbereitet  werden  dnrch  eine 
'eriode,  in  der  der  Arbeitslohn  allgemein  stei^ 
und  die  Arbeiterklnase  realiter  grösseren  Anteil 
an  dem  fQr  Konsumtion  bestimmten  Teile  des 
jährlioben  Prodaktes  erh&lt.  Jene  Periode 
mUsste  —  von  dem  Gesichtspnnkte  dieser 
Ritter  Tom  gesunden  und  „einfachen"  (!) 
Menschenverstände  —  umgekehrt  die  Krise 
entfernen.  Es  scheint  also ,  dass  die  kapi- 
taliatiBche  Produktion  vom  guten  oder  böseii 
Willen  unabhängige  Bedingungen  einschliesst, 
die  jene  relative  Prosperität  der  Arbeiterklasse 
nur  momentan  Engelasnen  und  zwar  immer  nur 
als  Sturmvogel  einer  Krise." 

Diesen  Sätzen  gegenüber  muss  betont 
werden^  daas  es  sehr  zweifelhaft  ist,  ob  in  den 
Perioden  des  Aufschwünge,  welche  Krisen  voran- 
gehen, die  Arbeiter  in  der  Ttaat  einen  erheblich 
grösseren  Anteil  am  NationaleiDkommen  er- 
werben. Den  hohen  LQhnen  stehen  meist  sehr 
hohe  Gewinne  und  hohe  Warenpreise  gegen- 
flber.') 

Auch  die  Darlegungen  über  das  Wesen  der 
Krisen,  weiche  der  Abecbnitt  über  das  Gesetz 
des  tendenziellen  Falles  der  Profitrate  (IIl.  1. 
S.  191-250]  enthält,  lassen  Marx  dann  wieder 
mehr  als  einen  Fortsetzer  und  Vertiefer  denn 
als  einen  Gegner  der  Sismondi-MaiChusschen 
Lehre  erscheinen. 

Während  also  die  Krisen  bei  Man  im 
wesentlichen  aus  den  Widersprüchen  hervor- 
gehen, welche  zwischen  Bentabilitätsinteressen 
aes  Frivatkapitals,  Wachstum  der  genellschaft- 
lichen    Produktivkräfte-  und    E  in  komme  iisver- 


')  So  wissen  die  Berichte  der  Gr.  Bad. 
Fabrikinspektion  ans  den  Jahren  IHSS—lS^d 
nor  vereinzelte  und  „nicht  gerade  sehr  grosse' 
Lohns teigeningen  mitzuteilen.  In  der  Bijouterie- 
fabrikation z.  B.  sind  die  Löhne  der  männlichen 
Arbeiter  innerhalb  1890— 1H99  nur  nm  i,ä% 
gestiegen,  eine  Zunahme,  die  „angesichts  des 
unvergleichlichen  AnfhlUhena  der  Industrie  and 
der  Steigerung  der  Wohnungspreise  für  belang- 
los" erflärt  wird.  Charakteristisch  ist  ferner, 
das3  ein  Anziehen  der  Fleischpreiae  1898  in 
Karlsruhe  den  Verbrauch  an  RindtleiBch  und 
Schweinefleisch  pro  Kopf  sofort  von  37,88  kg 
(1897)  auf  34,51  (1898)  eingeachrünkt  hat,  wah- 
rend der  Konsum  des  minderwertigen  Knh- 
fleisches  von  ß,!t3  auf  8,45  stieg.  Beträchtlicher 
sind  die  Lohnerhöhungen  für  einige  Kategorieen 
der  Arbeiterinnen  gewesen.  In  der  Biiouierie- 
fabrikation  erfolge  1890—1899  eine  Znnahme 
von  18,2''/o-  Die  günstigeren  Ver^-eitongs- 
bedingnngen  für  weibliche  Arbeit  haben  aber 
die  Heranziehung  billigerer  italienischer  und 
polnischer  Arbeiterinnen  zar  Folge  gehabt.    Im 

tanzen  drückt  sich  die  günstige  Konjunktur 
er  Industrie  mehr  in  einer  grösseren  Zahl 
überhaupt  beschäftigter  Arbeiter  als  in  Lohn- 
ateigerangen  aus,  die  im  Vergleiche  zu  der 
Erhiihun^  der  Kosten  des  Lettens  Unterhaltes 
beträchtlich  genannt  werden  könnten.  Anders 
gestaltet  sich  die  Lage  allerdinKs  für  die  hoch- 
qualifizierten Arbeitskräfte  deren  Zahl  bei 
flott«m  Geschättsgarge  leicht  unter  dem  By- ■ 
darfe  zurückbleibt.  < 


privaten  Bodeneigentums  die  wichtigste  und 
ursprüngliche  Ursache. 

„Es  ist  wahr,"  erklärt  Henry  George,  „dass 
andere  Restriktionen  des  freien  Spiels  der  pro- 
duktiven Kräfte  dazu  beitragen ,  diese  Ver- 
renknngen  des  industriellen  Systems  zu  be- 
fördern, zn  verstärken  und  fortzusetzen;  aber 
dass  hier  (im  Frivateigeutum  am  Omnd  und 
Boden)  die  hauptsächliche  nnd  ursprüngliche 
Ursache  liegt,  kann,  wie  ich  meine,  nicht  be- 
zweifelt werden.  Und  noch  klarer  ist  vielleicht 
dies,  dass,  aus  welclier  Ursache  die  Störung  der 
industriellen  nnd  kommerziellen  Verhältnisse 
auch  hervor^lien  mag,  diese  periodischen  Krisen, 
in  denen  sich  Nachtrage  nnd  Angebot  nicht 
begegnen  und  einander  nicht  befriedigen  sa 
können  scheinen,  keine  solche  Ausdehniing  nnd 
Daner  erlangen  könnten,  wenn  die  produktiven 
Kräfte  freien  Zugang  zum  Grund  und  Boden 
hätten  ....  In  dem  Augenblicke,  wo  die 
Symptome  einer  relativen  Ueberprodnktion  sich 
in  irgend  einem  abgeleiteten  Industriezweige 
offenbarten,  würde  die  Hinneigung  des  Kapitals 
und  der  Arbeit  zu  denjenigen  Beschäftigungen, 
welche  dem  Grund  und  Boden  Güter  entnehmen, 
Erleichterung  verschaffen." 

Nach  M.  Flürscbeim  würde  den  Ar- 
beitern immer  Beschäftigung  gesichert  sein, 
wenn  die  Kapitalisten  ihre  Einkommen sUber- 
schUsse  auf  neue  produktive  Anlagen  verwenden 
wollten.  Die  Kaufkraft  der  Arbeiter  würde 
dann  gesteigert,  während  Warenpreise  und 
Zins  sinken  mässten.  So  kCnnte  ein  Hissver- 
hältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfra^  nicht 
leicht  zu  Stande  kommen.  Allein  die  Ein- 
kommen süberschüsse  werden  zum  grossen  Teil 
zur  Bildung  von  „talschem  Kapital"  verwendet, 
d.  h.  zur  Erwerbung  kapitalistischer  Tribut- 
rechte ( Werte rhühnn gen  des  Bodens,  Staata- 
Mpiere,  welche  fOr  wirtschaftlich  nnproduktive 
Zwecke  ausgegeben  worden  sind).  Die  von  den 
KapitaJisten  erworbenen  Tributreohte,  die  aber 
nnr  durch  das  Privateigentum  am  Grund  und 
Boden  möglich  werden,  schmälern  um  den  Er- 
trag desselben  das  Einkommen  der  Arbeiter. 
Dienen  sie  doch  vorzugsweise  zur  Erwerbung 
nener  Trihutrechte.  So  entsteht  das  chronische 
Miss  Verhältnis  zwischen  Produktion  nnd  Kon- 
sumtion. 

Die  Darstellung  der  Krisen  darch  E.  DQh- 
ng  stimmt  in  den  OrnndzUgen  mit  den  An- 
schauungen von  Sismondi,  Prondhon  nnd  Rod- 
hertus  Überein,  Dühring  erkennt  indes  nur 
Carey  als  Lehrmeister  an  und  betent  im  übrigen 
:lie  SelL^tändigkeit  seiner  Leistungen, 

Vorzil gliche  Verschmelzungen  der  älteren 
Lehren    von   Halthus   nnd  Sismondi   mit  den- 

S'enigen  der  neueren  deutschen  Sozialisten  bieten 
)tto  Wittelshöfer,  John  M.  Robertson 
und  John  A.  Hobson'). 

9.  Die  neuere  deutsche  NatlonAlökono- 
mle.  Die  Behandlung,  welche  dem  Krisen- 
probieme    von    selten    der    neueren    deutschen 


')  Von  den  Schriften  Robertsons  und  Hob- 
fi)d,  die  V,  Bergmann  nicht  bekannt  sind, 
erdienen  besondere  Erwähnuny ;  Robertson, 
Fallacy  of  saving,  Lond'.n  lt^92  Hobson, 
Theevolntion  of  modern  capi^alism,  [jondonl894, 
S,  167—220  und  The  problem  of  the  i  nemployed, 
London  1896,  S.  56— U2. 
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NationalSkonnmie  zu  teil  geworden  ist,  ent- 
apricht  ihrer  Mittelstellung  iwigchen  liberaler 
nnd  soriftligtischer  Oekonoinie.  Bei  der  Ab- 
neigung' vieler  deutscher  Volkswirte,  sich  auf 
theoretische  Untersuchungen  einzulassen,  ist 
freilich  die  Zahl  derjenigen  Schriftatelier,  die 
tiefere  Analysen  geliefert  hahen ,  nicht  sehr 
gross.  Neben  den  älteren  Arbeiten  von  RoBcher 
und  Nasse  siud  vor  allem  die  eindringlichen 
und  systematischen  Stadien  von  Schaf  fle  und 
Lexis  hervorzohehen.  Adolf  Wagner  hat 
1666  eine  vorzügliche  Darstellung  der  Krisen 
gegeben,  fSr  welche,  dem  damaligen  Stande 
seiner  Entwickeiung  entsprechend ,  die  besten 
Gedanken  der  liberalen  Schale ,  insbesondere 
J,  St.  Mills,  der  die  Tendenz  des  Kapital- 
gewinncs,  auf  ein  Minimum  zu  sinken,  als  eine 
der  wichtJB^ten  Ursachen  der  Krisen  erklärt, 
massgebend  gewesen  sind.  Später  haben  Rod- 
bertna  und  Marx  einen  mächtigen  Einfluss  auf 
Wagner  gewonnen,  so  daaa  heule  seine  Stellung- 
nahme gegenüber  den  Krisen  der  Hauptsache 
nach  mit  derjenigen  von  SchäfTle  und  Lexis 
Qbereinatimmen  dürfte.  Brentano  hat  erat 
die  Individualität  des  Konsums,  später  die  Pro- 
duktion für  den  Weltmarkt  aU  eigentlichen 
Krisenherd  erklärt,  ohne  dabei  auf  die  Gedanken 
der  UnterVonannitionstheorie  ganz  zu  verzichten. 
Er  erwartet  eine  Milderung  von  der  Entwicke- 
lung  der  Kartelle,  welche  die  Produktion  dem 
Bedarfe  kesser  anpassen,  und  der  Wirksamkeit 
derGe«erkvereine,diedeni  Arbeitereinen  höheren 
Anteil  am  Reinerträge  der  nationalen  Produktion 
verschaffen  wollen.  So  treten  in  der  neueren 
dentHchen  NatioualGkonomie,  and  dos  trifft  auch 
f(ki  die  Darlegungen  Nenraths  nnd  von 
Philippovichs  zu,  immer  mehr  die  privat- 
kapitalistische Organisation  unserer  Produktion 
in  Verbindnng  mit  einer  die  volle  Entfaltung 
des  HasaenkonBums  zurückhaltenden  Einkom- 
mensverteilung als  die  wichtigsten  Vorans- 
»etzuiigen  für  die  Ausbildung  der  Krisen  hervor '). 
Der  Gegensatz  gegenüber  dem  Sozialismus  liegt 
nicht  so  sehr  in  den  theoretischen  Qmndgedanken 
als  in  dem  Umstände,  dass  man  weder  von  einer 
wachsenden  Gefährlichkeit  der  Krisen  noch  von 
der  Notwendigkeit  überzeugt  ist,  von  ihnen  eine 
vollkommene  Umgestaltung  unserer  Wirtschafts- 
ordnung ableiten  zu  müssen.  Immerhin  ist 
neuerdings  auch  auf  selten  der  Mantisteu  selbst. 


')  Eine  gewisse  Sonderstellung  nimmt  G. 
Cobn  (System  der  Kationalökonomie  III.  Bd., 
Stuttgart  189B,  S.  2tf6-317)  ein,  der  in  in- 
teressanten Ansführnngen  den  KrisenbegHlT 
durch  Ausscheidung  der  „Depressionen"  erheb- 
lich enyer  zu  nmgrenzen  strebt,  als  es  zur  Zeit 
Ohlich  ist.  Wie  es  dem  Zasammenhange  ent- 
spricht, in  dem  seine  Ansfühmngen  stehen,  legt 
er  den  Haoptaccent  auf  die  durch  Ueberspeku- 
lation  hervorgerufenen  StQmngen.  Immerhin 
giebt  auch  er  eine  Tendenz  zu  chronischer 
Ueberproduktion  zu ,  erblickt  darin  aber  eine 
erträgliche  nnd  allmählich  zu  mildernde  Schatten- 
seite der  kapitalistisrhen  Produktionsweise.  Ein 
einseitiges  Sparen  über  die  Grenzen  hinaus, 
welche  durch  die  kauffähige  Nachfrage  fUr  die 
angemessene  Verwertung  der  vom  neugebildeten 
Kapital  erzielten  Produkte  gezogen  werden, 
scheint  er  zu  verwerfen  (vgl.  System  I.  Bd. 
3.622). 


von  E.Bernstein  und  C.  Schmidt,  aner- 
kannt worden,  dass  unseren  Institutionen  eine 
weit  grossere  Ela.sticitSt  und  Anpassungsfähig- 
keit an  die  Bedürfnisse  der  Arbeiterklasse  zu- 
kommt, als  Marx  angenommen  hat. 

IV.   Geachichdiche    Entwickelnng    der 
Krisen  im  19.  Jahrhundert. 

10.  Die  Krise  von  1815.  Die  erste  grosse 
Krise  des  19.  Jahrhunderts  war  eine  Folge  der 
ungewöhnlichen  Zustande,  welche  durch  die  napo- 
leonischen Kriege  geschalten  worden  waren.  Un- 
geheuere Mittel  hatte  England  zur  UnterstUttnng 
seiner  Alliierten  und  zur  nnmittelbaren  Be- 
kämpfung Frankreichs  aufbringen  müssen.  Der 
Betrag  der  englischen  Staatsanleihen,  die  inner- 
halb der  Jahre  1793-1815  aufgenommen  worden, 
belief  sich  auf  437  Millionen  £.  Nur  die  epoche- 
machenden Erfindungen  eines  Hargreaves,  .Ark- 
wright,  Watt,  Cartwright  etc.  versetzten  Eng- 
land in  die  MOgliclikeit,  diesen  Ansprüchen  zn 
genügen  und  noch  gewaltige  Warenmengen  anf 
den  Weltmarkt  zn  bringen.  Freilich  üess  sich 
nur  bei  sehr  niedrigen  Preisen  eine  entsprechende 
Nachfrage  erzielen,  denn  die  Konsumenten,  auf 
die   England   wegen   der  Kontinentalsperre  an- 

K "wiesen  war,  besassen  eine  geringe  Kaufkraft, 
lese  Notwendigkeit  aber,  mUglichst  billig  zu 
prodaziereu,  dürfte  neben  dem  grossen  Staat.s- 
bedarfe  vor  allem  die  volle  Anwendung  der 
technischen  Fortschritte  gesichert  haben.  Als 
der  Friede  und  damit  anch  der  Fall  der  Kon- 
tinentalsperre endlich  in  Siebt  gelangte,  da  er- 
wartete die  englische  Fabrikanten  weit  einen 
grossen  .Aufschwung  des  Absatzes  auf  dem 
Kontinente  und  richtete  die  Produktion  dieser 
Erwartung  entsprechend  ein.  Die  gehoffte  Nach- 
frage aber  blieb  aus.  Es  zeigte  sich,  dass  der 
Kontinent  englischen  Produkten  doch  nicht  in 
dem  Umfange  verschlossen  gewesen  war,  als 
man  angenommen  hatte.  Auch  war  die  durch 
die  Kriege  herabgedrllckte  Konsumkraft  des 
Kontinents  nicht  veranschlagt  worden.  So 
sanken  denn  die  Preise  der  englischen  Produkte 
im  Auslände  unter  die  Produktionskosten  an 
Ort  nnd  Stelle,  und  selbst  unter  diesen  Vi 
hältnissen  fanden  sie  noch  nicht  einmal  Absatz. 
Viele  Fabriken  mussteu  we^en  Mangel  au  Be- 
stellungen schliessen  und  ihre  Arbeiter  ent- 
lassen. Die  Not  der  Arbeiter  wurde  noch  ge- 
steigert, als  auch  die  wegen  des  Friedens- 
schlusses entlasseneu  zahlreichen  Soldaten  und 
Matrosen  auf  den  ohnehin  übersetzten  Arbeits- 
markt drückten.  Mehrfach  lieasen  die  Arbeits- 
losen sich  zur  Zerstörung  von  Fabriken  und 
Haschiueu,  die  ihnen  als  Ursache  des  Elends 
galten,  fortreJSsen. 

11.  Die  Krise  von  1S25.  Die  Krise  von 
1815  hielt  nicht  lange  an.  Eine  Reihe  guter 
Ernten  nnd  eine  infolge  des  Friedens  schliess- 
iich  doch  eingetretene  Belebung  des  Verkehre 
brachten  bald  wieder  eine  aufsteigende  Ent- 
wickelun^.  Die  Mittelklassen  verbesserten  ihre 
Lebensweise  in  bemerkenswerter  Weise  und 
gaben  damit  der  Produktion  einen  (ruten  Ab- 
satz. So  wurde  die  Unternehmungslust  noch 
weiter  angeregt  und  artete  bald  in  die  tollste 
Ueberspekulation  ans.  Zahlreiche  Gesellschaften 
zur  Erbauung  von  Strassenbabnen ,  Kanälen, 
Gaswerken,  zur  Errichtung  von  Bankinstituten 
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worden  EegTilndet.  Trolüdem  blieben  noch  ge- 
waltige Summen  übri^,  welche  nach  Südamerika 
teils  als  Darlehen,  teils  zu  Grünilung-az wecken 
gesandt  wurden.  Änf  diese  Weiae  wurde  vorllber- 
gehend  die  Aufnahmefähigkeit  des  sUdaroeri- 
kanischen  Marktes  für  eng-lische  Waren  be- 
trächtlich erhöht  Indes  bald  brachen  viele 
dieser  Gründungen  wieder  zusammen,  da  sie 
ohne  jede  RGcksicht  auf  die  thatsiichlichen  Ver- 
hSltnisseund  Bedürfnisse  unternommen  worden 
waren.  Auch  waren  die  Südamerikaner  nicht 
imstande ,  für  die  ilinen  gewährten  Anleihen 
die  Zinsen  pünktlich  zn  entrichten.  Da  die 
exportierten  waren  nun  keinen  lohnenden  Ab- 
satz mehr  fanden  und  auf  viele  der  neuen 
Gründungen  noch  Xapitalein Zahlungen  zu  leisten 
waren,  wurde  der  Kredit  in  ausgedehnter  Weise 
in  Anspruch  genommen.  Die  Bank  von  Eng- 
land fing  an,  ihren  Diskont  wesentlich  zu  er- 
höhen. Die  Produkt! onskrise  ging  in  die  Kredit- 
kriae  über.  Eine  Panik  bemächtigte  sich  der 
Geschäftswelt.  Jedermann  wollte  realisieren. 
Wer  Kapital  ausaenstehen  hatte,  wollte  es  ein- 
ziehen, nachdem  früher  in  der  leichtsinnigsten 
Weise  Kredit  eingeräumt  worden  war.  Die 
Wechsel  selbst  der  besten  Häuser  wurden  von 
den  Banken  zurückgewiesen.  Innerhalb  sechs 
Wochen  brachen  70  Provinztalbanken  zusammen. 
Die  Regierung  musste  eingreifen.  In  der  Münze 
wurden  Tag  und  Nacht  Sovereigns  geprägt, 
um  die  Metallcirknlation  rasch  wieder  herzu- 
stellen. Zur  gleichen  Zeit  erhielt  die  Bank 
von  England  ansehnliche  Beträge  ans  dem  Aus- 
lände, so  dass  sie  wieder  unter  leichteren  Be- 
dingungen Kredit  zu  gewähren ,  namentlich 
grüasere  Lombardierungen  vorzunehmen  im- 
stande war.  Auch  andere  Staaten,  die  mit 
England  in  lebhafterem  Verkehr  standen,  waren 
in  Mitleidenschaft  gezogen  worden.  Insofern 
kann  die  Krise  von  1825  schon  ala  eine  inter- 
nationale Krise  gelten.  Zur  selben  Zeit  trat 
in  Nordamerika  übrigens  noch  eine  originäre 
Stüning  infolge  massloser  Baum woll Spekula- 
tionen auf. 

12.  Die  Krise  TOn  1836,39.  Gefordert 
durch  eine  Reihe  vortrefflicher  Ernten  brach 
mit  dem  Beginne  der  äüer  Jahre  eine  neue 
Periode  des  Aufschwunges  und  zahlreicher 
Gründungen,  namentlich  auf  dem  Gebiete  des 
Transportwesens,  an.  Galt  es  dochj  die  Trans- 
portmittel auf  die  Höhe  der  neuen  ludnatrieilen 
Technik  zu  bringen.  Zahlreiche  Kreditinstitute 
traten  ins  Leben;  im  Jahre  1»36  zählte  man 
deren  670,  und  '  4  von  ihnen  gaben  Noten  ans. 
Als  im  Frühjahr  1836  wegen  beträchtlichen 
Goldabflnssea  nach  Amerika  die  Bank  von  Eng- 
land ihren  DisKont  erhöhte,  um  die  troldreserve 
zu  erhalten,  wnrde  diese  Maasregel  von  den 
kleineren  Banken  voUkommen  durcnkrenzt.    Sie  1 

gaben  um  öO^d  mehr  Noten  aus  als  früher.' 
iese  enorme  Ausdehnung  des  Kredits  begründete  i 
die  Krise.  Eine  grosse  Bank  fallierte.  Damit 
war  das  Signal  zu  einem  Sturm  auf  die  süd- 
esglischen  Banken  gegeben,  die  nur  '^  ihres 
Notenumlaufes  gedeckt  hatten.  Durch  raschem 
Eingreifeu  der  Bank  von  England  gelang  es ' 
übrigens  diesmal  noch,  der  Panik  Herr  zu 
werden.  Ein  neuer  Stoss  kam  von  Nordamerika, 
das  ungeachtet  der  politischen  Unabhängigkeit 
wirtschaftlich  vüllig  anC  England  angewiesen 
war.   Dort  hatte  sich  ein  höchst  unsolides  Noten- 


bankwesen entwickelt,  das  hauptsBchlicIi  tolle 
Landspeknlation  unterstützte.  Die  Entwicke- 
lung  gelangt  deutlich  in  nachstehenden  Ziffern 
zum  Ausdrucke: 

1830     1835      1840 
Zahl  der  Banken      .    .    .    3zg       704       901 
Kapital  in  Mill.  ¥     1451^    »31,2    358,5 

Notenumiauf  „  «  „  61.6  103,7  106,9 
Barvorrat  «      n     n      2^,.'      43,9      33, 1 

Im  Jahre  1837  kam  die  Krise,  und  618 
Banken  falliert«n.  Die  Noten  mancher  Banken 
sanken  anf  Null  herab.  Die  Wirkung  dieses 
Kraches  pflanzt«  sich  auf  England  fort,  das  mit 
seinem  Kapital  an  den  amerikanischen  Land- 
spekulationeu  und  BankgrUndungen  sich  be- 
teiligt hatte. 

Im  Jahre  1839  brachen  zahlreiche  Bankerotte 
ans  und  die  Goldreserve  der  Bank  von  England 
sank  auf  ungefähr  2';,  Millionen  £.  Die  Bank 
hatte  es  verabsäumt,  rechtzeitig  durch  Diskont- 
erhöhungen oder  andere  Kreditbeschränkungen 
der  Ueberspekulation  entgegenzuarbeiten.  Man 
schob  der  Bank  von  England  die  HanpCschntd 
an  der  Entwickelung  der  Krise  zu.  Im  Jahre 
1844  wurde  deshalb  die  Peels-Akte  ertafsen, 
die  der  Notenausgabe  der  Bank  eine  starre 
Grenze  zog.  Die  Entbehrungen,  welche  die 
Krise  über  die  arbeitenden  Klassen  verhängte, 
hatten  die  revolutionäre  Chartistenbewegung 
mächtig  geschürt. 

IS.  Ule  Krise  von  1S4T.  Die  40er  Jahre 
standen  unter  dem  Zeichen  der  Eisenbahnbauten 
und  -Spekulationen.  Am  ll>.  Juli  1845  erhielten 
6ö  Eisenbahngcsetze  die  königliche  Zustimmung, 
und  in  demselben  Jahre  wurden  678  Eisenbahn- 
projekte dem  Parlamente  vorgelegt;  90  Millionen 
;  £  gelangten  in  den  Jahren  184o---47  zur  Ver- 
au.sgabung.  Die  Krise  brach  herein,  nachdem 
1847  in  Irland  die  Kartoffel-,  in  Amerika  die 
Getreideernte  fehlgeschlagen  war.  Andererseits 
fielen  wegen  der  Aufhebung  der  KomzÖlle  die 
Kompreise  von  102  sh.  auf  48  sh.  per  Quarter. 
Einige  Getreidehäuser  fallierten.  Die  Peels- 
Akte  hatte  es  nicht  verhindern  können,  dass 
die  Entwickelung  der  Spekulation  durch  zn 
niedrigen  Diskont  neuerdings  begünstigt  worden 
und  die  Reserve  der  Bank  am  16.  Oktober 
wieder  auf  2  630000  £  gefallen  war.  Eine 
Panik  brach  in  der  Geschätswelt  aus,  und  die 
Verhältnisse  wurden  so  bedrohlich,  dass  die  Re- 
gierung sieh  entschloss,  der  Bank  im  Verord- 
nungswege  die  Erlaubnis  zu  geben,  mit  ver- 
mehrten Noten  zu  einem  Zinsfuss  von  nicht 
weniger  als  8^0  weitere  Diskontierungen  vorzn- 
nebmen  und  Lombard datleben  zn  gewähren. 
Diese  Masaregel  beruhigte  und  führte  allmählich 
zn  normalen  Zaatändeu  zurück.  So  wenig  hatte 
also  die  Peels-Akt«  ihrer  Bestimmung,  den  Aus- 
bruch von  Krisen  zu  ver'ji.it«n,  zu  entsprechen 
vermocht,  dass  eben  nur  durch  änspendierang 
der  Akte  das  Schlimmste  vermieden  werden 
konnte.  Die  Chartistenbewegnng  hatte  unter 
diesen  Umständen  ihren  Uöbepnät  erreicht. 

Die  Eracbütterungen  des  englischen  Geld- 
marktes wurden  aucn  in  Paris,  Amsterdam, 
New- York  und  Frankfurt  a.  M.  (Haus  Haber 
in  Frankfnrt  a.  M.  nnd  Karlsruhe)  verspürt.  In 
Frankreich  und  Deutschland  trug  die  hoch- 
gehende politische  und  soziale  Bewegung  natür- 
lich viel  zur  Verschärfung  der  Krise  bei. 
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14.  Die  Krise  von  1857.  Die  zehnjährige 
Periode  von  1847—1857  gehört  zn  den  merk- 
würdigsten Zeiten  der  neueren  WirtsehaftH- 
C'esehichte.  Nnn  begann  die  Entwickelnng  dea 
Eisenbahnwesens  und  der  Dampfachiffahn  erat 
ihre  Folgen  in  voller  GrüBse  in  äussern,  Dazn 
trat  die  Entdedcune  Überreicher  Goidla^er  in 
Califomien,  Anstraßen  und  Neu-Seeland,  die 
MuÄaenaos Wanderung  der  Polen  nnd  Deutschen 
nach  Amerilia. 

Am  der  Aufhebung  der  englischen  Korn- 
zBlIe  hatten  die  anieritanische  Landwirtschaft 
und  die  englische  Industrie  grossen  Vorteil 
gezogen.  In  Frankreich  suchte  Napoleon  durch 
eifrige  Befürdemn^  der  materiellen  Interessen 
die  Aufuerksamkeit  der  Nation  von  Staats- 
streich nnd  Verfaasnngsfrage  abzulenken.  Kurz 
hintereinander  wurden  zwei  Riesen  in  stitute  ge- 
schaffen, der  Credit  mobilier  nnd  der  Credit 
foncier.  Aber  auch  in  den  deutschen  Staaten 
regte  sich  znm  ersten  Male  die  Unternehmnngs- 
Inst  in  keckster  Weise.  Zahlreiche  Notenbanh- 
gröndungen  erfolgten.  Dabei  gingen  viele 
Zettelbankeo  Gescbäfte  ein,  welche  die  Bank 
fQr  längere  Zeit  verpflichteten,  und  nicht  selten 
wnrde  die  Kotenausgabe  auf  viltlig  unbank- 
mfissige  Weise  betrieben. 

Der  Uniachwnng  ging  von  Amerika  ans. ' 
Ein  angesehenes  Bankhaus  fallierte,  nnd  bald 
trat  an  Stelle  leichtsinnigster  Kreditgewährung 
übertriebenes  Misstranen.  Der  Diskont  stieg 
um  ^ö^g.  Bank-  und  Eisen babnaktien  wurden 
DnverkfiuQich.  Die  Warenpreise  fielen  um  lü 
bis  35  ",0-  Unter  dem  Anstürme  der  Noten- 
glBabiger  fielen  18  Banken  und  16  grosse  Eisen- 
bahngesellschafteu  musaten  ihre  Zalilungen  ein- 
stellen. Viele  Fabrikanten  schlössen  iEre  Be- 
triebe oder  arbeiteten  nnr  mit  verkürzter 
Arbeitszeit  weiter.  Von  Amerika  zog  die  Krise 
nach  England,  Viele  Häuser,  die  namentlich 
mit  Amerika  in  Geschäfts  Verbindung  standen, 
fallierten.  Dazu  kam  das  Ende  des  Rrimkrieges, 
das,  wenn  auch  in  verkleinertem  Massslabe,  ähn- 
liche Wirkongen  herbeiführte  wie  der  Friedens- 
achlnss  von  1815  (vgl,  oben  Krise  von  1816). 
Den  Fallimenten  folgte  die  Übliche  Panik,  Der 
Diskont  stieg  rapid  auf  12*','(,.  Am  18.  November 
betrag  der  Barbestand  der  Noten  ab  teilnng  nnr 
607!la!)&,  die  Reserve  der  Bankabteilung 
1562  686  £.  So  blieb  wiederum  kein  anderer 
Answeg,  als  die  Akte  zu  suspendieren.  Dies 
geschah  unter  der  Bedingung,  aaas  der  Diskont 
auf  10  ",0  gehalten  würde.  In  Staffotdshire 
wurden  infolge  eines  BankfaUimentes  30000 
Arbeiter  der  Töpfereiindustrie  beacbäftigungslos. 
Ein  Bankfalliment  in  North amberland  brachte 
das  Kohlen-  und  Eisengewerbe  zum  Stillstand. 
In  der  Baum  Wollindustrie  wurde  der  Lohn- 
entgang   infolge    reduzierter    Arbeitszeit    auf 


entgang    infolge    reduziert 
i0647U)  £  angeschlagen. 
Noch  bis   Mitte   Novei 


November  hatte  man  in 
Deutschland  gehofft,  der  Krise  entgehen  zu 
können.  Da  wnrden  in  London  menrere  mit 
Schweden  und  Dänemark  bändelnde,  ursprüng- 
lich dentsche  Hänser  failit.  Dieses  Ereignis 
hatte  den  Sturz  mehrerer  Hamburger  Häuser 
znr  folge.  Von  da  pflanzte  sich  die  ErschUtte- 
ning  auf  die  preossischen  Handelsplätze  fort, 
schlug  nach  Skandinavien  über,  um  wieder  nach 
Hamburg  zurückzukehren,  wo  schliesslich  die 
ältesten   und   solidesten  Firmen    unterzugehen 


drohten.  Bald  bot  das  geschäftliche  Leben 
dieser  Stadt,  die  sich  im  nordischen  Handel  zum 
ersten  Wechselplatze  emporgeschwunspen  hatte, 
ein  bisher  ungekanntes  Bild  der  Verwirrung 
und  Zerstörung. 

Die  Gründung  eines  Garantiei^skontovereins 
wurde  beschlossen  und  eine  Summe  von  14  Mil- 
lionen Mark  Banko  dafQr  gezeichnet.  Da  diese 
Haasrege)  als  unzureichend  sich  erwies,  gründete 
man  ausserdem  eine  Warenvorschusskasse,  d.  h, 
ein  Darlehnsinstitut  von  10  — 15  Millionen  Mark 
Banko,  und  führte  ein  A  dm  in  istraCions  verfahren 
ein.  Dasselbe  bestand  darin,  dass  Gläubiger, 
deren  Schuldner  behaupteten,  später  ihre  ^'er- 
pflichtnngen  wieder  erfüllen  zu  kOnnen,  für 
diese  Administratoren  ernannten.  Endlich  rief 
der  Staat  noch  eine  Diskontokaase  mit  lö  Hil- 
lionen Mark  Banko  ins  Leben,  die  von  der 
österreichischen  Nationalbank  ein  Darlehen  von 
10  Millionen  Mark  Banko  erhielt.  Dieser  Betrag 
wurde  aber  schliesslich  einer  besonderen  Ver- 
trauenskommission  überwiesen ,  um  denselben 
zur  Hilfeleistung  an  einige  der  einflussreichsten 
Häuser  zu  benutzen ,  „deren  Sturz  das  allge- 
meine Wohl  zumeist  gefährden  würde,"  So 
wurde  die  schlimmste  Zeit  überwunden.  Von 
Hamburg  ans  hatte  die  Krise  übrigens  auch 
Skandinavien  und  südamerikanische  Plätze  hart 
getroffen.  Mehr  als  bei  anderen  Krisen  lagen 
bei  derjenigen  von  1S57  die  Ursachen  auf  dem 
Gebiete  des  Handels  und  der  Spekulation.  Eine 
vorwiegend  lokale  Bedeutung  kommt  den  fran- 
zösischen Geldklemmen  von  186.=!  64  zu.  Das 
gleiche  gilt  von  der  englischen  Krise  des  ilabres 
1866.  Wegen  der  Zahlungseinstellung  des 
Hauses  Overend,  Üumey  &.  Cie.  entstand  eine 
Panik,  die  zum  dritten  Haie  zur  Suspension 
der  Bankakte  zwang.  Die  mit  dem  „schwarzen 
Freitag'  (2;i.  September  1869)  zum  Ausbruch 
gelangte  amerikanische  Krise  hatte  ihre  Wurzel 
in  dem  ungeordnet  gebliebenen  Papiergeld weaen 
der  Vereinigten  Stast«n,  das  von  Jay  Gonid  zu 
den  gewissenlosesten  Spekulationen  ausgebeutet 
worden  war. 

IB.  Die  Krise  von  1873.  Die  in  Bezug 
auf  Dauer  und  räumliche  Ausdehnung  grSsste 
Krise  ist  diejenige  des  Jahres  1873.  von  der 
Wiener  Bfirse  ausgehend  hat  sie  sich  bis  anm 
Jahre  1880  allmählich  über  Italien,  Bnsaland, 
Nordamerika,  Deutachland,  England,  Holland, 
Belgien  und  seihst  Südamerika  und  Australien 
ausgebreitet  und  sämtliche  grosse  Welthandeis- 
und  Industriezweige  erfasst  (Eisen-,  Kohlen- 
und  Textilindustrie,  chemische  Industrie,  Nab- 
nings-  und  Qennssn ittelge werbe ,  Eisenbabn- 
und  Dampf  Schiffbau),  Hag  die  Krise  auch  zu- 
erst in  Oesterreich  ausgebrochen  sein,  ihr  Ur- 
sprung lag  doch  auf  deutschem  Boden,  Die 
ruhmreichen  Kämpfe  von  1866  und  1870,71,  die 
Entstehung  eines  nim  auch  politisch  geeinigten 
grossen  deutschen  Wirtschaftsgebietes  mit  ein- 
heitlicher, sich  rasch  entwickelnder  Gesetz- 
gebung [Gewerhefreiheit,  Aktiengesetzgebung, 
MUnzreform],  die  mittelst  der  französischen 
Milliarden  rasch  bewirkte  Tilgung  der  deut- 
scben  Staatsschulden,  der  dadurch  bedingte 
'  KapitalUberfluss,  das  plötzlich  ungeheuer  ge- 
j  wachseue  Vertrauen  in  die  eigene  Leistungs- 
fähigkeit das  Streben,  England  nnd  Frank- 
reich auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  zu  er- 
I  reichen,    all  diese  Momente  führten  zu  einer 


,^^.oogle 


üutemehmiiiiKsluet  und  schlieaBlicb  zu  einer 
wahren  GrUnaungsmanie,  wie  sie  in  Deutsch- 
luid  noch  uicht  erlebt  worden  war.  Von  Mitte 
1810  bia  Mitte  1873  wurden  958  Aktiengesell- 
schaften gerrlliidet  mit  einem  Gea  am  (kapitale 
von  3600  MillioneD  Hark.  So  entsUnd  eine 
Mengte  tou  Bank-  und  Indus triepapieren,  aber 
anch  eine  mächtige  Ausdehnung:  des  Bürsen- 
spiels.  Bei  der  Mähe  der  GrllndergewiDne  be- 
fanden sich  viele  der  neuen  Untern ehninngen 
schon  von  Torn  herein  in  einer  schwierigen 
Stellung. 

Der  Umschwung  ging  von  Wien  aus,  wo 
der  GrflndungBsch Windel  nach  dem  Frieden  von 
1866  Hand  in  Hand  mit  der  liberalen  Ver- 
fauungsaera  fast  noch  toller  als  in  Deutschland 
emporgeschoitsen  war.  In  der  Zeit  von  1867 
bis  18?:^  hatte  die  Regierung  175  Banken,  34 
EiHenbahn Unternehmungen,  ^6  Induatriegeaell- 
Schäften,  104  Baubanken,  Ü9  Versieb eraugsge- 
Seilschaften  und  8  äckifTahrtagesellscbaften  mit 
einem  Kapital  von  400Ü  Millionen  Gulden  kou' 
zessioniert.  Immerhin  kamen  682  Aktiengeaell- 
achaften  mit  einem  Nominal  kapitale  von  2577 
Hillionen  Gulden  wirklich  za  stände.  Die  Ka- 
tastrophe begann  im  Mai.  Am  28.  Mai  gab  es 
bereits  100  Insolvenzen  und  der  Kursverlust  be- 
zifferte sich  auf  ;-JO0  Millionen  Guldeu. 
HSheptinkt  erreichte  die  Krise  am  i).  Juni 
dem  Fallimente  der  Wechselbank.  Nun  ge- 
rieten auch  die  deutschen  Biiraeaplätze  in 
Schwieriickeiten.  Das  Publikum  wollte  sich 
seiuea  Etfektenbesitzea  rasch  entledigen. 
Papiere  sanken  plötzlich  nm  3U— 50",.  Noch 
einmal  gelang  es  der  Hanssepartei  im  August 
und  September,  die  Spekulation  zu  beleben.  Da 
kamen  ungünstige  Nachrichten  von  Amerika 
und  bewirkten  bald  wieder  einen  Rückschlag. 
Gegen  Ende  Oktober,  nachdem  die  Quistorpsche 
Vereinsbauk  falliert  hatte  und  infolge  der  Geld- 
klemme anch  in  England  der  Diskont  erhöht 
wurde,  erreichte  die  Baisse  ihren  tiefsten  Punkt 
Anfang  1875  überirug  sich  die  Xrise  auf  die 
Eisenbahnen,  auf  KomeU'  und  Eisenindustrie. 
England  blieb  nicht  verschont;  1878  brach  eine 
schwere  Baamwollkrise  nud  bald  auch  eine 
Stockung  im  Eisenhuttenge werbe  aus,  Preise 
und  Löhne  fielen.  Das  gleiche  Schicksal  wider- 
fuhr Amerika,  wo  nocn  eine  Eisen bahnkrise 
hmzntrat.  Da  an  sehn  liehe  Beträge  ameri- 
kanischer Papiere  sich  in  deutschen  Händen  be- 
fanden, so  trugen  die  Ereignisse  auch  zur  Vet- 
BcbBrfung  der  deutschen  Xrise  bei.  Nach  der 
Angabe  des  Moniten r  des  int^i'fta  materiels 
hatte  die  Emissionsthätjgkeit  auf  europäischen 
und  amerikanischen  Plfttzen  sich  belaufen  auf 
folgende  Summen: 


yiO      4  560  Hill.  M. 

1875     1  368  Mill.  M. 

1876    2920 

1877    6322     _      _ 

73      3722     „       , 

1878    3644     -      „ 

74      3368     ,      „ 

1879    7"o     r,      „ 

1«.    Dte    fiFlaen    von    lS»i    und    1800. 

Während  Frankreich  von  den  ErschHiterungen 
der  70ei'  Krise  ziemlich  verschont  geblieben 
war,  ist  diejenige  von  1882  eine  vorwiegend 
französische.  Sie  trat  ein  infolge  der  Grün- 
dungen der  Union  generale.  Der  Gründer 
dieser  Gesellschaft,  Eug&ne  Bontons,    gab  vor, 


die  Herrschaft  des  Judentums  (der  Rothschild- 

fruppel  auf  dem  europäischen  Geld  markte 
rechen  zu  wollen.  Er  suchte  und  fand  die 
ausgiebige  Unterstützung  der  katholischen  Par- 
teien in  Frankreich  und  Oesterreich.  Der 
Si;hwindel  bestand  der  Hauptsache  nach  darin, 
duss  die  Gründungen  der  Union  generale  ihre 
eigenen  nicht  voll  eingezahlten  Aktien  an  den 
Börsen  aufkauften,  dadurch  eine  künstliche 
Hausse  herbeiführten  und  dieselbe  zur  Emmis- 
sion  neuer  Aktien  benutzten.  Eine  Gründung 
der  Union  generale  war  auch  die  ÜHterreichische 
Länderbank,  für  weiche  Bontoui  namhaft« 
Begünstigungen  von  seilen  der  österreichischen 
Regierung  zu  erlangeu  wusaie.  Um  für  das 
der  Union  zuströmende  Kapital  Verwertung  zu 
finden,  worden  in  fieberhafter  Hast  zahlreiche 
Versichern  ngsgesellBchaften,  Gaswerke,  Trana- 
portnntemehmungen,  Kohlen  werke  gegründet 
oder  übernommen.  Auch  brachte  man  mehrere 
Zeitungen  an  sich,  um  mit  deren  Hilfe  dem 
Publikum  eine  vort«ilbafte  Meinung  von  den 
Unternehmungen  der  Union  generale  beizu- 
bringen. 

Das  luftige  Gebäude  kam  zuerst  in  Lyon 
ins  Wanken,  wo  allerdings  die  Ausschreitungen 
auch  am  weitesten  gegangen  waren.  Ein  Kou- 
surtinm  der  reichsten  lläiiuer,  welches  32  Hill. 
Francs  zur  Hilfsaktion  zeichnete,  konnte  den 
ZusammeDbruch  nicht  aufhalten.  Die  Aktien 
der  Union  g^n^rale  sanken  von  ^-KldO  (17.  Juli 
1Ö81)  auf  13UÜ  {Id.  Januar  1882),  diejenigen 
der  Länderbank  von  865  auf  610.  Am  29.  Ja- 
nuar stellte  die  Union  generale  ihre  Zahlungen 
ein.  Die  Direktoren  Bontoui  und  Feder  wurden 
verhaftet,  muasten  aber  wieder  treigegebeu 
werden.  Sie  hatten  eben  nur  die  fehlerhaft« 
Bestimmung  des  französischen  Aktiengesetzes, 
die  den  Ankauf  eigener  .Aktien  gestattete,  voll 
ausgenutzt. 

Die  gedrückte  Lage  des  Geschäftsganges 
in  der  Periode  von  1883—1886  wurde  vielfach 
mit  dem  Pariser  Krach  in  Zaaammenbang  ge- 
bracht. Erst  gegen  Ende  der  80er  Jahre  gaben 
die  grossen  Anleihen,  welche  die  enropäiacben 
Grossmächte  wegen  drohender  Kriegsgefahr  auf- 
nahmen, der  Spekulation  eine  neue  Nahrung. 
Zahlreiche  Aktiengesellschaften  und  Kartelle 
der  wichtigsten  Industriezweige  kamen  zu 
Stande.  An  der  Berliner  Bürse  trat  eine  leb- 
hafte Hausse  der  Industrieaktien  ein.  Die  ts'o- 
tierungen  der  Berg-  nud  Huttenwerkaaktieu,  die 
ein  Gesamtkapital  von  421  Miltionen  Mark  dar- 
stellten, erhöhten  sich  !888;89  um  ü8°„.  Ent- 
sprechende Steigerung  traten  in  der'Kursbe- 
weguüg  anderer  Papiere  ein.  Zahlreiche  aus- 
ländische Anleihen  wurden  emittiert.  So  ge- 
langten in  den  Jahren  1888,  1889  und  18<J0  je 
6213,  584  und  219  Millionen  Mark  ausländischer 
Papiere  auf  den  deutschen  Geldmarkt,  ^^'ie 
Deutachland  war  auch  England  in  Südamerika 
und  Mexico  stark  engagiert.  Die  Wirren  in 
Argentinien  führten  den  Sturz  des  berühmten 
Bankhauses  Messrs.  Baring,  Bros  &  Co.  herbei. 
Nur  durch  das  rasche  Eingreifen  der  Bank  von 
England  and  anderer  grosser  Banken  wurde 
der  Krach  mit  Mühe  verhütet.  Ein  zweites 
Moment  der  Stürungen  bildete  die  Mac  Kinlej 
Bill,  welche  den  Export  nach  Amerika  in 
einigen  Artikeln  empändlich  traf.  So  machte 
der  kurze  Aufschwung  bald  wieder  einer  ge- 
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drOcktes  Qescfa&ftalage  P!at*,  die  einige  Jahre 
anhielt. 

17.  Die  aneiikanlBche  Kiiae  Ton  1803. 
Diese  Krise  wnrde  vorbereitet  durch  die  von 
der  Süberpartei  erzwungenen  Wlthrungsexperi- 
mente,  welche  den  Kredit  der  Vereinigten 
Staaten  auf  den  europäiacheD  Geldmärkten  er- 
schütterten not)  umiangreiche  AbstoRsungen 
amerikanischer  Werte  nnd  Gold  entzieh  an  gen  im 
Betrage  von  500  Millionen  Dollars  innerhalb 
1890—1893  znr  Folge  hatten.  Dazn  trat  der 
Zniummenbruch  einer  Seihe  ach  wind  elhafter 
Tmst-Unternehmangen  (Whiskej  -  Trust  und 
Beadiog- Skandal). 

Im  Hai  181)3  erfolgte  ein  Börsenkrach.  Die 
TruBtwerte  sanken  nni  25—30  "Ig.  Zahlreiche 
Baniien  nnd  76EiEenbalmgeaellschaften  fallierten. 
Nun  erfolgt«  der  Run  auf  die  Banken.  Tom 
4.  Mai  bis  Oktober  wurden  bei  den  National- 
banken 378  Millionen  Dollars  Depositen  zurück- 
gezogen. Ein  grosser  M'eizencoruer  brach  eben- 
falls zusammen,  und  der  Siiberpreis  fiel  wegen 
SchlieasDng  der  indischen  HünsstätCen  von  S' , 
anf  G2  Cents,  Pro  Woche  ztthlte  man  400—500 
Bankerotte.  Die  Roheisenproduktion,  welche 
1392  9157000  Tonnen  betragen  hatte,  fiel  1893 
anf  7124000.  Im  August  wnrde  daa  Silberan- 
kanfsgeaetz  aufgehoben.  Da  der  Londoner  Geld- 
markt bleich  zeitig  durch  den  ZuBBmraenbrach  aus- 
tralischer Banken  stark  angegriffen  war,  so 
brauchte  es  längere  Zeit,  ehe  von  dort  Unterstüt- 
zung geleistet  werden  konnte.  Gold  stieg  \ 
übergehend  auf  74  "/o  pro  anno.  Die  von  der  K: 
hervorgerufene  Arbeitslosigkeit  führte  zu  d 
Zuge  der  von  Coiey  geführten  Arbeitslosen  nach 
Washington  (vgl.  d.  Art.  Arbeitslosigki  " 
oben  Bd.  IS.9ä5).  Erst  nach  dem  durch  den  Sieg  der 
Sonnd-money- Partei  in  der  Präsidentachiftskam- 
pagne  das  Vertrauen  in  die  Wäbrnngszustände 
genoben  und  der  Krieg  gegen  Spanien  siegreich 
beendigt  worden  war,  brach  eine  Periode  auf- 
steigender Ent Wickelung  an. 

18.  Der  AufHohwuiig  des  deutseben  Wir t- 
KbaftslebeaH  seit  1895.  Im  November  1895 
wurden  die  westeuropäischen  Bürsen  infolge 
masstoser  Spekulationen  in  südafrikanischen 
Minen  werten  von  einer  akuten  Krise  erfasst. 
Der  Markwert  der  Aktien  von  146  üoldmineo- 
gesellschaften  und  40  Goldminentrusta  be- 
trug am  1.  Oktober  18it5  ungefähr  .i095  Milli- 
onen Mark,  am  28.  Febmar  1897  nur  19B0 
Millionen  Mark  (vgl.  Clobn,  Sj-stem  III  S-  316). 
City  und  Snburban  fielen  von  27',»  (:■«).  Septbr. 
1895)  auf  5  (21,  November  1895),  andere  fahrende 
Minenpapiere  um  50%.  Dagegen  erfuhren  die 
soliden  Änlagepapiere  entweder  gar  keine  oder 
nur  ganz  unbedeutende  Kursvermindemngen, 
Die  Krise  blieb  auf  relativ  enge  Kreise  be- 
sehr&nkt,  und  der  bereits  1895  begonnene  Auf- 
schwung der  geschäftlichen  Thätigkeit  machte 
von  Jahr  zu  Jahr  inabesondere  in  Deutschland 
SS  daa  letzte  Jahr- 
1  den  glänzendsten 
Konjunkturen  gezählt  werden  mnss.  Mass- 
gebend tüT  diese  Eracbeinnugen  dürfte  sein : 
die  Btannenswerte  Entfaltung  der  Elektro- 
technik, die  Steigerung  der  GoldproduktiDu  in 
Sfldafrika,  Australien  und  im  Klondyke-Gebiete, 
die  Erweiterung  der  ostaaia tischen  Märkte  nach 
der  Beendigung  des  chinesisch  -  japanischen 
Krieges,  die  Vertwsseruug  der  wirtschaftlichen 


Beziehungen    zu    Russland,    der    Ansban    der 

sibirischen  Bahn,  die  zahlreichen  Klein bsiinunter- 
nehmurigen  in  Deutschland,  grosse  Bestellungen 
von  Seite  der  Staatabahnen,  der  Heeres-  und 
Marine  Verwaltung  sowie  der  kommunalen  Kör- 
perschaften. Die  Dimensionen  dea  Aufschwunges, 
au  dem  allein  die  Textilindustrie  nicht  in 
vollem  Umfange  teilgenommen  hat,  finden  in 
den  nachstehenden  statistischen  Daten  einen 
sprechenden  Ansdruck : 
Prenss.  Steinkohlen-  Deutsche  Roheis^- 

fflrdei'ung  Produktion 

1895        72,62  MiU.  T.  ;,47  Mill.  T. 

1098        89,55     .      .  7,23     „      „ 

Waren-Einfuhr  Waren -Ausfuhr 

1895        4  246  Mill.  Mk.  3  424  MiU.  Mk. 

1899        5496      „      „  415a     „       , 

+  1  250  +  72S 

Notierung  im  Januar  in  Mark  pro  Tonne 

1891        1899 
Rh.-W,  Puddelroheisen   ....    45  59 

Giess.  Roheisen  Nr.  1      .    62  69 

Stabeisen 95  13S 

„       Kesselbleche  la.    .    .    .  120  143 

„       Walzdraht 93  125 

„       Stahlaehieneu      ....  110  125 

Reingewinn  der  Deutschen  Reichsbank 
1895    .     .      9919433  Mk. 
1899    .    .    31 711378    „ 

Im  Zusammenhange  mit  der  steigenden 
Rentabilität  der  Industriewerte  und  dem  wegen 
des  industriellen  Kapitalbedarfes  gestiegenen 
Ziusfuaae  sank  der  Kurs  der  S^igen  Reichs- 
anleihe von  100  (4.  September  1895}  auf  87,80 
(22.  Dezember  1899}.  Der  „Mahnruf  an  die  In- 
dustriellen Deutschlands"  der  Norddeutschen  All- 
Semeinen  Zeitung  vom  22.  März  1900  zeigt  In- 
es, dass  in  massgebenden  Kreisen  bereits  der 
Eintritt  schwerer  Rückschlfige  befürchtet  wird. 

Lltteratnrt  VAvia,  Die  wiTttehafllichr  Uebtr- 
prodvkiüm  nnd  dit  ililtel  ihrer  Ähbüjc,  JaKrb. 
/.  .V«(.  H.  Slat.,  N.  F.,  XVII,  S.  4SS—49O.  ~ 
Bagehot,  Lombarditreet,  dtutsch  von  Beta, 
Leipzig  1374,  'S-  S3ff.  —  Robert  Baxter, 
The  panie  <ff  1866  vith  ilt  letimu  on  the 
eurreney  aet,  London  1866.  —  v.  Bergtnafvn,, 
Geifhiehte  der  Tiationalgkoiiomiiehen  Arwen- 
lieorieen,  SluUgart  1S9B.  —  v.  Bemftardf, 
yeriuch  einer  Kritik  der  Gründe,  die  fSr  gr.  «. 
kl.  Orandelgentiim  anfährt  leerden,  SL  I^tert- 
tnirg  IS49,  ^  15.  —  Bem»teln,  Die  VoraKl- 
leUtingtn  de*  Soibdianu»  und  die  Aufgabtn 
der  Soiialdemokratie,  Stiätgart  1899.  —  Bonar, 
Malthut  aiid  hii  vork,  London  ISSS,  S.  SOS.  — 
Brentano.  Die  Arbeiter  und  die  I^vduktione- 
kriien,  Jahrb.  /.  Gt».  u.  Vera.  ISTS,  S.  565— 
6SS.  —  Beratlb«,  t'eber  die  Vrfoehe  der  heutigen 
tot.  Not,  Leiptig  18S9.  —  B.  Buach,  ürtprang 
«nrf  Weten  der  icintehafil.  Kritit,  Leipzig  1892. 
—  Chalttiere,  On  pnlilical  eennoiny  in  ronntrion 
teith  Ihe  tnoral  ilale  and  moml  prolpecl»  of 
toci'tjf,  e  unrf  S  ed.,  Glaigoie  ISSt,  ehapl  V.  — 
Cohn,  Syetem  der  SMioiudSkonomie,  IIL  Bd., 
Stuttgart  1898,  S.  .£96—317.  —  JC.  JMefci,  P. 
J.  Proiidhon,  S.  Abteüung,  Jena  1890,  S.  48— Sl, 
S.  192 ff.  —  B.  Uahring,  Kritiiehe  Grund- 
legung   der    Volktirirtiehaft»tehre ,    Bertin   1366, 
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Beutache  Staats-Anleihe 

Ausläudische  Staats -Anleihen  .... 
Städte  nnd  Provinz, -Anleihe  .... 
Dentflche  Hypotheken-Obligatioaen  .  . 
Aosifindische  Hypotheken-Obligationen . 

Sonstige  Obligationen 

Bank-Aktien 

Eisen  bahn- Aktien 

Induatrie- Aktien 

Davon  in  festverzinslichen  Obligationi 
Aktien 


33,94  1 

24,93 

392,79  ' 

109,28  ; 

190,54 

4n,87 ; 

423,51 

230,90 

102,33 

331-08 1 

375,75 

190,05 1 

353,57 

37,39 1 

30,96 

307,34 

283,22 

195,4 
304,38 
30,75 
458,05 
357,96 
167,23 
476,78 


391,74 
87,06 

39^43 
176,95 
395,42 

92,84 


2  462,35 


£.  S^S-  SSS.  —  Beraelbe,  Kurna  d.  Xalional- 

vnd  SotiatäioHomie ,  i.  Ävfi.,  Leipiig  1878, 
S.  21S~2S1.  —  Effertz,  ArbeU  und  Boden, 
Bd.  II,  Berlin  1891,  S.  »il  ff.  —  Fr,  BngeU, 
Umrim  tur  Kritik  der  SationalBkonomie,  Nmi« 
Zeil  1891,  I.  Bd.  —  Beraelbe,  Herrn  E. 
Dähringa  Umu^tung  der  IViitenicIiaft,  MoUingen- 
Zärieh  18S6,  S.  218— IM,  £S7—iS8.  —  ÜHgelit- 
Marx,  Da»  kmamimiatiaehe  Majt^eat,  Hollingen- 
Z&rich  ISSS,  S.  8,  9.  —  It.  Evans  Morler, 
The  Coatmercutl  critit  18i7 — 1848,  London  ISiS. 

—  Iferaetbe,  Facta, /aiturei  andjroiide:  reve- 
taliom,  ßnaneial,  mereanlile,  triminat,  London 
1S59.  —  Deraelbe,  The  hiatary  0/  the  commer- 
<ial  eritü  1867158,  London  18S9.  —  Derselbe, 
Sptnilative  noUi,  London  IS64.  -^  L.  Faueher, 
Etudea.  aar  l'AMgleUrre,  lome  I,  Paria  1356, 
Ä.  S60—3Si.  —  M.  FiarschHm,,  Der  einzige 
BeUungaweg,  Dreaden  u.  Leipiig.  —  Derselbe, 
Bodeabeailirefona  und  ÜOiialiamia ,  yem:  Zeit 
1830,  S.  S89ß.  —  Fourier,  (Jeuvrea  compleiea, 
tarne  Fl'"",  Paria  IS45,  S.  3iß.  —  Henry 
Oeorge,  ForUchritt  nnd  Armut,  dentach  von 
Gütacboa,  Berlin  1830,  Buch  V,  Kap.  I.  — 
Deraelbe,  Soiiale Proüeme,  deutaeh  ronülöpel, 
3.  Aufl.,  Berlin  1890,  S.  107—119.  —  Olagau, 
Der  Börien-  nnd  Grändungtachicindel  in  Berlin. 

—  Derselbe,  Der  BSraen-  und  Gründunga- 
sehtcindel  in  Dentachland,  Leiptig  1877.  —  M. 
Halni»ch,  Zu  den  Uraachen  dea  leMen  Kura- 
JoXlea,  Deutsche  Worte,  Wien  1839,  S.  369.  — 
V.  Halle,  Die  virUchaftl.  Kritia  de»  Jahrea 
1893  m  den  Vereinigten  Staaten  ron  A'ord- 
Amerika,  Jahrb.  /.  Gea.  «.  Volkaw.,  XVIII,  S. 
1181— m9.  —  Handelakrieen.  Art.  in 
Meyera  KonveraalionaUrikon,  VIII.  Bd.,  Leiptig 
1887.  —  UelA,  Handelakriaen  in  Bbintaehli- 
Loeningt  StaatMeörlerbuch,  Zärieh  1871,  2.  Bd., 
S.  173.  —  H.  Herkmer,  Die  obereUäaeieche 
Baumviollinduetrie,  Slraaaburg  1887,  S.  SSSff. 
und  S.  S8iS-  —  Derselbe,  Die  aotiale  R^orm 
ata  Gebot  dea  iriHaehaflt.  Forliehrittea,  I,eiptig 
1861,  S.  3.i—9e.  —  Derselbe,  üeher  Sparaam- 
keit  und  Luxui  vom  SUindpunkte  der  naL  KaUur- 
vnd  Sotidipolitik,  Jahrb.  f.  Gea.  v.  Volkta.,  XX, 
S.  J— «?.  —  W.  V.  Hermann,  tUaaUwirtachaftl. 
Vnterauebmgen,  g.  Aufl.,  München  1870,  S.  631  ff. 

—  TA.  MerUska,  Die  Geaette  der  aua.  Enl- 
urietelung,  Leipiig  183B,  S.  95—106.  —  Der- 
aetbe,  Freitand,  Leiptig  1890,  S.  403 ff.  —Hitxe, 


lütpiud  und  Arbeit,  Paderborn  1830,  S.  38 ff.  — 
tf.  A.  Hobaon,  Ecolntion  0/  modern  capitaliam., 
London  1894,  &.  167-210.  —  De»-selbe,  The 
probiem  0/  the  unemployed,  London  1896,  S.  56 
— ll£.  —  Hyndtnan,  Coiamereial  criaea  of  the 
nijieteenth  centttrg,  London  1392.  —  Indua- 
trial  Depreaaiona,  The  firal  annval  report 
0/  the  commitaioner   of  labor,    Waahingt/m  1886. 

—  StanUiy  II'.  Jevons,  InoeMigaliona  in  eur- 
rency  and  ßtumce,  London  1834,  S-  ^H — HL  — 

—  Cl.  luglar,  Dea  criaea  commereiaUa,  2*« 
id.,  Paria  1889.  —  Derselbe,  Criaea  eommcr- 
eialei,  youeeau  Dielionnaire  d'ieonomle  potltique 
(L.  Say),  tome  premier,  Parit  1891.  —  K. 
Kaubehy,  Dat  «Kapilah  von  Rodbertua,  Neue 
Zeil  1884,  S.  S94ff.  —  Derselbe,  Marx'  äko- 
noiniaehe  Lehren,  Stuttgart  1887,  S.  SS3ff.  — 
Derselbe,  Bodenbeiittre/orm  und  Soxitilirmtii, 
JVeiie  Zeil,  1390,  S.  393 ff.  —  Beraelbe,  Dat 
Erfurter  Programm,    Stuttgart  1892,  S.  86—104. 

—  Deraelbe,  Bernelein  und  daa  Boiialdeyno- 
knuitche  Programm,  StullgaH  1899,  S.  13i—l.->i. 

—  Kulemann,  Die  Sotialdemotratie  und  deren 
Bekämpfung,  Bertin  1890,  S.  75  ff.  —  Tjauder- 
dale,  An  iaquiry  into  the  nature  and  origia 
of  public  tceatth,  Edfnburg  1804,  *■  338—345, 
351.  —  Ferd.  Laasalle,  Herr  Baatiat-Sckutie 
pon  DeliUtch,  Berlin  1878,  S.  19  ff.  —  Laveleye, 
Die  Geld-  und  Handelakriaen,  deutaeh,  Caaael 
1865.  —  LexlM,  Sehönberga  Handbuch,  Handel 
und  Konaumtion;  Art.  Ueberproduttion, 
im  HandipBrtrrbueh  der  Slaalticiaaeruchaßrn ; 
ArU.Kriten,  Ueberproduktion,im  tVärter- 
buch  der  Volkm-irtadiaft.  —  W.  iMtc,  Ge- 
achiehte  und  Kritik  dea  deultcheti  Batikgetelses, 
Leipzig  1888,  S.  331  ff.  —  Malthus,  Pnnfiplca 
of  politieal  cconomg,  aec.  ed.,  London  1836,  S. 
309 — 4S9.  —  K.  Marx,  Lohnarbeit  und  Kapital, 
Bre»lau  1832.  —  Deraelbe,  Dat  Kapiüü  I, 
3.  Aufl.,  Hamburg  1383,  S.  459ff.,  S.  688ff.; 
II,  t.  Aufl.,  S.  SSS;  III,  1,  1.  Aufl.,  S.  191— 
250,  S.  886—899;  III,  2,  S.  13—32.  —  E. 
Meyer,  Politiaehe  Gründer  u.  d.  Korruption  in 
Deutackland,  Leiptig  1877.  —  John  Stuart 
MiU,  Prinriplea  of  Politital  Economy,  People't 
Edüion,  London  1835,  Book  III,  ckap.  XIV; 
Book  IV,  chap.  V.  —  E.  Naa»e,  Ueber  die 
Verhütung  der  Produktionitriten  durch  ttaall. 
Filraorge,  Jahrb.  f.  Gea.  u,  Voltau:,  III,  S.  14t 
— 189.  —  Derselbe,  Ein  Blick  ai(f  die  kommer. 
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tielU  und  indutlrielte  Lage  England»,  Jahrb.  /. 
mt.  u.  Slot.,  X.  F.,  XIV.  S.  97.  —  F.  X.  V. 
Ifeuniann-SptUlarl,  Uebrnicklen  der  Wtit- 
ipirtiehafi,  Berlin,  I—V.  —  Seurath,  Elemente 

der  VolkfBirUchaJUlehre,  S.  Aufl.,  Leiptig  1396, 
S.  117— IS7, 168—178.  Sil  ff..  37Sff..  iSSff,  307, 
375ff.,  SHOff.,  394,  iHSff.,  4i9,  4SG.  —  Seu- 
wtvth,  Ih»  Speladationtkritit  von  lg7S.  Leipiig 
1S74-  —  Offermann,  Da*  fiitit-e  Kapüal  aU 
die  Uraache  de*  niedrigen  Arbeilelohiie*,  Wien 
1396,  —  Oeehelltäftter,  Die  leirUchafUiche 
Krieii,  Berlin  1876.  —  Robtrt  Ouwn,  The 
Life  of  Hob.  Oaen  written  by  kitiiie^,  London 
1SS7,  vol.  J  u.  In.  —  V.  PMUpptrvtch,  Gntad- 
ri**  der  pol.  Oekonomie,  2.  Aiifi..  Freiburg  »nd 
Leipzig  1897,  S.  ISS,  Si5,  SS9^8S4.  —  Profit» 
of  paniei,  by  l/ie  auikor  of  'The  SubbU*  of 
PinanreK,  London  1866.  —  i*,  J.  Proudhon, 
Oevvrel  eomplrle*.  lome  VJ,  J\iii*  tS68,  S.  160ff. 

—  Ritaräo,  Gnindiätie  der  pol.  Oekonomie, 
Kap.  XVIL  —  K.  H.  Hau,  MaUktu  und  Sag 
aber  die  l'rtarlien  der  jettigen  Handeliitorkiing, 
Hamburg  18^1.  —  Derselbe,  Grundeäite  der 
VotlavirUchafttleAre,    5.  Aufl.,    Heidelberg  1847, 

4-  Bueb.  —  Xobettgon,  failacy  of  taeing, 
London  ISlii.  —  RodbertU»,  Zur  Belruchlumj 
der  lozialen  Frage,  I,  Berlin  1875.  zieeiter  Brief. 

—  Bernetbe,  Ztir  Belenehlung  der  *oi.  Frage, 
JI,  Berlin  1885.  S.  95—193.  —  Iteraelbe,  Dai 
Kapital.  Berlin  I8S4,  S.  S4—70.  —  Itetvfltff, 
Kleine  Schriften,  herautg.  ron  M.  Wirlh,  Berlin 
1890,  S.  Sl8—i68  (Die  Handdtkri»en  und  die 
Hgpothekranot  der  Grundbanken,  18S8J,  — 
Xogeher,  Sy*ltJn  der  Volt»iciri*ch<^  },  17.  Aufl., 
Iftuttgart  28SS.  ^^  eiS—2!7.  ~  Deraelbe.  An- 
tiehten  der  Volkaairtiehafi,  i.  Bd.,  Leiptig  und 
Heidelberg  1878,  XV.  S.  SS9—49S.  —  J.  B. 
Say,  AxufähA.  Darttellnng  der  Xritiontü'ikonomie 
nder  der  iStanttirirUchafl.  A«*  d.  Fnim.  v.  Mar- 
tladl,  8.  Aufl.,  älullgart  lS-f3,  L  Bd.,  Kap.  XV, 
H.  ms/:  —  8ax,  Die  HiiueindiMrie  in  Thii- 
ringen,  I.  Teil,  Jena  !SS>,  S.  18-31.  —  SehSffle, 
Do*  getelUrhoflliche  Sgttem  dir  menieM.  Wirt- 
irhaft,  Tiliingen  1867,  S.  tl4—S19.  —  JDer- 
»elbe,  Ban  und  Leben  de»  »os.  Körper»,  Tü- 
bingen 1831,  L  344.  SIL  43lff;  44s ff.  ~  Der- 
selbe. Cet.  Auftälze,  Tübingen  18S6,  II.  2d—l37. 

—  SeMppel,  Da*  moderne  Elend,  Stuttgart  1889. 

—  Derselbe,  Da»  moderne  Elend  vnd  die  mo- 
derne l'eberr/ilkerung .  in  Wirth*  nBitmarct, 
Wagner,  Rodberluia,  Leipiig  1883.  —  Slmonäe 
de  SUmondl,  Xovreaui  principe»  d'cconomie 
poliliiiue.  Füria  1827, J,  Ä.  aSüff.,  II.  S.  449— 
4GS.  —  Derselbe,  Etade*  lur  VEconomie  poti- 
tiiue,  Füri*  1837.  tome  I.  S.  49—154-  --  I-  ^•■ 
Stein,  rolt*vin»rhaft»lehre,  WUn  187S,  S.  4n 
—448.  —  Thompson,  -in  inqviry  into  thc 
prineiple»  of  thc  diitribulion  of  veallh  mott 
ronductire  (0  Au  man  happlne*»,  London  18ii, 
S.  195  f.  —  Jhun,  Die  luduitrie  am  Xieder- 
rhein,  Leipzig  1879,  1,  8.  SS— 47.  —  Tooke  a. 
Sewmareh,  Die  Getchirhle  und  Bettimmung 
der  Preitc,  deiUtcb  v.  Äther,  Dreaden  1858JS9, 
S  Bde.  —  Tugan-Baranotcalcj/,  Die  Handel*- 
trieen  in  England,  Jena  1900.  —  Vereelbe,  Die 
«Ol.  Wirliungeti  der  RandeUkriten  .  in  England, 
Braun*  Archiv,  XIII,  S.  i—41-  ~  B.  iribtng, 
Die  argentinitehe  Aideike  und  da*  Haut  Baring, 
Deultche  tFcwte,  Wim  1S90,  H.  417 ff.  —  A. 
Wagner,  Art.  Krieen  in  Rentiach,  Hand- 
wBrterbueh    der    VolkeairUchaft^ehre,    1366.    — 
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Derselbe,  Grundlegung,  3.  Aufl.,  Leipiig  1394, 
IL  Teil,  &  143  f.  —  Wateerrah,  Preite  und 
KrUen,  StuUgarl  1889.  —  David  A.  WeUs, 
Recent  economie  rhangei,  Xew-York  1891.  —  M. 
WlrtTi,  Grichichte  der  Handelekriten,  4.  -Inff., 
Frankfurt  a.  M.  1390.  —  WitteUhilfer,  l'nttr- 
enckungcn  aber  da»  Kapital,  Tübingen  1390,  S. 
ms — 16S.  —  Derselbe,  l'eber  da*  VerMUni* 
ton  Koneumlion  «nd  Kapiliditalion.  Mitteilungen 
der  GeeelUchofl  iklerr.  Volkamrte,  \Yien  1S91.  — 
J.  Wolf,  Die  gegenwärtige  Wirt*ehafltkri»if, 
Tübingen  1883.  —  Derselbe,  Sozialitmia  und 
kapilalisl.  Getellsehaftiordniing,  Stuttgart  189g, 
S.  440.  —  Derselbe,  Lehren  der  lettten  Böreen- 
triii*.  Zukunft  V.  30.  XL  1895. 

H.  Hericner. 


Krönche,  Klans, 

geboren  1771,  gestorben  1843  als  LesBendann- 
8tädtiacher  Kammerrat  und  Eheinbauinspektor 
in  Darmatadt. 

Kriincke  verüffentlicbte  »on  staatawisaeu- 
achaftlkhen  Schriften  inBuchfarm:  Das  Steuer- 
wesen nach  seiner  Natar  und  Beinen  Wirkungen 
nntersucht,  Darmstadt  180i.  —  Untersuchung 
Über  den  Wert  dea  liukefi  und  über  die  Wich- 
tigkeit der  Holzeraparung,  Gieaaen  1806.  — 
Ausführliche  Anleitung  zur  Regnliemng  der 
Steuern,  ebd.  lölü.  —  Uotersnchimg  der  Frage, 
ob  und  unter  welchen  Umständen  dem  Staats- 
nnd  Kationalinteresse  es  znträglich  sein  kSnute, 
eiuEelne  Zweige  der  Industrie  von  selten  des 
Staates  durch  besondere  Belohnuugen  und  Be- 
günatigiingen  zu  befördern,  Dannstadt  1812.  — 
(.trunUsätze  einet  gerechten  Besteuerung,  Hei- 
delberg 1819.  —  Ueber  die  Nachteile  der  Zehnten 
und  den  Erfolg  der  bisherigen  Zehntver- 
Wandlung  im  FUnt«ntum  St^rkenhurg,  Darm- 
stadt 181'J.  —  Abhandlungen  über  staatawiit- 
schaftliche  Gegenstände ,  4  Teile ,  Heidelberg 
1812—19  (Gesamtausgabe  seiDer  yorstehend  anf- 
gefllhrten,  1810—19  erscliienenen  Tier  Schriften). 
—  VorsclilSge  und  Plan  zu  einer  für  das  Gross- 
herzogtum  Hessen  allgemeinen  Privatwitwen- 
und  Waisenkasse,  Darmstadt  1819.  —  Ueber 
Aufbebung ,  Ablösung  und  Verwandlung  der 
Zehnten  sowie  über  deu  Ankauf  der  ürucd- 
renten,  ebd.  1831.  —  Ueber  die  Ablüsung  der 
Grundrenten,  ebd.  1832.  —  Ueber  Kentenanstal- 
ten,  ebd.  1840.  —  Ueber  die  geistlichen  Witwen- 
kassen im  Grossherzogtum  Hessen  und  über  die 
gräflicb  Erbach-FUrstenanische  Diener witwen- 
kasse,  ebd.  1842.  —  Bemerkungen  zu  der  Schrift 
des  Herrn  Frühpredigers  Beoling:  Die  allge- 
meine Geistlichen-Witwenkasse  der  Provinz 
Staikenburg,  ebd.  184^-1.  —  Erwiderung  aaf  die 
Schrift  des  Herrn  Matty  (s.u.):  Die  Witwen- 
kaase  der  evangeüschen  Geistlichkeit  in  Rhein- 
bessen,  ebd.  1843.  —  KrSnckes  erstes  und  Haupt- 
werk, die  1804  erschienene  Steuerlebre,  ist  reich 
mit  algehraiachen  Formeln  dnrchspickt,  welches 
Verfahren  in  fachmännischen  Kreisen  Tielfachem 
Widerspmch  begegnete:  u.  a.  misabilligt  es 
Rebherg  mit  der  Motivierong,  dass  die  Hen- 
Bcben  dadurch  zu  einfachen  berechenbaren  Ziffer- 
grtissen  degradiert  würden.  In  diesen  wie  in 
seinen  späteren  St aatafinanz Schriften  bekundet 
sich   das  Bestreben,   die  Lehren  Adam  Smiths 
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auf  das  Gebiet  der  Steuern  nnd  Abgaben  zul 
ühertrageu,  wobei  er  sich  freilich  dnreh  seine  I 
eigenen  steuertheoretischen  Znthaten  wiederhojt 
mit  dem  Smitbianismns  iu  Widerspruch  setzt. 
Er  ist  ein  Anhänger  der  Tbeorie  von  Leistung 
und  Gegenleistung,  nnd  zwar  soll  bei  letzterer 
der  Wert  der  produktiven  Kräfte  und  ibrer 
Produkte  zu  den  Abgaben  in  ein  geomettinches 
Verhältnis  gebracht  werden.  Int  Gegensatz 
zur  Bewerfung  der  Kräfte,  welche  den  Immo- 
biliarbesitz repräsentieren,  wird  aber  der  reine 
Arbeitsertrag  von  ihm  zu  gering  veranschlagt 
(nämlich  mit  dem  Fünffachen  des  .iährlicheu 
Einkommens,  dividiert  durch  8).  Im  Gegensatz 
zu  dem  physiokratisclien  irapüt  unique  befür- 
wortet er  einen  solchen  ebenfalls  für  Torzugs- 
weise  Agrar Wirtschaft  treibende  Länder  mit 
folgenden  Abweichungen  von  der  Qnesnay scheu 
Theorie:  Die  intellektuelle  und  physische  Er- 
werbskraft jedes  Individuums  wird  zn  Steiier- 
zwechen  in  der  Weise  kapitalisiert,  doss  Grund- 
eigentum, KapitalbeBitz  und  Arbeitsertrag  be- 
wertet und  auf  die  einzelnen  RQpfe  nach  Hass- 
gabe ihrer  Leistuu^fäbigkeit  repartiert  wer- 
den, wobei  die  Arbeiter  am  besten  bedacht  sind, 
da  ihnen  eine  nur  nennjährige  Erwerbsfühigkeit 
zuerkannt  wird.  Kröncke  verwirft  die  indireKteu 
Steuern  und  tritt  für  Freilassung  des  Esistenz- 
minimums  ein.  In  seiner  Stenerüberwalzunge- 
tbeorie,  die  sieb  freilich  mathematisch  nicht 
begründen  lässt,  nähert  er  sich  bereits  der 
Bieardoachen  Dolitrin,  Am  weiteiteu  entfernt 
er  sich  von  Smith  durch  den  Schutz,  den  er  für  ein- 
eeine notleidende  oder  dem  Konkurrenzkämpfe 
mit  der  Industrie  des  Anslandes  nicht  gewachsene 
Industriezweige  in  Form  ihnen  zu  gewährender 
Zollbegünstignn^  anruft,  aus  welcher  staat- 
lichen Intervention  er  eine  Analogie  mit  einer 
gut  geleiteten  Armen-  und  ArbeitsanstAlt  kon- 
struiert, Krönckes  Maxime,  „alle  Steuerfragen 
unter  der  Voraussetzung  zu  beantworten,  oass 
alle  ümatftnde  gleich  bleiben",  wäre  als  Präaer- 
vativ  gegen  unrichtige  Deklarationen  und 
Stenerbinterziebnngeii  bei  der  Selbsteinschätznng 
beachtenswert. 

Vgl,  über  Kröncke;  Matty,  Die  Wit- 
wenkftsse  der  evan^lischen  Geistlichen  in  Bhein- 
hessen.  Eine  Replik  auf  Herrn  Dr.  K,  Krünekes: 
Ueber  die  geistlichen  Witwenkasaen  im  Grosa- 
herzogtum  Hessen,  Mainz  184'2,  —Held,  Ein- 
kommensteuer, Bonn  1872,3.126  27,— Bosch  er, 
Gesch.  d.  Nat.,  München  1874,  S.  662,64.  ~ 
S.  Meyer,  Die  Principien  der  gerechten  Be- 
steuerung, Berlin  1884,  S.  54/55.  —  Conig- 
liani,  Effetti  econoraici  delle  imposte,  Mailand 
1890,  S.  242.  —  .\.  Wagner,  Fin.  II,  2.  Aufl., 
Leipzig  1891,  S.  11. 

Ltppert 


Krng)  Leopold^ 


beck  hei  Berlin  am  16.  IV.  1843,  studierte 
seiner  Vaterstadt  Tlieolngie,    ^ab  unter  dem  | 
Einflüsse  des  Wöllnerscheu  Religionsedikts  von  ■ 
1788  dieses  Studium  auf  und  widmete  üicli  der  1 


kanieralistischeii  Laufbahn,  die  ihn  1803  nach 
Berlin  als  Geh.  Kegistrator  iu  die  Geheime 
Staalsregistratur  im  Lehnsdepartement  führte. 
In  dieser  Stellung  benutzte  er  die  Akten  des 
Genera] direktoriums  als  statistische  Unterlage 
zu  seiner  1805  erschieneneu  Schrift:  „Betrach- 
tungen über  den  Nationalreicbtum"  [s.  u.), 
Friedrich  Wilhelm  III,  nahm  ein  so  lebhaft^ 
Interesse  an  diesem  Werke,  dass  er  unterm  28. 
V.  1805  den  Staats  min  ister  Graten  t.  Hojm  mit 
der  Errichtung  eines  preussischen  statistischen 
Bureaus  bei  dem  Kommerzial-,  Fabriken-  und 
Accisedepartement  beauftragte,  zu  dessen  provi- 
sorischem Vorsteher  Krug  ernannt  wurde.  Die 
Ereignisse  vom  Herbst  1806  machten  den  Ar- 
beiten des  Bureaus,  dessen  Akten  nach  DSne- 
mark  geflüchtet  wurden,  ein  jähes  Ende.  Dem 
am  4,  X,  1810  neuerrichteten  kgl.  preuss.  sta- 
tistischen Bureau  unter  Oberleitung  des  Staats- 
rats Hoffmann  gehörte  auch  Krug  bis  zum 
Herbst  1834,  wo  er  in  den  Buhest&nd  trat,  als 
Mitglied  an. 

Krug  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform ;  Topographisch- 
statistisches  Wörterbuch  des  preussischen  Staa- 
tes, la  Bde.,  HaUe  1796,1803;  dasselbe,  2,  Aufl., 
Bd,  1  und  2  (A — G,  soweit  als  erschienen),  ebd, 
18ÜÖ6;  dasselbe,  3.  Aufl,  (bearbeitet  von  Krug) 
u.  herausg,  von  A.  Mtttzel,  6  Bde.,  ebd,  1821 '2o. 
—  üeber  Leibeigenschaft  und  Erbnuterthänig- 
keit  im  preussischen  Staate,  ebd.  1798,  —  Bei- 
träge zur  Beschreibung  von  Süd-  und  Neuost- 
preussen,  2  Hefte,  Berlin  1803.  —  Annalen  der 
preussischen  Staats  Wirtschaft  und  Statistik,  ge- 
meinschaftlich herausgegeben  mit  Professor 
Jacob  in  Halle,  8  Hefte  (soweit  als  erschienen), 
Halle  u.  Leipzig  1804  5,  —  Ahriss  der  neuesten 
Statistik  des  preussischen  Staates,  Halle  1804; 
dasselbe,  2,  Aufl,  1805,  —  Betrachtungen  über 
den  Nationalreichtum  des  preussischen  Staates 
und  über  den  Wohlstand  seiner  Bewohner,  2 
Bde.,  Berlin  1805.  —  Ideeen  zu  einer  staats- 
wirtschaftiichen  Statistik,  ebd,  1807.  —  Ahriss 
der  Staatsükonomie  oder  Staats wirtschaftslehre, 
ebd,  1808.  —  Geschichte  der  Staats  wirtschaft- 
lichen Gesetzgebung  im  preussischen  Staate  von 
den  ältesten  Zeiten  bis  zu  dem  Ausbruche  des 
Krieges  im  Jahre  1806,  Bd.  I  (einziger)  ebd. 
1808,  —  Die  .irmeuaesekuranz.  Das  einzige 
Mittel  zur  Verbannung  der  Armut  aus  unserer 
Kommune,  ebd,  1810.  ^  Nachricht  über  den 
Zustand  des  hiesigen  Friedrichs  Waisenhauses, 
mit  Nachtrag,  ebd.  1822,  —  Die  preussiscbe 
Monarchie,  topographisch,  statistisch  und  wirt- 
schaftlich dargestellt.  Nach  amtliehen  QueL'en, 
I.  (einzige)  Abteilung,  ebd,  1833,  (Von  diesem 
auf  10  Bde,  veranschlagt  gewesenen  Werke 
sind  nur  .3  Lieferungen  der  Provinz  Ostpreussen 
erschienen.  Vollendet  im  Manuskript  wurden 
ausserdem  die  Provinzen  Ost-  und  Westnreussen.) 

Aus  seinem  litl«rarischen  Nachlasse  er- 
schienen :  Krugs  nachgelassene  Schriften  ge- 
schichtlichen, st!ttistischen  und  volkswirtschaft- 
lichen Inhalts,  herausgeg.  von  C.  J.  Bergius, 
Band  I  (euiziger):  Geschichte  der  preussischen 
Staatsschulden,  Breslau  1861.  —  Die  Seiden- 
kultur (Kultur  der  Maulbeerbäume  und  der 
Seide  in  Prenssen).  Mitgeteilt  von  C,  J.  Ber- 
gins  in  dgn  „Schlesischen  Provinz ialblätteru''. 
Jahrg.  1853,  Breslau,  S.  4fil  ff. 

Die   in  Krugs  Hauptwerk,   den  „Betracb- 
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Krug — Kudier 


timgeu  über  den  Nfttioiialreichtutn  des  preussi- 
achen  Staates"  etc.  znm  Äuadrnck  gekoinmeneu 
AnBchftunngen  gehüreu  im  wesentlichen  der 
physiokrati schell  Schule  an,  wie  er  auch  bei  der 
M'fthl  des  Titels  weniger  au  Smith«  „Wealth 
of  sfttionB"  als  nn  die  physiokratisfhe,  von  der 
Natur,  der  Urqnelle  aller  Güt«r  hergeleitete 
Nationalreichtunis  an  ff  aasung  gedacht  bat.  Dem- 
entsprechend wird  auch  der  gesamte  Bodenertrag: 
seiner  Nationalein  komme  nstheorie  za  liruade 
gelegt  und  dieses  Rechnungsergebnis  durch  den 
UeberschuM  verrollstilndii^ ,  welcher  aus  dem 
Handelsverkehr  mit  dem  Auslande,  bestehend 
in  Arbeitslohn  nnd  Kapitalgewiun  der  industri- 
ellen BevQlkernng ,  dem  Inlande  zufliegst. 
Diesem  „echten"  stellt  er  das  Cirkulationsein- 
kommen  gegecöber,  welches  den  einzelnen  Kun- 
SDmenten  zum  Erwerb  der  Bodenentengnisse 
dient,  daher  einem  steten  Besitzwechsel  unter- 
worfen ist  nnd  infotced essen  anch  nicht  be- 
steuerbar sein  soll.  Seine  Stenertheorie  steht 
auch  insofern  auf  ph^iokratischem  Boden,  als 
er  nnr  die  UrproduKtion  besteuert  wissen  will 
und  den  Staat  lediglich  auf  die  Erträgnisse  der 
Onmdateuer  und  der  Domänen  anweist. .  Das 
Beineinkommen  der  Bevülkemng  gewinnt  er 
dadurch,  daas  er  den  inländischen  Konsum  an 
inländischen  Roherzeugnissen  und  eingeführten 
ausländischen  Produkten  und  FHbrikat«u  von 
der  Summe  des  Nationaleinkommens  abzieht. 
Die  Schwäche  des  Werkes  besteht  in  der  Man- 
gelhaftigkeit der  statistischen  Unterlagen.  Die 
Augsaats-  und  die  Durchschnittsertragstabelle 
der  OrnndstUcke  sowie  die  Featstellung  des 
Viehreichtnms  verdienen  keineswegs  die  Glaub- 
würdigkeit, die  Krug  ihnen  beinusst,  da  z.  B, 
die  Ermittelnna;  der  belangreichsten,  das  flache 
Land  betreffenaen  Daten  den  Ortsschulzen  ein- 
heimgegeben  war ,  deren  volkswirtschaftliches 
FoBsnngsTermögen  zu  damaliger  Zeit  kanm  die 
Bürgschaft  für  eine  nur  annähernde  Richtigkeit 
der  Beantwortung  der  von  der  ZählnngsKom- 
mission  gestellten  agrarstatistischen  I'ragen 
bot.  Wenn  Krug  ausserdem  mit  anerkennens- 
werter Offenheit  die  thataächlichen  Unrichtig- 
keiten der  Ein-  und  Ausfuhrlisten  der  Handels- 
städte und  Hafenplätze  einräumt,  auch  nicht  in 
Abrede  st«Ut,  dass  die  kontrollierenden  Steuer- 
räte die  wahrheitswidrigen  Angaben  für  Ein- 
tragung in  die  Spalten  der  „i  afaikentabelle" 
seitens  der  Fabrikanten  kanm  zu  verhindern 
wSssten,  so  heiast  das  doch  von  vorn  herein  den 
Wert  seiner  mühseligen  Zusammenstell nngen 
nnd  die  daraus  für  die  Messung  des  Volkswohl- 
standes gezogenen  Folgerungen  diskreditieren. 
Trotz  dieser  UnvoUkomuienheiten  hat  die  Schrift 
als  erste  das  gesamte  Nation alvermii 
fassende  Wirtscnaftss tatist ik  ihre  nicht 
schätzende  Bedeutung.  Auch  mangelt  es  Krag 
keineswegs  an  dem  wirtschaftlichen  Unterschei- 
dungstAlent  hinsichtlich  der  Verteilung  dee 
Keineinkommens  auf  die  verschiedenen  Bevülke- 
nmgsklassen  nnd  ihrer  Beisteuer  zu  den  üffent- 
liehen  Abgaben. 

Vgl.  über  Krug:  J.  G.  Hoffmann,  L. 
Krug,  Nekrolog  in  der  „Allgemeinen  prenssi- 
sehen  StaatszeiCung",  Jahrg.  1813,  Berlin,  Mai, 
Nr.  13.  —  Neuer  Nekrolog  der  Deutschen, 
Jahrg.  XXI,  Weimar  1Ö43.  —-Engel,  Zur 
Geschichte  des  kgl.  prenss.  statistischeu  Bureaus, 


Jahrg.  I,  in  „Zeitschrift  des  kgl.  preuss.  statis- 
tischen Bureans-",  Jahrg.  I,  Berlin  ISfil,  S.  3  ff. 
—  Boeekh,  Die  geschichtliche  Entwirkelung 
der  amtlichen  Statistik  des  preussischeu  Staat*», 
ebd.  1863,  S.  16ff.  ~  Puslowski.  Das  kgl. 
prenssische  statistische  Bureau  nnd  seine  De- 
pendentien,  ebd.  1872,  S.  18ff.  —  Koscher, 
Geschichte  der  Sat.,  München  1874,  S.  497.  ~ 
v.  Inama-Sternegg,  L.  Krug,  Allgemeine 
deutsche  Biographie,  Bd.  XVII,  Leipzig  1883, 
S.  21619.  —  Blenck,  Dos  kgl.  statistische 
Bureau  beim  Eintritte  in  sein  IX.  Jahrzehnt, 
Berlin  1885,  S.  3  ff. 

Liippert. 


Kodier,  Josef,  Bitter  t., 

geboren  am  10.  X.  1786  in  Graz,  gest.  als  Mit- 
glied der  kais.  Akademie  der  Wissenschaften  in 
Wien  am  6.  II.  1853,  studierte  die  Rechte  und 
Staats  Wissenschaften  in  Wien,  wnrde  Professor 
der  Statistik  und  politischen  Wissenschaften  am 
Lyceum  seiner  Vaterstadt  nnd  folgte  1821  einem 
Rufe  nach  Wien  als  Professor  der  politischen 
Wissenschaften  und  der  Qsterroichischen  politi- 
tischen  Gesetze ükunde  au  der  dortigen  Universi- 
tät. 1848  entsagte  er  seinem  i^ademischeu 
Lehramte  und  Hess  sich  als  Abgeordneter  in 
den  konstituierenden  ReichstoK  wählen.  Eier 
verteidigte  er  u.  a.  die  Aufhebnng  der  Todes- 
strafe und  die  Bestenemug  der  Auswanderer 
darch  Erhebung  von  Abfahrtsgel dern. 

Kudier  veröffentlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  a]  in  Buchform :  Versuch 
einer  tabellarischen  Darstellung  des  Organis- 
mus der  üsterreichischeu  Staatsverwaltung.  Mit 
erläuternden  Anmerkungen,  Wieu  1834,  —  Die 
Gnindlehren  der  Volkswirtschaft,  S  Teile,  Wieu 
1845;  dasselbe,  2.  Aufl.,  2  Teile,  ebd.  1856.  — 

Er  veröffentlichte  ferner  b)  in  der  Zeit- 
schrift für  Österreichische  Rechtsgelehrsamkeit 
und  politische  Gesetzkunde  zahlreiche  civil-  und 
staatsrechtliche  Artikel. 

Als  Kudier  seine  Professur  in  Wien  antrat, 
war  als  Lehrbuch  der  Staatswirtschaft  für  die 
iisterreicbischen  Universitäten  noch  Bd.  II  der 
Grundsätze  der  Polizei-,  Haudlungs-  und  Finanz- 
wissenschaft  des  Eklektikers  J.  v.  Sonnenfels 
obligatorisch,  welches,  in  Theorie  und  Systema- 
tik von  der  vorgeschrittenen  Wissenschaft  über- 
holt, seine  Zurruhesetzung  zu  Gunsten  der  Eiu- 
fQhrung  eines  neuen  nationalükono mischen  Lehr- 
buchs verdiente.  Zur  Abfassung  eines  solchen 
war  Kudier,  wegen  seiner  Beziehungen  zu  dem 
kaiserlichen  Hanse  —  er  war  der  Rechts-  und 
Staats wirtschaftslehrer  des  Erzherzogs  Wilhelm 
—  die  eine  Weigerung  der  Censur,  seinem 
Werke  das  Imprimatur  zu  erteilen,  nicht  be- 
fGrchten  Hessen,  ganz  besonders  geeignet.  Sein 
Lehrbuch  (s.  o.)  zerfällt  in  einen  theoretischen 
und  einen  praktischen  Teil,  in  welchem  letzte- 
ren das  wirtschaftliche  Dogma  des  Verfassers 
am  deutlichsten  hervortritt.  Kudier  verteidigt 
darin  die  Freiheit  des  Erwerbs,  Eigentums  und 
Verkehrs,  verlangt  Aufhebung  der  Gutsnuter- 
thänigkeit,  der  Zehnten  und  Fronden  und  er- 
klärt sich  anch  für  unbeschränkte  Gewerbefrü- 
heit.  Obgleich  Gegner  des  Protektionssystems, 
2i* 
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trägt  er  dnrch  Befürwortung  der  Beibehaltung 
eines  raBasigen  Schutzzolles,  der  jedoch  über 
die  Hübe  des  notwendigen  Ausgleichs  der  ver- 
schiedenen Produktion8Kost«n  der  konkurrie- 
renden ÄUBfnhrländer  nicht  hinwegst^igen  soll, 
der  damala  in  Oesterreich  herrschenden  Handels- 
politik in  seinen  „Grandlehren"  Rechnung.  Als 
titenertheoretiker  legt  Kudler  das  Haupt^ wicht 
anf  die  reine  Einkommensteuer,  verwirft  die 
KonsQmateiter  und  tadelt  insbeso  ödere  an 
der  von  ihm  am  heftigsten  angegriffenen 
Accise  den  Charakter  der  Doppelbeateuening. 
Hit  einer  Verdammung  der  ünaittlichkeit  des 
Wuchers  rerbindet  er  eine  Polemik  gegen  die 
gesetzliche  Kormieruiig  der  Höhe  der  Kapital- 
Zinsen.  Neu  sind  seine  Ausführungen  Über  die 
Produktivität  des  Handelsbetriebes,  hinsicbtlicb 
der  Zugänglich keitaebnang  der  notwendigen 
Qebraachsattikel.  Die  Systematik  des  Lehr- 
bochs  zeigt  Abweichungen  von  der  hergebrach- 
ten wirtschaftlichen  Logik  der  Aneinander- 
reihung der  einzelnen  Lehren,  die  sich  ans 
dem  Umstand  erklären,  dass  Eudler  den  Folge- 
gang in  seinem  Vortragsheft  für  den  Erzherzog 
Wilhelm  anch  für  das  Lehrbuch  beizubehalten 
für  zweckmässig  erachtete. 

Vgl,  über  Kndler:  .Almanach  der  k.  k. 
Akademie  der  Wissenschaften,  Jahrg.  1851  und 
1854,  Wien.  —  Wurzbach,  Biographisches 
Lesikon  des  Kaisertums  Oeaterreich,  Bd.  XV, 
ebd.  1867.  —  Kautz,  Theorie  nnd  Geschichte 
der  Nationaliihonomik,  Bd.  11,  ebd.  1860,  S.  660. 
—  Eoscher,  Geschichte  der  Nat,  München 
1874,  S.  907.  —  .\llgemeine  deutsche  Biographie, 
Bd.  XVII,  Leipzig  1883,  8.  293ff. 

lApperl. 


1.  Allgemeines.  2.  Die  chinesischen  K. 
3.  Die  pol3'nesis(-hen  und  malayischen  E,  4. 
Die  ostindischen  K.  ö.  Die  Gesetzgebung  zu 
Gunsten  der  K. 

1.  Allgemeine«.  Unter  Kuli  versteht  msin 
in  Vorderindien  und  China  einen  gegen  Lohn 
gemieteten  Arbeiter,  insbesondere  den  gewOhn- 
Gchen  Tageliihner.  Das  Wort  (engl,  colie, 
korrumpiert  aus  dem  Wort  der  Tamilsprache 
woleeya  oder  wozheea,  vgl.  the  Cyclopaedia 
of  India,  London  18^  und  Ouatav  Oppert, 
The  original  iuhabitants  of  India ,  lH9it 
S.  131)  ist  dann  in  ganz  Ostasien  fUr  Auswan- 
derer Üblich  geworden,  welche  sich  auf  Grund 
eines  für  raebrere  Jahre  abgeschlossenen  Kon- 
traktes zur  Arbeit  in  der  Fremde  verdingen. 
Es  ^ebt  indische,  malajische,  chinesische,  poly- 
nesiBche  Kulis,  deren  Arbeitegebiet  ganz  Über- 
wiegend in  den  Tropen  gelegene,  von  Enro- 
pSern  beherrschte  Länder  sind.  Sie  sind  dort 
vor  allem  auf  den  Piautagen  beschäftigt,  aber 
auch  in  den  Bergwerken  und  bei  mancherlei 
Erdarbeit  wie  bei  den  Eisenbahn-  und  Wasser- 
bauten, Bei  dem  Maugel  branchbarer  einheimi- 
scher ArbeiterbevOlkerung  sind  sie  in  vielen 
europäischen  Kolonieen  Asiens,  Afrikas,  Ameri- 
kas nnd  .Australiens  für  die  wirtschaftliche  Er- 
schliessung des  Bodens  geradezu  unentbehrlich. 


Es  ist  daher  begreiflich,  dass  meistens,  da  ihre 
Zahl  doch  immerbin  ihre  Grenze  bat ,  die 
freie  Anwerbung  für  fremde  Staaten  beschränkt 
ist,  z.  B.  die  indische  seitens  der  Engländer, 
die  javanische  seitens  der  Niederländer.  Ande- 
rerseits bemühen  sich  die  der  Enlis  bedürfenden 
Länder,  durch  detaillierte  Scbutzgesetzgebong 
deu  Einwanderern  ent^genznkommen.  Es  ist 
mit  diesen  Tropenarbeitem  heute  ebenso,  wie 
es  im  16.  und  IT.  Jahrhundert  mit  den  Hand- 
werkern Europas  gewesen  ist,  deren  Auawande- 
ning  jeder  Staat  möglichst  zu  hindern,  deren  Ein- 
wanderung zn  fordern  suchte.  Wie  damals  daa 
Aufblühen  der  Manufakturen  von  der  Beschaf- 
fung der  ntitigeu  gelernten  Arbeitskräfte  ab- 
hängig war,  ist  beut«  die  erfolgreiche  KnlG- 
vation  der  tropischen  Kolonieen  durch  den  Kuli- 
zuzug bedingt.  Die  Gesetzgebung  znm  Schutze 
der  Kulis  ist  übrigens  nicht  allein  ans  wirt- 
schaftlichen, sondern  auch  ans  hnmauitttren 
Gründen  hervorgegangen,  da  der  Transport  zur 
See  und  die  Arbeit  anf  den  Plantagen  oft  genug- 
ein  schamloses  Äusbentungsgeschäft  der  betref- 
fen deu  Unternehmer  gewesen  ist. 

2.  Die  chineBigchen  K.  Ueber  dieselben 
sind  bereits  in  dem  Artikel  Chiueaeufr age 
oben    Bd.    111    S.    44  fi.    nähere    Mitteilungen 

Semacht  worden.  Es  sei  nur  noch  bemerkt, 
»SS  die  chinesische  Eegierung  den  Abschlnss. 
von  Kulikontrakteu  nicht  gestattet,  mithin  in 
ihren  Häfen  nur  die  freie  Auswanderung  zu- 
ISsst.  In  diesem  Falle  erwachst  der  Behörde 
des  Einwanderungslandes  die  Aufgabe ,  die. 
Schliessung  des  Vertrages  zu  überwachen,  wäh- 
rend sonst  in  der  Reget  nur  eine  Nachprüfung 
desselben  erforderlich  ist.  Die  meisten  Chinesen 
schiffen  sich  übrigens  in  solchen  Häfen  ein,  die 
im  Besitz  der  Europäer  sind,  wie  in  Honkgong, 
Singapore,  Hacao,  und  hier  wird  die  Eontrolle 
der  Verträge  wie  der  Transportschiffe  von  euro- 
päischen Beamten  durchgeführt.  Schon  1865 
wurde  y.u  letzterem  Zwecke  von  England  die 
Chinese  Passenger  Act  erlassen.  1668  und  186l> 
folgten  durchgreifendere  Bestimmnngen  nach, 
so  dass  seit  zwanzig  Jahren  eine  strenge  üeber- 
wachung  besteht,  zu  der  sich  anch  die  Portu- 
giesen haben  beiiuemen  müssen. 

3.  Ule  polfnealsohen  und  maloflBchen 
K.  Der  Mangel  von  Arbeitern  anf  den  Zucker- 
uud  BaumwollplantHgen  in  Queensland,  Fidschi 
und  den  GescUschaftsiuseln  bat  ungefähr  seit 
1860  anch  zu  der  Anwerbung  pol jneeiecher  Arbei- 
ter (gewühnlich  Kanaken  genannt)  geführt.  ISil 
wurde  mit  ihnen  auch  in  Fem  der  Versuch 
gemacht,  der  aber  bald  aufgegeben  wurde, 
ua  sie  der  dortigen  Arbeit  mcEt  gewachsen 
waren. 

Schiffe  aus  Siduey  nnd  Brisbane,  ans  Eng~ 
land  und  Frankreich  fuhren  von  einer  Insel  zur 
anderen,  die  Kapitäne  verlockten  die  Insulaner- 
durch  Geschenke  und  vermittelst  bestochener 
Landslenie,  Arbeitsverträge  einzugeben ,  die 
dann  nicht  gebalten  wurden,  oder  führten  Pei' 
aonen,  die  fnedfertig  zum  Tauschhandel  auf  die 
Schiffe  gekommen  waren,  mit  Gewalt  fort.  Im 
Jahre  1870  wurde  nachgewiesen,  dass  nicht 
weniger  ab  100  Schiffsladungen  poljnesischer 
Leute  ihrer  Heimat  entrissen  wurden  und  zwar 
unter  Verhältnissen,  die  dem  afrikanischen 
Sklavenhandel  nichts  nachgaben.  Eine  Aende- 
mng  trat  erst  ein,  ab  die  l-'ransosen  die  Fort- 


X'OOg\C 


fdhnmg  von  Eingeborenen  ans  den  Inseln, 
welche  unter  ihrem  Schutz  standen,  verboten 
und  ein  engliicbes  G.  von  1872  britiechen  Fahr- 
zen^en,  die  nicht  eineu  besonderen  Erlanbnis- 
Bcbem  hatten,  nnteraagte,  Poljnesier  zu  befür- 
dern  nnd  das  Verlocken  oder  ffewaltaame  Ent- 
Ähien  derselben  als  Kspitalverorechen  bezeich' 
nete.  Doch  wurde  1883  immer  noch  Qber  den 
Menschenraub  in  der  SUdsee  geklagt  nnd  die 
von  England  anbefohlene  Eontrolle  bei  dem  k^- 
statteten  Transporte  als  unwirksam  hingestellt. 
Die  Behandlung  der  Eanaken  in  Queensland 
war  lange  Zeit  eine  recht  achlimme.  Es  wurde 
behauptet,  dass  die  Negersklaven  in  Amerika 
es  besser  g-ehabt  hßtten  als  sie.  Denn  jene 
hätten  ein  Kapital  für  den  Herrn  repräsentiert, 
das  zu  erhalten  das  Selbstinteresse  geboten 
hätte,  bei  diesen  hätte  der  Lohn  nach  der  Dienst- 
zeit sowie  der  Transport  in  die  Heimat  gezahlt 
werden  müssen,  eine  Zahlnng,  die  weggefallen 
wäre,  wenn  der  Konake  verstorben  wfire.  Seit 
dem  ErlasB  „der  pol jnesischen  Arbeiterakte" 
von  Queensland  (The  Polynesian  Labour  Act 
1868,  dazu  die  Gesetae  von  1880  1886  und  1886), 
welche  Kleidung,  Nahrang,  Lohn  festsetzt  und 
die  Kontraktarbeit  ant  3  Jahre  beschränltt, 
worden  die  Verhältnisse  besser.  1883  wurde  be- 
rechnet, dasB  damals  13953 Personen  in  die  Kolonie 
gebracht  worden  seien,  1694  seien  dort  gestorben 
nnd  6700  in  die  Heimat  zurückgekehrt.  In  dem 
letzten  Jahrzehnt  bat  die  K an akenein Wanderung 
in  Australien  nachgelassen  nnd  seit  dem  3.  De- 
zember 1891  ist  sie  verboten.  Der' Versuch, 
Papuas  von  Neu-Oninea  in  Queensland  arbeiten 
zn  lassen,  hat  keinen  rechten  Erfolg  gehabt, 
Halayenknlis  in  Java  für  Australien  anzuwerben, 
hat  188Ö  die  niederländische  Regierung  ver- 
boten, nachdem  6Ü0  derselben  für  Queensland 
gemietet  worden  waren. 

In  Deutsch  Neu-Gninea  ist  durch  Ver- 
ordnungen von  1886,  1887,  1888  die  Anwerbung 
nnd  Fortführung  eingeborener  Arbeiter  in  ausser- 
dentsche  Gebiete  verboten  und  strafbar  und 
diejenige  Über  See  nach  deutschen  Plantagen 
nur  unter  sehr  genauer  Kontrolle  erlaubt.  Auch 
aus  den  Marscballinseln  dürfen  Arbeiter  nur 
mit  Genehmigung  des  kaiserlichen  Kommissars 
fortgeführt  werden.  Malajische  Kulia  stammen 
vor  allem  von  dem  dichtbevölkerten  Java  und 
wandern  nach  den  anderen  Inseln  des  Nieder- 
lündischen  Ostindien.  Pur  sie  nie  auch  für  alle 
sonstigen  farbi^n  Kontraktarbeiter  hat  die 
holländische  Regierung  durch  Gesetzgebung  von 
1889  gesorgt. 

4.  Die  osUndiBohen  K.  Bei  ihnen  unter- 
scheidet man  zwei  A'rten;  diejenigen,  welche 
für  die  Plantagen  in  Indien  angeworben, 
nnd  diejenigen,  welche  über  See  nach  frem- 
den Ländern  gebracht  werden.  Beide  Arten 
sind  einer  besonderen  Gesetzgebung  nntersteUt. 
Die  ersteren,  weiche  ganz  überwiegend  in  den 
Theeg&rten  von  Assaui  beschäftigt  werden  und 
ans  verschiedenen  Teilen  des  Reiches  kommen, 
haben  in  dem  letzten  Jahrzehnt  folgende  Zu- 
nahme zn  verzeichnen.  Es  wurden  Arbeiter 
dorthin  transportiert: 

1882  M  559 

1886  29  398 

1888  46  393 

1891  49  90a 


Darunter  sind  auch  die  freien  Einwanderer 
mit  einbegriffen,  deren  Zahl  im  Wachsen  be- 
griffen ist:  1882  2787,  1886  5885,  1888  10716, 
1891  12627.  Die  Gesetzgebung  über  diese 
Kontraktarbeiter ,  welche  1866  beginnt,  hat 
1893  einen  vorlfinfl^n  Abschluas  gefunden,  setzt 
die  einseitig  von  einem  Kontrabenten  nicnt  ab- 
Snderbare  Arbeitsdauer  auf  4  Jahre  fest,  eiebt 
dem  Unternehmer  eine  bestimmte  strafrechuiche 
Gewalt,  beaufsichtigt  jedoch  auch  die  Anwer- 
bung, den  Transport  nnd  die  Plantagenarbeit, 
so  dass  die  meisten  Beschwerden,  unter  denen 
die  Enlis  gelitten  haben,  jetzt  als  beseitigt  an- 
zusehen sind. 

Die  überseeische  Euliaus  Wanderung  in 
fremde  Gebiete  ist  durch  das  G.  v.  1883  gere- 

Eelt.  Nach  demselben  wird  sie  nur  nach  solchen 
andern  gestattet,  in  denen  die  indischen.  Ar- 
beiter einem  nach  Meinung  der  indischen  Re- 
gierung genügenden  gesetzlichen  nnd  faktischen 
Schutz  unterstellt  sind.  Es  waren  dies  1893  die 
englischen  Kolonieen  Mauritius,  Natal,  Guyana, 
Fidschi,  Jamaica,  Trinidad,  Santa  Lucia,  Gre- 
nada, St.  Vincent,  Nevis  und  St.  Kitts,  die  dä- 
nische Insel  St.  Croii  und  Holländisch  Guyana. 
Bis  1882  war  auch  die  französische  Kolonie 
R^union  nnd  bis  1888  Martinique,  Gnadelon^ 
und  fJayenne,  ebenfalls  zu  Frankreich  gehörig, 
freigegeben.  Die  Eni iaus Wanderung  iu  die  er- 
laubten Länder  hat  von  1882—1894  inkl.  180478 
betragen. 

Nach  Mauritius  gingen  schon  1838  indische 
Kulis,  nach  Natal  seit  1^>,  nach  Demarara  (brit. 
Guyana)  seit  1840,  nach  Fidschi  erst  seit  1878.  - 
Die  CenBOBangaben  der  verschiedenen  Länder 
geben  1891  über  ihre  indische  Bevülkening  fol- 
genden Aufschluss :  In  Mauritius  lebten  256016, 
in  brit.  Guyana  10Ö463,  in  Trinidad  70218,  in 
Natal  41142  (63370  im  Jahre  1898),  in  Jamaica 
10116,  in  Fidschi  74ti8,  überhaupt  in  allen  er- 
laubten englischen  Kolonieen  469623.  Ausser- 
dem wurden  gezählt  in  Bennion  22069,  in  Gua- 
deloupe 16569,  in  Martinique  7783,  in  Surinam 
10064.  Im  ganzen  also  551798.  Wie  viele  von 
diesen  nach  Erlöschung  des  Arbeitskontraktes 
freie  Arbeiter  geworden  sind,  wie  viele  selb- 
ständige Landbauer  und  Gewerbetreibende  sind, 
ist  nicht  angegeben. 

Die  Zuwanderung  der  Indier  in  die  ge- 
nannten Länder  Amerikas  und  Afrikas  hängt 
eng  mit  der  Negerbefreinng  zusammen.  Hit 
derselben  waren  die  dortigen  Pflanzer  ihrer 
Handarbeiter  verlustig  gegangen  und  sie  konn- 
ten die  emancipierten  Sklaven  nicht  zu  regel- 
mäsdger  Beschäftigung  gegen  Lohn  veranlassen. 
Ein  Teil  der  Neger  ging,  wie  in  Guyana  und 
Mauritius,  in  die  WtUder  nnd  die  Gebirge  nnd 
verfiel  dort  einem  verwilderten  Dasein,  ein  an- 
derer wurde  zu  einem  nichts  thuendeu  städtischen 
Proletariat,  und  nur  verhältnismässig  wenige 
sachten  als  Hausgesinde  oder  Feldarbeiter  bei 
ihren  früheren  Herren  dauernde  Stellung.  Die 
angeworbenen  Ostindier  dagegen  waren  fried- 
lich, ehrlich,  genägsam,  gelehrig,  folgsam,  fleis- 


dem  Dienatherm  gut  beban- 

deit   wurden.    Im  allgemeinen  gelten   sie  als 

nicht  so  leistungsfähig  wie  die  Chinesen,  denen 

~'~    Lber  doch,  wo  sie  neben  denselben  arbeiten, 

in  Guyana,  wegen  der  auKedeateten  Cha- 
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das  Gemeinwesen  sind  sie  weit  d  ehr  wert  als 
jene,  weil  ein  erheblicher  Teil  von  ihnen  mit 
Familie  einwandert,  weil  die  überwiegende 
Mehrzahl  yon  ihnen  danemd  dort  bleibt,  wo  sie 
Arbeit  gefunden  hat,  und  ihren  Verdienst  anch 
dort  verzehrt. 

Von  den  18S0  in  den  erlaabten  englischen 
Kolonieen  geefihlten  Indiern  waren  20476» 
MSnuer  und  200754  Frauen,  nnd  in  der  Periodu 
1888—91  kehrten  zurück  von  Demarara  16507, 
während  dorthin  44  S)7Ü  auswanderten ;  von 
HauritiuB  lö4tS6  bei  einer  Einwandernng'  von 
20288;  von  Natal  6273  hei  einer  solchen  von 
20946,  von  Westindien  9148  bei  29532,  von 
Fidschi  913  bei  9726. 

Die  chinesischen  Auswanderer  hingeg-en 
sind  fast  nnr  Manner,  wollen  ersparen  nnd  mit 
dem  Ersparten  in  ihr  Heimatland  Kurtlckkehren. 
Die  Arbeitgeber  der  Ostindier  müssen  darauf 
bedacht  sein,  Leute  ans  der  bleichen  Kaste  zu 
engagieren.  Denn  wenn  auch  wohl  Kulis  aus 
verschiedener  Kaste  neben  einander  arbeiten,  so 
wollen  sie  doch  nie  mit  einander  wohnen  und 
essen.  Anch  bei  dem  indischen  kolonialen  Kuli- 
handel und  Transport  hatten  sich  früher  aller- 
lei MissstAnde  eingeschlichen,  die  wir  hei  den 
Chinesen  und  Kanaken  kennen  gelernt  haben, 
insbesondere  waren  die  Seesehifle  schlecht  ein- 
gerichtet nnd  die  Verpflegong  auf  der  Heise 
sehr  mangelhaft.  Von  einzelnen  Berichterstattern 
wird  eine  Sterblichkeit  von  19  "/o  pc  Keise  an- 
gegeben. Die  englische  Begiernne  in  Indien 
aberwacht  jetzt  in  GeraBssheit  des  bereits  oben 
-  erwähnten  Gesetzes  von  1Ö83  die  Kuliauswan- 
derong  genau,  indem  für  die  Elnwanderungs- 
1  and  er  besondere  Agenten  zur  fortgesetzten 
Berichterstattung  über  dieselben  augestellt  sind, 
femer  nur  Leute  mit  Konzession  Arbeiter  an- 
werben dürfen,  endlich  die  Kontrakte,  die  Ein- 
schiffung und  die  Seereise  bestimmten  Anfor- 
derungen genügen  müssen. 

5.  Die  Oegetzgebang  la  GDKsten  der  S. 
Ausser  in  den  bereits  genannten  Ländern  ist 
der  Kulihandel  resp.  die  Arbeit  gesetzlich  ge- 
regelt in  den  älteren  französischen  Kolonieen, 
im  Kongos taat  und  Deutsch- Ostafrika,  Für 
letzteres  Gebiet  sind  massgebend  die  Verord- 
nungen des  kais.  Gouverneurs  vom  24.  Mftrz 
1892  und  vom  26.  März  1896  und  die  Verfügung 
des  Reichskanzlers  vom  22,  April  1896,  welche 
auch  für  Togo  und  Kamerun  giltig  ist.  In 
Ostafrika  ist  die  Anwerbung  von  Arbeitern  zum 
Zwecke  der  Fortfühmog  in  fremde  Gebiete  bei 
Strafe  verboten.  Die  ostasiatischen  Kulis  dür- 
fen nur  in  bestimmten  Hilfen  gelandet  werden, 
wo  sie  ärztlich  untersncht  nnd  etwaige  Be- 
schwerden über  den  Transport  entgegengenommen 
werden.  Es  wird  ferner  festgestellt,  ob  die 
Einwanderer  Über  alle  Punkte  des  von  ihnen 
abgeschlossenen  Vertrages  nnterrichtet  sind. 
Sollten  in  demselben  Bestimmungen  sein,  welche 
mit  den  bestehenden  Gesetzen  oder  den  For- 
derungen der  Humanität  nicht  vereinbar  sind, 
so  ist  die  Regierang  berechtigt,  eine  Abfinde- 
mng  vorzunehmen.  Ansserdem  sind  genaue 
Bestimmungen  erlassen  über  den  Transport  von 
der  Küste  zum  Inneren,  über  die  Behandlung 
auf  den  Plantagen,  über  die  Art  der  dortigen 
Wohnungen,  über  zulässige  LohnvorschSsse, 
endlich  über  den  Bücktransport  nach  Beeudi^ng 
der   -irbeitsjahre.    Die  Sichtachtung  der  Vor- 


schriften seitens  der  Unternehmer  ist  strafbar, 
denen  andererseits  für  leichte  Uebcrtretungen 
der  Arbeiter  eine  massige  Strafgewalt  einge- 
räumt ist.  Der  Kontraktbmch  seitens  der  Ar- 
beiter ist  strafbar.  Die  letztere  Bestimmung, 
welche  in  allen  Kuligesetzgebnngen  zu  finden 
ist,  hat  neuerdings  ein  Senatabeschluss  der  Ver- 
einigten Staaten  tUr  das  annektierte  Hawaii 
aufgehoben.  Man  ist  der  Meinung,  dass  damit 
die  Kaliarbeit  tllr  diese  Inselgruppe  überhaupt 
beseitig  worden  sei. 

Seitdem  Deutiichland  Kiau-tachou  erworben 
hat,  ist  seinen  tropischen  Kolonieen  die  MCg- 
lichkeit  gegeben,  sich  regelmässig  mit  chinesi- 
schen Arbeitern  zu  versorgen.  Bei  einer 
strengen  und  gegen  die  Kulis  wohlwollenden 
Handhabung  der  bestehenden  Gesetze  wird  eine 
temporäre  Einwanderung  grSeseren  Umfanges 
pialzgreifen,  deren  wirf«clKütlicher  Nutzen  nicht 
ausbleiben  wird. 

LltterBtnr*  Vgl.  die  beim  Art.  ChiHaenfrage 
oben  Bd.  III  S.  47:48  angeßhrte  Lilteratur. 
Avuerdcia:  The  Slateeman'i  Ycar  Hook, 
1S99.  —  Stalement  czhibiling  the  morai  and 
matervU  progreai  and  roudition  of  Iiidia  duriiig 
the  gear  lS91—189ä  aiid  the  nirtt  proceeding 
yciiri,  London,  herauig.  i-on  dem  Staaletekrelär 
für  Indien.  —  Dtulteh«  KolonialxeiUing,  180ö — 
1900.  —  Export  1SS7,  Ar.  S.  —  La  main- 
d'oeuVTc  aitJ!  Caloniet.  DoeumeiiUi  offieirU 
sitr  U  fonlrat  dt  trarail  et  le  Umage  d'oucrage 
aax  (oloaiee.  Parte  ISSS.  —  Hermann 
Gabriel,  Die  rechüiche  wid  virltchaJUirke 
Lage  der  Arbeiter  (Kulie)  auf  den  tropiacliea 
Plantagen  nach  Masigabe  der  in  Niederländitrh 
Indien  beilehendea  Einrichtungen.  Jahrhueb  der 
internationalen  VereUtiguug  für  rergleiehende 
SffhitiriiienKhiift  und  VolktviiriKhafiilchn,  Bd. 
III,  1397.  —  Karl  von  Stengel,  Die  Arbeiler- 
fi-agc  in  den  Evtwiieen,  eben<i(uclb»t  Bd.  IV,  1S9S. 
I  Walter»hatt««n. 


Küstenschiffahrt 

a.  Schiffahrt 


KfiDStS. 

(Scliutz  der  Werke  der  bildenden 
Künste    und    der    Photographioen.) 

1.  Begriff  und  Gegenstand  des  Urheber- 
rechts, 2.  Erlaubte  und  unerlaubte  Nachbildung. 
3.  Uebertragung  des  Urheberrechts.  4,  Dauer 
und  Sicherstellung  des  Urheberrechts.  Inter- 
nationaler Schutz,  5.  Schutz  der  Photographie. 
6.  Ausländisches  Recht. 

1.  Begriff  nsd  Gegenstand  des  Ur- 
heberrecht«. In  engem  Anschlüsse  an  die 
Entwickelung,  die  das  verbot  des  Nachdrucks 
von  Schriftwerken  im  neueren  Eechte  ge- 
nommen hat,  ist  die  Forderung  zur  Geliung 
gelangt,  dass  auch  der  bildende  Künstler, 
der  Maler,  Zeichner,  Bildhauer,  gegen  Ver- 
vielfältigung seines  Werkes  zu  säiützen  sei- 
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In  Deutschlanil  ist  dieser  Sclmtz  durch  ein 
besonderes  Reichsgesetz  vom  0.  Januar  1876 
geregelt.  Das  dem  Kttustler  hierixirch  bei- 
gelegte Urhebetreeht  besteht  in  dem  aus- 
Bchließsliciieu  Rechte,  das  Werk  ganz  oder 
teilweise  nachziibildea ;  untersagt  isi  es,  das 
Werk  ohne  Genelimigung  des  Berechtigten 
in  der  Absicht  der  Verbreitung  nachzubilden 
oder  eine  dem  Gesetze  zuwider  angefertigte 
Kachbildung  gewerbsmässig  feilzuhalten,  zu 
verkaufen  oder  in  sonstiger  Weise  zu  ver- 
breiten. Wiewohl  das  Urheberrecht  dem 
Künstler  nicht  nur  die  wirtschaftliche  Aus- 
nutz  img  seines  Erzeugnisses  sichern,  sondern 
auch  sein  persönliches  Interesse  an  dem 
Werke  gegen  Eingriffe  Avahren  soll,  schützt 
ihn  das  Reichsgesetz  doch  we<lerge^n  eine 
Nachbitdiing,  die  nicht  in  der  Absieht  der 

■  Verbreitiiug  hergestellt  ^^■il■d,  noch  gegen 
eine  imbefugte  VeröffentHchimg  oder  Ver- 
breitung des  Original  Werkes  selbst  oder 
einer  an  sich  FechtmSssig  hergestellten  Nach- 
bildung. Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  nicht 
Handlungen,  die  hiernach  zulässig  sein 
wOnlen,  nach  dem  allgemeinen  btli^erlichen 
Reclite  sich  als  Eingi-iff  in  die  Rechtssphäre 
der  Persönlichkeit  darstellen.  Doch  ist  die 
Anfertigung  und  somit  auch  wohl  die  Ver- 
öffentlichung einer  Einzelkopie,  wenn  sie 
ohne  die  Absicht  der  Verwertung  erfolgt, 
in  dem  Gesetze  filr  statthaft  erklärt;  nur 
ist  es  bei  Strafe  verboten,  auf  der  Kopie 
den  Namen  oder  das  Monogramm  des  Eflnst- 
lers  anzubringen. 

Ausgeschlossen  von  dem  Kunstschutze 
ist  die  Photographie  (siehe  unten  sub  5), 
weil  diese  nicht  zu  den  bildenden  Eflnsten 

.  gerechnet  wurde,  sowie  die  Baukunst,  ob- 
wohl man  sie  dazu  zählte.  Der  Architekt 
ist  gegen  die  meclianische  Vervielfältigung 
seiner  Pläne,  Zeiclmungeu  etc.  nach  dem 
Gesetze  betreffend  das  Urheberrecht  an 
Schriftwerken  vom  11.  Juni  1S70  (g  43)  ge- 
schützt, sein  Bauwei'k  aber  ist  gemeinfrei  für 
die  Abzeichnung  und  sonstige  Abbildung 
sowie  für  die  Nachahmung  mittelst  Bauens. 
Die  Werke  der  übrigen  bildenden  Künste 
genieasen  den  Urhebei-schutz ,  und  zwar 
gleichviel,  ob  ihnen  Kunstwert  zukommt. 
Erforderlich  ist  nur,  dass  der  unmittelliare 
Zweck  des  Werkes  ein  ästhetischer,  die  Be- 
friedigung des  Kunstsinns,  ist,  womit  sich 
immerhin  ein  weiterer  Zweck,  z.  B,  der  der 
Beklame,  verbinden  mag.  Dient  dagegen 
das  Erzeugnis  seiner  Beschaffenheit  nach 
dem  praktischen  Gebrauche,  so  fällt  es  in 
das  Gebiet  der  Industi-ie  und  kann  nur  nach 
dem  Gesetze  betreffend  das  Urheberrecht  an 
Mustern  und  Modellen  vom  11.  Januar  1876 
Schutz  geniessen.  Hiermit  steht  die  Vor- 
schrift im  Zusammenhange,  dass  auch  einem 
Werke  der  bildenden  Künste,  wenn  es  mit 
Genehmigung  des  Urhebers  an  einem  Werke 


der  Industrie,  der  Fabriken,  Handwerke  oder 
Manufakturen  nachgebildet  worden  ist,  gegen 
weitere  Nachbildimgen  dieser  Art  nur  noch 
Musterschutz  zukommt.  —  Das  Urheberreciit 
entsteht  dui-ch  das  künstlerische  Schaffen, 
also  nicht  durch  das  blosse,  wenngleich 
rechtmässige  Kopieren  eines  Werkes,  d.  h. 
durch  dessen  Nachbildung  in  dem  gleichen 
Kunst  verfahren.  Eine  völlige  Neuschöpfung 
verlangt  das  Gesetz  indessen  nicht:  die 
Nachbildung  eines  geschützten  oder  gemein- 
freien Werkes  diu^h  ein  anderes  Kunstver- 
fahren giebt  ein  selbständiges  Urheborrec'ht 
an  dieser  Nachbildung,  sofern  sie  rechtmässig 
erfolgt  ist.  Das  gleiche  gilt  von  der  Nach- 
bildung einer  photogi-aphischen  Aufnahme 
diu^h  ein  Werk  der  malenden,  zeichnenden, 
plastischen  Kunst. 

2.  Erlanbte  und  anerlanbte  Nacfabil- 
dotig.  Terlioten  ist  jede  Nachbildung,  mag 
sie  unmittelbar  oder  nur  mittelbar  nach  dem 
Originalwerke,  mag  sie  in  dem  gleichen  oder 
in  einem  anderen  Kunst  vorfahren  oder  durch 
Photogi-apliie  oder  auf  rein  mechanischem 
Wege  heimstellt  sein,  Dass  die  Nachbil- 
dung an  einem  Werke  der  Baukunst  otler 
der  Gewerbe  Verwendimg  gefunden  hat, 
macht  sie  nicht  zu  einer  erlaubten.  Ande- 
rerseits soll  für  die  Neuschöpfung  auf  der 
GnmtUage  des  Kunstwerkes  eines  anderen 
Sijielraura  bleiben.  Die  schwierige  Grenze 
wti-d  vom  Gesetz  nur  dahin  gezogen,  dass 
die  freie  Benutzung  eines  Werkes  zur  Her- 
vorbringung eines  neuen  Werkes  nicht  als 
Nachbildung  anzusehen  sei.  Dasa  dieses 
neue  Werk  selbst  ein  Werk  der  büdenden 
Künste  sei,  wird  nicht  ei-fordert;  es  kann 
also  auch  in  das  Gebiet  der  Industrie  fallen. 
Wenn  eine  freie  Benutzung  dieser  Art  in 
der  blossen  Anwendung  eines  anderen  Kunst- 
verfahrens,  z.  B.  ili  der  Hei-steUung  eines 
Kupferstiches  nach  einem  Gemälde,  im  all- 
gemeinen noch  nicht  zu  finden  ist,  so  erklärt 
das  Gesetz  doch  die  Nachbildung  eines 
Werkes  der  zeichnenden  oder  malenden 
Kunst  durch  die  plastische  Kunst  imd  um- 
gekehrt ohne  weiteres  für  statthaft. 

Eine  andere  Unterscheidung  hat  das  Ge- 
setz für  die  Nachbildung  von  solchen  Werken 
getroffen,  die  auf  oder  an  Strassen  oder 
öffentlichen  Plätzen  bleibend  sich  befinden. 
Derartig  Werke  sind  im  allgemeinen  ge- 
meinfrei, nur  darf  die  Nachbildung  »nicht 
in  derselben  Kunstform«  erfolgen,  d.  h.  e» 
muss,  wie  das  Reich^ericht  (Enlsch.  in 
Strafe.  Bd.  18  S.  361  annimmt,  der  im  Ori- 
ginalkunstwerk  enthaltene  Gedanke  in  we- 
sentlich verschiedener  Weise  seiner  äusseren 
Erscheinung  nach  zum  Ausdruck  gebracht 
sein.  Die  Nachbildung  derartiger  Werke 
durch  die  Photographie  ist,  da  diese  nicht 
als  Kunstform  tefrachtet  wird,  gestattet. 
Zidässig  ist  es  endlich,  Nachbildungen  ein- 
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zelner  Werke,  unter  Angabe  des  Urhebers 
oder  der  benutzten  Quelle,  io  ein  Schriftwerk 
aufzunehmea,  wenn  dieses  als  die  Haupt- 
sache erscheint,  die  Abbildungen  nur  zur 
Erläuterung  des  Textes  dienen. 

3.  Uebertra£;iiiig  des  Urheberrechts. 
Das  Urheberrecht  Oterdaiiert  die  Lebenszeit 
des  Urhebers  und  geht  hei  dessen  Tode  auf 
die  Erben  oder  aiü  denjenigen  über,  dem 
es  durch  Verfügung  von  Todes  w^en  zuge- 
wendet ist  Es  kann  auch  durch  Vertrag 
beschränkt  oder  unbeschränkt  übertragen 
■werden.  In  der  Üeberlassung  des  Eigentums 
an  dem  Originalwerke  liegt  nicht  ohne  wei- 
teres die  Uebertragung  des  Nachbildungs- 
rechts, Nur  bei  Porträts  und  Porträt- 
büsten geht  das  Recht  auf  den  Besteller 
über;  der  hiermit  bezweckte  Schutz  der 
PersönLchkoit  versagt,  wenn  der  Dargestellte 
ein  anderer  als  der  Besteller  oder  wenn  da.s 
Recht  des  Urhebers  erloschen  ist.  Ob  da- 
riiber  hinaus  ein  »Recht  am  eigenen  Bilde« 
nach  allgemeinem  bttrgerliclien  Rechte  be- 
steht, ist  in  neiiester  Zeit  \-iel  erörtert  wor- 
den. —  Die  Ucbertragnng  hat  die  Wirkung, 
dass  der  Rechtsnachfolger  nicht  uxu'  Nach- 
bildungen vornehmen  darf,  sondern  auch  das 
Untei-sagungsrec-ht  des  Urhebers  erlangt, 
also  sowohl  diesem  wie  Dritten  gegenüber 
selbständig  Schutz  gegen  Nachbildung  be- 
anspnichen  kann.  Dies  gilt  insbesondere 
auch  beim  Verlagsvertrage.  Von  besonderer 
Bedeutung  ist  die  Möglichkeit  einer  be- 
schränkten Uebertragtmg  des  Urheberrechts; 
der  Urheber  kann  Tiierdui-ch  sein  Recht  in 
der  Beschränkung  auf  eine  bestimmte  Art 
der  Nachbildung,  z.  B.  behufs  Herstellung 
eines  Kupferstiches,  einer  Lithc^raphie  oder 
Photographie  nach  seinem  Gemälde,  über- 
tragen. Der  Verfertiger  der  Nachbildung 
hat  in  diesem  Falle  ein  'vom  Urheber  abge- 
leitetes Untersagungsrccht  diesem  sowie 
Dritten  gegenüber  gegen  sonstige  Nachbil- 
dungen mittelst  desselben  Verfahrens.  Da 
andererseits  der  Urheber  Nachbildimgen  des 
Originalwerkes  in  einem  anderen  Verfahren 
sowohl  selbst  vornehmen  wie  auch  Dritten 
gestatten  darf,  da  also  insoweit  das  Urheber- 
recht heim  Urheber  verblieben  ist,  so  kann 
der  Rechtsnachfolger  Nachbildungen  dieser 
Art  selbst  daun  nicht  verfolgen,  wenn  sie 
ohne  Genehmigung  des  Urhebei-s  hergestellt 
sind.  Doch  ist  diese  Fiage  vom  Reichsge- 
richt anders  entschieden  worden  (EntsciL  in 
Sti'afs.  Bd.  14  S.  217).  Neben  jenem  atige- 
leiteten  Rechte  steht  dem  Rechtsnachfolger 
dann,  wenn  er  das  Origiualwerk  mittelst 
eines  anderen  Kunst  Verfahrens  nachgebildet 
hat,  an  dieser  Nachbildung  ein  Urheberrecht 
aus  eigener  Person  zu,  kraft  dessen  er 
Schutz  gegen  jedwede  Nachbildung  seines 
Werkes  verlangen  kann.  Beide  Reclite  be- 
stehen unabhängig  neben  einander;  das  eine 


kann  fortdauern,  während  das  andere  durch 
Ablauf  der  Schutzfrist  erlaschen  ist.  Hat 
der  Hechts  nachf olger  dagegen  das  Original- 
werk nur  auf  photographischem  Wege  nach- 
gebildet, so  ist  er  auf  den  vom  Urheber 
abgeleiteten  Schutz  besciiränkt  An  einem 
Rechte  aus  eigener  Person  gebricht  es  ihm, 
da  für  Photographieen  von  noch  geschützten 
Werken  der  selbständige  Schutz  versagt  ist. 

Von  der  Uebertragung  des  Urheberrechts 
ist  die  blosse  Erlaubnis  zur  Nachbildung  zu 
nnterscheiden.  Wer  ein  Werk  mit  Zustim- 
mung des  Urliebers  nachbildet,  ohne  dass 
ihm  das  ausschliessliche  Rächt  eingeräumt 
ist,  kann  andern-eite  Nachbildungen,  sei  es 
auch  in  demselben  Verfahren,  so  wenig 
Dritten  wie  dem  Urheber  selbst  verwehren. 
Nur  gegen  NachbUdungen  des  von  ihm 
selbst  hergestellten  Werkes  erlangt  er  Schutz, 
sofern  ihm  hieran  ein  Urheberi-echt  aus 
eigener-  Person  erwachsen  isi.  Dies  ist  der 
F^  wenn  er  das  Original  mittelst  eines 
anderen  Kunst  Verfahrens  nachgebUdet  hat 
oder  wenn  die  Voraussetzungen  des  Muster- 
schutzes vorUegen.  Die  photographische 
Nachbildung  ist  in  einem  solchen  Falle  aus 
dem  vorher  angt^beneii  Grunde  schutzlos. 

4.  Daaer  and  SicfaersteUnng  des  Ur- 
heberrechts. Internationaler  SchntE. 
Das  Urheberrecht  wird  bis  zum  Ablauf  von 
30  Jahren  nach  dem  Tode  des  Urhebers 
geschützt,  wenn  der  Same  des  Urhebers 
vollständig  oder  durch  kenntliche  Zeichen 
auf  dem  Werke  bei  der  Vei-öffentlichung 
angegeben  oder  binnen  30  Jahren  von  dieser 
an  zur  EintragsroUe  angemeldet  ist.  Ande- 
renfalls wird  das  Werk  30  Jahre  lang  von 
der  Veröffentlichung  an  geschützt.  Wird 
das  Werk  erst  nach  dem  Tode  veröffentlicht, 
so  dauert  der  Schutz  30  Jahre  vom  Tode 
an.  HinsiclitUcli  der  Rechtsfolgen  aus  einer 
Verletzimg  des  Urheberrechts,  der  Entschä- 
j  digung,  Bestrafung  und  Einziehung  sowie 
'des  Verfahrens,  der  Verjähning  und  der 
EintragsroUe,  worüber  die  Vorschriften  des 
Gesetzes  betreffend  das  Urheberrecht  au 
Schilf l werken  vom  IL  Juni  1970  für  an- 
wendbar erklärt  sind,  ist  auf  den  Artikel 
Urheberrecht  zu  verweisen. 

Das  Urheberrecht  ist  noch  nicht  in  dein 
Masse  zur  Geltung  gelangt,  dass  jedes  Werk 
in  jedem  Ktdturstaate  den  Schutz  des  dor- 
tigen Gesetzes  fände.  Ausser  in  Frankreich 
und  Belgien  wird  überall,  von  der  Gegen- 
seitigkeitsklausel und  von  Verträgen  abge- 
sehen, ein  Schutz  nur  für  Werke  gewährt, 
die  wegen  der  Staatsangehörigkeit  oder  des 
Wohnsitzes  ihrer  Urheber  oder  Verleger  oder 
wegen  des  Ortes  ihres  Erscheinens  als  in- 
ländische angesehen  werden.  Das  deutsche 
Gesetz  schützt  die  Werke  inländischer  Ur- 
heber, gleichviel  ob  und  wo  sie  veröffent- 
licht sind,  daneben  die  Werke  von  Auslän- 
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dem,  wenn  sie  bei  inländischen  Yerlegem 
erscheinen.  Der  Schutz  ausländischer  Werke 
in  Deutschland  und  deutscher  Werke  im 
Auslande  wird  durch  Staatsverträge  geregelt. 
Insbesondere  besteht  zwischen  dem  Deut- 
schen Reiche  und  Belgien,  Frankreich, 
OroBshritannien,  Haiti,  Italien,  Luxembui^, 
Monaco,  Norwegen,  der  Schweiz,  Spanien, 
Tunis  nach  der  Bemer  Uebereinkunft  vom 
5.  September  1887  (ergänzt  durch  die  Pa- 
riser Zusatzakte  und  Deklaration  vom 
4.  Mai  1896)  ein  Terband  zum  Schutze  von 
Werken  der  Litteratur  und  Kunst.  Die 
einem  "Verbandslande  angehörigen  Crhcber 
geniessen  in  den  übrigen  Ländern  den 
Schutz  der  dortigen  Gesetze,  sofern  das 
Werk  innerhalb  des  Verbandes  oder  Ober- 
haupt noch  nicht  veröffentlicht  ist.  Der 
Schutz  ist  niu-  von  den  im  Ursprungslande 
vorgeschriebenen  Bediiigiuigeu  und  Förm- 
lichkeiten abhängig  und  dauert  nicht  länger 
al3  im  ursprungslande.  Weitergehende 
Rechte,  die  durch  Sondervertiäge  gewährt 
sind,  werden  durch  die  Uebereinkunft  nicht 
tierülirt.  Solehe  Verträge  bestehen  auf 
selten  Deutscldandg  noch  mit  Frankreicli 
(vom  19.  April  IS&l),  Belgien  (vom  12.  De- 
zember 1883)  und  Italien  (vom  20.  Juni  18B4). 
—  Mit  den  Vereinigten  Staaten  hat  das 
Deutsche  Reich  am  15,  Januar  1802  ein 
Abkommen  geschlossen,  das  den  beiderseiti- 
gen Staatsangehfirigen  volle  Gleiclibcrechti- 
gung  mit  den  Lüänderu  zusichert  Das  Ver- 
hältnis zu  Oesterreich-Ungara  soll  durch 
einen  am  30.  Dezember  1890  nnterzeichnelen, 
aber  noch  nicht  ratifizieileu  Vertrag  geregelt 
werden. 

R.  Schutz  der  Photographie.  Dieser 
ist  durch  ein  besonderes  H.G.  v.  lü.  Januar 
1876  gei-egelt  Das  Recht  zur  Nachbildung 
eines  Werkes,  das  dui-ch  Photographie  oder 
ein  ähnliches  Verfahren  hergestellt  ist,  steht 
dem  Verfertiger  der  Aufnahme  zu;  nach 
dem  Berichte  der  Reichstagskommission  ober 
den  Gesetzentwurf  soll  dies  der  Inhaber 
der  Anstalt  sein,  nach  dessen  Anweisung 
die  Arbeiten  ausgeführt  werden.  Das  Recht 
ist  vererblich  und  veränsserlich.  Bei  Bild- 
nissen gehl  es  auch  ohne  Vertrag  auf  den 
Besteiler  über;  iiieraus  folgt,  daas  ohne 
dessen  Zustimmung  der  Pliotograph  keine 
Nachbildung  zum  Zwecke  des  Aushangs 
herstellen  darf  (Entsch,  d.  Reichsg.  in 
Strafe.  Bd.  2  S.  246).  Stärker  als  bei 
Kunstwerken  maclit  sicli  hier  die  Unzuläng- 
lichkeit dieser  Regelung  geltend,  da  längstens 
nach  10  Jahren  der  Besteller  schulzlos  wiiiä. 
Der  Schutz  der  Photographie  dauert  näm- 
lich nur  5  Jahre  vom  Erscheinen  und,  wenn 
keine  AbbUdung  erselieint,  von  der  Ent- 
stehung des  Negativs  an.  Der  Schutz  ist 
davon  abhängig,  dass  jede  Abbildung  der 
Aufnahme   den  Kamen   \md   Wohnort   det 


Vei-fertigers  oder  Verlegers  und  das  Jahr 
des  Erscheinens  enthält  Abweichend  vom 
Kunstschutz  erstreckt  sich  das  ausschliess- 
liche Recht  nur  auf  die  mechanische  Nach- 
bildung; eine  solche  mittelst  eines  Kuuöt- 
verfehrens,  z.  B.  durch  Holzschnitt,  ist  also 
gestattet  Zulässig  ist  hier  auch  die,  wenn- 
gleich mechanische,  Nachbildung  an  einem 
Werke  derlndustrie  etc.  —  Die  neueren  Staats- 
verträge gewähren  auch  den  Photograph ieen 
iulernationalen  Schutz. 

6.  AuBländlsoheg  Beoht.  In  Oeeter- 
reich  (G.  v.  26.  DcMmber  1895)  steht  dem 
Urheber  das  ansschlieBBlicbe  Reuht  zu,  das 
Werk  zu  veröffentlichen,  nachzubilden  und 
NachbUdnugen  zu  vertreiben.  Die  Begelnng 
des  Schutzes  stimmt  im  allgemeinen  mit  dem 
dentschea  Rechte  überein;  insbesondere  ist  die 
Nachbildung  eines  Werkes  der  malenden  nnd 
der  graphischen  Kunst  durch  die  plastische 
Kunst,  und  umgekehrt,  gestattet.  Wird  das 
Eigentum  des  ^^'erkes  Übertragen,  so  ist  darin 
im  Zweifel  eine  Uebertragung  des  Urheberrechts 
nicht  zn  finden.  Der  Schutz  endigt  30  Jahre 
nach  dem  Tode;  erscheint  das  Werk  aber  erat 
in  den  letzten  lo  Jahren,  so  dauert  er  noch  5 
Jahre  vom  Erscheinen  an.  Fhotographieen 
werden,  nachdem  sie  erschienen  aind,  10  Jabre 
lang  geschützt  —  Das  ungariacbe  G.  v.  26. 
April  1884  enthalt,  was  den  Schutz  der  bilden- 
den Künste  und  der  Photographie  betrifft,  fast 
die  gleichen  Vorschriften  wie  die  deutschen  Ge- 
setze. Nur  ist  die  Nachbildung  plastischer 
Werke  durch  die  zeichnende  und  malende  Kunst, 
nnd  umgekehrt,  nicht  freigegeben  und  die 
Schutzfrist  für  Werke  der  Kunst  ist  auf  ö() 
Jabre  nach  dem  Tode  ausgedehnt.  —  In  der 
Schweiz  (G.  V.  2:^.  April  1883)  besteht  das 
Urheberrecht  an  Werken  der  Kunst  in  dem 
ausschliesslichen  Rechte,  „diese  zu  vervielfäl- 
tigen bezw,  darzustellen".  Gestattet  ist  die 
feilweise  Wiedergabe  in  einem  M'erke  für  den 
Schnlnnterricbt,  die  Nachbildung  der  bleibend 
auf  Strassen  oder  Plätzen  befindlichen  Werke 
in  anderer  Knnstform,  die  Aufnahme  oder  Aus- 
fäbmng  von  Plänen  oder  Zeichnungen  bereits 
hergestellter  Gebäude.  In  der  Veräuasenmg 
des  Werkes  wird  eine  Uehertragnng  des  Ver- 
vielfilltigungsrechts  nur  bei  bestellten  Bildnissen 
und  bestellten  pboto graphischen  Erzeugnissen 
gefunden.  Das  Urheberrecht  dauert  30  Jahre 
vom  Tode,  bei  nachgelassenen  Werken  von  der 
Veröffentlichung  an.  für  Photogrnphieen  in  der 
Regel  Ö  Jahre.  Die  eben  genannten  Werke 
bedürfen  der  Einregistriemng  binnen  dreier 
Monate  nach  der  Veröffentlichung.  —  In 
Belgien  gewährt  das  G.  v.  22.  März  1886 
dem  Urheber  das  ausschliessliche  Recht,  ein 
Werk  der  Kunst  zu  rervielfttltigen,  in  welcher 
Art  nnd  Form  es  sei.  Die  Ueoerlassnng  des 
Werkes  hat  die  des  \'ervielfBltignngB rechts 
nicht  zur  Folge ;  Bildnisse  darf  ohne  Ge- 
nehraignng  des  Dargestellten  oder  seiner  Rechts- 
uachfolger  bis  zu  21)  Jahren  nach  seinem  Tode 
niemand  vervielfdltigen  oder  ausstellen.  Das 
Urheberrecht  danert  50  Jahre  vom  Tode,  bei 
nachgelassenen  Werken  von  der  Veröffentlichung 
au.  —  In  Frankreich  spricht  das  grund- 
legende G.  v.  19.  JnU  1793  nur  von  einem  ans- 
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Hchlieaslichen  Il«clite  der  Maler  und  Zeichner. ' 
Die  herrHcheude  Ansicht  delint  deu  Soliut^  auf 
alle  Werke  der  bildenden  Xünste,  auch  die  der 
Bauknnst,  aus ;  der  Schutz  der  Phutographie 
ist  sehr  streitig.  Das  Recht  dauert  50  Jahre 
nach  dem  Tode;  bei  nachgelassenen  Werken 
bestimmt  sich  die  Schntzdader  aus  der  Person 
dea  Herausgebers.  Die  Praxis  erachtet  jedwede 
Nachbildung,  auch  in  anderer  Eunstform,  fUi' 
unstatthaft.  Ob  bei  Veräussenmg  dea  Werkes 
auch  das  VervielfSltignugareclit  flbergeht,  ist 
streitig;  in  der  Praxis  wird  es  bejaht.  —  In; 
Italien  (Dekret  vom  19.  September  1882)  bat  j 
der  Urheber  das  ansschliessliche  Recht,  diu 
Werk  zu  veröffentlichen,  za  vervielfältigen  und 
die  Vervielfältigungen  zu  veräuasem.  unter- 
sagt iat  auch  die  Ausführung  von  Kunstwerken  | 
nach  den  Entwürfen  einea  anderen.  Die  Sach- , 
bildung  mittelst  eines  abweichenden  Ennstver- ' 
fahreos,  wie  z.  B.  der  Stich  nach  einem  Ge- 1 
mälde,  wird  einer  Uebersetzung  gteichgeachtet  I 
und  ist  nur  10  Jahre  lang  von  der  Verüffent- 1 
lichung  untersagt.  Im  allgemeinen  wird  das 
Urheberrecht  80  Jahre  lang  geschützt,  jedoch, . 
nachdem  der  Urheber  gestorben  ist,  die  letzten 
40  Jahre  nur  in  der  Art^  dass,  wer  das  Werk 
vervielfältigen  will,  dem  Berechtigten  5%  vom 
Ladenpreise  jedes  Exemplars  zu  entrichten  hat. 
Der  Schutz  ist  von  einer  Deklaration  und  De- 
ponierung dea  Werken  abhängig.  In  der  Ver- 
äusaening  des  Werkes  liegt  nicht  die  Ueber- 
laaanng  des  VervielföltignngBreehts,  ausser  bei  | 
einer  Form,  Kupferplatte  und  dergl.  —  In  Eng- 
land bestehen  besondere  Gesetze  Aber  Stiche, 
Lithogrophieen  und  dergl.  (von  1135,  1T66, 
1777  und  28.  Mai  I8Ö2),  über  Skulpturen  (vom 
18.  Mai  1814)  und  Über  Gemälde,  Zeichnungen 
und  Photographieen  (vom  29.  Juli  1862).  Der 
Schutz  des  Lrhebers  dauert  für  Werke  der 
ersten  Gattung  28  Jahre  von  der  Veröffent- 
lichung' au,  fttr  die  zweite  Gattung  14  Jahre 
von  demselben  Zeitpunkte  an  und,  wenn  der 
Urheber  alsdann  noch  lebt,  noch  weitere  14 
Jahre,  für  die  dritte  Gattung  7  Jahre  nach  dem 
Tode.  Toraussetzung  des  Schutzes  iat  für  Ge- 
mälde, Zeichnungen,  Photo^aphieen  die  Re- 
gistrierung des  Werkes  sowie  jeder  Abtretung 
des  Urheberrechts.  Bei  Gemälden  etc.  geht  der 
Verkäufer  dea  Urheberrechts  verlnstig,  wenn  es 
ihm  nicht  achriftlich  vorbehalten  ist.  Zur  Zeit 
wird  das  Urheberrecht  neu  geregelt.  Nach  dem 
neuen  Entwnrfe  soll  die  Frist  -'iO  Jahre  vom 
Tode,  bei  Xachbildungen  und  bei  Photograyhieen 
von  der  Registrierung  an  betragen.  Die  Re- 
gistrierung soll  eingeschränkt  werden,  bei  der 


Veräusserung  des  Werkes  soll  das  Urheberrecht 
dem  Künstler  verbleiben. 

In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  (G.  v.  8.  Jnli  1870,  18.  Juni  1874, 
4.  März  1891)  ist  den  Urhebern  von  Werken 
der  bildenden  Künste  aowie  von  Photographieen 
(Werke  der  Bauknnst  sind  nicht  mit  aiugrföfirt), 
das  ausschliessliche  Recht  für  28  Jahre  von  der 
Registrierung  des  Werkes  an  beiepelegt;  diese 
Frist  kann  für  den  Urheber  selbst,  fUr  die 
Witwe  und  die  Kinder  durch  nene  Registrierung 
um  14  Jahre  verlängert  werden.  Voraussetzung 
des  Schutzes  ist  Registrierung  and  Deponierung 
des  Werkes;  handelt'es  sich  um  Photographieen, 
Chromos  oder  Lithograph ieen,  so  mUssen  die 
beiden  einzureichenden  Exemplare  von  einer 
Vorrichtung  (Negativ,  Zeichnung  auf  St«in  etc.) 
abgebildet  sein,  die  in  den  Vereinigt«u  Staat«n 
hergestellt  ist.  Die  Uebertragung  des  Urheber- 
rechts erfoi-dert  schriftliche  Form  und  mnsa, 
um  gegen  dritte  Rechtserwerber  wirksam  zu 
sein,  registriert  werden. 

Litt«ratar:  Altfeld,  ReUhtgcifls,  bflreffend  dai 
Crheberreehl,  Jlihiclitn  IS9S.  —  Andere,  Bei- 
trflge  ivr  Lehre  rom  litterariaclun  »ad  artütUchen 
Urheberrecht,  tnnibruek  ISSl.  —  Copinger,  The 
law  oj  Copyright,  London,  S.  Aafi.  lS9ä.  —  Lt 
Droit  d'Auteur  (Zeiltchriß  det  Bemer  Veröaada), 
Bern  teil  ISSS.  —  Baude,  Urheberreeht,  StuU- 
gart  1S)IS.  —  GHlncirald,  Dat  Urheberrtchl 
aiif  dem  Gebiete  der  bildenden  Kumt  and  I^oto- 
graphie,  Dätseldor/  ISSS.  —  Jouy ,  De  la 
proprietl  lüCeraire  et  ortäiigNe,  Nancy  1S80.  — 
KÜtBtertnann ,  Dat  C'rhrberrecht  an  Sckr^i- 
nnd  Kwuticerkcn,  BcHia  1ST6.  —  Kohler, 
Dai  Autorrecht,  Jena  ISSO.  —  I/yon-Caen  et 
Delalaltt,  Loii  frempäta  et  itrangirea  aar  la 
propr.  lUL  et  ariiit.,  Parü  ISS9.  Supplement 
1890—1806.  —  Mandry,  Da»  Urheberrecht  an 
tilterariichea  Erieugniuen  und  Werken  der 
Kunet.  Ein  Kommtnlar  zum  kgl.  btti/er.  G.  B, 
£8.  VL  1S65,  Erlangrii  1887.  —  I^utU^t, 
Traüi  thiorique  et  pratiquc  de  la  propr.  lia.  et 
arli4l.,  ParU,  g.  Atiß.  lS9i.  —  Ktntth,  The  Uta 
of  arlitlic  Copyright,  London  ISSl.  —  fV/Uhler, 
Diu  Urheberrecht  an  Werken  der  bildenden 
KänfU  ftc,   Stuttgart  1S7T. 
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Lampertico,  Fedele, 

Frenud  llessedairlias  ond  Aahnager  seiuet  ■ 
Schule,  wurde  am  13.  VI.  1833  zu  Viceoza 
j^eboreu.  Er  empfing:  i^citieii  ersten  Unterricht 
itt  seiner  Vater:*tadt,  wo  der  Abbe  Giacumo 
ZanelU  eint^r  seiner  Lehrer  war.  Im  Jahre  185.') 
promovierte  er  an  der  Univendtät  Pailnit  zntn 
Doktor  der  Reihte.  Seit  1873  i-t  er  Senator 
Ae»  Königreichs  i  ferner  ist  er  Präsident  (znm 
vierten  Mal)  des  k^I.  Intitnto  Teneto,  war 
mehrere  Jahre  Präsident  der  Acrademia 
Olimpica  und  zweimal  Präsident  der  Depu- 
tazione  Veneta  di  storia  patria;  er  ist 
Mitglied  der  Aecademia  de  uuovi  üncei 
in  Rom.  Lampertico  bekleidete  keine  st^dißre 
offizielle  Stellung  in  der  Verwaltnug  des  Staates, 
aber  er  versieht  zahlreiche  Ehreuämter  in  der 
Lokalvem'alinnia!  in  Vii'enza,  wo  er  lebt  niid 
nahm  {fnw.''en  Auteil  an  dea  Parlament  arischen 
discnssioni  e  comniissioni. 

Dnrch  »eine  mannigfachen  Schriften  Aber 
Ortes,  über  Bergwerksifesetzgebnng  etc.,  vor 
allem  aber  durch  seine  umfangreiche  ..Economia 
dei  Popoli  e  desili  Stati^'  (s.  ii.)  hat  er,  wie  i 
Cos,sA  rahmend  hervorhebt,  „einen  unwiderleg- 
lichen Beweis  von  seinem  bedeutenden  analy- 
lisclien  Scharfsinn,  von  seiner  nmfassenden  nnd 
gründlichen  Gelehrsamkeit  Howie  von  seiner 
vollkommenen  Kenntnis  der  beH<eren  ita- 
lienischen nnd  fremdlfindischen  Werke"  geliefert. 
Auch  die  Ergebnisse  der  deutscheu  Wisseniichaft 
sind  von  Lampertico  allezeit  gebiihrend  berück- 
sichtigt. Als  Ferrara  (s.  d.)  im  Jahre  1874' 
gegenüber  einem  grossen  Teil  der  National- 
Gkonomen  Italiens  den  Vorwurf  erhob,  dass  sie 
,.OermaniBten,  Sozialisten  uud  Venl erber  der 
ita!ieni>ichen  Jugend"  xeien.  da  war  es  Lampertico, 
der  im  Verein  mit  anderen  den  ersten  volks- 
wirtschaftlichen KoDgress  im  Jauuar  18TÖ  nach 
Mailand  berief,  um  Ufteutlich  <lie  Ansichten  derer 
darzulegen ,  welche  nicht  blindlings  (^lanbeu. 
„dass  die  Wisxenschafi  mit  Adam  Smith  imd 
seinen  nicht  immer  glücklichen  Glossatoren  ge- 
boren nnd  beirraben  sei".  Lampertico  besitzt 
eine  grosse  Fähigkeit,  natürliche  Gesetze  mathe- 
matisch auszudrücken. 


Von  seinen  staatBwissenschaft liehen  Schriften 
seien  die  folgenden  genanut:  La  Statistica  iu 
Italia  prima  dell'  Achenwaar,  Padova  1856.  — 
Giammoria  Ortes  e  la  scienza  economica  al  suo 
tempo,  Venezia  186ü.  —  Della  statistica  come 
scienza  iu  generale  e  di  Melchiorre  Gioja  in 
particolare.  (In  den  „Atti  del  R,  Istitnto  Veneto 
di  Scienze,  lettere  ed  arti,  1870,71.)  Später  er- 
schien [Urse  Abhandlung  in  2.  Anfl.  besonders, 
Rom  1879.  —  Economia  dei  popoli  e  degli 
Stati,  Vol.  I— V,  Uilano  1874— Si.  —  La  legge 
di  aboliziune  ed  affrancazione  delle  decinie: 
studio,  Padova  1868. 

Vgl.  über  Lampertico:  Cossa:  Introdu- 
zione  allo  studio  dell  Economia  politlca,  3>  ediz., 
Milono  18!)2  (S.  622).  —  Derselbe,  Einleitung 
in  da.*  Studinm  der  Wirtschaftslehre,  nach  der 
2.  Anfl.  übersetzt  von  Moonneister,  Freiburg  L  Br. 
188Ü,  S.  196.  —  V.  SchuUern-Schratten- 
hofen,  Die  theoretische  Nation alükouomie  Ita- 
liens in  neuester  Zeit,  Leipzig  1891.  —  S.  be- 
sonders Sebastiauo  Rumor.  Fedele  Lam- 
pertico, Studio  bibliügraphico,  Vicenza  1898. 
Heu. 


LaKdeskredltkasaeB. 

1.  Deutschland.  2.  Das  Ausland. 
1.  Deutschland.  Unter  dem  Sammel- 
Damcn  der  Laudeskrcditkasseu  begreift  man 
die  staatlichem  uod  provlDzicIleD  (^kommunal- 
stfindischen)  Boden  ü^ditinstitutc  in  Deutsch- 
land. Es  gehören  hierher  die  nachfolgenden 
lustitute:  1.  das  herzogliche  Leihhaus  in 
Braunschweig_ (gegründet  I7C5),  2.  dieBoden- 
kreditansfalt  in  Oldenburg  vom  14  Februar 
188:-i,  3.  die  Laadeskreditaustalt  in  Hannover 
(Preusseü)  vom  18.  Februar  1842,  4.  die 
Landeskreditkasse  in  Casael  (Proussen)  vom 
23.  Juni  1832,  5.  die  Landesbank  in  Wies- 
baden (Preussen)  vom  22.  Januar  1840,  6,  die 
und  ständische  Bank  des  königlich  sächsi- 
sdien  Mai'kgraftums  Oberlausitz  in  Bautzen 

^^'^  23.  Au^^st  ^^■*''  ^-  ^^  lierzogliche 
LAndesbank     in    Sachsen-Altenburg    (vom 

cT  r.iS: — TTjrii.   8.  die  Landeskreditanstalt 
8.  Oktober  1818' 
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in  SacheeD-Gotha  vom  23.  Dezember  1853, 
9.  die  Landeskreditanstalt  in  Sachsen-llei- 
niDgcn  vom  25.  Anglist  1849,  10,  die  Landes- 
kreditkasse  in  Sachsen -Wneimar  vom  17. 
November  1869,  11.  die  Landeskreditkasse 
in  Schwarz bui«-Rudolstatlt  vom  1.  November 
1855,  12.  die  Landeskreditkasse  in  Schwarz- 
burg-Sondershausen vom  9.  Juli  1883,  13.  die 
Landeskreditkasse  für  das  Gi'ossherzogtum 
Hessen  vom  15.  Oktober  1890,  14,  die  Landes- 
bank  der  Rheinprovinz  vom  23.  April  1888 
mit  dem  Sitz  m  Düsseldorf,  15.  die  Landes- 
bank der  Provinz  Westfalen  in  Münster  vom 
24.  Juni  1890  hezw.  vom  31.  Dezember  1894 
an  dem  Tag,  von  dem  das  erste  Pririleg 
für  die  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen 
auf  den  Inhaber  datiert  ist. 

Die  drei  letztgenannten  Banken  unter- 
scheiden sich  von  den  anderen  hier  auf- 
gezählten Instituten  dadurch,  dass  sie  nicht 
Schuldverschreibungen  ilu«r  Institute  emit- 
tieren, sondern  die  beiden  Landesbanken 
erhallen  ihre  Betriebsmittel  vorzugsweise 
durch  Ausgabe  von  Provinzialschuldver- 
sclireibimgcn ,  die  Landeskreditkasse  im 
Grossherzogtum  Hessen  dureh  Ausgabe  von 
Staatsschiddverachreibungeu. 

Das  Königreich  Preussen  hat  in  seinen 
Grenzen  bis  zum  Jahre  18G6,  mit  Ausnahme 
des  unter  besonderer  Konstellation  am  8. 
Juli  1835  begrilndeten,  am  4.  Dezember  1850 
aber  geschlossenen  Kreditinstituts  für  Schle- 
sien solche  Institute  nicht  besessen.  Die 
Laudesbanken  füi-  die  Bheinprovinz  imd  in 
Westfalen  sind  durch  eine  Erweilemng  der 
in  diesen  Provinzen  vortiandenon  Provinzial- 
hiUskasacn  cutstanden.  Die  zweifelhafte 
Frage,  ob  für  diese  Erweiterung  ein  LÄudes- 
gesetz  notwendig  sei.  wurde  verneinend 
entschieden.  Auch  die  süddeutschen  Staaten 
haben  bis  zur  Grilndung  der  Landeskredit- 
kasse in  Ilessen-Dannstadt  ein  deiartiges 
Institut  nicht  gehabt.  Im  vormaligen  König- 
reich Hannover  war  die  staatliche  Haftl>ar- 
kcit  anf  den  Betrag  von  löOOtHiO  Mark  be- 
sclu^kt.  lunerliall  des  Königreichs  Sachsen 
ist  nur  für  das  Markgrafentum  Oberlausitz 
ein    eigenartiges    Krolitinstitut    entstanden. 

Die  Fßi-derung  des  Bodenkredits  unter 
staatlicher  Haftbarkeit  liat  wesentlich  der 
Bankpolitik  der  kleineren  Staaten  in  Mittel- 
und  Nordwestdoutscliland  entsprochen.  Im 
■wesentlichen  sind  es  die  dreissiger  Jahre, 
eine  Zeit  besonderer  Thfitigkeit  auf  dem 
Gebiete  der  Agrargesetzgebungj  welche  zur 
eigenartigen  Organisation  der  Landoskredit- 
kasscn  einen  lebhaften  Impuls  gaben.  Die 
Bankpolitik  des  preussischeu  Staates  war  der 
Gründung  staatlicher  Bodenkreditinstitute 
abgeneigt.  Die  staatliche  Haftbarkeit  sofort 
im  Augenblicke  der  Gründung  bestand  bei , 
den  Instituten  in  Oldenburg,  Hannover,! 
Cassel,  Wiesbaden.  Gotha,  Meiningen,  Weimar,  | 


Rudolstadt,  Sondershaiisen ,  Hessen-Darm- 
stttdt.  Für  Älteoburg  ist  sie  zum  mindesten 
vom  Jahre  1818  an  unzweifelhaft,  und  für 
das  Leihhaus  in  Braunschweig  ist  sie  im 
Jahre  1832  eingetreten.  Die  Haftbarkeit 
des  Landkreises  des  Markgraf tums  Ober- 
laiisttz  besteht  für  die  landstäadische  Bank 
in  Bautzen.  Nach  der  im  Jahre  1869  er- 
folgten Umgestaltung  der  Institute  in  Han- 
nover, Cassel  und  Wiesbaden  entfiel  für  die- 
selben die  staatliche  Haftbarkeit. 

Für  Cassel  und  Wiesbaden  besteht  die 
Haftbarkeit  der  l>etreffenden  Kommunalver- 
bände, für  Hannover  besteht  die  Haftbarkeit 
der  Provinz,  auch  für  tlie  Landesbanken  der 
Rheinprovinz  und  der  Provinz  Westfalen 
haften   die  bezüglichen  Provinzial verbände. 

Was  die  Vorwaituugsoi^ne  der  staat- 
lichen und  proWnziollen  Bodenkreditinstitute 
betrifft,  so  sind  folgende  Gesichtspunkte  zu 
unterscheiden : 

1.  Die  Mitwirkung  der  höchsten  Staats- 
behörde kann  entweder  lediglich  vom  Stand- 
punkte der  Aufsicht  aus  oder  direkt  und 
aktiv  und  auch  hier  wieder  in  vei-schiedenem 
Umfange  erfolgen.  Es  ist  also  zu  unter- 
scheiden, ob  eine  besondere  Behörde  mit 
der  Verwaltung  der  Geschäfte  betraut  ist 
oder  nicht.  Bei  den  Landeskreditkassen  in 
Rudobtadt  und  Sondersliausen  wird  die 
Kasse  von  einem  unmittelbar  unter  dem 
ilinistcrium  stehenden  Voi-stande  vcr\*'altet. 
In  Braunechweig  vertritt  das  herzogliche 
Finanzkollegium ,  Abteilrmg  für  Leihhaus- 
Sachen,  die  Anstalt  in  allen  rechtlichen  und 
administrativen  Beziehiuigen,  In  Oldenbui^ 
ist  die  Verwaltiuig  bis  auf  weiteres  der 
Direktion   der  Ersiiarungskssse  übertragen. 

2.  Die  staatliche  Oberaufsicht  wird  ent- 
weder vom  Gesanitministerium,  wie  in  Alten- 
burg, otlor  von  der  Fiuanzabteilung  des  Ge- 
samt ministeriiuns  ausgeübt,  so  in  Gotha,  oder 
von  dem  Departement  des  Innern,  z.  B.  in 
Weimar  vom  Staatsiuinisterium ,  Abteilung 
des  Innern  in  Meiuingen.  In  der  Regel 
haben  die  Institute  besondere  Vorstände,  ein 
Direktorium. 

3.  Auch  die  Mitwirkung  des  Landtags 
kann  bei  den  staatlichen  Instituten  sich  auf 
die  Koutrolle  besciu-jnken  oder  auf  die  Mit- 
leitung ausdehnen.  Bei  der  landständischen 
Bank  in  Bautzen  sind  die  Stände  des  Land- 
kreises die  obei'ste  Behörde,  vorbetialtlich 
der  Oberaufsiclit  der  Staatsregierung,  welche 
durch  einen  königlichen  Regierungskommissar 
ausgeübt  wird.  Für  die  lustitute  in  Cassel 
und  Weimar  sind  die  Kommunatlandt^e  die 
Kontrolloi^ne.  Die  I^andeskredi  tan  stall  in 
Hannover  soll  uacli  den  Beschlüssen  des 
Pre\inziallandtages  verwaltet  werden.  Für 
die  Landesbank  der  Rheinpro\iuz  sowie  für 
die  Landesbauk  der  Provinz  Westfalen  be- 
steht zur  Leitung  und  Vei-waltiuig   sowie 
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zur  Ausübung  (Jer  fortlaufenden  Kontrolle 
der  Geschäft sfüliruug  des  Direktors  ein 
Kuratorium.  Das  Kuratorium  ist  zusammen- 
gesetzt aus  dem  Landeshauptmann  der  be- 
treffenden Provinz  und  dem  Direktor  der 
LaQdesbtuk  sowie  aus  fünf  vom  Prorinzial- 
auBschnss  zu  wählenden  Mitgliedern.  Die 
obere  Leitung  und  Verwaltung  der  Landes- 
bank verbleibt  dem  Provinziiüausschuss. 

Der  geographische  Geschäftskreis  der  In- 
stitute ist  insotern  prindpm9ssig  festgestellt, 
als  die  Institute  nur  innerhalb  desjenigen 
Staates  oder  Staatsteils  Darlehen  gewähren, 
welcher  für  sie  haftet.  Jedoch  dürfen  die 
Altenburger  Landesbank  und  die  Bautzener 
Bank  unter  gewissen  Voi-aiissetzungen  in 
gaoz  Deutschland  Beleihiin^en  machen. 

Ueberaus  verschiedenartig  abgegrenzt  ist 
der  materielle  Geschäft  skreis.  Die  Institute 
iii  Hannover,  Cassel,  A\'iesbaden,  Meiiüngen, 
Rudolstadt  sind  im  eogeu  Zusammenhange 
mit  der  Äblösungsgesetzgebung  entstanden. 
Die  Vennittelung  der  Gnmdentlaatung  ist 
seit  dem  Jahi-e  IHTi»  füi'  die  Institute  in 
Hannover  und  Cassel  weggefallen.  Die  Alten- 
burger Landesbank  ist  ziijjleidi  Landrenten- 
bank. Die  Pflege  des  Korporationskredits 
ist  allen  Instituten  gemeinsam,  wie  die- 
jenige des  Bo<lenkre<lits.  Xur  ländliche,  keine 
städtischen  Darlehen  gewähi-t  die  I^ndos- 
kreditanstalt  in  Hannover.  Sie  hat  die  Ver- 
pflichtung zur  Annahme  gerichtlicher  Dej«- 
siten.  Das  Bankgeschäft  im  weitesten  Lm- 
fange  dürfen  betreiben  die  Institiite  in  Älten- 
burg  und  Bautzen.  Das  Bautzener  Instittit 
ist  auch  Notenbank.  Die  Annahme  von 
Depositen  ist  ausdrCicklieh  gestattet  den  In- 
stituten in  Braun  schweig,  Bautzen,  Gotha, 
lleiningen,  in  Rudolstadt,  den  Landesbankeii 
in  Düsseldorf  und  Münster. 

Die  Landeskredi (anstatt  in  Meiuingen  ist 
jetzt  Hinterlegungsstelle  für  das  gaoze  Land. 
Sie  gewährt  audi  Darlehen  zur  Bestreitung 
der  gemeinschaftlichen  Kosten  der  Zusammen- 
legung der  Gnindstücke  sowie  an  Grucd- 
stöcksmelioratioDS verbände.  Die  Kasse  in 
Weimar  kann  zur  Förtlenmg  der  Boden- 
kultur, besonders  Entwässerunes-  und  Be- 
wässerungsanlage», UrbamiacTiungen  im 
Qrossherzogtum  gelegener  Grundstücke  bis 
zu  einer  halben  Million  zu  SV^^/o  Zinsen 
imd  mit  2^ii''lti  anfänglicher  Tü^ing  aus- 
leihen. Die  Landeski-editkasse  in  Cassel 
kann  gemäss  dem  6.  v.  5.  Juli  189G  an 
solche  Kreise  und  Gemeinden  des  Regierungs- 
bezirks, deren  Haushalt  dazu  die  geeignete 
Gnmdl^;e  bietet,  sowie  an  Cffentliche,  zur 
EntwäBseniög  und  Bewässerung  von  Grund- 
stücken innerhalb  des  Regierungsbezirks  ge- 
bildete Genossenschaften  im  Sinne  des  G, 
V.  1.  April  1879,  betreffend  die  Bildung  von 
Wassergenossenschaften ,  auch  ohne  Be- 
stellung einer  Specialhypothek  Darlehen  be- 


willigen. Die  Landeekreditkasse  in  Darm- 
stadt gewährt  neben  Boden-  und  Korpo- 
rationskredit auch  die  Geldmittel  zur  Aus- 
führung von  Wiesen  kultuten ,  Bachregu- 
lierungen, Entwässerung  von  Grundstücken, 
und  für  die  Zusammenlegung  vou  Grund- 
stücken und  Anlage  von  Feldwegen,  sie 
giebt  unter  gewissen  Vorsichtsmassregeln 
auch  die  Gelder,  die  seitens  der  Gemeinden, 
andei-er  Korporationen,  Konsortien  und 
Privaten  zum  Schutze  gegen  Üeberschwem- 
mungtn  und  zur  Drainierung  oder  ander- 
weiten Entwässerung  von  grösseren  Flächen 
verwendet  werden  sollen.  Sie  giebt  auch 
an  Kommunalverbände  und  Gemeinden  Dar- 
lehen zur  Bestreitung  von  Gnmderwerbs- 
kosten ,  ztim  Bau  von  Nebenbahnen ,  für 
Gninderwerbs-  und  Baukosten  von  neuen 
Kreisstrassen  und  an  Gemeinden  Darlehen 
zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Neuanlage 
von  Wasserleitungen. 

Die  Landesbanken  der  Rheinprovinz  und 
der  Provinz  Westfalen  geben  auch  Lombard- 
darlehen und  sie  geben  Darlehen  an  Kom- 
munal verbände.  Civil-  und  Kirchengemeinden, 
gemeinnützige  Anstalten,  Korporationen  und 
Genossensehafteu,  gewertiliclie  Unternehmer^ 
städtische  und  länüliche  Grand besitzer.  Sie 
unterstfitzen  die  Entwickelung  des  Klein- 
bahn weseiis. 

Die  Betriebsmittel  der  Institute  sind 
entweder  eigene  Fonds  oder  ihnen  zugewie- 
sene Fonds  bezw.  von  ilmen  aufgenommene- 
Kapitalien.  Die  Aufnahme  von  Kapitalien 
geschieht  insbesondere  dimih  Ausgabe  von 
Schuldverechreibungen,  <  Obligationen,  Schiüd- 
scheinen,  Pfandbriefen,  Die  Schuldver- 
schreibungen sind  entweder  kündbar  oder 
unkündbar.  Die  Landeskreditanstalt  in 
Hannover  hat  von  jeher  nur  kündbare 
Schuldverschreibungen  ausgegeben.  Das  Sys- 
tem kündbarer  Schuldversclireibungen  be- 
steht auch  für  die  Institute  in  Oitienburg, 
Gotha,  kündbare  und  unkündbai-e  Schuld- 
verschreibungen emittieren  die  Institute  in 
Altenburg,  Braimschweig,  Bautzen.  Nur 
iinkündbaj«,  verlosbare  Schuldverschreibun- 
gen emittieren  die  Institute  in  Cassel,  Mei- 
u  in  gen,  Riidolstadt,  Sondershausen,  Wies- 
baden. Die  Verlosharkeit  ist  nach  neuerer 
bei  einzelnen  Instituten  für  einen 
bestimmten  Zeitraum  ausgeschlossen.  Die 
Schuldverechreibungen  in  Weimar  sind  nicht 
verlosbar  aber  kOntlbar  seitens  der  Anstalt. 
Es  besteht  bei  Weimar  auch  wie  bei  einzel- 
nen anderen  Instituten  die  Möglichkeit  des 
freihändigen  Rückkaiifs  der  Oblirationen, 
Die  Landesbanken  in  Düsseldorf  und  Münster 
emittieren  auf  den  Inhaber  lautende  Anleihe- 
scheine der  betreffenden  Provinz,  bei  der 
Darmstädter  Lande  skreditkasse  werden 
Staatsschuldverschrei  bim  gen  begeben.    Alle 
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Schuldverschreibiiagon  liabon  pupillarische 
Qualität. 

Das  l'rincip,  dass  man  keinen  anderen 
Kredit  gewähre,  als  man  ihn  selbst  hat.  iet 
hei  den  Instituten  im  allgemeinen  noch  nicht 
durchgeführt. 

Das  Princip  der  Zivangsamortisation  be- 
steht bei  den  Instituten  ia  Braiinschweig, 
Hannover,  Cassei,  Oldenburg,  Gotha,  Weimar, 
Sondershausci),  Dai-rastadt,  als  Bcgel  auch 
in  Meiningeii. 

Der  niedrigste  Betrag  der  Aniortisations- 
quoteo  variiert. 

Nicht  bei  allen  Instituten  besteht  das 
Princip,  dass  der  einmal  vereinbarte  Zins- 
fuss  unabänderlicli  für  die  Darlehcnsdauer 
sei.  Es  giebt  also  Institute  mit  veränder- 
lichem Zinsfusae.  Am  eigentümlichsten  durch- 
gebildet ist  dies  bei  der  Landeskreditanstalt 

Die  meisten  Institute  haben  das  System 
des  Bardarlehens,  Alle  Institute,  mit  Aus- 
nahme desjenigen  in  Hannover,  gewäb- 
ren  ländliche  und  städtische  Dai'lehen.  Bei 
vielen  sind  die  kleineren  Darlehen  bevorzugt 
vor  den  grössei-en.  Meist  ist  der  Minimal- 
betrag der  Darlehen  fixiert.  Für  die  Regel 
wird  die  Hälfte  des  Wertes  dei-  Pfand- 
objekte  als  Darlehen  gegeben.  Ueber  die 
Ermittelung  des  Wertes  der  zu  verpfändenden 
Objekte  finden  sieh  melirfaeh  gesetzliche 
und  verordnnngsmässige  Bestimnnmgen.  Die 
Darlehen  sollen  zur  ersten  Stelle  gegeben 
werden.  Ausnahmen  sind  vorgesehen  für 
die  Institute  in  Altenbui^,  Hannover,  Son- 
dershausen, Gotha,  Oldenburg.  Der  Zinsfiiss 
ffir  Aktiv-  imd  Passivkapit allen  ist  dem  Er- 
messen der  Verwaltimgsbehörde  anheim- 
gegeben, jedoch  mehrfach  mit  beschiünken- 
den  Beetimmungen,  dass  imd  welche  Diffe- 
renz zwischen  Aktiv-  und  Passivzins  vor- 
handen sein  muss.  In  Hessen-Darmstadt 
und  Sondershausen  wird  die  Höhe  des  Zins- 
fusses  ffli-  zu  gewälirende  Darlehen  diu^h 
Landesgesetz  festgesetzt.  Die  Bestimmungen 
über  Verwendung  der  erzielten  Ucbersehüsse 
sind  verschiedenartig,  Von  den  ausgedehnten 
Eechts-  und  sonstigen  Privilegien  der  In- 
stitute sind  manche  infolge  der  Koichsgesetz- 
gebung  in  Wegfall  gekommen,  doch  be- 
stellen noch  erhebliche  Privilegien  bei  ein- 
zelnen Instituten  in  Kraft  (administrative 
Exekutiou  sbef ugnis,  Sfompelfreiheit), 

Die  staatliehen  imd  pi-ovinziellcn  Boden- 
kreditinstitute sind  nahezu  ausnahmslos  in 
solchen  Staaten  otler  Ijandesteilen  ins  Leben 
getreten,  in  welchen  zui"  betreffenden  Zeit 
bankmässige  (Organisationen  zur  Pflege  des 
Bodenkredits,  insbesonilere  für  den  mittlei'en 
und  kleineren  Gnmdhesitz,  nicht  bestanden. 
Sie  haben  dort  allen  Katagorleen  von  Gnind- 
besitzern  benifsinässig,  iniierlialb  der  statu- 


tarischen und  i-eglem entarischen  Grenzen, 
einen  liankmSsstg  organisierten  Bodenkredit 
gewährt,  Sie  haben  den  thatsächlichen  Be- 
weis erbracht,  dass  es  mfiglidi  sei,  durch 
geeignete  Organisation  innerhalb  eines  und 
desselben  Institutes  für  alle  Kategorieen  von 
Grundbesitzern  Fürsorge  zu  treffen  insbe- 
sondere aber  dem  mittleren  und  kleinereu 
Grundbesitz,  ti-otz  seiner  Zersplitterung  und 
liei  aller  Mannigfaltigkeit  der  Gesetzgebung, 
dem  Hausbesitzer  in  mittleren  und  kleineren 
Stüdten,  den  öffentlichen  Korporationen  jeder 
Art  die  oi-forderheheu  Kapitalien  zugänglidli 
zu  machen:  auf  diesem  Gebiete  sind  sie  die 
Lehrmeister  gewesen.  Das  entscheidende  Ver- 
dienst der  Institute  ist  ein  oivanisatorisches. 
Sie  haben  die  Metliode  und  Technik  für  die 
Gewährung  von  Massen darlehen  an  alle 
Kat^neen  des  Grundbesitzes  heraiisgebildet. 
Die  älöghchkoit  der  Änwendimg  dereelbcn 
Methode  und  Technik  seitens  anders  organi- 
sierter Institute  ist  unzweifelhaft  und  durch 
die  Praxis  iiaciige wiesen. 

Alle  Landeskreditkassen  mit  Einschluss 
dei'  Landesbanken  hatten  Ende  1897,  ää  Dar- 
lehen ausgeliehen  im  Betrag  von  774827000 
Mark.  Daninter  befanden  sich  Korporatious- 
darieheu  im  Gesamtbetrage  von  22938U000 
Mark.  Die  grösste  Anzahl  von  Konxirations- 
darlehen  liat  die  Landesbank  in  Düsseldorf 
mit  79903000  Mark  (wozu  ir)903000  Mark 
tflr  Kleinbahnen  liinzugerechnet  werden 
können),  die  Landeskrcdifaustalt  in  Hannover 
mit  G(i941000  3Iark,  die  Landesbank  der 
Provinz  Westfalen  mit  .S340.5Ü00  MaA,  die 
Landständische  Bank  des  Markgrafen tums 
Oberlausitz  mit  14287  000  Mark. 

Die  Institute  halten  Obligationen  im  Ver- 
kehr im  Gesamtbotr^  von  662321 000  Mai-k. 
Von  den  Obligationen  sind  zu  S^s^/O  vei'- 
zinslich  423  459  000  Mark,  zu  3^:  i"!»  87  011 OOO 
Mai-k,  zu  30/0  67  027  000  Mark.  Die  anderen 
emittierion  Obligationen  sind  verschieden- 
artig verzinslich.  Die  Institute  hatten  Ende 
1897.'98  Depositen  im  Betrag  von  105904000 
^lark  und  andere  vei-zinsliche  Fortleningen 
im  Betrag  von  22507t'fJO  Jlai-k. 

2.  Das  Ansloud.  Der  Gnindgedanke  für 
die  Organisation  unserer  deutscheü  Luides- 
kroditlüissen  mag  vorbildlich  auch  für  die 
Entstehung  von  staatlichen  Bodenkredit- 
instituten in  anderen  euroi>äisohen  Landen! 
gewesen  sein. 

Im  Jahre  184G  entstand  die  Hyiiothekar- 
kasse  de«  Kantons  Bern  mit  staatlicliei'  Haft- 
barkeit, und  in  einer  Keiho  anderer  Kantone 
hat  man  das  von  Bern  gegebene  Beispiel 
nachgeahmt.  Es  gehöi'eu  hierher:  Die  Caisse 
hyiKJthccaire  du  canton  de  Geneve  (184S), 
die  Aai^uiscUe  Bank  (1854),  die  Baselland- 
scliaftliche  Kautonalbank  (1864).  die  St. 
Gallische  Kantonallinuk  (1867),  die  Züricher 
Kantonalbank  {1860).  die  Thurgauisciie  (1870), 
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die  banque  caufooale  Neiicliafeloise  (1882), 
die  SolüthurDer  Kantonalbauk  (18W5). 

Der  UmfaDg  der  staatlicheo  Haftbaiieit 
ist  bei  diesen  Instituten  Dicht  überein- 
stimmend derselbe.  Die  Grundsätze,  nach 
denen  die  Institute  organisiert  sind  iiud  ver- 
waltet werden,  sind  keineswegs  ii^ndwie 
übereinstimmend,  namentlich  ist  auch  der 
Geschäftskreis  verschiedeüarttg  beg^reuzt. 
Üeberhaupt  findet  auf  sie  der  B^riff  des 
Bodenkreditinstituts  in  dem  Sinn  von  Pfand- 
briefinstituten keine  Anweodung.  Sie  sind 
Institute,  die  vorzugsweise  o(ier  doch  in 
einem  sehr  erheblichen  Umfang  Hypotheken- 
darlehen geben  und  Obligationen  emittieren, 
aber  diese  Obligationen  tragen  nicht  den 
Charakter  von  Pfandbriefen.  Man  kann  bei 
einzelnen  zweifelhaft  sein,  ob  sie  nicht  unter 
die  Kategorie  der  Sparkassen  oder  Depositen- 
banken zu  rubrizieren  seien.  Die  9  genannten 
Institute  hatten  Ende  1898  Hypotheken  im 
Gesamtbetrage  von  537  Milhonen  Frcs.,  und 
der  Umlauf  an  Obligationen  stellte  sich  auf 
348  MUlionen  Pres. 

Im  Jahre  ISöl  entstand  als  Staatsinstitut 
die  Hypothekenbank  des  Königreichs  Nor- 
■w^;en  in  Christi ania.  Die  Bank  besitzt 
einen  Grundfonds,  der  zur  Sicherheit  für  Er- 
füllung ilu-er  Verpflichtungen  dient.  Dieser 
Grundfonds  gehört  dem  btaat,  doch  kann 
dessen  Zurückzahlung  vom  Staat  nicht  früher 
verlangt  werden,  als  bis  die  Bank  aufgelöst 
und  ihren  Ver])ilichtimgen  nachgekommen 
ist.  Die  Haftbarkeit  des  Staates  ist  sonach 
ziffernlässig  begrenzt.  Ende  1S9Ö  betrug 
der  Grundfonds :  13  Millionen  Kr.,  die  Bank 
hatte  Hvpotheken  im  Betrag  von  122824249 
Kr.  und  sie  liatte  119493200  Kr.  emittiert. 

Im  Jahre  1861  entstand  auf  eigenartiger 
Grundlage  als  Staatsinstitut  die  KCniglidie 
Schwedische  Bcichshypothekenbank  in  Stock- 
holm. Sie  hat  derzeit  einen  Gnmdfonds  von 
30  Mülionen  Kr.,  welcher  vom  Staat  ihr 
über^ben  -worden  ist.  llit  dieser  Summe 
ist  die  staatliche  Haftbarkeit  begrenzt.  Sie 
hatte  Ende  1898  einen  Hypothekenbestand 
von  3585Ü3415  Kr.  (mit  Einschluss  der 
Amortisation  sguthal>eu  im  Betrage  von 
68411 144  Kr.j  und  einen  Obligationeniunlauf 
von  294374066  Kr. 

In  Serbien  wurde  im  Jahre  1862  die 
serbischestaatlielioBodenkreditanstaltjCprava 
Fondava,  begründet,  die  sich  niciit  in  wün- 
BchensM-erter  Weise  ent*-ickelte. 

Die  Reihe  der  in  den  österreichischen 
Staaten  begründeten  Boden  kreditinst  itute 
(Landeshypo(hekenbankenundLandesbanken) 
eröffnet  die  Hypothekenhank  des  Königreichs 
Böhmen  in  Fn^  (begründet  im  Jalire  1865). 
Fi'lr  die  von  der  Bank  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen hattet  das  Königreich  Böhmen 
mit  seinem  Landes-  und  Domestikalfonds.  Es 
folgte    1866/67    die    Gründung   der    öster- 


reiciiisch-Bchlesisohen  Boden kreditanstalt  in 
Ti-oppau.  Ffli-  sie  haftet  das  Herzo^um 
Schlesien  mit  seinem  Landes-  und  Domestikal- 
fonds. Im  Jalire  1876  entstand  in  Bi'ünn  die 
HyiKithekenlank  der  Markgrafschaft  Mäliren. 
In  letzter  Rcilie  haftet  aucli  für  diese  die 
Markgiafschaft  mit  ihrem  Domestikal-  und 
Landesfonds.  Die  Landes  Vertretung  Istricns 
hat  für  dieses  Kronland  im  Jahre  1881  die 
Boden ki-editanstajt  für  die  Markgraf schaft 
Isirieu  in  Parenzo  hergestellt:  Istituto  di 
credito  fondiario  del  Margraviato  d'Istria. 
Auch  hier  haftet  das  Land  Istrien  mit  seinem 
Landesfoiids. 

Bei  der  »Landesbank  des  Königreichs 
Galizieu  und  Ladoraerien  mit  dein  Gross- 
herzogtum Erakau«  in  Lemberg  (entstanden 
1882)  »bürgt  das  Land  für  rUe  Einhaltung 
der  aus  der  Emission  von  Pfandbriefen  sidi 
ei-gebenden  Verpflichtungen«.  Pör  die  etaat- 
liclie  Bodenkreditanstalt  des  Königreichs 
Dalmatien  in  Zadar  (1892)  haftet  das  Köni^- 
reicii  mit  seinem  •LÄndesfonds«.  Für  die 
Kiederösferreichische  Landeshypothekenan- 
slalt  in  Wien  (1889),  für  die  Oberöster- 
reichische  Ijaudesh^'pothekenanstalt  mit  dom 
Sitz  in  Linz  (1890),  für  die  Kärntnerisdie 
Landeshypothekenanetalt  in  Klagenfurt  (1895), 
für  die  Hypothekenbank  des  Landes  \  otarl- 
berg  in  ßregeuz  (1898)  hatten  je  die  be- 
treffenden Länder:  also  Niederösterretcli, 
Oberösterreich,  Kärnten.  S.  auch  Dr.  Scliiff, 
Znr  Frage  der  Organisation  des  landwii-t- 
schaftlichen  Ki-edits  in  DeutsciUand  und 
Oesten^ich,  Leipzig  1892.  S.  139  ff.  Albin 
Bnif,  Der  landwirtschaftliehe  Hvpotliekai-- 
krcdit  in  Oesterreich  während  der  letzten 
50  Jahre,  'Wien  1899  (Moritz  Perles). 

Die  Gesamtsumme  der  von  den  aufge- 
zählten österreichisclien  staatlichen  Boden- 
kreditinstituteu  ausgezalUten  Hvpotheken  be- 
trag Ende  1898  643  059 136  Kr.  Die  Bodeti- 
kreditanstalt  des  Königreichs  Dalmatien  liat 
ei-st  am  1.  Juli  1898  ihre  Thätigkeit  be- 
gonnen, die  Hj-piithekenliank  des  Landes 
Vorarlbcn;  erst  mit  Januar  1899. 

Russland  hat  als  staatliche  Bwlenkredit- 
institute  die  1883  begrtlndete  Banernagrai'- 
bank  und  die  seit  1885  bestellende  Reichs- 
Adels- Agrarbank,  an  die  als  besondere  Ab- 
teilung seit  1890  die  frühere  Gesellschatt 
des  gegenseitigen  Bodenkredits  angegliedert 
ist.  Sie  hatten  zusammen  Ende  1898 
706  628000  Rubel  Hvimtheken  ausgezahlt  und 
493106000  Rubel  Pfandbriefe  im  Umlauf. 

Die  Bulgarische  Nationalbank  in  Sofia, 
begründet  1H85,  ist  ein  Staatsinstitut  mit 
einem  vom  Staat  gewährten  Grundfonds  von 
10  Millionen  Frcs.  Der  Reservefonds  betrug 
Endo  1898  3:jJÖÜ<J0  i\ts.  «Wenn  der  Re- 
sei'vefonds  zur  Deckung  der  Verluste  unzu- 
reichend i.st,  so  rekonsti-uiei-t  die  Staatskasse 
das  Kapital,   indqiii  es   dasselbe  auf  seine 
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uraprÜD gliche  Höhe  wieder  bringio  Die 
Bank  hatte  Eüde  1898  Hypothekea  im  Be- 
trog von  3O99ÖO0O  Fks.  und  Hypothekar- 
Obligationen  in  Umlauf  im  Betrag  von 
18708000  Frcs. 

Die  Btaatliche  Hy]KithekenanBtalt  für  das 
Königreich  Serbien  wimüe  durch  Gesetz  vom 
8.  Juli  1898  a.  St.  reoreauisiert  Die  Bank 
halt«  Ende  1899  einen  Darlehensbestand  von 
Din.  29543535,30.  Die  in  Umlauf  be- 
findliehen Pfandbriefe  beziffern  sich  auf 
9795500  Fres. 

LttteratüF;  Felljc  Hecht,  DU  OrganUation  de» 
BodmhrtdiU  i'»  DeiasehUtnd,  1.  Abt.:  Die  tlaal- 
llehcn  «Kl?  pmrinzieüeit  Bodentredilinetittilf  in 
DeuUrMand,  1.  Bd. :  EtUKiekfbingtgeichifbte 
und  Statittik.  3.  Bd. :  Die  orgaiiifcfien  Sattungm, 
Leiptig  1891.  —  Dit  EntieidielungigetcMchte 
und  die  organitchen  SaUujtgen  dieter  Inttiiute 
ttil  1800  befinden  titk  in,  dem  Werk  i'On  Felix 
ileeht,  Der  eurapäiaehe  Bodenkredit,  1.  Bd., 
S.  und  3.  Teil,  Leipzig  IBOO.  —  In  den  folgen- 
den Bänden  dieget  Werket  leird  die  Entaickelung 
vnd  Organisation  dfi  Bodenkrediti  int  Aviland, 
aliii  aneh  die  Organitation  der  ilaailirhen  und 
prooinitelUn  Bodenkreditinilittite  eingebend  dar- 
gettrltt.  —  S.  oucA  Buehenbergtr,  Agrarureien 
»nrf  Aprarpolilik,  i.  Bd.,  1833,  Ü.  158ff.  — 
Derselbe ,  Orundiilge  der  deuUchen  Agnir- 
polillk,  J.  Avß.,  1899,  tS.  IM. 

Fell»;  Uecht. 


Landesknltor-Reotenbankeii. 

I.  Die  Grundlagen  der  Gesetz- 
gebnng,  IL  Die  Einrichtung  der 
L.-R.  im  einzelnen.  1.  Die  Zwecke,  deren 
Förderung  die  L.-R.  dienen.  2.  Die  Grenze 
der  Kredit^ wäbmng.  3.  Die  sonstig^en  Be- 
dingungen der  Kreiii  Ige  Währung.  4.  Die  Kon- 
trolle über  die  zweckenlsprecbende  Verwendung 
der  Gelder  und  die  Unterhaltung  der  auHge- 
führtcn  Anlagen.  111.  Erfolge  nnd  Be- 
urteilung der  L.-R. 

I.  Die  Grundlagen  der  Gesetzgebung. 

Landeskwltur-RentenbaDken  sind  i5ffent- 
liche  Anstalten,  welche  Grundbesitzern,  Ge- 
nossenschaften und  Gemeinden  die  zur  Aus- 
führung von  Bodenmeliorationen  erforder- 
lichen Mittel  darlehensweise  gewähren.  Der 
Begriff  der  Bodenmeliorationen  ist  hier  im 
weitesten  Sinne  zu  nehmen.  Solche  An- 
stalten sind  zuerst  in  S<ichseD  (1861),  dann 
in  Preussen,  Hessen  und  Bayern  gescliaffen 
worden.  Der  Grund  dieser  Gesetzgebung 
liegt  in  folgenden  Erwägungen. 

Die  Ertraggfähjgkeit  des  Grund  und 
Bodens,  mit  welcher  die  wichtigsten  Staats- 
interessen  verknüpft  sind,  ist  in  Deutschland 
fast  Überall  noch  der  erhebUchaten  Steige- 
rung fähig.    Besonders  gilt  dies,  der  Grösse 


äea  Gebietes  entsprechend,  von  Preussen. 
Ein  im  Jahi-e  1868  erschienener  Artikel  der 
»Neaen  Landwirtschaftlichen  Zeitung«  {ab- 
gedruckt bei  Sehober,  Landeskulttu^fienten- 
banken  S.  8 — 12),  welcher  auf  die  Gesetz- 
gebung nicht  ohne  EinQuEs  geblieben  ist, 
berechnete  allein  den  durch  die  Drainage  in 
Preussen  zu  erzielenden  Mehrertrag  auf 
177  Mill.  Thlr.  jährlich.  Entzieht  sich  auch 
diese  Schätzung  einer  näheren  Prüfung,  so 
ist  es  doch  Thatsacho.  dass  ungeachtet  der 
sehr  umfangreichen,  seit  1868  ausgeführten 
Drainagen  immer  noch  weite  Gebiete  wegen 
vorhandener  stockender  Näase  dieser  in 
ihrer  Wirkung  sichersten  Melioration  be- 
dürftig sind. 

Amtliche  Erhebungen  in  dieser  lüchtung 
liegen  z.  B.  aus  dem  Regieningsbezirk  Oppeln 
vor.  Hier  wurde  anlässlich  des  1880  auf- 
getretenen Notstandes  die  Grösse  des  dnunage- 
bedürfti^n  Gebietes  in  den  Kreisen  Pless, 
Rybnik.  Lublinitz,  Ratibor,  Tost-Qleiwiti  auf 
46  788  ha  (darunter  10  806  ha  Domanial  besitz), 
also  über  8  Qnadratraeüeu  ermittelt.  Nach 
Erlass  des  Notstandsg.  v,  23.  Februar  1881 
sind  in  diesem  räumlich  beschränkten 
Distrikte  bis  Ende  1898  mit  staaüicher  Hilfe 
ausgefdhrt  oder  zur  Ausfilhning  vorbereitet 
die  Unternehmungen  von  222  Drainage- 
genossenscbaftcn  und  21  Diainagen  auf 
Ländei-eien  von  Kleingrundbesitzem ,  die 
wegen  ihrer  Lage  an  Öffentliche  Genossen- 
schaften nicht  angesciüossen  werden  konnten, 
zur  Gesamtgrösse  von  24205  ha  mit  fast 
6  Mill.  Mk.  Gesamtkosten.  Die  Erfolge 
waren  höchst  befriedigend,  eine  Fläche  von 
680'  *  ha  war  diuvh  die  Melioration  über- 
liaupt  erst  urbar  gemacht  {Berliner  Korre- 
spondenz vom  20.  Jnni  1899). 

Sind  anch  die  Verhältnisse  dieses  Bezirkes 
nicht  typisch  für  den  gauzen  Staat,  so  sind 
sie  doch  anch  keineswegs  einzigartige; 
namentlich  ein  grosser  Teil  (istpreussens 
leidet  in  ähnlichem  Masse  an  schädlicher 
Nässe.  Und  die  Drainage  ist  docli  nur  ein 
Faktor  zur  Hebung  der  Bodenproduktion; 
andere  nicht  minder  grosse  Aufgaben  und 
Erfolge  sind  nach  dem  heutigen  Stande  der 
Technik  auf  dem  Gebiete  der  Bewässerungen, 
der  Flussregidierungen ,  des  Deichwesens 
noch  in  Anssicht  zu  nehmen. 

Wenn  die  Gesetzgobimg  hiernach  in  der 
Fördenmg  des  Meliorationskredites  eine  wich- 
tige Aufgabe  findet,  so  hat  sie  die  Anhalts- 
punkte zu  deren  Lösung  einesteils  den  Eigen- 
tümlichkeiten dieser  Kreditart,  anderenteils 
den  Rücksichten  auf  die  allgemeine  Lage 
der  Ijand Wirtschaft  und  den  Stand  der 
Grund  verechuldung  zu  entnehmen.  Der 
Melioration skredit  muss  langfristig  >md  un- 
kündbar sein,  so  dass  das  Darlehen  aus  den 
Erträgen  der  Melioration  allmählich  getilgt 
wini.     Eine  solche   Kreditgew ährui^   ent- 
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spricht  den  Bedörfnissen  des  Privatkapita- 
listen  im  allgemeineu  nicht.  Aber  auch  von 
den  vorhandenen  Instituten,  -welche  Amorti- 
sationahypotheken  gewähren,  wie  Land- 
ecliaften,  Hypothekenbanken  und  kommunalen 
Kreditanstalten,  ist  eine  durchgreifende  Hilfe 
kaum  zu  erwarten.  Denn  ein  grosser  Teil 
des  landlichen  Grundbesitzes  in  Deutschland 
ist  bereits  soweit  verschuldet,  dass  er  nach 
den  voraichtigenBeleihungsgnmdsätzen  dieser 
Institute  auf  weiteren  Kredit  nicht  mehr 
Anspnich  machen  kann.  Auch  an  sich  liegt 
die  Förderung  von  Mehorationen  ausserhalb 
der  Aufgaben  der  bestehenden  Kreditinstitute 
und  der  bei  ihnen  vorhandenen  Einrich- 
tungen. Auf  diesen  Erwägungen  beruht  die 
Schaffung  besonderer,  der  Pflege  des  Melio- 
rationakredits  gewidmeter  Anstalten  — 
Landes kultur-Bcntenbankcn  — ,  Sie  sind  in 
Bayern,  Sachsen  und  Hessen  Staats- 
institute  (bayer.  G.,  die  Landeskultur- Renten- 
anstalt betr.,  V.  21.  April  1884,  dazu  Nach- 
träge in  den  Finanzg^lzen  von  1894,  1896 
und  189S  —  die  Dotation  der  Anstalt  ist 
1898  auf  8  Mill.  Mk.  erhöht  — ;  s&chs.  G., 
die  Errichtung  einer  Landesk\iltur-Henten- 
bank  betr.,  v.  26.  November  1861  und  Aus- 
ftihrungs-V.  v,  26.  November  1861,  dazu 
Nachtragsgesetze  v.  I.Juni  1872,  23.  August 
1878  und  1.  Mai  1888  und  Ausführungs-V. 
V.  1  Juni  1872  und  2.  Mai  1888;  hees.  G., 
die  Errichtung  einer  Landeskidtur-Benten- 
kassG  betr.,  v.  20.  März  1880  und  die  lir- 
richtung  einer  Landeskredilkasee  betr.,  v.  15. 
Oktober  1890  —  durch  die  letztere  ist  nach 
Art.  20  dee  G.  v.  1890  die  Lande8kultui> 
Reutenkaese  ausser  Wirksamkeit  getreten  — 
dazu  Nachtragsges.  v.  8.  August  1896).  In 
Oldenburg  dient  die  durch  das  G.  v. 
14.  Februar  188S  als  Staatsinstitut  errichtete 
Bodenkreditanstalt  gleichzeitig  auch  der 
Förderung  der  Bodenkultur.  InPreussen 
ist  durch  das  G.  v.  13.  Mai  1879,  betr.  die 
Errichtung  von  Landeskultur-Beatenbanken, 
die  Errichtimg  solcher  Anstalten  den  Fro- 
vinzial-  (Kommunal-)  Verbänden  freigestellt 
Für  die  Anstalten  haftet  der  Provinzial- 
(Kommunal-)  Verband.  Das  G.  giebt  Nor- 
mativbestimmungeQ ,  welche  für  die  im 
Qbrigen  durch  landesherrlich  genehmigtes 
Statut  des  betr.  Verbandes  errichteten  Landes- 
kultur-Hentenbanken  massgebend  sind.  Auf 
Grund  dieses  Gesetzes  sind  seither  solche 
Anstalten  errichtet  für  die  Provinzen 
Schlesien  (Statut  v.  22.  Juli  1881  und 
Nachtrag  v.  8.  Juni  1891),  Schleswig- 
Holstein  (Statut  V.  10.  Oktober  1881  und 
Nachtrag  v.  8.  Mai  1888),  Posen  (Statut 
T.  17.  Juni  1885)  und  Westfalen  (Statut 
V.  20.  Juli  1894). 

Die  Orundzüge  der  Einrichtung  sind  in 
den  erwähnten  Staaten  dieselben.  DieLandes- 
kultur-Rentenbankeu  geben  zum  Zwecke  der 


AusfOhruug  von  Bodenmeliorationen  unkünd- 
bare Amortisationsdarlehen   und  beschaffen 

sich  die  Mittel  dazu  durch  Ausgabe  von 
auf  den  Inhaber  ausgestellten  Öchuldver- 
schreibungen  (Landeskultur- Rentenbriefen-, 
-Renten  scheinen) ,  welche  aus  den  vom 
Schiüdner  gezahlten  Tilgungsbeiträgen  all- 
mählich wieder  eingelöst  werden.  Die  innere 
Verfassung  der  Austalten  bietet  kein  beson- 
deres wirtschaftliches  Interesse. 


1.  Die  Zwecke,  deren  Förderong  die 
L.-R.  dieneo.  Nach  dem  preussischen 
G.  V.  1879  können  Darlehen  gewährt  werden 
a)  zur  Förderung  der  Bodenkultur,  insbe- 
sondere zu  Entwässerungen  (Drainagen)  und 
Bewäsaenmgeu,  zur  Anlage  und  Keguliorung 
von  Wegen,  zu  Waldkulturen  und  Urbar- 
machungen, zur  Einrichtimg  neuer  ländlicher 
Wirtschaften,  b)  zu  Uferschutzanlagen,  c)  zur 
Anlage,  Erweiterung  und  Unterhaltung  von 
Deichen  und  dazu  gehörigen  Anlagen,  d)  zur 
Anlegung,  Benutzung  oder  Unterhaltung  von 
Wasserlftufen  oder  Sammelbecken,  zur  Her- 
stellung und  Verbesserung  von  Wasser- 
strassen (FlöBsereien)  imd  anderen  Schiff- 
fahrtsanlagen. Bei  den  bestehenden  Insti- 
tuten ist  aber  statutarisch  der  Geschäftskreis 
zum  Teil  enger  begrenzt  Bei  dem  Institute 
ftlr  Schleswig- Holstein  ist  die  Förderung  der 
Drainage  ausdrücklich  ausgeschlossen,  wäh- 
rend umgekehrt  das  für  Posen  lediglich  die 
Ent-  und  Bewässerung  als  Zweck  aufge- 
nommen hat.  In  Sachsen,  wodieLandes- 
kultur-Reutenbank  mit  der  für  die  Förderung 
von  Ablösungen  bestimmten  Landreutenbanfe 
verbunden  ist,  hat  das  erstere  Institut  zum 
Zwecke  die  Darlehen sge Währung  für  die 
Ausführung  einer  Wasserlaufsberichtigung 
(G.  T.  15.  August  18Ö5  §§  1—29),  für  land- 
wirtschaftliche Entwässerungen  und  Be- 
wässerungen sowie  nach  dem  Ergänzunga- 
geselz  von  1872  für  städtische  Strassen-  und 
Entwässerungsanlagen.  InBa^rern  ist  die 
Zweckbestimmung  eine  ähnhche  wie  in 
Prenssen,  doch  scheidet  die  Förderung  von 
Schiffahrtsanlagen  und  Sammelbecken  aus, 
wogegen  die  Zusammenlegung  von  Grund- 
stücken unter  die  zu  fördernden  Zwecke  auf- 
genommen ist.  Für  Hessen  ist  Art.  1  des 
G.  von  1890  zu  vei^leichen. 

S,  Die  Grenze  der  Krediteewährnng. 
Bei  der  vorhandenen  starken  Verschuldung 
des  ländlichen  Grundbesitzes  bildet  die 
Frage,  welche  Sicherheit  für  die  bei  der 
iJmdeskultiu'- Rentenbank  aufzunehmenden 
Darlehen  gefordert  werden  soll,  den  ei^nt- 
lichen  Mittelpunkt  aUer  Schwierigkeiten. 
Ihre  richtige  Lösung  ist  die  Vorbedingimg 
für  die  praktische  Bewähnmg  des  ganzen 
Institutes.     Geht  man  davon  aus,  dass  bei 
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eiüor  wirkliehen  Melioration  der  Wert  des 
CtruDd  und  Bodens  miDdestens  um  den  Be- 
trag der  aufgewendeten  Kosten  gesteigert 
werden  muss,  so  lässt  sich  der  Gedanke  ver- 
treten, der  an  die  Landeskultur- Ren tenbauk 
zu  zahlendea  Reute  gesetzlich  das  Vorrecht 
vor  den  eingetragenen  Privathypotheken  ein- 
zurtlnmen.  Voraussetzung  würde  immer  sein, 
dass  die  Renlabilität,  die  richte  Ansfflhrung 
und  die  Unterhaltung  des  mit  dem  Landes- 
kultur-Rentenbankdariehen  auHziifßhrenden 
Unternehmens  durch  eine  behördliche  Prfl- 
fung  genügend  sichergestellt  werden  kann. 
Die  geltende  Gesetzgebung  ist  diesem  Ge- 
danken, dessen  Durchfühning  jede  weitere 
Vorschrift  über  die  Sicherheitsgreiize  ent- 
behrlich machen  und  eine  radikale  Lösung 
der  in  letzterer  Hinsicht  sich  bietenden 
Schwierigkeiten  geben  würde,  nur  mit  Vor- 
sicht näher  getreten.  In  Preuasen  ist  die 
Absicht,  wenigstens  für  Drainierungsdarlehen 
ein  Zwangs  Vorrecht  vor  den  bMtehenden 
privatrechflichen  Verpflichtungen  gesetzlich 
zu  konstituieren,  schon  in  den  Vorsladien 
des   dem  Gesetz  von  1979  zu  Gnuide  lie- 

f  enden  Entwurfes  gescheitert,  namentlich  an 
em  Widerspruche  der  iandschaftlicben 
Kreditinstitute,  '  So  bestellt  denn  für  die  von 
dem  einzelnen  Grundbesitzer  auszu- 
führenden Meliorationen  eine  Verpfhchtung 
der  HypothekenglSubiger,  der  LandesknltTir- 
Reotenbankf orderung  das  Vorrecht  einzu- 
räumen, nach  keiner  der  deutschen  Gesetz- 
gebungen. In  Preussen  ist  bei  Drainage- 
darlehen  und  in  Bayern  bei  allen  Darlehen 
fflr  Landeskultur-Renten  zw  ecke  ein  ziemlich ' 
umständliches  Verfahren  vorgesehen,  um 
eme  Erklärung  der  Realberechtigten  darüber 
herbeizuführen,  ob  sie  freiwilhg  hinter  die 
Forderung  der  Land eskuItur-Rentenbank  zu- 
rücktreten wollen.  Gläubiger,  welche  auf 
die  an  sie  ergangene  Äuftorderving  binnen 
der  bestimmten  Frist  ihren  Widerspr'ich 
nicht  erklären,  gelton  als  der  Vorrechts- 
einräumung  zustimmend  (preuss.  G.  §  18  ff., 
bayerisch.  G.  Art.  12).  Eine  weitergehende 
Beschränkung  dritter  Berechtigter  gilt  in 
Preussen  für  Lehen-  und  Fideikommiss guter, 
wo  unter  den  gesetzlich  bestimmten  Voraus- 
setzungen den  Lehens-  oder  Fideikommies- 
folgern  und  Agenten  ein  Widerspmchsrecht 
gegen  die  Aufnahme  von  Drainagedarlehen 
überhauj)t  entzogen  ist  (§  32  des  Ges.).  Da 
im  flbngen  Mittel  zur  Beseitigimg  der  er- 
hobenen Widersprüche  nicht  gegeben  sind 
Sin  Preussen  kann  die  Behönle  zu  diesem 
iwecke  mit  dem  Widersprechenden  gütlich 
verhandeln  (§  22  Abs.  4  des  Ge8,)J,  so  lässt 
ein  solclies  Verfahren  nicht  viel  Erfolg  er- 
warten. Während  so  der  einzelne  Grund- 
besitzer, wenn  er  höher  verschuldet  ist,  der 
R^iel  nach  von  dem  Kredite  der  Landes- 
tultur-Bentenbank  keinen  Gebrauch  machen 


kann,  liegt  das  Verhältnis  günstiger  bei 
solchen  Unternehmungen,  wo  eine  Mehrheit 
von  Grundbesitzern  beteiligt  sind.  Hier 
bietet  die  Bildung  einer  öffentlichen  Genossen- 
schaft das  Mittel,  sich  den  Kredit  der  Landes- 
kultur-Ren  tenbank  zu  eröffnen.  Denn  die 
aus  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Gemeinde 
oder  öffentlichen  Genossenschaft  sich  ei^ 
gebenden  Lasten  sind  öffentlichrechtliche 
und  gehen  den  vorhandenen  Privatschulden 
vor.  Deshalb  bestimmen  die  Gesetze  fOr 
Preussen  (§  33),  Bayern  (Art.  9)  und  Hessen 
(G.  von  189Ü  Art.  S)  im  wesentlichen  über- 
einstimmend, dass  die  Landeskultur-Renten- 
bank Darlehen  an  Stadt-  und  Land- 
gemeinden und  öffentliche  Ge- 
nossenschaften ohne  hypothekarische 
Sicherslellung  gewähren  kann.  Auch  die 
sächsische  Gesetzgebung  führt  zu  demselben 
Resultate.  Denn  hier  werden  alle  an  die 
Landeskultur-Rentenbank  zu  entrichtenden 
Renten  im  Gnmdbuche  eingetragen ,  und 
zwar  mit  dem  Range  vor  den  bereits  ein- 
getragenen Privatschulden,  aber  nur  für  die 
Eintragung  solcher  Renten,  welche  wegen 
genossen  schaftliclier  Wasserlaiifsberichtigun- 
en  oder  kommunaler  Entwässerungs-  und 
itrassenanlagen  aufzubringen  sind,  bedarf  es 
der  EinwiJligtmg  der  Hypot  he  feengläubiger 
nicht  (G.  V.  1861  g§  4,  5;  G.  v.  1872  §  4). 
Soweit  hiernach  ein  gesetzhches  Vorrecht 
für  die  Förderung  der  Landeskultur-Renten- 
bank  nicht  besteht,  bedarf  es  specieller  Vor^ 
Schriften  über  die  Sieherheitsgrenze. 
Als  solche  gilt  in  Preussen  der  25fache  Be- 
trag des  Grundsteuerreioertrages  oder  die 
erste  Hälfte  des  durch  landschaftliche  oder 
besondere  Taxe  derLandeskuitur-Rentenbank 
ermittelten  Wortes  der  Liegenschaften.  Bei 
eigentlichen  Melioration sdarlehen  (für  die  in 
§  1  Ziff.  1  des  Gesetzes  bezeichneten  Zwecke) 
kann  der  durch  das  Unternehmen  nachweis- 
lich zu  erzielende  Mehrwert  der  Li^en- 
schaften  mit  berücksichtigt  werden.  Hier 
gilt  die  Sicherheit  als  vorhanden,  wenn  das 
Darlehen  innerhalb  der  ersten  '^4  des  der- 
zeitigen Wertes  oder  innerhalb  der  ersten 
Halte"  des  späteren  Gesamtwertes  der  Liegen- 
schaften zu  stehen  kommt  Derjenige  Be- 
trag, der  nicht  innerhalb  der  ersten  ".U  des 
jetzigen  Wertes  oder  innerhalb  des  25fachen 
Grundsteuerreinertrages  ausläuft,  darf  erst 
nach  planmässiger  Ausführung  des  Dnter- 
nehmens  gezahlt  werden.  Wegen  Gewäh- 
rung eines  Ergänzimgsdarlehens  nach  Voll- 
endung des  Unternehmens  ist  §  8  des  Ge- 
setzes zu  vereleichen.  Soweit  es  nicht  zur 
Beschaffung  der  vorgeschriebenen  Sicherheit 
erforderlich ,  ist  der  Darlehensnehmer  in 
Preussen  nicht  verpflicJitet,  dem  naclige- 
sucUten  Darlehen  das  Vorrecht  vor  filteren 
eingetragenen  Hypotheken  zu  verschaffen. 
'    '  ■  '  ■  dagegen  in  Sachsen  (G.  von 
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1861  §  5),  Bayern  (Art.  7)  iinil  Hessen 
(G.  von  1890  Art.  4)  vorgeBchriebeo.  Eine 
besoodere  Sicherheitsgrenze  ist  daneben  in 
Sachsen  nicht  im  Gesetze  vor^sehen.  wÄh- 
rend  in  den  beiden  anderen  Staaten  Sicher- 
heit innerhalb  der  ersten  Werthäifte  der 
zu  verpßndenden  Grundstücke  bestellt  wer- 
den muBs. 

3.  Die  Honstigen  Bedingnngen  der 
Kreditgewährnng.  Die  Darlehen  wenlen 
Ton  der  Landeskultiu^Rentenbank  entweder 
bar  oder  in  ßentenbricfen  gewährt,  Sic  sind 
auf  der  Glänbigerseite  unkündbar  —  es  sei 
denn,  daas  der  Schuldner  Bftumig  ist  oder 
die  sonatigen  gesetzlich  testgestellten  Vor- 
aussetzungen der  ausn^ms weisen  Kündbar- 
fceit  vorliegen  — ,  dagegen  ist  dem  Schuldner 
das  Recht  der  ausserordentlichen  Rück- 
zahlung ein^räumt,  und  er  kann  solche  in 
Geld  oder  in  Rentenbriefen  leisten.  Die 
Hohe  des  vom  Schwidner  zu  zaiilenden  jähr- 
lichen Tilgungsbeitrages  ist  in  Freussen  auf 
mindestens  '/t  "In  nnd  bei  Dialnagedarlehen, 
sofern  bei  diesen  die  besonderen  Bestim- 
mungen der  §g  11—31  des  Gesetzes  zur 
Anwendung  kommen,  auf  mindestens  i"!» 
festgesetzt.  Innerhalb  dieser  Grenzen  wird 
die  Höhe  der  Amortisation  durch  Vertrag 
festgesetzt,  fn  Sachsen  wii-d  seit  dem 
Gesetz  von  1888  von  der  Gesamtleistung  des 
Schuldners,  welche  aiif  4*  s  "/o  der  Darlehens- 
summe festgesetzt  ist,  der  Betrag  von  l'/.i  */o 
zur  Tilgung  verwendet,  so  dass  die  Schuld 
in  38  Jahren  amortisiert  ist.  In  Bayern  ist 
für  die  Tilgung  mindestens  '  s*/o,  in  Hessen  I 
früher  mindestens  1  °lo,  seit  dem  Gesetz  von ' 
1836  ^U^io  jährlich  z\i  entrichten.  Die  vom 
Schuldner  zu  entrichtenden  Jahresleistungen 
werden  überall  im  Verwaltungszwangs ver- 
fahren beigetrieben. 

4.  Die  KontroUe  Aber  die  zweckent- 
sprecheDde  Verwendung  der  Gelder  und 
die  Unterhaltung  der  ausgeführten  An- 
lagen. Für  Vorschriften  dieser  Art  besteht 
nur  dann  ein  Bedürfnis,  wenn  es  sich  um 
Unternehmungen  einzelner  Grundbesitzer 
handelt.  Bei  genossenschaftlichen  imd  kom- 
munalen Anlagen  liegen  die  Garantieen  für 
eine  zweckentsprechende  Verwendung  der 
Gelder  in  der  Verfassung  und  Einrichtung 
der  schuldnerischen  Institute,  imd  soweit  es 
einer  Beaufsichtigung  bedarf,  fällt  dieselbe 
in  erster  Linie  der  ordentlichen  Kommunal- 
etc.  Aufsichtsbehörde,  nicht  der  Land  eskiiltur- 
Rentenbanb  und  deren  Organen  zu.  In 
Prenssen  ist  für  die  von  Einzelunter- 
nehmem  nachgesuchten  Kredite  eine  vor- 
gSngige  Priifnng  der  Nützlichkeit  und  Ren- 
tabilität des  Unternehmens  ausdrücklich  nur 
für  den  Fall  vollgeschrieben,  dass  es  sieh 
um  Oewähniug  eines  Vorrechtes  für  Drai- 
nierungsanlagen  und  das  dleserhalb  nach 
§§  10—31  des  Gesetzes  zugelassene  beson- 


dere Vorfahren  handelt.  Die  Prüfung  er- 
folgt alsdann  durch  eine  besondere  Kom- 
mission unter  Leitung  der  Auseinander- 
setzungsbehörde (Generalkonimission).  Eine 
Prüfung  der  Rentabilität  der  Melioration  er- 
giebt  sich  ferner  als  selbstverständlich,  wenn 
der  Darlehen  Bsucher  von  der  gesetzlichen 
Bestimmung  Gebrauch  machen  will,  wonach 
bei  der  von  der  Landeskultur- Reuten  bau  k 
aufzunehmenden  Taxe  der  durch  das  Unter- 
nehmen nachwoisüch  zu  erzielende  Mehr- 
wert mitzuberflcksichtigen  ist.  Abgesehen 
von  diesen  Füllen  ist  es  der  Lan<leskultur- 
Rentenliank  üt)erlassen,  die  Vorschriften  über 
die  Art  der  Begründung  der  Darlehenst- 
gesuche  im  Statute  zu  treffen.  Das  Statut 
für  Schlesien  schreibt  in  §  10  vor,  dass  in 
allen  Fällen  dem  Antrage  auf  iWtehens- 
bewilligung  ein  vollständiger  Plan  der  be- 
absichtigten Anlage,  worin  auch  die  Zeit 
anzugeben,  binnen  welcher  die  Anlage  ans- 
geführt  werden  soD,  sowie  ein  von  einem 
Sachverständigen  aufgestellter  Kostenan- 
schlag beizufügen  ist.  Auch  eine  Kontrolle 
über  die  i)lanmässige  Ausführung  und  ord- 
nungsmässige  Unterluüfimg  der  Meliorations- 
anlagen findet  nach  dem  preussischen  Ge- 
setze nur  in  sehr  beschränkter  Weise  statt. 
Abgesehen  von  denjenigen  Fällen,  wo  im 
Interesse  der  Land  eskultur-Rentenbank  selbst 
eine  solche  Kontrolle  nOtig  ist,  wird  nur  da, 
wo  die  Eintragung  eines  VoiTCchtes  ftlr 
Drainagedarlehen  in  Frage  steht,  eine  Auf- 
sicht nach  dieser  Richtimg  hin  geübt  (§g  7, 
8,  9.  2ö.  .'>2  Ziff.  4  des  G.,  §§  21,  2'^  des 
I Statuts filr Schlesien).  lu  Sachsen  werden 
I  alle  Darlehens  vertrage  eiuzelner  Gnindeigen- 
■  tflmer  zimächst  durch  die  General  komm  ission 
dahin  geprüft,  ob  die  Nützlichkeit  und  Ren- 
tabilität des  Unternehmens  nachgewiesen  ist 
(§  10  des  G.  V.  1861).  Die  planmässige 
Ausführung  wird  ebenfalls  von  der  General- 
komm ission  kontrolliert,  und  dieselbe  hat 
grössere  Darlehenssummen,  dem  wirklichen 
Fortschritte  der  Arbeiten  entsprechend^  in 
Raten  dem  Darlehensnehmer  auszuhändigen 
(V.  V.  1861  §  9).  In  Bayern  ist  dem 
Darlehen sgesiiche  Plan  und  Kostenanschlag 
über  lias  Unternehmen  beizufügen,  und  die 
I  jandeak  ul  tu  r-Ren  tc  nkom  m  i  ssi  on  (Zusammen- 
setzung geregelt  durch  K.Ver.  v.  4.  Juni 
1884),  welche  über  die  Gewährung  des  Itar- 
lehens  befindet,  prüft  die  Rentabilität  er- 
forderlichenfalls nach  Anhörung  von  Sach- 
verständigen. Die  Verwendung  des  Dar- 
lehens wird  gesetzlich  ftberwacht,  ebenso  die 
Unterhaltung,  zu  welcher  der  Darlehens- 
nehmer nach  gesetzlicher  Vorsclirift  ver- 
S fliehtet  ist  (Art.  3,  13  des  G.).  Für 
[essen  enthält  das  Gesetz  von  1890  be- 
sondere Vorschriften  nach  dieser  Richtung 
nicht,  doch  kann  dem  Schuldner  das  Dar- 
lehen gekündigt  werfen,  wenn  er  es  nicht 
29* 
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für   solche  Zwecke  verwendet,   für  welche  1  (Ijandesbank)  dahin  erweitert,  dass  die  Wirlc- 

flberhaupt  Darlehen  von  der  Anstalt  gewahrt  jsamkeit  dos  Instituts  auf  die  in  g  1   des 

werfen  Können.  i  G.  v.  13.   Slai   1879   bezeichneten   Zwecke 

I  ausgedehnt  ist.    Man  kann  das  ebenfalls  als 

III.  Ertolge  und  Benrteilniig  der       ,  Erfolg  des  Landeskultur-Bentenbankgeaetze« 

Landeskultur- Rentenbanken.  I  bezeidmen. 

Die  Erfolge  dieser  Einrichtung  sind.  Ein  weit  gftnstlgei'es  Bild  zeigt  die  Ent- 
durchaus  befriedigende  und  allgemein  aner- '  Wickelung  der  Institute  in  Sachsen  und 
kannte  in  den  deutsehen  Mittel  Staaten,  ^[Bayern.  In  Sachsen,  dem  Heimattande 
ringe  in  Preussen.  Hier  haben  nur  vier  des  Instituts,  waren  bis  Ende  1S98  über- 
Pi-ovinzen  auf  Grund  der  gesetzlichen  Er-jliaupt  18  «55  Darlehen  zum  Gesamtbetrage 
mSchtigung  Landeskultur-Beutenbimken  ein- ,  von  nmd  28  Mill.  Mk.  von  der  Landeskiiltiu^ 
gerichtet,  und  von  diesen  hat  es  nur  die  fflr  j  Rentenbank  gewährt.  Davon  entfielen  auf : 
SchlesiBii  zu  einem  nennenswerten  Geschäfts-  ■  53  genossenschaftliche  Wasseriaufsberichti- 
umfange  gebracht.  Dies  Institut  hat  wäh-;gungen  878406  Mk.,  2443  landwirtschaftliche 
rend  seines  18jährigen  Bestehens  biszumlEut-  und  Bewäsaerangsanlagen  12486067 
1.  Äpiil  1899  zusammen  nmd  3'.'*  MUl,  Mk.  1  Mk.,  609  Ortsentwäsaerungs-  und  Strassen- 
Darlehen  bewilligt,  danmter  mehr  als  diel  anlagen  14554706  Mk.  Spcciell  im  Jahre 
Hälfte  an  Fideikommissbesitzer,  für  welche  1 1898  ist  eine  Anlagekapitalsumme  von 
'  " ^  .  .  ,  12640336  Mk.  und  zwar  8424  Mk.  zu  ge- 
nossenschaftlichen "Wasserlauf  sberichligu  n- 
gen,  304374  Mk.  zu  landwirtschaftlichen 
Ent-  und  Bewaseeningsanlagen  und  2  327  5.S8 
Mk,  zu  Ürtsentwässerungs-  und  Strasaen- 
an lagen  gewährt  worden. 

In  Bayern  hat  die  Landeskultur-Renteu- 
kommission  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres 
1898  für  611  Kulturuntemelunungen  einen 
Gesamtdarlohensbetrag  von  418:^832  Mk. 
bewilligt.    Es  waren: 


der  Kredit  bei  der  I^ndeskultur-Renlenbank 
den  Vorteü  bietet,  dass  sie  die  Zustimmung 
der  Fideikommissnachf olger  und  Agnaten 
nicht  bedürfen.  Wenn  die  Mehrheit  der 
Provinzen  sich  ablehnend  verhalten  liat,  ist 
dies  zum  Teil  darauf  zurückzuführen,  dass 
sie  die  bestehenden  Piovinzialhilfskassea  imd 

Srovinziellen  Melioration sfonds  für  die  Be- 
iedigimg  des  Moliorationskredits  als  aus- 
reichend erachteten.  In  der  Bheinprovinz  ist 
das  Statut  der  dortigen  Provinzialhilfskasse 

I.  Die  BarlehenB 
Enltui^DOBBenschafl«n  i8s  Darlehen  mit  ioBgesamt  5645  Belehnten  76g  302  H. 
Kommunal  verbände  .  291  n  n  »  ^9^  n  2  99^  984  „ 
Sonstige  Unternehmer    134        „           „            „           '39          „  422646   „ 

zusammen    4183832  M! 
Der  Gesamtdarleheosbetrag  verteilt   sieh  sohin   auf   6082  Belehnte;   ein   Darlehen 
beziffert  also  im  Durchschnitt  688  M. 

II.  Die  Darlehenszwecke  1884—1898. 

407  Be-  nnd  EntwfiBaenmganQtemehmiingen  ttberhanpt 3110685  M. 

78  Fluss-  nnd  Bschkorrektionen,  Anlagen  zum  UferBchötz  nnd  znm  Schutz  gregen 

UeberschwemmnttffeD 566  319   „ 

6  GnmdstttokBzuBamnienleeungen ia888   „ 

65  Urbarmachnneen  üder  Fiächeo,  Meliorationen  von  Feldern  und  Wiesen      .    .       113290   „ 
49  Weganlagen  behufs  besserer  Benutzung  landwirtachaftÜohen  Grundbesitzes  .       364  590  „ 

6  AuHorstungen  gemeindlicher  Oedflächen 16060  „ 

~"      "  zusammen    4183832  M. 

liehen  dieselben  sind,  wird  jene  Verschieden- 
heit der  Erfolge  hauptsächlich  darauf  zurtlck- 
zuführen  sein,  dass  Wohlfahrtseinrichtungen 
in  einem  kleineren  Staate  mit  seinen  Tio- 
mogenen  Verhältnisaen  viel  leicliter  im 
Gesetzes wege    dim^zuführen    sind    als 


In  Hessen   beüef  sich  Ende 

die  Gesamtsumme  der  Darlehen  auf  2  266  600 
Mk.,  wovon  921 100  Mk.  auf  40  Gemeinden 
und  Genossenschaften,  1345500  Mk.  auf 
217  private  Darlehensnehmer  entfielen. 

Das  Gesagte  ergiebt,   dass  die  Landes-, „„ _„ 

kultur-Rentenbankeu  in  ihrer  seitherigen  i  Grossstaate.  So  kann  z.  B.  die  sehr  glflck- 
Wirksanikeit  nur  zum  Teil  die  gehegten  Er-  j  liehe  Art  und  Weise,  wie  in  Sachsen  die 
Wartungen  erfüllt  haben.  Der  Untereehied,  ^  Landeskultur-Bentenbank  und  die  Qeneial- 
der  sich  in  dieser  Bezieliimg  zwischen  |  kommißsion  in  Verbindung  gebracht  sind, 
PreuBsen  und  den  übrigen  deutschen  Staaten  in  Preussen  nicht  ohne  weiteres  nachgeahmt 
zeigt,  kann,  wo  es  sich  um  Beurteilimg  des  1  werfen,  weü  hier  die  Landeskultur-Henten- 

fanzen  Institutes  handelt,  ausser  Betracht '  banken  provinzielle,  die  Generalkommiasionen 
leiben.  Denn  da  die  Grundlagen  und  auch  i  staatliche  Institute  sind,  auch  nicht  einmal 
die  Kreditbedingungen  der  Landeskultur-  in  jeder  Provinz  eine  Generalkomraission 
Eentenbanken   in  allen  Staaten  im  wesent- 1  vorhanden  ist.     Ohne  Zweifel   ist  der  Öe- 
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danke,  der  dem  Institute  zu  Grimde  Iieg:t, 
ein  gesTinder  und  bereeht^er.  Dass  nicht 
grössere  Erfolge  erzielt  sind,  map  zum  Teil 
auf  mangelude  Bekanntschaft  mit  dem  Ge- 
setze zurückzufflhrea  sein,  lias,  wie  jede 
Neuerung,  bei  der  landlichen  Bevölkerung 
erat  allmählich  £ingan^  fiudet.  Hauptsäch- 
lich aber  ist  es  wohl  die  von  dem  Darlehens- 
nehmer geforderte  Sicherheit,  welche  eine 
Anwendung  des  Gesetzes  im  grossen  aus- 
fichliesst  Die  vorhandene  starke  Verscbul- 
duQg  macht  einem  grossen  Teile  der  Grund- 
besitzer den  von  der  Landeskultur-Renteubank 
dai^botenen  Kredit  nnerreichbar.  Eine  Er- 
weiterung der  Beleih nngsgrenze,  soweit  sie 
überhaupt  möglich,  ohne  die  Sicherheit  der 
Institute  zu  gefährden ,  wilrde  jedenfalls 
nicht  so  bedeutend  sein  können,  um  an 
diesem  Zustande  etwas  Wesenthches  zu 
ändern.  Es  bliebe  daher  nur  der  schon 
früher  vom  Gesetzgeber  erwogene  Weg,  den 
Forderungen  der  Landesknltur-Rentenbank 
gesetzlich  das  VoiTecht  vor  den  Privat- 
schulden einzuräumen,  sei  es  allgemein  oder 
in  Ansehung  bestimmter,  durch  die  Erfah- 
rung erprobter  Arten  von  Bodenverbesse- 
rungen, z,  B.  der  Di-ainage.  Ein  derartiger 
Eingriff  in  die  Hechte  der  Hypotheken- 
gläubiger  lässt  sich  aber  nur  reclitfertjgen, 
weun  die  volle  Garantie  dafür  gegeben  ist, 
dass  eine  materielle  Gefährdung  der  Inte- 
i-essen  dieser  Gläubiger  bei  einer  solchen 
Begünstigung  des  Meüorationskredites  nicht 
stattfindet,  dass  also  in  jedem  Palle  der 
Kredit  der  Landeskultur-Ren tenbanken  nur 
für  wirklich  rentabele  Meliorationen  in  An- 
spruch genommen  wird,  da£S  die  Melioration 
mit  dem  dargeliehenen  Gelde  zweckmässig 
ausgeführt  und  nach  der  Ausführung  ord- 
nungsmäsßig  unterhalten  wird.  Die  Voraus- 
setzungen hierfür ,  namentlich  eine  ent- 
sprechendeOrganisationdeskulturtechnischon 
Dienstes  sind  zur  Zeit,  wenigstens  für 
Preussen ,  nicht  in  vollem  Umfange  vor- 
handen. Immerhin  muss  auf  den  Wider- 
spruch aufmerksam  gemacht  werden,  der  in 
der  verschiedenen  Behandlung  der  genosseu- 
schaftlichen  und  der  Einzeluntemehmungen 
lie^.  Die  Gesetzgebungen  vindizieren  den 
Beitragsleistungen  fiir  öffentliche  Genossen- 
schaften den  Charakter  der  ötf entheben 
Lasten  und  vcrstaften  deshalb  diese  Genossen- 
schaften ohne  besondere  Sicherheitsleistung 
zu  dem  Kredite  der  Landeskultur- Ren  ten- 
banken. Wenn  aber  bei  den  öffentlichen 
Genossenschaften  durch  die  Führung  dei- 
Staatsaufsicht  einem  die  Rechte  der  Privat- 
hypothekengläubtger  gefährdenden  Miss- 
brauch des  KreditprivUegiums  voi^beugt 
werden  kaim,  so  müsste  dasselbe  doch  audi 
bei  der  Inanspruchnahme  des  Meliorations- 
kredites durch  einen  einzelnen  Grundbesitzer 
sich  erreichen  lassen.     Wenn  ein  drainage- 


bedürftiger  Komplex  von  1000  Morgen  einem 
einzelnen   hoch  verschuldeten   Grundbesitzer 
gehört,  so  bleibt  letzterem  die  Landeskultur- 
Renteubank  imzu^nglich  und  die  Melioration 
muss  unterbleiben.    Geht  aber  derselbe  Be- 
sitz  durch  Parzellierung  in  die  Hände  von 
10  gleichfalls  hoch  verschuldeten  Parzellen- 
erwerbem  über,  so  können  diese  eine  öffent- 
liche Drtu  nagegenossen  Schaft  bilden,  und  die 
Hypotheken  gläubiger  können  dann  der  Auf- 
nahme eines  iliren  Fordeningen  vorgehenden 
Landesknltur-Rentenbank-  oder  auch  sonsti- 
gen Darlehens   nicht  widersprechen.     Dies 
widerspnichsvolle  Ergebnis  zeigt,  dass  die 
Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  noch  im 
Flusse  ist  und  es  bisher  nicht  zu  einem  ein- 
wandfreien Resultate  gebracht  hat. 
Litteratur:   Schober,  Die  Landeihilliir-Reiilen- 
banten  in  /VeriMen,  Sofhtfn  und  Haatti,  Berlin 
1887.  —  Preuiiena  landmirUi-ka/aiche  Verwaltung, 
Bericht  da  Min.  fUr  Landm.  etc.,    Berlin  1888, 
Bd.  I,   S.  74,    7S.  —  Die  LmdeekuUta-Benlen- 
Ixink  im  Ktinigreich  tiacluen,  amtliche  Deitkeehrfft, 
Dreeden  ISSl.  —  Da»  bayer.  Gee.  v.  iL  IV.  1384, 
die  LttndeikuUur-Renteaanitalt  betreffend,  erUluierl 
roll  Heinrich  Haag,  yördlingen  1884.  — Die 
Zandvrirltchafl    in    Bayern,     Denkiehriß    nach 
amäirhcn     QuelUn    beurbtitel,     München     1890, 
S.  649 — 6SJ,  696. 
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LandBcbaften. 

1.  Einleitnng.  2.  Uebersicbt  der  bestehen- 
den L.  3.  Die  rechtliche  Matnr  Dnd  äiiBsere 
OrgaiuBatioD     der     L. ;     Privile^en.      4.    Die 

Grmidlttfi^n  des  landwirtschaftlichen  Kredites, 
insbesundere  die  Pfandbriefe  und  ihre  Fan- 
dierung  (Generalgarantie).  b.  Hühe  und  Art 
des  gewährten  Kredites,  Unkündbarkeit,  Amorti- 
sation. 6.  Die  Beleihung  des  bSuerlichen  Be- 
sitzes. 7.  Neben gesühHfte  der  L.,  Feuerver- 
sichernnff,  Dar]  eben  Bkiiseen.  8.  Die  Central- 
landschoft.  9.  Erfolge  nnd  weitere  Ziele.  10. 
Die  privstgesellschaftlichen  Gmndkreditver- 
einignngen. 

1.  Einleitung.  Unter  »landschafteni 
versteht   man  die  auf  ständischer  oder  auf 

S^nossonschaftlicher  Zusammenfassung  des 
nmdbesilzes  beruhenden  Öffentlichen  Kredit- 
institute. Die  historischen  preiiasischen 
Landseliaften,  von  denen  neuere,  zum  Teil 
abweichend  organisierte  Kreditorganisationen 
den  Namen  entlehnt  haben,  sind  eine  viel 
beneidete  Schöpfung  des  Frieden  dänischen 
Staates.  Wir  sagen  absichllieh:  des  Friederi- 
cianischen  Staates,  weil  der  vom  Scharf- 
blicke des   grossen   Königs   aufgenommene 
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Plan  des  Kaufmanns  Büring  ohne  die  Maclit- 
mittel  des  absolnten  Staates  nicht  zu  reali- 
sieren gewesen  wäre.  Nur  wenige  Jahr- 
zehnte später  brach  über  PreuRsen  die  Erisis 
herein,  welche  die  neugeschaffenen  stän- 
dischen Ereditinstitnte  der  denkbar  schwer- 
sten Belastungsprobe  unterwarf.  Mau  kann 
sagen,  dass  sie  sich  glänzend  bewährt  haben. 
Ja,  in  den  kritischsten  Zeiten  erwies  sich 
der  landschafüiehe  Kredit  gefestigter  als 
der  des  Staates,  indem  di^er  in  den  Jahren 
1808  bis  1809  mit  den  Domänen  und  Forsten 
der  ostpreiissiscben  Landschaft  eintrat,  um 
durch  Ausgabe  von  Pfandbriefen  einen  Teil 
der  Kriegskontribufion  aufzubringen.  Mocliten 
auch  tlor  weitere  Verlauf  und  die  Nachwir- 
kungen der  Napoleonischen  Kriege,  zumal 
im  Zusammenhang  mit  der  land wirtschafte 
liehen  Depression  der  20er  Jahre,  verein- 
zelte Indulte  und  staatliche  Vorschuss- 
zahlungen erforderlieh  machen,  so  sind  doch 
schliesslich  die  Landschaften  allen  ihren 
Verpflichtungen  gei-echt  geworden  imA  haben 
in  erheblichster  Weise  dazu  beigetragen,  dem 
Gnindbesitze  der  am  meisten  betroffenen 
östlichen  Provinzen  über  die  damalige  Not- 
lage hinwegzuhelfen.  Aber  auch  unmittel- 
bai-  haben  die  Ijandsehaften  bei  der  nationalen 
Erhebung  des  Jahres  1813  mitgewirkt,  am 
meisten  die  ostpreussische  Landschaft,  dn 
deren  noch  erhaltenem  Sitzungssaal  die  ost- 
preussischen  Stände  mit  dem  General  von 
York  in  den  denkwürdigen  Februartagen 
von  1813  die  Oi^nisation  der  freiwilligen 
Volkserhebung  beschlossen. 

Dieser  Hinweis  auf  die  engen  Beziehungen 
der  Geschicke  der  Landschaften  zu  denen 
des  Gesamtstaates  erscheint  notwendig,  um 
die  geschichtliche  Stellung  der  Landschaften 
in  Preussen  richtig  zu  würdigen. 

Zur  näheren  Begriffsbestimmung 
der  LiandBchaflen  ist  folgendes  zu  bemerken. 

Der  schöpf erisüJie  Gedauke  der  Land- 
schaften t>estand  in  dem  Ersätze  der  In- 
dividiialhypothek,  bei  der  Gläubiger  und 
Schuldner  sich  unvermittelt  gegenüberstehen, 
durch  das  Ifandbricfsj-stem ;  die  Landschaft 
übernimmt  die  Ausgleichung  zwischen  dem 
kreditbedürftigen  Gmndbesiize  und  dem 
anlagebe<JÜrftiffen  Kapital,  und  vermöge  der 
Vorzüge,  die  der  auf  den  Inhaber  lautende 
Pfandbrief  gegenüber  der  Einzelhypothek 
bietet  —  jederzeitige  Realisierbarkeit  und 
die  durch  die  Haftung  des  Instituts  und  der 
Kredit  verbundeneu  verstärkte  Sicherheit  — 
ruft  sie  ein  Kapitalangebot  hervor,  das  sie 
befähigt,  das  Kn.-ditfcdflrfnis  des  Grund- 
besitzes unter  billigeren  und  angemesseneren 
Bedingungen  zu  befriedigen,  als  es  sonst 
möglich  wäre.  Diese  zuerst  in  den  Ijand- 
echaffeu  geschaffene  sinnreiche  bankmässige 
Organisation  des  Gniiidkredits  liat  in  Deutsch- 
land und  ausscriialb  in  Pfand briefinstitutea 


der  verschiedensten  Art  Nachbildungen  ge- 
funden. Von  den  Landschaften  im  obigen 
Sinne  sind  zu  unterscheiden  nicht  bloss  die 
Hypothekenbanken,  Aktiengesellschaf- 
ten, die  diis  Ffandbriefgeschäft  zum  Zwecke 
eigenen  Erwerbes  betreiben ,  sondern  auch 
die  im  Interesse  des  Grundbesitzes  ein- 
gerichteten staatlichen  oder  kommu- 
nalen Grün  dkreditinstitnte  Landes- 
banken,  Provinzialhilfskassen,  Landeskredit- 
kassen  u.  s.  w.  Denn  auch  diese  Institute, 
die  namenthch  in  den  westhchen  und  mitt- 
leren Provinzen  Preussen  s  die  hier  ganz 
fehlendeu  oder  weniger  entwickelten  Land- 
schaften ersetzen,  unterscheiden  sich  scharf 
von  den  Landschaften  darin,  dass  sie  nicht 
auf  der  Selbstverwaltung  des  organisierten 
Grundbesitzes  beruhen,  sondern  dass  — -  in 
dieser  Hinsicht  ebenso  wie  bei  den  Hypo- 
thekenbanken ■ —  ein  selbständiger  Unter- 
nehmer, hier  der  Staat,  die  Provinz,  der 
Kommunal  verband,  für  eigene  Rechnung  das 
Ffandbriefgeschäft  in  die  Hand  genommen 
hat.  Es  fehlt  also  die  bei  den  Landschaften 
iu  deren  ganzer  Vei-fassung  liegende  Ge- 
währ dafür,  dass  das  Interesse  des  Grund- 
kredits als  das  schlechthin  entscheidende 
behandelt  wird.  Es  tritt  daher  bisweilen 
die  Neigung  hervor,  den  Betrieh  dieser  In- 
stitute auf  die  Gewinnung  von  Einnahmen 
für  sonstige  Zwecke  des  Unternehmer  ver- 
bau des  zur  Vermeidung  sonst  notwendig 
werdender  Verbandsumlagen  hin  einzu- 
richten; nicht  immer  folgt,  wie  bei  den 
Landschaften,  das  Sinken  des  Hypotlieken- 
zinsfusses  dem  Sinken  des  Zinssatzes,  den 
das  Institut  selbst  für  die  ausgegebenen 
Pfandbriefe  (Scliuld verSchreibungen)  zu  ent- 
richten hat.  Diese  Gruppe  öffentlicher 
Kreditanstalten  ist  d^er  im  folgenden  nicht 
mitberilcksichtigt,  obschon  sie  im  Sinne  des 
preuss.  Gesetzes  betreffend  die  Zwangs- 
vollstreckung aus  Fordenmgen  landschÄ- 
licher  (rittersehaftlicher)  Kreditanstalten  vom 
3.  August  1897  den  Landschaften  gleich- 
gestellt sind,  §  1  Abs.  2  das. 

Nicht  zu  den  Landschaften  gehören  end- 
lich noch  der  eingangs  gegebenen  Begriffs- 
bestimmung die  privatgesellBcnaft- 
lichen,  auf  Association  des  Grundbesitzes 
beruhenden  Pfand briefanstalten.  Immerhin 
werden  diese  am  Schlüsse  noch  zu  berühren 
sein,  da  sie  den  Landschaften  nidie  stehen 
und  schon  mehrere  von  ihnen  sicli  in 
offen  tliehrechtliche  Institute  umgewandelt 
haben. 

i,  Uebersicht  der  bestehenden  L. 
Der  Plan  einer  allgemeinen  Organisation 
der  ritterschafthehen  Stände  sämtlicher 
schlesischen  Fürstentümer  zu  einem  die 
ganze  Provinz  umfassenden  Kredit  verbände 
erhielt  durch  die  Kahinettsordre  Friedrichs 
des  Grossen  vom  29.  August  1769  die  Ge- 
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nehmigiing.  Das  sclüesische  Landschofts- 
iwlement  ist  vom  9.  Jiili  1770  datiert.  Es 
folgte  die  Errichtung  des  ritterschaftlichen 
Kreditinstitutes  der  kiir-  und  neumärkisclien 
Landschaft  durch  ßeglemeut  vom  15.  Juni 
1777,  die  Errichtung  der  pommerachen  Land- 
schaft durch  Reglement  vom  13.  März  1781, 
der  westprCHBsisclien  durch  Reglement  vom 
19.  April  1787,  der  ostpreiissischen  durch 
Reglement  vom  16.  Februar  1786.  Diese 
fünf  alten  Landschaften  haben  mannigfache 
gemeinsame  Eigentümlichkeiten,  aber  auch 
wesentliche  Verschiedenheilen,  wie  sich  dies 
aus  dem  nachstehenden  ergiebt. 

Ea  folgte  die  im  Jahre  1821  errichtete 
Posener  Landschaft,  die  im  Jahre  1877  nach 
beendeter  Einlösung  ihrer  Pfandbriefe  wieder 
aufgelöst  ist  und  deren  FunküoncQ  auf  den 
im  Jahre  1857  begründeten  Neuen  Kredit- 
verein,  der  im  Jahre  1887  den  Namen 
»Posener  Landschaft«  angenommen  hat, 
abei^gangen  sind.  Wegen  der  übrigen 
preussischen  Institute  ist  die  auf  8.  456  fol- 
gende Uebersicht  zu  vergleichen.  Ausserhalb 
Preussens  Bind  zu  nennen : 

a)  der  Kreditverein  derMecklenburgisdien 
Ritterschaft  beider  Gi-ossherzogtümer  von 
1818; 

b)  der  erblÄndische  ritterschaftliche  Kredit- 
verein  im  Königreich  Sachsen  von  1844; 

c)  der  ritterschaftliche  Kreditverein  im 
Herzogtum  Braunschweig  von  1862. 

ä.  Die  rechtliche  Natur  and  änssere 
Oi^gaDisation  der  L.;  Privilegien.  Die 
Landschaften  sind  öffentliche  Kor- 
porationen miter  geordneter  Staatsauf- 
sicht, welclie  in  Preussen  in  1.  Instanz  von 
einem  besonders  bestellten  königlichen  Kom- 
missar (regelmässig  dem  Oberpräsidenten), 
in  2.  Instanz  seit  dem  Allerh.  Erlass  vom 
10.  September  1874  (OÄ.  S.  310)  vom  Mi- 
nister für  Landwirtschaft,  Domänen  und 
Forsten  gehandhabt  wii'd.  Jedoch  ist  der 
Schlesischen  Landschaft  und  den  lianiiover- 
sehen  Instituten  ein  ständiger  Staatskom- 
missar nicht  beigeordnet.  Als  öffentliche 
Korporation  ist  auch  das  Berliner  städtische 
Pfandbriefamt  anzusehen,  bei  welchem  ein 
Kommissar  des  Berliner  ^lagistrats  die  erst- 
mstanzliche  Aufgeht  übt. 

Die  Direktionen  der  obigen  Landschaften 
haben  den  Charakter  öffentlicher  Behörden 
(§  24  Schlwssabsatz  des  Diaciplinarges.  v. 
21.  Juli  1852).  Sie  haben  in  (fieser  Eigen- 
schaft nicht  bloss  nach  Massgabe  der  Sta- 
tuten die  Zwangsyerwaltung  gegen  säumige 
Schuldner  selbständig  einzuleiten  und  zu 
beaufsichtigen  {§  145,  g  202  Abs.  2  des  G. 
V.  13.  Juli  1883)  resp.  den  gerichtlichen 
Zwangsverkauf  zu  beantragen,  sondern  es 
sind  ihnen  gesetzlich  auch  staatliche  Auf- 
. gaben  anderer  Art  übertragen,  wie  die  Aus- 
stellung   von    Unschädüchkeiteattesten    imd 


die    Festsetzung   von   Lehnstaxen   (G.G.  v. 

3.  März  1850,  27.  Juni  1860,  15.  Juli  1890, 

4.  März  1867,  g  24,  24.  Juli  1875,  §  25). 
Die  Beamten  der  Landschaften  haben  die 
Stellung  der  mittelbaren  Staatsbeamten,  sie 
werden  vereidigt,  unterstehen  dem  Dis- 
ciplinargesctz  und  geniessen  das  Kommtinal- 
abgaben Privilegium  der  Staatsbeamten  (K.O. 
v.  14.  Hai  1832  -  G.S.  S.  145  — ).  Die 
zum  Richteramt  befälligten  Syndici  haben 
innerhalb  ihres  Geschfiftskreises  die  Urknnds- 
befugnis  der  Notare. 

Die  höheren  Beamten  werden  von  den 
Kredit  verbänden  gewählt  und  vom  Könige 
resp.  dem  Minister  in  ihren  Äemtern  be- 
stätigt, nur  bei  der  Posener  Landschaft  findet 
eine  staatliche  Ernennung  der  Direktions- 
mitglieder  statt.  Vollbesoldele  Beamte  sind 
regelmässig  mir  die  Syndici  und  die  Sub- 
alternbeamteii,  die  Geliälter  der  dem  Grund- 
besitzerslande angehörenden  Direktionsmit- 
glieder  sind  massig  bemessen  und  auf  Ent- 
schädigiiDg  für  Zeitverlust  und  Repräsen- 
lationsKosten  bereclmet 

Innerhalb  der  dureh  die  Staatsaufsicht 
gegebenen  Grenzen  sind  die  Landschaften 
autonom  und  verwalten  ihre  Angelegenheiten 
selbständig.  Die  Organisation  der  einzelnen 
Institute  ist  nur  in  den  allgemeinen  Gruud- 
Zügen  übereinstimmend.  Als  ausfOlirende 
Behörde  steht  eine  Generallandschafts- (Haupt- 
ritterschaft s-)direktion  an  der  Spitze,  ihr  zur 
Seite  ein  Eepräsenfantenkollegium  (engerer 
Ausschuss),  das,  mit  Ausnahme  von  Branden- 
burg, zugleich  die  Beschwerdein  stanz  be- 
treffs der  Verfügimgen  der  Generalland- 
schaftsdirektiou  bildet.  Oberste  Instanz  für 
Beschwerdesaclien  und  oberstes  Vertretungs- 
organ ist  der  aus  Deputierten  der  Grund- 
besitzer gebildete  Generallandtag  (General- 
versammlung), in  welchem  der  königliche 
Kommissar  den  Vorsitz  führt. 

Die  Schlesische,  Märkische.  Fommerscha 
und  Westpreussische  Landschaft  haben  eine 
decentralisierte  Verfassung  und  zerfallen  in 
Departements  (Fürstentums!  and  schaffen)  mit 
besonderen  Direktionen  und  Kepräsentanten- 
kollegien.  In  der  Mark  und  Westpreussen 
handelt  es  sich  dabei  um  eine  blosse  Ver- 
waltimgseinteilung ,  während  in  Schlesien 
und  Pommern  die  Departements  (Fürsten- 
tumslandschaften)eire  korporative  Verfassiuig 
haben  und  mit  eigenem  Vermögen  (eigen- 
tümlichen Fonds)  ausgestattet  sind.  In 
Schlesien  ist  so^  der  Hauptteil  der  Fonds 
Eigentum  der  Departements,  imd,  indem 
diese  Fonds  für  die  Sicherheit  der  Pfand- 
briefe hatten,  hängt  es  hiermit  zusammen, 
in  Schlesien  die  Festsetzung  der  Taxen 
und  die  Bestimmung  der  Höhe  des  zn  ge- 
währenden Kredits  den  Fürsten  tum  sland- 
schaften  zusteht  und  die  Generallandschafts- 
direktion  lediglich  befugt  ist,   eine  Sujier- 
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üeberaicht  der  prensaischen  LandschafWn  nach  dem  Stande  des  Jahres  1897. 

Ansgegeben 

e  Pfandbriefe  (Schuldverschreibungen)  zu  Prozent: 

Bezeichnnng  der  Institute 

Summe  in  Mark 

3         |3V, 

3'.'.               4        i      4'/.      1       6         zusammen 

1.  Ostpr.  Landach.  (1788) 

^^  739  6oo'  , 

305 151 725         ■                 .                . 

333  881  325 

2.  Weatpr.Landsch.  11787) 

16304200]  . 

136070455        18700        .         ]       . 

143393355 

3,  Nene  weslprenss,  Land- 
schaft (1861)    .    .    . 

7516100    , 

1010Z0590        ,                 ... 

108536690 

4.  Berliner      Pfandbrief- 

1 

inatitut  (1868) .    .    . 

14909100    . 

38  743  9001  8  676  600'  8  676  300  1  623  600 

72  629  500 

Hiervon  neue      .    .    . 

14909100    . 

28052200!        .                 .                . 

42961300 

6.  Knr-u.nenmärli,  ritter- 

Bchaftl.  Ereditinstitnt 

(1777) ;  alte  Pfandbr. 

{ sog.  garanti  erteGol  d) 
Neue  Pfandbr.    .    .    . 

147  580I  — 

4698930.     187940 

5  034  440 

1097250                         .         '       , 

19341000 

6.  Seuea       brandenbarg. 
Kreditinatitut  {1869) 

33014000^ 

87762750         -                ... 

120  776  750 

7.  Pomm.  Landsch.  (1781) 

81559075'  . 

150991825]        .                .         1       . 

233550900 

8.  Neue  Pomm.  Landsch. 

für  den  Kleingrnnd- 

, 

faeaitz  (1871) ')      .     , 

1  107  800,  . 

2837100         .              155400. 

4100300 

9.  Pos.  Landschaft  (1857) 

5906700]  . 

226652400,55365760 

28  7  934  860 

10.  Sohles.  Landsch.  (1769) 

1                                  i 

alte  Pfandbr.   .    .    . 

203724350'  - 

147720300I  1349430        . 

353794080 

Bnatikal-Pfandbriefe   . 

59689100    . 

70439400,     350350 

130478750 

11.  Landschaft  der  Provinii 

Sachsen  (1864)      .     . 

663S0375    . 

227372251  2356775                  1 

9147437s 

18.  Schleswiff-Holsteinsche 
Landschaft  (1895)      . 

2246150 

13.  Eitterach.  KreditTCrein 

za  Hannover  (1825)«^ 

18734000,        .         '        .         :       . 

18734000 

14.  Eittcrsch.   Kreditinsti- 

1 

töt  zn  Celle  (1790)") 

14192521°) 

Kreditverein  zu  Stade 

1 

(1826)') 

10055450         .                .         1       . 

10055450 

16.  Landsch.   der   Provinu 

1                                  1 

Westfalen  (1877)»)    . 

6242000  — 

2i5i7ioo]i82Q5  loo] 

45964200 

17.  Centrallandacb.  für  die 

1 

; 

preuBB.  Staaten  (1873) 

1453^3750:  . 

190295450'       98700,       —             — 

335717900 

Centralpfandbriefe  sind  bis  1.  Dezember 

1897  überhaupt  ausgefertigt  .... 

667  B93  050 

1  549  700 

das    hiiT-    und   neumHrkische    ritterscb. 

Kreditinstitut 

1 78  092  900 

die  pommerache  Landschaft 

. 

120776750 

3444700 

Kleingrundbesitz 

4555450 

das    Kreditinstitat    für    die   Ober-    und 

NiederlansiU 

258000 

die  Landschaft  der  Provinz  Sachsen   .    . 

24794250 

die  Schleswig-Holsteinsche  Landschaft    . 

1    2246150 

Gelöscht  sind  im  ganzen    . 

■ 

332  175  150 

revision  der  Taxen  vorzunehmen.    Bei  allen  ]  dircttion  statt,   oder  dieser  stfiht  sogar  die 
anderen   Instituten   tiudet    entwedei-    eine  eigentliche  Taxfestsetzung  zu. 
regelmässige  Superrevision  dmx;h  die  General- 1       Von  den  mannigfachen,  den  älteren  Land- 


')  Früher  „Pommerscher  Landkreditverband".  ')  FUr  die  Fürstentümer  Kaienberg,  Göttingen, 
Gnibenhagen,  Hildesheim.  ^)  Für  das  Fürstentum  Lünebnt^.  *)  Für  die  Herzogtümer  Bremen 
und  Verden  und  das  Land  lladeln,  ")  Ist  erst  1899  in  ein  öffentliches  Institut  umgewandelt 
worden.    ")  Zn  a'/j  und  i,%. 
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Schäften  bei  ihrer  Enichtiing  eiiigeräumtcE 
Privilej^ien  ist  das  wichtiggte  das  Recht, 
ohne  gerichtliche  Ausklagung  die  Zwangs- 
vollstreckung in  (las  verpfändete  Qriiml- 
stück  herbeizuführen.  Den  nciierea  Land- 
schaften liattc  dieses  Recht  statutarisch  nicht 
eingeräumt  werden  können,  weil  es  dazu 
eines  Aktes  der  Gesetzgebung  bedurft  lifttte, 
Sie  hatten  sich  zum  Teil  {so  Posen  nnd 
Schleswig-Holstein)  durch  die  Btatatarische 
Vorschrift  zu  decken  gewusst.  dass  der 
Schiddner  bei  der  Darlennsaufnahme  durch 
notariellen  Akt  sicli  der  sofortigen  Zwangs- 
vollstreckung gemfiss  §  702  Ziff.  5  C.P.O. 
zu  unterwerfen  hat 

Eine  wesentliclie  Ausdehnung  des  land- 
schaftlichen Zwang  Rvotlstrcckungsreclits  ist 
aber  in  neuester  Zeit  durch  das  pi-enssif^hc 
Gesetz  vom  3.  August  1897  erfolgt,  und  zwar 
kommt  dieses  Gesetz  allen  bis  1.  Januar 
1900  begründeten  üffentliclien  Landtichaften 
zu  gute.  Danach  kann  ffir  eine  Landschaft 
mit  landesherrlicher  Genehmigung  dur^^h  die 
Satzung  bestimmt  wenlen,  dass  der  Anstalt 
das  Recht  der  ZwangBvoUsti-cckung  in  das 
bewegliehe  Vermögen  imd  der  Zwangsver- 
waltung  zusteht,  dass  ein  von  ihr  gestellter 
Antrag  auf  Zwangsversteigerung  den  voll- 
streckbaren Schukititel  ersetzt  und  dass  sie 
im  Falle  der  Devastatiou  an  Stelle  des  Ge- 
richtes den  Arrest  in  das  bewegliche  Ver- 
mögen des  Schuldnere  oder  die  Zwangsver- 
waltung  in  das  Grundstück  vollziehen  kann. 
Fenier  kann  im  Statiit  bestimmt  werden, 
dass  aus  den  von  dem  Syndikus  aufgenom- 
menen Urkunden  die  gerichtliohe  Zwangs- 
vollstreckung stattfindet. 

Dieses  Gesetz  ist  für  die  neuen  Land- 
schaften von  grossem  Wert  und  enthält 
auch  für  die  älteren  Institute  manche  Ver- 


Ein  bedentungs voller  Vorzug  ist  endlich 
die  den  landschaftlichen  Pfandbriefen  ge- 
setzlich zustehende  ilündelsioherheit. 
Durch  das  BQrgeriiche  Gesetzbuch 
und  die  Nebengesetze  sind  die  Vor 
rechte  der  Landschaften  nicht  be 
rührt  worden,  vgl.  den  Vorbelialt  in  Ar- 
tikel 1C7  des  Einführungsgesctzcs  zum 
Bfti-gerliclien  Gesetzbuclio. 

4.  Die  Grundlagen  des  landschaft- 
lichen Kredit«,  insl^sondere  die  Pfand- 
briefe nnd  ihre  Fnndiemng  (General- 
garantie). Aus  der  Zweckbestimmung  und 
der  korporativen  Verfassung  der  Landschaft 
ergiebt  sich,  dass  jedes  Mitglied  ein  Recht 
airfBewilligungdesstatutenmässig  zulässigen 
Kredits  hat.  Die  Landschaft  ist  niclit,  wie 
Hypothekenbanken.  Sparkassen  und  andei-e 
Institute,  befugt,  eingehende  Darlehnsgesuche 
einfach  abzidehnen.  Der  Verwendungszweck 
des  nachgesuchten  Kredits  wird  von  den 
Landschaften  im  allgemeinen  nicht  gepnlft. 


Jedoch  ist  liei  der  Märkischen  Landschaft 
der  Antrag  auf  Beleihung  des  4.  Seclisteils 
der  Taxe  diui:h  ein  vorhandenes  sachliches 
Bedürfnis,  z.  B.  Ablösung  einer  anderen 
Hypoth  ek ,  Mel  ioration ,  Er  bauseinandersetzu  n  g 
itc^  zu  begrflnden  (Kommentar,  veranstaltet 
on  der  Ilauplritterscliaftsdirektion  1892, 
S.  38).  —  Die  Kreditbeschaffung  erfolgt 
mittelst  Ausgabe  auf  den  Inliabcr  lautender 
verzinslicher  »Pfaudbriefec  Das  frülicre 
System  der  sog.  alten  Pfandbriefe,  weiche 
Parti alliyi>othekeninstrumente  auf  ein  be- 
stimmtes Gut  unter  Mitverhaftung  der  land- 
schaftlichen Koiporation  darstellten,  ist  ver- 
lassen. Uel)er  die  rechtliche  Sicherstellung 
und  materielle  Fundieruug  der  jetzt  allein 
in  Betracht  kommenden  neuen  Pfandbriefe 
ist  folgendes  zu  sagen. 

Die  Pfandbriefe  sind  Schuld vorschrei- 
bnogen  der  Landscliaft,  welche  sich  als  auf 
eine  Hypotheken f orderung  von  gleichem  Be- 
trage fundiert  bezeiclmen.  Wenigstens  ist 
das  bei  den  älteren  Landschaften  der  Fall. 
Der  rechtliche  Ztisammeuhang  zwischen  den 
Pfandbriefen  und  den  Unterlagehypotheken 
ist  in  der  Weise  hergestellt,  dass  die  Pfand- 
briefe von  einer  binderen  Kontrollkom- 
mission mit  vollzogen  werden,  welche  sich 
durch  Einsicht  des  betreffenden  Uypotheken- 
doknments  von  dem  Vorhandensein  eines 
gleich  hohen  Betrages  hypothekarischer  Forde- 
rungen zu  ül>erzeugen  hat,  und  dass  zngleicli 
das  Hypothekendokument  mit  einem  Sperr- 
vermerk versehen  wini.  Letzterer  hat  die 
Wirkung,  dass  der  Qnindbuchrichter  die 
Abtretung  oder  Löschung  der  Hypothek  mir 
g^en  den  ihm  durch  eine  Bescheinigung  zu 
führenden  Nachweis  eintragen  darf,  dass  ein 
gleich  hoher  Betrag  von  Pfandbriefen  aus 
dem  Verkehr  gezogen  ist.  Bei  einzelnen 
Landscliaften  erfolgt  die  Löschung  des 
Sjierr Vermerks  durch  die  Kontrollkommission 
selbst,  unter  der  nämlichen  Voraussetzung, 
Bei  mehreren  Landscliaiten  ist  ferner  statu- 
tarisch vorgeschrieben,  dass  die  Unterlage- 
hyjwtheken  ausschliesslich  für  die  Sicher- 
heit der  Pfandbriefe  haften  und  von  anderen 
Gläubigern  des  Instituts  nicht  in  Anspruch 
genommen  werden  können.  Die  meisten 
neueren  Landschaften  hatien  eine  solche 
Bestimmung,  deren  Rechts  Wirksamkeit  Qtier- 
haupt  nicht  zweifellos  ist  (Motive  zu  dem  in 
den  Jahren  1879/30  dem  Reichstage  vorge- 
legten Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  aas 
Faustpfand  recht  für  PFandbriefe  und  ähnliche 
Schuldverschreibungen),  nicht  aufgenommen. 
Ebenso  haben  die  neueren  Landschaften  die 
Einrichtimg  der  Kontrollkommission  und  des 
Spem'ennerks  nicht  aufgenommen,  für  die 
Erhaltimg  des  Gleichgewichts  zwischen 
Hypotheken  und  Pfandbriefen  sind  hier 
aliein  die  Direktion  resp.  der  Verwaltungs- 
rat  verantwortlich  gemacht- 
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Nach  VoTstelieodem  ist  das  rechtliche 
Band  zwischen  den  Pfandbriefen  und  den 
Unterlagehypotheken  bei  den  einzelnen  Id- 
stituten  bis  jetzt  ein  mehr  oder  weniger 
loses.  In  der  Sache  kommt  es  hierauf 
nicht  wesentlich  an.  Die  Knrichtungen 
der  Landschaften  und  die  Art  ihrer  Ver- 
waltung bürgen  dafür ,  dass  nicht  melir 
Pfandbriefe  in  Cmtaiif  geselat  werden,  als 
Hypotheken  vorhanden  sind,  und  die  Frage, 
ob  den  Pfandbriefbesitzem  ein  Pfandrecht 
an  den  Hypotheken  fordern  n  gen  zusteht, 
für  die  landschaftlichen  Institute  deslialb 
nicht  von  grösserer  Bedeutung,  weil  sie  sich 
mit  Geschäften  anderer  Art  nicht  abgeben, 
die  Pfand briefbesitzer  also  nicht  mit  anderen 
Kategorieen    von    Oläubigern   konkurrieren. 

Letzteres  trifft  allenlings  nicht  zu  bei  den 
für  die  Verbindlichkeiten  der  betreffenden  Dar- 
lehnskassen  haftenden  Landschaften  in  Schle- 
sien und  der  Mark,  vgl. unten Rub 7.  Esistdee- 
halb  immerhin  nicht  ganz  ohne  Wert  für  die 
LÄndschaften,  dass  in  dem  Reichshypotlieken- 
bankgesetz,  welche.s  bekanntlich  den  Inhabera 
der  Hypothek enpfandbriefe  der  Hypotheken- 
banken ein  Recht  auf  bevorzugte  Befriedi- 
gimg aus  den  Unterlagehypothekeu  gewählt, 
ein  Vorbehalt  för  die  Landesgesetzgebung 
vorgesehen  ist,  um  ein  ähnüches  Konkiu«- 
vorrecht  auch  für  die  Inhaber  der  land- 
schaftlichen Pfandbriefe  zu  schaffen. 

Ftlr  die  materielle  Fuudieruug 
der  Pfandbriefe  kommt  in  erster  Linie  die 
Bonität  der  Hypotlieken  in  Betracht,  also 
die  in  den  Einnchtiingen  und  Personen  ge- 
gebenen (üarantieoii  füi-  richtige  Taxen  und 
vorsichtige  Beleihimgen.  Da  indessen  jedes 
Gnind  kreditin stitut,  welches  seine  Aufgabe 
mrklich  erfüllen  will,  mit  der  Mögliclikeit 
eintretender  Verluste  rechnen  mnss,  so  sind, 
wie  bei  den  Hypothekenbanken  das  Aktien- 
kapital, auch  für  die  Landschaften  weitere 
materielle  Qarantieen  erforderlich,  um  unter 
allen  Umständen  die  Pfandbriefe  und  deren 
Zinsen  sicher  zu  stellen.  Zu  dieser  Sicher- 
stellung der  Gläubiger  dienen  in  erster  Reihe 
die  der  Landschaft  als  Korporationen  gehö- 
rigen Fonds,  die  bei  den  einzelnen  Instituten 
eine  sehr  verschiedene  Höhe  erreichen,  femer 
die  Amortisationsfonds  rosp.  das  Amortisa- 
tion sguthaben  des  Schuldners.  Dazu  tritt 
bei  den  alten  Landschaften  die  General- 
garantie der  Kreditverbtmdenen,  d.h.  die 
Solidarhaft  der  der  Landschaft  angehörenden 
Otiter.  Diese  Generalgarantie  ist  eine  durch 
Special gesetz,  nämlich  durch  die  alten  Land- 
schaftsreglemenfs  geschaffene  Verpflichtung, 
also  nicht  auf  privafrechtlichem  Titel  be- 
ruhend und  wird  daher  durch  die  Gniiid- 
bucligesetz^bung  nicht  berührt  Der  tie- 
nei-algarantie  unterliegen  in  Ost-  und  West- 
preussen,  Schlesien  und  Pommern  (hier  je- 
doch  mit  Ausnahme  des   erst   nacliträglich 


der  Landscliaft  angeschlossenen  Neuvorpom- 
mern) alle  bepfandbriefungsfähigcnOflter, 
in  der  Mark  und  Neuvorpommern  nur  die 
wirklich  bepfandbrieften.  In  Schlesien 
unterliegen  auch  die  Staatsdomänen  der  Ge- 
neralganintie,  in  Ostpreussen  die  Domänen 
und  Forsten.  In  Schlesien  und  Westpreussen 
besteht  keine  Genei-algarantie  für  diejenigen 
unter  besonderer  Litern  ausgegebenen  Pfand- 
briofserien,  welche  auf  Grund  von  Be- 
leihungen über  die  erste  Taxhälfte  hinaus 
ausgegebeu  sind. 

Bei  den  neueren  Landschaften  konnte 
eine  derartige  Generalgaiantie  nicht  einge- 
führt wenlen,  es  hätte  dazu  eines  Gesetzes 
bedurft.  Hier  sind  sehr  verschiedene  Sys- 
teme zur  Sicherstellung  der  Pfandbriefe  ge- 
wählt. Es  sind  entweder  besondere  Sicher- 
heifs-  resp.  Reservefonds  ^bildet  (so  für  die 
obigen  Serien  der  schlesischen  und  west- 
preussischeu  Pfandbriefe,  für  die  sclilesischen 
Rustikal-,  die  neuen  westpreussi sehen,  die 
Berliner  und  Posener  Pfandbriefe),  oder  es 
ist  den  Ercdit\-erbundenen  eine  beschränkte 
Nachschuaspflicht  (5  bis  10  "lo  ihrer  Schuld) 
auferlegt  (so  beim  sächsischen,  westfillischen 
und  dem  älteren  schleswig-holsteinischen 
Institute).  Das  Nähere  s.  bei  Saling  T.  II 
S.  300  ff.  Für  die  neue  Sclileswig-Holstei- 
nische  Landschaft  hat  der  gemeinschaftliche 
Fonds  der  adeligen  Klflster  und  Güter  mit 
1  Million  ^fark  die  Garantie   übernommen. 

Alle  diese  an  sich  recht  wesentlichen 
Unterseliieile  in  Bezug  auf  Art  und  Mass 
der  den  Ptandbriefbesitzern  gewährten  Ga- 
rantieen  kommen  übrigens  in  der  Bewertung 
uud  dem  Kurse  der  Pfandbriefe  kaum  zum 
Ausdruck.  Es  spricht  sich  in  dieser  That- 
sache  aus,  dass  das  Publikum,  und  zwar 
mit  Recht,  den  Hauptwert  auf  die  Solidität 
der  Taxen  nnd  Beleihungen  legt  und  in 
dieser  Hinsicht  in  die  Verwaltung  der  Land- 
schirften  gleichniässiges  Vertrauen  setzt.  Es 
darf  indessen  bezweifelt  werden,  ob  ohne 
das  Fundament  der  Generalgaraiitio  die 
Pfandbriefe  bei  ihrer  Einführung  und  später 
sich  dasjenige  Vertrauen  erworben  haben 
würden,  welches  sie  jetzt  aUgemein  besitzen, 
die  Generalgarautie  ist  die  historische  Grund- 
h^e,  auf  der  sich  das  Pfandbriefwesen  ent- 
wickelt hat  und  später  zu  neuen  Bildimgeu 
fortschreiten  konnte. 

Der  Zinsfuss  der  Pfandbriefe  hat  mit 
den  allgemeinen  Geld  verhältnisseil  gewechselt 
und  bietet  ein  getreues  Spi^elbilo  der  Zins- 
bewegung  des  letzten  Jahrhunderts.  Zu 
Ende  der  30er  Jahre  wurde  schon  einmal 
eine  allgemeine  Konvertierung  der  Pfand- 
briefe auf  ^'a"/«  Zinsen  durchgeführt  Der 
erlißhte  Kapitalbedarf,  den  der  Eisenbahnbau 
und  die  Entwickelung  der  Industrie  mit  sich 
brachten,  führten  bald  darauf  wieder  zu 
einer  Verteuenmg  des  Geldstandes,  die  erat 
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voD  Eade  der  70er  Jahre  ao  stetig  nachliess, 
60  dasB  die  inzwischen  ausgegebeoeD  bis  zu 
S"/»  verainslichen  Pfandbriefe  seitdem  all- 
iD&hlich  in  3  '.'i  prozentige  konvertiert  sind 
und  die  meisten  Landschaften  sich  in  den 
Jahren  1894 '95  die  Konvertiermig  auf  S'/o 
durch  zu  fuhren  anschickten.  Gelungen  ist  diese 
KonvertieriiDg,  vie  die  obige  Zusammenstel- 
lung nachweist,  nur  einem  Teile  der  Land- 
schaften, überhaupt  sind  die  rasch  einander 
folgenden  Konvertierungen  für  die  Beliebtheit 
der  Pfandbriefe  als  Änlagepapier  nicht  günstig 
gewesen  und  haben  vielleicht  dazu  beige- 
tragen, dass  der  Kurs  der  Pfandbriefe,  der 
früher  dem  der  Staalspapiere  gleichstand,  in 
neuerer  Zeit  hinter  ihnen  zurückgeblieben 
ist.  Die  Landschaften  sind  niemals,  wie 
früher  die  Hypothekenbanken,  dazu  über- 
gegangen, Prämien  Pfandbriefe  oder  solche 
mit  festen,  bei  der  Einlösung  zahlbaren  Zu- 
schlagen auszugeben,  eine  Maßnahme,  deren 
Bedenklichkeit  inzwischen  auch  von  den 
Hj-pofhekenbanken  anerkannt  untl  jetzt  für 
diese  reichsgesetzlich  untersagt  ist. 

In  neuester  Zeit  ist  unter  dem  Einflüsse 
des  dauernd  sleitrenden  Zinsfusses  die  Ost- 
preuasische  Landschaft  wieder  zur  Aus- 
gabe 4prozentiger  Pfandbriefe  über- 
gegangen. 

Uel)er  die  Kündbarkeit  der  Pfand- 
briefe s.  unten  siib  5  b. 

5.  Hdfae  nnd  Art  des  gewährten  Kre- 
dites, Unkändbarkeit  AniortiaatioD.  a) 
Grenze  der  Beleihung.  Sie  ergiebt 
sich  aus  der  Feststellung  eines  bestimmten 
Taxwertes  der  Liegenschaft  und  aus  der  bei 
den  einzelnen  Instituten  verechieden  feslge- 
setzten  Quote,  bis  zu  welcher  der  Taxwert 
beliehen  werden  darf.  Die  Landschaften 
beliehen  ursprilngüch  die  Hälfte  des  Tax- 
wertes, gegenwärtig  fast  sämtlich  *'3,  die 
Westiireuasische  Landschaft  beleiht  ".'lo  der 
Taxe,  die  Posener,  die  früher  bei  Besitzungen 
mit  weniger  als  30000  Mark  Taxwert  nur 
die  Hälfte  belieh,  hat  in  neuester  Zeit  all- 
^mein  die  */a-Beleihuag  eingeführt.  Die 
in  dieser  Hinsicht  bestehenden  Unterschiede 
kommen  wenig  in  Betracht,  indem  da,  wo 
die  bcleihbare  Quote  niedrig  festgesetzt  wird, 
die  Taxen  höher  auszufallen  iiflegen.  Sehr 
mannigfaltig  sind  die  besonders  bei  den 
alten  Landschaften  im  Detail  ausgebildeten 
Vorschriften  über  das  Taxverfahren.  Im 
ganzen^  sind  3  Grui>])en  zu  unterscheiden: 
Heleihung  nach  der  Grundsteuer, 

H        nach  einer  vereinfachten  Grund- 
steuertaxe und 
„        auf  Grund  förmlicher  Taxe. 

Im  ersten  Falle  wii-d  bis  zu  einein  be- 
stimmten Vielfachen  des  Gnindfiteuerreiner- 
trages,  meist  dem  läfachen,  ohne  weitere 
Ennittelungen  Kredit  bewilligt.  Bei  der 
zweiten    Methode    fmdet   ein    vereinfachtes 


Falle  wird  eine  specieüe  Bonitierungstaxe 
aufgenommen.  Die  zweite  Methode  findet 
vorzugsweise  bei  der  Beleihung  kleinerer 
Besitzungen  Anwendung,  die  dritte  bei  der 
Beleihung  grösserer  Güter.  Die  erste  und 
die  zweite  resp.  die  erste  und  die  dritte 
gehen  alternativ  neben  einander  her,  so  dass 
also  derjenige,  der  nur  auf  einen  geringen 
Kredit  Anspnich  macht,  den  bilügen  mid 
t>equemeu  Modus  der  Beleihung  nach  der 
Grundsteuer  wählen  kann.  Die  fönulichen 
Taxen  sind  teils  Gruodtaxen,  teils  Ertrags- 
taxen; auch  da.  wo  Onindtaxen  eingeführt 
sind,  sind  die  Werte  so  bemessen,  dass  sie 
nicht  den  Kaufwert,  sondern  den  Erti'ags- 
wert  repräsentieren.  Bei  der  Beleiliimg  von 
Forstboden  wird  im  allgemeinen  nur  der 
Wert,  den  der  Qnind  und  Boden  bei  sons- 
tiger Benutzung  haben  würde,  zu  Grunde 
gelegt,  die  Belemuug  der  Forsten  als  solcher, 
weldie  eine  dauernde  Kontrolle  der  Hauungen 
und  Kulturen  voraussetzt,  findet  sich  bei 
der  Schlesischen  Landschaft,  früher  auch  in 
Branden  bui^. 

Die  Aufnahme  der  Taxe  erfolgt  durch 
örtliche  Deputierte,  welche  als  Mitglieder 
der  Landschaft  für  die  Richtigkeit  der  Taxe 
selbst  mit  einstehen  mtlssen;  wegen  der 
Taxfestsetzung  s.  oben  sub  '2. 

b)  Art  der  Kreditgewährung. 
Küudbarkcit.  Znschussdarlehen.  Die 
Landschaften  gewähren  Amortisationsdar- 
lehen,  welche  vom  Si^huldner  mit  den  statu- 
tarischen Kündigungsfristen  jederzeit,  von 
der  Landschaft  nui'  aus  bestimmten  Gründen 
(Vermögens verfall,  Devastation  und  ähnliche) 
aufgekündigt  wenlen  können.  Dem  Kündi- 
gungsrechte des  Schuldners  entspricht,  da 
das  Gleichgewicht  zwischen  Hypotheken  und 
Pfandbriefen  aufrecht  erhalten  werden  mnsa, 
die  Küudbarkeit  der  Pfandbriefe  auch  ausser- 
halb der  im  gewöhnlichen  Amortisations ver- 
fahren erfolgenden  Tilgung.  Auffälliger- 
weiae  war  in  den  alten  preussischen  Regle- 
ments der  der  Unkündbarkeit  des  Pfand- 
briefdarlehens seitens  der  Landschaft  not- 
endig kori'psiMjndierende  Auasclduss  der 
Kündigung  durch  deu  Pfand briefbesitzer 
nicht  vorgesehen,  sogai-  den  Pfandbriefbe- 
sitzern aus<lrfleklich  das  Recht  der  Aufkün- 
digung beigelegt  (z.  B.  Kiu^  und  NenmiU'- 
kisdies  Kreditreglement  von  1777  §  271). 
Es  hatte  dies  wohl  darin  seinen  Grund,  daes 

,  als  das  Institut  der  Landschaften  noch 
neu  war,  für  die  Pfandbriefe  ohne  Gewäh- 
rung eines  Küudigungsrechts  nicht  sicher 
auf  Abnehmer  rechnen  konnte.  Das  Kün- 
digungsrecht ist  gelegentlich  der  oben  er- 
wähnten Konvertiernngen  in  den  30er  Jahren 
überall  beseitigt  und  zwar  ohne  Vorbehalt, 

dass    die   Pfand  briefbesitzer    auch    bei 
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etwaiger  Nichtzahlung  der  Pfeindbriefzinseu 
nicht  küiidigeD  können. 

Die  Darich  DB  valnta  zahlen  die  alten  Land- 
schaften in  Pfandbriefen,  deren  Verwertung 
die  sub  6  gedachten  Darlehn  akassen  dem 
Schuldner  vermitteln,  die  Hanno vei-schen 
Institute  in  bar.  Wenn  der  Kurs  der  Pfand- 
briefe unter  dem  Nennwerte  steht,  gewähren 
die  allen  Landschaften  aus  bereiten  Mitteln 
dem  Schiddner  zur  Au^leichung  der  Kurs- 
differenz auf  Verlangen  Zuschussdar- 
lehen, auf  welche  samt  den  dafür  zahl- 
baren Zinsen  die  für  die  Hauptschuld  7,n 
zahlenden  Amortisation sraten  fOr  eine  Reihe 
von  Jahren  verrechnet  werden.  Das  Ver- 
fahren ist  also  hier  ein  ähnliches  wie  das 
der  Hypothekenbanken  behufs  Deckung  des 
Disagio  der  H\'pothekenpfandbriefe. 

c)  Leistungen  des  Schuldners. 
Verwaltungskoaten.  Die  Landschaften 
gewähren  nach  der  Natur  ihrer  Organisation 
den  Kredit  so  billig,  als  es  die  Goldmarkts- 
verhältnisse gestatten.  Besondere  Beiträge 
zu  den  Verwaltungskosten  werden  nur  bei 
den  jüngeren  Instituten  erhoben,  wahrend 
bei  den  älteren  diese  Kosten  aus  den  Ziiiseu 
des  Korporationsvermögens  (früher  aus  den 
tjuittungsgroschen)  bestritten  wei-den.  Die 
eigenen  Fonds  der  Landschaften  sind  zum 
grössten  Teile  dui-ch  Mehrleistungen  der 
Schuldner  in  früherer  Zeit  zusammenge- 
bracht; die  bei  der  Fundation  gewährten 
staatlichen  Beihilfen  bilden  nur  einen  kleinen 
Teil  derselben. 

d)  Amortisation.  Verfügung  über 
den  Amortisationsfonds.  Den 
alten  preussischen  Laudschaftsreglements 
war  eine  Verpflichtung  der  Schuldner  zu 
Amortisations Zahlungen  fremd.  Gegenwärtig 
ist  sie  fibei'all  eingeführt,  aber  in  sehr  ver- 
schiedenem Umfange  und  unter  verschieden- 
artigen Modalitäten.  Die  neueren  Land- 
schaften haben  allgemein  '/t  bis '.4"/«  Amor- 
tisation. Eine  regelmässige  Amortisation  mit 
1/2  "/o  und  darüber  findet  ferner  bei  der 
Schlesischen,  der  Märkischen  Landschaft  und 
den  Hanno  verseilen  Instituten  statt.  Ebenso 
ist  für  diejenigen  Beleihungen,  auf  Grund 
deren  Centralpfandbriefe  ausgegeben  werden 
(8.  Centrallandschaft  unten  sub  7)  eine  regel- 
mässige Amortisation  (früher  wenigstens 
•'S  %)  vorgeschrieben.  Bei  der  Pommerschen 
Landschaft  kann  der  Schuldner,  sobald  er 
5%  seiner  Schuld  amortisiert  hat,  verlangen, 
von  weiteren  Amortisation  szahlun  gen  ent- 
bunden zu  werden,  muss  sich  aber  des 
Rechtes,  über  den  Amortisationsbestand 
yrflter  zu  verfügen,  unwiderruflich  begclien. 
Bei  der  Westpreussischeu  Landscltaft  wu-d 
für  den  in  die  erste  Werthältle  fallenden 
Teil  der  Schuld  10  Jahre  lang  i.i"/o  Amor- 
tisation erhoben,  der  jenseits  der  ei-sten 
Werthälfte  liegende  (der  Kredit  auf  das  6. 


Zehntel  der  Taxe)  wird  dauernd  mit  ^'a^/o 
amortisiert.  Bei  der  ostpreussischen  Ijand- 
schaft  sind  seit  1899  die  früheren  Amorti- 
sations Vorschriften  (s.  den  Art.  Land- 
schaften im  Suppl.-Bd.  I  zur  1.  Aufl.  des 
H.W.B.  S.  626)  dahin  verschärft,  dass  bei  den 
Darlehen  über  die  1.  Werthälfte  der  über 
diese  Hälfte  hinausgehende  Betrag  mit  •/»"/o 
des  ganzen  Darlehens  jährlich  amortisiert 
werden  muss. 

Eine  freiwillige  Verstärkung  der  Amorti- 
sationszahlimgen  ist  überall  gestattet. 

Der  Natur  des  Amortisationskredits  ent- 
sprechend, ist  das  an  sich  dem  Schuldner 
zustehende  Recht,  Löschung  oder  Abtretung 
des  getilgten  Teiles  seiner  Schuld  zu  bean- 
spnichen,  reglementarisch  beschränkt,  meist 
dahin,  dass  mindestens  10  %  der  Schuld 
getilgt  sein  müssen.  Darüber  hinaus  ist 
aber  bei  den  meisten  Landschaften  dem 
Schuldner  das  Recht  gewährt,  nach  Tilgung 
von  10  "/o  auf  Höhe  dieses  Betrages  den 
landwirtschaftlichen  Kredit  aufs  neue  in  An- 
spruch zu  nehmen, also  die  Aushändigungeines 
seinem  Tilgungsguf  haben  entsprechenden 
Pfandbriefbetrages  zu  fordern,  wobei  eine  vor- 
nan gigeTaxrevisiou  stattfindet  (Z.B.Reglement 
ler  Pommerschen  Landschaft  von  1889,  §  291). 
6.  Die  Beleihang  des  bänerUchen 
Während    die   neueren    Land- 


ziigleich  füi'  den  bäuerlichen  Besitz  begrün- 
det sind,  waren  die  alten  Landschaften  ur- 
spnlnglich  nur  für  die  Rittei^ter  bestimmt 
und  haben  erst  später  freiwillig  ihren  Kredit 
den  bäuerlichen  Stellen,  genauer  den  nicht 
m it  Rittergutscuiaiität  versehenen  Besitzungen, 
zugänglich  gemacht.  Besondere,  unter  Mit- 
verwaltuug  der  ritterschaftlichen  Institute 
stehende  Einrichtiingen  bestehen  in  Schlesien, 
der  Mark,  Pommern  und  Westpreiissen ,  in 
den  letzteren  3  Pi-ovinzen  als  selbständige 
Korporationen  organisiert.  In  Ostpreusaen 
ist  der  bäuerliche  Besitz  in  die  Laodsc^haft 
selbst  aufgenommen.  Da  dasselbe  auch  von 
der  neuen  Posener  Landschaft  gilt,  so  be- 
stehen innerhalb  der  Monarchie  nur  für  die 
obigen  4  Provinzen  gesonderte  Eijirichtungen 
für  den  bäuerlichen  Pfandbriefkredit.  Die 
untere  Grenze  der  Beleihungsfähigkeit  ist 
im  allgemeinen  auf  75  bis  150  Mark  Gnmd- 
steuerreinertrag  oder  einen  entsprechenden 
Kapitalwerl  festgesetzt,  schliesst  also  die 
grossbäuerliclien ,  die  mittleren  und  einen 
Teil  der  selbständigen  kleineren  Stellen  in 
die  Beleihung  ein.  Erheblich  weiter  und 
bewussterweise  unter  die  Grenzen  einer  selb- 
ständigen Ackcmahrung  dehnt  die  Schlesische 
Landschaft  ihre  Beleinungen  aus,  sie  hat 
im  Jahre  1S95  den  erforderlichen  Mindest- 
betrag von  30  auf  15  Mark  Grundsteuer- 
leinertrag  herabgesetzt. 
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Wegen  der  mit  der  Beleihung  des  bäuer- 
lichen Besitzes  erzielte  Erfolge  vgl,  unt«Q 
suh  9. 

7.  Nebengeschäfte  der  L.,  Fener- 
Tersicbening ,  Darlehnskasseii.  Beson- 
dere, unter  Verwaltung  der  Landschaft 
stehende  Feiiersi^ietäten  für  die  Versicherung 
der  zur  Ijandschaft  gehörenden  Güter  be- 
stehen in  OstpreuBsen  und  Westpreussen. 
Von  aUgemeiner  Bedeutung  sind  die  land- 
BChafÜiciieii  Darlehnskassea.    Die  erste, 

C'  ':  unter  der  Firma  »Landwii-tacbaftliche 
k»,  wurde  im  Jahre  1848  von  der  Schle- 
ffischen  Landschaft  begründet.  Die  übrigen 
rechtselbi sehen  Provinzen  sind  nachgefolgt, 
so  dass  gegenwartig  in  KCnigsberg,  Danzig, 
Posen j  Berlin,  Stettin,  Br^lau  und  Halle 
derartige  Kassen  bestehen,  von  denen  die 
in  Berlin  mit  einem  Jahresumsätze  von 
ca.  1300  Millionen  Mark  und  die  in  Breslau 
mit  einem  solchen  von  ca.  400  MUhoneii 
Mark  weitaus  die  bedeutendsten  sind.  Die 
Kassen  sind  mit  Ausnahme  der  Märkischen 
und  der  Sciilesischen,  für  welche  die  Land- 
schaft haftet,  als  selbständige,  aus  landschaft- 
lichen Fonds  dotierte  und  mit  Korporationa- 
rechten  versehene  Anstalten  eingerichtet. 
Ihre  Stammkapitalien  beiragen  ausschliess- 
lich der  bereits  angesammelten  Reservefonds 
bei  der  Kasse  in: 

BerÜn  .     .    .    2  688  ooo  M. 
Breelan     .    .    s  ooo  ooo  „ 
EUni^berg    .    2000000   „ 
Danzig      .    .     1 300  000   „ 
Posen    .    .    ,     a  000  000    „ 
Stettin      .    ,    2000000   „ 
Halle    ...    3  000  000   „ 
Diese  Kapitalien  verzinsten  eich  im  Durch- 
schnitte   mit    6 — 10  ",'0.     Die    Reinerträge 
fliessen,  soweit  sie  nicht  zum  Reservefonds 
der  betreffenden  Kassen  genommen  werden, 
den  Eigentümlichen  Fonds  der  Landschaft 
oder  den  AmortisationsfondB  zu  und  kommen 
damit   der  Gesamtheit   zu  gute.     Wichtiger 
als  diese  direkten  Einnahmen  sind  die  in- 
direkten Vorteile,  die  den  Kreditverbundenen 
dnrch  die  Vermittelung  der  Darlehnskasse 
erwachsen  und   sie  vom  Bantierkredit  un- 
abhängig machen.     Das  Hauptgeschäft  der 
Darlehnskasse n    ist    die    Finanzierung    des 
Pfand briefgeschäfts ,  also   der  Verkauf  und 
Ankauf  von  Pfandbriefen,  die  Zahlung  der 
Pfandbrief  Zinsen    und   der  Valiiten  für 
geloste  Pfandbriefe,    die  Vermittelung   von 
Pfand briefkon vertierungen,  endlich  die  diireh 
Gewährung  von  Vorsdiüasen  und  Ablösimg 
von  Privathypotheken  erfolgende  Vermitte- 
lung der  Bepfandbriefung  für  die  einzelnen 
Kredit  verbundenen.    Daneben  betreiben  die 
Darlehnskassen    Bankiergeschäfte    aller    Art 
mit  Ausschluss   spekulativer  Transaktionen, 
insbesondere    das    Depotgeschäft:    sie    ge- 
währen,  in  erster  Lime   den  Kreditverbun- 


denen, vorübergehende  Kredite  gegen  Wech- 
sel oder  Verpfändung  von  Wertpapieren  oder 
Hypotheken.  Die  L^lehnskassen  sind  dem- 
nach zu  bezeichnen  als  Personalkreditin- 
stitnte,  welche  ziir  Unterstützung  und  Er- 
gänzung des  landschaftHchen  Kreditwerkes 
bestimmt  sind. 

8.  Die  CeDtrallsDdachaft.  Zur  weiteren 
Fortführimg  des  Associationsprinciiies ,  auf 
welchem  die  Landschaften  beruhen,  ist  die 
unter  dem  21.  Jlai  1873  Allerhödist  be- 
stätigte Centralland  Schaft  bestimmt.  Sie  ist 
ein  von  9  Landschaften  begründeter  Ver- 
band, der  den  Zweck  hat,  durch  Schaffung 
eines  einheitlichen  mit  den  Vorzügen  des 
Pfandbriefes  ausgestatteten  Wertpapieres  ein 
internationales  Anlagepapier  zu  schaffeu  und 
""  für  den  Pfandbnefltredit  den  Weltmarkt 

erobern.  Zu  demselben  Zwecke,  aber 
auf  anderer  Onmdlage  war  schon  einige 
Jahi-e  vorher  die  Preussisehe  Centralboden- 
kredit- Aktiengesellschaft  gerundet  worden. 
Das  Statut  der  Centralland schaft  ist  bestrebt, 
den  angeschlossenen  Landschaften  möglichste 
Bewegungsfreiheit  zu  lassen.  Die  Land- 
schaften behalten  die  Befugnis  zur  Ausgabe 
pro\'inziel!er  Pfandbriefe;  die  BewiUigung 
von  Pfandbrief  darlehen  in  Ceiitralpßind- 
briefen  erfolgt  selbständig  durch  die  Pro- 
vinz iallandschaften  nach  iliren  eigenen  Be- 
leihungsgnmdsätzeiK  nur  bedürfen  Ab- 
ftodeningen  der  Taxprincipien  und  Be- 
leihungsgnmdsätze  dei' Zustimmung  der  aus 
den  obersten  Verwaltungsorganen  der  an- 
geschlossenen Institute  gewählten  Central- 
landschaftsdirektion.  Die  für  die  Sicherheit 
der  Centralpfandbriefe  gesdiaffenen  Garan- 
tieen  sind  wesenthch  provinzieller  Natur 
(Saling-Siegfried  S.  344).  Zur  allgemeinen 
Garantie  dienen  die  Araortisations vertrage 
der  zum  centrallandschaftlichen  Verband  ge- 
hörigen Grundstücke,  welche  vorkommenden- 
falls  nach  näherer  Anordnung  der  Centi-al- 
land Schaftsdirektion  ziu"  Deckung  von  Ver- 
lusten mit  herangezogen  werden  können 
(Statut  g  22).  Der  Austritt  aus  dem  Ver- 
bände ist  den  angeschlossenen  Instituten 
gestattet,  ebenso  können  andere  Landschaften 
mit  Genehmigung  der  dem  Verbände  ange- 
hörenden Landschaften  sich  ihnen  an- 
schltessen. 

Die  Centralland  Schaft  hat  den  erwarteten 
allgemeinen  Auschluss  nicht  gefunden  und 
infolgedessen  die  in  sie  gesetzten  Hoffnungen 
auch  nicht  voll  erfüllen  können.  Mehrere 
der  bei  der  Gründung  beteiligten  Institute 
sind  inzwischen  wieder  ausgeschieden.  Von 
den  nind  2^'»  Milliarden  preussischer  Pfand- 
briefe, welche  Ende  1897  umliefen,  waren 
nur  336  Millionen  Centralpfandbriefe,  die 
Schlesische  Landschaft  für  sich  allein  hatte 
eine  grössere  Pfandbriefversur ,  imd  so  ist 
auch  der  Kursstand  der  Centralpfandbriefe 
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dem  der  im  Piihlikiim  von  altera  her  be- '.  diese  Institute  mit  rlen  liandschafteit  inj 
kannten  provinziellen  Pfandbriefe  gegenüber  j  allgemeinen  nicht  konkumereD.  Da,  -wo  die 
keinesw^  hervorragend.  Der  Gnind  für '  Landschaften  entwifkelt  sind,  beschrankt 
den  verhältnismassig  geringen  Anklang,  den  .sieh  deshalb  das  Geschäft  der  Hypotheken- 
das  Institut  getimden  hat,  scheint  darin  zu  I  banken  vorw-iegend  auf  die  städtischen  Be- 
ilegen, dass  die  Provinziallandschaften  die  ieihuugen.  Die  grosse  Bedeuttmg  der  Un- 
mit  der  Centralisation  unvermeidlich  ver-  kündbarkeit  liegt  namentlich  darin,  dass  der 
bimdeno  Beschränkung  ihrer  Selbständigkeit  ■  Schuldner  (der  seinerseits  stets  kündigen 
als  überwiegenden  Nachteil  empfinden.  !  kann)  zwar  den  Vorteil  von  einem  Sinken 
9.  Erfolge  und  weitere  Ziele.  Die ,  des  Zinsfusees  liat,  nicht  aber  den  Xachteil 
Dienste,  welche  die  Landschaft  als  Vei^  I  von  einem  Steigen,  was  in  der  jetzigen  Zeit 
mittlerin  zwischen  dem  kreditbedürftigen ,  gespannter  Geld  Verhältnisse  besonders  in  die 
Gnmdbesitz  und  dem  Kapital  dem  letzteren :  Erscheinung  tritt, 

leistet,  pflegen  gewöhnlich  weniger  beachtet  \  lieber  die  Resultate  der  Gesamten twicke- 
zu  werden.  Und  doch  liegt  anf  der  Hand,  i  lung  der  Landschaften  liegt  zusamnienhän- 
■was  die  Bereitstellung  von  über  2  Milliarden  !  gendes  Material  nicht  vor.  Wir  beschränken 
Anlagewerten ,  die  sich  in  den  schwersten  ■  nns  daher  auf  fo^nde,  den  Geschäftsberich- 
Krisen  des  Jahrhunderts  als  sicher  erwiesen  ten  der  Märkischen  I^ndschaft  entnommene 
haben,  für  das  solide  Kapital  bedeutet.  Auch  Äjigaben,  die  in  gewissem  Masse  auch  für 
in  der  jetzigen,  die  grossen  Güter  des  Ostens  [  die  Verliältnisse  der  Übrigen  alten  T^nd- 
vorzugsweise  treffenden  landwirtschaftlichen  schaften  als  typisch  gelten  können.  Die 
Kalamität  bewährt  sich  glänzend  die  Vor- 1  beiden  in  Betracht  kommenden  Institute, 
sieht,  mit  der  in  den  Zeiten  des  landwirt-idas  Kur-  und  NeumärkiseheEitter- 
schaftlichen  Aufschwunges  die  Leitungen Ischaftiiche  Kreditinstitut  (für  die 
der  Institute  jede  Ceberspannung  des  land-  ■  Beleihungen  des  grösseren  Besitzes)  und  das 
schaftlichen  Kredits  vermietlen  haben.    Mit  j  mit   ihm   unter    gemeinsamer    Verwallui^ 


vollem  Grunde  zeigt  sicli  daher  der  Pfand- 
brief kredit  von  den  Wirkungen  der  all- 
gemeinen Depression  unberilhrt. 

Aber  die  weitaus  grössei-e  Bedeutung 
der  Ijandschaften  liegt  nicht  in  ihren  Leis- 
tungen für  da«  Kapital,  sondei-n  in  der 
verbesserten  Einrichtung  des  ländlichen 
Gnindkredits.  Dem  Interesse  des  Gnmd- 
besitzcs  entspricht  ein  unkündbarer  und 
möglichst  billigerßealki-edit.  Unkünd- 
baren Kredit  geben  neben  den  Landschaften 


stehen<ie  Neue  Brandenburgische 
Kreditinstitut  (für  den  bäuerlichen  Be- 
sitz) erstrecken  sieh  auf  die  Kur-  und  Neu- 
raark  in  ihrer  1777  bestandenen  Abgrenzung, 
die  sich  mit  der  jetzigen  Provinz  Branden- 
burg nur  teilweise  deckt. 

Ä.  Beim  ritterschaftlichen  Insti- 
tute waren  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres 
1S97  bepEandbrieft  1031  Güter  mit  einer 
teils  in  Kur-  und  Neumärkischen .  teils  in 
Centralpfandbricfen     aii.'^pefertigten    Pfand- 


auch    Hypothekenlianken     und    kommunale  briefschuld     von     20^468340    Mark. 
Kreditanstalten  (nicht  Sparkassen),  aber  in  |  durchschnittliche  Beleiliung  belief  sich  also 
Bezug  auf  die  Billigkeit  des  Kredits  können  lauf  197  OtW  Mark. 
Von  der  Geswntbeleihung  eatfallen  anf: 

die  Altmark  niid  Friegoitz 146  Güter  mit  25382950  M. 

„    Mittelmark 354      .,        „     56162000   „ 

„   Uckermark 164     „       „    40616670  „ 

„   Neumark 367      »       p    80  306  720  „ 

Zusammen    1031  Güter  mit  202  46S  340 


Errichtung  desselben  im  Jahre  1777  aus- 
gefertigten Pfandbriefe,  abzüglich  der  in- 
zwischen getilgten: 


Die  fortschreitende  Bepfandbriefung  der 
Güter  im  Bereiche  des  Kur-  und  Neu- 
märkischen  Ritterschaftlichen  Kretlilinstituts 
eigiobt  folgende  Zusammenstellung  der  seit 

von  1777  bis  zum  Jahre  1785  mit    3700200  Thlra.  =     u  100600  M. 

n  ti    n    n     n    1'95   n    3  64O  3OO    ^  =:   lO  920  90O  „ 

^  n        7,        n  n        I8OÖ  „   3842300   „  =   II  526  900  „ 

7.     -,    n    B     n    1815   „    4221S0O    „  =   12665400  „ 

n     n    n    B     n    ^^Ö      „         8  246  65O    „  ^24  739  95O 

"   "   "   "   "   }^t  "  ""'55°   «        -  34657650  „ 

"         "         -  '         Jf*^      "       "2631650         „  =      37894950  r, 

'  "         -         "  "         Jf^      "       "765150         ,  =■      38295450  r. 

1  PI         n         n  n         1™0      „       I7  I80450         „  =      51  541  350  „ 

n   B   »   I.   PI   1875  „  27401  533   „   10  Sgr.  =  82204600  „ 

"   "   "   -   -      Jfg? 152551580  „ 

J'     B    Ti    n     n    'oyo 192303  100  „ 

1     "    n    tf     n    ISSG 197404160  „ 

"   -   B   B   „1897 202468340  ; 
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Die  Wertermittelnugen  behafs  der  Bepfandbriefnng  haben  stattgef onden : 
ft)  Dech  rittersch liftlichen  Bouitiernngataxen  bei 661  Gütern 

b)  nach  ritterschaftlichen  Grnndsteuertaien  bei 31z       „ 

c)  nach  dem  Schluüssatz  in  g  9  des  [jtatnts  der  Centrallandschaft  fQr  die  prenssi- 
achen  Staaten  vom  21.  Mai  1873  (zun  vollen  15faeheD  Betrage  des  Grandstener- 
Beinertrases)  bei 55       „ 

d)  auf  Qnmd  nachgewiesener  älterer  Erwerbspreise  bei 3       „ 

Die  Zahlung  der  PfaüdbriefliypothDken- 1       Der  gesamle  Bestand  der  Specialainorti- 
ziasen  erEol^  in  zunehmendem  Masse  durch  j  satioiisfonds  beti-ug  Ende  1897 : 
ÄnweiHung  auf  die  Coiiten   der  Kreditver- !  21043776  M  34  Pf 

bUQdenen    bei    der  Ritterschaft! ichen   Dar- 1       p^  ^-^^  p^^^,^  regiementarisch  für  et- 

VerwaltungskostenbeitrÄge    werden    seit,  ^^  ,1^    Korporationevermögens    die 

.„^r^r    Zp,t    vnn    dPn    Kr<vl,tverh,,mlenen  ,  q^^^,^^^^^.^     fast    16%    der    pfandbrief- 
Bchuld. 

Die  Amortisationsfonds  fflr  sich  betragen 
nicht    viel    mehr    als    10  "/o    der    Pfwid- 


längerer  Zeit  von  den  Kredit  verbundenen 
nicht  erhoben.  Die  Erhebung  der  beträcht- 
lichen ,    dem    Institute    realem  entarisch    zu- 

stehendeo  Abgaben  ,md  SebUmn  ist  .bis  „_^,,,  ,.,^^  ,„^.„^  ^^  ,„_„  ^^_.  ^_^,^. 
auf  TOIeres.  eingcBtelit  80  dass  »1«.  er- 1  („^^j^^^,,,,,  „  ^,,ji„,  ^  j^  ;„  ^. 
forderliohenfalls  darauf  m-ackgeenHen  »-er- i  i         ;    j^  Erreichung  de.  lii 


den  kann. 

Dm  KorporationsvermGgen  betrug 

1860 

53  Pf. 

3073799   , 

67    , 

1870 

4961075    „ 

36    « 

1800 

9054876    „ 

29    „ 

Von  den  gesamten  seit  184ä  aufgek< 


:  forderl lohen  Minimalbetrages  von  10%  der 
I  Tilgungs bestände  die  Löschung  des  getilgten 
I  Betrages  beantragt  wird.  Inwieweit  nach 
!  erfolgter  Löschung  eine  neue  Kreditbewilli- 
Igung  nachgesucht  ist,  eiT^iebt  sich  nicht, 
'eine  direkte  Inanspi-uch nähme  des  auf  10% 
I  angesammelten  liIgungsfondB  durch  den 
I  Schuldner  (wie  bei  anderen  Landscliaften) 
;  findet  nicht  slatt. 

Amortisationsbeständen  sind  verwendet; 


r  BUckzahlung  gewahrter 


in  Ffandbrief- 

ablOsongea 


barer 

Pfandbriet- 
Eorsditferenz- 

Zuschüsse 


Ali 


Pfandbrief- 

Kursdiffereiiz- 
ZoscbUssen 


VorschuBS- 
Darlehen 


mit  5  bezw,  4  Prosent 


1708285      I  56  I      344  S83 


I    10187573 

Zu  erwähnen  ist  noch ,  dass  im  Jahre  1  B.  Bei  dem  für  den  bäuerlichen  Besitz 
1897  zur  Verstärkung  der  Amortisation  frei-  bestimmten  NeueuBraudenburgischenKredit- 
wiUig  von  den  Schiddnern  7^5910  Mark ;  Institute  waren  Ende  1898  im  ganzen  a397 
61  Pfennig  eingezahlt  wurden,  welche  in  j Grundstücke  mit  125003250  Mark  beliehen, 
dem  obigen  Ämortisationsbestande  mit  in-  Die  Höhe  derDurchschnittsbelastung  betnig 
begriffen  sind.  Es  bleibt  aber  die  Möglich-  lalso  14900  Mark  gegen  16200  Mark  im  Jahre 
keit,  dass  ein  Teil  dieser  Einzahlungen  nicht !  1894, 17700  Markim  Jahre  1890,22000  Mark 
eigentlich  zum  Zwecke  der  beschleunigten  j  im  Jahre  1885,  40000  Mark  im  Jahre  1880. 
Schulde ntilgtmg ,  sondern  zu  dem  Behiife  I  Diese  Zahlen  zeigen,  wie  das  Institut  in  zu- 
geleislet  ist,  die  Amortisationsguthaben  auf  i  nehmendem  Masse  sich  der  Belelhung  des 
10%  der  Schuld  zu  bringen,  um  alsdann  k  1  e  i  n  e  r  e  n  ländlichen  Besitzes  zuge- 
nach  Löschung  eines  entsprechenden  Teils  [  wendet  hat. 
der  Schuld  aufs   neue  Kreait  zu  nehmen.     ] 

Von  der  Geeamtbeleihnng  entfallen  auf: 

die  Altmark  nsd  Priegnitz 14S5  Grundstücke  mit  19969000  M. 

„    Hittelmark 3044  „  „  48  838  800   , 

„    Uckermark      1 127  „  „  40  241 950   „ 

Neumark 2741  „  „  35  953So^ 


8397  Grundstücke  mit  125003250  M. 
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Unter  den  8397  Grundstücken  bpfioden] 
sich  515  stfidtische,  dem  Betriebe  der  Land- 1 
Wirtschaft  gewidmete  Grundstücke.  | 

Neu  eingetreten  in  die  Bepfandbriefung 
sind  während  des  Geschäfts]  ahres  1898  538 1 
Gnindstücke,  ausgeschieden  aus  der  Bepfand-  j 
btiefung  sind  wahrend  desselben  Zeitranmes  | 
78  Gruadstflcke  infolge  Ablösiing  der  Pfand-  i 
biiefschuld.  I 

Die  im  allgemeinen  fortschreitende  Be- 
pfandbriefiiDg  der  Grundstücke  im  Bereiche  ■ 
des  Neuen  Brandenburgischen  Kreditinstituts  | 
ergiebt  folgende  Zusammenstellung  der  seit  | 
Errichtung  desselben  (Statut  rom  30.  August 
lS69j  ausgefertigten  Pfandbriefe,  abzüglich 
der  inzwisclten  getilgten: 


bis  Ende 

im  ganzen 

bei  Grund- 

Btöcken 

M. 

1870 

4 

47  550 

1875 

739950 

1880 

93 

3694600 

1885 

30144800 

4195 

74  274  300 

1895 

6649 

105672900 

1896 

7348 

114496000 

1897 

1898 

8397 

125  003  350 

Von  besonderem  Interesse  ist  das  bei 
diesem  Institut  angegebene  Verhältnis  der 
Neu  beleihungen  zu  denjenigen  Fällen,  wo 
die  Pfandbrief  auf  nähme  nur  zur  Umwand- 
lung bestehender  PrivatUj'potheken  diente. 
Die  Pfandbrief  schuld  war  zur  Eintragung 
in  das  Grundbuch  gelangt: 
ab  neue  Schuld  mit  .  .  49750628  M.  53  Pf. 
durch  Umachfeibung  von 

Hypotheken  mit.    .    .    75252621    ,    47   ,. 
znaatomen  wie  vor  mit  .  125003250  M.  —  Pf. 

Die  Wertermittelungen  behufs  der  Be- 
pfaudbrtefung  sind  erfolgt:  a)  nach  ritter- 
Bchaftliehen  Äbschätzungsgrundsfttzen  (Boni- 
tierungstaxen)  bei  299  Grimdstilcken,  b)  nach 
Grundsteuertaxen  bei  6514  Grundstücken, 
c)  nach  dem  Schlusssatz  in  §  9  des  Statuts 
der  Centralland Schaft  für  die  preussiachen 
Staaten  vom  21.  Mai  1873  (zum  vollen  15- 
fachen  Betrage  des  Orundstenerreinertrages) 
bei  1584  Grundstücken.  Die  Tügungsbe- 
st&nde  betrugen  Ende  1898  6016778  Mark 
42  Pfennige. 

Aus  den  laufenden  Tilgungsbeständen 
sind  zu  Pfandbriefablösuogen  und  zur  Eöck- 
zahlung  gewährter  barer  Pfandbriefkurs- 
differenzzuschflsse  und  Torschussdarlehen 
hezw.  für  Zinsen  davon  in  dem  Zeiträume 
vom  Jahre  1873  bis  zum  31.  Dezember  1898 
folgende  Gesamtbeträge  verwendet: 


zur  BQckzahlnug  gewährter 

zur  TerzinBnngr  von 

zu  Pfandhrief- 

ablOBungen 

M.            Pf. 

barer 
Pfandbrief- 
EuradifFereoz- 

ZOBCbllBBC 

M.          ]Pf. 

barer 
VorsehnsB 
Darlehen 

M. 

Pf. 

baren 

Pfandbrief- 

Kursdifferenz- 

ZnschUssen 

M.            Pf. 

baren 

Vorschusa- 
Darlehen 

M.          1   H. 

548596*         88 

951536       36 

164587 

60 

366021         67 

29  7»4           75 

Das  Korporation s vermögen  des  Instituts 
ist  noch  gering.  Die  Verwaltungskosten 
trägt  das  ritterschaf  Üiche  Haupti  nstitut  gegen 
das  massige  Pauschquantura  von  '/io°/o  des 
Pfandbri  ef Umlauf  es ,  wovon  seit  einigen 
Jahren  noch  ein  Teil  dem  Sicherheitsfonds 
des  bäuerlichea  Instituts  zufliesst. 

Zur  Verzinsung  und  allmählichen  Ab- 
bürdung  des  Pfandbriefdarlehens  hat  der 
Darlehensnehmer  folgende  Jahreszahlun- 
gen von  den  Pfand briefdarlehen  zu  leisten: 
a)  Zinsen  für  die  Pfandhriefinhaber  4  bezw. 
3'/i  oder  3  Prozent,  b)  zur  Tilgung  der 
Pfandbriefschuld  '12  Prozent,  c)  Beitrag  zu 
den  Verwaltungskoßten  bezw.  zum  Sicher- 
heitsfonds des  Neuen  Brandenburgischen 
KreditinetitutB  (vgl,  oben)  '/lo  Prozent. 

Wie  bei  diesen  Instituten,  ist  auch  bei 
den  übrigen  Landschaften  der  Pfandbrief- 
umlauf in  den  letzten  15—20  Jahren  sehr 


bedeutend  gestiegen.  Da  die  Werte  der  Be- 
sitzungen seitdem  nicht  gestiegen  sind  und 
von  den  Neubepfandbrietimgen,  soweit  es 
sich  um  die  grösseren  Güter  handelt,  jeden- 
falls nur  der  kleinere  Teil  auf  der  Konver- 
tierung ältewr  Privathypotheken  beruht,  so 
zeigt  sich  in  der  zunehmenden  Anspannung 
des  landschaftlichen  Kredits  eine  Zunahme 
der  Gesamt  Verschuldung  des  ländlichen 
Grundbesitzes,  die  ja  auch  aus  anderweifen 
Erhebungen  bekannt  ist.  So  bedenklich 
diese  Erscheinung  auch  ist,  so  zeigt  sie  doch 
andererseits  evident  den  Nutzen  der  land- 
schaftlichen Einrichtungen ,  die  es  dem 
Grundbesitzer  ermöglichen,  in  Zeiten  der 
Not  innerhalb  der  Grenzen  der  Sicherheit 
seinen  Kredit  in  der  vorteilhaftesten  Weise 
auszunutzen.  Beständen  die  Landschaften 
nicht,  so  würde  die  Gesamt  Verschuldung 
nicht  geringer  sein,  wohl  aber  weit  lästiger 
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und  drückender,  vermöge  hfirtorer  Zinsbe- 
diDgiingea  und  der  Gefahr  einer  eintretenden 
Kündigung. 

In  der  Natur  der  an  bestimmte  Normen 
gebundenen  Korporation  liegt  es,  äasa  den 
Landschaften  die  Leichtigkeit  der  Bewegung 
abgeht,  die  den  kaufmännischen  Hypotheken- 
bauken  inne-wohnt.  Nicht  selten  sind  Klagen 
über  Seh  werf ftlligkeit,  Langsamkeit  und  Kost- 
spieligkeit des  Beleihungs Verfahrens  gehört 
worden.  Indessen  ist  in  dieser  Beziehung 
in  den  letzten  Jahrzehnten  wohl  bei  sämt- 
lichen Instituten  eine  durchgreifende  Besse- 
rung eingetreten,  wohin  namentlich  die 
Enführung  vereinfachter  Taxgrundsätze  für 
niedrige  Beleihungeu  zu  rechnen.  Das  leb- 
hafte Interesse,  welches  sich  gerade  in 
neuerer  Zeit  den  Landschaften  wieder  all- 
gemein zugewandt  hat,  sowie  das  rege  Leben 
in  den  Isrndschafthchen  Institutionen  giebt 
die  Gewähr,  dass  die  Institute  auch  künftig 
in  den  Leistungen  der  Veigangenheit  nur 
einen  Ansporn  zur  weiteren  Vervollkomm- 
nung empfinden  werden. 

Von  manchen  Seiten  wird  dasAmorti- 
sationswesen  bei  den  Landschaften  als 
veraltet  reSp.  ungenügend  nnd  widerspruchs- 
voll angegntten.  Auf  der  einen  Seite  ver- 
wirft man  für  die  heutigen  landwirtschaft- 
lichen Verhältnisse  einen  Amortisationszwang 
überhaupt,  weil  die  Amortisation sraten  viel- 
fach nicht  mehr  aus  den  Gutserträgen  her- 
auszuwirtschaften  seien  und  weil  bei  dem 
häufiger  als  früher  eintretenden  Besitzwechsel 
es  dem  Verkäufer  nicht  immer  gelingt,  den 
Käufer  zur  Vergütung  des  Amortisations- 
bestandes  zu  bestimmen,  wobei  er  alsdann 
der  Früchte  seiner  Sparsamkeit  verlustig 
geht  Den  principiellen  Anhängern  der 
Amortisation  andererseits  geht  der  Amorti- 
sationszwang  nicht  weit  genue',  namenthch 
weisen  sie  darauf  hin,  dass  aurch  die  Be- 
fugnis des  Schuldners,  nach  Erreichung  einer 
bestimmten  HOhe  über  das  AmortisatioDS- 
gntbaben  zn  verfügen,  die  Schuldentilgung 
vereitelt  werde. 

Vorab  ist  zu  bemerken,  dass  die  Amorü- 
ealion  für  das  Kreditinstitut  noch  eine  andere 
selbständige  Bedeutung  hat,  indem  der 
Amortisaüonsbestand  der  Sicherung  der 
Pfandbriefe  dient  und  einen  audemfalls  er- 
forderlichen und  von  den  Scliuldnern  auf- 
zubringenden Sicherheitsfonds  ersetzt  Diesem 
Zwecke  genügt  aber  ein  Amortisationsfonds 
von  massiger  HOhe,  wie  er  auch  unter  dem 
jetzt  den  Schuldnern  eingeräumten  Ver- 
fUgungsrechte  erreicht  wird. 

Vom  allgemeinen  Standpunkte  ist  das 
Princip  der  allmähhchen  Schuldentilgung, 
■welches  praktisch  nur  im  Wege  der  Zwangs- 


sein soU.  Das  aufzustellende  Postulat  muss 
dahin  gehen,  dass  Meliorationsschulden  aus 
den  Erträgen  der  Meliotation,  sonstige 
Schulden  bis  zur  Wiederkehr  desjenigen  &- 
eignisses,  welches  die  Schuldaufnahine  ver- 
uraacht  hat,  also  Krbschaftsschulden  bis  zum 
vermutlichen  Eintritte  des  nächsten  Erb- 
falles getilgt  werden.  Mit  dem  Gedanken 
der  Zwangsamortisation  ist  auch  noch  ver- 
einbar, dass  das  Amortisationsguthaben  nach 
Art  einer  Kautionshypothek  für  den  Personal- 
kredit des  Schuldners,  also  für  Fälle  eines 
enden  Ueldbedörfnisses  nutz- 
bar gemaciit  wird.  Dagegen  ist  zuzugeben, 
dass  das  Amortisationswesen  der  Land- 
schaften in  der  jetzigen  Form  und  bei  der 
bisweilen  allzu  geringen  Höhe  der  Amorti- 
itionsbeitrSge  dem  Gedanken  der  Schulden- 
tilgung nicht  Genüge  leistet.  Die  volle 
Durchführung  des  Gedankens  scheitert  aber 
an  den  gegebenen  Verhältnissen.  Wthde 
den  Schuldiiern  die  Verfügung  über  das 
Amortisationsguthaben  entzogen,  so  würde 
die  Folge  vielfach  die  sein,  dass  sie,  um  die 
Herausziehung  des  Guthabens  durchzusetzen, 
im  Wege  der  Darlehensaufnahme  bei  einer 
Hypothekenbank  oder  einem  Privatgläubiger 
die  Pfandbrief  schuld  ablösen.  Schon  jetzt 
wird  dieses  Mittel  bisweilen  benutzt,  um 
vor  der  Zeit  den  AmorfisationsbeBtand  her- 
auszuziehen. .Tedenfalls  i§t  die  Zeit  des 
Sinkens  der  Reinerträge  nicht  dazu  geeignet, 
den  Schuldner  zu  stärkeren  Jahresleistungen 
heranzuziehen  oder  ihm  den  Rückgriff  auf 
ein  vorhandenes  Guthaben  besonders  zu  er- 
schweren. Ist  Bo  zur  Zeit  die  volle  Diux:h- 
führung  des  principiell  Richtigen  nicht  er- 
reichbiff',  so  ist  es  doch  auch  unter  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  keineswegs  ans- 
geschlossen,  dem  Ziele  näher  zu  kommen. 
Neigung  und  Verständnis  für  Schulden- 
tilgung ist  bei  der  ländlichen  Bevölkerung, 
auch  bei  der  bäuerlichen,  überall  vorhanden, 
wie  schon  die  freiwilligen  ZuzaMungen  zum 
Amortisationsfonds  zeigen,  es  kommt  darauf 
au,  dies  zu  benutzen.  Die  Art,  wie  die 
Amortisation  bei  den  alten  Landschaften 
eingeführt  wurde,  giebt  in  dieser  Hinsicht 
eine  auch  für  die  Gegenwart  lehrreiche 
Parallele.  Jenes  geschah,  indem  bei  der 
Ende  der  30er  Jahre  erfolgten  Konvertierung 
der  Pfandbriefe  von  4  auf  3'/»  "/o  die 
Schuldner  die  bisherigen  Zinsen  von  4''/i> 
fortbezahlten,  wovon  Vt"!«  fortan  zur  Amor- 
tisation verrechnet  wurden.  Bei  den  gegen- 
wärtig zahlreich  s tatf findenden  und  noch 
weiter  ins  Äuge  gefassten  Konvertierungen 
bäuerlicher  Pnvathj-potheken  in  Pfandbnef- 
hypotheken  ist  es  aber  gar  nicht  einmal 
nötig,    dass   die   Schuldner   die  seitherigen 


amortisation  zu  erreichen  ist,   unzweifelhaft  Zinsen  fortbezahlen,   um  zu  einer  durchaus 
das  richtige,  da  der  Zustand  der  Verschul-  wirksamen  Amortisation  zu  gelangen.  Sichere 
düng   des  Grundbesitzes  nicht  der  normale! tAuerlicheHyiiotheken  werden  vielfach  noch 
HMidwäTtcibacb  der  SU&taniuenaebafleii,   Zvelu  AoOBga.    Y.  30 
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mit4Vi  bis  ^",'0  verzinst,  während  die  Land- 
schaften wenigstens  bis  auf  die  neueste  Zeit 
des  Steigens  des  Zinsfusses  zu  3  bis  S'/a  */o 
Kredit  gewährten.  Auch  bei  Ermässigung  des 
bisheiigen  Zinsfusses  auf  eine  Gesamtjahi-es- 
leißtung  von  4'.'i  bis  4'.'i''/i)  wtlrde  daher 
noch  eine  Amortisation  von  1  bis  VWIo  er- 
übrigt werden.  Bei  sachgemässer  Einwir- 
kung wird  es  in  solchen  Falten  gewiss  ge- 
lingen, den  Schuldner  zur  freiwilligen 
Uebemahme  einer  höheren  als  der  regle- 
mentarisch  vorgeschriebenen  Ämojtisationtt- 
qiiote  zu  bestimmen, 

Ceborhaupt  ist  die  erhöhte  Nutzbar- 
machung der  Landschaften  für  den 
bäuerlichen  und  kleinbänerlichen 
Eesitz  in  Preussen  unzweifelhaft  eine  ihrer 
wichtigsten  Aufgaben.  Die  Institute  haben 
sich  in  neuerer  Zeit  dieser  Aufgabe  mit 
staatlicher  Förderung  eifrig  angenommen. 
In  den  Jahren  1895  bis  1897  sind  die  land- 
schaftlichen Reglements  fast  durchweg  in 
der  Richtung  geändert,  dass  das  Taxvcr- 
fahren  für  den  bäuerlichen  Besitz  verein- 
facht, die  Kosten  ermässigt  und  die  Höhe 
der  Beleihung  in  ein  richtigeres  Verhält- 
nis zu  dem  Werte  der  kleineren  Besitzungen 
gesetzt  ist.  Nächstdem  sind  die  vereinigten 
Bemühungen  der  Landschaften,  Latidwirt- 
schaftskanimem  und  staatlichen  Behörden 
darauf  gerichtet,  durch  Bekanntmachungen, 
Vorträge  u.  s.  V-.  die  Vorzüge  des  land- 
schaftlichen Kredits  dem  bäuerlichen  Stande 
näher  zu  rücken  und  ihn  zu  veranlassen, 
dass  er  von  dem  landschaftlichen  Kredite 
auch  wirklich  Gebrauch  macht,  namentlich 
durch  Konvertierung  vorhandener  hochver- 
zinslicher kündbarer  Privat  hypothekcn.  Einen 
wie  grossen  Anteil  diese  Konvertierungen  an 
den  Pfand briefdarlehen  haben,  zeigt  die 
oben  für  das  Neue  Brandenburgische  Kredite 
Institut  gemachte  Angabe.  Zn  erwähnen  ist 
insbesondere,  dass  die  Ostpreussische  Ijand- 
Bchaft  seit  einigen  Jahren  die  zweckmässige 
Eimichtung  getroffen  hat,  nacli  vorgängiger 
öffentlicher  Bekanntmachung  an  Ort  und 
Stelle  durch  einen  Land schaftsrat  kostenlose 
Auskunft  über  den  landschaftlichen  Kreilit 
erteilen  und  Darlehensantiäge  aufnehmen  zu 
lassen.  Meldet  sich  hierbei  eine  Mehrheit 
von  Teilnehmern  in  demselben  Orte,  so 
werden  gegen  ermässigte  Oebühren  soge- 
nannte Doi-ftaxen  aufgenommen,  was  im 
Jahre  1898  in  78  Ortschaften  geschehen  ist. 

Immerhin  ist  das  Geschehene  nur  als 
ein  Anfang  zu  bezeichnen.  Auch  in  den 
Pmvinzen  Branden  bürg,  Ostpreussen 
und  Schlesien,  wo  die  Angelegenheit  von 
den  Landschaften  am  meisten  gefördert  ist, 
ist  die  Zahl  der  wirklich  beJiehenen  bäuer- 
lichen Güter  nur  ein  ziemlich  kleiner  Teil 
der  überhaupt  vorhandenen  und  beleihbaren. 
In  Brandenburg  stehen  den  8400  belichenen 


Gnmdstückeo  50000  beleihimgsfähige  gegen- 
über. Die  grosse  Mehrzahl  dieser  Besitzun- 
gen ist  nicht  etwa  unverschuldet,  sondern 
mit  höher  verzinslichen  und  kündbaren  Sw- 
tassen-  und  Privat hypotlieken  belastet.  Be- 
trug doch  der  ländliche  Hypotheken  besitz 
der  preussischen  Öffenthchen  Sparkassen  im 
Jahre  1892  (bezw.  1892  93)  rund  995  Mil- 
lionen Mark,  die  ^nz  überwiegend  auf 
mittlere  und  kleinere  Besitzungen  ausgeliehen 
sind.  In  Brandenburg  betrug  die  Zahl  48 
Millionen  Mark.  Allerdings  haben  sich 
durch  den  Einfluss  des  Vorgehens  der  Land- 
schaften auch  die  Sparka^n  vielfach  zu 
einer  Ermässigimg  des  Zinsfusses  ihrer 
Hypotheken  veranTasst  gesehen,  um  die 
Schuldner  bei  sich  festzuhalten. 

In  Ostpreussen  waren  im  Jahre  1897 
an  Besitzungen  vorhanden 

bia  zu  5  ha  ansBchliesalicb  .  160250 

von  6  bis  10  ha      .    .    ,    .  21000 

„    10  bis  60  ha  ansscliheBäl.  36  500 

„    50   „  200  „           ,.  7  500 
„    200  ha  und  darüber 


Von  diesen    2*7  000  Betrieben 

sind  nach  der  Grösse  der  fietriebsflädien 
als  nicht  beleihuugsfähig  abzusetzen,  d.  h. 
unterhalb  des  beleihbaren  Mindeatwerts  von 
1500  Mark  landschaftlichen  Taxwertes  be- 
legen, alle  Besitzungen  unter  5  ha  und  ^,'3 
der  Besitzungen  von  5  bis  10  ha.  Es  ver- 
bleiben 527a0  Betriebe,  von  denen  noch 
etwa  5000  Pacht-  und  Nebenbetriebe  auf 
fremdem  Boden,  der  schon  mit  der  übrigen 
Gutsfläche  in  den  londwirtschafthchen  Be- 
trieben gezählt  ist,  abzuziehen  sind.  Es  ver- 
bleiben davon  47  750  beleihbare  Grundstücke 
gegenül>er  rund  12000  wirklich  beliehenen. 

Durch  den  Hinzutritt  des  bäuerlichen 
Besitzes  wird,  wie  auch  die  geraachten  Er- 
f^mmgen  zeigen,  die  Sicherheit  der  land- 
schaftlichen Institute  keineswegs  gefährdet, 
die  bäuerlichen  Stellen  sind  eher  wider- 
standsfähiaier  in  Krisen  als  die  grossen 
Güter,  nnd  ferner  sind  sie  leichter  verkäuf- 
Hch,  weil  die  Zahl  der  Reflektanten  grösser 
ist.  Um  den  Bauernstand  zu  bestimmen, 
dass  er  von  der  Möglichkeit  der  Pfandbrief- 
beleihung  wirklich  allgemein  Gebrauch 
macht,  genügt  es  nicht,  das  Beleihungsver- 
faliren  tnunlichst  zu  erleichtern,  sondern  bei 
der  geringeren  Gesciiäftsgewandüieit  und 
Beweglichkeit  der  betreffenden  Bevölhe- 
nmgskreise  werden  auch  weiterldn  die  land- 
schÄlichen  Organe  in  Verbindung  mit  den 
Landwirtschaftskammem,  den  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  und  den  Behörden 
den  Beteiligten  einen  kräftigen  Anstoss  geben 
müssen. 

lO.Die  privat^  aellschaftlichen  Gmnd- 
kreditvereinigoo)^».  Nach  dem  Vorbilde 
der  Landschaften  haben  sich  vielfach  Grund- 
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Landschaften— Laut! wirtschaftliche  Arbeiter 
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besitzervereiDiping«n  gebildet,  welche  in 
der  Form  einer  reineo  Privatgesellschaft 
(Hier  Qenosseoschaft  das  Pfand briefgeschäft 
unternahmen  and  hierbei  verm^  des  Privi- 
legiums zur  Ausgabe  von  Inhaberpapieren 
der  Staatsaufsicht  unterstellt  wurden.  Als 
solche  sind  zu  nennen : 

a)  der  Danziger  Hypotheken  verein  von 
1868, 

b)  der  landschaftliche  Ereditverband  ftlr 
die  Provinz  Schleswig- Holstein  von 
1882 '), 

e)  die  Stettiner  National  -  Hj-potheken- 
Kreditgesellschaft,  E.  Ö.  von  1870, 

d)  der  landwirtschaftliehe  Kreditverein 
im  Könip^ich  Sachsen  von  1866, 

e)  diebayenschelandwirtschaftlicheBank, 
e.  G.  m.  h.  H.  von  1896. 

Zum  Teil  haben  sich  solche  privatrecht- 
lichen »Landschaften  ■<  später  in  öffentliche 
Institute  umgewandelt,  dies  ist  der  Fall  bei 
der  oben  sub  2  genannten  Landschaft  der 
Provinz  Sachsen.  In  den  Kreisen  der  städti- 
schen Grund-  und  Hausbesitzer  vereine  be- 
steht gerade  in  neuester  Zeit  eine  starke  Strö- 
mungzuGunsteneinerderartigen  korporativen 
Oi^nisation  des  Gnindkredits ,  wobei  die 
entgegenstehenden  Schwierigkeiten  bisweilen 
unterschätzt  werden.  Eine  dieser  Schwierig- 
keiten besteht  in  dem  hänfigen  Besitzwechsel 
bei  stadtischen  Gnindsfflcken,  vermöge  dessen 
eine  wirkliche  Selbstverwaltung  durch  den 
Grundbesitz  weniger  leicht  durchf(lhrl)ar  ist 
als  bei  dem  stabileren  ländlichen  Besit7,.  Bei 
dem  öffentlichen  Berliner  Städtischen  Pfand- 
tarifamt (oben  sub  2)  ist  denn  auch  der  An- 
teil der  Hausbesitzer  an  der  Verwaltung 
nicht  entfernt  so  gross  wie  bei  den  eigent- 
lichen Landschaften. 

Ueber  die  Bewährung  der  privatgcsell- 
söhaftlichen  Anstalten  läsftt  sich  ein  allge- 
meines urteil  nicht  fällen,  vr'ie  das  nach 
ihrer  Natur  als  Privatgesellschaften  begreif- 
lich. Einem  lebhaften  BedOrfnisse  scheint 
das  snb  e  erwähnte  bayerische  Institut  enf- 
g^n zukomme D ,  das  aus  der  Initiative  der 
bayerischen  Landwirtschaft  hervorgegangen 
ist  und  den  Mangel  einer  bestehenden  land- 
schaftlichen Einrichtung  ersetzen  soll.  Es 
hat  in  den  ersten  2  Jahren  seines  Bestehens 
bereits  1955  Beleihimgen  mit  einer  Gesamt- 
summe von  12750650  Mark  aufzuweisen. 
In  Bezug  auf  die  Rechtsform  künftig 
entstehender  Institute  dieser  Art  ist  zu  be- 
merken, dasB  durch  g  2  des  Hypothekenbank- 
gesetzes den  eingetragenen  Genossenschaften 
wie  den  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  der  Betrieb  des  Pfandbrief geachäfts 
untersagt  ist.  Neue  Bildungen  müssen  also 
die  Form  eines  Vereins  im  Sinne  des  g  22 

')  ist  nach  Abscliliiss  dieses  Aufsatzes  in 
ein  Öffentliches  Kreditiustitnt  umgewandelt. 


des  Bflrgerlichen  Gesetzbuchs  annehmen, 
die  vermfee  der  Elasticitfit  der  Bestimmnn- 
gen  des  Gesetzbuchs  auch  ganz  wohl  für 
diesen  Zweck  geeignet  ist. 

Lftteratnr:  Die  amecre  EntKifielungtgarhiehti! 
namenüirh  der  prtnutüfhfit  Landsrhaflen  inl 
vitlfach  Gegenlland  der  Darttellmig  gewtifa. 
Zur  ergfoi  OrienlUnmg  tind  folgende  ISehriftejt 
geeigntt:  Saht,  Daratelluag  da  We'e»4  der 
lyandbrie/e  in  den  tgl.  prent».  Staatea,  i  Teile, 
1818,  Haut  vnd  Beriis.  —  KohUchÜtUr, 
Veber  landechaftiicbe  Kreditay »lerne,  im  Arekia 
der  pol.  Oeko-BOmie  von  Rau  und  JlantMii,  X,  F., 
1.  Bd.,  1348,  S.  ÜlOff.  —  Baiow-Cummeroui, 
l'eber  Fremtcnl  tandschaJÜ.  Kreditvereine,  Berlin 
ISiS,  S.  Aufl.  —  Boyer,  De»  {ntiituUon»  de 
credit  foneier  en  AlUmagne  et  en  Beigigue, 
Pari»  1845.  —  Hübtusr,  Die  Banken,  Bd.  I, 
1854,  S.  106  ff-.,  Bd.  II,  S.  ISS  f.  —  Engnele 
det  BiindceraU»  über  dal  ffypothelutnbankieeieii, 
1S6S,  pnteim.  —  Glerke,  Da»  deut»ehe  Ge- 
nosiensrhaftrrecht,  I.  Bd.:  Bechlige»rhir-hU  der 
deuliclien  Gmoucntchaft,  Berlin  1888,  S.  lOGS  f. 

—  Deraelbe,  Die  Geno»»en»chafuUitorir  und 
die  devUehe  Bechl«prechuitg,  Berlin  1387,  patiim. 

—  U.  Bramer,  Die  GrundtrediUittliluie  in 
PTeu»»en.  in  der  ZeiUekr.  det  preu»i,  alat.  Bnr. 
1867.  S.  eis  ff.  —  Bracher.  Die  Hgpolhekfa- 
baaJCea,  Berlin  1867  (Separakibdruet  au»  dem 
Wagenertcken  Slatittlexikon).  —  Meltten,  Der 
Boden  und  die  landirirltchiifilichen  Verhaitnitte 
de»  preun.  Staate»,  III.  Bd.,  Berlin  1871,  S.  180  ff. 

—  Kni^,  Der  Kredit,  S.  H/llfte,  187D,  Berlin, 
S.  290 ff.,  S.  i74ff  —  SaUnga  BCrtenpitpierr. 
für  1S97:9S,  Ted  1  und  IS,  Beriiu  ISO?.  — 
Apputti  di  Slatiilifa  e  legi»taritme  eoaipa- 
rala  »ugli  iatiiuli  di  crediUt  foadiario,  Soina 
1834.  — Banne,  Slaaler.  der  preu»»,  Monarchie, 
4.  Bd.,  g.  Abt.,  1884:  über».  Dar»teUung  der 
preutt.  Landtck.-  und  Krediliyeteme,  Preutient 
landvirUehafltickf  Veni^aUaaij  in  den  Jahren 
28S4—1S87.  —  Berieht  de»  Minltfert  fdr  innrf- 
•rirUehaJt  au  Seine  Majealät,  1.  Bd.,  1888,  S.  75. 

—  Hecht,  <\Landtchiiften<'  in  der  1.  Aufl.  diete» 
Werte»,  Bd.  IV,  S.   927  f. 

Hermes. 


LandwirtichaftUcbe  Arbeiter. 

1.  Charakteriatik  der  1.  A.  2.  Geschicht- 
liches und  Staüstischei.  Ü.  Die  einzelnen 
Gruppen  der  1.  A.  nnd  deren  wirtschaftliche 
Lage.  4.  Die  vorhandenen  l'e  beistände  nnd 
deren  Beseitigung. 

.  Charakteristik  der  1.  A.  Unter 
landwirtschaftlichen  Arbeitern  versteht  man 
solche  Personen,  welche  mit  Lohn- 
arbeit im  landwirtschaftlichen 
Gewerbe  beschäftigt  sind  und 
hierdurch  die  Mittel  zu  ihrem 
Unterhalt  ganz  oder  doch  vor- 
zugsweise erwerben.  Der  durch  die 
Jahreszeit  und  die  jedesmaligen  Witterungs- 
verhältnisse  bedingte   Betrieb    der    Land- 
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'Wirtschaft  btiugt  es  mit  Rieh,  dass  in  ihm 
<ler  Bedarf  au  Arbeitskräften  eia 
sehr  wechselnder  ist:  im  Sommer  viel 
grösser  als  im  Winter,  in  der  zweiten  IlSlite 
des  Sommers  und  au  sonnigen  Tageu  stSrker 
-als  in  'der  ersten  Hälfte  des  Sommers  und 
an  Regentagen.  W&lirend  bei  den  meisten 
haudwerksmäseigen  und  industriellen  Be- 
trieben, abgesehen  von  den  zuweilen  ein- 
tretenden Perioden  eines  besonderen  Aid- 
schwunges  oder  fitlcitganges  der  Geschäfte, 
-der  Bedarf  an  Arbeitskräften  das  ganze 
Jahr  hindurch  ein  anuähemd  gleichmäßsiger 
ist,  steigt  derselbe  in  der  Landwirtsohaft 
während  des  Sommers  durchschnittlich  min- 
■destens  auf  das  Doppelte  bis  Dreifache,  in 
manchen  Perioden  auf  das  Vier-  bis  Sec-Jis- 
fache  des  Bedarfs  während  des  Wintere. 
JDie  Landwirtschaft  kann  daher  nicht  einmal 
annähernd  die  gleiche  Anzahl  von  Lohnar- 
beitern während  des  ganzen  Jahres  beschäf- 
tigen. Die  meisten  landwirtschaftlichen 
"Verrichtungen  sind  einfacher  Natur  und  be- 
dürfen zu  ihrer  Ausführung  keiner  beson- 
deren, schwer  anzueignenden  Geschicklich- 
keit Dabei  sind  die  landwirtschaftlichen 
Arbeiten  in  ihrer  Gesamtheit  sehr  mannig- 
faltig; jede  menscldiche  Kraft  kann  dabei 
eine  angemessene  Verwendung  finden; 
Männer,  Frauen,  halberwachsene 
Personen,  Eiuder.  Weil  mm  der  Be- 
darf an  Arbeitskräften  im  Laufe  des  Jahres 
ein  sehr  wecheelnder  ist,  so  werden  Frauen 
und  Finder  während  dos  Wintere  nur  in 
ganz  geringer  Ausdehnung  zu  landwirtschaft- 
lieher  Lohnarbeit  benutzt.  Auch  im  Sommer 
ist  ihre  Verwendung  nur  selten  eine  fort- 
dauernde. An  Regentagen  werden  bloss 
wenige  gebraucht;  manche  Em tear heilen 
können,  ausser  im  Hochsommer,  nur  am  Nach- 
mittag vollzogen  werden ;  die  meisten  land- 
wirtschaftlichen Arbeiten  lassen  es  auch  zu, 
dass  sie  stunden-  oder  tageweise  imter- 
brochen  werden.  Durcli  solche  Umstände 
ist  es  bedingt,  dass  die  in  der  Industrie 
öfters  eintretenden  schädlichen  Folgen  der 
Frauen-  und  Kinderarbeit  oei  den 
land\«'irtschaftlichen  Arbeiten  sich  nur  selten 
zeigen;  wo  sie  vorkommen,  sind  sie  leicht 
zu  vermeiden,  ohne  den  landwirtschafthchen 
Betrieb  zu  gefährden.  Im  Qe^nteil  ist  die 
Lohnarbeit  der  Frauen  und  Kinder  für  Ar- 
beitnehmer wie  Arbeitgeber  von  Vorteil; 
ersteren  gewährt  sie  einen  nicht  unerheb- 
lichen ZuschuRs  zu  ihrem  sonstigen  Lohn- 
verdienst, letzteren  bietet  sie  ein  wichtiges, 
ja  unentbehrliches  Mittel,  um  dem  wechseln- 
den Bedarf  au  Arbeitskräften  gerecht  zu 
werden,  ohne  unerschwingliche  Opfer  zu 
bringen  und  ohne  die  Gesundheit,  das  Fami- 
lienleben, die  Kindererziehung  der  Arbeiter 
zu  beeinträchtigen.  Nicht  nur  den  Frauen 
und  Kindern,  sondern   sämtlichen  landwirt- 


schaftlichst Arbeitern  kommt  es  xu  gute. 
daSB  die  landwirtst^ftlidien  A'eirichtnngen 
so  mannigfaltiger  Natnr  sind  und  meist 
nicht  in  geschlossenen  RSumen,  soadera  im 
Freien  ausgeführt  weid^i.  Ebeoso  wie- 
Jahreszeit  und  WittraruDg  ändern  sieh  die 
im  lacdwirtsrfiaftlichen  Betrieb  ^-orktHnmen- 
den  Arbeiten ;  ffir  die  Thätigkeit  des  Geistes 
und  KOrpere  bieten  sie  fortwährend  AWedi- 
seiung  und  schützen  dahw  vor  einseit^er 
Inansprticb  nähme  geistiger  odw  kCqteriicher 
Ki'äfte.  Nicht  minder  vbiikt  der  beständige 
Aufsithalt  im  Fr^en  und  die  Beschäftigung 
mit  der  lebendigen  Pflanzen-  und  Tierwelt 
auf  die  leibliche  wie  seelische  Gesundheit 
der  landwirtschaftlidten  Arbeitei-  gflnstig 
ein.  Für  Beurteilimg  der  Lage  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  ist  femer  der  Um- 
stand wichtig,  dass  die  tägliche  Arbeits- 
dauer sich  je  nach  der  Jahreszeit  sehr  ab- 
weichend gestaltet;  unter  Abzug  derEssens- 
und  Ruhepausen  währt  sie  an  den  kOrzesten 
Wintertagen  oft  nur  7^8  Stunden,  im 
Sommer  dehnt  sie  sich  auf  12,  in  manchen 
Gegenden  und  Perioden  auf  13—14  Stunden 
aus.  Weiter  muss  in  Betracht  gezogen  wer- 
den, dass  ein  grosser  Teil  der  &ndwirt- 
sctiafüichen  Arbeiter  eigenen  oder  e  r  - 
pachteten  Grundbesitz  hat,  weldier 
ihnen  eine  mehr  oder  minder  erhebliche 
Quote  ilu:es  Lebensunterhaltes  gewährt;  die 
hierftir  aufzuwendende  Arbeit  wird  haupt- 
sächlich von  den  Frauen  und  Kindern  ge- 
leistet, so  dass  der  Lohn  verdienst  des  Mannes 
keine  oder  doch  niu"  eine  unbedeutende 
Schmäleruug  erleidet.  Unter  den  landwirt- 
schattiichen  Arbeitern  ohne  Grundbesitz  ei^ 
halten  sehr  viele  von  den  Arbeitgebern 
ausser  dem  baren  Goldlohn  noch  Woh- 
nung, Landnutäung,  Viehfutter,  Getreide  und 
andere  Naturalien,  welche  zusammen  oft 
den  bei  weitem  grösseren  Teil  des  Gesamt- 
lohnes ausmachen.  Der  den  landwirtschaft- 
lichen Arbeitern  ^zalilte  Barlohn  bietet  da- 
her an  und  für  sich  keinen  sicheren  Anhalt 
zur  Beurteilung  ihrer  wirtschaftlichen  Lage. 
In  Gegenden  mit  dichter  Bevölkerung  und 
namentlich  mit  sehr  ent^vickelter  Industrie 
kommt  es  auch  vielfach  vor,  dass  die  land- 
wirtschaftlichen Art>eiter  nur  im  Sommer  in 
der  Landwirtschaft,  im  Winter  dagegen  in 
städtischen  Gewerben  thätig  sind  oder  einige 
Familienglieder  in  der  Landwirtschaft,  andere 
in  der  Industrie  ilu«n  Verdienst  finden. 

Aus  dem  Gesagten  ei-giebt  eich  ein  Zwei- 
faches. Erstens  ist  es  unzulässig,  bei  Be- 
lurteilung  der  Verhältnisse  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  \-on  den  gleichen  Voraus- 
setzungen auszugehen,  wie  sie  für  Beurtei- 
lung der  Zustände  der  industriellen  Arbeiter 
gerechtfertigt  sind.  Die  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit, die  tägliche  Art>eitsdauer ,  die  Art 
und  Höhe  des  Lohnes  üben  auf  die  gesamte 
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wirtechafüicbe  nnd  soziale  Lage  sowie  auf 
<1b6  äussere  und  innere  Wohlbefinden  dei' 
liuidwirtsch&ftlichea  Arbeiter  6inea  ganz 
aaderea  Einfluss  aus  wie  auf  die  eatspre- 
cbendea  ZuslAode  der  industriellen  Arbeiter, 
De^iaJb  ist  es  auch  nicht  gerechtfertigt, 
staatliche  Anordnun^u,  die  für  industrielle 
Arbeiter  zweckmässig  sind ,  ohne  weitei-os 
auf  landwirtschaftliche  Arbeiter  zu  über- 
tragen. Schon  die  Anwendung  der  Kranken-, 
Unfall-  und  Altersversicherung  auf  die  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter,  wie  wünschens- 
wert ßie  in  gewissen  Beziehungen  gewesen 
sein  inag,  hat  zu  manchen  UazutrSglichkei- 
ten  Veranlassung  g^eben  und  manche  alt- 
bewährte Einriditung  beseitigt.  Zweitens 
kann  die  wirtschaftliche  Lage  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  mit  einiger  Sidierheit 
nur  beurteilt  werden,  wenn  man  dieselbe  in 
ihren  Einzelheiten  genau  kennt.  Letz- 
teres ist  um  so  schwieriger,  als  sie  in  den 
verschiedenen  Gegenden  so  abweichend  sich 
gestaltet  Zu  einer  ausreichenden  Beurtei- 
lung mnss  man  wissen:  wie  hoch  der  bare 
Geldlohn  im  Sommer  und  im  Winter  ist, 
ob  die  Arbeiter  das  ganze  Jahr  Beschäfti- 
gung haben,  ob  und  welche  Naturalien  sie 
neben  dem  Geldlohne  beziehen,  ob  sie  eige- 
nen oder  erpachteten  Grundbesitz  haben,  ob 
Frau  und  Kinder,  ohne  ilire  sonstigen  Pflich- 
ten zu  verletzen,  zeitweise  Lohnarbeit  finden 
und  verrichten  etc.  Die  Kenntnis  von  die- 
sen und  anderen  Zuständen  ist  um  so  weni- 
ger verbreitet,  als  die  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  sehr  isoliert  imd  nie  in  grossen 
Mengen  zusammenwohnen.  Hieraus  erklärt 
es  sich,  weshalb  über  die  Lage  der  land- 
wirtachaftUchen  Arbeiter  so  abweichende 
Urteile  laut  werden, 

2.  Geschichtliches  und  Htatiatische'fl. 
Während  des  Mittelalters  und  bis  tief  in  die 
Neuzeit  hinein  existierte  kein  besonderer 
Stand  von  landwirtschaftlichen  Arbeitern. 
Die  betreffenden  Arbeiten  wurden  zum  weit 
flberwi^ienden  Teile  von  den  besitzlosen 
Xjeibeigenen  sowie  von  den  hßrigen  oder 
^tsunterthänigen  Bauern,  welche  nicht  nur 
ihre  eigenen  Felder,  sondern  auch  die  der 
grossen  GrundhciTen  zu  bebauen  hatten, 
ausgefOhrt.  Auch  die  besitzlosen  Leibeige- 
nen standen  meist  im  Familien  zusammen- 
hange mit  der  bäuerlichen  Bcvölkenmg. 
Freie  land wii-t  schaftliche  Arbeiter  gab  es 
nur  in  sehr  geringer  Zahl,  so  dass  von  einem 
besonderen  Stande  der  landwirtschaftlichen 
Aiiieiter  nicht  die  Rede  sein  konnte.  Diese 
Verhältnisse  dauerten  bis  zur  Bauernbe- 
freiung (s.  d.  Art.  oben  Bd.  II  S.  343ff. 
und  Agrargeschichte,  Neuzeit  oben 
Bd.  I  S.  88  ff.),  welche  in  Deutschland 
in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhun- 
derts sich  vollzog.  Aus  dem  vereinzelten 
Vorkommen   freier  ländlicher  Lohnarbeiter 


darf  man  nicht  schliesseu,  dass  diese  einen 
irgend  nennenswerten  Bruchteil  der  Bevöl- 
kerung ausgemacht  oder  dass  sie  gar  als 
eine  besondere  Volksklasse  sich  betrachtet 
haben  oder  von  anderen  als  solche  betrach- 
tet worden  sind.  Dies  konnte  um  so  weni- 
ger geschehen,  als  die  überwiegende  Mehr- 
zahl der  vorhandenen  freien  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  entweder  selbst  kleine  Grund- 
besitzer oder  doch  Angehörige  von  bäuer- 
lichen Familien  waren.  Der  Beweis  für 
diese  von  manchen  bestrittene,  aber  für  die 
Beurteilung  der  jetzigen  Lage  der  landwirt- 
schafüichen  Arbeiter  wichtige  Tliatsache 
liegt  einnaal  darin,  dass  noch  während 
des'  18.  Jahrhunderts  die  über  Landwirt- 
schaft handelnden  deuLschen  Schriften  den 
Begriff  landwirtschaftliche  Arbeiter  im  heii- 
tigen  Sinne  des  Wortes  gar  nicht  kennen, 
dass  sie  auch  den  Ausdruck  ^Arbeiter«  nur 
selten  anwenden,  dagegen  die  Ausdrücke 
»Bauer«  und  »Arbeiter«  oft  identifizieren. 
Ein  fernerer  Beweis  ist  darin  zu  finden, 
dass  in  den  öufsrechnimgen  die  Ausgaben 
für  T^eiöhner  sehr  genüge  Posten  aus- 
machen ;  grössere  Ausgaben  verursachten  die 
Deputanten  und  Gesindepersonen,  die  aber 
meist  aus  dem  Bauernstände  genommen 
wai-en.  Landwirtschaftliche  Arbeiter,  Klein- 
grundbesitzer und  Bauern  gehörton  ein  und 
derselben  Gesellschaftsklasse  an,  wenngleich 
in  derselben  verschiedene  Abstufimgen  vor- 
kamen. Die  Zahl  der  Personen,  welche  sich 
lediglich  oder  vorzugsweise  von  ländlicher 
Lohnarbeit  ernährten,  ohne  gleichzeitig 
Grundbesitz  zu  haben  oder  im  Famihen- 
zusammenhange  mit  dem  Bauernstände  sich 
zu  befinden,  war  sehr  gering;  sie  kamen 
als  eine  besondere  Volksklasse  nicht  in  Be- 
tracht Der  Stand  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  als  eine  eigene  Gesellschaftskiasse 
hat  sich  erst  gebildet  und  wiude  zur  Not- 
wendigkeit dureh  die  Beseitigrmg  des  Ab- 
hängigkeitsverhältnisses der  niederen  länd- 
lichen Bevölkerung  von  dem  grossen  Gnihd- 
besitz,  specieU  durch  Aufhebung  der  persön- 
lichen Dienstleistungen  der  Bauern.  Hier- 
druxih  entstand  ein  grosser  Bedarf  an  Ijeu- 
ten,  welche  lediglich  landwirtschaftliche 
Lohnarbeit  verrichtelen.  Dieser  Bedarf  wurde 
gedeckt  teils  durch  die  Kinder  von  Bauern, 
welche  nach  Aufhebung  der  Frondienste 
und  des  Zwangsgesindedienstea  auf  dem 
elterlichen  Hofe  entbehrlich  geworden  waren, 
teils  diuxih  die  kleinen  Grundbesitzer,  deren 
Besitz  zufolge  der  gesetzlichen  Bestimm un- 
gen  in  die  Hände  der  Grossgrundbesitzer 
übereing,  teils  endlich  dureh  die,  wenn- 
gleich in  geringer  Zahl  vorhandenen  besitz- 
losen Gutsimterthanen  oder  Leibeigenen.  So 
bildete  sich  zu  Ende  des  ly.  und  in  der 
ersten  Hälfte  des  19.  Jalirhundei-ts  ein  eigener 
Stand  von  landwirl schaftlichen  Arbeitern  aus, 
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der  jetzt  im  Deiifscheu  Eeiclie  nach  Millio- 
nen zählt  u[id  von  dem  Bauernstande,  aus 
dem  er  grösstenteils  lieri-orgegangen ,  sich 
ziemlich  scharf  imterscheidet.  Bloss  die- 
jenigen landwirtschaftlichen  Arbeiter,  welche 
ein  kleines  Orundeigentnm  haben  und  nur 
zeitweise  Lohnheschäftigung  verrichten  und 
welche  in  einzelnen  Teilen  des  mittleren 
und  südwestlichen  Deutschland  zahlreich 
vertreten  sind,  bilden  gewissermassen  eine 
L'eber^ngsslufe  zwischen  den  eigentlichen 
landwirtschaftlichen  Arbeitern  und  den 
kleinen  bäuerlichen  Besitzern,  die  aussdiliess- 
lich  von  dem  Ertrage  ihres  Grund  und 
Bodens  leben. 

Nach  der  Berufszählung  vom  14,  Juni 
1895  betrug  im  Deutschen  Reiche  die 
Zahl  der  in  der  I>and  Wirtschaft ,  Gärtnerei, 
Foi-stwirtschaft .  auch  in  der  Försterei  be- 
schäftigten erwerbsthätigen  Personen 
8292692  (gegen  8236496  i.  J.  1882),  die 
der  Dienenden  374697  (1882  =  424913), 
die  der  Angehörigen  9833918(10504046). 
Die  gesamte  landwirtschaftliche  Bevölkerung 
bezifferte  sich  also  auf  18501307  (19225455), 
Von  den  erwerbsthätigen  Personen  waren 
Selbständige  2568725  (2288033),  An- 
gestellte 96173  (66644),  Arbeiter 
5627794  (5881819).  Von  der  Gesamtbe- 
völkerung des  Reiches  in  Höhe  von  51 770  284 
(45223113)  machte  die  landwirtscliaftliche 
35,74  "/o  (42,51  "/o)  aus.  Hiernach  ergiehf 
sich,  dass  in  der  zwischen  den  beiden  Be- 
rufszählungen von  1882  bis  1895  liegenden 
Periode  die  landwirtschaftliche  Bevöikenmg 
absolut  etwaB,*prozentual  stark  abgenommen 
bat.  Innerhalb  derselben  ist  die  Zahl  der 
Erwerbsthätigen  noch  um  eine  Kleinigkeit 
gestiegen ;  die  Steigerung  fällt  aber  ledig- 
lich auf  die  in  Forstwirtschaft,  Gärtnerei 
und  Tierzucht  beschäftigten  Personen.  Be- 
merkenswert ist  besonders  dass  innerhalb 
der  Erwerbsthätigen  die  Zahl  der  Selbstän- 
digen nicht  unbedeutend  gewachsen,  während 
di«  der  Arbeiter  ebenso  gesunken  ist.  Von 
100  Erwerbsthätigen  in  der  Landwirtschaft 
kamen  1895  auf  Selbständige  30,98,  auf  An- 
gestellte 1,16,  auf  Arbeiter  67,86;  dagegen 
1882  auf  Selbständige  27,78.  auf  Angestellte 
0,81,  auf  Arbeiter  71,41 1).  Die  Zahl  der 
landwu-tschaftlichen  Lohnarbeiter  ist  absolut 
und  relativ  ziuflckgegangeii  luid  infolge- 
dessen ein  grosser  Mangel  an  Arbeits- 
kräften eingeti-eten.  Die  Ui-sache  liegt 
nicht  in  einer  geringeren  Vermehrung  der 
landwirtschaftliclien  ßevülkernug,  sondern  in 
einer  zunehmenden  Abwanderung  dereelben 
(s.  unten  sub  4). 

'}  Die  statistisolien  Angabeu  aind  eutuom- 
men  aus  der  Statistik  des  Dentscheu 
Kelchs,  Keue  Folge,  Bd.  III,  189!f,  S,  a.a.O. 
besonders  S.  27  und  Gl. 


In  Frankreich  betrug  seit  der  letzten, 
hierüber  aufgenommenen  Statistik  vom  12. 
April  I891f)  die  Gesamtbevölkerung  38 133385 
Personen,  von  denen  aber  1304250  zu  den 
nicht  klassifizierten  gehören.  Unter  den 
36829135  klassifizierten  Personen  zählten 
17435250  oder  47,3".'o  ziu>  Landwirtschaft 
Unter  der  landwirtschaftHchen  Bevölke- 
rung waren  Beruf sthätige  6535599  und 
unter  ihnen  3570016  oder  54,6 "/o  Selbstän- 
dige, 75400  oder  l,2'>la  Angestellte  und 
2890183  oder  44,2%  Arbeiter.  Im  Ver- 
gleich zum  Deutsehen  Reich  ist  in  Frank- 
reich die  landwirtschaftliche  Bevölkerung 
im  Verhältnis  ziu-  Gesamt bevölkenmg  erheb- 
lich stärker;  innerhalb  der  berufsthätigen 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung  sind  tu 
Frankreich  prozentual  die  Selbständigen 
weitaus  zahlreicher,  die  Arbeiter  ebenso 
schwächer  als  Im  Deutschen  Reich.  Es 
hängt  dieser  Umstand  hauptsächlich  damit 
zTisammen,  dass  in  Frankreich  der  kleine 
Grundbesitz  stark  überwiegt,  während  der 
mittlere  und  örossbesitz,  der  hauptaächHch 
Lohnarbeiter  braucht,  relativ  spärlich  ver- 
treten ist.  Im  Gegensatz  zu  der  im  Deut- 
schen Reich  stattgeliabten  Entwickelung  ist 
noch  hervorzuheben,  dass  in  Frankreich 
während  der  letzten  Jahre  das  Zahlenver- 
hältnis zwischen  der  landwirtschaftlichen 
imd  der  gesamten  Bevölkerung  sich  nm* 
ganz  unbedeutend  verändert  hat. 

In  Grossbritannien  nimmt  die  land- 
wirtschaftliche Bevölkerung  überhaupt  niu 
einen  geringen  Prozentsatz  der  Bevölkerung 
in  Änspnicu.  In  England  und  "Wales 
betrug  1891  die  Gesamtbevölkerung  29  002  525. 
davon  waren  12899484  oder  44,5  «/o  Er- 
werbsthätige,  16103041  oder  55,5«','o  Kinder 
und  sonstige  Personen  ohne  B^häftigung. 
Von  den  44,5  */o  Erwerbsthätigen  iräinen 
25,3^/0  auf  die  Industrie  und  nur  4,6  "/o  auf 
Land»-irtschaft  imd  Fischerei.  Aehnlich  ist 
das  Verhältnis  in  Schottland,  wo  bei 
einer  GcBamtbevöIkerung  von  4025647  auf 
Erwerbsthätige  44,1  "/o,  auf  Kinder  u.  s.  w. 
55,9  kommen  und  von  den  44,1  "/o  der 
ersteren  nur  6,2  */o  der  Landwirtschaft  imd 
Fischerei  angehören*).  Weit  günstiger  stellt 
das  Verhältnis  in  Irland;  Qesamtbevölke- 
rnng  4704750  Personen;  davon  Erwerbs- 
thätige 45,6  "i'o,  Kinder  u,  s.  w.  54,4  "/o;  von 
den  45,6 "(0  Erwerbsthäügen  kommen  19,9"/* 
auf  die  Landwirtschaft.  Setzt  man  die 
45,60/0  Erwerbsthätigen  ^  100,  so  gehören 
von  allen  Erwerbsthätigen  43,7"/»»  der  Land- 
wirtschaft zu.  Entsprechend  der  geringen 
landwirtscliaftlichen   Bevölkerung  in  Gross- 

')  Siehe  Statistik  des  Deutschen  Reiches 
ft.  a.  0.  S-  261 S. 

*)  Siehe  Statistik  des  Deutacheu  Beiches, 
a.  a.  0.  S.  274. 
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britannien  ist  aiieli  der  Mangel  aa  laiidwirt- 
sch^tlichen  Arbeitern  dort  besoaders  gross.  In 
ihm  ist  eine  Haiiptiusache  des  Umslandes  zu 
erblicken,  dass  in  OrosabritannieE  das  Acker- 
land fortdauernd  ab-,  das  Grasland  fort- 
dauernd zunimmt,  also  der  ganze  landwirt- 
schaftliche Betrieb  trotz  stark  wachsender 
Gesanitbe Völkern ng  stetig  extensiver  wird. 
3.  Die  einzelnen  Grappen  der  I.  Ä.  und 
deren  wirtschaftliehe  Lage.  Alan  kann  zwei 
Hauptgruppen  von  landwirtschaftliehen  Ar- 
beitern unterscheiden  :  Gesindeperso 
und  Tagelöhner.  Zu  den ersteren i-echnet 
man  diejenigen  landwirtschaftlichen  Arbeiter, 
welche  zu  bestimmten  Dienstleistungen  ver- 
pflichtet sind  und  hierfür,  ausser  einem  auf 
längere  Termine  (Jahr,  Vierteljahr  oder 
Monal)  vereinharten  festen  Geldlohne,  Woh- 
nung und  Beköstigung  von  dem  Arbeitgeber 
erhallen.  Man  verwendet  Gesinde  zu  solchen 
Verrichtungen,  die  sich  an  keine  feste  täg- 
liche Arbeitszeit  binden  lassen  und  die  zu- 
gleich eine  besondere  Uebung  oder  Geschick- 
lichkeit verlangen,  welche  auch  in  der  Regel 
nur  auf  dem  Wii-tschaftshofe  oder  in  dessen 
Nähe  ausgeübt  werden.  Dazu  gehören  die 
Besor^ng  des  inneren  Haushaltes  (Köchin, 
Stilbenmädchen),  femer  imd  namentlich  die 
FOttening  und  Pflege  der  Tiere  (Pferde- 
und  Ochsen  knechte,  Hirten,  Schäfer).  Die 
mit  diesen  Arbeiten  betrauten  Pei«onen 
müssen  den  ganzen  Tag,  unter  Umständen 
auch  bei  Nacht,  zur  Verfügung  stehen ;  sie 
müssen  femer  auf  dem  Hofe  oder  in  der 
Nähe  desselben  ihren  ständigen  Aufenthalt 
haben;  ihrcr  Obhut  sind  wertvolle  Gegen- 
stände anvertraut,  deren  richtige  Behandlung 
nur  durch  längere  Erfahrung  und  fortgesetzte 
Uebung  gelernt  werden  kann.  Aus  dem 
Umstände,  dass  das  Gesinde  fortdauernd  zur 
Verfügungstehenmuss,  ereiebtsichgewisser- 
massen  als  notwendige  Folgerung,  dass  es 
auch  auf  dem  Hofe  wohnt  und  von  dem 
Arbeitgeber  volle  Nat\iralverpflegung  eriiält; 
hiermit  hängt  es  weiter  zusammen,  dass  die 
Gesindepersonen  meist  unverheiratet  sind. 
Man  hat  allerdings,  namentlich  auf  grösseren 
Gutem,  neben  den  unverheirateten  auch  ver- 
heiratete Gesindepersonen.  Wo  es  sich  um 
grössere  Viehbestände  handelt,  zu  deren  Be- 
sorgimg ohnedies  mehrere  oder  viele  Per- 
sonen nötig  sind,  pflegt  man  für  jeden  Stall 
wenigstens  eine  verheirdtete  Gesindeperson 
anzustellen,  weil  die  Verheirateten  älter,  an 
Erfahrung  reicher,  zuverlässiger  sind  und 
nicht  so  leicht  kündigen.  Die  verheirateten 
Gesindepersonen  erhalten  neben  einem  festen 
Geldlohne  und  Wohnung  gewöhnlich  ein 
Naturaldeputat ,  welches  zur  Befriedigung 
ihrer  und  ihrer  Familien  Bedürfnisse  an 
Nahi-ung  und  Brennmaterial  bestimmt  ist; 
sie  werden  dann  nicht  von  dem  Arbeitgeber 
beköstigt,   sondern   essen   in  ihrer  eigenen 


Familie.  Man  nennt  so  gestellte  Personen 
auch  wohl  Deputatgesinde  oder  Depu- 
tatisten. 

Die  zweite  Gruppe  der  landwirtscliaft- 
liehen  Arbeiter  wird  gebildet  durch  die 
Tagelöhner.  Hierunter  versteht  man  die- 
jenigen landwirtschaftlichen  Arbeiter,  welche 
einen  auf  den  Tag  berechneten  Lohn  er- 
halten und  dafür  ver()fichtet  sind,  täglich  in 
den  ortsüblichen  Arbeitsstunden  die  m  dem 
landwirtschaftlichen  Betriebe  zur  Zeit  nSt^n 
vorkommenden  Verrichtungen  auszuführen; 
dabei  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  die 
Tagelöhner  ausser  dem  baren  Tagelohne  auch 
noch  Nahiralien  empfangen,  die  entweder 
für  den  Tag  oder  auch  für  längere  Perioden 
gegeben  werden.  Man  unterscheidet  bei  den 
Tagelöhnern  wieder  zwischen  freien  und 
kontraktlichgebundenen.  Die  ersteren 
können  jeden  Tag  die  Arbeit  verlassen  oder 
entlassen  werden,  falls  nicht  eine  bestimmte 
Arbeil speriode  zwischen  beiden  Teüen  be- 
sonders verabredet  wurde.  Sie  erhalten  in 
der  Regel  bloss  baren  Geldlohn,  der  auf  den 
Tag  oder  für  eine  bestimmte  Leistung 
(Akkordlohn)  festgesetzt  ist;  hier  und  da 
bekommen  sie  auch  noch  einige  Natural- 
liefeningen.  Das  dienstliche  Verhältnis 
zwischen  den  freien  Tagelöhnern  und  ihren 
Arbeitgebern  ist  überall  ziemlich  das  gleiche; 
dag^;en  zeigt  ihre  wirtscliaftliche  I^age  eine 
grosse  Verschiedenlieit,  je  nachdem  sie 
Grimdbesitz  haben  oder  nicht  Hiernach 
giebt  es  zwei  Kategorieen  von  freien  Arbeitern : 
grundbesitzende,  welche  auch  Eigen- 
kätner,  Häusler  oder  Büdner  heissen, 
und  grundbesitzlose,  welche  man  ge- 
wöhnlich Einlieger  nennt.  DieEinheger 
wohnen  irgendwo,  gewölinlich  bei  Bauern, 
zur  Miete,  sind  also  jederzeit  der  Kündigung 
ausgesetzt.  Ihr  emziger  wirtschaftlicher 
Bü^halt  ist  ihr  Lohnverdienst;  bleibt  dieser 
aus,  wie  es  im  Winter  öfters  geschieht,  und 
haben  sie  im  Sommer  keine  Ersparnisse  ge- 
macht, so  geraten  sie  in  die  kümmerlichste 
Lage.  Sie  bilden  das  Proletariat  unter  den 
landwirtschaftlichen  Arbeitern.  Umgekehrt 
befinden  sich  die  grundbesitzenden  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  diirchschnittlich  in 
der  günstigsten  wirtschaftlichen  Verfassung 
unter  allen  landwirtschaftlichen  Arbeitern. 
Durch  ihren  Grundbesitz  haben  sie  eine  feste 
gesicherte  Wohnung  imd  Heimat;  derselbe 
gewährt  ihnen  einerseits  einen  nicht  uner- 
heblichen ZuschuBs  zu  ihrem  Einkommen, 
andererseits  bietet  er  ihnen  die  Mögliclikeit, 
sowohl  die  eigene  Arbeitskraft  zu  verwerten, 
wenn  der  Lohnverdienst  mangelt,  als  auch 
Frauen  und  Kinder  nutzbringend  zu  be- 
schäftigen, ohne  sie  von  ihren  Pflichten  gegen 
Haus  und  Schide  abzuziehen.  Ebenso  übt 
der  Grundbesitz  einen  günstigen  Einfluss 
auf  die  geistige  Entwiekelung  und  dieSittlich- 
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keil  der  Arbeiter  aus;  die  gnindbesitzenden 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  sind  unter  ihrea 
1  Durchschnitt  die  intelli- 
wirtschaftlich  sten , 


kontraktlich  gebundenen 
Tagelöhnern  begreift  man  diejenigen,  welche 
einen  für  längere  Zeit  binaenden,  viertel- 
oder  halbjährlich  kündbaren,  Kontrakt  mit 
dem  Arbeitgeber  geschlossen  haben,  Ihre 
Bezeichnung  ist  iu  den  einzelnen  Teilen  des 
Deutschen  Keichee  verschieden ;  sie  heissen 
autstagelßhner,  Instieute,  Insten, 
Gärtner,  Katenleute,  Dienstleute 
etc.  Sie  erlialten  kontraktlich  in  der  Regel 
ausser  einem  ^ringen  baren  Tagelohne  an 
Naturalien :  freie  Wohnung,  Brennmaterial, 
Putter  für  eine  Kuh,  Land  zum  Kartoffel- 
und  Gemüsebau  und  einen  Anteil  am  er- 
droschen en  Getreide.  Die  wirtschaftliche 
L^e  der  GutslagelShner  ist  im  allgemeinen 
keine  ungünstige,  öfters  eine  verhältnis- 
mässig recht  günstige,  namenthch  eine  ge- 
sicherte; sie  smd  aber  sowohl  in  wirtschaft- 
licher wie  in  persönlicher  Beziehung  sehr 
abhängig  von  dem  Arbeitgeber. 

Die  Gutstagelöbner  bilden  die  Haupt- 
masse der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  iu 
den  Gegenden  mit  vorherrschendem  Gross- 
grundbesilz,  also  in  den  östlichen  tmd  be- 
sonders noKlöstlichen  Provinzen  derpreussi- 
sehen  Monarchie,  ferner  in  llecklenbiii^ 
sowie  in  einzelnen  Teilen  von  Schleswig- 
Holstein,  Hannover  und  Braunschweig. 
Grundbesitzende  Arbeiter  sind  nameutlicli 
vertreten  im  südwestlichen  und  mittleren 
Deutschland.  Einliegcr  finden  sich  überall 
im  Deutschen  Eeiohe ;  sie  stellen  aber  nur 
ausnahmsweise  die  grössere  Menge  der  land- 
wirtschafthchen  Arbeiter  dar.  Ebenso  sind 
naturgemäss  allerwärts  Gesindeperso 
banden,  da  diese  ja  in  jeder  lim d Wirtschaft 
gebraucht  werden. 

Zwischen  den  genannton  Gruppen  di 
landwirtacbaftlichen  Arbeiter  giebt  es  noch 
Uebergangsstufen,  welche  bald  der  einen, 
bald  der  anderen  Gruppe  sich  mehr  näliera, 
ohne  einer  derselben  bestimmt  anzugehören. 
Hierzu  sind  die  bereits  erwähnten  Depu- 
tanten  zu  rechnen,  welche  den  Uebergang 
zwischen  Gesinde  und  Öutstagelöhnern  bilden. 
Ferner  die  zahlreichen  Wanderarb  eiter, 
namentlich  die  sogenannten  Sachsen- 
gänger (s.  d.),  weldie  zwischen  den  freien 
Tagelöhnern  und  Gutstagelöhnern  stehen,  in- 
sofern sie  ^"ie  die  letzteren  für  eine  längere 
Periode  kontraktlich  gebunden  sind  und  ge- 
wöhnlich neben  dem  Geldlohne  auch  gewisse 
Naturalliefonmgen  (Wohnung,  Kartoffeln, 
Brennmaterial  etc.)  empfangen.  Endlich  sind 
diejenigen  landwirtscliaftlichen  Arbeifer, 
welche  zwar  keinen  eigenen  Grundbesitz 
haben,  alier  erpaehtetes  Land  bewii-tschaften, 


als  eine  Z>\ischenstufe  z'A'ischen  Eiuliegem 
und  Eigenkätuem  zu  betrachten,  wenn  sie 
auch  in  ihrer  wirtscliaftUchen  Lage  mehr 
den  ersteren  als  den  letzteren  gleichen. 

Bis  zur  Mitle  dieses  Jahrhunderts  betrug 
nach  den  übereinstimmenden  Angaben  her- 
vorragend er  1  and  wir  I  s(;haftlicher  Scnriftsteller 
(Thaer,  Block,  Kleemann,  Schweitzer)  der 
durchschnittliche  T ag e I o lin  für  erwaclisene 
männhche  ständig  beschäftigte  landwirt- 
schaftliche Arbeiter  zwischen  13,5  und 
15,5  Pfund  Roggenwert;  der  Geld- 
betrag des  Lohnes  war,  den  von  18:^0 
bis  l^äü  herrschenden  niedrigen  Getreide- 
ireisen  entsprechend,  gering.  Als  von 
ler  Mitte  der  fünfziger  J^ire  die  Ge- 
treidepreise erheblieh  stiegen,  wnchs  all- 
mählich der  Geldlohn  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter.  Auch  die  zunehmende 
Auswanderung  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  nach  überseeischen  Ländern  und 
deren  Abwanderung  nach  den  Städteu  des 
Inlandes  nötigte  die  Arbeitgeber,  ihre  Ar- 
beiter besser  zu  stellen.  Infolgedessen  stiegen 
nicht  niu-  die  baren  Oeldlöhne  und  zwar  in 
noch  stärkerem  Grade  als  die  Getreide-  und 
Fleisch  preise ,  sondern  auch  die  Natural- 
lieferungen,  namentlich  Wohnung  und  Be- 
köstigimg, besserten  sich  ihrer  Qualität  nach. 
Im  Jahre  1S73  verMistaltete  der  Kongreas 
deutscher  Landwirte  eine  Enquete 
über  die  Lage  der  ländlichen  Ar- 
beiter im  Deutschen  Reiche  (wurde 
unter  diesem  Titel  veröffentlicht,  s.  unten  die 
Litteratiirj.  Danach  betrug  im  Durchschnitt 
des  Deutschen  Reiches  der  Mannstagelohn 
18 Pfund  Roggen;  nur  in  wenigen  Bezirken 
ging  er  unter  15  Pfund  herab,  erhob  sich 
aber  in  einzelnen  Bezirken  bis  auf  20  Pfimd 
und  darüber.  Seitdem  ist  der  bare  Tage- 
lohn zwar  etwas,  alter  nicht  sehr  erheblieh 
gestiegen,  wie  die  im  Art  Arbeitslohn 
(Statistik)  oben  Bd.  1  S.  889— 893  dieses 
Werkes  von  Viktor  ßöhmert  gemachte  Ver- 
gleichun^  der  durch  jene  Enquete  ermittelten 
Löhne  mit  den  behufs  Krankenversicherung 
in  späteren  Jahren  festgestellten  Lohn- 
sätzen für  gewöhnliche  Tagearbeifer  er- 
gebt. Nur  die  Qesindelöhne  haben  seit 
1873  in  einzelnen  Gegenden,  besondeis 
im  nordöstliclien  Deutschland,  noch  eine 
starke  Steigenmg  erfaiiren.  Im  Jahre  1873 
berechnete  sich  das  Jahreseinkommen  einer 
ländUclien  Arbeiterfamilie  im  Diuxjhschnitte 
von  zahlreichen  Angaben 


1)  Für  grundbesitzende  TagelGliner  im 
südlichen  Deutschland  aof     ...  7Si,S  H. 

2)  fUr  kontraktlich  gebnudene  (Qats- 
tagelOhner)  im  uürdlichen  Deutsch- 
land auf 664,3    „ 

3)  fllr  Efnindbesttzende  TagelUhner  im 
nördlichen  Deutschland  auf  .    -    .  627,9  „ 
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i)  für  freie  Arbeiter  (Einlieger)  i 
eüdlicheii  Dentschland  auf     .    . 

ö)  für  freie  Arbeiter  (Einlieger)  i 
nördlichen  Deutschland  auf    .    . 


563," 


In  den  Jahieii  1891  und  1S92  machte 
der  Verein  für  Sozialpolitik  Er- 
hebuDgen  über  die  Lage  der  Laudarbeiter 
im  Iteutfichen  Reich  und  veixiffent hellte 
deren  Resultate  (s,  unten  die  Litteratur).  Die- 
selben bieten  zwar  keine  tabellarische  Zu- 
sammenstellting  der  Löhne  für  alle  einzelnen 
Teile  des  Deiitsclien  Reichs,  wie  die  Enquete 
von  1873,  aber  sie  ermöglichen  doch  eine 
Vergleichung  der  Zustände  in  beiden  Er- 
hebungejabren  und  ein  Urteil  über  die  in 
dem  dazwischen  liegenden  zwanzigjährigeu 
Zeitraum  eingetreten eoVeründerun gen.  Wäli- 
i-end  desselben  sind  diirchscliDittUeh  die 
Tagelöhne  etwas,  aber  nicht  stark,  gestiegen. 
Eine  Erhöhung  hat  besondei-s  in  den  Ge- 
genden stattgefunden,  in  welchen  sie  bisher 
sehr  niedrig  wareu;  es  hat  sich  demnach 
eine  gewisse  Ausgleichung  vollzogen,  obwohl 
noch  immer  grosse  Unterschiede  in  den 
einzelnen  Teilen  des  Deutsehen  Reiches  ob- 
walten. Am  niedrigsten  stehen  nach  wie 
vor  die  Löhne  in  Oberschlesien,  wo  der 
durclischnitthche  Tagelohii  für  dauernd 
beschäftigte  mflnnhche  Ai'beiter  nicht  mehr 
wie  etwa  1 — 1,20  Mark  betrfigt.  In  manchen 
anderen  Gegenden  stellt  er  sich  dagegen 
auf  1,50 — 2,00  Mark.  Fast  allgemein  ist 
aber  eine  Steigerung  der  Oesindelöhne 
zu  verzeichnen,  was  mit  der  zimehmenden 
Abneigung  der  Land  her  Olkcrung  gegen  den 
Qesindedienst  zusammenhängt.  Charakte- 
ristisch ist  femer  die  schon  seit  40  Jahren 
beobachtete  Tendenz  auf  Einschränkung 
der  Naturaliöhnung  zu  Gunsten  der 
Geldlöhnung;  diese  hat  in  der  Periode  von 
1873  bis  1892  entschiedene  Fortschritte  ge- 


I  und  1802  aufgestellten  Fragebogen  waren 
hauptsächlich ,  ja  fast  ausschliesslich ,  au 
landwirtschaftliche  Arbeitgeber  versendet 
und  von  solchen  beantwortet  worden.  Um 
nun  auch  von  anderen,  mit  don  Verhältnissen 
vertrauten  Personen  Urteile  zu  gewinnen, 
hat  der  Evangeliach-soziale  Kon- 
gress  im  Jahre  1893  eine  neue,  an  evan- 
gelische Geistliche  in  ganz  Deutsch- 
land gerichtete  Rundfrage  veranstaltet;  auf 
etwa  1000  der  ausgesendeten  Fragebogen 
sind  Antworten  eingelaufen.  Durch  mancher- 
lei ungünstige  Umstände  liat  sich  die  Be- 
arbeitung und  Veröffentlichung  des  reich- 
baltigen  >Iaterials  leider  verzögert.  Erst 
kürzlich  sind  die  ersten  Hefte,  welche  einen 
Teil  des  nordwestlichen  und  mittleren 
Doutsclüand  umfassen,  im  Druck  erschienen ; 
sie  sind  bearbeitet  von  S.  Qoldschmidt 
und  A.  Grünenberg  (s.  Litteratur). 

4.  Die  vorhandenen  Uebelstände  and 
deren  Beseiüg^iuig.  Soweit  bei  den  Land- 
arbeitern eine  begründete  oder  unbegründete 
Unzufriedenheit  mit  ihrer  gegenwärtigen  Lage 
vorhanden  ist,  tritt  dieselbe,  von  vereinzelte» 
Vorkommnissen  abgesehen,  lediglich  dadurch 
in  die  Erscheinung,  dass  dieselben  ihre  bis- 
herige Arbeitsstätte  oder  auch  —  und  dies 
bUdet  die  Reget  —  ihren  bisherigen  Beruf 
aufgeben.  Sie  wandern  fort,  teils  nach 
überseeischen  Ländern,  Auswanderung, 
teils  in  die  Städte  und  Induslriebezirke  des 
Inlandes,  Abwanderung.  In  der  Periode 
von  etwa  1840—1880  überwog  die  Aus- 
wanderung, von  da  ab  bis  zur  Gegenwai-t 
die  Abwanderung.  Der  Wechsel  in  der  Art 
der  FortwMiderung  ist  veranlasst  sowolü. 
dadurch,  dass  die  Erwerbsgelegenheit  in  den 
überseeischen  Einwanderungsgebieten,  na- 
mentlich in  den  Vereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas, sich  ungünstiger  gestalteten,  als 
dass   im   Deutschen   Reiob 


auch  dadurch 


macht  und  thut  dies  auch  noch  in  der ;  Industrie  und  Handel  einen  gewaltigen  Auf- 
Gegenwart. Sie  findet  naturgemäss  Vorzugs-  sohwung  nahmen.  Bei  diesen  wuchs  in- 
weise  auf  die  Gutstagelöhner  Anwendung,  j  folgedessen  der  Bedarf  an  Arbeitskräften  in 
weil  hei  diesen  der  Lohn  hauptsächlich  aus  |  ungewöhnlichem  Masse,  wie  sie  gleichzeitig 
Naturalien  sieh  zusammensetzt  Die  Be-  i  in  der  Lage  waren,  erheblich  höhere  Arbeits- 
schränkung  des  Naturallohnes  führt  unaus- '  löhne  als  bisher  zu  zahlen. 
Meiblich  zu  einer  Lockerung  der  Interessen-  Die  Fortwanderung  der  Landarbeiter  ist 
gemeinschaft  zwischen  Arbeitgebern  und  in  den  letzten  beiden  JahrKchnten  eine  so 
Arbeitnehmern.  Endlich  ist  hervorzuheben,  ausgedehnte  gewesen,  dass,  vrie  aus  einer 
dass  infolge  der  Ausdehnung  de^  Zucker-  Vei'gleichung  der  tieiden  Bernfszfihluugen 
rübenbaues  und  des  Hackfruchtbaues  über-  von  1882  und  1895  hervorgeht,  die  Zahl 
haupt  sowie  infolge  der  wachsenden  Fort-  der  einheimischen  Landarbeiter  im  Deutschen 
Wanderung  der  Landarbeiter,  namentlicb  Reich  absolut  sogar  abgenommen  hat,  ob- 
nach  den  Städten  und  Industrie  bezirken,  wohl  die  intensivere  Gestaltung  des  landwirt- 
wfthrend  der  letzten  2 — 3  Jahrzehnte  der  schafthchen  Betriebes  eine  Vennehrung  der- 
Mangelan  ständigen  Landarbeitern  jselben  notwendig  oder  doch  dringend 
ein  immer  gi-össerer  geworden  ist.  Hand  wünschenswert  macht.  Eine  noch  weiter 
in  Hand  gebt  damit  eine  fortdauernde  Zu-  gebende  Anwendung  von  Maschinen  oder 
nähme  der  Wanderarbeiter  oder]  von  ausländischen  Wanderarbeitern  kann 
Sacbsengänger.  j  den  zu  Tage  getretenen  Uebelsland  vielleicht 

Die  für  die  beiden  Erhebungen  von  1873  [  vorübergehend   mildem, 
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beseitigen;  nach  gewissen  Richtungen  liin 
wird  er  dadurch  sogar  nur  uoch  verstärkt. 

Nichts  lastet  in  der  Gegenwart  so  schwer 
auf  der  deiitschcn  Landwirtschaft  als  der 
durch  die  Fortwanderung  venirsachte  Man- 
gel an  Arbeitern.  Ihn  zu  bek&mpfen 
Tind  zu  verhüten,  dass  er  nicht  noch  weiter 
um  sich  greift,  ist  die  wichtigste,  aber  auch 
wohl  schwier^ste  Aufgabe  auf  agrarischem 
Gebiet;  zi^leich  eine  solche,  deren  be- 
friedende Lösung  nicht  auf  einmal,  auch 
nicht  in  wenij^u  Jahren  durch  einzelne 
drastische  !&Ütt«i  erreicht  werden  kann,  die 
vielmehr  nur  von  einem  andauernden  ziel- 
bewuseten  Zusammenwirken  vieler  hierzu 
benifener  Personen  und  Körperschaften  nach 
längerer  Zeit  erwartet  werden  darf.  Sie 
ist  aber  ein  Ziel,  zu  dessen  Erlangung  die 
Aufwendung  eines  grossen  Masses  von 
Mflhe,  Gediüd  und  Selbstverleugnung  sich 
wohl  lohnt.  Ein  fortschreitender  Mangel 
an  Arbeitern  müsste  notwendig  dazu  führen, 
dass  dei'  landwirtschaftliche  Botrieb  an 
Intensitität  nicht  nur  nicht  zunähme,  sondern 
abnähme;  dass  zunächst  die  Roherträge, 
dann  aber  auch  die  Reinerträge  sänken  und 
dass  infolgede.ssen  die  deutsche  Landwirt- 
schaft immer  weniger  ihre  privat-  wie  volks- 
wirtschaftliche Au^abe  zu  erfüllen  imstande 
wäre.  In  Bezug  auf  die  Versorgung  der 
Bevölkerung  mit  den  notwendigsten  Nah- 
nm^mitteln  würde  das  Deutsche  Reich  in 
stetig  wachsende  Abhün^gkeit  vom  Auslande 
geraten.  Die  Abnahme  der  Reinerträge 
müsste  die  ohnehin  schon  slarkeVersnhiddimg 
der  Gnmdbesitzer  in  wahrliaft  gefahr- 
drohender Weise  steigern. 

Will  man  die  Fort«'andenmg  der  Land- 
arbeiter bekämpfen,  so  rauss  mau  sich  über 
ihre  Ursachen  klar  sein.  Wie  viele  ein- 
zelne Ursachen  sich  auch  namhaft  machen 
lassen,  so  liegt  ihnen  allen  doch  die  eine 
zTun  Grunde,  dass  die  Fortwaudernden  mit 
ihi'er  gegenwärtigen  Lage  unzufrieden  sind, 
dass  sie  des  Glaubens  und  der  Hoffnung 
leben,  sie  könnten  durch  einen  Wechsel  der 
Arbeitsstätte  oder  des  Berufes  o<ler  beider 
zu  einer  ihren  Wönschen  und  Betlürfnissen 
mehr  entsprechenden  Iicbenslage  gelangen. 
Es  ist  dies  eine  subjektive  Vorstellung,  die 
bei  den  einzelnen  Personen  aus  sehr  ver- 
schiedenen Erwägungen  und  Anlässen  ihren 
Ursprung  genommen  liaben  kann;  auch  bei 
ein  und  denselben  Pereon en  wird  häufig 
der  Entschluss  zur  Fortwanderung  durch 
mehrere,  gleichzeitig  wirkende  Bewe^rUntie 
hervorgerufen.  Die  am  häutigsten  vorkom- 
menden sollen  hier  kurz  angeführt  wei-den. 

Das  städtische  Leben  bietet  dem 
Arbeiter  mehr  Freiheit  und  Ungebun- 
den hei  t  als  das  ländliche;  es  gewährt 
namentlich  mehr  Gelegenheit  zur  Abwechse- 
lung, zu  geselligen  Vergnügungen,   zur  Be- 


friedigung der  Schaulust,  auch  des  Dranges 
nach  Erweitenhig  der  Kenntnisse.  Vorwärts 
strebende,  mit  emer  das  Durchscbnittamass 
überschreitenden  Begabung  und  Leistungs- 
fähigkeit ausgerüstete  Personen  haben  dort 
eher  Aussicht,  eine  ihnen  als  einfachen  Land- 
arbeitern unerreichbare  Stufe  im  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Leben  zu  erringen.  Die 
hier  geschilderten  Beweggründe  sind  nament- 
lich für  jüngere  Personen  häufig  bestimmend; 
sie  erklären  es  vor  allem,  weshalb  ein 
grosser  Bruchteil  der  heranwachsenden  Land- 
bevölkenmg  lieber  in  die  Fabriken  seht  oder 
in  der  Stadt  eine  Dienstbotenstelle  sucht, 
als,  wie  es  früher  meist  geschah,  dem  Ge- 
sindedienst  auf  dem  Lande  sich  zuzuwenden. 
Auf  die  männliche  Jugend  wirkt  auch  das, 
was  sie  während  der  Ableistung  ihrer 
Militärpflicht  sehen  und  hören,  bestimmend 
darauf  ein,  dass  sie  später  nicht  mehr  auf 
das  Land  zurflckkehreu  wollen. 

Ein  weiterer  Beweggnind  zur  Fort- 
wanderung liegt  oft  darin,  dass  die  Land- 
arbeiter mit  den  speciellen  Verhält- 
nissen, imter  denen  gei-ade  sie  leben, 
unzufrieden  sind.  Sie  werden  vielleicht 
von  ihi-em  Herrn  oder  von  dessen  Beamten 
zu  rauh  behandelt,  sie  erhalten  den  Geldlohn 
oder  das  Natitraldeputat  nicht  rechtzeitig 
oder  in  mangelhafter  Beschaffenheit;  auf 
ihre  besonderen  Wünsche  und  Bedürfnisse 
wii-d  zn  wenig  Rücksicht  genommen.  Als 
eine  durch  zahlreiche  Erfahrungen  konstatierte 
Thatsachc  darf  es  angesehen  werden,  dass 
auf  Gütern,  auf  denen  eine  rücksichtsvolle 
Behaudlung  der  Arbeiter  traditionell  ist,  die 
Fortwanderung  bei  weitem  nicht  so  umfang- 
reich zu  sein  pflegt  als  dort,  wo  das  um- 
gekehrte Verfahren  eeübt  -wird. 

In  sehr  vielen  Fällen  wird  der  Entschluss 
zur  Fortwanderung  durch  die  mangelnde 
■   issicht     auf     ein    weiteres    Fort- 

ramen  und  durch  die  Besoi^nis  hervor- 
genifen,  mau  könne  in  späteren  Jahren  iu 
eine  drilckende  Lage  geraten.  Dies  trifft 
namentlich  für  das  nordöstliche  Deutsch- 
land, wo  gleichzeitig  die  Fortwandemng 
relativ  am  stärksten  ist,  zu.  Dort  herrsclien 
die  Gutstagelöhner  vor.  Solange  diese  in 
solcher  Stellung  sich  befinden,  ist  ihre  Lage 
dTii-cliaiis  keine  ungünstige,  oft  eine  recht 
gnte.  Aber  es  kann  ihnen  gekündigt  werden ; 
es  kann  auch  ihre  Ijage  sich  sehr  ver- 
schlechtern durcli  Wechsel  des  Besitzers 
oder  des  Pächters  oder  auch  nur  der  Wirt- 
Echaftsbeamten.  Sind  sie  dann  schon  in 
vorgertlckten  Jahren,  so  finden  sie  schwer 
eine  andere  Stelle  und  gehen  einer  kümmer- 
licheu  Zukunft  entgegen.  Noch  mehr  trifft' 
solches  für  die  Eimieger  zii.  Für  diese  ist 
ausserdem  der  Umstand  erschwerend,  dass 
sie  wälirend  des  Winters  oft  lange  Zeit  ohne 
Arbeit,  also  ohne  Lohnverdienst,  sind.    Im 
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nordöBtlichen  Deutschland  fehlt  meist  die 
M5ffliciikeit,  dass  der  Landarbeiter  mit  Hilfe 
gemachter  Ereparnisse  ein  eigenes  Haus  imd 
ein  eigenes  kleines  GruDdstück  sich  erwirbt, 
lofolgedessea  liat  er  keinen  festen  Wohn- 
sitz, keine  gesicherte  Heimat  und  muss  dei 
Zukunft  mit  einer  gewissen  Sorge  entgegen- 
sehen. Hierin  liegt  fQr  viele  Arbeiter  der 
hauptsächlich  bestimmende  Grund,  westialb 
sie  fort  wandern. 

In  den  ftbrigen  Teilen  des  Deutschen 
Reiches  ist  meist  die  Möglichkeit  der 
Erwerbung  von  Grundbesitz  für  den 
Landarbeiter  vorhanden  imd  hiervon  wird 
ein  imifassender  Gebrauch  gemacht.  Dort 
ist  auch  der  Mangel  an  Tagelöhnern  weniger 
gross;  viel  grösser  ist  der  an  Gesinde.  In 
höherem  Grade  als  früher  wendet  die 
j(\ugere  Genetation  der  Landarboiterbevölke- 
rung  sicli  den  Städten  und  der  Industrie 
zu.  Es  hängt  solches  wesentlich  zusammen 
mit  der  Blütezeit,  in  der  sich  jetzt  die  In- 
dustrie befindet  Hierin  wird  zweifellos 
einmal  wieder  ein  Rückschlag  erfolgen,  wie 
wir  ihn  bereits  Ende  der  siebziger  und  An- 
fang der  achtziger  Jahre  schon  erlebt  haben. 
In  manchen  Gegenden,  nicht  nur  der  nortl- 
östliehen,  sondei-n  auch  der  übrigen  Teile 
des  Deutschen  Reiches,  klagen  die  freien 
Tagelöhner  und  unter  ihnen  bcsonde 
Einlieger  nicht  mit  L'nrecht  darüber 
es  ihnen  oft  im  Winter  an  Lohnarbeit 
fehlt.  In  dieser  Hinsicht  hat  der  umfassende 
Gebrauch,  den  man  von  der  Dreschmaschine, 
namentlich  von  dem  Dampfdrusch,  macht, 
unheilvoll  gewirkt.  Der  Ausdnisch  des 
Getreides  mit  dem  Flegel  bildete  früher  die 
hauptsächlichste  nnd  neben  sonstigen  un- 
umgänglichen Winterarbeiten  auch  eine  aus- 
reichende Lohnbeschäftigung  in  der  Periode, 
wahrend  dei-en  die  Feldarbeit  ndien  musste. 
Hierin  ist  eine  für  die  Tagelöhner  un- 
«rfreidiche  imd  deren  Fortwanderung  zweifel- 
los bf^nstigende  Veränderung  infolge  drä 
Maschine ndrusches  eingetreten. 

Endhch  darf  nicht  verkannt  werden,  dass 
die  Zunahme  der  Wanderarbeiter 
darauf  hinwirkt,  den  eingesesseneu  Tage- 
löhnern ihi-e  Arbeitsstätte  zu  verleiden  und 
sie  zum  Verlassen  derselben  zu  bewegen. 
Die  Wanderarbeiter  sind  zum  grössten  Teil 
polnischer  oder  russischer  Nationalität.  Ihre 
Anschauungen  imd-  Gewohnheiten  weichen 
von  denen  der  deutschen  Arbeiter  erheblich 
ab ;  ihr  Vorhandensein  bewirkt  aiich  in  vielen 
Fällen,  dass  einheimische  Arbeiter  zeitweise 
nicht  den  für  ihren  Unterhalt  notwendigen 
Lohn  verdienst  finden.  Eine  Verdrängung 
dieser  durch  die  ausländischen  Arbeiter 
wird  in  den  vom  Verein  für  Sozialpolitik 
angest eilten  Einhebungen  wiederholt  kon- 
statiert. Hierin  liegt  auch  für  den  Staat 
die  grosse  Gefahr  einer  allmälilichen  F  o  1  o  n  i  - 


sierung  des  Deutschen  Ostens,  Wollte 
man  sie  gering  schätzen,  so  würde  man  die 
Thatsachen  der  Geschichte  ignorieren  müssen. 
Nach  dem  Siedergaage  des  Deutscbeu  Oi-dens 
imd  dessen  Unterwerfung  nnter  das  Polen- 
reich  ist  es  schon  einmal  geschehen ,  daas 
weite  Gebiete  des  nordöstlichen  Deutschland, 
die  bereits  für  die  deutsche  Kultur  ge- 
wonnen waren,  wieder  polonisiert  wurden. 
Dass  ein  gleiches  abermals  geschehen  werde, 
liegt  durchaus  nicht  im  Bereich  der  Un- 
möglichkeit Es  würde  dies  ein  grosses 
Unglück  sein  nicht  nur  in  nationaler  und 
politischer,  sondern  auch  in  wirtschaftlicher 
Beziehung,  Insbesondere  müssto  die  Land- 
wirtschaft einen  starken  Rftckgang  erfahren, 
wenn  die  Steilen  der  jetzigen  deutschen 
Arbeiter  zum  überwiegenden  Teile  von  pol- 
nischen eingenommen  würden. 

Eine  Eindämmung  des  Abzuges 
der  Landarbeiter  kann  nur  allmälüich 
erzielt  werden  um)  zwar  dadurch,  dass  man 
die  oben  geschilderten  Ursachen  möglichst 
zu  beseitigen  o<ler  in  ihren  Wirkungen  ab- 
zuschwächen sucht.  Welche  itlaaeregeln  zu 
diesem  Zweck  im  einzelnen  zu  ergi-eifen 
sind,  kann  hier  um  so  weniger  ausführlich 
dargelegt  werden,  als  dieselben  je  nach  den 
örtlichen  Verhaltnissen  vei-schiedene  sein 
müssen.  Ihre  Durchführung  fällt  teils  den 
landwirtschaftlichen  Unternehmern,  teils  den 
Gemeinden  oder  dem  Staate,  teils  dem 
Zusammenwirken  dieser  drei  Faktoren  zu. 
Der  landwirtschaftliche  Unternehmer 
soll  seine  Arbeiter  human  behandeln,  ihnen 
den  Lohn  rechtzeitig  und  unverkürzt  zahlen, 
die  ihnen  zustehenden  Natiualien  in  guter 
Beschaffenheit  verabreichen,  sich  um  das 
pei-sönliche  Wohl  der  Arbeiter  und  von 
deren  Angehörigen  bekümmern,  den  auf 
geistige  Fortbildung  sowie  auf  gesellige  Er- 
holung gerichteten  Bedürfnissen  der  Arbeiter 
mit  Vei-ständnis  und  Weitherzigkeit  ent- 
gegenkommen. Bei  Organisation  tmd  Leitung 
seines  Betriebes  soll  er  sein  Augenmerk 
darauf  richten,  dass  wenigstens  die  männ- 
lichen Arbeiter  möglichst  das  ganze  Jahi- 
hindurch  regelmässig  Lohnverdienst  finden, 
so  weit  sie  solchen  begehi'eu  und  für  ihren 
Leben sunterlialt  nutig  haben.  Wenn  Arbeiter, 
die  ihnen  lange  gedient  haben,  durch  Alter 
oder  Krankheit  ganz  oder  teilweise  erwerbs- 
unfäliig  werden,  dann  soll  er,  soweit  es  in 
seinen  Kräften  steht,  für  sie  sorgen:  ebenso 
füi'  die  in  Not  befindhchen  Hinterbliebenen 
erstorbener  Arbeiter.  In  der  Einrichtung 
von  Kleinkinderschulen,  vonVolks- 
bibliotheken  und  von  Famllien- 
abenden,  in  der  Gründung  von  Kuh- 
ersicherungs-  und  von  Kousuni- 
ereinen,  in  einer  angemessenen  Aus- 
geslaltung  und  Handhabung  der  Natural- 
löhnung  sind  Mittel  dar^boten,  welche 
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dem  Landarbeiter  sein  Leben  verschöoern, 
neine  wirtschaftlichen  Verhältnisse  günstig 
beeinflusseii  und  ihm  damit  seinen  Wohn- 
sitz und  seinen  Beruf  annehmlicher  er- 
scheinen lassen  kOnuen.  Zur  Durciifflhning 
mancher  der  hier  genannten  Massi-egeln  ist 
die  Mithilfe  der  politischen  oder  kirch- 
lichen Oemeinde,  unter  Umständen  auch 
die  des  Staates,  entweder  direkt  erforder- 
lieh oder  doch  sehr  wünschenswert. 

Als  unentbehrlich  rauss  die  Mitwirkung 
der  Öffentlichen  Oi^ne  bezeichnet  werden, 
wenn  es  sich  um  die  Ansässigmachung 
von  grundbesitzenden  Landarbei- 
tern handelt.  Diese  fehlen  in  dem  grössten 
Teil  des  nordöstlichen  Deutschland  jetzt 
noch  fast  gänzlich.  Ohne  Schaffung  eines 
zahlreichen  Standes  grundbesitzender  Ar- 
beiter wird  man  dort  aber  niemals  zu 
einigennassen  befriedigenden  Zuständen  ge- 
langen. 

Schon  seit  einigen  Jahrzehnten  haben 
die  GroBsherzöge  von  Mecklenburg- 
Schwerin  auf  ihren  etwa  *.6  des  ganzen 
Landes  umfassenden  DomSnen  den  Yersuch 
gemacht,  durch  Ansiedelung  zahlreicher 
Kleinstell enbesit zer ,  sogenannter  Büdner 
oder  Häusler,  dem  Arbeitermangel  einige 
Abhilfe  7.n  gewähren.  Der  Versuch  ist  von 
sichtbarem  Erfolg  begleitet  gewesen;  die 
Korlwandenin^  hat  nachgelassen,  der  Mangel 
an  Arbeitern  ist  geringer  geworden. 

Das  preussische  Änaiedelungs- 
gesetz  von  1886  und  die  Beutenguts- 
gesetze  von  1890  und  1891  haben  eine 
erfreuhche  Vermehrung  der  bäuerlichen 
Stellen  in  Gegenden  herbeigeföhrt,  die  bisher 
Mangel  an  solchen  hatten;  Kleinstellen  für 
Landarbeiter  sind  aber  dadurch  nur  in  ganz 

geringem  Umfang  geschaffen  worden.  Die 
esetee  sind  hierauf  auch  kaum  berechnet 
gewesen.  Eine  der  wichtigsten  agrar- 
politischen  Aufgaben  des  prcussischen  Staates 
für  die  nächste  Zukunft  mu^  es  bilden, 
ähnliche  Maasregeln,  wie  er  sie  durch  die 
genannten  Gesetze  behufs  Vermehrung  der 
Bauernstellen  getroffen  hat,  nunmehr  auch 
behnfs  Griindung  von  Häuslerstelleu  ins 
Leben  zu  rufen.  Am  besten  geschieht  dies 
ebenfalls  in  Form  von  RentengQteni.  Sie 
würden  ausdrücklich  alsArbeiterrenten- 
güter  zu  bezeichnen  sein.  Wenn  sie  ihre 
Bestimmung  erfüllen  sollen,  so  kann  ihre 
rechtliche  Ausgestaltung  zwar  derjenigen 
der  jetzigen  Rentengüter  in  wesentlichen 
Punkten  nachgebildet  werden;  es  werden 
dabei  aber  auch  einige  Abweichungen,  welche 
durch  den  speciellen  Zweck  der  Arbeiter- 
rentengflter  bedingt  wer<len,  sich  als  not- 
wendig erweisen. 


GiiUkeiTen  und  gegen  die  Regienmg.  Bretlau 
nse.  —  S.  OoiaschnUd,  Die  Land- 
arbtitfT  III  der  Proniia  Sachten  totrit  dcH 
Hei-iogliimem  Brauntckieeig  und  AiihaJi,  Tü- 
biagcn  1899.  —  Th.  Frhr.  von  der  Goltz, 
Die  ländliehr  ÄrbeiUrfrage  und  ihre  Lütiiag, 
S.  Auß.,  Danzig  1S74-  —  Derselbe,  Die  Lage 
der  ländlichen  Arbeitrr  im  DeuUelien  Reich, 
Berlin  1875.  —  Deraelbe,  Die  Idndllche  Arbeiler- 
kUi3ie  und  der  pretmuehe  SUuU,  Jena  1S9S.  — 
Deraelbe,  Vorleiujigen  über  Agraneoen  und 
Agrarpolitik,  Jena  1899.  —  A.  Grüiutnberg, 
Die  Landarbeiter  in  den  Provinzen  Schleewig- 
HoUtein  und  Hannorcr  u.  t.  «•.,  TObingen  1S99. 
—  Karl  Kaerger,  Die  Sachaengäagcrei,  Ber- 
lin ISitO.  —  C.  JViedc  Kitapp,  Die  Batiem- 
be/reiang  und  der  Ureprung  der  LandaHieiter  in 
den  älteren  Teilen  Preuatenf,  S  Bde.,  Leipiig 
1SS7.  —  AI.  von  Latgerlee,  I>it  ländliche 
Arbeiterfrage,  Berlin  1849.  —  B.  Sohnrey, 
Der  Zug  t:<rm  Lande  und  die  loziaie  Kecolutivn, 
GöUiagea.  lS9i.  —  Die  Verhällnitte  der 
Landarbeiter  in  Deuteehland,  51.,  Sf. 
und  SS.  Bd.  der  Sthri/ten  dei  Vereint 
für  Sotialpolilib,  Leiptig  ISSS.  -^  C. 
Wagn^,  H.  Wittenbet^  und  £.  HüokatOdt, 
Die  getehUehÜieh  tialieken  Verh/ätniite  der 
ei-angditehert  Landbewohner  im  Deuttchen  Reiche, 
2  Bde.,  Leipzig  1S9S  und  1896. 

Th.  Frhr.  üttn  der  Colts. 


Landwirtschaftliches  Qenessen- 
scbaftsweseo. 

1.  Geschichte,  EntwickelnnG:,  Bedeatung  und 
Zukanft  des  1.  G.  in  Deutachland.  2.  Gegen- 
wärtiger Stand  der  verschiedenen  Centraloi^ani- 
sationen.  3.  Die  verschiedenen  Arten  von  Ge- 
nossen Schäften.    4.  Das  Ausland. 

1.  Geschichte,  Entwickelnpg,  Beden- 
tuDg  und  Zukunft  Aea  1.  G.  in  Dentsch- 
laoa.  Das  Genossenschaftswesen  reicht  in 
tier  Landwirtschaft  weit  in  feni  liegen  de 
Zeiten  zurück,  und  wii'  sehen  es  vielfach 
dort  angewendet,  wo  die  Kraft  des  einzelnen 
nicht  ttusi-eichte,  ein  bestimmtes  wirtschaft- 
liches Ziel  zu  erreichen. 

So  erzählt  Ludon  von  den  Weidege- 
nossenschaften der  Angelsachsen,  Hanssen 
von  den  Gehöfter-,  Waldnutzungs-  und  Deich- 
genossen schaften  u.  s..  w.  im  westlichen 
Deutschland. 

Zum  Teil  reichen  diese  genossenschaft- 
lichen Formen  auch  nocli  in  die  Jetztzeit 
herein,  während  andere  von  ibnen  wieder 
längst  durch  die  Verhältnisse  der  Zeit,  be- 
sondei^  im  16.  und  17.  Jahrhundert  aufge- 
lost und  hinweggefegt  worden  sind. 

Wenn  wir  deshalb  von  der  Entstehung 
des  Genossenschaftswesens  um  die  Mitte  des 
verflossenen  Jahrhunderts  hören,  so  dürfen 
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wir  die  Kunde  nur  cnm  grano  salle  auf- 
fttssen.  Weder  Raiffeieeu  noch  Schulze- 
Delitzsch  sind  die  Erfinder  oder  Begründer 
des  Eenossen schaftlichen  Gedankens,  denn 
derselbe  schlinnmerte  zur  Zeit  dieser  ver- 
dienstvollen MÄnuer  nur  und  ihnen  war  es 
vorbehalten,  ihn  wieder  zu  wecken. 

Uebrigens  lehrt  uns  die  geschichtliche 
Ueberlieferung,  dass  gerade  zu  B^nn  des 
neunzehnten  Jahrhunderts,  von  Frankreich 
ausgehend,  genossenschaftliche  Neubildungen 
auf  dem  Gebiete  des  Gewerbes  und  des 
ÄrbeiterweseuB,  besondere  In  England  mehr 
und  mehr  in  die  Erscheinung  getreten  sind. 

Die  heutige  Form  des  landwirtschaft- 
lichen Genoasen scbafts Wesens  aber  ist  durch 
den  Erlass  eines  ersten  Gesetzes,  durch  den 
damaligen  norddeutschen  Bund,  im  Jahre 
18C8  für  Deutschland  eigentlich  erst  ge- 
schaffen worden. 

Von  dieser  Zeit  an  hat  die  genossen- 
schaftliche Entwickelung  rasche  Fortschritte 
gemacht  und  ist  heute  zu  einem  mächtigen 
Faktor  wirtscliaftlieher  Thätigkeit  empor- 
gewachsen. 

Dem  Jahre  18ö9  blieb  es  \-orbehalten, 
für  das  ganze  Deutsche  Reich  ein  Gesetz 
zu  bringen,  das  die  bislang  gemachten  Er- 
fahrungen in  Gesetzgebung  und  Praxis  in 
nützliche  Anwendung  brachte  und  aÜen  Ver- 
hÄltaisBcn,  insbesondere  der  deutschen  Land- 
wirlschaft,  mögliclist  gerecht  wurde. 

Es  wird  nicht  zu  viel  gesagt  sein,  wenn 
man  den  heutigen  erfreuJichen  Stand  der 
landwirtschaftlicnen  Genossen  schaftesache  auf 
zwei  Ereignisse  insbesondere  zurückführt, 
nämlich  einerseits  auf  das  Gesetz  vom  Jahre 
1889,  welches  neben  der  unbeschrankten 
Haftpflicht  auch  die  beschränkte  Haft- 
pflicht sowie  die  unbeschränkte  Nach- 
schusspflicht  ziüfisst,  und  andererseits 
auf  die  Begründung  der  Preussischen  Centnd- 
genossen  Bchaftskasse  im  Jahre  1895. 

Wo  die  Besitzverhältnisse  nicht  gleich- 
artige sind  und  wo  in  demselben  Bezirke 
Oroesgrundbesitzer.  bäuerliche  Grundbesitzer 
und  kleinere  Lanawirte  zusammen  wohnen, 
da  bot  eich  bis  zum  Jahre  1889  immer, 
wenn  es  sich  um  Gründung  von  Genossen- 
schaften mit  unbeschränEt er  Haftpflicht 
handelte,  die  grosse  Schwierigkeit,  dass  das 
Mass  der  Haftung  der  einzelnen  Genossen 
ein  zu  ungleiches  war,  welches  meist  die 
Wohlhabenden  von  der  Sache  ^}schreckte. 
Mehr  und  mehr  befreundet  man  sich  aber 
auch  in  denjenigen  Gebieten,  die  bisher  mit 
der  unbeschränkten  Haftpfhcht  ausschliess- 
lich rechneten,  mit  der  beschränkten 
Haftpflicht.  Die  letztere  limitiert  den 
Kredit  einer  Genossenschaft,   gestattet,  dass 

i'eder  Genossenschafter  genau  sein  Bisiko 
iennt,  und  eignet  sich  ganz  besonders  für 
Unternehmungen,  die  aij  dem  Gebiete  des 


Ein-  und  Verkaufes  und  der  genossenschaft- 
lichen Pi-odiiktion  liegen. 

DiePreussischeCentralgenossen- 
schaftskasse  macht  die  Genossenschaften 
bei  ihrer  Kreditbefriedigung  unabhängig  von 
den  Schwankungen  des  Geldmarktes  imd 
sichert  ihnen  einen  hilligeii,  den  Hentabililäte- 
verhältnissen  des  Gewerbes  angepassten 
Zinsfnss. 

So  kam  es,  dass  gerade  im  nördlichen 
Deutschland  in  den  letzten  Jahren  durch  die 
Segnungen  der  beiden  geschilderten  Ein- 
richtungen ein  gewaltiger  Aufschwung,  aller- 
dings nicht  treibhausartiger  Natur,  sondern 
begründet  durch  das  Bedürfnis  im  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaftswesen,  stattge- 
funden hat. 

Die  Preussische  Centralgenossenschafts- 
kasse  ist  mit  einem  Staatskapiüü  von  5ÜÖÜ0000 
Mark  ausgestattet,  das  sie  in  entsprechender 
Weise  zn  vei-zinsen  hat.  Unter  den  ihr  an- 
geschlossenen Vereinigungen  und  Verbands- 
kassen, eingetragenen  Erwerbs-  und  Wirt- 
schafts^nossenschaftskassen  befinden  sich: 
44  eingetragene  Genossen  schien  mit  be- 
schränkter Haftpflicht, 

1  eingetragene  Genossenschaft  mit  un- 
beschränkter Haftpflicht, 

4  Aktiengesellschaften  und 

1  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung. 

Die  Preussische  Centralgenosaenschafts- 
kaiffie  dient  nmd  700000  erwerbsthätigen 
Mitgliedern  von  landwirtschaftlichen  und 
gewerblichen    Genossenschaften    als    Aus- 

{jleichsstelle  im  Geldverkehr  und  in  erheb- 
ichem  Umfange  auch  als  Centralbankinstltut 
zur  Befriedigiuig  des  Kreditbedflrfaisses. 

Der  Gesamtumsatz  der  Kasse  betrug 
1899  3361478343  Mark,  1898  2971555393 
Mark. 

Die  Preussische  Centralgenossenschafts- 
kasse  hat  den  Zinsfuss  für  Darlehen  an  die 
cenoBsenschaftlicfaen  Centralkassen  (Ver- 
bandskassen) für  die  Zeit  vom  1.  April  1900 
ois  30.  September  1900  auf  SV*  %  (wie  im 
vorhergehenden  Halbjahre)  festgesetzt 

Seit  dem  Bestehen  der  ^«ussenkasse 
wurde  der  Darlehnazinsfnse  3  mal  geändert  ; 
zuerst  —  bis  zum  30.  September  1898  — 
betrug  er  3  "lo,  vom  1.  Oktober  1898  bis  31. 
März  1899  4»/o  und  seit  dem  1.  April  1899 
steht  er  unverändert  auf  3'/s  "Id.  Der  Jahres- 
durchschnitt, des  Zinsfusses  war  demnach 
1896  3  n/o,  1897  3<'/o,  1898  3,25%,  1899 
3,63  n/o.  Es  kommt  hierbei  jedoch  in  Be- 
tracht, dass  die  Preussenkasse  einen  Teil 
des  Kredits  nicht  zu  vorstehenden  Sätzen, 
sondern  als  Wechselkredit  zu  einem  höheren 
Zinsfuss  zur  Verfügung  stellt. 

Die  wiederholt  nervorgehobene  Vermeh- 
rung der  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften ist  so  zu  kennzeichnen,  dass  die 
jährlichen  Neugründungen  ihren  Höhepunkt 
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in  den  Jahren  189r>  und  1896  erreicht  haben 
und  daas  seil  dieser  Zeit  eine  grössere 
Stetigkeit  sich  bemerkbar  maclit. 

weit  aber  die  drei  stärksten  Gruppen 
des  Genossenschaftswesens :  Darlehuskassen, 
Bezugsvereine  und  Molkereien  hinaus  hat 
schon  jetzt  die  landwirtschaftliche  Genossen- 
Schafts bewegung  um  sich  gegriffen,  so  dass 
man  sagen  kanu,  dass  auf  iO— 50  ver- 
schiedenen Gebieten  der  genossenschafthehe 
Gedanke  zur  Anwendung  gelangt;  er  durch- 
dringt von  Jahr  zu  Jahr,  von  Tag  zu  Tag 
mehr  die  ganze  wirtschaftliche  Bethätigung 
der  dentsehen  Landwirtschaft. 

In  gleichem  Masse,  wie  die  Aufgaben 
des  Genossenschaftswesens  wachsen,  wächst 
auch  die  Kraft  der  Bewegimg,  die  Zahl  der 
Anhänger  und  der  feste  Wille,  die  gesteckten 
Ziele  zu  erreichen. 

Allerdings  harrt  der  deutschen  Land- 
wirtschaft noch  ein  weites  Gebiet  gemein- 
samen Strehens,  wenn  das  Ideal  erreicht 
werden  soll,  dass  jeder  Gemeinde  eine  ge- 
nossenschafüiehe  Organisation  zu  teil  werde, 
damit  das,  was  diu-ch  die  Beseitigung  der 
alten  Wirtschaftsgomeinde  verloren  geganj 
ist,  in  der  heutigen  rein  politischen  ( 
meinde  auf  anderem  Wege  wieder  erreicht 
werde. 

üb  bei  dem  Umstände,  daas  heute  inner- 
halb enger  Grenzen  zahlreiclie  Genossen- 
schaften verschiedensten  wirtschaftliehen 
Zieles  neben  einander  existieren,  die  Frage 
nicht  in  den  Kreis  der  Erörterung  zu  zielien 
sei,  eine  Verschmelzung,  so  weit  sie  wirt- 
schaftlich möglieh  erscheint,  herbeizufflhi-en, 
wird  eine  tVage  notwendiger  Erörterung  der 
Zukimft  sein. 

Uass  der  gewaltige  Aufschwung  der- 
jenigen Genossen  Schaftsformen,  welche  die 
Missstände  des  Handels  beseitigen  und  einen 
möglichst  direkten  Verkehr  zwischen  Kon- 
sumenten und  Produzenten  herbeiführen 
sollen,  in  weiten  Kreisen  des  Handels  Un- 
behagen und  Gegnerschaft  herbei  fahren 
musste,  ist  eine  nur  zu  natflrliehe  Thatsache. 

So  sehen  wir,  dass  Handels  Vereinigungen 
und  Handelskammern  ihre  Waffen  gegen  die 
Ein-  und  Verkaufsgenossen Schäften  richten, 
wie  sie  das  ja  auch  schon  seit  langer  Zeit 
gegen  die  städtischen  Konsumvereine,  die  in 
der  Regel  für  die  städtische  Bevölkerung 
dasselbe  zu  erreichen  suchen,  ins  Werk 
setzen. 

Eine  merkwilrdige  Ersclieiuung  bleibt  es 
aber  immerhin,  dass  gerade  in  den  Kreisen, 
die  sich  sonst  stets  als  die  berufenen  Hüter 
der  wirtschaftlichen  Freiheit  betrachten, 
gegen  die  freie  wirtschaftliche  Bethätigung 
der  LtHidwirte  Stellung  genommen  wird. 

Bei  dem  Umstand,  dJas  die  Fabrikanten 
und  Grosshändler  von  Düngemitteln  und 
I'ntterstoffen   in   grossen    Ringen    sich   zu- 


sammen schüessen,  um  ihre  IntereBsen  mög- 
lichst zn  wahren,  erscheint  es  um  so  un- 
begreiflicher, dasa  man  den  Landwirten  zu- 
mutet, wehrlos  dei'artigem  Vorgehen  sich 
gegenüberzustellen . 

Der  Zukunft  muss  es  vorbehalten  bleiben, 
das  landwirtschaftliche  Genossenschaftswesen 
zum  Gegenstand  des  besondereu  Unter- 
richtes nicht  allein  an  den  niederen  land- 
wirtschaftlichen Schulen,  eonderu  auch  an 
den  Hochschulen  zu  machen.  Wissenschaft- 
liche Vertiefung,  Forschung  und  Kritik  mit 
Hilfe  einer  verlässigen  Statistik  wird  der 
Sache  noch  aelir  föi^erlich  werden. 

Vorscliläge  in  dieser  Richtung  sind  von 
verschiedenen  Seiten  schon  gemacht,  und  die 
Hoffnung  auf  Erffilluag  dieser  Wünsche  ist 
wohl  nicht  unbereditigt. 

Einem  künftigen  Streben  der  Vertreter 
genossenschaftlicher  loteressen  bleibt  es  auch 
vorbehalten,  die  Verkaufs-  und  Pi-oduktiv- 
genosseo Schäften  der  Landwirtschaft  mit  den 
städtischen  Konsumvereinen  in  direkte  Be- 
ziehung zu  bringen,  wie  das  im  Rheinland 
in  glücklichei"  Art  imd  Weise  bereits  ange- 
bahnt und  teilweise  auch  schon  durchge- 
führt ist.  Eine  grosse  Menge  landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse  wandert  heute  von 
der  ländlichen  Genossenschaft  auf  dem 
weiten  und  nicht  selten  kostspieligen  Weg 
des  Zwischenhandels  zum  stäcltiscnen  Kon- 
sumverein, der  doch  direkt  mit  Ersparung 
aller  Zwischenspesen  beziehen  könnte;  es 
seien  an  Waren  hier  nur  genannt:  Eier, 
Biittor,  Käse,  Kartoffeln,  Obstwein  u.  s.  w. 

Endlich  erscheint  es  der  Mühe  wert,  im 
Interesse  des  ganzen  landwirtschaftlichen 
Genossenschaftswesens  Deutcch  lande  mit 
Nachdruck  dahin  zu  wirken,  dass  eine  Ver- 
einigung der  grossen  Geiioseen  Schafts  verbände 
von  Neuwied  und  Offenbach  erreicht  werde. 
Damit  werden  manche  die  Genossen schafts- 
sache  scliädigende  Strebungen  beseitigt  und 
der  Grund   zu  einer  einheitlichen  Kontrolle 

_  _  1  der  alle  Interessen  der  Sache  zu- 
sammenlaufen zum  Segen  der  Gesamtheit, 
denn  Einigkeit  macht  stark. 

Was  nun  den  Ausbau  des  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaftswesens  seit  dem  Jahre 
betrifft,  so  mögen  folgende  als  ver- 
lässig anzusprechende  Zahlen  die  wünschens- 
werte BeleuchtungdesThatbestandes  bringen.' 

Es  wiu-den  errichtet; 

1898/99  1897/98  1896/97 
Kreditgenoasenscliaften     684       899        1239 
BezDj^^enossen Schäften']    83  68  83 

Molkereigenossenschaften  155         171  182 

Sonstige  Genossenschaften  124        176  312 

Zusammen     1046  1314        1716 


')  Einkaufagenossenscbaften  fUr  landwirt- 
achaftliche  VerbranchsstofFe  nnd  Verksufsge- 
nossenHcbaft«n  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse, 


,V^.OOgLC 


Iiand  wirtschaftliches  Genosse  aseliaftswesen 


In  den  gleichen  Jaliron  wurden  aufgelöst: 
Kreditgenossenscliaften        71  60  18 

BezngBgenosBenschaften     31  27  g 

MolkereigenosHenschaftcn    19  29  ^ 

Sonstige  Oenosaenachaften  37 


t29             33 

Das  Ei^bnis  wa 

also  eine 

Zunahme  um : 

im  Jahre  1898/99 

1897/98 

1896'97 

613 

839 

13ZI 

5' 

41 

74 

136 

177 

97 

163 

Zusammen       897 

1185 

1683 

oder  Dm  "/o     7,6 

18,7 

g;gen  den  Besfand  zu  Anfang  des  jeweiligen 
erichtsjahres.  Die  Darlehn skassen  haben 
sich  im  letzten  Jahre  um  7,1"/»),  die  Be- 
zugsvereine um  5,2  */o,  die  Molkereien  um 
B,4  imU  die  sonstigen  Genossenschaften  am 
stärksten,  nämlich  um  15,5''/o  vei-mehrt. 

In  Berdcksichtigxmg  auf  die  Art  der 
Haftform  gestaltet  sieh  die  Statistik  für  den 
1.  Juli  1899 : 


Art  der  Genossenschaft 


mit  unbe- 
scliränkter 
Haftpflicht 


mit  bs- 
schrKnkter 
Haftpflicht 


schränkter 

Nachachuss- 

ptlicht 

Zahl  !  In  X 


Kreditgenossenachatten .    . 
Bez  agB^  ossenscbatten 
Uolkereigenossen  Schäften  . 
Sonstige  Genossenschaften 


8817I  95,7 
827  i  79,5 

i  250,  70,9 
258    35,6 


18 


Zngamnieu     u  152   87,6 
Dagegen  1898     10405   87,9 


Vei^leicht  man  den  Stand  der  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  am  1.  Juli 
1899  in  den  einzelnen  Ländern  und  Pro- 
vmzen  mit  der  orteanwesenden  Bevölkerung 
sowie  mit  der  Grösse  der  lau d wirtschaftlich 
benutzten  Fläche,  so  ergiebt  sich  das  in  der 
Tabelle  auf  Seite  480  zusammengestellte 
Verhältnis. 

Der  Gesamtstand  der  bis  zum  1.  Juli 
1899  dem  Genosse nscliaftsgesetz  unterstellten 
landwirtschaftlichen  Genosse uschaflen  stellt 
sich  folge  nderm  a  ssen : 

Königreich  FreaBsen        6695  OenogsetiscbaftCD 
Bayern  rechts  d,  Rheins  1  923  „ 

Bayern  links  des  Rheins     634  „ 

die  übr.  Staaten  Den  tsch- 
landa  3  484  „ 

Palästina  3 « 

Zusammen  12739  Genossenschaften 
gegen  1 1  842  im  Jahre  1898. 

Diese  gewaltigen  Zahlen  liefern  den  Be- 
weis, dass  die  Landwirtschaft  der  Gegen- 
wart es  verstanden  hat,  in  verhältnismässig 
wenigen  Jahren  auf  dem  Gebiete  der  Asso- 
dation  bedeutende  Fortschritte  zu  machen, 
und  dass  sie  gewillt  ist,  fortschreitend  in 
demselben  Sinne  zu  sammeln  und  zu  streben. 

Hierbei  sei  noch  erwähnt,  dass  nach  den 
Angaben  des  Schul tze-Delit zseh-Ver- 
bandes  im  Jahre  1898  in  den  Torp.chuss- 
vereinen  desselben  144080  selbständige 
Landwirte    und    in    den    Konsumvereinen 


1,8   I    87    I   0,6      12736 
1,4   !    85    I  0,7      11839 


14958  solche  als  Mitglieder  gezählt  worden 
sind. 

Die  Liandwirte  haben  sich  früher,  wo 
besondere  ländliche  Genossenschaften  nocli 
nicht  bestanden,  den  städtischen  Kreditver- 
cinen  nacli  Möglichkeit  und  mit  Vorteil  an- 
geschlossen, obschon  Schultze  bei  seinen 
ersten  Oiganisationen  die  Befriedigtmg  des 
ländlichen  Personalkredites  nicht  sneciell 
im  Auge  hatte.  In  Ostprenssen,  im  König- 
reich Sachsen,  in  Nassau  und  Eheinprenssen 
haben  vielfach  tüchtige  Landwirte  sich  be- 
müht, die  landwirtBchafiliehen  F()rderuugeii 
einer  Kreditbefönlerung  dem  Schultze-Üe- 
litzsch-System  anzupassen.  Dies  sei  histo- 
risch bemerkt. 

2.  Gegenwärtiger  Stand  der  ver- 
schiedenen Centräorgani  Nationen.  Wie 
schon  in  dem  Bericht  im  Suppl.-Band  II 
der  1.  Aufl.  dieses  Werkes  S.  573  ff.  hervor- 
gehoben wurde,  kann  man  die  landwirtschaft- 
lichen Genosse n.whaften  Deutschlands  in 
3  grosse  Gnippen  einteilen  und  zwar  in  Rück- 
sicht auf  ihre  Centralorganisalionen,  nämlich 

I.  in  den  Verband  der  deutschen  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften  mit  dem 
Sitze  in  Offenhach  a.  M., 

H.  den  Generalverband  der  Raiffeisen- 
schen  Genossenschaften  und 

III.  in  sonstige  mit  einander  nicht  in 
näherer  Beziehung  stehende  grossere  Einzel- 
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Staaten  bezw.  Lnn  desteile 


Ostpreugflen  .  .  . 
WestpreuBBen    .    . 

Brandenbnrg  .  . 
Pomniern .... 

Posen 

Schlesien  .... 
Prov.  Sachsen  .  . 
Scbleswig-HolBtein 
Hannover .... 
Westfalen  .  .  . 
Hessen-Saasan  ,  . 
Eheinpreossen  .  . 
Eobcuiiollern     .    . 


KffT.  Sachaen 

Württemberg 

Baden    

JQessen 

Mecklenbnrg-Schwerin  .  .  . 
Mecklenbare-Strelitz  .  .  . 
S.-Weimar-EiBenaeb  .    .    .    . 

Oldenburg 

Brannschweig' 

S.-Meiningen 

S.-Altenburg 

S.-Cohnrg-Qothft 

Anhalt 

-Schwarzbarg-Sondersbausen  . 
'Schwarzbnrg-Budolgtadt    .    . 

Waldeck 

Renas  B.  L 

Beuss  j.  L 

Schaninbnrg-Lippe    .    .    .    . 

Lippe  

Labeck 

Bremen 

Hamburg 

ZIsass-Lotb  ringen  .  .  .  . 
Deutsches  Reich     .    .    . 


SSI 


7464 

6936 
5315 
6881 
4569 
2910 
3907 


S5'7 
3451 
2338 


3  74» 

1615 
3687 
4615 


4873 
3  493 

'9  553 
3717 


16867 
33033 
10306 

5863 


4104 


3536 
6987 


ad  I.    Der  Allgemeine  Verband 
deutscher  land  wir  tachaftlicherOe- 

nosBenschaften,  gegründet  im  Jahre 
1883,  umfaßste  am  1.  Juli  1899  6705  Ge- 
noasen scliafteu  in  27  Verbänden,  die  ^- 
wöhnlicli  über  eine  Pro\-inz  bezw.  ein  Land 
sich  erstrecken.  Die  Genossenschaften  zer- 
fallen in  39  Centralkassen,  4131  Kreditver- 


33  Bezugs-,  981  Molkerei-  und  221 
Genossen  Schäften . 
Der  Allgemeine  Verband  iat  ursprilng- 
lich  nur  fftr  den  Zusammenschlusa  land- 
wirtschaitlioher  Einkaufs-  und  Molkerei- 
genoBsenschaften  ins  Leben  gerufen,  die  bis 
zum  Jahre  1883  einer  Centndiaienin^  voll- 
ständig entbelirten.  Heute  einen  eich  in 
dieser  Gentralorganisation  Verbände  aller 
Arten  von  Genossenschaften  ;  seine  Au^ben 
sind  kurz  zusaramengefasst  folgende; 

a)  Yerti-etung  und  Wahrung  gemeinsamer 
genossenschaftlicher  Interessen. 

b)  Ausbildung  der  Verfassung  und  Förde- 
ning  der  Angelegenheiten  der  zuge- 
hörigen V^erbändeundGenosBeaschafteii 
dura  Unterstützung  im  Betriebe  und 
Austausch  von  Erfahrungen, 

e>  Ausbreitung  des  Genossenschaftswesens 
auf  landwirtschaftlichem  Gebiete. 

Alljährlich  findet  ein  Vereinsta^  statt, 
zu  dem  Delegieite  aller  Verbände  wie  auch 
zahlreiche  Genossenschafter  zusammeukom- 
men.  Infolge  des  Erlasses  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  wird  der  Allgemeine  Verband 
in  einen  eingetragenen  Verein  demnächst 
umgewandelt. 

Die  geschäftliche  Leitung  des  Allgemei- 
nen Verbandes  ruht  in  den  Händen  des  um 
das  Genossenschaftswesen  in  Deutschland 
hochverdienten  Geheimen  Re^erungsrates 
Haas,  der  seit  der  Gründung  die  Sl^le  des 
Anwalts  einnimmt. 

ad  U.  In  demselben  Jahre  1849,  wo 
Schul tze-Delitzsch  den  Grundstein  zu  seinem 
genossenschaftlichen  Gebäude  legte,  organi- 
sierte Raiff eisen  den  ersten  Hilfsverein 
für  Landwirte,  imd  die  Fortleitung  dieser 
Bestrebungen  führte  ihn  zur  Organisation 
besonderer  ländlicher  Kreditgenossenschaften, 
Als  Gnmdlage  zur  Gründung  von  Darlehns- 
kassen  empfahl  Baiffeisen: 

Beschränkung  des  Verein sbezirkes  auf 
einen  Umkreis,  in  dem  noch  eine  persönliche 
Bekanntschaft  aller  Mitglieder  möglich  ist, 
Kreditgewährung  nur  an  Mitglieder,  Fest- 
setzung der  oberen  Kredifgrenze  durch  die 
GeneraJvei-sammlung,  Kontrolle  der  morali- 
schen und  wirtschaftlichen  Verwendung  des 
Kredits,  Zulassung  längerer  Kreditfristen, 
unentgeltliche  Verwaltung  des  Voretandes, 
zu  dem  der  Rechner  nicht  gehOrt,  Ansamm- 
lung des  gesamten  Gewinnes  zu  einem  Re- 
serve- und  Hilfsfonds  zur  wirtschaftlichen 
Fördening  der  Verein smitgheder ,  unbe- 
schränkte, hauptsächlich  auf  den  Grundbesitz 
gestützte  Haftpflicht. 

Diese  den  thatäächlichen  wirtechaftlicben 
Forderungen  des  Landes  gerecht  werdenden 
Gnmdsätze  liaben  sehr  viel  zur  Bntwicke- 
lung  der  ländlichen  Darlehnskassen  beige- 
tragen und  werden  auch  heute  noch  als 
massgebend  anerkwint. 
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Der  Raiffeificnsche  Verband  iimtasste  im  ' 
J^ire  1898  3064  GenosseiiscliaftcQ  »nd 
in  der  Mitte  des  Jahres  1899  3273 
solcher,  die  zu  allermeist  ländliche  Dar- 
Ichnskaesea  sind,  nämlich  3067,  während 
andere  Genossenschaften  nur  mit  20G  in 
Betracht  kommen. 

Wir  können  auch  bei  diesem  grossen 
Verbände  eine  erfrenlicheWeiterentwickelimg 
konstatieren.  Neben  dem  Geldaiisgleich 
vfurde  der  Warenbezug  innerhalb  des  Neii- 
■wieder  Verbandes  central isiert.  Raiffeisen 
schuf  seinerzeit  mangels  einer  genossen- 
schaftlichen Form  die  Firma  Baineisen  & 
Consorten,  die  nach  ihren  Statuten  in  ge- 
meinnütziger Arbeit  im  Interesse  des  Ge- 
nossenschaEtsverbandes  thätig  sein  sollte. 
In  den  1890  er  Jahren  schj'itt  man  zm-  De- 
centralisation,  indem  sowohl  die  Firma  wie 
die  Centraldarlehnskasse  Filialen  in  den 
einzelnen  Bezirken  Deutschlands  errichteten. 
Diese  Central  isation  ftihrte  weiter  1893  zu 
einer  principiellen  Umgestaltung,  welche  sich 
in  folgenden  Sätzen  festlegen  lässt: 

1.  Die  landwirtschaftliche  Centraldar- 
lehnskaaee  fflr  Deutschland,  welche 
bisher  nur  den  Geklverkehr  mit  de» 
angeMchlossenen  Genossenschaften  vei"- 
mittelte,  übernimmt  in  einer  neuen 
Abteilung  an  Stelle  der  Firma  Raiff- 
eisen &  Consorten  auch  den  Waren- 
verkehr (Einkauf  landwirtschaftüclier 
Verbrauchsstoffe  und  Verkauf  land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse),  und  zwar 
ausser  für  die  angeschlossene  n  Dar- 
lohnskassen  auch  für  alle  anderen  dem 
Revisions  verbände  angehörigeu  Ge- 
nossenschaften. Die  Firma  Haiffeisen 
&  Consorten,  weiche  damit  ihre  Ge- 
schäftsthätigkeit  aufgiebt,  Überweist 
ihr  Gesamt  vermögen  einer  Raiffeisen- 
Btiftung ,  welche  ausser  allgemeiner 
(genossenschaftlicher)  ländhcher  Wohl- 
bhrtupflege  die  Unterstützung  der 
Pensiongkasse  der  im  Dienste  det-  Keu- 
wieder  Organisation  stehenden  Be- 
amten bezweckt. 

2.  Die  angeschlossenen  Landes-  und  Pro- 
vinzial verbände  finden  eine  weitest- 
gehende BerUcksichtigimg'  ihrer  be- 
sonderen Eigen  tum  henkelten  in  der 
neu  hinzugekommenen  Bestimmung, 
dass  sie  im  Vorstand  und  Aufsichtsrat 
vertreten  sind.  Die  Aufsichtsiatsmit- 
glicder  bilden  zugleich  den  Beirat  der 
betreffenden  Fili^e. 

3.  Der  bisherige  Generalanwaltschafts- 
verband (ßevisions verband)  nimmt  den 
Namen  s  General  verband  >  an,  und  sein 
Vorstand  und  Aufsichtsrat  besteht 
BatzuDgsgemäss  aus  dem  Vorstande 
und  Aufsichtsrate  der  Centralilarlehns- 
kasse. 

Handwürtcrbncb  dtc  StastawlaaenscharMii. 


Nach  der  heuti^n  Sachlage  kann  man, 
nachdem  diese  zeitgemässe  Umgestaltung 
erfolgt  ist  die  Hoffnung  hegen,  dass  eine 
Annäherung  der  beiden  grossen  deutschen 
Genossenschaftsverbände  mit  der  Zeit  sich 
anbahnen  lässt. 

ad  III.  Es  bestehen  in  Deutschland 
aber  auch  noch  verschiedene  Genossen- 
schaftsverbände, die  weder  der  einen 
noch  der  anderen  der  beiden  soeben  geschil- 
derten Centialorganisationen  angehören;  viel- 
fach sind  diese  Verbände  aus  Bauemver- 
einen  herausgewacheen,  und  vielfach  mn- 
fassen  sie  nur  eine  Art  von  Genossenschaft, 
z.  B.  Darlehn skassen  oder  Molkereien.  Ihr 
Bestand  wird  in  der  Tabelle  auf  S.  482  nach- 


3.  Die  verBchiedenen  Arten  von  Ge- 

noBBenschaften.  Da  über  die  Kreditge- 
nossenschaften an  anderer  Stelle  berichtet 
wird,  so  treten  wir  sofort  an  die  Beleuchtung 
der  Bezugsgenossenschaften  heran, 
welche  in  solche  des  Einkaufs  landwirt- 
schaftlicher Verbrauchssloffe  und  solche  des 
Verkaufs  landwirtschaftlicher  I^zeugnisse 
zerfallen.  Insgesamt  bestanden  Bezugsge- 
nossenschaften in  Deutschland  im  Jahre 


537 


1896   9Z5 

1898  989 

1899  1040 


Die  landwirtschaftlichen  Einkaufsge- 
nossenschaften haben  nicht  diejenige  Ver- 
mehrung erfahren,  die  man  von  ihnen  als 
einer  der  ältesten  und  sichersten  Form  ge- 
nossenschaftlicher Arbeit  erwarten  durfte. 
Der  Grund  hierfür  liegt  darin,  dass  eine 
grosse  Anzahl  andei'er  Genossenschaften, 
wie  z.  B.  Molkerei-  und  Kreditgenossen- 
schaften, ebenfalls  den  Einkauf  landwirt- 
schaftlicher Verbrauchsstoffe  betreiben  und 
dadurch  die  fiiianzi eilen  Ergebnisse  ihrer 
Gru  udunter  nehmu  ngenwesenmch  verbessern. 
Wenn  man  anfänghch  gegen  eine  derartige 
Zusammenschmelzung  in  massgebenden  Ge- 
nossenschaftskreisen ein  gewisses  Misstrauen 
an  den  Tag  legte,  so  hat  sich  dasselbe  auf 
Grund  praktischer  Erfahrungen  mehr  und 
mehr  gelegt;  wii-d  doch  dabei  an  Arbeit  und 
Kosten  gespart,  ohne  dass  das  eine  oder 
andere  Unternehmen  darunter  litte.  Die 
Warenwerte,  die  heute  durch  die  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  für  die  Zwecke 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes  bezogen 
worden,  sind  ganz  gewaltige.  Leider  be- 
sitzen wir  keine  Statistik,  welche  die  ge- 
samten Ergebnisse  in  dieser  Beziehung 
umf^t.  Fflr  den  Deutschen  Allgemeinen 
Verband  betrug  er  1899  im  ganzen  25945053 
Mark,  für  einen  Gesamtbezug  von  9  442 154 
Centner.  Innerhalb  des  Allgemeinen  Ver- 
bandes sind  die  FUnkaufsgenossenschaften 
in  den  einzelnen  Provinzen  und  litadem  zu 
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Gran- 
jeSi 


I   Be-      Mol-  ■Bonsti-  über- 
I  zrtga-  kerei-      ge      banpt 


G  BDosHenschafteD 


Verband  schlesischer  ländlicher 
Genossenschaften  e,  0.  m. 
b.  H 

Molherei-Bevisiona verband  für 
die  Proyinz  Brandenburg, 
Pommeiu,  Sachtien  ond  die 
OroBsherzogt.   Mecklenburg 

Verband  ländlicher  Genossen- 
schaften der  Provinz  West- 
falen      

Rheinischer  ßevisionaverband 

TrieriRcher  Qenossenschafta- 
verband  e.  Q.  m.  b.  H.  .     . 

PRllzischer  Genosaenschafts- 
verband  för  GelJ-  n.  Waren- 
verkehr e.  G.  m.  b.  H.  .    . 

Verband  landwirtschaftlicher 
Kreditgenossenschaften  in 
Württemberg: 

Verband  badiach.  Cenlrifagen- 
molkereieu 

Revisions  verband  des  Bundes 
der  Landwirte 


Trier 

Wachenheim 

Tübingen 

Messkirch 
Berlin 


35       315 
21    I    m8 


Centralgenoasenschaften  vereint,  deren  Auf- 
gabe es  ist,  für  ihre  Mitglieder  den  Einkauf 
und  die  Lieferung  zu  besorgen,  bo  dass  jene 
im  wesentlichen  Sinne  des  Wortes  Grosw- 
handelsgenossensohaften  darstellen,  die  für 
bestimmte  Zwecke  (Kainit-  und  Thomas- 
mehlbezug}  wieder  in  gemeinsame  Attion 
unter  sich  sowohl  wie  auch  mit  anderen 
genossen  schaftliciien  und  gesellschaftlichen 
Organisationen  treten  (die  Bekannte  Bezugs- 
vereinigung!). 

Auf  dem  Gebiete  des  Absatzes  land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse  hat 
das  Genossenschaftswesen  in  den  letzten 
Jahren  hocherfreidiehe  Fortscliritte  gemacht; 
dies  gilt  sowohl  für  den  "Verkauf  von  Ge- 
treide wie  für  den  von  Vieh  und  tut  den 
Verkauf  von  tierischen  Produkten.  Hin- 
sichtlich der  3  Gnippen  sei  insbesondere  das 
folgende  hervorgehoben: 

Der  genossenschaftliche  Verkauf 
von  Getreide  findet  seinen  Ausgangs- 
punkt in  der  Errichtung  und  dem  gcnossen- 
Bcfiaftlichcn  Betriebe  von  Komhäiisem.  Wir 
verfflgen  heute  schon  über  eine  stattliche 
Anzahl  solcher  Einrichtungen,  indem  Deutsch- 
land bereits  53  Korn hausgcnossensi.'haf teil, 
von  denen  die  meisten  auf  Hessen-Nassau, 
Oberfranken,  Königreieü  Sachsen,  Provinz 
Sachsen,  Hannover,  Pommern  und  West- 
falen zu  zählen  sind,  aiifweist,  sowie  weiter 
34  freie  Vereine,  welche  sämtlich  ihren 
Sitz   iu   Bayern    haben    und   auch    eigene, 


wenn  auch  kleinere  Lagerhäuser  betreiben. 
Dazu  kommen  noch  für  Württembei^  die 
Königliche  Centi'alstelle  in  Stuttgart  mit 
mehreren  kleinen  örtlichen  Getreide- Ver- 
kauf sgenossen  schaffe  n ,  der  ländliche  Wirt- 
schaft.^ verein  in  Inslerbui^,  die  landwirt- 
schaftliche Centralcin-  und  -verkaufsge- 
nossensehaft  für  Posen,  die  für  Schlesien 
imd  Hannover  sowie  der  wirtachaftLche 
Ijandesverband  landwirtst^haftlicher  Dar- 
lehnskassen,  die  Mittel fräniisclie  Kreisdar- 
lehnskasse  u.  s.  w.  Sic  alle  habfn  den 
gemeinsamen  Verkauf  von  Getreide  sich 
zum  Ziele  gesetzt  Die  Befürchtungen,  dass 
der  genossenschaftliche  Komhausbetrieb  an 
versf.Tiiedenen  Umständen  scheitern  möchte, 
haben  sich  als  hinfällig  erwiesen ;  wir  können 
vielmehr  erwarten,  dass  die  Komhänser 
einstens  noch  ein  wichtiger  Faktor  im  Ge- 
treidehandel werden  und  der  Iiand  Wirtschaft 
das  zurückerobern,  was  sie  verloren  hat, 
nämlich  einen  entsprechenden  Teil  der 
Mitvt'irkuug  an  der  Preisbildung.  Die  meisten 
Kürnhausgenossenschafteu  benihen  auf  be- 
schrankter Haftung;  sie  haben  sich  zu  einer 
deutschen  Eornhauskommission  zusammen- 
geschlossen, um  alle  Erfahrungen  auszu- 
tauschen und  die  Wege  gemeinsamen  Stre- 
bcns  zu  finden  und  zu  ebnen.  Kürzlich 
ist  von  dieser  Kommission  in  Berlin  an  dem 
staatlichen  Versuchskomliaus  auch  bereits 
ein  Kursus  für  Beamte  von  Komhäusern 
abgclialtcn  worden,  um  auch  in  wissenschaft- 
lidlcr  Beziehung  eine   entsprechende  Ver- 
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Schliesslich  sei  coch  darauf  hiagewieseo, 
dass  nur  eio  Teil  der  heute  bostohenden 
Kernhäuser  mit  Unterstiltzung  des  Staates 
durch  Darlehen  ins  Wert  gesetzt  ist  und 
dass  eine  nicht  unbedeutende  Anzalü  von 
Untern  ehmungen  dieser  Art  ohne  irgend 
eioe  Beihilfe  gegründet  und  betrieben  sind. 

Die  manni^Bchen  Uissstände  auf  dem 
Gebiete  des  Viehhandela  haben  zu  einer 
grossen  Anzahl  genossenschaftlicher  Vei-- 
Kaufsvereinigiingen  allmählich  gefilhrt,  bei 
denen  die  grosseren  und  umfangreicheren 
als  ein^tragene  Genossenschaften  errichtet 
sind.  Die  Landwirtschaft  suchte  insbesondere 
auf  dem  Gebiete  des  Absatzes  von  Schlacht- 
vieh durch  die  Genossenschaft  alles  das- 
jenige an  Auswüchsen  zu  beseitigen,  was 
seit  Jahren  die  berechtigte  Klage  der  Vieh- 
produzenten bildet;  deshalb  strebt  sie  nach 
der  Abstellung  der  Preisnotierung  und  des 
Handels  nach  Schlacht^ wicht,  der  Beseiti- 
gung des  zu  vielgestaltigen  Zwischenhandels 
u.  8.  w.  Sie  will  eine  gesunde  Organisation 
von  Angebot  und  Xachfeige,  die  Herausgabe 
von  Preisnotizen  auf  Grund  unparteiischer 
Erhebungen  u.  s.  w.  Um  hier  einen  ersten 
Schritt  zu  thun,  ist  von  den  Preussischen 
Landwirtschaftskaramem  eine  Centralstelle 
für  Vieh  Verwertung  189H  errichtet  wor- 
den, deren  Prognunm  folgendes  umfasst: 

1.  Die  Organisation  von  Flinrichtungen 
der  Selbsthilfe  auf  dem  Gebiete  ein- 
heimischen Viehhandels, 

2.  die  Beobachtung  und  Kontrolle  aller 
Voi^angc  hinsichtlich  des  in-  und 
ausländischen  Vieh-  und  Fleischlian- 
dels. 

Diese  Centralstelle  schuf  als  erste  That 
im  Jahre  1809  die  jetzt  schon  mit  grossem 
Erfolge  arbeitende  Viehverkaufs-Ge- 
nossenschaft  für  Deutschland,  ein- 
getragene Genossenschaft  mit  beschränkter 
Haftung,  mit  dem  Sitze  in  Berlin.  -Wenn 
diese  Allgemeine  Deutsche  Genossenschaft 
alle  Zweige  des  Viehhandels  betreibt  und 
kontrolliert,  so  giebt  es  noch  eine  grosse 
Anzahl  von  Special  genösse  uscltaften  für  die 
Verwertung  einzelner  Viehgattungen  oder 
für  die  Verwertung  ausschliesslich  von 
Zuchtvieii  oder  ansschliesslich  von  Mastvieh 
oder  von  Nutzvieh.  Fast  keine  Zftchterver- 
eicigiing  entbehrt  heute  einer  eigenen  Or- 
ganisation, indem  allenthalben  mit  dem  Er- 
folge zöchterischen  Strebens  eich  aucli  der 
"Wunsch  paart,  entsprechende  Früchte  für 
die  diesbezüglichen  Bemühungen  zu  ernten. 

Hinsichtlich  der  Verbossening  des  Ab- 
satzes von  tierischen  Produkten 
sind  ganz  besonders  die  provinziellen 
Organisationen  zur  Verwertung  der 
Butter  zu  nennen;  so  bestehen  derartige 


Central  -  Verwoi-tungs  -  Genossenschaften  der 
Molkereigenossenschaften  in  Ostpreussen, 
Westpreussen,  Brandenburg,  Schlesien,  Han- 
nover, Oldenburg  und  Niederbayern,  die 
sämtlich  auf  beschränkter  Haftung  beruhen. 
Leider  stehen  uns  eingehende  statistische 
Nachweise  von  allen  diesen  genannten  Cen- 
tralstellen  nicht  zur  Verfügung.  Es  seien 
jedoch  kurz  von  6  derselben  nachstehende 
Ergebnisse  für  1899  mitgeteilt: 

Zahl  der  beteiligten  Molkereien  107  — 
Zahl  der  Geschäftsanteile  334  —  Gesamt- 
haftssumme 275  öOO  Mark.  Verkaufte 
Butter  nach  Gewicht  TiSSTö  Centner  — 
Erlös  dafür  in  Mark  3800913.  —  Auch 
die  Oi^nisation  des  ^meinsamen  Butter- 
verkaufs dürfte  auf  die  Dauer  sowohl  fOr 
die  Produttion  wie  für  die  Konsumenten 
heilbringend  sich  gestalten  und  eine  Meng« 
von  Missbräuchen,  dei-en  Aufzählung  hier 
nicht  notwendig  erscheint,  allmählich  aus 
der  Welt  schaffen ;  insbesondere  aber  bedarf 
in  dieser  Richtung  einer  gründlidien  ßeme- 
dur  das  Notierungswesen,  welches  sehr  im 
argen  liegt  und  sonderbare   Früchte  zeitigt. 

Hinsichtlich  der  sonstigen  genossenscliaft- 
lichen  Absatzbestrebungen  sei  noch  auf  die 
Centralgenosseuschaften  der  Winzer  vereine 
des  Westens  hingewiesen,  ebenso  auf  eine 
Central  genossen  Schaft  für  den  Absatz  von 
Hopfen  zu  Nürnberg.  Dass  man  bezüglich 
dei'  Verwertung  des  Obstes  zahlreiche  ge- 
nossenscliaf fliehe  Einrichlimgen  heute  be- 
treibt, bedarf  keiner  besonderen  Erwähnung, 
und  auch  sonst  giebt  es  noch  eine  gnisse 
Menge  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse,  auf 
dereu  Absatz  das  Genossenschaftswesen  heute 
bereits  füi-demd  wirkt. 

Die  genossenschaftliche  Verar- 
beitung der  landwirtschaftlichen 
Rohstoffe  ist  besonders  bedeutsam  forden 
kleineren  Besitzer,  weil  er  nicht  in  der  Lage 
ist,  sowohl  liin  sichtlich  der  maschinellen 
Einrichtungen  wie  auch  liinsichtlich  der 
Bereitung  und  dos  Verkaufs  der  Produkte 
stets  die  vorteilhaftesten  Wege  zu  wandeln ; 
so  sehen  wii'  denn  auch,  dass  sich  bei  der 
gemeinsamen  Verarbeitung  der  Milch,  des 
Ütisles,  der  Kartoffeln  zu  ßrennei-eiz wecken 
u.  H.  w.  neben  dem  Grossgmndijesitz  auch 
insbesondere  und  umfangreich  der  bäuerliche 
Betrieb  und  der  Betrieb  des  mittleren 
Grundbesitzes  hervorthuen.  Während  die 
Molkereigenossenschaften  im  nördlichen 
Deutschland  heute  in  einer  Zahl  vorhanden 
sind,  dass  das  Bedürfnis  nach  solchen  nahezu 
gestillt  sein  könnte,  beginnt  es  nunmehr 
auch  in  Süddeutschland  sich  zu  regen,  in- 
dem vielfach  die  Handcentiüfuge  wieder 
verschwindet  und  der  durcli  Dampf  in  der 
grossen  genossenschaftlich  betriebenen  Meierei 
getriebenen  Sehleudermaschine  Platz  macht. 
Es  gilt  dies  besonders  für  R\vern,  Württem- 
31* 
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herg  UDd  Baden,  aber  auch  Rheiiipi-eiissen, 
Hannover  und  die  Provinz  Sachsen  haben  in 
den  Jahren  18Ü8  99  immer  noc-h  umfang- 
reiche Neugrünrtungon  aufzuweisen- 

Es  bestanden  am  1.  Jnli  1899: 


6o        [764 

Erwähnung  verdient  eine  Veröffent- 
lichung des  Ailgemeiuen  Verbandes,  nach 
welchem  von  777  genossenschaftlichen 
Molltereien  jede  im  Durchschnitt  der  Jalire 
pro  anno  verarbeitete: 

1893  95"  064  Liter  Milch 

1894  1  143  777      „ 
1896    1 208041      „         „ 


Die  Organisation  der  genossenschafllichen 
Meiereien  ist  hinsichtlich  der  Betriebsart 
eiüe  verschiedene ;  sie  kann  sein  eine  solche 
mit  Vollbetrieb,  bei  welchem  auch  die 
Abfälle  (Magermilch,  Buttermilch,  Molkeu) 
in  der  Meierei  selbst  verwertet  werden,  sei 
es  zur  Käsefabrikation,  sei  es  für  Schweine- 
oder Kälbermast,  sei  es  durch  Verkauf. 
Die  andere  Art,  nämlich  die  mit  be- 
schränktem Betriebe,  brgni'igt  sich 
damit,  die  Vollmilch  afaziu'ahnien,  den  Rahm 
zu  Butter  zu  verarbeiten  und  Mager-  jmd 
Buttermilch  im  Verliältnis  von  86— SS^/o 
der  Vollmilch  dem  liefernden  Genossen- 
schafter zwecks  Verwertung  in  eigener  Wirt^ 
Schaft  wieder  zurückzugeben.  Der  Vollbe- 
trieb erscheint  dort  am  Platze,  wo  keine 
Zucht-,  Bondern  Äbmclk-  und  Mast  Wirt- 
schaft getrieben  wird,  während  der  be- 
scliräukte  Betrieb  in  Viehzucht  h-eibenden 
Gegenden  eine  ausschliessliolie  Existenzbe- 
rechtigung besitzt.  Die  Rentabilität  der 
Molkereigenossenschaften  ist  in  der  heutigen 
Zeit  einerseits  durch  die  starke  Konkurrenz 
der  Mai^iarine  und  der  MJlchprodidile  der- 
Belben  und  andererseits  durch  da.'^  starke 
Äuslandsan  gebot  in  minderwertiger  Ware 
im  allgemeinen  keine  besondere  günstige. 
Dieser  Zustand  wird  noch  verschärft  durch 
die  Desoi^nisation  des  Butterhandels,  aber 
den  im  Vorhergehenden  bereits  Mitteilung 
gemacht  ist.  Das  Molkereigenossonschafts- 
wesen  hat  zweifellos  die  Bulterproduktion 
in  Deutschland  in  ijualitativer  und  quantita- 
tiver  Beziehung    wesentlich   gehoben    und 


hat  uns  auf  eine  Stufe   gebracht,   von   der 

ir  l>ehaupten  können,   dass  durch  sie  den 

Anforderungen    des    inländischen  Konsums 

wold   vollständig  Genüge  geleistet   werden 

Auf  dem  Gebiete  der  Fabrikation  sind 
als  eingetragene  Genossenschaften  in  Deutsch- 
land ferner  noch  thäög  Müllereibetriebe  in 
Poromeru,  Posen,  Hannover,  Rheinpreussen, 
Mälzereien  im  Königreich  Sachsen,  Brenne- 
reien in  Pommern,  Posen  der  Provinz 
Sachsen  und  in  Rheinpreus.sen,  Stftrke- 
fabi'iken  in  Pommern  und  Posen  sowie  in 
der  Provinz  Sachsen,  Schleswig-Holstein, 
Hannover;  ferner  noch  Cichoriendarrcn 
sowie  eine  grosse  Anzahl  von  Winzerver- 
eincn,  bei  denen  das  gemeinsame  Keltern 
etc.  des  Weines  vorgenommen  wird. 

Bei  den  Obst  verwertungsge- 
nossenschaften  liat  sicli  die  Erf^irung 
geltend  gemacht,  dass  es  ims  nicht  gelingt, 
mit  Erfolg  die  Konkurrenz  amerikanischen 
Dörrobstes  zu  bestehen.  Jenseits  des 
Oceans  stehen  zweifellos  für  das  Dörren  ge- 
eignetere Sorten  in  einheitlichen,  grossen 
Mengen  zui-  Verfflgimg  (siehe  Semmicrs  ver- 
dienstvolle Schrift),  was  bei  uns  fast  völlig 
fehlt.  Infolgedessen  können  wir  beobachten, 
dass  die  genossenschaftliche  Verwertung 
sich  zumeist  auf  die  Herstellung  von  Obst- 
und  Beerenweinen,  von  Pasten  und  Kon- 
serven verlegt  und  zwar  allerdings  in 
neuester  Zeit  mit  verhältnismässig  gutem 
Erfolge.  Durch  das  Zustandekommen  des 
Verkaufssyndikates  für  Spiritus  in  Deutsch- 
land sind  die  Aussichten  auf  stabile 
Mittelpreise  grösser  geworden,  und  wir 
können  demgemSss  mehr  Vertrauen  zur 
Brennerei  in  den  Kreisen  unserer  Land- 
wirte wieder  beobachten,  wie  die  in  den 
letzten  Jahren  zu  Tage  tretenden  Neii- 
gründungen  zahlreicher  bäuerlicher  Ge- 
nossenschaftsbrenncreien  zum  Ausdruck 
bringen, 

Meliorationsgenossenschaften. 
Die  Meliorationsgenossenschaften  sind  viel- 
fach ^s  staatlicne  Genossenscliaften  ausge- 
stattet und  mit  Staats-  und  Provinzialnüttelu 
organisiert.  Wir  können  hierbei  nur  an  die 
grossen  Be-  und  Entwässenmgsgenoesen- 
sehaften  der  weit  ausgedehnten  Marschge- 
biete an  jier  Nord-  und  Ostsee  erinnern, 
ferner  an  die  Wiesenbaugenossensehaften 
nach  Vincentischem  System,  an  die  Wald- 
baugenossenschaften der  Provinz  Hannover 
u.  s.  w.  Aber  auch  der  ausschliesslich 
private  Unternehmungsgeist  hat  auf  dem 
Gebiete  der  Meliorationen  dureh  geuossen- 
schafüiches  Zusammenwirken  schon  manches 
erreicht.  Vor  allem  ist  der  Entwässertuig 
dureh  Drainagegeuossenschaften  vielfach  die 
Bahn  gebrochen  worden.  In  neuerer  Zeit 
zeichnen  sich  auf  diesem  Gebiete  ganz  be- 
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sonders  Rheinpreussen  (wo  allerdings  Pro- 
>-iiizial mittel  mitwirken)  iind  die  Provinz 
Hessen  aus.  In  Rheinpreussen  sind  im 
Jahre  1^90  allein  an  IC  Orten  neue  Drai- 
nagcgenossenschaftcn  errichtet  worden.  Auch 
in  t)8tpreiigseu  fithrt  sich  das  genossen- 
schaftliche Entwässenrags verfahren  immer 
mehr  ein,  indem  auch  von  dort  von  mannig- 
fachen Nengrflndungen  berichtet  wirf.  Be- 
wässenmgsgenossenschaftßn  giebt  es  zahl- 
reiche, besonders  in  Süddentschland  in  den 
pebii^gen  (legenden  mit  ihi'em  Waeserreich- 
tum  und  den  der  Befeuchtimg  l>etHlrtligeu 
Matten, 

4.  Das  Anstand.  Auch  in  den  meisten 
anderen  Knlttirstaaten  Europas  hat  die 
neuere  Zeit  einen  gewaltigen  Aufschwung 
des  Genossenschaftswesens  herbeigeführt. 
Selbst  Ruasland  kann  in  dieser  Beziehung 
rühmend  genannt  werden.  Allenlinfjs  sind 
dort  die  N'erhältnisse  durch  die  gemeinwirt- 
schaftliche Fomi  der  Banomge  mein  den  be- 
sonders günstige  für  den  Ausbau  von  Ge- 
nossenschaften. Die  Darlehnskassen  erfahren 
dort  eine  umfangreiche  Vermehrung  und 
die  Frage  der  Organisation  des  Traneportes 
und  des  Absatzes  der  landwirtschaftliehen 
Produkte  wird  eifrig  studiert.  Insbesondere 
lässt  es  sicli  die  Regierung  auch  angele^n 
sein,  die  Grtindung  zahlreicher  Molkereige- 
nossenschaften anzuregen,  und  zwar  unter 
der  Anleitung  nach  dort  benitener  danischer 
M  eierei  Inspektoren . 

In  unserem  Nachbarslaat  Oosterreich- 
Ungarn  hat  man  sich  von  jeher  bemüht, 
dem  deutschen  Beispiel  zu  folgen,  indem 
insbesondere  die  Raiff ei  senschen  Darlehns- 
kassen eine  umfangreiche  Nachahmung  dort- 
selbst  gefunden  haben.  Dies  gilt  sowohl 
von  den  deutschen  Eronländern  als  auch 
von  den  slawischen  Teilen  Cisleithaniens. 
Um  ein  Beispiel  herauszugreifen,  sei  Tirol 
genannt.  Aus  dem  Berichte  des  9.  ordent- 
lichen Verbandstages  der  Dcutsclien  Tirole- 
rischen Centraldariehnskaase  sei  das  Kach- 
stehende entnommen: 

Im  Jahre  1888  wimle  in  Tii-ol  die  erste 
Raiffeisenkasae  gegründet,  heute  bestehen 
dortseihst  178  solche,  alle  diese  Vereine 
sind  in  einen  Centralverband  zusaminenge- 
schlos.«en.  Die  Einlage  bei  diesen  Kassen 
betrug  1897  2S90r)83  Gulden.  Der  Geld- 
umsatz der  Centralkasse  belief  sich  im 
Jahre  1898  auf  mehr  als  3  Millionen  Gulden. 
Auch  der  gemeinsame  Ein-  und  Verkauf 
wird  mehr  nnd  mehr  in  die  Wege  geleitet 
und  teilweise  von  den  Dai-lehnskassen  be- 
trieben. Südtirol  weist  vci-schiedeno  Winzer- 
genossenschaftcn  auf. 

Böhmen  besitzt  eine  vollsttadige  ge- 
nossenschaftliche Organisation,  ahn  Hell  oder 
fast  ganz  gleich  den  deutschen  Ein  rieh  timgen. 
Interessant  igt,  dass  ganz  besonders  die  Ge- 


treideverkaiifsgenossenscliaften  dort  zu  pros- 
perieren beginnen,  indem  die  günstigen  Er- 
Ciisse  im  genossenschaftlichen  Getreide- 
rhaus zu  Bilin  die  Anregung  zu  einer 
sehr  erfreulichen  Entwickelimg  in  alle  Teile 
des  Kronlandes  getragen,  ja,  wie  die  Bei- 
spiele zeigen,  auch  nach  Nieder-Oesterreich 
und  Mäliren  fßi-dernd  hinübei'gegriffen  haben. 
Auch  die  slowenischen  Genossen- 
schaften sollen  hier  nicht  unerwähnt 
bleiben,  indem  in  dem  diesbezüglichen 
Sprachgebiet  mehr  als  SW  solcher  zu  zählen 
sind,  woninter  sich  Ä)0  Spar-  und  Darlehns- 
kassen befinden.  Auch  dort  entwickelt  sich 
das  Ein-  und  Verkaufsgenossen scliaftswesen 
in  sehr  erfreulicher  Weise,  so  wird  von 
dem  Bestände  derartiger  Centrale! nrichtungen 
aus  Gurkfeld  und  Görz  bericlitet. 

In  Ungarn  hat  das  landwirtschaftliche 
Genos-senscliafts Wesen  lange  Zeit  unter  dem 
Uebelstande  geÜtten,  dass  eine  gesetzliche 
Unterlage  für  dasselbe  vollständig  felüte 
und  damit  die  notwendige  Festigkeit  und 
Sicherheit  in  der  Erstrebung  bestimmter 
Ziele  vermiest  wurde.    Diesem  lebhaft  em- 

Sfundenen  Uebelstande  ist  nunmehr  durch 
as  G.  V.  11.  Juli  1S99  abgeholfen  worden. 
Dasselbe  lehnt  sich  an  unsere  einscidägigo 
deutsche  Gesetzgebung  an,  geht  aber  in 
mancher  Richtung  riel  zu  weit,  indem  es 
einerseits  die  Schablone  zu  sehr  in  den 
Vordergnuid  schiebt  und  andererseits  der 
Staatsregierung  einen  ™l  zu  gewichtigen 
EintlusB  auf  die  freie  Art  der  Selbsthilfe 
gestattet;  man  kann  deshalb  eigentlich  von 
einer  Verstaatlichung  des  ungarischen  Ge- 
nossenschaftswesens sprechen.  Das  oberste 
Oi^n  bildet  die  Landcskredi^enosseoschatt, 
welcher  ein  völlig  bankmässiger  Geschüfts- 
kreis  zugewiesen  ist.  In  Gebühren-  und 
Steuerangelegenheiten  erfreut  sich  diese 
Centrale  nahmliafterVergflnstigimg.  Schliess- 
lich sei  hinsichtlich  der  buroaiik ratischen, 
soeben  gorilgten  Gesetzgebung  daran  er- 
innert, dass  kaum  ein  Missbrauch  der  Staats- 
gewalt in  Ungarn  zu  befürchten  ist,  indem 
wir  seit  einer  Reihe  von  Jahren  in  wirt- 
schaftlich-politischen Dingen  dort  Beweise 
weit  adsschaiiender  volkswirtschaftlicher 
Auffassung  beobachten  konnten.  So  wird 
vielleicht  dieses  Gesetz  sehr  ^nel  Gutes 
wirken,  wenn  es  auch  die  kleinen  KrtÜle 
in  sehr  enge  Schranken  zwängt.  Es  be- 
wirkt aber  wieder  auch  eine  Kraf  (Zusammen- 
fassung, die  mehr  leisten  kann  als  ver- 
einzelt einander  gegenüberstehende  Teil- 
kräfte. 

In  Grossbritannien  hat  ^rade  die 
neuere  Zeit  anch  eine  wesentliche  Ver- 
bessening  im  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaftswesen gezeitigt,  wenn  auch  dasselbe 
I  weder  mit  dem  deutschen  noch  mit  dem 
I  französischen    auch    nur    im    entferntesten 
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kockumeren  kann.  Ifach  einem  verlässigen 
Bericht  sind  ia  den  Jahren  1897.98  z.  B. 
in  Irland  101  neue  GeiiossenschafteD  er- 
richtet und  es  bestanden  Ende  März  189S 
dortselbst  261  Geuosaenschaften,  davon  18 
Konsumvereine,  136  Meiereien,  27  landwirt- 
Bchaftliche  Ein-  nnd  Verkaufs  vereine,  15 
Kreilitgenossen Schäften,  2  Grosseinltaiifsge- 
nossen schatten  imd  13  Genossenschaften 
verechiedener  Art. 

üeber  die  englisclien  laadwirtscliaftlichen 
Produktivgenossenschaften  hat  das  doiiige 
Handel sministeiium  für  das  Jahr  1897  das 
Nachstehende  publiziert : 

Es  bestanden  in  der  Landwirtschaft, 
Milchwirtschaft  und  Fischerei  116  Produktiv- 
genossenschaften;  dazu  kamen  26  Müllerei- 
genossen  Schäften,  von  denen  4  derselben 
einen  Wert  der  fabrizierten  Produkte  von 
25'  4  Millionen  Mark  aufitiesen.  Die  grosse 
Anzahl  von  Bäckereigenossenachaften  und 
sonstipen  Produktivgenossenschaften,  welche 
der  diesbezügliche  Bericht  berdhrt,  dürfen 
wohl  kaum  und  zwar  wohl  oboasowenig 
wie  die  18  Konsumvereine  der  Landwirt- 
schaft zugerechnet  wenlen,  indem  sie  doch 
wesentlich  Arbeiter  als  Mitgüedei-  besitzen. 

lu  Dänemark  ist  man  daran,  in  um- 
fangreicher Weise  gesetzlich  sowohl  wie 
materiell  dem  Genossenschaftswesen  unter 
die  Arme  zu  greifen,  und  zwar  durch  staat- 
liche Unterstützung  von  Darlehnskassen, 
durch  Belehnung  genossenschaftlicher  Unter- 
nehmungen   znra    Verkaufe    von    Getreide 

U,   8,    W. 

Frankreich  erfreut  sich. einer  stetigen 
Fortentwiekelung  seiner  Kreilitgenosscn- 
Bchaflen ,  insbesondere  aber  seiner  ge- 
nossenschaftlichen Verkaufs-  und  Produk- 
tion sorganisationen.  Sehr  interessant  ist 
hiei'bei,  daes  die  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften für  den  Verkauf  von  land- 
wirtsehaftlichen  Erzeugnissen  eine  lebhafte 
prineipielle  Unterstützung  durch  das  kon- 
sumierende Publikum  finden,  die  wir  eigent- 
lich in  DeutschUmd  leider  vollständig  ver- 
missen müssen.  Eine  Form  von  Genossen- 
schaften, die  bei  uns  fast  kaum  entwickelt 
ist,  erfreut  sich  in  Frankreich  einer  sehr 
weiten  Ausbreitung,  das  sind  n&mlich  die 
Dreschgenossen  seilten  mit  dem  Zwecke, 
dem  kleineren  und  mittleren  Landwirt  die 
Vorteile  der  ihm  sonst  nicht  zngängigen 
Maschinentechnik  zuzuführen.  Die  älteste 
französische  Di-eschgenossenschaft  stammt 
aus  dem  Jahre  1869.  Dass  diese  Art  ge- 
nosseu schaftlicher  Einrichtung  in  Frankreich 
eine  so  bedeutende  Au.<dchnung  gewinnen 
konnte,  beleuchtet  eigentlich  landwirtschaft- 
liche Verhaltnisse  Frankreiclis  in  in  tere^anler 
Weise  und  zeigt  gegenüber  Deutschland, 
dass  bei  uns  der  mittlei-c  und  Kleingrund- 
bcsitz   in    landwirtschaftlichem   Kulturfort- 


schritt,  was  "Wissen  und  Opfenrilligkeit  an- 
betrifft, doch  entschieden  auf  einer  höheren 
Stufe  steht.  Bei  uns  weiss  jeder  Bauer  sich 
der  Vorteile  des  Maschinen weseas  hin- 
reichend zu  bedienen. 

Zum  ScMusse  sei  nicht  unerwähnt,  dass 
auch  ein  internationaler  Genossen- 
schaftsbund besteht,  welcher  auf  dem 
ersten  internationalen  Genossenschaftskon- 
gross  zu  London  im  Jahre  1895  vorbereitet 
und  auf  dem  zweiten  im  Jahre  1896  zu 
Paris  errichtet  worden  ist.  Die  dritte 
Sitzung  des  Bundes  fand  in  Delft  1897  und 
die  Wei-te  und  letzte  zu  Paris  in  den  Tagen 
vom  18.-22.  Juli  d.  J.  statt.  Der  Zweck 
dieses  Bundes  ist,  die  in  den  einzelnen 
Ländern  auf  genossenschaftlichem  Gebiete 
gesammelten  Erfahrungen  zum  Nutzen  der 
gesamteu  genösse  nscha  Et  liehen  Bewi^ung 
aller  I^der  zum  Austausch  zu  bringen,  die 
genossenschaftliche  Arbeit  auf  der  durch 
die  Erfahrung  als  richtig  erkannten  Grund- 
lage je  nach  den  Bedürfnissen  des  natio- 
nalen oder  internationalen  wirtschaft- 
lichen Verkehrs  weiter  auszubauen  und  zu 
vervollkommnen  und  schliesslich  auch  ge- 
schäftliche Beziehungen  der  Genossenschaften 
der  einzelnen  Länder  unter  einander  anzu- 
bahnen. 

Die  Erkenntnis  von  der  hohen  Bedeutung 
der  Association  gleicher  Kräfte  zur  Erringung 
wirtschaftlicher  Erfolge  breitet  sich  in  der 
ganzen  Kulhinvelt  immer  mehr  aus,  und  es 
ist  erfreulich,  sagen  zu  können,  dass  in  der 
wirksamen  Arbeit  der  Selbsthilfe  nach  dieser 
Richtung  hin  Deutschland  heute  an  der 
Spitze  der  Nationen  marschiert.  Die  mate- 
riellen und  ethischen  Erfolge  werden  nicht 
ausbleiben ! 

Utteratur :  O.  SchOnbefg,  Die  LaadwirUchaft 

und  das  Gcnoisetackaflttctten,  Brtalati  1S6S  (Vor- 
trag). —  Wunderlich,  Referat  über  Genouen- 
«chafttiBcien.  —  G.  Schönberg,  Die  Landirirl- 
tchaft  der  Gegenicart  und  da»  GenomenKhafii- 
priadp,  Berlin  1S69.  —  Lelle,  Ri^eral,  btlr. 
die  Slaoüaufiiebt  über  Waldteiruehafi  (fSr  den 
rolknrirUcliqfiliehen  KoHgreii  in  Brtttau).  Be- 
deuiwag  de»  Kongretiet  NorddenUfher  Land- 
wirte. Xr.  9.  —  V.  A.  Huber,  Soiiale  Fragen. 
I.  Da»  Geno3teit»ehaft»a>ttet%  und  die  ländlichen 
TagrUihner.  —  X-  FaiHMtu,  Da»  Genoitea- 
tehaft»geteti  für  den  XorddeiiUehen  Bund  vom 
4.  VII.  1868,  Berlin  ISGS.  Statut  der  ÄSierei- 
geeelUehoft  xv.  Bitbarg  und  Umgebung  (i  Erpl.J. 
—  T.  IT.  BaiffeUen,  Die  Dartrken»ia»»e>i- 
rereine  ah  Mittel  tur  Abhilfe  der  Sot  der  länd- 
lichen Berölterung,  eira-ie  aueh  der  »tSdtüehm 
Bandtcerter  «nd  Arbeits,  Bonn.  —  Bwrk- 
hardt-Bayreuth,  Veber  die  Genoeteneehaflta 
in  Oberfranken.  — Bueh-Stannait'»chen,  Mit- 
teilung Ober  die  Genottea»rhaflen  im  Bereich« 
de»  landwirUrhafÜ.  Centralverein»  für  IMhanen 
mid  Maturen,  Eni-  und  BriräMerungtgenoeieu- 
»'haften  de»  Reg.-Bet.  Gtimbiimr».  Statut  drr 
Drainagegeiellechafl  in  Breilenfeld.     DenJuehry 
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d«T  CtntraUtelU  für  die  landmirUehaflUclien 
rereine  in  Jlenea-DarvuUidt.  —  B.  Wotff, 
DU  Lrmd'oirtKhaft  und  die  Gtiiotatmchafl,  Bonn 
1370,  Pttiiion  de»  Cenlralauwhuanei  der  rfr- 
tiviglfn  Wiener  Erwerbt-  vnd  Wirtiehafttge- 
Tiotieniehajlen,  betr.  Beiteiierung,  ejUhätt  italiet, 
Angaben.  vIXe  iVM<e.,  Wien,  vom  3.  VII. 
1S69.  Nolii  über  Kätereigenoaenachaften.  — 
Btammen,  Die  Gehöfertchßfltn  im  Reg.-Bei. 
Trier.  —  Max  WirOt,  Hebung  der  arbeUen- 
den  Klanen  durch  Genoueniehafien  und  Volt»' 
bantea,  Bern  1S65.  —  E.  Pfeiffer,  Die  Eon- 
tumvereine,  ihr  Wenn  und  Wirken,  Stuttgart 
1865.  —  H.  von  Mendel,  An-  und  Verkauf»- 
gettoitentehaflen,  Berlin  1886.  —  Og.  Mehne- 
Maltoeh,  Offener  Brie}  an  die  dewUchen  Pferde- 
be*iUer,  Berlin  1891.  —  Oeorg  Mahlatedt, 
IUe  landipirtichaflliehen  Genoitentchaften  und 
deren  Vereinigung  tu  Verbänden,  Oldenburg 
1S89.  —  H.  viyn  Memlel,  Fünf  populäre  Vor- 
träge,  Oldenb^irg  1887.  —  C.  X.  Stßckel,  Er- 
richtung, Organiialion  und  Beirieb  der  Molkerti- 
genoieentchaften,  Bremen  1880.  —  Deraelbe, 
Malkereigenoisentrhafleii.  Sehriflen  de»  miUh- 
wirlechafüieken  Vereint,  Jfr.  6,  Damig  1877.  — 
BlmhoMm,,  Dai  üenoueneehafttprinrip  tn  ^ii' 
leenduiig  und  An-weiidbarkeii  auf  die  Land- 
virtiehafl,  Leiptig.  —  v,  Langmlorff,  Länd- 
liche Kredit-  und  KbntuHtrerfine,  Neuwied  1871. 

—  Freiheit  von  BrtHch,  Sotialreform  und 
Oenotaenichnftnee»en ,  Berlin.  —  Ihrig.  Ge- 
notteHtehaflekaiender,  Darnuladt  1888 — I89S.  — 
Haaa,  Veröffenllirhungen  der  Vereinigung  der 
deuUch.  landiBirtichaftl.  Genottenirkaftcn,  l^en- 
baelt  a.  M.  18Si-~lS9£.  —  PurfHu»  und 
OHlfler,  Dat  Beiehigcteli,  betr.  die  Erwerba- 
und  WirttchafttgtnasieTieehafien  v.  1.  V.  1889, 
Berlin  1S90.  —  Der  Stand  de»  laadvirt- 
tehafUiehen  Genoiientehnfleweieni  in  Bayern 
1809.  Amgearbeilet  rom  KSnigliek  bayeriecken 
Staalsminielenum    dee   lauem.      München  1900. 

—  Der  Stand  det  landiciriachaftlichen  Genoiien- 
tchafttKtaent  im.  Königreich  Sathien,  Dretden 
1899,  kerauagegeben  vom  Verband  der  iandwirt- 
teh^ftliehen  Genotaenachqflen  in  Dretden.  —  A. 
M«)fenachelnj  Die  tändliehea  Genoaientehajten 
im  Beg.-Bez.  Catiel.  I.  Die  Eaiffeitentcken  Ge- 
nottenichajlen,  Caatel  1/199.  Verlag  der  Land- 
airltcbafitkammer.  —  W.  Attrock,  der  Uind- 
liehe  Pertonaikredit  in  der  Provim  Branden- 
burg. Berlin  1900.  —  Adolf  Okurtek,  An- 
leitung lur  Qeaehilfla-  und  Buchführung  fiir 
Spar-  und  Darteknehataen  naeh  dem  Syiteia  det 
Verbandea  pommeracher  tandieirltchafUicker  Ge- 
noeienachciften.  Stettin  1899,  Selbtlcerlag.  — 
SUtiittik  der  Spar-  und  DarUhntkattrnrereine 
Raiffeitentcher  Organitalion  für  dat  .fahr  1897. 
Xeuvied  a.  Rh.,  Verlag  der  Firma  Raiffeiien 
&  Cotia.  —  Joseph  SUtadinffer,  Daa 
Lagtrhjui  Trottberg.  Seine  Einrichtung,  Ge- 
achdfta-  und  BuehfShru-ng.  München  1900,  Drtiek 
von  Riaehmäiler  &  Meyer.  —  Dat  landieirt- 
aehaftilehe  Oenotaeaschafttteeien  in  Deuttehland ; 
in  teinen  getarnten  Einrichtangen  und  Organi- 
aatifyn^ormcn  auf  G}-undlage  peraänlicher  Wahr- 
nehmungen lyetematiteh  dargeatellt  und  alt  Hand- 
buch für  die  genotttntchafüithe  Praxia  bcatimmt. 
Von  Dr.  MoriU  JErtt,  Miniaterialaekretär  im 
b.  k.  Ackerhauminitterium  und  Dr.  Stefan 
lAeht,  Verbandaanvalt  det  Centralrerbandea  der 
dtutiKhen  landv.  Genoaaenachaflen  Mähi-ena  und 


Schleeiena.  Wien  1899.  —  Kataaler  der  im 
Ktinigreich  Preutten  rorhandeneu  eingetragenen 
Genoiaenarhaflen,  Unterlagen  zur  Genoiten- 
tchafltatatiatih,  bearbeitet  von  der  Preuttitchen 
Centralgenottentehßfltkatte ,  Berlin  1838.  -~ 
Bettimmungen  der  Präutiachtn  Centralge- 
noitentehafttkatte  über  den  Geaeh3fttverkehr, 
Berlin  1898,  alt  Xanuakripl  gedruckt.  —  O. 
Mager,  Anleitung  rur  Errichtung,  aourie  tur 
Buch-  und  Getchäfl^hrung  der  Spar-  und  Dar- 
lekntkaaaen,  Brctlau,  1899.  (Zu  beliehen  durch 
den  I^wimialverband  der  Spar-  und  Darlehni- 
katten  Schleaient,  Brealau,  Neudorfttratte  IS.) 
von  Mendet-StetnfeU. 


LandwirtschafUichee  Gesinde 
31e9indererhältnis    obeo    Bd.    IV 
S.  241ff. 


Laniwirtscliaftliolifls  Kreditwesen. 

1.  Die  drei  Art«n  dea  IsodwirUchaftlichen 
Kredites.  2,  Das  Wesen  dea  Hjpothekarkredit« 
nnd  die  Wege  zn  seiner  Befriedignng.  3.  Die 
Gefahren  des  Kredites, 

1.  Die  drei  Arten  des  landwirtschaft- 
lichen Kredites.  Der  Land^-irt  bedarf  dea 
Kredites:  1.  behufs  Ankauf  des  Gi-uud  und 
Bodons ;  2.  zu  Bauten,  Meliorationen  und 
zur  Hebimg  dea  Inventars ;  3.  zur  vortlber- 
geheiiden  Ei^&nzimg  des  Betriebskapitals. 
Infolgedesaen  hat  man  drei  Arten  des  land- 
wirtst^liaftlichen  Kredites  zu  unterscheiden, 
die  sehr  Tcrscliiedene  Eigentümlichkeiten 
besitzen  und  die  sehr  UDgleicb  behandelt 
w^en  mOsBen. 

1,  Will  der  Landwirt  ein  grösseres  Gut 
erwerben,   als   er  aus   eigenen  Mitteln   be- 

ea  kann,  so  rauss  er  einen  Teil  der 
Kaufgelder  darauf  stehen  lassen  oder  die 
Summe  von  einem  Kapitalisten  aufnehmen. 
Er  nimmt  dann  den  örundkredit  (Cn'-dit 
foncier)  in  Anspnich.  Ziu  Sicherung  des- 
selben ist  er  in  der  Lage,  den  Grund  und 
Boden  zu  verpfänden.  Da,  wie  Rodbertus 
richtig  gesagt  hat,  der  Grand  und  Boden 
nur  als  Retitenfonds  anzusehen  ist,  der  wohl 
eine  Jahresrente  regelmässig  abwerfen,  aber 
kein  Kapital  aus  sich  heraiis  lieferu  kann, 
muss  der  Landwirt  den  Grundkrodit  dau- 
nd  in  Anspruch  nehmen.  Er  wird  im 
günstigen  Falle  ein  oder  mehrere  Decennien 
gebrauchen,  um  einen  Teil  zurückzahlen  zu 
können,  in  den  meisten  Fällen  ist  er  heu- 
tigen Tages  dazu  überhaupt  nicht  in  der 
Lage.  Kündigung  des  geliehenen  Kapitals 
zu  gestatten,  ist  zwar  nicht,  wie  Bodbertua 
meint,  ein  Unding,  denn  es  geschieht  nicht 
in  der  Hoffnung,  ein  grösseres  Kapital  dem 
Boden  selbst  entnehmen  zu  können,  sondern 
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I  einem  anderen  Kapitalisten  ge- 
liehen zu  erhalten,  um  damit  dem  ersten 
Glaubiger  gerecht  zu  werden;  wohl  aber 
liegt  oariu  für  den  Sc-huldner  die  grösste 
Gefahr,  weil  die  Kündigung  in  eine  Zeit 
pekuniärer  Kalamität  fallen  kann  und  dann 
gerade  in  dem  nötigen  Momente  das  Dar- 
fehen nicht  zu  haben  ist,  wodurch  der  Kon- 
kurs auch  bei  sonst  geordneten  Geldverbäli- 
nissen  unvermeidlich  wird. 

Der  Gläubiger  kann  aber  auch  auf  das 
KündigungsrecJit  verzichten,  weil  ihm  das 
PfandobjeKt  dauernde  Sicherheit  zu  bieten 
vermag.  In  einem  in  Blüte  befindlichen 
Lande  behält  der  Grund  und  Boden  eineu 
massig  veransclüagten  Wert  dauernd.  Der 
knd  wirtschaftliche  Grund  und  Boden  ge- 
winnt bei  normaler  Bewirtschaftung  an  Er- 
tragsßhigkcit ,  und  bisher  ist  innerhalb 
grösserer  Pcrio<leu  der  Grundwert  noch  fort- 
dauernd gestiegen.  Schlechte  Wirtocliaft, 
ungünstige  KonjunitTiren  vermögen  vorüber- 
gehend wohl  eme  Wertverringerung ,  aber 
nicht  eine  Wertvemichtnng  herbeizuführen. 
ISiie  Beleihnng  bis  zu  zwei  Drittel,  selbst 
drei  Viertel  des  Weites  des  Grund  und 
Bodens,  exklusive  der  Gebäude  etc.,  wird 
deshalb,  von  abnormen  "Verhältnissen  abge- 
sehen, als  dauernd  gesidiert  aussehen  wer- 
den können.  Der  Gläubiger  wird  also  bei 
solcher  Beleihimg  nicht  nur  auf  sein  Kün- 
digungsrecht, sondern  selbst  auf  die  all- 
mähliche Tilgung  verzichten  können. 

Auch  vom  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkte aus  ist  eine  völlige  Tilgung  dieser 
Schulden  nicht  unbedingt  erforderlich,  son- 
dern nur  eine  Reduktion  auf  ein  solches 
Mass,  dass  der  Landwirt  ohne  Gefahr  einen 
entsprechenden  Teil  des  Ertiaaes  für  die 
Verzinsung  der  Schuld  abgeben  kann.  Denn 
es  ist  dann  volkswirtschaftUch  nicht  nach- 
teilig, wenn  ein  Teil  des  Ertrages  der  Land- 
wirtschaft sich  unter  versciuedene  Hände 
verteilt,  also  Beamten,  Witwen,  Handwerkern 
und  anderen  Kapitalisten  zufliesst,  welche 
ihr  Verm^^n  in  sicheren  Hypotheken,  Pfand- 
briefen etc.  angelegt  haben,  während  die 
Gnindbesitzer,  besonders  die  grossen,  einen 
Teil  ihrer  Ersparnisse  verwenden,  imi  sich 
an  Eisenbahnen,  Industrie-  oder  Bergwerka- 
untemelunungen  etc.  zu  beteiligen. 

2.  Anders  sind  die  Kapitalien  zu  belian- 
deln,  welche  der  Landwirt  aufnimmt,  um 
damit  neue  Gebäude  zu  bauen,  seine  Feldei- 
zu  drainieren,  Bewässenmgsan lagen,  Merge- 
lungen etc.  durchzuführen,  dann  um  einen 
ne\ieii  Viehstapel  anzuschaffen  oder  grössere 
Maschinen,  namentlich  für  die  Agrariudustrie 
zu  *Tweiben,  Die  auf  einem  Gute  in  der 
erwähnten  Weise  angelegten  Kapitalien 
präsentieren  gewöhnlich  die  Hälfte  bis  drei 
Viertel  des  Grundwertes.  In  mehr  zurück- 
gebliebenen Gegenden   übersteigen  sie  mit- 


unter aber  auch  das  Ankaufskapital  für  das 
ganze  Gut.  Wo  nun  derartige  Anlagen  in 
kiirzer  Zelt  und  in  grösserem  Massstabe  vor- 
genommen werden  müssen,  kann  der  Land- 
wirt genötigt  sein,  hierzu  eine  besondere 
Anleihe  zu  maclien,  oder  er  lässt  schon  bei 
der  Uebemahme  einen  Teil  des  Ankaufs- 
kapitals hj-pothekarisch  eintragen,  um  ehie 
entsprechende   Summe   in   dieser  Richtnng 

verwenden. 

Auch  dieser,  von  den  Franzosen  »Crftdit 
agricolc:  genannte  landwirtscha Etliche  Bau- 
und  Meliorationskredit  muss  für  längere 
Zeit  gewährt  werden  und  aus  den  oben  an- 
getidirten  Gründen  unkündbar  sein.  Doch 
ist  liier  allmähliche  Rückzahlung  erforderlich, 
weil  das  dadin^'h  geschaffene  Wert-  und 
Pfandobjekt,  Gebäude,  Meliorationen,  lebendes 
und  totes  Inventarium  nicht  dauernd  den- 
selben Wert  behält,  sich  vielmehr  abnutzt, 
durch  die  Zeit  an  Wert  einbüsst,  besonderen 
Zufälligkeiten  ausgesetzt  ist,  daher  früher 
oder  später  neu  ei-setzt  werden  muss  und 
damit  die  Ansammlung  des  dazu  nötigen 
Kapitals  voraussetzt 

Der  Landwirt  ist  aber  auch  in  der  Lage, 
hier  eine  allmäliliche  Tilgung  zu  bewirken, 
weil  die  Anlage  unter  der  Voraussetzung 
geschieht,  dass  dadurch  der  Ertrag  des 
Gutes  erhöht  wird.  Bei  Gebäuden  wird 
dieses  nur  in  bcsciuänktem  Masse  der  Fall 
sein,  daher  ist  aber  auch  nur  eine  langsame 
Amortisation  vorausgesetzt.  Immerhin  wer- 
den nur  in  einem  guten,  luftigen  Stalle 
edlere  Tiere  gezogen  werden  können,  gute, 
geräumige  Scheunen  gestatten  eine  bessere 
und  vollständigere  Aiifbewahrung  der  Ernte, 
nur  in  guten  Räumlichkeiten  kann  ange- 
messen eine  Molkerei  durchgef&hrt  werden. 
Eine  Di-ainage  wird  schon  in  15  oder  20 
Jahren  eine  teilweise  Erneuerung,  jedenfalls 
umfassende  Verbesserung  erfordern.  Das 
aufgewendete  Kapital  wird  daher  in  dieser 
Zeit  zurilckgezaldt  werden  müssen.  Aber 
die  Ernte  wird  auch  dadurch  eine  grössere 
und  sicherere  geworden  sein  und  reichlich 
die  Mittel  zur  Amortisation  geboten  haben, 
wenn  die  Anlage  eine  rationelle  war. 

Zur  Befriedigung  dieses  Kreditbedürf- 
nisses  haben  die  Landschaften  eine  besondere 
Beleihung  Ober  die  gewöhnliche  Grenze 
hinaus  mit  stärkerer  Amortisation  einge- 
richtet. Dann  sind  in  Preusscn  die  Provin- 
ziolhilfskassen  und  Landeskultur- Renten- 
hanken (auch  in  Bayern,  Sachsen  imd  Olden- 
burg) zur  Unterstützung  von  Meliorationen 
diirch  Darlehen  vorlianden. 

3.  Zu  der  dritten  Art  des  Kredits  muss 
der  Landwirt  seine  Zuflucht  nehmen,  wenn 
die  Einnalimen  eines  Jahres  nicht  ausreichen, 
um  die  laufenden  Ausgaben  bis  zum  Absatz 
'  der  neuen  Ernte  zu  decken.  Gewöhnlich 
handelt   es   sich   hier   nur  um   Ausfüllung 
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einer  Lücke  ftlr  wenige  Monate,  doch  kano 
durch  grössere  Missernteu,  durch  Viehsterben 
etc.  die  Frist,  für  welclie  Kre<lit  beanspruclit 
werden  muss.  »ich  auch  auf  eia  halbes  Jalir 
und  länger  ausdehnen.  Auch  Ausgaben,  die 
mehr  in  die  zweite  Kategorie  tÜJen,  wie 
für  grössere  Baureparaturen  zuni  Ankauf 
von  Maschinen,  Viehstflcken,  zu  Melioratioüen 
etc.  sucht  der  Landwirt  oft  aus  den  laufenden 
EiQDahmeD  zu  decken  und  hilft  sich  durch 
die  dritte  Art  des  Kredits. 

2.  Das  Wesen  deaHypothekarkreditB 
und  die  Wege  zu  seiner  BefriedignoK. 
Für  die  beiden  ei-alen  Kategorieen  kommt 
nach  dem  Gesagten  nur  der  Kealkredjt  in 
Betracht,  weü  filr  die  längere  Darleliens- 
frist  die  Persönlichkeit  des  Schiüdners  niclit 
die  nötige  Garantie  zu  bieten  vermag,  und 
lia  hier  der  ychuldner  das  Pfaiidobjekt  in 
der  Hand  behalten  muss,  so  ist  der  Hypo- 
thekarkredit hier  allein  am  Platze  und 
thatsächlich  im  altgemeinen  angewendet. 
Bei  der  dritten  Kategorie  dagegen,  wo  es 
pich  nur  um  körxere  Fristen  handelt,  sind 
die  zeitraubenden  Umstände  und  die  Kosten 
hypothekarischer  Eintragung  zu  gross.  Hier 
findet  deshalb  der  Personalkredit  Anwen- 
dung oder  die  Darleihung  gegen  Faustpfand, 
sei  es  durch  Verptändimg  von  Getreide, 
Wolle  ete.  oder  durch  Hingabe  von  Papieren 
wie  bei  der  Lombardierung. 

Bei  den  ersten  beiden  Kategorieen  des 
Kredits  beansprucht  der  Landwirt,  wie  wir 
sahen,  1.  Kreditierung  ftlr  längere  Zeit,  2. 
Fortfall  der  Kündigung,  3.  mögli(ihsl  niedri- 
gen Zinsftiss.  Der  Kapitahst  <lagegen  ver- 
langt für  seine  ausstehenden  Gelder,  1.  Sicher- 
heit, 2.  Terf^barkeit  derselben,  3.  möglichst 
hohe  Zinsen.  Die  Vermittelung  zwischen 
den  Anspriichen  beider  Parteien  und  die 
Aufgabe,  den  Ansprachen  beider  möglichst 
gerecht  zu  werden,  wie  es  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft frommt,  ist  <lie  Autgabe  einmal 
einer  guten  Hypothokenordnung,  dann 
der  landwirtschaftlichen  Kredit- 
anstalten, über  welche  besondere  Artikel 
orientieren.  Die  Hypotliekenordnung  soll 
Gelegenheit  bieten,  durch  Eintragung  der 
Fordenmgen  sich  die  rechtliche  Sicher- 
heit zu  verscliatfen.  Die  landwirtschaft- 
lichen Kreditanstalten  übernehmen  es,  dem 
Kapitalisten  die  ökonomische  Sicherheit 
zn  verschaffen,  indem  sie  die  Garantie  fflr 
Kapital  und  Zinszahlungen  tlbemehmen.  Sie 
gewähren  ihm  ausserdem  die  grösstmög- 
liehe  Verfügbarkeit  Aber  ihre  Kapitalien, 
indem  sie  ihm  sichere  zinstr^ende  Papiere, 
meistens  Inhaberpapiere  aushändigen,  die  er 
KU  jeder  Zeit  an  der  Börse  umsetzen  kann. 
In  dem  Kurse  der  Papiere  kommt  aber 
aneh  am  besten  der  zeitweilige  Landeszins- 
fuss  zum  Ausdruck,  so  dass  ilurch  den  An- 
kauf der  Papiere  an  der  Börse  der  Kapitalist 


den  angemessenen  Zinstiiss  erhält  und  ebenso 
der  Landwirt  durch  Verkauf  der  Papiere 
zum  Börsenkurse  nur  den  I^ndeszinsfuss 
mit  dem  Zuschlage  der  Verwaltungs  tosten 
zu  zahlen  hat.  Dem  Landwirte  sollen  die 
Kreditanstalten  ausserdem  unkündbaren 
Kredit  gewähren  und  Gelegenheit  zur  Amor- 
tisation in  Annuitäten. 

Leider  ist  immer  noch  der  grösste  Teil 
des  Hypothekarkre<lits  in  allen  Ländern, 
selbst  in  Preussen,  wo  die  Kreditanstalten 
die  ausgedehnteste  Wirksamkeit  entfalten^ 
durch  JndiWdualhypotheken  gedeckt,  bei 
denen  s(^3r  nur  ausnahmsweise  die  Kün- 
digung für  bestimmte  Zeit  ausgesclilossen 
ist.  Ganz  besonders  ist  dieses  bei  dem 
häuerliclien  Grundbesitz  der  Fall,  der  da- 
durch in  hohem  Masse  gefährdet  ist,  ob- 
gleich er  namentlicli  in  Preussen  weniger 
verschuldet  ist  als  der  gi-osse.  Da  alier  der 
Grossgrund  besitz  in  Preussen  stark  über- 
schuldet ist  und  höhere  Ansprflche  an  Dar- 
lehen macht,  als  die  Kreditanstalten  zu  ge- 
währen verm^en,  so  sind  auch  da  gei'ade 
die  höheren  Hypotheken  in  Privathäoden 
und  kilndhar.  Diese  K  und  barkeit  eines 
grossen  Teiles  der  Hypotheken  ist  es,  welche 
die  Verschuldung  des  ländlichen  Grundbe- 
sitzes besonders  gefahr\-oll  macht. 

Man  hat  deshalb  von  vielen  Seiten  über- 
haupt die  Individualhypotheken  und  beson- 
ders .  die  kündbaren  verbieten  wollen.  Das 
wäre  indessen  zu  weit  gegangen,  weil  in 
Zeiten  des  GeldOberflusses  der  Landwirt 
vielfach  dadurch  am  billigsten  Darlehen  er- 
liält;  und  wenn  er  in  der  Lage  ist,  sieh  für 
den  Fall  der  Kündigung  sicherzustellen,  so 
ii^  kein  Grund  vor,  ihm  diesen  Weg 
gänzlich  zu  verschli essen. 

Aber  unbedingte  Aufgabe  ist  es,  dafür 
Soi^  zu  tragen,  dass  der  Landwirt  Ober- 
all Gelegenheit  findet,  bei  Kreditanstalten 
angemessenen  Kredit  unkündbar  zu  erhalten. 
Und  wo  die  Landwirte  selbst  nicht  die  In- 
telligenz besitzen,  um  die  Initiative  zu  er- 
greifen, ist  es  die  Aufgabe  des  Staates,  die 
betreffenden  Institute  ins  Leben  zu  rufen. 

3.  Die  Gefahren  des  Kredites.  Der 
Kredit  ist  ein  zweischneidiges  Sehwert.  Wie 
er  auf  der  einen  Seite  ein  mächtiger  Hebel 
ist,  um  den  Betrieb  zn  fördern,  wie  er  auch 
den  weniger  Bemittelten  die  Möglichkeit 
bietet,  sich  ein  grösseres  Gut  zu  kaufen,  um 
darauf  seine  Intelligenz  mehr  verwerten  zu 
können,  so  trägt  er  auf  der  anderen  Seite 
die  Gefahr  einer  Üeberschuldung  und  er- 
drückenden Abgabe  an  Hypothekarzinsen 
vom  Ertrage  in  sich.  Auf  diese  Weise  hat 
er  wesentlich  zur  Verschärfung  der  gegen- 
wärtigen Agrarkrisis  beigeti-agen,  weil  er 
übermässig  angespannt  wurde  und  die  all- 
gemeine r eberschuld ung  die  Widerslands- 
kraft der  Grundbesitzer  dei-art  iintergraben 
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hatte,  dass  sie  mehrjähriger,  UDtjünstiger 
KoDJunktur  sich  nicht  gewachsen  zeigen. 
Der  sinkende  Zinefuss  betörderte  das  Steigen 
des  Grund  wertes ;  wer  daher  in  der  I^ge 
war,  sich  ein  oder  mehrere  Decennien  auf 
eiuem  Gute  zu  halten,  konnte  siclier  sein, 
es  mit  KapitalgewiuD  zu  verkaufen ;  je  grosser 
und  wertvoller  das  Out  war,  um  so  grösser 
zeigte  sich  dann  der  Kapitalgewinn.  Daher 
das  allgemeine  Streben,  em  möglichst  grosses 
Gut  zu  erwerben  und  mit  geringer  An- 
zahlung. Sobald  nun  seit  Mitte  der  sieb- 
ziger Jalure  in  Deutschland  der  Grundwert 
nicht  mehr  sti^,  sondern  so^  »i  zu  sinkeu 
fiug,  erwies  sich  die  Spekulation  als  verfehlt, 
und  der  Ruin  einer  Menge  Existenzen  war 
die  unausbleibliche  Folge. 

Als  eine  Hauwtui-aache  der  Verschuldung 
und  besonders  der  Ueberschuldimg  ist  die 
gleiche  Erbteilung  bei  Grundbesitz  anzu- 
sehen ;  besonders  in  Deutschland,  wo  der 
Grund besitzerttand  fast  allgemein  mit  einer 
grossen  Kinderzahl  gesegnet  ist  Soll  einer 
der  Erben  das  elteniche  Gut  flbemehmen, 
sträubt  man  sich  gegen  die  Veräussemng 
wie  gegen  die  Teilung,  so  ist  die  Ueber- 
schuldung  nicht  zu  vermeiden,  wo  nicht 
eine  besondere  Bevorzugung  des  Anerben 
durch  Gesetz  oder  Sitte  eingebürgert  ist,  da 
nur  selten  die  nötigen  Kapitalien  vorhanden 
zu  sein  pfle^n,  um  die  Miterben  daraus  zu 
befriedigen. 

Nach  dem  Vorgange  von  Rodbertus  wii-d 
nun  der  Besitzwechsol  nicht  nur  als  der 
alleinige  Anlass  der  Verschuldung  angenom- 
men, sondern  überhaupt  der  Realkredit  als 
fast  allein  behufs  Enverbung  in  Anspruch 
genommen  hingestellt.  Bei  der  badischen 
Enquete  wurden  für  37  Gemeinden  als 
Grund  der  Verschuldung  autgestellt:  44,77% 
aus  Kauf,  28,07  "/o  aus  Erbteilung,  5,07  »/o 
aus  Hausbau  und  22,09  "/o  aus  sonstigen 
Ursachen.  Unter  di^er  letzteren  Rubrik 
sind  alle  diejenigen  Schulden  zusammen- 
gefasst.  Ober  deren  Eutstehungsgrund  Zu- 
verlaesiges  nicht  zu  ersehen  war.  Sicherlich 
ist  aucli  hiervon  noch  ein  bedeutender  Teil 
behufs  Er«-erbung  kontrahiert.  Man  hat 
daraus  gesclilossen,  dass  90  "/o  dieser  Schul- 
den auf  jenen  Grund  zu rflckzuf Ohren  seien, 
und  dies  auf  den  Grundbesitz  überhaupt  ver- 
allgemeinert. Das  ist  unzweifelhaft  zu  weit 
g^^ngen.  Einmal,  weil  aus  den  bäuerlichen 
VerhiUtnissen  nicht  ohne  weiteres  auf  den 
Grossgnind besitz  zu  schliessen  ist,  da  der- 
selbe weit  weniger  Mehorationeii  im  grossen 
unternimmt  als  jener  ausserdem  weil  sehr 
häufig  schon  bei  der  Erwerbung  ein  Kapital 
aufgenommen  wird ,  welches  ausdrücklich 
zum  Hausbau  fflr  Meliorationen  etc.  be- 
stimmt ist,  also  in  die  zweite  Kategorie 
fällt,  während  die  Statistik  es  unter  der 
ersten  Kategorie  registriert.    Namentlich  in 


Gegenden,  wo  die  Landwirtschaft  im  we- 
sentlichen Aufschwünge  begriffen  ist,  pflegt 
der  Meliorationskredit  bei  dem  Erwerbe  eine 
grosse  Rolle  z»  spielen,  was  in  der  Litteratur 
nicht  genftgend  beachtet  ist. 

Gleichwohl  ist  nicht  zu  leugnen,  daS8 
die  Ueberschnldung  hauptsächlich  herbei- 
geführt ist  durch  Uebernahme  der  Güter 
mit  zu  geringer  Anzahlung,  und  zwar  sowohl 
bei  Kauf  wie  bei  Uebernahme  im  Erbfall, 
und  die  dadurch  herbeigeführte  Abhängig- 
keit des  Landwirts  von  dem  Kapitalisten 
und  die  Unsicherheit  seiner  SteUung  haben 
den  Anlass  zu  einer  Menge  radikaler  Reform- 
vorschläge g^;eben. 

Die  extremste  Richtung  geht  eirifacli  auf 
die  Verstaatlichung  des  Grund  und  Bodens 
hin  (Henry  Geoi^,  Stammer,  Flürscheim, 
V.  Helldnrf-Baumersrode).  Es  ist  hier  nicht 
der  Ort,  darauf  näher  einzugehen.  Die 
zweite  Richtung  (Lorenz  v.  Stein,  Schaefüe, 
Ruhlaud)  will  die  hypothekarische  Verachul- 
dung  behufs  Ankaiü  oder  erblicher  Ueber- 
nahme überhaupt  nicht  zulassen ,  sondern 
nur  behufs  Meliorationen  etc.  gestatten. 
Das  schlösse  einmal  eine  gewaltige  Entwer- 
tung des  Grund  imd  Bodens  in  sich,  weil 
die  Zahl  derjenigen ,  welche  zur  vollen 
Zahlung  die  Mitte!  besitzen,  ausserordentlich 
klein  ist.  Es  schlösse  ferner  ein  die  Ver- 
drängung des  Besitzerstandea  und  seine  Ver- 
wandlung in  einen  Pächterstand.  Gleichviel, 
ob  der  Gnmd  und  Boden  in  die  Hand  ein- 
zelner Magnaten  oder  Fiuanzmänner  oder 
in  die  Hand  von  Korporationen,  Gemeinden 
oder  des  Staates  übergeht.  Die  Schatten- 
seiten eines  solchen  Verfahrens  sind  in  dem 
Artikel  Pacht  ausführlicher  darzulegen. 
Dasselbe  ist  unserem  Volkssinno  ebenso  zu- 
wider wie  die  Abhängigmachung  des  Kre- 
dits von  der  "Willkür  einzelner  Personen, 
welche  über  das  Angemessene  der  Meliora- 
tionen und  damit  der  Kreditierung  zu  ent- 
scheiden hätten.  Es  ist  ausserdem  zu  be- 
rücksichtigen, dass  auch  der  Pächter  durch 
die  Ungimst  der  Konjunkturen  gefährdet 
ist  und  um  so  mehr,  je  länger  die  Pacht- 
perioden sind.  Läugei-e  Pachtungen  sind 
aber  wiederum  unontbehriich,  wo  die  Ver- 
hlütnisse  noch  fortdauernd  Melioi-ationeu 
zur  Hebung  des  Ertrages  beanspruchen. 

Von  verschiedenen  Seiten,  auch  von  gut 
situierten  Landwirten,  ist  überiiaupt  die 
Normierung  einer  Grenze  für  die  hypothe- 
karische Verschuldung  verlangt.  Solch  ein 
Auspnieh  entspringt  den  Beobachtungen 
einer  momentanen  Kalamität,  ohne  anderen 
Zeitverliältnissen  Rechnung  zu  tragen.  Schon 
jetzt  würde  die  Massregel  für  strebsame 
und  befähigte  Männer  eine  wesentliche  Ei-- 
schwerung  bilden,  sich  emporzuarbeiten. 
Eine  hohe  Verschiddung  ist  nicht  immer 
ein    Zeichen    einer    schlimmen   pekuniären 
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Lage.  Es  kawft  z.  B.  der  Sohn  reicher 
Eltern  ein  Gut  mit  ein  Drittel  Änzahlune, 
weil  er  in  wenig  Jaliren  mit  dem  Erbe  viel- 
leicht die  ganze  Schuld  tilgen  kann.  Es 
ist  vielleicht  der  Vater  selbst  der  Hanpt- 

5 laubiger.  Sicher  wäre  es  nngereimt,  es 
im  zu  verwehren,  seine  Ansprüche  an  den 
Sohn  hypothekarisch  eintragen  zu  lassen. 
Oder  es  kauft  jemand  ein  ihm  besonders 
zusagendes  Gut,  das  ihm  zu  sehr  günstigen 
Bedingungen  angeboten  wird,  wILhrend  er 
sein  Gut  längst  verkaufen  wollte  und  nm- 
auf  eine  passende  Gelegenheit  wartet.  Er 
kann  aber  nur  als  Käufer  auftreten,  wenn 
ihm  bis  zum  Verkaufe  ^Is  des  Preises  ge- 
stimdet  wird,  was  ihm  gegen  hypothekarische 
Eintragung  gewährt  werden  soll.  Könnte 
es  gerechtfeiligt  werdeu,  ein  solches  Ge- 
schäft nicht  zuzulassen?  Weit  tiefgreifender 
würde  die  Wirkung  in  Zeiten  des  allge- 
meinen landwirtBchafÜichen  Aufschwunges 
sein,  bei  steigenden  Preisen,  die  sicher  in 
einiger  Zeit  in  Aussiciit  stehen.  Man  hätte 
der  Verwertung  der  günstigen  Konjunkturen 
durch  tüchtige  Kräfte  einen  bedenkliehen 
Hemmschuh  angelegt,  denn  hierzu  ist  ein 
grosses  BetriebsKapitai  erforderlich,  imil  um 
dies  in  (ler  Hand  zu  behalten,  muss  eine 
scheinbar  hohe  Verschuldung  vorgenommen 
werden,  die  durch  Meliorationen  etc.  schuell 
ausgeglichen  wäre.  In  unserer  Zeit  der 
Kredit  Wirtschaft  wäre  solche  Schranke  inu: 
dazu  angethan,  die  deutsche  Landwirtschaft 
der  des  Auslandes  gegenüber  konkurrenz- 
unfähig zu  machen. 

Schliesslich  ist  zu  beachten,  dass  jede 
BescliränkuDg  und  schon  jede  E^:schwerung 
des  Realkredits  auf  eine  Erweiterung  des 
Personalkredits  hinwirkt,  welcher  für  den 
Landwirt  noch  ungleich  gefährlicher  ist  als 


auszuschütten,  scheint  in  der  That  kein  Grund 
vorzuliegen.  Die  Gesundimg  der  landwirt- 
schaftlidien  Kreditverhältnisse  wird  auch 
ohne  das  erfolgen,  wenn  auch  erst  in  der 
folgenden  Generation,  nachdem  der  Grund- 
wert und  die  Verschuldung  eine  den  Zeit- 
verhältnissen eiitspi-echende  Reduktion  er- 
fahteti  hat.  Die  Wege  zur  Abhilfe  der 
Uobclstände  müssen  auf  anderem  Gebiete 
gesuclit  werden.  Als  Hilfsmittel,  einer  zu 
grossen  Verschuldung  entgegenzuwirken,  sind 
noch  zu  erwähnen:  das  ReDtenprincip 
nacli  Rodbertus-Jagefzow,  das  besonders  be- 
sprochen werden  wird,  dann  die  Lebens- 
versicherung zur  Schuldentilgung  zu  ver- 
werten, wie  sie  Felix  Hecht  in  einer  beson- 
deren Schrift:  Die  Entschiüdung  des  länd- 
lichen Grundbesitzes,  Mannheim  1899,  in 
Vorschlag  gebracht  liat. 

Die  Befriedigung  des  landwirtschaftlichen 
Personaftredits  zeigt  keine  besonderen  Cn- 


terschiede  von  der  für  Industrie  und  Kauf- 
leute üblichen.  Die  vielfach  in  Deutschland 
verbreiteten  Klagen  der  Landwirte  über 
schwer  zu  erlangenden  Pereonalkredit,  im 
Vei^ieich  zu  dem,  welcher  weit  weniger 
bemittelten  Industriellen  und  Kaufleuten  zur 
Disposition  steht,  sind  darauf  zurückzuführen, 
dass  der  dentsche  Landwirt  auch  bei  bedeu- 
tenderem Umsätze  noch  viel  zu  selten  mit 
einer  Bank  in  näheren  Geschäftsverkehr 
tritt.  Da  der  Landwirt  somit  niemandem 
einen  tieferen  Einblick  in  seine  Finanzver- 
hältnisse gestattet,  niemand  eine  Uebersicht 
gewinnt,  wieviel  der  Kreditsuchende  ein- 
nimmt und  ausgiebt,  woraus  er  seine 
Einnahmen  schöpft  und  wofüi-  er 
seine  Ausgaben  macht,  kein  Kapitalist  ein 
Urteil  darüber  gewinnt,  ob  der  Landwirt 
nicht  nur  seiner  Vermögenslage  nach  leifl- 
tungsfähig  ist,  sondern  auch  als  guter  Ge- 
schäftsmann im  rii'.hti^n  Momente  die  Mittel 
flüssig  macht  und  sich  dadure-h  als  pünkt- 
licher Zahler  erweist;  da  mit  einem  Worte 
der  Kapitahst  die  Kre<Ht Würdigkeit  des 
Landwirts  nicht  beurteilen  kann,  ist  er  auch 
nicht  in  der  Lage,  dem  Landwirte  ohne 
weiteres  Personaffiredit  zu  gewähren. 

Bei  dem  Bauern  wird  dieser  Umstand 
noch  verschlimmert  dureh  seine  sehr  ver- 
breitete Scheu,  irgend  jemand,  wie  Nach- 
barn, Verwandten  etc.,  erfehren  zu  lassen, 
dass  er  sich  genötigt  sieht,  zum  Ki'edit  seine 
Zuflucht  zu  nehmen ,  wodurch  er  den 
Wucherern  in  die  Hände  getrieben  wird. 
Den  Personaikredit  des  Landwirtes  zu  be- 
friedigen, wird  nach  allem  nur  möglich  sein, 
wenn  derselbe  in  einen  regelmässigen  Ge- 
schäfts verkolir,  Kontokorrent-  oder  Depositen- 
verkehr, mit  einer  Bank  tritt.  Dazu  ist  er- 
forderlich die  aligemeine  Verbreitung 
sicherer  Banken,  die  auch  dem  kleinen 
Mann  hierzu  Gelegenheil  geben.  Im  höchsten 
Masse  ist  dieses  in  Schottland  ausgebildet, 
wo  die  grösseren  Banken  auch  an  den 
kleinsten  Orten  Filialen  besitzen  und  in  dem 
sogenannten  Cash-Ki-edit  dem  Landwirt  bis 
zu  einer  gewissen  Höhe  jederzeit  Personal- 
kredit andi  für  Meliorationen  etc.  auf  längere 
Zeit  gewähren,  für  den  ein  Vertrauensmann 
der  Bank,  ein  angesehener  Mann  der  betref- 
fenden Gegend,  teilweise  Bürgschaft  leistet. 
Sehr  günstig  nach  dieser  Richtung  haben  in 
Deutschland  die  Schulze -DoUtzschschen 
Volksbanken  und  Raiffeisenschen  Darlehns- 
kassen  gewirkt,  doch  steht  man  noch  auf 
der  ersten  Stufe  der  Entwickelung  derselben. 
Beachtenswert  sind  in  dieser  Beziehung  die 
Vorschläge  von  E.  J.  Becker  und  Rodbertus- 
Jagelzow ,  auf  Grund  der  Solidarhaft  des 
Grundbesitzes  ein  Netz  kleiner  lokalisierter 
Banken  über  das  ganze  Land  zu  verbreiten, 
welche  vor  allem  für  den  kleinen  Mann  den 
Real-  und  Personaikredit  decken  sollen,  unter- 
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einander  aber  wieder  in  engem  Ziiaammen- 
liange  stehen,  um  sic-li  gegenseitig  zu  \mter- 
stützea  un<1  den  gemeinsamen  Kredit  zn 
heben. 

Lltterktar:    Rodbcrtve-Jagettott ,    l   «.    //, 

Zm  Erklämng  und  AbhOfr  der  heuttgoi  Kredit- 
itot,  Berlin  ISSS  ii.  Jtna  1)169.—  E.  J.  Becker, 
Die  Be/onii  dr»  Hypothekenaetrnt  aU  Aufgabe 
de»  nurddeuUrhen  Bundet,  Berlin  1867.  — 
Andr.  V.  Gj/m-gy,  Die  Müugel  der  Kredit- 
organitation  det  Kleingnindbetitiei,  Budapeel 
1S35.  —  Oamp,  Der  laiidie.  Kredit  und  trine 
Befriedigung,  Berlin  ISSS.  —  Victor  BorUa, 
Etudr  mr  te  credit  agricole  et  le  credit  f'mn'er 
en  J-yanre  et  ä  l'itrangcr.  Pari»  1877.  — 
Guctav  Marehet,  Hur  Organiiation  det  tand- 
irirttehafilichen  Kredit»  in  Oetterrrieh,  Wien 
1S76.  —  Walther  Schiff,  Zur  Frage  der 
Organiiation  det  la»die.  Kredit!  i»  Deulsrhlaud 
und  Oetlerrcieh,  Leipzig  IS92.  —  Jul.  Zun«, 
Zur  Krililc  der  Kreditnot.  Einige»  über  Bod- 
bertia,  T.  JI,  Berlin  ISHS.  —  B,  Jäger, 
Da»  landic.  Belritbtkixpitiil  vnd  die  Bodenrente 
in  WSrtlemberg,  Weten  und  Enticictietung  der 
Bodentredilinetitute,  toteie  V'rrtrktäge  etc.,  Stutt- 
gart IS67.  —  iMr.  c.  Stein,  Drei  Fragen  de» 
ilrundlietitzet  und  »einer  Zukunft,  SluUgart  18SI. 
—  Bvrtelbc,  Bauerngut  und  Uufe.arecbt,  Stutt- 
gart 1SS2.  —  Schaffte,  Die  Inkerpoititioit 
de»  Hyputheknrkrediti ,  TiUnngen  ISSS,  — 
Rtthtatld,  Die  Lotung  der  tandw.  I&edi(fragc 
im  Syelen  der  agrar.  Reform,  Tübingen  18S6.  — 
Fei.  Hecht,  Die  Orgaüitalion  de»  BndenkrediU 
in  DeuUehland,  i  Bde.,  Leipiig  1S91.  —  Wch- 
dorff,  Die  Schuldentlattung  det  Madliehen 
Gnmdbcsilxei,  i*)«en  1000. 

J.   Conrad. 


Landvirtsobaitlicltea  Untenicbts- 
wesen. 

I.  Landwirtschaftliches  l'nlerrichtswesen  in 
Deutschland  (S.  492).  II.  Landwirtschaftliches 
Unterrichts  Wesen  in  ansserdeii  lachen  Stuateu 
(S.  Ö04). 

1. 

Landwirtsclmftliches  rnterrichts- 

wesen  in  Deutschland. 

1.  Errichtung  ökoDomischer  Professuren  nn 
den  Universitäten.  2.  Gründung  iand wirtschaft- 
licher Alcaderaieen.  3.  Die  Entwickelung  des 
höheren  landwirtschaftlichen  Unterrichts  in 
neuerer  Zeit.  4.  Die  mittleren  und  niederen 
land wi  rtachaftlichen  Unterrichtsanstaiten. 

1.  ErrichtniiK  ßkonoiulsctaer  Profes- 
suren BD  den  Universitäten.  Sctkon 
Columella  hob  in  t1  er  Vorrede  zu  seinem 
Werke:  »De  i-e  nistica«  liervor,  wie  drin- 
gontl  riltlich  es  sei,  auf  dem  Gehjete  der 
Landwirtschaft  eine  bessere  Sachltenntnis  zu 
verbreiten,  wie  aber  für  alles  Schulen  und 
Lehrer  vorlianden  seien,  nur  bei  dem  Acker- 
liati   fehle    es    an   Lehrern  und  Schnlenil 


Diese  Klage  des  liedeulendsten  landwirt- 
scliaft liehen  Schriftstellers  des  Altertums 
blieb  auch  nach  ilim  noch  während  eines 
Zeitraumes  von  mehr  denn  anderthalb  Jahi- 
tausonden  eine  wohl  berechtigte,  und  erst 
Ebnig  Friedrich  Wilhelm  I.  war  es 
vorbehalten,  Abhilfe  zu  schaffen  und  den 
ersten  Schritt  zu  thun,  um  dem  filr  die 
MeiiBchhett  so  bedeutsamen  landwirtschaft- 
lichen Gewerbe  eine  wissenschaftliche  Grund- 
lage zu  errin^n  und  für  diese  Lehrslätten 
zn  schaffen.  Er  ernannte  unter  dem  24.  Juli 
1727  Gasser  zum  Professor  derOeko- 
nomie  an  der  ünivei-sität  Halle,  und  am 
10.  Oktober  17^7  ward  Dithmar  in  gleicher 
Eigenschaft  an  der  Universität  Frankfurt  a.  0. 
eingeführt.  Die  dadurch  gegebene  Anregung 
ward  Veranlassung  zu  späteren  Grtlndungen 
ähnlicher  Lehrstfihle  an  den  meisten  Cniver- 
sitäten  und  höheren  Bildungsstätten  Deutsch- 
lands: 1730 in  Rinteln,  1742  in  Leipzig, 
174r>an  dem  Karolinum  in  Braun  schweig, 
17>^J  an  dem  Theresianum  in  Wien,  171)3 
an  der  Universität  in  Erfurt,  17(iG  in 
Prag,  1770  in  Göttingen,  Erlangen 
und  Kiel,  1771  in  Linz.  —  Am  9.  April 
1774  beantragte  Casimir  Medicus  als 
Vorsitzender  der  Oekonomischen  Gesellschaft 
zu  Läutern,  daselbst  »die  Errichtung 
einer  ökonomischen  Schule«  zu  ^statten, 
worauf  am  11.  April  die  kurfürstliche  Ge- 
nehmigimg erfolgte;  im  Jahre  1777  bestätigte 
Karl  Theodor  die  Organisation  dieser 
Anstalt  und  legte  ihr  am  li3.  Juni  1770  das 
Prädikat  »Kameral  hohe  Schule«  bei.  Am 
9.  August  17Ö4  vereinigte  er  sie  mit  der 
Universität  Heidelberg,  indem  die  Profes- 
soren »der  philosophisdien  Fakultät  beige- 
sellet-, wurden.  —  Dagegen  errichtete  Land- 
graf jjudwie  dim;h  Lrlass  vom  23.  April 
1777  au  der  Universität  Gicssen  eine  be- 
sondere »ökonomische  Fakultät«,  und 
zwai'  in  der  Absicht,  mit  dem  akademischen 
Unterrichte  in  den  Staats  Wissenschaften 
»mehr  praktische  Kenntnisse  und  lebendige 
Erfahrung  zu  verbinden».  Sehen  dem  zum 
eisten  Ijehrer  *dcr  Politik,  wie  auch  Kame- 
ra!- und  Finanzwissenschaften  bestellten 
Regierungsrat  Schlettweiu«  wurde  zum 
'Professor  der  Landwirtschaft«  Breidon- 
stein ernannt,—  Zu  den  im  vorigen  Jalir- 
liundert  zuletzt  begründeten  ökonomischen 
Lehi-st-flhien  gehörte  der  von  Jena,  wo 
Stumpf  1791.  zum  Professor  der  ftekono- 
mie  ernannt  wunle  und  ein  ökonomisch- 
kameralistiseheä  Institut  gründete,  fiher  das 
er  1794  nähere  Nachrichten  veröffentlichte. 
In  dieser  ersten  Periode  der  Entwicke- 
lung  des  höheren  landwirtscliaftlichen  Unter- 
richtes fällt  derselbe  zusammen  mit  dem 
Beginn  des  Universitätsunterrichtes  in  der 
Volkswirtschaftslehre;  die  Professoren  der 
Oekonomie  liatten  die  Landwirtschaft,  Poli- 
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zei-  lüid  Karaeralsachen  gemeinsam  zu  be- 
haadelii,  und  ihre  svichtigste  Aufgabe  war, 
künftige  Vorwaltungsbeamte  auszubilden, 
indem  sie  den  Studierenden  »die  principia 
der  Landwirtschaft,  wie  auch  die  Poüccy, 
ingieichen  die  AoschlSge  von  Aemt«rn  und 
Gutem,  nicht  weniger  guter  Verfass-  «nd 
Re^liemng  der  Städte  Geibriogen  soUteai. 
Aus  dem  jedoch,  was  Gasser  in  dem  Vor- 
berichte  zu  seiner  »Einleitung  zu  den  Oeco- 
nomischen,  Politischen  und  Kameral  Wissen- 
schaften, Halle  1729«  über  die  Äusserungen 
des  Königs  in  dem  «coUegio  oeconomico- 
cameralii  mitteilt,  welches  dereelbo  ihm  tu 
der  ersten  Stunde  bei  seiner  persönlichen 
Vorstellung  selbst  gehallen  habe,  geht  her- 
vor, dass  Friedrich  Wilhelm  I.  durch 
die  Gründung  der  ökonomischen  Lehrätühle 
auch  eine  bessere  Bewirtschaftung  der  »Ade- 
licben  Güter«,  also  eine  wirkliche  Fördemng 
des  grösseren  Landwirtschaftsbetriebes  ku 
erreichen  hoffte. 

Dies  konnte  sich  nun  allerdings  nicht 
erfüllen,  denn  zum  Erreichen  eines  solchen 
Zieles  fehlte  den  für  die  ökonomischen  Lehr- 
stühle berufenen  Professoren  zu  sehr  die 
wirkliche  hindwirtschaftliche  Schulung.  G  a  a - 
ser  war  Jurist,  gehörte  schon  vor  1727  der 
juristischen  l'akidtät  der  Universität  Halle 
an  und  las  nach  wie  vor  neben  anderen 
juristischen  Torlesungen  insbesondere  Ober 
Pandekten;  für  seine  »neue  öcouomische 
Profession«  blieb  daher  nur  ein  beschränkter 
Teil  von  Zeit  und  Kraft  Dies  gilt  auch 
von  dem  späteren  Nachfolger  desselben, 
Joh.  Priedr.  Stiebritz.  Dieser  gehörte 
der  philosophischen  Pakultät  an  und  las  in 
jedem  Semester  publice  über  Ökonomische 
Disciplinen,  seine  Privatv-orlesimgen  um- 
fassten  aber  Metaphysik  und  Logik,  die 
Elemente  der  ebräischen  Sprache,  die  gros- 
sen und  kleinen  Propheten,  den  Pentateuch 
etc.  —  Wenn  aiich  andere  Vertreter  der 
ökonomischen  Lehretflhle  ihrem  speciellen 
Gebiete  ungeteilter  eich  widmeten ,  so  bheb 
doch  der  kameralistische  Gesichtspunkt  aus- 
schliesslich massgebend  und  ihre  Wirksam- 
keit beschränkte  sich  daher  ledighch  auf 
Förderung  der  Ausbildung  von  soldien  Stu- 
dierenden ,  die  sich  dem  höheren  Verwal- 
tungsdienste widmen  wollten,  gewannen 
hierfür  aber  zum  Teil  eine  so  hohe  Bedeu- 
tung, dass  noch  im  Jahre  1817  an  der  Uni- 
versität Tübingen  eine  besondere  staats- 
wissenschaftliche Fakultät  errichtet  und  in 
dieser  ein  Lehrstuhl  für  Landwirtschaft,  wie 
ein  solcher  für  l'orst Wirtschaft  begründet 
wurde.  Dieselbe  besteht  noch  gegenwältig, 
während  die  ökonomische  Fakultät  in  Gies- 
sen  später  wieder  aufgehoben  und  der  Lehr- 
stuhl für  Landwiilschaft  der  philosophischen 
Fakiütät  einverleibt  wurde.  —  Lehistfihle 
der  Landwirtschaft,  die  vorzugsweise  den 


kameralistischen  Studien  dienen,  bestehen 
ausser  Tübingen  noch  jetzt  an  der  Uni- 
versität Heidelberg  und  in  zeitgemässer 
Umbildung  durch  vollkommenere  Ausstattung 
mit  Lehrmitteln  an  der  Univereität  G  i  e  s  s  e  n. 
Hier  zeigte  Professor  Albrecht  Thaer 
d.  J.  durch  seine  erfolgreiche  Wirksamkeit, 
dass  es  auch  für  das  Studium  der  künftigen 
Verwaltrmgsbeamten  von  hoher  Bedeutung 
ist,  wenn  der  Unterrieht  in  der  Landwirt- 
schaft durch  reicheres  Anschauungsmaterial 
und  Abhaltung  von  Uebungen  unterstützt 
wird. 

2.  Grändnii^  landwirtachafüicher 
Akademieen.  Eine  von  der  sub  1  bespro- 
chenen Kichtung_  wesentlich  abweichende 
Form  des  landwirtschaftlichen  Unterrichtes 
wurde  durch  Albrecht  Thaer  begründet. 
Er  erkaimte  die  Notwendigkeit,  den  allge- 
meinen Ijandwirtschaftsbetneb  durch  fach- 
wisse nscliaftliche  Schul img  der  Landwirte 
von  Beruf  zu  heben  nach  welcher  Seite  die 
kameralistische  Schule  nichts  zu  leisten  ver- 
mocht hatte.  Bereits  in  dero  1798  erschiene- 
nen ersten  Bande  der  »Einleitung  zur  Kennt- 
nis der  englischen  Landwirtschaft«  führte 
er  S.  703  seine  »Idee  zur  Errichtimg  einer 
Akademie  des  Ackerbaues«  näher  aus  und 
verlangte  für  eine  derartige  Unterrichtsan- 
stalt als  wichtiges  Hilfsmittel,  »wodurch  die 
Landwirtschaft  theoretisch  und  praktisch  zu 
einer  hohen  Stufe  der  Vollkommenheit  ge- 
hoben werden  könnte« ,  eine  »beträchtliche 
Wirtschaft«  von  .wenigstens  4000  Morgen^, 
deren  Areal  in  zweckmässiger  Einteilung  die 
bedeutsamsten  Betriebsweisen  zur  Anschau- 
ung bringen  sollte.  Die  Ueberweisuug  eines 
50  umfangreichen  Areales  für  Unterrichts- 
zwecke  ist  später  thatsächlich  bei  Grilndung 
der  Akademie  Proskau  in  Ausführung  ge- 
bracht worden,  Thaer  selbst  zeigte  aber, 
dass  auch  auf  beschränkterer  Fläche  der 
Grundgedanke  seiner  Auffassungs weise  reali- 
siert und  Hervorragendstes  geleistet  werden 
konnte.  Bei  der  1802  zu  Celle  eingerich- 
teten landwirtschaftlichen  Lehranslalt,  die 
doch  so  anregend  wirkte,  dass  deren  Erfolge 
wesontKch  mitwirkten  zu  Thaers  Berufimg 
nach  Preussen,  standen  ihm  nur  128  Kalen- 
berger  Morgen  zu  Gebote;  das  Areal  des 
Rittergutes  Möglin,  auf  dem  er  im  Jahre 
1806  die  »Königliche  Akademische  Lehran- 
stalt des  Landbaues«  gründete,  betrug  aller- 
dings mehr,  bheb  aber  doch  mit  einer  Acker- 
fläche von  1044  Morgen  weit  hinter  dem 
früher  als  wünschenswert  Bezeichneten  zu- 
rück, und  dennoch  vermochte  er  auch  hier 
dem  von  ihm  hervorgehobenen  Gesichts- 
punkte voll  Rechnung  zu  tragen ,  dass 
•nicht  tote  Bücher,  sondern  Leben, 
Wirklichkeit  und  volle  Kraft  des 
Augenscheines»  den  Lehrerfolg  be- 
dingen.   In  dieser  Würdigung  der  un  mittel - 
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baren  Anschauung,  des  SeibstseheDs ,  des 
Selbsterkennens  von  selten  des  Lernenden 
liept  das  Charakteristische  des  durch  Thaers 
Wirksaaxteit  bedingten  Fortschrittes  in  dem 
landwirtschaftlichen  Unterrichts wesen.  Es 
ist,  so  sa^  er  in  dem  1,  Bande  seiner 
^Grundsätze  der  rationellen  Landwirtschaft., 
durchaus  nötig,  >dass  eine  sinnhche  Dar- 
stellung aller  Gegenstände  und  ihre  Behand- 
lung in  jedem  Detail  und  in  jedem  Momente 
mit  der  Lehre  verbunden  sei,  damit  ein 
tiefer,  klarer  und  bleibender  Eindruck  be- 
wirkt werde,  aiich  von  jedem  wichtigeren 
Satze  ein  Erfahningsheweis  oder  erläutern- 
des Experiment  gegeben  werden  könne«. 
Um  dies  zu  erreichen ,  glaubte  Thaer  »eine 
hinlänghch  ausgedehnte  und  komplizierte 
Wirtschaft"  nötig  zu  haben,  »die  zu  allen 
wichtigen  Operationen  die  Vorkehrun^n 
enthält  und  Veranlassung  giebt«.  Er  hielt 
daher  die  Verbindung  des  Landwirtschafts- 
unterrichtes  mit  der  Universität  für  weniger 
geeignet,  soweit  es  sich  um  das  Studium  des 
für  das  praktische  Wirtschaftsleben  sich  aus- 
bildenden Ijandwirtes  handelt;  die  fttr  diesen 
bestimmten  Lehrstätten  würden  deshalb 
zweckmässig  auf  einem  grösseren  Gute 
eingerichtet.  Als  daher  das  Mögliner  Insti- 
tut im  Jahre  1810  mit  der  neuerrichteten 
Berliner  Universität  verbunden  und  Thaer 
zum  ausserordentlichen  Professor  ; 
selben  ernannt  wurde,  suchte  er  dieses  Ver- 
hältnis nach  wenigen  Jahren  zu  lösen  und 
legte  im  Jahre  1819  seine  Professur  nieder. 
Bei  der  Entfernung  Möglins  von  Berlin  war 
dies  auch  gewiss  zweckmässig,  aber  princi- 
piell  ist  der  Auffassung  Thaers  entgegen- 
zutreten. Es  war,  wie  weiteriiin  darzulegen 
sein  wird,  einer  späteren  Zeit  vorbehalten, 
zu  zeigen,  dass  das  gleiche  Ziel,  möglichste 
Fördening  der  Anschauung  wirKch^icher 
Objekte  und  Voi^nge,  ebenso  gut,  in  vieler 
Beziehung  sogar  noch  besser  auch  in  ande- 
rer Weise  und  zwar  inmitten  einer 
Universität  erreichbar  sei,  dass  das 
"grosse  Guts  also  für  einen  erfolgreichen 
landwirtschaftlichen  Fachunterricht,  soweit 
es  sich  um  Placierung  der  höheren  Lehr- 
statten handelt,  entbehrt  werden  könne. 
Wenn  Thaer  dasselbe  für  unertässlich  nötig 
erachtete,  so  hatte  er  allerdings  für  seine 
Zeit  Recht.  Galt  es  doch  damals  selbst  die 
einfachsten  wirtachafthchen  Massnahmen,  wie 
beispielsweise  die  eines  au^edehnten  Kar- 
toffelbaues  mit  Hilfe  von  Pferdehacken,  zur 
Anschauung  zu  bringen,  um  nicht  nur  die 
Methode,  sondern  ganz  besonders  auch  die 
wirtschaftliche  und  finanzielle 
Möglichkeit  der  grösseren  Ausdeh- 
nung des  Allbaues  ziu-  Anschauung  zu 
bringen  und  dadurch  zur  Nachahmiing  an- 
zuregen. Jetzt  dagegen,  wo  eine  rationelle 
Kultur  und  die  umfassendsten  Massnahmen 


intensiver  Betriebsweisen  allgemeiner  ver- 
breitet sind,  hat  selbstredend  das  Motiv,  was 
in  jener  Zeit  für  die  Notwendigkeit  einer 
Unterbringung  der  höheren  landwirlscliaft- 
lichen  Lehranstalten  auf  grösseren  Gütern 
ausschla^ebend  war,  seine  Geltung  ver- 
loren. 

Die  hervorragenden  Erfolge  Mögllns  er- 
mutigten zu  mannigfacher  Nachfolge.  Man 
errichtete  landwirtschaftliche  Akademieen 
teils  auf  Gütern,  die  entfernt  lagen  von  den 
C!entralpunklen  wissen  schafthchen  Verkehrs, 
teils  in  der  Nähe  von  Universitäten.  Auch  im 
letzteren  Falle  bildeten  sie  einen  selbständi- 
gen, in  sich  geschlossenen  Lehrorganismus, 
dessen  Beziehungen  zu  der  benachbarten 
Universität  nur  äusserlicher  und  loser  Art 
blieben  imd  dessen  charakteristisches  Merk- 
mal die  Verbindung  mit  einem  mehr  oder 
weniger  ausgedehnten,  auf  Rente  bewirt- 
schafteten Gute  bildet.  —  Die  erste  nach 
Möghn  errichtete  höhere  landwirtschaftliche 
Lehrstätte  war  die  Akademie  Hohenheim, 
welche  1818  gegründet  wurde,  unter 
Schwerz  bald  einen  iiohen  Ruf  erlangte 
und  noch  jetzt  in  reichster  Wirksamkeit 
fortlKJsteht.  —  Im  Jahre  1822  wurde 
die  höhei«  landwirtschafüiche  Lehranstalt 
Schieissheim  unter  Schönleutners 
Leitimg  errichtet  uud  18ü2  nach  Weihen- 
stephan verlegt,  wo  sie  noch  gegenwartig 
in  "Verbindung  mit  einer  Brauereischule  sich 
befindet  und  eines  ^uten  Besuches  sich  er- 
freut. Die  landwirtschaftliche  Akademie 
Tharand  ward  1829  unter  Schweitzer 
eröffnet  und  im  Jahre  1868  wieder  aufge- 
hoben, nachdem  dies  bei  Möglin  bereits  1863 
erfolgt  war.  Eine  als  Privatanstalt  durch 
Karl  Sprengel  zu  Rege nw aide  in 
Pommern  1842  gegrtindete  Akademie  erlosch 
mit  seinem  1859  erfolgten  Tode.  —  Die 
Akademie  Eldena  bestand  von  183.^  bis 
1877,  die  Akademie  Proskau  von  1847  bis 
1881.  Die  Akademie  Poppe!  sdorf,  gleich- 
falls 1847  gegründet  und  später  durch  eine 
Abteilung  für  Kulturtechnik  mit  gutem  Er- 
'  'ge  era-eitert,  stand  bis  zum  Jahre  1856 
noch  engerer  Beziehung  zu  der  nah  be- 
nachbarten Universität  Bonu  als  gegenwärtig. 
Die  zuletzt  im  Jahre  1858  in  Waldau  bei 
Königsbei^  errichtete  landwirtschafüiche 
Akademie  wurde  schon  nach  zehnjährigem 
Bestehen  wieder  aufgehoben.  —  Selir  eng 
mit  der  Universität  verbunden  war  die  1851 
errichtete  Akademie  Göttinge  n-Weende. 
Eine  eigenartige  Stellung  nahm  auch  die 
von  F.  G.  Schulze  1826  in  Jena  begrün- 
dete und  nach  seiner  Rückkehr  von  Eldena 
n  Jahre  1839  wieder  aufgerichtete  land- 
irtschaftliche  Leiiranstolt  ein.  Dieselbe 
ar  eine  Privatanstalt  und  bildete  einen  in 
sich  geschlossenen  Ijehrorganismns.  der  aber 
—  innig,  wie  es  unter  solchen  Umständen 


DlülhZüdby^^jOOglC 


landwirtschaftliches  Uattirtichtswesen  (Deutschland) 


möglich  ist,  mit  der  Universität  Terkntlpft 
war.  Schulze  seihst  war  ordeDtlicher 
Professor  der  Staatswiasenschaften  an  der 
Universität  Jena,  und  ausser  ihm  lehrten 
auch  andere  Professoren  derselben  an  seinem 
•landwirtschaftlichen  Institiite«.  Die  Insti- 
tutisten  wurden  an  der  Universität  immatri- 
kuliert und  erlangten  damit  die  Berechtigung, 
anoh  an  dieser  selbst  Vorlesungen  zn  hören. 
Schulze  legte  ausserordentlichen  "Wert  auf 
die  Verbindung  des  ländwirtschaftsstudiums 
mit  der  UniversitÄt  und  fand  darin  mit  Recht 
die  sicherste  Stütze  ftlr  seine  Bestrebungen, 
bei  den  Schfllem  neben  tüchtiger  Fachbil- 
dung zi^leich  möglichste  Förderung  aller 
ide^en  Lebensintereseen  zu  erreichen,  ITür 
die  praktische  Demonstration  wurde  das 
benachbarte  Eammer^t   Zwätzen    bemitzt 

Unstreitig  haben  die  landwirtschaftlichen 
Akademieen  zur  Ausbildimg  der  Landwirte 
Bchaftsiehre  und  zur  Hebung  des  Landwirt- 
Bchaftsbetriebes  sehr  Bedeutendes  geleistet, 
aber  zu  verkennen  ist  nicht,  dass  die  bei 
ihrer  ersten  Anlage  massgebenden  Öesiclits- 
punkte  weiterhin  zn  einseitig  fest^halten 
wunien  imd  dasa  infolgedessen  die  Fort- 
sdiritte  allgemeiner  wissenschaftlicher  Er- 
kenntnis nicht  immer  angemessene  Berück- 
sichtigimg fanden. 

Dies  zeigte  der  Widerstreif,  den  das  im 
Jahre  1840  erschienene  reformatorische  Werk 
Ton  Justus  von  Liebig  »Die  Chemie 
in  ihrer  Anwendung  auf  Agrikultur  und 
Physiologie«  hervorriet,  mid  die  Art  der 
Aufnahme,  welche  das  bedeutsame  Werk 
von  Schieiden  'Die  Physiologie  der 
Pflanzen  und  die  Theorie  der  Pflanzenknitur« 
fand.  Beide  Autoren  waren  bahnbrechende 
Forscher  in  ihren  Wissen  sdisciplitien,  bei<le 
standen  der  Landwirtschaft  fern,  und  deshalb 
zeigten  die  Werke  beider  neben  neu  er- 
rungenen, für  die  Landwirtschaft  fruchtbar 
zu  machenden,  höchst  wertvollen  Erkennt- 
nissen mancherlei  irrige  Voraussetzungen. 
Diese  bemängelte  man,  verstand  aber  nicht 
den  Wahrheitskem  zu  würdigen  und  auf 
dem  landwirtschaftlichen  Fachgebiete  zu 
erfolgreicherWeiterentwickelung  zu  führen*). 
Mit  gutem  Rechte  riet  daher  Sehleiden 
seinen  landwirtschaftlichen  Lesern,  ein 
gründlicheres  Studium  der  Natiu- Wissen- 
schaften zu  treiben,  als  meistens  an  den 
landwirtschafthchen  Lehrstätten  stattfinde, 
und  von  Liebig  erblickte  ebenfalls  in  einer 
unzureichenden  naturwissenschaftlichen  Bil- 
dung die  Ursache  des  mangelnden  Verständ- 
nisses für  seine  bahnbi'echende  Lehre.    Er 


')  Eine  Äuannhice  bilden  die  späteren  Aua- 
fübraugeu  vcu  Settegast,  aiier  dieser  empfiiig 
seine  naturwissenschaftliclie  Scbuliing  au  der 
Universität  BerHn  unter  MitseherTich  nnd 
Hagnoa. 


erklärte  1861  in  einer  Festrede,  dieAkademieen 
hätten  sich  überlebt,  dem  Bedürfnisse  der 
I«ndwirte  könnten  nur  die  ohne  specielle 
Anwendung  auf  ein  besonderes  Fach  gelial- 
tenen  allgemeinen  Vorlesungen  über  Natur- 
wissenschaften und  Nationalökonomie  ent- 
sprechen, wie  sie  an  den  Universitäten  sich 
vorfinden  —  das  landwirtschaEÜiche  Studium 
mflsste  daher  an  diese  verlegt  werden. 

8.  Die  Entwickelang  des  höheren  lond- 
wirtBchaMicheB  UDterrichts  in  neuerer 
Zeit,  Schon  ein  Jahr  früher,  als  jene  For- 
derung Liebigs  ausgesprochen  wurde,  war 
t>ereits  der  erste  Schritt  zu  ihrer  baldigen 
Erfüllung  geschehen.  Von  aeiten  des  land- 
wirtschafthchen Central  Vereines  der  Provinz 
Sachsen  ward  1860  beantragt,  dass  ein 
Lehrstuhl  für  Landwirtschaft  an  der  Uni- 
versität Halle  errichtet  werde,  und  bereits 
1862  wurde  der  friUiere  Wirtschaftsdirektor 
Dr.  Julius  Kühn  zum  ordenthclien  Pro- 
fessor in  der  philosophischen  Fakultät  dieser 
Universität  ernannt.  Nach  der  von  dem- 
selben im  Jahro  1888  in  höherem  Auftrage 
herausgegebenen  Festscluift  sStudium  der 
Landwirtschaft  an  der  Universität  Halle« 
wnrdea  nähere  Bestimmungen  über  die 
die  Or^nisation  des  Ijandwirtschaftsstudinms 
von  Seiten  des  Unterrichtsministeriums  nicht 
getroffen,  aber  auch  weitere  Mittel  als 
Besoldung  des  Landwirtschaftsprofessors 
nicht  in  Aussicht  gestellt  Somit  war  das 
Studium  der  Landwirtschaft  eben  einfach, 
ohne  irgend  welche  Ausnah memassnahmen 
als  FakultätsBtndium  der  Universität 
einzufügen!  Daraus  ergab  sich  von  selbst, 
dass  den  Landwirten  für  das  Studium  der 
Gmndwissen schaffen  ihres  Faches  nur  die 
Vorlesungen  über  Nahirwissen schaffen  und 
NationalöKonomie  zu  Gebote  stehen,  wie  sie 
an  der  Universität  gehalten  werden  und  die 
sie  gemeinsam  mit  den  übrigen  Studenten 
zu  hören  haben.  Weniger  einfach  gestalteten 
sich  die  Verhältnisse  bei  der  Fachdisciplin 
selbst.  Dass  die  Begründung  eines  Ordina- 
riates für  Ijand Wirtschaft  allein  nicht  genüge, 
um  ein  erfolgreiches  Suidium  des  Land- 
wirtes von  Benif  zu  sicliern,  hatte  die  mehr 
als  hundertjährige  Geschichte  der  an  den 
Universitäten  früher  errichteten  landwirt- 
schaftlichen Lehrstühle  gezeigt  Die  Land- 
wrtschaftslehre  konnte  sich  auch  nicht 
lediglich  im  Sinne  jener  früheren  Ein- 
richtungen neu  in  die  Universität  einfügen 
wollen,  denn  die  seitdem  zu  hoher  Ent- 
wickelung  gelangte  Nationalökonomie  be- 
handelte bereits  die  gewerbliche  Seite  der 
Landwirtschaft  als  einen  Teil  der  praktischen 
Volkswirtschaftslehre  in  aiisreichendemMasse. 
Besitzt  die  Landwirtschaftsvrissenschaft  nicht 
ein  eigenes,  selbständiges  Gebiet  für  Lehre 
und  Forschung,  dann  ist  .sie  auch  nicht  be- 
rechtigt, als   ein  besonderes  Glied   in  die 
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Wissensdiscipliaen  sich  einzureiheD,  welche 
die  philosophische  Fakultät  umschhesst. 
Daas  eine  solche  Bei-echtigiiiig  aber  vorliegt, 
ergab  sich  aus  folgenden  Erw9^Qgea. 

Der  Landwirt  hat  zur  Aufgabe,  dem 
Grund  und  Boden  die  grösstmöglichsto 
Menge  nutzbarer  Stoffe  so  abzugewinnen, , 
dass  für  ihn  als  Gewerbsunteniehmer  derl 
nachhaltig  grOsstmögliche  Reinertrag  sich 
erj^ebt.  Bei  Erfüllung  dieser  Aufgabe 
unterliegt  seine  allgemeine  wirtschaftliche 
Thätigteit  denselben  Ein  Iltissen  und  Ge- 
setzen wie  die  wirtschaftliche  Thätigkeit 
des  Volkes  überhaupt,  eine  wissenschaftliche 
Betrachtung  derscKien  fällt  daher  in  das 
Gebiet  der  Volkswirtschaftslehre.  So  spricht 
eich  auch  Röscher  in  seinen  »Gninmagen 
der  Nationalökonomie«  bezüglich  der  Land- 
wirtschaft aus:  »Die  Lehre  von  den  Pi'o- 
duktionskosten ,  von  der,  Kapitalaufnalune 
und  ArbeitslöhnuDg,  vom  Absätze  der  Pro- 
dukte, vom  Reinerträge  imd  Preise  der 
Omnd  stücke  ist  rein  nationalökonomlsch.« 
Andererseits  hat  sich  mit  diesen  Lehren 
auch  die  Landwirt echafts Wissenschaft  zu  be- 
schäftigen. Sie  wird  dabei  zum  Teil  anderen 
Gesichtspunkten  folgen,  als  es  von  Seiten 
der  Nationalökonomie  geschieht,  aber  immer- 
hin hat  die  Landwirtscnaftswiasenschaft  nach 
dieser  Richtung  ihrer  Wirksamkeit  hin  keinen 
Ansprudi  auf  Selbständigkeit.  Anders  ge-  ■ 
staltet  sich  dagegen  ihre  Stellung  auf  dem 
Gebiete  der  Produktionslehre. 

Dio  Massnahmen  zur  Stofferzeugiuig,  der 
Anbau  der  Pflanzen  und  die  teilweise  Um- 
wandlung der  Pflanzen protlukte  durch  Vieh- 
haltung und  Viehzucht  berühren  das  Gebiet 
der  Naturwissenschaften.  Mit  den  auf  viel- 
tausendjährige Wahrnehmungen  gestützton 
empirischen  Regeln  für  die  Kultur  von  Pflan- 
zen und  für  Haltung  und  Zucht  von  Tieren 
haben  die  Naturwissenschaften  allerdings 
nichts  zu  thun,  wohl  aber  treten  sie  in 
Wirksamkeit,  sowie  es  sich  um  die  nähere 
Untersuchung  der  Erscheinungen  und  um 
tiefere  Begründung  der  Massnahmen  des 
Ackerbaues  und  der  Vielizucht  handelt.  Es 
hat  daher  auch  der  Fortschritt  der  Natiu"- 
wissenscliaflen  die  Landwiilschaft  ausser- 
ordentlich gefördert,  und  insbesondere  waren 
es  Chemie  und  Physiologie ,  welchen  die 
mächtigsten  Impidse  zu  danken  sind.  Aber 
so  bedeutsam  auch  der  Einfluss  ist,  den  die 
Naturwissenschaften  auf  Hebung  der  I^and- 
wirtschaft  ausübten  und  weiterhin  zum 
Wohle  derselben  ausüben  werden,  und  so 
notwendig  es  ist,  dass  die  Ijandwirfachafts- 
wissenschaft  ihrer  weiteren  Entwickelung 
folge  und  darin  eine  wesentliche  Stütze  für 
die  eigene  Fortbildung  zu  finden  wisse,  so 
fällt  doch  ihr  Beobaclitungs-  und  Erfahruugs- 
kreis  trotz  allei-  nahen  Bciüheungspunkte 
nicht  mit  dem  der  einzelnen  naturwissen- 


schaftlichen Disciplinen  völlig 
sondern  stellt  sich  ihnen  als  ein  besonderer 
und  selbständiger  zur  Seite.  Zum  Belege 
dafür  wild  hier  eine  kurze  Ausfühnmg  zu- 


Den  leuchtenden  Sonnenstrahlen  ent- 
stammt die  Kraft,  welche  die  chlorophyll- 
liaitige  Pflanze  liefähigt,  die  Kohlensäure 
der  Atmosphäre  zu  assimilieren  und  dadurch 
unter  Mitwirkung  der  von  ileu  Wurzeln  dem 
Bodon  entnommenen  Nährstoffe  die  Fülle 
der  organischen  Substanzen  zu  erzeugen, 
welclie  teils  direkt  von  dem  Menschen  ge- 
nutzt werden  können,  teUs  durch  Um- 
wandlung in  dem  tierischen  Körper  für  ihn 
nutzbar  gemacht  werden. 

Das  iirspriinglicli  gegebene  Maas  dieser 
Stoff  Produktion  würde  nur  einer  sehr  be- 
schränkten Menschenzahl  Nahrung,  Kleidung 
und  son.«tige  Niitzung  gewähren  können; 
durch  den  Betrieb  der  Landwirtscliaft  ist 
es  dagegen  ermöglicht,  die  Produktion  von 
organischer  Substanz  so  erheblich  zu  steigern, 
dass  die  Bedürfnisse  einer  zahlreicheren  ße- 
völkcning  Befriedigrmg  finden.  Je  mehr  die 
letztere  sich  vermehrt,  imi  so  bedeutsamer 
erscheint  die  Vei-vollkoramnung  des  Land- 
wirtschaftsbetriebes, damit  er  dem  wachsen- 
den Bedarfe,  soweit  möglich,  folgen   könne. 

Die  Werkzeuge,  deren  der  Landwirt  sich 
bedient  j  um  ein  über  jenes  ursprüngliche 
weit  hinausgehende  Mass  der  Produktion 
von  orgauischer  Substanz  zu  ermöglichen, 
sind  die  Kultiupfianzen  und  Eulturtiere. 
Diese  Kultnroi^nismen  smd  in  ihrer  Ge- 
samtbeschaffenheit  von  den  wildlebenden 
Pflanzen  und  Tieren  nicht  verschieden.  Die 
Ansicht  von  Schieiden  u.a,  nach  welcher 
die  Kultuiyflanzen  von  den  wildwachsenden 
dadiuvli  sich  imterscheiden  sollen,  dass  sie 
abnorme  Erscheinungen  des  Pflanzenreiches, 
regelwidrige  Bildungen  seien,  welche  infolge- 
dessen eine  besondere  Krankheitsanlage  in 
sich  trügen,  hat  sich  bei  näherer  Unter- 
suchung des  Sachverhaltes  nicht  bestätigt. 
Wildwachsende  Pflanzen  leiden  an  den  von 
Schieiden  als  charakteristisch  hervorgehobe- 
nen Krsnkheitsformen  oft  in  weit  höherem 
Masse,  als  je  an  Kiüturpflanzen  beobachtet 
wurde,  und  die  Bildimgsabweichungen  der 
letzteren  sind  ganz  analog  denen,  welche 
auch  an  w  ild  wamsenden  Pf  lan  zen  vorkommen . 
Wo  ein  Unterschied  besteht^  ist  er  nur  ein 
gradueller,  der  durch  den  Einfluss  der  weit 
mannigfaltigeren  Verhältnisse  sich  erklärt, 
unter  denen  die  Kulturpflanzen  sich  ent- 
wickeln. Dasselbe  gilt  von  den  Kultiuv 
tieren  im  Vergleich  mit  den  wildlebenden 
Formen.  Nur  in  einer  Beziehung  besteht 
eine  wesenlliche  Differenz  zwischen  diesen 
beiden  Gruppen  von  Organismen.  Die  wild- 
lebenden kommen  nur  dort  vor,  wo  sich 
von  Natur  die  Bedingungen  ihres  Gedeihens 
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vorfinden,  die  Kultiirformen  sucht  der  Land- 
wirt dagegen  um  ihrer  Nutzbarkeit  willen 
Aber  ihren  ursprüiiglidien  —  bei  vielen  der 
wichtigsten  Kulturpflanzen  nicht  einmal  be- 
kannten —  Verbreitungsbezirk  weit  hinaus, 
also  auch  dort  hervorzubringen,  wo  sie  von 
Katur  nicht  vorkommen,  wo  die  ursprünglich 
gegebenen  Verbältnisse  ihnen  nicht  zus^n 
wtoien.  Seine  Aufgabe  besteht  darin,  Ver- 
hältnisse der  Art  so  umzugestalten  durch 
Bodenbearbeitung,  DUngung  und  Pflege,  dass 
sie  der  anzubauenden  Pflanze  zusagend 
werden.  Was  die  Natur  in  einzelnen  güns- 
tigen Fällen  und  in  besonderen  Lokalitäten 
entwickelte,  das  vermag  der  Landwirt  über 
weite  liändeivebiete  durch  die  Kultur  zu 
verbreiten  und  noch  weiter,  den  speciellen 
Zwecken  des  Anbaues  entsprechend,  um- 
zubilden. Und  gunau  so  verhält  es  sich  mit 
den  Kulturtieren.  Auch  bei  ihnen  ist  die 
ursprüngliche  Herkunft  zum  Teil  nicht 
sicher  bekannt,  auch  sie  existieren  meist 
unter  Verhältnissen ,  in  denen  sie  ver- 
kümmern oder  ganz  der  Vernichtung  an- 
heim  fallen  wünlen,  wenn  der  Mensch  seine 
pflegende  Hand  von  ihnen  abzOge,  auch  sie 
dienen  bestimmten  Nutzungsz wecken  und 
werden  mit  Röcksicht  auf  diese  ernähit 
4md  gezüchtet,  nach  den  wechselnden  An- 
forderungen des  Marktes  auch  wohl  in  ihren 
Formen  und  Eigenschaften  modifiziert. 

Nicht  jedePflanze  aber,  die  kultiviert, 
also  unter  kflustlich  geschaffeneu  VerliSlt- 
nisseu  zur  Entwickelung  gebracht  wird,  ist 
eine  »Kulturpflanze«.  Die  Pflanzen  eines 
botanischen  Gartens  sind  beispielsweise  wohl 
at^bante  Pflanzen,  aber  nur  zum  allerge- 
ringsten Teile  sind  es  Repräsentanten  von 
wirklichen  Kulturpflanzen.  Ebenso  sind  die 
vorübergehend  gezähmten  oder  in  zoologi- 
schen Garten  gehaltenen  Tiere  wohl  den 
Verhältnissen  ihies  nalürhchen  Vorkommens 
entrückt,  aber  deshalb  noch  nicht  zu  den 
»Kult Urtieren»  zu  rechnen.  Zu  ihnen  und 
zu  den  Kulturpflanzen  gehören  nur  diejenigen 
Organismen,  welche  um  ihrer  hervorragen- 
den Nutzbarkeit  willen  geeignet  sind,  dem 
Landwirte  als  Werkzeuge  zur  grOsstmOs;- 
lichen  Produktion  zu  dienen,  und  die  deshalb 
von  ihm  mit  Vorteil   in  grösserer  Menge 

febaut  oder  gehalten  und  gezüchtet  weiden 
Onnen. 
Der  praktische  Landwirt  wird  diese  Or- 
ganismen um  so  erfolgreicher  seinen  Zwecken 
dienstbar  machen,  je  genauer  er  sie  selbst 
und  die  Bedingungen  kennt,  unter  denen 
sie  sich  am  günsti^ten  und  zweckentspre- 
chendsten entwickeln,  je  mehr  er  also  auf 
dem  Qebiete  seiner  Wirksamkeit  eine  wissen- 
schaftliche Einsicht  zu  gewinnen  imstande 
ist.  Zu  solcher  wissenschaftlichen  Erkenntnis 
kann  aber  nur  eine  exakte  Forschung  führen. 
Diese  hat  nicht  allein  den  Bau  und  die  ge- 
UandvarUrbach  der  Sta«t«nl«KnB(iti>tteD.    Zweit« 


samten  Lebenserscheinungen  der  Kulturor- 
ganismen sowie  die  äusseren  Lebensbe- 
dingungen derselben  nach  streng  natiu'wissen- 
schafttichen  Methoden  allBeitig  klar  zu  legen, 
sondern  muss  auch  die  Untersuchung  unter 
steter  Rücksichtnahme  auf  den  Zweck  des 
Anbaues  und  der  Haltung  der  Kulturorga- 
nismea,  also  unter  steter  Beziehung  auf  ihre 
Befähigung  zur  möglichst  rentabelen  Pro- 
duktion ausfüliren.  Dies  ergiebt  sich  schon 
aus  dem  Begriffe  des  Kulturorganismus,  und 
gerade  hierin  Hegt  der  Schwerpunkt  und 
die  Eigenartigkeit  der  Aufgabe.  Mit  dieser 
steten  Rücksichtnahme  auf  die  Kentabili- 
tfltsverhältaisse  ist  aber  ein  leitendes 
Motiv  für  die  Untersuchung  und  eine  Rich- 
tung der  Erwägung  bei  Würdigung  der 
eruierten  Thatsaehen  gegeben,  die  den  rain 
naturwissenschaftlichen  Disciphnen  durchaus 
fernüegen  und  deren  volle  Bedeutung  imd 
Tragweite  auch  nur  die  Land^-irtschafts- 
wissenschaft  ganz  zu  erfassen  vermag.  Es 
hat  daher  diese  auf  ihrem  Gebiete  selbst 
untersuchend  vorzugehen  und  darf 
sich  nicht  lediglich  auf  das  stützen  wollen, 
was  die  einzelnen  naturwissen  schaftlichen 
Disciplineu  an  für  ihren  Zweck  verwert- 
barem Material  darbieten ;  sie  wird  auch 
durch  eigene  Forschung  erst  recht  bef^iigt, 
das  von  anderer  Seite  ihr  Gebotene  in  zweck- 
entsprechendster Weise  kritisch  auszunutzen. 
Li  solcher  Auffassung  ist  die  Landwirt- 
schaftswissenschaft in  der  That  eine 
selbständige  Wissensdisciplin,  die 
sich  den  naturwissenschaftlichen  Disciplinen 
an  die  Seite  stellt  und  die  nach  ihrem 
wesentlichen  Inhalte  als  die  Physiologie 
und  Biologie  der  Kultur  Organismen 
bezeichnet  werden  kann.  Als  solche  hat  sie 
sich  auch  in  Halle  als  Universitätsdisciplln 
neu  eingeführt  und  glaubte  deshalb  auch 
ftlr  ihre  Wirksamkeit  dieselben  Hilfsmittel 
für  Lehre  und  Forschung;  verlangen  zu  dürfen, 
wie  sie  andere  naturwissenschaftliche  Disci- 
plinen  besitzen. 

Es  ist  dem  Sprachgebrauche  an  Univer- 
sitäten entsprechend,  die  gesamten  Hilfs- 
mittel für  Lehre  und  Forschung  bei  den 
naturwissenschaftlichen  Disciplinen  unter  der 
Bezeichnung  »Institute  zusammenzufassen. 
Man  spricht  daher  von  einem  chemischen 
Institute,  botanischen  Liatitute,  physiolo- 
gischen Institute  etc.  Sollte  die  lÄndwirt- 
schaftfiwissenschaft  als  selbständige  Wissens- 
disciplin ebenbürtig  und  vollgerüstet  in  den 
Kreis  der  Universitfttsdisciplinen  eintreten, 
so  musste  sie  die  Erweiterung  des  Lehr- 
stuhles durch  Qründimg  eines  landwirt- 
schaftlichen Instituts  zu  erlangen 
suchen  —  nicht  eines  » Lehrinstituts  i,  als 
eine  aparte  der  Universität  gegenüber  neben- 
her laufende,  zu  ihr  nur  in  einem  äusseren 
und  losen  Zusammenhange   stehende,  einen 
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f;esondert«Q  Lehroi^nlsm  us  darstelleode  Ein- 
richtung, sondern  als  ein  Universitäts- 
institnt,  wie  es  die  natnrwiBaenschaft- 
lichen  uad  medizinischen  Instltiile  sind,  die 
sämtlich  nichts  anderes  darstollea  als  die 
Vereinigungspunkle  aller  äusseren  Hilfsmittel 
für  Yeranscnaulichnng  und  üebung,  für 
Lehre  und  Forschung  in  der  betreffendcD 
Disciplin.  Es  ist  dieser  Gedanke  zuerst  in 
Halle  ausgesprocten  und  reahsiert  worden, 
er  folgte  aber  mit  logischer  Konsequenz  aiis 
der  Auffassung  über  das  Wesen  der  Land- 
Wirtschaftswissenschaft,  mit  welcher  diese 
in  die  Universität  HaUe  sich  neu  einzuführen 
suchte.  Die  daraiis  sich  ergebende,  ganz 
universitätsgemässe,  für  exakte  Fachbildung 
unerläasliche  und  für  die  Erfolge  des  Uni- 
yereitBitsstudiums  der  Landwirtschaft  ent- 
scheidende Forderung  war  schwer  und  in 
ihrem  ganzen  Umfange  nur  allmählich  zu 
erfflllen.  Erst  nach  87  jährigem  Bestehen 
des  landwirtschaftlichen  Instituts 
der  Universität  Halle  ist  die  Ausrüs- 
tung desselben  nunmehr  zu  vollem  Abschlusa 
gelangt  Es  umfasst  ausser  den  landwirt- 
scliaftlichen  Sammlungen  und  dem  landwirt- 
schaftlich-physiologischen Laboratorium  einen 
1  ha  grossen  iandwirtschafthchea  FQanzen- 
garten  und  den  82  ar  grossen  landwirt- 
schaftlichen Tiergarten,  dessen  Bestand  von 
100  Stück  Orossvieh  a  500  kg  Lebendge- 
wicht in  ca.  850  Exemplaren  die  mannig- 
faltigsten Bässen  und  Formen  aller  Arten 
landwirtschaftlicher  Haustiere  zur  Anschau- 
ung bringt  und  zugleich  als  die  erste  öffent- 
liche Versuchsstätte  für  systematische  tier- 
ziichteiische  Forschung  ungemeiu  wertvolles 
Demonstrationsmateriai  für  die  Lehre  von 
der  Vererbung  darbietet.  Nicht  minder 
reiches  Unterrichtsmaterial  gewährt  das  nur 
1,12  km  rem  Institutsgrundstück  entfernt 
Hegende,  106  ha  46  a  umfassende  Versuchs- 
feld. —  Durch  das  landwirtschaftliche  In- 
stitut der  Universität  Halle  ist  der  Beweis 
Seliefert  worden,  dass  es  möglich  ist, 
en  studierenden  Landwirten  in 
einer  dem  Charakter  der  Universi- 
tätseinrichtungen durchaus  ent- 
sprechenden Form  eine  eher  noch 
vollkommenere  Gelegenheit  zur 
Anschauung  landwirtschaftlich 
wichtiger  Obiekte  und  zur  Verfol- 
gung wirtschaftlicher  Vorgänge 
der  mannigfaltigsten  Art  zu  geben, 
als  es  jemals  auf  dem  Gute  einer 
Akademie  der  Fall  war.  Das  letztere 
gestattet  mit  Rücksicht  auf  die  Erzielung 
einer  pOsstmöglichen  Rente  nicht,  in  so 
auBSchüessl icher  Weise  den  Lehrzwecken 
Rechniing  zu  fragen,  wie  es  bei  einem  hier- 
für besonders  eingerichteten  Versucbahetriebe 
stattfinden  kann. 

Durch    ein   gründlicheres  Studium    der 


Naturwissenschaften  einerseits  und  durch  die 
reiche  Gelegenheit  zu  praktischen  Demon- 
strationen und  Uebungen  andererseits  ist  bei 
dem  als  Fakultätsstudium  der  Universität 
organisch  eingefügten  und  durch  ein  ange- 
messen ausgestattetes  Institut  unterstützten 
Landwirtschaftsstudium  eine  tüchtige  Fach- 
bildung in  bester  Weise  gesichert.  Damit 
verbindet  sich  aber  noch  ein  weiterer  grosser 
Vorteil.  Der  Landwirt  soll  sieh  während 
seiner  Studienzeit  auch  die  Gnmdlagen  an- 
eignen für  eine  erfolgreiche  WirksaiÄeit  im 
öffenUichen  Loben ,  damit  er  die  ethischen 
Autgaben  seines  Berufes  und  Standes  tiefer 
erfasse  und  den  Pflichten  möglichst  gerecht 
werde,  die  er  der  Kirche,  der  Schule,  der 
Gemeinde  und  dem  Staate  gegenflber  zu  er- 
füllen hat.  Für  eine  solche  Förderung  der 
staatswissenBchaftliehen  und  allgemeinen 
Geistesbildung  giebt  es  keine  geeigneteren 
Stätten  als  die  Universitäten.  Deshalb  ist 
auch  die  Verbindung  des  Laudwirtschafts- 
studiums  mit  technischen  Hochschulen  oder 
die  Errichtung  selbständiger  Fachschulen  in 
grösseren  Sffidten  weniger  zweckmässig. 
Wenn  aiicb  im  letzteren  Falle  wie  bei  der 
landwirtschaftlichen  Hochschule 
in  Berlin  die  Möglichkeit  gegeben  ist, 
dass  die  Studierenden  auch  an  der  Univer- 
sität Vorlesungen  hören  kOuoen,  so  sind  die- 
selben doch  in  der  Regel  zu  sehr  durch  den 
in  sich  geschlossenen  selbständigen  Lehr- 
organismus  ihrer  Fachschule  befangen  und 
nur  wenige  vermögen  sich  diesem  Banne  zu 
entziehen.  Nur  wenn  der  Landwirt  in- 
mitten der  Universität  steht,  wenn 
er  genau  so  wie  die  Studierenden  anderer 
Wissenschaften  und  gemeinsam  mit  ihnen 
bei  den  allgemein  grundlegenden  DiscipUnen 
seinen  Unterricht  empfängt ,  wird  6r  des 
ganzen  segensreichen  Einflusses  des  Univer- 
sitätsstudiums teilhaftig  werden,  nui-  so  ver- 
m^  er  den  vollen  Erfolg  einer  ailseitigea 
und  gründlichen  geistigen  Durchbildung  zu 
erreichen.  Je  allgemeiner  sich  aber  ein 
solches  Üniversitätsstudium  der  Landwirt- 
schaft verbreitet,  ein  um  so  bedeutsamerer 
Einfluss  wird  sich  auf  Hebung  und  Vervoll- 
kommnung des  ganzen  Standes  der  Land- 
wirte kundgeben.  —  Eine  bedeutsame  Wir- 
kung äussert  das  Fakultätsstudium 
der  Landwirtschaft  iu  der  Form,  in 
welcher  es  zuerst  an  der  Üni^-ersität  Halle 
zur  Einführung  gelangte,  auch  dadurch,  dass 
bei  demselben  weit  höhere  Anforderungen 
an  den  Landwirtschaftsdozenten  herantreten, 
die  andererseits  aber  auch  die  reichsten 
Anregungen  geben  imd  ihn  zu  fruchtbrin- 
genderer Wirksamkeit  führen.  Wenn  die 
studierenden  Landwirte  die  Vorlesungen 
über  die  einzelnen  naturwissenschaftlichen 
Disciplin  en  gemeinsam  mit  den  übrigen 
Studierenden  der  Universität  hören    so  kön- 
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neo  sie  nicht  voraussetzen,  nähere  Beziehtin- 
,  gen  zu  ihrem  Fachgebiete  vorgetragen  zu 
erhalten,  es  wird  ihnen  daher  stets  bewusst 
bleiben,  dass  es  in  diesen  Vorlesungen  ledig- 
lich ihre  Aufgabe  ist,  gründlich  Thj-sik, 
Chemie,  Botanik  etc.  zu  lernen,  um  so  die 
rechte  Grundlage  für  die  Fachdisciplin  zu 
gewinnen.  Dann  hat  aber  der  Ijandwirt- 
schaftsdozent  die  Aufgabe ,  seinerseits  diese 
Beziehungen  aiifzuoehraen  und  auf  solcher 
Grundlage  die  Landwirtachaffslehre  zu  ent- 
wickeln. Um  dies  aber  in  rechter  Weise 
ausführen  zu  kOnnen,  muss  er  selbst  grflnd- 
lich  natiirwissenscliaitlich  g^hidt  sein.  — 
Will  dereelbe  ferner  als  Dnivereiiatsdozent 
seine  Aufgabe  voll  erfflllen,  dann  darf  er 
nicht  nur  lehrend  wirken  wollen ,  sondern 
hat  auch  an  der  Weiterbildung  seiner  Wis- 
seDBchaft  zu  arbeiten.  Da  diese  aber  eine 
■wesentlich  naturwissenschaftliche  Disciplin 
ist,  so  muss  er  sich  auch  in  experimentellen 
Untersuchungen  geübt  und  dadurch  befähigt 
haben,  auf  seinem  Gebiete  selbständig  zu 
forschen  und  exakt  zu  untersuchen.  Dann 
wird  er  aber  auch  die  Fortschritte  auf  den 
sein  Gebiet  berOhrendeu  Wissenszweigen  in 
rechter  Weise  zu  würdigen  wissen.  Er 
wird  die  dort  gewonnenen  Ergebnisse  weiler 
unterschätzen  noch  kritiklos  verwerten,  son- 
dern wird  sie  in  Beziehung  auf  aein  Fach- 
gebiet prüfen,  wohl  auch  für  dasselbe  er- 
weitern und  vertiefen  und  mit  den  Resul- 
taten eigener  Untersuchungen  verknüpfen. 
So  gestalten  sieh  die  land'Ä-irtschafUichen 
Institute  der  Univei-sitfiten  zu  Forschungs- 
stätten  fflr  Pflanzenkidtur  und  Tierzucht, 
von  denen  aus  die  wohlthätigste  Rückwir- 
kung auf  die  Lehrthäligkcit  der  Landwirt- 
schaftsdozenten sich  ergiebt  Das  so  or- 
ganisierte Fakultätsstuilium  der  Landwirt- 
schaft bewährte  sich  auch  in  solchem  Ma'^e, 
daes  die  Frequenz  der  an  der  Universität 
Halle  studierenden  Landwirte  von  Beruf  von 
3  im  Wintersemester  1862/63  auf  212  im 
Wintersemester  1871/72  und  auf  322  {mit 
Einschluss  von  32  Hospitanten)  im  Winter- 
semester 1897/98  anstieg.  Ausserdem  neh- 
men Kameralisten  und  Studierende  der 
Rechtswissenschaft  an  den  landwirtschaft- 
lichen Vorlesungen  teil-  —  Diese  Erfolge  des 
Fakidtätsstudiums  der  Landwirtschaft  führ- 
ten zu  gleichen  oder  docJi  analogen  Ein- 1 
richtungen  an  anderen  deutsehen  Universi- 
täten, So  wiu^o  im  Jahre  1869  an  der' 
Universität  Leipzig  ein  Onünariat  für 
I>and Wirtschaft  gegründet  und  mit  einem 
landwirtschaftlichen  Institut  ausgerüstet,  das 
in  neuester  Zeit  unter  Kirchners  Leitung 
eine  sehr  bedeutende  Erweiterung  erfahren 
hat.  Im  Jalire  1871  ward  Thaer  als  Or- 
dinarius für  Landwirtschaft  an  die  Universi- 
tät Giessen  berufen  und  zum  Direktor 
des  daselbst  neu  errichteten  landwirtschaft- 


I  liehen  Instituts  ernannt.  1872  wui'de  auf 
; Veranlassung  Drechslers  die  Akademie 
Göttingen-W'eende  nach  den  Principien  des 
Fakidtätsstudiums  umgewandelt  und  demge- 
'  mäss  dem  Lehrstuhl  für  Landwirtschaft  an 
der  Universität  Göttingen  ein  landwirt- 
schaftliches Institut  beigegeben;  in  demsel- 
ben Jahre  ward  auch  der  Lehrstuhl  für 
Landwirtschaft  an  der  Universität  Königs- 
berg durch  ein  landwirtschaftliches  Institut 
erweitert.  Die  gleiche  Einrichtung  wurde 
1876  an  der  Universität  Kiel  und  1881  an 
der  Universität  Breslau  getroffen.  —  Das 
in  Jena  von  Fr.  G.  Schulze  begründete 

Srivate  Lehrinstitut  ward  nach  dem  Tode 
esselben  in  ein  Staatsinstitut  umgewandelt 
und  bildet  zwar  auch  als  solches  eine  be- 
sondere Lehranstalt,  die  aber  noch  inniger 
als  früher  mit  der  Universität  verbunden 
und  mit  Versuchsfeldern  sowie  sonstigen 
Lehrmitteln  reich  ausgerüstet  ist 

In  Heidelberg  wurde  im  Winterse- 
mester 1872/73  durch  Berufung  zweier 
Ordinarien  für  Landwirtschaft  ein  Versuch 
begonnen,  nach  Reuningschen,  befremd- 
licher Weise  selbst  von  J.  v.  Liebig 
{Augsb.  Allgem.  Ztg.  1872,  Nr.  155)  gebil- 
ligten, das  Wesen  der  Landwirtstiiafts- 
wissenschaft  aber  verkennenden,  die  Bedeu- 
tung ausreichender  Unterrichtsmittel  für  An- 
schauung und  Uebimg  unterschätzenden 
Ideeen  das  LandwirtscHaftastudlum  an  der 
Universität  neu  zu  gestalten.  Trotz  vorzüg- 
licher Lehrkräfte  blieb  dieser  Versuch,  wie 
vorauszusehen  war,  ohne  nachhaltigen  Er- 
folg. Gegenwärtig  besieht  daselbst  noch  ein 
Ordinariat  für  Landwirtschaft,  das  vorzugs- 
weise fftr  Ausbildung  von  staatlichen  Ver- 
waltungsbeamten wirksam  ist.  —  Frilhzeitig 
hat  man  auch  versucht,  das  Landwirtschafts- 
studinmmit  polytechnischen  Schulen 
zu  verbinden.  So  wurde  bereits  im  Jahre 
1850  an  dem  CoUegium  Carolin  um  in 
Braunschweig  eine  Professur  für  Land- 
wirtschaft gegründet,  die  bis  1885  bestehen 
blieb.  —  Im  Jahre  1865  ward  eine  «Land- 
wirtschaftliche Hochscbdc'  als  Abteilung 
der  polytechnischen  Schide  zu  Karlsruhe 
eröffnet,  die  1872  bei  Neubegründung  des 
Ijandwirtsehaftsstndinms  an  der  Universität 
Heidelbei-g  wieder  aufgehoben  wurde.  In 
analoger  Weise  fand  1869  in  Darmstadt 
die  Gründung  einer  »höheren  landwirt- 
schaftlichen Leti-anstalt»  als  Abteilung  des 
dortigen  Polytechnikums  statt,  deren  Wirk- 
samkeit jedoch  nur  bis  1S73  währte.  Dagegen 
besteht  noch  jetzt  mit  bestem  Erfolge  die  im 
Jahre  1874  eingerichtete  landwirtsciiaftliche 
Abteilung  der  polytechnischen  Hochschule 
in  München. 

Eine  weitere  Form  höherer  landwirt- 
schaftlicher Unterrichtsanstalten  bilden 
selbständige  Lehrstätten  in   grös- 
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seren  Städten.  So  wurde  in  Berlin 
bereits  1859  eine  derartige  Einrichtmig  unter 
Sehulz-Fleeth  begründet,  an  der  vom 
Jahre  1871  bis  1877  auch  Hermann  von 
Nathusius  lelirte.  Durch  Ä.C.O.  v.  14. 
Februar  1S81  (Staatsanzeigor  Nr.  49)  ward 
diese  Lehranstalt  zn  einer  landwirt- 
schaftlichen Hochschule  umge- 
bildet und  später  durch  Abteihingen  für 
Kulturtechnik  und  landwirtschaftlich  tech- 
nische Gewerbe  er\^'eit«rt,  die  besonders 
zahlreieh   besucht  sind,   wie  folgende  Fre- 

?Henzzahlen  zeigen.  Im  Wiuteisemester 
892/93  befanden  sich  nach  »amtlichem  Ver- 
zeichnisse« unter  427  an  der  landwii-tschatt- 
lichen  Hochschule  inskribierten  Studieren  den 
117  Landwirte  von  Beruf  und  im  Sommer- 
semester 1893  unter  433  Studierenden  nui" 
.W  Landwirte  oder  13  "/o  der  Oesamtzahl. 

Nach  diesen  Darlegungen  bestehen  gegen- 
wärtig sehr  mannigfache  Formen  des  hijheren 
landwirtschaftlichen  Studiums  in  Deutsch- 
land, ohne  Zweifel  gebfihrt  aber  dem 
FakultätBstudium,  dem  Studium  der 
Landwirtschaft  inmitten  der  Universi- 
tät der  Vorzug,  insofern  eine  exakte  Fachbil- 
dung durch  das  Vorhandensein  genügender 
Lehrmittel,  dnrch  ein  angemessen  aus- 

ferüstetes  I  and  wirtschaftliche  s 
nstitut  gesichert  ist.  Diese  Bedingung 
darf  allerdings  nicht  unerfüllt  bleiben.  Es 
liegt  aber  auch  kein  Grund  vor,  der  dazu 
ndtigen  könnte,  die  Landwirtschaftswissen- 
BohaSt  anders  zu  behandeln  als  die  übrigen 
Wissenschaften:  sie  hat  insbesondere  nicht 
minderen  Anspruch,  in  angemessener  Aus- 
stattung an  der  Universität  vertreten  zu 
sein,  wie  rtie  Arzneikunde.  Sie  ruhen  beide 
auf  gleicher  naturwissenschaftlicher  Basis, 
sie  haben  für  Förderung  der  Unterrichts- 
zwecke analoge  Bedfirfnis,so  und  sind  von 
gleich  hober  allgemeiner  Bedentimg,  denn 
es  ist  docli  ebenso  wichtig,  die  wachsende 
Bevölkening  zu  ernähren,  als  ihre  Krank- 
heiten zu  heilen  !  ^)  — 

In  jüngster  Zeit  haben  mehrere  höhere 
landwirtschaftliche  I^hranstalten  ilu^n  Wir- 
kungskreis dm-ch  das  Abhalten  von  >Un  ter- 
richtskursen  für  praktische  Land- 
wirte« zu  erweitem  gesucht.    Diese  Kurse 

')  Bezüglich  der  von  manchen  Seiten  gegen 
das  UniversitÄtsstudiam  der  Landwirte  erhobenen 
Bedenken,  welche  namentlich  die  nicht  mit  dem 
HaturitfitBzeugnis  versehenen  Studierenden  be- 
trefien,  könnt«  hier  wegen  der  notwendig  gewor- 
denen Beschränkung  des  Ranmes  nichts  Miberes 
angegeben  werden.  In  der  ersten  Änflage  dieses 
Werkes  fanden  sich  Ausführungen  darüber.  —  In 
Rücksicht  auf  weitere  Ansgestaltung  des  land- 
wirtschaftlichen Universitätsstndiums  ist  noch 
auf  die  im  Litteraturverzeichnis  mit  angeführten 
bedeutsamen  Abhandlungen  von  K.  v,  Eflmker 
und  F.  Schindler  aufmerksam  eu  machen. 


werden  in  der  zweiten  Hälfte  des  Winter- 
semesters alljährlich  oder  in  je  zwei  Jahren 
wiederkehrend  abgehalten  und  sind  von 
ein-  oder  zweiwödlentlicher  Dauer.  Soweit 
diese  Unterrichtski ireo  dem  Zwecke  dienen 
sollen,  frühere  Studierende  oder  sonst  ge- 
nügend Vorgebildete  mit  den  neueren  Fort- 
schritten auf  dem  Gebiete  der  Landwirt- 
Bchaftslehre  und  der  Gnmd Wissenschaften 
derselben  bekannt  zu  machen,  kommen  sie 
in  ähnlicher  Weise  einem  Bedürfnisse  ent- 
g^en,  wie  es  bei  ünterrichtskursen  für 
praktische  Aerzte  der  Fall  ist.  Wollte  man 
dagegen  bei  solchen  Kursen  für  minder 
Vorgebildete  eine  populäre  Besprechung 
landwirtschaftlich  wichtiger  Fingen  ins  Auge 
fassen,  so  würde  dadurch  leicht  ein  erheb- 
licher Nachteil  hert>eigeftthrt  werden  können. 
Es  ist  ohnehin  zu  beklagen,  daas  die  Land- 
wirte oft  nicht  genügend  Zeit  für  eine 
gründliche  wissenschaftliche  Ausbildung  ver- 
wenden, um  so  mehr  ist  alles  zu  vermeiden, 
was  dieser  Neigung  Vorscliub  leisten  und 
zu  der  Ansicht  führen  könnte,  als  sei  es 
dem  praktischen  Landwirte  möglich,  auch 
bei  unzureichender  Vorbildung  in  8  oder 
14  Tagen  der  arbeitsfreieren  Winterszeit  die 
Quintessenz  neuester  wissenschaftlicher  Er- 
kenntnis sich  anzueignen.  Wer  dit^^en 
mindestens  auf  zwei,  besser  auf  drei  Jfüii-e 
seine  Studienzeit  ausdehnte,  der  wird  auch 
später  nach  längerer  praktischer  Thäti^eit 
derartigen  Vorträgen  über  die  neuere  Ent- 
wickelung  seiner  Fachwissenschaft  mit 
reich-stem  Gewinne  folgen  können.  Nur  für- 
so  vorgebildete  Zuhörer  sollten  die  »Unter- 
richtskurse für  praktische  Landwirte«  be- 
messen werden. 

Für  die  höheren  landwirtschaftlichen  Un- 
terriehtsaa stalten  verwendete  der  preussische 
Staat  in  dem  Jahre  1898/99  845679  Mark; 
ausserdem  für  die  Forstakademieen  177713 
Mark  und  flli-  die  tierärztlichen  Hochschulen 
198931  Mark. 

Ausser  den  mit  den  höheren  landwirt- 
schaftlichen Lehrstätten  verbundenen  Ver- 
suchsanstalten süid  auch  die  namentlich  im 
Verfolg  der  von  Adolf  Stöckhardt  und 
Dr,  Crusius  ausg^angenen  Anregun^n 
von  Seiten  der  landwirtschaftlichen  Vereine 
eingerichteten  landwirtschaftlichen 
Versu  ehsstationen  für  Verbreitung  und 
Erweiterung  wissenschaftlicher  Erkenntnis 
auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft  in  erfolg- 
reichster Weise  vrirksam.  Von  hervorragend- 
ster Bedeutung  für  die  Sicherung  des  prakti- 
schen Landwulachaftsbetriebes  ist  dabei  auch 
die  von  ihnen  ausgeführte  Kontrolle  des 
Dünger-,  Futtermittel-  und  Samen  handeis. 
Innerhalb  Deutschlands  bestehen  gegenwät- ■ 
tig  63  solcher  Veiaucbs-  und  KontroUsta- 
tionen  (3'2  in  Preussen).  Die  erste  derselben 
wurde   im   Jalii-e   1851  in  Möckern  bei 
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Leipzig  begrflndef.  Zwei  dieser  "Versiichs- 
stationen  wurden  mit  Vereuchswirtschaften 
verbunden:  im  Jahre  1864  die  Versuchs- 
station der  königlich  sächsischen  Oberlausitz 
mit  dem  Hittergute  Pommnitz  und  im  Jahre 
1896  die  Versuchsstation  der  Landwirt- 
schaftskammer fflr  die  Provioz  Sachsen  zu 
Halle  aiS.  mit  einem  55  ha  umfassenden 
Teile  der  DomSue  Lauchstädt. 

Für  die  prenssischeu  Versuchselationen 
wurden  in  dem  Jahre  1897  durch  den  Staat 
208281  Mark-  durch  die  Pro  vi  nzial  Verwal- 
tungen 55500  Mark,  durch  Vereine  25763 
ilM-k  und  durch  Private  1759  Mark  ver- 
wendet. 

4.  Die  mittleren  iiod  niederen  land- 
wirtechaftUchenüntemchtean  stalten.  Die 
Bestrebungen  zur  Hebung  des  grösseren 
Landwirtschaftsbetriebes,  weldie  zur  Griln- 
duDg  der  landwirtschaftlichen  Alcademieea 
Veranlassung  gaben,  lenkten  auch  die 
Aufmerksamkeit  auf  die  Verbesserung  der 
bäuerlichen  W  irtschafts  verbal  tnisse ;  man 
suchte  dieselbe  diirch  Errichtimg  von  niederen 
landwirtschaftlichen  LehrelÄttcn  oder  Acker- 
banschulen  zu  erreichen.  - —  Die  erste 
derselben  entstand  bereits  im  Jahre  1818  in 
Hohenheim,  gleichzeitig  mit  der  daselbst 
g^^ndeten  Akademie.  Der  Schwerpunkt 
des  Unterrichts  an  diesen  anfangs  nur  lang- 
sam sich  vermehrenden,  im  zweiten  Viertel 
des  Jahrhunderts  aber  in  grösserer  Anzahl 
entstandenen  Ackerbauscbiden  lag  ursprüng- 
lich in  der  praktischen  Ausbildung  der 
Schüler.  Diese  Schulen  wurden  deshalb 
stets  auf  grösseren  oder  kleineren  Grfltern 
errichtet,  imd  die  Schüler  hatten  bei  allen  in 
der  Wirtschaft  vorkommenden  Verrichtungen 
nütaaarbeiten,  der  theoretischen  Unterwei- 
sung waren  täglich  nur  wenige  Stunden  ge- 
widmet. —  Unstreitig  war  diese  Einrichtung 
zu  einer  Zeit,  wo  die  bäuerlichen  Landwirte 
erst  vertraut  gemacht  werden  mussten  mit 
der  Handhabung  verbesserter  "Werkzeuge 
und  der  Ausübung  rationellerer  Kidturme- 
thoden,  eine  ganz  zweckentsprechende.  Mit 
dem  Vorschreiten  und  der  allgemeineren 
Verbreitung  einer  verbesserten  landwirt- 
schaftlichen Praxis  begann  man  grösseren 
Wert  zu  legen  auf  eine  erweiterte  geistige 
Durchbildung  der  Schüler.  Infolgedessen 
entwickelten  sich  an  Stelle  der  »praktischeur 
Ackerbauschnlen  die  sogenannten  "theore- 
tisch-praktischen«, bei  denen  auch 
noch  eine  Uebung  in  der  Ausfühnmg  wirt- 
schaftlicher Arbeiten  stattfindet,  als  wicli- 
tigste  Aufgabe  des  Unterricht«  aber  die 
theoretische  Unterweistmg  angesehen  wird. 
Die  Grenze  zwischen  beiden  Formen  von 
Ackerbauschnlen  ist  nicht  immer  sctiarf  her- 
vortretend. Es  wird  gegenwärtig  wohl 
überall  auf  die  theoretische  Seite  des  Unter- 
richts grösserer  Wert  gelegt  als  früher,  doch 


(beispielsweise  in  Ostpreussen) 
noch  Ackerbauschulen  %-or,  wo  im  Sommer- 
halbjahre »die  Beschäftigung  der  Schüler 
vorherrschend  praktisch»  ist.  In  Deutsch- 
land bestehen  jedoch  nur  nocli  wenige 
Ackerbauschulen,  bei  denen  eine  ausgedehn- 
tere Unterweisung  in  praktischen  Arbeiten 
stattfindet  Es  fcind  die  Ansicht  mehr  und 
mehr  Anerkennung,  nach  welcher  es  wohl 
erforderlich  sei,  den  theoretischen  Unter- 
rieht durch  Anschauung  und  Demonstra- 
tion möglichst  zu  unterstützen,  nach  der 
aber  die  direkte  praktische  Unterweisung 
nicht  an  die  Schule  gehöre,  sondern  im 
praktischen  Leben  gewonnen  werden  müsse. 
So  bildeten  sich  rein  theoretische  Schulen 
aus,  die  als  sogenwinte  Alittelschulen 
die  zukünftigen  Besitzer  und  Ijeiter  mitt- 
lerer Güter  und  die  Wirtschaftsbeamten 
grösserer  Besitzungen  für  den  praktischen 
Beruf  vorbereiten  sollen  oder  als  theore- 
tische Ackerbauschulen  den  zukünf- 
tigen Be Wirtschafter  kleinerer  Qtlter  mit  den 
für  eine  erfolgreiche  Wirksamkeit  nötigen 
Kenntnissen  auszurüsten  haben.  Der  ersteren 
Richtung  tnigen  zu  Ende  des  Herten  Jahr- 
zehnts zum  Teil  Privatanstalten  Rechnung, 
wie  die  von  Bruns  in  LOtaschena  bei 
Leipzig;  andererseits  wurden  mitGewerhe- 
schulen  landwirtschaftliche  Ab- 
teilungen verbunden,  wie  dies  im  ausge- 
dehntesten Masse  in  Bayern  geschah.  Vor- 
treffliche Erfolge  erzielte  auch  die  unter 
Emil  Stöckhardts  Leitung  Michaelis 
1850  mit  der  öewerbeschiüe  in  Chemnitz 
verbundene  landwirtschaftliche  Abteilung. 
—  Von  umfassenderen  pädagogischen  Ge- 
sichtspunkten ging  Dr.  Koarad  Michel- 
sen  bei  Errichtung  seiner  landwirtschafl^ 
üchen  Schule  zu  Hildesheim  aus.  indem 
er  mit  dem  für  die  praktisclie  Lehre  vorbe- 
reitenden land  Wirtschaft  liehen  Unterrichte 
ganz  besonders  eine  Vervollkommnung  der 
allgemeinen  Schulbildung  zu  verbmden 
suchte.  Diese  Bestrebungen  wurden  von 
seinem  Sohne  Emil  Michelsen  nicht  nur 
fortgesetzt,  sondern  auch  mit  reichstem  Er- 
folge erweitert.  Seinem  rastlosen  Wirken 
ist  es  zu  danken,  dass  derartige  landwirt- 
schaftliche Lehranstalten  ni(£t  nur  in 
grösserer  Zahl  errichtet  wtmien,  sondern 
dass  ihnen  auch  unter  der  offiziellen  Be- 
zeichnung »Landwirtscbaftaschulen« 
die  Befugnis  erteilt  wurde,  ihre  Abiturienten 
mit  dem  sogenannten  Einjahrig-Freiwilligen- 
Recht  zu  entlassen.  Dies  hatte  zur  Voraus- 
setzung, dass  ihre  Organisation  und  I,eitung 
sowie  die  Ausführung  der  Prüfungen  einer 
staatlichen  Kontrolle  unterworfen  werden 
musste.  Für  die  preussische  Monarchie 
wurde  durch  Verfügung  vom  10.  August 
1875  diesen  I^ndwirtschaftsschuien  ein 
NormaUehrplan    vorgeschrieben    und   unter 


DiyilizQdbv  Google 


Landwirtschaftliches  Uutemchtsweseü  (Deutschland) 


dem  9.  M^  1877  für  die  Äu&bÜduQg  imd 
das  Examen  der  >I..andwirtBchaftslehrer  an 
Landwirtschaftsschulen«  ein  Reglement 
lassen.  Im  Königreich  Pi-eussen  bestehen 
16  solcher  lAndwirtBchaftsschulen,  für  deren 
Unterhaltung  im  Etatsjahre  1898/99  an 
StaatezuBchMss  387  896  Mark,  durch  Pro- 
Tinzial Verwaltungen  53700  Mark,  von  Kreisen 
und  Städten  115102  Mark,  von  Land-wirl- 
schaftskammem ,  Vereinea  und  Stiftungen 
10353  Mark  gewährt  wurden.  Femer  finden 
sich  im  Königreich  Bayern  und  Sachsen,  im 
Grossherzogtum  Hessen  und  Oldenburg,  im 
Grossherzogtum  Braunschweig  und  im  Reiohs- 
land  Elsass-Lothringen  je  eine  lÄndwirt- 
Bchaftsschule  vor,  in  Summa  sind  deren  also 
22  vorhanden.  Dieselben  sind  mit  Vorechulen 
verbunden  und  gewähren  ihrer  ganzen  Organi- 
sation nach  eine  in  sich  abgeschlossene,  harmo- 
nische Bildung.  Sie  sind  von  besonderer  Be- 
deiitiing  für  den  mittleren  Besitz  oder  den  Be- 
sitz der  Grossbauero,  haben  aber  aui^h  einen 
hohen  Wert  für  diejenigen  Söhne  der  Groas- 
grundbesitzer,  welche  ihrer  Anlage  nach 
oder  infolge  besonderer  Verhältnisse  das 
Matimtätszeugnis  einer  Realschule  I.  Ord- 
nung oder  eines  humanistischen  Gymna- 
siums voraussichtlich  nicht  zu  erlangen  vei^ 
mögen.  —  Während  die  übrigen  Laiidwirt- 
schaft83chulen  selbständige  Lehranstalten 
bilden,  wimlen  die  Ijandwirtschaftsschiilen 
in  Flensburg  (Preussen),  Döbeln  (Sachsen) 
und  Gross-Ümstadt  (Hessen)  mit  einem 
Bealgymnasium  in  der  Art  verbunden,  dass 
dieselben  mit  Untertertia  sich  abzweigen 
und  als  Parallelklassen  mit  der  Untersekunda 
abschliessen.  Sie  entsprechen  denselben 
Anforderungen  wie  die  isolierten  Landwirt- 
schaftsschulen  und  geben  ebenso  wie  diese 
dem  Schüler  eine  in  sich  geschlossene  har- 
monische Büdung,  haben  aber  den  Torzug, 
dass  hei  ihnen  ausschliesslich  künftige 
Landwirte  den  Schülorbestand  bilden,  wäh- 
rend bei  den  selbständigen  Landwirtschatts- 
schulen  oft  eine  nicht  unerhebliche  Zald 
von  Schülern  sich  vorfindet,  die  nicht  Land- 
wirte werden,  sondern  nur  das  Frei  will  igen - 
recht  erwerben  wollen.  Bei  Neueinrichtun- 
gen von  Landwirtschaft  8  schulen  könnte 
diese  Verbindung  mit  ßealgj'mnasien  mehr 
Beriicksichtignng  finden.  Wünschenswerter 
ist  es  aber,  dass,  soweit  irgend  möglich,  die 
zukünftigen  Leiter  des  landwirtscuaftlichen 
Grosabetriebes  ihre  Schulbildung  mit  dem 
erlangten  Maturitätszeugnis  eines  humanis- 
tischen Gymnasiums  oder  einer  Realschule 
1.  Ordnung  abschliessen,  weil  damit  allein 
die  normale  Vorbildung  fftr  das  spätere 
Universitätestudium  gewonnen  wird. 

Die  niederen  Acker  bauschulen  haben 
meistens  einen  Kursus  von  3  oder  4  Semestern 
und  können  deshalb  ihren  Schülern  eine  voU- 
komraenere  Ausbildung  gewähren,  als  dies 


bei  der  weiteren  Abkürzung  der  Schulzeit 
möglieh  ist,  wie  sie  bei  manchen  theoreti- 
schen Ackerbauschulen  und  auch  bei  den 
landwirtschaftlichen  Winter- 
schulen stattfindet,  welche  einen  Kursus 
von  2  Wintersemestern  haben.  Dennoch  er- 
reichen auch  die  letzteren  bei  sachverstän- 
diger Leitung  sehr  günstige  Resultate.  Dies 
ist  um  so  bedeutsamer,  als  die  kleineren 
bäuerlichen  Besitzer,  für  deren  Söhne  diese 
Winterschulen  bestimmt  sind,  meist  sich  nicht 
in  der  Iiage  befinden,  einen  erheblichen  Auf- 
wand für  dieselben  machen  zu  können,  auch 
ihre  Hilfe  während  der  Arbeitszeit  vom  Früh- 

g'  hr  bis  zum  Herbst  schwer  entbehren  können, 
ie  Anzahl  dieser  Schulen  hat  daher  in 
neuerer  Zeit  ausserordentlich  zugenommen, 
und  es  sind  auch  noch  weitere  Einrichtun- 
gen der  Art  in  Aussicht.  Die  theoretischen 
Ackerbauschulen  wie  die  Winterschulen  sind 
in  der  Regel  selbständige  Anstalten,  die  in- 
folge ihrer  Errichtung  in  Städten  Hilfskräfte 
für  den  Unterricht  leichter  gewinnen  können. 
Beide  schliessen  an  das  in  der  Volksschule 
Erreichte  an  und  nehmen  aiich  die  Fort> 
fühnmg  des  Unterrichts  in  den  Elementar- 
Sichern  in  ihren  Studienplan  mit  auf. 
Ausser  44  selbständig  bestehenden  Acker- 
bauschulen Deutschlands  finden  sich  noch 
7  theoretische  AckerbauBchiilen  vor,  die  mit 
LÄudwirtschaftsschulen  als  besondere  Abtei- 
lungen derselben  verbunden  sind.  —  Der 
selbständigen  Winferschiden  giebt  es  187, 
und  ausserdem  sind  3  Winterechulen  mit 
Ijand Wirtschaftsschulen  und  3  derselben  mit 
theoretischen  Äckerbauschulen  vereinigt.  — 
Auf  das  Königreich  Preussen  entfallen  von 
den  verschiedenen  Formen  der  Äckerbau- 
schulen (also  mit  Einschluss  der  theoretisch- 
praktischen  und  rein  theoretischen)  26,  für 
welche  im  Etatsjahre  1898/99  verwendet 
winden:  an  Staatszuschnss  700  Mark,  von 
Pro  rinzial Verwaltungen  102310  Mark,  von 
Kreisen,  Städten  und  Gemeinden  21 250 
Mark  von  Landwirtschaftskammem,  Vereinen 
und  Stiftungen  11  öÖO  Mark.  Von  den  land- 
wirtschaftlichen Winterschulen  entfallen  auf 
Preussen  118,  für  welche  die  Aufwendungen 
betrugen:  35850  Mark  Staalszuschüsse : 
182  262  Mark  von  Previnzialverwaltungen ; 
174 149  Mark  von  Kreisen,  Städten  und  Ge- 
meinden; 67  044  Mark  von  Landwirt- 
schaftskammern ,  Vereinen  und  Stiftungen. 
Die  landwirtschaftlichen  oder 
ländlichen  Fortbildungsschulen 
haben  zur  Aiifgabe ,  in  immittclbarem  An- 
schluss  au  die  Volksschule  das  in  der6ell>en 
Gelernte  zu  befestigen  und  zu  vertiefen  und, 
•soweit  sich  die  Möglichkeit  dazu  bietet,  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  ländlichen  Ge- 
werbe imd  den  Betrieb  der  Ijandwirtschaft 
zu  erweitern',.  Es  werden  in  denselben  die 
Söhne  bäuerlicher  Wirte  nach  dem  Verlassen 
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der  Sclmle  durch  den  Lehrer  des  Ortes, 
aucli  wohl  unter  Mitwirkuüg  des  Ortsgeist^ 
liehen  und  eiues  Gutshesitzers  oder  Wirt- 
Bchaftsbeamten  zur  Zeit  des  Winters  wöchent- 
lich wahrend  mehrerer  Stunden  uotenichtet 
Sie  siud  nngleichmäasig  verbreitet.  Im 
Königreich  Preussen  befanden  eich  im  Etats- 
jähre  1898/99  1041  ländliche  Fortbildungs- 
schulen vor.  In  der  Provinz  Brandenburg 
fehlend,  waren  vorhanden  in  der  Provinz 
Pommern  11,  in  Ostpreiissen  13,  Posen  17, 
Westfalen  22,  Westpreussen  23,  Schlesien 
28,  Hohenzollem  48,  Sachsen  52,  Schles- 
wig-Holstein 88,  Hannover  170,  Rhein- 
land 241,  Hessen-Nassau  328;  tiierzu  kom- 
men noch  38  Fortbildungsschulen  mit  ver- 
suchsweiser Ausgestaltung  fachlichen 
Unterrichts  in  den  Eegieningabezirken  Stettin, 
Köslin,  Oppeln  und  Schleswig.  Im  König- 
reich Bayern  wurden  441  Fortbildungsschulen 
gez&hlt.  —  Damit  die  Lehrer  nicht  nur  für 
einen  derartigen  Unterricht  an  Fortbildungs- 
schulen besser  befähigt  werden,  sondern 
auch  schon  bei  dem  Schulunterricht  in  ent- 
sprec-hender  Weise  die  Aufmerksamkeit  der 
Schiller  auf  Verenge  in  der  Natur  und  im 
"wirtschafl liehen  Leben  hinzulenken  und  da- 
durch die  Beobachtimgsgabe  dereelben  zu 
wecken  und  zu  entwickeln  vermögen,  wird 
in  mehreren  deutschen  Staaten  an  den 
Seminarien  eine  Unterweisung  im 
Obst-  und  Gartenbau  erteilt,  auch 
werden  an  manchen  landwirtschaftlichen 
Hochschulen  und  Mittelschulen  Lehrknrse 
für  Schulmeister  abgehalten.  —  Im 
Königreich  Preussen  sind  nenertiings  an  2 
LEUidwirtschaftsschuten  Seminarien  zur 
pädagogischen  Ausbildung  solcher 
Kandidaten  eingerichtet  worden,  welche  sich 
dem  landwirtschaftlichen  Jjehnunte  an  mitt- 
leren und  niederen  Lehranstalten  widmen 
wollen.  Hierfür  und  zur  Abhaltung  von 
Kursen  für  Elementarlehrer  wurden  1898/99 
im  Königreich  Preussen  von  seilen  des  Staates 
17  850  Mark  verwendet. 

Zu  den  besprochenen  Formen  des  land- 
wirtschafüichen  Unterrichts  Deutschlands 
treten  nun  noch  mannigfache  Special - 
schulen:  Gärtnerlehranstalten,  Obstbau- 
uud  Weinbaufichulen ,  Wicsenbauschulen, 
Waldbauschulen ,  Meierei-  oder  Molkerei- 
Schulen,  Hufböächlagsschulen ,  Schflferei- 
schulen,  Imkerschulen  und  sonstige  Anstalten 
und  Lehrkuree.  Gegenwärtig  befinden  eich 
in  Deutschland  297  solcher  Speciahichulen, 
darunter  63  Haushaitungs-  und  Molkerei- 
schiilen  für  Mädchen,  die  für  die  Erziehung 
der  landwirtschaftliehen  weiblichen  Jugend 
hoch  bedeutsam  sind.  —  Im  Königreich 
Preussen  sind  an  Special  schulen  vorhanden: 
3  höhere  Gärtnerlenranstalten,  104  Garten- 
iind  Obstbauschulen  und  praktische  Obstbau- 
kurae,  7  Wiesenbauschulen,  3  Schulen   für 


landwirtschaftliche  technische  Gewerbe,  2 
Forstschulen,  17  Molkereischulen,  42  laad- 
wirtachaftliche  Haushaltungsschulen,  48  Hnf- 
beschlaglehran stalten,  4  fnkerschulen  und 
15  sonstige  Anstalten  und  Lehrkurse.  In 
dem  Etatajahre  1898/99  wurden  im  König- 
reich Preiissen  für  die  pomologi  sehen  Institute, 
Garten-  und  Obstbauschulen  178724  Mark 
an  Staatszuschuss ,  29705  Mark  von  den 
Provinzen,  7225  Mark  von  Kreisen  imd 
Städten,  25924  Mai-k  von  Vereinen  und  Stif- 
tungen verwendet  Für  die  gesamten  Übri- 
gen Specialschulen  entfielen  66919  Mark  an 
Staatszuschuss,  41S80  Mark  Beiträge  der 
Provinzial  Verwaltungen ,  9499  Mark  von 
Kreisen  und  Städten,  48464  Mark  vonLand- 
wirtsehaf tskammem ,  Vereinen  und  Stif- 
tungen. 

Die  Direktoren  der  Winterschulen  haben 
meistens  noch  die  Verpflichtung  zu  über- 
nehmen, insbesondere  während  des  Sommer- 
halbjahres als  landwirtschaftliche 
Wanderlehrer  zu  wirken.  Es  sind  aber 
ausserdem  noch  zahlreiche  Wanderlehrer  an- 
gestellt, welche  die  Aufgabe  haben,  durch 
Vorträge  während  des  ganzen  Jahres  anre- 
gend und  fördernd  auf  Hebung  des  Land- 
wirtschaftsbetriebes bei  dem  bäuerlichen  Be- 
sitze einzuwirken.  Im  Königreich  Preussen 
waren  1898  99  insgesamt  175  Wanderlehrer 
in  Wirksamkeit.  Neuerdings  wird  durch  be- 
sonders dafür  qualifizierte  und  angestellte 
Wanderlehrer  auch  dahin  gestrebt,  bei  den 
bäuerlichen  Landwirten  die  Anstellung  von 
Düngimga-  und  Anbau  versuchen  anziu^gen 
undsiedabeiauzuleiten.  Geradedieser letztere 
We^  verspricht  die  bedeutsamsten  und  nach- 
haltigsten Resultate  für  Hebung  der  Kultur  bei 
dem  kleineren  Besitze,  weil  die  unmittelbare 
Anschauung  des  Erfolges  ungleich  über- 
zeugender und  zur  Nachfolge  anregender 
wirkt,  als  es  durch  den  mündlichen  Vortrag 
allein  möglich  ist.  Wird  für  demrt^e  Ver- 
suche bäuerlichen  Landwirten  von  seiten 
der  landwirtschaftlichen  Vereine  oder  der 
Provinzialverwaltungen  der  erforderhche 
Dünger  und  das  Saatgut  gratis  geliefert,  so 
ist  die  Ausführung  derselben  um  so  mehr 
gesichert.  Die  durch  solche  Versuche  ge- 
wonnenen günstigen  Ergebnisse  machen 
dann  auch  die  bäuerlichen  Landwirte  der 
weiteren  Belehrung  zugänglicher. 

Lltteratur;    Fraaa,    Gtiekichle   der   Landvirt- 
lehaft,  Prag  IHSI.  —  Deraelbe,    GetchicAte  der 

Landbaa-  und  Forttaüientchojt,  München  1865. 
—  V.  d.  OollX,  Handlmrk  der  geiamlen  Land- 
-icirltchafi,  I.  Sd.,  Tübingtii  1390.  —  GOMer, 
Einleitung  tu  den  Gkonomitchea,  polUüchen  und 
KamerabcitsmicIiafleB ,  Halle  17t9.  —  Cfidex 
Lectionum  Anniuinim  in  Regia  Friderieiana 
Molenei  habilaTum  ab  Acndemia  Inav^uratione 
1694  usque  ad  annvm  praetentun  etc.  von  Dan. 
HetUlbladt  177a  der  UnicenüäUbibliotliek  zu 
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MolU  iibemiaea.  —  IHthOMir,  Einleitung  in 
die  ÖkonomitrIuTi,  Poliiei-  und  Xameriila'itten- 
tthafUn,  heratagegebm  rtm  Schreber,  t^ank- 
fürt  a.  d.  0.  nSS.  —  SehletttctAn,  Gnndi-er- 
fattung  der  ne»  erriehteten  ukmtomittkta  Fattil- 
m  aaS  der  l'nivertitüt  Gi'e*»en,  Gietten  177S.  — 
Wlnhelmann,  UrkandtahHch  dtr  Uhirenieai 
Heidelberg,  Heidelberg  1886.  —  Beckmann, 
Vorrede  lu  leinem  Werke;  «Grundtälie  der 
detiUehen  LandirirUehqfl',  GSUingen  J7S9.  — 
Em.wingh4iKanndOraftvirIAppe-Wel»«vn,- 
felM,  Biographie  bob  Fr.  Golll.  Sch»lie  ia 
deitcsi  von  ihnen  herauegegebenem :  »Lehrbuch 
der  allgemeinen  Landicirttehafta.,   Leipiig  186S. 

—  Juliua  K&hn,  Dax  Studium  der  Landirirt- 
«eheift  an  der  Univereiiät  Halle,  geiehiehüiche 
Entwiekelung  mid  Organisation  deuelben.  Eine 
Fetttrhrlft  elr.,  Dresden  ISSS.  —  Hermann 
SeUegoMt,  Erlebtti  und  Eretreblei,  Berlin  1S9S. 

—  von  Bflmfcer,  Die  moderne  Landvirttchaju- 
viueatchafi  und  ihre  Verlretvng  an  den  l'ni- 
rertillllen,  in  Journal  filr  Lnndvirlirkqfl,  Berlin 
1897,  S.  3Se.  —  F.  SeMndler,  l'eber  Zielauf- 
gaben und  Methodik  derj^nieuproduttiontlehre, 
ebenda,  Jahrg.  189S,  S.  iS8.  —  H.  Thiel, 
LandteirttehafiUrhe  Jahrbüther,  Bd.  XXVItl, 
Ergäniungtband  I V,  BeHin  1899  und  Ergänaingt- 
ba'nd    V,  Berlin  1900. 

JwUua  Kfihn. 


Landvirtschaftlielies  TJnteiriclite- 
weseu  lii  auBserdeutschen  Staaten. 

1.  Oeaterreich-Un^arn.  a)  Der  landwirt 
Bchaftliche  Unterricht  in  den  im  Beichsrate  Ter- 
tretenen  Ksni^reichen  und  Ländern,  b)  Der 
landwirtschaftliche  Unterricht  im  EünigTeiche 
Un^rn.  2.  Schweiz.  3.  Italien.  4.  Spanien. 
5.  Portnml.  6.  Frankreich.  7.  Belgien.  8. 
Niederlande.  9,  Grossbritannien.  10.  Däne- 
mark. 11.  Schweden  nnd  Norwegen.  12.  Euas- 
land.  13.  Türkei.  14.  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika. 

1.  Oesterretch-UBgani.  a)  Der  land- 
virtBohaftllohe  TTnterriobt  in  den  im 
Beiobsrata  vertretenen  Eönigreiohen 
imd  LSndem.  Erst  mit  den  5ÜGr  Jahrea 
des  19.  Jahrhunderts  wandte  miut  dem  land- 
wirtschaftlichen Unterricht  swesen  grössere 
Aufmerkeamkeit  zu,  die  Errichtung  eines 
besonderen  AckerbaiiminiBteriums  im  Jalirc 
18G8  trug  fem  er  wesentlich  zur  Ver- 
mehning  und  Neuorganisation  der  land- 
wirtschaftlichen Schulen  bei.  1871  wurde 
die  Hochschule  ftlr  Bodenkultur  in  Wien 
gegründet,  ursprünglich  unter  dem  Acker- 
bau-, seit  1878  unter  dem  Minigterium  für 
Kultus  und  Unterricht  stehend.  In  das  fol- 
gende Jahrzehnt  (seit  137S)  fällt  dann  die 
Orflndung  zahlreicher  landwirtschaftlicher 
Versuch»-  und  Eontrollstationen  sowie  na- 
mentlich in  Böhmen  und  llaliren  von  Wiiiter- 
Bchnleii.    Wahrend  im  Jahre  1868  im  ganzen 


35  landwirtschaftliche  Unterrichtsanstalten 
existierten,  hatte  sich  deren  Zahl  1898  auf 
149  vermehrt  (1891  107). 

Die  sämtlichen  landwirtechaftlichen  Lehr- 
anstalten lassen  sich  in  3  Abteilungen  ein- 
reihen: 1.  Hochschulen  (1  selbständige,  die 
Hochschule  für  Bodenkultur  in  Wien,  und 
das  landwirtschaftliche  Institut  an  der  Uni- 
versität in  Krakau),  2.  Mittelschulen  (höhere 
landwirtschafthche  Lehranstalten ,  Forst-, 
Önologische  und  pomologische  Anstalt),  im 
ganzen  18,  3.  niedere  Schulen,  umfassend 
die  Ackerbau-  (39),  die  Winter-  (52)  sowie 
die  niederen  Schulen  für  bestimmte  Fächer 
(für  Garten-,  Obet^,  Wein-  und  Hopfenbau, 
rar  Molkerei,  Brennerei,  Brauerei,  für  Wald- 
bau), im  ganzen  38  (seit  1891  hat  die  Zahl 
zugenommen  bei  der  ersten  Abteilung  um 
1,  bei  der  zweiten  um  2  und  bei  der  dritten 
imi  39,  im  ganzen  um  42). 

Als  Vorbildung  fordert  die  1.  Gnippe 
das  Xatiuitätsexamen,  die  2.  Gruppe  die 
Absohierung  eines  Unterg^'mnasiums  oder 
einer  Unterreal  schule,  die  3.  Gruppe  die  Ab- 
solvierung  der  Volksschule. 

Der  Nationalität  noch  verteilen  sich  die 
149  Anstalten  {im  Jahre  1898)  wie  folgt  (die  in 
Klammem  angeführten  Zahlen  geben  den  Stand 
vom  Jahre  1891  an);  dentsch  62  (44),  deutsch 
und  bdhmigch  6  (3),  deutsch  und  italienisch  1  (1), 
rumänisch  nnd  deutsch  1  (0),  rutbeniBch  nnd 
deutsch  1  (0),  böhmiBch  57  (40),  slovenisch  2  (21, 
italienisch  2  (2),  serbokroatiBch  1  (0),  polniscn 
16  (11),  in  betreff  des  Ressorts  bezw.  der  Art 
der  Gründer  nnd  Unterhalter  groppieren  sich 
die  Anstalten  wie  fo^:  7  Staats-,  37  Landes-, 
7  Gemeinde-,  91  Vereins-  und  7  Privatanstalten. 

Neben  diesen  rein  landwirtschaftlichen 
Lehrinstituteo  sind  an  den  6  tech- 
uiechen  Hochschulen  je  eine  Lehr- 
kanzel ftlr  Landwirtschaft  errichtet, 
die  jedoch  mit  einem  Lehrapparate  nicht 
ausgerüstet  sind  und  ein  lunfassendes  land- 
wirtscliaftliches  Studium  nicht  gewähren, 
vielmehr  nur  einen  allgemeinen  Ueterblick 
des  Gebietes  geben.  Der  Ausbreitung  laod- 
wirtsciiaftlicher  Kenntnisse  dienen  femer; 
landwirtschaftliche  Wanderlehrer,  deren 
es  im  Jahre  1897  41  gab;  die  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Specialkurse,  die 
einige  Tage  bis  8  Wochen  dauern  und  einen 
ganz  bestimmten  Zweig  (Obst-,  Weinbau, 
Molkerei)  fördern  sollen ;  der  landwirtschaft- 
liche Fortbildungsunterricht,  der 
eine  Fortsetzung  der  Volksschule  unter 
gleichzeitiger  Heranziehung  der  Landwirt- 
schaftslehre bildet;  der  landwirtschaft- 
liche Unterricht  an  einer  Beihe  von 
Lehrerbildungsanstalten,  wobei  auf 
die  praktische  Unterweisung  besonderes  Ge- 
wicht gelegt  wird. 

Die  Hi)ch8chule  für  Bodenkultur 
in  Wien,  aits  Staatsmitteln  eriialten  und  1896 
mit  einem  neuen  Gebäude  versehen,  die  so- 
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■wohl  Land-  als  Forstwirte  und  Kulturtech- 
niker ausbildet,  also  3  Studienrichtungen 
nmfefifit,  soll  ebenso  wie  das  Univei-silits- 
studium  in  Krakau,  die  höchste  wissenschafr 
liehe  Ausbildung  in  der  Landwirtschaft  er- 
teilen. Die  Dauer  des  Studiums  beträgt  3 
Jahre  (die  Veriängening  auf  4  Jahre  ist  ge- 
jilant),  in  denen  der  Studierende  3  Staata- 
prOfurgen,  je  nach  Ablauf  von  2  Semestern, 
ablegt,  deren  erste  die  Gnindwissenscliaften, 
deren  zweite  die  Produktionsfächer,  deren 
dritte  die  Betriebslelire  urafasst.  Ausser 
diesen  Staatsprilfungeo  bestehen  »Fortgangs«- 
und  »Diplom  «-Prüfungen,  jene  beziehen  sich 
auf  einzelne  Vorlesungen  und  können  am 
Schlüsse  jedes  Semesters  abgelegt  werden; 
diese  bilden  die  SclJussprüfung  nach  drei- 
jährigem Studium  und  sprechen  dem  Kan- 
didaten die  wissenschaftliche  Befähigung  zur 
Ausübung  des  laad-  bezw.  forstwirtschaft- 
lichen Berufes  zu.  Besoudere  Examina  be- 
stehen noch  für  die  Erlangung  der  Lehr- 
amtsbefähiguDg  an  landwirtschafthchen 
ifittel-,  an  AMcrbau-  etc.  Schulen. 

Ein  VersBcIi^feid  oder  einen  landwirtachaftr 
liehen  BaBsenstall  besitzt  die  HochBchoJe  für 
Bodenkultur  nicht  (deren  Errichtung  ist  neuer- 
lich Ina  Ange  getbsst),  wobl  aber  einen  forst- 
lichen Versuchs-  und  Demonstration Bgarten  so- 
wie ansgedehnte  Samm  langen. 

Bei  den  Mittelschulen  sind  zwei 
Gruppen  zu  unterscheiden ;  höhere  landwirt- 
schaftliche I^hranstalten  (Tabor,  Telschen- 
Liebwerd  und  Du  blau  y)  imd  eigentliche 
Mittelschulen.  Die  Mittelschulen,  mit  Ver- 
suchs- und  Lehrmaterial  versehen,  haben 
einen  festen  Lehrplan  mit  dreijährigem  Kur- 
sus, der  eich  auf  allgemein  bildende,  auf 
grund-  und  auf  fachwissenschaftliche  Ge^n- 
stAnde  erstreckt.  (Mündliche  und  schrifthche 
Abgangsprüfung  berechtigt  zum  einjährigen 
Mnt^ienste).  Etwas  abweichend  oi-gani- 
siert  ist  die  k.  k.  önologische  und  pomolo- 
gische  Lehranstalt  in  Klöstern  eubui^  bei 
Wien,  mit  besonderer  Pflege  des  Special- 
bei-ufes  und  mit  zweijährigem  Kursus  für 
Schüler,  die  die  untere  Abteilung  einer  all- 
gemeinen Mittelschule  absoMert  Itaben. 

Die  mit  Ab«uigszeugnis  versebenen 
Schüler  der  Mittäschulen,  die  vorher  ein 
Untergymnasium  oder  eine  Unterrealschule 
sowie  eine  zweijährige  Praxis  absolviert 
haben,  werden  seit  1879  auch  zur  Lehrbe- 
fähigungsprüfung  für  Ackerbauschtüen  zuge- 
lassen. 

Die  3.  Gruppe  umfasst  die  Ackerbau-, 
die  Winter-  und  die  Specialschulen. 
Die  Ackerbauschulen,  auf  denen  die  Ausbil- 
dung selbst  wirtschaften  der  Bauern  sowie  von 
Verwaltern,  Aufsehern  etc.  erfolgt,  unter- 
weisen meistens  in  zweijÄhrigem  und  zwei- 
klassigem  Kursus  (ausnahmsweise  1  oder  3 
Jahre)  theoretisch  und  praktisch.    Prüfungen 


finden  am  Schlüsse  jedes  Jahres  und  des  2. 
Jahrganges  statt.  Die  "Winterschulen,  die 
entweder  ein  kursig  oder  fakidtativ  zwei- 
oder  obligatoriscli  zweikursig  sind,  bilden  die 
der  Volksschule  entwachsenen  jungen  Leute, 
die  während  des  Sommers  in  der  Landwirt- 
schaft beschäftigt  sind,  weiter.  Die  fakul- 
tativ zweikureigen  Schulen,  in  denen  im 
zweiten  Winter  die  Repetition  des  Stoffes 
vom  ersten  Winter  erfolgt,  sind  am  ver- 
breitetsten,  Abgangsprüfungen ,  über  die 
ein  Zeugnis  ausgestellt  wird,  finden  am 
Schlüsse  eines  jeden  Winters  statt, 

Aehnlich  den  Ackerbau-  bezw.  Winter- 
schulen sind  die  Specialschulen  organisiert, 
in  denen  die  Lehrzeit  die  Dauer  eines  Win- 
ters bis  zu  4  Jahren  beansprucht.  Die  Mol- 
kerei- und  Haushaltungsschulen  mit  meistens 
einjährigem  Kursus  dienen  der  Ausbildung 
weiblicher  Personen  in  den  bezeichneten 
Fächern. 

An  sämtlichen  Mittel-  und  niederen 
Schulen  sind  die  Schüler  entweder  Exter- 
nisten  oder  Internisten;  ein  bestimmtes  Sys- 
tem ist  darin  nicht  eingeführt. 

Die  Zahl  der  Stipendien,  die  vom  Staate, 
»oni  Lande,  von  Gemeinden,  Privaten  und  Ver- 
einen gestiftet  sind  und  die  ständig  zunehmen 
(1870  ü61d3  «.,  1897  156867  &.),  betrug  1897, 
bei  5274  Studierenden  und  Schülern,  127Ö,  d.  h. 
24"/,  der  Studierenden  n.  a,  w.  erhielten  Sti- 
pendien. 

Bis  189ö  waren  für  die  Und-  und  forstwirt- 
schaftlichen Lehranstalten,  abgeseben  von  den 
Ansgaben  für  den  HochschnF-  Unterricht,  im 
ganzen  verauHgabt  1871^988  fl. 

Im  Jahre  1895  beliefen  sich  die  Ausgaben 
dieser  Anaulten  auf  145äll2  fl.;  dazu  steuerten 
bei  der  Staat  268147  fl.,  das  Land  597332  ö.; 
in  den  Etat  für  1899/1900  sind  die  staatlichen 
Ausgaben  für  den  nicht  ataatlicheo  landwirt- 
schaftlichen Unterricht  mit  400000  fl.  ein- 
schliesslich der  Kosten  des  Wander-Unterrichts 
(fttr  diesen  90000  fl.)  eingestellt. 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina 
wird  der  landwirtschaftliche  Unlenicht  nur 
an  landwirtschaftlicben  Stationen  vom  Lande 
unterhalten  und  zwar  nur  praktisch  und 
nur  für  Bauern  erteilt  (1897  an  6  Stationen). 

Die  Versuchsstationen  in  Oester- 
reich.  deren  es  1898  38  gab,  und  zwar  6 
staatlicne,  darunter  1  forstwirtschaftliehe, 
12  Landesanstalten  und  20  von  Korpora- 
tionen und  Privaten  unterhaltene,  sind  ent- 
weder allgemein  landwirtschaftlich-chemisch 
oder  sie  sind  für  einen  Sonderzweig  thäti^ 
(Samen-,  Wein-,  Obstbau-,  Zucker-,  Spi- 
ritusfabrikation, Brauerei,  Flachs).  Dire 
Thätigkeit  und  ihre  Einrichtung  ist  ganz 
ähnlich  derjenigen  der  Stationen  im  Deut- 
schen Reiche.  Die  Ausgaben  für  die  staat- 
lichen Versuchsstationen  sind  im  Etat  1899 
bis  1900  mit  183915  Gulden,  davon  16521B 
Gidden  laufend,  angesetzt. 

Den  Zweck,  die  einheimische  landwirt- 
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sehaftliche  Produktion  tlurch  Fördening  des 
Verswehswesens  zu  beben,  verfolgt  aucn  der 
im  Jahre  1885  gegrilndete  »Verein  zur  För- 
dening  des  landwirtechaEtlichen  Versuchs- 
wesens«. Seine  Thätigkeit  erstreckt  sich 
namentlich  auf  Düngungs-  und  Kulturver- 
sache mit  verschiedenen  Arten  und  Spiel- 
arten der  Kulturpflanzen,  die  in  den  Wirt- 
schaften der  mtglieder  zur  Ausführung 
kommen. 

b)  Der  landwiitsohaftiiolie  Unter- 
Tioht  im  Eöniereiob  TTngam.  Der 
Aufschwung  des  hier  in  Frage  stehenden 
Unterrichts  Wesens  datiert  vom  Ende  der 
60or  Jahre.  Die  seit  dieser  Zeit  gekündeten 
Anstalten  sind  fast  sämtlich  Staatsinstitute, 
in  denen,  mit  wenigen  Ausnahmen,  in  unga- 
rischer Sprache  gelehrt  wii-d.  Die  Anstalten 
und  Einnclitungen  für  Erteilung  des  land- 
wirtschaftliehen Unterrichtes  sind  in  Ungarn 
folgende  (1897);  1.  Akademieen  (1,  in  Un- 
garisch-Alten btu^),  2.  Mittelschiden  (land- 
wirtschaftliche iLehran stalten,  4),  3.  Acker- 
bauBchulen  (11  Staats-,  5  Privatschulen),  4 
Weinbauschulen  (7),  5.  Wanderlehrer. 

Die  Einrichtungen  der  ungarischen  land- 
wirtschaftlichen Unterricht sanstalten  in  Be 
Ziehung  auf  Vorbildung,  Dauer  des  Kursus 
II.  s.  w.  sind  ganz  Jlhnltch  denjenigen  in 
Oesterreich  (Kursus  dei-  Akademie  nur  2 
Jahre);  die  »Lehranstalten«  (Mittelschulen) 
sind  meistens  mit  je  1  Versuchs-,  1  Saroen- 
kon troll-  und  1  meteorologischen  Station 
verbunden.  Bezeichnend  für  alle  ungarischen 
Staatsaiistalten  ist  deren  Verbindung  mit 
eiuem  vollständigen  Landwirtschaftsbetriebe, 
in  dem  die  Züglinge  der  Ackcrb&uschulen, 
die  sämtlich  Internisten  sind,  auch  praktisch 
unterwriesen  werden.  Das  Areal  der  3 
Gnippeu  belief  sich  1897 


Staatsaustaltcn ;  sämtliche  Analysen  werden 
kostenfrei  (nur  die  baren  Auslagen  kommen 
zur  Verrechnung)  ausgefßhrt.      1897  waren 


BD  der  Akademie  .    .    . 
„    den  Mittelschulen 

„      n    Ackerbauscholen 


auf    213  ha 


zOEamiiien  auf  4574  ha 
Davon    waren    160   ha   Staatseigentum, 
933    ha   unenlgcltlich    überlassen    und   die 
übrige  Fläche  gepachtet.    Auf  jeden  Betrieb 
entfallen  also  im  Durchschnitte  286  ha. 

Das  landwirtschaftliche  Ver- 
suchswesen hat  sich  in  Ungarn  ebenfalls 
erst  in  den  letzten  40  Jahren  entwickelt,  in- 
dem die  erste  Versuchsstation  1861  in  Bu- 
dapest gekündet  wurde.  Der  Zweck  der 
Stationen  ist  der  gleiche  wie  in  Deutsch- 
land. Während  die  mit  allen  Hilfsmitteln 
auageröstete  Station  in  Budapest  und  ebenso 
die  für  ein  besonderes  Gebiet  (in  erster  Linie 
Pflanze nschädigungen  durch  Insekten)  thätige 
dortige  Phylloxerasfation  für  sich  be- 
stehen, sind  die  anderen  Stationen  mit  der 
Akademie  AJtenbui-g  bezw.  verseil  iedeneu 
Mittelschulen  verbunden.   Die  Stationen  sind 


597719  fl. 

die  Einnatinen ^3^395  ,. 

also  der  StaatszuschusH    361334  fl. 

2.  Schweiz.  £)er  landwirtschaftliche 
Unterricht  der  Schweiz  beginnt  mit  der 
durch  F.  von  Fellenliere  bewirkten,  im  Jahre 
1804  erfolgten  Gründung  der  mit  einer 
Musterwirtschaft  verbundenen  Lehranstalt 
Hofwyl  (Bern);  nachdem  in  der  ersten 
Hälfte  des  Jalirhunderts  verschiedene  weitere 
Schiden,  die  zum  Teile  aber  wieder  ein- 
gingen, gegründet  waren,  wurde  1871  die 
land-  und  forstwirtschafthche  Abteilung  am 
Polytechnikum  in  Zürich  errichtet.  Die 
Gründung  weiterer  Schulen  erfolgte  dann 
namentlich  in  den  80  er  Jahren,  nachdem 
der  Bund  sich  zu  deren  Unterstützung  bereit 
erklärt  hatte. 

Dem  Unterrichte  dienen  folgende  Arten 
von  Anstalten:  1.  das  Polytechnikum  iu 
Zürich,  2.  4  theoretisch-praktische  Ackerbau- 
schulen, 3.  4  Wein-  und  Oartenbauschulen, 
4.  3  Molkei-eischiüen ,  Sj.  9  Winterschulen, 
6.  Wandervorträge  und  Specialkurse, 

Die  Hochschule,  em  Teil  des  Poly- 
tcchnikunis  und  Staatsanstalt,  besteht  aus  3 
Abteilungen,  der  landwirtschaftlichen  mit  5, 
der  Kulturingenieur-  mit  7  und  der  forst- 
wirtschaftlichen Schule  mit  6  Semestern 
Studienzeit. 

Je  am  Schlüsse  eines  Schuljahres  (2  Se- 
mester) wird  in  den  einzelnen  Fächern  eine 
Prüfung  abgehalten,  deren  Ausfall  mass- 
gebend ist  für  die  Beförderung  der  Stu- 
dierenden in  den  höheren  Kurs.  Zu  ße- 
gimi  des  vierten  Semesters  findet  eine  Üober- 
gangs-Diplom Prüfung  in  den  begründenden 
8  Fächern,  am  Schlüsse  des  fünften  (letzten) 
Studien semestere  die  Schluss-Diplomprüfung 

den  verschiedenen  Teilen  der  I^andwirt- 
schaftstehre  statt.  Entsprechend  fler  Art 
dieser  Prüfungen  ist  auch  der  Lehrstoff  ver- 
teilt. 

rein  landwirtschaftlichen  Fächer 
sind  durch  2  Professoren  und  einige  Do- 
zenten vertreten.  Die  landwirtschaftliche 
Abteilung  besitzt  Sammlungen  und  Ver- 
suchsfelder, dagegen  eine  besondere  Wirt- 
schaft nicht. 

An  den  theoretisch-praktischen 
Aokcrbauschnlen,  die  uantonal  sind, 
aber  vom  Bunde  unterstützt  werden  (Strick- 
hol im  Kanton  Zürich,  Rütti  im  Kanton 
Bern,  Cernier  im  Kanton  Neuenburg,  Eame 
im  Kanton  "Wallis),  ist  der  Kursus  zwei- 
jaiir^  (ROtti  hat  noch  einen  einjährigen  Vor- 
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kursus),  im  Wioter  theoretischer,  im  Sommer 
vorwiegend  praktischer  Art;  zu  diesem 
Zwecke  »Dd  die  Schulen  mit  einem  land- 
wirtschaftlichen  Betriebe  und  mit  einem  Forst 
verbunden.  Am  Schlüsse  des  Kursus  findet 
eine  Prüfung  statt,  über  die  Zeugnisse  aus- 
gestellt werden.  Neben  den  Ackerbau-  be- 
stehen 3  Molkereiachulen  (in  Rütti  sind 
beide  verbunden,  ferner  Freiburg  und  Lau- 
sanne-Moudon),  die  von  den  Kantonen  unter- 
halten nnd  vom  Bunde    unterstützt  werden. 

Die  9  landwirtschaftlichen  Winter- 
achulen  bezwecken,  in  zwei-  bezw.  drei- 
semeatrigen  Winterkursen  junge  Landwirte 
in  Anknüpfung  an  ihre  praktischen  Kennt- 
nisse famlich  und  allgemein  weiter  zu 
bilden.  Speciatkurse  und  Wander- 
vort rÄge  werden  in  immer  steigender 
Zahl  gehalten  (1898  838  Vortrage  und  243 
Kurse);  dazu  die  ein  um  das  andere  Jahr 
am  Polj-teclinikum  gehaltenen  Vortrage  für 
Landwirte,  deren  Kosten  der  Bund  beatreitet. 

Die  landwirtschafthchen  Lehrer  werden 
teils  am  Polytechnikum,  teils  an  Lehrer- 
bildungsanstalten ausgebildet. 

Yeransgabt  wnrden  fUr  den  landwirtachaft- 
Uchen  Unterricht  im  Jahre  1898  {fUr  die  land- 
wirtschaftliche Abteilung  dea  Polytechnikums 
war  dies  nicht  zu  ermitteln)  seitens  des  Baodes: 
Stipendien  ÖÜUO  Frca.j  für  die  4  Ackerbanschulen 
5üJHl,5-l  Frca.,  für  die  (iartenbau schale  in  Cjenf 
10921,96  Frei.,  (flr  die  3  Molkereischulen 
je  10000  FrcB.,  fUr  die  Winterschalen  48074,28 
Frcs.,  für  die  Specialkurse  26720,78  Frcs.,  für 
die  WeinbaoBclinleQ  59110,!)2  Frcs.;  seitens  der 
Kantone  betrat  die  Leistang  ebensoviel. 

Das  land  Wirtschaft  liehe  Ver- 
suchswesen  der  Schweiz  nahm  mit 
der  Errichtung  der  mit  dem  Polytechnikum 
in  Zürich  verbundenen  agrikulturdiemisc'hen 
Untersuchungs- und  Samen-Kon trollstation  im 
Jahre  1878  seinen  Anfang,  üegenwärtig 
giebt  ee  3  Versiicha-  und  Unterauchungs- 
anstalten  und  3  Samenkontrollstationeu ; 
ausserdem  sind  5  Weinbaustationen,  8  da- 
von sind  mit  Schulen  verbunden ,  und 
3  Molkereistatiouen ,  alle  mit  Schulen 
verbunden,  vorhanden.  Seit  1897  unter- 
stehen dem  schweizerischen  Land  Wirtschafts- 
departement  die  Stationen  in  Zürich  (bisher 
am  Polytechnikum),  in  Liebefeld  und  in 
TAUBftnnn  die  übrigen  sind  kantonale  An- 
stalten. Für  die  Versuchsstationen  wiu^en 
1898  ausgegeben  177  902,88  Francs,  für  die 
mit  Schulen  verbundenen  Anstalten  sind 
die  Ausgaben  nicht  gesondert  an^führt. 

8,  Italien.  Uas  landwirtschaftlictie  Unter- 
richts wesen  Italiens  liat  besonderen  Auf- 
schwimg  erat  erfahren,  seitdem  im  Jahre 
1885  durch  ein  Gesetz  bestimmte  Vorschriften 
für  die  vers<;iuedenen  Arten  des  landwirt- 
schaftlichen Unterrichtes  erlas-sen  wurden. 

Die  landwirtschaftlichen  Lehranstalten, 
die  teils  untei  dem  Unterrichts-,  teils  unter 


dem  Ackerbauministerium  stehen,  zerfallen 
in  3  Hauptgruppen :  1.  Höhere  Schulen, 
von  denen  eine  mit  der  Universität  ver- 
bunden ist.  2.  Mittelschulen  (Sektionen  für 
Feldmesskunde  und  Landwirtschaft  an  den 
technischen  Lehranstalten)  und  Special- 
schulen, 3.  Praktische  Ackerbauschulen. 
Dem  Ackerbauministerium  sind  2  höhere, 
dann  die  Special-  und  die  Ackerbauschulen, 
dem  Untemchtsminifiterium  1  höhereSchule, 
die  Sektionen  fttr  Feldmesskunde  und  für 
Landwirtschaft  an  teclinischen  Instituten 
(entsprechend  Oberrealschulen),  sowie  an 
technischen  Schulen  (Unterrealschulen),  end- 
lich diejenigen  Normalknahen-  und  Mfidchen- 
schulen  sowie  Privatinstilute  und  Elementar- 
schulen, unteratellt,  an  denen  landwirtschaft- 
licher Unterricht  erteilt  wird.  Die  meisten 
dieser  Anstalten  werden  erhalten  durch  Bei- 
träge des  Staates  und  der  LokalbehSrden 
(Provinzen,  tiemeinden  etc.). 

Die  3  böhereuLehranstalten  sind 
verschieden  oj^anisiert,  diejenige  zu  Ksa 
ist  Universitätsinstitiit  und  wird  allein  vom 
Staate  erhalten,  Portid  ist  eine  selbst&idige 
Hochschule,  llailand  dieser  gleich,  aber  mit 
dem  Polytechnikum  verbunden.  Die  gesamte 
Organisation  der  Anstalt  in  Pisa  ist  der- 
jenigen der  deutschen  landwirtschaftlichen 
öniversitatsinstitute  fast  gleich. 

Drei  Arten  von  Zeugnissen  erteilt  das 
Institut:  Abgangsprüfung  (für  agrarische 
Lizenz),  Baccalaureat  (Doktor)  in  den  agra- 
rischen Wissenschaften  und  Professorats- 
diplom.  Die  Abgangsprüfung  ist  prak- 
tischer Art  und  mündlich,  die  Baccalaureats- 
prüfung  schriftlich,  mündlich  und  prakti- 
Bclier  Art,  das  Professoratsdiplom,  das  nur  nach 
bestandenem  Baccalaureate  erteilt  wird,  um- 
fasst  weiter  die  Kenntnis  einer  fremden 
Sprache  und  setzt  einen  Probevortrag  voraus. 

Das  Institut  besitzt  33  ha  Acker,  eine 
StaUung  mit  20  Stück  Rindvieh,  ein  Dejiot 
landwirtschaftlicher  Kaschinen  und  eme 
Stierstation. 

Die  Hochschulen  in  Mailand  und  Portici 
unterstehen  dem  Ackerbau  ministerium.  Der 
Kursii8istBeitl896  4iÄhrig,  die  Vorlesungen 
sind  obligatorisch,  die  Studierenden  aber 
Extemisten.  Mit  der  Hochschule  in  Mailand 
ist  ein  besonderer  2  jähriger  Lehrerkurs  ver- 
bunden, dessen  erfolgreiche  Absolviernng 
das  Reclit  ziu*  Habilitation  gewährt  Einen 
Wirtschaftsbetrieb  besitzen  die  Schiden  nicht, 
wohl  aber  Versuchsfelder,  Laboratorien  und 
Stalhmgen. 

Der  Unterricht  aa  den  technischen 
Instituten  und  technischen  Schulen  ist  nicht 
gleichmässig  organisiert,  weil  dieser  Unter- 
richt den  Zweck  hat,  entsprechend  den 
lokalen  Bedürfnissen  die  SchtUer  mit  der 
Ijand Wirtschaft  vertraut  zu  machen.  Die 
Schüler  werden  auf  dem  Areale,   das   den 
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Instituten  und  Schiilea  beigegebea  ist,  mit 
der  Praxis  bekannt 

Eine  giosse  Verbreituog  liaben  in  Italien 
die  praktischen  Ackerbauschulen 
gefunden.  Diese  Schulen  sollen  den  kleinen 
Landwirt  sowie  den  Verwalter  vor  allem 
praktisch,  daneben  auch  theoretisch  aus- 
bilden. Der  Kursus  ist  3  jährig.  Die 
Schulen  sind  sämtlich  mit  einem  pr^tischen 
Betriebe  verbunden,  in  denen  die  Schüler 
l)eschäftigt  werden.  Zu  den  Kosten  der 
Schule  trägt  der  Staat  */,-)  bei,  das  übrige 
ist  von  der  Provinz,  die  die  Schule  ge- 
gründet hat,  zu  tragen. 

Specialschulen  sind  in  Italien  er- 
lichtet  fflr  Wein-,  Obst-  und  Gartenbau,  für 
Molkerei,  für  Olivenbau  und  Oelfabrikation. 
für  Schafzucht.  Meistens  bestehen  an  diesen 
Schulen,  deren  Oi^nisation  verechieden  ist, 
2  Arten  von  Kursen,   ein   hoher  und    ein 


I  unterer  {2 — 4  jährig) ;  in  der  Regel  ist  mit 
]  der  Schule  ein  Wirtschafts betrieb  verbunden, 
in  dem  die  Schüler  praktisch  in  dem  be- 
treffenden fache  unterwiesen  werden. 

Auch  an  zahlreichen  Elementar-  so- 
wie an  einzelnen  höheren  Knaben-  und 
Mädchenschulen  findet  ein  theoretischer 
landwirtschaftlicher  Unterricht 
statt  Schliesslich  wirken  in  Italien  4  Wander- 
lehrer für  Weinbau  und  Oenologie.  An 
ataathchen  Versuchsstationen  bedtzt 
Italien  7,  dazu  6  a^tkultur-chemische  I^bo- 
ratorien  und  endlich  6  Versuchsslationea 
für  besondere  Zwecke  fWeinbau,  Käserei, 
Entomologie,  Pflanzen krankheiten). 

Die  Ausgaben  für  den  landwirtschaft- 
lichen Unterricht  imd  das  landwirtschaft- 
1  liehe  Versuchawesen  beliefen  sich  1898  auf 
1327065,17  Lire,  und  zwar 


fUr  die  3  höheren  Anstalten    .    .    .  23g  ooo 

„  „    praktischen  Ackerbauechulen  484914 

„      „    SpeciFtlschulen 263  701,1; 

„  ,     V  ersuch sstatiooen    .     .     .     .  144  150 

„  Stipendien,  Wanderlehrer      .    .  19G300 


davon  der 

die  Ge- 

Staat 

meinde 

192000    Lire 

46000    ] 

276890      , 

208024 

158  230,50  „ 

105  480,67 

94600      „ 

[96300      „ 

4.  SpaoieD.  Das  bedeutendste  land- 
wirtschaftliche Lehrinstitut  in  Spanien  ist 
das  Inatituto  agricola  de  Alphonso  XII  in 
Madrid,  unter  dem  Handelsministerium  und 
der  General  Verwaltung  der  Landwirtschaft 
stehend.  Die  Anstalt  hat  den  Zweck,  agro- 
nomische Ingenieure,  landwirtschafüiche 
Sachverständige  und  Voretoher  der  Kultur- 
stationen heranzubilden ;  sie  besitzt  ein 
Mustereut  und  bildet  den  landwirtschaft- 
lichen Mittelpunkt  des  Königreiches.  60  agro- 
nomische Ingenieiu«  netet  Hilfspersonal 
sind  thätig,  um,  in  Verbindung  mit  den 
landwirtschaftlichen  Vereinen,  die  Landwirt- 
schaft zu  fördern.  Seit  1876  müssen  auch 
in  allen  Schulen  die  Elementai-kenntnisae 
der  Landwirtschaft  gelehrt  werden.  Jede 
Provinz  besitzt  ein  Mustergut  und  eine 
agronomische  Station,  die  Versuche  und 
Analysen,  auch  auf  Ertordern  seitens  der 
Landwirte,  auszuführen  hat.  Seit  1879  sind 
auch  Weintiaustationen  errichtet,  besonders 
zur  Bekämpfung  der  Phj-llosera;  an  der 
bedeutendsten  dieser  Stationen,  Ciudad-Real, 
ist  ein  unentgeltlicher  önologischer  Kurs 
ins  Leben  gerufen.  Am  botanischen  Oarteu 
zu  Valencia  ist  eine  botanische,  eine  pomo- 
logische,  eine  Weinhau-  und  eine  Forst- 
schule eingerichtet. 

6.  Portugal.  Seit  1864  ist  der  land- 
wirtschaftliche Unterricht  organisiert.  Die 
höheren  Studien  werden  am  allgemeinen 
landwirtschaftliehen  Institute  in  Lissabon 
absolviert,   das  ein  Feld  fflr  landwirtscliaft- 


[  lidie  und  botanische  Demonstrationen  besitzt ; 

I  im  Ansclilusse  daran  findet  die  praktische 
Ausbildung  in  der  praktischen  Schule  zu 
Cintra  statt,  die  über  ein  173  ha  grosses 
Gut  verfügt.  Portugal  hat  3  landwirtschaft- 
liche Versuchsstationen, 

6.  FraDlireich.  Mit  dem  Jahre  1373 
beginnt  die  eigentliche  Entwickelung  des 
landwirtschaftlichen  Unterrichts wesens,  be- 
sonders  mit  BerQcksichtigung  der  wisaen- 

1  Echattlichen  Seite. 

Gegenwärtig  ist  der  landwirtschaftliehe 
Unterricht,  zu  dessen  Fördening  1897  ein 
aus  ständigen  und  aus  ;{0  ernannten  Mit- 
gliedern bestehender  Ober-Beirat  eingesetzt 

i  wurde,  und  der  allein  unter  dem  Ackerbau- 
ministerium steht,  in  folgender  Weise 
gegliedert:  1.  der  höhere  Unterricht  Tarn  In- 
stitut national  agronomique  in  Paris,  ge- 
gründet 1876);  2.  der  mittlere  Unterricht 
(an  3  Landwirfschiden,  1  landwirtschaftlich- 
gewerblichen und  1  Gartenbauschide) ;  3. 
der  Unterricht  dritten  Grades  (an  44  prak- 
tischen Ackerbauschulen);  4.  der  Unterricht 
vierten  Grades,  umfassend  14  Lehrwirt- 
achaften,  13  Käserei-,  2  Geflügelzucht-,  2  Mol- 
kereischulen und  1  Seidenbausohule :  ö.  die 
landwirtschaftlichen  Specialkurse,  die  au  den 
Lehrer-BUdungsimBtalten ,  an  den  Bfii^er- 
schulen,  in  Vereinen,  Versammlungen  von 
'iT)Q  Landwirtschaftalehrem  nebst  Demon- 
strationen in  Wirtschaften  und  auf  Ver- 
suchsfeldern abgehalten  werden. 

Mit  dem  Institute  in  Paris,  das  von  einem 
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Direktor  geleitet  wird,  sind  noch  verbunden 
(aber  unter  besonderer  Leitung  »ind  mit 
selbständigem  Etat);  die  Saatgut-Versuchs- 
statioa,  ais  Laboratorien  für  Oanmgsge- 
■werbe  und  H\r  Pflanzen^tbolo^e  und  die 
PrüftiDgsslation  für  Maschinen.  Auch  besitzt 
das  Institut  ein  Versuchsfeldj  das  in  20 
Minuten  mit  der  Bahn  zu  erreichen  ist. 
Der  Kuraus  dauert  2  Jahre.    Es  finden 


dariu  zu  geschickten  praktischen  Landwirteu 
ausgebildet  werden. 

Eigenartig  filr  Frankreich  ist  die  obliga- 
torische Einführung  des  landwirtschaftlichen 
öntenichtes  an  den  ElementaiBchulen  und 
Lehrei'seminarien,  die  fakiiltative  Einffihning 
au  höheren  Büi^rschulen  und  Gymna-sien 
(seil  1879).         ^ 

An  Versuchsstationen  und  Feldern 


Zwischen-  und  Schlussprüfungen  s  att.  Bei  |  ^^^.^^  Laboratorien,  die  im  wesentlichen  die 
Abso  Vierung  der  letzteren  erhalten  die  i  gleichen  Aufgaben  habon  wie  in  Deutsch- 
SchiUer  entweder  em  Studienzeugnis  oder  f^„,,  ^^,^  ^^^^^  ^^^  verschiedene  besoii- 
das  Dmlom  des  höchsten  Fachimtem.'htes.  ^^^^^  Zwecken  dienen.  Maschinen,  Pflanzeu- 
P^  D'plom^,gew&hrt  bestimmte  Vorteile  L^^^ij^,,  ^t^  ^  ^  ^5  i^  j^^  ,g98^ 
bei  der  Ableistung  der  SIiLtärpfhcht  1  ^^  ^^^.  gi  'gt^üiche,  24  vom  Staate 
^'»  der  3  Monate  währenden  Fenen  sind  die  I  u^teretfitzte  besondere  Anstalten  luid  20 
Schiller  verpihchtet,  m  der  Praxis  zuzu- 
bringen und  darüber  eingehend  Bericht  zu 
erstatten.  Der  Besuch  der  Vorlesungen,  die 
sich  auf  die  Grund-  und  die  rachwissen- 
Bchaften  erstrecken,  auf  jene  aber  nur, 
soweit  sie  Beziehungen  zur  Land- 
wirtschaft haben,  ist  obligatorisch  (die 
freien  Zuhörer,  meistens  ältere  Landwirte 
sind  dieser  Vorschrift  nicht  unterworfen), 
wie  die  Schüler  auch  unter  der  Discipli-  [ 
nargewalt  des  Direktere  stehen.  | 

Die  Höheren  Landwirtschaf  ts- 
u.  B.  w.  Schulen  sind  mit  einer  üutswirt- 
scliaft  verbunden  (in  Grignon  300  ha)  und 
gewahren  in  dem  2'/2iähngen  Kursus  (Be- 
ginn am  15.  Oktober)  eine  theoretische  und 
praktische  Auebilduog.  Eintrittsbedingimgen 
sind:  Vollendung  des  16.  Lebensjahres  am 
1.  April  des  Auf  nähme  Jahres ;  Ablegung  einer 
schnftlicheu  und  mfindlichen  Prüfung.  Beim 
Unterrichte  wechseln  die  Vorlesungen  mit 
den  Arbeiten  im  Laboratorium  und  in  allen 
Teilen  der  Guts  Wirtschaft  (Obst-,  Gemüse- 
garten, Wald-,  Weinbau)  ab.  Die  Pension 
betragt  jahrlich  lüOO— 1200  Francs.  Ausser 
den  Internisten  finden  noch  Halbpensionäre, 
Extemisten  und  freie  Hörer  Aufnahme. 

Die  praktischen  Ackerbau  schulen 
sind  für  Söhne  von  Kleingmndbesitzera  be- 
rechnet, die  eine  Elementarschule  durch- 
gemacht haben.  Diese  Schulen  sind  nicht 
Eigentum  des  Staates,  sondern  des  Departe- 
ments, des  Kreises  oder  Privater,  wobei 
jedoch  der  Staat  das  Lehrperaonal  stellt 
und  die  Kosten  für  dieses  bestreitet.  Immer 
sind  die  Schulen  mit  praktischen  Betrieben 
verbunden.  Der  Kursus  dauert  2 — 3  Jahre, 
die    diplomierten   Schüler    haben    die  V 


günstigung  der  einjährigen  MUitärdienstzeit. 
Die  Schüler  sind  Pensionäre  (400—600 
Francs  p.  a.). 

Die  durch  Beschluss  der  Nationalver- 
sammlung im  Jahre  1848  gegründeten 
Lehrwirtachaften  stellen  die  unterste 
Stufe  des  landwirtschaftlichen  Unterrichts 
dar.  Die  Lehrhnge,  die  sich  aus  dem  Stande 
der  ländlichen   Arbeiter  rekrutieren,  sollen 


subventionierte  Laboratorien,  Die  Ausgaben 
des  Staates  für  den  landwirtschaftlichen 
Unterricht  beliefen  sich  im  Jahre  1898  auf 
3631606  Francs  und  zwar  für  das  Institut 
in  Paris  auf  316150,  für  die  höheren  land- 
wirtschaftlichen Schulen  auf  683  656  Frants, 
für  die  übrigen  SchiUen  und  gleichen  Zwecke 
auf  2631800  France,  für  das  tierärzüiche 
Unterrichts wesen  ferner  auf  1 027  750  Francs. 

7.  Belgien.  Der  Beginn  des  ger^elten 
laiidwirtschafüichen  Unterrichts  in  Belgien 
fällt  in  das  Jahr  1860,  in  dem  ein  landwirt- 
schaftliches Institut  (in  Gembbux;)  und  zwei 
Gartenbausehulen  errichtet  wurden. 

Durch  G.  V.  4.  April  1890  wurde  das 
landwirtfichafthche  Onterrichtsweseii  neu  ge- 
r^elt  und  folgende  Einrichtungen  ins  Leben 
gerufen:  1.  Die  landwirtschaftlichen , In- 
stitute zu  Gembloux  (Inst,  agricole  de  l'Etat) 
und  an  der  Universität  in  Gent;  2.  drei 
praktische  Mittelschulen  {2  für  Garte  n- 
und  Ackerbau,  1  für  Ackerbau);  3.  land- 
wirtschaftliche Kurse  an  Schulen  und  Semi- 
narien ;  4.  Elementarkurse  fttr  Landwirte  in 
zahlreichen  Gemeinden. 

Das  landwirtschaftliehelustitut 
inGembloux  (Staataanstalt)  hat  den  Zweck, 
Land  Wirtschaftsingenieure,  -lehre  r  und  -for- 
scher auszubilden.  Aufnahmebedingungen 
sind:  Vollendung  des  16.  Lebensjahres,  Ab- 
legimg einer  schriftlichen  und  mündlichen 
Prüfung,  die  sieh  auf  Arithmetik,  Geometrie, 
(Jeographie  und  französische  Sprache  ei-- 
streckt  (Ausnahmen  finden  statt).  Der  Kursus 
dauert  drei  Jahre,  der  Unterricht  ist  theore- 
tisch und  praktisch  und  erstreckt  sich  auf 
die  in  der  Landwirtschaft  vorkommenden 
Arbeiten,  wozu  die  vom  Institute  betriebene 
Gutswirtschaft  sowie  die  Versuchsgärten 
Gelegenheit  bieten.  Die  Schüler,  die  in  dem 
mit  dem  Institute  verbundenen  Pensionate 
wohnen,  haben  sich  am  Schlüsse  des  zweiten 
Jahres  einer  Prüfung  zu  unterziehen,  deren 
Ausfall  über  die  Aufnahme  in  den  letzten 
Kurs  entscheidet.  Nach  Ablauf  des  dritten 
Jahres  findet  die  Abgangsprflfung  (examen 
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de  sortie)  vor  einer  ministeriellen  Kommis- 
ston Blatt 

Die  3  Mittelschulen,  ebeD  falls  Staat  s- 
anstalten,  haben  den  Zweck,  den  Söhnen 
kleiner  Besitzer  und  Pächter  eine  grilndliche, 
vorwiegend  praktische,  landwirtschaftliche 
Ausbildung  zu  erteilen.  Für  die  Aufnahme 
genügt  das  vollendete  15.  ^Lebensjahr  und 
flie  Absolvierung  einer  Schule  mit  mittlerem 
Unterrichte.  Der  Unterricht  ist  theoretisch 
und  praktisch.  Vereuchs-  und  Demonstra- 
tionsäcker imd  -gÄrten  sind  den  Schiilen 
beigegeben.  Alljährlich  finden  Prüfungen 
statt,  deren  Bestehen  zur  Versetzung  in  den 
höheren  Kurs  berechtigt;  nach  absolvierter 
Schlussprilhmg  wird  den  Abiturienten  ein 
Diplom  als  »Gärlner«  bezw.  »Landwirt"  aus- 
gestellt. 

In  den  öffentlichen  Versamm- 
lungen, für  die  alljährlich  seileas  des 
Ministeriums  ein  bestimmter  Plan  testgesetzt 
wird  und  für  die  die  OertUchkeiten  wechseln, 
findet  im  laufe  eines  Jahres  seitens  des 
Vortragenden  die  Behandlung  eines  be- 
stimmten Themas  statt.  Die  Vortragenden 
sind  die  Agronomen,  deren  es  21  giebt  und 
die  3000  bis  4000  Francs  Öehalt  beziehen; 
ihuen  untersteht  die  Leitung  der  in  jedem 
Bezirke  vorhandenen  Versuchsfelder  und  sie 
haben  den  Landwirten  unentgeltlich  Rat  zu 
erteilen. 

Fflr  das  Institut  in  Oembloox  beliefeo  sich 


der  Schüler  zd  zahlende  Pensionsgeld  gedeckt 
(die  Belgier  700  Frcs.,  die  AualSnder  1000  Pres.). 
An  den  Mittelschulen  wird  der  Unterricht  den 
Inländern  unentgeltlich  erteilt ;  die  Gesamtaus- 
gaben für  diese  belleten  sich  im  Jahre  1898  auf 
75000  Pres. 

In  betreff  des  landwirtschaftlichen 
Versuchswesens  sind  zu  nennen:  das 
mit  dem  Institute  Gembloux  verbundene 
Mustergut,  das  in  erster  Linie  zwar  auf  Er- 
zielnng  höchsten  Reinertrages  hiuarWitet, 
auf  dem  aber  auch  Versuche  ausgefflhrt 
werden ;  ferner  der  Versuchsgarten  in  Gem- 
bloux ;  dann  die  in  den  landwirtschaftlichen 
Bezirken  eingerichteten,  unter  den  agrono- 
mes  d'ctat  stehenden  Vereuchsfelder  (in  jedem 
Bezirke  2  Felder  ä  20  a) ;  endlich  die  7  Ver- 
suchsstationen (Kontroil-Änstalten).  Zu  den 
Kosten  jeder  dieser  Stationen  steuert  der  Staat 
jahrüch  10000  Frcs.  bei.  Die  Kosten  der 
Laboratorien  werden  grösstenteils  durch  die 
Beiträge  der  Fabriken  und  der  Händler  von 
Dünge-  etc.  Mitteln  bestritten. 

S.  Niederlande.  Die  im  Jahre  ISTti  er- 
richtete staatliche  Lehranstalt  in  Wageningen 
(Rykslandbouwschool)  ist  im  Jahre  1896  i-e- 
organiajert  und  besteht  jetzt  aus  4  Abtei- 
lungen: a)  der  land-  und  forstwirtsehaft- 
lichenHochscliule,  mit  2  jährigem  Kursus :  zur 
Aufnahme  berechtigt  die  Absolvierung  der 


5 klassigen  Bürgerschule:  sie  ist  mit  einem 
Parallel kurs  ffir  tropische  Landwirtschaft 
verbunden:  b)  der  Acberbauschule,  2 jährig, 
Vorbildung:  Volksschule;  c)  der  Realschule, 
ijährig,  gleichberechtigt  mit  der  Sklassigen 
Bürgerschule;  d)  der  Gartenbauschule,  Vor- 
bildung: 3  klassige  Bürgerschule.  Die  4  Ab- 
teilungen haben  jede  ihr  eigenes  Gebäude 
und  ihren  eigenen  Direktor ;  die  4  Direktoren 
bilden  unter  dem.  Vorsitze  des  Leiters  der 
Abteilung  a,  der  den  Titel  lOberdirektor*: 
hat,  ein  Kollegium,  das  die  allgemeine  Ver- 
waltung der  Hochschule  führt. 

Weiter  giebt  es  in  Holland:  6  Winter- 
schiilen,  Lehrzeit  2  Winterhalbjahre;  Win- 
terkurse, eine  Art  Fortbildungsschule,  vom 
Staate  unterstützt,  mit  2  Winterhalbjahren; 
femer  eine  Acker-,  eine  Garten-  und  eine 
Forst  bauschule  mit  staatlicher  Unterstützung, 
erhalten  von  der  »Maatschappy  van  Welda- 
digheid«.  In  Bolsward  (Friesland)  besteht 
eine  Molkereischule,  die  vom  landwirtschaft- 
lichen Vereine  und  den  Proi-inzialstaaten 
dieser  Provinz  mit  staatlicher  Unterstützung 
erhalten  "^ird.  Endlich  werden  seitens  der 
Direktoren  der  Wintersehulen ,  den  Ryks- 
landbouwjeerareu,  Kurse  für  solche  Lehrer 
der  Volksschule  gehalten,  die  das  zum  Lehrer 
au  Winterschiden  und  Winterbnrsen  be- 
reehtigeude  Examen  ablegen  wollen.  7  Mol- 
kerei consulenten,  die  von  den  landwirtschaft- 
liehen Vereinen  angesteUt  sind,  werden  vom 
Staate  und  den  Provinzialstaaten  unterstützt 

Versuc:hsstationen ,  für  die  Ausführung 
von  Versuchen  und  Analysen  bestimmt  (die 
erste  wurde  1878  gegründet),  pebt  es  in 
Holland  5,  in  Wageniugen,  Groningen,  Hoorn, 
Goes  und  Maastncht.,  dazu  eine  Samenkon- 
trollstation  (in  Wageningen), 

Im  Jahre  1898  beliefen  sich  die  Leistungen 
des  Staates  ftlr  den  landwirtachaftlichen  Unter- 
richt auf  434302  fl.,  davon  177305  fl,  für 
Wageningen. 

ft.  Grossbritannien.  Das  landwirtschaft- 
liche Cntenichtswesen  dieses  Landes  hat 
sich,  ebenso  wie  der  gesamte  allgemeine 
Unterricht,  wesentlich  auf  privater  Grund- 
lage entwickelt.  Eine  einheiÜiche  und  orga- 
nische Gliederung  auf  diesem  Gebiete  be- 
steht daher  nicht.  Man  kann  3  Arten  von 
Anstalten  unterscheiden :  1.  die  Universitäten 
und  die  diesen  verwandten  Colleges,  2.  die 
landwirtschaftlichen  Colleges,  3.  die  land- 
wirtschaftlichen Schulen. 

Unter  den  Universitäten  haben  Ox- 
ford, Edinbm^  uud  Aberdeen  sowie  das 
Technical  College  in  Glasgow  einen  Lehr- 
stuhl für  Landwirtschaft,  dessen  Inhaber, 
ähnlich  wie  die  Landwirtschaftaprofessoren 
an  4  Colleges  in  London,  alljährlich  eine 
Reihe  von  Vorlesungen  halten,  in  denen  die 
Landwirtschaft  behandelt  wird.  Mit  7  Col- 
leges sind   landwirtschaftliche   Abteilungen 


>y  Google 


landwirtschaftliches  Unterrichtawesen  (Äiisserdentsche  Staaten) 


verbunden,  in  denen  im  zweJifthrigein  Kursus 
sowohl  die  begründenden  Fächer  wie  dieFach- 
wiHseDschaft  gelehrt  werden,  um  Päditer, 
Verwalter  und  Lehrer  entsprechend  aiiszii- 
bilden.  Die  Schüler,  die  Internisten  sind, 
erhalten  nach  bestandenem  Abgangsesamen 
ein  Diplom. 

Rein  landwirtschaftliche  Colle- 
ges giebt  ee  3:  in  Cirencester,  gegründet 
1845,  in  Downton  bei  Salisbury,  gegründet 
1880,  und  m  Wye,  gegründet  1894.  Alle 
sind  Frivatanstaiten,  die  beidea  ersten  ohne 
staatlichen  Zuschuss.  Die  Anstalten  sind 
mit  Outsbetrieben -verbunden.  Zur  Aufnahme 
ist  keine  Prüfung,  wohl  aber  ein  Minimal- 
alter  (17—18  Jahre)  notwendig.  Die  Stu- 
dicHEeit  dauert  2  Jalire,  das  Studium  er- 
streckt sich  auf  die  meisten  Grund-  und  die 
Fachwissen  schaftea . 

Ohne  einheitliche  Organisation 
meiat«ntj  dürftiger  Art  behandelt  ist  der 
niedere  landwirtschaftliche  Unter- 
richt. Mehrfach  sind  in  der  letzten  Zeit 
Molkereischulen  gegründet,  so  in  Ips- 
wich  und  in  Readin^. 

In  flhnlicher  Weise  wie  in  England  und 
Schottland  ist  das  landwirtschaftliche  Unter- 
richtswesen in  Irland  gestattet  In  einer 
Beihe  von  Elemcntarschiilen  wird  Landwirt- 
schaft gelehrt,  und  mehrere  Colleges  ge- 
wahren ebenfalls  eine  landwirtscliaftliche 
Unterweisung.  Das  Institut  in  (ilasnevin 
bei  Dublin  bUdet  namentlich  Kulturtechniker 
aus. 

Einen  bedeutenden  Euf  geniesst  das  land- 
wirtscbatüiche  Tersuchswesen  in  Eng- 
land durch  das  im  Jahre  1843  von  J.  B.  Lawes 
gegründete  und  seit  dieser  Zeit  in  Gemein- 
schaft mit  J.  H.  Gilbert  fortgeführte  Ver- 
suchsfeld in  Bothamstead.  Weitere  Ver- 
suchsstationen sind  errichtet  in  Wobum  und 
in  Cirencester;  ferner  eine  Samenkon  11*011- 
statioQ.  In  Schottland  sind  3  und  in  Irland 
2  Versuchsstationen  thfttig. 

Die  seitens  des  Staates  OrossbritaDniens  für 
den  landwirtschaftlichen  Unterricht  femachten 
Ausgaben  haben  sich  1696/97  aaf  6»50  £  be- 

10.  Dänemark.  Der  höhere  landwirt- 
schaftliche Unterricht  wurde  1858  an  die 
neu  errichtete  Veterinär-  imd  Landbauhoch- 
schule  in  Kopenh^en  verlegt.  Diese  Hoch- 
schule, eine  Staatsanstalt,  die  5  Abteilungen, 
für  Landwirte,  Veterinäre,  Feldmesser, 
Gärtner  und  Forstleute,  umfasst,  ist  nach 
dem  gleichen  Muster  wie  das  agronomische 
Institut  in  Paris  eingerichtet;  sie  besitzt 
Sammlungen,  ein  Versuchsfeld  von  20  ha 
und  einen  botanischen  Garten ,  der  alle  in 
Dänemark  vorkommenden  Pflanzen,  Bäume 
und -StrÄucher  enthält.  Der  Kursus  dauert 
2  Jahre.  Für  die  Aufnahme  ist  die  prak- 
tische Erlernung  der  Landwirtschaft  Sedin- 1 


gung.  Am  Schlüsse  des  zweiten  Jahres 
können  sich  die  Hochschtller  einer  Pi-fifung 
unterziehen. 

Die  Landbauschiden ,  deren  es  15  giebt 
und  die  von  landwirtschaftlichen  Vereinen 
gegründet  sind  und  unterhalten  werden, 
haben  verschiedene  Arten  von  Kursen,  solche 
von  einem  Winter  und  solche,  die  fast  zwei 
Jahre  in  Anspruch  nehmen.  Mehrere  dieser 
Schiden  gewäliren  die  Ausbildung  in  be- 
sonderen Zweigen  der  Laudwirtschaft,nament- 
lich  Molkereiwesen ,  wie  auch  in  einzelnen 
Schulen  weih  liehe  Personen  aufgenommen 
werden.  Den  Unterricht  im  Gartenbau  ei^ 
teilt  die  höhere  Gartenbauschule  in  Rosen- 
bei^,  die  mit  den  königlichen  Gärten  ver- 
bunden ist. 

Laboratorien  bezw.  Stationen  zur  Unter- 
suchung landwirtschaftlicher  G^enstände 
sind  in  Dänemark  12  vorhanden. 

Der  Etat  der  Veterinär-  nnd  Landbanhoch- 
Bcbule  belief  sich  im  Jahre  1889—90  anf 
310057,26  Kr.,  wovon  anf  die  Lebrerbesolda&Ken 
70765,21  Kr.  entfielen. 

11.  !!^chweden  nnd  Norwe^n.  In 
Schweden  steht  der  landwirtschaftliche 
Unterricht  ebenso  wie  alle  anderen  im  Inte- 
resse der  Landwirtschaft  ergriffenen  staat- 
lichen Massregcln  unter  eiuer  besonderen 
Behörde,  der  Königl.  I^ndw.  Verwaltung 
(LandbniksstjTelsen).  Der  Unterricht  wird 
an  vier  Arten  von  Anstalten  erteilt:  der 
höhere  an  den  landwirtschaftlichen  Institu- 
ten ,  der  mittlere  an  den  I.Andwirtschaft&-, 
der  niedere  an  den  Landmanns-  und  der 
Special  Unterricht  an  den  Molkerei-  und  den 
Kuhliüterschulen.  Zur  erstgenannten  All  ge- 
hören die  Institute  in  Ultuna  bei  Upsila 
und  in  Alnarp  bei  Malmoe,  beide  mit  gros- 
sen Betrieben,  370  bezw.  560  ha,  ver- 
bunden, die  als  Mustergüter  verwaltet  wer^ 
den,  daneben  aber  auch  versuche  ausführen. 
Diese  beiden  Institiite,  die  staatlich  sind, 
ermöglichen  es  also  dem  jungen  Landwirte, 
sich  sowohl  praktisch  als  tlieoretisch  auszu- 
bilden. Die  Besucher  sind  Internisten,  der 
Staat  hat  an  jedem  Institute  vier  Freistellen 
errichtet. 

Die  25  theoretisch-praktischen  I^andwirt- 
schaftsschulen  (mit  2jährigem  Kursus)  sind 
auf  Landgütern  errichtet,  in  deren  Betrieb 
die  Schüler  praktiscii  unterwiesen  werden. 
Die  landwirtschaftlichen  Gesellschaften  bezw. 
Vereine,  seitens  deren  die  Schulen  gegründet 
sind,  ernennen  die  Aiifsichtskommission,  die 
ilirerseits  den  Direktor  der  Schiile  wählt. 
Die  Schulen  erhalten  vom  Staate  Unter- 
stützung. 

Die  14  Ackerbau  -  (Land man ns-)Schulen, 
die  eineu  6  monatigen  theoretischen  Winter- 
kursus  haben  und  die  meistens  von  Privat- 
personen errichtet  sind,  aber  von  Bezirksver- 
tretungen imd  landwirtschaftlichen  Vereinen, 
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auch  vom  Staate  imteratützt  werden,   sind 
gaaz   ähnlich  den   detitschen  Winterschulen 


Feroer  sind  vorhanden :  3  Molltereisclui- 
leu,  41  Molkereietationen  (auch  eine  Art  von 
Schulen)  12  Kuhhüterechulen  (der  theore- 
tische tlnterricht  in  den  tjeiden  letzten 
Grippen  erstreckt  sich  nur  auf  einige 
Wochen),  1  Schule  ftlr  Hufbeschlag  und  2 
für  Gartenbau. 

Für  Förienin^  der  Landwirtschaft  wirken 
ausserdem  nooli  21  staatliche  Landwirt- 
schaftsin^nieure  mit  7  AssiHtenten  (Land- 
bruks- Stipendiater),  die  den  Landwirten  so- 
wohl allgemein  faclilich  als  besonders  bei 
der  AustiUurung  von  Meliorationen  Kat  zu 
erteilen  haben,  ferner  3  Wanderlehrer  für 
Viehzucht,  Wollkunde  und  Molkereiwesen, 
sowie  22  Molkereiconsulenten  und  'l  Meierei- 
bezirkslehrerinnen. Die  Ingenieure  und 
Wanderlehrer  führen  den  Titel  ^Staats- 
agronomem. 

Das  landwirtschaftliche  Versuchswesen 
ist  vertreteu  durch  die  landwirtscliaftliche 
Aliademie  in  Stockholm,  die  mit  einem  Ver- 
suchsCelde  ausgertlstet  ist  und  aus  4  Ab- 
teilungen zur  Ansfilhrung  wissenschaftlicher 
Versuche  besteht;  ausserdem  8  Versiichs- 
etationen  und  19  SameakoDtrollaDstalten. 

Die  Ausgaben  des  Staates  ftlr  den  laad- 
wirtschaftlichen  Unterricht,  für  die  Landwirt- 
echaftsingenieure,  Wanderlehrer  und  für  Ver- 
suchszwecke betrug  1898  395955  Kr.  Die 
seitens  der  LaadndrtachafClichen  Gesell achaften 
gemachten  Aufivendungeu  beliefen  sich  1898 
auf  25124195  Kr.,  wovon  116107  Kr.  auf  die 
Landwirtschaftlichen  Schalen  und  &6807,öOKr. 
auf  die  Ackerbaaschnlen  euttieleD. 

In  Norwegen  ist  der  höhere  land- 
wirtschaftliche Unterricht  im  Jahre  1897  neu 
organisiert.  Das  Institut  in  Aas  (30  km  von 
Christiania)  wurde  1898  in  eine  landwirt- 
schafthche  Hochschule  »Noi^s  Jjandbrugs- 
höiskole«  umgewandelt.  Sie  hat  h  Abtei- 
lungen, für  Landwirte,  Forstwirte,  Geodäten, 
Gärtner  und  Molkerei  beflissene.  Aufnahme- 
bedingungen sind :  Alter  von  19  Jahren, 
Absolvierung  der  Mittelschule  und  mindes- 
tens 1  jährige  Praxis.  DerKni-stis  ist  2jähri^; 
während  des  ersten  Jahres  werden  die 
Grundwissenschaften  gemeinsam  gelehrt,  im 
zweiten  Jahre  findet  die  Trennung  nach  Ab- 
teilungen statt.  Mit  der  Hochschule  isl 
eine  Station  für  Pflanzenkultiir  (Vegetations- 
versuche  und  Sortenprüfung)  sowie  ein 
Wirlschaftsbetrieb  (lltJ  ha  Forst.  150  ha 
Acker  u.  s.  w.)  verknüpft;  neben  dein 
Direktor  wirken  zur  Zeit  12  Dozenten,  deren 
Zahl  auf  20  erhöht  werden  soll.  Für  den 
Heubau  der  Hochschule,  die  Internat  ist, 
sind  bOOÜOU  Kr.  bewilligt,  der  laufende  Etat 
beträgt  95 ÜÜO  Kr.  Das  niedere  landwirt- 
schaftliche Unterrichts  Wesen  umfasst  die 
Ackerbau-,  die  Waldbau-,  die  Gärtner-  und 


die  Molkereischulen.  Die  Ackei-bauschulen, 
deren  es  19  giefat  und  die  sämtlich  mit 
einem  Betriebe  verbunden  sind,  sollen  von 
jetzt  an  1 '■'■> jährigen  Kursus  haben.  1898 
wurden  seitens  des  Staates  dafür  150000  Kr. 
aufgewendet;  die  2  Gärtnorschulen  haben 
10  monatlichen  Kurs ;  die  7  Molkereischulen, 
3  für  männliche,  4  für  weibliclie  Schüler 
liaben  l^sjährigen  Kurs;  Aufwendungen  für 
beide  Gruppen  jährlich  34000  Kr.  An  Ver- 
suchsstationen sind  vorhanden  3  Milch-,  2 
chemische,  3  Samenkoiitrollatationen,  für  die 
der  Staat  jährhcli  252Ö0  Kr.  verausgabt. 
Die  gesamten  Ausgaben  für  den  landwirt- 
schaftlichen Unterricht  u.  s.  w,  beliefen  sich 
__.3  auf  400000  Kr.,  wovon  *.4  auf  den 
Staat,  der  Rest  auf  Vereine,  Private  ent- 
fallen. 

12.  Rnasland.  Von  wirklichem  landwirt- 
schaftlichen Unterrichte  kann  erst  seit  dem 
Jtire  1861  gesprochen  werden.  Einen  be- 
deutsamen Aufschwung  hat  dieser  Zweig 
des  Unterrichtes  jedoch  erst  seit  der  im 
Jalire  1894  erfolgten  Errichtung  eines  eigenen 
Ackerbaum inisteriu ms  Benommen. 

Der  landwirtschaftliche  Unterricht  in 
Russlaud  wird  gegenwärtig  in  5  Formen 
erteilt :  1.  an  höheren,  2.  an  mittleren  laud- 
wirtsi'haftlichen  Lehranstalten,  3.  an  niederen 
landwirtschaftliehen  Schulen,  4,  durch  land- 
wirtschaftliche Vorträge  an  Lehrerbildui^- 
austalten  und  an  Schulen,  5.  durcli  facUiche 
Specialiturse  und  Wanderunterricht 

Höhere  Lehranstalten  giebt  es  4: 
das  laudwu-tschaftliche  Institut  in  Moskau 
(in  Petrowsk  -  Rnziunowsk  bei  Moskau)  seit 
lä94,  das  Institut  für  I^and Wirtschaft  und 
Foretwesen  in  Neu-Alexandrien  (Gut.  Lub- 
lin)  1893  reorganisiert;  der  höhere  Weinbau- 
kurs in  den  kaiserlichen  Gärten  in  Nikitsk 
(Krim),  1894  reorganisiert,  diese  3  unter  dem 
Ackerbau  min  istermm ,  das  Polytechnische 
Insritut  in  Riga,  unter  dem  Kultusministerium 
stehend,  1Ö75  reorganisiert. 

Das  Institut  in  Moskau,  das  mit  einem 
Betriebe  von  200  ha  verbunden  ist,  besteht 
aus  2  Abteilungen,  für  Landwirte  und  füi- 
Landeskultur  Ingenieure.  Der  theoretische 
Kursus  dauert  4  Jahre,  die  praktischen 
Arbeiten  erstrecken  sich  auf  das  ganze  Jahr. 
Aufgenommen  werden :  Absolventen  von 
Hochschulen,  femer  von  solchen  land'srirt- 
schaftlichen  Anstalten,  die  dem  Ministerium 
für  Ackerbau  untetBtehen,  sowie  von  Real- 
schulen. Die  Studierenden  sind  Internisten 
(Schulgeld  nebst  ganzer  Verpflegung  40U 
Rubel)  und  tragen  Uniform.  Am  S<ilusse 
jedes  Jahres  finden  Prüfungen  statt.  2ahl 
der  Hörer  1895  61.  Das  Institut  in  Neu- 
Alexandrien,  für  Land-  und  für  Forstwirte. 
hat  ebenfalls  einen  vollständigen  Wirt^c&afts- 
betrieb:  die  Organisation  ist  JÜinlich  der- 
jenigen von  Moskau;  die  Zahl  der  Studenten 
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■war  1894  {3  Jahi^ge)  184;  die  Aufzu- 
nehmenden haben  sich  einer  Prüfung  zu 
unterziehen.  An  der  höheren  Weinbau- 
fichiile  in  Xikitsk,  deren  Kursus  2jährig  ist, 
■werdet!  Absolventen  einer  landwirtschaft- 
lichen oder  sonstigen  Mittelsohule  aufge- 
nommen; andere  haben  sich  einer  Prllfnog 
zu  Tinterziehen.  Die  land^wirtschaftliche  Äb- 
teQung  des  ballischen  Polytechnikums  in 
Riga  wurde  1861  begrflndet.  Seit  1877  ist 
der  Abteilung  das  1  '/a  Stunden  von  Riga 
gelegene,  278  ha  umfassende  Krongut  Peter- 
hof zur  Verfügung  gestellt  js,  u.).  Zum  Ein- 
tritte ist  das  Zeugnis  der  Reife  eines  Gym- 
nasiums oder  der  Ei^änzungsklasse  einer 
Realschule  erforderlich.  Der  Kureus  ist 
Sjährig.  Das  zweite  Semester  des  dritten 
Jahres  bringen  die  Studierenden  in  Peterhof 
zu,  wo  lediglich  praktische  Disciplinen  vor- 
getragen werden,  wo  die  Studierenden  die 
experimentellen  Untersuchungen  für  ihre 
Diplomarbeiten  ausfuhren  und  sich  dazu  in 
der  Wirtschaft  praktisch  beschäftigen.  PrQ- 
fungen  finden  alljährlich,  aber  nicht  obliga- 
torisch, in  einzelnen  Fächern  (Ännual-)  und 
am  Schlüsse  desKursus  (Diplom prüfunglstaft 

Die  landwirtschaftlichen  Mittel- 
schulen, deren  es  9  in  Russland  giebt  und 
von  denen  8  vom  Ackert>auministerium ,  1 
dagegen,  die  landwirtschafthche  Abteilung 
der  Gewerbeschule  in  Krasno-Ufinisk,  vom 
Kultusministerium  ressortieren,  liaben  meis- 
tens einen  sechajahrigen  Kursus.  Zur  Auf- 
nahme ist  notwendig:  Alter  von  mindestens 
14  Jahren,  Absolvierung  einer  zweiklassigen 
Städte  hezw.  Bürgerechule  oder  Ablegung 
eines  entsprechenden  Examens.  Der  Unter- 
richt erstreckt  sich  auf  allgemeine  Fächer, 
auf  Naturwissenschaften  uod  auf  landwirt- 
Bchaft.  Die  Schüler  der  höheren  Klassen 
werden  in  dem  mit  der  Schule  verbundenen 
Betriebe  während  des  ganzen  Sommers 
praktisch  beschäftig  und  haben  ihre  prak- 
tische Befähigung  in  den  alljährlich  statt- 
findenden PrOfun^n  nachzuweisen.  Schüler, 
die  den  gAozea  Kursus  mit  Erfolg  absol- 
viert haben,  erhalten  beim  Austntte  ein 
Zeugnis  I.  Klasse;  die  übrigen  SchtUer  ein 
solches  IL  Klasse.  Schüler,  die  das  II.  Zeug- 
nis besitzen  und  3  Jahre  mit  Erfolg  ge- 
wirtechaftet  haben,  werden  mit  der  Be- 
zeictmung  »geprüfter  Verwalter«  diplomiert. 

Die  niederen  landwirtschaft- 
lichen Schulen,  deren  es  74  giebt 
(1892  28),  sind  entweder  allgemeine  oder 
Sfieeial-  (Wein-,  Gemüse-,  Obstbau-,  Molke- 
rei-) Schulen,  errichtet  entweder  vom  Staate 
oder  von  Kreis-  oder  Bezirks  Vertretungen 
oder  von  Vereinen  und  erhalten  Staatsunter- 
stützung  (entweder  Staatsgnmd  oder  -bares 
Geld,  höchstens  3500  Rubel  p.  a.  oder  bei- 
des) und  bedürfen  zui  Errichtung  der  Zu- 
stimmung  des   Ackerbauministeriums.     Die 
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neueren  Sdiulen  sind  wieder  in  2  Gruppen, 
höhere  und  niedere,  eingeteilt  Aufualuue- 
alter  mindestens  14  Jahre;  die  Neueintreteu- 
den  müssen  eine  Volksschule  absolviert 
haben,  kOnnen  aber  auch  die  Kenntnisse  auf 
den  vielfach  mit  den  landwirlschaftUchen 
Schulen  verbundenen  Vorberettungsanstalten 
sicherwerben.  DerKurs  ist  dreijährig  (bei  den 
Specialschulen  zweijährig),  der  Unterricht  er- 
streckt sich  auf  allgemein  bildende  Fächer  und 
auf  Landwirtsch^  (nicht  auf  Naturwissen- 
schjrften).  Der  Unterricht  ist  während  des 
Sommers  praktisch  in  der  Schul  Wirtschaft,  im 
"WintertheoretiscJi.  Die  Absolventen  geniessen 
verschiedene  Vorteile  beim  Militärdienste  und 
sind  von  körperlichen  Strafen  befreit. 

20  Versuchs-  und  KontroUstationen  haben 
die  gleiche  Aufgabe  wie  diese  Institute  in 
Deutschland.  An  Vereuchsfeldem  sind  19 
vom  Ackerbaumini steri um  ressortierende  und 

3  sonstige  vorhanden. 

Die  Aafwendnngen  für  den  landwirtschaft- 
lichen Unterricht  waren  im  Jahre  1896:  tttr  die 

4  höheren  Lehranstalten  508309,  für  die  ü  Hitt«l- 
Bcbulen  375861,  für  die  niederen  Schulen  ^«042, 
ftlr  die  Kurse  an  Lehrerseminaren  u.  a.  w. 
16180  Kabel,  zusammen  1466402  Bnbel,  wo- 
von auf  den  Staat  1 010  628,  auf  die  Landes- 
Vertretung  159391  und  aat  Private,  Gesdl- 
8chaft«n  u.  B.  w,  286383  Kabel  entfielen. 

13.  Türkei.  Seit  einigen  Jahren  sind 
auch  in  der  Türkei  landwirtschaftliche  Lehr- 
anstalten errichtet,  nämlich  die  Hochschule 
in  Haikali  bei  Konstantinopel  so^wie  3  prak- 
tische Schulen  in  Brussa,  Saloniki  und  An- 
gora,  diese  besonders  für  die  Unterweisung 
in  der  Ziegen-  und  Schafzucht;  es  kommen 
femer  6  Mustergüter  hinzu. 

Die  für  Land-  und  für  Forstwirte  ein- 
gerichtete Hochschule  in  Halkali  wurde 
1891  in  eigenen  Gebäuden  eröf&iet.  Die 
Schüler,  zur  Zeit  gegen  lOOj  die  Internisten 
sind,  müssen  die  Reife  einer  Realschule 
haben,  Der  Kursus  ist  4jährig  und  sowohl 
theoretisch  als  praktisch  (in  der  600  ha 
grossen  Wirtschaft);  nacli  bestandener 
SchlussprOfung  erhalten  die  Abiturienten 
ein  Diplom.  Die  Einrichtungskosten  für 
Halkali  haben  630  000  Mark  bettagen,  wäh- 
rend der  jährliche  Etat  auf  126000  Marie 
festgesetzt  ist.  Die  Einrichtungen  haben 
sich  sämtlich  sehr  gut  entwickelt. 

14.  Vereinigte  Staaten  tob  Amerika. 
Einen  allgemeineren  Aufschwung  nahm  daa 
Unterrichtswesen  erst  mit  dem  Jahre  1862, 
in  dem  der  Kongress  die  Morill  Land  Grant- 
Akte  erliess,  nach  der  jeder  Unterrichtsan- 
stalt,  die  hindwirtschafdichen  oder  gewerb- 
lichen Unterricht  in  ihren  Stundenplan  auf- 
nahm, eine  bedeutende  Landschenkung  von 
Staats  wegen  zu  teil  wurde. 

Die  Zalil  der  Anstalten,  an  denen  aus- 
schliesslich oder  neben  anderen  Fächern 
Landwirtschaft  gelehrt  wird,  betrug  1898 
Aafl&«e.   V.  33 
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58  mit  628  Lehrern  (Professoren)  nobet  In- 
struktorcn  und  Assistenten.  Eine  bestimmte 
Organisation  haben  die  Colleges  nicht;  sie 
sind,  wie  alle  amerikanischeo  Cnteirichts- 
aDstalten,  so  eingerichtet,  wie  es  den  be 
deren  Bedürfnissen  des  betreffenden  Staates, 
derbetreffenden  Gegend  entspricht  Die  Lei- 
tung des  College  etc.  liegt  in  der  Hand  des 
»Präsidenten«, der  zwischen  dem  »EoUegium« 
und  dem  Lehrkörper  steht  Das  Kolt^ium 
verfflgt  Ober  die  Schenkungen,  stellt  die 
Professoren  an  und  normiert  deren  Gehälter. 
Die  Dauer  des  Eursus  ist  verschieden, 
meistens  4  Jahre.  Neben  dem  Unterrichte 
werden  die  Schüler  in  der  mit  der  Schule 
verbiindenen  Wirtschaft  praktisch  beschäftigt 
und  erhalten  dafür  meistens  Stundenlohn ; 
ausserdem  lernen  sie  in  der  Werkstätte 
ii^nd  ein  Handwerk.  Das  Studium  wird 
abgeschIos.sen  durch  ein  Examen,  das  den 
Titel  Bachelor  of  Ägricidtnre  (bezw.  Bachelor 
of  Scientific  Agric\ilture)  oder  Bachelor  of 
Science  (Philosophy)  verleiht,  je  nachdem 
am  College  rein  landwirtschaMicher  oder 
allgemeiner  Cnlerricht  mit  Berilcksichtigring 
der  Landwirtschaft  erteilt  wird. 

Auf  sehr  hoher  Stufe  stehen  die  ameri- 
kanischen Versuchsstationen,  die  seit 
dem  Jahre  187r>,  wo  die  erste  Station  an 
der  Wesleyan-Cniversität  zu  Middletown 
(Conn.)  gegründet  wurde,  nach  Zahl  und 
Bedeutung  einen  enormen  Aufschwung  ge- 
nommen haben,  besonders  seit  der  am  2. 
März  1887  erlassenen  Ilatch-Akte,  wodiui^h 
die  Versuchsstationen  an  die  Colleges  ver- 
wiesen  wurden  und  mm  an  deren  Mitteln 
teilnehmen.  Weitere  Gründe  für  diesen  Auf- 
schwung sind  einmal  die  erheblichen  Zuwen- 
dungen, die  seitens  der  Einzelstaaten  oder 
der  Gemeinden  oder  Privater  den  Stationen 
gemacht  werden,  zum  anderen  der  Umstand, 
dass  die  Institute  wirkliche  landwirt- 
schaftliche Versuchsstationen,  nicht  nur 
i^kultiu'-chemische  Laboratorien  sind.  Die 
Stationen  sind  entweder  mit  einem  College 
verbunden  oder  selbständig. 

Der  Zweck  und  die  Aufgabe  aller  Sta- 
tionen ist  die  Anstellung  von  Versuchen  und 
Untersuchungen  auf  allen  Gebieten  der 
Landwirtsch&ft  und  die  Belehnmg  der  Lfmd- 
wirte.  Die  mit  den  Stationen  verbundenen 
Versuch swirtÄchaften  sind  teilweise  sehr 
umfangreich,  bis  gegen  300  ha,  die  meisten 
freilich  woniger  als  100  ha  gross.  Die  Sta- 
tion, deren  Leitung  dem  Direktor  obliegt  und 
die  in  betreff  ihrer  Arbeiten  vollständig  frei  ist 
nntersteht  einem  StationCoimcil,  während  auch 
die  Bundesregienmg  die  Arbeiten  beobachtet 
und   äe  durch  Sachverständige  kontrolliert. 

Die  Leistungen  der  Hegiemng  der  Ver- 
einigten Staaten  für  die  .>!  Versuchsstationen 
betrugen  1897  7.'jO(HX)  Dollars,  die  Leistun- 
gen Privater,  der  Einzelregierungen  u.  s.  w. 


sowie  die  eigenen  Einnahmen  rund  3.50000 

Dollar,  so  dass  jede  Station  einen  Etat  von 

durehschnitüich  rund  20000  Dollar  hat 

liitteratnr:  Oolemieh;  Dtr land- und foriU 

airttc/ia/Uiehe  Viiterricht  der  ita  Seichrate  ner- 

Irtttnen  KSnigrtUhe  und  LämUr;    im  Auftrage 

d.  t,  k.  Aektriautniiiieteriu'KU  vtrf.  tum  A.  Vrhm. 

r.Hohenbruek  und  Fr.  S.  r.  Zinmtrauer, 

Wien  1890,    Veri.  d.  t.  k.  AekerbaumiititteriuBU. 

—  land-  und  forAwirUchaftUeke  ünlerriehU- 
ttUung,  Wien,  Jahrg.  I—XII,  1886—1899.  — 
Fär  Ungarn:  Der  landid'Tttehnftliehe  Faeh-' 
vnterricM  im  JCBniffi^fieAe  Ungarn  i.  J.  1889, 
Ungar.  AUenburg  1890.  —  Bericht  Ober  die 
Thäligkeü  da  i.  ungariiehen  Acierbaumin  ülrriunu 
t-  J.  1897,  Budapest  1898.  —  Berichte  ver$chie- 
dener  Lehranataiten  (Ungar.  Allenburg,  KeiÜiely, 
Koloi-ilonoglnr,  Kaechau  etc.).  —  DU  tanduiirt: 
leh^fllichen  Lehranitalten  Ungarn»  nach  ihrem 
gegenieärtigen  Stande  ton  A,  B.  von  Slpete, ' 
land-  und  foritK.  Unl.-ZeH.,  1897,  S.  tOS.  — 
Sehweii;  Land-  und forsfinirttehnfüichc  Unter- 
ricktmilvng,  4,  Jahrg.,  S.  6Zff.  —  BeiichU 
der  eidgtn.  polyt.  Schule  über  doe  Jahr  lS7i, 
I87S  eU.bit  1890.  — Berichte  de»  eidgen.  Handel»;  ■ 
Induttric-  und  Landtc.- Departement»  für  da» 
Jahr  1S9S.  —  Ucber  die  berufliche  Bildung  de» 
Landirirtee  von  V.  "Weidmann,  landurirltchaftl. 
Jahrb.  der  Schwelt,  189S,  S.  91.  —  Italien: 
Da»  landicirttchoniiche  Unlerricht»we»en  Italien» 
von  Prof.  O.  Patani  (Land-  und  fortlu-irttch. 
UnltirichUteitung  1389,  S.  13S,  209,  Sti,  1890, 
S.  19G).  —  Sp anien:  Manuela  de  legielaeion 
agricola  par  Don  Rogeiio  Valledor  y  Don 
Lorenio  jVicoIn*  Quintana,  Madrid  1892. 

—  (tatela  agricola  del  minitterio  de  J'hmento. 
Der  landwirttchafllithe  Unterricht  in  Frankreich 
und  anderen  Ländern  ron  Ch.  Joliy,  deulieh 
conE.  Bahnhof,  leipiig  1887.  —  Portugal: 
Dimlbc  Sc/irifl.  —  Frankreich:  Da»  landa. 
l'nlerrichteaeien  in  Frankreich  von  K.  Rütnlcer, 
Landw.  Jahrb.  1S93,  S.  1—lOS.  —  Q.  W€ry, 
L'  eneeignement  agricole  ojßieiet  en  Franoe,  Pari» 
1S92  (nLe  genie  cirila).  —  Pr.  v.  Ztmwierauer, 
in  der  land-  vndforatw.  Unterricbüzeitung,  Jahr- 
gang 1SS7.  —  t-on  Oohren,  dat.  1890.  — 
Flcisehner,  da».  1891.  —  Vtei»chner  und 
von  Zlmmeraurr,  Bat  landvirttchafU.  Unler- 
richttireien  Frankreich»  und  denen  geeehichtUche 
Enitpickelung,  Land-  und  foritv.  Unlerrieht»- 
xeilung,  1894.  —  Die  Errichtting  eine»  betondertn 
Beiratet  für  da»  Uindipirl»chaflliehe  Unterricht»- 
Kcien  in  Frankreich,  da».  1898,  S.  IS9.  — 
TtSBerand,  Da»  laadteirtaehajtliehe  Unterricht»- 
wettn  in  Fmnkreiek.  —  Der  inlernationaie 
landK.  Kongreu  im  Haag  1891,  Wien  1891, 
Ä.  HS — ISO.  —  Belgien:  Situation  del' enteigne- 
ment  agricole.  —  Sapport  triennat  pritentS  anx 
Chambrei  Ugielativei  pur  Moniieur  le  »iini»lfre 
de  Vlntirievr,  anneet  1370—l/i7t,  73—75  etc., 
96 — 98.  —  Bkglement  orgaaique  dt  l'IntUtut 
agricole  de  Gembtoux,  1887.  —  Etueignement 
agrieoU  dan»  Ict  flabliuement»  d'inttructiim, 
eubtidiet par  let  Gouvemement»,  1890. -^Ifieder- 
lande:  Der  inlemafionale  landm.  Kongreti  im 
Haag  1S91,  ron  M.  R.  von  Froekowetx,  Wien 
ISPI.  S.  S—U,  SS— 39,  1S5—14S.  —  Ueber  die 
Enlicicketung  dt»  ianduiirt»chaftiichen  Vertuch»- 
ve»en»  in  den  Niederlanden,  con  A.  Uayer, 
Landv.   Vert.-Slat.,  1391,   Bd.  XXVIII,  S.  44': 
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—  Vvnlag  van  den  Staat  der  hooge,  middelbai-e 
tit  lagere  Seliolen  £n  kel  Konigr.  der  Sedrr- 
lande«,  189t~-lS9S.  —  Grottbritannien: 
F.  Wohltmann,  Englitrha  landv.  Unlrrrichlt; 
Veriuelii-    nnd    Sildungttregen,    Landip.    Jahrb. 

1S8S.  —  H.  M.  Jenklne,  Seporl  on  Ägric. 
edHcation  in  yorth  Genaany  etc.  aad  the  Vnited 
Kingdom,  ISS4.  —  W,  Fream,  Technieal 
edueaii^m  in  Agricnliure  (Joum,  of  Ihe  R.  Agr, 
Soeiely,  1S90J.  —  L.  Ffetaehner,  Einiget  aber 
land-  und  farttic.  ViilerrielibiKeien  in  England, 
Land-  und  foritte.  CnterriehttteUung,  Wien  iS92 
6.  Jahrg.  —  Anniial  Report  on  the  DittrOiution 
0/  Granit  Jor  Agrieultural  Eduration  1S9S — 1S97, 
London,  Egrt  et  i^UitiBOode.  —  Einal  Report 
(^  Üit  Royal  Contnitiion  on  AgriruttiiTe,  im 
telben  Vertage,  —  Dänemark:  Der  iandif. 
üntarieht  in  Frankreick  und  anderen  Ländern 
von  Ch.  Joly,  deuiich  von  BohnhoJ,  Leiptig 
ISS?.  —  Vndertitnings  oeh  Ektementplan  for 
den  ESngelige  Velennaer  ag  Landbok0j>tole, 
5.  Vdgave,  KjGbenbaen  1895.  —  Sekneden 
Hnd  Noraegen:  Kalender  wtgifcen  a/Kongl. 
LandbruttttsrtUen  Ar  1S9S,  tHoekkolm  1S9S.  — 
Jf.  Westermtltr,  Da»  landtp.  Unterriehiiireien 
in  Schteeden  und  -Vbrwejen,  Land-  und  Forttte. 
UnierriehttieÜung ,  1900,  S.  Sl.  —  Rutf 
land:  J.  v.  MlklaachewaM,  Die  Entv^cke- 
Inag  det  landieirttehafilicken  Bildungetcetent 
in  Rutiland,  Land-  unil  fortt-w.  l'nterriekitttg., 
5.  und  S.  Jahrg.  —  F.  Schindler,  Da»  tand- 
^xirUehaftlicke  Studium  am  PnlglerknUmm  in 
Riga,  Land-  und  forttir.  Unterrithliieilung, 
X.  Jakrg.,  S.  SSS.  —  «on  Kntertem,  Die  land- 
wiHtehaflUeke  Abteilung  det  PalgleehnikumJi  in 
Ri^,  Salt.  Woehentchrift,  1S9S,  Xr.  17.  ~  Da» 
landvrirttehaftlirhe  L'aterriekltvcten  in  Rttttland, 
Land-  und  forilir.  C'alerriehltteilung  1896,  S,  I4B, 
iSS.—  Vereinigte  Staaten  von  Amerika: 
Die  vertckiedenen  E^.-Slat.,  BuUetint  und 
Rtportt,  Watkingttm.  —  Eine  Reihe  weilerer 
Sekrfften,  die  lämtUch  eeitent  det  Office  in 
Watkington  herautgeyebcn  tind.  Nordameri- 
kanitche  Landvirttekoft  ele.  von  Prof.  M, 
WilelctM»,  Tübingen  1889.  —  Die  Organi- 
KUion  det  höheren  Sekulweteni  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  in  England  etc.,  von  C.  A.  Mc. 
Murry,  Jena  188S-  —  Beitrag  xur  Lotung  der 
Frage  ^ber  die  Beitragtpßiekt  der  l/nterAalluHg 
der  hSkeren  Sekulen.  IKil.  und  lOiialpol.  Studie 
der  Ünlerr.-yerk.  in  Deutechland,  England  und 
Amerika,  von  Charit»  d«  Gurmo,  Jena  1886. 

—  AmeriJeanitelie  LandKiirtteh(ffi  und  landieirl- 
tehafilichet  Vertuekt-  und  Unterrichttvreten,  von 
Maie  Maercker,  Berlin  1895.  —  Yearbook  of 
tke  United  Ütalet  Department  of  Agrieulture, 
1897,  S.  6ii~626.  —  Slalittiet  of  the  Laad- 
Orant  College»  and  Agrimltural  Experiment 
Station»  of  the  l'.  St,  for  1897:  U.  St.  Deparlm. 
of  Agr.,  Bull.  A',  51.  —  JPfeischner,  Dat  land- 
und  foratw.  Cnterrickteweien  in  den  Ver.  St. 
Sordamerikat,  Land-  und  Forttw.  Untcrrichtt- 
leitmg,  1899,  S.  155,  258.  —  Eine  Uehertickt  »amt- 
licher auuerdeuttcker  Vertuekittationen  mit  An- 
gabe der  Namen  und  meitten»  der  Arbeiltrieh- 
tung  und  de»  beionderen  Zverket  ».  Jfenttel  und 
von  Lengerkei  land-m.  IlOft-  und  Sekreibkaleixder 
für  1899,  IL   Teil,  S.  366. 

Xirehner. 


LandwIrtBcIiaftliches  VereiBSwesan. 

1.  GcHchicht liehe  Entwickelung  und  geg-en- 
wÄrtiger  Stand  dea  1.  V.  in  DeutscLIand.  2.  Die 
LandwirtaclmftskamtueFn.  3.  Gegenwärtige  nnd 
zukünftige  Aufgaben. 

1.  Geechichtliche  Entwickelnng  nud 
gegenwärtiger  Stand  des  I.  V.  in  Deatsch- 
land.  Die  land wirtschaftliuhe  Bevölkerung  ist 
dem  Zuge  der  Zeit  folgend,  nach  der  Zertrüiii- 
menmg,  welche  die  Gesellschaft  infolge  revo- 
lutionärer Ereignisse  und  zumal  durch  AuF- 
hebiing  der  ständischen  Verfassung  erlitten 
hat,  zu  freien  Vereinigungen  zusammeD- 
getreten  und  hat  in  diesen  nutz-  und  segen- 
bringend  gewirkt.  Als  den  Beginn  einer 
umfangreicheren  Vereinsbildung  können  wir 
die  40er  Jahre  des  verflossenen  Jahrhunderts 
bezeichnen,  örosse  und  umfangreiche  Auf- 
gaben hat  sich  das  landwirtschafthcheVereins- 
wesen  damals  schon  gestellt  und  —  das 
inuss  nachdrücklich  anerkannt  werden  — 
allmählich  auch  zur  Lösnng  gebracht.  Einer- 
seits war  es  die  Sammlung,  Nutzbarmachung 
und  Ausbreitung  der  Ergebnisse  naturwissen- 
schaftlicher Forschimg  und  praktischer  Er- 
fahrung imd  andererseits  war  es  die  Ver- 
tretung berechtigter  Interessen  des  Standes, 
welche  die  Thätigkeit  der  landwirtschaft- 
lichen Vereine  in  umfangreicher  Weise  be- 
anspruchten. 

Die  Agrikulturchemie,  die  Pflanzen-  und 
Tierphysiülogie  sowie  die  landwirtschaft- 
liche Masuhmentechnik  haben  uns  in  der 
zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  mit 
Staimens werten  Forschungsthaten  überrascht, 
welche  auf  den  ganzen  landwirtschaftlichen 
Betrieb  einen  geradezu  revoltierenden  Ein- 
flusa  ausgeübt'  haben.  Alle  diese  Ergeb- 
nisse fanden  ihre  Nutzanwendung  in  den 
landwirtschaftlichen  Vereinen,  Die  Errich- 
tung von  agrikultur-chemischen  Versuchs- 
stationen, das  Wanderiehrwesen,  die  Bildung 
von  Genossenschaften,  die  vollkommene  Um- 
wandlung der  Feldkiiltur,  das  heute  in  hoher 
Blf)te  stehende  Meliorationswesen  ii.  s.  w. 
sind  Resultate  geeinten  Streben s  in  den 
landwirtschaftlichen  Vereinen. 

Auf  dem  Gebiete  der  Tierzucht  hat  das- 
selbe durch  den  Wettbewerb  auf  den  Aus- 
stellungen, durch  die  Zufuhr  guten  Basse- 
viehes  und  durch  zuchtgenossenschaftliche 
Organisationen  dem  tierzüchteri sehen  Fort- 
schritt die  Bahnen  geebnet. 

Von  den  im  Königreich  Preuesen  vor- 
handenen 24  Versuchsstationen  sind  nicht 
weniger  als  21  durch  landwirtschaftliche 
Vereme  ins  Leben  genifen.  Durch  die  Ver- 
bindung von  Vereinen  und  Versuchsstationen 
ist  eine  gesunde  Wechselwirkung  zwischen 
den  landwirtschaftlichen  Forschungsstätlen 
und  dem  praktischen  Leben  gesichert  und 
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der  VerbureaukratJsierung  der  erstereti  vor- 
gebeugt. 

Den  Pulssclilag  der  landwirtschaftlichen 
Weiterentwickelung  der  Zeit  konnte  man 
am  Besten  in  gut  geleiteten  Vereinen  fühlen, 
indem  die  Landwirte  in  diesen  über  alle 
Fortachritte  und  praktischen  Erfahrungen 
mit  rOckhaltsloser  Offenherzigkeit  verhandeln 
durften. 

Der  Industrielle,  der  Kaufmann,  der  Ge- 
werbetreibende sind  gezwungen,  über  die 
günstigen  Ergebnisse  ihrer  Bpeciellen  Thätig- 
keit  mehr  oder  weniger  Schweigen  zu  be- 
obachten, um  sich  den  Absatz  und  die  Kon- 
junktur nicht  durch  audere  beeinträchtigi;n 
zu  lassen;  bei  ihnen  hat  das  Wort  »Ge- 
Bchäftageheimuis»  eine  oft  schwerwiegende 
Bedeutung,  welche  der  Landwirt  infolge 
einer  anderen  Art  des  Konsums  seiner  Er- 
zeugnisse nicht  zu  scheuen  braucht. 

Es  ist  filr  den  Fortschiitt  des  landwirt- 
schaftlichen Verein  eweseaa  sowohl  in  Deutsch- 
land wie  auch  in  anderen  Kulturstaaten 
andererseits  von  gi-osser  Bedeutung  gewesen, 
dass  man  von  vorn  herein  allenthalben  einer 
Zersplitterung  der  Kräfte  entgegengearbeitet 
und  stets  darauf  Bedacht  genommen  hat, 
die  einzelnen  Vereine  in  zusammenfassenden 
Verbänden  (Centralvereinea)  zu  organisieren ; 
von  unten  beginnend,  bildeten  schon  sehr 
frühzeitig  deragemJlss  Orts-,  Zweig-  und 
Kreisvereine  die  breite  Grundlage  der  Or- 


vinzen  bezw.  Länder, 

Die  Centralvereine  Deutschlands  haben 
wieder  als  ihre  Spitze  den  1872  ins  Leben 
gerufenen  Deutschen  Landwirtschaftsrat, 
welcher  in  Berlin  seinen  Sitz  hat  und  all- 
iahrlich  einmal  zu  melirtägigen  Verhand- 
lungen zusammentritt.  In  diese  Korporation 
werden  Delegierte  aller  Central  stellen   ab- 

K)rdnet.  Was  fiXr  gaoz  Deutschland  der 
ndwirtschaftsrat  bedeutet,  das  ist  für 
Preuesen  das  Königliche  Landesökonomie- 
kollegium,  welches,  1842  ins  Leben  gerufen, 
1878  und- 1899  eine  Reorganisation  erfuhr. 
Im  Landesökonomtekolle^um  haben  die 
preussischeu  Centralvereine  bezw.  jetzt  Land- 
wirtschaftskammem  je  1- — 2  Vertreter, 
wahrend  der  liandwirtschaftsminister  neun 
Mitglieder  ernennt 

Sowohl  der  Landwirtschaftsrat  wie  das 
Landesökonomiekollegium  geben  Jahrbücher 
über  ihre  Thfttigkeit  und  ihre  Verhandlungen 
heraus.  Freusscn  besass  bis  zur  Gründung 
der  Laiidwirtschaftskammem  22  Central- 
vereine, 2348  Vereine  mit  ca.  200000  Mit- 
Sliedem.  In  Bayern  existierte  bis  vor  einigen 
ahren  das  sogeiiannte  Generalkomi tce  als 
Spitze  der  landwirtachafthchen  Interessen- 
vertretung mit  acht  Kreiskomiteea  ent- 
sprechend den  acht  R^enmgsbezjrken  uud 


228  Bezirkskomitecs.  Jetzt  ist  an  die  SteLe 
des  Oeneralkomitees  ein  bayerischer  Land- 
■wirtschaltsrat  getreten;  iimerlialb  dieses 
Rahmens  bewegt  sich  die  freie  Vereins- 
thätigkeit.  Die  Zahl  der  Mitelieder  der 
zum  bayerischen  Central  verband  gehörigen 
Vereine  umfasst  60000  Personen.  Das 
Kön^reieh  Sachsen  besitzt  fünf  landwirt- 
schaftliche Kreis  vereine  (Previnzial  vereine) 
mit  567  Zweigvereinen.  Die  Spitze  dieser 
Vereinsor^nisationen  wird  dort  in  ge- 
wissem Sinne  von  dem  durch  Gesetz  von 
1872  ins  Leben  gerufenen  Landeskulturrat 
gebildet,  bestehend  aus  26  Mitgliedern,  die 
teilweise  von  den  Kreis  vereinen  deputiert, 
von  der  Körperschaft  selbst  kooptiert  oder 
vom  Ministerium  ernannt  sind.  Der  General- 
sekretAr  des  Landeskultun-ates  ist  ßegie- 
rungsbeamter.  Das  Königreich  Württemberg 
hat  die  Spitze  der  ccntralisicrien  Vereine 
ebenfalls  staatlich  oi^nisiert ;  sie  führt  dort 
den  Namen  königliche  CentralsteUe,  Ihr 
sehliessen  sich  12  Gauverbände  mit  64  Be- 
zirksvereinen  an. 

Eine  ähnliche  Organisation  haben  Baden 
und  Hessen.  Das  erstere  Land  mit  14  Gau- 
verbänden uud  67  landwirtschaftlichen  Be- 
zirksvereinen und  letzteres  mit  3  Provinzial- 
und  25  Bezirksvereiuen. 

In  den  übrigen  deutschen  Staaten  and 
die  Centralvereine  nach  preussischem  Muster 
organisiert,  mit  Ausnalime  von  Sachsen- 
Weimar,  Sachsen-Meiiiingen  und  Elsass- 
Lotliringen,  wo  I.andeskulturräte  bezw.  land- 
wirtschaftliche Centralsteilen  zwischen  die 
Vereine  und  die  Regierung  geschoben  sind. 

Es  fehlte  auch  von  jeher  nicht  an  mehr 
oder  weniger  erfolgreichen  Bestrebungen, 
die  Elite  der  ganzen  Landwirtschaft  zu 
einem  gemeinsamen  Werke  aufzurufen  und 
in  einer  grossen  nationalen  Landwirtschafts- 
geseUscbaft  zu  vereinigen.  Am  5.  Oktober 
1863  konstituierte  sich  in  Dresden  »die 
Versammlung  deutscher  Landwirte«,  welche 
als  spätere  »Wanderversammlung  deutscher 
Land-  und  Forstwirte«  1869  zum  27.  Male 
getagt  hat.  Diese  Versammlungen  übten 
eine  grosse  Anziehungskraft  aus,  so  dass 
nicht  selten  mehr  als  3000  Landwirte  zu 
den  Beratungen  zusammenkamen.  Die  lose 
Organisation  dieser  Wauderversammlimgen 
vermochte  jedoch  manche  Schwierigkeiten, 
die  ihr  in  den  Weg  traten,  und  zuletzt  die, 
welche  der  Kriee  1871  hervorrief,  nicht  zu 
überwinden,  und  so  wurde  die  Sache  all- 
mählich zu  Grabe  getragen. 

Auch  die  am  5.  März  1861  gegründete 
»Ackerbaugesellachafti  konnte  nur  ein  kurzes 
Dasein  fristen.  Der  Wunsch  aber,  eine 
gresse  deutsche  Ausstellimgsgesellschaft  ins 
Leben  zu  nifen,  ähnlich  wie  die  »Royal 
agricultural  society«  fÜrEagland,  war  immer 
— L    _„i,i:.i„_     mi^   gg  jg^  jgp  Initiative 
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einiger  opferwilliger  und  für  die  Landwirt- 
schaft b«^isterter  Männer  endlich  auch  ge- 
lungen, eine  dentsche  Laudwirt- 
schaftsgesellschaft  1R86  ins  Leben 
zu  rufen.  Dieselbe  scheint  alle  Erwartungec 
und  Hoffnungen,  welche  unsere  "Väter  gehegt 
haben,  zu  erfüllen,  indem  sie  in  alle  Gebiete 
der  laudwiilschaftlichen  Technik,  ganz  be- 
soDders  aber  in  das  Ausstell iingswesen  mit 
grossem  Erfolge  fordernd  eingreift.  Sie  ver- 
ffl^  über  bedeutende  Mittel  und  über  die 
Mitarbeiterschaft  der  ganzen  Intelligenz  des 
Gewerbes.  In  dieser  Gesellsehoft  verkörpert 
sich  neben  dem  materiellen  Streben  ein 
ethisches  Moment,  das  in  dem  patriotischen 
Gedanken  besteht,  alles,  was  deutsche  J^and- 
wirtschaft  ist,  zu  umfassen,  um  die  der- 
selben gesteckten  hohen  Ziele  nicht  mehr 
geteilt,  sondern  im  gemeinsamen,  alle  Volks- 
stämme umfassenden  Streben  zu  erreichen. 
Die  deutsche  Land wirtschaftsgesel lach aft  be- 
arbeitet nur  rein  landwirtschaftliche  Kragen 
und  betritt  grundsätzlich  nicht  das  Gebiet 
der  Wirtschaftspolitik  oder  der  Gesetzgebung, 
Sie  empfängt  auch  keinerlei  Staatssubven- 
tionen,  sondern  will  aus  eigenen  Mitteln 
ihre  Ziele  allein  fördern,  sie  bringt  dem- 
gemäss  den  Gedanken  der  Selbsthilfe 
hervorragendem  Masse  zum  Ausdnick. 

Die  Deutsche  Landwirtschaftsgesellschaft 
urafasste  am  1.  Januar  1809  12788  Mit- 
glieder, von  denen  jedes  einen  Jahresbeitrag 
von  20  Mark  zu  leisten  hat ;  obwohl  die  Ge- 
sellschaft nach  vielen  Richtungen  hin,  be- 
sonders aber  hinsichtlich  des  Ausatellungs- 
wesens,  das  sie  ^u  einer  von  allen  anderen 
Nationen  beneide tenEntwicketungin  Deutsch- 
land gebracht  hat,  sehr  grosse  Geldopfer 
alljährlich  bringt,  ist  ihr  Vermöge nsstand 
von  55000  Mark  im  Jahre  1885  auf  1182050 
Mark  heute  gestiegen. 

Die  Mitglieder  der  deutschen  Landwlrf- 
schaftsgesell Schaft  wohnen  zu  47,7  "lo  in  Ost- 
elbien,  zu  36,7  "/o  in  Westelbien,  zu  12,7  "lo 
\a  Süddeutschland  imd  zu  2,9  "la  im  Auslände. 

Das  alljährlich  vcÄ  der  Gesellschaft  heraus- 
gegebene Jahrbuch  giebt  einen  glänzenden 
Beweis  gründlicher  Arbeit,  zielbewussten 
Strebens  und  erfolgreichen  Wirkens.  Die 
Gesellschaft  ist  in  ihrer  Thatigkeit  in  ebenso 
viele  Ausschflsse  eingeteilt,  als  wichtige 
wirtschaftliche  Zwecke  gcKrdert  werden 
sollen;  gerade  diese  Detailarbeit  aber,  die 
Wissenschaft  und  Praiis  umfassi,  zeitigt 
die  erfreulichen  Ergebnisse,  deren  sich  die 
Deutsehe  Landwirtschaftsgesellschaft  rüh- 
men kann. 

Auch  die  Specialvereine,  d,  h.  diejenigen, 
deren  Aufgabe  in  der  L&sung_  ganz  be- 
stimmter gewerblicher  Zwecke  liegt,  haben 
eine  wesentliche  Vermehnmg  in  der  Mit- 
gliederzahl und  damit  eine  dementsprechende 
Kräftigung  erfahren.    Es  sind  in  dieser  Be- 


ziehung zu  nennen:  der  Verein  der  Spiritus- 

gx)duzenteD,  der  Stärkefahrikanten ,  des 
übenbaiies  und  der  Zuckerindustrie,  die 
zahlreichen  Vereinigungen  zur  Förderung 
der  Viehzucht  u.  s.  w.  Der  Initiative  der 
Vereine  für  Spiritus-  und  Zuckerindustrie' ist 
die  Bildung  von  Syndikaten  zwecks  gemein- 
samen und  geregelten  Absatzes  der  ein- 
schlägigen Ft£rikate  zu  verdanken. 

Es  giebt  heute  kaum  mehr  einen  grtteseren 
Viehschlag  in  Deutschland,  dessen  rationelle 
Züchtung  nicht  dim;h  Züchter  Vereinigungen 
gewährleistet  würfe. 

Aber  auch  die  Vereine,  welche  ganz  oder 
in  überw^iegcndem  Masse  die  Wirtschafts- 
politik zum  Ausgang  ihrer  Bestrebungen 
machen,  haben  sich  vermehrt  bezw.  weiter- 
entwickelt. In  dieser  Beziehung  ist  an 
erster  Stelle  zu  nennen:  »der  Bund  der 
Landwirte«,  welcher  am  18.  Februar  1893 
auf  Anregung  eines  Herrn  Ruprecht- 
Ransern  im  Tivoli  zu  Berlin  ms  Leben 
gerufen  ist.  Der  Bund  der  Landwirte  sucht 
vor  allem  die  Interessen  der  Landwirte  in 
dem  heutigen  Kampfe  auf  wirtschaftspoli- 
tischem Gebiete  zu  vertreten.  Er  fördert 
aber  nebenbei  auch  die  gewerbliche  Thatig- 
keit, besonders  auf  dem  Gebiete  genossen- 
schafüicher  Arbeit.  Bei  ca.  250000  Mit- 
gliedern besitzt  er  ca.  30000  Vertrauens- 
männer, welche  die  Vorsitzenden  der  ein- 
zelnen Ortsgruppen  sind,  die  sieh  wieder  in 
Provinzial-  oder  Ijan  des  verbände  zusammen- 
sclüiessen.  Voretand,  Äusschuss  und  General- 
versanunlung  sind  die  massgebenden  Faktoren 
für  den  Bund.  Demselben  hat  sich  im 
zweiten  Jahre  nach  seiner  Gründung  der 
sogenannte  »Deutsche  Bauembund<i  ange- 
schlossen bezw.  ist  dieser  im  Bunde  auf- 
gegangen. Die  überwiegende  Masse  der 
Mitglieder  des  Bundes  der  Landwirte  gehört 
dem  Bauernstände  an,  wie  die  rliesbezüg- 
lichen  i^tatistisclien  Angaben  des  Bundes  be- 
weisen. Dieselben  besagen,  dass  1506  Mil^ 
glieder  dem  Grossgrundbesitze  ('/i  %),  27  500 
(13  "/o)  dem  mittleren  Grundbesitze  und 
177000  (8()'/i"/o)  dem  KJeingrundbesitze  zu- 
zuzählen sind.  Der  Hest  verteilt  sich  mit 
14  000  Personen  auf  Handwerk  und  Gewerbe, 
Durch  die  Thatigkeit  des  Bimdes  werden 
zweifellos  die  landwirtschaftlichen  Interessen 
in  der  Oeffentlichkeit  schärfer  und  rück- 
sichtsloser vertreten  wie  bislange.  Der  Bund 
sucht  sich  seine  politische  Selbständigkeit 
zu  erhalten,  indem  er  den  Mitgliedern  aller 
Parteien  Aufnahme  gewährt,  vielleicht  aber, 
wie  das  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  in 
überwiegendem  Masse  Mitglieder  aus  den 
konservativen  Parteien  aufzuweisen  hat. 

Das  Bauernvereinsweseu  hat  in 
Norfdeutschland  wenigstens  durch  die  Er- 
richtung des  Bundes  der  Landwirte  Ein- 
büsse  erlitten,   da  dieser  im  wesentlichen 
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denselben  Zielen  wie  jenes  zustrebt  Nur 
im  Süden  von  Deutschland,  inabesondere  in 
Bayern,  haben  die  selbständigen  Bauern- 
vereine  dem  Ansclieine  nach  Fortschritte 
aufzuweisen,  indem  sie  neben  den  allge- 
meinen, vielfach  vielleicht  von  ihnen  zu  ein- 
seitig vertretenen,  Ägrarinteressen  insbe- 
sondere auch  bayerische  Lokalan  gelegen - 
heiten  zum  Ausgangspunkte  ihrer  vielfachen 
agitatorischen  Thfitigkeit  machen. 

Der  westfälische  Bauernverein  behauptete 
bisher  seine  Stellung,  nähert  sich  aber  dem 
Anscheine  nach  mehr  und  mehr  der  west- 
fälischen Land  Wirtschaftskammer,  was  diu-ch 
den  Umstand,  dass  fast  dieselben  Persön- 
lichkeiten an  leitender  Stelle  beider  Organi- 
sationen stehen,  Reine  Erklärung  findet. 

Keben  den  Centratorganisationen  fOr  all- 
^meine  landwirtschaftliche  Zwecke  laufen 
in  den  einzelnen  Provinzen  und  Ländern 
dann  noch  Verbände,  deren  Vereine  be- 
sonderen Zwecken  des  Betriebes  gewidmet 
sind,  so  die  Centralorganisationen  für  Qe- 
flngelzucht,  Bienenzucht,  Fischerei,  W^d- 
bau,  üarten-  und  Obstbau  u.  s.  w.  Die- 
selt>en  sind  zumeist  mit  den  allgemeinen 
landwirtBchaftlichen  Ceutralorganisationen  in 
eine  engere  oder  losere  Verbindung  gebracht. 

Verschwindend  klein  ist  die  Zahl  der- 
jenigen landwirtschaftlichen  Vereine,  welche 
niclit  einem  Verbände  angehören. 

In  PreuBsen  haben  sich  nach  dem  Jalire 
1894  infolge  der  Gründung  von  Landwirt- 
schaftskammern  die  meisten  Provinzial- 
vereine  aufeelöst,  indem  die  Kammern  Ver- 
bände von  Vereinen  bildeten  und  diese  sich 
anglietlerten.  Von  den  alten  Central  vereinen 
sind  nur  einige  bisher  noch  bestehen  ge- 
blieben, z.  B.  die  der  Provinz  Ostpreussen 
zu  Königsberg  und  Insterbm^.  Aber  auch 
bei  diesen  wird  die  Auflösung  und  Um- 
wandlung in  einen  Verband  der  Kammer 
von  Oslpreussen  nur  eine  Frage  der  Zeit 
sein,  die  bei  einer  Aendening  in  den  bisher 
leitenden  Personen  von  selbst  eintreten  dürfte. 

2.  Die  LaodTi'Jrtechaftskammern.  Die 
Errichtung  der  Land  wirtachaflskammern  nach 
preussischem  Vorbilde  bedeutet  zweifellos 
eine  wesentliche  Stärkung  der  gemeinsamen 
Arbeit  der  Ijiud Wirtschaft  und  zwar  sowohl 
auf  dem  Gebiete  der  Interessenvertretung 
wie  der  gewerblichen  Arbeit. 

Das  preiissiBC-he  I>an d Wirtschaft skammer- 

fesetz  hat  seine  letzte  Ursache  in  der  Er- 
enntnis  der  grossen  Bedeutung  der  ein- 
heimischen Landwirtschaft.  Die  freien  land- 
wirtscliaftlichen  Vereine  konnten  unter  den 
gegebenen  Verhällnissen  der  Jetztzeit  ihre 
Aufgaben  nicht  melir  voll  erfflllen  und  zwar 
schon  deshalb  nichtj  weil  sie  nur  einen 
■Bruchteil  des  landwinschaRlichen  Berufs- 
Standes  umfassten  und  keineswegs  als  Vertre- 
terinnen der  gesamten  I^and Wirtschaft  ange- 


sprochen werden  durften.  Auch  fehlte  ihnen 
die  für  eine  erfolgreiche  Thätigkeit  unbe- 
dingt notwendige  Möglichkeit  der  Besehaff\ing 
ausreichender  Geldmittel.  Endhch  war  nach 
der  Lage  der  Eechfssprechung  den  tandwirt- 
schaftlichen  Vereinen  nahezu  die  Möglichkeit 
abgeschnitten,  öffentliche  Angelegenheiten  zu 
verhandeln,  ohne  den  Charakter  politischer 
Vereine  anzunehmen.  In  dieser  Beziehung 
waren  Industrie  und  Handel  durch  ihre 
Handelskammern  bislange  in  eine  bedeutend 
günstigere  Lage  versetzt. 

Die  Landwirtschaftskamraem  sind  wie 
die  Handelskammern  ursprfluglich  eine  fran- 
zösische Einrichtung;  so  bestehen  z.B.  seit 
Anfang  der  fünfziger  Jalire  in  jedem  Arron- 
dissement  bezw.  Departement  unseres  west- 
hchen  Nachbarreiches  Landwirtschaftskam- 
raem. In  Preussen  finden  sich  die  ersten 
Anklänge  an  die  Landwirtschaftskamraem 
im  Landeskulturedikt  vom  14.  September 
1811.  Seit  den  vierziger  Jahren  ist  in 
Preußen  das  Bemühen,  Landwiitscbafts- 
kamraern  ins  Leben  zu  rufen,  nicht  roehr 
erloschen,  sondern  es  wiederholten  sieh  dies- 
bezüghche  Anträge  der  freien  Vereinigungeo 
in  den  verschiedenen  Decennien,  bis  die 
fraglichen  "Wünsche  im  Jahre  1894  in  Er- 
füllung gingen. 

Wenn  auch  in  dem  G.  v.  30.  Juni  1894 
die  Errichtung  von  Landwirtscliaftskaramem 
für  die  einzelnen  Provinzen  nur  als  fakul- 
tativ angesehen  wui-de,  so  können  wir  trotz- 
dem heute  mit  Genugthuung  feststellen, 
dass  in  allen  Pronnzen  auf  Grund  der 
königlichen  Verordnung  nach  Anhörung  der 
Provinziallandtage  nunmehr  Kammern  er- 
richtet sind  und  dass  nur  daa  kleine  Hoheu- 
zollero,  das  ja  auch  keine  Provinz  im  eigent- 
lichen Sinne  des  "Wortes  bildet,  bisher  noch 
zurückgeblieben  ist. 

Der  g  2  des  Landwirtschaftskammer- 
geset7,es  lautet: 

»Die  Landwirtschaftskammem  haben  die 
Bestimmung,  die  Gesaratinteressen  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  ihfts  Bezirkes  walirzu- 
nebmen,  zu  diesem  Bchnfe  alle  auf  Hebung 
der  Lage  des  landwirtscliaftlichen  Grund- 
besitzes abzielenden  Einrichtungen,  insbe- 
sondere die  -weitere  korporative  Organisation 
des  Berufsstandes  der  Dindwirte  zu  fördern. 
Auch  haben  sie  das  Recht,  selbständig  An- 
träge bei  den  staatlichen  Behörden  zustellen.« 

Damit  ist  zum  Ausdnick  gebracht,  dass 
sowohl  auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaft- 
lichen Interessenvertretung  wie  auf  dem  der 
Förderung  der  praktischen  Thätigkeit  und 
der  wissen sciiaftlichen  Forschung  die  Land- 
wirtschaftskammern  sich  zu  bethätigen  haben. 
Als  charakteristisclie  Merkmale  des  Gesetzes 
sind  noch  folgende  hervorzuheben: 

1.  dass  die  Landwirtscliaft  nunmehr  wie 
Handel  und  Industrie  eine  öffentlichrecht- 
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■liehe   iDstitudoD    zur  Vertretung   der   Ge- 
eamtinteressen  des  Gewerbes  besitzt; 

3.  dass  olle  Landwirte,  welche  eine  selb- 
ständige Ackernahrung  besitzen,  zur  Land- 
wirtschaftskammer  beitragspflichtig  und 
wählbar  sind; 

3.  dass  ohne  specielle  Genehmigung  durch 
den  Minister  für  I^and  Wirtschaft,  Domänen 

•und  Forsten  die  Umlagen  '.'«"/o  des  Gnind- 
Bteuerreiuertragee  nicht  übersteigen  dürfen; 

4.  dass  die  Beitragspfhcht  den  genieinen 
öffentlichen  Ijasten  gleich  zu  achten  ist; 

ö.  dass  die  Wahlen  zu  den  Eammem 
entweder  durch  die  Ereislage  oder  auf  Grund 


geschriebenen  Wahlverfahrens,  das  auf  in- 
direkter Wahl  beruht,  vollzogen  werden ; 
6.  dass  die  leitenden  Faktoren  der  Kam- 


mern derPräsident  mit  seinem  Stellvertreter, 
derVoretand  und  dieVollvereammlung  bilden ; 

7.  dass  das  Aufeichtsrecht  durch  den 
Minister  für  Jjand Wirtschaft  ausgeübt  wird. 

Eine  interessante  Zusammenstellung, 
welche  die  pekuniären  Leistungen  d^ 
Staates,  der  LaJidi^'irtschaftskaramerD  selbst 
sowie  der  Piovinzial verbände  tflr  die  Förde- 
nmg  der  Landwirtschaft  in  Preussen  dar- 
stellt, kann  in  nachstehendem  gegeben  werden. 
Sie  beleuchtet  auch  dieEi^bnisaedereigenen 
Besteuerung  durch  die  lAndwirtschaftskam- 
mem.  Allerdings  ist  bei  dieser  Tabelle  ins 
Auge  zu  fassen,  dass  zur  Zeit  ihrer  Auf- 
stellung die  Provinzen  Hannover,  Westfellen 
und  Rheinland  bezw.  Hohenzollem  I^nd- 
wirtschaftskammem  noch  nicht  t)e8assen.   - 
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Es  liegt  ausserhalb  jedes  Zweifels,  dass 
die  Beiträge,  welche  die  Landwirte  zu  den 
Kosten  der  lÄndwirtschaftskammern  leisten, 
im  Laufe  der  Zeit  eine  weitere  aUmÄliliche 
Erhöhung  noch  erfahren  werden,  denn  die 
Aufgaben,  welche  auf  dem  Gebiete  wissen- 
schaftlicher Forschung  und  der  praktischen 
Arbeit  zu  lOsen  sind,  wachsen  von  Jahr  zu 
Jahr.  Wenn  auch  der  Staat  selbst  in  Er- 
.  kenntnis  dieser  Umstände  in  seinen  Zu- 
ßchttssen  progressiv  vorzugehen  pflegt,  so 
wird  die  Gegenleistung  durch  die  Kammern, 
bezw.  durch  die  ganze  praktische  Landwlrt- 


Seit  dem  Bestehen  der  Landwirtachafts- 
kammem  sind  im  Ausbau  der  Einrichtungen, 
die  deu  einzelnen  Zwecken  des  Betriebes 
dienen,  ganz  gewaltige  Foi-tschritte  gemacht. 

Es  sei  hierbei  nur  hingewiesen  auf  die 
Entwickelimg  der  Versuchsstationen,  auf  die 
Gründung  von  Einrichtungen  zur  Förderung 
der  Viehzucht,  auf  die  Massregeln  zur 
Hebung  der  ganzen  Landeskultur  u.   s.  w. 

Auch  hinsichtlich  der  Lösung  volks- 
wirtschaftlicher   Fragen    ist    dui-ch   Heran- 
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ziehnog  töcht^r  Erftfte  eine  weseotliche 
Aenderung  zum  Besseren  eingetreteu.  Die 
preussischen  LÄndwirtschaftakaramem  haben 
mr  bestimmte  Zwecke,  wie  z.  E.  ftlr  das  Ge- 
treideDotienmgsweeen,  für  die  Bearbeitimg 
von  Fr^en  der  Tarifpolitik,  für  die  Förde- 
rung der  "Viehverwertung,  für  die  Organi- 
sation des  Arbeitsnachweises  eigene  Central- 
Btellen  eingericlitet,  zu  deren  Kosten  die 
Bämüichen  Kammern  beitragen  (ca.  70000 
Mark  im  Jabre)  und  bei  deren  Verwaltung 
sie  durch  gewählte  Vertreter  mitwirken. 

Wir  sehen  hier  eine  zweckmässige  prak- 
tische Verwertimg  des  theoretischen  Grund- 
satzes, dass  nur  in  der  Sammlung  der 
Kräfte  die  dauernde  Gewähr  fftr  ent- 
sprechende Leistungen  gegeben  ist 

Auch  der  Gedanke,  der  schon  bei  Be- 
ratung des  Gesetzes  im  Jahre  1894  im 
preussischen  AbgeordnetenUause  zwva  Aus- 
drucke gebracht  wurde,  nämlJcb,  dass  man 
auf  Gnmd  gesetzlicher  Bestimmungen  die 
S&milichen  Landwirtschaftgkammem  Preus- 
sens  in  einer  Centralkammer  vereinigen 
sollte,  ist  dauerrid  der  Gegenstand  ein- 
gehender Erwägungen  im  Schosse  der  Kam- 
mern. Allerdings  wird  dann,  wenn  dieser 
"Wunsch  erfüllt  ist,  das  I^ndes-Oekonomie- 
Kollegiura  derCentralkammer weichen  müssen. 

I^  preusaische  Beispiel  scheint  auch 
auf  die  übrigen  deutschen  Länder  an- 
regend zu  wirkea,  indem  man  einerseits 
Keformen  in  den  landwirtschaftlichen  Ccn- 
tralvertretungen  durchgeführt  hat,  wie  in 
Bayern,  Hessen  und  in  Baden,  und  indem 
man  andererseits  an  die  Gründung  von 
Kammern  seltet  ebenfalls  denkt  oder  sie 
schon  durchgeführt  hat. 

Die  Befürchtung,  dass  das  landw-irtschaft- 
liche  Veroinswesen  durch  die  Kammern  be- 
einträchtigt würde,  hat  sich  nicht  erfüllt, 
aondem  es  kann  im  Gegeuteil  heute  schon 
der  Nachweis  gehefort  werden,  dass  unter 
den  Kammern  eine  starke  Vermehrung  der 
landwirtschaftlichen  Einzelvereine  sich  voll- 
zogen hat  Ueberall  da,  wo  die  Kammern 
die  Rechtsnachfolger  der  Central  vereine  sind, 
und  letztere  sich  aufgelöst  haben,  ist  an 
deren  Steile  ein  Verband  der  Einzelvereine 
getreten,  welcher  der  betreffenden  Kammer 
angegliedert  ist 

(Siehe  auch  den  folgenden  Art  Land- 
wirtschaftskaramern.) 

3.  Gegenwärtige  und  zakänftige 
Aufgaben.  Was  die  Zukunft  des  landwirt- 
Bchaftliclien  Vereinswesens  betrifft,  so  unter- 
ließ es  keinem  Zweifel,  dass  <iasselbe  im 
2Ieicheii  der  Kammerorganisation  wirken 
wird.  Grosse  Aufgaben  bleiben  noch  zu  lösen, 
die  teilweise  auch  schon  in  dem  preussischen 
Gesetz  für  die  Landwirtschaftskammern  an- 
gedeutet sind.  Vor  allem  wird  es  sich 
darum     handeln,     das     landwirtschaftliche 


Kreditwesen,  und  zwar  dasjenige  zur  Be- 
friedigung des  Realkredits,  einer  gründlichen 
und  vorsichtigen  Reform  zu  unterziehen. 
Dieselbe  muss  in  erster  Linie  von  der  Qrund- 
anschauung  abgeleitet  werden,  dass  der 
Kulturboden  des  Vaterlandes  niemals  eine 
bewegliche  Handelsware  werden  darf  und 
dass  die  Art  der  Kreditgew&hning  so  ge- 
halten werden  muss,  dass  auch  eine  idl- 
mählieiie  Enischiddung  in  Aussicht  ge- 
nommen wird.  Eine,  weitere  Aufgabe  des 
landwirtschaftlichen  Vereinswesens  bezw. 
der  Kammern  win)  darin  bestehen,  die  Ab- 
satz Verhältnisse  der  Erzetignisse  allgemein 
in  gesunde  und  geregelte  Bahnen  zu  leiten 
und  diejenigen  Missstände  auf  dem  Wege 
der  Selbsthilfe  zu  braeitigen,  welche  durcli 
den  Indifferentismus  der  Landwirte,  durch 
eine  «nzweckmäsaige  Gesetzgebung  und 
durch  die  Lage  des  Weltmarktes  herbeige- 
führt sind. 

Das   ländliche  Arbeitei-weson   bezw.  die 
Ärbeiternot  wird   wohl  auf  lange  Zeit  hin 
nicht  von  der  Tagesordnung  verschwinden, 
denn  sie  ist  heute  die  am  meisten  drohende 
Wolke  am   Horizont  der   deufsciien  Land- 
wirtschaft.   Ob  die  Ijandwirtactiaftskanimem 
die  Brücke  bilden  werden   zu   einer  korpo- 
rativen Benifsgenossenscliaft  der  l^andwirte, 
wie  das    bei   den  Verhandlungen  über  das 
Gesetz  im  preussischen  Abgeordnetenhause 
in  Aussicht  gestellt  wurde,  bleibt  abzuwarten. 
Dass   wir,    obwohl   Deutschland    gegen- 
über anderen  Kulturländern  auf  dem  Gebiete 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes   wohl  an 
der  Spitze  marschiert,  mit  Hilfe  der  forschen- 
den Wissenschaft    noch    vieles    werden   ei^ 
reichen  können  und  müssen,  kann  nicht  ge- 
leugnet   werden.     Die    Anerkennung   aber 
muss  dem  Voreinawescn  auf  Grund  der  bis- 
herigen Ergebnisse  gezollt  werden,  dass  wir 
mit  Vertrauen   auf   eine   gesunde   und   be- 
friedigende Lösung  der  schwebenden  Fragen 
durch  dasselbe  hoffen  dürfen. 
Lltteratar :  lUentxet  ajtd  v.  I/engerke»  tandtn. 
HUftkaleader,  II.  TeU  rfw  Joirgangt  teit  186?.  — 
De»  Landtrirlt  Haui-  und  Lehrbtich,    von   Chr. 
Jenaen,   Berlin  1S9S. — Der  wei^lache  Sauer, 
Jüänttrr  1S90.    Heratagegebea  vom  veilßlucbeii 
Baveraverein.  —   Bimhautn,    Dat    Genontjf 
irhajttprineip,   Leiptig   1871.  —  Stadtlmann, 
Da»  landieirUehafttiche  Vtreimwfen  in  Preiimen, 
Halle  a.  S.  1874.  —  Theodor  Balche,  BUdrr 
avt  der  GrtehicMe  der  deultcken  Landvrirttchnft, 
Berlin  vnd  Leipzig  1876.  —  Die  La-adtcirttehafl. 
in  ßajfem.    Denkschrift,  nach  amtlichen  Quellen 
bearbeittl,    München    1890.    —   von   Maaard, 
Ergebni**e    der  pretiiiiichen    inndtw'rticAnJl    in 
den   Jahren    1885    und    1386,    Bertin    (P.  Party) 
1388.    —    V.   Langadorff,    Die    Landicirttcha^ 
tm  KSnigrcicIi   Sachten,  Dresden  1889.  --  Max 
Ejfth,   Die  königliche  landwirtaehafllieht  Ge*eU- 
ichafl  in  EngUmd,  Heidelberg  1888.  —-  Eduard. 
Welche,    Die  Provint  Sachten   und  ihr  Boden, 
Detittteh  IS7i.  —  Fänftig  Jahre  der  Landwirt- 
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ichafl  ll'eitpreuMetu.  FesUchriß  tur  Feier  da 
SO  jährigen  Bellebens  de»  Jlaaptrereisis  icetl- 
pttutiüchcr  LaiidicirU,  Damig  1872. 

Die  Jahrttberichle  der  landtrirtiehaftliefifH 
CeiUrattiereinc  hetir.  der  LanttirirUchafietammern 
Deulteblandt  imrf  Pretitsetui,  —  Die  Beilräge 
tur  landtrirUehcfftiielien  Staiiitik  von  Preuiien, 
brarbeiUt  im  tSniglich  preutti4elien  Minitlerium 
für  LandlcirUehaft,  Domänen  und  Fönten,  — 
DatLandulirUckafUhaaaergmttz  mit  Koiamenlar, 
Fon  »r.  Jur,  Wittig.  —  ifentael  und 
V.  Lengerkee  landirirtickaftl.  Hü/sialender, 
IT.  Teil  der  IctUen  Jahrgänge.  Die  iimllieheH 
Jahrtiberiehle  und  ZeiUchrififa  der  preiiitisrhen 
Kammern. 

V.  Mendel-StelnfeU. 


LandwirtschaftBkammern. 

Das  Preussische  Gesetz  über  die  Laiid- 
■wirtschaftskammern  datiert  vom  iJO.  Juni 
1894,  die  Königliehe  Verordnung  betreffend 
die  Errichtung  von  LandwirtecliaCtskammei'Q 
für  die  Provinzen  Ostpreussen,  Weatprenssen, 
Pommern,  Brandenburg,  Posen,  Schlesien, 
Sachsen  und  Schleswig-Holstein  sowie  die 
Regierungsbezirke  Caase!  und  Wiesbaden  ist 
unter  dem  3.  August  1895  zugleich  mit  der 
Bestätigung  der  Satzungen  für  diese  Laud- 
wirtscbaflskammem  erlassen,  nachdem  im 
Laufe  des  Winters  und  FrühiahrB  1894.'95 
die  Pi'ovinziailandtage  der  einzelnen  Pro- 
vinzen in  der  durch  g  1  des  Gesetzes  ange- 
ordneten Weise  zur  Sache  gehört  worden 
waren.  Die  Provinziallandtage  von  Han- 
nover, Westfalen  und  der  Rheinprovinz 
hatten  zuerst  eine  ablehnende  Stellung  ein- 
genommen, uud  infolgedessen  waren  Land- 
wirtschaftskamm em  in  diesen  Provinzen  zu- 
nächst nicht  errichtet  worden.  Nachdem 
aber  unter  den  Landwirten  dieser  Provinzen 
die  Deberzeugung  durchgedrungen  war,  dass 
gegenüber  dem  kräftigen  Auftreten  der  Land- 
wirt schaftskammera  in  den  übrigen  Pro- 
vinzen eine  Isolierung  für  die  landwirt- 
schaftlichen Interessen  des  Westens  schäd- 
lich werden  könnte,  änderte  sich  auch  die 
Stimmung  in  den  betreffenden  Provinzial- 
landtagen  und  es  ei-folgten  entsprechende  Be- 
schlüsse, so  dass  nun  auch  zur  Elrrichtung 
von  Landwirt schaftskammem  in  deu  3  ge- 
nannten westlichen  Provinzen  geschiitten 
werden  konnte.  Dieselbe  erfolgte  mit  der 
Bestätigung  der  betreffenden  Satzungen  durch 
KöDigüche  Verordnung  vom  28.  April  1898 
für  Westfeden  und  16.  März  1899  für  Han- 
nover und  die  Bheinprovinz,  so  dass  nuu- 
mehi  alle  Provinzen  Preusseus  mit  Aus- 
nahme des  Regienmgsbezirkes  Signuiringen 
Landwtrtschaftskammern  besitzen.  Nach- 
ahmimg hat  das  preussische  Beispiel  bisher 
nur   in    Oldenburg   gefunden,    die   dortige 


Ijandwirtschaftskammer  beruht  auf  dem 
G.  v.  20.  Januar  1900  und  der  Ausföhi-ungs- 
verordnung  vom  28.  Mai  1900.  Das  Gesetz 
schliesst  sich  in  der  Hauptsache  an  das 
preussische  Gesetz  an  und  weist  n\ir  in  der 
Wahl  der  Mitglieder,  welche  teils  direkt 
gewälilt,  teils  von  den  landwirtschaftlichea 
Vereinen  bestimmt  werden,  einige  Abwei- 
chungen auf. 

In  der  Bewegimg  zu  Gunsten  dieser 
neuen  Oi^nisation  haben  sich  in  Preussen 
zwei  Strömungen  begegnet,  von  denen  die 
eine  ui-sprünglich  nichts  weiter  beabsich- 
tigte, alS'  den  bestehenden  landwirtschaft- 
lidien  Vereinen,  deren  Wu'ksamkeit  durch 
einen  chronischen  Mangel  an  Mitteln  sehr 
gehemmt  wai-,  das  Recht  zu  verleihen,  von 
allen  Bemfsgenossen  Beild^  zur  Förderang 
der  Landwirtschaft  zu  erheben.  Diese  Strö- 
mung würde  bei  der  UnpopiiUrität  zwangs- 
weiser Beiträge  gerade  in  landwirtschaft- 
lichen Kreisen  schwerlich  hingereiclkt  liaben, 
der  Idee  der  Land wirtschafts  kam  mem  zum 
Siege  zu  verhelfen,  wenn  nicht  eine  andere 
Strömung  ihr  zu  Hilfe  gekommen  wäre, 
welche  ein  Zusammenfassen  tdJer  Landwirte 
in  einer  kraftvollen  Organisation  erstrebte, 
um  in  dem  Widerstreit  der  wirtschattücheu 
Interessen  der  Landwirtschaft  die  ihr  ge- 
bührende Vertretung  unter  allen  Umständeu 
unabhängig  von  der  Gunst  oder  Ungunst 
der  Regierungen  und  Parteien  zu  sichern. 
Diese  Strömung,  welche  sich  auf  eine  starke 
Erregung  in  den  landwirtschaftlichen  Kreisen 
über  die  angebliche  Vernachlässigung  der. 
Landwirtsctiaft  stützen  konnte,  war  sclüiess- 
lich  mächtig  genug,  um  das  Gesetz  durch- 
zudrücken, trotz  der  Widerstände,  die  sich 
auch  in  der  Landwirtschaft  selbst  entgegen- 
stellten. Vor  allem  waren  es,  wie  auch  der 
durch  mehrere  Sessionen  hingezogene  Kampf 
im  LandesSkonomiekoUegium  zeigt,  die  Vei^ 
treter  der  bestehenden  land wirtschaftlichen 
Vereinsorganisation,  welche  mit  wenig  Aua- 
nahraen  dem  Gesetz  unfreundlich  gegenüber- 
standen, da  sie  nur  ungern  dazu  helfen 
wollten ,  dass  eine  neue  Organisation  auf 
breitester  Basis  mit  vielleicht  ganz  neuen 
Leuten  an  der  Spitze  die  bisherigen  land- 
wirtschaftlichen Vereine  aufsaugen  sollte. 
Von  den  politischen  Parteien  ist  die  konser- 
vative zuerat  Zögerad,  dann  ganz  entschieden 
für  das  Gesetz  eingetreten,  und  ihr  ist  das 
Zustandekommen  desselben  vornehmlich  zu 
danken.  Die  freikonservative  Partei  weit  im 
allgemeinen  dem  Gesetz  günstig  gesinnt, 
machte  aber  ihi-  Verhalten  davon  abhängig, 
dass  die  Angelegenheit  nicht  in  der  Provinz 
Posen  zu  Ungunsten  des  Deutschtums  aus- 
schlage, die  Nationalliberalen  konnten  sich 
in  ihrer  Mehrheit  der  Gerechtigkeit  der 
Forderung  nicht  entziehen,  dass  das,  was  in 
der  Handelskammer   für  Handel   und   In- 
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dustrie  recht,  auch  fQr  die  Landwirtschaft 

billig  Bei,  Dur  wollten  sie  keine  direkte 
überall  obligatorische  Einführung  derLand- 
wirtsehaftskammern  dui'ch  das  Gesetz,  son- 
dern befürworteten  die  vorherige  Befrä^ng 
der  Proviuziallandtage,  ohne  indes  die  Zu- 
stimmung derselben  zu  einer  conditio  sine 
■qua  non  zur  Errichtung  der  Kammer  zu 
maclien.  Eine  Minderheit  der  Nationallibe- 
ralen  stimmte  mit  den  Ät^eoiiAneten  des 
Fortschritts  und  der  Freisinnigen  Vereinigung, 
welche  mehr  oder  minder  entschiedene  priu- 
cipiolle  Gegner  der  geplanten  Organisation 
waren.  Im  Centnim  war  eine  principielle 
Gegnerschaft  eigentlich  nicht  vorhanden,  ob- 

floieh  langst  nicht  alle  Mitglieder  den 
Inthiisiaamus  einzelner  Führer  der  iandwirt- 
schaflltchen  Interessen  in  der  Partei  teilten, 
sondern  der  Sache  kühler  gegenüberstanden, 
die  Partei  verblss  sich  in  ihrer  Slajorität 
schliesslich  so  sehr  auf  eine  verhältnismässig 
untergeordnete  Frage  der  Organisation  des 
Wahlrechts,  dass  die  Konservativen,  welche 
das  Gesetz  unter  allen  Umstanden  haben 
wollten,  hierdurch  gezwungen  wurden,  mit 
den  Frei  konservativen  und  den  National- 
liberalen zu  paktieren  auf  Gnuidlage  des 
Wahlrechts  der  Kreistage,  welches  Walil- 
sysfeni  für  da£  Centnim  doch  noch  viel 
unaunebmlmrer  hätte  sein  müssen  als  der 
von  der  Regierung  urBprOnglich  vorgeschla- 
gene Wahlmodus.  Die  Uegierung  ihrei-seits 
hielt  zwar  die  Wahl  durch  die  Kreistage, 
in  welchen  besonders  in  den  westlichen  Pi-o- 

'  vinzen  vielfach  nicht  landwirtscliaftliche  In- 
teressen vorherrschen,  nicht  gerade  für  den 
besten  Wahlmodus,  konnte  aber  in  der  Er- 
setzimg  des  von  ihr  vorgeschlagenen  Wahl- 
systems durch  die  Kreistags walü  um  so 
weniger  einen  Grund  für  das  Faltenlassen 
des  ganzen  Gesetzes  finden,  als  die  betref- 
fenden Amendements  für  die  Zukunft  eine 
Aendonmg  des  Walilrechts  und  die  Einfüh- 
rung direkter  Wahlen  seitens  der  Iiand- 
wirte  selbst  in  der  einfachsten  Form  ermög- 
lichten. 

Das  Gesetz  selbst,  wie  es  sich  jetzt  ge- 
staltet hat,  enthalt  in  25  Paragraphen  niu- 
das  für  die  Durchführung  der  Oi^;anisation 

■  Unentbehrliche,  eine  Anzahl  wesentlicher 
Bestimmungen  mussten  den  x-om  Könige  zu 
bestätigenden  Satzungen  der  einzelnen  Kam- 
mern überlassen  bleiben,  da  man  den  pro- 
vinziellen Verschiedenheiten  in  den  land- 
wirtschaftlichen Verhältnissen  Rechnung 
tragen  musste,  während  man  in  dem  Han- 
del skammcrgcsetz  mit  in  der  ganzen  Mo- 
narchie ziemhch  gleichartigen  Verhältnissen 
zu  thun  hatte  imd  daher  die  Augelegonheit 
gleich  durch  das  Gesetz  für  den  ganzen 
ytaat  einheitlich  regeln  konnte. 

Als  den  Zweck  der  Landwtrtschaf tskam- 
mern bezeichnet  das  Gesetz  die  korporative 


Organisation  des  landwirtschaftlichen  Be- 
rufsstandes und  zahlt  danu  die  Aufgaben 
auf,  welche  dieser  Organisation  zunächst  zu- 
fallen sollen.  Hierin  gehört  vor  allem  das 
grosse  Gebiet  der  Interessenvertretung  und 
das  Recht,  Initiativanträge  bei  den  Behörden 
zu  stellen,  nicht  bloss  auf  Befragen  Gut- 
achten zu  erstatten.  Sodann  ist  den  Land- 
wirtschaftskammeni,  welche  an  die  Stelle 
der  gegenwärtigen  landwirtschaftlichen  Cen- 
tralvereine  treten  sollen,  die  Aufgabe  zuge- 
fallen, den  technischen  Fortschritt  der  Land- 
wirtschaft in  jeder  Weise  zu  fördern.  Die 
Staatsregienmg  legt  auf  diese  Verbindung 
der  Interessenvertretung  mit  derunpolitischen 
technischen  Arbeit  grossen  Wert,  um  in  den 
Landwirtschaftskammem  nicht  reine  Agita- 
tionsvereine entwickelt  zu  sehen.  Nur  in 
dieser  Verbindung  glaubte  sie  die  Ijanüwirt- 
schaftskammern  mit  den  Privilegien  ausstatten 
zu  dürfen,  welche  mit  einer  behördlicheu  Or- 
ganisation und  der  Gestattung  der  Errich- 
tung beliebiger  Ausschüsse  als  Unterverbände 
mit  freiem  verkehr  unter  einander  auch  in 
wirf  schaftspolitischen  Fragen  verbunden  sind. 
Eine  korporative  Organisation  der  Landwirt- 
schaft stellen  die  Landwirt schaftskammern 
in  ihrer  jetzigen  Form  freilich  noch  nicht 
dar,  die  Kammer  selbst  ist  ja  nur  ein  Ver- 
tretungakftrpor  für  die  Landwirtschaft.  Erst 
wenn  alle  Landwirte  die  Köiperschaft  selbst 
bilden  und  die  Kammer  eus  einen  Aus- 
schuss  dieser  Körperschaft  direkt  wählen, 
wird  man  dieser  Organisation  näher  ge- 
kommen sein.  Eine  solche  Organisation 
wird  auch  erst  die  volle  Kraft  haben,  die 
im  Gesetz  als  Ziikunftsaufgaben  aufgeführte 
Beteiligung  an  der  Kreditorgaaisation  und 
sonstigen  genossenschaftlichen  Aufgaben 
durchzufOhi-en.  Dagegen  kann  schon  jetzt 
nach  Regelung  der  betreffenden  Gesetzge- 
bung eine  Beteiligung  der  Landwirtscliafts- 
kammem  an  der  Verwaltung  der  Produklen- 
boi-sen  und  Märkte  stattfinden.  Diese  Be- 
stimmung hat  bekanntlich  Anlass  zu  einem 
heftigen  Widerstände  der  betreffenden  Bör- 
senvorstflnde  gegeben ;  schliesslich  hat  jedoch 
eine  Einigung  Platz  gegriffen,  welche  Ver- 
tretern der  landwirtschaftlichenKorporaüonen 
eine  Mitwirkung  bei  den  Preisfestsetzungen 
und  sonstigen  Fragen  der  Gefreidebörsen- 
oi^nisation  ermöglicht. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  man  nicht 
alle  diejenigen  als  I^andwii-te  betrachten  und 
zur  I^ndwirtschaflskammer  heranziehen 
kann,  welche  irgend  einen,  wenn  auch  noch 
so  kleinen  Fleck  Landes  bebauen,  Das  Ge- 
setz will  nur  diejenigen  einbeziehen,  welche 
eine  selbständige  Aekernahning  bewirtschaf- 
ten, und  überlässt  es  den  Satzungen,  für 
jeden  Land wirtSchaftskammer bezirk  festzu- 
setzen, welches  Mass  von  Grund  steuerrein- 
ertiag  als  eine  solche  Ackemabruug  gelten 


ly^^jOOglC 


Land  wirtsc^iaftskammern 


soll.  Ein  solcher  numerischer  MasssUb  wii-d 
■nie  überall  ziitreffend  sein,  hat  aber  den 
"Vorzug,  dass  er  eine  ganz  scharfe  Grenze 
zieht,  über  die  man  nicht  zweifelhaft  sein 
kaun.  '  Da  man  zur  Vorberatuug  der  Sat- 
zungen konstituierende  Versamnilungen  nicht 
■wollte,  ■weil  ein  Masastab  für  die  üerechti- 
gung  zur  Teilnahme  an  solchen  Versamm- 
lungen nicht  vorlag  und  jede  arbiträre  Fest- 
setzung eines  solchen  für  die  Majoritäten  in 
diesen  Versammtungen  präjudiziell  gewesen 
wftre,  so  wurden  die  betreffenden  Bestim- 
mungen für  die  ereten  vom  Krtnige  zu  er- 
lassenden Salzmigen  durch  Vorberatungen 
landwirtschaftlicher  Vertrauensmanner  aus 
den  Kreisen  der  landwirtschaftlichen  Vereine 
und  durch  die  Voten  der  Provinziallandtage 
geprüft.  Fflr  die  Beteiligung  an  den  lAnd- 
wirtschaFtskammem  gelten  nun  folgende 
Grund  steuerreinertragsaätze  i  für  Oatpreiissen 
30  Thaler,  "Westpreussen  20  Thaler,  Pom- 
mern 20  Thaler,  Brandenburg  35  Thaler, 
Posen  40  Thaler,  Schlesien  3ü  Thaler, 
Saclisen  3U  Thaler,  Schleswig-Holstein  50 
Thaler,  Cassel  40  Thaler,  Wiesbaden  20 
Thaler,  Hannover  25  Thaler,  Westfalen  25 
Thaler,  Rheinprovinz  50  Thaler.  Wie  man 
sieht,  nehmen  die  betreffenden  Grundsteuer- 
rein  ertrage  Dicht  gleichmässig  von  Osten 
nach  Westen  ab,  wie  man  wohl  hätte  ver- 
muten dürfen.  Man  kann  annehmen,  daas 
man  in  einzelnen  Provinzen  keinen  beson- 
deren Wert  auf  eine  genaue  Begi-enzung 
nach  unten  gelegt  hat,  da  die  betreffenden 
Kategorieen  der  kleinen  Landwirte  dort  keine 
grosse  Rolle  spielen  und  es  in  der  Kammer 
nie  zu  irgend  einer  Geltung  bringen  werden. 
Anders  ist  dies  im  Westen,  wo  emige  Thaler 
mehr  oder  weniger  Grundsteuerreinertrag 
die  ZusammeusetzuDg  der  Kommittenten  der 
Kammer  schon  sehr  verschieben  können. 
Neben  den  Eigentümern,  Nutzniessom  und 
Pächtern  können  dann  auch  noch  frühere 
Landwirte,  sofern  sie  noch  in  dem  betreffen- 
den Bezirke  wohnen,  sodann  Personen,  welche 
mindesteus  10  Jahre  Vorstand smi^lieder 
oder  Beamte  von  landwirtscliaftlichen  und 
zw  eck  verwandten  Vereinen,  Genossenschaften 
und  Kreditinstituten  gewesen  sind,  in  die 
Kammer  gewäUt  werden,  auch  kann  be- 
stimmten Personen  wegen  ihrer  Verdienste 
um  die  lAndwirtschaft  die  Wählbarkeit  durch 
die  Kammer  veiliehen  werden.  Schliesslich 
kann  auch  jede  Kammer  bis  zu  ^  lo  ihrer 
Mitgliederzahl  beliebige  Personen  kooptieren, 
doch  haben  solche  Mitglieder  keiu  Stimm- 
recht. Der  Grundsatz,  das,i  in  landwirt- 
schaftlichen Fragen  nur  die  Landwirte  selbst 
mitsprecJien  sollen,  ist  eben  möglichst  streng 
durchgeführt. 

Der  Entwurf  der  Re^erung  hatte  eine 
direkte  Wahl  der  Mitglieder  der  Kammer 
nach  einem  Wahlsystem  vorgesehen,  welches 


jedem  Wälder  genau  soviel  Stimmrecht  ver- 
lieh, wie  sein  Besitz  Grundsteuerreinertrag 
repräsentierte.  Diesem  System  standen  die 
AbneiKung  gegen  besondere  Wahlen,  sodann 
Bedenken  wegen  der  plutokratischen  Gestal- 
Umg  desselben  und  f(lr  einzelne  Provinzen 
Bedenken  nationaler  und  partcipohtischer 
Art  entgegen,  und  wie  schon  erwähnt,  wäre 
das  Gesetz  botnalie  hieran  gescheitert.  Mangels 
Besseren  eini^  man  sich  denn  in  letzter 
Stunde  auf  die  Wahl  durch  die  Kreistage 
und  konnte,  wie  schon  gesagt,  die  Regiening 
hierauf  eingehen,  da  gleichzeitig  durch  den 
g  9  des  Gesetzes  die  Mögliclikeit  erhalten 
blieb,  dass  die  Kammern  selbst  sich  fOr  ein 
anderes  Wahlvcrfahren  entscheiden.  Für  ein 
solches  stellt  das  Gesetz  nur  die  Bedingung 
auf,  dass  es  ein  indirektes  nach  dem  Gmnd- 
steuerreinertrage  abgestuftes  Wahlrocht  sein 
muss.  Ausserdem  ist  bestimmt,  dass  das 
Wahlrecht  auch  an  kleinere  Landwirte,  deren 
Besitz  nicht  an  die  selbständige  Ackernah- 
rung heranreicht,  verliehen  werden  kann. 
Den  Stadtkreisen  ist  nur  eine  mioime  Be- 
teiligung an  den  Wahlen  gesichert,  sie 
können  unter  anderem  zu  den  Kreist^en 
benachbarter  Landkreise  eine  ihi'em  Grund- 
besitz entsprechende  Anzahl  Wahlmänuer 
entsenden,  was  für  sie  nur  ausnahmsweise 
von  ^\'ert  sein  wird;  es  ist  deshalb  eine 
solche  Massnahme  nur  io  den  Provinzen 
Posen  und  Sachsen  und  in  den  Regierunga- 
bezirkeu  Cassel  und  Wiesbaden  voi^sclien. 
Kreistagsmilglieder  aus  dem  Wahlverbande 
der  Slä<!te  können  sieh  nur  dann  an  der 
Wahl  beteiligen,  wenn  sie  durch  eigenen 
Besitz  oder  als  Vertreter  fremden  z.  B.  kom- 
munalen Besitzes  wählbar  sind.  Vou  der 
durcli  das  Gesetz  gegebenen  Möglichkeit,  für 
die  Kreistagamitglieder  solcher  Städte,  deren 
Einwohner  vorzugsweise  Landwirtschaft 
treiben,  allgemein  die  Walilfähigkeit  durch 
die  Satzungen  zu  bestimmen,  hat  man  niu* 
in  der  Provinz  Posen  und  im  R^erungs- 
bezirk  Wiesbaden  zu  Gunsten  aller  nicht 
kreiseximierten  Städte  Gebrauch  gemacht. 
Meistenteils  bildet  jeder  einzelne  l^ndkrels 
einen  Wahlbezirk,  nur  in  der  Provinz  Posen 
hat  mau  bei  der  Hälfte  der  Wahlbezirke 
mehrere  Landkreise  zu  einem  Wahlbezirk 
vereinigt,  desgleichen  in  Schlesien  einige 
kürzlich  gelrennte  industrielle  Kreise  wieder 
zu  einem  Wahlbezirke  zusammengelegt.  Die 
Anzahl  der  in  jedem  Wahlbezirk  zu  wählen- 
den Mitglieder  der  Kammer  schwankt  von 
2bis5,  sodass  überall  Kompromisse  zwischen 
Gross-  und  Kleingniudbesitz  möglich  sind, 
nur  in  zwei  Kammern,  Ostpreussen  und 
Regierungsbezirk  Wiesbaden,  hat  man  jedem 
Wahlbezirke  die  gleiche  Anzahl  Vertreter 
und  zwar  zwei  zugestanden,  meistens  ist  die 
Vertretung  nach  Grösse  und  Grundsteuer- 
reinertrag verschieden   in  der  Art  geregelt 
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(lasB  man  entweder  den  grösseren  Kreisen  3, 
den  kleineren  2  Hitgllcder  gegeben  oder  eine 
genanere  Proportionalität  der  V  ertretnng  nach 
dem  Gnindstenerrein  ertrag  durchgefülu+  hat. 
Verschieden  ist  auch  dia  Anzahl  der  Mit- 
glieder, welche  überhaupt  für  die  Kammer 
zu  wählen  sind.  Im  allgemeinen  bevorzugte 
man  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Kosten 
kleinere  Körperschaften;  wo  man  eine 
grössere  Zahl  von  Mitgliedei-n  haben  wollte, 
geschab  «lies,  um  den  Uebergang  aus  der 
alten  landwirtschaftlichen  Central  verein  s  Ver- 
fassung in  das  neue  System  möglichst  zu 
erleichtern,  indem  man  durch  die  grössere 
Zahl  die  Möglichkeit  gab.  alle  Mitglieder  der 
früheren  Generalversammlungen  oder  Dele- 
gierten Versammlungen  in  die  Kammer  zu 
wählen.  Da  die  Kammern  sich  nicht  allzu 
häufig  versammeln  können,  so  fäDt  ein  nicht 
unwichtiger  Teil  der  Aufgaben  der  Kammer 
dem  Vorstand  zii,  der  eine  Art  Äusschuas 
der  Kammer  darstellt,  der  Torstand  muss 
nach  dem  Gesetz  aus  mindestens  5  Personen 
bestehen.  Nach  den  Satzungen  stellen  sich 
die  betreffenden  Zahlen  für  die  einzelnen 
Kammern  wie  folgt: 

Ostpreasaen  .    .  70  Mitgl.  7  Vorstandamitgl. 

Weatpreusaen   .  62  „  7  „ 

Pommern.    .    .  63  „  5  „ 

Brnndenbarg     .  109  „  12  „ 

Posen  ....  70  „  II  „ 

Schlesien  ...  124  „  7  „ 

Sachsen    ...  113  „  13  „ 

Scbleaw.-Holatein  80  „  7  „ 

Casael  ....  50  „  8  „ 

Wiesbaden    ..32»  7  n 

Hannover     .    .  69  „  14  „ 

Westfalen     .    .  91  „  13  „ 

Rheinprovinz    .  117  „  13  „ 

Die  MitgliederderLandwirtscIiaftskammer 
werden  auf  6  Jahre  gewählt,  alle  3  Jahre 
schei<len  die  Vertreter  der  Hälfte  der  Wahl- 
bezirke aus ,  dementsprechend  wird  auch 
der  Vorstand  alle  3  J^re  neugewählt.  In 
einzelnen  Satzungen  findet  sich  die  Bestim- 
mung, dass  die  Vorstandsmitglieder  nicht 
ganz  frei  aus  allen  Mitgliedern  der  Kam- 
mern gewählt  werden  können,  sondern  be- 
stimmten Teilen  des  Kammerbezirkcs  ange- 
hören müssen. 

Sehr  wichtig  ist  das  Recht  der  Kammern, 
Ausschüsse  für  einzelne  Aufgaben  zu  bilden. 
Da  diese  Aufgaben  sachlich  oder  lokal  be- 
grenzte sein  und  die  Ausschüsse  beliebig 
kooptieren  können,  so  steht  nichts  im  Wege, 
alle  landwirtschaftlichen  Kreis-  und  Haupt- 
vereine zu  Ausschüssen  der  Kammern  um- 
zubilden und  auf  diese  Weise  der  Kammer 
ein  das  ganze  Gebiet  umfassendes  reichver- 
zweigtes Ketz  von  Cnten'erbändeii  zu  geben. 
Dies  ist  auch  nötig,  denn  nur  hierdurch 
kann  die  Kammer  in  den  zu  ihrer  gedeih- 
lichen Wirksamkeit  unentbehrlichen  Kontakt 


mit  den  Landwirten  gelangen.  Die  Mit- 
glieder der  Kammer  versehen  ihr  Amt  un- 
entgeltlich, doch  ist  die  Zahlung  von  Diäten 
und  Reisekosten  erlaubt  und  wird  in  manchen 
Gegenden  nicht  zu  entbehren  sein;  wenn 
man  auf  eine  genügende  Beteiligung  rechnen 
will..  Die  Sitzungen  der  Kammern  sind  der 
Regel  nach  öffentlich,  Regierungsvertreter 
sind  immer  zum  Wort  zu  veratatten.  Die 
Kosten  der  ganzen  Geschäftsführung  der 
Kammer  werden  auf  sämtliche  beteiligte 
Landwirte  nach  Massgabe  des  Gnmdsleuer- 
reinertrages  verteilt  und  wie  öffentliche 
Lasten  eingetrieben.  Die  Kosten  solcher 
Einrichtungen  oder  Massnahmen,  welche  niu* 
einzelnen  Wahlbezirken  zu  gute  kommen, 
können  mit  Ziistimmung  der  Mehrheit  der 
betreffenden  Vertreter  diesen  ausschliesslich 
auferlegt  werden.  Eigentümlich  erft-eise  hat 
das  Abgeordnetenhaus  die  Möglichkeit  der 
selbständigen  Beitragsumlage  auf  V-i  °lo  des 
Grund  Steuerreinertrages  IxSehränkt,  HiOi-- 
flber  hinausgehende  Umlagen  bedürfen  der 
Genehmigung  des  Ministers  für  Landwirt- 
schaft. Dies  ist  die  einzige  Beschränkung 
der  Selbständigkeit  der  Kammern,  hervor- 
gegangen ans  einem  gewiss  nicht  gerecht- 
fertigten Misstrauen  in  die  Fähigkeit  dieser 
Körperschaften,  ihr  eigenes  Vermögen  zu 
verwalten.  Wenn  man  in  der  weitereu  Be- 
stimmung des  Gesetzes,  wonach  der  König 
auf  Antrag  des  Staatsministerium s  eine 
Landwirtschaftakammer  auflösen  kann,  eben- 
falls ein  grosses  Moment  der  Unfreiheit  für 
die' Kammern  hat  finden  wollen,  so  über- 
sieht man,  dass  dann  innerhalb  3  Monaten 
Neuwahl  stattfinden  muss  und  innerhalb  6 
Monaten  die  Neukonstituicrune  der  Kammer 
zu  erfolgen  hat.  Auch  wird  eine  solche 
Auflösung  wohl  schwerlich  jemals  vorkom- 
men. Eher  könnte  man  eine  gewisse  Rechts- 
beschränkung in  dem  Umstand  finden,  dass 
der  Land  wjrtschafts  kämm  er,  abgesehen  von 
ihrer  behördlichen  Qualifikation  im  Geseta 
aiisdrückUch  die  rechtliche  Stellung  einer 
Korporation  zugesprochen  ist,  wodurch  sie 
natürlich  denjenigen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen unterüegt,  wdche  das  Landrecht 
und  die  sonst  geltenden  Rechte  in  Bezug 
auf  solche  Korporationen  und  die  Rechte 
des  Staats  über  dieselben  festsetzen.  Doch 
ist  auch  hieraus  eine  erhebliche  Beschrän- 
kung der  Aktionsfreiheit  der  Land  Wirtschafts- 
kammern  innerhalb  ihrer  gesetzlichen  Auf- 
gaben nicht  zu  befürchten.  Von  der  Be- 
rechtigung, eigene  Wahlordnungen  zu  er- 
lassen, hat  bisner  noch  keine  Kammer  Ge- 
brauchgemacht; ein  für  die  Land wii-tschafts- 
kammer  für  den  Regierungsbezirk  Wiesbaden 
ausgearbeiteter  EntwiU'f  hat  nicht  die  Zu- 
stimmung der  Kammer  gefunden,  und  die 
Angelegenheit  ist  dort  einstweilen  vertagt. 
Wie     die     Kammern     ihre     Aufgaben 
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lösen  werden,  wird  die  Zukunft  lehren. 
Weder  ein  Gesetz  noch  eine  Organisation 
kann  ausgedacht  werden,  welche  durch  sieh 
allein  schon  fruchtbare  Resultate  zeitigen. 
Die  Hauptsache  müssen  immer  die  Personen 
thun,  welchen  dieses  Werkzeug  durch  das 
Vertisuen  ihrer  Berufsgeiiosseti  anvertraut 
wird.  Von  ihnen  wird  es  abhängen,  ob  sie 
der  neuen  Einrichtung  den  Nutzen  abge- 
winnen, den  diese  umfassende  und  mit 
gTOSBen  gesetzlichen  Privil^en  ausgestattete 
Organisation  gegenüber  den  alten  landwirt- 
schaftlichen Central  vereinen  unstreitig  er- 
möglicht, wenn  anders  die  betreffenden 
Wahlen  die  richtigen  Männer  an  die  richtige 
Stelle  setzen.  Jedenfalls  kann  man  schon 
jetzt  sagen,  dass  die  reichlichen  Mittel,  welche 
don  Kammern  durch  ihr  Besteuerungsrecht 
zur  Disposition  stehen  (die  Beiträge  schwanken 
zwischen  ^.'s  bis  ^'a  "/o  des  Grund steuerreiner- 
trages,  ja  Wiesbaden  hat  schon  einmal  noch  ^'o 
mehr  erhoben),  zu  einer  sehr  viel  ausgedehn- 
teren Thätigkeit  Veranlassung  gegeben  haben, 
als  sie  die  Central vereiue  ausüben  konnten. 
Dabei  hat  sicli  herausgestellt,  dass  die  Thä- 
ligkeit  der  Kammern  die  Anzahl  und  Wirk- 
samkeit der  landwirtschaftlichen  Zweig- 
vereine nicht  gemindert,  sondern  vermehrt 
hat  und  dass  der  Zwangsbeitra^  zur  Kammer 
der  Entrichtung  der  freiwilligen  Beiträge 
zu  den  Vereinen  keinen  Abbrudi  gethan 
hat.  Die  landwirtschaftlichen  Centralvereiiie 
haben  sich  in  den  meisten  Provinzen  zu 
Gunsten  der  Kammern  aufgelö8t,die  Kammern 
seihst  sind  in  eine  nähere  Verbindung  durch 
gemeinsame  Sitzungen  ihrer  Vorstände  und 
durch  entsprechende  Errichtungen  von  Kom- 
in issionen  des  LandesökonomickoUegiumfi 
getreten.  Die  Errichtung  einer  CcntraÜand- 
wirtschaftskammer,  uin  dieser  Vereinigung 
der  Vorstände  durch,  ein  entsprechendes 
Gesetz  eine  legale  Basis  zu  geben,  wird  an- 
gestrebt. 

H.  ThUL 
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weson  oben  S.  515 ff. 


Lbd^  Frledrteh  Albert, 

geb.  am  28.  IX.  1828  zn  Wald  bei  Solingen,  gest. 
am  21.  XI.  1875  in  Marburg,  studierte  m  Zürich 
nnd  Bon^  war  1851/63  Lehrer  am  Friedrich- 
Wilhelm-äymnasinm  zu  EOln,  habilitierte  sieb 
1866  in  Bonn  als  Privatdozent  der  Philosophie 
und  Pädagogik,  war  1868  bia  Oetem  1862  Gjm- 
Dasiallehrer  in  Dnishurg,  übernahm  im  Herbst 
1862  die  Mitredaktion  der  dortia^D  „Rhein-  und 
Kuhrzeitung-*  und  bald  darauf  das  Amt  des 
Sekretärs  der   dortigen  Handelskammer.     Daa 


von  ihm  gegrllndete  Oppwitionsblatt ;  „Der  Bote 
vom  NiMerrhein"  redigierte  er  nur  bis  zum 
29,  VI.  1866,  siedelt«  dann  nach  Wiiiterthur 
in  der  Schweiz  über  nnd  wurde  hier  1868 
GrUnder  und  Bedakteur  folgender  sozialpoli- 
tischer Blätter:  „Demokratiachea  Wochenblatt", 
Der  Unabhängige",  „Pionier,  Organ  des  aozinlen 
Fortschrittes".  Im  Herbst  1869  habilitierte  er 
sich  als  Privatdozent  an  der  phtlosophtacheii 
Fakultät  in  Zürich,  wurde  dort  Angust  1870 
Professor  der  induktiven  Philosophie  nnd  1872 
Professor  der  Philosophie  in  Marburg. 

Lange  verSSentlichte  folgende  staatswisscn- 
schaftliche  Schriften  in  Buchform :  Die  Arbeiter- 
frage in  ihrer  Bedeutung  für  Gegenwart  und 
Zukunft  beleuchtet,  Duisburg  1866;  dasselbe, 
2.  Aufl.,  Winterthur  1870;  3.  Aufl.,  1875;  4.  Aufl., 
1879.  —  Jedermann  HauBeigeutümer.  Das  be- 
währte System  engliacher  Baugenossenschaften 
fUr  dentaiibe  Verhältnisse  bearbeitet  etc.,  Duis- 
burg 186Ö.  —  Mitls  Anaicbten  Über  die  soziale 
Frage  und  die  angebliche  Umwälzung  der 
Sozi^ Wissenschaft  durch  Carej,  ebd.  1866.  — 
Geschichte  des  HaterialJsmas  nnd  Kritik  seiner 
Bedeutung  in  der  Gegenwart,  Iserlohn  1866; 
dasselbe,  2.  Aufl..  2  Bde.,  1873,75;  dasselbe, 
I.  Bd.,  3.  Aufl.,  1876;  dasselbe,  Volksausgabe 
(mit  Weglassnng  der  Anmerkungen  und  Re- 
gister), 1882 ;  dasselbe,  Neudruck  der  Volkaaus- 
gabe,  mit  Langes  Leben  von  H.  Cohen,  1887; 
dasselbe  in  französischer  UeberaelBung  von  B. 
Pommerol,  2  Bde.,  Paris  1877,79:  dasselbe  in 
engliacher  Uebersetzung,  2  Bde.,  London  187879. 
In  seiner  „Arbeiterfrage"  verurteilt  Lange  den 
Wettbewerb  um  Beschäftigung  der  arbeitsloeea 
Elemente  auf  dem  Gebiete  der  freien  Konkurrenz 
und  stimmt  mit  Hinweis  auf  Malthus  nnd 
Ricardo  dem  sozialistischen,  u.  a,  aber  von  den 
englischen  Sozialiaten  verworfenen  Satze  bei, 
dasB  dieser  Wettbewerb  die  Tendenz  habe,  den 
Arbeitslohn  auf  die  Minimalstufe  hcrabzndrQcken. 
Dieses  Postniet  bat  nur  bei  Zeiten  wirtschaft- 
lichen Rückganges  für  die  Groaaindustrie  —  und 
mit  Anaachlusa  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter 
aller  Länder  —  eme  gewisse  Berechtigung. 
Lange  hält  nicht  nur  die  Schultze-Delitz sehen 
Konsamvereiue  znr  LQsuug  der  sozialen  Fm^e 
für  ungeeignet,  er  bekämpft  anch  die  Produktiv- 
associationen  Lassalles,  die  er  nur  für  den  land- 
wirtschafüichen  Grossbetrieb  anerkennt.  Dem 
Manschen  Expropriationsprozess  steht  er  feind- 
lich gegenüber,  da  dessen  prognostizierte  wirt- 
üchaftliche  Aufreibung  des  Grossgrundbesitzes 
sich  nach  Lange  erst  vollziehen  kann,  wenn 
das  niveltierenoe  Rad  der  sozialen  Aufsaugung 
über  alle  die  geseilschaftlicben  KlBssen,  welche 
zwischen  dem  Arbeiter  Proletariat  und  den  gross- 
kapitalistischen Arbeitgebern  stehen,  hinweg- 
G gangen  ist.  Im  aligemeinen  nähert  sich 
lUge  als  wissenschaftlicher  Sozialist  eher  Marx 
als  Lassalle,  wenn  er  auch  weder  des  ersteren 
Klassenhass  teilt  noch  seiner  Werttheorie  zu- 
stimmt noch  die  AbscbafFnng  des  Lohnsystems 
anstrebt.  Malthus,  in  Bezug  auf  seine  Künst- 
liche Hemmung  der  PopuTationsvermehrung, 
wird  von  ihm  als  unfertiger  Vorläufer  Darwins 
bezeicbnet,  nnd  an  der  Hand  der  Entwickelnngs- 
geschiohte  der  Menschheit  zeigt  er,  wie  anders 
als  beim  tierischen  Kampf  nm  das  Dasein  der 
des  menschlichen  Ringens  nm  die  Existenz  ver- 
läuft.   Im  zweiten  Bande  seiner  Geschichte  des 
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-  Haterialismng  wird  die  nnr  der  Lnst,  nicht  dem 
EigenDiitzefrJinenileBiitiheKntioiialSkonomieder- 
ienig'ea  der  Geg'enwart  im  Lichte  des  ethischen 
Materialismas  entgeg'enges teilt  und  als  Haupt- 
agens der  modernen  VolkBwirtachatt  der  alle 
ersetze  derselben  darchdriagende  Egoismua  ge- 
kennzeichnet nnd  die  Herrschaft  der  Interessen 
hekämpft.  Die  historischen  Entwickeluugi- 
reflexe,  welche  Lange  aaf  die  soziulog-ische  5e- 
wegTing  der  Gegenwart  wirft,  nnd  die  Ein- 
wirkung ideeller  und  geBellBchaftsphilosop bischer 
Bestrebimgen  anf  soziale  Zustände,  die  er  darin 
nachweist,  dienen  auch  dazn,  seine  eigene  sozio- 
logische Stellang  zu  charakterisieren.  Der  tiefe 
religiUse  Hintergrund  der  Sozioloi^ie  Langes, 
weither  wiederholt  die  Hoziale  Bedeutung'  des 
Christentnma  hervorhebt,  hat  mit  dem  Positivja- 
inus  des  Atheisten  Comte  ebensowenig  Gemein- 
sames wie  seine  Anwhanungeu  über  die  Anf- 
hebane  des  individuellen  Eigentumerwerbs  mit 
dem  ökonomischen  Manschen  Materialismus, 

Vgl.  über  Lange:  Vaihinger,  Hart- 
mann, Dlihring  nnd  Lange,  Iserlohn  1876.  — 
Cohen,  F.  Ä.  Lange  in  „Preussische  Jahr- 
bücher', Bd.  XXXVII,  Berlin  187li,  S.363ff.  — 
H.  Braun,  F.  A.  Lauge  als  SozialSkonom, 
Halle  1881.  —  Allgemeine  denf  che  Biographie, 
Bd.  XVII,  Leipzig  l«83,  S.  624  ff .  —  E 1 1  i  a  s  e  n , 
Friedrich  Albert  Lange.  Eine  Lebensbeschrei- 
bung, ebd.  ISai.  —  N.  Berdiajew,  Fr.  A. 
Lan^e  und  die  kritische  Philosophie  in  ihren 
Beziehungen  zum  Sozialismus  in  „Neue  Zeit", 
Jahrg.  XVm,  Bd.  2,  Beriin  1900.  —  Weisen- 
grftn,  Friedrich  Albert  Lange  als  Soziologe 
und  NationalükoDom ,  in  „Deutnche  Worte", 
Jahrg.  XII,  Wien  1892,  Heft  6,  Juni.  — 
Reichesberg,  Friedrich  Albert  Lange  nls 
NationalGkonom,  Bern  18iß.  — 
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Laspeyres,  Etienne, 

wnrde  am  28.  XL  1834  zn  Halle  geboren,  stu- 
dierte in  Tübingen,  Berlin,  Göttingen,  Halle  und 
Heidelberg,  habilitierte  sich  18ÖU  an  letztge- 
nannter UnivereitSt,  wurde  1864  ord.  Professor 
in  Basel,  1866  in  Riga,  186ü  in  Dorpat,  1873 
an  der  technischen  Huch)^chule  in  Karlsruhe  nnd 
wirkte  Ton  1874  bis  1900  au  der  Universität 
Giessen.    Seit  FrQhjahr  1900  ist  er  im  Kuhe- 

Die  Arbeiten  Laspejres'  liegen  sämtlich  auf 
dem  historisch-statistischen  Gebiete. 

Er  TerOEient  lichte  bisher  au  staahwissen- 
schaftlichen  Schriften  a)iuBiichform:De  iuribus 
quae  in  rebus  ab  adoptando  acquiritis  in  adop- 
tiosum  patrem  traiiseunt,  (Diss.)  Halae  1857.  — 
Wechselhcziebungeu  zwischen  Volks  Vermehrung 
nnd  Hühe  des  Arbeitslohnes,  Heidelberg  186U. 
—  Geschichte  der  volkswirtsvhattlichen  An- 
schannogen  der  Niederländer  und  ihrer  Litte- 
ratur  zur  Zeit  der  Bepubük,  Leipzig  1863.  — 
JustUMTon  Liebig»  Theorie  der  Bodenerschöpfung. 
Der  Einflus«  der  Wohnung  auf  die  Sittlichkeit, 
Berlin  1869. 

■  b)  in  Zeit  schritten  etc.  nud  zwar:  1.  in 
Pickfords  „Volkswirtschaftlicher  Mo- 
natsschrift": Aufsätze    über  Schwarzwälder 


Industrie,  namentlich  Uhrenindustrie  (18511).  2. 
In  Zeitschr.  t.  Staatsw.:  Mitteilungen  aus 
Pieler  de  La  Courts  Schriften.  Ein  Beitrag  znr 
Geschichte  der  niedertäudiechenNationalükonomik 
des  17.  Jahrhunderts  (1862).  —  Welche  Waren 
werden  im  Verlaufe  der  Zeiten  immer  tenrer? 
(1872),  —  Znr  wirtschaftlichen  Lage  der  länd- 
lichen Arbeiter  im  Deutschen  Beich  (1876).  — 
3.  In  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat:  Hamburger 
Warenpreise  1851—63  und  die  kalifom.-anstra- 
lischeu  Goldentdecknni^en  (III.  Bd.  1864).  —  4. 
In  dem  Berliner  „Statistischen  Jahrbuch": 
Die  GnippieniQg  der  Industrie  in  den  grossen 
Stwlten  (UI.  JtÄrg.  1869).  —  6.  In  der  Viert, 
f,  Volksw.:  Die  Gruppierung  der  Industrie 
innerhalb  der  nordamenkanischen  Union  (1870 
und  1871). —6.  In  der  „C  o  ncord  i  a":  Stati-atische 
üutersuchimgen  Aber  die  wirtschaftliche  Lage 
der  sog.  arbeitenden  Klassen,  9  Artikel  (1875), 

—  7.  In  der  ,,0esterreichi8chen  Statist. 
Monatsschrift":  Statistische  Untersnchnngen 
über  den  Einfluss  einer  Steneranfhehung  auf  die 
Preise  der  bisher  besteuerten  Produkte  (1877). 

—  8.  In  „Hirths  Annalen":  Deutschlands 
Eisencinfuhr  und  Eisendurchfuhr  (18öü).  —  9.  In 
dem  „Jahressupplementband  zu  Meters 
Konversationslexikon"  1882;83:  Die  Be- 
wegung der  Warenpreise  in  der  2.  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts, 

Ausserdem  linden  sich  aus  Laspejres'  Feder 
kleinere  Aufsätze  über  Wohnungsfrage  und 
Volkszählungen  in  der  „Baltischen Mona iNsibrift", 
über  Handelsbilanzen  Deutschlands,  Frankieichs 
und  Englands,  über  Preisstatistik  etc.  im 
„Deutschen  Handelsblatt",  Jahrg.  1874  und  fol- 
gende, ebenso  in  der  „Hamburger  Börsen  halle'', 
fernerhin  verschiedenartige  Artikel  im  St.W.  B. 
von  Bluntschli  und  Brater,  Aufsätze  über  Uni- 
versitätsstalistik  in  der  „Deutschen  Kevue'', 
Kritische  Besprechungen  in  den  ,,Jahrb,  f.  Nat. 
n,  Stat,"  etc.  etc. 

Seit  20  Jahren  ist  Laspevres  mit  sehr 
weitschichtigten  statistischen  Untersuchungen 
über  Steuerilberwiilznng,  Einfluss  der  Preise 
auf  die  Nachfrage  etc.  auf  Grund  des  Akteu- 
mat«rials  der  frilheren  preussischen  Hahl-  und 
Schlachtsteoer  beschaff^  Diese  umfangreichen 
Untersnchuugen  dürften  meistens  aber  erst  in 
einigen  Jahren  znr  Veröffentlichung  gelangen. 
Die  erste  Arbeit  hiervon  erscheint  1901  im 
„Finanzarchiv"  von  Schanz:  Statistische  Unter- 
suchungen zur  Steuerüberwälzung,  geführt  nn 
der  Geschichte  der  preuwrischen  Mahl-  und 
Schlachtsteuer, 

Ked, 


Lassalle,  Ferdinand, 

ist  namentlich  als  Sozialist  i  seh  er  Agitator  nnd 
als  Führer  der  ersten  deutschen  sozialdemokra- 
tischen Bewegung  bekannt  geworden.  An  dieser 
Stelle  soll  jedoch  nicht  seine  agitatorische  Thtt- 
ligkeit  zur  Darstellung  gelangen  (s.  d.  Art. 
Sozialismus],  sondern  eine  Skizze  seines 
Lebens  sowie  seiner  rechtsphilosophischen  und 
uationalökonomiscben  Grundanschaunngeu  ge- 
geben werden. 

Lassalle  wurde  am  11.  IV,  1825  in  Breslaa 
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T  Taterstadt,  dann  t 


-  wie  meist  ang-eDoimnen  wird  —  statt,  weil 
er  gegen  den  eigenen  \^'unsch  von  seinen  Eltern 
zum  Eaufmanuastajide  bestimmt  war,  sondern 
weil  ihm  wegen  böser  Sthalstreiche  der  Aufent- 
halt in  Breslan  verleidet  war.  In  Leipzig_  ent- 
schloss  sich  Lassalle,  sein  Leben  dem  wissen- 
achaitlichen  Studium  zu  widmen;  vom  Jahre 
1842  ab  studierte  er  in  Breslau  und  Berlin,  zu- 
erst Philologie,  dann  Philosophie  und  plante  die 
Ansarbeitong  eines  grCsseren  Werkes  über  den 
Philosophen  Heraklit.  Im  Jahre  1844  ging 
Lassalle  auf  Reisen  and  hielt  sich  dann  längere 
Zeit  in  Paris  auf;  nach  seiner  SUckkchr  nach 
Deutachland  im  Jahre  184ß  lernte  er  die  Gräfin 
Eatzfeld  kennen,  die  er  in  ihrem  jahrelang  g^e- 
ftthrten  Ehescheidungsprozesse  mit  seinem  Rate 
unterstützte.  —  Zur  Zeit  der  revolutionären 
Ereignisse  des  Jahres  1848  lebte  Lasaalle  in 
Düsseldorf,  wohin  er  die  Gräfin  Hatzfeld  be- 
gleitet hatte;  hier  schloss  er  eiub  der  demokiB- 
tischen  Partei  an  und  arbeitete  an  der  von 
Karl  Marx  heran  agegebenen  „Neuen  Bheinischen 
Zeitung"  mit.  Da  Lasealle  zur  Organisierung 
des  bewaffneten  Widerstandes  gegen  die  Steuer- 
erhebung aufgefordert  hatte,  wurde  er  wegen 
Aufreizung  gegen  die  künigliuhe  Gewalt  ange- 
klagt; die  Geschworenen  sprachen  ihn  aber  frei. 
Für  diese  Verhandlung  hatte  Lassalie  eine  Ver- 
teidigungsrede ausgearbeitet,  die  dann  unter 
dem  Titel  „Assisenrede"  im  Druck  erschienen 
istj  gehalten  wurde  diese  Bede  indes  nicht, 
weil  LasBalle  wegen  des  Beschlusaes  des  Ge- 
riohtshofeB,  die  Oeffentlichkeit  anszuschliesaeu, 
auf  jede  Verteidigung  verzichtete,  —  In  einer 
zweiten  Anklage,  die  gegen  Lassatle  erhoben 
wurde,  zum  Widerstände  gegen  Begierungs- 
beamte auffordert  zu  haben,  wurde  er  vom 
Znchtpolizeigericht  in  6  Monaten  Gefängnis 
vemrtfiilt.  ~  Bis  zum  Jahre  18Ö7  blieb  Las- 
salle in  Düsseldorf;  dann  siedelte  er  nach  Ber- 
lin über,  nachdem  er  durch  Venuittelung  Alexan- 
der V.  Humboldts  vom  Eitnig  von  Preussen  die 
Erlaubnis  erhalten  hatte,  dort  aeineu  Wohnsitz 
nehmen  zu  dürfen.  Hier  vollendete  Lassalie 
sein  Buch  über  die  „Philosophie  Heraklita" ; 
diesem  Werke  folgte  das  historieche  Drama 
„Franz  v.  Sjckingeu".  Bei  Ausbruch  des  ita- 
lienischen Krieges  im  Jahre  1859  veröffentlichte 
Lassalie  die  Broschüre  „Der  italienische  Krieg 
und  die  Aufgabe  Preuasens";  hier  tritt  Lassalle 
mit  Wärme  dafür  ein,  dass  diese  Gelegenheit 
von  Preussen  benutzt  werden  müsse  zur  Wie- 
derherstellung der  deutschen  Einheit,  die 
durch  den  Dualismus  von  Freusseu  und  Oester- 
reich  verhindert  werde;  jetzt  sei  der  Augen- 
blick gekommen  für  Preussen,  durch  die  Be- 
freiung Schleswig-Holsteins  diese  nationale  Auf- 
gabe zu  übernehmen.  ^Dass  Lassalle  bei  seiner 
Betonung  des  nationalen  Gesichtspunktes  nicht 
an  eine  Stärkung  des  monarchischen  Ele- 
ments gedacht  hat,  geht  klar  aus  seiner  näch- 
sten Veröffentlichung  „Fichtes  politisches  Ver- 
mächtnis" hervor,  wo  er  erklärt,  dass  die  Her- 
stellung der  deutschen  Einheit  durch  einen  ein- 
zelnen Regenten  nur  dessen  speciAschen  Haus- 
geist zur  Entfaltung  brächte,   dass   aber  das 


einige  Dentschland  nur  als  unilatisohe 
Republik  gedacht  werden  dürfe.  (In  einem 
Briefe  an  Rodbertus  sagt  Lassalle  einmal:  „Wir 
müssen  alle  wollen:  Grossdeutschland  moins  les 
djnasties.")  —  Nach  dieser  und  ähnlichen  klei- 
nereu Schriften  erschien  im  Jahre  1861  das 
grosse  rechtsphilosophische  Werk  „Das  System 
der  erworbenen  Rechte.  Eine  Versöhnung  des 
positiven  Rechts  und  der  Rechtsphilosophie".  — 
Lassalle  geht  von  dem  Gedanken  ans,  dass 
ein  gründliches  Studium  des  Rechts  dahin  führen 
müsse,  dass  mit  den  allgemeinen  Eatego- 
rieen  von  Eigentum,  Erbrectit,  Vertrag,  Familie 
etc.  nichts  gethan  sei,  dass  der  römische 
Eigentumsbegriff  ein  anderer  sei  als  der  ger- 
manische, der  rSmische  Erbtumsbegrift'  ein. 
anderer  als  der  germanische,  der  römische  Fa- 
milienbegriff ein  anderer  als  der  germanische 
etc.,  kurz,  dass  die  Rechtsphilosophie,  als  in  das 
Reoht  des  historischen  Geistes  ^bOrend ,  es 
nicht  mit  logisch  ewigen  Eategorieen  zu  thun 
habe,  sondern  dass  die  Bechtsiustitute  nur  Re- 
alisationen historischer  Geistesbegriffe,  nur 
der  Ausdruck  des  geistigen  Inhalts  der  ver- 
schiedenen historischen  \  oiksgeister  und  Zeit- 
perioden und  daher  nur  als  solche  zu  begreifen 
seien.  Hier  tritt  schon  klar  zu  T^e,  wie  sehr 
Lassalle  durch  di^  Hegelsehe  Philosophie  be- 
einflusst  war;  seine  idealistische  AuÖassung, 
dass  die  Rechtsinstitutionen  auf  gewisse  im 
Volke  lebende  Ideeen  zurückzuführen  seien, 
steht  im  diametralen  Gegensatze  zur  Marxisti- 
schen Getchicbtsanffassnng,  wonach  es  nur  die 
ökonomischen  Zustände  seien,  durch  die  alle 
rechtlichen  und  politischen  Einrichtungen  ebenao 
wie  die  moralischen  und  sonstigen  Ideeen  bedingt 
seien.  Dieser  tiefgehcnile  üiiterschied  in  der 
philosophischen  Grundanachauung  macht  es 
auch  erklärlich,  dass  beide  Sozialisten  iu  der 
Arbeiterbewegung  nicht  miteinander  gehen 
konnten.  Was  die  Frage  der  sogenannten  wohl- 
erworbenen Rechte  betrifft,  so  meint  Lassalle, 
dass  das  Individuum  dnrch  seine  Handlungen, 
durch  einseitigen  oder  zweiseitigen  Vertrag, 
sich  oder  anderen  Personen  nur  Rechte  sichern 
könne,  wenn  und  soweit  die  bestehenden  Gesetze 
diesen  Rechtsinhalt  als  einen  erlaubten  auüähen; 


allgemeine  Geist  sei,  so  könne,  wenn  in- 
folge der  Aenderung  dieses  allgemeinen  Be- 
wusstaeins  ein  bestehendes  Rechtsinstitut,  wie 
z,  B.  Leibeigenschaft,  Dienste,  Abgaben,  lidei- 
kommissarische  Erbfolge  etc.,  abgeschafft  wür- 
den, dabei  von  irgend  weichet  Kränkung  er- 
worbener Rechte  nicht  die  Rede  sein;  ebenso  sei 
auch  kein  Recht  auf  Entschädigung  anzuerkennen. 
Ein  Individuum  könne  sich  nii:ht  aelb-itherrlich 
für  alle  Zeiten  und  gegen  alle  künftigen 
zwingenden  und  prohibiciveu  Gesetze  erklären, 
und  nichts  anderes  als  diese  verlangte  Selbst- 
souveränität  läge  in  der  Forderung,  dass  ein 
erworbenes  BecEt  auch  für  solche  Zeiten  fort- 
dauern solle,  wo  prohibitive  Gesetze  seine  Zn- 
lässigkeit  ausschliSssen.  LassftUe  wendet  dann 
seine  Rechtsanschauung  auf  das  Erbrecht  an; 
das  römische  Erbrecht  sei  der  Unsterblichkeits- 
idee des  römischen  Volksgeistes  entsprungen, 
das  altgermanische  wurzele  iu  der  Idee,  dass 
die  Familie,  uicht  der  augenblickliche  Inhaber 
der  Eigentümer  des  Vermögens  aei;  in  unserer, 
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Zeit  seien  dieee  alten  Anffassnn^en  nicht  mehr 
vorhanden,  daher  mUsse  daa  Erbrecht  umge- 
Htaltei  werden.  Das  henti{,''e  Erbrecht  beruhe 
auf  der  „Familie  als  Staat aiuBtitution",  an! 
„dem  die  Vennägenshititerlassenachaften  regeln- 
den sllKemeinen  Willen  des  SlaateB";  heote  aei 
nicht  IntestAterbrecht  noch  Teaiamentrecht, 
sondern  „Regelung  der  HinterlassenBChaft  von 
SocietÄls  wegen"  Natnrrecht.  —  In  diesem 
Werke  findet  sich  auch  eine  Stelle,  die  bereite 
die  sozialistische  Tendenz  des  Verfosaera  klar 
erkennen  lässt;  Lassalle  erklSrt  (Teil  I  S.  264), 
„Earopa  stunde  vor  der  Frage,  ob  die  freie 
Bethätigunz  und  Eniwickelung  der  Arbeits- 
kraft ansBoiiliessIiphes  PriTateigeutnm  des  Be- 
sitzers von  Arbeitssabstrat  und  ArbeitsTcr- 
hältnia  (Kapital)  seien  und  ob  folgeweise  dem 
Unternehmer  als  solchem  Eigentum  an  fremdem 
Arbeitswerte  (Kapitalprimie,  Eapitalprofit),  der 
sich  bilde  durch  die  Differenz  zwischen  dem 
Yerkaafspreise  des  Produktes  und  der  Summe 
der  LShae  und  Vergütun^n  sämtlicher,  auch 
geistiger  Arbeiten,  die  in  irgend  welcher  Weise 
zum  Zustande  kommen  der  Produkte  beigetragen 
haben,  zustehen  aolle. "  — 

In  der  Eonfiiktsperiode  trat  Lassalle  mit 
zwei  Vorträgen  über  Verfassungswesen  hervor. 
Im  ersten  dieser  Vorträge,  den  er  in  mehreren 
Berliner  Bezirks  vereinen  im  Frühjahre  1862 
hielt,  entwickelte  er  den  Gedanken,  dass  Ver- 
faSBUngsfragen  nicht  Eech tsfragen,  sondern 
Macbtfrageu  seien  und  da.<ts  die  wirkliche 
Verfassung  auf  den  reellen  Machtverhältnissen 
eines  Landes  beruhe;  soll  daher  eine  Verfassung 
umgeändert  werden,  so  gKIte  es  vor  allem,  die 
wirklichen,  thataSchlicheu  Machtverhältnisse  im 
Lande  umzugestalten.  lu  dem  zweiten  Vortrage 
„Was  nun?",  der  im  Oktober  desselben  Jahres 
gehalten  wurde,  giebt  er  das  Mittel  an,  wie  die 
Volksvertretung  die  Eegierung  zur  Nachgiebig- 
keit zwingen  solle;  die  Kammer  müsse  ihre 
Sitzungen  so  lange  vertagen,  bis  die  Regierung 
den  Nachweis  antrete,  dass  die  verweigerten 
Ausgaben  nicht  länger  fortgesetzt  würden.  Eine 
Steuer  Verweigerung  ftlhre  nicht  zum  Ziele, 
weil  die  organisierte  Macht,  das  Heer,  das  Be- 
amtentum etc.  in  der  Hand  der  Regierung  sei. 
Durch  die  vorgeschlagene  Abstinenz  der  Volks- 
vertretung aber  werde  dieRegiemn^  gezwungen, 
entweder  sich  offen  zum  Absolutismns  zu  be- 
kennen, was  sie  aber  nicht  thun  werde  —  oder 
sie  mllsse  nachgeben. 

Einen  weiteren  Vortrag  hatte  Lassalle  im 
Frühjahre  1862  im  Hand  werker  verein  der 
Oranienburger  Vorstadt  gehalten  „über  den  be- 
sonderen Zusammenhang  der  gegenwärtigen 
Qeschichtaperiode  mit  der  Idee  des  Arbeiter^ 
Standes".  Lassalte  unterscheidet  verschiedene 
Weltjierioden  je  nach  dem  Stande,  welcher 
bei  einer  Epoche  herrschend  war.  Zuerst  sei 
es  die  Idee  des  Adels  oder  der  Grundbe- 
sitz gewesen,  der  das  herrschende  Princip  des 
Mittelalters  bildete ;  die  zweit«  Periode  hahe 
den  grossen  bürgerlichen  Besitz  oder  das  Ka- 
pital zur  Herrschaft  gebracht  und  diese  zu 
Privilegien  gestaltet ;  die  ueue  Periode,  die  mit 
dem  24.  IL  1648  begonnen  hätte,  hätte  die 
Idee  des  Arbeite rstandes  emporgebracht, 
aber  dieser  vierte  Stand,  der  nun  zur  Herr- 
schaft gelangt  sei,  weise  den  Unterschied  auf, 
dass  er  nicbU  enthalte,   woraus   sich  ein  neues 


Privilegium  bilden  künnte.  In  diesem  Vortrage 
tritt  bereits  klar  hervor,  welche  hohe  Meinung 
LassaUe  von  der  Aufgabe  des  Staates  hatte; 
um  nämlich  dem  vierten  Stande  die  ihm  ge- 
bührende Stelle  zu  verschaffen,  müsse  der  Staat 
helfend  eingreifen;  der  Staat  sei  es,  welcher 
die  Funktion  -  habe,  diese  Entwickelung  der 
Freiheit,  diese  Eutwickelung  des  Menschenge- 
schlechtes zur  Freiheit  zu  vollbringen.  Dieser 
Vortrag,  den  Lassalle  drucken  liess,  wurde  von 
der  Berliner  Polizei  konfisziert,  und  der  Autor 
wnrde  wegen  „Aufreizung  der  besitzlosen  Klassen 
zu  Hass  und  Verachtung  gegen  die  Besitzenden" 
angeklagt;  das  Urteil  lautete  auf  4  Monate  Qe- 
fäugnis ;  doch  wnide  diese  Strafe  vom  Kammer- 
gericht, an  das  Laasalie  appellierte,  in  eine 
Geldstrafe  umgewandelt.  Die  sehr  gescbickt«n 
Verteidigungsreden  Lassalles  erschienen  ab 
Broschüren  und  zwar  die  in  der  ersten  Instanz 
gehaltene  unter  dem  Titel :  „Die  Wissenschaft 
und  die  Arbeiter",  die  zweite  unter  dem  Titel : 
„Die  indirekte  Steuer  und  die  Lage  der  arbeiten- 
den Klassen".  In  dieser  letzteren  Rede,  von  der 
übrigens  nur  ein  Teil  vor  Gericht  verlesen 
wurde,  führt  Lassalle  das,  was  er  in  seinem 
Vortrage  über  die  Belastung  der  unteren 
j  Klassen  durch  die  indirekten  Steuern  gesagt 
hatte,  noch  weiter  aus  und  belegte  es  dnrdi 
zahlreiche  Aussprüche  nationalSkonomiscber  Ge- 
lehrter und  dnrch  statistisches  Material.  Lassalle 
sucht  den  Nachweis  zu  fuhren,  nicht  unr,  dass 
der  Betrag  aller  indirekten  Steuern,  statt  die 
Individuen  nach  Verhältnis  ihres  Kapitals  nnd 
Einkommens  zn  treffen,  seinem  bei  weitem 
grSssten  Teile  nach  von  den  Unbemittelten  ge- 
zahlt werde,  sondern  auch,  dass  diese  Stener 
gera<lezu  ein  Institut  sei,  durch  welches  die 
Bourgeoisie  das  Privilegium  der  Steuerfreiheit 
für  das  grosse  Kapital  verwirkliche  and 
die  Kraft  des  Staatswesens  den  ärmeren  Klassen 
der  Gesellschaft  aufbürde.  — 

Im  Februar  1863  wurde  Lassalle  von  dem 
Centralkomitee  zur  Berufung  eines  allgemeinen 
deutschen  Arbeiterkungresses  in  Leipzig  aufge- 
fordert, ein  politisch-soziales  Programm  für  die 
Arbeiterorganisatiou  zu  entwerfen.  Er  ver- 
öffentlichte dos  „Offene  Antwortschreiben", 
worin  er  seine  Grundsätze  klarlegte.  Dieses 
Programm  bildete  dann  die  Grundlage  des  All- 

äemeinen  Deutschen  Arbeitervereins,  welcher 
ie  erste  Organisation  der  sozialdemokratischen 
Partei  in  Deutschland  darstellt«. 

Lassalle  beginnt  sein  „Offenes  Antwort- 
schreiben" mit  dem  Appell  an  den  deutschen 
Arbeiterstand,  sich  als  selbständige  politische 
Partei  zu  konstituieren,  eine  deutsche  Arbeiter- 
partei gegenüber  der  Fortschrittspartei  zu 
gründen;  nur  durch  die  Vertretung  des  Arbeiter- 
standes in  den  gesetzgebenden  Körpern  Deutsch- 
lands könnten  dessen  politische  Interessen  be- 
friedigt werden.  Was  die  soziale  Frage  beträfe, 
so  seien  die  Schultze-Delitzschen  Associationen, 
die  Kredit-,  Vorschuss-,  Rohstoff-  und  Konsum- 
vereine nur  ein  Falliativmittel.  aber  nicht  ge- 
eignet, die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  end- 
giltig  zu  verbessem.  Wer  dies  wolle,  mflsse 
zunächst  ein  Ökonomisches  Gesetz  beseitigen, 
welches  heute  unter  der  Herrschaft  von  An^bot 
und  Nachfrage  herrsche.  Dies  Gesetz  sei  das 
Lohngesetz.  Lassalle  entwickelt  ausfuhrlich  das 
sogen,    eherne  Lohngesetz,    das    vor   ihm 
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bereits  von  Ricardo  nnd  Turgot  ganz  filinlich 
formuliert  war,  das  aber  liier  zur  Grundlage 
eines  Hozialis tischen  Programms  gemacht  wurde. 
Dieses  eherne  Lohngesetz,  welches  nnter  den 
heutigen  VerbttUDisnen  deu  Arbeitslohn  bestimme, 
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beitslobn  bl: 
wendigen  Lebensanterhalt  rednziert, 
der  in  einem  Volke  gewohnheitsniaesig 
7Ur  Fristung  der  Existenz  und  zur 
Fortpflanzung  erforderlich  sei.  Dies 
sei  der  Punkt,  um  welchen  der  wirkliche  Tages- 
lohn in  Pendelschwingungen  jederzeit  herum- 
gravitiere, ohne  sich  jemals  weder  Über  den- 
selben erheben  noch  unter  denselben  binunier- 
fallen  zn  klinnen.  £r  kOnne  sich  nicht  dauernd 
Ober  diesen  Durchschnitt  erbeben,  denn  sonst 
entstünde  durch  die  leichtere,  bessere  Lage  der 
Arbeiter  eine  Vermehrung  der  Ärbeiterehen  nnd 
der  Arbeiterfortpflanznng,  eine  Vennehrung  der 
Arbeit  erbe  völkemng  und  somit  des  Angebots 
von  Händen,  welches  den  Arbeitslohn  wieder 
auf  nnd  nnter  seinen  frllberen  Standpunkt 
herabdrUcken  würde.  Der  Arbeitslohn  ttünne 
auch  nicht  tief  nnter  diesen  notwendigen  Lebens- 
unterhalt fallen,  denn  dann  entstanden  Ans- 
wandemngen,  Ehelosigkeit,  Enthaltung  von  der 
Kinderzengnn^  und  endlich  eine  durch  Elend 
erzeug'le  Vennmderung  der  Arbeiterzahl,  welche 
somit  das  Angebot  vou  Arbeiterhänden  wieder 
verringere  nnd  den  Arbeitslohn  daher  auf 
den  früheren  Stand  zurückbringe.  —  Eine 
Folge  dieses  Gesetzes  sei  es,  dass  die  Arbeiter 
von  der  dnrch  die  Fortschritte  der  Civilisation 
gesteigerten  Produktivität,  d.  h.  von  dem  ge- 
steigerten Arbeitsertrage,  notwendig  ausge- 
schlossen seien.  Aus  dieser  elenden  Lage  ktinne 
sich  der  deutsehe  Arbeiterstand  nur  befreien, 
wenn  er  sein  eigener  Unternehmer  würde, 
wenn  die  Arbeiter  selbst  in  Besiti  von  Kapital 
gelangten,  indem  sie  sich  vom  Unternehmertum e 
emancipierten.  Labsal  le  schlfigt  daher  vor, 
nicht  als  LüsDiig  der  sozialen  Frage,  sondern 
als  Uebergangamassregei,  welche  oie  Lüsung 
vorhereiten  sollte,  dass  die  Arbeiter  sich  frei- 
weillig  zn  Produktivassociationen  vereinigen 
sollten ,  denen  vom  Staate  durch  üewäh- 
mng  von  Kredit  Unterstützung  zn  teil  werden 
sollte.  Um  aber  den  Staat  zn  einer  solchen 
Intervention  Ewingen  zu  können,  müsse  zuerst 
das  allgemeine  direkte  Wahlrecht  erkBmpft 
werden,  und  die  Erreichung  dieses  Zieles  be- 
zeichnet Lassalle  als  die  wichtigste  politische 
Aufgabe  der  deutschen  Arbeiter.  Es  wurde 
Lassalle  vorgeworfen,  dass  er  mit  seinem  Plane 
nur  die  Idee  der  Pariser  Nationalwerkstätten 
aus  dem  Jahie  1848  aufgewärmt  habe;  dieser 
Vorwnrf  ist  aber  unhegründet;  denn  mit  diesen 
Werkstätten  hat  Lassalles  Vorschlag  gar  nichts 

femein;  wohl  aber  ist  eine  gewisse  Aehnlich- 
eit  vorhanden  zwischen  Lassalles  Projekt  nnd 
Loais  Blancs  Vorschlag  der  Arbeiterassocia- 
tionen  mit  Staatskredit  ans  der  Zeit  der 
Februarrevolution.  Doch  ging  Louis  Blanc  viel 
weiter  als  Lassalle ;  die  Blancschen  Associationen 
bildeten  nur  einen  Teil  eines  gössen  sozialen 
Reformplanes ;  femer  sollten  die  Associationen 
Blancs  von  einer  Centralhetriebsstütte  abhängig 
sein,  w&farend  Lassalle  nur  freie,  individuelle 
Associationen  vorschlug. 

In  der  nun  folgenden  letzten  Periode  seines 
UaDdirarUrbnch  der  StMCawlueiuclwfteil.   ZwelM 


Lebens,  in  den  Jahren  1863  nnd  1864,  be- 
schäftigte sich  Lassalle  fast  ansschliesslicb  mit 
seiner  Agitation  für  den  Allgemeinen  deutschen 
Arbeiterverein  (s.  d.  Art.  Sozialismus  und 
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raus). 


Jahre  1863  stand  Lassalle  in  regem 
Briefwechsel  mit  Rodbertus.  Als  LaSMlile 
seine  Agitation  begann,  forderte  er  Rodbertus 
zur  Mitwirkung  anf,  doch  Hess  sich  eine  Verstän- 
digung zwischen  beiden  nicht  erzielen.  Wenn 
auch  Rodbertus  in  manchen  Punkten  mit  Las- 
salle fibereinstimmte,  in  wesentlichen  Fragen 
hatte  er  eine  grnnd verschiedene  Auffassung. 
Beide  waren  überzeugt,  dass  es  ein  gereinig- 
teres  Eigentum  geben  müsse,  bei  welchem  die 
einem  jeden  zufallende  Eigentum sportion  in  ge- 
rechterem Verhältnis  zu  dem  persönlichen 
Verdienste  des  Individuums  um  die  Gesell- 
schaft stünde;  dass  eine  solche  Eigentumsinsd- 

Einkommenseigentnm  gäbe;  —  aber  Rod- 
bertus war  gegen  die  Idee  der  Produktivasso- 
ciationen mit  Staatskredit,  wollte  vielmehr  das 
Lohnprincip  beibehalten  wissen,  wenn  auch 
reformiert;  ausserdem  wollte  Lassalle  ans  der 
sozialistischen  Partei  zu^eich  eine  wirtschaftliche 
und  politische  machen,  Bodbertus  wünschte,  sie 
sollte  nur  eine  wirtschaftliche  bleiben.  Anfang  1864 
erschien  Laasalles  ökonomisches  Hauptwerk  — 
„Ba-stiat-Schulze".  --  Viel  Neues  ist  darin  nicht 
enthalten.  Es  sollte  eine  zusammenhängende 
Darstellung  des  Lassallesclien  wissenschaftlicben 
Systems  geben,  war  aberzu  flüchtig  gearbeitet, 
nm  dieser  Aufgabe  gerecht  zn  werden.  Es  zer- 
fallt in  einen  kritischen  und  einen  posi- 
tiven Teil.  Im  kritischen  Teile  wendet  sich 
Lassalle  gegen  Schulzes  theoretische  Äuefüb- 
mngen,  me  namentlich  Bastiat  entnommen 
sind,  und  ^egen  seine  Qenossenschaftsbestre- 
bnngen.  Bet  manchem  Richtigen,  was  hier  Las- 
salle ge^en  einzelne  Basti atsche  Theorieen  vor- 
bringt, ist  die  Kritik  doch  im  ganzen  massloa 
übertrieben,  nnd  der  höhnische  Ton,  den  Lassalle 
gegenüber  der  praktischen  Thätigkeit  Scbnlzes 
anschlägt,  macht  einen  nm  so  schlechteren  Ein- 
druck, als  dieser  dnrch  seine  Konsumvereine 
und  ähnliche  Schöpfungen  für  die  Arbeiter 
Segensreiches  geschaffen  hatte,  wBhrend  Las- 
salles Pläne  noch  nie  praktisch  erprobt 
waren.  In  einem  zweiten  positiven  Teile 
giebt  Lassalle  eine  Rekapitulation  seiner 
schon  früher  vorgetragenen  geschichtsphilo- 
sophischen  Ansichten  und  seiner  praktischen 
Vorschläge,  ansserdem  aber  eine  DarlF^ung  der 
wichtigsten  ükonomischen  GrnndbegriSe.  Diese 
letzteren  sind  nicht  originell,  wie  überhaupt 
auf  speciell  national  Ökonom  lachen  Gebiete  Las- 
salle nur  wenig  Originelles  geleistet  hat,  son- 
dern sie  sind  teils  der  klassischen  britischen 
Nationalökonomie,  teils  anderen  Sozialisten,  na- 
mentlich Marx  nnd  Bodbertus  entnommen;  doch 
anch  der  Finliiiss  französischer  Sozialisten,  be- 
sonders Prondhons,  ist  bemerkbar.  Dabei  hat 
sich  Lassalle  nicht  speciell  an  einen  der  ge- 
nannten Sozialisten  angeschlossen,  vielmehr 
eklektisch  für  die  verschiedenen  Lehren  das  ent- 
nommen, was  ihm  gerade  zusagte.  So  gesteht 
z.  B.  Lassalle  selbst  zu,  dass  das,  was  er  Über 
das  Geld  nnd  die  gesellschaftliche  Bedeutung 
der  Arbeitszeit  als  Masseinheit  des  Wertes  ge- 
sagt habe,  nur  der  gedrängte  Gedankeninbalt 
ADDaga.    V.  34 
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aus  Marx'  Werke   „Zar  Kritik  der  politischen 
OekODOmie"  sei. 

Wie  bei  den  meisten  Soiinlisten,  so  bildete  auch 
bei  Lassalle  die  Wertlehre  den  AusgpangB^nnkt 
Reiner  Kritik.  Trotz  ihrer  Aehnlichkeit  mit  der 
Manschen  Werttheorie  ist  sie  doch  keiueawega 
identisch  mit  derselben;  Marx  wirft  sog'ar  Las- 
salle vor,  dass  seine  WiedergSibe  „v'M6  Miss- 
verständnisse enthielte"  (Kapital  I,  2.  Auä. 
S.  VI).  Nach  Laaaalle  löst  sich  der  Wert  auf 
in  die  Arbeitszeit,  die  zur  HersI«Ilang  eines 
Produktes  erforderlich  war;  nnt-er  ArMitazeit 
ist  hier  aber  nicht  iDdividuelle  Arbeitszeit  zn 
versteben,  sondern  allgemeine  gesellschaftliche 
Arbeit.  Lassalle  polemisierte  heftig  gegen  die 
Anffassnn^,  daas  der  Kapitalzins  eine  Ersparuie- 
prSmie  sei ;  der  Orund  des  Kapitalzinses  lie^e 
vielmehr  in  dem  Unterschiede  der  Arbeitsquanta, 
die  im  Preise  der  Produkte  bezahlt  wttrden, 
Dild  der  Arbeitslöhne;  die  letzteren  seien  immer 
auf  den  notwendigen  Unterhalt  beschrSnkt, . 
aller  Ueberschnss  des  Produktioosertrag'eB  über 
den  Lebensbedarf  der  Arbeiter  flösse  in  die  Hände 
der  Kapitalisten  und  Unternehmer.  Der  Bastiat- 
Schnlze  war  Lassallea  letzte  grossere  Pabli- 
Itation.  Dnrch  aeine  Agitation  war  Lasaalle 
noch  im  letzten  Jahre  seines  Lebens  in  viele 
Prozesse  verwickelt  worden;  am  12.  III.  1864 
wurde  wider  ihn  ein  Hochverratsprozess  vor  dem 
StaatSjgiericbtsbofe  zn  Berlin  verhandelt,  in  dem 
er  freigesprochen  wurde;  am  21.  VI.  desselben 
Jahres  fand  ein  Prozees  ge^n  ihn  vor  der 
Appellkammer  zn  Dllsseldorf  statt.  --  Nach 
seiner  rheinischen  Agitationstonr  im  Sommer 
1864  reist«  Lassalle  in  die  Schweiz,  wo  er  am 
31.  VIII.  an  einer  Wunde  starb,  die  er  im  Duell 
mit  Herrn  v.  Rakowitza  erhalten  hatte. 

Wenn  diedeutsche  sozialdemokratische  Partei 
jetzt  offiziell  die  Lasaalleacben  Ideeen  aus  ihrem 
.  Programm  ege8tricbenhat,eomuBstedasgescbehen 
we^n  der  principiellen  Verechiedenbeiten,  die 
zwischen  dem  heutigen  geistigen  Führer  dieser 
Partei  —  Karl  Marx  —  nnd  Lassalle  bestehen. 
Lassalle  war  idealistisch,  national  (- 
mochte  auch  immerhin  bei  Keinen  nationalen 
Bestrebungen  die  Tendenz  obwalten,  die  revo- 
lutionAre  nnd  demokratische  Bewegung  zn  stär- 
ken — )  nnd  ataatsBOzialistisch  gesinnt, 
Man'  Sozialismus  ist  materialistisch,  in- 
ternational nnd  an  ti  staatssozialis- 
tisch. —  Bereits  im  Jahre  1875  hatte  Marx 
in  einem  Briefe  an  Bracke  Lassalles  Taktik 
und  ökonomische  Principien  einer  scharfen  Kritik 
nnterzogen,  wo  er  n.  a.  sagt.  Lassalle  habe  im 
Uegensatz  zum  kommanistiscben  Manifest  die 
Arbeiterbewegung  vom  engsten  nationalen 
Standpunkt«  geiasst ;  ebenso  sei  das  eherne 
Lohngesetz  wissende haftJich  nicht  mehr  haltbar, 
da  mit  der  Mehrwerttheorie  anch  eine 
ganz  neue  Auffassung  des  Lohnes  begründet 
sei;  endlich  wird  auch  Lassalles  praktischer 
Vorschlag,  die  Produktiv associationen  mit  Staats- 
kredit,  als  unbrauchbar  verworfen. 

Werden  somit  die  Lassal leschen  Lehren 
vom  modernen  wissenschaftlichen  Sozialismus 
nicht  mehr  anerkannt,  so  ist  doch  die  Stellung 
Lassalles  in  der  Geschichte  des  Sozialismus 
eine  sehr  bedeutende.  Lassalle  bat  zuerst  in 
Deutschland  eine  eigentliche  Arbeiterbewegung 
hervorgerufen  und  bat ,  mit  ungewöhnlicher 
Arbeitskraft  und  Energie  begabt,  das  Interesse 


und  VerBtSnduis  für  soziale  Fragen  in  alle 
Schichten  des  Volkes  zu  tragen  verstanden. 
Wenn  er  auch  in  seinen  sozialistiscben  Lehr- 
sätzen nicht  originell  war  —  seine  originelle 
wissenschaftliche  Leistung  liegt  auf  dem  Ge- 
biete der  Bechtsphilosophie  ^  so  hat  er  doch 
die  Popularisierung  der  Lehren  von  Marx, 
Hodbertue  u.  a.  bedeutend  gefSrdert.  Ferner 
hat  er  aber  durch  seine  scharte  Kritik  der  libe- 
ralen Oekonomie  die  Irrtümer  der  Mancbeater- 
doktrin  blossgelegt  und  zum  Umschwünge  der 
öffentlicben  Meinung  in  Bezug  auf  die  Bedeu- 
tung des  Staates  f Sr  die  wirtschaftlichen 
Au^ben  wesentlich  beigetiagen.  Dies  moss 
anch  anerkennen,  wer  seine  sozialistische  Dok- 
trin für  falsch  hält  und  in  dem  Charakter  bilde 
des  Mannen  viel  Unschönes  und  Widerspruch- 
volles  entdeckt. 

I.  Schriften  Lassalles;  a)  Die  Ori- 
ginalausgaben Ton  Lassalles  Werken.  Meine 
Assisenrede,  gehalten  vor  den  Geschworenen 
zu  Düsseldorf  am  Ü.  V,  1S49  gegen  die  Anklage, 
die  Bürger  zur  Bewaffnung  gegen  die  könig- 
liche Gewalt  aufgereizt  zu  haben,  Düsseldorf 
1849.  Die  Philosophie  Heraeleitos  des  Dunklen 
von  Ephesosj  Berlin  1857.  Franz  von  Sickin- 
gen.  £in  historisches  Trauerspiel,  Berlin  1859. 
Der  italienische  Krieg  und  die  Autgabe  Preus- 
seas,  Berlin  18Ö9,  Fichtes  politisches  Vermächt- 
nis und  die  neueste  Gegenwart.  Ein  Brief  von 
F.  Laüsalle.  (Zuerst  abgedruckt  in  Walesrodea 
demokratischen  Studien,  Hamburg  I&6Q.)  Gott- 
boid  Ephraim  Lessing.  (Zuerst  abgedruckt  in 
Walesrodes  demokratischen  Studien,  Hamburg 
1861.)  System  der  erworbenen  Hechte.  EineVer- 
sähnung  des  positiven  Rechts  und  der  Bechtsphilo- 
sophie, Leipzig,  2Bde.,  1.  Aufl.  Leipzig  1861, 2.  Auä. 
von  L,  Bucher,  Leipzig  1880.  Die  Philosophie 
Fichtes  and  die  Bedeutung  des  deutschen  Volka- 
geistes.  Festrede,  gehalten  bei  der  am  19.  V. 
1863  von  der  Philosophischen  Geseilschaft  und 
dem  Wissenschaftlichen  Kuustverein  veranstal- 
teten Fichtefeier,  Berlin  1B62,  Herr  Julian 
Schmidt,  der  Litterarhistoriker,  mit  Setzer- 
Schuüen  herausgegeben.  Ueber  Verfassungs- 
wesen. Ein  Vortrag,  gehalten  in  einem  Ber- 
liner Bürgerbezirksverein,  Berlin  1862.  Arbei- 
terprogramm. Ueber  den  besonderen  Zusam- 
menhang der  gegenwärtigen  Geschichtsperiode  - 
mit  der  Idee  des  Arbeite rstandes,  Berlin  1863. 
Was  nun?  Zweiter  Vortrag  tiher  Verfassunga- 
wesen,  Zürich  1863.  Macht  und  Recht.  Offenes 
Sendschreiben,  Zürich   1863.    Die  Wissenschaft 

..._  Arbeiter.    Eine  Verteidigniigsrede  vor 

dem  Berliner  KriminaJgerichte ,  Zürich  1863. 
Der  Lassallesche  Kriminalprozess,  li.  Heft.  Die 
niUndliche  Verhandlung  nach  stenographischem 
Bericht,  Zürich  1S63.  Der  Lassallesche  Krimi- 
ualprozese,  III.  Heft.  Dos  Urteil  erster  Instanz 
mit  kritischen  Randnoten.  Die  indirekte  Steuer 
und  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen.  Eine 
Verteidigungsrede  vor  dem  kgl,  Kammergericht 
zu  Berlin,  Zürich  1863.  Offenes  Antwortschreiben 
an  das  Centralkomitee  zur  Berufung  eines  Atlg. 
Deutschen  Arbeiterkongresses  zu  Leipzig,  ZUricn 
1863.  Zur  Arbeiterfrage.  Lassalles  Rede  bei 
der  am  16.  IV.  1863  in  Leipzig  gehaltenen 
.Arbeit  er  Versammlung.  Nebst  Brieten  der  Herren 
Professor  Wuttke  und  Dr.  Lothar  Bucher. 
(Erster  Abdruck  erschienen:    Selbstverlag  des 
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AnbOB.)  Arbeit« rlesebnch.  Bede  LAMalles  zu 
Frankfurt  ■.  M.  am  17.  u.  19.  V.  IBGi  nach 
dem  BteaogT.  Bericht,  Franktnrt  a.  M.  18()3. 
Die  Feste,  die  Prease  nnd  der  Frankfurter  Äh- 
geordneteutag.  Drei  Symptome  des  öffentlicheo 
Geistes.  Eine  Bede,  gehalten  in  den  Versamm- 
Inogen  dee  ÄUg.  Dentschen  Arbeitervereins  zu 
Bannen,  Solingen  und   Düsseldorf,    DUHseldorf 

1863.  An  die  Arbeiter  Berlins.  Eine  Auspracbe 
im  Namen  der  Arbeiter  des  Allg.  Deutschen 
Albeiter  Vereins,  Berlin  186it.  l^rr  Bastiat- 
Scholze  von  Delitzsch,  der  iikenomiache  Julian, 
Berlin.  1861.  Der  Hochverratsprozeas  wider 
Ferdinand  Lassalle  vor  dem  Staatsgerichtshofe 
zn  Berlin  am  12.  III.  1864.  Nach  dem  stcnogr. 
Bericht,  Berlin  1864.  Die  Agitation  de»  AUg. 
Deutschen  Arbeitervereins  und  das  Versprechen 
des  KOniga  von  Prenssen.  Eine  Rede,  gehalten 
am  Stiftungsfeste  des  AUg,  Deutschen  Arbeiter- 1 
Vereins    zn    Kouedorf   am  82.  V.  1861.  Berlin 

1864.  Der  Prozess  wider  Ferdinand  Lassalle  1 
vor  der  kor rektion eilen  Appellksmmer  xu  DUs- 1 
seldoif  am  27.  VI.  1863.  (Separatabdruek  aus  j 
der  Dflgseldorfer  Zeitnng.)  I.  Abdruck  erschie- 1 
nen :  Frankfurt  a.  H.  lBb6.  b)  Andere  Ausgaben :  i 
1.  Ferd.  LassaUe,  sämtliche  Reden  und  Schriften, 
herausg.  von  Georg  Hotschick,  New- York. 
3  Bde.  Vorrede  datiert  1882.  —  2,  Ferdinand 
Lassalles  ausgewählte  Beden  and  Schrif- 
ten. In  3  Bänden.  Leipzig,  Karl  Fr.  Pfau, 
1891/92.  (Unsystematische  und  kritiklose  Zu- 
sammen Stellung  einiger  Schriften  und  Reden 
Lassalles  mit  einer  dlirftigen  Einleitung.)  3. 
Ferd.  Lassalles  Reden  n.  Schriften.  Nene  Ge- 
samtaoBgale.  Mit  einer  biographischen  Ein- 
leitung herauBg.  von  E,  Bernstein ,  Berlin 
1892  S.  (Diese  von  der  sozialdemukrati sehen 
Partei  veranstaltete  kritische  Ausgabe  ist  die 
beste  nnd  ToUstandigste  der  bisher  erschienenen 
.ausgaben.  Vorausgesi^hickt  ist  eine  Biographie 
Lassallea  u.  d.  T.:  Ferdinand  Lassalle  und  seine 
Bedentang  in  der  Geschichte  der  Sozialdemo- 
kratie. [Den  einzelnen  Schriften  Lassalles  sind 
Einleitangen  Aber  die  Kutstehim^r  derselben 
voraosgescbickt,  ausserdem  sind  dieselben  mit 
zahlreichen  Noten  versehen.].)  c)  Briefe,  Tage- 
bücher etc.:     1.   Briete    Lassalles   an  Hans  v. 


bertiis-Jagetzow,  mit  einer  Einleitung  von  A. 
Wagner,  Berlin  1878.  (A.  n.  d.  T. :  Aus  dem 
litterarischen  Nachtass  von  Karl  Rodbertus-Ja- 
geizow,  Herausg.  von  Schumacher-Zarchlin  und 
A.  Wagner  I.)  3.  Tagebuch,  herausg.  v.  P. 
Lindau  in  „Nord  o.  Süd"  1891.  (Aach  sepa- 
rat erschienen.  Breslau.)  4.  Briefe  an  Georg 
Herwegh,  Zürich  1896. 

II.  Schriften  über  Lassalle:  A. 
Aaberg,  Ferdinand  Lassalle,  1683.  B.Becker, 
Enthüllungen  über  das  tragische  Lebensende 
F.  LassalloB,  Schleiz  1888.  Neue  Bearbeitung, 
Nürnberg  1892.  Derselbe,  Geschichte  der 
Arbeiteragitation  F.  Lassalles ,  Braunschweig 
1874/7Ö.  Brandes,  F.  Lassalle.  Ein  litteran- 
sches  Charakterbild,  Berlin  1877,  2.  Aufl.  Leip- 
zig 1889,  i.  Aufl,  1900.  L.  0.  Brandt,  Las- 
salles Sozialist.  Auschauangen  nnd  prakt.  Vor- 
schläge, Jena  1895.  Grünberg,  Art.  Lassalle 
im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  Bd.  II 
S.  165  ff.  Hieronymns,  Herostrat  -  Las- 
salle,    der     Ökonom.     Kronprätendent, ,     1864, 


Kofaut,  F.  Lassalle.  Sein  Lehen  nnd  Wirken, 
Leipzig  1889.  Derselbe,  F.  Lasaalles  Testa- 
ment und  Erben.  Grossenhain  u.  Leipzig,  1889. 
KntBchbacli,  LsBsalles  Tod,  Chemnitji  1880. 
Derselbe,SophieSoiutzeffu.  F.  Lassalle,  1881. 
Lassalles  Leiden.  Berlin  1887.  Lindau,  P. 
Lassalles  letzte  Rede,  Breslau  1682.  v.  Plener, 
F.  Lassalle,  Leipzig  18&1.  Derselbe,  Art. 
Lassalle  in  der  Allg,  D.  Biographie.  H.  v. 
Rakowitza,  geb.  v.  Dlinniges,  Meine  Be- 
ziehungen zu  F.  Lassalle,  G.  Majer,  Las- 
salle als  Sozial  Ökonom ,  Berlin  1894.  Karl 
Mars,  Ein  Brief  an  J,  B.  v.  Schnitzer  über 
Lassalleanismug  a.  Gewerkschaftskitmpfe  (Neue 
Zeit,  Jahrg.  lö.  189697}.  v.  Soluzew,  Eine 
Liebesepisode  aus  dem  Leben  F.  Lassalles,  Leip- 
zig 1878. 

C h.  An d  1  e r,  Les  origines  da  socia- 
lisme  dEtat  en  Allemagne ,  Paris  1897. 
H  e  r  k  n  e  r  ,  Die  Arbeiterfrage.  II.  Aufl. 
Berlin  1897.  Jäger,  Der  moderne  Sozialismus, 
Berlin  1873,  Laveleye,  Le  soeialisme  con- 
temporain,  2.  Aufl.,  Paris  1884.  Deutsche  Ansg. 
Tübingen  1881.  Mehring,  Die  deutsche  So- 
zialdemokratie, 3.  Aufl.,  Bremen  167i).  Der- 
selbe, Geschichte  der  deutschen  Sozialdemo- 
kratie, Stuttgart  1897.  Menger,  Das  Recht 
auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  2.  Aufl.,  Stuttgart 
1891.  R.  M  e  V  e  r ,  Der  Emancipationskainpf 
des  4.  Standes,  2.  Aufl.,  Berlin  1881.  Som- 
bart,  Sozialismus  u.  soz,  Bewegung,  II.  .^uS  , 
Jena  I90U,  nnd  die  meisten  ^'erke  über  Ge- 
schichte des  Sozialismus. 

K.  Diehl. 


Lateioiacher  Mfiuzbund 

s.  Münzwesen. 


Latifandien. 

Das  lateinische  Wort  latifiindium  wird 
im  allgemeinen  mit  "grosses  Lantigtit«  über- 
setzt. Der  deutsche  Sprachgebrauch  hat 
ihm  aber  zwei  verschiedeDO  Bedeutungea 
beigelegt,  fla  aiiehPiinius  in  seiner  Natura 
gowcliiehte  Buch  XVIII,  Kap.  VI  daa  Wort 
iu  doppelter  Bedeutung  braucht  Einmal 
versteilt  er  daninter  g;rössere  Wirlscliafleii, 
auf  denen  Sklaven  und  sonstige  abhängige 
Arbeiter  in  Massen  beschäftigt  werden,  an- 
statt dasa  der  kleine  Bauer  seine  Scholle 
bewirtschaftet.  Auf  der  anderen  Seite  belegt 
er  mit  dem  Aiisdi-ucke  die  nbennSssige 
Koncentriening  des  Besitzes  in  wenigen 
Händen  und  schreibt  es  dieser  Latifimdien- 
IjUdung  zu,  dass  Italien  zu  Grunde  gerichtet 
sei  und  nicht  minder  die  Pi-onnzen.  Dann 
setzt  er  hinzu:  Sechs  Herren  besaesen  die 
Hälfte  Afrikas.  In  der  gleichen  Weise  Spricht 
man  auch  jetzt  auf  der  einen  Seite  von  den 
Latifundien  Mecklenbiirgs,  Pommerns,  Schle- 
siens, indem  man  das  exli-eme  Ueberwiegen 
gi-osser  Guter  in  jenen  Gegenden  hervor- 
heben will.    Wenn  dagegen   von  der  Lati- 
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fundienbildung  im  Mittelalter,  iii  Spanien, 
Italien  oder  -während  der  letzten  Jahrhunderte 
in  England  die  Rede  ist,  so  hat  maa  die 
Koncentriening  des  GrundboBitzes  in  der 
Hand  der  Kii'clie,  der  Forsten  und  dos 
Adels  im  Auge.  In  allen  Fällen  ist  aber 
die  Verdrängung  dea  Weinen  und  mittleren 
Grimdbesitzes  dabei  vorausgesetzt  und  wird 
darin  eine  besondere  Gef^r  gesehen.  Der 
Ausdnick  will  stets  das  Zu-Grosse,  sozial- 
politisch und  wirtschaftlich  Extreme  in  der 
Besitz-  oder  Wir tschaftskoneentration  hervor- 
heben, Es  bedeutet  bald  Latifundien  besitz, 
bald  Latihindieuwirtsehaft,  die  keines- 
wegs immer  beide  zusammenfallen.  Der 
Begriff  ist  ferner  nach  dem  Gesten  ein 
relativer.  In  Steppengegenden  wird  der 
Besitz  einer  Quadratmeile  kaum  als  Lati- 
fundie  anzusehen  sein,  weil  der  Wert  ein 
sehr  geringer  ist  und  nur  wenig  Menschen 
darauf  beschäftigt  werden  können.  Von 
einer  Veitlrängimg  des  Bauern  kann  niclit 
die  Rede  sein.  Ganz  anders  in  Deutschland, 
England  imd  anderen  stark  bevölkerten 
Gegenden  mit  intensiver  Landwirtschaft; 
und  je  höher  der  wirtschaftliche  Wort  des 
Grund  und  Bodens  ist,  eine  um  so  kleinere 
Ausdehnung  wird  schon  Latifundiencharakter 
liaben,  sowohl  durch  den  Wert  des  Besitzes 
wie  eventuell  durch  die  gewaltigen  Betriebs- 
mittel, die  von  einem  Brennpunkte  aus  diri- 
giert und  zu  geraeinsamer  Wirtschaft  ver- 
einigt sind. 

Latifundienbesitz  zeigte  sich,  wie 
erwähnt,  am  Sclilusse  der  dien  und  ira 
Beginne  der  neuen  Zeitrechnung  im  römi- 
schen Reiche.  Der  Gnmdbesitz  des  Trium- 
viru  Crassus  wurde  auf  35  Millionen  Mark 
geschätzt.  Claudius  Isidorus  besass  unter 
Augustus  nach  dem  ersten  Reichscensus 
16"ä  ge<waphische  Quadratmeilen  Land  und 
'257  CnX»  Schafe.  Nach  Dio  Cassius  gehörte 
demAgrippa  der  ganze  thrakische  Chersonesos, 
welcher  45  Quadratmeilen  umfasste.  In 
Spanien  zählten  im  17.  Jahrhundert  einzelne 
Giwiden  auf  ihren  Gütern  30000  Pächter. 
Ganz  Aiidalusieu  gehörte  füuf  Herzögen, 

Auch  in  der  Gegenwart  fehlt  es  an 
solchen  Beispielen  bekanntlich  nicht.  Für 
England  und  Russland ,  wo  wohl  die  ex- 
tremsten Beispiele  dem  Werte  und  der 
Fläche  nach  zu  finden  wären,  fehlt  es  ai: 
jeder  genauen  Angabe. 

In  Böhmen  besitzt  der  Fürst  Schwärzen- 


Besitzungen.  Erzherzog  Coburg  hat  allein 
in  Ungarn  280000  Joch;  Graf  Schönboru- 
Buchheim  233067  Joch.  In  Schottland  ge- 
hören dem  Duc  of  Richmond  auf  Gordon 
Castle  241 881  acres  (97  887  ha)  mit  59  000  £ 
Jahresertrag,  da  sich  darunter  Bei-gwerke 
befinden.     Dem    Duc    of   Argyle    gehören 


108215  acres  {68 115  ha)  mit  45000  £  Rein- 
ertr^.  Auch  in  Preussen  ^ebt  es  Lati- 
fundie  übe  sitzer.  Der  Fürst  von  Plesa  besitzt 
a3  Güter  mit  70139  ha  Fläche  und  35875.H 
Mark  Grund  steuerreinertrag.  Der  Fttrst  von 
Hohen zoUern-Sigmaringeu  60000  ha,  der 
Herzog  von  Braunschweig  40000  ha  mit 
390  00(1  Mark  Gnmdstouerreiuertrag.  43 
Privatbesitzer  haben  in  den  sieben  östüchen 
Provinzen  einen  Grundbesitz  von  mehr  als 
10000  ha,  den  man  unter  den  vorliegenden 
Verhaltnissen  als  Latifundieubesitz  bezeich- 
nen kann, 

Latifundien  wirtschaften  büdeteu 
sich,  wie  erwähnt,  zur  Zeit  der  Blüte  Roms 
aus.  Sie  wurden  im  Beginne  der  neueren 
Zeit  in  Spanien  in  der  Form  grosser  Weide- 
wirtschaften auf  Grund  der  Mestabereeh- 
tigung  geschaffen.  Sie  traten  im  vorigen 
J^irhuudert  in  Schottland  hervor,  wo  die 
Schafherden  die  kleinen  Farmer  vertrielien. 
In  der  Gegenwart  zeigen  sich  extreme  Bei- 
spiele in  Ungarn,  Australien  und  Südamerika 
mit  gewaltiger  Viehzucht,  in  den  Vereinigten 
Staaten  Nonlamerikas  in  den  weizenbauen- 
den Riesenfarmen,  in  Callfomien  20 — 60000 
acres  Landes  umfassend.  Sering  (Die  land- 
wirtschaftliche Konkurrenz  Nordamerikas, 
IieipKig  1887)  erwähnt  in  Canada  eine  Fann 
von  22680  Hektar.  An  anderer  SteUe  die 
Cheney-Farm  mit  75  000  acres  (30  000  Hektar). 
In  Ungarn  werden  auf  dem  berühmten  Ge- 
stüt Mezöhegyes  27  782  Joch  gemeinsam  be- 
wirtschattet. Der  Wirtschaftskomplex  von 
Salzroflnde  in  der  Provinz  Sachsen  umfasste 
schon  im  Jahre  1866  36  eigene  und  15 
Pachtgflter  resp.  gepachtete  Pläne  mit  1350l> 
Morgen  besten  Ackerlandes;  Benkendorf  und 
seine  Nebengüter  haben  8328  Morgen,  da- 
nmter  1^480  Morgen  Pachtland,  die  als  ein- 
heitlich geleitete  Rüben  wirtschaften  anzu- 
sehen sind. 

Das  Schädliche  der  Latifundien  wirt- 
schaften liegt,  wie  bereits  angedeutet,  in 
der  Verdrängung  der  kleinen  Betriebe; 
ausserdem  in  der  Anhäufung  grosser  Massen 
von  Tagelöhnern  an  einem  Orte,  also  dea 
Proletariats  wie  in  der  Ch'ossinduBtrie,  au 
Stelle  des  gewerbesitzenden  kleinen  und 
grossen  Bauern,  Je  grösser  der  Prozent- 
satz des  Landes  ist,  den  sie  absorbieren, 
um  so  schärfer  werden  naturgemäss  die 
Nachteile  derselben  hervortreten.  Je  melir 
sie  vereinzelt  dastehen,  um  so  geringer  wii-d 
derselbe  sein.  Unter  Umständen  können  sie 
den  Vorteil  einer  grösseren  wirtschaftlichen 
Ausnutzimg  des  Grund  und  Bodens  in  sich 
schliessen  und  dadurch  einen  Teil  des 
sozialpolitischen  Nachteils  ausgleichen. 

Wie  die  letzten  angeführten  Beispiele 
schon  ere;eben,  braucht  die  Latiftin  dien  Wirt- 
schaft nicht  alleiii  auf  eigenem  Besitz  zu 
beruhen,  sondern  kann  durch  Zupachtung 
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ergänzt  sein.  Noch  häufiger  ist  der  Lati- 
fimdicnbesitz  in  kleinere  Betriebe  zerteilt 
und  umfflsst  gar  keiae  Latifunflienwirtscliaft, 
wie  (las  in  England  und  Irland  bekanntlich 
der  Fall  ist.  Die  grossen  Liandlords  haben 
in  dem  ersteren  Lande  ihren  Besitz  in  wohl 
arroiidieiten  Farms  verpachtet,  in  dem 
letzteren  vielfach  in  kleinen  Parzellen,  wäh- 
rend die  nngariachen,  böhmischen,  schlesi- 
wchen  Magnaten  ihre  Latifundien  in  grössere 
Güter  geteilt  verpachten  oder  selbst  bewirt- 
schaften. In  den  Vereinigten  Staaten  giebt 
es  Kapitalisten  (nacli  Serin^),  welche  30 — 
"diDOiiacresLanii  imd  mehi' in  lauter  einzeln 
verpachtete  Farmen  jeder  Qriisse  in  Jowa, 
>lissouri,  Illinois,  Minnesota,  Wisconsin  zer- 
streut besitzen. 

Der  Latifnndienbeaitz  beeinträchtigt  der 
Bevülkening  den  Segen,  am  Grandbeaitz  zu 
pailicipieren.  Nichts  aber  fOnlert  und  festigt 
HO  sehr  den  Patriotismus,  hebt  so  sehr  das 
GefQhi  der  Zusammengehörigkeit  zwischen 
Staat  und  Gesellschaft,  bindet  so  sehr  das 
Interesse  an  Ruhe  und  Ordnung  und  den 
Gang  der  Kulturentwicke! uug  wie  die  Teil- 
nahme an  dem  Grundbesitze.  In  unserer 
Zeit,  wo  die  Sozialdemokrat isclien  Anschau- 
ungen und  damit  die  kulturzerslörenden 
Ideeen  in  rapider  Weise  um  sich  greifen, 
ist  die  Vermehnmg  der  Zahl  der  Gnmd- 
besitzer  doppelt  bedeutungsvoll  imd  wii'd 
der  Latifimdienbesitz  doppelt  nachteilig  sein. 
Tritt  derselbe  aber  in  einem  grösseren  I^anrie 
nur  vereinzelt  auf,  so  wird  er  noch  nicht 
als  f)edrohlich  anzusehen  sein,  wenn  er  zur 
Stütze  einzelner  hervoiTagender  Familien 
dient,  die  ihre  Intelhgenz  und  ihren  Besitz 
im  Interesse  des  Staates  zu  verwenden 
suchen.  Freilich  bleibt  damit  der  Äbsentis- 
mus  (8.  oben  Bd.  I  S.  13  ff.)  verbunden,  da  der 
Latifundienbesitzer  nicht  alle  seine  Be- 
sitzungen selbst  bewohnen,  seine  föriernde 
.Hand  nicht  auf  alle  erstrecken  kann. 

Den  sozialpolitischen  Momenten  gegen- 
über treten  in  unserer  Zeit  die  wirtschaft- 
lichen Schäden  wesentlich  zurück.  Freilich 
ist  zuzugeben,  dass  dem  Latifundienbesitzer 
im  allgemeinen  der  Trieb  zu  so  hoher  wirt- 
schaftlicher Ausnutzung  seines  Besitzes 
fehlen  wird  wie  dem  kleinen  Gutsbesitzer, 
der  im  Kampf  um  das  Dasein  alle  seine 
Kräfte  bei  der  Selbstbewirtscliaftung  seines 
Gutes  anstrengen  muss,  und  vielfach  auch 
die  Fähigkeit  dazu.  Aber  man  kann  sich 
nicht  verhehlen,  dass  unsere  Kulturstufe 
genugsam  Mittel  und  Wege  bietet,  lun  bei 
genügender  Intelligenz  und  Einsicht  es  dem 
Latifundien besitzer  zH  ermf^lichen,  sein 
Land  iu  vorzflgliclieter  Weise  auch  ohne 
eigene  Arbeit  zu  vorwerten,  vor  allem  durch 
Yerpachtnng.  Selbst  bei  Administration  finden 
wir  hervorragende  Leistungen,  z,  B.  auf  den 
Gütern  des  &zherzogs  Albrecht  von  Oester- 


reich,  des  Fflisten  Stolbei-g-Wernigerode  etc., 
wie  sie  nur  dm'ch  die  ausserordentlich 
reichen  Mittel  eines  Latifundienbesitzes  mög- 
licli  werden.  Waren  die  grossen  Besitzungen 
der  Kirche,  des  Adels  wie  der  Herrscher 
vor  mehreren  Jahrhimdertcn  in  Spanien, 
It^ien  zum  Schaden  der  Gesamtheit  kläglich 
bewirtschaftet  und  sind  es  zum  Teil  noch, 
80  wird  man  dieses  im  grossen  Ganzen  in 
Deutschland  nicht  behaupten  können,  und 
ist  es  noch  hier  und  da  der  Fall,  so"  braucht 
man  nur  auf  die  preussischen  Domänen  hin- 
zuweisen, mn  tlie  Behauptimg  zu  recht- 
fertigen, dass  Latiftuidienbesitz  heutigen 
Tages  nicht  notwendig  eine  unzulängliche 
wirtscliaftliche  Verwendung  in  sich  zu 
schliessen  braucht,  und  darauf  kommt  es 
hier  vor  allem  an.  Um  so  mehr  ist  in 
neuerer  Zeit  die  Bedeutung  des  sozialpoli- 
tischen Nachteils  in  den  \ordergnmd  ge- 
treten. 

Latifundien  werden  im  allgemeinen  nur 
im  Laufe  längerer  Zeiträume  gewonnen,  wo 
die  freie  gleiche  Erbteiluug  durcli  Gesetz, 
Familiensatzung  oder  Sitte  bescliränkt  ist. 
Die  Herstellung  des  freien  gleichen  Erbrechts 
würde  die  bestehenden  Latifundien  bald  be- 
seitigen und  die  Neubildung  veriiindern. 
Lttteratnr:   J.    Cont-ad,   DU  Lati/uniliea  im 

preiuiigrhen    Olle»,    i'ii   Jiihrb.  /.  Xiit.    u.  Stal., 

S.  F.,  Bd.  XVI,  S.  uiff.  —  B.  Hlldebrnnd, 
Die  totifile  Frage  dtr  lertoidinj  da  Grvitd- 
eigFiilutnt  (in  ktatiitchc»  Altertum,  Jahrb.  j.  Xat. 
u.  Stal.,  Bd.  VII,  S.  U7.  —  v<m,  der  aoltx, 
Die  Brdeiihing  der  LrUifandirnwirttchnft,  intbe- 
mildere  filr  Deuttekland.  Deuttehe  Keeve  I8SI, 
S.  y.  Conrad. 


Lattes,  Elia, 

geboren  zu  Venedig  liHS,  studierte  au  der  Uui- 
versitÄt  Turin,  woselbst  er  noch  sehr  jung  nein 
Doktorexamen  tr'i^zend  absolviertä.  Er  ist  ein 
verdienter  italienischer  Archäologe,  hat  »ich 
aber  auch  durch  Keine  volkswu-tschaftlichen 
Schriften  beachtenawert  bekannt  gemacht.  Seit 
ca.  äO  Jahren  wirkt  Latten  als  wirklichem  Hit- 
glied an  der  litt.-biat.  Klasse  des  Instituts  für 
Wissenschaft  und  Litteratar  iR.  Istitnto  Lom- 
bardo  di  scienze  e  lettere)  iu  Mailand. 

Latt«!)  hat  mit  viel  Gelehrsamkeit  und 
Scbarfeinn  Bber  das  alte  venetianische  Bank- 
wesen nud  über  die  Bodeukreditfrage  geschrieben. 
Seine  Hauptwerke  sind  die  folgenden:  ^La 
liberta  delü  bancha  b  Venezia  dal  secolo  Mfl 
al  XIV  geeondo  i  documonti  crediti  del  R. 
An-hivio  riei  Frari  eon  due  ornzioni  contro  e 
per  la  hbertä  e  plurahta  delle  banche  pro- 
nunciate  negM  anni  158J^löäT  dal  senatore 
Veneziano  Tomniaso  L'ontarini,  Milano 
löGy."  |In  diesen  Erforschungen  der  Urkunden 
alter  venetianiscber  Bauken  hat  Lattes  viel  zur 
Aufklärung  des  älte8t«n  Bankwesens ,  über 
welches  bis  dahin  falsche  Anschauungen  mehr- 
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fach  Terbreitet  waren,  beigetragen.  Allerdings 
nimint  Lottes  die  Ent^leckung',  daes  ilie  alten 
Teuetianischen  Banken  einen  Privat- 
charakter  getragen  nnd  mit  der  Staatubauk  voii 
1587  nicht  in  Znsammenhang  gestanden  hfitten, 
nicht  für  .lich  in  Anspruch,  sooderu  weist  (nach 
Jäger.  B.  a.)  darauf  hin,  dass  das  Werk  „Venezia 
e  k  sue  l^nne,  Venesia  1847"  dies  schon  lange 
vor  ihm  aufgedeckt  habe.  Nach  NasHe  (s.  a.) 
war  dieser  iviehtige  Umstand  bis  an  den  Ver- 
OfFentlicbungen  von  Lattes  allen  deutschen 
Schriftstellern  entgangen.)   —   Studii  critici  e 


Werk  bildet  die  preisg-e krönte  Antwort  auf  die 
vom  k.  lombardischen  Institut  im  Jahre  1866 
antgestellte  Frage;  „Welche  Fonn  der  Grund- 
kreditvereine  kanu  am  besten  uud  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  Italiens  am  ange- 
messensten dem  Lande  die  dreifache  Hilfe  ver- 
schaffen :  die  Hfpothekenscbuld  zu  erleichtem, 
Meliorationen  auf  dem  Laude  zu  fSrdem  und 
den  kleinen  Ackerslenten  ihre  Lage  zu  er- 
leichtern?" Wir  dürfen  ea  mit  besonderer  üe- 
nugthuung  ftsUtelJen.  dass  Lattes,  nachdem  er 
die  einschlägigen  Verhältnisse  in  der  Schweiz, 
England,  Hollaud,  Oesterreich  und  Bussland  dar- 
gestellt, in  eingehender  BegrUndnng  die  deut- 
schen landwirtschaftlichen  Kredlt- 
vereine  als  Muster  hinstellt  nnd  hier- 
durch zu  deren  Einführung  in  Italien 
den  ersten  Aniass  gegebe«  hat.  Allerdings 
mass  man  berUcksicbtigeu,  dass  bereits  dam^ 
die  Schulze-Delitzschen  Vorschuss-  nnd  Konsum- 
vereine in  Italien  vielseitige  Würdigung  und 
Nachahmnne  gefunden  hatten.  Durch  das 
Lattesscbe  Werk  wnrde  der  franiüsiache 
Einfluas  auf  die  Organisation  des  Bodeiikredit- 
wesens  in  Italien,  welcher  durch  das  grosse 
Werk  Salmours  (Salmonr,  Dell'  ordinamento 
del  credit«  fondiario  nei^li  Stati  Sardi.  Memoria 
torredata  di  tavola  statwtiche,  Torino  18Ö.S)  ge- 
weckt war,  wieder  znrtlck gedrängt).  —  Del 
Bilancio  attivo  e  passive  di  Roma  antica, 
Milano,  Zanetti  1867.  —  Stndi  st«nci  sopra  il 
contra tto  d'enfiteusi  nelle  sue  relazioni  col 
colonato  ossia  dell'  iufluenza  del  contratto  enfi- 
tentico  sopra  i  progressi  dell'  agricoltara  e 
sopra  la  libertÄ  personale  degli  agricoltori  special- 
meute  in  Italia,  Torino  1868  (37Ü  Seiten)  (gleich- 
falls preisgekröntes  Werk,  und  zwar  von  der 
Akademie  der  Wisse nst^haften  in  Turin,  Über 
die  zuerst  1861,  dann  1864  wiederholte  Auf- 
gabe: „Den  Einflnss  des  emphyteuti scheu  Kon- 
traktes Über  die  Beschaffenheit  des  Ackerbaues 
nnd  die  persönliche  Freiheit  der  Ackerbaner, 
vorzüglich  in  Italien,  nachzuweisen").  I^attes 
hat  in  diesem  Werke  alles,  was  Deutschland, 
Italien  und  Frankreich  au  Qaellen  bot,  grOnd- 
lich  und  umfassend  darchforscht.  In  seinen 
Ausftlhrungen  Über  das  landwirtschaftliche 
PachtweseUj  die  Latifundienwirtschaft  und  das 
Kolouat  stimmt  Lattes  vielfach  mit  Rod- 
bertns  (s.  d.  Abhandlung  von  Bodbertus  in 
den  Jahrb.  f,  Xat.  u.  Stat.  fi  [1864]  8.  20ft-267: 
Untersuchung  auf  dem  Gebiete  der  National- 
Okouomie  des  klassischen  Aliertnma)  Überein.  — 
Gli  anticb)  banehi  di  Veneiia  (Nnova  Antologia), 
1871.  —  L'Ambasciata  dei  Romani  per  le  dodici 
tavole,  Milaiio  1884. 

Ferner  verüffeutlichte  Lattes  iti  Zeitschriften :  \ 


„I  banchieri  privati  e  pubblici  della  Grecia 
antica"  in  „11  Polilecuioo"  V,  Milauo  1868  8. 
43H  (Parte  letterario-scieutificia,  Vol  V),  weiche 
Abhandlung  im  Jahre  1869  als  besondere  Schrift 
bei  Taleutiuer  und  Mues  zu  Mailand  erschienen 
ist,  —  „Neue  Beiträge  zur  Geschichte  der 
venetianischen  Bank"  iu  Jahrb.  f .  Nat.  a.  Stat. 
XU,  1869,  S.  296. 

Ueber  Elia  Lattes  nnd  seine  Schriften 
vergl.  de  Gubernatis,  Dictionnaire  Inter- 
national des  Ecrivaius  du  Jour,  Florenze  1891, 
S.  1324.  —  L.  Cosaa,  Introduziono  alle  studio 
dell'  Econoraia  Polirica,  3a  ed.,  Milano  1892, 
8,203,204,205,618.  —  Derselbe,  Einleitung 
in  das  Studium  der  Wirtschaftslehre  [2.  Aufl., 
Übersetzt  von  Moormeistcr),  Freiburg  1880,  S. 
199.  —  Nasse,  Dos  yenetiauische  Bankwesen 
im  14.,  15.  und  16.  Jahrhundert,  in  Conrad, 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  XXXIV,  S.  329-368.  — 
F.  Ferrara  in  der  „Nueva  Antologia"  1871, 
S.  177  und  ^ib  (kritisiert  die  Lattesscbe  Bank- 
theorie). —  Ernst  Jäger.  Die  ältesten  Banken 
und  der  Ursprung  des  Wechsels,  Stuttgart  1879. 
—  Derselbe,  Supplement  dazu,  Stuttgart 
1881,  8.  1—10  und  64.  —  Dochow,  Jahrb.  f. 
Nat.  u.  Stat  XU,  1869,  S.  336.  —  Conrad, 
Jahrb.  f.  Nat,  n.  Stat.  XUI,  1870,  S.  270. 

Schmidt. 


Landerdftle,  James  Haitland, 

8.  Graf  von  Lauderdale,  geb.  am  26.  I.  1759, 
gest.  als  Führer  der  schottischen  Hochtoriea 
am  13.  IX.  1839  auf  Schloss  Thirlestane  bei 
Berwick,  studierte  in  Glasgow  und  Ediuburg,  trat 
1789  als  schottischer  Peer  in  das  OberhauH,  wn 
er  ein  heftiger  Gegner  Pitts  wurde,  ging  1806 
als  ausserordentlicher  Gesandter  nach  Fans  und 
ward  im  nämlichen  Jahre  Mitglied  des  Ge- 
heimen Rates  und  Grosssiegelbe wahrer  von 
Schottland. 

Lauderdale  veröffentlichte  von  staatswissen- 
achaftlichen  Schriften  in  Buchform:  Lett«rs  tc 
the  Peers  of  ScoÜand,  London  1794.  —  Thoughla 
on  finauce,  soggested  by  the  meaanres  of  the 
present  Session,  ebd,  1796,  2,  bis  4.  Aufl.,  1797.* 

—  Letter  on  the  present  measures  of  ünance, 
in  which  the  Bill  now  dependiog  in  Parliament 
is  particulary  considered,  Edinburg  1798,  -r- 
An  inguiry  into  the  uature  and  origin  of  public 
wealth ,  and  into  the  meft,ns  aud  canses  of  its 
increase,  ebd.  1804,  2.  Aufl,  1819;  dasselbe  in 
französischer  UebersetznnK  von  E,  Lagentie 
de  Lavaisse,  Paris  1808;  dasselbe  in  deutscher 
Uebersetzung  u.  d.  T. :  Ueber  Nationalwotil- 
atand,  Berlin  1809,  —  Observations  on  the  review 
of  bis  inqairy  etc,,  publiahed  in  the  8.  number 
of  the  Edinburgh  Review ,  Edinburg  1804. 
(Entgegnung  auf  die  ungünstige  Kritik  seiner 
Schnft:  „An  inguiry  into  the  uature  et«,  of 
public  wealth",  von  Lord  Brougham,  s.  u,)  — 
Thoughts  on  the  alarming  State  of  the  circu- 
latiön  and  on  the  meana  of  redressing  the  pe- 
cuuiary  grievances  in  Ireland ,  ebd.  1806,  — 
Ilints  to  the  manufactureä  of  Great  Britain  du 
the  cousequencea  of  the  Irish  Union,  ebd.  1805. 

—  The  practical  merits  of  the  System  for  the 
govemment  of  India,  London  1809,  —  The  de- 


»i^.oogie 


Landertlale — Laveleve 


preciation  of  the  paper  cnirency  of  Oreat  Bri- 
tain  CTOTed.  ebd.  1812.  —  Farther  consideraCions 
on  toe  atAte  of  the  cmrencT,  etc.,  Ediaburg 
1813.  —  Ä  Iett*r  on  the  com  lawB,  ebd.  1814.  — 
Landerdate  war,  nächst  Bentham,  der  erste 
eiozelne  Scbw&cbeu  im  Sjütem  Adam  Smiths 
bekämpfende  Qegner  (vgl.  Laaderdaleg  Haupt- 
werk: Inqaiiy  into  the  natnre  and  origin  of 
public  wealth  etc.).  Den  von  Smith  anfge- 
Btellten  Sata,  daaa  die  Arbeit  die  eigentliche 
EeichtiimsqneUe  sei,  iässt  er  nur  in  der  Br- 
weitenmg,  dass  Bo<den  und  Kapital  ihr  bei- 
gesellt werden,  gelten,  giebt  aber  zu,  dasB  die 
Arbeit  allein  (Ceeigaet  sei,  das  VolksvermUgeu 
2D  vermehren.  Der  Katinnalreicbtum  darf  nach 
ihm  mit  dem  Privatvermßgen  nicht  verquickt 
werden ,  da  letzteres  den  Seltenbeitsgrad  im 
Beichtumsobjekte  hervorkehrt,  ersterer  dagegen 
auf  dem  üebeifluss  an  BevBlkerung» Wohlstand a- 
objekteu  beruht.  Landerdale  erweitert  die 
Smithschen  Lehren  Über  Wert  und  Wertmass, 
er  präcisiert  femer  die  OegeusStze  zwischen 
tiebrauchB-  und  Tauschwert ,  indem  er  bei 
ersterein  jede  nützliche,  hei  letzterem  jede  be- 
zahlte Arbeit  als  produktiv  anerkannt  wissen 
will.  Die  Froduktionssteigening  wird  nach  ihm 
durch  die  Nachfrage  reguliert  und  die  Bein- 
ertragslehre verworfen,  welche  den  Arbeitslohn 
vom  VoLkBeinkommen  abzieht.  £r  teilt  sich 
mit  J.  B.  Say  in  die  Vaterschaft  der  Prodnktivi- 
tätstheorie  (1803  und  1804)  und  ist  Vater  de» 
Satzes,  dass  es  in  der  Volkswiitschaft  auf  die 
richtige  Verteilung  der  SachgQter,  nicht  bloss 
auf  deren  raSglichst  hohe  Vermehrung  ankomme. 
Landerdate  Mstreitet  gegen  .^dam  Smith  den 
produktiven  Charakter  der  Sparsamkeit  und 
vert«idi^t  dagegen  die  passive  Funktion  der 
ErspamiBse  im  Mehrungsprozesse  des  Volksver- 


Vgl.    über    Lauderdale:    Brongham 

(Lord),   Kritik  der  Schrift:    Inquir;   into   the 
;  and  origia  of  public  wealtb,  in  Edln- 


London  1805  (Dnplik  auf  Landerdares  Replik : 
„Observations  on  the  review  ot  bis  isqairj  et«.", 
ebd.  1804).  —  Mac  Culloch,  The  litterature 
of  political  economy,  London  1845,  S.  15,16.  — 
Dictionnaire  de  l'fconomie  polit.,  2.  Aufl.,  Bd.  II, 
Paris  1854.  S.  22.  — Kautz,  National  Ökonomik, 
Bd.  II,  Wien  1860,  8.  483,  484.  —  Boscher, 
Geschichte  der  Nat.,  1874,  S.  651  u.  «.  —  Ersch 
und  Gruber,  EncjklopBdie,  Bd.  XLII,  Leipzig 
1888,  S.  231.  —  Cossa,  Introduzione  allo  studio 
deir  economia  politica,  3.  Aofi.,  Alailand  I8!)2, 
S.  321,22.  —  houveau  dictionnaire  d'öcanomie 


studierte  ju  Qent  die  Rechte  und  wurde  1864 
Professor  der  Staats wissenBchaften  an  der  Uni- 
versität Lüttich. 

Laveleye  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Le 
Senat  beige,  Brtlssel  1851.^  Etudesbistoriqaes  et 
critiques  snr  le  principe  et  les  consfqaences  de 
la  libert^  du  commerce  international,  Paris  und 
Brüssel  1857.  —  Du  progrts  des  peuplea  anglo- 
saions,  Brüssel  1859.  —  La  question  de  l'or, 
ebd.  1860.  —  Essai  sur  l'economie  rurale  de  la 
Bclgique,  ebd.  1863;  2.  Aufl.,  Paria  1875.  — 
Etades  d'^conomie  mrale.  La  N^erlande,  prf* 
ciAä  du  rapporC  de  M.  L^once  de  Lavergne  sur 
l'economie  rurale  en  Belgique,  Brüssel  1864; 
dasselbe,  neue  Ausgabe,  Paris  18G6,  —  Le 
marchg  mouätaire  et  ses  crises  depuis  cinquante 
ans,  ebd.  1865;  dasselbe  in  deutscher  Ueber- 
seifiuig,  Casael  1865.  —  Kapport  sur  l'expcsition 
universelle  de  Paris,  BrQsBel  1866.  —  Etudes 
et  essaia,  Paris  1869.  —  La  Lombardie  et  la 
Snisse.  Etudes  d'ecODOmie  rurale,  ebd.  1869. 
—  Esaai  sur  les  formes  du  gouvernement  dans 
lea  socifetis  modernes,  ebd.  1872.  —  On  tbe 
canses  ot  war  aud  the  means  of  reducing  their 
number ,  London  1872  (Cobden  Club  essays, 
2.  series,  1871  72);  dasselbe  in  französischer 
Uebersetzung,  Brüssel  1873.  —  Une  le^on  de 
droit  public  k   l'Universit^    de   Louvain,   ebd. 

1874.  —  Le  parti  clMcai  en  Belgique,  ebd. 
1874;  dasselbe  in  dentscher  Uebersetzung,  Bonn 

1875.  —  De  U  propriätf  et  de  ses  formes  primi- 
Paris  1874;  2.  Aufl.,  1878,  4.  Aufl.,  1891; 


politique,  Bd.  II,  Paris  1892,  S.  117 
Dictionary  of  Nat.  Biography,  ed.  bj 
Lee,  vol.  XXXV,  p.  355ff.,  London  1893 


18. 

Sidney 
1893, 
lAppert. 


Lavelere,  Emil  Louis  Victor  de, 


aofit  1875,   Brüssel  1876. 


mus  in  ihren  Beziehungen  zu  Freiheit  nnd 
Wohlfahrt  der  VOIker.  Deuteche  Ausgabe  mit 
Vorwort  von  J.  C.  Binntschli,  Nördlingen  1876 
(das  französische  Original  s.  u.  anter  „Bevne 
de  Belgique"].  —  Die  neuen  Ziele  der  National- 
ökonomie und  des  Sozialismus.  Ucbersetznng, 
Leipzig  187Ö  (das  französische  Original  s.  n. 
unter  „Revue  des  deux  mondes").  —  Provincial 
and  communal  institutiona  ot  Belgium.  London 

1875  (Cobden  Club  essaya).  —  The  land  aystem 
of  Belgium  and  Holland  (enthalten  in  „Systems 
of  land  tenure  in  varions  countrie«;  a  series  of 
essays  edited  by  Probyn" ;  Cobden  Club  publi- 
cation),  ebd.  1876.  —  Doppelwährung.  Vom 
Verfasser  durchgesehene  Ausgabe,  NDrdlingen 

1876  (das  französische  Original  a.  u.  unt«r 
„Journal  des  Bconomistes").  —  Le  reapect  de 
la  propriete  privie  sur  mer,  Brüssel  1877.  — 
L'agricnlture  beige,  Paris  1878.  —  CongT*s 
agricole  interiiatdoual  de  Paris,  1878.  L'agri- 
cnlture beige,  Brüssel  1878.  —  Demokratie  imd 
Sozialpolitik.  Rede,  gehalten  am  8.  T.  1878  in 
der  Öffentlichen  Sitzung  der  philoa.  Klaaae  der 
kgl.  belgischen  Akademie.  Uebersetzung  von 
K.  Bücher,  Eiaenach  1878.  —  La  crise  Scono- 
miquc  et  les  cbemins  de  ter  vlcinaux,  Paris 
1879  (gemeinschaftlich  mit  Eduard  de  Laveleye 
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lMi5,  S.  6L  —  jf..  in  Junmal  d^i  Ec^iB'imuifc'.  t><iu    dirmokTatifchirB    K"JrkciT-   mm    Pnvat- 

Pati":    La   criw   »t    la   c(ialrai;ti''n   moti^tair«-.  •ri^'-iinim  n-i^  ^'h  anch  bri  i^aTi^kje  Enn-riieB 

S«ne  IV.  Bd.  2H.  18n5.  ^.  411  ff.  —  3    ia  J<innial  i^in  B>^aiieni   darQber.   da-.'  die  Dr?iirÜB£li('heB 

d*  la  HirnttH  de  nali^liine  de  Paris:  .'•np*rlii:ie  Gn>iideii;ennini>zuftäu<le  krinc  erfe-e«  Wi-kr- 

et   pojmlatioB   de«  diver*«  w.Dtree-  dn  mundit.  >tand<- nnd  KoB-enienuiir>trah  Wwir-trB  habea. 

Bd.  \L  IN16,  S.  103 ff,  —  [.*  taBX  de  i'inierti  nnd  BSb(-n  er  ^i-h  ib  dieser  Beziehan?  Marx, 

en  IWÖ.  Bd.  VII.  lMfi6,  S.  llHff,  -  4,  ib  Kerne  Ba.-h  -lern  da.-  svM^av  Z^itali^r  des  KL.'.lektiv- 

cfaretieBDe.Br&.<<:^l:  La  crisf  m-eate  en  Belei'tur  i-ü.'i'BtinB«    im  £ipropriari"Uswrge   difs  Gros^ 

et  la  qae-tion  teliKienae.  Jahr^.  lWs5.  .—  h    io  l"-iize7i    wiederkehrtB    soll.     I^veirv^    Ans- 

Bern*:  de  Belf^qae.  Bröuel:  he  pr'ite>tai.ti7-me  li'rliruni^en  über  die  '•hweizerisaheB  AUmendeD 

et   le  catbulieuime  daBi   leDt«  rappona  ave^:  la  -iud.  wie  b.  a.  A.  t.  Mi9.'>kovr>ki  DaL-hg«wieM-B, 

liberle    et    la    pnviperite    de'   peiiples.     Etnde  nur   fiir   einzelne    nii-fal    ma-^ebeBile  Gii-birg^- 

d'eTiD'imie  wieiale,  J^rer.  1«(5.  —  La  miiBoaie  ireirijndeii.   im    fibriiren   niiht    znir^Öend:    auch 

bimetalli'iBe.    Jahrir.    1»<6.    ^    La    tri«     do  Ril'  **  lüw«t  ak  erwie-en,  da^  der  er<l  faundert 

liberalisme,  Jahri;.  IfOÖ.  —  !>n  Fran>;ajg.  les  .lahre  rorVeter  dem  Gri>-sru  ib  Kjafi  eeiretene 

Aniclai^  et  le  iMmiti  international  .inr  le  Omi;<>.  ^Mir-*   keioeäveirs   als   älte-^le   Verfa-^ui^   der 

Jahrg.  IhKS.  —  La  proprieie  dn  wd  en  differeBts  ni^-'i'ehi'B     DorfuemeiBde     augesebea     werdeB 

£1^9.  Jahrg.  18M6.  —  6,  in  Retne  de«  Dem  kaun.    Ferner  weist  V.  ratbrein    i.  b.|  daranf 

undiri:  De  la  propriete  et  de  itet  formes  prini-  hin.  da*s  die  Genesis  -.hou  aB8  der  Zeit  der 

tiTes.  Jahrg.  1N|2  i3  falH  erste  VeriiffentlicbBDg  Pairiarehen  Beispiele  ronVererboDgaBd  anderen 

seiner    ^^ihrift    nl«r    da-)    L'ndKeBtoiu   zD    )ie-  Transaktionen     von    Prirateigeatum     anffthrt, 
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Vgl.  über  Laveleye:  Vapereau,  Die- 
tionnaire  uniTersel  des  contemporaiiia.  5.  Aufl., 
Paris  1880,  S.  llül.  —  Entvdopaedia  Britan- 
uica,  9.  Aufl.,  Bd.  XIX.  London  1885,  S.  395. 

—  Woolsey,  Political  seience,  2  Bde.,  New- 
York  18Ö6,  Bd.  I.  S.  53,  Bd.  II,  S.-  387,88  u.  ö. 

—  Ingram,  History  of  political  economy, 
LondoD  1888,  S.  21920.  -  Cathrein,  The 
champioDS  of  agrarian  socinlism:  a  rehiiatton 
of  E.  Laveleye  and  U.  George ,  Boffalo 
1889.  —  Ducrocq,  M.  de  Laveleye,  uotice 
uteroiogiqne ,  in  „Joaraal  de  la  Soci^i^  de 
statjstiqne  de  Paris'',  Jahrg.  XXSIII,  1892, 
März,  —  E,  de  Laveleye.  Nekrolog,  in 
„Bevue  de  droit  international  et  de  legialution 
comparee".  Bd.  XXIV,  BrOsBel  1892,  >r.  1, 
8.  99.  —  Mahaim.  E.  de  Laveleye,  in  „Revue 
d'economie  polit.",  Jahrg.  VI,  Paris  1892,  Nr.  1, 
S.  SBff.  —  Mon  de  M.  E.  de  Laveleye,  in 
, Revue  sociale  et  polit.",  Jabrg.  11,  Brüssel 
1892,  S.  77ff,  —  Potvin,  E.  de  Laveleye 
iN&rologie),  Brüssel  1892.  —  Cathrein,  Da.s 
Privateigentum  nnd  seine  Gegner,  Freiburg  i.  B. 


I.  6  ff. 


Ltppert. 


de  Larergne,  L^nce  Lonig  Oabriel 
Onilhatid, 

geboren  am  24. 1.  1809  in  Bergerac  iDordogne), 
erhielt  fieine  Bildung  auf  der  Recht^ifakuMt  zu 
Toulouse  niid  war  als  Publizixt  und  Journalist 
tbätig.  Einen  Ruf  als  Professor  der  Litteratnt 
an  die  FakiUtät  zu  Montpellier  im  Jahre  1838 
lehnt«  er  ab,  trat  1840  als  Kabinetti>chef 
ins  MiniBterium  des  Innern  und  ward  1842  als 
Sequ^tenmeister  zum  Staatsrat  ernannt.  Im 
Jahre  1846  in  die  Depntiertenkammer  gewühlt, 
Bchloss  er  sich  der  liberalen  Partei  an.  Die 
Revolution  von  1848  nntcrbrach  seine  politische 
Lanfbahn,  worauf  sich  de  Laveigne  ement  dem 
Stadium  der  natioDalükouomischen,  insbe.^ondere 
der  Agrarfragen  zuwandte.  Von  18Ö0— 1852 
wirkte  de  Lavergne  als  Professor  an  dem  agro- 
nomischen luHtitut  zu  Ver!iailles.  wurde  185Ö 
an  Stelle  L^on  Fanchcrs  in  die  Akademie  der 
moralischen  und  politischen  Wissenschaften  ge- 
wählt und  nahm  im  Jabre  1871  eine  Wahl  zum 
Deputierten  der  Nationalversammlung  an.  In 
letzterer  gehGrIe  er  zum  rechten  Centrum  nnd 
war  ein  heftiger  Gegner  Thiers'  und  der  Republik. 
Nach  dem  Scheitern  der  monarchischen  Restau- 
ration acceptierte  er  die  Republik  als  einzig 
mägüche  Losung  und  bildete  mit  Wallen  aus 
alten  Orieanisteii  die  Gruppe  Lavergue,  welche 
eine  gemässigte,  konservative  Republik  erstrebte 
und  die  Ver&ssnng  vom  2ö.  II.  1875  zu  stände 
brachte,     1875   erwählte    ihn    die   Nationalver- 


eine  Professur    am   agronomiscben   Institut 
VersaiUes,  woselbst  er  Anfang  des  Jahres  1860 

Die   beileutenUsten  Schriften  de  Lavergnes 
bebandeln  diu  agrarischen  Verhältnisse  Frank- 


reichs nnd  Englands  sowie  die  Beziehungen 
zwischen  der  Landwirtschaft  und  der  Bevülke- 
rung,  sie  zeigen  starke  Hinneigung  zn  freier 
Boden mobilisiening,  treten  auch  fQr  den  Grund- 
satz ein,  dajis  die  franzüsische  Staat^cinheit  zti 
Qansten  der  gemeindlichen  Selbstverwaltung 
Konzessionen  machen  solle. 

Lionce  de  Lavergne  veröffentlichte  von 
staatswisseuschaf fliehen  Schriften  a)  in  Buch- 
form: „Dictionnaire  encyctopediiiue  usuel"  unter 
dem  Pseudonym  Charles  Saint-Laorent,  2  Bde., 
Paris  1811—1842.  —  Essai  sur  l'ecouomie  nirale 
de  l'Angleterre,  Paris  1854  (ö.  ^d.  —  mit  dem 
Porträt  des  Autors  ~  parLesage,  Paris  1882). 
~  Biographie  de  L6on  Fancher,  Paris  1865.  — 
L'agricnltnre  et  la  population  en  1854  et  1856 
Paris  1857  (2.  ed.  186o).  —  La  Constitution  de 
1852  et  le  decret  du  24  novembre,  Paris  IKbü. 
—  Economic  ruralc  de  la  France  depnis  1789, 
Paris  1860  (4.  ^d.  1870).  —  Les  AssemblSes 
provinciales  sous  Louis  XVI.,  Paris  1863.  — 
Eloge  historique  de  M.  le  duc  Decazes,  Paris 
18K).  —  Eloge  historigue  de  M.  de  Gasparin, 
Paris  1864.  —  La  qnestion  de  banques  ä  l'aca- 
d^mie  des  sciences  roorales  et  itolitiques.  Opinious 
de  M,  Chevalier,  Dnpin,  Wolowski,  Passy,  Dumoii, 
L,  deLavergne,  Vuitrj',  PcUat.  —  Discu3,-<ion8 
sur  les  banques  rt'fmiasion.  Extrait  du  Compte 
reudn  publW  par  C.  Verg^,  Paris  1864.  —  La 
banqne  de  France  et  les  banques  departemen- 
tales.  Paris  1865,  —  Les  ^conomistes  fran^ais 
du  18e  si&ele,  Paris  1870.  —  Voyages  en  ItÄlie 
et  en  Espagne  pendant  les  annees  1T8T  et  1789, 

rr  Arthur  Young,  Introduction  par  H.  L. 
■  Lavergne,  membre  de  l'institut,  Paris 
1B70. 


''IJ 


ifte 


itweilig  redigierten  Journalen 
„Bevne  du  Midi"  und  „Opinion  nationale" 
1.  in  der  Revue  des  deux  mondes": 
Les  Elämens  revolutionaires  et  les  El^mens 
conservateurs,  16  sept  1840.  —  Le  Congr6g 
scieutiflque  de  Florence,  J.  octhr.  1841.  ^-  Du 
Libiralisme  socialiate,  les  Ecrita  de  M.  Proudhon, 
15  juin  1848.  —  L'Ecunoraie  rurale  en  Angle- 
terre,  15  jan.  et  1  mars  ISfiS.  —  „Leon  Faucber", 
1  ian,  1855,  —  Sir  Robert  Peel  et  »on  historien 
(M.  Guizot),  1  jan.  18ö7.  —  L'Agricnlture  de 
la  Population  en  France,  1  avril  1857.  —  De 
l'Inflnence  de  la  revoiutiou  fran^ise  sur  l'agri- 
culturc,  15  uovbr.  1858.  —  Adam  Smith, 
15  dfechr.  1859.  —  Les  SSformes  de  Tiirgot  et 
de  Necker,  1  iuilL  1861.  —  Royer-C^Uard,  1 
oct,  1861.  —  M,  Q,  dn  Poynoile.  Des  Opinious 
extremes  en  economie  poutique,  1  mars  1862. 
^  De  Taccord  de  rEconomie  politique  et  de  la 
religion,  15  novbr.  1ÖB2.  —  La  Banque  de 
Erauce  et  les  banques  däpartemeutales.  15  avril 
1864.  —  Quesuay  et  sea  maximes,  origines  de 
l'economie  politique,  15  avril  18fi7.  —  L'abbä 
de  Saint  Piet^'e  et  »es  projets  de  reforme,  1  fevr. 
1869.  —  Les  fiuauces  de  la  restauratiou,  1  jan. 
1869.  —2.  in  „Journal  des  Economistes": 
Qu'eat-ce  que  rSconomie  rurale?  1854.  —  Les 
AssembKes  Provinciales  sous  Lonis  XVI,  1864, 
I,  p,  414.  —  Note  sur  les  variations  des  pris 
depnis  1826,  1864,  lU.  p.  382.  —  Opinion  sur 
la  loi  (de  banques)  de  1861,  1866,  II,  p,  42a  — 
Le  Mnrqnis  de  Mirabeau,  1868.  I,  p.  122.  — 
3.  indeu„Me       ' /...-. 


beau,  1868.  I,  p.  122.  — 
s  ettravauKlerAca- 
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dämie  des  aciences.  mor.  et  polit."  1858, 
ni,  p.  497  keniuteichiiet  de  Lavergne  iii  einem 
kritwchen  Berichte  über  ,.Th.  Doubleday,  The 
tnie  Irw  of  popnlation,  shewn  to  be  connected 
with  the  tood  of  the  pBople*-,  Loodon  1840. 
3Ü1  ed.  1664  seine  SteUtmg  znm  Halthnsianis- 
mus.  —  Uebersetzniifireu  heironu^nder  «Rrar- 
wisseiischaftlicher  Arbeiten  de  Lavergnea  findet 
man  im  „Laudw.  Centralblatt  f.  Deulxchland", 
Leipzig  1853,  Bd.  I,  S.  281— K;^,  Bd.  II,  S.  145, 
Bd.  IV,  S.  6911..  iu  der  „Agrarisclien  Zeitung". 
Leipzig  1863.  Nr,  19—21,  in  dem  „Amtsblatt  f. 
d.  sH^sischeu  Landw.  Vereine",  Dresden  1859 
und  1860,  

Vergl.  nber  L^once  de  Lavergne:  M. 
E.  Levasseur,  H  L^once  de  Lavergne,  im 
-Journal  des  Economistes  1880",  I,  p.  317  und 
im  „Journal  de  la  Stalistiqne  de  Paris  1880", 

S.  82  (Gedftciitnisrede,  gehalten  in  der  „Äcad^mie 
es  Hciences  morales  et  politiqnea"  zn  Paris  am 
18.  L  1880).  —  D.  Zolla,  Biographie  von  de 
Lavergne  in  Say  et  Chailley,  NouTeaii  diction- 
naire  d'Econ.  Pol.,  Paris  1892,  p.  118.  —  E. 
Glaeser  in  seiner  „Biographie  Kation ale  des 
Contemporaires",  Parin  1878,  p.  325.  —  Jonmal 
des  Ecouomiates,  188U.  p.  302  und  317.  — 
Co  Sita,  Introdusione  allo  Stndio  deÜ' Economia 
Politica,  3e  ed.,  MUftno  1892,  8.  28J,  307,  414. 
—  Boscher,  Syst,  I,  §  139.  —  Jahrb.  f.  Nat. 
II.  Stat.  I,  S.  388,  VI,  S.  151.  —  Palgrave, 
Dictionary  of  Pol.-Economy,  London  1896.  fl,  675. 
Schaitdt. 


T.  LsTer^e-Peg:DUfaeD,  M^ 

wnrde  am  6.  X.  1801  in  dem  damals  zu  PreuMen, 
jetzt  m  Polen  gehörigen  Städtchen  Bialystock 
geboren.  Anf  dem  fransösischen  Gymnasium 
EU  Berlin  vorgebildet,  studiert«  er  in  Königs- 
berg und  erwarb  »ich  dort  das  Diplom  als 
Doktor  der  Pliilosophie.  Später  widmete  er 
sich  als  Beüitzer  des  Kittergiitca  Bälden  im 
Kreise  Neidenbnrg  der  Landwirtschaft,  wurde 
im  Anfang  der  40  er  Jahre  Landrat  des  Kreises 
Bössei,  1848  bis  I86S  Landrat  in  Wirsita  (Posen) 
nnd  vertrat  längere  Jahre  seinen  Kreis  im  Ah- 
geordactenhnuse.  v.  Lavergn e-Peguilhen  wid- 
mete sich  jetzt  der  Publizistik  nnd  machte 
Studienreisen  speniell  in  Schleswig-Holstein.  Er 
starb  am  12.  XII.  J870  in  Beriin. 

V.  Lavergue-Pegnilhen  zeigt  sich  in  seinen 
Schriften  als  ein  Freund  der  merkantilistischen 
und  protektionistischen  Richtong  (der  Schule 
Haller,  Schmittlienner ,  List).  Wilh.  Bescher 
(Gesch.  d.  Nat.  S.  1U27)  bezeichnet  ihn  als  den 
hervorragendsten  Vertreter  derjenigen 
konserrattven  Gruppe  von  Volkswirten,  deren 
Kern  preuasische  nttergutfibeaitzende  Verwal- 
tnngübeamte  bilden,  welche  sich  als  praktisch 
erfahrene  Gegner  der  abstrakt-liberalenSational- 
ökonomik  kennzeichnen.  —  Werner  Sombart 
rechnet  ihn  „vor  allem"  zu  jenen  konservativ. 
„ethiwhen"  NationalSkonomen ,  welche  „die 
Systematik  der  Wirtijchaftistufen  und  der  ihnen  1 


V.  Lavergne- PegnÜhen  veröffentlichte   von 


staatswisseuschaftlichen  Schriften  &\  in  Btich- 
form;  Gnindzllge  der  Oesellschafts Wissenschaft. 
T.  Teil.  Die  Bewegunga-  nnd  Prodnktions- 
gesetze,  KCnie^berg  i.  Pr.  1838  (366  Seiten). 
JJ.  Teil,  Die  Kulturgeset^e.  1.  Abt.,  enthaltend 
die  allgemeinen  Kulturgesetze  und  die  Gesetze 
der  sinnlichen  Kultur,  Königsberg  1841.  (In  diesem 
seinem  Hauptwerke  bezeichnet  v.  Lavergne- 
Pegailhen  Natur,  Mensch  {Arbeit  und  Geist) 
und  Staat  als  die  drei  (oder  richtiger  vier)  Be- 
standteile, durch  deren  Verein  die  Gesell- 
schaft gebildet  wird.  Er  definiert  den  Staat 
als  den  „lubegrifi  allgemeiner  gesellschaftlicher 
Veranstaltungen  zur  VermitteluuE ,  Sichenins 
nnd  Anregiuig  der  nationalen  PrMuktions-  und 
Kultnrthätigkeiten",  also  als  eine  Produktions- 
kraft (U,  S.  10).  Das  diesem  Staate  dienende 
Wirtschaftssystem  zerfallt  in  vier  Wirt- 
schaftsformen: 1.  die  Zwangswirtschaft,  S.  die 
Anteils  Wirtschaft ,  3.  die  Geldwirtachaft  (als 
hSchst«  Fonn  der  gesellschaftlichen  Entwicke- 
lung]  nnd  4.  die  gemischten  Wirtschaftsformen. 
,,In  der  Arbeitsteflnng  und  in  der  Arbeitaver- 
einigung,  nach  Massgabe  der  Bedürfnisse,  liegt 
das  grosse  Geheimnis  menschlicher  Gilterer- 
zeiigungskraft ;  beide  finden  im  Gelde  ihre 
Grundlage,  sie  werden  nur  mittelst  des- 
selben in  höchster  Wirksamkeit  dargestellt, 
und  so  erscheint  dasselbe  als  Ba.sis  gesellschaft- 
licher Ent Wickelung."  Der  Autor  selbst  be- 
zeichnet seine  StaatJ<wirtschaftstheorie  als  eine 
„Darstellung  der  Bewegung  der  Produktions- 
gesetse"  (I.  S,  46  -  80),  Kautz  (Nationalökonomik, 
Wien  IHöö,  II,  S.  641)  sagt,  dass  die  v.  Lavergne- 
Peguilhensche  Theorie  ein  neues  Gesetz  der 
ökonomischen  Kräftekonjunktur  ent- 
wickele. —  Die  Landgemeinde  in  Prenssen. 
Künigsberg  1841.  —  Der  Liberalismus  und  die 
Freiheit,  Königsberg  1846.  —  Sozial  pol  itdsche 
Studien,  Berlin  1863  [174  Seiten),  {Vergleichende 
Zusammenstellung  der  Staatsinstitutionen  Frank- 
reichs, Kurlands  und  Preussens.)  —  Schleswig- 
Holstein.  Sozialpolitische  Studien.  Berlin  ISw 
(171  Seiten).  (Der  Verfasser  will  liier  „nach- 
weisen, wie  unter  einer  unendlichen  Mannig- 
faltigkeit von  Institutionen  das  staatliche,  wirt- 
Kchafiiiche  und  soziale  Leben  sich  gestaltet". 
Er  bezeichnet  Schleswig-Holstein  als  „ein  wahres 
Kalifornien  für  sozial  wissenschaftliche  Studien".) 
—  Die  konservative  Soziallehre.  1.  Heft:  Die 
Konkurrenz  nnd  die  Gliederong  der  Staaten. 
Berlin  1868  (108  Seiten).  2.  Heft:  Die  orga- 
nische Staatslehre-  Berün  1870  (141  Seiten). 
Biese  Schriften  enthalten  u.  a.  auch  eine  Er- 
örterung der  Gesetzentwürfe  Aber  eine  neue 
Kreis-  und  Landgemeindeordnung  der  sechs 
östlichen  pieussiscnen  Provinzen  und  der  be- 
züglichen Letteschen  VorschlSge.  Von  beson- 
derem Interesse  ist  die  Betonung  des  Wertes 
der  Statistik,  den  der  Verfasser  in  dieser 
und  anderen  Schriften  ausübt.)  —  Geschichte 
der  volkswirtschaftlichen  Litteratur  im  Hittel- 
alter, Berlin  1869.  '{Anhang  zu  Contzen,  Die 
Nationalökonomie .  ein  politisches  Bedürfnis 
unserer  Zeit.  Berlin  1873.  Ü.  Bd) 

b)  in  Zeitschriften:  In  Glasers 
Jahrböcheru  für  Uesellschaf ts-  und 
Staatswissenschaften  (Beriin)  I  (18641: 
Ueber  die  Methode  der  Ücsellschafts-  nnd 
Slaatswia-enschaften,  S.  208—217.  —  Beiträge 
zur  Morphologie  der  GeseUschaft,  S.  409—429. 
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—  n  (18&I)t  Soiialpolitiache  Stiidien  über 
Schlenwig-Holstein.  S.  419—134.  —  lU  (ISöö); 
Die  Ver&ssuiig  der  Landschaft  Eidemtedt  in 
Schle8wi«-Hob.t«iii.  S.  00-67.  —  VU  (1867); 
Die  direkten  Steuern  in  den  alten  und  in  den 
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law,  John, 

gib.  im  April  1671  als  der  Sohn  eines  reichen 
oldschmieda  nnd  Bankiers  ^'illiam  Law  in 
Edinburg,  zeigte  frühzeitig  neben  einem  sehr 
Torteilh^ten  Aeaasern  reiche  Begabung  fUr 
mathematische  Wissenschaft ,  Uuidels-  nnd 
Finanzfrsigen.  Doch  hielt  er  es  bei  ernsten 
Studien  nicht  lange  aus.  Kaum  SO  Jahre  alt, 
geht  er  nach  London,  um  die  Welt  nnd  be- 
sonders ihre  Genllsse  kennen  zn  lernen.  Hier 
liätte  er  durch  verschwenderiBchea  Leben  in 
einem  Jahre  das  ihm  vom  Vater  erworbene 
Besitztum  Lanriston  verloren,  wenn  nicht  die 
Mutter,  nach  einigen  ans  dem  alten  herzogt. 
Geschlechte  der  ArgjU  qtAmmend,  seine  Schulden 
bezahlt  hatte.  Wegen  einer  Ms.  Laorence  tatet 
er  16S4  seinen  Gegner  WDson  im  Duell,  wird 
deshalb  zum  Tode  verurteilt,  vom  Künig  zu 
Gefängnis  begnadigt  nnd  entflieht  anfangs  16t<6 
ans  dem  GefHngnis.  In  die  Zeit  seines  Lon- 
doner Aufenthaltes  fällt  die  Gründung  der  eng- 
lischen Bank  durch  den  Schotten  Wm.  PaCterson 
(1694),  welcher  Vorgang  jedenfaUs  nicht  ohne 
Einfluss  auf  seine  späteren  Pläne  geblieben  ist. 
Law  wendet  sich  zunächst  nach  Holland,  um 
hier  das  bltlhende  Handels-  und  Finanzwesen 
zn  studieren,  geht  sodann  nach  Italien,  um  die 
grossen  Banken  von  Genua^  Venedig,  Mailand  etc. 
kennen  zu  lernen,  wobei  es  ihm  glückt,  im 
Spiel  irrosse  Summen  zn  gewinnen.  "  "" 

des  1 


znrQck  nnd  findet  sein  Heimatland  —  im  schroffen 
Gegensatze  zu  dem  B«ichtum  Hollands  nnd  der 
italienischen  HandelsrepubJiken  —  ziemlich  ver- 
armt nnd  von  der  Eifersucht  Englands  nieder- 
gehalten. Er  überreicht  desbalB  dem  Parla- 
mente seine  Schrift;  Proposais  and  reasons  for 
constituting  a  councü  of  trade  in  Scotland 
(Edinburg  1700),  in  welcher  er  die  Errichtung 
eines  Handelsrates  empfiehlt,  welcher  für  die 
Beschäftigung  der  Armen,  Anlegung  von  G«- 
traidemagaziueu,  Ausbeutung  der  Minen,  Förde- 
rung des  Ackerbaues.  Verbesserung  der  Manu- 
fakturen, Reduktion  des  ZinsCusses,  Schutz  und 
Hebung  des  auswärtigen  Handels  sorgen  solL 
Fünf  Jahre  später  bei  Gelegenheit  der  Refor- 
mierung der  schottischen  Bank  tritt  er  mit 
einem  zweiten  Vorschlage ;  Monej  and  trade 
coDsidered  with  a  proposal  for  gnppl;ing  the 
nation  with  money  vor  das  Parlament,  in  wel- 
chem seine  Ideeen  über  Geld  und  Kredit  schon 
schärfer  ansgebildet  sind  und  er  das  Silber 
durch  Banknoten ,  welche  durch  Grund  und 
Boden  bezw.  Hypotheken  gedeckt  sind,  ersetzen 
will.  Das  Silber  habe  durch  seine  Verwendung 
als  Geld  neben  seinem  natürlichen  Warenwert« 
einen  Zuschlagswert  erhalten,  der  seinen  Bezug 
wesentlich  verteuere  und  nachteilige  Schwan- 
kungen des  Geldpreises  hervorrufe,  irähreud  das 
vorgeschlagene  Kreditgeld  alle  Vorteile  des 
Silbergeldes  ohne  dessen  Nachteile  besitze. 
Sowom  dieser  als  der  erste  Plan  Laws  hatten 
beim  Parlament  keinen  Erfolg,  machten  aber 
seinen  Namen  bekannt.  —  Wir  linden  ihn  dann 
in  Brüssel,  hierauf  in  Paris,  wo  er  zunächst 
durch  Glück  im  Spiel  Aufsehen  erregt  und  die 
erste  Bekanntschaft  mit  dem  Herzog  Philipp 
von  Orleans  macht,  den  er  schon  jetzt  für  seine 
Finanzpläne  zu  interessieren  weiss.  Von  Frank- 
reich ausgewiesen,  besucht  er  aufs  neue  Italien, 
hat  aber  hier  ebenfalls  mehr  Glück  im  Pharao 


Herzog  Viktor  Amadftas  von  Savoyen  auf  seine 
Vorschlfilse.  Nach  Beendigung  des  spanischen 
Erbfolgekrieges  darf  er  —  dank  seiner  Olinner 
in  hohen  Kreisen  —  nach  Frankreich  zurück- 
kehren, das  er  mit  richtigem  Blick  als  sein 
künftiges  Operationsfeld  nicht  ans  den  An^en 
gelassen  hat.  Er  hatte  den  Plan  zn  einer 
Notenbank  bereits  ausgearbeitet,  als  am  1.  IX. 
1715  Ludwig  XIV.  starb  und  PhUipp  von 
Orleans  im  Namen  des  unmündigen  Künigi 
Ludwig  XV.  die  Zü^el  der  Regierung  ergriff. 
Die  Staatsschuld  belief  sich  nach  Dntot ')  auf 
2  Milliarden  412  Hillionen  Livres.  Mehr  als 
90  Hillionen  waren  ntitig,  um  die  Zinsen  zu 
decken ,  gegen  eine  Steuercinnahme  von  160 
Millionen,  wovon  ein  grosser  Teil  im  voraus 
verbraucht  war.  Von  dem  traurigen  Finanz- 
zustandc  des  Landes  hatte  der  Marschall  de 
Vauban  schon  16!l8'j  ein  ergreifendes  Bild  ent- 
worfen. Man  hatte  daher  dem  neuen  Regenten 
nichts  Besseres  als  die  Erklärung  des  Staats- 
bankerotts  vorzuschlagen.  Dass  der  Regent 
nicht  darauf  einging,  ist  sicher  zum  Teil  dem 
Einflüsse  Lawg  zuzuschreiben.    In  seinen  beiden 


'I  Refleiions  sar  le  Commerce  et  les  Fiuauces 
ohap.  l^r,  art.  5. 

•)  Dirne  royale  1707  u.  1708. 
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Denkschriften  über  die  Banken ')  aowie  in  seinen 
Briefen  aber  die  Banken  an  den  Üeg-enten  Bucht 
er  diesen  zn  überzengen,  daas  eine  wohlgeleitete 
nnd  mit  den  nötigen  Garantieen  und  Privilei^ien 
auageröfltete  Notenbank ,  welche  durch  ihre 
Noten  den  Geldvorrat  des  Landes  vergröaBere, 
sich  zum  Kassierer  des  Staates  nnd  Vermittler 
des  Stoatskredita  erhebe  und  bestimmenden 
Einfluss  auf  Glewerhe  nud  Handel  gewinne,  das 
beste  Mittel  sei,  den  ^insfuss  zu  reduzieren, 
die  Staatsschuld  zn  vermindern,  die  Lasten  des 
Volkes  zn  erleichtem.  Handel  und  Industrie  zu 
heben  und  die  Bevülkerunj^szahl  zn  steigern. 
Getdüberäuss  vermittelst  der  Banknoten  ist 
nach  Law  das  Zaubermittel,  welches  Frankreich 
wohlhabend  und  mächtig  machen  soll.  ^Lt 
traud  royaume,  bien  gouvernfi,  serait  l'arbitre 
de  I'Europe  sans  se  servir  de  la  force"'].  Da 
Law  einsah,  dass  er  bei  der  grossen  GegTier- 
schaft,  wozu  vor  allen  der  noch  mächtige  Finanz- 
leiter Herzog  von  Noailles  gehürte,  mit  einer 
Staatsnutenbank  nicht  durchdringen  werde, 
wollte  er  es  mit  einer  Prifatbank  versuchen, 
die  er  nötigenfalls  mit  eigenen  Mitteln  aus- 
rtisten  wollte.  Aber  erst  die  Schlechtigkeit 
der  nufs  neue  versnchten  alten  Masaregeln,  wie 
Visas,  Einsetzung  einer  Justizkaramer  („chambre 
ardente")  zur  Herabsetzung  der  Staativerbind- 
lichkeiten,  Münz  Verschlechterungen  u.  dgl.  ge- 
hörte dazu,  um  Law  die  Sympathie  des  Staats- 
rates soweit  zu  verschaffen,  dass  er  am  2.  V. 


Bank ,  welche  „Banque  Generale"  firmierte, 
wnrde  auf  2Ü  Jahre,  ihr  Grandkapital  anf  B 
ItUlionen  Livres  (1  L.  tonrnois  ungefähr  1  Frc), 
in  1200  Aktien  i.  5000  Livres  geteilt,  festgestellt. 
Dabei  hatte  es  Noailles  durchgesetzt,  dass  nur 
■',  in  barem  Gelde,  'u  in  entwerteten  Staata- 
billets  eingezahlt  werden  sollten,  wodurch  sich 
das  Aktienkapital  auf  3300000  Livres  redu- 
zierte. Um  die  Bank  vor  HUnzverechlecbternng 
zu  Bcbtttzen,  fahrte  Laiv  eine  eigene  Bank- 
währung ei;i ;  die  Noten  sollten  auf  1000 
und  lOUOO  Bens  (1  Mark  =  8  Ecua  ä  5  Livres) 
lauten  und  bei  Sicht  nach  dem  damals  herrschen- 
den MünzfussG  (du  poids  et  titre  de  ce  jour) 
einiösbar  sein.  Auch  sollte  die  Bank  weder 
Land-  und  Seehandel  noch  Leih-,  Versicherungs- 
und  KomroissiODSgeachäfte  betreiben,  um  nicht 
dem  privaten  Handel  zu  schaden.  Sie  wurde 
noch  im  Jlai  1716  im  eigenen  Hause  Laws  er- 
öffnet, von  wo  sie  später  nach  dem  geräumigeren 
Hotel  du  Soissons  übersiedelte.  Durch  ihre  vor- 
sichtige Geschäftsführung  erwarb  sich  die  Bank 
bald  grosses  Zutrauen  nnd  konnte  -  -  abgleich 
sie  sich  in  der  ersten  Zeit  hauptsächlich  auf 
Weehseldiskontiemng  beschränkte  —  für  das 
erste  Halbjahr  ihres  Bestehens  7''j",'n  Dividende 
zahlen.  Durch  Edikt  vom  10.  IV.  1717  wnrde 
bestimmt,  dass  die  Noten  der  Bank  auch  in  der 
Provinz  bei  allen  üffentlicbeu  Kassen  zur  Be- 
zahlung der  Steuern  angenommen  und  gegen 
Metall     eingelöst     werdeiu      Aber     die     Ver- 

']  M^moires  sur  les  Banques  präsentes  k 
Bon  Altesse  royale  Monseigncur  le  duc  d'Orleans, 
B^gent  de  Trance,   ITlä. 

')  Lettres  sur  les  Bauqiies.  i  sou  Altesse 
rojale  Slonaeigneur  le  Due  d'Orleans,  B^gent 
de  France  (1.  Brief). 


sprechnngen  Laws  gegenüber  der  Regentschaft, 
die  Staatsschuld  zu  vermindern  oder  gar  zn 
tilgen  und  die  Regierungskassen  zu  füllen, 
waren  freilich  damit  noch  nicht  erfüllt.  Die 
Gelegenheit,  sein  ^System'  weiter  auszubauen, 
bot  sich  aber  schneller,  als  es  Law  vielleicht 
vermutete.  Crozat,  welcher  das  Patent  zum 
ausschliesslichen  Handel  nach  Louisiana  besessen, 
gab  dasselbe,  in  seinen  Erwartungen  getäuscht, 
zurück ,  als  ihn  die  Juslizkammer  dafür  be- 
steuern wollte.  Unter  der  Bedingung ,  dag 
Unternehmen  erweitem,  insbesondere  anf  den 
Biberhandel  in  Canada  ausdehnen  zu  dürfen, 
nahm  Law  die  ihm  angebotene  Nachfnlire  bereit- 
willigst an  und  gründete  im  August  1717  —  zu- 
nächst mit  einem  Privileg  auf  2ö  Jahre  —  die  be- 
rüchtigte Oompa^nie  d'Occideut,  bekannter  unter 
dem  Namen  „Mississippikonipagnie".  Das  .iktien- 
kapital  wurde  auf  100  Millionen  Livres,  in 
200000  Aktien  au  porteurä  500  Livres  testgesetzt. 
Die  Einzahlung  sollte  in  4°  nigen  Staatshitlets 
al  ^ari  geleistet  werden,  wovon  damals  250 
Mülionen  in  Umlauf  waren.  Sie  bildeten  die 
schwebende  Schuld  des  Staates  nnd  hatten  mehr 
als  die  Hälfte  ihres  Wertes  verloren.  Die 
Staatabilleta  sollten  verbrannt  werden  nnd  der 
Staat  die  Zinsen  künftig  an  die  Kompngnie  be- 
zahlen. Für  das  erste  Jahr  sollten  die  Zinsen 
nicht  an  die  Aktionäre  verteilt,  sondern  als  Be- 
triebsfonds zurückbehalten  werden.  Obgleich 
die  Staats  gläubiger  auf  solche  Weise  die  ent- 
werteten Staatsbiilets  zum  Nennwerte  anbringen 
konnten,  ging  die  Aitienzelchnung  nur  sehr 
langsam  vor  sich.  Man  kannte  die  Misserfolge 
der  Kompagnie  unter  Crozat  und  hatte  zu  den 
Versprechungen  kein  grosses  Vertrauen,')  Nur 
mit  Mühe  waren  die  Aktien  durch  eigene 
Prämienkänfe  Lavps  nnd  durch  Verteilung  von 
halbjährlichen  Zinsen  auf  einzelne  Aktienserien 
(gegen  den  Wortlaut  des  Patents)  anf  den  Kurs 
von  630  Livres  zu  bringen.  Dabei  hatte  Law 
fortwährend  gegen  das  Parlament  und  seine 
Feinde,  wozu  nach  dem  Sturze  Noailles'  auch 
dessen  Nachfolger  d'Argenson  gehörte ,  zu 
kämpfen,  Letiterer  verschaffte  —  kaum  ans 
Ruder  gekommen  —  dnrch  Staatsratsheschluss 
vom  IG,  IX.  1718  den  Gebr.  Paris  onter  dem 
Namen  d'Aymard-Lambert  die  Generolpacht  der 
Staatsgefälle  für  den  Preis  von  4S'/g  Hillionen, 
wofür  sie  Aktien  von  lUÜ  Hillionen  4  1000  Livres 
ausstellen  durften.  Die  Aktien  sollten  den- 
jenigen der  Mississippi kompagnie  die  Spitze 
bieten  und  waren  der  gi'Bsseren  Sicherheit  ihrer 
Einkünfte  wegen  sofort  viel  gesuchter.  Dieses 
„Antisystera"  hatte  zur  Folge,  dass  die  Aktien 
der  Lawschen  Kompagnie  um  die  Hälfte  ihres 
Nennwertes  fielen.  Eine  kurz  vorher,  wie  man 
glaubt,  von  d'Argenson  angezettelte  MUnzver- 
schlechterung  —  die  Mark  Silber  wnrde  von 
40  auf  GO  Livres  erhöht  —  brachte  das  Parla- 
ment BO  gegen  Law  auf,  dass  der  Regent,  um 
diesen  zu  halten,  gezwungen  war,  ersteres  durch 
ein  lit  de  justice  am  26,  VIII.  niederzuwerfen. 
Jetzt  galt  es  auch  für  Law,  energisch  zn  handeln. 
Am  4.  XII.  wird  die  Bank  in  eine  ,.Banqne 
royale"  verwandelt.  Das  Aktienkapital  —  in 
Aktien  der   Misaisaippikompngnie   angelegt  — 

')  Nach  Thiers  wäre  ' ,  bar  einbezablt  wor- 
den, was  aber  von  Daire,  wohl  mit  Recht,  be- 
stritten wird. 
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■oll  vom  KSnig  bar  bezahlt  werden  '),  nod  die 
Mississippiakt ien  aolteu  an  den  Staat  übergebeo. 
Die  solide  Bnokirähruiig'  wird  aufgegeben  und 
die  neuen  Noten  in  Livres  geEtellt.  angeblich 
weil  das  Volk  solche  Soten  lieber  nehme,  wobei, 
um  deiu  Misstrauen  zn  begegnen,  bekannt  ge- 
geben wird  (22.  IV.  1719),  deiss  die  Noten  von 
Hänzverachlechterungen  nicht  getroffen  werden 
sollen.  Im  Mai  1719  werden  die  in  Verfall  ge- 
ratenen ostindische  und  chinesische  Kompagnie 
mit  der  Missiasippikompagnie  vereinigt,  welche 
nun  den  stolzen  Nainen  „Compagiiie  des  Indes" 
fuhrt.  Man  beachliesst  die  Ansgabe  von  50 
MiUiouen  neneu  Aktien  (les  Alles)  ä  öOü  Livres  i 
EQm  Kara  von  5Ö0,  die  ratenweise,  zunächst ' 
nur  mit  5Ü  Livres  per  äCUck,  einzuzahlen  sind, 
so  dass  man  z.  B.  mit  öÜO  Livres  barem  Gelde 
10  Aktien  zeichnen  kann.  Das  Eecht  eut  Zeich- 
nung einer  neuen  Aktie  wird  aber  von  dem  Be- 
sitze von  vier  alten  Aktien  abbängic-  gemacht, 
wodurch  eine  Jagd  «ach  den  alten  Aktien  her- 
vorgerufen wird.  Diese  Mittel  ziehen ;  das  nene 
Aktienkapital  wird  Überzeichnet  und  der  Kurs 
der  Aktien  ant  7äO  Livrea  fresieijfert.  Am  25.  VII.  | 
erhält  die  Kompagnie  das  MUuzregal  auf  9  Jahre 
gegen  Bezablang  von  öO  Millionen  Livres  in ' 
lö  Monatsraten,  wofür  aiits  neue  50000  Stück 
Aktien  (les  petites  alles)  a  501)  Livrea,  diesmal 
zum  Korse  Ton  1000  Livres  ebenfalls  in  Baten 
einzahlbar,  ausgegeben  werden,  wobei  5  alte 
Aktien  zum  Bezug  einer  nenen  berechtigen. 
Die  Kompagnie  madit  ausserdem  bekannt,  dass 
sie  eine  jä&iiche  Dividende  von  12",»,  iu  zwei 
Terminen  zahlbar,  zusichere,  was  natürlich  den 
Knra  der  Aktien  sofort  in  die  Höhe  treibt.  Um 
fUr  das  nötige  Geld  zu  sorgen,  wird  die  Bank 
gleichzeitig  zur  Ausgabe  von  weiteren  240  Millio- 
nen Livres  Noten  ermächtigt,  deren  Umlauf  sich 
jetzt  auf  400  Millionen  erhöht.  Nnn  kann  Law  auch 
den  längst  gehegten  Plan  ausführen,  die  General- 
pacht den  Gebr.  Paria,  welche  15— IG  Millionen 
Reinertrag  brachte,  zu  entreisaen.  Am  ^ö.  VILl. 
erscheint  das  Edikt,  welches  der  Kompagnie  die 
Qeneralpacht  auf  9  Jahre  ge^en  Zahlung  von 
ö2  Millionen  überträgt  und  ihr  Privileg  auf 
weitere  2ö  Jahre  anadehnt.  Die  Kompagnie 
leiht  dem  Staate  löüO  Millionen  i  3%  znr 
Kückzahlung  seiner  fnndierten  Schulden,  was 
für  den  Staat  eine  Zinserspamis  von  ÜlO—äö 
Millionen  bedeutet.  Die  Kompagnie  hat  sonach 
an  den  Staat  für  die  Generalpacht  nnr  7  Millio- 
nen herauszuzahlen.  Die  Glfinbi^er  sollen  gegen 
Einlieferaug  der  Schuldtitel  beim  Staatsschatz 
Becepisse  erhalten,  die  sie  bei  der  Kompagnie 
gegen  Geld  and  Banknoten  amtanschen  sofien. 
Diese  Nachrichten  schnellten  den  Preis  der 
Aktien  bedeutend  in  die  Höhe;  bereits  Ende 
August  hatten  sie  den  Kurs  von  3000  Livres 
erreicht.  Die  unscheinbare  Strasse  Quincampoix 
war  inzwischen  der  Sammelpuniit  der  Agiotenre 
(Misaissippiena)  geworden ,  die  sich  aus  den 
höchsten  bis  herab  zu  den  niedrigsten  Gesell- 
Bdiaftskreisen  rekrutierten.  Man  schlng  sich 
fOrmlieh  um  die  Aktien.  Vom  13.  IX.  bis  2.  X. 
wurden  aufe  neue  300000  Stück  Aktien  k  500 
Livres,  diesmal  zum  Kurs  von  5000  Livres  ge- 
schaffen, welche  reissenden  Absatz  fanden  nnd, 
weil  500  Livres  per  Aktie  sofort  einzuzahlen 
waren,  les  cinq  ceuts  genannt  wurden.    100000 


')  Die  Zahlung  ist  aber  nicht  geleistet  worden. 


Stück  Aktien  wurden  dem  KUnige  i 
wofür  die  Kompagnie  keinen  Pfennig  erhalten 
haben  soll.  Ausserdem  wurilen  für  den  Regenten 
24000  Stück  nen  kreiert,  so  dass  die  Geaamtzahl 
der  Aktien  624000  Stück  betrag.  Die  StaaU- 
gläubiger  hatten  noch  nicht  ihre  Becepisse 
empfangen  nnd  mnssten  in  der  rue  Quincampuix 
die  Aktien  zu  hohen  Knraeu  kaufen,  was  den 
Kenteunm  tausch  jedenfalls  sehr  erschwerte. 
Schon  bei  der  Zeichnung  standen  die  Aktien 
0^7000  Livrea ;  sie  stiegen  zeitweilig  auf 
18000  Livres,  und  oft  in  wenigen  Minuteu 
waren  Tausende  zu  verdienen.  Dabei  stieg  die 
Notenemission  der  käni^l.  Bank  bis  Jabresscnlas? 
auf  1  Milliarde,  und  die  Noten  bedangen  gegen 
Silber  ein  A^io  von  10  ".q.  Inzwiscben  hatte 
Law  auch  die  Tabakpacht  fUr  die  Kompagnie 
gegen  ein  Darlehen  von  100  Millionen  zu  3^0 
erworben.  Die  Erapamia  von  1  Million  Zloaen 
sollte  zur  Herabsetzung  der  ZUIle  aaf  Talg, 
Fische  etc.  verwendet  werden ,  wodurch  das 
System  beim  Volke  noch  beliebter  gemacht 
werden  sollte.  In  der  Generalversammlung  der 
Aktionäre  vom  30.  XU.  1719  berichtet  La.w 
über  die  Bilanz,  die  eine  Gewinnverteilung  von 
40  "^o  gestatte,  waa  allerdings  beim  Durchscbnitta- 
knrse  von  9000  Livres  per  Aktie  nur  2'/»"  v  «r- 
giebt.')  Mit  seiner  Ernennung  zum  Öeneral- 
kontroUenr  der  Finanzen  an  Stelle  d'Areensons 
zu  Anfang  des  Jahres  17iiO  befand  sicn  Law 
anf  dem  Gipfel  seiner  Macht,  von  welchem  es 
jetzt  mit  Kiesen  schritten  abwärts  ging.  Hielt 
er  es  selbst  noch  am  7.  I.  für  geraten,  der  nn- 
mässigen  Eurstreiberei  durch  eigene  Balsae- 
spekalation  zu  begegnen,  so  war  das  in  der 
Folge  nicht  mehr  nötig.  Die  schlaueren  Speku- 
lanten fingen  von  selbat  an,  sich  ihrea  papierneit 
Besitzes  bei  günstiger  Gelegenheit  gegen  reellere 
Wert«  zu  entledigen.  Im  Grunde  waren  die 
Erfolge  der  Kompagnie  nur  bescheiden  und 
standen  zu  dem  Preise  der  Aktien  in  ar^em 
Mi  SS  Verhältnis.  Die  Kolonisten  in  Louisiana 
stammten  aus  den  fragwürdigsten  Klassen  der 
Gesellachaft  und  waren  zum  Teil  gew^tsam  hin- 
geschleppt worden.  Von  den  versprochenen 
foldenen  Bergen  war  nichts  zn  apUren;  die 
olonie  war  vielmehr  in  der  traungsten  Ver- 
fassung. Sobald  der  Stein  ins  Rollen  kam, 
mussteer  Law  und  sein  System  erdrUcken.  auch 
wenn  die  dagegen  ergriffenen  Maasregeln,  dereu 
Urhebersobaft  zum  Teil  den  Feinden  Lawa  zu- 
geschrieben wird,  nicht  so  widersinnig  gewesen 
wären,  als  sie  es  thatstlcblich  waren.  Um  den 
Metallentziehungen  zu  begegnen,  erscheinen  zu 
Anfang  des  Jahres  1720  rasch  auf  einander  die 
Edikte,  welche  das  Agio  der  Banknoten  gegen 
MUnze  auf  ö"/,,  festsetzen,  den  Gebrauch  des 
Metalls  nur  fUr  kleine  Zahlungen  gestatten, 
den  Transport  desselben  von  einem  Orte  zum 
anderen  verbieten,  den  Wert  der  Oold-  und 
Stlbermünzen  herabsetzen ,  das  Tragen  von 
Schmucksachen,  die  Anfertigung  von  silbernem 
Tafelgeschirr,  die  Aufbewahrung  von  mehr  als 
ÖÜO  Livres  Silber  verbieten,  —  alles  Hass- 
nahmen, welche  zwar  den  Notenumlauf  gewalt- 

')  Thiers  rechnet  aber  die  Einkünfte  des 
ersten  Jahres  höchstens  auf  80500000  Livres 
aus,  was  für  den  Emissionswert  des  Aktien- 
kapitals von  !■/,  Milliarden  höchstens  5"/»,  für 
den  Kurswert  also  kaum  1%  ergiebt. 
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sRm  steigern,  aber  aach  äaa  Uisstranen  in  das 
System  vergrBsseni.  Man  will  ferner  die  Staats- 
gl8ubijger   zwingen ,    ihre    noch   rückständigen 


ksnic-liclien  Bank  (23. 11.)  kettet  man  dos  Schick- 
sai  der  letzteren  noch  fester  an  daa  der  eraterea, 
deren  Aktien  bereits  bedeutend  zu  sinken  be- 
gonnen haben.  Man  setzt  nun '  den  Kars  dei 
Aktien  auf  9000  Livres  fest  and  errichtet  eine 
Einllisnngastelle,  bei  welcher  die  Aktien  gegen 
Noten  nmgetanacht  wei'den.  Dies  hat  znr  Folge, 
dasB  die  Kompagnie  in  kurzer  Zeit  in  den  Ee- 
Bitz  einer  groHgen  Anzahl  von  Aktien  gelangt 
□nd  die  Notenemission  auf  2  Milliarden  anwächst. 
Die  Not«n  verlieren  dabei  gegen  Uetall  etwa 
W.'o  ihres  Wertes.  Nnn  will  man  die  im  Be- 
sitz der  Kompagnie  beflurtlichen  324  ÜOU  Stück 
Aktien  nnd  die  100000  Stück  des  königlichen 
Schatzes  vernichten,  die  Kompagnie  soll  auf  die 
48  Millionen  Zinsen,  welche  ihr  der  Staat  schul- 
det, verzichten,  damit  man  neue  Beuten  und 
St^thanskontrakte  schafft,  tim  die  Banknoten 
einznlüsen.  Das  Volk  will  aber  nichts  mehr  von 
papiemen  Werten  wiesen,  wie  sie  auch  heissen 
mö^en.  Man  zieht  die  Darlehen  auf  MissiasLppi- 
aktien  zurück ,  man  errichtet  eine  Art  von 
Giroconto  (Bankconto),  um  nur  einen  Teil  der 
Noten  zarUckzuerh alten.  Man  setut  den  \^'ert 
des  Metallgeldes  auf  die  Hälfte  zurück,  um  den 
Knrs  der  Noten  zn  halten.  Alles  vergeblich. 
Bis  zum  30.  VII.  waren  nnr  lä'/i  iHllionen 
Renten  umgesetzt.  Als  man  dagegen  am  IT.  VII. 
erklärte,  dass  die  Bank  die  10  Livree-Noten  in 
Metall  einlesen  werde,  war  der  Andrang  zur 
Bank  so  gross,  daas  drei  Personen  eriirUckt 
worden.  Von  einer  Einlfisong  der  grösseren 
Notenabschnitte  war  überhaupt  keine  Rede  mehr. 
Sie  sollten  bis  l.  XI.  ausser  Kurs  gesetzt  nnd 
in  2''/|,ige  Äktienrentenbriefe  um^ wandelt  wer- 
den, wenn  sie  nicht  bis  dahin  in  Staats-  und 
Stadirenten  umgetauacht  sind,  alsn  die  Rückkehr 
zum  alten  System  wieder  hergestellt  ist.  Durch 
Dekret  TOjn  10.  X.  endlich  werden  die  Noten 
ausser  Kurs  gesetzt,  und  damit  ist  das  Ende 
der  Bank  besiegelt.  Um  dieselbe  Zeit  ging 
man  mit  Visas  und  der  Justizkamnier  gegen 
die  reich  gewordenen  AktionSre  vor.  Sie  sollten 
behnfs  Reduktion  ihre  Aktien  abliefern,  und  das 
Reisen  ohne  Pass  wurde  bei  Todesstnife  unter- 
sagt. Es  war  Jetzt  ISstig  geworden.  Aktien  zu 
besitzen,  and  man  konnte  das  Stück  für 
1  Loaiäd'or  erbalten.  So  kläglich  endete  das 
Biesen finanzsTstem  des  noch  Kurz  vorher  ver- 
götterten Schotten.  Er  selbst  bat  aus  dem 
Schiffbruch  desselben  für  sich  nichts  ge- 
rettet. Nnr  mit  Mühe  entging  er  der  Lynch- 
justiz des  Volkes,  welches  natürlich  alles  Unheil 
ihm  in  die  Schuhe  schob.  Der  Herzog  von 
Bourbon,  der  ihm  wohlgesinnt  war.  soll  ihm  im 
Dezember  1?30  zur  Flucht  nach  BrtUsel  ver- 
holfen  haben.  Law«  ganze  Habe,  iu  Frankreich 
teilweise  in  Landgütern  angelegt,  wurde  kon- 
fisziert. £r  hatte  nach  seinen  „M^moires  justi- 
flcatifa",  die  er  an  den  Herzog  von  Bourbon 
(1724)  richtete,  16000UO  Livres  (die  Mark  Silber 
zu  "iü  Livres  gerechnet)  nach  Frankreich  mit- 
gebracht; er  verliess  dasselbe  mit  800  Louisd'or. 
heine  Reklamationen  hatten  keinen  Erfolg. 
Immer  wieder  mit  Finanzprojekten  beschäftigt, 
starb  er  iu  Venedig,  arm  und  verlassen,  am 


21.  III.  1729.  Bezeichnend  f3r  die  damalige 
Stimmung  und  finanzielle  Lage  in  Frankreich 
war  die  im  Mercure  de  France  f  .\pril  1729)  vorge- 
i  Bchlagene  lirabschrift  für  Law:  „CJ-git  cet 
:  Ecossais  c^lfebre,  Ce  ealculatenr  sana  ^al.  Qui 
j  par  les  rfegles  de  l'algSbre  A  mis  la  France  ä 
i'höpital".  Die  Entmutigung  sprach  sich  auch 
darin  aus.  dass  die  Regierung  bis  in  die  Zeit 
Ludwigs  XVI.  kein  einziges  Kreditinstitut  mehr 
genehmigte. 

Selten  ist  über  einen  bedeutenden  Mann 
und  sein  Wirken  soviel  geschrieben  Und  so  ver- 
schieden gearteilt  worden  wie  über  Law  nnd 
sein  System.  Während  er  von  den  einen  als 
ein  üt«raus  genialer,  uneigennütziger  Financ- 
künstler,  ja  Sozial  reform  ator  gepnesen  wird, 
welcher  nur  daa  Opfer  seiner  hinterlistigen 
Feinde  und  eines  korrumpierten,  habsüchtigen 
und  verschwenderischen  Hofes  geworden  sei, 
sehen  die  anderen  iu  ihm  nichts  als  den  ge- 
vriasenlosen  Spieler,  den  Spekulanten  niedrigater 
Sorte.  Der  Umstand,  dass  sein  System  in  der 
praktischen  Durchführung  so  viele  Widersprüche 
mit  seinen  Schriften  aufweist,  hat  auch  zu  der 
Meinung  veranlasst,  dass  er  ein  System  über- 
haupt nicht  gehabt  habe.  Es  ist  schade,  daaa 
Law  seinen  Plan,  eine  Geschichte  seines  Systems 
zu  schreiben,  nicht  ausgeführt  hat;  man  hatte 
vielleicht  dadurch  geuan  erfahren  können,  welche 
und  wie  viele  seiner  Hassregeln  auf  das  Onto 
seiner  Feinde  oder  des  Regenten  selbst  zu  setzen 
nind.  Dass  daa  GebSude.  welches  er  hervor- 
gezaubert, ihm  schliesslich  Über  den  Kopf  ge- 
wachsen ist  nnd  er,  als  es  zu  krachen  anfing, 
die  nötige  Ruhe  nnd  Besonnenheit  verlor,  ist 
hei  dem  ra.ichen  Gang  der  Katastrophe  kaum 
zu  verwundem.  Vielleicht  hlltte  sich  der  Zu- 
sammensturz verlangsamen  lassen,  aufgehalten 
hütte  er  ihn  sicherfich  nicht;  dazu  fehlte  es 
seinem  Kreditsystem  —  wenigstens  von  einem 
gewissen  Punkte  an  —  an  der  soliden  Grund- 
lage. Man  kann  nicht  den  Kredit  auf  eine  erst 
durchihn  zu  begründende,  alsokeineswegs  sichere 
Stei^ning  der  Volkszafal,  der  moralischen 
Fähigkeit  aerBevölkerung,derStAats  Weisheit,  der 
Froduktions-  und  Handelskraft  des  Landes  auf- 
bauen, ohne  Gefahr  zu  laufen,  dass  die  ganze 
Berechnung  fehl  schlägt.  In  diesem  Sinne  war 
Law  ein  gettlhrlicher  Spekulant.  Lonis  Blanc 
hatte  Reiiht,  wenn  er  von  ihm  sagte:  „H  avait 
commenc^  par  oä  11  anrait  da  finir".  Von  dem 
Geiste  seiner  Zeit  beherrscht,  teilte  Law  die 
irrtümlichen  Ansichten  der  merkantilistischen 
Schule  über  das  Wesen  und  die  Bedeutung  des 
Geldumlaufs  und  der  notwendigen  Verschmel- 
zung von  Staats-  und  Volkswirtschaft.  Neu  und 
den  Irrtum  vergrSssemd  ist  bei  ihm  nur  die 
Anschauung ,  dass  man  das  Geld  durch  den 
Kredit  und  seine  Zeichen  ersetzen  und  anf 
diese  Weise  den  Staats-  und  Vnlksreichtnm  ins 
Unendliche  steigern  könne.  Gegen  die  Annahme. 
dass  er  ein  gewöhnlicher  Schwindler  gewesen 
sei,  schützt  ihn  der  Umstand,  dass  er  —  der 
doch  iu  Millionen  wühlte  nnd  gegen  seine 
Freunde  und  Gönner  verschwenderisch  freigebig 
war  —  für  seine  eigene  Zukunft  zu  sorgen  ver- 

f'sseu  hatte.  Er  muss  t^so  an  den  dauernden 
rfolg  seines  Systems  geglaubt  haben.  Man 
mag  dies  allerdings  weniger  seiner  sittlichen 
Ueberzeiigung  als  seinem  inasslosen  Selbstbe- 
wnsstsein  zuschreiben.    Der  Ehrgeiz   war  bei 
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Law  — Lebeo  sdauer 


ihm  jedenfalls  mehr  Anssfebildet  ala  die  Hab- 
sacht.  Zu  seiner  Entscbuldigung  läsnt  sich 
vielleicht  noch  anfUbren,  dass  äa»  GrUndungs- 
fieber  damals  sewiasennassea  in  der  Luft  lag, 
dass  die  Begierangen  dasselbe  begünstig-teo 
nud  selbst  davon  er^ffeD  waren  udiT  dass  sich 
im  AnschlasB  an  die  Orflndnng  der  Sfldsee- 
kompagnie  in  London,  nngefähr  um  dieselbe 
Zeit  nnd  ohne  Law,  mit  den  sogenannten  Bnbbles 
ganz  der  gleiche  Schwindel  wie  in  Paris  ab- 
spielte. —  Sin  Bild  Laws  von  dem  französischen 
Porträtmaler  Alex.  S.  Belle  findet  sich  in  der 
National  Portrait  Gallery  in  London, 

Die  Schriften  LawB  sind  znerst  von  de  Se- 
uovert  unter  dem  Titel:  „Oenvres  de  Law'' 
{Paria  1790),  sp&ter  von  E.  Daire  in  dem  Werke 
.Economist«»  fiuanciers  dn  XVIlle  siäcle"  (Paris 
1843)  heransgegeben.  In  diesem  Werke  sind 
auch  die  hier  in  Betracht  kommenden  Abhand- 
lungen von  J.  F.  Melon,  Essai  politique  sui 
le  commerce  (znerst  Paris  1734]  and  Dutot. 
fiiflexions  aar  le  commerce  et  les  finances  (zu- 
erst i  la  Haye  1T38)  enthalten.  Die  im  Texte 
erwühnte  Scbrift  Laws:  „Honey  and  trade"  isl 
Ton  ihm  FranEttsisoh  unt«r  dem  Titel  „Consid^ra- 
tioas  sar  le  commerce  et  aar  Targeut'  (ä  la 
Haye  1720)  herausgegeben.  Von  den  im  Test 
nicht  genannten  Schriften  Laws  aind  seine 
„Lettres  aar  le  nonveau  Systeme  des  Finauces" 
zuerst  im  „Mercnre  de  France'*  (1720)  erschie- 
nen, eine  Abhandlung  ,, Memoire  sur  les  mon- 
naies"  zuerst  von  Forbonnais  (s.  unten)  mitge- 
teilt. .  Aus  der  älteren,  vorzugsweise  zeitge- 
nI>Bsiscben  Litteratur  kommea  femer  in 
Betracht:  du  Hautchamp,  Histoire  du  sya- 
time  des  flnances  sous  la  Minorite  de  Louis  XV 
i6  Bde.,  k  ia  Eaye  1739).  Parie-Duverney , 
Examen  des  B^llexions  politiguee  sur  les  ßn&uoes 
-  et  leeomnierce  (ä  la  Haye  1740).  JeanBuvat, 
Jonnial  de  la  Rfigence  (1715—1723)  pubU6  ponr 
la  premi^re  fois  par  Emile  Compardon  (2  Bde., 
Paris  1665).  E.  J.  F.  Barbier,  Journal  (4 
Bde.,  Paris  18471.  M6moires  de  St  Simon  etc. 
{der  18.  Band,  Paris  1829-30  u.  ü.).  Chs. 
Pinot-Dnclos,  H^moires  aecrets  des  regnes 
de  Lonis  XIV.  et  de  Louis  XV.  (2  Bände, 
Paris  1791).  Forbonnais,  Recherche»  et  eon- 
siiifrations  sur  les  Finances  de  France,  depuis 


of  John  Law,  Edinburg.  1824.  A.  Thiers, 
Law  et  son  Systeme  des  Fiuances  (Paris  mS6 
u.  1868).  P.  B.  Lemontey,  Histoire  de  la 
Beg«nee  et  de  la  minorite  de  Lonis  XV.  [2  Bde., 
Pi^  1833).  £.  Daire,  Notire  historiiiae  sur 
Jean  Law  im  obengenannten  Economistes  öuan- 
ciers.  A.  Eurtzel,  Geschichte  der  Lawschen 
Finanzoperationen  in  Räumers  Taschenbuch 
(1846).  L.  Blanc,  Histoire  de  la  Revolution 
fran^aise  (1.  Bd.  1847).  A.  Cochnt,  Law,  son 
Systeme  et  son  6poque  (Paris  löTd).  H.  Sche- 
re r ,  Allgemeine  Geschichte  des  Welthandels 
(2.  Teil,  Leipzig  1863j.  J.  Heymann,  Law 
nnd  sein  System  (Mllnohen  1853).  E.  Levas- 
seor,  Recuerches  historiijnes  sur  le  Systeme  de 
Law  [Paris  1854).  J.  C.  Korn,  Jean  Law 
(Leipzig  1858).  S.  Alexl,  John  Law  und  sein 
System  (Berlin  1885).  A.  McFarland  Davis, 
Un  bistorical  Study  of  Law's  System  (Boston 
U.S.  1887),  zuvor  in  dem  Qnarterly  Jonmal  of 


Economies  (April  1687)  verüfFentlicht.  J.  Sh. 
Nicholson,  A  Treatise  on  Honey  nnd  Essays 
on  present  Monetary  Problems  (London  18to, 
3.  Aufl.  1895).  AlexBeljame,  La  pronon- 
ciation  du  nom  de  Jean  Law  le  Fi □  ander 
(Paris  1891;  in  Frankreich  apricht  man  den 
Namen  häufig  Luss  aus).  P.  Bonnassieni, 
Les  grandes  corapagnies  de  commerce  (Paris 
1892),  Nonveau  dictionnaire  d'economie  politique 
(2.  Bd.,  Paris  1892i.  Dictionary  of  National 
Biography,  edited  by  Sidnej  Lee,  (32.  Bd., 
London  1892). 

A.  AdUr. 


LavsoD^  Jtunes  A.^ 

geb.  am  10.  II.  1817  in  Watertord,  von  1840- 
1845  Professor  am  Trinitj  College  in  Dublin, 
später  Richter,  1858-1872  erater  Sekretär  und 
spSter  Prfisidpnt  der  „Statistical  Society"  in 
Dublin,  gest.  am  10.  VIII.  1887,  verüftentlichte 
unter  dem  Titel  „Lectiire«  on  Political  Ekionoiny", 
Dnblin  1844  seine  auf  dem  oben  genannten  Lehr- 
stuhle gehaltenen  Vorlesungen,  welche  immer 
noch  le.ienswert  sind.  Besonders  brauchbar  ist 
seine  Erjirtemng  der  Bevölkerungsfrage.  Ancfa 
behanptete  er  benior  gegenüber  (in  ßezng  auf 
dessen  Schriftwechsel  mit  Malthus  Über  die  Be- 
vülkerungstheorie).  ilass  die  Wissenschaft  .,uach 
Thatsachen  dürste"  und  dass  sie  Welt  nnd 
Menschen  nehmen  müsse,  wie  sie  in  Wirklich- 
keit sind, 

Lawson  bat  ausser  dem  oben  genannten 
Werke  eine  Serie  von  Artikeln  in  deu  „Trans- 
actions  of  the  Dublin  Statistical  Society''  ver- 
öffentlicht. 

Ueber  Lawson  vgl  ;  Ingram,  Geschichte 
der  Volkswirtschaftslehre.  Autorisierte  Ueber- 
set2ung  von  Roschlan,  Tübingen  1890,  8.  192. 

de  Uubernatis,  Dictionuaire, Florenz  1891. 

1830.  —  Cossa,  Introdnzioue  allo  Studio 
dell'  Economia  Politica,  3.  ed.,  Hilano  1892, 
S.  346.  —  Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der 
Xationalökonomik,  Wien  1658.  II,  S.  549.  — 
Palgrave,  Dictionary  of  Pol.  Econ.,  II.  Lon- 
don 1896.  S-  586. 
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Lebensdaner. 

Die  Statistik  beschäftigt  sich  Ä.  mit  der 
mittleren,  B,  mit  der  wiSirKcliein liehen,  C. 
it  der  normalen   uiul  D.  mit  der  ideiilen 
oder  maximalen  Lebensdauer. 

i.  Die  mittlere  Lebensdauer  iet  eine 
aus  der  Absterbeordnuug  abgeleitete  GrBsse. 
Es  bedeute  L'o  eine  Anzahl  von  Neugebo- 
renen iiud  es  seien  ferner  Ui,  Ua,  ü«  . . . . 
die  ZahJen  derjenigen,  die  ans  der  ursprOng- 
licheii  (jesamtJieit  von  Neugeborenen  das 
Alter  von  1.  2,  3  etc  Jahren  fiberlebt  haben. 
Man  bezeichne  mit  a  dasjenige  in  ganzen 
Jahren  ausgedrückte  Alter,  welches  von 
keinem  der  Neugeboi-eneo  L'o  erreicht  wor- 
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den  ist.  AJsdann  hat  man:  Cai  =  0.  Bildet 
man  die  Differenzen  Uo — üi^Do,  Ui — üs 
^Di,  Ui^Us  =  Ite  etc  bis  üiu-i — Uoi=D(o-i, 
so  ■werden  jene  Zahlen  Do,  Di,  Da . . .,  Daj-i 
angetan,  wie  viele  ans  der  iirspriin glichen 
Zail  von  Neugeborenen  Uo  im  1.,  wie  viele 

im  2.,   wie   viele   im   3., und   eudlicli 

wie  viele  im  bi.  Ijebensjahre  gestorben  sind. 
Demnach  besteht  die  Beziehimg:  Co  =  Do 
+Di  +  ...+D«.i. 

Nun  mache  man  zwei  verschiedene 
Hypothesen  über  die  jeweilige  Verteilung 
der  Sterbefälle  innerhalb  der  einjährigen 
Altersklassen:  1.  nehme  man  an,  dass  sämt- 
liche Sterbefälle  stets  am  Anfang  des  be- 
treffenden LebcDsjahres  eingetreten  sind,  so 
dass  die  Personen,  deren  Gesamtheit  mit  Do 
bezeichnet  ist,  alle  im  Alter  von  genau  0 
Jahren,  die  Personen  Di  alle  im  Alter  von  ge- 
nau 1  Jahr,  die  Personen  B-i  alle  im  Alter  von 
genau  2  Jahren  etc.  gestorben  sind ;  2.  nehme 
man  an,  dass  sämtliche  Sterbefälle  stets  am 
Ende  des  betreffenden  Lebensjahi-es  einge- 
treten sind,  so  dass  die  Personen  Do  alle 
im  Alter  von  genan  1  Jalir,  die  Personen 
Dl  alle  im  Alter  von  genau  2  Jahren,  die 
Personen  D*  alle  im  Alter  von  genan  3 
Jahren  etc.  gestorben  sind.  lu  der  ersten 
Hj-pothese  würde  der  Ausdruck 

D0XO  +  D1XH-D2X2-I- 

-|-D«^iX(».-l)-T', 
in  der  zweiten  hingegen  der  Ausdruck 
DoXl  +  DiX2-i-DäX3-H,... 
+  Dn.-iX<n^r 
die  von  der  Gesamtzahl  der  Verstorbenen 
der  Generation  Uo  verlebte  Zeit  oder  das 
summierte  Aller  dieser  Generation  üefera. 
Setzt  man  jetzt  in  die  obigen  Formeln  statt 

der  Grössen  Do,  Di,  D» die  Ausdrücke 

Uo  — üi,  Ui~Us,  Ua  — Ü9 ,   so  erhält 

man  folgende  zwei  Oleichungeu: 

T'  =  Ui -I- Ui -h  ü» -I- (-hUm) 

und  T"  =  Uo  -I-  Ui  +  Us  + -I-  Um-1. 

Da  nun  aber  die  Verteilung  der  Sterbefälle 
innerhalb  einjähriger  Aitersklassen  in  der 
Wirklichkeit  keiner  der  beiden  Hypothesen 
entsprechen  dürfte,  weil  man  vielmehr  an- 
nehmen muss,  dass  die  Sterbefälle  sich  mehr 
oder  weniger  gleichmässig  über  die  ganze 
Dauer  jeder  einjährigen  Altersstrecke  ver- 
teilen, 80  wird  der  richtige  Wert  T  der  ver- 
lebten Zeit  oder  des  summierten  Alters  der 
Generation  Uo  irgendwo  zwischen  T'  und 
T",  als  dessen  Grenzwerten,  liegen  raflssen. 
Man  begnügt  sich  meistens  mit  der  Än- 
nähening  T:rz^  (T'-fT"),  woraus  sich  T  = 
^  Uo  -I-  Ui  +  Uä . . .  +  Uo<-i  ergiebt.  Den  Quo- 
tienten „    :-  E    nennt     man     die     mittlere 

Uo 
Lebensdauer,   weil   er  dasjenige  (in  Jaliren 
und  Jahresteilen  ausgedrückte)  Zeitquantum 
angiebt,  das  auf  jeden  Angehörigen  der  Ge- 


neration Uo  entfallen  würde,  wena  die  von 
der  Generation  insgewmit  verlebte  Zeit  sieh 
gleichmässig  auf  die  einzelnen  verteilte. 
Die  mittlere  Lebensdauer  ist  zugleich  flas 
Durchschnittsalter  der  Verstorbenen  einer 
Generation.  Hat  man  eine  Sterbetafel,  in 
der  die  ursprüngliche  Zahl  der  Neugebore- 
nen auf  die  Einheit  reduziert  ist,  d,  h.  Uo  ^  1 
gesetzt  ist,  so  erliält  man  für  die  mittlere 
Lebensdauer  den  einfachen  Ausdruck  E  — 
i-FCi-|-U*+U3-f...-i-UQ.-i.  Umalsodie 
mittlere  Ijebenstlauer  zu  berechnen,  sind  alle 
Zahlen  der  Ueberlebenden  einer  Sterbetafel, 
vom  Älter  1  Jahr  angefangen,  zu  summieren 
und  der  so  hergestellten  Summe  ist  noch 
ein  halbes  Jahr  zuzusetzen.  Die  Ermittelung 
der  mittleren  Lebensdauer  nach  der  geschil- 
derten Methode  erfordert  die  genaue  Kennt- 
nis der  Absterbeordnung. 

Es  giebt  auch  andere,  eiiifacliere  Me- 
thoden zur  Bestimmung  der  mittleren 
Lebensdauer,  deren  man  sicli  besonders  in 
früheren  Zeiten  häufig  bedient  hat,  die 
jedoch  nur  scheinbar  zu  demselben  Ziele 
führen.  Die  erste  jener  Methoden  besteht 
darin,  dass  man  die  mittlere  Lebensdauer 
dem  Durchschnittsalter  der  Vei-storbenen 
eines  bestimmten  Zeiti-aumes  (eines  oder 
mehrerer  Kalenderjahre)  gleichsetzt  Diese 
Methode  liefert  nur  dann  einen  riclitigen 
Wert  der  mitUeren  Lebensdauer,  wenn  die 
Bevölkcning  stationär  ist.  Unter  einer  sta- 
tionären Bevölkerung  versteht  man  nämlich 
eine  solche,  worin  bei  sich  stets  gleich 
bleibenden  jährlichen  Zahlen  der  Geborenen 
die  Absterbeordnung  unveränderlich  ist. 
Dabei  wird  ausserdem  vomusgesetzt ,  dass 
keine  Eintritte  in  die  Bevölkening  und  keine 
Austritte  aus  derselben  stattfinden.  In  einer 
solchen  Bevölkerung  sind  demnach  die 
Zahlen  der  innerhalb  eines  Kalendenahres 

die  Altersgrenzen   1,  2,  3 Jahre  Ueber- 

schreitenden  ebenfalls  konstant.  Dasselbe  gilt 
von  den  Zahlen  der  Verstorbenen  in  den  ein- 
zelnen Altersklassen  die  sich  von  Jahr  zu  Jahr 
genau  wiederholen.  Ferner  wird  die  jährliche 
Gesamtzahl  der  Sterbefälle  der  jährlichen 
Zahl  der  Geburten  gleich  sein  mflssen,  und 
es  wird  die  AltersverteUung  der  Verstorbenen 
eines  Kalenderjahres  mit  der  AltersverteUung 
der  Verstorbenen  aus  einem  Kalenderjahre 
der  Geburt  vollkommen  übereinstimmen.  Es 
ist  daher  für  den  Fall  einer  stationären  Be- 
völkerung ein  und  dasselbe,  ob  man  bei  der 
Berechnung  des  durchschnittlichen  Sterbe- 
alters die  einzelnen  nach  dem  Sterbeallor 
unterschiedenen  Gesamtheiten  von  Verstor- 
benen einer  bestimmten  Zeitstrecke  der  Ge- 
burt entnimmt,  oder  ob  man  statt  dessen 
die  Gliederung  der  Ver8tort}enen  eines  oder 
mehrerer  Kalenderjahre  nach  ihrem  Sterbe- 
aller  der  Berechnung  zu  Gmnde  legt  Wenn 
aber  die  jährlichen  Zahlen  der  Geburten  in 
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Zu-  oder  Abnahme  b^^ffen  sind,  ao  igt, 
selbst  iD  (tem  Falle  einer  ud veränderlichen 
Absterbeordnung  und  bei  ausgeschlossener 
Wanderung,  zwischen  dem  Durclischnitts- 
alter  von  Verstorbenen,  die  sfimtlich  der- 
eelhen  Zeitsti-ecke  der  Geburt  angehören, 
(der  mittleren  Lebensdauer)  einerseits  und 
dem  Durchschnittsalter  der  Verstorbenen 
eines  oder  mehrerer  Kalenderjahre  anderer- 
seits streng  zu  unterecheiden.  Letztere 
Gi-ßsse  wird  stets  von  der  richtig  berech- 
neten mittleren  Leiiensdauer  abweichen.  Die 
zweite  Methode  zur  Bestimmung  der  mitt- 
leren Lebensdauer  besteht  darin,  dass  man 
die  von  der  lebenden  Bevölkerung  innerhalb 
eines  oder  mehrerer  Kalenderjahre  insgesamt 
verlebte  Zeit  durch  die  Oesamtzatü  der  Ver- 
storbenen jener  Kalenderjahre  dividiert  und 
den  so  gewonnenen  Quotienten  für  den  Wert 
der  mittleren  Lebensdauer  ausgiebt.  Die  Me- 
thode ist  ebenfalls  nm  auf  eine  stationäre  Be- 
völkenuig  anwendbar,  weil  in  einer  solchen 
Bevölkernng  die  innerhalb  einer  Zeitstrecke 
von  allen  während  dieser  Zeitstrecke  gelebt 
habenden  Pei-sonen  verlebte  Zeit  gleich  ist 
derjenigen  Zeit,  die  von  einer  Gesamtheit 
von  Geborenen  einer  gleich  langen  Zeit- 
strecke bis  zum  vollständigen  Abielien  dieser 
Gesamtheit  verlebt  worden  ist  Wenn  man 
drittens  anstatt  der  Gesamtzalil  der  in 
einer  Zeitstrecko  Verstorbenen  die  Zahl  der 
innerlialb  derselljen  Zeitstreeke  Geborenen 
in  die  von  der  lebenden  Bevölkerung  ver- 
lebte Zeit  dividiert,  so  erhält  man  eine 
Grösse,  die  ebenlalls  nur  unter  der  Voraus- 
setzung eines  stationären  Zustand  es  der 
Bevölkenmg,  nicht  aber  für  den  Fall  einer 
beliebigen  Bevölkenmg  der  mittleren  Lebens- 
dauer gleichzusetzen  ist.  Die  bei  der 
zweiten  und  dritten  Methode  in  Betracht 
kommenden  Quotienten  stellen  die  reciproken 
Werte  der  sogeuannten  Sterbe-  resp.  Ge- 
burlaziffem  dar,  weil  letztere  Ziffern  am 
genauesten  definiert  werden  als  CJuotienten, 
die  sich  ergeben,  wenn  man  die  Zahl  der 
innerhalb  eines  ofler  mehrerer  Kalenderjahre 
eingetretenen  Todesfälle  resp.  Geburten 
durcli  die  innerhalb  desselben  Zeitraumes 
von  der  lebenden  Bevölkerung  verlebte 
Zeit  dividiert.  Es  sei  s  die  Sterbeziffer 
und  g  die  Gebnrtsziffer,  Danach  würde 
die  zweite  resp.  die  dritte  der  obigen 
Näherungsmetbraen  zur  Bestimmung  der 
mittleren     Lebensdauer     darin     bestehen, 
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in  allen  Fällen  zufrieden  geben  könne. 
Allein  auch  diese  vierte  Methode  zur  Be- 
stimmung der  mittleren  Lebensdauer  ist  zu 
verwerfen,  weil  nachgewiesenennassen  Fälle 
möglich  sind,  bei  denen  E  ausserhalb  der 

Werte  -  und  -   liegt.       Was    schliesslich 

fünftens  die  Verwechselung  der  mittleren 
Lebensdauer  mit  dem  Durchschnittsalter  der 
lebenden  Bevölkenmg  betrifft,  so  ist  zu  be- 
merken, däss  letztere  Grösse  nicht  einmal 
für  den  Fall  einer  stationären  Bevölkerung 
in  die  erstere  übergeht. 

So  bleibt  die  Berechnung  der  mittleren 
Lebensdauer  aus  der  Sterbetafel  der  einzig 
richtige  Weg  zu  ihrer  Ermittelung.  Hier- 
bei hat  die  mittlere  Lebensdauer  allerdings 
eine  sehr  verschiedene  Bedeutung,  je  nach- 
dem sie  aus  der  Absterbeordnung  einer 
reellen  oder  aber  aus  der  Absterbeordnuug 
einer  fiktiven  Generation  (s,  Sterblichkeit) 
al^leitet  ist.  Nur  im  ersten  Falle  zeigt 
der  berechnete  Wert,  wie  viele  Jahre  der 
Angehörige  einer  Generation  durchschnitt- 
lich gelebt  hat,  im  zweiten  Falle  hingegen 
l>csagt  der  bci-echnete  Wert,  wie  lange  ein 
Mensch  durchschnittlich  leben  würde,  wenn 
das  Absterben  in  emer  bestimmten,  der  Tafel 
entsprechenden  Folge  geschähe. 

Eine  Erweiterung  erfährt  der  Begriff 
der  mittlei-en  Lebensdauer  dadurch,  daes 
man,  statt  wie  bisher,  von  einer  Gesamtheit 
von  Neugeborenen  \-ielmehr  von  einer  Anzahl 
von  Gleichalterigen  eines  beliebigen  Alters 
ausgeht  nnd  demgemäss  nach  der  ferneren 
mittleren  Lebensdauer  oder  der  Lebenser- 
wartung für  einen  sich  in  diesem  Alter  be- 
findenden Menschen  fragt.  Es  sei  mit  i 
dieses  Alter  bezeichnet  Alsdann  erhalt 
man  ganz  analog  die  Formel 

Ui  +  ,  -I-  Ui  +  a  + -^ü^.l    ,    1 
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dass  man  E  —  —  resp.   E  —  —  setzt.  Es  wird 

a  g 

manchmal  behauptet,  dass,  wenn  auch  keine 
dieser  Gleichimgen  bei  nicht  stationären 
Bevölkeningen  zuträfe,  E  irgendwo  zwischen 

—  und    -  hegen  müsse,  woraus  weiter  ge- 
folgert wird,  dass  man  sich  mit  der  An- 
HandvüTlarbuoh  dec  StaatsirtMeilicIiatteD.    Zweite 


für  die  in  Jahren  und  Jahresteilen  ausge- 
drückte Lebenserwartung  des  i-jährigen. 

Umstehende  Tabelle  giebt  nach  den 
neuesten  Sterblichkeitstafdn  die  Lebens- 
erwartimg in  Jahren  an  mit  Unterschied  nach 
dem  Geschlecht 

B.  Wenn  ein  i-jähriger  die  gleiche  Wfüir- 
scheinlichkeit  hat,  ein  späteres  Alter  von  k 
Jahren  zu  erreichen,  als  vor  der  Erreichung 
dieses  Alters  zu  sterben,  so  heisst  es,  dass 
die  Differenz  k^  seine  in  Jahren  und 
Jahresteilen  ausgedrückte  wahrscheinliche 
Lebensdauer  ist.  Demnach  wird  im  Alter 
k  die  Zahl  der  Ueberlebenden  des  Alters  i 
auf  die  Hälfte  reduziert,  sodass  der  früheren 
Bezeichnung  gemäss  die  Beziehung  besteht 
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Alter 
Jahren 

Dentuchea  Reich 
1871-81 

Sachsen 

18H0;81.  1885,(86, 

1890  91 

Siederlande 

1880-89 

England  und 
Wales 
1881-90 

Itolien 
1876-87 

m. 

m. 

w. 

m. 

m. 

w. 

m. 

0 

35,58 

38,45 

34,09 

38,53 

42,5 

45.0 

43,66 

47,18 

35,1 

35,4 

1 

46,52 

48,06 

47,70 

50,59 

51,8 

52,9 

50,97 

53,24 

43,4 

42,7 

2 

48,72 

50.30 

50,34 

52,71 

53,8 

54,9 

53,04 

55,18 

47,6 

46,8 

3 

49,38 

50,98 

51,01 

53,40 

54,2 

55,3 

53.32 

55,46 

49,2 

48,4 

4 

49,53 

5',>4 

5',i8 

53,58 

S'*-' 

55,2 

53,15 

55,31 

49,8 

49,1 

5 

49,39 

5 '.Ol 

5 ',01 

53,42 

53,8 

54,8 

52,75 

54,92 

50,0 

49,3 

10 

46,51 

48,18 

47,77 

50,27 

50,4 

51,5 

49,00 

51,10 

47,8 

47,2 

16 

42,38 

44,15 

43,37 

45,94 

46,2 

47,4 

44,47 

46,5s 

44,0 

43,6 

20 

38,45 

40,19 

39,21 

4.,Sl 

42,3 

43,5 

40,27 

42,42 

40,3 

40.0 

25 

34,96 

36,53 

35,34 

38,10 

38.8 

39,7 

36,28 

38,50 

37,0 

36,7 

30 

3 ',4' 

33,07 

31,48 

34;53 

35,1 

36,1 

32,52 

34,76 

33,5 

33,4 

36 

27,88 

39,68 

27,82 

31,00 

31,3 

32,6 

28,91 

31,16 

29,8 

30.0 

40 

24,4a 

26,32 

24,31 

27,49 

27,6 

29.2 

25,42 

27,60 

26,2 

26,7 

4ä 

21,16 

22,84 

20,92 

23,83 

24,0 

25,7 

22,06 

24,05 

22,7 

23,1 

60 

19.29 

17,70 

20,11 

20,5 

21,9 

18,82 

20,56 

'9,4 

19,6 

56 

14,96 

15,88 

14,65 

16,58 

17,1 

'8,3 

'5,74 

"7,23 

16,1 

16,0 

60 

12,11 

12,71 

11,89 

13,27 

13,9 

14,8 

12,88 

14,10 

13,1 

12,8 

65 

9,55 

9,96 

9,33 

10,30 

",7 

10,31 

11, z6 

iO.2 

9,8 

70 

7,34 

7,60 

7,'S 

7.73 

815 

9,0 

8,04 

8,77 

8,0 

7,7 

75 

5.51 

5,66 

5.27 

5,7' 

6,4 

6,7 

6,10 

6,68 

6,0 

S.7 

80 

4,ld 

4,22 

3,91 

4,21 

4,7 

4,9 

4,52 

5,00 

4,6 

4.5 

85 

3,06 

3,14 

2,73 

3,11 

3,5 

3,5 

3.29 

3,71 

3,2 

3.1 

90 

2,34 

2,37 

2,17 

2,56 

2,1 

2,37 

2,75 

2,2 

" 
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nach  dor  wahrschein- 


lichen liebensdaiier  wirtl  also  an  {1er  Haud  1 
einer  Sterbetafel  beaütwortei.  Es  sei  z.  B.  ■ 
die  wahrscheinliche  Lebensdauer  des  35- 
jährigen  Mr  Deutschland  kii  bestimmen.  I 
Nach  derselben  Stf;rbetafel,  aus  der  die  oben 
angeführten  Worte  der  ferneren  mittici'en  j 
Leoensdauer  berechnet  sind,  ist  die  Zahl 
der  üeberlebenden  des  Alters  von  35  Jahren 
für  das  männliche  Geschlecht  r>18  aus  1000 1 
Geborenen.  Es  handelt  sich  nunmehr  darum, ' 
ein  Alter  k  zu  finden,  dem  eine  Zahl  259  , 
von  Üeberlebenden  entspricht.  Lotziere 
Zahl  ist  aber  unter  den  Zahlen  der  l'eber- 1 
lebenden  der  ganzen  Altei-sjahre  nicht  vor- . 
banden.  Man  mit  nämlich  2iri  für  die  Zahl 
der  Üeberlebenden  des  Alters  von  64  Jahren 
nnd  24H  für  die  Zahl  der  Üeberlebenden 
des  Alters  von  ü5  Jahten.  Die  gesuchte 
Zahl  k  kann  folglicli  gleich  64 +  x  Jahren 
gesetzt  werden,  worin  x  einen  näher  zu  be- 
stimmenden echten  Bnidi  darstellt  Man 
darf  für  den  Zweck  der  Berechnung  von  x 
annehmen,  dass  die  SterbefJtlle  innerhalb  der 
in  Frage  kommenden  Altersstrecke  (64—65 
Jahre)  sich  gleichmässig  verteilen.  Demnach 
wtlrde  die  Proportion  bestehen :  x  :  1  — 
(261  — 2.->9)  :  (261  — 248),  und  man  erhalt 
x  =  ^^-  -0,2.  Die  wahrscheinliche  I^ebens- 
danei'  des  SiVjährigon  in  Jahren  aiisgedrflckt 
beträgt  also  64 -|- 0.2  — 35-  29,2.  —  Um 
einen  reberblick  darilber  zu  gewinnen,  wie 
sich  die  wahrscheinliche  Lebensdauer   nu- 


merisch zu  der  ferneren  mittleren  Lebens- 
dauer verhält,  vergleiche  man  folgende 
Tabelle  der  Werte  der  wahrscheinlichen 
Lebensdauer  für  das  Deutsche  Reich  mit 
den  entsprechenden  Spalten  der  unter  A. 
aufgeführten  Tabelle  der  Werte  der  mitt- 
leren Lebensdauer. 


1  Alter 

Alter 

_  ^— 

Jahren 

Jahren 

0 

.8,, 

35 

^1,6 

1 

56,3 

27,6 

54,6 

57,7 

23,5 

54,6 

äO 

18,0 

19,6 

54,4 

57,4 

14,6 

15,8 

5 

56.8 

60 

8,8 

9.3 

1     10 

50,. 

70 

6,5 

6,7 

,     lö 

45,6 

48,4 

4,8 

41,2 

44,0 

3,3 

3,4 

1     25 

85 

33,2 

35,6 

1,8 

',« 

C.  Die  normale  I^ebensdauer  ist  eine  zu- 
ei-st  von  Lexis  eingeführte  stati.stische 
OriJsse,  deren  Begriff  auf  der  Anwen- 
dung des  mathematischen  Fehlergesetzes 
(s.  d,  Art.  Anthropologie  und 
Anthropometrie  oben  B<1.  I  S.  38Sff.) 
auf  den  Fall  der  Absterbeordnuiig  einer  Ge- 
neration gegründet  ist  Bei  seiner  Kon- 
struktion ist  Lexis  von  der  Erwäji^icg  aus- 
gegangen, dass  die  mittlere  Lebensdauer 
(die    1  Lebenserwartung    des    Neugeborenen) 
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ein  blosses  arithmeHsehep,  nicht  aber  ein 
tj-pisches  Mittel  sei.  Denn  es  stelle,  wie 
vorhiD,  die  Reihe  Do,  Di,  D», ...  Da>-i  tlle 
Vorteilung  der  Verstorbenen  aus  einer  Ge- 
burtsstrecke nach  ihrem  Sterboalter  dar,  so 
wird  diese  Reihe,  trotz  der  Unähnliclikeit, 
die  sich  in  Bezug  auf  die  Absterbeordnnng 
zwischendenverKchiedenenßcvölkeriing^en  be- 
merkbar macht  folgende  allen  Bevölkerungen 
gemeinsame  Eigenschaften  aufweisen,  die 
nicht  ohne  weiteres  mit  dem  mathematischen 
Fehlergesetze  in  Einklang  zu  brinf^n  sind. 
Die  Grössen  Dj  sind  nämlich  fflr  die  ersten 
Altersstufen  nach  der  Geburt  stets  am 
grSssten,  nehmen  dann  rasch  ab  und  er- 
reichen fflr  die  Altersstrecke  13—14  Jahre 
oder  14 — lü  Jahre  ein  Minimum,  von  wo 
aus  in  den  nächsten  Jahrzehnten  nnr  ein 
sehr  langsames,  später  aber  ein  schnelleres 
Anwac^hsen  stattfindet,  bis  in  die  Nähe  der 
70er  Jahre  (also  für  einen  Wert  von  i,  der 
etwa  zwischen  69  und  77  enthalten  ist)  ein 
zweites  Maximum  erscheint,  dem  wieder 
eine  ziemlieh  schnelle  Abnahme  der  Werte 
Dj  folgt.  Dieses  zweite  Maximum  ist  es 
eben,  das  einen  Anhaltspunkt  für  die  Lexis- 
sche  Theorie  liefert.  Es  sei  die  Altersstrecke 
von  m  bis  m  4- 1  Jahren  dieji^nige,  der  dieses 
Maximum  (D,n)  entspricht.  Wenn  man  nun 
zusieht,  wie  sich  die  flbrigen  Elemente 
Dj  um  D^  gruppieren,  so  findet  man  ei-stene, 
dass  die  Zahlen,  die  sich  fflr  die  Alters- 
strecke von  m-|-l  bis  «o  eiTjeben,  ziemlich 
genau  mit  denjenigen  (Iberein stimmen,  die 
man  erhalten  würde,  wenn  es  eich  um  zu- 
fällige Abweichiingen  von  einer  typischen 
Grösse  n  han^^eln  würde,  wobei  letztere 
zwischen  m  und  m  + 1  entlialten  wftre. 
Was  aber  zweitens  die  dem  Maximum  D^ 
vorangehenden  Elemente  Dj  l>etriftt.  so 
stimmen  dieselben  niir  etwa  für  eine  Alters- 
strecke von  r>,  h<>chstens  8  Jahren  mit  der 
mathematischen  Felilertheoric  überein.  Die 
ferner  liegenden  Elemente,  also  etwa  i)^^^ 
^m-g  **''^''  ^ß'S^"  hingegen  eine  Ijeträcht liehe 
Ueberfülluug,  so  dass  sich  positive  Diffe- 
renzen ergeben  zwischen  den  effektiven 
Zahlen  der  im  Alter  von  unter  m-5  oder 
m-8  Jahren  eintretenden  SterbefäUe,  und 
denjenigen  Zahlen,  die  ftlr  jene  Altersstufen 
nach  der  Theorie,  d.  h.  unter  der  Annahme, 
dass  n  eine  typische  Grösse  sei,  zu  erwarten 
wären.  Der  Afteraperiode  von  0  bis  14  resp. 
15  Jahren  entsprechen  verschwindend  kleine 
theoretische  Zahlen,  so  dass  in  dieser  Periode 
die  Differenzen  zwischen  den  effektiven  und 
den  theoretischen  Zahlen  mit  den  effektiven 
Zahlen  selbst  merklich  ziu^ammeo  fallen. 
Diese  Thatsache  hat  Lexis  Anla.ss  gegeben, 
die  SterbeßJIe  jener  Periwle  bei  der  Gegen- 
überstelhmg  beider  Zahlenreilien  (der  effek- 


tiven und  der  theoretischen  Zahlen)  ganz 
lieiseite  zu  lassen.  So  ist  die  ei-ste  Gruppe, 
nämlich  die  der  'jngend liehen«  SterbeMla 
entständen.  Ferner  hat  Lexis  die  Summa 
sämtlicher  Ditfei-enzen  zwischen  den  effek- 
tiven und  den  theoretischen  Zahlen  der 
Sterbefälle  (Alteraperiode  von  14  resp.  15 
bis  n  Jahren)  unter  dem  Namen  der  »vor- 
zeitigeni  Sterbefälle  zusammeugcfasst.  Die 
Gesamtzahl  der  übrigbleibenden  Sterbefälle 
bildet  die  Gruppe  der  »normaleni  Sterbe- 
fälle, und  das  ^ter  n,  um  welches  die  letz- 
teren sich  symmetrisch  gnippieren,  wird 
als  »die  typische  Lebenslange  des  Menschen 
bei  normaler  Entwickelung'  oder  kürzer  als 
die  normale  Lebensdauer  t>ezeichnet.  Wenn 
man,  wie  %'orhin,  mit  ü;  die  Ueberlebenden 
des  Ältere  i  ttezeiehnet,  so  bedeutet  U^  die 
Gesamtheit  der  Neugeborenen  und  zugleich 
die  Summe  der  Verstorbenen  in  allen  Alters- 
klassen. U^  ist  die  Zahl  derjenigen,  die  in 
einem  späteren  Alter  als  n  gestorben  sind, 
oder  mit  anderen  Worten  ist  Uj,  die  Ge- 
samtzahl der  jKisitiven  Abweichungen  von 
der  normalen  I^ebensdauer,  und  zwar  sowohl 
der  wirklich  vorkommenden  als  der  theo- 
retisch verlangten.  Die  theoretische  Zahl 
der  negativen  Abweichungen  muss  ehenso- 
gross  wie  die  der  positiveu  sein.  Mithin 
betlägt  die  normale  Gruppe  2Uß  SterbefäUe. 
Die  Zalil  der  jugendlichen  Sterbefälle  ist 
Up  —  Uj  worin  j  etwa  gleich  14  oder  15 
Jahren  zu  setzen  ist,  und  schliesslich  ist 
j  durcli  die  Differenz  (üj  —  L'^ )  — U„  -^r  Uj  — 
2U^  die  Gnippe  der  vorzeitigen  Sterliefälle 
gegeben,  —  Um  nun  zu  prüfen,  ob  die  effek- 
tive Verteilung  der  normalen  Sterbefälle 
nach  dem  Sterbealfer  der  Theorie  entspricht, 
müssen  die  theoretischen  Zahlen  gefunden 
werden.     Die  hierbei  in  Betracht  kommende 
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Der  Kürze  halber  setze  man  hz  —  «  und  be- 
zeichne den  ganzen  Ausdruck  mit  y  («).  Die 
Formel  besa^  folgendes:  wenn  es  sich  um 
die  Bestimmiing  einer  Grösse  a  aus  der 
Erfahrung  handelt  und  wenn  man  bei  dem 
darauf  gerichteten  Verfahren  nur  zufälligen 
Fehlem  ausgesetzt  ist,  so  besteht  hei  jeder 
Einzel bestimmiuig  eine  Wahrscheinlichkeit 
yt'i)  dafür,  dass  der  ermittelte  Wert  x  in 
den  Grenzen  von  a — z  bis  a-l-z  liege.  Mit 
anderen  Worten  ist  v  (n)  <lie  Wahrscheinlich- 
keit einer  Ahweichimg  vom  richtigen  Werte, 
welche  ihrem  absoluten  Betrage  nach  die 
Grösse  z  nicht  übertrifft.  Die  Konstante  h 
wird  Prflcision  genannt.  Man  bezeichne 
jetzt  mit  X  das  Sterbealter.  Dann  ist  <iurch 
lie   üiffei-enz   x  — n=:z  jedesmal  die  Ab- 
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Weichling;  dos  Sterbealters  von  der  uormalen 
Ijebensdauer  (n)  gegeben.  Wenn  man  einer- 
seits die  normale  Lebensdauer  und  andei'er- 
seits  die  Prädsion  kennt,  so  ^cbt  es  nichts 
leichteres,  als  für  ein  bestimmtes  z  die 
Grösse  9i(n)  zu  bei-echnen,  welche  angeben 
wini,  wie  gross  die  Wahrscheinlichkeit  für 
einen  Sterbefall  der  normalen  Gruppe  sei, 
innerhalb  der  Altersgrenzen  n— z  und  n+7. 
zu  liegen.  Dieselbe  Grösse  w  {")  multipliziert 
mit  2IIu  wird  zugleich  die  wahrscheinlichste 
Zahl  der  im  Alter  von  n  —  z  bis  n  +  z  ein- 
tretenden Sterbefälle  ausdrücken.  Drei 
Grössen  sind  es  also,  n,  U^  und  h,  die  man 
kennen  mnss.  um  die  theoretische  Verteilung 
der  normalen  Sterbefällo  zu  bestimmen. 
Mit  hinreichender  Genauigkeit  kann  n  aus 
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eben  diese  Zahl  und  a  bezw.  c  die  analogen 

Zahlen  der  Sterl)efülle  darstellen,  welche 
auf  die  unmittelbar  vorangehende  bezw. 
folgende  Altersstreeke  von  gleicher  Weile 
entfaUen.  Die  zuletzt  angeführte  Formel  ist 
bloss  eine  Verallgemeinerung  der  frflheren 
Formel.  —  Die  Grösse  U,,  bestimmt  sich 
dann  mittelst  Interpolation  unter  dei-  An- 
nalime,  dass  sich  die  Sterbefälle  innerhalb 
dei'  betreffenden  Alterssti-ecke  gleichraässig 
verteilen,  ^  Zur  Berechnung  von  h  miiss 
man  sicli  an  die  tabellarischen  Ziihlen  der 
Verstorbenen  im  Alter  von  über  n  Jahren 
halten,  weil  bei  den  £)Ositiven  AbweichunEen 
des  jeweiligen  Sterbcälters  von  n  das  FehTer- 
gesetz  reiner  hervortreten  wird  als  bei  den 
negativen  (wegen  der  Vorzeitigen).  Hierboi 
können  verschiedene  Modalitäten  der  Be- 
rechnung in  Betracht  kommen.  Von  diesen 
dürfte  aber  diejenige  den  Vorzug  verdienen. 


ermittelt  wei-den,  wo  m  die  vorhin  ange- 
gebene Bedeutung  hat  Diese  Formel  ist 
jeiloch  nur  unter  einer  zweifachen  Bedingung 
anwendbar:  1.  mnss  in  der  Nähe  von  D^ 
kein  zweites  Maximum  ausser  D^  vorhanden 
und  Überhaupt  dieses  letzte  Maximum  scharf 
genug  ausgesprochen  sein;  2.  müssen  die 
Verstorbenen  in  der  Sterbetafel  nach  ein- 
jährigen Altersklassen  gegeben  sein.  Sind 
aber  die  betreffenden  Altersint«rvalle  von 
längerer  Dauer  oder  empfiehlt  es  sich,  um 
einen  mehr  gesetzmässigen  Verlauf  der  Zalilen 
der  Verstorbenen  zu  erhalten,  einjährige 
Altersklassen  zu  melirjährig|en  zusammen- 
zuziehen, so  kann  zur  Bestimmung  von  n 

2  "*"  2(a-2b-|-c) 
dienen,  wo  i'  und  i"  die  untere  und  obere 
Altersgrenze  sind,  innerhalb  dei-en  die  grosste 
Zahl    der    Sterbefälle    zu    liegen  kommt,    b 
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wo  Eji ,  laut  einer  früher  schon  gebrauchten 
Bezeichnung,  die  Tjebenserwartung  des  n- 
jährigen.  mithin  den  arithmetischeu  Durch- 
schnitt aus  den  soeben  erwähnten  positiven 
Abweichungen  daretellt  und  sieh  ähnlich 
wie  Uß  bestimmen  lässt,  —  Mit  Hilfe  der 
vorgeführten  Methoden  sind  auf  Gi-und  der- 
selben Sterblichkeitstafeln,  denen  die  obigen 
Werte  der  Lebeuser  Wartung  entnommen 
sind,  die  theoretischen  Zahlen  der  auf  die 
einzelnen  Ältersjahrfflnfte  60 — Gö,  CS— 7l.i 
u.  B.  w.  entfallenden  Sterbefälle  der  normalen 
Gruppe  gefunden  und  in  nachstehender  Ta- 
belle reproduziert  worden,  und  zwar  stels 
unter  2.  Unter  1  sind  aber  die  entsprcclien- 
I  den  Zahlen  der  Sterblichkeitstafeln  angeführt, 
I  um  einen  Vergleich  zwischen  Theorie  und 
I  Erfahrung  zu  ermöglichen.  Dabei  ist  Va 
I  überall  gleich  1000  gesetzt  worden. 
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1).  In  zweifacher  Hinsicht  kommen  lUe 
Fälle  Pin  er  besonders  hohen  Ijebeiiadauer 
für  die  Wissenschaft  vom  Menschen  in  Be- 
tracht. 1.  ist  seit  jeher  auf  solche  Rille  die 
Aufmerksamkeit  der  Menschen  gerichtet  als 
auf  eine  gleichsam  anormale  Erscheinung, 
eine  Art  von  >  Merk  Würdigkeit«.  Es  ist  aus 
allen  Perioden  der  öescliichte  eine  Anzahl 
von  P^Ien  einer  ausserordentlich  hohen 
Lebensdauer  nixirliefert.  Maki-obio  tische 
Cebersichten  erlangeo  zumal  dann,  wenn 
!iii  dit>  Namen  der  'Riesen  der  Lauplebig'- 
l;eit  (Tarclianoff)  gewisse  biographiache 
2sirtizen  über  ihre  Ijeliensweisc  stell  knüpfen, 
eineii  lirsumloren  Wert  fflr  den  Physiologen 
unil  Hyij  einiker,  der  die  Faktoren  unter- 
sucht,'woli-ho  von  Einfluss  sind  auf  die 
Dauer  ilr-.  menschlit-hen  Lebens.  Dagegen 
ist  die  Statistik,  insofern  sie  sich  mit  der- 
selben Frage  iHischäfligt,  ihrer  Methode  ge- 
mäss auf  eine  iinpei-söiihche  Registrierung 
<les  Alters  resp.  eines  besonders  liolion  Altera 
von  iehendeu  imü  gestorbenen  Menschen 
beschi-ftnkt  und  verlaugt,  dass  die  Registrie- 
nmg  eine  erschripfende  sei.  Maki-obiolische 
Uebersichten  sincI  aber  im  höchsten  Grade 
unvollständig  und  enthalten  Fälle,  die  in 
Baum  und  Zeit  zerstreut  liegen.  Also  selbst 
in  dem  Fall,  wo  die  ölaub Würdigkeit  der 
Uoberliefenmg  keinem  Zweifel  imterliegen 
sollte,  Hessen  sich  ans  einem  so  bescliaffenen 
Material  keine  statistischen  bchlllsse  ziehen, 
d.  h.  keine  Schlüsse,  die  sich  auf  die 
menschlichen  Massen  bezögen,  denen  die 
Eiiizelf&llc  entnommen  sind.  2.  winl  oft 
in  den  Fällen  der  besonders  hohen  Lebens- 
<]aner  ein  Anhaltspunkt  gesucht  für  die 
Beantwortung  der  Frage  nach  dem  natür- 
lichen Ziele  des  menschlichen  Ijcbens.  Aus 
der  Thatsache  nämlicli,  dass  einzelne  Men- 
schen ein  Alter  von  100  imd  über  100 
Jaliren  en^eichen,  wird  die  Konseijucnz  ge- 
zogen, das  Älter  von  100  Jahren  sei  das 
I<leal  der  menschlichen  Lebensdauer,  imd 
es  habe  sich  die  private  und  öffentHchc 
Hygieine  zur  Aufgabe  zu  stellen,  dass  mög- 
lichst viele  Menschen  dieses  Alter  erleben 
worden.  Ans  anderweitigen  Erwägungen 
hat  Flourens  dem  Alter  von  100  Jahren 
einen  ähnlichen  Wert  beigelegt.  Er  iial 
nämlich  gefimden,  dass  bei  (ter  Mehrheit 
der  Tiere  die  Lebensdauer  das  Fünffache 
(nach  Biiffon  das  Siebenfache)  der  Wachs- 
tumsperiode  beträgt  Da  mm  letztere  bei 
dem  Menschen  ufdiezu  gleich  20  Jahren  zu 
setzen  ist,  so  ei^ipbe  sich  das  Alter  von 
100  Jahren  als  das  natürliche  Ziel  des 
menschlichen  Lebens.  Es  ist  aber  wohl  zu 
beachten,  dass  Flourens  zwisi-hen  der  natür- 
lichen imd  der  maximalen  I^ebonsdauer  im- 
terschicdcn  Imt,  indem  er  nämlich  behaup- 
tete, dass  unter  den  gi\nstigsten  Bedingimgen 
sowohl   der  körperlichen   Organisation  wie 


der  äusseren  Lebensverhältnisse  ein  Wesen 
im  Stande  wäre,  ungefähr  das  Doppelte  der 
füi-  dasselbe  geltenden  natürlichen  I^obens- 
dauer  zu  erreichen.  Es  berulit  das  Gesetz 
von  Flourens  auf  einem  Analogieschlüsse, 
zumal  auf  einem  solchen,  der  sich  nur  auf 
eine  rein  empirische  Thatsache  stützt.  Die 
Ansiclit,  wonach  das  Alter  von  lOO  Jakren 
für  das  natürlidie,  normale  oder  zu  erstre- 
bende Ziel  des  menschliclien  Lebens  aus- 
gegeben wird,  enttiehrt  überhaupt  einer 
ticfei-en  biologischen  Begi-Ündung.  Dies  wird 
aucli  von  den  Vertretern  dieser  Ansicht  zu- 
gegeben, die  es  aber  ebenso  wenig  vermögen, 
einen  statistisclien  Beweis  für  ihi-e  Behaii])- 
tun^  zu  erl>ringen.  Vom  bevölkerungs-  oiler 
hygieinisch-pohtischen  Standpimkte  aus  ge- 
sehen, kommt  jener  Ansicht  eine  praktisc'he 
Bedeutung  kaum  zu:  an  die  Züchtung  von 
hundertjährigen  Menschen  ist  im  Ernste 
nicht  zu  denken.  Hineichtlich  dessen,  vas 
man  mit  dem  Namen  »Leben  stlauei-pcJitik« 
bezeichnen  könnte,  hat  sich  übrigens  neuer- 
dings in  der  Meinung  einiger  Uygieiniker 
eine  Umwandlung  vollzogen  und  zwai*  unter 
dem  Einfluss  der  Lexisschcu  Theorie  von 
der  normalen  Lebenfdauer.  Der  letzteren 
gemäss  wird  ein  Sterbealter  von  etwa  70 
bis  75  Jahren  gleichsam  als  ein  von  der 
Natur  gestecktes,  also  vom  menschlichen 
Willen  unabliängiges  Ziel  des  I^ebons  l>e- 
trachtet.  Es  würile  hingegen  in  der  Maclit 
des  Menschen  liegen  {etwa  durch  geeignete 
Verwaltungsmassregeln,  Hebung  des  idlge- 
meinen  Wohlstandes  u.  dei-gl.  m.),  die  Grnppo 
der  normalen  SterbefäUe  auf  einen  höheren 
Prozentsatz  der  (Gesamtzahl  der  Sterbefälle 
zu  bringen,  wodurch  die  Zahl  der  jugend- 
lichen und  vorzeitigen  Sterbefälle  eine  ent- 
sprechende Herabsetzung  erfahren  würde. 
Die  Stärke  einer  solchen  Auffassung  beruht 
darauf,  dass  sie  gewissermossen  die  Er- 
falirung  für  sich  hat.  .Jedoch  ist  vor  einer 
Ueberschätzung  der  erfahningsniässigen  Kon- 
stanz der  Zahlen,  die  die  normale  Lebens- 
dauer ausdrücken,  zu  warnen.  Tai-ehanoff 
bemerkt  dazu,  dass,  obschon  ein  Alter  von 
7'^  Jahren  unter  den  heutigen  Vcrhältnisen 
als  normale  Lebensdauer  angeselten  werden 
könne,  dasselbe  Sterbealter  vielleicht  in 
weiter  Zukunft,  unter  günstigeren  Verhält- 
nissen, sich  als  ein  »unnatürliches«  heraus- 
stellen werde.  Auf  jeden  Fall  erscheint 
auch  hinsichtlich  der  Höhe  der  normalen 
Ijcbensdauer  ein  möglicher  Fortschritt  nicht 
als  unbedingt  angeschlossen,  wofür  eine. 
Belrachtiing  der  Differenzen,  welche  ver- 
schiedene Länder  in  Bezug  auf  die  uonnale 
Lebensdauer  darbieten,  sprechen  dürfte. 

Lltteratar:  I>ie  in  </<■«  LlUrraliirainjnbm  mm 
An.Jleviilter«u.j,u-cch>el(«bt»Bd.II,,S.)l!?il} 
ungfßlhrtcn  .Scliriften  ro»  Becktr,  Knapp, 
Zeiiner,    Lexii,    towic   BortMetefc* ,    Diu 
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miltUrt  LtbtJitiiauer,  1S93.  —  \¥.  Lexla,  Zur 
Theorie  der  Maueutmheinungen  in  der  mentch- 
lirhen  GetelUchafi,  1877.  —  Tarchanaff,  Die 
Laiiglrbigteit  der  Tiere,  der  Pfiitmeu  und  der 
Mfotcfien   (nueiieh   im    Wietlnil:  Eieropi,  1890). 

—  P.  Bert,  Revue»  aeientifiquet ,  II.  annfe, 
i^ni  ISSO.    (La  vif  moyenne  et  la  cie  normale.j 

—  Flotiren«,  De  la  longhilf  hunaiue,  S  ed., 
Farit  1SS5.  —  Corrodl,  De  la  ImtgecUe  daiu 
le»  rapporli  aree  l'hutvire,  l'anlhropologie  et 
l'hygiine,  fTogtUaü  de*  VI.  inlerTiathnaleu 
Koagretiei  jiir  Hygieine  und  Demographie  iii 
Wien,  1887.)  ~  Ebatein,  Die  Kumt,  dat  me^uch- 
lifke  lieben  iii  rerlängem,  fVieibaden  1891.  — 
Jlonattheftc  zur  Slalitlik  de*  Veut- 
tehen  Beieht,  ISST,  e.  Teil.  —  Zeuner, 
Xeue  Slerblichieittlufeln  für  diu  Königrrieh 
Sachten.  Zeiterhr.  de»  kSnigl.  tächi.  llat.  Bureaua 
1894.  —  »"•«  feaeh,  Ster/tetafelt  voor  Seder- 
laitd,  Bijdragtn  toi  de  Slatietiek  van  XederUind 
1397.  —  Supplement  to  the  5ö.  onnunl  Report 
oj  the  Begistrar  General  o/  Birtht,  Dcalhi 
and  Harriagee  in  England  1895— W9  7.  — 
Annuario  itatiitii-o  Italiano  lS9i.  — 
BalUnt,  Die  miniere  Lebriudaur-r  in  Stiidl  und 
Land,  1399. 

V.  Bortkieidcx. 


LebeuBversichernng. 


■riffes. 


Verhreitang,  liinfung  der  Hauptleiatungeu. 
4.  Der  technische  Aufbau  der  L.  A.  Die  Sterl)- 
lichkeitstafel.  B,  Die  PrMmienberechnung^  ans 
der  Sterblichkeitatatel.  C.  Die  PrJlniienreiiorTe 
oder  der  Deckung« Fonds.  Ö.  Schaden-,  Kapital- 
and Gewinnreserve.  6.  Das  Risiko.  7.  Der  Le- 
ben STersicherun^  vertrag'.  8.  Untemehmnn^s- 
tormen.  9. Organisationder Verwaltung.  lO.Wirt- 
Khaftliche  Bedeatnng  der  L.  11.  Die  Gesetz- 
gebung. 12,  Beispiele  von  Betriebeergebnisaeu. 
1.  Einleitang,  Inhalt  and  llnifang  des 
Begriffes.  Unter  der  an  sich  wenig  ver- 
BtAndlichen ,  aber  kaum  mehr  ei'eetzbaren 
lind  auch  in  anderen  Kulturspraeheii  ähnlieh 
gebildeten  Bezeiclinnng  >Lcbens  Versiche- 
rung« wird  eine  Beihe  recht  verschieden- 
artiger Vei-sichoruQgsformea  zusammenge- 
fasst.  Gemeinsam  ist  ihnen  nin*  die  Ab- 
hängigkeit der  vom  Versicherten  ausbo- 
duiigonen,  vom  Vei-sieherer  versprochenen 
Leistimgen  von  zeitliclien  Voi^n^n  des 
menschlichen  Lebens,  Die  wichtigste  Forme q- 

Ettung  der  Lebensversicherung  ist  die  der 
äbeiiaversieherung  im  engeren 
Sinne.  Sie  umEasst  alle  jene  Verträge, 
bei  denen  es  sich  um  Leistung  einer  Summe 
—  Vereichcningssinnme  —  entweder  beim 
Todesfalle  des  versidherten  überhaupt  oder 
im  Falle  des  ErleliciiB  eines  gewissen  Alters 
und  lieim  Tode  vor  diesem  Alter  ■ —  Kapil 
talversichernng  auf  den  Todesfal- 
Bchlechthin  und  abgekürzte  Le- 
bensversicherung oder  Aiternativ- 
versichernng  —   oder  beim  Todesfälle 


innerhalb  eines  voiniisbestimmten  Zeitraums 
—  kurze  Versicherung  —  oder  beim 
Erleben  eines  gewissen  Aitei-s  —  Er- 
leheusveraicherung.  gewölmlich  Aus- 
steuerversicheruDg  —  handelt.  Üiese 
im  wesentlichen  auf  gleichaitigen  Voraus- 
berechnimgen  beruhende  Formeiigattung 
ISsst,  ganz  abgesehen  von  der  Mannigfaltig- 
keit der  Gebühre  nbemess  11  ng  und  anderer 
Nebenbedingiingen,  wieder  eine  Reihe  von 
Modifikationen  zu,  die  sich  auf  die  Person 
des  Versicherten  oder  die  Personen  der 
mehrereo  Versicherten  beziehen  —  Ver- 
sicherung für  eigene,  für  fremde 
Rechnung,  Fremd  Versicherung, 
einfache  und  wechselseitige  Ueber- 
lebensversicherung  — . 

Die  andere,  keineswegs  unwichtige,  abei- 
auf  minder  häufig  Bedürfnis  berechnete 
Formengattung  wird  unter  der  Sonder be- 
zeichnnng  der  Rentenversicherung  zu- 
sammengefasst  und  gehört,  wenn  auch  häufig 
in  Ge^nsatz  zur  Lebensversicherung  —  diese 
dann  im  engeren  Sinne  ^meint  —  gestellt, 
doch  auch  zu  den  Versichern ogsarten,  bei 
denen  Eintritt  o<ler  Nichteiiitritt  und  Dauer 
der  Leistungen  mit  gewissen  zeitlichen  Vor- 
gängen des  raenschliclien  I^becs  zusammen- 
hängen. Es  handelt  sich  hier  nicht  um 
eine  einmalige  EapitAlloistung,  sondern  um  die 
Absicht  der  Erlan^ng  und  Gewährung  fort- 
gesetzter RentenJeiBtimgen,  gleichbleibender, 
Bteigeador  oder  abnehmender,  entweder  als- 
bald oder  zu  einem  späteren  vorausbesti mm ten 
Zeiträume  beginnender  —  sofort  begin- 
nende —  aufgeschobene  Rente  — , 
entweder  bis  zum  Lebe  äsende  des  Ver- 
sicherten oder  niu"  bis  zu  einem  gewissen 
voran sbestinunteri  Zeitpunkte  dauernder  — 
Leib- oderLebensreafe,  Zeit  rente  — . 
Auch  diese  Formengattung  lässl  rüoksicht- 
lioh  der  Persönlichkeit  des  Versicherten  eine 
Reihe  von  Modifikationen  zu. 

Während  bei  der  ersteren  Forraengattung 
die  Berechnung  darauf  ausgeht,  von  der 
Gesamtheit  der  Veraichei-ten  soviel  an  Leis- 
tungen zu  erlangen,  dass  dm'ch  diese  Ijeia- 
tungeu  und  ihren  Zuwachs  die  durch  die 
Verträge  begründeten  Kapit.aIfordeningen 
sämtlich  rechtzeitig  gedockt  werden  kCnocn, 
hat  bei  der  anderen  der  Versicherer  sein 
Augenmerk  darauf  zu  richten,  dass  durch 
die  von  den  Vei-sicherten  einzuhebenden 
Kapital-  oder  Ratenzahlungen  und  ihren 
Zuwachs  die  versprochenen  Rentenzahlungen 
nach  Höhe  und  Dauer  vollkommen  bestritten 
wenlen  können.  Dort  ist  die  günstige  Chance 
dos  Versicherers  der  sjiäle  Eintritt  des  Todes 
des  Vorsicherten  oder  der  Eintritt  erst  am 
Ende  der  für  die  Zahlung  vorausgesetzten 
Frist  oder  der  Nichteintritt  bis  zu  der  Frist, 
vou  deren  Erreichung  die  Zahlung  abhängt. 
Hier  ist  die  günstige  Chance  des  Versichorera 
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der  Eintritt  des  Todes  des  Vereiciierten  nacK 
Zahiimg  des  von  ihm  geschuldeten  Kapitals 
oder  der  von  ihm  versprocbenen  Hateu 
aber  vor  Beginn  der  Rentenzahlungen  oder 
nach  der  Leistaog  erst  weniger  solcher  Zah- 
lungen, — 

Mit  einem  zeitlichen  Vorgange  di?s  mensch- 
lichen Lebens,  der  —  früher  oder  später  — 
doch  unter  allen  Umständen  einmal 
eintreten  musfi,  rechnet  unter  allen  Arten 
der  Leben sversidierung  nur  die  Kapitalver- 
sicherung auf  den  Todesfall  einschliesslicli 
der  sogenannten  abgekürzten  Versichernug. 
Insofern  unterscheidet  sich  nur  diese Ärl 
in  jeder  Beziehung  von  der  sogenannten 
Sehadensvereicherung.  Die  anderen  Arten 
der  LebensversiclieruDg  unterscheiden  sich 
von  ihr  nur  insofern,  fds  die  Vorausberech- 
nung des  Risikos,  also  des  Eintritts  der 
Leistung  seitens  des  Versicherers,  eine  auf 
wohlbep^ndeten  Erfahrungen  über  den  Ver- 
lauf des  menschlichen  Lebens  beruhende, 
mitbin  weit  zuverlässigere  ist  als  bei  allen 
Arten  der  Schadensversicherung,  nicht  aber 
insofern,  als,  wie  bei  diesen,  das  Risiko 
ebenso  gut  ausbleiben  wie  eintreten  kann. 
Dieser  Umstand  rechtfertigt  es  auch,  dasa 
zwar  alle  oben  aufgeführten  Veraicherungs- 
arten  unter  der  Bezeichnung  »Lebensver- 
sichening^  (i.  w.  S.)  zusammengefasst  zu 
werden  pflegen,  nicht  aber  die  Invaliditäts- 
und  Doui  seltener  die  Unfallfei'siclierung 
(s.  diese  Artikel),  welche  zwar  aucii  im- 
mittelbar  an  Vorgänge  des  menschlichen 
Lebens  anknüpfen,  al>er  an  Vorgänge,  welche 
entweder  zur  Zeit  noch  oder  ihrer  Natur 
nach  voran ssichthch  fflr  alle  Zeit  einer 
ebenso  sicheren  Vorausberechnung,  wie  sie 
bei  der  Leben Bversichenrag  im  engeren  Sinne 
möglich  ist,  widei-sti-eben.  — 

2.  Geschichtliches.  Wohl  die  Be- 
thätiguQg  einigerraassen  rationeller,  auch  mit 
vereinten  Kr^en  versucliter  Vorsoi^e  für 
die  eigene  oder  anderer  materielle  Sicher- 
heit reicht  in  verschiedenen  Formen  bis  ins 
frühe  Mittelalter  zurück  (z.  vgl,  in  dieser 
Beziehung  die.  interessanten  Bemerkungen 
von  L.  Goldschmidt  im  Handbuch  des  Hau- 
delKrechts  3.  Aufl.,  1.  Bd.  [Stultgail,  i'erd, 
Eük-e,  1891,  S.  354  ff.,  besonders  S.  359  ff,]), 
nicht  aber  was  wir  heutzutage  als  Lebens- 
versicherung bezeichnen.  Diese  konnte  nur 
auf  dem  Boden  systematischer  Erforschung 
derjenigen  den  Verlauf  des  menschlichen 
Lebens  betreffenden  Thalsachen,  an  welche 
sie  ilire  Berechnungen  anknüpft,  erwachsen, 
Ihre  Voraussetzung  ist  die  Sterbliehkeits- 
tabclle,  d.  h,  eine  exakte  Darstellung  des  in 
den  verschiedenen  Lebensaltem  beobachteten 
V'erhältuisses  der  jälirlichea  Sterblichkeit 
(Quotienten  aus  dei'  Zalil  der  in  den  einzelnen 
Jahren  unter  Beobachtung  gewesenen  Per- 
sonen und  der  aus  diesen  hervorgegangenen 


und  der  nach  dieser  Skala 
entstehenden  Absterbeordnung  einer  (will- 
kürlich gewählten)  Zahl  von  Personen,  die 
mit  dem  jüngsten  in  der  Skala  berück- 
sichtigten Älter  in  die  Beobachtung  treten 
und  für  die  ferneren  Alter  imter  Beobach- 
tung bleiben.  Mit  der  Eutwickelung  der 
Sterblichkeitstabelle  geht  die  Eutwicke- 
lung, jedenfalls  der  Fortschritt  zu  immer 
rationellerer  Gestaltung,  der  Lebensversiche- 
rung Hand  in  Hand.  Beobachtungen,  welche 
zur  Aufstellung  einer  Sterblichkeitstabelle 
führen,  gehen  aber  in  den  heutigen  Kultiir- 
staaten  nicht  hinter  das  17.  Jahrhundert 
zurück  und  sind  in  genügender  Massen- 
Imfligkeit  und  mit  ausreichender  Sicherheit 
hier  erst  in  unsei-em  Jahrhimdert,  welches 
der  Feststellung  des  Personenstandes  und  der 
Bevölkerungsbewegung  aus  verschiedenen, 
namenthchpohttschen,  Gründen  zuerst  grosse, 
nicht  niir  auf  gemeindliche  und  ständische 
Korporationen  beschränkte,  Aufmerksamkeit 
widmete,  angestellt  worden. 

Die  Lebensversichenmg  wartet  ihres  Ge- 
schichtsschreibers, Es  fehlt  bis  jetzt  gänz- 
lich an  einer  zusammenfassenden  Darstellung 
der  Entwickelung  dieses  Instituts  von  den 
ersten  Anfängen  an  bis  in  unsere  Zeit.  Sein 
Haiijjtaugenmerk  wird  der  ktlnftige  Ge- 
schichtsschreiber auf  England  richten  müssen, 
dessen  Litteratur  auch  bereits  die  besten, 
vorzugsweise  die  Eutwickelung  der  tech- 
nischen Seite  berücksichtigenden  Anfänge 
einer  Geschichtschreibung  aufzuweisen  hat 
(vgl,  z.  B,  E.  W,  Farren,  Essay  on  the  origin 
and  early  progross  in  England  of  the  theorie 
of  probability.  London  1844.  —  John  Francis, 
Annais,  Annecdot«s  and  liegende  of  Life- 
Assurance,  London  1S53,  —  Samuel  Brown, 
On  the  origin  and  progress  of  the  Caiculus 
of  Probabilities  im  »Assurance  Magazine« 
vol.  VI.  —  Hendricks  u,  a.). 

Unzweifelhaft  hat  die  von  dem  italienischen 
Arzte  Lorenzo  Tonti  in  der  Mitte  des  17. 
Jahrhimderts  ersonnene  Reiitenvererbung '), 
welche  an  sich  schon  eine  Lebensversiche- 
nmg im  weiteren  Sinne  darstellte,  zusammen 
mit  der  damals  sich  vollziehenden  Aus- 
breitung des  ^werbsmäsaigen  Hazardsplels, 
der  Wahrscheinlichkeitelehre,  um  deren  Aus- 
bildung sich  zuerst  Format  und  Pascal  ver- 
dient maclitcn,  (Ue  kräftigste  Anregung  ge- 
boten. (Dass  Tontis  Projekte,  welche  in 
Frankreich  bekanntlich  sehr  ausgiebig  im 
Interesse  des  Staatskredits  verwertet  wurden, 
von  Zeilgenossen  nicht  allgemein  günstig 
beurteilt  wurden,  zeigt  Daniel  Defoes  von 
Hugo  Fiaclier,  »Soz.  Fragen  vor  200  Jahren« 


')  Genaaerei)  Aber  Tonti   und  seine  Flaue 

vgl.   bei   Grosse  in   Ehrenzweigs  Assekuranz- 

Jahrbnch  TI,  Abt.  II,  S.  W   und  20  und  IX, 
Abt.  III,  S.  18ff. 
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[Leipzig,  Hirschfeld,  1890]  S.  57  mitgeteUte 
Aeiissoniiig: » Lebens versicheniugen  kann  ich 
nicht  bewundern.  In  Italien  allerdings,  wo 
Dolch  nnd  ttift  so  im  Schwange  sind,  mag 
manches  fttr  etwas  derartiges  sprechen, 
ebenso  wie  fflr  etwaige  I^ibrenten,  Doch 
habe  ich  keines  von  beiden  loben  hiiren.«) 
Der  holländische  Staatsmann  und  Mathe- 
matiker de  Wit  verwertete  die  junge  Theorie 
zur  wissenschaftlichen  Begnludung  der 
Bentenversichening.  1 662  veröf  fenüiclite 
Sir  William  Petty  seine  Unterauehungen 
Aber  die  Bevölkening  Ijondons.  Bald  darauf 
ei-schien  John  Graunts  auf  Pettys  Arbeit 
fnssendcs  Werk  über  Totenlisten.  Gleich- 
zeitig beschäftigte  sich  ein  deutscher  Geist- 
licher, Caspar  Neumann,  mit  Untersuchungen 
Aber  die  Sterblichkeit  in  der  Stadt  Breslau, 
welche  ihm  genau  geführte  Totenlisten  zur 
Yerfügung;  stellen  konnte.  Die  Ergebnisse 
legte  er  m  einem  1092  erschienenen  und 
grosses  Aufsehen  niadienden  Werke  nieder, 
welches  dem  Mathematiker  Halley  ilcü  Stoff 
bot  zu  der  in  den  > Philosoph ical  Trans- 
actions.  vol.  XYII,  Nr.  196  für  Januar  1693 
abgedruckten  ersten  förmlichen  Sferblich- 
keitstabelle.  Nicht  diese  Tabelle,  sondern 
viel  weniger  zuverlässige  sind  von  den  ei-sten 
LebenBversicherungBanstalten,welclie  in  Eng- 
land ins  Ijeben  traten,  benutzt  worden.  Von 
diesen  Gesellschaften  sind  zwei,  die  eine 
von  der  Mereers  Company  in  London  1698 
nach  Asshetons  Plan  g(^-tlndet,  die  andere, 
»The  Society  of  Assurances  for  Widows  and 
Orphans«,  1699  gegrilndet,  besondere  auf 
Witwenversoi^ing  nnd  Ausstattung  von 
Waisen  mit  Leibrenten  eingerichtet.  Die 
dritte,  welche  gewöhnlich  als  die  älteste 
Ijel<en 8 Versicherungsanstalt  angesehen  wird, 
ist  die  durch  Parlamcntsakte  v,  2».  Juli  1706 
inkorporierte  »Aniieable«  oder  «Perpetual 
Asaurance«.  Sie  hat,  nachdem  sie  mancherlei 
Wandlungen  durchgemacht,  bis  in  unsei-e 
Tage  bestanden.  Im  Jahre  1866  wurde  ihr 
Geschäft  von  einer  jüngeren  Anstalt  über- 
nommen. Im  Jahre  1721  nahmen  zwei  ur- 
sprünglich für  Feuer-  und  Seeversichenmg 
oiTichtete  Gesellschaften,  die  >Royal  Ex- 
change« und  die  »London  Assurance  Corpo- 
ration«, das  Lebensversicherungsgeschäft  in 
ihren  Plan  mit  aiii.  Indessen  waren  alle 
diese  Gesellschaften  tecliniseh  noch  sehr 
unvollkommen  ausgebildet.  Erwt  mussten 
Kei-ssebooms  (1732  und  42)  Sterblichkoits- 
untereuchungen ,  Nicolaus  Striiyke  (1740) 
Leibrententheorie,  Johann  Peter  Silssmilclis 
bekaimte  Schrift  »Die  göttliche  Ordnung 
in  den  VeränderungMi  des  menschlichen  Ge- 
schlechts" nebst  einer  von  Baumann  siiätei- 
verbesserten  Sterhl ichkeil stabello ,  mussteu 
Di'parcienxs  (1746)  Werk  über  die  mensch- 
liche Lebeiisdauer  und  seine  Sterhlichkeits- 
liston,  endlich  Thomas  Simpsons  auf  Halleys 


vei^ssenem  Werke  fassende  Schriften  er- 
schienen seiii  und  den  Weg  ziu:  rationellen 
Berechnung  von  Prämientabelleu  gewiesen 
haben,  ehe  Versichenuigsgesellscliaften  in 
grossem  Stile  und  niit  allen  Anforderungen 
entsprechenden  Einrichtungen  ins  Leben 
treten  konnten.  Als  erste  solche  auf  fester 
wissen schaftliclier  Gnmdlage  errichtete  Le- 
ben sveitiicheningsgesellscha  Et  ist  "The  E«|ui- 
table  Society  for  the  Assurance  of  Life  and 
Sun-ivorship<,  welche  1761  begründet  wurde, 
aber  ihren  Geschäftsbetrieb  erst  im  Jahre 
1765  eröffnen  keimte,  zii  bezeichnen.  Um 
ihre  technische  VeivollKora  Innung  machten 
sich  James  Dmlson  und  Bichard  Prico, 
letztei-er  l)esonders,  indem  er  die  bekannte 
Norlliampton  table  (178t))  für  sie  berechnete, 
verdient.  Nach  der  »Eiiuitable«  ist  noch 
eine  Reihe  englischer  Ijebensvcrstchenmgs- 
gesellschaften  im  vorigen  Jahrhtmdert  ent- 
standen. IleutzTitage  ist  die  Lebens vereiche- 
ruug  kaum  irgendwo  höher  geachtet,  hat 
sie  kaum  irgendwo  melu-  das  Ansehen  einer 
kultniTiot wendigen  Institirtion  als  in  Gi'oss- 
britaunien. 

In  Frankreich  hatten  der  schon  erwähnte 
Di>parcieux  und  Bnffon  (1749)  verhältnis- 
mässig früh  die  Augen  der  Zeitgenossen 
auf  die  Gesetzmässigkeit  der  zeitlichen  Voi'- 
gängc  des  menschlichen  Lebens,  ins  besondere 
der  Sterblichkeit 8 verliältnisse,  gelenkt.  Prak- 
tisch verwertet  wurden  die  Ei^bnisse 
solcher  Forachungen  zunächst  aber  nicht; 
vielmehr  bestand  hier  wie  in  Italien  im 
vorigen  Jahrhundert  als  einzige  Lebensver- 
sichcnui^art  die  reine  Tontine  und  eine 
auf  gänzlich  unzureichende  Wahrscheinlich- 
keitsannahmen gegründete  und  mit  ■  einer 
Lotterie  verknüpfte  Leibreutenveisichenrng. 
(La  Caisse  Lafarge,  1791  in  Paris  gegründet.) 

Auch  in  den  übrigen  Ländern  des  euro- 
päischen Kontinents  war  bis  zu  Anfang 
unseres  Jahrhunderts,  der  schon  namhaften 
Foilschritte  der  Lebe nsversichciimgs Wissen- 
schaft ungeachtet,  zwar  eine  Fillle  von 
kleinen  Sterbekassen  und  tonti neuartigen 
Anstalten,  nicht  aber  die  eigenthche  Ijebens- 
vei-sichei-ung  praktisch  erprobt  worden.  Ein 
erat  er  in  Hambui^  im  Jahre  1806  von 
Boneke  gemachter  Versuch  —  es  handelte 
sich  um  ein  Äktieuunternehmen  —  keimte 
in  jener  für  Hamliiu-g  so  schweren  Kriogs- 
zeit  nicht  zur  Keife  geiäeihen.  Besser  glückte 
die  Gründung  einer  Lebens vei-sichenmgs- 
!  gesellschaft  in  der  Schwesterstadt  Lübeck. 
I  Diese,  die  •Deutsche  Lebeus Versicherungs- 
gesellschaft in  Lflheckt,  eröffnete  ihren  Öe- 
gcliAftsbetrieb  am  1.  Dezembei-  1828.  Sie 
I  ist  auf  Aktien  begründet ;  allein  die  Hälfte 
'  der  Ueberschttsse  sollte  den  Versicherten 
jals  Dividende  gewahrt  wei-den.  In  dieser 
!  Beziehung  sind  später  noch  zweimal  Aende- 
I  rangen  eingeti-eteii. 
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Gleichzeitig  mit  den  "Vorbereitungen  zu 
dieser  Anstalt,  aber  ganz  iinabhänipg  von 
denselben,  wurden  von  Ernst  Wilhelm 
Arnoldi  in  Gotha  die  Vorarbeiten  zu 
seiner  Lebensversicbeningsbank  getroffen, 
welche,  ganz  auf  Gegenseitigkeil  begründet, 
eigenartig  und  abweichend  in  allen  Stücken 
von  bisher  auf  diesem  Gebiete  Geleistetem, 
ihren  Geschäftsbetrieb  am  1.  Januar  18'29 
mit  einem  schon  vorher  gesammelten  Bestand 
von  846  Policen  über  1452100  Thaler  er- 
öffnete und,  ungleich  der  kurz  vorher  und 
einigen  bald  nachher  eröffneten  Lebensvei^ 
sicherungsgesellschaften .  sieh  gleich  von 
Anfang  an  einer  grossen  und  sodann  immer 
einer  stetig  wachsenden  Kundscltaft  zu  er- 
freuen gehabt  hat  Mit  dieser  Schöpfung 
des  schon  durcli  die  Grilndung  der  ersten 
deutschen  Fen  er  Versicherungsanstalt  auf 
Gegenseitigkeit  und  dui-ch  andere  bedeut- 
same gemeinnützige  Unternehmungen  hoeh- 
vei-dienten  Arnoldi  ist  die  Leben svcrsic-he- 
nmg  in  Deutschland  thatsächlich  eingeführt 
■worden.  Alles  was  nachher  auf  diesem 
Gebiete  entstand,  ist  von  dieser  Schöpfung 
nicht  unbeeinflusst  geblieben.  Während  die 
Lübecker  Gesellschaft  ihren  Prämieutarif 
der  Erjuitable  Society  in  L,ondon  entlehnte, 
wurde  den  technischen  Berechnungen  der 
Gothaer  Bank  eine  von  Charles  Babbage 
nach  den  Erfahrungen  eben  dieser 
Londoner  Anstalt  mit  Hilfe  der  Sterblich- 
keitstafel von  Depareieux  und  der  sogenannten 
■  CarlJsle-Tafel  bearbeitete  neue  Sterblichkeits- 
tafel mit  einigen  für  nötig  erachteten  Ab- 
änderungen zu  Grunde  gelegt.  Der  nach 
dieser  Tafel  berechnete  Prämientarif  ist  auch 
von  der  zunächst  nach  der  Golhaer  Bank  im 
Jahre  1830  bogrQndeten  «Ijeipz^r  Lebens- 
versieherungsgesell Schaft«  angenommen  wor- 
den. Die  Geschichte  der  Gründung  der 
Gothaer  Bank  und  der  sämtlichen  bis  zum 
Jahre  1877  ins  Leben  getretenen  deutschen 
Lebensversiehenmgsanstalten  ist  eingehend 
dai^stellt  in  »Emmicghaus,  Gesclüchte  der 
Lcbcnsversicher>mgsl;ank  fQr  Deutschland  in 
Gotha«,  Weimar,  H.  Böhlau,  1877,  bes.  S. 
16  ff.,  S.  238  ff.  Nach  der  Gründung  der 
obengenannten  drei  ältesten  Anstalten  und 
einer  im  Jahre  1830  in  Hannover  eröffneten 
vierten,  entstanden  in  den  beiden  folgenden 
Jahrzehnten  nur  fünf  neue  Lebensversiche- 
rungsanstalten in  Deutschland.  Ei^ebiger 
waren  die  Jahre  1Ö50 — 70.  Seitdem  bis 
heute  sind  nur  wenige  neue  Insiitiite 
Leben  getreten.  Heute  giebt  es  etliche 
riei-zig  eigentliche  Leben  sversieheni  ngsge- 
sellscnaften  im  Deutschen  Reiche. 

Der  ersten  französi  sehen  eigentlicht 
Lebensversieherungsanstalt,  der  »Comp^nie 
d'assnrances    generales    sur    la   \'ie<",    ward 
durch  Ordonnanz  v.  29.  Dezeml>er  1819  die 
Genehmigung  zum  Geschäftsbetriebe  erteilt. 


In  den  nächsten  zehn  Jahren  wui-den  nur 
noch  zwei  neue  Gesellschaften,  »La  Royale«, 
;päter  =La  Nationales  genannt  (1820)  und 
iL'Dniont  (1829)  errichtet.  Und  auch  seit- 
dem ist  das  Wachstum  der  Zahl  der  Gesell- 
schaften in  Frankreich  mir  massig  gewesen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  trat 
die  erste  Lebens  Versicherungsgesellschaft, 
"The  New-York  Life  Insurance  and  Trust 
Company«  im  Jahre  1830  ins  Leben.  Erst 
zwölf  Jahre  später  entstand  die  zweite,  »The 
Mutual  Life  Insuiancc  Company«.  Von  da 
ab  aber  bemächtigte  sich  der  amerikanisciie 
Geschäftsgeist  mit  der  ihm  eigenen  stürmi- 
schen Energie  dieses  Gescliäflszweiges ;  es 
erfolgten  Gründungen  über  Gründungen, 
deren  manche  fi-eilich  nur  von  ktu^em  Be- 
stände waren,  von  denen  heute  aber  doch 
eine  sehr  beträchtliche  Zahl  übrig  geblieben 
ist.  Nirgends  in  der  Welt  ist  die  Ijebens- 
vereicherung  extensiv  und  intensiv  so  ver- 
breitet wie  in  den  Vereinigten  Staaten, 
Nirgends  freilich  ist  auch  unter  den  Weizen 
so  viel  Spreu  geraten  wie  eben  da,  nirgends 
die  ursprünglich  der  vei-stftndigen  Fürsorge 
für  die  Zukunft  gewidmete  Institution'  so 
sehr  zu  den  wüdesten  Spekulationen  ge- 
niissbraucht  worden. 

In  Oesterreich  nahm  die  im  Jahre 
1831  gegründete  »Assicnrazioni  generali«  in 
Triest  im  JaJire  1834  die  Lebensversicherung 
mit  in  ihren  Plan  auf,  im  Jahre  1839  er- 
öffnete der  »Janus'  in  Wien  sein  Geschäft; 
es  verging  dann  eine  längere  Reihe  von 
Jahren ,  bis  neue  Anstalten  (18r)6  die 
»Riunione  Adriatic»«  in  Triest,  1859  der 
»Anker«  in  Wien,  1860  die  »Auatria«  da- 
selbst etc.)  entstanden.  Im  ganzen  entspricht 
die  Zahl  der  hier  wirkenden  Gesellschaften 
nicht  der  Grösse  der  Monarchie. 

Noch  weniger  ist  dies  aus  naheliegenden 
Gründen  in  Russland  der  Fall,  wo  1835 
die  erste  Lebensversicherungsanstalt  ent- 
stand, welche  lau^  Zeit  die  einzige  blieb. 

Auch  in  den  übrigen  euro|iäischen  Staaten 
entstanden  ganz  vereinzelt  schon  in  den 
zwanziger,  etwas  zahlreicher  seit  Ende  der 
vierziger  und  Anfang  der  fünfziger  Jahre 
Gesellschaften  für  Lebensversicherung.  Seit 
Ende  der  fünfziger  Jahre  hat  diese  Insti- 
tution ihren  Weg  auch  nach  Westindien, 
Südamerika,  Ostindien  und  Australien  ge- 
funden; in  dem  letzteren  Weltteile  ist  heut^ 
zutage  wenigstens  in  den  Grossetädten  die 
Lebensversicherung  fast  ebenso  eingebürgert 
wie  in  den  Vereinigten  Staaten. 

3.  Statistik  der  Verbreitang.  Umfang 
der  HanptJ  ei  Stangen.  Nach  einer  kleinen 
Tabelle,  welche  das  eidgenrissische  Ver- 
sichenmgsamt  in  seinem  letzten  Berichte 
mitteilt,  sind  im  Jahre  1897  in  folgenden 
LÄndern  folgende  Kapitalversichenuigs- 
summen  in  Kraft  gewesen,  wobei  allerdings 
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die  von  inländischen  Gesellschaften  im  Ans-  j  sichtigt,  sonst  aber  lediglich  die  Gesamtver- 
lande lind  von  ausländischen  Gesellschaften :  aicherimgssiimmen    der.  in    den   genaiiiiten 
im    Tntandc   geschlossenen    Versicheningea j Staaten  domizilierenden  Gesellschaften 
nur  in  der  Schweiz,  Oesterreich,  Italien  und  angegeben  sind : 
Finland     ausdrflcküch     besonders     berück-] 


Policen  Summe 

i 

Pres. 

Schweiz  (inkl.  VolkSTewicherung)     .    .  112067  606367357 

Grossbritannien 1  543026  14058654300 

ausserdem  Tolksrersicberung    ...  15  860654  3801  845  475 

Deutsches  Reich 3  635  376  booo68i  770 

Frankreich ?  3  549  005  537 

Oesterreich 603  848  2  798  366  372 

Italien 86017  656589493 

Schweden  und  Norwegen 155104  746117438 

Finland 36714  '^8  357  352 


36 
39if" 


Versicherte 

Summe  per 

Einwohner 

Frc». 


67 


Es  ist  unmöglich,  eine  genaue  Ueber-I 
sieht  der  Beteihgung  der  verschiedenen  | 
Länder  der  Erde,  ja  selbst  nur  der  Kultur- 1 
Staaten,  an  der  Lebensversicherung  herzu- ! 
stellen.  Selbst  die  besten  hierzu  verwend- 1 
baren  statistischen  Zahlen  leiden  teils  unter  1 
der  Verschiedenheit  der  Auffassung  des  Be- 
griffes der  Lebensversicherung,  teils  aberl 
unter  dem  Mangel,  dass  meist  nicht  zwischen  i 
einheimischem  und  auswärtigem  Geschäft 
der  Leben  6  Versicherungsanstalten  unier- 
schieden  ist.  Eher  gelingt  eine  annähernd ' 
genaue  Zusammenstellimg  der  Leistungen  der  I 
Lebensversicherungsanstalten  verschiedener , 
Staaten,  etwa  wie  die  vorstehende  und  die, 
welche  wir  im  folgenden  versuchen  werden. ' 

In  Deutschland  erscheinen  zur  Zeit] 

ieriodisch  fünf  bis  sechs  von  verscliiedenen  ' 
Seaibeitern  herrührende  Uebersichten ,  be- 1 
treffend  das  Lebens  versichern  ngsgescliäft.  | 
Die  Zeitschrift  des  königlich  preiissischcn : 
statistischen  Bureaus  veröffentlicht  jedes ' 
dritte  Jahr  fOr  zwei  vorhergehende  Jahre  | 
Uebersichten  Aber  den  Umfang  und  die  Er- , 

febnisse  der  in  Preusseu  konzessionierten 
iCbens versichern ngsgraeilscliaften  und  zwar 
Aber  den  GeschlUtsbetrieb  derselben  über- 
haupt und   dann   insbesondere  in  Breussen. 


bei  50  in-  und  ausländischen  GesellBchatteu  a 


(Die  Zahl  der  Versicherten  ersieht  man 
hieraus  nicht,  da  die  betreffenden  Angaben 
teils  für  die  Personen-,  teils  für  die 
Policenzahl  vabdieren.  Die  Angaben  über 
die  Versicherungen  auf  den  Erlebonsfall  sind 
jedenfalls  ungenau,  weil  sie  —  wie  aus 
einigen  Anzeichen  zu  schliessen  —  auch 
andere  Veraichenmgsarton  mit  umfassen; 
der  Bestand   an   Kentenveisicheningen   bei 


Nur  die  letzteren   Daten  entstammen  amt- 
Hchen  Quellen.    Nach  der  im  Jahre  1897 
veröffenüichten  Uebersicht  belief   sich   der 
Versichenmgsbcstand  an  Kapitalver- 
sicherungen   auf    den    TodcsfaU    Ende 
1894  in  Preussen: 
Bei    22    de'itschen    Leben  sversicherungs- 
gcsellschaften  auf  Gegenseitigkeit  auf 
'213258  Personen   bezw.  Policen  mit 
1036548000  Mark; 
bei    IS    deutschen    Lebens  versichern  ngs- 
Aktiengcsellscliaften  auf  338438  Per- 
sonen bezw.  Policen  mit  1260672000 
Mark'; 
bei  17  ausländischen  Lebens vei-sichenings- 
gesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  und 
auf  Aktien  auf  36687  Pereonen  bezw. 
Policen  mit  152726000  Mark; 
im  ganzen 

bei  57  in-  und  ausländischen  l^ebcns- 
versichenmgsgeseilschaften  auf  .588  383 
Personen  bezw  .Policen  mit  2  449  946000 
Mark. 
Es  bolief  sich   lüeniach   ferner  der  Be- 
stand der  Kapitalversichcrungen  auf 
den  Erlebensfall  und  der  Bestand  der 
Rentenversicherungen   damals   in 
Preussen : 

Kapital  Versicherung  auf  den  Erlebensfall, 
Rentenverüicherungen 

335082  mit  4'32ioooo  M. 

74853    ,.        7842734    n 


ausländischen   Anstalten   ist  walu-scheinlich 
unvollständig.) 

In  seinem  vierten  Viertel jahrsheft  1898 
publiziert  das  Kaiserlich  deutsche  Statistische 
Amt  zum  ersten  Male  eine  Statistik  der 
den tsche n  Lebcnsvorsicheru» gsgesellschatten 
im  Jahre  1897,  dann  folgt  in  einem  weiteren 
Heft  eine  Statistik  für  1898.  Beides  im 
ganzen  recht  wertvolle  Arbeiten.    Seit  einer 
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Beiho  von  Jahren  erscheiat  in  der  Berliner 

Böraenzcitung  eine  Uebereicht  der  Leistungen 
und  Ergebnisse  der  deutschen  Lebensver- 
aichernngsgesellschaffea,  der  man  bei  allem 
Fleiss  tiud  aller  ünifängliclikeit  die  Vorzugs- 
weise  Bei'ilcksichtigung  gewisser  einseitiger 
Geschäftsinteressen  wohl  nicht  mit  Unrecht 
nachsagt  und  die  deshalb,  so  viel  sie  auch 
in  gewissen  Kreisen  des  Oeschäftslebens 
Beachtung  findet,  doch  für  eine  wissen- 
schaftliche Darstellung  des  Lebensversiche- 
rungswesens keinen  genügend  zuverlässigen 
Anh&it  bietet.  —  Seit  nunmehr  49  Jahren 
erscheint  unter  dem  Titel  »Zustand  und 
Fortschritte  der  deulsclien  Tjebens Versiche- 
rungsanstalten«, früher  im  »Bremer  Handels- 


blalt>,  dann  in  den  Conrad-Elsterscheii  »Jalir- 
bOdiem  für  Nationalökonomie  und  Statistik« 
abgedruckt,  jetzt  selbständig  im  Verlage 
dieser  »Jahrbücher«,  alljährlich  eine  Chronik 
der  deutschen  Lebens  Versicherungsanstalten, 
welche  wegen  der  sorgfältigen  Kritik,  mit 
der  alle  einzelnen  Angaben  geprüft  sind,  und 
wegen  der  Uebersichtlichkeit  und  Sachlich- 
keit der  Darstellung  in  der  wissenschaft- 
lichen Fachlitteratur  vorzugsweise  als  Quelle 
beputzt  wird.  Dieser  Chronik  mögen  für 
das  Jahr  1898  einige  Angaben  entnommen 
werden : 

Ende  1S9S  belief  sich  der  Bestand  an 
Kapi  tal  Versicherungen  auf  den 
Todesfall 


bei  18  deutschen  eigentlichen  Lebenaveraicherungganatalten  auf  GeRenaeitigkeitt 

und  LiT^J 

bei  26  deutschen  eigentlichen  LebeDsversicherungaan stalten  auf  Aktien  P  '" 

welcher  Bestand  sich  auf  1 350  060  Personen  bezw.  Policen  verteilte. 


Ausserdem  betrug  Ende   1898  der  Be-iDeu tschland     domilizierten    Le- 

Btand  an:  | bensversicherungsanstalten, welciie 

Begräbnisgeld-,  Volks-   und  Ar-]in   ihrer   Heimat   in   Konkurrenz   mit  aua- 

beiterversiclierungen  bei  24 1  läudischen  Anstalten  arbeiten  und  ihrerseits 

jener  Gesellschaften  437  009  243  Mark ; '  wieder    rielfach    auswärts    Versicherungen 

Kapital  Versicherungen    auf   den,  vermitteln. 

Lebensfal]    bei    42   jener    Gesell-        Etenso  verhält  es  sich  mit  der  zur  Zeit 
Schäften  751370842  Mark.  1  zuverlässigsten  Statistik  der  Öaterreiohi-  . 

Bentenvorsicherungen  bestanden, ; sehe nLeuensversicherungsanslalten, welche, 
ohne  Einreehnung  der  nach  den  Rechnungs- 1  von  B.  liunyi  bearbeitet,  in  Ehrenzweigs 
ergobnissen  erwachsenden,  also  nicht  fest- ,  Assekuranz-Jahrbuch  (Wien,  Manzsche  Hof- 
stehenden, Renten,  bei  34  Gesellschaften  über  i  buchliandlung)  erscheint.  Im  Jahre  1897 
13317121  Mark  Jahresrente.  bestanden  in  Oesterreich  an  einheimischen 

Diese  Ziffern  geben ,   wie  ausdrücklich  \  Lebensvorsicherungsgesellschaften  siebzehn, 
bemerkt   sein    mag,    niclit   ein    Bild   derjuämlich  sieben  atif  Gegenseitigkeit  und  zehn 
Lebensversicherung     in     Deutsch-iauf  Aktien,     Ende   1897   waren  bei  diesen 
land,    sondern   nur    ein   Bild    von    demlsiebzehn  Gesellschaften  in  Kraft: 
Umfange    der   Leistungen    der    inj 

502656  Vertröge  über  14710(4593  Kr.  in  der  Kapital venticherung  auf  den  Todesfall 
II6S34        „  „        579214840    „„     „  „  n      n    Erlebensfall 

9  429         „  „  4  6S9  270   „     n     n    Renten Tersichemng 

darunter  allerdings  4403  Policen  Über  96z  942  Er.  Witwenpenaionen. 

Nach  derselben  (Quelle  sollen  die  in  1  rungsamtes.  Leider  erscheinen  dieselben 
Oesterreich  konzessionierten  elf  deutschen,  I  immer  recht  spät  Aber  die  Leser  werdeu 
fünf  französischen,  vier  noi'damerikanischen  -  hierfür  durch  die  Güte  des  Gebotenen  eiit- 
Oesell Schäften  und  je  eine  niederländische,  ■  schädigt. 

belgische  und  englische  Gesellschaft  Ende'  Nach  dem  zuletzt  —  im  April  1899  — 
1897  zusammen  in  ihrem  flsterreichischen  erschieueuenBerichtewareninderSchweiz 
Geschäft  einen  Versicheruugsbestand  von  Ende  1897  32  Lebensversicherung^iesell- 
693143335  Kronen  gehabt  und  soll  damalä'Schaften,nämlich6&chweizerische,8deutsctkc, 
derGesamtbestandderKapitalversicherungcnj  11  Iranzösische,  4  englische  und  3  ameri- 
in  Oesterreich  27433727Ö7  Kronen  betragen  1  kanische  konzessioniert 
haben;  es  erhellt  nicht,  wieviel  hieivonauf|  Unter  den  6  scliweizerischea  Gesell- 
die  verschiedenen  Kapitalversicherungsarten '  Schäften  befinden  sidi  3  gegenseitige  und 
entfällt.  1 3  Aktiengesellschaften. 

Weitaus    am    zuverlässigsten    von    allen  I        Zu  Ende  1897  betnig 
landesstatistischen   Mitteilungen    sind    die-! 
jenigen  des  Schweizerischen  Versiehe-] 
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der  Geanrntveraicherungsbestaiiil 

Leib-,  Alters-  und  sonstige 
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Kapital-         |        Renten- 
Versicherungen 

s.-Sumine|  g^*^; 
Frca.        !     Frre. 


Bei  aOegenseitigkeitB-  und 
3  Aktiengesellschaften 
der  Schweiz      .... 

bei  4  deutschen  GegeU' 
seitigkeit4i-  nnd  4  dent- 
seheu  A  ktien  gesell  seh  af- 
ten 

bei  11  franzQsischenAktieD- 
^esell  schatten    .    . 

bei  4  englischen  Aktien- 
geseliscnaften    .... 

l>fi2aiserikHnischenGegen- 
seitigkeits  und  1  ameri- 
kanjBcheo   Aktiengesell- 


I  964046 ,     6S456 


252638601     1  519837 


3858143264  38273411     18600   j  130797  i6[  49550 

307(487376687827771     17118    I  151483738  426719 

11594536281896100        5  993    i     52047202'  27990 

I 

985o953632'i2289579        1800        19400555  04  532 


Die  Ziffern  für  den  Versichern ngsbestand 
in  der  Schweiz  sind  unseres  Wissens  die 
einzigen,  welche  ein  deutliches  Bild 
der  Beteiligung  der  Bevölkerung 
einen  ganzen  Landes  an  der  Lebens- 
-  Versicherung  geben.  Es  wird  nicht 
viele  Staaten  geben,  in  denen  diese  Be- 
teiligung eine  nach  der  Zahl  und  der  Summe 
der  Versichern Qge  11  grössere  wäre. 

In  Schweden  und  Norwegen  be- 
standen Ende  1897  20  Lebcnsversicnerungs- 
gosellscliatton,  von  <lenen  14  auf  Aktien  und 
6  auf  Gegenseitigkeit  begründet  waren.  Der ' 
Gesamtbestand  dieser  OracUschaften  beliof 
sich  Ende  1807  in  der  Lebensversicherung 
auf  den  Todesfall  auf  50tl8210-22  Kronen. 

Iranyi  a.  a.  0.  giebt  fflr  1897  den  Ver- 
siclieriingsbestand  von  nur  sechs  russi- 
schen Leben  sversicheningsgescUscIiaften 
an.  Derselbe  betrug  hiemacli  Ende  1897 
272929428  Rubel  an  Kapitalverstcherungen 
und  196276  Kübel  an  Renten versicheningen. 

In  derselben  Statistik  sind  für  Italien 
10  Geaellsthafteii  leider  nicht  mit  Angabe 
der  Versicheiiiugssnmme ,  sondern  nur  den 
Ziffern  der  Abschlüsse  aufgefilhrt. 

Der  iConseiller  des  Assuraneos^  giobt 
in  Nr.  527  vom  18.  Januar  1900  eine  Ueber- 
sieiit  des  Oeschäfts  von  17  französischen 


■  112  067      606367357    2088628 

Leben svei-sicherungsgesellschaften  für  die 
Jahre  1891 — 99.    Hiornai'.h  wurden  im  Jahre 

1899  bei  diesen  Gesellschaften  gesclilaesen : 
Lel>ensversicherungen  Aber  353  416  571Fran(-s 
und  Rentenversicheningen  Aber  6650422 
Francs.    Diese  Zahlen   können  am  Anfang 

1900  fftr  1899  freilich  unmöglich  schon 
genau  ermittelt  sein. 

Der  Jahresbericht  des  »Board  of  Trade« 
zählt  für  1898  92  englische  Lebensver- 
sicherungsgesoll schaffen  auf,  welche  Ende 
1898  einen  Versichernngs  bestand  von 
ÜG2344968  S  in  der  oi-dioary  brauch  und 
einen  solchen  von  152(173819  t'  in  der 
indiistrial  brauch  aufzuweisen  hatten,  also 
einen  Bestand  weit  mehr  als  dojipelt  so 
hoch  wie  der  Versichern iigsbestand  aller 
deutschen  Leben  sv  ersi  cheru  ogsgesellschaf- 
tenl  Die  erste  der  vorstehenden  Ziffern 
umfaest  etwa  441  Millionen  £  Todesfall- 
und  etwa  107  Millionen  £  Aussteuer-  u.  s.  w, 
Versicherungen.  Rentenversicherungen  waren 
33851  über  1511302  £  in  Kraft. 

VerschiedeueZeitschriften  veröffentlichten 
im  Laute  des  Jahres  1899  eine  L'ebersicht 
des  Geschäftsstandes  von  36  amerikani- 
schen Lebens  Versicherungsanstalten  auf 
Aktien  nnd  auf  Gegenseitigkeit,  welche  im 
Staate  New-York  zugelassen  sind.    Hiernach 


waren  Ende  1898  bei  diesen  Anstalten  versichert:  23927726572  M, 

gegen      „  1890    „        „  „  „  15205090194   „ 

„  1889    „        „  „  „  13^12813031    „ 

„  „  18»8    „        „  „  „  11880968811    „ 

also  Summen,  welche  alles  in  den  Schatten '  geleistet  wurde,  aber  freilich  mit  Aufwanden 
Stollen ,  was  von  den  Versichern ngsgeaell- '  erworben ,  welclie  anderwärts  unerhört  er- 
schaffen   ir^nd   eines   anderen   Laurles   je  scheinen  und  ernste  Zweifel  über  die  Preis- 


Digitized  by  L.iOOQIC 


Leben  sverai  chenin  g 


557 


wörtli^lieit  der  Leistungen  wecken.  Hierauf 
wird  imles  an  anderer  Stelle  zurückzu- 
kommen sein. 

Eine  sehr  bemerkenswerte  Erscheinung 
ist  das  seit  Mitte  der  siebziger  Jahre  des 
Jahrhunderts  zn  beobachtende  mächlige  Auf- 
blühen der  sogenannten  "Volks-  oder  Ar- 
beiterverBicherung  (luilTistrial  Insu- 
rance), d,  i.  der  Lebensversicherung  auf  den 
Todesfall  über  kleine  Beträge  und  ohne  vor- 
rflngige  förmliche  ärztliche  Cntorsuchung. 
Geradezu  Erstaunliches  leistet  auf  diesem 
Gebiete    eine    einzelne    Londoner   Riese n- 

? ^Seilschaft,  die  »Prudential«,  bei  der  mehr 
olicen  in  Kraft  sind,  als  Grosabritannien 
Haushaltungen  zählt  (Bestand  Ende  1899 
1343378.'»  PoHcen  über  2  694  706 196  Mark). 
Ueberhaupt  weist  England,  wie  die  nach- 
folgende Aufstellung  zeigt,  eine  sehr  be- 
trächtliche Zahl  solcher  Versiehenmgen  auf, 
wenn  auch  in  derVersicheningssumme  Nord- 
amerika überwiegt.  Es  waren  Ende  1899 
Volksversicherungen  in  Kraft: 


Policen 


VerB.-Snrome 
M. 


In  Grossbritannien  .    .1713071a  3396159137 
In  den  Ver,  Staaten  von 

Nordamerika    .    .    .   8  242  198  4  498  385  086 

Im  Dentschen  Reiche  .   2849160  557466550 

In    Oesterreich-Ungam      189  667  40  366  450 

4.  Der  technische  Aafban  der  L. 
A.  Die  SterbUohkeitfitafel.  Eine  Sterb- 
liclikeitslafel  zum  technischen  Aufbau  einer 


keitsverlauf  einer  ^wissen  Anzahl  Gleich- 
alteriger,  wie  er  in  einem  weiter  oder  weniger 
weit  zurückliegenden  Zeiträume  beobachtet 
imd  aufgezeichnet  worden  ist,  auch  jetzt 
und  dauernd  bei  einer  mindest  gleich  grossen 
Anzahl  Gleichalleriger  im  wesentlichen  der 
gleiche  sein  werde.  Völliges  Gleichbleiben 
auf  alle  Zeiten  ist  ausgeschlossen ;  denn  die 
Kulturverhältnisse ,  welche,  wie  auf  die 
Lebensdauer  der  Menschen  Überhaupt,  so 
auch  auf  die  Sterblichkeit  innerhalb  ge- 
wisser Altersstufen,  einwirken,  bleiben  nicht 
die  gleichen.  Bei  den  sogenannten  Eultur- 
Tölkern  pflegeh  sie  sich,  wenn  auch  nicht 
rGgetmässig,  so  lange  immer  günstiger  zn 
gestalten,  als  die  aJigemeine,  insbesondere 
sittliche,  Volksbildung  sich  weiter  ausbreitet 
und  tiefer  festigt.  Sterblichieits tafeln  be- 
halten für  den  technischen  Aufbau  der 
Lebensversicherung  um  so  länger  ihren  Wert, 
je  grösser  die  Zahl  der  Beobachtungen  ist, 
aus  denen  sie  berechnet  wurden,  und  je 
umfassender  das  Beobachtungsgebiet  war. 
Sterbhchke i titafei n ,  die  aus  in  diesen  Be- 
ziehungen guten  Beobachtungen  richtig  be- 
rechnet sind,  behalten  wenigstens,  insofern 
sie  zum  Aufbau  von  Lebens  versichern  ngs- 


untemehmiingen  auf  Gegenseitigkeit  benutzt 
'unlen,  auch  dann  dauernd  ihren  Wert, 
■enn  die  tbatsächliche  Sterblichkeit  mit  der 
Zeit  für  alle  Altei-sstufeu  sich  günstiger  ge- 
staltet. Denn  die  aus  der  Jüudersterblich- 
keit  sich  ergebenden  Ueberschüsse  kommen 
hier  den  Beteiligten  wieder  zu  gute. 

Slerblichkeitstafeln  können  nach  den  Be- 
obachtungen an  ganzen  Völkerschaften  auf- 
gestellt werden.  So  entstand  die  englische 
Tafel  von  Farr  (1838—54),  die  belgiscTie  von 
Quetelet  (185G),  die  sächsische  von  Hejin 
(184(.l— 49).  Oder  sie  können  berechnet  werden 
nach  den  Beobachtmigen  an  (^schlossenen 
Gesellschaften.  So  entstand  die  Tafel  von 
Deparcieux  nach  den  Beobachtungen  an 
den  französischen  Tontinen  (1689—96),  die 
Brunesche  Tafel  nach  den  Beobachtungen 
an  der  preussischen  WitwenverpDegunga- 
anslalt  (1776—1845),  die  Tafel  der  17  eng- 
lischen Lebens  Versicherungsanstalten  (17C2 
— 1840),  die  der  2(1  englischen  Lebensver- 
sicheningsan stalten  von  Woolhouse  (172(i — 
1863),  die  1880er  Oothaer  Tafel  (1829—78), 
die  deutsche  Sterblichkeitstafel  (1883)  und 
viele  andere. 

Da  der  Verlauf  der  Sterblichkeit  bei 
Personen,  welche  einer  Lebens  Versicherungs- 
anstalt angeiiören,  erfahningsmässig  ein 
anderer  —  keineswegs  durchweg  günstigerer 
—  ist  als  derjenige  bei  Personen,  bei  denen 
eine  solche  Auswalil  nicht  stattgefunden  hat, 
werden  jetzt  für  den  technischen  Ausbau 
von  Leben  sversichenmgsanstalten  oder  zur 
Korrektur  ihres  Rechnungswesens  aus- 
acliliesBlich  Tafeln  benutzt,  welche  aus  den 
Erfalmingen  von  älteren  Lebens versiche- 
inangsanstallen ,  einzelnen  oder  vielen,  be- 
rechnet sind.  Zu  den  technischen  Rech- 
nungen der  deutschen  Lebensveraicherungs- 
Anstalten  sind  die  folgenden  sehr  verschie- 
denen Tafeln  benutzt :  die  verbesserte  Ecjui- 
tablesterbetafel  von  Babbage,  die  Tafel  der 
17  englischen  Gesellschaften,  die  deutsche 
Sterbetafel,  die  Bnmesche  Tafel,  die  Tafel 
von  Döpareieus,  die  »True  Nortliampton 
Table«,  die  Brune-Fischersche  Tafel,  die 
aächsisclie  Tafel  von  Heym,  also  Bevölke- 
rnnga-  und  Gesellschaftstafeln.  Die  meisten 
jener  Anstalten  verwenden  seit  einiger  Zeit 
teils  zur  Korrektur  ihrer  Rechnungen,  teils 
aber  als  Grundlage  ihrer  Prämien-  und 
R^rveberechnungen  lediglich  Gesellschaf ts- 
tafelo. 

Es  kann  ni<;ht  die  Aufgabe  dieser  Ab- 
handlung sein,  die  Arbeilen  zur  Aufstellung 
einer  Sterblichkeitstofel  und  die  Uethodeii 
zur  »Ausgleichung«  der  aus  dem  statisti- 
schen Rohstoff  gewonnenen  Resultate  zu 
schildern.  Im  fünften  Teile  der  »Mitteilungen 
aus  der  Geschäfts-  und  St erblichkeits Statistik 
der  Ijebensversiclierungsbank  für  Deutsch- 
land zu  Gotha-c  (Weimar  1880)  hat  Joh.  Kamp 


„„zcdb,*^,OOglc 


558 


Leben  b  versicheraug 


die  EntstehiiDg  der  1880  er  Gothaer  Liste, 
welche  mit  ihren  Vorarbeiten  seiner  Zeit 
von  Chatani  im  Joiiraal  of  the  Institute  ol 
Actuaries  (Vol.  XXIX)  als  mustergillig  ge- 
rühmt worden  ist ,  eingehend  geschildert. 
Auch  beschäftigen  sich  mit  diesem  Öepen- 
staade  «eben  zalilloeen  anderen,  namentlich 
mathematischen,  Werken  und  Abhandlungen 
eingehend  und  gemeinverständlich :  G.  Hopf, 
sDie  wesentlichaten  Ergebnisse  der  Gotbaer 
Leben BversicheningfibanK  im  ersten  Viertel- 
jahrhnndert  ihres  Bestehens^  im  4.  Jahrgang 
von  Otto  Hübnera  Jahrbuch  für  Volkswirt- 
schaft und  Statistik,  1871,  und  Ed.  Ho^h6, 
Geschichte  und  Kritik  der  Sterblichkeits- 
messung bei  Versichenmgsanstalten ,  Jena, 
Ö.  Fischer,  1891. 

Die  ebenerwähnte  1880er  Gothaer  Liste 
mögehiemebendenljesern  vorgeführt  werden. 

Es  mag  an  dieser  Stelle  nur  noch  darauf 
hingewiesen  werden,  dass  die  »mittlere 
Lebensdaner«  (s.  im  übri^n  diesen 
Art,  oben  S,  543  ff.),  welche  sieh  in  den 
meisten  Slerbliclikeilstafeln  neben  der  Skala 
der  Prozentsätze  nnd  der  Absterbeordnung 
vorfindet  und  bei  Vergleichen  zwischen 
Mortalität  und  Vitalität  eine  wichtige  Rolle 
zu  spielen  pflegt,  nichts  anderes  als  eine 
aus  der  Absterbeonlnung  al^leiteto  Zahl 
ist,  welche  angiebt,  wie  viele  Jalire  die  bei 
den  einzelnen  Altem  an fp^e führten  Lebenden 
für  die  ganze  fernere  Altersstrecke  —  bis 
zum  höciisten  Alter  —  im  Durchschnitt 
noch  zu  leben  haben.  Man  findet  die  mitt- 
lere Lebensdauer  filr  jedes  Lolwnsalter  da- 
dunh,  dass  man  die  von  diesem  Lebensalter 
bis  znm  höchsten  Alter  der  Sterblich keits- 
listo  liebenden  addiert,  die  Summe  mit  der 
Zahl  der  Lebenden  bei  x  dividiert  und  den  { 
Quotienten  um  '.'!  vermindert,  letzteres, i 
weil  das  Sterbejahr  der  einzelnen  im  Durch- 1 
selinitt  nur  zur  Hälfte  diu-chlebt  wird.  Für 
den  technischen  Aufbau  einer  Leben.sver- 
aichcningaanstalt  hat  die  »mittlere  Lebens- 
dauer« ebenso  wenig  Bedeutung  wie  die  in 
etwas  anderer  Weise  bci'cchnete  »wahr- 
scheinliche« ;  doch  werden  beide  Grössen 
zuweilen  benutzt,  um  den  Anstaltsärzteu 
einen  Anhaltspunkt  für  die  Beurteilung  der 
Vitalität  der  Antragsteller  zti  geben  — 
übrigens  um  deswillon  ein  leicht  zu  iiT- 
tömiicher  Auffassung  der  Aufgabe  ver- 
führender Anhaltspunkt,  weil  es  Ijebonsver- 
sicherungsge.sell schatten  darauf  ankommen 
mus$^  möglichst  viele  Versicherte  zu  ge- 
winnen, die  Anwartschaft  haben,  ein  höheres 
als  nur  das  mittlere  I^ebensziel  zu  erreichen. 

B,  Die  FrämienbeTeobnang  aus  der 
SterbliohkeitBtafel.  »Prämie  ist  in  der 
Lebensversicherung  wie  bei  anderen  Ver- 
sichenmgsarten  der  etymologisch  wen  ig 
zTitreffende,  aber  allgemein  übliche  Ausdnick 
für    die  einmalige   oder  periodisch  wiedcr- 


Äus  den  Erfnhmngen  derOothaer  Bank  (von  1829 
bi8l87a)ftbgeleiteteSt*irblichkeitttafel  für  Manner. 


1 

2 

3 

4 

Eben 

Benbechlfter 

Hi,n,B,h  sb- 

voUen- 
detfi8 

Releltete  Ab- 

ADS  i)«r  n«ben- 

(atB  Aii(anB8- 

«tehenilen  Ab- 
etprbcardnDns 

Le- 

•bjtflHMW 

bMB- 

jahr 

'■"'fCj^^r'"' 

alnd'lOJOi 
Permnen  an- 

Leb^^lutT 

ReselEr  ')i 

15 

0,461 

losoa 

46,58 

16 

0,466 

■0453 

45.79 

17 

0,471 

10  40s 

45,01 

18 

0,477 

10  355 

44.2» 

19 

0,483 

■  0306 

43,43 

20 

0,489 

■  0.S6 

42,64 

21 

0,496 

10206 

41,84 

22 

10156 

41.05 

23 

°,5n 

10104 

40,35 

24 

0,5« 

10053 

39,46 

26 

«■S3' 

38,66 

26 

O.S43 

9  947 

37,87 

a? 

0.556 

9893 

37,07 

°,569 

9838 

36,28 

29 

0,584 

9782 

35,48 

30 

0,600 

9725 

34.69 

31 

0,618 

9666 

33,89 

32 

0,637 

9607 

33,"o 

33 

0,658 

9  545 

32,31 

34 

0,6g  1 

9483 

si.!;* 

35 

0,707 

9418 

30.73 

36 

0,735 

9  35' 

29,95 

37 

0,765 

9283 

»9,17 

38 

0,798 

gxix 

28,39 

:-i9 

o,S35 

9138 

27,61 

40 

0,875        ■ 

9062 

26,84 

41 

0,9:9        ' 

8983 

26,07 

42 

0,967        1 

8900 

aiiiS' 

43 

8814 

24.55 

44 

iioJ7 

S724 

*3.8o 

45 

i,'4i 

S630 

23,05 

8086 

7961       , 

18,73 

18.04 

7  683.     ■ 

'7,36 

7  541       1 

l6,6S 

7386       1 

16.02 

'5,38 

6  8b9       1 

6679       1 

13.50 

')  In  der  Originaltabelle  ist, 
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1 

2 

3 

• 

SbeD 
vollen- 
detes 

(beiw.  BUS  dfr 
AohkI  Eichung 

Hiernach  ab- 
i^'hf  b.  AHef  ia 

Bl«cbeonlnanf{ 

Le- 

Bbgeleiwl* 

bens- 

prmenwaW für 

Personen  aji- 

Let'n';S^;,r 

jahr 

gesetzti 

66 

5,343 

5075 

9,61 

67 

5,691 

4809 

9,11 

66 

6,i3i 

4  535 

8,63 

69 

6,714 

4255 

8,17 

70 

7,295 

3969 

7,7a 

71 

7,927 

3680 

7,29 

72 

86.4 

338S 

6;S8 

73 

9,361 

3096 

6,48 

74 

10,173 

2806 

6,09 

75 

11,053 

2521 

5,73 

76 

.a,oo8 

2242 

5,38 

77 

13.042 

1973 

5,04 

78 

14,161 

i  716 

4,72 

79 

15-371 

1473 

4,42 

80 

16,676 

.246 

4.13 

81 

18.084 

1038 

3,86 

82 

19,598 

851 

3,60 

83 

21  ^iS 

684 

3,36 

84 

33,969 

539 

3,13 

8a 

24,836 

415 

2,91 

86 

36,829 

271 

87 

38,952 

238 
i6z 

a,5' 

41,551 
44,451 
47.46s 
50,578 
53,778 
57,046 
60,361 


kphreinle  Geldleistung  des  Vcrsicherun^- 
nehraers  an  den  Versicherer,  für  den  Preis, 
welchen  jener  an  diesen  fflr  die  Gewfihr 
seiner  vertniesmaasigon  Yerpfiichtwngen  zu 
zahlen  hat.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die 
verschieden en  Prämieiiberech nungsmethoden 
für  die  verschietlenen  JTormeQ  der  Lebens- 
versichening  eingehend  zu  schildern.  Es 
wird  genflgen,  durch  die  fltlchtige  Angabe 
des  Verfahrens  bei  den  einfachsten  Formen 
das  Princip  jener  Berechnungen  eJniger- 
massea  zu  veranscliaiilichen.  W.  Kamp, 
Theoret.  Haudhnch  der  Lebensversicherung, 
2.  Aufl.,  I^ipzig  ISS.'i,  tU.  Abt.  besondere 
Kap.  5,  und  in  gemeinverständlicher  Weise 
0.   Fleischhauer,   Theorie    und   Praxis 


,  eine  10  (ach 


)  höbe 


der  Renten  Versicherung  (Berlin  1875)  be- 
handeln den  Gegenstand  ausführlich. 

Für  die  Ren.tenversieherung  er- 
hellt die  Prämienbei-echnnng  aus  folgendem : 
Gesetzt  ein  Sechziger  will  eine  sofort  be- 
ginnende lebenslängliche  Rente  von  100, 
welche  je  am  Ende  des  Jahres  zu  zahlen 
ist,  erwerben.  Die  80  er  Gothaer  Sterblich- 
keitsliste weist  6479  labende  beim  Alter 
von  60  auf.  Nach  einem  Jahre  leben  von 
denselben  noch  6269,  welche  die  Reute  100 
beziehen,  nach  2  Jahren  noch  6050  u.  s.  f. 
bis  zum  Schluss  der  Tabelle,  Die  (5479 
leben  also  noch  6269  -|-  eOHO  4-  ...  74. 
zusammen  80218  Jahre  und  ■  beziehen 
80218   X   100   Mark    Rente,     oder    einer 

durchschnitUich  ^^  X  lOÜ  .M.  -  1238  M. 

Diese  Summe  wäre  also  der  Einkaufspreis 
fflr  IfK)  Mark  Rente,  wenn  der  Vereichorer 
die  Zinsen,  die  er  ans  den  Einkaufssnmmen 
bezieht,  als  Entschädigung  fflr  Verwaltungs- 
kosten zurückbehalten  würde.  Nimmt  man 
aber,  unter  Beisei telassnng  der  Verwaltungs- 
kosten, an,  dass  dem  Versicherten  noch 
3'2*.'o  Zinsen  zu  gute  kommen  sollen,  so 
findet  mau  die  jährliche  Prämie  einer  lebens- 
länglichen Rente  von  100  so,  dass  man  den 
Banvert  dieser  Rente  awi  den  Zeitpunkt 
des  Vertragsschlusses  zurück  diskontiert.  Die 
Rente  100  am  Ende  des  eraten  Jahres  hat 
im  Moment  des  Vertragsschlusses  den  Rarwert 


100 


Hi3,.') 
Barwert  ^, 


am  Endo   des  zweiten  Jahres  den 


H)3,5.  103.."», 


100 


zelnen    dieser  6479   den  Wert  von  - 


des  driften  Jahres  den  Barwert  -  -,  ;-= 
li)3,:>^ 
H.  s.  f.  Die  kflnffigen  Renten  sämtiicher 
6479  Eintretenden  haben  den  Wert:  "-^■■. 
,     W''OW    ,    ,'>82"00    ,  __l(^      '^ 

Tii3,Ti^       iu;t,ri3   '''■■■  ~Tt)3,ir^ 
60292  M.  und  die  Rente  eines  jeden  ein- 
60292 
Ü47Ü 
=  9,13  Mark. 

Aehnlich  verlaufen  die  Berechnungen 
der  Neltoprämien  für  andere  Kombinationen 
der  Rentenversieherang.  Es  versteht  »ich 
von  selbst,  dass  der  Versiclierer  seine  Leis- 
timgen  nicht  ohne  Entschädigung,  wenn 
auch  m\v  für  die  wirklichen  Kosten  der 
Verwaltung,  gewähren  kann  und  dass  daher 
der  Vcraicherungsnehmer  zu  der  Settnprämie 
Kosten  zuschlage  zu  entrichten  hat,  so  dass 
in  den  Prämientarifen  der  Rentenvei«iche- 
rungsan statten  höhere  als  die  aus  der  tech- 
nischen Rechnruig  sich  ergehenden  PHlmien- 
sätzc  erscheinen. 

Bei  der  Kapitalversicherung  auf 


y^^jOOglC 
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den  Todesfall  selieint  es  nahe  zu  liegen, 
für  jetles  Altersjahr  so  viel  als  Prämie  zu 
fordern,  als  der  jeweilige.  Sterhiichkeils Pro- 
zentsatz bedingt.  Nach  "der  80  er  Qothaer 
Liste  beträgt  der  Sterblichkeitsprozeiitsatz 
im  -vollendeten  Älter  von  30  Jahren  0,600, 
im  Älter  von  31  Jahren  0,618  u.  s.  f.,  und 
es  würde  also  nach  dieser  Rechnungsweise 
für  je  100  Mark  Versicherungssumme  von 
dem  Dreissigjährigen  —  ohne  Rücksicht 
auf  die  etwa  bereits  zurückgeleg;te  Ver- 
sieherun gsdauer  —  eine  (Jahres-) Prämie  von 
0,60,  von  dem  Einunddreissigjährigen  eine 
solche  von  0,62  Mark  u.  s.  f.  zu  erheben 
sein.  Eine  derartige,  an  und  filr  sich  ganz 
gerechte  Beitragsbemessung  hat  aber  den 
praktischen  Nachteil,  dass  sie  dem  Ver- 
sicherlen immer  höhere  Leistungen  mit  dem 
ToiTückenden  Älter  auferlegt  und  schliess- 
lich zu  Prämien  führt,  die  geradezu  uner- 
schwinglich sind.  (Für  den  80jährigen 
wilrde  die  Prämio  bereits  16,68,  für  den 
90jährigen  36,12  auf  100  Jlai-k  Versiche- 
rungssumme betragen.)  In  der  rationellen 
Lebensversicherung  hat  man  dalier  von  den 
frühesten  Zeiten  ab  ein  anderes  System  der 
PrämienbemessuDg  angewandt,  nämlich  ein 
solches,  bei  welchem  die  Prämie  lediglich 
nach  dem  Eintrittsalter  abgestuft  ist 
und  für  die  ganze  Versicheriingsdauer  kon- 
stant bleibt  (Sj-slera  der  Durchschnitts- 
prämie), und  erst  der  neuesten  Zeit  ist  es 
vorbehalten  gewesen,  das  eben  geschilderte 
Verfahren  der  unmittelbaren  Kisikodeckung 
(von  Lebensjahr  zu  Lebensjahr)  im  grösseren 
Massatabe  verwertet  zu  sehen,  nänihch  durch 
die  auf  solcher  Gnmdlage  in  Amerika  ent- 
standenen und  bereits  nach  Europa  ver- 
pflanzten Ässessment  Societies..  Der  Erfolg 
dieser  Anstalten  beruht  aber  unzweifelhaft 
darauf,  dass  das  Pullikiun  über  die  wahre 
Höhe  der  mit  dem  steigenden  Alter  ein- 
tretenden Leistungen  im  Unklaren  bleibt, 
und  es  lässt  sich  daher  voraussehen,  dass 
diese  »Societies«  über  kurz  oder  lang  wieder 
von  der  Bildfläche  verschwinden  werden. 
Ein  drittes  System  der  Prämiendeckung 
besteht  schliesslich  in  dem  sogenannten 
Umla^everfahren,  nach  welchem  für 
jeden  eintretenden  Sterbefall  ohne  Rücksicht 
auf  die  Lebensalter  der  Beteiligten  eine 
gieichmässige  Abgabe  zur  unmittelbaren 
Deckung  der  fälligen  Vei-sicberungsaumme 
erhoben  wird.  Dieses  System  ist  bei  vielen 
Sterbekassen  in  Gebrauch;  es  führt  aber, 
sobald  uicht  eio  stetig  steigender  Zugang 
an  neuen  jungen  Mitgliedern  das  allgemeine 
Durchschnittsalter  auf  einem  niedrigen 
Niveau  zu  erhalten  vermag,  allmählich  eben- 
falJs  zu  hoheu  und  sich  stetig  steigernden 
Leistungen,  die  wiederum  auf  deu  neuen 
Zugang  uiigttustig  einwirken,  und  es  wird 
daher  in  allen  FäJlen,  wo  nicht  ein  Zwangs- 


beitritt stattfindet,  der  Zusamraenhnich  einer 
solchen  Easse  nur  eine  Frage  der  Zeit  sein. 
Die  Bei'echnung  der  in  der  rationellen 
Lebensversicherung  üblichen  Durclischnitts- 
prämiea  erfolgt  für  ein  bestimmtes  Eintritts- 
alter in  folgender  Weise:  Zuerst  ermittelt 
man,  welche  einmalige  Prämie  von  sämt- 
lichen in  der  als  Rechnungsgnuidlage  die- 
nenden Sterblichteitstafel  bei  dem  betreffen- 


diesen  hervorgehenden  Sterbefalle  das  ver- 
sicherte Kapital  zu  zahlen  hätte.  Nach  der 
80  er  Liste  der  Gothaer  Bank  sind  bei  dem 
Älter  60  6479,  bei  dem  Alter  61  6269,  bei 
dem  Älter  62  6050  Personen  vorhanden 
IL  s.  f.,  es  sterben  also  zwischen  dem  60. 
und  61.Leben8Jaiire  210,  zwischen  dem  61. 
und  62.  219  u.  s.  f.  Nimmt  man  an,  was 
hier  genügt,  bei  genauer  Rechnung  aber 
nicht  geschieht,  dass  die  Auszahlung  der 
Versicherungssumme  im  EinzelfaU  stets  erst 
am  Ende  desjenigen  Versicherungsjahres 
stattfinde,  in  dem  der  Tod  eingetreten,  so 
hätte  man  bei  einer  Versicherungssumme 
von  lOti  und  einem  Diskont  von  jährlich 
3'/»  o/o  als  Wert  sämtlicher  an  die  6479  Per- 
sonen zu  zahlenden  Versicherungssummen 
21000    ,     21900    ,  ,       100 

1,030  1,0858         ■  ■  "f"  1^035» ' 

(die  letzte  Person  stirbt  zwischen  dem  90. 
und  97.  Lebensjahre)  —  422090,  und  genau 
derselbe  Betrag  würde  natürlich  von  den 
0479  Personen  als  einmalige  Prämie  z«  er- 
heben   sein,    so    dass    man    als    einmalige 

Prämie  für  deu  einzelnen  60  jährigen    " 

—  65,15  erhält.  Um  diese  Prämie  in  die 
entsprechende  jährliehe  zu  verwandeln,  muss 
nun  ferner  ermittelt  worden,  wie  sich  der 
Wert  einer  Prämienzahlung  von  jährlich  1 
oder,  was  dasselbe  ist,  der  Wert  einer  vor- 
schüssigen Leibrente  von  jährlich  1  auf  das 
Leben  eines  (iO  jährigen  stellt.  Wird  eine 
derartige  Leibrente  fm-  sämtliche  in  der 
Sterblichkeitstafei  beim  Alter  60  aufgeführten 
Personen  gezahlt,  so  erhält  man  eis  Wert 
derselben  (entsprechend  der  oben  wiederge- 
gebenen Berechnung  für  die  naciischüssige 

6269    _^   6050     _,_ 

1,035 


I^ibrente)  6479 


1 


l,035s    ' 
=  66771  und  als  entsprechen- 


3,U353' 
den  Durchschnittswert   für   den    einzelnen 

-fTpj^  =  10,31.  Die  zu  deckende  einmalige 

Prtlmie  beträgt  aber  nicht  10,31,  sondern 
(wie  oben  ermittelt)  65,15,  und  es  muss 
daher  in  Wirklichkeit  als  Jahresprämie  für 
100    Mark    Versicherungssumme     erhoben 


..^^jOOglC 
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561 


5,15 
1(1,31  \ 


?  Mark. 


Welches  Zinsfusses  man  sich  bei 
jener  Diakontiening  liedienen  soU  —  das 
ist  eine  Frage  der  Zwecltmässigkeit.  Sie 
eütscheidet  sich  nach  der  anderen  Frage, 
zu  welchem  Zinsfusse  mindestens  man  auf 
die  Dauer  eingehende  Prämiengelder  bei 
sicherster  Anlage  glaubt  verwerten  zu 
könnend)  Die  Erfahrung  zeigt,  daas  der 
Ziusfuss  fflr  sichere  Eapitalanlagen  mit 
steigender  Kultur  allmähiich  zurückgeht, 
in  Ländern  alter  imd  zugleich  regelmässig 
fortschreitender  Kultur  erscheint  es  heute 
durch  die  Vorsicht  geboten,  mit  einem 
höheren  als  dem  Zinsfwss  von  3  vom  Hun- 
dert in  der  Lebensversicherung  nicht  zu 
rechnen,  wenn  der  Gewinn,  der  bei  that- 
sächlich  höherem  Zinserträge  entsteht,  den 
Versicherten  unfelübar  wieder  zu  gute 
kommt,  also  namentlich  bei  der  Lebeiisver- 
eicherung  auf  Gegenseitigkeit.  Es  leuchtet 
ein,  dass  die  Nettoprämien  sich  xvn  so  höher 
berechnen,  ein  je  niedrigerer  Zinsfuss  f5r 
die  Diskontierung  gewählt  ward.  Die 
meisten  Leben sversicheningsanstalten  Euro- 
pas rechnen  heutzutage  nocTi  mit  3'.a,  einige 
auch  mit  3^  i  und  4,  die  älteren  Anstalten 
meist  mit  3  "/o. 

Durch  die  Überall  bei  Lebens  versiche- 
rn ugsanatalten  erforderliehen  Kostenzu- 
schfi^e,  welche  teils  für  (Ue  Verwaltungs- 
kosten, teils  fflr  zeitweilige  ausserordent- 
liche und  ungünstige  Abweichungen  von 
der  Wahrscheimichkeit,  mit  der  gerechnet 
wurde,  aufkommen  sollen  und  am  richtigsten 
wohl  gleichmässig  für  die  Nettoprämien 
aller  Älter  (d.  h.  in  gleichen  Prozentsätzen 
dieser  Prämien)  bemessen  und  zugeschlagen 
werden,  entstehen  die  Tarifprämien. 
Da,  wo  vom  Versicherer  Teile  der  Ueber- 
schüsse  oder  diese  ganz  an  den  Versicherten 
zurflckgewährt  werden,  nennt  man  wohl 
auch  che  ausgängig  vom  Versicherten  zu 
zahlende  Prämie  Kettopräraie  im  Gegensatz 
zur  Tarifpräroie. 

C.  lue  PrämienreaerTe  oder  der 
SeokiuisBfoada.  In  der  rationellen  Lebens- 
versicherung werden,  wie  schon  angedeutet, 
zumeist     nicht    solche    Prämien,     welche 


')  Der  DorchBohnittszinaftiM ,  üu  welchem 
die  deutschen  LebensverücherungaangtalteD  ihre 
im  ganzen  aehr  gut  aichergeBtellten  Amleihungen 
bewirken  konnten,  ist  nach  „Ziiatand  u.  Fortschr. 
d.  deutsch.  LebensrersichernngsBUBt,  im  -lahre 
1898"  seit  1874  ganz  allmttBlich  Ton6,03% 
auf  SjQ&'lt,  geannken.  Allerdings  stand  der 
Zinsfius  EU  Anfang  der  siebziger  Jahre  ans  be- 
kannten Gründen  abnorm  hoch.  Die  in  neuester 
Zeit  zu  Iteobachtende  langsam  aafsteigende  Se- 
wegnng  wird  Toraussichthch  auf  längere  Dauer 
nicht  iMBt&nd  behalten.  3°/o  Beichsanleihe  giebt 
hei  dem  heutigen  Knrse  nur  3,47  %  Rente,  | 
BuidwfiTteibDoh  der  StaatvwitMiuabafEeii.    Zweite 


nur  das  jeweilige  Kisiko  decken,  sondern 
entweder  für  die  ganze  Versichenmgs- 
d  alter  gleichbleibende  wler  nach  dem 
Bedürfnisse  des  Versicherungsnehmers  ab- 
gestufte Prämien  erhoben  und  es  muss  da- 
her eine  jede  Anstalt,  welche  dauernd  ihren 
Verpfhchtungeo  nachkommen  will,  aus  den 
anfänglich  tlt)er  das  Risiko  hina\is  gezahlten 
Prämienteilen  eineu  Fonds  bilden  und  für 
den  Zeitpunkt  aufsparen,  wo  das  Risiko  die 
Piämie  übersteigt.  Die  Ansammlung  dieses 
Fonds,  der  in  der  Versicherungstechnik  als 
•Prämienreserve«  oder  »Deckungsfonds»  be- 
zeichnet wird,  darf  jedoch  nicht  in  der 
Wei8e_  erfolgen,  dass  die  Anstalt  einfadi 
diejenigen  Prämienteile  aufspart,  welche 
nach  Auszahlung  der  wirklich  fällig  ge- 
wordenen VersicherungBaummen  und  Deckung 
der  VerwaltuDgskosten  ßbrig  bleiben,  sondern 
es  muss  in  gewissen  Perioden,  am  besten 
von  Jahr  zu  Jahr,  unter  Zugrundelegung 
der  angenommenen  Eechnungsgrundlagen 
und  des  jeweihgeu  wirklichen  Versicherungs- 
bestandes,  immer  von  neuem  festgestält 
werden,  welcher  Betrag  erforderlich  ist, 
um  dem  künftigen  überschflssigen  (durch  die 
noch  zu  erwartenden  PHlniien  Zahlungen 
nicht  mit  gedeckten)  Risiko  zu  begegnen, 
damit  die  jeweiligen  Abweichungen  zwischen 
wirkhcher  und  rechnungsmässiger  Sterblich- 
keit alsbald  korrigiert  werden  (nicht  der 
Zukunft  zur  Last  fallen)  und  damit  auch 
eine  zuverUissige  Ermittelung  des  in  der 
abgelaufenen  Kechnungsperiode  bereits  er- 
zielten Ueherschusses  möglich  wird.  Sol)ald 
die  Rechnungsgrundlagen  (die  Sterbliciikeits- 
tafel  und  der  in  Ansatz  zu  bringende  Dis- 
kont) gegeben  sind,  ^ist  hiemach  auch  die 
Reserve  genau  bestimmt,  welche  für  die 
einzelne  Versicherung  /unter  der  Annahme 
des  gleichzeitigen  Besteliens  einer  grösseren 
Zahl  gleichartiger  Versicherungen)  im  Durch- 
schnitt in  den  verschiedenen  Jahren  des  Be- 
stehens derselben  vorhanden  sein  muss, 
und  die  Gesamlreserve  aller  Veraicherungen 
setzt  sich  in  jedem  Zeitpunkte  einfach  aus 
den  auf  die  einzelnen  Versicherungen 
treffenden  festen  Beträgen  zusammen.  Be- 
zeichnet man  die  reine  Prämie  des  Beitritts- 
alteis  mit  p,  die  für  das  aufgerückte  Alter 
bei  einem  Neueintritt  erforderliche  Prämie 
mit  P,  den  Wert  einer  vorschOssigen  Leib- 
rente von  jährlich  1  für  das  aufgerückte 
Alter  (Berechnung   siehe    oben)    mit  M,    so 

f'.lt  für  die  einzelne  Versicherimg  auf  den 
odesfaU  die  Formel:  Reserve  =  PM  — 
pM  —  {P — p).  Bei  dem  Abschluse  der 
Versicherung  ist  P  =  p  und  daher  die  Re- 
serve =  0);  mit  dem  vorrückenden  Alter 
steigt  dagegen  P  fortwährend  und  infolge- 
dessen auch  die  Reserve.  Erreicht  der  Ver- 
sicherte das  höchste  Alter  der  Sterblich- 
keitstafel,  so  erreicht  die  Reserve   nahezu 


Anflage.    V. 
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den  Betrag  der  Versichenmgssiimme ;  ■wird 
das  folgeuile  Alter  zurückgelegt,  so  fällt  die 
Reserve  mit  der  Versicherungssumme  selbst 
zasammen.  Ächnliches  gilt  fOr  die  abge- 
kürzte Versicherung ;  nur  wird  hier  das  letzt- 
genannte Alter  durch  dasjenige  ersetzt,  bei 
welchem  die  Versicherungssumme  spätestens 
faUig  wird. 

Die  Pi-äraienreserve  für  eine  Versiche- 
rung auf  den  Todesfall  von  100,  welche 
spätestens  beim  90.  Lebensjahre  zahlbar 
wird,  1)  beträgt  nacli  der  ans  den  Erfahrungen 
der  Gothaer  Bank  herrorgogangcnen  Liste 
{fflr  Männer)  bei  einem  3^/s  "io  igen  Diskont : 


Zahl  der  zurück  e;elegt«D  VerBiohernngs- 

.  Jahre  (die  eben  fällig  werdende  Pr&mie 

iBt  nicht  eingerechnet). 


I  0,807 
1,734 
3,436 


I   9,36r  I 
18,721 

32,871 


60,117 


(Vgl.  über  das  Wesen  der  Prämienresorve 
und  die  Bereehnnngsarten  für  die  verschie- 
denen Formen  der  Lebensversicherung  Karup 
a.  a.  0.  m.  8.) 

lieber  die  rechtliche  Natur  d 
Prämienreserve,  insbesondere  über  die 
Frage,  wem  die  Verfügung  darfiber  ziistehe, 
sind  sehr  verschiedene  Ansichten  zu  be- 
gründen versucht  worden.  (Die  wichtigste, 
insbesondere  auch  neuere  Litteratur  über 
den  Gegenstand  angeführt  bei  M.  Heeker, 
>Die  rechtliche  Katiir  der  Prämienresorve 
bei  der  Lebensversicherung«  in  >Zeit8chr.  f. 
Haudelsrecht.  Bd.  37,  S.  369—437,  dessen 
Abhandlung  selbst  eindringend  und  vielfach 
instruktiv  ist.  Vgl.  dazu  Masius  Rund- 
schau K.  F.  1891,  S.  3ü0f.  Biachoff, 
»Die  rechtliche  Nalur  der  Pi-äraienreservea, 
Bremen  1891.)  Entstehung  und  Bestimmuug 
diese.?  Fonds  können  darüber  kaum  Zweifel 
lassen,  dass  die  Prämienreserve  dem 
Versicherer  gehört,  dass  er,  weuQ  er 
das  nicht  im  Versicheningsveitrage  ver- 
sprochen hat,  eine  Prämienreserve  überhaupt 
nicht  anzusammeln  braucht  und  dass  er, 
wenn  er  sie  angesammelt  hat,  frei  nach 
seinem  Ermessen  darüber  verfügen  kann. 
Unter  jener  heutzut:^  kaum  melu-  zu- 
treffenden Voraussetzung  ist  es  lediglich 
seine  Sache,  wie  er  sich  in  den  Stand  setzen 
will,  den  durch  den  Versicherungsantrag 
Übernommenen  Verpflichtungen  jederzeit 
nachzukommen.  Auch  ist  ein  Rückford e- 
rungsrecht    auf   seiteu   des   Versichenmgs- 


nehmers  keineswegs  schon  von  vom  berein 
in  dem  Lebens  versieh  enmgs  vertrage,  der 
sich  auf  die  wesentlichen  Bestimmungen 
beschränkt ,  gegeben.  Wer  zukünftige 
Leistungen,  gleichviel,  ob  es  gewiss  ist, 
dass  und  nur  ungewiss,  wann,  oder  ob  es 
ungewiss  ist,  dass  und  wann  sie  fällig 
wenlen,  verspricht,  hat  dafür  zu  soi^n, 
dass  er  die  fällig  werdenden  Forderungen 
befriedigen  könne.  Ist  vertragsmässig  nicht 
anderes  festgestellt,  so  ist  ihm  die  Wahl  der 
Siehe  nmgsmiltei  überlassen  und  hat  er  über 
diese  die  freie  Verfügung.  Allein  einesteils 
gilt  es  heutzutage  für  ein  technisch  uner- 
lässiiehes  Erfordernis   des  Leben sversiche- 

igs^chäfles,  dass  die  ausreichende,  das 
jeweihge  Risiko  mindestens  vollkommen 
deckende,  Prämienresen-e  stets  vorhanden 
und  soweit  immer  möglich  sicher  verzins- 
hch  angelegt  sei;  andereuteUa  ist  es  eine 
Bedingung,  auf  der  der  einsichtige  Ver- 
sicherungsnehmer heutzTita^e  regel  massig 
zu  bestehen  pflegt,  dass  ihm  Teile  der 
Främienreserve  zurückgewährt  werden, 
wenn  er  seinerseits  vorzeitig  vom  Vertrage 
zurilcktritt,  so  dass  mit  dem  Risiko  des 
Versicherers  die  Notwendigkeit,  für  de.^jsen 
fernerweitc  Deckung  zu  sorgen,  entfällt. 
Weitaus  die  meisten  Leben sversichenmgs- 
anslalten  pflegen  heute  wenigstens  dann, 
wenn  der  \  ersicherungs vertrag  aus  Gründen, 
die  dem  Versich eningsnehmer  nicht  zum 
Dolus  ausgelegt  werden  können,  vor  Kntritt 
der  Fälligkeit  der  Ilauptleistung  erlischt, 
entweder  ihm  oder  einem  anderen  bei-ech- 
tigten  Inhaber  der  Versicherungsurkunde 
entweder  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  des 
Versicheningsvertrages,  oder  doch  wenn 
dieser  mindestens  einige  Jahre  —  zwei, 
drei  Jahre  —  bestanden  hat,  einen  Teil  der 
Prämien reserve,  meist  mindestens  drei  Vier- 
teile, zurückzugewähren.  Einen  Teil,  wenig- 
stens bei  jüngeren  Versicherungen,  vertrags- 
mässig der  Anstalt  zu  sichern,  verträgt  sich 
sehr  wohl  mit  der  Billigkeit,  zumal  die  Er- 
fahrung zeigt,  dass  bei  den  vorzeitig  Aus- 
tretenden die  Zahl  der  noch  völlig  Gesunden 
überwiegt 

Wie  hoch  die  Prämienreserve  einer 
Lebens  Vorsicherungsanstalt  üi  concreto  sein 
müsse,  entscheidet  die  Berechnung  auf  der 
Grundlage  der  gewählten  Sterblichkeitstafel 
und  des  gewählten  Zinsfusses.  Ist  die  Wahl 
dieser  beiden  Grundlagen  richtig  und  die 
Rechnung  richtig  dittchgeführt,  so  ent- 
spricht die  Prämien resei-ve  in  dem  ermittel- 
ten Beirage  allen  gerechten  Anforderungen, 
Daher  ist  es  durchaus  verkehrt,  von  zwei 
Anstalten,  deren  gesamte  Prämienreserve 
prozentual    zum   Vei-sichertenbestaode   oder 


')  Also  streng  genommen  Abkürzung  anf 

das  90.  Lebensjahr.    In   Deutschland  ist   eine  -  „  -    -     -  

Begreazang  der  Versichernngsdaner  oder  wenig-  ^w  uesamtiiramienemnahme  verseliieden 
stens  der  lieitragspfliobt  auch  bei  der  gewühn-  hoch  ist,  diejenige  mit  höherer  Prämien- 
lieben  Todesfttllversicherung  allgemem   Üblich,  |  i-eserve  fflr  in  ihrem  Bestände  um  des^^'iUen 
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zu  erklären.  Denn  die  Ver- 
schiedenheit jener  Prozentsatze  zeigt  im  all- 
Biineinen  mir  an,  dass  die  eine  Angfalt  im 
urchschnitt  einen  älteren  Versichemngs- 
beetand  hat  als  die  andere,  dass  die  durch 
die  künftigen  Främien Zahlungen  nicht  ge- 
deckte Sclmld  hier  grösser  ist  als  durt, 
nicht  aber,  dass  jene  Anstalt  mehr  Mittel 
filr  ausserrechnungsmässige  Ausgaben  besitzt 
als  diese. 

Da  das  Leben  sversicherungsgeachäft  aus- 
nahmslos von  Gesellschaften  betrieben  wird 
und  diese  bei  einigermassen  ausgedehntem 
Betriebe  fast  ohne  Ausnahme  Prämioni-esen-e 
zu  hinterl^en  veraprechen,  ist  es,  wo  solche 
Anstalten  staatliclier  Aufsicht  unterstehen, 
eine  wichtige  und  schwierige  Autgabe  der 
Gesetzgebung  und  Verwaltung,  Grundsätze 
fQr  die  Sicherung  ausreichender  Ausstattung 
des  Prämien reservefonds  aufzustellen  und 
zu  handliaben.  Wo  die  Aufsichtsbehörde 
keine  Gewähr  für  die  solide  Geschäftsge- 
barun^  der  lieben  sversicherungsan  stalten 
übernimmt,  sondern  mu-  überwacht,  dass  sie 
leisten,  was  sie  versprechen,  genügt  es  we- 
nigstens in  Ländern,  in  denen  Treu  und 
Glauben  im  Gesehäftsleben  noch  in  gutem 
Ansehen  stehen,  dass  die  Anstalten  ver- 
pfliclitet  werden,  über  die  Grandsälze  und 
GiTindlagen  ihrer  Reserveberechnung  öffent- 
lich Kechenschaft  abzulegen  und  durch 
öffentlich  verpflichtete  Beamte  die  nach 
jenen  ünindsätzeu  richtig  bewirkte  Aus- 
stattung ihres  Prämienresen-efonds  alljähr- 
lich öffentlich  bestätigen  zu  lassen.  Die  be- 
hördliche Prüfung  der  Rechnungsgrundsatze, 
der  Rechnungsaiisführung  und  des  Vorhan- 
denseins des  Prämienreseii-efonds  —  wo 
diese  eingeführt  ist  —  erfordert  ein  tiefes 
Eingehen  in  das  Rechnungs-  und  Kaesen- 
wesen  der  Gesellschaften  und  kann  bei  einer 
gröeaeren  Anzahl  solcher  nur  mit  flilfe  eines 
zahlreichen  Stabes  technisch  geschulter  Be- 
amten durchgeführt  werden. ' 

Aus  dem  Zwecke  der  Präraienreser\-en 
und  auch  bei  der  oben  entwickelten  An- 
nahme ihrer  rechtlichen  Natiu-  ergiebt  sieh 
die  Notwendigkeit  sicherster  Anlage 
zu  einem  Zinsfusse,  welcher  mindestens  dem 
entspricht,  der  bei  der  technischen  Berech- 
nung angenommen  ist.  Die  Sicherheit  ist 
hier  wichtiger  als  die  Höhe  des  Zinsertra- 
ges, falls  dieser  nur  rechnungsmässig  ge- 
nügt, Sie  wird  je  nach  den  KreditverhÄlt- 
nissea  verschiedener  Länder  auf  verschietle- 
nem  Wege  erreicht.  Beinahe  überall  erfolgt 
nämlich  die  Anlage  des  überwiegend  grossteu 
Teiles  der  Prämienresei-veti  in  der  Form 
der  Ausleihung.  In  Ländern  hochent- 
wickelter Kultiu-  mit  gut  ausgebildeter 
Rechtageaetzgebung  pflegt  die  hypotheka- 
rische Anlage  des  grösseren  Teiles  und  die 
Anlage  eines  kleineren  Teiles  in  Obligatio- 


nen, welche  nicht  Gegenstände  des  Speku- 
lation sliandels  sind  und  keine  oder  mögliclist 
geringe  Kursschwankungen  zeigen,  sich  vor- 
zugsweise zu  empfehlen,  Ob  der  Ausleiliung 
auf  landwirtschaftlich  benutzte  oder  auf  zur 
Wohnimg  dienende  Liegenschaften  der  Vor- 
zug zu  geben  sei,  entscheidet  sich  nach 
verschiedenen  Gesichtspunkten,  wird  auch 
im  gleichen  Lande  periodisch  verschieden 
zu  entscheiden  sein.  In  Zelten  sogenannter 
landwirtschaftücher  Krisen  erheischt  die 
eretere  Art  der  Ausleihung  jedenfalls  be- 
sondere Vorsicht.  Vorsichtige  Versicherer 
pflegen  ihre  Prämienresen^e  nur  gegen 
mindestens  doppelt  sicherndes  Unterpfand 
aiiszuleiiien  imd  der  Taxe  des  Beleiliungs- 
objektes  alle  mögliche  Sorgfalt  zu  widmen. 
Neben  der  Prömienreserve  erscheint  in 
den  Bilanzen  <ter  meisten  deutschen  Anstalten 
noch  ein  Posten,  welcher  mit  dieser  in  nahem 
Zu.<iammen hange  steht,  nämlich  der  soge- 
nannte Prämienttbertrag.  Derselbe  ver- 
dankt lediglich  dem  Umstände  seine  Ent- 
stehung, dass  die  Versicherungen  nicht 
sämtlich  am  1,  Januar,  sondern  zu  jeder 
beliebigen  Zeit  des  (Kaie nder-)Jah res  abge- 
schlossen werden  können  uiid  dass  infolge 
hiervon  hei  der  Prämien reserveberechnung 
nicht  bloss  volle,  sondern  anch  Bruchteile 
von  Versich ernngsjahren  in  Betracht  kommen. 
Die  nüclistliogendo  Methode  der  Uebertrags- 
berechnung  wiU'de  darin  bestehen,  dass  die 
Reser\-e  in  jedem  Einzelfalle  entsprechend 
berechnet  wüiilc,  indem  mau  unter  Anwen- 
dung der  olien  mitgeteilten  Formel  (P— p)M 
für  M  den  Wert  einer  solchen  Rente  (von  1) 
einsetzt,  deren  erste  Zahlung  nicht  sofort, 
sondern  nach  vollständigem  Ablauf  des  zur 
Zeit  der  Rechnung  niu-  teilweise  zurückge- 
legten Versiclicrungsjahres  einti-itt  und  deren 
weitere  Zahhmgen  von  da  ab  in  regelmässi- 
gen Zwischenräumen  von  je  einem  Jahre 
erfolgen.  Ein  solches  Verfaliren  ist  mit 
einigen  Modifikationen,  die  eine  vereinfachte 
Rechnung  gestatten,  in  Enghtnd  thatsächllch 
üblich:  iu  IJeutschland  beldlft  man  sich  mit 
einer  Interpolation  zwischen  den  für  volle 
Versichenmgsjahre  l>erechneten  Reserven, 
wodurch  ein  Residtat  entsteht,  welches  der 
Annahme  entspricht,  dass  für  das  laufende 
Versicherungsjahr  keine  volle,  sondern  nur 
eine  ratierliche,  bis  xum  31.  Dezember  rei- 
chende, Prämie  gezalilt  ist.  Die  auf  diese 
Weise  entstehende  Prämienreserve  ist  aber 
natürlich  nicht  ausreichend,  imd  es  findet 
deshalb  eine  Ei^änzung  derselben  in  Gestalt 
eines  besonderen  »Prämienübertrags<  statt, 
welcher  alle  die  in  das  nächste  Jahr  (am 
31.  Dezember)  ül>ergreif enden  Prämienraten 
enthält.  Gewöhnlich  wirtt  der  Berechnung 
des  Prämienübertrags  nicht  die  mathemati- 
sche (reine),  sondern  die  volle  Bruttoprämie, 
uach  Abzug  bereits  verausgabter  Provisionen, 
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zu  Grunde  gele^,  wodurch  zugleich  eine 
Verwaltung^osteui-eserve  für  die  noch  nicht 
znrflckgelegten  Bnichteile  der  laufenden 
Tersicherungsjahre  entsteht,  und  es  Terdient 
iofolgfidessen  das  deutsche  Verfahren  vor 
dem  englischen,  welches  eine  solche  Reser- 
vierung nicht  kennt,  auch  theoretisch  den 
Vorzug.  Bei  älteren  regelmässig  fortschrei- 
tenden Gesellschaften  verteilen  sich  die 
Termine  der  Prämie  n7.ahlun  gen  ziemlich 
gleichmässig  über  das  Jatir,  und  es  kann 
daher  bei  diesen  auf  eine  umständliche  Be- 
rechnung des  Prämien  ftbertrages  verzichtet 
■werden,  indem  man  den  letzteren  der  Hälfte 
der  Jahresprflmieuein  nähme  gleichsetzt. 

Die  von  Pi-ämieu,  welche  auf  mehrere 
Jahre  vorausgezahlt  sind,  zunächst  auf  das 
nächste  Jahr  zu  übertragenden,  also  im  lau- 
fenden Jahre  nicht  absorbierten,  Teile  — 
Prämie nflbertrflge  im  weiteren  Sinne  — 
mflssen  selbstverständlich  durch  Einzelaus- 
rechnung ermittelt  werden. 

Das  Vorhandensein  der  richtig 
ermittelten  Prämienreserve  und 
der  richtig  ermittelten  Prämien- 
Überträge  ist  die  erste  und  Hanpt- 
hortiogung  der  Solvenz  einer  Le- 
ben sver  sicher  nngsgesellschaft  im 
technischen  Sinne,  d.  h.  nur,  wenn 
diese  Simime  mindestens  vorhanden  oder 
durch  die  Aktiven  gewährt  sind,  kann  der 
Versicherer  seinen  eingegangenen  Hauptvei-- 
pfl  ichtun  gen  jedeiieit  genügen. 

fi.  Schaden-,  Kapital-  and  Oewinn- 
reserve.  Nicht  zum  technischen  Aufbau 
der  Lebensversicherung  gehören  die  anderen 
Beserven,  welche  auch  Lebens  versichert  mga- 
anstalten  gleich  den  für  die  verschiedenen 
Zweige  der  Schadenversicherung  bestehen- 
den Unternehmungen  anzusammeln  pflegen, 
nämlich  die  Schaden-,  die  Kapital- 
nnd  die  Gewinnreserve.  Unter  Scha- 
denreserve versteht  man  den  Betrag, 
welcher  für  Zahlungen  aus  dem  Versiche- 
rungsvertrage, die  vor  Schlues  des  Hech- 
nungsjahres  erwachsen  sind,  aber  aus  irgend 
welchem  Grimde  erst  später  fällig  werden, 
aufzusparen  ist.  In  der  Kapital  Versicherung 
auf  den  Todestall  wird  z.  B.  jede  Zahlung, 
die  im  Laufe  eines  Rechnungsjahres  durch 
den  Tod  eines  Versicherten,  oder  durch 
Erreichung  des  Zahlungstermin b  erwächst, 
aber,  vielleicht  wegen  Mangels  der  erforder- 
lichen Nach  Weisungen,  nicht  vor  Schlnss 
des  Rechnungsjahres  geregelt  werden  kann, 
in  der  Höhe,  in  der  sie  wahrscheinlich 
nachher  wird  geleistet  werden  müssen,  re- 
serviert. Die  Kapitalreserve  kommt 
bei  Leben  sversicheningsgesellschaft«n  auf 
Aktien  wie  bei  solchen  auf  Gegenseitigkeit 
vor,  ist  aber  bei  den  ersteren  auch  insofern 
durch  die  Vorsicht  geboten,  als  sie,  bei  be- 
sonders günstigen  Geschäftserträgnissen  ge- 


sammelt, ein  Mittel  bietet,  den  Aktionären 
auch  hei  ungünstigen  Abschlüssen  eine  an- 
gemessene Verzinsung  ihrer  Anteile  zu 
sichern.  Fth-  Lebens  Versicherungsanstalten 
auf  Gegenseitigkeit  ist  diese  Reserve  durch 
nichts  geboten.  Sie  hat  aber  überhaupt  bei 
der  gi-oBsen  Siclierlieit  der  Faktoren,  mit 
denen  es  einer  gut  fundierten  Lebensver- 
sichemngsanstalt  zu  rechnen  vergönnt  ist. 
hier  weit  geringere  Bedeutung  als  in 
anderen  Versichern ngszweigeu.  Wie  die 
Kapitalreserve  für  Aktiengesellschaften,  so 
ist  die  Gewinnreserve  für  Gegenseitig- 
keitsanstalten charakteristisch,  obwohl  sie. 
seit  und  insoweit  die  Aktiengesellschaften 
ihren  Versicherungsnehmern  auch  Anteil  am 
Gewinn  zu  sichern  pflegen ,  regelmässig 
aiich  liei  diesen  angesammelt  wird.  Lebens- 
versichemngsanstalfen  auf  Gegenseitigkeit 
müssen  ihren  Teilhabern  den  gesamten  Ge- 
schäftsgewinn jedes  Rechnungsjahres  zu- 
kommen lassen.  Um  aber  in  diese  RQckge- 
währung  einige,  den  Beteiligten  meist  er- 
wünschte, Regelmäsaigkeitzu  bringen,  pflegen 
sie  die  Ueberschüsso  jedes  Jahres  mehrere 
—  zwei  bis  fünf  —  Jahre  aufzubewahren, 
aus  dem  so  gesammelten  Fonds  nachträg- 
lich zu  Tage  tretende,  aus  den  Sammel- 
jahren  stammende  Vtayflichtungen  zu  decken 
und  dann  erst  die  Verteilung  in  der  ver- 
tragsmässig  festgestellten  Form  vorzunehmen. 
Die  aufgesammelten  Deberschüsse  mehrerer 
Jahre,  von  denen  ein  Teil  jedes  Jahr  — 
bei  manchen  Anstalten  auch  in  melujähri- 
gen  Perioden  —  zur  Verteilimg  kommt, 
bilden  die  Gewinnreserve.  Eine  solche  sam- 
meln, wie  schon  gesagt,  zu  gleichem  Zwecke 
auch  Leben  svei-sicheningsgeseilschaften  auf 
Aktien  an,  wenn  und  insoweit  sie  den  Ver- 
sicherungsnehmern Anteil  am  Geschäftsge- 
winn  ZTisichem. 

6.  Das  Risiko.  Der  Begriff  des  RLsikos 
ist  in  der  Leben sversichenmg  ein  wesent- 
lich anderer  als  in  den  verschiedenen 
Zweigen  der  Schadenversichening.  Bei  der 
lieben  sversichenmg  im  engeren  Sinne,  also 
bei  der  Kapilal Versicherung  auf  den  Todes- 
fall schlechthin,  und  bei  der  abgekürzten 
oder  AltematiweTBicherung,  hat  das  Risiko 
keineswegs  die  Bedeutung  der  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  wahrscheinlichen  Gefahr 
des  Eintritts  einer  Leistuugsverpfhchtimg; 
hier  tritt  die  Leistungsverpflichtung  nicht 
nur  wahrscheinlich,  sondern  ganz  sicher  ein 
und  es  ist  nur  ungev\'iss,  ob  sie  früher  oder 
später  eintritt.  Hier  kann  also  von  Risiko 
nur  insofern  die  Rede  sein,  als  im  einzel- 
nen Falle  die  Leistung  früher  ßUlig  wer- 
den kann,  als  sie  durch  die  Gegenleistungen 
des  Versicherungsnehmers  gedeckt  ist 

Gegenüber  der  Gesamtheit  der  Versiche- 
rungsnehmer ist  das  Risiko  einer  jeden  Ver- 
sicherungsanstalt um  so  geringer,  je  genauer 
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die  PiSmien  den  thatsächlichen  Gefahrea  der 
EinzelversicheruDgen  angepasst  sind  uod  je 
geringer  die  Zahl  der  vorhandenen  GeEahren- 
klasBen  ist.  Genaii  genommen  zerfällt  dem- 
nach das  hier  in  Rede  stehende  Risiko  in 
7wei  Teile,  in  dasjenige  Risiko,  welches 
ditrch  unrichtige  Rechnungsgnmdlagen,  und 
in  dasjenige,  welches  durch  einen  ung^enügen- 
den  Vera  ich  erungsbeetand  oder  eine  allzu  ver- 
schiedenartige Zusammensetzung  desselben 
entstehen  kann.  Das  erste  ist  in  der  Lebens- 
versicherung, sofern  dieselbe  auf  solche 
Leben  beschränkt  wird,  die  sich  bei  der 
ärztlichen  Untersuchung  als  normale  erwei- 
sen, ein  sehr  geringes,  weil  das  Sterblich- 
keilsverhatnis  nnter  diesen  hauptsächlich 
vom  Alter,  also  einem  genau  zu  bestimmen- 
den Faktor,  abhängt  und  Aveil  zahlreiche  und 
zuverlässige  Erfahrungen  über  die  Sterb- 
lich keits  Verhältnisse  solcher  Personen  in 
den  verschiedenen  Altem  vorliegen.  Ein 
Gleiches  gilt  aber  auch  hinsichtlich  des 
zweiten  Risikos,  da  sowohl  der  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung als  der  Erfahrung  nach 
bei  einigermassen  grossen  Versicherungsbe- 
ständen das  Verhältnis  der  wirklichen  Aus- 
gabe für  Sterbef^e  zu  der  i-echnungs- 
mässigen  von  Jahr  zu  Jahr  nur  geringen 
Schwankimgen  unterworfen  ist,  und  es  ist 
daher  durchaus  unnötig,  dass  grössere  An- 
stalten neben  dem  Aktienkapital  bezw.  der 
Gewinnreserve  noch  besondere  Sicherheits- 
fonds für  auBserrechnungsmässige  Sterblich- 
keitsschwankungen zurücksteUen.  {Näheres 
über  diesen  Gegenstand,  dessen  Behandlung 
zu  den  interessantesten,  aber  aiicli  schwie- 
rigsten Problemen  der  höheren  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung gehört,  findet  man  in  den 
Abhandlungen:  Sprague,»On  thelimitation 
of  risks«  (JourDal  of  the  Institute  of  Actua- 
ries,  April  1866).  Kanner,  Bestimmung 
des  mittleren  Risiko  bei  Lebensversiche- 
rungen (Journal  des  Kollegiums  für  Lebens- 
veraicherungs Wissenschaft,  Bd.  II,  Beriiu 
1871).  Hattendorff,  Deber  die  Berech- 
nung der  Reserven  und  des  Risiko  bei  der 
Lebensversicherung  (Masius'  Rundschau, 
Leipzig  1868).) 

Bei  der  sogenannten  kurzen  und  bei  der 
Erlebens-  sowie  bei  der  Rentenversicherung, 
wenigstens  der  Versichening  aufgeschobener 
Renten,  besteht  die  Möglichkeit,  dass  die 
Zahlung  nicht  fällig  werde,  und  wird  das 
Risiko  also  gleich  sein  der  Wahrscheinlich- 
keit, flberhaupt  leisten  zu  müssen.  Aber 
auch  hier  ist  ebenso  für  diese  Wahrschein- 
lichkeit wie  für  die  Fälle  vorzeitigen  (kurze 
Versicherung)  Eintritts  der  Zahlungspflicht 
oder  längerer  als  der  der  Wahrscheinlich- 
keit entsprechenden  Dauer  der  Zahlungs- 
pflicht (Rentenversicherung)  bei  jeder  gut 
eingerichteten  und  verwalteten  Gesellschaft 
rechnerisch  vollkommen  vorgesorgt  und  fehlt 


also  dem  Begriffe  des  Risikos  für  den  Ver- 
sicherer der  Gesamtheit  der  Versicherten 
gegenüber  auch  hier  das  Element  der  Ge- 
h£r  ganzlich.  Es  ergehen  sich  hieraus 
mancherlei  wiclitige  Folgeningen  für  den 
Betrieb  und  die  Betriebsform  der  Lebens- 
versicherung. 

Es  muss  beachtet  werden,  dass  bei  der 
gewöhnlichen  Lebens versichening  (ordinary 
branch)  der  Versicherer  sein  Risiko,  d.  h. 
hier  die  Möglichkeit,  zahlen  zu  müssen,  be- 
vor die  volle  Deckung  bescliafft  ist,  durch 
einesorefältigeärztlicheUnt  ersuchung 
einzuschränken  pflegt.  Die  ärztlichen  Grund- 
sätze, welche  für  die  Annehmbai'keit  oder 
Ablehnung  von  Versicherungsantragen  mass- 
gebend sind,  bilden  indes  in  Kulturländern 
eine  Art  von  System,  welches  man  als 
Versicherungsmedizin  bezeichnet  und  wel- 
chem eigene  litterarische  Arbeit  gewidmet 
wird. 

Den  bei  der  ärztlichen  Auswahl  Aus- 
fallenden, den  Abgelehnten,  doch  noch 
die  Wohlthat  der  eigentlichen  Lebensver- 
sicherung im  engeren  Sinne  zu  verschaffen, 
sind  viele  Versuche  gemacht  Alle  solche 
Versuche  werden  an  der  Unmöglichkeit, 
exakte  Äbsterbeordnungen  für  jede  der  un- 
endlich verschiedenen  Kategorieen  mit  kör- 
perlichen Anomalieeo  Behafteter  oder  sonst 
somatisch  Gefährdeter,  zu  bilden,  scheitern. 
Allein  auf  dem  Wege  der  Assekuranz  auch 
vielen  von  denen,  die  von  der  gewöhnlichen 
Lebensversicherung  aus  somatischen  Gründen 
ausgeschlossen  werden  müssen,  noch  eine 
Anwartschaft  auf  Altersversorgung  oder  gar 
auf  ein  Kapital,  welches  im  Todesfalle  fällig 
wird,  zu  sichern,  ist  nicht  unmöglich  und 
mehrfach  mit  Glück  versucht.  Nur  pflegt 
hier  die  Leistung  des  Versicherers  im  Ver- 
hältnis zur  Gegenleistung  des  Versiche- 
rungsnehmers meist  sehr  massig  zn  sein. 

i.  Der  Leben 9 versicherangs vertrag. 
Wenn  man  unter  dem  Lebensversichenings- 
vertrage  denjenigen  Vertrag  versteht,  durch 
welchen  die  eine  Partei  —  der  Versicherer 
—  der  anderen  —  dem  Versichenmgs- 
nehraer')  —  eine  gewisse  Geldleistung  für 
den  Vall  des  Eintritts  eines  zufälligen 
Ereignisses  —  unter  Zufall  auch  die 
Ungewissheit  lediglich  hinsichtlich  der 
Zeit  des  Eintritts  begriffen  — ,  die  letztere  - 
der  ersteren  aber  die  rechtzeitige  Entrich- 
tung festgesetzter  einmaliger  oder  Raten- 
Geld -Leistungen  verspricht,  so  kann  der  oft 
aufgetauchte  Zweifel,  ob  der  Lebensver- 
sichenings vertrag  ein  echter  Versichenings- 
verttag  sei,  nicht  bestehen. 

')  Wohl  zu  bemerken:  immer  „der  eine  nts 
Versicherer  dem  anderen  als  Vers  ich  ernngsneh- 
mer",  nicht  „beide  aich  gegenseitig"  —  nnter- 
Bcheidendes  Merkmal  vom  Wettvertrag. 
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Zwar  verspreclien  sich  im  Lebens  ver- 
siehe niDgsvertrage  die  Parteien  legelmässig 
mehr  als  nur  jene  Leistungen  und  G^en- 
leistnngeti.  Aber  dieses  Mehr  —  keines- 
wegs bedeutungslos,  aber  doch  nicht  wesent- 
lich !üi'  die  jni-islische  Stniktur  des  Ver- 
sichenings Vertrages  an  sich  —  bildet  auch 
regelmässige  Bestandteile  anderer  —  iler 
Schaden versichenings-  —  Vertrage,  und  der 
Lebens  versichern  ngs  veitrag  tritt  dadurch 
niclit  aus  dem  Begriffe  des  Versicherungs- 
vertrages heraus,  dass  hier  die  Leistung 
des  Versicherers  rechneiisch  im  voraus 
bestimmt,  der  »Zufall«  rechnerisch  beherrscht 
werden  kann  und  dass  die  Gegenleistungen 
der  Gesamtheit  der  Versicherungsnehmer 
einer  Gesellschaft  ^  man  muss  sich  ver- 
legen wÄil  igen ,  dass  sich  das  Geschäft 
immer  nur  gesellschaftsweise  vollzieht  — 
ein  rechnerisch  genaues  Aequi  Talent  der 
Jjeistungen  des  \  ersicherers  bilden  oder 
doch  enthalten. 

Ueber  die  Prämie,  wie  ohne  etymolo- 
gische Begi-Ündung  die  Hauptlcistung  des 
Versicherten  —  juristisch  hergebracht  nur 
bei  der  Lebensversicherunp  auf  Gewinn,  aber 
usuell  übertragen  auf  die  Zahlungen  der 
Versicherten  auf  Gegeuseitigkeit  —  genannt 
wird,  bedarf  es  hier,  nachdem  die  technische 
Struktur  geschildert  ist,  keiner  ausführlichen 
Betrachtungen.  Ebenso  bei  der  Lebensver- 
sicherung im  eugeren  Sinne  wie  bei  den 
anderen  Zweigen  besteht  sie  aus  zwei  Teilen, 
aus  der  Netto-  oder  mathematischen  otler 
reclmungsmftssigen  Prämie  und  dem  Kosten- 
zuechiage.  Beide  Teile  zusammeu  bilden 
die  Tarifprämic.  Diese  pflegt  bei  den 
meisten  Anstalten  auf  ein  volles  Jaiir  (das 
Versicherun gsjahr)  und  als  fällig  ain  An- 
fange dieses  Jahres  berechnet  zu  werden, 
Wiitl  sie  in  Raten  erhoben,  so  gilt  jede 
nicht  alsbald  beim  Zustandekommen  des 
Vertrages  gezahlte  Eate  als  gestundet  und 
muss  mit  ihr  zugleich  ein  entsprechender 
Stundungszins  entrichtet  werden.  Die  Nichts 
Zahlung  auch  nur  einer  Eate  hat  die 
Rechtswirkung  der  Nichtzahlung  der  Jahres- 

EiHmie.  Bei  der  durch  Erwerbsgesellschaf  ten 
etriebcnen  Lieben  s  Versicherung  hat  die 
Tarifprämie  begrifflich  einen  anderen  Sinn 
als  bei  der  Lebensversicherung  auf  Gegen- 
seitigkeit. Begrifflich  ist  sie  dort  eine  ihrem 
Snjien  Betrage  nach  mit  dem  Eintritte  der 
ästnngspf licht  zu  Gunsten  des  Versiche- 
rers verf^lende  Schuld;  das  Bestreben,  an 
der  Gunst  der  gegenseitigen  Versicherung 
teilzimehmen,  hat  aber  vielfach  die  Ijcbens- 
versichernngsaktiengeiiel  I  Schäften  bestim  mt, 
den  Vei-sichoi-ten  einen  bedingten  Ansprach 
auf  teilweise  Rfickgewähr  einzuräumen.  Da- 
ge^u  besteht  hier  nicht  die  Pflicht  zur 
Leistung  Aber  die  Tarifsätze  hinaus.  Bei 
der  Lebensversicherung  auf  Gegenseitigkeit 


ist  die  Tarif])rämie  nur  als  voraussichtlich 
und  nach  der  Wahrscheinlichkeit  ent- 
sprechende Ijeistung  und  zugleicli  als  Mass- 
stab fflr  die  Beteiligung  am  Gewinn  und 
Verlust  des  Zahlungsjahres,  welche  hier  der 
Versicherungsnehmer  sicher  zu  gewärtigen 
hat,  aufzufassen.  Hier  wie  dort-  bezeichnet 
man  wohl  auch  die  endgiltige  wirkliche 
Irfästung  des  Versicherungsnehmers  als 
Nettoprämie  im  Gegensatz  zur  tarifmässigen 
Leistung.  Die  Kostenzuschläge,  welche 
gewöhnlich  als  am  besten  fflr  alle  Alter 
gleichmäseige  Verhältnisbe träge  der  mathe- 
matischen Prämie  dieser  zugerechnet  werden, 
sollen  fflr  die  Verwaltimgskosten  und  für 
unvorhergesehene  Bedarfsfälle  aufkommen, 
Ihre  geuau  dem  Bedarfe  entsprechende  Be- 
messung hat  weniger  Bedeutimg  bei  der 
Gegenseitigen  als  bei  der  Versichenmg 
ui-ch  Erwerbsgescli  schaffen,  weil  dort  Er- 
sparnisse an  den  Verwaltungskosten  dem 
Versiclierungsnehmer  wieder  zu  gute  kom- 
men. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  Nicht-  oder 
nicht  rechtzeitige  Zahlung  der 
Prämie  a  priori  den  Versicbeni  ngs  vertrag 
hinfällig  macht.  Teils  aus  der  Annahme, 
dass  die  Lebensvorsichenmg  nicht  nur  Ver- 
sicherung, sondern  zugleich  Sparkasse  sei, 
teils  aus  dem  Streben,  durch  weitestes  Ent- 
gegenkommen gegen  die  VereicUerungsneU- 
mer  den  Zugang  zu  vermehren,  ist  vielfach 
das  vertragliche  Zugeständnis  einer  beding- 
ten Forderung  aus  den  bis  zur  Zalilungs- 
versäumnis  schon  entrichteten  Beiträgen 
oder  eines  Anspniches  auf  Verwandlang  des 
von  diesen  Beitiägen  noch  Vorhandenen  in 
eine  entsprechende,  während  einer  gewissen 
Dauer  offengehaltene  Versicherungssummen- 
Forderung  entstanden. 

Dass,  wo  nichts  anderes  im  Vertrage 
bestimmt  ist,  die  Prämie  nicht  Hol-,  son- 
dei-n  Bringschuld  sei,  hat  K.  Samwer  in 
•Masius'  Hundschau«,  N.  F.  1889,  S.  269 
nacligew  lesen.  Nach  der  Praxis  gutgeleite- 
ter Leben sversicherungsanstal ten  wird  nichts 
versäumt,  den  Versicherungsnehmer  recht- 
zeitig an  seine  Schuld  zu  erinnern.  Ge- 
wissenlose Versicherer  lassen  es  in  diesem 
Punkte  zum  empfindlichen  Schaden  ihrer 
Klienten  rielfach  geflissentlich  fehlen. 

Keineswegs  charakteristisch,  aber  beson- 
ders bedeutsam  für  den  Versichenmgs-, 
insbesondere  den  Lebens  versichern  ngs  vertrag 
ist  die  Verpflichtung  der  einen  Partei  — 
des  Versicherungsnehmers  —  zu  vollkom- 
mener Treue  in  den  Angaben,  welche  dem 
Versicherer  ^naclit  werden  müssen,  um  ihm 
die  Entscheidung  über  die  Annahme  der 
Vereicherung  zu  ermögUchen.  Während  bei 
der  Erlebens-  und  der  Rentenversicherung 
hier  nur  Angaben,  welche  das  Alter  und 
die  Identität  der  Person  des  Versicherungs- 
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nehniei-s  betreöen,  in  Betracht  kommen, 
handelt  ea  sich  bei  der  Kapital  Versicherung 
auf  den  Todesfall  und  der  sogenannten 
kurzen  Versicherung  ansserdem  noch  und 
vornehmlich  um  Angaben  üher  die  GesuDd- 
heits-  und  sonstigen  Lebens-  (z.  B.  Berufs-) 
Verhältnisse  des  Veraichemiigsnehmei-s  (hier 
Antragstellers).  Denn  in  diesen  Formen 
der  Leben sversiclienvng  kann  zur  Zeit  noch 
nur  normal  gesunden  Personen  gewisser 
Alterestufon  —  meist  solchen,  die  zwischen 
dem  15.  und  60.  Lebensalter  stehen 
auch  diesen  nur  dann  Versicherung  gewährt 
werden,  wenn  ihre  Abstammung,  ihre 
Lebensweise,  ihr  Beruf  nicht  besondere  er- 
hebliche Gefahren  für  Gesundheit  «nd  Leben 
befflrchteo  lassen.  Solange  diese  Auswahl 
getroffen  werden  muss  —  und  wegen  der 
Schwierigkeit  der  Bemessung  der  Lebens- 
dauer aua  den  vei-schiedensten  Gründen  ge- 
sundheitlich gefährdeter  Personen  wird  sie 
noch  lange  getroffen  werden  müssen;  wegen 
der  Unerschwinglichkeit  der  Leistung,  die 
besondere  hocligefährdeten  Personen  ange- 
sonneu  werden  müsste,  würde  es  zwecklos 
sein,  auf  jene  Auswahl  jemals  ganz  zu 
ziehten  — ,  solange  sind  für  den  Versicherer 
jene  Angaben  auch  neben  der  Beurteilung 
der  Gesuudheits-  und  Lebensverhältnisse 
durch  andere  —  ärztliche  Untersuchung  — 
iinentbehrUch.  Weichen  dieselben  aber  von 
der  Wahrheit  insofern  ab,  als  sie  jene  Ver- 
hältnisse günstiger  darsteUen,  als  der  Wirk- 
lichkeit entspricht,  so  kommt  der  Versiche- 
ningsvertrag  durch  Täiisehung  des  Ver- 
sichei-ers  zu  stände.  Welcher  Grad  und 
welche  Ai-t  von  Unwahrheit  dem  Versiche- 
rungsnehmer zugerechnet  werden  kann, 
das  sowie  die  Eechlswirkung  der  Unwahr- 
heit, der  Untreue  der  Deklaration,  mnss  in 
guten  Veraiclienings vertragen  klar  ausge- 
sprochen und  pflegt  auch  in  Ländern  hoch- 
entwickelter Kultur  durch  die  gerichtliche 
Praxis  festgestellt  zu  sein.  Der  jetzt  im 
Streben  nach  ausgedehnter  Klientel  seitens 
der  Versicherer  vielfach  flblich  gewordene 
ausdi-flckhclie  oder  stillschweigende  Verzicht 
auf  die  natOrUche  Rechtswirkung  der  Un- 
treue der  Deklaration  ist  —  gleichviel,  ob 
er  sich  auf  die  ganze  Vertragsdauer  oder 
nur  auf  Verträge  eines  gewissen  Alters  — 
z.  B.  mindestens  fünfjährige  —  erstreckt  — 
vom  Standpunkte  des  Rechts  und  der  öffent- 
lichen Moral  wie  vom  geschäftlichen  Staud- 
punkte entschieden  zu  venirteUen. 

Aus  dem  Wesen  des  Lebens  Versicherungs- 
vertrages ergiebt  sich,  dass  in  denjenigen 
Zweigen  der  Lebens versichening,  in  denen 
die  Leistung  des  Versicherers  beim  Eintritt 
des  Zufalles,  für  den  er  zu  haften  verspro- 
chen hat,  fällig  wii-d,  der  Versicherer  durch 
seitens  des  Versicherungsnehmers 
herbeigeführte   Lebensverkürzung 


von  seiner  Haftung  befreit  wird.  Es  kommt 
dabei  nicht  in  Betiacht,  ob  die  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung, auf  welche  sich  das  tech- 
nische Rechnungswerk  der  Lebens  Versiche- 
rungsanstalt gründet,  solche  künstliclie  Her- 
beiführung (1er  I^ebensverküi-zung  vorge- 
sehen hat  oder  nicht  ^  das  Element  des 
ZufaUes  im  oben  erläuterten  Sinne  kann  aus 
dem  Versicherungsverlrage  nicht  ausge- 
schieden werden,  ohne  dass  dieser  selbst 
hinfällig  würde.  Wenn,  insbesondere  in 
neuerer  Zeit,  auch  wieder  im  Streben  nach 
ausgedehnter  Klientel,  viele  Lebens  Versiche- 
rungsgesellschaften entweder  überhaupt  oder 
doch  nach  Verfluss  einer  gewissen  Vertrags- 
dauer auf  die  Geltendmachung  der  aus  dem 
Verfall  des  Lebensveraichenmgsverh-ages 
sich  ergebenden  Folgen  der  leichtfertig  oder 
absichtlich  herbeigeführten  Lebensverkürzung 
seitens  des  Vereicherten  ausdrücklich  ver- 
zichten, so  geschieht  auch  dies  auf  Kosten 
der  öffentlichen  Moral,  des  öffentlichen 
Rechtsbewusstseins  und  keineswegs  im 
waliren  Interesse,  des  Lebeusversichenings- 
geschäftes  und  kann  nur  dui'ch  Schein- 
gründe theoretisch  zu  rechtfertigen  vereucht 
werden.  Am  wenigsten  gerechtfertigt  ist  ea 
jedenfalls  bei  Lebens  Versicherungsanstalten 
auf  Gegenseitigkeit,  in  denen  die  Mitglieder, 
welche  sich  lediglich  für  den  Zufall  sichern 
wollen,  gescliädigt  werden  durch  die  Hand- 
lungen solcher  Genossen,  welche  eine  vor- 
zeitige I^eistung  seitens  des  Veraicherera 
herbeiführen. 

Die  Fragen  des  Verfalles  der  Versiche- 
rung aus  den  lüer  erörterten  Gründen,  neuer- 
dings die  Frage  der  sogenannten  »Unan- 
fechtbarkeit derPolice«  mderLebens- 
vereichening,  ist  vielfach  Utterarisch  erörtert 
worden.  Es  mag  hier  nur  hingewiesen 
werden  auf  folgende  ältere  und  neuere 
Schriften:  Beneke,  »System  des  Asseku- 
ranzwesens« IV,  S.  584ff.  Schwebe- 
meier, »Das  Aktien-Bank-  und  Versicho- 
nmgswesen  inEngland«,  1857,  S.  157.  Stau- 
dinger, »Die  Rechtslehre  von  der  Lebens- 
versicherung», Erlangen  1858,  S.87.  Rüdi- 
ger a.a,  0.  S.  107.  V.  Ehrenberg,  .ffie 
juristische  Natur  der  Lebensversicherung ■,  in 
der  Zeitschritt  für  Handelsrecht  XXXH, 
Gerber,  »Svstem  des  deutschen 
Privatreclits»,  1849,  II,''§  202.  Endemann, 
Das  deutsche  Handelsrecht«,  3.  Aufl.,  S.  346. 
i.  Emminghaus,  »Die  Unanfechtbarkeit 
der  Police«,  in  Ehrenzweigs  Jahrbuch  1888, 
S.  3ff.  Derselbe,  »Die  Behandlung 
Selbstmordes  in  der  Lebensversicherung«. 
Leipzig  1875.  Cesare  Vivante,  »Der 
Selbstmord  in  der  Lebensversicherung»,  in 
Ehrenzweigs  Jahrbuch  XUI.  (eine  oratoriseh 
gewandte,  aber  nicht  wissenschaftlich  be- 
gründete Verteidigung  der  sogenannten  Un- 
anfechtbarkeitsklausel  aus  neuester  Zeit). 
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Vorsichtige  LebensversicheruDgsanßtalten 
pflegen  in  Verträgen  über  Lebensversiche- 
rungen im  weiteren  Sinne  den  Fall  vorzu- 
sehen, dass  sieb  nach  Abschluss  der 
Versicherung  in  den  Lebensver- 
hältnissen des  Versicherten  nach 
dessen  eigener  freier  Entschlies- 
sung  Veränderungen  vollziehen, 
welche  erfahrungsmässig  erheb- 
lich lebenverkörzend  wirken  kön- 
nen. Vor  allem  fordern  sie  rechtzeitige 
Anzeige  solcher  Veränderungen  —  Berufs- 
wechsel, Domizilwechsel,  «eisen,  Kriegs- 
dienst —  und  behalten  sie  sich  die  Ent- 
Bcheidiing  daritber  vor,  ob  der  Vertrag  unter 
Terftnderten  Verhältnissen  Oberhaupt  oder 
doch  unverändert  fortbestehen  soll.  Der 
Vorbehalt  solcher  Entscheidung,  wenn  er 
sich  in  der  That  nur  a«f  iUUe  wesentlicher 
und  erheblicher  Veränderungen  ersti-eckt, 
ist,  namentlich  bei  Lebensversicheniogsan- 
stalten  auf  Gegenseitigkeil,  vollkommen  ge- 
reclil fertigt,  da  nur  auf  solchem  Wege  eine 
annähernde  Gleichheit  der  von  aUeu  Ver- 
sicherungsnehmern, die  hier  zugleich  Ver- 
sicherer sind,  zu  tragenden  Gefahren  her- 
gestellt wei-deu  kann.  Die  für  Veränderun- 
gen, welche  die  Fortdauer  des  Vertrages 
nicht  ausschliessen ,  aber  erfahrungsmässig 
das  Risiko  wesentlich  erhöhen,  übliche  For- 
denmg  von  besonderen  Zuschlagsprä- 
mien soll  der  Gesamtheit  der  Versicherangs- 
nehmer  ein  Aecjuivalent  für  die  Erhöhung 
der  Gefahr  bei  einzelnen  bieten.  Freilicu 
kann  sicli  ihre  Bemessung  nicht  auf  ge- 
nügend sichere  Berechnung  stützen.  Der 
hie  und  da  üblich  werdende  Verzicht  auf 
^e  Anzeige  von  Verändenmgen,  auf  jeden 
Versuch  der  Ausgleichung  neu  eintretender 
erheblicher  Gefahren  kann  —  gleichviel,  ob 
er  alsbald  beim  Vertragsabschlüsse  oder  erst 
nach  mehrjährigem  Bestände  der  Versiche- 
rung wirksam  wird  —  nur  als  ein  auf  Ver- 
mehrung des  Zugiuiges  abzielendes  leicht- 
fertiges Zugeständnis  an  die  Begehrlichkeit 
der  Menge  aufgefasst  werden  und  fühi-t 
selbstverständlich  dazu,  dass  die  imter  nor- 
malem Risiko  bleibenden  Versicherten  die 
von  einzelnen  Genossen  nach  eigener 
Wahl  übernommenen  höheren  Gefahren  mit 
tragen  müssen. 

Dagegen  kommt  mit  Recht  der  Grund- 
satz mehr  und  mehr  zur  Geltung,  dass  ii 
der  lieben sversichernng  im  weiteren  Sinne 
alle  diejenigeu  Gefahren  fürLeben 
und  Gesundheit  ohne  besonderes 
Entgeld  mit  übernommen  werden 
müssen,  deneu  sich  die  Versicher- 
ten nicht  entziehen  können,  und 
dass,  weim  durch  solche  Mitübernähme  eine 
Tjast  entstellt,  welcher  die  tarifmässige 
Leistung  der  Versichenmgsnehmer  ni^t 
entsprieut,    die    allgemeinen    Tarifprät  ' 


entsprechend  erhöht  werden  müssen  — 
wenigstens  bei  Lebeneversicherungsan stalten 
auf  Gegenseitigkeit.  Z.  B.  muBs  in  Staaten, 
die  allgemeine  Wehrpflicht  besteht,  nach 
iem  Grundsatze  die  Gesamtheit  der  Ver- 
sicherungsnehmer auf  Gegenseitigkeit  die 
Gefahr  desKrlegsdienstes der  Wehr- 
pflichtigen unter  ihnen  —  aber  nur  dieser, 
nicht  auch  die  der  Berufssoldaten  —  mit 
übernehmen.  Die  Ijchensvcrsicherungsbank 
für  Deutschland  zu  Gotha  hat  im  Jahre 
1888  als  erste  Lebensvereicherungsanstalt 
diesen  Grundsatz  fconseqiient  zur  Geltung 
gebracht.  Sie  ist  sich  darüber  klar  gewesen, 
dass  sie  so  wenig  wie  irgend  eine  andere 
Anstalt  die  Einwirkung  von  Erlegen,  welohe 
in  ihrem  Oeschäftsgebiete  ausbrachen ,  auf 
ihren  Versicherungsbestand  zu  ei-messen 
vermiß.  Aber  sie  hat  darauf  verzichtet, 
bei  Uebornahme  des  Risikos  ihren  allge- 
meinen Tarif  zu  erhöhen,  nachdem  sie  er- 
mittelt hatte,  dass  die  Ihr  durch  ihren  Tarif 
gewährten  Mittel  zur  Deckung  vou  Kriegs- 
verlusteo,  wie  sie  überhaupt  in  Hechnung 
gezogen  werden  müssen  und  dürfen,  aus- 
reichen. Kriege,  welche  so  verheerend  sind, 
dasa  sie  l)estehende  Staaten  mit  ihrer  ge- 
samten Kultur  über  den  Ilaufen  werfen,  ver- 
nichten nicht  nur  die  eine  oder  andere 
ijebensversichenmgsiuistalt ,  sondern  werfen 
aUe  Anstalten  verständiger  Vorsorge  für  die 
Zukunft  über  den  Haufen.  Wollte  eine 
Lebensversicherungsanstalt  ihren  Bestand 
auch  für  den  Fall  des  Ausbniches  eines 
dreissigj ährigen  Krieges  sichern,  so  würde 
sie  um  Mittel  für  solchen  Zweck  doch  wohl 
iu  Verlegenheit  geraten.  (Vei^l,  über  die 
Massnahme  der  Gothaer  Bank  den  Bericht 
des  Eidgen.  Versicheningsamtes  für  1888, 
S.  XVUff,,  bes.  S.  XIX.) 

Wesentlich  sind  in  heutigen  I^ebensver- 
slcherungs vertragen ,  und  zwar  für  alla 
Zweige  der  Lebensversicherung,  Bestim- 
mungen über  den  freiwilligen  Aus- 
tritt der  Versicherungsnehmer.  Denn,  wie 
oben  gezeigt,  ist  es  Heutzutage  Rechtens, 
dass,  wer  den  Versicherungsvertrag  vor- 
zeitig lösen  will,  gewisse  Ansprüche  aiis 
seineu  bisherigen  I^lstungen  geltend  zu 
machen  berecJitlgt  ist  (Vergl.  oben  sub  4,  c.) 
Im  Veraichorungs vertrage  sind  die  Bedin- 
gungen des  Austritts  und  die  Leistungen, 
auf  welche  der  Versicherungsnehmer  im 
Falle  des  Austritts  Anspruch  haben  soll, 
genau  festzustellen.  !iLinche  Versichenrngs- 
anstalten  lassen  bei  der  Kapital vereicherung 
aufdenTodesfallihren  Ver«ichenmgsnehmem 
die  Wahl,  ob  sie  eine  Barherauszablimg  aus 
der  PräniienreJierve  (Abgangs-  oder  Reserve- 
vei^fltung)  oder  eine  neue,  dann  prämien- 
freie, Police  von  der  Höhe,  wie  sie  das  Re- 
serveguthaben als  Ablösungsprämie  gestattet, 
erwei'ben  wollen.    Manche  Anstalten  halten 
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auch  bei  Btülschweigender  Unterlassuog  der 
Prämienzahlung  den  Yersicheniogsnehmem 
eiuG  Zeit  lang  den  Anspruch  auf  eine  den 
bisher  geleisteten  Prämienaahlungen  ent^ 
sprechende  Police  offen  und  rühmen  sich 
dann  der  »Un  verfall  barkeit»  ihrer  Policen. 
Rückgewährung  aus  der  Prämienreserve 
pflegen  auch  im  Versiehcrungavertrage  für 
manche  derjenigen  Fälle,  in  denen  der  Ver- 
sicherungsnehmer, abgesehen  von  der  Nicht- 
zahlung der  Prämie,  zur  Äufgebung  des 
Vertrages  genötigt  wird,  vorgesenen  zu  sein. 
(Vei^l.  über  Eückge Währungen  Oberhaupt 
die  schon  cilierten  Berichte  des  Eidgenöaa.  [ 
Vereicherungsamtes,  insbesondere  den  fün 
18W,  S.  XUIff.) 

Nicht  wesentlich  zum  Lebensversiche- 
nuigsvertrage,  atier  häufig  —  bei  der  Kapi- 
tal Versicherung  auf  den  Todesfall  —  in  dem- 
selben zugestanden  ist  der  Anspruch  des 
Versicherungsnehmers  auf  Darlehen  — 
Vorschüsse  —  auf  die  Police,  deren  Ge- 
wähnmg  oft  ein  gutes,  bisweilen  das  einzige 
Mittel  ist,  dem  Versichern ngsnehm er  die 
.  Fortsetzung  der  Versicherung  zu  ermög- 
lichen. Neuerdings  werden  von  deutschen 
Anstalten  meist  auch  den  Versicherungs- 
nehmern gegen  Hinterlegimg  der  Police  Dar- 
lehen zum  Zwecke  der  Bestellung  von 
Dienstkautionen  ^  sogenanntenKautions- 
dar  leben- — gegeben.  Da  diese  Darlehens- 
gewährung  solche  Personen,  welche  auf 
anderem  "Wege  die  von  ihnen  zu  bestellen- 
den Dienstkautionen  nicht  beschaffen  kennen, 
zur  Ijebensversicherung  bestimmen  soll, 
muss  sie  meist  alsbald  bei  Abschluss  des 
Versicherungsvertrages  und  bevor  noch  die 
Police  selbst  ein  entsprechendes  Wertobjekt 
bildet,  erfolgen.  Deshalb  mu^  hier  der 
Versicherer  gewisse  Kautelen  —  zweitsteUige 
Verpfändung  der  Kautionsurkunde,  regel- 
mässige Abzahlungen,  Bildung  «nes  Sicher- 
heitsfonds luid  dergleichen  —  vorsehen. 

WeaenÜich  nicht  zum  Lebensversiche- 
nings vertrage  überhaupt,  aber  zum  Leben s- 
versicherungsvertrage  auf  Gegenseitig-i 
keit  sind  Bestimmungen  über  die  Ver- 
teilung des  Ueberschusses  unter 
die  Versicherungsnehmer  und  die. 
Tragung  der  Verluste  durch  die- 
selben. Die  Beteiligung  der  Versicherungs- 
nehmer an  den  Ueberschüssen  kann  sehr 
verschiedenartig  geregelt  werden  und  ist 
thatfiächlich  sehr  mannigfaltig  geregelt.  Ver- 
gegenwärtigt man  sich,  dass  die  Feberschüsse 
einer  Leben sverBieherungsgesellscbaft  auf ' 
Gegenseitigkeit  in  dem  besonders  wichtigen 
Versichemngszweige ,  der  Kapitalvereii;he- 
ruDg  auf  den  Todesfall,  vorzugsweise  aus 
drei  Quellen  entstehen,  nämlich  zunächst 
aus  der  überrechnungsmässigen  Verzinsung 
der  Fonds,  sodann  aus  etwaigem  Gewinne 
durch    Sterblichkeit     (Minderaufwand     für 


Sterbefälle  gegenüber  der  Erwartung  nach 
der  Sterblitmeitstafel)  und  endlich  drittens 
aus  den  bei  sparsamer  Verwaltung  erübrig- 
ten Teilen  der  in  den  Tarifprämien  enthal- 
tenen KoBtenzuschläge  (zur  mathematischen 
Prämie)  und  dass  von  diesen  Gewinnen 
eigentlich  nur  der  letztgenannte  in  einer 
direkten  Beziehung  zur  Jahi-esprämie  steht, 
so  wird  man  zugeben,  dass  die  immer  gleicli- 
bleibende  Tarifprämie  nicht  allein  den  rich- 
tigen Verteilungsmassstab  für  die  L'eber- 
schUsse  bilden  kann.  Am  gerechtesten 
würde  es  sein ,  den  überschüssigen  Zinsge- 
\vinn  nach  der  Pi'ämienreserve  (der  einzel- 
nen Versichening),  den  SterbJichkeitsgewinn 
nach  den  in  den  einzelnen  Altersklassen  be- 
obachtetenSterblichkeitsdiffei'enzen  (zwischen 
"Wirklichkeit  und  Erwartung)  und  den  Zu- 
schlagsgewinn  uach  Verhältnis  der  in  den 
Tarifprämien  enthaltenen  Kostenzuschläge 
selbst  zu  verteilen ;  aUein  ein  solches  System, 
welches  durch  den  bei  den  Amerikanern 
vor  einigen  Decennien  fast  allgemein  einge- 
führten, neuerdings  aber  vielfach  dmrh  die 
Tontinendividende  verdrängten  »Kontribu- 
tionsplan« angestrebt  worden  ist,  fällt  so 
verwickelt  aus,  dass  es  von  dem  Pubhkum 
zumeist  nicht  verstanden  und  daher  auch 
nicht  gewürdigt  werden  kann.  Eine  bessere, 
weil  praktischere  Lösung  ist  daher  erat 
diux'h  das  von  der  Gothaer  Bank  im  Jahre 
1883,  leider  noch  nicht  oblieatorisch,  einge- 
führte ,  sondern  neben  der  Teherschussver- 
teilung  allein  nach  Höhe  der  Jahresprämie 
zur  Wahl  gestellte  ngemischte  System,  er- 
zielt worden,  nach  welchem  der  Zinsgewinn 
(und  ein  weiterer  mit  der  5jährigen  Auftie- 
wahrung  der  jeweiligen  Jahresttberschüsse 
zusammenhängender  Gewinn)  nach  der 
Prämienreser\-e ,  der  ganze  übrige  nach 
Massgabe  der  Jahresprämie  selbst  verteilt 
wird.  Dem  Versicherungsnehmer  gewährt 
dieses  System  noch  den  besonderen  Vorzug, 
dass  es  unter  gleichbleibenden  Verhältnissen 
der  Gewinnerzeugnng  zu  einer  mit  der  Ver- 
I  sicherungsdauor  stetig  steigenden  Dividende 
I  führt,  die  sogar  die  Jahresprämie  überstei- 
Igen  kann,  und  dass  dasselbe  also  die  Prä- 
mienlast gerade  in  den  Altern  wesentlich 
verringert,  in  welchen  die  Arbeitskraft  nach- 
zulassen pflegt. 

Der  \  orteil  der  Anteilssteigerung  oder, 
was  dasselbe  sagen  will,  der  fortschreitenden 
Minderung  der  Prämienlast,  ist  bei  der  Ein- 
tühniag  anderer  Systeme  der  üeberschuss- 
verteilung  —  bei  denjenigen,  wo  die  Summe 
der  gezahlten  Prämien  oder  die  Höhe  des 
Reserveguthaben  s  den  einzigen  Massstab 
bildet,  zu  einseitig  ins  Auge  gefasst  worden. 
Und  es  führen  diese  Systeme  zu  einer  un- 
gerechten Bevorzugung  der  älteren  Ver- 
sicherungsnehmer, während  die  ältere  Me- 
thfjdo,   die  Verteilung  nach  Massgabe  der 
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Jahresprämie ,  die  jüngeren  Versichenings- 
nehmer  zu  sehr  begünstigt.  Die  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  in  Deutschland  bei  Aktion- 
wie  bei  Gegctiseitigkeitsgesellschaften  ein- 
geführte sogenannte  »steigende  Dividende«, 
■woninter  man  die  Ueberschussverteilnnga- 
arten  zu  verstehen  hat,  welche  ohne  Rück- 
sicht auf  die  verschiedene  Ergiebigkeit  der 
Ueberschussquellen ,  lediglich  auf  mit  dem 
Älter  der  Yeraicherung  steigende  Prftmien- 
ermässigung  abzielen,  haben  ein  fiberaus  be- 
denkliches Element  in  die  deutsche  Lebens- 
versicherung eingeführt.  Im  rücksichtslose n 
Wettbewerb  versprachen  nun  auch  Gesell- 
schaften, bei  denen  Oberhaupt  dauernd 
Ueberschuaserzlelung-  mehr  als  zweifelhaft 
wai-,  steigende  ITeberschussanteile  für  die 
Dauer  der  bei  ihnen  bestehenden  Versiche- 
rungen imd  konnten  dm^h  wirkliche  stei- 
gende Pi-ämienermäasigung  in  den  ersten 
"Versichenmgsjahren  die  Wahrmachung  ihres 
Veraprechens  fOr  die  Zukunft  vortäuschen. 
Manche  Gesellschaften  verteilen  ihre  Ueber- 
schüsse  für  jedes  Jahr  alsbald  im  darauf 
foigeuden,  manche  bewahren  dieselben  meh- 
rere Jahre  aiif  und  verteilen  erst  dann 
immer  zuerst  den  längst  aufbewahrten  Teil ; 
manche  geben  für  jede  geleistete  Prämien- 
zahlung Anteil  md  gewähren  bei  mehr- 
jähriger Aufbewahrung  der  Ueberschflsse 
nach  Ablauf  der  Verslchenmgen  noch  Pro- 
mes^eu  für  die  letzten  Prämienzahlungen 
hinaiis;  manche  berücksichtigen  bei  der 
Verteilung  nur  solche  Versicherungsnehmer, 
deren  Reserveguthaben  bereits  der  Ver- 
sicheningssumme  gleichgekommen  ist.  Yer- 
Bchicden  ist  auch  die  Art  der  Zuscheidung 
der  l'eberschussan teile.  In  Ueutscliland  ist 
die  ZuscheidungdurchÄbzOge  an  der  Prämien- 
zahlung üblich  —  die  »Dividende«  mindert 
die  Prämien  des  Jahres,  in  dem  sie  zur  Ver- 
teilung gelangt,  wird  an  dieser  Prämie  in 
Abzug  gebracht.  In  England,  teilweise  auch 
in  Nordamerika,  ist  mehr  die  Aiifsammlung 
der  Ceberschösso  und  der  Zuschlag  derau^ 
gesparten  und  forti'erzinsteii  Ueberschüese 
zur  Versiclieningssumme  in  Geltung.  Grund- 
princip  bei  der  Versicherung  auf  Gegensei- 
tigkeit muss  es  sein,  dass  der  einzelne  Ver- 
sicheningsnehmer  alles  zurückerhält,  was 
auf  seinen  Anteil  von  der  Gesamtheit  dessen, 
was  die  Gesellschaft  über  ihre  Verbindlich- 
keiten hinaus  —  hier  natürlich  die  voll- 
kommene Deckimg  der  zukünftigen  Verbind- 
■  liehkeiten  mit  berück siclitigt  —  eingenom- 
men hat,  entfällt.  Erwerbsgesellscitaften, 
welche  des  Geschäft  der  Lebensversicherung 
betreiben ,  mögen ,  wenn  sie  den  Vei-siche- 
nmgsnehmern  Anteile  an  den  UeberschÜssen 
gewahren,  in  der  Methode  der  Verteilung 
dem  einen  oder  anderen  Beispiele  vou 
Gegenseitigkeitsanstalten  folgen ;  aber  es 
li^   hier   in    der  Natur   der  Dinge  kein 


Zwang  zTir  Verteilung  von  ITeberschflssen 
überhaupt  noch  aber  gar  zur  Verteilung 
der  ganzen  Ueberschüsse  unter  die  Versiehe- 
ningsnehmer.  Der  Verteilung  der  ganzen 
reberschüsse  steht  sogar  der  Anspruch  der 
Aktionäre  entgegen. 

Geschäftsverluste,  welche  bei 
Lebens veraicherungs  -  Aktiengesellschaften 
den  Aktionären  zur  Last  fallen,  sind  bei 
Lebensversicherungsgesell  schatten  auf  G^;en- 
seitigkeit  von  den  Versicherten,  die  hier  ja 
zugleich  Versicherer  sind,  zu  tragen.  Die 
Regelung  der  Lasten  Verteilung  bildet  hier 
einen  wesentlichen  Bestandteil  des  Versiche- 
mngsverlrages.  Am  richtigsten  wird  diese 
VerteUimg  jedenfalls  der  Ueberschussfer- 
teilung  analog  geregelt.  In  dem  Statut  der 
ältesten  deutschon  Lebensversieherungsan 
stalt  würde,  als  diese  das  sogenannte  ge- 
mischte System  der  Uebersehusaverteüung 
zur  Wahl  stellte,  ge\¥iss  auch,  was  die  Mit- 
traguiig  von  Verlusten  anbelangt,  eine 
Aendenmg  eingetreten  sein,  wenn  hier  nicht 
naoh  jeder  menschlichen  Berechnung  ein 
den  aufgesammelten  Sicherheitsfonds  über- 
steigender Verlust  ausser  Betracht  ^lassen 
werden  könnte.  liier  Ist  die  Bestimmung 
unverändert  geblieben,  dass  solche  Verluste 
durch  Zuschüsse  nach  Höhe  der  Jahres- 
normalprämie  zu  decken  seien.  Durch 
Niehtfortsetzung  der  Versicherung  kann 
sich  jeder  Versicherungsnehmer  von  der 
Pflicht  zur  Zahlung  solclier  Zuschüsse  be- 
freien. Es  leuchtet  ein,  dass  jede  solche 
Selbst befreiung  eine  Entlastung  nicht  nur 
der  übrigen  \  ersicheningsnehmer ,  sondern 
einen  Zuwachs  verfügbarer  Büttel  ffir  diese 
zur  Folge  haben  würde.  Die  Wahl  zu  lassen 
zwischen  ZaÜung  von  Zuschüssen,  welche 
der  UeberschussverteUung  analog  den  Be- 
teiligten zugemessen  werden,  und  der  Ver- 
zichtieistimg  auf  jeden  fern  er  weiten  An- 
spruch aus  dem  Versicherungs  vertrage, 
clürfte  das  Richtigste  sein. 

8.  Untern ehmungsformen.  Wie  die 
meisten  anderen  Gattungen  der  Versicherung 
wird  auch  die  I>ebens Versicherung  teils  als 
Erwerbsgeschäft  von  Ei-werbs-  (ausschliess- 
lich Aktien-)  Gesellschaften,  teils  von 
auf  Gegenseitigkeit  begründeten 
Gesellschaften  betrieben.  In  ver- 
schiedenen Ländern  ist  —  selbst  hei  unge- 
fälir  gleicher  Zahl  —  die  Bedeutung  dieser 
Unternchmungsformen  verschieden.  In 
Deutschland  überwog  lange  Zeit  nach  dem 
Aufkommen  der  Lebens  Versicherungen  an 
Bedeutung  bei  weitem  das  Gegen seitigkeits- 
prineip.  t'nd  die  Thatsache,  dass  hier  alle 
Aktiengesellschaften  nach  und  nach  durch 
Einfülirungeiner gewissen  Gewinnbeteiligung 
ihrer  Versicheningsnehmer  in  e  i  n  e  m  Stücke 
sich  gegen seiligkeitsähnlich  gemacht  liaben, 
zeigt  deutlich,  welcher  von  beiden  Formen 
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hier  die  Syrapathieen  der  Menge  eich 
wenigstens  in  früheren  Zeiten  zugewendet 
haben.  Es  leuchtet  ein,  dass  weder  die 
Einführung  solcher  Gewinnbeteiligung  noch 
die  hie  und  da  versuchte  Einführung  einer 
gewissen  öeschäftskontroUe  seitens  dei 
Versicheningsnehmer  an  der  Eechtseigen- 
tttmlichkeit  der  Aktiengesellschaft  etwas 
ändert.  —  Viel  und  heftig  ist  Aber  die  Vor- 
zflge  der  einen  oder  der  anderen  Unter- 
nehmungsform für  die  Lebensversicherung 
gestritten  worden.  Nicht  zu  bestreiten  ist,  dass 
die  Anwendung  der  Aktiengesellschaft  auf 
dieLebensversicheningdiesenVersicherungs- 
zweig  mächtig  gefördert  und  ziu:  Verbreitung 
des'  Bedürfnisses  nach  und  des  Verständ- 
nisses für  Lebensversicherung  sehr  wesent- 
lich beigetragen  hat.  Nicht  zu  bestreiten 
ist  aber  auch,  dass  erstens  die  Anwendung 
dieser  Unter  nehm  ungsform  aus  inneren 
Gründen  hier  weniger  geboten  war  als  l>ei 
anderen  Versichern ngsgattungen,  und  dann, 
dass  von  zwei  gleich,  und  zwar  bereits 
namhaft,  ausgo<lehnten,  gleich  rationell 
gerichteten  und  verwalteten  Leben sversiche- 
rungsanstalten,  von  denen  die  eine  durch 
eine  Aktiengesellschaft,  die  andere  auf 
Gegenseitigkeit  betrieben  wird,  die  letztere 
ihre  Leistiingen  zu  massigerem  Preise  muss 
anbieten  können  als  die  andere.  Die  Rich- 
tigkeit der  ersteren  Beliaiiptung  gründet 
sich  auf  den  Mangel  eines  beträchtlichen 
lind  unberechenliareu  Risikos  in  der  Lebens- 
versichenmg  wenigstens  von  dem  Zeitpunkte 
an,  wo  daa  »Gesetz  der  grossen  Zahl«  zur 
Geltung  kommt.  Von  diesem  Zeitpunkte 
an  ist  das  Aktienkapital  Öberfliissig,  ja  mehr 
Ballast  als  Frachtgut.  Im  Jahre  1898  be- 
trieben 20  deutsche  Lebensversicherungs- 
aktiengesellBChaflen  ihr  im  ganzen  sehr  um- 
fangreiches Geschäft  mit  einem  zum  Teil 
aber  noch  für  andere  Versicheningszweige 
mithafteoden  Oesamtaktienkapital  von  184 
Millionen  Mark,  wovou  aber  nur  gegen  76 
Millionen  eingezahlt  waren.  Die  Richtigkeit 
der  anderen.  Behauptung  erhellt  aus  dem 
umstände,  dasa  der  Akhengesellschaft  min- 
destens doch  aus  den  Zinsansprüchen  der 
Aktionare  Mehrausgaben  erwachsen.  Der 
hiei-aus  entspringende  Vorzug  der  Gegen- 
Boitigkeitsan statt  kann  aber  freilich  eben 
wegen  der  verhältnismässigen  Geringfügig- 
keit des  Aktienkapitalbedarfes  ffir  die  Lebens- 
versicherung auch  geringfügig  werden.  Und 
zu  leugnen  ist  nicht,  dass  er  im  Anfange 
einer  Ijebensversichemngsgesellschaft  auf 
Gegenseitigkeit  dann  ganz  ausbleibt,  wenn  es 
nicht  möglich  ist,  mit  einem  grossen,  bereits 
vor  der  Eröffnimg  angesammelten  Versiche- 
rn ngsbeslan  de  zu  beginnen,  was  heutzutage 
bei  der  stark  entwidtelten  Konkurrenz  nur 
schwer  gelingt.  Denn  dann  ist  auch  hier  ein 
GrQndungs-  und  Gaiuntickapital  wenigstens 


für  den  Anfang  nötig  und  verlangt  dieses 
ebenfalls  Verzinsung.  Thatsächlich  pflegen 
allerdings  gutgeleitete  Gegenseitigkeitsan- 
stalten sich  in  einigen  Stücken  vor  selbst 
verständig  vei-walteten  Lebensversicherungs- 
aktinngesellschaften  zum  Vorteil  ihrer  Klientel 
aus -EU  zeichnen,  so  namentlich,  was  die  Spar- 
samkeit (ier  Verwaltung  und  die  Feethaltung 
des  Versichert enbestandes  betrifft.  Allein 
das  hat  wenigstens  notwendig  nichts  mit 
der  Untern ehm ungsform  zu  thun  und  ist 
nur  die  Folge  einer  allerdings  meistens  aus 
dieser  Form  herauswachsenden  anderweiten 
Auffassung  des  Berufes. 

Die  Unlösbarkeit  der  Aufgatw,  die  Ver- 
sicherten einer  grossen,  weitverbreiteten 
Ixbensvei-sichei-ungsanstalt  auf  Gegenseitig- 
keit an  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung wirksam  und  gerecht  zu 
beteiligen  —die  Generalversammlung  ist 
ein  schwacher  Notbehelf  und  kann  eine  ge- 
fährliche Waffe  selbst  gegen  die  Sicherheit  der 
Anstalt  sein  —  bewirkt  es,  dass  auch  von  dieser 
Seite  her  dem  Gegensei  tigkeltapr in  cipe  kein 
erhebhcher  Vorzug  gesichert  ist  Kurz,  der 
oben  an  gedeutete  Sti-eit  wird,  wie  heutzutage 
tlie  Dinge  in  Kulturländern  liegen,  liaum 
endgiltig  zu  Gunsten  des  einen  oder  des 
anderen  Principes  entschieden  werden  können. 
Wenn  die  Institute  beider  Formen  aus  ihm 
den  Antrieb  zur  soi^fältigen  und  eifrigen 
Verwertung  der  je(ler  eigentümlichen  Kraft- 
quellen entnehmen,  so  wird  dies  für  die 
Entwickelung  der  Lebensversichening  das 
günstigste  Ergebnis  sein. 

9.  Organisation  der  Verwaltung.  Diese 
l>ei  der  Lebensversicherung  besonders 
bedeutsam  wegen  der  Gewichtigkeit  der 
Interessen,  welche  einer  LebensversicherungE- 
anätalt  anvertraut  wenlen.  Zwar  ist,  wie 
für  alle  wirtschaftlichen  Unternehmungen, 
welche  nicht  ganz  verschiedenartige  Zweige 
wirtschaftlicher  Tliätigkeit  nur  zufällig  in 
sich  vereinigen,  auch  für  die  Lebensver- 
sicherung die  einheitliche,  monarchische 
Form  der  Verwaltung  —  höchstens  ein- 
geschränkt durch  die  Anordntmg  einer  be- 
ratend mitwirkenden  Körperschaft,  aber  so, 
dass  der  Leiter  doch  stets  die  volle  Ver- 
antwortung trägt  —  die  beste,  weil  nur  sie 
einheitliche ,  gleichmässige ,  grundsätzliche 
und  zugleich  bewegUche  und  thatkräftige 
Leitungsarbeit  gewälirleistet  und  weil  bei 
ihr  Zeit-,  Kraft-  und  Kostenvei^udung, 
welche  aus  der  Vielkflpfigkeit  entspringen, 
vermieden  werden ').    AUein  l>ei  kaum  einer 


')  Die  praktischen  Engländer  legen,  so 
viele  Ehren  Vorsteher,  Prflgidenteii,  Direktoren, 
leifiitzer  etc.  auch  die  Leitung  ihrer  Lebens- 
enicbeniD^aanstatten  scbinUcken  mügen,  doch 
die  eigentliche  Leitungsarbeit  stets  in  die 
Hand  eines  Mannes,  des  beinahe  unumachränkt 
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anderen  wirtschaftlichen  Unternehmung  ist 
die  stete,  eindringende  und  wachsame  Be- 
aufsichtigung der  Verwaltungsthätigkeit  so 
nötig  wie  hier  —  und  dies  zwar  eben  mit 
Rflcksicht  auf  die  Gewichtigkeit  der  Infe- 
rcssen,  welche  hier  der  verwaltiiDg  an- 
vertraut sind.  Diese  Aufsicht  wird  am 
besten  geteilt  zwischen  einer  zugleich 
gesetzgebenden  und  oberanf sicht- 
führenden und  einer  der  eigentlichen 
Verwaltung  koordinierten ,  ihr  gegenüber 
selbständigen  und  stets  jede  Ämtshfuidbng, 
namentlich  aber  das  ganze  Bechniuige-  und 
Buchungewesen  auf  Gesetz masaigkeit  \ind 
Kiehtigteit  prtlfenden  Stelle  —  Ee- 
visionshehCrde — .  Diese  letutere  wird 
am  besten  gleich  der  Verwaltung  von  der 
gesetzgeben deu  und  oberaufsichtführenden 
Stelle  eingesetzt.  Der  leitende  Verwaltungs- 
beamte und  die  RoviBionsbeamten  werden 
zweckmässig  wom^lich  auf  ihre  Amts- 
pfliehten  behördlich  vereidigt.  Dom  ersteren 
auch  materielle  Sicherheitsleistung  aufzu- 
erlegen, empfiehlt  sich  durcliaus.  Ausser- 
dem mag  für  selbständige  Mitwirkung 
mehrerer  von  einander  unabhängiger  Per- 
sonen bei  allen  Cassa-  und  Depotgeschäften 
gesorgt  werden. 

Die  gesetzgebende  und  oherauf- 
sichtführende  Stelle  kann  nicht  wohl 
anders  wie  als  ein  Kollegium  gedacht  werden. 
Bei  derLebensversicheiimgsaktiengesellschaft 
wiUdenund  bevollmächtigen  dieses  Kollegium, 
den  Aufsichts-  oder  Vorwaltungsrat,  die 
Aktionäre;  bei  Lebensversicheningsansfalten 
auf  Gegenseitigkeit  wird  dasselbe  in  der 
Eegel  aus  der  Zahl  der  Versicherten  von 
der  Generalversammlung  der  berechtigten 
Versicherten  gewählt.  Bei  der  Zerstreuung 
der  Teilhaber  einer  grossen,  weitverzweigten 
Lebensversicheniugaanstalt  ist  es  stets  sehr 
zweifelhaft,  ob  solche  General  versammlun^n 
wirklich  Bcpräsenlaüoneu  des  Jlehrheits- 
willens  der  Teilhaber  darstellen;  in  der 
grossen  Mehrzahl  der  t'äJle  sind  sie  nur 
Repräsentationen  sehr  winziger  Minoritäten. 
Auch  können  ja  die  weitzerstreuten  Ver- 
sicheningsoehmer  unmöglich  wissen,  welche 
unter  den  dem  Sitze  der  Verwaltung  nahe 
wohnenden  Versicheningsnehmem  die  ge- 
eignetsten zur  Obeiautsichtsführung  sind. 
Aus  diesen  Gründen  hat  der  geniale 
E.  W,  Amoldi  beim  Aufbau  seiner  Lebens- 
versicherungsbank  von  vornherein  auf  der- 
artige in  ihrer  Zusammensetzung  lediglich 
vom  Zufalle  abhängige  Walilkörperschaften 
verzichtet,  dagegen  die  Mitwirkung  der  sämt- 
lichen Versicherun^nehmer  geographisch 
abgegrenzter,  dem  Sitze  seiner  Bank  benach- 

walt*nilen  „Manier",  dem  als  wichtigster  Ge- 
hilfe tör  die  rem  technischen  Arbeiten  der 
Hathematiber,  „Actnarj",  beigegeben  iat. 


barter  Kreise  wenigstens  bei  den  Wahlen 
der  Mitglieder  der  gesetzgebenden  und  Oher- 
aufsichtssteüe  vorgesehen.  Er  hat  sich  dabei 
von  dem  Gedanken  leiten  lassen,  dass  die 
nächsten  Nachbarn  des  Änstaltssitzes  unter 
den  Gleichbeteil igten  eines  grossen  Vereins 
am  besten  wissen  und  sich  am  meisten 
dafür  interessieren  müssten,  was  diesem 
fromme.  Der  Gedanke,  dessen  Verwirk- 
lichung zwar,  wie  alles  Menschenwerk, 
manche  Un Vollkommenheiten  zeigt,  enthält 
unzweifelhaft  eine  der  denkbar  glQcldichsten 
und  praktischsten  Lfisungon  der  schwierigen 
Aufgabe,  eine  zweckentsprechende  Interessen- 
vertretung bei  der  Lebens  versichenmgs- 
anstolt  auf  G^enseitigkeit  zu  schaffen. 

10.  Wirtschaftliche  Bedeatnng  der 
L.  Wenn  auch  die  Lebensversiche- 
nmg  nach  Zweck  und  Struktur  mit  der 
Sparkasse  nichts  Wesentlicheres  gemein 
hat,  so  besteht  ihi-e  wirtschaftliche  Be- 
deutung für  den  einzelnen  Beteiligten 
doch  u.  a.  darin,  dass  sie  für  ihn  einen 
Antrieb  zur  Ersparung  oder  doch  einen  An- 
trieb zur  Vorsorge  für  wirtscliaftliche  Be- 
dürfnisse der  Zukunft  enthält.  Bei  einigen, 
und  zwar  den  wichtigsten,  Formen  der 
Lebensversicherung,  rimtet  sich  diese  Vor- 
sorge nicht  sowohl  auf  die  ei^ne  als  auf 
die  Zukunft  anderer  und  ist  sie  häufig  zu- 
gleich Ausdruck  und  Beförderungsmittel 
treuen  Familiensinnes,  einer  je  weiter  ver- 
breiteten, je  mehr  auch  wirtschaftlich  hoch- 
bedeutsamen Eigenschaft.  Die  durch  die 
Vergesellschaftung  ennöglichfe  Sicherheit 
und  verhältnismässige  Billigkeit  solcher  Vor- 
sorge befreit  und  entlastet  die  Krnft  für  die 
Aufgaben  der  Gegenwail  —  ganz  dessen  zu 
gescliweigen,  dass  sie  eine  iredifförfemde 
Wirkung  hat  und  auch  selbst  Mittel  bietet, 
welche  zeitweihg  als  Siclierbeiten  im  Kredit- 
verkehr verwertet  werden  können.  Ueberall, 
wo  das  Gedeihen  gewisser  wirtschaftlicher 
Unternehmungen  von  dem  Leben  gewisser 
Persönhchkeiten  abhängt,  ermöglicht  liäufig 
die  Lebensversicherung  allein  den  Beginn 
und  die  ruhige  Fortfilhrimg,  da  sie  den  Be- 
teiligten für  den  Fall  vorzeitigen  Ablebens 
der  fraglichen  Persönlichkeit  wenigstens  ein 
annäherndes  Aefiuivaleut  für  deren  Mitarbeit 
sichert.  Die  angckOrzte  otler  alternative 
Lebensversicherung  und  die  Renten  ver- 
tiichemng  können  im  Interesse  der  sorgen- 
freien Ijebenserhaltung  über  die  Zeit  der 
ungeschmälerten  Erwerbsfähigkeit  hinaus 
verwertet  werden  und  dienen  so  dazu,  dass 
auch  jene  Zeit  gründlicher  und  wirksamer 
ausgenutzt  werde. 

Für  die  Gemein wirtscliaft  ist  es  von  er- 
heblicher Bedeutung,  dass  bei  hochgesteigei^ 
ter  Entwickelung  der  Lebeusvereichenmg 
«rafängliche  Ersjiamisse  gemacht,  dass  sie 
vor  dem  Uebei^ange  in  die  Privatwirtschaft 
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der  BeteUigten  oft  lange  Zeit  in  der  Form 
voQ  langfristigen  Darlehen  den  nQtzlichsten 
Zweigen  ■wirtschaftlicher  Tliätigkeit  zuge- 
-weadet  und  dasa  sie  auch  beim  L'ebergange 
in  die  Privatwirtschaft  der  Beteiligten  schon 
wegen  ihres  Ursprunges  und  getreu  ihrer 
Bestimmung  meist  nicht  wie  zufällige  Ge- 
winste vergeudet,  aoudem  zu  vernünftigen 
und  sittlich  gerechtfertigten  wirtschaftlichen 
Zwecken  verwendet  werden.  Die  Verminde- 
rung der  Zahl  solcher  Personen,  weiche  ohne 
fremde  Hufe  nicht  zu  existieren  vermögen, 
die  Möglichkeit  der  Heranbildung  jugend- 
licher Personen  bei  frühzeitigem  Ableben 
ihrer  Ernährer  —  das  sind  weitere  der  Ge- 
meinwirtschaft z\i  gute  kommende  Vorteile 
der  intensiv  und  extensiv  gut  entwickelten 
Lebenavereichening.  Bei  guter  Organisation, 
redlicher  Verwaltung,  wirksamer  uüd  un- 
partt^iischer  Beaufsichtigung  der  Lebensver- 
sicherung kann  man  wohl  ein  hohes  Kopf- 
hetreffnis  an  Lebens  Versicherungssumme  für 
ein  Anzeichen  hochentwickelter  wirtschaft- 
licher Kultur  betrachten. 

11,  Die  Gesetzgebung.  Gegenüber 
keinem  Zweige  des  Versicherungswesens  ist 
die  Aufgabe  der  Gesetzgebung  so  schwierig 
und  wichtig  wie  gegentlber  der  Lebens- 
versicherung. Nnr  ganz  ausnahmsweise  hat 
man  versucht,  den  rein  bürgerlichrech tlicheu 
Teil  dieser  Aufgabe  zu  lösen.  Der  Stoff  ist 
spröde  und  doch  zu  sehr  noch  im  Flusse. 
Dazu  kommt,  dass  die  Wissenschaft  noch 
nicht  zu  einer  gemeingiltigen  überein- 
stimmenden Beurtedung  und  Formulierung 
des  freUich  im  ganzen  noch  juugen  Lebens- 
versichenmgs  Vertrages  gediehen  ist.  Es 
giebt  wohl  um-  wenige  gleich  wichtige 
Hechtainstitute,  die  nach  ürspning  und  Eiit- 
wickelung  so  jungen  Datums  wären.  Aber 
auch  die  —  häufiger  versuchte  —  Öffentlich- 
rechtliche  Gesetzgebimg  findet  in  der  I^bens- 
versichening  eine  besonders  schwierige  Auf- 
gabe. Vor  allem  fragt  es  sich:  soll  der 
Gesetzgeber  der  Staatsbehörde  das  Recht 
vorbehalten,  neuen  Leben  sversicherungs- 
instituten  die  rechtliche  Existenz  zu  gestatten 
oder  zu  versage,  schon  bestehenden  solcheu 
Instituten  bei  Strafe  der  Existenzentziehung 
Torzusclireiben ,  wie  sie  sich  technisch  und 
admioistrativ  einrichten,  was  sie  in  ihrem 
Geschäftsbetriebe  thiui  und  lassen  müssen? 
Oder  soll  der  Gesetzgeber  sich  darauf  be- 
schränken, von  den  Instituten,  deren  Er- 
richtung er  nicht  beschränkt,  nur  zu  fordern, 
daas  sie  von  ihren  Einriehlungen  und  von 
ihrem  Thun  und  Treiben  öffentlich  genau 
—  vielleicht  in  vorgeschriebener  Form  und 
mit  verbürgter  Eichtigkeit  —  Rechenschaft 
ablegen?  Die  erstere  Auffassung  führt  zu 
jener  Verantwortlichkeit,  welche  jede  bevor- 
mundende öffeDÜichrechÜicho  Gcsetzgcbuug 
im  Gefolge   hat   und  welche  gerade  einem 


so  schwierigen  und  wichtigen  Zweige  wirt- 
sctkaftlicher  Thätigkeit  gegenüber  besonders 
schwer  zu  tragen  ist,  und  sie  führt  —  wie 
mehrfache  Erfehrung  zeigt  —  keineswegs 
zur  Verhütung  der  Slisswirtschaft,  wohl  aber 
leicht  ziur  Zurückdrängung  und  Erstickung 
von  Kräften,  die  sonst  Gedeihliches  schäitnn 
würden.  Auch  ist  die  Theorie  und  Pmxis 
der  Lebensversicherung  noch  viel  zu  sehr 
im  Flusse,  als  dass  eine  derartige  Bindung 
ohne  Schaden  für  die  Sache  durclifflhrbar 
wäre.  Die  andere  Auffassung  dürfte  in 
Staaten  mit  hochent\vickelter  Kultur  nament- 
lich dann  am  ersten  zum  Ziele  führen,  wenn 
die  Staatsbehörde  die  gefoi-derten  Veröffent- 
lichungen auch  selbst  sachkundig  zu  sichten 
und  zu  prüfen,  das  Ergebnis  ihrer  Prüfung 
aber  dem  Publikum  übersichtlich  darziüegeu 
bestrebt  ist.  Dazu  gehört  allerdings  ein- 
dringende Sachkunde  und  grosse  Unpartei- 
lichkeit, und  es  kann  auch  auf  diesem  Wege 
nicht  jeder  Misswirtschaft  gesteuert  werden. 
Aber  doch  dürfte  mit  dieser  Lösung  im 
wesentlichen  alles  erschöpft  sein,  was  man 
von  der  öffentJichrcchtlichen  Gesetzgebung 
uud  Beaufsichtigung  desLebens  Versicherungs- 
wesens zu  verlangen  berechtigt  ist.  —  Ueber 
die  in  verschiedenen  Kulturstaaten  in  betreff 
der  Lebens  versichern  ngsgesetzgebung  ein- 
geschlagenen Richtungen  s.  den  Art.  Ver- 
sicherungswesen, Bemerkt  sei  hier  nur, 
dass  ein  im  Frühjahr  19<K)  dem  Bundesrate 
vorgelegter  Entwurf  eines  deutschen  Reichs- 
gesetzes überdieprivatenVersicherungBunter- 
nehmnngen,  welcher  von  dem  Grundsatz  der 
Konzession  und  der  eingreifenden  Staats- 
aufsicht ausgeht,  die  Lebensversicherung 
ganz  vorzugsweise  an  strenge  Normen, 
namentlich  was  die  Behandlung  der  Prämien- 
rcserveu  anbelangt,  bindet,  dass  auch  das 
Schweizerische  Bunde^esetz  vom  35,  Juni 
1S85  von  denselben  Gnmdaätzen  ausgeht 
und  nur  dem  Ermessen  der  Aufsichtsbehörde 
grösseren  Spielraum  lässt,  dass  sich  das 
nänüichevon  der  österreichischen  Ministerial- 
verordnung  vom  5.  MÄrz  1896  sagen  lässt 
und  dass  überhaupt  alle  neueren  gesetz- 
geberischen Versuche  und  Erlasse  Überein- 
stimmend davon  ausgehen,  das  private  Ver- 
sicherungswesen überliaupt,  insbesondere 
aber  die  Lebensversicherung,  bedürfe  zu 
einer  gedeihlichen  Entwickelung  der  strengen 
Aufsicht  der  Staatsgewalt.  Das  ist  der  Zug 
der  Zeit! 

12.  Beispiele  von  Betriebaergebnissen. 
Bei  der  für  jeden  Sachkundigen  notorischen 
Unmöglichkeit,  auch  nur  einige  wenige  zu- 
verlässige Daten  zu  einer  Betriebsstatistik 
der  Lebensversicherung  der  Welt  zusammen- 
zustellen, mögen  nur  die  Leistungen  der 
deutschen,  österreichischen,  schweizerischen, 
englischen  imd  amerikanischen  Lebensver- 
sicherungsgesellschaften   durch   einige    be- 
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merkenswerte  Ziffern  gekeDDzeichnet  werden. 
Dabei  woUe  beachtet  werden,  dass  es  zwar 
fOr  den  Wert  der  Leistungen  und  das  Mass 
der  Sicherheit  der  Lebens  Versicherungsan- 
stalten nicht  einzelne  wenige  bestimmte 
Kriterien   giebt,   sondern   dass   beides   nur 


durch  vielseitige  Betraclitungen  klargestellt 
werden  kann,  das«  aber  die  folgenden  Daten 
wenigstens  zu  deu  wichtigsten  gehören, 
welche  zu  jenem  Zwecke  ennittelt  zu  werden 
pflegen. 

Es  betrug: 
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Der  Bestand  an  Kapit&lverBichening   auf  den 

Todesfall  am  Jahresecblusee         Süllionen  M. 

VersichernngBanrnme    durchschnittlich    auf    die 
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Abgang  bei  Lebzeiten  durch  Aufgabe  der  Ver- 
sicheniDg   im   Laufe   des  Jahres  Millianen  M. 

in  "/j  dea  gesamten  durchschnittlichen  Versiche- 
tungsbeatandes  des  Jahres "■„ 

Venvaltimgskosteu  in  %  der  Jabresein  nähme  % 

Fondsanlagen  a)  in  Hypotheken     ....  % 

b)  in  Grundeigentum   .    .    .  „ 

c)  in  Wertpapieren  .    .    .    .  „ 

d)  in  anderen  Sicherheiten    .  „ 


5777 
4»79 
u8,3 


1706 
2745 


8,3 


1 1  247') 
728S 


30,9 
6,9 


')  Die  Abgaugsprozentsätze  sind  bei  den  deutschen  Anstalten  sehr  verechiedeu.  Sie 
schwanken  zwischen  0.38  und  24,01.  Bei  folgenden  elf  Anstalten  betragen  sie;  bei  Gotha  0,6il, 
bei  Stuttgart  0,97,  bei  Leipzig  0,80,  bei  Karlsruhe  0,93,  bei  Lübeck  1,61,  bei  der  Concordia  1,52, 
bei  der  Berlinischen  Lebens  Versicherungsgesellschaft  1,87,  bei  „Germania"  1,23,  bei  „Viktoria" 
3,04,  bei  .Tentonia"  2,46,  bei  Magdeburg  3,44%.  Die  ersten  vier  Anstalten  sind  Gegenseitig- 
keitsanstalten. 

')  Auch  die  Verwaltungskosten  der  deutschen  Anstalten  sind  sehr  veracbieden,  Sie 
achwanken  zwischen  1,67°,,  iPreussJscber  Beamten  verein]  und  297,21  (Deutscher  Anker,  Berlin). 
Bei  den  obengenannten  vier  grossen  Gegenseittgkeitsanatalten  betragen  sie;  bei  Gotha  5,00, 
Stuttgart  6,95,  Karlsrnbe  6,48,  Leipzig  6,Ö3"„. 

')  Diese  Bestandaangaben  stimmen  nicht  durchweg  mit  früher  —  auf  8.  %4  bia  566  —  ge- 
machten, welcbe  zum  Teil  ans  den  nämlichen  Jahrgängen  stammen.  Die  Abweichung  beruht 
auf  der  Mit^  oder  Nichtberücksichtigung  der  industnal  brauch. 


Lltteratnri  .%>  arm  im  ganzen  die  Liaeratarder 
meiilen  übrigen  VenieheruBgiaTlrn,  to  reich  tat 
die  der  Lebentreriicherung,  Eine  tiemlieh 
volUUindige  r'eberiic/it  dietet  Llüeititvrtireigeii 
bei  Kttfup,  Handbaeh  der  Lebeiuveriickenitig, 
Leiptig,  S.  Aul.,  1835,  1.  Abi.  —  Die  im  iletil- 
lehen  Suehhatidel  von  18SO—J830  ersckieaene» 
Sehriflcn  lind  tvaammengeilelli  in  dem  in  Leip- 
zig bei  O.  GrtieUaueT  1891  ertehienenen  nVer- 
leiehniM  tämüieher  Schriften  aut  allen  Gebieten 
den  Vcnieheningeu-eieni« ,  S,  4Sff.  E>  eei/in 
folgende  Schriften  hier  genannt:  lAUrow,  Die 
Lebentvenicherungen  und  andere  Venorgiing»- 
analallen,  18Si.  —  Moser,  Die  (.lenrtie  der 
l^beiadauer,  ISgä.  —  JPh.  Fiaeher,  (Inindiügc 
de»  auf  menaefiliehe  Sterblieltteit  gegründete« 
Verticherungiireicni,  IStiO.  —  Wild,  Leibrenten-, 
ZebenicernchcningiaMlullen  etc.,  18flS.  —  Geyer, 
Die  Lebenerernchening  in  Deutirhland  uad  ihre 
ge»elzUeke  Regelung,  187S.  —  EUter ,  Die 
Zehenmerticherung  In  Deulichtand.  Ihre  rolii- 
Vfirtitbuftlichr  Bedeutung  und  die  Xotwcndlgteil 


ihrer  geseüliehen  Regelung,  1880.  —  Die  jurii- 
titche  LiUeratur  mit  guter  Atttirahl  bei  Z.  OoM- 
gchmidt,     Sytlem    de»   HandeUrccht»,    S.  .iuß., 
StiiUgari   1891,   S.   Slff.    —   Verselbe,    /fand- 
back     de»    MandeUrechU ,     3.    Atffi.,    1.    Bd., 
Stuttgart  1897,    S.   SSöff.    —    Victor  Ehren- 
berg,      Veriieberungirechl ,      I.     Bd.,     Lripiig 
(Ihineter    u.    Itumblot)    189S.    —    Dr.    J.    van 
Schevlehattm,  nVom  Leben  und  filnben.    Da» 
Geifern     und    Heule    der    Lebenircrtieherung.n 
Atademllvlläitditekenilbertetztam  IL  Tarn' 
Leiptig  und  Wien;  Front   Deutiekr,   1. 
Gute  und  un^fauende  populäre  Daretellung. 
Der  Tertiebervngttecbniiehe    Teil   der  Litten 
wird    neuerdijigi,    namentlich    in   Enghind, 
tiigiiceite  in  periiiditeben  Sfhriften  (cergl.  1.  B. 
■oJaumol  ofthe  Institute  ofActuarieti)  angebaut. 
In  Deul»ehland    mehr  in  Jlouographieen.     Dach 
beeehüftigtea  lieh  hier  auch,  trenigUea*  nebenbei, 
Zeitichriflen,  am  liäiißgiteH  iFohl  nXaiiui'  RunB 
tchttii",   JV.   F.,    Leipzig,    mit   dieeer   Seile   di 
Gegcntlüiide».     Manche   vertriiUe  Arbeilen   a«e 
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in  dem  thtoretüchcn  TeUe  fioit  Ehrenzireigs 
■nAtMkiira/is-Jahrbacha.  Die  natitnalöla-nomuche 
Stile  iil  in  aUea  LiUeraluren  Miemtich  dürftig 
angetHoU.  Eine  Art  Slandanlieerk  bildet  immer 
noch  E.  Hermianns  sTheoTie  der  Verticht- 
Ttaiga,  Grat  IS69,  rrirli  an  Idreen,  aber  die  thal- 
aächlieke  Ealiaick^ung  vnd  die  Enlmieteijtngi- 
gremen  itenig  bträektiehligeBd.  In  dem  Art. 
Veriicherungivieseii  in'rd  hierauf  des 
näheren  eimugeken  tein.  Vergi.  übrigem  atieh 
A.  Wagner  in  SchOnberg  I,  S.  1179ff.  DU 
itatiititehe  LiUtratnr  itt  im  vomtthende»  Auf- 
laüe  geitgmüich  namhaft  gemacht,  wie  denn 
datetbit  aveh  bei  den  reriehietlenen  AbiehniUen 
bereit!  auf  orientierende  Haitplicerke  gelegentlich 
avfmtrktain  gcmaeht  wnrde.  lanhieitichriften 
triuirren  in  DtiUtrhland,  Oeilerreich,  Frankreiek 
vnd  England  recht  viele.  Eine  der  bettett  itt 
der  aiglitche  i-Intarann  Beeordn ;  auch  da* 
/ramötitehe  ajoumal  d»  Ainiraticei«  hat  be- 
Monden  wegen  der  MiUellang  tahtreieher  riebler- 
lieher  Enlieheidungen  eine  geieittt  Bedeiüung. 
Die  deuUehe  uiuf  Stttrreichitehe  periodiiehe 
Faekpreeie  itt  grottenteilt  nickt  unparteiiieh ; 
allein  die  meiiten  dctUtehen  und  einige  wenige 
5tterreieAi»che  Faehbläiler  enthalten  deck  tu 
Jedem  iJirer  Jahrgänge  aueh  manche  Beiträge 
tum  itittintchaftXiehem   Werte. 

A.  Emmlngha%t«. 


Lehr,  Jallus, 

geb.  am  18.  X.  1845  zu  Scbotten  (Oberbesseu), 
gest.  Herbat  189ä  in  München,  studierte  Staats- 
nnd  Eameral wissen  Bohftften  in  Giessen,  tvarde 
1868  Dozent  für  ^~ationa]()k!)Ilomie  an  der 
Forstakadeinje  z«  Münden,  1874  Professor  für 
VdkawirtBchaftslehre  an  der  t«clinischen  Hoch- 
achnle  zu  Karlsruhe,  188Ö  an  der  Universität 
München. 

Er  verQfFentlichte  an  Staate  wissenschaftlichen 
Schriften  a)  in  Buch  to  rra :  ZusauiiuenstelluDg 
der  wichtigsten  Bestlmmungeu  der  preuastschen 
Agrargesetzgebung,  Münden  187Ü.  —  Zar  forst- 
liäien  Unterrichtsirage ,  Wien  1873  (anonym). 

—  Schutzzoll  und  Freihandel,  Berlin  1877.  — 
Kisenbahntarif Wesen  und  Eisen  bah  nmono  pol, 
Berlin  1879.  —  Die  neuen  deutschen  Holzzülle, 
Jena  1880.  —  Die  neuen  deutschen  HolzzUlle 
und  deren  Erhebung,  Frankfurt  a.  H.  188ä.  — 
Wirtschaftliche  Fragen  des  Eisenbahnwesens 
(Abdrnck  aus  der  denischen  Baozeitung),  IÖH5. 
^  Beitrage  zur  Statistik  der  Preise,  Frankfurt 
a.  H.  1880.  —  Die  Äbhandlnngeu  „Forstpolitik" 
ttnd  -Wald wer trechnuiig"  in  Loreys  Handbuch 
der  Forstwissenschaft,  Tübingen  'l886.  —  Die 
Abhandlung  über  „Anfwandsteuem"  in  Schön- 
hergs  Haodh.  3.  Aufl.,  III.  Bd.,  Tübingen  1891. 

—  Die  Berechtigung  des  Zonentarifs  im  Per- 
sonen- und  Güterrerkehr,  München  18Ö1.  — 
Finanz  wissen  Schaft,  Volkswirtschaftslehre,  2 
Teile,  ebd.  1891.  —  Politische  Oekonomie  in  ge- 
drängter Faaanng,  ebd.  18il2,  2.  Aufl.  1893, 
3.  Aufl.  besorgt  von  C.  Neoburg  1899.  —  Grund- 
begriffe und  Grundlagen  der  Volkswirtschaft, 
Znr  Einführung  in  das  Stndium  der  Staats- 
wissenschaften ,  Leipzig  1893.  (A.  n.  d.  T.: 
Hand-  und  Lehrbucli  der  Staatswissenschoften, 


heraasg;egeben  von  E.  Frankeustein.  1.  Abt.: 
Volkswirtschaftslehre,  I.  Bd.)  —  Prodnktion  und 
Konsnnition  in  der  Volkawirtnchaft.  Aus  dem 
Nachlasse  von  Prot.  J.  Lehr,  heranagegeben  und 
vollendet  von  K.  Frankenstein,  Leipzig  1895. 
(A.  u.  d.  T.:  Hand-  und  Lehrbuch  etc.  (s.  o.), 
1.  Abt.,  IV.  Bd.) 

b)  inZeitschriften:  In  der  Allg.  Forst- 
u.  J.-Zeitung:  Klafter,  Kubikmeter,  Hektoliter 
und  Scheit,  1869^    Die  Bodenrente.  1871.    Das 


gresaiven  Steuerfnss,  1877.  Der  Entwurf  e 
Sateireichischen  Forstgesetzea ,  1880.  uas 
preassiscbe  Gesetz  über  gemeinschaftliche  Hol- 
zungen. 1883.  Grenzwert,  Grenznntzen  und 
Preis,  1889;  u.  a.  —  In  Zeitachr.  l  Staatsw.: 
Kapitalisierungastener ,  Zinarentensteuer  und 
Doppelbesteuerung,  1877.  Zur  Frage  der  Wahr- 
ach einlichkeit  weiblicher  Geburten,  1889.  —  Im 
Qsterr.  Landw.  Wochenbl. :  Ist  die  Bodenrente 
unter  den  Wirtacbaftak Osten  in  Anrechnung  zu 
bringen  ?  187ö,'T6.  Schutzzoll  und  Landwirt- 
schaft, 1875.  Differentialtarife,  1877.  —  In 
Deutsche  Wochenschrift:  Christliche  Politik 
(Pferin),  1877.  —  Parteiverdächtigangen,  1877. 
—  In  Gewerbe-  und  Arbeiterfreund:  Die  dent^ 
sehe  Zoll-  nnd  Steuerreform ,  1879.  —  Im 
Viert,  f.  Volkaw. :  Karl  Marx,  das  Kapital, 
Kritik  der  pol.  Oekonomie ,1886j 87.  Zur  Frage 
der  Veränderlichkeit  statistischer  Reihen,  1888. 


iitersversicherung  der  Arbeiter,  1889;yü.  Die 
Durch.^bnittsprofitrate  auf  Grundlage  des  Man- 
wchen  Wertgesetzes,  1810,  —  In  Zeitschr.  t, 
Forst-  und  Jagdwesen :  Zur  Statistik  der  Preise, 
1887.  —  In  Bajeriüche  Handel szeitnng:  Die 
Kartelle  und  die  Arbeiterfrage,  1889.  Die  Ab- 
nützung franzüsischer  MUnzen,  1890.  Kredit- 
reform nnd  Krediterkundigung,  1892  u.  a. 

Er  redigierte  aeit  1878  in  Gemeinschaft  mit 
T.  Lorey  die  Allg.  Forst-  und  Jagdzeitung  und 
seit  1879  die  volksw,  Abteilung  von  Meyers 
Konversationslexikon  (Supplemente  znr  III.  und 
IV.  Aufl.,  dann  die  IV  und  V.  Aufl.),  er 
lieferte  ferner  für  die  Supplemente  und  das 
Hauptwerk  viele  der  grösseren  volkswirtschaft- 
lichen Artikel.  Für  die  I.  Aufl.  dieses  Hand- 
wörterbncbs  schrieb  er  die  Artikel:  J.  A.  R.  v, 
Helferich,  Konveraionen,  Leibrente,  Meldepflicht, 


)pium,RegistriemngBabgabca,SaJzsteuer,Schiitz- 
tlieine,  Sparkassen,  Staatsschulden,  Stempel- 
ibgaben.   Toniinen,   Uebergangsabgabeu ,   Ver- 


brauchssteaem ,  Veredel  ungsverkeh  r ,  Verkehrs- 
Bteuern,  Volks bildungs vereine,  Volkszählungen, 
Wecbselstempelftbgabe,  Wohnungsfrage,  Zölle 
und  Zollweaen. 

Vgl.  über  Lehr,  Lexis,  Besprechung  der 
Lehraohen  Schrift:  Gnmilbegriffe  und  Grund- 
lagen etc.  (8.  0.1,  in  Jahrb.  f.  Nat,  u.  Stat.,  3.  F., 
Bd.  VIU,  Jena  1894.  S.  283 ff.  —  E.  van  der 
Borght,  Besprechung  der  Lehrschen  Schrift: 
Prodnktion  und  Konsumtion  etc.  (a.  o.)  in  Jahrb. 
f.  Nat,  u.  Stat.,  3.  F.,  Bd.  XIII,  Jena  1897. 
S.  128  ff. 

Jted. 
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Lehrlings  Wesen 


Lehriingsweaen,  ältere  Zeit 
s.  Zünfte. 


Lebriingswesen. 

(Moderoe  Zeit.) 

1.  Das  L.  nach  der  Gew.-O.  von  1869  und 
seine  MiäS3t£nde.  2.  Die  Neuordnnce'  dea  L. 
im  Jahre  1878  nnd  die  heutigen  Uebelstände 
in  der  Grossindustrie  und  im  Kleingewerbe. 
8.  Die  Gesetzgebung  des  Jahren  1897.  4.  Der 
Lehrvertrag.  5.  Lehrlingsheime.  6.  Der  ge- 
werbliche Schnlanterricht.  7.  Ausstellung  von 
Lehrlinge  arbeiten,  b.  Lebrlingsprüfungen.  9. 
Eaufmbnnidche  Lehrlinge.  10.  Statistik  des 
L.  in  Deutschland.  II.  Das  L.  im  Aus- 
lände: Oesterreich,  die  Schweiz,  Frankreich  und 
England. 

1.  Das  L.  nach  der  Gew.-O.  von  1869 
and  seine  Missstände.  Mit  der  lil)eralen 
Haltung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  von 
1869  war  man  bald  nicht  zufrieden.  Man  wurde 
sich  darüber  klar,  dass  vielleicht  kaum  ein 
anderer  Abschnitt  der  Gewerbeordnung  so 
wenig  den  Bedürfnissen  genüge,  denen  er 
entsprechen  sollte.  Die  Lehrlinge  miss- 
brauchten die  ihnen  eingeräumte  Freiheit  in 
verfrühter  Selbständigkeit  aufs  schnödeste, 
die  Handwerksmeister  aber  kümmerten  sich 
wenig  um  die  Ausbildung  der  ihnen  anver- 
trauten Jünglinge.  Die  Zuchtlosigkeit  er- 
reichte eine  nie  dagewesene  Höhe,  indem 
die  kontraktlich  abgcmachto  Lehrzeit  fast 
nirgends  eingehalten  wurde,  lieberall  wurde 
eine  unverkennbare  Abnahme  des  Lerntriebes, 
des  Ehrgefähles,  des  Grades  der  erworbenen, 
für  daeFftch  erforderlichen  Geschicklichkeit 
festgestellt.  Im  Verhältnis  zur  grossen  Masse 
der  Arbeiter  wurde  überhaupt  nur  eine  ver- 
schwindend kleine  Zahl  von  Lehrlingen 
wirklich  ausgebildet.  Die  Meister  selbst 
verlockten  die  schon  einigermassen  ge- 
schickten Lehrlinge  zum  Verlassen  ihrer 
Lehrherren,  indem  sie  einen  gewissen  Lohn 
in  Aussicht_  stellten.  Es  hatte  eben  das 
ganze  Ijehrlingswesen  den  Charakter  eines 
Privatvertragea  angenommen,  der  oft  mit 
den  gesamtgewerblichen  Zwecken  gar  nicht 
mehr  im  ZusanunenhaDge  stand. 

Derartige  in  Broschüren  und  in  Zeitangen 
vielfach  erhobene  Klagen  bewogen  den  Verein 
für  SüzialpoUtik,  der  LehrUngsFrage  sein  Inte- 
resse anzuwenden.  Er  veranlasste  gutachtliche 
AeuBBemugeu  über  die  Lehrlings  frage  aus  den 
verschiedensten  Kreisen  des  Volkes,  auch  seitens 
nnaelbstfindiger  Gewerbetreibender,  die  er  in 
einem  Bande  verÜfTentlichte,  und  verhandelte 
überdies  in  seiner  Generalversammlung  vom 
Jahre  1875  Über  dieses  Thema.  Hier  sprach 
mau  sich  dahin  aus,  daes  1.  der  Zustand  des 
heutigen  Lehrlings wesens  in  gleicher  Weise  die 
Erwerbsfähigkeit  der  arbeitenden  Klasse  und 
der  nationalen  Industrie  schädige  und  2.  eine 


Reform  des  Lehrlings  wesens  notwendig  sei,  um 
eine  dem  Interesse  der  Lehrlinge,  der  gewerb- 
lichen Produktion  und  der  Volkswirtschaft  ent- 
sprechende Ausbildung  der  Lehrhnge  herbei- 
zuführen. In  letzterer  Hichtung  wurden  dann 
verschiedene  Vorschlftepe  zur  Abhilfe  gemacht. 
Gleichzeitig  schritt  die  Reichsregierang  zur 
Vornahme  einer  Enqnete,  die  den  Nachweis 
bringen  sollte,  wie  weit  Uebelstände  wirklich 
eingerissen  waren.  Das  zu  Tage  geforderte 
Ergebnis  liess  allerdings  die  Notwendigkeit 
einer  Reform  klar  hervortreten.  Man  stellte 
fest,  dass  ein  Lehrvertrag,  da  wo  die  Oewerbe- 
zweige  den  Charakter  des  Groasbetriebs  ange- 
nommen hatten.  Überhaupt  nicht  mehr,  sonst  in 
der  Eegel  abgeschlossen  werde.  Lag  er  gleich- 
wohl vor,  so  war  sein  Inhalt  dUrftig  und  Hess 
wichtige  Punkte  ungeregelt.  Eine  Probezeit 
kannte  man  nicht  mehr,  und  die  Dauer  der 
Arbeitszeit  wurde  seilen  fixiert.  Heiat  bestimmte 
später  der  Arbeitgeber  sie,  freiUch  in  Anlehnung 
an  feste  Ortsgewobnheitcn  und  Gebräuche,  aber 
doch  derartig,  dass  Ueberbürdung  der  Lehrlinge 
die  häuäge  Folge  war.  Die  Arbeiter  wiesen 
darauf  hin,  dass  sie  bei  lö— 18  stündiger  Th&tig- 
keit  (wie  bei  den  Schuhmachern  und  Schneidern 
in  Baden  und  Hessen)  und  bei  allgemein  ver- 
breiteter Sitte,  am  Sonntag -Vormittag  zu 
arbeiten,  körperliche  Fehler,  wie  Enebrüstigkeit, 
schiefen  Wuchs,  krumme  Beine  etc.  davontrügen. 
Die  Zahlung  eines  Lehrgeldes  war  eine  Aus- 
nahme geworden  und  selbst  da,  wo  die  Ein- 
richtung, wie  z.  B.  in  Weimar- Altenburg,  noch 
verhältnismässig  häufig  vorkam,  war  sie  in  Ab- 
nahme begriffen.  Kur  die  vornehmeren  Hand- 
werker, als  Riemer,  Buchdrucker,  Uhrmacher, 
Schlosser  u.  a.  hatten  sie  beibehalten.  Der 
Grund  für  diese  Erscheinung  lag  in  dem  Um- 
stände, dass  die  Jungen  Leute  in  den  Fabriken 
Gelegenheit  hatten,  bald  einen  wenn  auch  ge- 
ringen Lohn  zu  beziehen,  Sie  hatte  aber  nie 
beklagenswerte  Thatsache  zur  Folge,  dass  die 
Lehrherren  sich  nicht  viel  darum  kflmmerteii, 
ob  der  Lehrling  das  gesamte  Handwerk  voll- 
ständig bei  ihnen  erlernt«.  Die  Dauer  der 
Lehrzeit  richtete  sich  teils  nach  gewohnheits- 
mässigen  Festsetzungen,  teils  wurde  sie  in 
jedem  Falle  ausdrücklich  verabredet.  Der  Be- 
griff des  „HerkQmmlichen"  schwankte  dabei 
stark,  doch  schien  der  allgemeine  Durchschnitt 
drei  bis  vier  Jahre  zu  sein.  Die  Lehrzeit  wurde 
abgeschlossen  durch  Ausstellung  eines  Zeug- 
uisses,  das  sich  gemeiniglich  auf  die  Dauer  der 
Lehrzeit  und  auf  die  Führung  des  Lehrlings, 
oft  auch  auf  seine  Brauchbarkeit  bezog.  Mehr- 
fach, 90  in  Hannover  und  an  einigen  Uten  von 
Schleswig-Holstein  und  Westfalen,  wurden  Lehr- 
zeugnisse überhaupt  nicht  mehr  erteilt.  Der 
lose  geknüpfte  Lehr  vertrag  wurde  leicht  wieder 
gelöst,  und  der  vorzeitige  .l.nBtritt  der  Lehrlinge 
aus  der  Lehre  vor  ihrer  Beendigung  war  em 
ganz  allgemein  verbreitetes  Uehel.  Die  Lehr- 
Unge  glaubten  schon  nach  kurzer  Zeit  so  viel 
gelernt  zu  haben,  dass  sie  sich  als  selbständige 
Gehilfen  oder  Arbeiter  forthelfen  konnten.  Der 
ihnen  von  anderen  Arbeitgebern  gebotene  Lohn 
reizte  ihre  Gewinnsucht,  und  das  Bewuastsein 


,^^.oogic 


577 


war  zu  wenig,  um  sie  zn  fesseln.  Vereinzelt 
wnrde  anch  schlechte  Behandlang  seitens  dei 
Meisters  oder  der  Wunsch,  sich  der  Zahlung 
eines  etwa  Btipulierten  Lehrg-eldes  zu  entziehen, 
Teranlassnn^  znm  Entlaufen.  Der  Vertra^s- 
hntch  erfolgte  meist  gegen  ias  Ende  der  Lehr- 
zeit, weil  die  Lehrlinge  sich  dann  eben  fähig 
fühlten ,  selbständig  etwas  zu  unternehmen. 
seltener  zu  Beginn  der  Lehrzeit  wenn  ihnen 
die  angewohnte  Zucht  und  TbBtigKeit  nicht  be- 
hagte.  Dabei  war  die  technische  Änsbildung 
des  Lehrlings  eine  entschieden  mangelhafte.  Der 
uralte,  so  ort  gerügte  Misabranch,  dass  nämlich 
die  Lehrlinge  zu  häuslichen  Dienst  Verrichtungen 
ausgenutzt  wurden,  zeigte  sich  mehr  als  je. 
Wohnte  der  Lehrling  beim  Lehrherni,  so  war 
diese  Thätigkeit  die  Regel,  gehörte  aber  auch 
in  anderen  F^leu  keineswegs  zn  den  Selten- 
beitCD.  Eäuflg  snchte  man  diese  Beschäfti^unKS- 
weise  mit  KUcksicht  auf  die  Gesundheit  des 
sitzend  arbeitenden  Lehrlings  zu  beschönigen, 
aber  meistens  wurde  doch  die  IlDbilligkeit 
solchen  Vorgehens  zugestanden.  Weiter  aber 
kam  der  Grundsatz  der  Arbeitsteilung  schon  in 
der  Lehre  zur  Geltung.  Der  Lehrmeister  suchte 
dem  Lehrlinge  eine  mitglichst  einfache  Arbeit 
anzuzeigen,  um  ihn  in  den  Stand  zu  setzen, 
möglichst  bald  ea  zu  einer  gewissen  Brauchbar- 
keit zn  bringen.  Dadurch  erlernte  der  Lehrling 
aber  nicht  das  Geschäft,  dem  er  sieb  widmen 
wollte,  sondern  nur  einen  Teil  desselben.  In 
der  Hauptsache  gipfelten  nach  alle  diesem  die 
Beschwerden,  die  Über  das  Lehrlingswesen  im 
Jahre  1676  laut  wurden,  darin,  dass  man  die 
Lehrlinge  überanstrenge,  dass  sie  moraliaeh  ver- 
wahrlosten und  techniscn  ungenügend  ausgebildet 
worden. 

Diese  Missstände  zugegeben,  warf  aich 
die  Frage  auf,  ob  man  sie  durch  freiwillige 
Bestrebungen  der  Arbeitgeber,  aUein  oder 
in  Verbindung  mit  dea  Arbeitnehmern  selbst, 
glaubte  heben  zu  können  oder  ob  eine  Ein- 
mischung der  Gesetzgebung  unvermeidlich 
war.  Ueberein stimmend  wurde  nun  von  fast 
allen  Schriftstellern  geleugnet,  dass  von  der 
freien  ThStigkeit  3er  Handwerksmeister 
allein  Abhilfe  zu  erwarten  wäre.  Zunächst 
Hessen  Ausgaben  scheu  und  kurzsichtige 
Selbstsucht  es  nicht  zu  einem  einheitlichen 
ernstlichen  Vorgehen  kommen,  selbst  da 
aber,  wo  man  Opfer  nicht  gescheut  hatte, 
war  doch  durch  ifie  Einrichtungen,  die  man 
getroffen  hatte,  den  Lehrling  ans  Geschäft 
zu  fesseln,  nichts  erreicht  worden.  Man 
versuchte  durch  Zusicherung  von  Prämien, 
Bewilligung  einer  Anteilnahme  am  Geschfiits- 

fwinn,  Gewährung  von  steigendem  Lohne, 
lass  des  ausbedungenen  Lehrgeldes  u.  dgl. 
m.  den  Lehrling  zum  Aushalten  seiner  Lelir- 
zeit  anzuspornen.  Aber  es  war  nichts  Durch- 
schlagendes damit  erzielt  worden,  und  da 
die  offiziellen  Erhebungen  zugeben  mussten, 
dass  die  Versuche  der  Arbeitgeber,  sich 
selbst  zu  helfen,  im  grossen  und  ganzen 
nicht  von  Erfolg  begleitet  waren,  so  wurden 
allgemeine  gesetzliche  Massnahmen  verlangt. 
HandnarMApcb  d«t  8ta*tawlnenscbafl«D.    Zweite 


'  Diese   erschienen   in  der  Yerändening  der 
Gew.-O.  vom  15.  Juli  1878. 

2.  Die  Neuordnung  des  L.  im  Jafare 
1878  und  die  heutigen  Uebelstände  in 
der  Grossindastrie  und  im  Kleingewerbe. 
In  den  neuen  Bestimmungen  ist  eine  De- 
finition des  Lehrlings  nicht  mehr  gegeben. 
Auf  die  Pflichten,  die  dem  Lehrherrn  durch 
das  eingegangene  Verhältnis  erwachsen,  wird 
Gewicht  gelegt.  Der  Lehrling  ist  eben  in 
der  durch  den  Zweck  der  Ausbildung  ge- 
botenen Reihenfolge  und  Ausdehnung  in 
allen  Arbeiten  des  Gewerbes  zu  unterweisen. 
Dabei  ist  er  nach  wie  vor  der  väterlichen 
Zucht  des  Lehrherni  unterworfen.  Der 
ÄbschluBS  des  Lehrverü-ages  bleibt  freier 
Vereinbanmg  Übertassen.  Nur  ist  vorgesehen, 
dasa  kein  Minderifthriger  ohne  Arbeitsbuch 
angenommen  werden  kann.  Weiter  sind  ein- 
schränkende Vorschriften  über  die  Dauer 
und  eventuelle  Auflösung  des  Vertrages  vor- 
handen. Eine  Probezeit  ist  durch  die  An- 
ordnnag eingeführtj  dass  4  Wochen  nach 
Beginn  der  Lehrzeit  der  Vertrag  einseitig 
aufgelöst  werden  darf.  Die  Umstände,  imter 
denen  die  Auflösung  des  Vertrages  nach 
Ablauf  der  Probezeit  von  selten  des  Lehr- 
lings erfolgen  kann,  sind  vorgesehen.  Sie 
kann  erfolgen  a)  wenn  der  Lehrling  unfähig 
wird  zur  llortsetzuug  seiner  Arbeit,  b)  wenn 
der  Lehrherr  sich  gegen  ihn  oder  seine 
Familienangehörigen  Handlungen  zu  schulden 
kommen  lässt,  die  wider  die  Gesetze  oder 
die  guten  Sitten  laufen,  c)  wenn  bei  Fort- 
setzung der  Arbeit  das  Leben  und  die  Ge- 
sundheit einer  Gefahr  ausgesetzt  wird,  die 
beim  Beginn  des  Lehr  Vertrages  nicht  zu 
erkennen  war,  d)  wenn  derljehrherr  seinen 
gesetzlichen  Verpflichtungen  g^gen  den 
Lehrline  nicht  nachkommt,  sein  Reclit  der 
väterlichen  Zucht  missbraucht  oder  unfähig 
zur  Erfüllung  der  ihm  vertragamässig  ob- 
liegenden Verpflichtungen  wird.  Ausserdem 
aber  kann  der  Lehrling  vor  beendeter  Lehr- 
zeit entlassen  werden  a)  wenn  er  seinen 
Lehrherm  durch  falsche  Zeugnisse  oder 
Arbeitsbücher  getäuscht  hat,  b)  wegen  Be- 
trugs, Diebstahls  etc.,  c}  bei  Beleidigungen 
oder  Thätlichkeiten  gegen  den  Lehrherrn 
oder  dessen  Familienangehörige  sowie  Ver- 
leitung der  letzteren  zu  Handlungen,  die 
wider  die  Gesetze  und  die  guten  Sitten  Ver- 
stössen, d)  bei  unbefugtem  Verlassen  seiner 
Arbeit,  e)  unvorsichtigem  Umgehen  mit 
Feuer  und  Liclit,  f)  wenn  er  sich  einer  vor- 
sätzlichen Selbstbesohädigung  zum  Nachteile 
des  Arbeitgebers  oder  eines  Mitarbeiters 
schuldig  macht,  g)  im  Falle  abschreckender 
Krankheit  oder  wenn  er  zur  Fortsetzung  der 
Arbeit  unfähig  wird.  Nach  beendeter  Lehr- 
zeit giebt  es  ein  Zeugnis,  dessen  Aus- 
stellung nunmehr  obUgatorisch  ist  und  das 
von  der  Gemeindebehörde  Stempel-  und 
Auflag«.   V.  37 
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kostenfrei  beglaubigt  wird.  Wo  Innungen 
bestehen,  kann  an  die  Stelle  des  Zeugnisses 
ein  von  aieser  ausgestellter  Lehrbrief  treten. 
Im  Falle  eines  Vertragsbruches  kann  der 
Lehrherr  nur  dann  Anspruch  auf  Rückkehr 
des  Lehrlings  erheben,  wenn  ein  schriftlicher 
Vertrag  vorliegt.  Alsdann  muss  die  Polizei- 
behörde den  Entlaufenen  anhalten  und  ihn 
z^-ingen,  so  lange  in  der  Lebre  zu  bleiben, 
bis  das  gerichtliche  Urteil  gefällt  worden  ist 
Der  üebei^ang  des  Lehrlings  von  eiüem 
Gewerbe  zum  anderen  kann  nicht  gehindert 
werden ;  es  ist  jedoch  eine  schriftliche  Er- 
klärung darflber  notwendig.  Eine  Ent- 
schädigung bei  Beendigung  der  Lehrzeit  vor 
verabretietem  Termine  ist  ebenfalls  nur  dann 
möglich,  wenn  ein  schriftlicher  Ijebrvertrag 
vorliegt  und  die  Klage  innerhalb  4  Wochen 
nacb  dem  Entlaufen  angestrengt  wird.  Hat 
der  Lehrherr  den  Lehrüng  entlaasen,  weil 
r  die  Arbeit  unbefugt  verliess,  so  kann  die 


Gehilfen  gezahlten  ortsüblichen  Lohnes  und 
nicht  länger  berechnet  werden  als  auf  einen 
Zeitraum  von  höchstens  6  Monaten,  vom 
Tage  des  Vertragsbruches  an  gerechnet 

Die  Absicht,  die  das  Gesetz  von  1878 
somit  verfolgte,  war  einmal,  der  in  den  Be- 
ziehungeu  zwischen  Lehrling  und  Lehrherra 
herrschenden  Unsicherheit  entgegenzuwirken. 
Deshalb  wurde  die  schriftliche  Form  des 
Lehrvertrages  begünstigt  und  dass  Mass  der 
Pflichten  und  Hechte  des  Lehrherrn  und 
des  Lehrlings  genau  begrenzt.  Weiter  aber 
war  es  darauf  abgesehen,  die  Möglichkeit 
zu  bieten,  gegen  Ijehrlinge,  die  sich  unbefugt 
den  übernommeneu  Verpflichtungen  entzogen, 
schnelliind  Strengeinsenreiten  sowieden  Lehr- 
herrn zur  Verantwortlichkeit  ziehen  zu  können. 

Diese  Gesetzgebung  erfuhr  durch  das  In- 
nungsgesetz vom  18.  Jidi  18S1  und  die  in- 
uungsprivilegien  vom  8.  Dezember  1884  so- 
wie 6.  Juli  1887  eine  Vervollständigung. 
Durch  das  Inuungsgosetz  wimie  die  He- 
gelung  und  Pflege  des  Ijchrliogswesens  den 
neuen  Innungen  als  eine  ihrer  Aufgaben 
besonders  ans  Herz  gelegt  und  die  luniuig 
mit  der  Schlichtung  der  Streitigkeiten  von 
luDungsmitgliedem  mit  ihren  Lehrlingen  be- 
traut m  allen  den  Fällen,  wo  ein  besonderes 
Gewerbegericht  nicht  vorhanden  war  oder 
die  Gemeindebehörde  das  Amt  des  Richters 
nicht  übernommen  hatte.  Von  den  beiden 
anderen  Gesetzen  liumle  das  erstere  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  das  Recht  ein, 
für  den  Bezirk  einer  Innimg,  die  sich  auf 
dem  Gebiete  des  Jjehrlingswesecs  ausge- 
zeichnet hat,  zu  bestimmen,  dass  Arbeitgelier, 
die  der  Innung  nicht  angehören,  überhaupt 
keine  liChrlii^  mehr  annehmen  dürfen. 
Man  beabsichtigte  dureh  diese  Massregeln  die 
Arbeitgeber,  die  der  Innung  nicht  angehöilen, 


zu  veranlassen,  sich  ihr  anzuschliessen.  um 
des  Rechtes,  Lehrlinge  zu  halten  und  auf 
die  Ordnung  des  Lehrlings wesens  bestim- 
menden EinfluBS  auszuüben,  nicht  verlustig 
zu  gehen.  Nacli  der  Novelle  von  1887  aber 
konnte  unter  den  gleichen  Umständen  durch 
die  höhere  Verwaltungsbehörde  erklärt 
werden,  1.  dass  Streitigkeiten  über  Lehr- 
verhältnisse  auch  dann  von  der  zuständigen 
Inniingsbehörde  entschieden  werden,  wenn 
der  Arbeitgeber,  obwohl  er  ein  in  der  In- 
nung vertretenes  Gewerbe  betreibt,  der  In- 
nung nicht  angehört,  und  2.  dass  die  von 
der  Innung  vorgenommene  Regelung  des 
Lehrlingswesens  auch  für  die  Lehrhenren 
bindend  ist,  die  nicht  zur  Innung  gehören. 
Das  Gesetz,  betreffend  die  Gewerbegerichte 
von  1890,  hat  die  den  Inuimgen  eingeräiunte 
Zuständigkeit  znr  Entscheidung  von  Ijehr- 
llngsstreitigkeiten  zu  einer  unbedingten 
gemacht  (vgl.  den  Art  Gewerbegerjcht 
oben  Bd.  IV  S.  399). 

Der  an  sie  ergangenen  Aufforderung 
haben  die  Innungen  bisner  verhältnismässig 
wenig  entsprochen.  (Vgl.  den  Art.  In- 
nungen oben  Bä.  IV  S.  1348  ff.) 
Teils  aus  Gleichgiltigkeit,  teils  aus  Mangel 
an  Mitteln  haben  sie  für  die  A\isbiidung 
und  Forderung   des  Ijehrlingswesons  wenig 

S^thau,  «ud  nur  einer  verschwindend 
einen  Anzahl  konnten  daher  bis  jetzt  jene 
Privilegien  zugestanden  werden.  Ebenso- 
wenig haben  die  einzelnen  Handwerksmeister 
von  sich  aus  der  Frage  der  Anabildimg  von 
Lehrlingen  ihre  Aufmerksamkeit  zugewandt. 
Da  die  Grossindustrie  dem  Kleingewerbe 
die  von  ihm  ausgebildeten  Oeseilen  in  nicht 
geringer  Zahl  zu  entziehen  pflegt,  zeigt  der 
einzelne  Meister  keine  rechte  Lust  zii  An- 
strengungen. Die  zur  Verhinderung  des 
häufigen  Lchrlingskonttaktbruches  auser- 
sehenen Bestimmungen  der  Reichsgewerbe- 
ordnuDg  büi^rten  sich  nur  schwer  ein.  Da- 
gegen haben  sich  namentlich  in  Süddeutsch- 
land  die  Gewerbevereine  \-ielfach  des  Lehr- 
lingswesens angelegentlich  angenommen  und 
viel  Gutes  gestiftet. 

Diese  gering-e  Neignng  der  Innongen,  sich 
mit  der  Leb  rlingg Vorbildung  za  befaaaen,  ist 
nm  80  bedBueniH werter,  als  die  Klag-en  über 
ihre  Mangelhaftigkeit  seit  1878  keinesweg«  anf- 
gehScC  habisn  und  die  GroasinduBtrie  bei  ihrer 
modernen  Prudnktione weise  noch  weniger  be- 
ruhigt zn  sein  scheint,  junge  Leute  in  tech- 
nischer Hinsicht  g'ebSrig  unterweisen  zn  lassen. 
Der  hieraus  erwachsenden  Unzutr&glichkeiten 
eingedenk,  erging  vom  Beichskaimeramt  im 
Jahre  1887  an  alle  Staaten  die  Aufforderung, 
in  die  Berichte  der  Fabrikinspektnren  Erörte- 
rungen über  das  LehrlingBwesen  anfnehmen  zu 
lassen,  der  erstmalig  im  Jahresbericht  pro  1667 
in  ausführlichster  Weise  und  dann  mehr  oder 
weniger  eingehend  in  den  folgenden  Jahrgängen 
entsprochen  ist.  Es  ergiebt  sich  ans  ihnen 
soviel,  dass  bei  den  meisten  Indnstriellen  ein 
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BedflrfDis  nach  Eeranbildnng  gelernter  Arbeiter, 
Vorarbeiter  nnd  Werkmeister  vorhanden  ist 
nnd  dass  ea  mithin  im  Interesse  der  Grosa- 
indnstrie  selber  ist,  auf  die  eigene  Ausbildong 
TOD  Lehrlingen  Gewicht  zu  legen.  Den  Ersatz 
von  gewerbUchen  Arbeitern  ein  für  allemal  aus 
dem  Handwerk  zD  nehmen,  hat  die  grUsaten 
Bedenken.  Einerseits  hat  die  Erfahrung  gezeigt, 
daes  die  gegenwärtige  hand^TerkBrnässige  Aus- 
bildung den  weit  Torgeschrittenen,  neueren  tech- 
nischen Bedürfnissen  der  Grossindustrie  nirgends 
mehr  genügt  nnd  dasa  die  aus  den  Klein- 
gewerben übernommenen  gelernten  Arbeiter, 
ungeachtet  ihrer  Gesellen-  oder  Gehilfen qiialität, 
dennoch  jedesmal  einer  besonderen  Heranbildung 
für  die  gleichartigen  mechanischen  Grossbetriebe 
nnterzügea  werden  niüaeen ;  andererseits  scheitert 
die  einseitige  technische  Schulung  für  bestimmte 
Fabrikationszweige  luweileu  an  dem  Dünkel 
nnd  £ieensinn  sogenannter  gelernter  Arbeiter. 
Ueberall  dort,  wo  grossere  Ansprüche  an  das 
KQnnea  des  einseinen  gestellt  werden,  findet 
sich  daher  ein  geregeltes  Lehrlingswesen.  Die 
alten  Uandwerkakenntniase  des  Schlossers,  Gürt- 
lers, FlaschDcrs,  Schreiners,  Feinmechanikers, 
Bnchdruckers,  Rotschmiedea,  Drechslers ,  Thon- 
drehers  etc.  müssen  fast  stets  auch  im  heutigen 
Fabrikbetriebe  von  dem  jungen  AnHnger  durch 
eine  längere  Lehrzeit  erworben  werden.  Wo 
dagegen,  wie  in  der  Textil-,  Bleistift-,  Draht-  etc. 
Industrie  die  erforderliche  Kenntnis  sich  in  2 
bis  3  Wochen  erwerben  lässt,  fehlt  die  Lehrzeit. 

Hindernd  tritt  der  Ausbildung  von  Lehr- 
lingen in  Fabriken  der  Umstand  entgegen,  dass 
Fabrik lehrlinge  nach  §  IBö  der  Gew,-0.  wie 
jugendliche  Arbeiter  angesehen  werden ,  also 
nicht  beliebig  beschattigt  werden  können, 
während  die  Beschäftigung  von  Lehrlingen  im 
Handwerk  keiner  gesetzlichen  Einschränkung 
unterworfen  ist.  Die  Fabrikanten  scheuen  die 
üngele^enbeiten,  die  ihnen  erwachsen  kannten, 
wenn  sie  bei  den  Lehrlingen  die  gesetzlichen 
Totschritten  über  die  Arbeitszeit  and  die  Pausen 
nicht  einhalten.  Dem  gegenüber  hat  einer  der 
Aufsichtsbeamten  vorgeschlageo,  in  THlien,  wo 
ea  sich  um  die  mehrjährige  Ausbildung  von 
jungen  Leuten  in  Werkstätten  bandelt,  eine 
Frühstücks-  nnd  Vesperpause  von  einer  Viertel- 
stunde als  genügend  anzusehen,  wenn  die 
Mittagspause  l'j.  Stunden  und  im  übrigen  die 
Arbeitszeit  nicht  mehr  als  10  Stunden  beträgt. 
Dass  indessen  auch  ohne  diese  Ausnahmebe- 
stimmungen der  erziehliche  Einflnss  des  gross- 
industrieUen  Arbeitgebers  auf  den  Lehrling  sieb 
bethätigeu  kann,  ersieht  man  aus  den  über- 
i-aschenden  Erfolgen ,  die  in  den  kSniglicb 
prenssischen  Eisenba  ho  werkst*  tten ,  auf  den 
kaiserlichen  Werften  nnd  in  mancher  Gross- 
indastrie,  z.  B.  Maschinenfabriken  in  Chemnitz 
und  in  Berg-Stuttgart,  in  Worms,  in  Essen,  in 
Brackwede  und  an  anderen  Orten  erzielt  werden. 
Schon  seit  Jahren  ist  ia  manchen  Bijouterie- 
fabrüien,  Glashütten  nnd  Porzellanfabriken  ein 
förmliches  Lehrverhältnis  mit  schriftlichem 
Lehrvertrag  und  Lehrzeugnis  üblich. 

Beweisen  derartige  Thataachen,  dass  filt 
den  Grossbetrieb  die  Ausbildung  von  Lehr- 
lingen nicht  nur  möglich  ist,  sondern  sogar 
Torteilhaft  wirken  kann,  so  darf  nicht  über- 
seliea  werden,  dass  diese  Ausbildung  gegen- 


I  über  der  im  Handwerk  vorkommenden  häufig 
,  eine  einseitige  bleibt.  Derim§126derGew.-0. 
ihm  auferlegten  Verpflichtung,  »den  Lehr- 
ling in  den  bei  seinem  Betiiebe  vorkommen- 
deu  Arbeiten  des  Gewerbe^s  in  der  durch 
den  Zweck  der  Ausbildung  gebotenen  Reihen- 
folge und  Ausdehnung  zu  unterweisen«,  kann 
der  Lchrherr  oft  gar  nicht  entsprechen. 
Das  Anlernen  in  den  grflsseren  Betrieben 
geht  etten  meist  der  herrschenden  Arbeits- 
teilung entsprechend  vor  sich.  Diese  aber 
schliesst  in  der  Regel  die  Ciiterweisung  des 
Lehrlings  in  sämtlichen  beim  Betriebe  vor- 
kommenden Arbeiten  ans.  »Bei  dem  Um- 
stände, sagt  der  Aufsichtsbeamte  für  Ober- 
und  Mittel  franken ,  dass  im  grOsseren  Be- 
triebe eine  Reihe  von  Arbeiten  jetzt  maschinell 
verrichtet  wird,  zu  welchen  früher  ein  tüch- 
tiger gelernter  Arbeiter  erforderlich  war  irad 
im  Kleinbetriebe  noch  ist,  besitzt  heutzutage 
der  ausgelernte  Lelirhng  selten  mehr  jene 
umfassende  Ausbildung,  wie  sie  im  Klein- 
lietricbe  erfolgen  kann ,  selbst  wenn  ab- 
gesonderte Werkstätten  für  einzelne  Gewerbe, 
z.  B.  für  Buchbinderei,  Lackiererei,  Litho- 
graphie, Holzbild  haiierei,  Schlosserei,  Dreherei 
etc.  innerhalb  des  Fabrik betriebes ,  wie  es 
thalsachlich  häufig  der  Fall  ist,  bestehen.« 

Auf  diese  Weise  war  auch  nach  dem 
Gesetz  von  1878  die  Ordnung  des  Lehrlings- 
wosens  noch  nicht  als  befriedigend  anzusehen. 
Wirklich  lebenski-äftige  Innungen,  die  sich 
des  Ijehrlingswesens  energisch  angenommen 
haben,  bestehen  in  der  Regel  nur  in  grösseren 
Städten,  während  es  sicii  um  die  Besserung 
von  Uebelgtänden  handelt,  die  sich  überall 
fühlbar  machen.  Ueber  Uangel  an  Mitteln 
haben  auch  die  Oewerbevereiiie  zu  klagen. 
Die  Fabriken  aber  kOnnen  beim  besten  Wfllen 
in  vielen  Fällen  eine  sorgSltige  Ausbildung 
von  Lehrlingen  nicht  bieten  und  zeigen  eben- 
falls im  allgemeinen  geringe  Nei^mg,  sich 
auf  förmliche  Lehrverhältnisse  einzulassen. 
Unter  solchen  Umständen  ertönten  nach  wie 
vor  die  Klagen,  1.  dass  der  Lehrling  in  sitt- 
licher Bezienimg  grossen  Gefaliren  ausgesetzt 
sei,  leicht  verwildere  und  zumKontraktbniche 
neige,  2,  die  technische  Ausbildung  eine 
ungenügende  sei. 

8.  Die  Geset^ebnng  des  Jahres  1897. 
In  der  Novelle  vom  26.  Juli  1897  wird  auf 
die  Qualität  der  Lehrherren  grosses 
Gewicht  gelegt.  Nicht  nur,  dass  sie  im 
Besitze  der  bfli^rlichen  Ehrenrechte  sein 
müssen,  so  soll  oie  Befugnis  zur  Anleitung 
nur  mindestens  24  Jahre  alten  Handwerkern, 
die  entweder  eine  Lehrzeit  und  Gesellen- 
prüfung abgeleg;t  oder  fünf  Jahre  hindurch 
das  Handwerk  selbständig  oder  als  Werk- 
meister oder  in  ähnlicher  Stellung  aus^übt 
haben,  zustehen.  Diese  Befugnis  kann  ihnen 
entzogen  werden,  wenn  sie  sich  grober 
Pflicht  Verletzungen  gegen  die  ihnen  anver- 
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trauten  Lelirliuge  schuldig  machen  oder  in 
sittlicher  Beziehung  nicht  mehr  geeignet 
zur  Heranbüdung  von  jungen  Lewten  er- 
scheinen. Ferner  sind  die  Pflichten,  die 
derLehrherr  übeminimt,  genauer  verzeichnet. 
Er  soll  den  Lehrling  zum  Besuch  der  Fort- 
bildungs-  oder  Fachschule  anhalten  und  den 
Schulbesuch  über\vachen;  er  muss  ihn  vor 
jüsshandluugen  seitens  der  Arbeits-  und 
HausgenoBsen  schützen;  er  darf  ihm  keine 
Arbeits  Verrichtungen  zuweisen,  die  seine 
Arbeitslciäfte  Übersteigen:  er  darf  ihn  niu- 
dann  zu  häuslichen  Dienstleistungen  ge- 
brauchen ,  wenn  er  in  seinem  Hause  Kost 
und  Wohnung  liat.  Drittens  wird  dem 
Lehrvertrag  als  solchem  grössere  Be- 
deutung beigelegt.  Er  muss  immer  schrift- 
lich al^schlossen  werden,  und  es  kann  be- 
stimmt -werden,  daes  er  von  der  Innung 
abgeschlossen  werde.  Viertens  sucht  man 
Garantieen,  daes  die  Lehrzeit  auch  frucht- 
bringend wirke.  Man  nimmt  eine  gewisse 
Dauer  der  Ijohrzeit  an.  Allerdings  wird 
keine  Miniuialzeit  angesetzt  und  auch  kein 
Zwang  ausgesprochen.  Aber  vormutllcli 
wird  nun  Überall  die  dreijährige  Dauer  die 
Regel  werden.  Cnd  weiter  soll  den  Lehr- 
lingen Gelegenheit  geboten  werden,  sich  am 
Schlüsse  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Zu 
diesem  Zwecke  werden  bei  den  Zwangs- 
innungen Prüfungsausschüsse  gebildet  wer- 
den. Endlieh  fünftens  wird  derl.ehrlings- 
züchterei  entgegengetreten.  Es  kann  ein- 
mal im  specielIeD  Ball,  wo  ein  Lehrherr 
eino  im  Verhältnis  zu  seinem  Betriebe  zu 
grosse  Zahl  von  Lehrlingen  beschäftigt,  von 
der  unteren  Verwaltungsbehörde  auferlegt 
werden,  einen  Teil  derselben  zu  entlassen. 
Es  kann  aber  auch  der  Bundesrat  generell 
verfügen,  wieviel  Lehrlinge  höclistens  in 
gewissen  Gewerben  der  einzelne  Betrieb 
aufweisen  darf. 

Die  Uebelstände,  denen  mit  den  letzten  Be- 
stimmungen entgegengearbeitet  werden  soll, 
zeigen  sich  in  der  späteren  Ueberfüllung 
des  Gewerbes,  in  dem  eine  auffallend  grosse 
Zahl  von  Lehrlingen  gehalten  wird,  sowie 
in  der  Ungenilgendheit  der  Ausbildung.  Im 
Barbier-  und  Friseurgewerbe  z.  B.  würde 
der  fortschreitenden  Bevölkerungsziffer  ent- 
sprechen die  jährliche  Einstellung  von  etwa 
3  Lehrlingen  auf  je  100  Meister  und  Ge- 
hilfen. Statt  dessen  umfasste  im  Bereich 
des  In nungB Verbandes,  der  über  ein  Drittel 
aller  deutschen  Barbiere  und  Friseure  ver- 
einigt, die  Zahl  der  eingeschriebeaen  Lehi'- 
linge  1894  16  auf  100  Sfeister  und  Gehilfen, 
189714,4.  ImBäckerei-undKonditorgewerbe 
sind  noch  der  Gewerbestatistik  von  1895 
25%  aller  HiifspcrBOnea  Lehrlinge.  Nach 
der  Bäckereienquete  von  1892  kann  man 
schätzen ,  dass  mindestens  40  "/o  der  Ge- 
schäfte, die  mit  Lehrlingen  arbeiten,  weniger 


Gfesellen  als  Lehrlinge  beschäftigen.  Noch 
charakteristischer  sind  die  Nachrichten  aus 
einzelnen  Städten.  In  Eisleben  wurden  1890 
von  der  Bäckerinnung  noch  44  Gesellen, 
1893  nur  29  beschäftigt,  während  die  Zahl 
der  Lehrhnge  sich  von  53  auf  61  vermehrte. 
In  Jena  hatte  man  im  Jahre  1785  28  Bäcker- 
meister; bei  denen  26  Gesellen,  aber  nur  5  Lehr- 
linge in  Arbeit  standen ;  1897  aber  zählte  mau 
HO  Bäckereien,  in  denen  20  Gesellen  und 
39  Lehrlinge  thätig  waren.  Es  giebt  dort 
11  Betriebe,  die  nur  mit  Lehrlingen  arijeiten. 
In  Nürnberg  "-ies  die  Schlosserei  1894 
80  Meister  auf,  bei  denen  165  Gesellen,  aber 
198  Lehrlinge  beschäftigt  waren.  Bei  An- 
nahme einer  dreijährigen  Lehrzeit  würden 
jährlich  ca.  66  Lebrlmge  auslernen  und 
müsste  also  die  entsprechende  Zahl  Gesellen 
jährlich  Meister  werden  kfinneu.  Dann 
würde  in  weniger  als  2  Jahren  sich  die 
Meisterzahl  verdoppelt  haben.  Wenn  man 
annimmt,  dass  normalerweise  12  bis  15 
Jahre  vergehen,  vom  Augenblick  des  Be- 
ginns der  Ijehrzeit  bis  zur  selbständigen 
Niederlassung,  so  würden  in  diesem  Zeit- 
räume 800  bis  1000  Lehrlinge  zu  Gesellen 
gemacht  werden.  Die  Gärtnerei  in  Karls- 
ruhe wiederum  weist  38  Selbständige  auf 
und  69  männliche  Gehilfen,  unter  denen 
nicht  weniger  als  34  Lehrlinge  sich  befinden. 
Nach  der  Innungsenquete  von  1895  ersclieint 
die  Sachlage  nicht  so  schlimm.  In  ihr 
werden  auf  100  Meister  etwa  66  Gesellen 
und  35  T^ehrünge  nachgewiesen.  Somit 
überwöge  die  Gesellenarbeit  und  im  ganzen 
<ieutschen  Gewerbestand  wäre  allgemein  von 
einer  eigentlichen  LehrlingszOchterei  nicht 
die  Rede.  Fasst  man  lediglich  die  personal- 
beschäftigenden Meister  ins  Auge,  so  kämen 
auf  100  Meister  allerdings  80  Lehrlinge. 
Es  liätte  dann  aber  immer  noch  nicht  jeder 
Meister  seinen  Lehrling. 

Liegt  in  derartigen  Angaben  auch  noch 
kein  Beweis,  dass  die  Ausbildung,  die  die 
jimgen  Leute  erfahren,  allen  billig  zu  stellen- 
den Anforderungen  nicht  genügt,  so  kann 
doch  im  einzelnen  manches  schief  sein.  Es 
kann  schliesslich  ein  Meister  auch  wohl 
6  bis  8  Lehrlinge  ohne  Gesellen  so  unter- 
richten, dass  sie  ordentlich  lernen.  Immer 
wird  man  sagen  müssen,  dass  die  Gebüir 
einer  übermässigen  Lehrlingshaltung  er- 
scheint, wenn  der  Zahl  der  Lehrlinge  nicht 
mindestens  eine  eben  so  grosse  Zahl  er- 
wachsener Handwerksgenossen  gegenüber- 
steht. Dann  wären  nach  der  Enquete  von 
1895  unter  14349  Lehrherreo  87,4  "/o  mit 
massiger  und  12,6  "/o  mit  übermässiger  Lehr- 
lingshaltnng.  Allein  im  Erhebungsbezirk 
würde  sich  die  Zahl  der  ungenügend  aus- 
gebildeten Lehrlinge  auf  ca.  4807  heraus- 
stellen. Das  Schlimmste  ist  jedenfalls,  dass 
erfahrungsmässig   diejenigen  Gewerbe,   die 
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der  Lehrlingszüchterei  amstärkEten  obliegen, 
auch  die  grössle  Zahl  der  durch  wandernden 
Arbeitslosen  zu  stellen  pflegen.  Cnd  so 
ISsst  sicli  erwarten,  dase  die  neuen  Mass- 
nahmen ihre  Schuldigkeit  zu  thun  nicht  ver- 
fehlen werden. 

4.  Der  Lehrvertrag.  Eines  der  besten 
Mittel,  sittlicher  VerwahrlosuDg  zh  Btciiem, 
ist  zweifellos  ein  schriftlicher  Lehrvertrag, 
wie  ihn  das  Gesetz  ietzt  obligatorisch  vor- 
sieht binnen  4  Wochen  nach  Beginn  der 
Lehrzeit  abzufassen.  Allerdings  ist  derselbe 
nach  den  neueren  Mitteilungen  eines  der 
Fabrikaufsichtsbeamten  im  allgemeinen  kein 
ausreichendes  Mittel,  dem  Vertragsbrnche 
der  I^ehrlinge  vorzubeu^.  Aber  wenn  das 
für  grossindustrieUe  Kreise  richtig  sein  mag, 
so  wird  in  der  kleingewerblichen  Sphäre 
sein  Einflnss  auf  den  Ernst  und  die  gute 
Fühning  des  ].«hrlingE  kaum  in  Abrede  zu 
stellen  sein.  Der  Handwerksmeister  spart 
sich  viel  Scherereien  und  Aei^r,  wenn  er 
einen  schriftlichen  Vertrag  abschliesst.  Da- 
her wird  seitens  der  flewerbevereine  und 
in  deu  fachgewerbliehen  Zeitschriften  dm^h 
Angabe  entsprechender  Formidare  als  Muster 
ihrer  Ausbreitung  Vorschub  geleistet.  Im 
Ortsgew  erbe  verein  zn  Darmstadt  liat  man 
z.  B.  die  Einrichtung  getroffen,  dass  beim 
Eintritt  in  die  Handwerkerschule  ein  sclirift- 
licher  Lehrvertrag  voi^legt  werden  miiss. 
Sein  Inhalt  wird  sich  am  zweck  massigsten 
auf  folgende  Punkte  eratrecken.  a)  Probe- 
zeit. Sie  empfiehlt  sich  zur  Prüfung  der 
Brauchbarkeit  und  Fähigkeit  des  Lehrlings 
sowie  seiner  Gosuodheitsverhältnisse.  Inner- 
halb derselben  steht  jedem  Teile  der  Rück- 
tritt frei.  Ihre  Dauer  ist  nach  dem  Gesetze 
mindestens  4  Wochen  und  höchstens  3  Mo- 
nate, doch  werden  in  der  Regel  4 — 6  Wochen 
genügen,  b)  Die  Pflichten,  die  der 
Lehrherr  Obernimmt,  sind,  wenn  auch 
nicht  im  einzelnen,  docli  unter  Hervorhebung 
der  wichtigsten  Punkte,  aufzufflhren,  z.  B. 
dass  der  Lehrling  in  der  durch  den  Zweck 
der  Ausbildung  zn  einem  GeseUen  gebotenen 
Reihenfolge  und  Atisdehnung  in  allen  Ar- 
beiten zu  unterweisen  sei,  dass  die  zum 
Besuch  der  Fortbildungs-,  Handwerker-  oder 
Fachschule  erforderliehe  Zeit  gewährt  werden 
müäse,  der  Lehrling  zu  guten  Sitten  anzu- 
halten sei,  ihm  vor  Beendigung  der  Lehrzeit 
Zeit  wnd  Material  zur  selbständigen  An- 
fertigung einer  Prüfungsarbeit  (Lehrlings- 
Srüfung)  zu  gewähren  sei  etc.  c)  Pflichten, 
ie  der  Lehrling  eingeht:  Folgsamkeit 
fegen  den  Lehrherm,  Schulbesuch,  Lehr- 
ngsprüfung  etc  Hier  wäre  auch  der  Be- 
trag der  Entschädigungssumme  seitens  des 
Lehrlings  festzusetzen,  falls  er  entläuft  oder 
den  Vertrag  löst.  Entsjireehend  den  ge- 
ringeren Leistungen  des  Lehrlings  im  ersten 
Jahre  wäre  dieser  Betrag  im  ersten  Ijehr- 


jahre  gering  anzusetzen,  etwa  mit  4  Mark 
pro  Woche  der  Zeit,  die  er  nicht  ausgehalten 
hat,  mit  dem  doppelten  Beti-age  pro  Woche 
dagegen  im  letzten  Jahre  der  Arbeit, 
d)  Dauer  der  Lehrzeit,  e)  Lohn  des 
Lehrlings  oder  Lehrgeld.  Bei  der 
Festsetzung  des  ersteren  wird  in  Betracht 
zu  ziehen  sein,  dass  der  Lehrling  gewöhn- 
lich in  den  ersten  anderthalb  Jaliren  dein 
Lehrherrn  mehr  Schaden  als  Vorteil  ver- 
ursacht, indem  er  Material  vernichtet  oder 
es  durch  riigeschicklichkeit  verdii'bt.  In 
den  folgenden  Jahren  kommt  der  Meister 
auf  seine  Kosten,  falls  er  Lohn  verabfolgt 
oder  unterhalt  gewährt  und  erst  im  letzten 
Jahre  erzielt  er  einigen  Nutzen  von  der  Ar- 
beitskraft Mithin  wird  der  Ijohn  in  jetlem 
der  3  oder  4  Jahre  anders  ausfallen  müssen ; 
einen  Teil,  der  im  Falle  des  Vertragsbruches 
verfällt,  bis  zur  Beendigimg  der  Lehrzeit 
zurQckzubehalten ,  empfiehlt  sich.  Für  die 
Zahlung  des  Lehrgeldes  sind  mehrere  Ter- 
mine zu  vereinbaren,  etwa  die  Hälfte  bei 
Ablauf  der  Probezeit,  ein  Viertel  bei  Ablauf 
der  ersten  Hälfte  und  das  letzte  Viertel  am 
Schlüsse  der  l^hrzeit  Auch  hier  wird  es 
in  Erinnerung  an  die  eben  auseinander- 
gesetzten Verhältnisse  gut  sein,  zu  verein- 
baren, wieviel  von  dem  festgesetzten  Lehi-- 
gelde  füi'  das  erste,  zweite  oder  letzte  Drittel, 
bezw.  das  erste,  zweite,  dritte  oder  letzte 
Viertel  der  Lehrzeit  als  bedungen  gilt. 
f)Vereinbarungen  über  die  Bestrei- 
tung der  Bedürfnisse  des  Lehr- 
lings, als  Kost,  Wohnung,  Wäsche,  Werk- 
zeuge, Schulgeld  etc  Hierbei  wird  es  not- 
wendig, festzustellen,  wer  die  gesetzlichen 
Beiträge  des  Lehrlings  (Vs)  zur  Kranken- 
kasse zu  bezahlen  hat  g)  Am  Schluss  ist 
eine  Bemerkimg  zweckmässig,  dass  der  Vater 
oder  der  Vormund  es  als  ihre  Schuldigkeit 
erkennen,  den  Lehrling  zur  steten  ErfüJinng 
seiner  Pflichten  zu  ermuntern  und  die  Be- 
strebungen des  Lehrherrn  im  Interesse  der 
Ausbildung  des  Lehrlings  zu  unterstützen. 
5.  Lehrllsggtaeime.  Um  den  Lehrlingen, 
die  nicht  beim  Meister  oder  bei  Verwandten 
wohnen  künnea,  Obdach  und  Kost  zu  gewähren 
sowie  um  für  eine  angemessene  Unterkunft 
während  ihrer  freien  Zeit  Sorge  zu  tragen,  sind 
neuerdings  Lehrlingsheime  oder  -asyle  an  ver- 
schiedenen Orten  ins  Leben  getreten.  In  Mlinchen 
hat  der  seit  1884  bestehende  Verein  „Lehrlings- 
schutz"  ein  Asyl  gegründet,  in  dem  die  Lehr- 
linge eine  gute  Pension  (Wohnunp  und  Ver- 
sorgung) für  25  Mark  monatlich  erhalten  klinnen. 
Der  Landrat  von  Oberbayem,  der  Stadtmagietrat 
von  Mlinchen  nnd  WohlthStigkeits vereine  be- 
schaffen die  unentbehrlichen  Mittel.  In  Baden 
sorgen  auf  Anregung  der  Landesgewerbehalle 
die  Gewerbevereiue  in  verschiedener  Weise  den 
Örtlichen  Bedürfnissen  entsprechend  fQr  die 
Lehrlinge.  Teils  wird  diesen  an  Sonn-  nnd 
Feiertagen  abends  das  geheizte  und  beleuchtete 
Gewerbeechnlzimmer  zum  Aufenthalte  zur  Ver- 
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Slgung:  gestellt,  teils  der  Zeicheusaal  der  höheren 
BQrgerschnle  znin  Zeichnen  ncd  Lesen  einge- 
tänmt,  teils  während  der  Wintermonate  an 
Sonn-  und  Feiertagen  von  1—7  Uhr  nachmitta« 
ein  besonderer  Raum  hergerichtet,  in  dem  nicht 
nnr  znm  Schreiben,  Zeichnen  und  Lesen  Qe- 
legenheit  geboten  wird ,  sondern  anch  Unter- 
hfUtuQgsspiele  mit  AuBnahme  von  Karten-  and 
Würfelspielen  gestattet  sind.  Vervolltommneter 
ist  ein  in  Hosbach  seit  188S  bestehendes  Lehr- 
lings- und  Gesellenheim,  das  in  den  Winter- 
manaten  täglich  geSSnet  ist  und  Torzngsweise 
unter  Aufsicht  der  Handwerksmeister  steht, 
Ueber  alle  Erwartung  bewährt  sich  das  in 
Freibnrg  in  grüsserem  Massstabe  erüEbete  Lehr- 
lingsheim.  Zwei  Lehrer  der  Gewerbeachnle 
fuhren  jeweilig  die  Aufsicht,  und  unter  ihrer 
Anleitung  wprden  allerlei  nützliche  Bescbäf- 1 
tigungen  und  angemessene  Spiele  getriebeu,  [ 
Cnriaueier  und  Bescherung  sowie  Scnlussfeier  i 
werden  regelmässig  veranstaltet,  und  die  ganze  | 
Einrichtung  findet  solchen  Anklang,  dass  die 
durchschnittliche  Beteiligung  sich  für  den  Abend  j 
aot  8Ü  Lehrlinge  beziffert.  Die  Kosten  bezifferten 
sich  ISUO  auf  663  Mark,  zu  denen  der  Stadtrat 
150  Mark  betrug.  Da,  wo  man  bisher  solche  I 
Einrlchtnngeii  geschaffen  hat,  ist  man  mit  ihren 
Erfolgen  sehr  zufrieden,  und  zweifellos  hat  man 
es  gerade  diesen  zu  danken,  dass  immer  mehr 
derartige  Anstalten  neu  begründet  werden.  Sie 
werden  besonders  wichtig  in  industriereichen 
grüsseren  Städten,  wo  das  LehrTerhHltnis  Meister 
und  Lehrling  nicht  mehr  so  eng  zusammen- 
schliesst,  wie  es  früher  die  Regel  war  und 
gegenwärtig  in  kleineren  Verhältnissen  noch 
häutig  ist. 

Auch  für  kanfutäanische  Lehrlinge 
sind  derartige  Reime  ins  Leben  gerufen,  indes 
doch  in  etwas  anderer  Absiebt,  nämlich  mit  dem 
Zweck,  ihnen  während  ihrer  freien  Zeit  einen 
Sammelpunkt  zu  bieten ,  wo  sie  an  Berufs- 
geuossen  Anschlusa  finden  können.  Dnrch  Vor- 
träge, Tnrnspiele,  Gesellschaftsspiele,  gemein- 
same AnsäUge,  Bibliothek,  Zeitiuigen  und  Zeit- 
schriften wird  für  das  geistige  nnd  leibliche 
Bedürfnis  gesorgt.  In  diesem  Sinne  ist  neuer- 
dings (Juli  1900)  auch  vom  preussischen  Minis- 
terium für  Handel  nnd  Gewerbe  bei  den  zu- 
ständigen Behörden  die  Errichtung  ron  Lehr- 
lingsheimen  in  Anregung  gebracht  worden. 

6.  Der  gewerbliche  Schnlnnterriclit. 
Hinsichtlich  der  Klage  über  ungenügende 
technisclie  Ausbildiing  muss  betont  werden, 
dass  sie  um  so  berechtigter  ist,  .als  der 
Handwerker  heute  unverh&ltnismässig  mehr 
Kenatnisse  besitzen  muss,  um  die  ihm 
drohende  Konkurrenz  bestehen  zu  köuiien. 
Er  muss  ia  den  meisten  Fällen  das  Zeicluien 
erlernt  haben  und  sich  vor  allen  Dingen 
auch  auf  kaufmännischem  Gebiete  iimthun. 
Er  mnss  richtig  rechnen,  die  gewerbliche 
Bnchfühning  sich  zu  eigen  machen,  die  Be- 
zugsquellen für  seine  Rohstoffe,  die  Absatz- 
wege für  seine  Ei'zeugnisse  kennen  lernen, 
kurz  er  ist  genötigt,  neben  der  Beherrschung 
der  praktischen  Seite  seines  Falles  auch 
eine  Reihe  theoretischer  Kenntnisse  sich 
anzueignen.  Auf  diese  'Weise  ist  ausser  der 


alten  Werkstattlehre  teils  zu  ihrer  ErgSozung 
teils  zu  ihrem  Ereatz  der  Besuch  gewerb- 
licher Fortbildungsschulen,  Fachschulen  und 
T-ehr Werkstätten  Üblich  geworden.  Deberdiese 
ist  das  Erforderliche  bereits  im  Art  G  e  w  e  r  b  - 
licher  Unterricht  oben  Bd.  IV,  S.596ff. 
^sagt.  Das  Missliche  liegt  darin,  dass  die 
Wahl  gediegener,  sachverständiger,  kenntnis- 
reicher Lehrmeister  und  Hilfskräfte  oft  nicht 
leicht  ist  und  an  den  Beutel  der  Lehrhnge, 
die  Lehrgeld  zahlen  sowie  die  Kosten  ihres 
Unterhaltes  -während  des  Besuches  der 
Schule  aus  ihrer  Tasche  tragen  müssen, 
Anforderungen  gestellt  werden,  die  nicht 
alle  zu  befriedigen  imstande  sind.  Dem 
letzteren  teilweise  abzuhelfen  empfiehlt  es 
sich,  wenn  der  Staat  befähigten  jungen 
Leuten  Stipendien  zum  Besuche  der- 
artiger Fachanstalten  gewährt  Die 
Mittel  der  Innimgen  und  Gewerbe  vereine 
veiBagen  hierbei  nur  zu  häufig.  Die  Sti- 
pendien mflseen  je  nach  den  persönlichen 
Verhältnissen  des  Betreffenden  imd  dem 
vermutlichen  Aufwände  an  dem  bezüglichen 
Aufenthaltsorte  verschieden  bemessen  sein. 
Auch  wären  sie  an  die  Bedingungen  zu 
knüpfen,  Uaas  die  Stipendiaten  während  der 
nächsten  5 — 10  Jahre  ihr  Gewerbe  im  Lande 
betreiben  müssen.  In  diesem  Sinne  hat  die 
badische  Regierung  seit  1880  alljährlich 
gewisse  Summen  verwandt,  die  von  Jahr  zu 
Jahr  gestiegen  sind,  1899  zum  Besuch  allein 
sächsischer  Fachschulen  3370  Hark  betnigen, 
wozu  zalilreiche  Stipendien  zum  Besuche 
der  eigenen  staatlichen  Fachschulen  (Uhr- 
macher, Schusterei  etc.  Schulen)  kommen, 
deren  Betrag  nicht  bekannt  ist.  Ebenso 
wenien  in  Bayern  aus  den  Mitteln  der 
Witteisbacher  Landesstiftung  seit  1880  jähr- 
lich erhebliche  Beträge  für  diesen  Zweck 
verwandt  1892  8757  M.;  1893  8706  M.; 
1894  8680  M,;  1895  10290  M.;  1896  9C47M.; 
1897  9267  M. ;  1898  9266  M. ;  1899  9840  M. ; 
1900  10456  M. 

In  Württemberg  bestehen  in  11 
Städten  56  öffentlich  verwaltete  Stiftungen 
für  gewerbhche  Berufsbildung.  Dieselben 
verfa^n  über  ein  Kapital  von  374 110  Mark 
mit  einem  jährliehen  Ertrtenis  von  13505 
Mark.  In  Mecklenburg-Schwerin  ge- 
währt das  Ministerium  des  Innern  seit  1395 
jährlich  12  Stipendien  zu  300  bis  400  Mark; 
ausserdem  hat  der  Verband  der  Gewerbe- 
vereine einen  Stipendien  fonds,  der  durch 
fortlaufende  Jahresbeiträge  aus  allen  Ver- 
einen gebildet  wird.  In  Sachsen  hat 
im  Jahre  1898  eistraaüg  das  Ministerium 
des  Innern  Lelirlingstmtei-stützungen,  Reise- 
stipendien für  junge  Musik  in  strumentenbauer 
im  Auslande  verteilt.  AehnUeh  sind  im 
schweizerischen  Kanton  St  Gallen  1895 
nicht  weniger  als  118  Lehrlingsfonds  vor- 
banden   mit    einem    Betrag    von    875519 
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Francs,   tod    denea   Lehrlioge    unterstützt 
werden  können. 

1.  AnssteUnng  von  Lehrlingsarbeiten, 

Kebeo  dem  Besuche  von  Schiuen  der  er- 
wähnten Art  bat  man  namentlich  die  Ver- 
anstaltung voQ  Ausstelluagen  der  Arbeiten 
von  Lebrlmgen  empfohlen,  um  sich  von  dem 
Masse  der  erworbenen  Fähigkeiten  und 
Kenntniese  überzeugen  und  Anreiz  zu  sorg- 
fältigerer Ausbildung  des  Lehrlings  geben 
zu  kSnnen.  Dbg  Verdienst,  auf  diesem  Ge- 
biete bahnbrechend  gewesen  zu  sein,  gebührt 
dem  Grossherzogtum  Hessen,  wo  bereits 
im  Jtihre  1847  der  Ortsgewerbeverein  zu 
Darmstadt  eine  solche  Ausstellung  mit  Preis- 
verteilung anregte,  »um  ein  reges  Streben 
nach  praktischer  Ausbildung,  welches  damals 
schon  unter  dem  jüngeren  Teile  der  Ge- 
werbetreibenden so  oft  vermisst  wurde,  zu 
wecken  und  zu  ernähren».  Wirklich  kam 
diese  Ausstellung  ^  u.  W.  die  erste 
Deutschland  —  im  Sommer  des  Jahres  1848 
zu  Stande,  dauerte  8  Tage  und  war 
Lehrlingen  beschickt  Das  Material  für  den 
auszustellenden  Qf^nstand  wurde  auf  Ver- 
langen vom  Gewerbeverein  bezahlt  unter 
der  Bedingung  der  Rückvergütimg  bei 
etwaiger  späterer  Verwertung.  Die  Wahl 
der  anzufertigenden  Gegenstände  war  den 
Ausstellen!  freigegeben.  Verkäufliche  oder 
nicht  abgesetzte  Gegenstände  wurden  behufs 
Verlosung  angekauft.  Die  Beurteilung  er- 
folgte durch  die  Vorstandsmitglieder  unter 
Zuziehung  von  sachverständigen  Meistern, 
deren  Lehrlinge  nicht  beteiligt  waren.  Erst 
nach  der  Beorteilung  wurden  Alter,  Beruf, 
Lehrzeit  etc.  des  Ausstellers  an  den  ausge- 
stellten O^enstäudeu  bekannt  gegeben.  Die 
Preise  bestanden  in  Büchern,  Werkzeugen, 
Reisszeugen  im  Werte  von  2—10  fl.  Ausser- 
dem wurden  den  Siegern  Diplome  erteilt. 
Von  diesen  Gnmdsätzen  wurae  bei  einer 
im  nächsten  Jahre  —  1849  —  veranstalteten 
Ausstellung  von  Lehrlingsarbeiten  insofern 
abgewichen,  als  man  es  für  zweckmässiger 
erachtete,  jedem  zur  Beteiiigimg  geneigten 
Lehrlinge  eine  seinem  Alter,  seiner  Lehrzeit 
und  Lehrwerkstätte  entsprechende  Aufgabe 
zu  stellen,  ohne  indes  die  Lieferung  weiterer 
Arbeiten  auszuschliessen.  Ein  Ausschuss 
von  Handwerksmeistern  der  Hauptgewerbe 
nahm  Anmeldungen  entgegen  und  bestimmte 
die  Aufgaben,  die  thunüchst  individuell  ge- 
halten wurden.  So  verlangte  man  z.  B.  von 
einem  Meisterssohne  im  ersten  Lehrjahre 
mehr  als  von  einem  Lehrlinge,  der  ein  nicht 
vom  Vater  betriebenes  nnd  somit  ihm  nicht 
von  Jugend  auf  zur  Anschauung  gebrachtes 
Gewerbe  erlernte.  Für  die  Fachmänner 
wurde  die  so  erzielte  Uebersicht  von  Lösun- 
gen gleicher  Aufgaben  seitens  verschiedener 
Lehrlinge  desselben  Gewerbes  selir  interes- 
sant;   für   nicht   Sachverständige   war   die 


Ausstellung  weniger  anziehend,  weil  die 
Mannigfaltigkeit  der  ai^estellten  Gegen- 
stände eine  geringere  war.  Vom  Anlauf 
behufs  Verlosung  wurde  abgesehen,  weil 
mau  wahrnahm,  dass  einzelne  Meister  die 
Axißstellung  benutzten,  um  durch  ihre  Lehr- 
linge hochwertige  Gegenstände  anfertigen 
zu  lassen,  dei'en  Erlös  sie  selbst  bezogen. 
Nach  dem  Beispiele  des  Darmstadter  Orts- 
gewerbevereins wurden,  auf  seinen  Erfah- 
rungen fussend,  sowohl  1849  als  auch  in 
den  folgenden  Jahren  an  verschiedenen  hes- 
sischen Orten  Versuche  mit  Ausstellungen 
von  Lehrlingsarbeiten  gemacht,  die  aber 
nicht  wiederholt  wurden.  Xur  Darmstadt 
veranstaltete  sie  8  Jahre  ganz  regelmässig. 
Eine  Ausstellung  von  Lehrlingsarbeiten  nach 
den  Grundsätzen  wie  früher  fand  im  Jahre 
1870  in  Dannstadt  in  Verbindimg  mit  einer 
Ausstellung  von  selbstverfertigten  Arbeiten 
kleiner  Meister,  Gesellen  imd  {'abrikarbeiter 
statt  auf  Anregung  einiger  Arbeiterbildungs- 
vereine, Die  Zahl  der  Aussteller  betrag  ca. 
ICMW,  darunter  270  Lehrlinge  aus  dem  gan- 
zen GroBsherzogtum.  Für  jedes  Gewerbe 
und  für  jede  Zeit  bestandener  Lehre  waren 
diesen  3—4  Aufgaben  gestellt  worden,  von 
denen  wenigstens  eine  zu  lösen  war.  Dann 
ruhte  die  Ausstellungsfrage  10  Jahre  nnd 
erst  infolge  der  neueren  Bestrebungen  zur 
Hebung  des  Innungswesens  winiie  in  Oppen- 
heim eine  allgemeine  Ausstellung  von  Lehr- 
lingsarbeiten für  das  ganze  Land  in  Ver- 
bindung mit  einer  Ausstellung  von  Zeich- 
nungen imd  Schfllerarbeiteu  aus  den  inlän- 
dischen HandwerkerecJiulen  veranstaltet. 
Audi  jetzt  wurde  für  die  verschiedenen 
L<ehrzeiten  der  Lehrlinge  eines  jeden  Ge- 
werbes eine  bestimmte  Aufgabe  gestellt, 
deren  Ijßsung  keinen  erheblichen  Aufwand 
an  Zeit,  Material,  Auslagen  erfordert  tind 
die  ohne  jede  fremde  Beihilfe  durch  den 
Lehrling  allein  angefertigt  werden  muss. 
Es  beteiligten  sich  1000  Lehrlinge.  Der 
Kostenaufwand  war  2200  Mark.  Zum  dritten 
Male  fand  eine  allgemeine  Ausstellung  von 
I-ehrhngsarbeiten  aus  dem  Grossherzogtum 
Hessen  vom  9.-24.  Juli  1887  in  Darmstadt 
statt,  beschickt  von  175Ü  I-ehrlingen.  Neu^ 
längerer  Pause  wmde  im  August  1900  iu 
"Worms  wieder  eine  Ausstellung,  vorzugs- 
weise von  Gesellenstücken,  veranstaltet,  die 
indes  nur  von  142  Teilnehmern  beschickt  war. 
Nach  dem  VorgEuige  Heseena  werden  auch 
anderen  dentschen  Staaten  seit  den  70er 
Jahren  mehrfach  Ansstellnngen  von  Lehrlings- 
arbeiten veranstaltet,  in  der  Eegel  ürilich  be- 
grenzt, jedoch  unter  Freigebung  der  Wahl  der 
auazQ  stell  enden  Gegenstände.  Das  heasiscbe 
System,  sofern  es  in  Stellung  von  durch  den 
Lehrling  zn  lügenden  .Aufgaben  b«ateht,  hat  seit 
1880  in  Baden  Eingang  gefanden.  Hier  hatten 
einige  Gewerbe  vereine,  so  in  Bretten,  Karlarnhe, 
Schwetzingen  bereits  seit  Jahren  dahingestrebt, 
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A.n8BtelliiiiG;en  von  Lehrlingsatbeiteu  zu  veran- 
lasBen  und  Preise  zu  verleihen.  Aber  diese 
Schritte  waren  vereinzelte  geblieben,  and  es 
eab  sich  der  Wanacb  nacli  staatlicher  Beihilfe 
Knnd.  Diese  ist  denn  auch  nicht  ausgeblieben, 
und  seit  1881  sind  regelmäBsig;  jährlich  derartige 
AtiSBt«llaDgeii  von  Lehrlingsarheiten  aus  dem 
eanzen  Lande,  meist  in  Karlsruhe,  unter  wachsen- 
der Beteiligung  veranstaltet  worden.  Die  Fre- 
quenz war  die  folgende:  1881  80,  IStiit  118, 
1890  394,  1891  557,  1892  696,  1893  624, 
1894  726,  1895  725,  1896  1000,.  1897 
833,  1898  947,  1899  1154,  1900  1233.  Es 
hat  mithin  gerannte  Zeit  gedauert ,  his  Ab- 
neigung oder  Teünahinlosigkeit  soweit  über- 
wnnden  war,  dass  die  Beteiligung  der  Lehrlinge 
eine  erfreuliche  genannt  werden  kann.  An 
diesen  Ausstellungen  beteiligen  sich  nnr  Ge- 
werbevereine. Die  Regierung,  die  iirapr  IIa  glich 
800  Mark  zur  Prämiiemng  Bewilligt,  hatte,  hat 
1898  4980  M.,  ia99  6135  M.  und  1900  7170  M. 
dafür  verausgabt.  Für  das  auf  diesen  Aub- 
Etellnngen  einzuhaltende  Verfahren  gelten 
selbstverständlich  bestimmte  Gmnds&tze.  (Im 
Handwerkerk&lender  für  Baden  1899  S.  109 
abgedruckt.)     Zur  Bewerbung  um  die  Staats- 

S reise  werden  nur  solche  Lehrlinge  zugelassen, 
enen  für  ihre  Arbeiten,  wie  sie  regierungs- 
seitig begrenzt  sind,  bereits  von  dem  Gewerne- 
verein  am  Sitze  ihres  Wohnorts  oder  von  dem 


engerer  Wettbewerb  unter  den  bereitfl  als 
tüchtig  anerkannten  Leistungen  statt.  Der  aus- 
stellende Lehrling  muss  mindestens  ein  Lehr- 
jahr hinter  sich  und  wenigstens  eine  der  für 
das  betreffende  Gewerbe  vorgeschriebenen  Anf- 
gaben  gelQst  haben ;  die  Anfertigung  der  Arbeit 
muBS  ohne  fremde  Beihilfe  erfolgen  und,  wo  er- 
forderlich, eine  Werkzeichnung  beigelegt  werden. 
Ist  eine  Gewerbeschule  am  Orte,  so  war  sie  zu 
besuchen  und  muss  ein  über  Fleiss,  Fortschritt 
nnd  Betragen  befriedigende  Auskunft  gebendes 
Zengiiia  vorliegen.  Ausser  der  vorgeschriebenen 
Arbeit  kann  noch  eine  nach  eigener  Wahl  aas- 
gestellt  werden,  doch  wird  diese  nicht  mit  einem 
e  bedacht,  falls  die  vorgeschriebeae  Arbeit 


linge  Anspruch  erheben,  die  am  Ende  der  Lehr- 
zeit sind  Oller  ihrer  Beendigung  wenigstens 
nahestehen.  Einen  Vorzog  geniessen  im  allge- 
meinen diejenigen,  die  eine  Lehrlingsprüfung 
abgelegt  haben. 

In  Bayern  haben  ebeafalls  seit  den 
70er  Jahren  Ausstellungen  von  Lehrltngs- 
arbeiten  stattgefunden.  Der  Müncliener  (te- 
werbcverein  veranstaltet  sie  seit  1871,  1898 
zum  25.  Male:  die  Gewerbevereine  der 
bayerischen  Pfalz  veranlassten  eine  Aus- 
stellung im  Jalire  1880,  die  von  Ö43  Ijehr- 
lingen  beschickt  wurde.  Allein  im  ganzen 
felilte  dock  das  nOtige  Interesse  und  erst 
durch  die  von  König  Ludwig  IL  im  Jahre 
1880  gemachte  Witteisbacher  Landessfiftung, 
die  reichliche  Mittel  zur  Förderung  des 
Lehrlingswesens  bot,  konnte  ihre  Veranstal- 
tung systeinatischer  in  Angriff  genommen 
werden.    Die  Stiftung  giebt  den  Innungen 


oder  Gewerbevereinen,  {lie  Ausstellung  von 
Lehrlingsarbeilen  veranlassen ,  Geld ,  um 
Prämien  für  die  Lehrlinge  anschaffen  zu 
I  können.  Filr  diesen  Zweck  sind  im  ganzen 
'  Eonigreiche  verausgabt  worden :  1882 
4240  M.,  1883  4Ö02  M.,  1884  5669  M„ 
1885  5704  M.,  1886  5184  M.,  1887 
.S950  M.,  1888  4565  M.,  1889  2860  M., 
1890  3820  M.,  1891  3155  M.  In 
einigen  Orten,  z.  B.  in  Fürth,  existieren 
auch  von  Privatpereonen  gestiftete  Preise 
fflr  Ausstellung  von  Lehrlingsarbeiten.  Von 
dem  bayerischen  Gewerbemuseura  in  Niim- 
berg,  das  die  Förderung  des  Lehrlingswesens 
als  eine  seiner  wichtigsten  Aufgaben  ansieht, 
ist  in  V^erbindung  mit  Itlem  Ausschiiss  dos 
Verbandes  bayerischer  Gewerbevereine  ein 
Pi-ogramm  für  die  Abhaltung  solcher  Aus- 
stellungea  aufgesetzt  woi-den,  das  von  dem 
königlichen  Ministerium  des  Innern  gebilligt 
und  den  Bezirksregienmgen  zur  Beachtung 
empfohlen  woi-den  ist  Weiter  hat  das  Ge- 
werbemuseum im  Oktober  1889  die  Veran- 
staltung einer  Landesausstellung  derjenigen 
Lehrlingsarbeiten  angeregt,  die  auf  den  Orte- 
ausstellungen bereits  den  ersten  Preis  er- 
rangen haben.  Im  Anschluss  offenbar  an 
die  in  Baden  in  gleicher  Weise  von  der 
I^ndesge Werbehalle  in  Karlsruhe  arrangier- 
ten Ausstellungen  wird  dem  Lehrlinge  hier 
Gelegenheit  geboten,  im  Verein  mit  einer 
grösseren  Anzahl  von  Alters-  und  Benifs- 
genossen  aus  dem  ganzen  Lande  wettwerbend 
vor  eine  grössere  Oeffentlichkeit  zu  treten. 
Für  Meister,  Gehilfen  und  Lehrlinge  wird 
die  vergleichende  Betrachtung  der  vorge- 
führten Leistungen  lehrreich  und  zugleich 
die  Möglichkeit  gegeben,  die  zu  T^e  treten- 
den Mängel  in  der  Ausbildung  ein^hend  zu 
prüfen  und  geeignete  Abhilfe  anzubahnen. 


if  den  örtlichen  Ansstellnngen  bereits  « 
ersten  Preis  errangen  haben,  dürfen  sich  be- 
teiligen. Der  einzusendende  Gegenstand  muss, 
wenn  möglich,  von  einer  Zeichnung  begleitet 
Bein,     Der  Aussteller  mnss  seine  Lehrzeit  im 


Sendung  trägt  das  Gewerbemuseum,  das  die 
Mittel  teils  ans  eigenen  Fonds,  teils  aus  der 
Witteisbacher  Landesstiftnng ,  von  Gewerbe- 
vereinen  und  Innimgen  aufhringt.  Die  .Aus- 
steller erhalten  nach  dem  Urteil  des  Preis- 
Serichts,  das  unter  dem  Vorsitz  des  Direktors 
es  bayerischen  Gewerbemuseums  besteht,  wenn 
ihre  Leistangen  als  hervorragende  bezeiohnet 
werden,  einen  Vermerk  in  ihrem  Lehrlingsbiich 
nnd,  wenn  die  Mittel  vorhanden,  einen  Geld- 
beitrag zum  Besuche  der  Ausstellung.  In 
dieser  Wei>e  sind  seit  1890  bis  1899  8  Candes- 
nnsstellungen  prämiierter  Lehrlingsarbeiten  zu 
Stande  gekommen,  die  erste  (1890)  von  166  Lehr- 
lingen ans  20  Vereinen,  die  achte  (1899)  von 
138  AnsBtellern  ans  26  Vereinen  beschickt. 
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InWOrttemhergfanden  1889  HDd  1900 
AwsBtellHii^n  von  Lehrlin^sarbeiten  statt, 
die  aber  nicht  den  Zweck  einer  Preisvertei- 
lung verfolgten.  Vielmehr  handelte  es  sich 
hier  um  die  Vorführung  der  Arbeiten  der- 
jenigen Gewerbelehrlijige,  die  ihre  Prftfnng 
auf  Grund  der  LehrlingsprfifiingsordDiing 
bestanden  hatten,  soArie  der  Ijehrliuge,  die 
in  Innungen  geprüft  worden  waren.  Dio  im 
Juli  190U  in  Stuttgart  veranstaltete  Aus- 
stellung war  aus  61  Gemeinden  des  Landes 
beschickt,  etwa  rund  60  Gewerbe  waren  mit 
S-'iU  Arbeiten  vertreten.  Die  verhHltnismäss^ 
geringe  Beteiligung  hängt  damit  zusammen, 
dass  die  Ausstellung  besonderer  Umstände 
halber  etwas  sjiät  abgehalten  werden  musste 
und  inzwischen  viele  Prüfungsarbeiten  ver- 
kauft wortlen  waren. 

In  Preussen  wenlen  seit  1880  die 
Ausstellungen  von  Iiehrlingsarbeiteu  gleich- 
falls aus  Staatsmitteln  unterstützt.  Innungen 
oder  InnungsTerbände,  Gewerbevereine  etc. 
erhalten  behufs  Verleiiiung  von  Staatspreisen 
an  Lebrhnge  bei  diesen  Gelegenheiten  Zu- 
schüsse von  in  der  Kegel  ICH)  M.,  die  zu 
einem  ersten  Staatspreise  von  .W  M.  und 
weiteren  Preisen  von  mindestens  10  M.  ver- 
wandt werden  sollen.  Allein  den  sehr 
zweckmässigen  Anordnungen,  die  der  preus- 
sische  Handelsminister  bei"  der  eretmaligen 
Gewährung  des  Staatszuscliusses  für  die 
AuBstelhnigen  gab,  wurde  nur  wenig  ent- 
sprochen. Weder  gelangte  der  Wunsch,  nur 
Suigbare  und  verkäufliche  Erzeugnisse  des 
andwerks,  deren  befriedigende  Ausfühning 
vom  Lehrlinge  bei  normalem  Stande  seiner 
Ausbildung  gefordert  werden  kann,  ausge- 
stellt zu  sehen,  in  vollem  Masse  zur  Gel- 
tung, noch  war  es  möglich,  eine  genaue 
Kontrolle,  wie  weit  der  Lelu'ling  selbsfSndi- 
st&ndiger  Verfertiger  des  Stückes  sei,  durch- 
zuführen. 

Mit  diesen  letzteren  Bemerkungen  sind 
bereits  die  Schwächen  des  Systems  berührt. 
Gewiss  wirken  Ausstellungen  von  Lehrlings- 
arbeiten in  regelmässigen  Zwischenrtumen 
wohlthätig  auf  den  Eifer  der  jungen  Leute 
ein.  >&Iau  muss  gesehen  haben«,  sagt  die 
Einleitung  zur  »Ausstellung  von  Ijehrlings- 
arbeiten  im  Grossherzogtum  Hessen,  »mit 
welchem  Eifer  die  Jungen  die  ausgeslellten 
Gegenstände  ihrer  tllcher  untersuchten  und 
die  Leistungen  ihrer  Kameraden  prüften 
und  würdigten.  Sprächen  nicht  andere 
Rücksichten  dagegen,  so  könnte  man  eine 
Vorprüfung  der  Arbeiten  den  Lehrlingen 
selbst  übertragen;  deren  ITnparteilichkeit 
dürfte  nicht  zu  bezweifeln  sein!»  Der  Ijem- 
eifer  der  Lehrlinge  wird  geschärft,  ihre 
Leistungsfähigkeit  im  Hinbhck  auf  die  zu 
erwartende  Auszeichnung  gesteigert ,  ihre 
Kritik  und  damit  das  Streben  nach  Vervoll- 
kommnung   in    gesunde    Bahnen    gelenkt. 


Allein  immerhin  kleben  dem  Sj-stem  der- 
artige Un Vollkommenheiten  an,  dass  es  allein 
als  nicht  ausreichend  zur  Hebung  des  Lehr- 
lingswesens angesehen  werden  Kann.  Um 
ihren  Zweck  voll  zu  erreichen,  mQssten  die 
Ausstellungen  die  Leistungsfähigkeit  der 
Meister  und  der  Lehrlinge  zugleich  erkennen 
lassen.  Die  elfteren  inilsstcn  zeigen ,  dass 
sie  ihrer  An^be,  tüchtige,  in  allen  Einzel- 
heiten des  Gewerbes  gut  bewanderte  Ge- 
hilfen heranzubilden,  gewachsen  sind;  die 
letztei-eu  sollten  darlhun,  dass  sie  die 
in  der  Lehre  gebotene  Gelegenheit  zur 
gründlichen  beruflichen  Ausbildung  ausge- 
nutzt haben.  Unter  den  Arlieiten  aber,  mit 
denen  sie  diesen  Beweis  antreten  wollen, 
sollten  nur  solche  Gegenstände  zur  Aus- 
stellung gebracht  werden,  deren  Anfertigung 
wenig  Zeit  und  wenig  Auslagen  für  Mate- 
rial erfordern,  dabei  gleichwohl  geeignet 
sind,  die  erworbene  Fachgeschtcklichkeit  zu 
bethätigen.  Dlsst  man  nun  den  Ausstellern 
die  freie  Wahl,  so  wird  erfahrungsmässig 
das  nicht  erreicht.  Nur  weim  Aufgaben  ge- 
stellt werden,  kann  man  sich  der  Verwirkli- 
chung dieser  Grundsätze  nähern.  Auch  dann 
aber  bleibt  die  Beurteilung  schwierig,  denn  es 
kann  vorkommen,  dass  Lehrlinge,  die  nur  in 
einem  Specialttäten betriebe  ihre  Ausbildung 
erlialten  haben,  auf  gleiche  Stufe  gestellt 
werden  mit  den  in  der  ^nzen  Technik  eines 
Gewerbe  Zweiges  Ausgebildeten.  Nicht  min- 
der missltch  bleibt  trotz  aller  Vorsichtsmass- 
regeln  die  Kontrolle  darüber,  wie  weit  es 
sich  lim  eigene  Leistiuigen  des  Lehrlings 
handelt.  Endlich  liegt  die  Gefahr  einer  ge- 
wissen Selbstüberschätzung  vor.  Daher  ist 
in  neuerer  Zeit  mehr  und  mehr  vorgeschla- 
gen worden,  mit  den  Ausstellungen  Prüfun- 
gen der  Lehrlinge  zu  verbinden  odör  solche 
selbständig  einzuführen, 

7.  Zjefarlingsprüfnngen.  Sie  haben  den 
Vorteil,  dass  sie  einen  heilsamen  Zwang  auf 
das  Mass  des  Fleisses  und  der  Ausdauer 
seitens  der  Lernenden  ausüben.  Wer  die 
Prüfung  nicht  besteht ,  sollte  eben  nicht 
weiter  aufrücken,  nicht  als  Gehilfe  arbeiten 
dürfen,  sondern  mflsste  veranlasst  werden, 
noch  einige  Zeit  in  im tergeord neter  Stellung 
lernend  auszuhalten. 

Den  Prüfungen  wohnt  ein  erzieherisches 
Moment  inne.  Die  Anerkennung,-  die  der 
junge  Mann  in  der  Urkimde  über  das  be- 
standene Examen  erhält,  beweist  seine  Tüch- 
tigkeit und  sein  Streben.  Durch  eine  be- 
friedigend verlaufende  Prüfung  erleichtert 
der  Jüngling  sein  späteres  Fortkommen.  Mit- 
hin wird  in  Erinnerung  <laran  der  heran- 
wachsende Knabe  im  Zaume  gehalten,  vor 
ünbotmässigkeit  und  Liederlichkeit  bewahrt. 
Ist  aber  ein  giiter  Gnind  gelegt,  in  dem 

4'iingen  Manne  die  Lust  am  Erwerbe  von 
Wertigkeiten,  die  Freude  am  Können  geweckt. 
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Bo  darf  raan  der  weiteren  Entwickeluog  mit 
Vertranea  entgegensehen.  Das  Streben,  vor- 
wärts koininou  zu  wollen,  liegt  zu  sehr  io 
der  men schlichen  Natur,  als  dass  es  nicht 
bei  gut  erzogenen  Slenacben,  auch  wenn  der 
Zwang  aufhört,  weiter  wirken  eoUte,  Fach- 
lich gut  ausgebildete  Lehrlinge  werden  über- 
all als  GehiTfei)  willkommen  sein,  den  Trieb, 
sich  zu  ven'ollkommDen ,  aucli  in  dieser 
Stellung  betbätigea  und  schliesslich  ais  junge 
Meister  durch  treffliche  Leistungen  den 
Kundenkreis  an  eich  zu  fesseln  wissen. 

Die  Prüfung  besteht  aus  einem  prakti- 
schen und  einem  theoretischen  Teile.  Bei 
dem  ersteren  handelt  es  sich  um  die  ohne 
fremde  Beihilfe  zu  bewerkstelligende  An- 
fertigung einer  für  die  Lehrlinge  desselben 
Gewerb^  gleiehmässig  bestimmten  Arbeit. 
Bei  ihrer  Wahl  soll  massgebend  sein,  dasa 
sie  ohne  grüssoreu  Aufwand  hei^tellbar, 
leicht  verkäuflich  und  in  jeder  'WerkEtätte 
ausführbar  ist,  aber  doch  die  von  einem 
tQchtJgen  Lehrlinge  zu  verlangende  Kenntnis 
hervortreten  lässt.  Die  Anfertigung  des 
Werkstücks  wird  durch  Mitglieder  der 
Prüfungskommission  beaufsichtigt.  Sie  in 
einer  anderen  als  der  Wcrkßtätte  des  Lehr- 
herm  vornehmen  zu  lassen ,  empfiehlt  sich 
kaum,  weil  erfahmngs massig  die  LehrUnge 
in  fremder  Werkstfttte  befangen  sind.  Für 
die  Beurteilung  der  Leistungen  wird  es 
augenscheinlich  leichler.  eineu  allgemeinen 
giltigea  Massstab  zu  finden,  als  den  an- 
gehenden Meistern  gegenüber.  Und  was  bei 
jenen  verhängnisvoll  für  ihr  Fortkommen 
wenien  konnte ,  nämlich  der  tadelnswerte 
oder  mangelhafte  Ausfall,  kann  hier  zum 
Vorteil  gereichen.  Unverkennbar  wird  bei 
der  Lehrlingspröfung  hervortreten,  in  wel- 
cher Bichtnng  die  Ausbildung  des  jungen 
Mannes  zu  wünschen  übrig  lässt.  Einen 
langjährigen  Gesellen,  der  im  Begriffe  steht, 
sich  als  Meister  niederzulassen,  auf  Lücken 
seiner  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  hinzu- 
weisen, hat  wenig  Sinn.  Der  Lehrling  da- 
gegen vermag  solche  Winke  zu  benutzen, 
da  er  jung  genug  ist,  auf  den  Gebieten,  die 
er  noch  nicht  beherrscht,  seine  Lemzeit 
weiter  ausdehnen  zu  können.  Die  theore- 
tische Prüfung  umfasst  in  der  Kegel  die 
Unterrichtsgegenstände  der  Gewerbeschule; 
sie  ist  eine  mUndliche  und  schriftliche,  auch 
wohl  graphistdie.  Der  Vorschlag,  diese  dm^h 
ein  Zeugnis  der  Gewerbeschule  zu  ersetzen, 
ist  nicht  zweckmässig.  Denn  abgesehen  von 
der  örtlichen  Yeföchiedenheit  dieser  Anstal- 
ten kommt  es  bei  der  Prüfung  auch  gerade 
auf  die  Beteiligung  der  Meister  an,  die  aus 
dem  Schatze  inror  Erfahrungen  über  Bezug 
und  Behandlung  von  Rohstoffen,  über  Arbeits- 
methoden, über  Einrichtung  von  Werkstätten 
u.  dergl.  m.  manches  znr  Sprache  bringen 
können,  worüber  in  der  Gewerbeschule  gar 


keine,  wohl  aber  in  der  Werkstätte  Beleh- 
rung geboten  wurde. 

Zur  Leitimg  der  Prüfungen  wird  eine 
ordentliche  Behörde  unentbehrlich  sein,  um 
GleichföFmigkeit  der  Behandlung  zu  sichern. 
Gewerbevereine  und  Innungen  können  eine 
derartige  Prüfungskommission  wählen,  die 
dann  je  nach  der  Zahl  und  dem  Gewerbe 
der  Ijohrlinge  weitere  Gewerbetreibende  zu- 
zieht oder  besondere  PrQfungameister  er- 
nennt. Der  technische  I^iter  der  Fortbil- 
dungsschule oder  Gewerbeschule  sollte  stets 
Mitglied  dieser  Eommisston  sein. 

Üeborall  ist  die  Prüfung,  wo  sie  bis  jetzt 
eingeführt  ist,  eine  freiwillige  und  erwachsen 
dem  Ijchvlinge  keine  anderen  Kosten  als  die- 
jenigen, welche  die  Herstellung  des  Prüf- 
stückes bedingt. 

Das  Ergebnis  der  Prüfungen  wird  mit 
Noten  —  in  der  Regel  vier  Grade  —  be- 
zeichnet und  dem  Geprüften  ein  Zeugnis 
darüber  ausgestellt. 

Der  eiste  deutsche  Staat,  der  den  Lehr- 
lingsprüfungen in  neuerer  Zeit  Eingang  ver- 
schaßt hat,  ist  Württemberg  gewesen. 
Hier  fanden  vor  dem  Jahre  1828  solche 
Prüfungen  selten  statt  Gleichwohl  war 
ihre  Wichtigkeit  doch  soweit  anerkannt,  dass 
in  dem  Regiemngsentwiirfe  des  Gewerbe- 
gesetzes von  1828  die  Einführung  der  obli- 
^torischen  Lehrlingspnlfung  für  alle  zünf- 
tigen Gewerbe  vorgesehen  war.  Indes,  von 
der  Kammer  der  Abgeordneten  bekämpft, 
wurde  der  Vorschlag  nicht  Gesetz.  In  der 
Gewerbeordnung  fand  bloss  die  Erklänmg 
Aufnahme,  dass  die  Anordnung  einer  Lehr- 
lin^prüfung  sowie  die  Bezeichnung  der- 
jenigen Gewerbe,  bei  denen  sie  statHinden 
solle,  der  Regierung  vorbehalten  bleibe. 
Daraufhin  bestimmte  die  iSiO  er  Instruktion 
der  Gewerbeordnung  von  1828  eine  Lelu> 
lingsprüfung  für  die  meisten  zünftigen 
Gewerbe  als  Regel  am  Schlüsse  der  Lehr- 
zeit, uud  die  Instruktion  von  1851  dehnte 
sie  auf  alle  zünftigen  Gewerbe  aus.  Als 
nun  im  Jahre  1859  die  königliche  Central- 
stelle  für  Gewerbe  und  Handel  vom  Minis- 
terium den  Auftrag  erhielt,  Vorschläge  füi- 
eine  etwaige  Reform  der  Gewerbeonlnimg 
zu  machen,  bezeichnete  sie  als  eine  der 
Gnmdlagen  hierfür  »die  Ausbildung  eines 
wohloi^anisierten  gewerblichen  Prüfimgs- 
wesens*.  Sie  betonte,  dass  diese  Prüfungen 
ein  um  so  dringendere^s  Bedürfnis  seien,  je 
freier  man  im  übrigen  die  Bewegung  der 
Ärbeitsthätigkeit  mache.  Gebe  man  die  Ge- 
werlielehre  frei,  so  sei  eine  doppelte  Auf- 
merksamkeit notwendig,  um  den  Missbrauch 
jugendlicher  Kräfte  zu  verhüten  imd  zu  er- 
kennen, wer  eine  gute,  wer  eine  schlechte 
Gewerbelehre  eiteile.  Als  eine  Bedingimg 
für  deu  Eintritt  in  den  Gesellenstand,  wie 
bisher  üblich,    sollte  dabei   die  Lehrlings- 
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prflfiiDg  nicht  anzusehen  sein.  Mau  berief 
sich  auf  das  Beispiel  EngJaniis,  wo  die 
Society  of  arta  ein  zwar  treiwUlieeB,  aber 
Aber  aas  ganze  Reich  verzweigtes  rrQftings- 
wesen  ins  Leben  gerufen  hätte,  (las  die  er- 
freiüicbsieD  Erfolge  aufweise.  Demgemase 
brachte  die  Regierung,  indem  sie  ganz  rich- 
tig meinte,  auf  die  freie  Verein sthätigkeit 
sich  nicht  verlafiseo  zu  k&nnen,  in  dem  nun 
folgenden  Gesetzen twurfe  eine  Lehrlingsprfi- 
fung  in  Vorsclilag,  weicher  der  Ijehrling  sich 
mit  Zustimmung  seines  Vaters  oder  Vor- 
mundes sollte  unterziehen  können.  Indes 
war  auch  jetzt  fftr  eine  solche  Anordnung 
in  der  Kammer  der  Abgeordneten  keine 
Stimmung.  Man  wollte  in  einem  Augen- 
blicke, wo  man  die  Zünfte  aufhob,  dem  In- 
dividuum die  Freiheit,  sich  die  Laufbahn 
Beines  Lebens  nach  eigenem  Gutdünken  zu 
wählen,  nicht  durch  eine  Prüfung  ver- 
küramem.  So  sah  denn  das  Gewerbegesetz 
von  1862,  das  auf  voller  Gewerbe-,  Han- 
dels- und  Niederlassungsfrei  bei  t  beruhte, 
von  der  ohligatori sehen  Prüfung  ab  und . 
mit  der  Aufhebung  der  Zßnfte  fielen  die 
bis  dahin  Üblichen  Lehrlingsprüfungen  ganz. 
Gleichwohl  behielt  die  Centralstelle  für 
Gewerbe  und  Handel  die  Prüfungen  im 
Auge  und  sorgte  dafür,  dass  sie  sich  frei- 
willig einbürgerten.  In  den  ersten  Zeiten 
nach  Einföhning  der  Gewerbefreiheit  stiess 
das  auf  Schwierigkeiten.  Allein  die  Heraua- 
rabe  des  ge weiblichen  Fragebiiches  für 
PrflfungskommisaioDen,  das  von  Karmarsch 
bearbeitet  wurde,  hielt  das  Interesse  für 
die  Veranslaltimg  von  Lehriingsprflfungen 
waeli,  und  allmiUiUch  sprachen  sich  immer 
mehr  Stimmen  für  sie  aus.  Sie  kamen 
seitens  einzelner  Gewerbevereine ,  welche 
die  Angelegenheit  in  die  Hand  nahmen,  in 
Gang  und  fanden  beifällig  Aufnahme.  Da- 
her beauftragte  der  Minister  die  Central- 
stelle für  Gewerbe  und  Handel  mit  dem 
Entwiu-fe  einer  Ijehrlingsprüftmgsordnung, 
die  nach  erfolgter  königlicher  Genehmigung 
vom  26.  Juni  1881  zunächst  versuchsweise 
an  denjenigen  gewerblichen  Fortbildungs- 
schulen zur  Anwendung  kam,  denen  ein 
Gewerbeschulrat  vorsteht  und  deren  Ge- 
meinden sich  zur  Ueberaahme  eines  Teils 
der  Prüfungskosten  bei-eit  orkläiten.  Diese 
Ordnimg  brachte  die  schon  1862  geplante 
Organisation.  Sie  sieht  die  Bestellung  einer 
Prüfungskommission  durch  die  Fortbildungs- 
schule und  den  Gewerbeverein,  der  die 
Prüfung  veranstalten  will,  vor  und  zieht 
die  Gemeinde  zusammen  mit  dem  Staate 
zur  Deckung  der  Unkosten  heran.  Eine 
,ueuere  Verordnung,  die  namentlich  auch  die 
kaufmännischen  Lehrlinge  zur  Prüfung  her- 
anzuziehen sich  angelegen  sein  lässt,  hat 
am  12.  August  1885  die  königliehe  Ge- 
nehmigung erhalten.  Die  Resultate,  die  mit 


dieser  Ordnung  erzielt  werden,  sind  sehr 
erfreuliche,  doch  darf  allerdings  nicht  über- 
sehen werden,  dasa  es  sich  um  freiwiUige 
Prüfungen  handelt  und  daher  nur  die  Elite 
der  gewerblichen  Jugend  an  ihnen  teilnimmt, 
diejenigen  jungen  Leute,  die  zugleich  die 
gewerblichen  Fortbildungsschulen  besuchen. 
Es  wurden  Pnlfungen  abgehalten  : 
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Es  ist  demnach  im  Jahre  139d  sowohl 
die  Zahl  der  Priiflinge  als  der  Prüfungsorte 
nicht  unerheblich  gestiegen.  In  beiden  lüch- 
tungen  hat  dieses  Jahr  die  höchste  bis  jetzt 
erreichte  Zahl  aufzuweisen.  Vom  Jahre  1901 
an  wird  nach  einer  veränderten  Prüfungs- 
ordnung geprüft  werden,  die  indes  noch 
nicht  publiziert  ist. 

In  Baden,  -va  der  Ausschuss  bei  der 
TjandesgewerbehallO  in  Karlsruhe  sich  il  a. 
auch  sehr  angelegentlich  mit  den  ziu:  Be- 
fördening  des  Lehrl  in  gswesens  zu  erlassen- 
den Massregetn  beschäftigt,  wurde  bereits 
in  den  Vei-handlungen  von  1879  die  Ein- 
führung von  Lehrlings  Prüfungen  angeregt 
Man  erwog  damals  die  Subventioniening 
gewerblicher  I^hr Werkstätten  durch  den 
Staat  und  wollte  sie  neben  anderen  Bedin- 
gungen auch  an  die  Ablegung  einer  Pril- 
fuug  seitens  der  l.«hrliuge  knüpfen.  In 
einer  wenig  später  veröffentlichten  Denk- 
schrift über  die  Verleihung  von  Preisen  auf 
Ausstellungen  von  Lehrlingsarbeilen  wurde 
es  ebenfalls  als  wflnscheuswert  hingestellt, 
dass  die  Gewerbevei'eine  mit  den  Ausstel- 
lungen Lehrlingsprfifungen  verbänden.  Da 
doch  einmal  ein  Nachweis  der  praktischen 
Leistungsfähigkeit  durcli  die  Arbeit  geliefert 
werde,  so  wäre  die  Prüfung  vereinfacht 
Dieser  Anregung  aber  wurde  zunächst  keine 
Folge  gegeben.  Vereinzelt  stimmten  die 
Gauausschüsse  oder  Gautage  für  Mittel- 
baden und  Mosheim  dem  Vorschlage  zur 
Einführung  freiwilliger  Lehrlingsprühingen 
zu,  thaten  aber  keiue  Schritte  zu  ilirer  Kn- 
fühning.  Daher  traten  die  Vorlagen  für  die 
Ausschusssitzungen  bei  der  Landesgewerbe- 
halle im  Jahre  1882  abermals  enei^ch  für 
den  Gedanken  ein.  Man  betonte,  dies  durch 
Prüfungen  das  Streben  nach  tüchtiger  Bil- 
dung verbreitet,  dem  Meister  aber  der  Vor- 
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teil  gewährt  werde,  class  er  Ober  die  Leis- 
tungsfähigkeit eines  anzunehmenden  Gehilfen 
in  dem  Lehrbriefe  Aufschiues  gewann o. 
Gleich Keitig  w^l^dc  ein  Eutwnrf  zu  einer 
Ordnung  der  Ijehrlingsprüfnngen  vorgelegt. 
Mitllei-weile  war  man  in  Konstanz  dazu  ge- 
schritten, in  Verbindung  mit  der  Preisver- 
teilung auf  der  Ausstellung  eine  Lehrlings- 
prttfnng  abzuhalten  und  mit  unter  dem  Ein- 
drucke dieses  von  gutem  Erfolge  begleitet 
gewesenen  Ereignisses  beschloss  der  Aus- 
schuss  der  Lande^werbehalle  bei  den  Ver- 
handlungen im  Juli  1882,  den  Gewerbover- 
einen  die  Einführung  freiwilliger  Lehriings- 
prflfutigen  allgemein  zu  empfehlen.  Als 
Bichtschnur  wimle  die  von  der  Re^erung 
aufgestellte  Prüfungsordnung  vollschlagen, 
deren  Entwurf  in  den  Verhwidlungen  unter 
nicht  wesentlichen  Aendenuigen  angenommen 
wurde.  Unter  dem  19.  Januar  1883  wurde 
diese  Prüfungsordnung  (Hand werkerkalcn der 
189Ö,  S.  111  abgedmckt)  den  Gewerbever- 
einen offiziell  von  der  Landcsgewerbehalle 
zur  Kenntnis  gebracht  und  zur  Nachachtitng 
angelegentlich  empfohlen,  auch  in  den  Ver- 
handlungen des  laufenden  Jahres  1883  den 
anwesenden  Vertretern  der  Gauverbäode 
ans  Herz  gelegt,  bei  den  Gewerbe  vereinen 
auf  die  Veranstaltung  von  LehrlingsprQfungou 
hinzuwirken.  ÄusBCi-dem  wurde  ein  kflnst- 
leiisch  aiisgestattetes  Formular  für  I^ehr- 
Jingszeugnisse  den  Gewerbe  vereinen  zuge- 
stellt mit  der  Aufforderung,  ihren  Bedarf 
daran  bei  der  Landesgewcrbehalle  anzu- 
melden, die  sie  Ihnen  unentgeltlich  verab- 
reichen würde.  Alle  diese  zweckmässigen 
Anordnungen  blieben  in  der  Hauptsache 
fruchtlos;  die  Gewerbevereine  von  Konstanz. 
Schopfheim  und  Villingen  bezogen  allerdings 
die  lorraulare.  seheinen  sieh  aber  zur  Vor- 
nahme von  I'rflfuHgen  nicht  haben  ent- 
schiiessen  zu  können,  und  der  Oewerbeverein 
zu  Karlsruhe  wai'_  der  erste,  von  dem  im 
Jahre  188ä  bekaniit  wunlo,  dass  er  bei  der 
Preisverteilung  eine  Prüfung  vorgenommen 
hatte.  So  machte  denn  der  Vorsitzende  des 
Alisschusses  bei  der  Ljuidesgewerbchalle  in 
den  Verhandlungen  von  1886  von  neuem 
darauf  aufmerksam,  wie  wichtig  es  wäre, 
in  weiterem  Umfange  als  bisher  Lehrlings- 
prilfungen  unter  Zugnindelegung  des  Prü- 
fungsreglements zu  veranstalten.  Die  wie- 
derholten Mahnungen  und  Aufforderungen 
sind  schliesslich  auch  nicht  auf  ganz  un- 
fruohtbaroD  Boden  gefallen.  Immerhin  steht 
doch  die  Zahl  der  Prüfungen  in  keinem 
rechten  Verhältnis  zu  der  gewerblichen 
Be<leiitung  des  Ijandes.  Im  Jahre  1883 
wunien  83,  im  Jahre  1890  nur  49  I^hr- 
linge  geprüft 

In  Bayern  hat  man  ebenfalls  den  Prü- 
fungen in  neuerer  Zeit  sein  Interesse  zuge- 
wendet.   Das  am  18.  Februar  1889  von  dem 


bt^-erischen  Gewerbemuseum  in  Verbindung 

mit  den  Gewerbe  vereinen  aufgesetzte  und 
hernach  vom  Ministerium  des  Innern  ge- 
billigte Programm  für  die  Abhaltung  von 
Lehrlingsprüfungen  und  Lelirlingsarbeiten- 
aussteliungen  empfiehlt  beides  warm,  be- 
schäftigte sich  aber  doch  in  erster  Linie 
mit  den  Prüfungen.  In  einem  Anhange  ist 
wie  in  Baden  ein  Au^bciiverzeichnis  für 
aus  der  Lehre  tretende  und  einer  Prüfung 
sich  unteraiehende  Lehrlinge  veröffentlicht. 
Auf  Grundlage  dieses  Programms  sollen 
nach  eiuer  ge£L  Mitteilung  des  bayerischen 
Oewerbemuseums  in  den  meisten  der  dem 
Verbände  bayerischer  Gewerl« vereine  an- 
gehörenden Vereine  LehrlingsprOfungen  vor- 
genommen werden. 

In  Hessen  veranlasste  die  Zerfahrenheit 
der  Verhältnisse  auf  dem  Gebiete  des  Lehr- 
lingswesens in  Offenbach  den  dortigen  Ge- 
werbe verein,  im  Jahre  1886  Ijehrlingsprü- 
fungen  ins  Leben  zu  rufen.  Diese  bewährten 
sich  so  gut,  dass  ein  auf  der  Generalver- 
sammlung des  hessischen  Landesgewerbe- 
vereins vom  8.  August  1888  darüber  gehaltener 
Vortrag  des  Direktors  der  Offen  bacher 
Kunstgewerbe-  und  Handwerkersciiule,  Herrn 
Sehung,  zur  Einsetzung  einer  Kommission 
führte,  die  die  Frage  der  freiwilligen  Lehr- 
hngsprüfungen  erwägen  sollte.  Diese  Kom- 
mission tagte  am  11.  Febniar  1889  in  Darm- 
stadt und  veretändigte  sicli  über  die  allge- 
meinen Gesichtspunkte  zur  Organisation 
solcher  Priifimgen,  denen  man  hier  den 
Namen  »Gesellenprüfungen  ^  beilegte,  weil 
sie  in  den  Stand  des  Gesellen  Oberführen. 
Diese  Beratungen  haben  im  Dezember  1890 
zur  Aufstellung  >Allgemeiner  Bestimmimgen 
für  die  Abhaltung  der  freiwilligen  Gesellen- 
prüfungen des  Gewerbe  Vereins  für  das 
Grossherzogtum  Hessen«  geführt,  die  nach 
erfolgter  grossherzoglicher  Genehmigung  am 
3.  Oktober  1891  vom  Ministerium  des  In- 
nern zur  öffentlichen  Kenntnis  gebracht 
{bei  Scheven,  als  Anlage  28  abgedruckt)  und 
dann  von  der  grossherzoglichen  Centralstelle 
für  die  Gewerbe  zusammen  mit  Ausfühnmgs- 
bcstimmungen,  Qeschäftsoitlnnng  und  Foi^ 
mularen  den  Ortsgewerbe  vereinen  über- 
mittelt wm'den.  Nach  dem  Vorbild  des 
Offenbacher  Gewerbevereins  sind  auch  an 
anderen  Orten  die  Lehrlingsprüfungen  mit 
Erfolg  aufgegriffen  worden.  In  welchem 
Masse  die  Beteiligung  im  Laufe  der  Jahre 
zugenommen  hat,  lässt  folgende  Aufstellung 
ersehen.    Es  wurden  mit  Erfolg  geprüft 

1886  in  üffenbach  8  Lehrlinge 

18Ö7  „          „  16        „ 

188«  „          „  13        „ 

1889  an  2  Orten  48 

189Ü   „  2      „  67 

1891    „  2      „  96        , 

1802   ,  3      „  92 
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1900   ^26      „      450 

Von  den  zur  Zeit  beateheDden  10(1  Orts- 
gewerbevoreinen  liaben  also  2ö  Vereine  die 
LehrlingsprüfuDg  eingeführt.  Die  Zahl  mag 
gering  erscheinen.  Docli  ist  nicht  zu  ver- 
gessen, dass  37  Vereine  erat  seit  1896  be- 
stehen. 

9.  Kantmänniache  Lehrlinge.  Nicht 
minder  als  im  Oewerlvcstande  macht  sich 
auch  im  Kaiifmaimsstande  eine  Lehrlings- 
h-age  geltend.  Sie  gipfelt  hier  darin,  dass 
übermässig  vielLehrYinge  mit  unzureichender 
Vorbildung  angestellt  nnd  diese  ausserordent- 
lich mangelliaft  ausgebildet  werden.  Nach 
einer  in  Braun  schweig  auf  Veranlassung 
der  Handelskammer  aufgestellten  Erhebung 
haben  die  Lehrlinge  in  Kolonialwaren-  imd 
Dn^uengeschäfton  meist  nur  Doriachiilbil- 
duDg  oder  kommen  aus  den  niederen  Klassen 
höherer  Schulen.  In  der  ManufakturA'aren- 
branche  hatten  sie  zum  grösseren  Teil,  in 
Bankgeschäften,  im  Buchhandel  etc.  »meist 
gute  Börgerschulbiidung«.  Viele  llandluugs- 
häii-ser  i^leu  eine  unangemessen  grosse 
Zahl  von  Ijehrlingen,  um  die  (Jehälter  für 
die  Gehilfen  zu  sparen,  und  Oberlassen  ihre 
Zögling  nach  Beendigung  der  sogenannten 
Lehrzeit  ihrem  Schicksal.  Noch  am  Aus- 
gange der  60  er  Jalire  war  die  Zahlung 
eines  Lehrgeldes  ziemlich  allgemeine  Regel. 
Dann  nahm  die  Nachfrage  nach  billigen 
Händen  so  stark  zn,  dass  die  Lehrherren 
nicht  nur  auf  das  Lehrgeld  verzichfelen, 
sondern  dem  Lehrlinge  selbst  noch  eine  Ver- 
gütung in  Gestalt  eines  Kostgeldes  oder  gar 
eine  Besoldung  boten.  Besonders  zogen  die 
DetaiUisten  Lehrlinge  aus  den  unteren  Be- 
völkerungsschichten in  gewissenloser  Welse 
heran,  und  die  Eltern  waren  so  unverständig, 
ihre  Söhne  den  Lockungen  ohne  Deberlegung 
folgen  zu  lassen.  Wie  weit  das  Üebel  aus- 
gebreitet ist,  beweist  eine  von  den  Hand- 
lungetommis  in  Breslau  angestellte  Erhebung, 
nach  der  sich  in  '296  Spczereigeschäften 
Breslaus  247  Kommis  und  468  Lehrlinge 
befanden.  Nach  den  Erhebungen  der  Kom- 
mission für  Arbeiterstatistik  kamen  auf  100 
befrage  männliche  Gehilfen  68,5  Lehrhnge. 
Von  je  100  Betrieben,  die  gleichzeitig  Lehr- 
linge und  Gehilfen  beschäftigten,  hatten  39,8 
weniger  Lehrlinge  als  Gehilfen,  40,6  eben- 
soviel Lehrlinge  als  Gehilfen,  19,6  mehr 
Lehrlinge  als  Gehilfen.  Besonders  auffallend 
zeigt  sich  das  Uebermass  von  Lehrlingen  in 
den  Kolonial  Warengeschäften,  wo  von  100 
Betrieben  27,7  mehr  Lehrlinge  als  Gehilfen 


aufzuweisen  hatten.  Das  massenhafte  An- 
lernen von  Lehrlingen  aber  ist  nur  ein 
scheinbares,  denn  man  nimmt  den  I.«hrling 
meistens  nicht,  lun  ihn  etwas  zu  lehren. 
sondern  um  von  seiner  Arbeit  unmittelbaren 
Nutzen  zu  ziehen.  »Diese  bezahlten  Lehr- 
linge sind  nichts  anderes  als  gewöhnliche 
jngendliche  Arbeiter,  die  ganz  einseitig  be- 
schäftig werden,  Hausdiener,  Ijaufbiirschen 
in  bilhger  Weise  ersetzen  imd  nur  zum 
Nutzen  des  Gescliäfts  unter  dem  Titel  eines 
Kaufmanns  wie  Citronen  ausgequetscht  wer- 
den* (Hiller).  Die  fähigeren  Jünglinge  wer- 
den für  die  schwierigeren  Arbeiten  gebraucht 
und  die  schwächeren  ganz  einseitig  in  einem 
Zweige  ausgebildet.  Fflr  den  Besuch  von 
Handelsschulen  oder  Untorrichtsan  stalten 
kann  die  erforderliche  Zeit  nicht  gewonnen 
werden,  und  so  verstehen  die  jungen  Leute 
nach  den  3  oder  4  Jahren  ihrer  Ijchrzeit 
oft  so  wenig,  dasa  sie  für  ihre  einseitige 
Ge Schäftsken utnis  gar  keine  oder  niir  schwer 
Verwendung  finden.  Dies  fällt  aber  um  so 
mehr  ins  Gewicht,  als  gewisse  Branchen 
des  Handels  ihrer  Natur  nach  eine  ciuali- 
fizierte  Ausbildung  verlangen.  Die  unquali- 
fizierte Arbeit  im  Handel  hat  nur  Aussicht 
auf  eine  hinreichende  Verwertimg  im  Klein- 
handel. Dazu  kommt,  dass  die  Lehrzeit  des 
jungen  Kaufmannes,  der  für  seinen  Beruf 
gi-Qndüch  ausgebildet  werden  soll,  eine  an- 
strengendere und  arbeitsreichere  Periode  als 
in  anderen  Benifen  ist,  deun  seine  Beschäf- 
tigimg ist  gewöhnlich  eine  sehr  mannigfal- 
tige. »Sie  liewegt  sich  je  nach  Art  des 
Geschäftsbetriebes  in  den  verschiedensten 
Formen  der  kaufmännischen  Tbätigkeit;  bald 
muss  er  Arbeiten  erledigen,  welche  sein 
Nachdenken  oder  seine  körperliche  Kraft  in 
Anspruch  nehmen,  bald  ist  seine  Beschäfti- 
gung mehr  mechjuiischer  Art  und  darauf  be- 
rechnet, sieh  durch  längere  Uebung  die  not- 
wendigen manuellen  Fertigkeiten  anzueignen^ 
(v.  Henzler). 

Dagegen  ist  es  schwer,  Auswege  mit 
Aussicht  auf  Erfolg  einzuschlagen.  Einmal 
müssen  Eltern,  Vormünder  und  Schulvor- 
stände davor  gewarnt  werden,  unbeanlagte, 
in  der  Schule  ungenügend  vorbereitete  junge 
Lente ,    vollends    solche,    denen    Lust    und 


Schluss  der  Lehrzeit  abzulegende  Prüfung, 
die  für  die  einzelnen  Zweige  des  kaufmän- 
nischen Berufes  abzustufen  wäre,  ein  Min- 
destmass von  theoretischen  imd  piaktischeu 
Kenntnissen  gefordert  werden.  Der  einzige 
deutsche  Staat,  der  in  letzterer  Beziehung 
bereits  Erfolge  nachzuweisen  hat,  ist  Würt- 
temberg. Hier  können  sich  nach  der 
Prüfungsordnung  von  1885  auch  kaufmän- 
nische Lehrlinge  der  Prüfung  unterwerfen, 
Sie  werden  alsdann  in  Schulfächern  sowie 
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Lehrlini 


im  praktiBcheD  kaufmännischen  Wissen  ge- 
prfift.  Die  ereteren  beziehen  sich  auf  An- 
fertigung eines  deutschen  Aufsatzes  auf 
kaufmännischem  Gebiete,  dentsche  Handels- 
Icorrespondenz,  kaufmännisches  Rechnen  und 
Buchführung ;  auf  dem  letzteren  Gebiete 
werden  allgemeine  kaufmännische  Kenntnisse, 
wie  sie  in  jedem  gut  geführten  Geschäfte 
die  Angestellten  besitaen  müssen,  einschliess- 
lich der  wichtimten  Recht sgrundsätze  des 
Handels-  und  Wechselverkehrs,  verlangt 
Geprüft  wurden  1889  109,  1890  152,  1891 
129,  1892  144,  1895  143,  189«  146,  1897 
169,  1898  148,  1899  160  I^hrlinge.  Vor- 
geschlagen ist  anch  der  gesetzliche  Zwang 
für  den  Prinzipal,  nur  eine  bestimmte 
Anzahl  Jjehrhnge  zu  halten,  indem  die- 
selbe im  Verhältnis  zur  Zahl  der  im 
selben  Geschäft  thätigen  Gehilfen  stehen 
soll.  Doch  wird  vom  Deutschen  Verband 
kaufmännischer  Vereine  in  Braunschweig 
diese  Vorschrift  als  nicht  dienlieh  und  prak- 
tisch abgelehnt  und  von  ihm  in  einer 
Eingabe    au    «las   Reichsamt    des   Inneren 


eine    andere    Reform    befürwortet.     Diese 

fipfeit  in  folgenden  Punkten;  1.  Höchst- 
auer  der  Beschäftigung  von  Irfhrlingen  von 
10  Stunden  und  Mittagspause  von  einer 
Stunde.  2.  Keine  Benutzung  der  Lehrlinge 
zu  anderen  als  kommerziellen  Dienstleis- 
tungen. 3.  Freie  Zeit  zum  Besuche  von 
Fortbil  du  umschulen  in  der  Zeit  von  7  Uhr 
morgens  bis  7  Uhr  abends.  4.  Schriftheher 
Ijehrvertrag.  Aehnlich  hat  sich  auch  der 
Verband  katholischer  kaufmännischer  Vereine 
in  einer  Eingabe  an  den  Reichstag  geäiissert, 
weicht  aber  insofern  ab,  als  er  gesetzliche 
Festlegung  der  Zahl  der  zu  bescliäftigenden 
Ijchrlinge  für  wünschenswert  hält. 

10.  StotisUk  deB  L.  in  Dentachland. 
Bei  der  1895  er  Gewerbezählung  (Statistik 
des  Deutschen  Reiches,  N.  F.  113  S.  69  ff.) 
sind  701033,  nämlich  634.'»2!>  männliche 
und  66508  weibliche  Lehrlinge  ermittelt. 
Der  grösste  Teil,  nämlich  610507,  entfällt 
auf  die  eigentliche  Industrie. 

Mach  Geschlecht  und  Gewerbeabteilungen 
ist  die  Verteilung  folgende: 


Ge  we  rbeabt«ilnngen 
Ä.  Gärtnerei,  Fischerei  etc..    . 

B.  Industrie,  Bangewerbe  etc. . 

C.  Handel  und  Verkehr  .    .    . 
Gewerbe  überhaupt     .... 


GrOssen- 
klasse.    Be- 
triebe mit 
PerBonen 


Von  100  Lehrlingen  jeder  Gewerbe- 
abteilnng  entfallen  auf  die  einzeineii 

Grössen  klasseu 


1     tlber  20 


[     über  E 

II.   Dag   L.    im    Auslände.     In  Oester- 

relch  nutetschied  die  ältere  Geaetzgebune 
das  LehrlingsweBen  in  den  zilnftigeu  und 
nnznnftigen  Gewerben.  Während  es  in  den 
ereteren  streng  geordnet  war ,  UberUess 
man  es  in  den  letzteren  mehr  sich  selbst.  Hau 
kannte  bei  ihnen  Lehrkontrakte  and  Frei- 
aprechungsiirkunden,  die  urgprÜngHah  den  t'a- 
brikinspektorea,  nach  deren  Abschaffung  den 
städtischen  Sehürden  zur  Protokoüienmg  und 
Vidienmg  vorgelegt  werden  m aasten  doch 
wurden  18.S0  die  Lehrkontrahte  abgeschafft 
Für  die  Aufuahnie  von  Lehrlingen  m  künftige 
Gewerbe  musste  ein  Schulbesuch  von  mmdest^-u« 
2  Jahren  und  eine  Probezeit  vorausgehen  Von 
ersterem  konnte  dispensiert  werden  indeit  nie 
nials  bei  einem  Jangen,  der  die  Jahre  der  Sihul 

E flicht  (R— 12  Jahr)  noch  nicht  überschritten 
Btte.  Das  Lehrgeld  war  auf  10—12  11  au^«. 
setzt;  ausserdem  wurde  dem  Meister  für  aas 
Betragen  und  den  Verbleib  in  der  Lehre  Bürg 
schaft  geleistet.  Die  Lehrzeit  dauerte  2-4  Jahre, 
und  es  musste  in  dieser  Zeit  der  katecheliscbe  und 


der  Wiederholnugsnnterricht  besucht  werden. 
Bei  der  Freisprechung  waren  in  einzelneu 
Zllntteu  Prüfungen  üblich.  An  die  Stelle  dieser 
Anoi'dnongen  traten  später  die  sehr  ausführlichen 
Bestimmungen  der  Gewerbeordnuna;  von  1869, 
die  allerdings  einen  Lehrvertrag  verlangte,  aber 
dessen  InhEdt  der  freien  Uebereinkunft  Hberliess, 
Im  Übrigen  waren  die  allgemeinen  Verh&ltaisse 
ähnlich  wie  in  Deutschland  später  in  der  Ge- 
werbeordnung von  1889  geregelt.  Wie  die  Nov. 
von  18ÖÖ  schärfere  Verorduangen  gebracht  hat, 
darüber  vergl.  den  Art.  Gewerbegesetz- 
gebunginOesterreichobenBd.IVS.440ft. 
DasB  trotzdem  mangelhafte  AusbUdung  und 
k{>rperliche Verkümmerung  für  das  Ssterreichische 
Lehrlings weeen  charaliteriatisch  sind  nud  über 
Maugel  an  tüchtig  geschulten  Arbeitern  vou 
spiten  der  Heister  geklagt  wird,  hat  ausführ- 
lich Waentig  (S.  228ff.,  S34  ff.)  dargestellt. 

In  der  Schweiz  hat  mau  den  Gedanken 
der  LehrUogsprüfnngeu  ueiierdinga  lebhaft  er- 
fasst  aud  ihn  mit  grosaem  Erfolge  verwirklicht. 
Mit  am  frühesten  wurden  die  Lehrlingsprttfuiigen 


DiüihZDdby^^jOOglC 


Nach  GewerbegTuppen  gestaltet  sich  die  Lehrlingihaltnng  folgendennaasen : 


;  Von  100  Lehrlingeu 
I    entfallen  auf  die 
I  einzelnen  Grnppeu 

! 

'münnl.  weibl.    zas. 


Von  100  Arbeitern 
jeden  Oeschlechts 

(anaachl.  Familien- 

sngehüri^)  und 

Lefarlinge 

mflnnl.  weibl.  |  eqs. 


Auf  100 

Unternehmer 

kommen 


V.  Metallvenirbeitang  .    . 

VI.  Haichinen,  Instrument« 

VIl  Chemische  Industrie     . 

Vlil.  Leuchtstoffe,  Seifen  etc. 

IX.  Teitiliudnstrie     .    .    , 

X.  Papierindustrie    .    .    . 

XI,  LederindoBtrie      .    .    . 

Xn.  Holz-  und  ScfaniUstoffe 

Xin.  Nahrangs-  und  Genussmi 

XIV.  Bekleidang,  Beinignng 

XV.  Baugewerbe     .... 

XVI.  Polygraphische  Gewerbe 

XVII.  Künstlerische  Gewerbe 

XVm.  Handelsge werbe  .    .    . 

XIX.  Versicherungsgewerbe  . 

XX.  Verkehrsgewerbe ..... 

XXI.  Beberbergang  n.  Erqnickung 


23530, 
9846, 
376, 


66,7 
93,S 

146:2 
=5,3 


Snmma  |  100    | 

im  Buchdrackergewerbe  durch  den  Schweiz«- 
Tischen  Tjpographenbnnd  veranlasst,  der  im 
Jahre  1B66  mit  dem  Verein  schweizerischer 
Bnchdruckereibesitier  ein  Hegnlatir  vereinbarte, 
das  wesentlich  in  der  Organisation  des  Prilfunga- 
wesens  besteht. 

Dem  hier  gegebenen  guten  Beispiel  folgten 
andere  BerufsverbHnde ,  wie  die  Uiirmacner- 
genoBsenschaft,  der  Bäcker-  und  Konditoren  ver- 
band, der  Photographenverein  u.  a.  Teils  nahmen 
auch  die  Gewerbe  vereine  sich  der  Sache  an  und 
zwar  mit  solchem  Erfolge,  dass  18TT  bereits  an 
21  Orten  278  Prüfungen  veranstaltet  wurden. 
Da  aber  grosse  Verschiedenheit  der  Organisation 
die  Folge  dieser  Entwickelnng  war,  so  beschloss 
im  Oktober  18P8  der  schweizerische  Gewerbe- 
verein, auf  eine  zweckdienliche  einheitliche  Ver- 
fassung hinzuarbeiten.  Der  Central  vorstand  er- 
klfirte  die  einzelnen  Prflfnngskreise  mit  Bei- 
trSgen  unterstützen  zn  woUec  und  stellte  ein 
Reglement  für  die  Prüfung  von  Gewerbelehr- 
lingen  auf,  das  die  Mini  mal  anforde  rangen  an 
die  Organisation  der  einzelnen  Kreise  enthielt, 
indem  man  diesen  flberliess,  weitergehende 


Prflfnngen,  nm  die  Anfertigung  eines  Probe- 
stückes und  den  Naebweis  von  Kenntnissen  im 
Gebranch  von  Werkzeugen  sowie  der  Roh-  und 
BiUsstoffe,  die  in  dem  betreffenden  Geschäfts- 
zweige verwandt  werden.  In  zweiter  Linie 
kommen  die  im  Zeichnen.  Rechnen,  Schreiben, 
in  Bnchhaltnng  nnd  ßeschaftsanfsatz  etc.  oder 
die  anf  dem  Gebiete  allgemeiner  Scbnlbildung 
erworbenen  Kenntnisse  in  Betracht.  Venjenigen, 
die  vorzügliche  Leistungen  aufweisen,  werden 


I       13,8  I         5,!"         10.8  I      467,7      56,8 


kommiesion  soll  aus  mindestens  2  Fachmännern 
der  vertretenen  Gewerbszweige  unter  Vorsitz 
eines  Obmanns  bestehen.  Die  so  glücklich  in 
Gang  gebrachten  Prüfungen  blieben  auch  in 
den  nächsten  Jahren  für  den  Central  vorstand 
und  den  leitenden  Aussohng»  des  Gewerberereins 
der  Gegenstand  gewissenhafter  Fürflorge,  und 
sie  hatten  die  Freude,  ihre  Bestrebungen  aner- 
kannt zu  sehen,  indem  das  Industriedepartement 
in  dem  Bewnsstsein  der  Wichtigkeit  der  neuen 
Einrichtung  einen  jahrlichen  Beitrag  von  8000 
Frcs.  bewilligte.  Der  Kanton  Neuenbürg  hat 
am  21.  November  18!»  ein  Gesetz  znm  fJchiitx 
der  Lehrlinge  erlassen,  das  die  Prüfungen  obli- 
gatorisch gemacht  hat.  Der  Kanton  Waadt  hat 
ein  Gesetz  formuliert,  das  am  1.  Mai  18UT  in 
Kraft  getreten  ist  und  dem  alle  Lehrverträge 
im  Handwerk,  in  industriellen  nnd  in  Handela- 

Bewerben  unterstehen.  Schriftlicher  Lehrvertrag, 
ersicherung  des  Lehrlings  gegen  Unfall,  keine 
längere  Arbeitszeit  als  lU  Stunden,  Prüfungen 
sind  die  hauptsächlichsten  Punkt«.  Um  in 
der  d entgehen  Schweiz  Propaganda  für  die 
Prüfungen  zu  machen  nnd  namentlich  den 
Behörden  nnd  Vereinen,  die  zu  ihrer  Fürde- 
rung  etwas  beitragen  können,  ihre  Organi- 
sation und  Leistungen  vor  Angen  zu  führen, 
wurde  im  Frühjahr  1891  in  Bern  eine  Aus- 
stellung prämiierter  Lehrlingsarheiten  veran- 
staltet, in  der  27  PrUfnngnk reise  aus  17  Kantonen 
vertreten  waren.  Auch  giebt  ea  in  Bern  kom- 
munale Lehrwerkstätten ,  zu  deren  Unterhalt 
Kanton  und  Bund  namhafte  Beiträge  liefern. 
Eine  direkte  Folge  dieser  Ausstellung  war  die 
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ReorganiBEitioii  der  LehrliDj^prQfuiigeD,  für  die 
DnUr  dem  13.  September  1^1  ein  neues  Regle- 
ment aufgearbeitet  worden  ist.  Nach  diesem 
ist  die  Leitung  der  achweizeriBchen  Lehrlings- 
prUfutigen  einer  vuin  Central  vorstände  des 
schweizerischen  Gewerbe  Vereins  gewählten  und 
ans  sieben  Mitgliedern  benteb enden  Central- 
prUfungskommiBsion  übertragen,  bei  deren  Wahl 
thunlit^Bt  die  verschiedenen  Landesteile  der 
Schweiz  berücksichtigt  wurden.    Die   Tendenz 

Ght  dahin,  ein  gesetzliches  ObligaUirium  der 
ihrlingsprllfnogen  hei  allen  Eantonaregierungen 
anzuregen.  Mittelst  Beachlusa  der  Meislervereine 
ist  das  Obligatarinm  bereits  durchgefllhrt  bei 
BnchdrDckem,  Bäckern,  Konditoren,  Metzgern. 
In  den  Fachbericht«n  aus  dem  Gebiete  der 
schweizerischen  Gewerbe  in  den  Jahren  1890  bis 
1895  {18961  wird  ea  bei  den  Gärtnern,  Schuh- 
machern, Malern,  Holzschnitzern.  Sattlern,  Messer- 
schmieden und  Wagenbanem  als  wünschenswert 
erklärt.  Ein  Normallehr vertrag  ist  gedruckt 
worden,  der  anentgeltlich  verabfolgt  wird,  nm 
den  schriftlichen  Äbschluss  von  Lehrverträgen 
zu  erleichtem. 

In  Frankreich  war  vor  der  Revolution 
das  Lehrlingswesen  wie  die  Industrie  selbst 
der  GegenstÄnd  eingehemiater  Reglern entiernng. 
Nach  Aufhebung  des  Zunftwesens  hürte  jeder 
Zwang  zu  einer  Lehrzeit  und  alle  Massregeln, 
die  an  sie  angekuDpft  hatten,  auf.  Indes  zeigte 
sich  bald  die  Notwendigkeit  des  Erlasses  einiger 
Bestimmungen,  um  Missbräuchen  zu  steuern. 
Daher  versuchte  das  G.  v.  22  Germinat  XI,  das 
sich  auf  Manufakturen  und  Fabriken  bezog,  im 
Tit.  III,  Art.  9—11  auch  das  Lehrlingswesen 
zu  regeln.  Es  bestimmte,  in  welchen  Fällen 
der  Lehrvertrag  von.  der  einen  oder  anderen 
Seite  aufgelöst  werden  konnte,  ferner,  dass  der 
Meister  dem  Lehrling  ein  EnÜassungszeugnis 

«eben  musate  und  kein  Meister  einen  bereits 
eschäftigtenLehrling  ohne  ein  eolches  annehmen 
•Inrfte.  Als  diese  Anordnungen  sich  als  unge- 
nUgend  erwiesen,  wurde  am  4.  M&ra  1861  ein 
neues  Gesetz  gegeben.  Dieses  li&lt  grundsätz- 
lich den  freien  Vertrag  fest,  hat  ihm  aber  eine 
Menge  von  Verbindlichkeiten  nnd  Pflichten  znr 
Seite  gestellt,  die  den  schwächeren  Teil  schützen 
sollen.  Aber  auch  die  Witkongen  dieses  Ge- 
setzes müssen  im  ganzen  als  nicnt  befriedigend 
bezeichnet  werden.  Die  Ausbildung  der  Arbeiter 
bt  keine  bessere  geworden;  die  Elagen  Über 
die  Mängel  des  Lehrlingswesens  haben  nicht 
aufgehen,  nnd  man  hat  daher  in  neuerer  Zeit 
danach  gestrebt,  ein  Netz  von  Fachschuten  und 
Lehrwerkstätten  über  das  ganze  Land  zu  ver- 
breiten. Das  G.  v.  11.  Dezember  1880  hat  Lehr- 
lingnschulen  (ecoles  d'apprentissage)  ins  Leben 
gerufen.  Die  Lehrlingschutzgesellschaften  (eo- 
ciet^B  de  patronagej  verfolgen  den  Zweck,  tüch- 
tige, moralisch  gut  beleumundete  Gewerbetrei- 
bende, die  sich  zu  Lehrherren  eignen,  ausfindig 
zn  machen,  beim  Äbschluss  der  Lehrverträge 
mitzuwirken,  ihre  Ausführung  zu  Überwachen, 
tüchtige  Lehrlinge  mit  Prämien  zu  unterstützen, 
ansgelernten  Lehrlingen  Stellungen  zu  ver- 
mitteln u.  dgl.  m.  Die  Zustände  sind  aber  im 
allgemeinen  so  wenig  befriedigende,  dass  seit 
1BSI8  von  dem  französischen  Arbeitsamt  eine 
eingehendere  Enquete  im  Gange  ist,  um  die 
Resultate  der  eewerblichen  Ausbildung,  wie  sie 
in  Schule  und  Werkstatt  gegeben  wird,  ziftern- 


mfiesig  zu  bestimmen  und  die  Fortschritte  zu 
ermessen,  die  den  zahlreichen  seit  einer  Reihe 
von  Jahren  bestehenden  Anstalten  zur  gewerb- 
lichen Ausbildnng  zn  verdanken  sind. 

In  England  wurden  Bestimmungen  über 
das  Lehrlingswesen  bereits  im  Jahre  1&62  kodi- 
fiziert; über  den  Inhalt  dieses  Gesetzes  vgl.  den 
Art.  Gewerbegesetzgebung  in  Gross- 
britannien oben  Bd.  IV  S.  468ft.  Nach  seiner 
Aufhebung  im  Jahre  1814  hat  der  Staat  sich  nicht 
mehr  um  das  Lehrlingswesen  gekümmert;  es 
ist  vielmehr  Sache  der  Aufsiohts verbände  ge- 
worden, für  die  Ausbildung  der  Lehrlinge  Sorge 
zn  tragen.  Ganz  allgemein  wird  in  den  Ge- 
werben, deren  Betrieb  gewisse  zu  erlernende 
Kenntnisse  und  Fertigkeiten  voraussetzt,  eine 
Lehrzeit  eingehalten.  Dabei  sehen  die  Gewerk- 
vereine  darauf,  dass  die  Zahl  der  Lehrlinge 
wegen  der  spBteren  Besetztheit  der  Gewerbe 
nicht  zu  gross  werde, 

Lltter&tnr:  Btoek.  ApprenlUiage  im  Dietioniiairt 
de  l'adminiitratifiu  fran^iite  (ISSS)  et  Ä'uppJe- 
mejit.  —  nücher,  Die  geicertHehe  Sildtingt- 
frage  und  der  indiatrietle  S^ekgaitg,  1877.  — 
.  Dannenbei^i  Dat  deuttche  Handirert,  1S?9, 
S.  47—59.  —  Ergebniiie  der  über  die  Ver- 
hähnitic  der  Lekrlinge,  OeieUen  und  Falrrik- 
arbtiler  angeiUlUea  Erhtbunges.  Iferaaf!gegeben 
rom  Beirhataialtramt,  ISTS.  -^  G.  Fritzache, 
Anipraehea  bei  Lehrlingiaufiiahmea ,  -ent- 
liuiungen  und  Meititraufnahmen  der  IvniingeTi, 
ISSS.  —  Garbe,  Der  teitgtmätt  Ätitbau  de» 
gttamlxn  LehrUngaieeaent  fiir  Indutlrie  und  Ge- 
verbe,  1SS9.  —  P.  Chr.  Hangen,  Ein  Beitrag 
lur  LehHing^frage,  im  ArbeiCerfreund,  65,  S.  16 
— S5.  —  Karl  Maueeer,  Die  techaitehe,  kau/- 
mtinnitclie  und  hituigewerblirhe  Ausbildung  der 
Handwerker,  IS'JT.  —  Keller,  Dal  Lekrlingt- 
leeten,  1878.  —  Wemrr  Krebe,  Organitatio» 
und  Ergebniue  der  Lehrlingtpriifungea  lut  Iii- 
und  Avtlande,  1888.  —  XorgenaUim,  Da» 
LehrlingtweKri  in  den  Fabriken,  im  Arbeiter- 
freund,  i6,  S.  ISO— 174.  —  W-  MÜMpfordt, 
Die  Handtcrrkerfrage  und  da*  neue  Handverkt- 
geiett,  1S99.  —  Paul  Seheven,  Die  Lehrwerk- 
»UiUe,1894.  —  Schriften  det  Vereint/.  Soiial- 
Politik,  10  und  II.  —  Jul.  Schulde,  Da»  heutige 
gewerbliche  Lehrlingtweien,  1S7S.  ^-  WUhthU 
Slleda,  Dat  geicerbliche  Lehrlingftceten ,  t'n 
Jahrb.  f.  Jfat.  u.  SlaL,  A\  F.  e,  S.  t6l—S73; 
SO,  &  607 — 6£S.  —  Bertelbe,  Lekrlingtpräifungeu, 
in  Preutt.  Jahrb.  70,  S.  49.  —  B,  B'enüv, 
Ctbmig  und  Verbetterung  dtt  Lekrlingtwtteiu, 
1879.  —  Soliale  Praxi»,  Gewerbetchau,  AUgem. 
Handverkerzeitung  in  aUen  Jahrgängen.  — 
Veber  Baden  vgl.  Vorlagen  fiir  die  Verhand- 
lungen de»  »tändigen  Auttehuttet  der  Landtt- 
getcerbehaUe  und  die  Verhajtdlungen  »elbtt  teii 
1879,  jährlich.  —  Beriehte  über  die  Thätigkeü 
der  dem  Landeeitrbande  angehirrigen  badiichen 
Gewerbecereine  »eil  1388,  jährlich.  —  Hand- 
werkerkcdender  für  Baden  1899,  1900.  —  Denk- 
tchrift  (Verf.  V.  Stöaaerj  über  die  Verleihung 
von  Preiien  fiir  Lehrlingtarbeilen,  1881.  —  Ueber 
Bagern  vgl.  BayerUche  Gevierbeieitang,  JaJin»- 
berichte  de»  baj/ert»eh»n  Gewerbemuteum»  »» 
Üümberg,  Programm  /är  die  AbhaUang  ron 
LehrlingiprüfuBgen  und  Lehriingtarbeilen-An»- 
tlellungen.  —  Ueber  Metten:  DenJachriß  der 
grotthcrzogl.  ketiitchen  CentralttelU  für  die  Gb- 
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werbe  und  den  Landetg&ii'erbeFerein  ilbtr  die 
Wirktamkeü  und  die  Ziele  diet^t  Verrim; 
Jahrttberichte  über  die  ThäligkeU  de»  Gewerbe- 
rereint  und  der  grotiherzogliehen  Cenlralilelle  ; 
Oev>erbebiatt  /Br  dal  Groiehenoytiim  Seiten, 
lSSS—1900.  —  Autttellung  von  Lehrlingiarbeilai 
au*  dem  Groithertogtum  Heuen,  1837,  — 
T'eber  Wilrlttmberg;  Die  EnUteHung  und 
Entwickeimig  der  gewerhlichen  Forlbüdvngs- 
tehulen  und  Frauenarbeitttekulm  in  WüTtlevi- 
barg,  18S9.  —  GewerbeblaU  aue  WürUemherg, 
herautgegebvn  von  der  königl.  Ceniralelelle  für 
Gewerbe  und  Handel,  IS90-  1900.  —  Kannar»ch, 
Gewerblichei  Fragenbuch,  herauegegeben  von  der 
tönigl.  KOrUemb.  CentnüiUüe  J&r  Gewerbe  und 
Handel,  1878.  t'eber  die  Sehteeit:  Bericht 
de»  CentralvortlaHdei  de»  eekteeiieritchen  Ge- 
verberereint,  betr.  die  Lehrlingnpräfimgen  und 
die  itkaeiieritche  Auuteüung  prämiierter  Lehr- 
lingiarbeiten,  1891.  —  Schaeiieriiche  Lehrliiige- 
prtifungen,  1891.  —  jliii»erdeni  die  Litleralur- 
narhweite  in  Bd.  IV,  H.  609  f.,  IIIS. 

L'eber  dtu  laaifmä,nv.Uche  LehrliBgeweten  tgl. 
Erhebungen  Ober  Arbeittzeit,  Kändigitngi- 
Jritlen  der  LebrlingtverhSltniue  im  Handeh- 
g*irerbe,  lS9Sj94.  —  Faul  Adler,  Die  Lage 
der  HandbingigehUfen,  1900.  —  Bücher,  Die 
Arbeiterfrage  fm  Kavfmanntttandt,  1883.  — 
Georg  Adler,  Die  Sotialreform  and  der  Kauf- 
viannttland,  IS91.  —  Georg  Hiller,  Die  Lage 
der  Handlungtgehüfen,  1891.  -~  IKetrieh  und 
Quarck,  Die  toiiale  Lage  der  Handlungt- 
gehüfen, 1891.  —  Winke  für  junge  KaafUuU, 
2um  SelbetUudivm  und  iur  Vorbereitung  auf  die 
freiwillige  kaufmännieehe  Lehrlingtpräfang,  Stutt- 
gart 1889. 

WUh.  Stleda. 


Leibeigenschaft 

8.  Unfreiheit. 


Leibrente. 

1.  Begriff,  a)  L.  auf  einen  Kopf,  b)  Ver- 
bindnnggrente.  2.  Die  Berechnung  des  Jetzt- 
wertea  (Erwartungswerte«).  3.  Ute  Organi- 
sation, i.  Die  Zweckmässigkeit  der  Benten- 
TeiBichemng. 

1,  Begriff.  Die  Leihrente  im  weiteren 
Sinne  (Lebenarente,  ritalitiura.  rente  viagere, 
annuity  for  life,  mens  vocabiJis  gegenOber 
dem  vererblichen  mons  non  vocabiEs)  ist  im 
Gegensatz  zur  Zeitrente,  bei  welcher  flie 
Dauer  der  Auszahlungen  und  damit  auch 
die  Anzahl  der  letzteren  von  vom  herein  fest 
bemessen  ist,  eine  Beate,  bei  welcher  Dauer 
und  zwar  Bieginni)  oder  Beendigung  oder 
auch  Beginn  und  Beendigung  der  Lästung 
von  den   das  mensehLehe  Leben  betreffen- 

')  Die  sogenannte  „aufgeschobene  Leibrente" 
Iwglnnt  indes  anch  zu  einem  yoraoBbestiininten 
Termin  (s.  n.). 


den  Zufälligkeiten  im  üblichen  Sinne  des 
Wortes,  insbesondere  vom  Eintritte  der 
Leistungsunfahi^eit  und  von  der  Sterblich- 
keit abhangt.  Die  Leistung  kann  in  Geld 
oder  in  Naturalien  bestehen,  sie  kann  auf 
ein-  oder  zweiseitigen,  onerosen  oder  nicht- 
onerosen  Eechtsgeschäftcn  beruhen.  In  Na- 
turalform  spielt  die  Leibrente  vielfach  eine 
wichtige  Eoüe  im  Erbrechte,  insbesondere 
im  bäuerlichen  Erbrechte,  sei  es,  dass  sie 
unter  dem  Titel  Leibgedinge,  Leibgut, 
Leibzucht,  Altenteil  bei  Gutsabtre- 
tungen unter  Lebenden  als  eine  auf  dem 
Gute  lastende  lebenslängliche  Versorgung  je 
vom  neuen  Qutsinhaber  mit  za  llbemebmen 
ist,  sei  es,  dass  sie  im  lebenslänglichen  Ge- 
nüsse des  der  Ehefrau  vom  Ebemanne  fOr 
den  Fall  seines  Todes  zugewiesenen  Ver- 
mögensteiles besteht.  Bei  Uebertragung  der 
Last  auf  Dritte  oder  fOr  den  Zweck  einer 
etwaigen  Abfindung  könuten  derartige  Leib- 
renten nur  nach  den  Regeln  der  WaMschein- 
lichkeitsrechnung  in  einer  Summe  beziffert 
werden.  Die  Leibrente  kann  aber  auch  aus 
einem  echten  Versicherungsverträge  hen-or- 
gegangen  sein,  wobei  dann  Leistung  und 
G^enleistung  nach  den  Grundsätzen  des 
Versicherungswesens  zu  bemessen  sind.  Bei 
richtiger  Rechntmg  besteht  (d.  h.  reclmungs- 
mässig  nach  der  Erwartung)  Gleichheit  von 
Leistung  imd  Gegenleistung  zur  Zeit  des 
Vertragsabschlusses,  während  in.  der  Wirk- 
lichkeit Abweichungen  m^lich  sind,  und 
zwar  ist  die  Wahrscheinlichkeit  der  Abwei- 
chungen füi-  eine  Gesaratzalit  von  FäUcn  tun 
so  kleiner,  je  grösser  die  Anzahl  der  ver- 
sicherten Pei-sonen  ist.  Im  flbrigen  sind 
Vereichenmg,  Vertrag  und  Rechnung  auch 
schon  fflr  eine  einzelne   Person   mOglioh*). 

Eine  Versicherung  auf  Leibrenten  ist 
deswegen  möglich,  weil  ea  sich  bei  derselben 
um  statistisch  erfassbare  und  mit  Erfolg  für 
die  Wahrscheinlichkeitsrechnung  verwertbare 
Bechnimgsgrundlagen  handelt  Für  dieselbe 
sind  die  mannigbchsten  Formen  denkbar, 
von  denen  nicht  wenige  in  der  Wirklichkeit 
vorkommen.  Sie  kann  zunächst  abzielen  auf 
eine 

a)  I>.  auf  einen  Kopf  (auf  ein  ein- 
zelnes Leben),  bei  welcher  der  Bezug  nur 
äiirch  Lebensereignisse  einer  Peraon  be- 
dingt ist.  Eine  bestimmt«  Person  empfängt 
die  Rente  bis  zu  ihrem  Tode,  aUen- 
falls  auch  mit  der  Alassgabe,  dass  die  Ent- 
richtung unter  allen  Umständen  nach  einer 
bestimmten  Reihe  von  Jahren  aufhöre  (auf- 


HandwltTterbnoh  d<i  3taatavluenscha,fteo.    ZwelM  AntlBK«.    T. 


*)  A.  Wagner  fasst  bekanntlich  den  Be- 
griff der  Versichernng  enger.  Ich  bin  mehr 
geneigt,  den  B^nS  zn  scheiden  von  dem,  was 
erstrebenswert  iat.  Bei  richtiger  Behandtnng 
der  Sache  selbst  ist  freihch  die  Benenonng 
gleichgiltig. 
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hörende  oder  temporäre  Leibrente).  Die 
ZahluDg  kann  prSnumerandn  oder  postnume- 
rando, ganzjährig,  in  kilizeren  Zwischen- 
räumen und  auch  taglich  (Naturalverpflegimg) 
erfolgen.  Sie  kann  sofort  oder  auch  erst 
später  und  zwar  dann  (auf^schobetie  Leib- 
rente, deferred  annuity)  von  einem  im  vor- 
aus festgesetzten  Zeitpunkte  ab  (so  t)ei  der 
Altererente)  oder  mit  Eintritt  eines  uage- 
DTissen  Ereignisses  (so  bei  der  Invaliditäts- 
Tersichemng)  beginnen.  Alters-  und  Invali- 
ditäts Versicherung  können,  wie  dies  vielfach, 
insbesondere  bei  der  iJeutschen  Arheiterver- 
sicherung  vorkommt,  auch  miteinander  der- 
art verbunden  werden ,  dass  jedenfalls  für 
den  Erlebengfall  eine  derselben  stattiiat. 
AncU  die  aufgeschobene  Leibrente  kann  eine 
temporäre  sein,  indem  die  Zahlung  nach 
einer  Reihe  von  Jahren  unbedingt,  vorher 
aber  bei  eintretendem  Tode  der  versicherten 
Person  eingestellt  wird.  Dann  kann  auch 
bei  ihr  ausbedungeu  sein,  daes,  wenn  diese 
Person,  stirbt,  ehe  der  Rentenbezug  hätte 
binnen  können,  das  Rentenkapilal  oder 
die  entrichteten  rrflmien  ohne  Zinsen  zu- 
rückgezahlt werden.  Vereinbanmgen  der 
^dachten  Art  haben  einen  Einfluss  auf  die 
Höhe  der  zu  entrichtenden  Jahrespramie 
oder  einmaligen  Einzahlung,  oder  es  'wird, 
wenn  diese  feststeht,  je  nach  der  Art  der 
Abmachung  die  Rente  versciiieden  sein, 
Auch  die  Prämienzahlung  selbst  kann  bei 
Versicherung  dritter  Personen  sowohl  wie 
bei  Versicherung  des  eigenen  Lebens  inso- 
fern eine  unbestimmte  sein,  als  sie  mit  Ein- 
tritt eines  un gewissen  Ereignissos  (Tod, 
Arbeitsunfähigkeit)  aufhört.  Endlich  kann 
auch  vereinbart  sein ,  dasa  Prämien  wie 
Renten  gleich  hoch  bleiben  oder  im  Ijaufe 
der  Zeit  sich  verändern  und  zwar  dann  in 
einer  bestimmten  Weise  steigen  oder  sinken. 

Eine  noch  grossere  Mannigfaltigkeit  ist 
m^lich  bei  der 

b)  Terbindungsrentfi,  einer  Leibrente, 
■welche  i-om  Leben  mehrerer  Personen  und 
den  deren  Ijeistungsfähigkoit  und  Sterb- 
lichkeit betreffenden  Wabiselieinlichkeiten 
abhängt.  Solche  Renten  können  In  ihren 
verschiedenen  Formen  ebenfalls  prännme- 
rando  oder  postnumerando  in  verschiedenen 
ZwischenrÄumen  zaiilbare,  aufgoscholiene  und 
temporäre,  gleichbleibende  oder  veränder- 
liche sein.  Dann  kann  die  Zahlung,  deren 
Be^nn  und  Beendigung  abhängig  gemacht 
sein  von  Ereignissen,  welche  dasLeben  be- 
stimmter Personen  oder  von  solchen,  welche 
da.?  Leben  irgendwelcher  nicht  bestimmt  be- 
zeichneter Personen  einer  Gruppe  betrcffen, 
60  z.  B.,  dass  die  Zahlung  an  den  über- 
lebenden Ehegatten  stattiiat,  sobald  der 
Mann  oder  die  Ehefrau  stirbt,  oder  nur  für 
den  Fall,  dass  der  erstere  vor  der  letzteren 
mit  Tod  al>geht.    Zu  unterscheiden  sind: 


a)  Verbindungsrente,  gestellt 
auf  das  längste  Leben,  eine  Rente,  die 
so  lange  ausgezahlt  wird,  als  von  mehreren 
Personen  noch  eine  am  lieben  ist  Die  Zah- 
lung kann  sofort  oder  erst  zu  einer  späteren 
Zeit  beginnen,  und  zwar  dann  von  einem 
bestimmten  Zeitpunkte  ab  oder  vom  Ein- 
tritte des  Todes  einer  (oder  mehrerer,  z.  B. 
der  Eltern)  der  Personen  an  beginnen  (Ueber- 
lebens-,  Ueberlebungsrente).  Die  Ceber- 
lebensreutc  kann  nicht  allein  eine  auf- 
geschobene, sondern  auch  eine  aufhörende 
sein ,  indem  sie  nur  so  lange  ausgezahlt 
wird,  bis  die  versicherte  Person  ein  gewisses 
Alter  erreicht  hat,  falls  sie  nicht  vorher 
schon  mit  Tod  abgeht  (Erzichnngsrente). 
Dann  kann  bei  ihr  der  'S  ertrag  auf  Rück- 
gewähr der  Prämien  lauten  für  den  Fall, 
dass  die  zu  versorgende  Person  früher  stirbt, 
ehe  die  Rente  hätte  zur  Auszahlung  kommen 
können.  Es  kann  femer  vereinbart  sein, 
dass  die  Rente  schon  vor  Ableben  einer  von 
mehreren  Personen ,  und  zwar  in  einem 
höheren  und  von  da  ab  in  einem  geringeren 
Betrage  ^danu  an  die  Ueberiebenden)  ent- 
richtet wird.  Die  Zahl  der  möglichen,  durch 
Kombinationen  zu  bildenden  Fälle  ist,  wenn 
hierbei  mehrere  Personen  in  Betracht  kom- 
men, eine  praktisch  unbegrenzte.  Ein  ver- 
hältnismässig einfeicher  Ftdl  ist  der,  bei  wel- 
chem gegen  eine  £apitalza)ilung  eine  Rente 
so  lange  an  eine  Gruppe  gleichalteriger  Per- 
sonen ausgezahlt  wird,  bis  die  letzte  der 
überlebenden  gestorben  ist.  (Weiteres  hier- 
über siehe  im  Art.  Tontinen.) 

/))  Verbindungsrente,  gestellt 
auf  das  kürzeste  Leben,  eine  Rente, 
welche  30  lange  ausgezahlt  väri,  als  zwei 
oder  mehrere  Personen  noch  zusammenleben. 
Dieselbe  ist  eine  temporäre,  wenn  über  einen 
bestimmten  Zeitpimkt  hinaus  überhaupt 
keine  Zahlung  mehr  geleistet  wird.  Die 
Auszahlung  kann  sofort  oder  auch  als  auf- 
geschobene erat  erfolgen,  wenn  von  einer 
anderen  Grupjre  von  Personen  eine,  mehrere 
oder  alle  gestorben  sind.  Die  beiden  Arien 
von  Renten  können  in  der  bereits  angeführ- 
ten Weise  miteinander  verbunden  werden, 
indem  eine  Rente  von  gewisser  Höhe  so 
lange  ausgezahlt  wird,  als  die  Personen  noch 
zusammen  leben,  während  danu  eine  üeber- 
lebensrente  bis  zum  Tode  des  Ueberiebenden 
überhaupt  oder  nnr  ausgezahlt  wird,  wenn 
der  Ueberlobende  eine  von  vom  herein  be- 
stimmte Person  ist. 

3.  Die  Berechaoue  des  Jetztwcrt«s 
(Em'artuDgs wertes).  Die  Berechnung  des 
Jetzt  wertes  ( Er  wartinigs  wertes)  von  Leib- 
reuten, deren  Notwendigkeit  die  erste  Ver- 
anlassung zu  methodischen  Beobachümgen 
über  die  menscldiche  Sterblichkeit  und 
deren  wissenschaftliche  Bearbeitung  gab, 
sowie  die   Ermittelung   der  Höhe  der   für 
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solche  zu  zahlenden  Jahresprftmlen  wird 
sehr  verwickelt,  sobald  es  sich  um  mehrere 
Pereonen  und  bei  diesen  um  ungleiche  (zu- 
saramen gesetzte)  Wahrscheinlichkeiten  von 
Sterblichkeit,  Invalidität  etc.  handelt.  Alle 
KechnuQgeD  für  die  verschiedenen  möglichen 
Fälle  hier  darzulegen,  würde  zu  weit  filhrou. 
Doch  sei  es,  nur  um  einen  Einblick  in  die 
Art  der  Rechnmig  zu  bieten,  gestattet,  des 
einfachen  Falles  einer  pränumerando  von 
jetzt  ab  zahlbaren  und  auf  einen  Kopf  ge- 
stellten Leibrente  zu  gedenken.  Siehe  auch 
die  Darstellung  in  dom  Artikel  Lebens- 
versicherung auf  Seite  550  ff. 

Ist  die  Anzahl  lebender  Personen  vom 
Alter  a  glei«^  f(a),  so  wird  sich  dieselbe 
von  Jahr  zu  Jahr  in  einer  einer  Sterbetafel  zu 
entnehmenden  Weise  mindern  auf  f(a-|-  1), 
f(a-l-  2)  etc.,  bis  sie  nach  n  Jahren  abge- 
storben ist.  Dann  ist  f  (a  -t-  n)  =  0.  Ist  die 
jährliche  Rente  =  1,  so  ist  die  jährlich  aus- 
gezahlte Summe  gleich  der  Anzahl  der  je- 
weilig lebenden  Peisonen,  Wird  der  Dis- 
kontfaktor —  r  gesetzt,  so  ist  die  gesamte, 
auf  die  Jetztzeit  bezogene  Siunme  —  f{a) 
-I-  f(a  +  1)  r-f  f  (a+2)  r^  -i-  . . . .  fta-t-njr", 
symbolisch  =  —  f  (a  -f-  x)  r*  gesetzt.  Divi- 
dieren wir  dieselbe  mit  f  (a),  so  erhallen  wir 
den  Betrag,  welchen  eine  a-jährige  Person  ftlr 
eine  von  jetzt  ab  zahUaro  jährliche  Rente  von 
der  Hölie  1  zu  entrichten  hat.  Nun  ist  die 
Wahrscheinlichkeit  für  eine  a-jahrige  Person, 
f(a-Hx)  _ 
f(a) 
f(a+l)     f{a-H2)  f(a^-x) 


Die 


noch    X  Jahre 


_f(a)      "  f(a+l) f(a-l-x-l). 

einzelnen  Faktoren  dieses  Produktes  sind 
gleich  den  Wahrscheinlichkeiten,  je  das  fol- 
gende Jahr  zu  erleben.  Setzen  wir  diese 
Wahrscheinliciikeiten  —  wi ,  wi,  .  .  ,  .  wn, 
so  können  wir  auch  für  unsere  obige  Siunme, 
welche  den  Jetziwert  einer  Leibrente  dar- 
stellt, schreiben:  r°-|-r'wi -f-r*wiw;i-f-r'wi 
waws  -i-  .  .  .  ,  r''wiwj  ....  Wu.  Diese 
Formel  wäre  zu  benutzen,  wenn  nicht  die 
absoluten  Zahlen  der  Sterbtichkeitetafel. 
sondern  die  der  gedachten  Wahrscheinlich- 
keiten gegeben  sind.  Voraussetzung  hierfür 
wäre  freilich,  dass  die  Grössen  w  aus  einer 
genügend  grossen  Anzahl  von  Beobachtungen 
gewonnen  worden  sind.  AllenUngs  findet 
das  Absterben  nicht  jeweilig  stossweise  am 
Ende  des  Jahi-es  statt.  Dies  stört  unsere 
Betrachtungen  schon  insofern  nicht,  als  die 
Zahlung  von  Prämien  und  Renten  je  für  ein 
ganzes  Jahr  oder  BniehteÜe  eines  solchen 
stattfinden.  Die  Storbefälle  eines  Jahres 
kann  man  sich ,  ohne  einen  nennenswerten 
Fehler  zu  begehen ,  gleichmässig  über  das 
ganze  Jahr  hin  verteilt  und  die  Oosamtzalü . 
ebenso    wie   täglich    zu    zahlende    Renten  I 


(Naturalverpflegiing)  auf  die  Mitte  des  Jahres 
verlegt  denlien. 

Unsere  obige  Summe  hängt  ab  von  Zin»- 
fuss,  Alter  und  Gang  der  Sterblichkeit;  sie 
ist  um  so  kleiner,  je  hOher  der  Zlnsfuss  und 
das  Alter  der  zu  versichernden  Person  sind 
und  je  rascher  das  Absterben  erfolgt  bezw. 
je  gi-össer  die  Wahrscheinlichkeit  ist,  je  das 
oder  die  folgenden  Jahre  nicht  mehr  zu 
Überleben.  Bei  Verblndiuigsrenten ,  für 
welche  man  Reihen  mit  zusammengesetzten 
Wahrscheinlichkeiten  erhält,  müssen,  wenn 
die  Sterblichkeit  der  betr.  Personen  nicht 
gleich  ist,  auch  verschiedene  Sterblichkeits- 
tafeln, so  für  männliches  und  weibliches  Ge- 
schlecht, verschiedene  Bemfeklassen  etc.  be- 
nutzt werden.  Grosse  Schwierigkeiten  und 
Verlegenheiten  entstehen  für  die  Leibrenfen- 
versichening  dann,  wenn  der  Zlnsfuss 
schwankt.  Für  den  Versicherer  erwachsen 
Verluste  aus  einem  Vertrage,  sobald  der 
Zinsfnss  unter  denjenigen  herabsinkt,  welchen 
er  für  seine  Rechnung  unterstellt  hatte.  Die 
Reserve  trägt  dann  nicht  so  hohe  Zinsen,  um 
ans  ihi-  und  den  Prämieu  allein  alle  fälligen 
Renten  bezahlen  zu  können. 

V.  Justi  raeiot  in  seiner  Fiuanzwiaaeiischaft 
(1766  §  1011),  früher  hnbe  man  bei  Bestimmang 
von  Leibrenten  auch  den  Gesandheitsinstand 
nnterancht,  Diee  erfordere  jedoch  allzuviel 
Mühe,  es  genüge,  nur  Ans  Alter  zu  berück- 
sichtigen. Bei  einem  Zinssätze  von  5%  könne, 
wie  dies  auch  vielfach  geschehe,  wenn  die  Leib- 
rente in  Prozenten  des  hergegebenen  Kapitals 
ansgedrSckt  werde,  gegeben  nerden  allen  Per- 
sonen, welche  stehen  in  einem  Alter  von 

Jnbren  Leibrente  Jahren  Leibrente 

1—10         7%  41—50         lo^L 

11—20         8  „  51—60         12  „ 

21-iO         9  „  61—70         15  „ 

Den  Zeitraum  vom  21.  bis  zum  40.  Jahre 
fasse  man  gemeiniglich  in  eine  Klasse,  weil 
(tarinneu  die  Gesondheit  der  Uenschen  am  daner- 
haftesten  und  sie  der  Sterblichkeit  am  wenigsten 
unterworfen  seien. 

In  Frankreicli,  wo  die  Leibrenten  seit  1688 
in  kurzer  Zeit  sehr  beliebt  wurden,  wurde  1693 
festgeseut  für  ein  Alter  von 

Jahren    au  denier       Jahren    au  denier 
«nt  25  H  50—60  9 

2Ö-40        ,11  60—70  S 

40—50  lo  Ober  70  7 

Die  Beziproken  dieser  Zahlen  stimmen  mit 
denen  v.  Jnstis  leidlich  überein. 

Demarets  unterschied  gar  1701  nnr2KlasseD, 
Personen   bis   40  und  solche  Über  40  Jahren, 


verfuhr  die  englische  Regierung  1683,  indem 
Ecblechthiu  gezahlt  wurde  eine  Rente  von  14"/^ 
für  ein  Leben,  12  "0  ft^r  eine  Lebensdauer  von 
2  and  10  für  eine  solche  von  3  Gläubigern. 
Und  noch  1778  wurde  Darleb nsgebern  schlecht- 
hin die  Wahl  gestellt  zwischen  einer  Annuität 
anf  30  Jabre  oder  einer  Leibrente  von  gleichem 
38- 
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Setrage.  Dagegen  hatt«  schon  der  römische 
Bechtagelehrte  Ulpian  zum  Zwecke  der  Aus- 
einandetseUGUDg  bei  Erbteilnngen  niich  dem 
Alter  verschiedene  Zahlen  für  einzelaen  Lega- 
taren vermachte  lebeoslänglicbe  Beuten  ange- 
geben, Zahlen,  welche  freilich  nur  geschichtliche 
Bedeutung  haben, 

8.  Die  Organieation.  Die  Organisation 
von  RentenTeraicherungen  lie^  ]ieute  und 
lag  auch  schon  früher  teils  in  der  Hand  von 
Privaten ,  teils  in  der  von  Staat  und  Ge- 
meinden. Im  Mittelalter  befaestea  sich  mit 
dem  Verkaufe  von  Leibrenten,  einer  Dar- 
lehnsform,  welche  eine  Umgehung  der  Zina- 
verbote  gestattete,  deutsche  und  italienische 
Städte  (montes  vocabiles).  Heute  bilden 
diese  Versicherungen  einen  Geschäftszweig 
von  Lebensversicherungsanstalten;  es  giebl 
aber  auch  eigene  Rentenan stalten ,  welche 
denselben  zum  alleinigen  oder  zum  Haupt- 
g^nstande  ihrer  Wirksamkeit  machen, 
vielfach  hat  aber  auch,  und  zwar  ttsils  im 
sozialen,  teils  im  finanziellen  Interesse,  der 
Staat  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht,  die  Bil- 
duDg  von  Leibrenten  zu  fördern,  ja  selbst 
zwangsweise  zu  veranlassen. 

Die  franzOsiBche  caiaae  des  retmit^s  pour 
In  vieillesae,  errichtet  anf  Grund  des  G.  v.  18, 
Juni  1860,  reorganisiert  durch  G.  v.  20.  Juli 
1886,  begünstig  die  freiwillige  Errichtung  von 
Altersrenten ;  die  neuere  deutsche  Gesetzgebung 
hat  für  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
Zwang  für  gewisse  Personenklajiaen  eingeführt. 

In  England  und  in  Frankreich  hat  man 
die  Rentenversicherung  in  einer  doppelten 
Beziehung,  einmal  im  Interesse  der  Auf- 
nahme von  Anlehen,  dann  zum  Zwecke  der 
Schuldentilgimg  in  engere  Verbindung  mit 
dem  Finanzwesen  gebracht.  In  beiden  Lan- 
dern varen  Leibrenten,  welche  einen  Ersatz 
für  die  damals  noch  unbekannte  Lebensver- 
sicherung boten,  für  Anlehen  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  sehr  beliebt.  Für  den  Staat 
hatten  sie  den  Vorteil  eines  Tilgungszwanges, 
fOr  den  Gläubiger  den  eines  Schutzes  gegen 
Zifisherabsetzung.  Dann  wurden  Ijcibrenten 
aus  dem  Grunde  geschätzt,  well  jeder  in  der 
Hoffnung  auf  ein  langes  Leben  mit  den- 
selben einen  Gewinn  zu  erzielen  glaubte. 

In  GuglnDd  warde  ein  solcher  Gewinn  in 
der  That  fange  Zeit  den  Gläubigem  infolge 
davon  ZD  teil,  dass  his  zum  Jahre  18S9  für  den 
Staat  ungünstige  Sterbetafeln  benutzt  worden 
waren,  welche  auf  die  meist  sehr  gesunden,  in 
einer  guten  Stellung  befindlichen  und  daher 
leicht  ein  höheres  Alter  erreichenden  Leib- 
rentner nicht  anwendbar  waren.  Finlaison  be- 
rechnete 1827  den  dem  Staate  dadurch  er- 
wacbsenen  Schaden  anf  2,2  Millionen  £.  Daher 
worden  Leibrenten  zur  Aufmnntemng  der 
Gläubiger  meist  ala  Prämien  zu  Darleben  ge- 
geben. Und  in  Frankreich  wurden  sie  nebst 
eigentlichen  Tontinen  mit  Lotterieen  verbunden, 
so  1700—1708  unter  ChamiUart,  indem  die  Ge- 
winnenden Leibrenten  erhielten ,  dann  1737, 
1739  und  1743.    Später  waren  die  Leibrenten 


fllr  Anlehensz wecke  weniger  belieht  Ftlr  den 
Staat  haben  sie  den  Nachteil,  dass  sie  als  ectate 
Rentenschuld  nicht  gekündigt  und  darnm  auch 
bei  günstigem  Stande  des  Zinsfnsses  nicht 
konvertiert  werden  können.  Der  Inhaber  von 
Consois  oder  von  Eentes  perpetnelles  hat  Aus- 
sicht auf  Gewinn  dnrch  Enrssteigemng,  dem 
Besitzer  einer  Leibrente  ist  diese  Aussicht  ge- 


Zinaen,  hei  der  Leibrente  aber  in  dieser  Zins 
nnd  Kapital  trifft.  In  Frankreich ,  wo  die 
ersten  staatlichen  Leibrenten  unter  dem  Minis- 
terium Ponchartrain  1693  begeben  wurden,  war 
100  Jahre  später  nach  dem  Berichte  von  Cambou 
in  Millionen  Francs: 


4      „ 


9,9 


Cambon  wollte  die  Berechtigten  verküraen; 
das  Q.  V.  8.  flor^al  an  III  setzte  sie  in  ihre' 
alten  Itechte  wieder  ein.  Dies  hinderte  jedoch 
nicht,  dasa  der  Bankerott  vom  9,  vend^miaire 
an  VI  auch  die  Leibrenten  traf.  Trotz  der 
BcbUnen  RUckzablaugaTersprechnngen  waren  von 


noch  20  Milhonen  vorhanden.  Jetzt  sind  die- 
selben ganz  erloschen.  Es  waren  vorhanden 
Renten 


.  Januar 

Zahl 

1817 

34868 

1860 

2899 

1873 

336 

1888  3  nur:  1625  Frca. 

Die  jetzige  französische  „Dette  viagftre" 
besteht  zum  Überwiegend  grßssten  Teile  ans 
vom  Staate  zu  zahlenden  Pensionen,  verschie- 
denen IndemnitHten  nebst  Dotation  der  Ehren- 
legion. 1891  bezifferte  sich  die  ganze  Summe 
auf  221  Millionen  Francs  gegenüfer  einer  Ge- 
samtzinslast von  1272  MiHiones  Francs.  Da- 
runter befanden  sich  1,08  Millionen  Francs 
eigentliche  Leibrenten.  Letztere  rühren  von 
der  erwähnten  Altersversorgnngskasse  her,  bei 
welcher  Leibrenten  bis  zum  Betrage  von  löOO 
Francs  gegen  Einzahlungen  (jährlich  bis  zum 
HBchstbetrage  von  4000  Francs  von  einer  Person) 
erworben  werden  können.  Die  Kasse  verwendet 
die  entrichteten  Prämien  zum  Ankaufe  ewiger 
Renten,  deren  Titel  nach  Massgabe  der  Leib- 
renten Zahlungen  annnlliert  werden.  Für  den 
Staat  bedeutet  dies  lediglich  die  Umwandlung 
einer  ewigen  Rente  in  eine  allmühllch  tilgbare 
Schuld.  Die  Kasse  bedurfte,  als  sie  infolge  der 
Erniedrigung  des  Zinsfuwes  in  die  oben  er- 
wähnte Verlegenheit  geriet,  in  den  80  er  Jahren 
einer  Reorganisation. 

Auch  in  England  spielen  Leib-  nnd  Zeit- 
renten für  den  Zweck  der  Schuldentilgnng  eine 
nicht  unwichtige  Rolle.  Nach  dem  1806  ent- 
worfenen, mehrfach  entschieden  bekämpften 
Plane  sollten  die  aofzunehmenden  Rentner  nicht 


,^^.oogic 


unter  3Ö  Jahre  alt  sein,  die  Beut«  nicht  über 
1000  £  tUr  einen  Kupf,  nicht  Über  löOO  für 
zwei  Köpfe  betrasen.  Seit  1829  wurden,  da 
mau    nunmehr    braachbarere    Sterbetafeln    be- 


Kapital      wf^-   Leibrenten  Vorteil 
in  der       der  an-       ge-     zage-   anf-      für 
Zeit  TOD    nnllierten  fnllene  stau-    ge-      den 
Titel      Zinsen   den  hoben  SUat 

1808—1829        232  7,3      '34     8,3       1,0 

1829—1869      1047        32,8      92,1    12,0     20,8 

In  Deutschland  bietet  die  Arbeitervereiche- 
mng  eine  Möglichkeit  der  Schuld entil^ng  dnrch 
Umwandlung:  'on  Kapitalschulden   m  Reiiten- 

bei  den  in  der  Schweiz  arbeitenden  11  franzüaischen  Leb.-Vers.-Ges,  87268  1 

„     „  „    „  „  „  3  amerikan.  „  „  11 278 

11     .1  i>    ,1         >i  ..  8  deutschen  „  „  7214 

.,     „  „    „  ,.  „  6  schweizerischen  „  „  3  892 

„     „  „    „         „  „  i  englischen         „  „  1 639 


schulden.  Diese  Möglichkeit  sei  hier  nnr  kurz 
augedent«t,  ohne  das»  auf  die  Fragen  der 
Zweckmäßigkeit  einer  solchen  Verbindung  und 
der  zn  Übenden  Vorsicht  näher  eingegangen 
werden  soll. 

Hinsichtlich  der  Benutzung  der  von  Ge- 
selischafteu  gebotenen  Renten versichemng  über- 
haupt ist  die  Verschiedenheit  des  nationalen 
Ge9<;hmackea  und  der  nationalen  Lebenaauf- 
fassnng  aehr  bemerltbar.  Um  diese  Verschieden- 
heit zu  illustrieren,  sei  auf  die  Statistik  des 
eidgenössischen  Versich eruiigsamtes  für  1897 
als  auf  eine  wenn  nicht  vielum fassende,  doch 
sehr  zuverlässige  Quelle  verwiesen.  Hiemach 
war  in  jenem  Jahre  der  Gesamtbestand  an 
Ren  ten  Versicherungen 


4.  Die  Zweckmässigkeit  dcrReDten- 
Tersichemng.  Die  Frage  der  Zwecbn&ssig- 
keit  der  RenteoverBichening  ist  schon  sehr 
verschieden  und  nicht  selten  recht  schief 
beurteilt  worden.  Allerdings  hatten  die 
Kritiker,  welche  diese  Veraicherun g  abfäUig 
besprachen ,  ganz  bestimmte  Zustände  und 
zwar  vornehmlich  diejenigen  der  französi- 
scheD  Leibrenten  znr  Zeit  des  Anden  R^me 
im  Auge.  v.  Jhsü  bezeichnet  den  Leib- 
rentenvertrag  schlechthin  als  einen  »Glücks- 
kontrakt«, 3^3  Culloch  besorgte,  dass  er  die 
Selbstsucht  auf  Kosten  der  Erben  fördere; 
atich  Bau  bezeichnet  ihn  als  nachteilig  für 
die  Erben  und  für  die  ganze  Volkswirt- 
schaft, weil  er  zur  Aufzehrung  von  Kapital 
fahre;  Ähnlich  sprachen  sich  v.  Jakob  und 
andere  aus,  welche  auch  noch  betonten,  dass 
das  Leibrententnm  den  MOssiggang  und  die 
Abneigung  gegen  Verehelicliung  fördere, 
während,  wenn  man  beim  Bezüge  der 
üblichen  Zinsen  seines  für  die  Nachkommen- 
schaft erhaltenen  Kapitales  noch  auf  Erwerb 
angewiesen  sei,  hiermit  ein  Anreiz  zum 
Fleisse  und  ein  Mittel  zur  Fördenmg  des 
Wohlstandes  g^eben  sei.  Auch  in  Say's 
Dictionnaire  des  Finanees  werden  die  I^eib- 
renten  ganz  allgemein  vom  moralischen 
Gesichtspunkte  aus  wie  alle  Anlagen  ü  fonds 
perdu  verworfen.  Nun  meinte  aber  doch 
der  vorsichtig  abwägende  Hau  {Bd.  II  seines 
Hauptwerkes  §  368),  man  dürfe  wohl  an- 
nehmen, dass  ffct  nur  kinderlose  Personen 
von  der  für  Abschlusa  eines  Ijeibrenten  ver- 
trage« gebotenen  Gelegenheit  Gebrauch 
machten.  Der  Kapitalverlust  im  ganzen  sei 
imbetrftchtlich.  E^rselbe  schütze  den  Ren- 
tenempfänger vor  Verarmuug  und  werde 
durch  die  Ereparnisse,  welche  gleichzeitig 
zu  jährlichen  Einzahlungen  gemacht  wür- 
den, weit  Überwf^n.  Ueberdies  sei  diese 
Anwendung  des  Kapitales  noch  viel  besser 


als  die  Verschwendung  desselben.    In  einem 

Sz  anderen  Lichte  erscheint  ims  aber  die 
brente,  wenn  wir  sie  vom  Standpunkte 
der  Versichenmg  aus  betrachten.  Der 
Wichtigkeit  und  Notwendigkeit  der  Invali- 
ditäts',  Witwen-  und  Waise ri'versichenmg 
gegentlber  verlieren  die  zum  Teil  doch  etwas 
naiven  apriorisüsehen  Erörterungen  über 
Kapitalaufzehmng,  Selbsisucht  und  Sparsam- 
keit fast  alle  Bedeutung.  Die  bei  massigem 
Erwerbe  oft  sehr  Echwere  Kapitalbildung 
erfüllt  keineswegs  immer  den  Zweck  einer 
ausreichenden  Versorgung  für  die  Zeiten  der 
Bedürftigkeit.  Eine  solche  Versoi^ing  wird 
aber  durch  die  Versicherung  mit  ihrem 
g^enseitigen  solidarischen  Eintreten  der 
Beteiligten  für  einander  erraöglidit  Dabei 
bleibt  es  immer  noch  fraglich,  ob  nicht  eine 
solche  Sicherstellung  fflr  die  volkswirtschafb- 
liclie  Kapitaibildung  günstiger  wirkt  als  die 
Erttbrigungen  mit  Sondernutzung.  Auch  die 
Frage  der  Kapital-  oder  Rentenversicherung 
ISsst  sich  nicht,  wie  schon  geschehen, 
schlechthin  zu  Gunsten  der  einen  Art,  ins- 
besondere der  ersteren  erledigen.  In  vielen 
Fällen  wird  der  erstrebte  Zweck  nur  durch 
die  Rentenversichentng  voll  und  ganz  er- 
reicht, während  bei  der  Kapital  Versicherung 
die  Versorgung  leicht  gefährdet  sein  kann. 
Dies  schliesst  jedoch  nicht  aus.  dass  nach 
Lage  des  Falles  (insbesondere  bei  Witwen) 
an  Stelle  der  Leibrente  ein  Kapital  als  Ab- 
findung mit  Vorteil  gewährt  werden  kann 
und  auch  im  Interesse  des  Bezugsberech- 
tigten geboten  werden  sollte. 

Unzweifelhaft  aber  giebt  es  zahlreiche 
Fälle,  in  denen  weitaus  die  zweck  massigste 
Kapitalanlage  in  der  Erkauf un^  einer  Leib- 
reute  besteht  Einzelnen  Familien  vielleicht, 
aber  nicht  der  Gesamt  Wirtschaft  geht  da^ 
so  angelegte  Kapital  verloren.  Meist  wird 
es   vom   Versicherer   nützlicher   verwertet, 
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Leibrente — Leichenschau 


Litteratnr:  Aumer  den  aUgemeinpii  Werken  über 
FinaniiPitieniehaft  und  VfTtichervHgttceieTi  find 
inibeiondcre  noch  amaf Uhren  neben  den  älteren 
Arbeiten  ton  Teten»,  Anicrittmg  lur  Berechnung 
der  Leibrenten:  Meyef,  Allgemeine  Anleitung 
zur  Brrer-hnang  der  Leibrenle'i.  —  Balltf, 
Theorie  der  Lebentrenten.  —  Blei1>treu,  Poli- 
iitehe  AHtbmetik,  i.  Auß.,  1853.  —  Spitzer, 
Anleitung  lur  Berechnung  der  Leibreutm,  Wien 
tSSI,  g.  Aufi.  —  Mmrgenbemer ,  Die  mathc- 
■matiiehen  Grtindlagen  det  getarnten  Verticherange- 
weient,  Berlin  1SS3.  —  Ziftiner,  Die  niixlhe- 
taatiichen  Reehnungen  bei  Leben»-  und  Renten- 
verticherunge»,  2.  Avfi.,  1887. 

.7.   Lehr. 
(Such  de»  Verf.'»  Tode  nachgetehe»  und  ergänzt 
roN  A.  Emm,tngkaii«.t 


1.  Wesen  und  Zweck  der  L,  2.  Art  der 
AnaUbnng  der  L,  3.  Wert  der  L.  für  die  Be- 
nrkundDDg  der  Sterbefälle.  4.  Gesetzliche  Be- 
BtiunnuDgen.  ■ 

1.  Wesen  und  Zweck  der  L.  Leichen- 
schau oder  Totenschau  nennt  man  allgemein 
die  auf  behördliche  Yeranlasi^ung  erfolgende 
Besicfatii^ing  einer  elien  verstorbenen  Pereon 
durch  einen  Sachkundif^en  behufs  Feststel- 
lung des  eingetretenen  Todes  und  möglichst 
zuverlflssiger  Ermittelung  der  Ursache  des 
Todes.  Zu  letzterem  Zwecke  sind  in  der 
Befrei  einige  Erhebungen  mit  der  eigent- 
Jichen  Leichenschau  verbunden.  Die  unter 
besonderen  Umständen  bisweilen  stattfindende 
Besichtigung  imd  Untersuchung  einer  älteren, 
aufgefundenen  oder  exliumierten  Leiche  ist 
zwar  im  weitereu  Sinne  auch  als  lidchen- 
schau  zu  bezeichnen,  doch  versteht  man  ge- 
wöhnlich danmter  mir  diejenige,  welche  vor 
der  Bestattung  möglichst  bald  nach 
dem  Tode  erfolgt.  Dieselbe  hat  den  vier- 
fachen Zweck,  1.  die  Beerdigung  eines 
Scheintoten  zu  verhüten,  2.  die  Verheimli- 
chimg eines  auf  strafbare  Art  herbeigeführten 
Todesfalles  zu  hindern,  3.  jeden  einzelnen 
durch  eine  ansteckende,  gemeingefährliche 
Krankheit  verursachten  Sterbefall  alsbahl  zur 
behdi'dlichen  Kenntnis  zu  bringen,  daiuit 
rechtzeitig  gegen  eine  Wcitcrverbrcituug  der 
Krankheit  Vorsorge  getroffen  werden  kann, 
4.  die  Herstellung  genauer  und  zuverlässiger 
Stcrbelisten  zu  fürdern. 

2.  Art  der  AnsübanfF  der  L.  Eine 
geordnete  Leieheiischau  soll  mit  der  Fest- 
stellung der  den  Tod  kennzeichnenden  Merk- 
male an  der  Ijeiche  beginnen ,  wobei  in 
jedem  irgendwie  zweifelhaften  Falle  unbe- 
dingt mehrere  solche  Merkmale  sorgfältig 
zu   prüfen   sind.     Kommt   wälu-end   dieser 


Prüfung  der  Verdacht  des  Scheintodes  auf, 
so  ist  der  Leichenschauer  verpflichtet,  unge- 
säumt Belebungsversuche  zu  machen  und, 
falls  er  nicht  selbst  Arzt  ist,  die  sofortige 
Herbeiziehung  eines  Arztes  zu  veranlassen. 

Die  nächste  Aufgabe  des  Leichenschauers 
ist  es,  auf  jede  ihm  mögliche  Weise  die 
Identität  der  Leiche  mit  der  als  ver- 
storben gemeldeten  Person  festzustellen,  um 
das  wirklich  erfolg;te  Ableben  dieser  Person 
urkundlich  bescheinigen  zu  können; 

Die  weitere  Untersuchung,  ob  etwa  der 
Tod  auf  eine  rechtswidrige,  strafbare  Weise 
herbeigeführt  sei,  miiss  sich  meistens  darauf 
beschicken,  nach  den  Anzeichen  einer  ge- 
waltsamen Todesart  zu  suchen.  Als 
solche  Anzeichen  kommen  hauptsächlich  in 
Betracht:  äussere  Verletzungen,  z.  B.Wun- 
den ,  Blutunterlaufungen ,  Schadelbrüche, 
ferner,  wenn  ein  Tod  durch  Ersticken  vor- 
liegen kann,  Eindrücke  am  Halse,  Auf^- 
diinsenheit  des  Gesichtes,  Fremdkörper  im 
Halse  oder  in  den  Luftwegen  etc.  Eine 
etwaige  Tötung  durch  Vergiften  oder  durch 
Vernachlässigung,  z.  B.  bei  kleinen  Eindem, 
wird  gewöhnlich  erst  auf  Grund  von  Er- 
hebungen bei  der  Umgebung  des  Verstor- 
benen nachgewiesen  bezw.  wahrscheinlich 
gemacht,  doch  können  auch  die  Ergebnisse 
der  Besichtigung  der  Ijeiche  solchen  Ver- 
dacht bestärken  oder  verringern. 

Hinsnchtlich  der  sonstigen  Todesur- 
sachen, deren  FeststeUung  in  der  Regel 
zu  den  Obliegenheiten  des  Leichenschauers 
gehört,  hat  derselbe,  soweit  thunlich,  von 
dem  Arzte,  welclior  den  Verstorbenen  vor 
dem  Tode  behandelt  hat,  Aufschluss  und 
unterschriftliche  Bestätigung  einzuholen.  Ist 
dies  nicht  ausfßiirbar  oder  hat  eine  ärztliche 
Behandlung  nicht  stattgefunden,  so  sind  die 
Angehörigen  des  Veretorbenen  oder  glaub- 
würdige Personen  aus  dessen  Umgebung  zu 
Mitteilungen  aufzufordern,  und  deren  An- 
gaben, nnter  Berücksichtigung  des  Befundes 
an  der  Leiche,  zu  verzeichnen.  Immer  sollte 
aus  dem  Befundscheine  des  Leichenschauers 
hervoi-gehen,  ob  die  Benennung  der  letzten 
Krankheit  des  Veretorlienen  und  der  Todes- 
ursache von  ärztlicher  oder  nichlärztdieher 
Seite  herrührt 

Ergiebt  sich  die  Qewissheit  oder  der 
begi-ündete  Verdacht,  dass  der  Tod  infol^ 
einer  gemeingefährlichen  Ki-ankheit,  wie 
Pocken,  Cholera,  Typhus,  Scharlach,  Diph- 
therie, Milzbrand,  Rotz,  Tollwut  etc.  erfolgt 
ist,  so  ist  der  zuständigen  Polizeibehörde 
Anzeige  zu  ei'statten,  ebenso  falls  sich  die 
GewiMsheit  oder  der  begründete  Verdacht 
ergebt,  dass  eine  strafbare  Vernachlässigung 
des  Verstorbenen  oder  eine  strafbare  Be- 
handlung desselben,  et»-a  seitens  eines  Kur- 
pfuschers, den  Tod  iierbeigcfflhrt  hat  (vgl. 
die  bayerisclie  Dienstanweisung  für  Leichen- 
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schauer,  ÄbEcfanitt  TI).  Auch  ist  eine  so- 
fortige Anzeige  an  die  Behörde  geboten,  faUs 
die  Feststellung  der  Persönlichkeit  des  Ver- 
storbenen nicht  zweifellos  gelungen  ist. 

Am  ■volliommensten  würden  die  Zwecke 
der  Leichenschau  erfüllt  werden,  wenn  die- 
selbe in  jedem  Falle  durch  einen  erfahreuen 
Arzt  stattfinden  könnte,  indessen  sl^sst  die 
Durchführung  einer  solchen  Forderung  viel- 
fach auf  Schwierigkeiten,  und  daher  hat  die 
im  Jahre  1875  vom  Reichskanzler  einbe- 
rufene Kommission  ziir  Vorbereitung  einer 
Beichsmedizinalstatistik  in  ihrer  »Skit^ze 
eines  Iieichenschaugesetzes  für  das  Deutsche 
Reichi  vorgeschlagen,  dass  jede  Gemeinde 
die  erforderliche  Anzahl  von  Personen, 
welche  die  Leichenschau  vorzunehmen  haben, 
mit  Zustimmung  des  zuständigen  Medizinal- 
beamten anzustellen  imd  zu  verpflichten 
habe.  Hierzu  wurde  bemerkt,  dass  es  zu- 
ISssig  sein  soll,  auch  Frauen  mit  der  Leichen- 
schau zu  beauftragen,  der  Medizinalbeamte 
soll  sich  aber  stets  vorher  flberzeiigen,  ob 
die  betreffende  Person  auch  ilirom  Bildungs- 
erade  nach  für  diese  Funktionen  sich  eigne, 
damit  er  sie,  soweit  nötig,  noch  genau  Aber 
ihre  Verpflichtungen  unterrichte.  Eine  be- 
sondere, behördlicherseits  erlassene  -Anwei- 
sung  für  den  Leichenschauer«  ist  überdies 
für  jeden  Bezirk  erfoixleriich. 

3.  Wert  der  L.  für  die  Beurkundung 
der  Sterbefälle.  Ceber  alle  amthchen 
Lieichenbesichtigungen  hat  der  Leichen- 
schauer sorgfaltig  Buch  zu  führen,  ausser- 
dem ist  das  Ergebnis  einer  jeden  Leichen- 
beschauung  auf  einem  Befundscheine  zu 
vermerken.  Nur  auf  &nmd  solcher  Leichen- 
schauscheine  lässt  sich  eine  zuverlässige 
Sterbeliste  heratellen  und  der  unzweifel- 
hafte Tod  einer  Person  nebst  der  Todes- 
ursache nachweisen.  Das  Keichagesety.  vom 
6.  Februar  1875  über  die  Beurkundung  des 
Personenstandes  gewährleistet  diese  Zuver- 
lässigkeit vorläufig  nicht,  da  ja  der  Standes- 
beamte in  seine  Liste  nur  die  ihm  mündlich 
von  jemand  erstattete  Anzeige  einzuti-agen 
hat  imd  nach  §  21  des  Qesetzes  nur  dann 
verpflichtet  ist,  sich  von  der  Richtigkeit  der 
Anzeige  in  geeigneter  Weise  Ueberzeugung 
zu  verschaffen,  wenn  er  »dieselbe  z«  be- 
zweifeln Anlass  hat«.  Wo  keine  obli^torische 
Leichenschau  besteht,  beruht  also  im  Deut- 
scheu Reiche  die  Sterbeurkunde  lediglich 
auf  den  Angaben  einer  vom  Standesbeamten 
für  glaubwürdig  gehaltenen  Person,  während 
es  doch  offenbar  ervi'ünscht  ist,  dass  die  oft 
folgenschwere  Eintragung  eines  Slcrbefalles 
in  das  Standesamtsregister  ausschlicsshch 
auf  Grund  einer  Feststellung  des  wirklich 
erfolgten  Todes  und  der  Identität  der  Leiche 
erfolgen  darf.  Dies  lässt  sich  nur  durch 
Einführung  der  obligatorischen  Leichenschau 
erreichen. 


4.   Gesetzliche    Bestimmnngen.     Die 

Regelung  der  Leichenschau  fällt  in  das  Ge- 
biet der  Mcdizinalpolizei ,  im  Deutschen 
Reiche  unterliegt  sie  daher  —  nach  Art.  4 
der  Verfassung  —  der  Gesetzgebung  seitens 
des  Reiches.  Der  Reichstag  hat  dem- 
gemäss  am  11.  Juui  1900  in  einer  Resolution 
den  Reichskanzler  .ersucht,  einen  Gesetz- 
entwurf vorzTÜegen,  durch  welchen  baldigst 
für  das  ^nze  Reichsgebiet  eine  allgemeine 
oblieatonsche  Leichenschau  vorgeswirieben 
wird,  aber,  obgleich  auch  der  Bundesrat 
bereits  im  .fahre  1877  auf  Oiiind  eines  Be- 
richtes der  zur  Vorbereitung  der  Uedizinal- 
statistik  eingesetzten  Kommission  beschlossen 
hatte,  das  ßeicliskanzleramt,  jetzige  Reichs- 
amt des  Innern,  zur  Ausarbeitung  eines  be- 
züglichen Gesetzentwurfs  aufzufordern  (§  377 
der  Protokolle  des  Bundesrats),  ist  es  zu 
einem  derartigen  Gesetze  für  das  Reich  bis- 
her nicht  gekommen,  indessen  haben  mehrere 
Einzelslaaten  des  Reiches  mittlerweile  für 
sich  eine  obligatorische  Leichenschau  ein- 
geführt. 

Nach  dem  G.  v.  30.  Juni  1900  {R.G.BL 
S.  306),  betreffend  die  Bekämpfung  ge- 
meingefährlicher Krankheiten,  ist  eine 
Leichenschau  von  seifen  des  Reiches  nur 
fflr  ausserge wohnliche  Verliältnisse  in  Aus- 
sicht genommen,  denn  §  10  des  Gesetzes 
lautet : 

§  10.  Für  Ortschaften  und  Bezirke, 
welche  von  einer  gemeingefährlichen  Krank- 
heit befallen  oder  bedroht  sind,  kann  durch 
die  zuständige  Behörde  angeordnet  werden, 
dass  jede  Leiche  vor  der  Bestattung  einer 
amtlicnen  Besichtigung  (Leichenschau)  zu 
unterwerfen  ist. 

Im  Königreich  Preussen  sind  landes- 
gesetzliche Bestimmungen  über  Leichenschau 
bisher  nicht  erlassen,  doch  gelten  in  mehre- 
ren grossen  Städten ,  wie  u.  a.  in  Berhn, 
Breslau,  Köln,  Magdeburg,  Königsberg,  Frank- 
furt a,'M,  auch  in  zahlreichen  fleineren 
Städten  und  einigen  Landgemeinden  Polizei- 
vorschrifteu ,  wonach  ein  ärztlicher  Toten- 
schein bei  Anmeldung  des  Todesfalles  vor- 
zulegen ist  Eine  obligatorische  Leichenschau 
ist  ferner  z.  B.  in  dem  an  Berlin  grenzenden 
Kreise  Kieder-Bamim  durch  Kreispolizei- 
verordnung vom  6.  September  1878  ein- 
geführt imd  durch  eine  Instruktion  des 
Kreisphysikus  für  die  nicht  ärztlichen 
Leichenbeschauer  ergänzt;  dieselbe  hat  sich 
nach  amtlicher  Aeusserung  von  grossem 
Werte  gezeigt,  insbesondere  zur  frühzeitigen 
enei^schen  Bekämpfung  von  E^idemieen, 
Nach  dem  letzt  veröffentlichten  Berichte  über 
das  Sanität&wesen  des  Freussischen  Staates 
während  der  Jahre  1892,  1893  und  1894 
fehlte  jede  amtliche  Leichenschau  noch  in 
den  Reglern ngsljezirken  Gumbinnen,  Marien- 
werder, Stralsund,   Posen,  Breslau,  Oppeln, 
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Hannover,  Hildesheim,  Lfinebiire;,  Stade, 
Osnabrück,  Anrieh,  Münster,  Trier  und 
Aachen. 

Im  Königreich  Bayern  sind  am  20,  No- 
vember 1885  vom  Ministerium  oberpoüzei- 
liche  Yorschriften  Ober  die  Leichenschau 
und  Beerdigimg  erlassen,  denen  eine  »Dienst- 
anweisung für  die  Leichenschauer<i  beigefugt 
ist  Im  Königreich  Sachsen  wird  eine 
Art  von  Leichenschau  nach  dem  G,  v, 
20.  Juli  1850  durch  Leichenfrauen  ausgeübt, 
deren  Gebilhren  die  Gemeindevertreter  unter 
Berückächtigung  des  örtlichen  Herkommens 
festzusetzen  haben.  Im  Krmi^ich W  ü  r  1 1  e  m  - 
berg  ist  unter  dem  24.  Janiiar  1882  eine 
Königliche  Verordnung,  betreffend  Leichen- 
schau ergangen,  welche  alsbald  durch  eine 
Dienstanweisung  für  die  Leichen  schauer 
(MinisterialverfQgung  vom  3.  Februar  188^) 
ei^nzt  wurde.  Im  Grosaherzoglum  Baden 
regelt  eine  V.  v.  16.  Dezember  1875,  be- 
treffend die  •sanitatspolizci liehen  Massn^ln 
in  Bezug  auf  Leichen  und  Begräbnisstätten«, 
auch  die  Leichenschau,  und  eine  eingehende 
Dienstanweisung  für  die  Leiclien schauer  ist 
dort  am  22.  Dezember  1887  eilassen.  Im 
Orossherzogtmn  Hessen  darf  nach  einem 
Ministerialausachieibeu  vom  18.  Februar  1841 
die  Beerdigung  einer  Leiche  nur  stattfinden, 
wenn  ein  Zeugnis  über  den  Tod  von  einem 
Arzte,  Wundarzte  oder  —  in  Orten,  wo 
solche  nicht  wohnen  —  von  dem  hierzu  an- 
zuordnenden Leichenschauer  ausgestellt  ist 
und  vorgelegt  wird ;  demgemfiss  sind  in 
Hessen  für  zahlreiche  örtliche  Bezirke  ein 
oder  mehrere  Leichenschau  er  Emgestellt  In 
Mecklenburg-Schwerin  bestehen  zwar 
keine  landesgesetzlichen  Bestimmungen  über 
Leichenschau,  doch  ist  bereits  seit  dorn 
Jahre  1816  in  den  Städten  des  Landes 
jede  Leiche  von  vereidigtön  Totenfrauen 
zu  besichtigen.  In  Sachsen-Weimar 
ist  durch  Bekanntmachungen  vom  11.  Jiih 
1811  und  4.  August  1851  vorgeschrieben, 
dass  in  der  Regel  bei  allen  Leichen  Leichen- 
frauen zugezogen  werden  sollen  und  dass 
nur  hinsichtlich  solcher  Kinder,  die  das  Alter 
voD  6  Wochen  noch  nicht  erreicht  haben, 
eine  Ausnahme  gestattet  ist.  Im  Herzogtum 
Braunschweig  findet  in  den  Städten  des 
Landes  sogar  eine  regelmfissige,  ärztliche 
sichtigung  der  Leichen,  entweder  durch  den 
behandelnden  Arzt  oder  durch  den  zustän- 
digen Physikus  statt.  In  Sachsen-Mei- 
ningen  ist  seit  dem  22.  Mai  1838  ein  Ge- 
setz, betreffend  die  Einführung  der  Toten- 
schau, in  Kraft,  zu  welchem  erat  vor  wenigen 
Jahren,  am  19.  Februar  1895,  neue  Aus- 
fühnmgsbestimmungen  seitens  des  Hersog- 
lichen  Staatsministeriums  gegeben  sind ; 
darnach  ist  dort  eine  ärztliche  und  eine 
nichtärztiicUe  Leichenschau  vorgesehen,  ers- 
tcre  ist  in  der  Regel  einmal,  letztere  zwei- 


mal vorzunehmen,  die  nichtärztlichen  Leichen- 
schauer haben  sieh  von  5  zu  5  Jahren  einer 
Nachprüfung  vor  dem  Physikus  zu  unter- 
ziehen. Eine  eingehende  Dienstanweisung 
für  dio  Leichenschauer  ist  dem  angeführten 
Ministerialausschreiben  vom  19.  Februar  1895 
beigegeben.  InSachsen-Altenburgsind 
die  unter  dem  24.  April  1857  erlassenen 
Bestimmungen,  beti-effend  die  Thätigkeit  der 
Leichenfrauen ,  im  wesentlichen  den  im 
Königreich  Sachsen  geltenden,  oben  ge- 
dachten Bestimmungen  nachgebildet;  im 
Herzogtum  Gotha  ist  am  12.  Januar  1892 
eine  Verordnimg,  betreffend  die  Leichenschau, 
ergangen,  auch  wurde  gleichzeitig  vom 
Herzoglichen  Staatsministäniim  eine  Dienst- 
anweisung für  die  Leichen  schauer  und  eine 
solche  für  die  Leichenfrauen  veröffentlicht; 
im  Herzogtum  Coburg  beruht  dio  obliga- 
torische Leichenschau  auf  einer  V.  v. 
20.  August  1812  und  auf  der  Instruktion 
für  dieLeicbenschauer  vom  13.  Januar  1838. 
Die  Leichenschau  wird  zum  Teil  von  Aerztea, 
besondere  in  Coburg  und  Rodach,  zum  Teil 
von  NichlÄrzten,  namentlich  Heilgehflilen, 
ausgeübt  Im  Herzogtum  Anhalt  sowie 
den  Füretentümem  Reuss  ä.  I..  and 
uas  j.  L.  besteht  obligatorische  Leichen- 
schau mu-  für  die  Städte  Dessau  (Polizei- 
verordnuiig  vom  12.  Juni  1896),  Zerbst, 
Greiz  und  Gera,  in  Schaumburg-Lippe 
ist  die  Leichenschau  durch  Toten  frauen 
mittelst  VV,  v.  13.  und  14.  März  1862  ge- 
regelt Im  Staatsgebiet  von  Lübeck  be- 
steht eine  organisierte  Leichenschau  nicht 
doch  finden  Beerdigungen  von  Leichen  nur 
auf  Grund  ärztlicher  Todeszeugnisse  statt; 
diese  sind  im  Stadtbezirk  vom  behandelnden 
Arzte  oder  von  einem  der  beamteten  Aerzte 
unentgeltlich  zu  erteilen,  in  Travemünde 
und  in  den  Landgemeinden  fallen  nach 
Massgabe  des  Gesetzes,  betreffend  die  Todes- 
zengnisse,  vom  20.  April  1891  die  Kosten 
dem  zur  Bestreitung  der  Begräbniskosten 
Verpflichteten  zur  Last  Im  Staate  Bremen 
darf  laut  §  51  der  Medizinalordnung  vom 
2.  August  1878  eine  Beerdigung  nicht  statt- 
finden, bevor  der  Tod  durch  einen  Arzt, 
einen  Me<lizinalbeamten  oder  —  bei  Todes- 
fällen im  Landgebiet  —  von  einem  seitens 
der  Mcdizinalkommission  bestellten  Leichen- 
bescliancr  schriftlich  bescheinigt  ist.  In 
Hamburg  wird  die  lÄichenschau  auf  Grund 
der  Aerzteordnung  vom  21.  Dezember  1894 
ausschliesslich  durch  Aerzte  aus- 
geübt ;  bei  Personen ,  die  in  ärztlicher  Be- 
handlung gestorben  sind,  verursacht  die- 
selbe in  der  Regel  keine  besonderen  Um- 
stände und  Kosten,  bei  Peraonen,  welche 
verstorben  sind,  ohne  in  ärztlicher  Behand- 
lung gewesen  zu  sein,  liegt  die  Leichenschau 
für  die  Stadt  in  den  Händen  der  Polizei- 
ärzte,  für  das  I^ndgebiet  des  Staates  in 
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deo  Hftndea  der  Bezirksärzle ,  für  deren 
Thfltigkeit  jedeBmal  eine  Gtebühr  erhoben 
wird.  Da  jedoch  seit  Einführung  des 
Krankenvereicherungsgesetzes  dort  mir  we- 
nige Menschen  anssertmlb  ärztlicher  Behand- 
lung sterben,  ist  sokiie  polizeiärztliche 
Leichenechau  im  Staate  Hamburg  neuerdings 
selten.  In  Elsasa-Lothringen  besteht 
keine  allgemeine  L<MchenBchau,  doch  Ist  fQr 
mehrere  Gemeinden  —  u.  a.  für  Mülhaiisen 
durch  Polizeiverordnung  vom  25,  April  1898 
—  die  obligatorische  Leiche usehau  durch 
Äerzte  eingeführt. 

lAtttrttUTlEinfilhrungdernbligaioritchenLeichen- 
tchau  im  DeuUchen  Sticht.  Petitum  da  Ver- 
eini  DeuUdier  Lf.be>>nfriicherung>geiieiUelmften 
UH  S.  DurchUiuchl  den  SticAtkaiiiUr,  Berlin 
ISSO.  —  Outtatadt,  DeuUcMaAdt  GeiundheiU- 
weMB,  Organiialion  nnd  Getelzgelning  de»  Deal' 
ichen  Brichet  vnd  Meiner  JünieUuiatcn,  Leipiig 
1891.  —  PmtokoUe  der  Kommiagion  iiir  Vnrbe- 
reilting  einer  ReiehtmtdiiinaUlatiMlik  (Bd.  XX, 
Hefl  1  der  Stalittik  de»  Dtultehen  Seichet).  — 
Beithtlagidruektaehe  Xr.  JUS  iSettion  189S.19Q0). 
—  Betrtffi  der  ntutren  getetiliehen  Vor»ehri/len 
rergl.  ItrögenlliellungeH  dei  taiterliclteji  Gesund. 
AeiUamta,  1886  —  1900. 
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Lelhliftnser. 

I.  Name  nsd  erste  Anfänge.  2.  Weitere , 
Entwickelnng.  Gesetzgebung  und  Statistik  in 
einzelnen  Ländern,  e.)  Italien,  b)  Belgien,  c) 
Frankreich  nnd  andere  LSnder.  <1)  Deutschland 
und  Oesterreich.  '6.  Betriebsweise.  4.  Die  Frage 
der  Notwendigkeit  Öffentlicher  L. 

L  Name  nnd  erste  AnfäBge.  Als  Leih- 
häuser bezeichnet  man  diejenigen  Kreditan- 
stalten, welclie  Kreditbedürftige II  gegen  Ver- 
pffindiuig  beweghcher  (regenstflnde  Barvor- 
scfaüsse  machen,  ohne  dabei  eigenen  Gewinn 
wie  die  Privatpfandleiher  im  Auge  zu  haben. 
Da  nur  Behörden  oder  Stiftungen  solche  An- 
stalten zu  unterhalten  pflegen,  so  werden  sie 
,  zur  genaueren  Unterscheid  ung  von  den  zu  Er- 
werbszwecken betriebenen  Privatpfandleihen 
auch  öffentliche  Ijeihhäuser  genaimt  In  der 
entsprechenden  romanischen  Bezeichnung 
mons  pietatis  erklärt  sich  das  erstere  Wort 
dadurcti,  dass  z.  B.  im  Italienischen  monteauch 
in  anderen  Veritindungen  eine  öffentliche 
Kaase  bedeutet. 

In  solcher  Verpfändung  bestand  zu  einer 
Zeit,  wo  selbst  diejenigen,  die  alles  andere 
im  Ueberflusse  besassen,  oft  baren  Geldes 
erman^lten,  und  bestellt  für  viele  noch 
jetzt  die  einzige  M^^hchkeLt,  au^nblickhche 
OeldbedOrfnisse  schnell  zu  befriedigen.  Da 
nun  durch  das  kanonische  Wucherverbot, 
welches  gegen  Ende  des  9.  Jahrhunderts  in 
absoluter  Form  aufgestellt  wurde,  für  die 
christliche  Welt  jede  Art  von  Vergütung, 


I  die  für  ein  Darlelien  Ober  die  geliehene 
Summe  hinaus  bean8]Jmclit  wurde,  als  usura 
erklärt  war,  so  geriet  das  Pfandgeschäft, 
wie  der  Geldhandel  überhaupt,  ausschliess- 
lich in  die  Hände  der  Juden  und  später 
besonderer,  von  dem  "Wucherverbot  ausge- 
nommener und  als  Wechsler  zugelassener 
Klassen,  wie  der  in  Frankreich  Oaorsins,  in 
Deutschland  Kawerzaner  (wahrscheinlich 
nach  der  Stadt  Cavour  in  Piemonl)  genann- 
ten Leute,  in  Endand  und  den  Niederlanden 
der  Lombarden,  Besonders  da,  wo  die  Juden 
vom  13.  bis  zum  15.  Jahrhundert  vertrieben 
wurden,  traten  jene  Italiener  an  ihre  Stelle, 
Tind  beide  konnten,  wie  in  manchen  Teilen 
Deutschlands  und  Itahens  auch  einheimische 
Wechsler,  ihr  Privileg  durch  Forderung 
hoher  Zinsen  rücksichtslos  ausbeuten. 

Ebenso  früh  als  die  Erbitterung  über  die 
Wucherplage  sich  in  der  Verfolgung  der 
Juden  Luft  zu  machen  begann,  scheint  die 
Errichtung  von  öffentlichen  Anstalten  ver- 
sucht woi-den  zu  sein,  die  das  Geldverleihen 
gegeu  Pfand  ohne  die  Absicht  des  Grewinnes 
betreiben  sollleu.  Die  erste  allerdings  un- 
bestimmte Kunde  hien-on  stammt  aus 
Deutschland  und  bezieht  sich  auf  eine  Art 
Leihbank,  welche  um  1198  in  Freising,  der 
Residenz  der  bayerischen  Herzoge,  begründet 
worden  sein  soll  In  Salins  in  Burgund 
schössen  die  Bflrger  1350  ein  Kapital  von 
20600  Goldgulden  zusammen,  um  sich 
gegenseitig  gegen  wuehei-iscbe  Ausbeutung 
zu  schützen  und  den  Beitragenden  Pfand- 
darlehen zu  gewähren,  und  im  Jahre  1361 
vermachte  der  Bischof  von  London  der 
Paulskirche  1000  Mark  Silber  zur  unentgelt- 
lichen Ausleihung  gegen  Pfand  an  Arm  und 
Reich. 

2.  Weitere  Entwickelnng.  Gesetz- 
gebung nnd  Statistik  in  einzelnen  Län- 
dern, a)  Italien.  Als  Ursprungsland 
unserer  öHentlichen  LeihhAuser  gilt  gewöhn- 
lich Itahen,  und  insofern  mit  Recht,  als  die 
eben  genannten  SchOpfim^n  nur  von  kurzem 
Bestand  waren  und  mcht  bahnbrechend 
wirkten.  Hier  nahm  der  Klerus  die  prakti- 
sche Bekämpfung  des  Wuchers  in  die  Hand; 
der  Franziskanermönch  Barnaba  veianlaeete 
1462  in  Perugia  die  Gründung  des  ersten 
monte  di  pielä  zur  Benutzung  für  alle  Be- 
völkeningsklasseu ;  öfter  wird  der  1463  oder 
1464  in  Onieto  eröffnete  monte  als  erster 
genannt,  doch  nur  weil  er  früher  ala  jener 
die  päpsthche  Bestätigung  erhielt  Die 
Franziskaner  fuhren  mit  der  Erachtung  von 
Leihhäusern  fort;  der  Mönch  Bemardino 
von  Feitre  durchpilgerte  zu  dem  Zweck 
ganz  Italien,  und  es  erfolgte  schon  in  den 
näclisten  Jahren  in  Vit«rbo,  Bologna,  Mai- 
land, Savona  und  zahlreichen  anderen 
Slüdtcn  Ober-  und  Mittel italiens  die  Grün- 
dung solcher  Anstalten.    Die  Betriebsmitte 
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floseen  diesen  zumeist  «oter  geistlicher  Lei- 
tung verbliebenen  TjeihhänBem  anfangs  dutcU 
Stiftungen,  Schen][\tngcn  und  die  Kirche  zu; 
die  Pfanddarlohen  wurden  uDentgeltlich  ge- 

Bald  aber,  als  trotz  der  Verheissiißg 
kirchlicher  Gnaden  die  freiwilligen  Beitrage 
nicht  mehr  reichhch  genug  eingingen, 
mussten  Betriehsgelder,  entweder  gegen  Zins 
und  auf  Kündigung  oder  gegen  eine  feste 
vererhUche  Rente  entlehnt  und  daher  auch 
von  den  Darlei  hensuchenden  unter  Durch- 
brechung des  Zinsverhots  eine  Vei^tttung 
beansprucht  werden ;  diese  Art  des  Betriebs 
wurde  durch  das  lateranische  Konzil  (1512 
bis  1517)  und  eine  Bulle  Leos  X.  ausdrück- 
lich gebilligt  unter  der  Bedingung,  dass  jene 
Vei^ütuDg  nur  die  dem  monte  selbst  er- 
wachsenden Ver  waltun  gs-  und  sonstigen 
Kosten  deckte.  Ein  in  Florenz  1473,  nach- 
dem den  Juden  das  Pfandleihen  llborhaupt 
verboten  worden ,  Tom  Staate  errichteter 
mons  subveutionis  et  caritatis  nahm  eben- 
falls von  Anfang  an  eine  seinen  Auslagen 
entsprechende  Vergfltung;  auch  der  in 
Padiia  1491  mittelst  freiwiUiger  Beitr^e 
gegrflndete  monte  nahm  5%  Darlebnszius. 
Einige  der  italienischen  Leihhäuser  scheinen 
den  Charakter  von  Pfandleihinstituten  nicht 
rein  gewahrt  zu  baben;  insbesondere  der 
1539  in  Korn  ei-5ffnete  monte  erweiterte 
sich  zu  einer  grossen  klerikalen  Bank,  die 
von  fremden  Fürsten  und  der  päpstlichen 
Verwaltung  selbst  benutzt  wurtte.  Die 
meisten  monti  erfreuten  sich  unter  geist- 
hcher  und  weltlicher  Fßrsoi^  einer  jahr- 
hundertelangen Blflte.  Der  römische,  wel- 
cher seine  entlehnten  Betriebskapitalien  mit 
nur  4  "/o  zu  verzinsen  und  alle  gerichtlichen 
Depositengelder  sofern  sie  über  5  Scudi 
betrugen,  zur  Verfügung  hatte,  konnte  bis 
zu  30  Scudi  (zu  etwas  Ober  5  Francs)  zins- 
los, darüber  zu  2'^i'b  ausleihen;  aiich  dem 
monte  von  Bolo^a  wurden  1592  die  ge- 
richtlichen Depositengelder  zur  Verwendimg 
im  Betriebe  überlassen.  Eine  jähe  Unter- 
brechung erfuhr  die  Entwickelung  des  Leih- 
hauswesens  durch  die  französische  Invasion 
am  Ausgange  des  ,  18.  Jahrhunderts.  In 
Bologna  erklärte  Bonaparte  1796  das  Ver- 
mögen des  monte,  einschliesslich  des  Pfänder- 
magnzins,  im  Gesamtwert  von  6000000 
Francs,  für  Kriegsbeute  und  liess  nur  die 
Pfänder  von  unter  200  Francs  Wert  den 
Eigentümern  zurückgehen;  ähnliches  wird 
in  anderen  Städten  geschehen  sein.  Wie- 
wohl nach  dem  Ende  der  napoleonischen 
Aera  ffir  die  Leihhäuser  die  Konkurrenz 
anderer  Öffentlicher  Kreditinstitute  begann, 
so  betmg  doch  ihre  Zahl  1890  im  jetzigen 
Königreich  583  und  1896  noch  55ö,  die  am 
Jahresschluss  78,3  Millionen  Lire  für  Dar- 
lehen ausstehen   hatten    und   72   Millionen 


u  unterscheiden 
von  den  eigentlichen  monti  sind  die  soge- 
nannten monti  fnimentarl  oder  granatici, 
welche  ohne  Pfand  zur  Saatzeit  ^mereien 
ausleihen.  Die  monti  di  pietä  stehen  jetzt 
unter  dem  G.  v.  4.  ITai  1898  nebst  Aus- 
fOhrnngsverordnung,  ferner,  soweit  dieses 
Gesetz  nichts  anderes  bestimmt,  als  Kredit- 
institute unter  dem  G.  v.  15,  Juli  1888  über 
die  Sparkassen,  als  Wolüthätigkeitsaa- 
stalten  unter  dem  G.  v.  17.  Jidi  1890  Qber 
die  wohlthätigen  Stiftungen.  Nach  ersterem 
Gesetz  halten  sämtliche  Anstalten  neue 
Satzungen  aufzustellen  uud  den  MinieterieQ 
des  Innern  imd  für  Ackerbau,  Industrie  und 
Handel  zur  Genehmigung  zu  unterbreiten; 
Besitz  Ton  Immobilien,  mit  Ausutdune  der 
zum  Geschäftsbetrieb  erforderlichen  ist  un- 
zuläss^.  Private  Pfandleiher  bedürfen  nach 
§  67  ff.  des  Gesetzes  über  die  Öffentliche 
Sicherheit  vom  30.  Juni  1889  und  §  63  ff. 
der  Ausführungsverordnung  hierzu  der  Ge- 
nehmigung und  müssen  Kaution  stellen. 

b)  Belgien.  Dasjenige  Land,  welches 
nächst  ItaUen  die  montcs  zuerst  allgemein 
einführte,  waren  die  spanischen  Niederlande. 
Der  Geldhandel  befand  sich  dort  in  den 
Händen  der  Lombarden,  denen  ein  Dar- 
lehenszins vollgeschrieben  war,  welcher  im 
16.  Jahrhundert  nach  und  nach  auf  66,  55, 
■14,  33  luid  (1600)  auf  2Vlt«!i>  herabgesetzt 
wurde.  Die  ersten  öffentlichen  Leihhäuser 
entstanden  dadurch,  dass  1534  ein  Priester 
in  Ypem  und  1572  ein  Bürger  von  Brfl^e 
diesen  Städten  Kapitalien  zur  Begründung 
einer  leenbmse,  welche  gegen  Pfand  unver- 
zinsliches Geld  verleihen  sollte,  vorschössen. 
Von  1618  an  grilndeie  im  Auftrage  der 
spanischen  Statthalter  der  Baumeister  Wen- 
zel Cobergher  erst  in  Brüssel,  dann  bald  in 
14  anderen  Städten  Leihhäuser,  die  unter* 
einander  organisatorisch  verbunden  wurden; 
die  Leihgeschäfte  der  I^mbardeu  waren  von 
nun  an  verboten.  Das  Betriebskapital  sollte, 
solange  keine  genflgendeu  eigenen  Stiftungs- 
fonds vorhanden,  durch  Aufnahme  bis  zu  , 
6^/4  %  jährlich  zu  verzinsender  Privat^lder 
bescliafit  und  für  die  Ptanddarlehen  15  ".'o 
Zins  (vorbehaltlich  späterer  Ermässigung,  die 
an  mehreren  Orten  auch  bald  folgte)  be- 
rechnet werden,  also  immer  noch  6^  t  ''.o 
weniger  als  die  Lombarden  nahmen.  In 
ähnlicher  Weise  wurde  bald  darauf  eine  An- 
zahl Leihhäuser  im  Fürstentum  Lflttich  auf 
staatUehe  Initiative  eingerichtcL  In  Brüg^ 
bestand  die  ei'wähute  Stiftung,  in  Lille  die 
ebenfalls  umsonst  leihende,  noch  jetzt  voi^ 
liandene  fondation  Masiirel  uehen  denCoberg- 
herschen  monts  fort.  Aus  der  Höhe  einzelner 
Bcleihungen  ci^iebt  sich,  dass  diese  monts 
keine  blossen  Hilfsanstalten  für  Arme 
waren;  von  einzelnen  Anstalten  wurden, 
ti-ötz   des   damaligen    höheren   Geldwertes, 
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jährlich  dreimal  soviel  Darlehea  gegeben  wie 
letzt.  Auch  hier  machte  die  französische 
BevoliitioQ  dem  Öffentlichen  Lcihhausweaen 
ein  vorläufigos  Ende.  Nach  den  Kriegen  in 
vermehrter  Zahl  wiedererstanden,  wurden 
die  Leihhäuser  erst  durch  ein  holländisches 
Edikt  von  1826,  dann  durch  das  G.  v.  30. 
April  1848  geregelt.  Dire  Verwaltung  wird 
darnach  von  der  Stadt  gewählt  und  steht 
unter  Oberaufsicht  der  Provinzialbehörde. 
Die  froher  zugelassenen  vereideten  Pfand- 
makler wurden  abgescliafft  und  sollten, 
wenn  nötig,  durch  Zweigbureaiis,  die  keine 
Termittelungskosten  berechnen,  ersetzt  wer- 
den. Das  Betriebskapital  ist,  wenn  die  vor- 
handenen Mittel  nicht  genügen,  durch  das 
Armenamt  (admioistfation  publique  de  bien- 
faisance).  in  zweiter  Linie  durch  die  Ge- 
meinde vorzustrecken.  Die  Betriebsreinei^ 
träge  einschliesslich  der  innerhalb  zweier 
Jahre  nicht  abgehobenen  VerkaufsilbersehÜBse 
sind  zunächst  zur  Rückzahlung  dieser  Yor- 
schflsse,  dann  zur  Erhöhung  des  Starom- 
kapilals  auf  einen  solchen  Betrag,  dass  es 
zur  Deckung  der  "Verwaltungskosten  genügt. 
zu  verwenden ;  wenn  auch  dies  erreicht  ist, 
soll  ein  zweiter  Fonds  zur  Gewährung  un- 
verzinslicher Darlehen  an  Bedürftige  ge- 
bildet, und  erst  nach  dessen  genügender 
Dotierung  der  weitere  Ueberschuss  an  die 
Armenkasse  überwiesen  werden.  Der  ge- 
werbsmässige Handel  mit  Pfandscheinen  ist 
mit  Strafe  bedroht.  Gestohlene  odei'  ver- 
lorene Sachen  ist  der  mont-de-pi6tc  nur 
dann  gratis  herauszvigeben  verpflichtet,  wenn 
der  Geschädigte  ihm  vorher  Anzeige  erstattet 
hat  und  deu  Gegenstand  binnen  6  Monaten 
nach  der  Verpftndung  abholt.  Diese  Be- 
stimmung enthält  eine  Abweichung  von  dem 
Code  civil  zu  Gunsten  des  I^ihhaiisee,  wie 
auch  die  Vorschriften  über  die  Verwendung 
der  Erträgnisse  dazu  dienen  sollen,  die  auf 
ihm  ridienden  Lasten  zu  erleichtern  und 
ihn  dadurch  in  den  Stand  zu  setzen,  unter 
billigen  Bedingungen  auszuleihen.  Im  Jahre 
1897  fanden  bei  den  17  belgisdien  Leih- 
häusern 891778  Verpfändungen  statt;  da 
die  Bevölkening  sich  seit  dem  rorigen 
Jalirhiindert  mehr  als  verdoppelt  hat,  so  ist 
dies,  auf  den  Knpf  der  Bevölkerung  berech- 
net, eine  Abnahme.  Etwa  die  Hälfte  der 
Darlehen ,  432  31)0 ,  lietrug  weniger  als 
5  Francs;  414600  bewegten  sich  zwischen 
5  und  50  Francs,  und  die  Gesamtsumme  der 
gewährten  Daiiehen  erreichte  11365000 
Franc«.  Die  Verwaltungskosten  betnigen 
einschliesslich  der  Zinsen  für  Betriebskapi- 
talien 582300  Francs,  also  ungefähi-  65 
Ceotimes  auf  eine  Pfandbcleihung,  6  An- 
stalten schlössen  mit  Fehlbeträgen  ab.  Die 
Zinsen  für  Darlehen  konnten  bei  den  meisten 
belgischen  Ijeihhäusern  seit  ihrer  Neuhe- 
grflndung   ermässigt  werden  und   betragen 


jetzt  in  Brüssel  6''/o,  in  Gent,  wo  allerdings 
noch  eine  Annahme-  und  eine  Aiiflösungs- 
gebühr  hinzutritt,  nur  i"!«.  Auf  das 
Brüsseler  Leihhaus  trafen  allein  5,6  Milli- 
onen Francs  Darlehen,  auf  das  Antwerpener 
1,9  Millionen,  das  Lütticher  1,1  Millionen. 
In  Brille  wii-d  bis  zur  Höhe  von  5  Francs 
aus  den  Mitteln  der  obenerwähnten  Stiftung 
aus  dem  16.  Jahrhundert,  in  Gent  bis 
15  Francs  aus  einer  1641  vom  Bischof  be- 
^Tündeten  imd  dotierten  Nebenkasse  unver- 
zinslich geliehen. 

Die  Zahl  der  Verkäufe  uneingeiöster  Pfän- 
der pflegt  bei  der  Genter  Gratirieihkasse  das 
Doppelte  der  bei  der  anderen  Kasse  statt- 
findenden zu  betragen,  obwohl  die  Be- 
leihungsdauer  nicht  kflrzer  ist  Ihr  Kapital, 
das  1668  über  2200O  Gulden  betrug  und 
durcli  Beistittungen  vermehrt,  jetzt  198000 
Francs  beträgt,  scheint  zu  keiner  Zeit  ganz 
oder  auch  nur  zu  einem  grossen  Teil  Ver- 
wendung zu  Darlehen  gefunden  zu  haben, 
während  die  Hauptkassc  dauernd  genötigt 
ist,  Vorschftsse  aufzunehmen,  um  die  Nach- 
frage befriedigen  zu  können.  Ein  Antrag 
auf  Aufhebung  beider  Kassen  wegen  be- 
obachteter missbräuchlicher  Benutzung  wurde 
1898  abgelehnt. 

o)  Frankreioh  und  andere  Iiänder. 
Die  Lethhäuser  auf  französischem  Boden 
sind  verscliiedenartigen  Ursprungs,  weil  die 
Städte,  welche  die  ersten  monts-de-piöt6 
besassen,  zur  Zeit  der  Begründung  derselben 
noch  nicht  zu  dem  Staate  gehörten.  Eine 
geistliche  Kongregation  schuf  1577  in 
Ävignon  ein  Leihhaus,  dessen  Darlehenszins 
2'.'i''/o  nicht  Oberschntt;  andere  geistliche 
Gründungen  im  päpstlichen  Gebiete  uud 
dem  auCTenzenden  südlichen  Frankreich 
folgten.  Die  Herzöge  von  Lothringen  riefen 
1615  in  Sedan  und  163(1  in  Nancy  Leih- 
häuser »für  Arme  und  Publikum«  nach 
belgischem  Muster  ins  Leben,  die  ihr  Kapi- 
tal gegen  7  <*/o  Verzinsung  oder  Aussetzung 
lebena^uglicher  Renten  von  Privaten  ent- 
nahmen. Aitch  die  Cobergherschen  Grün- 
dungen nmfassten  mehrere  später  an  Frank- 
reich abgetretene  Städte.  Verschiedene 
Projekte,  welche  schon  im  17.  Jahrhundert, 
nach  der  Ausweisung  der  Juden  durch  Edikt 
Ludwigs  XIII.,  auch  für  den  französischen 
Staat  die  Einrichtung  eines  ganzen  Systems 
öffentlicher  Leihhäuser  ins  Auge  fassten, 
gelangten  nicht  zur  Ausführung.  Dagegen 
wurde  das  Privatpfandleihgeschäft  1673 
durch  eine  Verordnung  geregelt,  nach  welcher 
jeder  einzelne  Beleihungsakt  notariell  be- 
glaubigt weiden  musste  und  die  bis  zur 
Revolution  in  Kraft  blieb.  Erst  kui-z  vor 
Ausbruch  derselben  und  wohl  bereits  unter 
dem  Eindnick  der  b^innenden  Gähriing 
tegründete  Necker  1777  den  mont-de-piete 
von  Paris,  die  grüsste  aller  jetzt  bestehenden 
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derartigen  Anstalten;  unter  dem  Anden 
ß^^me  folgte  noch  das  LeihhAÜs  von  Metz 
1781.  Aber  gerade  die  Revolution  trat  der 
MoDOpolisiernng  des  Pfau  d  leib  gewerbes  ent- 
cegeo,  und  erst  nachdem  das  Land  einige 
Jalire  lang  die  Folgen  der  wiedereingeföhrten 
Wuchecfreiheit  durchgekostet,  gelangte  das 
Princip  der  öffentlichen  Leihhäuser  zu  seiner 
seither  auch  behaupteten  Allel  nherrschait. 
Die  nun  folgende  Periode  der  Reorganisation 
früherer  und  Errichtung  neuer  Leihhäuser 
führte  zum  G.  v.  24.  Juni  1851,  welches 
noch  in  Kraft  ist.  Die  Leihhäuser  sind  da- 
nach selbständige  Anstalten,  d'utUitö  publi- 
i|ue;  in  ihrer  Verwaltung,  die  vom  Staate 
ernannt  wird,  ist  auch  die  Gemeinde  ver- 
treten. Das  Betriebskapital  (dotation)  be- 
steht aufi  dem  Stiftungs vermögen  und  den 
BetriebsüberachüBsen  sowie  den  Ziischilasen 
des  Staates,  des  Departements  oder  der 
Gemeinde,  Wenn  durch  Betriebs-  oder 
sonstige  Einnahmen  das  Kapital  eine  Htihe 
erreicht  hat,  welche  es  gestattet,  den  Dar- 
tehenszins  auf  ö^/o  zu  ermässigen,  so  sind 
weitere  Eriibrigungen  zu  wohlthätigen 
Zwecken  abzuliefern;  auf  weniger  als  0% 
darf  der  Zins  nicht  herabgesetzt  werden, 
um  den  PfandtredJt  nicht  zu  sehr  zu  er- 
leichtern. Das  V'ermittelungswesen  ist  auf 
dem  Verwaltungswege  zu  regeln.  Da  indes 
nicht  alle  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
aul  BämtUche  Jjeihhäuser  anwendbar  sind, 
so  nehmen  einige  geringeren  /ins  und 
musste  ferner  das  Pariser  Institut  bis  zu 
einer  erst  1885  genehmigten  Slatutenver- 
Snderung  seinen  ganzen  Gewinn  an  die  Ver- 
waltung der  hospices  civils  abgeben.  Um 
die  Verpfänder  der  Versuchung,  den  Pfand- 
schein an  Händler  zu  verkaufen  oder  ihn 
weiter  beleihen  zu  lassen,  thnnlicbst  zu 
entziehen,  spricht  ihnen  das  Gesetz  das 
Recht  zu,  bereits  nacli  drei  Honaten  den 
Verkauf  des  Pfandes  zu  beanspruchen;  bei 
neuen  Waren  iedoch  tritt  dieses  Recht  erst 
nach  einem  Janre  ein.  damit  mau  sich  nicht 
gewöhne,  das  Leilihaus  als  ein  Institut  fftr 
Verkauf 8 vermittelung  zu  benutzen.  Die  Sta- 
tistik der  jetzt  bestehenden  Leihhäuser  (im 
Jahre  1889  waren  es  42)  zeigt  für  das  Jahr 
1897  folgende  Betriebsei^bnisse : 


Paris 

Die  übrigen 

Leihhäuaer 

Pfönder 

Betrag  in 

Frcs. 

Betrag  in 
Frcs. 

Verpfäniluiig 

Auslüsnng     . 
Erneuerung 
Verkauf    .    . 
Ziia.  Zugang 
„    Abgang 

1231  189 
I  096676 

705  478 

134574 

1936667 

1  936  7a8 

41  357  341 
37083389 
28242544 
3  7^3  387 
6949978s 
69049320 

23952712 

20592173 
1688737s 
3  436  760 
40840087 
39916308 

Das  grosse  Pariser  Leihhaus  arbeitet  nur 
mit  geliehenen  Kapitalien,  die  es  von  einem 
treuen  Stamm  von  Einlegern  empfängt  und 
je  nach  der  KOndignngärist  mit  l^s  bis 
S"/«  verzinst,  Fflr  die  Annahme  von  Pfän- 
dern sind,  nachdem  die  Vermittclimgs- 
bureaus  ISSfi  aufgehoben  worden,  4  Haupt- 
uud  22  Nebenstellen  vorhanden.  Die  suc- 
cessive  Ermässigung  des  Ziusfusses  von 
91'i  auf  7"/o  (seit  1887,  einschl.  l^/o  An- 
nahmegebQhr)  hatte  zwar  einen  Rückgang 
der  der  Armenkasse  zuüiessenden  ErtiSge 
zur  Folge,  aber  gleichzeitig  verminderten 
sich  die  Fehlbeträge  bei  den  Verkäufen  un- 
unterbrochen von  189412  Francs  im  Jahre 
1885  auf  35142  Francs  1397,  was  auf 
grössere  Vormcht  bei  der  Einscliätzung  hin- 
deutet. Die  Zulassung  der  Beleihung  von 
Inhaberpapieren  durch  G.  v.  25.  Juli  1891 
hatte  eine  bedeutende  Vei^rösserung  des 
Betriebes  zur  Folge, 

Auch  in  Holland  entwickelte  sich  wie 
in  den  sddlichen  Niederianden  ein  System 
von  Leihhäusern  auf  Veranlassimg  von  Be- 
hörden, Der  Kaiser  verlieh  im  16.  Jahi^ 
hundert  den  Städten  das  Privileg,  eine  tafel 
van  leeninge  zu  unterhalten;  wo  die  Städte 
nicht  selbst  solche  errichteten,  boten  sie 
den  Verkauf  oder  die  Verpachtung  der  Kon- 
zession öffentlich  aus.  Pfand- und  Darlchns- 
bänke  waren  von  Anfang  an  meist  vereinigt 
und  die  hohen  Abgaben,  welche  die  Pächter 
zu  leisten  hatten,  zeigen,  dass  die  Institute 
weniger  als  Hilfsans^tcn  wie  als  Erwerbs- 
ijuellen  für  die  Städte  selbst  betrachtet 
wurden.  Erst  in  diesem  Jahrhundert  trat 
hierin  eine  Aeadening  ein,  nachdem  der 
Königliche  Eriass  vom  31.  Oktober  1826  die 
Wahrung  des  Interei^ses  der  Bedürftigen 
für  den  einzigen  Zweck  der  IjeihhSuser  er- 
klärt und  dieselben  besonderen  Kommissionen 
imterstellt  hatte. 

Im  Jahre  1894  beetauden  noch  4  ver- 
pachtete Leihhäuser  neben  21  von  Gemeinde- 
verwaltungen unterhaltenen.  Die  Statistik 
von  1897  zeigt  folgende  Zahlen: 


BeleihuQg    . 

An!>lCsiuig    . 
Verkauf  .    . 


Betrag ;  Betrag 

1000  in      '    1000    ,     in 

Pfänder:    1000    I  Pfänder '   1000 

I  Gnlden  i  ÖiiMen 
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Im  ganzen  waren  Ende  1897  bei  den 
holländischen  I^eihhäiisern  1 892  535  Gulden 
für  Darlehen  ausstehend,  d.  i.  38  Cent  auf 
den  Kopf  der  Bevölkenmg. 
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Das  Betriebskapital  der  21  Gemeinde- 
leihhäuaer  belief  sieh  auf  2352000  Guldeu, 
die  Verwaltiingakoslen  betnigen  232000 
Gttlden,  die  R«?ineinDahme  TOGO  Ouldeo. 
Die  grtteste  Anstalt  ist  die  1614  begründete 
Amsterdamer  Leihbank. 

Für  Spanien  bestehen  in  einigen 
Grossstädten  Jjeihhäuser,  die  wie  die  fran- 
zösischen unter  einer  vom  Staate  beaufsich- 
tigten Verwaltung  stehen,  im  flbri^n  aber 
ihre  eigene  Organisation  haben.  Die  Ma- 
drider moate  de  piedad  wnrde  im  Jahre 
1702  »zum  Nutzen  der  Armen«  gegnlndet. 

In  Finland  darf  nach  Kaiser!.  V.  v. 
19.  April  1898  das  PfandleihgeechSfl,  nur 
von  Gemeinden  oder  Aktiengesellschaften 
betrieben  werden,  Eode  1898  heatanden 
städtische  Anstalten  in  Abo  (gegiOndet  18G9) 
und  Wiborg  und  zwei  Aktien  gesell  schatten 
in  Helsingfors,  von  denen  die  altere  vier 
Bureaus,  die  andere  eins  unterhielt.  Be- 
liehen WTirdea  1898  von  den  Anstalten 
268233  Pfänder  mit  2774317  finn.  Mark. 

In  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  bestanden  nach  einer  Statistik  von 
1898  386  Anstalten  für  Handpfand-Darlehns- 

feschatte,  darunter  150  mit  Sparkassen  ver- 
undene  und  127  private;  wie  viele  davon 
ausser  den  letztgenannten  Erwerbszwecken 
dienten,  ist  nicht  ersichtlich.  Im  Jahre  1898 
wurden  von  den  staatlichen  und  gemeind- 
lichen Anstalten  (ohne  Kroatien  und  Slavo- 
nion)  9,08  Mühonen  Kronen  auf  Pfänder 
aiisg^iehen,  wovon  8,4  Millionen  auf  die 
beiden  königlichen  Versatzämter  in  Ofen- 
Pest  treffen. 

In  Grossbritannien  und  den  Ver- 
einigten Staaten  wird  das  Pfandleihge- 
werbe nur  durch  pri'vate  Unternehmer  betrie- 
ben, die  inEngland  (Pawubrokers  Act  von  1872) 
und  auch  in  einzelneu  Staaten  der  Union  (so  in 
New- York,  Illinois)  unter  besonderen  Ge- 
setzen stehen.  Ein  Projekt  Karls  I.  von 
England,  ein  pawn-house  zu  errichten,  kam 
nicht  zu  Stande,  und  eine  von  einer  Ge-sell- 
schaft  zu  wohlthätigen  Zwecken  1770  in 
London  gegründete  Anstalt,  ebenso  wie  ein- 
zelne Nachahmungen  der  französischen  monts- 
de-piet6  in  Limerick  und  anderen  Städten 
Irlands  in  der  ersten  Hälft«  dieses  Jahr- 
hunderts waren  infolge  schlechter  Verwal- 
tung nicht  von  Bestand.  Die  ungünstigen 
Erfahrungen  bei  diesen  Versuchen ,  wohl 
auch  der  katholische  Ursprung  der  Leih- 
häuser scheinen  ihre  Einbürgerung  in  Eng- 
land verhindert  zu  haben.  Ein  Unternehmen,, 
das  zwar,  weil  Erwerbszwecken  dienend, 
nicht  als  öffentliches  Leihhaus  im  hier  an- 
genommenen Sinne  zu  erachten,  aber  doch 
bestimmt  ist,  durch  massige  Zinsberechnung 
der  wucherischen  Ausbeutung  des  Publikums 
durch  Privatbeleiher  entgegenzuwirken,  ist 
die   seit   1894  bestehende  Provident   Loan 


Society  in   New-York,   die  im  Jahre  1899 

59262  Pfander  mit  1 264  636  Dollars  beheh. 

d)    DeutBOhlaad    und    Oesterreich. 

In  Eteutsehland  brach  sich  seit  dem  14, 
Jahrhundert  eine  gemUderte  Auffassung 
des  kanonischen  Wueherverbotes  Bahn, 
welche  ab  Wucher  nur  die  Annahme  eines 
tlber  einen  gewissen  EotschädigungsziDS 
hinausgehenden  Nutzens  am  Darlehen  be- 
trachtete. So  kam  es,  dass  selbst  die  städ- 
tischen Obrigkeiten  mit  kaiserlicher  Erlaubnis 
Wechsel banken,  deren  Gewinn  in  die  Stadt- 
kasse floss,  errichteten;  so  Frankfurt  1402. 
Nürnberg  1498.  Während  diese  Banken 
Geld  gegen  Pfand,  Bürgschaft,  Sicherheit 
und  Verziosung  verliehen,  errichtete  die 
Stadt  Augsburg  1591  ein  lediglich  dem  Vor- 
teil der  Darlehen  suchenden  gewidmetes, 
wahrscheinlich  nach  italienischem  Muster 
eingerichtetes  Leihhaus  und  dotierte  es  mit 
30000  Gulden;  seit  seiner  Reorganisierung 
im  Jahre  1601  besteht  dasselbe  noch  heute. 
Es  folgten  Leihhauser  in  Nürnberg  (1618), 
Ulm  und  (16Ö0)  Hamburg.  Das  letz^naonte 
arbeitete,  nach  einer  Strassburger  Disser- 
tation von  1670,  nur  mit  Geldern  ans  Stif- 
tungen und  freiwilligen  Beiträgen,  welch 
letztere  bei  allen  mögliehen  festhchen  Ge- 
legenheiten gesammelt  wurden.  Es  wird 
ferner  berichtet,  dass  einzelne  Leihhäuser, 
nach  dem  Vorgang  derjenigen  von  Florenz, 
Lucca,  Siena  und  anderer  italienischer  monti 
zur  Beschaffung  von  Betriebsmitteln  eine 
Art  von  Ausstattungskassen  hatten,  in 
die  ein  Vaier  bei  Geburt  einer  Tochter  eine 
Summe  einzahlen  konnte,  deren  Zehnfaches 
nach  dem  18.  Lebensjahre  des  Mädchens 
ihrem  Verlobten  oder  Gatten  ausbezahlt 
wurde.  Die  Geschaftsordnungeu  der  dama- 
iigeu  Leihhäuser  wichen  nur  wenig  von  den 
jetzt  üblichen  ab.  Die  Darlehnssumme 
konnte  in  Hamburg  von  3  bis  200  lüb,  Mark 
betragen;  an  Zinsen  waren  für  1  Mark 
monatlich  IV*  Pfg,,  an  Gebühren  für  je  4 
Monate  2  Pfg.  zu  entrichten.  Aus  einer 
1721  gegründeten  öffentlichen  Bank,  welche 
das  Pfandleihen  nur  nebenbei  betrieb,  ^ngdas 
jetzt  kommunalstandisehe  Leihhaus  in  Cassol 
hervor.  Wesentlich  mittelst  Aufnahme  ver- 
zinslicher Privatgelder  wird  das  städtische 
Pfandhaus  in  Frankfurt  a.  M.  seit  seiner  im 
Jahre  1739  erfolgten  Eröffnung  betrieben. 
Besonders  zahlreiche  Leihhauser  wurden  seit 
der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  auch  in 
kleineren  Städten  von  den  Behörden,  zumeist 
städtischen,  zur  Abhilfe  gegen  den  Wucher 
ins  Leben  genifen:  in  grösseren  u.  a.  in 
München  1754,  Dresden  1796,  Breslau  1791, 
Köln  1800.  Das  Privatpfand  leih  wesen  erfuhr 
in  Preussen  seine  Regelung  durch  das 
Pfand-  und  I^ihregleraent  v.  13.  März  1787 
und  die  V,  v.  4.  April  1803  über  das  Ver- 
fahren  beim   Verkauf   von    Pfändern.    Be- 
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günstigt  wurde  die  Errichtung  von  Gemeinde- 
leihhäusera  durcli  die  bis  1881  in  Kraft  ge- 
wesene Kgl.  Kabinettsordre  v.  28.  Juni  1826 
für  den  Geltungsbereich  des  allgemeinen 
Landrechts  Die  Gemeinden  sollten  danach 
mit  Genehmigung  der  Regiemng  Leihhäuser 
errichten  dttfen,  deren  Erträgnisse  den 
Armenkassen  bestimmt  wurden.  Die  Zinsen 
für  Darlehen  dui'tten  den  (vielfach  noch 
jetzt  festgehaltenen)  Satz  von  12^.'s''/o  nicht 
überschreiten,  Gebühren  nur  ftlr  verspätete 
Auslösung  erhobeu  werden.  Wo  öffentliche 
Leihhäuser  bestanden,  die  dem  Bedlirfnis 
genflgten,  sollten  keine  neuen  Privatpfand- 
leihen konzessioniert  werden.  Da  die  Stadt 
Berlin  sich  nicht  dazu  verstand,  ein  Leih- 
haus zu  begründen,  beauftragte  die  Rcgie- 
nmg  durch  V.  v.  25.  Februar  1834  die  kgl. 
Seehandlung  mit  der  Errichtung  eines  sol- 
chen iu  der  Hauptstadt  nnd  schoss  dem- 
selben ein  anfängliches  Betriebskapital  von 
600000  Mark  vor,  das  allmälüich,  den  Be- 
dürfnissen entsprechend,  erhöht  wurde  und 
der  Seehandlung  mit  4''/o  zu  verzinsen  ist. 
Die  Freigebung  des  Pfaudleihgeschäfts  durch 
die  Gow.-O.  v.  1869  hatte  eine  Zunahme  des 
Privatbetriebes  zur  Folge,  welche  durch  die 
Abänderungen  in  der  Nov.  v.  23.  Juli  1879 
nnd  die  hierauf  von  den  Einzelstaaten  er- 
lassenen Gesetze  bald  unterbrochen  imd  rück- 
gängig gemacht  wurde.  Die  Bestimmungen 
dieser  Gesetze  über  das  Pfand leihgeschäft  (s. 
d.  Art.  Pfandleih-  und  Bückkaufge- 
Kchäf  te)  sind  für  staatliche  Anstalten  durch- 
gängig nicht,  für  «meindliche  zum  Teil 
nicht  bindend;  in  Pi-eussen  aber  soll  das 
G.  V.  17.  März  1881,  soweit  es  sich  auf  die 
Geschäftsfühnmg  bezieht,  auf  später  zu  er- 
richtende Gemein deleihhätiser  Anwendung 
finden,  während  dessen  Anwendung  auf 
ältere  vorbelialten  bleibt  Eine  ähnliche 
Bestimmung  enthält  das  altenbur^che  Q. 
V.  4.  April  1882.  Baden  besitzt  ein  beson- 
deres G.  V.  G.  April  185-1  über  die  öffent- 
lichen Leihhäuser,  welches  dieselben  ermäch- 
tigt, in  ihrem  Darlehcnszinsfuss.  iu  der  Ab- 
fassung und  Eintragung  der  Urkunden  über 
Pfandvertiüge,  in  den  Bestimmungen  über 
Verjährung  und  über  die  Torbindlichkeit 
des  I^ihhauses  zur  Herausgabe  von  Pfän- 
dern etc.  vom  Bürgerlichen  Gesetzbudi  ab- 
zugchen. In  den  anderen  Staaten  werden 
solche  Privilegien  den  einzelnen  Leihhäusern 
erteilt. 

Die  Reichs-  und  Lantlesstatistikeu  bieten 
keine  Auskunft  über  die  gegenwärtig  be- 
stehenden Leihhäuser:  landesstatistieche  Zu- 
sammenstellungen liegen  nicht  vor,  und 
auch  in  der  Veröffentlichung  des  Kaiser- 
lichen Statistischen  Amtes  über  die  Ge- 
werbezählung von  1895  sind  private  \md 
öffentliche  Pfandleihanstalten  nicht  geschie- 
den und,  wie  sich  ans  den  Eiuzelzanlen  er- 


giebt,   die  letzteren  zum  grossen   Teil  gar 
nicht  einbegriffen. 

Gegenwärtig  bestehen  im  Deutscheu 
Reiche  von  staatlichen  Anstalten  ausser 
den  Leihhäusern  von  Hamburg  und  Lübeck 
das  königliche  Leihhaus  in  Benin,  die  gross- 
herzoghchen  Leihhäuser  in  Weimar  und 
Eisenach,  das  herzogliche  in  Gotha  und  das 
filrstliche  in  Detmold  sowie  die  Versatz- 
bureaus der  herzoglich  braun  seh  weigischen 
Leihhauaaustalten  (G.  v.  28.  Januar  1870) 
in  6  Städten  (Blankenbiirg,  Braunschweig, 
Qandersheim,  Helmstedt,  Holzminden,  Wol- 
fenbüttel). Der  kommunalständische  Ver- 
band des  R^ierungsbezirks  Caseel  unter- 
hält Leihhäuser  in  Caseel,  Hanau,  Fulda. 
Die  aus  französischer  Zeit  stammenden 
Leihhäuser  von  Strassburg  und  Metz  sowie 
die  von  Mainz  und  Mannheim  sind  Institute 
mit  selbständiger  Verwaltung,  an  der  die 
städtischen  Benörden  beteiligt,  sind.  Eine 
L'ebersicht  Ober  die  gemeindlichen  Leih- 
häuser giebt  folgende  auf  den  Stand  von 
1894  bezügliche  Liste,  die  in  Bezug  auf 
die  Städte  von  weniger  als  15000  Ein- 
wohnern nur  bezüglich  Baj-erns  Anspruch 
auf  Vollständigkeit  erheben  kann. 

1.  PreuBsen:  Altena,  Barmen,  Bonn, 
Breslau,  Brieg,  Bromberg,  Celle,  Coblcnz, 
(Krefeld,  Danzig,  Dortmund,  Düsseldorf, 
Duisbm-g,  Elberfeld,  Elbing,  Emden,  Erfml, 
Essen,  Frankfurt  a.  äl.,  Gelsenkirch eii,  M.- 
Giadbach,  Görlitz,  Halberstadt,  HaUe,  Hamm, 
Hannover,  Hildesheira,  Köln,  Königsberg, 
Lic^itz,  Merael,  Mühlhausen,  Neisse,  Op- 
pelu,  Osnabrück,  Paderborn,  Posen,  Ratit>or, 
Schleswig,  Schweidnitz,  Stralsund,  Trier, 
Wiesbaden. 

2.  Bayern:  Amberg,  An sljach,  Aschaf- 
fenburg, Augsbm-g,  Bamberg,  Bayreuth, 
Burghausen,  l3eggendorf,  Dillingcn,  Dinkeis- 
bOhl,  Erlangen,  Freising,  Fürth,  Hof, 
Ingolstadt,  Iphofen,  Kaufbeuren,  Keraplen, 
Landshut,  Lohr,  München,  Neumarkt  i.  0^ 
Nenötting,  Neu -Ulm,  Nflmbei^,  Passau, 
Regensbuig,  fiosenheim,  Schongau,  Schwein- 
fuit,  Straubing,  Traunstein,  Weilheim, 
Würzburg. 

3.  Uebrige  Staaten:  Altenburg, 
Bautzen,  Chemnitz,  Darmstadt,  Dresden, 
Freiburg  i.  Br.,  Gera,  Heidelbeig,  Karlsruhe, 
Konstanz,  Leipzig,  Offenbach,  Schwerin, 
Wismar. 

Zu  den  jüngsten  dieser  Anstalten  ge- 
hören Duisburg,  Dortmund,  Essen,  Altona, 
die  aus  den  Jdiren  1879—1882  stammen. 

Den  öffentlichen  gleichzustellen  sind 
einige  Privatanstalten,  die  nidit  auf  Erzielung 
von  Gewinn  berechnet  sintI,  wie  der  in 
Kiel  seit  1876  an  Stelle  des  früheren  Leih- 
hauses der  grossfürsttichen  Witwen-  und 
Waisenkasse  errichtete  Lombard  der  Gesell- 
schaft freiwilliger  Armenfreunde,  das   seit 
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1879  bestehende  Leihhaus  der  Flensburgcr 
S^kasse  und  die  am  30.  Dezember  18^2 
iDinisteriell  genehmig  Pfandleihanstalt  des 
BtSdtiachen  Hilfsvereins  in  Pforziiejm. 

Im     gaozen     Königreich     Württemberg 

iwie  auch  in  Pommera  und  der  bayerischen 
'falz)  giebt  es  gegenwärtig  keine  öffentlichen 
Leihhäuser-  docli  konnte  der  Widerstand 
Moritz  Hohls  gegen  die  Einführung  solcher 
das  Zustandekommen  einer  Aktie ngeseli- 
Schaft  zum  Betriebe  eines  Leihhauses  in 
Stuttgart,  welches  kaum  den  öffentlichen 
zuzurechnen  ist,  nicht  hindern.  Von  den 
deutschen  Stfidten  mit  Über  100()0  Ein- 
wohnern entbehren  gegenwärtig  Magdeburg, 
Bremen,  Charlottenbui^,  Stettin  und  seit 
1858  Aachen  öffenüicher  Leihh&user. 

Am  verbreitet sten  (und  auch  am  stärksten 
benutzt)  sind  die  gemeindlichen  Leihhäuser 
im  rechtsrheinischen  Bayern.  Im  ganzen 
ist  in  Deutschland  die  Zahl  der  Leihhäuser 
grösser  als  in  Frankreich,  aber  kleiner  als 
in  Belgien  und  Holland  und  besonders  in 
Italien. 

Eine  Zusammenstellung  des  Verkehrs  in 
den  öffentlichen  Leihhäusern  von  3!)  Städten 
mit  mehr  als  .tO'XM)  Einwohnern  zeigt  für 
das  Jahr  1896  oder  das  Rechnungsjahr  vom 
1.  April  1896  bis  31.  März  1897  folgende 
Zahlen: 


BerUn    . 
München 
Breslau 
Hamburg 
Leipiie  - 
Köln.    . 
Dresden 
Frankfurt  a.H.  j 
31  andere  Leih- 
hänser     .    . 


177776       4268   124  5441 
417414,     3767   HOS"?! 
3Ö9      8  799 


l6äSol 
96  4S6! 
176538, 
107  077 


Am  Jahret)- 
scbluBH  vor- 
handen 
[Betrag 
PtäBderimlÜOü 


438I  84816I 

7821  50  186 

35  795J    3914]  56359 

--380,        Sooi  46933 


Von  den  grösseren  Anstalten  haben 
Berlin  3,  München  4,  Hamburg  3,  Dresden 
2  Geschäftsstellen  in  der  Stadt ;  bei  mehreren 
kann  die  Pfandancahine  an  besonderen 
Nebenstellen,  bei  anderen  durch  konzessio- 
nierte Vermittler  erfolgen.  Der  Geschäfts- 
gang   der    Leihhäuser    scheint    im    ganzen 

—  abgesehen  von  dem  Einfluss  beatiramler 
Woclientage  und  Jahreszeiten  im  einzelnen 

—  weniger  von  allgemein  wirtschaftlichen 
als  von  besonderen  Örtlichen  Ursachen  abzu- 
hängen; insbesondere  pflegt  die  ErricIiUmg 
neuer  Geschäftssteilen  sowie  die  Vei-minde- 
ning  der  bestehenden  Privatpfandleihen  von 
einer  Zunahme,  die  Vemielmmg  der  Privat- 


anstalten von  einer  Abnahme  im  Verkehr 
der  öffentlichen  Leihhäuser  hegleitet  zn  sein. 
Aus  letzterem  Grunde  wurde  sogar  Anfang 
1891  das  Magdeburger  Leihhaus  geschlossen, 
der  Betrieb  der  Krefelder  Anstalt  von  1871 
bis  1879  unterbrochen  und  in  Breslau,  wo 
Ende  1896  35  Privatpfandleihgeschäfle  be- 
standen, im  Jahre  1898  die  Schliessung  des 
Leihhauses  in  Erwägung  gezogen.  Dagegen 
besteht  allerdings  in  München  neben  dem 
städtischen  Leihamte  mit  seinem  oben  er- 
sichtlichen starken  Verkehr  eine  grosse  An- 
zahl von  Privat-Pfandleihge3chäfteu(  1895  nach 
der  Gewerbezählung,  öffentliche  und  private 
zusammengerechnet,  132  Haupt-  und  54 
Nebenbetriehe). 

Die  Mittel  zum  Betriebe  stammen  bei 
den  gemeindlichen  Leibhäiisern  entweder 
aus  Zuweisungen  seitens  der  Stadtkasse,  die 
in  manchen  Städten  durch  die  Betriebsge- 
winne später  geraehrt  wunlen ;  oder  es 
werden  aus  der  städtischen  Sparkasse  feste 
Beträge  verzinshch  entnommen ,  was  auch 
da  üblich,  wo  die  eigenen  Fonds  nicht  ge- 
nfljgen.  Einige  Anstalten  besitzen  überhaupt 
keine  eigentliche  Kasse,  sondern  empfangen 
ihren  jeweiligen  Bedarf  aus  der  Sparkasse, 
mit  der  ihre  Verwaltung  verknüpft  ist,  oder 
aus  der  Stadtbasse.  Bei  Privaten  zu  3—4"/» 
verzinslich  aufgenommene  Gelder  benutzen 
teilweise  oder  ausachliesslieh  MUnchen, 
Angsbui'g,  Frankfurt  a.  M.,  Strassburg,  Metz. 
Eine  finanzielle  Unterstützung  duixih  die 
Wohlthätigkeit  Privater  scheint  bei  den 
öffentlichen  Leihhäusern  Dentsclilands  in 
der  in  romanischen  Ländern  häufigen  Form 
von  Vermächtnissen  und  Schenkungen  kaum 
vorzukommen  —  die  dem  Verf.  vorliegen- 
den Geschäftsterichte  erwähnen  keinen  ein- 
zigeu  soldien  Fall  —  und  sich  auf  die  oben 
genannten  Vercinsan stalten  zu  beschränken. 
Der  Vermögensstand  und  die  Betriebsergeb- 
nisse  einiger  der  grössten  Iieihhäuser  waren 
1896  bezw.  Iö96f97  folgende: 


Betriebdkapital  am 

JahreBBchhiss 
(eigene»  u,  geliehenes) 


Leipzig  j 
Hamburg  ' 
MUnchen  I 
Dresden  I 
Frank- 
furt n,M. 


I  004  346 
1  396  388 
I  647  644 

854  827 


Betriebiige- 
winn  od.  (— ) 
Fehlbetrag 


6836 

-  9467 
29  973 


Die  nicht  überall  gleiche  Verteilung  der 
Lasten  der  Verwaltimg  darf  bei  der  Beiu> 
teilung  dieser  Betriebsergebuisee  nicht  ausser 
Betracht  gelassen  wenlen:  in  Hamburg  z. 
B.  sind  die  Lokale  des  Ijcihhaiises  mietefrei, 
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wahrend  andererseits  in  Mflnchen  eine  feste 
Abgabö  von  7028  Mark  jährlich  zu  wohl- 
thfltigen  Zwecken  zu  leisten  ist.  Der  Uebor- 
schuss  des  Königlichen  Leihamtes  in  Berlin 
ist  in  den  letzten  Jahren  immer  geringer 
geworden,  ohne  dass  der  Pfandverkehr  ab- 
genommen hatte,  und  hat  sich  1898/99  in 
ein  Minus  verwandelt. 

Auch  in  Oesterreich  bestehen  staatliche 
neben  Gerne  in  deleihhäAiaern.  Wien  besitzt 
ausser  dem  im  Jahre  1707  voa  Josef  I,  ge- 
gründeten k.  k.  Versatzamt  (mit  2  Geschäfts- 
stellen) eine  Gemein depfandleihanstalt.  die 
am  1.  Juni  1890  von  der  Verwaltung  eines 
bald  nachher  der  Hauptstadt  einverleibten 
Vorortes  ins  Leben  gerufen  worden.  Auch 
Prag  bat  seit  Maria  Theresia  eine  staatUche 
Anstalt,  während  Giaz  ein  städtisches  Ver- 
satzamt unterhält.  Den  öffentlichen  Leib- 
anstalten dürften  die  mit  Österreichischen 
Vorschosskassen  verbundenen  Pfandleihan- 
ßtalten  gleichzuachten  sein,  über  welche  mir 
keine  genaueren  Angaben  vorliegen;  in 
Prag  b^tehen  mehrere  derselben,  femer  in 
Linz  die  Leihanatalt  der  allgemeinen  Spar- 
kasse. 

Das  Privatpfandleihgeschflft  (s.  d.  Art. 
Pfandleih-undEückkaufsgeschäfte) 
wurde  in  Oesterreich  schon  vielfach  von 
kapitalkräftigen  Gesellschaften  betrieben,  ehe 
durch  die  Gew,-0.  v.  1883  auch  Privatpereonen 
zu  demselben  zugelassen  wurden.  So  imter- 
hält  die  k.  k.  priv.  allgemeine  Verkehrsbank, 
welche  5600000  Gulden  Aktienkapital  be- 
sitzt, drei  Pfandlei  hanstalten  in  Wien; 
AktienuDterDehraen  wie  diese  sind  die 
»Erste  Prager  Pfandleihgesellscliaft-,  die 
Pilsener  Aktienpfandleiligesellschaft ,  die 
,  Pfandleihanstalten  in  Steyr  und  St.  Pölent 

In  Wien  {frilheren  Umfangs)  bestanden 
ausserdem  auf  Grund  des  G.  v.  23.  März; 
1885  Ende  1897  noch  15  konzessionierte 
Privatpfandleihen,  während  das  Maximum 
der  zu  verleihenden  Konzessionen  dureh 
Slatthaltereierlass  v.  30.  September  1885  auf 
35  festgesetzt  ist.  Die  Statistik  der  gemeind- 
lichen (a),  welche  15%,  der  kaiserlichen 
<b),  welche  10  "lo  Ziasea  (beides  einschliess- 
lich aller  Nebengebflhren)  erhebt,  und  der 
Aktienunternehmung  (c),  deren  Darlehns- 
zinsfuss  vom  Verwaltungsrate  jeweils  fest- 
gesetzt wird,  för  1897,  femer  des  städti- 
schen Versatzamtes  in  Graz  für  1899  giebt 
folgende  Zahlen : 


1802911  737  566 
760021  !  5641659 
712170116483954 
227846!   1019790 


am  Jahreaschlusfl 
vorhanden 

Pfänder    ^^ 


284  823 
3  146  747 
5  5*5  024 

547  337 


3.  Betriebsweise.  Die  Verrichtungen 
der  Leihhäuser  im  Verkehr  mit  dem  Pubii- 
kum  bestehen  in : 

1.  Annahme  und  Schätzung  der  zum  Ver- 
satz flbergebenen  Gegenstände,  Auszahlung 
des  daJBuf  zu  gewahrenden  Darlehens  und 
Uebergabe  eines  Pfandscheines  an  den  Ver- 
pfäuder. 

2.  Aufbewahrung  der  Pfandg^enstände 
bis  zUm  Abiauf  der  Beleihnngsfrist 

3.  Ausliefening  der  Pfänder  an  die  Be- 
rechtigten gegen  Rückzahlung  des  Darlehens 
und  Bezahlung  der  Zinsen  und  Gebülüen, 
oder 

4.  Verkauf  derselben,  wenn  sie  nicht 
rechtzeitig  ausgelost  werden,  ehe  die  auf- 
gelaufenen Zinsen  so  hoch  sind,  dass  das 
Pfand  nicht  mehr  genügende  Sicheriieit 
leistet 

Für  die  Ausführung  dieser  Geschäfte 
haben  sich  in  der  Praxis  und  in  den  Ge- 
schäftsordnungen, zunächst  der  deutschen 
Leihhäuser,  folgende  R^eln  herausgebildet: 

Als  Pfänder  werden  bewegliche  Sachen 
angenommen,  sofern  sie  nicht  zu  schwer  zu 
verwahren  oder  dem  Verderben  zu  leicht 
ausgesetzt  sind.  Hauptobjekte  der  Beleihung 
sind  überall  Kleider,  Betten  und  andere 
Gegenstände  des  pereönlichen  Gebrauches, 
besonders  Schmucisacben ;  ausgeschlossen 
sind  mancherorts  Dinge,  wie  Maschinen  und 
kaufmännische  Waren,  bei  denen  zu  ver- 
muten ist,  dass  nicht  ein  vorübergehendes 
Geldbedflrfnis  des  Besitzers  Ursache  der 
Verpfändung  ist  und  dabei'  die  Mittel  des 
Leihhauses  deuienigen,  fiü'  welche  sie  eigent- 
lich bestimmt  sind,  entzogen  werden  könnten. 
Die  Beleihnng  von  Inhaberpapieren  mit 
Geldeswert,  die  grössere  Mittel  zu  erfordern 
pflegt,  tam  erst  neuerdings  in  Aufnahme 
und  wird  in  Deutschland  hauptsächlich  von 
den  Lcihhäiisem  zu  Dresden,  Kaiisruhe, 
Berlin  und  München  gepflegt. 

Bei  den  meisten  Leifuiäusem,  doch  nicht 
bei  allen,  wird  Namensnenniu^  des  Ver- 
pfänders verlangt,  bei  manchen  erfolgt  sogar 
^naue  Feststellung  seiner  Identität  und 
Vertrauenswürdigkeit.  Es  erklärt  sich  dies 
aus  der  Notwendigkeit,  besondere  Vorsicht 
gegen  Annahme  gestohlener  oder  verlorener 
Sachen  zu  üben,  deren  Verpfilndung  häufig 
versucht  wird.  Die  Leihhausverwaltung  ist 
natürlich  ebenso  wie  der  Privatpfandleiher 
in  solchen  Fällen  verpflichtet,  die  Polizei  in 
Kenntnis  zu  setzen;  in  Paris  w>irden  aiif 
diese  Welse  1889  von  3000  gratohlenen 
Taschenuhren  200  wieder  erlangt 

Die  Schätzung  erfolgt  durcn  vereidete 
Taxatoren;  das  Darlehen  darf  nicht  über 
einen  Teilbetrag  der  Taxe  hinaii^^en, 
welcher  in  der  Weise  normiert  ist,  dass  er 
nach  Zurechnung  der  innerhalb  der  Be- 
leihnngsfrist auflaufenden  Zinsen   und  Ge- 
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biihreu  den  vollen  Wert  des  Geffenstandes 
nicht  übersteigt,  damit  die  DeckuBg  der 
Leihhausfonlernug  bei  einem  nötig  wei-den- 
tten  Verkaufe  des  Pfandes  möglichst  ge- 
sichert erscheint.  Auch  ist  die  Beleihimg 
unter  dem  Taxwerte  ein  Sporn  zur  Wieder- 
einJösung  für  den  Verpfänder._  Der  Be- 
leihungssatz  pflegt  für  Edelmetalle  und 
Juwelen  ^/i — ■'.'j,  f(Ir  andere  Sachen  ^.'t—^ii 
der  Taxe  zii  betragen. 

Das  Leihhaus  hat  die  Pfänder  in  sicherem 
Gewahrsam  zu  halle  u,  sie  vor  Schaden 
möglichst  zu  behrtten,  ohne  besondere  Ver- 

Siltiing   g^en   Feiiei    zn    versichern,    sich 
irer  BenutKung  aber  zu  enthalten  ;  für  Ver- 
luste ist  dae  Leihhaus  haftbar. 

Die  Dauer  der  Beleihung  ist  meist 
^ :;— 1  Jahr,  wozu  noc'h  eine  Nachfrist  tritt. 
ÄljBciilagszahlungen  siud  zulässig  und  bei 
solchen  sowie  bei  vollständiger  Auslösung 
des  Pfandes  vor  dem  Termine  ist  an  Zinsen 
nur  der  entsprechende  Betrag  zu  entrichten. 
Doch  ist  flberall  ein  Minimum  hierfür  fest- 

fjsetzt,  so  im  prenssisclien  Gesetze  der 
ins  für  2  Monate,  in  versciiiedenen  Leih- 
häuseni  3  bis  10  Pfeimig. 

Die  Ausliefeniug  des  Pfandes  gegen  Be- 
richtigung der  Verbindlichkeiten  erfolgt 
meist  an  den  Vorzeiger  des  Pfandscheines, 
in  manchen  Anstalten  jedoch,  wo  der  Ver- 
kauf der  Pfandscheine  verboten  ist,  wie  in 
Augsburg  und  Braunschweig,  nur  an  den 
ursprfln glichen  Verpfänder. 

Der  Vorkauf  nicht  rechtzeitig  eingelöster 
Pfänder  erfolgt  in  der  Regel  in  Öffentlicher 
Versteigerung;  nachträgliche  Auslösimg 
unter  Entrichtung  einer  besonderen  Gebühr 
ist  bis  zur  und  während  der  Verstclgernng 
gestattet.  Erreicht  der  Erlös  die  Forderung 
nicht,  so  muss  an  manchen  Orten  der  Taxator 
den  Ausfall  decken.  Gewöhnlich  erhebt 
jedoch  die  Verwaltung  diesen  Anspruch 
nicht,  um  den  Taxator  nicht  zu  allzunied- 
riger Sehätzung  zu  veranlassen  und  so  das 
InteressederDarlehensuchendenzu  schädigen. 
Mehrerlöse  sind  zur  Verfügung  der  Pfand- 
scheinbesitzer zu  stellen  und  verfalleii,  wenn 
sie  von  diesen  innerhalb  einer  Frist  von 
1 — 3  Jahren  nicht  abgeholt  werden,  der 
Armenkasse  oder  dem  Ijeihhanse. 

Um  den  Verkauf  zu  hindern,  steht  dem 


einer  Neubeleiliung,  überaU  zulässig  ist,  so- 
bald die  fälligen  Zinsen  und  Gebühren  be- 
zahlt sind. 

Von  129442  im  Jahre  1897  in  Paris  ver- 
steigerten Pfändern  waren  4544  seit  1887 
oder  länger  (17  seit  über  30  Jahren)  auf 
Lager  und  stets  erneuert  worden. 

Aus  der  Thatsache,  dass  im  Jahre  1896 
bezw.  1896/97  bei  19  deutschen  Leihhäusern 
unter     1556573     überhaupt     erloschenen 


Pfändern  1176339  r^  75,51  "/o  ausgelöst, 
2C44G2  ^  16,99%  verlängert  und  115772 
"  7,44  "(0  verkauft  wurden,  folgt  nicht 
etwa,  dass  75  unter  100  Verpfändem  in 
der  Lage  sind,  ihr  Eigentum  i-echtzeitig 
zurilckzuenverben.  Vielmehr  haben  ohne 
Zweifel  vielfach  Dritte,  die  den  Pfandschein 
erst  gekauft  hatten,  die  Pfänder  aus- 
gelöst; vielleicht  lässt  auf  die  Zahl  solcher 
FäUe  der  Umstand  einen  Schluss  zu,  dass 
1897  in  Paris  von  einem  Betrage  von 
649700  Francs  an  Verkaufsüberschüssen 
fast  300000  Francs  an  notorische  Pfand- 
schein auf  kauf  er  bezahlt  wiuiien,  welche 
den  Pfandscliein  durchschnittlich  mit  20  "/o 
des  Darlehens  bezahlt  hatten  uud  so  111 500 
Francs  Gewinn  ei-zielten. 

Zu  Angriffen  gegen  die  Leihhäuser  geben 
öftei-s  die  hohen  Uarlehenszinsen  Anlass, 
welche  sie  bei  dem  ungeheueren  Detail 
ihres  Betriebes  zu  nelunen  gezwungen  sind, 
um  die  Verwaltimgskosten,  ausser  dem  Zins 
für  die  entlehnten  Kapitalien,  zu  decken. 
Da  letztere  im  allgemeinen  in  Deutschland 
höher  zu  verzinsen  sind  als  in  Frankreich, 
so  ist  auch  der  Darlehenszinsfuss  höher; 
er  beträgt  entweder  einheitlich  6  (in  Braun- 
schweig, Lübeck,  Pforzheim)  bis  12  "/o,  oder 
er  nimmt  mit  der  Höhe  der  Darlehen  ab 
in  einer  Anzahl  von  I>eibhäusem ;  beispiels- 
weise betrügt  der  Zinsfuss  für  10  Mark 
zwischen  7  und  24  "lo,  für  300  Mark  zwischen 
6  und  121;*  ü;o  .  fflp  Wertpapier-Pfäoder  be- 
steht in  der  Hegel  ein  niedrigerer  Zins- 
fuss, enlsi)recbend  ihrer  grösseren  Sicher- 
heit. Die  ganz  kleinen  Darlehen,  welclie  die 
grosse  Melirzahl  bilden,  bringen  trotzdem 
nachweislich  selbst  bei  ganzjähriger  Dauer 
der  Verpfändung  den  auf  sie  treffenden 
Teil  der  Verwaltungskoslen  nicht  ein. 

Besondere  Gebühren  werden,  ausser  für  die 
Ausstellung  des  Pfandscheines  und  für  ver- 
spätete Auslösung,  von  einzelnen  Leihhäusern 
für  Verrichtungen,  die  sich  nur  für  be- 
stimmte Arten  vou  Pfändern  erforderlich 
machen,  berechnet,  wie  für  Plombieren  oder 
Klopfen. 

Was  von  diesen  Einnahmen  nach  Deckung 
der  Bedürfnisse  übrig  bleibt,  fllesst  (in 
Deutsollland)  teils  dem  Leihhauee,  teils  der 
Stadtkasae  oder  Verwaltungen  von  Armen- 
anstalten  zu.  Aus  dem  Grundsätze,  dass 
die  Kosten  möglichst  gedeckt,  ein  weiterer 
Gewinn  aus  dem  Betnebe  aber  nicht,  auch 
nicht  zu  Gunsten  der  Armenkasse,  da  hier- 
durch nur  andere  Schultern  entlastet  werden, 
gezogen  werden  soll,  ergab  sich  mehrfach 
die  Notwendigkeit  der  Erhöhung  (Metz 
1892  von  7  auf  10  %)  oder  Ermässigung 
(NürnbeiK  1891  von  10  auf  9  "lo)  des  Zins- 
fusses. 

4.  Die  Frage  der  NotweDdigkeit 
öffentlicher   L.    Dass    Anstalten   zur  Be- 
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leihuDg  beweglicher  Pfänder  auch  bei  dem 
jetzigen  Stande  des  Kreditwesens  noch  in 
vielen  Fallen  einem  Bedürfnisse  entgegen- 
kommen,  beweist  ilir  trotz  des  im  Laufe 
der  Jahrhunderte  in  manchen  Orten  nach- 
weislich erfolgten  Rückganges  noch  immer 
bedeutender  Verkehr  und  winl  auch  von 
den  Gegnern  affentlicher  Leihhäuser 
nicht  bestritten.  Wenn  aber,  wie  in  Deutsch- 
land, die  Privatpfandleihen  uuter  Aufsicht 
gestellt  und  in  ihrer  Geschäftsfühnmg  ge- 
setzlich so  gebunden  sind,  dass  sie  den  Be- 
nutzern ähnliclie  öarantieen  gegen  Ueber- 
vorteilung  und  Verluste  zu  bieten  scheinen 
wie  die  öffentlichen  Leihhäuser,  so  kann  die 
Existenzberechtigung  der  letzteren  fraglich 
erscheinen.  Dazu  kommt,  dass  in  Deutsch- 
land der  Charakter  der  Leihhauser  als 
Wohlthätigkeitsanslalten  weniger  als  anders- 
wo in  den  Vordergrund  tritt  imd  die  städti- 
schen Leihhäuser  verwaltungsmässig  zum 
Teil  zu  den  gewerblichen  Betrieben  ge- 
rechnet wenlen.  Es  ist  daher  zu  unter- 
suchen, ob  sie  sonstige  Vorzüge  vor  den 
Privatbeleihem  besitzen.  Was  zunächst  die 
dem  Darlehensbedürftigen  erwachsenden 
Kosten,  insbesondere  den  Zinsfuss  betrifft, 
so  ist  dieser  allerdings  bei  der  Mehrzahl 
der  Leihhäuser  —  nicht  bei  allen  —  ge- 
ringer als  der  bei  Privaten  gesetzlich  zu- 
lässige (in  Previssen  nach  dem  0.  v.  1881 
bis  zu  30  Mark  Darlehen  2  Pfennig  monat- 
lich von  1  Mark,  in  Bayern  nach  V.  v. 
12.  August  187!)  nnr  1  Pfennig;  die 
anderen  Staaten  folgten  darin  einem  dieser 
beiden).  Allein  die  Frage  der  Zinshöhe  be- 
sitzt in  dieser  Hinsicht  überhaupt  keine 
allzu  grosse  Bedeutung.  FOr  den  Verpfänder, 
welcher  10  Mark  zu  augenblicklichem  Ver- 
brauche bedarf,  spielt  die  Erwägimg,  ob  er 
nach  3  Monaten  W  Mark  60  Pfennig  oder 
10  Mark  30 — 40  Pfennig  zurückzueretatten 
hat,  nicht  die  entscheidende  Rolle.  Für 
öffentliche  Leihhäuser  spricht  aber  neben 
ihrer  unbedingten  Gewähr  für  die  Sicher- 
heit der  Gegenstände  und  ihi«  unversehrte 
Rückgabe,  sowie  dem  Fehleu  der  nur  im 
Interesse  des  Privatgeschäftsmannes  li^^en- 
den  Verleitung  zu  weiteren  Versatzge- 
schäften, der  Umstand,  dass  sie  als  amtliche 
Institute,  welche  Leistung  um  Gegenleistung 
zu  gewähren  haben,  das  Demütigende  zu 
mildern  im  stände  sind,  das  nach  einmal 
herrschender  Anschauung  im  Verpfänden 
von  Gebraiichsgegunstäuden  liegt,  unter 
äOO'l  Vcrpfändern,  auf  welche  sich  eine 
im  Oktober  1808  beim  königlichen  Leihamte 
in  Berlin  aufgenommene  Statistik  erstreckte, 
befanden  sidi  5<l  Pfondleiher  und  Kommis- 
sionäre, 1743  Gewerbe-  und  Handeltreibende, 
343  Eigentümer,  Künstler,  Studierende,  Ge- 
lehrte, Beamte,  Offiziere,  006  Witwen  und 
unverehelichte  weibliche  Personen  S 


und  Fabrikarbeiter.   Von  2617  Verpfändem, 

die  während  beslimmter  Tage  des  Dezember 
1896  im  Leihhause  zu  Gent  gezählt  wurden, 
waren  802  Handel-  und  Gewerbetreibende, 
1815  Arbeiter,  Aufwärterinnen  pp.  Von 
26572  Personen,  die  1897  im  Panser  Leih- 
hans verpfändeten,  waren  7710  Angestellte, 
7293  Arbeiter,  6716  selbständige  Gewerbe- 
treibende, 2788  Private,  2016  Angehörige 
freier  Berufsarten,  49  Landleute,  viele  von 
diesen  würden,  gäbe  es  kein  Öffentliches 
Leihhaus,  den  Verkehr  mit  einem  Prlvat- 
pfandleiher  gescheut  und  einen  bedenk- 
licheren Weg  zur  Befriedigung  ihrer  Be- 
dürfnisse eingeschlagen  haben.  Bedienen 
sich  doch  sogar  zahlreiche  Personen,  um 
den  Leihhausbeamten  nicht  persönlich  g^;en- 
übertreten  zu  müssen,  der  Vermittier;  imd 
wenn  Leiidiäuser,  welche  nur  nach  Ein- 
ziehung von  Erkundigungen  über  die  Per- 
sönliciikeit  Darlehen  geben,  sogar  falls  sie 
zinslos  leihen,  wenig  Nachfrage  finden  (es 
liegt  hierfür  eine  ganze  Reihe  von  Bei- 
spielen vor),  Bo  ist  der  Grund  nicht  in  der 
Unwürdigkeit,  sondern  in  der  Empfindlich- 
keit der  Oarlehensbedürftigen  zu  suchen. 

Wenn  in  manchen  Orten,  wo  Öffentliche 
Leihhäuser  ohne  solche  einschränkende 
Bedingungen  amtieren,  doch  die  Privatbe- 
triebe emporkameu,  so  ist  hieran  meist  die 
von  den  letzteren  gewährte  höhere  Be- 
leihung schuld ;  das  I^eihbaus  muss  eben 
bei  der  Schätzung  mit  den  beim  eventuellen 
Verkaufe  zu  gewärtigenden,  weit  unter  dem 
Marktwerte  stehenden  TrOdlorpreisen  rech- 
nen, während  dem  Privat  pfandleiher  eine 
bessere  Verwertung  des  Pfendgegenstandes 
möglich  ist.  Dem  lässt  sich,  wenn  man 
keinen  freihändigen  Verkauf  durch  das  I^eih- 
haus  will,  nur  durch  seine  Ausstattung  mit 
einer  genügenden  Summe  zur  Deckung  von 
Verkaufs  Verlusten  abhelfen. 

Der  Vorwurf,  dass  eben  die  diskrote 
Behandlung  des  Geschäftes  durch  die  Leih- 
häuser und  ihr  amtlicher  Charakter  wie  eine 
Auffordenmg  zu  unnötigem  Schuldenmachen 
zu  Zwecken  des  Vergnügens  wirke  und  den 
Leichtsinn  in  einer  Weise  befördere,  die 
sich  namentlich  vor  Volksfesten  bekunde, 
erscheint  wenigstens  durch  eine  mehrere  Jahre 
hindurch  fortgesetzte  Statistik,  welche  sich 
auf  das  Dresdener  Vogel  wiesen  fest  bezieht, 
durchaus  nicht  gerechtfertigt.  Die  hohen 
Verpfändungszahleii  fallen  vielmehr,  wie  auch 
eine  Umfrage  bei  den  grosseren  deutschen 
Ijeihhäuscru  zeigte,  auf  die  Zeiten  wirt- 
schaftlicher Bewegung,  z.  B.  die  Urazugs- 
termine;  einen  Beleg  hierfür  bieten  auch 
zahlreiche  Beispiele  der  Zunahme  der  Vei-- 
pfänduugen  in  Zeiten  besonders  erhöhten 
Lebens,  wie  bei  Ausstellungen,  wo  die  kleinen 
l^eute  zeitweilig  entbehrliche  Sachen  gegen 
]  fruchttragende  Geldmitte!  vertauschten.  Die 
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Aiislösiin^n  pflegen  sich  dagegen  vor  Fest- 
tagen zu  baiifen  (b.  Btatist.  Jahrbuch  deiit- 
acher  Städte,  4.  Jahrg.  S.  77). 

Als  Ai^iment  gegen  öffentliclie  Ijeihhänser 
dient  auch  die  behauptete  Häufigkeit  so- 
genannter WochenpfäDder,  die  Anfang  jeder 
Woche  versetzt  und  ank  darauffolgenden 
Samstag  wiedei'  ausgelöst  werden,  so  dass 
die  jedesmal  zu  entrichtenden  Zinsen  und 
Gebühren  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  einem 
erheblichen,  den  Wert  des  Pfandes  l-ald 
flbersteigenden  Betrage  summieren.  Die 
wonigen  hierzu  vorhaiidenen  statistischen 
Nachweisiingen  lassen  aber  nicht  erkennen, 
ob  solche  Verp&nduDgen  wirklich  häufig 
vorkommen.  Wenn  nämlich  nach  einer 
Oenter  Statistik  von  1892— 1«)5  unter 
238295  Pfilndem  50964  oder  21,4  "/o  und 
in  Mainz  189ä96— 18Ü8/99  nntev  7276i 
Pfändern  (mit  Ausschluss  von  Pretiosen) 
34298  oder  47,1  «/o  aiif  nur  1  Woche  ver- 
setzte Pfänder  waren,  so  folgt  daraus  nur, 
wie  viele  überhaupt  auf  1  Woche  verpfändet 
wurden,  nicht  aber,  in  wie  vielen  Fallen 
das  gleiche  Pfand  so  viele  Male  versetzt 
worden  ist,  dass  weder  virkliche  Not  noch 
ein  reelles  Kredllbedflrfnis  als  Verpfändtmgs- 
Ursache  anzunehmen  ist.  Von  der  Verwal- 
tung des  Geuter  Leihhauses,  des-wn  Auf- 
hebimg  hauptsäclilich  wegen  der  Wochen- 
pßjider  beabsichtigt  war,  werden  dieselben 
als  verschwindend  gegenüber  der  Zahl  der 
Fälle,  in  denen  das  Leihhaus  zweifellos 
wohlthati^  wirkt,  bezeichnet  und  wird  auf 
die  Möglichkeit  der  völligen  Beseitigimg 
gewohn  heitsmässiger.  leichtsinniger  Ver- 
pfändungen durch  Einffihnmgoincrl5tägigen 
Mindest-Lagening,  sowie  durch  andere 
oi^anisatorische  Massregeln  (z.  B.  Unzu- 
lässigkeit der  Auslösung  am  Samstag)  hin- 
gewiesen; den  Beamten  des  Dresdner  Leih- 
hauses sind  (1900)  bei  einer  Zahl  von  130 
bis  140000  jährlichen  Verpfändungen  als 
gewohnheitsmässige  Wochen verpf ander  ihrer 
Sonntagssachen  nur  etwa  IG  Personen  be- 
kannt, zu  denen  noch  einige  kommen 
mögen,  die  sich  dritta'  als  Vermittler  be- 
dienen. 

Lltteratar :  Aiuter  dtr  bei  »PfaHdleili-  und  RiUk- 
tau/tgarJiö/tei  angeführltii  Lillrraliir  toiiiie  de« 
amItUliea-  ilalütüehen  Vi-riifenäichm>gen ,  den 
Ja/iTetbericIUen  ilrr  Leihkämrr  nnd  Moao- 
grapkicfn  äbtr  einrelne:  CoUtrand,  De  iiion- 
tilmi  pietalit,  Diu.  Slnutburg  1670.  —  Mar- 
perger,  itonUt  pUtatU,  Leiptig  171S.  —  Cer- 
rttt,  Hiitoirc  dai  monti-de-piM,  Padua  175i. 
—  Gtrando,  Dit  Sgenllichc  Armenpfiege, 
äeutieh  roit  Butt,  2.  Ttil,  Xtutigan  IS44.  — 
Decker,  Eludet  mr  Ue  numU-dr-pieli  en  £el- 
gv/Ht,  Briittel  lS4i.  —  Blatte,  Dti  moaU-d'- 
pKti,  Pari»  lese  (dat  Hauptirtrk  über  Leih- 
häuter).  —  Lamarque,  Tmite  dti  elabliMe- 
aieidt  dt  bicnfaitance.  ParU  ISGS.  —  Spyri, 
l'ebrr  Pfand-  and  Leihhäumr,  ScAatit.  ZeiUchr, 


/.  QtBteiaaäbigkrit,  S.  Jahrg.,  Ziirirh  I8C4.  — 
.V«tintann,  GrtchUhtt  de*  Wuehem  r'n  DeuUch- 
laud,  Halle  1865.  —  M.  Mokl,  Dir  Pal  Bffenl- 
lii-lur  LeihhSutrr,  StuUgan  1S66.  —  Deraelbe, 
Ucber  rin  Ltihho^it  anf  Aklirn,   SluUgaH  ISSS. 

—  Vtganö,  Banque»  populaim,  /farü  1875.  — 
Sehinoller,  Dir  ößenüiehen  Leibhäuter,  im 
Jahrb.  J.  GetcUg.,  Vera:  v.  Volkfto.,  1880.  ~~ 
Blalgn^n,  Lt  Credit  popiiiaire  et  la  monU- 
de-pUlf,  Tbuloute  1887.  ~  Pottet-Mm,  Dir 
gegenaärtige  Lage  der  LdhätnUr  in  DeuUchland, 
in  de»  Jahrb.  f.  Xat.  «.  Slat.,  III.  Folge,  15.  Bd. 

—  Würzburger,  Die  SJfentiifhen  Lcihhäuter, 
im  Statut.  Jahrb.  deiiUcher  Städte,  IT.,  IV.,  VI. 
K.    VII.  Jahrg.,  Brrtlau  lS9i—IS!iS. 

Eugen  Würtburger. 


Leinenladiistrie. 

In  betreff  der  Leinenindustrie  müssen 
'  ims  aus  Rflcksicht  auf  den  Haum  hier 
auf  die  Zusammenstellung  einiger  der  wich- 
tigsten statistischen  und  handelspolitischen 
Daten  beschränken.  Wie  selu'  diese  In- 
dustrie, deren  Anfänge  bis  in  das  vorge- 
schichtliche Zeilalter  der  indogermanischen 
Völker  zurück i-eiehen ,  von  der  Baumwoll- 
fabrikation, deren  machtiger  Aiifsehwung 
erst  vor  einem  Jahrhundert  begonnen  hat, 
der  Gegenwart  überflügelt  wollen,  erhellt 
schon  aus  der  Vergleichung  der  Produktion 
beider  Arten  von  Gesiänstfasern :  während 
jetzt  jährlich  etwa  '^700  Millionen  kg  Baum- 
wolle gewonnen  werden,  beträgt  die  Flachs- 
prodiiktion  nach  Jurascheks  Schätzung  nur 
530  Millionen  kg.  Obenan  unter  den  Flachs 
erzeugenden  lilndern  steht  ßussland,  das 
Jährlich  etwa  340  Millionen  kg  produziert 
und  davon  etwa  zwei  Drittel  ausführt.  In 
Deutschland  ist  der  Flachsanbau  in  den 
letzten  Jahrzehnt«n  zurückgegangen  und  um- 
fasste  1883  nur  noch  IO8O1XI  hageln  1.33 1«t0 
Jahre  1878.  Neuere  Angaben  liegen  nicht 
vor.  Die  der  ersten  Ziffer  entsprechende  Pro- 
duktion wird  auf  44  Millionen  kg  geschätzt. 
Oesterreich  ist  an  der  Flachserzengiin^  mit 
jährlich  etwa  39  Millianea,  das  britiK<:he 
KSnigi-eich  [hauptsäcldich  Irland)  mit  2U 
MilUonen,  Belgien,  wo  der  Flachsbau  ver- 
hältnismässig die  grösste  Ausdehnung  hat, 
ebenfalls  mit  20  lEillionen  kg,  Italien  mit 
fast  der  gleichen  Menge ,  Holland  mit 
9  Millionen  kg  beteiligt  In  Frankreich 
wurden  zur  Hebung  der  Flachs-  und  Hanf- 
erzeugung durch  das  G.  y.  13.  Janiiar  1892 
zunächst  auf  sechs  Jahre  Prämien  ausge- 
setzt, deren  Gesamlbeti-ag  aber  2r»000üO 
Francs  nicht  flbersteigen  sollte.  Eine  er- 
hebliche Wirkung  dieser  Massregel  ist  jedoch 
nicht  zu  bemerken,  vielmehr  ist  die  mit 
Flach-t  bestellte  Fläche  von  32174  ha  im 
Jahre  189il  dui-ch  26932  ha  im  Jalu-e  189(; 
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lind  <ler  Ertrag  von  22  Millionen  auf  18,S 
Millionen  kg  ziii-TK-kgegangen. 

Die  Piwhiktion  von  Hanf,  der  in  seinen 
feinci-en  Sorten,  für  sich  oder  mit  Flac'lis 
gemisdit,  zur  Ilersteilring  ^■obfr  Leinwand 
verwendet  wird,  beläuft  .sich  jährlich  auf 
etwa  340  Millionen  kg.  Kussland  allein 
liefert  etwa  ein  Drittel  dieser  Menge,  je- 
doch dient  der  nissische  Hanf  fast  nur  zur 
Anfertigung  von  Seilerwaren,  üesteireich- 
I^ugam  erzeugt  jährlich  etwa  74  Millionen, 
ItJien  (das  die  Hälfte  seiner  Produktion 
ausführt)  8U  Millionen.  In  Frankreich  waren 
189C  trotz  des  Pramiengesetzes  von  1892 
nur  34822  ha  mit  Hanf  bestellt,  die  einen 
Ertrag  von  24,8  Millionen  kg  lieferten, 
während  18SW  nocli  37  Millionen  kg  auf 
52  Millionen  ha  gewonnen  wurden.  In 
Deutschland  waren  1878  noch  21(>00  ha, 
ISSit  aber  nur  noch  1520fJ  ha  dem  Hanfbau 
gewidmet,  und  die  Produktion  ist  jetzt  nur 
auf  etwa  12  Millionen  kg  zu  veranschlagen. 
Ueberhttiipt  i.st  dem  eiiropiüscheu  Hanfe  in 
dem  Manilalianfe  (Abaea).  der  Jute  und 
anderen  exotischen  Siiinnfasem  eine  gefähr- 
liche Konkurrenz  erwachsen,  durch  die 
ihm  wohl  noch  mehr  Boden  entzogen  wer- 
den wird. 

In  Deutschland  betrug  im  Jabre  1891  die 
Einfuhr  von  Fluchs  5T.9  ifillioneii  kg,  die  Aus- 
fuhr 28,7  MiniKiien,  im  Jahre  1899  dagegen  war 
die  erstere  anf  49,7  Millionen,  die  letztere  auf 
9,7  Millionen  kg  zurückgegangen.  Kenn  Zehntel 
der  Einfnhr  siammen  aus  Hüsslaud.  Die  £in- 
Cuhr  nnd  Ausfuhr  von  Hanf  bclief  sich  1Ö9<J 
auf  48,3  und  17,9  Millionen  k^.  Dazu  kam 
noch  eine  Einfuhr  von  27,1  Millionen  und  eine 
Ausfuhr  von  11,4  Millionen  kg  Hede  nndWerg. 
teils  von  Flach»,  teils  von  Haut  herrührend.  Der 
Bauf  wird  ebenfalls  Aberwiegend  ans  Bnssland 
eingeführt.  Die  Einfuhr  von  Jute  (grösstenteils 
direkt  ans  Ostindien]  stellte  sich  auf  99,1  Mil- 
lionen, die  Ausfuhr  anf  18,0  Millionen  kg. 

Die  Zahl  der  Hauptbetriebe  von  Flacbs- 
und  Hanfhechelei  und  -Spinnerei  betrug 
nach  der  Oewerbezäblung  vom  5.  Jnni  I88ä  in 
Deutschland  725,6  und  es  waren  in  denselben 
7589  raännlidie  nnd  17464  weibliche  Personen 
beschäftigt.  Von  diesen  Betrieben  hatten  2723 
mit  3S7  männlichen  und  2412  weiblichen  Be- 
schäftigten den  Charakter  von  hausindnstriellen 
und  7074  wurden  ohne  Gehilfen  und  ohne 
Motoren  betriehen.  Die  Zahl  der  Motoren- 
betriebe war  106  mit  IT  724  Beschäftigten,  in 
5Ö  Betrieben  wurde  Wasserkraft,  in  7I>  Dampf- 
kraft äuge  wendet. 

Für  Leinen  Weberei  gab  es  72392  Haupt- 
nnd  2926C  Nehenbetriebe.  In  den  Hauptbe- 
trieben waren  «0502  mäonlicbe  und  23527  weib- 
liche Personen  beschäftigt.  Zur  Hausindustrie 
gehörten  2ÜU54  Hauptbetriebe  mit  26671  männ- 
lichen und  14.374  weiblichen  Beschäftigten.  Die 
Zahl  der  Alleinbetriebe  ohne  Motoren  betrug 
Ö544I  ausser  27928  Neben  betrieben.  In  den 
134  Moiorenbetrieben  (unter  diesen  110  mit 
Damiifkraft)  waren  8266  Personen  beschäftigt. 

Die  gewerbestatiatische  Aufnahme  vom  14. 


Flachs-  und  Hanfhechelei  nnd  -Spinnerei  war 
die  Zahl  der  Hauptbetriebe  auf  1373  zurück- 
cegangen,  neben  denen  es  noch  289  Keben- 
betriebe  gab.  Die  Zahl  der  in  den  Haupt- 
betrieben bcjwhätfigten  Personen  betrug  222213, 
unter  denen  sieb  14281  weibliche  befanden.  Zur 
Hausindustrie  gebürteu  nur  noch  780  Personen, 
nach  der  Angabe  der  Verleger  sogar  nur  5411. 
Die  Zahl  der  Betriebe  mit  Motoren  Verwendung 
betrug  128  mit  im  ganzen  18913  Pferdekräften 
(17495  von  Dampfmaschinen  trehefert).  In  der 
Leinenweberei  war  die  Zaiil  der  Hauptbetriebe 
auf  34493,  die  der  Nebenbetriebe  auf  15960 
^esnnkeu,  und  zugleich  hatte  sich  die  Zahl  der 
m  den  ersteren  am  Erhehnngstage  beschäftigten 
Personen  auf  67613  (darunter  2ö965  weibhche) 
vermindert.  Als  hausindnstrielle  Hauptbetrielw 
bestanden  nur  noch  191Ö7  mit  26291  beschäf- 
tigten Personen.  Die  Zahl  der  Motorenbetriebe 
mit  Einschiusa  eines  Kebenbetriebs  betrug  27Ü 
mit  10066  Pferdekräften  (darunter  9498  durch 
Dampf  gewonnen).  Es  gab  6127  JacauardstBhIe 
mitHandbetrieb  in  126.^  Betrieben,  3687  Jacquard- 
maschinen mit  Kraftbetrieb  in  75  Betneben. 
15852  Stühle  ohne  Jacquard  mit  Handbetrieb 
in  6122  Betrieben  und  13BT4  Stühle  dieser  Art 
mit  Kraftbetrieb  in  171  Betrieben.  Die  Zahl 
der  Bandstähle  mit  Handbetrieb  betnig  332  in 
206  Betrieben,  die  der  Bandstühle  mit  Kraft- 
betrieb 272  in  86  Betrieben.  —  Die  Zahl  der 
>^j>indeln  (allerdings  nur  in  den  Gehilfe nbetriebeii, 
die  aber  hier  auch  allein  von  Bedeutung  sind) 
betrug  275894 ,  weniger  als  nach  frühereu 
Schätzungen  angeuommen  wurde.  —  Die  Haus- 
industrie ist  demnach  in  der  Spinnerei  seit  1882 
fast  gänzlich  verschwanden,  was  sicherlich  nicht 
zu  beklagen  ist.  Aber  auch  die  Handweberei, 
die  1882  noch  etwa  140a)0  Stühle  besass,  ist 
stark  zurUckgedrängt ,  während  die  Zahl  der 
Kraftstahle,  damals  nnr  etwa  950(1,  bedeutend 

gewachsen  ist.  Ueberhaupt  ist  der  Kampf  der 
and  Weberei  gegen  den  Grossbetrieb  in  der 
Fabrikation  gewiibnlicher  Leinenzenge  auf  die 
Dauer  aussichtslos,  während  sich  in  der  Muster- 
weberei der  Handbetrieb  wohl  behaupten  kennen 
wird.  Die  Hauptsitze  der  deutseben  Leinen- 
industrie sind  in  Westfalen,  Hannover,  Thü- 
ringen, der  Lausitz  und  Schlesien.  Für  Jute- 
weberei gab  es  1882  im  Deutschen  Reiche  16!» 
Hauptbetriebe  (ausser  11  Nebenbetrieben)  mit 
2050  Beschaftio^ten.  Im  Jahre  1895  war  die 
Zahl  der  Uaujitbetriebe  auf  112  gesunken  (ausser 
75  Neben  betneben],  die  Zahl  der  in  den  ersteren 
Beschäftigten  aber  auf  5839  gestiegen. 

Die  Einfnhr  von  Leinengarn ,  namentlich 
auch  in  den  mittleren  Nummern,  überwiegt  die 
Ausfuhr  uoeh  sehr  l)edeutend;  im  Jahre  1898 
betrog  die  erstere  13,0  Millionen,  die  letztere 
1,6  Millionen  kg,  nnd  die  entsprechenden  Werte 
waren  19,9  und  3,1  Milhonen  Mark.  Dagegen 
tielief  sich  die  Ansfuhr  von  Leinwand,  Damast, 
Tisch-  nnd  Bettzeug  auf  2,9  Millionen  kg  im 
Werte  von  11,6  Millionen  Mark  gegenüber  einer 
verhältnismässig  geringen  Einfuhr. 

Im  britischen  Königreiche  wurden 
1897  eingeführt  1603760  englische  Centner 
Flachs,  ausgeführt  (answHrtigen  Ursprungs) 
65l^20  Centuer;  an  Hanf  und  ähnlichen  Spinn- 
fasern eingeführt  1806  220  Centner,  wieder  nus- 
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gettthrt  615740  Centner:  an  Hede  und  Werg 
voD  Flachs  nad  Hanf  wurden  cinji^fUhrt  4644(K 
Centner ,  wieder  aatgcfUhrt  2466U  Centner ; 
Jut«  eingeführt  .H3(i»l!»  englische  Tonnen,  wieder 
ausgeführt  1004^3  Tonnen.  Jm  Jahre  1877 
betrug  die  Einfuhr  von  Jute  nur  18ä4M  Tonnen, 
die  Wiederanafuhr  48405.  Der  Wert  der  bri- 
tishen Änsfiihr  von  Leinengarn  belief  sich  18Ü1 
anf  976042  £  gegen  1 2ai  7a»  £  im  Jahre  1877, 
die  Ausfuhr  von  Leben tabrikaten  stellte  in  dem- 
selben Jahre  nur  4  770  706  £  dar  gegen  5834443  £ 
im  Jahre  1877.  Dagegen  stieg  die  Ausfuhr 
von  Jutegarn  von  217424  £  im  Jahre  1877  auf 
b2bmi  £  im  Jahre  1897  und  die  von  Jute- 
fabrikaten  von  1547443  £  aaf  2102101  £.  Die 
Einfuhr  Ton  Leinengarn  nach  dem  Vereinigten 
Künig reiche  ist  in  demselben  Zeiträume  von 
2859l!i  £  auf  618375  £,  die  von  Leinenfabri- 
katen von  289459  £  auf  359974  £  gestiegen. 

Die  Zahl  der  unter  der  i'abrikgesetzgebung 
stehenden  Flachs  verarbeitenden  Fabriken  betrag 
1890  im  Vereinigten  Königreiche  357  mit 
11963»!  Spindeln,  48714  Kraftstühlen,  32835 
männlichen  und  74758  weiblichen  Arbeitern. 
Im  Jahre  187U  war  die  Zahl  der  Fabriken  öOO, 
die  der  Spindein  1519547,  die  der  KrnftstUhle 
35301,  die  der  männlichen  Arbeiter  38096,  die 
der  weiblichen  8667il.  Die  Spinnerei  ist  also 
bedeutend  znrQckgegangen ,  während  sich  die 
Zahl  der  mechanischen  Wehstiible  vermehrt  hat. 
Im  Jahre  1895  waren  33540  männliche  und 
75362  weibliche  Arbeiter  in  der  Leinenindnstrie 
beschäftigt. 

Für  Hanf  waren  die  entsprechenden  Zahlen 
für  1890: 105 Fabriken (1870  35], 53673 Spindeln 
(32311),  516  Webstuhle  (107),  4644  männliche 


(1442)  nnd  5742  weibliche  Arbeiter  (1708) 
Jute  116  Fabriken  (63),  280039  Spindetn(ll6  I0b|. 
14 107  Kreftstühie  (4330),  14408  männliche  (4372) 
und  30402  weibliche  Arbeiter  (13198).  Im  Jahre 
1895  waren  besi^haftigt  in  der  Hanf&brikation 
4319  Männer  und  57U8  Frauen,  in  der  Jute- 
fabrikation  13347  Männer  und  26743  Frauen. 
In  Frankreich  wurden  1898  eingeführt: 
Flachs  und  Hanf  für  65,5  Millionen  Francs, 
ansgeführt  fiir  8.7  Millionen  Francs,  und  Jute  ein- 
gefilbrt  für  32,8  Millionen,  ausgeführt  für  0,1 
Million  Francs.  Der  Wert-  der  181)8  eingeftlbrten 
Garne  ans  Flachs  oder  Hanf  betrug  6,0  Millionen 
Francs,  der  der  Gewebe  dieser  Art  10,0  Millionen 
Francs,  der  eingeführten  Game  nnd  Gewebe 
von  Jute  1,3  MUlionen  Franc».  Die  Ausfuhr 
vou  Garneu  ans  Flachs  oder  Hanf  hatte  einen 
Wert  von  4,9  Millionen,  die  von  Geweben  dieser 

Garn 


'  Art  einen  solchen  von  7,9  Millionen,  die  von 

'  Jutegarn  nnd  -geweben  einen  solchen  von  bezw. 
2,2  und  5.3  Millionen  Francs.  Die  Zahl  der 
Spindeln  der  franzü^ischeu  Leinen-,  Hanf-  und 
Jnteindustrie  wirdiu  574000  angegeben.  Die 
mechanische  Weberei  hat  sich  in  Frankreich 
schneller  verbreitet  als  in  den  übrigen  Ländern 
des  Kontinents:  indes  gab  es  18i<0  neben  17619 
mechanischeuWebstQhlen  noch  28  892Hand  stuhle. 
In  Oesterreich-Ungarn  gab  es  187ö 
398000    Spindeln   für  Leinen    und    Hanf   und 

J5392  Jntespindeln.  Für  1H91  giebt  Brachelli 
nur  384800  Spindeln  an.  Die  Handweberei 
waltet  noch  bei  weitem  vor,  da  auf  640Ü0  Hand- 
Btühle  nur  4600  KraftsiUhle  kommen.  —  In 
Bussland  wird  die  Leinfinindustrie  noch  in 
ausserordentlich  grosser  Ansdebunn^  als  Haus- 
arbeit betrieben  und  man  schätzt  die  Zahl  der 
zeitweilig  häuslich  beschäftigten  Spinnerinnen 
auf  drei  Millionen  und  die  der  Weber  auf 
.'lOOOOO.  Daneben  gab  es  1887  24  mechanische 
Flachsspinnereien  und  87  grosse  Webereien. 
Die  Zahl  der  Spindeln  betrng  185000.  die  der 
KraftstQhle  6530.  Auch  in  der  Hanrindustrie 
ist  eine  sehr  grosse  Zahl  Arbeiter  hansgewerh- 
lich  beschäftigt.  ^  In  Belgien  nimmt  die 
Leinenindnstrie  eine  hervorragende  Stellung  ein. 
Die  Zahl  der  Betriebe  belief  sich  1896  auf  1843 
mit  2J7  Motoren  nnd  8459  Pterdekrätten.  Es 
waren  24579  männliche  nnd  11213  weibliche 
Persotien  beschäftigt,  und  der  Wert  der  Jahres- 
prodaktion  wurde  auf  95,6  Millionen  Francs 
g-eschätzt.  —  In  Holland  und  in  der  Schweiz 
ist  die  Leineuindustrie  von  untergeordneter  Be- 
deutung. —  In  Italien  ist  die  häusliche  Hand- 
spinnerei noch  sehr  verbreitet  nnd  neben  7—800 
Kraftstahlen  nnd  4800  Handstilhleu  im  ständigen 
Kleingewerbebetriebe  gicbt  es  noch  etwa  68U0O 
zeitweilig  im  Hanabetriebe  verwendete  Stühle. 
Die  Leinenindnstrie  hat  in  allen  Ländern 
mit  Schutzzollsystem  anch  stets  ihren  reich- 
lichen Auteil  an  diesem  Schutze  genossen.  In 
Prensiwn  war  unter  Friedrieb  dem  Grossen  die 
Einfuhr  von  Leinenwaren  teilweise  verboten, 
der  Tarif  von  1818  jedoch  begnügte  sich  mit 
sehr  massigen  Zöllen,    Garn  blieb  ganz  zollfrei, 


für  den  (alten)  Centner,  gebleichte,  gefärbte, 
bedruckte  Leinwand,  Tischzeug  etc.  'la  Thaler 
für  das  Pfund  an  Zoll  nnd  Verbrauchssteuer  zu 
entrichten.  Nach  den  Zoll  verein  atariten  waren 
die  Sätze  tHr  Garn  nnd  die  drei  angeführten 
Klassen  von  Leinenwaren  folgende  (in  Mark): 


vom  1.  L       1834  ab 
„    1.  I.       1837    , 
„    1,  I.       1847   „ 
„     1.  L       1865    „ 
„    1.  I.       1868    „ 

Ctr.    o,so— 3 
„      0,50-6 
100  kg  i')-iz-24 
„       i')— 12— 24 
„       0')-  3-10-24 

„     1.  I.       1880    „ 
„     1.  VII.  1885    „ 

■)  Handgespimit. 

'j  Zwimapitzen. 

„        5—12—36—70 

Leinen  I    Leinen  II 


Leinen  III 


Nach  dem  seit  dem  1,  Februar  1892  in  1  Baumwolle  beziehen)  herabgesetzt  fUr  Jutegame 
Kraft  getretenen  Tertragstarife  werden  die  '  bis  J!vr.  20  von  ö  und  6  Mark  auf  4  nnd  5  Mark, 
Zelle  von  1885  ^die  sich  überhaupt  anf  alle  für  accommodierten  Nähzwirn  von  70  auf  60 
vegetabilischen  Spinnstoffe  mit  Ausnahme  der  |  Mark,  für  Packleinwand  aus  Jute«  Manillahanf 
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und  derffleicben  voa  12  auf  10  Hark  nnd  für 
Zwirnspitzen  ron  800  auf  fiOO  Mark. 

In  dem  1816  neu  geordneten  frauzäsischen. 
Pri)hibitiV8jst«m  gehörten  die  Leinenwaren  zn 
den  wenigen  Gattungen  von  Fabrikaten,  deren 
Einfuhr  nicht  verboten  war.  Nacb  dem  Tarif 
von  1816  waren  bei  der  Ginfnhr  anf  französi- 
Bchen  Schiffen  fUr  einfaches  Garn  10  Francs 
für  gezwirntes  62  Franca,  für  ffetärbtefl  123 
Francs  für  100  kg  zu  entrichten.  In  den  Jahren 
1817,  182Ö,  1840,  1841,  1842  worden  die  Zölle 
vielfach  weiter  abgestuft  und  dabei  meistens 
erhSht,  und  so  stBoden  sie  nscb  dem  G.  v.  9. 
Juni  1845  für  rohe  einfache  Garne  auf  38—165 
Francs,  für  gebleichte  anf  64-312  Francs.  Ge- 
bleichte nnd  gefärbte  Leinwand  war  1816  mit 
150  Francs  belastet,  1825  wurden  die  Zölle  von 
60  bis  700  Francs  und  1842  von  90  bis  817 
Franc»  abgestuft.  Zu  allen  diesen  Zollsätzen 
kam  übrigens  noch  ein  Zuschlag  von  10°'»    ' 


eTsvertr&ge  des  Kaiserreichs  aufgestellte  Kon- 
veutionstarif  setzte  die  Zolle  für  einfaches  rohes 
Garn  mit  Einschtnse  der  Kriegsdecimes  auf 
15—100  Francs,  fUr  gebleichtes  oder  geerbtes 
anf  20— ia3  Francs,  filr  Packleinen  auf  5  Francs, 
für  andere  Leinwand  auf  28—635  (spater  400 
Francs)  für  100  kg.  Der  üeneraltarif  von  1881 
setzte  diese  Zölle  bedeutend  hoher,  was  aber 

S Taktisch  nicht  in  Betracht  kam ,  da  die  In- 
astriestaaten  die  Vorteile  des  neuen  Kon- 
ventionstarifs  (1882)  genossen,  in  dem  die  be- 
treffenden Zölle  gegen  die  früheren  vertrags- 
mUssIgen  Sfttae  etwas  erniedrigt  waren,  z.  B. 
für  gebleichtes  ond  gefärbtes  Garn  auf  16,50 
—125  Francs,  für  Leinwand  anf  28—375  Francs. 
Der  Hinimaltarif  von  1892  hat  wieder  höhere 
Sätze,  besonders  für  feine  und  gemusterte  Lein- 
wand, deren  beste  Qualitäten  roh  500  und  530 
Francs  und  gebleicht  noch  40"/,!  Zuschlag  ent- 
richten müssen.  —  In  England  waren  die 
Leinengewebe  bis  zum  Erlass  des  Tarifs  vom 
5.  Juli  1825  noch  mit  Zöllen  von  40— ISO'/o 
des  Wertes  belastet,  der  erwähnte  Tarif  aber 
schrieb  eine  in  acht  Jahren  dnrcliznfGhrende 
allmlihliche  Herabsetzung  derselben  anf  2ö'/(i 
vor  nnd  verminderte  zugleich  den  damals  noch 
(tehr  hohen  Zoll  auf  zubereiteten  Flachs  (14'/: 
Schilling  filr  den  Üentner)  anf  4  Pence,  Im 
Jahre  1842  erfolgten  weitere  Erniedrigungen, 
und  1846  wurden  die  einfachen  Game  und  ein 
Teil  der  I<einengewebe  schon  ganz  zollfrei  zu- 
gelas.'ien.  Die  letzten  Reste  der  Schutzzölle 
beseitigte  dann  1860  der  Hände Uvsitrng  mit 
Frankreich.  —  In  den  Vereinigten  Staaten,  wo 
die  Leinenindnstrie  noch  wenig  entwickelt  ist, 
Hess  der  (Mac  Kinley-)  Tarif  von  1890  den  Zoll 
auf  Leinengewebe  von  35%  des  Wertes,  der 
schon  vorher  bestand,  ungeändert.  Der  (Brice- 
Gorman-)  Tarif  von  1894  gewährte  einige  Milde- 
rungen, der  pingley-)  Tarif  von  1897  aber  er- 
höhte die  meisten  Sätze  durch  Kombination  von 
specifischen  nnd  Wertzi511en  und  zwar  bis  50 
nnd  teilweise  55  (für  Netz-  oder  Filetarbeit  so- 
gar bis  60)  Prozent  des  Wertes. 

Von  den  staatlii-hen  Massregeln  und  Ein- 
richtungen, die  frDher  zur  Hebung  der  I^einen- 
indnstrie  bestanden,  hat  sich  in  Preussen  ein 
kleiner  Rest  in  den  Leinenschauanstalten  oder 
Leggeu  erhalten,  die  früher  in  Hannover,  Knr- 
besseu  nnd  dem  Kegieningsbezirk  Minden  eine 


wichtige  Rolle  spielten.  Eine  gewisse  Kontrolle 
der  Qualität ,  namentlich  des  von  der  selb< 
ständigen  kleinen  Weherei  gelieferten  Leinens, 
schien  zweckmässig,  nnd  das  „Leggeleinen"  hat 
in  der  That  stets  seinen  guten  Ruf  bewahrt. 
Durch  das  G.  v.  15.  Mai  1875  wurde  bestimmt, 
das9  die  Leggeanstalten  durch  den  Handels- 
miniater  nach  AnhQrung  der  Kreistage  oder 
Amts  Versammlungen  aufgelöst  werden  könnten, 
soweit  ihr  Fortbestehen  durch  ein  Verkehrs- 
bedürfnis nicht  mehr  erfordert  würde.  Die  in 
den  betreffenden  Beziriien  bestehenden  Gesetze 
und  Verordnungen  über  die  Leinenschan  treten 
dann  ansser  Kraft.  Dieselben  können  aber  auch 
aus.<ier  diesem  Falle  für  einzelne  leggepSichtjge 
Bezirke  aufgehoben  werden.  Die  Leggeordnung 
vom  15.  Mai  1853  für  die  Kreise  Bielefeld, 
Halle  und  Herford  (mit  Änsnabme  von  zwei 
Aemteiii)  wurde  schon  sofort  durch  das  Gesetz 
aufgehoben.  In  der  Provinz  Hannover  bestehen 
dagegen  noch  immer  mehrere  Lengen  und  für 
da.-<  Personal  derselben  (ein  Leggemspektor  nnd 
acht  Leggemeister)  sind  im  Etat  des  Handels- 
ministenums  von  1900  noch  12400  Mark  ausser 
dem  WohnungsgeJdzuachnss  ausgesetzt.  Dazu 
kommen  noch  16587  Hack  zur  Remuneration 
des  nicht  fest  angestellten  Personals  der  Leggen 
und  der  Musterbleichanstalt  in  Sohlingen  nnd 
fBr  die  Dienstleistungen  hei  den  Nebenleggen. 

Lltteratnr:  Vtrgangenheit  und  Gegenwart  dfr 
deuUrkcn  Leintninduitrie,  Jahrb.  f.  Not. «.  Slot.  IS, 
S.  muff.  —  Sckmoller,  Zur  OetehiehU  der 
deuUcben  KUingtwerbe  im  19,  Jahrhundert, 
S.  447  ff.,  S.  Sil  ff.  —  Beraelbe,  Die  EiU- 
wictetung  und  Kritis  der  deulmhm  Weberei  im 
19.  JahrhundeH,  BeHin  IS7S  (Zeil-  und  Streü- 
fragen).  —  Sehmtlt*,  Flacht-  und  Hanfbau  in 
Bunland.  Rim.  Revue  XXIII.  1383,  S.  Iff.  — 
Obm-letttmer,  Flaehi-  «nd  Saitfinduetrie  in 
dem  ojfiilellen  Berichte  iiber  die  Wiener  Weil- 
atifUellung  ton  !S?3.  —  Grothe,  Der  Einbau 
det  Maitrhetiertume  auf  Handv:erk  und  Hau»- 
induttrie,  gezeigt  an  der  Hand-  und  Haut- 
ireberei,  Berlin  1884.  —  Zimmermann,  Blüit 
und  Vrrjali  cfu  Leintnyearerbee  m  SrhUiien, 
Bren/au  ISSS.  —  v.  Scherter  v.  Brataaaevic, 
Der  Kirltchafilithe  Verkehr  der  Gegenaart, 
K'i'nt  1S91.  —  V.  Jtiraaehek,  l'eberiic'hlen  der 
WeltiHrUehafi,  Berlin  188S—18SS.  —  Statittit 
dea  DeuUchen  Seichte,  X.  F.,  Ar.  US,  Berlin 
1898.  —  Gev?erbe  und  Bandet  im  DeuUchen 
Reich.  Sonderabdruek  aui  Bd.  119  der  NaI.  d. 
D.  R.,  N.  F.,  Berliu  1899.  —  Vgl.  auch  die 
im  An.  Baamieollinduelrle  (oben  Bd.  II 
S.  SIS)  nnge/Shrten  lollgeichiehtiichen    H'erke. 

LexU. 


Lc  Play,  Pr^d^ric, 

geh.  1806  zu  Riviere  bei  Honfleur,  geat  am 
13.  IV.  1882  in  Paris,  besuchte  die  polvWch- 
nisclie  Schule  und  die  Bergakademie  (Ecole  des 
roines)  in  Paris  und  bekleidete  hinlir-  beiw. 
nebeneinander  die  Aemier  eines  Oberingenieurs 
der  Bergwerke,  Professors  der  Probierkunst 
und  Metallurgie  an  der  Ecole  des  mines,  Staats- 
rats, Senators,  Generalinspektors  der  Berg- 
werke etc. 
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Le  Play  TerOffentltcbte  von  »taatswiasen- 
BchaftliclieiL Schriften a)tnBncliform:  Descrip- 
tion  des  proced^s  mätalloririques  emploj^B  dttns 
le  pa.TS  de  Gttlles  pour  la  fabrication  da  cuivre, 
et  recherchea  exa  l'itat  actnel  et  sar  l'aTenir 
probable  de  1&  pToduction  et  du  commerce  de 
ce  m^tal,  PariB  1848.  -~  Les  onvriers  Europ^ena. 
Etudes  snT  les  traram,  In  vi«  domestique  et  U 
conditioD  morale  des  popnlatioDS  ourriärea  de 
l'EuTope,  pr^^d^B  d'an  expos6  de  la  methode 
d 'Observation,  ebd.  1866  (1864  erkannte  die 
Pariser  Akademie  diesem  Werke  den  statiatiachen 
Preis  zn);  dasselbe,  2.  Anfl  6  Bde.,  Toura  1877 
—1879  (Inhalt  von  Bd.  I:  La  mSthode  d'obaer- 
Tation  appliqn^e,  de  1829  ä  1879,  k  l'etude  dea 
familles  ouvri^res  en  3  livres  ou  precis  som- 
maires,  toiichant  les  origines,  la  description  et 
l'bistoire  de  la  methode,    Avec  nne  carte  ^eo- 

trapbique  de  Ö7  familles  decritea.  —  Les  oiivnera 
ea  dem  mondeii.  Etndea  snr  lea  travaui,  la 
vie  domeatitjne  et  la  conditioD  morale  dea  popu- 
latioDB  ouvriäres  dea  diverses  contrees  etc.,  publ, 
par  la  Sociale  iDtematlanale  des  ätndes  pratiqued 
d'economie  »ociale,  4  Bde.,  Paria  1857-63.  - 
La  rfiforme  aociale  en  France,  deduit«  de  l'ob- 
aervation  comparee  des  pauples  enropeena,  2  Bde., 
Paris  1864;  2.  Aufl.,  2  Bde.,  Toars  1866;  3.  Aufl., 
S  Bde.,  1867;  4.  Aufl.,  3  Bde.,  1872;  ö.  Aufl. 
3  Bde.,  1874;  6.  Aufl.,  4  Bde.,  1878;  7,  Aufl. 
3  Bde.,  Paris  1889.  —  L'organiaation  du  travail 
Selon  la  contnme  de«  ateliera  et  la  loi  du  deca- 
logue,  avec  un  pr^cia  d'observatiunH  comparees 
sur  la  distinctjon  du  bien  et  du  mal  dans  le 
regime  du  travail.  les  canses  du  mal  actael  et 
les  moyena  de  r^forme,  les  objectiona  et  lea 
T^ponses,  les  difficult^  et  les  Solutions,  Tours 
1870:  dasselbe,  2.  Aufl.  1870;  6  Aufl.  1888; 
dasselbe  in  englischer  Ueberaetznug ,  Phila- 
delphia 1872.  —  La  prix  sociale  aelon  la  itratique 
des  atttorit^a  soumiGCS  an  dfraiogne,  Paris  1871. 

—  L'arf^anisation  de  la  famille  selon  le  vrai 
modele,  Signale  par  IHiiatoire  de  toutes  les  races 
et  de  tons  les  temps,  ebd.  1871;  2.  Aufl.  1876; 
3,  Aufi.  1884.  —  La  qneation  sociale  et 
l'Aaaembl^e.  ij^ponse  aui  queatione  dea  d^butea 
membres  de  l'L'mon,  Tonm  1873;  2.  Anfl.  1874. 

—  La  mfthode  eipirimentale  et  la  loi  divine. 
Lettre  de  M.  Pratie,  dfepnt*  de  J'Aveyron,  et 
rSponse  de  F.  Le  Play,  ebd.  1876.  -  La  Con- 
stitution de  TAngleterre  consid^r^e  dans  aea 
rapporta  avec  la  loi  de  Dien  et  lea  coutumea  de 
la  prix  sociale,  pr^c^dee  d'apergns  sommaires 
sar  la  natnre  du  sol  et  l'bistoire  de  la  race, 
2  Bde.,  ebd.  1875,  —  La  r6forme  en  Enrope  et 
le  aalüt  en  France.  Le  Programme  dea  nnions 
de  la  paix  sociale,  avec  nne  introductioa  de 
(H.  M.  A.)  Mnnco  Butler  Johnatone,   ebd.  1877. 

—  La  methode  aociale,  abregt  des  oiivriers 
Europ^ena.  Ouvrage  destinä  aus  classes  diri- 
geant«s,  ebd.  1879.  —  Programme  du  ^ouver- 
nement  et  d'organisation  sociale  d'apr^s  {'Obser- 
vation comparee  de  divers  peuplea,  par  nn  groupe 
d'^onomistea,  Paris  1880.  —  L'Ecole  de  la  paa 
sociale,  son  hiatoire,  sa  methode  et  sa  doctrine, 
Tonra  1680.  —  La  Constitution  essentielle  de 

,  llinmaiiitä;  eiposä  dea  principee  et  des  coutumcs 
qni  erbeut  la  prospirit^  oa  la  soufFrance  dea 
nations,  ebd.  1881. 

b)  in  der  Zeitschrift:  Riforme 
sociale,  Paris:  Lea  troie  Sges  dn  travail, 
Jahrg.  I,  Bd.  1,  1881,  S.  7  ff.,  36  ff.  —  Corre- 


spondance  entre  M.  Luzzatti  et  H.  Le  Plaj, 
Jahrg.  I,  Bd.  2,  1881,  S.  306  ff.  —  Lection 
sociale  du  clerge.  Lettre  de  M.  l'abb^  Ronillot. 
R^ponse  de  F.  Le  Play,  Jahrg.  I,  Bd.  2,  1881, 
S.  365  ff.  —  Correspondance  entre  Emile  de 
Laveleye  et  F.  Le  Play,  Jahrg.  U,  Bd.  I,  1882, 
S.  9  ff.  —  L'Ecole  de  la  ^ii  nationale,  son 
developpement  et  son  avenir,  Jahrg.  II,  Bd.  1, 
1882.  S.  145  ff, 

Le  Play  gehSrt  der  katholiscb-konservativen 
Schule  der  sozial  reform  at^riacben  Partei  an,  die 
in  der  „T'nion  de  la  paii  sociale",  einer  Schöpfung 
Le  Plnys,  über  mehrere  Provinzen  Frankreichs 
verbreitet  ist  und  welche  ferner  in  der  Zeitschrift 
„Reforrae  sociale*  ein  geachtetes,  von  Le  Play 
1881  gegründetes  Parteiorgan  beaitzt.  Le  Play 
hat  die  Methodologie  der  ätzialwiaaenacbaft  um  ■ 
einige  umfangreiche  Werke  bereichert,  die  für 
die  Specialforscbung  als  Quellen  werke  inter- 
nationaler Arbeiterbudgets  ihren  Wert  haben 
und  behaoptea  werden.  Er  rechnet  es  aich  ala 
besonderes  Verdienst  an,  nicht  von  der  Studier- 
stube auB  seine  Beobachtungen  über  die  Lebte 
der  arbeitenden  Klassen  angestellt,  sondern  es 
aich  znr  Lebensanfgabe  gemacht  zn  haben,  den 
wirtschaftlichen  ZustAndeu  der  Arbeiter  an  den 
Orten  ihrer  Thätigkeit  selbst  nachzuspüren.  • 
Er  hat  zu  diesem  Zwecke  seit  1829  Europa 
mehrmals  durchkreuzt  und  bis  Weataaien  seine 
Forschnngen  ausgedehnt;  er  war  achtmal  in 
Kassland,  wo  Ihn  mabeaondere  die  Arbeiterschaft 
der  im  Ural  belegenen  Silberbergw erke  des 
Fürsten  DemidoS  iuteressierte,  sechsmal  in 
England  und  Deutschland,  dreimal  in  Italien, 
zweimal  in  Spanien  und  ausserdem  in  Skandi- 
navien, der  Schweiz  nnd  TUrkei,  um  Überall  zn 
beobachten  nnd  dnrch  persönliche  Nachfragen 
zu  ermitteln,  nie  die  Arbeiterfamilien  lebten, 
was  sie  einnahmen  und  ausgaben,  was  sie  er- 
sparten und  welche  Hassregem  in  ethischer  und 
wirtschaftlicher  Beziehung  der  sozialen  Reform 
vorbehalten  seien.  Es  kam  auf  diese  Weiae 
eine  von  der  Pariser  Akademie  mit  dem  statis- 
tischen Preise  ausgezeichnete  Arbeiterbansbalts- 
budgetstatistik  zn  stände,  die  n,  a.  von  Ernst 
Engel  mit  Hinzuziehung  des  Dncpiti aussehen 
Werkes  „Budgets  ^conomiques  des  classes  ouv- 
rierei  en  Belgiqne''  zu  sozialstatistischen  Unter- 
sucbungen  über  Prudnktiona-  und  Eonaumtiona- 
verbfiJtaiase  des  Ktinigreichs  Sachsen,  auf  Grund- 
lage der  sächsischen  Gewerbestätiatik,  benutzt 
worden  iat.  Die  Ergebnisse  dieser  Untersuchung 
aprechen  sich  in  dem  sogenannten  Engelachen 
Gesetz  aua,  welches  lautet:  „Je  firmer  eine 
Familie  ist,  ein  desto  gröaserer  Anteil  von  der 
Gesamtansgabe  muss  zur  Beschaffung  dcrNahrung 
aufgewendet  werden,"  Der  Verfasser  der  „Ouv- 
riers  Enrop^ens"  huldigt  dem  nnbestreitbar 
richtigen,  der  praktischen  Philosophie  entlehnten 
Sozial  reformpnncip,  welches  sich  durch  seine 
sämtlichen  Übrigen  Schriften  zieht :  Die  glück- 
lichen Gemeinwesen  nnd  Familienverbäude  sind 
diejenigen,  deren  Mitglieder  das  tägliche  Brot  bei 
Fübrunii:  eines  sittlichen  Lebenswandels  haben; 
der  sittliche  Lebenswandel  aber  beruht  nach  ihm 
auf  der  Befolgung  der  zehn  biblischen  Gebote ;  dem 
dnrch  diese  Vereinigung  des  ethischen  mit  dem 
Wirtschaftaprincip  geschaffenen  Znstande  legt 
er  den  Namen  .Constitution  essentielle"  bei. 
Leider  kann  er  dieses  Prädikat  meist  nur  den 

s  simples",  die  den  „d^calogne"  noch  in 


■Digitized  by  L.iOOQIC 


Ehren  halten,  zuerkenneu.  Den  Werten  Enropns 
hat  er  wegen  Abtrünnigkeit  vom  „d^talogiie^ 
sozialen  FrieitensbedUrfnisien  am  nnziigäng- 
licbitteD  befunden. 

Vgl.  UberLe  Plav:    Chevalier,  Conra 
d'econoinie  polit.,  Ed.  III,  Paris  lööü,  S.  295,96. 

—  Uochin,  La  ritornie  sociale  en  France. 
itesum*  critique  üe  Touvrage,  ebd.  1SG6.  — 
Dupiu,  Les  „ouvriers  etirop^ens"  conronn^n 
par  TAcademie  des   scieiiceB.     Bapport  snr  le 

Srii  de  statiHtique,  in  „Rf forme  Boriale",  Jahrg.  I, 
d.  I,  ebd.  1881,  S.  263 ff.  —  F.  d'ArtigueB, 
Mort  et  obsfqaes  de  Fr.  Le  Plav  in  „E^torme 
sociale",  Jahrg.  II.  Bd.  I,  ebd.  1882,  S.  349/50 
und  ■12aff.  —  Duparc,  Fr.  Le  I'lay  et  les 
iugements  de  la  presse,  in  „Retorme  sociale-", 
Jahre.  II,  Bd.  I,  ebd.  1882,  S.  351/60  n.  ■t;-»;38, 

—  Demolins,  Le  Play  et  son  reiirre  de 
retorme  sociale,  ehd.  1882.  — Jannet,  L'Erole 
Le  Play,  Conference  faite  i  Geufve,  ebd.  1890. 

—  G.  Michel,  Le  Play  in  „Nouveaux  diction- 
naire  d'fconomie  polit,,  Bd.  II.  ebd.  1892,  S. 
130ff.  —  A.  T.  Wenck  Stern,  Le  Plav,  Berlin 
1893.  —  J.  B.  Maur.  Vignes,  La  science 
sociale  d'aprts  les  principee  de  Le  Play  et  Je 
•■-■—~-ia,  2  TOls,  Paris  1897. 

LIppert. 


Leroy-Beaulieu,  Pierre  Paul, 

wurde  am  9.  XII.  1843  zn  Sanmur  geboren, 
studierte  in  Paris,  Bnnu  und  Berlin,  unternahm 
mehrere  Jahre  hindurch  grosse  Reisen  durch 
England,  Dentschland,  Oesterreich,  Italien  und 
Spanien,  trat,  nach  Frankreich  zurBck gekehrt, 
nachdem  er  zunächst  am  „TemM"  gearbeitet 
hatte,  im  Jahre  1S69  in  die  Bedektion  der 
„Revne  des  denx  Mondes",  1870  iu  die  Redaktion 
des  „Journal  des  Debats"  ein  uitd  Qbernahm 
1872  ,den  Lehrstnhl  der  Finanz  Wissenschaft  an 
der  Ecole  libre  des  seien ces  politiques.  Inj 
Jahre  1878  vertrat  er  Micliel  Chevalier  am 
College  de  France  nnd  wurde  188U  als  dessen 
Nachfolger  zum  Professor  da-^ielbst  ernannt 

Leroy-Beaulieu  kann  als  ein  Anbfinger  der 
liberalen  Doktrinen  bezeichnet  werden;  er  be- 
kämpft die  progressive  Besteneruug,  iat  Gegner 
des  Staatssozialismus  etc.  Seit  1878  ^ehJirt  er 
dem  Institut  de  France  (der  Academie  des 
Sciences  morales  et  politiqnes)  an,  auch  ist  er 
Mitglied  der  Akademieen  zu  St.  Petersburg, 
Stockholm,  Aeademia  dei  Lincei  nnd  der  Aca- 
dimie  Rojale  des  Lettres,  Sciences  et  Arts  de 
Belgique  Die  Universitäten  Bologna,  Edinburg 
and  Dublin  haben  ihm  die  juristische  Doktor- 
würde honoris  causa  verlieben. 

Von  seinen  Schriften  seien  die  nachfolfienden 
hier  genannt:  De  Tetat  moral  et  intellectuel 
des  populations  onvri^res  et  de  son  inflnence 
9ur  le  tani  des  salaires,  Paris  1868,  (Von  der 
Akademie  preisgekrönt.)  —  Rechercbes  econo- 
miques ,  historiques  et  statistiques  aur  les 
gnerrea  contemporaines,  Brüssel  1869,  —  La 
question  onvri*re  au  XIKi-^me  sitcle,  Paris  1872. 
a.  ed.,  1882.  —  L'admintstration  locale  en  France 
et  en  Angleterre.  Paris  1873.  —  Le  travail  des 


femmes  an  XlXi^me  siScle,  Paris  1873.  —  Traite 
de  la  science  des  fluances,  Paris  1877,  2  vol., 
ßifime  ed.,  1899.  —  L'essai  snr  la  r^parütion 
des  richessea  et  sur  la  t^ndance  &  une  moindre 
inegalice  des  conditions,  Paris  1881,  ii^<i>'  ed., 
lS9ii.  —  La  coloniaation  chez  les  peuples  moder- 
nes, Paris  1874.  4i*nie  ed.  1891.  —  Le  coUec- 
tivisme,  examen  critique  du  nouvean  BOcialisrae, 
Paris  1883,  .Hieme  ed.  1891.  -  L'Alg^rie  et  la 
Tunisie,  Paris  1867,  2itmt  iä.  1897,  —  Precis 
d'^conomie  politique,  Paris  1888,  T'*""*  ed.  1900. 
—  L'itat  moderne  et  ses  fonctions,  Paris  1889, 
3ieiiie  §d.  1899.  -  Traite  theoriqne  et  pratiqne 
d'iconomie  politique,  4  vol.,  Paria  1896,  3tnin; 
ed.  1900. 

Hervorzuheben  ist  fernerhin  seine  Abhand- 
lung: Des  canses  qni  inSuent  sur  le  taux  de 
l'interft.  (In  den  Memoire»  de  l'Academie  des 
«ciences  morales  et  politiijucs,  t.  XV,  I88ö.)  Le 
Lnxe  (ibid.) 

Lero.T-Beanlien  begründete  im  Jahre  1673 
den  „Ecönomiste  fran^ais".  Sowohl  in  dieser 
Zeitschrift  wie  in  vielen  anderen  Zeitungen  und 
Journalen  linden  sich  beachtenswerte  Artikel 
aus  seiner  Feder,  welche  sämtlich  hier  aufzu- 
führen nicht  möglich  ist.  — 

Vgl.   Über   Leroy-Beaulien:   Pierson 

in  ,.De  Economisf  (Sept  1890,  S.  608- 615 1.  — 

L   Cossa,  Introduzione  allo  studio  delV  eci>- 

nomia  politica,  3.  ediz.,  Hilano  1892,  S.  399  400.  — 

Red. 


Leslle,  Thomas  Edward  Cliffe, 

geb.  mntmasslicb  1827  in  der  Grafschaft  Weiford 

(Iriand),  gest.  am  27.  I.  1882  zu  Belfast,  be- 
suchte die  Universität  Dublin,  wo  er  1846  pro- 
movierte, wurde  1853  Professor  der  Jurisprudenz 
nud  Nationalökonomie  au  Queens  College  zu 
Belfast  und  1869  Eiamincr  in  Political  Economy 
an  der  Universität  London. 

Leslie  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Land  Systems 
and  Indnstrial  Economy  of  Ireland, 
England  and  Continental  Conntries, 
London  1870.  -  The  Land  System  of 
France.l.u.2,  Ausg.  1870.— Financial  Re- 
form. l.u.2.  Ausg.  1871;  dasselbe,  ins  Deutsche 
übersetzt  von  M.  Broerael,  Berlin  1872  (die 
Schrift  richtet  sich  gegen  das  System  der  in- 
direkten Besteuerung).  —  Essays  in  Poli- 
tical and  Moral  Pbilosophy  (Ueber  die 
Geschichte  der  Preise  und  des  Arbeitslohnes  in 
Europa,  das  Volksleben  in  der  Auvergne,  über 
die  philosophische  Methode  der  Natiunalökonomie 
etc.),  London  1879,  2,  gekürzt«  Aufl,,  Dublin  1888, 

Leslie  war  ein  Vorläufer  jener  sozial- 
ükonomischen  Theoretiker,  welche  dem  Wesen 
und  der  Bestimmung  der  Nationalökonomie  den 
Charakter  einer  ethischen  Wissenschaft  beigelegt 
haben ;  die  geistesverwandten  Beziehungen 
dieser  Richtung  znr  Soziologie,  fUr  die  Leslie 
durch  die  Schriften  Comtes  gewonnen  war, 
femei'  das  Studium  der  Schriften  Montesquieas. 
W.  Koachers  nnd  Knies',  des  Rechlshisturikers 
H.  Maine  und  Buckles  zeitigten  Lealies  offenea 
Hervortreten  als  Oncanisator  einer  neuen  Schule, 
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die,  finf  der  Baaia  der  philosophischen  Kritik, 
die  orthodoxe  Schule  im  allgemeinen,  insbesondere 
aber  den  piaton istischen  Charakter  derselben  be- 
kämpfte nnd  zwar  mit  der  Wirkang ,  daas 
Leslie  als  Gründer  der  hiatoriachen  Schnle  Eng- 
lands in  den  massgebenden  Kreisen  des  Ver- 
einigten Königreichs  gefeiert  wurde.  Die 
Schrift,  in  welcher  er  dieses  snzialrefonnatDrische 
Glaubensbekenntnis  niedergelegt,  ist  unter  dem 
Titel  „Political  Economy  wid  Sociology"  ira 
Januarheft  des  Jahrg.  1879  der  „Fortnightly 
Review  abgedruckt,  und  es  markiert  sich  darin 
u.  a.  das  Bestreheu,  die  Smithsche  Schule  als 
eine  indnktiye,  was  aber  nur  für  einzelne  Unter- 
suchungen zutrilft,  im  G^ensatze  zu  der 
Ricardoachen  zu  bezeichnen,  ßmer  Adam  Smith 
von  allen  Selbstsnchtschlacken  der  chrematis- 
tischen  Schule  zu  reinigen  und  schliesslich  die 
mechanische   Geschichtsauffassung  Buckles    zn 

Vgl  Qber  Leslie:  Cohn,  Die  heutige 
Kation a1  Ökonomie  in  England  und  Amerika  Im 
Jahrh,  f.  Ges.  u.  Verw.,  13  Jahrg.,  1889,  8.  27  ff.). 
—  Ingram,  Geschichte  der  Volks wirtichafts- 
lehre  (ULers.  v.  Eoschlau),  Tflbingen  1890, 
S.  312ff.  —  CoBsa,  IntroAuzione  alle  stndio 
deir  economm  poütica,  3,  ediz.,  Milano  1892, 
S.  365ff.  —  J.  K,  Ingram,  Th.  E.  Clifte  Leslie 
in  H.W,B.  d.  St.,  Bd.  IV,  S.  1049  ff. 

LIppert. 


Letrosne,  Guillanme  Fran^ois, 

geboren  zu  Orleans  am  13.  X.  1728,  gestorben 
zu  Paris  am  26.  V,  1780.  Im  Jahre  17ö3  zum 
,Avocat  du  Roi-*  in  Orleans  ernannt,  bekleidete 
er  diese  Stelle  32  Jahre  hindurch,  Letrosne  ge- 
hört; zn  den  hervorragenderen  Vertretern  der 
physiokiatiscben  Schule. 

Er  veröffentlichte  an  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften:  Methodica  Juris  naturalis  cum 
Jnre  civili  coUatio,  17öO,  —  Disconrs  sur  le 
droit  des  gens  et  snr  l'etat  politiqne  de  l'Eu- 
rope,  12°,  Amsterdam  (Paris)  1762.  —Memoire 
sur  les  vagabonds  et  les  mendiants,  SoissoDa 
(Paris)  1764  oder  17&>.  —  Suite  de  Ja  dispute 
sur  la  concnirence  de  la  navigation  etrangäre 

Gir  la  voitnre  de  nos  grains,  Paris  1765.  — 
libertfe  du  commerce  des  grains  tousjours 
utile  et  Jamals  nniaible,  i'aris  1765,  —  Essai 
aual.ytique  sur  la  riebesse  et  sur  l'impöt.  Paris 
176?'.  —  Recueil  de  plusieurs  morceaui  econo- 
miqnes,  principalement  sur  le  commerce  des 
^trangers  dans  le  trän  Sport  de  nus  grains, 
Amsterdam  176S.  (Qnerard  in  seinem  „France 
litt^raire''  bezeichnet  diese  Sammlung  als : 
Oenvres  diverses  et  Melanges  sur  le  commerce 
des  grains",  5  Part,  Paris  17(iü— 64 )  —  Lettres 
&  un  ami  sur  les  avantages  de  la  liberte  du 
commerce  des  grains  et  le  danger  des  prohihi- 
tions,  Amsterdam  1769.  —  Les  efiets  de  l'irapöt 
indirect  prouves  par  les  deux  exempLes  de  la 
gabeile  et  dn  tabac,  Paria  1770.  (Im  Jahre 
1777  wieder  abgedruckt  unter  dem  Titel: 
,,Eiamen  de  ce  que  cofitent  ä  la  nation  la  ga- 
belle  et  le  tabac.)  —  Eloge  histotique  de  M. 
Pothier,  1773.  —  De  l'ordre  social,  ouvrage  snivi 


d'un  traite  el^mentalre  sur  la  valenr,  Targent, 
la  circulation,  l'industrie,  le  commerce  Interieur 
et  est^rieur,  2  vol..  Paria  1777.  (Der  2.  Bd. 
dieaes  Werkes  erachien  auch  unter  dem  Titel: 
L'inter&t  social  par  rapport  4  la  valeur,  k  l'ia- 
dustrie  et  au  commerce  Interieur  et  eit^rievr.) 

—  Vues  sur  la  jnstice  criminelle,   Paris  1777. 

—  Lettrea  sur  les  laboureurs  de  Noisy,  pr6s 
Versaillea,  Paris  1777.  — -  De  l'administration 
provinciale  et  de  la  reforme  de  I  impät,  suivi 
d'une  dissertation  snr  la  feodalit^,  B&le  1779. 
(Von  der  Akademie  zu  Toulouse  gekröntes 
Werk.l  —  Memoires.  Conaultations,  Actes  de 
notoriet^  et  D^liberatious  sur  la  question  dn 
jeu  de  ffef  et  le  sens  de  l'ArticIe  7  de  la  Con- 
tume  d'Orleans,  Orleans  1789. 

In  deutscher  Uebersetznng  existieren  von 
ihm:  Lehrbegritf  der  Staatsordnong  oder  Ent- 
wiekelnng  des  von  D.  F.  Quesnay  erfundenen 
phjsiokra tischen  Regierungs-  und  Staats wirt- 
schaftsajHtenia  (deutsch  von  Chr.  A.  Wichmann), 
Wien  1780.  —  Die  Staatsordnung  und  das 
Staatsinteresse,  2  Bde.,  Leipzig  1780.  —  Die 
natioualSkünomischen  Werke  von  Letrosue  siud 
abgedruckt  in  der  ,.Collectton  des  principaux 
Ecouomistes"  de  Guillaumin. 

Vgl.  über  Letrosne:  Eug.  Daire, 
CoUection  des  principaux  Economistes;  Physio- 
crates.  —  Biet,  de  ITEcon.  polit..  t.  II.  —  Kou- 
velle  biographie  generale,  t.  XXXI, 

Jose/  Sttimmhainmer. 


Levasseur,  Pierre  Emile, 

wurde  zu  Paria  am  8.  XII.  1828  geboren.  Nach- 
dem er  an  der  Ecole  Normale  Superieure  studiert 
hatte,  wurde  er  1852  Professor  an  dem  Ljceum 
von  Alen^on,  später  am  Lycenm  zu  Besangon, 
1856  Professor  am  Lvceum  St,  Louis  in  Paris. 
1868  Charge  de  Cours,  1872  Professeur  titnlaire 
der  Geschichte,  Geographie  und  Wirtschafts- 
Btatistlk  am  College  de  France,  1871  Assistent 
von  Wolowski,  1876  Professeur  titnlaire  der 
politischen  Oekonomie  und  industriellen  Gesetz- 
gebuug  am  Conservatoire  des  Ärts  et  Metiers, 
seit  1872  auch  Professor  der  Statistik  und 
Uandelsgeograpbie  au  der  Ecole  libre  des 
Sciences  politiques. 

Seit  1868  gehört  er  dem  Institut  de  France, 
der  Academie  des  sciences  morales  et  politiques 
an.  Er  ist  ferner  Mitglied  und  Vicepräsident 
des  Conseil  Superienr  de  Statistique,  Vice^räsi- 
deut  des  international eu  statistischen  Instituts, 
Präsident  der  Soclet^  d'Economie  politique 
von  Paris,  Vicepräsident  der  Societe  de  g^o- 
graphie  ebd.,  auswärtiges  Mitglied  der  Acca- 
demia  dei  nuovi  Lincei  in  Rom,  der  Academie 
hougroise  des  Sciences,  der  königlichen  Akademie 
in  t^chweden,  korrespundiereudes  Mitglied  der 
Akademie  der  Wissen schafteii  in  Berlin  etc. 

Levasseur  hat  sich  durch  seine  historischen, 
von  der  Akademie  preisgekrönten  Untersuchungen 
über  die  arbeitenden  Klassen  vor  und  nach  1789, 
neuerdini^  aber  vor  ollem  dnrch  sein  umfang- 
reiches Werk  über  die  Bevölkening  verdient 
gemacht. 

Von  seineu  Staats  wissenschaftlichen  Schriften 
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BeieD  folgende  genannt:  B«cbercliea  hiatoriqnes 
snr  le  lyatSme  de  Law,  1  vol.,  1864,  —  De  pecnniis 

Snblicis  quomodo  apnd  Romanos  qnarto  poHt 
bristnm  Becnlo  orainarentnr,  18^.  —  Une 
tn^tiiode  ponr  ueBorer  la  valenr  de  Targeot 
(Bea.  Abdruck  aus  dem  „Journal  des  Econo- 
ffligtes"),  1866,  —  La  France  indnatrielle  en 
1789.  (BeBonderer  Abdruck  ans  den  „Coinptea 
Tendus  de  TAcadämie  des  science»  morales  et 
politiqnea"),  1856,  —  La  queation  de  l'or,  1  vol., 
18&8(TonderAkadeniiepreiBgekrfint).^LaBanque 
de  France,  Bon  pasa^,  Bon  r61e  actnel.  (Bes. 
Abdruck  ans  der  „Revue  Contemporaine"),  18Ö8. 

—  Hwtoire  des  classea  ouvritrea  en  France 
depuis  la  couqu&t«  de  Jules  Cesar  jnBqo'ä  la 
Revolution,  2  Tol,  (von  der  Akademie  preis- 
gekrönt), 1859.  —  Lea  assignats,  Etudes  sur 
fea  flnances  de  la  France  pendant  In  Revolution. 
(Bea,  Abdmck  ans  den  „Comptes  rendus  de 
l'AcadSmie  des  sc.  ni,  et  pol."),  1869.  —  L'Emi- 
gration.  (Bes.  Abdruck  aus  dem  „Journal  des 
Economistea"),  1863.  —  üuvriers  et  ouvrifires. 
(Bes,  Abdmck  aus  der  „Kevue  Nationale"),  1862. 

—  La  vie  i.  bon  marche,  [Bea,  Abdruck  aua 
der  „Hevne  Nationale"),  1863,  —  Les  uations  a 
rexpoBition  universelle  de  Londrea  en  1862, 
(Bes.  Abdruck  hub  der  „Revue  Coratemporaine"), 
1863.  —  Richard  Cobden,  [Bes.  Abdruck  aua  der 
„Revue  Coutemporaine") ,  1865.  —  Les  corpo- 
rationa  et  la  libert^  dn  travail.  (Le^ons  publikes 
dana  le  cours  d'6cononiie  induBtrielle  par  M.  £. 
Th^venin)  1866.  —  Une  conKrenie  aus  soirfies 
de  la  Sorbonne:  Les  assignats,  1866.  —  La 
prävoyance  et  l'^par^ie.  Du  röle  de  l'int«lli- 
genee  dana  la  prodnction.  L'assnrance,  1^-66/67. 
(Conferences  pdpulaires  taitea  i  l'Aaile  de  Vin- 
cennea.)  —  Histoire  des  classes  onvritres  en 
France  de  1789  jusqu'ä  nos  jonrs,  2  vol.  (von  der 
Akademie  preisgekrünt),  1067.  —  Conrs  d'&co- 
nomie  mrale,  industrielle  et  comnierciale,  1868, 

6.  ^d,,  1886.  —  Precia  d'economie  politiqne,  1867, 

7,  ed,,  1B98. .-  CourB  d'economie  politiqne.  4,  ^d,, 
1886,  —  Cours  d'instniction  civique  a  l'usage 
de  renseignement  primaire  (gemeinscbaftlicb 
mit  Mabilleau  und  de  La  Courtie),  2.  ed.,  1886, 

—  Le  HarquiB  d'Argenaon  (Memoire  lu  dans 
la  s^ance  publique  annnelle  des  clnq  Acad^mies, 
le  14.  VIII,  1868)  1868,  —  Vademecnm  du  statis- 
ticien.  Tableaiis  couceruant  la  France  et  sea 
cAlonies,  1870.  —  Rapport  sur  le  concoura  L*on 
Fauither:  Le  BfstSme  eolonial  des  penples  mo- 
dernes, 1872.  ~  Rapport  aur  l'iustniction  pri- 
maire et  l'instruction  secondaire  k  l'Expositiou 
ani  verseile  de  Vienne.  (Bes.  Abdruck  ana 
den  „Rapports  de  l'Eiposition  UDiverselle  de 
Vienue) ,  1875,  —  La  vie  et  lea  travaux 
de  Wolowski.  (Bes,  Abdruck  ans  den  , Annales 
dn  Conaervatoire  dea  Arta  et  Mftiers"), 
1877.  —  Statistique  compatie  de  1  Enseignement 
primaire,  1829—1877 :  Rapport  pr£sent£  par  la 
commission  de  staüstiqae  de  l'enaeignement 
primaire  ä  M.  le  miniatre  de  Tlnstniction  publique 
et  des  BeauK  Arts,  (Bes.  Abdruck  aua  dem 
2.  Bde.  der  Statistique  de  renseignemeut  pri- 
maire"), 1879,  —  Dasselbe  fllr  die  Jahre  1881— 
1882,  1886-87,  1891-92,  1896-97,  —  Qnatre 
le^ona  d'onvertnre  dn  Conrs  dn  College  de 
France,  1868—1879.  —  La  question  de  la  houille, 
(Bea.  Abdruck  aua  dem  Economiate  frnn^aia), 
1876,  —  De  la  valenr  des  mounaiea  romaines, 
1  vol,,  1879.  —  Rapport  sur  le  commerce  et  le 


tonnage  relatifs  au  Canal  interoc^anique.  (Bea. 
Abdmck  aus  dem  .Conipte  rendn  dn  Oongrea 
internatiODBl  d'^udes  du  canal  interoceaniqne), 
187.9  —  Esquisse  de  l'ethnograpbie  de  la  France, 
1880.  —  La  loine.  {Bes,  Abdmck  ans  der 
„Revue  Scientifique").  1880,  —  Röle  de  l'Etnt 
daua  Vordre  ^conomique.  (Bes.  Abdruck  ans  den 
„Coraptea  rendus  de  l'Ac.  des  sc.  m,  et  polit."), 
1882.  —  Resum6  hiatorique  de  l'euseigiiement 
de  l'economie  psiitique  et  de  la  atatistiqne  en 
France.  [Bes.  Abdruck  aus  dem  „Journal  dea 
Economiates"),  1883,  ^  Ke«ume  historique ,  .  ,  . 
de  1882  ä  1892,  —  La  Sutiatique  officielle  en 
France,  (Bes.  Abdruck  aus  dem  „Journal  de  la 
Sociale  de  Statistique"),  1886,  —  Les  progr&« 
de  la  race  enropeenne  au  XIXi«"iB  si^le  par 
la  colonisatioQ.  (Bes.  Abdruck  aus  dem  „Bulletin 
de  la  Sociötfi  d'acclimatiaation"),  1885.  —  La 
atatistiqne  graphique,  [Bes.  Abdruck  aus  dem 
Jubil Humsbande  der  „Statistical  Society"),  1885. 

—  Commerce  de  la  Frauce  avec  aea  coioniea. 
(Bea,  Abdruck  aus  „I'Atlas  eolonial"),  1885.  — 
1687 :  Lea  populationa  urbaines  en  France  com- 
pareea  ä  celfes  de  letranger.  [Bes.  Abdmck 
aus  den  „Comptes  rendua  de  l'Acad,  dea  sc  m. 
et  pol,",)  —  Pr6cia  de  geographie  (Terre,  Enrope 
et  France),  3  volumes,  avec  3  atlas  correspondants, 
de  gSograpbie,  phvsique,  politique  et  economique, 
plusieurs  öditjona  succesaivea  depuis  1871.  — 
Statistique  de  la  superficie  et  de  la  populatiou 
des  contrees  de  la  terre.  (Bea,  Abdruck  aus 
deui  „Bulletin  de  l'Institnt  international  de 
statistique  t.  I  et  II),  1886-87.  —  Lea  tables 
de  aurvie.  (Bes.  Abdruck  ans  dem  „Journal  de  la 
Soci^te  de  Stotiatiqne"),  1887.  —  La  thtorie  du 
salaire.  (Bea.  Abdmck  aus  dem  „Journal  des 
Economistes"),  1888.  —  L'abolition  de  Tesclavage 
an  Bresil,  1888.  —  Les  Alpes  et  les  grandes  aa- 
cenaiouB,  1  vol.,  1888.  —  Discoura  au  con^rrte 
monftaire  de  1889,  1889.  —  Notice  histonqne 
sur  Tancien  prieure  de  Saint-Martin  des-Cbampa 
et  sur  le  Couservatoire  dea  Arta  et  Metiers,  lUSi. 

—  La  Population  fran^nise.  Histoire  de  la 
Population  avant  1789  et  d^mographie  de  la 
France  comparee  ä  celle  des  autres  uations  an 
XIXe  sifcle,  prfced^  d'une  introduction  sor  la 
statistique,  3  vol.,  1889—1892.  —  Discnssion  i 
la  Society  d'economie  sociale  sur  1«  popnlation 
de  la  France  en  1789.  (In  der  „B^forme  sociale" 
V,  16.  IV,  1890 )  —  La  statistique,  aon  objet, 
aon  histoire,  1890.  —  Les  c^reales.  1890.  ~ 
Note  sur  la  valeur  de  la  prodnction  ogricole. 
(Abdmck  ans  den  „Compten  rendus  de  la  soci^te 
nationale  d'agriculture".)  —  Grand  atlas  de 
geographie  pnvsique  et  politiqne,  1891.  — 
La  France  et  ses  colonies.  3  vol.,  189092,  — 
Grand  Globe  terreatre  au  2Ö0O0O0O,    1892.  — 


la  fin  dn  XVIII^  siecle,  avec  lea  courbes  du 
prii  du  bie  de  1200  ä  1891,  [Abdmek  aua  den 
„Comptea  rendus  de  la  aoci^te  nationale  d'agri- 
culture".) —  Recent  Commercial  policy  of  France 
('Tbe  Journal  of  political  econom;  of  the,  uni- 
versity  of  Chicago)  —  L'agricnitnre  aux  Etat«. 
Unis,  1  vol.,  1894.  —  The  assignata,  a  study 
on  the  financea  of  the  French  revolution  (The 
Jonmal  of  political  economy  of  the  imiversity 
of  Chicago).  —  La  mission  economique  de  l'Aca- 
demiedesaciences  morales  et  potitiquea  de  1838& 
1891.  (Abdruck  aus  den  „Conitea  rendus  de  I'oca- 
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dfimie".}  —  Souvenirs  dn  centenaire  de  l'Ecole 
Donnale  1795—1895, 189Ö.  —  Lescanses  i^gulntri- 
tX3  üa  saUire,  1896  (Revue  d'economie  poutique). 

—  CoDcentration  of  iudnstr.v  and  mftcniner;  in 
tbe  United  Staies,  1897  (Annais  of  the  American 
Academ;  of  political  and  social  scienceH).  —  Ce 
qn'on  pent  faire  en  Tunisie,  Conference  1897.  — 
he  conconrH  snr  1a  participation  aux  ben^fices, 
Rapport  tait  au  miiaie  social,  1897.  —  De  l'^tat 
pregent  et  prochaiu  de  l'ouvrier  americain,  1897 
(Anuales  de  l'Ecole  libre  de  aciences  politiqnes). 

—  L'ouvrier  americain,  2  vol.,  1898.  —  Des 
progT^s  de  raericultnre  trangaise  rtans  la  aeconde 
BoitiS  du  XVnr*  Bitcle,  1898  (Revue  d'fconomie 
politiqne).  —  La  d^popnlation  frangaise,  1897 
(Revue  politique  et  mrlementaire).  —  Notre 
France,  introdoction,  1898  (Journal  des  voyages). 

—  Le   salariat  et  le  salaire,    18M.    —  Com- 

F »raison  des  torces  productiveB  des  Etats  de 
Europe,  1898.  (Abdmck  aus  dem  Prfcis  de 
g^ographie  de  l'Europe.)  —  Rapport  sur  la 
mission  ^coiiomiqne.  recherches  dana  leg  archives 
departementales,  1899.  —  Comparaisou  dn  travail 
k  la  main  et  da  travail  ä  la  macbine,  1900. 
(Abdmck  aus  dem  Bnlletin  de  la  Sofift^  d'en- 
conra^ment  ponr  l'induatrie  nationale.)  —  Con- 
B^iuences  ^cononiiquea  du  procr^s  des  voies  et 
moreus  de  cominnnication  au  XIXe  si^le,  1900 
(Confrr^ü  international  de  g^ographie  6cono- 
mique  et  eomineraiale).  —  Trente  dem  ans 
d'enaeignement  au  College  de  France,  chaire  de 
g^eraphie,  bistoire  et  statistiqne  economiquea. 
(Abdmck  ans  der  „Revue  internationale  de 
renseisni erneut^.)  —  Hiatoire  des  classes  onv- 
ritres'et  de  l'industrie  eii  Frauce  avant  1789 
(2e  edition  enti^rement  refondue,  2  volumes  de 
600  et  700  pages;  le  premier  a  parit  en 
Aoöt  19001.  Ansi^rdem  hat  Levasseur  noch 
zahlreiche  geofrraphische  Schriften  und  viele 
Karten  herausj^e geben,  die  hier  jedocli  alle  zu 
nennen  zu  weit  fuhren  würde. 

Red. 
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LipN,  (Michael)  Alexander, 

wurde  am  28.  IX.  1779  zu  Fraueiianracb  bei 
Erlangen  geboren.  Er  promovierte  in  Erlangen 
(Dias,  r  Historia  Arabiae  felici.i  Mnhameile  anti- 
qnioris  eiscriptis  arabieis  ipsin  hausta),  um  sich 
alabaW  anch  daselbst  ala  Privatdozent  nieder- 
zulassen (Diss.:  Suec.  I,  Sect.  II,  qnae  historiam 
antiqnisHimain  ah  Homayro,  re^  »sqne  ail 
dilnvium  aggeris  Maerebensis  coutinet,  Erlangen 
1801).  Er  las  über  geschiehtliehe  FBtlier,  theo- 
logist^he  Gespenstilnde,  Über  Politik,  Landwirt- 
BcJiaft  und  Technologie.  Lipa  ward  1809  zum 
Estraordinariu.1  befördert,  nnterbrach  jedoch 
zeitweiM  seine  Lehrthatigkeit.  folgte  aber  1821 
einer  Berufung  als  ordentliclier  Professor  der 
Staats-  lind  Sation al«irtschaftslehre  an  die 
Universität  Marburg.  Im  Sommer  1833  legte 
er  sei«  akademisches  Amt  iraiiz  nieder  und  zog 
trieb  anf  sein  Gnt  MarlofÄleiu  znrück,  wo  er  am 
16.  IV.  1838  surb. 


Die  ausgedehnte  meist  ant  aktuelle  Tage*- 
frHgen  sich  beziehende  publizistische  Thätigkeit 
Lips'  erklürt  zum  Teil  die  seinen  Schriften  an- 
haftende OberfiSchlichkeit  nnd  Flüchtigkeit.  Am 
dürftigsten,  insbesondere  in  Bezug  auf  Lhte- 
raturangaben,  erscheint  seine  nStaatswirtüchafts- 
lehre"  is.  n.i,  wahrend  die  im  reiferen  Älter 
verfasste  Schrift  „Deutschlands  Nationaltiko- 
uomie"  entschieiten  planmässiger  abgefasst  ist. 
Lips  zeigt  sich  in  seinen  Hauptschriften  als  ein 
Anhänger  der  liberalen  Ideeen,  er  bekämpft  die 
Ueberreste  der  Feudalherrschaft  und  die  deut- 
scheu BinnenzUUe  und  tritt  sehr  energisch  fUr 
die  Gewerbefreiheit,  tör  die  Freiheit  des 
Getreidehaudels,  fUr  rationelle  Landwirtschaft, 
Aitsdehunng  des  Fabriken-  und  Maschineuwesens, 
Verbesserung  der  Verkehrswege  und  des  Kaual- 
wesens  ein.  Wenn  Rau  (Röscher,  Gesch.  d.  Sat. 
S.  847),  ein  Schüler  von  Lips  uud  dessen  Nach- 
folger auf  dem  akademischen  Lehrstuhl  von 
Erlangen,  ihn  „eiuen  abenteuerlirhen,  flüchtigen 
Kopf-*  nennt  und  Röscher  (Gesch.  der  Nat 
S.  992)  ihn  als  „ehien  wunderlichen  Kauz,  aber 
doch  als  eine  Art  Briicke  zwischen  Luden  und 
List,  und  wegen  seiner  naiven  Hingebung  an 
die  jedesmalige  Welle  des  Zeitstroms  für  den 
Historiker  sehr  brauchbar"  bezeichnet,  so  ist 
nnserea  Erachteua  diesen  mehr  absprechenden 
Charakterlirteil  en  über  Lips  doch  gegenüber- 
znhoiten,  dass  Lipo  in  seinen  HauptMchriften 
mit  Uannhaftigkeit  gegen  die  herrschenden  An- 
sichten seinerzeit  auftritt.  Anch  sprechen  die 
Umstände,  dass  z.  B.  Lips  seine  Ideeen  Über 
Ackerbauschulen  durch  die  eigeneOrUndung 
einer  landwirtschaftlichen  Sdiule  {auf  »einem 
Gut«  Marlofstem)  in  die  Praxis  Übersetzte,  da«s 
er  zur  Vertretung  seiner  politischen  Ansichten 
zum  europäischen  FriedenskoDgress  (1814)  uach 
Wien  reiste  sowie  dass  er  sein  von  der  ein- 
heimischen Censnr  nicht  genehmigtes  Hauptwerk 
(siehe  pDeiit-u-hlands  Nat.-Oek.",  Vorrede,  S.  IX) 
auswärts  (in  Frankfurt  a.  M.)  erscheinen  liess, 
für  Lips'  Charakterfestigkeit  uud  Gesinuungs- 
kon  Sequenz. 

Von  den  staatswissenschaftJicheu  Schriften 
Lips'  sind  folgende,  chronologisch  aufgeführt, 
die  wichtigsten:  A.  Lips  nnd  "f  riedr.  Fiek, 
Der  Kanal  in  Franken,  Erlangen  190Ö.  —  A. 
Lips  und  Franz  KSrte,  Uebcr  die  Idee  von 
Aekerbanscbnlen  etc ,  ErUngen  1809.  —  Prin- 
cipien  der  AckergeseCzgebung,  L  (euiziger)  Teil, 
Ntlniberg  1811.  —  Wie  kann  sich  ein  Staat  der 
Last  von  IJuiescenten  und  supemuraerären 
Staatsdieuem  auf  eine  gerechte  Weise  entledieen 
etc.,  Erlangen  1812.  —  üeber  die  allein  wanre 
nnd  einzige  Steuer,  die  Einkommens-  oder  Ver- 
mfigenstaxe  und  ihre  Ausführbarkeit  etc.,  Er- 
langen 1812.  —  Die  Staats wissensch^islehre 
oder  Encjklopädie  nnd  Methodologie  der  Staats- 
wirtscliaft,  Erlangen  1813.  —  Darstellung  eines 
voUstäiidig  aus  der  Natur  der  Menschheit  und 
des  Denkens  geschöpften  Systems  des  Staates 
und  seiner  'Wissenschaft,  Süruberg  1813.  ~ 
Ueber  den  deutschen  Bund.  Ein  Versuch,  die 
Grenzen  der  Staaten  überhaupt  und  DeutschlaudB 
insbesondere  auf  absolute  »taatswirtscbaft- 
ticbe  Principien  zurückzuführen  etc.,  Deutsch- 
land, Erlaugeu  1816.  —  Kleine  staatAwissen- 
scbaftliche  Schriften,  L  Bd.  (wahrscheinlich  der 
einzigste),  Erlangen  1817  (n.  a.  die  Abhandlung 
„Freiheit  oder  Sperre  des  Getreidehandels"  ent- 
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hflltend).  —  l'ebpr  die  wahren  Ursachen  der 
Brotnot  nnd  Teiiernnj;  nnd  die  wnhreii  Uittel 
rtapegeii,  ErlanReu  1817.  —  De«tschl«iids  Retor- 
iiionBpriin'ip  io  »einer  sieirenden  Kraft  als  un- 
fehlbaren Heilmittel  deutscher  Iiidnutrie  nnd 
deutwhen  Haudels,  Erlangen  18211.  —  Ueber  die 
künftige  Stelinng  der  Jaden  in  den  dentKcben 
Bnndes.-.tftateii,  Möni-hen  1819.  (2.  Anli.  unter 
dem  Titel:  Da»  Staut abürKerrecht  der  Juden, 
Erlansen  1821,)  —  Die  deut-tche  Bondeüiuönze, 
oder  über  Einheit  der  Münze,  des  Ma.-iscs  nnd 
Gewithte»  in  Deiit-sebland  und  ober  ein  »llgv- 
meines  Weltgeld  nnd  Weltmaw  Oberhaupt. 
Marburg  182;-t.  —  Ueber  den  Ki'Eenwärtigen 
tiefen  Stand  der  Getreidepreiüe  in  Deutscblaud, 
ihr  notirendiK-e»,  immer  tieferes  Sinken,  die  Ur- 
saelien  dieser  Erscheinung  und  die  Mittel,  sie 
zu  heben,  NUmber«  18a5.  —  Statistik  tuii 
Amerika.  Mit  einer  Karte,  Frankfurt  a.  M, 
182Ö,  —  Ueber  die  Riehtunn;  der  Zeit  nach 
Amerika  (beliandelt  Au^w and eruntcsf ragen),  Mar- 
burg und  Caai^el  1829.  —  Zur  Stants-Kational- 
Erziehunji^kunde,  Nürnberg  1829.  —  Dentsch- 
lands  Nation  aljikonomie.  Ein  Versurb  zur  end- 
lichen Litenng  der  Frage :  „Wie  kann  Deutsch- 
land zu  lohnendem  Ackerbau,  zn  blühender  In- 
duittrie  nnd  wirksamem  Handel  gelangen?" 
GieHsen  1830.  —  Die  Unanweud barkeit  der  eng- 
lisehen  EUenbahiien  auf  Deutschland  und  deren 
Erdatz  durch  Dampffuhrwerk  auf  verbe»sierteii 
Chansseeen,  Marburg  183H.  —  Die  NBmberg- 
FBrther  Einenbahn  in  ihren  nfichsten  Wirkniigeii 
und  Keoultaten,  Nflmberg  1836.  —  Deutschlands 
Welthandels  Wiedergeburt,  oder  die  deuts<'hen 
Eisenbahnen  nnd  der  Main-Donaukanal  in  ihrer 
WelthandelKnicbtiErkeit,  Nürnberg  ]83ti.  Mit 
einer  Karte.  —  Der  dentsfhe  Zollverein  und  das 
deutsche  Mass-,  Gewieht-  und  Münzchaos  in 
ihrer  Absto^iong  und  Versöhnung  betrachtet, 
Nürnberg  1837. 

Von  .«einen  politischen  nnd  anderen  Ver- 
üffentlichnngeu  seien  noch  die  folgenden  f;enaiint : 
DisH.  pro  locn  de  coiiversiuiiibus  politids  in 
primis  vero  de  proximi»  conversiunis  Francogal- 
licae  affectibns,  Erlangen  1803.  —  Der  alige- 
Bieine  Friede,  oder  wie  heisst  die  Basis,  über 
welche  ein  dauernder  Weltfriede  geßjündet 
werden  kann?  Erlangen  1814.  —  Der  Wiener 
Kongress,  oder  was  müss  geschehen,  um  Deutsch- 
land von  seinem  Untergange  eu  retten?  Er- 
langen 1814.  —  Die  belgische  Frage,  Nürnberg 
18iW.  —  Die  dentflche  Bundesstadt,  Germanien 
(Wien)  1815.  —  Wie  ISsst  sich  dem  Wieder- 
abbrennen ganzer  Städte  und  Märkte  in  Zukunft 
vorbengen?  Erlangen  1824.  —  Der  Krieg  im 
Osten,  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Bechts  der 
Ciriliiatiou  nud  der  Politik  betrachtet.  (Neue 
berichtigte  Anfi.),  Nürnberg  1828. 

Vgl.  über  Alexander  Lips:  Leser  in 
der  „Deutschen  Biographie"  Bd.  18,  S.  738.  — 
V.  Mohl,  Geschichte  und  Litteratnr  der  Staatä- 
wiiiseuxchaften,  Erlangen  1855,  I,  S,  löä.  — 
Fikenscher,  Gelehrtengeschichte  der  Uuiver- 
sitttt  Erlangen.  Rd.  III.  ;S.  131—133.  —  Neuer 
Nekrolog  der  Deutschen,  16.  Jahrg.,  8.  332.  — 
Kofcher,  Gesch.  der  Nat.,  S.  847,  9Ö2,  99.S. 
Schmidt. 


LiHt,  Friedrich. 

1.  Lists  Lehen.   2.  Lists  Stellung  zi 
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.■:chaft  nnd  seine  Wirksamkeit  im  praktischen 

I.  LlstB  Leben.  Friedrich  List  ist  geboren 
am  6.  Vin.  178'J  in  Eeiitlingcn.  Sein  Vater 
war  Weissgerherme ister,  lebte  in  behaglichen 
Verhältnissen  nnd  genuss  ein  i^iites  Aiisehen 
unter  seinen  Mitblirgem.  Der  junge  List  be- 
snchte  die  lateinische  Schule  seinei'  VaterslAdt, 
die  er  mit  14  Jahren  ohne  besonderen  Erfolg 
verliess,  um  in  da»  Gcscliäft  seines  Vaters  ein- 
zutreten. Da  er  aber  keiue  Liebe  xn  demselben 
gewinnen  konnte,  so  schickte  man  ihn  im  Jahre 
1806  in  eine  Sehreib.-itnbe  und  zwar  in  die 
Stadt  seh  reiberei  in  Blaubeureii.  Er  machte  das 
Substitutenexamen,  kam  an  die  Stadtscbreiberei 
zu  Ulm ,  dann  als  Steuer-  nnd  Gütcrbucli- 
kommissfir  nach  Schelklingcu  und  im  Jahre  1813 
in  die  Oberamtäkanztei  uach  Tübingen.  Schon 
langst  war  in  ihm  der  Draug  erwacht,  seine 
lückenhafte  Bildung  zn  ergänzen  und  sich  wo- 
möglich aus  seiner  mechanischen  Schreiber- 
beschSftigiing  zu  einer  höheren  Stellung  emjMr- 
zuarbeiten.  In  Tübingen  (and  er  Gelegenheit, 
seinen  Wunsch  zu  erfilUen;  hier  benutzte  ci 
die  freien  Stunden  zum  Besuche  von  Vor- 
lesungen und  zur  Privatlektüre.  List  bestand 
dann  eine  hübere  Prüfung  im  Regiminalfache, 
wurde  Kanzleiassistent,  dann  Sekretjir  im  Minis- 
terium und  bald  darauf  —  im  Jahre  1816  — 
Oberrevisor  mit  dem  Titel  Rechnntigsrat.  L'm 
diese  Zeil  hatte  es  den  Anschein,  als  ob  die 
liberalen  Ideceu  Fr.  Lists  bezüglich  der  Reform 
des  württembergischen  Verwaltnngsiebens  sich 
verwirklichen  nnd  er  selbst  ein  Mitarbeiter  an 
diesem  ^\'erke  werden  sollte.  Damals  versuchte 
der  Künig  der  Gäniiig  im  Volke  durch  eine 
liberale  Verfassung  zuvor  zn  kommen  und  über- 
tnig  von  Wangeiüieim  das  Ministerium.  Diesem 
schlössen  sich  Fr.  List  nnd  de.ssen  Freund 
Scblayer,  der  spHtere  Minister,  au.  Um  das 
routineniäsaige,  in  Württemberg  sehr  unbeliebte 
Schreibertum  durch  eine  akademisch  gebildete 
Beamtenschaft  zu  verdrHngen,  gründete  Waiigen- 
heim  die  staatswirtschaftnche  Fakultät  an  der 
Tübinger  Universität  und  übertrug  List  die 
Professur  für  Slaatspraxis.  Auch  als  Lehrer 
suchte  dieser  die  liberalen  Ideeen,  welche  ihn 
erfüllen,  zur  Auerkenunng  zu  bringen.  Es 
zeigt,  sich  dies  ans  einer  kleinen  Schrift-  „Die 
Stnatskunde  und  Staatspraxis  Württembergs", 
die  er  im  Jahre  1818  als  Grundriss  zu  seinen 
Vorlesungen  verJifCentlicIite,  und  ans  dem  Geiste 
der  damals  von  ihm  heransgegebeuen  Zeit- 
schrift: ^Der  Volksfreiind  ans  Schwaben,  ein 
Vaieriandsblatt  für  Sitte,  Freiheit  und  Rechf. 
Mit  dem  Sturze  de«  Ministers  von  Wangenheim 
jedoch  nnd  der  damit  zusammenhiliigenden 
Reaktion  wurden  die  Anschanungen  Ijists  der 
Reeie rang  immer  nnbeqnemer  und  verdachtiger, 
luid  List  wurde  znr  Recntfertignng  anfgefon&rt. 
Aber  schon  uach  einem  Jabre,  nachdem  er  diese 
vorgenommen,  trat  ein  anderes  Ereignis  ein, 
welches  ihm  seine  Tübinger  Stelle  kostete.  Das 
war  seine  Anteilnahme  an  dem  im  Jahre  1819 
gegründeten  deutschen  Handels-  nnd  Gewerbe- 

hie.  Anf  einer  Heise  uach  Göttingen  näm- 
wnrde  List  in  Frankfurt  von  mehreren 
deutscheu  Kaufleuten  und  Fabrikanten  ersucht, 
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eüie  Eiiigalje  an  die  Bnnde^verüiiinininn^  zu 
entwerfen,  durch  welrhe  die  Bereit ifrring;  der 
den  Hftudet  si-liwer  KchädiKeuden  Binnenzölle 
angestrebt  werde»  sollte.  Er  that  uiebt  nnr 
dieseii ,  sondern  er  veranlasste  die  Kaitflente 
auch,  einen  Verein  zu  gründen,  und  Itbernahm 
nach  Heiner  Hilckkehr  von  Frankfurt  die  Ge- 
aehüftsfllbning  desselben.  Wegen  diexer  Thätig;- 
keit  tilr  den  deut.-M-heu  Handels  verein  morlite 
ihm  die  Regierung  neue  Schwierigkeiten,  dje 
er  seinerseits  mit  einem  Entlassunii^iijesuche 
erwiderte.  Am  21.  V.  18IU  wnrde  ihm  das- 
selbe ^enehmi^. 

List,  der  »ich  inzwischen  auch  mit  der 
Tochter  des  Professors  Seybold  in  Tübingen 
verheiratet  hatte,  widmete  si<'h  nun  ganz  jenem 
Vereine:  er  gründete  noch  im  Jahre  IHI!)  da-s 
KOraran  für  den  deut<clien  Handels-  und  Ge- 
wernestand"  und  begab  sich  in  diep^cm  und  im 
folgenden  -lahre  in  vencbiedene  Residenzen, 
um  die  Interessen  des  Vereini'  zn  vertreten. 
Aber  nach  diese  ThAtiKkeit  wurde  bald  unter- 
brochen. Schon  im  Jabre  lUll)  war  LiKt  von 
seiner  Vatersttidt  zum  Abgeordneten  in  die 
wllrttemberftiscbe  Kammer  gewählt,  aber  seine 
Wahl  für  ungiltig  erklärt  wurden,  da  er  das 
30.  Lebensjahr  noch  nicht  zurück  Rclegt  hatte. 
Ende  1820  wiedergewählt,  trat  er  am  6.  XIL 
in  die  Kummer  ein  und  begann  nun  eine  leb- 
hafte Thütigkeit  zu  entwickeln,  die  ihren  Aus- 
druck namentlich  in  einer  namens  der  Rent- 
linger  Bürger  verf aasten  Petition  fand.  In 
dieser  Petition  schilderte  Llit  die  Gebteihen 
deji  damaligen  Staatswesens  und  forderte  na- 
mentlich eine  wesentliche  Erweiterung  der  Selbst- 
verwaltimg.  Oeffentlichkeit  und  JlUndlichkeit 
de«  Gerii'litn Verfahrens  mid  Verminderung  des 
Schreiberweseiis.  Die  Regierung  leitete  jedoch 
gegen  ihn  sofort,  eine  strafrechtliche  Unter- 
suchung wegen  Aufreizung  gegen  Staatsein- 
richtungen ein  nnd  vermassle  seine  Aus- 
schliessung aus  der  Kammer.  Am  6.  XII.  182ä 
wnrde  List  in  der  That  zu  zehumonutlicher 
Festungshaft  verarteiit  List  entzog  sieb  der 
Strate  durch  Flucht.  Von  nun  an  begann  für 
ihn  ein  nnstütes  Leben;  denn  wo  er  sieb  nieder- 
lassen wollte,  im  Elsnss,  in  Baden,  in  der 
Schweiz,  wurde  ihm  auf  Betreiben  seiner  heimi- 
schen Regierung  die  Erlanbnis  zu  dauerndem 
Aufeutlialte  verweigert.  Teils  durch  Ükono- 
mische  Sorgen  geqaXlt.  teils  durch  seine,  schwä- 
bischen Freunde  veranlasst,  kehrte  er  im  August 
1824  nach  Württemberg  zurUck  nnd  rief  die 
Gnade  des  Königs  an.  Allein  er  wurde  sofort 
verhaftet  nnd  zur  Ableistung  der  ihm  früher 
zuerkannten  Strafe  auf  den  Asberg  gebracht. 
Ge^n  das  Versprechen  der  Auswanderung  wurde 
er  im  Januar  18^1  aus  der  Haft  entlassen  nnd 
er  verwirklichte  unn  den  früher  schon  in  ihm 
aufgetauchten  Gedanken,  nach  Amerika  auszu- 
wandern. Am  10.  VL  traf  er  in  Xew-York  ein. 
Trotz  der  Bemühnagen  des  ihm  freundlich  ze- ' 
sinnten  Generals  Lafayette  konnte  er  zunächst  j 
keine  seineo  Xeigungeu  und  Fähigkeiten  ent- 
sprechende Beschäftigung  finden.  Er  versuchte 
nun  durch  den  Betrieb  eines  kleinen  Landgutes,  i 
das  er  bei  Harrisburg  im  Staate  Pennsylvanien 
kaufte,  den  nötigen  Unterhalt  zu  erwerben, 
gab  aber  schon  nach  einem  Jahre  das  Besitz- 
tum auf  und  übernahm  die  Redaktion  einer 
deutscheu  Zeitnng  in  Reading.     Hier  trat  er 


mit  den  Kreisen  der  Handel-  und  Oewerbe- 
treihenden  in  Verbindung  nnd  benutzte  die- 
selbe, um  seine  Ökonomischen  Kenntnisse  und 
Erfabrungeu  zn  bereichern.  Von  Ingersoll.  dem 
Präsidenten  der  penusylvani sehen  Gesellschaft 
TOXI  Beförderung  der  Industrie,  aufgefordert. 
sich  Über  die  damals  brennende  Frage  des 
;  SohntazoUes  und  der  Handelsfreiheit  zn  äussern, 
schrieb  er  1827  die  zwei  Broschüren;  „Outlines 
of  American  political   economy  in  a  series  of 

letters  addressed  by  Frederick  List to 

Charles  .1.  Ingersoll  .  .  .  ."  nnd:  „Appendix  to 
the  outliuea  of  American  political  economy  in 
three  additional  letters  to  C,  J.  Ingersol!".  Hier 
findet  sich  zuerst  eine  Theorie  des  Schutzzolles 
und  der  Versuch,  die  herrschende  Lehre  Ä. 
Smiths  zu  widerlegen.  Diese  Bestrebungen 
Lists  zn  Gunsten  dos  Schutzzolles  fanden  bei 
deu  amerikanischen  Industriellen  reichen  Bei- 
fall, aber  von  selten  Lists  selbst  keine  Fort- 
setzung, da  sein  ganzes  Interesse  znuächst 
dnrch  eine  andere  Angelegenheit  gefesselt  wurde. 
List  entdeckte  nämlich  bei  einem  Ausflüge  in 
das  Gebirge  reichhaltige  Steinkohlenlager,  nnd 
es  gelang  ihm,  eine  Kapitalistengesellsdiaft  lEUr 
Ausbeutnng  derselben  zu  bilden.  Seine  materielle 
Lage  wurde  dadurch  mit  einem  Schlage  ge- 
sichert. Um  so  vordringlicher  machte  sich  nun 
bei  ihm  der  Gedanke  an  die  deutsche  Heimat 
geltend,  die  ihn  so  schlecht  behandelt  hatte 
und  die  doch,  wie  er  einmal  selbst  sagte,  im 
Hintergründe  aller  seiner  Pläne  lag.  Er  hoffte, 
dass  ihm  seine  üuanzielleu  Erfolge  eine  materiell 
gesicherte  Stellung  in  seiner  Heimat  bieten 
würden  und  dass  er  unter  dem  Schutze  der 
Vereinigten  Staaten,  deren  Präsident  ihn  am 
8.  Xt.  It^W  zum  Consul  in  Hainburg  ernannt 
hatte,  eine  angesehene  Stellnng  gewinnen  würde. 
Noch  in  diesem  Jahre  bewerkstelligte  List  die 
Ueberfahrt  nach  Europa;  am  '20.  XII.  landete 
er  in  Uavre.  .\llein  noch  in  Frankreich  musste 
er  erfahren,  doss  der  amerikanische  Senat  die 
Ernennung  des  Präsidenten  nicht  anerkannte. 
List  blieb  infolgedessen  in  Frankreich,  trat  dort 
mit  den  Berauageberu  der  „Revue  enc.vclop^- 
dique'  in  Verbindung  nnd  veröffentlichte  in 
derselben  einige  Artikel  Über  das  Eisenbahn- 
wesen und  den  Wert  von  Handelsbeziehungen 
zwischen  Frankreich  nnd  Nordamerika,  im 
Oktober  1831  holte  er  seine  Familie  in  Amerika 
ab  und  kehrte  mit  ibr  im  Sommer  IKi^  nach 
Deutschland  zurück.  Die  amerikanische  Re- 
gierung ernannte  ihn  zum  Consal  in  Leipzig 
und  dann,  da  die  sächsische  Regierung  Schwierig- 
keiten machte,  zum  Consul  fUr  Baden.  Im 
Sommer  1833,  wo  er  sich  in  Leipzig  aufhielt, 
fasBte  er,  wohl  durch  die  „Kevue  encyclope- 
diqne"  veranlasst,  den  Plan  zu  einem  encyklo- 
pSdiächen  Werke  über  die  gesamten  Staats- 
wissen Schäften,  das  später  aucn  (im  Jahre  18341 
unter  der  Redaktion  von  Rotteck  und  Weicker 
als  Staatslexikon  mit  grossem  Erfolge  au  die 
Oeffeutlichkeit  trat.  Aber  das  Staatsleiikon 
war  im  Drucke  noch  nicht  begonnen,  als  Lists 
beweglicher  Geist  sich  mit  aller  Energie  auf 
eine  andere  Angelegenheit  warf.  Schon  in 
Amerika  hatte  er  mit  Vorliehe  sich  mit  dem 
Eisenbahnwesen  beschäftigt  und  mit  J.  v.  Baader 
in  München  darüber  korrespondiert;  nun  war 
er  eifrig  bemüht,  durch  eine  Broschüre,  betitelt 
„Ueber   ein    sächsisches    Eisenbahnsystem    als  . 
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Grundlage  einea  aJIgpemeinen  deutschen  Eises- 
balmsyRtems  und  iua besondere  Über  die  An- 
legnng  einer  Eisenbahn  von  Leipzig  nach 
Dresden"  (Leipzig  183H1,  die  HerBtellung  einer 
ersten  Eisenbahn  in  Sachsen  zu  bewirken.  Von 
da  ab  beschäftigte  ihu  das  Eisenbahnwesen  für 
einige  Zeit  fast  ansechlieüslich,  und  auch  später 
kam  er  immer  wieder  auf  die  Verwertung  dieses 
damals  mit  viel  Xiestrauen  und  Vorurteil  auf- 
genommenen neuen  Verkehrsmittels  zurück. 
Seiner  Sanhkenntnis,  Ausdauer  und  Beredsam- 
keit gelang  es  auch ,  die  Bahn  vun  Leipzig 
naeh  Dresden  zu  stAnde  zu  bringpu.  Im  Jahre 
183Ö  betrieb  er  den  Bau  einer  Eisenbahn  von 
Mannheim  nach  Basel  und  von  Berlin  nach 
Eamboi^.  Ebenso  grQndete  er  Ende  183ö  ein 
eigenes  Organ  für  Eisenbahnfra^n,  das  „Eisen- 
bahnjoumal  und  Nfttionalmagszin  für  die  Fort- 
schritte im  Handel,  GewerM  und  Ackerbau", 
in  welchem  er  iu  stets  neuen  Wendungen  das 
Thema  von  der  Wichtigkeit  dieses  Transport- 
mittels variierte.  Jm  Jahre  1838  erschien  von 
ihm  eine  kloine  Abhandlung  „Das  deutsche 
Nation altransportsy Stern  in  volks-  und  staats- 
wirtschaftlicher Beziehung"  als  Sonderabdrock 
ans  dem  Staatsleiikon.  In  der  Zwischenzeit 
aber  war  das  amerikanische  Bergwerksunter- 
nehmeu,  welches  ihm  bisher  eineii  gesicherten 
Unterhalt  gewährt  hatte,  ins  Stocken  geraten, 
und  so  sah  er  sich  genStigt,  die  Arbeiten  der 
letzten  Jahre,  welche  ihm  zwar  manche  An- 
erkennung ,  aber  keine  Einkunft«  verschafft 
hatten,  aufzugeben  und  nach  einer  auch  mate- 
riell lohnenden  Beschäftigung  zu  suchen.  Er 
begab  sich  Ende  18Ü7  nach  Paris  und  widmete 
sicD  hier  der  schriftstellerischen  Thätigkeit, 
namentlich  schrieb  er  zahlreiche  Korrespondenzen 
f&r  die  Allgemeine  Zeitnng.  Eine  Freisauf^be 
der  Pariser  Akademie  über  die  zweck  massigste 
Art  des  UebergRBges  vom  Schutzzoll  zum  Frei- 
handel brai'bte  ihn  wieder  auf  handelspolitische 
Fragen,  Zwar  vermocht«  er  den  Preis  nicht 
zu  erlangen,  aber  die  BeschHftigimg  mit  dieser 
Frage  veranlasste  ihn  zu  einer  Heihe  von  Ar- 
tikeln handelspoli tischen  Inhalts,  welche  er 
teils  in  der  Allgemeinen  Zeitnng,  teils  in  der 
Deutschen  Viertel jahrsscbrift  niederlegte  und 
die  als  Vorarbeiten  zu  dem  litterarischen  Haupt- 
werke seines  Lebens,  dem  Nationalen  Sj'stem 
der  politischen  Oekonomie  gelten  kennen.  Im 
Frühjahre  11^  kehrte  er  nach  Deutschland 
znrUck,  Ende  dieses  Jahres  erschien  das  „Natio- 
nale System  der  politischen  Oekonomie'',  welches 
rasch  drei  Anflagen  erlebte.  Die  in  diesem 
Werke  geKebene  Verteidigung  des  Schutzzoll- 
itystems  gab  den  deutschen  Industriellen,  welche 
damals,  namentlich  im  Süden  Dentsdilands,  auf 
eine  Erhöhung  der  Zölle  hinarbeiteten,  eine 
sehr  wirkungsvolle  Unterstützung.  Die  Ideeen, 
welche  er  in  diesem  Buche  ausgesprochen  hatte, 
snchte  er  auch  im  praktischen  Lehen  zu  Ter- 
folgen,  so  durch  die  Anregung  zur  Bildung  von 
Fabrikanten  vereinen.  Im  Jahre  1842  siedelte 
er  dauernd  nach  Augsburg  über  und  kam  in 
lebhafte  Beeiehungen  zur  Augsbnrger  -Allge- 
meinen Zeitung.  Hier  trat  er  in  zahlreichen 
Artikeln  für  seine  wirt-tchaft^politischen  An- 
scliaunngen  ein,  bis  er  im  Jahre  1843  iu  dem 
von  ihm  gegründeten  „Zoilvereiiisblatt''  ein 
eigenes  Organ  fflr  seine  handelspolitischen 
.  Lehren  schuf.    In  stets  neuer  nnd  anziehender 


Form  wusste  er  hier  seine  Theorie  von  der 
Pflicht  des  Staates,  die  Industrie  durch  hohe 
Zollsätze  zu  schützen  und  ihre  Absatzgebiete 
zn  erweitern,  vorzutragen.  HandelspoIitiscliB 
Fragen  waren  es  auch,  welche  ihn  im  Sommer 
184i  auf  Eeisen  führten.  In  Bellen  suchte  er 
die  mossgebeuden  Kreise  für  einen  Handels- 
vertrag mit  dem  Zollverein  zn  interessieren, 
in  München  sprach  er  auf  der  Versammlang 
der  Land"  und  Forstwirte  den  Gedanken  ans, 
daas  der  Schutz  der  Indnutrie  anch  eine  Hebung 
der  Land-  nnd  Forstwirtschaft  zur  Folge  habe. 
Im  November  nnd  Dezember  1844  reiste  er  in 
Ungarn  nmher,  allenthalben  mit  Auszeiclinnng 
aufgenommen  nnd  ReformpUne  fOr  die  Hebung 
dieses  Landes  entwerfend.  Von  da  ging  er 
nach  Wien;  im  Juli  1845  kehrte  er  wieder  nach 
Ai]gsbnrg  zurück.  Nun  kommt  die  schlimmste 
Zeit  seines  LcbeuK.  Sein  Wunsch,  eine  feste 
LStellnn^  in  einem  Staatsdienste  zu  erlangen, 
hatte  sich  nicht  eriüUl,  seine  Arbeiten  fanden 
bei  den  Industriellen  zwar  viel  Anerkennung, 
aber  wenig  materiellen  Lohn;  seine  eigenen 
Mittel  waren  nahezu  erschöpft,  die  Ideeen,  für 
welche  er  kämpfte,  schienen  sich  nicht  so  bald 
verwirklichen  zu  wollen.  Dazu  kamen  quälende 
körperliche  Leiden.  Zwar  nahm  er  seine  Ar- 
beiten ,   namentlich  fllr  seine  Zeitschrift ,   mit 


englische  Volk  zu  Ubei-zeugen,  dass  durch  die 
He  Dung  des  deutschen  Wohlstandes  durch 
SchntzzijUe  anch  die  politischen  Vorteile  Eng- 
lands gefürdert  werden  künuten ,  aber  seine 
Lebenskraft  war  gebrochen;  geängstigt  durch 
Nahrangssorgen,  aufgeregt  durch  sein  körper- 
liches Leiden  und  tief  erschüttert  von  dem 
Rückblick  auf  ein  scheinbar  verlorenes  Leben, 
griff  er  am  30.  XI.  1841!  in  der  N&he  von  Kuf- 
stein zur  Pistole  und  macht«  seinem  Leben  ein 
Ende.  Auf  dem  Kufsteiner  Friedhofe  liegt, 
was  von  Friedrich  List  sterblich  war. 

<J.  Liste  SteUang  zur  WlssenscIiAft  und 
seine  nirksamkelt  Im  praktischen  Lebea. 
Bei  der  Beurteilung  Lista  wird  man  seine 
Stellung  zur  Wissenschaft  und  seine  Wirksam- 
keit für  das  praktische  Leben  trennen  dürfen. 
Sprechen  wir  zunächst  von  seiner  Bedeutung 
für  die  Volkswirtschaftslehre.  Während  List 
vor  seiner  Reise  nach  Amerika  sich  im  allge- 
meinen als  Anhänger  der  englischen  National- 
ökonomie giebt.  stellt  er  sich  in  Amerika,  an- 
knüpfend an  thatsächliehe  Verhältnisse ,  zum 
ersten  Male  der  Adam  Smithschen  Richtung 
entgegen,  indem  er  der  Freihandelstheorie  die 
Berechtigung  des  Schutzzolles  entgegenhält. 
Schon  in  den  amerikanischen  Broschüren  finden 


femer  die  Betonung  der  wirtschaftlichen  Be- 
deutung der  Nationen  ee^enüber  dem  Indi- 
vidualismus und  KosmopoTitismus  von  A.  Smith, 
finden  sich  die  ersten  Anfänge  seiner  Lehre 
von  den  Produktivkräften.  Auch  die  Benutzung 
geschichtlicher  Thatsachec  als  Beweismittel 
zei^t  sich  schon  hier.  Die  Besonderheit  seiner 
na Cioualökonom Ischen  Auffassung  erscheint  noch 
dentlicher  in  den  in  den  Jahren  1838  nnd  1840 
veröffentlichten  Artikeln;  sie  findet  ihren  be- 
redtesten Ausdruck  in  dem  Nationalen  System 
der  politischen  Oekonomie.     Es   ist  schon  oft 
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darauf  hinge  wiesen  worden,  dass  man  dieses 
Werk  nicbl  mit  dem  Massstabe  einer  rein  ge- 
lehrten UnterancbunK  meseen  dürfe  und  dasa 
die  in  demselben  Yorkommenden  Einzelangabeu 
vielfach  ungenau  und  unzuverlässig  Beien ;  aber 
es  ist  nach  seinem  Hauptinhalte  durchaus 
originell  und  zeugt  von  tiefer  geschichtlicher 
IntnitioD.  Es  ist  allerdings  in  der  Hauptsache 
eine  Verteidigung  der  principiellen  Berechtigung 
des  Schutzzolles  —  und  seine  Bedeutung  iu 
dieser  Beziehung  mag  daraus  hervorgehen,  das» 
die  schntizüUnerische  Partei  auch  heute  noch 
ihre  besten  Waffen  diesem  Buche  entnimmt:  — , 
aber  List  ist  nicht  unter  allen  Umstanden 
Schutz züllner,  sondern  er  betrachtet  den  Schlitz- 
zoll  als  ein  Erziehnucnmittel  für  die  Industrie, 
das,   wie  jedes   Erzieh ungsniittel,   nur  für  eine 

gewisse  Zeit  geeignet  ist.  Gerade  für  das 
entschland  seiner  Zeit  nun  hielt  er  insolange 
eine  schutEzOllnerische  Eaüdelspolitik  für  be- 1 
rechtigt,  bis  es  der  industriellen  Ueberlegenheit 
Englands  und  Frankreichs  gewachsen  und  zum 
freien  Welthandels  verkehre  befähigt  wllre. 
Schutzzoll  ist  ihm  nicht  Selbstzweck,  sondern 
Mittel  zum  Zweck,  Lists  Schutzzoll theorie 
hSngt  auch  enge  mit  seinem  schon  oben  be- 
wahrten Satze  von  der  Existenzberechtigung 
der  Nation  zusammen.  Entte^en  der  ana- 
Bchlieulichen  Betonung  des  Individuums  und 
der  Menschheit  durch  A.  Smith  ist  ihm  die 
Ent Wickelung  und  Ausbildung  der  einzelnen 
Nationen  die  unerlässliche  Voraussetzung  für 
die  Wohlfahrt  des  einzelnen  und  der  Mensch- 
heit. Zwischen  dem  Individuuni  und  der  Mensch- 
heit steht  die  Nation,  sagt  er,  mit  ihrer  be- 
sonderen Sprache  und  Litteratur  und  ihrer 
eigentümlichen  Abstammung  und  Geschichte, 
mit  ihren  besonderen  Sitten  und  Gewohnheiten, 
Gesetzen  nnd  Institutionen,  mit  ihren  Ausprürhen 
auf  Existenz,  Selbständigkeit  nnd  Vervollkomm- 
nung, mit  ihrer  ewigen  Dauer  und  ihrem  be- 
sonderen Territorium ,  eine  (ieaeilschaft ,  die 
durch  tausend  Bande  des  Geistes  und  der  In- 
teressen zu  einem  fUr  sich  bestehenden  Ganzen 
vereinigt  ist.  Diese  Ausfuhrungen  Lists,  die 
einem  wirklich  historischen  Sinne  entsprungen 
sind,  wird  man  heute  als  berechtigt  anerkeniieu 
müssen.  '  Ebenso  enthält  eeine  Lehre  von  den 
produktiven  KrBften  einen  richtigen  Kern.  Er 
stellt  den  Satz  auf,  dass  die  Kraft,  Reich- 
tümer zu  sammeln,  unendlich  wertToller  sei  als 
der  Reichtum  seihst  und  dass  dies  namentlich 
fllr  ganze  Nationen  gelte;  deshalb  sei  es  das 
Ziel  jeder  wahrhaften  nationalen  Politik,  die 
produktiven  KrKfte  zu  erhalten  und  zu  ver- 
stärken. Und  da  dies  vor  allem  durch  eine 
gewisse  Vielseitigkeit  der  wirtschaftlichen  Be~ 
schiftigungen,  insbesondere  durch  eine  gleich- 
mftssige  Eutwickelung  der  Industrie  neben  der 
Landwirtschaft  geschehen  künne,  so  kommt  er 
anch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  auf  die 
Forderung  der  Erziehung  des  deutschen  Volkes 
zur  industriellen  Thätigkeit.  Anch  seine  Theorie 
von  der  Werkfortsetzung  ist  eine  Bereicherung 
der  Wissenschaft.  —  Mindestens  ebensoviel  wie 
für  die  volkswirtBchaftliche  Lehre  hat  List  für 
das  praktische  Leben  gethan.  Seine  Agitation 
hat  dem  Verständnis  für  die  Gründung  eines 
deutschen  Zollvereins  wesentlich  vorgearbeitet. 
Er  bat  zu  eiuer  Zeit,  da  man  selbst  iu  England 
das  neue  Verkehrsmittel  der  Eisenbahnen  nnr 


mit  Misstrauen  behandelte,  die  nnermeesliche 
Bedeutung  desselben  für  die  Volkswirtschaft 
richtig  verstanden.  Auf  seine  Anregung  wird 
man  nicht  nur  den  Bau  der  Leipzig-Dresdener 
Bahn,  soudem  Überhaupt  die  Eisenbahn  bauten 
der  ersten  zehn  Jahre  zurückführen  dürfen.  Er 
hat  für  ein  deutsches  Münz-,  Patent-,  Gewerhe- 
rechts-,  Marine-,  Consnlarwesen  zu  einer  Zeit 
c-eschriebeu,  da  es  fast  staatsgefährlich  war, 
daran  zu  denken.  Alle  Schriften  Lists  zeichnen 
sich  durch  formvollendete  Darstellung  und  durch 
eine  Beredsamkeit  und  Eindringlichkeit  aus. 
wie  sie  nur  die  tiefe  Ueberzeugung  von  der 
Wahrheit  der  vorgetragenen  Lehre  zu  geben 
vermag.  List  war  Journalist  in  des  Wortes 
bester  Bedeutung.  Es  gelang  ihm  durch  seine 
zahlreichen  Artikel,  dem  damals  noch  sehr  schwer- 
fälligen deutscheu  Kaufmanns-  und  Handels- 
stande  ein  Interesse  an  seinen  eigenen  Ange- 
legenheiten einzuflösseu.  Veriretnn^en  desselMn 
ins  Leben  zu  rufen  und  die  national  Ökonom  i' 
scheu  Probleme  in  die  öffentliche  Diskussion 
zu  ziehen. 

Vieles  wäre  noch  Über  Friedrich  List  zu 
sagen,  aber  nur  eines  will  ich  als  nnerlässlich 
noch  erwähnen,  nHmlich  seinen  glühenden 
Patriotismus.  Die  Liebe  zu  seinem  deutschen 
Vat«rlande  nnd  zu  seiner  engeren  schwäbischen 
Heimat  hat  er  trotz  vieler  Hissverstilndnisse 
und  Anfeindungen,  denen  er  ausgesetzt  war, 
niemals  eingebüsst.  In  seiner  Natur  lafteu 
allerdings  einzelne  Eigenschaften,  die  ihm 
manche  Gegner  erwecken  muaaten,  ein  gewisses 
Seihst bewnsstsein ,  das  manchmal  aus  Recht- 
haberische streifte,  ein  allzu  grosser  Optirais- 
mns,  eine  aufregende  Unrnhe,  ein  Mangel  an 
Vorsicht  und  Klugheit  im  gewühulichen  Sinne 
des  Wortes;  aber  das  rechtfertig  nicht  ent- 
fernt die  schlechte  Behandlung,  die  gerade  von 
solchen  ihm  zu  teil  geworden  iatj  die  aus  seinen 
Kenntnissen  und  FKhigkeiten  Vorteil  gezogen 
hatten,  und  es  bleibt  immer  eine  schmerzliche 
Empfindung,  dass  ein  so  bedeutender  Mensch, 
ein  Hchüpferischer  Geist,  ein  grosser  Volkswirt 
ein  so  trauriges  Ende  nehmen  musste.  Später 
hat  man  ihm  allerdings  iu  seiner  Heimatstadt 
Reutlingen  ein  Denkmal  gesetzt,  und  bei  Ge- 
legenheit der  Feier  seines  hnudertsten  Geburts- 
tages bat  es  an  warmer  Auerkennung  seiner 
Verdienste  nicht  gemangelt. 

Eine  Gesamtausgabe  der  Schriften  Lists  ist 
unter  dem  Titel:  Friedrich  List«  gesammelte 
Schriften,  herausgegeben  von  Ludwig  HSusser, 
Band  1— .=1,  Stuttgart  und  Tübingen  18öü,  er- 
scbienen,  jedoch  fehlen  hier  verscniedene  wert- 
volle Publikationen  Lists,  so  die  amerikanischen 
BroBchltren  und  fast  alle  Arbeiten  Über  das 
Eisenbahnwesen.  Das  Nationale  System  der 
politischen  Oekonomie  ist  im  Jahre  1883  in 
7.  Auflage,  herausge^heu  nnd  mit  einer  Gin- 
leitung versehen  vou  k.  Th.  Eheberg,  erschienen. 

Friedrich  List,  ein  Vorläufer  und  ein  Opfer 
für  das  Vaterland.  Stuttgart,  anonym  und  o.  J. 
—  Fr.  Qoldschmidt,  Friedrich  List,  DeutBch- 
landsgrosserVolkswirl,Berlinlö?9.—Ä.  Staub, 
Friedrich  List,  Vortrag  gehalten  ete.  zu  Aiws- 
bnrg  am  22.  IX.  Itl7!»,  MÖuclieu  o.  J.  —  K,  Th. 
Ebeberg,  Historisch -kritische  Einleitung  zur 
7.  Auflage  des  n.  Sjst.  der  pol.  Oek.,  Stuttgart 
1883.  —  D  e  r  s  e  1  b  e ,  Friedrich  List  nnd  der  Prei- 
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herr  J.  t.  Cottn,  in  der  Allgemeiueu  Zeitunff, 
1889,  Beilage  Sr.  216.  —  Siebe  ferner  Hilde- 
brand,  Die  Nation alökonoraie  der  Geffeiiwart 
nud  Zukunft,  I,  S.  ÖU— 97.  —  Kautz,  Die  ^- 
schicbtlicbe  Entwichelnne  der  Nation alökouomili 
nnd  ihre  Litteratur,  S.  67Ü— 684.  —  DUhring, 
Kritische  Geschieh te  der  Nationalitkouomie  und 
de»  Sozialismus,  S.  321-364.  —  Hoscher,  Ge- 
schichte der  NatJnnalQkonomik  iu  Deutecbland. 
8.970—991.—  Derselbe,  in  Lindaus  Nord  nnd 
Söd,  Bd.3[18"''),  ■S.44fr.  -  Eisenhart,  Ge- 
srbii'bte  der  National  Ökonomik,  S.  138 — 162. 
Eheberg. 


Lizenzen. 

1.  Geschichtliches.  2.  L.  als  Stetierform 
(L. -Steuern).  3.  Gesetigebiing :  a)  Frankreich, 
b)  Eiiglaud,  c]  Andere  Staaten. 

1.  Geschichtliches.  Mit  dem  Ausdnick 
»Lizenzen«  (vom  lateiiiistiheii  liceiitia)  be- 
zeichnet man  eiiio  ganze  Reihe  verecliiedcuer 
Erlaubniserleilungen,  die  Schaffung  eines 
Ausnahmezustandes  im  ■wirtscbaftlithen  und 
Roelitsleben.  Lizen7.eii  hiessen  so  in  den 
Klöstern  die  von  den  Achten  den  Mönchen 
zugestandenen  Disiiensationen  von  einem  be- 
steKeuden  Gesetz  oder  Gebnuiche  fflr  einzelne 
Fälle  (»licentieren«).  In  der  fränkischen 
Gesetzgebung  war  iicenlia  maritalis  der  Ehe- 
konsens, welchen  der  HeiT  seinen  Leib- 
eigenen bei  deren  Verheiratung  gegen  eine 
Abgabe  erteilte.  Noch  heule  nennt  man 
mitunter  den  Erlaiibnisschein  zur  Eingehung 
einer  Ehe,  welclier  Militäri>ei-souen  von 
ihren  Voi^setzten  erteilt  wird,  Lizenz- 
schoin.  —  Lizenzen  oder  Freibriefe  waren 
zur  Zeit  der  Kontinentalsperre  wahrend  der 
napoleonischen  Kriegszeit  von  der  englischen 
oder  französischen  Kegiening  aiisnalimsweise 
erteilte  Handelserlaubnisse.  England  ge- 
währte zuerst  im  November  18U8  an  Schiffe 
aller  Nationen,  mit  Aussclüiessung  der  fran- 
zosichen,  auf  ein  Jahr  giltige  Lizenzen  mit 
der  Auflage,  Getreide  iu  England  einzu- 
führen. 1809  wurde  diese  Verstattung  an 
<lie  Bedingung  geknüpft,  englische  Fabrikate 
und  Kolonialwaren  wieder  auszuführen . 
Hierauf  verkaufte  auch  Frankreich,  vor- 
nehmlich zur  Befriediginig  seiner  Marine- 
beddrfnisse,  seinerseits  Lizenzen.  Später 
<2.  September  ISIO)  gestand  England  selbst 
denjenigen  nicht  -  französischen  Schiffen, 
welche  bereits  mit  französischeB  Erzeug- 
nissen befrachtet  waren,  I^izcnzen  zu  gegen 
die  Verpflichtung,  ein  Drittel  englischer 
Waren  zur  Ausfuhr  initzufiihren,  wogegen 
ihnen  die  Einfuhr  von  einem  Dritte!  ihrer 
Fracht  in  französischen  Produkten  gestattet 
wunle,^  Frankreich  gewährte  siJäter  gleich- 
falls Lizenzen,  um  französisclie  Artikel  der 


Industrie  auszuführen  nnd  Kolonialwaren 
einzuführen,  beides  auf  amerikanischen 
Schiffen.  Russland  gestattete  J811  zum 
Handel  mit  England  Lizenzen.  1812  zum 
Handel  mit  Schweden. 

2.  L.  als  Steuerform  (L.-Steuern). 
Die  Lizenzen  als  Form  der  Besteuerung 
(droit  de  ücence,  license)  sind  Abgaben  mit 
einem  Doppelcharakter.  Sie  neigen  einer- 
seits zu  den  Aufwand-  bozw.  zu  den  Ver- 
bi-auehssteuern  hin,  während  sie  anderer- 
seits den  Gewerbesteuern  nahestehen. 
Ihrem  Urspninge  nach  haben  siel»  diese 
Auflagen  aus  dem  unfreien  Zustande  des 
Gewerberechts,  insbesondere  aus  dem  staat- 
lichen Konzesaionswesen  auf  diesem  Gebiete, 
entwickelt.  Heute  noch  erscheinen  die  Li- 
zenzen als  Steuern  und  Abgaben,  welche 
für  den  Betrieb  eines  nicht  unbedingt  frei- 
gegebenen Gewerbes  zu  entrieliten  sind. 
Derartige  Auflagen  worden  vor  allem  von 
solchen  Unternehmungen  erhoben,  welche 
sieh  mit  dem  Vertriebe,  namentlich  dem 
Kleinabsatze  von  Getränken  o«.ler  mit  der 
Fabrikation  von  Veraehrungsgeeen  stand  eil 
beschäftigen,  die  einer  inneren  \  erbrauchs- 
steiier  untei-worfen  sind.  Diese  Lizenzen, 
welche  eigentiich  gmndsätzUeh  mit  der  Ge- 
werbefreiheit im  Widerspruche  stehen,  haben 
sich  teils  aus  polizeilichen  Rücksichten  er- 
balten, teils  sind  dieselten  das  notwendig 
und  auch  steueriKilitiseh  berechtigte  Ergebnis 
der  rechtlichen  Stellung  gewisser  Gewerbe, 
deren  Ausübung  den  Nachweis  eines  Be- 
dürfnisses voraussetzt  und  welche  demge- 
niSss  bei  Verneinung  der  Bedürfnis  frage 
den  bestehenden  Unternehmungen  eine  be- 
vorzugte monopolartige  Stellung  einiäumcu. 
So  gestalten  sich  dann  die  Lizenzen,  insbe- 
sondere diejenigen  auf  Schankwii-tacliaften, 
zu  einer  wirksamen  Ei-gänzung  der  Geti-änke- 
steuem. 

Stellertechnisch  und  steuerprincipiell 
liaben  die  Ijizenzen  eine  verschiedene  Be- 
deutung. Sie  sind  einmal  Gebühren  und 
zwar  wirkliche  Konzessionsgebühren 
(Lizenzgebühren),  wenn  dieselben  für  die  Er- 
langung einmal  oder  für  die  Erneuerung  eines 
Rechts,  einer  Befugnis^  gewisse  Gegenstände 
zu  pnxluzieren  oder  mit  denselben  Handel  zu 
treiben,  alljährlich  zu  entrichten  smd.  Die 
Bemessung  der  Gebühren  erfolgt  hier  nach 
der  Höhe  der  verursachten  Kosten  (Kosten- 
ersalzmoment),  oiler  sie  besitzen  einen 
Steuercharakter,  insofern  sie  in  der 
Hauptsache  speciolle  Gewerbesteuern 
sind  und  die  jährliche  Wiederkehr  der  Ab- 
gabe an  feiner  abgeshifte  Merkmale  an- 
schüesst,  wie  an  Bctriebsumfang,  Raumin- 
halt und  MietpreisderGeschäftslotauifäten  etc. 
Fraglich  kann  hier  nur  das  specielle  Wesen 
der  Ijizenzen  sein.  Im  allgemeinen  wird 
in  diesen  Fällen   uicht   zu   bestreiten   sein. 
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dass  die  AbgaWeu  mehr  gewerbestenerartig 
als  aufwandstenei'artig  siad.  Auf  wand  steuern 
kdnncn  sie  nur  genannt  werden,  weil  sie 
an  Pi-oduktion  und  Torkauf  der_  steuer- 
pflichtigen Erzeugnisse  anknüpfen,  während 
fOr  die  Glewerbesteuev  die  Art  der  liei^- 
etellten  Waren  an  sich  ohne  Belang  ist. 
Der  letzteren  stehen  sie  in  dem  Grade 
näher,  in  welchem  die  Auflegung  der  Li- 
zenzen sicli  nach  den  erzeugten  oder  Ter- 
trieVienen  Mengen  der  Steuerobjekte  richtet. 
Endlich  können  die  Lizenzen  lodiglicii  oder 
doch  hauptsächlich  Hilfsmittel  der 
Kontrolle  von  Produktion  nnd  Yersphleiss 
sein,  wenn  dieselben  an  die  Seite  ander- 
weiter  Formen  der  Besteuerung  treten  und 
ausschliesslich  den  Zweck  verfolgen,  den 
richtigen  Eingang  der  Hauptstenei-  zu 
sioltern.  Gemäss  ihrer  Funktion  als  Konti-olJ- 
mittel  müssen  sie  niedriger  angesetzt 
werden  nnd  sind  daher  i-egeimässig  nicht 
sehr  ergiebig. 

3.  GesetiKebniig.  a)  Frankrefcli.  Die 
Lizenzabgaben  in  Frfinkreich  stellen  sich  dar 
als  Anh^gsel  der  6e tränkest enem  und  einzelner 
anderer  Auflagen.  Sie  tragen  da»  Gepräge  einer 
speziellen  Gewerbesteuer  von  untergeordneter 
Bedentuiig  an  sich.  Als  direkt*  Steuern  belasten 
sie  die  einzelne  gewerbhcbe  Unternehmung  als 
solche.  Nur  im  Gebiete  der  Getränk ebesteuerang 
ist  das  Lizenzsteuerwesen  nach  Art  nnd  Höhe 
der  Stenersätze  und  nach  Zahl  der  Stenerptiich- 
tigeu  von  grösserer  WkhtigkeitfUr  die  Finanzen. 
Bie  nenere  franzäsiscbe  OeseUgebnog  hat  hier, 
wie  des  Öfteren,  das  leitende  Princip  der  Bc- 
sienenmg  des  Ancieu  Ees^me  (droit  annnel  für 
Wirtschaften  etc.  vom  Jahre  1680)  entlehnt  und 
dasselbe  endgiltig  fflr  Getränkeverschleiss  und 
audere  Geschäft e  (Tabak,  Transportgewerbe) 
aufgestellt,  die  eine  „indirekte"  Steuer  im  Sinne 
der  französischen  Nomenklatur  bedeuten  (G.  t. 
28.  April  1816).  Diese  Grundsätze  sind  bis 
heute  in  der  Hauptsache  die  herrschenden  ge- 
blieben. Alle  derartigen  „Gewerbe"  sind  — 
nnabbängig  van  den  Anfardernngen  der  Patent- 
Steuer  —  von  ihrem  Inhaber  der  Steuerbehörde 
anzumelden,  zu  „deklarieren".  Ihre  Ausübung 
ist  an  eine  specielle  Erlaubnis,  eine  Lizenz  vor 
Beginn  der  Fabrikation  oder  des  Debita  ge- 
bunden. Für  Erteilnng  derselben  ist  eine  Abgabe 
bar  zu  erlegen,  wekhe  gleichfails  „Lizenz"  heisst. 
Nach  dem  derzeitigen  Bechtsstand  sind  lizenz- 
steuerpflichtig: Gewerbe  mit  verbrauchssteuer- 
pfiichtigen  Getränken,  Fabrikanten  nnd  Händler 
von  vegetabilischen  Oelen .  Fabrikanten  von 
Spielkarten,  Salpeter  —  ausserhalb  des  staat- 
lichen Monopols  — ,  von  einheimischem  Röben- 
ond  Stärkezucker,  von  Kerzen  und  Stearinsäure, 
von  Essig  nnd  Essigsäure,  die  Grosshäudler  in 
Essig,  wenn  sie  Stenerkredit  beanspruchen,  die 
Unternehmer  von  öffentlichen  Fahrgelegenheiten, 
einschliesslich  derEiaenbaliugesellschaften.  Begel- 
mässig  besteht  der  Steuersatz  in  einem  Fixum 
per  Jahr  oder  Quartal.  Die  Oel-  und  die  Uebi- 
tanten  für  Kleinabsatz  von  Getränken  entrichten 
Steuersätze  von  15— ÖO  Frcs.  in  8  Ortsklasseu, 
die  GroBsbändler  für  Getränke  125  Frcs.,  ge- 
werbliche Brennereien  und  Destillationen  aöFrcs., 
HaudvSrteibnch  der  StastiiwlaseDscliatlen.   Zweite 


Brauereien  in  II  Departements  125,  in  den 
übrigen  75  Frcs.  Bei  öffentlichen  Fuhrwerks- 
nntemehmunpen,  einschliesslich  der  Schiffahrt 
und  Eisenbahnen,  werden  die  Lizenzen ,  ab- 
weichend von  der  Begel,  nach  Zahl  event.  nach 
Art  der  Fahrpreise  entrichtet,  wodurch  sie  einen 
etwas  anderen  Stenercharakter  annehmen.  Die 
Lizenzen  sind  zu  erlegen  bar  bei  der  Anmeldimg. 
Bei  öffentlichem  Fuhrwerk  findet  jährlich  bei 
Beginn  des  Jahres  eine  neue  Anmelilung  der 
Wagen  etc.  statt,  wonach  die  Steuer  berichtigt 
wird.  Im  Übrigen  werden  für  die  Lizenzsteuer- 
pflichtieen,  gleich  wie  bei  den  direkten  Steuern, 
Bollen  hergestellt  und  auf  Anzeige  der  Steuer- 
behörde eingezogen.  Trotz  ihres  Charakters 
als  direkte  Abgaben  rechnet  die  französische 
Steuersystematik  die  Lizenzen  zu  den  indirekten 
Steuern.  Der  Ertrag  der  Lizenzen  hat  sich 
durch  die  Tariferhöhungen  im  Jahre  1871  ver- 
doppelt nnd  i.'it  durch  weitere  Ausdehnung  der 
lizenzsteuerpflichtigen  Geschäfte  von  ca.  5,590 
Hill.  Frcs.  des  Jahres  18(i9  auf  14,275  MUl.  Frcs. 
im  Jahre  I89Ö  gestiegen.  Die  Reformen  der 
Getränk eb es teuernn g ,  welche  in  den  letzten 
Jahren  gemacht  wurden,  ohne  zum  Abschluss 
und  zur  Erledigung  zu  gelangen,  mUssten  auch 
zu  einer  entsprechenden  Umgestaltung  de« 
Lizenzsteuersjstems  führen.  --  In  Elsass- 
Lothringen  wurden  die  aus  der  französischen 
Zeit  übernommenen  Lizenzen  mit  einigen  Ab- 
änderungen beibehalten.  Ihr  Ertrag  erreicht 
ungefähr  1,5  Hill.  Mark. 

b)  XInKland.  In  England  ist  das  Lizenz- 
system ungemein  entwickelt  und  ein  reichge- 
gliederter Bestandteil  des  britischen  Steuer- 
systems. Es  entstammt  zam  Teil  geschichtlich 
den  älteren,  polizeilichen  Beguliemngen,  nament- 
lich des  Kleinverschleisses  von  Getränken  aus 
Sitten-     und     sich  erheits  politischen     Gesichts- 

S unkten.  Zum  Teil  ist  es  hervorgegangen  aus 
em  Stempelsteuer-  nnd  Acciaewesen.  Infolge- 
dessen stellt  das  ganze  System  einerseits  ein 
beachtenswertes  Glied  der  Verbrauchs-,  vornehm- 
lieh der  Getränke  besten  emng  dar,  wie  anderer- 
seits diese  Abgaben  den  Charakter  einer  Ge- 
werbesteuer für  bestimmte  einzelne  Berufe,  Ge- 
werbe und  Erwerbaarten  haben.  Man  unter- 
scheidet demgemäas  zwei  Hanptgruppen.  Die 
erste  nmtasst  das  Gebiet  der  gewerblichen  Lizenz- 
Steuern  in  Verbindung  mit  Verbrauchsstener- 
artikeln  und  ist  beherrscht  von  fiskalischen  Be- 
steuerungs-  und  Kontrolltendenzen.  Die  zu  be- 
steuernden nnd  zu  kontrollierenden  Gewerbe- 
treibenden werden  nach  den  Hauptartikeln, 
welche  sie  führeu.  in  grosse  Abteilungen  zu- 
sammengefasst :  '^''ein,  Bier,  Branntwein,  sässer 
Kunstwein  und  Met,  Obstwein,  Tabak.  Jede 
dieser  Gruppen  zerfällt  dann  in  drei  Klassen; 
eigentliche  Fabrikanten  nebst  Hilfsgeschäften 
(Bierbrauer ,  Branntweinbrenner ,  Eaffinenre, 
Fabrikanten  Ton  Süsswein,  Essig-  und  Tabak- 
fabrikanten), femer  Händler  (Grosshändler)  und 
Verechleisser  (Kleinhändler:  Wirte, Schankwirte, 
Speiseh  ans  Wirte,  Tabak  händler).  Im  allgemeinen 
bezieht  sich  eine  Lizenz  nur  auf  den  Betrieb 
eines  Gewerbes  mit  einem  speciellen  Gegen- 
stände, gewisse  Lizenzen  schliessen  das  Recht 
ein,  neben  dem  Hanptgetränk  auch  noch  weitere 
VerbrauchsgegenstAnde  zu  debitieren,  z.  B.  die 
neueren  Branntwein-Detailgescbäftslizenzen  ne- 
ben dem  Hanptgetränke  Branntwein  auch  den 
Anfluge.    V.  40 
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Lizenzen — Locke 


Verkauf  von  Bier  und  Weiu.    In  anderen  Fällen 

ist  zur  Hauptlizenz  eine  Znsatzlizenz  erforder- 
lich, so  zur  Groäshandelslizenz  für  Branntwein 
die  Lizenz,  auch  in  kleinen  Hennen,  in  ge- 
wissen Minimal  Quantitäten  Branntwein  oaer 
überhaupt  fremde  Likürc  zum  Konsum  ausser 
Haus  zn  verkaufen.  Die  Einzelheiten  sind  doich 
eine  Hehrzabl  von  Bestimmungen  häufig  bis  ins 
kleinste  geregelt,  bisweilen  besteben  hier  auch 
mancherlei  territoriale  Abweichungen  iu  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  für  England,  Schottland 
und  Irland ,  Erscheinung:en .  welche  aus  der 
historischen  Entwickeluug  aieaer  Auflagen  in 
örtlicher  Beziehung  herausgewachsen  sind.  Auch 
die  Steuersätze  bewegen  sich  in  mannig- 
fachen Abstufungen.  So  haben  Kleinbetriebe 
für  den  Getränk eahsatz  niedrigere  Ansätze  für 
den  Verkauf  nach  auswärts,  hübere  für  den 
Verkauf  an  Ort  und  Stelle.  Die  Steuersätze 
der  Kleinhändlerlizenzen  in  Bier  und  Wein,  die 
Abgaben  der  Fabrikniiten  und  Händler  sind  in 
der  Regel  feste,  seltener  nach  dem  Mietwerte 
der  Geschäftslokalitäten  differenzierte.  Dagegen 
werden  die  Tabakfabrikanten  nach  ihrem  Oe- 
scbäftsumfauge,  d,  h.  nach  den  Verarbeitunga- 
mengeu  angdegt.  Bei  den  Bräunt weinlizeuzen 
richtet  sich  die  Stenerskala  ganz  genau  nach 
dem  Mietwerte  der  OeschSftslokale,  und  diese 
Lizenzen  liefern  bei  weitem  den  griissten  Ertrag 
der  Getränke-  und  verwandten  Lizenzen,    Der 

fauze  Lizenzsteuertarif  zählt  74  Sätze  teils  für 
ie  verschiedenen  steuerpflichtigen  Gewerbe- 
gattungen, teil»  für  den  Terschiedenen  Betriebs- 
umfang  und  die  Betriebsweise  des  nämlichen 
Gewerbes.  Der  Ertrag  der  Lizenzen  erhob  sich 
auf  3,9448  MiU,  £  im  Jahre  18'J8.  -  Die  zweite 
Hauptgrnppe  uniffisst  eine  Reihe  von  Special- 
gewerbestenern  als  feste  jährliche  Ltzenz- 
abgabeniu  Stempelform  (1808  0,167  Mi».  £). 
Diese  Auflagen  treffen  den  Beruf  der  Eechts- 
anwälte,  Notare  und  ähnlicher  Personen  des 
englischenGerichtswesens,dasNotenbankgescbäft 
ausser  der  „Notenateuer",  endlich  gewisse  behnfs 
Kontrollezu  registrierende, geBUndbeitiwchadlicbe 
Fabriken.  Diesen  Lizenzen  stehen  solche  zur 
Seite,  welche  zum  Bereiche  der  Accise  gehören 
und  die  im  übrigen  als  jährliche  Abgaben  in 
ganz  ähnlicher  Gestnlt  erhoben  werden;  hierher 
ählen  die  Lizenzen  der  Änktiouatiiren  und 
Taxatoren,  gewisser  Vermieter  müblierter  Woh- 
nungen, der  l'fandleihet,  Hausierer,  Wildpret- 
hfindler,  Gold-  und  Silberarbeiter  (Fabrikanten 
und  Händler),  Patentheilmittelverk&ufer.Karten-, 
WUrielmacher  und  -händler.  In  die  Staatskasse 
fliessen  heute  nur  die  Lizenzen  der  Brauer, 
Branntweinbrenner  nnd  Händler  mit  patentierten  | 
Heilmitteln,  die  übrigen  Lizenzen  sind  den  ort- . 
liehen  Verwaltungen  überwiesen.  ' 

c)AiidereStaa»n:Ver einigte  Staaten 
von  Amerika.  Auch  hier  bestehen  Lizenz- 
abgaben für  Fabrikanten  nnd  Händler  von 
Spirituosen  nnd  gegorenen  Getränken,  Tabak 
und  Oleomargarb.  — Enssland  erhebt  gleich- 
falls eine  Reihe  von  Lizenzabgabeu  (Patenten) 
nnd  Rumänien  (GG.  v.  1876  und  1886)  selche 
vom  Handel  mir  geistigen  Getränken  in  einer 
Abstufung  der  Steuersätze  nach  der  Grösse  der 
Gemeinden,  und  zwar  wird  eine  feste  jährliche 
Abgabe  und  ausserdem  eiue  solche  von  20"/^ 
des  Mietwertes  der  Gescbäftslokalitäten  ei 
richtet.     Auch  iu  Belgien,  Italien,   Sp. 


nien,  Dänemark,  Schweden  und  Nor- 
wegen finden  sich  Lizenzabgaben  meist  von 
geringerer  Bedeutung  und  teilweise  als  Ge- 
mein deabgaben. 

Litteraiur:  v.  Hoek,  Die  öJeniHrbea  AiugtüieH 
nad  Sekulden,  Stuttgart  186S,  S.  187  ff.  —  Lehr, 
in  Srhönbery  III,  S.  366,  4.  Auß.  —  Zelter, 
ibfnda,  S.  Ajifi.,  $.  47S.  —  SchOffle,  Sinier- 
potitik,  TSbingcn  1S80,  S.  449.  —  Lero^- 
Beauiteu,     Traiti    dt    la   $cience    de*  ßnanra, 

1.  ed.,  FurU  1891,  T.  I,  c*.  U.  —  Wagner, 
Firt.  III,  ji  118  \md  lSS;Si  (EiigUmdJ  und 
^  i04  (Frankrtich)  und  Ergänttotgth^ ,  1896, 
S.  19  (England)    ««d   S.  leO—lSi  (tVantreichJ. 

—  Eheberg,  Finannti*tentehaft.  5.  Aiifi.,  Leip- 
zig 1893,    S.   sss.  —  jlf.  V.  Heekel,   Anikd 

Lizcmtn,  im  H.  d.  St.  1.  Avfi.  Bd.  IV  S.  1057  ff., 
.«  EUler,  Wörterbuch  der  V.  W.,  Bd.  II,  S.  188-39. 

—  BottMan,  Art.  lAcrtirri,  in  SOy,  Dielion- 
fiaire  dei  Finanen,  roi.  II,  j>.  467 — 47S.  — 
RouctMt,  Art,  Liceneei,  in  Bludt,  Dietiuniiairt 
de  l' Adminittratian  fraBfaitt,  p.  I410 — 1412. 

Mose  von  Heekel. 


Locke,  JohD, 

geboren  am  26.  Vin.  1632  zu  Wrington  hei 
Brbtol.  gest.  am  26.  X.  1704  zu  Gates,  Graf- 
schaft Essei,  studierte  in  Oxford,  wurde  16ö5 
Saccalaureus  und  1658  magister  artium  an  der 
dortigen  Universität.  Bei  Karl  II.  als  poUtiitcber 
Intrignant  in  Ungnade  gefallen,  verlor  er  seine 
Stellnns  in  Oxford,  flüchtete  1684  nach  Holland 
nnd  kehrte  erst  nach  dem  siegreichen  Verlaufe 
der  zuletzt  von  Wilhelm  von  Uranien  geleiteten 
Revolution  (1688)  nach  England  zurück. 

Locke  verüffentlichte  von  Staats  wissen  schaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Treatises  on 
govemment,  London  1689;  dasselbe  in  franzC- 
sischer  Uebersetznng,  Leipzig  1754.  Die  neueste 
englische  Ausgabe  des  Werkes  führt  den  Titel: 
Two  treatises  on  civil  govemment,  preceded  by 
Ellmera'  „Patriarcha",  London  1884.  (Die  diesem 
Neudruck  beigefügte,  zuerst  1680  ver(iffentlichte 
Filmerssche  Schnft  fällt  iu  dem  Lockeschen 
first  treatise  der  vemichteudsteu  Kritik  anhdm. 
Filmers  „Patriarcha"  ist  als  Apotheose  des  ab- 
soluten KUnigtums  ein  vom  servilsten  Byzantinis- 
mus diktiertes  Machwerk,  welches  die  KSnigs- 
gewalt  von  der  patriarchalischen  Herrschaft 
Adams,  des  Stammvaters  des  Meuschenge- 
schk'chts,  herleitet.)  —  Some  considerations  of 
the  consequences  of  the  Iowering  of  iuterest 
and  raising  the  value  ot  money,  in  a  letter  to 
a  member  of  Parliament,  ebd.  1691 ;  dasselbe, 
Neudruck,  ebd.  1883.  —  Further  considerations 
coQcerning  raising  the  valne  of  money,  ebd.  1696. 

—  Further  considerations  conceming  raising  the 
value  of  money,  wherein  Mr.  Lawndes'  argu- 
ments  for  it  in  bis  late  report  are  particularly 
examined.  ebd.  16S8  (betrifft  die  Schrift  des 
Schatzamtsbeamten  W.  Lawndes:  An  essay  for 
the  amendment  of  the  siiver  coins,  London  16i)öi. 

—  Short  observations  on  a  priuted  paper  entitled : 
for  enconraging  the  ooining  siiver  money  in 
England,  and  after  for  keeping  it  here,  ebd.  ca. 

il694/J8.  —  Several  papers   rdating  to  money, 
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isterest  und  trade  etc.,  ebd.  1696;  dasselbe, 
letzter  Neudruck  u.  d.  T.:  Ebbst  on  interest 
and  vftlne  of  moner,  ebd.  1870.  (Als  WähraDG«- 
tbeoretiker  steht  Locke,  der  n.  n,  dem  Golde 
die  Eigenscb^t  als  Wertmeaser  im  Handel  zu 
dieDen  abspricht,  auf  dem  Boden  der  Silber- 
Währung.)  —  Report  o(  the  Board  of  Trade  to 
the  Lords  Justices  respecting  the  relief  and 
emplojment  of  the  ponr,  ebd.  1698,  —  Note  on 
the  re-coina^  of  16it6-99,  ebd.  1699;  dasselbe, 
Neudruck  in  Political  Ecooom y  (Hub ,  select 
tracts.  ebd.  1856.  —  Seine  resammelten  Werke 
erschienen  zuerst  London  1714  in  3  Bdn. :  bis 
1760  erlebten  sie  6  Auflagen,  die  7.  nnd  8.,  je 
Tierbändige,  ebd.  176H  bezw.  1777  verüffent- 
licht,  gab  B.  E.  Law  heraus;  die  10.,  11.  und 
12.  Aufl.  in  je  10  Bdn.  erschieaen  in  Londnn 
1801  beiw.  1812  und  IB23,  die  letzte  neun- 
bändige Londoner  Gesamtausgabe  datiert  Ton 
1836;  die  neuest«  Anagabe  seiner  rein  philo- 
sophischen Schriften  führt  den  Titel:  Philüsophi- 
cal  works,  with  a  preliminarv  discourse  and 
notea  by  J.  A.  St,  John,  London  1843. 

Locke,  welcher  als  Gründer  der  sensua- 
listiscben  Philosophie  der  Vater  der  moderneu 
Psychologie  ist,  hat  sich  anch  in  der  National' 
Ökonomie  durch  den  reinen  Empirismus  seiner 
auf  das  Kausalitätsgesetz  gestützten  Beobach- 
tungen alFi  „frühester  grosser  Systematiker  der 
Toi ka Wirtschaft  nnd  wQrdiger  Vorläufer  Adam 
Smiths",  wie  ihn  Röscher  oezeicbnet,  berTor- 
gethau.  Die  Lockescbe  Quantitätstheorie  oder 
sein  Angebots-  nnd  Nachfragegegetz  beruht  auf 
dem  Doppelsatz:  Die  Kaufkraft  der  Güter  steigt 
oder  fällt,  je  nachdem  mehr  Eüufer  oder  mehr 
Verkäufer  in  Konkurrenz  treten ;  der  Preis 
reguliert  sich  aus  dem  Verhältnis  zwischen 
Uenge  iiod  Absatz  sowie  ans  dem  zwischen  der 
ZahT  der  Käufer  nnd  Verkäufer.  Seine  Geld- 
preisbildungstheorie stützt  sich  wieder  auf  die 
Qnautitätslehre ;  beim  Austausch  dea  Geldes  als 
Kaufobjekt  gegen  Gehrauchs^üter  Tollzieht  sich 
die  Preisbildung  durch  Division  Ton  Ware  und 
Geld ,  wobei  die  ffir  Ankauf  eines  Waren- 
quantums  festgesetzte  Geldmenge  als  Divisor 
in  Thätigkeit  tritt.  Hieraus  ergiebt  sich,  daaa 
Schwankungen  dea  Geldpreises  nur  hei  Ueber- 
fluas  oder  oei  Mangel  an  Geld  eintreten.  Das 
cirknlierende  Geld  schätzt  er  in  voller  Würdigung 
des  wirtschaftlichen  Nntzeus  dieser  steten  ktedit- 
beiebenden  Botation,  auch  loht  er  an  ihm  die 
Eigenschaft,  dass  ea  die  produktive  Bevölkerung 
befähige,  den  erarbeiteten  Erwerb  7.«  bewahren 
nnd  durch  die  kapitalisierte  Erwerbssub  stanz 
zu  Tergrlissem.  Ueber  die  Vorzüge  der  Edel- 
metalle, die  Handelsbilanz  und  dieimFordertiDgs- 
interesse  des  Nationalreichtums  liegende  £r- 
zielnng  einer  groasen  Volke  menge  spricht  er 
sich  in  merkantilistisi'hem  Sinne  ana.  Er  be- 
kämpft die  staatlichen  Zinsbescbränkungen  und 
Terteidigt  die  Utopie  der  Möglichkeit,  den  Zins- 
fuss  auf  niedriger  Stufe  zu  erhalten.  Seine 
Lohntheorie  ist  richtig  durchdacht,  aber  der 
angenommene  Einfluss  des  Steigens  nnd  Sinkens 
der  Getreidepreise  auf  die  Arbeitalühne  von  der 
Wissenscbaft  widerlegt.  Nach  seiner  Steuer- 
theorie bleibt  die  Bodenrente  Ton  der  Gmnd- 
eteuer  ganz  unberührt,  wohl  aber,  lehrt  er, 
fallen  in  einem  Staate,  dessen  Ae>ar-  den 
übrigen  Besitz  übersteigt,  auch  die  deu  Nicbt- 
gruudbesitzern   auferlegten   Lasten    im   Kreis- 


läufe der  Kredithewegung  zum  weitaas  grössten 
Teile  auf  den  Grundbesitz  zurUck.  Sinkt  aber 
der  Wert  desselben  bezw,  die  Gnindrente,  so 
bedeutet  dies  einen  Niedergang  des  National- 
reichtunis, Er  ist  ein  Anhänger  der  Bechts- 
tbeorie  des  IndiTidnalismns.  In  seinen  „treatises 
on  govemmeot"  zeigt  er  sich  als  achari'er  poli- 
tischer Denker  freiester  Gesinnung.  Die  Ent- 
stehung des  Staates  führt  er  auf  die  freiwillige 
und  vertragamässige  Einigung  Ton  Lidividuen, 
unter  ^'erzichtleistung  des  einzelnen  auf  sein 
natürliches  Becht  der  Selbsthilfe,  zn  einer  poli- 
tischen Körperschaft  zurück;  Eroberung  und 
Usurpation  bezeichnet  er  in  dieaer  Schnft  aJs 
keine  ataatsreehtlichen,  sondern  Gewaltakte,  nnd 
offenbare  und  gesetzlose  Tyrannei  berechtigen 
nach  ihm  zum  offenen  Aafnihr, 

Vgl.  über  Locke:  Barbou,  A  discourse 
concemiiig  coining  the  new  money  lighter,  in 
answer  to  Mr-  Lockes'  ,.Considerationa  abont 
raising  the  value  of  mouej"',  London  1696.  — 
Some  considerationa  about  the  raising  of  coin 
in  a  second  letter  to  Mr.  Locke,  ebd.  1696.  — 
Some  familiär  letters  between  Mr,  Locke  and 
several  of  bis  friends,  3.  Auft,,  ebd,  1737.  — 
Eden,  State  of  the  poor,  Bd.  I,  ebd.  1797,  S. 
244fF.  —  P.  Coste,  Characier  of  Locke  (in 
Bd.  X  seiner  Werke),  ebd.  ca.  1797.  — 
Ulrici,  Geschichte  und  Kritik  der  Principien 
der  neueren  Philosophie,  Leipzig  1845,  S,  12/17. 
^^  Garnier,  Cours  d'^conomie  polit.,  Bd,  III, 
Paris  1K60,  S,  H;9,  152ö3.  —  Röscher,  Zur 
Geschichte  der  englischen  Volkswirtschaftalehre, 
Leipzig  1851,  S,  Klff,  —  Targart,  Locke's 
writings  and  philoaophy,  London  1855.  — 
Kantz,  Theorie  und  Geschichte  .der  National- 
Ükonomik.  Bd.  II,  Wien  1S60,  S.  316  ff.  —  Bio- 
graphie uniTerselle,  Bd.  XXV,  Paria  1860,  Sp. 
11  1.').  —  Nouvelle  biographie  gön^rale,  Bd. 
XXXI,  ebd.  1860,  Sp.  434448.  —  Schären, 
John  Locke,  Leipzig  1860.  —  BInntschli, 
Geschichte  des  Staatsrechts,  München  1864,  S. 
imtf.  —  Röscher,  Geschichte  d,  Nat., München 
1874,  S,  229,  236.  243  n.  G.  —  Bournc,  Life 
of  Locke,  2  Bde.,  London  1876.  —  Encyclopaedia 
Britanpica,  Bd.  VIII,  9.  Anfi.,  ebd.  1878,  S. 
22431.  ~  Ingram,  Hiätory  of  political  eco- 
nomy,  ebd.  188«.  S.  53,54,  82,  100.  —  Zucker- 
kand I ,  Theorie  des  Preises ,  Leipzig  18K9, 
S.  126ff.  —  Cossa,  Introduzione  allo  studio 
dell'  ecunomia  poütica,  3.  Aufi.,  Mailand  1892, 
S.  263  65  n.  a.  —  Nonveau  dictiounaire  d'eco- 
nomie  polit.,  Bd.  II,  S.  178,79.  —  Dictionary 
ot  National  Biographv,  ed.  by  S,  Lee,  vol, 
XXXIV,  p.  27  ff.,  London  1893. 

lAppert. 


1.  Begriffliches.  Unter  Lockont  versteht 
maa  die  von  seilen  der  Unteniehmer  ver- 
fügte Betriebseinstellung  (Entlassung  der 
Arbeiler)  in  ihrer  Anwendung  als  soziales 
Kampfmittel,  gerichtet   gegen   die   Arbeiter 


..^^jOOglc 


und  deren  Koalitionen.  Qe^wOhnlieh  spricht 
man  nur  dann  von  einem  Lockout,  wenn 
mehrere  Unternehmer  gemeinsam  in  dieser 
Richtung  voi^hen,  also  eine  Gegenkoaütion 
der  Arbeitgeber  vorliegt.  In  dieser  Ein- 
fichränkimg  findet  sich  der  Begriff  in  den 
meisten  fachwissenschaftlichen  Werken,  wie 
mir  scheint,  nicht  mit  hinreichender  Begrün- 
dimg. Das  Moment  des  ioalierteii  Vor- 
gehens ist  nicht  unbedingt  ein  Begriffs- 
nierkmal  des  Lockouts,  Es  giebt  zahlreiche 
Belriebseinstellungen  derart,  die  der  einzelne 
Unterneluner  ganz  selbständig  ohne  Verab- 
rednngen  mit  anderen  verFügt,  oliiie  daas 
Vereine,  Untemehmerverbände  oder  andere 
losere  Vereinigungen  sich  zu  genieinBamem 
Vorgehen  entschlossen  haben.  Wenn  gleich- 
wolü  die  meisten  grösseren  IiOckouts  der 
letzten  Jahrzehnte  koahcrte  waren,  so  liängt 
das  lediglich  mit  der  Gesamten twickelung 
der  Kämpfe  auf  dem  Arbeitsmarkte  zu- 
sammen. Die  Kraftproben  der  Parteien 
haben  an  Stäi-ke  zugenommen,  die  Koali- 
tionen der  Arbeiter  haben  Gegen koalitionen, 
Unternehmer  verbau  de.  die  ebenso  wie  jene 
für  den  Ernstfall  gerüstet  und  die  gemein- 
samen Aktionen  von  langer  Hand  her  vor- 
bereitet haben,  hervoigenifon.  Damit  haben 
die  Kampfmittel  an  Tragweite,  unter  Um- 
ständen auch  an  Aussicht  auf  Erfolg,  sei  es 
im  Sinne  des  wirklichen  Kampfes,  sei  es  im 
Sinne  der  konfliktverhütenden  Prophylaxis 
zugenommen.  Es  empfiehlt  sich  trotzdem, 
die  Ijockouts  in  den  einzelnen  Etablisse- 
ments nicht  gesondert  zu  behandeln,  sondern 
auch  diese  zu  den  Lockouts  im  eigentlichen 
Sinne  zu  rechnen;  so  thut  es  z.  B.  die 
amerikanische  Statistik  der  Arbeitskonflikte, 
ohne  dass  dadurch  das  Gesamtbild- über  die 
Arbeitastreitigkeiten  an  Uebersichtlichteit 
verloren  liätte. 

Die  Lockouts  sind  also  Symptome  für 
den  organisierten  Kampf  zwischen  Arbeitern 
und  Unternehmern.  &c  sind  als  Vorgänge 
auf  dem  moderuen  Arbeitsmarkt,  ebenso  wie 
die  Strikes,  zuerst  in  Grossbritannien  beob- 
achtet und  beschrieben  worden,  und  dorther 
gelangte  der  Ausdruck,  ebenso  wie  der  des 
anderen  hauptsächlichsten  sozialen  Kampf- 
mittels »StriKe«  in  die  deutsche  Sprache. 
Auch  die  Franzosen  und  Amerikaner  be- 
dienen sich  dos  Wortes  Jjockout  Neuer- 
dings ist  in  Deutschland  daneben  die  Ueber- 
seizung  des  Wortes  >Lockout«  —  »Aus- 
sperrung« übhch  geworden  und  hat  sich 
nicht  nur  in  der  Wissenschaft,  in  der  Presse 
und  hei  den  wirtschaftlichen  Parteien,  son- 
dern aiich  in  der  Gesetzessprache  und  in 
der  Terminologie  der  Sozial  Statistik  mehr 
und  mehr  Eingang  verschafft.  Wir  können 
deshalb  in  den  folgenden  Bemerkungen 
ebensogut  von  »Ausspemmg«  wie  von 
»Lockouts  .sprechen. 


Ausspemmgen  sind  Kampf massr^;eln, 
und  zwar  sind  sie  das  Gegenstück  der  Ar- 
beitseinstellungen. Gemeinsam  ist  beiden, 
dass  Arbeiter  wie  Unternehmer  bereit  sind 
zur  Fortsetzung  des  Arbeitsverhältnisses,  nur 
wollen  die  Arbeiter  nicht  weiter  arbeiten. 
solange  ihnen  nicht  gewisse  Verbesserungen 
des  Arbeitsvertrages  zugestanden  werden, 
wäbi-end  die  Unternehmer,  die  ihre  Arbeiter 
anssr-erren,  entweder  den  Arbeitsvei-trag  für 
sich  gßnstiger,  also  ungünstiger  für  die  Ai^ 
beiter  gestalten  wollen  oder  aber  den  bis- 
herigen Arbeitsvertrag,  dem  von  selten  der 
Arbeiter  eine  VerSnilening  droht,  im  Wege 
des  Zwanges  aufrecht  zu  erhalten  trachten. 
Schon  aus  diesen  beiden  Eventualitäten  geht 
hervor,  dass  nicht  selten  gestrikt  wird,  weil 
eine  Aussperrung  droht,  und  nicht  selten 
die  AusspeiTung  verhängt  wird,  um  einer 
bevoistehenden  Arbeitseinstellung  zuvorzu- 
kommen. Ein  Lockout  kann  also,  je  nach 
der  Position  und  der  Taktik  der  Parteien, 
eine  Offensiv-  oder  Defensivmassregel  sein. 
Ob  die  Aussperrung  das  eine  oder  das  andere 
ist,  läast  sich  nur  im  Einzelfalle  entscheiden. 
Hat  man  hierüber  einen  hinreichenden  Ueber- 
blick,  so  kann  man,  ebenso  wie  man  von  An- 
griffs- und  Abwehrstrikes  spricht,  auch  von 
Defensiv-  und  Offen sivausspermngen  reden. 
Doch  sind  diese  letzteren  Bezeich nungen 
nirgends  in  dauernden  Gebrauch  gekommen. 

Mim  hat  versucht,  hauptsächlich  für 
statistische  Zwecke,  auf  rein  logischem  Wege 
die  Arbeitskonflikte  in  Arbeitseinstellungen 
und  Ausspemmgen  möglichst  scharf  zu 
trennen.  So  hat  der  Amerikaner  Wceks 
eine  konsequente  Begriffsunterscheidung 
durchzuführen  unternommen.  Ein  Strike 
liegt  nach  seiner  Auffassung  dann  vor,  wenn 
die  Arbeiter  eine  Aeuderung  der  Arbeitsbe- 
dingungen, und  eine  Aussperrung,  wenn  die 
Unternehmer  eine  solche  begehren.  Wer 
formal  das  Arbeitsverhältnis  kündigt  bezw. 
löst,  wird  hier  nicht  imtersucht  Es  kommt 
nur  auf  die  L'reache  der  BetriebseinsteUung 
an.  Diese  Begriffsabgrenzung  atßsst  aber  in 
der  Praxis  auf  nicht  uuerhebhche  Schwierig- 
keiten und  widerspriclit,  wie  Mataja,  der 
Bearbeiter  der  Österreichischen  amtlidien 
Strikestatistik,  mit  Hecht  hervorhebt,  den  in 
dem  Publikum  üblichen  Auffassungen.  Aiich 
der  Begriff  des  Defensiv  strikes,  der  mehr 
und  mehr  Einzug  gefunden  hat,  wäre  da- 
mit l>e5eitigt,  ja  unmöglich,  weil  er  eine 
contradictio  in  adjecto  enthielte. 

Freilich  macht  auch  jede  andere  Klassi- 
fikation nicht  imerheblicne  Schwierigkeiten. 
Es  bleiben  immer  Rille  tlbrig,  deren  Unter- 
bringimg in  die  eine  oder  andere  Kat^^srie 
nur  im  Wege  der  Hervorhebung  mehr  oder 
minder  äusserlicher  Merkmale  mögücli  ist. 
Weeks  scheint  von  der  an  und  für  sich  löb- 
liche n   Absicht   ausgegangen    zu    sein,   die 
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Initiative  bei  der  Unferbi-echiing  der  Arbeit 
mi^üehat  unparteiisch  festzustellen,  um  die 
Aktionen  der  beiden  Parteien,  je  nachdem 
■  für  fiie  die  Unternehmer  oder  die  Arbeiter 
die  Verantwortung  zu  tragen  haben,  begriff- 
lich aus  einander  zu  halten.  Wie  schwer 
das  durchfuhrbar  ist,  sieht  man  sclion  aus 
der  Thatsache,  dass  bei  den  Ai'beitslion- 
flikten  die  Parteien  sich  sehr  oft  gegen- 
seitig die  Urheberschaft  in  die  Suhuhe  zu 
schieben  suclien  und  je  von  ihrem  Staud- 
pimkt  aus  die  Störung  des  Arbeitsverhält- 
nisses, die  Provokation  zum  Kampfe,  »Aus- 
sperrung« oder  »Strike-  nennen. 

Mit  Kilcksicht  atif  die  bessere  praktische 
Durchführbarkeit  ist  jetzt  eine  andere  Klassi- 
fikation übhch  geworden.  Man  sieht  von 
<Iem  Gi-undc,  aus  welchem  die  Kampfmittel 
•Strike«  oder  »Aussperrung'  in  Bewegimg 
gesetzt  werden,  ab.  Man  hält  sich  vielmehr 
an  die  formale  Seite  der  Arbeitsvertrags- 
lösnng.  Demnach  liegt  stets  ein  Strike  vor, 
wenn  das  Kampfmittel  von  den  Arbeitern 
ergriffen  wurde,  und  stets  ist  die  Arbeits- 
sperre eine  Äusapen-ung,  weim  die  Unter- 
nehmer kündi^n  und  ausschfiessen.  Diese 
Klassifikation  ist  zuerst  in  der  amtlichen  noi-d- 
araerikanischen  Statistik  begründet  und  dm-ch- 
gefOhrt  worden.  Die  Statistiken  von  Frank- 
reich, Italien  und  Oesterreich  sind  dann  ge- 
folgt. Auch  die  neuerdin^  in  Angriff  genom- 
mene amtliche  Strikestatistik  des  Deutschen 
Reiches  scheint  die  Gruppierung  ihrer,  frei- 
lich sehr  summarischen,  Nachweisungen  nach 
jenen  Merkmalen  vorgenommen  zu  haben. 
Im  übrigen  weicht  die  deutsche  Reichs- 
statislik  ebenso  wie  die  amerikanische 
Strikestatistik  und  neuerdings  auch  die  Öster- 
reichische von  dem  wissenschaftlich  herr- 
schenden B^iff  der  Aussperrung  ab  und 
sieht  auch  in  der  Ausschfiessung  der  Ar- 
beiter eines  einzelnen  Betriebes  eine  Aus- 
sperrung. Bestritten  ist  es  femer,  wie  man 
die  seitens  der  Tlntemehmer  verhängten 
Schliessungen  der  Werkstätten  und  die  an- 
gedrohte und  durchgeführte  Nicht wiederan- 
stelliing  von  Arbeitern  als  Repressalie  gegen 
die  sogenannte  »Maifeier«  einzuordnen  habe. 
Das  deutsulie  statistische  Amt  rechnet  diese 
Massnahmen  nicht  zu  den  Aiisaiierrnngen. 
Sie  sind  in  der  That  im  wesentlichen  Mass- 
nahmen der  Disciplin,  gerichtet  gegen  die 
eigenmächtige  Durchbrechung  der  Arbeits- 
oi^nung.  In  die  Kategorie  der  sozialen 
Kampfmittel  gehören  sie  aber  jedenfalls.  Sie 
sind  Symptome  für  eine  Spannung  der 
Gegensätze.  Da,  wo  wie  in  Deutschland 
die  sozialistische  Bewegung  von  der  Ge- 
werbeverein spolitik  noch  kaum  zu  trennen 
ist,  wird  seitens  des  Unternehmertums 
der  Maifeier  eine  grundsätzliche  Bedeu- 
tung beigelegt,  die  zu  Kraftproben  hüben 
und  drüben  verführt.    Vielleicht  kann  man 


diese    Vorgänge    eher    zu    den    Boykotts 
reclmeu. 

Verwandt  mit  der  Ausspemmg  ist  der 
Boykott,  d.  h.  dasjenige  Kampfmittel,  welches 
in  einer  Verrufserklärimg  des  Gegners  gipfelt, 
unzweifelhaft.  Allerdings  scheint  die  herr- 
schende SIeinung  von  einem  Boykott  nur 
dann  zu  sprechen,  wenn  es  sich  um  ein 
Kampfmittel  der  organisierten  Arbeiterschaft 
gegen  das  Unternehmertum  handelt.  Schliesst 
man  sich  dieser  Anschauung  an,  so  ist  der 
Boykott  nur  verwandt  mit  dem  Strike,  liat 
aber  nichts  gemein  mit  der  Aussperrung. 
Bei  näherer  Betrachtung  der  thatsächlichen 
Verhältnisse  erscheint  indessen  auch  diese 
Begriffsdefinition  zu  eng;  aucli  die  Unter- 
nehmer können  boykottieren,  sie  können  — 
meist  auf  Grund  gemeinsamer  Veiabre<lung, 
z.  B.  durch  Fflhning  sogenannter  schwarzer 
IJsten  —  ganze  Gruppen  der  bei  Ihnen 
missliebig  gewordenen  Arbeiter  und  die 
Organisationen  derselben  in  Verruf  thun. 
Der  Unterschied  des  Boykotts  in  diesem 
Falle  von  der  Aussperrung  ist  der,  dass  sich 
hier  die  tyiassregeln  unter  Umständen  auch 
gegen  Personen  und  Person  engnippen  richten, 
die  gar  nicht  in  einem  Arbeitsverhältnis  bei 
dein  die  Verrufserklärung  verhängenden 
Unternehmer  gestanden  zu  haben  brauchen. 
Nicht  ein  umstrittener  Arbeitsvertrag,  son- 
dern die  Personen  der  Boykottierten  sind 
ausschlaggebend.  Der  Boykott,  der  von  den 
Unternehmern  ausgeht,  unterscheidet  sich 
von  dem  Boykott,  den  die  Arbeiter  prokla- 
mieren, nicht  unwesentlich  dadurch,  dass 
dort  Personen  und  Pereonengmppen  in  Ver- 
ruf gethan  werden,  wührend  hier  weniger 
die  Person  des  missliebigen  Arbeitgebers 
als  die  von  demselben  proiluzierten  Güter 
im  Marktverkehr  und  in  der  täghchen  Kon- 
sumtion geschädigt  bezw.  ausgeschlossen 
werden  sollen.  Freilich  ist  der  Boykott  als 
soziales  Kampfmittel  der  Unternehmer  auch 
denkbar  in  der  Form,  dass  er  gegen  andere 
Unternehmer  gerichtet  ist,  d.  h.  gegen  solche 
Unternehmer,  welche  die  Solidarität  verletzt 
haben,  indem  sie  den  Arbeitern  selbständig 
Zugeständnisse  zu  machen  geneigt  waren. 
Dass  dies  nicht  ausserhalb  des  Bereiches 
des  Möglichen  liegt,  beweisen  die  Vorgänge 
bei  einer  der  umfassendsten  Aussperrungen, 
die  wir  überhaupt  gehabt  haben.  Im  Früh- 
jahr 1899  hatte  der  vereinigte  Arbeltgeber- 
verein in  Kopenhagen  einen  allgemeinen 
Lockout  angeordnet,  so  dass  die  meisten 
Fabriken  Dänemarks  stillstanden  und  etwa 
30UÜ0  Arbeiter  feierten.  Die  Unternehmer 
übten  hierbei  ihrerseits  den  Koalitionszwang 
mit  bemerkenswertem  Erfolg  aus.  Die  Bau- 
tischlereien  zwangen  die  Sägewerke,  ihren 
Betrieb  einzustellen.  Die  Fabrikanten  der 
Eisenindustrie  drohten  den  Kohlenhändlern 
und  Eisenhändlem  mit  Boykott,  wenn  Kohleu- 
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hfindler  ati  ein  ausserhalb  der  Organisation 
stellendes  Eisenwerk  verkauften,  und  ebenso 
durften  die  Ziegelwerke  auf  (reheiss  der 
Malirenne  isler  an  niemanden  Steine  ver- 
kaufen (Jahrb.  f.  Nal.  u.  Stat.  III,  F.  17,  Chronik 
S.  117).  Aohnliche  Massnahmen  des  oi^a- 
nisierten  Unternehmertum a  sind  auch  anders- 
vo  bekannt  geworden,  so  dass  man  sagen 
kann,  dass  Aussperrungen  nicht  selten  mit 
Boykotts  eng  verbunden  sind,  wie  auch  Boy- 
kotts als  Begleiterscheinungen  von  Arbeitsein- 
stellungen gelegentlich  vorzukommen  pfle^n. 

Es  sind  also  sehr  mannigfaltige  Kombina- 
tionen der  moderneu  sozialen  Kampfmittel 
möglich,  imd  oft  ist  es  recht  schwer,  Angriffs- 
und Abwehrstrike,  Angriffs-  und  Abwehr- 
iockoiit,  Angriffs-  und  Abwehrboykott  in  ihrer 
gegenseitigen  Verbindung^  und  in  ihi-en 
Wechselbeziehungen  aus  einander  zu  halten. 
Am  besten  lässt  sich  noch  der  Boykott  von 
den  verwandten  Aktionen  der  Parteien  unter- 
scheiden. Hier  tritt  sein  Charakter  als 
reines  Kampfmittel,  durch  dessen  Anwen- 
dung <tritte  Personen  Unberechtigtermassen 
und  in  bedenklichem  umfange  in  Mitleiden- 
schaft gezogen  werden,  alleu  offensichtlich 
hervor.  Die  Arbeitseinstellungen  und  Äus- 
sperningen  dagegen,  als  Konseijiienzen  des 
freien  Koalitiousrechtes ,  sind  soziale  Er- 
scheinungen, die  mit  dem  modernen  Arbeits- 
vertrag eng  zusammenhängen.  Es  sind  so- 
ziale Beibungen,  wie  sie  in  allen  Industiio- 
»taaten  vorkommen,  natflrhche  Vorgänge 
auf  dem  Arbeitsmarkte,  an  die  sich  das 
grosse  Riblikiim  mehr  und  mehr  wie  an 
etwas  Selbstvei-ständlichcs  und  Unvermeid- 
liches gewöhnt  hat.  Sie  ti-eten  als  taktische 
Gegenzüge  auf,  die  sich  gegenseitig  in 
Schach  halten,  und  die,  nachdem  erst  die 
bedauerlichen  Folgen  voreiliger  und  rück- 
sichtsloser Kämpfe  hüben  und  drüben  er- 
kannt worden  sind,  auch  gewisse  prophylak- 
tische Wirkungen  erzeu^ii  können.  Da, 
■wo  jener  Zustand,  den  wir  »Uelierspaunung 
des  Koalitionspriucipes'  nennen,  und  der 
sieh  auszeichnet  durch  eine  hysterisclie 
Hj-perempfindlichkeit  des  Arbeitsmarktes, 
vorhanden  ist,  wird  am  meisten  gestrikt  und 
ausgesperrt.  In  diesem  Stadium  der  sozialen 
Kämpfe  verwischt  sich  der  Untei-schied  von 
Strike  und  Lockout  am  meisten.  Die  bri- 
tische Statistik  z.  B.  hat  deswegen  seit  1894 
die  bisherige  Trennung  der  Konflikte  in 
Strikes  und  Jjockouts  ganz  aufgegeben  und 
fas.«t  seither  beide  zweckmässig  unter  den 
Begriff  1. Disputes«  (soviel  wie  Arbeitsstreitig- 
keiten) zusammen  (s,  oben  im  Art.  Arbeits- 
einstellungen Bd.  I,  S.  »13). 

2.  Volkswirtschaftliche  BedeatuDg 
des  L.  Die  Auss|jemmgen  sind  um  vieles 
seltener  als  die  Arbeitseinstellungen,  was 
jede  Statistik  der  Arlieitsstreitigkeiten  ohne 
weiteres   ergiebt.     Es    ist   dies   leicht    zu 


erklären.  Während  die  ArbeitseinsteUungen 
vielfach  plötzlichen  Stimmungen  und  Ver- 
stimmungen ,  einer  sanguiuisclien  Ueber- 
Schätzung  der  Oewjnnchancen,  einer  Majo- 
risierung  einer  besonneneu,  vorsichtig  denken- 
den und  handelnden  Minorität  durch  die 
grosse,  leicht  verführbare  Masse  ihre  Ent- 
stehung vordanken,  kann  bei  dem  Unter- 
nehmer, der  die  Anwendung  der  Aussper- 
rung als  äusserste  Karapfmassregel  in  Er- 
wägung zieht,  ein  nüchtern  kluges  Kalkül, 
das  alle  Folgen  vorher  berechnet,  vorausge- 
setzt werden.  Wer  aussperrt  und  aus-^perren 
:  kann,  ist  regelmässig  gewohnt,  kaufmännisch 
'  das  hieraus  erwachsende  Risiko  abzuschätzen. 
Dazu  kommt,  dass  ein  gemeinsames  Vor- 
gehen der  Unternehmer,  die,  soweit  sie  nicht 
karteliiert  sind,  in  derselben  Branche  Kon- 
kurrenten sind,  ein  Nfass  von  Klassen  Solida- 
rität voraussetzt,  wie  es  thatsächUch  selten 
vorhanden  ist.  Freilich. liegt  die  Erfüllung 
einer  solciien  Voraussetzung  da  näher,  wo 
bereits  Untern ehmerverbände  der  verschie- 
denen Art  den  gegenseitigen  Wettbewerb 
dureh  gemeinsame  \  ereinbarungen  und  dureh 
ein  geschlossenes  Vorgehen  gemildert  oder 
aufgehoben  haben.  Dureh  die  in  den  letzten 
Jahrzehnten  in  zunehmendem  Umfange  ge- 
aclilossenen  Kartei  IWldungen  ist  unzweifel- 
haft die  Lage  selbst  der  mächtigsten  Ar- 
beitcroi^nisationen  zu  Ungunsten  der  Ar- 
beiter verschoben  worden.  Bislang  gehören 
indessen  diejenigen  Unternehmerverbände, 
die  ihre  Spitze  direkt  auch  gegen  die  oi^a- 
nisierte  Arbeiterschaft  gerichtet  haben,  zu 
den  Seltenheiten.  Theoretisch  ist  aber  die 
Möglichkeit  einer  Erweiterung  der  Thätig- 
keit  nach  der  lohn  politischen  Seit«  hin  ohne 
weiteres  gegeben,  besonders  dann,  wenn  es 
sidi  um  Kraftproben  zur  Austragung  prin- 
cipieller  Streitigkeiten  handelt.  In  diese 
Kategorie  gehören  mehrere  der  grösseren 
Massenaussperningen  der  letzten  Zeit,  z.  B. 
der  Ixickout  in  der  britischen  Maschinen- 
und  Scluffsbauindustrie,  der  sich  weniger 
um  den  Achtstundentag  als  um  die  Beschäf- 
tigung iingelemter  Arbeiter  drehte,  Audi 
die  grosse  Aussperrung  in  Dänemark  (1899), 
von  der  schon  die  Rede  war,  gipfelt  in  dem 
Versuch  der  Unternehmer,  eine  Prindpien- 
frage  zur  Entscheidung  zu  bringen,  nämlich 
die  Unterdrückung  oder  wenigstens  finan- 
zielle Vernichtung  der  Arbeiterfachvereine. 
Bei  anderen  Lockouts,  besonders  in  Grossbri- 
tannien, z.  B.  die  wiederholton  Streitigkeiten  in 
der  Schuhwai-enfabrikation  handelte  es  sich 
niclit  um  reine  IVincipien fragen ;  hier  wmrde 
der  Iiockont  ledigUch  als  Präventivmaesregel 
gegen  einen  drehend en  Strike  verhängt. 

In  den  meisten  Streitigkeitsfällen  derart 
liegt  es  Üherliaupt  nicht  im  Interesse  der 
Unternehmer,  bei  der  Beti-iebseinstellung  die 
Initiative  zu  ei^-eifen,     Sie  haben  heutzu- 
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tage  mehr  als  die  Arbeiter  Rücksicht  zu 
nehmen  auf  die  Stellung  der  öffentlichen 
äfeinun^.  die  vielfach  ohne  genaue  Kenntnis 
der  dem  Konflikt  zu  Grunde  liegenden  Ver- 
hältnisse dem  passiven  Teil  der  Kämpfenden 
ihre  Sympathieen  mehr  zuzuwenden  geneigt 
ist  als  dem  aktiven,  von  dem,  rein  formell 
hetrachtet,  die  den  sozialen  Frieden  störende 
Aktion  ausgeht  Gerade  aber  in  solchen 
Ijändern,  wo  man  von  vorn  herein  geneigt 
ist,  für  die  Arbeiter  Partei  zu  ergreifen, 
wird  sieh  das  Unternehmertum  wohl  hüten, 
das  Signal  zum  Ausbruch  der  Feindselig- 
keiten zu  geben.  Ist  der  Konflikt  unver- 
meidlich, so  ändert  es  an  der  Lage  der 
Unternehmer  wenig  oder  gar  nichts,  ob  ihre 
Betriebe  im  Wege  der  Aussperrung  oder 
des  Strikes  zum  Stillstand  kommen,  höchstens 
kann  der  Umstand  in  die  Wagschale  faUen, 
dass  der  Kontrakt  bnich,  der  den  Arbeitgebern 
besondere  Verlegenheiten  bereitet,  vermieden 
wird.  Die  Erfahmng  lehrt,  dass  der  Kon- 
traktbruch da  zu  den  häufigen  Erscliei- 
nungen  gehört,  wo  die  Arbeiterorganisationen 
der  besonnenen  Fühning  und  der  gewerk- 
vereiniichen  Schulung  entbehren.  Eine  Ar- 
beit sein  Stellung  ist  dort  oft  mit  Kontrakt- 
bruch verbunden.  Ein  Lockout  BChhesst  den 
Kontraklbniehaufseiteiwler  Arbeiter  schlech- 
terdings aus.  Denn  sie  können,  weil  zahlungs- 
fähig, jederzeit  dafür  gerichtlich  belangt 
werden.  Immerhin  gieht  die  Aussperrung 
keine  Garantie  dafür,  dass  die  Arbeiter 
erst  nach  Ablauf  der  Kündigungsfrist  fort- 
bleiben; sobald  die  Arbeitgeber  die  laufen- 
den VerMge  kündigen,  bleibt  es  faktisch 
den  Arbeitern  unbenommen,  sofort  d.  h.  vor 
Ablauf  der  Kündigungsfrist,  die  Arbeit  nieder- 
zulegen. Die  Aussperrung  ist  auch  insofern 
für  das  Unternehmertum  ein  zweischneidiges 
Schwert,  weil  sie  durch  dieses  Mittel  in  für 
sie  nachteiliger  Weise  den  Corpsgeist  ihrer 
Gegner  stärken.  Bei  oiuem  Strike  können 
sie  immer  mit  einer  Minderheit  von  arbeits- 
willigen sStrikehrechern«  rechnen,  die  es 
ihnen  oft  ermöglichen,  wenigstens  einen 
Ted  des  Betriebes  aufrecht  zu  erhalten.  Bei 
der  Aussperrung  versagt  in  der  Regel  auch 
dieses  Aushilfsmittel,  besonders  dann,  wenn 
es  sich  um  gelernte  Arbeiter  handelt,  die 
schwer  zu  ersetzen  sind. 

Bekanntlich  giebt  es  Fälle,  wo  den 
Unternehmern  ein  Strike  nicht  imwillkommen 
ist  z.  B.  in  einer  Periode  akuter  Uebei-pro- 
dtdttion,  wo  die  Arbeitseinstellung  auf  den 
Warenvorrat  und  die  Lage  des  Warenpreises 
ausgleichend  und  gesundend  einwirkt.  Da 
die  Unternehmer  bei  besserem  Ueberblick 
über  die  Marktlage  den  Zeitpunkt,  wo  eine 
Betriebseiuschrflukung  am  Platze  wäre,  mit 
grösserer  Sicherheit  erkennen  können,  so 
wäre  unter  Umständen  hier  eine  Aussper- 
rung zweckmässiger  und  könnte  besser  voi-- 


bereitet  sein  als  der  Strike.  Ein  solches 
Vorgehen  setzte  at>er  ein  so  grosses  Mass 
rücksichtsloser  Unter nehmerpoUtik  voraus, 
wie  wir  es  glücklicherweise  beinahe  nirgends 
haben.  Gewöhnlich  arbeiten  unsere  Gross- 
unternehmer auch  bei  sinkender  Konjunktur 
imd  verlustbringender  Preisgestaltung  mit 
der  Hoffnung  auf  bessere  Zeiten  ruhig  weiter- 
Sie  nützen  so  wenigstens  ihr  Betriebskapital 
aus  und  erhalten  sich  ihre  Kundschaft. 
Ausserdem  steht  ihnen  jederzeit  der  weniger 
radikale  Ausweg  offen,  einen  Teil  des  Be- 
triebes stillstehen  zu  lassen  und  einen  Teil 
ihrer  Arbeiter  zu  entlassen. 

Aus  allen  diesen  Gründen  ist  es,  solange 
nicht  ein  förmlicher  Kriegszustand  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  proklamiert  ist,  höchst 
unwahi-scheiniich,  dass  von  dem  Kampf- 
mittel des  Iiockouts  häufig  Gebrauch  gemacht 
wird.  Eine  Arbeit ssi)erre  über  eine  ganze 
grosse  und  wichtige  Industrie  gehört  zu  den 
grössten  Seltenheiten.  Sie  würde  den  Unter- 
nehmern eine  ungeheure  Verantwortung 
übertragen,  das  Publikum  gegen  sie  ein- 
nehmen imd  endlich  vielleicht  sogar  den 
Staat  zu  Gegen massregeln  zwingen.  Eine 
Aussperrung  in  einem  grösseren  Bergbau- 
bezirke ist  sowohl  aus  technischen  Giünden 
als  auch  wegen  der  Fordenmgen  des  öffeat- 
Hühen  Interesses  eine  kaum  aenktare  Mass- 
regel.  Wollten  etwa  sämtliche  westfälische 
Zechen besitzer  ihre  Förderung  einsteUen, 
uro  die  zunächst  mir  einzelnen  gegenüber 
auftretenden  Forderungen  der  Arbeiter  gründ- 
lich zurückzuweisen,  so  würde  wahrschein- 
lich der  Staat  einschreiten  und  in  irgend 
einer  Weise  diejeni^n,  deren  Arbeifer  noch 
zur  Fortsetzung  ihrer  Thätigkeit  bereit 
wären,  zur  Wiederaufnahme  des  Betriebes 
zwingen,  da  der  sonst  drohende  Ausfall  in 
der  Versorgung  des  Landes  mit  dem  not- 
wendigsten Hilfsstoff  der  Industrie  vielleicht 
ganz  unerträglich  wäre.  Die  Zechenbesitzer 
können  praktisch,  abgesehen  von  der  Kechts- 
frage,  ohne  Schwierigkeit  einem  solchen 
Zwange  imterworfen  werden,  wenn  die  Ar- 
beitski-äfte  ziir  Verfügimg  stehen.  Man 
sieht,  dass  auch  den  öffentlichen  Gewalten 
gegenüber  die  Unternehmer,  als  derjenige 
Teil,  der  als  der  verantwortlichere  gilt,  bei 
Massen  ausspemingsexperimenten    in    einer 

Srekäreren  Lage  sind  als  die  Arbeiter, 
egen  einen  allgemeinen  Ausstand  der  Ar- 
beiter der  Kohlenbergwerke  sind  Zwangs- 
massregeln schwerlich  oder  gar  nicht  durch- 
führbar, und  die  Unhaltbarkeit  der  durch 
einen  solchen  herbeigeführten  Zustände  wird 
daher  imter  Umständen  den  Arbeitern  die 
Durehsetzung  ihrer  Forderungen  erleichtern. 
Im  Kohlenbergbau  und  einigen  anderen  un- 
mittelbar allgemeine  Interessen  berührenden 
Betiiebszweigen  mag  also  den  Arbeitern  die 
VerallgemeineiTing  des  Ausstandes  als  nütz- 
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lieh  für  ihre  Zwecke  ei-st^lieinen,  während 
den  Arbeitgebern  hier  die  Mögliclikeit  der 
Ausspeming  so  gut  wie  gänzlich  entzogen 
ist. 

3.  Die  Gesetzgebiuig  und  der  Ij. 
Solang  Arbeitseinstellungen  mit  Rficksicht 
auf  die  gemeinschätl liehen  Wirkungen  der- 
selben verboten  i^-aren,  hätte  sieh  clas  Ver- 
bot konse<|uenter weise  gleicliniassig  aiil  die 
gemeinschaftlichen  Arbeitseinstellungen  der 
Arbeitgeber  wie  auf  die  Koalitionen  der 
Arbeiter  erstrecken  mtlssen.  Dies  war 
aber  keines  we^  überall  in  genügender 
Weise  der  Fall.  In  Frankreich  stellte  das 
G.  V.  17.  Juni  1791  ein  Koalitionsverltot 
sowohl  fUr  die  Arbeitgeber  wie  für  die  Ar- 
beiter auf,  wenn  dasselbe  thatsächlicli  auch 
niu-  gegen  die  letztereo  gerichtet  war.  Im 
Code  penal  richtet  sich  Art.  414  in  seiner 
früheren  Fassung  gegen  die  Arbeilgeber: 
jede  Koalition  derselben  zu  dem  Zwecke, 
piiijustement  et  abusivement«  eine  Herab- 
drückung  der  Lßbne  zu  erzwingen,  soll, 
wenn  ein  Versuch  oder  ein  Anfang  der 
AusfObruDg  vorliegt,  mit  Gefängnis  von  6 
Tagen  bis  zu  3  )Ionatcn  und  mit  Geldstrafe 
von  200  bis  3000  Francs  bestraft  werden. 
Durch  den  Zusatz  >injustement  et  abusive- 
ment« wurde  diese  Drohung  sehr  harmlos, 
während  der  die  Arbeiter  betreffende  Artikel  | 
415  keinerlei  Abschwäcliung  derart  enthielt 
und  weit  höhere  Strafen  androhte.  Durch 
das  G.  V.  27.  November  1849  wurde  diese 
Ungleichheit  aufgehoben  und  auch  jener  Zu- 
satz gestrichen.  Thatsächlich  konnten  sich 
indessen  Untemehraerkoalitioneu  dem  Gesetze 
leicht  entziehen,  indem  sie  die  Form  einer 
Handelsgesellschaft  annahmen.  Solche  Ver- 
einigimgen  von  Bergwerksuiitemehmungen 
dauerten  fort,  bis  sie  durch  ein  Dekret  von 
1!^.'>2  von  der  Erlaubnis  der  Regierung  ab- 
hängig gemacht  wurden.  Durch  das  G.  v. 
25.  Mai  1304  endlich  wurden  die  Koalitionen 
den  Arbeitgebern  wie  den  Arbeite™  ge- 
stattet und  nur  die  Anwendung  von  Gewalt, 
Drohungen  mid  betrügerischen  Umtrieben 
bei  denselben  verboten.  In  der  preussischen 
Gew.-O.  M.  17.  Januar  1845  (M  181—184) 
waren  die  Koalitionen  der  Arbeitgeber  ebenso 
verboten  wie  die  der  Arbeiter.  Wenn  die 
ersteren  ihre  Gelülfen,  Gesellen  oder  Ar- 
beiter oder  die  Obrigkeit  zu  gewissen  Hand- 
lungen oder  Zugeständnissen  dadurch  zu 
bestimmen  suchen,  dass  sie  sich  verabreden, 
die  Ausübung  des  Gewerbes  einzustellen 
oder  die  iliren  Anforderungen  nicht  nach- 
gebenden Arbeiter  zu  entlassen  oder  zurilck- 
zuweisen,  o<ler  wenn  sie  andere  zu  einer 
solchen  Verabredung  auffordern,  so  sollten 
sie  nach  §  181  jenes  Gesetzes  mit  Gefängnis 
bis  zu  einem  Jahre  bestraft  wertlen.  Durch 
die  Gewerbeoi-dnung  von  1869  ist  diese  Be- 
stimmung aufgeboten  (Lexisl.    Des  näheren 


vgl.  d.  Art.  Koalition  und  Koalitions- 
verbote oben  Bd,  V  S.  120ff. 

Es  ist  klar,  dass  die  Ausspemnigen  ein- 
zelner Etablissements,  da  sie  keine  Koali- 
tionen sind,  unter  die  früheren  Koalilions- 
verbote  nicht  fielen.  Soweit  Ausspemmgeu 
nicht  die  Erlangung  günstiger  I/)hn-  und 
Arbeitsbedingungen  fOr  die  Unternehmer 
bezwecken,  kommeu  die  Bestimmungen  des 
g  102  der  Gew.-Ü.  nicht  in  Frage. 

Bezüglich  derjenigen  ilittel,  welche  ge- 
eignet sind,  Aussiierrungen  zu  verhindern,  gilt 
dasselbe,  was  oben  bei  dem  Art,  Arbeitsein- 
stellungen (Bd.  I  S.730ff .)  gesagt  ist.  Neuer- 
dings hat  man  in  Grossbritannien  den  eigen- 
artigen Veraiich  geroaclit,  ein  gemeinsames 
Vorgehen  der  Unternehmen-erbande  mit  den 
Gewerkvereinskartellen  in  die  Wege  zu 
leiten.  Man  nennt  dort  diese  Vereinb^ungen 
»Alliancen«.  Diese  Allianccn  sind  unter 
Umsländen  ein  wirksames  Gegenmittel  gelten 
Strikes  und  Aussperrungen,  doch  lässt  sich 
zur  Zeit  hierüber  ein  abschliessendes  L'rteU 
noch  nicht  geten. 

Lltteratar:  Antter  der  LillenUiir,  die  oben  bri 
lUa  Artl.  ATbeilteinttetlHTicen  und  A'oa- 
lition  und  KoaUlionirer'bote  anjgi-fiikn 
Ut,  kommt  hitr  nofk  in  Betraeht:  LeXlK,  Art. 
Aiutptrning,  H.  d.  SU  1.  Ju/I-,  Bd.  1,  S.  UBiff. 
—  Victor  MaU^Ja,  Die  Smtittit  der  Arbtiu- 
ciHgletinngeit,  Jahrb.  /.  Xat.  u.  Slat.,  Bd.  U, 
S.  S4iff.  —  WeeltK,  Seport  on  Strite»  and 
LockoiiU  oceurHng  -witk  in  the  Unilcd  Stntr» 
ilnrinr;  the  ealendar  gear  IS80.  Im  XX.  Bd. 
de»  Tenlh  enutu  oj  tht  United  SlaU*.  —  Ueber 
die  >yAllla7ieeni.  inird  demnSclul  R.  Lirfmann 
in  d.  Jahrb.  /.  A'o(.  u.  Slat.  eine  Studie  fer- 
Sfeatliehea. 

Btermer. 


Lohnskala,  gleitende. 

1.  Begritr,  Entst«hnn^  Arten.  2.  Verbrei- 
tung.   B.  äocialpoli tische  Bedeutung. 

1.  Begriff.  Entstehonc,  Arten.  Unter 
Lohnskala  (in  England  sliiEng  scale,  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  auch 
basis  System  genannt)  versteht  man  eine, 
hauptsäcldich  in  der  Elsen-  imd  Kohlen- 
industrie Qrosshritanniens  und  Nordamerikas 
versuchte,  eigenartige  Form  des  I/ihnver- 
trages.  Die  Lohnskala  ist  eine  besondere 
Alt  des  kollektiven  Ai'beitsvertrags  mit  einer 
besonderenForra  derijohnberechnung.  Hervor- 
gegangen ist  sie  aus  dem  Bestreben  der  organi- 
sierten Unternehmer  und  der  Arbeiterasso- 
ciationen,  drohende  Arbeitsstreitigkeiten  zu 
vermeiden  oder  bereits  ausgebrochene  bei- 
ztd^eu.  Da,  wo  geschiüte,  festgeschlossene. 
finanziell  gerüstete  und  besonnen  geleitete 
Koalitionen  die  Fühnujg  in  der  Arbeiterschaft 
üViernommen  haben,  lag  es  nahe,  strikever- 
hütende  Institutionen   mit   Einigungs-  imd 
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Sclüe<lskammera,  ständigen  Delegierten  vcr- 
tretiiDgen  beider  Parteien  (die  sogenannten 
vereinigten  Komitees  —  Joint  comitees)  in 
Thätigkeit  zu  setzen.  Die  Hauptaufgabe 
dieser  Einrichtuagen  wni-zelto  in  der 
LOsung  der  Lolinfrage.  Der  Ärbeitsmai'kt 
lind  das  LohnoiTeau  waren  dank  der 
Gewerlievereinsbewegimg  in  den  meisten 
Grossind iistrieen  empfindlicher,  beweglicher 
und  veränderlicher  gewonlen.  Gleichzeitig 
■wurden,  je  grösser  die  Verbände  der  iii 
derselbe»  Industrie  arbeitenden  PersoneD 
und  je  centraler  die  Leitiiog  ihrer  Aktionen 
wurtlen,  die  Lohnbewegungen  umfassender, 
einheitlicher  und  mehr  im  Einklang  mit 
der  Marktlage  befindlich.  Die  indi%iduelle 
Gestaltung  des  Arbeitsvertrags  in  dem  ein- 
zelnen Etablissement  und  dem  einzelnen 
Fabrikort«  hOrie  auf.  Die  ^kollektive  Ver- 
tragschliessung«  dehnte  sich  auf  ganze 
Industriezweige  oder  wenigstens  -reviere  aus. 

Diese,  bei  Licht  betrachtet  durchaiis 
natilrlicbe  Eotwickelnug  hat  man  besonders 
in  Grossbntannien  beobachten  können.  Die 
Ziele  und  Erfolge  der  dortigen  Gewerk- 
vereinspolitik  sind  allbekannt  und  zudem 
oben  in  den  Artt.  Arbeitseinstellungen 
(Bd.  I  S.  730«.),  Gewerkvereine  (Bd. 
IV  S.  611  ff.),  Einigungs&mter  (Bd.  III 
S.  3.H6ff.)  u.  s,  w,  mit  liinreichender  Aus- 
führlichkeit besprochen.  Besonders  V.  Schulze- 
Gaevernitz  verdanken  wir  höchst  bemerkens- 
werte Schildeniugen  über  diejenigen  bri- 
tischen Einrichtungen,  die  auf  friedlichem 
Wege  Lohnverändenuigen  nach  oben  und 
nach  unten  durchzuführen  berufen  sind.  Er 
hat  besonders  auf  das  eigenartige  Lohn- 
lislensystem  in  der  englischen  Baumwoll- 
industrie hingewiesen.  Dort  ist,  hauptsäch- 
lich gestützt  auf  die  joints  comitees  als 
Grundlage  für  die  Lohn  norm  ierung,  ein  viel- 
gestaltiger Apparat  von  Ijohnlisten  eingeführt 
worden,  die  nicht  etwa  die  Höhe  der  je- 
weiligen Löhne  festsetzen,  sondern  vielmehr 
von  einem  Noruialstande  des  Gewerbes  und 
einem  diesem  Normalstande  entsprechenden 
Normallohne  ausgehen.  Der  wirkliche  Lohn 
wird  mit  dem  Norniallohn  in  direkte  Be- 
ziehung gebracht,  er  steht  aber  zu  dem 
Normallohne  im  Gegensatz  insofern,  als  er 
um  ihn  oscilliert.  Seine  Schwankungen 
werden  in  Prozenten  ausgedrückt.  Z.  B.  das 
Gewerbe  blüht,  so  erhalten  die  Arbeiter 
vielleicht  '^O"!»  mehr  als  den  Normallohn 
folgt  dann  ein  Nietlergang,  so  sinkt  dei 
Lohn  auf  den  Nonnalpunkt  zurück  oder 
unter  ihn  hinunter.  Diesen  Normalpunkt 
nennt  man  Standard.  Die  Lohnlisten  setzen 
also  nicht  sowohl  die  Höhe  als  die  Pro- 
portionen, in  denen  die  verschiedenen  Ar- 
beiten zu  einander  bezahlt  werden  sollen, 
je  nach  Lage  der  Konjunktur,  fest. 

In  lodustrieen,  wie  in  dei-  Kohlen-  und 


Eisenindustrie,  wo  für  den  Untemehmer- 
gewinn  der  Marktiireis  der  pi-oduzierten 
Ware,  die  ausserdem  niu-  wenige  Ver- 
schiedenheiten aufweist  und  regelmässig 
tmd  zuverlässig  notiert  zu  werden  pflegt, 
hat  man  das  eben  skizzierte  Ijohnlistensystem 
dahin  zu  erweitern  verflucht,  dass  die  Löhne 
je  nach  dem  Marktpi'eis  von  Kohle  und 
Eisen,  periodisch  ganz  von  selbst  fallen  und 
steigen.  Es  entstand  auf  diesem  Wege  eine 
Skala,  nach  der  die  I>öhne  automatisch  auf 
und  niedei^leiten  sollen  je  nach  der  Marktlage, 
und  diese  Skala  nennt  man  gleitende  Lohn- 
skala; auch  neuerdings  ist  sie  in  Fi-ankreich 
unter  dem  Namen  •i-chelle  mobile»  in  einem 
Kohlenrevier  versuchsweise  eingeführt.  Das 
Wesentliche  dieser  Ijohnskala  ist  also  fol- 
gendes: Es  wird  ein  bestimmter  Lohnsatz 
als  Normallohn  (Standard  wage)  imd  ein 
bestimmter  Preis  als  Normalpreis  (standanl 
pricej  für  die  Einheit  angenommen.  In  der 
Kegel  sind  beide  der  Durchschnitt  der 
letzten,  der  Vereinbarung  der  Skala  voraus- 
gehenden Jahre,  Sie  sind  die  bleibenden 
Paktoren  bei  der  Skala.  Dei-  bewegliche, 
welcher  beständig  neu  eingesetzt  werden 
miiss,  ist  der  durchschnittliche  Marktpreis 
der  Ware  und  zwar  meist  der  durchschnitt- 
liche Preis  in  einem  ganzen  Distrikt  (Graf- 
schaft). Seine  Feststellung  erfolgt  in  be- 
stimmten gleichen  Zwischenräumen  für  den 
vorausgegangenen  Zeitabschnitt,  meistens 
durch  zwei,  je  von  den  Arbeitgebern  und 
ihren  Arbeitnehmern  beauftragte,  vereidigte 
Rechnungssach  verstand  ige,  welche  die  ihnen 
von  den  einzelnen  Firmen  zuzi  stellen  den 
Auszüge  auf  Grund  der  Bücher  genau  prüfen 
und  so  ermitteln,  zu  welchem  Preis  umx;h- 
schnittlich  In  dem  Bezirke,  für  welchen  die 
Skala  gilt,  während  des  Zeitabschnittes  ver- 
kauft worden  ist.  Je  nachdem  dieser  Preis, 
der  kurz,  wenn  auch  nicht  ganz  genau, 
»Marktpreis«  genannt  werden  kann,  im  Ver- 
gleich zu  dem  Normal])reis  gestiegen  oder 
gefallen  ist,  wird  der  zu  zahlende  Lohnsatz 
für  die  nächste  Zeit  nach  Verhältnis  der 
Skala  über  oder  unter  den  Normallohn  fest- 
gesetzt. Mit  der  Skala  vrivd  meist  eine 
Schied  s-  uud  Einigungsstelle  vereinbart. 
Neben  diesen  Grundzügen  kommen  noch 
Nebenbestiramungen  vor.  So  insbesondere 
die,  dass  der  Lohn  unter  eine  gewisse  Grenze 
nicht  sinken  soll.  Das  Verhältnis,  in  wel- 
chem der  Lohn  stei^  und  fällt,  braucht 
ferner  nicht  das  gleiche  zu  bleiben.  Es 
kann  von  einer  gewissen  Höhe  des  Markl- 
pretsea  an  der  Lohn  schneller  oder  lang- 
samer steigen  (graduierte  Skala). 

Die  rerschiedensten  Versuche  derartiger 
besonderer  Graduierungen  sind  bekannt  ge- 
worden. Vielfach  sehen  die  Skalen  ein 
Lohnminimum  vor,  unter  das  der  Ijohn  bei 
auch  noch  so  grossem  Preisfall  nicht  sinken 
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d&rf.  Als  Regel  darf  man  aanehmen,  dass, 
in  golchea  Skalen  mit  gesichertem  Lohn-' 
mininium  die  Lohnprogi'essiua  in  den  höheren 
Stufen  bei  ungewöhnlicher  Preis bonstellalion , 
eich  verlangsamt.  Die  Unternehmer  be<lingen 
sich  also  bei  solchen  Kontrakten  gleichsam 
als  Aequivalent  für  den  zugestandenen  Min- 
destloim  eine  höhere  Profitrate  in  der  Hausse 
aus.  Einige  Fälle  sind  auch  bekannt,  wo 
nur  einzelne  Firmen  ihre  Arbeiter  nach  einer 
Skala  entlohnten.  Im  allgemeinen  sind 
iedocli  die  Skalen  in  ihrer  überwiegenden 
Mehrheit  ganz  entsprechend  den  Thatsacheii 
ihrer  Entstehung  für  eine  grössere  Änzalü 
von  Firmen  zwischen  den  U  nter  nehmer  ver- 
bänden und  Gewerkverdnskartellen  vereinbart 
woi-den.  Auf  diese  Weise  wai'  es  mißlich, 
die  Ijßhne  eines  ganzen  Bezirks  auch  für 
diejenigen  Bescliäftigten,  die  den  Koalitionen 
nicht  angehörten,  nach  einem  einheitlichen 
Ss'stam  zu  regeln, 

2.  Terbreltang.  Wie  schun  gesagt,  sind 
die  intereeBanten  Experimente  mit  der  Lohn- 
akala  in  ausgedehntem  Maese  in  der  Eiaen-  und 
Stahlindustrie  und  im  Kohleobergbau  zur  An- 
wendung gekommen.  Schon  früher  hat  es 
gleitende  Lohnskalen  gegetien ,  doch  unter- 
schieden sich  dieselben  wesentlich  von  den 
späteren  dadurch,  dass  sie  nicht  auf  der  Ver- 
embarung  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer, 
aondern  lediglich  auf  derjenigen  der  Arbeit- 
geber nnter  einander,  welche  die  nominellen 
Verkauft  preise  einseitig  normierten,  beruhten. 
Solche  Skalen  werden  schon  in  den  60er  Jahren 
erwähnt.  In  ihrer  technischen  Einrichtung 
glichen  sie  ganz  den  s^iäteren.  Die  ersten 
eigentlichen  durch  Eollekriv vertrage  zu  stände 
gekommeueu  Skalen  entstanden  sowohl  in  Eng- 
land ala  in  Amerika  in  der  Hüttenindustrie. 
Die  norden  KU  sehe  Eisenindustrie  besasa  schon 
1872  eine  Skala,  die  vorbildlich  für  die  anderen 
Skalen  derselben  Branche  geworden  ist.  Sie  ist 
nur  kurzlebig  gewesen.  In  den  Jahren  1871  Tä 
ffalt  dann  eine  neue  Skala,  die  ebenfalls  nicht 
fange  massgebend  blieb.  Die  hierauf  folgenden 
Schiedsgerichte,  die  an  Stelle  der  Skala  traten, 
fnssteu  indessen  auf  dieser.  Es  wurden  dann 
1882,  1889  weitere  Skalen  in  buntem  Wechsel 
mit  Schiedssprüchen  vereinbart.  Zeitweilig  eine 
groase  Ausdehnung  nahm  das  Lohuskalensystem 
in  den  Kohlenrevieren  an.  Nach  ihm  arbeiteten 
die  Kohlenhauer  in  Durham  von  1877— 18H9, 
diejenigen  in  Xorthnmberland  von  1879—1887. 
in  Cannockshire  von  1877—1883,  in  Wales, 
freilich  mit  vordbergeh enden  Unt«rbrechuiigen, 
sowie  in  SüdstafTordshire  seit  1876.  Die  Lohn- 
skala für  die  Eiseuarbeitet  in  Mittelengland  hat 
von  1874—1890  bestanden.  Kacb  v.  Nostilz  be- 
stehen zur  Zeit  noch  in  Grossbritannien  die 
Lohnskalen  der  Eisenarbeiter  von  Nordengland, 
aus  den  Jahren  1871  bezn.  1874  stammend,  von 
Mittelengland  seit  1874,  von  Wales  seit  187» 
bezw.  1890.  In  letzterem  Distrikt  arbeiten  so- 
wohl die  Eisenarbeiter  als  auch  die  Koblenhäuer 
nach  Skalen.  Dass  die  genannten  Skalen  wirk- 
lich alle  noch  gegenwärtig  in  Kraft  sind  und 
nicht  etwa  bloss  gewisse  Lohnusancen  in  Er- 
innernng  au  früher  formal  giltige  Skalen,  ist 


übrigens  nicht  unbeatritl«n.  Nach  einer  anderen 
Quefle  soll  dag  einzige  britische  Kohlenrevier, 
wo  sich  die  Skala  noch  erhalten  bat,  dasjenige 
von  SUdwales  sein.  Dem  widerspricht  freilich 
wieder  eine  Angabe  der  ofäziellen  britischen 
Arbeitsstatistik,  die  leider  sonst  umfassende  und 
regelmässige  Angaben  Über  die  im  Gebrauch  be- 
findlichen Lohnmethoden  nicht  giebt,  wonach 
allein  im  Januar  1900  153000  .irbeiter  eine 
Lohnaufbesserung  dank  der  gleitenden  Skalen 
erfahren  haben.  Soviel  ist  jedenfalls  sicher, 
dass  eine  ganze  Reihe  der  bekanntesten  Lohn- 
skalen wieder  ansser  Gebrauch  gekommen  sind 
und  grosse  and  führende  Qe  werk  verein  sverbäude 
neuerdings  von  dem  Skalensjatem  nichts  mehr 
wissen  wollen.  Der  Höhepunkt  der  Wirksam- 
keit dieser  eigenartigen  Lonnmethode  war  Mitte 
der  80  er  Jahre,  Munro  schätzt  für  das  Jahr 
1884  etwa  J23Ü00  Arbeiter,  die  nach  Lohn- 
skalen gelöhnt  wurden.  Zeitweilig  sollen  gegen 
200000  Arbeiter  nach  dieser  Methode  bezahlt 
worden  sein.  Im  Jahre  1885  waren  allein  acht 
Skalen  gleichzeitig  in  Geltung.  Bezeichnend  ist 
übrigens,  dass  man  auch  dort,  wo  man  grund- 
sätzlich an  der  Methode  der  gleitenden  Lohn- 
skala festzuhalten  entschlossen  war,  die  alten 
I  Skalen  durch  neue  mehrfach  erst  nach  grosseren 
Arbeitieinatellungen  ersetzt  hat.  Ein  zuver- 
1  lässiges  Gegenmittel  gegen  Arbeitsstreitigkeiten 
.  ist  also  die  Lohnskala  nicht  gewesen.  SUding 
{  scales  ausser  in  der  Kohlen-  uud  Eisenindustrie 
Englands  sind  nicht  bekannt  geworden.  Nur 
ein  vereinzelter  Fall  vor  Hb  ergehender  Art  in 
einer  Färberei  wird  gelegentlich  erwähnt.  — 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
speciell  iu  den  dortigen  Kohlenrevieren,  insbe- 
sondere in  denjenigen  von  Pittsbnrg,  hat  das 
Einig ungs  verfahren  analog  dem  britischen  festere 
Formen  angenommen.  Dort  sind  auch  Lohn- 
skalen zur  Anwendung  gelangt.  Auch  in  der 
amerikanischen  Eisenindustrie  berichtet  man  von 
einigen  Erfolgen  dieses  Systems.  Endgilt  ige 
liegen  augenscheinlich  ebenfalls  nicht  vor.  Doch 
wurde  nach  gelegentlichen  Mitteilungen  in  Kord- 
amerika auch  in  neuester  Zeit  noch  vielfach  in 
der  Montanindustrie  nach  dem  „basis  System" 
i  gearbeitet. 

3>  Sozialpolitische  Bedeutung.  Die 
Lohnskala  stellt  keine  Gewinnbeteiligung  dar. 
Der  wichtigste  Inhalt  einer  Skala  ist  ihre 
Basis,  d.  h,  der  zum  Ausgangspunkt  genommene 
Normallohn  und  Normalpreis,  Von  innen  hängt 
in  erster  Linie  die  Lohnhöhe  ab;  um  sie  drehen 
sich  eriahmng^eraäsB  die  heftigsten  Lohn- 
kämpfe.  Eine  wirkliche  Gewinnbeteiligung  liegt 
auch  deswegen  nicht  vor,  weil  der  Marktpreis 
der  Produkte  nur  einen  sehr  rohen  und  unzuver- 
lässigen Massstab  für  die  Betriebsresiütate  ab- 
geben kann.  Die  Geschicklichkeit  und  Kapital- 
kraft des  einzelnen  Unternehmers  tritt  ganz  in 
den  Hintergrund.  Das  Verhältnis  von  Gewinn 
und  Verkanfspreis  ist  kein  festes ;  die  Aufnahme- 
fUhigkeit  des  Marktes,  Schwanken  des  Zins- 
fusses,  rasche  und  vorteilhafte  Ausnntznng  der 
Konjunktur  und  dergleichen  mehr  veÄndern  die 
Betriebsresultate,  Es  kommt  dazu,  dass  gar 
nicht  die  Preise,  die  der  einzelne  Unternehmer 
erzieh  hat,  der  Skalen berechuung  zu  Grunde 
gelegt  werden,  sondern  regelmässig  der  Durch- 
schnitt aus  den  Preisen  des  gesamten  Ininstrie- 
Zweiges.   Die  Lohnskala  ist  auch  keine  dauernde 
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Lohnskala,  gleite  ade 


FestsetznnE  der  LjShne.     Die  Macht  Verteilung  I 

des  Angenttlicks  hana  die  bisher  gewonnene , 
Grundlage  rasch  Teracliielen,  mit  auderenWorten  ' 
das  Arbeitsverhältnis  kann  neu  geordnet  werden.  ] 
Von  einer  automatischen  Regelung  der  Löhne 
kann  man  aus  denselben  Gründen  nur  insofern 
'sprechen,  als  die  Prozentsätze,  wie  sie  in  der 
Stiala  vereinbart  sind,  eine  automatische  Pro- 
gression nnd  Degression  vorsebeu.  Der  wich- 
tigste Punkt,  dos  Wechsel  Verhältnis  von  Lohn 
und  Preis,  beruht  lediglich  auf  Vertrag  nnd 
«piegelt  die  geschichtliche  Ent>tickelung  beider 
wieder. 

Auch  die  Anwendbarkeit  des  LrhoBkalen- 
Bvsteuüs  ist  natnrgemäss  eine  sehr  beachräokte. 
Dasselbe  wird  nur  fQr  Gewerbe  anwendbar  sein, 
bei  denen  es  sieb  in  der  Hauptsache,  wie  hei 
den  Kohlen,  nur  um  die  Gewinnung  eines 
Rohstoffes  selbst  handelt  oder  bei  denen  die 
Herstellnug  verhältnismässig  einfach  und  mit 
annäbernd  gleichbleibenden  Küsten  verbunden 
ist.  Wo  der  Arbeitslohn  keinen  Hauptteil  der 
Herstellungskosten  und  damit  auch  keinen 
Hanptmesser  für  den  Verkaufspreis  bildet,  ist 
der  Gmndgedanke  der  Skala,  nämlich  der  un- 
mittelbare Zusammenhang  von  Lohn  und  Ver- 
kanfspreis.  nicht  iu  den  Verhältnissen  gegeben. 
Es  koiDmt  dazu,  dass  bei  Eisen  nna  Kohle 
Unternehmer  nnd  Arbeiter  stark  organisiert  und 
dadurch  die  geeigneten  Stellen  vorhanden  sind, 
die  zwar  nicht  unentbehrlich  sein  niiigen,  wie 
Südwales  lehrt ,  aber  die  Vereinbarung  von 
Skalen  wesentlich  erleichtem.  Indessen  haben 
sich  auch  dort,  wo  diese  Voraussetzungen  vor- 
liegen, mancherlei  Anstände  gezeigt,  welche 
aber  wenii^stens  teilweise  vermieden  werden 
kSnnen. 

Wenn  die  Skalen,  was  die  Arbeiterschaft 
wünscht,  mSgtlchst  schnell  den  Schwankungen 
des  Marktpreises  folgen  sollen  —  statt  der 
früheren  ß  Monate  sind  1—2  monatliche  Fest- 
Btellungsfristen  eingeführt  worden  — ,  so  kommt 
das  Lohnniveau  aus  einer  forlgesetzten  Si^hwan- 
kung  nicht  heraus.  Die  Privatbndgeia  der  Ar- 
heiter  ändern  sich  unter  Umständen  mehrmals 
im  Jahre.  Jede  derartige  Verschiebung  in  dem 
Einkommen  des  einzelnen  setzt  aber  baus- 
bälterische  Tugenden  und  vorsiclitigc  Ausgabe- 

filSne  voraus,  die  in  Arbeiterfumilien,  in  Eng- 
and  vielleicht  noch  weniger  als  in  Dentschlana, 
anzutreffen  sind.  — 

Immerhin  kann  die  Lohnskala  mancherlei 
Vorteile  bringen.  Sie  ist  eine  der  Formen  der 
kollektiven  Vertragscbliessnng ,  und  die  That- 
sacheu  erbringen  den  Nachweis,  ilass  die  Methoden 
dieser  kollektiven  Vertragschliessung  vor  allem 
deshalb  so  sehr  an  Anhängerschaft  gewannen 
haben,  weil  auf  diesem  Wt-ge  die  dabei  not- 
wendige beiderseitige  Parteienvertretung  die 
Gewähr  giebt,  dass  keine  der  beiden  Parteien 
der  anderen  die  Vertragsbedingungen  diktiert. 
Das  gegenseitige  Verständnis  der  Parteien  wird 
durch  die  Lohn^ala  gefordert  und  eine  nüchterne 
Lohnpolitik  hüben  und  drüben  nahe  gelegt. 
Unzweifelhaft  kann  die  Lohnskala  auch  strike- 
verhUtend  wirken  nnd  hat  es  in  manchen  Fällen 
thatsAchlicb  getban.  Dagegen  ist  gar  keine 
Bede  davon,  dass  sie  eine  einigermassen  zuver- 
lässige Prophylaxis  gegen  Arbeitsstreitigkeiten 
überhaupt  bildet.  Gerade  in  denjenigen  Kohlen- 
— ■ __.|  Lohnskalen  lange  Zeit  bestanden 


haben,  sind  langwierige  Arbeitsausstände  aus- 
gebrochen. Der  Wert  des  Skalensjatema  wird 
aber  ganz  erheblich  herabgemindert,  wenn  immer 
wieder  neue  Skalen  verembart  werden  müssen. 
Wie  schon  gesagt,  hat  sich  in  neuerer  Zeit 
in    der   britischen    Arbeiterschaft    ein    starker 


anderen  Wegen  durch   eine  kräftige  G«werk- 
vereinspolitik  besser  und  rascher  ausnutzen  zn 
können.      Die    Arbeiter    behaupten ,    wie    mir 
scheint,    ziemlich  kurzsichtig,   dass  die   Lohn- 
skala dahin  führe,  dass  die  Unternehmer  gar 
kein    Interesse   mehr    an   hohen    Preisen    ihrer 
Waren     hätten.      Bei     rückgehenden    J'reiaen 
machten  sie  den  Verlust  durch  Ersparung  an 
Löhnen   wieder   wett.     Mehrfach    wurde    auch 
darüber  geklagt,  dass  die  berechneten,  aus  den 
Geschäftsbüchern  gewonnenen  Marktpreise  den 
thatsBchlichen  ^ar   nicht  entsprächen  nnd    in 
Widerspruch  mit  den  Sotieningen  der  Handels- 
blfitter    ständen ,    wobei   wohl   Öbersehen  wird, 
dass  gerade  bei  Kohlen  und  Eisen  AbschlQsse 
auf  lange  Zeit  üblich  sind,  auf  die  ein  Steigen 
des  Tagespreises  nicht  von  Belang  sein  kann. 
Die  Gegnerschaft  der  britischen  Arbeiter  gegen 
die  Lohnskalen  ist  zeitweilig  eine  so  lebhafte 
gewiirdeu,  dass  man  in  erregten  Versammlungen 
das    System    als    „Schwindel"    schlechthin    oe- 
zeichnete.     Sonst    massgebende    Küpfe    in    der 
trade-uuioniatischen  Bewegung,  wie  Webb  u.  a., 
betonen  dagegen  immer  wieder  die  Vorzöge  der 
Lahnskala  als  Antistrikemittel. 
Litteratur:    J.    E.    C.    Afiinro,    fllidiiig  triilet 
111  lk<  eoal  indiiitry,  IHSS.  —  Derselbe,   SHding 
Malet   in   the   iroii   inituitrj/,   1886.   —   Prtce, 
IndiMrial   peace,    i'U    adianlagft    methodt    aad 
dißtfulliea,    laar.   —   S.    and   B.    Weth,    The 
hislory    of   Trade     Unionitme,    1804.    —    ".    V, 
Sehuti^-Oaevernitt,     Dir    Veiineidung    und 
Beilegung    rou  Arbtiltslreiligteilrn    in  England, 
Jahrb.  f.    Gel.   u.   Verv.  XJII,   ISSa.  —  Der- 
selbe,   Zum   lotialen  I'Hrden,   li'JO,  2  Bde.  — 
Sehr.  d.    f.  /.  Sniialp.  iä,  IS'JO  (Auerbach,  Lott, 
Brentituo).    —    Sasse     und    Krütniner,    Dir 
BergarbeitcrrerhSlluiue    Grmibritannietii,    1891, 
—  SarUtrIua  v.   Wallerahausett,    Du  nord- 
amerikauiKhen      Gdcerlaehaflen,     1886.     —    tr. 
JVostitx,    Dat  Au/ilciyeii  det  Arbeilerilande»  in 
England,   S.   4'J^  f.,  liiOO.  —  f.  Zicledlneck-, 
Südenhoral,   Lihnpolitik   und   Lohnlkeurie,  S. 
2Slff..    1900.    ~    BSermer.      Arl.     luhnikala, 
gleilendr.    H.    d.    .St.  1.  A.  Bd.  i,  S.  IWIß.  — 
Derselbe.  Art.  iMhmkatii,  gteüendr,  W.  d.  V.  Bd. 
11.  X  Joiff.,  mx. 

G  leime«.  Biermer, 


Lohnwerk 

rbe  oben  Bd.  IV,  S,  360tf. 
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Longe^Lotsen 


Longe,  F.  D., 

englisicher  Lohiitheoretiker,  ist  wie  Cliffe  Leslie, 
Walker.  Breutnno  nnd  John  Stnnrt  Mill  (r.  d.). 
jedoch  bereitit  tot  dieseu  (1866),  ein  Gegner 
der  Lohnfoudstheorie  der  modenieu  Volkswirt- 
schaftslehre, d.  i.  der  Doktrin,  welche  irrtüm- 
licherweise das  UiiMniehmerkapital  fUr  die 
Quelle  des  Arbeitslohnes  ansieht. 

Das  Hauptwerk  Longes  ist:  ,,RefiitatJoi]  of 
the  waKe-fund  theory  of  modern  political  eoo- 
iiomy",  Loudon  1866.  Früher  erschien  von  Longe ; 
„An  inqiiiry  int«  the  Law  of  „atrikes",''  Cam- 
bridge 1860. 

Vgl.  über  Longe:  Eoscher,  Gesch.  der 
Nat.,  S.8K8.  —Ingram,  Gesehidiie  derVolis- 
wirtschaftslehre  (üoersetzt  von  Roschlau),  Tü- 
bingen 1890,  S.  216  u.  314.  -  Cossa,  Ein- 
leitung in  das  Studium  der  Wirtschaftslehre 
(2.  Aufl.,  abersetzt  von  Moormeister),  Freibnrg 
1880,  S.  179.  —  Derselbe,  Introduziooe  allo 
stndio  deir  Economia  Politica,  3»  ed.,  Uilano 
1892,  S.  363.  —  Block.  Les  progrSs  de  la 
science  äconomique,  II.  t,  Paris  1S90,  S.  270,  272. 
Schmidt. 


Loria,  Achllle, 

wurde  am  2.  111.  18ÖT  zu  Mantua  geboren,  er- 
warb im  Jabre  1877  die  jnristische  Doktorwürde 
zu  Bologna,  widmete  rieh  darauf  wirtschaftlichen 
Studien  erst  in  Mantua  und  Pavia,  dann  in  Rom, 
Berlin  und  London,  hier  besonders  im  Britischen 
Hiiseum  arbeitend.  Im  Jahre  18S1  wurde  er 
auiucrordent  lieber  Professor  der  Nationalüko- 
nomie  an  der  üniversitÄt  Siena  1881  wurde  er 
daaelbKt  zum  ordentlieien  Professor  befönlert. 
Seit  Kovember  1891  gehurt  er  in  gleicher  Eigen- 
schaft dem  Lehrkörper  der  ÜniversitÄt  Padna  an. 
Erverüffenttichte  au  staatswisseusebattlichen 
Schriften  a)in  Buchform;  La  rendtta  foudiaria 
e  la  sua  eli»ione  naturale,  Uilano  18T9.  —  La 
legge  di  popolaaione  ed  il  sistcma  sociale,  Siena 
im.  (Zweite  Anfl-,  Padna  J897.J  —  La  teoria 
del  valore  negli  economisti  italiani,  Bologna 
1882.  —  La  teoria  economica  della  costitnzione 
politica,  Torino  1886.  Von  dieser  Schrift  ernehieu 
vine  französische  Uebersetzung  (Les  bases  tco- 
namiques  de  la  Constitution  sociale,  Paris,  Alcan, 
1893),  eine  dentsohe  (Mohr,  1895)  und  eine  eng- 
lische (Sonnenschein,  1899),  —  Analisi  della  pro- 
■piietk  capitalista,  2  vol.,  Torino  1889  (mit  dem 
königl.  Preise  gekrönt).  —  Stndii  aul  valore 
della  moneia,  Torino  1891.  —  La  terra  ed  il 
sistema  sociale,  Padova  1892.  (Von  dieser  Schrift 
erschien    in   der    „Revue   d'iconomie    politique 

äuli  1892]  eine  franzüsische  Uebersetzung.)  — 
dazio  sni  cereali,  Padova  1892.  —  Problemi 
social!  contemporanei,  Milano  1895  (französisch 
übersetzt  1897).  —  La  costituzione  economica 
odierna,  Torino  1899. 

b)  in  Zeitschriften,  und  zwar  in 
.,Nnova  Antologia";  Kari  Man  (1883).- 
Kcuola  austriaca  nell'  economia  jwlitica  (1---,. 
—  Emile  de  Laveleye  e  le  sue  opere  (1832). — 
L'opera  postnma  di  Carlo  Marx  (1895).  —  La 
controversia  del  capitalisnio  in  Kns,sia  (189' 
Henrj    George  (1897).  —  Serate    socialiste 


Londra  (1899).  —  In  der  „Rivista  di  Filo- 
'  ft  scienti  tica";  Carlo  Darwin  e  l'eco- 
a  politica  (1884).  —  Im  „Journal  des 
nomistes":  La  th^rie  de  Karl  Marx  sur 
la  valeur  (18841.  —  Im  „Giornnle  degli 
Economisti":  Sulla  concorrenza  dellavoro  car- 
cerario  al  lavoro  iibero  (1886).  —  La  storia  uella" 
za  economica  (1889).  —  In  den  „Rendi- 
:i  delP  Accademia  dei  Lincei"; 
Int«mo  all'  influenza  della  reudita  fondiaria 
inlla  distribnzione  topografica  delle  Industrie 
1888).  — Indem  „Journal  of  the  Statifiti- 
■al  Society":  Ou  the  effects  ot  Import  duries 
n  new  and  old  countries  (1887).  —  lu  den 
„Annais  of  the  American  Acaderay  of 
political  and  social  science":  Economics 
m  Italy  (1891).  —  In  „Quarterly  Jonrnal 
of  Erouomics":  The  landed  Iheory  of  profit 
(1891).  —  In  PalKtaves  Dictiouary  of 
pol.-ec:  Italien  scnool  of  eeouomiste.  —  In 
'mericau  anthropologist  1899:  Soiial 
itropology.  —  In  Annale!!  de  l'Inst.  Int. 
?  Sociologie  1900;  La  sociologie  glottolo- 
gique. 

Vgl.  über  Loria  vor  allem:  v.Schnllern- 
Schrattenboten,  Die  theoretische  National- 
ökonomie Italiens  iu  neuester  Zeit,  Leipzig  1891. 
—  Graziani,  Appnnti  critici  sulla  Analisi 
della  proprietä  ca^talista  di  A.  Loria,  Bologna 
1890.  —  Alessio,  La  proprietä  capitalista. 
Studio  suU'  opera  del  prof.  Loria,  Roma  1890, 
C.  Ä.  Conigliani,  L'econoniia  capitalista  nel 
sistema  teonco  del  Loria,  Modena  1Ö99.  —  Prof. 
C.  Snpino,  La  costituzione  economica  odienia, 
di  Achille  Loria,  Pisa  1899.  —  Lejtis  in  Jahrb. 
für  Gesetzgebung  1894,  Heft  1.  -  L.  Cossa, 
Introdnzione  allo  studio  dell'  eiMiuomia  iiolitica, 
1.  ediz.,  Milano  1892  (S.  527/528). 

Std. 


1.  Begriff  und  Stellune.  Lotsen 
sind  Pei-sonen,  welche  die  Führung  vou 
Seeschiffen  in  die  Häfen  und  ans  deu  Häfen 
berufsmäsaig  ilbernehmen.  Die  Lotsen  zer- 
fallen in  Ilatenlotaen,  welche  lediglich 
die  Föhnmg  der  Schiffe  unmittelbar  in  und 
atiB  dem  Hafen  besorgen  und  See-  oder 
Revierlotsen,  welche  die  Führung  der 
Schifte  fftr  eine  längei-e  Wasserstreeke,  die 
zwischen  dem  Hafen  und  der  See  liegt, 
übernehmen.  Der  auf  einem  Schiffe  be- 
findliche Lotse  gehört  nicht  ztir  Scliiffsbe- 
satznng.  Die  Lotsen  sind  unter  öffeotüeher 
Autorität  fungierende  f)rgane,  welche  im 
Interesse  der  Seesciüf fahrt  lliätig  werden 
lind  entweder  den  Charakter  von  Gewerbe- 
treibenden oder  den  von  Beamten  besitzen. 
Die  Stellung  des  Jjotsen  auf  dem  Schiffe 
ist  verschieden,  je  nachdem  ihm  der  Schiffs- 
fflhrer  die  Fflhning  des  Schiffes  fibertragen 
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hat  oder  nicht.  Im  letzteren  Falle  ist  er 
lediglich  Hatgeher  des  SchiffsfOhrera ;  in 
ersterera  Falle  dangen  nimmt  er  selbst  die 
Steläung  des  Schiffeführers  ein,  er  hat  die 
Befugnisse  und  die  Verantwortung  desselben. 
Der  Schiffer  ist  stets  berechtigt,  dem  Lotsen 
das  Kommando  zu  übertragen,  verpflichtet 
dazu  ist  er  nur  da,  wo  Lotsenzwang  be- 
steht. 

2.  DeatBchland.  Das  Institut  der  Lot- 
sen hat  sich  in  Deutschland  sehr  vei-schie- 
den  entwickelt.  An  der  Noixlsee  überwiegen 
die  Revier-  und  Seelotsen;  hier  sind  die 
Lotsen  regelmässig  Gewerbetreibende. 
Dagegen  nahen  die  liOtsen  der  Ostsee  meist 
denCliaraktervon  Hafenlotsen;  sie  erscJieinen 
als  Beamte,  denen  neben  ihren  Aufgaben 
als  Ijotsen  auch  eine  Beteiligung  an  der 
Ausübung  der  HaEenpolizei  zusteht.  Die 
R.-Gew.-0.  §  31  bestimmt,  dass  Lotsen  sicli 
Aber  den  Besitz  der  erforderhchen  Kennt- 
nLsj^c  durch  ein  BefähignngszeugnJs  der 
höhei-en  Verwaltungsbehörde  ausweisen 
mflssen.  Die  Befugnis,  die  "Vorschriften 
über  den  Nachweis  der  Befähigung  zu  er- 
la.<isen.  steht  dem  Bundesrat  zu.  Dieser  hat 
aber  von  der  ihm  erteilten  Ermächtigung 
bisher  keinen  Gebrauch  gemacht  Es  sind 
daher  die  landesrechtlichen  Vorschriften  in 
Kraft  geblieben.  Äwsserdem  gelten  die- 
jenifjen  besonderen  Anordnungen,  welche 
hinsichtlich  der  Lotsen  auf  Strömen  durch 
Staats  Verträge  getroffen  sind.  Die  Zeugnisse, 
welche  den  Lotsen  auf  Gnmd  des  Nach- 
weises ihrer  Befähigung  erteilt  werden, 
gelteu  mir  für  das  in  denselben  bezeichnete 
Fahrwasser.  Der  Ijandesgesetzgebting  ist 
vorbelialtea,  die  Ausübung  des  Lotsenge- 
werbes aussenlem  von  einer  besonderen 
Genehmigung  abhängig  zumachen.  (Gew.-O. 
§  34) 

Ein  Lotsen  zwang,  d.  h.  die  Ver- 
pflichtung der  Schiffe,  sieh  beim  Einlaufen 
lu  und  beim  Auslaufen  aus  dem  Hafen  eines 
Lotsen  zu  bedienen,  besteht  namentlich  an 
der  Ostsee.  Die  betreffenden  Vorschritten 
beruhen  auf  orts-  imd  bezirkspolizeilichen 
Veroi-dnungen. 

Die  Schiffe,  welche  einen  Lotsen  an  Bord 
zu  nehmen  wünschen,  zeigen  diese  Absicht 
durch  Lotsensignale  an.  Die  Fest- 
setzung der  Lotsensignale  ist  durch  das 
RSt.G.B.  §  145  dem  Kaiser  überlassen ;  die 
jetzt  massgebenden  Vorschriften  beruhen 
auf  der  Xol-  und  Lotsensignalord nung  für 
Schiffe  auf  See  und  auf  den  Ktistengewässern 
vom  14.  Anglist  1876. 

Für  die  Thätigkeit  der  Lotsen  sind  Ge- 
bühren zu  entrichten,  deren  Betrag  durch 
Tarife  für  die  einzelnen  Häfen  bestimmt 
wird. 

3.  Andere  Länder.  In  den  anderen 
Ländern  bestehen  in  Bezug  auf  das  Lotsen- 


wesen ähnliche  Einrichtungen  wiein  Deutsch- 
land. 

In  Oesterreich  ist  das  Lotsenwesen 
durch  eine  Verordnung  des  Handelsmiiiis- 
teriiims  vom  1.  Juli  1888  gei'egelt.  Die 
Lotsen  sind  Gewerbetreibende,  welche  die 
Befähigung  für  Ausübung  ihres  Berufes 
durch  Prüfungen  nachweisen  müssen.  Lot- 
senzwang existiert  hier  nicht.  Die  Gebühren 
sind  durch  die  erwähnte  Verordnung  nor- 
miert worden. 

In  Frankreich  haben  die  Lotsen  den 
Charakter  von  öffentlichen  Beamten.  Die 
Rechtsverhältnisse  derselben  sind  durch  ein 
Dekret  vom  1'2.  Dezember  1806  geregelt. 
Für  jeden  Hafen  fungiert  eine  b^timmte 
Zalil  von  Lotsen,  welche  durch  den  Marine- 
minister  festgesetzt  wird.  Als  Lotsen  dürfen 
nur  solche  Personen  zugelassen  werden, 
welche  die  Befähigung  zur  AnsObimg  ihi-es 
Berufes  nachgewiesen  haben.  Die  Lotsen 
stehen  unter  der  Aufsieht  von  Marineoffi- 
zieren, besonderen  Ijotsenoffizieren  und  der 
Hafenobrigkeiten.  Es  besteht  Lotsenzwang, 
von  dem  jedoch  gewisse  Arten  von  Schiffen 
eximiert  sind.  Die  Gebühren  werden  für 
jeden  Hafen  besonders  festgesetzt. 

Von  grosser  Bedeutung  ist  das  Lolsen- 
wesen  in  England.  Die  Lotsen  haben 
hier  den  Cliarakter  von  Gewerbetreibenden, 
welche  zu  koi'porativen  Organisationen  zu- 
sammengefa-sst  sind,  Die  Sorge  für  Lotsen 
war  der  Korporation  des  Trinity  House. 
dessen  Verfassung  auf  Inkorporationseharten 
aus  der  Zeit  Heinriclis  VIIl.  und  Jakobs  IL 
beruhte,  und  einer  Reihe  kleinerer  Körper- 
schaften übertragen,  welche  unter  der  Auf- 
sicht des  Trinity  Housc  standen.  In  diesem 
Jahrhundert  liat  die  staatliche  Gesetzgebung 
eingegriffen  und  die  Rechtsverhältnisse  der 
Lotsen  eingehend  geregelt.  Die  jetzt  mass- 
gebenden Grundsätze  beruhen  auf  dem 
merchant  shipping  act  von  IS'ii  {17  und 
18  Vi  ct.  c.  104)  und  dem  mercliaut 
shipping  (pUotage)  act  von  1889  (52  und  53 
Vict.  c.  68).  Danach  haben  die  bisherigen 
Lotsenobrigkeiten,  d.  h.  das  Trinity  House 
und  die  kleineren  Korporationen  ihre  Be- 
fugnisse behalten.  Sie  sind  berechtigt,  Lof^ 
sen  zu  konzessionieren,  und,  wenn  dieselben 
ihre  Pflichten  vernachlässigen,  ihnen  die 
Konzession  zu  entziehen.  Sie  können 
Schiff sfflhrem  und  Steuerleuten  die  Be- 
fugnis erteilen,  auf  ihren  Schiffen  selbst  als 
liOtsen  zu  fungieren.  Sie  haben  ausgedehnte 
Verordnungsbefugnisse,  indem  sie  diurch 
Statuten  (bylaws)  Bestimmungen  über  die 
Qualifikation  der  txstsen,  die  Lotsendistiitte, 
die  Lotsengebflhren,  die  Beschaffenheit  der 
Lotsenbote  und  andere  Gegenstände  treffen 
dürfen.  Gegen  die  Bestimmungen  dieser 
Statuten  steht  aber  den  davon  betroffenen 
Pereonen  eine  Beschwerde  an  das  Handels- 
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amt  zu.  Dem  UaDdelsamt  ist  überhaupt  die 
Aufsicht.  Ober  das  gesamte  Lotseiiwesen 
flbertragen.  An  dasselbe  sind  von  den  Lot- 
senobrigkeiten regelmässige  Berichte  zu  er- 
statten; denjeiiigeu  Korporationen,  welche 
dieser  VerpllichliiDg  nicht  naciikommen, 
können  ihre  Befugnisse  entzogen  und  auf 
das  Trinity  House  flberti-agen  werdei].  Dem 
Handelsamte  stehen  auch  gewisse  "Verord- 
iiungsbefiignisse  auf  dem  Gebiete  des  Lot- 
senwesens  sowie  das  Recht  der  Erteilung 
von  IjOtscnkon  Zessionen  an  Schiffsführer 
lind  Steuerleute  und  die  Entziehung  der- 
selben zu.  Lotsen,  -welche  sieh  durch  ge- 
wisse, gesetzlich  näher  bestimmte  Ent- 
scheidungen der  Lotsenobrigkeiten  beschwert 
fühlen,  können  Benifung  an  einen  Graf- 
schafteriebter  oder  an  einen  hauptstädtischen 
oder  besoldeten  EViedensrichter  ergreifen, 
welcher  über  die  Sache  mit  einem  schiff- 
fahrtskimdigen  Beisitzer  zu  Gericht  sitzt. 
Ein  Lotsen  zwang  besteht  fOi-  bestimmte 
Distrikte.  Doch  sind  von  diesem  Lotsen- 
zwange  gewisse  Klassen  von  Schiffen  ge- 
setalich  befreit,  und  diu^h  Statuten  der  Lot- 
senobrigkeiten können  einzelne  Schiffsführer 
oder  die  Führer  einzelner  Arten  von  Schiffen 
davon  ausgenommen  werden. 

Lltteratur:  O.  Meyer,  Lehrbuch  det  draUehcn 
VerjffoltiingiiTeckU,  Bd.  I,  S.  S5S.  —  Letcla, 
Devtichet  Üeerrcht,  Bd.  I,  S.  ISS  ff.,  in  Ende- 
HidHit»  Ilandbiieh  de»  deatuchea  Handeltrechtt,  \ 
Bd.  IV,  S.  117 ff.,  in  v.  Ute-ngela  ViSrttrbuck 
An  deuUche»  Verwailungirtelitii,  Bd.  I,  S,  SSff. 
—  5toerJc,  ebenda,  S,  Ergänningibatid,  S.  HU, 
ä34ff.  —  B.  TToffti^r,  Beiträge  tum  Äcerer-A(, 
Äijra  ISSO,  S.  iSff.  —  F.  Perel»,  Handbafh 
det  allgcmeiaea  Sffealliehen  Seerecht»  im  Devt- 
»chen  Reiche,  Berlin  1884,  *■  ^H  S'-  —  Üau- 
rlce  Block,  Dictirmnaire.  de  Vadminiitmlioa 
franpiitt,  v.  »pilote  lamanearu.  —  JB.  Onet8t, 
EngUtche»  Veraatliingtrechl,  Bd.  II,  S.  9S6ff. 
C.  Mever. 


Lotterie  und  Lotteiiebestenerang. 

I.  AllgemeineB:  1.  Wesen  und  Entwicke- 
Iniig  der  Lotterie.  2.  Technik  und  Formen  der 
Lotterie.  3.  Daa  Projekt  der  Scherlachen  Spar- 
and  Zinsentotterie.  IL  Die  ataatlichenLot- 
teriebetriebe:  1.  Die  prenssiache  Elassen- 
lotterie.  2.  Die  sächsische  Landeslotterie,  j). 
Die  Klasseulotterieeii  in  anderen  deutschen 
Staaten.  4.  Statistik  der  deatscbeu  Kinasen- 
lotterieen.  5.  Die  K lassen lotterieen  im  Ausland, 
ß.  Das  Zahlenlotto  in  Oesterreicb.  1.  Das  Zah- 
lenlotto in  Italien.  III.  Die  Lotteriebe- 
steuerung: 1.  Charakter  der  Staatseinnahmen 
aus  den  Lotterieen,  2.  Die  Steuern  auf  den 
Lotterieen. 

I.  Allgemeines. 
L  Wesen  nnd  Entn'ickeliing  der  Lot- 
terie.   Lotterieen  sind  Veranstaltungen  von 


Glücksspielen  mehrerer  gegen  einen  nach 
einem  bostinimtenGcschiäftsplane,  bei  welchem 
die  Ziehung  von  Losen  oder  Nummern  «1er 
ein  ähnliches  auf  den  Zufall  gestelltes  Mittel 
Ober  Verlust  des  Einsatzes  oder  Erreichung 
von  Vermögensvorteilen  (Gewinsten)  ent- 
scheidet. Durch  den  Lotterievertrag  ver- 
pflielifet  sich  der  Unternehmer  des  Spiels 
einer  Mehrzahl  von  Kontrahenten  gegenüber, 
welche  sich  ihrerseits  zur  Zahlung  einer 
Geldsumme  oder  zum  Einscliieseen  eines 
anderen  Wertgegenstandes,  des  Einsatzes, 
bereit  erklären,  gleichmässig  zu  einer  Leistung 
vermögensrechtlichen  Inhalts  an  denjenigen 
unter  ihnen,  welchen  das  eingeschlagene 
Ausspielungs verfahren  als  den  Bezugsbe- 
rechtigten, den  Gewinner,  bezeichnet.  Je 
nachdem  der  zu  erwartende  Gewinn  in  einer 
Geldsumme  oder  aber  in  unbeweglichen 
bezw.  beweglichen  Sachen  besteht,  liegt  eine 
Geldlotterie,  Lotterie  i.  e.  S.  oder  eine 
Warenlotterie,  Ausspielung,  vor.  Et>enso  ist 
eine  Verbindung  l>eider  Formen  möglich. 
An  dieser  Stelle  soll  indes  nur  das  Gebiet 
der  Geld  lotterieen  ins  Auge  gefasst  werden. 
(Vgl.  d.  Art.  Spiel  und  Wette.) 

Aus  den  verschiedenen  Gestalten  der 
Wette  und  des  Glücksspiels  hervorgegangen, 
hat  die  Lotterie  deren  sittliche  und  wirt- 
schaftliche Gefahren  und  Nachteile  dadurch 
zu  mindern  gesucht,  dass  hier  die  Vortei- 
inng  von  Gewinu  und  Verlust  im  voraus 
festgesetzt  ist  nnd  nicht  aus  der  Thfttigkeit 
der  Spieler  und  den  besonderen  Umständen 
des  Spieles  selbst  hervorgeht.  Von  den 
beiden  Arten  der  Lotterieen  ist  die  Waren- 
lotteric  die  frühere  —  z.  H.  schon  lö21 
erwähnt  als  städtische  Unternehmung  in 
Osnabi'ück  —  die  Geldlotterie  die  sjtätere. 
Indessen  hat  im  Laufe  der  Zeit  die  jüngere 
Schwester  die  ältere  mehr  und  mehi'  ver- 
drängt, von  der  heute  nur  nocli  geringfügige 
[Teberbleibsel  vorhanden  sind. 

Die  Geldlotterie  hat  ihre  eigentliche  Heimat 
in  Italien,  wo  die  erste  im  Jahre  1590  vom 
floreotinischen  Staate  nnteniommen  worden  zn 
sein  scheint.  Diesea  Beispiet  fand  eine  Beihe 
von  Nacliahniungen,  welche  teils  über  das  Sta- 
diam  des  Versuches  nicht  hiDanakameo,  wie  in 
Frankreich,  teils  in  rascher- Eni wickeinng  ge- 
diehen, wie  in  den  meisten  Staaten  und  Städten 
auf  der  apenniniarbea  Halbinsel.  Hatte  sich 
einmal  der  menschliche  Erfindungseeiac  diesem 
Gebiete  zugewandt,  so  trat  seine  Bethscignng 
rasch  in  verschiedenen  Formen  in  Erscheinuug, 
welche  hia  in  die  Gegenwart  herein  typisch  ge- 
blieben sind.  Die  ältere  form,  die  Klaesen- 
lotterie,  durfte  schon  im  16.  Jahrhundert  in 
Holland  aufgekommen  sein,  von  wo  aus  sie, 
vornelimlich  in  den  germanischen  Ländern,  Ver- 
brettung fand,  Eine  solche  wurde  in  Deutsch- 
land zuerst  in  Hamburg  1610  eingeführt,  deren 
ausdrücklicher  Zweck  die  Errichtung  eines 
Zuchthauses  war.  Noch  im  17.  Jahrhundert 
entstanden  neue  Veranstaltungen  solcher  Art  in 


Digitized  by  L_tOOQIC 


Lotterie  und  Lolteriebesteuerung 


England  1694,  in  Sürnhere  1G99  et«.,  deren 
Znhl  im  Lanfe  des  Iti.  unil  19.  JalirhUDderts 
erbeblicb  wucliB  (1703  in  Preussen ,  daan  io 
DänemarJi,  Hannover,  Hessen,  Mecklenburf^- 
Schwerin,  auch  in  Städten,  wie  Frankfurt,  Os- 
nabrück). Die  andere  Type,  das  Zahlenlotto, 
ist  dagegen  italienischen  Ursprungs,  insofern 
in  Genna  eine  solche  Spiel  im  ternehninng  Ifi20 
von  Staats  wegen  unternommen  wurde.  Da 
hier  bei  den  Wälen  zum  Gro&sen  Kate  alljähr- 
lich aas  9U  Bewerbern  ö  Namen  zu  ziehen 
waren,  so  pflegte  man  auf  die  einzelnen  Perso- 
nen Wetten  anzuatellea.  Aus  diesen  Anfangen 
wurde  später  das  förmliche  Lottuapiel,  indem 
man  der  Vereinfachung  halber  statt  der  Namen 
blosse  Zahlen  anwendete.  Als  Erfinder  wird 
Benedetto  Geutile,  ein  üenueser  Ratsherr,  ge- 
nannt. Der  Staat  seinerseits  erkannte  bald  die 
Einträglichkeit  dieser  IJntemehmnng  und  er- 
richtete dafür  ein  Staats  man  opol.  Die  Zahlen 
5  und  du  sind  seitdeni  fUr  das  Zahlenlotto 
charakteristisch  geblieben.  In  der  zweiten 
BSIfte  des  18.  JahrhundertJi  fanden  die  Zahlen- 
lottos  in   Frankreich   nnd  Deutschland,  hier  in 


Wien,  1763  in  Berlin,  1769  in  Ansbach),  so  dass 
man  1771  im  ganzen  26  deatsc he,  teils  staatlich 
betriebene,  teils  verpachtete  Lottos  zählte,  deren 
letztes,  in  Bayern,  erst  1^61  verschwand.  Viel- 
fache Bestrebungen,  die  Lottospiele  wegen  ihrer 
Gefahren  für  Sittlichkeit  und  Wohlfahrt  aufzu- 


1713  and  17ä4,   ebenso  in  Frankreich  wähl 
der  Revolutionsära.  wo  der  1793  erfolgten  Atlf- 
hebang  1796  die  Wiedereinführung  folgte. 

In  manchen  Fällen  hat  man  zur  Beimhi- 
gung  des  jiffenüichen  Gewissens  den  Ertrag  der 
Lotterien ntemehmuiigen  ^oz  oder  teilweise 
wohlthätigen  Zwecken  gewidmet.  So  hatte  der 
Csterreichische  Lottopächter  1777  jährlich  fUnf 
Mädchen,  deren  Xamen  zugleich  mit  den  ge- 
winnenden Nummern  gezogen  wurden,  auszu- 
Auilage,    die  seit  1778  in     ' 


bestand  auch  in  Prenssen-  Das  gleiche  Ver- 
hältnis findet  sich  seit  1763  in  Spanien,  wo  na- 
mentlich die  Kosten  des  Hospitals  von  Madrid 
und  auderweiter  Wohlthätigkeitsanstallen  aus 
den  Ertrügnissen  des  Lottos  wenigstens  zum 
Teil  bestritten  werden  sollten.  Häufig  genug 
unterbrachen  aber  finanzielle  Bedrängnisse  des 
staatlichen  Unternehmers  diese  gut  beabsichtig- 
ten Verwendungen.  Endlich  hat  das  19.  Jahr- 
hundert fiber  alle  Arten  von  Lotterieen  eudgiltig 
den  Stab  gebrochen  und  allgemein  ihre  Unver- 
einbarkeit mit  den  ethischen  nnd  kultnrellea 
Aufgaben  des  Staates  anerkannt.  Die  Frank- 
furter Reich  SV  erSammlung  hat  die  unbedingte 
Aufhebung  aller  Arten  von  Lotterieen  in  sämt- 
lichen deutschen  Staaten  durch  einen  Beschlnss 
V.  9.  Januar  1B49  gefordert.  Thatsäcblich  ist 
wenigstens  das  Zahlenlotto  in  den  reichsdeut- 
schen  Landen  mit  der  Beseitigung  des  letzten, 
des  bayerischen  im  Jahre  IHül,  nicht  mehr  ver- 
treten. Die  Klasaenlotterie  besteht  gegenwärtig 
in  I'renssen,  Sachsen,  Mecklenburg-Schwerin, 
Hessen,  Thüringen- Anhalt,  Braunschweig.  Ham- 
burg nnd  Lübeck ;  ferner  in  Ungarn,  Holland, 
Spanien,    Dänemark    und    Serbien.     Dagegen 


I  haben  England  1826  und  Frankreich  1832  ihre 
Lotterieen  aufgehoben.  In  Oeaterreich  und  Italien 
sind  indes  die  Zahienlotti>s  aufrecht  erhalten. 

Im  Bcwiisstseiu  der  ihm  obliegeiiden 
sittlichen  Pflichten  und  volkswirtschaftlichen, 
sozialpolitischen  Aufgaben  darf  der  Staat 
niemals  und  in  keiner  form  das  Lotterie- 
Unwesen  unterstützen.  Dies  gilt  aber  nicht 
bloss  vom  Selbstbetriebe,  von  der  Verpach- 
tung, Beaufsichtigung  oder  Konzessionieiiing 
der  I^otterieuuterneliniungeQ,  sondern  aiicn 
von  jedweder  Gestaltung  aolclier,  leider  nur 
zu  häufigen  Veranstaltungen  zu  wohlthätigen 
oder  gemeinnützigen  Zwecken.  Auch  der 
Einwand,  es  handele  sich  hier  um  eine  Ein- 
dämmung der  Gefahren  aus  einem  tief  in 
der  menschlichen  Natur  wurzelnden,  unaus- 
TOttbai'on  Triebe  durcli  staatlichen  Eingriff 
ist  als  hinfällig  zn  betrachten.  Einen  im- 
mittelbaren «ier  mittelbaren  volkswu-tschaft- 
lichen  Nutzen,  z.  B.  die  Befördei-ung  des 
Sparti-iebes  durch  das  Gewährenlassen  der 
Ölttckwsi)ieiuntemclimiingen  zu  vermuten, 
widers])richt  einer  allgemein  gemachten  Er- 
fahrung. 

2.  Technik  und  Formen  der  Lotterie. 
Filr  unsere  Zwecke  kommen  zunächst  v-ier 
Gnip()en  von  Lotterieen  in  Betracht,  deren 
technische  Einrichtungen  nlUier  ins  Auge  ge- 
Ifasst  werden  sollen:  die  Klassenlotterie, 
jdas  Zahlenlotto,  die  Verlosung  mit 
I  Geldgewinsten  (Zwccklotterieen)  und  die 
Zinsenlotterieen. 

1.  Die  Klassenlotterie.  Bei  der 
Klassen lottorie  wiitl  eine  Geldsumme  in 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Losen  veischie- 
dener  Griisse  (ganze,  halbe,  viertel)  einge- 
teilt tmd  zu  emem  im  voraus  festgesetzten 
Preise  an  die  Spiellnstigen  verkauft.  Die 
Ausspielung  der  im  Geschäftsplane  ausge- 
wiesenen Geldgewinne  erfolgt  nach  ihrer 
Zusammengehörigkeit  iu  einzelnen  Abtei- 
Inngen  (Serien,  Klassen)  und  in  zeitlicli  ge- 
trennten Ziehungen.  Am  Ziehungstage  wer- 
den aus  dem  Kummerni'ade  die  Nummern 
imd  aiis  dem  Ülflcksratle  die  Gewinne  für 
jedes  aus  dem  Nummernrade  gezogene  Los 
gezogen.  Die  im  Nummernrade  zurOck- 
bleibenden,  niclitgezogcneu  Lose  sind  Nieten, 
Als  Anreiz  zur  Beteiligung  am  Spiel 
pflegt  man  in  den  letzten  Ziehungen  bei 
weniger  mitwirkenden  Ixisen  die  grosseren 
Gewinne  in  Aussicht  zu  stellen.  Der  Staat 
nimmt  von  den  Gewinsten  bezw.  von  den 
auszuspielenden  Summen  gewisse,  von  vorn 
herein  in  ihrer  Höhe  ausbedungene  Prozente 
als  üatornehm ergewinn,  welche  ihm  bei  ge- 
nflgendein  Absatz  der  Lose  eine  feste  Ein- 
nahme gewähren. 

2.  Das  Zahlenlotto.  Der  Spieler  kann 
aus  einer  Gesamtzahl  von  Nummern,  regel- 
mässig die  Zahlen  von  1  bis  90.  eine  oder 
mehrere  besetzen.    Aus  diesen  Zahlen  wird 
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mm  eine  ge-\visse  Anzahl,  meist  5,  gezogen. 
Die  Abstufung  der  Gewinste  erfolgt,  je 
nachdem  der  Spieler  nur  eine  einzige  her- 
ausgekommene Zaiil  (simpler  Auszug)  oder 
zwei  (Ambe),  drei  (Teroo),  vier  (Qnateroe) 
(Hier  gar  fünf  (Quinferne)  in  seiner  Besetzung 
eiTät.  Die  Höhe  der  Einsätze  ist  von  einem 
Minimum  aufwärts  beliebig,  die  Gewinste 
bestehen  in  einem  Vielfachen  der  Einsätze, 

Nach  den  Gniudsatzen  der  Kombinations- 
lehre befinden  sich  nfinlich  unter  90  Zahlen: 

1.  90  einfache  raögHche  ÄuazUffe, 
von  welchen  jedesmal  5  heraashommeu.  Die 
Wahrscheinlichkeit  Überhaupt  zu  gewinnen,  (1. 
h.  ZQ  wetten,  dass  eine  der  besetzten  NummerD 
überhaupt  gezogen  wird,  ist  ';',«  (an bestimmter 
Auezug)  bei  einem  der  Ordnuiig  nach  bestimm- 
ten, d.  h.  die  Wette,  dasa  die  besetzte  Kummer 
z.  B.  beim  dritten  Auszöge  berauskommt,  viel 
geringer.  Beim  dritten  z.  B.  =  ';«(,.  Die 
erstere  Eombiuation .  der  „unbestimmt«  Aus- 
zug", wird  mit  dem  14^18  fachen  Einsätze 
bezahlt,  die  letztere,  der  „bestimmte  Auszug", 
mit  dem  67— 70fachen. 

2  90^  =  40aT  Amben,  wovon  nnter 
den  6  gezogenen  Zahlen  =  -^ — -  =  10  heraua- 


1   .   2 


=  117480  Temen. 
6.4.3. 


der  Zahl  5  enthalten  "  "  ^  '  "  =  lOT. 
1.2.3 

Wahrscheinlichkeit     =      '  miso ;      Bez 
4800-5400  fach. 

.    90.89.88.87 


■o  ■  o'    _    2k 
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lu   der  Zahl  5  entbalien  ^ 


Quatei 
4.3.2  . 


5  Qoatemen ;  ^^'abrsclle^tllichkeil  =  ' »los« ; 
Bezahlung:  6UO0Ü— B450()fach.  Diese  Besetzung 
ist  meist  unstatthaft, 

5.  _99_^Wi^^  .  87  .  86  ^  43349160  Quin- 
I   der  Regel   gar 

Die  Chancen  für  Spieler  und  Spieiunter- 
nehmer  bewegen  sich  in  selir  weiten  Grenzen. 
Kur  sehr  ungünstige  Auszüge  und  die  häufige 
Wietierholun^  des  Spieles  vermögen  der 
Staatskasse  einige  Sicherheit  des  finanziellen 
Ertrages  zu  bieten.  Die  Staatseinnahmen 
ei^ben  sich  aus  der  Differenz  der  nach  der 
mathematischen  Wahrscheinlichkeit  sich  er- 
gebenden VerrielfachuQg  der  Einsätze  und 
der  thatsäc'lüich  erfolf,'enden,  also  daraus, 
dass  das  Herauskommen  gewisser  Nuramer- 
kombinationen  unter  der  Wahrscheinlichkeit 
bezatdt  wii-d;  z,  B.  in  Oesterreich  wii-d  die 
Ambe  bei  '.iw  Wahrscheinlichkeit  mit  dem 
07  fachen   Betrage  des  Einsatzes  honoriert. 

3.  Die  VerlosuDg  mit  Geldge- 
winsten oder  die  Zwecklotterie. 
Tür  diese  Art  von  Lotteiieen  ist  es  chai-ak- 


terisliseh,  dass  ilireÖesfatlimg  von  der  Ver- 
wendung des  erzielten  Reinertrages  zu  wold- 
thätigen  oder  gemeinnützigen  Zwecken  ab- 
hängig gemacht  wird.  Der  Spiel  Unternehmer 
pflegt  hier  ein  Privater,  eine  Gesellschaft 
oder  eine  öffentlichrechtUche  Korporation 
(Kirchen Verwaltung,  Gemeinde),  mitunter 
auch  der  Staat  zu  sein.  Eine  bestimmte 
Geldsumme  wird  in  eine  grosse  An zalil  von 
Losen  in  meist  kleinen  Betrögen  (3  Mark 
bis  herunter  auf  0,50  Mark)  eingeteilt.  Die 
Niedrigkeit  des  Preises  soll  daliei  den  Ab- 
satz der  Lose  erleichtern.  Von  dem  Erlöse 
werden  zunäfhst  die  Verwaltimgs-  und  Be- 
friebsauslagen  bestritten,  dann  wird  die  für 
den  Wohltliätigkeitszwet'k  ausgeworfene 
Summe  in  Abzug  gebracht  imd  endlich  der 
verbleibende  Rest  für  einige  wwiige  grosse 
Treffer  zur  Anlockung  des  Publikums  und 
für  eine  Reihe  kleinerer  Gewinne  verwendet. 
Das  Bedauerliche  ist  hierbei,  dass  den  Spiel- 
lustigen  die  höchst  imgünstigc  Chance  zu 
gewinnen  niemals  aus  den  Ankündigiutgen 
ziun  Bewusstsein  gebracht  wir<l. 

4.  Die  Zinsenlotterie  oder  die 
Prämienanlehe  wird  mit  der  Schulden- 
aufuahme  des  Staates,  öffentlicher  Köiper, 
vormals  wohl  auch  mit  derjenigen  einzelner 
Privater  ^Standeshen-n)  verbunden.  Sie  be- 
zweckt eine  regere  Beteiligung  dmch  Aus- 
sicht auf  einen  Geldgewinn.  Häufig  haben 
Staaten  in  Zeiten  des  erechiitterten  Staats- 
kredits, in  politischen  Notständen  oder  bei 
misslicher  Finanzlage  im  Intei'csse  der  steuer- 
zahl enden  Staatsbürger  zu  diesem  Mittel 
gegriffen,  um  ihre  Anleihen  ohne  ungewöhn- 
liche Opfer  unterzubringen.  Die  Schuldveiv 
Schreibungen  werden  entweder  gar  nicht 
oder  zu  einem  nie<lrigen,  den  landesüblichen 
nicht  erreichenden  Ziusfusse  verzinst.  Die 
im  Budget  ausgesetzten  Beträge  werden  also 
nur  zum  Teil  zur  Verzinsung  verwendet. 
Der  Rest  wird  zur  Bildung  von  Prämien 
oder  Geldgewinsten  benutzt,  die  nach  einem 
festen  Spielplane  ausgelost  weiilen.  Da.'! 
Norainalltapital  bleibt  unter  allen  Cmständen 
dem  Gläubiger  sichergestellt  Der  Gewinn 
fOr  den  Staat  besteht  in  einer  Erspanmg 
an  Kosten  der  Unterbringung  und  der  Ver- 
zinsung für  in  kritischen  Zeitläuften  aufge- 
nommene Staatsschidden.  (Vgl.  d.  Art.  An- 
leihen oben  Bd.  I  S.  349.) 

Das  E.G.  V.  8.  Juni  1871,  betr.  die 
Inhaberpapiei  e  mit  PiSmieu,  beschränkt  die 
Ausgabe  solcher  Papiere  auf  das  Deutsche 
Reich  und  dessen  Bundesstaaten, 

Das  Zahleulotto  und  die  Verlosungen  mit 
Geldgewinsten  sind  unter  allen  Formen  der 
Lotterie  hei  weitem  die  schädlichsten  für 
Sittlichkeit  und  Volkswohlstand,  Die  Ge- 
fährlichkeit der  Zahlenlotlerie  insonderheit 
besteht  in  derZnlassung  ganz  niedriger  Ein- 
sätze, welche  auch  dürftigen  Personen,  für 
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die  so-wohl  die  Hittlichen  als  ökonomischen 
Kaehteile  am  gi-Össten  sind  (kleine  Gewerb&- 
leute,  Dienstboten,  Lohnarbeiter),  die  Anteil- 
nalime  am  Spiel  ermöglicht.  Ändeicrsoits 
plattet  daa  Zahlenlotto  in  viel  höherem 
Masse  als  irgend  ein  änderet)  Gliickss|»iel 
der  Phantasie  imd  Berechnung  Spielraum  für 
Bethätigung.  Endlich  begünstigt  dieselbe 
die  grosse  sittliche  Schwäche  des  Menschen, 
namentlich  den  Aberglauben  (Tranrobücher 
in  Oesterreich!)  und  den  MOssiggang  und 
verleitet  allzu  leicht  zu  Betrügereien  ver- 
schiedener Art.  Dem  Lotto  steht  hinsicht- 
lich seiner  Schattenseiten  die  Verlosung  mit 
Oeldgewinsten  (Zwecklotterie)  nahe.  Sie 
ist  direkt  unreell  wegen  der  verführerischen 
Gewinnchance  und  veranlasst  neben  dem 
bedauerlichen  Umstände,  dass  sie  den 
Spielern,  namentlich  den  unerfahrenen  und 
ungebüdeten,  niemals  die  ganze  ungflnstigr 
Trefferaussicht  zum  klaren  Bewnsstsein 
brin^  durch  die  leichte  Möglichkeit  der 
Beteiligung,  wie  das  Zahlenlotto,  vornehm- 
lich kleine  Leute  zum  Ankauf  von  Losen, 
welchen  nicht  etwa  der  Wohlthätigkeils- 
zweck,  sondern  lediglich  die  Befriedigung 
eines  Lasters,  der  Spielwut,  am  Herzen  Legt. 

Die  Klassenlolterieen  sind  bei  weiteni 
weniger  bedenklich.  Hier  setzen  ohne 
Zweifel  die  meisten  Spieler  keine  höheren 
Beträge  ein,  als  mit  ihren  ökonomischen 
Verhältnissen  vereinbar  ist.  Der  Ankaufs- 
preis der  Lose  schliessl  ohnehin  die  Be- 
teiligung derjenigen  Personen  regelmässig 
BUS,  für  welche  die  Lotterieen  Oberhaupt 
besonders  gefahrbringend  sind,  und  es  fehlt 
dabei  der  besondere  Anreiz,  der  in  den 
Zahlenkombinationen  des  Lottos  und  der  da- 
mit verknüpften  Aussicht  auf  gesteigerten 
Gewinn  Ii^;t  Allerdings  lAsst  sich  nicht 
leugnen,  dass  die  des  leichteren  Absatzes 
halber  beliebte  Teilung  der  Lose  *-irtschaft- 
lich  und  sittlich  nicht  einwurfsfrei  ist.  ein 
Kachteil,  der  nur  allzu  häufig  durch  thätige 
Agenten  gesteigert  wird,  welche  weniger  gut 
gestellte  Personen  zu  gemeinschaftlichem 
Ankauf  eines  Viertel-  wler  ÄchtsUoses  ver- 
locken. Seitdem  man  aber,  wie  in  Preussen, 
die  Zehntellose  eingeführt  hat  und  nachdem 
eich  Uberdie»  an  einem  solchen  Losabschnitt 
eine  grosse  Zahl,  ja  bis  10t)  Personen,  be- 
teiligen können,  schwinden  die  Unterschiede 
zwischen  Zahlenlotto  und  Klassenlotterie  fast 
vollends.  Die  sittlichen  und  ökonomischen 
Gefahren  sind  dann  die  gleichen. 

Die  mildeste  Form  der  Lotterie  ist  immer- 
hin die  Zinsen lotterie.  Einmal  erheischt  sie 
schon  die  Verfügung  über  ein  gewisses 
Kapital  zur  Anschaffung  derartiger  Schuld- 
verschreibungen, sie  dämmt  alsdann  wesent- 
lich die  MissslAnde  jedes  Glücksspiels  ein 
und  bewahrt  selbst  im  ungünstigsten  Falle 
dem  Spieler   seinen  Einsatz   in  Gestalt  des 


Nomiualkapitals ,  welches  er,  wenn  auch 
nicht  das  eventuelle  Agio,  zurückerstattet 
erhält. 

3.  Das  Projekt  der  Scherlachen  Spar- 

nnd  Zinsenlotterie.    (Das  ^Seherische 

Sparsystemt.)  Einige  Verwandtachaft 
mit  den  Lotterieen  hat  das  sog.  »Scherlsdie 
SpaTSj-stera«,  welchem  man  ohne  Zweifel 
nachrühmen  kann,  dass  es  die  sittlichen  und 
ökonomischen  Gefahren  des  Glücksspiels  aus- 
löst. Zudem  ist  bei  dem  ganzen  Projekte 
nicht  die  Lotterie  der  Kernpunkt,  sondern 
ein  eigenartig  konstruiertes  Sparsystem, 
welches  gerade  die  Abwendung  weiter 
Schichten  der  Bevölkerung  von  der  Spid- 
sucht  bezweckt.  Der  äusserst  rührige  Ver- 
leger des  »Berliner  Ijokalanzcigersi  und  der 
>Woehe"  Aiigust  Scherl  beabsichtigt  mit 
seinem  Plane  die  Gesamtheit  der  sparfähigen 
Personen  zur  beharrlichen  Ausübung  der 
Sparthätigkeit  zu  erziehen  und  die  unwirt- 
schaftliche Verwendung  überschüssiger  Ein- 
komm ensteilchen  zu  verhüten.  Zu  diesem 
Behuf e  will  er  eine  nationale  Sparkasse 
gründen,  weiche  alle  entbehrlichen  Ein- 
nahmen ohne  Zeitverlust  und  Kostenaufwand 
aufnimmt.  Die  Spareinlagen  (»Wocheoein- 
lagenc),  welche  auf  0j50  Mark,  1,  2,  3  und 
4  Mark  festgesetzt  sind,  werden  wöchent- 
lich von  Anstellten  der  Sparkasse  in  deren 
Bezirken  beim  Sparer  und  zwai-  in  dessen 
Wohnung  abgeholt.  Die  Quittiening  der 
Spareinlage  geschieht  durch  Sparmarken, 
welche  in  das  mit  52  Feldern  versehene 
Sparmarken  buch  des  Sparers  eingeklebt 
werden.  Die  SpM^lder  bleiben  im  Gewahr- 
sam derjenigen  Sparkasse,  welche  der  Sparer 
selbst  bestimmt  Am  Jahresschlüsse  wird 
das  gesamte  Jahreserspamie  auf  ein  gewöhn- 
liches Sparkassenbuch  Oberschrieben  und  von 
da  ab  als  gewöhnliche  Einlage  behandelt 

Um  nun  der  Sparsamkeit  den  Beiz  des 
Vergnügens  zu  verleihen,  die  Sparlust  rege 
zu  erhalten  und  die  vorzeitige  Entnahme  von 
Einlagen  zu  verhindern,  soll  mit  dem  Spar- 
system alljährlich  eine  Zinsenlotterie  ver- 
bunden werden.  An  derselben  werden  nur 
diejenigen  Sparer  beteiligt,  welche  durch 
regelmässige  Wochen einlagon  während  des 
Sparjahres  ihre  Beharrlichkeit  im  Sparen 
bewiesen  haben.  Zu  diesem  Zwecke  werden 
die  Zinsen,  welche  aus  den  regelmässigen 
Wochen  ein  lagen  im  Laufe  dos  SÜnmeljahres 
anwachsen,  am  Schlüsse  desselben  im  Ge- 
biete sämtlicher  Sparkassen  zusammenge- 
zogen imd  nach  einem  Vorlosungssystem  an 
die  beharrlichen  Sparer  als  sPifimien«  ver- 
teilt. Die  Höhe  dieser  Prämien  ist  sehr 
scliieden  bemessen.  Diese  Verlosung  der 
Prämien  wird  von  einer  durch  die  Gesamtheit 
der  Sparkassen  besondere  bestellten  Körper- 
schaft ehrenamtlich  vollzogen.  Die  Lose  wer- 
den in  Achtefabschnitten  ohne  Entgelt  ausge- 
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geben.      Wer    wöchentlich   4  Mark   gespart 


hat,  erhält  "'s  Lose  oder  ein 


srj 


äLos,  di 


Spater  mit  2  Mark  erhalten  *.'s  oder  ^12,  die 
Sparer"  mit  l  Mark  ^/s  oder  '/i  und  die 
Sparer  mit  0,50  Mark  i's  Los.  Je  300000 
ganze  I*.»)  Lose  bilden  eine  Serie.  Die  Zahl 
der  Serien  richtet  sich  nach  der  der  Spai-er. 
In  jeder  Serie  werden  12  500  Prämien  aus- 
gelost und  zwar  1  zu  100000  Mark,  1  zu 
30000  Mark,  1  z«  10000  Mark,  2  zu  5000 
Mark,  10  m  2t100  Mark,  15  zu  1000  Mark, 
30  zu  500  Mark,  100  zu  200  Mark,  200  zu 
100  Mark,  1000  zu  50  Mark,  2720  zu  30 
Mark  und  8420  zu  20  Mark. 

II.  Die  staatlichen  Lotteriebetriebe. 

1.    Die    prenBsische    Klassenlotterie. 

Seit  dem  Jahre  1703  hatte  sich  die  Klassen- 
lotterie in  Preussen  Eingang  vei-schafft; 
ihre  Errichtung  war  bis  1767  der  privaten 
Thätigkeit  gegen  die  Einholung  einer  obrig- 
keitlictien  Konzession  überlassen.  Zu  dieser 
gesellte  sich  im  Jahre  1763  <1ie  Zalilen- 
lotterie,  das  Lotto.  Seit  1767  trat  au  Stelle 
der  ftivatlotterie  ein  Lotteriemonopol  des 
Staates,  welches  bis  1793  verpachtet  war. 
Mit  dem  1.  Juni  1794  tibernahm  der  Staat 
den  Betrieb  selbst  und  bestimmte  den  Rein- 
ertrag zum  Besten  der  Witwen-  und  Inva- 
lid enveisorgungs-  sowie  der  Schul-  und 
Armenaii stalten,  ein  Zustand,  welcher  bis 
zum  Jahre  1808  ■währte.  Nach  längeren 
Vorbereitungen  verfügte  das  Lotterieedikt 
vom  28.  Mai  1810  die  gänzliche  Aufhebung 
des  Zahlenlottos  wegen  seines  demorali- 
sierenden Einflusses,  während  die  bereits 
durchKabinettsordre  voml7.März  1810  einst- 
weilen suspendierte  Klassen lotterie  gleiclt- 
falls  beseitigt  werden  Bollte,  Statt  beider 
sollten  in  den  Quinen-  und  Öüteriotterieen 
neue  Landeslotterieen  eingerichtet  werden, 
welche  einerseits  der  Staatskasse  Einnahmen 
zuführten,  ohne  die  Mängel  der  bisher  be- 
stehenden Ijotterieen  zu  teilen.  Das  erwähnte 
Lottorieedifct  vom  28.  Mai  1810  fülirte  unter 
Hervoriiolung  älterer,  schon  1776  gemachter 
Versuche  eine  IJuineulotteriein  Prouasen 
ein,  deren  Priueip  eine  Abart  des  Zahlen- 
lottos mit  Benutzung  gewisser  Elemente  der 
Klasscnlotlerie  war.  Desgleichen  hatte  eine 
Kabinetteordre  vom  17.  März  1810  ältere 
Verstattungen  vou  1712  und  1794  zur  Aus- 
spielung von  Omndstücken  wieder  aufge- 
nommen und  eine  fönnlicheO  Ate  rlotterie 
eingeffllu-t.  Beide  Versuche  bewährten  sich 
indes  nicht,  sondern  ffilirten  mittelbar  und 
unmittelbar  zu  Verlusten  der  Staatskasse. 
1814  wurde  die  Klassenlotterie  erneuert, 
doch  fehlte  es  bis  1831  nicht  an  veischie- 
deneu  Experimenten,  welche  eine  Reorgani- 
sation und  Utngestaltimg  derselben  be- 
zweckton,  ohne  mit  Erfolg  gekrftnt  zu  sein 


(die  kleine  und  grosse  Staatslotterie,  die 
Courantlotterie).  Die  heute  in  Preussen  be- 
stehende Klassenlotterie  wurde  im  Jahre 
1832  in  Betrieb  gesetzt.  Die  gesetzliche 
Gnmdlage  bildet  noch  immer  das  Lotterie- 
edikt vom  28.  Mai  1810,  wesentlich  eine 
Wiederholung  desjenigen  vom  20.  Juni  1794, 
wozu  Etatsgesetze  Ei-g&nzuugen  brachten. 

Von  der  preussischen  Lotterie  Verwaltung 
werden  alljänrlich  2  Lotterieen  mit  je  4 
Ziehungen  (Klassen)  veranstaltet,  wozu  seit 
1892-93  für  jede  Lotterie  190000  Stamm- 
lose  und  35  620  Freilose  ausgegeben  werden. 
Für  jedes  in  den  ersten  3  Klassen  gezogene 
Los  erhält  der  Spieler  zu  dem  planmSssigeQ 
Geldgewinne  ein  für  die  nächstfolgende  Serie 
einsatzfreies  Los  (*FreUos«),  wofür  jedoch 
für  die  bereits  gezogenen  Klassen  der  Ein- 
satz, die  Schreibgebühren  und  die  fällige 
Reichssfempelabgabe  nachzuzahlen  und  für 
die  laufende  Klasse  die  Schreil^btlhr  so- 
wie von  dem  Betrage  derselben  die  lOpro- 
zentige  Reichsstempelahgabe  zu  entrichten 
ist.  Die  Freilose  spielen  bis  zu  ihrer  Aus- 
gabe auf  Rechnung  der  Lotteriekasse.  Kauf- 
lose  sind  solche  Lose,  welche  erst  zur 
zweiten,  dritten  oder  vierten  Klasse  verkauft 
werden  imd  für  welche  die  Einsätze,  Schreib- 
geb  Uhren  und  Reichsstempelabgaben  der 
früheren  Klassen  nachzuzahlen  sind.  Die 
Zahl  der  Gewinste  beträgt  im  ganzen 
95000,  wovon  8000  auf  die  erste,  10000  auf 
die  zweite,  12000  auf  die  dritte  und  65000 
auf  die  vierte  Ziehung  entfallen.  Der  nied- 
rigste Gewinn  ist  in  steigender  Stufenfolge 
der  Klassen  60,  110,  IGO,  220  Mark,  der 
höchste  Treffer  im  gleichen  Anstiege  30000, 
4.T000,  60000,  500000  Mark.  Der  Ankaufs- 
preis beträgt  für  jede  Serie  39  Mark  für  das 
ganze  Los,  wozu  1  Mark  Schreibgebühr  für 
den  Einnehmer  für  jede  Klasse  zu  entrichten 
ist.  Der  Losverkäufer  hat  alsdann  noch  für 
jedes  Los  die  lOprozentige  Reichsstempel- 
abgabe im  Betiage  vou  4  Mark  zu  über- 
nehmen, welche  im  preussischen  Lotterie- 
etat  als  durchlaufend  vereinnahmt  und 
verausgabt  vorgemerkt  wird.  Die  Aus- 
gabe der  Lose  erfolgt  als  ganze,  halbe. 
Viertel-  und  Zehntellose.  Seit  1888.  der 
178.  l»tterie,  werden  zusammen  15,80''/o 
von  allen  Gewinnen  für  die  Generallotterie- 
kasse  und  für  die  den  Vei-schleiss  l>etrei- 
bcnden  Einnehmer  abgezogen  und  zwar  in 
der  Art,  dass  jeder  Einnehmer  von  dem  zur 
Auszahlung  gelangenden  Gewinn  betrage 
seiner  Kollekte  1,5  %  erhält.  Bis  zur 
177.  Lotterie  (1887)  bezog  die  Staats- 
kasse einen  Gewinnanteil  von  l,S,80''/o,  der 
Vertrieb  einen  solchen  von  2^h.  Hier  er- 
fuhren die  Lotterieeinnehmer  eine  Herab- 
setzung ihrer  Provision  zu  Gunsten  der 
Staatskasse.  Die  Einnehmer  werden  von 
der  Lotterieverwaltimg  aus  geeigneten,  aus 
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dem  kanfmännischen  Gewerbe  henorge- 
gangeneo  FersoDea  ^wählt,  welche  wohl- 
habend sind  und  mindestens  12000  Mark 
Kaution  zu  stellen  haben. 

Das  Spiel  der  Klassenlotterie  sollte 
gnmdsätzlich  auf  <lie  Kreise  wohlhabender 
Personen  beschränkt  werden,  eine  an  sieh 
löbliche  Absicht,  welche  häufig  trotz  gesetz- 
licher Vorkehrungen  durch  die  von  Unter- 
händlern besorgte  oder  durch  gemeiusehaft- 
liches  Spiel  vieler  Teilnehmer  erzielte  Unter- 
verteilimg von  Losen  und  durch  die  1^92 
bis  1893  eingefflhrten  ZehntelJose  v-ollstäodig 
illusorisch  geworden  ist.  Um  die  ärmere 
Klasse  vom  Glücksspiel  fernzuhalten,  hat 
man  bestimmt,  dase  die  Einnehmer,  wenn 
sie  auf  den  Einsatz  Kredit  geben,  nur  Kom- 
pensation gegen  den  etwaigen  Gewinn  des 
ispielers,  aber  kein  Klagerecht  ^gen  den- 
selben haben.  Ferner  hat  man  die  Zahl  der 
Einnehmer,  besonders  in  klomen  Städten 
und  auf  dem  platten  Ijande,  zu  vermindern 
gesucht,  den  Einnehmern  ist  die  schriftliche 
oder  mündliche  Aufforderung  ztu"  Beteiligung 
am  Spiele,  ohne  vor^gigo  Bestellung  Lose 
anzubieten  oder  zu  versenden,  Privatkom- 
misKäre  anzustellen,  dem  Ijoshandel  Vorschub 
zu  leisten  und  zur  ersten  Klasse  in  der 
Regel  mehr  als  3  Lose  zu  verabfolgen 
untersagt.  Endlich  ist  mit  einer  (leldsträfe 
von  100  bis  1.500  Stark  bedroht,  wer  ohne 
staatliche  Ermächtigung  gewerbsmässig 
Lose  oder  Losabschnitte  der  kßnigl.  pi-euss. 
Staatslotterie  oder  Urkunden,  dmch  welche 
Auteile  an  solchen  Losen  oder  Losabschuif- 
ten  zmn  Eigentiun  oder  Gewinnbozug  über- 
tragen werden,  feilbietet,  veräussert  oder 
zeitweise  an  einen  andei'cn  flberlässt.  Die- 
selbe Strafe  trifft  denjenigen,  welcher  ein 
solches  Geschäft  als  ^littelsperson  betreibt. 
(G.  V.  18.  August  1891.) 

Das  Spieleu  in  ausländischen  Lot- 
terieen,  die  nicht  mit  könisliehor  Geneh- 
migung in  Preussen  zugelassen  sind,  ist  mit 
Geldstrafen  bis  600 Mark  belegt;  mit  Geld- 
strafen bis  zu  1500  Mark  wird  der  Handel 
mit  solchen  Losen  oder  die  Befördenmg 
durch  Mittelspersonen  geahndet,  mit  einer 
Busse  von  50  Mark  endlich  wird  die  Ver- 
öffentlichung der  Gewinnresultate  der  vor- 
bezeichneten Lotterieen  durch  im  preussi- 
schen  Staatsgebiete  erscheinende  Zeitungen 
bestraft.  Den  aiisserpreussischen  (ansländi- 
schen)  Lotterieen  werden  alle  ausserhalb 
Preussens  veranstalteten  Öffentlichen  Aus- 
spielungen in  Geld  und  Geldeswert,  in  nn- 
beweghchen  und  beweglichen  Sachen  gleich- 
gestellt (G.  V.  29.  Juli  1885.)  Neben  der 
Geldstrafe  hat  der  Fiskus  einen  civilrecht- 
lichen  Anspruch  auf  Herauszahlung  des  ans 
einem  solchen  verbotenen  Geschäfte  bezoge- 
nen Gewinns. 

2.  Die  säcbsiache  Landeslotterie.   In 


Sachsen  finden  in  jedem  Jahre  2  Ausspie- 
lungen statt,  weiche  je  aus  100000  Losen 
in  5  Klassen  bestehen.  Der  Einsatzbetrag 
von  39  Mark  ist  für  alle  Ziehungen  der 
gleiche,  wozu  die  Spieler  bei  jeder  Serie 
1  Mark  Schreibgebflhr  für  den  Kollekteur 
und  4  Mark  als  10  °lo  ige  Reichsstempelsteuer 
zu  entrichten  haben.  Auf  die  I.  bis  4.  Klasse 
treffen  je  3500  Gewinne,  während  auf  die 
fünfte  36000  entfallen.  Die  niedrigsten 
Gewinne  beziffern  sich  in  der  1.  bis  5, 
Ziehung  auf  105,  160,  210,  260  und  260 
Mark,  die  höchsten  Treffer  in  gleicher  Staf- 
felung auf  30000,  40000,  50000,  60000  und 
ÖOOOOO  Mark.  Freilose  bestehen  nicht,  die 
Teilung  geschieht  in  ganze,  halbe,  FQnftel- 
und  Zehntellose.  Von  den  Gewinnen  wer- 
den 12Vti''/o  für  die  Staatskasse  und  aVs^/o 
für  den  ^'erschleiss  abgezogen;  letztere 
werden  den  Kollekteuren  mit  2"/»)  von  den 
Einlagegeldem  imd  mit  l^ln"!»  von  den 
Gewinngeldem  gewährt.  Das  Königreich 
Sachsen  hat  mit  einzelnen  mitteldeutschen 
Staaten  Verträge  über  die  ausschliessliche 
Zulassung  der  sächsischen  Landeslotterie  in 
den  betreffenden  Territorien  geschlossen, 
wofür  diese  ein  »Konzessionsgeld«  von  Sach- 
sen empfangen. 

Die  unverlangte  Zustellung  von  Losen 
durch  die  Kollektenre  ist  gestattet,  doch  ist 
der  Empfänger  im  Falle  des  Nichtgewinnens 
z\ir  Bezahlung  des  Preises  nicht  verpflichtet, 
jedoch  iin  Gewinnfalle  als  rechtmässiger  In- 
haber zu  betrachten.  Der  Vertrieb  der  Lose 
steht  nur  den  Kollekteuren  der  Landeslot- 
teiie  zu.  Zuwiderhandlungen  durch  den 
Vei-trieb  nichtberechtigter  Personen  wenlen 
mit  einer  Geldsti-ate  von  3  Mark,  durch  un- 
befugte Ausbietung  mit  einer  solchen  von 
9  Mark  bedroht. 

Dureh  das  G.  v.  4.  Dezember  1837  ist 
die  Teilnahme  an  ausländischen  Lottos  und 
Zahlenloltorteen,  die  Beförderung  der  Betci- 
ligimg,  der  Vertrieb  fremder  Lotterielose 
oder  die  Beförderung  ihres  Absatzes  unter 
Strafandrohung  verpönt.  Der  Vertrieb 
auswärtiger  Lotterielose  wh^  mit 
Haft  von  1  bis  3  AVoehen  nebst  Geldstrafe 
bis  30  Mark,  im  Wiederholungsfälle  das  erste 
Mal  mit  Haft  von  2  bis  6  Wochen  und  Geld- 
strafe bis  60  Mark  und  sodann  mit  1  bis  6 
Monat  Gefängnis  nebst  Geldstrafe  bis  300 
Mark  gealmdet.  Die  Begünstigung  von 
Lotterieen,  weiche  nicht  Zahlenlottos  sind, 
wird  das  erste  Mal  mit  Haft  bis  2  Wochen 
und  Geldbusse  bis  zu  15  Mai'k,  in  Wieder- 
holungsfällen mit  Haft  bis  zu  4  Wochen 
und  Geldbusse  bis  zu  30  Mark  bestraft  Fflr 
das  Zahlenlotto  sind  endlich  strengere  Straf- 
bestimmungen aufgestellt,  welche  sowohl  die 
Teilnahme  an  demselben  als  die  Vorechtib- 
leistimg  zu  demselben  betreffen. 

3.  Die  Klassenlotterieen  in  anderea 
41* 
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deutschen  Staaten.  Neben  den  oben 
charakterisierteD  Klassenlotterieen  bestehen 
noch  solche  in  Hessen  (seit  1899),  in 
Hamburg,  in  Braunschweif?,  in  Meck- 
lenburg-Schwerin, in  Thüringen- 
Anhalt  und  in  Lübeck.  Die  braun- 
Echweig-lflüebui^sche  Landeslotterie  spielt 
ItWOOO  Lose  in  6  Klassen  mit  50Ü(X)  Ge- 
winnen aus.  Die  niedrigsten  Gewiane  be- 
lauten sich  in  den  6  Klassen  auf  40,  70, 
100,  130,  150  und  150  Mark  und  die  höchs- 
ten in  gleicher  Staffelung  auf  30000,40000, 
50000,  60000  80000  und  -WOOOO  Mark. 
Der  Preis  des  Loses  stellt  eich  in  den  l>ei- 
den  ersten  Klassen  auf  16  Mark  (ein- 
eehliesslicli    der   Kollekteurgebflhren)    und 


1884 
Hill.  M. 

Prenaaen 27,456 

Sachsen 36,270 

Braunschweig 20,304 

Hamburg 19.240 

MeckleDDurE-Schwerin  .    .        3,663 
ThUriDgen-Änhalt     ...         — 
Lübeck    ........        — 


10  ",'0  Beicli sstempelgeb (ihren .  in  der  3.,  4. 
und  5.  Klasse  auf  '2i  Mark  uod  in  der  ti. 
auf  16  Mark  und  je  10"«  Reichsstenipelab- 
gaben.  Die  tharingischen  Staaten,  Anhalt. 
die  Filrstenlflnier  Lippe  und  Schaumburg- 
Läppe  haben  1807  eine  »tbflringiseh-anli^- 
tisohe  Staatslotterie«  gegründet,  welche  von 
der  IjOtteriedirektion  in  Gotha  vertreten 
wird.  Die  »lilbeckisciie  Staatslotterics  ist 
1808  ins  Leben  getreten,  und  ihre  Ausübung 
wurde  einem  Konsortium  von  Bankhäusern 
gegen  Zalilung  einer  Pause  hg  vimme  ül)er- 
tragen. 

4.  Statistik  der  deutschen  Klassen- 
lotterieen.') Das  Einaatzkapital  der  deut- 
schen Klassenlotterieen  betrug: 


Mp...„ 

1898 

Pro  Kopf  der  Bevölkerung 
1881           1891            1890 

MUl.  M. 

Hill.  M. 

H. 

U.               H. 

54,91  a 

65,ao7 

1,06 

',94             2,05 

36,370 

36,270 

21,018 

21,018 

51,00 

52,15           48,40 

19,770 

23,529 

42,40 

3 ',67           34,50 

9,990 

H,i55 

17.27           23,70 

FUr  1898  gestaltete  sich  das  VerhältDis  folgendermaisen : 

Zahl  der    ^% 
Zahl  der     .■" 


FrensaeD 

Sachsen    

Hambarg 

Biaunscnweig 

Hecklenburg^chwerin  .  . 
Thüringen-Anhalt  -  .  - 
Lübeck 

Die  Staatseinnahmen  a 


Frenssen 65,207 

Sachsen 36,270 

Hamburg 21,018 

BraimscDweig 23,059 

Hecklenborg-Schwerin    ....  14,155 

Für  ThOringen-Anhalt  und  Lübeck  liegen 
hier  keine  Daten  vor.  Ebenso  ist  aus  gleichem 
Oruude  Hessen  unberüctiBichtigt  geblieben. 

(Die  Mitteilungen  finden  sich  bei  Sieg- 
hart, Die  öffentlichen  Glücksspiele,  Wien 
1899  S.  284—287,  und  in  Schanz'  Finanz- 
arohiv Bd.  XVI  S.  907—908.) 

S.  Die  Elasgenlotterteen  Im  Anslande. 
1.  Ungarn  (G.A.  97  :  7).  Es  werden  jährlich 
2  Atisspielnngen  mit  Je  100000  Losen  in  6 
Klassen  veranstaltet.  Die  Zahl  der  Gewinste 
beträgt  im  ganzen  5D0U0  mit  einem  Betrage 
Ton  6,580  Millionen  fl.  Der  Preis  emes  Voll- 
losee  einschliesslich  der  Kollekte orgebübren  be- 
trägt 160  Kronen  oder  80  fl.  Es  werden  ganze, 


Lose  auf 
1000 
Einw. 


all«  Klaesen  i.ln  »■) 

tiewinn- 

abMg 

156,00                176 

15,80 

195,00               220 

'5,50 

111,60                132 

lobezw.  15 

ro  Kopf  der 

"0  aller 

JeTUkenmg 

0,31 

0,48 

5,47 

3:48 

2,87 

9,02 

1,46 

3:88 

Achtelloae  a 

"i^tii.Z: 

e  betragen  in 

uiedngstj 

je  40  K ,    _„    

170  (85  fl,),  200  (100  fl.)  und  200  Kronen  (lOO  fl.), 
während  die  hSchst«n  Treffer  auf  je  60000 
Kronen  (30000  fl.),  70000  (86000  fl.),  80U00 
(40000  fl.),  9OO0O  (45000  fl.),  100000  [ÖOOOO  fl.) 
und  1000000  Kronen  (600000  fl.)  festgesetzt 
sind.  Die  DnrchfQhmQg  der  ungarischen  Klas- 
senlotterie  ist  auf  20  Jahre  einer  Aktiengesell- 
schaft fUr  eine  jährliche  Pachtsamme  von  2,400 
Uillionen  Kronen  (1,200  Uillioncn  S.)  verpachtet 
Verden.  Die  Gesellschaft  verpflichtete  sich 
überdies  zur  Abnahme  von  Postwertxeichen  im 


Digitized  by  L.iOOQIC 


Lotterie  und  Lott^ebesteuerang 


Betrage  von  600000  Kronen.  Der  Staat  hat 
sich  jedoch  ein  Aufsichtsrecht  über  die  gesamte 
Verwaltaug  der  Klaasenlotterie  vorbelmften. 

Das  Zahlenlotto,  welches  bis  Kum  1.  Okto- 
ber 1897  anch  in  Ungarn  nach  gleichen  Grund- 
sätzen wie  in  Oesterretch  bestanden  hatte,  ist 
seitdem  aufgehoben  worden. 

2.  Holland.  Schon  1726  wurde  die  Klas- 
senlotterie  in  Holland  nod  zwar  als  Staatsmono- 
pol eingeführt.  Als  ihr  Erfinder  wird  Adolf 
Hujske  genannt,  welcher  mit  500  fl.  belohnt 
wurde.  Die  Lotterie  sollte  in  3  Klassen  mit 
40000  Losen  zu  30,  20  und  10  A.  bestehen,  wo- 
bei dieselben  Nainmem  io  allen  Klassen  zugleich 
gewannen.  10000  Lose  gewannen  (bare)  Cield- 
gewinate ,  30000  Lose  waren  Nieten.  Kach 
massigem  Erfolg  derselben  wurde  1727  nach 
einem  anderen  Plane  die  KlasHenlutterie  mit 
einem  Spielkapitale  von  500000  &.  in  4  Klassen 
begründet,  deren  Lose  10,  15,  20  nnd  30  fl. 
koateten.  Nicht  gezogene  Lose  konnten  gegen 
Nachzahlung  in  Lose  der  höheren  Klassen  um- 
getauscht werden.  Neben  12500  Gewinsten 
nnd  27600  Nieten  gab  es  13500  Freilose,  bei 
welchen  der  Einsatz  zurückerstattet  wurde. 
Der  Staat  nahm  eine  Spiel  gewinststeuer  von 
10%  bei  Gewinsten  nnter  lOOO  fl.  und  von  12"/, 
bei  solchen  über  lOOO  ü.  Neben  den  General- 
Htaaten  haben  noch  verschiedene  Kiuzelstaateu, 
wie  Utrecht,  Lotterieen  veranstaltet,  indem  sie 
ein  Lotterie mouopol  der  Generals taaten  nicht 
anerkannten.  Unter  der  franzüeischen  Herrschaft 
wurde  in  der  batavisehen  Republik  der  Spiel- 
teufel der  BevÜlkemng  eifrig  ausgebeutet.  1Ö04 
gab  es  eine  Lotterie  in  ö  Klassen,  deren  Haupt- 
treffer von  300000  fl.  bis  1000000  fl.  stiegen. 
Durch  G.  V.  22.  Juli  1814  wurde  das  staat- 
liche Lotteriemonopol  genau  geregelt.  Heute 
werden  jährlich  3  Lotterieen  mit  je  5  Klassen 
veranstaltet  (G.  v,  23.  Juli  188ö).  Jede  Lo^ 
terie  besteht  uns  21000  Losen  mit  lOöOO  Ge- 
winsten und  2  Prämien  (Extragewinste).  Jedes 
Los  umfasst  20  Anteile,  der  Preis  eines  Voll- 
loses beträgt  60  fl.  Neben  den  Volllosen  v 
den  noch  Klassenlose  ausgegeben.  Nicht  gL_. 
gene  Klassenlose  künuen  durch  Aufzahlung 
gegen  Lose  der  folgenden  Klasse  nmgetauscht 
werden.  Der  Staat  erhebt  von  Gewinsten  bis 
100  fl.  10  »0  und  von  denen  über  100 
als  Spielgewinststener.  Ertrag :  0,6 
Honen  fl. 

3.  Dänemark.  Die  älteste  Klasaenlotterie 
vom  Jahre  1754  bestand  aus  2Ö00O  Losen  in 
5  Klassen,  und  der  Preis  des  Loses  betrug  10 
Beichsthaler.  Die  Untemebmnug  behielt  sich 
12°.«  aller  Gewinne  vor  nnd  ausserdem  alle 
Mehrbeträge,  welche  daher  stammten,  dass  die 
Spieler  einer  spateren  Klasse  den  vollen  Preis 
der  von  den  Spielern  der  früheren  Klassen  auf- 
gegebenen Lose  nachzahlen  mussten.  Die  Ge- 
sellschaft hatte  jährlich  eine  Abgabe  von  3000 
Reichsthalem  für  Erteilung  des  Lotterieprivi 
te^  zu  Gunsten  des  Pfleghauaes  für  arme 
Kinder  zu  entrichten.  1774  begann  der  Staat 
selbst  den  Betrieb  der  Klassenlotterie  mit  Kauf 
und  Freilosen ,  mit  einem  Enienemngsrechte 
von  Klasse  zu  Klasse  nnd  einem  12prozentigen 
Gewinnabzuge  für  die  Staatskasse,  Von  1B20 
bis  1870  ffigte  man  der  K lassen lotterie  zumSchutze 
gegen  den  starken  Wettbewerb  ausländischer 
Loiterieuntemehmnngen     das    „Ambensystem" 


ein.  Nach  demselben  konnten  bei  den  Losen  2 
Nuromem  („Vor-  nnd  Nachzahl")  in  eine  be- 
stimmte Kombination  gebracht  werden.  Zu 
100  Vorzahlen  gehörten  500  Nachzahlen,  welche 
mit  den  Gewinnen  in  je  ein  Glücksrad  gelegt 
wurden.  Spieler,  aaf  deren  Lose  Nachzahlen 
gefallen  waren,  erhielten  Freilose  oder  dea  Wert 
eines  Freiloses  oder  den  Wert  eines  Kaufloses, 
sofern  nicht  auch  die  Vorzabl  gezogen  wurde. 
Für  jede  Nachzahl  wurde  nämlich  eine  be- 
stimmte Anzahl  von  Vorzahlen  gezogen  und 
mit  jeder  Vorzahl  ein  Gewinn,  welchen  der  In- 
haber desjenigen  Loses  erhielt,  dessen  Vor- 
und  Nachzahl  gezogen  wurde.  Die  einmal  ge- 
zogenen Nachzälen  spielten  nicht  mehr  mit, 
die  Vorzahlen  wurden  aber,  wenn  davon  SO 
viele  gezogen  waren,  als  für  eine  Nachzahl  be- 
stimmt war,  wieder  ins  Glücksrad  gelegt.  Seit 
1870  verliess  man  wieder  dies  komplizierte 
System,  und  heute  werden  jährlich  2  Lotterieen 
mit  je  ÖOOOO  Losen  in  6  Klassen  veranstaltet. 
Es  werden  Volllose  zum  Preise  von  50  Kronen, 
halbe,  Viertel-  nnd  Achtellose  ausgegeben.  Der 
Staat  bezieht  von  den  Einsätzen  lO"»,  und6''a 
werden  für  die  Kollektanteu-  und  Verwaltnn^s- 
kosten  abgezogen.  Daneben  besteht  noch  eine 
(feste)  Stempelabgabe. 

4.  Spanien.  Auch  hier  benntzte  man 
häuflg  das  Lotterieregal  als  Finanz(|Uelle.  Nach 
wiederholten  strengen  Verboten  des  Ilazard- 
spiels  wurden  im  13.  Jahrhundert  staatlich  ge- 
nehmigte Spielbäuser  (tafnrerias)  eingerichtet. 
Wegen  der  grossen  Hissstände  im  14.  Jahrhun- 
dert aufgehoben,  erscheinen  in  der  hababurgi- 
schen  Epoche  nieder  staatliche  An^spielangen 
von  Titeln,  Adel  und  Würden  nnd  im  18.  J^r- 
hundert  solche  von  Leibrenten  und  Geldgewinnen. 
Seit  1763  findet  sich  das  Zahlenlotto,  ursprüng- 
lich zu  Wohlthätigkeitsz wecken,  später  us 
reine  Finanzquelle  des  Staates  nnd  unter  dem 
Drucke  der  napoleonischen  Kriege  seit  1811  eine 
Klassenlotterie.  Das  Zahlenlotto  wurde  1862 
aufgehoben.  Bei  der  heute  noch  bestehenden 
Klassenlotterie  worde  ein  bestimmtes  Einsatz- 
kapital in  eine  Anzahl  von  Losen  zu  fixen 
Preisen  zerlegt.  Hiervon  wurden  75 •„  zur 
Bildung  abgestufter  Treffer  benutzt  und  25% 
zu  Gunsten  der  Staatskasse  eingezogen,  Fer- 
dinand Vir.  erhöhte  den  Reiz  des  Spiels  durch 
ausserordentliche  Ziehnngen  und  besonders  hohe 
Treffer.  Die  Lott«rieeingänge  wurden  seitdem 
mehrfach  verschieden  für  Gewinste  und  Staats- 
einkünfte verwendet  (18G6;67  70  nnd  30%, 
1868  7ä  nnd  25%  mit  einer  10  proze'ntigen 
Gewinststeuer,  1882  lü  und  27%u.  s.  w.).  Er- 
trag: 18  Millionen  Pesos. 

5.  Serbien.  Hier  besteht  seit  1890  eine 
Klassenlotterie  mit  2  Lotterieen  und  je  30000 
Losen  in  5  Klassen.  Die  Zahl  der  Gewinne 
beträgt  15O0O,  wovon  je  1000  auf  die  ersten  4 
Klassen  und  11000  auf  die  letzte  entfallen.  Der 
Preis  des  Loses  beträgt  120  Francs  mit  Stücke- 
lang  in  ganze  halbe.  Viertel-  und  Achtellose. 
Von  den  Gewinnen  werden  20''g  einbehalten, 
wovon  dann  die  Verwaltnngskosten  bestritten 
werden  «ährfend  der  Rest  zur  Hebung  der 
Laadnirtschaft  nnd  der  landwirtschaftlichen 
dewerbe  verwendet  wird.  Reinertrag;  0,500 
Millionen  Francs. 

U.  Das  Zahlenlotto  In  Oeaterrelcli. 
Das   Zahlenlotto    (Lotto   di  Genova)  wurde  in 
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den  {isteiTeicIii  sehen  Erblanden  1752  durch 
einen  Ttaljener.  Conte  di  CaUldi,  eingeführt 
und  von  da  ab  bis  1787  verpachtet  {l?ö2— 70 
Cataldi,  1770-87  Andre  Baratta  &  Cie,).  Seit 
1787  betreibt  e«  der  Staat  ant  eigene  Begie 
nnd  iwar  hente  auf  der  Grnndlage  des  Lotto- 
patenU  v.  13.  Mttrz  1813.  Von  lfö3— 1897  be- 
stand dasselbe  auch  in  Ungarn.  Du  Lotto- 
regal schliesst  in  der  Hauptsache  das  Verbot 
anderer  (privater)  Lotte rieuntemehmun^en  ans. 
Doch  sind  Ananahmen  zugelassen.  Bei  jedem 
der  8  Lottoämter  (Wien,  Linz,  (Sraz,  Prag. 
Brttnnj  Lemberg,  Tri  est,  Innsbruck)  werden 
periodische  Ziehungen  veranataltet.  Von  den 
Anramem  1—90,  welche  von  den  Spiellustigen 
in  beliebiger  EShe  und  in  beliebiger  Zahl  be- 
setzt wenlen  kflnnen,  werden  je  5  gehoben. 
Doch  beträgt  der  geringste  Einsatz  luv  jede 
mßgliche  Kombination  („Satz")  6  Kronen.  Man 
kann  auf  nnbeatiminten  Anszng  (Extratto),  auf 
bestimmten  Auszug  oder  Ruf  [Nominute),  auf 
Amben  oder  Temen  spielen.  Die  Besetzung 
von  Onatemen  und  Quintemen  ist  nicht  statt- 
haft. Der  Spieler  gewinnt,  wenn  beim  ersten 
Spiel  die  gesetzte  Zahl  überhaupt  anter  den  6 
gezogenen  enthalten  ist;  beim  zweiten  Spiel, 
wenn  sie  auf  den  angegebenen  Ruf  gezogen 
wird;  beim  Ambo,  wenn  zwei,  beim  Terno, 
wenn  drei  der  gewfihlt«n  Nummern  gezogen 
werden.  Wird  auf  eine  gröasere  Anzahl  von 
Nummern  gesetzt,  so  mnss  die  Einlage  so  oft 
gemacht  werden,  als  Trefferkonibinationen  müg- 
lich  sind.  Die  Gewinste  bestehen  in  einem  be- 
«timmten  Vielfachen  des  Einsatzes: 


Sniei-  ^'"'^  ^^^  Wahr-  Gewina- 

"     '     Bcheinlichkeitsreehnung  Zahlung 

1.  Eitratto     .     .     1  :  18  1  ;  14 

2.  Nominal«  .    .    1  :  90  1  :  67 

3.  Ambo      ...     1  :  400  1  :  240 

4.  Terno     .     .     .     1  :  U748  1  :  4800 

Aus  dieser  der  mathematischen  Wahracheio' 

lichkeitarechnnng  gegenüber  zu  geringen  Hono> 
rierung  der  Spielerfolge  ergiebt  sich  für  den 
>Staat  ein  Gewinn  ans  dem  Lotix),  der  zwischen 
30  und  40''/o  schwankt. 

Die  Einsätze  werden  bei  den  von  der  Lot- 
toverwaltung gegen  Provision  ange9t«llt«n 
„Eollektanten"  gemacht ,  welche  dem  Spieler 
darüber  einen  Einlageschein  (Biskonto)  aus- 
stellen. Die  Auszahlung  der  Gewinste  geschieht 
aber  ansschliesslich  nacn  Uassgabe  der  von  den 
KoUektanten  nnter  Kontrolle  der  Spieler  ge- 
führten Originalst! iellisten,  welche  die  gesetzten 
Zahlen,  die  Art  des  Spiels  nnd  die  gemachten 
Eins&tze  enthalten.  Die  Lotto  Verwaltung, 
welche  nur  bei  rechtzeitiger  Einlangung  der 
Spiellisten  die  EinsStze  als  giltig  anerkennt, 
behält  sich  trotE  ErfiUlung  dieser  Bedingung 
das  Recht  vor,  die  eingetragenen  Spielaätze  vor 
der  Ziehung  ganz  oder  teilweise  zurückzuweisen, 
d,  h.  zu  „sperren".  Dies  erfolgt  hauptsächlich 
dann,  wenn  die  übermässige  Besetzung  einer 
Zahl  besoudera  empändliche  Verluste  für  den 
Fiskus  befürchten  lllsst.  Die  Gewinste  unter 
lOÜO  fl.  werden  von  den  KoUektanten  nnmittel- 
bar  und  diejenigen  über  1000  tl.  von  den  Lotto- 
ämtem  selbst  aasbezahlt. 


Die  Statistik   des  österreichischen  Zahlenlottos  zeigt  (nach  Sieghart,   Glücksspiele 
151-190)  folgendes  Bild: 


Mill.  11. 

Ausgaben       (Jebemchüsse 
Mill.  fl.              Mül.  fl. 

Zahl  der 
Einlagen 

an  Kopt  der 
Bevölkerung 
Zahl        Kreuzer 

1831-40              02,469 

39,695 

23,774 

355  045  442 

38 

1&11-50              78,037 

50,363 

27,674 

460  157  259 

Ifi 

44 

1861—60            113,225 

74,284 

38,940 

602  601  940 

3,3 

60 

1861—70            140,82s 

90,093 

50,73' 

731  103642 

3,7 

71 

1871—80            197,112 

122,504 

74,607 

I  022  457  840 

3,8 

93 

1881-90            217,855 

133,923 

83,932 

1  185  891  620 

5,2 

95 

1891-95              8s,8z6 
(5  Jahre) 

55,496 

30,330 

494269515 

4,1 

70 

Das  Verhältnis  der  Spielgewhiste  war  nachst^bendes : 

Höbe  der 

Durch-    'S  .  ^ 

Auf  100  fl.  Spiel 

7»hl         ^i*'*'' 

aebnitta-  iSm  £ 

emlagen  Oe- 

ewinne 

^'"''^      gewinate 

betrag    ^^?i 
fl.         i^-t 

winate 
fl. 

Mill.  ü. 

1831—40    4940372      34,404 

6,96          21 

iasi-40 

57,01 

1834 

110,168 

1841-50    6456779      44,z6o 

6,86          25 

1841-60 

57,60 

18!)5 

121,477 

18Ö1— 60    8  702  ^43      66,oS2 

7.60          35 

18r>l-60 

58163 

IH96 

119,468 

1861--70  10610^20       81,104 

7,64          41 

18r.l-70 

57,77 

18117 

105,113 

1871-80  15571695    "1,895 

7,19           53 

1871-80 

5686 

1681-90  18367262     123,422 

6,84          54 

1881-90 

56,71 

1891—95    8697613      51,132 

5,88          42 

1891—95 

59,82 

(5  Jahre) 

{5  Jahre) 

T.  Das  Znhlenlotto  in  Italien.  Das  heute  nnd  Öuatemo.  Die  Biglietti  werden  zu  1'3,  16. 
in  Italien  bestehende  Zahlenlotto  geht  auf  die  2«,  SO  und  60  Centimes  nnd  J,  3,  6,  10  und 
K.  V,  V.  12.  Oktober  1894.10.  Januar  1895  zurück.  100  Francs  ausgegeben.  Die  Gewinne  bestehen 
Es  werden  je  5  Nummern  von  1— 90  gezogen,  in  einem  Vielfachen  des  Spieleinsatzes  nnd  zwar 
Man  nnterscieidel  fünf  erlaubte  Spiele:  Estratto'  Eatratto  semplice  .    .    .    1:10", 

semplice,   Eatratto  determinato,   Ambo,   Terno'  „        determinato      .    l:52Vt 


..^^jOOglc 


Lotterie  irad  Lotteriebesteuerung 


647 


Ambo 1:250 

Temo 1:4250 

Qn&terDo 1:60000 

Im  abrigeu  gleichen  die  Spiel  verbfiltniase 
denjenigen  des  Österreichischen  Zatilenlottoa. 

Aas  der  Statistik  seien  (nach  Sieghart, 
Qiackagpiele  S.  196—197)  folgende  Daten  mit- 
geteilt: 

Einnahmen :  Ausgaben : 

Sonatige  ,  «a 

Einsätze       Ein-        Qewinste    Sgl 

nahmen  '^  "3  S 

ITaien  etc.)  fc  •" 

Mill.  L.  Min.  L.  Mill.  L.  Mill.L. 

1884—85  77,199  o,ui  5a,o63  6,856 

1885—86  79,435  0,151  44,885  6,970 

1886—87   76,(09  o,i6!  44rWO  6,751 

1887—88  75.368  0,379  41,080  6,674 

1888—89   75,016  0,162  44,238  6,633 

1889—90  74,078  0,187  41,674  6,525 

1890—91    76,601  0,218  44,548  6,614 

1891—92    73,400  0,195  39,944  6,43t 

1892-93   68.726  0,175  3', "6  6,176 

1898-94  64,751  o,>5'  29,643  5,969 

1894— iJö   64,794  0,14»  33,576  5,893 

1895-96  63,911  0,115  30,837  5,962 

1896—97   65,753  0,139  32,389  6,081 

[Fortaetznng  der  atatietischen  Daten  S.  648.) 

Der  höchste  Gewinn  betrugt  400000  Lire. 
Im  Ueherschrei tun gsf alle  wird  ein  höherer  Ge- 
winn auf  diese  Summe  reduziert. 

In  Dänemark  bestand  von  1771—1851 
neben  der  oben  erwähnten  Klasse nlotterie  aach 
das  Zableolotto,  welches  insonderheit  in  den 
30ftr  Jahren  blühte.  Während  dieser  Epoche 
hetmgen  die  Einsätze  1  550000  Rthlr,,  die  aus- 
gezaMten  Gewinne  927  000  Rthlr.,  die  Ver- 
waltungskoaten  170000  EthlrT  und  der  L'eber- 
ecbnss&SOOOBthbr.  imjährlicbenDuTchacbnitte. 

IIL  Die  Lotteriebestewenine- 
1.  Charakter  der  Sritaatseinnahmen 
aas  den  Lotterieen.  Die  Staatseiaimhnieu 
aus  den  Lotterieen  sind  entweder  Ueber- 
schUsse  aus  dem  Lotteriebetriebe  als 
staatlicher  Düternehmung  oder  Einkünfte 
aus  den  BelastuDgen  des  Lotterie  s  p  i  e  1  s. 
In  letzterer  Bezieh img  hat  man  es  mit 
Steuern  oder  steuerart^n  Abgaben  zu  thun, 
welche  einerseits  den  Spieler,  andererseits 
den  Vermittler  des  Losankaufes,  den  Debi- 
lanten,  Agenten  etc.  zur  Leistung  heran- 
zielien.  In  eraterer  Richtung  kann  die  Auf- 
lage eine  Art  von  Spielberechtigung  dar- 
stellen oder  eine  Beteiligung  des  Staates  bei 
Üeberlieferung  von  Geldgewinsten  sein.  In 
beiden  Fällen  steht  man  Verkehrssteuern 
oder  genauer  gesagt  Verkehrssteueru  von 
zufalligem  Verm5genszu wachs  gegenüber, 
wobei  es  gleichgiltig  ist,  ob  nur  die  Aus- 
sicht auf  einen  solchen  (emtio  rei  speratae) 
oder  ein  solcher  tiiatsächlich  besteht.  Da- 
gegen haben  die  Abgaben  von  den  Vermilt- 
lern  des  Lotteriespiels  die  Bedeutung  einer 


(specielleii)  Gewerbesteuer,  häufig  mit 
starkem  Gepr^  des  Lizenzsystems. 

Die  Einnalimen  aus  den  Betriehs- 
flberschüssen  der  staatlichen  Lotterie- 
untemehmung  zählen  zu  den  Erwerbs- 
einkQnften  des  Staates,  deren  Eigenart 
durch  den  Ausschluss  oder  doch  die  Be- 
schränkung der  Pri^-alkonkurrenz  bedingt 
ist.  Die  Gewährung  von  Ceherschfissen  des 
Betriebes  steht  hierbei  obenan.  Alle  übrigen 
Versuche,  diese  Einnahmekategorie  als  Ge- 
btlhren  oder  Steuern  darzustellen,  sind  hin- 
fällig. Die  Konstndttion  als  »Lotterieregala 
ist,  wie  der  Begriff  des  Regals  selbst ,  ver- 
altet. Die  Recntsform,  in  welcher  der  Lot- 
teriebetrieb zum  Ausdruck  kommt,  ist  in 
der  Regel  die  des  Monopols,  obschon 
eine  Durchbrechung  durch  die  Gestattung 
von  Privat! otterieen  zu  wohlthätigen  oder 
gemeinnützigen  Zwecken  vorhanden  ist.  Die 
Gewerbsmftssigkeit  des  Spiel^eschäftes 
ist  fOr  die  Stellimg  «er  Lotterieem nahmen 
zum  Staatshaushalte  charakteristisch,  wie 
die  Eigenschaft  des  Unternehmerge- 
winns, für  dessen  Beurteilung  es  ohne 
Belang  ist,  ob  die  Anteilsehaft  der  Staats- 
kasse in  der  Einziehimg  gewisser  Prozente 
besteht,  wie  bei  der  Klassenlotterie,  oder  ob 
der  Staat  selbst,  wie  beim  Zahlenlotto,  als 
Spieler  und  Gegenspieler  auftritt,  da  in  bei- 
den Fällen  die  Merkmale  des  Erwerbsge- 
achäftes  vorliegen. 

Beachtenswert  für  die  Beurteilung  der 
Staatseinnahmen  aus  denLotterieen  ist  ferner 
der  strafrechtliche  Schutz  dieser  Ein- 
künfte. Eiuerseits  sind  die  gesetzlichen 
Verbote  und  Strafbestimmungeu  zugleich 
als  mittelbare  Beförderung  der  in  die  Bahnen 
des  erlaubten  Spielbetriebes  gelenkten  Staals- 
lotterieen  wirksam,  ■wie  andererseits  straf- 
rechtliche Verbote  des  Lotteriespiels  in  aus- 
ländische« Spiel  unter  nehmun^n  die  Teil- 
nahme an  der  heimischen  Einnchtung  heben 
sollen.  Wie  aber  das  ganze  Lotteriewesen 
an  einer  Reihe  von  Inkonse-jucnzen  leidet, 
so  ist  endlich  sozialpolitisch  zu  bean- 
standen,  dass  der  Staat  mittelbar  mitwirkt 

liner  dem  Zufall  anheimgegebenen  Ver- 
änderung der  Vermfeensverleilnng,  indem 
die  Staatsgewalt  durai  ihren  eigenen  Lot- 
teriebetrieb die  Spieleinsätze  vieler  zur  Be- 
reicherung einiger  weniger  verwendet. 

2.  Die  Steaem  auf  den  Lotterieen. 
Die  Steuern,  durch  welche  das  Ixitteriespiel 
für  die  Finanzen  des  Staats  nutzbar  gemacht 
werden,  treffen  teils  die  Handlung  des 
Spielens  selbst,  teils  ziehen  sie  die  Resultate 
desselben,  die  Gewinste  zur  Leistung  her- 
an: Spielsteuern  und  Spielgewinst- 
steuern. Beide  Erscheinungsformen  zählen 
zu  den  Verkehrssteuern.  Schliesslich  be- 
stehen noch  (spet-ielle)  Gewerbesteuern  für 
die  Vermittler  des  Spieb.    Die  Spielsteuern 
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Gesamt- 

Gesamt- 

Kdn- 

Zahl  <ier 

Zahl  .ler 

Gewinste 

Dnrch- 
Bchnitt- 

Gevrinn 

aiB- 

gezablt«Q 

Spid- 
ertrages 

Ertrag 
pro  Kopf 

nabmen 

auBgaben 

ertrag 

Lotto- 

billetB 

licher 
Gewinn 

der  Be- 
völlienuig 

MiU.  L. 

Min.  L. 

MiU.  L. 

L. 

L. 

1884—85 

77,340 

58,925 

18,415 

263  326  349 

2336861 

22,2$ 

67,32 

1,70 

18B5-86 

71,586 

51,795 

27,791 

269134618 

1946268 

»3,03 

56.32 

2,75 

1886-87 

76,27? 

51, '93 

25,078 

25i592  5r>9 

1  866  S84 

23.80 

58.27 

2,61 

1887-88 

75,747 

47,754 

27,993 

237284267 

1878261 

21.87 

54.23 

2,56 

1888-89 

75.179 

50,871 

24,307 

233836071 

1991455 

22,21 

58,84 

2,52 

1889-90 

74.265 

48,200 

26,065 

231  124825 

1870362 

22,30 

56.11 

2,48 

1890-91 

76,819 

51,163 

25.Ö56 

239078938 

I  993  402 

22,35 

57.99 

2,56 

1891-92 

73.596 

46,3^5 

27,230 

231212312 

1  978  543 

20,19 

54,42 

2,48 

1892—93 

68.901 

37,a92 

3'.6o9 

219076776 

I  731  809 

.7,96 

45.28 

2.30 

1893-94 

64,891 

35;6i3 

29.278 

211733878 

1663796 

■7.81 

45,78 

2.16 

1894-95 

64,937 

39,470 

25,466 

223  489  723 

1  962006 

17.11 

51-82 

2,16 

1896-96 

64,036 

36,799 

27,236 

221389969 

1860342 

16.57 

48,25 

1896-97 

65,883 

38.470 

27,412 

227  528  335 

2016252 

16.06 

49,26 

2.15 

haben  sich  in  der  Gesetzgebung  allmählich  | 
Bahn  gehitieheii,  während  die  Spielgewinst- 
steiiern  io  der  Haiiiitsac-he  noch  wenig  cnt- 1 
wickelt  sind. 

Der  gegenwärtige  Rechtsstand  ist  fol- , 
gender : 

1.  DeutschesReieh.  Die  Veranstaltung 
von  öffentlinhen  Lott«rieen  sowie  die  EintühroEg 
ausländischer  Lose  oder  Answeise  Über  Spiei- 
einlagen  ODterliegen  einer  lOprozenligen  Reichs- 
etempel abgäbe.  Dieselbe  wird  bei  dentschen 
Unternehmungen      vom      planmÜMigen      Preise 

SNennwert)  sämtlicher  Lose  oder  Ausweise  und 
lei  an  ständisch  en  Losen  \om  Preise  de»  einzel- 
nen Loses  in  Abstufungen  von  0,50  Mark  fUr 
je  5  Mark  oder  einen  Bruchteil  dieses  Betrages 
erhaben.  Die  Steuer  ist  für  inländische  Lose 
vom  Veranstalter  und  fSr  ausländische  ynter- 
nehinnngeD   vom  Einftthrer  der  Lose  oder  vom 


bei  ausländischen  Iiosen  oder  Ausweisen  über 
Spieleinlagen  spätestens  3  Tage  nach  Einführung 
oSer  Empfang  derselben  zu  erfolgen.  Die  Lot- 
t«rienntemehmung  verteilt  dann  die  Steuer  auf 
die  einzelnen  Lose.  Den  Spieleinlagen  sind  die 
Wetteinsätze  bei  öffentlichen  Rennen  oder  ähn- 
lichen Veranstaltungen  gleichgestellt.  Auch  die 
Staatslotterieen  sind  diesen  Abgaben  unterwor- 
fen. Befreit  sind  nur  die  Lose  der  behördlich 
genehmigten  Lotterieen  und  Ausspielungen,  so- 
fern der  Gesamtpreis  der  Lose  einer  Aus- 
spielung  100  Mark  nicht  übersteigt.  Das 
gleiche  gut  von  Ausspielungen  zu  Wohlthätig- 
keitszwecken  bis  zu  einem  Spielkapital  von 
26000  Mark  (R.G.  t.  27.  April  1894).  Die 
Steuer  wird  durch  die  Einzewtaaten  erhöhen, 
ihr  Ertrag  flieast,  nach  Abzug  von  2°,,  filr  Er- 
bebungs-  und  Verwaltnngs kosten,  in  die  Eeicha- 
kasse  und  nimmt  an  den  Ueber Weisungen  an 
die  Bundesstaaten  teil.  Die  Ertrüge  beliefen 
sich  1899- 1900  ans  Privatlotterieen  auf  4,19ö  Mil- 
lionen Mark  und  ans  Staatslotterieen  auf  15,744 
MUlionen  Hark  oder  zusammen  anf  19,9ä9  Mil- 
lionen Hark. 

2.  Württemberg.  Die  Accise  trifft  auch 
die  Spiel  iinteniehmunEen  von  solchen,  welche 
mit  Lotterieen  oder  Glückshäfen  zu  Markten 
oder  Messen  ziehen,  mit  einer  Abgabe  von  täg- 


lich 8  Mark,  femer  die  Verwertung  von  Gegen- 
ständen durch  gewöhnliche  Lotterieen  oder 
sonstiges  Au8.spielen  mit  einem  Steaersatse 
von  o'/j^'o  Ton  Inländern  und  von  ö"  ^  von 
Ausländem. 

3.  Oesterreich.  Die  österreichische  Ge- 
setzgebung hat  sich  mehrfach  mit  der  Lotterie- 
bestenerung  beschäftigt.  Zunfichst  fuhrt  das 
„Gebührengesetz "  unter  den  Verkehrsstenem 
die  Ge winstste  ner  anf.  Hierdurch  wurden 
aus  Rücksicht  anf  das  Zahlenlotto  Privatlolte- 
rieen,  welche  Bberiiies  einer  besonderen  behörd- 
lichen Genehmigung  bedurften,  durch  die  „Lotto- 
tase"  mit  10",,  vom  Qesamtpreis  der  Lose  be- 
lastet nnd  sollte  diese  Steuer  auf  den  LoskSufer 
nicht  abgewälzt  werden.  Durch  das  Geb.-G. 
V,  9.  Februar  1850  wurde  die  Steuerpflicht  der 
Wetten  nach  Masssabe  des  Wettpreises  nnd  der 
Lotterieen  nach  Massgabe  der  Spieleinlagen 
(nach  Skala  II)  begründet.  Aus  dieser  Wurzel 
erwuchs  dann  in  der  Folgezeit  eine  förmliche 
und  hohe  Gewinnsteuer,  die  zuerst  in  Zeiten 
der  Finanznot  entstand  und  später  aus  prin- 
cipiellen  Gründen  ausgebildet  wurde.  Durch 
G.  V.  13.  Dezember  1862  wurde  jeder  die  Spiel- 
einlage nicht  Übersteigende  Gewinst  von  Losen 
der  Staats-  und  Privat  lotterieen,  mit  Ausnahme 
der  Effekten  lotterieen,  nach  Skala  11  (d.  h.  je 
400(1, mit  l,25fl.)  und  jeder  die  Spieleinlage  über- 
steigende Gewinst  beim  Zahlenlotto  nach  Skala  III 
(d.  h.  je 200  fl.  mit  1.25  fl.)  nnd  sonst  mit 4" „be- 
steuert Das  G.  V.  30.  Juni  1868  erhöhte  diese 
,4pTozentige  Auflage  auf  äO°g  bei  den  Staats- 
lotterieen und  auf  löv/g  bei  den  Privatlotterieen. 
I  Die  Gebühr  von  Wetten  wurde  durch  G.  v.  ill. 
I  März  1890  auf  Skala  III  erhöht,  während  durch 
besondere  Unternehmungen  vermittelte  Wetten 
.mit  5",',  vom  Gesamtbetrage  der  Wetteinsätze 
!  lielastet  werden.  Abgesehen  von  den  begüuslig- 
'  ten  Effckteulotterieen  wird  die  .Abgabe  von 
Losgewinsten  durchaTia  auf  20",g  und  diejenige 
von  Gewinsten  iju  Zahlenlotto  auf  15  ^g  erhöbt. 
Die  Lottogewinste  unterliegen  ohne  Abzug  der 
Spieleinlageu  nach  G.  v,  31.  März  1890  dieser 
Lottogebühr  von  15'','„,  wenn  sie  mindestens 
2  H,  betragen.  Die  Gebühr  von  Gewinsten  bat 
die  Spielnnternehninng  von  den  nach  dem  Spiel- 
plan entfallenden  Treffern  ahzuxiehen  nnd  zur 
Zeit  der  Fälligkeit  der  Gewinste  unmittelbar 
zu  entrichten. 
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Durch  das  Sperrgegetz  für  aasländiscbe 
Lose  vom  28.  März  1889  künnen  diese  nur  in- 
soweit Gegenstand  des  rechtlichen  Verkehrs  im 
Inland  sein,  als  sie  staatlich  oder  mit  staat- 
licher Garantie  vor  dem  1.  März  1889  aiisgege- 
hen  und  noch  im  April  1889  gestempelt  worden. 
Sie  nnteriiegen  der  Stempelabgabe  nach  Skala 
III.  (Für  die  österreicbischeu  Stempel  abgaben 
Tgl.  besonders  Wieser,  Art.  „tleböhrengesetz" 
im  Ocgterr.  StaatswBrterbuch  Bd.  II  S.  iiSß  bis 
606  nnd  fUr  das  „Skalensvstein"  Nr.  IV,  S. 
598  ff.). 

4.  Frankreich.  Die  Lose  der  Lotterieen 
unterliegen  im  allgemeinen  allen  denjenieen 
Anklagen  nnd  Abgaben,  welche  die  mobilen 
Werte  treffen:  den  Stempelsteuern,  der  Beaitz- 
wechselahgabe  and  der  4  prozentigen  (parliellen) 
Kapital rentenstener.  Nach  dem  Dekret  v.  15. 
Dezember  1875  findet  die  letztere  Abgabe  An- 
wendung auf  den  Betrag  der  ausgegebenen 
Lose  in  franzSsIscber  Wäurang  und  bei  Frä- 
mienanleiben  anf  die  Kapitaldiffereiiz  zwischen 
der  heimgezahlten  Valuta  und  dem  Emissions- 
knrse.  wenn  letzlerer  nicht  festznatellen  ist, 
so  wird  als  solcher  das  Zwanzigfache  des  Zins- 
betrages angenommen.  Die  8tener  ist  vom 
Losunternehmer  an  den  £n  regist  Temen  Isein- 
nehmer  des  Wohnsitzes  des  Unternehmera  in- 
nerhalb 20  Tagen  nach  der  Verlusung  abzu- 
führen Gleiche  Grundsätze  gelten  auch  für 
fremde  Lose,  die  in  Frankreich  zugelassen  «ind, 
Kur  tritt  an  die  Stelle  des  Loa  Unternehmers 
der  Einfübrer  der  Lose. 

5.  Italien.  Das  Lotteriespiel  unterliegt 
einer  Mehrzahl  von  Taxen,  Stempel-  und  ähn- 
lichen Abgaben  und  die  (iewinste  der  Imposta 
snila  richezza  mobile  (Einkommenstener).  An 
dieser  letzteren  sind  die  Spielgewinne  1896  bis 
1897    mit  6,439   Hillionen    Lire    beteiligt    ge- 

LitterKtar:    Bender,    l>if   Lotitrie,   HeiJelbtrg 
ISJJ.  —  Bet-selbe,   Lollerierfcht,  Giaten  IS41. 

—  Wild,  Die  hffenüiehen  OltictutpieU,  Münehen 
■     186i.  —  Enüemann,   Britriige  ttir  Getchiehle 

drr  LoUtrir  und  zum  hrwligtn  LolIrrierechU, 
Bvnn  ISSi.  —  Mardnoiraki,  Dif  prrugtUcke 
StaaldoUerU  vor  dem  Forum  der  Landfiver- 
tretung,  in  Scliani'  Fin.-ArcA.  J,  SSO.  —  Der- 
aelbe ,  LoUerieaeiea  im  Königreich  Preutien, 
Berlin  I89i,  mit  ErgämiiTigih^  ISDi-  — 
Scham,  Der  ■prewnitrkt  LoÜerie-Etat  in  der 
preuttitrkra  Kammer,  in  Sekam'  J-tii.-Arch.  II, 
1066  und  ///,  910.  ~  Wartehauer,  Dtt  Quintn- 
«nd  GäUrloUerie  in  Preanen,  in  Scham"  Fin.- 
Jrcli.  II,  716.  —  Itertelbe,  EvUtekimg  vad 
Fntiriekelmig  der  Ktanenlniterie  in  Fretmen, 
Zeiitchr.  /.  StaaUir.,  Bd.  4s,  11^  4.  —  Der- 
»elbe,  GackOfltreiidtale  der  KlanenUitterie  in 
Preuiiten  und  die  Verxiche  betägiieh  deren  Awf- 
hebung,  Jahrb.  /.  Gel.  «.  Venu.  13S6,  Ä.  14a.  — 
DeraeUte,  Die  Zahlenlolterie  in  PTcvuni,  Leip- 
lig  ISSS.  —  JHetrteh,  Ihu  Spiet  und  die 
KUutenloUeric,  Dreiden  JSS?.  —  Borchers, 
Die  Slaaltlölleriem  im  Deuüchen  Brich,  Braun- 
tekweig  IS95.  —  Ltuamn,  Lotterie  und  Vulki. 
H-Wlefhafi  (toUuteirfehaftliche  Zeit/ragen  ISS  124). 

—  PrtlU  dt  Rorelo,  Del  gaico  del  loUo  ISaS. 

—  Steghart,  Geiehichle  und  Staliitik  dei 
Jtahlcnloltue  in  Oaterrrich,  Wien  ISOH  (Wiener 
tlaatttcietentcliaflliche    Sl'idien    I,    i).    —  Der- 


selbe, Die  ajfenlliehen  GtSflatpifle,  Wien  1S99. 

—  M.  V.  Heckrl,  .tri.  Lotterie  und  Lotterie- 
be^teuerunq,  im  IL  d.  St.  1.  Aufl.,  Bd.  IV.,  S. 
1067—1074.  —  lierselbe,  Art.  Lotterie  und 
Lotleriebeiteurning,  in  EUtere  Wörterbuch  der 
Volkiv.,  Bd.  II,  S.M4—i0g.  —  V.  Mayr,  Art. 
Lotterie,  in  c.  Slengeli  W.B.  dee  deutaehen  Ver- 
waltungtrechtt,  Bd.  11,  S.  5S~59.  —  V.  Mir- 
baeh,  Art.  Lotio,  iui  iMerr.  StaattKörUrbuch, 
Bd.  II,  S.  669— arg.  —  Wle»ei;  Art.  Gebähren- 
geieti,  Bd.  I,  S.  ü'.'^  (Geirinai'lenerJ.  —  Durant 
de  Sl.  Andrt,  Art.  Loteric,  in  Say»  Dielion- 
naire  def  financea,  ml.  II,  p.  4S7--494.  —■ 
Derselbe,  La  lotrrie  et  er»  npplicalioBe  let  plut 
rrmarguablei  (Rerue  generale  d'admiuielrtUiiin 
1S90).  —  Tranchant,  Art.  Luterie,  in  BUirk 
Diel,  de  l'Aäniiniiilrution  /ranjaise,  p.  I43i.  — 
SemiziQ  del  Lotto.  Exerriiio  1897  HS,  Roma  1S99 
(Denkechrifl).  —  Aaiflihrliclier  Lilteraturuuck- 
weit  bei  Steghart,  Glückeepiele  (:  o.).  —  v. 
Scheel,  in  Schönberg  III,  S.  75  76.  —  Bau, 
Fianmieiitenechafl,  4.  AuJI.,  IJcidelberg  1S59, 
^^  HO— HE.  —  Rosoher,  Sgilem  IV  |  tO.  — - 
V.  Hoek,  Oeffmtliehe  Autgaben  und  Schulden, 
Stuttgart  lS6.i,  S.  IST.  —  Schdffle,  GrvndiäUe 
der  !!!teiierpolilit,  JubiiigcH  IKSO,  S.  457.  — 
Roseher,  Vcnuck  einer  Theorie  der  Finam- 
regalie»,  in  de«  Abhandlungen  der  kgl.  idehi. 
GoelUeh.  d.  Wiiienich.,  Bd.  XXI.  Leipzig  1884. 

—  ilarelnotnM,  Die  in  PreuMen  neben  der 
SlaaUlnllerie  tngelaiienen  LoUerieuntemehm  uBjcn^ 
Zeitechr.  dei  kgl.  preiiti.  elatitt.  Bureaue,  1837, 
S.  44.  —  Eheberg,  Gnindritg  der  Finanz- 
irietenicha/t,  5.  Aufl.,    Erlangen  1898,    S.  8334- 

—  Stein,  Lehrbuch  der  Finaniiciuetxtchufl.  5. 
Aufl.,  Leipzig  1885,  II,  S.  d4Sg.  —  Jacob, 
SlaaffinanxKietentehafl,  Halte  ISil,  I,  S77ff.  — 
Jlalehus,  Handbuch  der  Finanzteittenichafi 
nnd  Flnamrerjeallung,  Stuttgart-Tübingen  1830, 
I,  g  BS.  —  Pfeiffer,  Staaleeinnahmen,  1S68, 1, 
S.  233ß.  —  Berglu»,  Grundilige  der  Finanx- 
iritienichafi,  2.  A«ft.,  Berlin  1371,  Kap.  2,  j  31. 

—  Plernaa  Hurtado,  Tratado  de  Hacienda 
publica  s  r^amen  de  la  rij/ahola,  Hadrid  1891, 
4  ed.,   T.  II,  S.  341-346. 

Majc  rott  Heckel. 


Lotz,  Johaon  Friedrich  Enseblus, 

geb.  am  13. 1. 1770  zu  Sonnefeld,  im  damaligen 
Herzogtum  Sacbsen-Hildburghausen ,  gest.  am 
13.  Xl  1838  in  Coburg,  studiert«  in  Jena  die 
Bechte,  wurde  1810  Regieruugsrat,  lehnte  1819 
die  ihm  von  der  Universität  Bonn  angetragene 
Professnr  für  Staatsrecht  und  Staatswirtschaft 
ab  luid  trat  1824  als  Geb.  Regienmgsrat  in 
sachsen-coburgische  Dienste. 

Lotz  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Staatswirt- 
schaftliche nnd  juristische  Nachrichten,  2  Bde., 
Hildbnrghausen  1800-1801.  —  Ueber  den 
Begriff  der  Polizei  und  den  Umfang  der 
Staatspolizeigewalt,  ebd.  1807.  —  Ideeen  über 
öffentliche  Armenhäuser  und  ihre  Organisation, 
ebd.  1810.  —  Revision  der  Grundbe^ffe  der 
Natioualükonomie,  in  Beziehung  anf  Teuerung 
und  Wohlteilheit,  angemessene  Preise  und  ihre 
Bedingungen ,    4    Bde. ,    Coburg    181 1— 14.    — 
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Ueber  die  Ansprilehe  und  Forderungen  des 
Grossberzogtuma  Sachsen -Weimar  an  die  heraog- 
lieh  Bfkchseii-cobnrgiscbea  Lande  auü  den  thtl- 
ringiachen  Begierungsrerhaltniasen  im  Jahre 
1814  ebd.  1818.  -  Handbuch  der  Staatswirt- 
scbaftslebre,  3  Bde.,  Erlangen  1831,ä2;  dasselbe, 
2.  Aufl.,  ebd.  1831,38.  - 

b)  in  Zeitschriften:  1)  im  Arcbiv 
der  palitischen  Oekonomie  und  Polizeiwissen- 
schaft,  Heidelberg:  Ueber  das  badische  Zehnt- 
abHisiingggeBeta,  Bd.  I,  1835,  S.  28711.,  ferner 
Besprechungen  von  Schriften  folgender  Autoren: 
J.  Bowriiig,  T.  BUlan,  SebeuioK,  W.  Seamann, 
Saj  etc.  in  den  Bdn.  I-III,  183d-38.  ~  2)  in 
Pölitz'  Jahrbüchern  filr  Geschichte  und  Staats- 
kunst,  I«ipzig:  Einiee  Bemerknngen  Aber  die 
Begrilfe  vom  reinen  Ertrage  und  reinen  Ein- 
kommen in  Staats wirtschMtlicher  Ueziehang, 
Jahrg.  r,  1828.  Bd.  1,  8.  61  ff.  —  Ueber  die  not- 
wendige Reform  unseres  deutachen  Münzwesena, 
Jahrg.  I,  1828,  Bd.  4,  S.  213ff.  —  3)  in  BiUau, 
Neue  JidirbUcher  der  Geschichte,  der  Staats- 
nnd  Kamera] Wissenschaften,  Leipzig:  Ueher  den 
Wert  und  die  Stellang  immaterieller  Güter  iii 
der  Staatswirtscbaftslehre,  Jahrg.  I,  1838,  Bd.  I, 
S.  193  ff. 

Lotz  ist  in  mancher  Hinsicht  ein  Vorlinfer 
jener  modernen  Theoretiker,  welche  die  alte 
Lehre  von  den  Produktionsfaktoren  Natnr.  Ka- 
pita! und  Arbeit  filr  irrig  erklären  und  den 
Satz  vertreten,  dasa  produktiv  allein  der  Geist 
des  Menschen  sei,  soweit  er  Gedanken  der 
Brauchbarkeit  verwirkliche.  Genau  wie  diese 
moderneu  Theoretiker,  welche  Kapital  und  Ar- 
beit als  Prodnktionselemeute,  nicht  als  Produk- 
tionsfaktoren  ansehen,  erklärt  Lotz,  dass  an  sich 
weder  das  Kapital  noch  die  Arbeit  produziere. 
Er  weist  insbesondere  nach,  dass  eine  auch  noch 
so  anstrengende  Arbeitsleistnug,  wenn  die  Ffihig- 
keit  und  Geneigtheit  zur  Verwirklichung  von 
Brauchbarkeitsgedanken  fehlt,  nicht  produziert. 
In  einem  Punkte  fehlt  jedoch  die  Kousequenz 
in  der  PurchfÜhrung  dieser  Theorie  bei  Lotz. 
Ea  wHre  von  seinem  Standpunkte  aus  folge- 
richtig gewesen,  auch  bei  Ackerbau  und  Vieh- 
zncbt  allein  den  menschlichen  Geist,  der  die 
vorhandenen  Stoffe  und  Kräfte  kombiniert  und 
die  Züchtung  und  Emäbnuig  der  Tiere  kon- 
trolliert ,  als  produktiv  anzuerkeuuen ;  Lotz 
spricht  statt  dessen  davon ,  dass  neben  dem 
menschlichen  Geiste  die  Katur  produziere.  Es 
ist  dies  bei  ihm  wie  bei  Adam  Smith  eine  An- 
lehnung an  die  Phjsiokratie,  hegreiflich  aller- 
dings in  einer  Zeit  welche  noch  nicht  die  Ge- 
setze der  Statik  in  der  Landwirtschaft  erkaimt 
hatte 

Die  wirtschaftlichen  Grundbegriffe  Out. 
Wert  Preis  und  Verminen  haben  einen  vor- 
züglichen durch  Klarheit  des  Gedankens  aus- 
gezeichneten Interpieten  in  Lotz  gefunden. 
Auch  war  er  der  erste  deutsche  NaIJonalökonom, 
der  die  frühere  theoretische  Korabination  von 
Wert  und  Preis,  welche  Begriffe  er  als  nnab- 
b&ngig  von  einander  erklärte,  aufhob  nnd  der 
das  bedeutende  Wort,  dass  in  der  Werttheorie 
Geistiges  durch  die  OUterwelt  wehe,  aussprach,  i 
Gegen  Ran  bestreitet  Lutz,  dass  die  Thätigkeit 
der  Vermittelung  von  Waren  an  den  Konsu- 
menten eine  kaufmännische  Produktivität  sei, 
nnd  begründet  seine  dissentierende  Ansicht  durch 


den  Hinweis  auf  das  Einkommen  des  Kauf- 
manns, welches  nur  das  Entgelt  des  Produ- 
zenten für  die  kaufmännische  Dienstleistong  sei. 
Von  Sismondi  sonst  in  vielem  abweichend,  ver- 
urteilt Lntz  mit  ihm  übereinstimmend  die  Be- 
lastung des  notwendigen  Verbrauchs  mit  Steuern 
nnd  Zollen,  AusfQhrungen,  auf  die  sich  Lasaalle 
später  in  seiner  Rede  „Die  indirekten  Steuern 
und  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen"  ge- 
stützt hat. 

Vgl.  überLotz:  Strelin,  Geschichte  und 
Litteratur  der  Staats  Wissenschaft,  Erlangen  1827, 
S.  81,  102,4.  213. 14.  —  Jenaer  aUgememe  Litt«- 


Nat.,  München  1847,  S.  6ö5ff.  —  Allgemeine 
deutsche  Biographie,  Bd.  XIX.  Leipzig  1684, 
S.  26667.  —  Mejer,  Die  Priocipien  der  ge- 
rechten Beateueruna,  Berlin  1884,  8.  30  ff.  — 
Zuckerkandl,  Theorie  des  Preises,  Leipzig 
1889,  S.  'J3  ff.  - 
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lotz,  Walther  Jnl.  Ed., 

Urenkel  des  vorigen,  geboren  am  21.  IIL  1866 
zu  Gera,  studierte  18HH  87  in  Leipzig  bei  Röscher, 
in  Strassburg  bei  L.  Brentano  und  G.  F.  Knapp, 
promovierte  zum  Dr.  rerum  politicanim  1887  zu 
Stra^sburg;  arbeitete  ]88«(Ö9  zur  weiteren  Ans- 
bilduug  im  Bankfach,  siedelt«  1889  auf  Auf- 
forderung von  L.  Brentano  als  dessen  Assistent 
am  neuerrichteten  staatswi3.«ensch.  Seminar  nach 
Lei|)zig  Über,  habilitierte  sich  hier  1890.  1891 
folgte  er  einem  Rufe  an  die  Universität  Mün- 
chen xh  Professor  honorarins.  1892  wurde  er 
ausserordentlicher  Professor,  1897  ordentlicher 
Professor  der  Fiuauzwissen Schaft,  Statistik  und 
NationalJikonomie  au  der  Universität  München. 
1894  war  er  Mitglied  der  vom  Reicliskanzler 
Grafen  Caprivi  benifenen  Kommission  behufs  Er- 
Urterung  von  Hassregeln  zur  Hebung  und  Be- 
festigung des  Silberwerts.  (Vgl.  inst,  die  von 
Lotz  verfasHte  Nr.  19  d.  DmcKsachen.) 

Er  veröffentlichte  an  Staats  wissenschaftlichen 
Schriften  a)  in  Buchform:  Geschichte  nnd 
Kritik  des  deutschen  Bankgesetzes 
vom  14.  m.  1875,  Leipzig  1888.  —  Die 
WabrungsfrageinOesterreich-Ungarn 
und  ihre  wirtschaftliehe  und  politische  Bedeu- 
tung, LPipzig  1689  (zuerst  im  Jahrb.  f  Ges., 
Verw.  H.  Volks«-,  verüffentlicht.)  —  Die  Tech- 
nik des  deutschen  Emission^igetichSfts. 
Anleihen,  Konversionen,  GrUndimgen,  Leipzii; 
1890  (zuerst  im  Jahrb.  f.  Ges ,  Verw.  u.  Volksw. 
veröffentlicht).  —  Die  Ideeen  der  deut- 
schen Handelspolitik  von  1860-91  (Bd.  50 
d.  Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozialp.),  Leipzig  1892.  — 
Da.'^selbein  italienischer  Vebersetzung:  Le  idee 
delle  politica  commerciale  tedesra  da] 
186U  r1  1891,  Torino  1896  (übersetzt  von 
Lodovico  Eusebio).  —  f'hri  Stent  um  nnd 
ArbeiterbewcEUng,  Leipzig  1891  (Nr.  4 
der  Evangelisch-sozialen  Zeitfragen).  —  Mone- 
tary  Situation  in  Germany,  Philadelphia 
I8!I3  (Kr.  9ö  der  Piiblieations  ot  tlie  Amencan 
Aeademj  of  pol.  social  scieuee.)  —  Die  Börsen- 
reforin,   Dresilen    1897.    (.4uch  im  Jahrbncli 
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1890.97  d.  Gehestiftung.)  —  Der  Streit  um 
die  Verstaatticliiiug  der  Eeicbsbank, 
München  1897  (zoerct  in  Hirths  Aunalen  ver- 
öffentlicht). —  Die  Reform  der  direkten 
Steuern  in  Bayern  unter  besonderer 
BerückaichtiKiing  der  soziftlen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnisse.  Mönchen 
1898  (zuerst  in  Brauns  Ärchir  veröffentlicht). 
—  Kritik  der  neuesten  Argnmente  für 
AbRahen  anf  den  natürlichen  Wasser- 
strassen,  Berlin  1898  (Heft  40  d.  Schriften 
d.  deutsch-iisterreich-migarisfhen  Verbandes  für 
Biuneujuhiffalirt.  auch  abKekönt  in  der  „Nation" 
veröffentlicht).  —  Verkehrsen  twickelung 
in  Deutschland  1800-1900.  Sechs  volks- 
tömliche  Vorträge  über  Dentachlauds  Eisen- 
bahnen und  Binnen  w  Bsserstrasaen ,  ihre  Ent- 
wiekelnng  und  Verwaltung  sowie  ihre  Bedeu- 
tung für  die  heutige  Volksirirtwhaft,  Leipzig 
1900  {Bd,  16  der  Sammlung  „Aus  Natnr  und 
Geisteswelt").  — Der  Scbntz  der  deutschen 
Landwirtuchatt  und  die  Aufgaben  der 
künftigen  dentachen  Handelspolitik, 
Berlin  löOO  (als  Hea  170/171  der  „Volkawirt- 
Khaftlichen  Zeittragen"  und  Nr.  2  der  Mit- 
teilungen des  Vereins  zur  Förderung  der  Han- 
delsfreiheit 1900  verüflentlicht). 
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.   .1  und  Zeitschriften:  1.  in  Bd.  45  d. 

Sehr.  d.Ver. f.Sozialpolitik:  Das Schieda-nndEini- 
gungsverfahren  iu  der  Walzeisen-  und  Stahlindus- 
trie Korden^lands.  Leipzig  1891  (auch  in  der  Bevue 
d'to)n.  politiqne  unter  dem  Titel;  L'arbitrage 
et  la  conciliatton  danx  Tindustrie  des  fers  lamiues 
et  de  l'acier  du  nord  de  TAngleterre  verüffent- 
licht).  2.  In  der  Hevue  d'tconomie  politique 
1892:  Le  röle  social  de  la  grande  Industrie.  3. 
In  <len  Hapports  des  Congr^s  international  de 
la  legislation  douani^re  et  de  la  reglementation 
du  travail  von  189ä:  „Lea  idees  fondament«les 
de  la  politiqne  caramerciale  allemandc  pendant 
leg  aCI  demiires  ann^es  (Traduit  par  M.  Schwerin). 
4.  Im  H.W.B.  [erste  und  zweite  AuH.)  die  Artt.: 
Darlehnskas.ien ,  Diskonto  und  Diskontopolitik, 
Emissionsgeschäft,  ö.  In  Elsters  WUrterbnch  d. 
VoIkswirUcbaft  die  Ant.:  Geld,  Edelmetalle, 
MUnzpitgiing,  Mttiizsystem,  Legiemng,  Pari- 
täten, Greshamsches  Gesetz,  WBiining,  Doppel- 
währung, Silberwährung,  Goldwährung,  wfth- 
rungsstreit.  (i.  Iin  Jahrb.  f.  Ges.,  Verw.  u. 
VolLw.  189Ö,  S.  179«.,  886 ff..  1291  ff.:  Die  Er- 

febnisse  der  deutschen  Silberenqnete.  Ferner 
leinere  Aufsät/e  und  Besprechungen,  Vgl.  im 
übrigen  Qeneralregister  zu  den  ersten  26  Jahr- 
gängen, S.  81.  7.  In  den  Jahrbüchern  f.  Kat. 
n.  Stat.  1894,  III.  Folge,  7.  B.1,,  S  ;«7ft.:  Die 
Lehre  vom  L'rspninge  des  Geldes.  Eine  metho- 
dolwische  Stndie.  8.  In  Uoldheims  Wochen- 
flchnft,  später  Monatsschrift  für  Aktienrecht 
n.  s.w.:  1894;  Ergebnisse  der  deutschen  Börsen- 
enqnete  für  die  Befomi  des  Emissionsgeschäfts; 
1896:  Zur  BCrsenreform. 

c)  Er  gab  heraus  1.  gemeinsam  mit  L.  Bren- 
tano die  seit  1893  in  Stuttgart  erscheinenden 
„Münchener  Volks wirWchaft liehen  Studien".  2. 
Die  drei  Flngschriften  über  den  HUnzstreit  der 
■ächiriscben  Albertiner  nnd  Eniestiner  um  1530, 
Leipzig  1898  (Nr.  2  von  Brentano  und  Lesers 
Sammlung  staatsw.  Schriften).  3.  Bd.  89  der 
Schritten  d.  Ver.  f.  Sozialpolitik,   Leipzig 


1900:     Eisenhahnt! 


Laeder,  Antust  Ferdinand, 

geb.  zu  Bielefeld  X.  1760,  wnrde  1786  Professor 
der  Geschichte  am  Carolinnm  in  Brannschweig, 
1797  braunschweipscher  Hotrat,  1810  Professor 
der  Philosophie  in  Uüttingen,  1817  Honorar- 
professor in  Jena,  wo  er  am  27.  II.  1819  starb. 
Laeder  gehBrt  neben  Christian  Jakob  Kraus 
(s.  d.)  nnd  Georg  Sarturius  (s.  d.)  zu  den  ersten, 
welche  sich  in  Deutschland  um  Verbreitung  der 
Smithschen  Lehren  bemüht  haben ;  besondere 
Verdienst«  hat  er  sich  auch  nm  die  weitere 
Ent Wickelung  der  Statistik  erworben. 

Er  veröffentlichte  an  Staat« Wissenschaft- . 
licheu  Schriften:  Geschichte  des  holländischen 
Handels,  nach  Luzaks  Hollands  Bykdooi  be- 
arbeitet, Leipzig  1788.  —  Statistische  Be- 
schreibung der  Besitzungen  der  Holländer  in 
Amerika,  I.  Teil,  Braunschweig  1792.  —  Ein- 
leitung iu  die  Staateuknnde  nebst  einer  Statis- 
tik der  vornehmsten  earopäischen  Reiche,  I.  Teil, 
Leipzig  1792.  —  Materialien  zur  Statistik,  1. 
Heft,  Göttingen  1794.  —  Geschichte  der  vor- 
nehmsten Völker  der  allen  Welt  im  Grundriss, 
Brannschweig   180Ü.  Nntionalindustrie  und 

Staatawissenschaft,  nach  Ad.  Smith  bearbeitet, 
3  Teile,  Berlin  1800—1804.  —  Repertorium  für 
die  Geschichte,  Politik  und  Staatenkunde,  I. 
1—3,  II,  1,  Berlin  1801—180.-),  —  Die  National- 
industrie  und  ihre  Wirkungen,  Brannschweig 
1808.  —  lieber  die  Veredelung  der  Menschen, 
beaonilers  der  Juden,  Brannschweig  1808.  — 
Heber  die  Kultur  und  Industrie  der  Portugiesen, 
Berlin  1809.  —  Iicitfaden  der  alten  Geschichte 
zu  Vorlesungen ,  Braunschweig  1810.  —  Enl- 
wickelung  der  Veränderung  des  menschlichen 
Gleachlechts,  Braunschweig  1810.  —  Kritik  der 
Statistik  und  Politik  nebst  einer  Begründung 
der  politischen  Philosophie,  Göttingen  1812,  — 
Kritische  Geschichte  der  Statistik,  Göttin gän 
1817.  —  Nationalökonomie  oder  Volkswirtschafts- 
lehre, nach  dem  Tode  des  Verfassers  herausg,. 
Jena  1820. 

An  periodischen  Schriften  gab  er  heraus: 
Historisches  Fortfeuille.  zur  Kenntnis  der  gegen- 
wärtigen und  vergangenen  Zeiten  von  K.  R. 
Hansen  und  A,  F.  Lueder,  1.-7,  Jahrg,  1782— 
1788,  Frankfurt  a,0,,  und  im  Vereine  mit  A.  F. 
E.  Jakobi:  Holländische  Staatsanzeigen,  6  Teile. 
Göttingen  1784—1786, 

An  Uebersetzungen  erschienen  von  ihm : 
lieber  den  gegenwärtigen  Znstand  der  Kolonie 
am  Vorgebirge  der  guten  Hoffnung,  verglichen 
mit  ihrem  urspr unlieben.  Aus  dem  Französ, 
mit  Anmerkungen  von  A.  F.  Lueder,  Göttingen 
1786.  ^  Charaktere  nnd  Anekdoten  vom  schwe- 
dischen Hofe,  Aus  dem  Engl,  von  A.  F.  Lueder, 
Brannschweig  1790,  —  Meermann,  Jh.  Frhr. 
V.  Dalemr  Reise  durch  Preussen,  Oesterreich, 
Sicilien  und  an  diese  Honarchieen  grenzenden 
Länder,  Aus  dem  Holland,  v.  A.  F.  Lueder, 
2  Teile,  Braunschweig  1794,  —  J.  S.  Slavorinns, 
Reise  nach  dem  Vorgebirge  der  guten  Hoffnung, 
Java  und  Bengalen  1768—1771 ;  aus  dem  Holland. 
mit  Anmerkungen,  Berlin  1796. 
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Vgl.  über  Lneder:  Ailg.  deotsehe 
BioKraphie,  Bti.  19,  S.  377.  —  Saalfeld, 
Gesch.  der  Universität  GSttingen.  S.  122.  — 
Röscher,  Gesch.  d.  Nat.,  S.  619,  —  John, 
Geschichte  der  Statistik,  I  (Stuttgart  1884), 
S.  imff. 

Jo»ef  S(nin.tnAai»nt«r. 

Luther  s.  Reformation. 

LnziiB. 

1.  Tbeoretischea.  2.  ADachaunagen  über 
Nützlichkeit  und  Schitdlicbkeit  des  L.  3.  Die 
Aufwand  Gesetzgebung.    4.  Schlnsa. 

1.  Theoretisches.  Ueber  (3as  AVeseii  des 
_  Luxus  siiid  ungefähr  eben  bo  viele  ver- 
'  schiedcnarti^  Defioitioneu  aufgestellt  urie 
über  den  Begriff  des  AVertes  —  von  jener 
einfach  klingenden  Christian  Wolffs  an 
iLuxHS  ist  Uebermuta  bis  zu  der  pessimistisch- 
pietistischen  Warburtnns  »Luxus  ist  ein  Ge- 
brauch der  von  der  Vorsehung  verliehenen 
Güter,  der  zum  eig;enen  Schaden  des  Qe- 
brauchendeu  führt«  und  der  i-elativ  vernünf- 
tigen Plnw^uets  »Luxus  ist  ein  Gebrauch 
von  Dingen,  die  weder  nötig  noch  nützlich 
zur  Erhaltung  des  Lebens  und  der  Gesund- 
heit, auch  nicht  nötig  znr  menschlichen 
Glückseligkeit  sind«.  Man  wird  im  allge- 
meinen unter  Luxus  alle  Konsumtion,  welche 
das  durch  Bedürfnis  oiler  Notwendigkeit 
gegebene  Mass  von  Auf^n-and  Übereteigt,  zu 
verstehen  haben.  Aus  dieser  Begi-iftsbe- 
sttmmung  ergiebt  sicli  einmal  die  Tliatsache, 
dass  der  Begriff  des  Luxus  ein  völlig  sub- 
jektiver und  relativer  ist,  verschieden  je 
iiacli  den  durch  kulturelle  Entwickelnng. 
Stand  und  Auffassung  betlingten  Verhält- 
ULSsen  des  einzelnen  wie  der  Gesamtheit, 
anderei-seits  die  Notwendigkeit,  Luxus  von 
Begriffen  wie  Unwirtschaftliclikeit  oder  Ver- 
schwendung zu  unterecheiden.i)  Die  beiden 
letzten  sind  rein  privat  wirtschaftlicher  Na- 
tur, und  man  spricht  von  Cnwirtechaftüch- 
keit  schon  bei  dem  Mangel  zureichenden 
Ausgleichs  zwischen  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen, von  Verschwendung  aber  bei  dem 
Mangel  jeglicher  Kueksiehtnalime  auf  die 
Grenze  des  Einkommens.  So  schliesst  Ver- 
schwendung den  Luxus  niemals  aus,  dieser 
aber  die  'S  erschwendung  nicht  stets  oder 
an  sich  schon  ein.    Wie  relativ  der  Begriff 

')  Die  neueste  Definition  von  Anton  Velle- 
man,  Der  Luxns  in  seinen  Beziehungen  zur 
Sozialökonomie  {1.  Die  Theorie  der  Luxnskon- 
snntioD),  Hallenser  Dissertation  1898  8. 10  und 
11:  ,.L.  ist  jede  im  Dienste  der  Eitelkeit,  znm 
Zwecke  der  Prahlerei  oder  zor  Betriedignnff  des 
gemeinen  Sinnenreizes  ^schebende  unproduktive 
Konsumtion"  beruht  wieder  auf  jener  einseitigen 
Betonung  der  Moral,  die  von  vom  herein  allen 
Luxus  verdammt  nnd  damit  zu  keiner  objek- 
tiven Analyse  des  Begriffs  vordringen  kann. 


des  Luxus  ist,  sieht  man  auch  diiraus,  dass 
er  keineswegs  dem  ebenso  relativen  Begriff 
der  Spareamkeit  kontradiktorisch  entgegen- 
gesetzt ist.')  »Wer  in  seiner  Wirtschaft 
einen  Uebei'schuss  am  Jahresende  erzielt,  ist 
sparsam  zu  nennen,  wenn  auch  die  Summe 
seiner  Ausgaben  an  sich  sehr  gross  sein  und 
einen  bedeutenden  Luxusaufwand  mit  um- 
fassen mag.« 

Zu  den  Luxusgfitem,  die  ebenso  wie 
deren  Erwerbsquellen  dem  Wandel  unter- 
worfen sind,  werden  alle  die  Gegenstände 
gerechnet  werden  müssen,  welche  dem  Sub- 
jekt der  Schätzung  im  Vergleich  mit  der 
ihm  zukommenden  normal cu  Konsumtion  ent- 
behrlich erscheinen.  Es  ist  kein  Luxus, 
wenn  der  Reiche  täglich  ein  Olas  einfachen 
Tischweius  tiinkf,  wähi-end  füi'  den  Armen 
ein  gleicher  Genuss  unter  den  Begriff  des 
Luxus  fallen  muss. 

Luxusgegen stände  verlieren  ihre  Bedeu- 
tung, wenn  sie  zu  »gemeinn  werden  oder 
wenn  im  Kunstgeschmack  ein  Wechsel  ein- 
tritt. So  hat  der  Bernstein  aufgehört  Mode- 
artikel zu  seinj  als  die  Jjandfrauen  am  Po, 
wie  Plinius  bcnchtet,  mächtige  Schnüre  von 
Bernsteinkoralleu  trugen,  oder  als  helleDiseh- 
klassisches  Kunstempfinden  das  bloss  stoff- 
liche orientalische  Kunstempfinden  ver- 
drängte.ä)  So  sind  in  imseren  Tagen  die 
Oeldnickbilderj  gegen  die  noch  in  den  70er 
Jahren  auch  ein  geläutertes  Kunstempfinden 
sicli  keineswegs  gesträubt  hat,  allmählich 
aus  den  Wohnräumen  der  Wohlsituierten 
geschwunden,  seitdem  sie  in  einfachen 
Bauernhäusern  oder  Wirtsstuben  die  Wände 
zierten  und  seitdem  die  Erzeugnisse  der 
Knnstmalerei  (frei h eh  diese  durch  die  Kon- 
kurrenz verbilligt)  in  immer  weiteren  Kreisen 
Eingang  gefunden  haben. 

Man  hat  wohl  mit  Bau  die  drei  lüstori- 
schen  Luxusstufeu  der  ^bsinnlichen  Ge- 
nüsse, der  Geiitlsse  der  Zierhchkcit  und  der 
Genüsse  von  Kunst  und  Wissenschaft  oder 
mit  Röscher  den  Luxus  des  Mittelaltei-s, 
den  blühender  und  reifer  Zeitalter  und  den 
verfallender  Nationen  nntersehieden.  Wäh- 
rend das  Mittelalter  mit  einheimischen  Boden- 
erzeugnis.sen  oder  menschlicher  Arbeitskraft 
Luxus  treibe,  erfreue  sich  die  zweite  Periode 
an  geistigem,  die  letzte  an  unsittlichem,  un- 
natürlichem Luxus.  Indessen  wird  eine 
objektiv-kritische  Betrachtung  in  der  geneti- 
schen oder  statistischen  Methode  den  Vor- 

')  Nach  T.  ManteufTel,  Das  Sparen,  Hall. 
Dissertation  1900  S.  4  heisst  Sparen:  „Dnrch 
Konsurabescbränkung  einen  VerjnGgenszu wachs 
schaffen." 

')  Vgl.  A.  V.  Schweiger  -  Lerchenfeld  im 
Esport  XSI,  9,  S.  104  im  AoiichlnsH  an  v.  Sa- 
dowski,  Die  Eandelsstrosse  der  Griechen  itnd 
RGmer,  and  Gelbig,  Osservazioni  sopra  il  com- 
mercio  deir  ambra. 
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zng  erkeaneu  und  an  ihrer  Hand  zu  dem 
Ergebnis  gelangen,  dasa  unter  eine  solche 
Klassifikation  uiiinöglich  alle  zu  einer  Zeit 
herracheuden  Luxusbegriffe  Eubsuiaiert  wer- 
den können  und  dass  daher  eioe  historische 
Darstellung  des  Lnxusbegritfes  und  seiner 
Entwickehing  mindestens  gleichen  Schwierig- 
keiten begegnen  miiss  wie  eine  Geschichte 
des  Luxus  überhaupt,  ein  Versuch,  den 
Baudrillart  mit  eben  so  viel  Ausdauer  wie 
Erfolglosig'keit  untcrDommcu  hat. 

2.  Anschaniiiigen  über  Nützlichkeit 
and  Schädlichkeit  des  L.  Weitgehende 
Folgerungen  werden  an  eine  Darstellung  der 
An  schau  im  gen  vei^ngener  Zeiten  Ober 
Nützlichkeit  und  Scliädlichkeit  des  Luxus 
nicht  geknüpft  werden  können,  weil  die 
Schriftsteiler  ohne  Kenntnis  dessen,  was 
gegenwärtig  die  Wissenschaft  mit  dem 
Begriff  de,see]ben  verbindet,  unter  Luxus 
fast  ausschliesslich  die  Privatwirtschaft! iche 
Kategorie  der  Verschwendung  verstehen. 
Stets  vernehmen  wir  deshalb  absprechende 
Urteile  über  den  Luxus  in  Zeiten,  deren 
vorgeschrittenes  Wirtschaftssystem  auch  die 
Auswüchse  eines  solchen  zur  Reife  kommen 
liess  und  eine  übertiiebene  Reaktion  gegen 
die  bestehende  Verweichlichung  zur  Folge 
hatte. 

Die  frühere  und  namentlich  die  klassi- 
Bclie  Epoche  der  griechischen  Philosophie 
wirft  nur  gel^:entlich  diese  Frage  auf,  so 
wenn  Piaton  aus  seinem  Staate  Frau  und 
Eigentiim  als  Hauptveranlaaaungen  zmn 
Luxus  verbannen  mr>chte.  Im  Gegensatz  zu 
der  unsittlichen  Bedürfnislosigkeit  des  Cynis- 
inns  und  der  epikureischen  Lehre  mit  ihrer 
unklaren  Ethik  steht  die  durchgebildete 
Sittenlehre  der  Stoa,  die  namentlich  den 
eklektischen  Moralisten  Seneca  zu  wieder- 
holten Sitten  predigten  gegen  den  Luxus,  die 
Verschwendung  in  Gastereien,  Kleidung  und 
litterarischer  Produktion  begeisterte.  Das 
feurige  Pathos  der  Satiren  JuvenaJs  spinnt 
die  Gedanken  Senecas  weiter  aus;  allein 
ihre  einseitige  Schildenmg  des  gesellschaft- 
lichen Luxus  jener  Zeit  verrät  die  dem  Alter- 
tum eigentüniliche  Geringschätzung  der  lie- 
rechtigten  Bedürfnisse  des  Menschen.  Hierzu 
gebort  auch  die  semimentale  Naturschwär- 
merei des  älteren  Plinius,  die  sich  als  fort- 
wahrende Deklamation  gegen  den  Luxus 
erweist;  wie  dem  Horaz  die  Gewinnung  des 
Feuers,  so  erscheint  ihm  die  Erfindung  des 
Geldes  als  der  Beginn  der  völligen  zeitlichen 
"Verderbnis. 

Alle  diese  übertriebenen  Ansichten  er- 
halten ein  anderes  Aussehen,  seitdem  Fried- 
Iftnders  Sittengeschichte  Roms  den  Beweis 
erbracht  hat,  dass  einer  objektiven  Betrach- 
tung der  Luxus  der  Kaiserzeit  keineswegs 
grösser  erseheinen  muss  als  der  in  Epochen 
neuerer     Geschichte,     beispielsweise     im 


Deutschland  des  10.,  13.,  14.,  15.,  17.,  18. 
Jahriiunderts,  in  Polen  unter  Stanislaw 
August  oder  in  Fi'ankreich  zur  Zeit  des 
Direktoriums  und  des  zweiten  Empire,  ja 
dass  namentlich  die  oft  beklagte  Putzsucht 
der  Frauen  des  alten  Rom  den  Luxus  der 
Tracht  in  neueren  Zeiten  kaum  erreicht  hat. 

Einsam  erhebt  sich  im  Altertum  nur  die 
Gestalt  des  Aristotelikers  Herakleides  Pou- 
likos,  der  den  Luxus  als  Sporn  zu  allen 
menschlichen  Tugenden  bezeichnet  und  die 
Grossthaten  hellenischer  Geschichte  als  durch 
das  Reizmitlei  des  Luxus  hervorgernfeii 
darstellt. 

Ebenso  eiuseitig  wie  einstimmig  in  der 
Verdammimg  des  Luxus  sind  die  Anscliaii- 
ungen  der  Patristik  und  Scholastik,  deren 
übern atürliciie  Moral  ebenso  wie  im  Alter- 
tum die  philosophische  Spekulation  zur  An- 
erkennung des  Grundsatzes  absoluter  Be- 
dürfnislosigkeit führte.  Erst  das  ausgehende 
Mittelalter  und  der  in  der  Neuzeit  erfolgte 
Aufschwung  von  Handel  und  Industrie 
bahnten  eine  zweite  freiere  Auffassung  an. 
Immerhin  ergehen  sieh  auch  noch  die  Po- 
pularredner  des  15.  Jahrhunderts,  ein  Geiler 
von  Kaisersbeig,  oder  selbst  Humanisteu 
wie  Ulrich  von  Hütten  und  Reformatoren 
wie  Luther  und  Calvin  in  einseitigen  Klagen 
über  die  Schädlichkeit  des  Luxus,  lassen 
sich  beim  Anblick  des  üppigen  Iloflebens 
der  Valois  auch  der  Seuecaverehrer  Mon- 
taigne (1533—1592)  und  sein  Schüler 
Charron  (1041 — 1603)  zu  Aeusserungen  wie 
der,  bereits  die  Kleidung  sei  eine  Art  Luxus, 
hinreissen.  Im  17.  Jahrhundert  sind  es  vor- 
nehmlich die  geisti-eichen  «Provinciales«  des 
Jansenisten  Blaise  Pascal  (1628—1662),  für 
den  der  Beginn  des  verwerflichen  Ueber- 
flusses  mit  dem  Zeitpunkt  der  Befreiung 
von  der  Askese  zusammenfällt,  sind  es 
Schriften  Föneloas  (1651—1715),  welche 
eine  FQlle  von  Verdammungsurteilen  über 
den  Luxus  enthalten.  Vor  allem  ist  aber 
als  hervorragendster  Gegner  des  Luxus  im 
18.  Jahrhundert  J.  J.  Rousseau  hervorzu- 
heben, dessen  Ideeen  über  den  Luxus  den- 
jenigen des  älteren  Plinius  und  Seneca,  in 
dessen  Ueberschätzung  Bousseaus  Zeilgenoase 
Diderot  schwelgte,  nicht  unähnlich  sind, 
während  auf  der  anderen  Seite  Männer  wie 
Mandeville  (Bienenfabel  1706),  Voltaire 
(Mondain,  Apologie  du  luxe  und  Snr  l'usage 
de  ia  vie),  Melon  (Essai  politiijue  sur  le 
commerce  1734),  Hurne  (On  refinement  in 
the  arts,  1753)  und  Dnmont  (Thöorie  du 
luxe  1771),  vorzf^lich  aber  einige  Merkan- 
tilisten  und  die  Physiokraten  die  Verteidi- 
gung des  Luxus  übernahmen.  Adam  Smitii, 
sonst  ein  Gegner  des  Luxus,  weil  dieser 
den  zur  Förderung  des  Nationalreichtums 
erforderlichen  Ueberschuss  der  Produktion 
über  die  Konsumtion  schwer  erzielen  lasse, 
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veiss  doch  wohl  deD  Luxiiü  in  dauerhafte» 

und  den  in  rasch  vei^änghehen  Gfttem  aua- 
einanderziihaltea ;  der  erstere ,  näher  mit 
SpMflamkeit  verwandt,  sei  nicht  geeiguet, 
Individuum  oder  Nation  arm  zu  madieD 
(Wealth  of  nalions  U,  3).  Sein  Schüler 
Bobert  Malthus  erkannte  in  der  Vermehrung 
der  Bedürfnisse  der  Mehrzahl  eines  der 
Schutzmittel  gegen  die  Gefahi'  der  Ueber- 
völkeruQg  und  damit  die  relative  Nützlich- 
keit des  Luxus. 

Unter  den  uenei-on  hat  noch  Schäffle  den 
Luxus  als  Zerrbild  der  wirtschaftlichen  Oe- 
sittuns  bezeichnet  (Nat-Oek.  1861  S.  150) 
und  hat  von  den  Sozialisten  vor  allem 
Proudhoa  die  Verwerflichkeit   eines   weit- 

fihenden  Luxus  hervoi^hoben.  Auch 
raile  de  Laveleye  will  gemäee  seiner  Defi- 
nition: »J'appelle  objet  de  luxe  toute  chose 
qui  ne  r^pond  pas  ä  na  premier  besoin  et 

3ui,  coutant  beaiicoiip  d'argeut  et  par  siüte 
e  travail.  n'est  k  la  porti-e  i^ue  du  petit 
nombre« ')  nichts  von  einem  angemesseneu 
und  erlaubten  Luxus  wissen:  'Die  Ver- 
damm iingsurteile,  weiche  die  Weisen  des 
Altertums  wie  die  Kirchenväter  und  christ- 
Uchen  Kanzelredner  mit  solcher  Einlielligkeit 
und  Beredtsamkeit  gegen  den  Liixus  ge- 
schleudert haben,  sind  auch  nach  dem  heu- 
tigen Stande  der  Wissenschait  durchaus  ge- 
re<-ht fertigt.»  Roschers  auf  Ferguson  und 
Rau  aufbauender  Aufsatz  ist  demgegenüber 
für  alle  weiteren  objektiven  Untersuchungen 
massgebend  gebiieben,  unter  anderen  ist 
selbst  Baiidrillarls  oft  gerühmtes  Buch  ledig- 
lich eine  Paraphrase  dieses  Aufsatzes. 

Die  bis  auf  die  neueste  Zeit  immer 
wieder  auftauchenden  Verdammungsurteile 
mit  ihrer  das  Gebiet  des  Sittliclien  ein- 
engenden Betonung  der  Moral  haben  ihren 
letzteil  Gnmd  fast  immer  in  einer  falschen 
Definition  des  Luxus,  für  welche  die  des 
alteren  J.  B.  Say,  I^iixus  ist  Gebrauch  sel- 
tener und  kostspieliger  Gegenstände,  als 
typisch  gelten  kann.  Von  einer  solchen 
Definition  aus  gelangt  dann  J.  B.  Say  na- 
türlich zu  der  Behauptiuig,  dass  derjenige, 
der  hervorragende  Fähigkeiten  oder  bedeu- 
tenden Ein  fluss  dazubenutzt,  umden  Luxus 
zu  fördern,  sich  einer  Verschwörun.g 
gegen  das  Glück  der  Völker  schuldig 
macht. 

Der  einseitigen  Betonung  der  Moral  steht 
bei  den  Verteidigern  die  ebenso  einseitige 
Betouimg  des  Fortschrittes  der  Civilisation 
und  des  Rechts  des  Individuums  entgegen, 
die  beispielsweise  eiuen  Slontcatiuieti  zu  der 
Anschauung  von  der  Notwendigkeit  des 
LuxTiB  in  Monarchieen,   seiner  Vei-werfüch- 

')  Georg  voL  Below,  Das  filtere  deutsche 
)  Le  Inie,  2e  ed.,  Paris  et  Vcrviers  1895.  Städtewesen  und  Bürgertum  (Heycks  Wono- 
Der  deutsche  Satz  nach  der  Ueberseizung  von  graphieen  zur  Weltgeschichte  VI)  1898,  S.  70. 
EngemeJacobi,SeuwiedundLeipzigl893,S.ia.|         <)  v.  Below,  a.  a.  0.  S.  135. 


keit  in  der  Republik  führte  und  andere  wie 
Thiers  zu  der  berühmten  principiell  durch- 
aus zu  missbilhgenden  Argumentation,  dass 
der  Luxus  der  Reichen  die  Armen  ernähre, 
veranlasste,  ein  Satz,  den  noch  extremer 
Mommsen  so  formulierte :  »Der  grossstädti- 
sche Luxus  macht  manche  fleissige  Hand 
reich  und  ernährt  mehr  Arme  wie  die 
almosenspendende  Menschenhebe«  (Rom. 
Gesch.  ni,  518). 

FestJtidialten  ist-,  dass  beide  Theorieen 
gleich  einseitig  sind  und  dass  je  nach  der 
geschichtlichen  Entwickelungsstufe  eines 
Volkes  die  Frage  eine  andere  Beantwortung 
erheischt,  »Bei  einem  gesunden  Volke  ist 
auch  der  L\ixus  gesund,  bei  einem  kranken 
auch  der  Luxus  krank  und  krankmachende 
(Röscher),  Selir  oft  hat  sich  eiu  den  Zahl- 
mitteln entsprechender  Luxus  nicht  nur  in 
vor^sehichthchen,  sondern  auch  in  geschicht- 
lichen Zeitläuften  als  ein  Haupthebel  von 
Handel,  Industrie  und  Kunst  erwiesen, 
wofür  das  Beispiel  der  italienischen  Kom- 
munen der  Renaissance,  der  Patriderstädte 
Flanderns  und  auch  unserer  deutschen  Stfidte 
des  Mittelalters  besonders  instruktiv  ist 
»Nicht  bloss  im  Hause  der  Patricier',  sagt 
Georg  von  Below,  »auch  in  den  kleinbüi^r- 
liclion  Kreisen  fand  das  Kunsthandwerk 
reiche  Pflege;  auf  die  Ausschmückung  seiner 
Wohnstube  imd  der  Prunkküche  legte  der 
einfache  Bürger  ebenso  Wert  wie  der 
Pafricier  auf  die  Dekoration  sciuoi  statt- 
lichen Bänme  — « ')  und  schliesst  mit  dem 
Wort  von  Wilhelm  Grimm:  »Was  kann 
reizender  sein  als  das  Bild  einer  Stadt  des 
Mittelalters?  Künste,  die  nur  Reichtum  er- 
nährt, zogen  herbei«!  u.  s.  w-^)  Betrachtet 
man  im  Gegensatz  dazu,  wie  sich  ebenso 
oft  im  Verlauf  der  Gescliichte  die  Schäd- 
liclikeit  des  Luxus  herausgestellt  hat,  so 
wird  mau  nach  allem  zu  dem  Schluss 
kommen :  es  giebt  keinen  absoluten  Massstab 
für  die  Beurteilung  des  I-uxus,  aber  es 
keinen  besseren  Massst^  für  die  Be- 
antwortung unserer  Frage  als  die  Wirkung 
des  Luxus  auf  die  knltiuxjUe  Eutwickeluug. 
Trägt  er  zur  Veredelung,  zur  wirtscliaftliehen 
und  sittlichen  Hebung  des  einzelnen  wie  der 
Gesamtheit  bei,  so  hat  er  volle  Berechtigung, 
im  entgegengesetzten  Falle  nicht.  Verschafft 
er  dem  einzeluen  ein  behagliches  Geniiss- 
leben  auf  Kosten  der  allgemeinen  Sitthchkeit 
und  des  Wohlbefindens  der  Gesamtlieit,  so 
überschreitet  er  die  Grenze  des  sittlich  Zu- 
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den  zwischen  solchen,  die  wie  ein  Macchia- 
veUi  ohne  Luxus  nicht  leben  kOnncn  (M.  an 
Vettori  1514),  deren  Wesen  ohne  ihn  nicht 
zur  Eatfaltuug  kommt  (vgl.  Richard  Wagner), 
und  solchen ,  die  lediglich  zumeist  des 
äusseren  Scheines  halber,  um  ihren  Reich- 
tum zu  zeigen  oder  für  reich  zu  gelteu,  dem 
Luxus  einer  Zeitperiode  huldigen.  Indessen 
lebt  sieh  diese  zweite  Art  von  Luxus  ebenso 
wie  die  ihn  beeinflussende  gleichfalls  dem 
Wandel   unterworfene  Mode  ans,    "das  ver- 

fibliche  Bestreben,  der  durch  die  moderne 
ntwickelimg  der  Bekleidung  hervorgerufe- 
nen Gleichheit  zu  entfliehen,  ei-zeugt  den 
ITodewechsel«  sagt  v.  Ihering,  und  ich  setze 
in  seiner  Sprechweise  hinzu :  Das  ven^bliehe 
Bestreben,  der  durch  die  roo<lerne  Anhäu- 
fung des  Kapitals  in  den  Händen  weniger 
hervorgerufenen  Ungleichheit  zu  entfliehen, 
erzeugt  den  Luxuswechsel. 

Immeriiin  giebt  es  zwei  Mittel  gegen 
die  Ausartung  des  Luxus:  das  Strafgesetz 
und  die  volkswirtschaftlich  -  sittliche  Er- 
kenntnis. 

Der  erstcren  Meinung  war  die  Vergan- 
gen heif. 

3.  Die  Aufwandgesetxgebnag.  a)  lÜs 
ist  wahrscheinlich,  dass  die  alten  Aegypter 
Luxusgesetze  gekannt  haben;  jedenfalls 
n-issen  wir,  dass  die  Tracht  einzelner  Stände, 
und  vorzüglich  die  Priestertracht,  dort 
ebenso  dem  Gesetz  unterlag  wie  nach  dem 
Dekalog  bei  den  Hebräern.  Von  einer  bis 
ins  kleinliche  ausgedehnten  KJeiderordnung 
hören  wir  aucli  bei  den  alten  Indern. 
(Dunker,  Gesch.  d.  A.  II,  142).  Sicher  und 
greifbar  werden  derartige  Gesetze  aber  ei'st 
in  historiscli  vorgerückter  Zeit.  Die  scge- 
nannte  lykiirgische  Verfassung,  deren  Be- 
stimmungen nach  Trieber')  keine  Neu- 
Bchöpf ungen^  sondern  nrzeitUche  Institulionen 
sind,  ersaieuit  erst  einer  späteren  verwöhn- 
ten Zeit  als  ein  »raffiniert  ausgeklilgeltes 
Abhärtungssystem"  (Eduard  Meyer)-)  und 
kann  hier  nicht  als  ein  Kriegsziig  ge(!;en  die 
üeppigkeit  aufgefasst  werden.  In  der  ihr 
innerlich  wenig  verwandten  Solonischen  Ge- 
setzgebung finden  sich  aber  direkte  Verbote 
des  Tafel-,  Kleider-  und  Begrab nislnxus. 
»Gegen  allen  Pnink  des  Adels,  gegen  die 
üppigen  Totenfeiern  mit  Kl^weibem  und 
\  erst ömm ein ngcn,  gegen  die  V  erschwendung 
bei  der  Bestattung,  gegen  den  Luxus  der 
Frauen  ist  Selon  eingescliritten,  die  Mit^ft 
wird  beschränkt,  der  Verscliwender  wird 
bestraft,  ebenso  walirscheinlich  der  Erwerb- 


')  Forsch  ongen  zur  spartanischea  Ver- 
faRsnngsgeschicbt«,  1871.  Vgl.  Ednard  Meyer, 
Forächnngea  zur  alten  Geschiebte,  Halle  1892, 
I,  213  fr.  QDd  g  311. 

')  Geschichte  des  AltertnmR  II,  322. 


lose«.')  Auch  die  Tyrannen  Griechentands, 
so  Periander  von  Korinth,  (der  die  Hetären 
ersäufen  lässt),  Piltakos  von  Mitylene  (der 
Verbrechen,  die  im  Rausehe  verübt  sind, 
strenger  bestraft  als  die  in  nüchternem  Zu- 
stand verübten)*),  und  die  pythagorälsieren- 
den  Staatsmänner  der  GriechensKdte  Unter- 
italiens, hier  besonders  der  im  7,  Jahrhun- 
dert V.  Ohr.  lebende  Gesetzgeber  der 
epicephjTi sehen  Lokrer,  Zaleukos,  erkannten 
in  einer  strengen  Luxiisgesetzgebung  viel- 
leicht weniger  das  Mittel,  um  die  Ver- 
weichlichung des  Zeitalters  zu  bessern,  als 
die  Handhabe,  um  unter  Durchführung 
bürgerlicher  Zuclit  und  strenger  Kontrolle 
der  Lebeusrührung  jede  Sondereteilung  des 
Adels  zu  beseitigen  und  eine  feste  Staats- 
ordnung zu  begründen.^) 

Eine  lange  Reihe  von  leges  sumptuariae 
finden  wir  dann  bei  den  Römern.  Vorzüg- 
lich richten  sich  hier  die  älteren  Bestim- 
mungen, wie  die  der  12  Tafeln  nud  die  lex 
Numae,  gegen  den  Aufwand  bei  Lei- 
chenbegängnissen, wie  beispielsweise 
die  letztere  die  Totenmitgift  von  Piirpiir- 
decken  und  Goldschmuek  sowie  das  Löschen 
des  Scheiterhaufens  mit  Mirriieuwein  unter- 
sagte —  Bestimmungen,  die  später  Sullas 
lex  Cornelia  wiederholte.  Die  i:.i  Jahre  215 
v.  Chr.  gegebene  lex  Oppia  de  cultu 
mulierum  suchte  der  durch  den  Hannibali- 
schen  Krieg  hervorgenifenen  Finanznot 
durch  Beschi'änkiing  des  Aufwandes  der 
Erauen  abzuhelfen,  ein  Gesetz,  de-ssen  Auf- 
hebung indessen  bereits  "20  Jahre  si>äter 
S;gen  den  Willen  des  in  ähnlicher  legis- 
torischer  Thätigkeit  vorgehenden  Cato  ma- 
jor von  der  Frauenwelt  durchgesetzt  wurde. 
Gegen  die  Kleiderpracht  wandte  sich  gleich- 
falls unter  den  späteren  römischen  Luxus- 
gesetzen  die  von  Cäsar  gegebene  äussei-st 
detaillierte  lex  Jidia,  die  daneben  auch  die 
Auswüchse  in  der  Bau  Verschwendung,  bei 
Grabraonumenten  und  im  Tafelaiifwand  zu 
beschränken  suchte.  Diesem  letzten  Verbot 
des  TafelluxuH  waren  bereits  viele  ähn- 
liche seitens  der  Tribunen  rarauf gegangen. 
Die  lex  Orchia  vom  Jahre  181  v.  Chr.  hatte 
die  Zahl  der  Gäste,  die  lex  Fannia  161 
T.  Chr.  die  Höhe  des  Kostenaufwandes  bei 
der  Mahlzeit  eingeschränkt,  die  lex  Dldia 
143  V.  Chr.  hatte  die  Giltigkeit  der  Strafbe- 
stimmungen dieses  Gesetzes  auf  ganz  Italien 
und  die  Gäste  beim  Mahle  erweitert.  In 
gleicher  Richtung  und  mit  besonderem  Be-. 
zug  auf  die  Verschwendung  bei  Hoch- 
zeitsmalilen  waren  auch  die  lex  Aemilia 
des  M-  Aemiliua  Scaimis  109  v.  Chr.  und 
die  lex  Lidnia  vom  Jahi-e  100  v.  Chr.  vor- 


')  Eduard  Mever,  a.  a.  0.  II,  «60. 

»)  Eduord  Meyer,  a.  a.  0.  II,  622,  6itb.- 

')  Eduard  Meyer,  a.  a.  0.  II,  566,  571,  ( 
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^gangen,  im  eiozelueu  hatte  Riüla  in  seiner 
lex  Cornelia  81  v,  Chr.  eine  Maxlmalpreis- 
taxe  fßr  gewOhnliclie  und  feinere  Lebeos- 
mitt«]  festgesetzt  iind  damit  »die  Ltixusver- 
bote  in  eine  Koiisiimtionssteuer  von  Delika- 
tessen verwandelt.!.  Neu  an  Cflsars  Gesetz- 
gebung war,  dasE  ei-  der  theoretischen 
Festsetzung  auch  die  praktische  Ausführung 
folgen  Hess,  indem  er  durch  Einrichtung 
eines  Spionage^  sie  ms  die  Revision  der 
Tafel  und  die  Konfiskation  der  verbotenen 
Luxusgerichte  zu  ei^ielon  suchte;  neu,  wenn 
man  bedenkt,  dass  der  zu  Sullas  Zeiten  als 
Tischgesetzgeber  auftretende  Äetius  R*stio, 
um  nicht  Zeuge  der  L'ebcrli'etun^n  seiner 
lex  zu  sein,  niemals  nach  deren  EiufUhning 
mehr  auswärts  zu  speisen  wagte. 

Interessant  ist  es,  dass  durch  das  Auf- 
wandgesetz von  161  zugleich  die  Eiafulu- 
ausländischer  Weine  untersagt,  'dass  durch 
alle  erwähnten  Tischgesetze  nicht  nur  der 
Delikatessenhixus  selber,  sondern  auch  der 
Aufwand  zur  Ausschmückung  des  Mahles, 
wie  er  sich  in  Luxnssklaven,  Silbergeschirr 
und  gestielten  Prachtteppichen  zeigte,  be- 
schränkt wiurde. 

Aus  der  Kaiserzeit  hören  wir,  dass 
Augustus  auch  in  der  Aufwand gesetzgebung 
dem  Beispiel  seines  Grossoheims  folgte,  dass 
Tiberius  trotz  priucipieller  Missbilligung 
einer  derartigen  Gesetzgebung,  weil  durch 
sie  erst  die  ßffentliclie  Diskussion  auf  besser 
geheimzuhaltende  l>aster  gelenkt  würde, 
deren  einzige  Heilung  von  der  Sitte  auszu- 
gehen habe,  doch  sich  zm-  Einführung 
einiger  Luxusbeschränkwngen  veretand.  An- 
dere Kaiser  wie  Claudius,  Nero,  Nerva, 
Iladrian,  Antoninus  Pins,  Marc  Aurel,  Perü- 
nax,  Septimins  Severus,  Heliogabal,  Alexan- 
der Severus,  Aurelian  und  Tacitus  suchten 
durch  die  Gesetzgebung  einerseits  wieder 
dem  Tafel-  und  lüeiderluxus,  hier  nament- 
lich dem  Tragen  seidener  Kleider,  wie  es 
in  der  Hellenischen  Welt  seit  der  Periode 
Alexandere  d.  Gr.  Mode  geworden  war, 
andererseits  dem  Prunk  der  Gladiatoreiis)iiele 
und  der  Eunuchen  Wirtschaft  zu  steiiem, 
wahrend  Diokletian  durch  sein  edictum  de 

Sretiis  rerum  venalium  (301  n.  Chr.)  mittelst 
lormierung  des  Preises  verschiedener  Nutz- 
gegen stände  höhere  und  weitergesteckte 
Ziele  verfolgte. 

Hier  werden  Maximalpreise  für  Natur- 
produkte, Gewerbeprodukte ,  Lebensmittel, 
Löhne  für  Tage-  und  Accordarbeitcr  fest- 
gesetzt, die  nach  Diokletians  eigener  Be- 
gründung dem  »wucherischen  Geist,  der 
sich  auf  den  Märkten  und  im  täglichen 
städtischen  Verkehr  bemerkbar  machti,  Zügel 
Anlegen  soUeu.  Vielleicht  ist  das  Edikt 
Diokletians  als  eine  Massregel  gegen  jenen 
tief  einschneid  enden  Prozess  der  KüekbilduDg 
von  der  Geld-  zur  Naturalwirtschaft  aufzu- 


fassen') —  denn  <lamal8  war  es,  dass  das 
Geld  wieder  zur  Ware  wiuiie  und  den 
wirklichen  Geldverkehi'  heeiidigte.ä)  Auch 
diesmal  hat  die  BnUalität  der  Ausfühnmg 
vergebens  die  Dnrchführang  der  Taxordnung 
zTi  erzwingen  oder  gai'  die  Rückkehr  zu 
primitiven  Lebensverhältnissen  aufzuhalten 
vermocht. 

ALen  diesen  Massnahmen  einzelner  Männer 
ging  eine  Unterstützung  durch  vei-schiedene 
Senatusconsulte  und  eine  Beihe  censorischer 
Rt^n,  aber  auch  eine  heftige  Opposition 
zur  Seite,  wie  beispielsweise  die  des  Vale- 
rius  gegen  die  Catonische  Luxuspolitik  und 
die  der  Juristen  Ulpian  und  Paidlus  g^n 
die  Uni  form  ierungsideoen  des  Alexander  Sc- 
venis.  Keines  dieser  Gesetze,  deren  Erlass 
übrigens  in  den  späteren  Zeiten  vollständig 
zur  Modesache  gewoiilcn  war,  hat  viel  ge- 
nützt, weil  die  Gesetzgeber  selber,  ausser 
vielleicht  Cato  und  Vesjiasian,  meistens  sich 
ebensowenig  daran  kehrten  (Antonius!)  wie 
die,  wegen  deren  sie  gegeben  waren,  und 
zudem  der  Luxus  in  der  Verborgenheit  ruhig 
weiterblühte, 

b)  Im  Mittelalter  begann  mit  der  Kapi- 
tularien gesetzgebimg  Karls  d.  Gr.  (Kapit  v. 
SOI  und  SOH:  Festsetzung  eines  Preismaxi- 
muras  für  mehrere  Kleidungsstücke)  eine 
weitgehende  Aufwandgesetzgebung,  die  sioli 
über  das  gesamte  Abendland  erstreckte  und 
die  namentlich  seit  dem  11.  Jahrhimdert, 
noch  mehr  seit  <len  letzten  Zeiten  des  spä- 
teren Mittelalters  und  der  Reniüssancczeit  an 
Ausdehnung  gewann.  Kommen  früher  all- 
gemeine Verbote  der  Fürsten  iu  Betracht, 
so  treten  diesen  seit  Ausbildung  des  Slädte- 
wesens  zahllose  städtische  Polizeiordnungen 
zur  Seite,  deren  Weiterführung  seit  dem 
l.'j,  Jahrhundert  ein  Hauptgegenstand  reichs- 
polizeilicher und  dem  näclist  landesherrlicher 
Gesetzgebung  geworden  ist 

VornehnJicTi  unterliegt  der  Aufwand- 
gesetzeebung  auch  im  Suttelalter  zunächst 
die  Kleidung,  und  zuerst  sind  hier  die 
mehr  allgemeinen  Massnahmen  zu  verfolgen. 

Um  das  Jahr  1190  schränken,  wohl  unter 
demEinflussderKreuzzugshewegung,Verord- 
nungen  in  Frankreich  und  England  den  Ge- 
brauch von  Scharlach  und  Hermelin  ein,  in 
England  seltsamerweise  durch  Eduard  IH. 
für  alle  Männer  unter  100  Jahren,  1234 
untei-sagte  die  ei-sto  derartige  Verordnung  in 
Spanien    dureh    Jago    1.    von    Arragonien 


18%,  S.  11—14.  Im  öbrigen  BlUmiier  iu  Preusa. 
Jahrb.  1893  8-  403  f.  und  Bücher,  Zeitschrift  f. 
die  gesamte  Staats  Wissenschaft  öO,  IHM,  S.  193  IT. 
')  Mommsen,  Oesch.  des  rOmiachen  Htlnz- 
weiiens,  S.  827  ff,  und  Ednard  He;er,  Die  wirt- 
schaftliche Entwickeln ng  des  Altertums  1895, 


S.  ti2,  namentlich  hier  auch  A,  'i. 
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gleichfalls  den  Gebrauch  seltener  Pelzarten 
zur  Verbrämung  der  Oewänder,  Maaanahmen, 
denen  sich  weitere  BestiinmiingeQ  seitens 
Alfons'  von  Sevilla  1256,  Philipps  des 
Schönen  von  Frankreich  1294  tind  einiger 
italienischer  Städte  (1299  Florenz)  anschlös- 
sen, während  Deutschland  in  dem  Kampf 
gegen  Kleideraufwand  znnäcJist  fast  um  ein 
halbes  Jahrhundert  zuruckblieb. 

Erst  später  folgten  die  deutschen  städ- 
tischen öeraeinwesen  dem  Vorbilde  der  Be- 
h<)rden  von  Florenz  und  der  Stfindevei-samm- 
lung  zu  Alcala  (1348),  hier  vor  allen  im 
14.  Jahrhundert  Nürnberg,  Frankfurt,  Speier, 
Strassbuig,  Ulm  und  Zürich,  die  in  aus- 
drücklich uns  bewahrten  echt  spiessbOrger- 
liehen  Kleiderordnimgen  weit  mehr  als  ähn- 
liche A'orsehriften  anderer  lÄnder  die  Unter- 
schiede der  Stände  und  Altersatufen  bereits 
in  der  Tracht  zum  äusseren  Ausdnick  /.u 
bringen  suchten. 

In  ähnlicher  Weise  schritten  gegen  die 
Ausschmückung  der  Gewänder  im  15.  Jalir- 
hundert  die  italieniscJien  Kommunen  ein, 
die  freilich  zum  Glück  für  die  Nachwelt 
den  Luxus  an  Öffentlichen  Gebäuden  billigten, 
weiter  dann  von  den  deutschen.  Städten 
noch  Slflnclien  und  Bern,  aus  deren  Vor- 
gehen das  Streben  des  Bürgoitums,  es  den 
sozial  höheren  Ständen  gleicnzuthun,  genug- 
sam sich  erkennen  lässt.  Kein  Wunder, 
dass  der  Adel  die  Unmöglichkeit,  darin  mit- 
zukommen, durch  standesgeraässeVorst^hriften 
zu  bemänteln  suchte,  wie  das  aus  dem 
Luxußgcsetz  der  fränkischen  Ritlerscliaft  von 
1479  und  dem  der  Ritterschaft  der  Vier- 
lande auf  dem  Heilbronner  Turniere  1485 
hervorgeht. 

Zu  derselben  Zeit  hatten  derartige  Be- 
strebungen auch  von  Seiten  des  Kurfürst 
Ernst  und  des  Herzogs  Albert  von  Sachsen 
durch  Gesetze,  die  allerdings  dem  bestehen- 
den Aufwand  grosse  Zugestand nisse  machten, 
Unterstützung  gefunden ,  deren  erfolglose 
Bemühimgen  den  Reichstagen  zu  Worms 
1495,  Lindau  1497,  Freiburg  1498  und 
Augsburg  1500  Veranlassung  zum  Erlass 
von  Kielderordnungen  mit  gleichfalls  nur 
geringer  Wirkung  gaben. 

Zu  gleicher  Zeit  hatten  auch  in  Spanien 
Ferdinand  und  Isabella  ein  als  Gnmdlage 
aller  ferneren  oft  wiederholten  Vorordnungen 
dienendes  Manifest  gegen  die  Brokat-,  Gold- 
und  Seidenstoffe  ergehen  lassen.  Erat  mittel- 
bar äusserte  sieh  aber  hier  eine  Wirkung, 
insofern  dureh  diese  Beschränkungen  die 
spanische  Seidenproduktion  lahmgelegt  und 
erst  infolge  der  wieder  dadurch  hervor- 
gerufenen Verarmung  der  Produzenten  auch 
ihrem  Kleideraufwand  ein  Ziel  gesetzt  wurde. 

Im  16.  und  17.  Jahrhundert  folgten  ähn- 
liche allgemeine  Verordnungen  in  England 
und  Frankreich,  wo  namentlich  die  Tliätig- 
HutdwSrteTbiicb  der  SUBiawtneaacbBftan.   Zwsl 


keit  von  Franz  L,  Karl  IX.,  Heinrich  II. 
und  des  dem  sittlich  defekten  Heinrich  III. 
folgenden  Heinrich  IV.  in  Betracht  kommt, 
derlfi06merkwOrdigerweise  allen  denjenigen 
Slfinden  den  Kleiderlusus  erlaubte,  welchen 
dieser  vordem  verboten  war,  und  umgekehrt. 

Allgemeinere  Kleiderordnungen  finden 
sich  in  Schweden  1569  und  1589,  in  Däne- 
mark 1636  und  165.^,  aber  auch  in  Deutsch- 
land, wo  auch  in  dieser  Periode  neben  ein- 
zelnen kaiserlichen  Luxusverboten  von  zahl- 
reichen städtischen  Behörden  und  ebenso 
von  Fürsten  wie  Georg  I.  von  Sachsen  (1612) 
eine  Menge  von  Kleiderordnungen  ausging, 
die  aber  gemäss  der  Erfahrung  fa.st  alle 
nicht  so  sehr"  eine  Minderung  des  Prunkes 
als  eine  möglichst  ängstliche  Abgrenzui^ 
der  ständischen  Unterschiede  erstrebten,  ein 
Ziel,  welclies  auch  noch  die  Verordnungen 
König  Friedrichs  I.  von  Preusseii  aus  den 
Jahren  1696  und  1706  zu  erreichen  suchten. 

Alle  diese  Verbote  erstrecken  sich  mehr 
allgemein  gegen  einen  gewissen  Aufwand 
in  der  Kleidung;  aber  auch  gegen  den 
Prunk  in  der  Gleselligkeit ,  wie  die  vielen 
Hochzeitsordnungen  ^)  beweisen ,  von  denen 
nur  folgende  Erwähnung  finden  mögen :  die 
zu  rim  1411,  welche  die  Zahl  der  Gäste 
bei  einer  bürgerlichen  Hochzeit  auf  24  fest- 
setzte, die  zu  Constaoz  1444,  weiche  die 
Zahl  auf  5ii,  and  die  zu  Braunschweig  1484, 
welche  sie  dort  bis  auf  80  erhöhte,  wäh- 
rend das  detaillierte  Frankfurter  Hochzeits- 
gesetz von  1350  erlaubte,  ausser  den  Haus- 
genossen noch  20  Gäste  einzuladen.  In 
demselben  Sinne  ständischer  Abgliederung 
bestimmten  verschiedene  ähnliche  Gesetze 
französischer  Könige  bereits  im  13.  und  14. 
Jahihundert,  dass  nur  der  Nachweis  einer 


')  S.  von  späteren  Ordnungen  verwandter 

Natur  die  Veriübnis-,  Bochzeits-  und  Eheord- 
nmigen  des  Ißtzten  Admiuiatratora  Augast  von 
Magdeburg,  vom  3.  Dezember  1662.  Bfti^er- 
tamilien  dürfen  12  Tische  mit  je  12  Personen, 
Bauersleute  6  Ti^he  voll  besetien;  Konfekt  ist 
nur  Adeligen  und  Tomehmen  BOrg-erlichen  er- 
laubt, den  anderen  Oartentrüchte  und  Gebackenes. 
Vornehme  dürfen  Wein  trinken,  fremde  Biere 
aotlen  mit  Haas  getrunken  werden,  vomebne 
Bürger  in  Aemtem  ond  Diensten  dürfen  die 
Hochzeitstage  Über  20—34  Speisen  geben,  die 
anderen  Bürger  den  ersten  Hochzeitstag  12,  den 
anderen  nnd  dritten  10  Speisen,  gemeine  Bürger, 
Handwerker  und  Bauern  täglich  nur  3 — 4  Speisen 
u.  s.  w.  [Danneil,  Beitr,  i.  Gesch.  des  magdeb. 
BanerastandeH  II,  1Ö96,  S.  ÖOI-HM.)  —  Vgl. 
auch  die  Gothaer  Kellerordnung  Herzog  Emsts 
des  Frommen  von  Sachsen,  die  verortlnet  den 
Fräulein  seines  Hanses  bei  jeder  Mahlzeit  2  Hoss 
Wein,  4','g  Mass  Bier,  für  den  Mädchentisch 
der  Person  1  Mass  Bier  ond  3'/j  Maas  Landwein; 
zu  Frühstück  und  Vesper  „vors  gräfliche  nnd 
adelige  Frauenzimmer  4  Mass  Ker  morgens, 
2  MiHS  abends".   Vgl.  F.  Weber,  Gastronomische 


BUder,  1891,  S.  16o. 
Anflige.    V. 
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gewisaen  Minimalrente  zum  Besitze  goldenen 
und  silberneu  Tafelgeschirres  berechtige. 

Neben  diesem  Kampfe  gegen  den 
äuaBerliehen  Ausgleich  stand i scher 
Gliederung  charakterisiert  noch  ein 
zweites  Moment  die  mittelalterliche  Äuf- 
■wandgcsetzgebnng :  der  Kampf  gegen  die 
damals  fast  mehr  als  heutzutage  wechselnde 
Mode,  der  besonders  von  der  diirchans 
konservativen  Kirche  kräftig  unterstlltzt 
wnrde. 

Zunächst  kommt  hierbei  die  unsinnige 
Mode  der  Schnatielschiihe  mit  den  teUs 
schlaffen,  teils  ausgeatopften  Schnäbeln  in 
Frage.  So  hat  im  Jahre  1294  Philipp  IV. 
betreffs  derselben  eine  Veronlmuig  gegeben, 
worin  das  Maximum  der  Schuhspitzen  des 
Adels  auf  2  Fubb,  dca  Büi-gerstandes  auf  1 
Puss  und  der  übrigen  Klassen  auf  6  Zoll 
festgesetzt  wurde,  ein  Verbot,  dem  sich 
1312  auch  das  Pariser  Konzil  und  1365  das 
Konzil  zu  Angers,  1461  Eduard  IV.  von 
England  mit  der  Bestimmung,  dass  die 
Länge  der  Schuhe  höchstens  2  Zoll  betragen 
dürfe,  deutsche  Städte  wie  Nümbere^auf 
Betreiben  des  Bamberger  Biachofs,  Bern, 
Regensbiu^  im  1.^.  Jahrhundert,  und  auch, 
nachdem  die  Mode  längst  geschwunden  war, 
noch  1501  flie  Behörden  von  Stuttgart  an- 
schlössen. Mit  ebensolcher  Strenge  ver- 
folgte man  auch  die  Nachfolger  der  Schna- 
belschuhe, die  Entenachnäbel ,  und  die  im 
Beginne  des  16.  Jahrhunderts  aus  ihnen  her- 
voi^cgangcnen  Bärenklauen,  wie  andernteils 
die  in  Schmutzgegenden  doch  durchaus  nicht 
unpraktischen  von  Spanien  her  eingewan- 
derten Stelzenachuhe  (patins). 

Ebenso  schritt  man  femer  gegen  die  in 
Schellen  und  Gl&ckchen  bestehenden  An- 
hängsel der  Kleider  (Nftmbei^  1343)  und 
auch  im  14.  Jahrhundert  gegen  den  Ge- 
brauch der  Schminke  ein,  während  dem  15. 
und  16.  Jahrhundoi-t  zahlreiche  Verordnungen 
gegen  die  schon  im  14.  Jahrhundert  in  Frank- 
reich eingeführte  Schleppe'),  den  Feder- 
schmuck, die  spanischen  Hüflwulste,  den 
Reifenrock  nnd  die  vielfach  als  Aufbewah- 
rungsort von  allerhand  Gebrauch^gen stän- 
den dienenden  Pluderhosen  zukommen.  Hier- 
hin gehört,  dass  1482  öeoi^  von  Sachsen  den 
Frauen  und  Fräulein  von  Adel  Schleppen  von 
höchstens  2  Ellen  Länge  gestattete,  dass  in 
Modena  ein  in  Stein  gehauenes  Schleppenmass 
zur  Messimg  verdflclitiger  Schleppen  öffeiit- 


')  Eine  RGIner  LaxusordnuDg-  vom  Jahre 
1542  verbot  die  Schleifkleider  (Höhibaum,  BHch 
Weinnberg  I,  37!*).  S.  Jm  allgemeinen  auch 
T.  Below,  Daa  altere  deutsche  Städtewesen  und 
Bürgertum,  1898,  S.  99,  der  noch  auf  die 
den  Kleid erordnnn gen  verwandten  Verbote  be- 
stmmter  Vergnögungen ,  insbesondere  de.'* 
Würfelspiels  um  Geld,  hinweist. 


lieh  aufgestellt  wurde,  dass  Karl  IX.  die 
Hinterpolstor  verbot,  dafür  aber  die  Httft- 
polster  erwetterte,  deren  rapides  Wachstum 
indes  nach  kurzer  Zeit  wieaer  1564  die  Be- 
stimmung, dass  die  ganze  Hüftweite  höch- 
stens 2  Ellen  betragen  dürfe,  hervorriei 
Hierhin  gehört,  dass  man  die  namentlich 
beim  jüngeren  Adel  und  Büi^rtum  im  16. 
Jahrhimdert  aufkommende  Tracht  der  Plu- 
derhosen zu  verbannen  suchte,  indem  man 
in  Dänemark  jedem  mit  einer  Bolchen  Hose 
Bekleideten  dieselbe  am  Leibe  zu  zerschnei- 
den drohte,  Joachim  II.  von  Brandenburg 
dagegen  die,  welche  seinen  Hosengesetzen 
widerstrebten,  drei  Tage  in  Käfigen  öffent- 
lich ausstellen  liess.  So  schritt  man  in 
dieser  Zeit  auch  gegen  den  in  Handschuhen 
und  Halskrausen  sidi  entfaltenden  Aufwand 
ein,  so  zu  Bergamo  und  1623  in  Spanien, 
setzte  1583  in  Magdebui^  einen  nach  der 
Ständeordnung  zu  bemessenden  Preis  für 
Taschentücher  fest  und  verbot  lö95  in 
Dresden,  dass  sich  Verlobte  solch  kostbare 
Geschenke  machen  sollten. 

Aehnlich  wie  die  Laientracht  unterlag 
auch  die  kirchliche  Kleidung  den  Bestim- 
mungen voi^setzter  Behörden,  wenngleich 
von  den  Luxusverboten  der  späteren  Zeit 
in  der  Regel  die  Kirchen  ausgenommen 
werden. 

Noch  ist  ZI)  erwähnen,  dass  auch  bei 
den  Osmanen  Verordnungen  gegen  den 
Luxus  ergingen,  die  indes  mehr  die  Aus- 
stattung als  den  Schnitt  der  Kleidung  be- 
trafen un<I  auch  hier  in  Bestimmungen  ßbcr 
die  Kopfbedeckung  des  Turbans  vornehm- 
lich die  äussere  Darstellung  der  Standes- 
unterschiede erstrebten. 

c)  Wesentlich  anderen  Charakter  erhiel- 
ten die  Luxusverbote  seit  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts, nachdem  die  Ausbildung  des  Mer- 
kantilsystems  handelspolizeiliche  Vor- 
schriften erheischte,  bully  sprach  es  ge- 
radezu aus,  Aufwandgesetze  seien  das  Haupt- 
mittel, nm  der  durch  den  Ankauf  fremder 
Kostbarkeiten  veranlassten  Verarmung  des 
eigenen  I^andes  zu  steuern,  üeberall  in 
England,  Frankreich,  Oesterreich  und  Däne- 
mark werden  so  bereits  im  16.  Jahrhundert 
Auf  Wandgesetze  erlassen,  die  ebenso  wie  die 
Heichspolizeiordnungen  von  1548  und  ir>77 
lediglich  in  ein  in  der  Bildung  begriffenes 
Protektion ssystera  sich  eingliederten.  Da- 
neben machten  sich  innerlialb  der  mertanti- 
listischen  Anschau imgs weise  auch  natio- 
nale (Gesichtspunkte  geltend.  Ende  des 
siebzehnten  Jahrhunderts  (1605)  bringt  der 
östen'eiehische  Nationalökonom  Homegk  das 
Verslein : 

'Fremde  Waren,  welche  leider 
Bringen  nichts  als  fremde  Kleider, 
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Machen  unsre  deutscJie  Welt 
ReicU  an  Hoffart,  arm  aD  Geld.«  ^) 

Hierher  gehört  der  litterarische  Kampf, 
den  im  llagdebnigischea  während  des  17. 
Jahi-hunderts  Adlige  und  Büreerliche  gegen 
das  Fi-eradländiscrie  des  Adels  in  Kleidung 
und  Lebensfflhning  ausfochten  *),  hierhin  ge- 
hören die  Einfuhrverbote  ausländischer 
Fabrikate  und  Kleider  in  Preussen  unter 
Friäirich  Wilhelm  I.,  in  Osterreich  unter 
Joseph  II.  »K  in  England  unter  WUhelm  III. 
(16Ö8— 17tl2).  &;hliesslich  aber  fallen  auch 
sozialpolitische  Erwägungen  ins  Ge- 
wicht, Der  dem  18.  Jahrhundert  angehörige 
aufgeklärte  Despotismus  war  es,  der  das 
ganze  Privatleben  seiner  Unterthanen  und 
folglich  auch  deren  Konsumtion  der  weit- 
gehendsten Bevormundung  unterft-ai-f.  A"or- 
züglich  bot  da  die  Bekämpfung  aller  neu 
auftretenden  Volksdelikatessen  die  ge- 
wünschte Handhabe :  Branntwein,  Tabak, 
Kaffee  teilton  das  gleiche  SSchicksal  nicht 
nur  im  Abendland  bis  in  die  kleinsten  Staaten 
und  Städtchen  des  17.  und  18.  Jahrhunderts, 
sondern  auch  im  Orient  wo  Sultan  Murad  TV. 
1633  auf  den  Geuuss  des  Kaffees  die  Todes- 
strafe setzte. 

Gegentiber  den  Luxus  verboten  könnte 
mau  auch  von  Luxiisgeboten  sprechen 
im  Hinblick  auf  das  Edikt  Karls  I.  von 
England,  dass  die  Leichen  nur  in  Wolle 
gekleidet  zu  begraben  seien,  und  die  Ver- 
oi-dnung  Herzog  Karls  von  Württemberg 
über  die  Erweiterimg  des  Salzkonsums: 
beide  wie  andere  lediglich  aus  merkan- 
tilistischen  Gründen  erlassen,  beide  wie 
andere  im  höchsten  Grade  thöricht. 

Seit  dem  vorigen  Jahrhundert  erst  nehmen 
die  Aufwandgesetze  ein  Ende,  d.  h.  sie 
werden  teils  zu  Luxusstenern,  teils 
leben  sie  sich  in  einigen  Bestimmungen 
desKonzessionswesens  aus.  So  kommt, 
wäbrend  das  letzte  Verbot  des  Tafelliixus 
in  Frankreich  1629  erging,  noch  17Ö2  in 
Dänemark  eine  Tischordnung  vor;  am  läng- 
sten aber  dauern  im  allgemeinen  die  Kleider- 
ordnungen, dei-en  jüngste  wohl  die  hildes- 
heimisdie  von  1779  ist,  und  die  Trauer- 
ordnungen, deren  Erlass  noch  1777  in 
Preussen  1783  in  Bamberg  und  17S4  in 
Württemoerg  nachzuweisen  ist.  Ihre  lange 
Dauer  erklärt  Koscher  damit,  dass  sie  von 
der  Mehrzahl  der  Betroffenen  selbst  heim- 
lieh gewünscht  wurden. 

Es  ergiebt   sich  nach  alledem,   dass  bei 

')  Vgl.  Sommerlad,  Die  soziale  Wirkaamkelt 
der  HohenzoUeru,  Leipzig  1899,  S.  24-25. 

')  S.  Danneil,  Beitrag  zur  Geschichte  des 
magdebargischen  Banemstandes,  1B9B,  II,  422. 

>)  Vgl  A.  Baldftuf,  Beiträge  znr  Haiidels- 
nud  Zollpolitik  Oesterreiohs,  Hallenser  Disser- 
Wtion  181*8. 


allen  Völkern  die  verschiedenartigsten  Ge- 
biete des  Luxus  der  staatlichen  und  öffent- 
lichen Regelung  unterzogen  wurden,  und  es  ist 
demnach  nicht  gut  angebracht ,  mit  Röscher  von 
der  je  nach  dem  Nationaleharakter  wechseln- 
den Art  des  Aufwandes  und  der  danach  be- 
messenen Verbote  zu  reden,  wonach  z.  B, 
bei  den  Römern  Massnahmen  gegen  die 
Gaumenlust,  bei  den  Holländer-ähnlichen 
Massilioten  gegen  den  Brantschmuck,  bei 
den  Deutschen  gegen  das  Zutrinken  und  bei 
den  Franzosen  gegen  die  Putzsucht  er- 
gangen wäi-en.  Es  läuft  das  allzu  sehr  auf 
jene  andere  Klassifikation  hinaus,  die  Karl 
Vogt  einmal  erwähnt  (Tierstaaten  S.  245): 
der  Engländer  baue  an  dem  Ort  einer 
Niederlassung  zuerst  eine  Kirche,  der 
Amerikaner  eine  Dmckpresse  und  der  Deut- 
sche eine  Kneipe. 

Die  Darlegung  der  Grüude,  welche  die 
Behörden  zum  Einschreiten  bestimmten, 
wird  nicht  vÖtUg  gelingen  können:  teils 
waren  dieselben  theoretischer,  teüs  mehi- 
praktischer  Natur,  so  ausser  jenen  Ver- 
ordnungen im  alten  Rom  der  Republik  und 
der  Taxordnung  Diokletians  von  301  noch 
im  16.  Jahrhundert  die  französisclie  Luxus- 
politik,  deren  Veranlassung  durch  die  in- 
folge der  Entdeckimg  amerikanischer  Minen 
hervorgerufene  Verteuerung  der  Leliensbe- 
dürfnisse  gegeben  war,  so  in  der  eisten 
Hälfte  des  If*.  Jahrhunderts  in  Schweden, 
wo  tlie  Luxusverbote  von  1750  den  unheil- 
vollen Folgen  einer  schlechten  Finanzpolitik 
entgegenwirken  sollten. 

4.  SchlnsB.  Die  Geschichte  zeigt,  dass 
nahezu  alle  Luxusgesetze  erfolglos  waren, 
im  letzten  Gi-unde  deslialb,  weil  eine  Be- 
aufsichtigung der  Konsumtion  weit  weniger 
zu  erzielen  ist  als  eine  Regelung  der  Pro- 
duktion. Was  die  Verbote  nicht  erreichten, 
bewirkten  andere  Umstände:  so  hat  bei- 
spielsweise die  französisclie  Luxusgesetz- 
gebiing  des  14.  Jahrhunderts  auf  die  Minde- 
rung der  Pracht  nicht  entfernt  den  Einfluss 
ausgeübt  wie  der  grosse  enghsche  Krieg 
oder  der  schwarze  Tod.  Seitdem  nun 
vollends  der  Staat  gelernt  hat,  dass  mehr 
als  die  Zwangsmittel  der  alten  Zeit  eine 
vonirteilsfreie  und  voi-siclitige  Unterstützung 
der  l>edürftigen  wirtschaftlichen  uud  geistigen 
Gesamtkultur  eines  Volkes  den  sittlichen 
Bildungsstand  desselben  zu  heben  vermag, 
muss  er  auch  in  der  Behandlung  des 
Luxus  einen  anderen  Weg  vei-folgen. 
Weittragender  und  gründlicher  als  die 
staatliche  Gesetzgebung  wirkt  hier  das  Bei- 
spiel einflussreicher  Person liclikeiten  und 
eine  sittliche  und  vemunftgemässe  Erziehung 
dos  einzelnen  wie  der  Gesamtheit.  Es  gilt, 
den  Luxus  sowohl  wie  die  ihn  beein- 
flussenden Lebensansprüche  in -die  richtigen 
Bahnen  zu   lenken,  die  Genussfähigkeit  für 
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das  wirklich  Scliöiie  der  Natur,  Wissen- 
schaft lind  KiiDst  zu  ei'hiSheii  und  zu  er- 
■w-eltem ;  es  gilt  aber  auch,  bereits  der 
Jugend  die  Ueberzeugiing  einziipflanzeD, 
düss  nicht  der  Genuss,  sontlero  die  Arbeit, 
sofern  sie  im  Dienste  dos  Ganzen  getban 
winJ,  Ziel  und  Aufgabe  des  Menschenlebens 
ist  und  dass  dessen  wahrer  Reichtum  in 
dem  sittlichen  Adel  des  Geistes  und  Herzens 
beruht 

Lltteratar:  Sa«,  U'bfr  den  Lutus,  1SI7  (aneh 
Lehrbuch  I,  §^  SUff.).  —  Boneher,  l'eber  den 
Liinn,  IS4S  lAni.  d.  Vnllincirüch.,  1S78,  J, 
S.  103).  —  Botteek  in  Roüeck  «,  WeUker, 
StaaUleiihon ,  AÜona  IS40,  X,  8.  293.  — 
17.     MangoMt,     Uebcr    Luxui,     in    BUmlaehlii 

SI.W.B.  VI,  iSS.  —  Laveleye,  ^  '«-"■. 
Vf/vier»  ISS?.  —  S.  X.  rotten,  The  Coii- 
lamplion  0/  Weiilth,  Philadelphia  1S8S.  — 
LeäHg,  Die  volkaitiiitfhojtiirhe  Koniumlio» 
(SehSnberg»  Haadburh,  I,  S.  697).  —  R.  v. 
Jherlng,  Aeilhel/k  de*  Etaeiu  und  li-intent, 
Gegenteart  1SS2,  Sr.  37.  —  J.  Conrad,  Veber 
da»  Steigen  der  Lfbeniaiaprüehe  fHolizendorßt 
deuUche  Zeil-  «nrf  Streitfragen,  1877,  VI,  S.  S7?). 

—  H.  Baudrtll-art,  IlUloire  rfu  iitre  prire  et 
public,  Pam  1380.  —  E.  Heittnann,  IUe 
Lannen  der  Pmchl  (Miaiaturbilder  a.  d.  Gebiete 
der  WirUckaft,  Ilalle.  tS7S).  —  Finta,  Eteai 
tuT  le  {tur,  Amtl.  176i.  —  Jiamtmt,  Theone 
du  luit,  Parit  177t.  —  Pluequet,  Enal  lur 
le  Iure,  17S5.  —  C  Melners,  Getck.  de»  Lvj^u 
der  Athcnienier,  Lemgo  178^.  —  J.  Stoe,  Ueber 
den  rerderbliehen  Binfinmi  dei  Lunue  auf  da» 
mdlirke  Schiektal  Athene,  Pnaen  1825.  —  lUad- 
vig,  Die  y'etfiinung  tind  Vencallung  dri  rSm. 
Slaatee,  Leipiig  188i.  —  Marquardt,  J'rivul- 
leben  der  JtHmer  {Altert.  VII,  2.  Ausg.).  — 
Mommtena  RSmIsche    Getchichte,  Bd.  I^III. 

—  FrleälÜnder,  DartCeUungen  aui  der  Sitten- 
geeehichle  Rom»,  Leipzig  1881.  —  H.  %Vetsa, 
Sottümkandt,  ÄiKfjart  187S.  —  Falke,  Deulteht 
Traehlen-  und  JObden-elt,  Leipiiy  13SS.  —  .Hte, 
Schultt,  Da»  hdßeche  Leben  tur  Zeit  der  Mtnne- 
länger,  Leiptig  1889.  —  Deraelbe,  Devleekei 
Leben  im  I4,  und  l.f,  Jahrhundert,  Leipzig  180S. 
■ —  Teltx  Weber,  Gatlronomitehe  Bilder,  Leip- 
zig 1891.  —  H.  Bodemeyer,  Hannov.  Recht»- 
aliertümer,  I.  Die  Laxti»-  und  Sittenge»eUe, 
Göltingen  1357.  —  F.  iMcnAx,  Moetirt,  tuage» 
ei  foffumei  au  titoi/en  Sge  et  <\  l'epoque  de  ta 
Ttnaiuanee,  Pari»,  Didot.  —  W.  Loone,  Meiuner 
PolizeiordKangen  de*  15.  und  IS-  Jahrhundert» 
(jaiU.  d.  Fereiju  f.  Ge»eh.  der  Stadt  Mei 
S.  58-96).  —  T„  Bart»ch,  Sileh».  Kleider- 
ordnungen au»  der  Zeit  v.  1450 — 1750  (Progr. 
Realtchule  I.  0.  i.  Annabcrg,  1382).  —  Der- 
selbe, Die  »Seh».  Kleiderordnungen  unter  Be- 
tugnahme  auf  Freiberger  VerhäUnitee  (Mitl.  d. 
Freiberger  AUerUimaverein»,  ISS4I.  —  Baader, 
Xiimberger  Pcditeiordnnngen,  Sluttgarl  1861.  — 
JE.  HOhlbaum,  Da»  Buch  Weintberg,  Leiptig 
1887.  —  S.  Hunde,  Beitrag  tvr  Getchiekte  der 
Aiifviandigeaette.  —  Penning ,  De  Ihxu  et 
legOna  »umptiiarii»,  Lugd.  Bat.  13S6.  —  Oeorg 
V.  BeUitc,  Art.  »iujTun  in  EUler»  Wörterbuch 
der   Voltemrlerhafi  II,  108  ff. 
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Laznssteaern. 

1.  Begriff  und  Stellung-  im  Stenergyst«iii. 
Geschicbtlichea.    8.  Volkswirt^hattliche  und 

finanzielle  Bedeutung.  4.  Die  einzehjen  Lujna- 
stenern.  A,  Wagen-  und  Pferdeatcuer.  B.  Fahr- 
ntdsteuer.  C.  Diengtbotensteuer.  D,  Gold-  und 
Si1berg«Bchirr3t«uer.  E.  Gesell  ig-keitssteneni, 
a)    Steuer    von   geselligen   Vereinen,     b)  Ver- 

nUgungsst^uem.   F.  BillHrdateuer.   G.  Sonstige 

lUsnästeuem.    5.  SchluM. 

L  Begi'iff  und  Stellniig  im  8tener- 
System.  Unter  dem  Namen  Luxussteuern 
fassen  wir  eine  Anzahl  von  Aufwandsteuem 
zusammen,  die  sicJi  an  Gegenstände  und 
Genflsse  eines  die  durchschnittliclien  Be- 
dfirfnisse  flbersteigenden  Aufwandes  knüpfen. 
Sie  haften  daher  an  der  Luxuskonsumtion. 
Da  nun  die  Bezeichnung  des  Aufwandes  als 
Luxus  wesentlich  abhängt  von  dem  Er- 
messen des  Urteilenden  —  ein  Ermessen. 
das  besondcTB  durch  Lebensgewohnheiten 
und  Vermögenslage  bestimmt  wird  — ,  »> 
kann  der  Kreis  der  Luxussteuern  kein  fest 
umgrenzter  sein.  Einzelne  Finanzschrift- 
stellcr  meinen  denn  auch,  dass  unter  den 
Begiiff  der  Luxussteuern  aile  Abgaben  auf 
Aufwendungen  fallen,  die  anderen  als  den 
gröbsten  Bedürfnissen  dienen,  z.  B.  die 
Bier-,  Wein-  und  Tabaksbesteuemng.  Gegen- 
wärtig rechnen  die  Systeme  der  Finanz- 
wissenschaft  vornehmlich  folgende  Steuern 
zu  den  Luxussteuern:  Steuern  auf  Wagen, 
Pferde  (nenerdings  auch  auf  Falirräcler), 
Dienstboten,  Gold-  und  Silbergeschirr,  ge- 
wis.se  gesellige  Vei^ilguugen,  Billards. 

Man  pflegt  die  Steuern  einzuteilen  ent- 
weder in  direkte  und  indirekte  oder  in  Er- 
werbs-, Besitz-  und  Gebi-aiichssteuern.  Die 
soeben  genannten  Luxussteuem  werden  im 
ersten  Falle  den  direkten  Steuern,  im  zweiten 
Falle  den  Ge  brauch  ssteuem  zuzurechnen  sein. 
Innerhalb  der  modernen  Steuersysteme,  die 
in  der  Hauptsache  aus  Ertrag-,  Einkommen-, 
kurz  den  üblichen  direkten  Steuern,  aus 
Aufwand-  und  Verkehrssteuem  bestehen, 
bilden  jene  Luxussteuern  einen  kleinen 
Komplex  »direkterAufwandsteuern«. 

2.  Geoehlchtliebefl.  Im  Altertam  und  im 
Hittelalter  ist  oft  versucht  worden,  den  Lnsus 
sowohl  durch  Verbote  wie  durch  Strafen  einzu- 
flchränlieD  und  zn  regeln;  um  bekanntesten  in 
dieser  Beziebang  ist  die  Befugnis  der  rümischeii 
Cenaoren,  neben  den  Lnsosstrafen  von  sich  ans 

1  Luxusabgaben  aufzulegen.  Indessen  kann  man 
derartige  gelegentliche  Abgaben  nicht  als 
„Steuern"  im  modernen  Sinne  des  Wortes  be- 
zeichnen, Erst  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
ringt  sich  die  Idee  einer  Sonderbeateuenin^  des 
Lususaufwandes  durch.  Die  Motive  hierzu 
waren  aber  durchaus  keine  Inxuspolitischen,  die 
neuen  Stenem  hatten  keineswegs  die  Ein- 
schränkung des  Lnsns  znm  Ziele,  sondeni 
scheinen  wesentlich  aas  fiskalischen  Bedürfnissen 
hervorgegangen  zn  sein.    Den  Gang  der  Eut- 
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Wickelung  in  den  einzelneu  Ländern  zeigt  die 
folgende  üeberaieht. 

Holland.  Eine  aUjährlich  an  die  Stadt- 
behürde  zn  zalilende  Abgabe  für  Wagen  wird 
als  dort  beBtehend  im  Jahre  1612  ei-wHhnt.  1636 
wurde  eine  Dienstboteusteuer  eingeführt;  auch 
eine  Pferdeateuer  hat  im  17.  und  18.  Jshr- 
hnndeit  beatandeu.  Zur  Zeit  der  batAvlschen 
Republik  enthielt  das  aus  den  Ideeen  Gogels, 
des  leitenden  l'inanzinannea  jener  Epoche,  her- 
vorgegangene Stenersystem  die  Pferde-  und  die 
Diehstbotensteuer.  Als  die  Niederlande  ein  Teil 
Frankreicbs  worden,  trat  von  1612  au  das  fran- 
zösische Steuersystem  in  Kraft  und  die  in  ihm 
damals  nicht  enthaltenen  Lnxnssteuern  wurden 
abgeschafft.  Bald  darauf  wieder  eingeführt, 
sind  sie  1814  und  1815  revidiert,  1816  aber 
uoclimals  abgeschafft  worden.  Die  allgemeine 
Personal  Steuer,  deren  Regelung  hnnptsfichlich 
durch  die  Gesetze  von  1«21,  1833.  1835,  1843 
und  vom  9.  April  1869  erfolgte,  enthält  eine 
Dienstboteusteuer  als  fünfte  und  eine  Pferde- 
steuer als  sechste  Basis.  —  Nach  dem  Gesetz 
von  1851  haben  die  Gemeinden  die  Befugnis, 
Steuern  auf  Thenter  und  öffentliche  Lustbar- 
keiteu  jeder  Art  einzuführen ;  früher  sind,  eben- 
falls als  Gemeindesteuern,  Abgaben  auf  üffent- 
lichen  Lnius,  der  bei  Hochzeiten  und  Begräb- 
nissen entfaltet  wurde,  vorgekommen  —  wfts 
an  dieabezügliche  Verbote  des  Mittelalters  er- 
Belgien. Nach  der  Revolution  von  1830 
ist  hier  ein  dem  hoUilndischen  analoges  Steuer- 
system aufrecht  erhalten  worden.  Der  gegen- 
wärtige Tarif  beruht  auf  dem  0.  t.  25.  August 
1883.  In  einzelnen  Städten  giebt  es  besondere 
Lniussteuem  (namentlich  auf  Wagen  und  auf 
Fahrräder). 

England.  Die  Luinsstenem  begannen 
mit  der  Karossensteuer  im  Jabre  1747.  Die 
Pterdestener  von  1784  ward  zunächst  für  Luius- 
pferde  eingeführt,  spittpr  (1795)  wurde  sie  auf 
andere  Pferde  iu  der  Landwirtschaft  und  deu 
Gewerben  ausgedehnt.  Eine  Steuer  auf  männ- 
liche Dienstboten  bestand  seit  1777,  eine  solche 
auf  weibliche  seit  1785;  diese  ist  1792  aufge- 
hoben worden,  ferner  gab  es  eine  Steuer  auf 
den  Besitz  von  Siibergeschiir  von  1756—1777, 
die  aber  mit  den  bis  1Ö91  hierfür  zu  zahlenden 
Lizen^bgaben  in  keiner  Verbindung  steht. 
Im  Jahre  1821  erfolgte  die  Aufhebung  der 
Steuer  auf  landwirtschaftlich  benutzte  Herde. 
Eiuschii eidende  Reform  der  Luxussteuem,  der 
sogenannten  „assessed  taxes",  fand  1863  durch 
Öladstone  und  namentlich  1869  (32.  und  33.VicL 
c.  14),  teilweise  auch  1874,  statt.  Die  Erträge 
der  Lnxnssteuem  wurden  1889  der  englischen, 
1890  der  scbottischeu  Lokal  Verwaltung  von  der 
Staatskasse  überwiesen  (für  den  in  dem  be- 
treffenden Gebiet  erhobenen  Betrag),  doch  er- 
folgen Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuern 
nach  wie  vor  durch  Staatsbeamte. 

Frankreich.  Es  existierten  Stenem  auf 
Dienstbotenhalten  und  auf  Luinspferde  bereits 
im  Jahre  1769.  Diese  Steuern  waren  1791  mit 
der  Mobil iarsteuer  verbunden  gewesen.  1795 
war  u.  a.  auch  eine  Wagetisteuer  hinzugekommen. 
1807  wurden  die  Luinsstenem  als  lästig  und  : 
wenig  ergiebig  aufgehoben.  Nach  dem  deutsch- ! 
fninzösiswien  Kriege  fand  durch  G.  v.  16.  Sep- 1 
tember  1871  die   gleichzeitige  Einführung  von 


Steuern  auf  Wagen  und  Pferde,  Billards  und 

gesellige  Vereine  statt,  die  äienem  auf  Wagen 
und  Pferde  mittelst  \^'iederherstellung  des  1865 
aufgehobeneu  bezügiicben  Gesetzes  von  1862. 
Abändening  resp.  weiterer  Ausbau  der  fran- 
züsischen  Luxussteaergesetzgebung  erfolgte  — 
unter  Festbaitnng  an  deu  genannten  vier  Steuer- 
arten —  durch  Gesetze  und  Verordnungen  von 
1871,  1872,  1874,  1879,  1882,  1884,  1889,  1890 
und  1893.  Eine  Fahrradsteuer  wurde  durch 
G.  Y.  28.  April  1893  geschaffen  (Abänderung 
durch  G.  T.  14.  April  1898).  Auf  Einführung 
dieser  Steuer  war  die  ErwJigang  von  Einfluss, 
dass  der  schnell  zunehmende  Gehrauch  des  Fahr- 
rades den  Ertrag  der  Wagen-  und  Pferdesteuer 
vermindern  werde.  Wie  bei  letzterer,  so  ist 
auch  bei  der  Fabrradsteuer  den  Gemeinden  'L 
des  Ertrage<  überwiesen  worden.  1895  wnrde 
—  ohne  Erfolg  —  der  Versuch  gemacht,  eine 
Dienstboteusteuer  einzuführen.  —  In  den  Städten 
gieht  es  Abgaben  von  ilffentlichen  Vergnügungen 
zu  Gunsten  der  Wohlthätigkeitaanstalteu  n.  dgl. 
(Vgl.  d,  Art.  Ar  menwese  u  oben  Bd.  I,  S.  1207). 
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Perücken-  und  Karosscnsteuer  e 
geführt  nud  zwar  zunächst  für  Berlin.  Diese 
.\hgabe  ist  in  die  spätere  Acciseerhühnng  (1701) 
mit  aufgenommen  und  dadurch  auf  das  ganze 
Land  erstreckt  worden.  Es  bestanden  femer 
Steuern  auf  Gold-  und  Silbergerät  (und  Juwelen) 
seit  1809,  auf  männliche  und  weibliche  Diener- 
schaft, Wagen  und  Pferde  (auch  Huude)  seit 
1810;  jene  ist  1812,  diese  181B  aufgehoben 
worden.  —  In  Bremen  wurden  am  1.  Januar 
1814  Steuern  auf  Wagen,  Pferde,  geschlossene 
Gesellschaften,  Billards,  Kegelbahnen.  Öffentliche 
Bälle  und  (am  28.  H&rz  1814  zum  Besten  der 
milden  Stiftungeu)  auf  Uffentliche  Vergnügungen 
(Theater,  Konzerte  etc.  —  die  schon  besteuerten 
Bälle  ausgenoranieö)  aufMtegtj  doch  hat  ea 
dort  bereits  früher  schon  Eqiupageuateuem  ge- 
geben, da  sie  im  Jahre  1799  erwähnt  werden. 
Vermutlich  wurden  letztere  im  ganzen  Staats- 
gebiet, die  anderen  Steuern  nur  im  Stadtgebiet 
erhoben;  gegenwärtig  wenigstens  ist  dies  der 
Fall.  Im  April  1899  wurde  die  Einführung 
einer  Fahrrad  Steuer  beschlosseo.  —  Die  in  Ham- 
burg seit  1796  bestehende  Vergnögungss teuer 
ist  10ö8  neu  geregelt  worden.  Eine  Wagen- 
und  Pterdetaie  ist  von  1741—1745  dort  vor- 
handen gewesen;  sie  erscheint  —  verbunden 
mit  einer  Abgabe  auf  männliche  und  weibliche 
Dienstboten  —  wiederum  1801  und  wird  alsdann 
bis  zur  französischen  Occupation  fortwährend 
prolongiert. ,  Die  V.  v.  10.  August  1831  verband 
mit  der  altgemeinen  Erwerbs-  und  Einkommen- 
steuer eine  Lniussteuer,  welche  Equipagen  und 
Eeitpterde,  männliche  und  weibliche  Dienstboten 
(auch  Landhäuser)  umfasste.  —  In  Lübeck 
wurde  ISlÜeineAbgabe  auf  Theatervorstellungen, 
später  auf  Maskeraden,  üffentliche  Schau- 
stellungen, Billards  etc.  gelegt.  Die  Billard- 
steaer  wurde  1867  aufgehoben.  Im  Jahre  1878 
ist  eine  neue  Vergnügungssteuer  (für  Tanzver- 
gnügen etc.)  zu  Gunsten  des  Ortsarmen  verbände» 
eingeführt  worden.  —  Auch  Württemberg 
erhebt  eine  Abgabe  vou  Schaustellongen.  — 
Eine  —  finanziell  wie  praktisch  ganz  unbe- 
deutende —  Nachtigallensteuer  wird  in  Hessen 
als  Staatesteuer  (G.  v.  1.  Januar  1875)  und  in 
Sachsen  als  Gemeindeabgabe (G.v.  1. Dezember 
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1864}  erhoben  (dieiie  Steuer  findet  sich  auch  in 
Bremen  und  ist  in  Freuxsen  als  Eomman&l- 
abgabe  statthaft).  —  Das  Grossherzogtnm  Hessen 
bextenert  die  Antomobilen  nnd  Falrräder  (Ge- 
setz über  den  Urlcnndeiistenipel  rom  12.  Augaet 
18Ü9J.  —  Erwähnt  mag  werden,  dase  in  älterer 
und  neuererZeit  innerhalb  partieller  Besteuerung 
des  VermBgens  zuweilen  diejenige  des  Gold- 
tind  (reap.  oder)  Silbergeschirrs  sich  vorfindet: 
so  besteuerte  Bayern  1Ö54  das  Silbergeschirr, 
Scbanmburg-Lippe  Im  Jahre  1808  Gold-  nnd 
Silbergeschirr  (mit  "/.n  des  Wertes). 

Als  Staatasteuem  hatien  somit  die  Lnins- 
steuern  in  Deutscliland  eine  sehr  geringe  Ver- 
breitung gefunden.  Dagegen  findet  man  Ver- 
gntigungssteuern  vielfach  als  Eommunalsteuem. 
In  einer  grossen  Zahl  deutscher  Städte  be- 
stehen „Steuern  von  Vergnilgungen"  (Theater 
n.  s.  w.),  deren  Ertrag  nicht  selten  ganz  oder 
teilweise  auHdriicklich  für  die  ArraenKaa?e  be- 
stimmt ist;  da  und  dort  gicbt  es  auch  Ketde- 
Btenern,  Abgaben  von  Jagdscheinen,  Kaehti- 
gallensteuem.  Auf  die  Ausdehnung  der  Ver- 
gnügungssteuern ist  ohne  Zweifel  von  Einfiuss 
gewesen  da^  pretissische  Kommunalabgaben- 
gesetz vom  U.  Jnli  J893,  das  im  §  15  bestimmt: 
„Die  Bestenerung  von  Lustbarkeiten  einschliesa- 
iieh  musikalischer  und  deklamatorischer  Vor- 
träge sowie  von  Schanstellun^en  umherziehen- 
der EUntitler  ist  den  Gemeinden  gestattet," 
Allerdings  war  das  Reclit  der  prenssischen  Ge- 
meinden, öffentliche  Lustbarkeiten  zu  besteuern, 
schon  durch  das  allgemeine  Landrecht  nnd 
durch  §  74  des  G.  v.  8.  März  1871  anerkannt 
■worden.  Von  48deutschen  Städten  mit  über  öOüOO 
Einwobnem  besitzen  35  die  Vergnügungssteuer 
(vgl.  die  Namen  der  Städte  sub  3),  13  nicht; 
diese  sind :  Berliu,  Gasael,  Charlottenburg,  Danzig, 
Darmstadt,  Freiburg  i.  B.,  Hannover,  Karlsruhe, 
EUnigsberg  i.  P.,  Magdeburg,  Mainz,  Stettin, 
Stuttgart. 

Oesterreich.  Luxusstenem  als  Staata- 
Btenern  best«ben  jetzt  dort  nicht.  Im  IT.  Jahr- 
hundert gab  es  für  bestimmte  Zwecke  (Zucht- 
haus, Annenbans  in  Wien)  eine  alljährlich  zu 
zahlende  Steuer  auf  Cffentliche  Billards  nnd 
andere  Spiele  (seit  1692],  femer  seit  1697  eine 
Wagensteuer. 

Ungarn.   E«  wurde  1875  eine  Steuer  ein- 

fefOhrt  auf  männliche  Dienstboten,  Billardtiscbe, 
pielräume  (mit  Earten  oder  anderen  Zeichen). 
auf  Wagen  zum  persönlichen  Gebrauch  und 
Pferde,  die  vor  solche  Wagen  gespannt  oder  als 
Eeitpferde  benutzt  ivurden.  Die  Steuer  ist  in- 
folge zahlreicher  Beschwerden  187!»  anf gehoben 
worden.    Der  Ertrag  war  ca.  4ÜO0OO  Mark. 

Däuemark.  Lniusstenern als Staatsstenem 
giebt  es  nicht  mehr.  Als  Teil  einer  allgemeinen 
Kopfsteuer  ^ab  es  dort  von  1700—1760  eine 
Steuer  auf  Dienstboten.  Als  kommunale  Luxus- 
steuer besteht  in  Kopenhagen  (mit  einem  Er- 
trage von  ca.  7000  Kronen)  eme  Steuer  anf 
Luxuspferde;  sie  Ist  1770  zum  Besten  einer 
Stiftung  fllr  nen^borene  Kinder  eingeführt 
worden  nnd  tignnert  noch  jetzt  unter  deren 
Einnahme. 

Schweden.  Jetzt  kommen  Luxussteuem 
nicht  mehr  vor:  früher  haben  sie  dort  mehrfach 
bestanden.  Die  erste  Luiusstener  ist  1711 
eingeführt,  1712  eruenert  worden:  sie  betraf 
(ausser    anderen    Gegeustäudeii)    Luxuswagen. 


Die  grosse  Finanznot  während  der  Kriege 
Karls  XII.  führte  1716  zu  einer  neuen  Steuer, 
welche  den  Gebranch  der  meisten  Luxusgegen- 
Bt&nde  mit  hoben  Abgaben  belegte,  abgestuft 
nach  den  Rangverbältnissen  de»  Steuerzahlers. 
Wahrscheinlich  sind  diese  Steuern  nur  für  die 
betreffenden  Jahre  aufgelegt  gewesen.  Eine 
1731  verordnet«  Steuer  auf  Luxuswagen  ist  1734 
wieder  anf  gehohen  worden.  Im  Jahre  1738 
wurde  eine  Lnxussteuer  in  die  allgemeine 
direkte  Vermögenssteuer  mit  aufgenommen; 
sie  blieb  von  dieser  Zeit  an,  allerdings  mit  ver- 
schiedenen Aenderungcn  in  Bezug  anf  Gegen- 
stände wie  Höhe  der  Besteuerung,  bis  1815  und 
bestand  dann  wieder  von  1818—1823.  Ein 
letzter  Rest  der  Luiusstener  Ti-ar  die  (1861  auf- 
gehobene) Steuer  auf  Lakaien,  Hofmeister  etc.; 
sie  traf  den  ersten  mit  l'/s^2  nnd  den  sechsten 
mit  16  Kronen. 

Russlaud.  Lniussteueru  als  Staate teuem 
existieren  dort  nicht. 

Schweiz.  Zuerst  besass  Genf  Luxus- 
Steuern.  Sie  erscheinen  im  Pacitikationsedikt 
vom  21.  November  178-J  und  zwar  auf  Silber- 
geschirr, Dienstboten,  Reit-  nnd  Wagenpferde. 
Die  Helvetik  folgte  diesem  Beispiel,  machte 
aber,  wie  mit  ihrer  Besteuerung  zuuHchst  über- 
haupt, so  auch  mit  den  Luinssteuern  gänzlich 
Fiasko.  Darauf  wurde  die  Luxueabgabe  ver- 
ändert, die  Steuer  auf  weibliche  Dienstboten 
fallen  gelassen;  es  bestanden  noch  Steuern  anf 
männliche  Diensthoten,  Pferde  und  Wagen.  Der 
Versuch  der  Helvetik  hat  wenig  nachhaltig  ge- 
wirkt, weil  in  der  Mehrzahl  der  Kantone  die 
Voraussetzung  der  Steuer,  der  Luxus,  fehlt. 
Nur  in  drei  Kantonen  fassten  die  Luxussteuem 
Boden:  Waadt  bat  von  der  Zeit  der  Helvetik 
her  die  Bedienten-,  Billard-  und  Wagenstener: 
Genf  hat  seit  seiner  Unabhängigkeit  von  1816 
gleichfalls  diese  drei  Steuern  nnd  die  I'ferde- 
steuer;  Freiburg  besitzt  seit  1862  die  Wagen- 


Italiei 


moderne  Born  hat  lan^ 


übrigens  bereits  unter  den  öffentlichen  Ein- 
nahmen von  1594  erwähnt  sein.  In  Piemont 
wurden  seit  1853  Dienstboten  innerhalb  der 
Personal  ateuer  besteuert,  ausserdem  Privat-  und 
Öffentliche  Wagen  in  demselben  Jahre  mit  Ab- 
gaben belegt.  Diese  Steuern  gin^u  auf  das 
Königreich  Italien  Über,  ebenso  die  im  Gross- 
herzogtura  Toskana  1814  eingeführte  Spiel- 
steuer. Das  Kommunal-  und  Provinzialgesetz 
vom  20.  März  1865  ermächtigte  die  Kommunen 
u.  a.  zur  Auflegung  einer  Steuer  von  Zug-, 
Beit-  und  Lasttieren;  später  sind  ihnen  auch 
vom  Staate  die  Steuern  auf  Privat-  und  öffent- 
liche Wagen  sowie  auf  Dienstboten  überwiesen 
worden.  —  Durch  G.  v.  22.  Juli  1897  wurde 
eine  Fahrradsteuer  eingeführt;  die  Hälfte  des 
Ertrages  wird  den  Gemeinden  überwiesen. 

Spanien.  Eine  Wageu-  und  Pferdesteuer 
bestand  von  1873—1877  und  wurde  wieder  ein- 
geführt durch  G.  v.  5.  August  1803. 

Portugal.  Es  besteht  seit  187a  innerhalb 
der  Person aLsten er  eine  Steuer  auf  mäuntiche 
Dienstboten,  Wagen  und  Pferde. 

Von  aussereuropÄischeii  Staaten  mögen 
Amerika  und  Japan  genannt  werden. 

Die  Vereinigten  Staaten  besteuerten  1794 
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dieWagen,  einzelne  Staaten  (Virginia,  Kentnckj, 
North  Carolin«,  Georgia)  im  Jahre  1796  Wagen, 
Pferde,  Billards.  Im  Bilrgerkrieee  wurden 
Steuern  auf  Vergnö^ingsbote ,  Bfllard»  nnd 
andere  LninsgegenstÄnde  gele^  (186J) :  sie  be- 
titeben jetzt  niclit  mehr  als  I'nionssteaern,  aber 
in  verschiedenen  EittKelstaaten  giebt  es  noch 
LuxusBteuem. 

In  Japan  wurde  1871  eine  Steuer  anfgelcKt 
auf  Dienstboten,   Wagen,  Sänften,   Reitpferde 


ihrer  bisherigen  Form  beseitigt.  Es  wurde  .... 
neue  Wagensteiler  eingeföhrt.  Da  gleichzeitig 
die  staatlichen  Wege-  und  Brück engelrter  abge- 
schafft worden  waren,  kann  die  Steuer  ange' 
sehen  werden  als  ein  Aequiralent  für  die  Auf' 
Wendungen,  welche  das  w'egewesen  aus  öffeiit- 
licheu  Mitteln  erforderte. 

In  mehreren  Staaten  (Frankreich,  Belgien 
etc.)  sind  ZnschlBge  seitens  der  Gemeinden  ge' 
stattet. 

8.  Volkswirtschaftliche  ttnd  finanzielle 
Bedeatonj^.  Ein  Übertriebener  Aufwand 
'lei-  wohlhabenden  und  reichen  Klassen  wirkt 
in  wirtschafdicher  wie  in  sozialer  Beziehung 
ungilnsti^.  Einmal  tleahalh,  weil  dadurch 
die  Produktion  eine  UDerwdnschte  Richtung 
erhält :  sie  wird  hingelenkt  auf  Gegenstände, 
die  nicht  den  breiten  Massen  des  Volkes, 
sondern  nur  einer  kleinen  Zahl  Begflterter 
zu  statten  kommen.  Dann  besonders  des- 
halb, weil  die  Begelirlichkeit,  der  Neid,  die 
Verbitterung  der  besitzlosen  Klassen  ver- 
mehrt, die  bestehende  Kluft  zwischen  Arm 
und  Reich  erweitert,  der  E lasse ngegensatz 
somit  verschärft  wird.  Wenn  aus  diesen 
Gründen  eine  Bekämpfung  des  Luxus 
wünschenswert  ist,  so  können  doch  Liixus- 
verbote  in  der  Gegenwart  nicht  mehr  in 
Frage  kommen,  und  von  direkten  gegen  den 
Luxus  gerichteten  Massregeln  bleibt  nur  die 
Besteuerung  übrig. 

Vom  sozialen  Gesichts] )unkte  aus  ange- 
sehen, haben  die  Luxussteuern  für  das 
Gleichheitsgetühl  der  Menschen  viel  An- 
sprechendes ;  ob  sie  aber  wirklich,  wie  nicht 
eelteu  behauptet  wird,  geeignet  sind,  »sozial 
versöhnend,  zu  wirken,  erscheint  zweifel- 
haft. Allerdings  könnte,  wenn  der  Liixus 
i'echt  teuer  bezahlt  werden  muss,  dadurch 
eine  steuerliche  Entlastung  der  minder  be- 
mittehen  Volksschichten  herlwigeführt  wer- 
den ;  offenbar  aber  nur  dann,  wenn  wirklich 
der  gesamte  Luxusaufwand  der  wohl- 
liabenden  Klassen  von  der  Steuer  ei-fasst 
würde.  Dies  ist  auch  neuerdings  von  A. 
Schäffle  in  Vorsclilag  gebi-acht  worden:  er 
will,  dass  das  gesamte  Nutzvermögeu  der 
Nation  zur  Steuer  herangezogen  werde;  die 
bisher  bestehentlen  Lnxussteuem  sollen  den 
Gemeinden  überlassen  werden,  die  neue  Be- 
steuerung der  Gebrauchsgegenstände  soll 
geschehen  tou  selten  des  Keiches  »schon 
beim  Abgange  aus  den  Stätten  der  Hdb- 1 


und  Ganzfabrikation  und  beim  Durchgange 
durch  die  Zurilstungs-,  Konfektions-  und 
Montieningsan stalten  bez*.  durch  die  Maga- 
zine, Bazars  und  andere  benannte  Verkaufs- 
stattent.  Die  praktisclie  DurchfOhnmg  einer 
derartigen  allgemeinen  Lnx\ishesteuerung 
böte  grosse,  kaum  zu  Oberwindende  Schwierig- 
keiten: nicht  bloss  die  Fabiikanten  und  die 
Kaufleute .  sondern  schliesslich  auch  alle 
wohlhabenden  Konsumenten  ^-Ürden  sich 
unerträglichen  Kontrollmassregeln  ausgesetzt 
sehen;  sie  müssten  von  Steuerbeamten  bei- 
nahe auf  Schritt  und  Tritt,  gewissei'massen 
von  der  Wiege  bis  ziu-  mhre,  begleitet 
werden.  —  Allerdings  sind  auch  gegen  die 
teilweise  Luxusbesteueriuig  viele  Be- 
denkon geltend  zu  machen :  werden  einzelne 
LuxTisobjekte  der  reichen  Klasse  von  der 
Slenervenvaltung  herau^egriffen,  so  wird 
wohl  niemand  glauben,  dass  dadurch  »der 
Luxus o  auch  nur  entfernt  eingeschränkt 
werden  könnte ;  bestenfalls  wäre  zu  erreichen, 
dass  die  verhältnismässig  kleine  Anzahl  sehr 
vermögender  Tjcnte  weniger  Wagenpferde, 
Dienerschaft  etc.  hielte.  Da  aber  der  weit 
überwiegende  Teil  des  sonstigen  Luxus  un- 
besteuert  bliebe,  so  wdrde  eine  Einschränkung 
an  der  einen  wahrscheinlich  eine  Erhöhung 
an  dei-  anderen  Stelle  herbeiführen.  Weiter- 
hin ist  zu  berücksichtigen,  dass,  falls  nur 
ein  Teil  des  Luxus  zur Besteuening heran- 
gezogen wird,  die  für  diesen  thätigen  Ge- 
werbe resp.  mit  ilim  in  Verbindung  stehenden 
Personen  immerbiu  etwas  unter  der  Be- 
steuerung zu  leiden  haben,  uämlich  durch 
Einschränkung  des  betreffenden  Aufwandes 
(z.  B.  FalinSder).  Wanim  aber  soll  gerade 
eine  Gattung  von  Fabrikaten,  Diensten  etc. 
als  Luxus  betrachtet  und  besteuert  wei-den, 
■ährend  andere  viel  unnützere  von  der 
Steuer  frei  bleiben?  Dass  solche  und  älin- 
liche  volkswirtschaftliche  Erw^mgen  nicht 
ganz  ausser  acht  zu  lassen  sind,  darf  ans 
manchen  Geschehnissen  geschlossen  werden ; 
z.  B.  wunle  die  englische  Pferdesteuer  aus 
Rücksicht  auf  die  Pferdezucht  im 
Jahre  1874  aufgehoben. 

Der  übertriebene  Aufwand,  weldier  in 
der  Eitelkeit  der  Menschen  seine  Wurzel  hat 
tmd  in  dem  mit  dem  Fortschritte  der  Civili- 
sation  steigenden  Kapital reichtum  das  Mittel 
zu  seiner  Bethätigung  findet,  wird  dim?h 
partielle  Luxussteuern  um  so  weniger  be- 
kämpft werden,  als  die  reichen  Klassen  iu 
der  Zahlung  einer  kleinen  Geldsumme  eine 
Art  Privilegierung  ihres  Aufwandes  erblicken 
würden;  dies  lüun.  wenn  fiberhaupt,  nur 
geschehen  dui-cli  Herbeiführung  einer  ge- 
läuterten Moral  der  Besitzenden. 

Ueber  das  finanzielle  Ergebnis  dieser  Stener- 
kategorie  seien  zunilchst  folgende  Zaideu  mit- 
geteilt : 

Die    Wsgensteuer    ergab    in    England 


Digitized  by  L.iOOQIC 


1866  eft.  370000  £.  1897—98  ca.  ÖOiOOO  E,  die  I 
Pferdesteuer  1862  ca.  367000  f,  1874  —  | 
dem  Jalire  ihrer  Anflieboujr  —  ca,  480000  E. . 
In  Frankreicli  ist  die  Steuer  auf  Wacen  und 
Pferde  (auch  Siaultiere)  für  1899  mit  lÖ312000l 
Frca.  veranschlagt.  In  Bremen  erbrachte  1897 
die  WsKC^nsteuer  (Staatsgebiet)  ca.  II 000  Mark, 
die  Pferdesteuer  (Stadt ftebiet)  ca.  48000  Mark, 
im  Kanten  Genf  die  ^  agen-  nnd  Pferdesteuer 
1897  ca.  24000  Frcs,,  die  Wagenstener  allein 
1697  im  Kanton  Waadt  ca.  12000  Frcs.,  im 
Kanton  FreibnMr  ca.  9000  Frcs.  Die  Pterde- 
Btener  hat  in  Uullaud  1895—96  ca.  630000  fl. 
ergeben.  Ala  Kom'mnnalBteiier  trug  iu  Italien 
18a6  die  Steuer  auf  öffentliche  Wagen  ca.  .S!)8000 
Lire,  die  Steuer  auf  Privatwagen  c».  1535000 
Lire  ein. 

Die  Steuer  auf  Fahrräder  ist  in  Frank- 
reich fflr  1899  mit  3780000  Frcs.  veraiiBchlaKt 
worden;  sie  erbrachte  in  Italien  im  Jahre  1897 
bis  1898  ca.  773000  Lire. 

Die  Dienstbotensteuer  brachte  in 
England  1870  ca,  214000  £,  1KI7— 98  ca. 
152000  £  etil,  im  Kauton  Genf  1K)7  ca.  52000 
Frcs.,  in  Holland  1896  ca.  951 000  fi.  Die  (ant- 
gehobene)  Stener  anf  weibliche  l>ienBtboten 
hatte  in  England  jährlich  ca.  31000,1:  ergeben. 

DieGoId-  und  Sitbergeschirrsteuer 
in  England  hatte  1766-  67  18000  £  eingebracht. 
(Der  nur  zum  Teil  als  Ijuxusxt^ner  zu  be- 
trachtende Qold-  und  Silberstempel  ergab  für 
1890—91  ca.  38400  £;  er  i;it,  wie  schon  erwähnt, 
seitdem  —  durch  G.  t.  1.  Mai  1890  —  aufge- 
hoben). 

Die  Geselligkeitsstenern  zeigen  fol- 
gende Ergebnisse :  Die  Steuer  auf  gesellige 
Vereine  ist  in  Frankreich  für  1899  mit  1340000 
Frcs.  veranschlagt  worden.  Die  Vergnüguugs- 
stenem  in  35  deutschen  Städten  über  oOOOO  Ein- 
wohner erbrachten  für  1896  (bezw.  1896—97)  in 
rnnden  Zahlen  (Tausende  Mark;  in  Klanimern 
"/,.  des  Gesamtbetrages  der  erhobenen  Gemeinde- 
steuern) 
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franzü<ischeu  Budget  mit  1 080000  Frcs.  ange- 
nommen; sie  ergab  1897  im  Kanton  Genf  ca. 
9700  Frcs.,  im  Kanton  Waadt  ca.  1Ö400  Frcs.. 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  1871 
—  dem  Jahre  ihrer  Aufhebung  —  93000  $. 


Die  voistehondeti  Zalüen  zeigen,  dass  die 
Luxusstenern  als  Staatssteiiei-n  iß  reichea 
Ländern,  aber  auch  nur  in  solchen,  nicht 
gnr  so  wenig  einbringen,  wie  manche  Gegner 
behaupten,  d.  h.  aiisolut;  relativ  aber, 
nämlich  im  Verhältnis  zu  den  gesamleii 
Staatssteuera,  ist  der  Betrag  i-echt  winzig. 
In  Preusseii  liatten  die  Liixitssteuern  vom 
1.  Juni  1810  bis  30.  Mai  1813.  allerdings 
unter  sehr  ungfinsfigen  \'olkswii-tschaftlicheii 
VerhiUtiiisseu,  ca.  4(X)0(J0  Thlr.  ergeben, 
d.  i.  V  s",'«  der  gesamten  Staatssteuern,  die 
im  gleichen  Zeitraum  ca.  26  Millionen  Thlr. 
einbrachten-  In  England  machen  die  Luxus- 
Steuern  ca.  1  "lo,  in  Frankreich  noch  nicht 
■■'.4"/o  der  gesamten  Staalssteuern  ans.  Da- 
bei darf  nicht  ausser  acht  gelassen  weiden, 
dass  diese  Stt^nerkategoric  vielfach  andere 
als  luxusstetierartige  Elemente  in  sich 
schliesst  (z.  B.  die  Pferdesteuer  iu  Holland 
die  in  den  Gewerben  verwendeten  Pfenle), 
wodurch  die  Luxusstcner  zum  Teil  einen 
anderen  Charakter  —  Gewerbesteuer  ».  dgl. 

—  annimmt.  —  Wie  die  obige  Uebersiclit 
dartluit,  machten  in  35  deutschen  Städten 
die  Vergnttgungssteuern  vom  Gesamtbetrage 
der  erhobenen  Gemeindesteuern  aus 

in  ir»  Städten  weniger  als  1 ".  0- 
in  17  Städten  I— 2«:o, 

in    3  Städleu  mehr  als       2''-'o. 
Also  auch  hier  ein  sehr  geringer  relativer 
Ertrag! 

Da  die  Luxussteuern  durchweg  mit 
an<leren  Steuerartca  zusammen  erhoben  wer- 
den, ist  eine  genaue  Feststellnng  der  Er- 
hebungskosten nicht  mfiglich;  es  wird  in- 
dessen wohl  kaum  fehlgegangen  werden, 
wenn  mau  sie  als  verhältnismässig  beträcht- 
lich annimmt.  Rechnet  man  hierzu  noch  die 
Schwierigkeiten,  weiclie  der  Finanzverwal- 
tiing  in  der  Durchführung  der  Kontrolle  er- 
wachsen, so  wird  das  Urteil  Über  die  hier 
behandelten  Luxusst^uem  in  finanzieller 
Beziehung  wenig  gflnstig  lauten  können. 
Zu  jener  Zeit,  als  in  den  KreiBen  der  Re- 
gierenden vor  der  Einkommensteuer  ala 
dauernder  Steuer  eine  wahre  Angst  heiTSchte 

—  rait  einer  »fortwährenden  Inquisition* 
vei-glieh  sie  1810  in  Preussen  der  sonst  so 
aufgeklarte  Staatskanzler  Hardenberg  — 
mögen  jene  Luxussteuem  ein  allerdings  sehr 
mangelhaftes  Surrogat  fflr  die  fehlende 
i^tärkere  Besteuerung  der  wohlliabenden 
Klassen  abgegeben  haben,  zumal  sie  ziu- 
Ueberwälzung  auf  andere  Steuerzahler  ilirer 
Natur  nach  wenig  geeignet  sind.  Dasselbe 
kann  auch  in  der  Gegenwart  bezflglich 
siilcher  liänder  gesagt  werden,  die  noch 
immer  eine  Einkommensteuer  entbehren  (z.  B, 
Frankreich).  Eine  teilweise  Beste uening 
des  Luxus  wird  ijumei-.  weil  nach  zufälligen 
Verbrauchsarten  und  Ciresellschaftssitten  auf- 
gelegt, gegen  die  Gei-echtigkeit  iu  der  Be- 
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EteueniQg  Verstössen.  Das  berechtigte  Ziel, 
die  wohlhabenden  und  reichen  Klassen 
wesentlich  stärker  zur  Staatshesteuening 
heranzuziehen  als  die  unbeniiltelten,  wim 
besser  durch  Progi-ession  des  Stouerfiisscs 
bei  der  direkten  Einkommensteuer  oder  durch 
eine  allgemeine  "Vermögenssteuer  zu  er- 
reichen sein.  "Wenn  so  oft  beklagt  worden 
ist,  dass  der  Staat  zwar  das  Bier,  den 
Branntwein  etc.  des  armen  Mannes  lie- 
steiiere,  der  Luxusaufwaoil  der  Reichen  da- 
gegen von  der  8taats besten erung  nicht  hin- 
reichend eriaast  wei'de,  so  ist  hauptsächlich 
darauf  hinzuweisen,  dass  gerade  mit  Eück- 
sicht  auf  jene  Thatsache  gtito  Steuersysteme 
die  kleineu  Einkommen  und  Vennögen  von 
der  Besfenentng  überhaupt  frei  lassen. 

l.UieelnzelneiiLnxiitsteuerD.  A- Wagen- 
and  PferdeatBUBr.  Mau  kann  entweder  einen 
Ortskksseutarif  wählen  oder  gkichmässig-e  Siltze 
für  das  ganze  Land  festsetzen.  Der  erste  Weg 
ist  namentlich  in  Frankreich,  wo  dieses  System 
überhaupt  beliebt  ist,  eingeschlagen  worden, 
indem  für  die  Wagen-  nnd  Pferdesteuer  6  Klassen 
gebildet  wurden,  zuerst  Paris,  dann  Gemeinden 
mit  über  4000Ü  Einwohneni,  mit  20001^1)00, 
mit  10001— 20Ü0Ü,  mit  5001-10000,  endlich 
mit  6000  nnd  weniger  Einwohnern.  Dies  ent- 
spricht nicht  der  (Jereehtiffkeit,  da  kein  Gmnd 
abzusehen  ist,  wamm  wohlhabende  Leute,  die 
in  k)e-nen  Städten  oder  auf  dem  Lande  wohnen, 
weniger  zahlen  sollen  als  die  in  den  grösseren 
Städten  wohnhatten.  Durchweg  hat  es  sich  alsj 
notwendig  heraasgestellt,  beim  St«uerobiekt 
„Wagen"  mehrere  Tarifklassen  zu  bilden  nnd 
dementsprechend  verschiedene  Tarifgätze  feat^ 
zusetzen.  Am  einfachsten  ist  dies  in  Frank- 
reich geschehen,  wo  nur  2  Arten  von  Wagen 
nnterschieden  werden,  mit  4  und  mit  2  Bädern ; 
für  letztere  zahlt  man  5—40  Frcs.,  für  erstere 
10—60  Frcs,  Sehr  kompliziert  war  früher  der 
englische  Tarif:  der  —  bereit'*  vereinfachte  — 
von  IffiS  zeigt  noch  immer  3  Tarifklassen  mit 
weiteren  Unterabteünngen  nnd  im  ganzen 
16  Steuersätzen;  der  jetzige  Tarif  enthält  nnr 
2  Klassen  (Droschken  nnd  andere  Wagen),  in- 
dessen innerhalb  jeder  Klasse  wird  wiederum 
zwischen  vierräderigen ,  mindestens  4  Centner 
wiegenden  einerseits  nnd  weniger  als  vier- 
räderigen  oder  doch  zwar  vierräderigen,  aber 
weniger  als  4  Centner  wiegenden  andererseits 
nnterschieden.  Auch  für  Pferde  sind  fast  überall 
Tarifklassen  gebüdet  worden,  am  meisten  in 
Holland,  wo  es  deren  6  giebt  (2'.«.  pro  Pferd 
niedrigster,  26  t.  höchster  Satz).  Zweifellos 
sind  mögliebst  wenig  Tarifklassen  nud  Tarif- 
sätze für  Wa^n  und  Pfenle ,  ja  selbst  für 
letztere  ein  Einneitssatz,  am  bequemsten  für  die 
Steneipflichtjgen  wie  für  die  Steuerverwaltung. 
Allein  die  dadurch  leicht  eintretende  Verminde- 
rung des  Ertrages  macht  doch  wiederum  die 
Vereinfachnng  bedenklich,  noch  mehr  aber  der 
Umstand,  da.*s  dadurch  das  Wesen  der  „Luins"- 
Hteuer  völlig  verloren  geht:  gerade  kostbare 
Wa£«n  und  Pferde  müssten  ja  höber  besteuert 
werden  als  minder  wertvolle.  Die  Progression,  d.  h. 
nach  der  Zahl  der  besessenen  Wagen  und  Pferde 
steigende  Sätze,  die  früher  durchweg  bestanden 


hat  und  jetzt  noch  zumeist  besteht,  ist  unbe- 
dingt zn  fordern,  wenn  eine  höhere  Belastung 
der  reichen  Klasse  erfolgen  soll,  Steuerbefrei- 
ungen und  Steuerermässigunsen  sind  durchaus 
nötig,  besonders  für  gewisse  Bemfsstünde,  temer 
im  volkswirtwhaftlichen  Interesse:  so  Hess  Eng- 
land (lie  Pferde  der  Ueistlichen,  Aerzt«  u.  a.  m. 
unbesteuert,  Frankreich  lässt  die  ausschliesslich 
fllr  die  Züchtung  bestimmten  Pferde,  die  in 
Gemässlieit  der  Vorschriften  des  Militär-  und 
Terwaltnnssdienstes  gehaltenen  Wagen  etc. 
steuerfrei,  Holland  eruiSssigt  die  Sätze  nicht 
nur  innerhalb  einzelner  Klassen  {z.  B,  haben  in 
Klasse  1  Personen,  die  in  Stallten  von  weniger 
als  äUOO  Einwohnern  wohuen,  bloss  ^  n  der  Sätze 
zu  zahlen),  sondern  setzt  auch  zuweilen  die  in 
eine  höhere  Klasse  gehörigen  Pferde  in  eine 
iedrigere  (z.  B.  ist  für  Pferde  bis  zu  2  Stück,  die 
nem  Arzte  gehören,  statt  des  Satzes  der  1. 
diejenige  der  2,  Klasse  zu  zahlen).  Fast  aus- 
nahmslos sind  die  in  der  Land  Wirtschaft  ver- 
wendeten Wagen  und  Pferde  gänzlich  oder 
überwiegend  von  der  Steuer  befreit  worden, 
znmal  die  Besteuemng  dieser  Objekte  sich  mit 
vielen  Schwierigkeiten  verbunden  gezeigt  hat. 
Weiterhin  erfordert  die  Rücksicht  auf  etwaige 
Doppelbesteuerung  nicht  selten  Steuerbefreiung, 
z,  B.  waren  die  trüber  eigenen  Transports teueru 
unterworfenen  Stadtdroschken  etc,  in  England 
steuerfrei.  Falls  die  Veranlagung  für  dieWageu- 
und  Pferdesteuer,  wie  für  die  Lnxnssteuern 
Überlwu^t,  mittelst  Einschätzung  durch  Stener- 
kommissionen,  vor  denen  der  Pflichtige  seine 
Delilaration  abzugeben  bat,  geschieht,  so  ent- 
spricht dies  unzweifelhaft  der  Natur  dieser 
direkten  Gebrauchssteuem.  Allein  als  Nachteile 
ergeben  sich  die  Schwierigkeit  der  Kontrolle, 
die  IjeichtigkeitvonHintergehnngen  nnd  mannig- 
fache Streitigkeiten.  Dies  altes  wird  zum  grössten 
Teil  vermieden,  wenn  man  —  wie  es  1863  in 
England  geschah  —  zu  den  Lizenzsteuern  über- 

feht,  d.  b,  der  Pflichtige  hat  im  Januar  nach 
lassgabe  Beines  Hausstandes  eine  Jahreslizenz 
zu  nehmen,  mit  Znsatzlizenzeu  für  etwaige  Ver- 
mehrung im  Lanfe  des  Jahres,  Mag  sich  dies 
—  wie  es  in  England  anffallenderweise  der 
Fall  war  —  selbst  finanziell  bewähren,  so  geht 
doch  auch  hier  der  Charakter  einer  „Lnxus-"- 
stener  verloren, 

B.  Fahrradatouer.  Sowohl  in  Frankreich 
wie  in  Italien  werden  mehrere  Gattungen  unter- 
schieden: Fahrräder  mit  einem  Sitz  (6  Frcs. 
bezw,  10  Lire),  mit  mehreren  Sitzen  (pro  Sitz 
6  Frcs.  bezw,  pro  Fahrrad  15  Lire),  endlich 
Fahrräder ,  welche  durcli  Motoren  getneben 
werden  {der  doppelte  Satz  pro  Sitz  bezw.  pro 
Fahrrad  20  Lire).  Steuerfrei  sind  in  beiden 
Ländern  die  zum  Verkauf  bestimmten  Fahr- 
räder nnd  diejen^en,  die  von  Seiten  des  mili- 
tärischen und  ünentlichen  Dienstes  benutzt 
werden ,  in  Italien  die  Fahrrädef,  welche  un- 
bemittelten Kranken  tuid  Ausländern  gehören. 
Auch  in  Hessen  sind  Militärpersouen  und  Be- 
amte, die  Fahrräder  zur  Erledigung  der  ihnen 
obliegenden  Amtsgeschäfte  znr  Verfügung  haben, 
von  der  Steuer  oefreit;  femer  Lohnarbeiter, 
welche  das  Fahrrad  als  Transportmittel  zur 
Arbeitsstelle,  und  Gewerbetreibende,  welche  das 
Fahrrad  bei  Ausübung  ihres  Gewerbes  benutzen, 
sofern  ihr  Einkommen  den  Betrag  von  jährlich 
löOO   Mark   nicht  erreicht;    endUch   Personen, 
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reich  fällig  am  1.  Jaunar  oder  bei  Aunchaffung 
des  stenerpllicbtigeii  Fahrrades  in  Lanfe  des 
Jfthres  am  1.  desjenigeo  Moiiats,  in  welchem 
die  Äiischafhin^  erfolgt  ist,  wobei  eiiie  Anrech' 
nung  der  bereits  vom  Vorbesitzer  für  das  lan- 
fende  Jahr  gezahlten  Steuer  nicht  stattfindet. 
Zum  Zwecke  der  Besteuerung  müssen  die  steuer- 
pflichtigen Fahrrflder  spätestens  am  31.  Januar 
jeAen  Jahres  (im  Falle  der  Begründung  der 
Stenerpflicht  ianerbalb  des  Jahres  spätestens 
30  Tage  nach  jenem  Zeitpunkte)  bei  der  zu- 
ständigen Gemeindebehörde  angemeldet  werden. 
In  Italien  fertigt  der  Bürgermeister  eine  Liste 
derieuigen  an,  weiche  die  Steuer  fQr  Falirräder 
zu  Dezahleu  haben,  nnd  trägt  dabei  den  ihm  im 
vorhergehenden  Jahre  angezeigten  Verände- 
rungen Rechnung.  Das  Fahrrad  wird  mit  einem 
Schilde  versehen,  auf  welchem  das  Jahr  bezeich- 
net ist,  für  das  die  Steuer  bezahlt  wurde.  Für 
nicht  angemeldete  Fahrräder  iHt  in  Frankreich 
der  doppelre  Steuersatz  zu  entrichten.  In  Hessen 
erfolgt  die  Kon  troll  iening  der  Abgabe  auf  Gmnd 
des  von  der  Polizeibehörde  zn  rührenden  Ver- 
zeichnisses der  Fahrradbesitzer,  welchen  Summcr- 


hundert  —  bis  U    steigend.     Lässt 

1.  Dienstboten  frei  (das  geschah  in  Genf  ITSäJ, 
so  entspricht  dies  der  Billigkeit  ge|;enüber  den 
massig  wohlhabenden  Leuten,  muss  aber  die 
Steuer  wenig  ergiebig  machen;  ebenso  ist  es 
wohl  gerecht,  wenn  (wie  früher  in  England)  tllr 
nn verheiratete  Herren  erhUhte  TarifsÄtze  fest- 
gesetzt werden.  Wird  die  Steuer  auf  gewerb- 
fiches  Hilfspersonal  u.  d^l.  ausgedehnt  (ehemals 
in  £uglnnd,  noch  jetzt  in  Eollandl,  au  erscheint 
auch  diese  „Lnxus'steuer  als  partielle  Gewerbe- 
steuer; iu  diesem  Falle,  aber  nur  in  diesem, 
mag  das  holländische  System  der  Klassenbildung 
zweckmässig  sein.  Es  giebt  dort  nämlich  o 
Klassen,  jede  mit  einem  besonderen  Tarif:  in 
der  1.  Klasse  steigt  die  Steuer  progressiv  mit 
der  Zahl  der  —  für  den  persönlichen  Dienst 
gehaltenen  —  Dienstboten  von  ö  ä.  für  1  bis 
270  «.  für  12  (über  18  40  fl.  für  jeden);  in  der 

2.  Klasse  sind  16  resp.  6  fl.,  in  der  3.  2  II.,  in  der 
4.  3  II.,  in  der  5.  6  fl.  fitr  jeden  zu  entrichten. 
Ausnahmen  mUssten  überall  stattlinden,  obgleich 
dies  nicht  immer  der  Fall  ist;  in  Hotland  wird 
auf  Beschäftigung  und  Alter  einige  Rücksicht 

Jenommen,  z.  B.  sind  Dienstmädchen  unter  lö 
sJiren  steuerfrei.  Die  Besteuerung  des  Haltens 
weiblicher  Dienstboten  mag  oft  auf  Widerstand 
gestossen  sein,  da  sie  im  vorigen  Jahrhundert 
sowohl  in  England  wie  in  der  Schweiz  aufge- 
hoben wurde;  vom  Standpunkte  stcuerpolitischer 
Gerechtigkeit  'ans  betrachtet  ist  dies  nicht  zu 
billigen.  Wenn  man  in  England  im  Gange  der 
Entwicketung  erst  zn  wesentlicher  Vereinfachung 
des  Tarife,  dann  schliesslich  (1869)  zu  einem 
Einheit.«sutze  von  lö  sh.  für  jeden  männlichen 
Dienstboten  gekommen  i^t,  so  gilt  hier  ebenfalls 
das  bei  der  Wagen-  nnd  Pferdeateuer  Gesagte; 
es  mag  aus  praktischen  Gründen  empl'ehlens- 
wert  sein,  passt  aber  für  eine  „Lniu:i-»tener  I 

nicht.  ; 

D.  Oold-  und  Silbergeschirrateuer.  Hier  I 


wird  der  Besitz  dieser  LuxuBgegeustSnde  von 
der  Steuer  getroffen  (England,  Genf  im  Torigeu 
Jahrhundert).  Die  Steuer  ist  vom  Gewicht  oder 
vom  Werte  zu  entrichten  (in  England  damals 
ö  sh.  für  Je  100  Unzen,  in  Genf  1%  des  Wertes): 
das  erstere  ist  zweckmässiger.  Steuerfreiheit 
ist  für  einen  kleinen  Betrag  (England  früher 
bis  100.  Genf  bis  200  Unzen)  auszusprechen,  da 
sonst  die  Abgabe  zu  kleinlich  und  lästig  wird. 
Ein  Maximum  des  Steuerbetrages  (England  im 
vorigen  Jahrhundert  100  £)  entbehrt  der  Be- 
gründung. Diese  Stenerf^attiinf  ist  überhaupt 
nicht  bloss  wenig  ergiebig,  sondern  auch  durch 
Veranlagung  und  Erhebung  für  die  Finanzver- 
waltung  mühselig,  fUr  den  Steuerzahler  sehr 
belästigend,  da  wohl  nur  mittelst  eines  ge- 
hässigen Systems  von  Inquisitionen  nnd  Dennn- 
durchzuführen.    Hier  würden  bezUg- 


schon  früher  geschehen  anzuflilirt 

£  aeBelligkeitasteuem.  a)ttenernaui 
gesellige  Vereine.  Ein  Einheitssatz  von  den 
Beiträgen  der  Mitglieder,  z,  B.  SO",«,  dürfte  bei 
der  so  verschiedenen  Ausdehnung,  dem  Ver- 
mUgensstande  etc.  der  Vereine  Bedenken  erregen. 
Es  werden  besser  mehrere  Tarifklassen  zu  bilden 
sein,  wie  dies  in  Frankreich  geschehen  ist:  im 
G.  V.  8.  Anjfust  1890  wurden  als  BemessunM- 
grimdlage  der  Steuer  festgesetzt  einmal  die 
Beiträge,  einschliesslich  Eintrittsgelder  der  Mit- 
glieder, sodann  der  Mietwert  der  benutzten 
Lokalitäten.  Die  Steuer  beträgt  bei  Beitrags- 
snmmen  von  8000  Frca.  und  darüber  oder  Miet- 
wert von  4000  Frcs.  imd  darüber  20°/,  ersteren, 
8«/„  letzteren  Betrages,  bei  Beiträgen  von  3000 
big  8000  und  Mietwert  von  2000-4000  Frca. 
bezw.  10  nnd  4,  hei  Beiträgen  unter  3000  und 
Mietwert  unter  2000  Frcs.  bezw.  5  und  2»,„. 
Zweckmässig  ist  die  Bestimmung,  dass  die 
Steuer  vom  Sekretär  u.  dgl.  zu  verauali«;en  ist, 
der  in  der  Zeit  vom  1.  bis  31.  Januar  bei  der 
Behörde  eine  Deklaration  einzureichen  hat. 
Anch  bei  dieser  Stenergattung  müssen  ßetrei- 
uneen  stattfinden,  besonders  für  Wohlthätigkeits- 
und  gegenseitige  Eilt'sgesellschaften,  ferner  fUr 
ausscnliesslich  wissenschaftliche,  litterariache 
und  andere  Vereine  (so  in  Frankreich). 

b)Stenern  von  Vergnügungen.  Diese 
Steneni  erstrecken  sich  auf  Theater,  Konzertver- 
anstaltungen, Tanzbelustigungen  ,Kuiistreitervor- 
stellungen.  Gesangs-  oder  deklamatorische  Vor- 
träge u.  H.  w.  Abstufungen  der  Steuersätze 
innerhalb  jeder  Gattung  können  stattfinden  u.  a. 
nach  der  Zeitdauer  (z.  B.  bis  12  Uhr  nachts, 
über  12  Uhr  nachts  hinaus),  nach  der  Hohe  des 
Eintrittsgeldes  u,  dgl.  m.  Nach  dem  preussischen 
Ministerialerlas»  v.  27.  Februar  1890  -ist  darauf 
zu  halten,  dass  einzelne  Steuersätze  einer  solchen 
Ordnung  nicht  nnverhä  Unis  massig  hoch  sind 
und  mehr  auf  eine  in  der  Sache  nicht  begründete 
Unterdrückung^  als  auf  die  Besteuerung  der 
Lustbarkeit  hinauslaufen ,  dass  keine  Bevor- 
zugung der  einheimischen  gegenüber  den  aus- 
wärtigen Gewerbetreibenden  jjeplant  nird  und 
dass  weit  auseinandergeheuae  Mindest-  und 
Hücli  st  betrage  der  Steuern  ohne  Augabe  eines 
angemessenen  und  praktisch  brauchbaren  Hass- 
sttuies  für  die  Feststellung  der  Steuern  von 
Fall  zu  Fall  vermieden  wenlen." 

X*.  Billardsteuer.     Eine    Unterscheidung 
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Kwiaohen  Privat-  «od  iiffenfliclieii  Billards  derart, 
dass  jene  einem  hühereu  Satze  bIb  dieae  unter- 
liegen,  fand  früher  in  Amerika,  seit  1849  in 
Toskana  statt;  angemessener  ist  nobl  ein  Ein- 
heitssatz (zuletzt  in  Amerika  10  S,  in  Bremen 
20  Mark  pro  Billard).  In  Frankreich  kehrt  hier 
der  —  nicht  gerechte  —  Ortski assentarif  wieder 
(Paris  60  Frcs.,  für  Städte  über  50000  Ein- 
wohner 30  Frcs.,  lOOOO—öOOOO  Einwohner 
15  Frcs.,  andere  Orte  6  Frcs,  pro  Stück).  Die 
Vcranlag-nng-  wird  passend  (so  in  Frankreich) 
anf  Grnnd  von  —  im  Jannar  bei  der  Behtlrde 
einzureichenden  —  Deklarationen  stattfinden. 
Wenn  man  bloss  die  Einfachheit  der  Erhebung 
im  Auge  hat,  kann  ebenfalls  znr  Lizenzabgabe 
übergegangen  werden  (im  Kanton  Waartt  ist 
eine  Lizenz  anf  d  Jahre  zu  nehmen).  Steuer- 
freiheit mnss  jedenfalls  —  wie  in  Frankreich  — 
fUr  die  znm  \  erkauf  bestimmten  Billards  ans- 
gesprocheu  werden. 

Bei  allen  diesen  Luxuasteuern  muss  die 
Steuertechnik  —  bezüglich  Reklamation,  Strafen 
etc.  —  eine  besonders  sorgfältige  sein.  Hat 
doch  in  Ermangelung  hinreichender  Bestim- 
mungen z.  B.  die  prenssische  Luxnsbesteuerung 
von  ISlOft.  nicht  weniger  als  gegen  90  „Dekla- 
rationen" seitens  derFinanzvernaltung  erfordert ; 
unzählige  Streitigkeiten  waren  die  Folge  der 
ursprünglich  zu  allgemein  gehaltenen  and  un- 
klaren If  estselznngen. 

G.  Sonstige  Iiiixuuteuem.  Ausser  den 
genannten  Kate^orieen  gab  und  giebt  es  noch, 
wie  erwähnt,  eine  nicht  unerhebliche  Anzahl 
Tou  Luxussteiierarten,  auf  die  hier  nicht  näher 
eingegangen  wenleu  kann;  einige  mSgen  jedoch 
genannt  werden. 

In  England  bestand  früher  eine  Haar- 
pudersteuerj  die,  17!)ö  eingeführt,  im  Jahre  1796 
über  4  Millionen  Mark  eiutnig,  mit  Aendemng 
der  dieribezUglicben  Sitte  stetig  sank  und  schliess- 
lich, ab  sie  nur  noch  200ÜU  Mark  einbrachte, 
1869  aufgehoben  wurde;  ferner  bestunden  dort 
im  vorigen  Jahrhundert  Steuern  auf  Hüte,  auf 
Handschnbe  und  auf  Taschenuhren;  die  letzt- 
erwähnte Steuergattung  scheint  überhaupt  früher, 
wo  vielleicht  „Zeit"  noch  nicht  in  demselben 
Masse  wie  jetzt  „Geld"  war,  mancher  Beliebtheit 
sich  erfreut  zu  haben,  da  sie  im  ersten  Steuer- 
gesetz der  Helretik  und  in  diesem  Jahr- 
hundert selbst  in  Amerika  wiederkehrt.  Die 
Vereinigten  Staaten  hatten  von  18fi4  bis 
1066  eine  Klaviei-steiier.  die  einen  ziemlich  ge- 
ringen Ertrag  erbrachte  und  überdies  lästige 
Eontrollmassregeln  mit  sich  führte.  Noch  jetzt 
beisteht  in  England  von  1798  her  eine  Wappen- 
ateuer,  die  1897—1898  den  hohen  Ertrag  von 
75276  £  einbrachte.  Weiterhin  sind  von  eng- 
lischen noch  jetzt  bestehenden  Lnxnssteuern 
zu  erwähneu  die  Jagdlizenzen  (Ertrag  18it7  bis 
1898  195  W7  £j,  die  ebenfalls  in  anderen  Ländern, 
z.  B.  als  Pro vinzial steuern  in  Oesterreich,  wieder- 
kehren, die  Acciselizenz  znm  Verkauf  von  AVild 
(Ertrag  1897—1898  8672  £),  die  —  1870  ein- 
geführte —  SchnBswaffen Steuer  (Ertrag  1897  bis 
189«  101301  £).  In  Schweden  sind  zur  Zeit 
Karls  XII.  goldene  Degen,  Perücken  (diese  auch 
anderwärts,  in  Pceni<sen,  Venedig  etc.),  sonder- 
barerweise im  Jahre  1732  Beifrücke,  die  vou 


rechnen  endlieh  noch  manche  andere  Steuern  zn 
den  Lnxussteuern,  so  die  Stempel  auf  Spiel- 
karten, die  Hundesteuer  und  die  Mietssteuer: 
diesbez^tich  mnss  indessen  auf  andere  Artikel 
dieses  Werkes  hingewiesen  werden. 

5.   Schluss.     Wo  einmal  Luxusstetiem 

seit  laQger  Zeit  beRtehen  und  gewisaer- 
raassen  in  Fleiscji  und  Bliit  der  steiier- 
zahleoden  BevOlkenmg  fibergegangen  sind, 
wird  ihre  Aufhebung  nur  dann  zw  empfelileu 
sein,  wenn  der  Ertrag  ein  winziger  ist  — , 
vielleicht  dies  unter  dein  Einflüsse  einer 
Aendemng  vou  Aufwand ssitten  geworden 
ist.  Wo  aber  der  Ertrag  absolut  als  nicht 
unerheblich  ei-scheint,  n-ird  es  zweckmässig 
sein  —  wie  dies  ja  in  Italien,  zum  Teil  in 
England  geschah  — ,  dass  der  Staat,  zugleich 
an  Steile  der  etwa  bestehenden  kommunalen 
Zuschläge,  die  Lnxnssteiiem  den  Gemeindon 
als  eigene  Stoiiem  flberweist,  innerhalb  deren 
Budget  sie  eine  etwas  ansehn liebere,  wenn- 
gleich noch  immer  sehr  untergeordnete 
Stellung  einnehmen  werden.  Ueberliaupt 
Ijassen  Luxusstetiem  besser  für  den  Ge- 
meinde- als  für  den  Staatshaushalt.  Einmal 
bricht  der  Gegensatz  von  Stadt  und  Land, 
welcher  in  der  gesamten  Staat  sbestenenmg 
eine  so  gi-osse  Rolle  spielt,  auch  hier  diircli : 
mehr  als  anderswo  sind  in  der  Landwirt- 
schaft Wagen,  Pferfe,  Dienstboten  Hber- 
wiegend  kein  Gegenstand  des  Luxus,  «on- 
deiii  werden  erheblich  zum  Betriebe  der 
Wirtschaft  in  ihren  verschiedenen  Zweigen 
verwandt.  Dann  spricht  vor  allem  dafiir  der 
Um  stand,  dass  innerhalb  einer  Stadt  die 
Konti-oÜe  wesentlich  mehr  als  auf  dem 
Lande  vom  Fublikum  unterstützt  wird  und 
d^er  von  der  Stenerbehönle  leichter  ge- 
handfaabt  werden  kann.  Auch  ist  ja  wohl 
unbestreitbar,  dass  wahrend  der  letzten  Jahr- 
zehnte, in  Deutschland  und  anderwärts, 
namentlich  in  den  Mittel-  und  örossstadten 
der  Wohlstand  {und  mit  ihm  der  Luxus) 
sehr  erheblich  gestiegen  ist.  Endlich  ist  zu 
betonen,  dass  Luxussteuem,  besondei-s  als 
städtische  Steuern,  mag  mau  nun  auf  die 
oben  erwähnten  Gattungen  sich  beschränken 
oder  aussei-dem  andere  rielleicht  geeignete 
Objekte  heranziehen,  einen  pohzeilichen  Cha- 
ratter  —  im  besten  Sinne  des  Wortes  — 
annehmen  und  so  indirekt  einen  heilsamen 
Einfluss  auf  die  öffentliche  Sittliclikeit  aus- 
üben kflnneu,  zumal  wenn  für  einzelne 
Gattungen  Steuerfreiheit,  für  andere  wiedenim 
hohe  Tarifsätze  festgesetzt  werden.  Ihre 
Einfühnmg  sollte  eventuell  nicht  zur  Zeit 
einer  wirtschaftlichen  Depression,  sondern  in 
einer  Zeit  des  wirtschafthclien  Aufschwunges 
stattfinden;  femer  ist  es  wünschenswert, 
dass  zuerst  üiemlich  niedrige  Tarifsätze  fest- 

fisetzt  werden,  die  allerdings  später  eine 
rhöhung  erfaliren  können:  vor  allem  mit 
Rücksicht  auf  die  für  den  Luxus  arbeitenden 
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Gewei'be   ii.  dgi.,    aber  auch  um  die  Ein- 
fflhmng  zu  erleichtern. 

Die  oben  genatiiiteii  Liccusstetiera  sind 
somit  vom  sozialen  Standpunkte  aus  nicht 
iingUnelig  za  beiirteileii ;  der  finanzielle 
Standpunkt  kommt  weniger  in  Betracht. 
Inner&alb  eines  Systems  von  Gemeinde- 
steuern mögen  sie  einen  bescheidenen  Platz 
finden;  als  Staatssteuem  jedoch  n" 
sie  zu  jenen  Steuerkategorieen  gerechnet 
werden,  die,  einer  vei^ngenen  Periode  des 
Wirtschaflslebens  angehöreud,  nur  noch  in 
Trümmern  in  den  Neubau  der  modernen 
staatlichen  Steuersysteme  hinüberrageu. 

Lltterator:  iWe  Lehr-  und  Harulbäehcr  der 
Fi-namirinenachaft ,  nnmenilieh  2taM,  Finam- 
rnttentchajt,  S.  Avft.,  litideiberg  1864^1865.  — 
Boteher,  HyUm  der  Finamvit*nuehifft,  3.Aufl., 
StuUgarl  1S89.  —  Wagner,  hinamvütensrhafi, 
III,  Luipzig  1880  (Ergilazungtheft,  Lciptiff  1896). 

—  Eheberg,  FinainvUeftuchafl,  4-  AaJL,  Leipzig 
189S und  Seh  Önbergi  Handbuch  der potUiichen 
Oekonomie,  III,  4-  Aufl.,  Tübingen  1897.  — 
Adickea,  Dan  Aommitnalabgabengeteli  e.  H-  VII. 
189S,  Berlin  1894.— A  nnuario  tlatittieolbiliano, 
Rom  1806  fleUte  aui/ährliche,  die  Luiiu- 
iteuent  entkalbinde  Atisgabe).  —  Baudrillart, 
Lei  itnpoU  «ur  U>  eonsoinmatiom  de  Iure,  in 
der  Revue  de*  detu  moiidet,  Bd.  95,  Paris  1871. 
-~  Backet,  Le  droit  dei  paavre*  de  Vimpot  lur 
les  bitlett  d'enlrfe  et  aiitrei  tpeefaetet  piibliet, 
i*rrw  1891,  —  von  BKlitafcl,  Hit  LiavMteuer 
als  KbrTtktic  der  Einkontmeniltiier,  Leipzig  1875. 

—  Block,  Dittionnairc  de  VadminiMralion 
Jmnfaise,  4-  Avß.,  FUrit  1898.  —  Bodin,  De 
la  Republique,  Parü  1577.  —  BolMevain,  Die 
netiette  Steuerrefurm  in  den  XlederUtnden  etc., 
im  Fiu.-Arch.  XI,  StuttgaH  ISS4.  —  Bolle»,  The 
finaneial  hiMlory  0/  the  United  Slatea  from  17S9 
toiseo,  Xetr-York  1879.  —  Bomlti,  Aemrium, 
Frankfurt  16It.  —  Jahrbuch  für  Brrmiicke 
Statislik,  Jahrg.  1897,  Bremen  1808.  —Bulletin 
de  itatistigue  et  de  l/gislalion  fomparee,  22.  Jahrg., 
Paris  1898.  —  ceilire»,  Traite  pratique  de 
l'impöt  des  roituret  et  eheraii-x,  fbrie  1873.  — 
Courtray,  Les  imp'm  »ur  le  laie  en  France 
et  ü  t'i-tranger,  Paris  1895.  —  Beabata,  Le 
Budiiet  mvnidpal,  Paris  1SS5.  —  IH»hatrea, 
Dt  l'impat  de»  voitures  et  de»  cheraux,  J\iris 
1871.  —  BoiVfll,  A  hitilory  of  laiallon  and 
laxe»  in  England  from  the  earlirtt  times  lo  the 
present  day,  2.  Aufl.,  London  1887.  —  Bty, 
Taxation  In  American  »täte»  and  citie»,  JVoc- 
York  1888.  —  Engel»,  De  geschiedeni»  der 
belaatlngen  in  ycdcrland,  Rotterdam  1848.  — 
Foumter  de  FtatX,  La  rfforme  de  l'impöt 
en  France,  Pari»  1885.  —  Onetat,  Du»  engliecke 
Vervaltungtrerht  der  Gegeuvarl  etc.,  Berlin  I8S4. 

—  OornA,  BUloii-c  flnanciere  de  i'Aeicmblee 
eonetituanle,  Fürii  1396—1897.  —  von  Uaver, 
Beiträge  zur  Ueschichte  der  iietemichiicken 
Finanzen,  Wien  1848. —  von  Hecket,  Arl.Luni»- 
tUuem,  in  L.  Elrltr»  »Wärterbuch  der  t'olk»- 
H'irlsc^lt^fla,  Bd.  II,  Jena  1SD8.  —  von  Hork; 
Die  Finamea  «nd  die  Finamgetchirhte  der  Ver-  | 
einigten  SUiaten  riin  .imerika,  Stuttgart  ISST.  —  | 
Hoice,  TaialioR  and  laje»  in  the  l'nited  State»  , 
MRder  tht  internal  rtvenue  »y»lcm  1791 — 1895  tic, ; 


Xete-York  0.  J.  (1896).  —  Hume,  Esiayt  and 
treatiees  on  »ereral  »ubjectt,  Edinburgh  17S.1.  — 
laoard,  De  Virnpik  tur  les  voitures  et  leS 
rhevaiir,  Biris  IKTI.  —  KatO,  Die  lloÄBiinj»- 
uad  Luiuisteiiem  als  (leuieiiideabgabe  mit  be- 
tonderer  Rllcktieht  auf  die  preueiischeii  Ge- 
meinden (Di*»ertati<in),  Halle  a.  d.  S.  1395.  — 
Leetnana,  De»  impoiition*  communtde»  en 
Belgique,  Brüeset  186J. — Z,ereh,  Da»  Fahrrad 
und  iWiie  Bedeutung  für  die  Volkiwirtschafl,  in 
SchmolleriJaiirb.,XXIV,I9<IO.  —  vanLealgaHg, 
Die  bisherige»  Veriuchc  zur  Reform  der  direkten 
Steuern  iii  Oetterreich,  im  Fin.-Arch.,  VI,  Stutt- 
gart 1389.  —  JUamroth,  Die  Luiu»»ttuer  in 
Preussen  von  1310 — 181^,  in  den  Fvrtefiungea 
zur  brandenburgischen  und  preuuitcken  Ue- 
lehickte,  1.  Jahrg.,  Leiptig  1833.  —  MUhUng, 
Das  ilalieniache  Gesetz  über  die  Vdociptdsteuer, 
im  Fin.-Arek.,  XV,  SlultgaH  1S98.  —  Xeefe, 
Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte,  Jahrg.  VII, 
Breslau  1398.  —  fiöll.  Da»  Kommunaltil^iien- 
geeeti  vom  14.  VII.  1898,  Berlin  I894.  —  Parle», 
Traiti  de»  impott,  II,  S.  Aufl.,  flirw  1866.  — 
Rathgen,  Japans  Vottsicirtsclmfi  und  Staats- 
hau*hail,  Leipzig  1391.  —  «0»  Bettaenateln, 
Ueber  indirekte  Verbrauchsabgaben  der  Gemeia- 
dea,  in  deii  Jahrbilchern  f.  NaI.  u.  StaU,  VIII, 
IX,  XVIII,  Jena  1884,  WS9.  —  4I.  Report  of 
the  Cnmmissioner*  of  her  ifajestg't  Inland 
Revenue,  London  1398.  —  BtchaM,  Letßnanet» 
eommuaole»  en  Beigique,  Brästel  ISOJ.  — 
Riedel,  Der  brandenburg.preustisehe  ^aalshaicf- 
iaU  in  rfeii  tetttcn  zirei  Jahrhunderten,  Berlin 
isee.  —  Itouaaet  und  LouU:he-Degfontttlneg, 
Histoire  de»  impols  inJirect»,  Paris  1883.  — 
Sacha,  L'Italie,  se»  flnance»  etc.,  Fbri»  18SJ.  — 
Say,  Dictionnaire  dt»  Jinaaees,  RiHt  1339,  1894- 

—  Sbrnlavaeca,  Drlte  flnance  delle  amminis- 
trazioni  lorati  in  olfuni  stali  Europei  in  BaUelin 
de  l'imtilut  inttmationid  de  statistiguc,  T.  1, 
Rom  1SS7.  —  Sefian*.  IHe  Steuern  der  Schveii 
in  ihrer  Entvickelung  »eit  Beginn  de»  19.  Jahr- 
hundert», Stuttgart  1890.  —  Srhüfft«,  DetUsehe. 
Kern-  und  Zeitfragca,  Berlin  I894.  —  Deraelbe, 
Die  Steuern,  Leiptig  1895—1896.  —  SUkenga, 
Geschiedenis  der  Sedertandsehe  Betaslingen  stdrrt 
het  jaar  1310,  Utrecht  1883.  —  ^renger  van 
JBf/k,  De  Rijts-  en  Gemeentebelastinge»  in  Neder- 
land,  Haag  1891.  —  Sbnxrm,  Les  flnances  de 
fanden  regime  et  de  la  revolution,    Paris  1885. 

—  Treuh,  Onttritkeling  eu  verband  ran  de 
Bijks;  Provtnciale  en  Oemeentehelastingen  in 
Nedertand,  Leiden  ISSS.  —  TrSltaeh,  Die 
bageriiche  Gemeindebesleuerung  »eit  Anfang  de» 
19.  Jahrhundert*  etc.,  I.  Abt.,  Manchen  1891. — 
Voeke,  Geschichte  der  Steuern  de»  brili»ehrn. 
Reichs,  Leipzig  1368.  —  Tolkamann,  Warum 
besteuern  wir  den  Luxus  nichlT!  Magdtinirg 
1892.  —  ^Ytckaell,  Finamtkeoretische  Unter- 
»uchungen  nebst  Darstellung  und  Srilik  de» 
Stcueraesen»  Srhiccden»,  Jena  1896.  —  Worma, 
Le  droit  des  pauvre»  -»ur  le»  »pectacles,  Ihfütrt«, 
halt  et  coixcerls,  etc.  «i  France  et  ä  l'elranger. 
Pari»  1900. 

Karl  Mamroth, 
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Luzzatti,  Lulgi, 


geboren  au  Venedig  im  März  l&ll,  war  IStiö— 
71  GeneralBekretär  lui  Ministerium  für  Ackerbau, 
ladustrie  und  Handel,  dann  Professor  der 
Kationalükonomje  zu  l'adna,  Deputierter  im  Par- 
lament. Luzzatti  ist  für  Volksbanken,  Eoueum- 
vereine  und  Hitfskassen  nauh  dem  Vorbilde  von 
Schulze -Del  itzscb  eingetreten  und  hat  die  achntz- 
ztillneriDche  UnigestHltiinf;  des  italienischen 
Tarifs  veranlasst.  Im  Kabinett  Rudini  (7.  Febr. 
1891  bis  Mai  ISHSJ  war  er  Scbatzminister : 

Er  verüffentlichte  aii  staatswissenschaft- 
licheu  Schriften; 

La  diffuaioue  del  credito  e  le  banche  popo- 
lari.  Padova  lä63.  —  L'iochiest«  industriale 
e  i  trattati  di  commercio.  Roma  1878.  — 
Osserrazioni  e  |>ro|ios[e  intomo  al  progetto  di 
legge  sulle  societa  di  M.  S.  MUano,  tip.  del 
Sole.  1878.  —  Süll'  andamento  del  credito  popo- 
lare  in  Italia  e  sulle  condizioni  delle  bancbe 
popolari  italiaue  al  31  dicembre  1678,  relazione. 
Milauo  1879.  —  Seconda  relazione  fiuH'    anda- 


Milano  1879.  —  L  pericoll  ilello  stato  banchiere 
in  Italia,  lettera  all'  onerevole  deputato  Sella. 
Firenze  1880.  —  II  credito  populäre  in  Italia 
e  le  coodizioni  detle  bauche  popolari  italiane  al 
31  dicembre  187»,  relazione.  Milauo  188Ü. 
Note  snir  imposta  snl  sale.  Venezia  1881.  ~ 
Le  riTelaziom  della  previdenza  all'  espasizione 
naziouale  di  Milauo:  previdenza  libera  e  previ- 
denza  legale.  Milano  1Ö82.  —  Introduzione  alla 
Btatisiica  delle  banche  popolari  italiane,  «nni 
1K81— 83.  Roma  1885,  —  II  progetto  per  la 
perequazione  fondiara  e  la  legislaziene  civile 
3ui  beni  immobili.  Torino,  1886.  —  11  nnovo 
propetto  di  legge  sulle  associazioni  cooperative, 
presentata  al  Parlamento  germanico.  Milano 
1888.  —  Resume  de  l'expose  financier.  Rome, 
I.  Botero,  1891.  —  Le  classi  dirigenti  e  gli 
operai  iu  InghilCerra,  a  pruposito  della  lotta  di 
clasae,  Verona  1893.  _  Avantage  du  libre 
choix  de  l'assnrer  en  cas  d'aasurance  obli- 
jratoire :  opportunit^  d'organiaer  etc.  (CongrSs 
intern,  des  accidents  du  travait  k  Milan  tom. 
I).       Milan    1891.    —    Saggio    aulle    dottrine 


dei  percnrsori  religiös!  e  filosoici  dell'  odierno 
fatalismo  statisUco.  Perugia  1895.  Ferner  sind 
Ton  ihm  mehrere  Kammerreden  und  parlamen- 
tarische Berichte  erschienen. 

Im  Giornale  degli  Economisti  ver- 
{[{Tentlichte  er:  La  le^islazione  sociale  nel  Par- 
lamento inglese.  IWio.  —  La  violazione  della 
liberti  economica  nei  re^olamenti  di  polizia 
riirale.  1875.  —  Le  recenti  discuaaioni  del  Par- 
lamento ingleae,  intomo  alle  teorie  delle  banche 
di  emissione.  1875.  —  La  libertÄ  econoraica  ed 
i  regolamcuti  edilizi.  1875.  —  La  critica  della 
teona  inglese  sulla  circolazione.  1875.  —  La 
libertä  economica  ed  il  lavoro  dei  fanciulli  e 
delle  fanciulle  uelJe  labbriche.  Agost«  1875,  — 
La  teoria  della  circolazione  e  le  recenti  discus- 
sioni  del  Parlamento  inglese.  1875.  — ■  Le 
banche  d'emiasione  in  Svizzera.  1876.  —  La 
teorla  della  riterra  e  del  saggio  dell'  intereaae 
nelle  banche  d'emisaione.  1876.  —  Rassegna 
della  coDperazione.  1876.  —  La  inchiesta  iu- 
dastriale  e  la  ingerenza  del  Uovemo  nella  con- 
cessione  delle  acque.  1876.  —  Gl'istitnti  di  cre- 
dito agrario  in  Italia.  1876.  —  Nota  auila 
legge  delle  fabbriche  in  Dauimarca.  1876.  — 
La  Sicilift  nel  1876.  —  Dei  modo  d'  intendere 
e  d'applicare  il  principio  della  nazione  piü  fa- 
Toritä  nelie  conTcnzioni  commerciuli.  1877.  — 
Le  legge  sulle  fabbriche  in  Ingbilterra.  1877.  — 
U  diritto  economico  intemazionale  e  l'inchiesta 
iudustriftle,  1877.  —  Le  legge  sulle  fabbriche  in 
Gianda.  1877.  ^  La  liberta,  dei  man  e  rinchiesta 
induBtriale.  1877.  ~  L'economia  politica  ed  il 
diritto  canouico.  1877.  —  La  riformadel  bilancio 
delle  imposte  indiiette  in  Ingbilterra  ed  in 
Italia.  1877.  —  Un  fenomeno  poco  avvertito 
nella  circolazione  bancaria.  1877.  —  Relazione 
sulle  condizioni  economicbe  e  morali  delle  banche 
rantue  popolari  italiane.  1878.  Ferner  erschienen 
zahlreiche  Aufsätze  von  ihm  in  der  Nuova 
Aatoloma,  in  der  Raasegna  nazionale  di  Firenze, 
in  der  Rivista  Veneta  und  anderen  Zeitschriften. 

Mit  Minelli  veröffentlichte  er:  Le  casse 
di  risparmio  nelle  scuole:  lettera  e  due  dialogi. 
Rovigo  1876.  Mit  Pascolato  nnd  Man- 
zato:  Delle  Unione  di  credito. 
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Mac  Cnlloch,  John  Bamsay,        jiM';  5.  Anii,  180O;  6.  AnU.,  1852;  7.  Aufl., 

^'  11859;  K  All«,,  1«69;  9.  Aufl.,  heraiisgeg.  von 

geb.  am  1.  IIL  1789  im  Dorf  Withoni  in  der ,  H.  G.  Beid,  1880;  denlsche  Uebereetziiiigren  der 
gchottiachen  GrafscbaftWigtowii.  gest.  zu  London  j  vorstehiinden  2  ersten  Aufl.  erschienen  bearbeitet 
am  11.  XI.  1864,  atndierte  in  Edinbnrg,  wurde  I  von  C.  F.  C.  Richter  und  L.  R.  Schmidt  eW.  in 
1828  Frofeaaor  der  National ülionomie  in  London,  i  Aa^burf;  und  Stuttgart  1834 — 42.  —  Obaer- 
le^e  IK-Sl  diese  Professnr  nieder  und  bekleidete  '  vationa  illustrative  of  the  practica!  Operation 
aeit  1838  die  Stelle  eines  Kontrolleura  beim  ^  and  real  effect  of  the  ilitties  on  paper,  showin? 
Stationery  Office  in  London.  :  the   expediency   of   their   rednction  or  repeal, 

Mac  Gulloch  verüffentlichte  von  Ätaatawissen- '  I*ndon  1836.  —  A  Statistical  account  of  ihe 
KchaCtlicheu  Schriften  in  Buchform;  Essay  on  |  British  Empire,  2  Bde..  London  1837;  dasselbe, 
the  ([ueaLion  of  redndng  the  interest  of  the  i  2.  Aufl.,  2  Bde.,  ISSä ;  dasselbe,  3.  Aufl.,  2  Bde., 
national  debt,  in  which  the  juetice  and  expe- !  1847;  dasselbe,  4.  Aufl.,  2  Bde.,  1854.  —  State- 
diency  of  that  meaaure  are  fully  established,  |  meuttt  illustrative  of  the  police  and  probable 
Edinburg  1816.  .—  Tbe  principles  of  political  oonsequences  of  the  proposed  repeal  of  the 
econoinj-,  with  soine  inquiries  reapectiug  their  i  exiating  com  taws,  and  the  imposition  in  their 
applicatjon,  and  a  sketcb  of  the  rise  and  pro- 1  stead  of  a  moderate  flxed  duty  on  foreign  com, 

freas  of  the  science,  ebd.  182Ö;  2.  Aufl.,  183U; '  when  entered  for  consumption,  ebd.  184t.  — 
.  Aufl.,   1843;   4.  Aufl.,   1849;   5.   Aufl.,   1864;  1  Adictionary.^^ef^raphicEÜ,  Statistical  and  bistori- 

6.  Aufl.,  mit  Beigabe  von  J.  Locke,  Easay  on  I  cal,  of  tbe  various  countries,  placea,  and  ^rincipat 
interest   and    value   of   money,   London   1870;  i  natural  object»  in  the  worid,  2  Bde.  mit  Atlas, 

7.  Aufl.,  ebd.  1865;  dasselbe,  in  franzQsiscber .  ebd.  1841/42;  dasselbe,  2.  Aufl.,  heransgeg;.  von 
Uebersetzung  von  A.  Planche,  2  Bde.,  Paris '  F.  Martin,  i  Bde.,  1866.  —  The  literature  of 
1851 ;  2.  Aufl.,  1864 ;  dasselbe  in  deutscher  Ueber- ,  political  econouy,  a  claFsified  catalogne  of  pnbli- 
setzung  von  G.  M.  v.  Weber,  Stuttgart  1831.  i  cations  in  the  different  departments  of  that 
—  A  aiscourse  on  the  rise,  progress,  peculiar  I  science,  with  hist^rical,  critical.  and  biographi- 
objei'ta  and  importance  of  political  econumy,  ■  cal  aoticea.  ebd.  1845.  —  Treatiae  on  the  prin- 
containing  an  outline  of  a  course  of  lectures  on !  ciples  and  practical  inlluence  of  taxation  and 
the  principles  and  doctrines  of  that  acieace,  i  the  fiinding  System,  ebd.  1845;  dasselbe,  2.  Aufl., 
1.  und  2.  Aufl.,  Edinburg  1825;  dasselbe,  in,  1852;  3.  Aufl.,  1863.  --  A  treatise  on  the 
französischer  Uebersetzung  von  G.  PrevosI,  Genf  :  succession  to  property  vacant  by  deatb.  Inquiries 
1825.  —  An  essav  on  the  circamstances  which '  on  the  influence  of  primogenitnre,  fonndatiuns 
determiue  the  rate  of  wages,  and  the  conditioa  i  etc.,  uver  public  interests,  ehd.  1848.  —  Treatise 
of  the  lahouring  clasaea,  Edinbnre  1826.  —  on  the  circumstances  which  determine  tbe  rate 
Observations  on  tbe  duty  on  sea-oorne  coal, '  of  wages  and  the  condition  of  the  labouring 
and  un  the  peculiar  dnties  nnd  charges  on  coal  •  classes,  ebd.  1851.  —  Treatise»  and  essays  on 
in  the  port  of  London,  London  1830.  —  Histori-  Subjekts  connected  with  economical  policy.  «ith 
cal  Sketch  of  the  Bank  of  England,  with  an  biographical  Sketches  of  Qnesnay.  Smith  and 
examination  of  t^e  qnestion  as  to  tbe  prolon-  Ricardo,  Edinburg  1853;  daaaelbe,  2.  Aufl.,  1859. 
gation  of  the  exclusive  privileges  of  that  —  Preface  tu  a  select  collection  of  english 
establishment,  ebd.  18B1.  —  Observatioas  on  trncts  ou  commerce,  from  the  origlnata  of  Mun, 
the  unflneuce  ot  the  East  India  Company's  Roberts,  North,  aud  others  (Political  Ecouomy 
monopoly  on  the  price  and  anpply  of  tea,  and  Club,  early  tracts),  London  1856.  —  Prelimi- 
on  the  commerce  with  India,  China  etc..  ebd.  nary  nutice  to  tracts  and  otber  publications  on 
1831.  —  On  commerce,  its  principles  and  hi.story,  metallic  and  paper  currency  by  Lord  Overstone 
ebd.  1833;  dasselbe,  in  dentscher  Uebersetzung  (Overstone  tracts),  ebd.  18o7.  -  A  select  col- 
u.  d.  T.:  L'eber  Handel  nnd  Handelsfreiheit,  lection  of  scarce  and  valuable  econoniival  tracts, 
von  Jos.  Gambihler.  Xilrnberg  18.H4.  —  A  dictio-  edited  with  prefacea  by  Mae  Cnlloch  (Overstone 
uary,  practical,  tbeoretical  and  historical,  ot '  collection),  ebd.  185(59.  —  A  treatise  on 
commerce  and  commercial  navigation,  London  I  metallic  aud  paper  money  and  banks,  wriiten 
1832;  2.  Aufl.,  1840;  3.  Aufl.,  1814;  4.  Aufl.,  I  for  iheEucydopaediaBritannica,  Edinburg  1858; 
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dasselbe  in  deutscher  l'eberaetzung:  u.  d.  T.: 
Geld  nnd  Banken,  von  C.  J.  Bergiua  und  J.  L. 
Tellkampf,  Leipzig  1859.  — 

Mac  Cnlloch  gab  heraus:  A.  Smith,  An 
inqiiiry  into  tbe  nature  and  eanses  of  the  wealth 
of  nutious.  With  a  life  of  the  author,  an  intro- 
dnctory  digconrse,  notea  etc.,  London  182H; 
2.  Aufl.,  1838.  —  The  works  of  David  ßicardo, 
with  a  noiice  of  the  life  aiid  writings  of  the 
anthor,  ebd.  1H46 ;  2.  Aufl.,  1862.  Er  war  ferner 
beteUigt  1)  an  der  Schrift :  The  hankera'  common- 
place  fiook,  New- York  1867,  mit  dem  Artikel: 
Remarks  on  bills  of  exchange;  2)  an  dem  Jahr- 
buch :  The  niercliant'3  and  Banker'»  re^ister  for 
ISöü,  ebd.  18ö8  mit  dem  Supplement:  An  essay 
on  paperinoney  and  bankin^.  —  Die  Edinhurgh 
Review  hat  verschiedene  wirtschaftliehe,  legis- 
latorische Massregeln  vom  Rlcardoachen  Staud- 
punkte  aas  besprechende  Artikel  von  ihm  anf- 


Mac  Cnlloch.  Schüler  Ricardos  und  Epigone 
derklassiscbeuNationaiakoDomie,  bat  eine  reiche 
Htterarische  Fruchtbarkeit  entfaltet.  Er  war 
der  Typus  eines  Manchestermannes,  wenn  er 
aach  einmal  für  Beschränkung  der  Cirknlatlons- 
banken  eintrat,  und  hat  geraame  Zeit  als  volks- 
wirtschaftliche Aatorität  in  England  gegolten, 
während  er  eegenwärlig  fast  schon  der  Ver- 
gessenheit aoneimgeiallen  ist. 

Der  Nationalstolz  anf  Adam  Smith,  der  so 
manchen  britischen  Volkswirt  btind  für  die  be- 
deutenden Staats  Wirtschaft  liehen  Leistnugen  des 
Auslandes,  insbesondere  Deutschlands  gemacht 
hat,  tritt  auch  bei  Mac  Cnlloch  in  selbstgefällig- 
anmassender  Weise  in  den  Vordergrund.  In 
seinem  „Discoarse  on  tbe  rise  ete.  of  political 
economy"  (s.  o.l  sucht  mau  nach  deutschen  Volks- 
wirten vergebens,  die  ebensowenig  Aufnahme 
iu  seine  „Literature  ot  political  economy'  (s.  o.) 

fefunden  haben,  worin  neben  englischen  liber- 
aapt  nur  noch  franzüsische  and  italienische 
Litteraturerzengnisse  aufgeführt  sind.  Die  Ein- 
seitigkeit dieser  Exklusivität  wird  besonders 
von  Mohl  streng  getadelt.  Dem  femereu  Vor- 
wurf, den  Mohl  der  chronologischen  Aufeinander- 
folge der  den  einzelneu  Wirtschaftsgebieten  an- 
gehörigen  Schriften  macht,  ist  ans  dem  Grnnde 
nicht  beizustimmen,  weil  genisse  Entnickelungs- 
phasen  der  Wissenschaft,  hesonders  Kontroversen 
zwischen  nerkantilisti sehen  und  physiok ratischen 
Dogmen  dadurch  in  markantester  Weise  hervor- 
treten, dass  diese  genetische  Aufeinanderfolge 
der  Schriften  die  polemische  Litteratnr  über  wirt- 
schaftliche Streitfragen  in  wünschenswertester, 
lehrreicher  Zusammenstellung  darbietet.  Seine 
statistischen  Nachschlagebücher  sind  Mnster- 
leistungen  des  praktischen  englischen  Gescbfifts- 
sinnes  auch  anf  wisseusc haftlichem  Gebiete,  da 
sie  neben  konzisester  Darstellung  der  Staats- 
kräfte and  des  aktuellen  Wirtschaftslebens  auch 
gedrängte  Bückblicke  anf  die  Entwickelungs- 
Keschiehte  von  Handel  und  Industrie  aufweisen. 
Mac  Cnlloch  ist  ein  fanatischer  Lobredner  des 
Nutzens  der  Maschinen,  der  noch  ihm  dem  Ar- 
beiter noch  mehi-  als  dem  Kapitalisten  zu  gute 
kommt,  auch  jedes  erwachsene  Individuum  wird 
für  ihn  zur  Maschine,  die  ein  Kapital  zwanzig- 
jähriger Baransgaben  repräsentiert.  Die  Arbeit 
ist  nach  ihm  die  einzige  Quelle  des  Reichtums, 
da  die  Kräfte  und  angehobenen  Wertstüffe  der 
Natur  erst  der  mensehlicheu  Thätigkeit,  wie  er 


nach  A,  Smitb  ausführt,  bedürfen,  um  sie  zu 
GenussgUtern  zu  formen;  aber  den  Wert  der  so 
erworbenen  Güter  taxiert  er,  abweichend  von 
Smith,  nicht  nach  Massgabe  der  zu  ihrer  Pro- 
duktion aufgewendeten  Arbeit,  aondern  er  be- 
misst  deren  Kaufkraft  nach  ihrem  mit  der 
produzierenden  Arbeit  in  Verbindnng  gebrachten 
Nntzlicbkeitsgrad.  Als  Interpret  Ricardos  be- 
geht Mac  Cullocb  häufig  den  Fehler,  die  kon- 
ditionelle  Sicherheit  einzelner  Sütze  seines 
Lehrers  in  eine  absolute  zu  steigern,  auch  Ad- 
jektive in  Komparative  etc.  zu  verwandeln, 
oder  einzelne  Lehren  Ricardos,  wie  die  Wert- 
nnd  Kostentbeorie  durch  verkehrte  Auffassung 
ihres  eigentlichen  Sinnes  zu  entkleiden,  trotz- 
dem ist  Roschers  Urteil  über  ihn  (s.  u.j  ein  an- 
verdient hartes. 

Vgl-überMac  Cnlloch:  Chevalier,  Conrs 
d'^coQomJe  polit.,  Bd.  III,  Paria  18ö0,  S.  229,32 
n.  S.  —  Dictionnaire  de  l'Sconomie  politiqne, 
Bd.  II,  2.  Aufl.,  ebd.  1864,  S.  114/15.  -  Mohl, 
Geschichte  und  Litteratnr  der  Staats  Wissen- 
schaften. Bd.  ni,  Erlangen  1858,   S.  316,  373. 

—  Röscher,  Geschichte  der  Nat.,  München 
1874,  S.  593,  686,  844.  —  Held.  Zwei  Bücher 
der  sozialen  Geschichte  Englands,  Leipzig  1881, 
S.  177,  188,  201  a.  G.  —  Encvclopaedia  Britan- 
nica,  9.  Aufl.,  Bd.  XV,  Stichwort:  „Epigonen 
after  Malthas  and  Ricardo",  London  1KK3,  S.  134. 

—  Dieselbe,  Ü.  Aufl.,  Bd.  XIX.  Süchwort: 
„Political  economy",  ebd.  1885.  S.  377.  — 
Ingram,  History  ot  political  economy,  ebd. 
1888.  —  Dictionary  of  National  Biography.  ed. 
by  S.  Lee,  Vol.  XXSV,  p.  ia  ff.,  London  1893. 

Ltppert. 


Macchlavelll,  MccoltS  dl  Bernardo  del, 

geb.  am  6.  T.  146!)  zn  Florenz,  gest.  daselbst 
am  22.  VI.  1527,  wurde  Kanzler  (cancelliere) 
der  Republik  Florenz  und  nach  Vertreibung  der 
Medici,  1494,  Staatssekretär  des  Äorentinischen 
Freistaat»:  Bei  Wiedereinsetzung  der  Medieeer 
durch  Julius  IL  wurde  Maccbiavelli  von  Lorenzo 
von  Medici  aas  dem  Stantsilienste  entfernt,  der 
Beteiligung  an  der  Verschwörung  des  Boscoli 
und  Capponi  gegen  Kardinal  Giovanni  de  Medici 
beschuldigt,  eingekerkert,  gefoltert  und  aus 
Florenz  verbannt.  Erst  nachdem  Giovanni  den 
Kardinalshut  gegen  die  päpstliche  Tiara  ver- 
tauscht hatte ,  warde  das  Verbannungsdekret 
gegen  Macchiavelli  zurückgenommen. 

MacchiavellivcrUffentlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  II  principe. 
Acced.  la  vita  di  Castruccto  Oastriwani  etc., 
Venedig  15.^;  dasselbe,  con  la  prefozione  e  le 
note  jstoriche  di  Houssaye  etc..  Mailand  17(39; 
dasselbe,  colla  vita  dell'  antore,  Frankfurt  a,  M. 
18ö2;  dasselbe,  mit  Kommentar  von  A.  Zambelli, 
Florenz  1867;  dasselbe,  herausg.  von  G.  Cinetli, 
Mailand  1660;  dasselbe,  lateinische  Uebersetzung 
von  S.  Telius,  ».  I.  159ö;  dasselbe,  lateinisch, 
Frankfurt  a.  M.  1608;  dasselbe,  lateinisch  von 
H.  Conring,  Helmstedt  1660;  dasselbe,  lateinisch, 
HCc.  A.  Possevini  Judicium  de  Macchiavelli  et 
Bodini  scriptis,  Leiden  1643;  dasselbe,  franzö- 
sisch, mit  Kommentar  von  .4melot  de  la  Houssaye, 
Amsterdam    1683;    dasselbe,    fr«izü»isch    von 
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Ferrari,  Paris  1867.  —  Dasselbe,  deutsch  u.  d.  T.: 
Regen tenkon st  oder  Füretenspiegel.  Gründtliche 
erUärung,  welcher  maasen  ein  Königreich  and 
jedes  Füretentiimh  ....  solle  bestellet  nnd  ver- 
waltet werden,  Frankfurt  a.  M.  1580;  dasselbe, 
deutsch,  mit  Ainelots  Kommentar,  ebd.  l'(45; 
dasselbe,  dentäch,  mit  Amelots  Kommentar,  Ton 

F.  X.  Baur,  Rudolstadt  1804;  dasselbe,  deutsch 
voD  A.  W.  Rehberg,  Küln  (recte  Hannover)  1810, 
2.  Aufl.,  1824;  dasselbe,  deutsch,  in  Verbindung 
mit  Friedrich  II.  Anti-Maceliiavel  übers,  von 
W.  Grafen  v,  Hohenthal-Städteln,  Leipzig  iaq2,.35; 
dasselbe,  deutsch  von  Riedel,  Darmstadt  1811; 
dasselbe,  deutsch  von  XS.  Regia,  Stuttgart  1812; 
dasselbe,  deutsch  von  A.  Eberhard,  Berlin  1868, 
2.  Anfl.,  Bielefeld  18?i{;  dasselbe,  deutsch  von 
W.  Grflzmacher,  Berlin  1870.  —  Discorai  sopra 
Ift  prima  deca  de  Tito  Livio,  Venedig  1540; 
dasselbe,  mit  Kommentar  tos  A.  Zani belli, 
Florenz  1857;  dasselbe,  lateinische  Uebenetzung 
u.  d.  T. :  De  republica,  Mfimpetgard  1591  und 
lö!)!);  dasselbe,  lateinische  Uebersetzung,  Leiden 
1643  und  1649;  dasselbe,  deutsch  vou  .T.  G. 
Scheffner,  Danzig  1776;  dasselbe,  deutsch  von 
W.  Grüzmacher,  Berlin  1870.  ~  Dell  istorie 
Fiorentine,  Florenz  1550;  dasselbe,  Strassburg 
1610;  dasselbe,  Haag  16o8:  dasselbe,  Aroster- 
dam  1696 ;  dasselbe,  Haag  1726 ;  dasselbe,  deutsche 
Uebersetzui^  von  D.  W.  Otto,  2  Bde.,  Leipzig 
1*88;  dasseloe,  deutsche  UebersetÄung  von  'W, 
Nenmann,  2  Bde.,  Berlin  1609;  dasselbe,  deutsche 
Uebersetzung  tou  A.  Beumont,  2  Bde.,  Leipzig 
1846.  —  Gesammelte  Werke:  Tntte  le  opere, 
5  Bde.,  sine  loco  1550  (unt«r  dem  Namen  „editione 
della  testina"  bekannte  Ausgabe) ;  dasselbe, 
Opere  inedite  in  proaa  ed  iu  verso,  2  Bde., 
Amsterdam  1763:  dasselbe,  Opere,  6  Bde., 
Philadelphia  179697;  dasselbe,  Opere,  7  Bde., 
Wien  1796/97;  dasselbe,  Opere  in  pros«  edit,  de 

G,  de  Valenti,  3  Bde  Berlin  1797;  dasselbe, 
Opere,  10  Bde.,  Mailand  1804  5;  dasselbe,  Opere, 
8  Bde.,  Florenz  1813;  dasselbe,  Opere,  11  Bde., 
ebd.  1819;  dasselbe,  Opere,  9  Bde.,  Mailand  1822; 
dasselbe,  Opere,  lü  Bde.,  ebd.  1826:  dasselbe, 
Opere  scelte.  Con  aggiunt«  e  correzioni  tratte 
dai  manoscritti  originali  (volume  unico),  München 
1843;  dasselbe,  Opere  scelte  pubblicato  per  cura 
Zirardini,  Paris  1850;  dasselbe,  Opere  minori, 
cum  Dote  di  Folidoti,  Florenz  1852;  dasselbe, 
Scritti  inedite,  herausg.  von  G.  Canestrini,  ebd. 
1867 ;  dasselbe,  Opere,  herausg.  von  Passerini, 
Fanfariett,  lü  Bde.,  Florenz  187380;  dasselbe, 
franzUsische  Uebersetzung:  Oeuvres  politiqucs, 
traduction  P6ri6s,  12  Bde ,  Paris  182.'I,36'  das- 
selbe, deutsche  Uebersetzung:  Sämtliche  Werke, 
Übersetzt  von  Job.  Ziegler,  8  Bde.,  Karlsruhe 
1832  41. 

Maccbiavellihatin  derjenigen  Bein  er  Schriften, 
die  ihm  Gelegenheit  bot,  sich  eingebend  über 
wirtschaftliche  Zustände  zu  äussern,  nitmlich  in 
den  „Florentinischen  Geschichten",  diese  Ge- 
legenheit nur  iu  beschränkter  Weise  wahr^- 
nommen^  da  die  Geschichte  der  politischen,  sich 
gegenseiti)!  bekämpfenden  Florentiner  Parteien 
den  Hauptinhalt  gedachter  Schrift  bildet.  Aber 
auch  das  wenige,  was  Maccbiavelli  Volkswirt- 
schaftliches bietet,  zeigt  den  bedeatenden  Forscher 
■und  scharfen  Denker,  Als  Haoptgüterquelle 
wird  die  Natur  von  ihm  gepriesen  und  die  Er- 
trägnisse der  Bodenprodaktion  denen  der  in- 
dustriellen Verarbeitung   der  Rohstoffe  voran- 


gestellt. Das  gesunde  Klima  bringt  er  mit  £r- 
hühung  der  Zeugnngskraft  des  Menschen  in 
Kautialnexas  und  giebt  zu  bedenken,  dass  ein 
ungesundes  Klima  ebenso  wie  ein  steriler  Boden 
Meliorationen  zugängig  sei.  iudem  klimatisch 
verrnfene  Länder  durch  die  energische  Thfitig- 
keit  einer  plQtzlich  <Uhin  durch  Einwaudemng 
oder  Eolouiaation  versetzten  ländlichen  Ar- 
beiterbevötkerung  sich  in  gesunde  verwandeln 
müssen,  da  der  durch  den  einheitlichen  Acker- 
bau sanierte  Boden  auch  die  Luft,  die  keine 
Miasmen  vom  kultivierten  Erdreich  mehr 
aufnehme,  reinige.  Er  stellt  ferner  den  Satz 
auf,  dass  nicht  von  der  Menge  der  Aecker, 
sondern  vom  ^ten  Anbau  ein  günstiges  Pro- 
duktiousergebnis  abhänge.  Als  Bevülkernngs- 
theoretiker  hält  er  die  durch  Vertilgung 
der  überzähligen  Existenzen  bei  dem  Eintritt 
einer  Uebervülkerung  sich  bethätigende  Zer- 
störungskraft der  Xatur  für  ebenso  notwendig 
als  die  in  unbestimmten  Intervallen  wieder- 
kehrende Decimierung  der  Menschenmasse  dnrch 
Kriege  und  Epidemieen.  Ueber  die  1427  erfolgt« 
Einführung  des  Katasters  in  Florenz  berichtet 
er  folgendes:  Es  war  eine  direkte  Mobiliar-  und 
Immobiliarstener,  die  den  Besitzlosen  erwünscht, 
den  Begüterten  dagegen  verhasst  war  und  die' 
anf  letztere  einen  noch  empfindlicheren  Druck 
auszuüben  drohte,  wenn  es  dem  Volke  bei  der 
Katasterbehürde  durchzusetzen  gelang,  dass  dem 
neuen  S («nerv erfahren  eine  rückwirkende  Kraft 
auf  das  Besitztum  der  Nobili  vor  Einführung 
des  Katasters  zuerkannt  wurde,  was  Giovanni 
von  Medici  zu  verhindern  wnsste.  —  Als 
Politiker  und  Staatsmaim  steht  Maccbiavelli 
bedeutend  höher  wie  als  Wirtschaftstheoretiker. 
Das  Staatsinteresse  und  die  Wahrung  der  Staata- 
autorität,  die  Aasbildung  und  zweck inä»Bige 
Kombination  der  drei  aristotelischen  Staat«- 
formen :  Monarchie,  Aristokratie  und  Demagoge 
beherrschen  seine  realistische  Denknngs weise 
vollständig.  Seine  Staatspolitik  löst  sich  nicht 
vollständig  vou  der  Ethik  los,  aber  dem  Staats- 
zwecke muss  nach  seiner  Lehre  aas  Opportuni- 
tätsgründen  die  Moral  sich  unterordnen,  und  ein 
Staatslenker  das,  was  er  auf  sittlichem  Weee 
nicht  durchsetzen  kann,  durch  Hinterlist,  Gewalt 
und  ^'erbrechen  zu  erreichen  snchen.  Macchiavelli 
hat  die  Wissenschaft  der  PoUtik  um  den  Satz 
bereichert,  dass  die  Macht  des  Klerus  der  staat- 
lichen Superiorität  bedingungslos  unterworfen 
sein  müsse,  er  war  femer  der  Vorläufer  jener 
erst  im  19.  Jahrb.  zur  Herrschaft  gelaugten 
Bewegung,  welche  die  der  Verkörperung  des 
Ideals  vom  geeinten  Italien  entgegenstehenden 
Hemmnisse  in  der  weltlichen  Herrschaft  des 
Papstes,  in  der  Allmacht  der  römischen  Hierarchie 
erkannte.  Sein  angefeindetsttis,  aber  mit  dem 
grössteu  Aufwand  von  Geist  und  staatcphilo- 
sophischer  Schärfe  geschriebenes  Werk  ist  ^der 
Fürst",  ,el  principe".  Da  indes  Maccbiavelli 
dieses  angebliche  Lehrbuch  des  dario  mit  einem 
ganzen  Arsenal  sophistischer  und  rabalie tischer 
Waffen  ausgerüsteten  Absolutismus  nur  fOr  eine 
bestimmte  Person^  nämlich  fUr  Lorenzo  Hedici, 
als  Prototyp  der  italienischen  Duodezfürsten  in 
der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts,  veriasst  hat. 


nicht  über  den  „principe",  wohl  aber  über 

,enigen  Regenten  des  17.  nnd  18.  Jahrh.  der 

Stab   zu  brechen,  welche  das  missverstandene 


Buch  zur  Verfolgung  einer  rücksichtslosen  und 
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ftbsoIutistiBcheii     Regieranga 


Vgl.  über  Macchiavelli:  Clementi 
(Soc.  J,),  El  macchiavelisrao  degoUado  por  la 
christiaao  salidariii  de  Espaüa  y  de  Anstria, 
Akola  1637.  —  Lilieiithal,  De  Macchia- 
Ttllismo  lilerario,  Leipzig;  171;-!.  —  Christ, 
De  N.  Macchiavello  libri  III,  ebd.  1731.  — 
Voltaire,  Anti-Haochitivel  ou  essai  de  critiqne 
snr  r\t  prince"  etc.,  Haag  1740,  2.  Aufl., 
Marseille  1741;  dasselbe,  deutsch,  Frauktnrt 
«.  M.  1741i  2.  Anflage,  Göttingca  1742.  — 
(Friedrich  IL),  Examen  de  priuce,  Haag  1743; 
dasselbe,  deutsch  von  L.  L.  Förster,  Berlin  1870. 

—  Historie  des  Anti-Macehiavel,  Frankfurt  a.  M. 
1745.  —  Macchiavel  comment^  par  Napoleon 
Buonaparte,  Paris  1816.  —  Kellermann, 
Commeutatio  de  Macchiavelli  principe,  Leipzig 
1831.  —  Gervinna,  Historische  Schritten, 
Bd-  t,  Frankfurt  *.  M.  183.1.  (Darin:  Geschichte 
der  Florentinischen  Historiographie  nebst  einer 
Oharakteristik  des  Macchiavelli.)  —  Nnman, 
Diatribe  acad.  in  Nie.  Macebiavelli  opiutc.  del 
principe,  2  Teile,  Utrecht  1833;  dasselbe,  deutsch. 
Karlsruhe    1H40.    —  Ebeling,    Macchiavellis 

«olitisches  System,  Beriin  18ÖÜ.  —  Venedey, 
lacchiavelli,  Montesquieu  und  Eonsaean,  2  Bde., 
ebd.  18Ö0.  —  Knies,  Macchiavelli  als  volks- 
wirtschaftlicher Schriftsteller,  in  Zeit^hr.  für 
Staataw.,  Bd.  VUI,  Tftbingen  1852,  8.  251  ff.  — 
Mnndt,  Macchiavelli  und  der  Gang  der  euro- 
päiKchen  Politik,  Leipzig  18öl;  3.  Aufl.  1861. 

—  Zimmermann,  Macchiavelli  in  seiner  his- 
torischen Bedeutung  für  Italien,   Berlin  18^)6. 

—  V.  Mohl,  Geschichte  and  Litteratur  der 
Staats  Wissenschaften,  Bd.  III,  Erlangen  1858, 
S.  520/91:  Reiche  Quelle  der  älteren  Macchia- 
velli-Litteratur.  —  Bollmano,  Verteidignng 
des  Macchiavel lismus,  2.  Aufl.,  Quedlinburg  IHöD. 

—  Biopraphie  universelle,  Bd.  XXV.  Paris  18li0, 
Sp.  Ii27/:'I5.  —  Blnatschli,  Macchiavelli,  in 
St.W.B.  von  Bluntschli  etc.,  Bd.  VI,  Stottgarl 
1861,  S.  511ff.  — Cauer,  JVledrichs  des  Grossen 
Gedanken  über  die  filrstl,  Gewalt,  Berlin  1H63. 

—  Bluntschli,  Geschichte  des  allgemeinen 
Staatsrechts,  München  1864,  S.  6ft.  —  (Joly). 
I)ialogue  aui  enfers  entre  Macchiavelli  et 
Montesquieu,  2.  Anft.,  Brüssel  1868.  -  Deltuf, 
Essai  sur  les  oeuvres  de   Macchiavelli,   Paris 


Encvclopaedia  Britanuica".  9.  Aufl.,  Bd.  XV, 
London "1883,  S.  146-52.  —  Tonimasini,  La 
e  gli  Bcritti  di  N.  Macchiavelli,  Bd.  I, 
Turin  18H3.  —  v.  Treitachke.  Das  politische 
KGnigtum  des  Anti-Macchiavelli,  Berlin  1887.  — 
Ellin  ger,  Die  antiken  Qnellen  der  Staatslehre 
Macchiavellis,  in  „Zeitschr.  f.  Staataw.",  Bd. 
XLIV,  Tübingen  1888,  S.  1  58.  -  R.  Fester, 
Macchiavelli,  Stuttgart  1901). 

lAppert. 


Hftcleod,  Henry  Danoing, 

geboren  1821  zu  Edinburgh,  widmete  sich  an- 
fangs dem  juristischen  Studium,  wurde  1B19 
als  Barrister  in  die  Gesellschaft  der  Inner- 
Temple  aufgenommen  und  1861,  gelegentlich 
eines  Prozesses,  zu  einem  eingehenden  Studium 
der  Theorie  des  Kredits  veranlasst.  Später 
wurde  er  Direktor  der  181)8  insolvent  gewordenen 
„Royal  British  Bank"  und  lebt  gegenwärtig  in 
London. 

Seine  Theorie  gipfelte  in  dem  Satze,  dass 
Kredit  ein  selbstäniHges  Kapital  sei  und  ein  dem 
Bargelde  iholtches  Wesen  habe,  eine  Theorie, 
welche  in  Deutschland  Bühm-Bawerk  und  Knies 
bekilmpften. 

Er  veröffentlichte:  The  theorj  and  practice 
of  banking:  with  tbe  elementary  principles  of 
currency,  prices,  credit  and  exchanges.  2  vis., 
London  IWrä-öö,  2.  Aufl.  1866,  3.  Aufl.  1875, 
4.  Aufl.  1883,  5.  Aufl.  1892—93.  —  Elements 
of  Political  Economy,  founded  on  tbe  doctrine 
of  eschanges,  London  18Ö8,  2.  Anfl.  n.  d.  T.; 
The  Principles  of  Economical  Philosophy 
2  via.,  London  1872—75.  —  On  tbe  delinition 
and  nature  of  the  Science  of  Political  Econumy. 
A  paper  read  at  the  meeting  of  the  British 
Association  held  at  Cambridge.  1862,  Cambridge 
and  London  1862.  —  Thonghts  on  the  fortb- 
comin^election  of  aprofessor  of  political  economy, 
Cambridge  1863.  —  A  dictionary  of  political 
ecoDOmy:  biographical,  historical  and  practica!, 
London  1863  [nur  der  1.  Band  erschienen).  — 
The  Elements  of  banking,  London  1876,  London 
1878 ,  neueste  Anfl.  1891.  —  Economics  for 
beginners,  London  1878,  Neue  Anfl.  New- York 
18ÖÖ.  —  The  Element«  of  Economics,  2  Bde., 
Macchiavelli,  Beriin  1868. 1  London  1881  u.  1886.  -  Lectures  on  credit  and 
—  Contini,  Macchiavelli  e  il  suo  centenario,  |  banking,  London  1882.  —  The  relation  between 
Florenz    1868.    ^    Giambelli,    Macchiavelli,   the  Standard  uf  valne  and  price,  London  1887. 


Turin  1869.  —  Knies,  Der  Patriotismus 
Macchiavellis,  in  „Prenssische  Jahrbücher",  Bd. 
XX\7I,  Berlin  1871,  S.  665ff.  —  Etienne, 
Macchiavelli,  in  „Bevue  des  Deui  Mondes", 
Bd.  CVUI,  Paris  1873,  S.  36:60.  -  Gaepary, 
Die  neuesten  Kritiker  des  Macchiavelli,  Leipzig 
1874.  ~  Triantafillia,  Nuovi  atudii  su  N. 
Macchiavelli,  Venedig  1878.  —  v.  Holtzen- 
dorff,  Principieu  der  Politik,  2.  Aufi ,  Berlin 
1879,  8.  359.  —  Macchiavelli  as  historian,  in 
„Encyclopncdia  Britannica",  9.  Aufl.,  Bd.  XIII, 
London  1881,  S.  ö09.  —  P.  Villari,  Macchia- 
velli  ei  suoi  tempi  illnatrati  con  nuovi  docu- 
menti,  Firenze  1877;  2«  ed.,  3  parti,  Milano 
ISH.'i— 97 ;  dasselbe,  in  englischer  Debersetznng, 
by  Linda  Villari,  4  Bde.,  ebd.  1877,83;  daeselhe, 
deutsch  von  Heusler  u.  Mangold,  3Bde.,  Rudolstadt 
18i7. 83.  ~  Macchiavelli  as  palitJcian  and  moralist, 

HaBdw3it«rbnck  der  Stulawlncoacbatten.    Zweite  AnBage. 


The  theorj  of  credit,  Bd.  1  n.  2,.,.  London 
1889—91,  2.  Ausg.  Bd.  1,  London  18^3.  — 
Bimetallism,  London  1894.  —  The  histon'  of 
economics,  London  1896,  neue  Ausg-  New- York 
1897.  —  Indian  currency,  London  1898. 

In  der  Revue  d'äconomie  politique 
verUffentlichte  er:  De  la  science  £conomiqne 
moderne  1888.—  La  ioi  de  Gresham  et  ses  rapporta 
avec  le  biraetallisme,  1897.  —  Im  Giornale 
degli  Economisti;  Interno  alla  definisione 
della  ricchezza  1887.  —  In  der  Contemporarj 
Review;  Indian  currency,  April  1899.  —  In 
Mineteenth  Century:  The  monometallist 
creed,  Nov.  1894.  —  Bimetallism  as  a  bubble, 
June  1895.—  In  den  Annais  of  the  Americ. 
Acad.  of  Pol.  and  Soc.  Science.  Sept  1898: 
Fiat  Money  and  currency  Inflation  in  New  Eng- 
land from  1620  to  1789.  —  la  Institute  of 
43 


.,*^jOOglC 


674 


ilaeleod — Magazin  genosseo  Schäften 


bankera:  On  tbe  modern  science  of 
Jone  1881. 

In :  „Htstory  oC  the  banking  of  all  nationa''. 
4  tIb.,  London  lö96,  ist  der  Art.  „Great  Britain" 
des  2.  Bdea.  von  Macleod.  —  I>er  Art.  „Kredit" 
auB  dem  „Dictionar;  of  political  Economy"  findet 
aicli  von  M.  Paillottet  übersetzt  im  Jonmal  des 
Economiates,  Okt.  1862,  Mai  1863. 

Vergl.  über  Macleod:  Riclielot,  Une 
r^volntian  en  economie  poliüqne,  Paris  1868. 
—  G.  Cohn.  Die  heutige  Nationalükonumie  in 
England  nnd  Amerika,  in  Jahrb.  f.  Oes.  n 
Verw.,  13.  Jhrg.  Lpz.  1869,  S.  23.  —  Eng.  t. 
Böbm-Sawerk.  Kapital  und  Eapitalzins  I 
(Innabmck  1884),  S.  119ff.—  R.  Kniea,  Geld 
nndKreditr  (Berlin  1885),  S. 255. —  Era.Cossa, 
Introduzione  allo  stndio  dell'  economia  politica 
(Milano  1892),  S.299, 358, 3a%  487, 618  -  Koop- 
mans  N.  G.  C'noop.:  Macleoda  Krediet-tbeorie, 
Leeow  1866. 

Joeef  Statnmhammer, 


Magazingenossenscliafteii. 


1.  BL   der    Hoodwerker. 

nosscnschaften  sind  Vereine  zum  Verkaufe 
der  von  den  Mitgliedern  ffir  eigene  Rech- 
nung eingelieferten  gewerblichen  Erzeug- 
nisse in  einem  zu  diesem  Zwecke  errichte- 
ten gemeinsamen  Magazin ;  dieselben  gehen 
hervor  ans  dem  BedOrfnis,  dem  Publikum 
die  Waren  im  offenen  Laden  zum  Kaufe 
anzubieten,  und  beruhen  auf  dem  gleichen 
Wnmdaatze  wie  die  anderen  Genossenscliafts- 
arten,  xiass  man  sich  zu  dem,  was  man  ffir 
sich  allein  nicht  auszuführen  vermag,  mit 
anderen ,  die  ein  gleiches  Interesse  daran 
haben,  verbinden  soll.«  Die  Waren  dem 
Publikum  im  offenen  Laden  zur  Schau  zu 
stellen,  erfordert  nicht  nur  ein  verhältnis- 
mässig grosses  Betriebskapital,  um  die  damit 
verbundenen  Unkosten  zu  bestreiten ,  son- 
dern auch  die  Herstellung  einer  nicht  ge- 
ringen Quantität  von  Waren  und  Vorrat 
und  zwar  in  den  verschiedensten  Gattimgen 
und  Preislagen.  Ein  erheblicher  Teil  der 
Gewerbetreibenden  vermag  diesen  Anforde- 
rungen nicht  zu  genügen,  und  doch  ist  für 
eine  grosso  Anzahl  gewerblicher  Unterneh- 
mungen ein  solches  Herantreten  an  das 
Publikum  unbedingt  erforderlieh.  Die  hier- 
durch entstehenden  Unkosten  lassen  sich 
für  den  Handwerker  leicht  vermindern, 
wenn  er  sich  mit  seinen  Beinifsgenossen 
vereinigt,  um  ein  gemeinschafüiches  Lager 
einzurichten,  in  dem  der  Verkauf  der  von 
den  einzelnen  für  ihre  Rechnung  einge- 
lieferten Waren  erfolgt.  Die  Deckung  der 
Unkosten  wird  teils  durch  Lagergelder,  teils 
durch   Verkaufsiirozeute   aufgebracht     Die 


Oi^anisatJon  ist  die  gleiche  wie  bei  den 
übrigen  Genossenschaftearten,  die  Vertretung 
nach  aussen  liegt  bei  dem  Vorstände,  dessen 
Kontrolle  der  Aufsichtsrat  hat.  die  Träger 
der  Magazingen ossensehaft  sind  die  Mit- 
glieder, welche  ihre  Kechte  in  der  General- 
versammlung wahrnehmen.  Das  Betriebs- 
kapital wird  durch  die  von  den  Mitgliedern 
zu  bildenden  Geschäftsanteile  und  Aufnahme 
von  fremden  Geldern  beschafft  Der  von 
den  Lagergeldern  und  Verkaufsprozenten 
verbleibende  Ueberschuss  wird  am  zweck- 
niässigsten  nach  einer  angemessenen  Benlck- 
sichtigung  der  Geschäftsguthaben  nach  Ver- 
liältnis  der  gezahlten  Lagergelder  und  Ver- 
kaufsprozente zurückvergfitet. 

lA  erden  auch  die  Waren  für  Rechnung 
der  Einlieferer  eingestellt  und  verkauft,  so 
muss  doch  im  Interesse  des  Gedeihens  der 
Genossenschaft,  das  von  der  Güte  der  Ware 
und  der  Angemessenheit  des  Preises  der 
Waren  abhängt ,  der  Genossenschaft  eine 
Mitwirkung  bei  der  Entscheidung  über  die 
Annalime  der  Waren  und  der  Bestimmung 
ihrer  Preise  vorbehalten  bleiben.  Hierin 
liegt  natürlich  eine  erhebliche  Schwierigkeit. 

Bei  Verkauf  gegen  bar  regelt  sich  dieser 
einfach,  es  kompliziert  sich  nur  das  Ver- 
hältnis, wenn  der  Verkauf  auch  auf  Kredit 
erfolgen  darf.  Würde  derselbe  auf  Gefahr 
der  Genossenschaft  stattfinden,  so  setzte  dies 
voraus,  dass  diese  die  Waren  auf  ihre  Rech- 
nung übernommen  hat,  und  die  Genossen- 
schaft wflnle  dadurch  ein  erhebliches  Risiko 
übernehmen ;  soll  dies  nicht  der  Fall  sein, 
so  muss  der  Käufer  direkt  an  den  Ein- 
lieferer der  Waren  ^wiesen  werden. 

Nicht  zweckmässig  ist  es,  die  Magazin- 
genosse nschaft  zur  Kreditanstalt  zu  ei-wei- 
tem ,  indem  die  eingeheferten  Waren  der 
Genossenschaft  behehen  werden,  da  hier- 
durch das  Risiko  erheblich  vei^^rössert  wird. 

D^egen  ist  vielfach  mit  IMolg  mit  der 
Magazingenos.se nschaft  der  gemeinschaftliche 
Bezug  von  Rohstoffen  verbunden,  und  ein 
grosser  Teil  der  in  Deutschland  bestehenden 
Jlagazingenossenschaftcn  sind  gleichzeitig 
Rohstoff  vereine  ■  selbst  verstAndlich  muss  aber 
dann  für  beide  Geschäftszweige  die  Gewinn- 
und  Verlustverteilung  (für  den  inneren  Be- 
trieb) getrennt  sein.  Als  Nebengescliäft 
würde  der  Beziig  von  Rohstoffen  nur  dann 
zu  betrachten  sein,  wenn  er  kommissions- 
weise erfolgt. 

Nicht  notwendig  brauchen  sich  die  Ma- 
gazin genossen  schaffen  auf  das  gleiche  Ge- 
werbe zu  beschränken,  sie  können  auch  sehr 
wohl  auf  vorwandle  Gewerbe  ausgedehnt 
werden,  derartige  Genossenschaften  —  Ge- 
werbehaJlen  genannt  —  haben  recht  güns- 
tige Erfolge  zu  verzeichnen. 

Die  Bedeutung  der  Magazingenossen- 
schaften  für  das  Handwerk  liegt  nicht  nur 
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in  der  ErmÖgliclmng  besseren  Absatzes  der 
Waren,  sondern  anch  ferner  in  der  Erleich- 
terung der  beteilig^ten  Handwerker,  an  Sub- 
missionen teiizunehnien ,  was  heute  dem 
kleinen  Handwerker  unmöglich  ist;  die 
Magazingenossenschaft  zeigt  den  Weg  zur 
Regelung  des  Submissionswesens.  Dazu 
kommt  endlich,  dass  die  in  der  Magazinge- 
nossenschaft vereinigten  Handwerker  sich 
wirtschaftlich  näher  treten,  wodurch  der 
Schleuderei  entgegengewirkt,  den  Preisver- 
einbarungen  die  Wege  geebnet  werden. 

In  Deutachland  befanden  sich  bereits 
unter  den  ersten  Genossenschaften  Magazin- 
genoBsenschaf ten :  im  Jahre  1860  bestanden 
30  derartige  Genossenschaften,  bis  zum  Jahre 
1899  war  ihre  Anzahl  jedoch  nur  auf  73  ge- 
stiegen, danmter  30  von  Tischlern.  Mit 
ihren  gescliäftlichen  Resiütalen  treten  diese 
Genossenschaften  nicht  gern  in  die  OeÖent- 
lichkeit,  aus  Furcht,  die  Konkurrenz  heraus- 
zufordern. Das  Jalirbucli  des  allgemeinen 
Verbandes  für  1898  enthält  die  Geschäfts- 
berichte   von    4    Magazingen  osseuschaf ten. 

Der  Mangel  an  Gefühl  von  Zusammeii- 
geharigkeit  ist  es  überhaupt,  der  die  Hand- 
werker abgehalten  hat,  sich  dieser  Geniasen- 
sc-haftsart  mehr  zu  bedienen,  die  von  ihreu 
Mitgliedern  fordert,  dass  sie  ihre  kleinlichen 

Eersöuliehen  Interessen  denen  der  Oesamt- 
eit  unteror<lnen. 

Auch  im  Auslände  sind  die  Ma^zinge- 
noasenschaften  wenig  zahlreich.  Kur  in 
Oesterreich  und  Itahen  seheinen  sie  Boden 
gefunden  zu  haben. 

Aus  der  Magazingenossenseliaft  könnte 
sich  <iie  Produktivgeuossenschaft  entwickeln, 
zu  der  der  gemeinschaftliche  Verkauf  der 
erete  Schritt  ist.  Es  liegt  nahe,  dass  die 
Berufsgenossen,  die  in  dieser  Genossenschaft 
sicli  geschäftlich  näher  getreten  sind  und 
den  Wert  der  Vereinigung  auf  dem  wirt- 
schaftlichen äiarkte  kennen  gelernt  haben, 
die  (jenossen Schaft  zur  gemeinschaftlichen 
Produktion  ausbilden,  und  tleniioch  ist  dies 
nur  selten  geschehen. 

2.  Absatzgenossen  BchafteD  der  Land- 
wirte. Der  Magazingenossenschaft  der 
Handwerker  entspricht  die  Absatzgeiiossen- 
schaft  der  Landwirte.  Es  handelt  sich  da- 
bei um  den  gemeinschaftlichen  Verkauf  der 
Erzeugnisse  des  Feld-  und  Gartenbaues  so- 
wie derjenigen  der  Tierhaltung  unmittelbar 
an  die  Konsumenten.  Dieser  Zweck  wird 
gelegentlich  in  Verbindung  mit  der  gemein- 
schaftlichen Anschaffung  von  Rohstoffen  ver- 
folgt. 

Doch  ist  auf  die  Firma  »An-  und  Ter- 
kaufsgenossenschaff«  nicht  viel  zu  geben, 
nur  selten  findet  trotz  dieser  Firma  und 
entsprechender  Bezeichnung  des  Gegenstan- 
des des  Unternehmens  ein  Verkauf  durch 
die  Genossenschaft  statt.    Der  gemeinschaft- 


liche Verkauf  landwirtschaftlicher  Prodnkte 
begegnet  erhebliehen  Schwierigkeiten;  ganz 
besonders  gilt  dies  für  die  Viehverwertimg 
und  fOr  die  Sclilachtviehgenossen Schäften, 
so  dass  auf  dem  Vereinstage  des  Verbandes 
der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
des  Deutsehen  Reiches  zuDarmstadl  (1890) 
konstatiert  ist,  dass  mit  Seh  lacht  vi  ehgenos- 
sensehaften  bisher  nur  schlechte  Erfahrun- 
gen gemacht  sind;  entweder  hat  die  Ge- 
nossenschaft nicht  genug  Vieh  und  muss 
kaufen,  dann  kommt  sie  aus  dem  genossen- 
scliaftlichen  Princip  in  den  Viehhandel; 
oder  sie  hat  zu  viel,  dann  muss  sie  sich  an 
den  Kommissionär  wenden  und  ein  Dop[)el- 
geschäft  beti-eiben.  Die  Verwertung  des 
Viehes  ist  zudem  Oberaus  schwierig.  Dazu 
kommt  noch,  dass  die  Genossenschaft  sich 
den  Mitgliedern  gegenüber  gegen  die  An- 
lief enmg  von  krankem  Vieh  schwerer 
schützen  kann  als  der  Händler  seinem  Ver- 
käufer gegenüber,  und  dieser  oft  Schaden 
erleidet. 

Seit  jenem  Beschhiss  sind  wohl  eine 
Reihe  derartiger  Genossenschaften  gegründet, 
es  ist  sogar  eine  »Genossenschaft  für  Vieh- 
verwertung in  Deutschland,  e.  G.  m,  b.  H.n 
gebildet  —  von  geschäftlichen  Erfolgen  ist 
wenig  zu  vernehmen. 

Sehr  lebhaft  erörtert  wii-d  die  Gründung 
von  Getreideabsatzgenossenschaften,  mög- 
hchst  in  Verbindung  mit  Getreidelager- 
häusern. Die  Schwierigkeiten  sind  für  der- 
artige Genossenschaften  gross. 

Der  Raum  gestattet  nicht,  auf  die  Einzel- 
heiten einzugehen,  es  mag  auf  des  Verfas- 
sers Schrift;  >GetreideabsatzgenoBsenseliaf- 
ten«  verwiesen  sein.  Die  grösste  Schwierig- 
keit liegt  in  der  Beschaffung  gleichartigen 
guten  Getreides  bei  den  Mitgliedeni  und 
dem  nutzbringenden  Verkanf;  es  kommt  das 
ganze  lüeiko  des  Getreidehandels  bei  dieser 
Genossenschaft  zum  Ausdruck.  Ferner:  der 
Landwirt  will  bald  bares  Geld  für  das  Ge- 
treide —  fih-  die  Genossenschaft  ist  der  Er- 
werb des  Getreides  aber  gefährlich  imd  die 
hohe  Beleihung  gleich  bedenklich,  besonders 
wenn  der  von  einigen  Genossenschaften  ein- 
geführte Grundsatz  beobachtet  wird,  den 
höchsten  Tagespreis  z«  Grunde  zu  logen. 
Femer:  die  Genossenschaft  übernimmt  Liefe- 
rungen, das  Mitglied  verkauft,  wo  es  das 
Getreide  am  besten  absetzen  kann,  und  die 
Genossenschaft  bleibt  ohne  Getreide,  muss 
sich  dasselbe  bei  Nichtmitgliedem,  Händlern 
beschaffen.  —  Gedeihen  werden  derartige 
Genossenschaften,  wo  es  sich  um  Special- 
ware handelt.  Um  die  Versuche  mit  diesen 
Genosse n.ichaften  zu  fördern,  von  denen  man 
sieh  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  sehr 
viel  versprach,  sind  durcii  G.  v.  6.  Juni  1896 
in  Preussen  3  Millionen  Mark  bewilligt, 
durch  G.  v.  8.  Juni  1897  ist  der  Betrag  auf 
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5  Mülionen  Mai'k  erhöht!  Die  Gelder  sind 
zum  Bau  vou  Kornhäusern  verwendet,  die 
den  Genossenschaften  /u  denkbar  günstigsten  i 
Bedingungen  vermietet  sind  —  nach  den 
bisher  bekannt  gewordenen  Berichten  ist  der 
Erfolg  ein  sehr  geringer  und  sind  die  ge- 
sc-häftJichen  Grundsätze  zum  Teil  sehr  be- 
denklich (vgl.  die  Verhandlungen  des  Ab- 1 
geordne tenhauses  voni  29.  Januar  1900). 
Fflr  gewisse  Kreise  sind  die  Getreideabsatz- 
genosse uschaften  niu-  der  Anfang  des  Ge- 
treidehandelsmonopols, der  zur  Zwangsge- 
nossenscbttft  oi^uisierten  deutschen  Land- 
wirtschaft Es  bestanden  am  31,  März  191K) 
52  eingetragene  und  6  nicht  eingetragene 
Getreideabsatzgeiiossenschaft  en . 

Eine  bedenkliche  Central  Isierung  macht 
sich  seit  einigen  Jahren  unter  den  deut- 
schen landwirtschaftlichen  Genossenschafte» 
bemerkbar. 

Mit  einigem  Erfolg  ist  der  gemeinschaft- 
liche Absatz  bisher  seitens  der  Molkereige- 
nossenschaften betrieben.  Neiierdings  wandte 
man  sich  auch  der  Eien-erwertung  zu;  das 
sind  Gebiete,  auf  denen  der  gemeinsame  Ab- 
satz angcbi-acht  ist. 

Ausserhalb  Deutschlands  ist   das  land- 
wirtschaftliche   Genossenschaftswesen    ver- 
hältnismässig weniger  verbreitet.   Seit  eini- 
gen Jahren  ist  eine  starke  Verbreitung  des- 
selben in  Frankreich  zu   konstatieren,   wo 
die  landwirtschaftlichen  Syndikate  vielfach 
auch  als  Absatzgenosseu Schäften  thätig  sind. 
LItteratar:    I'jl.   die  LUleratur  bei  dem  Artikel 
Erwerbs-      und     Wirtiehaj'ltgunottfii- 
eehajten    oben    Bd.    Ilt    S.   758  ff:  —  ff  ans 
CrUger,    Anleitung   zur  Grändung   von  Hund- 
veriergen  oiteiiachafien. 

Han»  Crüger. 


Mahlsteoer 

B.  Schlacht-  und  Mahlsteu 


■akleiwesen. 

1.  Allgemeine  und  geBcliichtliche  Vorbe- 
merkungen. 2.  GeltendeB  aentscbes  Haklerrecht 
(mit  AuBBcbloBB  des  Rechtes  der  Kursmakler). 
6.  Oes (erreich- Ungarn.    4.  SchluMbemerkung. 

1.  Allgemeine  und  geschichtliche  Vor- 
bemerkangen.  Makler  oder  M^er  ist  im 
allgemeinen  jeder,  der  gewerbsmässig  Veiv 
träge  vermittelt,  ohne  zii  seinem  Auftrag- 
geber in  einem  ständigen  Dienstrerhältnisse 
zu  stehen.  Die  vermittelnde  Thätigkeit  des 
Maklers  kann  sowohl  die  Einleitung  als 
auch  die  Herbeiführung  eines  Vertragsab- 
schluesos  als  beides  umfassen  und  sich  auf 
alle  fflr  beide  Beziehungen  wichtigen  Mo- 
mente erstrecken,  wie  auf  das  Aufspüren 
von  Geschattsgelegenheiten,  Zuführung  eines 


Kontrahenten,  Leitung  und  Fördening  der 
Geschäftsunterhandlungen  und  Beurkimdung 
des  Geschfiftsabschlusses. 

Einen  einheitlichen  Hechtsbegriff  des 
Maklers  gicbt  es  nicht. 

Die  Bestimmungen  des  rOmischcn  Rechts 
Über  das  Maklerwesen  waren  sehr  dflrftig 
THid  sind  fflr  die  spätere  Entwickelung  des 
Makierrechtfi  ohne  jede  Bedeutung  gebüeben. 
Weder  das  römische  Recht  noch  die  gemein- 
rechtliche Doktrin  und  Praxis  haben  beson- 
dere Rechtsgrundsätze  über  den  Maklerver- 
trag ausgebildet;  die  Rechtsverhältnisse 
zwischen  dem  Makler  und  seinem  Aufti-ag- 
geber  wiu-don  vielmehr  nach  Analogie  des 
Auftragsveilrages,  teilweise  auch  der  Dienst- 
miete beurteilt. 

Die  Reehtsbüdung  des  Mittelalters  hat 
das  Institut  der  amtlichen  Handelsmakler 
(Sensale)  erzeugt.  Die  Uranfänge  dieses 
Instituts  sind  noch  nicht  erschöpfend  aiifge- 
klärt.  Ijahand  liat  nachzuweisen  versucht, 
dass  die  amtlichen  Uandelsmakler  in  Deutscli- 
land  wie  auch  in  den  romanischen  Ländern 
ursprünglich  lediglich  ürkundspersonen,  ob- 
rigkeitlich antorisierte  Solen  »itätszeugen  ge- 
wesen seien,  die  sich  dann  auch  mit  der 
Vorbereitung  und  der  Yer mittel ung  von 
Haiidelsgescliäften  betasst  und  schliessüch 
ein  Vermitteln ngsmonopol  erlangt  liätteu : 
die  Uraaclie  der  eingehenderen  Ausbildung 
des  Maklerwesens  sucht  Laband  in  der  Ge- 
staltung des  gemeinrechtlichen  Prozessrechts. 
Es  ist  nun  zwar  kaum  zu  bezweifeln,  dass 
besonders  die  eigentümliche  Gestaltung  des 
Beweisverfahrens  im  gemeinrechtlichen 
Prozessrechte  fördernd  auf  die  Entwickelung 
des  Instituts  eingewirkt  und  demselben  eine 
erhöhte  Bedeutung  für  den  damaligen  Han- 
tlelsverkehr  verliehen  liat  Doch  scheinen, 
wenigstens  in  den  romanischen  I.iändem, 
die  amtlichen  Makler  ursprünglich  teils  Dol- 
metscher, teils  Zollbeamte  gewesen  zu  sein, 
welche  gleichzeitig  Handelsgeschäfte  ver- 
mittelten. Ziemlich  gleichmässig  entwickelt 
sich  das  Maklerwesen  seit  dem  12.  Jahr- 
hundert in  den  oberitalienischen  Städte- 
republiken,  wie  auch  in  Flandern  (Brügge). 
Die  amtlich  besteUten  Handelsmakler  er- 
halten das  Monopol  der  Geschäfts vermit- 
telung  für  den  sogenannten  Gastliandel,  d. 
h.  den  Verkeiir  der  fremden  Kauflcute  mit 
den  Einheimischen;  Welfacli  wurde  sogar 
ein  Vermittelungszwaug  eingefülirt,  so  dasB 
Handelsgeschäfte  nur  unter  Zuziehung  eines 
amtlichen  Maklers  abgeschlossen  werden 
diirften.  Die  Pri^-atraäkelci  der  sogenannten 
Winkelmakler  (Pfuschmakler,  Bönhasen)  war 
strenge  verboten,  teilweise  bei  Strafe  der 
Nichtigkeitder  verbotswidrig  abgeschlosseneu 
Geschäfte ;  die  Höhe  des  Maklerlohnes 
(»Courtage«)  war  durch  besondere  lokale 
Maklertaxeu  festgelegt.      Auf  der  anderen 
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Seite  siod  den  Maklern  auch  eine  Eeilie  von 
Pflichten  auferlegt;  insbesondere  ist  ihnen 
alienthalheii  strengstens  verboten,  f(5r  eigene 
Rechnung  Geschäfte  zu  machen  (»ne  pro- 
xeneta  sit  niercator«).  Die  streng  zunft- 
niässigen  Oi^ntsationen  der  Makler  besassen 
weitgehentle  jtoliKeiliche  Befugnisse  und 
halten  über  die  Beobachtung  der  Standes- 
pflichten seitens  der  Zunftgenossen  zu 
wachen.  Zweifellos  hatten  die  amtücheu 
Haudelsmakler  bezw.  deren  Organisationen 
schon  sehr  frühzeitig  auch  das  Recht  und 
die  Pflicht,  IhirchschnittEpreise  für  die  ge- 
liandelteo  Artikel  festzusetzen;  doch  sind 
wir  über  die  Tecknik  des  Kursfestsetzungs- 
verfalirens  bis  in  die  neueste  Zeit  herein 
nicht  genügend  unterrichtet.  An  einzelnen 
Plätzen  wurde  das  Gewerbe  der  amtliclten 
Haildelsmaklei-  im  Laufe  der  Zeit  erblich, 
und  die  Zatil  der  MaklersteJlen  beschränkt 
bezw.  festgelegt.  Durchaus  eigenaitig  vollzog 
sich  die  Entwickelung  des  Slaklerwesens  in 
Prankreich;  diese  istbereits  im  Art.  Börse  n- 
recht    oben   Bd.  II  S.    lOllff.  dargelegt. 

In  Deutschland  und  Oesteireich  vollzog 
sich  die  Rechtsbildimg  bis  zum  Erlass  des 
Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuchs 
in  der  Form  lokaler,  teils  von  den  kaiif- 
männischeti  Korporationen,  teils  von  den 
Regierungen  erlassener  Vei-ordnungen,  welche 
im  wesentlichen  die  angeführten  Gnmdsälze 
des  mittelalterlichen  Rechtes  beibeliiellen ; 
insljesondero  war  den  vereidigfen  Handels- 
maklem  allenthalben  ein  Yermittelungs- 
monopol  eingeräumt.  Seit  Beginn  des  19. 
Jahrhunderts  wurden  die  Klagen  Über  die 
wachsende  Konkurrenz  der  Privathandels- 
makler immer  lebhafter.  Versuche,  die  pri- 
vilegierte Stelhmg  der  vereideten  Makler 
zu  erhalten  und  den  Geschäftsbetrieb  der 
Pfusehmakler  diirch  gesetzgeberische  Mass- 
nahmen lahm  zu  legen,  schlugen  vollstän- 
dig felil. 

Bei  den  Vorarbeiten  zum  Allgemeinen 
Deutschen  Handel sgesetzbuclie  spielte  die 
Frage  der  zukünftigen  Gestaltung  dos  Mak- 
lerwesens eine  grosse  Rolle.  Es  fehlte  nicht 
an  Stimmen,  welche  das  Vermittelungs- 
monopol  beibelialten  wissen  weilten ;  andere 
wollten  das  Maklcrgewerbe  völlig  freigeben. 
Schliesslich  blieb  das  Institut  in  einer  ziem- 
lich trtimmerhaften  Gestalt  aufrecht  erhalten. 
Nach  Art  G9  des  Allgemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuches  hatten  die  Handels- 
makler insbesondere  folgende  Pflichten : 

1.  sie  durften  für  eigene  Rechnung  keine 
Handelsgeschäfte  machen,  weiter  unmittelbar 
noch  mittelbar,  auch  nicht  als  Kommissionäre ; 
sie  durften  für  die  EriüUimg  der  Geschäfte, 
welche  sie  vermittelten,  sieh  nicht  verbind- 
lich machen  oder  Bürgschaft  leisten,  alles 
dies  unbeschadet  der  Oiltigkeit  der  Ge- 
schäfte ; 


2.  sie  durften  zu  keinem  Kaufmanne  in 
dem  Verhältnisse  eines  Pi-okuristen,  Hand- 
lungsbevollmächtigten oder  Handlungsgehil- 
fen stehen; 

3.  sie  durften  sich  nicht  mit  anderen 
Handels maklern  zu  einem  gemeinschafthchen 
Betriebe  der  Makiei^sdiäfte  oder  eines 
Teils  derselben  vereinigen;  zur  gemeinschaft- 
lichen Vermittelung  einzelner  Geschäfte 
waren  sie  unter  Zustimmung  der  Auftrag- 
geber befugt; 

4.  sie  miissten  die  Makler  Verrichtungen 
persönlich  beireiben  und  durften  sich  zur 
Äbschliessung  der  Geschäfte  eines  Gehilfen 
nicht  bedienen; 

").  sie  waren  zur  Verschwiegenheit  über 
die  Aufträge,  Verhandlungen  und  Abschlüsse 
^-erpflichtet,  soweit  nicht  das  Gegenteil  durch 
die  Parteien  bewilligt  odei"  durch  die  Natiu' 
des  Geschäftes  geboten  war; 

6.  sie  durften  zu  keinem  Geschäfte  ilie 
Einwilligimg  der  Parteien  oder  dei'en  Be- 
vollmächtigten anders  annehmen  als  durch 
ausdrückliche  und  persönliche  Erklärung; 
es  war  ihnen  weder  erlaubt,  von  Abwesen- 
den Aufträge  zu  übernehmen,  noch  sich  zur 
Vermittelung  eines  Unterhändlers  zu  be- 
dienen. 

Besondere  Privilegien  vor  den  Privat- 
han delsmaklern  wurden  den  amtlich  bestellten 
Maklern  durch  das  Handelsgesetzbuch  seltat 
—  abgesehen  von  dem  alsbald  wieder  be- 
seitigton Beweisprivileg  ihrer  Urkunden  — 
nicht  eingciäumt;  dagegen  blieb  den  Landes- 
gesetzgebungen vorbehalten,  die  näheren 
Bestimmungen  übei-  Anstellung  und  Beauf- 
sichtigung der  Handelsniakler  zu  treffen  und 
die  Vorschiiftan  des  Handelsgesetzbuches 
nach  Massgabe  der  örtlichen  Bedürfnisse  zu 
erg^zen,  insbesondere  den  Handelsmaklem 
das  ausschliessliche  Recht  zur  Vermittelung 
von  Handelsgeschäften  beizulegen.  Von 
diesem  letzteren  Vorbehalte  wurde  indiisson 
in  den  meisten  und  wichtigsten  deutschen 
Territorialstaaten   kein   Gebrauch    gemacht. 

Oesterreich  erhielt  eine  neue  Regelung 
des  MafclenA'esens  durch  das  G.  v.  4.  Aprü 
1875,  betr.  die  Handelsmakler  oder  Sensale, 
In  Bremen  und  Hamburg  wurde  das  In- 
stitut der  vereidigten  Makler  beseitigt  und 
ilas  Maklei^ewerbe  völlig  freigegeben  (Gö. 
V.  6.  Mai  18(i7  bezw.  20.  Dezember  1871);  in 
Frankfurt  a.  M.  wurde  die  Bestimmung,  dass 
die  vereidigten  Makler  sich  nicht  für  die 
Erfflllungder  von  ihnen  vermittelten  Geschäfte 
verbindlich  machen  oder  Büi^!;schaft  leisten 
dürfen,  beseitigt,  ebenso  das  Verbot,  Ge- 
schäfte für  eigene  Rechnung  zu  machen, 
für  den  Fall,  dass  solche  zur  Anlage  des 
Privat  Vermögens  eines  Maklei-s  dienen  und 
dass  dieser  seinem  Auftraggeber  mitgeteilt 
hat  dass  er,  selbst  als  Gegen kontrahent  ein- 
zuti-eten   wünsche.     In    den  übrigen  deut- 


.,*^jOOglc 


Bchen  Staaten  blieb  es  bei  den  Dcstimmungen 
des  Handelsgesetzbuchs,  Unter  der  Herr- 
schaft dieses  bunten  Bechtszustandes  ge- 
stalteten sich  auch  die  thatsäcUlichen  Ver- 
hältnisse im  Maklerweseo  sehr  Terschieden. 
Allenthalben  nahmen  die  nichtvercidigten, 
die  sogenannten  Privat handeisinakl er ,  die 
hervorragendere  Stellung  ein;  sie  beschränk- 
ten sich  aber  niclit  mehr  auf  die  reine  Ge- 
schäfts vermittel  img.  Früher  hatte  der  Makler 
nach  Entgegen  nahm  e  eines  Auftrages  sich 
bemüht,  für  seinen  Auftraggeber  einen  Part- 
ner zu  suchen,  hatte  dann  die  beiden  Par- 
teien zusammengebiacht,  die  Unterhandlungen 
dereelben  gefolgert  und  nach  erfolgtem  &e- 
scliäftsabschluss  die  Schlussnoten  ausgestellt. 
Diese  Form  der  Ausübung  der  Vermittlei-- 
thätigkeit,  wie  sie  bis  in  die  sechziger  Jahre 
des  19.  Jahrhunderts  üblich  war,  wurde  durch 
den  Ausbau  der  Verkehrsmittel,  die  Erweite- 
rung des  Weltmarktes  und  die  hierdurch  her- 
voi^nifene  Entwickelung  neuer  Geschäfts- 
forraen  insbesondere  im  Grosshandelsverkehre 
imbrauchbar.  Der  Auftraggeher  verlangt  liente 
vom  Makler,  dass  dieser,  falls  er  nicht  bereits 
einen  geeigneten  Partner  weiss,  sofort  das 
Gescliäft  selbst  fest  absehliesse.  Die  privaten 
Makler  schlössen  daher  mit  dem  Auftraggeber 
ab  iinter  dem  Vorbehalte,  sich  einen  Partner 
zu  suchen  und  diesen  alsdann  dem  Auftrag- 
geber anzuzeigen  (»Aufgabemakler«),  oder 
übernahmen  das  Geschäft  selbst  auf  eigene 
Beehniing  (»Pittpi-emakler»).  Die  amtlichen 
Handelsmakler  konnten  aber  ihren  Geschäfts- 
betrieb nicht  in  der  geschilderten  Weise 
ausüben,  ohne  sich  einer  Verletzung  ihrer 
eidlich  flhernommenen  Pflichten  schuldig  zu 
machen;  sie  mussten  entweder  im  Kon- 
kurrenzkämpfe mit  den  freien  Handelsmaklem 
erliegen  oder  das  Verbot,  Geschäfte  für 
eigene  Rechnung  zu  machen,  umgehen.  Wie 
die  Erhebungen  der  Böreenenquetekommission 
ergaben,  waren  beide  Erscheinungen  im  Ge- 
schäftsleben eingetreten.  An  bedeutenden 
preiiEsischen  Grosshandelsplätzen  waren  Ober- 
haupt keine  vei-eidigten  Handelsmakler  mehr 
vorhanden ;  auch  in  Berlin  war  ihre  Anzahl 
erheblich  zurftckgegangeii.  Andererseils 
wm-de  festgestellt,  dass  das  Verbot  der  Ge- 
schäfte für  eigene  Rechnung  teils  offen, 
teils  durch  Aufgabe  vorgeschobener  Per- 
sonen (Strohmänner)  als  Auftra^eber 
umgangen  wurde.  So  kam  es,  dass  durch 
das  ReichsbOi-scngesGtz  v.  22.  Juni  1896  das 
Institut  der  bisherigen  vereidigten  Handels- 
makler für  den  Bfii-sen verkehr  beseitigt 
wunie;  zur  Unterstützung  des  Börsenvor- 
standos  bei  der  amtlichen  Feststellung  der 
Kui"so  wui-de  das  Institut  der  vereidigten 
Knrsmakler  gescliaffen;  die  rechtliche  Stel- 
lung dieser  Kursuiakler  ist  bereits  im  Art. 
Böreonrecht  oben  Bd.  H  S.  10ü5  ein- 
gehend behandelt.     Das  geltende  deutsche 


Maklerrecht  beruht  im  übrigen  auf  dem 
Büi^erlichen  Gesetzbuch  und  dem  neuen 
Hand  elsgesetzbuch . 

2.  Geltendee  dentschee  Sfaklerrecht 
(mit  Ausschluss  des  Rechtes  der  Kurs- 
luakler).  Das  ^Itende  deutsche  Becht 
kennt,  von  den  hier  nicht  weiter  zu  berilck- 
sichtigenden  Eursmaklero  abgesehen,  keiner- 
lei amtliche  Makler.  Es  unterscheidet  aller- 
dings zwei  .irten  von  Maklern:  solche, 
deren  Thätigkeit  sich  mit  der  Vermittelnng 
von  Geschäften  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Rechts  betasst,  und  solche,  welche  Handels- 
geschäfte vermitteln^  der  Unterschied  ist 
aber  lediglich  von  eivilrechtliclier  Bedeutung. 

Der  Maklervertrag  des  allgemeinen  bür- 
gerlichen Roclifs  ist  der  Vertrag,  durch 
welchen  für  den  Nachweis  der  Gelegenheit 
zum  Äbschluss  elues  Vertrages  oder  für'  die 
Vermitlelung  eines  Vertrages  eine  Vergütung 
(der  sogenannte  Maklerlohn)  versprochen 
wird.  Die  auf  Gnmd  des  Maklervertrages 
vom  Makler  gemachten  Aufwendungen  sind 
nur  bei  besonderer  Vereinbarung  zu  er- 
setzen. Der  Maklerlohn  selbst  wird  nur 
geschuldet,  wenn  der  Vertrag  infolge  des 
Nachweises  der  GeschäRsgelcgenhcit  oder 
infolge  der  Thätigkeit  des  Maklers  zu  stände 
kommt,  bei  liedin^en  Veiträgcn"  erst  nach 
Eintritt  der  Bediugung.  Stillschweigonde 
Vereinbarungeines  Maklerlohnes  wird  ange- 
nommen, wenn  die  dein  Makler  übertragene 
Leistung  nacii  den  Umständen  des  Falles 
nur  gegen  eine  Vergütung  zu  erwarten  ist; 
dies  ist  insbesondere  der  Fall,  wenn  der 
Makler  die  Geschäfts vennittclimg  gewerbs- 
mässig betreibt.  Regelmässig  darf  der 
Makler  lediglich  die  Interessen  seines  Auf- 
traggebera  wahrnehmen  und  nur  für  diesen 
thätig  sein;  für  beide  VerlragstcUe  thätig 
zu  werden,  ist  nur  gestattet,  wenn  weder 
ausdrückliche  Vereinbanmg  noch  die  aus 
den  Umständen  des  Falles  erkennbare  Ab- 
sicht der  Parteien  bezw.  des  Auftraggebers 
entgegenstellt,  imd  zwar  bei  Verlust  des 
Anspruelis  auf  Maklerlohn  und  Ersatz  der 
Aufwendungen.  Die  Höhe  des  Maklerlohnes 
bestimmt  sich  mangels  besonderer  Verein- 
barung beim  Bestehen  einer  Taxe  nach 
dieser;  in  Ermangehing  einer  Taxe  wird 
der  Übliche  Lohn  als  vereinbart  angesehen. 
Ist  für  den  Nachweis  der  Gelegenheit  zum 
Abschlnss  eines  Dienst  Vertrages  oder  für  die 
Vermittolung  eines  Dienst  Vertrages  ein  un- 
verhaltnismässig  hober  Maklerlohn  vereinbart 
worden,  so  kann  er  auf  Antrag  durch  rich- 
terliches Urleil  auf  den  angemessenen  Be- 
trag herabgesetzt  werden.  Das  Versprechen 
eines  Ehemaklerlohnes  erzeugt  kein  Klage- 
recht. 

Den  Begriff  des  Handelsmaklers  nor- 
miert das  neue  Handelsgesetzbuch  dahin: 
Handelsmakler  ist,  wer  gewerbsmässig  für 
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andere  PersoneD,  ohne  von  ihnen  awf  Grund 
eines  Vertrags  Verhältnisses  ständig  damit  be- 
traut zu  sein,  die  Vermittelnng  von  Verträgen 
über  Anschaffung  oder  Veräiissening  von 
Waren  oder  Wertpapieren,  über  Versiche- 
rungen,  Güterhetördeningen ,  Bodmerei, 
Schiffsmiete  oder  sonstige  Gegenstände  des 
Handelsverkehrs  übernimmt.  Die  Ueber- 
nahme  der  Verpflichtung  zum  Nachweis  der 
Gelegenheit  zum  Absclüuss  eines  Handels- 

f^schäftes  begründet  sohin  nocli  keinen 
and  eis  makler  vertrag.  Der  Handelsmakler 
hat,  sofern  nicht  die  Parteien  darauf  ver- 
zichten oder  abweichender  Ortsgebrauch  be- 
steht, unverzflglich  nach  Abschluss  des  Ge- 
schäfts jeder  Partei  eine  Schlussnote  zuzu- 
stellen ;  er  mnss  femer  ein  Tagebuch  führen, 
in  welches  alle  abgeschlossenen  Geschäfte 
täglich  einzutragen  sind:  er  hat  beim  Kauf 
nach  Probe  die  ihm  fibereebenen  Proben 
aufzubewahren  und  haftet  neiden  Parteien 
für  sorgfältige  Gesehäftsfühning,  wie  er  auch 
mangels  besonderer  Vereinbarung  und  ab- 
weichenden Ortsgebrauchs  von  jeder  Partei 
die  Hälfte  des  Maklerlohnes  zu  beanspru- 
chen hat. 

Grundsätzlich  ist  sowohl  das  Gewerbe 
der  Civilmakler  als  das  der  Ilandelsmakler 
freigegeben ;  doch  kann  nach  §  35  der  Reichs- 
gewerljeordmmg  unzuverlässigen  Pei-sonen 
der  Betrieb  gewisser  Maklerge-schäfte  wie 
der  Geschäftsbetrieb  der  Immobilienmakler, 
Sielleuvermittler  u.  s.  w.  untersagt   werden. 

3.  Oesterreich-Ungarn.  Das  geltende 
SsteiTeiehische  MakleiTei:ht  beruht,  wie  be- 
reits erwähnt,  auf  dem  G.  v.  4.  April  1875, 
das  im  wesentlichen  folgendes  beslimnit : 

Zur  Erlangung  einer  Handel smakleretelle 
wird  erfordert,  dass  der  Bewerber  Öster- 
reichischer Staatsbüi^r,  24  Jahre  altmid  von 
unbescholtenem  Lebenswandel  sei,  die  freie 
Verwaltung  seines  Vermögens  besitze  und 
die  Handelsinakleq)rafung  mit  gutem  Erfolg 
Etestanden  habe. 

Diese  Prüfung  ist  zur  Erlangung  der 
Befähigimg  für  die  Stelle  eines  Handels- 
maklers an  einer  Börse  vor  der  betreffenden 
Börsen leitung,  zur  Erlangung  der  Befähigung 
für  andere  Handelsraalflerstellen  vor  der 
Handels-  und  Gewerbekammer  abzulegen. 
Die  Verleihung  einer  Handelsmaklerstelle 
an  einer  Börse  erfolgt  durch  die  Börsen- 
leitung, die  Verleihung  anderer  Handels- 
maklerstellen durch  die  zuständige  Handels- 
kammer; sie  bedarf  jedoch  der  Bestätigung 
durch  die  politische  Jjandesbehörde,  Vor 
Antritt  des  Amtes  haben  die  Handelsmakler 
den  Eid  zu  leisten,  dass  sie  die  ihnen  ob- 
liegenden Pflichten  getreu  erfüllen  wollen. 
Der  Pflichtenkreis  ist  allgemein  dahin  um- 
schrieben, dass  die  anvertrauten  Groschäftc 
mit  Fleiss,  Voreicht,  Genauigkeit,  Treue  und 
Redlichkeit  und  mit  Vermeidung  alles  des- 


jenigen zu  besorgen  sind,  was  das  Vei-trauen 
m  die  Unparteilichkeit  der  Uandelsmakler 
und  in  die  Glaubwürdigkeit  der  von  ihnen 
ausgehenden  Urkunden  schwächen  könnte. 

Ausser  den  bereits  im  Art.  69  des  Allge- 
meinen Deutschen  Handeisgesetzbuches  nor- 
mierten Verpflichtungen  haben  die  Handels- 
makler noch  folgende  Pfhchten :  Sie  dürfen 
weder  briefliche  noch  telegrapliische  Aufträge 
von  Personen,  die  sich  ausserhalb  des  Ortes, 
für  welchen  sie  bestellt  sind,  befinden,  ülter- 
nehmen;  sie  dürfen  weder  für  Personen, 
welche  ihnen  nicht  persönlich  bekannt  sind, 
ohne  sich  vorher  die  Ueberzeugung  von 
ihrer  Identität  verschafft  zu  haben,  noch  für 
Personen  von  bekannter  Zahlungsunfähigkeit, 
oder  von  deren  Unfähigkeit,  bindende  Ver- 
pflichtungen einzugehen,  sie  Kenntnis  haben, 
Aufträge  übernehmen ;  sie  dürfen  keine  Ge- 
schäfte vermitteln,  rücksicütlich  deren  der 
g«gnmdete  Verdacht  vorliegt,  dass  die  Partei 
sie  nur  zum  Seheine  oder  zur  Benachteili- 
gung dritter  Pci-sonen  schliessen  wolle; 
ebensowenig  dürfen  sie  an  der  Börse  Ge- 
schäfte in  solchen  Staatepapieren,  Aktien  oder 
anderen  Handelspapieren  vermitteln,  welche 
im  amtlichen  Kursblatte  der  Börse  nicht 
notiert  sind.  Unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen sind  die  sogenannten  anonymen 
Schlüsse  gestattet:  Der  Handelsmakler  ist 
nämlich  berechtigt,  den  Namen  seines  Auf- 
ü^aggebers  zu  verschweigen,  wenn  er  von 
i.liesem  angemessene  Deckimg  erhalten  hat 
oder  mit  voller  Bemhigimg  erwarten  kaim ; 
hat  er  keine  angemessene  Deckung  erhalten, 
so  haftet  er  demjenigen,  mit  welchem  er  das 
Geschäft  abgeschlossen  hat,  für  den  ent- 
stehenden Schaden.  Ausser  einem  Hand- 
budi  muss  der  Handel smak  1er  ein  Tt^ebuch 
führen,  in  welches  vor  dem  Gebraudie  von 
der  Aufsichtsbehörde  der  Name  der  Maklers 
und  die  Zahl  der  Blätter  urkundlich  ver- 
merkt werden.  Die  vinmitlelbar  nach  Ab- 
schluss des  Geschäftes  jeder  Partei  zuzu- 
stellende Schlussnote  muss  auch  die  Zahl 
ersehen  lassen,  mit  welcher  das  Geschäft 
im  Tagebuche  des  Maklers  eingetragen  ist. 
Die  an  den  Börseu  ihr  Amt  ausübenden 
Handelsmakler  werden  durch  den  Börseu- 
kommissär,  die  übrigen  Handelsmakler  durch 
die  Gewerhsbehörde  überwacht.  Diese  sind 
berechtigt,  die  Bücher  der  Makler  einzusehen. 
Pflichtverletzungen,  welche  sich  als  blosse 
Ordnungswidrigkeit  daistellen,  werden  von 
der  Aufsichtsbehörde  mit  Verweis  oder  mit 
Geldstrafe  von  10  bis  100  Gulden  bestraft. 

Die  Disciplinarstrafen  für  Dienstvergehen 
sind  GeldbiiBsen  von  100  bis  1000  Gulden, 
Sus^wnsion  vom  Amte  auf  bestimmte  Zeit, 
Entsetzung  vom  Amte. 

Auf  Entsetzung  vom  Amte  muss  er- 
kannt werden : 

a)   bei   Venirteilung   wagen   Diebstalils, 
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Betrugs.  Venintreiinug  oder  TeUnahme  an  | 
diesen  Delikten,  wegen  Schleichhandels  otler 
schwerer  GesciiäEteflbertretung : 

■  b)  wenn  der  Haodelsmakler  we^u  einer 
BODStigen  strafbaren  Handlung  zit  einer  Frei- 
heitsstrafe von  6  Monaten  oder  darflliei-  ver- 
urteilt wurde; 

c)  weou  er  in  Konkurs  verfallen  ist. 

Die Ämtsentsetzung kann  ausgesprochen 
■werden : 

a)  wenn  der  HandelsTnakler  in  seinen 
Geseliäf(en  wissentlich  einen  falschen  Um- 
stand anhebt,  bestiltigt  oder  in  sein  Buch 
einträgt  oder  dieses  verfälscht; 

b)  wenn  er  ein  Handelsgeschäft  für 
eigene  Rechnung  macht  oder  an  dem.  Niitzen 
eines  von  Ihm  vei-mittelten  Geschäftes  auf 
ii-gend  eine  Weise  teilnimmt  oder  wenn  er 
von  einem  Auftraggeber,  den  er  nicht  ge- 
nannt hat  und  von  welchem  er  nicht  mit 
voller  Benihigung  angemessene  Deckung 
erwarten  konnte,  sich  diese  Deckimg  zu  ver- 
scliaften  unterlassen  liat; 

c)  wenn  er  Geschäfte  für  Personen  be- 
sorgt, von  deren  Zaldun^unfähigkeit  oder 
von  deren  Unfähigkeit,  bmdende  Verpflich- 
tungen einzugehen ,  er  Kenntnis  hat,  oder 
wenn  er  verbotene  o<ler  solche  Gescliäfte 
vermittelt,  rilek sieht! ich  welcher  der  ge- 
gründete Verdacht  vorliegt,  dass  die  Partei 
sie  nur  zum  Scheine  oder  zur  Benachteili- 
gung von  dritten  Personen  schliessen  wolle ; 

d)  wenn  wiederholte  geringere  Strafen 
ohne  Wirkung  gebliehen  sind. 

Ueber  die  praktiscJie  Handliabung  der 
angeführten  Gesetzesbestimmungen  stellen 
zuverlässige  Angaben  nicht  zu  Gebote.  Als 
sicher  ist  wohl  anzunehmen,  dass  das  Ver- 
bot, Geschäfte  für  eigene  Rechrnmg  zu 
machen,  praktisch  nicht  beobachtet  wird; 
die  Zulassimg  der  sogenannten  anonymen 
Schlüsse  macht  es  nicht  schwer,  das  Verbot 
auf  formell  ganz  legalem  Wege  zu  um- 
gehen. 

In  Ungarn  bestanden  an  der  Budapester 
Waren-  und  Effekte nböree  »befugte  Börsen- 
agenten», wolclie  allein  berechtigt  waren, 
Geschäfte  zu  vermitteln,  und  wie  die  Öster 
reichiscben  amtliclien  Makler  weitgehende 
Verpflichtungen  besasscn.  Bei  Einführung 
des  neuen  Statutes  für  die  Budaposter  Börse 
vom  1.  August  1897  wurde  jedoch  diese 
Institution  aufgehoben  und  das  Maklerge- 
werlje  freigegeben, 

4.  Schlnssbemerkimg.  Bezüglich  dei 
Gestaltung  des  Maklerwesens  in  Frankreich, 
England,  Belgien,  den  Niederlanden  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  kann  auf  den 
Art.  Börsenrecht  oben  Bd.  11  S.  lOllff. 
Bezug  genommen. werden.  —  Da,  wo  nicht 
wie  in  Frankreich  eigenartige  liistoris<-he 
Verhältnis,se  dem  Gesetzgeber  eine  gewisse 
Zurückhaltung  \pr  einschneidenden  Aende- 


riingen  aufzwingen,  geht  die  Tendenz  der 
Gesetzgebung  aUentlialbeu  dahin,  das  Makler- 
ge werbe  fi-eizugeben.  Die  Freigabe  d^ 
Slaklergewerbcs  för  den  Handelsverkehr  ist 
bei  bestehender  Gewerbefreilieit  notwendig, 
da  die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  Institution 
der  amtlichen  HaudelsmaJder,  wie  sie  das 
friihere  Deutsche  Handelsgesetzbuch  und 
noch  das  jetzige  österreichische  Maktergesetz 
entlialten,  för  den  modernen  Grosshandels- 
erkehr  antii]uieit  ist;  diese  Freigabe  wii-d 
unbedenklich  erfolgen  können,  wenn  Garan- 
tieen  filr  eine  zuverlässige  Festsetzung  der 
Preise  und  Kurse  geschaffen  werden.  Dass 
hierzu  die  Mitwirkimg  von  Maklei'n  unbe- 
dingt erforderlich  ist,  ist  mindestens  zweifel- 
haft. Ueber  das  dui-ch  das  Reichsbörsen- 
gesetz  geschaffene  Institut  der  Kursmakler 
kann  ein  abseid  iesseudes  Urteil  wohl  noch 
nicht  gefällt  wenien, 

LHterBtnr;  Vgl-  die  Angabtn  bei  de»  Artikeln 
JiHrientveteii  und  Börienrecht  (oben  Bd. 
II  S.  lOiejl?  betie.  S.  lOäSjSS),  ferner  Jtinwn- 
feld,  Die  CicÜmakler,  in  dniehol»  Bei- 
Iräytit,  Bd.  S6  und  d7.  —  Jt.  Sonndorftr, 
Die  WartnbOrten,  deren  Einrichtung  und  Be- 
deutung für  den  internationalen  Handel,  Wien 
1899,  —  Die  Kommentare  tum  Bürgeiiiclien  Ge- 
letrhueh  fUr  dat  Deuterhe  Beiek  und  tum  neuen 
Uli  n  deligetetsbuch, 

Pfleger. 


Malchns,  Karl  August,  Freiberr  von, 

geboren  am  27.  IX.  1770  zu  Mannheim,  dbsol- 
viert«  seine  Btaat» wissenschaftlichen  Stndien  in. 
Heidelberg  und  Göttiiigen ,  widmete  sich  dem 
Staatsdienst  und  wurde  1808  zum  Krietfs-  und 
Domftnenrat  bei  der  halberstadt-hildesbeimischen 
Kammer  sowie  zum  BofgerichtiitBgBessor  ernannt. 
Im  Jahre  1807  wurde  er  in  dem  nen  errichtetea 
EUnigreich  Westfalen  Staaterat,  dann  (General- 
direktor der  St«uern,  1811  (als  Nachfolger  von 
ßUlows]  Finanzminister  nnd  1813  mit  dem  Titel 
eines  Grafen  von  Marienrode  auch  Mi- 
nister dea  Innern.  Nach  der  1814  erfolgten 
Anflüsnng  des  Königreiehs  Westtaten  lebte  von 
Malchas  in  Heidelberg,  mit  wissen  seh  »ftlirhen 
Arbeiten  bescbgfligt,  bis  ihn  im  Jahre  1817  der 
König  von  Württemberg  zur  Leitung  seines 
Finanzminis terinms  berief.  Aber  schon  nach 
Jahresfrist  legte  er,  wegen  einiger  Neuerungen 
im  Finanzwesen  und  als  Amländer  vielfach  an- 
gegritfen,  diese  Stellung  nieder,  zog  wiederum 
nach  Heidelberg,  wo  er  (von  der  Gescbichts- 
sctareihung  durchweg  als  -ehrsüchtiger  Intri- 
gant" bezeichnet)  am  24.  \.  1840  starb. 

Die  finanz wissenschaftlichen  Schriften  des 
Freiherni  von  Malchus  behandeln  überwiegend 
die  auf  die  Erfahrungen  des  Verfassers  be- 
gründete praktische  Seite,  hal>eu  aber  doch 
auch  die  Staatswissenschaften  wesentlich 
gefördert,  indem  Malchna  gerade  durch  seine 
praktischen  Vergleiche  zimächst  die  Bedeu- 
tung der  Statistik  nnd  deren  Wissenschaft' 
liehe  Selbständigkeit  seinen  Zeitgenossen  vor 
Augen  führte,  sodann  auch  zu  Frincipien  der 
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rechtlichen  Aoffftssnng  vou  Vertassniie',  Fi- 
nanzwesen und  Verwaltung-  den  ersten  AustoM 
gah.  Man  findet  in  den  Maldiuaacheu  Schritten 
manche  Auklän^re  an  veraltete  Anschännageu 
des  MerkantilixmuB.  Die  Urteile  der  kompe- 
tenten Fachmänner  über  seine  finanzwiesen- 
BChtkftlichen  Siihriften  sind  sehr  verschiedenartig, 
Kantz  (Tbeorie  und  Geschichte  der  Xat..  Wien 
1860,  II,  S.  628)  bezeichnet  ihn  aIs  „den  aus- 
jrezeichneten  Finanztheoriker",  während  bei 
KoHcher  (SysL  IV,  1,  ni.  AnÜ,  S  ö)  das  Mal- 
chusKcfae  „Handbuch  der  Finanzwissenschaft'' 
als  ein  Werk  von  „rheinbUndleiisch-praktiHcber 
Einweitiftkeit"  gilt, 

Malchna  verUßentlichte  a)  an  s  el  b  - 
ständigen  Staats  wissenschaftlichen 
Schritten,  chrouo logisch  aufgeführt,  folgende: 
lieber  das  Matrikularwesen  des  niederrheinisch- 
westfitliachen  Kreiwtis,  Trier  1793.  —  Ueber  die 
■»on  Frankreich  verlangte  Uebertragun^  der 
Schulden  der  Länder  auf  dem  linken  Rheinnfer 
aof  das  rechte  Ufer,  Hildesheim  171)8.  —  Etwas 
über  die  Accise,  Hildesheim  1799.  —  Ueber  die 
hoi'h*t«hl-hildeshei mische  Staatsverwaltung  etc., 
Hildesheim  1800.  —  Ueber  die  Rechtmässigkeit 
der  Aussehliessnng  vom  Landtag  nnd  die  uicht 
aufschwörungslähigen  Glieder  der  Paderborn- 
schen  Bitteraehaft,  Hildesheim  löOl.  —  Ueber 
die  Verwaltnng  der  Finanzen  Westfalens,  Tü- 
bingen 1814.  —  Ueber  die  Verwaltung  des 
Königreichs  Westfalen,  Stuttgart  1814.  (Ver- 
teidigungsschrift.) —  Der  Organismus  der  Be- 
hörden für  die  Staats  Verwaltung,  mit  Andea- 
taog  von  Formen  für  die  Qeschäftsbehandlung, 
2  Bde.,  Heidelberg  1821.  —  Politik  der  inneren 
Staatsverwaltung  oder  Darstellung  des  Orga- 
nismus der  Behürdeii  für  dieselbe.  3  Teile, 
Heidelberg  IBSJ.  (Neben  einer  vergleichenden 
historisch-statistischen  Darstellung  der  organi- 
schen Einrichtungen  der  zum  europäischen 
Staat ensjsteme  gehörenden  Staaten  sowie  einer 
Sammlung  von  dnanzwissenschaftlichen  Gesetzen 
und  Reglements  bietet  das  Werk  in  den  zahl- 
reichen Anmerkungen  wichtige  litterarische 
Quellennachweise  des  In-  und  Auslandes.)  — 
Statistik  und  Staatenkunde,  Stuttgart  und  Tü- 
bingen 1826.  Als  Anhang:  1.  L'ebersichl 
der  höheren  Unterrichts- Anstalten  in 
Europa;  2.  Uebersicbt  der  Stärke  einer  An- 
zahl von  Bibliotheken  in  Europa.  - 
Handbuch  der  Finanzwissenscbaft  und  Finanz- 
verwaltnng,  2  Teile,  Stuttgart  und  Tübingen 
183U.  (In  diesem,  seinem  Hauptwerke, 
scheidet  Malchus  „das,  was  gewöhnlich 
unter  den  Begriff  der  Finanzwissenschaft  sul>- 
sumiert  wird"  in  die  Lehre  der 
sfitze  und  der  Grundregeln,  nach  welchen 
das  Staatseinkommen  auf  eine  gerechte,  die 
Quellen  des  Nationaleinkommens  nicht  gefShi 
dende  Art  ceutralisiert  werden  kann  —  di 
Finanzwissenscbaft  im  engeren  Sinne  — 
sodann  in  die  Finanzwirtschatts-  oder 
Verwaltungslehre.  Ausserhalb  des  Rah- 
mens, der  beide  nmschliesst,  nnd  gewissermassen 
über  denselben,  steht  die  Finanzpolitik, 
deren  Aufgabe  in  der  Prüfung  und  in  der  Ent- 
scheidung über  die  Vorzug! ich keit  einzelner 
Gnuidansichten  und  Massregeln  vor  anderen, 
nach  Massgabe  der  Verschi^enheit  gegebenei 
Lagen  und  Verhältnisse  besteht.)  —  Handbuch 
der  Militärgeograpliie  von  Europa.    2  Abt,    *"' 


Karte,  Heidelberg  1832.  —  Erd-  und 
Staatenkunde  von  Europa  mit  specieller  Be- 
ziehung auf  Kriegführung.  Mit  einer  hydrogr. 
Karte  von  Europa.  Heidelberg  1834.  —  Ueber 
Domänen  und  deren  Verwaltung,  Breslau  1835. 
—  Die  Sparkassen  in  Europa.  Darstel- 
lung der  statutenmässigen  Einrichtungen  der 
grossen  Uebrzahl  von  solchen  in  Europa,  mit 
iinen)  Nachweise  des  Betrages  der  in  denselben 
.ufgesammelten  Ersparnisse,  Heidelberg  nnd 
Leipzig  1838.  Die  48  Seiten  lange  Einleitung 
über  die  Einrichtungen  und  Zwecke  der  Spar- 
kassen erscheint  besonders  wertvoll,  ebenso  die 
zahlreichen  Litteratu rangaben. 

b)  an  Schriften  politischen  Charakters: 
Ueber  die  Veriflkation  der  erzherzoglich  Öster- 
reich bicheu  Qesandteu  mit  denen  der  Kur- 
fürsten des  heiligen  rüniischen  Reiches,  Trier 
171M.  —  Antitragmente,  Trier  li9ö.  —  Etwas 
liber  den  Hildesheimer  Baueruprozess,  Hildes- 
heim 1799. 

c)  in  Zeitschriften:  1.  In  Raus  Archiv 
der  politischen  Oekonomie  und  Polizei  Wissen- 
schaft: I  (183ö),  Ueber  Says  Ansichten  von  der 
Statistik  nnd  von  ihrem  Verhältnisse  zur 
Nationalökonomie,  S.  323—360  (Malchus  be- 
zeichnet das  Verhältnis  zwischen  Statistik  nnd 
Nationalökonomie  als  eine  Wechsel  Wirkung.) 
n  (1835),  Ueber  die  Sparkassen  in  England  und 
Frankreich,  8.  124—130.  —  Ueber  die  Finanzen 
des  Königreichs  Hannover,  8.  248-286.  III 
(ia^8),  Ueber  den  Zustand  der  Sparkassen  in 
Frankreich  im  Jahre  1835,  in  dem  britischen 
Reiche  im  Jahre  1834  und  in  einigen  anderen 
Staaten,  S.  42—77.  —  Englische  Sparkassen, 
S.  137.  —  Zur  Beurteilung  des  Kationalwohl-  • 
Standes  im  Königreich  Hannover.  S.  217-238. 
Das  Verhältnis  des  Staats verwaltnngsbeamten 
im  Staate,  S.  353  -  269.  -  2  iu  den  „Deutschen 
BUttern",  1816  (N.  F.  2.  Bd.  31  Stück),  eine 
Entgegnung  auf  die  gegen  ihn  gerichteten  An- 
griffe. —  3.  in  den  ..Zeitgenossen",  1816,  eine 
Biographie  seines  Lehrers  Gatterer  und  eine 
Autobiographie. 

Vgl.     über     Malchus:      Antobiogra- 

Shie  in  den  „Zeitgenossen".  Bd.  1,  Abt.  3, 
816.  —  Inama,iu  der  „Deutschen  Biographie", 
Bd.  20,  S.  132—137.  —  Beilage  zur  „Auersbar- 
ger  AUg.  Zeitung"  1840  Nr.  320.  —  ^■ene^ 
Nekrolog  der  Deutschen,  1840  Nr.  324.  —  von 
Mohl,  Geschichte  und  Litteratnr  der  Staat«- 
Wissenschaften,  Erlangen  1858,  III,  S.  6Ö6.  — 
Rau,  Nachruf  an  Lotz  nnd  Malchus  in  seinem 
„Archiv  d.  po!.  Oekonomie  nnd  Polizeiwissen- 
schaft", Heidelberg  1843,  V.  Bd.,  S.  134.  — 
Röscher,  Syst.  IV  1.  (3.  Aufl.)  §  5.  -John, 
Geschichte  der  Statistik,  I.  Stuttgart  1884, 
S.  91,  92,  W9,  141,  146.  —  In  der  Biographie 
des  Königs  Jerome  z.  B.  im  „Dresd.  Anz."  Nr. 
154  u.  161.  Juni  1899. 


Malthos 

Bevölkerungslehre  and  Bevölke- 
-ungspolitik  oben  Bd.  II  S.  703«. 
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Mangoldt 


Manchesteriehre 

s.  Freihandelsschule  oben  Bd.  III 
S.  1248  H. 

Hangoldt,  Hans  Karl  £mil,  tod, 

ward  Reboren  am  9.  VI.  1824  id  Dresden.  Er 
studierte  von  1S*3  ab  in  Leipzig,  Genf  und 
Tübingen,  woselbst  er  im  Juii  1947  zum  Doktor 
der  Staatswiasenschatten  promovierte.  Im  Früh- 
jahr 1848  erhielt  er  als  Leiter  des  offiziSseu 
„Dresdener  Jonmais"  eine  Austeilung  beim 
königlich  anchsiachen  Ministerium  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten.  Oleichieitig  über- 
trug ihm  das  Ministerium  des  Innern  die  Aus- 
arbeitung einer  Geschichte  der  sächsischen  In- 
dustrie. Als  aber  im  Jnni  1850  die  Regierung 
unter  dem  v,  Beostschen  liegime  durch  eineu 
Staatsatreich  die  Vertassnng  von  1848  ausser 
Kraft  setzte,  reichte  von  Mangoldt  sofort  seine 
Entlassung  eiu,  welches  Gesuch  er  ehrlich  und 
offen  damit  motivierte ,  dass  ea  seiner  Ueber- 
Mugung  als  vereidigten  Beamten  widerstrebe, 
einem  verfassungabrlichigeD  Ministerium  zn 
dienen.  Die  sofortige  Enthehnng  von  seinen 
bisherigen  Funktionen  war  die  Antwort  des 
Ministers  von  Beust,  dessen  feindselige  Ge- 
sinnung er  in  seinem  späteren  Lebensgange 
noch  iifters  zn  empfinden  Gelegenheit  nahen 
sollte  (siehe  die  Gedächtnisrede  Adolf  Wagners 
auf  Hana  von  Mangoldt).  Nach  Weiterfilhrnng 
seiner  nationalUkonomisclien  Studien  in  I^eipzig 
übernahm  von  Mangoldt  zu  Beginn  des  Jahres 
'1852  die  Redaktion  der  „Weimarer  Zeitung", 
weiches  Amt  er  jedoch,  wiederom  anf  Grund 
seiner  politischen  Ueherieagungstrene ,  18:>4 
niederlegte.  Mangoldt  ergriff  jetzt  die  aka- 
demische Laufbahn,  wurde  anf  Grund  seiner 
Habilitationsschrift  über  die  Lehre  vom  Unter- 
nebmergewinn  (s.  n.)  1856  als  Privatdozent  der 
Kationalökonoraie  an  der  Universität  Göttingen 
zugelassen  nnd  lÖöS  dottselbai  ansser- 
ornentlicher  Professor,  in  welcher  Stellung  er 
auf  Kosten  der  hanntiTerschen  Begicrung  18G2 
die  Industrieausstellung  zn  Loudon  besuchte. 
Im  Jahre  1862  folgte  er  einer  Berufung  als 
ordentlicher  Professor  der  Staats-  und  Kameral- 

Welt- 

ausstellnng  empfindliche  körperliche  Leiden  be- 
fielen. In  Wiesbaden  wo  er  im  Frühjahr  18ß8 
Heilung  suchte,  starb  er  plötzlich  am  19,  IV. 
IStiS,  im  rDstigen  Alter  von  44  Jahren  an  einem 
Herzschlag. 

Die  akademische  nnd  schriftstellerisi'be 
Thätigkeit  von  Mangold  ts  war  von  ausser- 
ordentlichem Erfolge  gekrtint,  seine  wissen- 
sehaftlichen  Arbeiten  zeigen  die  Tüchtigkeit 
seiner  Begabung,  die  Sclhstäudigkeit  seiner 
Methode  und  die  Gediegenheit  und  Gründlich- 
keit seiner  Anschannngen.  Bezüglich  der  Auf- 
klärung des  Wesens  nnd  der  Aufgabe  der 
nationaliikonomischeii  Wissensehaft  (welche  er 
als  die  „Philosophie  der  Wirtschaf tsgescliichte" 
charakterisiert)  erwarb  sich  von  Mangoldt 
danernde  Verdienste  durch  seine  Interpreta- 
tionen Über  Güter  Verteilung,  Beiitenprincip  und 
Untemehmergewinu.  Seine  national  ökonomische 
Bicbtung  ist  eine  „vermittelnde",  die  er  selbst 


(im  Artikel  ,.TolkB Wirtschaft"  des  deutschen 
Staats  Wörterbuch  es)  folgen  dermasseu  bezeichnet: 
„Jeder,  dem  es  mit  der  Erforschung  der  Wahr- 
heit ernst  ist,  empfindet  die  Notwendigkeit, 
welchen  Ausgangspunkt  er  auch  nehme,  die 
ant  anderem  Wege  gewonnenen  wissenschaft- 
lichen Ergebnisse  zn  berücksichtigen.  Nichts 
wKre  daher  verkehrter  als  ein  hochmütiges 
Herabsehen  der  in  einer  Richtung  Strebenden 
auf  die  in  der  anderen  Richtung  Thätigen. 
Man  kann  darüber  streiten,  welche  Behand- 
lungsweise  bisher  den  reicheren  Erfolg  gehabt 
hat  und  für  die  Zukunft  verspricht;  entbehrlich 


Eklektiker.  Adolf  Wagner  (siehe  „Gedächt- 
nisrede" S.  4ä)  rechnet  ihn  zu  den  Anhängern 
der  Ad.  Smithschen  Scbnle,  welche  uuter  Fcat- 
haltung  des  Kernes  des  Smithschen  Systems 
sich  von  den  Einseitigkeiten  des  späteren  radi- 
kalen, staatsfeindlichen  Manchestertums  freizu- 
halten wnssteu;  Kantz  (Theorie  und  Geschichte 
|der  NatioGBlökODomik ,  Wien  1860,  II,  S.  49) 
nennt  ihn  „den  an  sgez  ei  ebneten,  zwischen  den 
beiden  grössten  deutschen  Fachraftnnern  Her- 
mann und  Rosclier  glöcklich  vermittelnden  Ver- 
fasser des  gründlichen  Buches  der  Lehre  vom 
Untemehmergewinn".  Röscher  (Gesch,  d.  Xat., 
Manchen  18T4,  S.  10%))  bezeichnet  ihn  als  „eineu 
etwas  trockenen,  aber  feinen  nnd  scharfsinnigen 
Kopf", 

Mangoldt    veröffentlichte    folgende    ataats- 
wisseuschattliche  Schriften:  a)  in  Buchform: 


1847,  (Behandelt  mit  vielem  Scharfsinn  die 
Sparkassenfrage  vom  polizeiwisaenschaftlichen 
Standpunkte  aus  und  wird  in  einem  besonderen 
Nachwort  des  PrÄses  der  TUbinger  Universität, 
Johannes  Faltati,  auf  das  schmeichelhafteste 
charakterisiert.)  —  Die  Lehre  vom  Unteruehmer- 

Eewiim.  Ein  Beitrag  zur  Volkswirtschaftslehre, 
eipzig  1855.  (Begründete  die  wissenschaft- 
liche Bedeutung  des  Verfassers,  welcher  den 
L'uternehmer^ewinu  als  einen  ganz  selbst&ndi^n 
nationalen  Einkommenszweig  deliniert.  Spricht 
sich  principiell  ge^en  die  Gewinnbeteili- 
gung der  Arbeiter  aus,  welche  er  jedoch 
als  Mittel  zur  Gewinnung  euier  Garantie  der 
Arbeiterlei  Sinngen  in  besonderen  Fallen  zu- 
läsBt.i  —  GrnndrisB  der  Volkswirtschaftslehre. 
Ein  Leitfaden  für  Vorlesungen  an  Hochschulen 
nnd  ftlr  das  Privat«tndinm,  Stuttgart  1863. 
(2.  Auflage,  bearbeitet  von  Fr.  Kleinwßchter. 
erschien  1873.)  (Der  „Grundrisa"  gehört  nach 
Cossa  [Wirtschaftslehre,  S.  231]  zn  den  besten, 
vorsichtigsten  nnd  gemüssigtsten  deutschen 
Pnblikatiouen  dieser  A.n.}  —  Volkswirtschafts- 
lehre (Bibliothek  der  gesamten  Handels  Wissen- 
schaften), Stuttgart  1868.  (Nur  die  erste  Hflifie 
wurde  vom  Verfasser  vollendet,  welche  ausser 
der  Einleitung  die  Lehre  von  der  Gütererzeugung 
und  vom  Einkommen  enthält.) 

b)  in  Zeitschriften:  „Arbeiter Verbin- 
dungen und  Arbeitaeiustellungeu  in  England", 
in  der  Zeitacbr.  f.  Staatsw.,  Bd.  18  (1862), 
S.  609—652. 

c)  im  St.W.B.  V.  Blnntschli  und  Brater 
die  Artikel:  Arbeit  —  Bevölkerung  —  Ein- 
kommen —  Geld  —  Gut  und  Güter  Produktion 
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Mangoldt— Markenach  iitz 


—  Guterverteilung  —  Konsumtion  —  Kredit  — 
Luxua  —  Volkswirtschaft  and  Volkswirtachafts- 
lehte.  —  Ferner:  Bastiat  —  Carey  —  Colbert 

-  Miil.  

Vergl,  Über  Manguldt:  Adolf  Wag- 
ner, Gedächtnisrede  auf  Hane  vod  Mangolat 
bei  dessen  akademiecher  Totenfeier  am  T. 
V.  1870  in  der  Aula  der  Uuiveraität,  Frei- 
bnrg  i.  Br.  187Ü.  —  Fallati,  In  einem  An- 
hang an  die  Inaugural-Disiertation  t.  Hangoldtg 
über  die  Sparkassen.  Tübingen  1847.  —  „Unsere 
Zeit",  N,  F.,  rV.  Jahrg.,  2.  Hälfte.  S.  468.  — 
Leser  in  der  „Deutschen  Biogrfl]ihie",  Bd.  20, 
S.  190—193.  —  Badische  Biographie,  Bd.  II, 
S.  37.  —  K.  Walcker,  Handbuch  der  National- 
Bkonomie  V,  SS  9,  28,  76,  83  und  S.  288.  — 
T.  Mohl,  Gescnichte  und  Litteratur  der  Staats- 
wissenscbaften.  Erlangen  1858,  III,  S.  411.  — 
C  0  s  3  a ,  Wirtschafts  lehre  (2.  Aufl.,  heransge- 
geben  von  Moorraeister),  Preiburg  1880,  S.  16, 
71,  213,  231.  —  K  a  u  t  z ,  Theorie  und  Geschichte 
der  .Nationalökonomik.  Wien  1858,  II,  S.  43, 
702.  —  Röscher.  Gesch.  d.  Sal ,  München 
1874,  S,  6öl  867,  1036,  Ittö.  —  Block,  Les 
urogres  de  la  acience  ecouomione,  Paris  1890, 
t.  f,  S.  75,  85,  106,  288,  298,  301,  318,  367, 
401.  n.  229,  2:-IO,  232,  246,  376,  377.  —  von 
Schullern-Schrattenhofen,  Die  theore- 
tische Nationalükonomie  Italiens,  Leipsig  1891, 
S.  46,  64. 

Schmidt. 


Markenschutz. 

1.  Begriff.  2.  Geschieh tliehes.  3.  R,G.  v.  12. 
Mai  1894.  4.  Formelles  Zeichenrecht.  6.  Ma- 
terielles Zeichenrecht,  6.  Klagen ,  Entschädi- 
gungen, Strafen.  7.  Waren  auf  machung  nnd 
Ortliche  Ursprungsangaheu.  8.  Beziehungen 
zum  Auslande.  9.  Statistik.  10.  Gesetzgebung: 
einzelner  auswärtiger  Industriestaaten. 

1.  Begriff.  Unter  Marken  rersteht  man 
Zeichen,  welche  airf  der  Ware  oder  dei-en 
Verpackung  angebratOit  werden,  um  die 
Ware  im  ^  erkelir  als  aus  einer  bestimmten 
Ursmingsquelle  herrührend  ei-kennbar  zti 
maMen  und  von  anderen  Waren  zu  iintor- 
pcheiden.  Die  Markp  fällt  in  das  Gebiet 
der  gewerblichen  Schntzrechle,  dem  auch 
Erfindnngen,  Muster  und  Modelle  nnd  Ge- 
brauchsmuster angeUriren,  nnlerscheidet  sich 
aller  von  diesen  Kateprorieen  ihrem  Wesen 
nacii  dadurch,  dass  sie  nicht  neue  Güter 
schafft,  sondern  vorhandene  Gtlter  kenn- 
zeichnet. 

S.  Geschichtliches.  Das  Bedtirfnis, 
diesen  Kennzeichnungen  einen  Schutz  gegen 
fölsclilichon  Gebrauch  zu  sicheni,  ist  in 
Deutschland  erst  verhältnismässig  spät  zur 
allgemeinen  Anerkennung  gelangt.  Bis  zum 
Erlass  des  deutschen  Strafgesetzbuches  war 
der  Zeichen  Schutz  in  einer  grösseren  An- 
zahl der  jetzt  im  Deutschen  Reiche  ver- 
einten  Staaten    völlig   unbekannt.    Im   üb- 


rigen beschränkten  sieh  die  Landesatetfge- 
setze  fast  diu%hgängig  a\if  ein  einfaches 
Verbot  der  Benutzung  fremder  Warenbe- 
zeichnungen, und  zwar  erstreckte  sich  dies 
Verbot  teilweise  auf  alle  Warenbezeichnungen 
(auch  die  figflrlichen),  teilweise  nur  auf 
solche,  welche  in  Namen  und  Firmen  be- 
standen, teilweise  endlich  auf  die  letzteren 
nur  dann,  wenn  ihnen  eine  Ortsangabe  bei- 
gegeben war.  Ein  ausgebildetes,  auch  den 
Erwerb  des  Zeichen  rechtes  regelndes  System 
gesetzlicher  Vorschriften  bestand  nur  in 
Bayern  (V,  v.  21.  Dezember  1862)  sowie 
für  die  Eisen-  und  Stahl warenindnstrie  der 
preussischen  Pro\inzen  Rheinland  und  West- 
falen, woselbst  auf  landesgesetzlichen  Privi- 
legien aus  dem  17.  und  18.  Jahrhundert 
fussend  die  V.  v.  18.  August  1847  und  das 
ei^nzende  G.  v.  24.  April  1854  in  Kraft 
standen. 

Ein  gemeinsames  Recht  atif  diesem  Ge- 
biete wurde  unter  teilweiser  Aufhebung  der 
bisherigen  partikiüarrechüichen  Vorschriften 
durch  die  Bestimmung  in  §  2H7  des  R.St.G.B. 
gesciiaffen,  durch  welche  mit  einer  Geld- 
strafe von  50— 11)110  Thalern  oder  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  6  Monaten  derjenige  bedroht 
wird,  der  Waren  oder  deren  Verpackung 
fälschlich  mit  dem  Namen  oder  der  Firma 
eines  inländischen  Fabrikunternehmei's,  Pro- 
duzenten oder  Kaufmanns  bezeichnet  oder 
wissentlich  dergleichen  fälschlich  bezeichnete 
Waren  in  Verkehr  bringt. 

Diese  Bestimmung  erwies  sich  jedoch 
bald  g(^nfibei-  den  Bedflrfnissen  des  Ver- 
kehrs, namentlich  des  internationalen  Ver- 
kehrs als  unzureichend.  Es  trat  die  Not- 
wendigkeit hervor,  einerseits  den  figflrlichen 
Zeichen  neben  Namen  und  Firmen  einen 
Schutz  gegen  unbefugte  Nachahmimg  zu 
sichern,  andererseits  die  Bedingungen  filr 
den  Erwerb  des  Schutzes  allgemein  zu 
oi'dnen. 

Das  demgcmass  unterm  30.  November 
1874  erlassene  Gesetz  über  den  Marken- 
schutz behandelte  in  seinem  ersten  Teile 
die  Warenzeichen  im  engeren  Sinn  d.  h. 
Fabrik-  oder  Hand  eiszeichen,  welche  in  will- 
kilrlich  gewählten  Figuren  bestehen,  wälirend 
der  zweite  Teil,  die  Bestimmungen  über 
Entschädigungspflicht  und  Strafe  umfassend. 
sich  gleichmässig  auf  Warenzeichen  imd  aiif 
Namen  und  Firmen  bezog. 

Der  Schutz  figttrlicher  Zeichen  war  diut;h 
deren  Anmeldung  zur  Eintragung  in  das 
von  den  Untergerichten  geführte  Handels- 
register bedingt.  Ton  der  Eintragimg  waren 
solche  Zeichen  ausgeschlossen,  welche  nur 
in  Zahlen,  Buchstaben  oder  Worten  bestan- 
den, welche  Öffentliche  Wappen  oder  Aei«er- 
nis  erregende  Darstellungen  enthielten.  Nur 
nach  diesen  Richtimgen  hin  war  die  Re- 
gisterbeliönle  zu  einer  Prflfuug  des  Zeichen- 
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inhaltefi  berwhtigt  und  verpflichtet.  Die 
Löschung  eines  Zeichens  erfolgte  —  von 
einigen  anderen  Gründen  abgesehen  —  als- 
dann, wenn  nicht  nach  Ablauf  von  je  zehn 
Jahren  nach  der  Eintragung  des  Zeichens 
dessen  fernere  Beibehaltung  angemeldet 
wurde.  An  Gebühren  wurde  für  die  ei-ste 
Eintragung  der  Betrag  von  öO  Mark  er- 
hoben. 

Die  Anmeldung  des  Zeichens  zum  Re- 
gister war  die  Voraussetzung  des  Schutzes 
gegen  Nachahmung,  begründete  aber  einen 
materiell  wirksamen  Scliutz  nnr  zu  Gunsten 
desjenigen,  welcher  zuerst  die  Anmeldung 
bewirkt  hatte ;  der  spätere  Anmelder  er- 
langte trotz  der  Eintragung  weder  gegen- 
über dem  früheren  Anmelder  noch  gegen- 
über dritten  Personen  ein  eigentliches  Recht, 
konnte  vielmehr  im  Prozesswege  zur  Lö- 
schung des  Zeichens  angehalten  wertleu. 
Der  Grundsatz,  dass  die  Priorität  der  An- 
meldung das  Recht  auf  den  ausschliess- 
lichen Gebrauch  des  Zeichens  begründete, 
erlitt  einige  Ausnahmen.  Insbesondere 
konnte  durch  die  Anmeldung  und  Ein- 
ti'agung  solcher  Zeichen,  welche  bis  dahin 
im  freien  und  allgemeinen  Gebrauch  ge- 
standen hatten  (Freizeichen),  ein  Aus- 
schliessungsrecht nicht  erworben  werden. 

Die  Verletzung  des  auf  der  Annieldimg 
eines  figürlichen  Zeichens  beruhenden 
Rechtes  sowie  der  unbefugte  Gebrauch  von 
Namen  oder  Firma  eines  anderen  zur  Waren- 
bezeichnung begrilndete  eine  civil-  imd 
strafrechtliche  Verantwortlichkeit. 

Das  voi-stehend  in  seinen  Gnindzügen 
dargestellte  G.  v.  30.  November  1874  hat 
etwa  zwanzig  Jahre  hindm'ch  in  Kraft  go- 
stanilen  und,  wie  man  behaupten  kann,  im 
allgemeinen  günstig  gewirkt,  5üt  der 
schnellen  Entwickelung  des  Verkehrs 
machten  sich  aber  die  Mängel,  welche  dem 
System  des  Gesetzes  untl  einzelnen  Be- 
stimmungen desselben  anhafteten,  immer 
empfindlicher  fühlbar.  Man  klagte  nament- 
lich darüber,  dass  die  Lokalisierung  der 
Zeichen  Verwaltung  bei  den  örtlichen  Ge- 
richten die  Uebersicht  erschwere  imd  die 
Heranbildung  einer  einheitlichen  Praxis 
hindere  und  dass  das  reine  Anmeldever- 
faliren  die  Eintragimg  rechtsimgUtiger 
Zeichen  gestatte,  welche  trotz  ihrer  Ln- 
giltigkeit  zu  unlauteren  Machenschaften  im 
geschäftlichen  'Wettbewerb  ausgenutzt  wei-den 
konnten. 

3.  R.G.  V.  lä.  Mai  1894.  Aus  längeren 
Verhandhmgen,  an  denen  auch  die  Inte- 
ressentenkreise selbst  in  ausgiebiger  Weise 
teilgenommen  haben,  ist  das  mit  dem 
1.  Oktober  1894  an  die  Stelle  des  älteren 
Gesetzes  getretene  Gesetz  zum  Schutz  der 
Warenbezeichnungen  vom  12,  Mai  1894 
(R.G.Bl.  S.  441)    hervorgegangen.     Es    iim- 


fasst   in  einer   dem   älteren   Gesetz    ange- 

passten  systematischen  Gliederung  die  Han- 
dels- oder*  Fabrikmarken  (Warenzeichen) 
und  die  Namen  und  Firmen,  soweit  diese 
dem  Zweck  der  Wai'cubezeichnung  dienen, 
begründet  aber  daneben  noch  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  einen  Schutz  für 
die  Aufmachimg  und  Verpackung  von 
Wai-en  und  für  die  örtlichen  Urspniugsan- 
gaben.  Zur  Ausführung  des  Gesetzes  ist 
mit  Zustimmung  des  Bimdcsrates  die  kaiser- 
liche V.  V.  30.  Juni  1894  (R.G.Bl.  S.  495) 
ergangen. 

4.  Formelles  Zeichenrecht  Die  Ver- 
waltimg des  Zeichenwesens  ist  dem  Patent- 
amte angegliedert  und  wird  hier  von  einer 
besonderen,  aus  rechtskundigen  und  tech- 
nischen Mitgliedern  zusammengesetzten  Ab- 
teilung, deren  Besclüussfäbigkeit  durch  die 
Anwesenheit  von  mindestens  drei  Mitgliedern 
bedingt  ist,  geführt.  Die  Central isienmg 
bietet  neben  der  Öewälir  einer  gleichmässi- 
gen  Geschäftsbehandlung  den  weiteren  Vor- 
teil, dass  abweichend  vob  dem  friüiei-en 
Redit  der  Zeichenschulz  auch  den  nicht  im 
Handelsregister  eingetragenen  Geschäftsbe- 
trieben zugänglich  gemacht  werden  konnte. 
Das  Patentamt  führt  eine  zur  öffentlichen 
Einsicht  ausliegende  Zeichenrolle,  in  welche 
die  einzelnen  Zeichen  nebst  allen  für  die 
Beurteilung  der  daran  haftenden  Rechte 
wesentlichen  Daten  eingetragen  werden.  Die 
Anmeldung  zur  Eintragimg  ist  an  das 
Patentamt  zu  richten;  es  ist  hierbei  der 
Geschäftsbetrieb,  in  welchem  das  Zeichen 
Verwendung  finden  soll,  anzugeben  und  ein 
Verzeichnis  der  Waren,  für  welche  es  be- 
stimmt ist,  sowie  eine  Darstellung  des 
Zeichens,  erforderlichen  Falles  auch  eine 
Beschreibung  desselben  beizufügen.  Ueber 
die  sonstigen  formalen  Erfordernisse  der 
Anmeldung  trifft  eine  Bekanntraa*'hung  des 
Patentamts  vom  22.  November  189«  nähere 
Bestimmung.  Jede  Anmeldung  unterliegt 
einer  amtlichen  Vorprilfimg,  welche  die  Ein- 
tragimgsfähigkeit von  offen  thchrcchtliclien 
Gesichtspunkten  aus  und  vom  Standpunkte 
der  ilurch  eine  frühere  Anmeldung  begrün- 
deten Rechte  zu  untersiicheu  hat. 

Von  Gesichtspiuikten  der  ersteren  Art 
aus  sind  zimächst  Freizeichen  scldechthin 
zurückzuweisen.  Es  ist  eine  der  praktisch 
bedentsamsten  Neneningen  das  G.  v.  12, 
Mai  1894,  dass  Zeichen,  welche  für  gewisse 
Warengattungen  allgemein  angewendet  wer- 
den und  eine  unterscheidende  Bedeutung 
für  die  Waren  eines  einzelnen  Gewerbe- 
treibenden nicht  besitzen  und  nicht  erhalten 
können,  von  vom  herein  von  der  Eintragung 
ausgeschlossen  sind,  so  dass  auch  nicht  der 
Sehein  eines  ausseid iessli eben  Benutzungs- 
rechtes entstehen  kann.  Das  Patentamt  hat 
von  amtswegen  die  geeigneten  Ermittelungen 
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zu  veranlassen,  um  festzustellen,  ob  eine 
Anmeldung  in  eins  Gebiet  der  Freizeiclien 
gehört.   Freizeichen,  welche  als  solche  eud- 

filtig  festgestellt  worden  sind,  werden  im 
Qterease  der  am  Zeichenschutz  beteiligten 
Kreise  öffentlich  bekannt  gegeben.  —  Die 
Ausschliessung  von  Zalüeii  und  Buchstaben, 
insofern  sie  für  sicli  allein,  also  ohne  Ver- 
bindung mit  andei'ett  unterscheidenden  Ele- 
menten, den  Gegenstand  einer  Anmeldung 
bilden,  entspricht  dem  früheren  Eecht.  Da- 
gegen sind  einem  dringenden  Verkehrsbe- 
diUfnisse  enlsprethend  Wörter  insoweit  zur 
Eintragung  zuzulassen,  als  ihr  B^jiff  niclit 
in  einem  beschreibenden  Zusammenhang  zu 
der  Ware  steht.  Diese  Erleichterung  kommt 
namentlich  den  fi-ei  erfundenen  (Plmntasie-) 
Worten  zu  statten,  welche  inzwischen  im 
Verkehr  eine  grosse  Bedeutung  erlangt 
haben.  —  Im  fibiigen  sollen  neben  den 
öffenthclien  Wappen  und  den  Äergernis  er- 
regenden Daistellungen  auch  offenbar  wahr- 
heitswidrige und  irreführende  Angaben  in 
den  Warenzeichen  dei-en  Zurückweisung 
herbeiführen. 

Um  Täusciinngen  zu  verhiudei-n,  ist  end- 
lich im  ailgemeirieu  Interesse  die  Anordnung 
getroffen,  dass  gelöschte  Zeichen  erst  nocli 
Ablauf  von  zwei  Jahren  für  einen  anderen 
als  den  letzten  Inliaber  ernent  eingetragen 
werden  dürfen. 

Zur  Wahrung  privater  Zeicheninteressen 
hat  das  Patentamt  zu  prüfen,  ob  eine  An- 
meldung in  ältere  Zeichonrechte  eingreift. 
Erachtet  es  eine  Ueberoinstimmimg  für  vor- 
liegend, so  hat  es  den  Inhaber  des  alteren 
Zeichens  zu  benachriclitigen,  und  falls  dieser 
innerhalb  einer  ein  monatlichen  Fiist  Wider- 
spruch gegen  die  nene  Eintragung  erhebt, 
die  letztere  abziiweisen.  Der  Abgewiesene 
kann  alsdann  ein  etwaiges  Hecht  auf  Ein- 
tr^^ung  gegenüber  dem  Widersprechenden 
im  Wege  der  Klage  vor  den.  ordentlichen 
Gerichten  geltend  machen;  jedoch  ist  die 
Frage  der  Oebereinstiminung  beider  Zeichen 
der  gerichtliche [i  Kognition  entzogen,  so  dass 
es  in  dieser  Beziehung  hei  der  Mtentamt- 
lichen  Entscheidung  bewendet.  Es  hängt 
also  bei  Kollision  zweier  Zeichen  die  Ent- 
scheidung darüber,  ob  die  spätere  Anmeldung 
zurückzuweisen  ist,  von  der  Willensbestim- 
mung des  früher  Berecliügten  ab,  während 
in  denjenigen  Fällen,  in  denen  der  Anmel- 
dung ein  allgememes  Interesse  entgegen- 
steht die  Zurückweisung  von  Amts  wegen 
erfol^n  muBS. 

Die  Eintragung  bleibt  zehn  Jahre  wirk- 
sam. Vor  Ablauf  dieser  Frist  und  noch 
innerhalb  eines  Monats  nach  deren  Ablauf 
kann  die  Erneuerung  aiif  wieder  je  zehn 
Jalire  beantragt  werden.  Mangels  eines 
solchen  Antrages  wird  das  Zeiclien  gelöscht, 
Auseenlem  erfolgt  die  Löschung  auch  dann, 


wenn  das  Zeichen  au9  öffentlichrechtlichen 
Gründen,  namentticli  also  deshalb,  weil  es 
Freizeichen  war,  nicht  hätte  eingeti-agen 
werden  dürfen. 

Im  Wege  der  Klage  vor  den  ordentlichen 
Gerichten  kann  die  Löschung  erzwungen 
werden  durch  den  Inhaber  eines  früher  an- 
gemeldeten identischen  Zeichens.  Der  Fall 
wird  namentlich  dann  praktisch  werden, 
wenn  die  Identität  bei  der  Vorprüfung 
übersehen  oder  als  nicht  vorhanden  ange- 
nommen worden  ist.  Sodann  kann  jeder 
Dritte  bei  Gericht  auf  Löschung  klagen, 
wenn  der  Geschäftsbetrieb,  zu  dem  das 
Zeichen  gehört,  von  dessen  Inliaber  aufge- 
geteu  ist  oder  wenn  durch  die  Veränderung 
der  thatsäch liehen  Verhältnisse  das  Zeichen 
einen  wahrheitswidrigen  und  irreführenden 
Charakter  angenommen  hat 

Eingetragene  Zeichen  können  unter 
Lebenden  und  von  Todes  wegen  auf  andere 
fibertragen  werden,  jedoch  uiir  in  Verbin- 
dung mit  dem  Geschäftsbetriebe,  zu  dem 
das  Zeichen  gehört.  Der  Rechtsnachfolger 
ist  gehalten,  den  Cebergang  des  Rechts  in 
der  Rolle  verzeichnen  zu  lassen,  da  er 
andernfalls  sein  Recht  nicht  geltend  machen 
kann. 

An  Gebühren  sind  bei  der  ersten  An- 
meldung 30  Mark  zu  entrichten,  wovon 
21)  Mark  zurückerstattet  werden,  wenn  die 
Anmeldung  nicht  zum  Ziele  führt.  Im 
übrigen  wird  für  die  jedesmalig  Erneuerung 
der  Anmeldung  und  Im  Fall  cinei-  amtlichen 
Erinnerung  nach  Ablauf  der  zehnjährigen 
Frist  eine  Gebühr  von  je  lü  Mark  erhoben. 
Bei  Einlegung  einer  Beschwerde  sind  20  Mark 
zu  zahlen. 

Alle  Eintragungen,  Umschreibungen  und 
Löschungen  werden  im  Reichsanzeiger  und 
zwar  in  einer  Beilage  desselben,  welche 
auch  gesondert  unter  dem  Namen  Central- 
handelsi-egister  ausgegeben  wird,  sodann  in 
einem  monatlich  erscheinenden  Organ  des 
Patentamts,  dem  Warenzeichen blatt,  in  über- 
sichtlicher Form  >md  nach  Warenklassen 
veröffentlicht.  Eine  umfassende  Zusammen- 
ateUung  aller  vorhandenen  Zeichen  ist  bisher 
nicht  veranstaltet  worden. 

Die  Entscheidungen  des  Patentamts  in 
Zeichensachen  erfolgen  nach  den  für  Patent- 
angelegenheiten geltenden  Vorschriften  durch 
Vorbescheid  und  Beschluss,  Abweisende 
Beschlüsse  können  innerlialb  eines  Monats 
nach  der  Zustellung  mit  dem  Rechtsmittel 
der  Beschwerde  angefochten  werden ;  die 
Entscheidung  steht  alsdann  der  Beschwerde- 
abteilung I  des  Patentamts  zu,  der  aiieh  die 
Erstattung  von  Obergutachten  in  bürger- 
liehen Rechtsstreitigkeiten  obliegt. 

5.  Materielles  Zeichen  recht  Der 
Formalakt  der  Eintragung  begriindet  das 
Zeichenrecht ;  er  äussert  seine  Wiikaamkeit 
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auch  danü,  wenn  die  EinlragTing  hätte  ver- 
sagt werden  müssen.  Die  Thatsache  der 
Benutzuog  oder  der  früheren  Benntzung 
eines  Zeichens  gewährt  —  abweidiend  von 
einzelnen  aiiBländischen  Gesetzgebungen  — 
weder  einen  Anspruch  auf  Schutz  noch  be- 
freit sie  den  früheren  Benutzer  von  der 
Wiricung  der  für  einen  anderen  erfolgt« 
Eintragung.  Der  Klage  wegen  Verletzung 
eines  /eichenrechts  bann  also  der  Einwand, 
dass  das  Zeichen  zu  Unrecht  eingetragei 
sei,  dass  es  einem  Dritten  zustehe  oder 
dass  es  vor  der  Eintragung  anderweitig  be- 
nutzt sei,  nicht  entgegengehalten  werden. 
Können  diese  (inmdsätze,  namentlich  soweit 
sie  das  im  Patentwesen  anerkannte  Recht 
des  Vorbenutzers  ausschlicssen,  auch  unter 
Umständen  zu  Häi'ten  führen,  eo  fördern  sie 
doch  dieSielieriieit  und  Präeision  des  Zeichen- 
Schutzes. 

Der  Eingetragene  ist  allein  befugt,  Waren 
der  angemeldeten  Art  oder  deren  Auf- 
machung mit  dem  Zeichen  zu  versehen,  die 
so  bezeichneten  Waren  in  Verkehr  zu  setzen 
sowie  auf  geschäftlichen  Ankündigungen 
aller  Art  das  Zeichen  anzubringen.  Ausser- 
halb des  Bereichs  der  angemeldeten  Wai-en 
kann  das  Zeichen  auch  von  anderen  benutzt 
werden;  ebenso  ist  eine  Benutzung  des 
Zeicbenbtldes  statthaft,  die  nicht  auf  dem 
Gebiete  der  Warenbczeiclmimg  liegt.  Das 
Recht  des  Inverkehrsetzens  ist  nicht  auf  das 
Reichsgebiet  beschränkt;  auch  wer  im  Aus- 
lande das  Zeichen  unbefugt  benutzt,  kann, 
soweit  hier  nicht  ein  konkurrierender  Schutz 
begründet  ist,  im  Inlande  zur  Verantwortung 
gez{^en  werden.  Das  Zoichenreclit  umfasst 
auch  geringfi^gfi,  den  Gesamteindruck  im 
Verkehr  nicht  wesentlich  beeinflussende  Ab- 
ändenmgen  in  der  Wiedergabe  des  Zeichen- 
bildes; dieser  Grundsatz  hat  in  §  20  des 
ö.  V.  12.  Mai  lyOi  eine  Fassung  gefunden, 
welche  schärfer  als  früher  und  zwar  für 
das  Patentamt]  iche  Vor  prilftings  verfahren 
wie  auch  für  gerichtliche  Straf-  und  Ent- 
schädigimgsprozesse  zum  Ausdruck  bringt, 
dass  die  Erage  der  Ucbereinstimmung  und 
Aehnlichkeit  zweier  Zeichen  vom  y tand- 
punkte ihrer  Verwechselungsfähigkeit  im 
Verkehr  aus  geprüft  woi-den  soll. 

Das  dem  Eingetragenen  zustehende  aus- 
SoMessliche  Benutzungsreclit  findet  seine 
Schranke  in  der  natürlichen  Befugnis  jedes 
Gewerbetreibenden,  seine  Namen,  seine 
Firma,  seine  Wohnimg  sowie  Angaben  ülier 
Art,  Beschaffenheit  etc.  von  Waren  im  ge- 
schäftlichen Verkehr  l>eliebig  zu  verwenden. 
Besonders  den  Wortzeichen  gegenüber  ist 
<liese  Einschränkung  von  Bedeutimg.  All- 
gemeine Qualiläts-,  Preis-Herknnftsbezeich- 
nuogen  sind  zwar  an  sich  von  der  Eintra- 
gimg ausgeschlossen;  sind  sie  aber  gleich- 
wohl eingetragen  worden,  was  in  der  Praxis 


leicht  vorkommt,  so  soll  nichtsdestoweniger 
die  Freiheit  des  Verkehrs  gewahrt  bleiben, 
so  dass  abweichend,  von  dem  Grundsatz  der 
formalen  Rechtskraft  der  Eintragung  der 
wegen  Benutzung  in  Anspruch  Genommene 
eiaredeweise  den  allgemeineo  Gebraucii  dos 
Zeichens  für  sich  geltend  machen  kann. 

S.  Klagen,  Entadiädigniigen,  Strafen. 
Die  Klage  auf  Ijöschung  eines  Zeichens 
ist  oben  {sub  4)  erörtert  worden.  Die 
Verletzung  des  auf  der  Eintragiing  eines 
Zeichens  beruhenden  Rechtes  sowie  der  un- 
befugte Gebrauch  von  Namen  oder  Firma 
eines  anderen  zur  Warenbezeichnung  be- 
gründet eine  civil-  und  strafrechüiche  Ver- 
antwortlichkeit. Zimächst  kann  der  Ge- 
schädigte im  Wege  einer  Fesfstellungsklage 
die  An  erkenn  img  seines  ausschhesslichea 
Rechtes  sowie  ein  Verbot  fernerer  Zuwider- 
handlungen beanspruchen.  Es  steht  ihm 
ausserdem  eine  Klage  auf  Entschädigung  zu, 
wenn  die  Verlctzimg  wissentlich  oder  aus 
grober  Fahrlässigkeit  erfolgt  ist.  Bei  wissent- 
licher VerletzTing  tritt  auf  Antrag,  dessen 
Zurücknahme  zulässig  ist,  auch  eine  krimi- 
nelle Bestrafimg  (Geldstrafe  von  150  bis 
50u0  Mark  oder  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten) 
ein;  in  Verbindung  mit  dem  Strafverfahren 
kann  an  Stelle  jeder  Entschädigimg  neben 
der  Strafe  auf  eine  Busse  bis  zum  Betrage 
von  10(M30  Mai'k  erkannt  werden.  Bei  jeder 
Venirteilung  ist  die  Beseitigung  der  wider- 
rechtlichen Kennzeichnung,  gegebenenfalls 
die  Vernichtung  der  damit  versehenen  Gegen- 
stände anzuordnen;  im  Straf  verfahren  ist 
endlich  dem  Verletzten  die  Befugnis  zur 
Veröffentlichung  des    Urteils   zuzusprechen. 

7.  WarenaafmachaDj!^  nnd  Örtliche 
[Irspmngsan^ben.  Unabhängig  von  der 
Eintragung  der  Warenzeichen  und  in  dieser 
Beziehung  über  den  Rahmen  eines  Zeichen- 
gesetzes hinausgehend  hat  das  Gesetz  vom 
12.  Mai  1894  .noch  für  die  Süssere  Form,  in 
welcher  Waren  oder  deren  Verpackung  dem 
Verkehr  übergeben  zu  werden  pflegen,  und 
für  die  Bezeiclinung  des  Herkunftsortes 
einen  Rechtsschutz  geschaffen.  Die  Voraus- 
setzung für  den  Schutz  einer  Anfmachuugs- 
otier  Verpackungsform  liegt  darin,  dass 
letztere  in  dou  beteiligten  Verkehrskreisen 
als  Kennzeichen  der  Erzeugnisse  eines  be- 
stimmten Gewerbetreibenden  bekannt  und 
anerkannt  sein  muss.  Alsdann  macht  sich 
derjenige,  welcher  diese  Form  zum  Zweck 
der  Täuschung  nnbefuf^  im  Verkehr  be- 
nutzt, entschädigungspflichtig  und  strafbar. 
Die  Echutzfähigen  Formen  können  sehr  ver- 
schiedenartig sein;  sie  können  einem  prak- 
tischen oder  einem  ästhetischen  Zwecke 
dienen,  sie  können  auch  als  Warenzeichen 
eintragungsfähig  sein.  In  letzlerem  Fall 
versagt  der  Schutz,  sobald  die  Eintragimg 
für  einen  anderen  erfolgt. 
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Der  Schlitz  der  L'rspningsan gaben  soll 
einer  Täuschung  des  Publikums  über  den 
ErzeugiiDgs-  oder  Handelsort  entjjp^n wirken. 
Es  ist  untersagt,  Waren  fälsch liclier weise 
und  zu  dem  Zweck,  Ober  Beschaffenheit  und 
Wert  einen  IrrtTim  zu  errep;en,  mit  dem 
Namea  «ler  Wappen  eines  Orts,  eines  Öe- 
meinde-  oder  weiteren  Kommunal  Verbandes 
zu  versehen  und  so  bezeichnete  Waren  in 
Verkehr  zu  bringen.  Die  Verwendung  von 
sog.  Gattungsnamen,  d.  h.  Namen,  welche 
sich  zwar  äusserlich  als  Herkunftsangaben 
darstellen,  in  Wirklichkeit  aber  bestimmt 
sind,  weniger  die  Herkunft  als  die  allge- 
meine Natur  einer  Ware  zu  bp/.eichnen  {z.  B. 
Havanna— Madeira)  wird  diirch  das  Vor- 
bot nicht  beti-offen,  ebensowenig  die  Ver- 
wendung von  Ländemaroen,  da  letztere  der 
Regel  nach  unter  den  Begriff  von  Gattungs- 
namea  fallen. 

Zuwiderhandlungen  werden  —  und  zwar 
bei  Warenaufmachungen  auf  Antrag  des 
Verletzten,  l)ei  Herkunftsangaben  nnabhängig 
von  einem  solchen  —  mit  Geldstrafe  oder 
mit  Geßlngnis  geahndet. 

Die  beiden  hier  tragliehen  Bestimmungen 
greifen  auf  das  Gebiet  der  Bekämpfung  des 
unlauteren  Wettbewerbs  über.  Bei  ihi-er 
Beratung  im  Reichstage  wurde  daher  die 
Notwendigkeit  betont,  dem  unlautei'en  Wett- 
bewerb allgemein,  d.  )i,  auch  insoweit  er 
sicii  in  anderen  Formen  als  in  der  fälsch- 
lichen Bezeichnung  von  Waren  äusserte,  ge- 
setzgeberisch entgegenzuwirken.  Dieser  An- 
re^ing  vewlankt  das  G.  v.  27.  Mai  IS96 
seine  Entstehung. 

8.  BeziehangeD  zam  Auslände.  Der 
Schutz  des  Warenbezcichnungsgeaetzes  ist 
grundsätzlich  auf  diejenigen  Personen  be- 
schränkt, welche  —  gleich^illtig  ob  als  An- 
gehfirige  des  Reichs  oder  eines  auswärtigen 
Staates  —  im  In  lande  eine  Niederlassung 
besitzen.  Im  Auslände  ansässige  Gewerbe- 
treibende, seJbst  wenn  sie  Eeichsangehörige 
sind,  habon  für  iiire  Waren be'ieidinun gen 
(einschliesslich  Namen  tmd  Firmen^  nur  unter 
der  Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  eine 
Anwai-tschaft  auf  Schutz.  Die  Gegenseitig- 
keit wird  durch  eine  Bekanntmachung  im 
Reich  sgcsetzblatt  des  Inhalts  festgestellt, 
dass  in  dem  betreffenden  Staate  deutsche 
Warenbezeichnimgen  den  inländischen  gleicli 
behandelt  werden;  hierbei  ist  es  nicht  un- 
bedingt notwendig,  dass  der  Schutz  des 
Auslandes  dem  des  Inlandes  in  allen  Be- 
ziehungen gleich  sei. 

Derartige  Bekanntmachungen  sind  er- 
^ngeu  und  stehen  in  Geltung  für:  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  Belgien, 
Brasilien,  Bidgarien,  Dänemark,  Frankrcicli, 
Griechenland,  Gross britannien,  Italien,  Japan, 
Luxembiii^,  Mexico,  Niederlande,  Oesterreich- 


Ungaru,  Rumänien,  Russlaud,  Schweden  und 
Norwegen,  Schweiz,  Serbien,  Venezuela. 

Mit  der  Mehrzalil  dieser  Staaten  sind 
Vereinbanmgen  des  Inhaltes  geschlossen, 
dass  hinsichtlich  der  Warenbezeichnung  und 
der  Fabrik-  und  Handelsmarken  die  beider- 
seitigen Angehörigen  den  gleichen  Schutz 
wie  die  Inländer  geniessen  sollen,  dass  je- 
doch zu  diesem  Behuf e  die  Angehörigen 
jedes  Landes  in  dem  anderen  Lande  die 
durch  Gesetz  oder  Verordnung  dort  vorge- 
schriebenen Bedingimgen  und  törmlichkeiteu 
zu  erfüllen  haben.  Vereinbarungen  dieses 
programmatischen  Inhalts  haben  sich  je<loch 
nicht  flbei'all  als  ausreichend  erwiesen,  um 
auf  dem  Gebiete  des  Markenrechts  wie  auf 
dem  des  Patent-  und  Musterrechts  die  aus 
der  Verschiedenheit  der  nationalen  Gesetz- 
gebungen resid tierenden  Schwierigkeiten  bei 
Nachsuchung  des  Schutzes  in  mehreren 
Ijändern  zu  belieben.  Deutschland  hat  da- 
her in  Vorträgen  mit  OesteiTeich-Ungarn, 
Italien,  der  Schweiz  und  Serbien  eine  sicherere 
Ausgestaltung  des  internationalen  Rechts- 
schutzes angebahnt.  Neben  der  principiellen 
Gleichstellung  der  bei^lerseitigeu  Staatsan- 
gehörigen ist  hierin  den  Marken,  welclie  in 
dem  einen  Lande  angemeldet  sind,  botiufs 
Anmeldung  in  dem  anderen  Lande  ein 
Prioritätsi'dht  für  die  Dauer  von  3  Monaten 
dergestalt  eingeräumt,  dass  die  Anmeldung 
in  dem  anderen  Lande  so  angesehen  und 
behandelt  weolon  soll,  als  ob  sie  am  Tage 
der  Anmeldung  in  dem  Crsprungslandc  ge- 
schehen wäre.  Ausserdem  ist  vereintwu-t, 
dass  die  in  dem  einen  Lande  cingetr^:enen 
Marken  in  dem  anderen  Lande  nicht  aus 
dem  Grun<le  zurückgewiesen  werden  dürfen, 
weil  die  Marke  nach  ihrer  äusseren  Gestal- 
tung den  hier  geltenden  Vorscliriften  nicht 
entspricht. 

Nach  den  in  jüngster  Zeit  im  Reichstage 
von  der  Regierung  abgegebenen  Ei'klänmgen 
wird  gegenwärtig  (Juni  1900)  Ober  den  Bei- 
tritt des  Reichs  zur  internationalen  Union 
verhandelt,  welche  —  zu  Paris  im  Jahre 
1883  abgeschlossen  —  die  gegenseitigen 
Beziehungen  einer  grösseren  Anzalil  von 
Staaten  auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen 
Recht sscJiuIzes  einheitlich  regelt. 

Ausländische  Warenzeichen  werden  bei 
uns  nur  dann,  wenn  sie  im  Heimatstaate 
angemeldet  und  geschützt  sind,  und  unter 
den  vom  deutschen  Gesetz  aufgestellten  Be- 
dingungen, also  anf  Grun<l  der  Vorprüfung 
zur  Eintragung  zugelassen.  Die  Dauer  des 
Schutzes  ist  alsdann  von  der  Dauer  des 
Schutzes  im  Auslande  unabhängig.  Der 
Ans])ruch  anf  Schutz  und  das  durch  die 
Eintragung  begründete  Recht  kann  jedoch 
nur  durch  einen  inländischen  Vertreter  gel- 
tend gemacht  werden.  Insoweit  diese  Vei^ 
treler  sich  ixsrufsmässig  mit  der  Wahrneh- 
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muue  fremder  Interesseu  auf  dem  Gebiete 
des  Paten  t-Gebi-aiichsmuster-  und  Zeichen- 
woseos  beschäftigen,  iinterliegen  sie  im 
Verkehr  mit  dem  Patentamt  den  Bestim- 
mungen des  am  1.  Oktober  1900  in  Ki-aft 
getretenen  G.  v.  21.  Mai  1900  über  die  Pa- 
tentanwälte. —  Die  deutschen  Kolonieen 
und  Consuiargerichtsbezirke  gelten  im  Sinne 
des  Warenbezeichnungsgeselzes  nicht  als 
Ausland. 

Provenienzen  des  Auslandes,  welche 
widerrechtlich  mit  einer  durch  das  deutsche 
Gesetz  geschützten  Bezeiclinung  versehen 
sind,  werden  auf  Antrag  des  Verletzten  und 
gegen  Sicherlieitsleistung  beim  Grenzüber- 
gänge durch  die  Zoll-  und  SteuerbehRrden 
beschlagnahmt  und  eingezogen.  —  Im  übri- 
gen ist  dem  Bundesrat  ein  Vergeltirngsreeht 
denjenigen  Staaten  gegenüber  vorbehalten, 
welclie  deutsche  Proveuienzen  hinsichtlich 
der  Warenbezeichnung  erschwerenden  Vor- 
schriften imterwerfen.  Bisher  ist  von  die- 
sem Eeeht  nooh  nicht  Gebrauch  gemaclit 
worden. 

9.  Statistik.  Die  Zahl  der  Anmeldun- 
gen zur  Zeiclienrolle  beträgt  unter  der  Herr- 
schaft des  G,  V.  12.  Mai  1894  jährlich  etwa 
1000");  hiervon  gelangen  durchschnittlich 
zwei  Drittel  zur  Eintragimg.  Am  stärksten 
beteiligt  ist  die  Industrie  der  Nahnmgs- 
und  Genussmiltel  imd  die  chemische  In- 
dustrie. Auf  Wortzeichen  entfällt  mehr  als 
ein  Drittel  aller  Eintragimgen.  Die  Zahl 
der  Löschungen  ist  im  VerliiUtnis  gering. 

10.  Gesetzgebung  einzelner  auswär- 
tiger Indnatriestaaten.  a)  Vereinigte 
Staaten  von  Amerika.  Die  Gesetz- 
gebung auf  dem  Gebiete  des  Markenrechts 
ist  nicht  Bundessache,  sondern  Sache  der 
Einzelstaatcn.  Das  Bnndes^esetz  vom  3.  März 
1881  regelt  nur  die  rechtlichen  Beziehungen 
derjenigen  Marken,  welche  für  den  Handel 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  einerseits 
und  auswärtigen  Staaten  und  Indianerterri- 
torien andererseits  bestimmt  sind.  Derartige 
Marken  sind  mit  einer  Bezeichnimg  des 
Namens,  Domizils,  der  Staatsangehörigkeit 
des  Anmelders,  mit  einer  Beschreibung  und 
Abbildung  -  des  Zeichens,  mit  einer  Angabe 
über  Art  und  Zeitdauer  des  Gebrauchs  und 
mit  einer  Erklärung  ober  das  dem  Anmelder 
zustehende  ausschliessliche  Benutzungsrecht 
bei  dem  Patentamte  einzureichen  und  unter- 
liegen daselbst  einer  Voirirflfimg,  welche 
sich  auf  die  Neuheil  des  Zeichens,  auf  die 
Priorität  seiner  Anmeldung  und  auf  das 
Eigentumsiecht  de«  Anmelders  zu  ersirecken 
liat.  Ueber  die  Registrierung  angenommener 
Marken  werden  Bescheinigungen  ausgestellt, 
welche  einen  prima-facie- Beweis  för  das 
Eigentumsrecht  begrOnden.  Giltigkeitsdauer 
30  Jahre;  Erneuerung  ist  ziüässig.  Gebühr 
für  die  erste  Anmeldung  und  für  jede  Er- 


neuenmg  25  ».  Ausfiihrungs-Reglemeut  vom 
1.  November  1898. 

b)  Frankreich.  Nach  den  GG-  v,  23. 
Juni  18J37  und  v.  3.  Mai  1890  wenlen  als 
Marken  zugelassen  Namen ,  Sinnbilder, 
Stempel,  Siegel,  Buchstaben,  Namenszfige, 
Umhüllungen  und  sonstige  Zeichen.  Cm 
das  ausschliessliche  Eigentumsrecht  an  der 
Marke  zu  begründen,  bedarf  es  der  Ilinter- 
le^n^  von  drei  Exemplaren  der  Jlarke  so- 
wie eines  Clich^s  im  Bureau  des  Örtlich 
zuständigen  Handelsgerichts.  Ausländer  de- 
ponieren bei  dem  Handelsgerichte  des  Seine- 
departements. Giltigkeitsdauer  15  Jahre, 
Erneuerung  zidäss^.  Gebühr  1  Franc 
Waren,  welche  das  Zeichen  oder  den  ifamen 
eines  französischen  Fabrikanten  oder  den 
Namen  oder  die  Ortsbezeichnitng  einer 
französischen  Fabrik  tragen ,  dürfen  bei 
Strafe  der  Beschlagnahme  nicht  ein-  oder 
durchgeführt  werden.  Ausführungs-Vor- 
scliriften  vom  4.  März  1887  und  27.  Februar 
1891. 

c)  Grossbritanuien.  Das  durch  ein 
späteres  G.  v.  24.  Dezembei-  1888  teilweise 
amendierte  G.  v.  "25.  August  1883,  welches 
auch  das  Patent-  und  Musterwesen  umfasst, 
lässt  als  Warenzeichen  zu  den  Namen  oder 
die  Firma,  den  Namonszug  oder  das  Fak- 
simile, figürliche  Zeichen,  frei  ei-fimdene 
Worte  und  solche  Worte,  welche  zu  dem 
Charakter  oder  dei'  Art  der  Waren  ausser 
Beziehung  stehen.  Geographische  Namen 
und  allgemein  gebräuchliche  Zeichen  sinil 
ausgeschlossen.  Die  Verwaltung  des  Marken- 
wesens ist  dem  Patcufamte  übertragen, 
welches  die  Anmeldungen  einer  formelleu 
Vorpriifung  unterzieht  und,  sofern  sich  fiier- 
bei  kein  Bedenken  ergiebt,  veröffentlicht 
Innerhalb  einer  ein  monatlichen  Frist  kann 
jedermann  gegen  die  Eintragung  Einspruch 
eriieben,  auch  ohne  einen  solchen  ist  das 
angemeldete  Zeichen  auf  seine  Neuheit  imd 
Eigentümlichkeit  von  der  Behörde  zu  prilfen. 
Die  Eintragung  in  das  Register  begründet 
zunächst  einen  prima-facie-Bewcis ,  nach 
Ablauf  von  fünf  Jahren  jedoch  einen  voll- 
ständigen Beweis  für  das  Recht  an  der 
Marke.  Die  Giltigkeitsdauer  eines  einge- 
tragenen Zeichens  ist  14  Jahre;  Ei-neuerung 
ist  zulässig.  Die  Eintragungsgebühr  wird 
von  Zeit  zu  Zeit  dtm:h  das  Handelsamt  fest- 

S!setzt.  Au  sfOhrungs- Reglement  vom  31, 
ezeraber  1889.  Neben  dem  Gesetz  von 
1883  ist  durch  ein  G.  v.  23.  August  1887 
(Merchandise  Marks  Act}  ein  weitgehendes 
Verbot  der  Verwendung  falscher  Handels- 
bezeichnungen erlassen.  Einer  TJebertretung 
dieses  Gesetzes  macht  sich  schuldig,  wer  in . 
Bezug  auf  Anzahl,  Mass,  (Jewicht,  ürspning 
von  Waren,  auf  die  Art  ihrer  Herstellung 
und  ihrer  Bestandteile  unrichtige  Angaben 
macht   oder   ^fälschte  oder   nachgemachte 
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Handelsmarken  benutzt.  Für  den  Export- [ 
verkehl'  nach  Grossbritannien  ist  namentlich 
zu  beachten,  daes  eiue  falsche  Ilaudelslie- 
zeiehnung  ^lon  (iaau  als  vorliegend  be- 
trachtet wii-d,  weno  zu  ßezeiclinungen  auf 
der  Ware  oder  ihrer  Urahtlllung  eine  andere 
Sprache  als  diejenige  des  Ursprungalandes 
verwendet  wird,  ohne  dass  das  w-irkliche 
UrspningslaDd  ausdrücklich  und  in  gleich 
auffälliger  Weise  auf  der  Wai-e  "xler  ilu-er 
l'mhfllhmg  angegeben  ist  (inade  inGermauy). 
EI>enso  gilt  es  als  Verstoss  gegen  das  Ge- 
setz, wenn  eine  Ware  aiisländischeo  Ur- 
sprungs mit  einem  Namen  «der  einer  Han- 
delsmarke in  einer  Weise  versehen  ist, 
welche  zu  einer  Verwechselung  mit  dem 
Namen  oder  der  Handelsmai-ke  englischci' 
Fabrikanten  oder  Kanfleute  Änlass  geben 
kann. 

Waren  mit  einer  falschen  Handelsbezeicli- 
nnng  im  Sinne  dieser  Vorschriften  imterlie- 
gen  der  Beschlagnahme. 

d)  Italien.  Nach  dem  Ö,  v.  30.  August 
186S  mnss  jede  Marke  von  den  Marken , 
anderer  sich  unterscheiden  und  den  Ur- 
spningsort,  die  Fal)rik  oder  den  Handelsbe-  \ 
trieb,  aus  dem  die  Ware  stammt,  genau  be- ' 
zeichnen.  Änmekbmg  bei  eiuor  Fräfektur 
des  Königreichs  unter  gleiclizeitiger  Vor- 
legung zweier  Exemplare  der  Marke,  einer 
B««:hreibTmg  in  doppelter  Ausfertigimg, 
einer  Erklärung,  worin  die  unter  den  Schutz 
der  Marke  zu  stellenden  Warengattungen 
angegeben  sind,  sowie  einer  Quittung  flt>er 
die  Einzalilung  einer  Gebflhr  von  40  Ijire 
an  den  Ortssteiioreinnehmer.  Ergiebt  sich 
bei  Prüfung  dieser  Formalien  kein  Anstand, 
so  winl  die  Anmeldung  dem  Ministerium 
für  Ackerbau  und  Handel  übermittelt, 
welches  dio  Marke  in  das  Eegister  eintrug 
und  zur  Kenntnis  des  Publikums  bringt.  Die 
Giltigkeitsdaner  der  Marke  ist  nicht  be- 
schränkt. 

Das  Gesetz  verbietet,  den  Namen  oder 
die  Firma,  das  Geschäftswappen,  das  Han- 
delsemblem, die  Benennung  oder  den  Titel 
eines  anderen  zur  Warenbezeichnung  zu  ver- 
wenden oder  an  Verkaiifsläden.  Zeichnungen 
oder  Kunstwerken  anzubringen.  Ausfüh- 
rungs- Verordnung  vom  7.  Februar  1869. 

e)  Oesterreich.  Das  G.  v.  6.  Januar 
1890  scliliesst  diejenigen  Marken  von  der 
B^listrierung  aus,  welche  ausschliesslich 
BUdnisee  von  Mitgliedern  der  Kaiserhchen 
Famihe  enthalten,  welche  bloss  in  Wappen, 
Zahlen  oder  Buchstaben  bestehen,  welclie 
allgemein  gebrSuehlieh  sind  oder  Angaben 
ordnungswidrigen  oder  trügerischen  Inhalts 
zeigen.  In  Abänderung  dieser  Vorschriften 
sind  'durch  ein  G.  v.  30,  Juni  1395  Worte 
als  Warenzeichen  insoweit  zugelassen,  als 
sie  nicht  ausschüesslich  Angaben  über  Art, 

Handwärterbnch  der  StaatawlHenschsrren.  Zweite 


Beschaffenheit,  Preis,  Menge  etc.  der  Ware 
enthalten. 

Die  Marken  sind  in  vier  Exemplaren  bei 
der  örtheh  zuständigen  Handels-  und  Ge- 
werbekammer (fili'  Ausländer  bei  der  Hwi- 
dels-  und  Gewerl)ekammer  in  Wien)  einzu- 
reichen; auch  ist  die  Angabe  der  Waren- 
gattungen sowie  die  Vorlage  eines  Chchea 
erforderlich.  Die  Anmeldung  wird  au  das 
Handelsministerium  weiterbefi'irdert,  welches 
im  Falle  der  Kolhsion  der  Anmeldung  mit 
älteren  Marken  den  beiden  Beteiligten  einen 
avis  prcalable  zugelien  lässt.  Die  Registrie- 
rung erfolgt  bei  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer und  in  dem  Centralregister  des 
Handelsministeriums.  Gebühr  5  Gulden  für 
die  erste  Anmeldung  und  für  die  von  zehn 
zu  zehn  Jahren  zu  bewirkende  Erneuerung. 
Die  Entscheidtmg  über  das  ausschliessliche 
Gebrauchsrecht  an  einer  Marke,  über  die 
Priorität  und  Ueberti'agung  dieses  Rechts 
sowie  über  die  Frage,  ob  eine  Marke  von 
einem  Dritten  für  andere  Warengattun^n 
benutzt  werden  darf.  Steht  ausschliesslich 
dem  Handelsminister  zu, 
liitteratar:  Kohler,  E'cht  da  l'rhrimrkntiei. 

—  Itande,  Lfhrbvrh   den geirrrUif/ien 

Urhrberreehlet.  —  Komineitlare  lu  dem  R.G.  v. 
31).  XL  1874  '•>»  Landgraf,  Endemann, 
Jtetees.  DavUUohn.—  Bearbrilungen  des  S.O. 

f.  li.  V.  ism  cou  AUfetd,  iteve».  Rhenltia, 
Schmid,  SetlimoAn.  —  ZeilechrifUn:  (Aml- 
lif/ie»  Malt  yilr  Talent-,  Mti»ler-  und  Zeifken- 
wtii-ii,  Gnrrrblirher  Rechlttrfiuti  und  I'rheber- 
rerht,  Arehir  für  geverblirAe  BrrhUpfiege,  La 
propri'lf  indiatrirlle. 


■arkgenoBsenscIiaft. 

1.  Aeussere  Geschichte.  2.  luiiere  Ge- 
schichte. 

Ueber  die  Markgenossenschaft  ist  bereits  in 
dem  Art.All  m  e  n  d  e  n  (von  Büclier)oben  Bd.I 
S.  23.^)ff.  das  wichtigste,  namentlich  vom  sozial- 
politischen Standpunkte  aus,  bemerkt  worden, 
weshalb  hier  nur  Nachträge  zu  liefern  sind. 
Auch  hinsichtlich  der  Erklärung  des  Begriffes 
Markgenossenschaft  ist  auf  jenen  Artikel  zu 
verweisen,  da  die  »gemeine  Mark«,  von  der 
die  Markgenossenschaft  ihren  Namen  hat, 
nur  ein  anderer  Ausdruck  für  »Allmende«  ist. 

1.  Aeneaere  Geschieht«.  In  der  zweiten 
Hälfte  des  Mittelalters,  d.  h.  in  der  Zeit, 
aus  welcher  zuerst  nähere  Nachrichten  über 
die  Markgenossenschaften  vorliegen, bemerken 
wir,  dass  meistens  eine  Mehrzahl  von  Dörfern 
an  einer  gemeinen  Mark  (dem  betreffenden 
Wald-,  Weide-,  Heideland,  Sumpf,  Moor,  den 
gemeinen  Gewässern)  beteiligt  ist.  Wohl 
haben  aucli  die  Dörfer  je  für  sich  regel- 
mässig ein  im  Gemeineigentum  stehendes 
Anfl»Ke.    V.  44 
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Areal.  Aber  die  gemeineü  ^klarken  von 
grösserer  AusdehnuDg,  wie  namentlich  die 
grossen  Waldungen  iiod  HaideD,  Btehen  doch 
■weit  (Iberwiegend  im  Eigentum  nicht  der 
Oemeinachah  eines  einzelnen  Dorfes,  sondern 
mehrerer  Dörfer.  Die  Entstehung  dieses 
Verhältnisses  ist  auf  verschiedene  Weise 
erklärt  worden.  Die  sog.  Urdorftheorie  greift 
aus  den  mehreren  Dörfern  eines  heraus,  um 
es  für  das  Dr-  oder  Mutterdorf  zu  erklären 
und  von  ihm  aus  die  anderen  hervorgehen 
zu  lassen.  Gewiss  wird  die  (remeiasamkeit 
der  Allmende  bei  manchen  Dörfern  diesen 
Ursprung  haben.  Indessen  braucht  zunächst 
die  Anlage  eines  nenen  Dorfes  nicht  immer 
von  einem  schon  in  der  Mark  vorhandenen 
Dorfe  erfolgt  zu  sein,  sondern  kann  auch 
von  aussen  stattgefunden  haben.  Vor  allem 
aber  hindert  durchaus  nichts  die  Annahme, 
dass  »gleich  bei  der  Ansiedelung  mehrere 
Dorfschaflen  eine  gemeinschaftliche  Mark 
behalten  haben«  (Waitz).  Neuerdings  hat 
übrigens  nach  dem  Vorgange  des  Franzosen 
FuBtel  de  Coulanges  R.  Hilde brand  die 
Meinung  vertreten,  dass  eine  wirkliche  ge- 
meine Mark  erat  in  aer  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters  nachweisbar  sei.  Die  Nach- 
richten aus  früherer  Zeit,  die  man  bisher 
daliin  gedeutet  habe,  bezögen  sich  thatsäch- 
lich  nnr  auf  Xutzimgsrechte  an  einem  im 
Eigentum  eines  oder  mehrerer  Grundherren 
befind hchen    Areals    oder   auf   res    nullius 

S nicht  res  communis)  u.  s.  w.  Indessen  ist 
lieae  'Frage  noch  nicht  genügend  geklärt.  — 
Die  umtingreichen  Miu'ken  einer  Mehrzahl 
von  Gemeinden  sind  zum  grossen  Teil  bis 
in  unser  Jahrhundert  bei  Bestand  geblieben, 
haben  jedoch  seit  dem  Mittelalter,  wie  wir 
es  au  der  Hand  der  Urkunden  verfolgen 
können,  eine  bedeutende  Eiubnsse  zu  Gunsten 
der  Herstellung  von  besonderen  Gemeinde- 
marken erfahren.  Wir  wissen  z.  B.  von 
Stadtgemeinden,  dass  sie  ihren  Anteil  aus 
der  bisher  mit  Landgemeinden  gemeinsam 
besessenen  Mark  herausgelöst  haben.  Die 
Gründe  solcher  Teüimgen  waren  teils  öko- 
nomische, teils  politische.  Es  ist  dabei  u.  a. 
das  unten  zu  erwähnende  Eingreifen  der 
lindes-  und  Grundherren  von  Wichtigkeit 
gewesen.  —  Viel  ist  darüber  gestritten 
worden,  ob  die  Grenzen  der  Markgenossen- 
schaften mit  denen  der  politischen  Ver- 
bände zusammengefallen  sind.  Für  die 
spätere  Zeit  kann,  bei  der  grossen  staat- 
lichen Zersplittenmg  Deutschlands,  schlecht- 
hin nicht  wohl  davon  die  Rede  sein. 
Bei  der  ersten  Ansiedelung  dagegen  mögen 
<lie  Grenzen  eines  ökonomischen  Bezirkes 
zugleich  für  den  politischen  verwendet 
worden  sein ,  imd  oft  mag  man  auch 
später  die  Grenzen  einer  Mark  bei  der  Her- 
stellung eines  politischen  Verbandes  benutzt 
haben.   Jedenfalls  aber  ist  die  Markgenossen- 


schaft als  solche  im  Mittelalter  nicht  Glied 
des  Staates;  ihre  Verfassung  ist  Verfa.'^sung 
nur  kiaft  Korporationsrechts,  nicht  kraft 
Staatsrechts. 

Soweit  die  Mark  Dorfmark  ist,  giebt  es 
keine  besondere  Oiganisation  der  Markge- 
nossenscliaft.  Hingegen  sind  in  den  grossen 
Marken,  an  denen  eine  Mehrzahl  von  Ge- 
meinden berechtigt  ist,  Beamtentum  und 
Gericht  von  denen  des  Dorfes  getrennt.  An 
der  Spitze  der  Mark  Verwaltung  steht  der 
■oberste  Märker »,  »Holzgraf«.  Ihm  sind 
niedereBeamte  uniergeben,  namentlich  solche 
für  den  Schutz  des  Waldes  (während  die 
Hirten  regelmässig  Gemeindebeamt«,  nicht 
markgenossen schaftliche  gewesen  zu  sein 
scheinen).  Ein  Äusschuss  tritt  dem  obersten 
Märker  erst  später  und  nicht  in  allen  Marken 
an  die  Seite.  Das  unter  dem  Vorsitz  des 
obersten  Märkers  tagende  »Märkerding«, 
»Holzding«  urteilt  ilber  Markfrevel, 

Die  ältesten  Mar kgenossen  Schäften  sind 
zweifellos  vollkommen  autonom  gewesen. 
Doch  sind  wolü  nicht  alle  von  Anfang  an 
autonom  gewesen,  indem  auch  durch  Grund- 
herren  Markgenossenschaften  gegründet  wer- 
den konnten.  Im  Laufe  der  Zeit  aber  ist 
bei  allen  oder  fast  allen  die  Autonomie  ein- 
geschränkt wonlen.  Ein  in  der  Mark  an- 
gesessener Gnindherr  (oder  mehrere  zugleich) 
wusste  sich  vorwaltenden  Einfluss  zu  ver- 
schaffen, die  Stellung  des  obersten  Märkers 
zu  erlangen,  einen  Änspnich  auf  grösseren 
Anteil  an  der  Markniitzung  zu  gewmncn, 
Ks  kam  auf  diese  Weise  dahin,  dass  das 
Amt  des  Vorstehers  an  einem  Fronhofe 
haftete.  Juristisch  ist  die  Stellung  eines 
solchen  Grundherrn  schwer  zu  bestimmen. 
Man  pflegt  ihn,  well  andererseits  die  übrigen 
Markgenossen  ihr  selbständiges  Anrecht  auf 
die  Mark  durchaus  nicht  verloren,  mit  dem 
{juristisch  unmöglichen)  Ausdruck  Obereigen- 
tflmer  der  )[ark  (Allmendeohereigentflmer) 
zu  bezeichnen.  —  Während  die  Gnmdherren 
schon  im  Mittelalter  einen  weit  reichenden 
Einfluss  in  den  Markgenossenschaften  aus- 
üben, beginnen  seit  dem  Ende  des  Mittel- 
alters auch  die  Ijandesherren  in  die  Ver- 
waltung der  Marken  einzugreifen,  ein  Vor- 
gang, der  mit  der  damals  eintretenden  all- 
gemeinen Erweitenmg  der  landesherrlichen 
Gewalt  zusammenhängt. 

Auflösungen  der  Markgenossenschaften 
(d.  h.  nicht  blosse  Zerlegungen  der  gros.sen 
Marken  in  Dorfmarken,  sondern  vollständige 
Auflösungen)  sind  bis  zum  18.  Jahrhundert 
Ausnahmen.  In  diesem  aber  setzt  eine  sehr 
lebhafte  Bewegung  zur  Beseitigung  der 
Markgenossenschaften  ein,  die  bis  in  unser 
Jahrhundert  fortdauert.  Doch  sind  nament- 
lich in  Süd-  und  Westdeutschland  noch 
Marken  in  grosser  Zahl  erhalten  geblieben, 
und  in  neuerer  Zeit  wird  die  Auflösimg  von 
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Staats  wegen  eher  erscliwert  als  erleichtert. 
Ueber  die  heutigeu  Verhältnisse  vgl.  den  Art 
Allmenden  &.  a.  0.  und  die  Referate  fiher 
die  »Bäuerlichen  Zustände  in  Deutschland« 
in  deo  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik Bd.  22  und  23  (Leipzig  1883). 

ä.  Innere  Geachichte.  Für  die  inneren 
Verhältnisse  der  Markgenossenschaft,  die 
bereits  in  dem  Art.  Allmenden  eine  ein- 
gehende Würdigling  gefunden  haben,  sind 
insbesondere  zwei  Fn^n  entscheidend:  1. 
Hat  der  einzelne  Berechtigte  ein  uneinge- 
schränktes Nutzungsrecht?  2.  Sind  alle  Ein- 
wohner der  Mark  nutzungsberechtigt  oder 
nur  bestimmte  Klassen?  Die  erste  Frage 
wird  für  die  älteste  Zeit  ebenso  zu  bejahen 
wie  fiir  die  spätere  zu  verneinen  sein.  Die 
Vermehrung  der  Ansicilelungen  und,  was 
damit  zusammenhängt,  das  Wachstum  der 
Bevölkerung,  ferner  die  Einforstung  vöu 
Markwäldern  (wodurch  sie  dem  gemeinen 
Nutzen  entzogen  wurden)  nOtigten  zu  einer 
Einschränkung  des  Nutzungsrechtes.  Was 
die  zweite  Fr^  betrifft,  so  waren  ni-sprOng- 
lich  gewiss  alle  selbständigen  Ilaushidte  m 
der  Mark  gleichberechtigt.  Seitdem  je<loch 
das  verfügbare  Ackerland  knapper  wurde, 
tauchen  (noch  im  Mittelalter)  Klassen  von 
minder  berechtigten  Gemeindegenossen  auf: 
Kötter,  Seidner,  Büdner,  Häusler,  welche 
sich  in  den  Jahrhunderten  der  Neuzeit  be- 
ständig vermehren.  Erst  seit  der  starken 
Zunahme  dieser  Bevölkenmgsklassen  wird 
die  Frage  nach  der  Konstruktion  der  Mark- 
anteile brennend.  Gelöst  ist  sie  im  einzelnen 
auf  sehr  verechiedene  Weise  worden:  bald 
ist  die  Realgemeinde,  bald  die  politische 
Gemeinde  nutznngsberechtigt,und  (Zwischen 
giebt  es  noch  Mittelstufen, 

Vgl,  auch  die  Ärtt.  Ansiedelung  (oben 
Bd.  1  S.354ff.),  Feldgemeinschaft  (Bd. 
ms.  831ff.),  Oemeinheitsteilung  (Bd. 
IV  S.  Hoff.),  Grundbesitz.  Geschichte 
(ebd.  S.  823ff.),  Gutsherrschaft  (ebd.  S. 
930  ff.). 

Lltt«ratar:  Vgl-  die  JAlUratur  in  dtmArtiktlAtl- 
mtndt  n(obt7i  Bd.I  S.S6ijGi),  JeraerSndemann, 
Die  Markgmoiietittltaft  und  dU  Landgemeinde  in 
JleucH,  ZetUchr.  j.  pretat.  Gtteh.,  Bd.  VII,  Berlin 
1870.  —  Eduard  Graf,  Die  Ävjleiluiig  der  All- 
mend  i«  der  Gemeinde  SchSti  fSeparalabdruek  aus 
der  Zeileehr.  f.  tchvseii.  Slati4tik),  Bern  1890.  ~ 
OraUtma,  drie  liukken  belrekketijk  Orerijtel- 
tche  markfn,  rerilagen  en  mededeelingen  der 
verteniging  tot  uilgave  der  frrwinen  ran  het  oade 
faderlandiiehe  recht,  II,  S,  544  jff:-  1891.  — 
Hartmann,  Die  Angeüieeker  Stark,  Mitteilungen 
de»  Vereint  für  GetchiehU  von  Otnabrllck, 
Bd.  16,  Omabriick  1S91.  —  Haun,  Bauer  und 
Gvltherr  in  Kartaehsen  (16. — 18.  Jahrhundert), 
StroMlnirg  1SH2.  —  SehasUan  Httttamann, 
Die  Gruvdenllattuag  in  Bagtmi,  Slratiburg  189g. 
—  R.  Hildebrana,  Beeht  und  Sitte  auf  den 
rerielüedenen  wirttckaftlichen  Kvllnrttufen,  1.  Teil, 
Jena  1836.  —  Th.   Knapp,  Die    Verfattting  der 


Landortf.  det  jettige«  Obrravitrt  HeUbronn, 
Wärttembergische  JahrbBehcr  ISUO,  Hefi  1,  StuU- 
garf  1899.  —  Lacomblet,  Die  Mark-  und 
Waidgenottemcbaflen  (am  yiederrhein),  Archiv 
fitr  die  Getehiehte  det  Xiederrheint,  Bd.  3, 
Dütteldorf  1860.  —  Lampreeht,  DeuürAet 
Winarhafteleben  im  XiUelaller,  I,  1  u.  e,  II  «. 
///,  Leipzig  1SS6  (vgl.  doxa  hittor.  Zeittehr.  SS, 
S.  i9iff.).  —  F.  Mtehel,  Beitrüge  zur  Ge- 
tehiehte det  .Värkeneetent  lu  Ifiederlahntleln, 
Annaten  des  Vereins  für  Saetaiiiiche  Getehichu- 
fonchvng,  Bd.  .19,  S.  S02f.  —  NortUioff, 
Haas,  Hof,  Mark  «ad  Gemeinde  Xordirestfaleni, 
SlultgaH  1889.  —  Roachtr,  Si/tlem  II,  4  ft. 
^-  Vir.  Sttttx,  Beehttgvtaehien  in  Sachen 
M.  Wv,nderiii\  gegen  den  Kanlon  Aargan  betr. 
da»  Eecht  der  Fiicherei  int  Rhein  tmtchen 
Bheinfeldea  and  Säekingen,  Freihurg  i.  B.  1900. 

—  St&ve,  Wetrn  and  Verfaeiung  der  Land- 
gemeinden und  det  ländlieheii  Griindbetitiei  in 
Sirdrrsachten  imrf  Weetfidc»,  Jena  1851.  — 
Thudiehum,  Dir  Gau-  und  ifarkrerfatiung  in 
Druttchland,  Gleiten  1860.  —  Deraetbe,  Sechti- 
geechirhle    der    Welterau,    Tübingen    1867^1885. 

—  WatU,  Deiittrhe  Verfaetuagtgeechichle,  Bd.  1, 
S.  Aul.,  S.  Ii6ff.,  Berlin  1880.  —  S.  Wotff, 
Beiträge  ivr  tiebenbärgiieh-deattehen  Agrar- 
geechiehtt,  Programm  dei  eeangel.  Gj/nniuiumt 
in  Miihlback  (Siebeubärgev),  Hermannttadt  1885. 

—  l'eber  dai  Verhällnii  der  Städte  wi  den 
Markgenoesensehajie«  7-gl.  auiier  dem  .irtikel 
Bürgerrecht;  G,  v.  BeU>w,  Her  Urtprung  dtr 
deuttche»  Stadtt-erfiiteung,  Düieeldorf  189i.  — 
Oolhein,  Wtrtaehc^itgeiehiehle  det  Srhvari- 
uialdet,  Bd.  1,  Slraiburg  lS9i.  —  Philippt, 
Zur  Getehiehte  der  Otnabrärkc-  Sladtverfatiung, 
Hantitehe  GeichichttbläUer,  Bd.  18. 


Märkte  nnd  Hessen. 

I.  Allereraeinee.  1.  Begriff  nnd  Arten. 
2.  Entatehnng.  3.  Bedeatang,  ll.  Geschicht- 
licheEutwickelnng.  4.  Altertum.  5.  Mittel- 
alter. Das  MarkUecht.  6.  Markt-  nod  StBdte- 
wesen.  7.  Jahrmärkte  nnd  MesBen.  8.  Terri- 
toriale Marktpolitik.  9.  Die  grossen  deutschen 
Messen.  10.  Messen  in  anderen  Ländern.  11. 
Bedeutong  der  Messen  in  der  Gegenwart.  12. 
Die  hentigen  Jahr-  nnd  Specialmärkte.  13.  Der 
Htidtische  Lebensipittelmarkt.  III.  Das  hen- 
tige  Recht 

I,  Allgemeines. 
1.  Begriff  and  Arten.  Soll  der  Handel 
seine  Aufgabe  erfüllen,  Produktion  und  Kon- 
sumtion auszugleichen,  so  bedarf  er  der 
Veranalaltungon,  mittelst  welcher  Nachfrage 
imd  Angebot  zusammengebracht  werden, 
Dei^artige  Veranstaltungen,  diu«h  welche 
Käufern  und  Verkäufern  Gelegenheit  ge- 
boten wij-d,  sich  zu  bestimmter  Zeit  an  be- 
stimmtem Ort  zu  treffen,  nennt  man 
Märkte.  Des  genaueren  verbindet  man 
damit  weiter  die  Voretellung,  das»  sie  regel- 
mässig periodisdi  wiederkehren  und  dass 
die  zu  verkaufenden  Gegenstände  wirklich 
auf  dem  Markte  vorhanden  seien.  Be- 
44. 


Digitized  by  L.iOOQlC 


Milrkte  mid  Blessen 


schränkt  sich  tlor  Verkehr  in  der  Vi 
hing  vou  Käiifera  und  Verkäufern  auf  Ge- 
scliüfte  in  verti-etliarpn  Gegenständen,  einer- 
lei ob  sie  gegenwärtig  im  Besitze  des  Ver- 
käufers sind  oder  niciit,  so  verwandelt  sieh 
der  Morltt  in  die  Börse.  Eine  andere  mo- 
derne Weiteren twickehing  der  Märkte  sind 
die  periodischen  Versteigenmgen  naniont- 
iicli  überseeischer  Produkte.  Auch  die 
RTtiesen  Anssteilnngeu  kann  man  als  eine 
Fortbildung  der  Märkte  betrachten. 

Im  übertragenen  Sinne  nennt  man  wohl 
auch  das  Absatzgebiet  einer  Ware  ihren 
Markt  oder  ganz  allp'mein  das  zeitweilige 
Verhältnis   zwischen    Nachfrage    und    An- 

Unter  Wochenmärkteu  versteht  man 
solche,  welche  in  der  Hauptsache  der  Lebens- 
mittelversorgimg der  grösseren  Ortschaften 
dienen  und  welche  überwiegend  von  den 
Produzenten  der  näheren  Umgegend  bezogen 
worden,  wo  nebenher  aber  aucJi  von  Hand- 
werkern oder  kleinen  Händlern  andere 
■    Waren  feilgeboten  werden. 

Jahrmärkte  und  Messen  finden  in 
längeren  Zwischenräumen  statt  und  dienen 
namentlich  dem  Verkehre  mit  gewerblichen 
Erzeugnissen.  Der  Unterschied  zwischen 
Jahrmärkten  und  Messen  ist  ein  füessender. 
Doch  kann  man  im  allgemeinen  ihn  dann 
finden,  dass  erstere  dem  Kleinhandel  und 
der  Versorgimg  der  Konsumenten  dienen, 
während  die  Messen  ihre  Bedeutung  dem 
Grosshandol  und  der  Versorgung  der  Klein- 
händler durch  Grosshändler  und  Fabrikanten 
verdanken.  Endlich  giebt  es  zalilreiehe 
Arten  von  Specialmärkten,  auf  welchen 
an  einem  durili  die  Pi-oduktionsliedingungen 
gegebenen  Termine  einzelne,  namentlich 
landwirtschaftliche  Ei'zeiignisse  gehandelt 
werden.  So  gieht  es  Sjiecial markte  für 
Butter,  Eier,  Flachs,  Garn,  Leinwand,  Hanf, 
Hopfen,  Honig,  Gänse,  Getreide,  Holz, 
Zwiebeln  etc.  Besondere  wichtig  sind  die 
Wollmärkte  und  die  verschiedenen  Arten 
von  Viehmfirkten  (für  Pferde,  Sdi weine, 
Jungvieh,  Magci-vieh,  Schlachtvieh  etc.). 

2.  Entstehnng-  Märkte  entstellen  von 
gelbst  da,  wo  regelmässige  Zusammenkünfte 
von  Menschen  stattfinden.  Der  Zuaammen- 
laut  möglicher  Käufer  lockt  die  Verkäufer 
an ;  die  Gegenwart  von  Verkäufern  zieht  die 
Käufer  herbei.  Der  Ankunft  eines  Schiffes 
mit  fremden  Eaufjeuten,  einer  Karawane 
folgt  von  selbst  die  Eotwickelung  eines 
marktai-tigen  Verkehrs.  Ueberhaupt  hat 
aller  fnihere  Handel  durch  die  Notwendig- 
keit gem einseh aftliciien  Reisens,  durch  die 
Abhängigkeit  von  den  Jahreszeiten  einen 
perioflisciien  Charakter.  Ein  eigentlicher 
Markt  entsteht,  weim  die  Anlässe  sich  regel- 
mässig wiederholen.  Deslialb  sind  wegen 
der   Unregelmässigkeit    der   Sclüffahrt    in 


Seehandelsplätzen  gi-osse  Messen  stdlener 
entstanden  als  im  Binnenlande.  Eine  strikte 
Regelung  dei'  StJiiffahrt  in  gemeinschaft- 
lichen (alirlen  hat  aiier  gerade  dadurch 
grosse  Messen  hervorgenifen,  so  in  der 
Blütezeit  des  sjanisclien  Kolonialsjstems 
die  Messe  von  Portobelo  in  ('entralamerika, 
welche  an  die  Ankunft  der  spanischen 
Oaleonen  sich  anscldoss;  so  die  Muda  (von 
miitare)  in  Alexandricn  zur  Blütezeit  des 
venetianischen  Levantehandels.  So  sind  die 
Märkte  von  grosserer  Bedeutung  entstanden 
an  Punkten,  wo  die  Natur  der  Verkehrs- 
verliältiiLsse  den  wandernden  Kaufmann  zum 
Verweilen  veranlasst  oder  wo  ein  grosser 
Zusammcnlauf  von  Menschen  stattfindet. 
Daher  haben  Festlichkeiten,  namentlich 
religiöser  Art  häufig  den  Anlass  zu  Märkten 
gegeben.  Deshalb  hat  man  später  umge- 
kehrt Märkte  gern  auf  solche  lieste  geh'gt. 
Daher  die  Bezeichnungen  Messe,  Dult  (von 
indultum).  Send  (von  synodus),  das  fran- 
zösische foii-e,  das  englische  fair  (von 
feriac). 

Die  wesentliche  Grundlage  für  die  Ent- 
wictelung  des  Marktverkelirs  ist  überall  ein 
besonderer  Friede,  ein  besonderer  BecJits- 
schutz,  der  dem  Markte  und  seinen  Be- 
suchern zu  teil  wird.  Fls  liegt  das  so  in 
der  Natur  der  Dinge,  daas  wir  die  gleiche 
Erscheinung  bei  den  verschiedensten  Völkern 
wietlerkehren  sehen,  hei  den  Griechen,  wie 
im  eiiro]iäischen  Mittelalter,  bei  den  alten 
Mexikanern,  wie  heute  in  Innerafrika.  Dabei 
tritt  dann  iiald  mehr  der  religiöse,  bald  der 
staatHche  Charakter  dieses  Friedens  in  den 
Vordei^imd. 

Solcher  Friede  ermöglicht  auch  i)erio- 
dische  Märkte  an  den  Grenzen  zwischen 
Völkern  und  Stämmen,  rlie  sonst  nicht  in 
Verkehr  mit  einander  stehen  (Grenzmärkte 
in  Hellas,  an  der  Slavengrenze  des  frän- 
kischen Reiches,  au  der  chinesischen  Grenze 
am  »Thoi-e  von  Korea»,  heute  am  Kihma- 
Ndscliaro  zwischen  Ackerbauern  und  Vieh- 


Im  allgemeinen  hat  die  Staatsgewalt  als 
solche  an&ngs  an  dem  Markt-  wie  an  allem 
Handelsverkehr  nur  insoweit  Interesse,  als 
er  finanzielle  Ausbeutung  ziUässt.  Allmäli- 
licli  aber  treten  wirtschaftspolitische  Er- 
wägungen neben  die  rein  fiskahschen.  Der 
natürlichen  Entstehung  der  Märkte  folgt 
ihre  künstliche  Begründung,  die  Errichtung 
mit  gewissen  Privilegien  ausgestatteter 
Märkte.  Diese  kann  den  Zweck  haben,  den 
Grenz  verkehr  benachbarter  Völker  zu  re^ln. 
Meist  aber  geschieht  sie  in  der  Absicht, 
den  Haudel  in  gewisse  Gebiete,  über  ge- 
wisse Strassen,  an  gewisse  Orte  zu  leiten, 
die  Marktorte  zu  beten  und  damit  auch  die 
Einnahmen  zu  steigern.  Ob  solche  Markt- 
gründungen   gedeihen,    hängt    dann    aber 
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wietler  davon  ab,  ob  die  natüriichen  wiit- 
schaftiicliea  und  güsellseliaftlichen  Voraiis- 
■ietziiDgeii  für  eine  solche  Entwickelnng 
vorhanden  sind- 

3.  Bedentang.  Man  kann  die  Geschichte 
des  Handels  nach  seinen  OrganlsatioDS- 
formeii  in  drei  Perioden  einteilen,  wobei, 
wie  bei  je<ler  organischen  Eütwickelung,  die 
nie<lcren  Formen  bei  Entsfeiuing  höherer 
nicht  beseitigt,  nur  zurOckged rängt  wenlen. 

Die  niederste  Sti;fe  ist  die  des  Hau- 
sierhandels, Der  umherziehende  Händler 
sucht  den  Konsumenten  und  Produzenten 
auf.  In  sehr  dOoD  besiedelten  Ländern  ist 
der  Hausierer  noch  heute  der  Ti-äger  des 
Handels  (z.  B.  in  Südafrika).  Die  mittlere 
Stufe  ist  die  des  Markthandels,  auf 
welcher  die  Verkäufer  periodisch  an  be- 
sliinmlem  Orte  ihre  Ware  selbst  anbieten, 
die  Käufer  persönlich  eicli  einstellen.  Die 
höchste  Stufe  ist  die  moderne  Form  mit 
ständigen  Verkaufsiädeii,  mit  dei-  Entwicke- 
limg  des  Kommissions-,  überhaii])t  des 
Distanzgescliäfts,  mit  dem  kaufmännischen 
NachricÜtenwesen,  dem  Kauf  nach  Probe, 
doi-  Äufsuchinig  der  Bestellungen  durch 
Handlmiesreisende.  Wie  die  unterste  Stufe 
fflr  den  kleinen  Verkehr  bis  in  die  Gegen- 
wart hineinragt,  so  lassen  sich  Anfänge  der 
modernen  Verfassung  weit  zurOck  verfolgen 
in  dein  Verkehr  der  grossen  Handels-, 
uaracDtlicIi  Seeplätze  in  der  zweiten  Hälfte 
des  Mittelalters.  In  der  Mitte  steht  der 
Markthandel, 

Der  Markt  ist  nötig,  damit  das  natür- 
liche Mi&strauen  und  tiie  Unehrlichkeit 
primitiver  Zeiten  überwunden  werde,  damit 
ein  regelmä-ssiges  Angebot  von  Waren  ent- 
stehe, damit  für  den  Verkauf  produziert 
werde,  damit  eine  regelmässige  Preisbüdimg 
ins  Leben  trete.  Der  Markt  ist  die  Voraus- 
setzung für  die  Verkebrswii-tschaft. 

Seine  Bedeutung  liegt  darin,  dass  Käufer 
und  Verkäufer  über  das  gegenwäi'tig  vor- 
handene Angehot  wie  über  die  Stärke  der 
Nachfrage  sich  unterrichten,  dass  klar  wird, 
welche  Waren  überhaupt  aiigelwlen  werden, 
dass  die  Qualität  der  angebotenen  Ware 
leicht  geprüft  werden  kann,  dass  die  ver- 
schiedenen Arten  derselben  Ware  neben  ein- 
ander zum  Vergleich  stehen. 

Die  Bedeutung  der  Märkte  sinkt  also, 
je  raehi-  diese  Zwecke  afich  auf  andere 
Weise  erreiclit  werden  können,  je  leichter 
es  wird,  sich  über  die  Produktion  überhaupt, 
über  das  augenblicklich  herrschende  Ver- 
hältnis von  Nachfrage  und  Angebot  zu 
unterrichten,  je  mehr  es  möglich  wird, 
Waren  nach  Mustern  oder  Katalogen  zu  be- 
ziehen etc.  Je  höher  die  Bddimg  der  Kauf- 
leute und  Fabrikanten,  ihi-e  Zuverlässigkeit, 
ihre  Kreditwilrdigkeit  ist,  je  sicherer  die 
itechtepflege  ist,  um  so  mehr  sinkt  die  Be- 


deutung der  Märkte.  Und  wie  diese  gesell- 
scliaftlichen  Faktoi-en  wirken  die  technischen : 
die  Verbessonmgen  des  Nachi'icbtenverkehrs 
und  des  Zeitnngswesens,  der  erleichterte 
Personenverkehr,  die  motleroen  Transport- 
mittel, welche  es  ermöglichen,  Waren  schnell 
und  gieichmässig  das  ganze  Jahr  hindurch 
aiif  grosse  Entfernungen  zu  versenden  etc. 
Darauf  beruht  es,  wenn  schon  in  älteren 
Zeiten  für  grosse  Handelsplätze,  wie  Venedig, 
Brügge,  Lübeck,  der  Messverkehr  minder 
wichtig  war,  da  in  ihnen,  wie  der  regel- 
mässige Ausdruck  tautet,  das  ganze  Jahr 
durch  Messe  war.  Infolge  der  angedeuteten 
Ent Wickelung  hat  der  Handel  aufgehört, 
sich  heute  im  mittleren  und  westlichen 
Europa  in  der  Form  des  Markthandels  zu 
vollziehen.  Auch  wo  der  Messverkehr  noch 
bis  in  die  jüngste  Vergangenheit  gewachsen 
ist,  wie  auf  den  grossen  deutschen  Messen, 
ist  er  hinter  der  gesamten  Handels- 
bewegung zurückgeblieben.  Für  die  ge- 
nannten Gruden  hat  der  Markthandel 
heute  überwiegend  nur  geschichtliches  In- 
teresse. Aber  er  ist  auch  bei  sonst  vor- 
herrscliender  moderner  Handelsoi^aiüsation 
wichtig  für  dünn  bevölkerte  Landstriche, 
für  kleine  Produzenten,  die  dm-ch  direkten 
Verkauf  auf  dein  Markt  ihi-e  Selbständigkeit 
gegenüber  dem  Händler  erhalten,  für  ge- 
schäftsunkundige Käufer  wie  für  unzuver- 
lässige Verkäufer,  für-  Waren,  deren  indivi- 
duelle Beschaffenheit  sehr  verschieden  ist, 
für  Waren,  welche  periodisch  zu  besLimmteu 
Zeiten  angeboten  werden :  der  Lebensmittel- 
markt für  die  breite  Masse  der  Konsu- 
menten, der  JahrraiU'kt  für  kleine  Orte  und 
dünnbevölkerte  Gegenden,  der  Specialmarkt 
von  Vieh,  Wolle  etc.  für  die  Produzenten, 
die  internationale  Messe  für  so  verschieden- 
geartete  Waren  wie  Pelzwerk. 

Die  historische  Bedeutung  specieD 
der  grossen  Messen  ist  gewesen,  dass 
sie  in  Zeiten  eines  sonst  enggebundenen 
Verkehre  einen  relativ  freien  Grosshandel 
möglich  ^macht  haben.  Sie  haben  folge- 
rechterweise ihre  Gegner  gehabt  in  den 
rücksichtslosen  Anhängern  städtischer  oder 
territorialer  Abschliessungsimlilik.  In  den 
Messorten  hat  der  Kampf  der  Handwerker, 
der  Krämer  etc.  gegen  die  Konkurrenz 
fi-emder  Händler  und  Handwerker  nie  auf- 
gehört, zuweÜen  auch  die  leitenden  Be- 
hörden beeinflusst  Selbst  in  Leipzig  liat , 
wiederholt  die  kurfürsthche  Regierung  die 
Freiheit  des  Verkehrs  gegen  lokal  protektio- 
nistische  Anwandlungen  des  Rates  schützen 
müssen.  Die  Verfechter  energischer  Staate 
lieber  Zusammenfassung  des  Wirtschafts- 
lebens sind  ebensowenig  Freunde  der  Messen 
und  Jahrmärkte  gewesen,  so  Booher,  Justi, 
Sonnenfels.  Die  merkantilist i sehe  Handels- 
politik   musste    auch    von    selbst  die  inter- 
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nati'inale  B^deiitimg  der  Xesften  herab- 
d nicken,  wie  das  unter  Friedrich  dem 
Grossen  thats9chlich  in  Frankfurt  a.  0.  der 
FaU  war. 

Bei  den  geoannteo  Theoretikern  kommt 
hinzu  das  tiefüh].  dass  die  Messen  einer 
wirlsehaftlichen  Entwickelungsstiife  angre- 
hören,  aus  der  man  henmsstrebte.  Xoch 
mehr  ist  das  der  FaU  bei  den  Freihändlern, 
deren  Abneigung  Tiirgot  in  der  Encvdo])Mie 
(Bd.  Vn  von  IT.H)  Ausdnick  gab:  .Con- 
eluoDS  i^uc  les  grandes  foires  ne  sout  jamais 
ausst  utiles,  q\ie  la  gvne  qu'elles  snpposent , 
est  nrasible.'  Die  Feindseligkeit  der  ab- ' 
Btrakten  Freihändler  (wie  Eramin^haus  und 
Scholz}  hat  dann  ihren  Grund  teils  in  der 
allgemeiaen  Abneigung  gegen  jede  vom 
Staat  ausgehende  wirtschaftliche  Veran- 
staltung, teils  in  der  Empfindlichkeit  des 
Faustscheu  Famulus  gegen  das  Jalirmorkts- 
getüse. 

IL  <i>eschichtliche  Eotwickelniig. 
4.    Altertnm.      Ober    das    Marktwesen 
im  klassischen  Altertum  sind  wir  nur  durch 

vereinzelte  Notizen  unterrichtet.  Wir  wissen 
Ton  Märkten  an  deu  Grenzen  der  Land- 
Bchafteu  von  Hellas.  Wir  wissen,  dass  der 
Gottesfriede  der  grossen  Beligions-  und 
Sationalfeste  zu  grossen  Eramuiärkten  An- 


phi  bei  Gelegenheit  der  Amjjh 
Sammlungen,  zu  Thermos  bei  den  Bundes- 
versammlungen   der    Aetoler.    Wir   wissen 
auch,    dass    die  städtischen  Versammtungs- 

Elätze  der  Bürger  gleichzeitig  als  Märkte  fflr 
ebensmitte!  verkauf  und  Kramhandel  dienten. 
Das  Amt  der  Agoranomoi,  welche  die  Markt- 
polizei, d.  h.  die  Ueberwachung  von  Mass 
und  Gewicht,  die  Uiirchfühning  von  Luxiis- 
gcsetzen  und  Verkehrsverboten  etc.,  besorg- 
ten, ist  vielleicht  das  Vorbild  der  römischen 
Ae<lilität  geworden,  die  von  Bom  aus  auf 
alle  abhängigen  Gemeinden  fibertragen  wurde. 
In  Rom  selbst  gingen  ihre  Befugnisse  in 
der  Kfüserzeit  auf  die  Stadtpräfekteu  Aber. 
In  christlicher  Zeit  tritt  die  Aufsicht  der 
kirchlichen  Organe  neben  die  der  Staals- 
und  Gemeindebeamten.  Auch  aus  dem  alten 
Rom  und  seiner  Umgebung  kennen  wir 
Jahrmärkte  (mercatus),  die  imter  dem  Gottes- 
frieden religiöser  Feste  standen,  während 
die  Wochenmärkte  (nimdinae),  schon  in  den 
Zwßlf  Tafeln  ennähnf,  dem  wirtsihattlichen 
Verkehr  der  städtischen  und  ländlichen  Be- 
völkerung dienten.  Die  Stadt  ist  der  Markt- 
oil.  Die  Ei-hebung  einer  Ansiedelung  zu 
einer  städtischen  ist  in  der  KaJseraeit  an 
die  Verleihung  des  Marktrechts  durcli  Pri- 
vileg geknöpft.  Die  Befugnis,  regelmössig 
wie<ler  kehren  de  Märkte  an  einem  anderen 
Orte  als  in  der  Staiit  abzuhalten,  wii-d  vom 
Senat  verliehen.    (Momnisen.) 


i       ft.  Minelalter.     Das  Hu^trecht    So 

entschieden  die  Annahme  zurflckzu weisen 
ist,  dass  die  römische  Gemeinde  Verfassung 
in  den  neuen  germanischen  Staaten  sich  er- 
halten habe,  so  unwahrscheinlich  ist  es,  da.^« 
im  fränkischen  GaUien  die  alten  Verkehrs- 
gewobnheiten  ganz  verschwunden  sein  soll- 
ten. Der  Gedanke,  dass  der  Marktverkehr 
unter  Aufsicht  öffenthcher  Oi^ne  stehe,  ist 
durch  die  Kirche  aus  dem  Altertum  ins 
Mittelalter  Qbertragen.  Der  Staat  aber  hat 
an  den  thatsächlich  begehenden  Märkten 
zunächst  nur  ein  fiskalisches  Interes.ie  durch 
die  dort  eriiobenen  Verkehrsabgaben,  die 
MaiktzSlle,  die  von  den  üppig  entwickelten 
W^e-  und  Durchgangs zGllen  ebenso  scharf 
zu  trennen  sind  wie  von  den  grundherr- 
lichen Standgeldern,  Im  Interesse  dieser 
Markteinkünfte  wird  durch  die  fränkische 
Gesetzgebung  der  Handeis  verkehr  auf  die 
Märkte  verwiesen,  wird  königliche  Erlaubnis 
für  die  Anlegung  neuer  Märkte  oder  die  Ver- 
legung bestehender  verlangt.  Der  Einfluss 
der  Kirche  macht  sich  in  dem  —  allerdings 
fruchtlosen  ^ — Verbot  der  Sonnlagsmärkte  gel- 
tend. Die  Einkünfte  von  den  Märkten  aber 
werden  ein  Gegenstand  b  joighcher  Freigebig- 
keit gegenfiber  Klöstern  und  Bischöfen,  wie 
z.  B,  die  Zölle  der  Dionysiusmesse  bei  St. 
Denis,  welche  schon  im  7.  Jahrhundert  dem 
Kloster  geschenkt  wurden.  Diese  erste  ur- 
kimdlich  im  fränkischen  Reiche  erwähnte 
Messe  blieb  unter  dem  Namen  Lendlt  das 
ganze  Mittelalter  hindurch  der  bedeutendste 
der  Pariser  Märkte.  Besitzen  wir  aus  kan>- 
lingischer  Zeit  solche  urkundliche  Nach- 
richteu  in  ziemlicher  Zahl  aus  dem  west- 
lichen Franken  reiche,  so  sind  sie  noch  sehr 
selten  in  Deutst^hland.  Erst  unter  den 
Sachsenkaisem  werden  die  Marktprivilegien 
häufiger.  Aber  gleichzeitig  verändert  sich 
ihr  Chaiakter.  Es  werden  nicht  mehr  allein 
die  Einkflnfte  bestehender  oder  zu  begrün- 
dender Märkte  an  Bischöfe  und  Klöster  ver- 
liehen, sondern  gleichzeitig  die  Gerichtsbar- 
keit darüber,  entsprechend  der  ottonisehen 
Politik  der  Uebertragung  öffentlicher  Befug- 
nisse auf  die  kirchlichen  Würdenträger.  Wie 
das  für  Deiitschland  in  dem  Spruch  der 
Fürsten  von  121S  für  alle  kaiserlichen  Marirt- 
verleihungeu  anerkannt  ist,  so  hat  auch  in 
Frankreich  und  England  die  Verleihung 
eines  Marktes  die  der  Gerii:htsge\va!t  da- 
rüber eingeschlossen. 

Gegenüber  dem  tliatsSchlieh  sich  bilden- 
den (xler  vom  Giimdherm  errichteten 
Markte  steht  damit  das  mercatnm  pTibliciim, 
wo  allein  die  Erhebung  wirklicher  Markt- 
zölle gestattet  war  und  der  Marktverkehr 
imter  dem  Schutze  des  kaiserlichen  Bannes 
stand.  Erst  mit  der  Bildung  der  Territorien 
sciiiebt  sich  an  die  Stelle  der  kaiserlichen 
die   Gewalt   der   Territorialherren,    welche 
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zuerst  die  Verlegung  bereits  verliehener 
Märkte  (1224),  allniäblich  die  Anlag«  neuer 
Märkte  für  sich  in  Anspruch  nehmen.  Sie 
glichen  sich  auch  der  Enichtung  neuer  kfusei-- 
lichev  M&rkte  zu  erwehren  (1231).  Ausser- 
halb der  Reichsstädte  wird  die  kaiserliche 
Gewalt  auf  die  Bestätigung  landesherrlicher 
Märkte  beschrinkL  Die  kaiserlichen  Privi- 
legien haben  praktisch  nur  mehr  die  Bedeu- 
tung, als  Stütze  des  Anspruchs  auf  Unter- 
drückung von  Konkurrenzmärkten  in  der 
Nachbarschaft  zu  dienen. 

In  Frankreich  hat  dagE«;eE  die  Krone 
im  14.  Jahrhundert  wieder  das  ausschliess- 
liche Hecht  zur  Errichtung  von  Märkten 
durchgesetzt.  In  England  hat  sie  es  nie 
verloren. 

ö.  Harkt-  nad  Städteweseii.  Das 
wesentliche  an  dem  mercatum  publicum, 
dem  :>freien  Markt«  der  sjÄteren  Zeit,  ist 
der  Marktfriede,  der  sich  in  Deutsch- 
land auf  den  Königsbann  stützt.  £r  bezieat 
sich  auf  den  Ort,  wo  der  Markt  abgehalten 
■  wird,  wie  auf  den  Besucher  des  Marktes, 
auch  auf  dem  Wege  zum  und  vom  Markte. 
Daraus  ist  dann  das  besondere  Marktgeleit 
entnickelt.  Das  Zeichen  des  Friedena  ist 
das  Marktkreuz,  das  während  des  Marktes 
errichtet  wird,  auch  wohl  Träger  des  Sym- 
bols der  kaiserlichen  Marktverleihung,  des 
Handschuhs  ist  Auch  sonst  wird  durch 
bestimmte  Zeichen,  wie  Ausstecken  einer 
Fahne,  Ein-  und  Ausläuten  etc.  Beginn  imd 
Ende  des  Marktes  und  Marktfrieden s  kund- 
gegeben. 

Märkte  sind  nicht  notwendig  an  dauernd 
bewohnte  Orte  gebunden.  Aber  die  Begel 
ist  es.  Das  Wesen  der  städtischen  Nieder- 
lassung ist,  daes  sie  ein  Mittelpimkt  für  den 
Handelsverkehr  sei,  was  für  die  gewerb- 
liche Produktion  nicht  bei  allen  Völkern  der 
Fall  ist.  Die  Stadt  ist  ihrem  Wesen  nach 
überall  ein  Markt.  In  unserem  Mittelalter 
aber  stehen  Marktwesen  und  Städte  in  be- 
sonders en^r,  nicht  bloss  thateächlicher, 
auch  rechtlicher  Beziehung.  Die  Stadtge- 
meinde  unterscheidet  sich  von  der  Landge- 
meinde dadurch,  dass  sie  auch  von  rechts- 
w^en  der  Mittelpunkt  des  Handels  ist. 
Das  Eigenartige  der  Stadt  ist  der  Markt 
mit  seinen  eigenartigen  Verkehrsformen  und 
Verkehrsrecht  wie  mit  seiner  Marktpolizoi. 
Von  der  Marktpolizd  geht  die  städtische 
SonderentwickeluDg  aus,  Als  Organ  für  die 
Markt-  und  Gewerbepolizei  entsteht  der 
städtische  Rat.  (Auf  die  verfassungs^e- 
schichtlichen  Theorieen,  welche  hieran  sieh 
knüpfen,  kann  hier  nicht  eingegangen  wer- 
den.) 

Die  Stadt  ist  der  dauernde  Markt,  mag 
der  Handelsverkehr  auf  einzelne  Tage  der 
Woche  koncentriert  sein  oder  alle  Tage 
stattfinden.    Aller  mittelalterliche  Handels- 


verkehr vollzieht  sich  in  marktartigen  For- 
men. Er  vi-ird  zusammengedrängt  auf  be- 
stimmte Tage  und  bestimmte  Stunden,  auf 
bestimmte  Plätze  und  Strassen  oder  in  Kauf- 
häuser und  Hallen  fOr  Tuche,  Leinwand, 
Getreide,  Wein  etc.  Das  steht  in  engem 
Zusammenhang  mit  der  ganzen  Organisation 
des  Handels  nach  dem  iT-indp  der  Oeffent- 
lichkeit :  mit  der  Verpflichtung,  Unterkäufer 
(Makler)  zuzuziehen,  vereidigte  Messer  und- 
Träger  zu  verwenden,  mit  dem  Wagezwang 
etc.  Dadurch  soll  Treu  und  Glauten,  soll 
gerechter  Preis,  soll  ehrlich  Mass  und  Ge- 
wicht, soll  gute  Qualität  gesichert  werden. 
Essoll  vorallem  auch  verteuernder  Zwischen- 
handel verhütet  werden.  Produzent  und 
Konsument  sollen  direkt  oder  durch  mög- 
lichst wenig  Zwischenglieder  verkehre  u. 
Daher  die  Verbote,  ausser  dem  Markte  zu 
verkaufen,  die  Verbote  des  Aufkaufs  vor 
den  Thoren  oder  vor  der  Marktstunde,  dos 
Verbot  an  die  Höker  und  andere  Zwischen- 
händler, wfUirend  der  ersten  Marktstuuden 
einzukaufen.    Alle  die  städtischen  gewerbe- 

g)lizeilichen  Vorschriften  Ober  Einltauf  der 
ohstoffe,  Verkauf  der  Fabrikate  sind  nur 
mittelst  des  öffentlichen  Marktes  durchzu- 
führen. 

Aber  diese  städtische  Wirtschaftspohtik 
soll  aucli  nur  der  Stadt  und  ihren  Angeh&- 
Hgen  dienen.  Daher  das  Bestreben,  keine 
benachbarten  Märkte  aufkommen  zu  lassen. 
Daher  der  Ausschhiss  des  Fremden  vom 
gewinnbringenden  Detailhandel  auf  dem  täg- 
lichen Markt.  (S.  d.  Art.  Fremdenrecht 
oben  Bd.  lir  S.  1283ff.)  Daher  das  Verbot, 
Waren  an  der  Stadt  vorbei  zuführen,  ohne  sie 
zum  Verkauf  auszubieten.  Bei  weiterer  Ausge- 
staltung der  städtischen  Verhältnisse  riclitet 
sich  die  gleiche  ausschliessende  Tendenz  wie 
gegen  den  Fremden  gegen  die  unteren  Stände. 
Die  herrschenden  Klassen,  die  Grosskauf- 
leute, die  Gewandschneider  etc.  resenüeren 
den  städtischen  Markt  für  sich,  schUessen 
den  Handwerker  aus,  schränken  den  Krämer, 
den  Höker  ein, 

7.  Jahrmärkte  und  Heasen.  Die 
Strenge  dieser  Beschränkungen  des  Handels 
wurde  aber  wesentlich  gemildert  während 
der  Jahrmärkte,  was  formell  wohl  aus  dem 
Versprechen  freien  Verkehrs  folgte,  welches 
die  ilarktpri^-ilegien  so  häufig  entlialten. 
Auf  den  Jalinnärkten  durfte  wie  der  Hand- 
werker auch  der  fremde  Händler  seine  Ware 
mehr  oder  weniger  unbeschränkt  ausbieten. 
Die  grosse  Mehrzahl  der  Jahrmärkte  erhebt 
sich  freilich  nicht  über  eine  ganz  lokale 
Be<ieutimg  hinaus.  Sie  bieten  im  Anschluss 
an  kirchliche  Feste  nach  Beendigung  der 
Ernte  oder  beim  Beginn  des  Frühjahrs  der 
benachbarten  Ijaodbevölkenmg  die  Gelegen- 
heit, sich  mit  gewerblichen  Produkten  zu 
verseilen,  eigene  Produkte  wie  Wein,  Vieh, 
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I.eiiiewand  etc.  abziisctzon ;  sie  erinöglifhen  | 
dorn  Handwerker,  auf  Vorrat  zti  arbeiten' 
lind  beim  Folilen  von  Kundenarbeit  füi-  den 
Marktverkauf  zn  arbeiten;  sie  bieten  eine 
willkommene  Gelegenheit  zu  Lustbarkeiten 
lind  Schaustellung.  Wo  aber  giliistige  Ver- 
kehrsbeziehiingen  obwalten,  erhalten  die 
Jahrmärkte  grüs-sere  Bedeutung,  entwickeln 
sie  sich  zu  Messen.  Hier  bilden  sich  Mittel- 

§  unkte  eines  weit  sich  verzweigenden  Haii- 
els.  Nach  den  grossen  Märkten  und  Messen 
richtet  sich  der  ganze  Warenzug.  Die  Zeit 
der  Messe  wird  eine  wiclitige  Angelegenheit, 
damit  ein  geordneter  Besuch  einer  Messe 
nach  der  anderen  möglieh  werde.  Seit  dem , 
späteren  Mittelalter  bis  in  das  19.  lahrhun-j 
dert  hinein  vollzieht  sich  der  biniienländische 
europäische  Handel  in  der  Art,  dnss  die 
Manufakte  des  Westens  und  Südens  sieli 
nach  Nordosten  vorwärts  schieben,  von  den 
französischen  Messen  von  Beaucaire  und 
Lyon  über  Frankfurt  a.  M.  einerseits,  von 
Italien  über  Bozen  oder  ^urzaeh  (in  der 
Schweiz)  andererseits  nach  Leipzig  und 
Frankfurt  a.  0.  Von  dort  verbreiteten  sie 
sich  Über  den  Osteu  in  die  zahlreichen  pol- 
nischen und  später  die  russischen  Märkte. 
Die  Rohprodukte  des  Ostens  nehmen  den 
umgekelirten  Weg.  wie  noch  heute  für  den 
Peizhandel  die  Messen  von  Irbit  (an  der 
Grenze  von  Sibirien),  von  Nishnij  Nowgoroil 
und  Leipzig  und  die  Londoner  Pelzauktionen 
ineinander  greifen. 

Der  "Verkehr  auf  den  grossen  Mäi-kten 
wiirde  begünstigt  durcb  Ermässigung  von 
Zollen  und  Geleitsgeldern,  durch  Milderung 
oder  Suspendiening  des  Repressalien-  und 
Retorsion srechts,  durch  Befreiung  des  Markt- 
besiicliers  von  Personal-  und  Giltorarrest 
wegen  früherer  Verbindlichkeiten,  sie  seien 
denn  auf  der  .Mewäe  eingegangen.  Die 
grossen  Messen  konnte  sogar  der  Verbrecher, 
der  Gebannte,  der  Geächtete  besuchen,  ohne 
beiinnihigt  zu  werden. 

Stellt  der  grosse  Marktliandel  eine  Be- 
fi-einng  von  den  üblichen  Verkehrsbeschrän- 
kungen  dar,  so  ist  er  doch  nicht  ganz  sicli 
selbst  ttbcrlas.scn.  Eigene  Marktbehöitlen 
und  Messgerichte  soi^n  fflr  Ordnung  und 
Reciit.  Für  den  Verkauf  bestimmter  Waren 
werden  bestimmte  Tage  festgesetzt,  denen 
bestimmte  Zahltage  folgen  (so  ist  auf  den 
Messen  der  Chamiiagne  die  Reihenfolge: 
Tuchmesse,  Ledermesse,  Ki-ammai-kt,  Zahl- 
tage, Schlusstage  zur  Besiegetung  der  Kon- 
tnikte). 

Zuweilen  findet  sieh  auch  ein  Besuchs- 
zwang für  die  fremden  Kaiifleute  oder  für 
die  Handelsleute  und  Handwerker  der  Stadt 
selbst,  welche  fflr  die  Dauer  des  Marktes 
ihre  Verkaufsstellen  schliessen  müssen. 

Wie  alter  hlr  den  Gross haudel  sich 
Messen  als  Mittelpunkt  des  ganzen  Waren- 


>'erkehrs  bilden,  so  sciüiesst  sich  naturgomäss 
hiei-an  eine  Koncentration  des  Z^lungsver- 
kelirs.  Die  bekannten  Messen  werden  Zahl- 
termine  und  daran  schliessen  sich  die  Ent- 
stehung des  Wechsels  wie  die  Schiilden- 
ausgleichiing  durch  Skontration.  Auf  man- 
chen Messen  trat  der  Warenhandel  hinter 
den  Geldgeschäften  zurück  (I-yon,  spanische 
Jlessen).  Schliesslich  richteten  die  Genuesen 
eigene  Wechsel  messen  ein,  die  ohne  jeden 
Warenliandel  dein  grossen  Zahlungsverkehr 
dienten  und  gleichzeitig  eine  Organisation 
lies  grossen  Kredits  im  16,  Jahrhundert  dar- 
stellten. (Besani,-oti  in  Konkurrenz  mit  Lyon 
seit  etwa  lö35,  l."»79  IMacenza,  1021  Novi, 
wo  sie  verfallen).  Die  Becleiitung  dieser 
öemicser  Messen  beruht,  nach  Ehrenberg, 
auf  dem  Bedürfnis  der  spanischen  Krone 
die  grossen  internationalen  Zahlungen  zu 
leisten,  welche  ihi-e  Grossmachtpolitik  nötig 
machte  und  welche  das  Mittel  wurden,  das 
amerikanische  Silber  über  Europa  zu  ver- 
bi-eiten. 

Auf  den  grossen  Märkten  entsteht  ein 
neues  einfacheres  Gerichtsverfahren,  bildet 
sich  ein  grosser  Teil  des  neuen  Handels- 
imd  Verkehrsrechta.  —  Die  Messen  endlich 
sind  einer  der  Anlässe  für  die  Entstehung 
genossensc'haftlicher  Organisationen  der  im 
fremden  Lande  handelnden  Eaufleute. 

Die  ersten  grossen  den  euroi>ftischeii 
Handel  und  Geld  verkehr  beherrschenden 
Märkte  waren  die  sechs  Messen  der 
Champagne,  die  über  das  ganze  Jahr 
sicIi  verteilend  zu  Provins,  Troyes,  Bar  und 
Lagny  gehalten  wurden.  Ihre  Blüte  fällt  in 
das  13.  Jahrhundert.  Im  14.  Jahrhundert 
verlieren  sie  diirdi  fiskalische  Ausbeutung, 
durch  StOnine  der  Beziehungen  zwischen 
Frankreich  und  Flandern  etc.  ihre  Batentimg. 
An  ilire  Stelle  treten  fflr  den  westeuropäi- 
schen Vorkehr  zunächst  die  Dandrischen 
Städte,  im  16.  Jahrhundert  Antwerpen,  für 
den  mitteleuropäischen  Handelsziig  zunächst 
Genf,  dann  Lyon  und  Frankfurt  a.  M.  Mit 
der  Entstehimg  des  grossen  Handels  seit 
dem  lU.  Jahrhundert  wächst  für  den  binnen- 
ländisclion  Verkehr  Mitteleuropas  die  Be- 
deutung der  grossen  Warenmessen,  vor  allem 
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'crritoriale  Marktiiolitik.    Die  An- 

ßlnge  territorialer  Handelspolitik  zeigen  sich 
in  der  Art,  dass  die  herkömmlichen  Mittel, 
welche  die  Städte  egoistisch  für  sich  ver- 
wendet hatten,  jetzt  in  den  Dienst  des  Terri- 
toriums gestellt  werden.  So  erfolgt  auch 
die  Gründung  und  Förderung  von  Messen 
nunmehr  nicht  im  Interesse  der  damit  be- 
gabten Stadt,  sondern  um  den  Handel  in 
das  Territorium  zu  ziehen,  ihn  von  Nach- 
liamebieten  abzulenken.  So  gründeten  Karl 
Vit.  und  Ludwig  XI.  von  Frankreich  (1420, 
1444,  namentlich  1462  und  146.S)  die  Messen 
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voü  Lj-on,  um  den  Handel  von  den  Genfer 
Messen  abzuziehen,  welche  ihre  vorOher- 
pehende  Blfite  wohl  den  iiinei'en  "Wirren 
Fi'anki'eifhs  dankten.  Denselben  Charakter 
haben  im  1.8.  Jahrhundert  die  pi-etisaisclien 
freiheh  weniger  erfolgreichen  \ei'8uche,  die 
Messen  von  Halle  und  Naumburg  zu  heben, 
solche  in  Breslaii  (1742  — 1749)  neu  zn 
grflnden.  Auch  in  Oeaterreicli  steht  am 
Beginne  einer  staatliehen  Handelspnlitik  die 
ürtlndiing  einer  Messe  zu  Triest  (1729). 

Ueberhaupt  hat  der  Regel  nach  die  in- 
ternationale Bedeutung  grotwor  Messen  sich 
unter  dem  Kchiitze  einer  starken  temtorialeu 
Gewalt  entwickelt.  So  ist  schon  fflr  die 
Messen  der  Champagne  der  Schutz  der 
mächtigen  Grafen  der  ('hampagne  wichtig 
gewesen.  Genf  atfltzte  sich  auf  die  Herzöge 
von  Savoyen,  Die  Zurzacher  Messen  er- 
halten Bedeutung  diu'ch  deu  Schutz  der 
Eidgenossenschaft.  Antwerpen  blflht  auf 
unter  den  biir^mdischen  Herrschern,  In 
Deutschland  hat  allerdings  Frankfiu-t  a.  M. 
für  seine  im  IC,  Jahrhimdert  die  grösste 
Bedeutung  crlangcudeu  Slcssen,  die  nach 
dem  Niedergange  Äntwerpons  internationale 
Bedeutung  gewannen,  keinen  Rücklialt  an 
einer  grüsseren  Tenütorialgewalt  gehabt. 
Aber  bei  Leipzig  wie  hei  Frankfurt  a.  0. 
wie  bei  Braunsehweig  war  es  der  Fall. 
Und  wenn  Ijpipzig  den  Vorrang  vor  anderen 
Messorten  seit  Beginn  des  18.  Jahrhunderts 
erringt,  so  hängt  das  sicher  zusammen  mit 
der  Erwerbimg  der  polnischen  Krone  durch 
die  Kurfürsten  und  den  sächsischen  Bestrc- 
buugen.  den  Verkehr  mit  Polen  nach  Sachsen 
zu  ziehen.  Denn  auf  diesem  benihte  ein 
ganz  wesentlicher  Teil  der  Bedeutung  Lcii>- 
zigs.  (Daher  auch  die  grosse  Duldsamkeit 
der  sächsischen  Regierung  gegen  die  Juden, 
die  Träger  des  polnischen  Handels.)  Da- 
neben hat  allerdings  auch  das  Aufblühen 
des  Hambuigcr  Handels  auf  die  Leipziger 
Messe  fördernden  Einfluss  geübt. 

Gegenüber  den  kleineren  Märkten  zeigt 
sich  die  neuei-e  territoriale  und  staatliche 
Wirtschaftspolitik  durch  einheitliche  Rege- 
lung für  das  ganze  Gebiet  {so  für  Preussen 
durch  die  Marktordnung  vom  16.  September 
1713  betr.  den  Wochenmarkts  verkehr),  durch 
Ausschluss  der  Ausländer  oder  wenigstens 
ausländisühen  Handwerker  und  entsprechende 
Massregeln. 

0.  Die  groHMn  deutschen  MesHen.  In 
Deutschland  haben  von  den  als  Mesaen  bezeich- 
neten Märkten  alleemeiue  Bedeutung  ■  nnr  die 
von  Frankfurt  a.  Jl.,  von  Leipzig,  van  Frank- 
furt a.  0.  und  von  Brannschweig  erlangt. 

a)  Eine  jährlich  in  Frankfurt  a.  M.  statt- 
findende Messe  wird  zuerst  1241)  in  einem  Privileg 
Friedrichs  II.  erwähnt,  worin  den  Besuchern 
der  kaiserliche  Schutz  zugesagt  wird,  tlie 
zweite  Hesse  (im  Frtlbjahr)  ist  der  Stadt  la'K) 
vom  Kaiser  Lndwig  verliehen.    Die  Blüte  dürfte 


in  die  Zeit  von  der  Uitte  des  lö.  bis  .\Dfang 
des  17.  Jahrhundert»  fallen.  Im  IS.  Jahrhundert 
wnrde  Frankfurt  von  Leipzig  immer  mehr  über- 
flügelt und  blieb  auch  hinter  Frankfurt  a.  0. 
znrück.  Ancli  der  Anschluss  an  deu  Zollverein 
(1836)  bewirkre  keinen  Aufschwang  mehr.  Von 
der  anf  die  Messen  der  vier  Städte  gebrachten 
Warenmenge  entfielen  anf  Frankfurt  a.  H.  1S42 
nur  16'V  1H&4  nur  noch  lU.  Für  ihre  geringe 
Bedeutung  in  der  Gegenwart  bt  bezeichnend, 
dflsä  die  Frankfurter  Handelsk  am  ra  erbe  richte  die 
Messen  kaum  mehr  erwähnen. 

b)  Tu  Frankfurt  a.  0.,  dem  uralten  Oder- 
Ubergang.  werden  Jahrmärkte  zuerst  1253  er- 
wähnt, aU  die  Stadt  Berliner  Recht  erhielt. 
AIb  Messen  werden  sie  zuerst  165H  bezeichnet. 
Sie  scheinen  erst  nach  dem  dreisKigjährigen 
Kriege  ihre  grosse  Bedeutung  für  den  Handel 
erlangt  zu  haben.  Durch  die  Handelspolitik 
Friedrichs  des  Grossen  seit  1766  litt  der  Besuch 
der  Messen  sehr.  Die  Ermässigung  der  Tarife 
17S8,  die  Ausdehnung  des  preassischen  .Staats- 
gebietes im  Osten,  die  Friedensjahre  seit  1795 
bewirkten  einen  lebhaften  Aufschwung  zu  Ende 
des  Jahrhunderts,  dem  in  der  schweren  Zeit 
ein  noch  grosserer  Rückgang  folgte.  [Wert  der 
zu  den  Messen  gebrachten  Waren  1782  3463(MJO 
Thaler,  179H  67260ÜÜ  Thaler,  18ÜS  2416000 
Thaler.)  Die  Friedenszeit  brachte  mit  der  libe- 
ralen Jtollpolitik  und  der  allgemeineu  wirtschaft- 
lichen Hebung  einen  bis  gegen  1H41)  rasch, 
dann  langsamer  zunehmenden  Besuch  der  Hessen, 
der  seinen  Höhepunkt  ISrä  erreichte  (SDäOOO 
Centner  Wate  und  Ö18Ü  Fieranten).  Seitdem 
hat  ein  stetia'er  Rückgang  stattgefunden.  Von 
der  in  die  Messstädte  gelirsehten  Warenmenge 
kamen  auf  Frankfurt  a.  0.  1842  3ö%,  18.>1 
38%.  Die  bedeutendste  der  drei  Messen  ist  die 
M  argareten  messe. 

c)  Die  bedeutendsten  Messen  Dentachlanda 
sind  seit  dem  Beginne  des  18.  Jahrhunderts  die 
von  Leipzig.  Die  Stadt  scheint  von  Anfang 
an  einen  Frühlings-  und  einen  Herbstmarkt  be- 
sessen zu  haben.  Ein  Keujahrsmarkt  wird  ihr 
1458  vom  Kurfürsten  Friedrich  verliehen.  Die 
daraus  entstandenen  Messen  stützen  sich  aber 
in  der  Hauptsache  erst  anf  das  Privileg  Kaiser 
Masimtlians  von  15ÜT,  in  welchem  der  Stadt 
ihre  Märkte  sowie  Niederlage  und  Stapel  mit 
grosser  und  kleiner  Ware  bestätigt  werden, 
verbunden  mit  dem  Versprechen  des  Schatzes 
für  die  Messbesncher  auf  allen  Strassen  des 
Reichs  und  der  Zusage,  dass  in  einem  Umkreis 
von  lö  Meilen  kein  Jahrmarkt ,  Messe  oder 
Niederlage  errichtet  werden  solle.  Vom  Ende 
des  17.  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  wird  der 
Wert  des  Umsatzes  anf  deo  drei  Messen  auf  ä 
bis  8  Millionen  Thaler  geschätzt-  Wie  in  Frank- 
furt a.  0.  nehmen  die  Leipziger  Messen  um  die 
Wende  des  Jahrhunderts  eineu  besonderen  Auf- 
schwung. Aber  abweichend  von  den  dortigen 
Verhältiiissen  trat  nach  Beendigung  der  Kriege 
kein  besonderer  Aufschwung  ein.  Erst  der  Au- 
schluss  an  den  Zollverein  bnngt  eine  bedeutende 
Steigerung  der  Warenziifuhr,  so  dass  der  Anteil 
Leipzigs  am  Messverkehr  der  vier  Messstädte 
1842  &%,  1864  4i>",.  betrug.  Ihre  Höhe  er- 
reichte die  Warenzufnnr  in  Leipzig  erst  in  den 
sechziger  Jahren;  seitdem  ist  sie  auch  absolat 
zurückgegangen.  Hat  die  Verbesserung  der 
Verkehrsmittel  den  Messverkehr  zunächst  noch 
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vergiöwert.  so  ist  er  doch  schon  langst  im  V£_ 
hältnis  IV  dem  gesamtea  Handelsnnifaiig-  nicht 
gestiegen,  sondern  zurückgeblieben.  Schon  182G 
wird  in  einem  amtlichen  Bericht  hervorgehobeti, 
dus  Leiijzig  anfgehürt  habe,  der  Centralpnnkt 
des  Eontinentalbnndels  xn  sein,  da  der  Handel 
nicht  mehr  an  Zeit  und  Ort  der  Messen  ge- 
bondeu  sei,  immer  mehr  direkte  Beziehungen 
enlat&nden  etc. 

An  die  »eit  dem  17.  Jahrhundert  an  die 
Leipziger  Messen  sieb  anschliessende  OrgAni- 
aalion  des  deutschen  BDchhandeU ,  der  vorher 
Beinen  Mittelpunkt  ebenso  in  den  Frankfurter 
Hessen  gefunden  hatte  wie  der  französische  in 
hjoa,  luan  hier  nur  erinnert  werden.  (S.  d. 
Art.  ßnchhandel  oben  Bd.  II  S.  1122ff.) 

d)  Die  geringste  Bedeutung  haben  stets 
die  Messen  in  Braanschweig  gehabt.  Angeblich 
löOd  von  Kaiser  Maximilian  der  Stadt  verliehen, 
sind  sie  in  Wahrheit  erst  1681  von  den  Herzögen 
errichtet,  nachdem  diese  1671  die  Stadt  ihrer 
Botmäsnigkeit  unterworfen  hatten.  Von  der 
gesamten  Warenmenge  kamen  anf  Brannschweig 
1842  nur  8,  1864  nur  7°/u. 

10.  MesBen  In  anderen  Ländern. 
Frankreich  sind,  nachdem  der  Glanz  der 
Ohampagnermesiien  verblichen  war,  neben  den 
bereits  erwähnten  vier  Messen  von  Lyon  die 
dr«i  grossen  Märkte  von  Paris  zu  nennen,  die 
foire  du  Lendit,  welche  der  Abtei  von  St.  Denis, 
die  foire  de  St.  Ladre,  welche  seit  1181,  und 
die  schliesslich  bedentendste  von  St.  Germi 
des  Pr^,  welche  seit  1278  von  den  Künigen 
znrQckgekauft  war.  Im  Süden  tritt  die  im 
12.  Jahrhundert  znerst  genannte  Magdalenen- 
messe  von  Beaucaire  (JnU)  in  den  Vorder- 
grand. Sie  ist  die  einzige,  welche  hent«  noch 
einige  Bedentung  bat,  während  die  anderen  mit 
dem  vorigen  Jahrhundert  nnd  vor  allem  seit 
der   Bevolndonszeit   keine    Wichtigkeit    mehr 

Aus  Südenropa  sind  aus  Spanien  vor  allem 
die  einst  blUfaemlen  Messen  von  Medina  del 
Oampo  zu  nennen,   ans  Italien  die  von  Sini- 

Saglia  (Ende  Juli),  welche  noch  zu  Anfang 
3s  Jahrhunderts  sehr  besucht  war,  1869  aber 
aufgehoben  ist.  Die  Märkte  von  Bozen  haben 
seit  ErSfTnung  der  Brennerbahn  alle  weitere 
Bedentnng  verloren.  In  dem  einst  wichtigsten 
Schweizer  Messplatz  Znrzacb  wird  nur  noch 
eine  Messe  ahg-ehalten.  Die  Ledermesse  wnrde 
1856  nach  Zürich  verlegt,  vor  einigen  Jahren 
aber  ganz  aufgehoben. 


haben.  Die  Aufhebung  der  einst 
berühmten  Bartholomew  Fair  ist  von  der  ('ity 
von  London  schon  1678  erwogen,  aber  erst  18öo 
dnrchgefflhrt.  Die  AbschafTncg  der  Jahrmärkte 
wird  neoerdings  durch  die  Gesetzgebnng  er- 
leichtert |34  Vict.  eh.  12). 

Im  Osten  Europas,  insbesondere  in  KnsB- 
land,  sind  anch  beute  noch  die  Voraussetzungen 
vorhanden,  welche  einen  bedeutenden  Teil  des 
Handelsverkehrs  auf  die  Messen  und  .lahrraärkte 
Terweisen.  Die  Jahrmärkte  wurden  in  Russland 
anch  noch  besonders  durch  den  Staat  begünstigt, 
in  unserem  Jahrhundert  namentlich  dadurch, 
dasa  seit  1814  die  hohen  Steuern  auf  den 
Handelsbetrieb  vom  Markthandel  nicht  erhoben 
wurden  und   dass  bis  1863  Stadtbewohner  in 


den  DOrfem  keine  Läden  haben  durften.    Nach 

iJer  Einführnng  von  besonderen  Stenem  für  den 
Markthandel  im  Jahre  1883  ist  die  Zahl  der 
Märkte  von  mehr  als  siebentägiger  Daner  von 
1H85— 1892  von  488  anf  369  zurückgegangen, 
während  die  Zahl  der  steuerfreien  kürzeren  Jahr- 
märkte nach  Simson  etwa  2!^00  beträgt.  Ent- 
sprechend den  Verkehrs  Verhältnissen  finden  die 
grossen  russischen  Messen  im  Sommer  (Nishnij 
25.  Jnli  bis  26.  Augnst  a.  St.)  und  im  Winter 
statt  (Irbit  seit  lööO  Februar,  früher  Jannar). 
Die  grosse  Messe  von  N'ishnij  Nowgorod 
ist  der  Centralpnnkt  des  ganzen  inuermssischen 
Handels,  namentlich  fVr  Baumwolle  und  Banm- 
wollfabrikate,  für  sonstige  Webwaren,  für  Pelz- 
werk, Leder,  Getreide,  Fische,  Getränke,  Thee, 
Glas  und  Porzellan  nnd  andere  Fabrikate.  Die 
Messe  ist  als  31akar^ew scher  Markt  1650  ge- 
gründet, 1817  an  den  jetzigen  äusserst  günstigen 
Ort  verlegt.  Die  dortigen  Umsätze,  die  1817 
bis  1826  im  Durchschnitt  32  Millionen  Rubel 
betrugen,  erreichten  ihren  HBbepnukt  1881  mit 
246  Millionen  Anbei,  .sind  aber  seitdem  nm  ein 
Viertel  nnd  mehr  gesauken.  Die  Messe  von 
Irbit  ist  zwar  schon  1643  gegründet,  bat  ihre 
Bedeutung  aber  erst  in  unserem  Jahrhundert 
erlangt,  vor  allem  durch  den  Fel^audel  und 
die  Vermittelung  des  Warenverkehrs  mit  Sibi- 
rien. Seit  dem  Höhepunkte  des  Jahres  1888 
(57  Millionen  Kübel  Lmsatz)  gehen  anch  dort 
die  Umsätze  zurück.  Ausser  diesen  beiden  Hess- 
orCen  finden  sich  auch  sonst  die  bedeutendsten 
Märkte  im  tistlichen  nnd  dann  im  sfldticben 
Rnssland  (Charkow,  früher  auch  Poltawa).  Aber 
fast  alle  verlieren  an  Bedeutung  in  dem  Masse, 
wie  der  Eisenhahnban  voranscbreitet.  In  Sibi- 
rien sind  vor  allem  die  Messen  von  Ischim  nnd 
von  Tjnmen  zu  nennen. 

Im  westlichen  und  südlichen  Asien  schUessen 
sich  die  Messen  noch  immer  an  die  grossen 
religiösen  Feste  an,  so  in  Mekka,  so  in  Hurdwar 
in  Indien.  So  anch  die  grosse  Messe  von  Tanta 
in  Aeg>'pten.  In  Ostssten  mit  seiner  dichten 
Bevölkerung  giebt  es  keine  Messen  von  Be- 
deutung, wohl  aber  zahlreiche  kleine  Märkte. 

1.  Bedentnng  der  Hessen  in  der 
Gegenwart.  Hat  aucli  bei  uns  das  eigent- 
liche Messgeschätt  noch  eine  gewisse  Wich- 
tigkeit, so  bezieht  sich  das  wesentlich  auf 
bestimmte  Waren,  namentlich  Leder  und 
Pelzwerk,  'dessen  Bedeutung  alle  (Ihrigen 
Zweige  dos  Messgeschäfts  überragt«  (Ijeipzig 
1Ö85).  l'nd  seibat  von  diesem  sagt  die 
Leipziger  Haniielskammer  ineltrfach  in  ihren 
Berichten  (z.  B.  dem  filr  1888).  dass  das 
Sommei'geschAft  dem  währeiid  der  Messe 
gleichkomme.  Auch  anderwärts  werden  die 
Ledermossen  durch  den  KommissioiiBhandel 
erdiiltigt.  Angeblich  kommen  nur  noch 
die   geringsten  Qualitäten  auf   die  Märkte. 

andere  Waren  aber  hat  das  Messge- 
schätt im  letzten  Jahrzehnt  mehr  und  mehr 
seinen  Charakter  verändert  Nicht  mehr  die 
Ware  selbst  wird  ziigeflliirt,  sondern  das 
Musterlager,  Nach  den  Handel skammerbe- 
richteii  aus  Leipzig  nnd  Frankfurt  a.  0.  hat 
das  angefangen  bei  Porzellan  und  Glas- 
■aren,  Spielzeug  etc.,  sich  iu  den  letzten 
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Jahren  aber  auf  immer  mehr  Waren  erstreckt, 
auf  Webwaren,  Papier,  Fahrräder  n,  &.  -w. 
Es  wird  in  Leipzig  darauf  hinffewiesen,  daas 
durch  diese  Wandlung  die  Bedeutung  dieser 
Geschäftszweig  wachse  (1885),  während 
von  denselben  Waren  aus  Frankfurt  a.  0. 
berichtet  wird,  dass  das  Geschäft  seinen 
mossartigen  Charakter  ganz  verliere  (1883, 
1889).  Daes  die  Messe  Gelegenheit  zu 
persönlichem  Meinungsaustausch  der  am  Ge- 
schäft Beteihgten  gebe,  dieser  sich  aber  mit 
feringerem  Zeitaufwand  erzielen  lasse,  wenn 
ie  Beteiligten  sich  zu  bestimmten  Böreeii- 
tagen  verein^ten,  hat  die  Ijeipziger  Haadela- 
k^mer  wiederholt  hervorgeKoben,  In  der 
Tliat  sind  in  den  letzten  Jahren  während 
der  beiden  Haiipt  messen  {Ostern  und 
Micliaelis)  eine  Garnbörse,  eine  Ledermesa- 
börse,  eine  ifeasbörse  für  Tuch-  und  Web- 
waren entstanden.  Dass  solche  Einrich- 
tungen aber  nicht  an  die  Messen  gebunden 
sind,  zeigen  die  dortigen  Borstenmärkte, 
die  Börsentage  für  Wolle  und  Wollgarne 
(zweimal  monatlich),  der  internationale  Pro- 
duktenmarkt, der  freilich  auf  Betreiben  der 
ansässigen  Intei-essenten  1888  wieder  einge- 
stellt ist 

Die  neue  Foim  des  Messhandels  ist 
durt'h  Errichtung  eines  städtischen  Kauf- 
hauses wesentlich  gefördert.  Sie  ist  so 
zweckmässig,  dass  sie  zur  En-ichtimg  einer 
Prtthjahrs-  und  Herbstmesse  in  Berlin  aus 
privater  Initiative  geführt  hat  (seit  1893). 
Soweit  die  Messe  dem  Grosshandel  noch 
dient,  nähert  sie  sich  den  modernen  marltt- 
artigen  Veranstaltungen,  der  Börse,  der  Aus- 
stellung, Ein  grosser  Teil  des  Messverkehrs 
in  Leipzig  und  ganz  überwiegend  der  in  den 
anderen  Messorten  steht  auf  dem  Niveau  des 
gewöhnhchen  Jahrmarktes,  wird  flbrigens  in 
Leipzig gegenwärti^stark eingeschränkt.  Eine 
mehr  als  lokale  Bedeutung  hat  von  deutschen 
Messoiten  utü-  noch  Leipzig,  dessen  Messen 
1885  besucht  waren  von  1252  Firmen  aus 
200  sächsischen  Platzen,  von  2049  Firmen 
aus  423  anderen  deutschen  Plätzen  und  330 
Firmen  aus  1.50  ausländischen  Plätzen.  Die 
Zufuhr  von  Waren  ans  dem  Auslande  zu 
den  Messen  ist  gegen  früher  überall  stark 
zurückgegangen.  Im  allgemeinen  haben  bei 
11DS  an  den  Messen,  wenn  man  von  dem 
Verkehr  in  wenigen  Artikeln  absieht,  nur 
die  Messstfidte  ein  Interesse  wegen  des 
Fremden zud ran gs  zu  den  mit  den  Messen 
verbundenen  Lustbarkeiten,  wegen  der  Ver- 
mietung von  Magazinen  und  Wohnungen  etc. 
Wenn  man  auch  nicht  eine  völlige  Ab- 
schaffung der  Messen  anstrebt,  so  geht  die 
Eichtung  doch  auf  eine  gewisse  Einschrän- 
kung, Der  Messrabatt  bei  den  Eingangs- 
zötlen.  den  Preussen  sich  vorbehalten  hatte, 
ist  auch  für  Frankfurt  a.  0.  1869  ganz  be- 
seitigt,  nach<lem  er  für  Naumbui^   schon 


1832  gefallen  war.  Zu  erwägen  ist  ferner 
die  Einschränkung  der  Dauer  der  Messen, 
welche  im  Laufe  der  Zeiten  immer  ge- 
wachsen sind  (sü  in  Leipzig  von  einer  auf 
vier  Wochen),  da  die  Grosshändler  die  Ten- 
denz hatten,  früher  zu  kommen,  die  Klein- 
liftndler,  mögUchst  lat^  ihren  Eram  feilzu- 
bieten. Der  eigentliche  Grosshandel  ist 
gegenwärtig  meist  in  ganz  knrzer  Zeit  be- 
endigt. In  Leipzig  sprechen  aber  die  In- 
teressen des  Rauchwaren  handeis  gegen  eine 
sonst  wünschenswerte  Verkürzung  der  Mess- 
zeit. Der  in  früheren  Zeiten  wichtigste 
Grund  für  eine  längere  Dauer  der  Messen, 
die  Unsicherheit  der  Ankunft  bei  schlechten 
Verkehrswegen,  ist  jedenfalls  gegenwärtig 
völlig  weggefallen. 

12.  Die  heutigen  Jahr-  Tind  Special- 
märkte. Im  Jahre  1841  sagte  J.  G.  Hoff- 
mann über  die  damalige  Bedeutung  der 
Jahrmärkte:  «Sie  verheren  für  die  grösslen 
Städte  so  sehr  an  Bedeutung,  dass  ein 
grosser  Teil  der  Einwohner  kaum  einmal 
Kenntnis  davon  nimmt,  dass  eben  Jahrmarkt 

E ehalten  werde.  Weiter  herab  im  städtischen 
eben  erhalten  sich  die  Jahrmärkte  noch  in 
ihrer  alten  Bedeutung,  und  in  der  Itegion 
der  kleinen  Städte  nimmt  ihre  Wichtigkeit 
für  die  Belebung  des  Ortlichen  Verkelirs 
sogar  noch  immerfort  zu.  In  den  kleinsten 
Ortschaften  ist  der  Jahrmarkt  ein  längst  er- 
wartetes Fest  für  die  gesamte  Bevfllkenmg; 
mit  der  Anzahl  und  Wohlhabenheit  der- 
selben wächst  der  Besuch  dieser  Märkte, 
der  Betrag  des  Umsatzes  darauf  und  der 
fi-5hliche  Genuss,  der  sich  diesem  anschliesat« . 
(Befu^ia  zum  Gewerbebetrieb,  S.  377.) 
Was  damals  für  die  grossen  Städte  gesagt 
ist,  hat  immer  weitere  Gelhmg  gewonnen. 
In  einem  grossen  Teile  Deutschlands  haben 
die  Jahrmärkte  ausser  in  den  Interessen  der 
Marktoite  selbst  die  Wurzel  ihres  Daseins 
nur  mehr  in  der  Gewöhnung  der  Landbe- 
völkerung, bei  dieser  Gelegenheit  ihre  Ein- 
käufe zu  machen.  Sie  dienen  dem  Ver- 
triebe der  wohlfeileren  Waren.  Sind  das 
zimi  Teil  »Fabrikrester  imd  Ladenliütert, 
die  noch  ganz  brauchbar,  niir  unmodern 
sind,  so  berulit  der  gering  Preis  zum  Teil 
auch  auf  schlechter  Arbeit  und  schlechtem 
Material.  Lebt  vom  Beziehen  der  Märkte 
eine  ziemlich  zahlreiche  Klasse  von  wan- 
dernden Händlern,  so  steht  dem  gegenüber 
das  Interesse  der  sesshaften  Kaufleute.  Doch 
spielen  unter  den  vielen  Klagen  der  Klein- 
händler die  über  die  Jahrmärkte  nur  eine 
geringe  Rolle.  Eher  kl^en  manche  ansäs- 
sige Handwerker.  Die  Jahrmärkte  sind 
dagegen  für  manche  Handwerker  (Schuh- 
macher!) noch  wichtig,  weil  sie  den  direk- 
ten Absatz  sclbsterzeugter  Ware  ermög- 
lichen. Die  billig  produzierenden  Hand- 
werker ans  kleinen  Städten  und  Landorten 
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erhalten  so  1)11*8  Solbstäiidigkcit  nnd  habeu 
den  Vorteil  barer  Beaahhing,  Aber  dem 
steht  der  Nachteil  gegenOber,  dass  die  Ge- 
wiane  nieiBt  klein  sind  wegen  der  starken 
Konkurrenz  und  der  Notwendigkeit,  übrig 
bleibende  Wai-e  billig  losziutichlagea  (Töpfer). 
Die  Emiuete  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
über  die  Lage  des  Handwerk»  zeigt  deut- 
lich den  Rückgang  des  J^innarktKiljsatzes 
dei-  Handwerker,  namentlich  etwa  seit  1870. 
Auch  die  Einkaufsgew  oh  nli  eilen  der  Bevöl- 
kerung haben  darauf  E^nfluss.  So  ist  die 
Marktechusterei  in  Holstein  und  Saclisen  in 
starkem,  in  Thüringen  in  langsamem  Rück- 
gang, in  Pommern,  Mecklenburg,  Posen, 
.Schlesien  noeh  stark  entwickelt.  L'eber- 
haiipt  sind  die  Jahrmärkte  im  deutscheu 
Osten  noch  wichtiger  als  im  Westen. 

Nur  in  sehr  verkehrsarmen  (regenden,  in 
kleinen  Orten,  wo  die  BevOlkeiimg  durch  den 
Mangel  an  Konkurrenz  unter  den  ansässigen 
Handwerkern  und  Kaufleuten  leidet,  sind 
die  Jahrmärkte  heute  auch  für  den  Konsu- 
menten noch  notwendig.  Sie  sind  der 
ßegel  nach  nicht  mehr  ein  Ereignis  für  die 
(regend,  und  dass  Friedrieh  der  Ctrosse  die 
Breslaner  Messe,  der  kiurfürstUch  sächsische 
Hof  regelmässig  die  Leijiziger  Messe  be- 
suchte, erscheint  uns  heute  verwunderlich 
genug. 

Die  Städte  fiind  im  Hllgemeiueu  nicbt  ge- 
neigt, ihre  Märkte  abinschaffen.  Selh8t  Berlin 
hat  noch  seine  vier  Jahrmärkte,  die  aber  raseh 
absaaterben  Bcheineu.  Im  Jahre  1877  wnrden 
für  die  vier  Märkte  znsammen  uouh  8104  .Stellen 
angewiesen,  lH!f7  unr  noch  3565,  die  Mehrzahl 
davon  an  Berliner  Hftniller, 

Das  Beatreben  der  Staat sbehliriien  geht  auf 
Beschiß nkung  rler  Jahrmärkte  an  Kahl  nnd 
Daner.  Neue  Mitrkl«  werden  wenig  bewilligt, 
die  alten  vermindert.  Für  Prcussen  ergicbi  ein 
Vergleich  der  .fahre  1875  (Preuss.  Stat.  Jahrb. 
1K76  S.  450)  nad  18«!  (nach  dem  amtlichen  Ver- 
zeichnis der  Märkte),  ilasa  die  damalige  Zahl 
der  Meesen,  Jahr-  nnd  Kraniraärkte  sich  von 
7600  nm  etwa  5(10  vermindert  hat. 

Die  Gesamtzahl  aller  MHrktc  hat  sich  aber 
auch  in  neuerer  Zeit  immer  noch  vermehrt. 
.Sie  betmg  fUr  die  alten  Provinzen  Prenssens 

1858  7769  an  1881  Orten 

1868  8042    „1886      „ 

1875  8873    ,    1911      „ 

1B91  9396    .,    1S93      „ 


kombiniert 
auKicblieftslich    mit  anderen 
Märkten 


PferdeiDärkte 

Wollmärkte 

Flachs-  tind  Hanfmärkte 

Leinwandmärkte 

Hafermärktc 

Getreidemärkte 

Hokmärkte 

Sonstige  Märkte 
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Seinen  Gmnd  hat  das  in  der  Zunahme  der 
Specialmärkte ,  unter  welchen  die  Vichmärkte 
an  Zahl  und  Bedeutung  weit  hervorragen.  Ihre 
Zahl  ist  ETösser  als  die  der  Jahr-  und  Kram- 
märkte.  Es  wurden  nämlich  in  Prenssen  1875 
gehalten 


Van  den  S675  Marktorten  waren  1416  solche 
ohne  Stadt-  oder  Fleckenrechte. 

Auf  die  Provinzen  verreilten  »ich  die  Märkte 
folgendermassen : 

18Ö8  1875 

Ostpreussen     I     ,,-,„„-,,  Ort /^33an  iiSOrt. 

.  Weatpreusaen  ;    ""*""■• '''^1547  „  115    .. 

I  Posen  587  ,,  145   „     613  „  143   „ 

Brandenburg  961  „   163    „    1038  ,.  164   „ 

Pommern  541  „    90  „     549  „    92   ., 

Schlesien  1043  „  160  „    im  ,.  194  „ 

Sachsen  896  „  189   .,     915  ,,  191    „ 

Westfalen  890  „  348   „   1057  .,  358  „ 

Rheiulande  1678  ,,  562   „  2310  ,,  536   ., 

Schleswig- Holst.     ?        '  ?  797  ,.  143  „ 

Hannover  ?  ?  1432  ,,  395   „ 

Hessen-Kaasau        '!  ?  99a  „  336   „ 

18.  Der  atildtische  Lebensmittelraarkt 

Der  städtische  Lebensmittelmarkt  ist  auch 
heute  unentbehrlich.  Nur  zum  Teil  kann 
er  ersetzt  werden  durch  das  Ladengeschäft 
der  Butter-,  Käse-,  Grünkram-,  Geflflgel- 
händler  etc.  Die  Ztisammeudräugimg  dieses 
Verkehi-s  auf  Märkten  liegt  im  Interesse 
der  Konsumenten,  im  Interesse  der  raschen 
und  billigen  Leben smittclversoi^mg  der 
Städte,  Gicht  man  aber  in  neueier  Zeit  die 
alten  Vorkauf sverliote  gegen  Höker  imd 
Zwischenhändler  auf,  wodurch  der  Konsii- 
ment  und  der  ländliche  Produzent  direkt 
zusammengeführt  werden  sollten,  so  muss 
sich  naturgemilas  mit  der  Grösse  der  Stadt 
und  der  Häufigkeit  der  Abhaltung  der 
Märkte  der  Stand  der  Verkäufer  verändern. 
In  den  kleinen  Stallten  verkauft  in  vielen 
Gegenden  noch  überwiegend  der  ländliche 
Produzent  selbst  In  den  grösseren  wird  er 
wegen  des  nötigen  Zeitaufwandes  und  der 
grösseren  SpecieJisierung  der  feilgebotenen 
Waren  mehr  imd  mehr  verdrängt  durch  den 
kleinen  und  grösseren  Zwischenhändler,  trotz 
gelegentlich  vorkommender  Begünstigung 
der  Produzenten  bei  Eihebung  des  Stätte- 
Rcldes  u.  tlgl.  Daftir,  dass  Handwerker  den 
Wochenmarkt  i>eziehen,  besteht  auch  in 
kleinen  Orten  der  Regel  nach  kein  Bedürf- 
nis mehr,  wenn  man  von  Landbäckerei  und 
Landsi'hlächterei  absieht 

Der  Be<larf  der  gi-ösfteu  Städte  führt  zu 
einer  ausgebildeten  Oi^ganisation  des  Han- 
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<iel8  mit  Vieli,  FJeisch  etc.  ihirch  Gross-  und 
DetaiihSndler,  KomnnissioDäre,  Auktiooatoi'en 
etc.  Es  tritt  eine  Trenniing  ein  zwischen 
Central  markten  für  den  Grosshandel,  geson- 
dert für  die  einzelnen  Gegenstände,  und 
allgemeinen  Detaümärkteii.  Die  Verwaltun- 
gen der  giwisen  Städte  Iiaben  diese  Ent- 
■wickelimg  nicht  sich  Reibst  überlastien 
können.  Cm  die  Konrentration  des  l^bens- 
mittelverkehre  in  einer  Form  zu  erhalfen, 
welche  dem  gross.«tUd tischen  Verkehr  besser 
entspricht,  werden  Markthallen  errichtet 
zum  Schutze  der  Käufer  und  Verkäufer  wie 
der  Waren  geg^en  die  Unbüden  des  Wetters, 
Kälte,  Staub  ela  Für  Deutschland  ist  das 
Vorbild  von  Frankreich,  besonders  von 
Paris  wichtig  gewesen,  wo  die  Hallen  eine 
alte  Einrichtung  sind.  Die  Pariser  Contral- 
hallen,  in  ihrer  gegenwärtigen  Form  und 
Or^nisation  imtcr  Naiwleon  III.  entstanden 
(seit  18.")1),  gehen  in  un  unterbrochen  er  Folge 
»ut  ein  dureh  Philipp  August  IISÜ  errich- 
tetes Kaufhaus  zuiilcK.  In  ihren  Pavillons 
koncentriert  sich  ein  ganz  bedeutender  Teil 
des  Pariser  Grosshnndcls  mit  Lebensmitteln, 
Eigenartig  ist,  da^s  ein  grosser  Teil  der 
Waren  versteigert  wird  (in  der  Form  der 
crif«).  Die  Stadt  Paris  hatte  18rt9  von  den 
^lärkten  und  Hallen  eine  Einnahme  von 
819r)MH7  Francs. 

Die  Stadt  Berlin  liat  diese  Seite  der 
kommunalen  Thätigkeit  sehr  spät,  dann  aber 
energisch  aufgenommen.  Der  städtische 
Viehhof  ist  1«81,  die  mit  der  Stadtbahn  in 
Verbindung  stehende  Centralmarkt halle  1886 
ei-üffuet  worden.  Itir  den  Detailhantlel  be- 
stehen 12  weitei-e  Hallen.  Die  Einnahme 
der  Markthallen  Verwaltung  betnig  1897 '98 
264629«  Mark,  die  Ausgabe  (einschliesslich 
Verzinsung  und  Amortisation)  2390718  Mark. 
Der  Viehhof  wirft  mehr  als  COKHtO  Mark 
reinen  Ucberschuss  ab. 

Abgesehen  von  Strassbiu^  und  Metz,  die 
von  französischer  Zeit  her  im  Besitze  von 
Markthallen  waren,  hat  von  grossen  deut- 
schen Städten  zuerst  Frankfurt  a.  M.  eine 
Markthalle  et^ffnet  (1879).  Seitdem  sind 
eine  Reihe  weiterer  Städte  gefolgt  Die 
Markthalleu  haben  einen  günstigen  Einfluss 
aiii  reichliche  und  regelmässige  Zufuhr,  wie 
auf  die  Qualität  der  Waren.  Dass  sie  all- 
gemein verbilligend  wirken,  ist  walirschein- 
lich,  aber  im  einzelnen  schwer  nachzuweisen, 
da  man  nicht  weiss,  wie  die  Preise  sich 
gestaltet  haben  würden  ohne  Hallen.  Die 
Hallonpreise  sind  aber  meist  niedriger  als 
die  Ladenpreise. 

III.  Das  heatige  Recht. 

Für  Deutschland  liat  eine  einheitliche 
Kegelong  stattgefunden  dui-ch  den  vierten 
Titel  der  Gew.-O.  (§§  64—71),  der  vom 
Marktverkehr  handelt,  jedoch  mit  Ausschluss 


der  Specialraärkte.  Das  Wesen  des  Mai-ktes 
besieht  danach  darin,  dass  jeder  als  Ver- 
käufer den  Mai-kt  mit  seinen  Wai-en  be- 
suchen darf.  Zu  Kauf  wie  Verkauf  auf  dem 
Markte  ist  die  Erfüllung  der  sonst  erforder- 
lichen gewerbeiwlizeilichen  Vorschriften  (An- 
meldung eines  ständigen  Gewerbebetriebes 
oder  Lösung  eines  Waudergewerbescheins) 
nicht  nötig.  Der  Marktverkehr  als  solcher 
ist  auch  nicht  gewerbesteuerpflichtig.  Hin- 
sichtlich der  aiif  den  Märkten  feilzubietenden 
Waren  ist  als  einzige  wesentliche  Beschrän- 
kung die  BcstiTiunung  beibehalten,  dass  znui 
Verkaut  von  geistigen  Getränken  zum  Gc- 
nuss  auf  der  Stelle  Genehniigimg  der  Orts- 
poliücibehörde  erforderlich  ist.  Die  alten 
Vorkaufsverlote  imd  ähnlichen  Vorsclu-iften 
zu  Gunsten  der  Stadtbewohnei-,  die  bis  da- 
hin meist  noch  in  gewissem  Umfange  be- 
standen, sind  durch  die  Gewerbeordnung 
gänzlich  beseitigt.  Der  einzige  Rest  der 
älfei-en  Gesetzgebung  in  dieser  Richtung  ist 
die  Bestimmung,  dass  auswärtige  Veriiätifer 
von  Handwerkerwaren  vom  Verkehr  auf 
den  Wochenmärkten  ausgeselilossen  wonlen 
können,  wo  dies  bisher  üblich  gewesen  ist 
i%  64  Abs.  2),  Ms  Kelotsionsmassregel 
kann  der  Besuch  der  Märkte  durch  Aus- 
länder vom  Bundesrate  beschränkt  wenlen. 

Zahl,  Zeit  und  Dauer  der  Märkte  wii-d 
von  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  fest- 
gestellt. Das  ist  in  Preussen  für  Kram-  und 
Vielmiärkte  der  Provinzialrat,  für  Wochon- 
märkte  der  Bezirksausschuss  (unter  Zustim- 
mung der  Gemeindebehönlen).  Spedalmärkte 
genehmigt  der  Handelsminister.  In  den 
anderen  deutschen  Staaten  ist  die  Genehmi- 
gung etc.  der  Messen  und  Jahrmärkte  der 
Regel  nach  dem  Ministerium  des  Innerii 
vorbelialton. 

Der  Marktverkelir  wird  geregelt  diu«h 
Marktordnungen,  welche  in  den  Grenzen  dei' 
Bestimmimgen  der  Gewerbeordnung  von  der 
Orlspolizeilwhörde  im  Einverst^ndms  mit  der 
Gemeindebehörde  festgesetzt  werden.  Er- 
weitemngon  des  Wochenmarktverkehra  auf 
weitere  als  die  üblichen,  im  §  66  aufge- 
zählten Waren,  werden  von  der  höheren 
Verwaltmigsbehörde  festgestellt,  in  Preussen 
durch  den  Bezirksausschuss. 

Die  Marktabgaben  dürfen  nur  eine  Voi-- 
gütung  für  den  überlassenen  Baum  und  den 
Gebrauch  von  Buden  und  Gerätschaften 
bilden.  Für  Preussen  hat  der  Gegenstand 
eine  besondere  Regelung  gefunden  durch 
G.  V.  26.  April  1872. 

Die  Zollgesetzgebung  hat  auch  nach  Be- 
seitigimg des  Messrabatts  (s.  oben)  einige 
Erleichterungen  für  den  Messverkehr  beibe- 
halten, namentlich  in  den  Messconten.  Es 
können  unverzollte  ausländisc^he  Waren  gegen 
Eintragung  in  ein  Conto  an  Messtirmcn  ver- 
abfolgt werden.    Die  VerzoUung  findet  mu- 
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Btatt,  soweit  Dicht  die  '^'iederaustuhr  nach 
dem  Auslande  nachgewiesen  ist  Dit 
sprtlnglich  nur  für  die  Messen  getroffene 
Einriditnng  ist  1868  verallgemeinert  woi-den 
(fortlaufende  Conten),  Dafflr  bestehen  be- 
sondere Messkonteu  nur  noch  in  Leipzig 
Hud  Frankfurt  a.  M.  —  Zur  Erleichterung 
des  Besuches  auswärti^r  Messen  imd 
Märkte  kann  die  zollfreie  Zui-Ückbringung 
der  unverkauft  gebliebenen  Waren,  welche 
aus  dem  freieo  "Verkehr  des  Zollvereins 
stammen,  cestattet  werden.  Ebenso  kann 
fremden  Handelsleuten,  welche  inländische 
Märkte  besuchen,  von  ihren  im  verkauften 
Waren  Erlass  des  Eingangszolles  bei  Wieder- 
ausfuhr gewährt  werden.  (V.Z.G.  vou  1S69 
§  112.) 

In  Frankreich  ist  die  Regelung  des 
Marktwesens  seit  ISfd  für  die  Wjjchen-  und 
Specialmärkte,  seit  1864  für  alle  Märkte  den 
Rückten  flbertragen,  für  Jahr-  und  Vieh- 
markte aber  1871  auf  die  Generalräte  (iber- 
gegangcQ.  Die  Marktpolizei  liegt  in  der 
Band  des  Maire  sowie  der  Erlass  von  Markt- 
ordnungen. Die  in  letzteren  vorkommenden 
Beschränkungen  des  Vorkaufs  und  der  Auf- 
käufer sind  als  giltig  anerkannt.  Filr  den 
Marktverkehr  in  Paria  besteht  eine  eigene 
Polizeiverordmmg  von  1S65. 

In  England  ist  die  ältere  Markigesel : 
gebimg  ziisammengefasst  in  der  Markets  and 
fairs  clauses  act  von  1847  (lO'U  Vict.  eh. 
14).  Verschiedene  neiiere  Gesetze  erleich- 
tern die  Aufhebung  von  Märkten  als  oboth 
unneccssary  and  productive  of  gricvous 
immorality«.  Für  London  liat  die  Korporation 
der  City  weitgehende  Privilegien. 

In  Oesterreich  sind  die  allgemeinen 
Gnindsatze  in  der  Gew.-t).  von  1859,  §§  62 
hiß  71  enthalten. 

Litteratori  Zahlreicht  rmtretite  Angaben  in  dfn 
getehichüiehat  Daritelluagen  drt  Handelt,  dei 
WeUliandett  4otvohl,  «if  dti  JlandeU  eimetner 
VillktT.  ferner  in  der  LiUeraiur  über  irUädte- 
vi-)en  und  SUidtn-tr^atimig  irt>  Oberhaupt  über 
Rfrhügeurhichie.  Siehe  dir  Angubrn  zum  Art. 
Bürger,  Bärgertum  oben  Bd.  JI  S.  1186. 
Vgl.  aiieh  die  LiUeraiur  mm  Art.  Buehhaadel 
eben  Bd.  JI  S.  HS?. 

Ueber  Marktweten  tpedrll;  F.  Borel,  Let 
t'oire»  dt  Gtnive  au  guimiime  nrcte,  Genf  iä92. 
—  F.  BwtrqtteUil,  Etudet  lur  te»  Foim  de 
VbmHpagne.  Mentoiret  preienlet  ä  l'aradcmie 
dt»  intrriptioiu  et  bellet  lettre»,  itric  II,  tom.  Y, 
Pari»  ISSS.  -^  B.  Büchaenmehabc,  Beeile  und 
Enterb  im  grleehi»ehcii  Altertum,  Halle  I86H, 
S.  470ff.  —  B.  Coner,  Zur  Ge»ehichie  der 
Breelauer  Xetne,  ZeiUrhr.  d.  Vrr.  f.  Geteh.  u. 
Allertum  SrhUairtu,  V,  S.  GSff.  und  i-'fj?:  — 
if.  Du  Ca*np,  Pari»,  Set  orgaiiet,  tei  fuiietion» 
rl  la  vir,  Bd.  II,  Pari»  1S70,  S.  ISIg.  — 
atut,  Cohn,  yalionalökonoBiie  cfea  IlandeU- 
tind  VrrtehnKiK»en»,  S.  IGg.,  Stuttgart  ISSS.  — 
E.  Kbertv,  ['eber  Leben»miarlrertiirgung  eoH  1 
Groteitädtrn  in  Markthallen,  Berlin  ISS4  (iolt»- 
wirUeAa/aiche    Zeitfragen,    lieft    4748).    —    R.  \ 


Bhrenberg,  Da»  Zeilaller  der  i'ugger,  Jena. 
1896.  —  A.  Emtnlnohaua,  MärkU  und  Met»en. 
Vieri,  f.  Volknc.  XVII,  1S6T,  S.  61ff.~Ende- 
MUintt,  Studien  in  der  romani»ch-laiBoniiti»fheii 
Wirt»cknft»-  und  SeehUlehre,  Bd.  I,  S.  158 ff., 
1874.  —  J-  Baüce,  GetekiehU  de»  deultehen 
Handel»,  Leipiig  I8S9J60, 1,  S.  H9ff.,  II,  S.  3S8ff. 
—  V.  aatllara,  Bindet  tur  le  commerce  de 
la  Ftandre  au  moyen  Sgc.  Me»»ager  de»  »Haiee* 
hittoriipiet  de  Belgique,  1851.  —  T.  Oeerlttg, 
Handel  und  Indtitlrie  der  Sladt  Botel,  1X86.  — 
L.  aoUUchmidt,  Handb.  de»  IlandrItrerhU, 
S.  Auß.,  SttMgaH1891,  I,  S.  SS  ff.,  124ff.,  ^34  ff. 
(mit  reichen  Lüleratwrangiiben).  —  Veraelhe, 
IHe  Getchäfltnperalionen  a^tf  den  Metten  der 
Champagne.  Zeiuekr.  f.  d.  gel.  Handeltreehl, 
1892.  —  E.  OoOt^lH,  Wintchafttgeiehichle  da 
Schiranwaldet,  I,  Slrattbiirg  189g.  —  Han- 
deltkammerberichte  von  Leiptig,  Frank- 
furl  a.  O.  und  UrOnn.  —  E.  Haaae,  GetrhichU 
der  Leiptiger  Muten,  Leiptig  1385.  —  Iter~ 
selbe,  Meuea  und  Märkte  in  Neefe»  Suaitlitchem 
Jahrbuch  deuUeher  Städte,  2.  Jahrg.,  Ig9:i, 
S.  101—116.  —  H.  Herzog,  Die  Zurtacher 
Metten,  ^orou  1898.  —  TU.  Hiraeh,  Handelt- 
und  GeirerbegetchicIUe  Danxigt  unter  der  Herr- 
tchaft  de»  Deuttchen  Ordent,  Leiptig  1858.  — 
J.  O.  Hoffmann,  Die  Befugnit  tum  GeteerfK- 
betriebe,  Berlin  I841,  S.  SiSff.  —  K.  D.  UBM- 
mann,  Städteweten  det  MiUelaller* ,  ISiS,  I, 
S.  ~S7ff.  —  Buyttena,  Corporation»  gantoitei, 
Gent  1861,  S.  145  ff.  —  K.  Th,  v.  Inama- 
Stemegg ,  Deuttche  Wirtechajitgetchichtc  II, 
I^eiptig  1S9I,  S.  370  f.  —  Fr.  Kapp,  Getehichle 
det  deuitehen  Buchhandelt,  Leiptig  1886,  S.  443  f. 

—  G.  L.  Kriegk,  Die  Frankfurter  Mette  in 
Mittelalter,  in  Frankfurter  Bürgenwiate  und 
Zuttände,  Frankfurt  ISes,  S.  i94ff.  —  K. 
Lamprecht,  Deuttche»  Wiriichafttlrben  im 
ilUteliiUer,  Leiptig  1885.  JI,  S.  256 ff.  —  TA, 
Liavea,  Zur  Organitation  de»  Lebentmittelmnrktet 
in  Berlin.    Jahrb.  f.  Oe».  v.  Vene.  XI,  S.  S7Sf. 

—  m.  r.  Lengenfeldt,  Ihutland  im  19.  Jahr- 
hundert, Berlin  1S7S,  S.  176ff.  —  Levy  von 
Hatte,  Die  Organitation  det  Berliner  Vieh- 
und  Flei»ekmarkUt.  Jahrb.  f.  Ge».  u.  Vcnr.  XVI, 
S.  aaiff.  (rgl.  auch  S.  689  f.).  ~  W.  Lexi», 
in  Schönberg,  4.  Aufi.,  JI,  i,  -V.  iäiff.  und  810. 

—  A.  Ltndemann,   Die  Markthallen  Berlin», 

Berlin  1899 P.  Un  Marauaaem  et  C.  Gu^He, 

Halle»  centraUi  de  Pari»  et  comtnerce  de  l'ali- 
meHlation,  Piirit  1894.  —  P-  'f-  Marperger, 
Beichreibang  der  Metten  und  Jahrmärkte,  Leipiig 
1711.  —  R.  de  MOMy,  Del  hallet  et  marchft 
et  du  commerce  det  objet»  de  contommalion  ä 
Londrts  et  ä  Pari»  (Rapport),  Pari»  1861.  — 
P.  M.  Mayer,  Die  Anfänge  det  Handelt  und 
der  Indatlrie  in  Ocslerreich,  Inntbruck  ISSi.  — 
jtt.  V.  Mohl,  Die  Puliieivi»ieniehqft,  8.  Avß., 
Tübingen  1866,  II,  S.  496 ff.  —  Th.  Motnmaen, 
RSmitche»  Slaattrechl,  3.  Auß.,  1887,  JJ,  S.  44^ff-> 
887,  III,  S.  37s,  1181.  — H.  Xorley,  .Vemoir» 
of  Bartholome«- Fair,  London  1S59.  —  Jturatorl, 
Antiquilalel  IJ  dii».  XXX  de  mercatibut.  - — 
X.  W.  NUteeh,  Der  älte»te.  Marktverkehr  da 
deuttchen  ßinnenlandei.  Han».  GetrhichlibliStter 
ISSUjai,  S.  14  ff.  —  IJ.  Ph.  Ortht,  Abhandlung 
roll  den  berühmten  ttrocn  Reirhtme»ten  »•>  in 
der  Reichittadt  Fran^art  am  Main  JärticH  ge- 
halten irerden  etc.  1765.  —  jPal^ravev  Dvt. 
of  Pol.  Bcotiomy   Bd.   II,   S.   I3ff.,   Art.   Fain 
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andmarkeU,  London  1396.  —  F.  E.  F.  PhlttppI, 

Seiträge  tur  Gtirhithte  und  Statülik  der  deut- 
tebea  Metten,  Franl^vrt  a.  O.  ISST,  —  Iter- 
aelhe,  Die  Metaen  der  Sladt  Frankfurt  a.  O., 
FrankfuH  a.  0.  lull.  —  B.  Pigeonneau, 
hUloire  du  commfrce  de  la  France,  1S87JS9.  — 
K.  Ruthnen,  DU  EnUlfbung  der  Märkte  in 
Deutachiand  (Htrambarger  JXmrt.},  ISSl.  — 
R.  Riedl,  Der  ICiener  SchliKhleithhandtl  in 
eeiner  geachiehüichen  Enttrickelung,  Jahrb.  /. 
Gt*.  Bd.  17,  S.  Si'jff.  —  S.  Rtebiehet,  Markt 
und  Stadt  in  ihrem  reehüichen  VerhSltnit,  IS97. 
~~  W.  Boaeher,  Si/elem  III,  ig  Si  und  d 
G.  Seh-motlrr,  Zur  Getehiekte  der  deaitehen 
KUingcaerbt,  Halle  1870,  S.  ilSff.  —  K.  Scholz, 
Der  Wocbenmarkt.  VicH.  f.  VdkiV!.  XVII, 
1867,  S.  SSff.  —  R.  Söhnt,  Die  EnUlehvng 
da  deuUehen  Städtevetent,  Leiptig  1890.  — 
X.  Schröder,  Lehrbuch  der  deultcken  Reehli- 
getehiehte,  Lciptig  1889,  S.  SSSß'.  —  Deraelbe, 
Weichbild,  in  Hittor,  Auftätxe  tum  Andenken 
an  G.  Waili,  188G.  —  Deraelbe,  Die  Stellung 
der  Bolandtiäulen  in  der  Rechtigetehichte,  in 
Beringtiierg  Fetttthrifl  tDic  Rolattde  Deutteh- 
land»«,  Berlin  1890.  (Dam  O.  Sello,  Die  deut. 
lehen  Solande,  FortcMingen  nir  bratidenburg. 
und  prevtaitchen  Geschichte,  1890,  S.  S99ff.)  — 
A.  Schvtlie,  Ceber  EtiebenauerStädlegrilndnngen 
im  10.  und  11.  Jahrhnadrrl,  Zelliehr.  /  Getch. 
detOberrhein»,  1890,^.137 ff,  (Dam K.  Sehaube, 
a.  a.  0.  1891,  S.  t96ff.)  —  O.  Stmeon,  Die 
rutiitcAen  JaknaUrkU.  Jahrb.  f.  XalionalBton., 
III.  F.,  Bd.  ,9,  S.  STlff.  ~-  B.  l^omos, 
Manuel  del  ballea  et  marchei  cn  groi,  3.  Auß., 
FUrii  1S7S,  —  Deraelbe,  Le  marche  atix 
betliaux  de  la  ViUetle,  Pari»  1873.  —  JH.  Voigt, 
EÖmiteke  I^vataltertUmer  in  J,  MiUlert  Handb. 
d,  kla—.  AUerturnttcilientebaften,  IV,  S.  Teil, 
S,  7S&ff.  —  G.  WaiU,  Dcultche  Verfatninge- 
gachichte,  IV.  S,  S6ff..  VII.  S.  377 ff.,  VIII, 
S.  tSOff.  —  K.  Wutke,  Die  Breilauer  Meue, 
Virchov>-Hollte7uio>ffi  tkunmtung  von  Vorträj/en, 
y.  F.,  Sr.  iSO,  1896.  -  Zahlreiche  Notiten 
auch  in  den  Enqueten  den  Vereine  für  SoiiaJp. 
iüier  die  Lage  dei  HandieeTki  und  dal 
Hav.iierge.cerbe.  Schriften  Bd.  62—71  und 
??■-  81. 

Ueber  da»  heutige  Recht  der  Märkte  vgl.  die 
Kommentare  zur  Gewerbeordnung  und  die  Lehr- 
bücher dei  VeriraltiingtrecAli,  i,  B.  G,  Meyer, 
Lehrbuch  de>  deulethen  Vervaltungerechtt ,  I, 
^  ISOa.  Femer  v.  Av/^aa,  Die  ZfUtr  und 
Steaem  dei  DeuUehen  Reichet,  1S86,  S.  76  ff.  — 
—  M.  Black,  Dictionnalre  de  l'Admijivitralion 
/ran^aite,  Art.  Foiret  et  march/t  und  OrganU 
aation  communale,  n.  191  —  197.  —  Leuthotd, 
Marktveie»  in  StengeU  WSrterbuch  det  deuttehen 
Verwallungtreckti,  II.  S,  3S  [f. 

K,  Rathgcn. 


Mario 

.  Winkelblech. 


Mitrshall,  Alfred, 

wurde  am  26.  VII.  1SJ2  zu  London  geboren. 
Im  Jahre  1861  erhielt  er  den  Titel  eines  „Pro- 
liatiouar;  Fellowship"  am  St.  Johns  Cotiege  zn 


Oxford,  der  fQr  kkssiscbe  KenntniBäe  znerteilt 
wnrde;  aber  da  er  mathematiache  Studieu  Tor- 
zog,  begab  er  sich  nach  Cambridge,  wurde  dort 
1Ö65  zweiter  „Wrang'ler"',  in  demselben  Jahre 
„Fellow"  am  St.  Jo£ia  College  iu  Cambridge 
und  1868  „Lectnrer"  der  Moralwiaaenschaftea. 
Im  Jahre  1877  wurde  er  Vorsteher  des  UniTeraity 
College  in  Bristol,  war  1883-1884  Lecturer 
der  NationalJikonomie  am  „Balliol  College" 
Oxford  und  folgte  1866  einem  Kufe  ala  Professor 
der  politischen  Oekonomie  an  die  Universität 
Cambridge.  Im  Jahre  1891  wurde  er  zum  Mit- 
gliede  der  Royal  Commission  on  Labour  ernannt 
Honorary  Fellow  of  Balliol  College  18!)6 ;  Socio 
Straniero  Keale  Accsdemia  dei  Lincei ;  Ehren- 
Dr.  jur:  Krakan  1900. 

Er  veröff entlichte  an  Staats  wissenschaft- 
lichen Schritten  a)  in  Buchform:  The  econo- 
mica  of  industrj  (gemeinschaftlich  mit  seiner 
Frau  verfaMt),  London  187a,  2.  Ausg.  1881.  — 
The  present  poaition  of  economics,  London  1685. 

—  Priuciples  of  economics,  vol.  I,  London  1890, 
4,  Aosg,  16<J8.  —  Elements  of  economics  of 
indnstrj,  London  1692.  (Ein  Anszng  aus  dem 
1.  Bande  seiner  „Principles"'.) 

b)  in  Zeitschriften;  Review  of  Jevons' 
„Theory  of  Political  Eeonomy"  (Academy  1.  IV. 
1872).  —  Graphic  represenlation  by  aid  of  a 
aeries  of  hyperbolas,  ot  some  economic  problems 
baving  reference  to  monopolies  (Proceedings  of 
the  Cambridge  PbUosophical  Society  Okt.  1873). 

—  The  fnture  ot  the  working  classes  (The 
„Eagle",  Cambridge  1874).  -  On  Mr.  Mill'a 
theory  of  value  (Fortnightly  Review,  1.  April 
187()|.  —  Where  to  house  the  London  Poor 
(Contemporary  Review,  Febr.  1884).  —  Theories 
and  facts  abont  wages(Annual  of  the  Ca-operatLve 
Wholesale  Society,  1885).  -  How  far  do  reme- 
diable  cauaes  influence  prejndicially  tbecontinuity 
ot  employment  and  the  rates  ot  wages  (Report 
ot  Tndustrial  Remuneration  Conference,  January 
1885).  —  On  the  graphic  method  of  statistics 
(Jubiläorasband  der  Londoner  „Statistical  So- 
ciety'', 1885).  —  Remedies  for  flactualions  of 
general  prices  (Contemporary  Review,  März 
1887).  —  On  conciliation  and  arbitration  (Vor- 
wort KU  Price'a  Industrial  Peace,  18B7),  —  On 
the  theory  of  valne  and  business  profita  and 
on  wages  and  profits  (Harvard  Quarterly  Jour- 
nal ot  Economics,  1887— 88i.  —  On  the  Organi- 
zation of  eooporative  production,  being  the 
inaugural  address  to  the  Co-operative  Congress, 
Ipswich  1889.  —  Fresidential  address  to  Economic 
Secttan  of  British  Association,  on  Some  aspects 

ompetition,  Leeds  1890.  —  The  Poor  law 
and  State  pensions,  Poor  law  reforin  and  A  Beply 
to  a  criticism;  On  Reut;  On  Distribution  and 
Eschange  (Economic  Journal  1892, 1893, 1898).  — 
The  Old  Generation  of  Economists  and  Ihe  New 
in  the  Harvard  Quarterly  Journal  ot  Economics 
Vol.  XII. 

c)  in  den  Reports  von  verschiedenen  Royal 
Commissions-Evidencea  über  die  Währungsfrage 
bei  der  Gold  and  Silver  Commission  li*.  Dez. 
1837,  16.,  23.  Jan.  1888,  und  bei  dem  Indian 
Currency  Committee  11.  Jan-,  16.  Febr.  1899; 
über  Armenpflege  bei  der  Commission  on  the 
Aged  Poor  ö  Jun.  189.1.  —  Memorandum  Über 
lokale  Steuern  auf  Boden  und  Gebäude  bei  der 
Comraiäsion  on  Local  Taxation  1899. 


dby  Google 
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Vergl.'Uber  Marslial).  iusonderbeit  Über 
seine  „Principles  of  ecoBomics":  K.  G.  Pierson 
in  „De  EconomiBf.  März  1891.  S.  177  ff.  — 
Ä.  Wagner  in  ..üuarterly  Journal  of  Econo- 
mics".  Hoaton.  April  1891.  —  Znckerkandl 
in  .Tahrb.  f.  Nat,  n.  Stat.  IH.  V.  H.  Bd  .  S.  4öff. 
Red. 


Martiueau,  Miss  Uarriet, 

geb.  13.  VI.  1H02  zu  Norwich  in  Korfalk-sliire, 
verlor  früh  ihr  Gehür  nnd  widmete  sii'h  eitrig 
uationalükonomi sehen  nnd  »tatistisi^heii  Studien. 
18.S6  machte  sie  eine  Reiiie  nacli  Nordamerika 
nnd  später  nach  dem  Orient.  Die  letzten  Jahr- 
zehnte verlebte  sie  auf  ihrem  Landutze  hei  Am- 
bleside  in  Westmoreland.  n-o  sie  am  27.  VI. 
1876  starb.  Ihre  scihriftstellerifiche  Thätigkeit 
nu fauste  ani»er  den  unten  genannten  uoiib 
Kindemchriften,  Erzählungen,  bt'hriften  beleh- 
renden Inhalts  n,  dgl.  In  ihrer  Selbsthiographie 
bekennt  sie,  dass  sie  die  Lehren  der  Ricardu- 
achen  Schule  i('irksam  popularintert  habe. 

Sie  verüffentlichle  an  Mtaatswissenscbatttichen 
Werken:  Illnstrations  on  l'olitical  Economy, 
Ö  vol.,  London  1832  34.  n.  edit.  8  vol..  Lon- 
diiu  1819.  —  Eine  franzGs.  Uebers.  davon  v.  B, 
Maurice  eritrhien  in  8  Bdn  ,  1833  -  41.  —  Eine 
Augwahl  ans  dieser  mit  einer  Biographie  der 
Vertaaserin  von  G.  Molinan,  2  Bde.,  Paria  168U. 


-  Eine  niederländische :  Z.  B-  1877.  —  Ponr 
law  and  paupers,  four  taleit,  2  vi.«.,  London  1833. 
n  edit.  185Ö.  —  lUustrations  oE  taxations,  sii 
tales,  5  vis.,  London  18H4.  —  The  tendencj  of 
Strikes   to  produce  Low  wages,  London  1834. 

—  Society  in  America.  3  i-ls.,  London  1837, 
und  2  vis,  New- York  1837.  —  Eine  deutwhe 
Uebersetznng  von  E.  Brink'meier,  2.  Tle.,  Cansel 
n.  Leipzig  1838.  —  Enstem  Life,  past  and 
uresent,  London  1846,  u.  ed.  1875.  — ■  Honshold 
Education,  London  1849.  ii.  edit  1864.  -  His- 
tory  of  England  during  the  thirty  year's  pea».« 
1816-46.  3  vis.,  London  IWa  -  ÖÜ.  -  De.ntsehe 
Uebersetzung  von  R.  J.  Bergiu.'*,  4  Bde.,  Berlin 
1863—64.  —  lutroduction  to  the  history  of 
England  during  the  thirty  year's  peace,  London 
1861.  —  The  factory  ('«ntroversy,  a  waming 
against  meddling  legislatioii,  Manchester  l^äS. 

In  Verbindung  mit  Atkinson  verliffeutlichte 
sie:  Letters  ou  the  Law  of  Man's  social  natnre 
and  development,  London  1861,  und  Lett«rs 
from  Ireland,  London  1863,  —  Aug.  Comtes 
Philosophie  positive  wnrde  von  ihr  ins  Englische 
ilbersetzt  und  erschien  2  Bde..  London  1863. 
new  edit.  1874.  —  M.  H,  Martineaus  Autobio- 
graphy.  Edit«d  by  Maria  Westen  Chapman, 
3  Bde.,  London  1877. 

Eine  Reihe  von  Artikeln  veröHent Hellte  sie 
in  der  „Westminstcr  Review"  nnd  besonders  in 
den  „Daily  News",  welche  gesammelt  heraunge- 
geben  wurden  als:  Miscellaneous,  2  Bde.,  Boston 
1836  und  Biographical  Sketches  1832  -  68  (re- 
urinted  form  the  Daily  Newa),  London  1869. 
3.  edit.  1870. 

Vgl.  über  Martineau:  Nonvelle  biogra- 
phie  g^nfrale    t.  XXXIV  (Paria  1861j,  S.  Cl. 


—  Roh.  Mohl.  Geschichte  u.  Litt«r&tur  der 
Staatsw..  m  (Erlangen  ISöÖi,  S.  486.  —  G. 
Cohn,  Die  heutige  Xatioualökonomie  in  Eng- 
land und  Amerika,  in  Jahrb.  f.  Ges.  n.  Terw., 
13.  Jahrg.  (Leipzig  ll^^J.  S.  18. 

Jonef  SrammJint»m«r. 


Marx,  Heinrich  Karl, 

wurde  geboren  in  Trier  am  6.  V.  1818  als  der 
Sühn  des  Advokatanwalts  nnd  spateren  Justiz- 
rata  Heinrich  Man,  der,  wie  aus  dem  Tauf- 
schein des  Sohnes  ersichtlich ,  1824  mit  seiner 
Familie  vom  Judentum  zum  Proteatantismoa 
übertrat.  Nach  beendigter  Vorbildung  anf  dem 
Trierer  Gj'mna^ium  studierte  Karl  Marx  seit 
1835  in  Bonn,  sodann  in  Berlin  erst  Rechts- 
wissenschaft, später  Philosophie  und  promovierte 
in  Berlin  als  Dr.  phil.  1811  mit  einer  Disser- 
tation über  die  Philosophie  Epiltura.  In  dem- 
selben Jahre  siedelte  er  nach  Bonn  über,  um 
dort  sich  als  Dozent  za  habilitieren,  aber  die 
Schwierigkeiten,  die  die  Regierung  seinem  eben- 
daselbst als  Dozent  der  Theologie  fungierenden 
Freunde  Bruno  Baner  in  den  Weglegte  und 


kein  Platz  sei  an  einer  preussischen  Hocbschnle. 
^  Um  dieselbe  Zeit  wurde  von  den  jnng- 
hegeiisch  angehauchten  jüngeren  Elementen 
der  rheinischen  radikalen  Bourgeoisie,  im  Ein- 
verständnis mit  den  liberalen  Führern  Camp- 
hausen und  Ilansemaon,  die  tirlindung 
eines    grossen   Oppositionsblattes   in   Köln   an- 

S!regt;  Marx  nnd  Baner  wurden  als  tüciitige 
auptmitarbeiter  ebenfalls  zu  Rat  gezogen. 
Eine  —  damals  uJitige  —  Konzession  war  in 
der  Stille  anf  Umwegen  besorgt,  und  so  erschien 
die  „Rheinische  Zeitung"  am  1.  I.  1842.  Mars 
schrieb  von  Bonn  ans  grössere  Artikel  in  dns 
neue  Blatt;  die  haupt^hlichsten  waren:  eine 
Kritik  der  Verhandlungen  des  rheinischen  Pro- 
vinz iaJIandtaga,  eine  Arbeit  über  die  Lage  der 
häuerlichen  M'inzcT  an  der  Mosel  unif  eine 
andere  über  den  Holzdiebstahl  und  die  ihn  be- 
treffende Gesetzgebung.  Im  Oktober  1842  über- 
nahm er  die  Oberleitung  des  Blattes  und  siedelte 
nach  Kein  über.  Von  ua  an  erhielt  die  Zeitung 
einen  scharf  oppositionellen  Charakter.  Allein 
die  Leitung  war  eine  so  geschickte,  daaa  trotz 
der  über  die  Zeitung  verhängten  erst  doppelten, 
dann  dreifachen  Censur  (erst  der  gewGhnliche 
Censor,  dann  der  Hegiemngspräaident,  endlich 
ein  von  Berlin  ad  hoc  hergesandter  Herr  von 
Saint-Paul]  die  Regierung  dieser  Art  Presse 
schwer  heikommen  Konnte  nnd  sich  daher  ent- 
Bchloss,  das  Weitererscheineu  der  Zeitung  vom 
1,  I.  1843  an  zu  nntersagen.     Durch  den  an 

ienem  Tage  erfolgten  Rücktritt  Man'  von  der 
tedaktion  erkanfte  man  eine  Galgenfrist  von 
drei  Monaten ,  aber  dann  erfolgte  doch  die 
schliess liehe  Unterdrückung  des  Hattes. 

Marx  entschloss  sich  nun,  nach  Paris  tu 
gehen,  wohin  auch  Arnold  Rnge  nach  der 
ungefähr  gleichzeitig  erfolgten  Unterdrückung 
der  ,.Deutschen  Jahrbücher"  sich  wenden  wollte. 
Zuvor  aber  heirtil«te  et  in  Kretiznach  Jenny 
von  Westphalen,  seine  Jugend^enossin,  mit  der 
er  schon  seit  Beginn  seiner  Universitllszeit  ver- 
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lobt  gewesen  war.  Daii  jange  Faai  kam  im 
Herbst  1843  nach  Paris,  wo  Man  und  Bnge 
die  „ Deutsch -franzöai sehen  Jahrbücher"  heraus- 
gaben, eine  Zeiuthrift,  von  Sme  indes  Wosb  das 
erste  Heft  erschien;  die  Forlaetzung-  scheiterte 
teils  an  den  übergrosaen  Schwierigkeiten  der 
heimlichen  Verbreitung  in  Deutschland,  teils  an 
den  sehr  bald  zn  Tage  tretenden  principiellen 
Differenzen  zwischen  den  beiden  Redakteuren. 
K  u  g  e  blieb  im  Fahrwasser  der  Hegeischen 
Philoüophie  und  des  politischen  Radikal ismnü, 
Man  warf  sich  anfs  Studium  der  politischen 
Oekonomie.  der  französischen  Soziaiisten  und 
der  Geschichte  Frankreichs.  Das  Resultat  war 
sein  Uebergang  zum  Sozialiamus,  Im  September 
1844  kam  Fr.  Engels  auf  einige  Tage  nach 
Paris  zu  Marx;  beide  waren  seit  der  gemein- 
samen Arbeit  an  den  „Deutsch-franzGsischeu 
Jahrbüchern "  in  Briefwechae!  getreten,  und  von 
hier  an  datiert  das  Zusammenwirken  beider, 
das  nur  mit  dem  Tode  von  Marx  ein  Ende 
nahm.  Seine  erste  Frucht  war  eine  Streit- 
schrift gegen  Bruno  Bauer,  mit  dem  man. 
im  Verlauf  des  Zersetsuugsprozesses  det  Hogel- 
suhen  Schule,  ebenfalls  priucipiell  auseinniider- 
gekommen  war:  „Die  heilige  Familie.  Gegen 
B.  Bauer  und  Konsorten."  Frankfurt  a.  M.  1045. 
Marx  half  mit  bei  der  Redaktion  eines 
kleinen  deutschen  Wochenblattes,  das  in  Paris 
unter  dem  Namen  „Vorwärts"  erschien  nud 
das  die  Misere  des  damaligen  deutschen  Ab- 
solutismus  und  Scbeinkonatitutionalismns    mit 


schafften  an  vierhundert  arbeitslosen  Deutschen 
dieselbe  Reise  Unterstützung  wie  den  Legionären, 
SU  dnsa  sie  ebenfalls  nach  Dentschlaud  heim- 
kehren konnten. 

Im  April  ging  Marx  nach  KiJln,  und  am  - 
1.  VI.  erschien  dort  unter  seiner  Leitung  die 
Neue  Rheinische  Zeitung,  die  im  folgen- 
den Jahre  am  19,  V.  zuletzt  herauskam;  die 
Redakteure  wurden  entweder  gerichtlich  mit 
Verhaftung  oder  als  Nichtpreuseen  mit  Ana- 
weisung bedroht.  Letzteres  Schicksal  traf  Han, 
der  während  seiner  Brüsseler  Zeit  seine  Ent- 
lassung aus  dem  preussischen  Staats  verbände 
fenommen  hatte.  Während  des  Bestandes  der 
eitung  hatte  er  zweimal  vor  deu  Geschworeuen 
zu  erscheinen,  am  7.  II.  1S49  wegen  Pressver- 
gehena  nud  am  8.  wegen  Aufforderung  zum 
bewaffneten  Widerstände  gegen  die  Regierung 
(znr  Zeit  der  Steuerverweigerung,  November 
1848);  beide  Male  erfolgte  Freisprechung. 

Nach  der  Unterdrückang  der  Zeitung  ging 
Man  wieder  nach  Paris,  wurde  aber  nach  der 
Demonstration  vom  13.  VI.  vor  die  Wahl  ge- 
stellt, entweder  aich  in  die  Bretagne  inter- 
nieren zu  lassen  oder  Frankreich  abermals  den 
RUcken  zn  kehren.  Natürlich  zog  er  das  letztere 
vor  und  ging  nach  London,  wo  er  nun  end- 
giltig  seinen  Wohnsitz  aufschlug. 

In  London  gab  er  heraus:  Nene  Rheinische 
Leitung,  politisch- Ökonom  lache  Revue,  Hamburg 
1S5U.  wovon  6  Hefte  erschienen  sind.  Seine 
Hauptarbeit  hierin  ist:  „1848  bis  1849",  eine 
Darstellung  der  Ursachen  und  des  i 
,  .      .  „         „  ..,, .  sammenbangs  der  Ereignisse  dieser 

I  Ministerium  Guizot  die  Answeisung  von  mentlich  in  Frankreich;  femer  (mit  Engels  z 
Man  ans  Frankreich  zn  verlangen.  Sie  wurde  summen)  Rezenaionen  und  politische  Ueber- 
bewüligt;  Anfang  1845  siedelte  Marx  nach  sichten.  An  die  erstare  Arbeit  schloss  aich 
Brüssel  über,  wonin  bald  darauf  auch  Engels  bald  darauf  als  Fortsetzung:  Der  18.  Brumaire 
kam.  Hier  verüffentlichte  Marx  Misfere  de  la  des  Louis  Bonaparte,  New-York  1862,  neu  auf- 
Philosophie, riponse  ä  la  Philosophie  de  la  gelegt  Hamburg  1869  und  1885,  Der  grosse 
Misere  de  M,  Proudhon,  Bmxelles  et  Paris  1847,  Kommimistenprozess  in  Ksln  veranlasst«  eine 
ferner :  Discours  sur  la  questiou  du  Libre  weitere  Broschüre :  „Enthüllungen  über  den 
Echange,  Bruielles  1848,  Ausserdem  schrieb  Kölner  KommunistenprozesH'',  Boston  1653, 
er  dann  und  wann  Artikel  in  die  „Deutsche  neueste  Auflage  Zürich  1885.  Von  1852  an 
Brüsseler  Zeitung".  Im  Januar  1848  arbeitete  war  Marx  Ijondoner  Korrespondent  und  jahre- 
er  mit  En^s  das  „Manifest  der  kommunisti-  lang  gewissermasseu  Redakteur  für  Europa  bei 
sehen  Partei"  aus,  im  Auftrag  der  Centralbehörde  der  New- York  Tribüne.  Seine  Artikel  sind  teils 
des  Bundes  der  Kommunisten,  einer  geheimen  mit  seinem  Namen  unterzeichnet,  teils  Ugurieren 
Propagandagesellschaft,  der  Man  und  Engels  sie  als  Leitartikel ;  es  sind  nicht  gewöhnliche 
im  Frühjahr  1847  beigetreten  waren.  Das  Hani-  Korrespondenzen,  sondern  aaf  gründlichen  Studien 
fest  ist  seitdem  in  nnzShligen  autorisierten  und  bernhende,  oft  eine  ganze  Artikelreihe  um- 
nnautorisierten  deutschen  Ausgaben  erschienen  fassende  Darlegungen  der  politischen  und  üko- 
Dud  in  fast  alle  europäischen  Sprachen  Übersetzt,  I  nomischeu  La^e  der  einzelnen  europäischen  Lün- 
Als  die  Febmarrevolutiou  1848  ausbrach  !  der.  Die  militBrischen  Aufsätze  darunter,  über 
und  auch  in  Brüssel  Volksbewegungen  hervor- 1  den  Krimkrieg,  die  indische  Hebellion  etc.,  sind 
rief,  wurde  Marx  verhaftet  und  aus  Belgien  ,  von  Engels.  Einige  der  Manschen  Artikel  über 
amgewieaen;  inzwischen  hatte  ihn  die  piovi- '  Lord  Palmerston  wurden  in  London  als  Bro- 
sorische  Regierung  der  französischen  Republik  [  schüren  abgedruckt.  Diese  Mitarbeit  an  der 
'   "    '  '  '    Tribüne   nahm   erst  ein  Ende   mit   dem  ameri- 

kanischen Bürgerkriege, 

Das  Jahr  1859  verwickelte  Man  einerseits 
in  eine  ans demitalienischenKrie^ entspringende 
Polemik  mit  Karl  Vogt,  die  ihren  Abschluß 
fand  in ;  Herr  Vogt,  von  Karl  Marx,  London 
1860,  Andererseits  aber  brachte  es  die  erst« 
Frucht  seiner  jahrelangen  ökonomischen  Studien 
im  Britischen  Museum,  in  der  Gestalt  des  ersten 
Heftes  von :  Zur  Kritik  der  politischen  Oekonomie, 
Berlin  1859.  Kaum  aber  war  dies  erst«  Heft 
ersohienen,  da  entdeckte  Marx  auch,  dass  er 
mit  der  Detailausfilhrung  der  Qmndgedankeu 


eingeladen,  wieder  nach  Paris 
so  kehrte  er  dorthin  zurück. 

In  Paris  trat  er  zunächst  mit  seinen 
Freunden  der  Legionasp ielerei  entgegen,  die 
-der  Majorität  der  neuen  itegiemng  ein  bei^uemes 
Mittel  bot,  sich  die  „lästig  fallenden"  fremden 
Arbeiter  vom  Halse  zu  schaffen.  Es  war  klar, 
dass  die  so  bei  hellem  Ta^e  organisierten  belgi- 
»!hen,  deutschen  etc.  Legionen  die  Grenze  nur 
öberachreiten  konnten ,  um  in  eine  wohivor- 
bereitete  Falle  zu  gehen,  wie  dies  denn  auch 
thatsächlich  der  Fall  war.  Marx  und  die 
Übrigen    Leiter    des    Kommnnistenbundes   ver- 
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der  folgenden  Hefte  noch  nicht  vollatAudig  im 
reinen  sei;  das  noch  vorhandene  Mannekript  ist 
der  beste  Beweis  dafür.  £r  fing  alsu  sofort 
wieder  von  Tom  an,  und  so  erschien,  statt  jener 
Fortsetzang,  erst  1867:  Das  Kapital.  Erstes 
Buch:  Der  Prodnktionsprozess  des  Kapitals, 
Hamburg  1867. 

Während  er  die  ganzen  drei  Bände  des 
jjKapital"  —  das  zweite  und  dritte  wenigstens 
im  Entwürfe  —  ausarbeitete,  fand  Marx  endlich 
auch  wieder  eine  Gelegenheit  zn  praktischer 
Thatjgkeit  in  der  Ärbeiterwelt.  1864  wurde 
die  internationale  Arbeiterassociatioa  gegründet. 
Viele,  namentlich  Franzosen,  haben  sich  den 
Ruhm  angemasst,  als  Gründer  dieser  Association 
zu  gelten.  Ss  ist  selbstredend,  dass  so  etwas 
nicht  von  einem  allein  gegründet  werden  kann. 
Aber  soviel  iat  sicher:  anter  allen  Beteiligten 
gab  es  nnr  einen,  der  sich  klar  war  Ober  das, 
was  zn  geschehen  hatte  und  was  zu  gründen 
war,  das  war  der  Mann,  der  schon  lß4S  den 
Ruf  in  die  Welt  geschleudert:  Proletarier  aller 
Lander,  vereinigt  euchl 

Bei  der  Gründung  der  Internationale  ver- 
suchte auch  Joseph  Mazzini,  die  sich  Ensanimen- 
findenden  Elemente  für  seine  mystische  kon- 
spiratorische  Demokratie  des  Dio  e  popolo  zu 
gewinnen  und  zu  verwerten.  Aber  der  in  seinem 
nsJuen  vorgelegte  Entwurf  zu  Statuten  und 
Inangaraladresse  wurde  verworfen  zn  Gonsten 
der  von  Man  redigierten,  und  von  nun  au  war 
Mars  die  Leitung  der  Internationale  gesichert. 
Von  ihm  sind  s&utliche  Erlasse  des  Geueral- 
ratea  geschrieben ,  namentlich  auch  der  nach 
dem  Fall  der  Pariser  Commune  erschienene 
und  in  die  meisten  Sprachen  Europas  über- 
setzte „Bflreerkrieg  in  Frankreich". 

Es  ist  hier  nicht  die  Gescbichte  der  Inter- 
nationale zu  erzählen.  Es  genüge,  dass  es 
Marx  gelang,  Statuten  netast  principieller  Moti- 
vierung zn  entwerfen,  unter  denen  französische 
Prondhonisten,  deutsche  Komiannisten  und  eng- 
lische Neugewerkschaftler  einmütig  zusammen- 
wirken konnten  und  dass  die  Harmonie  der 
Vereini^ng  keine  Stärun^  erlitt,  bis  die  Leute 
ans  Licnt  traten,  die  seitdem  jede  Ärbeiter- 
bewegnng  zn  stiren  gesucht,  die  Anarchisten 
unter  Bakunin.  Es  versteht  sich,  dass  die 
Macht  der  .Association  lediglich  in  der  bisher 
nnerhilrten  Thalsache  der  versuehtenVereinigung 
des  europäischen  und  amerikanischen  Prole- 
tariats lag;  andere  als  moralische  Mittel  hatte 
der  Generalrat  nicht,  sogar  nicht  einmal  Geld- 
mittel, statt  der  vielbernfenen  „Hillionen  der 
Internationale"  verfügte  er  meist  nur  über 
Schulden.  Wohl  nie  ist  mit  so  wenig  Geld  so  i 
viel  geleistet  worden.  i 

^ach  der  Commune  war  die  Internationale  i 
in  Europa  unmöglich  geworden.  Den  kämpf 
gegen  die  Regierungen  und  die  in  allen  Län- 
dern gleich  erregte  Bourgeoisie  in  der  bis- 
herigen Form  fortzuführen,  hätte  kolossale  Opfer 
gekostet.  Dazn  der  Kampf  im  Innern  der 
Association  selbst  gegen  die  Anarchisten  nnd 
die  zu  ihnen  neigenden  proudhon istischen  Ele- 
mente. Le  Jen  ne  valait  pas  la  chandelle. 
Nachdem  also  auf  dem  Haager  Kongress  der 
formelle  Sieg  über  die  Anarchisten  erkämpft  war, 
schlug  Marx  vor,  den  Generairat  nach  Is'ew- 
York  zu  verlegen.  Die  Fortdauer  der  Associa- 
tion war  Bü  sicher  gestellt  für  den  Fall,  dass 


veränderte  I'mstähde  die  Wiederaufnahme  der- 
selben in  Europa  nStig  machen.  Als  aber  solche 
Umstände  eintraten,  war  die  alte  Form  ver- 
altet; die  Bewegnffg  war  der  alten  Internatio- 
nale weit  über  den  Kopf  gewachsen. 

Von  jetzt  an  blieb  Marx  der  Öffentlichen 
Agitation  fremd,  aber  darum  nicht  minder  thätig 
in  der  europäischen  und  amerikanischen  Arbeiter- 
bewegung. Er  stand  in  Briefwechsel  mit  fast 
allen  Fünrem  in  den  verschiedenen  Ländern, 
die  ihn,  wenn  irgend  möglich,  bei  wichtigen 
Anlässen  persönlioii  zu  Rate  zogen;  er  wurde 
mehr  und  mehr  der  vielgesuchte  und  stets  be- 
reite Berater  des  streitbaren  Proletariats.  Bei 
alledem  aber  kannte  sich  Marx  jetzt  wieder 
seinem  Studium  zuwenden,  deren  Feld  sich  in- 
zwischen sehr  erweitert  hatte.  Bei  einem 
Manne,  der  jeden  Gegenstand  auf  seine  ge- 
schichtliche Entstehung  und  seine  Vorbe- 
dingungen prüfte,  entsprangen  selbstredend  aus 
t'eder  einzelnen  Frage  ganze  Reihen  neuer 
fragen.  Ur^e.schichte,  Agronomie ,  russische 
und  amerikanische  Grundbesitz  Verhältnisse,  Geo- 
logie etc.  wurden  durchgenommen,  um  nament' 
lieh  den  Abschnitt  des  III.  Buches  des  „Kapital" 
über  Grundreute  in  einer  bisher  nie  versuchten 
Vollständigkeit  auszuarbeiten.  Zu  den  sämt- 
lichen germanischen  und  romanischen  Spracheu, 
die  er  mit  Leichtigkeit  las,  lernte  er  auch  noch 
altslavisch,  russisch  nnd  serbisch.  Leider  aber 
verhinderte  ihn  zunehmende  Kränklichkeit  an 
der  Verwertung  des  so  gesammelten  Stoffes. 
Am  2,  XU.  1881  starb  seine  Frau,  am  9. 1.  1883 
seine  älteste  Tochter,  am  14.  Ui.  desselben 
Jahres  eutschlief  er  sanft  in  seinem  Lehnstuhl. 

Die  meisten  im  Druck  erschieneneu  Bio- 
graphjeen  von  Man  wimmeln  von  Irrtiiniern. 
Antbentisch  ist  nur  die  im  Brackeschen  Volks- 
kalender für  1878  in  Braunschweig  erschienene 
(von  Engels]. 

Folgendes  ist  diemöglichst  vollständige  Liste 
der  in  Druck  erschienenen  Schriften  von  Man: 

Rheinische  Zeitung,  EOln  1842:  Artikel 
Über  die  rheinischen  Pro vinziall an dtags Verhand- 
lungen, über  die  Lage  der  bäuerlichen  Winzer 
an  der  Mosel,  über  Holzdiebstahl;  Leitartikel 
Okt. — Dezbr.  1842.  ^  Deutsch -franzüsische  Jahr- 
bücher von  A.  Ru^e  und  K.  Man,  Paris  1844 : 
EinleitungznrKritik  der  Hegeischen  Hechtephilo- 
sophie; Zur  Judenfrage.  £  in  1.  franz.,  Paris  1895. 
—  K.  Man  und  F.  Engels,  Die  heilige  Familie. 
Gegen  Bruno  Bauer  und  Konsorten.  Frankfurt 
a.M.  184Ö.  ^Kleinere  Artikel  (anonym)  imPariser 
„Vorwärts",  1844.  —  Diverse  Aufsätze,  anonym 
undgezeichnet,  in  der„Dentschen  Brüsseler  Ztg.", 
Brüssel  1816-47.  —  Misire  de  la  Philosophie, 
r^ponse  &la Philosophie  de  la  mis^redeM.  Proud- 
hon, Bruxelles  et  Paris  1847  n.  Paris  1896.  Deutsch, 
Stuttgart,  2.  Aufl.  1893,  3.  Aufl.  189Ö.  Spanisch, 
Madrid  1892.  —  Disconrs  sur  le  Libre  Echange, 
Bruxelles  1848.  Englisch,  Boston  1689.  Deutsch  In 
der  deutschen  Ausgabe  von  „Misere  de  la  Philoso- 
phie". —  MitF.  Engels:  Manifestderkommuniati- 
scbcn  Partei,  London  1848,  Zuletzt  deutsch:  Lond. 


Zeitung,  Leitartikel  etc.,  Edln  1848—49.  Davon 
mehrfach  separat  abgedruckt:  „Lohnarbeit  und 
Kapital",  zuletzt  Berlin  1892;  erschien  nissisch, 
polnisch,  italienisch,  franzttsiach.  —  Zwei  poli- 
tische Prozesse,  Küln  1849  [zwei  Verteidigunga- 
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reden  toh  Marx).  —  Eevolution  and  coniiter- 
reToIntioD,  or  Gerrnsny  in  1848.  Edit.  by  Eleanor 
Marx  Aveling,  Loudon  1896;  dentüch  von  K. 
Kautskj,  Stuttewt  1896.  — '  Neue  Bheiuische 
Zeitüng-Revne.HamburglSöO.  ßHefte.  Darin  von 
Marx:  Die  Klassenkämpfe  in  Frankreich  1848— 
185U ;  Nene  Ausg.  von  Fr.  Engels,  Berlin  1895.  — 
Mit  Engels  verlasse :  Rezensionen  und  Monats- 
revue. —  Der  achtzehnte  Bromaire  des  Louis  Bona- 
{arte.  New-Yurk  185;ä.  Dritt«  Anflage  Hamburg 
SS^.  Erscbien  Buch  französisch,  ferner  eng- 
lisch, New- York  u.  London  IBsW.  —  EnthiUInngen 
über  den  KJilnerKommunistenprozess.  Baaen852. 
(Antiage konfisziert.)  Boston  1853.  ZaletztZBrich 
1885  n.  [Abdruck  der  Ausg.  v.  1885)  Berlin  1895. 
—  Artikel  in  der  New- York  Tribüne  1853—1860. 
Darin  einige  über  PaJmeratön  —  vermehri,  — 
iü  London  18ö6  als  Pamphlete  erschienen.  ~ 
Free  Freu,  Sheffield  Juni  1H56  nnd  London  bis 
April  1857 :  Bevelations  of  the  Diplomatie  Hia- 
tory  of  the  18.  Century  {über  die  fortlaufende 
intereasiert«  Abhängigkeit  englischer  Wbig- 
miniater  von  Kuaaland).  —  Das  Volk,  London 
18ö9:  Aufsätze  zur  diplomatischen  Geschieht« 
dea  italienischen  Krieges  1B&9.  —  Zar  Kritik 
der  politischen  Oekonomie,  1.  Heft,  Berlin  1859. 
Pulnisch  1890.  -  Herr  Vogt,  London  1800.  — 
Inaugural  Address  der  Internationalen  Arbeiter- 
asBocistiou,  I«ndon  1864;  ferner  alle  Verüffent- 
lichnngen  des  Generalrates,  bis  inklusive  The 
Civil  War  in  Frauce,  London  1871.  (Deutsch 
zuletzt  Berlin  189ii,  auch  franzüsisch^  italienisch, 
spanisch  erschienen.)  —  Das  Kapital.  Kritik 
der  politischen  Oekonomie.  Erstes  Buch.  Ham- 
burg 1867,2.  Anfl.  1873,  S.  Aofl.  1883, 4.  Aufl.  1890. 
ErBchienen  nusisch,  franzJisisch,  englisch,  pol- 
nisch, dftnisch.  holländisch  (Amsterdam  1894).  — 
Dasselbe.  Zweites  Buch,  Hamburg  1885,  zweite 
Auflage  1893-  Erschien  auch  rusaiech.  Das 
dritte  Buch  erscbieo  1894. 
London.  FttedHeh  BngeU. 

Lttt«ratttr.  Vorbemerknng.  DieLiite- 
ratur  über  Karl  Man  ist  eine  so  ausserordent- 
lich umfangreiche,  dass  an  dieser  Stelle  nur 
eine  kleine,  sehr  begrenzte  Auswahl  angeführt 
werden  kann.  —  Es  aollen  nur  VerQffentlicnungen 
herangezogen  werden,  die  seit  1894  erschienen 
sind  und  zwar  deshalb,  weil  erst  In  dem  ge- 
nannten Jahre  der  III.  Band  des  Ökonom  Ischen 
Hauptwerkes  von  Man  „Das  Kapital"  erschienen 
ist;  dnrcb  die  Darl^ungen  dieses  III.  Bandes, 
besonders  durch  die  Lehre  vom  Marktpreise  und 
der  Durchschnittsprofitrate  haben  die  wichti^ten 
ökonomischen  Theorieen  von  Man  erst  ihren 
Abschlnsa  erhalten;  daher  die  Utteratur  aus 
der  Zeit  vorher  —  wenigstens  die  auf  die  üko- 
nomiscben  Theorieen  bezügliche  —  stellenweise 
veraltet  ist  Was  aber  die  sozialphilosophischen 
Grnndan schauungen  Marx'  anlangt,  so  kann 
dieser  Zeitpunkt  ebenfalls  innegehalten  werden, 
da  wir   erst   seit   1896   eine   liefere  und  ein- 

fehendere  Auseinandersetzuug  mit  der  materia- 
stischen  Geschieht« auf fassnng,  der  eigentlichen 
Grundlage  der  Marxschen  Sozialphilosophie,  be- 
sitzen nnd  zwar  in  Stammlers  Buch  nWirt- 
scbaft  und  Recht"  (Leipzig  1896).  ~  Es  mnss 
femer  ausser  Berücksichtigung  bleiben  die  ganze 
ausländische  Litteratur  mit  Ausnahme  der  von 
fremdländischen  Autoren  in  deutscher  Sprache 
verfassten  Schriften;  übrigens   steht,  die   aus- 


ländische Marx-Litteratur  bisher  gegenilher  der 
dentschen  sowohl  an  Umfang  als  Bedeutung 
weit  zurück-  —  Auch  die  zahlreichen  Zeit^ 
schriflenauf Sätze,  die  sich  mit  Marx  beschäftigen, 
konnten  nicht  Aufnahme  finden;  vielmehr  sind 
nur  einzelne  besonders  bemerkenswerte  Abhand- 
lungen erwähnt,  Seblieaslich  dei  noch  daran! 
hingewiesen,  dass  auch  innerhalb  dieser  Be- 
schränkungen keineswegs  bibliographische  Voll- 
ständigkeit beabsichtigt  ist,  sondern  nur  Hervor- 
hebung derjenigen  Litteratnr,  durch  welche  die 
Kenntnis  bezw.  die  Kritik  des  Marxismus  eine 
besondere  Fördening  erfahren  hat.  Eine  ziem- 
lich vollständige  Uebersicht  über  die  deutsche 
nnd  ausserdeutsche  Man-Litteratur  findet  sich 
bei  Stammhammer,  Bibliographie  des  Sozialis- 
mus und  Kommunismus,  Bd.  L  Jena  1693;  Bd.  11, 
Jena  1900.  - 

A.  Geaamtdarstellnngeii  desMarx- 
schen  Systems.  Eine  erschöpfende  und  aus- 
reichende Darsteiluug  der  Marxschen  Lebreu 
fehlt  noch  vollständig;  es  giebt  kein  Werk,  das 
in  eiugehender  Wei.^e  die  Anscbauunpren  von 
Marx,  sei  es  referierend,  sei  es  kritisch,  be- 
handelt. Ebenso  fehlt  eine  ausführlichere  Harx- 
Biographie.  Zur  vorläufigen  Orientierung  sind 
am  nesten  geeignet  neben  der  obigen  Biographie 
von  Engels  die  Schriften  von  Liebkuecht, 
Karl  Marx  zum  Gedächtnis-  Ein  Lebeusab- 
riss  und  Erinnerungen,  Nürnberg  1896,  und 
Lafargue,  Karl  .Uarx.  Persünfiche  Erinne- 
rungen. Nene  Zeit.  IX.  Jahrgang,  Band  I. 
In  absehbarer  Zeit  ist  aber  nicht  daran  zn 
denken,  dass  diese  Arbeit  von  einem  einzelnen 
geleistet  werden  kOnnte ;  erst  nach  grossen 
Vorarbeiten  and  nach  Erledignng  zahlreicher 
litterarbistoriscber  und  dogmenkritischer  Kontro- 
versen kUnnte  an  ein  derartiges  Unter- 
nehmen herangetreten  werden.  Eine  Gesamt- 
ausgabe der  Marxschen  Werke  einschliesslich 
seiner  Zeitschriftenartikel  wäre  dringend  wün- 
schenswert, um  diese  Vorarbeiten  zu  erleichtern. 
Vorläufig  uiuBS  —  wie  bisher  —  der  Schwer- 
punkt der  Man-Litteratur  auf  der  Behandlung 
der  Einzel|)robleme  beruhen,  zu  denen  die  Werke 
von  Marx  lu  so  grossem  Masse  Anlasa  geben.  — 

Die  Bücher,  die  bisher  versucht  haben,  das 
(}anze  des  Lebenswerkes  von  Marx  kritisch  zu 
beleuchten,  sind  an  der  Grösse  dieser  Aufgabe 
gescheitert.  —  1)  Wenckstern,  Marx,  Leipzig 
189G;  der  Teil,  welcher  die  national Qkonomischeu 
Fragen  behandelt,  enthält  manche  treffende 
kritische  Bemerkung  zur  Wert-  und  Mehrwert- 
lehre, hätte  aber  im  ganzen  viel  klarer,  schärfer 
und  übersichtlicher  ausgearbeitet  sein  mUssen. 
In  den  sozial  philosophischen  Kapiteln  sucht 
Wenckstern'  Marx  zu  „ethisieren" ;  der  litterar- 
historische  Teil  legt  einzelnen  sogenannten  „  Vor- 
läufern'■vonMarx,z.B.LeChe  valier,  Proud- 
hon  u,  a.,  zu  grosse  Bedeutung  hei  (cf.  Lexis 
in  Schmollers  Jahrbuch  1»99,  Diehl  in 
Conrads  Jahrbüchern  1896,  11).  '2)  Masaryk, 
Die  philosophischen  und  soziologischen  Grund- 
lagen des  Marxismus.  Studien  zur  sozialen  Frage. 
Wieu  1Ö99.  Enthält  eine  Fülle  von  Litteratur- 
nachwcisen  und  giebt  kritische  Erläuteiningen 
zu  fast  sämtlichen  Schriften  von  Marx  und 
Engels.  Bei  der  Ueberfülle  des  Stoffes  vermisst 
man  aber  die  einheitlichen,  leitenden  Grund- 
gedanken ;  vieles  bleibt  unklar  nnd  wideraprucha- 
voll.     Die  Marxschen  Schriften  aas   den  40er 
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JahTen  werAeu  in  ihrer  Bedeutung  für  Mfirx' 
System  weit  überschätzt,  ebensu  der  Einfluss 
Feuerbachs  auf  Marx.  Auch  an  offenbaren 
MiSBverstSnilDisseii  der  Marxechen  Lehren  fehlt 
es  nicht  und  bei  der  Kritik  von  Har\  werden 
die  Tersehiedenen  Auffassungen  von  Mars  aus 
den  verschiedenen  Perioden  seines  Lebens  nicht 
scharf  genug  auseinandergehalten  (cf.  Simkho- 
witsch,  Conrads  Jahrb.  liHlO,  I,  Labriola, 
Neue  Zeit,  Bd.  18,  I,  1899).  3)  Mas  Lorenz, 
Die  Marxistische  Sozialdemokratie  iBibliothck 
tUr  Sozialwissengcliaft,  Band  9),  Leipzig  18Ü6, 
eine  populäre  Darstellung  des  Marxscliea^-stems. 
4}  Paul  Weisen^rün,  Der  Miirsismus  und 
das  Wesen  der  sozialen  Frage,  Leipsig  lüOü, 
ist  gänzlich  nnznreichend.  — 

B.  Litteratur  zur  allgemeinen 
Orientierung  über  Marx'  Stellung  in 
der    Geschichte    des    Sozialismus  und 


Bewegung  im  19.  Jahrhundert",  III.  Auflagi, 
Jena  19(X),  Kapitel  ft  eine  zwar  knappe,  aber 
sehr  treffende  und  klare  Darstellung  der  Be- 
deutnug  vou  Man  und  seiner  I^hre  für  die 
soziale  Bewegung  des  19.  Jahrhunderts.  Den 
Einfluss,  den  Marx  auf  die  ansserdentschen  aozia- 
Itftischen  Bewegungen  gewonnen  liat,  scheiut 
S  o  m  b  a  r  t  allerdings  weit  zu  Überschätzen 
(ct.  Diehl,  Preuss.  JahrhQcher  Bd.  87,  1897). 
—  2]  Auch  die  von  Herkner  in  seinem  Werke 
„Die  Arbeiterfrage",  ä.  Aufl..  Berlin  1897  (Kap. 
13  nud  21)  gegebene  Darst.el!ung  der  Marsseben 
Lehre  und  ihres  Einflusses  auf  die  Arbeiter- 
bewegung ist  znr  allgemeinen  Orirntiening  sehr 
brancnbar  und  belehrend.  —  H)  Von  orthodox- 
marxistischem  Standpunkt  —  daher  einseitig 
partei-doktrinär  —  schildert  Mehriug  (Oe- 
sc'hiohte  der  deutxcben  Sozialdemokratie,  erster 
und  zweiter  Teil,  Stuttgart  1897,'98)  die  Be- 
teiligung Marx'  an  der  sozialdemokratischen 
Bewegung.  — 

C.  Schriften  lediglich  referieren- 
den Inhalts  Qber  einzelne  Teile  des 
Marxschen  Systems.  Für  diejenigen,  die 
zur  Einfübrnng  in  das  Marx-Studium  eine  l'eber- 
sicht  über  den  wichtigsten  theoretischen  In- 
halt des  „Kapital''  wünschten ,  war  trüber 
Kautskjs  Bnch :  Karl  Mars'  tlkanomische 
Lebren,  gemeinverständlich  dargestellt  nnd  er- 
läutert (Internat.  Bibliothek,  4.-6.  Heft,  Stutt- 
gart 1897],  ein  vortrefflicher  Leitfaden.  Jetzt, 
nach  dem  Erscheinen  des  III.  Bandes  des 
„Kapital",  ist  dieses  Buch  teilweise  veraltet; 
zur  Ergänzung  sind  zwei  Arbeiten  heran- 
zuziehen, die  in  gedrängter  Kürze  die  grund- 
legenden theoretischen  Aastührnngen  des  ill. 
Bandes  zur  Darstellung  bringen:  1)  Conrad 
Schmidt,  Der  dritte  Band  des  ,,Kapitar',  im 
.Sozialpolitischen  Centralblatt,  IV.  Jahrgang, 
Nr.  22.  2)  Eduard  Bernstein,  Der  III.  Band 
des  „Kapital",  Nene  Zeit,  13.  Jahrgang,  I.  Band. 

D.  Kritische  Litteratur  über  die 
sozialphilosnpbischen  G'rundanschan- 
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I  Mar; 


ondei 
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um  den  Marxismus  zu  verstehen,  ist  es  not' 
wendig,  bevor  man  an  das  Detail  seiner  national- 
Okonomisch-theoretischen  Untersuchungen  beran- 

Sht,  sich  mit  den  Sozialphilosoph ischeii  Gnmd- 
jen  seiner  Lehren,  d.  h.  mit  der  materialisti- 


schen Geschieh tsanf fassaug  bekannt  zu  machen. 
—  Eine  ebenso  gründliche  wie  geistvolle  Kritik 
derselben  findet  sich  in  1)  Stammler.  Wirt- 
schaft und  Recht,  nach  der  materialistischen  Ge- 
schichtsHulTasRung.  Eine  sozial  philosophische 
Untersuchung  |Ijcipzig  1896'),  die  weitans  am 
besten  geeignet  ist,  in  das  Studium  der  Uarx- 
schen  Soziiuphilosophie  einzuführen  Die  Kritik 
geht  vom  neukantianischen  Standpunkt  ans  und 
weist  die  Mängel  der  Marxschen  Geschieh ts- 
theorie  erkeuntnis theoretisch  auf.  Die  Kritik 
kommt  zu  dem  Resultat ,  dass  die  Marssche 
Theorie  unfertig  und  unausgedacht  sei;  nach 
Stammlers  Ansieht  muss  zn  der  kausalen  Be- 
traclitungs  weise  sozialer  Erscheinungen  die 
teleologische  hinzutreten.  Stammler  be- 
gründet eine  Theorie  des  sozialen  Idealismus. 
wonach  über  die  Berechtigung  einer  einzelnen 
sozialen  Bestrebung  ein  objektiv  richtiges  Urteil 
nur  von  dem  formalen  Gesichtspunkte  aus  mög- 
lich i."t,  ob  sie  imSinneder  Idee  einerGemeinschaft 
frei  wollender  Menschen  vor  sich  geht(cf.Vor- 
länder,  Kantstndien,  2.  Heft  [18961.  Diehl, 
Wirtschaft  und  Recht.  Conrads  Jahrb., 
Bd.  69,  1897).  -  2)  Ebenfalls  vom  neukantiaui- 
schen  Stajidpunkt  kritisiert  Standinger  den 
)farxismns  in  seinem  Bnch  „Ethik  und  Politik" 
(Berlin  1899).  Staudiugers  eigener  Stand- 
punkt ist  jedoch  Marx  nicht  so  schroff  gegne- 
risch wie  der  Stammlers.  Auch  Standinger 
hält  es  für  ein  „unmögliches  Unterfangen",  die 
Gesetze  der  Volkswirtschaft  aufzuzeigen,  ohne 
ztigleich  auch  die  Begründungen  des  Rechts 
oder  Unrechts  dieser  Gesetze  zu  geben.  —  Von 
ganz  anderer  Art  der  Beweisführung  gegen  die 
Methode  der  materialistischen  Geschichtsanf- 
fassung  ist  die  Kritik  bei  3)  Barth,  Die 
Philosophie  der  Geschichte  als  Soziologie,  L  Teil. 
Einleitung  nnd  kritische  Uehcrsicht,  Leipzig 
1897,  nna  Die  sogenannte  materialistische  Ge- 
scbichtsphilosophie,  in  Conrads  Jahrb.  Bd.  66 
(1896),  Barth  sucht  durch  Anführung  zahl- 
reicher Einzelbeweise  ans  der  Geschichte 
darzuthun ,  dass  neben  den  ökonomischen 
auch  noch  natürliche  sowie  sittliche,  rechtliche 
und  politische  Faktoren  und  alle  mSglichen 
Ideologieen  auf  die  Gestaltung  des  sozialen 
Iiebens  einwirken;  er  sucht  ferner  den  Beweis 
zu  führen,  dass  Saint-Simon  der  Urheber 
der  materialistischen  Geschichtsauflassung  sei. 
Hierbei  hat  der  Verfasser  die  grundlegenden 
Unterschiede  zwischen  St.  Simonistischcr 
nnd  Marxistischer  Gesellschattsauff assung 
nicht  genügend  gewürdigt  und  überhaupt  den 
Einflnss  von  St.  Simon  nnd  Lonis  Blanc 
auf  Mars  stark  überschätzt.  —  4)  Der  rus-si- 
sche  Autor  Peter  vonStrnve  liefert  in  seiner 
Abhandlung :  „Die  Marxscbe  Theorie  der  sozialen 
Entwickelung.  Ein  kritischer  Versuch"  [Brauns 
Archiv  für  soziale  Geset^ebung  und  soziale 
Statistik,  Bd,  14  Beriiu  \m>)  eine  geistreiche 
und  originelle  Kritik  der  Marxschen  Sozia  1- 
philosophie.  S  t  r  u  v  e ,  der  sich  selbst  als 
„Marxist"  bezeichnet,  wendet  sich  mit  aller 
Schärfe  gecen  den  Begriff  der  sozialen  Revo- 
lution im  Marxschen  Sinne,  die  im  Widerspruch 
mit  der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
stände,  nnd  tritt  fUr  eine  rein  evolutionäre 
Auffassung  der  sozialen  Entwickelung  ein. 
Soziale  Siege  würden  weit  häufiger  durch  schritt- 
weise Ahscnwächnng  der  Widerstände  als  durch 
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revolutionäre  Anfhebung  potenzierter  Gegen- 
sätze emmgeo.  Auch  aie  begriffliche  Gegen- 
sätzlichheit vou  Ka|iitalismtis  und  Sozialismus 
sei  niclit  haltbar,  vielmehr  fei  der  Uebergang 
vom  EapittUismiiH  zum  Sozialismus  al»  stetige 
und  kausal  begründete  Ver&ndernng  der  Oc- 
sellschaft  nachzuweisen.  —  ö)  Aneh  ätraves 
Landsmann  Simkhü  witsch  hat  in  seiner  Ab- 
handlung: Die  Kritii«  der  Sozialdemokratie 
I  Conrads  Jahrb.  Bd.  72,  ISM)  macchea  zur 
Kritik  der  materialistischen  Geschichtsauf- 
fassung beigetragen.  Er  weist  treffend  nach, 
ilass  das  heutige  sozial demokratL'tche  Programm 
viele  äätze  enthalte,  die  bereits  von  Marx  nnd 
Engels  aufgegeben  waren;  die  meisten  Übrigen 
Behauptungen  des  Programms  entsprächen  zwar 
der  Mar  eschen  Doktrin,  seien  aber  enensn  unhalt- 
bar, weshalb  eine  völlige  Umarbeitung  der  theore- 
tischen Grundlagen  der  Partei,  vor  allem  aber 
die  Preisgabe  der  materialistischen  Geschichts- 
auffassung notwendig  sei.  Die  Abhandlnng  legt 
femer  die  idealistische  L'nterstromung  innerhalb 
der  Jlarxisten  an  vielen  Aeussernngen  jüngerer 
Parteiführer  dar.  —  6)  In  ?ehr  gründlicher  und 
scharfsinniger  ^'eise  kritisiert  Woltmann  in 
i*einem  Buch  ,,Der  historische  Materialismus. 
Darstellung  und  Kritik  der  )larx istischen  Welt- 
anschauung", Düsseldorf  1!10Ü,  die  Marxistische 
Sozialphilosophie.  Er  nennt  sich  selbst  Marxist, 
aber  sein  Buch  soll  unter  dem  Zeichen  der  Blick- 
kehr zu  Kant  stehen,  Wenn  Wultmaim  auch  in 
seiner  litCerarhistorischen  Auffassung  vielfach 
irrt,  namentlich  durch  seine  neue,  aber  sehr 
anfechtbare  Behauptung,  Marx  habe  nicht  ein 
System  des  sozialen  Materialismus  aufgestellt, 
soQilcm  deren  sechs:  nämlich  den  dialektischen, 


durch  seine  Versuche,  die  Manische  Lehre 
., ethisch"  aufstufassen,  so  sind  doch  seine  Ein- 
wände gegen  die  finnische  Methode  blichst  be- 
achtenswert (cf.  Vorl&nder,  Kant  und  der 
Sozialismus  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  neuesten  theoretischen  Bewegung  innerhalb 
lies  Marxismus,  Berlin  l'JUO,  ä.  ö6ff.,  and 
Simkhowitsch.  Conrads  Jahrb.  19Ü0,  1|.  — 
Ferner  seien  noch  folgende  Arbeiten  erwähnt, 
in  denen  kritisch  zur  materialistischen  Ge- 
schicbtsiiuffassnng  Stellung  genommen  wird : 
7)  Flechanow,  Holhach,  Helvelius  und  Marx, 
Beiti^e  zur  Geschiebte  des  Material ismns.  Stutt- 

Srt  Itim,  (Vom  marxistischen  Standpunkt.)  (Vgl. 
r.a:  Conrad  Schmidt,  Ein  neues  Buch  fi  her 
die  materialistische  Geschichtsauffassung;  Der 
sozialistische  Akailemiker,  II.  Jahrg.  IWß,  St.  7.) 
—  8)  Ludwig  Stein,  Die  soziale  Frage  im 
Lichte  der  Philosophie,  Stuttgart  1897.  bes. 
S.  378ft.  —  9)  Weryho,  Marx  als  Philosoph, 
Bern  1895.  —  10)  S  c  h  i  1 1  o  w  s  k  y ,  Beiträge  zur 
Geschichte  n.  Kritik  des  Marxismus.  Deutsche 
Worte  189Ö  u.  1896.  -  11)  Mttlberger,  Zur 
Kenntnis  des  Marxismus.  Stuttgart  lä<J4  (ki'' 


t  Marx  vom  prondhonistischenStandpunkt  ai 
E,    Kritische  Litteratur    über    i 
undlegendennatioualökonomisch 
Ma: 


Wert- nnd  Mehrwerttheorie.  Währenddie 
sub  C  genannten  .Schriften  lediglich  referierend 
sind,  wird  in  einer  Reihe  von  Abhandinngen 
versucht,  die  hanpteäl^b liebsten  nationalak ono- 
mischen   Theotieen ,    besonders    die  Wertlehre, 


kritisch  zu  behandeln.  1)  Sombart,  „Zur  Kritik 
des  ökonomischen  Systems  von  Karl  Marx,'' 
Brauns  Archiv  f.  soz.  Gesetzgebung,  Bd.  7,  1890. 
Den  Widerspruch,  der  existiert  zwischen  der 
Marxschen  H'erttheorie  und  der  thatsächlicheu 
Marktpreisbildung  sowie  zwischen  der  Mehr-- 
Werttheorie  nnd  der  thatsächlicheu  Gestaltung 
des  DnrchschuittsproßtB  sucht  Sombart  durch  eine 
neue  Auslegung  der  Marxschen  Wertlebre  zu 
beseitigen,  indem  er  erklärt,  dass  das  Wert- 
gesetz bei  Marx  gar  keine  empirische  Giltig- 
keit  habe,  dass  es  nur  ein  Hilfsmittel  des  öko- 
nomischen Denkens  sei,  nur  eine  Fiktion. 
Diese  Hypothese  Sombarts  steht  mit  dem 
ganzen  Geiste  des  Marxscheu  ..Kapital"  im 
^  Widerspruch  nnd  hat  auch  ausdrückliche 
Zurückweisung  von  Engels  selbst  erfahren 
in  dessen  letzter  Arbeit :  ..Ergänzung  und 
Nachtrag  zum  lU.  Buch  des  „Kapital'',  Nene 
Zeit,  W-  Jahrgang,  Bd.  7,  S.  10.  -  2) 
Eine  glänzende  nnd  schlagende  Kritik  der 
Marxschen  Wertlehre  hatfionm-Bawerk  ge- 
I  liefert  in  seiner  Abhandlnng  ,,Zum  Abschluss 
!  des  Marxscheu  Systems'*,  enthalten  in  den  Staale- 
wies.  .arbeiten,  Festgabe  für  Karl  Knies,  Ber- 
lin 1896.  EngÜMcb,  Uber.svouAHceM.Macdonald, 
London  1898.  Es  ist  dies  m.  E.  der  beste  bis  jetzt 
erschienene  Beitrag  zur  Kritik  der  Marxschen 
Weitlehre  und  gleichzeitig  eine  treffliche  Er- 
gänzung der  Kritik  desselben  Autors  in  seinem 
Werke  ., Kapital  und  Kapitalzins",  Bd.  I,  Inns- 
bruck 1889.—  Gute  kritische  Bemerkungen  zur 
Marxscheu  Wert-  und  Mehrwerttheorie  finden 
sich  bei  3)  Leo  v.  Buch,  Ueber  die  Element« 
der  politischen  Oekonomie,  I.  Teil :  Intensität 
der  Arbeit,  Wert  u.  Preis  der  Waren.  Leipzig 
1896.  -  N'och  eine  Beihe  anderer  Schriften 
hat  sich  um  die  Klarstellung  und  Kritik  der 
natioualükonomi sehen  Tbenrie  von  Marx  bemüht : 
4)  Ernst  Lange,  Karl  Marx  als  volks- 
wirtschaftlicher Theoretiker,  Conrads  Jahrb., 
in.  Folge,  Bd  14.  —  5)  Komorzynski, 
Der  III.  Band  von  Karl  Marx'  Kapital,  Zeitschr. 
f.  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung, 
Bd.  6,  Heft  2.  —  6)  Riekes,  Wert  n.  Tausch- 
wert Zur  Kritik  der  Marxschen  Wertlehre, 
Berlin  18S9.  —  1)  Diehl,  Ueber  das  Verhält- 
nis voti  Wert  und  Preis  im  ökonomisch eu  System 
vou  Kari  Marx,  Jena  1898.  -  8)  Diehl,  Die 
Grund  reu  tentheorie  im  (ikonomischen  System  von 
Karl  Marx,  Conrads  Jahrb.,  3.  Folge,  Bd.  17.  — 
F.  Die  neumarxistische  kritische 
Litteratur,  anknüpfend  an  Bernstein. 
Einen  Markstein  in  der  Jlarx-T.itteratnr  bildet 
Bernsteins  Schrift:  „Die  Voraussetzungen 
des  Sozialismus  und  die  -Aufgaben  der  Sozial- 
demokratie", Stuttgart  1899;  nicht  su  sehr  durch 
die  absolute  Neuheit  ihrer  Ausführungen,  denn 
viele  Sätze  der  Bernstein  sehen  Kritik  sind 
vorher  von  der  „bürgerlichen"  Nationalökonomie 
in  ähnlicher  Weise  iiegrUndet  worden,  sondern 
wegen  der  Persönlichkeit  des  Verfassers:  ein 
Haupt  Vertreter  der  marxistischen  Sozialdemo- 
kratie, einer  der  hervorragendsten  wissenschaft- 
lichen Führer  des  Marxismus  bekennt  offen 
seine  Zweifel  an  den  fundamentalen  Sätzen 
dieses  Lehrgebäudes  und  meint,  dass  ..der  Sozial- 
demokratie ein  Kant  notthue,  der  einmal  mit 
der  überkommenen  Lehnneiuung  mit  voller 
Schärte  kritisch  sichtend  ins  Gericht  g«ht,  der 
aufzeigt,  wie  ihr  scheinbarer  Materialismus  die 
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hUcbste  und  danim  am  leichtesten  irrefUbreude 
Ideologie  ist,  dasB  die  Verachtnag  des  Ideals, 
die  Erhebung  der  materiellen  Faktoren  zn  den 
omnipotenten  Mächten  der  Entnickelung  äplbst- 
tänschnng  iitt,  die  von  denen,  die  sie  TerkUnden, 
durch  die  Thaten  bei  jeder  üelegenheit  selbst 
als  solche  anfgedeckt  wsrd  und  wird"  (S.  187). 
Den  wichtigatea  Teil  der  Bernsteinschen 
AusfHhrnng-en  bildet  jedoch  nicht  seine  Kritik 
der  Marxseben  Sozialphiloeophie  nnd  seiner 
Wert-  und  Mehrwerttheorie,  vielmehr  tritt 
gerade  hier,  bei  aller  trefflichen  Kritik  im 
einzelnen,  der  Mangel  einer  eigenen  klar  nnd 
sicher  fundamentierteu  Systematik  oft  stiJrend 
zu  Tage,  sondern  diejenigen  Kapitel,  die  gegen 
die  Mansche  Koncentrations-,  Verelendungs-, 
ZnsBmmenhruchs-  nnd  Krisentheorie  gerichtet 
sind;  hierhatBenisteinanf  die  thatsttchlicheEnt- 
wickelung  gestutzt,  die  grundlegenden  Be- 
hauptungen von  Marx  in  unwiderleglicher  Weise 
ad  absurdum  geführt  (cf,  StFnve  in  Braons 
Archiv  Bd.  14, 1899).  —  An  das  Berns  t  einsehe 
Buch  scbliesst  sich  eine  umfangreiche  kritische 
I.itteratur  an,  die  teils  pro,  teils  contra  Stellung 
nimmt,  hier  aber  nicht  im  einzelnen  aufgeführt 
werden  kann:  die  Mehrzahl  der  polemischen  Auf- 
sfitze  findet  sieb  in  der  ..Neuen  Zeit"  und  in  den 
„Sozialistischen  Monatsbefteu".  Die  schrotTste 
Zurückweisung  hat  Bernstein  vom  ortbodox- 
hiarxistiscben  Stand^nnkt  ans  erfahren  durch 
Kaulskj,  Bernstein  nnd  das  sozialdemokrati- 
sche Programm,  Stuttgart  1899.  Kantsky  hat  zwar 
mit  Uescbick  einige  Schwächen  namentlich  der 
sozialphilosophiscben  Partieen  des  Bernstein- 
schen Bnches  aufgewiesen,  im  übrigen  ist  seine 
Antikritik  in  keiner  Weise  gehmgen;  die  ent- 
scheidenden Ansfübmngen  Bernsteins  gegen 
Marx  bat  Kautsky  nur  durch  sehr  gekünstelte 
M an Hver  vergeblich  zu  liekämpfen  versucht.  (Vgl. 
Über  die  Kontroverse  Bernstein -Kantsky 
Diehl  in  Conrads  Jahrb.  1899  n.  1900.)  —  Von 
den  Einzelfragen  des  Marxu'hea  Systems  hat  die 
Agrarfrage  infolge  der  neueren  Bk.  Entwickelung 
am  lebhaftesten  zu  litterariselien  Auseinander- 
setzungen Anlass  gegeben.  Kautsky  hat  in 
seinem  Buch,,DieAgrarfr8ge",Stuttgsrtl8!»9,  alle 
hier  in  Betracht  kommenden  Probleme  vom  mar- 
xistischen Standpunkte  ans  beleuchtet ;  diese  Aus- 
führungen haben  aber  lebhaften  Widerspruch, 
selbst  aus  dem  sozialistischen  Lager,  erfahren, 
"  "  irtz.  Die  agrarischen  I'ragt 
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Hascliinenwesen. 

1.  Allgemeines.  2.  Volkswirtschaftliche 
nnd  soziale  Bedeutung  des  M.    3.  Statistisches. 

1.  Allgeni eines.  Mau  unterscheidet 
Kraft-  otler  Bewegringsmaschiiion  (Motoren) 
und  Arbeits-  (xler  Werkzeugmaschinen.  Die 
ersleren  dienfu  OaKU,  eine  von  der  Katur 
gegebene  Kraft  zur  Leistung  irgend  eiuer 
mechaiiischeti  Arbeit,  d.  h.  zur  Ueliorwii)- 
diing  eines  Widerstandes  verfügbar  zu 
machen ;  mittelst  der  letzteren  aber  soll  die 


zur  Verfügung  gestellte  Energie,  d.  h.  Ar- 
beitsleistungsfähigkeit, verwertet  werden  zur 
Erzeugung  bestimmt  vorgesehri ebener  JTor- 
meu  der  Bew«ning  oder  der  Veiurbeitung 
von  Körpern.  Die  Trauspoitmaschinen  siüd 
Motoren,  die  sich  selbst  und  alles,  was 
mit  ihnen  verbunden  ist,  in  Bewf^ing 
setzen.  Durch  die  sogenannten  einfachen 
Maschinen  (die  schiefe  Ebene  und  deren 
Anwendungen,  nSmlioli  der  allen  Schneide- 
werkzeugen zu  Gninde  liegende  Keil  und 
die  Sclitaube,  ferner  der  Hebel,  das  Wellrad, 
die  Rolle)  wird  ermöglicht,  eine  gegebene 
Arbeitsgrösse,  die  durch  das  ftoautt  aus 
der  wirkenden  Kraft  iind  dem  vom  An- 
griffspunkte derselben  durelilaufenen  Weg 
aiisgMrOckt  wird,  auf  andere  Art  in  ihre 
Faktoren  zu  zerlegen,  also  insbesondere  einen 
grösseren  Widerstand  auf  einer  kleineren 
Strecke  zu  überwinden.  Zugleich  bilden 
die  einfachen  Maschinen  die  Grundlage  für 
den  Bau  der  ziisam mengesetzten,  als  deren 
unmittelbare  Bestandteile  kinematische  EJe- 
menteniaai*  erscheinen,  die  sich  zu  soge- 
nannten Getrieben  zusammensetzen.  Tech- 
nische Vorrichtungen,  die  nicht  zur  Ueber- 
traguug  und  Formung  von  Kraft  Wirkungen 
dienen ,  wie  Messin strumeute ,  Fernrohre, 
Mikroskope,  Destilliei'apparate  etc.  werden 
nicht  Maschiuen,  sondern  meistens  Apparate 
genannt.  Dasselbe  gilt  auch  von  Telegraphen, 
Telephonen  und  elektrischen  Beleiichttmgs- 
vornchtungen ,  obwohl  mil,  diesen  Hilfs- 
mitteln Energie  flbcrtrageu  wird. 

Die  ältesten  einfachen  Maschinen,  wie 
Winden,  Göpel,  Schwingbäunie  wurden 
durch  die  Muskelkraft  von  Mensehen,  na- 
mentlich Sklaven,  und  Vieh  in  Bewegung 
gesetzt.  Als  erster  Elementarkraftmotor 
tritt  schon  im  Altertum  das  Wasserrad  auf, 
während  die  Windmühlen  erst  im  Mittelalter 
aufkamen,  wenn  auch  die  einfachste  Voiv 
rieh  tu  ng  zur  Verwertung  der  Kraft  des 
Windes,  das  Segel,  schon  aus  der  Urzeit 
stammt.  Die  Benutzung  der  Elaelidtät  fester 
Körper  (wie  bei  den  Wurfmaschinen  der 
Alten)  oder  der  Arbeit  fallender  Gewichte 
(wie  bei  den  Uhrwerken,  soweit  diese  nicht 
als  blosse  Zeit  messinst  rumenfe  dienen)  ist 
nur  für  wenige  besondere  ZwocKe  geeignet, 
da  in  diesen  Rillen  immer  soviel  mechani- 
sche Arbeit  ziir  Herstellung  der  Spannung 
oder  zur  Hebung  der  Gewichte  aute-wendet 
wcrdeu  muss,  als  man  nachher  wiedererhält. 
Erst  in  der  Spannung  des  Wasserdampfes 
wurdederKnltunuenscliheit  eine  der  grössten 
Leistungen  fähige,  nicht  wie  das  Wasserge- 
fälle an  bestimmte  Lokalitäten  geknüpfte 
und  nicht  von  der  Jalu-eszeit  abhängige 
Kraft  zur  Verfügung  gestellt,  die  mit  ver- 
liältnisinäseig  geringen  Kosten  fast  überall 
beschafft  weiden  kann.  Die  Vettmche  des 
Altertums  zur  direkten  Benutzung  der  Kraft 
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des  ausstrGmeudea  Dampfes  blieben  nn- 
fnichtbar;  das  richtige  I^incip  der  Bewe- 
gung eines  Kolbens  in  einem  Cyhnder  kam 
erst  seit  dem  Ende  des  17.  .Tahrhiuiderts 
zur  Anwendung,  und  erst  Watt  brachte 
die  Dampfmaschine  zu  stände ,  die  die 
Gnmdlage  für  die  spSterea  verbesserten 
Konstruktionen  geliefert  hat,  "Wenn  in  der 
neuesten  Zeit  vielfach  heisse  Luft  oder 
explodierende  Gasgemenge  an  die  Stelle  des 
Dampfes  getreten  sind,  so  lassen  sich  diese 
KrafttiÄger  doch  nur  schwer  bei  grösseren 
Maschinen  mit  Nutzen  anwenden  und  im 
Groasbel riebe  bleibt  die  Herrscliaft  des 
Dampfes  noch  bestehen.  Auch  die  Elektri- 
citftt  wird  ihm  wahrscheinlich  keinen  erÜeb- 
lichen  Abbrach  thun,  denn  Batterieen,  in 
denen  ein  Metall  oxydiert  und  aufgelöst 
wird,  sowie  auch  Akkumulatoren  lassen  sich 
nicht  mit  Vorteil  in  grösserem  Massstabe 
zur  Gewinnung  von  mechanischer  Ki-aft  ver- 
wenden, sondern  zu  diesem  Zwecke  wird 
stets  eine  bereits  anderweitig  gegebene  me- 
chanische Kraft  dienen  mOssen.  die  zunächst 
mittelst  einer  Dyuamo-  oder  ähnlichen  Sla- 
schine  einen  elektrischen  Strom  erzeiigt. 
Der  ureprüngliche  Krafterzenger  aber  wird 
meistens  wohl  noch  auf  lange  Zeit  die 
Dampfmaschine  sein,  und  erst  wenn  in 
ferner  Ziikunft  die  Kohlen  {deren  freie  Ver- 
wandtschaft zu  dem  unentgeltlich  zur  Ver- 
fflgung  stehenden  Sauerstoff  gegenwärtig 
eine  so  beqneme  und  reiclüiche  Quelle  ver- 
wertbarer Energie  bildet)  immer  seltener 
und  teuerer  wenleu  sollten ,  dürfte  das 
Wassergefälle,  namentlich  auch  mit  Be- 
nntzuQg  der  Flutweile,  mehr  imd  mehr  an 
die  Stelle  der  Dampf  kraft  treten.  Die 
Elektridtät  würde  dabei  also  zunächst  nur 
als  das  beste  Mittel  zur  üebertragung 
und  Leitung  mechanischer  Enei^ie  von 
einer  lokalisierten  Kraftquelle  auf  grosse 
Entfernungen  zur  Anwendung  kommen,  wie 
auch  jetzt  ihr  Hauptvorteil  für  kleine  Be- 
triebe darin  besteht,  daas  sie  an  jedem  Orte 
von  einer  Centralstelle  aus  auf  die  einfachste 
und  billigste  Art  den  Benutzern  zugeführt 
werden  kamt. 

Von  Arbeil smaschinen  finden  wir  im 
Altertum  namentlich  solche,  die  ziu-  Ent- 
wässerung und  Bewässening  dienen,  wie 
Schöpfräder ,  die  archimedische  Schraube, 
auch  schon  einfache  Kolbenpumpen.  Zu 
den  ältesten  mechanischen  Vomchtnngen 
gehört  auch  der  Webstuhl,  wenn  er  auch 
seine  streng  maschinenmässige  Ausbildung 
erst  im  vorigen  Jahrhundert  erhalten  hat 
und  die  erfolgreiche  Anwendung  des  Dampfes 
oder  Wassers  zum  Treiben  der  sogenannten 
KraftstOhle  erst  aus  diesem  Jahrhundert  da- 
tiert. Zum  Spinnen  diente  noch  während 
des  ganzen  Mittelalters  die  einfache  Hand- 
spindel,   und  das   Spinnrad   wurde  erst  im 


16.  Jahrhundert  (von  Jürgen)  erfunden.    Im 

18.  und  19.  Jahrhundert  aber  sind  gerade 
für  die  Spinnerei  und  die  dazu  gehörenden 
Vorbereitiuigsarbeiten  (mittelst  Schlag-, 
Krempel-,  Kämm-,  Streck maschinenj  die 
zahlreichsten,  sinnreichsten  und  wirksamsten 
Erfindungen  (von  Hai-greaves,  Arkwright, 
Crorapton,  Heilraaim  etc)  gemacht  wordeu, 
die  im  Mide-Selfaktor  einen  Höhepunkt  er- 
reicht haben.  Nicht  minder  ist  auch  der 
Jacquardstuhl  ein  Triumph  des  mechanischen 
Scharfsinns.  Denkt  man  fem  er  an  die 
Klöppel-,  Strick-,  Näh-,  Stickmaachinen  etc^ 
so  wird  man  zugeben,  dass  die  Textilin- 
dustrie, wenn  auch  die  Garn  Verarbeitung 
ausserhalb  der  Weberei  mit  dazu  gerechnet 
wird,  den  grössten  Anteil  an  den  Leistungen 
des  modernen  Erfindungsgeistes  erlangt  hat. 

—  Mühleowerke,  auch  solche,  die  durch 
Wasser  getrieben  werden,  kannte  man  eben- 
falls schon  im  Altertum.  Sie  haben,  abge- 
sehen von  der  Einfflhrung  des  Dampfbe- 
triebes, in  der  neueren  Zeit  wesentliche 
Verbesserungen  erfahren,  namentlich  durch 
das  amerikanische  System,  aber  der  Abstand 
von  den  älteren  Vorrichtungen  ist  doch  bei 
weitem  nicht  so  gross  wie  in  der  Textil- 
industrie. In  der  Metallverarbeitung  sind 
die  einfachen  Handwerkzeuge  erst  in  der 
neueren  Zelt,  und  zwar  infolge  der  Entwicke- 
luDg  des  Maschinenbaues,  durch  Arbeitsma- 
schinen (Maschinendrehbänke,  Walzwerke, 
Hobel-,  Feil-,  Bohr-,  Scherenmaschinen  etc.) 
ersetzt  worden,  die  übrigens  meistens,  wie 
auch  die  Maschinen  zur  Holzverarbeitmig 
(Sägewerke  —  schon  im  Mittelalter  bekannt 

—  Kreissägen,  Raspelmaschinen  etc.)  niu- 
einfache  Bewegungen  des  wirksamen  Teiles 
hervorbringen.  Zidetzt  von  den  Hauptpro- 
duktionszweigen hat  die  liond wirtschart  aus 
den  Fortschritten  der  mechanischen  Technik 
Gewinn  gezogen:  Dampfpflug,  Säe-,  Mäh-, 
Dreschmaschinen  etc.  stammen  alle  aus  der 
neuesten  Zeit  und  sind  auch  gegenwärtig 
noch  keineswegs  in  allen  Betrieben  zu  finden, 
die  sie  nach  ihrer  Grösse  und  ihren  sonstigen 
Verhältnissen  mit  Vorteil  verwenden  könn- 
ten. —  Der  bei  weitem  grösste  Teil  aller 
mechanisch  verwerteten  Elementarki-aft  aber 
dient  dem  Transportwesen  imd  namentlich 
dem  Eisenbahnbetriebe,  in  betreff  dessen 
wir  auf  den  besonderen  Artikel  verweisen. 
In  der  Schiffahrt  wird  die  Kraft  des  Windes 
trotz  ihrer  Unenigeltlichkeit  in  steigendem 
Masse  durch  die  Dampfkraft  ersetzt,  die 
zwar  nur  mit  beträchtlichen  Kosten  be- 
scliafft  werden  kann,  aber  ganz  nach  dem 
Willen  des  Menschen  geleitet  werden  kann 
und  namenthch  die  Erreichung  einer  sehr  ge- 
steigerten Transportgeschwindigkeit  gestattet. 

2.  Volkswirtschaftlicbe  und  soziale 
Bedeutung  des  M.  Was  die  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  des  Maschinenwesens 
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betrifft,  so  ist  es  objektiv  unzweifelhaft  ein 
grosser  Gewinn,  wenn  iler  Mensch  die  rein 
mechanische  Ki&ftanKti-engiing,  wie  sie  der 
Sklave  am  Mühleneteine  oder  am  Ruder  der 
Galeere  zu  leisten  hatte,  dnrcli  die  Arbeit 
elementarer  Naturkräfte  ersetzt,  die  im  Ver- 

fleich  mit  der  mechanischen  Leistungsfähig- 
eit  der  Zngtiere  weit  billiger  luid  in  be- 
liebig grosser  Menge  beschafft  werden  kann. 
Andererseits  aber  ersetzen  die  Arbeits-  und 
Werkzeuffmaschinen  auch  einen  Teil  der 
Forraarbeit,  die  sonst  niii"  durch  die  vom 
Terslande  zweckmässig  geleitete  menschliche 
Hand  verriebtot  werden  konnte.  Da  nun 
die  Jlasse  der  Bevölkerung  zur  Erlangung 
ihres  Unterhaltes  ausschliesslich  auf  die 
Verwertung  ihrer  Arbeitskraft  angewiesen 
ist,  so  findet  sie  in  der  Maschine  eine  Kon- 
kurrenz, die  wenigstens  in  Uebei^ngszeiteu 
sehr  drückend  werden  kann.  Die  Arbeiter- 
klasse erfälirt  dann  von  den  neuen  Maschinen 
zun&chst  nur  Scha<len  und  betrachtet  sie 
daher  als  Feinde.  Dem  gegenüber  aber  ist 
zu  erwägen,  dass  etwa  70  Prozent  der  in 
den  Kiüturländei'n  vorhandenen  Dampf- 
pferdekräfte lediglich  zu  Transporfz wecken 
dienen  und  demnach  nur  die  Leistung  von 
Pferden  oder  anderen  Zugtieren  und  von 
Segelschiffen  einsetzen.  Thatsächlich  hat 
nun  aber  die  Zahl  der  Pfeiile,  z.  B.  in 
Preusscn,  auch  in  der  Periode  der  Ent- 
wicklung des  Maschinenwesens  noch  fort- 
während zugenommen  imd  stand  ISÜ'i  um 
250/0  höher  als  1840  und  1897  wieder  16  »/o 
hSher  als  1883.  Wenn  also  auch  eine  An- 
zahl Pi-achtfidirleute  aus  ihrem  Gewerbe 
verdrängt  worden  ist,  so  sind  trotz  der 
Eisenbahnen  gegenwärtig  doch  noch  mehr 
Personen  im  Fidirwesen,  namentlich  dem 
lokalen  in  den  stark  angewachsenen  grösseren 
Städten,  beschäftig!  als  frtlher.  Dazu  kom- 
men d^n  aber  die  bei  der  Verwaltung  und 
dem  Betrieb  der  Eisenbahnen  beschäftigten 
Beamten  imd  Arbeiter ,  deren  Zahl  in 
Deutschland  etwa  300000  bcti-ägt.  Wollte 
man  die  Transportleiatimg  der  iiokomotiven 
in  Preussen  durch  Pferde  bewirken,  was 
überhaupt  niu:  mit  anderer  Zerlegung  der 
Faktoren  der  Pferdestärke,  nämlich  mit  sehr 
bedeuten dei- Herabsetzung  derGeschwiu- 
digkeit  möglich  wäre,  so  würden  dazu 
nodi  etwa  dreimal  sowel  Pferde  mehr  nötig 
eein,  als  Preussen  besitzt.  Die  Eisenbahnen 
und  Dampfschiffe  haben  alsij  keine  Arbeiter 
verdrängt,  sie  haben  vielmehr  unmittelbar 
eine  bedeutende  Mehroachfrage  nach  Arbei- 
tern erzeugt.  Noch  giösser  aber  ist  die 
mittelbare  Wirkung  der  neuen  Transport- 
mittel auf  die  Nachfrage  nacli  Arbeit;  sie 
liatien  ungeheuere  Naturschätze  aufge- 
schlossen, die  bis  dahin  dem  Verkehr  nicht 
zugänglich  wai-en ;  dadiu'ch  wurden  nicht 
nur  sein-  grosse  neue  Wei-te  auf  den  Markt 


und  in  Umsatz  gebracht,  sondern  auch  die 
Masse  der  zu  verarbeitenden  Rohstoffe 
ausserordentlich  vermehrt.  Betrachten  wir 
aber   die    30%    der    vorhandenen    Dampf- 

Sfei-dckräfte,  die  nicht  zu  Transportzwecken 
ienen,  so  kommt  mehr  als  ein  Drittel  der- 
selben auf  solche  Arbeiten  im  Bergbau,  dem 
Hüttenbetriebe,  dein  Maschinenbau  und  der 
sonstigen  Metallverarbeitung,  die  auch  früher 
nicht  durch  Mensehen,  sondern  durcli  Pferde 
oder  Wasserkraft  geleistet  wmrde.  Dies  gilt 
z.  B.  von  Waßserbaltungs-  und  Föi-derma- 
schinen,  Dampfhämmern,  Walzwerken  otc. 
Ein  sehr  bedeutender  Teil  des  Restes  der 
gewerblich  vei-w endeten  Dampfki-aft  wird 
für  <len  Betrieb  von  Mühlenwei-kon  in  An- 
spruch genommen,  die  in  den  Kidtiirländom 
ebenfalls  schon  längst  nicht  mehr  durch 
Menschenkraft  in  Bewegung  gesetzt  wonlen 
sind.  So  repi^äsonfiert  die  unmittelbar  mit 
der  formenden  menschlichen  Arbeitskraft 
konkurrierende  Dampfkraft,  soweit  es  sich 
um  die  Lieferung  der  mechanischen  Arbeit 
liandelt,  rielleieht  nur  Hl— IS"/»  der  voi^ 
han denen  Leistimgsfähigkeit  der  Dampf- 
motoren. Aber  es  handelt  sich  allei-din^ 
hier  um  Formarbeit,  die  verhältnismässig 
Tiur  wenig  mechanische  Kraft  in  Anspruch 
nimmt,  und  so  könnte  immerhin  duren  eine 
kleine  Anzahl  von  Iferdeki-äften,  die  Fein- 
arbeitsmaschinen  in  Bewegung  setzen,  eine 
grosse  Anzahl  von  Menscheimänden  über- 
flüssig gemacht  werden.  In  erster  Reihe 
kommt  hier  die  Textilindustrie  im  weitesten 
Sinne  des  Wortes  in  Betracht,  in  der  der 
grfisste  Teil  jenes  übrig  bleibenden  Bestandes 
an  Dampf pferdekräften  seine  Verwendung 
findet.  Hier  sind  in  der  Thal  in  der  Ueber- 
gangsperiode  viele  Arbeiter  durch  die  Ma- 
schinen teils  verdrängt,  teils  auf  niedrigere 
Lohnsätze  herabgedrückt  worden.  Allmäh- 
lich aber  trat  eine  Ausgleicliung  ein  durch 
die  aussererdentliche  Vermelmmg  der  Pro- 
duktion und  des  Verbrauchs,  die  ermöglicht 
wurde  einereeits  durch  die  den  neuen 
Transportmitteln  zu  verdankende  immer 
reichlicher  und  billiger  werdende  Zufulir  der 
Rohstoffe,  wie  der  Baumwolle,  der  Jute,  der 
Wolle,  und  andererseits  dm-cii  die  Verbilli- 
gung  der  Fabrikation  infolge  der  Maschinen- 
verwendung. Daher  ist  die  Zahl  der  Ar- 
beiter beiderlei  Geselilechls  in  den  eng- 
lischen, der  Fabrikgesetzgebung  unterstehen- 
den Bebiebon  der  Textilindustrie  von  907  2:W 
im  Jahre  1870  auf  107.^)751  im  Jalire  18i)5 
gestiegen,  wenn  auch  die  Zahl  der  Spindeln 
imd  Kraftstühle  in  noch  stärkerem  \'erhält- 
nisse  gewachsen  ist  Das  Uebergewieht  der 
weibliehen  über  die  männlichen  Arbeiter  hat 
alleitlings  in  dieser  Periode  absolut  und 
relativ  zugenommen,  aber  die  absolute  Zalil 
der  männlichen  ist  doch  ebenfalls  gewachsen, 
nämlich  von  358  "03  auf  ill&Sl.  —  Ziu-flck- 
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gegangen  ist  die  Arbeiterjahl  mir  iu  der 
Leinen-  und  der  Seideiiindiistrie,  aber  niiJit 
der  Maschinen  wegen,  aoiidem  infolge  der 
iiDgÜnaligen  wirtscliaf fliehen  Eonjunktiu-en. 
—  Auch  in  der  Buchdruekerei  treten  die 
.Maschinen,  wenn  sie  auch  nur  eines  verhält- 
nismässig geringen  Anteils  an  der  Kraft- 
leistung des  Dampfes  bednrfen,  mit  der 
menschlichen  Hanciarbeit  in  scharfen  Wett- 
bewerb. Aber  die  Produktion  hat  auch  auf 
diesen  Gebieten  so  ausserordentlich  zuge- 
nommen, dass  der  Bedarf  an  Arbeitskräften 
ebenfalls  erheblich  stärker  als  die  Bevölke- 
rmig  gestiegen  ist.  So  waren  in  Deutsch- 
land 1895  in  den  Hauptbetrieben  der  poly- 
graphischen Gewerbe  127  S67  Personen,  im 
Jahre  IM82  aber  nur  7001)ß  beschäftigt. 
Der  beste  Beweis  übrigens  dafflr,  dass  di 
Verhältnisse  der  Arbeiter  siuh  im  ganzen  i 
unter  dem  Einflüsse  des  Maschinenwesens 
nicht  verschlechtert,  sondern  verbessert 
haben,  liegt  in  tier  zunehmenden  Neigimg 
der  Arbeiterbevölkerung,  sich  von  der  Land- 
■Ä-irtsi'haft  —  die  über  Avbeitermangel  klagt 
^  abzuwenden  und  in  der  Industrie  Be-' 
schäftigung  zu  suchen.  Der  positive  volks- 
wirtse^ftfiche  Nutzen  des  Maschinenwesens 
aber  besteht  in  der  durch  dass«dbe  erzeugten 
ausserordentlichen  Steigenmg  der  Produk- 
tivität der  monsi'h liehen  Arbeit,  über 
welchen  Begi-iff  Näheres  in  dem  Art.  Pro- 
duktion zu  finden  ist.  Dieselbe  äussert 
sicli  auf  dem  Mai-kte  in  einer  ebenso  ausser- 
ordentlichen Vennehrung  des  Angebots  der 
mit  Masehinenhilfe  hergestellten  Waren, 
wodiuTjh  der  Preis  derselben  so  weit 
(vorübergehend  vielleicht  sogar  noch  weiter) 
heiabgedrüekt  wird,  bis  die  der  neuen 
Technik  entsprechenden  Pro<luktionskosten 
mit  Einschluss  des  normalen  Gewinns,  na- 
mentlich auch  aus  dem  in  den  Maschinen 
angelegten  Kapital  erreicht  ist  So  ergiebt 
sich  ein  bedeiiteader  Vorteil  füi'  alle  Kon- 
sumenten, also  auch  für  die  Arbeiterbevöl- 
kerang,  da  die  Maschinen  gerade  hauptsäch- 
lich Waren  für  den  Massenabsatz  liefern. 
Diese  Verbilligimg,  die  sich,  wenn  nicht 
immitlelbar  durch  technische  Verbesserungen, 
80  mittelbar  durch  die  Wirkung  der  mo- 
dei-nen  Transportmittel  fast  auf  alle  Ver- 
branchs-  und  Gebrauchseegenslände  ausge- 
dehnt bat,  ist  zugleich  der  wirksamste 
Schutz  gegen  die  gefürchtele  Verminderimg 
der  Arbeitsgelegenheit.  Deim  was  der  Kon- 
sument an  dem  Preise  irgend  einer  Ware 
erspart,  wird  er  entweder  zur  Betliätigung 
grösserer  Nachfrage  nach  dieser  oder  nach 
anderen  Konsumtionsgütero  oder,  nach  An- 
sammlung eines  grösseren  Beti-agSj  als  Ka- 
pital ziu'  unmittelbaren  oder  mittelbaren 
Befördenmg  irgend  einer  Art  von  Produktion 
verwenden.  In  beiden  Fällen  aber  entsieht 
auch  ein  Mehrtedarf  an  Arlieit   der  die  ai'- 


beitsparende  Wirkunj;  der  Mnscldnen  wieder 
ausgleicht.  Bei  der  ersten  Eioftthning  der 
Maschinen  in  einelodustrie  trifft  die  Arbeiter 
daher  zwar  oft  das  Uebel,  dass  sie  ans  der 
bisherigen  Stellung  verdrängt  werden  imd 
dadurch  vielleicht  zeitweilig  iu  ernste  Not 
geraten,  aber  erfahningsmässig  findet  sich 
bald  dnrc-h  die  Ausdehnung  der  Pi-odnktion 
und  der  kaufkräftigen  Nachfrage  für  sie  eine 
neue  Beschäftigungsart.  Gegenwärtig  hat 
sich  übrigens  die  durch  das  Slasehinenwesen 
bedingte  Umgestaltimg  des  Produktionspro- 
zesses in  den  Kidtiirstaaten  naliezn  voll- 
ständig vollzogen.  Wenn  in  einigen  Län- 
riem  die  Handwebei-ei  noch  unhaltbare 
Stellungen  zu  behaupten  sucht,  so  kann  man 
laug  ihi-er  misslichen  Lage  der  Masclnnen- 
!  Industrie  keinen  Vor\viu<  machen.  Die  Ar- 
j  beiterbe Völker ung  hat  sich  im  grossen  und 
ganzen  dem  Maschinenwesen  angeposst,  ihre 
Zahl  ist  dabei  stärker  angewachsen  als  in 
irgend  einer  früheren  Periode  der  Geschichte, 
und  die  Zahl  derjenigen,  die  bei  gntem 
Willen  keine  Arbeit  finden  können,  ist  bei 
normalen  Zeit  Verhältnissen  ohne  Zweifel 
verhältnismässig  geringer  als  friiher.  Krisen 
hat  es  auch  vor  der  Entwickelung  des  mn- 
ilenien  Maschinenwesens  gegeben,  und  die 
Arbeitslosigkeit,  die  in  England  am  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts  infolge  der  Ausdehnung 
der  Schafzucht  herrschte,  scheint  mindestens 
e1:>enso  sclüimm  gewesen  zu  sein  wie  die 
sclilimmsten  ähnlichen  Erscheinungen  im 
Beginne  des  Maschin onzeitalters.  —  Dass 
we^n  der  Billigkeit  der  Arbeit  an  der  Ma- 
schine die  Francnarbeit  in  manchen  Industrie- 
zweigen eine  grosse  Ausdehnung,  teilweise 
sogar  das  Cebergewicht  Ober  die  Männer- 
arbeit erlangt  hat,  ist  an  sieh  kein  Uebel, 
da  dadurch  das  weibliche  Geschleclit  in  der 
Arbeiterklasse  eine  wirtachafthche  Selbstän- 
digkeit gewonnen  hat,  um  die  es  sich  in 
den  gebildeten,  aber  wenig  bemittelten  büi^ 
gerlichen  Ständen  vergebens  bemüht.  Ge-  , 
mein  schädliche  Ausbeulung  der  Frauenarbeit 
aber,  wie  auch  der  Kinderarbeit,  kann  dnrch 
eine  angemessene  Fabrikgesetzgebung  ver- 
hindert wenleii. 

Wenn  also  die  Arbeiterbevölkerung  für 
die  Zukunft  von  dem  Mascliinenwesen  ent- 
schieden mehr  Nutzen  als  Schädigimg  zu 
erwai-ten  hat,  so  ist  es  doch  keineswegs 
wahrscheinlich,  dass  die  weitere  Ausbildung 
desselben  dem  Arbeiter  zu  einer  grösseren 
wirtschaftliclien  Selbständigkeit  verhelfen 
werde,  namentlich  dadiu^i,  dass  es  dem 
Kleint)etriebe  immer  mehr  erleichtert  werde, 
sich  ebenfalls'  wirsamer  Arbeits-  und  Werk- 
zeugmaschinen zu  bedienen.  Wir  liaben 
diese  Fi-age  schon  in  dem  Art.  Grossbetrieb 
und  Kleinbetrieb  (obenBcI.  IV,  S.  786 ff.) 
berührt  und  hier  nur  noch  wenige  Bemer- 
kungen beizufügen.     Wenn  von  der  Summe 
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der  gewerblieli  verweiidcteu  Dampfpforde- 
kr&tte  der  Anteil  der  Bei-gwerke,  Hütten- 
werke, Maschinenfabriken,  Getreidemühlen, 
Sä^^werke  und  der  Textilindustrie  abgezogen 
wird,  so  bleiben  für  die  sämtlichen  übrigen 
selir  mannigfaltigen  Gewerbe  nur  noch 
wenige  Prozente  jener  Summe  zur  Verffl- 

tiing,  Alis  diesem  geringen  Kraft  bedarf e 
arf  man  nun  allerdings  schliessen,  dass 
jene  Gewerbe  hauptsächli<'h  nur  Arbeitsma- 
schinen verwenden,  die  nach  ihren  Grössen- 
verhältnissen  auch  dem  Kleinbetriebe  zn- 
f^nglich  wären  und  ihre  Ki-aftzufiihr  aus 
einer  Centralstelle  erhalten  könufen.  Aber 
die  Frage  der .  mJ^liehen  Ausdehnung  des 
Kleinbetriebes  ist  nicht  vom  technischen, 
sondern  vom  wirtschafi lieben  Gesichtspunkte 
zu  entscheiden,  nod  da  ergiebt  sictu  dass 
die  Ueberlegenheit  des  Qrossbetriebes  in  der 
kaufmännischen  Seite  desselben  be- 
gründet ist  Jede  Maschine  wird  um  so 
bosser  ausgenutzt,  jo  mehr  sie  der  Slassen- 
produktion  dient;  die  vermehri:e  Produktion 
geht  bald  über  den  lokalen  Bedarf  hinaus, 
und  es  muss  daher  Absatz  auf  anderen 
Stärkten,  vielleicht  im  Auslande  gesucht 
werden,  was  nur  im  Grossverkehr  mit  Er- 
folg möglich  ist  Auch  wirkt  die  Ausbildung 
des  Transportwesens  immer  mehr  darauf 
hin,  dass  die  Produktion  der  einzelneu  In- 
dustriezweige sich  hauptsächlich  ait  be- 
stimmten Oertlichkeiten  koncentrien,  wo  die 
Bedingungen  für  sie  bc.'iondere  günstig  sind 
imd  von  wo  aus  der  Absatz  -wieder  nur 
durch  den  Gi'ossliandel  geleitet  werden 
kann.  Selbst  weim  unter  solchen  Umstän- 
den der  Kleinbetrieb  mit  ausreichenden 
technischen  Hilfsmitteln  möglieh  ist,  so 
bleibt  derselbe  doch  in  einer  Abhängigkeit 
von  dem  kaufmännischen  Kapital,  durch 
welche  ihm  der  privatwirtscliafttiche  Vorteil 
aus  der  Masciiinenvei-wendung  wieder  gröss- 
tenteils otler  gänzlich  entzogen  wird.  Aber 
auch  bestenfalls  ist  doch  für  den  Kleinbe- 
trieb aus  der  Maschinen  Verwendung  auf  die 
Dauer  nur  der  übliche  Gewinn  aus  dem  in 
den  Maschinen  steckenden  und  dem  etwa 
dazu  gehörenden  Plus  an  umlaufendem 
Kapital  zu  erwarten  und  dieser  wird  immer 
nur  eine  sehr  bescheidene  Summe  darstellen, 
weil  eben  das  Kapital  eines  solchen  Be- 
triebes der  Katur  der  Sache  nach  klein 
ist  Dass  diejenigen  KJein^werbetreibendeu, 
die  eine  neue  zwe<Jimässige  Maschine  zu- 
erst anwenden,  vorübergehend  einen  be- 
sonderen Vorteil  erlangen,  fällt  nicht  ins 
Gewicht;  bald  wenlen  alle  übrigen  genötigt 
sein,  sich  desselben  Hilfsmittels  zu  bedienen, 
und  die  leicht  zugänglichen  Maschinen,  wie 
z.  B.  die  Nähmaschinen,  ei"zeiigen  möglicher- 
weise eine  solche  Yerechärfimg  der  Kon- 
kurrenz, dass  sich  die  Lage  der  sie  be- 
nutzenden Hausgewerbetreii>endrn  diu-cb  die 


Einführung  derselben  eher  verscliiimmert 
als  verbessert.  •  Im  ganzen  dient  also  das 
Maschinenwesen  hauptsächlich  dem  grossen 
Kapitale  und  es  hat  ohne  Zweifel  die  ge- 
waltige Ansammlung  des  modernen  Kapitals 
wesentlich  mit  befördert.  Gleichwohl  sind 
ungewQluilich  hohe  Kapilalgewinne  nur 
voriibergehend  von  den  ersten  Benutzem 
neuer  Maschinen  eraelt  worden,  imd  im  all- 
gemeinen ist  die  Gewinnrate  aus  dem  in 
Slaschinen  angelegten  Kapital  im  Abnehmen 
begriffen,  was  aber  bei  der  absoluten  Grösse 
des  Gewinnes  die  weitere  Zunahme  der  An- 
sammlung nicht  ausschliesßt. 

Was  die  mit  dem  Maschinenwesen  ver- 
bundenen Gefahren  für  die  Arbeiter  und 
Belästigungen  für  andei«  betrifft,  s.  d,  Artt. 
Dampfkesselpolizei  {oben  Bd.  in  S. 
108  ff.),  Unfall  Versicherung,  Gewerb- 
liche Aulagen  (Bd.  IV  S.  574ff.). 

3.  Statistische«.  Cm  die  Statistik  der 
Dampf magcht Den  hat  sich  Engel  besondere 
Verdienste  erworben.  Schon  in  einem  Gutachten 
fUr  die  Sitzung  der  permanenten  Eommissioti 
des  statistischen  Kongresses  zd  Stockholm  (1874) 
hatte  er  den  I'lau  einer  gleichmfiaaigen  inter- 
natjonalea  Zählung  der  Dampfkessel  und  Dampf- 
maschioea  entworfen,  der  in  Oesterreich  schon 
1875  zur  Ausführung  gebracht  wurde.  Im  Deut- 
schen Ueiche,  wo  1876  eine  Zahlung  der  Dampf- 
kes;«el  bei  Gelegenheit  der  Gewerbeztlhlung  statt- 
gefunden hatte,  worden  anf  Antrag  Preuasens, 
ebenfalls  Engels  Vorschlagen  entsprechend, 
1877/78  amtlich  Kataster  fllr  Kessel  und  Ma- 
schinen errichtet,  die  seitdem  in  den  Einxel- 
staaten  fortgeschrieben  worden  sind.  In  einer 
umfangreichen  Scbrift  bat  Engel  dann  die  Er- 
gebnisse der  Aufnahme  für  Preussen  nach  dem 
Stande  vom  1.  Januar  1879  mit  Beifltgruig  vieler 
Specialontersuchuneen  verarbeitet  und  zugleich 
mit  Hilfe  eines  reichhaUigen  Materials  die  Qmtid- 
zlige  einer  internationalen  Dampf  m  aschin  en- 
Hlatistik  entworfen. 

Am  1.  Januar  1879  bctnig  die  Zahl  der 
gewerblich  und  landwirtachafthch  verwendeten 
feststehenden  Dampfkessel  in  Deutschland 
41)511,  von  denen  aber  ein  TeÜ  nicht  mit  Be- 
wegungsmascbineu  verbunden  war,  sondern  zur 
Erzen  gang  von  Kochdampf  und  ähnlichen 
Zwecken  diente.  Ferner  gau  es.  abgesehen  von 
den  Lokomotiven  und  Schiffsmaschinen,  9164  be- 
wegliche Dampfkessel.  Die  Zahl  nnd  Leiatungs- 
fShiKkeit ')  der  Dampfmaschinen  aber  war  fol- 
gende: 

Zahl  Pferdekräfte 
Feststehende  Maschinen  44  447  1  247  000 
Bewegliche  „  9085  73647 

Lokomotiven  10  398        2  859  4<;o 

Private  Schiffsmaschinen       1 099  179  380 

Kriegsschiffsmaschinen  141  151  160 

Zusammen    65  170        4510637 

')  Die  LeistunKsffihigkeit  der  Kraftmaachinen 
wird  bekanntlich  nach  Pferde krilften  oder,  wie 
man  in  der  neueren  Zeit,  trotz  des  bedenkliche» 
Plurals,  meistens  sagt,  nach  „Pferdestärken" 
bestimmt.  Eine  Pferdestärke  entspricht  der 
Leistung  einer  Arbeit  von  75  Kilogramm-Heter 
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Bei  der  Oewerbeiählang  vom  5,  JTini  1882 
wnrdp  nor  die  Zahl  der  gewerblichen  Betriebe 
ermittelt,  in  denen  Motoren  benutzt  wurden. 
Die  Gesamtzahl  derselben  betrug  auf  300ö4ö? 
Hauptbetriebe  Itberhanpt  nor  109422,  Dampf 
wnrde  in  .%Ü62  Betrieben,  nnd  zwar  in  31923 
mittelst  stehender  Dampfmasohineu.  angewendet, 
Wiwserkraft  iu  53H19  Betrieben,  Wind  in  1K901. 
Gas  oder  heigse  Luft  in  2746  Betrieben.  Van 
den  Wiud  benutzenden  gehSrten  16689,  von 
den  Wasser  benntzendea  33527  der  Indostrie 
der  Nahnings-  «od  Genossmittel,  d.  h.  haupt- 
silchlich  der  Müllerei  an.  Auch  steht  diese  In- 
dastriegruppe  noch  obenan  (mit  11751)  unter 
den  Damui  verwendenden  Betrieben.  Die  Ge- 
Mmtzahl  der  Persunen,  die  inden  Motorenbetrieheu 
beschäftigt  waren,  betrug  1924672  unter  7340789 
überhaupt  in  gewerblichen  Hauptbetrieben  be- 
acbäfrigten.  Die  ^Qsste  Zahl  von  Beschäftigten 
in  Motorenbet rieben  findet  sich  in  der  Te^til- 
indu.itrie  (41 1 648),  dann  folgen  Bergbau,  Btltten- 
nnd  Salinen  betriebe  mit  4U0776,  die  Industrie 
der  Nahrungs-  und  Genussmittel  mit  286216, 
Maschinenbau  und  Anfertigung  von  Instrumenten 
and  Apparaten  mit  204  259 ,  sonstige  Eisen- 
verarbeitung mit  100960.  Der  Eisenbahn-  sowie 
anch  der  Post-  und  Tele^rapbenbetrieb  ist  in 
diese  Zählung  nicht  mit  eingeec blossen. 

Die  Erfipebuisse  der  Fortacbreibune  des 
Dampfmaschineufcatasters  seit  1S79  sind  von 
Reichs  wegen  noch  nicht  verüffeutlicbt.  In 
Prenssen  wird  jährlirh  eine  kurze  Zosammen- 
fassnng  derselben  in  der  „Statistischen  Korre- 
spondenz" bekannt  gemacht.  Wir  entnehmen 
derselben  die  folgende  Vergteichnn^  des  Standes 
von  1879  und  1899.  Die  Lokomotiven  und  die 
für  das  Heer  und  die  Kriegsmarine  verwendeten 
Maschinen  sind  nicht  mit  einbegriffen. 


1899  l.IV. 
65889 
70813 


Festatehende  Dampfkessel  324" 

,,  Dampfmaschinen  29  895 

Bewegliche  Kessel  5  536 

„  DampfmascbiueD       5  442      ib  loc 

Private  Schiffs masch inen  633        3  308 

Fferdekräfte 
Festateh.  Dampfmaschinen      887780  3192515 
Lokomobilen  47  104     soi  305 

Private  Seh iffsm aschinen  50309     323384 

in  einer  Sekunde ;  sie  wird  in  der  französischen 
Dampfma-schineuatatistik  der  Leistungsfähigkeit 
von  3  lebenden  Pferden  und  von  21  Männern 

SIeith geschätzt.  Die  Angaben  in  beireff  der 
ampfnisscbinen  beziehen  sich  häufig  anf  die 
durcharhnittliche  wirkliche  Leistung,  richtiger 
aber  ist  cr,  die  ma.timale  Leistungsfähig- 
keit anzugeben,  die  durch  unmittelbare  Be- 
stimmung am  Indikator  (daher  die  Bezeicbunng 
indikntorische  oder  indizierte  Pferdestärken! 
oder  mittelst  des  Bremsdynamometers  oder  durch 
Berechnung  festgestellt  werden  kann.  In  Sachsen 
ergab  sich  die  berechnete  maximale  Leistungs- 
fähigkeit sämtlicher  Dampfmaschinen  ungefähr 
gleich  dem  Doppelten  der  durchschnittlichen 
wirklichen  Leistung,  In  den  im  Teit  folgenden 
Zusammenstellnngen  für  Preuaaen  ist  die  Leis- 
tungsfähigkeit der  Dampfmaschinen  nicht  ein- 
heitlich beatimmt,  jedocn  genügen  die  Zahlen, 
um  den  ansserordentlich  grossen  Fortschritt  seit 
1879  erkennen  en  lassen. 


Im  Jahre  1837  gab  es  in  Preussen  nur  419 
gewerbliche  Dampfmaschinen  mit  7355  Pferde- 
kräften, 1846  war  ihre  Zahl  1139  mit  21716 
Pferdekräften,  1855  betrug  sie  3049  mit  61  945 
Pferdekräften,  1861  7000  mit  142668  Pterde- 
kräften  und  1876  28783  mit  632067  Pterde- 
kräften.  Nach  der  Gew erbezähl nng  vom  14.  Juni 
1895  gab  es  im  Deutschen  Reiche  164483  Motoren- 
betrifl)«,  und  zwar  151696  Hauptbetriebe  (4,8% 
aller  Hanptb  et  riebe)  und  12788  Nebenbetriebe 
(2,5"  0  aller  Kebenbetriehe'.  Ausserdem- wurden 
in  69K4  Betrieben  Dampfkessel  ohne  Kraftüber- 
tragung verwendet.  Die  Motoren  (ausser 
den  durch  Wind  und  Flektriciiät  getriebenen) 
hatten  im  ganzen  eine  Leistnngstäliigkeit  von 
3427325  PTerdekräf ten ,  von  denen  2721218 
auf  Dampfmaschinen  (in  58630  Betrieben), 
629065  anf  Waaserkraftmotsren  [in  64259  Be- 
trieben], 63909  auf  Gasmotoren  (in  14  760  Be- 
trieben), 1108.1  auf  Druckluft  {in  312  Betrieben) 
eutöolen.  Dazu  kommen  nun  die  Lokomotiven, 
deren  es  1896  auf  den  Vollbahnen  1B37T  und 
270  auf  den  Schmalsparbabnen  gab  mit  einer 
geschätzten  Leistung^ähigkeit  von  zusammen 
7  288650  Pferdekräften,  ferner  1061  Kanffahrtei- 
dampter  mit  801750  Pferdekräften  und  (im 
Jahre  1892)  15:-»  Fluss-,  Haff-  und  KUaten- 
dampfer  mit  171360  Pferdekräfteu.  Ausserdem 
wären  auch  noch  die  In  den  landwirtschaftlichen 
Betrieben  benutzten  Dampfmaschinen  in  Rech- 
nung zu  bringen  (für  Dreschmaschinen,  Dam^f- 
pfiUge,  Milch centrifugeu  etc.),  die  ebenfalls  eine 
nicht  unbedeutende  motorische  Kraft  repräsen- 
tieren. In  Frankreich  z.  B.  hatten  die  in  der 
Landwirtschaft  verwendeten  Dampfmaschinen 
im  Jahre  1896  111 123  Pferdekräfte.  Endlich 
ist  auch  noch  anf  die  Kriegsmarine  hinzuweisen, 
deren  im  Jahre  liWO  vorhandene  Schiffe  mi' 
Ausschluss  der  zahlreichen  Torpedoboote  mi 
398430  Pferdekräften  ausgestattet  waren.  Sei 
1895  hat  sich  aber  die  Verwendung  mechanischer 
Motoren  für  gewerbliche  nud  sonstige  Zwecke 
in  Deutschland  noch  bedeutend  erweitert.  Nament- 
lich haben  sich  die  Elektromotoren  stark  ver- 
mehrt, und  in  der  neuesten  Zeit  erlangen  die 
Automobilen  eine  steigende  ^^'ichtigkeit  als 
Verkehrsmittel,  Im  ganzen  dürfte  die  Leistungs- 
fähigkeit der  im  Jahre  19üU  im  Deutseben  Reiche 
vorhandenen  gewerblichen  und  landwirtschaft- 
lichen Dampfmaschinen  auf  4  Hillionen,  die  der 
Lokomotiven  auf  Voll-,  Klein-  ond  Strassen- 
hahnen  auf  mindestens  7'/t  Hillionen  und  die 
der  privaten  Schiffs maschinen  auf  1  Million 
Pferd ekräft«  zn  schätzen  sein. 

Die  Verteilung  der  Motoren  auf  die  wich- 
tigsten Gewerbegruppen  (in  Haupt-  und  Neben- 
betrieben) war  1895  folgende: 

Bergbau  et*.  1 787  995  069 

Industr.  d.  Steine  n.  Erden  6  855  197  796 

Hetall  Verarbeitung  9429  142141 

Haschinen  n.  Instrumente  6943  184831 

Textilindustrie  10  414  515  S53 

Papierindustrie  2 102  301 42z 

Holz-  und  SchnitzstofFe     18914  203235 

Nahrungsmittel  68  481  6S6  263 

Was  die  Art  der  verwendeten  Elementar- 
ki*fte  betrifft,  so  ist  im  Berghan  der  Dampf 
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fast  allein  vorherrschend  (luit  969  03!)  Pferde- 
kräfteu,  neben  denen  die  Wasaerinotoreu  nnr 
mit  16438  Pferd ekratten  auftreten).  Auch  in 
den  anderen  SormaÜndostriezweigen  hat  der 
Dampf,  wenn  auch  nicht  in  so  starkem  Ver- 
liältnis,  das  L'eberce wicht.  Ebenso  in  der  Textil- 
industrie (mit  446  886  Damptpferdek ruften).  In 
der  Holz-  und  Schnitzstoff  Industrie  dag-eg'en 
kommt  die  Wasserkraft  (mit  75  696  Pferde- 
kräften) zn  ausgedehnt«  Anwendung  und  in 
der  I'fliiierindHstne  hat  sie  noch  das  Uebergewicht 
imit  112  407  Pferdekräften).  Absolut  ist  sie 
unter  allen  Gewerben  am  stärksten  in  der 
Nuhrungsmittelindustrie,  d.  h.  in  der  MUllerei, 
vertreten,  nämlich  mit  281 090  PferdektSften  in 
33694  Betrieben.  Jedoch  verwandten  16564 
Betriebe  Dampf  mit  3i)2  827  Pfprdekräften,  und 
ausserdem  gab  es  noch  IT  821  Windmübl betriebe. 

In  Oosterreich  (Cisleithanien)  gab  es 
1&11  nur  224  gewerbliche  Dampfmaschinen  mit 
2819  Pterdekröften,  1852  671  Maschinen  mit 
9128  Pferdekräften,  1863  2882  Maschinen  mit 
46  996  Pterdekräften,  1875  9160  Maschinen  mit 
167  279  Pferdekrfiften.  Von  den  letzteren  kamen 
42 116  anf  die  Erzeugung  von  Metallen,  Metall- 
waren, Maschinen  und  Werkzeugen,  31  4^3  auf 
die  Textilindustrie,  296Ü9  auf  den  Bergbau  und 
27  520  auf  die  Produktion  der  Nahmngs-  und 
GenuBBinittel,  Eine  1881  in  NiederBsterreich 
veranstaltete  Erhebung  ergab  in  diesem  Kron- 
lande 2034  Dampfkessel  und  als  geschätzte 
Leistungsfähigkeit  der  Maschinen  41  8U0  Pferde- 
lü-äfte.  Wenn  die  Dampfverwendnng  in  den 
»brigen  Kronländern  in  demselben  Verhältnisse 
zugeuommeu  hätte,  so  würde  die  Zahl  der  Pferde- 
kräfte in  der  ganzen  Eeichshälfte  damals  etwa 
300000  betragen  haben,  und  diese  Zahl  dürfte 
sich  bis  1900  mehr  als  verdoppelt  haben. 

In  Ungarn  ergab  die  Oewerbe-  und  In- 
dustries tatistik  für  lt^8ö  das  Vorhandensein  von 
19  700  Motoren  benutzenden  Unternehmungen 
auf  234  119  gewerbliche  Unternehmungen  über- 
haupt. Es  gab  199  Tretwerke,  3994  Tierkraft 
verwendende  Unternehmungen  mit  4937  Göpeln, 
ÜOO  Windräder,  20116  Wasserräder  mit  53971 
Pf erdekräfteu ,  85  Turbinen  mit  6106  Pferde- 
krilften,  6  Wasseräänlenmaschinen  mit  81  Pfurde- 
kräften ,  1738  stehende  und  7öO  bewegliche 
Dampfmawhiiien  mit  zusammen  63869  mrde- 
kräften,  76  Gas-  und  ähnliche  Motoren. 

In  Frankreich  betrag  1840  die  Zahl  der 
gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Dampf- 
maschinen 2591  mit  34  BöO  PferdekrSften,  1850 
5322  mit  66642  Pferdekräften,  1860  14  513  mit 
177  652  Pferdekräften,  1870  27088  mit  ;i;i6ü30 
Pferiehräften,  1878  38880  mit  492  418  Pterde- 
kräften, 1886  68381  Kessel  und  62471  Maschinen 
mit  717  718  Pferdekräft*n.  In  dem  letztge- 
nannten Jahre  kamen  auf  die  Textilindustrie 
6171  Maschinen  mit  1  Öl  338  Pferdekraften,  auf 
die  Hüttenwerke  und  metallnrgiscben  Fabriken 
7047  Maschinen  mit  147  904  Pferdek ruften,  auf 
den  Bergbau  4219  Maschinen  mit  101 661  Pferde- 
kräften, auf  die  Industrie  der  Nahrungs-  und  Ge 
nuaamittel  8728  Maschinen  mit  94  456  Pferde- 
kräften, auf  die  landwirtschaftlichen  Betriebe 
13049  mit  74  718  Pferdekräften.  -  Die  Zahl  der 
Lokomotiven  und  der  sonstigen  beim  Eisen- 
bahnbetriebe benutzten  Dampfmaschinen  betrni; 
10974  mit  3307  734  Pterdekräften,  die  der 
Schiffs masch inen  (ausser  der  Kriegsmarine]  1994 


mit  546  3^4  Pferdestärken,  wozu  uolIi  2869 
Hilfsmaschinen  mit  375  Kesseln  und  25  465 
Pferilekräfteu  kamen.  Im  Jahre  1897  standen 
in  64 107  gewerblichen  Betrieben  68  743  Dampf- 
maschinen mit  1 330466  Pferdekräften  inVerwen- 
dnng.  Die  Textilindustrie  verfügte  über  7409 
Maschinen  mit  29Ö  639  Pferdekräften,  die  me- 
tallurgische Industrie  über  8.306  mit  239  736 
Pferdekräflen,  der  Bergban  Über  5666  Maschinen 
mit  184  869  Pferdekräften,  die  Nahrungsmittel- 
industrie über  10883  Maschinen  mit  13J395 
Pferdekräft«n.  Die  Zahl  der  Lokomotiven  auf 
den  Vollbahnen  betrug  9997  mit  4110011,6 
Pterdekräften,  nnd  mit  Einschluss  der  Lokomo- 
tiven der  Klein-  und  Industriebahnen  und  der 
Strassenbabnen  nnd  der  im  Eisenhahnbetrieb 
verwendeten  stehenden  Maschinen  ergab  sich 
eine  Gesamtzahl  von  13  799  Maschinen  mit 
4  271  799  Pferdekräften,  Die  Zahl  der  See-  und 
Flussdampfschiffe  betrug  2437  mit  860U99 
PferdekräHen. 

In  Belgien  war  die  Zahl  der  gewerblichen 
Dampfmaschinen  im  Jahre  1850  2040  mit  einer 
Leistungsfähigkeit  von  51 055  Pferdekräflen. 
Für  1860  waren  die  entsprechenden  Zahlen  4410 
und  99  601.  Im  Jahre  1890  waren  14  279  ge- 
werbliche und  landwirtschaftliche  Dampfma- 
schinen mit  386  271  Pferdekräften  vorhanden. 
Ausserdem  gab  es  305  private  Schiffsm aschinen 
mit  21 756  und  3019  (private  und  staatliche) 
Lokomotiven   mit   518562  Pterdekräften.     Im 


kräften.  Von  diesen  wurden  8433  mit  209  346 
Pferdekräfteu  durch  Dampf,  2436  mit  19  557 
Pterdekräften  durch  Wasser,  2158  mit  13276 
Pterdekräften  durch  Wind  getrieben.  Von  den 
verfügbaren  PferdekrHtten  kamen  87  439  auf  die 
Kohlenbergwerke,  24666  auf  die  Eisenindustrie. 

In  der  Schweiz  beaassen  im  Jahre  1888 
die  unter  der  Fabrikgesetzgebung  stehenden 
Unternehmungen  mit  Motorenbetrieb  an  Wasser- 
kraft 54  243.  an  Dampfkraft  27  4:^3,  an  Gaskraft 
396,  an  Elektricitätskrnft  323  Pferdekräfte. 
Die  Gesamtzahl  der  Motoren  benutzenden  Be- 
triebe betrng  2^8.  Im  Jahre  1896  war  diese 
Zahl  aiit  3:-S7  mit  152  718  Pferdekräften  ge- 
stiegen. Von  den  letzteren  kamen  87866  oder 
67,6'',o  auf  Wasserraotoren,  5;-t410  auf  Dampf, 
7867  auf  Elektricität,  2235  ant  Petroleum,  18al 
auf  Gas.  Von  diesen  Pterdekräften  dienten 
43785  der  Textilindustrie  (31046  der  Baumwoll- 
industrie), und  zwar  wurden  36  271  durch  Waaser 
und  23  569  durch  Dampf  geliefert. 

Die  Leistungsfähigkeit  der  gewerblichen 
Dampfmaschinen  in  Grossbritannieu  schätzt 
Engel  für  1878  auf  2  Mill.,  die  der  Lokomotiven 
auf  3',  Mill.,  die  der  Schilfsmaschinen  (mit 
Ausschluss  der  Kriegsmarine)  auf  l'i  Ulli. 
Pfertefcräfte.  Für  lB8ä  sind  die  entsprecbeudeu 
Zahlen  nach  Mnlhalls  summarischen  Schätzungen 
3,1  Mill,,  3,5  Mill.  und  3,14  Mill.  Nach  der 
Tonnenzabl  der  1898  vorhandenen  englischen 
Seedampfschiffe  würden  sich  Über  5  Mill.  Pferde- 
kräfte  ergeben,  ausser  der  Kriegsmarine,  die  in 
demselben  Jahre  Bber  mehr  als  2  800  000  Pferde- 
krätte  verfugte.  Die  Gesamtstärke  der  Loko- 
motiven im  vereinigten  Königreiche  dürfte  1899 
wohl  6  Mill.  Pferdekräfte  betragen  haben.    Die 
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Pferdekräfte  zu  schätzen  sein.  Die  Textiliodustrie 
verfügte  1871  inseesnmt  Aber  ölö  806  Pferde- 
krSfte.  die  Zahl  der  KraftstUhte  nber  ist  in  der 
Periode  von  1870  bis  1890  Ton  610004  auf 
822  48i*  nnd  die  der  :^pindeln  (flir  einfache  nnd 
Zwirnapinnerei)  von  45633111  anf  53  641162 
gestiegen. 

In  Italien  zählte  uifin  im  Jahre  ISTGaneser 
den  SchifTsmaschiueii  und  Lokomotiven  445'J 
DampHiessel  mit  54  231  Pferd chräften.  Ini 
Jahre  1H82  waren  die  entsprechenden  Zahlen 
8200  nud  124000,  und  18KÖ  schätzte  man  die 
Zahl  der  Pferdekrftfte  anf  löOOU».  Die  gewerb- 
lich verwertete  Wasserkraft  reprü rentierte  IfWi 
475877  Pferdekräfte. 

In  den  Vereinigten  Staaten  waren  in 
den  Gewerben  nach  dem  Census  von  187()  51018 
Wasserrttdei-  mit  1130431  nnd  40191  Dainpf- 
maachinen  mit  1215  711  Pferd ek ruften  in  Be- 
trieb. Dazn  kommt  der  Bergbau  mit  4133 
Dampfmaschinen  (10!^  111  Pferdekräfteu)  nnd 
134  WnsflerrSdeni.  Nach  dem  Cenana  Ton  1880 
war  die  Zabl  der  Dampfmaschinen  in  den  (be- 
werben auf  öti  483  mit  2 185  458.  die  der  Wasser- 
räder aber  anf  55404  mit  1225379  Pfetde- 
kräften  gestiegen.  Die  in  der  Landwirtschaft 
nnd  im  Bergban  benntzten  Maschinen  sind 
wieder  nicht  mit  einbegriffen.  Ucber  die  letzteren 
wird  nnr  angegeben,  dnss  liei  dem  Bergban  anf 
Kohlen  und  nnedle  Metalle  3T.H2  Dampfmaachinen 
mit  182061  Pferdekräften  nnd  bei  dem  Betriebe 
der  Steinbrüche  3i)37  Maschinen  angewendet 
werden.  In  betrer)  der  Edelmetalle  nud  des 
Petrolenms  fehlen  die  entsprechenden  Angaben. 

Die  Textilinduatrie  nahm  an  Dampfknift 
211  4.3!)  und  an  Wasserkraft  217  871  Pferde- 
kräfte in  Anspruch,  und  mehr  aln  die  Hälfte 
dieaes  Kraftbedarfs  kam  auf  die  Banmwoll- 
induatrie.  Die  Holzindustrie ,  namentlich  die 
Sägerei  hatte  eine  Dampfkraft  von  543292  nnd 
eine  Wasserkraft  von  278686  Pferdekräften; 
fOr  die  Müllerei  waren  die  entsprechenden  Zahlen 
3U1  214  nnd  469  987,  für  die  Eisen-  und  Stahl- 
indnatrie  ;-l80  741  und  10  506,  flir  die  Papier- 
indnstrie  36301  und  87  611.  Nach  dem  Censns 
von  1890  verwendeten  von  355415  ermittelten 
Betrieben  100  735  oder  28.3'/.  mechanische 
Kraft,  die  im  ganzen  5954656  Pferdekräfte 
darstellte.  Von  diesen  kamen  4  662024  auf 
Dampfmaachinen  und  1 263343  auf  Wasser- 
motoren. Den  relativ  grGsaten  Teil  dieser  mo- 
torischen Kraft  nehmen  die  Sägewerke  und  ver- 
wandte Zweige  der  Holzindustrie  in  Ansnrnch, 
nämlich  961  516  Pferdekräfte,  von  denen  789  Ü78 
durch  Dampf  geliefert  wurden.  Für  die  Mahl- 
müUerei  wurden  75ä:-lti5  Iferdekräfte  (davon 
383  872  durch  Waaaer  geliefert),  für  die  Baum  woll- 
industrie 464  881  Pferdekrfitte  (Wasser:  198982), 
fUr  die  PapierinduBtrie  242176  Pferdekrätte 
(Wasser:  151593)  verwendet.  Die  Leiatunga- 
mhigkeit  der  Lokomotiven  in  den  Vereinigten 
Staaten  schätzt  Mulhall  für  1885  anf  6,2  Hill., 
die  der  Scbiffsmasuhinen  auf  1.04  Mill.  Pferde- 
krätte. 

Lltterfttnr:  fiabbon«.  Eronnmy  vf  mach'nery 
and  manufaeturu,  London  iS3li.  —  Vre,  Fhilo- 
lophy  of  manajartiim,  H.  ed.,  London  IS35.  — 
Orolhe,  Bilder  und  fUudifn  tur  Grwkiehlr  der 
IndiiUrie  und  da  Ma/chin'nirfirn»,  Berlin  leTO. 
—  Enget,    I>ns    Jlrilalter    dn  Dnmpies,    Berlin 


ISSO.  —  Bourdeau,  Ltt  fnrre«  de  l'indiittrir, 
Ptirit  ISS4.  —  Graiiant,  Stiidii  mll«  leorio 
efonomleii  drlU  mnerhinr ,  Turin  IX»!.  —  E. 
HernuaHM,  Terhnitrhe  Fiiigrn  und  Pmölemi; 
Leipilg  IStil.  —  yiehOlsOH,  The  effeel  «j 
maehiiiery  on  wtiget ,  l/ondon  l8'Ji.  —  von 
Halle,  GniHdri44  tu  Vorltiungen  Bbrr  dir 
rolktirirUchaj'äirhe  UrdeulHag  drr  Siatrhinr, 
Berlin  IdM.  —  Schmollei' ,  fh-undria  der 
allgemeinen  Volkair irttrkafttlebre  t,  Lei/iiig  tOiHK 
S.  IST  ff.  —  Levaaaeur,  Cnmparaitou  dn 
Trarail  ii  In  niaia  H  rfii  Travail  A  la  marhine, 
Pliri»  UMfl  fbenuUt  haupUHchlieli  die  Ergebnüne 
der  ameritanijirhen,  i-on  Ciirroll  D.  Wrigbt  IS'Ji 
begoHoenen  Enqvele  nHand  anä  Miichine  Labor«). 
—  MonaUhefte  tur  Nlalülit  dra  Üenltehen  Iteifli», 
13)10,  Aprilheft.  —  Sl/ilitttik  da  IteuUehen  Beieh-, 
y.  F.,  Bd.  n,  Teil  1.  —  Geierrbatiiliilil;  Berlin 
ISSii.  Zeittrhr.  d.  k-inigl.  prcuse.  iltil.  Bureiait ; 
Slat.  Knrretjxtndenz.  —  Prancke,  Die  l'eber. 
waehung  der  Dampßmft  >'n  t}rul*rhlii«d,  ebd., 
Jahrg.  lüSli,  S.  ISlff.  —  Jforffmstrm  und 
Beaaer,  rebertieht  der  Dampfkaael  und  Dampf- 
matehiae«.  im  Känigreieh  Sachieii  am  1.  /.  IS/iil. 
SCeitiehr.  d.  kljnigl.  täche.  ttal.  Bureaui,  Jahrg. 
13S7,  a.  inff:  Jahrg.  ISSH,  Supplemrnlhefl.  — 
Die  Dumpf  tretet  and  DampfmaiehiHrn  im  Künig- 
reieh  Saehten  am  1.  f.  1896,  In  derselben  Zeil- 
»ehHft,  Beilagen  tum  Jiihrg.  IS9S  and  ISOB.  ~ 
Zahn,  Geu-erbe  und  Handel  im  Denfteheii 
Stielt  nach  der  gewerblleheu  BelriebttUhliiag 
rom  U.  VL  J89a.  Sunderabdnick  a<u  Bd.  Wl 
der  Stnliatik  da  DeuUehen  Keirht,  jV.  F.,  Berlin 
1899  (enthält  aiieh  rergleirhende  Angaben  ßlr 
andere  Staaten).  —  PIgerle,  DampfHiatekinen 
und  Dampfkeetel  in  Oeeterrcieb.  .Stat,  MonuU- 
nehrift,  I83J,  S.  SfOß:  —  V.  Jekelfat tuigy, 
l'tigarnK  Gewerbe-  und  Jnduntrietlalitlit  im 
Jahre  lS8--i.  Stat.  Moniiltiehr.,  188?,  S.  Iff.  — 
Slatittiquf  de  l'indvttri'  minlrale  et  de*  appn- 
reiii  <J  fopeur  en  Franee  et  en  Aigirie.  (Früher 
in  dreijährigen  Perioden ,  jettt  jährlieh  er- 
teheinend.)  Auiiäge  darauw  in  dem  Annuaiiv 
itatittiqae  de  la  Franee  und  den  Ann/üet  du 
eommerce  ertrHeur  (Eijioie  eontparatifl.  — 
Aanuaire  Staliitique  de  la  Belgique.  —  Stnlit- 
titehe  JahrbSeher  der  iSrAweii.  ^  Mulhall, 
Hittory  nf  pricee,  London  1886.  (Die  Angaben 
det  VeyfaMert  in  dieitm  Werke  v^e  auch  in 
leiiiem  Diciionnary  of  tiatittia  bervhen  suni 
Teil  nur  auf  maiekeran  Sehättungtn.)  — 
Annuario  »taUttieo  italiano,  1888,  p.  7SS.  — 
Compendinm  of  the  X.  Ceneut  of  the  Vnited 
Statet,  Waab.  1880.  —  Jitport  on  the  manu- 
faeturing  indvatrift  of  Ihe  United  Stalrfot  ihi-  II, 
Crnau»  1890,  Pari.  I,    Wnah.   War.. 


Mast-  and  Gewichtewesen. 

Vorbemerkung.  1.  Geschichtliches.  2.  Dii' 
internationale  Meterkonvention.  3.  Das  gel- 
tende Recht.  4,  Die  Organisation.  5.  Die  aus- 
ländische Geaetzgebung. 

Vorbenierknng.  Mas»  luid  Oewichl 
dienen  dazu ,  die  0rl)sse  (xler  Menge  von 
Gegenständen  durch  Vei^lelchnng   mit  1h'- 
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kaniitea,  feststehenden  Grössen  zu  bestimmen 
uad  in  einer  allgemein  veiständücheu  Welse 
auEzudrflcken.  Qeoidnete  Einrichtungen  hier- 
für sind  £Qr  jedes  entwickelte  Staatswesen 
imerlässlich.  Handel  und  Verkehr  haben 
ein  lebhaftes  Interesse  daran,  beim  Waren- 
aiistauscb  sich  fester  Massgrösseu  bedien'^n 
zu  können ;  Technik  und  Industiie  sind  unS 
den  öebrauch  zuverlässiger  ^lassvorrich- 
tungen  angewiesen;  für  viele  Zweige  der 
Wissenschait  bilden  die  Mittel  zur  Vornahme 
feinster  Messungen  nnd  WftgTingen  ein  im- 
entbehrliches  Rüstzeug:  endlich  kaun  auch 
der  Staat  auf  manchen  Gebieten  seiner  Ver- 
waltimgsthaiigkeit  des  Gebrauches  von  Mass 
imd  (.te wicht  nicht  entmten.  Bei  allen 
Kulturvölkern  findet  sich  daher  die  Er- 
scheinung, dass  der  Staat  sich  die  Pflege 
des  Mass-  und  Gewichts wesens  -im-  Aufgabe 
macht.  Während  anfänghch  bei  noch  un- 
entwickeltem Verkehr  die  Regelung  den 
kleinei'Bu  Gemeinwesen  überlassen  zu  werden 
und  zumeist  toh  den  verkehrsreicheren 
Städten  ihren  Ausgang  zu  nehmen  pflegt, 
tritt  im  Laufe  der  Zeit  das  Bestreben  nach 
c^eichmässiger  Gestaltung  für  gnlssere  Ge- 
biete her\-or,  bis  endlich  das  Bedürfnis  nach 
internationalen  Festsetzungen  sich  geltend 
macht.  Zugleich  mit  dem  Bedürfnis  nach 
Ausdehnung  dos  Geltungsgebietes  steigern 
sich  die  Anforderungen  an  die  (Tcnaiiigkeit 
der  Messeiiirichtungen,  Die  wichtigsteu 
Aufgaben  der  Verwaltung  auf  dem  Gebiete 
des  Mass-  und  Gewichtswesens  sind ;  1.  Fest- 
setzung der  Einheiten  und  der  dai'aus  ab- 
zuleitenden Grössen  für  Längen-,  Flächen-, 
Körnermasso  und  für  das  Gewicht ;  2.  Sicher- 
Htellung  dieser  GrTissen  durch  Beschaffung 
möglichst  genau  bestimmter  und  unveränder- 
licherVerkSrperuugen{Crmasse,ürgewichte); 

3.  Einrichtung  einer  öffentlichen  Prüfung 
luid  Beglaubigimg  der  für  den  Verkehr  l)e- 
stimmten  Messwerkzeiige  (Aichungsweseu) ; 

4.  Regelung  der  Ven*'eudnng  der  Masse  etc. 
im  Olfcntliehen  Verkehr  und  Sichcnmg  der 
Befolgung  dieser  Vorschriften  Anrch  pulizci- 
liche  reberwachung  (Mass-  und  Gewichts- 
polizei). 

1.  Geschichtliches.  In  Deutschland  war 
bis  in  den  Be^nn  dieses  Jahrhunderts  hin- 
ein die  Kegelnng  des  Mass-  und  Gewichts- 
wesens für  beschränkte  Örtliche  Bezirke 
vorherrschend.  Erst  mit  dem  angegebenen 
Zeilpunkte  gehen  die  einzelnen  deutschen 
Staaten  dazu  über,  für  ihre  Gebiete  ein- 
heitliche Vorschrifteu  über  Mass  und  Ge- 
wicht zu  eilassen.  In  Preussen  geschieht 
(lies  durch  die  Mass-  und  Gewichtsoi-dnnng 
vom  IB.  Mai  1816,  welche  eine  umfassende 
Regelung  des  gesamten  Mass-  und  Gewichts- 
wesens zum  Gegenstände  hat  (Festsetzung 
der  5Ia8Sgriissen,  Ilei-slellung  der  l'rmasse, 
Organisation    der    AichungRbt'liönlcn ,    Vor- 


schriften über  die  Verwendung  im  öffent- 
lichen Verkehr).  Äehnliche  Gesetze  sind  im 
Laufe  der  Zeit  auch  für  die  meisten  übrigen 
deutschen  Staaten  ergMigen.  (Bavern :  G.  v. 
'^H.  Februar  1809  Wflrttembei'g :  G.  v. 
30.  November  1806,  Baden:  G.  v.  10.  No- 
vember 1810,  Sachsen:  G.  v.  Vi.  März  IS.'iS, 
Hannover:  G.  v.  19.  August  1836,  Nassau: 
G.  V,  12.  Dezember  1851).  Die  hierdurch 
in  den  Einzelstaaten  herbeigefühile  gewefz- 
liche  Regelung  des  Mass-  und  Gewichts- 
wesens benditc  jedoch  nicht  auf  gleich- 
massigen  Grundlagen.  Die  als  Einheit  des 
Länge  nmasses  angenommenen  Fussmasse 
wai-en  nicht  gleicli.  In  der  Mehrzahl  iler 
Staaten  nahm  man  das  seither  eingebürgerte 
Mas3  zTu-  Gnmdlage,  unbekümmert  um  seine 
Abweichung  von  den  in  anderen  Gebieten 
eingeführten  Grössen.  Einige  Staaten  suchten 
eine  Anlehnung  au  das  metrische  System, 
so  nahm  Bayern  für  seine  Rheinlande  einen 
Fuss  von  '.»  Meter  au,  desgleichen  HcsKen- 
Hombui^  für  das  Amt  Meissenheim;  Hossen- 
Darmstadt  führte  einen  Fuss  von  Vi  Meter 
ein,  Baden  \md  Nassau  einen  solchen  von 
"/lo  Meter;  letzteres  aussei-dem  einen  so- 
genannten Feldfuss  zu  '/i  Meter.  Im  ganzen 
gelangten  auf  diese  Weise  etwa  2ij  ver- 
schiedene Fussmasse  zur  Geltung.  Daneben 
aber  gab  es  noch  zahlreiche  andete  Längen- 
masse für  besondere  Zwecke:  Eilen,  Faiden, 
Klafter,  lyachter,  Ruten  u.  dgl.,  die  unter 
einander  in  den  verschiedenen  Staaten  er- 
heblich abwichen  und  zu  dem  Fussmasse 
nur  zum  Teil  in  einfacher  Beziehung  standen. 
Aeknlich  verhielt  es  sich  mit  dem  GcwicJitc, 
indem  in  den  verschiedenen  Staaten  nicht 
nur  verschiedene  Gewichtsgrössen  als  Ein- 
heit angenommen  wurden,  sondern  auch  die 
Teilung  natJt  abweichenden  Grundsätzen  er- 
folgte. Eine  noch  grössere  Vei-wirrimg 
endlich  herrschte  bezüglich  der  Köqier- 
^ohl-  und  Flftssigkeits-)  und  Flächenmasse. 
Derartige  Zustände  konnten  auf  die  Dauer 
den  Änfordcnmgen  des  infolge  der  Ver- 
besseniiig  der  Kom  mim  ikations  mittel  sii-h 
immer  lebhafter  entwickelnden  Verkehrs 
nicht  genügen,  es  ist  daher  erklärlich,  dass 
bald  der  Wunsch  nacli  Einführung  einheit- 
lichen Masses  rege  wurde.  Den  ei-sten  Au- 
stoss  hierzu  gab  die  Grfliidimg  des  Zoll- 
vei-eins.  Die  Erhebung  der  Zölle  auf  ge- 
meinschaflliciie  Rechnung  der  Vereinsstaalen 
ergab  das  Bedürfnis  nach  einem  gleich- 
förmigen Maßsstabe  für  die  Bereclmung.  In 
den  Zoitvereinsverti'ägen  des  Jahres  1R'13 
erklärten  daher  die  vertragschliessendeu 
Teile,  dahin  wirken  zu  wollen,  dass  in  ihren 
Landen  ein  gleiches  Mass-  und  Gewichts- 
syslem  iu  Anwendung  komme,  die  nächste 
Sorge  aber  auf  die  Annahme  eines  gemein- 
schaftlichen Zollgewiehtes  zu  richten.  Aehn- 
licho  Bestimmungen  sind  in  die  über  die 
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Verläagernng  des  Zollvereins  ab^schlossenen 
Verträge  übergegangen.  Vom  1.  Januar  1840 
wurde  denigemäss  ein  gemeinsames  Zoli- 
gewicht  und  zwar  der  Zollcentner,  eingeteilt 
lu  100  Pfund  zu  30  Lot,  für  die  Berechnung 
der  Zölle  und  für  alle  zu  diesem  Zwecke 
bei  den  Zotistellen  vorkommenden  Ver- 
wi^ungeu  eingeführt.  Indem  man  als  Ein- 
heit des  Zollgewichts  deo  in  Baden  und 
Hessen  eingeführten  Centner  zu  öO  kg  an- 
nahm, war  zugleich  die  ei-ste  Annähemug 
an  das  metrisdie  Sj-stem  Frankreichs  ge- 
wonnen. Eine  Erweiterung  erfuhr  im  lAiife 
der  Zeit  das  Anwendungsgebiet  dieses  Ge- 
wichtssystems dadurch,  dass  dasselbe  ver- 
tragsmässig  auch  für  den  Eiseutrahn-  und 
Postverkehr  angenommen  wurde.  Daneben 
aber  ^ngen  alimähUeh  mehr  und  mehr 
Bimdesstaaten  dazu  tlber,  das  Zollgewiclit 
auch  für  den  aligemeinen  Verkehr  an  die 
Steile  des  seitherigen  Landesgewichts  treten 
zu  lassen;  nur  Oesterreich,  Bayern,  Kur- 
hessen, Luxemburg  und  Lübeck  schlössen 
sieh  hiervon  aus.  Die  Einheit,  welche  hier- 
durch wenigstens  im  Gewlchtsweseu  erzielt 
war,  erlitt  jedoch  eine  wesentliche  Beein- 
trächtigung dadurch,  dass  die  Stückelung 
des  Pfundes  in  den  einzelnen  Staaten  nach 
verschiedenen  Gnmdsätzen  erfolgte. 

Wenngleich  diese  Eiit Wickelung  einen 
unverkennbaren  Fortschritt  darstellt,  so  blieb ' 
sie  doch  hinter  den  Bedürfnissen  des  Ver- 
kehrs und  den  Wünschen  der  Beteiligten 
weit  zurück.  Im  Jahre  1860  natim  der 
Bundestag  Veranlassung,  sich  mit  der  Frage 
zu  beschäftigen,  indem  eraiif  Antrag  Bayerns 
den  Beschluss  fasste,  eine  Kommission  von 
Sachverständigen  »zur  Ausarbeitung  eines 
Gutachtens  über  Eiuftthrung  gleichen  Masses 
und  Gewichts  und  ziir  Eröffnung  von  Vor- 
Echlägen  Ubei-  die  am  zweck  massigsten  zu 
wählenden  Systeme  sowie  (iber  die  zur  Ein- 
führung derselben  erforderlichen  Massregeln« 
einzuberufen. 

Die  Kommisston,  welcher  Vertreter  von 
Oesterreich,  Bayern,  Sachsen,  Hannover, 
Württemberg,  ^len,  Nassau,  Urossherzog- 
tum  Hessen,  Oldenburg  und  der  Hansestädte 
angehorten,  trat  zu  Beginn  des  Jahres  1S61 
in  Frankfurt  a.  M.  zusammen  und  ei-stattele 
unterm  30.  April  desselben  Jahres  ein  um- 
fangreiches Gutachten,  in  welchem  die  An- 
nahme des  metrischen  Systems  warm  befür- 
wortet wurde.  Ein  weiterer  Bundestags- 
beschluss  vom  27,  April  lii(6ü  ordnete  die 
Einberufung  einer  neuen  technischen  Kom- 
mission an  behufs  FonuTiliening  derjenigen 
Punkte,  deren  unbedingte  Ueberein Stimmung 
in  Edlen  Staaten  festzulmlten  sein  würde. 
Aue  den  Beratungen  dieser  Kommission, 
welche  sich  vom  2ä,  Juli  bis  1.  Dezember 
1865  erstreckten,  ging  der  Eiitwuil  einer 
deutschen  Mass-  imd  Gewichtsordnung  hervor. 


welcher  im  wesentlichen  auf  den  Vorschlägen 
der  früheren  Kommission  beruht.  Er  wurde 
durch  Beschluss  vom  23.  Februar  1866  den 
Bnudesregienmgen  zm-  Aeusserung  daiflber 
mitgeteilt,  ob  sie  geneigt  seien,  die  Be- 
stimmungen desselben  ins  Leben  treten  zii 
lassen.  Die  politischen  Ereignisse  des  Jahres 
1866  brachten  das  begonnene  Reformwerk 
zum  Stillstände.  Allern  der  neu  ciep-Ündete 
Norddeutsche  Bund  maclite  sich  die  Wieder- 
aufnahme dieser  Frage  zu  einer  seiner  ersten 
Aufgal)en,  Ein  Entwurf  wurde  im  März 
1868  dem  Bundesrate  ^^orgelegt,  Und  unterm 
17,  August  1868  wurde  die  neue  Mass-  und 
Gewichtsordnung  publiziert,  welche  zur  Zeit 
die  Grundlage  unseres  Mass-  und  Öewichts- 
wesens  bildet,  Ursprilnglich  nur  für  den 
norddeutschen  Bund  bestimmt,  wurde  ihr 
Geltungsbereich  durch  die  Bündnisverträge 
des  Herbstes  1870  auf  Württemberg,  Baden 
und  die  südlich  des  Mains  gelegenen  Teile 
Hessens  sowie  durch  R.G.  v.  26.  November 
1871  auf  Bayern  ausdehnt,  so  dass  sie 
am  1.  Januar  1872  im  ganzen  Reichsgebtete 

—  mit  Ausschluss   von   Elsass- Lothringen 

—  in  Kraft  getreten  ist.  Durch  R.G.  v. 
19.  Dezember  1874  ist  sie  vom  1.  Juli  1875 
ab  auch  in  Elsass-Lothringen  eingjeführt.  In 
mehreren  Punkten  ist  sie  seither  ab^ 
ändert  worden,  indem  einerseits  einige 
behufs  Erleichterung  des  Ueberganges  auf- 
genommene Massgrössen  und  Bezeichnungen 
(Meile,  Stab,  Neuzoll,  Strich,  Dekameter, 
Kette,  Kanne,  Schoppen,  Fass,  Scheffel, 
Dekagramm, Neulot,  Decigramm,Cen- 
tigramm,  Pfund,  Centner)  beseitigt  wurden 
(00.  V.  7.  Dezember  1873  und  11.  JiiU  1884), 
andererseits  ein  neues  Urmass  und 
ein  neues  Urgewicht  an  die  Stelle 
der  ursprünglich  eingesetzten 
traten  (RG.  v.  26.  April  1893). 

2.  Die  InterDationale  Meterkonvention. 
Für  die  zum  metrischen  System  übergegan- 
genen Staaten  ergab  sich  zunächst  der  Uebel- 
Btand,  dais  sie  für  die  Ableitung  ihrer  ür- 
masse  auf  die  französischen  Prototype  und 
auf  die  Benutzung  der  französischen  Ein- 
richtungen angewiesen  waren.  Dies  war 
um  so  unerwünschter,  als  die  Bescliaffenheit 
dieser  Urmasse  und  das  bei  der  Entnahme 
von  Kopieen  beobachtete  Verfahren  den  An- 
fonierungen  der  Wissenschaft  und  Prät:istons- 
lechnik  nicht  entsprach  und  als  infolge 
dieser  Unsicherheit  der  Kopierung  die  von 
den  verschiedenen  Staaten  angenommenen 
Urmasse  merkbare  und  störende  Abweichun- 

fen  zeigten.  Sowohl  das  wjssenachafi liehe 
nteresse  an  der  Herstellung  exakter  Ur- 
masse als  auch  die  mannigfachen  praktischen 
Uebelstände,  welche  die  unvollkommene 
Beschaffenheit  und  Handhabung  der  fran- 
zösischen Prototype  mit  sich  brachte,  Hessen 
das  Bedürfnis  hervortreten,  im  Wege  inter- 
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natiooaler  Verständigling  zur  Feststellung 
gemeiueamer,  mit  der  grössten  erreichbaren 
Genauigkeit  hergcstclKer  und  mOglich&t  un- 
veränderlicher Urmasse  zu  gelangen.  Im 
Jahre  1870  gab  Franki-eich  die  Anre^ing 
zur  Einberufung  einer  inlemationalen  Kon- 
ferenz zum  Studium  dieser  Fi-age.  Anfäng- 
lich Dahmcn  die  Verhandlungen  —  haupt- 
sächlich infolge  des  "Widere  trebeiis  der 
wissensehaftlidieii  Kvelsc  Frankreichs  gegren 
IJntei-ordnung  unter  eine  intomatioiiale  In- 
stanz —  einen  schleri]>enden  Verlanf,  indessen 
gelang  es,  diesen  Widerstand  zu  flbci-winden. 
Im  Jahre  1875  trat  in  Paris  eine  diplo- 
matische Eonfei-enz  zusammen,  aus  dei'en 
Verhandlungen  die  am  20.  Mai  1875  unter- 
zeichnete internationale  Meterkonventiou  her- 
vorging. Durch  diese  verbinden  sich  die 
VertragsBtaaten,  nämlich  Deutschland,  Oestoi'- 
i'eich-Ungarn ,  Belgien ,  Argentinische  Re- 
publik, Dänemark,  Spanien.  Vereinigle  Staaten 
von  Amciika,  Frankreidi,  Italien,  Peni.  Portu- 
gal, Hussland,  ScJiweden  imd  Norwegen, 
Schweiz,  Türkei  imd  Venezuela')  zur  ge- 
meinschaff liehen  Errichtungund  Unterhaltung 
eines  permanenten  wisseusenaftlicben  Bureaus 
für  Maas  und  Gewicht.  Die  Tliätigkeit 
dieses  Bureaus  wirf  durch  eiu  Komitee 
llherwacht,  welches  aus  14  versclüedeueu 
Vertragsstaaten  angehörigen  Mitgliedern  be- 
steht und  seinerseits  der  Oberaufsicht  der 
diirch  die  Vertreter  aller  Vertragsstaaten 
gebildeten  Genoralkonterenz  unterstellt  ist. 
Die  Aufgaben  dos  Bureaus  bestehen  haupt- 
.säclilicli  in  der  Anfertigung  und  Beglaubigung 
neuer  Prototype  des  Meters  und  dos  Kilo- 
gramms, in  der  Aufhewahmog  der  inter- 
nationalen und  in  der  periodiscli  wieder- 
kehrenden Vergleichung  der  den  einzelner» 
Staaten  überwiesenen  (nationalen)  Prototype 
mit  den  internationalen.  Li  einem  der  Kon- 
vention beigegebenen  Reglement  sind  Aber 
die  Aufgaben  der  Konfei-cnz,  des  Komitees 
und  des  Bureaus,  liber  den  Geschäftsgang, 
tlber  die  Aufbringung  der  Kosten,  das  Janres- 
budget,  das  Personal  etc.  nähere  Abmachnn- 
gen  getroffen.  Allen  übrigen  Staaten  ist 
der  Beitritt  zur  Konvention  offen  geiialteu ; 
bisher  haben  hiervon  Serbien  (1879),  Rn- 
mänien  (188jJ),  Grossbritannien  (1884),  Japan 
(ISKfj)  und  Mexico  (1890)  Gebrauch  gemacht. 
Die  Ausführung  der  Konvention  wurde 
uuvorweilt  in  die  Hand  genommen.  Im 
Park  von  St  Cloud  wurde  ein  Gebäude  für 
das  Bureau  errichtet  und  mit  den  erforder- 
lichen Apparaten  ausgestattet,  so  dass  dos 
Bureau  an  die  Erledigung  der  ihm  gestellten 
Aufgaben  herantreten  konnte.  Im  Jahre 
188S)  waren  seine  Arbeiten  so  weit  gefördert. 


'J  Brasilien,  welches  an  der  Konferenz  sich 
beteiligt  hatte,  hnt  die  Konvention  nicht  rati- 
fiziert. 


dass  die  Generalkonfereuz  berufen  werden 
konnte,  um  die  künftigen  interuationalen 
Prototype  auszuwählen  und  die  Verteilung 
der  nationalen  Prototype  unter  die  beteiligten 
Staaten  vorzunehmen.  Die  von  der  Kon- 
ferenz ausgewählten  internationalen  Proto- 
type .sind  in  einem  besonders  hierfür  her- 
gerichteten Räume  des  Bureaus  zu  ßreteuil 
unter  di-eifachem  Verschluss  niedergelegt; 
sie  bilden  von  jetzt  ab  die  alleinigen  Ver- 
körperungen der  Mass-  und  Gewiclitsein- 
heiten  und  sind  für  alle  Vertragsstaaten  als 
solche  massgebend,  so  dass  bei  etwaigen 
Zweifeln  ausschliesslich  auf  sie  ztu-Qck- 
gegangen  werden  miiss.  Jetzt  bestehen  die 
Arbeiten  des  Bureaus  —  abgesehen  von 
nachti-äglieiier  Liefoniug  einzelner  weitei-er 
Prototype  —  vornehmlicli  darin,  die  dauernde 
FebereinstimmuBg  der  nationalen  Prototype 
zu    überwachen    und    zu    diesem   Behufc 

g;riodische  Vorgleichungeu  vorzunehmen. 
ie  deutschen  Prototype,  welche  die  Crmasse 
für  Deutschland  bilden ,  sind  der  Nomiai- 
aichungskommission  zur  Vcrwabniug  Über- 
wiesen; die  gesetzliche  Einführung  der- 
selben in  den  Aichiingsdienst  ist  durch 
RG.  V.  2G.  April  1893  erfolgt. 

3.  Da«  geltende  ReehL  Durch  die 
Mass-  und  Gewichtsordnung  vom  17.  August 
1868  ist  das  raetrisclie  System  in  Deutsch- 
land zur  Einfühning  geiangt.  Die  Haupt- 
vorteile  dieses  Systems  bestehen  in  der 
sicheren  Bestimmung  der  die  Gnindlage  des- 
selben biltlendeu  Massgrösse,  des  Meters,  in 
der  sti"eng  durcligeführtcn  decimaleu  Gliede- 
nmg  des  Systems,  sowie  in  dem  inneren 
Zusammenhange  zwischen  den  verschiedeneu 
Arten  der  Masse  (Längen-,  Flächen-,  Körper- 
masse) und  dem  Gewichte  mit  einfacheu, 
decimalen  Verhaitniszaldeu,  Abgesehen  hier- 
von bildete  die  Annahme  des  metrischen 
Systems  für  Deutschland  insofern  einen  be- 
deutsamen Fortschritt,   als  sie  die  frilhere 


brachte.  Ferner  spricht  zu  Gunsten  dieses 
Systems  der  Umstand,  dass  es  bereits  in 
einer  grossen  Anzahl  der  wichtigeren  Kidtiu-- 
staaten  eingebilrgert  ist  und  dass  es  dazu 
bestimmt  zu  sein  scheint,  im  Laufe  der  Zeit 
zu  allgemeiner  internationaler  Geltung  zu 
gelangen.  Dagegen  hat  das  Meter  auf  die 
Bedeutung  eines  natürlichen  Masses  in  dem 
Sinne,  dass  es  jederzeit  aus  einer  von  der 
Natur  dargebotenen,  unverÄnderlidien  Grösse 
hergeleitet  werden  könnte,  schon  um  des- 
willen keinen  Anspruch,  weil  die  Länge  des 
Erduuadranten,  dessen  zehiimillionsten  Teil 
das  Meter  nach  der  Absieht  der  Begründer 
des  Sj-stems  darstellen  soll,  nicht  unmittel- 
liar  gemessen,  sondern  nur  durch  Berechnung 
gefunden  weixien  kann. 

Nach   der  Mass-  und   Oewichtsorduuug 
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bildet  das  Meter  die  Orundi^^e  des  Masses 
und  Gewichtes;  ans  demselben  wei-den  alle 
übrigen  Masse  und  Gewichte  al)geleitet.  Als 
Urmass  galt  bislier  ein  im  Jahre  1863  von 
der  preussischen  Regierung  erworbener,  mit 
dem  Mt'tre  des  Archives  verglieheoer  Mass- 
Btab  ans  Platin,  als  Urgewicht  ein  im  Jahre 
1860  auf  gleichem  Wege  beschafftes  Kilo- 
grammstück. Die  Beschlösse  der  inter- 
nationalen Generalkouferenz  vom  Jahre  1889 
haben  einige  Aenderungen  dieser  Bestim- 
mungen zur  Folge  gehabt.  Einerseits  ist 
neben  das  Meter  als  selbständige  Gnmdlage 
des  Gewichtes  das  Ktlograram  gesetzt,  so  dass 
die  theoretische  Ableitung  des  Gewichtes 
aus  dem  Längen  masse  aufgegeben  ist. 
Andererseits  werden  die  Einheiten  des 
Masses  und  des  Gewichtes  (Meter  und  Kilo- 
grarara)  jetzt  ausschliesslich  durch  die  von 
der  Generalkonferenz  anerkannten,  im  Bureau 
zu  Breteuil  niedergelegten  internationalen 
Prototype  dargestellt.  Die  dem  Reiche 
überwiesenen  nationalen  Prototype  haben 
nur  die  Bedeutung  von  Kopieen,  bei  deren 
Benutzung  die  im  internationalen  Bureau 
ermittelten^  von  der  Generalkonferenz  fest- 
gestellten Felller  in  Rechnung  gestellt  werden 
müssen.  Diese  Beziehungen  werden  diirch 
das  Reichsgesetz  vom  26.  April  1893  zum 
Ausdruck  gebracht. 

Ausser  dem  Meter  und  dem  Kilogramm 
sind  folgende  Mass-  und  Qewichtsgrössen 
gesetzlich  anerkannt :  A.  Längenmasse;  Milli- 
meter, Centimeter,  Kilometer;  B.  l'lächen- 
massei  Ar  (—  1(>Ü  qm),  Hektar;  C.  Körper- 
masse: Liter,  Hektoliter;  D.  Gewichte: 
Milligramm,   Gramm,  Tonne  (=    1000  kg). 

Zur  Aichung  werden  nur  ganze  Vielfache 
sowie  dem  Decimalsystem  entsprechende 
Teilungen  (h'i,  Vj,  •.  io)  der  genannten  Mass- 
grössen zugelassen,  ausserdem  das  Viertel- 
Uter  und  das  Viertelhektoliter. 

Zur  Ausführung  der  Mass-  und  Gewichts- 
ordnung ist  die  Aichordnung  vom  27.  De- 
zember 1884  erlassen,  welche  die  näheren 
Bestimmungen  über  Material,  Gestalt,  Be- 
zeichnung und  sonstige  Beschaffenheit  der 
Masse  etc.,  Ober  die  bei  der  Aichung  inne- 
zuhaltenden Fehlergrenzen,  über  die  Aus- 
fühnmg  der  Stempelung  sowie  endlich  über 
die  Form  des  bei  derAichimg  anzuwenden- 
den Stempel  Zeichens  enthält.  Durch  die 
Aiehgebfihrenlase  vom  28.  Dezember  1884 
sind  die  für  die  Aichung  zu  entrichtenden 
Gebühren  festgesetzt.  Das  bei  der  Aichung 
tmd  Slempehmg  zu  beobachtende  Verfahren 
ist  durch  eine  Instruktion  geregelt.  Nach- 
trägliche Aenderiuigen  und  Ergänzungen  der 
Aichordnung,  der  OebÜhrentaxe  und  der  In- 
stniktion  werden  durch  die  »Mitteilungen 
der  Normal- Aichungskommission»  fortlaufend 
bekannt  gemacht. 

Masse,    Gewichte   imd    Mess wertzeuge, 

HuidwBrMrbDch  äei  SlaalswInoaBchaftcn.    Zirelte 


welche  von  einer  deutsehen  Aichungsetelle 
vorschriftsmäsaig  gestempelt  sind,  dürfen  im 
gauzeu  Umfange  des  Reiches  angewendet 
werden.  Auf  Bayern  findet  diese  Bestim- 
mung nicht  Anwendung,  die  in  Bayern  ge- 
eichten Masse  etc.  sind  daher  im  übrigen 
Reichsgebiete  vom  Verkehre  ausgeschlossen 
und  umgekehrt. 

In  verkehrspolizeilicher  Hinsicht  be- 
stimmt die  Mass-  und  Gewichtsordnung 
femer,  dass  zum  Zumessen  und  Zuwägen  im 
öffentlichen  Verkehr  nur  gehörig  gestempelte 
Masse.  Gewichte  und  Wagen  angewendet 
wertlen  dürfen  und  dass  der  Gebranch  un- 
richtiger Masse  etc.  untersagt  ist.  Die 
äussersten  Grenzen  der  im  öffentlichen  Ver- 
kehr noch  zu  duldenden  Abweichungen  von 
der  absoluten  Richtigkeit  sind  vom  Bundes- 
rate diirch  Bekanntmachung  vom  27.  Juli 
188.7  festgesetzt.  Ausserdem  ist  der  Aich- 
zwang  eingeführt  für  die  beim  Verkauf  des 
Sprites  zur  Ermittelung  des  Alkoholgellaltes 
dienenden  Thermo- Alkoholometer,  für  Fässer, 
in  denen  Wein  zum  Verkauf  gebracht  wird, 
und  für  Gasmesser,  nach  welchen  die  Ver- 
gütung für  Leuchtgas  bestimmt  wird.  Eine 
Strafandrohung  enthält  die  Mass-  und  Ge- 
wichtsordnung nicht;  dagegen  bestimmt  das 
Strafgesetzbuch  in  g  369  Mr.  2,  dass  Ge- 
werbetreibende, bei  denen  zum  Gebrauche 
in  ihrem  Gewerbe  geeignete,  mit  dem  ge- 
setzlichen Aichungsstempel  nicht  versehene 
oder  uu richtige  Masse  etc.  vorgefunden 
werden  oder  welche  sich  einer  anderen 
Verletzung  der  Vorschriften  über  die  Mass- 
und  Gewichtspolizei  schuldig  machen,  mit 
Geldstrafe  bis  zu  100  Mark  oder  mit  Haft 
bis  zu  4  Wodien  zu  bestrafen  sind.  Da- 
neben ist  auf  Einziehung  der  vorschrifts- 
widrigen Messwerkzeuge  zu  erkennen. 

Eine  Verpflichtung  der  Gewerbetreiben- 
den, die  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden 
Masse  etc.  von  Zeit  zu  Zeit  zur  Nachaichung 
zu  bringen  (periodische  Nachaichung),  ist  in. 
der  Mass-  imd  Gewichtsordnung  nicht  vor- 
gesehen. Vielmehr  beschränkt  sich  das  Ge- 
setz darauf,  die  Gewerbetreibenden  für  die 
Richtigkeit  der  von  ihnen  benutzten  Mess- 
werkzeuge dergestalt  verantwortlich  zu 
machen,  dass  das  Vorhandensein  des  voi^ 
schriftsmassigen  Aichungsstempels  eine  et- 
waige Unricntierkeit  nicht  straflos  macht. 
Die  Gewerbetreibenden  sind  hierdurch  da- 
rauf hingewiesen,  für  die  daiiernde  Richtig- 
erhaltung ihrer  Masse  etc.  Sorge  zu  tr^u 
und  sie  zu  diesem  Behufe  von  Zeit  zu  Zeit 
einer  erneuten  aicliamtlicheu  Prüfung  unter- 
werfen zu  lassen.  Für  einige  Gattungen  von 
Wagen  (festfundamentierte  Brücken  wagen 
und  Wagen  fUr  eine  Last  von  mehr  als 
2IKH)  kg,  selbstthätige  Registrierwagen  so- 
wie Wagen  für  Eisenbahn  pas^giergepäck 
und  PoBti>äckereien)  ist  die  Giltigkeitsdauer 
Äuflftge.    V.  46 
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der  Stempelung  auf  eioen  bestimmten  Zeit- 
raum (3,  2  bozv.  1  Jahr  nach  Sohluss  des 
EaleDderjahi'es,  in  dem  die  Äichung  erfolgt 
ist)  beschränkt,  so  dass  diese  Wage»,  um  als 
vorschriftsmässig  gestempelt  gelten  zuJtÖnnen, 
uach  Ablauf  der  Frist  von  neuem  geaicht 
werden  müssen. 

In  Bayern  besteht  kraft  Landesrecht, 
in  Elsass-Lothringen  nach  dem  E.G. 
V.  19.  Dezember  1874  ein  allgemeiner 
Zwang  zur  periodischen  Nachaichung  für 
alle  Masse  etc.  Im  Kön^reich  Sachsen 
ist  durch  eine  auf  Art.  21  der  Mass-  und 
(Jewichtsordnung  begründete  Ministerial- 
verordming  v.  8.  April  1893  die  periodische 
Nachaichung  der  im  Cöentlichen  Verkehre 
verwendeten  Masse  etc.  eingeführt.  In 
Württemberg  ist  im  Verwaltungswege 
eine  freiwiUige  Maciiaichung  in  der  Weise 
eingeführt,  dass  Alchimgsbeamte  von  Zeit  zu 
Zeit  die  einzelnen  Gemeinden  bereisen,  um  die 
im  Verkehre  befmdhchen  Masse  etc.  kostenlos 
zu  prüfen  und  nötigenfaUs  zu  berichtigen. 

Um  die  Beobachtung  der  geltenden  Vor- 
schriften sicherzustellen,  bedarf  es  einer 
polizeilichen  üeberwachung  des  Verkehrs. 
Zu  diesem  Zwecke  sind  in  Prenssen  regel- 
mässig wiederkehrende  Mass-  imd  Gewichts- 
revisionen eingerichtet,  und  zwar  werden 
ausschliesslich  polizeiliche  und  sogenannte 
technische  Revisionen  unterschieden.  Erstere 
erfolgen  durch  die  Orgaue  der  örtlichen 
Polizei  Verwaltung  in  kürzeren  Zwischen- 
räumen (jährlich  zweimal  in  den  Städten, 
einmal  auf  dem  Lande);  sie  finden  unver- 
mutet statt  und  erstrecken  sich  nur  darauf, 
ob  die  im  Verkehre  befindlichen  Masse  etc. 
von  vorschriftamässiger  Beschaffenheit  und 
gehörig  gestempelt  sind  sowie  ob  dieselben 
gröbere  Beschädigungen  oder  Mängel  auf- 
weisen, welche  Zweifel  an  ihrer  lüehtigkeit 
erwecken.  Bei  den  technischen  Revisionen, 
welche  in  längeren  Zwischenräumen  (2 — 4 
Jahre)  nach  vorheriger  Offenthcher  Bekannt- 
machung unter  Zuziehung  eines  Aichmeisters 
oder  eines  geeigneten  Technikers  aiiegeföhrt 
werden,  findet  auch  eine  Priifting  der 
Masse  etc.  auf  ihre  Richtigkeit  statt.  Diese 
Einrichtungen,  die  in  ähnlicher  Form  in  den 
meisten  übrigen  Bundesstaaten  bestehen, 
haben  sich  jedoch  nicht  ausreichend  er- 
wiesen, um  die  dauernde  Richtigerhal- 
tung der  einmal  geaichten  Masse  dem  Ver- 
kehrsinteresse entsprechend  zu  siehern.  Es 
besteht  daher  dem  vemelunen  nach  die  Ab- 
sicht, das  System  der  periodischen  Nach- 
aichung für  das  gesamte  ReicJisgebiet  obli- 
gatorisch einzuführen. 

Die  zunehmende  Benutzung  des  elek- 
trischen Stromes  für  gewerbliche  und  wirt- 
schaftliche Zwecke  hat  das  Bedürfnis  nach 
gesetzhcher  Regelung  der  im  Verkehr  an- 
zuwendenden elektrischen  Masseinheiten  her- 


vorgenifen.  Demgemäss  sind  durch  das 
R.G.  V.  1.  Juni  1898  Einheiten  für 
den  Widerstand,  die  Stromstärke  und 
die  elektromotorische  Kraft  (Ohm,  Ampere, 
Volt)  festgelegt  und  Bestimmungen  über  die- 
jenigen Messwerkzouge  getroffen,  welche  bei 
der  gewerbsmässigen  Abgabe  elektrischer 
Arbeit  zur  Bestimmung  der  Vergütung 
dienen  sollen.  Die  Angaben  dieser  Mesa- 
geräte  (Elektricitätszähler  etc.)  müssen  vom 
1.  Januar  1902  ab  auf  den  gesetzhchen  Ein- 
heiten benihen;  die  Messgeräte  müssen  be- 
stimmte, noch  vorzuschreibende  Fehler- 
grenzen innehalten,  und  der  Bundesrat  kann 
Voi'Schriften  darüber  erlassen,  in  wie  weit 
die  Measwerkzenge  amtlich  beglaubigt  und 
fortlaufend  überwacht  werden  sollen.  Zu- 
nächst ist  also  ein  Beglaubigungs zwang  nicht 
eingeführt,  so  dass  die  vom  Gesetz  für  die 
Benutzung  unrichtiger  Messwerkzeuge  an- 
gedrohte Strafe  den  Nachweis  eines  Ver- 
schuldens voraussetzt. 

Die  amtliche  Prüftmg  und  Beglaubigung 
elektrischer  Messgeräte  erfolgt  durch  die  Phy- 
sikalisch-Technische Reichsanstalt  oder  dureh 
andere  vom  Reichskanzler  hierzu  berufene 
Stellen,  welehealsdann  die  Methoden  und  Nor- 
male der  Reichsanstalt  anzuwenden  haben. 
4.  Die  Organisation.  Die  Ordnung  des 
Mass-  und  Gewichtssystems  unterliegt  ver- 
fassungsmässig der  Gesetzgebimg  und  Be- 
aufsichtigung von  seifen  des  Reiches.  Für 
die  technische  Seite  der  hieraus  sicli  er- 
gebenden Verwaltungsaufgaben  des  Reiches 
ist  eine  besondere,  dem  Reichsamt  des  Innern 
unterstellte  Behörie,  die  Kaiserliehe  Nnrmal- 
AicJiungskommission,  errichtet,  welche  da- 
rüber zu  wachen  hat,  dass  das  Aichungs- 
weaen  nach  übereinstimmenden  Regeln  und 
dem  Interesse  des  Verkehrs  entsprechend 
gehandhabt  werde.  Ihre  Hauptobliege oheiten 
sind  demnach:  Anfertigung  der  Normale, 
Brlass  der  näheren  Vorschriften  über  die 
Beschaffenheit  der  Messwerkzeuge,  Fest- 
setzung des  bei  der  Aichung  zu  beobachtenden 
Verfahrens,  der  von  den  Aichungsstellen  ein- 
zuhaltenden Fetdergrenzen  und  der  Aich- 
gebühren,  technische  Kontrolle  über  die 
Thätigketl  der  Aichungsbehördco.  Die  Kom- 
mission besteht  aus  einer  Reihe  ständiger 
Beamten,  denen  die  Erledigung  der  laufenden 
Geschäfte  zu^wiesen  ist  Ausserdem  sin<i 
ihr  einige  nichtständige  Mitglieder  beige- 
geben, welche  mit  dem  Direktor  die  kollegi- 
alisch  organisierte,  von  Zeit  zu  Zeit  nach 
Massgabe  des  Bedürfnisses  zusammentretende 
Plenarversammlung  bilden.  Die  Geschäfte 
.1er  letzteren  bestehen  in  der  Besohl uss- 
fasBung  über  alle  wichtigen  technischen 
Fragen,  namentlich  über  die  zu  erlassende» 
allgemeinen  Vorachriflen ;  ihre  Geschäfte 
sind  dureh  eine  vom  Reichskauzier  erlassene 
Instruktion  geregelt. 
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Alle  übrigen  mit  der  Haodhabung  den 
AichuDgsweseng  betrauten  BeliOrden  sind 
Land esao stalten,  deren  Eiuriclitunf^  und  Ge- 
schiftekreis sich  nach  den  einschlagenden 
landesrechtlichen  "Vorschriften  richtet.  Nach 
Axt  17  der  Maas-  und  üewichtsonlnnng 
haben  die  Bundesregierungen,  jode  fdr  siiJi 
oder  mehrere  gemeinschaftlieh,  znm  Zwecke 
der  Aufsicht  über  die  Aichungsstellen  die 
erforderlichen  Anordnungen  zu  treffen.  Zn 
diesem  Behufe  sind  für  dos  ßeichsgehiet, 
mit  Ausschluss  von  Bayern,  im  ganzen  23 
Aufaichtabezirke  gebildet,  nämliim  11  fßr 
Preuasen  (je  einer  fflr  jede  Provinz,  Ost- 
wind Westpreussen  sind  zu  einem  Bezirk 
vereinigt},  denen  ausserdem  die  Gebiete  von 
Anhalt,  Schwarzburg-Sondershausen,  Lübeck, 
Schaumburg-Lippe,  Meiningen,  Coburg- Gotha 
und  Waldeck  zugewiesen  sind,  sowie  je 
einer  für  Königi-eich  Sachsen  mit  Sachsen- 
Altenburg,  Hessen,  die  beiden  Mecklenburg, 
Grossherzogtum  Sachsen  mit  Heues  ältere 
und  jüngere  Linie,  Oldenbu^,  Braunschweig, 
Lippe-Detmold,  Bremen,  I^jubiirg.  Baden, 
Württemberg  und  Elsaßs-Lothringen. 

In  Preussen  gehört  die  Aichungsver- 
waltung  zum  Bessort  des  Ministei-iums  fi' 
Handel  und  Gewerbe.  Die  Organisatif 
beruht  auf  dem  G.  v,  26.  November  ISüSt 
(Qes.S.  S.  1165)  und  der  dazu  ei^ngeuen 
Instruktion  vom  C.  Januar  187t>.  Danach 
stehen  an  der  S])it7e  der  Anfsiclitsbezirke 
Aichun^sinspektoren ,  die  Staatsbeamte  und 
dem  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe 
unmittelbar  imtei^eordnet  sind.  Der  Ge- 
schäftekreis derselben  umfaset  die  Aufsieht 
über  die  Aichuagsämler  des  Bezirks,  die  sie 
mit  den  nötigen  Anweisungen  und  Beleh- 
rungen zu  versehen  und  mindestens  alle 
zwei  Jalire  persönlich  zu  in8i)izieren  haben ; 
ferner  die  Verwahrung  der  Hanptuormale, 
die  periodische  Vergteichimg  der  in  den 
Händen  der  Aicbungsämter  befindlichen 
Kontrollnormale,  die  Pritfung  der  anzu- 
stellenden Aiehmeister,  die  Leberwachung 
des  Auslandes  der  im  Verkehi-  befindlichen 
Masse  etc. ,  die  Unterstützung  der  Polizei- 
behörden tei  Ausübung  der  Mass-  und  Ge- 
wichtspolizei. Ausserdem  fungieren  die 
AichuDgsinspektoren  als  Vorsteher  der  an 
ihrem  Sitze  befindlichen  Aicbungsämter, 
"Von  den  Äichungaämtern,  denen  die  Aicbung 
und  Stempelung  der  für  den  öffentlichen 
Verkehr  bestimmten  Mess Werkzeuge  obliegt, 
sind  nur  die  zuletzt  erwähnten  als  Staats- 
anstalten organisiert.  Alle  übrigen  sind  Ge- 
meindeanstalten. Zur  Errichtung  eines  AJch- 
amtes  iet  die  Genehmigung  des  Ministeriums 
fflr  Handel  und  Gewerbe  erforderlich,  welche 
jedoch  nicht  versagt  werden  kann,  falls  die 
Gemeinde  geeignete  Räumlichkeiten  sowie 
die  erfonlerlicnen  Einrichtungen  bescliafft 
und  eine  zum  Aichmeistor  befähigte  Persön- 


lichkeit nachweist  In  der  die  Errichtung 
genehmigenden  Vertügimg  wird  zugleich 
über  den  Umfang  der  dem  Aichungsarate 
übeitragendeu  Befugnisse  Bestimmung 
"""  Solehe  Zweige  des  Aichungs- 
,  eiche  eine  besondere  Sachkunde 
und  Geschicklichkeil  erfordern,  wie  die 
Aichung  von  Gasmessern,  besonders  kompli- 
zierten Wagen,  Thermo-Alkoholometem, 
Piäcisionsgegenständen  aller  Art,  werden 
nur  einzelnen  Aichungsämteru  übertragen. 
Die  Kosten  der  Gemeinde-Äichungsämter 
tragen  lUe  betreffenden  Gemeinden,  denen 
auch  die  auEkommenden  Gebtlhren  zufliessen. 
Das  Pei-sonal  der  Aichämter  besteht  aus 
einem  Vorsteher  (bei  den  Gemeinde- 
Aichungsftmtem  in  der  Regel  ein  Mitglied  der 
Gemeindebehörde),  dem  die  allgemeine  Lei- 
tung und  Beaufsichligimg  der  Geschäfte  so- 
wie die  Verwahrung  der  KoutroU  normale 
obliegt,  uud  aus  einem  oder  mehreren  Aich- 
meistern.  Zu  Aichmeistem  dürfen  nur 
solche  Personen  bestellt  wertlen,  welche 
ihre  technische  Befähigung  (hu-ch  eine  Prü- 
fung vor  dem  Aicliimgsinspcktor  dargethan 
haben.  Das  Amt  der  Aichmeister  hegreift 
das  eigentliche  Gescliäft  dei-  Aichung  und 
Stempelung  sowie  überhaupt  die  Ausfüh- 
rung aller  lieim  Aichungsamte  vorkommen- 
den technischen  Arbeiten.  Sie  haben  die 
Stempel  imd  Gebrauchsnormale  zu  verwah- 
ren und  sind  dafür  verantwortlich,  daes  die 
letzteren  niclit  über  das  zulässige  Mass  von 
den  Kontroll  normalen  abweichen.  Die  Aich- 
meister sind  verpflichtet,  gegen  angemessene 
Vergütung  bei  den  polizeilichen  Mass-  und 
Gewichtsrerisionen  technische  Hilfe  zu 
leisten.  Die  Aicbungsämter  sind  in  tech- 
nischer Hinsicht  den  AichuDgsins])ektnren 
unterstellt  und  empfangen  von  diesen  in 
allen  technischen  Angelegenheiten  durch 
Vermitteln  ng  der  Gemeindebehörden  ihre 
Anweisungen.  lin  übrigen  unterliegen  sie 
der  dienstliehen  Aufsicht  der  Gemeinde-  und 
Kommunalaufsichtsbehörden. 

Die  Ueberwachuug  der  im  Verkehre  be- 
findlichen Masse  etc.  wird  nicht  durch  die 
Aichungsbehönlen  ausgeübt,  sondern  bildet 
eine  Aufgabe  der  örtlichen  Polizeiverwaltung. 
Indessen  bedient  sich  letztere  hierbei  der 
technischen  Beihilfe  der  Aichungsbeamten. 

Die  preiissischen  Einrichtungen  haben  in 
der  Mehrzahl  der  übrigen  Bun<lesstaaten  für 
die  Organisation  dei' Aichungsbehörden  zum 
Vorbilde  gedient.  Wesenuichere  Abwei- 
chungen finden  sich  voi-nehmhch  in  Hessen, 
Reuss  ältere  und  jüngere  Linie,  Bremen  und 
Elsass-Loth ringen ,  wo  die  Aicbungsämter 
sämtlich,  sowie  in  Mecklenburg-Sdiwerin, 
Mecklenburg-Strelitz  imd  Hamburg,  wo  sie 
der  Mehizahl  nach  Slaatsan stalten  sind.  Im 
Königreich  Sachsen  sind  die  Aicbungsämter 

Sitze  der  Kreishauptmannschaften  Staats- 
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auBtalten.  Aiidorerseits  besitzen  Oldenburg, 
Lippe-Detmold,  Sachsen- Altenbui-g,  Baden 
und  Württemberg  sowie  diejenigen  Bnndcs- 
ataaten,  deren  Gebietsteile  an  preussische  Äuf- 
sichtsbezirkeaiigeschtossea  sind,  keine  Staats-, 
sondern  nur  Gremeinde-AichuDgsämter. 

Eine  Sonderstelhmg  nimmt  in  Ansehung 
derOrganisationdesAicliungswfflensBaYern 
ein.  Nach  dem  E.ö.  v,  26.  November  1871 
finden  die  organisatorischen  Bestimmungen 
der  Mass-  luid  Gewichlsordnung  (Art.  .15 
bis  20)  auf  Bayern  nicht  Anwendung^.  Dem- 
gemäss  erstrecken  sich  die  Befugnisse  der 
Normal-Äiciiungskoranussion  des  Eeiohes 
nicht  auf  Bayern,  die  derselben  zugewiesenen 
Aufgaben  werden  vielmelir  dort  von  einer 
besonderen  Landesbehörde  (kgt.  bayerische 
Normal  -  Aiehungskommission)  wahrgenom- 
men. Indessen  hatletzteredievonihranzuwen- 
denden  Normale  von  der  Normal-Äichungs- 
kommission  des  Reiches  zu  bezieben  sowie 
alle  das  Aichungswesen  betreffenden  tech- 
nischen Fragen  in  DebereinstimmuDg  mit 
den  für  das  Reich  ergehenden  Vorschriften 
zu  regeln.  Sie  vereieht  zugleich  die  Funk- 
tionen der  Aiifsiehtsbehörde ,  indem  ihr  in 
technischer  Hinsicht  die  Aufsicht  über  die 
Aichungsbeamten  übertragen  ist.  Die  tech- 
nischen Aichuugsbeainten  sind  diuTchgängig 
Staatsbeamte  (s.  bayerische  T.  v.  2H.  No- 
vember 1869  imd  1.  Februar  1883). 

6.  Die  ansländiache  Gesetzgebung. 
Oesterreich.  Mass- und  Gewichtsordmmg 
vom  23.  Jidi  1871.  Aichordnung  und  Aich- 
gebflhrentarif  vom  19.  Dezember  1872.  Me- 
trisches System.  Äiclizwang  für  die  im 
öffentlichen  Verkehre  angewendeten  Masse, 
Gewichte  und  Wagen  sowie  ferner  für 
Wein-,  Bier-  und  Spritfässer ,  für  Alkoholo- 
meter, Saccharometer  und  Gasmesser.  Peri- 
odische Nacliaichnng.  Normal- Aiehungskom- 
mission als  hitchste  technische  Behörde. 
Staatlich  angestellte  Äichinspektoren.  Staat- 
lich organisierte  AichSmter.  —  Ungarn. 
G.  V.  17.  Api-U  1874.  Aehnlich  we  in 
Oesterreich.  Central-Staats-Aiehimgskommis- 
sion  als  oberste  technische  Behörde.  Die 
Aichämter  wei'deu  von  den  Jurisdiktionen 
errichtet  und  unterhalten. 

Italien.  G,  v.  23.  August  1890.  Re- 
glements vom  7.  Oktober  1890  und  24.  März 
1892.  Metrisches  System.  Aichzwang  für 
alle  im  öffentlichen  Verkehre  Verwendnng 
findenden  Masse  etc.  Staatliche  Oi^nisa- 
tion  des  Aichungsdienstes  mit  technischer 
Centraünstanz  (Commissione  Superiore  Me- 
trica), Inspektoren  und  Verifikatoren.  Perio- 
dische Nachaichung  mit  zweijährigem  Turnus. 

Frankreich,  G.  v.  4.  Juli  1837.  \'V. 
V.  17.  April  und  IC.  Juni  1839.  Dekret  vom 
26.  Februar  1873,  Metrisclies  System.  Nur 
die  den  GG.  v,  18.  Germinal  III  und  19, 
Frimaire   VIII    entsprechenden   Masse    und 


Gewichte  dttrfen  im  öffentlichen  Verkehre 
angewendet  werden.  Der  Gebrauch  anderer 
Bezeichnungen  für  Mass  und  Gewicht  in 
Urkunden,  öffentlichen  Ankündigungen  u. 
dergl.  ist  verboten.  Aichzwang.  Staatlich 
oi-ganisiei-ter  Aichungsdienst  mit  fünf  vi^ri- 
ficateurs  en  clief.  Verifikatoren  (in  der  Regel 
einer  für  jedes  Arrondissement)  mit  ambulan- 
tem Dienst;  nach  Bedarf  Gehilfen  (adjointsi. 
Das  metrische  System  ist  ausserdem 
der  Schweiz,  in  Ln lern- 
en, Griechenland,  den 
n,  Schweden  und  Nor- 
ind,  Portugal,  Spanien. 
Serbien,  der  Türkei,  ip 
lexico,  Bolivia,  Brasi- 
Centralamerika,  Peru, 


angenommen  u 
bürg,  Belg 
Niederland 


Aegypten, 
lien,  Chile. 
Uruguay, J 

Grossbritännien,  The  weights  and 
measures  acfs  1878  und  1889.  Gesetzliche 
Masse :  Yard  (=  0,91438  mi  eingeteilt  in  3 
Fuss  zu  je  12  Zoll;  Landrute  (■=  1210 
Quadratyard),  Acre  (=  4  Landniten);  Pfimd 
(sogen.  Avoir-du-pois-Pfund  —  453,39265  g) 
eingeteilt  in  16  Unzen  zu  je  16  Drain 
und  in  7000  Gran;  Stein  (14  Pfund).  Hun- 
dredweight  (8  Stein),  Tonne  (20  Hundredw.); 
Gallone  (:=  4.Ö4346  1)  eingeteilt  in  4  Qiiart 
zu  je  2  Pint.  Im  Verkehre  sollen  die  Waren 
nach  gesetzlichem  Mass  und  Gewiclit  ge- 
handelt werden ;  daneben  ist  jedoch  der  Ge- 
brauch der  metrischen  Massgrösseu  gestattet. 
Aichzwang  für  die  im  Handelsverkehre 
verwendeten  Mess  Werkzeuge.  Staatlichei- 
Aichnngsdienst.  Oberste  Behörde :  Board  of 
trade;  Inspektoren  mit  ambulantem  Dienst 
für  Ausfülming  der  Stempelung  und  Kon- 
trolle des  Verkehrs. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Im  wesentlichen  englisches  Mass  und  Gewicht. 

Russland.     G.  v.   IL   Oktober   1835. 

Die  Einheit  des  Längenmasses   bildet  der 

englische  Fuss,   eingeteilt  in  12  Zoll  zu  lO 

Linien.    Saschön  (Faden)  --  7  Fuss;  Arschin 

=  2'.s  Fuss.    Als  Feldmass  dient  die  Dess-. 

jätinc   =   109  Ar.     Geti-eidemass :    Tsche- 

Iwert  =  209,9  1.     Flüssigkeitsmaaa:  Wedro 

=  12,299  I.     Gewicht;    Pfund    =   409,5  g. 

40  Pfund  büden  ein  Pud. 

Lltteratnr;    Karaten,   ÄUganeine  Eneyklopädir 

der  Fhytik,  I.  Bd.,  Kap.  III.      Vom  Jümm  and 

vom    Metten,    Leipzig    1869.    —    Barttxynald, 

Haudimch    dri   deuUchen    Mali-    und    Gneiehlt' 

weiene,  1.  Atifi..   Magdeburg  1S96.  —  BSUchfi; 

DU  Enheirkelutig  dfi  Jfata-  unrf  GetricIiUtBeieiu 

in    Sackaen,    in    Gewerbeirliau,    Särhtiirkr    Gr- 

werbeieitang,  I88S,   2fr.  6 — 8.  —  HaiiaaelMd, 

Zur  Getehiekt«  dtt  denUchfn  Matt-  und  M6»t- 

leeteni,   Frantficrt   a.  M.  1861.   —   Bapp,    IHf 

intemaiiojiale  Matt-,  Gacichtt-  und  MümeinigHtig 

durch    dat    metritehe  Sj/stem,    SttiUgarl  1869.  -^ 

Severa,    Da»    ötlerrrichiie/it    AichieeteH,   Piltrn 

1S89.  —  Wille,   Dai  laetriacke  JUamytlem  tiiid 

die  »eilen  deultrhen   Urmtuae,  Berlin  1891. 

Hopf. 
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Masseneracheinnngeii,  Theorie  der 

s.  Statistik. 


3Iä*iBfgkeitsbestrebiuigeii 

s.  Tninksucht. 


Xatiya,  Victor, 

wurde  am  20.  VII.  1857  in  'Wien  geborea  und 
wandte  sicli  zuerst  dem  kaufmänniscbeu  Berafe 
io.  Spater  unternahm  er  die  hierdurch  unter- 
hrocheneu  Studien  wieder  auf,  beauchte  1878 — 82 
die  rechts-  und  staatswiasenschaftliche  Fakultät 
der  l'DiTereitiit  in  Wien  und  erwarb  daselbst 
1883  den  juriBtischen  Doktorgrad.  1882  in  den 
Dienst  der  Wiener  Handels-  nnd  Gewerbekam- 
mer  eingetreten,  wirkte  er  als  £onztpiat  der- 
selben, seit  1884  anch  an  der  UniTereitiLt  Wien 
als  Privatdozent  für  politische  Oekonomie  thätig. 
Frühjahr  189()  wurde  er  zum  ausserordentlichen, 
1892  Eum  ordentlichen  Professor  dieses  Faches 


it,  folgte 


nisterialrat  nnd  Vontand  des  handelsstatisti- 
scben  Dienste»  in  das  k.  k.  Handelsmtniaterinm 
nach  Wien.  Seit  18il7  wirkt  er  anch  als 
Honorarprofessor  für  politische  Oekonomie  an 
der  Wiener  UniTersität.  Bei  Gründnnjf  des  ar- 
beitsstatistiacben  Amtes  (1898)  wurde  ihm  temer 
die  Leitung  desselben  und  in  dieser  seiner 
Eigenschaft  als  Vorstand  des  Amtes  die  Stell- 
vertretung des  Handelsmin isters  beim.  Vorsitze 
im  gleichfalls  errichteten  ständigen  Arbettsbei- 
rat  übertragen. 

Er  verüfTentlichte  an  Staats  wissen  scbaft- 
licheu  Schriften  a)  in  Buchform:  Der  Unt«r- 
nehmergewinu.  Ein  Beitrag  zur  Lehre  von  der 
Gilterverteilnng  in  der  Volkswirtschaft,  Wien 
188*.  ~  Das  Recht  des  Schadenersatzes  vom 
Standpunkte  der  Nationalökonomie,  Leipzig  1888. 

—  GroBsmagazine  nnd  Kleinhandel ,  Leipzig 
1891.  —  Die  ßegelnng  der  Valuta  in  Oester- 
reieh-TIngam,  Innsbruck  181)2.  —  Grundriss  des 
Gewerberecbta  und  der  Arbeiter  Versicherung 
(als  5.  Abteilung  des  ü.  Bandes  des  Qmndrisses 
des  Österreichischen  Rechts,  heransgeg.  von 
Finger,  Fraukl  ond  Ullmannl,  Leipzig  1899. 

b)  in  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken; und  zwar:  1.  in  der  Monatsschrift 
„Deutsche  Worte  (Wien)":  Der  Kampf 
gegen  die  Strafhansarbeit  (1886).  Studien  zur 
FranzetiBchenArbeit«r«;bntzgesetzgebang  (1867^. 
Das  Schuhmacberge  werbe  (1888),  Die  französi- 
scheu  Arbeitsstundendekrete  vom  Jahre  1848 
(l892).  —  2.  im  „Archiv  für  soziale  Ge- 
setzgebung und  Statistik":  Ratenhandel 
nnd  Abzahlnngsgescbäfte  (1888).  —  3.  im  „Ar- 
chiv für  bürgerliches  Recht":  Das 
Scbadenersatzrecbt  im  Entwürfe  eines  bflrger- 
lichen  Gesetsbnchs  für  das  Deutsche  Reich 
,1889). —  4.  in  den  „Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.": 
Die    {isterreicbische   Gewerbeinspektion    [1889). 

—  Die  Statdstik  der  Arbeitseinstellungen  (3.  E. 
XIII.  Bd.,  1897).  —  Die  Z wischen verkehrssta- 
tistik  in  Oesterreich-Ungam  i3.  F.  XIX.  Bd., 
19001.  —  &.  in  der  Wochenschrift  des 
niederOsterreichiscben  üewerhever- 
e i ns  (Wien;- :  Ueber  Arbeitsvermittelnng  (1800). 


—  Die  Handelsstatistik  des  österr.-ungar.  Zoll- 
gebietes (1894)  —  6.  in  der  „Eevne  d'eco- 
uomie  politique":  L'inspeotion  du  travail 
en  France  en  1889  (1801).  Les  grands  maga- 
sins  et  le  petit  commerce  il891).  Les  projets 
de  loi  fran^ais  et  Italiens  concemant  l'arbitrage 
et  les  conaeils  de  prud'hommea  (1802).  Le 
socialisme  mnnicipal.  Les  origines  de  la  pro- 
tection ouvri^re  en  France  (1805—96).  ~  7.  in 
der  „Zeitschrift  för  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  und  Verwaltnng"  (Wien): 
Die  österreichische  Währungsenquete  (I8ü2t. 
Die  Beform  der  direkten  Personal iitenem  in 
Oesterreich  (1802).  Städtische  Sozialpolitik  (1894). 
Die  Anfänge  des  Arbeiterschutzes  in  Frank- 
reich (1896).  —  8.  im  „Oesterr.  Staats- 
wörterbnch"  die  Artt.  Gewerbeverfasaung, 
Gewerbliche  Betriebsaulagen,  Gewerberechte,  Ge- 
werbliche Hilfsarbeiter.  Gewerbliche  Genossen- 
schaften n.  a.  —  9.  im  vorliegenden  „Hand- 
worterbuche"  die  Artt.  Abzanlnngsgeschäfte, 
Arbeiterkammem ,  Arbeite rschntzgesetzgebung 
in  Frankreich,  Belgien,  Italien,  Arbeiterversitbe- 
rnng  in  Belgien,  Arbeitseinstellungen  in  Oester- 
reich, Frankreich,  Bastiat,  Gewerbi^setzgebang 
in  Frankreich,  Handel. 

Ktd. 


MaterialistiBche  GeschichUh 

anffasBong. 

I.  Darstellung  der  Lehre.  1.  Die 
Grundlage  der  menschlichen  Gesellschaft  2. 
Soziale  Ideeen  als  Reäei  wirtschaftlicher  Ver- 
hältnisse, 3.  Die  Wissenschaft  liehe  Bedeutung 
der  m.  G.  4.  Der  moderne  deutsche  Sozialis- 
mus. 6.  Beurteilungen  des  modernen  Sozialismus. 
6.  Die  neueste  Bewegung  innerhalb  des  Marxis- 
mus. II,  Kritik  des  sozialen  rfaterialia ■ 
mns.  1.  Gegner  der  m.  G.  2.  Begriff  der  öko- 
nomischen Phänomene.  3,  Der  Kreislauf  des 
sozialen  Lebens.   4.  Soziale  Konflikte^  5.  ßecht- 

ng  sozialer  Bestrel 

D  Gesetzmässigkeit 

I.  DarstcUong  der  Lehre. 

1.  Die  Grundlage  der  menschlichen 
Gesellschaft.  Die  materialiatiBclie  An- 
schauung tier  Geschichte  geht  von  dem 
Satze  ftuB,  dass  die  Produktion,  und 
nächst  der  Produktion  der  Austausch 
ihrer  Produkte  die  Grundlage  aller  Ge- 
sell schaftsorduung  ist;  dass  in  jeder  ge- 
schichtlich auftrete  ndeu  Gesellschaft  die 
Verteilung  der  Produkte,  und  mit  ihr  die 
soziale  Gliederung  in  Klassen  oiier  Stände, 
sich  danach  richtet,  vi'as  und  wie  produziert 
und  wie  das  Produzierte  ausgetauscht  wird. 

Der  Mensch  ist  hiernach  ein  mit  so- 
zialen Instinkten  ausgerüstetes  Lebeweseu ; 
mit  Trieben  versehen,  die  ihn  zu  einer  an- 
dauernden Geselligkeit  mit  seinesgleichen 
bewegen ;  —  welchen  sozialen  Antrieben  er 
folgt,  um  den  Kampf  um  das  Dasein  besser 
fflhreu  zu  kSnaen. 
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Damm  komme  es  bei  aUer  sozialen  Be- 
trachtuDg  im  letzten  Grunde  auf  die 
Art  der  sozialen  Wirtschaft  au.  Die  be- 
stimmeDde  Grundlage  alles  ^eseUscIiaft- 
lichen  Daseins  von  Menschen  ist  die  ge- 
meinsame Pi-oduttion  ihres  Lehens;  die 
letzten  Ursachen  aller  gesellschaftlichen 
Veränderungen  sind  in  der  Ookonomio  der 
betreffenden  Epoche  zu  suclien. 

Vor  allem  ist  das  Recht  eines  Volkes, 
nach  jenei-  Lyelire,  durch  die  Besonderheit 
wirtschaftlicher  Verhältnisse  bedingt, 
ist  von  der  sozialökonomischen  Produktions- 
weise abhängig.  Die  gesellschaftliche  Wirt- 
scliaft  ist  das  Bestimmeude;  sie  ist  als  die 
Materie  des  sozialen  Lebens  das  wahrhaft 
Reale  und  bildet  den  Untergrund,  auf  dem 
sidi  erst  ein  juristischer  imd  politischer 
Ueberbau  erhebt.  Wenn  sich  diese  Basis 
der  Sozialwirtschaft  in  ihrer  Son derart 
wesentlich  verändert,  so  mnss  notwendig 
die  regelnde  Form  dieser  gerade  frs^liclieu 
Gesellschaft  sich  entsprechend  umwandeln. 

Hieraus  ergiobt  sich  der  besprochenen 
Lehre  die  Gesetzmässigkeit  des  in  der  Men- 
sche ngescliichte  sich  absnielenden  sozialen 
Lebens.  Dabei  ist  stets  aer  entwickeluogs- 
geschiohtliche  Standpunkt  festzuhalten.  Die 
wirtschaftlichen  Unterlagen  der  Gesell scliafts- 
ordnungen  sind  niemals  als  feste  und  starr 
bleibende  Zustäude  aufzufassen,  sondern  in 
stetigem  Flusse  begriffen.  Diese  Bewegung 
kann  in  naturwissenschaftlichei'  Methode 
verfolgt  und  eiiannt  werden;  ebenso,  ihr 
folgend,  der  notwendige  Verlauf  der  sozialen 
Äeudeningen  überhaupt,  und  zwar  sowohl 
in  geschichtlicher  Betrachtung  als  auch  in 
Erwägung  der  demnächst  kommenden  Zu- 
kunft, soweit  nämlich  sichere  Tendenzen 
der  sozial wirtscliaftlichen  Entwickelung  vor- 
aiiagesehen  werden  kConen. 

Den  äusseren  Erscheinungen  im  Räume 
sollen  also  im  sozialen  Leben  die  ukonomi- 
sehen  Phänomene  entsprechen.  Sie,  die 
sozial  wirtschaftlichen  Erscheinungen,  sind, 
nach  dem  sozialen  Materialismus,  Naturge- 
bilde. Sie  entstehen,  bewegen  und  ver- 
ändern sich  und  gehen  unter,  —  alles  in 
naturwissenschaftlich  zu  erforschenden  Pro- 
zessen. In  ihrer  Gesamtheit  bilden  ^e  die 
Materie  des  sozialen  Daseins  der  Menschen ; 
in  iiirem  Leben  und  Vergehen  stellen  sie 
deren  Bewegimgcn  dar.  Eine  wissen- 
schaftliche Betrachtung  des  sozialen 
Lettens  müsse  also  im  letzten  Grunde 
immer  auf  die  gesetzmässige  Erforsrhimg 
von  ökonomi  seilen  Phänomenen  ziuilck- 
gehen. 

2.  Soziale  Ideeen  als  Reflex  wirt- 
schaftlicher Verhältnisse.  Man  begegnet 
zuweilen  dem  Irrtum,  als  oli  der  soziale 
Materialismus  ausschliesslich  »mate- 1 
rielle*.  Faktoren   als   bedeutsame   Ui'saclien  | 


der  sozialen  Entwickelung  annehme ;  da- 
gegen es  leugne  oder  doch  übersehe,  dass 
» ideelle c  Moment«  für  den  Verlauf  der 
Monschengeschichte  von  grösstem  Interesse 
und  von  einschneidender  Wirkung  seien. 
Das  ist  eine  uubegröndete  Annahme. 

Die  materialistische  Anschauung  der 
Geschichte  verkennt  durchaus  uicht  die  mass- 
gebliche Bedeutung  der  »Ideeen«  im  weites- 
ten Sinne  des  Wortes;  sie  leugnet  keines- 
wegs das  Auftreten  Idealer  Ziele  in  mensch- 
hchen  Vorstellungen  und  Bestreb  imgen. 
noch  auch  übersieht  sie  die  Thateache,  dass 
solche  Ideeen  oftmals  die  nächsten 
GrUnde  für  die  historisch  vorliegenden 
Rechtsänderungen  abgegeben  haben  und 
immer  abgeben  werden.  Aber  sie  steUt 
in  Abrede,  dass  die  menschhcheo  Vor- 
stellungen über  gilt  und  böse  eine  selb- 
ständige E;[istenz  in  einer  zweiten  abge- 
schlossenen Welt  für  sich  hätten,  mit  eigener 
Entstehung  in  einer  zweiten  und  abge- 
sonderten Eausalreihe;  und  sie  behauptet. 
dass  nicht  die  jeweils  verfolgten  id»ilen 
Ziele  die  letzten  Ursachen  sozialer  Be- 
wegungen seien,  sondern  dass  sie  selbst  als 
Widei-schein  einer  bestimmten  Sozialwirt- 
schaft erst  entständen. 

Es  zerlegt  sich  also  in  dieser  Richtung 
der  Betrachtung  die  materialistische  Ge- 
solüchtsauffassung  in  zwei  Grvmdsätze: 

1.  Es  giebt  nur  eine  einheitliche  Er- 
fahrung; alles  Geschehen  spielt  sieh  in 
einer  und  derselben  Zeitreihe  ab,  und  es 
laufen  nicht  in  zwei  sachlich  getrennten 
Zeitarten  qualitativ  verschiedene  Kausal- 
ketten, etwa  eine  für  die  Materie  und  eine 
für  die  Ideeen. 

Soweit  befindet  sich  die  hier  behandelte 
Lehre  noch  Im  einfachen  Einklang  mit 
dem  Leitsatze  aller  wissen schaftüchen  Ei^ 
fahningserkenntnis  ilberhaupt  Die  Eigenart 
des  Materialismus  erhält  sie  erst 

2.  dui-ch  Ein  Schiebung  der  Meinung, 
dass  auch  für  das  soziale  Leben  Materie 
(soziale  Wirtschaft)  und  Bewegung  (der 
ökonomischen  Pliänomene)  als  das  betrachtet 
werden  könne,  was  allein  wahrhaft  ist 
und  geschieht ;  dass  dagegen  soziale  Ideeen, 
Voretellungen  und  Wünsche  gesetz- 
mässig  abhängig  von  der  gesellschaft- 
lichen Wirtschaft  und  deren  realen  Ver- 
änderungen seien. 

Dies  zeige  schon  ein  Blick  in  die  gröb- 
sten ErfahiTingeu  der  Menschengeschichte, 
Die  Nomaden  haben  JHidere  Vorstellungen 
über  gut  und  recht,  als  der  ansässige  Bauer 
mit  Privateigentum  an  Grund  und  Boden; 
andere  der  Grosskaufmann  als  der  klein- 
bili^rliche  Handwerker;  oder  die  jagenden 
und  kriegenden  Germanen  gegenüber  den 
Unternehmern  und  Arbeitern  der  kapi- 
talistischen Produktionsweise. 
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WeuQ  hieruach  die  ideellen  Faktoren  ii 
der  Meoscbengeschichte  wohl  nächstliegende 
UrsacheD  bewegender  Vorgänge  sein  können, 
selbst  aber  tod  den  in  letzter  Linie  mass- 
geblichen Gesetzen  der  ökonomischen  Phä- 
nomene abhängig  bedingt  sind,  so  wird  dieses 
Verhältnis  von  massgeblichen  Vertretern  der 
materialistischen  Geschichtsauffassimg  oft 
auch  dahin  ausgedrückt:  dass  die  gemein- 
samen Geisteserscheinungen  in  der  Men- 
schengeschichte nichts  als  wiedera;espiegel(e 
Abbilder  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
seien.  Es  seien  Eeflex Wirkungen  der  öko- 
nomischen Phänomene,  Spiegelbilder  der 
wahren  Realitäten  sozialökonomischer  Zti- 
Stande,  Wonach  für  die  praktische  Ausge- 
st^tiing  der  gewesenen  und  kommenden 
Gesellschaften  auch  die  Formel  gerne  ^ 
braucht  wird:  Nicht  fortschreitende  Ein- 
sicht in  eine  mt^liche  Gerechtigkeit  bei  der 
Gestaltung  des  sozialen  Liebens  der  Men- 
schen veroiag  zu  einer  gesetzmässigen  Art 
des  letzteren  zu  ftlhren;  sondern  dieses 
wIkI  durch  El^seiikämpfe  bestimmt,  als 
Äiisfhiss  ökonomischer  Phänomene,  soweit 
nur  die  geschriebene  Menschengeschichte 
zurückreicht. 

3.  Die  wissenschaftliche  Bedeatnng 
der  m,  G.  Der  Schöpfer  des  hier  be- 
sprochenen Systems  war  Karl  Marx.  Er 
ist  aus  derSchuIe  Hegels  hervoi^gangeu. 
Wenn  neuerdings  behauptet  worden  ist, 
dass  er  und  seine  Lelire  sich  mehr  au 
Kant  als  an  Hegel  anlehnten, 
spricht  dies  nicht  den  vorliegenden  litte- 
rariscten  Thatsachen.  Marx  war  ursprtlng- 
lieh  Anhänger  der  von  Hegel  geübten 
philosophischen  Methode;  er  hat  sich  in 
starker  Arbeit  und  mit  selbständigem 
Denken  davon  frei  Eemacht  und  eine  eigene 
grundlegende  Sozialphilosophie  (die  zeitlich 
erste,  die  diesen  Namen  verment)  schöpferisch 
gebildet.  Soweit  man  dabei  Einflilsse 
anderer  beobachten  kann,  ao  sind  solche 
nicht  von  der  Transcendentalphilosophie 
Kants  ausgegangen,  sondern  von  der  Me- 
thode der  natui'wisseu schaftlichen  Entwicke- 
lungalehre.  Aber  auch  hierbei  wird  mau 
im  Ansätze  vorsichtig  sein  müssen.  Marx 
war  ein  produktiver  Geist  Wo  immer  er 
Anregung  erhielt,  da  hat  er  sie  in  selbstän- 
digem Denken  verarbeitet  und  zu  Neuem 
ausgestaltet  So  schuf  er  die  materialistische 
Gesctiichtsauffflssung  als  eine  eigene  funda- 
mentale tVage,  die  er  an  das  in  der  Ge- 
ecMchte  sich  abrollende  soziale  Leben  der 
Menschen  richtete.  Er  stellte  sie  auf  als 
eine  grundlegende  Methode,  imter  deren 
Wahrung  überhaupt  erst  eine  wissenschaft- 
liche Betrachtung  der  Sozialgeechichte  mög- 
lich sein  sollte.  Wenn  er  dabei  Hege  Ische 
Terminologie  verwendete,  so  war  das  nur 
die  Erinncnmg   an    eine  Welt,   in    der  er 


nicht  mehr  lebte ;  wenn  sich  in  der  Sache 
seiner  Philosophie  Anklänge  an  den  Kriticis- 
mus  finden,  so  ist  es  doch  nur,  weil  beide 
Richtungen  das  gleiche  Ziel  vor  sich  leuchten 
sahen :  Bezwingung  der  Frage,  was  denn 
eigentlich  »Gesetzmässigkeiti  seiV 

In  der  Aufnahme  dieser  Frage  setzt  die 
materialistische  Geschichtsauffassung  des 
Marx  allerdings  die  grundsätzlichen  Be- 
strebungen der  grossen  philosojjhi  sehen 
Denker  vor  ihm  fort.  Sie  that  es  in  einer 
Zeit,  weiche  sonst  von  den  Fragen  der 
Principien  durchschnittlich  sich  abzuwenden 
begann.  Man  liess  diese  ruhen  und  begab 
sich  ausschliesslich  an  die  Einzelarbeit. 
Die  Naturwissenschaft  konnte  das  ohne  Ge- 
fährde thun;  ihr  waren  die  festen  Grund- 
sätze und  die  berechtigte  Methode  ihres 
Vorgehens  längst  geklärt  und  gesichert 
worden.  Mit  der  Sozial  wissen  schalt  stand 
es  anders.  Worin  der  gesetzmässige  Ver- 
lauf des  sozialen  I^ehena  bestehe,  weiches 
das  Verhältnis  zu  der  Erkenntnis  der  Natur 
sei,  das  war  noch  nicht  genügend  gesichtet 
und  gefestigt  worden.  Um  so  bedenklicher, 
wenn  man  es  nun  schon  in  der  l>age  bei- 
seite schob.  Es  hat  einflussreiche  Gelehrte 
gegeben,  welche  meinten,  dass  die  Haupt- 
aufgabe des  wissenschaftlichen  Wirkens 
darin  bestünde,  möglichst  viel  Einzelstoff 
zu  sammeln  und  diesen  Jahrzehnte  lang  zu 
bearbeiten.  Aber  diese  Auffassung  setzt 
doch  Verstecktermassen  ein  Princip  voraus, 
au  dem  diese  Einzelarbeit  ihre  behauptete 
Berechtigung  dartimn  müssto,  und  eine 
Methode,  nach  der  sie  zu  vollziehen  ist 
So  hat  die  unausweichliche  Not  dieses  Ge- 
dankens in  einem  Masse,  das  sich  beständig 
steigerte,  Historiker,  Oekonomen  und  Ju- 
risten doch  immer  wieder  zu  gelegentlicher 
Besinnung  und  Meinungsäusserung  über 
die  Grundlage  ihrer  wissenschaftlichen 
Thätigkeit  hingefülu:t.  Aber  so  gelegent- 
lich lässt  sieh  dieses  tiefe  Problem  nicht 
erledigen;  es  bedarf  der  stärksten  Kon- 
centration der  geistigen  Arbeit. 

In  diese  Lücke  trat  damals  die  materia-    . 

listische  Geschichtsauffassung  ein.    Das  ist 
ihre  Stellung  in  der  Geschichte  der  Wissen- 
schaft:    Sie     war     die     erste    Lehre, 
eiche     eine    kritische    Selbstbe- 
nnung    auf     die    Gesetzmässig- 
eit   des   sozialen  Lebens  richtete. 
Damit   ist   klargestellt,   weshalb   Marx 
in  seiner  Doktrin  des  sozialen  Materialismus 
m  Voi'gänger  hatte.    Es  ist  zwar  auch 
vor  ihm  gelegentlich   schon    betont  worden, 
wie  die  Ätisgestaltiing  des  Rechtes  von  dei" 
imterliegenden    Wirtschaft     oft     bestimmt 
werde   imd   dass  die  Eigenart   eines   wirt- 
schaftlichen Lebens    von    starkem  Einflüsse 
auf  Ideeen    und  Meinungen    und   auf   den 
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Stanti  von  Kunst  luul  WissenBchaft  seiD 
mtlsse. 

Aber  um  solche  kleinere  Betrachtung 
handelt  es  sich  bei  der  materialistischen 
Oeschichtsauffassung,  als  einer  Sozialphilo- 
sophie,  gar  nicht  In  ihrem  Piincip  liegt 
der  notwendige  Gedanke  von  einer  durch- 
gängigen Gesetzmässigkeit  und  einem  nnbe- 
flingt  einheitlichen  Verfahren  bei  der  Auf- 
fassung sozialgeschichthcher  Ereiguisse. 
Dieses  Streben  nach  Einheit,  die  Rich- 
tung auf  das  Ganze  einer  sozialwissen- 
schaftlichen Erkenntnis  Überhaupt  'war  es, 
das  die  materialistische  Geschichtsauffassung 
auszeichnete,  mit  nichten  aber  der  Hinweis 
darauf,  daas  wirtschaftliche  Momente  von 
ziemlich  grossem  Einflüsse  in  der  Ge- 
schichte gewesen  zu  sein  schienen. 

Die  Ausarbeitung  der  materialistischen 
Qeschiebtsauffassung  fällt  in  die  viei'ziger 
Jalii-e  des  19.  Jahrhunderts.  Marx  scheint 
sie  zuerst  in  einem  nicht  veröffentlichten 
(und  jetzt  wohl  untergegangenen)  Manu- 
skripte von  1845/6  für  sieh  und  seine  ge- 
meinsame Arbeit  mit  Engels  festgestellt 
zu  haben.  Eine  geuflgende  Aiisfühning  und 
systematische  Darlegung  seiner  Sozialphilo- 
sophie  hat  Marx  niemals  veröffentlicht. 
Am  eindringhchstcn  hat  er  die  hier  in 
Frage  stehenden  Gedanken  in  dem  Vorwort 
zur  Kritik  der  politischen  Oehonomie  formu- 
liert; nächstdem  in  seiner  Polemik  gegen 
Proudhon;  und  Überhaupt  hier  und  da 
in  seinen  kleineren  Schriften.  Am  wenigsten 
finden  sich  principielle  Ausführungen  des 
sozialen  Materialismus  im  'Kapital«,  welches 
"Werk  auf  eine  Analyse  der  heute  bestehen- 
den Wirtschaftsordnung  abzielt,  dagegen 
nicht  eine  Deduktion  einer  grundlegenden 
SozialphiloBOphie  liefern  will, 

Eh^t  ziemlich  spät  kam  die  neue  Lehre 
zu  weiterer  Verbreitung.  Es  geschah  dieses 
wesentlich  durch  die Thätigkeit  von  Fried- 
rich Engels'.  Er  führte  die  Gedanken 
der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
vor  aUem  iu  der  Streitschrift  K^en  Düh- 
rin^  (1878)  und  dann  in  einer  Reihe  anderer 
Schriften  wiederholt  aus.  Seine  Darstellung 
ist  die  vollendetste  "Wiedergabe  der  Prin- 
cipien  des  sozialen  Malerialismus ;  ihr  ist 
auch  der  erste  einleitende  Satz  der  jetzigen 
Erörterungen  entnommen. 

In  welchen  Büchern  und  Aufsätzen  nach 
diesen  beiden  Autoren  man  sich  über  iinser 
Thema  unterrichten  kann,  steht  am  Fusse 
dieser  Ausführungen  angemerkt. 

4,  Der  moderne  deutsche  SozialismaB. 
Von  dem  Standpunkt  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung  aus  sind  viele  Ver- 
suche gemacht  worden,  die  Geschichte  der 
Menschheit  wisse  nschafüich  zu  erfassen. 
Mit  einer  gjewissen  Vorliebe  haben  sich  die 
Anhänger  jener  Richtung  zu  dem  Anfange 


der  Civilisation  gewandt  und  es  unter- 
nommen, von  der  Entstehung  der  Familie, 
des  Privateigentums  und  des  Staates  im 
heutigen  Sinne  einen  deutlichen  Be^ff  zu 
geben.  Aber  sie  haben  ihre  grundsätzUche 
Methode  häufig  auch  anderen  Epochen  der 
Vergangenheit  angetrageu :  so  derEntwickc- 
lung  und  dem  Ausgange  der  Antike ;  der 
sozuüen  Bewegung  am  Ausgange  des  Mittel- 
alters, die  im  Bauern  knege  zum  Aus- 
bruche kam;  der  französischen  Revolution, 
in  welcher  sie  nicht  nur  einen  Sieg  von 
Idesen  der  Freiheit,  Gleichheit,  Brüderlich- 
keit sehen,  sondern  im  letzten  Grunde  eine 
durch  die  EnLwickelung  der  damaligen 
Produktionsweise  notwendig  gewordene  Um- 
wälzung, da  jene  mit  den  lokalen  und 
ständischen  Privilegien,  wie  mit  den  gegen- 
seitigen pei'sönlichen  Banden  der  feudalen 
Ordnung  unverträglich  geworden  war. 

Alles  dieses  tritt  jedoch  an  Wichtigkeit 
zurück  vor  der  Einzelanwendung,  die  jene 
wissenschaftliche  Riditung  für  die  sozialen 
Zustände  unserer  Tage  und  der  nächsten 
Zukunft  unternommen  liat:  dem  modernen 
deutschen  Sozialismus.  Er  selbst  nennt 
sich  gerne  den  wissenschaftlichen  Sozialis- 
mus und  meint  damit  einen  nach  natur- 
wissenschafüicher  Methode  begründeten, 
der  sich  auf  die  Sozialphilosophie  der 
materialistischen  Geschichtsauffassung  stützt. 

Er  geht  dabei  von  folgendem  Geoanken- 


zum  grossen  Teile  schon  sozialisiert  imd 
wird  dieses  immer  mehr;  das  heisst:  die 
Produktion  erfolgt  in  planmäasig  organi- 
sierten ökonomischen  Emheiten  (Fahnken, 
Grossgi-undbesitz,  Grosshandel  etc.),  in  denen 
Menschen  zu  gemeinsamer  Arbeit  zusammen- 
gefasst  werden.  Diese  ökonomischen  Ein- 
heiten schwellen  für  sich  stetig  an  und 
verringern  sich  zugleich  an  Zahl.  Trotzdem 
besteht  noch  die  alte  Rechtsordnimg,  die 
sicli  darauf  gründete,  dass  die  Werkzeuge 
der  Produktion  dem  Arbeitenden  gehörten, 
und  die  deshalb  ihm  das  Produkt  zusprach. 
So  entsteht  ein  sozialer  Konflikt  zwischen 
der  angegebenen  wirtschafüichen  Grundlage 
und  dem  über  ihr  schwebenden  Rechte ; 
ein  Konflikt,  der  in  den  industriellen  und 
kommerziellen  Kreisen  sichtbar  zum  Aus- 
drucke kommt.  Hierbei  muss  nach  dem 
allgemeinen  Gesetze  der  materialistisolien 
Geschichtsauffassung  die  überkommene 
Rechtsordnung  nachgeben.  Das  Privat- 
eigentum an  Froduktionsnüttein  passt  nicht 
melu-  zu  der  veränderten  Sozialökonomie, 
es  ist  wirtschaftlich  veraltet 

Die  heutige  Produktionsweise  hat  die 
Tendenz  einer  schnmkenlosen  Extension ; 
es  liegt  in  ihr  als  uaturgesetzlicher  Zug  die 
Kraft  der  Ausdehnung.  Umgekehrt  ist  dem 
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Privateigeotum  von  einzelnen  Unternehmern 
eine  allgemeine  sclirankenlbse  Ausdeh- 
nung der  Produktion  ganz  zuwider;  so  tritt 
es  hemmend  und  störend  auf.  Die  Trieb- 
kraft und  Richtung  der  sozialisierten  wirl^ 
schaftlichen  Proiliiktion,  die  auf  ungemessene 
Ausdehnung  derselben  geht,  kann  mit  der- 
jenigen der  bestohendeu  Privateigentums- 
ordnung,  die  eine  Beschränkung  der  Pro- 
duktion wflD sehen  muss,  unmöglich  in  Ein- 
klang gebracht  werden. 

Die  ökonomischen  Phänomene  sind,  nach 
der  materialistisc^hen  Geschichtsauffassung, 
von  Natur;  die  rechtliche  Regelung  aber  ist 
ein  daneben  getretenes  Hilfsmittel  des 
Menschen,  das  nun,  nachdem  jene  einen 
anderen  Gang  der  Entwickelung  genommen 
.  liaben,  als  die  alten  Zeiten  ihn  gesehen,  als 
ein  technisch  ungeeignetes  Mittel 
beiseite  zu  bringen  ist. 

2.  Das  gesetzmÄ5.%ige  Wesen  der  modernen 
Ökonomischen  Phänomene,  das  ist  plan- 
niässiges  Zusammenwirken  vieler  auf  be- 
rechnete Ziele,  steht  im  Konflikt  mit  der 
Anarchie  der  Produktion  auf  dem  Welt- 
märkte. Während  innerhalb  der  einzelnen 
Unternehmung  das  organisierte  Schaffen 
und  die  Leitung  der  Produktion  in  centraler 
Art  vor  ach  geht,  so  vollzieht  aich  das 
Ganze  der  sozialen  Wirfschaft  in  planloser 
Weise.  Jede  einzelne  Unternehmung  wirft 
auf  den  Markt,  was  und  wie  viel  ihr  gut 
dünkt. 

Wieder  tritt  so  ein  innerer  Widerspruch 
zu  Tage;  der  in  der  Vergeudung  von  Ar- 
beitsmatfrial  und  Arbeitskräften  sich  äuidseil. 
Das  Ganze  der  wirtschaftlichen  Produktion 
aber  wird  durch  jene  anarchische  Art  ihrer 
Bethätigiing  gehemmt,  während  natureesetz- 
lieh  ein  steter  Erweiterungsdrang  sich  ver- 
wirklichen möchte.  So  ergiebt  sich  dem 
Auge  des  Marxisten  die  nnabweisliche  Folgc- 
rimg,  dasB  die  Anarchie  in  der  sozialen 
Produktionsweise  als  Ganzes  aufhöreu  mOsse, 
als  ein  naturnotwendiges  Et^ebnis  der 
Entwickelung  unserer  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse. 

Aufhebung  der  Anarchie  der  Produition ; 
das  ist  aber  dasselbe ,  was  die  positive 
Formel  besagt  —  Kollektivierung  der  Pro- 
duktionsmittä  und  Errichtung  emer  sozia- 
listischen Gesellschaftsordnung. 

5.  BeaTteilaDgen  des  modernen  So- 
zialiemafl.  Der  marxistische  Sozialismus, 
der  sich  als  konkrete  Anwendung  der  ma- 
terialistischen Geschichtsauffassung  darstellt, 
bildet  den  Gegensatz  zu  dem  utopischen 
Sozialismus.  Während  der  letztere  ein  mög- 
lichst ideales  Staatsgebilde  als  Muster  und 
erstrebenswertes  Ziel  entwirft:  so  behauptet 
jener  die  KoUektivienmg  der  Prodiiktions- 
mittel  als  eine  natürliche  Not  wendig- 


keit, die  in  jedem  Falle  sicher  kommen 
werde. 

Damm  ist  es  auch  falsch,  wenn  man 
geglaubt  hat,  dass  Marx  seinen  Sozialis- 
mus auf  seine  Lehre  vom  Mehrwerts  in  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  gestützt 
hätte;  etwa  unter  Verwerfung  des  Unter- 
nehmergewinnes und  Beseitigung  dieser 
wegen  des  Mehrwertes  unsittlichen  Er- 
scheinung durch  Errichlnng  eines  sozialisti- 
schen Staates.  Marx  liegt  dieser  Gedanke 
ganz  fern,  und  aUe  erwähnenswerten  An- 
hänger von  ihm  haben  sich  Iderttber  nie- 
mals im  Schwanken  befunden. 

Dabei  ist  die  materialistische  Geschichts- 
auffassung und  deren  jetzt  besprochene 
Anwendung  nicht  als  Fatalismus  gemeint. 
Sie  meint,  dass  man  die  naturgesetzliclie 
Entwickelung  der  ökonomischen  Phänomene, 
sobald  man  sie  wissenschaftlich  begriffen 
habe,  für  menschliches  Wünschen  benutzen 
könne,  wie  Arzt  imd  Techniker  es  ent- 
sprechend thäten.  Aber  welches  Eingreifen 
später  notwendig  sein  werde,  darüber 
verweigern  ihre  Anhänger  die  Auskunft; 
das  Problem  der  Einrichtung  »des  Zukunfls- 
staatesi  besteht  für  sie  überhaupt  nicht. 
Sie  behaupten  nur  die  natflrliche  Existenz 
und  die  gesetz massige  Entwickelung  von 
ökonomischen  Phänomenen,  die  im  ganzen, 
wie  sie  sagen,  zur  Sozialisierung  hindrängen. 
Nun  laufen  die  ökonomischen  Phänomens 
in  einem  fehlerhaften  Zirkel,  dessen  Mangel 
durch  die  zwei  obigen  Widersprüche  ge- 
geben werden:  Widerspruch  zwischen  ge- 
sellschaftlicher Produktion  und  kapitahsti- 
srher  Aneignung  sowie  zwischen  üi^nisa- 
tion  der  Produktion  in  der  einzelnen  ökono- 
mischen Einheit  und  Anarchie  der  Produk- 
tion in  der  ganzen  Gesellschaft ;  »dieser 
Kreislauf  verengert  sich  allmählich,  die  Be- 
wegung stellt  eine  Spirale  dar  imd  muss 
ihr  Ende  erreichen,  wie  die  der  Planeten 
durch  Zusammenstoss  mit  dem  Centrum« 
(Engels). 

Hat  man  sich  diesen  Gedanken  von  dem 
natui^esetzlichen  Bestehen  und  Vorwärts- 
gehen der  wirtschaftlichen  Erscheinungen 
deutlich  gemacht,  so  ist  es  klar,  weshalb  so 
viele  Einwürfe  den  modernen  Sozialismus 
gar  nicht  mehr  berühren,  da  sie  nur  dem 
utopischen  gegenüber  am  Platze  waren.  Es 
kann  g^n  jenen  nicht  darauf  abgestellt 
werden,  ob  man  die  Produktion  und  Ver- 
teilimg  in  zweckmässiger  Weise  von  staat- 
lichen Centraipunkten  aus  leiten  könne: 
denn  er  entgegnet,  dass  der  eherne  Gang 
der  Natui^oiide,  die  wir  wirtschaftliche 
Erscheinungen  nennen,  uns  keine  Wahl  laase 
und  die  neue  Gesellschaftsordnung  natur- 
notwendig mit  sich  führe ;  —  es  ist  für  ihn 
gleichgilt^,  wenn  man  die  etwaige  Ver- 
nichtung  der   Bewegungsfreiheit   des   ein- 
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zelnen  bekl^ceu  wollte:  denn  nach  der  An- 
sicht des  BoziaJen  Materialismus  kommt  die 
sozialistiEche  Gesellschaft  so  notweudig, 
etwa  der  Eintritt  des  Winters,  für  den  inau 
die  dadurch  bedingte  Beschränkung  des 
AufentlialtB  im  Freien  sehr  »un zweckmässig« 
finden  möchte;  —  imd  es  hat  für  den 
Marxisten  keioe  Beweiskraft,  wenn  man  die 
AnsprOche  des  Sozialismus  als  mit  der 
mensclilichen  Natur  unvereinbar  bezeichnet: 
denn  die  menschlichen  Eigenschaften ,  die 
man  als  dessen  Natur  bezeichnet,  sind  dem 
Anhänger  der  materialistischen  Gescliichts- 
auffassung  nur  der  Reflex  der  natürhchen 
Substanz  der  wirtacliaftliehen  Verhältnisse 
Hiernach  kommt  alles  auf  die  Frage  an 
Sind  die  ökonomischen  Phäuomene 
Naturgebilde,  deren  Sein  und  W 
ken  in  oberster  Gesetzmässigkeit 
naturwissenschaftlich    zu   nehmen 

Allerdings  hat  man  mehrfach  einen  an- 
deren Weg  zur  kritischen  Beurteilung  des 
motlemeo  Sozialismiis  eingeschlagen.  Man 
hat  zu  zeigen  versucht,  dass  die  natur- 
gesetzliche Entwickelung  der  ökonomischen 
Phänomene  im  einzelnen  eine  andere  ist, 
als  die  Marxisten  es  angeben ;  man  hat  also 
geleugnet,  dass  das  Wesen  und  die  Tendenz 
unserer  Wirtschaft  und  Produktionsweise 
die  sei,  sich  zu  sozialisieren,  und  dass 
diesem  Grunde  die  Kollektivienmg  der 
Praduktionsmittel  nicht  natur  not  wendig  sei 
—  Wer  dieses  thut,  der  nimmt  die  Grund- 
gjedanken  des  sozialen  Materialismus  als 
richtig  hin. 

Das  gleiche  gilt  von  solchen  Einwürfen, 
die  sieb  ge^n  die  [lolitische  Thätigkeit  der 
Marxisten  nchteu,  in  iler  mau  eineu  Wider- 
spruch zu  ihrer  Grundlehre  hat  finden 
wolleTi.  Sie  könnten  genau  genommeu  weiter 
nichts  thim,  als  die  Bewegimg  der  ökono- 
mischeu Phänomene  zu  fönlern;  wogegen 
ein  auf  Erlangimg  der  politischen  Macht 
gerichtetes  Bestreben  sie  im  Falle  des  Er- 
folges in  Verlegenheit  setzen  mflsste,  wenn 
die  ökonomischen  Vorbedingungen  fftr  die 
Kollektivierung  der  Produktionsmittel  noch 
nicht  weit  genug  in  der  natürhchen  Ent- 
wickelung gediehen  wären.  —  Allein  die 
politische  Thätigkeit  eines  überzeugten  Mar- 
xisten kann  ihrem  Sinn  nach  wirklich  nur 
vorbereitend  und  pädagogisch  sein. 
Da  er  aber  dieser  Aufgabe  besser  nach- 
kommen könnte,  wenn  seine  Partei  im  Be- 
sitze der  politischen  Macht  wäre,  60  ist  auch 
der  zuletzt  erwähnte  Einwand  nicht  ge- 
eignet, die  Prineipien  des  mo<lemen  Sozia- 
lismus zu  erschüttern. 

So  kommen  wir  auf  die  vorhin  gestellte 
Frage  zurück:  Ist  die  rechtliche  Re- 
gelung eines  Gemeinwesens  nur 
der  künstliche   Üeberbau   auf  dem 


natürlichen  Grunde  Ökonomischer 
Phänomeiiey  Und  ist  die  Umände- 
rung einer  Gesellschaftsordnung 
im  letzten  Grunde  als  ein  natur- 
nofwendigerwirtschaftlicherPro- 
zess  zu  nehmen'' 

6.  Die  neueste  Bewegung  innerhalb 
des  Marxismus.  Durch  aozialphiiosophische 
Untersuchungen  aus  den  letzten  Jahren  sind 
verschiedene  Anhänger  der  materialistischen 
Geschichteauffassung  zu  weiteren  Studien 
angeregt  worden.  Unter  diesen  ist  Bern- 
stein litterarisch  l>esonders  bedeutsam  her- 
vorgetreten. In  eiuer  Reihe  von  Ausätzen 
und  schliesslich  in  dem  Buche  »Die  Voraus- 
setzungen des  Sozialismus  und  die  Aufgaben 
der  Sozialdemokratie«  (1899)  strebt  er  eine 
Kritik  imd  Revision  der  marxistischen. 
Theorieen  an.  Er  hat  teilweise  Zustimmung, 
aber  noch  mehr  Widerspruch  innerhalb  seiner 
Partei  gefunden.  In  vielen  Aufsätzen  und 
Schriften  (besonders  in  der  »Neuen  Zeit*, 
dem  •Vorwärts«  und  den  »Sozialistischen 
Monatsheften«;  zusammenfassend  :Kautsky, 
Bernstein  und  das  sozialdemokratische  Pro- 
gramm, 1899)  ist  heftig  hin  und  her  ge- 
stritten worden  (vgl.  auch  die  Verhandlungen 
des  Parteitages  der  deutschen  Sozialdemo- 
kratie vom  Oktober  1898).  Die  Schärfe  und 
Gereiztheit,  mit  welcher  dieses  vielfach  ge- 
schah, hat  manchen  Beschauer,  wie  es 
scheint,  zu  der  Annahme  geführt,  als  ob  es 
sich  um  principielle  Gegensätze  handele. 
Das  ist  nicht  der  Fall. 

Bernsteins   Gedanken^ng  ist  dieser: 

Bei  dem  modernen  Sozialismus  ist,  wie 
bei  jeder  wisscnsoliaftlichen  Forschung,  die 
reine  Lehre  von  der  konkreten  Anwendung 
zu  unterscheid en.  Grundlegend  kann  nur 
das  zur  ersleren  Gehörige  sein.  Dahin 
zählen  für  den  Marxismus  seine  Geschichts- 
theorie, mit  dem  besonderen  Hinweise  auf 
das  allgemeiue  Vorkommen  von  Klassen- 
kämpfen in  der  geschriebenen  Geschichte 
der  Menschheit ;  aber  auch  die  Lehre  vom 
Mehrvi-erte,  von  den  Eigentümlichkeiten  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  überhaupt 
imd  den  Tendenzen  der  jetzigen  sozialen 
Entwickelung. 

Nun  verhehlt  sich  der  genannte  Schrift- 
steller nicht,  dass  die  zuletzt  genanntea 
Punkte  in  sich  bereits  konkrete  Anwendungen 
eines  übergeordneten  und  allgemein  giltigeo 
Princips  seien j  er  meint  jedoch,  dass  sie 
für  den  Marxismus  so  wesentlich  wären, 
dass  ohne  sie  er  so  ziemhch  jede  Bedeutimg 
als  politische  Wissenschaft  verlöre. 

Aber  dieses  bringt  von  vom  herein  eine 
Befangenheit  in  die  Fragestellung.  Das 
Problem  ist  doch  nicht  »der  Marxismus«, 
als  ein  Gegenstand,  der  in  seinen  Grenzen 
und  seiner  gnindsätziichen  Bestimmtheit 
zweifellos  feststände  und  nun  bloss  im  eio^ 
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zelnen  vielleicht  zu  revidieren  iind  auszu- 
bessern wäre.  Eine  vorurteilslose  kritische 
Forschung  muss  die  Frage  nach  Begriff  und 
Gesetz mässigkeit  des  sozialen  Lebens 
aufrollen ,  \ind  an  dem  so  erhaltenen  Mass- 
Btabe  auch  »den  Marxismus«  als  Ganzes 
genommen  auf  seine  Berechtigimg  hin 
prüfeil. 

Wer  also  nicht  das  Vonirteil  hegt,  dass 
»die  Welt»  im  sozialen  Sinne  und  'der 
Marxismus«  gleichbedeutende  Begriffe  seien, 
für  den  wird  der  Unterschied  zwischen  der 
obersten  und  imbedingten  Gesetzmässigkeit 
alles  sozialen  Lebens  und  zwischen  ihrer 
besonderen  Anwendung  in  dem  gesellschaft- 
lichen Dasein  der  modernen  Kulturvölker 
und  flir  die  kapitalistische  Produktionsweise 
mit  Fug   nicht  rerwischt   werden  können. 

Nun  ist  es  richtig,  dass  auch  die  Ein- 
sicht in  die  allgemeingiltige  Gesetzmässig- 
keit sich  ändern  und  Fortschritte  machen 
kann.  Aber  immer  bleibt  der  Unterschied 
zwischen  der  bestimmenden  Methode  und 
dem  bestimmbaren  Stoff,  der  nach  jener  in 
Wissenschaften  erst  zu  verarbeiten  ist,  be- 
deutsam bestehen.  Jene  Verbesserung  kann 
ausschliesslich  auf  dem  Wege  kritischer 
Selbstbeeinnung  geschehen ;  wie  man  ge- 
sagt hat,  durch  Reflexion surteile :  der  Sinn 
aber  ist  der,  das  Unbedingtgiltige, 
das  alle  wissenschaftliche  Einzellehren 
erst  möglich  macht,  im  Sinne  einer  formalen 
Methode  festzulegen.  Die  Bearbeitung  des 
danach  einzustellenden  Stoffes  ist  in  anderer 
Weise  unvermeidlich  wechselnd,  da  sie 
ihrem  eigenen  Sinne  nach  einem  un- 
begrenzten Fortschritte  ziigänglich  ist.  So 
muss  auch  die  Besinnimg  auf  den  An- 
spruch der  materialistischen  Geschichtsauf- 
fassung als  oberster  gesetzmä-isiger  Methode 
der  Sozial  wissen  Schaft  der  Art  nach  anders 
unternommen  werden  als  die  zweifelnde 
Nachpriifung  von  einzelnen  Lehren,  die 
unter  der  Herrscliaft  des  sozialen  Materialis- 
mus beispielsweise  für  die  neuzeitliche  Ge- 
sellschaftsordnung aufgestellt  worden  sind. 

Indem  Bernstein  anders  verfährt  imd 
die  beiden  qualitativ   verschiedenen  Fragen 

fleichmfl-isig  heliandelt,  bleibt  er  bezüglich 
er  gnindlegenden  Philosophie  des  Marxis- 
mus auf  halbem  Wege  stehen.  Er  begnfl^ 
sich  damit,  des  näheren  zu  betonen,  dass  die 
idealen  Momente  in  der  sozialen  Geschichte 
etwas  mehr  Bedeutung  als  Einzel- 
gründe besässen,  als  wie  Marx  und 
Engels  in  ihren  Darstellungen  der  mate- 
rialistischen Geschichtsauffassung  zugegeben 
haben. 

Hier  ist  jede  gesunde  radikale  Frage- 
stellung zu  vermissen,  die  gegenüber  einer 
so  tief  angelegten  Lehre,  vie  der  materia- 
listischen Geschichtsauffassung,  allein  am 
Platze  ist.   Bei  ihr  gilt  es,  auf  das  Ganze 


zu  gehen.  Jene  Halbheiten,  mit  »etwas 
mehr  oder  weniger'?,  sind  für  den  Kern  des 
durch  den  sozialen  Materialismus  entrollten 
Problems  ganz  gleichgiltig.  Sie  lassen 
das  Weseu  der  materialistischen  Geschichts- 
auffassung völlig  unberührt,  die  als  wesent- 
lich nur  den  Satz  kennt:  dass  die  Gesetz- 
mässigkeit des  sozialen  Lebens  im  letzten 
Gninde  in  Bewegungen  der  Materie  desaei- 
ben,  das  ist  der  sozialen  Wirtschaft  und 
ihrer  Phänomene,  bestehe. 

Es  ist  möghch,  dass  der  sachliche  Gegen- 
satz unter  den  Kämpfern  innerhalb  des 
Marxismus  schärfer  und  tiefer  ist,  als  sie 
selbst  es  schon  übersehen  oder  doch  sich 
zu  gestehen  wagen.  Es  könnte  ja  sein, 
daes  die  jetzigen  Kritiker  in  der  Lnbefan- 
genheit  theoretischer  Erwägung  sich  so 
stärken,  dass  sie  den  sozialen  Materialismus 
als  oberste  Methode  und  unanfechtbare  Ge- 
sellschaftsphilosophie  innerlich  flberwinden: 
Wenn  es  ihnen  wirklich  damit  Ernal  ist, 
dass  sie,  wie  sie  sagen,  auf  Kant  (oder 
auch  nur  auf  F.  A.  Lange)  zurück  wollen,  so 
könnte  jenes  Ereignis  eigentlich  nicht  fehlen, 
Einstweilen  aber  ist  dieses  nicht  geschehen. 
Was  immer  Bernstein  an  der  Lehre  und 
Taktik  des  deutschen  Sozialismus  getadelt 
und  verworfen  hat,  er  ist  in  seinen  bisheri- 
gen Auslassungen  grundsätzlich  ein 
Anliänger  des  sozialen  Materialismus  ge- 
blieben. So  ist  die  durch  ihn  angefachte 
Bewegung  niu-eine  solche  innerhalb  des 
Marxismus  und  innerhalb  der  materialis- 
tischen Geschichtsauffassung,  und  sie  be- 
sitzt, wie  ein  Schriftsteller  jener  Richtimg 
treffend  sagte,  »mehr  ein  praktiscliea  als 
ein  theoretisches  Interesse«. 

IL   Kritik    des  sozialen  Hateriajisinns. 

1.  Gegner  der  m.  G.  Der  gewölmlichste 
Einwurf  gegen  das  Princip  des  sozialen 
Materialismus  vsird  diu^h  die  seitherigen 
Ei'örtenmgen  im  Grunde  schon  erledigt.  Er 
geht  dahin,  dass  für  viele  soziale  Gescheh- 
nisse keineswegs  »wirtschaftliche"  Faktoren 
als  ausschliesslich  zureichende  Ursachen  an- 
genommen wei-den  können.  Oft  seien  es 
andere  Momente,  wie  religiöse  Ideeen,  Ge- 
rechtigkeitsgefilhl,  Drang  nach  dem  Schönen, 
welche  die  bestimmenden  Gründe  geschicht- 
licher Ereignisse  gewesen  wären,  und  nicht 
ökonomische  Phänomene;  nameutlich  kämen 
unzählige  Slal  politische  und  nicht  wirt- 
Bcliaftliche  Gninde  in  Betracht:  häufig  sei 
eine  zwingende  Ursache  überhaupt  nicht 
exakt  darzul^en. 

Demgegenüber  muss  wiederholt  werden, 
dass  die  materialistische  Geschichtsauffassung 
nicht  lehrt,  dass  in  der  sozialen  Geschichte 
ausschliesslich  die  Produktionsweise 
bestimmend  sei.  sondern  nur,  dass  im 
letzten  Grunde  es  auf  die  soziale  Wirt- 
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Schaft  antomme.  Es  ist  ferner  darauf  hin- 
zuweisen (was  gleich  auch  gepen  die  mafe- 
lial istische  Geschichtsanffassung  selbst  aus- 
zufühi-en  sein  wird),  dass  der  Begriff  der 
= wirtschaftlichen«  Erscheinung  hier  unbe- 
sehen als  Pin  angeblich  scharf  abgegrenzter 
Begriff  genommen  wird,  als  welcher  er  in 
jenen  Erörteruugen  aber  keineswegs  auf- 
tritt. 

Vor  allem  aV»er  ist  7.11  beachten,  dass 
die  materialistische  Geschichtsauffassung 
nicht  selbst  eine  Darlegung  von  historischen 
Voi^ngen  bedeuten  will ,  sondern  eine 
formale  Methode,  nach  der  jene  zu  be- 
arbeiten sind.  Sie  ist  nicht,  wie  man  fälscli- 
lich  eingewendet  hat,  eine  zu  weit  getrie- 
tiene  Geueralisaüon  von  einzelnen  sozialge- 
sehiditliche»  Ereignissen  und  Zuständen ; 
sondern  sie  gründet  sich  auf  kritische  Selbst- 
besinnung über  die  Möglichkeit,  das  gesell- 
schaftliche Leben  dei-  Menschen  gesetz- 
mässig  zu  begreifen. 

Aus  diesem  Grunde  ist  es  überhaupt 
nicht  möglich,  sie  mit  Einzelheiten  der  ge- 
schichtliclien  Erfahnmg  ku  widerlegen. 
Denn  wenn  diese'  nach  einer  anderen  ge- 
setzmässigen  Methode  gefunden  wonlen 
sind,  als  sie  selbst  ist,  so  wird  sie,  in  ihrer 
Eigenschaft  als  allgemeingiltige  Methode, 
davon  selbstredend  gar  nicht  berührt;  imd 
wenn  in  Anwendung  ihrer  Unterlage  es 
nicht  ^eglflckt  ist,  die  im  letzten  Grimde 
nach  ihr  anzunehmenden  Bestimmungen 
aufzufinden,  so  beweist  wieder  ein  solches 
einzelnes  Missgeschiek  noch  nichts  gegen 
die  Richtigkeit  desPrincips:  Das  kommt 
fibenül  vor,  dass  es  nicht  gelingen  will, 
etwa  die  Eausalit&t  eines  bestimmten  Natur- 
vnrganges  genügend  aufzuklären,  aber  das 
lässt  die  allgemeine  GUtigkeit  des  Kausali- 
tätt^esctzes  bestehen. 

wer  die  B^röndetheit  einer  gesetzmfta- 
sig  auftretenden  Methode  nachprüfen  will, 
muss  es  auf  die  gleiche  Weise  thim,  in  der 
allein  eine  solche  begnlndet  werden  kann: 
durch  Untersuchung  der  grundlegenden 
Erkenntnisbedingungen,  als  deren 
Einheit  fiberall  jene  formale  Methode  er- 
scheint Er  muss  Erkenntniskritik 
treiben  und  nicht  blosse  Empirie. 

Bei  diesem  Unternehmen  zeigt  sich,  dass 
die  materialistische  Geschichtsauffassung 
allerdings  bedeutende  Schwächen  aufweist. 
Sie  ist  unfertig  und  nicht  ausge- 
dacht 

Sie  ist  unfertig:  denn  sie  hat  die  von 
ihi  verwendeten  Grundbegriffe,  vor  allem 
des  sozialen  I^ebens  und  der  ökonomischen 
Phänomene,  gar  nicht  ausgearbeitet  und  klar 
gestellt:  —  sie  ist  nicht  ausRedaclit:  denn 
sie  giebt  sich  keine  Hcchenaenaft  davon,  i  n 
welchem  Sinne  sie  eine  Notwendigkeit 
für  soziale  Aenderungen  beliauptet. 


2.  Begriff  der  Öfcoiomischen  Phäno- 
mene. Der  Ausdruck  »Wirtschaft»  wird 
von  der  materialistischen  Geschichtsauffas- 
sung (in  Uc  berein  Stimmung  mit  anderen)  im 
doppelten  Sinne  gebraucht:  fOr  die  Technik 
der  Bedürfnisbefriedigimg  und  für  die  Art 
von  menschlichem  Zusammenwirken.  Ent- 
sprechend steht  es  mit  dem  Ausdrucke 
»Produktionsweise",  (ianzunbefangen spricht 
der  soziale  Materialist  von  Zeiten,  da  der 
Ackerbau  die  herrechende  Produktionsweise 
wird,  und  etwa  von  dem  Zeitalter  der  kapi- 
talistischen Produktionsweise.  Die  matena- 
listische  Gesell  ich  tsauffaasung  will  aber  eine 
Qnindlegung  der  Sozialwissenschaft 
liefern  und  keineswegs  eine  solche  der 
Technologie.  Es  kann  also  nur  auf  die 
soziale  Produktionsweise  ankommen. 

Nun  lehrt  eine  kritische  Besinnung  auf 
die  Eigentflmliehkeit  der  sozialen  Be- 
trachtung, dass  sie  eine  solche  von  äusser- 
lich  geregeltem  Zusammenleben  von  Men- 
schen ist.  Der  Gnmd  ist  der,  dass  nur  bei 
der  Betrachtung  des  Zusammen«-irkeus  als 
eines  äusserlich  geregelten  wir 
einen  selbständigen  Gegenstand 
wissenschaftlicher  Erwägung  erhalten. 

In  allen  anderen  Weisen  der  Betrach- 
tung menschlichen  Zusammenseins  und  Ein- 
wirkens  auf  einander  liaben  wir  immer  nur 
die  Grundsätüe  der  Naturwissenschaft 
anzuwenden.  Erat  durch  die  Richtung  der 
Gedanken  auf  ein  äusserlich  ge- 
regeltes Zusammenwirken  tritt  neben 
die  Wissenschaft  von  der  den  Menschen  um- 
gebenden Natur,  in  die  er  selbst  als  Erkennt- 
nisobjekt  sich  einlügt,  eine  mögliche  Wissen- 
schaft von  »der  Gesellschaft« ,  als  einem 
neuen  eigenen  Gegenstände. 

Uebei'aU  sonst,  beispielsweise  bei  der 
psychol<^ischen  ErwÄgimg  der  Einwirkung 
von  Menschen  auf  andere,  liaben  wir  den 
Menschen  als  Objekt  der  Betrachtung, 
Jetzt  tritt  er  ganz  zurQck;  nicht  mehr  die 
Menschen  sind  es,  die  erörtert  werden, 
sondern  die  unter  ihnen  bestehenden 
Beziehungen,  in  denen  das  Zusammen- 
wirken sich  vollzieht.  Indem  in  aller  uns 
bekannter  Geschichte  die  Konstituierung 
dieser  Beziehungen  massgeblich  nur  diircS 
rechtliche  Normen  und  nicht  durch  andere 
äussere  Begelii  geschieht,  so  werden  zum 
Gegenstande  der  specifisch  sozialen  Be- 
trachtung die  Rechtsverhältnisse. 

Nur  durch  sie  besteht  der  Begriff  der 
ökonomischen  Phänomene  als  einer 
sozialen  Vorstellung.  Die  ungeprOfte 
Meinung,  als  ob  die  sozial  wirtschaftlichen 
Erscheinungen  Naturgebilde  seien,  keinen 
anderen  Gesetzen  als  denen  der  naturwissen- 
schaftlichen Untereuchung  unterworfen,  ist 
unhaltbar.  Sie  steht  im  Widerepniche  mit 
dem  eigenen  Wunsche  des  Meinenden,  eine 
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sozialwiBseuschaftlichc  Eineicht  zu 
erhalten. 

Man  sagt  wohl,  dass  die  Erfindung  dei- 
Darapfinasdiine  unsere  so7.ialen  Zustände 
umgestaltet  habe.  Aber  der  AuBs^nich  ist 
ungenau.  Nicht  die  Dampfmaschine  that 
jenes,  soudern  die  Art  ihrer  Terwendung  in 
dem  Privateigentum  des  Kapitalisten  und 
mit  dem  Mittel  des  freien  Lohnvertrages. 
Nicht  eine  mögliche  Technik  ist  sozial  von 
Interesse,  sondern  ihre  wirkliche  Einfügung 
in  das  äusserlich  gei-egelte  Zusammenwirken. 
Dann  erst  bilden  sich  übereinstimmende  Er- 
scheinungen in  den  so  geregelten  Verhält- 
nissen der  Menschen.  Die  Art  der  Rege- 
lung ist  also  das  formal  Bedingende,  wenn- 
gleich nicht  notwendig  das  der  Zeit  nach 
Vorausgehende.  Sie  ist  die  Erkenntnisbe- 
dingii  ng  f  (Ir  sozialökonomische  Erschein  imgen . 
Man  nehme  die  Begriffe  des  Privateigentums, 
der  Verlragsfreilteit  uod  der  besonderen 
Rechtsein riühtun gen  unserer  Tage  io  Ge- 
danken weg,  imd  es  bleibt  auch  nicht  eine 
Spur  von  den  Begriffen  der  Bourgeoisie  und 
<les  Proletariates,  des  Mehrwertes  und  der 
Profitrate  übrig. 

So  sind  die  ökonomischen  Phänomene 
nicht  schon  von  Natur,  bloss  imter  der  Be- 
dingung von  deren  Erkenntnis,  sondern 
stehen  in  ihrem  ganzen  Sein  unter  der  Er- 
kenntnisbedingung der  rechtlichen  Regelung. 
Sie  selbst  sind  weiter  nichts  als  gleich- 
heitliche Massenerscheinungen  in 
rechtlichen  Verhältnissen. 

Was  sich  theoretisch  Aber  ihr  Werden 
und  Vergehen,  über  synthetische  und  ana- 
lytische Klassifizierung  sagen  iässt,  würde 
einen  hervorragend ezi  Teil  der  —  sozusagen 
—  reinen  Volks wiitsehaftslehre  darstelien, 
au  dieser  Stelle  ims  aber  zu  weit  abführen. 
Ich  mnss  dafür  aiif  anderen  Zusammenhang 
verweisen  (Wirtschaft  und  Recht  gg  45—52). 

3.  Der  Kreislauf  des  sozialen  Lebens. 
"Wenn  man  von  » wirtschaftlichen •  Momenten 
in  der  sozialen  Betrachtung  spricht,  so 
scheint  durchweg  die  Vorstellung  von  etwas 
»Materiellem«:  oder  Niederem  obzu'walt«n; 
etwa  die  Befriedigung  von  irgendwie  uner- 
lässhchen  und  vielleicht  geringeren  Bedürf- 
nissen. Aber  das  giebt  bei  genauer  Ueber- 
legimg  keinen  klaren  Begriff.  Auf  die 
Qualität  des  zu  befriedigenden  Bedürfnisses, 
bestimmt  etwa  nach  dem  Grade  seiner  Not- 
wendigkeit für  einfacheres  oder  entwickel- 
teres Leben,  kann  es  bei  der  sozialwirt- 
Bcliaftlichen  Betrachtung  nicht  ankommen. 
Die  Gewerkschaftsbewegung  oder  die  I^hn- 
frage  von  Maurei-u  kann  unmöglich  danach 
verschieden  klassifiziert  werden,  ob  die  Be- 
teihgten  bei  dem  Herstellen  einer  Scheune 
oder  eines  Schlosses  oder  einer  Kirche  be- 
schäftigt sind;  und  für  den  Schauspieler, 
den  Litteraten,  den  Lehrer  bestehen  genau 


in  gleicher  "Wen^e  soziale  Fragen  wie  für 
den  Landwirt,  den  Handwerker,  den  Kauf- 
mann. Soziale  Wirtschaft  wird  aJ.so  alles 
Zusammenwirken  von  Menschen  zur  Be- 
dürfnisbefriedigung Oberhaupt  betleufeu,  so- 
fern es  ebeu  als  bestimmbare,  nämlich 
äusserlich  geregelte  Thätigkeit  genommen 
wird. 

Dass  nun  die  konkrete  Ausgestaltung 
der  so  verstandenen  sozialen  Wirtschaft  eines 
Men Schenkreises  auf  Aonderungen  der  Ge- 
sellschaftsordnung von  notwendigem  Ein- 
flüsse ist,  das  war  ein  richtiger  Gedanke 
der  materialistischen  Geschichtsauffassung. 
Aber  sie  traf  es,  in  Vernachlässigung  der 
seither  besprochenen  sozialen  Grundbegriffe, 
nicht  richtig,  wenn  sie  die  Wirtschaft  als 
die  Grundlage  annahm,  Ober  welcher  sich 
ein  juristischer  Ueberbau  erst  erhöbe.  Viel- 
mehr ist  die  soziale  Wirtschafl  als  solche 
gar  nicht  vorhanden  denn  unter  der  Be- 
dingung bestimmter  äusserer  Eegeluag.  Die 
letztere  erhebt  sich  nicht  über  der  Wirt- 
scliaft  und  wird  von  ihr  getragen,  sondern 
sie  ist  die  Erkenntnisbediogung  für  jene. 

Danach  ist  dem  genannten  unrichtigen 
Bilde  gegenüber  der  wirkliche  Gang  der 
sozialen  Gesclüchte  dieser:  Bei  der  kon- 
kreten Durchffliirung  eines  bestimmten  Ge- 
sellschaftslebens  bilden  sich  soziale  Fliäno- 
mene  in  dem  oben  angegebenen  Sinne.  Aus 
ihnen  erwachsen  Bestrebungen,  die  auf  Ab- 
änderung der  bestehenden  Form  dieser  Ge- 
sellschaft als  der  konstituierenden  Bedin- 
gung aller  jener  Erscheinungen  hindrüngen. 
Haben  diese  Urteile  und  Entschlüsse  einen 
gewissen  Erfolg,  so  fällt  die  besondere  Art 
der  frühere«  Regelung  und  damit  von 
selbst  die  Gesamtheit  aller  diuxjh  sie  er- 
kenntniskritisch bedingten  ökonomischen 
Phänomene  und  es  bilden  sich  unter  der 
neuen  Regelung  wiederum  neue  soziale  Er- 
scheinungen. 

So  bietet  die  Geschichte  des  sozialen 
Lebens  der  Menschheit  einen  ständigen 
Kreislauf,  in  welchem  gesellschaftliche 
Phänomene  eine  Neugestaltung  der  sozialen 
Ordnung  hervorrufen  und  diese  nun  wiederum 
andern  soziale  Phänomene  ermöglicht,  imter 
deren  Drängen  und  Wirken  jenes  von  neuem 
anhebt.  Die  wissenschaftliche  Durchführung 
der  Rechtsgeschichte  besieht  also  in  dem 
Begreifen  der  Wandlungen  des  Rechts  aus 
vorausgegangenen  sozialen  Phänomenen  her. 

Hierdurch  wird  der  Gedanke  von  der 
durchgängigen  Einheit  der  sozialen  Erfahrung 
gewahrt.  Er  bildet  den  Gegensatz  zu  solchen 
Oeschichtsbetrachtungen,  welche  einen  Volks- 
geist als  reales  psychischesGesamtphänonicn 
annehmen,  das  ausserhalb  der  Erfahrung 
sttode,  aber  in  diese  bestimmend  eingriffe, 
oder  welche  eine  eigene  Welt  des  Geistes 
mit  besonderen,   qualitativ   eigentümlichen. 
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Kräften  annehmen  oder  den  Eiofliiea  grosser 
Männer  als  etwas  annehmen,  das  ausserhalb 
der  Erscheinungen  des  seitherigen  sozialen 
Ijebens  sich  befände. 

Nimmt  man  dagegen  mit  obigem  Ge- 
danken die  Bewegungen  des  sozialen  J^ebens 
nur  aus  Gründen  her,  die  innerhalb  der 
eigenen  Erkenntnisbeclingungen  desselben 
stehen  und  in  der  Einheit  der  sozialen  Er- 
fahrung enthalten  sind,  so  kann  nicht  viel 
darauf  ankommen,  zwischen  »wirtscJiaft- 
lichen«  und  opoHtischen«  Gründen  zu  unter- 
scheiden. Denn  die  Scheidung  zwischen 
diesen  besteht  nicht  nach  scharfem  Begriffs- 
merkmal, sondern  geht  nur  darauf,  ob  das 
gec^elte  Zusammenwirken  unmittelbar  mehr 
auf  Beschaffung  von  Mitteln  zur  Bedürfnis- 
befriedigung gerichtet  ist  oder  auf  eine  Be- 
thätigung,  welche  die  Organisation  und  Durch- 
fQhrung  des  Zusammenwirkens  als  solche 
erst  betrifft. 

Und  es  kann  endlich  ein  durchgreifender 
Unterschied  in  unserer  Frage  zwischen  der 
sozialen  Produktion  und  dem  Vertriebe  und 
der  Konsumtion  nicht  anerkannt  werden. 
Bei  der  Erforschimg  einer  bestimmten  Ge- 
sellschaft durchdringt  sich  alles  dieses; 
nnd  es  treten  die  wichtigsten  sozialöko- 
nomischen Phänomene  gleichzeitig  nach 
allen  genannten  Seiten  hin  bedeutsam  hervor. 

4.  Soziale  Konflikte.  Die  Lehre  des 
sozialen  M^aterialismus  geht,  wie  wir  sahen, 
anf  Klfimng  der  für  soziales  Geschehen  be- 
stimmenden Gesetzmässigkeit  und  Notwen- 
digkeit. Auf  die  weitere  Frage  nach  der 
Art  dieser  Notwendigkeit  verweist  sie  auf 
3 den  dialektischen  Charakter  der  Geschichte«. 
Es  vollziehe  sich  der  FortBchrilt  in  der  so- 
zialen Entwickelung  durch  Gegensätze,  durc'li 
soziale  Konflikte. 

Mit  diesem  Ausdrucke  ist  aber  nicht  das 
gleiche  gemeint  wie  mit  dem  Worte 
»Klassenkämpfe«.  Diese  sind  nur  reflektie- 
rende Aeusserungen  der  wahren  Zustände 
des  meclianisch  bestimmten  sozialen  Lehens. 
Ein  sozialer  Konflikt  im  Sinne  des  Marxis- 
mus ist  ein  innerer  Widerspruch, 
der  innerhalb  eines  sozialen  Organismus 
auftrat  und  diesen  in  seiner  Eigenart  nun 
notwendig  zu  Fall  bringe,  \\m  einem  höheren 
Platz  zu  machen.  An  einem  gewissen 
Punkte  der  Entwickelung,  so  lautet  der  hier 
verwendete  Kunstansdrnck,  sclilägt  der  seit- 
herige Zustand  in  sein  Gegenteil  um. 

Diese  interessante  Theorie  ist  noch  mit 
einigen  Worten  zu  erläutern. 

Der  innere  Widerspruch  findet  nach  der 
marxistischen  I^ehi-e  statt  zwischen  den 
jeweiligen  Produktivkräften  und  der  über- 
lieferten Gesellschaftsordnung.  Es  kommen 
immer  neue  Kräfte  der  ■  wirtschaftlichen 
Produktion  anf:  sie  stimmen  dann  nicht  zu 
den  alten   Produktiv  formen.    Die   letzteren 


werden  gespannt  und  sciüiesslich  gesprengt: 
denn  sie  sind,  nach  der  uns  nun  bekaimten 
Gmndlehre,  von  der  Materie  des  sozialen 
Lebens  bedingungslos  abhängig. 

Aber  was  heisst  das  eigentlich :  Sie  sind 
abhängig? 

Ea  ist  möglich,  dass  hier  an  das  Verhält- 
nis von  Wirkung  und  Ursache  gedacht 
wonien  ist.  Aber  das  würde  nicht  stimmen. 
Eine  Kausalität  im  Sinne  derjenigen  der 
Naturerkenntnis  liegt  jedenfalls  nicht  vor:  das 
Recht  folgt  nicht  den  Möglichkeiten  der 
Technologie  gleich  exakt  wie  das  Queck- 
silber der  Temperatur  und  thut  es  auch 
nicht  gegenüber  den  ökonomischen  Phäno- 
menen, die  iu  sozial  verwirklichter  Produk- 
tion entstanden  sind. 

Die  Abhängigkeit  der  sozialen  Oi-dnung, 
von  der  hier  die  Rede  ist,  kann  nur  eine 
solche  nach  dem  Gedanken  von  Mittel 
undZweck  sein.  Der  so  überlegte  Grund- 
gedanke der  materialistischen  Geschichts- 
auffassung würde  also  lauten:  Die  Rechts- 
ordnung ist  ein  Mittel  zur  Fördenmg  der 
Produktion  und  hat  darin  ihren  letzten 
Zweck. 

Das  Vorhandeusein  eines  sozialen  Kon- 
fliktes im  einzelnen  Falle  kann  nur  daran 
festgestellt  werden,  dass  die  Ökonom isi-hen 
Phänomene,  welche  in  einein  bestimmten 
Gemeinwesen  sich  gebildet  haben,  mit  dem 
obeiBten  Ziele  des  sozialen  Lebens  über- 
haupt nicht  im  Einklang  sind.  Nun  steht 
das  soziale  Leben  in  seiner  Eigenart  unter 
der  Erkenntnisbedingung  äusserer  Regelung; 
imd  es  sind  Ökonomische  Phänomene  nur 
gleichheitliche  Massen  erschein  un  gen  in  Aus- 
führung bestimmter  rechtlicher  Ordnung. 
Daraus  ergiebt  sich  die  Berechtigung,  bei 
dem  Vorhandensein  eines  so  geschilderten 
Konfliktes  die  Notwendigkeit  einer  Ab- 
änderung dieser  äusseren  Ordnung  zu  be- 
haupten; denn  diese  ist  die  konstituierende 
Bedingung ,  ohne  welche  A\-ir  weder  die 
Möglichkeit  einer  eigenen  sozial  wissen  scliaft- 
lichen  Erwägung  noch  auch  den  Begriff  von 
Ökonomischen   Phänomenen   haben  würden. 

Es  bleibt  daher  als  letzte  Frage  dieses 
besonderen  Themas:  Was  für  eine  Art  von 
Notwendigkeit  wird  hier  behauptet? 

Es    treten     drei     Möglichkeiten     auf: 

1.  Marx  seihst  spricht  ausdrücklich  immer 
nur  von  einer  logischen  Notwendigkeit, 
Der  soziale  KonfUkt  ist  eine  in  einem  fi:e- 
sellsehaftlichen  Organismus  auftretende  »Se- 
gation«,  welche  ihi-erseits  notwendig  ilire 
eigene  Negatbn  erzeuge;  so  dass  der  dia- 
lektische Charakter  der  Entwickelungsge- 
scliichte  als  Negation  einer  Negation  auttrete. 

2.  Neuere  Vertreter  der  materialistiacheti 
Geschichtsauffassung,  denen  jene  Termino- 
logie nnd  die  sonst  verwendeten  Hegel- 
schen  Formeln  nichts  Vei-ständliches  sagea 
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mocliten,  haben  die  Feioheit  des  aDgefflhrten 
Gedankens  in  tlie  plumpere  Vorstellung  einer 
kausalen  Notwendigkeit  von  Naturerschei- 
nungen gewandelt  3.  Das  übersieht  die 
Uiierlässlichkeit,  bei  alJer  sozialen  Be 
tiachtung  ein  äusserlich  geregelte 
Zusammenwirken  einzusetzen.  Man  brauchte 
ja  auch  bloss  zu  sagen:  ein  sZusammeu- 
wirken«.  Denn  dieses  ist  nicht  denkbar 
ohne  geeignete  Verständigung  und  Festhal- 
tung von  Normen,  die  gomeiusara  Aber  den 
Wirkenden  stehen.  Und  da  nun  die  Eigen- 
art dieses  Zusammenwirkens  doppelt  er- 
wo^n  werden  kann  —  technisch  oder 
sozial,  und  da  es  hier  jelzt  auf  die  soziale 
Eigenart  eines  Zusammenwirkens  zur  Be- 
darf nisbefriefl  igung  ankommt:  so  ergiebt 
sieh,  dass  <iie  Notwendigkeit  der  sozialen 
Aenderungen  eine  solche  von  äusseren 
Regeln  also  von  Willensakten,  eine  Not^ 
wendigkeit  des  Zweckes  ist;  nicht  L 
giseh  und  nicht  kausal,   sondern   final. 

S.  RechtfertiguDfi;  sozialer  Bentre- 
hUDgen.  Unter  den  Bewegungen  des  so- 
zialen Ijebens  sind  zwei  Klassen  zu  unter- 
scheiden: solche,  die  sieh  innerhalb 
einer  gewissen  Gesellschah  vollziehen  und 
zur  Bildung  sozialer  Phänomene  führen, 
und  solche,  die  (aus  jenen  entspringend)  auf 
Abänderung  gerade  dieser  öeseTlschafts- 
■  Ordnung  abzielen ;  gleichviel,  ob  das  einen 
kleinen  Binzelpunkt  der  bestehenden  Normen 
betrifft  oder  wichtige  und  weittragende  Fra- 
gen dieser  sozialen  Hegelung. 

In  der  Litteratur  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung  finden  sich  diese  zwei 
verschiedenen  Arten  sozialer  Bewegungen 
nicht  deuthoh  genug  geschietlen ;  sie  ffiessen 
regelmässig  in  einander  über.  Und  es  ist 
insbesondere  in  der  so  massgeblich  gewor- 
denen Darstellung  von  Engels  die  gedachte 
notwendige  Unterscheidung  unbeachtet  ge- 
büeben  ;  obgleich  sie  sachlich  selbstverständ- 
lich in  seinen  Betrachtungen  auch  verborgen 
liegt.  So  fügt  er  seiner  Schildening,  dass 
in  Ausführung  der  kapitalistischen  Pi-o- 
duktio  na  weise,  wie  er  meint,  die  Mehrzahl 
der  Menschen  in  Proletarier  verwandelt 
werde,  den  Satz  hinzu:  »und  es  sind 
wiederum  die  Prolelarierm aasen,  die  schliess- 
lich der  Produktionsanarchie  ein  Ende 
machen  werden.«  Und  er  schlieast  seine 
dortigen  Ausföhrungen :  lindem  die  kapi- 
talistische Produktionsweise  mehr  und  mehr 
die  grosse  Mehrzahl  der  Bevölkerung  in  | 
Proletarier  verwandelt,  schafft  sie  die  Macht, 
die  diese  Umwälzung  bei  Strafe  des 
Untereanges  zu  voUziehen  genötigt  ist. 
Das  Proletanat  ergreift  die  Staatsgewalt  otco 
—  Es  ist  klar,  dass  für  die  geselzmässige 
Losung  sozialer  Konflikte  nur  die  zweite 
Klasse  sozialer  Bestrebungen  in  Betracht 
kommen  kann. 


Nun  ist  es  ein  gnindsätzlicher  Fehler 
der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
(den  sie  freilich  mit  mancher  Wendung  des 
Empirismus  teilt):  dass  sie  glaubt,  die  Be- 
rechtigung von  Bestrebungen  auf  soziale 
Um&ndeningen  durch  Bezugnahme  auf  die 
Notwendigkeit  ihres  Entstehens 
darthuu  zu  können.  Hierbei  wird  die 
genetische  und  die  systematische 
Erwägung  ganz  elementar  verwecliselt. 

Marx  wies  darauf  hin,  wie  die  Wissen- 
scliaft  der  Astronomie  in  Äegvpten  durch 
die  Notwendigkeit  entstand ,  die  Perioilen 
der  Nübewegung  zu  berechnen.  Mag  sein. 
Aber  die  Lehren  tler  Astronomie  sind  doch 
deshalb  nicht  gcsetzmässig  und  in  ihrem 
Inhalte  richtige  weil  ihre  Entstehung  wissen- 
schaftlich eingesehen  ist. 

Von  der  materialistischen  Geschichtsauf- 
fassung sagen  ihre  Anh^ger,  dass  ihre 
Schöpfung  in  ihrer  Zeit  nur  durch  einen 
Kheinländer,  wie  Marx,  begreiflich  sei; 
Dort,  woselbst  sieh  Deutschtum  mit  franzö- 
sischem Wesen  etwas  durchdrang,  und 
andererseits  eine,  der  englischen  ähnliche, 
entwickelte  Industrie  mit  modemer  Produk- 
tionsweise schon  damals  bestand.  Aber  das 
ist  doch  nicht  der  Grund,  aus  dem  jene 
Theorie  Wahrheitswert  beanspruchen 
■ill.  Und  wer  wird  für  eine  wissenschaft- 
liche H\-pothese  deshalb  inhaltliche  Rich- 
tigkeit in  Anspnich  nehmen,  weil  ihr  nattir- 
notwendiges  Werden  bei  ilem  sie  Aufstel- 
lenden eingesehen  wäre? 

So  ist  aucli  für  den  Nachweis  der  Be- 
rechtigung einer  sozialen  Bewegimg  es  nicht 
ausreichend,  wenn  deren  Entstehung 
wissenschaftlich  dargelegt  ist:  Es  kommt 
auf  die  systematische  Erwägung 
hres  Inhaltes  an-  Und  da  jede  Bewe- 
mng,  die  auf  Aenderung  einer  sozialen 
»rdnung  hindrängt,  als  bestimmtes  Wün- 
schen und  Wollen  von  Menschen  aufzufassen 
ist,  so  erhebt  sich  die  Aufgabe,  welcher  der 
soziale  Materialismus  nicht  gerecht  gewor- 
den ist;  Die  Gesetzmässigkeit  für  den  In- 
halt jener  Bestrebungen  methodisch  aufzu- 
hellen. 

Verstecktermassen  ist  die  Richtung  dieses 
Gedankens  auf  die  soziale  Zweckbestim- 
natürlich  auch  in  der  materialisti- 
schen Geschichtsauffassung  enthallen;  die 
letztere  hat  nur  nicht  ausgedacht.  Es  findet 
sieh  die  Erwägung  nach  Zwecken  schou  in 
dem  primären  Satze  jener,  dass  die  Menschen 
•  um  zu  produzieren,  gesellschaftliche  Ver- 
hältnisse eingehen' ;  in  den  Erörtenmgen 
übei-  »Ziel  und  geschichtliche  Aktion  ■-des 
Proletariats*,  die  in  dieser  Lehre  eineu  so 
breiten  Raum  einnehmen ;  in  der  Nachgabe, 
dass  man  die  naturwissenschaftlich  einge- 
sehene Entwickelung  der  ökonomischen  Phä- 
nomene .'begünstigen«  könne. 
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Aber  soweit  man  etwas  als  natiirnot- 
■wendig  erkennt,  vermag  maa  nicht  mehr 
«inzngreifen.  Die  Gründung  einer  Partei, 
welche  das  alllägliche  Aufgehen  der  Sonne 
»zielbewusstic  begünstigen  wollte,  würde 
kein  sehr  sinnvoUee  Untei-nehmen  sein. 
Was  hier  irre  macht,  das  ist  die  Vorstellung 
von  einem  Ereignisse  flberhanpt,  das  im 
grossen  und  ganzen  einmal  natiimot^'endig 
eintreten  werde;  bei  dem  aber  doch  für 
mensoliliches  Wollen,  für  Zwecke  und  Ziele 
im  einzelnen  noch  Raum  bleibt.  Allein 
dann  mwss  auch  die  Verfolgung  dieser 
letzteren,  die  sich  accessorisch  an  jenes  Ge- 
samterei^nis  anschliessen ,  eine  besondere 
inhaltliche  Begründung  ans  eigenem 
Gesetze  desWollens  gegeben  werden; 
<lass  der  Mensch  einmal  sterben  muss,  giebt 
in  sich  noch  keinen  rechtfertigenden  Grund 
für  Totschlag  oder  Selbstmord.  Und  wenn 
<ler  Marxismue  gerne  vorbringt,  dass  die  so- 
zialistische GesellBchatt  sicli  im  Schosse 
der  jetzigen  büde,  dass  die  Sozialisten  nur 
die  Holle  des  Gebnrtshelfers  zu  spielen 
hatten,  so  sollte  er  sich  docli  vorhalten,  dass 
■das  Voi^hen  des  Arztes  etwa  in  dem  Bei- 
stande bei  der  Entbindung  oder  bei  der 
EntSchliessung  zu  Kaiserschnitt  oder  Perfo- 
ration in  seinem  Inhalte  mu-  durch 
Prilfung  der  dabei  verfolgten  sachlichen  Ziele 
gereclitfertigt  werden  kann;  nod  dass  eine 
bloss  kausale  Erwägung  nach  der  Entstehung 
seines  Entschlusses  gar  nicht  mehr  in  Frage 
kommt. 

6.  Princip  der  sozialen  Gesetzmösajg- 
keit  Die  seitherige  Untersuchung  hat  er- 
geben, dass  der  oberste  einheitliche  Gedanke 
rar  das  soziale  Leben  der  Menschen  ein 
solcher  für  dessen  Form  ist,  für  die  äussere 
Regelung,  welche  die  Gesellschaft  als  eigenes 
Objekt  eret  konstituiert.  So  löst  sich  die 
Frage  nach  der  sozialen  Gesetzmässigkeit 
in  die  nach  dem  obersten  Ziele  der  sozialen 
Ordnung  auf;  ihr  Princip  würde  der  unbe- 
dingt emheitiiche  Gesichtspunkt  sein,  der 
für  alle  nur  denkbaren  Einzelzwecke  des 
gesellschaftlichen  Wirkens  Geltung  besitzt 

Etes  die  so  zn  verfolgenden  Ziele  den 
Menschen  selbst  wieder  aus  dem  Ganzen  der 
einheitlichen  Erfahrung  heraus  erstehen, 
ist  kein  Gegenstand  ernstlichen  Streites; 
aber  diese  Beobachtung  erledigt  das  an  die 
Spitze  dieses  gestellte  Thema  von  dem  Prin- 
cipe der  sozialen  Gesetzmässigkeit  durchaus 
nicht.  Die  Einzelziele  wollen  nach  diesem 
Principe  erst  gerichtet  sein,  wenn  sie  ob- 
jektive Berechtigung  in  ihrem  Inhalte  be- 
sitzen sollen :  Nicht  anders,  wie  die  mannig- 
faltigen Wahmehmnn^n  der  Sinne  nach 
der  Idee  einer  allgemeinen  Gesetzmässigkeit 
der  Natur  beaibeitet  werden  müssen,  falls 
sie  zur  wissenschaftlichen  Erfahrung  sich  er- 
heben mögen. 


Wenn  Engels  sagt,  dass  »die  Mittel 
zur  Beseitigung  der  entdeckten  Misästände 
nicht  etwa  aus  dem  Kopfe  zu  erfinden  seien. 
sondern  vermittelst  des  Kopfes  in  den  vor- 
liegenden materiellen  Thatsachen  der  Pro- 
duktion zu  entdecken,i  —  so  ist  das  ganz 
richtig,  nur  nicht  ausgedacht ;  denn  es  fragt 
sich  ja  gerade :  Nach  welcher  Methode 
diese  Entdeckung  vor  sich  zu  gehen  habe? 

Sagt  der  Marxist,  dass  er  keine  Utopieen 
entwerfen  wolle,  sondern  nur  den  Gang  und 
die  Tendenzen  der  Entwickelung  Ökonomi- 
scher Phänomene  verfolge,  um  zu  geeigneter 
Zeit  zu  thun,  was  »notwendig«  sei,  —  so 
ist  gegen  diesen  Satz  zunächst  nichts  ein- 
zuwenden, aber  er  führt  den  angefangenen 
Gedanken  nicht  zu  Ende,  sondern  bricht  in 
der  Mitte  ab;  denn  er  müsste  ja  dodi  un- 
vermeidlich so  bis  zu  Ende  denken:  was 
notwendig  ist,  um  die  dann  vor- 
handenen sozialen  Zustände  mit 
den!  obersten  Ziele  des  sozialen 
Lebens  überhaupt  in  Einklang  zu 
erhalten. 

Das  Bestehen  dieses  allgemeinen  Prin- 
cips  kann  ebensowenig  geleugnet  werden, 
vne  die  Möglichkeit  seiner  AiifkläruuiT.  Dass 
die  Ansichten  über  das  Richtige  nach 
Zeiten  und  Völkern,  nach  Klassen  und  ein- 
zelnen Menschen  verschieden  sein  mögen, 
ist  für  den  eben  gesagten  Satz  ganz  gleich-  . 
giltig.  Insbesondere  ist  die  oft  berufene 
Klassenmoral  ja  weiter  nichts  als  das  Be- 
kenntnis, dass  es  nicht  gelungen  sei,  die 
hier  mögliche  allgemeine  Wahrheit  zu 
haben;  wobei  nur  merkwürdig  bleibt,  dass 
man  wegen  des  empirischen  Wandels  prak- 
tischer Grundsätze  an  dem  Begriff  der 
allgemeingiltigen  Gesetzmassigkeit  des  Wol- 
leus  in-e  weisen  will,  dagegen  aus  den  viel 
grösseren  Differenzen  und  dem  bei  weitem 
stärkeren  Wechsel  naturwissenschaftlicher 
Lehren  ein  Ai-gument  gegen  die  Möglichkeit 
richtiger  Erfaß  ningserkenntnis  doch  nicht 
ableiten  mag. 

Hält  man  sonach  die  Frage  nach  dem 
Princip  der  sozialen  Gesetzmässigkeit  not- 
wendig fest,  so  kann  kein  einzi^s  Eiuzel- 
ziel  der  gesellschaftlichen  Bethätigung  sich 
als  ausreichende  Antwort  für  das  Problem 
ausweisen.  Auch  nicht  die  von  der  mate- 
rialistischen Geschichtsauffassung  so  sehr  in 
den  Vordergrund  geschobene  Produktion. 
Es  wird  immer  nur  produziert,  um  etwas 
anderes  damit  zu  erreichen;  das  letzte  Ziel, 
den  obersten  Gedanken,  dem  alles  andere 
notwendig  aufgeopfert  werden  mflsste,  haben 
wir  in  der  Blossen  Förderung  der 
Produktion  noch  lange  nicht.  Da  möchte 
sonst  ein  despotischer  imd  Sklavenslaat  viel- 
leicht der  beste  sein  können. 

Die  Gesetzmässigkeit  für  die  menschliclie 
Gesellschaft  ist  sonach  ein  allgemein  giltiges 
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Princip,  tlas  als  formale  Methode  ffir  die 
rechte  Beteiligung  eiues  jeden  an  dem  Ge- 
meinschaftsleben angewandt  werden  kann. 
Selbst  bei  den  BegrQadeni  der  materia- 
listische q  Oeschiciitsauffaasiing  schJmmerl 
ein  Gedanke  dieser  Richtung  der  Erwägung 
gelegentlich  durch.  So  Bchlies-st  vor  allem 
Engels  seine  Darlegung  der  »Etitwickelung 
des  Sozialismus  von  der  Utopie  zur  Wissen- 
schaft» unter  dem  Satze:  'Die  Möglichkeit, 
vermittelst  dei'  gesellschaftlichen  Produktion 
allen  Gesell sch^smitgliederu  eine  Existenz 
zu  sichern,  die  nicht  nnr  materiell 
vollkommen  ausreichend  ist,  sondern 
die  ihnen  aucli  die  vollständige 
freie  Ausbildung  und  Bethätignng 
ihrer  körperlichen  und  geistigen 
Anlagen  garantiert,  ist  jetzt  da.' 

Damit  ist  der  soziale  ^laterialismus,  der 
nichts  als  Materie  und  deren  Bewegung 
auch  für  das  Gesell schaftsleten  gesetzmässig 
kennen  will,  in  Wahrheit  verlassen.  Kr  liat 
sich  als  unzureichend  erwiesen,  die  hier 
unvermeidliche  Gedanken  reibe  mit  seiner 
Theorie  erschöpfend  zu  erledigen.  "Mit  der 
knappen  Wendung  von  Engels,  die  soeben 
citiert  wurde,  ist  die  hier  auftauchende 
Grundfrage  aber  selbstredend  nicht  abgetban. 
Allein  sie  ist  doch  —  unwillkürlich  —  zur 
Betrachtung  herangezogen  »uid  fordert  auf, 
dem  Probleme,  das  zuletzt  hier  entrollt- 
wiirde,  in  tieferem  Denken  nachzugeben. 
Mag  dann  immer  die  materialistische  Ge- 
schichtsauffassung der  Anfangspunkt  ge- 
wesen sein ;  Wer  mit  kritischer  Besinnung 
nach  dem  Princip  der  sozialen  Gesetzmässig- 
keit sucht,  den  wird  der  Weg  von  jener 
Lehre  hinleiten  zu  dem  Systeme  des  sozialen 
Idealismus. 
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Hatriknlaibeiträge. 

1.  Geschichtliches.  2.  FinanB wisse nschaft- 
licber  Charakter  der  M,  3,  Die  H.  im  Deutachen 
Reiche.  4.  Die  H.  der  {isterreichisch-ungari»chen 
Müuarchie  (Quotenbeiträge),  ö.  Die  H.  in  der 
Schweiz. 

1.  Geschichtliches.  Unter  dem  Namen 
Matrikularbeiträge  oder  -Umlagen  (auch 
> Quoten beitrSgC'  genannt)  fasst  man  die- 
jenigen Beitri^  oder  Umlagen  zusammen, 
welche  von  einem  Bundesstaate,  Staaten^ 
bunde  oder  von  einer  aniierweiten  staats- 
rechtlichen Gliederung  von  den  einzelnen  Ter- 
ritorien oder  Teilen  nach  Massgabe  eines  Ver- 
zeichnisses, einer  Matrikel  (wörtlich :  »Mutter- 
rolleo)  veranlagt  und  eingehoben  werden. 
Diese  Art  der  Beitragsleistung  ist  im  Laufe 
der  geschichtlichen  Entwickeiung  sowohl  in 
älterer  als  in  neuerer  Zeit  mehrfach  zur 
Befriedigung  der  finanziellen  Bedürfnisse 
loserer  staatlicher  Verbände  vorgekommen. 
Schon  die  mittelalterlichen  Steuerbewilli- 
gungeii  der  Beichs-,  Land-  wie  Provinzial- 
stftnde  erfolgten  regelmässig  im  ganzen,  wo- 
bei jeder  Stand  seinen  meist  auf  Herkommen 
beruhenden  Anteil  übernahm  und  lediglich 
für  den  richtigen  Eingang  seiner  Steuer- 
summe haftete.  Dage^n  blieb  die  Form 
der  Aufbringung  unter  Einhaltung  gewisser 
gesetzlicher  Vorschritten  und  mit  Kontrolle 
der  Staatsgewalt  den  beisteuernden  Gruppen 
Auflage.   V.  47 
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in  der  Hauptsache  überlassen.  Diese  finanz- 
eeschichtliiMie  Erscheinung  tritt  ziemlich 
&Dh  im  Haushalt  des  mitteUlterlichen  Staates 
auf  und  ist  für  deoselben  geradezu  typisch. 
Auch  später,  als  die  kleinen  Staaten  im 
Staate  zerfieleu  und  an  die  Stelle  des  stän- 
dischen Regiments  die  landesherrliche  Ge- 
walt trat  und  damit  die  ständische  Ab- 
stufung der  poEtischen  Machtfaktoren  durch 
den  Territonalstaat  ersetzt  wurde,  erhielten 
die  Matrikiilarbeiträge  wiederum  ihre  Be- 
deutung für  die  finanziellen  Beziehungen 
dieser  Einzelslaaten  zu  den  überstaatlichen 
Körpern.  Uebrigens  liaben  sich  solche  Um- 
l^ien  fast  gleichzeitig  in  England  und 
Frankreich  wie  in  Deutschland  entwickelt. 
Die  tliafsäehliche  Auflösung  des  deutschen 
Beiches  in  eine  Reihe  von  Territorialherr- 
schafteu  in  der  späteren  Zeit  des  Mittel- 
alters und  vollends  seit  dem  IG.  und  17. 
Jahrhundert,  welche  das  Bedürfnis  nach 
einer  ordentlichen,  einheitlichen  Steuerver- 
fossiiug  weniger  dringend  machte,  wies  den 
Matriindarbeiträgen  ein  neues  Geltungs- 
bereich zu.  Denn  soweit  gemein  sama 
Reichszwecke,  namentlich  unter  dem  Druck 
der  Hussiten-  und  Türkenkriege  im  15. 
und  16.  Jahrhundert ,  die  Erschliessung 
weiterer  Finauz<juellen  erheischten  und  der 
Versuch  einer  ^gemeinen  direkten  Reichs- 
Steuer  des  »gemeinen  Pfennigs «  keinen 
wesentlichen  praktischen  Erfolg  hatte,  ging 
man,  entsprechend  der  Verselbständigimg 
der  Beichsständc.  mehr  und  mehr  für  die 
Deckung  von  Reichsbedörfnissen  allgemein 
zu  einem  System  von  Malrikulanimlagen 
über.  Die  einzelnen  Reichsstände  wurden 
zu  einer  bestimmten  Summe  veranschlagt 
auf  Grund  der  deutschen  Reichsmatrikel, 
welche  eiu  Verzeichnis  aller  Stände  des 
Deutschen  Reichs  nebst  ihren  zu  tragenden 
Quoten  an  der  llaujptsumme  enthielt.  Hier 
entwickelte  sich  das  schon  früher  ange- 
wandte Verfahren  zu  den  sogenannten 
»Römermonaten  ü.  Die  Worrascr  Matrikel 
von  ir)21  bestimmte  die  zu  stellenden  Kon- 
tingente, welche  dann  als  Grundlage  für 
den  Geldanschlag  verwendet  wurden.  Dieser, 
nach  den  ursprilnghch  zu  steilenden  Mann- 
scliaften  berechnet,  stellte  die  Summe  dar, 
die  ein  jeder  Stand  aufzubringen  hatte.  Ein 
RSmermonat  war  anfangs  mit  128  OÜO  fl. 
angesetzt,  betrug  spater  weniger  und  ging 
seit  171^7  auf  .")8280  fl.  zunlck,  eine  Summe, 
die  nicht  einmal  ganz  einging.  Diese  Ver- 
änderungen im  Laufe  der  Zeit  benihten 
teils  aiif  Reich ssch Iflssen ,  teils  auf  einem 
sich  abusiv  bildenden  Herkommen,  so  dass 
schliesslich  nicht  mehr  die  Worraser  Ma- 
trikel sondern  eine  allmählich  entstandene 
neue,  sogenannte  »rsualmatrikel«,  zn  Grunde 
gelegt  wurde.  Auch  die  sogenannten  >Kam- 
merzieler-,  die  Beiträge  der  Territorialstaaten 


zur  Deckung  der  Kosten  des  Reichskamroer- 
gerichts  (neben  Sportein),  hatten  den  Cha- 
rakter von  Matrikularuml^eu ,  ebenso  die 
Zuschüsse  der  einzelnen  Staaten  zu  ausser- 
owientlichen  Reichsansgaben.  Diese  wie 
jene  pflegten  nach  besonderen  Matrikeln 
angelegt  zu  werden. 

Die  Eiunahraen  des  Deutschen  Bundes 
bestanden  in  Beiträgen  der  Mnzelstaaten. 
Dieselben  flössen  teils  in  die  Bundeskanzlei- 
kasse  zur  Deckung  der  Kosten  der  ßundes- 
kanzlei,  wozu  jede  der  siebzehn  Stimmen 
des  engeren  Rats  einen  gleichmässigen  Zu- 
Echuss  zu  leisten  hatte,  teUs  in  die  Bundes- 
matrikularkasse  tfir  alle 'übrigen  Ausgaben 
des  Bundes.  Ehe  letztere  wurde  genährt 
durch  Matrikularbeiträ^  der  einzelnen  Staa- 
ten, welche  nach  der  m  der  Bundesmatrikel 
festgestellten  Kopfzalil  der  Bevölkerung 
eines  joden  Territoriums  veranschlagt  waren. 
Nach  Auflösung  des  Deiitschen  Bundes  und 
mit  der  Gründung  des  Deutschen  Reiches 
wurde  das  Institut  der  Matriknlarbei träge 
in  die  Reichsverfassung  (Art.  70)  aufgenom- 
men. Sie  waren  ursprünglich  als  eine  vor- 
übergehende Einrichtung  für  die  Zeit  des 
Üeherganges  gedacht  und  sollten  solange 
bestehen,  bis  Reichssfeuern  in  ausreichendem 
Masse  eingeführt  waren.  Allein  sie  haben 
sich  im  Laufe  dei-  Zdt  zu  einer  bleibenden 
Institution  entwickelt.  In  dieser  lüchtung 
haben  zwei  Umstände  gewirkt:  einmal  die 
Entstehung  verschiedener  Einnahme-  und 
Äusgabegemein Schäften  innerhalb  des  iteichs, 
für  deren  Ausgleichtmg  die  Matrikujarbei- 
träge  ein  Hilfsmittel  sind,  und  sodann  die 
bei  Gelegenheit  der  Reform  des  Reichs- 
finanz Wesens  erlassene  Bestimmung,  dass 
derjenige  Ertrag  der  Zölle  und  Tabaksteiier, 
welcher  in  einem  Jahre  die  Summe  von 
130  Millionen  Mark  übersteigt,  den  einzelnen 
Bundesstaaten  zu  überweisen  ist^).  Solange 
man  überliaupt  das  System  der  üeberwei- 
sungen  beibehalten  will,  was  die  eben  er- 
wähnte Verfügung,  die  sogenannte  »Franken- 
steinsche  Klausel«,  nachweislich  bezweckt, 
werden  die  Matrikularbeitrflge  immerhin  ein 
beachtenswertes  Glied  im  Abrechnungs- 
wesen  zwischen  Reich  und  Einzel  Staaten 
darstellen. 

2.  Finanzwissenachaftlicher  Charak- 
ter der  M.    Die  Matriknlarbei  träge  sind  im 

')  Spater  ausgedehnt  auf  die  Eeichastempel- 
tihgnben  von  Aktien,  Schuld verscbreibnn gen  etc- 
(R,G.  y.  1.  Jnli  1881  g  32)  und  seit  1887,88 
auch  auf  die  Verbraucha abgäbe  auf  Branntwein. 
Die  Summe  von  130  Millionen  Mark  ist  im  Zn- 
samuienhange  mit  der  Verwendung  übentchOssi- 
ger  Keichgein nahmen  zur  Schuldentilgung  für 
das  Rechnungsjahr  1895.'96  auf  143  Millionen 
Mark,  fUr  I8%.»T  auf  180  Millioneu  Hark,  für 
1897  98  auf  167,ö00  Millionen  Hark  erbSht 
worden. 
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Matrikvdarbeiträge 
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Haushalt  lose  organisierter  staatlicher  Ver- 
bände Beiträge  oder  ZiisoMsse  der  Glieder 
an  den  überstaatlichen  Körper  ziim  Behnfe 
der  Erfüllung  gemeinsamer  Aufgaben  und 
Zwecke.    Sie  sind  daher  der  Ausdruck  der 

feringsten  politischen  Oentralisation  und 
ervorgegangen  ans  einer  bestimmten  histo- 
risch-staatsrechtlichen Entwickelung.  Cha- 
rakteristisch fflr  ihr  Wesen  ist  einerseits  die 
Zwangsbefugnig  des  Bundesstaates,  Staaten- 
bundes, der  Realunion  elc.  zur  Betreibung 
dieser  Auflagen  von  deu  Beitragspflichtigen, 
während  andererseits  diese  eigenartige  Ein- 
nahmeiinello  die  Gnindzüge  pnvatwirtschaft- 
licher  Gesell schaftsbciträge  aufweist.  Für 
die  leistenden  Gliedstaaten  haben  die  Ma- 
trikuiarbeiträge  regelmässig  die  Betleutung 
von  Steuern,  wenn  auch  nicht  luibedingt, 
insofern  die  Erfüllung  der  Beitragspf licht 
auch  auf  anderem  Wege  geschehen  kann. 
Femer  sind  sie  von  subsidiärer  Wirksamkeit, 
indem  sie  regelmässig  nur  dann  und  soweit 
eintreten,  als  die  eigenen  Einkünfte  der  betr. 
staalsrechtliehen  Glied  enmg  zur  Deckung 
der  Ausgaben  nicht  hinreichen.  Reiu  finan- 
ziell betrachtet  ist  der  Wirkungskreis  der 
Matrikularbeitrt^  durch  die  Gestaltung  der 
selbständigen  Einnahmezweige  des  Bundes 
etc.  beschränkt,  ebenso  wie  slaalsreehtlich 
die  Zuständigkeit  der  flherstaatiichen  Gesetz- 
gebung darQber  entscheidet,  wie  weit  ma- 
teriell die  Ausdehnung  ihres  Wirksam  werde  ns 
erforderlich  iet  Heer  und  Flotte,  die  Ver- 
tretung im  Auslande  und  ein  gemeinsames 
Finanz-  und  Schukleuwesen  sind  fast  iraraer 
die  Grundlage  für  die  Erstreekung  der  Ma- 
trikularbeiträge. 

Hinsichtlich  der  technischen  Seite  einer 
gemeinschaftlichen  Finanz  Verwaltung  stellen 
diese  Einnahmen  ein  rechnerisclies  Hilfs- 
mittel des  wechselseitigen  Abgleichiingaver- 
hältnisses  zwischen  Haupt  und  Güedern  dai-. 
Soweit  nämlich  die  letzteren  von  dem  Ober- 
staatlichen Körper  mit  Zuwendungen  aus 
gemeinsamen  Bundescin  nahmen  bedacht 
werden  (Ueberweisimgen),  sind  die  Matri- 
kularbeiträge  ein,  wenn  auch  nicht  unbedingt 
erforderlicher,  Behelf  desÄbrechnuugswesens, 
Der  Umfang  der  Beitragspflicht  erfolgt  ent- 
weder durch  die  Feststellimg  von  Kopf- 
(|noten  für  die  Bevölkerung  oder  dimjh 
Aufstellung  von  Prozentquoten,  welche  der 
loistungspflichtige  Einzclstaat  beizutragen 
iiat.  Hierin  liegt  die  Hauptschwierigkeit  für 
die  richtige  Bemessung  der  einzelnen  An- 
teile, da  die  zutreffende  Abstufung  der  öko- 
nomischen Leistungsfähigkeit  hierdurch  un- 
vollständig erreicht  wird. 

3.  Die  M.  im  Deutschen  Reiche. 
Die  Einnahmen  des  Deutschen  Reiches 
beruhen  auf  dauernden,  einer  jährlichen 
Genehmigimg  nicht  bedürftigen  Titeln, 
deren    Erweitening    niu-    mittelst    Gesetz, 


didier  nur  mit  Zustimmung  des  Bundes- 
rates und  Reichstages  erfolgen  kann.  So- 
weit die  in  den  Ausätzen  des  Reichshaus- 
lialts  vorgesehenen  Einnahmen  die  etalsmSs- 
sigen  Ausgaben  nicht  decken,  müssen  in  der 
Höhe  der  Differenz  Matrikularbeiträge  in 
den  Etat  eingesetzt  werden.  Art  70  der 
Reichsverfassung  schreibt  die  Deckung  dieser 
Differenz  durch  Beiträge  der  Bundesstaaten 
vor,  und  da  laut  Art.  69  alle  Einnahmen 
des  Reiches  im  Etat  veranschlagt  werden 
müssen,  so  sind  auch  die  Matrikularbeiträge 
budpetniässig  festzustellen,  unterliegen  also 
formell  der  Bewilligung  des  Bundesrates 
und  Reichstages.  Die  Verteilung  der  Bei- 
tragsquoten für  die  einzelnen  Bundesstaaten 
erfolgt  nach  der  Kopfzahl  der  Bevölkerung. 
Der  Reichskanzler  hat  sie  alsdann  in  der 
budgetmässigen  Höhe  auszuschreiben,  wei- 
chen Betrag  er  indes  nicht  übeiBchreiten 
darf,  auch  wenn  Ausfälle  in  anderweiten 
Reichaein  nahmen  die  Erhöhung  der  Matri- 
kularbeiträge notwendig  machen.  Indes  ist 
durch  das  System  der  Ueberweisungen  aus 
gemeinschaftlichen  Reichseinnahmen  ti-otz 
der  formellen  Aufrechterhaltung  der  Matri- 
kularbeiträge diese  Institution  materiell  im 
wesentlichen  kompensiert  worden. 


jähre ') 

1872 
187.1 
1880 
ISfti 
1«KJ 
1891 
18!*2 
1893 
1894 


1897 
1898 
1899 


Differenz 


Milhonen  Mark 


— 

-6S969 

8i67[ 

68013 

-35265 

122  437 

115 791 

-  6645 

-1-66500 

3z6  733 

383377 

-H  566+4 

327  359 

358  93S 

+  31566 

380614 

338  758 

-41856 

397  497 

— 14  637 

396000 

400  126 

+  4116 

T    Mi8 

413  149 

414567 

435452 

433  '14 

44'  3*8 

489953 

476  7.(8 

Die  Summe  der  Matriknlnrbeitrage  von 
489  953  Hillionen  Mark  des  Bechnnn^jahres 
1699  verteilt  sich  auf  die  einzelnen  Bundes- 
»taaten  wie  folgt: 

Hill.  H. 

Preussen .    298  040 

Bayern 54  733 


')  Die  BDgfeführteii  Zahlen  sind  von  1872 
bis  1895  deu  HaHBhaltnngsrechnnngen,  für  1896 
and  1897  des  Hanshai  tongsUbersichten  and  für 
1898  und  1899  den  Haushaltsetats  entDommen. 
Die  Bezeichnung  der  Finanzjahre  ist  nach  dem- 
jenigen Kaleuderiahre  benanot  ~  wie  aeit  1898 
offiziell  — ,  weicnea  an  dem  Bechnnnga-  oder 
FiQBDzialire  den  grüssten  Auteil  hat,  d.  h.  nach 
den  Monaten  April-Dezember ;  z.  B.  statt 
1899/1900  1899.  Das  Finanzjahr  des  Deutschen 
Reichen  beginnt  am  1.  April  und  endet  am 
31.  März. 
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SflchMu 35465 

Warttemherg 19693 

Baden 16265 

Hesaen 97'? 

Mecklentiur^-Schwerill 5  594 

Sachsen -Weimar 3176 

Mecklenbarg-Strelitz 0950 

Oldenburg ■    .    .  3  496 

Brannftchweig 4  064 

Sachsen-Meiningen a  189 

Sacbseii'Altenbnrg 1 689 

Sachsen-Coburg-Gotha 2  026 

Anhalt 2  745 

Schwarzbujg-Soudershansen    ....  o  729 

Schwarubnrg-Huilolstadt     .    .    .  '.    .  0830 

Waldeck 0540 

Renas  ä.  L 0631 

Seuss  j.  L 1  242 

Schaumbnrg-Lippe o  386 

Lippe 1  264 

Lübeck 07)9 

Bremen 1 838 

Hamburg 6377 

Elaase-Lothriogen 15  495 

Matrikiilarbei  träge  und  Uebens-eisiingen 
bilden  für  die  Etats  der  Einzel  Staaten  wie 
des  Deutschen  Reichs  schwankende  Beträge. 
Es  wäre  daher  im  Interesse  jener  wie  dieses 
w  an  sehenswert,  diese  Faktoren  zu  limitierea. 
Bis  Ende  des  Rechnungsjahres  1894.'95  war 
daher  jegliche  Tilgung  der  Reichsschulden, 
welche  auf  eine  Höhe  von  221)1,237  ilUliouen 
Mark  angewachsen  waren,  unterblieben. 
Daher  bestinirate  das  B.G.  v.  16.  April  lb96, 
daös  von  dem  Ertrage  der  Zölle  und  Tabak- 
steuer für  1895(96  143  Millioneu  Mark  (statt 
130)  dem  Reidie  zum  Zwecke  der  Vermin- 
derung der  Keichssehulden  zufliessen  sollten 
und,  wenn  im  Jahie  1896/97  die  Gesamt- 
summe der  UeberweisuDgen  diejenigen  der 
Matrikulai-beitjäge  übersteigen  sollten,  die 
Hälfte  dem  gleichen  Zwecke  zugeführt  wer- 
den soUte.  Durch  G.  v.  24.  März  1897 
wurde  die  dem  Reiche  verbleibende  Summe 
auf  180  Millionen  Mark  für  das  Etatsjahr 
1896/97  und  durch  G.  v.  31.  März  1898  auf 
167,500  Millionen  Mark  für  das  Etatajahr 
1897/98  zu  gleicher  Verwendung  festgesetzt, 
llebersteigen  im  Etatsjakre  1897,98  bezw. 
im  Rechnungsjahr  1898  (1898.99)  die  den 
Bundesstaaten  zustehenden  Ueberweisun^n 
deren  Matrikularbeiträge,  so  sind  drei  Vier- 
teile zur  Schuldentilgung  anzuwenden. 

Der  Flau  des  preussischen  Finanzminie- 
ters  V.  Miijuel,  diese  Schwankungen  durch 
AusgleichuDgsfonds  zu  beseitigen,  fand  nicht 
die  Zustimmung  des  Reichstags,  welcher 
sich  bei  dieser  Entscheidung  weniger  von 
sachlichen  Motiven  als  von  der  Furcht  vor 
Schmälening  seines  Budgetrechts  leiten  Hess. 
(Vgl.  hierzu  den  Art.  Reichsfiuanzen,) 

4.  Die  H.  der  Oesterreichisch- 
usgariachen  Monarchie  (Qaotenbeitrfige). 
Die   Ausgaben    des   Gesaratstaates,    welche 


die  Aufwendungen  für  das  Heerwesen. 
für  die  Vertretung  im  Ai^snde,  die 
Verwaltung  der  gemeiosamea  Staatsschuld 
sowie   den   Pen.sionsetat    der  Cmtbewute» 

Bereiche  der  gemeinschaftUcben  An- 
gelegenheiten umfassen ,  werden  durcli 
drei  Arten  von  Einkünften  gedeckt:  dnrdt 
ge.ri  ngf  Qgige  privat  w  irtscbaftli  cheEin  nahmen, 
wie  Eingänge  aiis  gewissen  Fonds,  aus  Ver- 
pachtung von  Grundstücken,  Vennietnog  vo]t 
GebSuden ,  uuerbeblic^eo  Veräiiseeningen 
von  VemCgensolyekten  etc.  (1900  9,326  MU- 
lioDcn  Kronen),  dann  dordi  den  Reiuerttag 
der  ZCUe  und  endlich  durdi  Beitiags<juoten 
beider  ReichshäLften  oder  Matrikularbeiträge. 
Diesen  Hegt  ein  Verhältnis  zu  Gnmde, 
weldies  durch  ein  vom  Kaiser  a«  sanktio- 
nierendes Uebereinltommen  des  Reidtsrats 
und  des  ungarischen  Reidistags  von  Z^t  in 
Zeit  (gegenwärtig  von  10  lu  10  Jahr^i)  fest- 
gesetzt wird.  Kommt  ein  sotdies  Deberein- 
kommen  nicht  au  slamle,  so  bestimmt  der 
EaiscrdasVerliältni&jedot^DUr  auf  die  Dauer 
eines  Jahres.  Die  Quoten  wurden  bis  1897 
ermittelt  durch  Abechreibung  von  2"!»  des 
gesamten  festgestellten  Fiuanzbedarfes  zu 
Lasten  des  ungarischen  Staates  nach  Abzug 
der  privat  wirtschaftlichen  Einnahmen  und 
der  zu  Gemeinschaftszwecken  bestimmten 
ZSlle,  worauf  der  verbleibende  Rest  mit  70 *(> 
auf  die  im  Reichsiate  vertretenen  LÄoder 
imd  mit  30%  auf  Ungarn  verteilt  wurde. 
Durch  die  Einverleibung  der  Militärgrenze 
in  die  Länder  der  ungarischen  Krone  wiu^e 
der  Schlüssel  geändert  und  Ungarn  hatte  zu 
tragen  2''/o-i^29,4*>/»».  Die  parlameutarischeu 
"Wirren  in  Oesterrcich  haben  in  den  Jahren 
1897  und  1898  das  Uebereiukommen  zwi- 
schen beiden  Reichshälften  nicht  zur  Er- 
neuerung gelangen  lassen.  Erst  im  Jahre 
1899  ist  es  gelungen,  die  Quotenfrage  nach 
langwierigen,  oftmals  gestalten  und  in  Frage 
gestellten  Verhandlungen  für  10  Jahi«  zu 
lösen.  Jfach  dieser  Vereinbarung  sind  die 
Quotenbeiti%e  für  die  im  Reidisrat  vertre- 
tenen Königreiche  und  Länder  auf  66  "/»"d 
und  für  die  linder  der  ungarischen  Krone 
auf  33^ii<''/o  festgesetzt  worden. 

6.  Die  M,  in  der  Schweiz.  Die 
Ausgaben  des  Bundes  werden  aus  dem 
Ertrage  des  Bundes  Vermögens,  der  schwei- 
zerischen GrenzzöDe,  der  Post  und  Te- 
legraphen verwaltimg,  der  Pulververwal- 
tung, aus  der  Hälfte  der  von  den  Kan- 
tonen bezogeneu  MUitärpflichtersatzsteuern, 
der  Banknotensteuer  und  endlich  eventuell 
aus  »Geldkontingenten  der  Kantone«  be- 
stritten. Die  Bundesverfassung  vom  Jahre 
1874  hat  dieselben  wieder  eingeführt,  und 
durch  G.  v.  9.  März  1875  wurde  die  Skala 
nach  einem  Klassensystem  festgesetzt,  welche 
nach  den  Ergebnissen  der  VolKszählung  vom 
Jalire  1880  revidiert   werden   sollte.     Eina 
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praktische  BedeutuDg  hat  die  ganze  Elurich- 
tiuig  bis  jetzt  noch  nicht  gewonnen. 


1.  Uri    .    .    . 

2.  Obwalden  . 

3.  Sidwalden, 

4.  Appenzell 

5.  Schwyz  .    , 

6.  Oraubilnden 

7.  WalliB  .    . 

8.  Glanis  ,    . 

9.  Zng  .    .    . 

10.  Tessin    .    . 

11.  Luzem  .    . 

12.  Freiburg    . 

13.  Solothurn  . 

14.  Basel-Land 
lö.  Appenzell     i 

Eh.    .    .    . 

16.  Schaffhansen 

17.  St.  Gallen  . 

18.  Thnrean    . 

19.  Zürich    .    . 

20.  Bern  .    .    . 

21.  Aargau  .    . 

22.  Waadt  .    . 

23.  Neuen  bnrg 

24.  Genf .    .    . 

25.  Basel-^tadt 

669  147I  I  171214 

Litteratur:    Boecher,    Sytum  IV,  i  les.  — 

WnflMer,  Fin.,  3.  Aufi.,  Heidelberg  u.  LeipaUj 
1883,  Bd.  I,  $  iO.  —  €k>hn,  Die  t'inanten  de» 
DeuUehea  Reicht,  Leipzig  1900,  S.  142.  — 
Wagner,  in  Jahrb.  /.  Gtt.  «.  Vera.  I,  S.  G2S, 
IJl,  S.  117.  —  Hirth,  in  IliHh»  Ann.,  I87S, 
S.  mg:  —  V.  Scheel,  i«  Jahrb.  f.  Oei.  it.  Vera. 
II,  1878,  S.  4Sff.  —  Benrihe,  «n  Jahrh.  /är 
yat.  u.  Stat.,  XXX,  S.  S4,  1878.  —  EKeberg, 
FinanzKiutniehafi,  6.  Atifi.,  Leipzig  1898,  S. 
375 ff.  —  M.  V.  BtetMl,  Art.  Matritularbeilmge 
«nd  Reiehißnaraen  in  Eitlen  WSrlerbtich  der 
V.W.,  Bd.  II,  H.  ti3—Si.i  und  ilS—il9.  ^ 
V.  Mayr,  Art.  Reichtfinamen  in  diettm  H.  d. 
~ .   StengeU   H'.ß.  d. 


10 

91 782^ 

T 

18356 

96887, 

.■f 

19377 

35  '50, 

SO 

10545 

20  993| 

4 

l" 

U96i9 

4 

30 

35  885 

132338; 

40 

5=935 

UoSsal 

74713, 

■; 

40 

29885 

54  127| 

5 

40 

48  716' 

•> 

40 

19490 

37  721; 

s 

40 

191  015: 

s 

40 

76406 

933001 

s 

40 

37310 

W 

14»  393 

506  465! 

(3 

SO 

253  132 

19887V 

6 

b 

97  284! 

^o 

93  239] 
47760] 

7 

70 

65267 

42984 

D.   V.R. 


Max  V 


Heckel. 


XanTillon,  Jakol), 

?eboren  am  8.  III.  1743  in  Leipzig,  gest.  am 
1.  L  1794  als  Oberstlentnant.  in  Braunechweig, 
folgte  mi  einem  Bnfe  nach  Caflael  als  Lehrer 
der  militärischen  Wissen  sehatlen,  trat  1784  mil 
Majorsrange  in  hrannachweigische  Dienste  und 
wurde  Lehrer  der  Taktik  und  Politik  am  Caro- 
linnm  zn  Brannachweig. 

MaUTÜlon  veröffentlichte  ■ 


schaftlichen  Schriften  a)in  Buchform:  Samm- 
lung von  AufaKtzen  über  Gegenstände  ans  der 
Staatsknnst ,  Staat  9  Wirtschaft  nnd  neuesten 
Staatengeschichte,  2  Teile,  Leipzig  1776  77. 
[Enthäk  an  selbständigen  Schriften  Maavilloua 
nur  folgende  2 :  1]  Von  der  öffentlichen  und 
privaten  L'eppigkeit  (mit^  Verteidignng  der 
physiokratiscnen  Produktions-  und  Besteue- 
mngslehre) ;  2}  Ob  für  Hessen  der  zwanzig-  oder 
viernndzvranzigstelGuldenfnss  der  vorteilhafteste 
sei.)  ^  Phvsiokratische  Briefe  an  Prof.  Dohm, 
oder  Vertei<1igun^  und  Erläutemng  der  wahren 
Btaatswirtschaftlicheu  Gesetze,  die  unter  dem 
Namen  des  phfsiokratischen  Sj^tems  bekannt 
sind,  Braunschweig  1780.  — 

Mauvillon  war  Uebersetzer  folgender  staata- 
ivissenschaftlicher  Schriften :  Rayual ,  Histoire 
philosophiqne  et  politique  des  Etablissements  et«, 
des  Europeens  dans  lea  dens  Indes,  6  Bde., 
Amsterdam  1773  (deutsch,  6  Bde.,  Hannover 
1774/78).  —  Tnrgot,  Consid^rations  sur  la  tor- 
mation  et  la  distribation  des  richesses,  Paris 
1775  (deutsch,  Lemgo  1775).  —  v.  Mirabeau, 
Honore  Gabriel  Riqnetti,  Graf,  De  la  monarchle 
Pnissienue  sous  Fred^ric  le  Grand,  8  Bde., 
Strassburg  1788  (deutseh,  bezw.  nach  Mirabeau 
neu  bearbeitet,  4  Bde.,  Leipzig  1793/95).  (Man- 
villon  war  von  dem  Urheber  dieses  Werkes, 
dem  grossen   Volkstribun  während   der  Einder- 

i'ihre  der  franzäsischen  Republik,  gegen  1786  in 
trannschweig'  aufgesucht  und  dazu  bestimmt 
worden,  ihn  mit  Material  für  die  „Schilderung 
der  preussischen  Monarchie  unter  Friedrich  11," 
zn  versehen.  Er  entledigte  sich  aneh  dieses 
Auftrages  zur  Zufriedenheit  des  Grafen,  welcher 
die  von  Manvillon  ihm  übergobenen  Daten,  so- 
weit sie  in  seine  tendenziSse  Darstellung  hinein- 
passten ,  benutzt  hat.  Bekanntlich  lässt  fast 
nichts  an  dieser  pessimistischen  Zuatandsschilde- 
ning  des  damaligen  Prenssens  erkennen,  daas 
der  Verfasser  ein  glühender  Bewnuderer  des 
Genies  Friedrichs  11.  war.  Dem  grossen  Könige 
wird  darin  u.  a.  schlecht  angebrachte  Patroni- 
siemng  der  einheimischen  Industrie,  Missbrauch 
derselben  znm  Versuchsfelde  für  kostspielige 
Nachahmungen  ausländischer  Industriezweige 
nnd  Monopolisierungssucht  vorgeworfen.  Was 
in  dem  Werke  gegen  die  Friedericianisehe 
Seide nindustrie,  die  allerdings  mehr  kostete  als 
einbrachte  nnd  den  damaligen  Bedarf  des  Landes 
nicht  zur  Hälfte  deckte,  vorgebracht  wird,  mag 
noch  hingehen ;  zur  Ehrenrettung  der  Übrigen 
von  Mau  vi  Hon -Mirabeau  verkleinerten  preuasi- 
schen  Industriebranchen  im  Teitilgewerbe  ge- 
nügt es,  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Kur-  nnd 
Nenmark,  die  Provinzen  Pommern,  Westprensseu 
nnd  Schlesien  zu  Anfang  der  80er  Jahre  des 
18.  Jahrhunderts  bereits  Tnche,  Leinen  und 
Woll waren  im  Werte  von  vielen  Millionen 
Thalem  exportierten.  Auch  das  Friedericianiache 
Steuersystem,  eigentlich  nur  weil  es  dem  impöt 
uniqne  der  Physiokraten  nicht  entsprach,  wird 
angefochten.  Der  Anteil  Mirabeaus  an  der 
volkswirtschaftlichen  Abteilung  des  Werkes  be- 
schränkt sich  mehr  oder  weniger  auf  die  elegante 
Diktion  und  die  redaktionelle  steffliche  Gliede- 
rung.) —  Malnet,  Lettre  sur  la  revolution, 
Pans  1793  (deutsch.  Leipzig  1793).  — 

Manvillon  veröffentlichte  an  volkswirtschaft- 
lichen Schriften  b)  in  Sammelwerken  und 
Zeitschriften;!)  im  Magazin  der  Regiernngs- 


,^^.oogic 


ilauvillou— Mayr 


DSKegebe 
lerhaltun 


zahlreicher  Truppen  und  den  daraus  entspringen- 
den Folgen,  besonders  in  Bücksicht  auf  die 
Fürsten  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  I,  Leipzig 
1776.  ^  2)  in  Sammlung  von  Anfsätien  ver- 
schiedener Verfasser,  besonders  für  die  Freunde 
der  EameraJwisaeQschaft  and  der  Staatswirt- 
Schaft,   herausgeg.   von  J.  C.  Schmohl:   Änti- 

{hjsiokratische  Briefe  au  Herrn  Eatsschreiber 
selin  Über  Hauvilluns  physiokratische  Briefe, 
ebd.  1781.  — 

MauvilloD  wird  von  Koscher  als  der  geistig 
bedeutendste  der  deutschen  Pbjsiokraten  be- 
zeichnet. Zur  Charakterisierung  seiner  wirt- 
schaftspolitischen  Anschauungen  wäre  noch 
folgendes  aus  seinen  „Briefen  an  Dohm"  und 
den  kleineren  Schriften  herauszugreifen:  Die 
Merbantilist^iL  seiner  Zeit  bezeichnet  er  in  Bezug 
auf  die  Geld-  und  Edelmetalltbeorie  dieser  Schule 
als  Finanziers,  Luxusgesetze  verwirft  er  aus' 
dem  plausiblen  Grunde,  weil  sie  den  Luxus 
doch  nicht  unterdrückten.  Die  Quesnajsche 
Dreivolksklaaseueinteilung'  präcisiert  er  in  die 
hervorbringende ,  die  arbeitende  und  die  be- 
soldete Klasse;  die  beiden  ersten  stehen  bei 
ihm  obenan,  die  bloss  von  ihrer  Rente  lebenden 
Kapitalisten  werden  von  ihm  als  Drohnen  im 
"Wirtschaftsstaate  betrachtet,  der  Gewinn  der 
Kichtproduzenten  besteht  in  der  Kapitalisierung 
ihrer  Erspamisse.  Der  prodnit  net  soll  der 
Regulator  für  die  Hansbaltfihudgets  sein ;  wird 
unter  seinem  Betrage  konsumiert,  ist  die  Wirt- 
schaft eine  normale,  übersteigt  der  Verbtauch 
den  Reinertrag,  ist  die  Wirtschaft  eine  schlechte. 

Vgl.  ober  Mauvillon:  Will,  Versuch 
über  die  Physiokraten  etc.,  Nürnberg  1782,  S. 
26.  ^  Graf  Honore  Gabriel  Riqnetti 
Mirabeau,  Lettres  ä  un  de  Ben  amis  en  AUe- 
magne,  Berittes  durant  les  annees  1786/90,  Braun- 
schweig 1792;  dasselbe,  deutsch  von  Mauvillon, 
ebd.  1792.  —  Strieder,  Grundlage  zu  einer 
hessischen  Gelehrten-  undSchriftstellergeschichte, 
Bd.  VII,  Cassel  1787,  S.  296  ff.  —  Dictionnaire 
de  r^conomie  polit..  2.  Aufl.,  Bd.  II,  Paris  1854, 
S.  146.  —  Röscher,  Geschichte  der  Nat., 
München  1874,  S.  415.  492/94.  —  Allgemeine 
deut«che  Biographie,  Bd.  XX,  Leipzig  1884, 
S.  715/16. 
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May r,  Georg  ron, 
wnrde  am  12.  II.  1841  zu  WUrzbarg  geboren. 
Er  studierte  in  München  als  Eleve  des 
JUaximilianeums  Rechts-  und  Staatswissen- 
schaften,  promovierte  1865  (unter  v.  Hermanus 
Leitung)  als  Doktor  der  Staats  Wirtschaft 
und  habilitierte  sieb  18ß6  als  Privatdozent  in 
der  Staats  wirtschaftlichen  Fakultät  der  Univer- 
sität München.  In  demselben  Jahre  wurde  er 
Assistent  des  Vorstandes  des  k.  bajer.  statisti- 
schen Bureaus.  Im  Jahre  1868  erfolgte  seine 
Ernennung  zum  ausserordentlichen  Professor, 
1869  zum  Vorstande  des  k.  bayer.  statistischen 
Bureaus.  1872  trat  er,  nnter  Belassung  in  seiner 
Stellung  als  Professor  und  Vorstand  des  statis- 
tischen Bureaus,   ats   Ministerialrat  in  das  k. 


hajer.  Ministerium  des  Innern,  speciell  in  die 

Abt.  für  Landw.,  Handel  und  Gewerbe  ein;  als 
solcher  war  er  späterhin  Referent  für  Zoll-  und 
Handelspolitik.  Im  Jahre  1878  gehline  er  der 
nach  Nordamerika  zum  Studium  der  dortigen 
Tabakbesteuerung  entsandten  Kommission  an; 
auch  nahm  er  1879  als  Kommissar  des  Bundes- 
rates an  der  Beratung  der  Zolltarifrefarm  teil. 
Im  Herbst  1879  trat  er  in  den  reichst ändischen 
Dienst  als  Unterstaatssekretär  (Vorstand  der 
Abteilung  für  Finanzen  und  Domänen  im  Minis- 
terium rar  ElsasB-Lothringen)  ein,  war  später- 
hin auch  stellvertretendes  Mitglied  Prenssens 
im  Bundesrate.  Im  Frühjahr  1887  erfolgte  seine 
Versetzong  kt  den  einstweiligen  Ruhestand. 
Er  lebte  dann  bis  zum  Herbst  1891  in  HQnchen. 
Von  dieser  Zeit  an  war  er  zunächst  als  Privat- 
dozent für  NationalSkonomie,  Finanz  Wissenschaft 
und  Statistik  in  der  rechts-  und  staatswissen- 
schaftlichen  Fakultät  der  Univeraität  Strassburg 
thätig.  Im  Jahre  1895  wurde  er  zum  Honorar- 
professor in  Strassburg  ernannt.  Seit  Frähjahr 
1898  wirkt  er  als  ordentlicher  Professor  der 
Statistik,'  Finanz  Wissenschaft  und  NatianalSko- 
nomie  an  der  Universität  München. 

T.  Mayr  ist  Ehrenmitglied  des  internatio- 
nalen statistischen  Instituts,  Hitglied  des  inter- 
nationalen permanenten  Komitees  des  Kongresses 
für  Unfälle  bei  der  Arbeit  und  sozialen  Ver- 
sicherung, Ehrenmitglied  der  Royal  Statistical 
Society  m  Londun,  auswärtiges  Mitglied  der 
Söciete  de  statistique  de  Paris  etc. 

Er  veröffentlichte  an  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Statistik 
der  Bettler  und  Vaganten  im  K6nigr.  Bayern 
(Dias.),  München  18'!5.  —  Ueher  die  Grenzen 
der  Vergleichbarkeit  statistischer  Erhebungen 
mit  einer  Skizze  der  Entwickelung  des  Hand- 
werks in  den  bayer.  Städten  diesseits  des  Rheins 
(Hab.-Schr.j,  München  1866.  —  StAÜstik  der  ge- 
richtl,  Polizei  im  K§t.  Bayern  u.  in  einigen 
anderen  Ländern.  Beitr.  z.  Stat.  d.  Kgr.  Bayern, 
München  1867,  —  Vier  Karten  über  den  Boden- 
ertrag im  Kgr.  Bayern,  ebenda  1867.  —  Er- 
gebnisse der  Straf  rech  tspflege  im  Kgr.  Bayern 
während  der  Jahre  1862/63  bis  1865/66,  ebenda 


—  Die  Gebäudezäblung  im  Kgr.  Bayern  vom 
Sommer  1867,  ebenda  1869.  —  Stat.  Nachwei- 
sungen Über  das  Im  mobil  iarbrand  Versicherungs- 
wesen im  Kgr.  Bayern  diesseits  des  Rheins, 
ebenda  1870.  —  Stat.  Sachweise  über  den  Voll- 
zug der  Bodenknltnrgesetze  in  Bayern,  ebenda 
1871.  —  Zahl  u.  Sprachgebiet  der  Deutschen 
(Vortrag),  München  1871.  —  Wirtschaft  uud 
Krieg  (Vortrag),  München  1871.  —  Die  amt- 
liche SMtistik  in  Bayern,  Ber.  an  d.  8.  Vers,  d. 
int.  stat.  Kongr,,  München  1872.  —  Statistik 
der  bayer.  Sparkassen,  Beitr.  z.  Stat.  d.  Kgr. 
Bayern,  1873.  —  Statistik  des  Unterrichts  u. 
der  Erziehung  im  Kgr.  Bayern,  2  Teile,  Mün- 
chen 1873,  1875.  -  Die  Viehzählung  im  Kgr. 
Bayern  vom  10.  I.  1873,  ebenda  1874.  —  Sta- 
tistik der  Vereine  für  Bildungszwecke  in 
Bayern,  ebenda  1874.  —  Die  bayer.  Bevölkerung 
nach  Geschlecht,  Alter  u.  Civüatand,  ebenda 
1875.  -  Die  bayer.  Bevölkerung  nach  der  Ge- 
bürtigkeit, ebenda  1876.  —  Die  Verbreitung 
der  Blindheit,  der  Taubstummheit,  des  B!M- 
sinns  u.  des  Irrsinns,  in  Bajem,   ebenda  1877. 
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—  Die  Gesetzmässigkeit  im  GeBellacbaftsleben, 
München  1877.  (Dieses  Werk  wurde  ina  Unga- 
rische llberaetat  von  KÖröai,  ins  EnMistihe 
von  Romanow  unter  Leitnug  Tachuprows 
(2.  Anfl.  18!»),  ins  Italienische  von  Salvioni. 
Von  dieser  letztgen.  Uebersetzung  liegt  eine  2. 
erheblich  erweiterte  Auflage  vor  u.  d.  T.: 
Majr  e  Salvioni,  La  gtatistica  e  la  vita  sociale, 
Torino  1886.)  —  Bewegung  der  Bevölkerung  im 
Kgr.  Bayern,  Beitr.  z.  Stat.  d.  Kgr.  Bavem, 
l^Ö,  lff79,  —  Das  DenUche  Eeich  u.  das  Ta- 
bakmonopol, Stuttgart  1878.  —  rnternationale 
Statistik  der  Gebäude,  München  1878.  -  Bayer. 
Gewerbestatistik  I,  München  1879.  —  Der  Staat 
als  Schuldner  u.  als  Gläubiger  (Vortrag), 
München  1890.  —  Zur  Reichsfinauzreform,  Stutt- 
gart 1893.  —  UnfttUveraicherong  u.  Unfall- 
Frequenz;  Die  Fabrik  in  Bpektion  in  Deutschland, 
(Referate  für  den  Mailänder  L'nfallkoogreas 
1Ö94).  —  Stetiatik  und  GeaellBcbaf talehre :  I.Band : 
Theoretische  Statistik,  Freiburg  1895 ;  II.  Band : 
BevlilkernngBstatiatik ,  Freiburg  1897.  —  Die 
Pflicht  im  Wirtschaftaleben,  TUbinKen  1900.  — 
Flotte  und  Finunzen,  Tübingen  19CW.  —  Gmnd- 
riss  zu  Vorlesnufeu  Über  praktische  National- 
Gkonomie,  I.  Teil,  Einleitung  u.  Allgemeiner 
Teil.    Tübingen  1900. 

b)  iu  Zeitschriften,  Sammelwerken 
etc.:  l.  Im^Handwerterbueh  derStaats- 
wissenschaften,  1.  Aufl.,  die  Ärtt.  Reichs- 
finanzen; Tabak  und  Tabakbeste  nerung  uud 
im  1.  Snpplbd.  d.  Art,  Selbstmordatatistik.  — 
2.  In  den  Schritten  des  Vereins  für  So- 
zialpolitik: Statistik  der  deutschen  Binneu- 
wauderuugen,  Referat  (LVIU.  Bd.,  1893),  —  Ü. 
„Die  statistischen  Gesetze"  und  „Statistik  und 
Gesellachattslehre"  (2  Vorträge  auf  den  Ver- 
sammlungen des  Internat.  Stat,  Instituts  in 
Bern  (1891  n.  1894)  in  den  betr.  Reche  nucbafts- 
herichten.)  —  4.  In  der  „Zeitschrift  des 
königl.  hayer.  statisti  achen  Bureaus^: 
Die  Eheschliesaungen  in  Bayern  während 
der  ejühr.  Periode  1862  63  bis  1867/68  .mit 
Rtlckblicken  (1869.  I).  —  Beiträge  zur  Statis- 
tik der  Wahlen  zur  bayer.  Kammer  v.  1869  mit 
Bilckblickeu  auf  die  Wahlen  zum  Zollparlament 
(1869.  1)  —  Die  BevQlkerung  von  München 
nach  Älter  u.  Civilstand  (1869.  2.).  —  Staüat. 
Nachweisnngen  über  das  Annenwesen  in  Bayern 
für  1868  mit  Rückblicken  (1869^  2.1,  —  Ergeb- 
nisse des  Ersatageschäftes  (1870,  1.).  —  Wanlen 
der  Abgeordueteu  zum  bayer.  Landtage  von 
1869  mit  Bückblicken  (1870.  1.).  —  Statistik 
der  Immobiliarfeuerversichernng  im  Gebiete  des 
Kgc,  Bayern  diess,  d,  Rh,  für  186H'69  mit  RUck- 
Mwken  11870,  3,)  —  Der  Handel  Bayerns  mit 
u.  Ober  Bremen  (1870.  3.),  ~  Die  Sterblichkeit 
der  Kinder  während  des  ersten  Leben^ahrea  in 
Süddeutschlaud,  iusbes.  in  Bayern  [mit  einer 
Karte]  (1870,  4,),  —  Die  Bevölkerung  der 
Städte  Nürnberg,  Augsburg  u.  Würzbnrg  nach 
Alter  und  Civilstand  <1870.  4,).  -  Die  Fleisch- 
nahrung der  Münchener  Bevjilkeruug  (1871.  ],), 

—  Statist.  Nachweisungen  über  das  Armenwesen 
in  Bayern  für  das  Jahr  1869  (1871.  2.).  —  Zur 
Verständigung  über  die  Anwendung  der  „geo- 
graphischen Slethode"  in  der  SUtialik   (1871.  3). 

—  Statistik  der  Wahlen  zum  Deutschen  Reichs- 
tage vom  Jahre  1871  in  Bayern  (1871.  3,).  - 
VorInge,  die  Kriminalstatistik  betr,,  für  den 
Internat,  stat.  Kongress  in  St.  Petersburg  (1871. 


4,).  —  Die  Reform  der  bayerischen  Unterrichta- 

siatiatik  nebat  einigen  Hauptergebntsaen  dieser 
Statistik  (1872,  2.).-  Statistik  des  Bergwerks-, 
Salinen-  und  Hüttenbetriebes  in  Bayern  während 
der  Jahre  1871  u.  1872  nebst  Nachweisungen 
über  die  Knappschafts  vereine  in  Bayaru  für 
1871  mit  Rückblicken  (1872.  3.).  —  Die  Ernte- 
ergebnisse des  Jahres  1873  in  Bayern  mit  einer 
Karte  der  Hagelachläge  (1873.  1.  n.  2.).  —  Gut- 
achten über  die  Anwendung  der  graphischen 
u.  geographischen  Methode  in  der  Statistik 
(1873,  1.  n.  2.).  —  Gutachten  ober  Central! sation 
u.  DecentralisatioD  der  statistisch-technischen 
Thätigkeit  (1873.  1,  u,  2,)  —  Statistik  der 
Wahlen  zum  Deutschen  Reichstage  von  1874 
(1874,  4.).  —  Die  gegenwärtigen  Aussichten  für 
eine  allgemeine  Deutsche  Gewerbestatistik  (1874. 
4.),  —  Die  Beteiligung  der  bayerischen  Bevöl- 
kerung am  technischen  Studium  (1874,  4,).  — 
Statistik  der  in  bayerischttn  Fabriken  u,  in 
ifrüHseren  Gewerbebetrieben  zum  Beeteu  der  Ar- 
beiter getroBenen  Einrichtungen  (1873,  l.u.  2.). 
-  Die  bayerische  Jugend  nach  der  Farbe  der 
Augen,  der  Haare  u,  der  Haut  (1875.  4.).  — 
Wesen  u,  Ziele  der  Beveikernngsstatistik  [1876, 
1,),  ^  Ueher  die  durchschnittliche  Schnlentfer- 
nung  der  Bevülkerung  (1876.  1,).  —  Statistik 
der  Blinden,  Taubstummen,  Blödsinnigen  u.  Irr- 
sinnigen (1876.  2.).  —  Die  vorläufigen  Ergeb- 
nisse der  Gewerbestatistik.  Aufnahme  v,  I.aII. 
1875  in  Bayern  (1877,  1.].  —  Zur  Litteratur  u. 
Theorie  der  UnterrichUstatistik  (1877,  3,  u.  3.1. 

—  Die  Geburtenhäufigkeit  in  Bayern  [1877.  4.1. 

—  Beiträge  zur  bayerischen  Medizinal  Statistik 
(1877.  4.).  —  Diagramme  der  bayerischen  Be- 
vülkerungsbewegnng  im  halben  Jahrhundert 
1825.'26- 1874,75  (1878.  1.).  -  Beitr^  zur 
Statistik  der  Gemeindebesteuerung  in  Bayern 
(1878.  4.).  — 6.  In  dem  „Archiv  für  soziale 
Gesetzgebung  und  Statistik":  Arbeiter- 
versieb erang  und  Sozialst  atistik  (1888).  — 
t>.  In  der  „MUuchcner  medizinischen 
Wochenschrift":  Statistik  der  Todesursachen 
in  Italien  (1888.  Nr.  10  n.  11).  —  Die  Sterb- 
lichkeit im  Dentscben  Reiche  während  des 
Jahres  1887  (1889.  Nr.  14).  —  Statistik  der  To- 
desursachen in  Italien  (1891.  Nr.  18).  —  7.  In 
dem  „Bull,  de  l'inst.  in tern.  de  stat.": 
Die  Quellen  der  Sozial  Statistik  (1889).  —  8.  In 
den  Schriften  des  iuternat.  land-  u.  forst- 
wirtscb.  Kongresses,  Wien  1890:    Orien- 

i  tierungawesen  u,  Interessenvertretung  auf  tand- 
und  (orstwirtsch,  Gebiete.  —  9.  In  den  Preuas. 
Jahrbüchern ;  Wehrhedürfnis  u,  wirtacbaftliche 
Leistungsfähigkeit[1893).  —  10,  In  der  „deut- 
schen Revue":  Finanzielle  Kriegsbereitschaft 
im  Frieden  [1890),  —  H,  In  der  „Zeitschrift 
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Kunstgewerbe  u.  das  tägliche  Leben  (1890). 
(Jeher  die  Grenzen  zwiacnen  Kunst  u.  Gewerbe 
[1891).  —  12.  In  den  „Beitr.  zur  Anthro- 
pologie und  Urgeschichte  Bayerns-: 
lieber  Unterschiede  im  Altersaufbau  der  Bevöl- 
kerung (1890).  —  13.  In  den  Jahrb.  für  Nat. 
u.  Stat. :  Ueber  Forgtverwsltungsgrnndsätze  (II, 
Bd.  1864).  —  Die  Entwickelung  des  Handwerks 
in  den  Städten  des  Kgr.  Bayern  die>ia.  d.  Rheins 
(VI.  Bd.  18661.  —  Die  Selbstmorde  im  Deut- 
schen Reich  V.  1881-1894  (LSVIL  Bd.,  1896).  — 
14.  In  der  Zeitschrift  des  land  W.Vereins 
i/n  Bayern  (1862):  ResulUto  einer  Yergleichung 
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land-  nnd  forstwirtschaftlicher  ErtrtlgiiisHe.  —  1 
15.  In  den  Kritischen  Blättern  tllr 
Forst-  und  Ja^d  wissenschtift:  Einäass  I 
des  Waldes  auf  Klima  u.  Boden bescbaffenheit  1 
(XIAT  Bd.  1.  Heft,  \8m\  -  l'eber  die  national- 1 
wirtsch.  Bedeatang  des  Standes  der  Uolzpreise 
(XLIX.  Bd.  1.  Heft,  1866).  —  Die  Forstgrundbe- 
steuernng-  nach  d.  Beatimmungen  des  vUrttemb. 
Gesetzentwurfs  t.  lHß8  (LI.  Bd.  2.  Heft,  186!J). 
—  16,  In  den  Jahrbüchern  für  Xriminal- 
politik:  Wesen  nnd  Ziele  der  KrirainalstfttJB- 
tik  (I.  Bd.  1895).  —  17.  In   der  Zeitschrift 
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ichaft:  Intern.  Kongreus  für  Unfallwesen  ete, 
in  Brüssel  riV-  Bd.).  —  18.  In  Beltelheims 
Biogr.  Jahrbuch  u.  deatschem  Nekrolog,  3. 
Bd.i  Wilhelm  Heinrich  v.  Eiehl.  —  19.  In  der  | 
Zeitschr.  für  Staatsw.:  Württembergische  i 
Steuerreforrafragen  (1891).  —  Allgemeine  Eini- 
ganKs-  n.  Scbiedsämter  fllr  Bagatellsachen  in 
Italien  (1893),  —  20.  In  der  Zeitschrift  für 
Litteratur  u.  Geschichte  der  Staats- 
wissenscbaften:  Die  Reich  sfinanzrefonn 
(IV.  l.).~21.In  der  „Zeitschrift  f.Volksw.. 
Sozialpolitik  u.  Verwaltung"  (Wien): 
Die  Statistik  auf  drei  internationalen  Kongressen 
des  Jahres  1891  fl.  Bd.,  1892).  —  22.  In  dem 
„Allgemeinen  statistischen  Archiv": 
Statistik  n.  Verwaltung  (I.  Bd.).  —  Orientie- 
rnngawesen  u.  Statistik  (I.  Bd.).  —  Ueher 
Sammlung  n.  Verwertung  des  durch  die  Arbeiter- 
Versicherung  gebotenen  sozialstatisiischen  Ma- 
terials (II.  Bd.).  —  Zur  PnblikationstÄchuik 
{II.  Bd.).    -   Deutsche  Arbeiters tetLslik  (III.  Bd). 

—  Meine  Kritik  der  prenssischeu  Volkszählnngs- 
formolare  (III.  Bd.).  —  Zur  Reform  der  Eöck- 
fallstatistik  (III.  Bd.}.  —  Die  Lernmasse  der 
höheren  Schnlen  des  Deutscheu  Reichs  (III.  Bd.). 
-■  Oesterreichischer  Gesetaentwurf  betr.  die  Ar- 
beitsstatistik (III.  Bd.).  —  BevGlkernngsbewe- 
gung,  Internat.   Statist.  Uebersichten   (III.  Bd.). 

—  lutemat.  Jahresberichte  Über  Bevülkerungs- 
Btand  u.  BeTülkeningabewegung  (III.  u.  IV.  Bd}. 

—  Zur  Technik  der  Ausbeutung  beriifs statisti- 
scher Angaben  (IV.  Bd.).  -  Die  Grenzen  des 
schriftlichen  Verfahrens  beistatist.  Ermittelungen 
(IV.  Bd.).  —  Zur  Organisation  der  Rückfall- 
Statistik  (IV.  Bd.).  —  Die  Reichstags  verband- 
langen  über  die  Berufs-  n.  Gewerbezählnng  v. 

-  1895  (IV.  Bd,),  —  Der  statistische  Dienst  bei 
den  wirtschaftlichen  Verbänden  im  Deutschen 
Reich  (IV.  Bd.).  —  Der  Selbstmord ;  Internat. 
Statist.  Uebersichten  (IV.  Bd.).  -  Die  Stofford- 
nnng  in  der  wissenschaftlichen  Statistik  (V.  Bd). 

—  Die  belgische  Industrie-  n.  Gewerbezäh  long 
V.  1896  (V.  Bd.).  —  Elektrische  Auszählung  u. 
Sozialpolitik  (V.  Bd.).  —  Reform  der  Todes- 
ursachen-Statistik in  der  Schweiz  (V.  Bd.).  — 
Die  Verüffentlichungen  des  Kais.  Statist.  Amts 
Aber  die  Ergebnisse  der  BernfS'  n.  Qewerbe- 
zählnng  T.  189Ö  (V.  Bd.).  -  23.  In  dem  W'ör- 
terbuche  des  „Deutschen  Verwaltungs- 
rechts",  1.  n.  IL  Bd.  (Freiburg  1890)  und  in 
den  drei  Ergänzungsbänden  zu  demselben 
(Freibnrg  1892,  1893  u.  1897)  die  Artikel :  Ab- 
gaben, AusfahrvergQtungen,  Berufs-  u.  Gewerbe- 
zJlhlung,  Branntweinsteuer,  Brausteuer,  Einfubr- 
nnd  Ausfuhrverbote,  Einkommensteuer.  Erb- 
schaftssteuer, (Jebühren,  Herrenlose  Sachen, 
Landwirtschaftliche  Statistik.  Liegenschaf isab- 
gabe,  Lotterie,  Lninsstetieni,  Mahl-  und  Schlacht- 


stener,  Malzaufschlag,  Mouopol,  Personal-  nnd 
Mobiliarsteuer,  Salzst«ner,  Scbanksteuer,  Schen- 
kungssteaem,  Scblachtstener.  Stenerverwaltung 
(direkte),  Tabaksteuer,  Uebergangsabeaben, 
Verbrauch ssteuem  (Debersicht) ,  Volkszählung, 
Weinsteuer,  Zollabgaben,  Zollverwaltung,  ZoU- 
wesen,  Zuckersteuer. 

Femer  finden  sich  zahlreiche  kleinere  Auf- 
sätze, Artikel,  Besprechungen  etc.,  die  hier  je- 
doch zu  nennen  zu  weit  führen  würde,  im 
, Deutschen  Wochenblatt",  in  der  Beilage  znr 
„Allgemeinen  Zeitnng",  im  „Juristischen  Litte- 
ratarblatl'',  im  „Wiener  Handelsmuseum ",  im 
„Sozial pol it,  Centralblatt". 

von  Ma;r  war  bis  zum  Jahre  18T9  Heraus- 
geber der  „Zeitschrift  des  k.  bajer.  statistischen 
Bureaus".  Das  „Allgemeine  slatistische  Archiv" 
ist  von  ihm  gegründet  und  wird  von  ihm  her- 
ausgegeben.   Von  dieser  Zeitschrift  liegen  bis 
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Mees,  W.  C, 

geb.  1813  zn  Rotterdam  nnd  gest.  daseihat  am 
11.  xn.  1884,  studierte  in  Utrecht  die  Rechte, 
bekleidete  in  Rotterdam  längere  Zeit  das 
Amt  eines  Handel skamnlersekreülrs  nnd  wurde 
1819  Sekretär  nnd  1863  Präsident  der  Sieder- 
ländiscben  Bank  in  Amsterdam. 

Mees  veräfTentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  De  vi 
mutaiae  monetae  in  solntionem  pecuuiae  debitae, 
Rotterdam  1838.  —  Proeve  eener  geschiedeuia 
van  bet  bankwezen  in  Nederland,  gednrende 
den  tijd  der  Repubüek,  ebd.  1838.  —De  werk- 
inrichtingen  voor  armen  uit  een  staathuishoud- 
kundig  oogpunt  beschonwd,  ebd.  1844.  —  Het 
mnntwezen  van  Nederlandsch-Indie,  ebd.  1851. 
—  Overzicht  van  eeDige  boofdstakken  der  staat- 
huishoudkunde,  ebd.  1866. 

b)  In  Sammelwerken  und  Zeit- 
schriften: 1.  in  Sloets  Tijdschrift,  Amsterdam  : 
Hebben  wij  wel  gedaan  met  het  zilver  ata 
eeuigen  muntstandaard  aan  te  nemen?  Jahrg. 
1857,  S  249/74.  —  2.  In  StaatBkundie  en  Staate 
huishoudknndig  jaarboekje :  De  Neaerlandscbe 
Bank.  Jahrg.  1853,  S.  25ö67.  —  3.  In  Verslagen 
der  Academie  der  Wetenechappen,  Amsterdam : 
Over  de  ongclijke  digtheid  van  hevolking  cn 
ongeliike  welvaart  in  onderscheidene  landen, 
Teil  VIII,  1864.  —  De  muntstandaard  in  ver- 
band met  de  pogingen  tot  invoering  vun  eenheid 
van  munt,  Teil  XU.  1869,  —  Opmerkingen 
omtrent  gelijke  verdeeling  van belasting. Folgell, 
Teil  5,  1874.  —  Pogingen  tot  verdnidelijkinp 
van  eenige  begrippeii  in  de  staathuishoudkunde, 
Folge  II,  Teil  7,  ld77. 

Mees  war  anfänglich  ein  Anhänger  der 
reinen  Silber  Währung,  aaf  die  Holland  durch 
die  Ostindischc  Kompagnie  nnd  seine  ost-  und 
westindischen  Besitzupgen,  seiner  Ansicht  nach, 
allein  angewiesen  war,  und  es  blieb  eine  ge- 
I  räume  Zeit  sein  wirtschaftlicher  Traum,  dass 
I  nach  Art  der  lateinischen  MUnzkonvention  eine 
internationale  Silberligne  oller  Silber  produ- 
I  zierenden  Staaten  sich  bilden  werde.  Später 
I  kam  er  von  dieser  Illusion  zurück  und  näherte 
I  sich    dem  bimetalÜBtischen   Standpunkte    Wo- 
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lowskis.  AIb  Stewertlieoretiker  vertrat  er  das 
I^ncip  der  Gerechtigkeit  der  Stener,  auch  war 
er  xar  Ausgleichung:  der  Steuerlast  eiu  Anhünger 
der  Ueberwäknngs  lehre.  Auf  die  gesetzHcbe 
Regulierung  des  Notenumlaufs  der  holländischen 
Notenbanken  and  auf  den  Erneuerungfi modus 
der  Privilegien  der  Niederländischen  Bank  hatte 
seine   begutachtende  Stimme   grossen  Einflnsa. 

Vgl.  über  M  e  e  s :  Twee  levensberichten  Sloet 
tot  Oldhnis  en  W.  C.  Mees,  in  De  Economist, 
lijdschrift  etc.,  Jahrg.  1885,  Teil  I,  Haag  1885, 
S.  205?.  —  Oossa,  Introduzione  allo  studio 
deir  economia  polit-,  3.  Aufl.,  Mailand  1892, 
S.  451/53  u.  e. 

Lippert. 


Meier,  Meierrecht 

s.  Gntsherrschaf  t  oben  Bd.  IV  S.  930ff. 


Mei  stbe^natiguDf^klaa  sei 

8.Haü  del  s  vertrage  oben Bd.lVS.lU67 ff. 


Meister,  Meisterrecht,  Meisterprfifnng 

8.  Inniineett  oben  BU.  JX  S.  1348H,  und 
Zunftwesen. 


Meltzen,  Fr.  E.  Angnst^ 

wurde  am  lü.  XII,  1823  eu  Breslau  geboren, 
studierte  seit  1843  an  den  Universitäten  in 
Breslau,  Heidelherg  und  Tübingen  anfangs  Na- 
turwissenschaften ,  später  Beclits-  nnd  Staats- 
wissenschaften,  bereiste  die  Indus triegeg-enden 
Deutschlands ,  Oesterreichs .  der  Schwei*  und 
Italiens  nnd  promovierte  am  11.  IL  1848  mit 
einer  Schrift  über  die  Ilbrenindustrie  des 
Schwarzwftides  [s.  n.)  an  der  Universität  Bres- 
lau. Inzwischen  war  er  im  Jahre  1846  in  den 
Jusüzdienst  getreten,  arbeitete  1848  als  Volon- 
tär im  Finanzministerium  in  Berlin,  1849  am 
Landratsamt  zu  Tecklenburg ,  war  1849  zu 
Münster,  1850  zu  Breslau  afi  Regierungsrefe- 
rendar  thäti^,  hier  ein  Jahr  lang  mit  der  Lei- 
tung der  De  ichreg  nlieruugsgeschäfte  für  Schle- 
sien beauftragt.  Im  Jahre  1853  erwfihlt«  ihn 
die  Stadt  Hirschberg  zum  Bürgermeister,  1856 
trat  er  als  Reglern  ngsassessor  in  den  Staats- 
dienst zurück,  wurde  Specialkommissar  zu 
Breslau  und  1861  Ürnndstenerregulierungskom- 
missar.  Gleichzeitig  widmete  er  sich  unter 
Wattenbachs  Leitung  archivali sehen  Studien 
zur  Agrargeschichte  Schlesiens,  als  deren  Fmcht 
er  IsSi  den  IV.  Band  des  Cod.  dipt.  Sil.  |s.  n.) 
herausgab,  1866  wurde  er  zur  Bearbeitung 
des  Werkes  „Ueber  den  Boden  und  die  laad- 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  des' prenssischen 
Staates"  narh  Berlin  berufen,  erhielt  als  Re- 
giemngsrat  1868  die  Stelle  eines  Mitgliedes  des 
preossischen  statistischen  Bureaus,  wurde  187ä 
Geheimer  Regiernn^srat  und  erstes  Mitglied 
des  kaiserlich  statistischen  Amtes  des  Deutschen 
Reiches,  anch  1875  im  Nebenamt  ausserordent- 
licher Professor  der  Staats  Wissenschaften  an  der 
Universität  Berlin.    Am  16,  XU,  18iß  wurde 


er  daselbst  zum  ord.  Honorarprofessor  ernannt. 
Seit  1882  ist  er  wegen  schwankender  Gesund- 
heit vom  statistischen  Amte  verabschiedet,  blieb 
aber  mit  der  Führung  wesentlicher  Arbeiten  be- 
auftragt. Inzwischen  hat  er,  zum  Teil  amtlich, 
alle  Staaten  Deutschlands,  Des  terr  eich -Ungarn, 
Rnsskud  und  die  Ostseeprovinzen ,  England, 
Frankreich,  die  Schweiz  und  Italien  für  agrari- 
sche Studien  bereist. 

Er  verüfient  lichte  an  Staats  wissenschaftlichen 
Schriften,  a)  in  Buchform:  De  artificibus 
iisdemque  agrieolis  (Ueber  die  Uhren  Industrie 
des  Schwarzwaldes)  [Diss.],  Wratisl.  1848.  — 
Codex  diplomatic.  Silesiae,  Bd.  IV,  Breslau  1863 
lUrkunden  schlesischer  Dttrfer  zui'  Geschichte 
der  ländlichen  Verhältnisse  und  der  Flurein- 
teilun^  insbesondere.!.  ^  Der  Boden  und  die 
landwirtschaftlichen  Verhältnisse  des  preussi- 
scheu  Staates  nach  dem  Gebietsumfange  von 
'866,  Berlin  1868—71,  4  Bde.  und  Atlas;  fort- 
esetzt  für  die  Zeit  nach  1866,  Bd.  5  1894, 
_;d.  6  u.  7  mit  Atlas  im  Druck.  —  Die  inter- 
nationale land-  nnd  forstwirtschaftliche  Sta- 
tistik. Denkschrift  für  den  internationalen 
Eongress  der  Land-  und  Forstwirte  zu  Wien, 
Berlin  1873,  ^  Die  Mitverantwortlichkeit  der 
Gebildeten  und  Besitzenden  für  das  Wohl  der 
arbeitenden  Klassen ,  Berlin  1876.  —  Das 
deutsche  Haus  in  seinen  volkatllmlichen  Fomien, 
Berlin  1882,  (Auch  in  den  Verhandlungen  des 
ersten  deutBchen  Geographentages  in  Berlin, 
1882.)  —  Die  Fra^  des  Kanalbaues  in  Preussen. 
Mit  Karte,  Leipzig  1885.  —  Geschichte,  Theorie 
und  Technik  der  Staiistik,  Berlin  1886.  — 
Siedelung  und  Agrarwesen  der  Deutschen  und 
Skandinaveu,  der  Kelten,  RUmer,  Finnen  und 
Slawen,  2  Bände  Text,  1  Band  Anlagen  mit  269 
Abbildungen  und  1  Atlas  mit  Xib  Karten  und 
Zeichn.,  Abt.  I  von :  Wanderungen,  Anbau  und 
Agrarrecht  der  Völker  Europas  nördlich  der 
Alpen,  Berlin  1895. 

bi  in  Zeitschriften,  Sammelwerken 
etc.:  linden  „Abhandinngen  derSchles. 
Gesellschaft  für  vaterländische  Kul- 
tur" (philoB.-hist,  Abt.):  Ueber  die  Kulturzu- 
stände  der  Slawen  in  Schlesien  vor  der  deut- 
schen Kolonisation  (1864,  Breslau).  —  2.  In  der 
.Zeitschr.  des  kgl.  preuss.  stat.  Bu- 
reaus": Die  Ackerbauenqueten  in  Frankreich 
1862  und  1866  (18691.  —  Topographische  Er- 
ürterungen  über  den  Bau  von  Kanälen  in 
Deutschland  (1870),  —  Das  polizeiliche  Melde- 
weaen  in  Preusseu  (1874).  —  Die  Verbreitung 
des  Weinbaues  im  preuas.  Staatsgebiete  (187Ö), 
—  3.  In  der  .Zeitachr,  f.  Ethnologie": 
Die  dentsclien  DHrfer  nach  der  Form  ihrer  An- 
lage und  deren  nationaler  Bedeutung  (1872).  ^ 
4.  In  „Jahrb,  i.  Ges.  u,  Verw.",  herausgeg. 
von  V.  Holtzeudorff:  Die  Statistik  des 
Deutschen  Reiches  i3  Aufsätze  im  1.  Jahrg. 
I1872J,  U.  Jahrg.  [1873),  UI.  Jahrg.  [1874).)  — 
n.  In  „Jahrb.  t.  Ges.  u.  Verw.^  (berausgeg. 

Schmoller) ;  Die  irische  Landfrage  und  die 


mit  Karte  (VIII.  Jahrg,,  1884).  [Auch  beson- 
ders erschienen,  s.  o,)  —  6,  In  den  „Jahrb.  f. 
Nat.  U-Stat.":  Die  Ausbreitung  der  Deutscheu 
in  Deutschland  und  ihre  Besiedeluug  der  Hafen- 

Sebiete    (32,    Bd,l.    —    Der  älteste  Anbau  der 
eutschen  [iL  Bd,),  —  Die  Individual Wirtschaft 
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Slei  tzen — ileldepflicht 


der  GermaDeii  and  die  drohende  EtipitiklkrisiB 
nnaeres  GrundbeBitzes  (VI.  Bd.l.  —  7.  In  der 
„Zeitscht.  f.  StaatBW.":  Du«  Agrar-  und 
Forativesen,  die  Allmenden  nnd  die  Landge- 
ineindeo  der  deutschen  Schweiz  (1880).  —  Georg 
Haussen  als  Agrarhiatoriker  (1881).  —  8.  In  den 
^Verhandlungen  des  2.  dentschen  Geo- 

fraph&nCages"  zu  Balle  (1882):  Das  Noma- 
entnm  der  Germanen  ndd  ihrer  Nachbarn  in 
We»teurqpa  —  9.  In  den  „Landwirtachaft- 
liehen  .lahrbttchern",  heransg.  von  Thiel: 
EnnitKluni^ii  Über  die  dnruhschnittliche  Höhe 
der  Grund  l>uchachulden  der  häuerlichen  Be- 
sitznn^n  in  62  Amtsgerichtshezirken  des 
prenssischeu  Staates  nach  dem  Stande  von  1883, 
mit  Nachtrag  (XIII.  Bd.,  Supplement  I,  1884 
und  Nachtrag  1885i.  —  10.  In  der  .,Zeitachr. 
des  Vereins  für  Volkskunde'-  heranageg. 
von   Weinhold:    Land   und  Leute   der  Saale - 


Meldepflicht. 


Artikel :  Volksbufe  und  EUnigshufe  in  ihren 
alten  Massverhältnisaen,  Tübingen  1889.  —  12. 
Im  Archiv  dea  Vereins  tUr  slebenbUr- 
gisehe  Landeskunde,  N.  F.,  Bd.  XXVU, 
Heft  3 :  Die  Flur  Thalheim  als  Beispiel  der 
Ortaaulage  und  Feldeinteilnng  im  Siebeubürger 
Snehsenlande,  1897.  —  13.  In  G.  Nenmayer, 
Anleitnngen  zu  wissenschaftlichen  Beobachtan- 
gen  auf  Reisen  (Berlin  1888)  den  Antaata:  All- 
gemeine Landeskunde,  politische  Geographie 
und  Statistik.  —  14.  In  A.  Kirchhofl;  An- 
leitung zur  deutschen  Landes-  und  Volks- 
forsrhung  {Stuttgart  1889)  den  Aufsatz:  Be- 
obachtungen Über  Beaiedelnng,  Hauabau  und 
landwirtschaftliche  Kultur.  —  16.  Ostmark, 
1898,  Heft  3:  Ueberblick  über  die  deutsche 
Eoloniaation  in   den   ehemaligen  PolenlSudem. 

—  16.  In  Schönberg  die  Abteilungen;  Land- 
wirtschaft, II.  Teil,  Agrarpolitik  im  engeren 
Sinne,  und  zwar  in  der  1,,  2.  n.  3.  Aufl.  (1882, 
1886,  18911  —  17.  In  diesem  „Handwürter- 
bnche"  die  AufsBtze:  Ansiedelnng,  Feld- 
gemeinachatl,  Flurzwaug,  Knie.  — 

Femer  verdanken  wir  Meitzen  folgende 
Beiträge  in  der  von  selten  des  kaiserlichen  sta- 
tistischen Amtes  herauageg.  „Statistik  des 
Deutscheu  Eeiches":  Verhandlungen  und 
geltende  Bestimmungen  {I.  Bd.,  1873).  Köben- 
zncker;  Salz;  Bergwerksprodukte:  Inhaber- 
papiere; Tabak  ill.  Bd  ,-  1874).  Obsternte; 
Seeverkehr  iV.  Bd.,  1874).  Verkehr  auf  den 
deutschen  Waanerstraaaen  (VII,  Bd.,  1874). 
Bierbrauerei,  Branntweinbrennerei,  Viehhaltung 
(Vm.  Bd..  1875).  Verkehr  auf  Binueowasser- 
Btrnssen  (XII.  Bd.,  1875i.  Seeschiffahrt  und 
Unmile  (Xni.  Bd.,  1876).  Werl  dp.^'  Waren- 
verkehrs (XIV  Bd.,  187b».  Aerzte  nnd  Medizi- 
nalperaonen  (XXV.  Bd.,' 1877).  Dampfkesset- 
revisionen  u.  Anheuerung  der  Matrosen  (XSX. 
Bd.,  1878).  Gewerbezählung  iXXXIT.  w.  SXXV. 
Bd.,   187a).     Tabftkeuquete   iXLII.  Bd.,   1880i. 

—  In  der  „Statiatik  des  Deutschen 
Reiches,  Keue  Folge'-  hat  er  ,,Die  Strom- 
gebiete des  deutschen  ßeichea",  Teil  I:  „Das 
Gebiet  der  Ostsee'-  (39.  Bd.  der  N.  F.),  Teil  IIa : 
Die  Elbe  (18991,  bearbeitet. 

Bed. 


1.  Allgenieinea-     Die   Meldepflicht 

oder  der  Meldezwang  ist  bei  unserem 
iientigeii  auBgedeliDten  Verkehrswesen  und 
bei  der  dadurch  bedingten  groBsen  Beweg- 
lictikeit  von  Personen  und  Sachen  sowie  bei 
den  hohen  Anforderungen,  welche  zur 
Deckung  des  gesamten  Staatsbedarfs  gestellt 
werden,  ungemein  wiclitig  im  Gebiete  der 
öffenthohen  Verwaltung.  Eine  Pilicht  zur 
Anmeldung  von  Personen  oder  Sachen,  der 
Vornahme  von  Handlungen,  Transporten  und 
anderen  Vorkommnissen  (Geburten,  Sierbe- 
fälle  etc.)  bei  den  hierfür  bestimmten  Stellen 
wir<l  bald  im  Interesse  der  öffentlichen  Ord- 
nung, der  Sicherheit  gegenüber  drohenden 
Gefahren  und  der  Gesundheit,  bald  zum 
Zwecke  der  Besteuerung  in  solchen  F&llen 
auferle^  in  welchen  ohne  solche  die  nCti^ 
Kenntnisnahme  diirch  die  Verwaltung ,  in 
vollem  Umfange  unraöglicli  oder  deren  Er- 
langung doch  mit  allzuviel  Schwierigkeiten, 
Belästigungen  und  Kosten  verbimden  sein 
würde.  Die  Anmeldung  erfolgt  teils  durch 
die  zu  einer  Leistung  veriiflichteten  Per- 
sonen, teils  durch  Dritte. 

Ein  timfassender  Zwang  basteht  heute 
für  die  Militärpflichtigen,  welche  sich  ziir 
Stammrolle  anzumelden  und  zu  gestellen  und 
während  der  Zeit,  iu  der  sie  dem  Militär- 
verbande angehören,  bei  einem  Aufenthalts- 
Wechsel  sich  bei  den  zustandigen  Stellen 
an-  nnd  abzumelden  habeu.  Ein  solcher 
wird  fenier  nötig  bei  der  obligatorischen 
Personal versiciienrng,  wie  denn  auch  das 
deutsche  Krankenkassengesetz  (§  49)  die 
Errichtung  besonderer  Meldestelleu  vor- 
gesehen hat.  Für  den  vorfibergohenden 
Aufenthalt  FVomder  hat  das  deutsche  RG. 
V.  12.  Oktober  1867,  welches  das  frühere 
Pa-ssweseu  beseitigte,  die  Meldepflicht  als 
eine  Einrichtung  der  örtlichen  Polizei,  wo 
solche  landesgcsetzheh  begründet  ist,  be- 
stehen lassen.  Die  Pfheht  zur  Anmeldung 
ist  meist  unmittelbar  dem  Miet-  oder  Wob- 
nungsgeber  aiiferl^. 

ä.  Die  H.  bei  der  Besteuertug.  1.  Im 
Intere.sse  der  Statistik  des  Wareuverkehi-s 
sind  nach  dem  deutschen  R.G.  v.  20.  Juli 
1S79  {ähnlich  in  Oesterreich  nach  dem  G. 
V.  1.  Januar  1801)  die  Waren,  welche  über 
die  Grenzen  des  deutschen  Zollgebietes  ein-, 
aus-  oder  durcltgeführt  werden,  den  mit  den 
An  Schreibungen  für  die  Verkehrsstatistik 
beauftragten  Amtsstellen,  den  sogenanotea 
Anmeldestellen,  nach  Gattung,  Menge, 
Ileikunfts-  und  Bestimmungsland  anzumel- 
den. Die  Anmeldung  erfolgt  durch  den 
Warenfilhrer  mittelst  Untergabe  des  An- 
meldescheines.   An  dessen  Stelle  tritt 
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bei  zoll-  uod  steiierpfliehtig;cn  "Waren  die 
Zoll-  oder  Steuerdeklaration.  Beim  kleioen 
Grenzverkehr  pemlfft  inflndliche  Äameldiing;, 
Anmeldestelteu  sind  die  Zollämter  im  Grenz- 
bezirke, ausserdem  werden  dort  solche  nach 
Bedürfnis  errichtet  (GemeindebehCrden).  Aus- 
nahmsweise können  auch  andere  Zoll-  oder 
Steiieräroter  zu  Anmeldestellen  bestellt  wer- 
den. Zur  Deckung  der  Kosten  dieser  Sta- 
tistik wird  eine  Abgabe,  die  statistiache  Ge- 
bühr erhoben ;  ebenso  in  Frankretcli  ein 
droit  de  statistinue,  oingefflhrt  durch  G.  v. 
22.  Januar  1872,  entsprechend  dem  von 
1797 — 1863  bestandenen  droit  de  balance, 
auc'li  England  imd  Italien  erheben  solche 
Gebühren.  —  Als  Anmeldesfellen  werden 
aucli  die  zum  Zwecke  der  Verzollung  er- 
richteten Ansageposten  bezeichnet  (vgl. 
den  Art.  Zölle). 

2.  Ausser  für  das  Zollwesen  hat  die 
Meldepflicht  eine  grosse  Bedeutung  im  Ge- 
biete der  direkten  und  indirekten 
Besteuerung.  Bei  Verbrauchesteueni 
haben  Anmeldungen  zn  erfolgen  für  den 
Fall  der  Neuerrichtung  steuerpflichtiger  Be- 
trief«  und  der  Aendenmg  bestehender,  der 
Entnahme  steuerpflichtiger  Waren  aus  unter 
Steiierkontrolle  Btohenden  Lagern  und  Maga- 
zinen, der  Vornahme  gewisser  auf  die 
Fabrikation,  wie  Brauerei,  Brennerei,  Tabak- 
anpflanzung  etc.  abzielender  Handlungen 
etc.  Näheres  hierüber  siehe  in  den  betr. 
Artikeln. 

3.  Im  Bereiche  der  Gebühren  und  der 
Verkehrssteuern  werden  in  Fallen  der 
direkten  Einhebung  Änmeldimgen  verlangt, 
wenn  abgabepflichtige  Handlungen  nidit 
unmittelbar  vor  die  amtliche  Stelle  gelangen, 
welche  mit  der  Einhebimg  betraut  ist.  In 
Frankreich  hat  der  Gebührenpflichtige 
binnen  bestimmter  Frist  die  Anmeldung  bei 
der  Einregistrieningsliehörde  zu  besorgen, 
welche  dann  Ansatz  und  Erhebungder  Steuern 
zu  bewirken  hat.  (Vgl.  d.  Art.  Registrie- 
rungsfthgaben.)  luOeater  reich istdiese 
PfUait  der  Anmeldimg  in  ereter  Linie  der 
Öffentlichen  Behörde,  welche  das  Geschäft 
vornimmt,  wie  Xotaren,  Advokaten,  öffent- 
lichen Agenten,  oder  Tmt«r  deren  Mitwirkung 
das  Geschäft  abgeschlossen  wurde,  in  zweiter 
Linie  den  Parteien  auferlegt. 

4.  Auch  bei  den  direkten  Stenem  tritt 
die  Anmeldung  vielfach  an  die  Stelle  einer 
wenij;er  vollkommenen  Ermittelung  durch 
die  Behörde  oder  auch  ergänzend  an  deren 
Seite.  So  erfolgt  die  Ermittelung  der 
Steiiersubjekte  auf  Onmd  von  Meldezwang 
durch  eigene  Anmeldung  der  Steuerpflichti- 
gen vornehmlich  bei  der  Kapital  reuten  Steuer, 
dann  auch  bei  der  Einkommensteuer.  Bei 
beiden  aber  erstreckt  sieh,  da  die  Ermitte- 
lung des  Subjektes  mit  derjenigen  des  Ob- 
jektes Hand  in  Hand  geht,  die  Anmeldung 


in  der  Regel  nicht  aUein  auf  die  Person, 
sondern  auch  auf  die  steuerpflichtige  Summe. 
Die  Anmeldung  kann  aber  auch  unter  Um- 
ständen sicherer,  vollständiger  oder  einfacher 
durch  Ehitte,  wie  Arbeitgeber,  öffentliche  . 
Stellen,  Vermieter  etc.  erfolgen,  oder  es 
können  deren  Angaben  zur  Vervollständigung 
mid  Konti-olle  dienen.  Eine  derartige,  durch 
Strafandrohung  erzwingbare,  auf  eigenen 
Wahrnehmungen  beruhende  Angabe  über 
steuerrechthche  Thatsachen ,  welche  andere 
Personen  betreffen,  wurde  auch  ira  Gegen- 
satze z\ii  fakultativen  Auskunft  und  zu  Aus- 
sagen des  Steuerpflichtigen  selbst  über  sich 
und  seine  eigenen  Angelegenheiten  speciell 
als  Meldangabe  bezeichnet, 

Litteratnr:  Wagner,  SehBnberg  III,  S,  SO^.  — 
Koenlg,  Mcldeangobe  bei  der  Vfranliu/uTig  ptr- 
lönlirhrr  Ste'iem,  Scham'  Fia,-Arcll.  Jahrg.  II, 

J.  Lehr.    Max  von  Heckel. 


Xelon,  Jean  Fran^ois, 

geboran  zu  Tolle  (das  Geburtsjahr  ist  onb»- 
kanntj,  gutorben  zu  Paris  am  24.  I.  1738. 
Helon  war  zuerst  Advokat  zu  Bordeanx  und 
hatte  regen  Anteil  an  der  am  12.  IX.  1712  er- 
folgten UrilQilDug  der  dortigen  Akademie,  deren 
SetretUr  er  wurde.  Dnrch  den  Protektor  der 
Akademie,  den  Herzog  de  !a  Force,  nach  Paris 

gezogen,  arbeitete  er  zuerst  onter  Kardinal 
uboia,  Minister  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, dann  als  SekretSr  bei  Law  und  ITM  in 
gleicher  Eig'enschaft  bei  Philipp  von  Orleans, 
nach  deseeii  Tode  er  sich  ins  Privatleben  zurück- 
zog. Melon  war  einer  der  ersten  Theoretiker 
des  MerkattCtIismua  in  Frankreich. 

Von  ihm  erschien  nur:  Essai  politiqoe  sar 
ommerce,  Konen  on  Bordeaux  1734.  Die 
2.  Ausgabe  17B6  ist  nm  mehrere  Kapitel  ver- 
mehrt. Zwei  weitere  Auflagen  erschienen  1742 
und  1761,  ein  Abdruck  in  Amsterdam  1736. 
Vollstindig  veröffentlicht  wurde  derselbe  in  der 
,  Collect  ion  des  principam  economistes,  t.  I, 
Paris  1843.  Eine  eng-ßscbe  Uehersetzung;  mit 
Anmerkungen  von  David  Binden  erschien  Dublin 
ITSk  Eine  deutsche  Uebersetzung  Kopenhagen 
1766.  Voltaire  erwähnt  Melons  in  seinem  Si^cle 
Louis  XV.  chap.  III  und  publiziert  von  ihm : 
Lettre  ä  Madame  la  Comtesse  de  Verrae  sqt 
l'apologie  du  luxe,  1736.  Oeuvres  compl^tes  de 
Voltaire,  Tom.  lö,  Basel  1791,  8.  113, 

Vergl.  Über  Melon:   Nonvelle  biographie 
generale  t.  5XXIV,  Paris  1861,  S.  860. 

Josef  Stammhammm: 


Menger,  Anton, 

geboren  am  12.  IX.  1841  zu  Haniow  in  Galizien, 
habilitierte  sich  1872  als  Privatdozent  für  üsler- 
reii^hisches  Civilprozessrecht  an  der  Universität 
za  Wien,  wnrde  1874  ausserordentlicher  Professor 
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nnd  1877  ordentlicher  Professor  desselben  Faches  1 
an  der  Wiener  Universität  Nachdem  er  1895  | 
znm  Rektor  gewählt  worden  war,  legte  er  mit ' 
SchlusB  des  Sommersemesters  1899  sein  Lehr- 
amt eines  Augenleidens  wegen  nieder,  indem  er 
gleichzeitigznmHonorarprufesaorernanntwurde.  | 
Menger  behandelt  die  soziale  Frage  als 
Jurist  nnd  sucht  insbesondere  das  heutige 
Privfttrecht  vom  Standpunkte  der  ükonomischen 
und  sittlichen  Interessen  der  besitzlosen  Volks- 
klauen  zn  prüfen  nnd  eine  Reform  desselben 
im  obigen  Sinne  vorzubereiten.  Seine  Arbeiten 
»ind  auch  fUr  die  quellenmüssige  Geschieht« 
der  sozialistischen  Theorie«n  von  grossem  Wert«. 
Ausser  juristischen  Werken  und  Abhand- 
lungen verCÖ'entlichte  er  aii  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften:  Das  Recht  auf  den  vollen  Ar- 
beitsertrag in  geschichtlicher  DarBtellnng.  Stuttr 
Sirt  1886,  2.  verbesserte  Aufl.,  1891.  Englische 
ebersetznng  von  M.  E.  Tanner,  mit  einer  Ein- 
leitung nnd  Bibliographie  von  H.  S.  Foxwell, 
London  1899.  Französische  Ueberaetzung  von 
Alfred  Bonnet,  mit  Vorrede  von  Ch.  Andler, 
Paria  1899.  —  Das  bürgerliche  Recht  und  die 
besitzlosen  Volksklassen.  Eine  Kritik  des  Ent- 
wurfs eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das 
Deutsche  Beich  (Archiv  für  soziale  Gesetzgeh. 
und  Stat.,  Bd.  II  u.  HI,  Tübingen  1889-90), 
Sep.-Abdr.  Tübingen  1890.  2.  durchgesehene 
Aufl.  1890.  Italienische  Vebersetzun^ ,  Turin 
1894.  Spanische  Ueberaetzung  rou  Ad.  Foaada, 
Madrid  1897.  —  Gutachten  znr  Errichtung  einer 
eidgenössischen  Hochschule  für  Rechts-  und 
Staatswiasenschaft,  Zürich  1889.  —  Die  sozialen 
Aufgaben  der  Rechtswissenschaft.  Rektorats- 
rede.  Wien  1805.  Abgedr.  in  der  „Zukunft" 
Bd.  13,  Berlin  1895.  Franzüsische  Uebersetzung, 
Paris  1896.  Russische  Uebersetzung  von  J. 
.Tutowski,  St.  Petersburg  1896.  von  GredeBkul, 
Charkow  1896.  Spanische  Uebersetzung  von 
Ad.  Posada,  Madrid  1899.  —  In  der  Beilage 
der  Allgem.  Zeitung  (München)  T.  X.  18&7 
erschien  von  ihm:  Sozialismus  und  Sozialpolitik, 
in  der  Zukunft  (Beriin)  Bd.  26,  1899,  Die 
soziale  Bewegung  in  der  Kulturwelt. 

Vergl.  über  Stengera  Recht  auf  den 
vollen  Arbeitsertrag:  A.  Adler  in  Jahrb.  f. 
Sat.  u.  Stat,  K.  F.  Ifi,  Jena  1888,  S.  299.  — 
G.  Schmoller  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  XI, 
Leipzig  1887,  S.395.  —  Frhr.  v.Vogelsang 
in  Oesterreich.  Monatsschrift  für  christl.  Soziaf- 
reform  VIII,  Wien  1886,  S.  583.  —  Die  Grund- 
ideeen  des  Sozialismus  vom  inristiscben  Stand- 
punkte (von  Dr.  Emil  Steinbach),  in  den  Juristi- 
schen BIttttem,  Wien  1886,  Kr.  46—47.  -  G. 
Ruhland  in  Zeitschr.  f,  SUatswiss.  Bd.  43, 
Tübingen  1887,  S.  678,  —  Schwiedland  in 


Henger,  Carl, 

wurde  am  23,  II.  1840  zu  Keu-Sandez  in  Galizieu 
geboren,  studierte  die  fieehts-  nnd  Staatawissen- 


Bchaften  in  Wien  und  Prag,  habilitierte  sich 
1872  in  Wien  für  NationalöKonomie,  wurde  im 
nämlichen  Jahre  MinisterialaekretSr  und  187H 
Professor  der  politischen  Oekonomie  an  der 
rechts-  und  ataata  Wissenschaft  liehen  Fakultlit 
der  Wiener  Universität.  1876  als  ^Lehrer  des 
Kronprinzen  Rudolf  von  Oesterreich  für  politische 
Oekonomie  und  Statistik  berufen,  begleitete  er 
denselben  1877  nnd  1878  ant  dessen  Studien- 
reisen durch  die  Schweiz,  England  und  Frank- 
reich ;  wirkt  seither  als  Professor  der  politiachen 
Oekonoipie  und  Leiter  des  Seminars  für  National- 
ükouomie  und  Finauzwissenschaft  an  der  Wiener 
Universität;  das  Institut  de  France  ernannte 
ihn  (1894)  zum  auswärtigen  korrespondierenden, 
die  königliche  Akademie  der  Wissenschatten  in 
Rom  (1899)  zum  wirklichen  auswärtigen,  die 
Royal  Society  of  Edinburgh  (1895)  zn  ihrem 
Ebrenmitgliede,  die  Budapester  Universität 
(1896)  anläsalich  der  Millenniumsfeier  Ungarns 
znm  Ehrendoktor  der  Staats  Wissenschaften. 

Im  Jahre  1900  wurde  er  als  lebensläng- 
liches Mitglied  in  das  österr.  Herrenhai;s  berufen. 

Durch  seine  wirtschafta theoretischen  nnd 
methodologischen  Arbeiten  hat  Menger  der 
nationalökonomischen  Forschung  mannigfache 
Anregung  geboten  und  zumal  die  in  manchen 
Gelehrtenkreisen  in  Verrnf  ^langte  wirtschafte- 
theoretische   Forschung    wieder    zu    Ehren   zu 


klassischen  Nationalökonomie  den  Wert  nicht 
auf  die  Arbeit  oder  die  Produktionskosten,  son- 
dern anf  die  Nützlichkeit  and  relative  Selten- 
heit der  Güter  zurück  und  sucht  die  gesell- 
schaftlichen Wtrtachaftseracheinnngen  aus  den 
Ökonomischen  Bestrebungen  der  wirtschaftenden 
Individuen  (ihrem  Kontakte  im  Verkehre),  nnter 
Anerkennung  staatlicher  und  sozialer  Einflüsse, 
zu  erklären.  Seine  theoretischen  Arbeiten,  ina- 
beaondere  seine  Wert-  und  Preislehre,  sind  für 
zahlreiche,  zumal  Qsterreichische  Fachmänner, 
zum  Ausgangspunkte  wirtiichaftatheoretischer 
Unt«r3uchnngen  geworden. 

Auf  dem  Gebiete  der  Methodologie  ist  er 
zu  einem  Teile  der  historischen  Schule  in  Gegen- 
satz getreten.  Er  bekämpft  die  Ansichten  von 
der  ausschliesslichen  Berechtigung  der  deskrip- 
tiven und  geschichtsphilosophiscbeu  Richtung 
der  Forschung  und  tritt  für  die  Anerkennung 
der  Wirtachaftstheorie  und  der  Wirtschaft^ 
poiitik  als  selbständiger,  neben  der  Wirtschafta- 
geachichte  und  Statistik  berechtigter  Zweige 
nationalökonomischer  Forschung  ein.  Auf  dem 
Gebiete  der  Wirtschaftstheorie  erkennt  er  ausser 
den  empirischen  Gesetzen  der  Wirtschafta- 
erscheinungen  (den  äusseren  Regelmässigkeitea 
in  der  Aufeinanderfolge  und  Koexistenz  der 
Wirtschaftaerscheiuungeu)  auch  Gesetze  der 
Wirtschaftlichkeit  (Gesetze  der  rationalen  öko- 
nomischen Zweckbeziehungen)  als  berechtigtes 
Ziel  wissenschaftlicher  Untersuch unjf  an.  Ina 
Zusammenhange  damit  spricht  er  sich  für  die 
Analyse  und  die  isolierende  Synthese  als  (neben 
der  historischen  Induktion)  berechtigte  Methoden 
der  Wirtach aftstheorie  aus. 

Als  Aufgabe  der  praktischen  Wirtschafts- 
wissenschaften erkennt  er  nicht  nnr  die  Dfu*- 
stellung  der  bisherigen  wirtschaftapolitischen 
Versuche  und  ihrer  Erfolge,  sondern  die  Er- 
forschung und  Darstellung  der  Grundsätze  und 
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Vorg^ingsweiBeii  znm  zweckmässigen  Eingreifen  i 
der  Bff entliehen  Gewalt«n  in  die  VoLiswirt- 
Bcbaft ,  Grundstltze ,  welche  für  verschiedene 
tn>ische  VerhaltniBse  allerdings  nicht  die  näm- 
lichen sind  und  in  ihrPT  Anwendunj;  auf  kon- 
krete Fälle,  ähnlich  wie  die  Grund»ätae  anderer 
Sraktischer  Wissenschaften,  individualisiert  wer- 
en  müssen. 

Er  verüffen  fliehte  an  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Bachforra;  Grundsätze 
der  Volkswirtschaftslehre,  Allgemeiner  Teil, 
Wien  1871.  —  Untersuchungen  über  die  Methode 
der  SoKiaiwiaaenschafteu  nnd  der  politischen 
Oekouomie  inshesoudere,  Leipzig  1883.  —  Die 
Irrtümer  des  llistorismna  in  der  deutschen 
Satiüual Ökonomie,  Wien  1884.  —  Beiträge  zur 
Währungsfrage  in  Oesterteich- Ungarn  (teilweise 
Umarhettung  des  unter  gleichem  Titel  in  den 
Jahrb.  f.  Nat.  n.  Stat.  [s.  u.]  erschienenen  Auf- 
satzes), Jena  1892.  —  Der  [leberg&ng  znr  Gold- 
währung. Untersuch nngen  Über  die  Wert- 
prohleme  der  ögterr. -ungarischen  Valutareform, 
Wien  1892. 

b)  in  Zeitschriften  nnd  zwar:  1.  in 
Grünhuts  „Zettschrift  für  das  Privat- 
und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart": 
Znr  Kritik  der  politischen  Oekonomie  (XIV.  Bd., 
1Ö871.  —  2.  in  den  „Jahrb.  f.  Kat.  u.  Stat.^: 
Zur  Theorie,  des  Kapitals  {17.  Bd.,  1888).  — 
OmndzUge  einer  Klüssifikation  der  Wirtschafts- 
wissenschaften (19.  Bd..  1889).  —  Lorenz  v.  Stein 
laa.  Bd.,  1891).  —  Beitrage  zur  Währungsfrage 
in  Oesterreich-Ungarn  [auch  besonders  erschienen 
—  3.  o.  -)  {in.  Bd.,  1892).  —  3.  In  der 
„Revue  d'Economie  politiqne":  Contri- 
bution  4  la  theorie  du  capital  (t.  IT.,  18^8).  — 
La  monnaie  mesure  de  valeur  (t.  VL,  1892).  — 
4.  In  dem  „Economic  Journarr  On  the 
origin  of  money  (vol.  IL,  1892).  —  5.  Gutachten 
in  der  Wiener  Wäbmngsenquete  (in  den  Stenogr. 
Protokollen,  Wien  1892,  S.  197 ff.).  -  b)  In 
dienern  „Handwörterbuch"  Art.  Geld. 


VergL  ttberC.  Menger:  Manr.  Block, 

Les  Progres  de  la  science  fconomique  depuis 
A.  Smith,  Paria  1891),  I,  S.  10-14,  S.  26  ff., 
■  S.  46£f.  n.  pass.  -  H.  Si.  Marc,  Etudes  snr 
l'enseignement  de  l'econ.  pol.  dans  les  nuiver- 
"-'      '     TAllemagne  et  de  l'Autriche  (Hevae 

3„i     D —    lu.rt g    232if.).  — 

j^rn.  manaim,  i^enseignement  de  l'Ec.  Pol. 
i  l'uaiveraitfi  de  Vienne  (Revue  de  Beigiqne 
SXI,  cah.  4,  Bniielles  18891,  —  LaigiCoasa, 
Introduzione  allo  studio  dell'  Ecoii.  Polit.,  Milaao 
1892,  p.  447—449  n,  pass.  (hier  anch  Litteratnr 
der  österr.  Schule].  —  H.  v.  SchuUern- 
Schrattenho f en.  Die  theoretische  Sational- 
Bkonomie  Italiens  in  neuester  Zeit,  Leipzig  1891, 
8.3,  13-18,  26  u.  pass.  —  Ingl.  Palgrave, 
Dictionary  of  Poütic.  Economy,  Vol.  I,  London 
1891  (Article:  Austrjan-School).  —  J.  Bonar, 
The  Auatrian  Economists  and  their  view  of 
value  (Qnarterlr  Journal  of  Economics  III,  1, 
Boston  1888],  —  Will.  Smart,  An  intro- 
dnction  to  the  theorj  of  valne  in  the  lines  of 
Menger,  Wieser  and  Boehm-Bawerk ,  London 
1891.  -  Derselbe,  The  old  theory  and  the 
new  (Fortiiightlj  Rev,  no,  296  N.  S.  1891).  — 
Böhra-Bawerk,  The  Äustrian  Economista 
lAnnalB  of  the  American  Academy  of  Polit.  and 


d'Econ.   Pol.,   Paris    1892, 


Social  Science.  I,  no.  3.  Jan,  1891).  —  Ad. 
Wagner,  Politische  Oekonomie,  Grundlegung, 
3.  Aufl.,  I,  Leipzig  1892,  S.  63  ff.  (hier  Litteratnr 
der  üsterr.  Scnule)  u.  pass,  —  H.  Dietzel, 
Beiträge  znr  Methodik  der  Wirtschaftswissen- 
schaft (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat,  N.  F.  XVIII, 
Jena  1884).  —  G.  Schraoller,  Znr  Methodo- 
logie der  Staat«-  nud  Soziaiwissenschaften  (Jahrb. 
f,  Ges,  u.  Verw.,  VII.  3,  S.  239  ff.,  Leipzig  1883). 
—  Derselbe,  Die  SchrifUn  von  C.  Menger 
und  W.  Dilthey  znr  Methodologie  der  Staats- 
und Sozial  Wissenschaft  (Zur  Litteraturgtschichte 
der  St.-  Q.  Soz.-W.,  Leipzig  1888,  8.  275).  — 
V.  John,  Znr  Methode  der  heut.  Sozialwiasen- 
schaft  (Zeitscbr.  f.  Volksw.,  Sozialp.  u.  Ver- 
waltung, I.  2,  Wien  1892i, 

Jted. 


Mengotti,  Francesco,  Conte, 

geb,  am  15.  IX.  1749  zu  Fonzaso  bei  RellUDO, 
wnrde  1803  Ftnanzinspektor  zu  Venedig,  trat 
im  Jahre  1609  in  den  italienischen  Senat  und 
erhielt  1810  den  Grafentitel.  J^ach  dem  Sturze 
Napoleons  wurde  er  von  der  üsterreichischen 
Regierung  zum  Vicepräsidenten  der  Finanz- 
kommission zu  Mailand  (1819)  ernannt.  Er  starb 
am  5.  III.  18:-».  Meugotti  war  ein  Bekfimpfer 
der  merkantil istischen  Staatapraiis. 

Er  verS  ff  entlichte  folgende  Schriften  staats- 
wisaenschaftlichen  Inhalts:  Del  eommereio  de' 
Romani  della  prima  gaerra  puoica  a  Costantino, 
dissertazione,  Verona  1787,  (Gekrönt  von  der 
.4cademie  des  Inscriptions  et  helles  lettres  zu 
Paria,  1787.)  —  II  Colbertiamo,  ossia  della  libertä 
di  eommereio  de'  prodotti  della  terra.  (GekrGnt 
von  der  Acadämie  des  Georgophiles  zu  Floreni, 
1791.)  —  Deutsche  Uebersetznng  von  L'tz- 
schneider,  München  1794.  Andere  Ausg.  Leip- 
zig 1794,  Beide  Abhandlungen  wurden  wieder 
abgedruckt,  2  Bde.,  Hilano  1802  u.  Leipzig 
1^3,  hrsg.  von  Ghezzi,  und  endlich  in  der 
Sammlung  von  Ciistodi:  Scrittori  classic!  italiani 
di  economia  potitica,  1803-1816,  Tom.  36.  — 
Saggio  sulle  acque  corrente,  3  vol.,  Milano 
1810-1812.  Neu  aufgelegt  o.  d.  T.:  Idraulica 
lisjca  e  sperimentale,  1828.  ~  Memoria  se  sia 
piü  saggio  il  aistema  degli  antichi  di  avere  nn 
tesoro,  owero  quello  de'  modemi  di  fare  degl' 
imprestiti  per  sovvenire  ai  pnbhlici  biaogni,  ge- 
lesen in  der  k.  k.  Akademie  zu  MaUano. 

.  Vergl,  überMengotti:Lod.  Bianchini, 
Della  scienza  del  ben  vivere  sociale  e  della  eco- 
nomia degli  stati.  Parte  storica,  Palermo  1845, 
S.  279.  —  Lnigi  Cossa:  Introduzione  allo 
Studio  deir  Economia  potitica.  Milano  1892 
S.  217,  297.  329. 

Joa^  Stamm.ham.'mer. 


Kercier  de  la  Blvi^re,  Paol  Pierre 

(besser  La  Eiviftre  Le  Mercier,  de), 
geb.  1720,   gest.    1793  in  Paris,  studierte  die 
Rechte,  kaufte  sich  1747  eine  Rataatelle  an  der 
ersten  Untersuch  ungskammer  des  Pariser  Parla- 
ments und  erwarb  sich  auf  diesem  Posten  die 


,^^.oogic 


ITercier  tle  la  Riviere — Merivale 


OnuBt  der  Harqnise  de  Pompadonr,  welche  seine 
Srnenaung-  znm  Justiz-,  FiDsnz-  und  Harine- 
iuteodanten  fQr  die  franzSsische  Kolonie  Mar- 
tinique bewirkte,  wohin  er  1709  absejfelte.  In- 
folge des  Abschlusses  freihfindlerischer  UandeU- 
Tertrfige  im  Interesse  der  insularen  Industrie 
mit  eng-iischen  Esportbäusern  zog  er  sich  den 
Hase  der  SchutzzGliner  und  Exportenre  des 
Mutterlandes  zn,  welche  ihn  bei  dem  allmächtiepen 
Minister  Choiseiil  des  Landesyerrats  mit  dem 
Erfolge  anhlagteo,  daas  er  1765  nach  Frankreich 
zurticibemfen  and  seines  Amtes  entsetzt  wurde. 
In  Paris  knüpfte  der  Gemassregelle  seine  alten 
freundschaftlichen  Bcziehune'en  zn  den  Pbjsio- 
kraten  wieder  an  tind  wnrae  Mitiedakteur  des 
Toa  BapoQt  de  Nemours  herausgegebenen 
„Joamai  de  Tagricnlture,  du  commerce  et  des 
finances",  nach  dessen  Unterdrückung  er  1767 : 
mit  seiner  berühiriten  Schrift  „Ordre  uaturel'' 
(s.  u.)  an  die  Oeffentlichkeit  trat.  Seine  Dar- 
stellung des  Priucips  der  absoluteo  Monarchie 
oder  vielmehr  des  staatsrechtlichen  Despotismus, 
dem  er  darin  den  Vorzug  vor  der  Rousseauschea 
republikanischen  Verfassung  und  derMontesquieu- 
scüen  konstitutionellen  Monarchie  zuerkannte, 
fand  den  Beifall  der  Kaiserin  Katharina  IT.,  die 
ihn  nach  Moskau  kommen  Hess,  aber  schon  nach 
der  ersten  Unterredung  mit  dem  Autor  der 
„Ordre  natarel"  auf  dessen  Mitwirkung  an  der 
Redaktion  des  russischen  Gesetzkodei  verzichtete. 
Nach  der  Berufung  des  Freihändlers  Turgot  ins 
Ministeriums  trat  der  Staatsrat  Mercier  de  la 
RiviSre  ins  Parlament  ein,  worin  er  seinen  Sitz 
bis  zum  Ausbruch  der  Revolution  behauptete. 
Mercier  de  la  Rivi&re  veröffentlichte  von 
Staats  wissenschaftlichen  Schrifen  in  Buch- 
form :  L'ordre  natnrel  et  essentiel  des  soci^tfa 
politiqnes,  London  (recte  Paris)  1767;  dasselbe 
im  Auszüge  u.  d.  T. :  L'origine  et  les  progr^s 
d'nne  scieuce  nonvelle  par  Dupont  de  Nemours, 
ebd.  1767;  dasselbe,  neue  Aufl.  des  vollständigen 
Werkes  in OoUection despriiicipaui Economistes, 
Bd.  n:  Physiocrales.  2  Teile  n.  d.  T.:  Quesnay, 
Dupont  de  Nemonrs,  Mercier  de  !a  RiviSre, 
rabb4Beandeau,LeTrosne,  avec  une  introductiou 
snr  la  doctrine  des  physiocrates,  des  notices . 
biographiques  etc.  par  E.  Daire,  ebd.  1848, 
(Die  Schrift  erregte  bei  ihrem  Erscheinen  nn- 
gewChnlicbefl  Aufsehen  und  wurde  von  der 
Partei  des  Verfassers,  den  Oekonomisten,  be- 
sonders von  Diderot  nnd  Condillac,  mit  Beifall 
überschattet,  die  Protektion isten ,  voran  ihre 
Stimmfllhrer  Abbe  Yvon  nnd  Forbonnais,  Hessen 
es  dagegen  an  heftigen  Angriffen  nicht  fehlen, 
die  meist  aus  den  Spalten  der  protektionistischen 
„Gazette  du  commerce"  gegen  ihn  dirigiert 
wurden.  Voltaire  persiflierte  die  Schrift  in  der 
Satire :  „L'homme  aui  qnarant«  öcus",)  — 
L'int^r^t  g^n^raJ  de  l'Etat,  ou  la  libert^  dn 
commerce  des  blis,  ebd.  1770.  (Streitschrift 
gegen  Oalianis;  „Dialognes  sur  ,le  commerce 
des  bleds",)  —  Lettre  snr  les  Economistes,  ebd. 
1787.  (Streitschrift  gegen  Mallet-Dupan.)  — 
Das  Hauptwerk  Merciers  de  la  Riviere  „L'Ordre 
naturel"  etc.  hat  der  Ausbildung  des  phjsio- 
kratischen  Systems  darin  grossen  Vorschub  ge- 
leistet, dass  er  die  zwei  hauptsächlich  ange- 
fochtenen Lehren :  die  Gesell  Schafts-  nnd  Stener- 
tbeorie  der  Qnesnajschen  Schule  als  naturrecht- 
liche Konsequenzen  hinstellt.  Der  staatsrecht- 
lich sanktionierte  Despotismus,  welchen  er  in 


„Ordre  Datorel"  verteidigt,  soll  sich  nach  ihm 
auf  einen  absoluten,   auf  den  Physiokratismus 

eingeschworenen  König,  auf  das  Gerech tigkei  ts- 
princip  und  das  Ansehen  der  Beamten  weit  stützen, 
ferner  der  Freiheit  der  wirtschaftlichen  Be- 
wegung volle  Berechtigung  und  dem  Priva^ 
eigentum  legislativen  Schutz  verbürgen.  Das 
Eigentumsrecht  vergleicht  er  mit  einem  Baume, 
aus  dem  die  Zweige  des  menschlichen  Wirtschafts- 
und Verfassuugslehens  hervorgehen.  Als  Be- 
vfllkerungstheoretiker  folgert  er  aus  den  reichen 
Cerealien  ertrügen  der  physiokratischen  Land- 
wirtschaft, dass  ein  Bevälkerungsproblem  im 
Sinne  der  Malthusianer  in  Ländern  mit  vor- 
wiegend agrarischer  Bevölkerung  und  Kultur 
ausgeschlossen  sei. 


Vgl.    über    Men 


Voltt 


la 


,  L'homme  am  qnarante  ecns,  Paris 
1768.  —  Biographie  universelle,  Bd.  XXSVI, 
ebd.  18Ö3,  S.  87  f[.  —  Leonce  de  Lavergne.  Leg 
Economistes  fran^^is  au  XlXr  si^cle,  Paris  187U, 
S.  183iT.  —  Ingram,  Historj-  of  political  eco- 
nomy,  London  1888.  —  Block,  Les  progr^s 
de  la  Bcience  ^cononiique,  Bd,  I,  Paris  1890, 
S.  341,  S4Ö.  —  Schelle,  Le  Mercier  de  la 
Riviire ,  in  Nouveau  dictionnaire  d'&conomie 
poUt,.,  Bd.  II,  ebd.  1892,  S.  113  ff. 

lAppert. 


Merivale,  'Herman,  ' 

Koionisationstheoretiker,  geboren  am  8.  Sl.  1806, 
wurde  183T  Professor  der  Nationalökonomie  zu 
Oxford,  1848  als  L'nterstaatssekretär  ins  eng- 
lische Ministerium  für  die  Kolonieen  berufen 
und  war  seit  1858  Unterstaat saekretär  für  In- 
dien.    Er  starb  am  ö.  IL  1874. 

Durch  seine  Vorlesungen  über  Kolonial  weaen 
an  der  Universität  Oxford  in  den  Jahren 
1839—41  und  durch  die  Veröffentlichung  der- 
selben in  seinem  Hauptwerk  „Lectures  on 
,  colonisation  and  colonies''  (s.  u.]  erwarb  sich 
■  Merivale  dauernde  Verdienste  um  die  Aufklärung 
und  das  Wesen  der  Nationalökonomie  in  dieser 
Bichtung.  Röscher  bedient  sich  des  Merivale- 
achen  Werkes  als  eines  seiner  wichtigsten  Hilfs- 
mittel bei  seinem  Buch  über  Kolonieen  (s.  d. 
IIL  Aufl.,  8,  3051,  der  Franzose  Blaize  sagt 
über  Merivale  (Jour.  d.  Econ.-  lU. ,  S.  313): 
„Der  weise  Professor  ans  Oxford  bat  ein  der- 
artiges Werk  der  Theorie  der  Kolonisation  ge- 
schaffen ,  wie  es  in  diesem  Ressort  seit  900 
Jahren  und  specieü  für  Grossbritanuien  in  Be- 
zug auf  Australien ,  nicht  gegeben  hat.  Sein 
Buch  übertrifft  erheblich  das  des  Colonel  Torrens 
über  denselben  Oegeustand.''  Ein  anderes  fran- 
züsisches  Urteil  [Coquelin ,  S.  158}  Über  das 
MerivaJesche  Werk  lautet :  „sicher  das  l>esl:e 
und  vollständigste  Werk,  welches  über  diese 
Materie  in  England  erschienen  ist".  Vaughan 
nennt  Merivale  einen  von  den  zwei  besten  Lehrern 
seit  Bestehen  der  L'niverpität  Oxford  und  einer 
der  besten  National ükonomen  der  Gegenwart. 

Merivale  ist  der  Ansicht,  dass  die  Kolonieen 
Anrecht  auf  Selbstregierung  und  Selbstbe- 
steuernng  haben  (Leroy-ßeanlieu,  S.  117),  während 
er  andererseits  (Lectures  II,  Lect.  18)  die  Auf- 
stellung von  Protektoren  fSr  die  Eingebore- 
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Den.  die  aMAiiu  Dnmittelbar  unter  den  Ke- 
hSrden  des  HotUrlaudes  Btehen,  fordert.  Be- 
kehran^  znm  Chrtütentum  scheint  ihm  die  nn- 
erläMliuie  Vorltedingnog  jeder  CiTiligation,  und 
nir  sehr  rohe  UreinwohDer  hält  er  sogar  das 
«panische  System  der  UnmiladigerkUrnng  für 
?anz  zneckmfisBig,  namentlich  um  zu  verbiDdem. 
aass  nicht  etwa  DieDsikontrakte  in  Sklaverei 
übergehen.  Dagegen  verwirft  er  die  Absonde- 
rang  der  Eingeborenen  von  den  Kolonisten; 
das  nSchate  Ziel  sei  die  Araalgamierung  beider 
Rassen. 

Das  Haoptwerk  Herivales  ist  Lectnres 
OD  colonisation  and  culODies,  delivred  before  the 
nniversitj  of  Ostord  in  1839,  1840  a  1941,  Lon- 
don 1S41.     (Neae  Amgabe,  London  1S61.) 

Ferner  veröffentlichte  Merivale:  Five  leo- 
tures  on  the  principlea  of  a  legislative  Provision 
tor  the  poor  in  Ireland,  London  1838.  ~  Hislorical 
Stndies  [On  Some  of  the  Precursors  of  the  Frencb 
Revointion  et«.),  London  1866. 

Vergl.  über  Merivale:  A.  Blaize  im 
„Journal  des  Economistes"  t.  III..  S.  318.  — 
l'oqneliu-Goillaumin,DietionairedeL'Gco- 
nomie  Politique,  Paris  1863,  U  157— 1Ö8.  — 
£,  Avalle,  Notic&s  sur  les  Colonies  Anglaises, 
Paris  1883,  S.  23,  24.  —  Kebrolog  in  The 
Economist,  London  1874,  I,  S.  190:  ..The 
Laie  Mr.  Herman  Merivale",  —  Palgrave, 
Dictionary  of  Pol.-Eoononi  j,  Vol  II,  London  1896, 
p.  736.  ~  Leroy-Beanlieu,  De  la  Colo- 
nisation  cbez  les  penples  modernes,  2.  ed.,  Paris 
1882,  S,  109,  114,  117,  121,  133.  —  Cossa, 
Introduzione  allo  studio  deti'  Economia  Politica, 
Miiano  1892,  S,  367.  —  Ingram  (Roschlanl, 
VolkswirtBobaftBlehre,  Tübingen  1890,  S,  191. 
—  KautE,  Theorie  und  Geschichte  derSational- 
ökonomik,  Wien  1860,  IL,  S,  482,  549.  651.  - 
Boscber  n.  Jannasch.  Kolonieen.  Kolonial- 

Silitik  nnd  Ausivandemng.  3,  Anfl.  v.  Boschers 
olonieen,  Leipzig  1885.  S.  ö6,  76,  137,  294, 
295,  3U3,  305,  310,  312,  313,  318.  321,  323,  325iF., 
337.  —  Vaugban,  Funeral  Serraon  at  the 
Teraple  Chnrch,  Febr.  1874. 

Schmidt. 


Herkaotilsystem- 

1,  Begriff  und  Inhalt,  2,  Ursprung  des 
Ansdrncks.  3,  Anfange.  4,  Die  Blütezeit  im  17. 
Jahrhundert.      5.   Niedergang.      6,  Nachklänge. 

i.  Begriff  und  Inhalt.  Unter  Merkantii- 
syatem  (Handelssystem)  orter  Merkantilismus 
versteht  man  den  Inbegriff  einer  Anzahl 
■wirtschaftlicher  Grundanschaiiiiugen,  die 
namentlich  am  Beginn  der  Nenzeit  in  den 
Erwägungen  der  nationalökonomischen 
Schriftateiler  und  der  mit  der  Wirlschafts- 
politik  betrauten  Staatsmanner  von  ent- 
scheidendem Einfliiss  ■waren.  Dicüo  An- 
schaunngen  sind  nicht  ■  von  bestimmten 
Schritts telleni  ausgedaclit  nnd  auch  von 
keinem  einzigen  zusammenhängend  und  in 
systematischer  Form  auseinandergesetzt 
worden.    Denn  dass  darin  etwas  Eigentflm- 


liehes  lag,  kam  dem  Zeitalter,  in  dem  sie 
herrschten,  überhaupt  nicht  zum  Bewiisat- 
sein,  und  auch  eines  Beweises  und  einer 
Verteidigimg  schienen  sie  ihm  nicht  zu  be- 
dürfen. Da  die  Ansichten  nicht  von  ein- 
zelnen Schriftstellern  herrühren,  so  können 
sie  nur  unmittelbar  aus  dem  Volksbewusst- 
sein  hervorgegangen  sein.  Und  dase  tliat- 
Bächlich  hier  ihr  Ursprung  zu  suchen  ist, 
zeigt  auch  ihr  Inhalt,  Denn  sie  bestehen 
aus  solchen  Sätzen,  die  sich  bei  der  Be- 
schÄftigimg  mit  den  betreffenden  Problemen 
als  die  nächstliegende  Antwort  aufdrängen, 
und  sie  entbehren  der  Schärfe  und  genauen 
Fassung,  wodurch  sich  M-issenschaftliche 
Wahrheiten  auszeichnen  und  vermiß  deren 
sie  in  ihre  Konsei[uenzen  verfolgt  werden 
können  un<l  auch  dann  noch  stichhaltig 
bleiben.  Die  Aufgaben  aber,  die  mit  den 
Sätzen  des  Merkantilismus  gelöst  werden 
sollen,  sind  ursprflnglich  solche,  die  mit  den 
internationalen  Handelsbeziehungen  zusam- 
menhängen. Darum  gehört  der  Merkantilis- 
mus jener  Epoche  an,  in  der  ein  lebhafter 
Austausch  unter  den  Nationen  b^onnen 
hat  und  in  seiner  ganzen  Wichtigkeit  er- 
kannt wurde,  aber  noch  nicht  so  fest  ge- 
grtlndet  und  geonlnet  war,  dass  die  fie- 
giernngen  aufhörten,  sieh  der  fortwährenden 
Sorge  um  seine  Vermehnmg  und  allseitige, 
z\¥eck  massige  Ausgestaltung  hinzugeben. 
Der  besondere  Elfer,  den  die  Staatsmänner 
in  dieser  Riclitunf;  entfalteten,  hing  mit 
den  politischen  Zeitver'hältnissen  tmd  mit 
dem  Interesse  der  Machthaber,  durch  tief- 
greifende Rechts veräiidenuigeu  ihi-e  Wirk- 
samkeit und  ihre  Stellung  zu  erhöhen,  zu- 
sammen. Es  wii-d  aber  zweckmässig  sein, 
auseinanderzuhalten,  was  die  bei  den  ver- 
schiedenen Nationen  ebenfalls  gleiohmässig 
wiederkehrenden  Motive  für  die  ökonomische 
PolitiJt  dee  Staates  damals  ■waren  und 
welches  jene  Anschauungen  über  wirt- 
schaftliche Zusammenhänge  und  Oesetz- 
mässigkeiten  waren, mitdencn  man  sichimEin- 
klang  hfdlen  musste,  um  nicht  einer  den 
Volkswohlstand  schädigenden  Handliuigs- 
weise  beschiddigt  zu  werden.  Die  letzteren 
Ideeen  sind  es,  von  denen  die  Geschichte 
der  Nationalökonomie  genauere  Rechen- 
schaft zu  geben  hat,  Uebrigens  sind  diese 
merkantUistischen  Principien,  nachdem  man 
sie  zunächst  für  die  Zwecke  der  Handels- 
politik herangezogen  hatte,  auch  für  die  Be- 
urteilung anderer  wirtschaftlicher  Fragen 
benutzt  woixlen,  * 

Da  die  merkantilistischen  Anschauungen 
in  der  E|wche,  während  deren  sie  herrschten, 
zur  Beurteilung  praktischer  Fragen,  wenn 
der  Fdl  sich  dazu  eignete,  benutzt  wurden, 
so  finden  sie  sich  auch  damals  nicht  in 
allen  ökonomischen  Schriften  und  werden 
nicht  immer  in  ihrem  ganzen  Umfange  ver- 
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kfindet.  Eg  ist  auch  keine  Seltenheit,  class 
die  Schriftsteller  ge^ii  die  eine  oder  andere 
Bedenken  aussprechen  oder  sich  bemfllien, 
sie  einzuschränlien.  Sieht  etwa  bloss  ver- 
einzelte Autoren  des  Zeitalters  nehmen  in 
dieser  Beziehung  eine  besondere  Stellung 
ein,  sondern  we^n  der  Natur  der  Grund- 
sätze, die  nur  einen  ersten  Ausgangspunkt, 
eine  gewisse  Anlehnung  für  i)raKtisclie  Ent- 
scheidungen bilden,  ist  bei  allen  Schrift- 
stellern ihr  starreres  odci-  vorsichtigeres 
Festhalten  möglich.  Nach  Individuen,  nach 
Nationen  und  Zeitabsclinitten  ergeben  sicii 
Verschiedenheit  eil  im  Masse  des  merkan- 
tilistischen  Charakters,  d.  h.  darin,  ob  die 
merkantilistischeri  Ideeen  die  ganze  theore- 
tische Einsicht  bilden  oder  nur  neben  anderen 
Erwägungen  den  Schlüssen  zu  Grunde 
liegen  und  ob  die  Gesamtheit  der  Ideeen 
oder  nur  ein  Teil  davon  zum  Ausdnick 
und  zur  Verwendung  kommt.  Noch  mehr 
können  sich  natürlich  die  Schriftsteller, 
auch  wenn  sie  von  den  gemeinsamen  mer- 
kanti listischen  Ansichten  ausgehen,  in  der 
Beurteilung  bestimmter  praktischer  Fragen 
unterscheiden. 

Wenn  wir  uns  alle  die  eigentümlichen 
Satze,  die  der  Merkantilismus  allmählich 
entwickelte,  vergegenwärtigen  wollen,  so 
werden  etwa  folgende  zehn,  die  unter  sich 
in  Verbinduug  stehen,  aufzuzälilen  sein; 

1.  Je  mehr  Geld  ein  Land- besitzt,  desto 
grösser  ist  sein  Keichtum. 

2.  Die  Quelle  der  Bereicherung  mit  den 
Edelmetallen  ist  der  auswärtige  Handel. 

3.  Der  auswärtige  Handel  ist  am  vor- 
teilhaftesten, wenn  der  Austausch  der  eigenen 
Produkte  mit  denen  der  fremden  Länder 
durch  die  eigenen  Eanfleute  vermittelt 
wird  und  wenn  es  sicli  um  den  üi>er- 
seeischen  Verkehr  handelt,  durch  die  e^neu 
Handelsschiffe.  , 

4.  Der  Reichtum  wächst  um  si>  stäi'ker, 
je  mehr  an  das  Ausland  verkauft  und  je 
weniger  vom  Auslände  gekauft  wirf.  Der 
Unterschied  zwischen  dem  Betrage,  für  den 
gekauft,  und  dem  Betrage,  für  den  verkauft 
wird,  muss  in  barem  delde  herausgezahlt 
werden.  Der  internationale  Handel  ist  einer 
Wage  oder  Balanz  zu  vergleichen,  die  Aus- 
fuhr und  die  Einfuhr  sind  wie  die  Schalen, 
und  es  ist  das  Uebergewicht,  das  die  eine 
zeigt,  wodurch  sich  entscheidet,  ob  Geld  in 
das  Land  kommt,  also  das  Land  reicher 
wird,  oder  Geld  lunausgeht  und  das  Land 
verarmt. 

5.  Je  mehr  Beschäftigung  und  Arbeila- 
gclegenheil  vorhanden  ist,  desto  besser  be- 
findet sich  die  gesamte  Bevölkerung. 

6.  Je  grösser  die  Volkszahl  in  einem 
Lande,  desto  grösser  ist  seine  wii-tschatt- 
liche  Blüte. 

7.  An    den  Ausfuhrartikeln   wird    mehr 


gewonnen,  wenn  sie  in  verarbeiteten  Gegen- 
standen, nicht  in  Rohstoffen,  bestehen. 

\  Am  vorteilhaftesten  ist  der  Handel 
mit  solchen  Lfbidern,  Aber  die  man  ein 
politisches  Uebergewicht  besitzt  oder  die 
man  gar  wie  die  Kolonieen  in  vollkommener 
Abhängigkeit  hält. 

9.  Nur  das  planvolle  Eingreifen  des 
Staates  giebt  dem  Handel  diejenige  Gestalt, 
in  der  er  dem  Lande  nützt. 

10.  Dnrch  das  Uebergewicht  im  Handel 
wird  auch  daa  politische  uebergewicht  ver- 
stärkt. 

%.  Ursprnog  dea  Ansdrncka.  Das 
Wort  Mei'kantilsystem  ist  von  Adam  Smith 
gebildet  worden.  Im  »Reichtum  der  Nationen <i 
heisst  das  vierte  Buch:  Sj'steme  der  politi- 
schen Oekonomie.  Die  politische  Oekonomi« 
■erklärt  Smith  hier  als  jenen  Teil  der  Wissen- 
schaft  des  Staatsmannes,  der  die  Bereiche- 
rung des  Volkes  und  des  Staatsoberhauptes 
zum  Gegenstand  hat.  Das  eine  der  Systeme 
nun  nennt  er  das  System  des  Handels 
(System  of  commerce)  und  später  das  H^i- 
delssystem  oderMerkanlilsystem  (commerdal 
or  mcrcanlile  System).  Als  Fundament  oder 
Grundidee  (prineiple)  dieses  Systems  bezeich- 
net er  die  Ansclianung,  dass  Geld  und  Reich- 
tum gleichbedeutend  seien.  Schon  hieraus  er- 
giebt  sich,  dass  er  unter  dem  Merkantil- 
system eine  Lehrmeinung  versteht,  die  da- 
durch als  besonders  bedeutungsvoll  erseheint, 
weil  sie  auf  die  Staatsmänner  Einfluss  übt 
und  ihre  Massnahmen  bestimmt  Nocli 
deutlicher  wird  sein  Gedanke,  wenn  wir 
ihn  in  der  Darstellung  kennen  lernen,  die 
er  ihm  als  Universitätslehrer  in  seinen  Vor- 
lesungen zu  geben  pflegte.  In  dem  vou 
einem  Schüler  nachgeschnebenen  Kollegien- 
heft, das  neiierdings  veröffentlicht  wurde, 
kommt  der  Ausdruck  Merkantilsystem  noch 
nicht  vor.  Aber  an  die  Lehre  vom  Geld 
schüesst  er  hier  die  Erörtening  der  Irr^ 
lehre,  die  das  Geld  als  den  wahren  Reich- 
tum erklärt,  und  indem  er  die  schädlichen 
Folgen  dieser  falschen  Ansicht  entwickelt, 
führt  er  einen  wesentlichen  Teil  jener  Er- 
scheinungen in  Litteratur  und  Praxis  an, 
die  spater  sein  litterarisches  Hauptwerk  in 
dem  Abschnitt  »Merkantil System <  kritisierte. 
So  hat  Smith  einen  ihm  auffälligen  theore- 
tischen Gedanken  mit  seinen  Ableitungen 
als  eine  Einheit  aufgefasst  und  diesem 
Komplex  zusammeDhäugeuder  Vorstellungen 
später  den  Namen  gegeben,  der  allerdings 
aus  der  praktischen  Bedeutung,  die  diese 
Anschauungen  erlangten,  gewählt  war. 

S.  Anfange.  Die  dem  gewöhnlichen 
Leben  geläufige  Vorstellung,  dasa  Geld  und 
Reichtum  gleichbedeutend  sei,  übt  auch 
frühe  schon  auf  die  wissenschaftliche  Litte- 
ratur einen  Einfluss.  Von  den  klassischen 
Autoreu  z.  B.  lässt  sie  Xeuophon   in   der 
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Sfihrift  über  dieEinlittufle  Athens  anklingen, 
'Während  umgekehrt  der  iisoiidoplatoiusclie 
Dialog  Eryxias  dagegen  ankämpft  imd 
Aristoteles  das  YerhiDtnis  zwischen  den 
beiden  Kategorieen  eine  Streitfrage  nennt. 
Aber  als  weiti-eicliender  Gnnidgodanke 
für  die  Gestaltung  der  auswfti-tigen  Handels- 
politik kommt  das  Ziel,  Edelmetalle  in  das 
Land  zu  ziehen,  erst  am  Ausgange  des 
Mittelalters  zur  Geltung.  Damit  entwickelten 
sich  rasch  aus  der  ersten  Grundidee  noch 
andere  Folgerungen,  die  als  Bestandteile 
des Merkantilismusaiifzufassen  sind.  Nament- 
lich war  es  England,  wo  sich  eine  solche 
klare  und  innerlich  folgericlitige  Handels- 
politik ausbildete.  Sehen  Bacoiiliat  bemerkt, 
oass  in  England  am  Ende  des  Mittelalters 
neue  wirtschaftliche  Gedanken  zur  Herr- 
schaft kamen.  "Wie  er  sagt,  wurden  vorher 
reichliche  Genussmittel  angestrebt,  nach  dem 
Umschwung  diejenigen  Besitztttmer,  die 
Uebergewicnt  und  Macht  Ober  andere 
Nationen  verschaffen.  Ei-  irrt  nur,  wenn 
er  Heinrich  VII.  als  den  Begründer  der 
neuen  Politik  daretellt  Sie  ist  in  Wahr- 
heit ein  volles  Jahrhundert  älter  und  be- 
ginnt in  dem  Augenblicke,  als  uacli  dem 
Tode  Eduards  III.  das  Parlament  unter 
dem  schwachen  Richartl  II.  aiif  die  Staats- 
verwaltimg den  entscheidenden  Einfluss  er- 
langt. Das  »gnte  Parlament*  klagt  1381. 
»dasB  Gold  und  Silber  in  Geld,  Geräten  una 
Schmiick  und  durch  den  M'ech  sei  verkehr 
ausser  Landes  getie,  so  dass  keines  im 
Lande  zurückbleibt,  was,  wenn  es  länger 
geduldet  wtlrde,  zur  Zeratörung  des  Reiches 
führen  mflasle,  was  Gott  verhüte.»  Man 
begann  jetzt  ein  neues  handelspolitisches 
System  auszubilden,  das  die  Verdrängung 
der  fremden  Kauflente,  die  Hebung  der 
nationalen  Schiffahrt,  die  Vermehmng  des 
Geldvorrates  im  Lande  zum  Ziele  hatte. 
Die  Gesetzgebung,  die  dazu  diente, 
lange  vor  der  Mitte  des  l.^,  Jahrhunderts 
abgeschlossen.  Sie  bestand  in  den  zwei 
Mitnahmen  einer  genauen  Regelung  so- 
wohl der  Warenausfuhr  als  der  Warenein- 
fuhr. Die  englischen  Ausfuhrprodnkte  waren 
ini  Stapel  vereinigt,  d.  h.  sie  durften  nur 
an  den  Stapelorten  verkauft  werden,  und 
die  Stapelorte  waren  auf  den  Kontinent 
verlegt,  so  dass  englische  Kaiifleute  es 
waren,  die  den  Gewinn  aus  dem  Transport 


und  der  Verraittelung   zogen  i 


KauQeute,  die  Waren  in  das  Land  brachten, 
den  Erlös  vollständig  in  englischen  Waren 
anzulegen ;  sie  mussten  einheimische  Gast- 
freunde annehmen,  die  alle  ihre  geschäft- 
liche Thätigkeit  aufmerksam  verfolgten  und 
für  die  pünktliche  Beachtung  der  geseti^ 
liehen  Vorschrift  sorgten.  Auch  der  eng- 
lische Kaufmann  wird  verpflichtet,  wenn  er 
Wechsel briefe  auf  das  Ausland  verkauft, 
ihren  Wert  in  englischen  Waren  zu  expor- 
tieren. 

Dieses  wohldurehdachte  System  der  Han- 
delspolitik hat  die  Aufgabe,  für  die  es  be- 
stimmt war,  Jahrzehnte  hjjidurch  gelöst  und 
hat  sich  erst  unwirksam  gezeigt,  als  die 
lluitsftchlichen  Voraussetzimgen  aufhörten, 
auf  denen  es  beruhte.  Namentlich  liatte  es 
ziu- Voraussetzung,  dass  englische  Kaufleute 
die  heimischen  Produkte  exportierten,  aus- 
ländische die  Erzeugnisse  der  IVemde  ins 
Land  brachten.  Um  die  Wende  des  neuen 
Jahrhunderts  aber  begannen  die  s<^n. 
Merchant  adventurers  ihre  umfassende  Thä- 
tigkeit zu  entwickeln,  die  zugleich  in  der 
Ausfuhr  und   Einfuhi-  von  Waren  bestand. 

Dieselben  Gedanken  merkantUistlschen 
Charakters,  die  in  der  englischen  Handels- 
politik des  15.  Jahrhunderts  einen  besondei-s 
deutlichen  Ausdruck  finden,  fehlten  damals 
auch  bei  anderen  Nationen  nicht.  Hervor- 
zuheben ist  Spanien,  wo  nicht  nur  Geld- 
aushihryerbote  bestanden,  sondern  auch  der 
Warenexport  und  die  Schiffahrt  nachdrück- 
lich unterstützt  wurden.  Unter  Isabella 
kommt  dazu  in  näherer  Uebereinstimmung 
mit  den  englischen  Einrichtungen  die  Vor- 
schrift füi-  die  fremden  Kaulieute,  Ihren 
Erlös  in  spanischen  Erzeugnissen  anzulegen. 
Auch  wurde  für  die  Ausfuhr  nur  die  HäJfta 
des  Zolls  erhoben,  der  auf  den  importierten 
Waren  lastete. 

Einen  grossen  Teil  des  16.  Jahrhunderts 
hindurch  hat  der  mächtige  Umschwung,  der 
sich  auf  allen  Gebieten  der  Produktion  voll- 
zog, und  ganz  besonders  die  so  lange  uner- 
klärt gebliebeae  Preissteigerung  aller  Waren 
das  Urteil  verwirrt.  Auch  die  gesteigerten 
finanziellen  Bedürfnisse  hinderten  vielbch 
die  Durchführung  einer  konsequenten  Han- 
delspolitik. Die  merkantilistische  Gnmdau- 
schauung,  dass  das  Geld  im  Lande  ver- 
mehrt werden  müsse,  blieb  bestehen,  aber 
von    den    weitereu    Folgerungen   aus   dem 


Schiffe  Frachten  erhielten.  Auch  hatten 
die  Vorsteher  des  Stapels  darüber  zu  wachen, 
dass  für  die  begehrtesten  englischen  Wareii 
ein  Teil  des  Gegenwertes  in  barem  Gelde 
ins  Land  zm-ück^bracht  wurde.  Hinsicht- 
lich der  Warenemfuhr  ergingen  die  sogen, 
Statutes  of  employment;  das  umfassendste 
dieser  Gesetze  ist  wohl  das  vom  Jahre  1440 
(18  H.  VI.  c.  4}.  Danach  hatten  die  fremden 


englische ,  Princip     wurde     über    den    nächsten    An- 


spnlchen,  zu  denen  augenblickliche  Notstände 
drängten,  bald  die  eine,  bald  die  andere 
vernachlässigt.  So  will  die  englische  Denk- 
schnft  aus  dem  ersten  Viertel  des  16.  Jahr- 
hunderts, die  dem  Clement  Annstrong  zu- 
geschrieben wird,  zwar  das  Geld  des  Landes 
vermehrt  wissen,  aber  den  auswärtiren 
Handel  bekämpft  sie  mit  Leidenschaft.  Die 
Politik  der  spanischen  Cortes  imter  KarlV. 


HindwÖTteTbncb  der  attkatsvlBuiucbafteiL   Zweite  Aatlige.    V. 
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erstrebt  Verbote  der  Goldausfiihr,  aber  um 
der  TeueruDg  im  Lande  zu  begegnen,  be- 
güustigt  sie  die  Einfuhr  fremder  Manufakte. 
vollends  in  Deutschland  erscheiut^n  die 
htterarischen  Werke  und  die  poütistJien 
Dokumente  mit  Klagen  Über  die  maonig- 
fachen  MissstAnde  der  Zeit  angefüllt  und 
nur  ia  geringem  Masse  tou  allgemeinen 
theoretischen  Erwägungen  beherrscht. 

In  England  aber  entwickelte  sich  all- 
mählich  eine  Macht  der  öffentlichen  Meinung, 
die  in  unabhängigen  SchriftBtellern  ihren 
Ausdruck  fand,  und  die  Kritik,  der  sie  die 
staatlichen  Einrichtungen  und  Massnahmen 
imterwarf,  hatte  Jas  Bedflrfnie,  sich  auf  ein- 
fache Grundsätze  von  umfassender  Giltig- 
keit  zu  stützen,  wie  sie  sich  in  den  merkan- 
tilistischen  Vorstellungen  darboten.  Von 
der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  an  werden 
diese  in  der  Litteratnr  immer  häufiger  aus- 
gesprochen und  zu  SchUissfolgenmgeu  be- 
nutzt. Namentlich  der  Satz,  dass  der  auf 
der  Geld  Vermehrung  beruhende  Reichtum 
durch  das  Verhältnis  der  Wareneinfuhr  zur 
Warenausfuhr  bestimmt  wird,  begegnet  bei 
zahlreichen  Schriftstellern,  in  der  ausge- 
zeichneten Sclirift  Ä  discourse  of  the  com- 
mon we^  of  this  realm  of  England,  die 
man  früher  unter  einem  anderen  Titel 
kannte  und  einem  W.  Stafford  zuschrieb, 
die  aber  wahrscheinlich  von  John  Haies 
und  jetlenfalJs  im  Jahre  1549  oder  l.^iöO 
verfasst  ist,  ist  der  Gedanke  in  folgender 
Form  ausgesprochen:  -sWir  müssen  uns 
immer  in  acht  nehmen,  dass  wir  nicht 
inelir  von  den  Ausländem  kaufen ,  als 
wir  ihnen  verkaufen;  denn  so  würden 
wir  uns  arm  «nd_  sie  reich  machen.« 
In  einer  anderen  Abhandlung  aus  derselben 
Zeit  heilet  es :  >Das  einzige  Mittel,  damit 
viel  Edelmetall  aus  fremden  Staaten  in  die 
Münzstätten  des  Königs  gebracht  wird,  be- 
steht darin,  dafflr  zu  sorgen,  dass  eine  gi-osse 
Menge  unerer  Waren  jährlich  über  die  See 
und  eine  kleinere  Menge  der  ihrigen  zurück 
hierher  gebradit  wird.*  l')8U  vergleicht 
Hitchcock  in  A  politic  plat  den  Wert  der 
Waren,  die  ans  Frankreich  bezogen,  und 
derjenigen,  die  dahin  verkauft  wm^len.  Der- 
art^ Betrachtungen  waren  nicht  neu;  de 
begegnen  zwei  Jahrhunderte  früher  in  den 
Gutachten,  die  das  Parlament  1381  Ober 
das  Münzwesen  des  Landes  bei  Sachver- 
ständigen einholte.  Damals  hatte  (nach  den 
Rolls  of  Parliaroent  vol.  lll)  Richard  Leyc 
erklärt,  dass  kein  Geld  nach  England  käme 
und  das  englische  Geld  abnehme,  weil  das 
land  zTi  viel  fremde  Ware,  S])ezereien, 
Kurzwaren,  Elfenbein  und  Edelsteine  ver- 
l>iauche;   Crantreu  hatte  gesagt,   man  solle 


im  I^^ude.  Ganz  in  demselben  Sinne  hatte 
auch  Richard  Aylesburj'  seine  Meinung 
dahin  abgegeben,  »wenn  nicht  mehr  fremde 
Wai¥n  in  das  l^nd  kämen,  als  der  Wert 
der  exportierten  einheimischen  betrage,  so 
würde  das  vorhandene  Geld  im  Lande 
bleiben  und  dazu  noch  viel  vom  Auslande 
kommen.«  Die  gleiclien  Gedanken  sind  es. 
die  auch  bei  den  Schriftsteilem  des  16.  Jahr- 
hunderts vorkommen,  aber  auch  von  diesen 
erfasst  und  angewendet,  erfuhren  sie  bald 
eine  wesentliche  Weiterbildung, 

4.  Die  Bmtezeit  Im  17.  Jahrhundert. 
Mit  dem  Beginne  des  17.  Jahrhunderts  wird 
nümlich  in  England  eine  neue  Ausdrucks- 
weise der  lange  geläufigen  Wahrheit,  dass 
der  Unterschied  zwischen  der  Grösse  der 
Warenausfuhr  und  derjen^n  der  Waren- 
einfuhr _  den  Geldvorrat  l:«stimme,  allge- 
mein gebräuchlich.  Man  verdeutlicht  sich 
die  Erscheinung  durch  das  Bdd  des  Äus- 
schl^,  der  bei  ungleichen  Gewichten  an 
der  Wage  eintritt ;  nicht  mehr  alsMengen- 
unterechicd  (overplus),  sondern  als  Ge- 
wichtsübei-schuss  (overbalance)  wird  die 
Differenz  aufgefasst.  Jedenfalls  im  Jalire 
160L  in  Malines'  Canker  of  England's  Com- 
monwealth findet  sich  diese  Art  der  Ver- 
sinnlichung  für  die  bedeutungsvolle  Lehre. 
Auch  dem  Thomas  Mun  ist  schon  in  seiner 
ersten  Schrift  von  1621  das  Bild  geläufig. 
»Sobald  der  Wert,-  sagt  er,  »der  von  uns 
ausgeführten  Waren  das  L'ebergewiclit  bat 
(overbalance)  til>er  alle  die  ausländischen 
Waren,  die  in  dieses  Königreich  eingefülirt 
und  da  verkauft  werden,  dann  muss  der 
L'eberrest  unseres  Vorrats,  der  w^^esandt 
wird,  notwendig  als  bares  Geld  zu  uns  zu- 
rückkehren.« Das  Hauptwort  von  der 
»Wagschale«  und  von  der  »Balanz«  (engl, 
balance  —  Wage)  des  Handels  (scale  of 
commei-ce  und  balance  of  trade)  wurde  von 
Misseiden  1623  angewendet  und  der  Aiis- 
dnick  Handelsbilanz  auch  in  den  Titel  einer 
Schrift  aiifgenommeu.  Indem  sich  aber  ge- 
rade die  Grösse  des  Unterschieds  zwischen 
Wareneinfidir  und  Warenausfuhr  in  einen 
eigenen  Begriff  mit  besonderer  Bezeichnung 
verwandelt,  findet  sie  noch  eine  vermehrte 
Beachtung  und  drängt  die  Rücksicht  auf  die 
unmitteluire  Gestaltung  des  Geldvnnates  in 
den  Hiutergnmd.  Weil  man  in  der  Handels- 
balanz  die  tiefere  Ursache  des  Geldvorrates 
findet,  will  man  nur  noch  auf  diese  Ursache, 
nicht  unmittelbar  auf  den  Vorrat  eingewirkt 
wissen.  Schon  Misseiden  sieht  nicht  in 
Verboten  der  Geldausfuhr,  nicht  in  künst- 
lichen Massnahmen  der  Münzpolitik,  nicht 
in  der  Beeinflussung  des  internationalen 
Zahlungs Wesens,  sondern   nur  in  der  güns 


keinen  grösseren  Wert  fremder  Waren  im  tigen  Gestaltung  des  Warenhandels  das 
Lande  verbrauchen,  als  einheimische  Waren  Mittel,  wodurch  die  Bereichenmg  des  Lan- 
exportiert  würden,   dann   bleibe   das   Geld ,  des  herbeigeführt  werden   soll.    Aber  erst 
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Mun  hat  durch  einen  neuen  Gedanken  vom 
Standpunkte  des  Merkel tUsy st ems  selbst  aus 
die  Lehre,  diise  kein  Gelil  ausser  Limdes 
geheü  dflrfe,  endgütig  widerlegt.  Er  hat 
nämlich  die  für  den  Warenverkehr  schon 
anerkannte  Lehre  von  der  Balanz  aueli  auf 
den  Geldverkehr  erweitert,  hat  ansgefülirt, 
dass  es  auch  beim  Geld  nicht  auf  den  Be- 
trag, der  we^eführt  oder  ins  Land  gebracht 
wird,  ankomme,  sondern  auf  die  GrOase  des 
Unterschieds  zwischen  Metalleinfuhr  und 
Metallaushihr.  Diese  Entwickelung  hat  er 
zuerst  in  einer  1628  im  Auftrage  der  ost- 
indischen  Kompagnie  an  das  Parlament  ge- 
brachten Denkschrift  der  Oeff entlich keit  vor- 
gelegt. Danim  hielt  aber  Mun  doch  an  dem 
Grundgedanken  des  Merkantilismns  fest,  von 
dem  er  z.  B.  in  folgender  AusfQhrung  eine 
verelSndlicho  Rechenschaft  R^ben  hat; 
•Jedermann  weiss,  dase  der  Reichtum  oder 
die  ausreichende  Betriedigiing  jedes  König- 
reichs, Staates  oder  Gemeinwesens  im  Be- 
sitze der  Dinge  besteht,  die  für  das  bürger- 
liche Leben  notwendig  sind.  Diese  ausrei- 
chende Befriedigung  ist  zweifacher  Art ;  die 
eine  ist  natürlich  und  stammt  aus  dem  I>ande 
selbst,  die  andere  ist  künstlich  und  beruht 
auf  der  Thätigkeit  der  Bewohner.  Um  gut 
zu  leben,  um  zu  blühen  und  reich  zu  wer- 
den, müssen  wir  Mittel  finden,  thircli  den 
Handel  unseren  Ueberfluss  zu  verkanten,  um 
uns  dadurch  mit  dem  Bargeld  und  mit  den 
Erzeugnissen  des  Auslandes  zu  versehen  uud 
auszustatten.« 

Auch  in  den  nächstfolgenden  Gonciationen 
waren  in  England  die  mcrkantilistischen 
Gedanken  keine  Fessel  für  die  Porschiing. 
Sie  werden  von  allen  Scliriftstellem  festge- 
halten, aber  die  Erfahrung,  die  sich  aus  den 
Zeitereignissen  ergiebt,  und  der  Schartsinn 
hervorragender  Denker  führten  doch  zu 
immer  neuen  Einsichten.  Das  System  zeigte 
sich  elastisch  genug,  dass  sich  innerlialb 
seines  Bahmens  die  natürlichen  Gegensätze 
ansspree:hen  und  die  bedeutenden  sowohl 
wie  die  untergeordneten  Geister  seine  Auf- 
fassung und  Ausdrucks  weise  anwenden 
konnten.  Freilich  der  bleibende  Wert  der 
wichtigsten  Schriften  des  Jahrhunderts  liegt 
nur  in  denjenigen  Lehren,  die  von  den  Ver- 
fassern ganz  imabhängig  von  dem  merkan- 
lilistischen  Ge danken teise  entwickelt  wur- 
den, während  umgekehrt  jene  Schriftsteller, 
die  einzig  mit  merkantilistischen  Gnind- 
BÄtzen  theoretische  oder  praktische  Pr^en 
zu  lösen  unternehmen,  im  Laufe  der  Zeit 
immer  weiMger  ein  richtiges  Ergebnis  er- 
zielen. Der  königliche  Ilandelsrat  bekennt 
sich  in  einem  Gutachten  von  1660  zur  Lehre 
von  der  HandelsbUanz ;  aber  er  modifiziert 
sie  dabin,  dass  auch  bei  einem  aktiven  Stand 
der  Bilanz  eine  Geldehifuhr  in  beliebiger 
Höhe   nur  gescliieht,  wenn  die  Wiederaus- 


fuhr nicht  durch  Staatsgebot  verhindert  ist. 
Ein  Petty  nimmt  keinen  Anstand,  Ai^iraente 
zu  gebrauchen ,  in  denen  Edelmetall  und 
Ueichtum  als  gleichbedeutend  behandelt 
werden;  aber  seine  Grösse  beruht  darin, 
dass  seine  letzten  Ergebnisse  zutreffend  und 
neu  sind,  dass  er  z.  B.  der  Einschränkung 
der  überseeischen  Kolonisation,  der  Befrei- 
ung des  Handels  das  Wort  redet.  Seihst 
Dudloy  North,  der  den  schroffsten  Gegen- 
satz zu  einem  MerkantiÜsten  bilden  würde, 
wenn  man  unter  einem  solchen  sich  einen 
Schriftsteller  vorstellt,  der  sich  in  allen 
seinen  gesetzgeberischen  Vorschlagen  nur 
von  dem  Streben  nach  der  Vermehrung  des 
Iteldvorrates  leiten  läast,  geht  in  seinen 
Entwickelungen  ganz  unbefangen  davon  aus, 
dass  »die  Nationen  reicli  werden,  indem  sie 
im  auswärtigen  Handel  Silber  und  Gold  im- 
portieren und  es  aufspeichern».  So  verträgt 
sich  ein  gewisses  Mass  merkanti listischer 
Denkweise  noch  am  Ende  des  17.  Jahrhun- 
derts mit  einem  wirtschaftlichen  Blick  von 
seltener  Weite.  Nur  diejenigen  Scluiftsteller 
sind  engen  Geistes,  die  auch  damals  noch 
das  Merkantjlsystem  bis  in  seine  äussersten 
Konsequenzen  zu  verfolgen  imd  es  in  dieser 
Gestalt  als  die  Grundlage  der  Handelspolitik 
zu  empfehlen  suchten.  Von  ihnen  sind  die 
Verfasser  des  British  merehant  or  commerce 
pi-eserv'd  (1713)  und  Joshua  Gee,  dessen 
Werk  The  trade  and  navigation  of  Great- 
Britain  considered  (1729)  heisst,  zu  nennen. 

Auch  der  Entwickelung  der  englischen 
Handelspolitik  im  17.  und  im  beginnenden 
18.  Jalirnnndert  hat  der  Merkantilismus  in- 
folge der  mannigfachen  Interessen,  auf  die 
er  Rücksicht  nahm,  keine  allzu  lästigen 
Schranken  gezogen.  Andererseits  steUle  er 
doch  ein  theoretisches  Princip  dar,  wodurch 
die  Staatsmänner  für  ihre  Massnalimen 
höhere  Gesichtspunkte  gewannen.  Aller- 
dings Hessen  sich  die  gewaltsamen  Schritte, 
die  in  dem  Jahrzehnt  von  1650—1660  durch 
Navi^tionsgesetze  und  ilire  kriegerische 
Verteidigung  gegen  die  Im  Handel  rivalisie- 
renden Holländer  ergriffen  wurden,  mit  be- 
sonderem Hecht  als  meikantilistisch  be- 
zeichnen. Aber  es  vertrug  sich  auch  mit 
demselben  System,  dass  man  am  Anfange 
des  18.  Jahrhunderts  mit  Portugal  und  so-. 
gar  mit  Frankreich  Handelsverträge  schloss, 
und  dass  1721  Walpole  das  neue  Princip 
aufstellte,  es  sei  dem  Lande  ntitzlich,  wenn 
sich  die  Einfuhr   von  Rohstoffen  vermehre. 

Wie  in  England  wurde  auch  anderwärts 
schon  am  Anfange  des  17.  Jahrhunderts 
entwickelt,  dass  es  die  Einfidir  und  Ausfuhr 
der  Waren  sei,  wonach  sich  der  Geldvorrat 
der  Länder  gestalte.  Auch  die  praktische 
Folgerung  wnirde  an  diese  Betrachtung  ge- 
knüpft, dass  der  Staat  besser  thue,  auf  ilie 
Ausfuhr   von   Fabrikaten    hinzuwirken,    als 
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direkt  in  den  Geldumlauf  einzugreifen.  Wie 
diese  Wahrheil  in  Eugland  von  Misseiden 
gegenflber  der  abweichenden  Anschauung 
Malinea'  entwickelt  wurde,  so  war  sie  schon 
ein  Jahrzehnt  früher  (1613)  in  Italien  von 
dem  Neapolitaner  Antonio  Serra  gegen  den 
iünister  de  Santis  mit  bewnc deniswerter 
Klarheit  dargelegt  worden. 

In  Frankreich  ei-scheint  schon  am  Ende 
des  16.  Jahrhunderts  ein  Schriftsteller,  der 
dieselbe  fortge.schrittenere  Auffassung  des 
Merkantilismus  vertritt,  Barthülemy  de  Laf- 
tcmas.  Er  hat  im  Zeitalter  Heinrichs  IV. 
nachdrücklich  daftir  gewirkt,  dass  die  Fabri- 
kation der  kostbareren  Gewebe  in  Fi'ankreich 
eingeführt  werde;  er  liat  ein  sichereres 
Mittel,  um  »vom  Alislande  kaufen  zu  können, 
ohne  den  Beutel  zu  ziehen«,  darin  gesehen 
als  in  dem  Verbote  der  Geldaushihr.  In 
ähnlichem  Sinne  gehalten,  aber  umfassender 
ist  das  Werk  von  Moutchrötien,  Tnüete  de 
l'oeconomie  politique  (1615);  darin  ist  na- 
mentlich aum  noch  die  Pflege  der  Schiff- 
fahrt, die  Entwickelung  der  Koloiiieen,  die 
Fortweisung  der  fremden  Kaufleute  aus 
dem  Lande  empfohlen.  Der  in  so  vielen 
Beziehungen  dem  Zeitalter  vorausgeeilte 
Eraeric  de  Lacroix  (vgl.  d.  Art.  Freihan- 
delsachule  oben  Bd.  111  S.  124S)  ist 
soweit  Merkantilist,  dass  er  auf  die  Entwicke- 
lung des  auswärtigen  Handels  und  der 
Seefahrten  das  grijsste  Gewicht  legt.  Auch 
insoferne  er  die  Staatsmänner  beherrscht, 
kommt  der  französische  Merkantilismus  in 
höchst  verschiedenen  Persönlichkeiten  zum 
Alisdruck.  Ein  Merkantilist  war  Sully,  der 
mit  aller  Strenge  die  Ausfuhr  der  Edel- 
metalle unterdrückte,  die  ausländischen 
Luxuswaren  verbannte.  Aber  er  hielt  sich 
gleichsam  nur  an  die  negative  Seite  des 
Systems,  indem  er  in  der  Selbatgenilgsam- 
keit  die  Bereichenmg  des  Landes  suchte. 
Fast  als  der  genaue  Gegensalz  zu  ihm  er; 
schien  einem  späteren  JaJirhundert  Colbert, 
der  doch  gerade  als  die  vollkommenste  Ver- 
körperung aller  merkantilistischen  Ideeen  uns 
entgegentiitt.  Denn  in  der  That  ist  seine 
Wirtschaftspolitik  so  beschaffen,  dass  sie 
ohne  Zuhilfenahme  anderer  Erwfl^ngen 
aus  den  Grundsätzen  des  Merkantilismus 
allein  erklärt  werden  könnte.  Damit  ist 
noch  nicht  ausgesprochen,  dass  diese  PoUtik 
im  wesentlichen  unrichtig  war;  aber  e 
Massnahmen  mussten  sich  jedenfalls  bei 
ihrer  unveränderten  Fortdauer  als  unvoll- 
ständig erweisen.  Eine  spätere  Zeit,  in  der 
diejenigen  Interessen,  deren  besondere  Pflege 
sich  Colbert  nicht  zum  Ziele  gesetzt  hatte, 
von  überwiegender  Wichtigkeit  wurden,  hat 
gerade  seine  Unterlassungen  mit  seinem 
Namen  verknüpft,  und  Mengotti  hat  1791 
das  System,  das  die  Landwirtscliaft  ver- 
nachläss^,    tds    Colbertismus    bezeichnet. 


Dagegen  haben  auch  noch  während  des  18. 
Jalirhunderts  viele  französische  Schriftsteller 
die  Principien,  die  er  liefolgt  hatte,  als  den 
Inbegriff  einer  richtigen  Politik  verteidigt, 

Melon,  Forbonnais,  Necker. 

Eine  gewisse  Parallele  zu  der  englischen 
Entwickelung,  eine  Anpasstmg  des  Systems 
an  verschiedene  wiitsi'.haftliche  Standpunkte, 
lässt  sich  noch  in  anderen  Ländern,  in  Hol- 
land sowolü  wie  in  Si>anien  beobachten.  In 
diesem  letzteren  Laude  hat  am  Anfange  des 
17.  Jahrhunderts  Me<lina  del  Campo  die 
Lehre  von  der  Handelsbilanz  deutlich  enl- 
\Wckelt,  zwanzig  Jahre  später  Sancho  ile 
Moncada  die  Befördening  der  Industrie 
empfohlen.  Um  die  Mitte  des  Jahrhunderts 
bekennt  sich  Martinez  de  Mala,  schon  zu 
einer  viel  freieren  Auffassung,  indem  er  die 
Industrie  hauptsächlich  als  das  Mittel  der 
Bcscliäftigung  und  des  Unterhalts  der  Be- 
völkerung betrachtet,  bis  sich  zidetzt  eine 
anonyme  Denkschrift  1686  zu  Anscliau- 
ungen  erhebt,  die  an  das  Smithsche  Indiistrie- 
system  anklingen  und  nicht  im  Gold  und 
Silber  sondern  >in  dem  kostbarsten  Metall. 
dem  Schweiss,  der  auf  der  Stime  perlt-,, 
die  einzig  zuverlässige  Quelle  staatlicher 
Grösse  und  nationalen  Reichtums  findet 

In  Deutschland  ist  die  Nationalökonomie 
im  17.  Jalirhundert  durch  die  auswärtige 
Litterat ur  angeregt  worden.  Wir  finden 
hier  einen  schroffen  Merkantilismus  in  einer 
Zeit,  in  der  dessen  Lehrsätze  anderwärts 
schon  durch  eine  Menge  neuer  Erkenntnis.se 
sehr  in  den  Hintei^uid  gedrängt  waren. 
Natürlich  fand  auf  Deutschland  ein  Teil  der 
merkantilistischen  Principien  keine  Anwen- 
dung und  konnte  hier  von  den  Schriftstelleni 
niclit  wiederholt  wei-den.  Drei  Namen  ver- 
treten den  Merkantil ismus  und  jeder  doch 
auch  vorzugsweise  eine  besondere  Seite  da- 
von. Becher,  dessen  Hauptwerk  1668  er- 
schien, sieht  in  <ler  VoIkszMil  die  wichliKte 
Grundlage  fflr  die  Blüte  der  Länder.     Da- 

g5gen  hat  Hornick,  der  16ö4  sein  berühmtes 
uch  «Oesterreich  über  Alles«  veröffentlichte, 
die  Entwickelung  der  Manufaktur  zum 
Zwecke  der  Beschränkung  des  Verbrauches 
auf  heimische  Produkte  am  meisten  emp- 
fohlen. Der  dritte  in  der  Keihe  ist  W.  von 
Schröder,  dessen  «Schatz-  und  Rentkammer« 
1686  ei-schien  und  der,  dem  Staate  noch 
ein  ferneres  Ziel  setzend,  den  Nutzen  des 
Abbaues  der  Edelmetalle  imd  denjenigen 
des  Handels  zur  Vermehrung  des  öffent- 
lichen Reichtums  hervorhob.  Eine  Verbin- 
dung der  merkantilistischen  Ideeen  mit  den 
neuen  I}rfahruugen,  welche  die  Fortschritte 
des  politischen  und  wirtschaftlichen  X^ebens 
lieferten,  vollzog  sich  in  Deutschland  erst 
im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  durch  Männer 
wie  Justi  und  Sonnenfels. 

5.  Niedergang.    Eine  allmähliche  Auf* 


Digitized  by  L.iOOQIC 


Merkandlsystem 


757 


lösung  ()es  Meikantilismiis  erColgte  in  Eng- 
land. Indem  liiei'  eine  Menge  neuer  Ein- 
sichter. gewonnen  wurden,  konnte  es  zuletzt 
ni<:ht  fehlen,  dass  dadurch  -  nicht  mehr  zu 
verkennende  Widersprüche  mit  den  merkan- 
tilistischen  Grnndwalu'heiten  entstanden.  So 
fiUirte  das  tief  eindringende  Studiiioi  des 
üeldwesens  sclion  Petty  und  dann  North  zu 
der  Erkenntnis  von  den  Nachteilen  eines 
den  Bedarf  fibersteigenden  Geldumlaufes. 
Schon  Petty  ist  es  auch  gewesen,  der  am 
Beispie]  Irlands  entdeckte,  daes  ein  Land 
verarmen  kann,  während  seine  Warenaus- 
fuhr die  Einftdir  immer  iiliersteigt,  imd  er 
hat  auch,  der  merkantil  istischen  Jjehre  ein- 
gedenk, es  ausgesprochen,  dass  in  dieser 
TItatsache  ein  »Paividoxom  liege.  Die  Fort- 
schritte der  Statistik  trugen  dann  dazu  bei, 
den  Glauben  an  die  Berechnungen  der  Han- 
delsbilanz zu  erschüttern:  Davcnant  hält 
■wohl  noch  an  der  Theorie  fest,  verzweifelt 
aber  daran,  dass  sich  ein  praktischer  Qe- 
lirauch  davon  machen  lasse.  Von  grosser 
Tragweite  war  es  auch,  dass  zur  Verteidi- 
gimg der  Einfuhr  indischer  Waren  jetzt  die 
Lehre  entwickelt  wurde,  es  sei  wirtschaft- 
lich ietle»  bestimmte  Produkt  mit  einer 
inögliclist  geringen  Anstrengimg  herzu- 
stellen. Epochemachend  wurde  durch  diese 
Erkenntnis  die  Schritt  Considerations  uixin 
the  East  India  trade  (1701),  die  sich  mit 
der  merkantil isli seilen  Anschauung,  welche 
die  Produktionen  nach  der  GröBso  der  Be- 
schäftigung, die  sie  eröffneten,  beurteilt 
hatte,  nicht  in  Einklang  bringen  liess.  Auch 
Nicholas  Barbons  Discoxirse  of  trade  (1690) 
kommt  in  Betracht,  worin  gegen  die  herr- 
schende Meinung  die  Vorteile  der  Waren- 
einfiihi'  und  die  nachteiligen  Seiten  der 
Warenausfuhr  auseinandergesetzt  sind.  Aber 
der  Widerspnieh  zwiselien  den  neuen  An- 
schauungen \md  den  merkantilistischen,  die 
noch  nicht  ausdrücklich  als  fals<rh  oder  irre- 
ftthi-end  erklärt  waren,  zog  deshalb  lange 
Zeit  die  Aufmerksamkeit  weniger  auf  sich, 
weil  der  Anfang  des  18.  Jahrhuudeits  in 
der  Hauptsache  nur  eine  Litteratur  kürze- 
rer Abhandlungen  über  praktische  Einzel- 
fragen hen-orbrachte.  Als  aber  nach  der 
Mitte  des  Jahrhunderts  James  Steuart  ein 
umfassendes  nationalökonomisches  System 
veröffentlichte,  da  ergab  es  sieh  für  ihn  als 
verhängnisvoll,  dass  er  seine  scharfsinnigen 
Gedanken  imd  eindringenden  Beobachtungen 
mit  einem  Uoberrest  merkantilistischer  An- 
schauungen verband,  so  dass  sich  seine  Dar- 
legimgen  zu  keinem  klaren  und  festen  Bilde 
gestatteten. 

6.  Nachklänge.  Durch  die  überaus 
eingehende  Widerlegung,  die  Adam  Smith 
ihm  widmete,  ist  das  Ansehen  des  Merkan- 
tilismus völlig  zei-stört  worden.  Die  Hchrift- 
steller,  die  seitdem  die  praktiselien  Mass- 


nahmen empfehlen  wollten,  wofür  auch  die 
Merkantilisten  eingetreten  waren,  mussten 
wenigstens  auf  eiöe  neue  und  eigenartige 
Begi'dndung  bedacht  sein.  So  haben  auch 
nur  einige  wenige  Autoi-en  unseres  Jahr- 
hunderts es  gewagt,  obwohl  ilinen  die  Ein- 
mütigkeit der  jetzt  herrschenden  Ansieht 
bekannt  war,  merkantilistisehe  Grundlehren 
wieder  aufzunehmen.  Als  solche  sind  be- 
sonders zwei  Franzosen  zu  nennen,  August 
Ferrier,  Verfasser  des  Werkes  Du  gouvei'- 
nement  considerti  dans  sos  rapports  avee  !o 
commerce  {18C4),  imd  Saint  Chamans,  dessen 
Nouvel  essai  sur  la  richcsse  des  nations 
1824  erschien.  Auch  ein  deutscher  Natio- 
nalOkonom,  Feter  Kaufmann,  hat  sich,  wenn 
auch  viel  gemässigter  und  mit  besseren 
Argumenten,  in  einem  ähnlichen  Sinne  um 
die  Rechtfertigung  der  merkantihstischen 
Lehre  von  der  Handelsbilanz  bemüht.  In 
neuerer  Zeit  hat  man  nicht  ohne  Grund  in 
Careys  Geldlelu^  eine  dem  Merkantilismus 
verwandte  üeberschätzimg  der  Edelmetalle 
gefunden.  Sie  erklärt  sich,  wenn  wir  er- 
wägen, dass  dieser  Schriftsteller,  der  sich 
den  im  Volke  und  bei  den  Geschäftsmann ern 
verbreiteten  Vorsfellnngen  anscldoss  und 
ihnen  seine  Fürsprache  lieh,  dadurch  derselben 
Quelle  nahe  stand,  aus  der  ursprünglich 
auch  die  merkantilistischen  Gedanken  ent- 
nommen sind.  Gegenüber  der  Kraft  der  im 
kTitischen  Denken  geschulten  Wissenschaft 
haben  sich  diese  Rückfälle  nicht  behaupten 
können.  Und  so  dürfen  wir  annehmen,  dass 
auch  künftighin  es  nicht  mehr  möglich  sein 
^^■ird,  Lehren  und  Vorschläge  auf  solche 
scheinbare,  aber  ungenaue  wirfcichaftliche 
Grund  an  seh  auimgen  zu  stützen,  wie  sie  das 
Wesen  des  Merkantilismus  ausmachen. 
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likoniimie,  1886,  S.  9i — 96.  — «7.  K.  Ingram, 
Cetehlehte  der  Volknrirleehqfttlehre  lübcrietil 
V.  Rnefhla«),  1890.  —  Coaga,  Introdutinne  idlo 
etadio  delC  eeonomia  pnlUiea,  5"  ed.,  1891, 
namentlich  S.  il6—23S.  —  Boaeher,  Getch.  d. 
Xat.,  11174.  —  XfMpeyrea,  Geeehiehte  der  vi^it- 
virl^eht^fllichen  AntchnuuHgen  der  Niederländer, 
ISü-i,  namentlich  S.  Ii4ff.  —  llonogniphiiche 
Sehriflen  eind:  MoBClier,  Zur  Genehlchle  der 
eiigli»ehea  Volksipirtichnfltlekre,  1861.  —  Jotkea, 
Primitive  polilical  eeonom)/,  1»47,  in  Jones' 
lirmain»  291 — ilW.  —  Held-,  Carey*  Sotiat- 
Kiiaengeliaß  und  dae  .tlrrkantiUyttein,  1866.  — 
Jnn«ehuU,  Sic-obodnaja  toryoblja  I.  —  van 
HeyMng,  Zur  Uetchiehle  der  IlandeUbilam- 
theorie,  I,  1880.  —  HJaltnar  Schacht,  Der 
theorelierhe  Gehalt  de»  engliicken  Merkantäiimia 
(Dim.J,  1900.  —  St.   Bauer,   Balance   of  trade. 
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MerkantUsy  siem — Messedaglia 


tn  Palffraret  Dietinitary  of  polilieal  eennomy, 
vol.  J,  1S94.  ~  J.  S.  StckaUon,  comtatrcial 
lytteia,  ebenda.  —  Seielna,  mereaatüe  »ytUm, 
ebtnda,  vol.  11,  ISOß.  —  Cunningham,  Adam 
Smith  ftad  die  MtrhantÜiMen,  i'n  der  ZeiUehr. 
f.  Staatmf.,  1884,  S.  4I—64.  —  fbrnaiH,  Studio 
topra  Antonio  Serra  e  Marc'  Antonio  de  Sanlii, 

1880.  —  flobM,  Im  eoncorrenta  ettera  e  gli 
antiehi  economiati  ilaliani,  1881.  —  Derselbe. 
l'economia  poliliea  negli  icritUiri  italiani  del 
tecolo  16—17,  1889.  —  Cl^m*nt,  Hitloire  du 
tyttime  pmlteleiir  en  France,  I804.  —  Cokn, 
CoUiert  vomehmlieh  in  itaulinirlxkafüichfr  Sin- 
licht,  in  der  Zeil/ehr.  /.  Slaaüv.,  1869,  K  869 
—4H,  isyo,  S.  390—454.  —  Hecht,  ColberU 
poUlitehe  und  vulktieirttchaflliche  Grundaa- 
tekaumigen,  1S9S.  —  SehmoUer,  Zur  Gachichle 
der  nationaUikojtontitchea  Aneiehlen  in  Daitich- 
land  vährend  der  ReformiUiontperiode,  in  der 
ZciUchr.  J.  Slaalmi).,  ISeO,  be>.  S.  6ll€—6Se.  — 
H.  J.  Btdeiinann,  Ueber  den  Jferkantüiimui, 
1870.  —  Marehet,  Studien  über  die  Enturicke- 
tung  der  Venraltungilehre  in  Devitehland,  1885. 
—  V.  Erdbn-g  -  Krcxendewgkl,  Johann 
Joachim  Becker,  1896,  S.  1—27.  —  Wtnning- 
hava,  Zicei  npaninchf  MertantUitlen,  18S6.  — ■ 
Aut  den  Darstellungen  der  WiritchaJttgetcJiichte 
find  von  Wichtigkeit:  Ounnlngham ,  The 
groteth  of  Englith  indiutry  and  commerre  during 
the  earlg  and  müldle  age»,  1890.  —  Deraetbe, 
The  growlh  Of  Engliih  commerce  and  induttry 
in  modern  timeii,  lS9i.  —  Stihanx,  Eugliirhe 
Mandeltpotitik   gegen  Ende    det    llillelattcri ,    I, 

1881.  —  Hewtna,  Engliih  trade  and  Jinunce, 
chifßg  in  the  17.  renCury,  1899.  —  Häbfef, 
Die  wirltchoftliehe  Blüte  Spanien»  im  16.  Jahr- 
hundert und  ihr  Verfall,  1888.  -  Schmoller, 
Studim  eher  die  virturhaftliehe  Politik  Friedrich! 
dei  Qroaien,  II. :  Der  MerkantUitiata  in  »einer 
hittoritehen  Bedeutung,  im  Jahrb.  f.  GcKttgeb-, 
Vene.  u.  Volk»»-.  1884,  >'■  15—61.  —  Derselbe, 
Die  ejtgli»cbe  ffandeltpotitik  dei  17.  ('- 18.  Jahr- 
hunderte, ebenda,  1899,  S.  ISII—U41. 


HesHedagHa,  Angelo, 

wurde  geb.  am  2.  XI.  1820  zu  Viilafraiica  bei 
Verona,  studierte  «n  der  Uuiversität  Pavia  die 
Rechtswiaseaschaften  und  fungierte  von  181Ö 
ab  ala  ProfesH)r  des  Bechts  nad  der  Stauts- 
wisaeD Schäften  an  derselben  Universität-  Messe- 
dae-lia  ist  seit  1888  Professor  der  politiBohen 
Oekonomie  und  der  Statistik  an  der  Universität 
Born  (liest  hier  insbesondere  Ober  Philosophie 
der  Statistik),  ist  Senator  und  Mitglied  der 
oberaten  Unterrichtsverwalluns;.  Er"  g-ehört« 
mehrfach  der  italienischen  Dcputiertenkaramer 
als  Hitglied  an.  In  let^tterer  sowie  im  .'^enat 
verteidigte  er  besonders  die  Freihandel  st  heorie. 
Das  äO.  LebrjabÜtlam  Hessedaglias  wurde  Ende 
Jnni  1895  in  weiten  Fachkreisen  gefeiert. 

Mesaedattlia  war  der  erste,  welcher  in 
Italien  die  Theorie  der  Statistik,  ins- 
liesondere  die  von  Guerrj  erklärten  Gesetze 
det  grossen  Zahlen  und  zwar  in  einer 
mnstergiltigen  loathematischen  Sprachgenauig- 
keit verbreitete.   Im  Gegensätze  zu  Sa ssmi Ich 


(s.  diesen),  der  in  der  Begelmässigkeit  der  Er- 
scheinnngen  eine  gättliche  Ordnung  und  den 
Willen  der  Vorsehung  zu  erkennen  glaubt«,  be- 
trachtet Messedaglia  (mit  GuUlard,  Wappens 
n.  a.)  in  seinen  Monographieen  über  die  Be- 
vQlkernngsCheorie  den  Menschen  innerhalb 
des  sozialen  Ganzen ,  jedoch  als  zu  diesem  un- 
anflCslich  gehöriges  Objekt.  Er  hfilt  in  diesen 
Schriften  mit.  Vorliebe  den  Queteletschen  Ge- 
danken des  nat urgesetzlichen  Zwanges 
fOr  die  Blassen  und  der  Freiheit  für  das 
Individuum  fest  und  sagt  u.  a.  (Stndi  sulla 

Sopolasione,  Venezia  1866) :  „Die  Statistik  von 
er  Wahrscheinlichkeit  trennen  zu  wollen,  ist 
durchaus  nnznlässig.  Denn  abgesehen  davon, 
ob  die  von  den  wichtigsten  statistischen  Zeit- 
fragen bedingten  höheren  Arten  der  Berechnung 
bekatint  oder  nnbekannt  sind,  in  beiden  Fallen 
wird  man  sich  nicht  abschrecken  lassen,  die 
Lösung  dieser  Fragen  zu  versuchen.  Man  hofft 
dadurch ,  wie  in  allen  Versuchs  Wissenschaften, 
zu  Zeiten  eine  Gewissheit ,  noch  öfter  aber 
praktische  sowie  begründete  Konjekturen  aus 
ihnen  gewinnen  zu  können.  Die  Statistik 
ist  daher  schon  an  und  ftkr  sich  nichts  anderes 
alseineWahrscheinlichkeitsrechnung". 
Die  sachgemBss  angefertigten  graphischen 
Darstellungen  rechnet  Messedaglia  „zu  den 
wertvollsten  Werkzeugen  der  experimentellen 
Induktion".  Wenn  Hessedaglia  in  seinen  sta- 
tistischen und  volkswirtschaftlichen  Schriften 
die  Freiheit  des  Individuums  verteidigt, 
so  ist  es  von  Wichtigkeit,  seine  Definition  der 
Freiheit  aus  seinem  Hauptwerke  (Relazioue 
critica  snlla  statistica  etc.)  (s.  u.)  kennen  zu 
lernen:  „Freiheit  bedeutet  nur  soviel  wie  freie 
Wahl ,  keineswegs  aber  eine  absolute  und  un- 
hegrenzte  Caprice.  Es  liegt  sozusagen  ein  nach 
überallhin  offener  Horizont  vor;  einem  jeden 
ist  es  anheimgegeben,  sich  nach  der  einen  oder 
anderen  Seite  hm  zu  wenden,  nach  rechts  oder 
links  seinen  Weg  zu  nehmen  ^  nach  Belieben 
vor-  oder  röckwBrts  zn  schreiten,  wie  er  es 
eben  fUrs  geratenste  erachtet.  Betrachl«t  man 
nach  einiger  Zeit  das  sich  darbietende  Gesamt- 
bild, dann  ist  es  leicht  zu  konstatieren,  dass 
eine  mehr  oder  minder  grosse  Zahl  mehr  der 
einen  oder  der  anderen  Richtung  den  Vorzug 
gegeben  hat,  daas  aber  das  Verhältnis  zur  Ge- 
samtzahl, wenn  es  nicht  absolut  das  nämliche 
bleibt,  sich  nur  wenig  verändert,  und  zwar 
stufenweise  sowie  mit  bestimmter  Regelmässig- 
keit. Dieserart  stellt  sich  im  Bilde  und 
auf  ^wohnlichem  Wege  das  allgemeine 
statistische  Faktum  dar.  Zar  Begründung 
desselben  bedarf  es  durchaus  nicht  der  Annahme 
eines  Mangels  an  Freiheit;  es  genügt  schon  die 
Voraussetzung,  dass  die  Menschen,  so  frei  sie 
auch  immerhin  sein  mügen,  doch  von  gewissen 
Beweggründen  geleitet  werden,  sogar  bei  ihren 
grüssten  Ausschreitungen,  während  der  Umstand 
nicht  ausser  acht  zu  lassen  ist,  dass  diese  Be- 
weggründe in  ihrer  Gesamtieil  von  dem  Zu- 
sammenwirken der  zu  einer  gegebenen  Zeit  in 
der  Gesellschaft  vorherrschenden  allgemeinen 
Umstände  und  ^'e^hältnisse  beeinäusat  und 
determiniert  werden." 

Messedaglia  wird  von  Cossa  i^s.  u.  Wirt- 
schaft sichre ,  S.  195  und  Etonomia  politica, 
S.  52U-521)  lind  Morpur^o  [s.  u.)  als  der 
erste   lebende  italienische  ^ationalCkonom    be- 
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JCessedaglia — Ifen  sei 


'V,  2  e  4:  H  calcolo  dei  valori  medii  e  le  ane 
^müssigl.  Maurice  Block  (^.  u.,  S.  82)  rechnet  lapplicBzioni  statiatiche.  IDie  Anwendung  der 
seine  Monugrapbieen  tlber  HUnzwesen  und  Volk»-  verechiedenen  mEtthematiachen  Theorieen  auf  die 
Wirtschaft  zu  den  hervorragendsten  Schriften  Statistik  auifuhrend.)  —  1881,  111,1:  La  storia 
Italieos,  noch  andere  hezeichnea  Beine  Arbeiten  I  e  la  etstiatii»  dei  metalli  preziosi,  quate  pre- 
Sber  Staatsanleihen  und  über  Bevülkerung-  zu ,  liminare  allo  studio  delle  presenti  questioni 
den  epochem Behendsten  Schriften  der  Gegenwart.  1  monetarie,  (Gold-  und  Silberproduktion  statistisch 
Messedaglia  veröffentlichte  folgende  volks-  beleuchtend.)  —  1881,  VI,  3  e  4  und  1882,  VII 
Wirtschaft  lieh- statistische  Schriften,  chronolo- 1 1:  La  moneta  e  il  sistema  monetario  in  generale, 
gisch  aufgeführt,  a)  in  Buchform:  Dei  prestitil         In:  „Diacorso  inaupiurale"  1880:  L'in- 

Sublici  e  dei  migtior  sistema  di  consolidazione,  se^ameut«  politico-amministrativo.  —  Femer: 
ilano  18öO.  ^  Teoria  della  popolazioue  sotto  Diocleziano  e  a  legge  economica  dei  mercato 
l'aspetto  dei  metodo,  Padova  1858.  —  Della '(Atti  dell'  At«neo  veneto).  —  La  vita  media 
teoria  della  popolazione  principalmente  sotto  j  (Memoria  dei  E.  Jstitut«  Venet«).  —  Soll» 
l'aspetto  dei  metfldo,  Vol  I,  Verona  18Ö8.  —  regolazione  dei  fiume  MiBsissipi  agü  Stati  Uniti 
Le  inon  dazioni  in  Francia,  Verona  1865.  — '  d'  America  (Atti  dell'  Istitnto  Venetol 
Stndi  Bulla  popolazione,  Venezia  1866.     (Ver  ' 


fasser  unterscheidet  hier  zwei  Arten  der 
vülkemngBbewegung :  die  nnmerischel  welche 
die  ZD'  nnd  Abnahme  einer  Bevölkernng  be- 
trachtet] und  die  der  «nsammensetzenden 
Teile  [welche  den  stetigen  Wert  der  inte- 
grierenden Teile  der  Bevülkening  betrachtet]. 
—  Die  „mittlere  Lebensdaner"  definiert 
der  Verfasser  als  ^dasjeni^^e  Leliensqnantnm, 
welches  auf  jeden  Veratorbenen  kommen  wUrde, 
wenn  man  die  Gesamtsumme  der  von  denselben 
durchlebten  Jahre  gleichmässig  anf  einen  jeden 
von  ihnen  verteilt".)  ^  Le  statistiche  criminali 
dell'  Impero  anstriaoo  nel  qnadriennio  1856  -  59, 
con  jiarticolare  rignardo  al  Lorabardo-Veneto, 
Venezia  1866—67.  (Eine  kritisch-statis tische 
Mnsterarbeit^  welche  bei  der  Bearbeitung  der 
Kriminalst&tistik  nm  so  mehr  zum  Vorbilde 
dienen  sollt«,  als  hekanntermassen  die  Kriminal- 
Btaiiatik  in  Italien  stets  besonderer  Pflege  sich 
erfreut  hat.)  —  La  statistioa  e  i  suoi  nietodi, 
ionfäcioscientificoe  competenzadiappli 


Proltisione  al  ( 


I  libero  della  t 


Vgl.  über  Messedaglia:  Emilio  Mor- 
purgo.  Die  Statistik  nnd  die  Soztalnissen- 
schaften,  Jena  1877,  S.  4,  5,  22,  24.  40,  50,  53, 
66,  80,  463,  495,  ÖU5,  606,  507,  510  nnd  546. 
—  V.  Sohullern-Schrattenhofen,  Die 
theoretische  NationalGkonomie  Italiens  in  neuester 
Zeit,  Leipzig  1891,  S.  l()ff.,  UOff.,  llSff.,  124, 
191,  19Tff.  -  Cossa,  Introdnzione  allo  studio 
dell'  Economia  poHtica,  Milano  1892,  8.  23.  30, 
98,  100,  1Ü4,  105,  1U8.  520,  521,  523.  624.  — 
Aunali  di  Statistica.  Saggio  di  Biblio- 
grafia  statistica  Italiana,  3«  ed!,  Borna  1889. 
Einleitung  von  Bodio  S,  XV.  —  Block,  Les 
progr^s  de  la  acience  Economique,  Paris  1890, 
II,  S.  82.  —  de  Guhernatis,  Diotionnaire 
International  des  Evivains  du  Jour,  Florence 
1891,  ä.  1378.  —  Ingram,  Geschichte  der 
Volkswirtschaftslehre  lüebersetzung  von  Rosch- 
iau),  Tübingen  1K90,  3.295,  296.  —  Meitsen, 
Geschichte,  Theorie  nnd  Technik  der  Statistik, 
Berlin  18e6._S.  61.  —  v.  Mayr,    Statistisches 


statistica  presso  la  B.  UniversitA  di  Bnma, 
Borna  1872.  —  La  acienza  statistica  della 
popolazione,  Prolnsione  al  corso  di  statistica 
preHso  la  Begia  Universitä  di  Borna,  Borna  1878. 
—  Relazione  critica  suUa  statistica  morale  dell' 


i  della   Archiv.  IV,  TQbingen  1896,  S.  396. 


Guerry.     Relazione 

critica,  Veneto  1879.  (In  dieser  Schritt  ent- 
wickelt der  Verfasser  mit  vieler  Originalität  in 
der  Auffassung  die  von  Guerry  ^s.  o.|  anf- 
ges teilte  Theorie  der  QeaetEmSssigkeit  der 
grossen  Zahlen.)  —  e  Mingbetti  Marco, 
Riordinamento  della  imposta  fondiaria.  Relazione 
Parlamentäre  sul  progetto  presentato  dal  Ministro 
delle  flnanze  il  2L  £cemhre  1882,  Roma  1884. 
—  Relazione  sni  Titolo  I  dei  Proe-etto  di  legge 
snll'  imposta  fondiario,  Boma  1884.  —  Principy  i  Statistiker  und  Litterarhistoriker,  wurde  gebo- 


Schmidt. 


Nesskonto 

B.  Zollwesen. 


Hethuenvertrag 

s.  Differentialzölle  oben  Bd.  III 

S.    166ff.    und   Handelsverträge   oben 

Bd.  IV  besonders  S.  1080. 


Mensel,  Johann  Oeorg, 


a  pura,  Firenze  1888,  —  L' 
politicft.  Discorso  inaugurale.  Boma  1891,  — 
L'economia  politica  in  relazione  alla  sociologia 
e  qnale  scienza  a  a^,  Roma  1891. 

hl  Im  „Archiviodi  statistica"  (Roma): 
1877—78,  II,  4.  La  statbtica  e  i  suoi  metodi. 
Frelezione  al  corso  di  statistica  presso  la  R. 
Universiti  di  Boma.  —  1878,  U,  3:  La  scienza 
statistica  della  popolazione.  —  1879,  111,  4:  La 
statistica  della  criminaliti.  Prolnzione  al  corso 
di  statistica  presso  la  Regia  Universitä  di  Roma, 
14  gennaio  1879.  —  1879-80,  V.  1:  Di  alcuni 
argomenti  dl  statistica  teorica  ed  italiana. 
Prolnzione  al  corso  di  statistica  preaao  l'Uni- 
versitä  di  Roma,  per  l'anno  187U— 80.  —  1880, 


___  am  17.  III,  1743  zu  Ejrichshof  in  Bayern, 
widmete  sich  in  Glittingen  dem  Stndinm  der 
Philosophie  und  Geschieht«,  wurde  von  der 
Wittenberger  philosophischen  Fakultät  1766  zum 
Magister  kreiert,  l'r68  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor der  Geschichte  nach  Erfurt  berufen  nnd 
folgte  1779,  nach  Ablehnung  von  Berufungen 
nach  Gi essen  und  Jena,  einem  Rufe  als  ord. 
Professor  der  Geschichte  nach  Erlangen.  Am 
29.  IV.  1T80  hielt  er  seine  akademische  An- 
trittsrede „De  ofttcüs  doctoris  hiatoriarum",  zu 
welcher  durch  das  Programm  „De  praecipnis 
commerciomm  iu  Germania  epochia"  eingeladen 
worden  war.  Anlässlich  seines  öOjährigen  Lehr- 
jnbiläums  wurde  Meusel  im  Jahre  1816  durch 
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den  Titel  eines  Geheimen  Hofrats  anagezeichnetl 
Er  starb  am  19.  X.  Ifl20.  .! 

Ueiuel  hat  nnenditch  viel  t^schrietieD  and 
die  WisaenHchnft  wenij^er  darch  neae  fnichtbare 
Gedanken  als  dnrcli  die  fleissi^e  sorgsanie 
Sammlung'  bioeraphischen  und  statiHtischen  Ma- 
Urials  (sein  „Gelehrtes  Tentschland",  Ö.  Aufl., 
behandelt  beispielsweise  nicht  weniger  als 
10648  Schriftsteller)  gefördert.  Wachler 
{Handbuch  III,  S.  314)  nennt  ihn  „deii  hoch- 
verdienten Registrator  alles  historischen  Wis- 
sens", Measels  meistens  in  Verbindung  mit 
anderen  herausgegebenen  Sammelwerke  sind 
noch  heute  für  die  Gelehrteuwelt  wertvoll  und 
ijua  Teil  unentbehrlich.  Als  Statistiker  gehörte 
Mensel  znr  Schule  AchenwalU,  er  definiert  die 
letztere  in  viel  zn  engem  Sinne  als:  „die  I 
wissenschaftlich  geordnete  DarstcllunE;  der  Be- 1 
schaffenheit  und  politischen  Verlassnngl 
der  Staaten",  er  nennt  die  Statistik  deshalb 
auch  gleichwertig  „Staatskimde''  nnd  betrachtet 
de  als  eine  rein  historische  Wiaaen- 
Bchsft  (Lehrhach  der  Statistik,  4.  Ana,,  Leip- 
zig 1817,  S.  Iff.l- 

Macht  sich  in  dem  litterarischen  Schauen 
Heusels  eine  grosse  Kinflirmigkeit  geltend,  su 
eilt  solches  auch  von  seiner  akademischen 
Wirbaamkeit.  Seine  Vorlesungen  über  Univer- 
Mleeachichte ,  Staatengeschichte ,  Reichsge- 
Bchichte,  Über  Statistik  und  Gelehrtengeschichte 
(in  Halle  nud  Erfurt  las  er  auch  über  klassi- 
sche Philologiel  hielten  sich  immer  auf  dem- 
selben konservativen  Niveau,  ohne  die  geisti- 
gen Bewegungen  seiner  Zeit  eingehender  zn 
würdigen. 

Mensel  verüffentlichte  an  a)  staats- 
wissenschattlichen  Schritten  1.  in  Buch- 
form chronologisch  aufgefUhrt:  Anleitung  znr 
Kenntnis  der  europäischen  Staateuhlstorie,  nach 
Gebauerischer  Lehrart,  Leipzig  1775.  2.  Aus- 
gabe, ebenda  17^,  gr.  8.  3.  Ausgabe,  ebenda 
178B.  Die  4.  durchauH  berichtigte  und  fortge- 
setzte Ausgabe  erschien  unter  dem  Titel:  An- 
leitung zur  Kenntnis  der  Europäischen  Staaten- 
gescliichte,  Leipzig  1800,  —  Revision  der  beiden 
ersten  Bände  der  Uottschedi sehen  ITebersetzuag 
von  des  Freiherru  von  Bielefeld  Lehrbegriff 
der  Staatskunet,  Breslau  1777.  —  Ueber 
Kaiser  Joseph  II.  einige  Vorlesunifen,  Leipzig 
17aO.  (Enthält  interessante  Mitteilungen  über 
das  Merkantil  System  und  andere  volkswirt- 
scbitftlicheGrunds&tze  und  Massregeln  Josephs  IL) 
—  Lehrbuch  der  Statistik,  Leipzig  1792; 
2.  Ausgabe,  ebenda  1794;  3.  Ausgabe,  Leipzig 
1804;  4.  grüsstenteila  umgearbeitete  Ausgabe, 
I^eipzig  1817.  (Die  Anonlnung  des  Stoffes  lehnt 
sich  an  die  von  Gatter  in  dessen  pldeal  einer 
Wehstat istik"  aufeefOhrte  Disposition.  Von 
besonderer  Wichtigkeit  ist  der  die  einzelnen 
Staaten  betreCFende  Litteraturnachweis.)  — 
Litteratur  der  Statistik,  Leipzig  1790,  Sach- 
trag dazu  ebenda  1793 ;  zweiter  Nachtrag  ebenda 
1797 ;  2.  eanz  umgearbeitete  Auflage  des  ersten 
Bandes,  Leipzig  1806,  des  2.  Bandes,  Leipzig 
1807.  (Die  Brauchbarkeit  dieses  Hlterarischen 
Qnellenwerkes  wird  nicht  unwesentlich  durch 
ein  gute«  alphabetisches  Register  erbüht,  wel- 
ches von  den  beiden  Sühnen  Mensels  angefertigt 
worden  ist.i  —  Vorrede  zn  Ürtlofl's  Handbuch 
einer  allgemeinen  Statistik  der  königlich  prens- 
sischen  Staaten,   Erlangen  1798.  —  Leitfaden 


zur  Geschichte  der  Gelehrsamkeit,  B  Abteilun- 
gen. Leipzig  1799-1800.  gr.  8«.  (Den  Slaat»- 
wisseuscbaften  widmet  der  Verfasser  in  jedem 
Zeitabschnitte  einige  Kapitel.)  —  Magazin  für 
Geschichte.  Statistik  nnd  Litt«ratur.  1  Bänd- 
ehen, Zürich  1802.  —  2.  in  Zeitschritten: 
Viele  AufsätJEC  in  der  „Erlangischeu  Litteratur- 
zeitiing'',dessenHerau^geber  und  Direktor  Mensel 
von  1799  bis  zum  22.  II,  1801  war.  —  Allerlei 
staatswisaenschatt liehe  Bemerkungen  uud  Auf- 
sätze im  „Gothaischen  Reichsanzeiger"  und  .Er- 
langischen Intelligenzblatt'. 

Von  den  b)  biographiscb-bibliogra- 
n bisch  und  historisch -litterarischen 
\\'erken  Meusels  enthalten  folgende  wichtige 
Nachrichten  und  Nachweise  über  staatswisaen- 
Bchaftlicbe  Gelehrte  und  Schriftsteller:  Das  ge- 
lehrte Deutschland,  oder  Lciikou  der  jetzt 
lebenden  deutschen  Schriftsteller;  angefangen 
II  G.  C.  Hamberger,  fortgesetzt  von  Mensel, 
Aufl.,  liemgo  1767;  4.  vermehrte  und  ver- 
besserte Ausgabe,  4  Teile,  ebenda  1783—84; 
•  i),  Nachtrag,  ebenda  1786—1006;  5.  durch- 
verraehrte  und  verbesserte  Ausgabe,  ebenda 
1796  ff.  (Die  Vollendung  dieser  Ö.  Ansgabe  in 
23  Bänden  erlebte  Mensel  nicht  mehr.)  —  Lexi- 
kon der  vom  Jahre  1750 — 1800  verstorbenen 
Tentschen  Schritts teller,  Bd.  1—15,  I^ipzig 
1602—16.  —  Italienische  Biographie.  Aus  dem 
Französischen,  2  Bde.,  Leipzig  1769,  1770.  — 
Französische    Biographie ,    herausgegeben  (und 

Erosa ten teils  übersetzt)  1.  Teil,  Halle  1771.  — 
ebensbeschreibungeD  merkwürdiger  Personen 
dieses  und  des  vorigen  Jahrhunderts,  1.  Teil, 
Breslau  1774.  —  Litterarische  Anmerkungen 
zu  den  Biograpbieen  grosser  nnd  berühmter 
Männer  aus  der  neueren  britischen  Geschichte, 
aus  dem  Englischen,  ZUllichau  1794,  —  Histo- 
risch-litteransches  Magazin,  1.  n.  2,  Teil.  Bay- 
reuth   u.  Leipzig   1785;  3.  Teil  ebenda  1786; 

4.  Teil  ebenda  1786;  Historisch-litterariacb- 
bibliographisches  Magazin,  errichtet  von  einer 
Gesellschaft  litterarischer  Freundein  nnd  ausser 
Deutschland  und  von  Mensel  herausgegeben, 
1.  Stück  Zürich  1788,  2.  Stück  ebenda  1790, 
3.  Stück  ebenda  1790,  4.  Stück  ebenda  1791.  5. 
u.  6.  Stück  Chemnitz  1792,  7.  u.  8.  Stück  ebenda 
1794,  gr.8.  —  Bibliotheca  bist,  instmcta  a  B.  G. 
Stravio,  ancta  a  ('.  G.  Budero,  nunc  vero  a  J. 
G.  Mensel  ita  degesta,  ampliflcata  et  emendat« 
ut  paeue  novum  opus  viden  posslt.  11  vlm.  s.  22 
pts.  Lp«.  1782—1804. 

in  seinem  „Gelehrten  Deutach  1  and",  5.  AuH., 
giebt  Heusei  über  seine  litterariscbe  Thätigkeit 
Nachweis   an   folgenden   Stellen:   Bd.  V  il797) 

5.  194— 1it9;  X  (1803)  S,  287;  XI  (180.i.  S.  ö"«; 
XIV  (18101  S.  554  u.  XVIII  (1831)  S.  685. 

Vgl.  über  Mensel:  Steinmever  in  der 
„Deuts<'heu  Biographie-,  Bd.  21,  S*  541—544. 
—  Andreas  Meyer,  Biographische  und  litte- 
rariscbe Nachrichten  von  den  Schriftstellern,  die 
gegenwärtig  in  den  Fürstentümern  Ansuach 
und  Bayreuth  leben.  Eriangeu  178->,  8.  227.  - 
Fikenscher,  Vollständige  akademische  Ge- 
lehrtengeschichte der  Universität  Erlangen, 
Nürnberg  1806,  IL  Abt..  S  254-572.  —  Baa- 
der, Lexikon  verstorbener  bayerischer  Schrift- 
steller, Augsburg  u.  Leipzig  1824.  Bd.  I,  2, 
S,  31-38.  —  Karl  Heinrich  Ran,  Dem 
Andenken  Heusels  gewidmet  von  der  Universi- 
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tat  Erlangen.  Erlangeu,  eredrackt  bei  Heinrich 
haäwig  Kunatmann,  Ihm  —  Eine  kleine 
Irabe  am  lOOjühriieeu  tieburtstaure  des  Herrn 
Johann  Geor^  Mensel,  weiland  (rebeimeD  HoC- 
ralä  und  k.  LniveraltäiBprufesBiini  zn  Erlangen, 
Erlangen,  in  Kommission  Aai  Palmschen  Buch- 
handlnng.  18-ta  —  M.  Reimlein,  Unser  Er- 
langen, Erlangeu  1S43,  S.  Ü5-'J7.  —  Mohl, 
Die  Geschichte  und  Litteratiir  der  StuaEswissen- 
schaften,  Erlangen  18.'»— 58,  1,  8.  57,  III,  S. 
650—654.  -—  Meitzen,  Geschichte,  Tlieorie 
unil  Technik  der  Statistik,  Berlin  lö66,  S.  21 
n.  :'!-l.  —  John,  Qesubjrthte  der  Statistik,  I, 
Stuttgart  1881,  S.  72,  7H.  97,  iUÖ,  132,  141.  - 
Pülitz  in  seinen  ,.Jahrb.  £.  Geschichte  u. 
Staataknnst",  Leipzig  1836,  II,  S.  164.  —  Bild- 
nis und  kurze  Biographie  in  C.  W.  Bocks 
^ramlnng  von  Bildnissen  gelehrter  Männer, 
Bd.  3,  1791.  —  Marsinuas  akademisches 
Taschenbuch  auf  das  Jahr  1792.  —  Mensel, 
Gelehrtes  Deutsehland,  5.  AdH-,  Bd.  V,  Lemgo 
1797,  S.  194. 

Schmtdt. 


Xeyer,  Uermann  BuOolf, 

geb.  am  10.  XII.  1839  in  Friedeberg  in 
Seumark,  gest.  im  Januar  1899,  studierte 
1858  in  BerUn  Geschichte,  Nationalökonomie  und 
Technologie,  wirkte  als  Amannensis  Hermann 
Wageners  seit  1867  junnialistisch  auf  volkswirt- 
schaftUchem  und  sozialpolitisi-liem  Gebiete,  trat 
in  nilhere  Beziehung  zu  Kodbertus,  dessen  Briete 
an  ihn  er  spater  herausgab  (s.  u.),  und  promo- 
vierte 1874  an  der  Universität  Jena.  Nachdem 
er  sich  der  konservativen  Opposition  gegen  den 
Fltrsten  Bismark  angeschlossen  hatte,  wurde  er 
infolge  seiner  Schrift  „Politische  Gründer  nnd 
die  Korruption  in  Deutschland"  (s.  u.)  zn  Ge- 
fiingnisstrafe  verurteilt,  der  er  sich  durch  die 
Flucht  ins  AoslanJ  entzog. 

Er  veröffentlichte  von  ataatswissensi'haft- 
liehen  Schriften  a)  in  Buchform:  Der  Emanci- 
pationgkampf  des  vierten  Staude.^,  2  Bde.,  Berlin 
1872;74.  2.  Aufl.  1882.  —  Die  deutschen  Banken, 
Berlin  X872.7Ö.  —  Der  Sozialismus  in  Dänemark 
(Dias.l,  Berlin  1874.  —  Politische  Gründer  und 
die  Korruption  in  Deutschland,   Leipzig  1877. 

—  Briete  und  sozialpolitische  Aufüätze  von  Dr, 
Bodbertus-Jagetzow,  herausgegeheu  von  Rudolf 
Meyer,  2  Bde.,  Berlin  1880.81,  —  Ursachen  der 
amerikanischen  Konkurrenz,  Ergebnisse  i 
Studienreise  durch  die  Vereinigten  Staaten  (mit 
einer  Karte),  Berlin  1883.  —  Hfioistaiten  und 
andere  Wirtschaftsgesetze  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  von  Canada,  Bus^laud, 
China,  Indien,  Eamiinieii,  Serbien  nnd  England, 
Berlin  1883,  -  La  crise  internationale  de 
l'indnstrie  et.  de  l'agTiculture,  Berlin  lötfö,  — 
Hundert  Jahre  konservativer  Politik  und  Litte- 
tatur,  Bd,  I  (einziger) :  Litteratur,    Wien  1896, 

b)  in  Zeitschriften:  1)  in  den  „biato- 
risch-poli  tischen  Blättern'-  Jahrg. 
1891  eine  Artikelreihe  über  die  Wirkung  der 
Geireidezillle  ,in  Dentschland.  in  welchen  An£- 
sätzen  er  die  agrarische  Zollpolitik  bekämpfte. 

—  2)  in  Uonatscnrift  tSr  christliche  Sozialrefunn, 


Gesellschaftswissenschaft  etc,  (Wien)  Jahrg.  XV 
(1893):  Börsenspekulation  und  Agio.  —  Jahrg. 
XVI  (1894);  Die  Baisse.  —  3]  in  „Nene  Zeif 
lStut^;art)i  AnbaupoHtik  und  Nahrungsmittel, 

10.  Jahrg.,  1.  Bd.  —  Die  sozialpolitische  Be- 
deutung der  Getreideelevatoren,  10.  Jahrg.,  II. 
Bd.  —  Znr  Frage  der  Verstaatlichung  dea  Qe- 
treidehaudels,  ebendaselbst.  -  -  Das  nahende 
Ende    des    landwirtvc  hat  fliehen    Grosshetriebes, 

11.  Jahrg.,  I.  Bd.  —  Die  Hcutengiitergcsetze  in 
PreuBsen,  11.  Jahrg.,  II.  Bd.  —  Der  Agrarier 
Not  nnd  ülBck,  12,  Jahrg.,  1.  Bd.  —  Aufhebung 
des  Identitätsnachweises,  ebendaselbst.  -   Zwei 

le  von  RodbertuB,  13,  Jahrg.,  I.  Bd.  — 
Landwirtscbaftticbe  Produktionskosten  in  zwei 
Weltteilen,  13.  Jahrg.,  IL  Bd.  --  -  Lebensmittel- 
verfinderungeu  nnd  -Verfälschungen,  14.  Jahrg., 
T.  Bd.  —  S)^  Zeitschrift  tilr  Sozial-  nnd  Wirt- 
icbaftsgeschicbte,  Bd.  VI  (Weimar  1897) :  Zur 
Geschichte  des  Normalarheitstages,  von  H.  Schu- 
macher-Zarchlin,     Eingeleitet  von  Kud.  Meyer, 

Meyer  war  ein  konservativer  Volkswirt 
ans  Ueberzeugung,  nicht  aus  Berechnung,  er 
buhlte  nie  um  ein  Amt,  er  trachtete  nur  nach 
Anerkennung  seines  selbsiloseti,  nach  seinem 
DatUrhalteu  historisch  notwendie-cn  aber  voll- 
ständig geseheiterten  Sirebens,  das  ostelbiscbe 
Junkertum  zu  reformieren,  d.  h.  für  die  sozialen 
Antordenmgen  der  modernen  Zeit  empfänglich 
zu  machen.  Den  Agrariern  wirft  er  u.  a.  vor, 
dass  sie  der  Meinung  seien,  der  Handel  lebe 
grossenteils  auf  Kosten  der  J'roduzenten,  also 
der  Landwirte,  ohne  zu  bedenken,  dass  der 
Handel  durch  seine  Venuitlelungsthätigkeit 
zwischen  Urheheni  nnd  Konsiiment«n  selbst  eine 
produktive  Ärl>eit  vollzieht.  Sein  „Emanci- 
pationskampf  des  vierten  Standes"  (s,  o.)  gilt 
selbst  bei  den  Sozialisten,  obwohl  Meyer  nie 
engere  Fühlung  mit  diesen  gehabt,  als  ein  seiner 
Unparteilichkeit  wegen  hoch  zu  achätzendes 
Werk. 

VgLüberBud,  Meyer:  Wakker,  Geschichte 
der  Nationalökonomie,  Leipzig  1894,  S.  192f.  — 
Zwei  Nachrute:  Guido  Weiss  und  Bndolf  Meyer: 
Nene  Zeit,  Jahrg.  XVII,  189899,  L  Bd.,  Nr.  18 
v,  28,  l.  1899. 

Llpperl. 


Xiaskowsbt.  Augast  von, 

geb.  am  26.  I.  1828  in  der  livländischen  Stadt 
Femau,  gest.  am  22.  XL  189U  in  Leipzig,  stu- 
dierte in  Dotpat,  Berlin  und  HeidellKrg.  wurde 
Decernent  der  baltischen  CivUoberverwaltung  fUr 
Agrar-  und  Gemeindeangelegenheiten  und  Dozent 
am  baltischen  Polytechnikum  in  Biga,  dann, 
znrUckgekehrt  nach  Dentschland,  IHlÜ  Privat- 
dozent der  Staats  Wissenschaften  an  der  Uni- 
versität Jena,  1874  ordentlicher  Professor  der 
Nationalökonomie  und  Statistik  au  der  Uni- 
versität Basel,  1877  Professor  an  der  iandwirt- 
schaftliehen  Hochschule  zu  Hohenbeim,  1881 
ordentlicher  Professor  der  Staats  Wissenschaften 
an  der  Universität  Breslau,  1889  an  der  Uni- 
versität Wien.  1891  an  der  Univeraitiit  Leipzig, 
v.  Miaskowski  war  während  seines  Breslaner 
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wirtwhftttsratea ;  von  1890-ai  gehörte  er  der 
k.  k.  8tati3ti3cheii  CentralkoiamiBBion  in  Wjeu 
als  Mitglied  an.  Im  Jahre  1891  wurde  er  Mit- 
glied des  internationalen  statistischen  Instituts. 
Er  TerSffentlichte  an  Staat« wisBenschaft- 
lichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Die  Ge- 
bundenheit des  Grund  und  Bodens  durch  Fa- 
rn ilienfideikommi  8  se  ,  Jena  1873.  (Hab. -Sehr.) 
[Bes.  Abdr.  aus  den  Jahrb.  f.  Nat.]  —  Isaak 
laelin.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  voliiB- 
wirtschaftlichen,  sozialen  nnd  politischen  Be- 
strebungen der  Schweiz  im  18,  Jahrhundert, 
Basel  lS7r>.  —  Die  Verfassung  der  Land-,  Alpen- 
und  Forstwirtschaft  der  deutschen  Schweiz  in 
ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  vom  13. 
Jtthrh.  bis  in  die  Gegenwart,  Basel  1878.  —  Die 
schweizerische  Allmend  in  ihrer  geschicbtl leben 
Entwickelung  vom  13.  Jahrh.  bis  in  die  Gegen- 
wart lin  den  „Staats-  und  sozial  wissenschaft- 
lichen Forachnngen",  hrsg.  von  Schmoller,  II, 
Bd.,  4.  Heft),  Leipzig  187».  —  Das  Kranken- 
und  BegräbDisTerstchernngsweseu  der  Stadt 
Basel.  Basel  1880.  —  Das  Erbrecht  und  die 
Grundeigentn  ins  Verteilung  im  Deutschen  Reiche. 
Ein  aozialwirtschaftl icher  Beitrag  znr  Kritik 
ond  Reform  des  deutschen  Erbrechts. 
teüuDgen  (in  den  Sehr.  d.  V,  f.  Sozialp.,  Bd.  2(1 
u.  2b),  Leipzig  1884  u.  1886.  -  Agrnrpolitische 
Zeit-  u.  Streitfragen.  Vortrüge,  Reterate  n. 
Gutachten,  Leipzig  1889.  ^  Das  Problem  der 
Gnindeigentnrasverteilung  in  geschichtlicher 
Entwickelnng.  (Vortrag,  gehalten  beim  Antritt 
an    der    Wiener    Universität.)      Leipzig    1890. 

g Dieser  Vortrag  erschien  auch  in  franztisischer 
prache  in  der  Revue  d'iconomie  politique,  1890.] 
—  Lorenz  von  Stein  (Gedenkrede),  Leipzig  1890. 
■  •  Die  Auffinge  der  Nationalökonomie.  (Vor- 
trag, gehalten  beim  Antritt  des  akademischen 
Lehramts  an  der  Universillit  Leipzig.)  Leipzig 
1891.  [Dieser  Vortrag  erschien  auch  iu  fran- 
zösischer Sprache  in  der  Revue  d 'economic 
politique,  im.] 

b)  in  Zeitschriften  nnd  Sammel- 
werken etc.:  1)  In  der  „Baltischen  Mo- 
natsschrift": Karl  Grass,  XXVIl.  Bd,  — 
Arnold  von  Tidebühl,  XXX.  Bd,  -  2)  in  der 
„Deutschen  Rundschau",  Bd.  81  (1894): 
Die  Reform  der  prenssischen  Agrar  Verfassung 
und  die  Berliner  Konferenz.  -  Bd.  84  (1895): 
Wilhelm  Röscher  (1817-94);  dasselbe  fran- 
itösisth  in  Revue  d'economie  polit.,  9«  annee 
(1895).  —  :-l)  In  den  „Jahrb.  f.  Ges.  n. 
V  e  r  w." :  Georg  Haussen  (5.  Jahrg.).  — 
Sozialpolitisches  aus  den  Schweizer  Alpen 
(6.  Jahrg.).  —  Zur  Geschichte  der  Verän- 
derungen in  der  Verteilung  des  Grundeigen- 
tums (6.  Jahrg.).  —  Zur  deutschen  Kolonial- 
Iiolitik  der  Gegenwart  (9.  Jahrg.).  —  lieber  die 
and  wirtschaftlichen  Enqneten  der  Neuzeit  mit 
Bpecieller  Rücksicht  auf  England,  Frankreich. 
Baden  und  Preussen  (9.  Jahrg.).  —  4)  In  den 
Mitteilungen  der  „Gesellschaft  öster- 
reichisther  Volkswirte":  Zur  Bsterreich- 
nngarischen  Wäbmngsreform  (1890).  —  5)  In 
den  „Schriften  des  V.  f.  Sozialp.", 
Bd.  21:  Referat  über  Grundeigentums  Ver- 
teilung und  Erbrechtsreform  in  Deutschland, 
Leipzig  1882.  (Verhandlungen  der  am  9. 
n.  10.  X.  1982  in  Frankfurt  a.  M.  abgeh.  Gene- 
ralversammlung.! —  Bd.  38:  Referat  über  den 
ländlichen  Wucher  die  Mittel  zu  seiner  Abhilfe, 


insbesondere  die  Organisation  des  bKnertichen 
Kredits,  ebd.  1889.  (\'erhdlg.  der  am  28.  u. 
29.  IX.  1888  in  Frankfurt  a.  M.  abgeh.  General- 
versammlung.) —  6)  In  diesem  „Handw.  d. 
Staatsw."!.  Aufl.  die  Artikel:  Altenteil,  Alten- 
teils vertrüge,  Auerbenrecht. 

Ausserdem  hat  von  Miasko wski  kleinere 
Aufsätze,  Besprechungen  etc.  in  den  Jahrb.  f. 
Nat.  u.  St  at.,  indem  Jahrb.  f  Ges.  u.  Verw. 
und  in  anderen  Zeitschriften  verätfentlicht.  Mias- 
kowski  war  femer  der  Herausgeber  folgenden 
Sammelwerkes:  Staats-  und  sozialwissenschaft- 
liche Beitrige,  Bd.  I-III^  Leipzig  1892-1897 
(soweit  als  erschienen). 

Ited. 


Michaelis,  Otto, 

geh.  am  12.  IX.  1826  in  Lübbecke  in  Westfalen, 

Kit.  am  8.  XII.  1890  in  Berlin,  studierte  in 
nn  nnd  Berlin  die  Rechte,  widmete  sich  in- 
folge der  1818er  Bewegung  der  Journalistik, 
wurde  1861  Mitglied  des  prenssischen  Abge- 
ordnetenhauses und  1867  des  norddeutschen 
Reichstags,  demnächst  vortragender  Rat  iu  dem 
neuerrichte ten  Reich skanzleramt  und  1877  Di- 
rektor der  Finanzabteilung  dieser  Behörde,  die 
ihn  jedoch  infolge  der  freihändteri sehen  Doktrin, 
zu  der  er  sich  bekannte,  welche  ihn  mit  der 
damaligen  schutzzöllnerischen  Schwenkung  der 
deutschen  Wirtschaftspolitik  in  Konflikt  brachte, 
bald  wieder  scheiden  sah.  1879  übernahm  er 
das  Präsidium  der  Verwaltung  des  Reichs- 
invalidenfonds. 

Michaelis  verUff entlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Das 
Monopol  der  Eisenbahnen.  Eine  Denkschrift  der 
vierten  Versammlung  des  Kongresses  deutscher 
Volkswirte  im  Auftrage  der  zuständigen  Depu- 
tation desselben  vorgelegt,  Leipzig  1861.  — 
Volkswirtschaftliche  Schriften,  8  Bde.,  Berlin 
1873  [Inhalt  Bd.  I:  Eisenbahufrageu.  Handels- 
krisis von  1857,  Bd.  II;  Von  der  Börse.  Ueber 
Staatsanleihen.    Theoretisches.    Bankfragen). 

b)  in  Zeitschriften  und  zwar  in 
Viert,  für  Volksw.,  Berlin:  Das  Kapitel  vom 
Werte,  Jahrg.  I,  1863,  Bd.  I,  S.  1  iT.  — 
Die  Haftnngsptlicht  und  das  natürliche  Mono- 
pol der  Eisenbahnen,  Jahrg.  1,  1863,  Bd.  H, 
S.  1  ff.  —  Die  österreichische  B anhakte,  Jahrg.  I. 
1863,  Bd.  III.  S.  86ff.  -  Die  Bergbange- 
nossenschaft,  Jahrg.  I,  1863    Bd.  IV,  S.  So«. 

-  Ein  Rückfall  (Besprechung  von  „Macleod, 
Theory  of  banking"),  1863,  &1.  IV,  S.  116  ff. 
(Hierin  findet  sich  u.  a.  der  den  exakten  Volks- 
wirt charakterisierende  Satz :  „Der  Kapitalwert 
des  Kredites,  den  jemand  geniesst,  ist  nicht 
gleich  dem  Nennwerte  seiner  äcliDldBcheine, 
sondern  gleich  dein  kapitalisierten  Betrage  der 
MehrSberschüsse ,  die  er  in  seiner  Wirtschaft 
durch  den  Kredit  nach  Abzug  der  Kosten  und 
lüsikoprämien  erzielt.")  -  Die  Differentialtarife 
der  Eisenbahnen,  Johrg.  II,  1864,  Bd.  I,  S.  2811. 

—  Zur  russisi'hen  Valutenfrage,  Jahrg.  11,  1864. 
Bd.  I,  S.  234  ff.  —  Eisenbahnaktionäre  nnd  Bisen- 
bahninteressenten,  Jahrg.  II,  1864,  Bd.  II,  S.  70  ff. 
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—  Die  wirtscbaftlicbe  Rolle  des  Speknlationa- 
Jiandela,  Jahrg.  II,  1864,  Bd.  IV,  S.  130  ff., 
Jahrg.  III,  1865.  Bd.  1,  S,  196  ff-,  JahrR.  III, 
186d,  Bd.  II,  ti.  77  ff.  —  Noten  und  Depositen, 
Jahrs'.  III.  1866.  Bd.  III,  S.  77  ff.  —  Die  Eisen- 
buhnen und  die  Eipropriation,  Jahrg.  IV,  18<i6, 
Bd.  I,  S.  146«..  Bd.  III;  S.  162  ff.  —  Die 
danemile  Fracht  der  Koniitnktnr,  Jahrg.  IV, 
1866,  Bd.  II,  S.  121  fl-  —  Ueber  aunwartige  An- 
leihen, Jahrg.  V.  1867,  Bd.  I,  8.  101  ff.  —  Zur 
Selbstkritik  des  PateutschutzeB,  Jahrg.  VIII, 
1810.  Bd.  1,  3.  lOOff. 

Michaelis  war  ferner  der  Heransgeber  des 
I.  Bandes  von  Prince-Smiths  gesammelten  Schrif- 
ten, Berlin  1877. 

Michiielis,  HitbeerBoder  der  Faucherseben 
Vierteljahrsachritt  und  Ehrenmitglied  des  Cobden- 
hlnhs,  ist  als  orthodoxer  Volkswirt  filr  alle  die- 
jenigen wirtachftftlirben  Freiheiten,  welche  anf 
den  Volks  wirtschaftlichen  Kongressen  debattiert 
wnrden,  voll  eingetreten.  In  üeld-,  Valuta-, 
Börsen-  und  Verkehrsangelegenheiten  galt  er 
als  Anioritftt  und  war  dabei  teiii  su  verbissener 
Manch  estermann,  dass  er  nitht  z,  B.  den  Eisen- 
bahn verstaallichnngsgedanken,  nachdeni  er  ihn 
lauge  principiell  bekämpft,  ala  derselbe  Lebens^ 
und  Stabilitätskratt  gewonnen,  poat  testura  ge- 
billigt hätte.  Er  war  ferner  ein  entschiedener 
Gegner  nngederkt«r  Noten. 

Vgl.  über  Michaelis:  Sax,  Die  Verkehrs- 
mittel, Bd.  II,  Wien  1879,  Ö.  4  ff.  -  Blo.k, 
Les  progrfs  de  la  science  econornique.  2  Bde., 
Paris  löUO,  Bd.  I,  S.  1S4,  137,  Bd.  II,  S.  32, 
119.  —  Brann-(Wie9baden),  Otto  Michaelis, 
in  Vierteljahrstbrift  für  Volksw.,  Jahrg.  XXVIII, 
Berlin  1891,  Bd.  1.  —  Econoraiste  fran^ais. 
Jahrg.  XIX,  Paris,  Nr.  v.  31.  I.  1891. 

Lipperl. 


Miete  und  Pacht. 

I.  Zur  Geschichte  der  .Miete  und 
Pacht.  1.  Rfimisches  Becht.  2.  Das  Mittel- 
alter. 3.  Die  neuere  Zeit.  II.  Miete  und 
Pacht  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch. A.  Miete.  1.  Einleitung.  2.  Abschluss 
des  Vertrags.  3.  Pflichten  des  Vermieters.  4. 
Pflichten  des  Mieters  und  Rechte  des  Ver- 
mieters. 5,  Besitz  des  Mieters.  6.  Kauf  bricht 
nicht  Miete.  7.  Beendigung  des  Mietverhält- 
nisses.  8.  Zwingende  Bechtsnormen,  B.  Pacht. 
1.  Einleitung.  2.  Pacht  ron  Gmndstflcken  mit 
Inventar.  3.  Pachtung  landwirtschaftlicher 
Grundstücke. 

I.  Zur  Geschichte  der  Miete  luid  Pacht 
1.  Römisches  Recht.  Die  Miete  im 
■weiteren  Sinne  des  Wortes  jlocatio  contluc- 
lio)  ist  ein  Vertrags  cerhAltn  is ,  in  welchem 
die  eine  Partei,  der  Vermieter,  ver- 
pflichtet ist,  Gegenstände  gegen  Entgelt  der 
anderen  Partei,  dem  Mieter,  auf  Zeit  zu 
flberlasseo.  Die  Miete  gehört  in  ihrer  Gnmd- 
form  zu  den  einfachsten  und  verbreitetston, 
aber  sicherlich  auch  zu  den  ältesten  Rechtsge- 


schäften. Sobald  das  individueUe  Eigen- 
tumsrecht an  Sachen,  wenn  auch  vielleicht 
zunächst  nur  an  beweglichen  Sachen,  sich 
gebildet  hatte,  waren  auch  die  Voraussetzuu- 

fen,  naier  denen  ^lietverliältnisse  entstehen 
onnten  und  mussten,  vorhanden.  Der  Ei^n- 
tümer  besitzt  Sachen,  deren  er  sich  nicht 
entäüssern  will,  weil  er  ihrer  später  bedarf, 
die  er  selbst  aber  zeitweise  nicht  oder  nicht 
genügend  zu  benutzen  vermag,  während  ein 
anderer  in  der  Zwischenzeit  sie  für  sich 
gebrauchen  wiU.  Den  Bedürfnissen  beider 
ist  damit  gedient,  dass  der  Eigeatamer  die 
Sache  dem  anderen  gegen  Verefltung  auf 
Zeit  flberlässt.  Wenn  wir  anch  über  die 
Entstehung  der  Miete  bei  den  Rönnera  nichts 
wissen,  so  ist  doch  die  Annahme  gerecht- 
fertigt ,  dass  sie  ebenso  weit  zurückreicht 
wie  das  Eigentumsrecht.  Aiiffällig  ist  es 
allerdings,  dass,  wie  es  seheint,  (Ue  Miete 
auch  in  der  älteren  Zeit  ein  formloser  Ver- 
trag war.  Während  in  dem  älteren  römi- 
schen Rechte  die  wichtigsten  Verkelirsver- 
träge,wie  mancipatio  itnd  nexum,  in  bestimm- 
ten feierlichen  Formen  abgeschlossen  werden 
mussten,  andere  Verträge,  wie  das  Darlehen, 
der  Leih-  und  Aufbewahnmgavertrag ,  das 
Faiistpfand  niu-  datlnrch  zu  stände  kamen, 
dass  die  eine  Partei  der  anderen  eine  Sache 
hingab  und  dadurch  erst  deren  Verpflich- 
tung zur  Rückgabe  oder  Gegen leistting  1«- 
grflndet  wurde,  ward  der  Mietvertrag  immer 
durch  formlose  fll>erein3timmende  Willens- 
erkläning  der  Pai-teien  abgeschlossen.  Mit 
Unrecht  hat  man  daraus  geschlossen,  daßs 
der  Mietvertrag  eret  in  späterer  Zeit  als 
rechtsverbindlicher,  durch  Klage  geschützter 
Vertrag  anerkannt  worden  sei.  Ebenso- 
wenig erscheint  die  Annahme  begründet 
(trotz  der  hohen  Autorität  Mommsens), 
dass  die  priTOtrechtliche  Miete  verwaJtungs- 
rochtlichen  Rechtsgeschäften  des  rOmischen 
Staates  nachgebildet  und  daraus  erst  ihre 
Klagbarkeit  entstanden  sei.  Mag  auch  in 
den  ältei-on  Zeiten  eines  einfachen  Wirt- 
scliaftslebens,  als  Rom  noch  wesentlich  eine 
Ackerstadt  war,  die  Miete  nicht  die  Bedeu- 
tung für  den  Verkehr  gehabt  haben  wie 
später,  so  war  sie  doch  hier,  wie  Oberall, 
ein  wirtschaftliches  Bedürfnis,  für  welches 
das  Recht  die  Rechtsformen  und  den  Rechts- 
schutz gewähren  musste.  Aus  der  sehr 
lückenhaften  Ueberlieferung  der  zwölf 
Tafelgesetz^  (4rj0  v.  Chr.)  wissen  wir  nur, 
dass  darin  ein  specieller  Fall  der  Miete  ge- 
ordnet war.  Hatte  ein  Landmann  sein 
Ackervieh  vermietet,  um  aus  dem  Miet- 
ertrage die  Kosten  des  Opfermahls  zu  be- 
streiten, welches  im  Frühjahr  und  Herbste 
dem  Jupiter  dargebracht  wurde,  um  seinen 
Schutz  für  die  Fluren  und  das  Vieh  zu  er- 
flehen, so  konnte  der  Vermieter,  wenn  der 
Mieter  nicht  rechtzeitig  zahlte,  zur  Selbst- 
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liilfe  schreiten  und  Vermögen sst (icke  des 
Mietera  pfänden  (Gaius  IV,  28).  Man  liat 
darans  geschlossen,  dass  zur  Zeit  der  zwölf 
Tafeln  der  Mietvertrag  nocli  nicht  klagbar 
gewesen  sei.  Der  entgegengesetzte  ScMiiss 
dürfte  richtiger  sein,  dass  in  diesem  be- 
sonderen Falle,  in  tlem  das  Interesse  des 
Kultus  beteiligt  war,  der  Vermieter  aus- 
nahmsweise nicht  auf  den  langwieiigeit 
Weg  der  Klage  und  des  gericJitÜehen  \er- 
fahreos  verwiesen,  eondeni  ihm  der  rasch 
zum  Ziele  führende  Weg  der  Selbsthilfe  ge- 
stattet war. 

Wie  dem  auch  sei,  jedenfalls  konnten 
später  die  Parteien  aus  dem  formlosen  Miet- 

hre  ßechtsansprliche 
liehe  l^lage  geltend  machen. 

Das  römische  Recht  unterscheidet  drei 
Arten  der  Miete: 

a)  Die  Sachmiete,  locatio  couductio    rei, 

b)  Die  Dienstmiete,  locatio  condnctio 
operarum,  bei  welcher  der  Vermieter  seine 
Dienste  vermietete,  und 

o)  die  Werkmiete,  locatio  couductio 
operis,  bei  welcher  derjenige,  der  eine 
Sache  an  einen  Unternehmer  hingab,  damit 
sie  dieser  bearbeitete  oder  verarbeitete,  als 
Vermieter,  der  Unternehmer  aber  als  Mieter 
angesehen  wurde.  Nur  hatte  in  diesem  Falle 
nicht  der  Mieter,  sondern  der  Vermieter  den 
Mietpreis  zu  zahlen.    . 

Ans  der  Dienst-  und  Werkmiete  haben 
sich  in  dem  neueren  Rechte  besondere 
Veilräge  entwickelt,  der  Ai-beits-  oder 
Dienstverlrag  (siehe  den  Art.  Arbeitsver- 
trag oben  Bd.  I  S.  979  ff.)  und  der  Werkver- 
trag (siehe  diesen  Artikel),  welche  die  Formen 
des  Mietvertrags  abgestreift  haben.  Es 
wird  hier  nur  von  der  Sachmicte  die 
Rede  sein. 

Wahrscheinlich  ist  die  Miete  beweglicher 
Sachen  die  älteste  Art  der  Miete  gewesen. 
Daraus  erklären  sich  auch  am  einfachsten 
die  Namen.  Der  Eigentümer,  der  seine 
Sachen,  wozu  auch  die  Sklaven  gehörten, 
vermieten  wollte,  stellte  sie  auf  dem  Markte 
auf  (loeat),  er  ist  der  locator,  der  Mieter 
holte  sie  von  dort  und  führte  sie  nach 
Hause  (condudt),  er  ist  der  conductor.  Das 
Recht  untersclieidet  aber  nicht  zwischen 
Miete  bewegliclier  imd  unbeweglicher  Sachen. 
Die  Sachen  können  dem  Mieter  iiberla.eseu 
weitleu  entweder  nur  zmn  Gebrauch  oder 
aber  auch  zum  Fruchtgeuuss.  Für  dies 
letztere  Rechtsgeschäft,  den  P  a  c  h  t  V  o  r  t  r  a  g , 
hat  das  römische  Keclit  keinen  besonderen 
Namen,  wenn  auch  seit  der  späteren  republi- 
kanischen Zeit  der  landwirtschaftliclie  Päch- 
ter vorzugsweise  colonus  genannt  waixl. 
Nur  einige  wenige  besondere  Beslim- 
mungen  sind  hierfür  gegeben. 

Die  Miete  ist  nach  römischem  Recht  ein 
rein  obligatorisches  Rechtsverhältnis,    d.  h. 


es  entspringen  tlaraus  ausschliesslicli  Rechte 
und  Pflichten  des  Mieters  und  Vermieters 
ge^n  einander.  Der  Vermieter  ist  ver- 
pflichtet, dem  Mieter  den  Gebrauch  (und  bei 
Pacht  den  Fruchtgcnuss)  zn  überlassen  und 
während  der  Mietzeit  zu  gewähren,  mag  er 
Eigentümer  der  Sache  sein  oder  nicht.  Ver- 
mag er  dieser  Verpflichtung  nicht  nachzu- 
kommen, so  hat  der  Mieter  ein  Rücktritts- 
recht, und  wenn  den  Vermieter  ein  Ver- 
schulden trifft,  einen  Anspruch  auf  Schaden- 
ersatz. Der  Mieter  hat  an  der  Sache  selbst 
kein  Recht  weder  dem  Vermieter  noch 
dritten  Personen  gegenülter.  Er  hat  nicht 
einmal  den  rechtlicli  geschützten  Besitz  der 
Sache.  Wurde  er  von  einem  Dritten  in  dem 
Gebrauch  der  Sache  gestört  oder  ihm  dieser 
entzogen,  so  ward  nicht  sein  Besitz,  sondern 
der  des  Eigentümers  gestört  und  dieser 
hatte  die  Schutzmittel  des  Besritzers.  Der 
Eigentümer  konnte  dem  Mieter  jederzeit  den 
Gebrauch  der  Sache  entziehen.  Ging  das 
Eigentum  an  der  Sache  auf  einen  neuen 
Erwerber  über,  so  lüng  es  von  dessen  Er- 
messen ab,  ob  er  in  den  Mietverti'ag  ein- 
treten und  dem  Mieter  weiterliin  den  Gebrauch 
derSachebelassen  wollte.  Gescliah  dies  nicht, 
so  war  nur  der  Vermieter  zum  Sehadenersatz 
veipflichtet.  Denn  er  hatte  die  vertrags- 
mässige  Pflicht,  vor  der  Veräusserung  der 
Saclie  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  der  neue 
Erwerber  dem  Mieter  den  Gebrauch  der 
Sadie  weiterhin  gewälire.  Andererseits  war 
der  Mieter  auch  niclit  verpflichtet,  mit  dem 
neuen  Erwerber  der  Sache  den  Mietvertrag 
fortzusetzen,  —  Nickt  aber  ward  der  Miet- 
vertrag durch  den  Tod  einer  der  Parteien 
aufgehoben,  sofern  dies  nicht  besonders 
vereinbart  war.  Denn  die  Ei-ben  traten 
nach  römischem  Recht  in  alle  Rechte  und 
Verbind hehkeiten  des  Fjblasscrs  ein. 

Diese  unsichere  Stellung  des  Mieters, 
welche  ihn,  was  den  Gebrauch  der  gemiete- 
ten Sache  betrifft,  ganz  von  dem  Eigentümer 
abhängig  machte,  ist  für  die  ältere  Zeit,  in 
der  der  Eigentümer  seine  Verfügimgsgewalt 
über  die  Sache  nicht  beschränken  will,  wohl 
verständlich.  Dass  das  römische  Recht  auch 
später  dem  Mietei-  keine  andere  Stellung 
eingeräumt  hat,  erklärt  sich  aus  den  wirt- 
schaftlichen und  sozialen  Verhältnissen  Roms. 
Ein  Stand  freier,  selbständiger  Pächter  von 
Ijandgütern  konnte  sich  nicht  bilden.  Die 
Pächter  waren  meist  nur  untei^;eordnete 
Gehilfen  des  Gnmdherrn ,  die  unter  der 
Aufsieht  eines  vom  Herrn  bestellten  Sklaven. 
dos  \'ilicus,  standen.  Sie  erhielten  vom  Herrn 
gegen  Pfänder  das  nötige  Inventar  und 
Betriebskapital,  wie  er  auch  ein  gesetz- 
liches Pfandrecht  an  den  Früchten  des  vei^ 
pacliteten  Gnmdstficks  hatte.  In  der  spÄteren 
Kaiserzeit  wurden  die  fi'eien  Pächter  mehr 
und   meltr   venlrängt,   zunächst  dimJi  die 
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Sklave n wi rtschaft ,  seit  dem  4.  Jahrhnudert 
aber  dadurch,  dass  die  freien  Pachter  zu 
Hörigen,  eoloni  adscripticii,  herabge- 
drüctt  wiirdeo,  die  mit  ihrer  Familie  un- 
auflöslich zu  dem  Gute,  das  sie  bebauten, 
gehörten  und  keine  freie  Verffigungsgewalt 
Aber  ihr  Termin  mehr  hatten,  wenn  sie  auch 
noch  eigentumsfähig  waren.  Wie  sie  schoUen- 

S flichtig  waren,  so  konntf!  auch  der  Herr 
ie  Colonen  nicht  von  dem  Gute  treiben  oder 
das  Gut  ohne  sie  veränssern.  An  den  Herrn 
hatten  sie  eine  jährliche  Abgabe  in  Geld 
oder  in  Fruchten  zu  entrichten,  deren  Be- 
trag unveränderlich  sein  sollte,  wenn  er  von 
dem  Herrn  auch  nicht  selten  gesteigert 
ward.  Seit  dem  Ende  des  4.  Jahrhunderts 
waitl  die  rechtliche  Stellung  der  eoloni 
mehr  und  mehr  herabgedröckt,  und  im  ij. 
Jahrhundert  konnte  mit  Recht  gesagt  wertlen, 
dasB  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen 
ihnen  und  den  Sklaven  kaum  noch  bestehe. 
Vielfach  wurden  auch  die  gefangenen  Bar- 
baren,■wie  ganze  Barbarenhaufen,  die  freiwillig 
in  das  rfimische  Reich  ftbertraten,  auf  den 
kaiserlichen  Domänen  als  eoloni  angesiedelt 
oder  als  solche  unter  die  Grossgriindbesitzer 
verteQt,  Ob  aber,  wie  neuerdings  mehrfach 
behauptet  worden,  die  Entstehung  des  Colo- 
nats  auf  germanische  Einfltissc  zurtlckzu* 
führen  ist,  erscheint  Kweifelhaft. 

Wie  hiernach  die  ländlichen  Pachter  den 
unteren  Klassen  der  Bevölkening  angehörten, 
so  im  grossen  Ganzen  auch  die  städtischen 
Mieter.  Soweit  unsere  Kenntnis  reicht,  war 
es  in  der  Stallt  eine  Ausnahme,  dass  wohl- 
liabende  Leute  zur  Miele  wohnten.  Dagegen 
waren  Errichtung  imd  Verpachtung  grosser 
Mietkasemen  in  Rom  und  wohl  »uäi  in  den 
grossen  Provinziai Städten  eine  gewöhnliche 
Form  der  Kapitalanl^  reicher  Leute.  Das 
ganze,  meist  vielsirickige  Haus  (insula)  oder 
ein  ganzer  Komplex  von  Wohnhäusern  ward 
an  einen  Unternehmer  verpachtet,  der  die 
einzelnen  Wohnungen  an  kleine  Leute  ver- 
mietete ,  wie  denn  auch  nach  römischem 
Rechte  die  Aftermiete  unbeschränkt  zulässig 
war.  Auch  hier  erscheint  der  Mittelsmann 
nur  als  Vertreter  des  Eigentümers,  als  eine 
Art  Vicewirt,  der  zugleich  über  die  Micts- 
leiite  die  Aufsicht  zu  führen  hatte.  Ansser- 
ilem  wurden  nur  kleine  Wohnungen  und 
Läden  (tabernae),  die  an  die  Häuser  angebaut 
und  meist  auf  die  Strasse  vorgerückt  waren, 
an  Handwerker  und  Händler  vermietet. 

2.  Das  Mittelalter.  Miete  und  Pacht 
hatten  in  Deutschland  erst  im  späteren 
Mittelalter  eine  griissere  Bedeutung  erlangt. 
Für  die  Urbarmachung,  Rodung,  Kultivie- 
ning  und  Bebauung  des  Landes  genügte 
das  lose  und  engbegreiizte  Hechtsrerhältnis, 
wie  es  nach  römischem  Rechte  zwischen 
Eigentümer  und  lichter  bestand,  nicht.  Es 
waren  Rechtsverhältnisse  hierfür  erforder- 


lich, die  dem  Bauern  ein  festes  Recht  an 
dem  Onmd  und  Boden  gaben,  die  ihm  einen 
Besitzschutz  gewährten  und  die  ihm  und 
seinen  Nachkommen  die  Früchte  seiner 
harten  Arbeit  sicherten.  So  entstanden  in 
verschiedenen  Formen  imd  unter  verschiede- 
nen Namen  die  bäuerlichen  Leihverhält- 
nisse,  diedem  Bauern  ein  dingliches  Recht 
an  dem  zur  Bewii-tschaftung  überlassenen 
Onmd  und  Boden  gewährten,  die  ihm  f(lr 
eine  grössere  Reihe  von  Jahren  den  Besitz 
sicherten  oder  auch  ihm  und  seinen 
Nadikommen  ein  erbliches  Recht  gaben. 
(Vgl,  die  Artt.  Bauer,  Bauerngut  und 
Bauernstand  oben  Bd.  II  S. 338 ff-,  431  ff.) 
Freilich  begründete  ein  solches  Verhältnis 
auch  eine  Minderung  der  pereönlichen  Frei- 
heit und  eine  Abhängigkeit  der  Bauern  von 
dem  Grundherrn,  dem  meist  nicht  nur 
Zinsen  oder  Naturalab^ben  zu  entrichten, 
sondern  auch  die  verschiedenartigsten  Dienste 
zu  leisten  wai-en. 

Und  ähnlich  wie  auf  dem  Lande  die 
bäuerliche  Leihe,  trat  auch  in  den  neuge- 
gründeten Städten  die  Erbleihe  an  Stelle 
der  römisch-rechtlichen  Miete.  Der  Stadt- 
herr musste  den  Ansiedlem,  die  die  Stadt 
erst  zu  erbauen  und  darin  (Jewerbe  und 
Handel  zu  CTÜnden  halten,  ein  erbliches  und 
dingliches  Recht  an  der  eigenen  Hausslatte, 
der  area,  gegen  einen  jährlich  zu  zahlenden 
Zins  {Wortzins,  Haus-  oder  Hofzins)  ver- 
leihen. Kamen  rein  persönliche  lEetver- 
hältnisse  gewiss  auch  zu  allen  Zeiten  vor, 
so  gewannen  sie  doch  erst  eine  grössere  Be- 
deutung, als  die  Bevölkerung  in  den  Städten 
anwuchs  und  demgemäss  auch  ein  grösserer 
Teil  der  Bevölkenmg  auf  Mietwohnungen 
angewiesen  war.  Derartige  Miet Verhält- 
nisse trugen  aber  im  wesentlichen  keinen 
anderen  Charakter  als  die  römisch-rechtliche 
Miete,  wenn  dies  auch  vielfach,  in  dem  Be- 
streben das  deutsche  Recht  zu  idealisieren. 
behauptet  wird.  Es  lässt  sich  nicht  nach- 
weisen, dass  dem  Mieter  ein  rechtlich  ge- 
schützter Besitz,  die  Gewere,  an  der  ge- 
mieteten Wohnung  zugestanden  habe. 

Die  verbreitete  Annahme,  dass  der  Mieter 
in  der  Gewere  gewesen  sei,  beruht  nur  auf 
dem  allgemeinen  SatBC,  dass  die  Gewere 
demjenigen  zustehe,  der  eine  unbewegliche 
Sache  in  Nutzung  habe,  der  Gebrauch  einer 
gemieteten  Saciie  aber  der  Nutziuig  gleich- 
komme. Indes  fehlt  hierfür  der  Beweis. 
Aber  auch  w&nn  man  die  Gewere  des 
Mieters  annimmt  so  wai-  doch  die  Rechts- 
stellung des  Mieters  dem  Vermieter  gegen- 
über nicht  gesicheriei-  als  im  römischen 
Rechte,  sie  war  sogar  weniger  gesichert. 
Vei-äusserte  der  Vermieter  das  Eigentum  an 
der  Sache,  so  war  der  neue  Erwerber  auch 
nach  deutschem  Rechte  nicht  verpflichtet, 
in  den  Mietvertrag  einzutreten.    Es  ergiebt 
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sicli  dies  zweifellos  daraus,  dass  bei  Ver- 
äusseruug  eines  im  Eigenttim  des  VerSus- 
serers  stehenden  Gutes,  das  als  Lehen  ver- 
liehen war,  der  neue  Erwerber  dem  Vasallen 
nicht  den  Lehnbesitz  des  Gutes  weiterhin 
zu  belassen  hatte  (Sachsenfipiegel  Lehn- 
reeht,  Art.  71  §  6,  Äuctor  vetiis  II  §  69; 
vgl.  auch  Homeyer,  Sachsenspiegel  Teil  II 
Bd.  II  S.  387,  527).  Nur  zur  Entschädigung 
ist  der  veräussemde  Lehnsherr  dem  VjBailen 
verpflichtet.  Freilich  hatte  dieser  Satz 
pr^tisch  nur  eine  geringe  Bedeutung,  da  die 
meisten  Lehn^ter  im  Egjentnm  des  Reiches 
oder  einer  Kii-ehe  oder  eiues  Klosters  stan- 
den, die  das  Eigentumsrecht  nicht  ver- 
änsserten.  Auch  bestand  eine  Ausnahme, 
falls  die  Veräussenmg  au  ein  Gotteshaus 
erfolgte(SachsenspiegelLehnreehtArt.71g7). 
Galt  der  Satz  aber  grundsätzlich  im  Lehn- 
i-echt,  obwohl  der  Vasall  ein  sehr  weitgehen- 
des Besitzreeht  an  dem  Lehngut  hatte,  so 
galt  er  zweifellos  auch  für  die  Miete  und 
die  Pacht,  wenn  er  hierfür  auch  ausdrück- 
lich erst  in  Quellen  des  15.  Jahrhunderts 
bezeugt  ist.  Die  Bechtsstellung  des  Mieters 
und  Pächters  war  aber  auch  weniger  gesichert 
als  im  römischen  Recht,  weil  die  Erben  des 
Vermieters  oder  Verpächters  nicht  an  den 
Vertrag  ihres  Erbla^rs  gebunden  waren, 
wenn  sie  nicht  ihre  Zustimmung  zu  dem 
Abschlüsse  des  Vertrags  gegeben  hatten 
(Sachsenspiegel-Land recht  III  Art.  77  §  1). 
Während  femev  nach  römischem  Recht  der 
Vermieter,  im  Falle  er  die  Sache  veräussert», 
dem  Mieter  zu  einer  Entschädigung  ver- 
pflichtet war,  galt  dies  in  Deutschland  nicht 
überall.  Vielmehr  ward  durch  die  Veräusse- 
nmg der  Sache  der  Vertrag  gelöst,  so  dass 
dadurch  Vermieter  und  Mieter  ihrer  Rechte 
und  Pflichten  letlig  wimlen.  In  diesem 
Sinne  ist  der  Satz  »Kaiif  bricht  Mieten, 
nicht  ein  Satz  des  römischen,  sondern  des 
deutschen  Rechts. 

Als  aber  seit  dem  Ende  des  13.  Jahr- 
himderts  infolge  iler  Zunahme  der  Bevßlke- 
rimg  in  den  Slädteu  und  der  veränderten 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  auf  dem  l^ande 
Miet-  und  Pachtverhältnisse  häufiger  voi-- 
kamen,  wirkte  das  Interesse  der  Mieter  imd 
Pächter  auf  eine  Umbildiing  des  Rechts 
ein.  Sie  wollten  gesichert  sein  gegen  eine 
Aufhebung  des  Vertrags  durch  Veränssorung, 
und  an  vielen  Orten,  wenn  auch  keineswegs 
überall,  entsprach  da«  Recrht  dieser  in  der 
Gerechtigkeit  begründeten  Forderung,  indem 
dem  Mieter  und  Pächter  ein  Recht  auf 
Uebrauch  und  Nutzung  der  Sache  auch  gegen 
dritte  Personen  gegeben  ward,  au  welche 
der  Vermieter  das  Eigentum  nberii-agen 
liatte.  Die  Miete  war  nun  nicht  mehr  ein 
rein  obligatorisches  Verhältnis  zwischen 
Mieter  und  Vermieter,  sondera  sie  übte  eine 
dingliche  Wii-kung  gegen  Dritte  aus,  die  das 


Eigentum  der  Sache  erwarben.  Ward  das 
Haus  oder  das  Gut  verkauft,  so  liatte  der 
Mieter  das  Recht,  in  der  Wohnung  zu  bleiben, 
der  Pächter  das  Recht,  das  Gut  weiter  zu 
bewirtschaften  und  zu  nutzen  bis  zum  Ab- 
lauf der  Zeit,  für  welche  der  Vertrag  ge- 
sciilossea  worden  war.  Dies  ward  durch 
den  Satz  ausgedrückt:  Kauf  bricht  nicht 
Miete.  Wörtlich  genommen  besagt  der 
Satz  nur,  dass  durch  die  infolge  eines  Kauf- 
vertrags bewirkte  Vetäussenmg  der  ver- 
mieteten Sache  der  Mietvertr^  nicht  auf- 
gelöst wird.  Dieser  Satz  galt  auch  im  römi- 
schen Recht  Der  Mietvertrag  dauerte  trotz 
der  Veräusserung  fort.  Aber  der  Vermieter 
konnte  dem  Mieter  den  Gebrauch  der  Sache 
nicht  mehr  gewäliren  und  war  deshalb  zum 
Schadenersatz  verpflichtet.  Der  Satz  will 
aber  nicht  dies  besagen,  sondern  vielmehr, 
dass  bei  dem  Uebergaug  des  Eigentums- 
i-echts  von  dem  Vermieter  auf  eine  dritte 
Person  der  Erwerber  an  Steile  des  Ver- 
mieters in  den  Vertrag  eintritt  und  die 
Pflichten  und  Rechte  des  Vennieters  auf  ihn 
übergehen. 

Weiterhin  imterschied  sich  das  deutsclie 
Recht  von  dem  römischen  dadurch,  dass  es 
dem  Pikihter  weitergehende  Rechte  gewährte. 
Der  Pächter  hatte  nach  deutschem  Recht 
die  Gewerp  an  dem  Gute  und  damit  Besitz- 
scliutz. 

Nach  römischem  Recht  ei-warb  femer 
der  l'ächter  die  Früchte  erst  dadurcli,  dass 
er  sie  mit  Willen  des  Eigentümers  in  Besitz 
nahm,  so  dass  der  Verpächter  durcii  ein 
Verbot  es  ihm  unmöglich  machen  konnte, 
Eigentum  an  den  Früchten  zu  erwerben, 
wenn  der  Verpächter  dadurch  auch  zum 
Schadenersatz  verpflichtet  ward.  Im 
deutschen  Ro<:ht  dagegen  galt  der  Gnind- 
satz,  dass  derjenige,  der  das  Gut  bewirt- 
schaftet und  die  für  die  Bestellung  des 
Bodens,  für  die  Pflege  der  Weinstöcke  u.  s.  w. 
erforderliche  Arbeit  gethan  hat,  dadurch 
auch  das  Eigentimi  an  den  Früchten  erwirbt 
und  berechtigt  ist,  die  Früchte  einzuheimsen. 
selbst  wenn  das  Gut  zur  Zeit  der  Ernte 
nicht  melir  in  seiner  Nutzung  steht.  »Wer 
säet,  der  mäht.«  Nur  eine  Folge  daraus 
war  es,  dass  auch  da,  wo  der  Satz  »Kauf 
bricht  Miete"  galt,  doch  der  neue  Erwerber 
des  Gutes  den  Pächter  noch  bis  zum  Ende 
des  Wirtschaftsjahres  im  Gute  belassen 
.rausste. 

3.  Die  neuere  Zeit.  Im  15.  und  16. 
Jahrhundert  vollz<^  sich  die  Heception  des 
römischen  Rechts  in  Dentscliland.  Doch 
setzte  ihr  das  einheimische  Recht  vielfach 
einen  eutachiedenen  Widerstand  entgegen, 
den  das  römische  Recht  nicht  zu  breelien 
vermochte.  So  erhielt  sich  in  vielen  I^ndeR- 
teilen,  namentlich  in  vielen  Städten,  der 
Satz   -iKauf  bricht   nicht  Miete«    in   Kraft. 
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Aber  aucli  das  römische  Recht  ward 
Anwendung  fortbildet  und  erhielt  als  so- 
gcnanDtoK  gemeines  Recht  häufig  eine  von 
dem  reinen  römischen  Rechte  abweichende 
Qestalt.  So  ward  fast  überall  dem  Mieter  und 
Pächter  der  Besitzesschutz  zugestanden,  nicht 
nur  gegen  Dritte,  sondern  auch  gegen  den 
EigentQmer  selbst,  wenn  er  den  Mieter  zu  ent- 
setzen suchte.  Aber  auch  da,  wo  der  Satz 
pKauf  bricht  Miete«  in  Geltung  bheb  oder  trat, 
»lichte  die  Praxis  den  Mieter  imd  Pachter  zu 
Bchützen,  teils  indem  der  neue  Erwerber  nur 
unter  Einhaltimg  einer  ortsQblichen  Kündi- 
gungsfrist ihnen  denBesitzderWohnungoder 
des  Gutes  entziehen  konnte,  teils  indem  dem 
Erwerber  das  Recht  der  Kündigung  für  die 
Miet-  oder  Pacht  zeit  dann  at^esproclien 
wunle,  wenn  der  Mieter  oder  Pachter  sich 
eine  Hypothek  an  dem  Hause  oder  dem  Gute 
hatte  bestellen  lassen.  Freilich  konnte 
dieser  letztere  Salz,  der  mit  dem  römischen 
Recht  unvereinbar  war,  auf  die  Dauer  sich 
nicht  halten. 

Von  den  grossen  Gesetzbüchern  der 
neueren  Zeit  hat  das  älteste  derselben,  das 
PreuBsische  Allgemeine  Land- 
rei:ht  von  1794,  sich  von  dem  i'örai- 
sehen  Rechte  am  weitesten  entfernt  FOr 
die  Stadt  Berlin  hatte  schon  Triedricli 
der  Grosse  in  dem  Reskript  vom 
15.  April  ITCü  den  Satz  »Kaut  bricht  Miete' 
aufgehoben,  da  er  >mit  dem  gröseten  Miss- 
fallen wahrgenommen,  dass  in  Berlin  der 
bisher  eingrissene  Wucher  mit  Hänsern  und 
die  aufs  höchste  getriebene  Steigerung  der 
Hausmieten  beständig  fortdauere  und  beydes 
grossen  Teils  seine  Schutzwehr  in  der  ge- 
nteinen Rechtsregul:  Kauf  bricht  Miete 
finde«,  Nach  dem  Allgemeinen  Landrecht 
(Teil  I  Tit.  21  §§  2,  Ü,  35«)  eriialten  Mieter 
und  Pächter  durch  Uebergabe  der  Sache 
Besitz  und  ein  dingliches  Re<ht,  das  die 
Miete  dem  Niessbranch  annähert.  Wird  die 
Sache  veräussert,  so  hat  der  neue  Erwerber 
den  Mieter  und  Pächter  während  der  Miet- 
zeit in  Besitz  zu  las.-'en.  Er  tritt  in  die 
persönlichen  Pflichten  des  Vermieters  ein, 
wie  auch  dessen  Rechte  auf  ihn  fibergehen. 
Nur  im  Interesse  des  Realkredits  ist  zu 
Oimsten  der  Gläubiger  bestimmt,  dass  bei 
notwendiger  gerichtlicher  VerSusserung  auch 
während  der  Mietzeit  der  Vertrag  gekündigt 
werden  kann.  Im  flbrigen  ordnet  das  Gesetz- 
buch das  Mietrecht  in  ausserordentlich  ein- 
gehender Weise  (Teil  I  Tit.  21  §§  258—397) 
und  giebt  über  Pachtungt^n  von  I^ndgtttern  in 
226  Paragraphen  (§§399—625)  die  ausführ- 
lichsten Bestimmungen. 

Im  Gegensatz  hierzu  hat  sich  der  fran- 
zÖeiaeheCode  civil  von  1804  in  dem  Ab- 
schnitt über  die  Sachmiete  mit  66  Artikeln  be- 
gnügt (Art.  1713—1778).  Obgleich  nachdem 
Gesetzbuch  der  Miet-  und  Pachtvertrag  nur  ein 


pei-Bönliches  Rechtsverhältnis  zwischen  den 
vertragschüessenden Parteien  ei-zeiigt  und  dem 
Mieter  und  Pächter  weder  der  Besitzesschutz 
noch  ein  dingliches  Recht  an  der  Sache  zukom- 
men. 80  hat  es  doch  in  Art  1743  bestimmt, 
dass  bei  der  Miete  und  Pacht  von  Hänsern 
und  ländlichen  Grundstücken  der  Rauf  die 
Miete  nicht  bricht,  vielmehr  der  Erwerber 
verpfUchtet  ist,  in  das  Vertrags  Verhältnis 
einzutreten.  Ist  jedoch  der  Vertrag  auf 
länger  als  18  Jahre  gescidossen,  so  muss 
der  Vertrag  in  das  Tt'ansskriptionsregister 
(Hypotheken buch)  eingetragen  werden,  um 
gegen  Dritte  Wirkung  zu  haben  (G.  v.  22. 
März  18r>5  Art.  2). 

Am  kürzesten  behandelt  das  Oestor- 
reic  bische  Bürgerliche  Gesetzbuch 
von  JSU  den  Miet-  und  Pachtvertrag,  die  ee 
unter  dem  gemeinsamen,  den  späteren  mittel- 
alterlichen Quellen  entnommenen  Namen 
des  Bestandvertrags  ziisammeufaset 
(§  1090  bis  §  1121).  Das  Gesetzbuch  hat 
im  allgemeinen  die  Bestimmungen  des  ge- 
meinen Rechts  aufgenommen,  wie  sie  an 
der  Wende  des.  18.  und  19.  Jahrhunderts  als 
usus  modernus  pandectarum  in  Geltung, 
standen.  Es  unterscheidet  sich  davon  im 
wesentlichen  nur  dadurch,  dass  der  Bestand- 
vertrag durch  Eintragung  in  das  öffentliche 
Gnmdouch  dem  Rec^hte  des  Bestandnehmers 
(des  Miete»  oder  Pächters)  eine  dingliche 
Wirkung  verleiht,  so  dass  bei  einer  Ver- 
äUBsenmg  der  Sache  der  neue  Erwerber  in 
dea  Verti-ag  einzutreten  hat  (mit  Ausnahme 
des  Falles  der  Zwangsversteigening).  Ist 
dies  aber  nicht  geschehen,  so  ist  der  Be- 
standnehmer dem  neuen  Eigentümer  nach 
gehöriger  Aufkündigung  zu  weichen  vei-- 
pfliehtet  und  hat  gegen  den  Bestandgeber 
nur  einen  Anspruch  auf  Schadenersatz 
(§  1095,  §  1120,  Gi-undbuchg.  v.  25.  Juli 
1871  §  9). 

II.  Miete  and  Pacht  nach  dem  Bürger- 
lichen Gesetzbach. 

A.  Miete. 
Einleitnng.  Wie  nach  römischem  Recht 
so  ist  auch  nach  dem  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuch das  Mietverliältnis  ein  obligato- 
risches Vertragsverhältnis  des  Inhaltes,  dass 
dei'  Vermieter  verpflichtet  ist,  dem  Mieter 
den  Gebraiicli  der  vermieteten  Sache  während 
der  Mietzeit  zu  gewähren,  der  Mieter  da- 
gegen verpflichtet  ist,  dem  Vermieter  den 
vei-eiobarten  Mietzins  zu  entrichten  (§  535), 
Die  Pacht  ist  eine  Unterart  der  Miete,  so 
daas  die  Voi-sclu-iften  über  die  Miete  auch 
auf  sie  Anwendung  finden,  sofern  nicht  das 
Gesetzbuch  für  sie  ,aus<lrüeklich  abweichende 
Bestimmungen  aufgestellt  hat  (§  581), 
Wälu-end  der  Gegenstand  eines  Mietvertrags 
nur    eine    körperliche    Sache    sein    kann, 
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köQuen  nicht  bloss  Saclien,  soudeni  anch 
Rechte  verpachtet  werden  (§§ '>3ö,  581), 
z.  B.  das  Verlagsrecht,  das  Jagdrecht  u.  s.  w. 

Das  BtirgerlJche  Oesefzbuch  hat  im 
Gegensatze  zu  dem  Preussischen  Allgemeineti 
Land  recht  mit  Recht  davon  Abstand  ge- 
nommen, für  alle  die  verschiedenarti^n 
Gestaltungen,  die  die  Miete  innerhalb  des 
soeben  angegebenen  Raiimens  im  Leben  an- 
nehmen kann,  besondere,  jede  Einzelheit 
ordnende  Vorschriften  zu  geben.'  Es  hat 
sich  mit  46  Paragraphen  für  die  Miete 
(§§  035—580)  und  mit  17  für  die  Pacht 
insbesondere  (§§  581—597)  begnügt.  Auch 
das  Allgemeine  Landrecht  hat  trotz  seiner 
Weitschweifigkeit  sein  Ziel,  für  alle  Vor- 
hältnisse Rechtsnormen  zu  geben,  nicht  ci-- 
reicht,  weil  es  nicht  zu  en-eichen  ist.  Die 
Leijens Verhältnisse  sind  so  rieJgestaltig,  die 
Interessen  der  Parteien,  die  einen  Miet-  oder 
Pachtvertrag  abschliessen ,  so  mannigfaltig 
—  namentlich  wenn  es  sich  um  gi'ßssere 
Vertragsobjekte  und  um  Verti-ägo  auf  eine 
längere  Zeitdauer  handelt  — ,  dass  es  den 
Parteien  überlassen  bleiben  mnss,  innerhalb 
■  der  vom  Gesetze  gezogenen  Scliranken  die 
Vertn^sbestimmungen  zu  vereinbaren.  Nur 
für  die  aligemeinen,  regelmässig  bei  allen 
Mietverträgen  vorkommenden  \  erhältniese 
muss  der  Gesetzgeber  Normen  aufstelle». 
Aber  auch  die  meisten  dieser  Normen  haben, 
soweit  sie  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Parteion  betreffen,  nur  den  Charakter  des 
nachgiebigen,  sogenannten  dispo- 
sitivcn  Rechts,  d.  h.  sie  kommen  nur 
dann  zur  Anwendnug,  wenn  die  Parteien 
nicht  über  eine  andere  Ordnung  ihres  Ver- 
hältnisses sich  vereinbart  haben. 

Hat  das  Bürgerliche  Goselzbuch  anch 
das  i-ömiseho  Recht  zur  Grundlage  genom- 
men ,  so  ist  es  doch  über  dasselbe  hinaus- 
gejgangen  und  hat  es  forlgebildet,  um  es 
mitdenVerkehrsbedfirfnissen  der  Gegen'.  „__ 
und  mit  den  Fordenmgeh  der  Oereclitigkeit 
in  Einklang  zu  bringen.  Dies  ist  nament- 
lich  nach  vier  Richtimgon  hin  geschehen. 

a)  Das  Gesetz  giebt  dorn  Mieter  Besitz 
an  der  gemieteten  Sache  und  verleiht  ihm 
Besitzeesclmtz  sowohl  gegen  den  Vermieter 
■wie  gegen  dritte  Personen. 

b)  Es  zieht  fem  er  der  Vertragsfrei' 
heit  Sehranken,  indem  es  durch  Nor- 
men zwingenden  Rechts,  die  auch  durch 
Vereinbarung  der  Parteien  nicht  beseitigt 
werden  können,  die  Parteien  «nd  vor 
allem  den  Mieter  schützt  gegen  eine  solche 
Gestaltung  des  Vertrags,  durch  welche 
die  Partei  in  ihrer  persönlichen  Freiheit  und 
in  ihren  pereönlichen  Lebensgütem,  auf  die 
sie  nicht  verzichten  kann ,  in  einer  der  Ge- 
rechtigkeit widersprechenden  Weise 
schränkt  odei-  geschädigt  würde.  Die  grossen, 
allgemeinen    Rechtsgrundsätze,     die     unser 


Vertragsrecht  helierrschen  (vgl.  den  Art. 
Schuldverhältnisse),  sie  finden  auch 
auf  den  Mietvei-tiTig  Anwendung.  Danach 
sind  Mietverträge,  die  gegen  die  guten  Sitten 
vei'stussen,  nichtig.  Als  solche  sind  nach  dem 
Gesetz  namentlich  Mietverträge  anzusehen, 
durch  welche  der  Vermieter  unter  Änsben- 
tung  der  Notlage,  des  Leichtsinns  oder  der 
Cnerfahi-euheit  des  Mieters  sich  einen 
solchen  Miet-  oder  Pachtzins  versprechen 
lässt,  der  den  Gebranchswert  (oder  Nutzungf^ 
wert)  der  Sache  dergestalt  übersteigt,  daßs 
der  Miet-  oder  Pachtzins  in  anff^igeui 
Missverhältuis  zu  der  Gegenleistung  des 
Vermieters  stellt  (§  138).  In  einer  Notlage, 
die  zu  einer  solchen  Ausbeutung  Veranlas- 
sung geben  kann,  werden  die  Mieter  nament- 
lich in  Zeiten  einer  Wohnungsnot,  wie  sie 
in  Gi'ossstädten  und  in  rasch  aufblühenden 
Fabrikorten  nicht  selten  eintritt  (vgl.  den 
Art.  Wohnungsfrage),  sich  häufig  be- 
finden. DurclidieseBestimmungdesGesetzes 
wird  namentlicli  der  Arbeiterbevölkening 
ein  wirksamer  Schutz  gegen  den  Wohnnngs- 
■wucher  gewälirt  werden.  Aus  dem  allge- 
meinen' Gnmdsatze,  dass  ein  Vertilg  nur 
soweit  giltig  ist,  ais  er  nicht  gegen  die 
guten  Sitten  verstSsst,  hat  dae  Gesetz  für 
den  Miet\-ertn^  einzelne  besondere  Folge- 
rungen gezogen,  die  noch  zu  besprechen 
sind.  Fenicr  sind  Mietverträge,  wie  alle 
Verti'üge,  so  auszulegen,  wie  Treu  und 
Glaube  mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrssitte 
es  erfordern  (§  157),  und  Mieter  wie  Ver- 
mieter sind  verpflichtet,  ihre  Leistungen  so 
zu  bewirken ,  wie  Treu  und  Glaube  mit 
Rücksicht  auf  die  Verkehrssitte  es  erfordern 
(§  242).  Diese  Grundsätze  sind  von  beson- 
derer Wichtigkeit  für  die  Mietvertr^e.  Es 
ist  bekannt,  dass  namentlich  in  den  Städten 
die  Hauseigentümer  vielfacli  Formulare  für 
die  von  ihnen  abziischli  essen  den  Mietverträge 
aufstellen,  in  denen  die  Hechte  des  Vei^ 
mietei«  möglichst  weit  ausgedehnt,  die  des 
Mieters  möglichst  eng  eingeschränkt  werden, 
Hnd  daes  sie  durch  Bildung  von  Hausbe- 
sitzervereinen sich  in  der  Durchführung 
derartiger  Verträge  eine  wirksame  Stütze 
verschaffen.  Die  Mieter  kleiner  Wohnungen, 
und  auch  hier  besonders  die  Mieter  aus  dem 
Ärbeiterstande,  sind  vielfacli  gar  nicht  in  der 
Lage,  die  Tragweite  all  der  in  solchen  For- 
mularen enthaltenen  Bestimmungen  zu  Über- 
bLcken  und  zu  erkennen.  Auch  solche  Ver- 
träge sind  nur  nach  dem  angeführten  Qmnd- 
satz  auszulegen,  und  dadurch  -wird  in  vielen 
Fällen  dem  Missbrauch  der  thatsächlichen 
Gewalt,  welche  den  Hansbesitzem  gegenüber 
den  Mietern  zusteht,  vorgebeugt  oder,  er 
wenigstens  eingeschränkt  werden  können. 
c)  Nach  einer  dritten  Richtung  geht  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  Otter  das  gemeine 
Recht    hinaus,   indem  es  den  Mieter   und 
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Pächter  dagegen  sichert,  dass  ihneo  durch 
VeräHasening  der  Sache  deren  Gebrauch 
und  Nutzung  entzogen  werden  kann. 

d)  Endlich  liat  das  Büi^rliche  Gesetzbuch 
im  Gegensatz  zu  dem  gemeinen  Recht  den 
Pachtvertrag,  insbesondere  den  Aber  land- 
wirtschaftliche Grundstücke,  durch  besondere 
Rechtsnormen  geordnet,  insoweit  die  eigen- 
artigen Verhältnisse  der  Pacht  dies  erfonlern. 

Das  Gesetzbuch  enthält  zahlreiche 
wichtige  Vorschriften,  welclie  sich  nicht 
auf  alle  Mietverträge  beziehen,  sondern  nur 
für  die  Miete  von  Grundstücken,  Wohuungen 
und  andere  Räume  (Läileu,  KellenSumo 
u.  s.  w.)  gelten.  Es  wird  genügen,  wenn 
in  dem  folgenden  in  diesen  Fällen  nur  von 
der  Miete  von  Grundstücken   die  Rede 

ist  {vgl.  B.G.B.  §  r<m). 

2.  AbschlnsB  des  Vertrags.    Der  Ali- 

schluss  eines  Mietvertrags  ist  im  allge- 
meinen an  keine  Fonn  gebunden.  Doch 
bedarf  der  Vertrag  über  die  Miete  eines 
Gnindstücks  der  schriftlichen  Form,  wenn 
er  für  länger  als  ein  Jahr  geschlossen 
wird.  Wird  diese  Form  nicht  beachtet,  so 
ist  der  Verti'^  zwar  giltig,  aber  er  gilt  als 
auf  unbestimmte  Zeit  abgeschlossen.  Doch 
ist  dann  eine  Küudigimg  erst  für  den 
Schluss  des  ersten  Jahres  zulässig  (§  iiöQ). 
8.  Pflichten  des  Vermietera.  Der 
Vermieter  hat  dem  Mieter  den  vertrags- 
mäasi^en  Gebrauch  der  Sache  zu  Überlassen 
und  sie  während  der  Mietzeit  in  dem  hier/.u 
geeigneten  Znstand  zu  erhalten  (§  536).  Die 
Kosten  der  Unterhaltung  der  Sache,  der 
Reparaturen,  wie  die  auf  der  Sache  ruhen- 
den Abgaben  und  Lasten  fallen  demnach 
dem  Vermieter  zur  Last  (§§  537,  546).  Ist 
die  Sache  zur  Zeit  der  Ueborlassnng  mit 
einem  Fehler  beliaftet,  der  ihre  Tauglichkeit 
zu  dem  vertragsmässigen  Gebrauch  aufhebt 
oder  mindert,  imd  beseitigt  der  Vermieter 
ihn  nicht  iciverzüghch,  so  kann  der  Mieter 
ihn  selbst  beseitigen  und  Ersatz  der  erfor- 
derlichen Aufwendungen  verlangen  (§  538) 
Auch  ist  er  für  die  Zeit,  während  deren 
die  Sache  zum  Gehrauch  untangUch  ist,  von 
der  Entrichtung  des  Mietzinses  befreit,  oder 
wenn  die  Brauchbarkeit  der  Sache  gemin- 
dert ist,  nur  zur  Entrichtung  eines  verhält- 
nismässig geminderten  Mietzinses  verpflichtet. 
Femer  ist  er  in  diesem  FaUe  berechtigt,  die 
Miete  für  die  Folgezeil  ohne  Einhaltung  einer 
Kündigungsfrist  aufzukündigen  (gg  541,  542). 
Doch  stehen  Lhin  diese  Rechte  nicht  zu,  sofern 
ihm  bei  Abschluss  des  Vertrags  der  Mangel  der 
gemieteten  Sache  bekannt  war  (§  539).  Hier- 
von macht  aber  das  Gesetz  eine  sehr  wich- 
tige Ausnahme,  die  dem  bisherigen  Rechte 
unbekannt  war.  Ist  eine  Wohnung  oder 
ein  anderer  zum  Aufenthalt  von  Menschen 
bestimmter  Raum  (Boden,  Werkstatt  u.  s.  w.) 
so  beschaffen,  dass  die  Benutzung  mit  einer 
BandwSrUrbacb  der  SUatenlueiucharun.   Zweite 


erhebliehen  Gefährdung  der  G 
bunden  ist,  eo  kami  der  ^üeter,  selbst  wenn 
er  die  gefahrbringende  Beschaffenheit  bei 
dem  Abschluss  des  Vertrags  gekannt  hat; 
den  Mietvertrag  sofort  ohne  Einhaltung  einer 
Kündigungsfrist  aufheben  (§  .ö44). 

4.  Pflichten  des  Mietere  und  Rechte 
des  Vermieters.  Der  Mieter  hat  die  ihm 
tlborgebene  Sache  mit  Soi^falt  z>i  behan- 
deln und  darf  sie  nur  zu  dem  vertrags- 
1  Gebrauch  benutzen,  widrigenfalls 
er  für  den  Schaden  dem  Vermieter  zu  haften 
hat  (§  550).  Dagegen  bat  er  die  Vei-ände^ 
mngen  und  Verschlechterungen  der  Sache, 
die  durch  den  vertragsmässigen  Gebrauch 
herbeigeführt  werden  (Abnutzung  der  Woh- 
nung), nicht  zu  vertreten  (g  548).  Zu  dem 
vertragsmässigen  Gebrauch  gehört,  wenn 
nichts  anderes  in  dem  Vertrage  vereinbart 
ist,  die  Aftermiete,  die  Weitender  mietung, 
nicht.  Sie  ist  nur  mit  Genehmigung  des 
Vermieters  gestattet.  Wenn  aber  der  Ver^ 
mieter  die  Genehmigung  versagt  und  dies 
nicht  durcli  einen  in  der  Person  des  Dritien 
liegenden  wichtigen  Grund  gerechtfertigt 
ist,  so  kann  der  Mieter  (aber  nicht  der 
PÄcbter).  seihst  wenn  der  Yertr^  for 
längere  i^it  geschlossen,  ihn  unter  Einhal- 
tiing  der  gesetzlichen  Fristen  kündigen 
(§  540,  §  596).  Den  Mietzins,  der  in  Geld 
oder  aber  auch  in  anderen  Gegenständen  oder 
inDiensten  bestehen  kann,hat  der  Mieter  nach 
Ablauf  der  Miefzeit,  oder  wenn  der  Zins 
nach  Zeitabschnitten  bemessen  ist  (nach' 
Wochen,  Monaten  u.  s.  w.),  nach  dem  Ab- 
lauf einer  solchen  Zeit  zu  zahlen,  bei  Gnmd- 
stflcksmieten  jedoch  spätestens  nach  Ablauf 
je  eines  Kalendervierteljahres  {g  551). 

Wie  schon  nach  römischem  Rechte  und 
den  neueren  Gesetzbüchern,  hat  auch  nach 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  der  Vermieter 
eines  Grundstücks  ein  gesetzliches 
Pfandrecht  an  den  dem  ifieler  gehürigen 
Sachen,  die  auf  das  Grundstück  eingebracht 
sind,  imd  zwar  sowohl  für  die  schon  begrün- 
deten Forderungen  des  Vermieters  als  auch 
für  den  Ansfjruch  auf  den  künftig  fällig 
werdenden  Mietzins.  Doch  ist  dies  nach 
dem  Bfii^-hehen  Gesetzbuch  beschifinkt. 
Der  Vermieter  hat  das  Pfandrecht  nur  für 
den  Anspnich  auf  den  Mietzins,  soweit  er 
im  laufenden  und  nächstfolgenden  Jahre 
fäUig  wird.  Das  Pfandrecht  bleibt  zwar 
bestehen,  wenn  die  Sachen  ohne  Wissen  oder 
gegen  den  Widerspruch  des  Vermieters  von 
demGrundstückw^gebracht  werden, aberder 
Vermieter  darf  nicht  widersprechen,  wenn  die 
Entfernung  dem  regelmässigen  Geschäftsbe- 
triebe und  den  Lebensverhältnissen  desMioters 
entspricht  oder  wenn  die  zurückbleibenden 
Sachen  zur  Sicherung  des  Vermieters  offen- 
jbar  ausreichen.  Soweit  er  berechtigt  ist, 
!  der  Entfernung  zu  widersprechen,  kann  er 
Aoflago.    V.  49 
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sie  auch  ohne  Anrufen  dea  Gericlits  verhin- 
dern und,  wenn  der  Mieter  auszieht,  die 
Sachen  in  seinen  Besitz  nehmen.  Sind  sie 
widerrechlUch  entfernt  worden,  so  kann  er 
ihre  Herausgabe  verlangen.  Jedoch  erlischt 
das  Pfandrecht  mit  Ablauf  eines  Monats, 
nachdem  der  Vermieter  von  der  Entfernung 
der  Sachen  Kenntnis  erlangt  hat.  wenn  er 
seinen  Anspruch  nicht  vorher  geltend  ge- 
macht hat. 

Das  Pfandrecht  des  Vermieters  ist  aber 
nach  dem  VoTgaoge  des  PreussischenO. 
v.  12.  Juni  1S94  sehr  bedeutend  eingeschränkt 
worden,  indem  ihm  alle  Sachen,  die  der 
gerichtlichen  Pfändung  nicht  unterliegen 
(CP.O.  §  811),  entzogen  sind.  Dahin  gehören 
alle  Sachen,  welche  zur  Erhaltung  eines 
angemessenen  Hansstandes  unentbehrlicli 
sind,  die  auf  vier  Wochen  erforderlichen 
Nahrung»-  und  Feuerungsmittel,  die  zum 
Betrieb  der  Landwirtschaft  erforderlichen 
Gerate  und  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse, 
die  zur  persönlichen  Fortsetzung  der  Er- 
werbsthätigkeit  unentbehrlichen  Gegenstände 
U.  s.  w.  Auch  kann  der  Mieter  jeder  Zeit 
durch  Sicherheitsleistung  die  Geltendmachung 
des  Pfandrechte  abwenden  (g§  r)i59— 563). 

6.  Beait2  dea  Mietera.  Ist  die  ge- 
mietete Sache  dem  Mieter  zum  Gebrauche 
übergeben,  so  erwirbt  er  dadurch  den  Be- 
sitz an  ihr  und  es  kommt  ihm  sowohl 
gegen  den  Vermieter  wie  gegen  Dritte  der 
Besitzschutz  zu  {§  865).  Infoke  dessen  ist 
er  berechtigt,  die  Heransgabe  der  Sache  so- 
wohl dem  Vermieter  wie  dritten  Personen 
zu  verweigern  (§  986),  Auch  der  Vennieter 
und  Eigentflmer  der  Sache  macht  sich  ver- 
botener Eigenmacht  schuldig,  wenn  er  den 
Mieter  im  Besitze  slört  oder  ihm  den  Besitz 
entzieht.  Der  Mieter  ist  berechtigt,  der 
Eigenmacht  mit  Gewalt  sich  zu  erwehren, 
und  er  kann  gerichtliche  Hilfe  anrufen,  um 
die  Beseitigung  der  Störung  oder  die  Wieder- 
einiäumung  des  Besitzes  zu  erhuigen 
(§§  858-862). 

6.  Kanf  bricht  nicht  Miete.  Hat  der 
Mieter  eines  Grundstücks  oder  einer  Woh- 
nung durch  Uebereabe  der  Sache  Besitz  er- 
worben und  wird  sodann  die  Sache  ver- 
äusaert,  so  tritt  kraft  Gesetzes  der  neue 
Erwerber  der  Sache  an  Stelle  des  ursprüng- 
lichen Vermieters  in  den  Vertrag  ein.  Der 
Mieter  behalt  trotz  der  Veräusserung  für 
die  Mietzeit  den  Besitz  der  Sache.  Aber 
der  Mieter  miiss  auch  dagegen  gesichert 
werden,  dass  nicht  durch  ein  Rechtsgescliftft. 
auf  tlas  er  gar  keinen  Einfluss  hat,  an  Stelle 
eines  vertrauen swÜrtUgen  und  zahlungsfähi- 
gen Vermieters  ein  Vermieter  tritt,  dem  er 
sein  Vertrauen  nidit  schenken  kann.  Der 
lu^prüngliche  Vermieter  bleibt  deshalb, 
wenn  der  neue  Erwerber  die  Pflioiten  des 
Vermieters  nicht  erfüllt,  für  alle  diese  Ver- 


pflichtungen haftbar.  Doch  erlischt  diese 
Haftung,  wenn  der  Mieter,  nachdem  er  von 
dem  Eigentum sübet^ang  Kenntnis  erhalten 
hat,  nicht  zu  dem  ersten  zulässigen  Termin 
kündigt  (§  r»71). 

Wie  die  Pflichten,  so  gehen  auch  die 
Rechte  des  Vermieters  auf  den  Erwerber 
der  Sache  ober.  Um  den  Mieter  jedoch  vor 
Nachteilen  zu  schützen,  bestimmt  das  Ge- 
setz, dass,  wenn  er  in  Unkenntnis  der  Ver- 
äiissening  den  Mietzins  nach  Uebet^ang  des 
Eigentums  noch  dem  iirsprflnglichen  Ver- 
mieter gezahlt  hat,  er  damit  seine  Pflicht 
erfüllt  hat  und  von  dem  neuen  Erwerber  nicht 
mehr  in  Anspnich  genommen  werden  kann, 
soweit  es  sich  um  den  Mietzins  für  das 
laufende  Vierteljahr,  in  dem  der  Mieter  von 
dem  Eigentiimsübei^ng  Kenntnis  erlangt 
hat,  und  für  das  nachfolgende  handelt  (§  674). 

Doch  gelten  alle  diese  Beetimmimgen 
nicht,  wenn  die  Mietsache  durch  eine 
Zwangsversteigerung  oder,  im  Falle  Ober 
das  Vermögen  des  Vermieters  Konkurs  er- 
kannt ist,  durch  freihändige  Veräussenmg 
des  Konkursverwalters  veräussert  worden 
ist  Dann  hat  der  Erwerber  der  Sache  das 
Recht,  den  Mietvertrag  uTiter  Einhaltung 
einer  gesetzlichen  Frist  zu  kündigen.  Doch 
wird  die  Kündigung  ausgeschlossen,  wenn 
sie  nicht  auf  den  ersten  hierfür  zulässigen 
Termin  erfolgt  (R.G.  über  Zwangavorsleige- 
rung  vom  24.  März  1897  g  57 ;  K.O.  §  21). 

7.  BeendigonK  des  Hietverhiltnisses. 
Der  Mietvertrag  kann  auf  bestimmte  oder 
unbestimmte  Zeit  abgeschlossen  sein.  Im 
ersten  Falle  erhscht  er  mit  Ablauf  der  Zeit 
von  selbst,  ohne  dass  es  einer  Kündigung 
bedürfte  (§  564).  Unter  bestimmten  Vor- 
ausKotzungen  kann  der  Vertrag  jedoch  unter 
Einhaltung  der  von  dem  Gesetz  bestimmten 
Fristen  schon  vor  Ablauf  der  Zeit  gekündigt 

a)  Wird  ein  Mietvertrag  für  längere  Zeit 
als  di'eissig  Jahre  gcsclüossen,  so  kann  jeder 
Teil  nach  dreissig  Jahren  kündigen,  Ist  der 
Vertrag  aber  auf  Lebenszeit  dos  Venuieters 
oder  Mieters  geschlossen,  so  ist  die  Kündi- 
gung unzulässig  {§  567). 

b)  Durch  den  Tod  der  Parteien  wird  der 
Vertrag  nicht  aufgehoben.  Ihre  Erben  treten 
in  ihn  ein.  Bei  dem  Tode  des  Vermieters 
hat  weder  dessen  Erbe  noch  der  Mieter  ein 
Kündigungsrecht  Stirbt  aber  der  Mieter, 
so  kann  sowohl  dessen  Erbe  wie  der  Ver- 
mieter (aber  nicht  der  Verpächter)  den  Ver- 
trag kündigen,  doch  nur  für  den  ersten  zu- 
lässigen Termin  {§§  567,  596). 

c)  Militärpersonen,  Beamte,  Geistliche 
und  Lehrer  an  öffentlichen  linterrichtsan- 
stalten  können  im  Falle  der  Versetzung  an 

1  andei'cn  Ort  ihre  gemietete  Wohnung 
(nicht  auch  ein  gepachtetes  Haiis  oder  Gut) 
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fflr  den  ersten  zulässigen  Termin  köndigei 
(§§  570,  596). 

d)  Der  Mieter  (aber  nicht  der  Pächter) 
kann  kündigen,  wenn  der  Vermieter  unge- 
rechtfcrligterweise  die  Genehmigung  zur 
Afteirmiete  verweigert  {§  549,  siehe  oben 
S.  769). 

e)  Der  Vermieler  wie  der  Koukiirsver- 
waiter  kSnoen  kündigen,  wenn  über  das 
Vermögen  des  Mieters  Eonkure  eröffnet  ist 
(K.O.  §  19). 

f)  Derjenige,  der  die  Sache  durch  Zwangs- 
versteigerung oder  VeräHssening  des  Kon- 
kursverwalters erwirbt,  kann  kündigen  (siehe 
oben  S.  770j. 

Ist  der  Vertrag  auf  bestimmte  Zeit 
abgeschloEBeo  und  setzt  nach  Ablauf  der 
Mietzeit  der  Mieter  deo  Gebrauch  der  Sache 
fort,  80  gilt  dies  als  der  stillschweigende 
Äbachliißs  eines  neuen  Vertrags,  durch 
welchen  das  Mietverhältnis  unter  den  bis- 
herigen Bestimm imgen ,  aber  auf  unbe- 
stimmte Zeit  erneuert  wird.  Doch  tritt 
diese  Folge  nicht  ein,  wenn  der  Mieter 
binnen  zwei  Wochen,  der  Vermieter  binnen 
zwei  Wochen  von  dem  Zeitpunkt  an,  wo  er 
von  der  Fortsetzung  Kenntnis  erlangt,  der 
Gegenpartei  die  Erklärung  ahgiebt,  dass  er 
den  \  ertrag  nicht  erneuern  wolle  (§  568). 

Ist  der  Vertrag  auf  unbestimmte 
Zeit  abgeschlosBen.  so  erlischt  er  nur  durch 
Kündigung.  Sie  ist  aber  an  die  von  dem 
Gesetze  ifür  die  vei-schiedenen  Fälle  ver- 
schieden bestimmten  Fristen  gebunden 
(§§  564,  565). 

Mag  aber  der  Vertrag  auf  bestimmte 
oder  unbestimmte  Zeit  abgeschlossen  sein, 
so  kann  in  einigen  Fällen  der  Mieter,  in 
anderen  der  Vermieter  ohne  Einhaltung 
einer  jeden  Kündigungsfrist  das  Mietver- 
hältuis  durch  eiue  einseitige  Ei'kläning  an 
die  Gegenpartei  sofort  aufheben.  Ein  solches 
Kündigungsrecht  hat  der  Mieter: 

a)  wenn  ihm  der  vertr^ismäsMige  Ge- 
brauch der  Sache  ganz  oder  zum  Teil  nicht 
rechtzeitig  gewahrt  oder  wieder  entzogen 
wird  und  der  Vermieter  eine  von  dem 
Mieter  gegebene  angemessene  Frist  hat  ver- 
streichen lassen,  ohne  Abhilfe  zu  schaffen 
(§  M2); 

b)  wenn  die  Benutzung  der  Wohnung 
n.  B.  w.  mit  einer  erheblichen  Gefährdung 
der  Gesimdheit  verbunden  ist  (§  Mi,  siehe 
oben  S.  769). 

Der  Vermieter  dagegen  kann  ohne  Ein- 
haltung einer  Frist  kündigen: 

a)  weim  der  Mieter  trotz  seiner  Ab- 
mahnung die  Sache  vertragswidrig  ^braucht 
und  dadurch  die  Rechte  des  Vermieters  in 
erheblichem  Masse  verletzt  (§  TwiS); 

b)  wenn  der  Mieter  für  zwei  anf  ein- 
ander folgende  Termine  mit  der  Entrich- 
tung des  Mietzinses  in  Verzug  ist  {§  554). 


8.    Zwingende    Rechtsnormen.      Die 

meisten  dieserVorschriftenkommenjedüch  nur 
zur  Anwendung,  wenn  die  Parteien  nicht  ober 
andere  Bestimmungen  sich  vereinbart  iiaben. 
Freilich  wird  vielfach  der  rechthchen  Frei- 
heit, anderweite  Bestimmungen  zu  treffen, 
die  thalsächliche  Fi'eiheit  nur  auf  einer  Seite, 
nur  auf  der  des  Vermieters,  entsprechen, 
während  der  >Iieter,  namentlich  in  emer  Zeit 
der  Wohnungsnot  oder  wenn  er  einem  ge- 
schlossenen Vereine  der  Hauseigentümer 
gegenübersteht,  notgedrungen  den  Bestim- 
mungen sich  fügen  muas,  die  der  Vermieter 
aufstellt.  Indes  kann  das  Frivatrecht  nur 
in  beschränktem  Masse  einer  Tyrannei  der 
Hauseigentümer  und  einem  iilissbrauch  ihre» 
Uebergewichta  entgegentreten.  Die  Bedürf- 
nisse des  Mieters  selbst  sind  so  verschieden- 
artig, die  Verhältnisse,  die  bei  einer  Miete 
zu  ordnen  sind,  so  mannigfaltig,  dass  das 
Gesetz  den  Parteien  die  rechtliche  Freiheit, 
das  Verhältnis  zu  gestalten,  nur  mit  grosser 
Vorsicht  besel  tränken  darf.  Die  Gefahr 
entsteht  sonst,  dass  das  Gesetz  durch  zu 
wei^ehende  zwingende  Vorschriften  störend 
in  eine  gesunde  Entwickelung  eingreift,  die 
Befriedigung  des  WohnungsbeilOrfnisses  hin- 
dert und  die  Interessen  der  Mieter  selbst 
in  erheblicher  Weise  schädigt.  Die  Aufgabe 
der  Baupolizei  ist  es,  dafür  Sorge  zu  tra- 
gen, dass  nicht  Wohnungen  zum  Bewohnen  von 
Menschen  benutzt  werden,  die  durch  ihre 
Beschaffenheit  gesundheitsschädlich  sind, 
und  dass  nicht  durch  UebervSlkerung  der 
Wohnungen  Zustände  entstehen,  <Ue  in  ge- 
sund lieitlicher  und  sittlicher  Beziehung  mit 
den  grOssten  Gefahren  verbunden  sind  (vgl.  d. 
Art.BanpolizeiobenBd.  II  S.  517 ff.).  Die 
Aufgabe  der  Gemeinden,  Baugenossenschaften 

ggl.  diesen  Art,  oben  Bd.  II  S.  465  ff.)  und 
augeseil  sc  haften  ist  es,  durch  ihre  Thätig- 
keit  die  Älleinherrachaft  der  kapitalistischen 
Interessen  der  Hauseigentümer  zu  brechen 
und  insbesondere  den  arbeitenden  Klassen 
das  Wohnen  in  gesunden  Wohnungen  zu 
angemessenen  Preisen  zu  ermögliclien.  Das 
Privatrecht  vermag  nur  die  allgemeinen 
Gnindsätze  über  die  Grenzen  der  Vertr^- 
frciheit  aufzustellen  und  daraus  einzelne 
Folgerungen,  die  sich  auf  Miet-  und  Pacht- 
verträge beziehen,  abzuleiten.  Demgemäss 
sind  die  oben  sub  Ib  erwähnten  allge- 
meinen Rcchtssälüe  (siehe  oben  S.  768)  Stoe 
zwingenden  Hechts.  Diesen  Charakter 
trägt  auch  ein  anderer  allgemeiner  Bechts- 
satz  des  Inhalts,  dass  durch  Vertrag  die 
Haftung  des  Mieters  wie  des  Vermieters  für 
ein  vorsätzliches  Verschiüden  nicht  ausge- 
schlossen werden  kann  (§  276).  Nur  eine 
Folgening  hieraus  ist  es,  dass  die  Haftung 
des  Vemriietere  wegen  Mängel  der  gemiete- 
ten Sache  durch  Vertrag  nicht  ausgeschlossen 
werden  kann,  wenn  er  die  Mängel  arglistig 
49* 
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venwliweigt  (§  540),  Unter  der  Voraiis- 
setzuiig,  dass  der  Vermieter  sich  eines  arg- 
listigen Verschwei^eim  schuldig  macht,  kann 
der  Mieter  auch  iiicht  i-echtsgilüg  auf  seine 
Bechtean Sprüche  gegen  den  Vermieter  im 
Vertrage  für  den  Fall  verzichten,  dass 
ihm  der  Gebi-aueh  der  Sache  durch  das 
Recht  eines  Dritten  gaoz  oder  zum  Teil  ent- 
zogen wini  oder  dass  ihm  der  Grehrauch  von 
dem  Vermieter  nicht  rechtzeitig  gewährt  oder 
wieder  entzogen  wird  (§g  tAl — öi3).  Weiter- 
hin kann  der  Mieter  Dicht  rertragsmässig 
auf  sein  Recht  verzichten,  ohne  EinhaJtimg 
der  KOndigimgsfristcn  zu  künd^en,  wenn 
die  Benutzung  der  Wohnung  u.  s.  w,  mit 
erlieblicher  Gefilhrduug  der  Gesundheit  ver- 
bunden ist  (§  544).  Unverzichtbai-  ist  endlieh 
das  Recht  der  Parteien,  einen  SIiet\-eitrag, 
der  für  eine  längere  Zeit  als  dreissig 
Jahre  gcschlüsscu  ist,  nacli  Ablauf  von 
dreissig  Jahren  zu  kündigen  (§  r*?).  Eine 
vertragsmässigeErstrecknng  des  gesetzlichen 
Pfandrechts  des  Vermieters  auf  die  Sachen, 
welche  nach  g  559  diesem  Pfandrecht  nicht 
unterworfen  sind  (siehe  oben  S.  770),  ist 
nicht  möglich,  wohl  aber  kann  der  Mieter 
sie  dem  Vermieter  zur  Sicherung  seiner 
Forderungen  als  Faustpfand  übergeben 
(§  1205). 

B.  Facht. 
1.  EialeitDDg.  Wie  schon  erwäimt, 
finden  die  Bestimmungen  über  die  Jliele 
auch  auf  die  Pacht  Anwendung,  soweit  nicht 
das  Gesetz  fdr  sie  abweichende  Vorschriften 
enthalt  (§  581).  Gegenstand  der  Pacht 
können  ^chen  oder  Rechte  sein,  auch 
können  Sachen  und  Rechte  als  eine  juristi- 
sche Einheit  den  Gegenstand  der  Pacht 
bilden  (z.  B.  Verjiachtung  eines  gewerblichen 
üufemehmens  mit  dem  Fahrikeebaude  und 
dem  Inventar).  In  vielen  Gegenden  Deutsch- 
lands kommt  es  auf  dem  Lande  selir  häufig 
vor,  dass  einzelne  Stücke  Vieh  oder  eine 
ganze  Herde  verpachtet  werden  in  der  so- 
genannten Viehverstellung.  Doch  ent- 
hält das  Bibgerliche  Gesetzbuch  hierfür 
keine  besonderen  Normen.  Soweit  die 
Parteien  keine  ausdrücklichen  Bestim- 
mungen treffen,  sind  hierbei  die  iii-t- 
liohen  Gewolinheiten  zu  berücksichtigen. 
{Der  gewerbamäseige  Betrieb  der  Viehver- 
steilung  kann  unterea^  wei-den,  wenn  Thal^ 
Sachen  vorliegen,  die  die  Unzuverlässigkeit  des 
Gewerbetreibenden  darthun.  Gew,-0,  g  35.) 
Wird  eine  Viehherde  derart  verpachtet,  dass 
der  Pächter  siezumSchätzungswertübemimmt 
und  bei  Beendigung  der  Pacht  sie  nach  dem 
Schätzungswert  zurückzugewähren  hat,  so 
heisst  der  Vertrag  Eisern  viehvertrag. 
Auch  liierüber  enthält  das  Bürgerliche  Gc- 
[*etzbuch  keine  besonderen  Normen.  Doch 
sind  die  unten  {snb  2)  zu  erwähnenden 
Vorscliriften  über  Pacht  eines  Gmndstttcks 


mit  dem  nach  Schätzung  wert  zu  über- 
nehmenden Inventar  in  sinnentsiirechender 
Weise  hierauf  anzuwenden. 

Während  dem  Mieter  nur  der  Gebrauch 
der  Sache  zukommt,  ist  der  Verpäcliter  ver- 
pflichtet, dem  Pächter  den  Gebrauch  der 
verpachteten  Gegenstände  und  den  G  o  u  u  s  s 
der  Früchte,  soweit  sie  nach  den  Regeln 
einer  ordnungsmässigen  Wirtschaft  als  Er- 
trag anzusehen  sind,  während  der  Paclitzeit 
zu  gewähren.  Früchte  im  RechtssiJin  sind 
aber  nicht  bloss  die  Erzeugnisse  der  Sachen, 
sondern  auch  die  sonstige  Ausl>eute,  welche 
aus    der  Sache   ihrer  Bestimmiuig  gemfcs 

?e Wonnen  wird  {Steine,  Kohle,  Mineralien, 
Lineral  Wässer,  aber  auoh  Milch  der  Kflhe, 
Wolle  der  Schafe  u.  s.  w.),  femer  die  Erträge, 
welche  ein  Recht  seiner  Bestimmung  ge- 
mäss gewährt  (Zinsen  einer  verzinslichen 
Forderung,  die  J^dbente  bei  dem  Jagdrecht) 
und  endlich  auch  die  Erträge,  welche  eine 
Sache  oder  eiu  Recht  vermöge  eines  Bechts- 
verhäitnisses  gewährt  (bürgerliche  oder 
juristische  Früchte,  z.  B.  der  Mietzins  für 
eine  vom  Pächter  vermietete  Wohnung  des 
^-pachteten  Gebäudes.  B.G.B.  §  99),  Der 
Pächter  erwirbt  während  der  Pachtzeit  da.s 
Eigentum  aa  den  Erzeugnissen  und  der 
AusbeTite  der  Sache  mit  der  Trennimg  der 
Friichte,  das  Recht  auf  Bezug  der  anderen 
Früchte  an  dem  Zeitpunkt,  an  dem  sie  fällig 
werden.  Bestehen  diese  Fi-üchte  jedoch  in 
Zinsen  und  anderen  regelmässig  wieder- 
kehrenden Ertx'ägnissen  (GewinnanteUen 
u.  s.  w.),  so  gebührt  dem  Pächter  ein  der 
Daner  seiner  Berechtigung  entg>rechender 
Teil,  mögen  sie  vor  oder  nach  Beendigung 
seiner  P^tzeit  fällig  werden  (§§  101,  3B6), 
Ueher  einen  etwaigen  Anspruch  des  Pachter-s 
auf  Ersatz  seiner  Verwendungen  für  noch 
nicht  getrennte  Früchte  bei  Beendigung  der 
Pacht  landwirtschaftlicher  Gmndstflcke  siehe 
unten  sub  3d  (S,  773). 

Der  Pächter  ist  verpflichtet,  dem  Vor- 
jjächter  den  vereinbarten  Pachtzins  zu  ent- 
richten {§  581).  Der  Pachtzins  kann  auch 
ganz  oder  zum  Teil  in  Naturalien  bestehen. 
Ist  er  auf  eine  Quote  der  Pachtfrüclite  fest- 
gesetzt, so  heisst  die  Pacht  Teilpacht 
(coionia  partiaria).  Doch  giebt  das  Büigei*- 
liche  Gesetzbuch  keine  besonderen  Vorschrif- 
ten hierüber.   (Vgl,  den  Art,  Pacht) 

Für  aUe  Pachtverträge  enthält  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  nur  wenige  Vor- 
schriften, die  sich  namentlich  auf  das 
Kündigungsrecht  beziehen  (§  596)  und 
die  oben  schon  angeführt  sind  (sub 
A.  7  S.  770).  ..  Fflr  die  Pacht  von 
Grundstücken  uud  von  Rechten  ist  die 
Kündigung,  wenn  die  Pachtzeit  nicht  be- 
stimmt ist  oder  wenn  das  Pacht verliältnis 
vorzeitig  unter  Einhaltung  der  gesetzhclien 
Frist  gekündigt  werden  kann,  nnr  für  den 


Digitized  by  L.iOOQIC 


Miete  uud  Pacht 


ira 


Schliiss  des  Pachtjalires  und  mit' Einhaltung 
einer  halbjährigen  Frist  zulflseig  (S  595)-  In 
der  Regel,  und  bei  landwirtschaftlichen 
Pachtungen  wohl  dnrchweg,  winl  das 
Paehfjahr  nach  dem  Pachtvertrag  mit  dem 
Wirtschaftsjahr  zusammenfallen,  doch  ist  dies 
nicht  notwendig. 

Die  an  der  weite  Q  Bestimmungen  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuches  beziehen  sich 
entweder  auf  die  Pacht  von  Grund- 
stücken samt  dem  dazu  gehörigen  Inven- 
tar oder  auf  die  Pacht  von  landwirtschaft- 
lichen Grundstücken.  Alle  diese  Vorschriften 
aber  haben  nur  einen  dispositiven  Charakter. 
Innerhalb  der  Schranken,  welche  die  oben  siih 
A.  d  angegebenen  Normen  des  zwingenden 
Hechts  ziehen,  kCnnen  die  Parteien  in  dem 
Vertrag  das  Verhältnis  durchaiis  nach  ihrem 
Ermessen  oi-dnen. 

S.  Pacht  von  Grandstücken  samt  Id- 
ventar.  Das  Inventar  ist  der  Inbegriff  der 
beweglichen  Sachen,  die  dem  wirtschaftlichen 
Zweck  des  Grundstücks  zu  dienen  bestimmt 
sind  imd  auf  dem  ßnindstflck  sich  befinden 
oder  doch  in  einem  räumlichen  Verhältnis 
zu  ihm  stehen  (vgl.  §g  97,  98  des  B.G.B.). 
Verträge,  in  welchen  das  Grundstück  samt 
dem  Inventar  verpachtet  wird,  sind  nicht 
nur  bei  der  Pacht  von  Landgütern  die  Regel, 
sondern  auch  bei  der  Pacht  von  Geschäften. 
Sie  werden  meist  in  der  Form,  dass  der 
Pächter  das  Inventar  zum  Scliätzungswei-te 
nach  einer  Taxe  Übernimmt  abgeschlossen. 
In  diesem  Falle  hat  er  bei  Beendigung  der 
Pacht  das  vorhandene  Inventar  zum  &-hät- 
zimgswert  zurückzugewähren.  Ist  der 
Schätzungswert  der  übemommeneii  Stücke 
höher  oder  niedriger  als  der  Schätzungswert 
der  zurückzugewährenden  Stücke,  so  hat  im 
ersteren  Falle  der  Pächter  dem  Verpächter, 
im  letzteren  der  Verpächter  dem  Pächter 
den  Mehrbetrag  zu  ersetzen.  Während  der 
Pachtzeit  kann  der  Pächter  über  die  einzel- 
nen Stücke  innerhalb  der  Grenzen  einer 
ordentlichen  Wirtschaft  verfügen.  Schafft 
er  neue  Stücke  an  und  verleibt  er  sie  dem 
Inventar  ein,  so  werden  sie  damit  Eigentiun 
des  Verpächters.  Der  Pächter  trägt  aber 
auch  die  Gefahr  des  zufälligen  Untergangs 
und  einer  zufälligen  Verschlechtenmg  des 
Inventars  (§§  587—589).  Uebernimmt  der 
Pächter  dagegen  das  Inventar  nicht  zum 
Schätzungswert,  so  ist  er  verpflichtet,  die 
einzelneu  Inventarstücke  zu  erhalten.  Wenn 
i:tag<^n  eines  derselben  ohne  Verschulden  des 
Pächters  oder  seiner  angestellten  Leute  oder 
seines  gesetzlichen  Vertreters  in  Abgang 
kommt,  so  liat  der  Verpächter  die  Pflicht, 
das  Inventar  zu  ergänzen.  Nur  den  ge- 
wöhnlichen Abgang  der  zum  Inventar  ge- 
hörenden Tiere  hat  der  Pächter  aus  den 
Jungen  insoweit  zu  ergänzen,  als  dies  einer 


ordnnngsmässigen  Wirtscluift  entspricht 
(§  mG). 

In  allen  Fällen  steht  dem  Pächter  für 
die  Forderungen  gegen  denVerpächter,  die  sich 
auf  das  mitgepachlete  Inventar  beziehen, 
ein  gesetzliches  Pfandrecht  an  den  in  seinen 
Besitz  gelangten  Inventarstücken  zu.  Doch 
kann  dei  Verpächter  durch  Sicherheitsleistung 
die  Gellendmachimg  dieses  Pfandrechts  ab- 
wenden (§  .090). 

3.  Bei  der  Pachtong  landwirtschaft- 
licher Grandatüche  liegen  dem  Pächter 
noch  besondere  Pflichten  ob  und  stehen 
dem  Verpächter  besondere  Rechte  zn: 

a)  Der  Pächter  hat  die  gewöhnlichen 
Äusbessenmgen,  insbesondere  die  der  Wohn- 
und  Wirtschaftsgebäude,  der  Wege,  Gräben 
u.  s.  w.  aiif  seine  Kosten  zu  bewirken  (§  582). 

b)  Er  darf  ohne  Erlaubnis  des  Verpäch- 
ters nicht  Äenderungen  der  wirtschaftbchen 
Bestimmung  des  Gnindstücks  vornehmen, 
die  Aber  (he  Pachtzeit  hinaus  auf  die  Art 
der  Bewirtschaftung  einwirken  {§  583). 

c)  Das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Ver- 

Sächtei-s  ersti-eckt  sich  auf  die  Früchte  des 
mmdstflcks  sowie  auf  das  zum  Wirtsehafts- 
betriebo  erfordei-liche  Gerät  und  Vieh  und 
kann  für  den  gesamten  Pachtzins  geltend 
gemacht  werden  (§  585). 

d)  Bei  Beendigung  der  Pacht  hat  der 
Pächter  das  Grundstück  nicht  in  dem  Zii- 
stand  zurückzugeben,  in  welchem  es  ihm 
flbei'geben  worden  ist,  sondern  in  dem  Zu- 
stand, der  sich  bei  einer  während  der  Pacht- 
zeit fortgesetzten  onlnungs  massigen  Bewirt- 
schaftimg zu  ergeben  hat.  Endet  die 
Pachtzeit  vor  der  Ernte,  so  hat  der  Pächter, 
dennoch  das  Gnindstück  zn  bestellen,  ob- 
gleich ihm  die  Ernte  nicht  mehr  zukommt; 
dafür  ist  ihm  im  ersten  Pachtjahre  die  Ernte 
zugekommen,  obgleich  er  nicht  die  Kosten 
und  Arbeit  der  Bestellung  getragen  hat 
(§  591).  M'^enn  jedoch  die  Pacht  vor  dem 
Schlüsse  eines  Pachtjahres  endigt,  dann  hat 
der  Verpächter  die  Kosten,  die  der  Pächter 
auf  die  noch  nicht  getrennten  Früchte  ver- 
wendet hat,  ihm  insoweit  zu  ersetzen,  als 
sie  einer  omnungsmäasigen  Wirtschaft  ent- 
sprechen und  den  Wert  der  Früchte  nicht 
übersteigen  (g  592). 

e)  Ist  das  gepachtete  Gnmdstflck  ein 
Landgut,  d.  h.em  zum  selbständi^n  Be- 
trieb der  Landwirtschaft  eingerichtetes 
Gnindstück,  das  mit  den  erforderlichen  Bau- 
lichkeiten u.  s.  w.  versehen  ist  (ohne  Unter- 
schied, ob  es  ein  kleiner  Bauernhof  oder  ein 
grosser  Gutsbezirfc  ist),  so  hat  der  Pächter 
weiterhin  die  Pfücht,  von  den  bei  Beendi- 
gung der  Pacht  vorhandenen  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen"  soviel  zurtlckzulasson, 
als  zur  Fortführung  der  Wirtschaft  bis  zu 
der  Zeit  erforderhcn  ist,  zu  welcher  gleiche 
oder   ähnliche    Erzeugnisse   voraussichtlich 
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gewoDnen  n-erden.  Ist  er  hiemach  ver- 
pflichtet, landwirtscliaftliche  Erzeugnisse  ia 
grösserer  Menge  oder  besserer  Beschaffen- 
heit zurück ziikesen,  als  er  hei  Antritt  der 
Pacht  übernommen  hat,  so  kann  er  vom 
Pächter  Et^tz  des  Wertes  verlaogeu  (nicht 
aber  für  den  auf  dem  Out  gewonnenen 
Dftnger,  den   er  zurilckz  vi  lassen  hat  §  593). 

f)  Uebernimmt  der  Pächter  eines  Land- 
guts das  Gilt  oder  Vorräte  auf  (Jnind  einer 
Schätzung  mit  der  Bestiounung,  dass  er  sie 
gleichfalls  auf  Grund  einer  Schätzung  zu- 
rückzugewähren hat,  so  hat  er,  wenn  der 
Schätzungswert  des  Guts  oder  der  Vorräte 
bei  der  Uebemahme  höher  war  als  der 
Schätzungswert  bei  der  Rückge  Währung, 
dem  Verpächter  den  Mehrbetrag  zu  ersetzen. 
war  der  Schätzungswert  niedriger,  so  hat 
der  Verpächter  dagegen  ihm  den  Mehrbetrag 
zu  ersetzen  (§  594). 

Ueber  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
ländlicher  Pachtungen  siehe  den  Art  Pacht. 

Litteratur:  /.  Auaer  den  Lehrbüchern  da  Fun- 
dektenrechtt  und  da  deuUehen  Prwatrecht»  niehe 
iaibetonderf  Pemice,  3t.  A.  Labeo  1873,  Bd.  1, 
S.  iBSff.  —  Derttlbe,  in  Zeiuehr.  der  Saeigny- 
mjtung,  RomaiiM.  Abt.,  Bd.  XIX.  1893,  S.  89g. 

—  Degenkotb,  PlaUrecht  und  MieU,  1867.  — 
Jfomntaen ,  in  Zeiüchr.  der  Sarigng- Stiftung, 
Rom.  Abt.,  Bd.  VI,  1885,  S.  i60g.  —  Btircfc- 
hardt,  Zur  Guehiehte  der  Loralio  Cond»elio, 
1889.  —  Se«fte,  ArUkel  Colonatut  in  Pauly- 
Wii*oipa,  Realenq/khp/ldie  da  kUatUcken 
AUerlmiu,  Bd.  IV,  1900,  S.  4S3ff.  —  Artwtd, 
Zur  GachickU  det  Eigenlumi  in  den  deiUechen 
SlätUen,  1361,  S.  19i  f.  —  Heusler,  IniHtutimien 
de»  deuteehea  PrivalreehU,  Bd.  II,  1386,  S.  171g. 

—  Huber,  Sgitem  und  Getebirhte  de»  tehwtiie- 
Tuehen  PrivaIrtchU,  Bd.  IV,  139S,  S.  858  ff.  — 
V.  Br&nneck,  in  Zeittckr.  der  Sartigny-Stifittng, 
Gemuinhlitehe  Ableitung,  Bd.  I,  1S80,  S.  133 ff. 

—  jFt8Ch«r,  i'n  den  Verhandlungen  da  19.  deut- 
tchfu  Juritientagt.  Gutaehlen,  Bd.  II,  188S, 
S.  Sli^US.  —  Eck,  ebenda  S.  ii9—Si8.  — 
NeUmen,  ffuur  en  Venrreemding  (Ditterlalion 
von  Leiden,  1830). 

IL Aiuter  den  Kommentaren  tnm  Bürgert. GaeU- 
buch  I.  Endetnnnn,  UiT^fühning,  Bd.  I,  i.  Aufi., 
1398,  S.  7il'ff.  —  Coaack,  Lehrbuch,  Bd.  I, 
1898,  S.  456  If.;  Bd.  II,  1399,  S.  XSOff:  — 
Sehollmeytr,  Recht  der  einietnen  SchuldBer- 
hällniste,  S.  34ff.  —  BoroHerdt,  Mieterecht 
mich  dem  Bürgert iclien  Getettbueh,  1809.  — 
MltttlKteltt,  Die  Miete  nach  dem  Rechte  dee 
DenUehen  Reiche»,  190O. 
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1.  Allaremeinea,    1.  Wesen  nad  Eegriln- 

dUDg  der  iC  2.  Berechtigung  und  Berurteilung 
der  M.  II.  GeBetzgebuug.  a)  Die  M.  ah 
Staatssteuer :  1.  Orossbritannien.  ä.  Frankreich. 
'i.  Belgien  nnd  Niederlande.    El Bass-Loth ringen. 


I.  AllgemeineB. 
1.  Wesen   uDd   Be^rfindnng  der  M. 

Die  Wohnungs-  oder  Mietsteuer  stellt  sich 
aJs  eine  direkte  (unmittelbare)  Auflage  des 
Bewohners  eines  Hauses  oder  eines  Haus- 
toiies  als  solchen  dar,  gleichviel  ob  derselbe 
der  Eigentümer  oder  der  Mieter  ist.  Sie 
will  also  den  Inhaber  einer  Wohnung  nach 
Massgabe  des  von  diesem  für  diesen  Zweck 
gemachten  Aufwandes  zur  Steuer  heran- 
ziehen, aber  nicht,  wie  bei  der  Gebäudesteuer, 
das  in  der  Nutzung  des  Gebäudes  mittelbar 
oder  unmittelbar  liegende  Einkommen  be- 
steuern. Ueberwälzungsverbältnisse  ver- 
mögen indes  bei  beiden  die  thatsächliche 
Wirkung  infolge  der  freien  Vereinbarung 
des  Mietzinses  zu  verscliiebeu ,  sie  kCunen 
hier  den  Mieter  und  dort  den  Eigentümer 
zum  endgiltigen  Steuerträger  machen. 

Der  Charakter  dieser  Steuer  lässt  sich 
principiell  niemals,  sondern  nur  thatsächlich 
feststellen.  Dies  zeigt  sich  besonders  in 
grossen  Städten  mit  steigender  Tendenz  der 
Mietpreise,  die  teilweise  einen  Monopol- 
charakter annehmen.  JGelpreis  und  Miet- 
steuer stehen  daher  in  engem  Zusammen- 
hang und  bedingen  somit  nach  dem  je- 
weiligen Zustande  dieses  Verhältnisses  den 
eigentlichen  Charakter  der  Steuer  endgiltig. 
Ist  der  Mieter  einer  Wohnung  der  endgiltige 
Steuerträger,  so  tntt  das  Merkmal  der  Au  t- 
waudsteuer  scharf  hervor,  wodurch  aber 
alle  jene  Bedenken  zur  Geltung  kommen, 
welche  gegen  die  Besteuerung  emes  unum- 
gänglich notwendigen  Leben sbedarfes  spre- 
chen, zumal  da  der  höhere  Aufwand  für  die 
Wohnung  keineswegs  auf  eine  entsprechend 
gesteigerte  Leistungsfähigkeit  schliessen  läs.st. 
Wird  die  Wohnungs-  imd  Mietsteuer  auch 
auf  die  Geschäftsräume  erstreckt ,  so  wird 
siezueinerZ  usatz  Steuer  derGe  werbe- 
st e  11  e  r ,  welche  nach  der  Methode  ihrer 
Einrichtung  die  verschiedenen  von  derselben 
betroffenen  Pereonen  oft  höchst  ungleich- 
massig  belastet,  es  sei  denn,  dass  die  Ab- 
gabe in  einer  angemessenen  Ermässigung 
dos  Mietzinses  einen  Ausgleich  findet,  d.  h. 
vom  Vermieter  mittel bm-  getragen  wird. 
Letzteres  ist  aber  —  namentlich  in  grösseren 
und  grossen  Städten  —  sehr  unwahrschein- 
lich. Endlich  kann  die  Mietsteuer  in  das 
Gebiet  der  Einkommensteuer  hinüber- 
spielen, wenn  und  insoweit  grundsätzhch 
oder  thatsächlich  die  Ausgabe  für  die  Woh- 
nung als  aliquoter  und  zwar  fixierbarer  Teil 
des  Einkommens  des  Steuerpflichtigen  auf- 
gefasst  wird.  Dieser  Versuch,  von  welchem 
sich  insbesondere  in  der  französischen  Ge- 
setzgebung schon  frühzeitig  Spuren  finden, 
arbeitet  mit  einer  augenscheinlichen  Fiktion, 
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welche  in  der  Annahme  besteht,  dass  bei 
Bteiirendem  Einkommen  die  Aufwendung  für 
das  Bedürfnis  der  üoterkunft  in  Reichem 
Qraile  zunimmt.  Die  verschied eoen  Projekte 
zur  Einführung  einer  Einkommensteuer  oder 
wenigetens  von  analogen  Abgaben  in  Frank- 
reich haben  besonders  gerne  mit  dieser  Plktion 
operiert.  ThatsOchlich  haben  aber  stets  die 
statistischen  Untersuchungen  das  Entgegenge- 
setzte gezeigt  Fürreiche  Grossstfidtelasst  sich 
behaupten,  dass  die  unteres  Klassen  '.'s  bis  '.s, 
die  nuttleren  '/*  bis  '.'g,  die  oberen  Vi  bis 
^/lo  und  die  ^iiz  reichen  vielleicht  Vis  bis 
>'«a  ihres  Einkommens  für  Wohnz'vecke 
verwenden.  Daraus  ergiebt  sich,  dass  das 
»Äxissere  Merkmal»  des  Mietzinses  in  der 
That  ein  recht  mangelhaftes  Mittel  zur  Re- 
konstruktion des  indinduelleu  Einkommens 
ist.  Alle  diese  Erwflgungen  sind  für  die 
B^nlodung  und  die  Bestimmung  des  Äu- 
wend  Imgsbereiches  der  Mietsteuer  beachtens- 
wert. 

S.  Berechtigniig  nnd  Beorteilnng  der 
M.  Wenn  sich  aus  dem  Oesagleu  im  all- 
gemeinen als  Resultat  ergiebt,  dass  die 
Wohaungssteuer  als  eine  rationelle,  den  Ai 
forderungen  an  die  Auf  wand besteuerung  ent- 
sprechende Steuerform  nicht  zu  empfehlen 
ist,  dass  ihre  Gestaltung  als  Zusatz-Gewerbe- 
steuer eine  Verschiebinig  der  Belastungs- 
verhältnisse  herbeiführt  und  dass  endlich 
ihre  Verwendung  als  Einkommensteuer  oder 
selbst  als  konstruktives  Element  zu  einer 
solchen  nieht  unbedenklich  erscheint,  so 
stehen  diesen  Naciiteilen  dennoch  mehrfach 
Vorzilge  gegenüber,  welche  in  gewisser; 
Lichtseiten  der  Verbrauchsbesteuerung  hin- 
sichtlich der  leicht  ermittelbaren  Steuer- 
pflicht  imd  der  leichten  steuertechnischen 
Erhebung  begründet  sind.  Das  Urteil  wird 
hier  verädiieden  ausfallen,  je  nachdem  man 
es  mit  einer  bereits  bestehenden  Mietsteuer 
zu  thun  hat  oder  es  sich  darum  handelt, 
eine  solche  neu  einzuführen.  Im  ersteren 
Falle  werden  die  geltend  zu  machenden  Be- 
denken und  Einwände  an  sich  und  nament- 
lich in  Anbetracht  des  Ersatzes  einer  solchen 
Aufli^e  durch  andere  Steuern  nicht  mächtig 
genug  sein,  ihre  Beseitigung  zu  veranlassen. 
Vom  all^meinen  volkswirtschaftlichen  und 
sozialpolitischen  Standpunkte  aus  muss  es 
immerhin  auf  der  anderen  Seite  Oberhaupt 
noch  fraghch  erscJieinen,  ob  die  Aufhebung 
den  bisherigen  Steuerträ^rn  zu  gute  kommt 
oder  lediglich  den  Hauseigentümern  Gelegen- 
heit bietet,  die  Mietzinse  zu  erhöhen.  Im 
zweiten  Falle  dagegen  werden  die  Schatten- 
seiten überwiegen  und  selbst  bei  nocli  so 
rationeller  Gestaltung  die  Neueinfühnmg 
nicht  empfehlen.  Es  ist  dabei  vor  allem 
zu  bedenken,  dass  der  Wohnungsaufwand 
individuell  so  verschieden  ist,  dass  er  keinen 
Rüc-kschluse  auf  die  EinkommenhShe   und 


die  individuelle  Leistungsfähigkeit  gestattet 
Denn  der  Wohnungsaufwand  absorbiert  eine 
sehr  verschiedene  Quote  und  ist  daher  un- 
geeignet als  Massstab  für  die  Steuerveran- 
lagung. Ein  gleicher  Steuei-satz  kann  daher 
nicht  selten  die  Wirkung  einer  umgekehrten 
Progression  für  die  Mieter  haben.  Die  Aus- 
dehnung der  Mietsteuer  auf  die  gewerblichen 
Geschäftsräume  erhSht  die  Schwierigkeiten 
der  Steuertechnik  wegen  der  Verschiedenheit 
des  Aufwands  hierfCb*  nach  Art  der  Ge- 
schäfte, Ausserdem  ist  der  Wohnungsauf- 
wand nach  Städten  nnd  Orten  höchst  ver- 
schieden und  sind  die  Mieten  uamentHch 
in  rasch  wachsenden  und  aufblühenden 
Städten  auch  relativ  erheblich  höher  als  in 
mehr  stabilen  Verhältnissen.  Endlich  darf 
nicht  übersehen  werden,  dass  die  Ausgaben 
der  Haushaltungsbudgets  für  Wohnungs- 
mieten nicht  allein  durch  die  Einkommen- 
höhe und  daher  dureh  die  Leistungsfähigkeit 
der  Steuersubjekte  bestimmt  werden  denn 
durch  andere  Verhältnisse  wie  Familien- 
grösse,  Alter,  Gesundheit,  Kinderzahl  u.  s.  w,, 
wodurch  nur  zu  leicht  der  Missstand  eintritt, 
dass  die  nach  den  Mietspreisen  angelegten 
Steuerquoten  trotz  ihrer  formalen  Gleichheit 
auf  ganz  verschieden  abgestufte  Grade  der 
wirtschaftlichen  LeistungsOhigkeit  angewen- 
det werden. 

Wo  sie  aber  einmal  vorhanden  ist  und 
beibehalten  werden  soll,  lassen  sich  als 
Grundsätze  der  Durchführung  folgende  Punkte 
aufstellen.  Die  Mietsteuer  ist  nur  als  Ge- 
meindesteuer,  nicht   auch   als  Staatesteuer 

rechtfertigen.  In  ihrer  Ausdehnung  muss 
sie  sich  auf  die  steuerliche  Erfassung  des 
eigenthchen  WohnbedOrfnisses  besclirfinken, 
dai-f  also  nicht  auf  die  gewerblichen  Lokali- 
täten erstreckt  werden.  Femer  ist  ein  ge- 
wisser örtlicher  >Minimal  wohnungsaufwand«, 
welcher  nach  lokalen  Verhältnissen  im 
Steuertarife  zu  berücksichtigen  ist,  von  der 
Steuer  zu  befreien.  Die  Steuersätze  sind  nach 
einem  durchschnittlichen  Umfange  der  Zahl 
der  Familienglieder  anzusetzen,  imd  die 
Ueberschreitung  dieser  üntergrenze  ist  durch 
entsprechende  Abzüge,  die  unterdurchschnitt- 
liche Zalil  durch  Zuschläge  zum  Ausdruck 
zu  bringen.  Der  Betrag  des  Wohnungsauf- 
wandes  nach  dem  mittleren  Familienstiinde 
ist  in  Gemässheit  des  Steigens  mit  steigenden 
Sätzen  zu  belegen,  deren  Höhe  den  lokalen 
Verhältnissen  anzupassen  ist.  Die  Erhebung 
der  Wohnungssteuer  soll  nur  erfolgen,  so- 
weit andere  Quellen  des  kommunalen  Haus- 
haltes zur  Deckung  der  Bedürfnisse  nicht 
ergiebig  genug  fliessen,  und  auch  dann  sollen 
es  nur  atlgemeiue  Zwecke  der  Verwaltung, 
Aii^iaben  für  Kirchen  und  Schulen,  für 
Wohlthätigkeit,  gemeinnützige  Anstalten  oder 
Sicherheitspohzei  und  Schulden  sein,  denen 
der  Erti'ag  dieser  Abgabe  gewidmet  wird. 
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^DdUch  sei  noch  hervorgehoben,  dass  sich 
diese  Steuer  wesentlich  nur  für  städtische 
Gemeinwesen  eignet,  weniger  für  Land-  und 
Dorfgemeinden.  Indessen  darf  man  sich 
nicht  über  die  Bedenken  der  SlieUiteuer  hin- 
wegtäuschen Jassen,  welclie  bestellen,  gleich- 
viel, wie  die  Veranlagung  anch  immer  ein- 
gerichtet sein  mag.  Denn  die  Wohnxiugs- 
slerier  ist  für  Familienväter  nnverhältnis- 
mässig  höher  als  für  Ledige,  für  grosse  ev- 
hebliclier  als  für  kleine  Familien. 

Alles  in  allem  betiachtet,  auch  unter  der 
Voraussetzung,  dasa  die  Mietsteuer  thatsfich- 
lich  vom  Mjeter  zu  tragen  Ist,  wird  die  Be- 
urteilung infolge  iJires  zwitterhaften  Cha- 
raktei'S  wesentlich  imgünstig  ausfallen  und 
man  wii-d  in  derselben  nur  ein  mangelhaftes 
Awskunftsmittel  zur  Deckung  der  Gemeinde- 
bedürfnisse erblicken  dürfen,  eine  Schatten- 
seile, welche  bei  der  Wohnungssteuerj  wenn 
diese  als  Staatssteuer  erhoben  wird,  in  ver- 
stärktem Masse  hervortritt.  De  lege  ferenda 
seheint  das  Ziel  die  Hinüberfühnmg  in  die 
Einkommensteuer  zu  sein. 

11.  Gesetzgebnng. 
a)  Die  Hietsteaer  als  Sto&tssteuer. 
1,  Grrossbritannien.  Ursprünglich  ent- 
hielt die  englische  Haussteuer  zwei  ältere 
Steuerforraen,  eine  klassifizierte  Fenstersteuer 
imd  eLie  Wounungs-  und  Mietsteuer,  welche 
beide  mit  dem  Wechsel  der  Ansichten  über 
ihren  steuerpolitischen  Wert  seit  1815  mehr- 
fache Umgestaltungen  erfahren  haben  und 
aus  welchen  schliesslich  1851  die  reformierte, 
einzige  Wohnungssteuer  hervorgegangen  ist 
(Gesetz  über  die  inhabited  houses  tax  14 
und  15  Vic^.  c.  36).  Ihr  Geltungsbereich 
erstreckt  sich  indes  nur  über  Grossbritannien, 
nicht  auch  über  L'land.  Nachdem  die  hohen 
Steuersätze  der  napoleonischen  Kriegszeit 
durch  Herabsetzungen  und  durcJi  Gewälu-ung 
von  Steuerfreiheiten  für  bestimmte  Arten 
von  Öebäudeu  weniger  drückend  gemacht 
worden  waren,  wurde  durch  die  Reformen 
der  30er  Jahre  die  Wohnungssteuer 
gehoben,  die  Fenstersteuer  dagegeu  bei- 
behalten (1834  4  Will.  c.  10),  welche  jedoch 
für  Landnäuser  auf  kleineren  X^andgütern 
mit  einer  Rente  von  weniger  als  200  £  be- 
seitigt ward.  Ihre  ünpopularität  wegen  der 
(.lamit  verbundenen  Visitationen,  sanitäre 
und  andere  Nachteile  imd  insbesondere  die 
allzu  häufig  auftauchenden  Streitfragen 
ruber,  was  unter  »Fenster«  bei  der  Vei^ 
aulagung  zu  verstehen  sei,  führte  im  Jahre 
1851  zu  ihrer  Abschaffung.  An  ihre  Stelle 
trat  wiedenim  eine  Wohnungssteuer  in  ver- 
Vjcssorter  Form,  welche  heute  noch  besteht. 
Die  geltende  Miet-  und  Wohnungssteuer 
(inhabited  liouses  taxe)  ist  regelmässic  vom 
Bewohner  oder  Mieter  der  steuerpflichtigen 


Gebäude,  bei  geteilt  vermieteten  Häusern 
aber  vom  Eigentümer  zu  entrichten.  Sie 
hat  demgemäss  einerseits  tlen  Charakter 
einer  Aufwandsteuer,  zeigt  aber  andererseits 
infolge  etwaiger  üeberwälzungsveriiältnisse 
auch  die  Merkmale  einer  Ertrags-,  Gelrilude- 
und  Wohnnngsmietsteuer.  Von  der  Steuer 
sind  befreit  alle  Wohnhäuser  unter  20  £ 
Jahi'esertrag,  die  leei-stehendeu  Häuser  wäh- 
rend des  Unbewohiitseins,  ferner  Hospitäler, 
Anuenschiüen  und  ähnliche  Anstalten,  die 
Wohnhäuser  der  königlichen  Familie,  Ar- 
beiterliäuser  mit  getrennt  gehaltenen,  von 
Arbeitern  thatsächüch  bewohnten  Räumlich- 
keiten, wenn  die  einzelne  Wohnung  einen 
feringeren  Mietwert  als  20  £  ausweist  Da» 
ubchör  zu  den  Häusern  (Nebengebäude, 
Gärten,  Höfe  etc.)  wird  mit  dem  Ertrags- 
werte veransclit^.  Der  Steuerfnss  beträgt 
9  d.  von  1  £  oder  3,75''/o  bei  gewöhnlichen 
Wohnhäusern  und  6  d,  von  1  £  oder  2,50  "/o 
von  solchen,  welche  zugleich  gewerblichen 
Zwecken,  ziun  Handel,  Gewerbs-,  Gastwirt- 
schafts-, Schank-  und  Pachtbetriebe  dienen. 
Die  Gruppen  der  niedriger  besteuerten  ge- 
werblicheu  Wohngebäude  sind  genau  be- 
zeichnet. 

Die  Steuer  untersteht  der  »Abteilung  für 
inländische  Einkünfte«  (Boai-d  of  tlie  Commis- 
sioners  of  Inland  Revenue).  Die  Veranlagimg 
erfolgt  durch  ÖrtHche  Steuereinschätzer, 
welche  von  den  Kommissären  der  Landsteuer 
aus  den  Einwohnern  nach  Kirchspielen  er- 
nannt wei'den,  die  Erhebung  durch  in  gleicher 
Weise  bestellte  Erheben  In  der  R^el  sind 
in  England  beide  Personenk lassen  die  ört- 
lichen Beamten  der  Einkommensteuer,  in 
Schottland  hingegen  die  staatlichen  Steuer- 
aufscher  und  staatlichen  Steuererheber.  Die 
Einschatzer  sind  für  die  Auslassung  steuer- 
pflichtiger Gebäude  unter  Verwirkung  einer 
Geldbusse  von  20  £  verantwortlidi.  Der 
einzuschätzende  und  dann  steuerbare  Ertrags- 
wert ist  der  volle  Miet-  und  Wohn  wert, 
welcher  regelmässig  mit  dem  Rohertrage 
des  Hauses  zusammenfällt,  falls  der  Eigen- 
tümer die  Abgabe  vorachiesst  (Steuerzahler). 
Wo  indes  dieser  wie  bei  geteilt  vermieteten 
Gebäuden  der  wirkliche  Steuerpflichtige 
(Steuerträger)  ist,  aber  nicht  im  Erhebungs- 
bezirke wohnt  oder  nach  Ahlauf  einer  be- 
stimmten Frist  die  Steuer  nicht  erl^t, 
müssen  die  Mieter  die  Zahlung  übernehmen, 
liaben  jedoch  die  Berechtigung,  die  Miete 
um  den  ausgelegten  Steuerbetra^  zu  kürzen. 
Einige  weitere  Punkte  sind  für  die  Stadt 
London  diu-ch  ein  besonderes  Gesetz  vom 
Jahi-e  1869  (32  und  33  Vict.  c.  67  s.  45) 
geordnet.  Hier  wird  für  den  Rohertrag  eine 
ÄbschäJzungsliste  aufgestellt,  deren  Dtttch- 
sicht  alle  '>  Jahre  ertolg;t. 

2.  Frankreich.  Die  französische  Miet- 
steuer  ist  in  der  Personal-  und  Mobüiar- 
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Steuer  (eoutribiition  pcreoüclle-mobili^re)  eiii- 
ceschlossen.  Während  ilie  Personalst  euer 
ilie  Bedeiitung  einer  Kopf-  un<l  Familien- 
steiier  hat,  ist  die  Mobiliarsteiier  stener- 
technisch  und  steuerpoliiist'h  als  Wohrmngs- 
und  Mietstcuer  aufzufassen.  Ihrer  Einrich- 
tung nach  ist  dieselbe  eine  Repartilions- 
«teuer,  bei  welcher  das  Gesamtkoiitiiigont 
des  Staates  und  diö  Kontingente  tler  De- 
partements aUjährlich  im  Finanzftesetz  fest- 
gesetzt werden.  Die  letzteren  Kontingente 
sind  alaiann  durch  die  Kcpartitionsbehörden 
(Generalrate  etc.)  auf  die  Arrondissemeiits 
inid  Gemeinden  zu  verteilen  und  scliliess- 
lich  die  Gemeiiidekontingentc  auf  die  ein- 
zelnen Steiierpf hellt  igen  umzulegen.  Der 
Steuerfuss  ergiebt  sich  aus  dem  Verhältnis 
zwischen  der  durch  die  Mobiliarstouer  zu 
deckeDden  Quote  des  Genieindekontingonts 
der  zweigliederigen  Steuer  und  den  ermittel- 
ten Miet-  lind  A\  oh nungs werten.  Er  ist  ein 
proportionaler,  der  nur  wenig  nach  der  Xa- 
tur  der  Hc|Mrtitionsstener  wechselt.  Die 
Elemente  der  Aufwand-  und  der  Einkommen- 
steuer berühren  sich  sehr  nalie,  so  dass  eine 
strenge  Grenzscheidung  unmßglich  ist.  Mehr- 
fach sind  sowohl  in  der  Revolution sBra  (17'J1) 
als  auch  in  jftngster  Zeit  (1RÖ7,  1H97,  1S99, 
1900  u.  s.  w.)  Versuche  gemacht  worden,  die 
Personal-  und  Mobiliarsteuer  in  eine  wirk- 
liche Einkommensteuer  hinOberziifflhi'en, 
Bestrebungen,  welche  indes  bislang  oline 
Erfolg  gebheben  sind.  Die  Einzelheiten  der 
Materie  gehören  in  den  Art  Mobiliar- 
Steuer  (s.  d.). 

3.  Belgieo  und  Niederlaode.  Elsass- 
Lothringen.  In  Belgien  haben  die  all- 
gemeinen Grundsätze  der  fi'anzösischen  Per- 
sonal- lind  Mobiliarstener  Aufnahme  ge- 
fimden.  In  den  Niederlanden  wird  eine 
Auflage  vom  Mietworte  der  Wohnungen  in 
der  Höhe  von  Ö^/o  erhoben,  zu  welcher 
aiissenlem  noch  eine  solche  vom  Wohnungs- 
mobiiiar  tritt,  das  iiaeli  einem  Tarife  im 
Veriiältnis  zum  Jlietwerte  geschätzt  wini. 
Beide  Formen  der  Abgaben  zählen  zur  Per- 
sonalsteuer. 

In  Deutschland  winI  die  Jtietsteuer  zur 
Zeit  als  Staatsabgabe  nur  in  den  Reichs- 
landen Elsass-Lothringen  nach  fran- 
zösischem Muster  erhoben.  Die  Beseitigung 
dieser  Pereonal- Mobiliarsteiier  bildet  jedocii 
einen  wichtigen  Bestandteil  der  Reform  der 
direkten  Besteuerung,  die  gegenwärtig  an- 
gestrebt wird,  und  diese  Auflage  soll  hier 
durch  technisch  yollkommenere  Steuei-formen 
ersetzt  werden.  (Für  das  weitere  vgl.  d.  Art. 
Mobiliarsteuer.) 

b)  Die  Mietsteuer  als  Gemeindesbgabe^ 

4.  Dentechland,     Die   in    Deutschland 

vorkommenden   Mietsteuera    sind    lediglich 
'    '    '     'ion.     Sie    hatten    als   solche 


besonders  in  Preussen  Eingang  gefunden,' 
wo  sie  als  städtische  Auflagen  benutzt 
wurden.  Wichtig  war  die  Mietateuer  na- 
mentlich in  Berlin,  wo  infolge  der  BeschiHo- 
kung  der  Verbrauchsabgaben  auf  einen 
kleinen  Zuschlag  zur  Braumalzsteiier  dieselbe 
eine  wesentliche  Einnahmequelle  für  die 
städtischen  Finanzen  bildete  und  neben  der 
Geraeindeein  kommen  Steuer  und  der  Ge- 
rne! ndehaussteuer  recht  erhebliehe  Erträge 
lieferte.  Ihre  gesetzliche  Gnuidlage  bildete 
die  V.  V.  20.  Januar  ISlo  un<l  das  Regulativ 
vom  16,  September  18äS  und  hat  bis  in  die 
neueste  Zeit  wenig  Veränderungen  erfahren. 
Der  Steuersatz  betrug  zuletzt  durch  Ge- 
meindebeschluss  vom  21.  Februar  1889  im 
Normalsatz  6,67  "/o  und  war  degressiv  ge- 
staltet, bei  Mieten  von  600  bis  300  Mark 
betrug  er  5  "/o  und  bei  solchen  bis  300  Mark 
S".'«,  Ausserdem  bestanden  solche  kommu- 
nale Mietsteueni  noch  in  Frankfurt  a.  M., 
Holle,  Danzig,  Emden,  Ottenscn.  TCnning 
und  in  imerheblicher  Höhe  in  einer  Mehr- 
zahl von  kleineren  Orten.  Durch  §  23  des 
Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893 
ist  verboten  worden,  Mietsteueru  neu  ein- 
zuführen. Die  bestehenden  Mietsteuern 
waren  auf  ihre  Cebere  in  Stimmung  mit  den 
Grundsätzen  des  Kommunalabgabengesetzes 
zu  prüfen  und  vom  Minister  der  Finanzen 
und  des  Innern  neu  zu  geiiehmi^n.  Ohne 
diese  Genehmigimg  traten  sie  mit  1.  April 
1898  ausser  Kraft.  Die  meisten  Städte,  vor 
altem  Berlin,  haben  daher  auf  ihre  Erhebung 
verzichtet.  Ihr  Ertrag  belief  sieh  189G  in 
Danzig  auf  190931  Mark,  in  Fi-ankfurt  a.  M. 
3Ö4909  Mark,  während  der  Ertrag  der  vor- 
maligen Mietsteuer  in  Berlin  beinahe  13  Mil- 
lionen Mark  erreichte. 

6,  Oesterreich.  Die  Mietsteuer,  hier 
Mietziiissteuer  genannt  oder  'Zinskreuzer«, 
kann  in  den  Ssterreichisehon  Städten  in  der 
Höhe  von  5  bis  10 "/o,  in  Wien  bis  ITi^io  in 
eigenem  Wirkungskreise  von  dem  bezahlten 
oder  vereinbarten  Mietzinse  vom  Anmieter 
erhoben  werden.  Mitunter  ist  sie  ganz  oder 
teilweise  eine  »Zwecksteuer*,  deren  Eilrag 
für  das  Armenwesen,  Kanalisation,  Schule, 
Einquartierung, öffentliche  Beleuchtung  U.S.W, 
zu  verwenden  ist.  Ein  Minimum  an  Woh- 
nungsaufwand ist  meistens  steuerfrei.  Die 
Sätze  sind  progressiv.  Die  ganze  l[aterie 
ist  dittch  eme  Reihe  von  besonderen  Ge- 
setzen, Ortsstatulen  u.  s.  w.  geordnet  Er- 
trag in  Wien  3  bis  4  Millionen  fl. 

Litteratnr;     Hau,      GmncUäUe     der    Ftnaiu- 

ipiuenichaft,  4.  Avfi.,  IS60,  g  426.  —  J'.  G. 
Hoffmann,  Lthrt  von  den  Sleuem,  Berlin 
JS40,  S.  i3S.  —  Pl€\ffer,  Slaaurinnahmtn, 
Stuttgart  1866,  JI.  S.  482S-  —  Schäßle, 
Sieuerpolilik,  Täbingeii  ISSO,  ü.  39S  ff.  — 
Rotcher,  SytUm  !V,  i  160.  —  Witgner,  m 
SehSnbtrg  III,   4.  Aufi.,   S.   360  ff.   —   Schall, 
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in  Sehdaberg  III,  £.  Aufi.,  S.  ilßff.  —  Wagnef, 
Fln.  JII,  ^§  IST,  läS.  —  Munk,  ^uerbtlattung 
WUni  und  Serlini,  1388,  S.  97.  —  Hecfcel, 
Art.  -MietiUuert  im  //.  d.  St.,  1.  Avfi.  — 
Derselbe,  AH.  uSfitlaleutri  im  WärUrbtich  der 
VW.  Bd.  II,  S.  £55ff.  —  Eheberg,  GrundrUi 
der  Finanncineiuchafl,  5.  Aiifi.,  Erlangen  139S, 
S.  i97.  —  Leraii-Beaulleu,  TraiU  de  la 
trienee  de»  ßnaneet,  4.  id.,  Pari»  IS88,  T.  I. 
p.  374 ff.  Dit  LilUratur  aber  die  Perton/ü- 
und  SfobUiariltuer  vgl.  nuten  freim  Art.  SIo- 
biliaritetifr. 


JtüU,  James, 


geb.  am  6.  IV.  1776  im  Dorfe  North  wate  rbridge 
in  der  schottischen  Orofschaft  Angue,  widmete 
sich  zuerst  dem  Studium  der  Theologie ,  ward 
Bpäter  Hitarbeiter  a,a  mehreren  Journalen  nnd 
Mitb^TÜnder  der  Londoner  L'niTersität.  El 
trat  dann  ia  die  Dienste  der  Oatiodischen  Eom- 

Sagnie,  bei  welcher  er  die  Stelle  eines  Chefs 
er  indischen  Korrespondenz  einnahm.  Ausser 
sbuils  wissen  schaftlichen  Schriften  verfasste  er 
anch  historische  nnd  philosophische.  Er  war 
der  Vater  von  Johu  Stuart  Mill  (b.  i.) .  ver- 
kehrte um  IKtU  mit  Ricardo,  Brou^ham,  Georges 
Grote  und  war  mit  Beuthara  innig  befrenndet. 
Er  starb  am  23,  VI,  1836  zu  Kensington. 

In  seinen  nationalükono mischen  Arbeiten 
beknodet  Jumes  Uill  einen  geringen  Grad  von 
Originalität ,  folgt  Smith  nnd  insbesondere 
Ricardo,  welchen  er  an  abstrakter  Darstellnng 
noch  Uberbietet,  Er  tritt  für  die  Ansicht  ein, 
dasB  der  Handel  produktiv  sei. 

Von  seinen  Werken  sind  hier  zu  nennen: 
An  essa^  on  the  impolicj  of  bounty  on  the 
eiportation  of  grain,  and  on  the  principles  which 
ought  t«  regulate  the  commerce  of  grain,  Lon- 
don 1804.  —  Commerce  defended;  an  answer 
to  the  argumenta  hy  which  Mr.  Spence,  Hr. 
('obbett  and  otbers  have  attempted  to  prove  that 
commerce  is  not  a  source  of  national  wealth, 
London  1808,  —  History  of  British  India,  6  to]., 
London  1817—18.  —  Elements  ot  political 
economj,  1.  edit.  London  1821.  New  edit,  1816. 
FraniBB.  Ueheraetz.  von  M.  Parisot,  Paris  1823, 
DentBche  Uebersetz.  mit  Zusätzen  von  H.  von 
Jakob,  Halle  1824.  Spanische  IJeberseU.,  Madrid 
1827,  von  D.  Manuel  Maria,  Gutjerez,  Madrid 
1831.  —  Analjsis  of  the  Phenomena  of  the 
baman  mind,  London  1829.  —  Essays  on  Go- 
vernment, Jarispnidence ,  Liberty  of  the  Press, 
Prison  aud  Prisondiscipliue,  Colunies.  Law  of 
Nations  and  Edncation,  London  s.  a.  ilteprinted 
from  the  Supplement  to  the  Encydopaedia  Bri- 
tannica  tor  private  diatribntion.) 

Vgl.  Ober  James  Hill:  Dictionnaire 
de  r^conomie  politiqne,  II,  Paris  1854,  S.  176. 
—  Oraesse,  Lehrbuch  einer  allgemeinen 
LitterSrgescbichte.  IIl,  3.  Abt,.  Leipzig  1858, 
S.  1474,  1611,   16ä2.  —  John  Stuart  Mill, 


Mill,      

James  and  John  Stuart  Hill:   iraditional  and  | 
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Hill,  John  Stnart, 

Soba  des  James  Hill  (s.  d.j,  geboren  am  20  V. 
1806  zu  London,  zeigte,  infolge  der  konsequenten 
systematischen  Erziehung  durch  seinen  Vater, 
schon  in  seinem  14.  Jahre  eine  solche  geistige 
Frühreife,  daaa  Männer  wie  Jer.  Bentham  gern 
mit  ihm  verkehrten  Seine  Ausbildung  setzte 
er  182Ü  in  'Frankreich  fort.  Er  begann  als 
Mitarbeiter  der  „Westminster  Review"  seine 
schriftstellerische  Thätigkeit,  war  1863—1858 
Beamter  der  Ostindischen  Kompagnie,  1865 — 
1868  Mitglied  des  Unterhauses  nnd  starb  auf 
einer  Beise  nach  Frankreich  zu  Avignon  am 
8.  V.  1873. 

Hill  verdankt,  vielfach  von  den  Lebren 
Benthams  und  Aug.  Comtes  beeinftosst,  seinen 
Ruhm  alsPhiloaoph  hauptsächlich  seinem  „System 
of  logic",  welches  auf  dem  Boden  des  Bacon- 
schen  Empirismus  steht.  Als  NationalSkonom 
knüpfte  MiJl  an  die  Gedanken  von  Ad.  Smith 
and  Ricardo  an,  vorzugsweise  nach  Vollständig- 
keit nnd  Systematik  strebend.  Er  lieferte  in 
seinen  Principles  of  political  economy  ein  voll- 
ständiges systematisches  Handbuch  der  National- 
ükonomie,  eine  Zusammenfassung  aller  bisherigen 
LeiFttangen  auf  diesem  Gebiet,  die  namentlich 
antdie  deutsche  Wissenschaft  von  nachhaltigstem 
Einfluss  war.  Die  sozial Gkouamischen  Probleme 
der  Zeit,  die  Theorie  der  GUtererzeiigung,  des 
Werts,  der  Qmndrente,  der  Arbeitslöhne,  der 
Stellung  der  Staatsgewalt  znm  Wirtschaf talehen, 
der  Verkehrs-  und  Handelsfreiheit  geistreich 
untersuchend,  beschränkt  er  sich  doch  nicht  auf 
die  ErgrUndnng  dieser  einzelnen  ökonomischen 
Fragen,  sondern  betrachtet  die  Volkswirtschaft 
als  ein  mit  den  Übrigen  Aeusserungen  des 
nationalen  Lebens  in  innigster  WechaelhMiebuug 
stehendes  Gebiet.  Mill  verkennt  neben  dem 
von  anderen  übermässig  betonten  Grondsatz  der 
freien  Konkurrenz  auch  nicht  die  Notwendigkeit 
staatlichen  Eingreifens  unter  gewissen  Um- 
ständen, verteidigt  warm  die  Interessen  der 
arbeitenden  Klassen  in  moralischer  und  mate- 
rieller Hinsicht  und  gesteht  selbst  mancher 
sozialistischen  Theorie  eine  gewisse  Berechtigung 
zu,  wie  er  denn  unsere  Eigentumsoi^iiniBation 
wesentlicber  Reformen  fUr  tüMg  hält.  Hit  be- 
sonderem Eifer  kämpfte  er  für  die  soziale 
Befreiung  des  Weibes  nnd  das  Stimmrecht  der 
Frauen, 

Er  veröffentlichte  an  Staats wissenachaf fliehen 
und  grösstenteils  anch  füi'  die  Staats  Wissen- 
schaften wichtigen  philosophischen  Schriften: 
System  of  Logic,  rationative  and  inductive, 
London  1843,  9,  Aufl.,  2  Bde.,  London  1876. 
Deutsche  Ueberaetzung  von  J.  Schiel,  4.  Aufl., 
Braunschweig  1676.  —  Essays  on  some  nnsettled 
questions  of  political  economy,  London  1844, 
2.  Aufl.,  London  1874,  —  Principles  of  political 
economy,  with  some  of  their  application  to  social 
philosopliy,  2  vols,  London  18^.  Letzte  Aufl.: 
London  Routledge  1900.  ^-  With  crilicaJ,  bio- 
grapbicalandeipianatorynotesetc.  by  J.Laurence 
Laughliu,   New-York    1884.     Deutsche    Ueber- 
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mentary  Refonn,  London  1869.  —  On  Liberty, 
London  1859,  3.  Anfl.  London  1864.  Dentache 
Ueberaetzuug  v.  Pickford,  Frankfurt  a.  M.  1860. 

—  DissertAtiona  and  DiscnsBiong,  3  vols,  London 
1869—67,  2.  Aufl.,  4  toIs.  London  187&.  —  Con- 
sideratioDS  ouR^preaentHtive  Government,  London 
18G1,  3.  Anfl.  London  1866.  —  UtUitarianiBm. 
Reprinted  (rom  Fräsers  Magazine,  London  1862. 
Seue  Aufl.  London  1871.  —  An  Examination 
ot  Sir  Will.  Hamilton'B  PhiloBophy  and  ut  tlie 
principal  philnsophical  qaestions  discnssed  in  his 
writinga,  London  1865,  S.Aufl. London  1878.— Ang, 
Cotnte  and  tbe  Positivism.  Heprinted  from  the 
Westminster  Review ,  London  18GÖ ,  3.  Anfl. 
London  1882.  Deutsche  Ueberaetzung:  von  Elise 
Gomperz,  Leipzig  1871.  —  Inanffural  AddresB 
to  the  stndenta  of  the  Universitj  of  St.  Andrews, 
'London  1867.  —  England  and  Ireland,  London 
1868.     Neue  Anfl.  London  1881.  —  The  eub- 

?'ectioQ  of  women,  London  1869,  5.  Anfl.  London 
883.  Dentache  Ueberaetzung  von  Jenny  Hirsch, 
Bertin  1869,  3.  Aiifi.  Berlin  1891.  —  On  the 
Iritih  Land  Questioti,  London  1870.  —  Anto- 
biography,  London  1873.  Dentache  üeberaetznng 
von  Carl  Kolb,  Stuttgart  1874.  —  Natnre  and 
the  Utility  of  Religion  and  Theisni.  Three 
Easaya,  London  1874,  3.  Anfl.  London  1875.  — 
John  Stuart  MilU  gesammelte  Werke,  Autori- 
sierte Uebersetznng  anter  Redaktion  von  Th. 
Ooniperz,  11  Bde.,  Leipzig  1869-75.  Znm  TeU 
neae  Anfl.  Leipzig  1881a. 

Mill  Bchrieb  terner  in  der  Westminster 
Review:  CivUiaation,  April  1836.  —  On 
ADhoriflms,  Jan.  1837.  —  Armand  Carrel,  Oct. 
1^7.  —  Alfred  de  Vigny,  AprU  18:18,  -  Jer. 
Bentham,  Ang.  1838.  --  Coleridge,  Harchl840. 

—  In  der  Edinburgh  Review:  Alexis  de 
Tocqneville  on  democracy,  Oct.  1840.  —  The 
claima  of  labour:  an  eaaay  on  the  duties  of  the 
eniployera  to  the  employed,  April  1815.  —  Mr. 
Quizot's,  Eissay  and  Lectures  in  history,  Oct. 
1845,  —  Ä  hiatory  oE  Greece  (Grote),  Oct.  1846. 

—  In  der  Fortnightly  Review:  Thornton 
OD  labour  and  ita  claima,  May  and  Jnne  1869. 

—  Prof.  Leslie  ou  the  Land  Qaeation,  Jnne  1870. 

—  De  rintelligeoce,  par  H.  Taine,  JtJi  1870. 

—  Treaty  Obligations,  Dec.  1870.  —  Mr.  Maine 
on  Tillage  Communities,  May  1871.  —  Berkeley'» 
Life  and  WritingB,  Sov.  1871.  -  Grote'a  Aria- 
totle,  Janaary  1873. 

L.  Re;rband,  John  Stuart  Mill  et  l'£co- 
nomie  politique  en  Angleterre.  Revue  des  denx 
mondes,  avnl  18äö.  —  J.  St.  Mill,  lieber  die 
Freiheit.  Stimmen  der  Zeit,  Kov.  1860,  —  L. 
Reybaud,  Economiates  modernes,  Paria  1863. 

—  J.  St  Mi  IIa  politiache  Schritten,  Pieuas, 
Jahrb.  Bd.  10,  Berlin  1663.  —  J,  St.  Mill  als 
Philosoph  und  NationalQkonom.  Unaere  Zeit, 
N.  F.  Bd.  1,  Leipzig  1876,  —  F,  A,  Lange, 
Milla  Ansiebten  über  die  soziale  Frage  nad  die 
angebliche  Umwälzung  der  Sozialwissemicbaften 
durch  Carej,  Duisburg  1865.  —  H,  Taine, 
Le  positiTisme  anglais;  etude  sar  Stuart  Mill, 
Pana  1865,  —  Em.  Littre,  Auguste  Comte 
et  Stuart  HUI.     Snivi  de   Stuart   Mill      '    ' 


J,  G,  Eccarius,  Eines  Arbeiters  Widerl^nng 
der  nationalekonomi  sehen  Lehren  J,  St.  Hills, 
Berlin  1869,  —  J.  Stirlin^,  De  quelques 
opinidns  de  St>  Mill  snr  l'unionisme  OQvrier. 
Jonrn.  d.  Econom,  Oct,  1870.  —  Couroelle- 
Senenil,  L'oeuvre  de  J,  St,  MiJl,  Jonm.  d. 
Econom.,  Jnillet  1873,  —  John  St.  Mill, 
Noticea  of  his  life  and  work  together  with 
ad  vice  to  land  reform  eis  and  ahould  pnblio 
bodies  be  required  to  aell  their  lands.  London 
1873. —  N.  Tchernychewaky,  De  i'Sconomie 
politiqne  de  J.  St.  Hill,  Bruielles  1874.  —  Fr. 
Althans,  John  Stuart  Mill,  Unsere  Zeit  S.F. 
10  Jahrg,,  Leipzig  1874.  —  Front  de  Fontr 
pertuis,  ün  Scrit  posthume  de  j.  St.  Mill  sur 
Je  socialisme,  Jonrn.  d.  Econom.  Jnillet  1879. 
J.  S.  Stnart-Glennie.  James  and  J,  8t,  Mills 
traditional  and  personal  memorials.  MacmiUang 
Magazine,  April  1882,  —  A,  Bain,  J.  St.  Hill, 
A  criticism  with  personal  recollections,  London 
1882,  -  Karl  Blind,  Stuart  Mill  über  Iriand. 
Die  Gegenwart,  Bd.  21  Beriin  1882.  —  Sydney 
Oliver,  John  Stuart  MiH  on  Socialiam,  To  Dav, 
Nr.  11,  Nov.  1884.  —  Emile  de  Laveleye, 
Lettrea  ineditea  de  St,  Mill,  Eitrait  de  la 
„Revue  de  Belgique",  Bruielles  1885,  —  Th. 
Gomperz,  J.  St.  MUl,  Ein  Nachmt,  Wien  1889. 

—  W.  L.  Courtney,  Life  of  J.  St.  Mill,  New- 
York  1889.  —  S.  Saenger,  John  Stuart  MUl, 
Archiv  f.  Geschichte  der  Philosophie,  Hai  1896. 

—  Friedr.  Kriegel,  J.  St.  Mills  Lehre  vom 
Wert,  Preia  und  der  Bodenrente,  Berlin  1897. 

—  Gnst,  d'Eichthal  et  J,  St.  Mill,  Corre- 
spondance  inedite  1828 — 71,  publice  par  Eng. 
d'Eichthal,  Paria  1698.  -  Graham,  Engliäi 
political  philoaophy,  London  1899.  —  F.  Harri- 
son,  Tenuysou,  Rnskin,  Mill  and  uther  Hterary 
estimatea,  London  1899, 

Joaef  Statnimhamimer. 


Minghetti,  Mareo, 

fib.  am  8.  XI.  1818  zu  Bologna,  gest.  am  10. 
IL  1886  in  Rom,  studierte  Mathematik  und 
Staats wissenachaften,  wurde  in  dem  am  14.  III. 
1848  gebildeten  liberalen  Kabinett  des  Kardinals 
Antonelli  Minister  der  Öffentlichen  Arbeiten, 
demissionierte  infolge  der  Encyklica  vom  29, 
IV,  1848  und  vertJat  nach  dem  Frieden  von 
Villafranca  aeine  Vaterstadt  Bologna  im  italieni- 
schen Parlament.  Seit  Oktober  1860  wirkte 
Minghetti  in  den  Kabinetten  Cavour,  Ri^asoli, 
Farini  und  Menabria  bia  November  1869,  teils 
als  Minister  des  Innern,  teils  der  Finanzen  und 
des  Ackerbaues,  Eigene  Ministerien  leitete 
Minghetti  als  Nachfolger  Parinis  und  Lanza- 
"  Uaa,     Wegen    des    in    letzterer    Eigenschaft 

n  ihm  eingebrachten,  aber  von  der  Kammer- 
_jjorität  abgelehnten  Mahls tenergesetzes  kam 
ea  am  22.  III,  1876  zur  Niederi^e  seine.<i 
Kabinetts  und  wurde  Depretis  vom  KGnig  mit 
der  Bildung  eines  neuen  beauftragt,  Seiner 
staatsmSnnischen ,  vom  edelsten  Patriotismus 
getragenen  Befähigung  hat  Minghetti  mehrere 
grossartige,  zum  Heile  Italiens  ausgeschlagene 
Triumphe  zu  verdanken.  Dass  es  Napoleon  III. 
1869  nicht  gelungen  war,  mit  Viktor  Emannel 
*  len  Allianz  vertrag  gegen  Preussen  zu  achlieaaen, 

,r  ebenso  Minghettis  Werk  wie  das  Bündnis 
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Italiens  mit  Dentschland  nnd  Aie  Anggöhnaiig 
mit  Oeaterreich.  beides  die  Frucht  der  Reisea 
Viktor  Emannels  nach  Wien  und  Berlin  im 
September  1873.  wohin  sein  Berater  Minfthettl 
den  Köniff  begleitete. 

Minghetti  verötfentlichte  vou  Btaatswissen- 
scbaf tlicheu  Werken  in  Buchform:  Della 
ec«nomia  pnbblica  e  delle  sue  attinenze  coUa 
morale  e  col  diritto,  Florenz  1859;  2.  Aufl., 
1868;  dasselbe,  französisch,  par  St,-Ocrmain 
i,ednc,  precedf  d'ane  introduction  par  H.  Passy, 
Paris  1863.  —  De  l'orgaQisatioa  adminislrfttive 
de  Rojanme  d'Italie,  Iraduction  et  priface  d'Ä. 
Mickiewicz,  ayec  introduction  d'A.  L6vy,  ebd. 
1862,  —  Discorso  solle  condizioni  delle  änanze 
del  Regno  d'Italia  detto  MH.  alla  Camera  dei 
(leputati,   12.  II.   1863,   Twin.  —   Saggio   di 

Srovvedimenti  di  ftnanza,  Florenz  1886.  — 
puscoli  letterari  ed  economici,  ebd.  1872.  — 
BspOBizione  ftnanziaria  fatta  alia  Camera  dei 
deputftti  ....  nella  lornata  del  27.  XI.  1873, 
Rom  1873.  —  Discorso  snila  courenzione  di 
Basilea  e  sul  trattato  di  Vienna  pel  riacatto 
delle  ferrovie  dell'  Alta  Italia,  ebo.  1876.  - 
Le  donne  italiane  aelle  belli  arti  al  secnlo  XV 
e  XVI  Bbd.  1877.  —  Eome  e  le  ferrovie.  Dell' 
importanza  della  linea  ßoma-Salmona,  ebd.  1878. 
—  Stato  e  cbiesa,  Mailand  1878;  dasselbe,  fran- 
züsisch,  par  L.  Bor^uet  et  pr^cM£  d'nne  intro- 
ductiou  par  E.  de  Laveieje,  Paria  1881;  das- 
selbe, deutsch,  Ootha  1681.  —  II  citadino  e  lo 
Stato,  Mailand  1886.  (Sein  von  Spencers  Sozio- 
log:ie  beeinflnsHte»,  inmitten  staatesozialistischer 
und  individualistischer  Anschauungen  stehendes 
sozialpolitisches  ßlaubensbekeuntniB  in  seinem 
Todesjahre.)  —  Discorsi  parlamentari  ractolti 
e  pubblicati  per  deliberazione  delle  Camera  dei 
depntati,  8  Bde.,  R«m  1888  90.  — 

In  sozialükonomischerBeztehung  vollzog  sich 
in  Minghetti  ein  allmählicher  Fortscnritt  von  den 
Anschauungen  der  orthodoxen  zn  denen  der  neuen 
oder  der  historischen  Schule.  Die  Rücksichten, 
welche  er  als  Minister  zu  nehmen  hatte,  beein- 
Hussten  zuweilen  seine  wirtschaftspoliti sehen 
Massnahmen,  aber  nicht  seine  subjektiven  An- 
Bchannngen,  Ursprllnjrlich  ein  Verteidiger  des 
Freihandels  und  der  freien  Konkurrenz  sowie  des 
Princips  der  Xichteinmiachnng  des  Staates  in 
Angelegenheiten  volkswirtschaftlicher  Natur, 
debütierte  er  1876  plätzüch  als  Staatssozi  allst 
und  veranlasste  die  Regierung  mit  ihrem  Ge- 
setzentwurfe wegen  Ankaufs  der  norditalieni- 
scben  Eisenbahnen  für  den  Staat  vor  das  Parla- 
ment zu  treten,  welche  Vorlage  jedoch  an  dem 
Widerstände  der  freibändlerischen  Parlaments- 
majoritSt  scheitert«.  Minghettis  Verwaltung 
des  Finanzminist^rinmB  in  den  Jahren  1863/61 
nnd  1873'7ä  verdankte  Italien  eine  wesentliche 
Reduzierung  seiner  Schuldenlast,  auch  die  Ar- 
beiten der  Grundateuerausgleichang  (perequa- 
zioue  fondiaria]  kamen  unter  xeiner  Direktive 
in  schnelleres  Tempo,  ebenso  war  die  Dnrch- 
bringung  des  Bankgesetzes  sein  Werk. 


tionuaire  nniversel  des  contemporains,  ö.  Anfl. 
Paris  18811.  S.  1296.  —  Münz,  Aus  deni 
modei-nen  Italien,  Frankfurt  a.  H  1889.  S.  27  If. 
—  Block,  Les  progrea  de  Ja  science  ^eono- 
mique,  Bd.  I,  Paris  1890,  S.  62,  —  Nonveau 
dictionnaire    d'^conomie    polit.,   Bd.    II ,  Paris 


1892,  S.  291ff.   —  CossH,   Introdnzione  etc., 
3.  Aufl.,  Mailand  1892,  S.  512 13  n.  S. 
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HiDeralqaellen. 

Minei-alcjuellen  haben  zumeist  eine 
wirtschaftliche  Bedeutungais  Heilquellen, 
indem  ihi^'  Wässer  wegen,  der  darin  ent- 
haltenen mineralische«  Bestandteile  zu  Heil- 
zwecken verwandt  worden.  Sie  dienen 
diesen  Zwecken  sowohl  als  Heilbäder  wie  als 
Trinkbnmnen  und  zwar  werden  die  meisten 
Heilquellen  in  beiden  Foiine«  benutzt. 
Vielfach  werden  die  leichteren  Mineralwässer 
auch  als  Gen uss mittel,  alsTatclgelränk  ver-. 
wandt.  In  neuerer  Zeit  werden  die  Kohlen- 
Bänrc  enthaltenden  Mineralquellen  imd  die 
MofotteD,  d.  h.  die  ans  eiuer  Erdspalte 
ausströmende  gasförmige  Kohlensäure,  auch 
zur  Gewinnung  flüssiger  Kohlensäure  indus- 
triell verweitet.  Mit  dieser  Industrie  steht 
dann  wieder  die  Fabrikation  Nion  Bleiweiss 
und  anderen  chemischen  Produkten  in  Zu- 
sammenliang.  Besondere  Rechtsvorschriften 
flher  die  Mineralquellen  sind  zuerst  in 
Frankreich  und  hier  schon  seit  dem  17. 
Jahrhundert  erlassen  worden.  Die  älteren 
Vorschriften  sind  zum  grössten  Teil  in  der 
noch  in  Geltung  stehenden  königlichen  V.  v, 
23.  Juni  1823  zusammengefaßt  worden. 
Damach  ist  zum  Betriebe  einer  jeden  Mineral- 
quelle als  Bad,  Trinkbruunen  oder  zum  Ver- 
sand von  Minei'alwässci-n  eine  vorherige  Ge- 
nehmigung des  Ministers  notwendig.  Der 
Minister  hat  fiir.jede  genehmigte  Minenü- 

rälle  einen  Inspektor  zu  emennenj  der  den 
trieb  zu  überwachen  und  für  die  Erhal- 
tung der  Quelle  Sorge  zu  tragen  hat.  Die 
Präfekten  können  zum  Sclintze  und  für  den 
Betrieb  der  Mineralquellen  besondere  Ver- 
ordnungen erlassen,  die  jedoch  der  Ge- 
nehm igiiqg  des  Mi  nistet'S  bedürfen.  Auch 
der  "Versand  der  Minei-alwässer  darf  nur 
unter  Aufsieht  des  Inspektors  erfolgen.  Nur 
die  Apotheken  und  die  Gewerbelreibenden, 
die  hierzu  eine  besondei-o  Genehmigmi^  er- 
halten haben,  dürfen  Jlineralwässer  feilbieten 
und  vertreiben.  Die  Aufbewahrungs-  und 
Verkaufsräume  unterliegen  der  Revision  be- 
sonderer Inspektoren.  Die  Kosten  der  Re- 
vision werden  unter  die  Gewerbetreil)en(ien 
verteilt. 

Eine  deraiHge  Beschränkung  des  Betriebs 
der  Mineralquellen  und  des  Handels  mit 
Mineralwässern  dürfte  im  Öffentlichen  Inter- 
esse kaum  geboten  erscheinen.  Die  franzö- 
sische Gesetzgebung  hat  sich  damit  aber 
nicht  begnügt.  Sie  hat  auch  —  luid  dife 
erscheint  viel  gerechtfertigter  —  den  Mi  ne- 
ral^uellen  einen  besonderen  Rechtsschutz" 
verliehen.     Die    Mineralquellen    stehen    — 
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soweit  Dicht  dein  Staate  ein  Mono]K)lrecht 
zukommt  oder  sie,  wlo  meist  die  Sool-  «ler 
Salzquellen,  dem  Bei^recht  unterstehen  —  in 
dem  Eigentum  des  Grand  eigen  tflnieia,  der 
das  freie  Verfögimgsi'echt  Ober  ihre  Be- 
uutzung  nnd  Verwertung  hat.  Abel'  die 
benachbarten  Grundeigentümer,  dei^n  Redit 
sich  ebenso  auf  den  Raum  über  der  Ober- 
fläche wie  auf  den  Erdkörper  unter  der  Ober- 
fläclie  erstreckt,  sind  nachdem  Privatreciit in 
Ausübung  ihres  Eigentumsrechts  befugt,  Tief- 
bohrungen auf  ihre»  Grundstücken  vorznneli- 
raen,  seihst  wenn  dadiircb  die  auf  dem  Nach- 
bargnmdstücke  befindliche  Mineralquelle  ab- 
geleitet oder  geschädigt  wird.  Dadurch  kann 
nicht  nur  dem  Eigentümer  der  Quelle,  der  zu 
deren  Ausbeutung  ein  grosses  Kapital  auf- 
gewandt hat,  ein  beträchtlicher  VermCgens- 
nachteil  zugefügt  werden,  es  kann  auch  der 
Wohlstand  einer  ganzen  Gemeinde  (man  denke 
an  vielbesuchte  Badorte)  gefilhrdet  und  eine 
dem  Wohle  der  Gesamtheit  dienende  Heil- 
quelle vemiclitet  werden.  Eine  Öffentlich- 
rechtliche  Beschränkung  des  Eigentums- 
rechts ist  deshalb  da  gerechtfertigt,  wo  durch 
die  Ausübimg  des  Eigentumsrechts  das  öffent- 
liche Interesse  gefährdet  oder  verletzt  wird 
oder  den  Rechten  anderer  Personen  ein 
un verhältnismässig  grosser  Schaden  in  un- 
billiger Weise  verursacht  wird.  HJeiTon 
ausgehend  liat  das  französische  G.  v, 
14.  Juli  l.Si>6  bestimmt,  dass  Mineralquellen, 
deren  öffentliche  Nützlichkeit  durch  Dekret 
des  Staatsoberliauptes  anerkannt  ist.  mit 
einem  Schutzbezirk  von  1000  m  im  Umkreis 
umzogen  sind.  Innei'halb  dieses  Bezirks 
dürfen  Tiefbohrungen  nnd  Schürfarbeiten 
nur  mit  Erlaubais  des  Präfekten  vorgenommen 
werden.  Andere  Arbeiten,  die  einen  schäd- 
lichen Einfluss  auf  die  Quelle  ausüben  können, 
müssen  vorher  angezeigt  und  können  ver- 
boten werden.  Diesen  Boscliränkungen  unter- 
liegt auch  der  Eigentümer  der  Quelle  selbst. 
Mit  Genehmigung  des  Ministers  kann  der 
Eigentümer  der  Quelle  auch  auf  den  im 
Sdiutzbezirfc  liegenden  fremden  Grund- 
stücken zur  Fassung  und  Förderung  der 
Quelle  Arbeiten  ausführen.  Für  die  Be- 
schränkungen des  fremden  Eigentums  ist 
der  Besitzer  der  Quelle  den  Grundeigen- 
tümern zu  einer  Entschädigimg  verpfliditet. 

Ein  an  das  französisciie  Recht  sich  viel- 
fach anschliessendes,  sehr  ausführliches  Ge- 
setz ül>er  Mineralquellen  ist  in  Spanien 
in  dem  Dekret  vom  27.  September  1871  er- 
lassen worden. 

Auch  in  Ungarn  liat  das  Wassergesetz 
vom  14  Juni  1885  (Gesetz- Artikel  XXlIf) 
in  g  IC  bestimmt,  dass  der  Minister  einet 
Schutzbezirk  für  Mineralquellen  nach  An- 
höning  von  Sachverständigen  und  der  sämt- 
lichen Beteiligten  zu  bestimmen  hat.  Inner- 
halb    desselben     dürfen    Bohrungen     imd 


Grabungen  mw  mit  behÖrdlicherOeuehinigiuig 
und  nur  unter  der  Bedingung  stattfinden, 
dass  dadm-ch  die  Quelle  nicht  gefähj-det 
werde.  Sollte  eine  solche  Gefährdung  trotz- 
dem eintreten,  so  müssen  die  Arbeiten  auf 
Antrag  der  beteilig^eu  Partei  eingestellt 
■erden. 
In  Deutschland  bestehen  nur  in 
einigen  lAndesteilen  besondere  Rechtsvor- 
schriften. Der  Betrieb  der  Mineralquellen 
und  der  Handel  mit  natürlichen  Mineral- 
wässern unterstehen  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung.  Dasselbe 
gilt  von  der  gewerbsmässigen  HeiStollung 
und  dem  Vertrieb  von  künstlichen  Mineral- 
«ern,  welche  in  ihrer  Zusammensetzung 
den  natilrlichen  entsprechen,  sowie  von 
Salzen,  welche  aus  natürlichen  Mineral- 
wässern bereitet  wenlen  oder  welche  den 
solchergestalt  bereiteten  Salzen  nachgebildet 
sind.  (Kaiserl.  V.  v.  27.  Januar  I8i)0  §  1.) 
Die  Soolquellen  unterstehen  in  den 
meisten  deutschen  Staaten  dem  Beq^recht 
und  sind  demnacii  dem  Verfügungsrecht  des 
Grundeigentümers  entzogen.  {Preussen, 
Bei^gesetz  v.  24.  Juni  1865  §  1.)  Doch 
gilt  dies  nicht  in  dem  Gebiete  des  ehemaligen 
Königreichs  Hannover.  (V,  v.  8-  Mai  lS(i7 
Art,  2.)  Vgl,  den  Artikel  Bergbau  oben 
Bd.liS.551ff.  In  einigen  Thüringischen 
Staaten  hat  sich  neuerdings  der  Staat  dos 
Recht  vorbelialten,  Quellen,  welche  mine- 
ralische Bestandteile  oder  Säuren  in  solcher 
Menge  enthalten,  dass  sie  gewerblich  aus- 
genutzt werden  können,  entweder  selbst 
aufzusuchen  und  gewerblich  auszunutzen 
oder  aber  anderen  Personen  hierzu  die  Be- 
fugnis zu  erteilen.  (Sachsen-Cobur^, 
G.  V.  23.  November  1805;  Sachsen-Mei- 
ningen. G.  V.  13.  März  18!>7:  Sachsen-^ 
Weimar,  G,  v.  1.  April  1897.) 

Gegen  Beschädigungen  der  Mineralquellen 
durch  Schürfen  nach  Mineralien  wie  durcli 
den  Bergbau  geben  die  Berggesetze  einen 
genügenden  Schutz.  In  Preussen  ist  nacli 
dem  Berggesetz  v.  24.  Juni  1865  §  4  das 
Schürfen  unstatthaft,  wenn  nach  der  Ent- 
scheidung der  Bergbehörde  überwiegende 
Gründe  des  öffentlichen  Interesses  entgegen- 
stehen. Auch  ziini  Schutze  von  Mineral- 
quellen kann  das  Verbot  des  Schürfen« 
sowohl  für  den  einzelnen  Fall  diutih  Ver- 
fügung als  auch  im  allgemeinen  für  einzelne 
Bezirke  durch  eine  Beigpolizei  Verordnung 
erlassen  werden.  Auch  können  zu  diesem 
Zwecke  in  Bergpolizeiverordnungen  Be- 
dingungen des  Schürf ens  vorgeschrieben 
werden  (g§  196, 197).  Ferner  ist  nach  §  148 
der  Bergwerksbesitzer  für  allen  Schaden, 
welcher  den  Besitzern  von  Grundstücken 
oder  deren  Ziibehöningen  durch  den  unter- 
irdisch oder  mittelst  Tagebaues  geführten 
Betrieb  des  Bergwerks  zugefi^  wii-d,  voü- 
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stAodige  Entschädigung  zu  leisten  verpflichtet. 
Dabei  macht  es  keinen  Unterschied,  ob  der 
Betrieb  uoter  dem  beschädigten  Grundstücke 
stattgefunden  hat  oder  uicht,  ob  die  Be- 
schädigung von  dem  Bei^ Werksbesitzer  ver- 
schuldet ist  oder  nicht,  ob  sie  vorausgesehen 
werden  konnte  oder  nicht.  Ea  ist  unbe- 
stritten ,  dass  diese  Entsdiädigungspf licht 
dem  Berg  Werksbesitzer  auch  dann  o^tliegt, 
wenn  durch  den  Betrieb  des  Bergwerks 
eine  Quelle  entzogen  oder  deren  Benutzung 
geschädigt  wird.  Aehnliehe  Bestimmungen 
enthalt  das  Berggesetz  Oesterreiehs  vom 
23.  Mal  1854  g§  17,  18,  g§  220—222. 

Einen  weiteren  gesetzlichen  Schutz  ge- 
M-ahren  aber  das  preussjsclie  und  das  öster- 
reichische Recht  den  Minoraliinellen  nicht. 
Nur  in  dem  an  Mineralquellen  reichen  Ge- 
biete des  ehemaligen  Herzogtums  Nassau 
steht  noch  die  V.  v.  7.  Juli  18ö0  in  Kraft, 
nach   welcher   in   der  Sähe   von    Mineral- 

äuellen  Eingrabungen  unter  der  Überfläche 
ea  Bodens  oder  horizontale  Einschrotungen, 
wie  z.  B.  zum  Zwecke  von  Brunnen-,  Keller-, 
Steinbrachs-  und  öffentlichen  Anlagen,  nur 
nach  vorheriger  amtlicher  Erlaubnis  vorge- 
nommen werden  dürfen.  Diese  Erlaubnis 
darf  nur  erteilt  werden,  wenn  nach  einge- 
holtem technischen  üutachten  als  unzweifel- 
haft anzunehmen  ist,  daes  durch  die  Anlage 
eine  bestehende  Mineraliiuelle  nicht  werde 
beeinträchtigt  werden.  In  den  letzten  Jahren 
sind  an  einigen  Orten  (so  in  Aachen  und 
Neue  nähr)  Ortspolizeiverordnungen  er- 
lassen worden,  die  im  weseiiüicheu  den  Inhalt 
dieser  Nassauischen  Verordnung  wieder- 
holen. Indes  musa  es  als  sehr  zweifel- 
haft bezeichnet  werden,  ob  die  Polizei- 
behörden in  Preusson  auf  Gnind  ihrer 
allgemeinen  Zuständigkeit  (Allg.  Landrecht 
T.  II  Tit  17  §  Ui,  G.  V.  11.  März  1850 
§  6)  zum  Erlasa  solcher  Polizei  Verordnungen 
zuständig  sind,  ob  demnach  diese  Polizei- 
■  Verordnungen  Rechtsgilfigkeit  erlangt  haben. 
Derartige  Boschränkun^n  der  Privatrechte, 
die  zum  Schutze  von  Pnvatinteressen  anderer 
Pereonen  bestimmt  sind,  können  in  Preiissen 
nur  diUTih  Gesetz  gegeben  wei-den.  Auch 
dehnen  die  Naasauisclie  Verordnung  wie  die 
erwähnten  Polizei  Verordnungen  diese  Be- 
schränkungen über  das  erforderliche  Mass 
hinaus,  wie  sie  auch  den  Bezirk,  innerhalb 
dessen  sie  wirksam  werden  sollen,  nicht  be- 
stimmt genug  bezeichnen.  Endlich  erfordert 
es  die  Gerechtigkeit,  dass  der  Eigentümer 
der  Quelle  für  die  in  seinem  Interesse  er- 
folgte Beschränkung  fremder  Rechte  eine 
Entschädigimg  zu  zahlen  verpflichtet  wird. 
In  einigen  anderen  deutschen  Staaten 
sind  im  letzten  Jahrzehnt  zum  Schutze  der 
Mineralquellen  Gesetze  erlassen  worden,  in 
denen  frei  lieh  auch  davon  abgesehen  ist, 
den  in  ihi-eu  Privatrechten  beeinti^htigten 


Grund eigentflmeru  einen  Anspruch  auf  Ent- 
schädigung zu  gewähren.  Nach  dem  ba- 
dischen Berggesetz  v.  22.  Juni  1890  g  6 
dürfen  in  dem  Bereiche  von  Mineral-  und 
Thermalquellen,  deren  ungestörte  Erhaltung 
im  öffentlichen  Interesse  hegt,  nicht  nur 
Schürfungen,  sondern  überhaupt  Ansgra- 
bimgen  und  unterirdische  Arbeiten  nur  mit 
Genehmigung  der  Behörde  und  unter  Be- 
achtung der  dabei  festgesetzten  Bedingungen 
ausgeführt  werden.  Das  Ministerium  des 
Innern  hat  die  Quellen,  auf  welche  sich  diese 
BeschHlnkungen  beziehen,  zu  bestimmen  und 
den  Schutzbezirk  festzusetzen.  Nach  dem 
hessischen  G,  v.  15.  Jiüi  1896  ist  inner- 
halb eines  durch  Verordnung  abzugrenzenden 
Schutzbezirkes  der  Heilquellen  freie,  chemisch 
nicht  gebundene  Kohlensäure  ans  uoter- 
irdischeu  Fundstätten  von  dem  Verfflgungs- 
recht  des  Gnmdeigentümei-s  ausgeschlossen. 
Ihre  Aufsuchung  und  Gewinnung  unterliegt 
den  Vorschriften  des  Berggesetzes  v.  28. 
Januar  1673,  Aber  auch  zu  Ausgrabungen 
und  imterirdischen  Arbeiten  über  eine  Tiefe, 
die  durch  Verordnung  zu  bestimmen  ist,  wird 
eine  obrigkeitliche  Genehmigimg  erfordert, 
sofern  die  Arbeiten  anderen  Zwecken  als 
zur  Aufsuchung  und  Gewinnung  von  Kohlen- 
säure in  dem  Schutzbezirke  vorgenommen 
werden  sollen.  Die  Genehmigung  kann  an 
Bedingungen  geknüpft  werden  und  ist  zu 
versagen,  wenn  Gefalu-  besteht,  dass  dadiuvh 
der  Bestand  oder  die  Benutzung  der  Heil- 
<|Uelle  beeinträchtigt  werdeu  könnte. 

Aehnliehe  Vorschriften  enthalten  die  Ge- 
setze von  Sachsen-Moiningen  vom  13. 
März  1897  (für  den  Kreis  Meiningen)  iind 
von  Sachsen-Weimar  vom  1.  April  1897. 

Lltteratnr:  Krtbben,  in  drr  Virrteljahrtnchrifl 
für  geriehUielte  MediHn,  Bd.  XXXIV,  S.  SSXff. 
—  Lehmatm,  ebenda,  Bd.  XLIV,  S.  S66ff. 
~-  Blennann,  Entavrf  einet  Genua  tum 
SehiUi  der  MineTalqtuüen,  1898  (nicht  im  Buch- 
handel). ~  Ur-ber  Oetterreieh:  Ittayr,  im 
OeiUrr.  SUiaUwSHerbuck  Bd.  IT,  S.  SBOff.  — 
l'eber  Frankreich:  Oermond.  de  Lavignf,, 
LfgitlaUon  des  eaux  mtncraUt,  1872.  — 
Bloele,  Dictionnaire  de  l'admini»tralion,  S.  ed., 

Edgar  Loenlnp. 


Hioisterialitat. 

l.  Die  Entstehung  der  M.  2.  Die  Ver- 
breitung der  M.  ii.  Die  Rechte  und  Pflichten 
der  Ministerialen,  4.  Die  allgemeine  Bedeutung 
der  M.    ö.  Das  ErlUschen  der  M. 

1.  Die  Entst«hnng  der  M.  In  der 
fränkischen  Zeit  wird  das  Wort  ministerialis 
in  einem  sehr  weiten  Sinn  ^braucht.  Es 
wenlen  damit  Personen  bezeichnet,  die   in 
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einem  Dienstverhältnis  sfehcD,  vorzugswäse 
unfreie,  daneben  aber  doch  auch  freie  Per- 
Honen.  Das  Dienstverhältnis,  dem  sie  ange- 
hören, ißt  zwar  eines  höherer  ürdnimg.  Es 
werden  zu  den  Ministerialen  insbesondere 
die  Inhaber  der  Hausämter  gerechnet,  deren 
es  in  den  vornehmeren  und  grösseren  Haus- 
haltungen regelmSssig  vier  gab,  nftmlich  für 
den  Keller,  ftlr  den  Schatz,  fQr  den  Stall 
imd  für  die  Tafel.  Nach  ihnen  führen  der 
Schenk,  der  Kflmmerer,  der  Marschall 
der  spälere  Tmchsess  den  Namen, 
kommt  aucli  schon  vor.  dass  die  Herren 
ihren  Unfreien  eine  kriegerische  Mannschaft 
ausrüsten.  Allein  diejenigen,  die  als  Minis- 
terialen in  der  fi'änJoschen  Zeit  bezeichnet 
werden,  bilden  doch  noch  keinen  besonderen 
Stand.  Und  wenn  einerseits  die  angesehenen 
Hausämter  im  Besitz  der  Ministerialen  er- 
scheinen, so  werden  auf  der  andeien  Seite 
auch  wieder  die  Inhaber  geringer  Aeniter 
Ministerialen  genannt. 

Ein  besonderer  Ministerialenstand  begeg- 
net uns  eist  in  der  Zeit  des  Deutschen 
Reiches  und  zwar  etwa  seit  dem  11.  Jahr- 
hundert. Unter  »Ministerialen«  versteht  man 
jetzt  Unfreie  des  Königs  und  der  (Crossen, 
die  zu  Diensten  höherer  Art  verwendet 
werden  und  dafür  von  wideren  Dienstpflichten 
und  Abgaben  im  grossen  und  ganzen  frei 
sind.  Als  solche  höhere  Dienste  gelten  1. 
der  Dienst  in  den  angesehenen  üausämtem 
und  der  in  den  angesehenen  Aemtern  der 
lokalen  Verwaltung  (z.  B.  der  Dienst  als 
Vorsteher  eines  öffentlichen  Gerichtsbezirkes), 
2.  der  Kriegsdienst  zu  Rose,  der  Beiter- 
kriegfidienst;  jedoch  mit  derMassgabe,  dass 
auch  die  luliaber  jener  Aemter  zum  Reiter- 
kriegsdienst verbunden  sind.  Die  deutsche 
Bezeichnung  für  diese  Ministerialen  ist 
»Dienstmann«  (seit  dem  11.  Jahrhundert 
nachweisbar).  Die  Bildung  des  neuen  Standes 
hängt  zum  grossen  Teil  mit  einer  Wandlung 
in  den  Heereseinrichtungen  zusammen.  Die 
nachkarolingischen  Jahrhunderte  verlangten 
Reiterheere.  Für  die  Keiterheere,  die  für 
den  Reichskriegsdienst  wie  die  privaten 
ICehden  der  Grossen  erforderlieh  waren,  be- 
waffnete man  einen  Teil  der  Unfreien.  So 
bildete  sich  ein  Stand  unfreier  Ritter.  Der 
besondere  Wert,  der  dem  Reiierkriegsdienst 
beigelegt  wurde,  und  das  nähere  persönliche 
Verhältnis  zum  Herrn,  das  sich  aus  dem 
Dienst  in  den  angesehenen  Aemtern,  nament- 
lich dem  Hofdienst,  und  den  kameradscliaft^ 
liehen  Beziehungen  im  Felde  ergab,  hoben 
den  Stand  der  Ministerialen  aussord entlich. 
Die  Ministerialen  standen  in  der  sozialen 
Stufenleiter  höher  als  die  Freien,  die  nicht 
ritterhürtig  waren.  Sie  bildeten  einen  Teil 
des  grossen  Ritterstandes.  In  der  für  den 
Kriegsdienst  erforderlichen  besonderen  Er- 
eiehung   und  Vorbildung   und   andererseits 


darin,  tlass  der  Sohn  eines  Mannes,  der  den 
Reiterkriegsdienst  geleistet  hatte,  Anspruch 
auf  denselben  Benif  erhob,  1^  ein  Keim 
für  die  Entwicielung  der  Erbliehkeit  des 
Standes.  Fflr  die  Konsolidierung  desselben 
ist  der  Umstand  bezeichnend,  dass  seit  dem 
11.  Jahrhundert  die  Rechte  und  Pflichten 
derMinistenalen  in  besonderen  Dienstmannen- 
rechten  aufgezeichnet  worden.  Es  seien 
davon  das  Recbtder  Ministerialen  des  Bischofs 
von  Bamberg  {11.  Jahrhundert),  des  Erz- 
bischofs von  Köln  (12.  Jahrhundert),  des 
Grafen  von  Teckelnburg  (13.  Jahrhundert) 
ei-wähnt. 

2.  Die  Verbreitong  der  H.  Wie  be- 
merkt, sind  die  Ministerialen  die  unfreien 
Ritter  des  Königs  und  der  Grossen.  Darauf 
beschränkt  sich  ihre  Verbreitung.  Es  ist 
hier  freilich  zwischen  Süd-  imd  Norddeutsch- 
land zu  unterscheiden.  In  Silddeutschland 
besassen  ntur  der  König,  die  Fürsten  und  die 
Grafen  (diese  aber  auch  bloss  in  einem  Teile 
Suddeutsciüands)  Ministerialen.  Die  unfreien 
Ritter  der  einfachen  Edelherren  (sowie  der 
ihnen  entsprechenden  nicht  filretlichen  Prä- 
laten) imd  der  Ministerialen  (und  teilweise 
der  Grafen)  heissen  hier  mihtes  (miles  im 
weiteren  Sinne  betleutet  den  Ritter  schlecht- 
hin; miles  im  engeren  Sinne  ist  der  unfreie 
Ritter  niederer  Art)  und  bilden  eine  unter- 

gmi-dnete  Klasse  gegenüber  den  Ministerialen, 
ie  noch  später  in  Oesterreieh  vorhandene 
Zweiteilung  des  niederen  Adels  (Freiherren 
und  Ritter)  geht  -auf  die  alte  Zweiteilung 
der  unfreien  Ritt«r  zurück.  In  Noi-ddeutsch- 
iand  finden  wir  eine  besondere  Klasse  der 
milites  nicht.  Unfreie  Ritter  von  Dienst- 
mannen lassen  sich  hier  wohl  überhaupt 
nicht  nachweisen.  Die  unfreien  Ritter  der 
Edelherren  heissen  in  Nord  deutsch  laod  auch 
Ministerialen,  ebenso  wie  die  der  Fürsten. 
Aber  trotz  ihres  vornehmen  Namens  sind 
sie  doch  von  geringerem  Ansehen.  Das  An- 
sehen aller  unfreien  Ritter  stuft  sich  näm- 
lich ^  was  teilweise  schon  aus  dem  Go- 
^  en  hervorgeht  —  je  nach  dem  Range 
des  Herrn  des  Mannes  ab.  Damit  steht  es 
Zusammenhang,  dass  im  13.  und  14.  Jahr- 
hundert, in  Nord-  und  Süddeutschland  gleich- 
massig,  die  Anschauung  gilt,  dass  nur  die 
Fürsten  die  vier  hohen  Haus-  und  Hofämter, 
durch  deren  Bekleidung  die  Ministerialen 
mit  emporgekommen  sind,  haben  dürfen; 
es  ersclieint  das  als  ein  wesentliches  Kenn- 
zeichen des  Fürsten  Standes.  Die  Grafen  imd 
einfachen  Edelherren  haben  an  ihrem  Hofe 
nur  ein  bis  zwei,  allenfalls  drei  jener  Hof- 
Ämter.  Mit  den  angegebenen  Unterschieden 
besteht  die  Einrichtung  der  tmfreien  Ritter 
in  ganz  Deutschland.  Nur  Friesland  kennt 
sie  nicht,  ein  Umstand,  der  sich  wohl  aus 
i)er  hier  zu  beobachtenden  geringereu  Ent- 
■ickelung   der  Herrschaft s Verhältnisse   ei-- 
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klärt.  Uelier  die  Aiisdehnimg  des  Minis- 
terialitäteverliältnisses  auf  Freie  S.  iiuteii  siib  4. 
S.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Minis- 
terialen. So  selir  die  Ministerialen  im  Ljaufe 
der  Zeit  an  Ansehe»  gewannen,  so  waren  sie 
doch,  80  lange  die  Ministerialitfit  als  besonderer 
Stand  bestehen  blieb,  unfrei.  Sie  konnten 
ihre  Dienstpflicht  nicht  einseitig  lösen;  diese 
lag  ihnen  nicht,  wie  den  freien  Vasallen, 
durch  apeciellen  Vertrag,  sondern  schon 
durch  üire  Geburt  ob.  Der  Hen'  konnte  sie 
verkaufen,  vertauschen,  verschenken,  üeber 
Immobilien  durften  sie  nnr  innerhalb  des 
Kreises  ihrer  Genossen,  d.  h.  der  Ministerialen 
desselben  Herrn,  verfttgen.  Die  Verheiratuug 
innerhalb  der  curia  des  Herrn  stand  ihneu 
im  allgemeinen  frei.  Bei  Heiraten  mit  Minis- 
tfrialeu  fremder  Heiren  bedurfte  es  der 
Genehmigung  durch  den  eigenen  Herrn. 
Nicht  selten  wei-den  jedoch  zwischen  ver- 
schiedenen Dienstherren  Verträge  abge- 
schlossen, worin  sie  die  Ehen  ihrer  Minia- 
terialen  gestatten.  Solche  Verträge,  welcbe 
die  Teilung  der  Kinder  festsetKcn,  werden 
hauptsächlich  eben  geschlossen,  um  die 
Frage  zu  lösen,  welchem  Herrn  die  Kinder 
znf^len  sollen.  Die  Ziigehörigkeit  der  Minis- 
terialen zum  Stande  der  Unfreien  einereetts 
imd  andererseits  ihre  besondere  Stellung 
innerhalb  desselben  finden  iliren  cliarakte- 
ristischen  Ausdnick  darin,  dass  sie  dem 
Dienstmanuengericht  unterstehen ,  welches 
eine  ,  Form  des  (piivatea)  Hofgerichts  ist. 
Die  Kompetenz  des  Dienstmaünongerichte 
lässt  sich  nicht  mit  Bestimmtheit  angeben. 
Soviel  aber  darf  man  behaupten,  dass  die 
Ministerialen  schon  in  einer  Zeit,  in  der  sie 
noch  unbedingt  als  unfrei  galten,  für 
schwerere  Fälle  dem  öffentlichen  Gericht 
imterworfen  waren.  Die  Dienstmannenge- 
richte  sind  soliliessÜch  in  die  Ijehnsgerichte 
aufgegan^n.  Von  den  Diensten,  zu  denen 
die  Ministerialen  verpflichtet  waren  — 
Dienst  am  Hofe  und  in  angeseheneren  Aem- 
tern  und  Rciterkriegsdiensl  — ,  ist  schon 
kurz  die  Rede  gewesen.  Die  Pflicht  zum 
Dienst  am  Hofe  liat  verschiedene  Formen 
angenommen.  Das  Kölner  Dienstrecht  be- 
stimmt z.  B. :  jeder  Ministerial  dient  6Wochen 
lang  in  dem  Amt  (H<ifamt),  zu  dem  er  ge- 
boren ist.  Wenn  hierin  der  Gedanke  einer 
gewissen  Vererbung  des  Amtes  ausgesprochen 
ist,  so  begegnen  wir  auch  sonst  einem  erb- 
lichen Anspruch  der  Ministerialen  auf  die 
oder  einzelne  HofSrnter.  Allein  die  Erblich- 
keit ist  keineswegs  allgemein.  Und  am 
wenigsten  ist  sie  bei  den  angesehenen  Aem- 
tern  der  lokalen  Verwaltung  vorhanden.  Es 
ist  sogar,  von  einigen  Kiiisichränkungen  ab- 
gesehen, ein  Vorzug  der  Verwaltung  der 
Aemter  durch  Ministerialen  (im  Gegensatz 
zu  der  durch  Freie)  gewesen,  dass  hier  die 
Erblichkeit  nicht  Platz  griff,  der  Herr  wegen 


der  Unfreilieit  der  Inhaber  selbständiger 
ilber  die  Aemter  verfügen  konnte.  Die 
Kriegsdienstpflicht  hat  in  den  verschiedenen 
Stadien  der  Entwickelung  der  Ministerialilät 
einen  verschiedenen  Umfang  gehabt,  wozu 
übrigens  auch  noch  lokale  Abweicbimgen 
kommen.  Ursprünglich  ist  sie  unbeschränkt, 
und  die  Ministerialen  müssen  sie  ohne  Rück- 
sicht auf  ein  ^^ebeues  Lehen  erfüllen  (die 
non  beneficiati  ebenso  wie  die  beneficiati) ; 
der  Herr  trägt  nur  etwa  die  Unterhaltungs- 
kosten im  Kriege.  Später  dagegen  ist  die 
Pflicht  auf  den  Reichskriegsdienst  und  die 
Laudesverteidigung  und  auch  liier  wohl  noch 
auf  eine  bestimmt  bemessene  Zeit  (z.  B. 
4  Wochen)  oder  eine  i-änmliche  Grenze  ein- 
geschränkt Es  leisten  ferner  den  Dienst 
uur  die  mit  einem  Lehen  ausgestatteten 
Ministerialen,  wogegen  allordings  teilweise 
wieder  die  Uuterhaltimgskosten  im  Kriege 
von  ihnen  selbst  getragen  werden.  Das 
Lehen,  das  die  Ministerialea  erhalten,  wird 
als  >Dienstlehenc  dem  oi-dentlichen  Lehen 
(Mannlehen)  entgegengesetzt;  Streitigkeiten 
darüber  gehören  vor  das  Dienstmanuen- 
gericht. Das  Dienstleheo  begebet  uns  be- 
reits in  den  ersten  Zeiten  der  Ministerialilät. 
Doch  haben  ursprünglicli  wohl  ein  Teil  der 
Dienstmannen  und  später  nachweislich  Söhne 
belehnter  Dienstmannen  ihren  Unterhalt 
leii^hch  in  dem  Haushalt  des  Herrn  gehabt, 
wie  es  denn  auch,  namentlich  in  den  ersten 
Jalirhunderten,  liäufig  vorkommt,  dass  die 
Ministerialen  die  kriegerische  Rüstung  er- 
halten. Jedenfalls  aber  bildet  das  Dienst- 
lehen  ein  wesentliches  Moment  in  der  Aus- 
bildung 'der  Ministerialilät  und  ist  scbhess- 
lich  zur  eigentlichen  Ausstattung  des  Dienst- 
mannes und  die  Grundlage  seiner  Pflicliten 
gewonien.  Gegenstände  der  Belehnung  waren 
namentUch  Grundstücke,  Bureen,  Getreide- 
und  Geldrenten.  Früh  tritt  Erblichkeit  der 
Dienstiehen  ein.  Entsprechend  ihrem  un- 
freien Stande  weitlea  die  Ministerialea  — 
Mnz  so  wie  höri^  Bauern  —  mit  ihren 
Dienatlehen  oder  diese  mit  ihnen  veräussert, 
Sie  erscheinen  überhaupt  als  Zubehör  des 
Hofes,  von  dem  sie  das  Lehen  haben.  All- 
mäldich  erhalten  die  Ministerialen  neben 
ihren  Dienstichen  auch  echte  Lehen  (von 
fremden  Herren).  Wie  bereits  bemerkt,  sind 
sie  von  Abgaben  im  allgemeinen  frei.  Nur 
vereinzelt  erhebt  der  Herr  von  ihnen  das 
Heergewäfe  (Pferd  und  Rüstung).  Frei  sind 
sie  vor  allem  von  der  landesherrlichen  Bede; 
diese  lYeiheit  ist  Korrelat  ihrer  Pflicht  zum 
Reiterkriegsdienst.  Im  Jjaiife  der  Zeit  treten 
Ansätzeeiner  genossen  schaftlichen  Verfassung 
der  Ministerialen  desselben  Heim  hervor. 
Sie  äussert  sich  besondere  darin,  dass  die. 
Ministerialen  ihre  Zustimmung  bei  Verände- 
rungen, die  den  Besitzstand  betreffen,  und 
bei  der  Aufnahme  desjenigen,   der  in  die 


Digitized  by  L.iOOQIC 


785 


Dietistinannsehaft  neu  eintritt,  geben.  Die 
Ursache  für  die  Ausbildung  eines  solchen 
Rechtes  liegt  wohl  in  der  Besorgnis,  dnßs 
durch  Veräussenin^n  von  Grundbesitz  resp, 
durch  Aufnahme  eines  iieiieu  Mitglie<Ies  der 
Bestand  des  für  die  Belehnung  der  alten 
Ministerialen  disponiblen  Vermögens  des 
Hemj  vermindert  werden  könnte. 

4.  Die  ailgemeine  Bedentnng  der  M. 
Die  allgemeine  Bedeutung  der  Ministerialität 
ist  zunächst  darin  g^^ben,  dass  ein  erheb- 
licher Teil  der  Unfreien  durch  den  kriege- 
rischen Beruf,  der  ihm  zugewiesen  wml, 
imd  durch  ihre  porsönlichen  Beziehungen 
z«  ihren  Herren  zu  hohem  Ausehen  gelangt, 
sich  sogar  über  einen  Teil  der  Freien  erhebt. 
Ihre  Bedeutung  reicht  jedoch  noch  weiter. 
Da  die  Ministerialen  unfrei  waren,  konnte 
ihr  Herr  sie  sehr  zweckmässig  Kur  Besetzung 
der  Aemter  verwenden,  um  sich  diese  nicht 
entfremden  zu  lassen.  Freie  nahmen  in 
jener  Zeit  Aemter  meistens  nur,  wenn  sie 
ihnen  zu  Lehen  gegeben  wurden.  Das  aber 
hatte  zur  Folge,  dass  die  Aemter  nicht  nur 
in  bestimmten  Familien  erblicli,  sondern  der 
A'erfügung  des  Ijeliensliemi  überhaupt  im 
wesentlichen  entzogen  wurden.  Auf  diese 
Weise  ist  z.  B.  Tiel  ßeich^it  dem  König, 
viele  Grafschaften  den  geistlichen  Fürsten 
entfremdet  worden.  Bei  fortgesetzter  Ver- 
lehnung  der  Aemter  wäre  die  Gefahr  der 
Zersplitterung  Deutschlands  in  unzählige 
kleine  Stöcke  von  territorialer  Selbständig- 
keit eingetreten :  kein  Landesherr  hätte  einen 
gifisseren  Komplex  in  der  Hand  behalten. 
Hiergegen  bot  ein  Hilfsmittel  die  Ministe- 
rialität:  als  Unfreier  musste  der  Dienstmann 
ein  Amt  auf  Befehl  seines  Herrn  annehmen 
und  wieder  aufgeben ;  er  blieb  immer  in 
gn'Jsserer  Abhängigkeit.  Es  wurden  darum 
Ministerialen  mit  besonderer  Vorliebe  zur 
Besetzimg  der  Aemter  herangezogen.  Wie 
in  dieser  Hinsicht  ihre  Verwendung  durch 
die  staufischen  Könige  bekannt  ist  (man  hat 
die  Reichsministerialen  als  die  eigentliclien 
Träger  des  Reicbsgedankens  in  der  staufischen 
Periode  bezeichnet),  so  haben  vor  allem  die 
Landesherren  sich  des  Instituts  der  Minis- 
fBrialilät  zur  Befestigung  ihrer  territorialen 
Siellimg  bedient.  Planmässig  haben  sie  die 
Aemter  mit  Ministerialen  besetzt,  statt  sie 
als  Lehen  zu  vergeben.  Die  üeberfragung 
eines  Amtes  zu  Ijehen  imd  die  Uehertragung 
eines  Amtes  an  einen  Ministerialen  erscheinen 
in  den  Quellen  als  Gegensätze.  Präcis  drückt 
dies  Verhältnis  eine  Stelle  in  der  vila 
Meinwerci  aus:  bei  der  Schenkung  einer 
Grafschaft  an  Paderborn  wird  es  verboten, 
sie  jemandem  zu  Lehen  zu  geben :  set  minis- 
teriälis  ipsius  ecclesiae ,  qiii  pro  tempore 
fuerit,  j)raesit  praedicto  comitatiti.  In  vielen 
Territorien  bestand  nachweislich  der  Gnind- 
satz  (urkundliche  Nachrichten  liegen  haupt- 

HandwHrtarbDcb  der  StaaCswIsseiiBchanen.    Zweit« 


sät^hlich  aus  geistlichen  Stiftern  vor),  Aemter, 
Burgen,  Grundbesitz  nur  an  Ministerialen 
zu  ül>ertrageD.  Wenn  nun  andererseits  ein 
solches  Pnncip  auch  wiederum  einen  ge- 
wissen Anspruch  tflr  die  Dienstmannen  «es 
betreffenden  Territoriums  begründete,  so 
verfügten  die  Lan<lesherren  doch  bei  der 
MiuistfflTalenver\valtung  bei  weitem  freier 
über  die  Aemter,  als  wenn  diese  Freien  zu 
Lehen  gegeben  wurden.  Die  Minislerialität 
hat  ausserordentlich  viel  dazu  beigetragen, 
die  Herrschaft  des  Lehenwesens  im  deutschen 
Beamtentum  zu  bi'echen').  Man  darJF  sie 
insofern  das  Verjüngungsweseu  des  deut- 
sehen Beamtentums  nennen.  Eine  sehr  be- 
deutende Rolle  spielen  die  Ministerialen 
ferner  bei  der  Bildung  des  niederen  Adels. 
Der  niedere  Adel  ist  in  Deutschland  be- 
kanntlich (abgesehen  von  der  Reichsrittar- 
schaft)  der  landsässige  Adel.  Dieser  aber 
ist  fast  durchweg  aus  unfreien  Rittern  hervor- 
gegangen. Ällerdin^  sassen  ursprünglich 
auch  freie  Kitterbürtige  in  den  Territorien. 
Altein  diese  wurden  von  den'Landesherren 
planmässig  genötigt,  in  ihre  Minislerialität 
einzutreten.  Die  Gründe,  die  sie  dazu  be- 
stimmten, lagen  hauptsächlich  dann,  dass 
<ler  Kriegsdienst,  den  ilmen  die  MinUterialen 
leisteten,  wohlfeiler,  sicherer  und  umfang- 
reicher war  als  der  der  freien  Vasallen  und 
dass  ihnen  die  Ministerialen  für  die  Aemter- 
verwaltimg  sehr  brauchbare  Dienste  leisteten. 
Es  stand  ihnen  ein  einfaches  und  -doch 
überaus  wirksames  Mittel,  einen  Di-tick  nach 
dieser  Richtimg  auf  die  freien  Ritt«rbürtigen 
auszuüben,  zur  Verfügung,  indem  sie  die 
Gewähning  von  Lehen  von  dem  Eintritt  in 
die  Minislerialität  abhängig  machten.  Jene 
gingen  gern  darauf  ein,  da  ihnen  die  Er- 
langimg von  Lehen  unentbehrlich  war  und 
überdies  der  Ministerialen  stand  trotz  der 
damit  verbundenen  persönlichen  Unfreiheit 
doch  in  hohem  Ansehen  stand.  80  sind 
denn  Freie  in  beträchtlicher  Zahl  in  die 
MinisteriaUtät  eingetreten.  Wenn  man  noch 
bis  vor  wenigen  JtJiren  bei  den  vom  Sachsen- 
spiegel erwähnten  »Schöffen barfreien«  an 
Personen  freien  Standes  gedacht  hat,  so 
weiss  mau  heute  seit  den  Untersuchungen 
0.  V.  Zallingers,  dass  sie  nichts  anderes  als 
Ministerialen  gewesen  sind  und  zwar  vielfiich 
solche,  die  aus  der  Freiheit  in  die  Unfreiheit 
übelgetreten  sind.  DerVerfasser  des  Sachsen- 
spiegels gehört  selbst  zu  diesen.  So  ist  es 
gekommen,  dass  bis  et«-a  zum  Beginn  des 
13.  Jahrhunderts  sich  das  Ministerialitäts- 
verhällnis  fa.st  über  die  gesamte  landsässige 


')  Ick  habe  t)ber  diesen  wichtigen  Punkt 
aheia  gehandelt,  zuletzt  HistAr.  Zeitschrift 
Bd.  7ö,  S.  414.  Vgl.  auch  E.  Schröder,  Fieutacbe 
Reclitsgescbicht«  1.3.  Anfl.),  S.  4:-!9,  559  n.  600; 
Waitz-Zeumer,  S.  372  ff. 
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Ritterschaft  Deutschlands  ausgedehnt  hat 
Wenn  imn  die  Ministeriali  tat  in  den  ge- 
schilderten Riehtungen  eine  liohe  Bedeutung 
gehabt  hat,  so  muss  dagegen  die  Ansicht, 
<lass  ihr  auch  für  die  sfMtische  Entwicke- 
liing  grosse  Wichtigkeit  zukomme,  als  Ueber- 
treibung  bezeichnet  wenlen.  Insbesondere 
ist  es  dui-chaus  unzulässig,  das  städtische 
Patriciat  ganz  oder  selbst  nur  zu  einem 
in^udwie  er wälinens werten  Teile  aus  der 
Mmisterialität  herzuleiten.  Richtig  ist  es 
sodann  zwar,  dass  der  Landesherr  manche 
städtische  Aemter  durch  Ministerialen  hat 
verwalten  lassen.  Allein  dies  ist  keine  Be- 
sonderheit der  städtischen  Entwiekelung,  da 
die  Landesherren  ja  die  Ministerialen  auf 
dem  Lande  ebenso  als  Beamte  v'er.vendet 
haben '). 

5.  Dfifi  Erloschen  der  M.  Ein  für  ganz 
Deutschland  zutreffender  Termin ,  an  dem 
die  Ministerialitat  als  besonderer  Stand  ihr 
Ende  erreicht  hat,  lässt  sieh  nicht  an^ben. 
An  einem  Orte  hat  sich  die  Unfi-eiheit  der 
Dienstmannen  längere,  an  einem  anderen 
kürzere  Zeit  erhalten.  Es  ist  hierbei  zu  bc- 
rdcksichtigen,  dass  die  Stellnng  der  tmfreien 
Ritter  schon  von  Hans  aus  eine  verschie<lene 
war,  indem  ihr  Ansehen  sich  nach  dem  An- 
sehen des  Herrn  abstnfte.  So  dürften  denn 
atich  die  Ministerialen  des  Reiches  imd  der 
geisilichen  Fürsten,  die  die  angesehensten 
waren,  und  demnächst  die  der  weltlichen 
Ffireten  zuerst  zu  vollei-  Freiheit  gelangt 
sein,  während  die  unfreien  Ritter  genngerer 
Herren  im  grossen  und  ganzen  länger  davon 
ausgeschlossen  gebliehen  sein  wei-den.  Es 
ist  z.  B.  charakteristisch,  dass  in  Oesterreich 
die  vornehmen  Dienstmannen  des  Herzogs 
schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hnnderts  frei  wenlen,  dagegen  die  Unfreiheit 
der  niederen  militea  noch  aufrecht  erhalten 
wurde.  Es  ist  jedoch  die  Unfreiheit  der 
Ministerialen  anderer  Reichsfürsten  noch 
über  das  13.  Jahrhundert  liinaus  bestehen 
geblieben.  Nnr  soviel  Iftsst  sich  im  allge- 
meinen sagen,  dass  aus  dein  Anfang  des 
ir».  Jahrhunderts  die  letzten  Spnren  eines 
unfreien  Rittei-standes  vorliegen^).  Im  übrigen 
ist  zu  berücksichtigen,  dass  sich  die  I«ge 
der  Ministerialen  aJlmShlich  gebessert,  ihre 
Selbständigkeit  gegenüber  dem  Herrn  all- 
mählich zngenommen  liatto.  Nicht  wenig 
hatte  dazu  auch  der  vorhin  geschilderte 
Eintritt  freier  Rittor  hurtiger  in  die  Minis- 
terialitat  beigetragen. 


')  Gegen  die  Ansicht,  nacli  welcher  die 
Mitglieder  der  städtisch eii  MUnzerhausgenossen- 
schatteii  Ministerialen  gewesen  seien,  vgl,  Hegel, 
('hroniken  der  Deutschen  Städte  14,  End,, 
S.  -260  tf.;   18,  2,  S,  66. 

')  Kachrichten  ans'  der  ietjiteti  Zeit  s.  in 
meiner  Laiidat.  Verf.  I,  Änra.  42. 
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den  Wirhnngen  der  sozialen  Phänomene  der 
Gegenwart  nuf  die  Feldgemeinschaft.  H,  Die 
neuere  Gesetzgebung  über  die  Feldgemeinschaft. 

1.  Einleitung.  Ausein  andGi-setziiDgen 
Aber  Bedeutung  und  Gebrauch  des  Wortes 
»Mir«  ist  Sache  der  Philologie.  Es  kann 
aber  auclk  iiier  nicht  urogaageu  werden,  auf 
deD  allgemein  verbreiteteo  Iri-tum  hinzit- 
weisen,  der  den  Begriff  »Mir«  mit  dem  der 
ntBBischen  lustitiition  der  Feldgemeinschaft 
oder  des  Gemeindebesitzes  ideotifi ziert.  Das 
Wort  .Mir«  bedeutet  Welt,  Universum, 
übertragenem  Sinne  —  Gesamtheit,  in  bäuer- 
licher Sprache  auch  —  Gemeinde.  Auf 
die  an  einen  Bauer  ^richtete  Frage  nach 
der  Art  des  Gnmdbeaitzes  erhallen  wir  die 
Antwort,  der  Grund  und  Boden  wird  be- 
seeaen  (oder  genutzt),  »Mirom«  d.  h.  ge- 
meindeweise, die  Gemeinde  Ist  entweder 
der  Eigentilmer  oder  der  obere  Nutzniesser 
des  Grund  und  Bodens. 

Nun  ist  es  offenbar,  dass  Gemeinde  imd 
Gemeindebesitz  verschiedene  Begriffe  sind. 
Die  Identifizierung  dieser  zwei  Begriffe  hat 
sich  aller  derartig  eingebfti^rt,  dass  wir  es 
für  zweckmässig  halten,  diesem  Wortgo- 
brauehe  zu  folgen,  bemerken  aber,  dass  wir 
in  diesem  Artikel  nicht  die  russische  Dorf- 
gemeinde als  Verwaltungsoi^n  in  ihrer  Ge- 
schichte, Rechten  und  Befugnissen,  sondern 
nur  die  russische  Feldgemeiuschafl,  den  Ge- 
meindebesitz, zu  behandeln  hat)en. 

Von  drei  Gesichtspunkten  aus  wai-d  die 
russische  Feldgemeinschaft  in  der  Ijitteratur 
betrachtet.  Die  vergleichende  Rechts-  und 
Wirtschaftsgesciiichto,  <iie  eine  Regelmassig- 
keit  und  Einheitlichkeit  in  der  Entwickelung 
der  Menschheit  zu  finden  strebte  oder  ge- 
funden zu  haben  glaubte,  hat  ohne  weiteres 
die  russische  Feldgemeinschaft  mit  jenen 
(iemeinwesen  anderer  Stämme  und  Volker 
dentifiziert,  von  denen  uns  alte  Denkmäler, 
historische  und  ethnologische  Forschungen 
berichten.  Die  neueren  Untersuchungen  über 
Geschichte  und  Wesen  der  russischen  Feld- 
gemeinschaft haben  aber  diese  Verallgo- 
meineniDgen  als  verfrüht  erwiesen. 

Sozialpolitische  Interessen  waren  es  in 
Kussland,   die   die   Frage   nach   der  Feld- 

Smeinschaft  zur  Tagesfi'age  erhoben  und 
hrzehnte  hindurch  erhalten  haben.  Der 
westeuropäische  Sozialismus  hat  in  seiner 
unkritischen  Form  schon  auf  die  russische 
Litteralur  der  40  er  Jahre  einen  beträcht- 
lichen Einflusa  ausgeübt.  Häufig  liebäugelnd 
mit  dem  utoptstiscnen  Sozialismus  theoreti- 
sierte  in  Westeuropa  das  atitikapitalistische 
Kleinbürgertum,  zu  dessen  VertJ-etem  man 
sowohl  feudale  Romantiker  gleich  Adam 
Müller  wie  revolutionäre  Demokraten  gleich 
Proudhou  zählen  darf.  Und  eine  jede  geistige 
Bewegung  Westeuropas  fand  ihr  SpiegelbUd 


oder  ihre  Karrikatur  in  der  Litterafur  des 
jungen  Russland.  Die  deutsche  Romantik 
und  die  »christlich-germanische«  Phiase 
artete  in  Bussland  in  das  »Ex  Oriente  lux« 
des  Slavophileutums  aus;  und  kaum  hat  der 
deutsche  Reisende,  der  westfäüsche  Freiherr 
von  Haxthauseu,  die  europäische  Wissen- 
schaft und  die  russisciie  Litteratur  auf  die 
Existenz  des  ^Mirs-!,  der  Feldgemeinschaft 
aufmerksam  gemacht,  als  sie  zum  Haupt- 
beweise für  die  Ueberlegenheit  Russlands 
der  »verwesendem  westeuropäischen  Kiütnr 
gegenüber  erhoben  wunJe.  Gepriesen  wurde 
die  Feldgemein  sei  laft  auch  von  ganz  anderer 
Seite,  von  Männern  wie  Tschemyschewski, 
der  wohl  am  näclisien  dem  Feuerbachsehen 
Naturalismus  und  dem  französischen  Sozialis- 
mus stand.  Und  in  Europa  wurde  die  Feld- 
gemeinsi.'tiaft  als  Russlands  Heil  und  Mission 
von  dem  glänzendsten  russischen  Schrift- 
steller,  von  Alexander  Herzen   verkündigt. 

Und  so  bietet  die  Rolle,  die  die  Feld- 
gemeinschaft in  der  pohtischen  und  sozialen 
Geschichte  Russlands  ein  halbes  Jahrhundert 
gespielt  hat  und  noch  gegenwärtig  spielt, 
ein  interessantes  Forschungsobjekt  für  sich, 
auf  welches  wir  aber  in  diesem  Artikel 
nicht  eingehen  können. 

Der  dritte  Gesichtspunkt,  von  dem  die 
Feldgemeitiscliaft  zu  betrachten  ist  und  von 
dem  wir  sie  auch  hier  betrachten,  ist  die 
Frage  nach  Wesen  und  Geschichte  derselben 
als  einer  russischen  Rechtsinstitntion  imd 
die  Frage  nach  ihrer  Berechtigung  innerhalb 
des  gegenwärtigen  Wirtschaftslebens  Russ- 
]{uids. 

Das  geltende  Recht  versteht  nuter  Feld- 
gemeinsdiaft  oder  Gemeindebesitz  diejenige 
Grund hesitzform,  bei  welcher  das  Land  durch 
einen  Gemoindebeschluss  unter  die  Bauern 
nach  den  Seelen  oder  nach  irgend  einem 
anderen  Modus  verteilt  und  umgeteilt  wird, 
wobei  die  auf  dem  Grundbesitze  lastenden 
Zahlungen  unter  solidarischer  Haftpflicht 
entrichtet  werden.  Der  bäuerliche  Gemeinde- 
besitz ist  demnaen  jenes  Rechtsinstitut,  nach 
fiem  der  Grund  und  Boden  sich  im  Besitze 
des  Mirs,  der  Gesamtheit  der  Gemeinde- 
genossen befindet  und  von  den  Einzelfamilien 
nur  nacli  Verfügung  des  Mirs  benutzt  wer- 
den kann. 

2.  ätreitfrage  ober  die  Entstehang 
der  Feldftemeinschaft.  Als  in  den  fünfziger 
Jahren  der  Streit  über  den  sozialpolitischen 
Wert  der  Feldgemeinschaft  zur  Tagesfrage 
wurde,  teilten  sich  die  Ansichten  auch  über 
die  Genesis  der  Feldgemeinschaft.  Die 
Slavophilen  nahmen  mit  Freiherm  von  Haxl- 
hausen  die  Ui-sprünglichkeit  der  Feldgemein- 
schaft als  specifisch  slawische  Stammesolgen- 
tümlichkeit  an.  Diesen  Siandpunkt  vertrat 
das  in  vielen  Hinsichten  verdienstvolle  Werk 
Die  Bauern  in  Russland".  Der 
iO* 
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liberale  Professor  B.  Tsehitsclierin  suchte 
dage^n  zu  beweisen,  <lasfl  liie  Feldgemein- 
schaft ein  Prodiikt  der  Kopfsteuer  sei,  die 
am  Beginne  des  1!^.  Jahrhunderts  eingeführt 
wurde.  Die  Yerwochselung  der  Begriffe 
Gemeinde  und  O-emeindebesitz  bat  zur  Eon- 
fusion in  der  Fehde  Wesentliches  beigetragen. 
Obgleich  aber  T8<;hitscherin  dor  historischen 
Wahrheit  viel  näher  stand  als  seine  Gegner, 
ftind  er  anfangs  bei  weitem  keinen  so  grossen 
Anklang,  wie  die  relative  Sachlichkeit  seiner 
Gründe  es  verdiente;  TB<-bitscherins  Grund- 
gedanken hallen  aber  alle  folgenden  Unter- 
sucliungen  über  die  Entstehung  der  Feld- 
gemeinschaft stark  beeinfluset. 

Die  Forschungen  über  die  deutsche  ITark- 
genosscnschaft  und  hanptsäc-hlich  Maurers 
Untersuchungen  waren  für  den  weiteren 
Fortschritt  in  der  Auffassung  dor  Genesis 
der  Feldgemeinschaft  gnindlegend.  Soko- 
lowski  und  auch  Keussler  folgten  im  wesent- 
lichen dem  Maurerschen  Schema.  Keusslei-s 
Auffassung  ist  kurz  gefasst  folgende:  Mit 
Tschitsi'.herin  nimmt  er  an.  dass  die  ^gen- 
wärtige  Form  der  Feldgemcinscliaft  mit  dem 
Rechte  eines  jetlen  Gemein degena'<sen  auf 
einen  Ijandanteil  erst  diu-ch  die  SchoUen- 
pflichtigkeit  bozw.  I  leibeigen  Schaft  und  die 
Kopfsteuer  geschaffen  worden  ist.  Keiissler 
betrachtet  aber  die  gegenwartige  Form  des 
Gemeindebesitzes  mit  ihrem  Recht«  auf  Land 
nur  als  eine  Weiterentwickelung  der  Mark- 
genossenschaft, die  seit  der  Occnpation 
und  Kolonisierung  des  Landes  ilatiere 
oder  aus  der  Familie  diu-ch  natürlichen  Zu- 
wachs entstände»  sei.  Bei  der  Bcsiedelung 
des  Landes,  meint  Keussler,  haben  sich 
mehrere  Familien  zusammengethan  zur  ge- 
ineinsameu  Bewältigung  der  Natur  und  xur 
gemeinsamen  AusfOhnmg  der  Rodungsarbeit. 
Durch  inneren  Zuwaclis  und  auswärtigen 
Zuzug  wächst  das  Dorf,  und  neiie  Änsieae- 
hmgen  werden  vom  Siutterdorfe  angelegt. 
Der  Zusammenhang  dieser  kleinen  Dörfer 
erhält  sich  und  liat  seine  markgenossen- 
schaftlicbe  Basis  in  gemeinsamer  Vei-fOgrmg 
und  Nutzung  gemeinsamen  Landes  wie  Wald, 
Weide,  Fischerei  etc.  Und  so  entstehen 
und  wachsen  die  grossen  niarkgenossen- 
Bchaftlichen  Verbände  —  Woloste  —  genannt. 

Die  andere  Entstehungsart  des  mark- 
genossenschaftlichen  Verbandes  fand  nach 
Keussler  dort  statt,  wo  ursprünglich  fem 
und  imabhflngig  von  einander  bestehende 
Höfe  durch  Bevölkerungszunahme  und  Bil- 
dung neuer  Höfe  im  Laufe  der  Zeit  iu 
eine  Markgenossen  schaftzusammen  gewachsen 
sind.  — 

Die  zu  Tage  geforderten  historischeu 
Materialien  und  die  neiiesten  Untersuchungen 
«her  die  Frage  haben  die  Keiisslersche 
Markgeuossenscliaftstheorie  als  lialtlos  er- 
wiesen.   Die  Wobst  war  niemals  ein  mark- 


genossenschaftlicher wirtschaftlicher  Ver- 
band, Die  Wolost  war,  wie  wir  es  an 
anderer  Stelle  des  näheren  nachgewiesen 
liaben,  ein  fiskalischer  und  gerichtlich  poli- 
zeiliclier  Bezirk,  imd  eine  wirtschaftliche 
Einheit  war  sie  nur  insofern,  als  es  ihre 
fiskalischen  Pflichten  forderten,  und  inso- 
fern, als  es  sich  mit  den  Rechten  der  ein- 
zelnen Mitglieder  vertragen  konnte. 

3.  Die  areprüneliche  Verbreitung  deM 
Anteilbesitzen  in  Koasland.  Alle  Unter- 
suchungen, die  die  Ursprünglichkeit  der 
Feldgemeinschaft  als  einer  altrussi scheu  In- 
stitution oder  das  Dasein  der  Markgenossen- 
schaft im  alten  Rnsslaud  nachgewiesen  zu 
haben  glaubten,  beriefen  sich  haiiptsächJicIi 
auf  die  Feldgemeinschaft  des  äiisseisten 
Nordens,  der  gegenwärtigen  Gouvernements 
Archangelsk  und  Oloueck.  Der  nissische 
Norden,  behaupteten  die  betreffenden  For-  ' 
scher,  habe  iik  der  ui-sprttn glichen  Reinheit 
die  altrussische  Institution  bewahrt ,  denn 
niemals  liabe  er  fi'üher  das  mongolisclie 
Joch  und  später  die  Leibeigenschaft  gekannt. 

Diese  Forscher  hatten  recht,  deräusserste 
Norden  Riisslands  ist  wirklich  sehr  cb^^kte- 
ristiscli,  nur  waren  deren  Vorstellungew  vou 
der  Entwickelung  der  Grundbesitzformen  in 
der  genannten  Gegend  gänzlich  irrig.  Erst 
die  Forschungen  der  trau  Alexandra  Jefi- 
menko,  die  von  der  Regierung  nach  dem 
Gouvcmement  Archangelsk  verbannt  wortien 
ist,  haben  ims  eine  tiefe  und  sichere  Ein- 
sicht in  die  Entwickelung  der  Grundbesitz- 
formen des  Nordens  gegeben.  Dieses  Gebiet 
war  iirsprflnglich  eine  Kolonie  der  freien 
Republik  Nowgorod,  und  mit  dem  Falle 
Nowgorods  (147^)  ging  diese  Kolonie  zum 
Moskauer  Grossfürstcu  über.  Der  nominelle 
oberste  Gnmdherr  ward  der  Grossfürst,  und 
der  Besitztitel  der  Bauern  wird  charakteri- 
siert durch  die  Formel  »Das  Land  des 
Grossfürstcn  und  mein  und  meines  Vaters 
Arbeitsbe^itz«. 

Diese  Bauern  lebten  in  Dörfern.  Aber 
der  Name  Dorf  bedeutete  keineswegs  ein 
Dort  im  modernen  Sinne  des  Wortes.  Dorf 
bedeutete  eine  besondere  abgeschlossene 
wirtschaftliche  Einheit.  So  handelt  es  sich 
in  den  Urkunden,  die  wir  besitzen,  um 
Kauf  oder  Verkauf  eines  Dorfes  oder  '/«,  '.':i, 
V4  etc.  eines  Dorfes.  Den  Schwerpunkt 
eines  solchen  ^Dorfes«  bildet  der  Hof,  und 
die  übrigen  Bestandteile  des  Dorfes  werden 
nur  bezeichnet  als  »alles,  was  seit  alfer 
Zeit  diesem  Dorfe  (Hofe)  angehört«  oder 
•alles,  wohin  aus  dieser  Stelle  die  Axt,  ilie 
Sense  und  der  Haken  ging«. 

Der  Besitzer  eines  Dorfes  war  ursprüng- 
lich eine  Familie.  In  den  Urkunden  aus 
der  Nowgoroder  Periode  bestehen  schon  die 
Dörfer  häufig  aus  zwei,  selten  aus  mehreren 
Höfen,   So  z.  B.  zäiilte  das  Gorodeaer  Kirch- 
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spiel  der  Wäger  Pjatina  aus  140  ackerbaii- 
treiboodeo  Dörfern,  von  -welchen  G6*/o  aus 
je  einem  Hofe  bestanden  und  26  "/o  aiis  je 
zwei  Höfen.  Wir  sehen  also,  dass  92 "/o 
der  Dörfer  des  betreffenden  Distriktes  aus 
1^2  Familien  wirtschaften  bestanden  haben. 
Diese  Fareiilien wirtschaften  waren  Ürosa- 
familien.  Nehmen  wir  z.  B.  folgende  Tei- 
Itmgsiirkunde :  »Das  bin  ich  Nasaiij  der 
Sohn  von  Othanasij  und  ich  Jessip,  nud  ich 
Grigorij  lind  ich  Wal  fremd  —  PhUipps 
Söhne,  und  ich  Elizar  —  Theodore  Sohn, 
inid  ich  Wassilij  und  ich  Paul,  und  ich 
Iwan  —  Onkimdins  Söhne  —  und  ich  Omos 
imd  ich  Onton  und  ich  Iwan  —  Stephans 
Söhne,  tmd  icii  Larion  —  Stephans  Sohn, 
wir  liaben  das  Habe  und  Gut  unserer  Väter 
geteilt,  die  Pferde,  die  Kühe,   tue  Schafe, 

das  Getreide  und  Geld Und   das 

Land  teilten  wir  in  drei  Teile  .  .  ,  Kazarij 
und  Jessip  mit  deu  Brüdern  bekommen  den 
Hof  am  Ende  fdes  Dorfes),  Elizar  und  On- 
kuodins  Söhne  nekommen  den  mittleren  und 
Omos  mit  den  Brüdern  und  Larion  bekommen 
den  oberen»  u.  s.  w. 

Wir  sehen  eine  sehr  grosse  Hauskommu- 
nion  vor  uns,  die  ans  12  Tollberechtigten 
Briidem  imd  Onkeln  und  Keffen  besteht, 
wo  weder  die  Väter  noch  die  Frauen  und 
Kinder  genannt  sind  .  .  .,  kurz  wir  haben 
vor  uns  eine  sehr  grosse  »Zadniga«,  wi 
man  sie  noch  in  der  Mitte  dieses  Jalii 
hunderts  bei  den  SOdslawen  gehabt  hat.  Die 
Hauskommunion  ist  so  gross,  dass,  wie 
man  aus  dem  nicht  angeführten  Teile  der 
Urkunde  ersehen  kann,  sie  in  drei  Häusern 
wohnten,  aber  gemeinsam  ■wirtschafteten, 
nnd  aucii  nach  der  Teilung  zerfallen  sie 
nicht  etwa  in  Familien  im  modernen  Sinne 
des  Wortes,  sondern  in  kleinere  HauB- 
komm  Unionen. 

Der  Moment  dei-  Auflösung  einer  solchen 
oder  kleineren  Familienwirtschaft  ist  zugleich 
der  Entstehungsmoment  einer  eigenartigen 
Grund besitztorm,  die  weder  als  Feldgemein- 
schaft noch  als  persönlicher  Grundbesitz  be- 
trachtet werden  kann  und  die  Frau  Alexandra 
Jefimenko  mit  dem  Namen  Anteilbesitz 
bezeichnet  hat 

Die  Einzelhöfe  des  Dorfes  sind  Erben 
des  ursprünglichen  Hofes,  und  deshalb  be- 
sitzen diese  Höfe  gleiche  oder  proportioneile 
Anteile  an  einem  jeden  Streifen  Land  je 
nach  dem  Verwandtschaftsgrade  mit  dem 
ursprünglichen  Oecupator.  Aber  mit  der 
Teilung  des  ursprünglichen  Hofes,  der  Fa- 
milie und  ihrer  Wirtschaft  ist  die  ursprilng- 
liche  Einheil  nicht  gänzlich  aufgelöst  Ob- 
gleich ein  joder  Hof  seinen  reellen  Anteil 
erhalten  hat  (z.  B.  ein  Stück  des  Feldes 
hier,  einen  Teil  der  Wiese  dort),  hat  nichts- 
destoweniger ein  jeder  Hof  seinen  pro- 
portioneilen  ideellen    durch    den    Giad 


der  Verwandtschaft  bestimmton  Anteil  an 
dem  Ganzen  beibehalten.  Ein  jeder  Hof- 
besitzer konnte  zu  jeder  Zeit  beliaupten, 
dass  sein  reeller  Anteil  seinem  ideellen  An- 
teilsrechte nicht  entspreche,  und  er  konnte 
eine  neue  Urateilung  fordern.  Im  17.  Jahr- 
hundert wird  in  den  Teilun  ^Urkunden  häufig 
die  Bedingung  gestellt,  mit  dem  erhaltenen 
Änteiio  zTifrieden  zu  sein  und  auf  das  Um- 
teilungsrecht  zu  verzichten.  Das  ganze  Ver- 
mögen des  ursprünglichen  Hofes  wunle 
selten  bis  auf  das  letzte  aufgeteilt,  ans  tech- 
nischen Gründen  blieben  häufig  Fischnetze, 
Fischereien,  Wiesen  und  Weiden  in  gemein- 
samem Besitz.  Jeder  Anteilbesitzer  konnte 
seine  Rechte  verkaufen.  Diese  Veräusserungs- 
freiheit  wird  nur  durch  tias  Vor-  und  RUck- 
kaufsrecht  der  Nachbarn  beschränkt.  Auf 
solche  Weise  ist  durch  Veräusserung  der 
Anteile  der Blutsveniiandten verband  zu  einem 
Verbände  der  Nachbarn,  der  sogenannten 
»Siabry«  geworden,  aber  dieäussere  Regelung 
des  Zusammenlebens,  die  Rechtsform  ist, 
wie  sie  aus  der  Bluts  verwandt  scliaft  ent- 
sprungen ist,  die  alte  geblieben.  Die  Nach- 
törn  übernahmen  nicht  nur  den  realen  Besitz 
der  früheren  Blutsverwandten,  sondern  auch 
deren  ideellen  Rechte.  So  z,  B.  auch  das 
Eeclit  der  Umteilung,  nur  hiess  es  jetzt 
»sich  den  Kaufbriefen  gemäss  auszugleichen*. 

Schon  im  17.  Jahrhundert  fing  die 
nordnissische  Organisation  des  Dorfes  mit 
seinem  Anteilbesitz  an  sich  zu  zersetzen.  In 
den  Teilimgs-  und  Kauf  brieten  wird  die 
Bedingimg,  die  frtlher  nur  Ausnahme  war, 
häufiger:  nämhch  »Sich  nicht  umzuteilen, 
sich  nicht  auszugleichen,  eine  neue  Teilung 
nicht  zu  fordern.«  Diese  immer  häufiger 
werdende  Bedingung  ist  ein  Uebergangs- 
sehritt  zum  Privateigentum,  die  Anteile  ver- 
lieren dadurch  ihren  ideellen  Charakter,  sie 
sind  nicht  mehr  ideelle  Anteile  an  dem 
ganzen  Dorfe.  Sie  werden  konkrete  Land- 
anteile, die  bei  dem  geltenden  Veräussenmgs- 
recht  die  alte  Proportionalität  (der  Verwandt- 
schaft zum  ereten  Oecupator  gemäss)  mehr 
und  mehr  verlieren.  Die  freie  Teil- 
barkeit des  Grund  und  Bodens  führte  zu 
einer  Zwergwirtschaft,  zu  Wirtschaften,  die 
sich  niclit  halten  konnten.  Die  wachsende 
Zersplitterung  des  Grund  und  Bodens  führte 
zur  Abschafning  des  Ausgleiohungsrechtes. 
Und  mit  der  Abschatfimg  des  ideellen  An- 
teilsi-echtes  am  Ganzen  war  die  Möglichkeit 
der  Koncentration  und  AiTondierung  der 
tiTundstücke  und  des  persönlichen  privaten 
Grundeigentums  gegeben. 

Gegenwärtig  ist  in  den  Gouvernements 
Oloneck  und  Archangelsk  die  Feldgemein- 
schaft allgemein  verbreitet,  sie  ist  die  einzige 
bäuerliche  Grundbesitzform  Nortirusslands. 
Wie  entstand  sie?  Ist  sie  nicht  eine  konti- 
nuierliche Weiteren  t Wickelung  des   Anteil- 
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hesitzes?  Die  Entstehung  der  nordmssisehen 
Feldgemeinschaft  ist  sehr  charakteristisch 
lind  zeigt,  wie  wenig  sie  mit  irgend  welchen 
gentilen  tleberresten  Gemeiosaraes  hat,  wie 
ganz  lind  gar  sie  ein  Produkt  der  nissischen 
Agrarpolitik  ist. 

Mit  Peter  dem  Grossen  und  sei  neu 
grossen  Reformen  steigerten  sich  auch  die 
ÄDspnlehe  an  die  Ki-äfte  des  einzelnen. 
Im  Jahre  1719  wird  in  Nordnissland  die 
Volkszählung,  die  sogenannte  »Revision^ 
diirphgefflhrt  und  im  Jahre  1722  wird  die 
Eoptsteiier  eingeführt.  Nicht  der  Grund 
und  Boden,  sondern  ein  jeder  Bauer  ohne 
Unterschied  des  Alters  musste  jetzt  die 
Steuern  tragen.  Aber  um  die  aufbürdete 
I.ast  tragen  zu  können,  mussten  die  Bauern 
Land  haben,  und  dies  hatten  niciit  aUe,  und 
die  meisten  nicht  in  genügendem  Masse. 
Von  nun  an  ist  deshalb  der  Staat  als  obersler 
Grundherr  (über  das  Verhältnis  des  Staates 
zu  den  Slaatsbauern  des  Nordens  siehe  des 
näheren  unseren  Art.  Die  Bauernbe- 
freiung in  Eussland  oben  Bd.  II 
S,  399  ff.)  bestrebt,  eine  gleiclunässige  Ver- 
teilung des  Grundbesitzes  zu  bewirken. 
Nach  und  nach  sucht  jetzt  die  Rerierung 
das  freie  YerfOgungsrecht  der  Bauern 
über  ihren  Grund  und  Boden  zu  be- 
schränken. 

Die  Dekrete  der  Regierung  hatten  aber 
anfangs  einen  geringen  Einfliiss  auf  das 
Leben  des  Nordens,  sie  riefen  mii  eine  ge- 
wisse Panik  in  der  Bevölkerung  hervor. 
Bald  aber  findet  die  neue  agrai-poli tische 
Richtung  eine  feste  Stütze  und  einen  Ver- 
fechter in  den  landlosen  und  ärmeren  Bauer- 
schichten, deren  Interessen  jetzt  mit  den 
momentanen  Interessen  des  Staates  vollstän- 
dig solidarisch  sind,  I>er  landlose  Bauer 
fordart  Land,  um  die  Kopfstenera  zahlen  zu 
können,  die  Regierung  sieht  ein,  dass  der 
Bauer  ohne  Land  keine  Steuern  entrichten 
kann,  und  von  nun  an  ist  die  Remerung  mit 
allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  be- 
müht den  Besitzlosen  Laudanteile  zu  ver- 
schaffen und  so  deren  Leistimgs&higkeit  zu 
heben.  Ii'ran  Jefiraenko  hat  dniOr  sehr  inte- 
ressante Belege  aus  der  Thätigkeit  der  nord- 
ruBsi sehen  Administratoren  gebracht.  So 
schreibt  z.  B.  im  Jahre  17Ö(i  der  Landes- 
ötonomiedirektor  zu  Archangelsk  an  deu 
Aeiteeten  und  an  die  Bauern  der  Kikolaewo- 
Maligorschen  Wolost:  .  .  .  »die  Gerechtig- 
keit fordert,  daes  die  Bauern,  da  sie  eine 
gleiche  Steuerlast  tragen,  einen  gleiclieu  An- 
teil an  den  ländlichen  Nutzungen  haben 
sollen,  und  es  ist  als  eine  unvermeidliche 
Notwendigkeil  anzusehen,  die  Landanleile 
auszugleichen,  besonders  in  den  Gegenden, 
wo  die  Bauern  nur  auf  Landwirtschaft  an- 
gewiesen sind,  um  einei«eits  den  Bauern 
dariurch    zu    ermöglichen,   ohne  Rückstände 


ihre  Steuern  zu  entricliten,  andrei^seits  aber 
um  die  Bauern  mit  geringerem  Grundbesitz 
zu  beruhigen.« 

Einer  anderen  Urkimdc  gemäss  verfügt 
derselbe  Direktor,  dass  in  allen  Wolosten 
und  Gemeinden,  die  seinem  Bezirke  ange- 
hörten, »das  gesamte  Land  durch  eine  ge- 
rechte Umteilung  ausgeghnhen  werden  soll, 
und  wo  Mangel  an  Land  vorliegt,  dort  soll 
der  Mir  gemeinsam  neues  Land  rodem.  ^ 
Und  schifiesslieh  wurde  Ende  des  Jahi'cs 
1829  der  Erlass  des  Finanz ministers  ver- 
öffentlicht, wonach  ein  jedes  Dorf  den  lasten- 
den Steuern  gemäss  das  Land  unter  den 
Nachbarn  umteilen  und  verteilen  soU.  Die 
Örtliche  provinziale  Behörde  von  Archangelsk 
forderte  in  ihrem  Cirkular  vom  6.  März  1830 
eine  schleunige  gleiclunässige  Landuintei- 
lung.  Jetzt  konnten  die  Bauern  nicht  mehr 
der  Umteilung  entgehen.  Und  wirklich  in 
den  Jahren  1S30  bis  1831  wurde  ein  Dorf 
nach  dem  anderen  umgeteüt  trotz  des  hef- 
tigen Protestes  imd  Widerstandes  der  reichen 
Bauern. 

So  entstand  die  Feldgemeinschaft  in 
Nordrussland.  Was  mau  im  grauen  Alter- 
tume  suchte,  entstand  in  der  Wirklichkeit 
in  den  30er  Jaliren  imseres  Jahrhimderts, 
was  man  aus  der  Gentil Verfassung  ableitete, 
wurde  am  grünen  Tische  von  den  Ministem 
beraten,  bescldossen  und  befohlen. 

Nun  ist  die  Fi'age,  ob  nicht  der  Anteil- 
besitz des  Nordens  und  seine  Geschichte 
eine  rein  lokale,  nordrussische  Ei'scheinung 
war.  Die  neueren  Forscliungen  liaben  aber 
erwiesen,  dass  der  Anteilbesitz  in  allen  Ge- 
genden Russlands  verbreitet  war  und  zum 
Teil  noch  ist  und  dass  dieser  Anteilbesitz 
nichts  mit  der  gegenwärtigen  Form  der 
Feldgemeinschaft  Gemeinsames  liat  —  Die- 
selbe Hauskommimion  finden  wir  ursprüng- 
lich auch  ia  Kleinnissland  noch  in  der  Mitte 
des  lä.  Jahrhunderts, 

So  berichtet  z.  B.  Lutscliitzki,  der  die 
Grund  besitz  Verhältnisse  Kleiorusslands  unter- 
sucht hat.  »In  den  Teilen  der  Rumjanzow- 
schen  Beschreibung,  die  ich  in  den  Händen 
gehabt  habe,  ist  es  durchaus  keine  Selten- 
njeit,  solche  Famihengemein  schalten  anzu- 
treffen. Es  giebt  nicht  seilen  Höfe,  in 
welchen  wir  3,  4,  5,  6,  7  und  mehr  Familien 
zählen,  die  nicht  nur  aus  leiblichen  Brüdern. 
sondern  auch  aus  Vettern,  Neffen,  Gnkeln, 
Tanten,  Schwiegersöhnen,  Schwägern  u.  s.  w. 
bestellen. 

Haben  sich  die  grossen  Familiengemein- 
Bcliaften  in  kleinere  taroilien  geteilt,  so  bildet 
sich  dieselbe  Anteil  besitzform  aus,  die  ^ir 
in  Noi-drussland  kennen  gelernt  haben.  Nur 
in  einem  Punkte  unterscheidet  sich  der 
kleinrussische  Anfeilbesitz  von  dem  des 
nordrussischen  Dorfes  —  es  ist  in  betreff 
der  Umteilungen.    Im  nordniesi sehen  Dorfe 
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habe»  wir  audt  rmteUimgen,  die  daiin  be- 
Btaadoii,  dasä  durch  diese  ÄiiBgletcUnngeii 
^eprilft  wurde,  ob  der  kronkrete  Anteil  dem 
ideellen,  geerbten  oder  gekauften  Rechte 
entspricht. 

Ktwas  anders  Jagen  die  Vcrliältnisse  in 
Kleini-usstand.  Auch  hier  besass  ein  jeder 
ein  LandstHck,  das  dem  geerbten  oder  ge- 
kauheu ideellen  Anteile  koiTespondierte,  aber 
diese  Anteile  wnrden,  wie  Liitschitzki  be- 
liamitet,  verlost.  Man  teilte  das  Landstdck 
in  Gewanne,  und  ein  jeder  Sjabr  bekam  eine 
seinem  ideellen  Anteile  entsprecliende  Zahl 
derselben.  Ob  solche  Verteiliingen  perio- 
disch oder  jährlich  voi«enommen  wurden, 
dies  zu  beantworten  reichen  die  Lutsehitzki- 
sehen  Materialien  nicht  aus. 

Aber  nicht  nur  in  der  Vei-gangeiiheit 
sind  Spureil  des  Anteilbesitzes  zu  finden, 
die  statistischen  Untersuchungen  der  nissi- 
schen Xandschaften  haben  testgestellt,  dass 
noch  gegenwärtig  ein  Teil  des  l)äuerlicheii 
Grundbesitzes  Mittel russlands  im  Anteilbe- 
sitze, oder  wie  die  betreffenden  Bauern  es 
nennen,,  im  »Tiertelrecht sbesitze«  sich  be- 
findet. Diesei-  Anteilbesitz  ist  besonders  ver- 
breitet in  den  Gourernements  Smolensk, 
Kaliiga,  Orel,  Kursk,  Rjasan,  Woionosh, 
Pensa  und  Samara. 

Der  Viertelrech tsbesitü  ist  ein  Analogen 
des  nordniBsischen  Anteil-  Hn<l  des  klein- 
russischen  Sjabrj--Besitzes.  Wie  iene  Be- 
sitzformen ist  das  Viertelrecht  ein  familien- 
besitz.  Testamentarische  Verfügimg  ist  aus- 
geschlossen. Ein  je<ler  hat  das  Recht  auf 
einen  Anteil  nach  dem  Grade  seiner  wirk- 
lichen oder  fingierten  Verwand tscliaft  mit 
dem  Stammhalter.  Wie  bei  den  Anteilbe- 
sitzformen,  die  wii-  schon  kennen  gelernt 
haben,  sind  die  Anteile  beim  Vierteli-eehts- 
bositz  nur  ideell.  Umteilungen  kommen  ziu- 
Regulierung  der  Grenzen  sowie  zur  Beseiti- 
gung der  Gemengelage  und  aus  andei'en 
teehnisclien  Gründen  vor. 

Diese  VerbreUung  des  Anteilbesitzes  in 
den  verschiedensten  Gegenden  Kiisslajids 
1^  die  Annahme  nahe,  dass  vor  der  Aus- 
bildung der  Feldgemeinschaft  die  Hauskom- 
munion lind  B2>äter  der  Anteilbesitz  die 
Grund  besitzformen  des  alten  Russland 
waren.  Wie  in  Nordrussland,  lebten  auch 
in  Centralnissland  die  Bauern  in  kleinen 
Dörfern,  die  sie  »Derewnä«  nannten.  Diese 
Dörfer  bestanden  aus  sehr  wenigen  U5fen, 
h&ufig  sogar  nur  ans  einem  Hofe.  Professor 
Saolowioff  berechnet,  dass  die  Dörfer,  die  in 
dem  Wodschen  Steuerbuche  vom  Jalii-e  lüOO 
angefiihi-t  sind,  meisteus  aus  1 — 4  Höfen 
bestanden.  Nach  Ssokolowski  sind  in  den 
Lad<M;er,  Orechower  und  Koreler  Distrikten 
der  Wodschen  Pjatina  2710  Dörfer,  von 
diesen  bestehen  1419 ,  also  die  gi-össere 
I^fte,  aus  je  einem  Hofe,  in  r»8  Dörfern  also 


in  2,1  "/o  der  Gesaintzali],  gab  es  10— 2ft 
Höfe,  in  4  Dörfern  35—45  Höfe  und  nur  in 
2  Dörfern  mehr  als  50.  In  der  Permsehen 
Gegend  bestanden  die  Dörfer  zum  grössten 
Teil  aus  einem  Hofe,  in  der  Derewschen 
Pjatina,  die  näher  am  Centrum  gelegen 
war,  durchschnittlich  aus  2 '.'?  Höfen.  Aber 
je  nälier  nach  Moskau,  desto  bevölkerter 
wei'den  die  Dörfer;  so  liat  der  Twereche 
Distrikt  im  Jahre  l.'>40  durchschnittlich  3, 
im  Dmitrowschen  Kreise  kommen  schon 
ungefähr  5'/i,  und  im  Perejaslaw  sehen 
Kreise  ungefähr  7  Höfe  pro  Dorf, 

M'ie  in  Nordrussland  hatten  die  Bauern 
das  freie  Veräusseningsrecht.  Sie  kauften, 
verkauften,  vei'erbten  und  verpfäudelen  ihre 
Dörfer.  Nichtsdestoweniger  nahmen  viele 
Schriftsteller  das  Vorhan  de  iiseiii  der  Mark- 
genossenschaft im  alteu  Russland  au  und 
erblicken  dieselbe  in  der  »Wolosti,  die  nur 
ein  fiskalischer  und  gerichtlich-polizeiliclier 
Bezirk  war.  Die  betreffenden  Schriftsteller 
stützen  sich  auf  die  Urkunden,  die  dafür 
Zeugnis  ablegen,  dass  die  Wolost  über  die 
freienljändereien.die  innerhalb  ihrer  Grenzen 
gelogen  sind,  vei-fügen  konnte.  Diese  Tliat- 
sache  ist  nicht  zu  bezweifeln,  und  die  Ge- 
schichte des  nissischen  Baiieru  bietet  auch 
Aufklärung  darüber. 

Die  Bauernwolost  war  in  erster  Linie 
ein  Steuerbezirk  der  in  Steueiwigelegen- 
heiten  zur  solidarischen  Haft  gegenseitig 
verpflichteten  Bauern.  Die  Steuern,  die  auf 
den  Bauern  lasteten,  waren  sehr  hoch.  Der 
Gnind  und  Boden  konnte  diese  Steuern 
kaum  erfragen,  die  Bauern  konnten  keine 
Käufer  finden  und  da  die  Steuern  den 
Bodenertrag  ftberfi-afen,  blieb  ihnen  liäufig 
nichts  melu-  ilbrig  als  das  Dorf  zu  verlassen. 
Ende  des  16.  Jahrhunderts  wai-  die  Zahl 
der  verlassenen  Dörfer  viel  grösser  als  die 
der  bewohnten.  (Vgl.  unseren  Art.  Die 
Bauernbefreiung  in  Russland  oben 
Bd.  II  a.  a.  ü.)  Besteuert  waren  nur  die  be- 
wohnten Dörfer,  aber  die  Revisionen  und  Neu- 
eintraguagen  in  die  Steuerbücher  geschahen 
in  langen  Zwischenräumen,  und  wenn  ein 
Bauer  sein  Land  verlassen  hatte,  so  musste 
die  gesamte  Wolost  bis  zur  nächsten  Revi- 
sion die  Steuern  für  ihn  entrichten.  Dass 
diesem  Zustand  die  Wolost  durch  alle  ilir 
zu  Gebote  stehenden  Mittel  abzuhelfen  suchte, 
ist  begi-eiflich.  So  sucht  die  Wolost  durch 
verschiedene  Vergünstigungen,  durch  steuer- 
freie Jahre  etc.  Bauern  an  sich  hei'anzu- 
locken,  die  willig  wären,  die  verlassenen 
Gnmdstücke  zu  überoelimen  und  gleich  den 
andei'en  später  die  Steuern  zu  zahlen.  Dies 
bedeutet  nicht,  dass  die  Wolost  als  solche 
Eigentümerin  des  Gnmü  und  Bodens  ist, 
nichts  wäre  falscher  als  diese  Annahme! 
Dei-  Eigentümer  ist  der  Bauer,  der  auf  dem 
Boden  sitzt   wenn  er  aber  sein  Grundstück 
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verlässt,  so  wHI  die  Wolost  nicht  füi-  seinen 
verlassauen  Laudantoit  Steuern  zahlen  im<l 
STioht  für  das  lierrenloa  gewordene  I^atid 
einen  anderen  Besitzer.  —  So  verfüfjt  die 
WoJost  über  den  Grund  und  Boden  nicht 
als  eine  vermeintliche  JUarht^nossenschaft, 
sondern  als  ein  fiskaltsclies  Oi^n,  was  sie 
aucti  war.  Wir  müssen  die  Markgenosscn- 
schaftätheoi-ie  abweisen,  weil  die  unzähligen 
Urkunden,  die  die  archäograplüschen  Expedi- 
tionen lind  historischen  Untersuchungen  uns 
geliefert  haben,  uns  keine  Berechtigung  für 
diese  Annahme  gewähren,  wolil  aber  glauben 
wir  berechtigt  zu  sein,  den  Anteilltesitz  als 
Uebergangsstufe  zwischen  der  abgesclilos- 
senen  Familien  Wirtschaft  mit  ihrem  aus 
einem  Hofe  bestehenden  Dorfe  und  dem  in 
Ausbildung  begriffenen  individuellen  Grund- 
besitze als  eine  allgemeine  Erscheinung  des 
ganzen  Moskowitischen  Russlands  zu  be- 
trachten. 

4.  Die  Entstehung  der  Feldgemein- 
schaft auf  dem  gntsherrlicheD  Boden. 
Am  Ende  des  16.  Jahrhunderts  gab  es  in 
den  centi-aien  Provinzen  des  Slosltauer 
Staates  fast  gai'  kein  Baiiernland  mehr.  Das 
bäuerliclie  Land  wurde  den  Dienstmannen 
des  Zaren  geschenkt  oder  verliehen,  und 
deshalb  befand  sich  zu  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts fast  die  gesamte  Banemscliaft 
Ccntralrusslands  auf  gntslierrlichem  Boden. 
Die  Bauern  waren  persönlich  frei,  ökono- 
misch aber  waren  sie  vom  Gutshemi  voll- 
sl&idig  abhängig.  Die  Interessen  des  üuts- 
heiTn  waren  massgebend,  tmd  wenn  es  in 
seinem  Interesse  war,  seine  bäuerlichen 
Pächter  gleichmässig  zu  beschäftigen,  so  war 
er  imstande,  eine  Umteilung  vorzunehmen. 
Die  erste  Urkunde,  die  von  einer  lAndiim- 
teilung  berichtet,  gehört  dem  Ende  des  15. 
Jahrhunderts  an.    Sie  lautet  wie  folgt: 

»Von  dem  Metropoliten  Simon  an  Jurka 
Maslanieki.  Es  kli^  mir  Mathias,  der 
Archimandrit  meines  Konstantino-Elensehen 
Klosters  und  erzälilte  mii-,  dass  die  Kloster- 
bauern auB  Snrolom  und  Dobroseije  viel 
Land  und  die  Bauern  des  Kloatere  wenig 
Land  bebauen.  So  fahre  doch  mit  Mathias 
dem  Archimandriten  zu  jenen  Dörfern,  lasse 
das  Land  in  allen  drei  l;eldem  messen  und 
gieb  den  Christen  5  Dessätinen  in  einem 
jeden  Felde,  und  für  das  Kloster  sollen  sie 
die  sechste  Dessätine  bebauen.  Und  wenn 
es  fiberflüssiges  Land  geben  wird,  dann 
kann,  wer  will,  auch  mehr  Land  bekommen, ' 
nmr  bebaue  er  den  sechsten  Teil  des  Klosters. 
Wer  keine  Kräfte  hat,  um  5  Dessätinen  zu 
bebauen,  der  mag  weniger  für  sich  und 
dem  entsprechend  weniger  fOr  das  Kli)ster 
bebauen«. 

Im  15.  imd  im  16.  Jahrhundert  war  aber 
der  Bauer  nocli  frei;  er  konnte  die  Abhän- 
gigkeit von   einem   Gutshen-n  mit  der  Ab- 


liängigkeit  von  einem  anderen  vertauschen. 
Erst  die  Leibeigenschaft,  die  ihn  aller  Rechte 
beraubte,  war  geeignet,  die  Einführimg  der 
Feldgemeinschaft  mit  seinen  periodischen 
Umleilungen  einzufahren.  Der  Ukas  vom  5. 
Januar  172U,  der  den  Gutsbesitzer  fQr  das 
rechtzeitige  Einfliessen  der  Kopfsteuer  von 
allen  männlichen  Leibeigenen  verantwortlich 
machte,  musste  den  Gutsbesitzer  veranlassen, 
alle  seine  Leibeigenen  produktiv  z\i  ver- 
werten. Es  lag  deshalb  im  Interesse  <tes 
Gutsbesitzers,  periodische  Landumteilnngen 
einzuführen,  um  den  bäuerlichen  Zuwachs 
mit  Landanteilen  zn  versoi^en.  Der  junge 
Bauer  wurde  so  früh  als  möglich  verheiratet, 
und  die  neue  Familie  wurde  mit  einem 
»Tjagloi  versehen,  das  heisst  sie  bekam 
einen  bestimmten  Landanteil  und  musste 
bestimmte  Abgaben  dem  Gutsherrn  ent- 
richten. So  schreibt  Bytsehkoff  in  seiner 
•  Anleitung  für  Giitsverwalters :  »Der  Ver- 
walter, der  sich  um  das  Interesse  seines 
Gutsherrn  bemüht,  muss  dafür  sorgen,  dass 
die  Zahl  der  Tjaglobaucm  sieh  immer  ver- 
mehren soll,  und  von  den  Tjaglos.soll  er 
nur  die  Verki-üppelten  und  vöÜig  arbeits- 
unfähigen befreien«. 

Die  periodischen  Landumteilungeu  waren 
allgemein  verbreitet.  Und  schon  im  18.  Jahr- 
hundert gab  es  Männer,  die  sich  der  Schäden 
der  häufigen  Landumteüungen  wohl  hewusst 
waien.  So  z.  B.  Baron  Wolff,  der  ein  Ab- 
geordneter des  Jamburger  Adels  in  der 
Kommission  für  die  Ausarbeitung  eines 
neuen  Gesetzbuches  war,  äusserte  sich  gegen 
die  häufigen  Umteiluugen  und  schlug  vor, 
dass  »wenn  es  Land  genug  gebe,  man 
bestimmte  Streifen  für  die  anwachsende 
Generation  vorbelialten  imd  niclit  an  der 
alten  Sitte,  jährlich  das  Land  umzuteileu, 
festhalten  sollen. 

W.  J.  Semewski,  der  vorzügliche  Kenner 
der  niasisehen  Bauern  geschichte,  behauptet, 
dass  zur  Zeit  der  I^ei  beigen  schaff  die  Land- 
umteilnngen von  Gutsbesitaem  viel  häufiger 
verordnet  wurden,  als  es  gegenwärtig  von 
den  freien  bäuerlichen  Gemeinden  der  Fall  ist. 

5.  Die  Einführang  der  Feldgemein- 
schaft bei  den  Staatsbanem.  Unter  dem 
Namen  Staatsbauern  veretaud  man  in  B«ss- 
lend  jene  Bauern,  die  auf  dem  Boden  der 
Staatsdomänen  ansässig  waren.  Mit  der 
Einführung  der  Ijei beigen schaft  haben  auch 
die  Staatsbauern  die  Freizügigkeit  verloren, 
Ihre  Lage  war  aber  in  jeder  Beziehung 
besser  als  die  der  gntsheiTlichen  Bauern, 
sie  waren  nicht  leibeigen,  sie  waren  keiner 
Privatperson  hörig. 

Durch  den  Ukas  vom  2%.  Juni  1724  war 
die  Kopfsteuer  auch  unter  den  Staatsbanern 
eingefülirt  Ausser  der  Kopfsteuer  wurde 
ihnen  noch  eine  Supplementsteuer  auferlegt, 
die,  wie  es  im  Ukas  vom  7.  Januar  1723 
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heiset,  »tlea  Zahlungen  dei-  giitslierrJichen 
und  Apauagehauern  entsprechen  aolls  und 
die  später  als  »Osrok»,  d.h.  Pachtgeld,  be- 
zeichnet worden  ist.  Diese  Einführung  der 
Pachtsteuer  hatte  die  weitgehendste  Bedeu- 
tung gehabt,  eie  ist  der  Ausgangspunkt  der 
ganzen  russischen  Agrarpolitik  des  18.  Jahr- 
hunderts den  Staat  slmuern  gegenüber. 

Die  unter  den  Staatsbaueru  bestehende 
Onindbesitzform  war  der  geschilderte  An- 
teilbesitz oder  persönlicher  Grundbesitz. 
Kauf,  Verkauf  ima  Veri>f!lndun^  des  Grund- 
besitzes war  allgemein  verbreitet,  von  der 
modernen  Feldgemeinschaft  mit  iliren  [jeri- 
odißchen  UmteilungeD  war  nicht  die  Rede. 
Die  Folge  dieser  Yeifliisserungsfreiheit  war 
einerseits  die  Koncentration  des  Grund- 
besitzes in  den  Häuden  der  reichen  Bauern, 
andererseits  lag  die  Gefahr  nahe,  dass  die 
Masse  der  Bauern  völlig  landlos  werden 
könnte.  Im  Norden  Riisslands  ist  es  auch 
geschehen;  die  grossen  Bauernmassen  wiir- 
tieii  Hälftner  auf  dem  Gnind besitz  der 
reichen  Bauern.  Kurz  die  Differenzierung 
der  Bauernmassen  war  eine  allgemeine  Er- 
scheinung. Die  Einfflhnmg  der  Kopfsteuer 
hat  in  den  besteuerten  Köpfen  der  expro- 
priierten Bauern  wahrscheinlich  die  Idee 
von  einer  Landumteilung  erweckt,  das  Vor- 
bild einer  solchen  Umteüung  sahen  sie  ja 
auch  bei  den  gutsherrlichen  Bauerngemein- 
den. Aber  die  Interessen  der  Armen  waren 
innerhalb  der  Gemeinde  nicht  ma^^ebend 
genug,  besonders  wo  es  sich  um  die  Ein- 
führung einer  so  revolutionären  Massregel 
handelte.  Im  Gegenteil,  den  Bauern  erachien 
es  selbstverständlich,  dass  die  Armen,  die 
nicht  imstande  waren,  ihren  Landanteil  zu 
bewirtschaften  und  die  auf  ihnen  ruhende 
Kopfsteuer  zu  zahlen,  ihren  Grundbesitz  an 
die  reichen  Bauern  mit  der  Bedingung  vei> 
kauften,  dass  diese  (die  reichen^  für  sie 
auch  die  Kopfsteuer  entrichten  inussten. 

Solch  eine  Wirtschaft  passte  wirklich 
nicht  in  den  Rahmen  des  russischen  Staats- 
wesens, und  die  russische  Regionifig  begann 
deshalb  mit  rücksichtsloser  Energie  die  Ein- 
führung der  Feldgemeinschaft  unter  den 
Staatsbauern  zu  verfolgen,  denn  ihr  Be- 
streben war,  einen  jeden  Bauern  mit  einem 
Landanteile  zu  versehen,  der  ihm  ermög- 
lichen sollte,  den  auf  ihm.  ruhenden  Zahlungen 
nachkommen  zu  können.  Einen  natürlichen 
Bimde^nossen  hatte  die  Regienmg  in  den 
proletarisierten  Bauern,  denen  die  Feldge- 
meinschaft doch  lieber  als  der  Bettelstab 
war.  Unter  Graf  Kiaseleff,  der  das  Minis- 
terium in  den  Jahren  18JJ6  bis  185ö  leitete, 
hat  die  Regierung  mit  einer  gesteigerten 
Energie  die  Einführung  der  Feldgemein- 
schaft bei  den  Staatsbauern  erstrebt  und 
diesmal  nicht  mir  ans  fiskalischen  Gründen. 
'Die  Landverteilung  nach  Seelen,«   meinte 


■die  einer  jeden  i-adikalen  Ver- 
besserang so  schädlich  ist,  hat  ihren  Vorzug 
in  betreff  der  Beseitigung  der  Proletarier, 
und  deshalb  ist  sie  eine  Frage,  deren  Ijösung 
ausserhalb  des  Bereiches  der  rein  wirtschaft- 
lichen Fragen  liegt.«  Und  dieser  Idee  ge- 
treu gelang  es  Kisseleff  in  den  Jahren  ISi-IO 
bis  ISr^O,  unter  533 -201  regist riei-ten  Staats- 
bauern die  Feldgemein  schaff  einzuführen, 
und  nur  4ü"JriCH>  Staatsbatii'rn  sind  unter 
Kisseleff  nocli  beim  alten  Anteilbesitze  ge- 
blieben. 

6.  Die  EotstehuDg  der  Feldgemein- 
achaft  in  der  Gegenwart  Auch  in  der 
Gegenwart  geht  in  vielen  Gegendon  Russ- 
lands der  Entstehungsprozess  der  Feldge- 
pieinsehaft  vor  sich.  Manche  Anteilbesilz- 
gemeinden  ( Viertel reehtsgemeinden)  führen 
unter  dem  Drucke  der  besitzlosen  Majorität 
die  proportioneile  Land  Verteilung  und  (leri- 
odisehe  Land  umteilun  gen  ein.  Natürlich 
wird  die  Feldgemeinschaft  nicJit  mit  einem 
Schlage  eingeführt  Meistens  werden  die 
Wiesen  und  Wälder  früher  feldgemeinschaft- 
lich genutzt  und  nach  Seelen  umgeteilt  aLs 
die  Aeeker. 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  Ent- 
stehung der  Feldgemeinschaft  in  Sibirien ; 
auf  dieselbe  wurde  die  Wissenschaft  durch 
die  verdienstvollen  Untersuchungen  des  be- 
kannten Sibirien  forscheis  Alexander  A. 
Kaufmann  ziiei-st  aufmerksam  gemacht. 

In  den  Gouvernements  Jenissejsk  und, 
Irkut^  kommt  es  noch  gegenwärtig  vor, 
dass  neue  Ansiedelungen  auf  freiem,  von 
niemandem  oceupiertem  Boden  gemacht 
werden.  Vor  kurzer  Zeit  waren  solclie 
Occupationen  in  ^nz  Sibirien  die  Regel. 
Das  Ijaad  lag  im  Ueberflusse,  und  es  stand 
einem  jeden  frei,  ein  beliebiges  Stück  Land 
zu  wählen  und  es  urbar  zu  inachen.  Und 
so  occupierte  der  neue  Ankömmling  ein 
Stück  l^and,  das  er  bebauen  konnte,  und 
baute  darauf  seinen  Hof,  der  »Zaimka« 
(Occujmtion)  genannt  wurde.  Aehnlich  voll- 
zog sich  die  Occupation ,  wenn  mehrere 
Familien  zu  gleicher  Zeit  imd  am  selben 
Orte  ihre  neue  Heimat  hier  in  Sibirien 
gründeten.  Dann  bauten  sie  dorfmässig 
ihre  Häuser  in  eine  Reihe,  hinter  den  Häu- 
sern dehnte  sich  die  Gemeindeweide  aus, 
ihre  Aeeker  und  Wiesen  occupierten  sie  in 
Gemengelage  oder  in  einzelnen  Landstücken. 
Neue  freiwillige  Ansiedler  oder  Verbannte 
nahmen  sie  gern  in  ihrer  Jtitte  auf,  denn 
das  einsame  Leben  in  der  sibirischen  Wild- 
nis hatte  seine  Schattenseiten.  Die  neuen 
Ansiedler  occupierten  ebenso  wie  die  frühe- 
ren das  freiliegende  Land,  und  so  wuchs 
und  vergiiteserte  sich  die  neue  Kolonie,  bis 
endlich  m  der  Nähe  des  Dorfes  kein  frucht- 
bares Land  mehr  vorhanden  war.  Dann 
mussten  die  ärmeren  Ansiedler,  die  wenig 
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Arbeitsvieh  liatten,  mit  dem  miiulor  frucht- 
baren Lande,  das  in  der  Nähe  der  Aiisied- 
Iud;^  ]ag,   sich   begiiflgen,  <Iie   fotchen  da- 

Egen  fürchteten  sich  nicht,  jnngfräiiliches 
ind  auch  weit  von  dem  Dorfe  zu  occii- 
pieron.  Sie  bauten  dann  auf  den  entfern- 
ten Landstilcken  Hütten,  wo  ein  Teil  ihrer 
Familie  wälireud  der  Arl>eit8zeit  zubringen 
musste,  um  das  Hin-  und  Herreisen  zu  er- 
sparen. Nach  lind  nach  rerwandelte  sich 
die  Hütte  in  ein  Haus,  das  Haus  in  einen  Hof 
imd  der  Hof  häufig  in  ein  neues  Dorf.  Aiif 
dem  Occnpationsi'eohle  beruhten  zwei  Occu- 
pationsformen :  die  sogenannte  freie  Oceu- 
jmtLonsform  und  die  dauernde. 

Das  Reclit  der  danemdeii  Ckaupations- 
form  deckt  sich  mit  der  Gesamtheit  der 
Bechtsbefugnisse,  aus  denen  das  Eigentums- 
recht bestent.  Der  Bauer  ist  uubcscliränkter 
Herr  des  oecupiei-len  Landes,  aucJi  wenn  er 
zur  Zeit  das  Land  nicht  bearbeitet,  wenn 
es  hrach  hegt.  Niemand  hat  das  Reclit,  das 
Land  zu  knltiviei-en ;  er  ist  voUständi^  frei 
in  seiner  ganzen  wirtschaftlichen  Thätigkeit' 
auf  seinem  occupierten  Landstück;  der  Oc- 
eupator  kann  das  Land  verkaufen,  verpachten, 
verpfänden,  verschenken  und  vererben,  er 
hat  über  das  occupierte  I^and  dae  volle  Be- 
sitz-, NutznieSBungs-  und  Verfilgungsrecht, 
das  dem  Privateigentümer  zukommt.  Die 
Analogie  mit  dem  Eigentumsrecht  erstreckt 
sich  auch  noch  auf  die  Erwerbungsarten. 
Das  Oecupafionsi'echt  beruht  entweder  auf 
der  Occupatioii  des  freien  Grund  und  Bo- 
dens (res  nullius  cedit  primo  occupanti) 
oder  aiif  dem  Arbeitsaufwand  (speeifiealio), 
weil  in  den  meisten  Gegenden  Sibiriens  die 
Urbarmachimg  des  Bodens  mit  der  Rodimg 
des  Urwaldes  und  mit  sonstiger  schwerer 
Arbeit  verbunden  ist,  oder  es  beruht  end- 
lich auf  Verjähning. 

Bei  der  freien  Occupation  des  Landes 
sollte  Echeinbai-  dieses  Land  proportionell 
den  Bedürfnissen  sich  verteilen.  Dies  ist 
aber  dui-chaiis  nicht  der  Fall,  jeder  Hofwirt 
occuptert  so  viel  Land,  als  ihm  seine  wirt> 
fichaftlichen  Ki-ftfte  erlauben,  und  diese  KiUfte 
sind  äusseret  verschieden.  Ein  armer  Bauer, 
der  keine  erwaclisenen  Söhne  und  kein  Geld, 
lim  Tagelöhner  zn  mieten,  hat  und  der  nur 
ein  Paar  Pferde  zu  halten  im  stände  ist, 
wird  naturgemäss  zwanzigmal  woniger  Land 
occunieien.  können  als  der  reiche  Bauer, 
welcher  Hh  bis  40  Pferde  hat  und  über  zahl- 
reiche Arbeitskräfte  verfügt. 

Auf  solche  Weise  entsteht  auf  der  Basis 
des.  GccnpafionsrechteB  allmählich  ein  Zu- 
stand, bei  welchem  eine  grosse  Zahl  der 
Dorffjenossen  ihr  Occupation srecht  gar  nicht 
verwirklichen  kann,  wahrend  andererseits 
eine  geringe  Zahl  von  Einzelhofbositzem 
Hunderte  von  Dessjätinen  Iw wirtschaften. 
Der  Boden   fUi-  den  Klassenkamjif  ist  also 


gegeben.  Und  mm  kommt  .das  entscheidende 
Moment :  während  das  Land  dem  Wohlstand 
und  der  Arbeitskraft  gemäss  sich  auf  ein- 
zelne Höfe  bei  dem  Occupat ionsrecht  ver- 
teilte, pfle^n  die  Abgaben  und  Lasten  nach 
der  Zahl  der  erwachsenen  Arbeiter,  manch- 
mal nach  den  Revisionsseeleu')  verteilt  zu 
werden.  Die  ökonomische  Leistungstthig- 
keit  des  Hofes  wii-d  gar  nicht  berücksichtigt. 
Infolgedessen  kommt  es  liäufig  vor,  dass 
der  reiclie  Zaimka-  (Einzelhof-)  Besitzer  die- 
selben und  mitunter  noch  geringere  Abgaben 
zu  entrichten  hat  als  der  landlose  Genosse, 
welcher  zwar  das  Recht  hat,  freies  Land 
zu  occupieren,  wenn  er  solches  findet,  der 
aber,  um  nicht  zu  verhungern,  als  Knecht 
im  Hofe  des  i-eichen  Bauern  leben  niiiss. 
Es  ist  also  klar,  wanim  der  arme  Teil  der 
Bevölkening  von  jeher  Anhänger  der  Feld- 
gemeinschaft ist  und  eine  eifrige  Agitation  zu 
Gunsten  derselben  führt.  Aber  trotz  der 
Mehrzahl  der  ärmeren,  nach  Ausgleichung 
der  Besitz  Verhältnisse  strebenden  Bauern 
gelingt  es  den  i-eichen  auf  den  Volksvor- 
samimimgen,  die  drohende  Gefahi-  der  Uiu- 
teiliing  sehr  lange  zurückzuhalten.  Es  ge- 
schieht hauptsitdilieh  durcli  den  grossen 
Einfluss  der  Reichen  als  >  herrschende 
Elasset. 

Mit  dem  steigenden  Landmangel  und 
steigenden  Missverhälliiisse  zwischen  I^eis- 
ttmgsfähigkeit  und  Steuer,  bei  der  Macht- 
vollkommenheit des  Mirs,  d.h.  der 
Gesamtheit,  sogar  das  Eigeutums- 
recht  nach  Beliebeu  zu  modifizie- 
ren oder  aufzuheben,  wächst  bei  einem 
Teile  der  Gemeindegenossen  die  Unzufrie- 
denheit mit  der  bestehenden  Ordnung  und 
die  Agitation  gegen  dieselbe.  Und  wenn 
diese  »Unzufrie<IeiUieit«  zur  Majorität  ge- 
langt, dann  müssen  Reformen  getroffen 
werden.  Neue  Grund besitzfoi-men  und  neue 
Nutzun^formen  werden  geschaffen.  Und 
ailmälilich  vollzieht  sich  der  Uebergang  zum 
Gemeindebesitz. 

Die  erste  Uebergangsform  ist  die  von 
Kaufmann  gekennzeichnete  Form  des  be- 
schränkten oder  geregelten  Occupaüons- 
rechtes.  Das  Besitzrecht  auf  die  occupierten, 
aber  nicht  genutzten  LandstOcke  —  die 
nicht  gei-odeten  occiipieitou  Wälder,  die  riele 
Jahre  brach  liegenden  Äecker  —  wird  stark 
eingeschränkt.  Das  Recht  auf  die  nicht  ge- 
nutzten Landstücke  wird  auf  2U  bis  If)  Jalire 
bestimmt  und  allmählich  mit  dem  wachsen- 
den Ijandmatigel  bis  auf  3  Jalü«  verkürzt. 
Zuletzt  wird  das  dauernde  Occupat ionsreclit 


'1  Im  Jalire  1858  war  die  X.  „Revision", 
d.  b.  Zählung  der-Bauero,  nach  den  durch  diese 
Zählung  ermittelten   ..ReviRionsseelen"    werden 
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gänzlich  abgeschafft  uiiil  ein  jeder  liat  das 
Becht,  das  oben  verlassene  Feld  des  Naclt- 
baru  neu  zu  occiipiereo.  Zu  gleicher  Zeit 
hebt  die  Genieinde  das  bei  der  dauernden 
Occiipationsfoi-in  herrschende  Veränsserun ge- 
recht auf,  der  Verkaiif  des  occupierten 
Landes  wii-d  prioeipiell  als  unzulässig  an- 
erkannt. 

Durch  diese  Einschränkung  des  Occn- 
pationsrechtes  ist  zwar  die  Lage  der'  armen 
etwas  verbessert,  aber  die  reichen  Bauern 
blieben  doch  bei  ihrem  Besitz,  da  sie  im- 
stande sind,  jedem  Versuch,  in  den  Bereich 
ihres  Oocupationsbesitzes  einzudringen,  zu 
widerstehen.  Anderei-seits  hat  die  beschränkte 
Occupationsbesitzform  sehr  grosse  Nachteile. 
Da  die  Arbeit  die  einzige  'Grundlage  der 
Occnpation  ist,  so  hßnnen  die  Reichen  dei 
Besitz  der  ökonomisch  Schwachen  sich  an- 
eignen, indem  sie  den  letzteren  die  zußUlig 
IUI bearbeit eleu  Felder  wegnehmen.  Ausser- 
ordentliche landwirtschaftliche  Schädei»  ent- 
Iiült  femer  dieses  Kecht,  die  brach- 
liegenden Felder  zu  occupiei-en.  Das  giebt 
Veranlassung,  den  Feldern  nicht  die  nötige 
Erholung  zu  gewähren.  Diese  beschränkte 
Occiipationsform  kann  sich  deshalb  auf  die 
Dauer  nicht  halten.  Und  nun  kommt  noch 
liinzu,  dass  bei  der  Zunahme  der  Bevölke- 
rung die  Bedränjjung  immer  wächst,  denn 
das  knlturfähige  Land  ist  occupiei't,  imd  nn- 
kulliviert  oder  brach  liegt  nur  solches,  das 
entweder  von  der  Kultur  ei^cliRpft  oder  för 
die  Kultur  unbrauchbar  sieh  einweist.  Da 
wird  wieder  von  der  ärmei'en  Bevölkening 
hervorgehoben,  dass  dieselben  Steuern  ge- 
zahlt woixlcu,  das  Land  al>er  in  der  unge- 
rechtesten Weise  verteilt  sei,  und  mit  der 
grösslen  Energie  drängt  sie  jetzt  auf  eine 
tmteilung. 

Und  allmählich  S<:hritt  für  Schritt  ent- 
wickelt sich  die  Feldgemeinschaft,  die  nocJi 
dazu  von  der  lokalen  Administration  stark 
begünstigt  wird.  So  z.  B.,  berichtet  Alexander 
Ark.  Kaufmann,  »erfolgten  im  Jahi-e  18G0  in 
einer  Wobst  des  Sschimschen  Kreises  all- 
gemeine Umteiluneen  auf  Anordnung  des 
Chefs  der  Kreispolizei,  die  durch  die  sich 
stetig  auf  Grundlage  der  Occupationsoi-d- 
jmng  wiederholenden  Streitigkeiten  hervor- 
gerufen wurde  ...  In  den  80  er  Jahren 
wurde  der  Entwickelungsprozess  der  Feld- 
gemeinschaft im  Gouvernement  Tobolsk 
(lui'ch  Verordnung  der  Bauernkoinmissare 
im  hohen  Grade  beschleunigt  .  .  .  Auf  den 
Einfluss  der  »von  der  Obrigkeit  erlassenen 
Befehle«  pflegten  die  Bauern  bei  der  Eii- 
(juete  80  ereter  Stelle  hinzuweisen,  und 
recJit  viele  Gemeindebeschlüsse  berufen  sich, 
ohne  ii^ndwelche  andere  Motive  anzuführen, 
direkt  auf  die  »Verordnung  des  Herrn  Kom- 
missars für  Bauemangelegenheiten,   welche  ] 


das  Land  pro  Kopf  der  männlichen  Gemeinde- 
glieder zu  verteilen  verordnet.« 

Ebenso  wie  iu  Sibirien  entwickelt   sich 

freien  Occii- 


pationsform in  dem  Kosakenlande  am  Don 
in  der  Krim  und  in  Südrasaland.  Wir  ver- 
weilen nicht  näher  bei  Entwickelung  der 
Feldgemeinschaft  in  den  genannten  Gegenden, 
weil  dieser  Prozess  im  wesentlichen  dem 
EntwickelungBgange  der  Feldgemeinschaft 
in  Sibirien  ähnlich  ist. 

7.  Die  Geataltungstomien  der  Feld- 
gemeinschaft. Der  reine  Typus  der  Feld- 
gemeinschaft besteht  darin,  dass  das  L.and 
sich  im  Besitze  der  Gemeinde,  des  Mir  d.  h. 
der  Gesamtheit  der  stimmberechtigten  Ge- 
meindemitglieder, befindet,  und  von  diesem 
Mir  wird  das  I.aud  und  die  Lasten  unter 
die  einzelnen  Hauswirte  nach  einem  von 
ihm  vereinbarten  Modus  verteilt.  Das  Grund- 
merkmal  der  Feldgemeinschaft  ist  das  Rocht 
eines  jeden  Gemeindegenossen  auf  Land. 
Mit  diesem  gleichen  Rechte  auf  I^and  ist 
die  gleiche  Pflicht,  die  obliegenden  Lasten 
zu  tragen,  verbunden.  Nach  dem  G.  v.  19. 
Februar  1861  wird  die  solidarische  Haftbai'- 
keit  für  die  obliegenden  Zahlungen  den 
bäuerlichen  Gemeinden  auferlegt.  Die  soli- 
dai'ische  Haft  ist  demnach  auch  ein  Wesens- 
merkmal der  modernen  Feldgemeinschaft 
Dasselbe  gestaltet  den  Gemeinden,  mit  ^is 
Majorität  die  Feldgemeinscliaft  aufzuheben. 
Die  Gemeinden  haben  das  Recht,  die  Ab- 
schaffung der  Umteilungen  und  der  gleich- 
massigen  Verteilungen  des  Gemeindelandes 
zu  beschliessen  und  die  Parzellen  in  erb- 
liche Nutzung  der  einzelnen  Höfe  zu  übei^ 
lassen. 

Die  Formen  der  Feldgemeinschaft  in 
Russland  sind  sehr  macmigbiltig.  Die  Vei'- 
wirklicliung  des  Rechtes  aiif  fjand  d.  h.  die 
Verteilungssysteme  sind  verschieden  in  vei-- 
Bchiedenen  Gegenden  je  nach  den  lokalen 
wii-fschaftlichen  Bedingimgen. 

Die  hauptsächlichsten  \  erteilungssysteme 
sind  fol^nde  fünf: 

1.  Die  Verteihuig  nai'h  der  Revisions- 
seele. 

2.  Die  Verteilung  nach  der  vorhandenen 
männlichen  »Seele«. 

Nach   Seelen  ohne   Unterechied   des 
Geschlechtes, 

4,  Nach  männlicher  Arbeitskraft. 

5.  Nach  Iieistnng^fähigkeit  des  Hofes. 
Kevistonsseelen  sind  Bauern,   die  in  der 

X.   Revision,   d.  b,   in   der   Bauernzälilung 

vom  Jahre  18.'i8  aufgenommen  worden  sind. 

Nach    diesen     ermittelten    Revisionsseelen 
urden  den  im  Jahre  1861  befreiten  Bauern 

die  Pacht  resp,  die  Abtösungszahlungeu  auf- 
legt. 

Die  Verteilung  der  Landteile  nach  den 
5 Vision saeelen  liat  sich  nur  dort  erhalten, 
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wo  tler  Grund  und  Boclea  mit  den  ob- 
liegeinleii  Zahlungren  nicht  überlastet  war 
und  wo  der  Landaateil  dem  Bauern  einen 
Keinertiag  liefei-te.  Besonders  ist  dieses 
Verteilungssystem  vei'breitet  in  den  Ge- 
meinden, die  die  Ablßsungazahlungen  getilgt 
haben  und  wo  der  Bauer  ein  voller  Eigen- 
tllmer  ist.  Wo  ilberliohe  Zahlungen  die 
Bauern  wir  tschaft  nicht  zerriltteo,  will  der 
Bauer  nicht  seinen  Wirtsehaftsbelrieb  durch 
NeuumteUungen  stören.  Durch  diesen  Ver- 
tcilungsmoduB  nach  Bevisionsseelen  ist  das 
Recht  eines  jeden  Bauern  auf  Land  negiert, 
und  jene  Gemeindegenossen,  die  uach  der 
X,  Revision  geboren  worden  sind  und  keine 
Landanleile  erhalten  haben,  befinden  sieh  in 
Opposition  gegen  dieses  Verteilnngssystem, 
das  gegenwärtig  häufig  nur  als  eine  Uober- 
gangsform  von  Feldgemeinschaft  zum  erb- 
lichen Hotbesitz  betrachl*?!  werden  kann. 

Das  System  der  Verteilung  nach  vor- 
handenen männüchen  Seelen  findet  dort 
statt,  wo  die  landlosen  Bauern,  die  gegen 
die  Land  Verteilung  nach  Revision  sseelen 
sind,  die ,  lit^tige  Majorität  erlangen.  Bei 
dieser  VerteiluDg  werden  in  manchen  Ge- 
meinden alle  männlichen  Seelen,  Säuglinge 
eingeschlossen,  berücksichtigt ;  in  anderen  Ge- 
meinden dagegen  wird  eine  Grenze  festgestellt 
und  das  Land  wird  verteilt  an  alle  mann- 
Itrhen  Seelen  vom  ä.,  8.  oder  10.  Lebens- 
jahre. 

Obgleicli  die  Stellung  der  Frau  in  der 
Gemeinde  wie  in  dem  russischen  Banem- 
lebentlberhaupteineausserordenllich  traurige 
ist,  kommt  es  in  miuicheu  Gemeinden  vor, 
dass  man  das  Land  pro  Kopf  beiderlei  Ge- 
schlechtes verteilt.  Dadumi  wird  nicht 
etwa  die  Gleichberechtigung  der  Frau  in 
der  Gemeinde  festgestellt,  sondern  es  ge- 
schieht aus  Rücksicht  auf  jene  Hauswirte, 
die  viele  Töchter  und  keine  Söhne  haben 
imd  sich  dadurch  in  imgünstiger  Lage  be- 
finden. Diese  Verteilung  ohne  Unterschied 
des  Geschlechtes  heisst  die  Verteilung  pro 
^Mund«,  pro  "Esser*.  Sie  ist  im  allgemeinen 
nicht  besonders  verbreitet 

Besondere  verbreitete  Verteilungsart  sind 
die  männliche  Arbeitskraft  und  das  Tjaglo. 
Wenn  der  Ertrags  wert  des  Gnind  und 
Bodens  ein  viel  niedrigerer  ist  als  die 
Ijasten,  die  auf  ihm  ruhen,  sieht  sich  die 
Gemeinde  gezwungen,  dieselben  nach  der 
Leistungsfähigkeit  unter  die  Gemeindemit- 
glieder zu  verteilen,  und  sie  nimmt  gewöhn- 
lich die  Arbeitskraft  des  Bauern  zum  Aiia- 
gangspunkt.  Pro  Seele  können  die  Lasten 
nicht  verteilt  werden,  da  die  an  Seelen 
starke,  aber  an  Arbeitskräften  schwache 
Bauernwirtschaft  nicht  im  stände  sein  ^n-ird, 
den  auferlegten  Verpflichtungen  nachzu- 
kommen, imd  80  werden  die  Lasten  pro 
Arbeiter  verteilt. 


In  vielen  Gemeinden  wird  auch  Kindern 
und  Greisen  ein  entsprechender  Teil  der 
Lasten  auferlegt;  man  nennt  diese  Ver- 
teilung die  " Bruchteilbeiast ungt.  Es  wird 
dabei  in  Betracht  gezogen,  dass  ein  Greis 
oder  ein  Kind  auch  etwas  erwerben  können ; 
auch  diesen  wird  daher  ein  Bnichteil  eines 
Landanteils  mit  den  entsprechenden  Zah- 
lungen auferlegt. 

Aehnlich  der  Verteilung  nach  mäunlicher 
Arbeitskraft  ist  die  nach  »Tjaglo's«.  Der 
Begiiff  Tjaglo  ist  kein  feststehender:  unter 
ihm  verstehen  die  Bauer«  verschiöiener 
Gegenden  ganz  Verschiedenes.  Im  allge- 
meinen ist  Tjaglo  eine  Einheit  der 
Proportion  zwischen  den  Kräften  und  Be- 
dürfnissen der  Gemeinde mitglied er  und  dem 
vorhandenen  Gemeindelande  mit  seiuen 
Lasten  und  Vorteilen. 

Keussler  erklärt  dan  Begriff  »Tjaglo« 
folgendermassen : 

»Die  Gesamtheit  der  Laudnutzungou  und 
Lasten  verhält  sich  zur  Oesamtheit  der  per- 
sönlichen Bedürfnisse  und  .^beitskiäfte 
wie  der  Landanteil,  der  als  ökonomische 
Einheit  angenommen  ist,  zur  gesuchten 
Grösse  des  Pei-sonalbeslandes    des  Tjaglo.i^ 

Diese  Tjaglovcrteilung  ist  gegcnw.trfig 
nur  noch  in  wenigen  Gemeinden  der  ehe- 
maligen gutsherrlichen  Bauern  gebräuchlich 
und  hauptsächlich  in  solchen,  wo  die  Zah- 
lungen den  Bodeneilrag  überragen. 

Zti  den  Verteilungsarten  in  den  mit 
Zahlung  tlberbttrdeten  Gemeinden  gehört 
endlich  auch  die  Verteilung  nach  der  Leis- 
tungsPihigkeit  des  Hofes.  Bei  diesem  Ver- 
teilungsmodus hat  ein  joder  Hofwirt  das 
Recht,  die  Gemeinde  um  die  Befreiung  von 
einem  Landanteil  zu  bitten  auf  Grund  seiner 
Ökonom i scheu  Schwäche  oder  physischen 
Gebrechen.  Eine  solche  Bitte  findet,  wenn 
sie  berechtigt  ist,  in  derartigen  Gemeinden 
Gehör;  der  Bauer  wird  von  dem  Landanteil 
befreit,  und  der  frei  gewordene  Landanteil 
wird  einem  leistungsfähigeren  Bauern wirt 
auferlegt 

Wirtschaftliche  Motive  sind  es  also,  die 
die  Bauern  gemeinden  der  verschiedenen 
Gegenden  Eusslands  zu  dieser  oder  zu  jener 
Vericilungsart  bewegen.  Wo  die  zugeteilten 
I^ndanteüe  für  die  Bauei-n  keine  I^t,  son- 
dern einen  Vorteil  bedeuten,  suchen  die  be- 
sitzenden Bauern  bei  den  alten  BerisioDS- 
anteilen  zu  bleiben,  und  nur  den  äusserstea 
Anstrengungen  der  am  Gemeindebesitz  nicht 
beteiligten  oder  der  dureh  diesen  Vertei- 
lungsmodns  benachteiligten  Opposition  ge- 
Ungt  es,  Landumteilungen  nach  einem  ande- 
ren Modus  zu  bewirken.  Was  nun  die  Um- 
teilungsfrist  betrifft,  so  war  dieselbe  äusserst 
verschieden.  Von  der  Gesetzgebung  wiu^e 
die  UmteilungsfiTSt  erst  im  Jahre  1893 
regidiert.   Vorher  bewegte  sie  sich  zwischen 
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3—1.")  Jahren.  Aiif  die  fechnischeu  Einzel- 
heiten der  feldgemeinschafthchcn  Praxis  er- 
laubt uns  der  fiaum  hier  nicht  einzugehen. 
Wir  wollen  nun  sehen,  warum  die  Feldfte- 
meinsciiaft    zum    Unlorgang'e   verurteilt    ist 

8.  Die  anflSsende  Wirkung  der  ao- 
ziolen  Phänomene  der  Gegenwart  aof 
die  Feldgemeinschaft.  Ein  nissischer 
Staatsmann  äusserte  sich  in  einem  anonym 
ersrhieueneii  Werke  »Die  Missernte  und  die 
Volksnot*  dahin,  dass  bei  der  zunehmenden 
Bevölkemnprdas  Recht  der  Gemeindegenossen 
auf  gleichmassigen  l^ndanteil  schliesslich  ein 
gleiches  Recht  auf  den  Hungertod  bedeuten 
wirtl.  Diese  Behauptung  ist  völlig  richtig, 
und  der  Ijandmangel  ist  die  wirksamste  Ur- 
sache der  Auflösung  dei-  Feldgemeinschaft. 
Die  Teilbarkeit  de.s  Grund  und  Bodens  ist 
stets  nur  bis  zu  einer  gewissen  Grenze 
möglich,  die  von  dem  Äckerbausystem  und 
den  lokalen  klimatischen  und  sozialen  Be- 
dingungen abliängt.  In  vielen  Gegenden 
Hnsslands  ist  diese  Grenze  sclion  erreicht, 
in  manclieu  sogai-  überschritten.  Der  Land- 
mangel muss  notwendig  die  russische  Feld- 
gemeinschaft mit  ihrem  Rechte  auf  Land 
aufheben.  So  behauptet  auch  W.  Worouzotf, 
der  der  eifiigste  Anhänger  der  Feldgemein- 
schaft ist:  »Ein  grösserer  Landreichtiim 
scheint  die  Umteilungeii  zu  begünstigen, 
weil  die  Bauei-n,  deren  Landanteile  gekürzt 
werden  sollen,  doch  genügend  Land  erhal- 
ten, um  ihre  Arbeitskraft  vollständig  aus- 
zunutzen; deshalb  brauchen  sie  nicht  be- 
sonders energisch  gegen  die  Umteilung  zu 
protestieren.  Ist  aber  der  Ijandanteil  klein, 
dann  sind  die  Gegensätze  extrem  und  ein 
zu  kleiner  Landanteil  erweckt  sogar  bei  den 
liesonders  landarmen  Bauern  ein  geringes 
Interesse  an  einer  Umteilimg.*  —  Wenn  bei 
einem  derartigen  Landman^el  eine  Umtel- 
lung  auch  stattfindet,  so  nnniert  sie  nur  die 
wohlliabenden  Bauern,  ohne  den  Armen  zu 
helfen.  Die  landschaftlichen  statistischen 
Untersuchungen  bestätigen  es  vollständig. 
So  z.  B.  äussert  sich  der  bessarabische 
Statistiker  Jermolinski:  »Wenn  die  Land- 
anteile, die  von  den  einzelnen  Wirten  ge- 
nutzt werden,  derartig  sich  verringern,  ilass 
eine  weitere  Verkürzung  derseliien  die  Exis- 
tenz des  neuen  Wirtes  nicht  sichert  und 
die  des  alten  ruiniert,  dann  hören  die  oll- 
gemeinen  Umteilungen  auf  und  die  Feldge- 
meinschaft stirbt  ab.s  Aehnliches  bezeugen 
die  Statistiker  anderer  Gegenden. 

Das  Hauptargument  der  Anhänger  der 
Feldgemeinschaft  war  die  Ansicht,  dass  die 
Feldgemeinschaft  Russland  vor  der  Ent- 
stehung eines  Proletariats  retten  kann.  Die 
wirts(£aftliche  Eut Wickelung  Russlands  bat 
diese  Prophezeiung  nicht  bestätigt,  vielmehr 
er^Vi  sich,  dass  innerhalb  der  Feldgemein- 
schaft die  Bauernscliaft  in  Wirfschafts  fähig 


und  in  völlig  Veraiint  zerfiel.  Die  Differen- 
zierung des  Bauernstandes  ist  wiederum  ein 
bedeutender  Faktor  in  der  Auflösung  des 
öe  raei  ndebeaitzes . 

Wenn  wk  z.  B.  die  91Ü140  untersuchten 
Bauern  wii-tschaften  des  Gebietes  der  süd- 
lichen Schwarzei-de  nehmen,  so  stellt  sich 
heraus,  dass  23IJ086  Wirtscliaften  oder 25.1 "/» 
kein  Arlieituvieh  haben ,  231  i3Ü9  Wirtschaf- 
ten oder  '^5.3  %  haben  nur  ein  Stück  Ärbeits- 
rieh  imd  4.53485  Wirtschaften  oder  49,6  "/o 
aller  Wirtschaften  haben  zwei  oder  mehr 
Stück  Arbeitsvieh.  Ans  der  Gesamtzahl 
dieser  Wirtschaften  sind  imstande  ihren 
Landanteil  selbständig  zu  bebauen  nur62,'2''.o 
und  3S''/o  hallen  teilweise  schon  mit  der 
landwii-tschaft liehen  Tiiättgkeit  gebrochen, 
und  wo  nicht,  müssen  sie  früher  oder  später 
aus  der  Landwirtschaft  scheiden.  Aber 
auch  diejenigen,  die  sich  auf  ihren  Landan- 
teilen halten  können,  sind  zum  grossen  Teil 
neben  der  Landwirtschaft  auch  auf  die  Haus- 
industrie angewiesen.  Diese  Hausindustrie 
trägt  aber  auch  ihrerseits  zur  Differenziciimg 
des  Bauernstandes  und  znr  Untergrabimg 
der  Feldgemeinschaft  bei. 

Die  Hausindustrie  wirkt  auf  die  Feldge- 
meinschaft ein  nicht  nur  durch  die  Diffe- 
renzierung der  Bauerumasse,  sondeni  aucli 
dadurch,  dass  sie  die  Gemeindegenossen  von 
der  Macht  der  Erde,  von  der  Ehrfurcht  voi- 
der  althergebraditen  Tradition  befreit.  Bei 
der  Feldgemeinschaft  gehört  der  Hauptbesitz, 
dag  Grundeigentum,  nicht  dem  einzelnen, 
sondern  der  Gemeinde,  und  ein  jeder  Qe- 
meindegenosse  liat  sich  gewöhnt,  sich  nm' 
als  vorübergehenden  Nutzniesser  dieses  oder 
jenes  Landanteiles  zu  betrachten.  Für  den 
hausindustriellen  Bauern,  bemerkt  aber  sehr 
richtig  Professor  Issajeff,  kommen  noch 
andere  Elemente  in  Betracht,  Produktions- 
mittel und  Produkte,  die  ihm  als  volles,  un- 
beschränktes, individuelles  Privateigentum 
angehören.  Unabhängig  von  seinen  Berufs- 
genossen sein  Gewerbe  betreibend,  allein  auf 
dera  Slarkfe  die  Verantwortlichkeit  für  die 
Qualität  seiner  Waren  tragend,  allein  die 
Gewinste  beziehend,  trägt  der  Hausindus- 
trielle  diese  neue  Auffassung  auch  auf  die 
Landwirtschaft  Ober.  Er  möchte  ebenso  frei 
über  seinen  Grundbesitz  verfügen.  »Und 
wirklich,  beliaiiptet  Issajeff.  in  vielen 
(Jegenden  der  Troickaja  Wolost  äussert  sich 
dieses  individualistische  Streben  der  Ha»is- 
industriellen  in  den  selten  vorkommenden 
Land  umteilungen.  Seit  der  Bauernbefreiung 
blieben  die  Landanteile  bei  denselben  Bauern, 
die  sie  im  Jahre  18<>1  erhalten  haben.° 

Die  Majorität  der  Bauern  kann  aber  ohne 
gewerbliche  Neben  vertuen  ste  sich  auf  dera 
Landanteile  nicht  halten,  weil  imter  den  vor- 
liegenden Bedingungen  derselbe  den  Bauern 
auch   das   blosse    physiologische   Existenz- 
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minimum  nicht  gewährt.  Die  bäuerliche  haben  es  an  anileren  Orten  gelhan  iinj  wir 
Existenz  l>eniht  also  auf  dem  [.andanteil  kOonen  hier  die  Ursat-hen  nur  aodenien  nnd 
und  der  Hausindustrie.  Diese  Hausindustrie  die  Thalsache  koasiaticren .  ilass  die  Feld- 
ist aber  dem  Untergang  geweihL  sie  kann  gemeinschaft  mit  ibtem  Hechle  auf  Land 
mit  der  Fabrik  nicht  konkurrieren.  Aus-  nnd  mit  ihrer  Zwergnirtächaft  mit  d-'ia 
nahmen  kommen  vor,  aber  im  iE[rossen  und  Wirtschaftsleben  Riis^lanils  und  t^iner  kapi- 
ganzen  ist  die  Tendenz  imbestreitW.  Und ,  talistisohen  Entwickelnng  sich  als  nnverträ^'- 
allc  diese  Bauern,  die  von  der  landvirt-  lieh  erwiesen  hat.  Was  der  nis^is^-he 
schaftlichen  Thäti^keit  nicht  leben  können .  Bauer  jetzt  eriebt,  ist  der  Differenzieniiiis- 
uml  keine  Stütze  in  der  Haiisindustrie  mehr '  nrozess.  Innerhalb  des  ßahoteos  des  alten 
finden,  die  werden  in  der  l^ndgemeinde' Rechtes,  das  Qleiehheit  des  Besitzei^  be- 
völlig iiherflüs.«ig,  Ihre  Zuflucht  muss  die  ■  zweckte,  bildet  sicii  als  Massenerschoinune 
Fabi^  werden ,  die  die  Hausindustrie  ver- .  aiis  die  immer  krasser  werdende  ScheidiiDsr 
drängt  hat.  i  zwischen  Besitzenden  und  Nicht  besitzenden. 

•  Wem  gehören  die  HOtten  mit  den  ver-'Die  Zwei^-irtschafi ,  wie  sie  notwendig 
nagelten  Fenstera?'^  fragt  der  berühmte '  eine  Folge  der  Art  der  Bauernbefreiung  und 
nissische  Novellist  Zlatowratski  einen  i  liaapts3c-IUich  der  Feldgemeinschaft  war.  hat 
Bauern  im  Dorfe.  »Wohl  dem  'liiFligen<  die  nissisohe  Bauernschaft  in  wirtschaftliche 
Volke?«  1  Widerspriiche  verwickelt,   hat  sie  vor  Auf- 

•Selir  richtig,  dem  'Luftigen-,  antwortet ;  gabm  gestellt,  die  nur  (Itirch  das  Abgeheu 
der  Bauer.  .Luftig'  —  das  ist  das  richtige '  des  attea  feldgemein schafllichen  Rechtes  zu 
Wort  ,  weil  dieses  Völkchen  wie  ein  Vogel '  lösen  sind.  Die  wirtschaftliche  Entwickelimg 
fliwt.  Zuerst  sitzt  er  und  strengt  sieh  an  j  Riisslands  drängt  gebieterisch  anf  «^nen 
und  i|Uält  sich  ah  auf  seiner  Dessjatinc,  i  L'eber^ng  zu  einer  rationelleren  laodwirt- 
aber  endlich  .  .  .  Husch !  Da  ist  er  fortge-  schaftlichen  Kultur,  zur  Ausscheidung  einer 
flogen  .  .  .  Und  da  bittet  er  noch  den  Nach-  '  Bauernklasse  im  Sinne  normaler  Vnllwirt- 
har  (damit  man  ihm  einen  Pass  gebe),  er i Schäften  und  zi\r  Ausbildung  eines  indus- 
möge  doch  seinen  L^ndanteil  [lachten.  Injtriellen  und  landwirtschaftlichen  Arbeiter- 
(.'hristi  Namen  bittet  er.  giebt  Sehna[is  und  1  Standes.  Innerhalb  der  alten  Rcchtsonhiimg 
verpflichtet  sich  noch  Geld  zuzuzahlen,  nur ;  begannt  nun  dieser  Prozess,  und  nach  dem 
sei  gnädig,  und  nimm!  Nun  und  man '  Masse  seiner  Entwickelnng  werden  die  Um- 
nimmt das  I^nd  .  .  .  Uns  onlenlliohen '  teilungen  seltener  und  die  legale  Aufhebung 
Bauern  ist  es  auch  vorteilhaft  ...  Es !  der  Feldgemeinschaft  mit  ihrem  Itechte  aiü 
kommt  vor.  er  kehrt  später  zurück  und  will  |  Land  ist  nur  eine  Frage  der  Zeit, 
seinen  Landanteil  .  .  .  Aber  womit  wird  I  9.  Die  neuere  Gesetzgebung  aber  die 
er  es  bebauen;"!  Und  so  geht  er  noch  zum | Feldgemeinschaft  Im  Jahre  IS'öä  sind 
Pächter  und  wird  Lohnarbeiter  auf  seinem; zwei  Gesetze  erlassen  worden,  die  direkt 
eigenen  Landanteil  ...  Ja,  alles  ist  wie! die  Feldgemeioscliaft  betreffen.  Die  Ten- 
(jott  einem  beschert  !■"  i  denzeti  dieser  zwei  Gesetze  stehen  im  Wider- 

Dieser  ^luftige"  Bauer,  der  sich  selb- i  spructi.  Das  eine  Gesetz  bedeutet  einen 
ständig  auf  seinem  Landanteile  nicht  halten  i  Schritt  vorwärts  zur  Aufhebung  der  Feld- 
kann,  muss  Proletarier  werden,  weil  ei-  es  gemeinscliaft  das  andere  eretrebt  die  Kon- 
schon ist  trotz  seines  Besitztitels  anf  i  servieruog  derselben.  In  diesen  sich  wider- 
seinen  Laiidanteil.  I  sprechenden    Tendenzen     äussert    sich    der 

Dr. M.  Tugan-Baranowski  weist  in  seinem  ■  Widerspruch  zwischen  den  Fordeningen,  die 


vortrefflichen  Werke  Aber  die  nis,sischö 
Fabrik  nach,  dass  »94  ".o  der  Fabrikarbeiter 
des  Moskauer  Gouvernements  »Banern«:  sind. 
Aljer  es  ist  offenbar,  dass  diese  Bauern,  die 
als  'Landwirte-  gelten,  in  der  Wirklichkeit 
jenen  überflüssigen  ßevölkeningsteil  bilden, 
ilen  das  Dorf  aus  dem  engen  Rahmen  des 
ländlichen  »Mir»  hinauswirft.  Ihre  Zuge- 
hdrigkeit  zum  tAuerlichen  Mir  äussert  sich 
in  ini-er  UQterthäuig<en  Stellung  zurbäiier- 
liehen  Gemeinde,  in  der  solidarischen  Haft- 
barkeit in  Stenerangelegeuheiten ,  in  ihrer 
Abhängigkeit  lieim  Erhalten  des  Passes  u. 
s.  w.  Das  Recht  auf  Land  dieser  -Bauern» 
ist  für  sie  ein  Privilegium  odiosum.« 

Es  ist  uns  unmöglich,  hier  auf  alle  die 
sozialen  Phänomene ,  die  die  Feldgemein- 
schaft  zersetzen,    genau    einzugehen.     Wir 


fortgeschrittene  Technik  an  lias  sie 
regelnde  Recht  stellt,  und  der  russischen 
Staalsordnuug,  die  die  Vorteile  von  der  vor- 
geschrittenen Produktion  und  dem  veralte- 
ten Rechte  zugleich  ziehen  möchte.  Mit 
der  Auflösung  der  Feldgemeinschaft,  mit 
der  Befreiung  des  Individuums  von  seiner 
Scholle  und  seiner  Gemeinde,  mit  der  Aus- 
bildung eines  freien  selbstbewussten  städti- 
schen Proletariats  befürchtet  die  Regierung, 
lind  mit  Recitt,  den  Status  quo  der  bestehen- 
de» Staatsform  nicht  aufrecht  erhalten  z« 
köunen.  Diesen  Aengsten  entspringt  die 
moderne  russische  ^Sozialpolitik«.  D^  erste 
G.  V.  8.  Juni  iyi)3  über  die  I'mteilungen 
des  Gemeindelandes  sucht  die  Schäden  der 
Feldgemeinschaft  zu  schwächen. 

g   b   des   betreffenden   Gesetzes   lautet: 
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aDie  ümteiliingsfrist  winl  auf  zwölf  oder 
mehr  Jahre  festgesetzt.'  Eine  Anmerkung 
erläutert,  dass  diese  BeschräQkiing  der  Um- 
teilungsfrist  sich  aicht  auf  Fälle  erstreckt, 
wo  die  Umteilnng  des  Gemeindelandes  zum 
Zwecke  der  definitiven  Teilung  dessellieo 
in  koDslante  erbliche  Anteile  voi^nommen 
wirf. 

g  6.  In  Ausnahmefällen  darf  eine  neue 
llmteihing  auch  vor  Ablauf  der  Frist,  welche 
in  dem  Gemeindebeschlusse ,  betreffend  die 
Bedingungen  der  vorhergehenden  Umtellung, 
statiiiert  wurde,  vorgenommen  werden,  aber 
nur  unter  der  Bediogimg,  dass  die  Gemeinde 
sich  eine  specielle  Erlaubnis  des  Goiiverne- 
mentekolleginrns  zur  Kürzung  dieser  Frist 
auswirkt. 

§  9.  Bei  jeder  CmteUung  wird  den- 
jenigen Bauern,  welche  die  Bonität  ihres 
Lanaanteils  dm-ch  üflngung,  Entwässerung, 
Irrigation  oder  auf  irgend  welche  audei-e 
Weise  melioriert  haben,  gleicherweise  den 
Recht  snaclif olgern  dieser  &iuern.  der  Land- 
anteil nach  M(%lichkeit  auf  der  früher  von 
ihnen  benutzten  Steile  zugewiesen.  Im 
Falle  dieses  »mmöglicli  ist,  erhalten  ge- 
nannte Personen  entweder  einen  Ijandanteil, 
welcher  von  der  gleichen  Bonität  ist  wie 
der  früher  benutzte,  oder  eine  Entschüdigiing, 
die  in  einer  entsprechenden  Kürzung  der 
Abgaben  besteht  oder  auf  andere  Weise  ver- 
wirklicht wird. 

§  1(J.  Im  Zeitraum  zwischen  der  Ans- 
filhriiug  des  (leineindeschhisses  über  den- 
selben Gegenstand  darf  die  Gemeinde  die 
Landanteile  der  einzelnen  Hotwii-te  weder 
in  ihi-em  ganzen  Umfange  noch  teilweise 
einziehen,  mit  Ausschluss  folgender  Fälle : 

1.  Tod  des  Hofwirtes.  Austritt  aus  der 
Gemeinde,  Ausweisung  desselben  gemäss 
einem  gerichtlichen  Urteil  oder  einem  Ge- 
meindebeschlusse ,  nac'hrichtsloso  Abwesen- 
heit und  Aufgalje  der  Wirtschaft  seitens  des 
Hofwirtes,  wenn  in  allen  die^'en  Fällen  der 
gestorbene  resp.  ausgetretene  Hof\virt  in  der 
Gemeinde  keine  Familienmitglieder  hinter- 
lassen hat,  welchen  dei-  Landaoteil  über- 
lassen werden  könnte.  2.  Verzicht  des  Hof- 
wirtes selbst  auf  die  Benutzung  des  Landes. 
3.  Steuerrtickständigkeit  (§  188  der  allge- 
meinen Bauemorcinung). 

Das  sind  die  für  uns  in  Betracht  kommen- 
den Bestimmungen,  die  übrigen  Paragraphen 
sind  verwaltungsrechtlicher  Natur. 

Dieses  Gesetz,  das  die  Umteiiungsfriat  auf 
wenigstens  12  Jahre  normiert  und  Entschädi- 
gimg für  Meliomtionen  veronlnet,  zeigt,  dass 
sich  die  Regierung  der  technischen  Schäden 
der  Feldgemeinschaft  wohl  bewusst  ist.  In 
den  Motiven  zu  diesem  Gesetze  ist  der  erb- 
liche Hofbesitz  als  die  für  die  Zukunft  meist 
erwünschte  Form  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes  erachtet.     Und   das   Gesetz   miiss 


■eifelsoline  eine  auflösende  Wirkung  auf 
den  Gemeindebesitz  ausüben,  tlenn  m  12 
Jahren  muss  die  Zahl  tler  landlosen  Bauern 
beträchtlich  zunehmen,  und  wenn  das  Recht 
auf  Land  verwirklicht  werden  sollte,  mflssten 
die  Landanteilo  der  Besitzenden  in  einer 
<lie  Erhaltung  der  Wirtschaft  sehr  gefährden- 
den Weise  gekürzt  werden,  wo^gen  die 
existenzfähigen  Bauern  begreiflicherweise 
aufs  enei-^ischste  kämpfen  werden.  Je  läiigei- 
die  Umteiltmgsfrist,  um  so  eingi'cifeuder  nnd 
schmerzlicher  muss  eine  Umteilimg  wirken, 
und  mit  je  verhängnisvolleren  Folgen  eine 
Umteilnng  den  existenzfähigen  Bauern  drohen 
wird,  um  so  stärker  muss  die  Opposition 
sein,  auf  die  die  Umteilungen  stossen  werden. 
Was  nun  die  Bestimmung  über  Entschädigung 
für  Meliorationen  anbetrifft,  so  sind  wir  der 
Ansicht,  dass  sie  in  der  feklgemeinschafl- 
lichen  Praxis  gegenwärtig  kaum  verwirk- 
licht werden  kann. 

Das  andere  G.  v.  14.  Dezember  1893 
betrifft  die  Feldgemeiuschaft  direkt  nur  in 
seinem  zweiten  Artikel,  ist  aber  für  die 
nissische  «Sozialpolitik«  derartig  chai'akte- 
ristisch,  dass  wir  es  für  angemessen  erachten, 
den  Wortlaut  des  ganzen  Gesetzes  anzu- 
führen. 

g  1.  Der  Verkauf  von  Bauernland  duix;h 
ganze  Gemeinden  wird  nicht  anders  zuge- 
lassen, als  auf  Gnmd  eines  besonderen  Ge- 
meindebeschlusses, gefasst  mit  nicht  weniger 
als  *.a  .Majorität  aller  auf  der  Gemeindever- 
sammlung stimmberechtigten  Bauern  und 
bestätigt  vom  Gouvernementskolieginra  für 
bäuerliche  Angelegenheiten.  Wenn  der  Wert 
des  znr  Vei-äusserung  gelaugenden  Grund- 
stückes r>üO  Rubel  übei-steigt,  so  ist  zum 
Verkauf  erfoi-derlich  die  Genehmigung  des 
Ministers  des  Innern,  erteÜt  im  Einverständ- 
nis mit  dem  Fiuanzm  in  ister,  und  in  den 
Fällen  der  Veräussening  von  Grundstücken 
zu  bergbauliclien  Zwecken  auch  im  Eiri- 
veretändnis  mit  dem  Minister  der  Reiclis- 
domänen. 

Die  Wirksamkeit  der  durch  diese  Be- 
stimmungen ausgesprochenen  ßescliränknug 
erstreckt  sich  nicht  auf  Fälle:  1.  der  Um- 
wechselung  von  Gnmdstilcken  auf  Grund 
des  §  36  des  Gesetzes  über  die  bäuorliclien 
Institutionen  und  der  Umwechselung  bei 
Separationen ;  2.  der  Zuweisung  von  Ijand 
kraft  eines  Gemeindebeschlusses  zu  Gunsten 
der  Kleriker  der  neuemchteten  Kirch- 
spiele. Genaimte  Umwechsehmgen  und  Zu- 
weisungen werden  auf  Grund  der  geltenden 
Bestimmungen  ausgeführt. 

g  2.  Die  Grundstücke  des  Bauernlandes, 
weiche  von  einzelnen  Bauern  erworben  sind 
oder  in  erblicher  Nutzung  der  einzelneu 
Höfe  sicii  befinden,  dürfen  im  Wege  der 
Schenkung  und  des  Verkaufs,  sowohl  des 
freiwilligen  als  auch  des  zwangsweisen  — 
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wegen  Rückständen  in  AbIQsungszahlungen 
(Ämöfiiingsortlnung  §  133 — 138),  nur  ao 
Pereonen,  welche  zur  lÄndgemeinde  ge- 
hören oder  bei  dieser  Gelegenheit  in 
die  Gemeinde  eintreten  wenlen,  veräiissert 

Die  Wirksamkeit  der  durch  diese  Be- 
stimmung ausgesprochenen  Bescliränknng 
erstreckt  sich  nicht  auf  Fälle:  1.  der  Cm- 
wechselung  dei-  Grundstücke  auf  Grund  des 
§  36  des  Gesetzes  über  die  bäuerlichen  In- 
stitutionen und  der  ümwcchBehmg  bei  Se- 
parationen; 2.  Veritnssoning  von  Bauernland 
für  gewerbliche  Zwecke.  In  dem  letzteren 
Falle  können  die  Bauern landaiiteile  an  An- 
gehörige aller  Stände  verkauft  werden,  aber 
nicht  anders  als  mit  besonderer  Erlaubnis 
des  Ministers  des  Innern,  im  Einverständnis 
mit  dem  FinanzminLster  resp.  mit  ihm  und 
dem  Minister  der  Reichsdomäuen, 

§  3.  Den  bänerlichen  Gemeinden  und 
den  einzelnen  Banern  wird  verboten,  das 
Baueruland  mit  Hypotheken  zn  Gunsten  von 
Pri\-atpei'soncn  oder  Privatinstituten  zu  be- 
lasten, selbst  wenn  das  auf  diesem  Lande 
lastende  Ablösungsdarlehn  bereits  getilgt  ist. 
Der  Verkauf  solchen  lindes  im  iSekutions- 
w^e  auf  Önind  gerichtlicher  Urteile  ist 
nur  zulässig,  wenn  es  sich  um  Forderungen 
aus  Pfandbriefen  handelt,  welche  in  der  Zeit 
vor  der  Veröffentlichung  dieses  Gesetzes  in 
gesetzlich  vorgeschriebener  Weise  ausgegeben 
worden  sind. 

II.  Zur  Äbändenuig  und  Ergänzuug  der 
Bauemordüun^  wird  folgendes  bestimmt: 

Bis  zur  Emzahlnng  des  Ablösungsdar- 
lehus  ist  die  Ansscheidimg  der  Landanteile 
der  einzelnen  Hofwirte  aus  dem  von  der 
Gemeinde  erworbenen  Onmdbesitze  und  ge- 
sonderte Ablösung  der  Laudanteile  vor  dem 
allgemeincu  Tei-min  nicht  anders  zulässig, 
als  mit  Einwilligung  der  Gemeinde  und 
imter  Bedingungen,  welche  in  einem  Be- 
schlüsse der  betreffenden  Gemeiudeversamm- 
luug  anzuget>en  sind. 

III.  Die  Wirksamkeit  der  uuter  I  und  II 
getroffenen  Bestimmungen  erstrockt  sich 
weder  auf  die  Gouvernements  des  König- 
reichs Polen  noch  auf  die  baltischen  Pi-o- 
vinzen,  auf  die  Gouvernements  und  Proxinzen 
des  kaukasischen  Gebietes  imd  des  asiatischen 
Russlaud. 

Das  ganze  Gesetz  zeichnet  sich  durch 
seine  reaktionäre  Tendenz  ans,  die  wir  an 
anderen  Stellen  eingehend  geprüft  haben, 
liier  sei  nur  darauf  hingewiesen,  dass  das 
gauze  Gesetz  ein  hoffnungsloser  reaktionärer 
Versuch  ist,  gegen  die  kapitalistische  Ent- 
wickelung  zu  kämpfen,  um  den  absolutisti- 
schen Status  quo  zu  sichern,  während  aber 
audererseits  dieselbe  Regienmg  den  Kapi- 
talismus zu  fördern  gezwungen  ist,  um  tlen 
Ansprücheu  eines  europäischen  Staates  ge- 


nügen zu  können.  Wegen  Kaiimmaugel 
wollen  wir  nur  den  die  Feldgemeinschaft 
direkt  betreffenden  Teil  des  Gesetzes  ins 
Auge  fassen.  Das  ist  der  Artikel  H.  Dieser 
Artikel  hebt  den  §  165  der  allgemeinen  Ab- 
lösungsordnung auf.  Da  der  Gesetzgeber 
bei  der  Bauern befi-eiung  sicli  der  Schäden 
der  Feldgemeinschaft  wohl  tewusst  war  und 
für  die  Ziikunft  auf  einen  Uebcrgang  von 
Feldgemcinsciiaft  zum  persönlichen  Qnmd- 
besitz  hoffte,  wurde  im  §  165  der  Ablösungs- 
ordnung bestimmt: 

°Bis  ziu-  Auszalilung  der  Ablösungsschuld 
ist  die  Aiisscheidung  der  Anteile  der  ein- 
zelnen Hofwirte  aus  dem  von  der  Gemeinde 
erworbenen  Lande  nur  bei  Zustimmung  der 
Gemeinde  zulassig.  Aber  wenn  ein  Wirt, 
welcher  aus  der  Feldgemeinschaft  ausscheiden 
will,  bei  <ler  Rentei  die  ganze,  auf  seinem 
Anteile  lastende  Ablösungsschuld  einzalilt. 
so  ist  die  Gemeinde  verpfhchtet,  dem  Bauern, 
welcher  eine  solche  Zahhing  gemacht  hat, 
einen  entsprechenden  Ijandanteil  auszu- 
scheiden, soweit  thunlioh  an  einer  Stelle 
(d.  ü.  arrondiert);  die  Auswahl  dersell>en 
wird  dem  Gutdünken  der  Gemeinde  über- 
lassen ;  bis  zur  erfolgten  Ausscheidung  nntzt 
der  Betreffende  das  von  ihm  erworbene 
Grundstück  als  Teil  des  Gemeindelandes, 
ohne  die  Ablösungszahluugen  zu  eutrichten.«. 

Die  immer  weiter  um  sich  greifende 
Furcht  vor  Ijandkürzung  diuxih  allgemeine 
Umteilungen  und  die  Verringerung  der  Ab- 
lösungsscliuld  wirkte  immei-  steigernd  auf 
die  Zahl  der  vorterminliclien  Ablösungen. 
Wenn  auch  die  Gesamtzalil  des  derartig 
abgelösteu  bäuerlichen  Gnmdbesitzes  nur 
Vj  "lo  des  gesamten  bäuerlichen  Anteillandes 
ausmacht,  so  ist  doch  die  sich  steigernde 
Tendenz  derartiger  Äblösun^n  unverkenn- 
bar. Nur  etwa  6r>8000  Dessjatinen  sind  von 
den  Bauern  vorterminlich  abgelöst  wordeu, 
aber  aus  dieser  Zahl  sind  abgelöst: 

von  1864—1869  6\ 

.     1870—1815  13% 

„     187(i— 1881  so»;« 

„    1882-1887  48% 

Die  Ausscheidung  aus  der  Feldgemein- 
schaft auf  Grund  des  §  165  der  Ablösungs- 
oi'dnung  versprach  also  eine  immer  grossere 
praktische  Bedeutung  zu  bekommen. 

Der  §  165  der  Ablösungsordnung  wurde 
uun  zur  Zielscheil«  für  die  Angriffe  der 
Anhänger  der  Feldgemeinschaft.  Sofortige 
Aufhebung  dieser  Bestiuunung  war  die 
Losung.  Das  G.  v.  14.  Dezember  1893  kam 
dieser  Forderung  nach  und  modifizierte  den 
§  16r>  dahin ,  dass  von  nim  an  die  vor- 
terminliche separate  Ablösung  und  die  Aus- 
sclieidung  der  bänerlichen  Landanteile  aus 
dem  Gemeindebesitze  nur  mit  Genehmigung 
des  Mir  erfolgen  kann,   und  dadurch  wird 
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die  letzte  Möglichteit  des  Bauern,  von  i^em 
ihn  knechtenden  Mir  sich  zu  befreien,  ab- 
gesehaitteo. 

Nun  seilen  wir,  in  welchem  extremen 
Widerspruch  die  Tendenzen  der  beiden  Ge- 
eetze  vom  Jahi«  1893  stehen.  Das  ei-ste 
Gesetz  sucht  die  Schädeo  der  Feldgemein- 
schaft zu  paralysieren  und  stellt  in  den 
Motiven  den  Ucbei-gang  zum  Hofbesitz  als 
die  für  die  Zukunft  meist  er**ünsehte  (irund- 
besitzfnrm  hin.  Das  andere  Gesetz  verbietet 
\inter  anderem  die  einzige  bis  dahin  exis- 
tierende Möglichkeit,  aus  der  Feldgemein- 
schaft auszutreten. 

Keine  Gesetze  werden  aber  im  stände 
sein,  das  Unhaltbare  aufrechtzuerhalten.  Und 
die  Feldgemeinschaft  mit  ihrer  Zwergwirt- 
schaft, der  landwirtschaftliche  Raubbau  mit 
seinen  periodischen  Hungersnöten  sind  ein 
unhaltbarer  Zustand.  Der  Üebei-gang  von 
Ifaturalwirt  Schaft  zu  kapitalistisclien  Pro- 
duktionsverhaltnissen ist  im  Anfange  mit 
Härten  verbunden.  Sittlich  und  wirtschaft- 
lich hat  aber  Russland  von  dieser  Ent- 
wiokeluog  nur  zu  gewinnen.  Beatus  ille 
qui  patema  nira  bobus  exercet  suis. 

Wir  erachten  die  Feldgemeinschaft  als 
dem  Untergänge  geweiht  und  wir  erachten 
die  Gesetze  zur  zwan^weisen  Eriialtung 
derselben  als  unberechtigtes  schädliches  und 
vergebliches  Mühen. 

"Es  ist  eine  einleuchtende  Wahrheit», 
sagt  W.  E.  Postnikoff,  »bei  dem  Land- 
mangel, bei  der  Kleiu«-irtschaft,  tieim  Mangel 
an  ausreichenden  gewerblichen  Verdiensten, 
kann  es  keine  Wohlhabenheit  in  der  Bauern- 
schaft geben,  und  alles  wirtschaftlichSch wache 
muss  so  oder  anders,  früh  oder  spät  aus  der 
bäuerlichenLandwirtschaft  verdrängt  werden. 
Die  Gesetzgebung  könnte  diese  wehen  er- 
leichtern und  das  bäuerliche  Leben  von  der 
Überflüssigen,  zwecklosen  Vergeudung  mora- 
lischer und  physischer  Kräfte  im  Kampfe 
um  die  Neuumteilung,  der  auf  dem  Boden 
der  Feldgemeinschaft  geführt  wird,  befreien.« 
Die  russische  Gesetzgebung  ist  aber  noch 
nicht  zu  dieser  Einsicht  gekommen.  Die 
Feldgemeinschaft  ist  eine  Institution  des 
russischen  positiven  Rechtes  und  kann  nur 
durch  dasselbe  beseitigt  werden.  Während 
das  Privateigentum  am  Grund  und  Boden 
in  den  russischen  Städten  ähnlich  wie  in 
Westeuropa  von  Staatsgesetzen  garantiert 
ist  und  von  den  Wüns(£eQ  und  Begierden 
der  Majorität  der  betreffenden  städtischen 
Gemeinde  unabhängig  ist,  ist  es  den  russi- 
schen Dorfgemeinden  anheimgesteUt,  durch 
Majoritätsbeschlüsse  die  Grundbesitzrechte 
der  einzelnen  Mitglieder  festzustellen,  Ist 
es  deshalb  im  Interesse  einer  bestimmten 
.  Minorität,  den  Besitz  der  Minorität  zu  teilen, 
BO  geschieht  es.  Auch  in  Gemeinden,  in 
denen  Umteilungen   niemals   vorgenommen 


sind,  ist  der  Besitz  der  Gemeindegenossen 
durch  nichts  als  den  Willen  der  Majorität 
geschützt.  Und  sogar  in  Gemeinden,  die 
rechtsriltige  Beschlüsse  gefasst  haben,  keine 
Umteilungen  mehr  vorzunelimen,  kann  die 
Majorität  stets  einen  alten  Beschluss  zurück- 
rufen und  einen  neuen  fassen. 

LitterBtnr:     Wladlmtr    ar.    Stmkhowttairh, 

Die   FeMgemeiiuchaft   in  Bitiiland,   Jena  1S9S. 

—  Iftmelbe,  DU  toiialökonomüchen  Lehren 
der  nutüchm  NaTodniki,  in  den  Jahrb.  ßlr  Kai.  ii. 
mal.  1897,  .1.  Folge,  Bd.  XIV.  —  Beraelbe, 
Recenl  Work»  on  Siutian  eeonomic  condUiont. 
Yalt  Reviere,  Fe&ruaiy  1900.  —  Deraelbe,  Art. 
Sauemb^freiung  in  Suttland,  in  dienern  Hond- 
wörlerbuch  oben  Bd.  II  a.  a.  0.  ~  A.  von  Haxt- 
kauacn,  Studien  über  die  inneren  Zuilände 
Ruttland»,  S  Bde.,  Hannover  und  Berlin  I847 
—18B2.  —  K.  D.  Satrefin,  Einiget  über  die 
nutitche  Dorfgemeinde,  in  der  Tübinger  Zeittchr. 
fiir  die  geiamte  .StuaUaittentekafl,  ISB^.  — 
Jteraelbe,  Der  bäuerlieke  Gemeindebetiü  in 
RttMland  fcon  J.  Tarattqg  im  DenUche  ilber- 
tragen),  1877.  —  .Joh.  «0»  Keuasler,  Zar 
Geiehickle  und  Kritik  dei  bäverlitAen  Gemeindr- 
betitlet  tn  Svtiland,  S  Teile,  4  Bde.,  Jiiga  und 
St.  Petereburg  1S76 — 1S87.  —  Deraelbe,  Ge- 
notientchafüichet  Gr-andbetiureehl  in  Ruitland, 
.Sonderabdruck  atit  der  f'ealgabe  für  Georg 
Hanesen  mm  81.  V.  1S89,  Tübingen  1889.  — 
A.  Zeroy-Beautleu,  Das  Reich  dei  Zaren 
und  die  Ruteen  IdevUch  von  L.  Fetold).  Bd.  I, 
Buch  S.  —  Scttedo-ferrotl  (Baron  Firckt), 
Le  pntrinoine  du  peuple,  diiieme  iiude :  Etudee 
eur  Varenir  de  la  Ruitie,  Berlin  ISSS.  —  M. 
Walla^e,  Runland  (deiiUeh  von  RöOger),  St. 
Feteriburg,  S.  Aufi.  ISSS,  Kap.  VI— IX.  —  A. 
Thuti,  Landairteehajl  und  Gewerbe  in  iültel- 
ruaelaiid  teil  Atifkebung  der  Leibeigentciaß 
(vgl.  hiertu  N.  Kablukou}!  Beapr.  in  Jahrb.  f. 
Nai.  H.  SlaL,  N.  F.  !.  Bd.,  *'.  SOS  etc.).  — 
TechiUehtrini  Artikel  Leibe igenicha/t  in 
BIvnttckli  u.  Braten  StaattvrSrterbuch,  Bd.  VI, 
S.  S9Sff.  —  EngelvMtnn.  Gtiehiehte  der  Leib- 
eigenschafi  in  Riailand,  Leiptig  ISS4.  — 
Stepniak,  The  ruttian  peatantry,  London  ISSS. 
DeuUehe  Ueberteltung  von  Dr.  V.  Adler, 
SluUgart  139S.  —  J.  Eckardt,  Eutilandi  länd- 
liche Zutlände  teit  At^fhebttng  der  leibeigen- 
tchafl,  1870.  —  Stecht-,  Vrtprvng,  Weien  und 
Bedeutung  dei  rutiitehen  Arteli,  Teil  I,  Dorpat 
1890;  Teil  II,  Dorpai  1891.  —  Jdolfifc  1^00- 
n«r,  Die  Abtehaßung  dei  privaten  Orundei^en- 
tume,  Leipzig  1S70.  —  B.  B.  Xanfn,  Ruttitehe 
Zutlände,  I—-II,  Dretden  lS9t~lS98.  — 
Beaobranoff,  Eludei  *ur  l'ieonomie  nationale 
de  la  Ruttie,  l  tomee  en  S  pari.,  St.  I^elereburg 
1883—1886.  —  J.  A.  Homrvtch,  The  economiet 
of  ihe  Rtutian  villag»,  Nea-York  1892.  —P.  &, 
Die  neuere  ruttitehe  Getetigebung  über  den  (Je- 
meindeberia,  in  Braimt  Ärch.  f.  loa.  Getettg.  u.  . 
Stat.,  Bd.  VII.  —  A.  iKsaieff,  Gegemeart  und 
Zulamfl  der  ruttitehen  Volkmrirtichafi,  Freut». 
Jahrbücher  1S96.  —  V.  8chui«e-OaM!«mU>, 
Der  Nationaiitmut  in  Ruttlandu,  leinevirttchafl- 
liehen  Träger,  Preutt.  Jahrbücher  IS94.  —  Der- 
»elbe,  Volktw.  Studien  aut  Rutiland,  Leipzig  1899. 

—  I/utBchitxki,  Zur  GetchichU  der  Qrundeigen- 
ium/armea  in  KleinruuUaid,  Jahrb.  /.  Qeutig.^ 
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Vtrv.  u.  Vollam.1896,  Bd.  XX.  —  Alexander 
A.  J[au/^|M^n,  Beiträgt  tur  Kenntaü  der 
J''eldgemeituch<tfi  in  Sihirten,  Bmunt  Äreh.  f. 
lot,   Getetxg.  u.   Slat.  IS96.  —  Iterselbe,   Die 

innere  KoUmUation  und  die  Kotonitalionapolilii 
Riuttand»  naeh  der  Bodenbefreiung ,  Jahrb.  J. 
Not.  u.  Stat.  1S98.  —  MaMme  Kovaieweky, 
Le  regime  economigue  de  la  RusnCr  Paru  1893, 

—  Otto  VOM  Sperber,  Die  loruüpolititehen 
Ideeen  AU-eander-  ffcneni,  Leiptig  IS94,  — 
Vriedrieh  Engelg,  SoiiaUi  a\u  StttiUind,  im 
VöUmlaal  1875.  yeMobdruck  in  nlHiematioTialet 
ata  dem  VoUrulaala ,  Berlin  1894,  P-  ifS- 
NackKorl  hierzu  p.  6Iß.  —  Q.  J.  Vapenaley, 
Di«  volkalümliche  Beüetrittik  und  die  moderne 
£Mutickelutig  Jluselandt,  von  G.  Plechanow, 
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der  Delegierten  der  ruiti»cben  Hotialdemolcratie 
an  den  inlernaÜonaUn  SotiaHiUfnkongretii  in 
Lond/m.lS9B,  Zllrieh  UT,  Druck  von  C.  ConzeU. 

A\u  der  tehr  unfastenden  Lttteratur  in 
nutitcher  Sprache  vervieuen  urir  hauptiächlich 
auf  die  über  SOO  Bände  um/atienden  Schriften 
da    landteirüchafliichen    stalutitcken    Bureati». 

—  Blelajeff,  Die  Bauern  in  Bvtiland,  S.  Auß., 
Moskau  1S91.  —  TschUacherin,  Vertuehe  einer 
Geiehichte   det  ruetiechen  Rechtet,  Moekau  185S. 

—  AI.  Jefltn«tHa>,  Fortchungen  über  da*  Volka- 
leben,  Moskau  188^.  —  Milukoff,  Finanz- 
getehiehüdche  Streitfragen  des  Moskauer!  Slaatei, 
St.  Peiereburg  1S9S.  —  P.  A.  SakoUneeM., 
Do*  KirterhaftUche  Leben  der  ländtiehen  UevSlke- 
Tung  in  RtiMland  und  die  Kolotiieation  der  süd- 
bsUiehen  Suppen  vor  der  Ixibeigentckafl,  St. 
Petersburg  1873.  —  Beraelbe,  üesehiehle  der 
Dorfgemeinde  in  NbrdruMsland,  Sl.  Ptleriburg 
1877.  —  MilniiOff,  Studien  über  die  russische 
Kulttirgesckichte,  St.  Petersburg  1896.  —  LcBch- 
Icoff,  Das  russische  Vi^k  und  der  Staat,  Moskau 
1853.  —  Beraelbe,  Das  Gemeindeleben  im  tüten 
Susstand,  ZeiUchrift  des  Ministeriums  für  Volks' 
avfUärung,  1856,  Bd.  91.  —  W.  J.  Semetoakt, 
Die  Bauern  tur  Zeit  Eatharinat  IL,  Bd.  I,  St. 
Petersburg  1881.  -^  Bertelbe,  Die  Bauern/rage 
in  Sujiland  im  18.  and  in  der  ersten  Sänfte 
des  19.  Jahrhunderts,  2  Bde.,  St.  Petersburg  1838. 

—  L,  W.  CftodsM,  Der  Boden  und  der  Land- 
wirt, g  Bde.,  St.  Petersburg  1391.  —  Sahlockl- 
Deä^atkowaht,  Graf  Xisteleff  und  seine  Zeit, 
Bd.  II,  St.  Petersburg  18Sg.  —  JP.  MUukoff, 
Die  nutische  Agrarpolitik  de»  vorigen  Jahr- 
hundert», in  der  Zeitschrift  »Rusakaja  iSysl« 
1S90,  Bd.  V.  —  K.  M.  P—W,  Der  Viertel- 
rechlgrundhueili ,  in  der  Zeilsehrift  «Rusukaja 
MysU  1896,  Bd.  II,  p.  4S—59;  Bd.  III,  p.  IS 
—iS.  —  J.  SKoUtvAt^,  Ueber  den  Grundbesitz 
in  Buttland,  in  den  »Vcü^rUiinditcheB  Annaien« 
1858,  ,Vr.  £.  -^  Die  Ergebnitse  der  mirtschaft- 
liehen  ErfoTSchung  Ruttlandt  nach  den  Angaben 
der  landschaftlichen  Statistik,  Bd.  I.  —  Die 
bäuerliche  Gemeinde  von  W.  IV.  fW.  Wonmzoff), 
Moskau  139i.  —  Ap.  A.  Karelin,  Der  Ge- 
meindebesitt   in  Rutsland,   Sl.   I^ltrsburg   1S93. 

—  A,  PoanUatff,  Der  Gemeindebeeilt,  i.  Liefe- 
rung, 3.  Aufl.,  Odessa  1S7S.  —  W.  W,  (W. 
"Wtyronzofft,  Die  progressiven  Strömungen  in 
der  bäuerlichen  Wirtschaft,   St.  Petersbttrg  189t. 

—  Derselbe,  Unsere  Tendenzen,  Sl.  Petertbiirg 
1S9S.  —  A.  Woigin,  Die  Begründung  der 
JVarodnütehettvio  in  den  Werken  det  Herrn 
Woronzoff  (W.  W.).     Eine  kriliteht  Studie,   St. 


Petersburg  1396.  —  AT.  6.  IbcA«my«oheiMky, 
Werke  Bd.  V  (Sur  la  forme  communaie  de  la 
pottettion  föncihe),  S.  Aufl.,  Genive  (M.  BtpidtHe) 
1879.  —  XimKtf-on,  Du  Volktviirttehnft  in 
Suttland  nach  der  Bavernemancipaiion,  Teil  I, 
deuUche  Ueberseltung  von  G.  Polonsky,  Jfiiii- 
chen  1898.  —  Alejcanäer  A.  Kaufntann, 
Die  bäuerliche  Gemeinde  in  SUnrien,  St.  Peters- 
burg 1897.  —  Deraelbe,  Die  bäuerliche  Land- 
nuizung  tmd  Wirtschaft  in  den  Goueemementt 
Tobolik  und  Tomsk,  Sl.  Petersburg  lS9i.  — 
Bereelbe,  Materiaiien  zur  Erkenntnis  der  ^eirt- 
schaftlichen  I/oge  der  Staati^vem  und  Ab- 
originen   Wesüibiriens,  Bd.    V,  XIII  u.  XVIII. 

—  BerM^be,  Xomplitierte  Formen  des  tibiritehen 
Gemeindebetitzet,  Irkuttk  1396.  —  Beraelbe, 
Die  t>ertcAoUene  Getehichte  de»  Gemeindebetilzes, 
Zeitechrifi  -«Wiettnii  Jearopy«.  1893,  Juni-Heft 
p.  497— SlO.  —  Bereelbe,  Zur  Frage  über  Ur- 
sachen und  wahrscheinliche  Zukunft  der  rus- 
sischen Migrationen,  Moskau  1398.  —  SP. 
Schicecoff,  Formen  det  Gemeindebesittet  ai^f 
den  Altaj  in  Bd.  II  und  III  de»  Sammelbaehet 
filr  Rechts-  und  Sozialviüiieiitchqfl,  St.  Petenburg 
1393— 1394.  ~  Michail  Charuein,  MiUeÜungtn 
Über  die  katakitchen  Gemeinden  auf  d-  Dan, 
Lief.  I,  Maskau  1385.  —  Choroeehehln,  Das 
Xoiakenhecr,  St.  Petertburg  1881.  —  XUaclMiff, 
Die  solidarische  Haft  und  die  Feldgemeinsdtafi, 
Zeitschrift  »Ruttkaja  Mysl«  1836,  Bd.  X.  — 
W.  Ouerter  und  B.  TKehltackeHn ,  Der 
rassische  Diletiantiimus  und  der  Gemeindebetili, 
Moskau  1378-  —  TMh-ner,  Der  Staat  und  der 
Grundbetilz,  Bd.  I,  St.  Petersburg  1896.  —  J. 
Samartn,  Ueber  den  Gemeindebesitz,  in  der 
ZeiUchrift  x-SeUkoje  Blagoustrojstvo«  1858,  Nr.  U 

—  Trirogoff,  Untere  Gemeinden,  ZeiUchrift 
n  VaUrländitche  Annaieni  1879,  Bd.  III.  —  Tit. 
Schtacherbina,  Studien  über  die  tHdrutiischen 
Ariele,  Odetea  1S81.  —  N.  Bumanoff,  Die 
neuetU  Lilteralur  iUier  den  Gemeindebetilz, 
Malkau  1879-  —  J,  IVianj*ikoff,  Der  Gemeinde- 
besitz, in  der  ZeiUchrift  nRustkaja  Myila  1S8S, 
Bd-  I.  —  Odartachenleo,  Die  rutiische  bäuer- 
liche   Gemeinde    im    Zusammenhang    mit    dem 

Volkteharakter,  Zeiltcbr-  nRusskaja  Myslt  1881, 
Bd.  II~~IIL  —  Beraelbe,  Die  ethischen  und 
reehüichen  Grundlagen  der  russischen  vulkstäm- 
lichtHWirtschaft,31oskaulSB7.  —  W.I'f-uaawin, 
Die  ländliche  Gemeinde  in  den  Werken  der 
lokalen  F'orteher,  Moskau  13SS.  —  Beraelbe, 
Der  ForUchrUt  in  der  ländlichen  Gemeinil«, 
Zeitschrift   11  Wieitnik  Jemropy  ISSS,   Mai-H^ 

—  A.  J.  Teehnproff  und  A.  S.  Pomlkaff, 
Der  Einßuss  der  Ernten  und  der  Gelreidepreise 
auf  die  ruttiacbe  Volkiairtschaft ,  2  Bde..  St. 
Petersburg  1837.  —  J.  Keuaaler,  Die  Land- 
gemeinde und  ihre  gegenwärtige  Lage,  in  der 
Zeitschrift  »Wiestnik  Jetcropya.  1887,  Dezember' 
H^l.  —  W.  E.  Faetnikoff,  Die  südruttitrbe 
BauemtcirUehaft,  Moskau  1391.  —  A.  leactj^, 
Gegenwart  und  Zukunft  der  rutiiichen  Volkt- 
wirttehaft,  St.  Petersburg  1896.  —  S.  Soko- 
UntmM,  Der  Niedergang  der  bäuerlicheH  Wirt- 
schaft bd  der  Feldgemeimchaft ,  Zeitichr^ 
«Seuiemyj  Wiestniki  1836.  —  N,  Blagove' 
alchenskt',  Recueü  slatiiti^uc  du  menage  det 
paytant  de  la  Ruitie-  Enguetes  det  Semtlico'i, 
Moskau  1393  (ruttitcher  und  frantötitcher  Text). 

—  Jilthakoff,  Die  landwirUchaflUchcn  Prv- 
duktion^ormen  in  Rvsiland,   ZeiUchrift  *VaUr- 
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ländiaehe  AnnaUnn  188t,  7.  —  Üt,  Th0< 
BanmowaM ,  DU  rMitUche  Fabrik  in  ihrer 
Vergangen  hell  und  Gegenvmrt,  Bd.  I,  St.  PtUrt- 
fmrg  1S9S.  Deuüehe  D^rieUiatg,  Berlin  (E.  Fkü- 
ber)  l'JOO.  —  A.  J.  Skwotvoff,  Oekonomitehe 
Sluditn  I,  fdrUchafüiehe  ür^aeke^l  der  ni»ti»cken 
HMusermÖU,  St.  FtterOnirg  ISH.  —  S.  J.  «tone, 
Cteptfolinn  on  triai  in  Rutiia,  Politiad  ücience 
Quarterly,  Vol.  XIII.  Nr.  ].  —  O.  Fleehonaff, 
ünier  Zaitt,  Gmj  1885.  —  ("*),  Die  Miät- 
ernte  vnd  die  Voikmot,  St.  Petenbiirg  1891.  ~ 
K.  2>ru8hinin,  Die  fuiidiache  SteUuag  da 
Bauemtlandea,  St.  Pelertburg  1397.  —  nj" 
riaiien  lur  Ckarakterittik  unterer  wirttehofUithen 
JEnlKickelungn,  Sl.  Pelerilnirg  1S95  (von  der 
Begi^rung  ü£  die  ganze  Außagc  konßtriert  und 
vorÖrannl  worden-  Britwh  Museum  itt  im  Se- 
*itte  eine»  entgangcntn  Eirmplarea).  —  K.  P. 
KoUeharownld,  Die  rattiiche  Feldgemeiiuckafi, 
Bd.  I,  St.  Fetenbvrg  1900. 

Oolumbia-Univerrily  yme-York-Oiln. 
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][friibeftn,YlctorBiqD6tti,]larqnl8de, 

gel),  am  3.  X.  1716  in  Peithuis  in  der  ProTence, 
gest.  am  13.  vn.  1789  in  Argenieoil,  quittierte 
nach  dem  Tode  seines  Vat^n  1TÜ7  den  Militär- 
dienst, wurde  Beflitzer  der  HerrBchaft  Bif, 
bei  Nemonre  im  Departement  Seine-et- Marne 
nnd  iebte  abwechselna  dort  and  in  Paris.  Har- 
gnis  Hirabean  war  der  Vater  des  berühmten 
Bedneni  and  Revolutionsmannes  Grafen  Hoaor§ 
Gabriel  Biquetti  Mirabean,  dea  Verfassers  dea 
•ehr  freien  aber  geistreichen  Baches  „Erotica 
bibliott", 

Hirabeaa  verCffentlichte  von  staatswisaen- 
gchaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Me- 
moire concemant  l'ntilit^  des  etats  provincianx 


dasselbe,  neue  Ausgabe  u.  d.  T.:  H^raoires 
les  itats  provincianx,  ebd.  1758;  dasselbe,  mit 
einer  Einleitung  verseben,  abgedruckt  im  4, 
Teile  seines  „Ami  des  hommes"  |s.  d.);  dasselbe, 
abgedracbt  in  dem  Sammelwerk :  Objeta  propos^a 
4  ra«sembl6e  des  notables  par  de  zeles  ciCoyens, 
Paris  1787.  —  L'ami  des  hommea  ou  trait«  de 
la  Population,  5  Bde..  ebd.  17ää;  dasselbe,  neuer 
Abdruck,  6  Teile,  ebd.  1756  [erschien  in  einer 
Sbändigen  Qnart-  und  einer  6bändigen  Oktav- 
ansgalw);  dsMelbe,  revidierte  und  mit  Nach- 
trägen versehene  Auflage,  8  Bde.,  Avignon  und 
Paris  1758/60;  dasselbe,  nnr  die  4  ersten  Teile 
umfassender  hoU&ndiacher  Neudruck,  8  Bde., 
Haag  1759;  dasselbe,  neueste  Auflage  a.  d.  T.: 
L'ami  des  hommea  etc.     Avec  une  preface  et 


Der  politische  und  Ökonomische  Mens  eben  freund 
etc.,  3  Bde.,  Hamburg  1759.  —  IWponse  du 
correspondant  i.  son  banquier,   s.  1.  1759  (Ent- 

fegnong  auf  die  Schrift  Forbonnaie' :  „Lettre» 
'nn  banquier  &  son  correspondant",  17ö9).  — 
Lettre  sur  les  corv^es,  s.  1.  1760.  —  Theorie  de 
l'impöt,  a.  I.  1760.  —  Tableau  economique,  avec 
ECB  eiplicationa,  b.  1. 1760.  —  Fhilosoplue  rorale. 


cnitnre  rfeduite  ä  l'ordre  immuable  dea  1 
pbjsiques  et  morales,  qui  assurent  la  prosperitä 
des  empires,  3  Bde.,  Amsterdam  und  Paris 
1763/64;  dasselbe  im  Auszug  u.  d.T:  Elements 
de  Philosophie  nirale.  Haag  (recte  Lille)  1767/68; 
dasselbe,  aeutach  u.  d.  T.:  System  der  Natur  etc. 
von  K.  G.  Schreiher,  2  Bde.,  Frankfurt  a.  H. 
1783/91;  Landwirt8chaftapbi]ospphie  etc.,  mit 
Anmerkungen  von  Cb.  A.  Wicümann,  2  Bde., 
Liegnitz  1797/98.  —  Lettre  sur  le  commerce  dea 

frains,  Amsterdam  und  Paris  1768.  —  Lea 
conomiques,  dedi^ea  au  grand>dnc  de  Toscane, 
i  Bde.,  ebd.  1769/73.  (In  J)d.  34  Polemik  gegen 
Galianis  „dialogne  sur  les  bleds".)  —  Lettres 
d'nn  Ingenieur  de  province  k  un  iutendant  dea 
ponts  et  chausies,  pour  servir  de  suite  k  „l'Ami 
des  hommea",  Avignon  1770.  —  Lettres  economi- 
ques,  Amsterdam  1770.  —  Les  devoirs,  imprini6 
i  Milan  an  monaatäre  St.  Ambroise,  1770.  — 
La  acience,  ou  les  droits  et  les  devoirs  de 
l'bomme,  Lausanne  1774.  —  Lettre  sur  la  lägis- 
lation,  on  l'ordre  1^1  däprav6,  r£t«bli  et  per- 
p^tue,  3  Bde.,  Bern  l'i7ö,  —  Supplement  ä  la 
thforie  de  Timpöt,  Haag  1776.  —  Entretien 
d'nn  jeune  prince  avec  son  gonvemenr,  heraus- 
gegeben  von  M.  G  ...  1  (Abbe  Grivai),  4  Bde., 
Paris  1785.  —  Education  civile  d'nn  priuce, 
Doulac   1788.    —   E6ve   d'ua   goutteux,    ou    le 

Srincipal,  s.  1.  (Versaillesl  1788  (bezieht  sich  auf 
ie  gesetzgeberische  Thätigkeit  der  konsii- 
luierenden  versammlang  von  1789).  ~  Es  wird 
ihm  ferner  das  von  P.  Boacovich  herausgegebene 
Werk  zageschiieben :  Hommes  i.  cel^brer  pour 
avoir  bien  mtrite  de  l'humanitä  par  lenrs  ecrits 
SQF  l'economie  politiqae,  2  Bde.,  Bassano  [».  d.] 
(1789).  —  Mirabeau  war  der  Herauageber  von: 
Abregt  des  principe»  de  l'economie  politique  par 
S.  A.  Mgr.  le  Hargrave  r^gnant  de  Bade,  Karis- 
ruhe  und  Paris  1772;  dasselbe,  neue  Ausgabe, 
Karlsruhe  1775.  (Bekanntlich  stand  Mirabeau 
mit  dem  Physiokraten  Karl  Friedrich  von  Baden 
in  sehr  regem  brieflieben  Verkehr.) 

b)  in  Zeitschriften:  1|  eine  Anzahl 
Artikel  in  den  „Ephem^rides  du  citejen,  ou 
chroniqne  de  l'esprit  national",  ein  als  Pendant 
zu  Addisons  „Spectatur"  1765  von  Abbe  Bau- 
dean  gegründetes  Journal,  zu  dessen  Redak- 
teuren er  auch  in  den  Jabren  1765/68  ge- 
hörte; er  war  2)  mit  Beitrügen  beteiligt  am 
„Jonmal  d'agriculture ,  dn  commerce  et  dea 
finances". 

Mirabean  war  mit  ganzer  Seele  Physiokrat, 
und  es  widerstreitet  der  Wahrheit,  wenn  an- 
penommen  wird,  dass  sein  Hauptwerk  „l'Ami 
des  hommes"  von  Quesnay  veranlasst  oder  unter 
dessen  Einflüsse  geschrieben  sei,  da  es  in  der 
iten  Auflage  1755  bereits  fertig  vorlag,  ehe 
Quesnay  kennen  lernte  und  dessen  eifrigster 
Schüler  und  glühendster  Bewunderer  wurde. 
Erat  die  Aasgabe  von  1758/60  enthBJt  das  Ques- 
nay sehe  tableau  ficonomique  avec  ses  s^ü- 
cations,  d.  h.  mit  genauer  Analyse  der  Öko- 
nomischen Tabelle ;  auch  bestreitet  er  entschieden 
eine  Mitarbeiterschaft  Quesnaya  an  dem  Ami 
dea  hommes  und  behauptet,  zur  Erzielung  seiner 
darin  veräfTentlicbten  phyaiokrati sehen  Resultate 
nur  den  Bat,  aber  nicht  die  Beihilfe  seines 
Lehrers  in  Anspruch  genommen  zu  haben.  Das 
fragliche,  bei  seinem  Erscheinen  mit  Enthnaias- 
—  begrüsate  Werk  gehört,  wieEdmond  Eonase 
öl* 
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behauptet,  cd  jenen  Büchern,  von  denen  heute 
noch  alle  Welt  spricht,  welche  aber  keiner  näher 
kennt,  und  die  in  jeder  neuen  Generation  ein 
beherzter  Forscher  lesen  mUaste,  nm  nachher 
seine  Zeitoenossen  von  der  LehtBre  zu  ent- 
binden, ftfirabeau  geht  darin  von  dem  Poatulale 
ans,  dasfl  eine  groBse  Einwohnerzahl  zum  Wohl- 
bednden  eines  Staates  nnerl^slirh  sei,  weshalb 
sich  auch  das  Buch  hauptsächlich  mit  den 
Mitteln  zur  Stimulierung  der  Bevülkernng^- 
vennehrung  befasst.  Den  von  ihm  als  richtig 
anerkannten  Satz,  dass  das  Maas  der  vorhandenen 
Lebensmittel  aui'h  da»  Mass  der  BevUlkernng- 
sei,  benutBt  er,  nm  die  Richtigkeit  des  physio- 
kra tischen  Systems  daraus  zn  beweisen,  und 
verlangt  Begünstigung  des  Ä.ckerbanes  im 
engsten  Sinne,  weil  diese  die  meisten  Lebens- 
mittel liefere.  Wie  rigoros  er  diese  zur  mensch- 
lichen Nahrung  bestimmte  Ausbeute  der  Natur 
Überwacht,  erhellt  z.  B.  daraus,  dass  er  den 
Besitz  eines  Pferdes  tQr  ein  Vertrechen  gegen 
die  Nation  erklärt,  weil  ein  solches  die  fUr  vier 
Menschen  genügenden  Cerealien  konsumiere. 
Hinsichtlich  des  fUrdernden  Einflusses  der  reich- 
lichen Volksemährung  auf  die  Zeugungakraft 
bedient  er  sich  des  drastischen  Vergleiches: 
„Les  hommes  maltiplient  eomrae  lea  rata  dans 
nne  grange,  s'Us  ont  les  moyens  de  snbsister." 
In  der  landwirtschaftlichen  Abteilung  seines 
„Henschenfrenndes"  fehlt  ea  nicht  an  heute  noch 
zu  beherziepeuden  Maximen.  Er  ist  nicht  nur 
ein  Feind  der  Latifundien,  er  spricht  sich  auch 
entschieden  für  den  bäuerlicheu  Kleinbetrieb 
aus.  Ein  wesentliches  Hemmnis  der  Fort- 
schritte der  Landwirtschaft  erblickt  er  in  der 
Schwester  des  städtischen  Lnsus:  der  bäuer- 
lichen Trägheit,  die  Fnssstapfen  des  Landwirts 
sind  der  heate  Dünger  für  seine  Felder,  führt 
er  sehr  richtig  aus.  Die  „Theorie  de  l'impöt" 
erhdhte  noch  die  Popularität  des  Verfassers, 
wenn  auch  weniger  auf  Grund  des  wissenschaft- 
lichen Wertes  dieser  Schrift,  sondern  wegen  des 
AnstOBses,  den  die  darin  angegrifFene  Korpo- 
ration daran  nahm:  die  Pächter  der  indirekten 
Staatsstenem  Frankreichs,  Seine  Ansfälle  in 
der  Schrift  geg'en  diese  über  lettres  de  cachet 
stets  TerfOgrenden  Sinekureubesitzer  verschafften 
ihm  einige  Monate  unfreiwilliger  Hnsse  im 
Kerker  von  Vincennes  und  nach  seiner  Frei- 
lassunff  eine  vorübergehende  Terhaonung  nach 
seiner  Besitzung  Bignon. 

Vgl.  über  Miraheau:  Anti-Mirabeau,  oder 
nnparteyische  Anmerkungen  über  des  Herrn  von 
Uirabeau  natürliche  Begierungsform.  Besonders 
in  Abeicht  nnd  Anwendung  aaf  Teutschland, 
Frankfurt  a.  M.  1771.  —  Lucas-Montigny, 
Hemoires  hiographiqnea  de  Mirabeau,  Paris.  — 
Kellner,  Znr  Geschichte  des  Physiokratismus, 
■Göttingen  1847,  S.  19,  22  29,  52,  65.  —  Dic- 
tionnaire  de  1'economie  polit,,  2,  Aufl.,  Bd.  II, 
Paris  1654,  8,  IISS.  —  v.  Hohl,  Geschichte 
und  Litt«ratnr  der  Stoatswissenschoften,  3  Bde., 
Eriangen  1856-58,  Bd.  L  S.  280,  306,  Bd,  n, 
8.  67,  80,  470.  —  L6ouee  de  Lavera-ne, 
Les  Economistcs  franeais  an  XSX  si^e,  Paris 
1870,  S.  112ft.  —  ITStern,  Das  Leben 
Mirabeans,  2  Bde.,  Berlin  1884.  —  Schelle, 
Ilnpout  de  Nemours  et  l'£cole  phyuocrktiqne, 
Paris  1888,    S.  11/12,   102/3,   16^63  v.  iJ.   — 


Loniset  Charles  Lomfnie,  Les  Hiiabean. 
NoUYcUeH  4tudes  snr  la  societe  francaise  au 
XVUIo  si&cle,  4  Bde..  ebd,  1879/91.  —Block. 
Les  urogr^s  de  la  science  ^conomiqne.  2  Bde., 
ebd.  1890,  Bd.  I,  8.  537,  539,  Bd.  II,  S.  420.  — 
Knies,  Karl  Friedrichs  von  Baden  brieflicher 
Verkehr  mit  Mirabeau  und  Dupont,  2  Bde., 
Heidelberg  1892.  —  Kouveau  dictionnaire  d'eco- 
nomie  polit.,  Bd.  II,  Paris  1892,  8.  293«, 


Mischler,  Ernst, 

wurde  am  23.  XII.  1657  zn  Prag  geboren,  be- 
sucht« die  Schulen  seiner  Vaterstadt  und  bezog 
im  Wintersemester  1876/77  die  damals  noch 
ungeteilt«  Universität  Prag,  an  der  er  am  H. 
IV.  1881  zum  Doktor  der  Rechte  promoviert 
wurde.  Nach  kurzer  Beschäftigung  bei  einem 
Bahnonternehuien  trat  er  im  Oktober  1661, 
einer  Einladung  K.  Th.  von  Inama-Stem- 
eggs  folg:end,  in  die  k.  k.  statistische  Central- 


Privatdozent  für   Statistik    an    der  deutschen 

Universität  in  Prag,  1887  in  derselben  Eigen- 
schaft an  der  Universität  in  Wien  und  supp- 
lierte  im  Sommersemester  1885  die  Lehrkanzel 
für  Statistik  an  der  k.  u.  k.  orientalischen  Aka- 
demie in  Wien.  Im  Jahre  1888  wurde  er  zum 
a.  0.  Professor  der  Statistik  an  der  Universität 
dzemowitz  ernannt  und  zum  Wintersemester 
1891  an  die  deutsche  Universität  Prag,  darauf 
im  Wintersemester  1893/iW  als  Ordinarius  an 
die  Universität  Graz  berufen,  wo  er  neben  Sta- 
tistik noch  über  Finanzrecbt  und  Specialgebiete 
der  Nationalökonomie  liest.  Während  der  Lebr- 
thtttigkeit  in  Ozemowitz  organisierte  E.  Hiach- 
1er  das  statistische  Landesamt  des  Herzogtums 
Bukowina,  dessen  erster  Direktor  er  vom  1.  I. 
bis  30.  IX.  1890  war.  Desgleichen  organisierte 
er  in  Graz  das  vom  steierm.  Landesansachusse 
1693  errichtete  statistische  Landesamt  f&r 
Steiermark,  dessen  erster  Direktor  er  ist.  Beim 
IV.  internationalen  demographischen  Kongresse 
SU  Wien  (1887)  fungierte  er  als  Sekretär.  Et 
bt  ordentliches  Mitglied  des  Institut  international 
de  Statistique  und  korrespondierendes  Mitglied 
der  k.  k.  statistischen  Centr^ominission  in 
Wien,  ferner  Mitglied  des  OsterrucbiKben  Ar- 
beitsbeirates in  Wien,  der  Steiermark.  Beirite  fQi 
Kinderpflege  und  Findelweaen ,  endlich  ehreu- 
amtlicher  Leiter  der  von  ihm  eingerichtet«! 
gemeinnützigen   Arheitsvennittalnng    in    Graz. 

Von  seinen  Schriften  sind  namentlich  die 
folgenden  zu  nennen:  a)  in  Buchform:  Alte 
und  neue  Universitätastatistik.  Eine  Antritts- 
rede, Prag  1885.  —  Der  ßflfentliche  Haushalt  in 
Bähmen,  Wien  1887.  —  Die  Armenpflege  in  den 
österreichischen  Städten  und  ihre  Beform,  Wien 
1890.  —  Handbuch  der  Verwaltoogsatttistik, 
L  Bd.  Allgemeine  Grundlagen  der  VenraltUDgs- 
Btatistik,  Stuttgart  1892.  —  Das  Armenwesen 
in  Steiermark,  Graz  1896. 

b)  Redaktionswelke:  Oesterr.  SUdte- 
buch  I.  Bd.,  Wien  1887,  IL  Bd.  1888  {in  Ver- 
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btndan^  mit  K.  Th.  t.  Inama-Stemegg).  ^- 
Oesterr.  StaatawBrterbach  ;i  Bde.,  Wien  1805— 
1897  (in  Verbindung  mit  J,  IJlbrichJ.  —  Mittei- 
lungen des  etatistiachen  Landesamtes  der  Buko- 
wina 1.  Heft.,  Czernowitz  1892.  —  Mittel!,  des 
statistischen  Ltindesamtes  von  Steiermark,  1. 
Heft  nnd  ff.,  Graz  1896  ff.  —  Oesterreicbische 
WohlfahrtseinrichtungeD  1848—1898  1.  Bd., 
Wien  1899.  —  WegTs-eiser  durch  die  freiwillige 
Annenpflege  in  Steiermark,  Graz  1898.  —  Mit- 
begrüDder  und  Hitheransgeber  der  Bl&tter  fUr 
das  ÄrmenweseD,  Bd.  Iff.,  Graz  1896ff. 

c)  in  Sammelwerken:  Sechenschafts- 
bericht  des  IV.  internationalen  demoeiraphischen 
Kongresses  1887  (Heft  37  nnd  Snppl.  22-30 
der  Arbeiten  des  VI,  int.  Kongr.  für  Hjg.  u. 
Demogr.l,  —  Abschnitte:  „Die  KriminalstatiHtik 
als  Erkenntnisquelle"  and  „Haaptergebniase  der 
Kriminalstatistik"  iu  Holtzetidorff-Jagemanns 
Handbnch  des  Gefängniswesens,  Bd.  I  u.  II.  — 
Biographieen  von  Peter  Mixchler,  Adam  Hein- 
rieb Müller  und  Theod.  Richter  in  Liliencrons 
Alle,  deutsch.  Biographie.  —  Art.  „Civilliste" 
und  „Amtliche  Statistik"  in  diesem  Handwlirter- 
bncbe,  1.  u.  II.  Aufl.  —  Artt.  Armenwesen, 
BevBlkeruDgsgeschichte ,  Kriminalitfit,  Jnstiz- 
Btatiatik,  HIegilimitfit,  Konfessionsänderongen 
et«,  in  dem  I.  n.  11.  Suppl.-Bd.  zu  Meyers  Kon- 
vers.-Lei. ,  IV.  Anfl.  —  In  „Oeaterreichiache 
Statistik"  (Amtl.  Qnellenwerk):  Textliche  Bear- 
beitung der  üsterr.  Volkszählung  von  1880  (Bd. 
y,  Heft  3)  und  der  Staatafinanzen  für  imAiU 
(Bd.  XVI,  Heft  3;.  -  Im  Oegterreichiscben 
Staatswürterbneh  die  Artt.:  Abfahrtsgeld.  kr- 
beiterkammem,  Arbeiterachutz,  Arbeiterwuhnnn- 
gen,  Armenpflege,  Bezirksbausbalt,  Depositen, 
Gebietseinteilung,  Gemeindegnt,  Gemeindehaiis- 
halt,  Gewerbeinspektion,  Landeshaushalt,  Mono- 
pole, Ortschaft,  Fnlvermonopol,  Städteflnanzeu, 
tluiveraitAtsveriassiing ,  Verwaltung^Statistik, 
Volkszählung,  Waisenkassen.  —  In  Elsters 
Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  die  Artt. :  Alters- 
gliederung, Anthropologie  u.  Anthrojwmetrie,  An- 
alphabeten, Beruf  u.  Berufsatatistik,  Blinde  n. 
Blindenanstalten,  BevSIkernog,  Dienst!  eistnngen, 
Freizügigkeit,  Eheschlieasung,  Geburteo,  Ge- 
achlechtsverhSltnis,  Gewerbestatistik,  Heimat- 
recht, Staudearegister,  Sterblichkeit  a,  Sterbe- 
tafeln, Taubstumme  u.  T.-Anstalten,  uneheliche 
Geburten,  Wanderungen,  —  In  „Oeaterr,  Wohl- 
fabrtaeinrichtungen  1848/1898"  die  Einleitung: 
Uebersicht  über  die  üffeutl.  Armenpflege  und 
private  Wohlthätigkeit  in  Oesterreich;  ferner 
einige  Artikel  in  den  Mitt,  dea  Statist,  Landes- 
amtea  der  Bnkowba  I,  in  „Soziale  Verwaltung 
am  Ende  des  19,  Jahrb.",  Wien  1900,  im  Oesterr, 
Städtebacbe  etc.  —  Gutachten  über  den  Ent- 
wurf eines  Armengesetzea  in  Niederüsterreich, 
Wien  1900  (Landtagsakteu). 

d)  In  Zeitschriften:  1.  In  Schanz' 
pFinanzarchiv-,  IV.  Bd.,  2.  Heft:  Die  Sub- 
jekte der  Finanzwirlschttft,    —    2.   In  Mayrs 

Das  Moment  der  Zeil  in  der  Verwaltunga Statis- 
tik (I,  Bd,),  —  Statistik  und  Selbstverwaltung 
(II.  Bd.).  —  Internationale  statistische  tleber- 
sicbten;  I,  Kriminalität,  IV.  Untern chtsweaen 
im  III,  Bd.  —  Die  Ssterr.  Konferenz  für  Lan- 
desstatistik  im  IV,  Bd.  —  -i  In  der  österreichi- 
schen „Statiatiacheu  Monatsschrift": 
Statistik    des   Markenschutzes    in  Oesterreich- 


Dngam  (1883).  —  Die  Ansiedelungs-  nnd  Wohn- 
verhältnisse in  Oesterreich  (1883),  —  lieber 
Analphabeten  (1886),  —  Das  Einkommen  der 
protestantischen  Pf  arrs  teilen  in  Oesteireich 
(188G).  —  Ueber  die  Armenpflege  und  ihre 
Statistik  in  den  (iaterr.  Ländern  (1887).  —  Die 
Litteraturatatistik  in  Oesterreich  (1886).  —  Der 
Haushalt  der  Bezirke  in  Oesterreich  (1888).  — 
Der  Hansbalt  der  Landgemeinden  in  Oester- 
reich (1889).  —  Zur  Organisation  nnd  Methodik 
der  Kriminalstatistik  (1691),  —  Die  Organisation 
der  Landeestatistik  in  der  Bukowina  (1891).  — 
1.— 3.  Uebersicht  über  die  wissenschaftliche 
Statistik  in  der  periodischen  Litteratur  für  1885, 
1886  87  und  11^90;  (Jabrg,  1886,  1888  und 
1891),  Die  Enquete  und  Statistik  der  Armen- 
verhältnisse  (1896).  —  Die  steiermärkische 
Arbeitsvermittlung  (1898).  —  4.  In  der 
„Oesterreich  isch-ungarischeu  Revue-': 
Die  Wohnungs  Verhältnisse  der  arbeitenden 
Klassen  in  den  Ssterreichiachen  Städten  (1888). 
—  Der  IV.  intern,  demographische  Kongress 
[18871,  —  5.  In  den  ,.Deatschen  Worten'': 
Daa  System  der  Gabion zer  Armenpflege.  — 
6,  In  den  „Jahrb,  für  Nat,  und  Stat."; 
Schriften  des  deutschen  Vereins  für  Armen- 
pflege und  Wohlthätigkeit  (1888).  —  Die  österr. 
Heimatsrechtanovelle  von  1896  (1897).  —  7.  In 
.Arch.  für  aoz,  Gesetzgebung  u,  Stat.": 
Zur  Beurt«ilung  der  Kriminalität  im  Deutschen 
Reiche  (1889),  ~  Die  österreichische  (Jewerhe- 
iuspektion  (Jahrg.  1888-1899).  —  Gmudzüge 
einer  allgemeinen  staatlichen  Arbeits  Vermittlung 
filr  Oesterreich  (1900).  —  8,  Im  „Handels- 
museum":  Die  Reform  der  direkten  Steuern 
(1892,  Nr.  18-20),  -  9.  In  Doms  „Volks- 
wirtscbaftlicher  Wochenschrift-':  Die 
Wirtschaftskrise  in  der  Bukowina  (1892),  — 
10.  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozial- 
politik nnd  Verwaltung  (5,  Bd.):  Die  Gewerbe- 
uspektion  in  Oesterreich, 

Ueherdies  mehrere  Beiträge  zur  Sozial- 
politik etc,  in  der  Wiener  landwirtschaftlichen 
Zettung,  in  der  Allgemeinen  Zeitung,  in  der 
Prager  „Bohemia",  in  der  [Wiener)  deutschen 
Wochenschrift  (1866,  1887),  im  Sozialpolitis<ften 
Centralblatt,  in  der  Reichenberger  Monatsschrift 
„Humanität"  u.  s.  f, 

Bed. 


Mischler,  Peter, 

II.  1821  zu  Heppenhein 
Grossh,  Hessen,  gest.  i 
1864  als  Ehrendoktor  der  lachte  der  Prager 
Universität  (seit  1857),  studierte  und  promo- 
vierte in  Gieasen.  ging  November  1849  als  ausser- 
ordentücber  Professor  der  poliüschen  Oekonnmie 
nach  Freibarg  i,  B.  und  November  1862  in 
gleicher  Eigenschaft  zur  Besetzung  des  für  ihn 
geschaffenen  zweiten  Lehrstuhls  für  Xational- 
Ükonomie  nach  Prag,  wo  er  seit  Mai  1805  ata 
Ordinarius  wirkte. 

Die  Volkswirtschaft  wird  von  Miachler  Stet» 
im  Zusammenhange  mit  Religion,  Recht  und 
Sitt«  anfgefasst  und  ihr  so  eine  ethische  Färbung 
gegeben.  In  wirtschaftspolitischer  Hinsicht  war 
er  strenger  Schutzzüllner  und  arbeitete  im  Sinne 
einer   deutschen    und    deutsch -österreichischen 
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Zolleinigun^.  Die  politisch  grossdeutecbe  ood 
die  in  reli^Sger  Hinsicht  »treng  katholii;che  An- 
Bchaiiung-  dnrchdriDgt  seine  gesamte  ThKtigkeit. 

Et  verüfFentlicht«  an  staata  wissenschaftlich  en 
Schril't«u  a)  in  Buchform:  Der  Scliwarzwald, 
ein  Blich  anf  die  volkswirtschaftlichen  Verbältr 
Bisse  des  badischen  Oberlandes,  Frankfurt  a.  M. 
1851.  —  Das  dentsche  Eiseuhttttenge werbe  vom 
Sundpunkte  der  Staats  Wirtschaft,  2  Bde.,  Statt- 
gart 1852  n.  1864.  —  VolkswirtKchftftliche  Be- 
trachtnnffen  Ober  den  Gewerbeiieisa ,  Reicheu- 
berg  1861,  —  Handbuch  der  National ükonomie. 
Von  diesem  auf  2  Bde.  berechnet  gewesenen 
Werke  erschienen  Bd.  I,  Teil  1 :  Grundsätze 
der  Nation alükonomie,  nnd  Bd.  I,  Teil  2:  Ent- 
stehung des  Nation alreichtnms  nnd  Lehre  vom 
natürlichen  Reicbtnm  der  LSnder^  Wien  1857. 
^~  Zur  Abhilfe  des  Notstandes  im  Erz-  und 
Riesengebirge,  Prag  1862.  — 

b)  In  Sammelwerken:  Die  Artikel 
Staats wissenschaftl.  Inhaltes  fQr  die  ersten 
Buchstaben    des    Alphabetes    in    der  „Allgem. 


Snnbt  uud  die  Behandlung  der  politischen 
'ekonoraie  mit  bes.  Berücksichtigung  der  Ver- 
hältnisse des  österr,  KaiserBlaal«»  [Prager  An- 
trittsrede] (im  „Magaiin  für  Rechts-  and  Staats- 
wiaaenschaften".  I«ö3,  IV,  Heft).  —  Mehrere 
Abhdl.  in  der  „Oesterr.  Zeitschrift  für  Berg- 
u.  HattenweBen",  in  den  „Oesterr.  Blättern  für 
Litteratnr  u.  Euust",  in  der  ,.Eatho1.  Litt«ratur- 
zeitung",  im  „Vereinsblatt  für  deutsche  Arbeit", 
bes.  l«öl  und  1862.  — 

Vgl.  über  Peter  Mischler:  Ansführliche 
Bio^raphieen  in  Wnrzbacha  „Biographischem 
Lewkon  des  KaiaertumB  Oesterreieh"  (XVIII. 
S,  Hm— am),  Wien  um  und  in  der  „Allge- 
meinen deutschen  Biographie"  (XXII.  S.  4—10), 
Leipzig  1885.  — 


Mission,  Innere. 

L  Das  Wesen  der  J.  M,    1.  Begriff  der 

1.  M.  2.  Verhältnis  der  I.  M.  zu  anderen  Lebens- 
kreisen.  IL  Die  Geschichte  der  I.  M,  L  Ge- 
schichte der  Elemente  der  I.  M.  a)  Das  dia- 
konische Element,  b)  Das  evangelisatorische 
Element,      c)    Das     reformatorische    Element. 

2.  Gescbichte  der  I.  M.  a)  Die  Zeit  der  An- 
fänge (1780—18.13).  b)  Die  Zeit  der  grossen 
Männer  (18.H3— 66).  c)  Die  Zeit  des  methodischen 
Ausbaues  (1866  bis  heute).  III.  Der  Bestand 
der  I.  M.  1.  Die  Orgaue  der  I.  M.  a)  Der 
Verein,  h)  Die  Anstalt,  c)  Der  Vereinsgeist- 
liche, d)  Diakonen,  e)  Diakonissen.  2.  Die 
Arbeitsfelder  der  I.  M.  a)  Hilfsarbeit  für  die 
Kirche,  b)  Hilfssrbeit  für  die  Familie,  c)  Hilts- 
arbeit  fllr  den  Staat.  IV.  Die  Wissen- 
schaft der  LM.  1.  Die  litterariscbe  Behand- 
lung.   2.  Die  mündliche  Lehre. 

Die  Innere  Mission  ist  als  solche  in  der 
ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhnndcrts  in  die 
ErFcheioung  geti^tea,  also  eine  moderne 
Orüsse;  eiii»?lne  Bestandteile  de  i-selben  sind 
immer  in  der  christlichen  Aera  vorhanden 
gewesen.    Mit  der  Neuheit  ihrer  ExistenK 


hfln^  es  zusammen,  dass  viele  Fragen  ihres 
Bestandes  noch  im  Fliisa  sindj  ihre  wissen- 
schaftliche Darstellung  erst  m  den  Anfän- 
gen ist. 

I.  Das  Wesen  der  Inneren  HisBion. 
1.  BeKTift  der  I.  M.  Von  jeher  ist  der 
Begriff  der  Inneren   Mission   vielumsthtten 

gewesen.  Da  Innere  Mission  jedenfalls  eine 
geschichtliche  Grüsse  ist,  wird  man  sie  anl 
geschichtlichem  Wege  am  ehesten  erfassen 
können.  Ein  Blick  in  ihre  Entstehung  mag  uns 
ihr  Wesen  offenbaren.  Johann  Ilinrich  Wiehern 
(1808—1881),  der  A^ater  der  Inneren  Mis- 
sion», wurde  als  Kandidat  in  Hamburg  s^um 
»Oljerlehrer-c  der  dort  vor  kurzem  (1825) 
gegnlndeten  »Sonntagsschule«, einerenglisch- 
kirchlichen  Institution,  die  man  dorthin  ver- 
pflanzt hatte,  gewählt.  Wie  ihr  Begrflnder, 
Pastor  Eautenberg,  die  in  ihr  zu  vollbrin- 
gende Arbeit  ansali,  mag  ein  Wort  aus  einem 
der  Jahresberi eilte  zeigen:  »Was  hindert 
uns,  gleich  unseren  Brildera  in  Ix>ndon, 
Glasgow,  New- York  und  mehreren  grossen 
Städten  Englands  und  Nordamerikas  Mis- 
sionare zu  werden  för  das  mehr  als  heid- 
nische Elend  in  unseren  Mauern?  Was 
hindert  uns,  hineinzugehen  in  die  Hütten 
des  Unheils,  den  Jammer  mit  eigenen  Augen 
zu  sehen  und  die  armen  Leute  zu  bitten 
und  zu  ermahnen,  dass  sie  sich  selbst,  dass 
sie  mindestens  doch  ihre  unglücklichen  Kin- 
der retten  lassen  aus  den  Stricken  des 
Todes?«  Man  wollte  Missionsarbeit  an  den 
christlich  und  kirchlich  Verwahrlosten  thun. 
Indem  man  den  Kindern  der  Sonnfagsschule 
seelsorgerlich  nachging  iu  ihre  liäuslichen 
Verhältnisse,  hatte  sich  ein  Besuchsverein 
gebildet.  Wiehern  wurde  bald  eins  der  eif- 
rigsten Mitglieder  und  dann  der  leitende 
Geist  der  Arbeit.  Man  hatte  letztlich  nur 
religiöse  Ziele.  Aber  man  konnte  den  Zu- 
sammeniiang  zwischen  dem  religiös-sittlichen 
und  dem  materiellen  imd  sozialen  Znstand 
nicht  verkennen,  sowenig  man  diesen  Zu- 
sammenhang damals  und  später  im  Sinne 
einer  zwingenden  Notwendigkeit  überscliStzte. 
Wichern  wollte  die  Glauben spredigt  des 
Wortes  mit  dor  Thatpredigt  der  Liebe  ver- 
binden und  durch  diese  Gemeinsamkeit  ihre 
Wirkungskraft  in  der  Kirche  und  im  Volka- 
lelion  stärken.  Er  fand  die  Kirche  in  ihrem 
damaligen  Zustand  der  Aufgabe,  Glatibe  und 
Liebe  zu  predigen  und  zu  pflanzen,  nicht 
gewachsen,  ihre  offiziellen  Organe  unzu- 
reieliend  und  matt,  den  wahren  kirchUchen 
Geist  vielfach  erloschen.  So  -wurde  sein 
Wimsch  imd  sein  Thun  zu  einer  kirchhchen 
Ketomibewegung.  Etwas  principiell  Neues 
wollte  W'ichern  der  Kirche  uicht  bringen, 
wolil  aber  etwas  praktisch  Neues,  das  in 
der  Eonsequenz  ihrer  Principien  lag,  aber 
durch  die  Ungunst  der  Zeiten  und  ilie  ün- 
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treue  der  Menschen  verkümmert  war.  Es 
Sollte  mit  seiner  Keform  nicht  eine  Zeit 
nmier  Onindsätze  und  Gedanken,  sondern 
ein  neuer  Tag  des  Lebens  beginnen.  Als  pb 
vom  21.  bis  23.  September  184B  in  Wittenbei^ 
zum  ersten  »Kirchentag«  kam,  entfaltete 
Wiehern  das  Banner  der  Inneren  Mission 
mit  den  Worten:  »Es  thut  Eins  not,  dass 
die  evangelische  Kirche  in  ihrer  Gesamtheit 
anerkenne:  die  Arbeit  tler  Inneren  Mission 
ist  mein!  dass  Sie  ein  grosses  Siegel  auf 
die  Summa  dieser  Arbeit   setze:  dlo  Liebe 

gehört  mir  wie   der  Glaube Wie  der 

j^nze  Christus  im  lebendigen  Goftesworte 
sieh   offenbart,    so   muss   er  auch   in   den 

Qottesthaten  sieh  predigen Wird  in 

diesem  Sinne  das  Wort  der  Inneren  Mission 
aufgenommen,  so  bricht  in  unserer  Kirche 
jener  Tag  ihrer  neuen  Zukunft  an,»  Da- 
mals wurde  der  Ausdruck  »Innere  Mission« 
zuerst  in  weiteren  Kreisen  gang  und  gäbe. 
Litterarisch  war  er  schon  von  Prof,  LOclte 
in  Göttingen  gebraucht  worden,  gleichzeiiig 
aber  auch  im  Wichernsclien  Kreis  in  Umlauf 
gekommen.  Indem  man  zunilclist  auf  die  in 
entfernten  Ländern  arbeitende  Heidenmission 
reflektierte,  sagte  man  vielfach  »inländische 
Mission',  dann  fasste  man  Wort  und  Ge- 
danken scharfer  nnd  tiefer  als  »Innere  Mis- 
sion'^ im  Sinne  von  innerkirchlicher  Itlission. 

Man  hat  den  Namen  schwerfSJIig  ge- 
fimden,  nicht  ganz  mit  Unrecht.  Aus  zwei 
Worten  bestehend  sträitbt  er  sich  gegen 
die  Bildung  eines  Adjektivs  (»innermissiona- 
risch«  V).  Man  bat  ihn  provosiiercud ,  be- 
schämend gefunden.  Dennoch  ist  er  sach- 
geniäss :  »Die  Antinomie,  die  in  demselben 
zu  Tage  tritt,  entspricht  genau  der  Anti- 
nomie, die  in  der  Thalsache  liegt,  dass 
äussere,  rechtliche  Zugehörigkeit  zu  der 
Kirche  zusammentrifft  mit  einer  Abkehr  von 
Christen  tum  luid  Kirche,  dass  diejenigen, 
welche  Subjekte  der  Missionsthätigkeit  sein 
sollten,  als  ihre  Objekte  zu  stehen  kommen.« 

Nimmt  man  die  Ansffihrung  in  der  Wirk- 
lichkeit hinzu,  welche  das  oben  skizzierte 
Programm  Wicherns  im  Laufe  von  reichlich 
60  Jahi-en  gefunden  hat,  so  wird  mau  die  be- 
treffende Gegenwart  als  eineEntwickelung  der 
Grimdgedanken  Wicherns  erkennen  müssen, 
wenn  auch  nicht  als  eine  ganz  gleichnißssige 
und  überall  normale. 

Nach  dem  Gesagten  definiere  ich  die 
Innere  Mission  zusammenfassend  dahin :  die 
Innere  Mission  ist  diejenige  kirchliche  Be- 
formbewegnng  des  19.  Jahrhunderts,  welche 
den  inneren  Zustand  des  evangelischen 
Kirchentums  dadurch  zu  bessern  unternimmt, 
dass  sie  sowohl  die  Barmherzigkeits werke 
als  auch  die  freie  Wortverkfindigung  in 
demselben  \t-irksam  machen  und  ihm  or- 
ganisch einfügen  will. 

Zur  näheren  Erläutening  dieser  Definition 


mag  es  dienen,  dass  auf  Siibjekt,  Objekt 
Ziel  und  Mittel  der  Inneren  Mission  hinge- 
wiesen wird,  Subjekt  sind  lebendig  gläu- 
bige kirchliche  Persönlichkeiten,  einzeln  oder 
(meistens)  organisiert,  welche  sich  deii  Fak- 
toren, die  zur  Reform  der  Kirche  und  der 
von  ihr  beeinflussfen  Lebenskreise  den  Dienst 
vers^en,  t-eiwillig  substituieren.  —  Objekte 
der  Inneren  Mission  '  sind  Kotstände  im 
Zusammenhang  mit  der''Sünde,  welchen 
offizielle  Gewalten  nicht  äbhö£en,  —  Das 
Ziel  der  Inneren  Mission  ist  die  Herstellung; 
eines  Kirchentums,  das  geeignet  ist,  direkt 
oder  indirekt  jenen  Notständen  zu  liegegnen. 

—  Die  Mittel  der  Inneren  Mission  sind 
primär  das  freie  Wort,  sekundär  (subsidiär) 
das  Liebes  werk. 

Wichern  hat  keine .  wissenschf^tliche- 
Defiuition  der  Inneren  Mission  gegeben,  niir. 
zahlreiche,  zum  Teil  sehr  rhetorische  Be- 
schreibungen. Zur  Vergletchung  sei  die  aus 
seiner  klassischen  »Denkschrift«,  in  welcher 
er  das  Programm  seines  Lebenswerkes  in 
etwas  ausgefilhrterer  Form  entwickelt,  mit-i 
geteilt;  »Als  Innere  Mission. gilt. unS' liiehti 
diese  oder  jene  einzelne,'  sondern  die  ge- 
samte Arbeit  der  aus  dem  Glauben  an 
Christum  geborenen  Liebe,  welche  diejenigen 
Massen  in  der  Christenheit  innerlich  und 
äusserlich  erneuern  will,  die  der  Macht  und 
HerrstJiaft  des  aus  der  Sünde  direkt  o<ler, 
indirekt  entspringenden  mannigfachen  aus-' 
seren  imd  inneren  Verderbens  Snheimgef allen 
sind,  ohne  dass  sie,  so  wie  es  zu  ihrer 
christlichen  Emeuei-ung  nötig  wäre,  von  den 
jedesmaligen  geordneten  christlichen  Aemtern 
erreicht  werden.« 

Noch  bestehen  unter  den  älteren  Ver- 
fi-etem  der  Sache  starke  Differenzen  in  Be- 
zug auf  die  Wesensbestimmung  derJnneren 
Mission.  Jedoch  macht  ,  sich  neuonlings' 
mehrfach  eine  mehr  oder  minder  vollständige 
Zustimmung  zu  meiner  oben  gegebenen 
Definition  benierklich. 

2.  VerhSltnis  der  I.  M.  zu  anderen 
Lebenskreisen.  Zur  Kirche,  deren  echt 
evangelischer  Begriff  in  Artikel  VII  der 
Augsbui^r  Konfession  seineu  klassischeu' 
Ausdniek  (Gemein scliaft  der  Gläubigen)  ge- 
funden hat,  steht  sie  in  einem  schlechthin 
dienenden  Verhältuis;  ziun  Kirchentum  da- 
gegen, der  in  die  Welt  der  Wirklichkeit 
hereingebauten,  mit  Staat,  Volkstum,  Ge- 
sellschaft etc.  verflochtenen  oder  sich  doch 
twrilhrenden  Kirche  steht  sie  in  einem  pie- 
lätvollen  Verhältnis,  «las  jedoch  des  kritischen 
Salzes  nicht  entbehren  kann ;  sonst  wäre  sie. 
keine  Beform bewegring.  Sie  muss  sieh, zu- 
zeiten aus  watirer  Kirchlichkeit  ablehnend 
und  korrigierend  zum  Kirchentum  verhüten. 

—  Von  der  äusseren  Mission  (als  einem 
Wirben  der  Kirche  auf  Menschen  ausserhalb 
ihres    Kreises    zur    Gewinnimg    dereelben) 
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tiDterscheldet  sie  sich  als  eine  Arbeit  ledig- 
lich an  Gliedern  der  Kirche,  —  Der  kirch- 
iichea  AmtsthSti^eit  tritt  sie  als  eine  ausser- 
ordentliche helfend  zur  Seite.  —  Die  Huma- 
nität ist  eine  Tochter  des  Christentums, 
aber  sie  will  es  vielfach  nicht  Wort  haben, 
obwohl  eine  einfache  Betrachtung  des  vor- 
und  aussei-christüchen  Heidentums  diese 
Thatsache  besiegelt.  Dieser  die  Mutter  sehr 
hftufig  verieugnenden  Tochter  stellt  sich  die 
Innere  Mission  als  eine  sich  zu  jenem  un- 
umwunden und  dankbar  bekennende  gegen- 
über. —  Von  katholischen  ähnlichen  Unter- 
nehmungen (w^enn  sie  anch  <lort  nicht  zu 
einem  Ganzen  znsammengefasst  sind)  trennt 
sie  deraclbe  Abstand,  welclier  zwischen  der 
römischen  und  evangelischen  Kii-ctie  besteht. 

—  Im  Staat  ehrt  sie  die  Gottesordniingdes  Ge- 
setzes, aber  sie  dient  keiner  politischen 
Partei.  —  In  der  Familie  erkennt  sie  die 
göttliche  Naturordung,  in  ihrer  christlichen 
Verklärung  die  Brunnenstube  grössten  Segens 
für  Individnum  und  Volk,  in  ihrer  Entartung 
die  verhängnisvollste,  mit  aller  Kraft  auch 
durcli  ihren  Dienst  wieder  zu  reparierende  Ab- 
irrung von  den  göttlichen  Grundordnungen. 

—  Der  Schule,  welche  jenen  drei  Kreisen, 
Kirche,  Familie  und  Staat  dient,  ordnet  sie 
sich  zu  als  jflngei-e  Schwester,  in  freiwilli- 
gem Hilfsdienst  ihrer  offiziellen  Arbeit. 

11.  Die  Geschichte  der  Inneren  Mission. 

Nach  der  oben  gegebenen  Definition  be- 
gegnen sich  in  dem  geschichtlichen  Gebilde 
der  Inneren  Mission  drei  Strömungen,  wel- 
che bis  zu  ihrer  Vereinigung  in  der  evan- 
gelischen Kirche  des  19.  Jahrhunderts  in 
Vereinzelung  ihren  Weg  gemacht  haben: 
das  diakonische  Element  der  Liebesthätig- 
keit,  das  evangolisatorische  der  freien  Wort- 
verkündi^ung  und  das  reformatorische  Ele- 
ment Diese  drei  Elemente  sind  nicht  ko- 
oi-diniert,  sondern  die  beiden  ersten  sind 
dem  dritten  subordiniert  Die  reformatori- 
sche Bewe^ng  wünscht  diirch  Einpflanzung 
des  diakonischen  und  des  evaugeüsatoriscben 
Zuges  in  das  Leben  des  Eirchentums  dies 
letztere  dem  Ideal  der  Kirche  näher  zu 
bringen. 

1.  Geschichte  der  Elemente  der  I. 
H.  a)  Das  diakomBche  Element.  In 
der  Anfangszeit  der  Kirche  ( — 300) 
hatte  die  christliche  Liebesthätigkeit  den 
Charakter  der  Gemein  depf lege.  Die  Zeit- 
lage drängte  auf  immer  stärkere  Centrali- 
sation  im  Bischoftum.  Auch  die  Liebesthätig- 
keit  kam  immer  mehr  in  des  Bischofs  Hände. 
In  Bezug  auf  die  Empfänger  der  Wohlthaten 
herrschte  eine  weitgehende  Individualisie- 
i-ung.  Man  pflegte  einen  jeden  in  seiner  Woh- 
a<mg,  in  seinen  Verhältnissen,  nach  seinem 
Bedürfnis.  —  Auch  über  die  Grenzen  der 
heimischen  Christengemeinde  griff  man  hilf- 


reich hinaus;  sowohl  fernen  Christen  sin 
nahen  Heiden  half  man  in  Notlagen  wie 
Pestzeiten  etc 

Für  die  Jahrhunderte  der  Reichs- 
kirche  (300—600)  ist  das  Nebeneinander 
einer  nach  den  Zeit  Verhältnissen  modifizierten 
Gemeindepflege  und  der  Anstaltspfl«^ 
charakteristisch.  Mit  der  Staatskirche  be- 
gehrte die  Massennot  Hilfe  von  der  Kirche. 
Das  Massenalraosen  mit  seiner  Vei-dieustlich- 
keit,  der  reichlich  spendende  Bischof,  die 
Anstaltsform  (Kloster,  Hospital)  treten  in  den 
Vordergrund. 

Im  Mittelalter  (600—1500)  kam  das 
Anstaltliche  ganz  zur  Herrschaft,  aber  ohne 
das  Gegengewicht  der  Gemeindepfl^  auch 
zur  Auswirkung  all  seiner  Einseitigkeiten 
und  Schwächen.  Die  Zahl  der  Anstalten 
wuchs  ins  Ungemcssene  (gleichzeitig  gab  ea 
nach  den  Kreiizzügen  19000  Aussätzigen- 
hänser  in  der  Christenheit),  das  Pflegeper- 
sonal mehrte  sich  durch  die  Orden.  Bruder- 
imd  Schwesteischaften ;  man  teilte  die  Not- 
leidenden nur  mehr  nach  ihren  Gebrechen 
und  Bedarfnissen.  Alles  war  kirchlich  ver- 
fasst,  gebunden,  beeinflusst.  Die  unevange- 
lisehe  Ethik  mit  ihren  Anschauungen  von 
Arbeit,  Eigentum,  Almosen  zog  ein  Bettier- 
heer gross,  das  sich  zu  einer  eigentlichen 
Landplage  auswncha 

Die  Reformation  und  ihre  un- 
mittelbare Folgezeit  (lüOO— 1650)  hatte 
deshalb  hier  wie  sonst  die  Aufgabe  einer 
neuen  Gnmdlegung  resp.  des  Zurückgehens 
auf  die  Grundlagen  der  ältesten  Kirche, 
Mit  der  Dogmatik  wandelte  sich  auch  dio 
Ethik.  Liebesthätigkeit  war  nun  nicht  mehr 
eine  lieben s Versicherung  für  die  Ewigkeit, 
sondern  eine  Frucht  des  Glaubens:  nicht 
Bettel,  sondern  Berufsarbeit  war  nun  Gottes- 
dienst. Der  Gemeindegedante  wurde  wie- 
der lebendig.  Die  Arraenordniu^u  waren 
Teile  der  Kirchen  Ordnungen.  Die  Kirch© 
war  mit  dem  Bürgerlichen  ganz  gemischt 
—  der  Ansatz  zu  künftigen  Auseinander- 
setzungen. Die  schwache  Seite  der  neuen 
Ordmmg  war  der  mit  dem  notwendigen 
Fall  der  Klöster  gegebene  Mangel  an  Pflege- 
personal. 

Der  Pie  tismus  (16.5O-17S0)  legte  gei- 
gen über  einem  selbstsicheren  Kirchentum 
alles  Gewicht  auf  die  lebendige  religiöse 
Einzel  persönlichkeit.  Der  Missionsgeist  er- 
wachte auch  in  der  Liebesübung.  Man 
vereagto  vielfach  an  der  Gegenwart;  deshalb 
sorgte  man  für  die  Zukunft  io  der  Jugend- 
erziehung. Das  Vereinswesen,  der  Znsam- 
menschluss  nach  Wahl  zu  gewissen  Zwecken 
begann,  der  Gemeindegedanke  verkümmerte. 
Der  Subjektivismus  im  Pietismns  schlug  die 
Brücke  zum  Rationalismus.  Dieser  war  wieder 
der  Nährboden  der  Humanität,  die  häufig 
vergass,    dass  ihr  Leben   im   Christeatum 
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■wurzelte  und  zugleich  mehr  durch  BlÄtter- 
■werk  Bchöner  Gefühle  und  Worte  als  durch 
Fnichtschmuck  hilfreicher  Werke  sich  aus- 
zeichnete. 

b)  Das  evangeliflatoiisohe  Elemect. 
Zweifellos  wurde  in  der  MX)8tolischeii  Eirche 
das  Recht  der  freien  Wortverköndung  an- 
erkannt, sobald  sich  letztere  im  Rahmen 
der  Ordnung  /.um  Segen  der  Gemeinde  be- 
thätjgte.  Das  Wort  war  nicht  an  das  Prieater- 
amt  gebunden  (1.  Kor.  14).  Das  Laienzeug- 
nis  erhielt  sich,  wenn  auch  in  abnehmender 
Stärke,  in  der  Märtyrerkirche,  mnsste  al>er 
allmählich  dem  hierarchischen  Princip  wei- 
chen. Doch  auch  nachdem  dies  im  allge- 
meiuen  ^siegt  hatte,  suchte  dies  christliche 
Urrecht  immer  wieder  im  einzelnen  durch- 
zubrechen, ebensowohl  innerhalb  der  katho- 
lisc^hea  Kirche  (in  einzelnen  (Jestalten,  z.  B. 
Severinug ,  Columban,  namentlich  iu  den 
Predigerorden)  wie  ausserhalb  derselben  (in 
den  »Sekten«  und  Reforniparteien).  Mit  der 
Hefoi-mation  fing  das  Laien  predigerwesen 
wieder  an  zu  blühen.  Bei  Luther  finden 
wir  ein  Zurückgehen  auf  die  freie  aposto- 
lische Praxis,  zugleich  aber  auch  das  Be- 1 
toneu  von  Regel  und  Ordnung  gewissen 
Erscheinungen  gegenüber.  Nur  die  in  feste 
Ordnung  gefasste  Freiheit  ■»■ird  der  Gemeinde 
ZTim  Segen.  In  jedem  Fall  statuiert  Luther 
ein  Notrecht  zn  predigen,  imd  zwar  aus 
doppeltem  Anlass:  wenn  ein  Christ  sich  an 
einem  Ort  befindet,  wo  kein  Predifftamt  be- 
steht oder  wenn  der  bestellle  Prediger  Irr- 
lehre treibt.  —  Das  Zeitalter  der  Orthodoxie 
war  der  freien  Wortverkündi^ng  nicht 
eOnsli^,  im  Pietismus,  namenthch  aber  in 
den  kirchlich  gerichteten  Gemeinschaften 
(Württemberg)  und  in  den  Sekten  erwächst 
sie  wieder. 

c)  Das  reformatorisohe  Element. 
Erst  rousste  die  Kirche  bis  zu  einem  ge- 
wissen Bestand  gediehen  sein,  ehe  man  von 
Reformen  reden  konnte.  Die  gärenden 
Mächte  der  ersten  Jahrhunderte  boten  dazu 
keinen  Anlass.  —  Dagegen  ist  das  Mittel- 
alter die  klassische  Zeit  der  Reform  versuche. 
Die  Kirche  war  Stabil  geworden  und  hatte 
sich  in  manchen  sehr  wichtigen  Richtungen 
veitehrter  Art  verfestigt  So  hörte  man  im 
Mittelalter  nicht  auf,  von  den  verschieden- 
sten Seiten  nut  mancherlei  Massregeln  an  dem 
kranken  Leibe  der  Papatkirche  herumzu- 
kurieren:  Orden sstitter,  Sekten,  Konzilien 
versuchten  es  alle  in  ihrer  Weise.  Aber  sie 
hssten  das  Problem  nicht  tief  und  innerlich 
genue.  Man  kurierte  an  den  Sv'mptomen, 
die  Sache  blieb  wesentlich  dieselbe.  Mit 
dem  neuen  Glaubensleben  der  Reformation 
war  eine  neue  Ethik  und  damit  eine  neue 
Liebesübung  gegeben.  Aber  auch  das  neue 
religiös-sittliche  Motiv  der  Reformation 
konnte  sich  in  der  Folgezeit  nicht  in  seiner 


ursprünglichen  Frische  und  Reinheit  erhalten. 
Im  Zeitalter  des  Orthodoxismus  erstarrte 
vielfach  das  christliche  Leben  in  kirchlichen 
Ordnun^n,  Dem  gegenüber  war  der  Pie- 
tismus un  geschichtlichen  Heclit  mit  seinem 
Dringen  auf  individuelles  Leben.  Aber  man 
verfiel  ins  andere  Extrem,  bekämpfte  alle 
Ordnung  und  bahnte  im  ungebundenen  In- 
dividualismus dem  Rationalismus  den  Weg. 
Nachdem  sich  der  Glaube  mUhs^n  durch- 
gewintert hatte,  entstand  im  19.  Jahrhundert 
aus  verschiedenen  Ursachen  (Freiheitskriege 
etc.)  ein  neues  christlich-kii-chliches  Leben, 
welches  das  zu  einem  Schatten  herabge- 
sunkene Kirchentum  mächtig  emporhob,  mit 
Geist  und  Kraft  erfüllte  und  imdurch  be- 
fähigte, an  den  Zeitaufgaben  mitzuwirken. 
Eins  der  wichtigsten  Elemente  dieser  Zeit- 
strömung ist  die  Innere  Mission,  welche  die 
kircldichen  Reform  beweguugeu  früherer 
Zeiten  auf  dem  Boden  der  Reformation  in 
einer  für  unsere  Zeit  nötigen  Richtung  auf- 
genommen und  schon  jetzt  bis  zu  einem 
gewissen  Grad  durcbgeftUirt  hat,  wenn  auch 
ihr  Ziel  lange  noch  nicht  erreicht  ist. 

2.  Geschichte  der  I.  H.  a)  Die 
Zeit  der  Anfänge  (1780 — 1833).  Hier 
und  da  regt  sicli  vereinzeltes  Leben  und 
sucht  Fühlung  unter  einander.  Die  so- 
gonaimte  Christentumsgesellschaft  in  Basel 
(178(J)  spiegelt  das  religiöse  Leben  der 
stillen  und  noch  kleinen  Kreise  wieder,  die 
aber  docli  den  Mut  hatten,  durch  persön- 
liche und  litterarische  Bemtlliungcn  den 
Zeitgeist  in  ernst-cliriatlicher  Weise  zu  be- 
einflussen. Auf  demselben  Boden  wurde 
auch  die  äussere  Mission  gepflegt  und  die 
Bibelverbreitung.  Hans  Nielsen  Hauge  wirkte 
in  Norwegen  als  Bauemprediger,  der  Nürn- 
berger Kaufmann  Tobiaa  Kiessling  in  der 
Oesterreichisclien  Diaspora.  Hiermit  berührt 
sich  dem  Geiste  nach  die  Verpflanzung  der 
englischen  Sonnlagsschule  auf  deutschen 
Boden.  Auch  die  Äntialkoholhestrebungen 
und  die  Stadtmission  hatten  englischen  llr- 
spning.  Der  Gustav  Adolf-Verein  entstand 
auf  deutschem  Boden.  —  Mit  dem  humanen 
Zug  der  Zeit  berührten  sich  dagegen  mehr 
oder  weniger  noch  die  Ge fange nenfürsorge, 
die  Bemühungen  Oberlius  zur  Erziehung 
seiner  elsässer  Gemeinde,  die  Pestalozzis 
zur  Erziehung  der  Jugend  nach  neuer  Un- 
terrichtsmethode; an  letztere  Bestrebungen 
schlössen  sich  in  entschieden  christlichem 
Geist  Job.  Falk  in  Weimar,  Graf  von  der 
Recke  in  DQsseltha!,  Zeller  ii 
Etwas  wesentlich  Neues  war  * 
der  Frau  an  all  diesen  I 
J'^uenvereine  in  und  nach  den  Ireiheits- 
kriegen,  Elis.  Fi-y,  Amalie  Sioveking. 

b)  Die  Zeit  der  grossen  Männer 
(1833—68).  Drei  stehen  im  Vordergrund, 
Job.  Hinrich  Wichern   (1808—81).    Er 
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begrüadete  1833  das  Rauhe  Haus  bei  Ham- 
burg, nicht  nur  als  Rettun^hauB  fflr  sittlich 
verwahrloste  Kinder,  sondern  alsbald  auch 
als  »BrüderhaiiRä  zur  Heranbildung  von 
Berufaarbeitem  der  Inneren  Mission,  fasste 
die  sporadischen  Anfänge  der  Inneren 
Mission  praktisch  zusammen  und  gab  ihnen 
den  firincipiell  zugespitzten  Namen  imd  da- 
mit ein  hohes  Ziel.  Wicliern  war  ein  Mano 
von  genialem  Weit-  uod  Tiefblick,  "warmer 
Hingabe  an  die  grossen  und  kleinen  Auf- 
gaben seines  Berufe,  cholerischer  Tbatkraft, 
äurchschlagender  Beredsamkeit  —  Wie  er 
das  Ganze  der  Inneren  Mission  schuf  und 
der  christliehen  Männerwelt  den  Weg  zu 
dieser  Arbeit  wies,  so  that  dies  gleichzeitig 
Theodor  Fliedner  (1800—1864)  in  Kaiaer»- 
werth  für  die  Frauenwelt  1836  gründete 
er  in  Anknüpfung  an  altkirchliche  Vorbilder, 
aber  in  zeitgcmässer  Gestaltung  das  Diako- 
nissenhans zu  Kaiserswerth.  Fliedner  war 
weder  ein  Mann  von  besonderer  Gelehrsam- 
keit noch  Beredsamkeit,  aber  ein  Organisator 
ersten  Ranges  (Ang.  Herm.  Francke  ver- 
gleichbar) -  und  ein  überaus  fleissi^r  und 
zäher  Arbeiter.  —  Sowohl  männliclie  als 
■weibliche  Arbeitskräfte  erzog  Wilhelm  Löhe 
in  Neiiendettelsau  (1808 — 72),  nämlich  io 
der  Missionsanstalt  zur  Ausbildung  von 
Predigern  für  Amerika,  die  stets  unter  sei- 
nem Einfluss  blieb,  auch  als  sie  von  anderen 
geleitet  wurde,  sowie  Schwestern  in  der 
Diakonissenanstalt.  Löhe  war  ein  sehr  her- 
vorragender praktischer  Theologe  von  reichem 
Geist,  der  allen  seinen  Schöpfungen  edles 
Mass,  schöne  Form  und  die  streng  lutherisch 
bestimmte  Eigenart  seines  kirclüichen  Stand- 

funktes  aufprägte,  damit  aber-  aucii  der 
nneren  Mission  Einmng  verschaffte  in  die 
lutherischen  Kreise  Deutschlands. 

Diesen  drei  Vorgängern  schlössen  sich 
in  eifriger  Mitarbeit  enger  oder  loser  an: 
Barth  in  Ualw,  Härter  in  Stmssburg,  ChaJ- 
mers  und  Uiithrie  in  Schottland,  Heldring 
in  Holland,  Best  in  Frankreich,  Gossner  in 
Berlin,  Kapff  in  Württemberg  w.  s.  w. 
Grosse  kircliliche  Versammlungen  bescliM- 
tigten  sich  mit  der  Inneren  Mission  und 
ihren  einzelnen  Fn^n.  Ein  Arbeitsfeld 
nach  dem  anderen  wurde  je  nach  Bedürfnis 
angebaut:  Jüoglingssache,  Magdaleneiisache, 
Herltergen  zur  Heimat,  M^xleherbergen, 
Idioteusache  u.  s.  w.  Freundschaft  imd  Geg- 
nerschaft der  Inneren  Mission  traten  einander 
schroff  gegenflber.  Das  bedentsamsle,  nacli- 
wirkendste  Ereignis  alier  war  die  Einführung 
von  männlichen  und  weiblichen  Bcrufsar- 
beitomder  Inneren  Mission  in  den,  Diakonen 
(Brüdern)  und  Diakonissen  (Scliwestem). 

c)  Die  Zeit  des  methodiachea  Aas- 
baues (1866  bis  heute).  Nach  dem  Tode 
der  grossen  Vorarbeiter  und  unter  dem 
Druck  der  Zeitverhältnisse  (Kriege,  Milliar- 


den etc.)  bat  es  mehrfach  flaue  Zeiten  in 

der  Weiteren twickelung  gegeben.  Aber  im 
allgemeinen  ist  doch  auch  in  den  letzten 
Jalirzehnten  der  Fortschritt  ein  sichtbarer. 
Das  über  Deutschland  sich  ausbreitende  Netz 
der  Landes-  und  Provinzial vereine  der  In- 
neren Mission  wurde  immer  engmaschiger. 
Man  nahm  immer  neue  Gestaltungen  des 
Elends  in  Pflege  (Epileptische,  Verkrflppelte, 
Wanderbevnikernng,  die  Kriegs  verwundeten 
u.  s.  w.).  Zugleich  zeigt  letzteres  Beispiel 
ein  starkes  Anwachsen  der  Humanitätsbe- 
strebimgen.  Andererseits  entwickelte  sich 
auch  der  soziale  Zug  in  der  Inneren  Mission 
nach  den  Zeitbedürfnissen,  Die  grossartige 
Entfaltung  der  Inneren  Mission  brachte  von 
selbst  eine  grosse  Zahl  von  theologischen 
Berufsarbeitem  der  Inneren  Mission  mit  sich 
in  den  Verein sgeiatlieheu  und  den  Vorstehern 
der  grösseren  Anstalten.  Damit  cr^b  sich 
die  Notwendigkeit  und  Möglichkeit  einer 
wissenschaftlichen,  litterarischen  imd  akade- 
mischen  Behaadlnng  der  Inneren  Mission. 

—  Die  früher  verachtete  Innere  Mission  ist 
hof-,  kirchen-  und  salonfähig  geworden.  5üt 
der  Verbreitening  des  Stromes  hat  freilich 
die  Vertiefung  nicht  immer  Schritt  gehalten. 

—  Die  beiden  genanntesten  Namen  imseres 
Gebiets  in  der  Gegenwart  möchten  wolü 
Stöcker  und  v.  Boiläsehwingh  sein. 

III.  Der  Bestand  der  Inneren  Mission. 
1.  Die  Organe  der  I.  M.    Nnr  die  für 

die  Innere  Mission  vorwiegend  charakte- 
ristischen Organe  sollen  hier  genannt  wer- 
den. Sonst  wäre  vor  allem  auf  die  Bedeu- 
tung der  Persönlichkeit  hinzuweisen;  aber 
sie  ist  ja  für  alle  Verhältnisse  und  Lebens- 
kreise ausschlaggebend. 

b)  Der  Verein.  Seine  Bedeutung  ist 
eine  sehr  mannigfaltige.  So  bestellt  ein 
Verein  aus  den  Kontribuenten  zu  einem 
Werk,  ein  anderer  aus  den  Wahlmännem 
für  eine  Voretandschaft  oder  eine  Stelle, 
welche  die  eigentliche  Arbeit  z\i  thnn  hat, 
ein  dritter  hat  die  Funktionen  eines  Regu- 
lators, damit  die  Thfltigkeit  im  richtigen 
Tempo  vorwärts  geht,  ein  Werter  nimmt  die 
finanzielle  Kontrolle  eines  Werkes  wahr,  ein 
fünfter  wirkt  durch  die  Zahl  oder  das 
Schwergewicht  seiner  Namen  auf  die  öffent- 
liche Meinung,  ein  sechster  leistet  in  allen 
seinen  Mitgliedern  oder  doch  in  deren 
grösstem  Teil  eine  gewisse  Mitarbeit  u.  s.  w. 
Die  Führer  eines  Vereins  sind  für  dessen 
Wirkung  von  entscheidender  Bedeutung. 
Ein  englisches  Sprichwort  lautet:  »Ein 
Verein  ist  —  sem  Sekretär«  (in  England 
hat  der  Präsident  die  Repräsentation,  der 
Sekretäi-  die  Arbeit).  Vincenz  von  Paid  sagt : 
Lieber  'dl  Hirsche  unter  Anfühnmg  eines 
Löwen,  als  r>0  Ijiwen  unter  Anfühnmg  eines 
Hirsches. 
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Die  zahlreichen  "Vereine  der  Inneren 
MissioQ  werden  nur  durch  die  Sache  selbst 
und  den  piiten  Willen  der  Mitglieder  zu- 
sammeneeiialteti.  Sie  umfassen  entweder 
gewisse  TerritorieD  oder  gewisse  Thätigkeiten, 
Der  älteste  derartige  Verein  ist  die  Baseier 
Christentum  sgcseüschaft  von  17  SO.  Auch 
der  Centralaiisschusa  für  die  Innere  Mission 
der  deutschen  evangelischen  Kirche  in  Berlin 
ist  zu  nennen.  Er  ist  keine  Behörde  der 
Inneren  Mission ;  er  ist  auch  nicht  die  »Seele 
des  Gianzen«,  sondern  eine  freiwillif^e  Ceu- 
tralstelle,  welche  seit  1849  zu  verschiedenen 
Zeiten  sehr  verschieden  "wirkungskräftig  war, 

S  nachdem  seine  Präsidenten,  Sekretäre  und 
itglieder  sachkundig  und  eifrig  waren. 
Fast  jedes  Land  und  jede  Provinz  Deutsch- 
lands nnd  Preussens  haben  ihre  Innere- 
Missions  vereine.  Dazu  kommen  noch  die 
zahlreichen  Fachbflndnisse  (für  Jünglings- 
vereine, Diakonen  etc.). 

b)  Die  Anstalt.  Anstalten  sind  bei 
dem  Massenelend  unserer  komplizierten  Ver- 
halt nisee  eine  wohlthÄtige  Notwendigkeit 
(nicht  ein  notwendiges  Cebel).  Sie  gestatten 
in  vielen  Fällen  eine  liefergreifende,  billigere 
Hilfe,  als  die  Hauspflege  sie  ermöglicht 
(Operationen,  Apparate,  Lehrmittel  etc.). 

c)  Der  TereinBgeiBtUche.  Er  ist  der 
Beruf sarbeiter  erster  Klasse  auf  unserem 
Gebiet.  Diese  Fachleute  pflegen  die  Innere 
Mission  entweder  in  einem  Lande,  einer 
Stadt,  einer  Anstalt,  einem  Fachgebiet  (Sonn- 
tagsschule,  Fflrsoi^  der  weiblichen  Jugend 
etc.).  Sie  müssen  die  Litteratur,  die  Praxis, 
die  Geschichte  und  Statistik  ihrer  Arbeits- 
felder kennen,  zu  Rat,  Hilfe,  Vennittelung 
in  allen  betreffenden  Fragen  bereit  sein. 

d)  Diakonen.  Seinen  Wurzelansatz  hat 
das  kirchliche  Amt  der  männlichen  Diakonie 
in  Apostelgeschichte  6.  Heutzutage  existiert 
es  meist  fds  kirchliches  Ehrenamt  oder  als 
freiwillig  der  Kirche  sich  zu  Dienst  stellen- 
der Lebensbenif  der  Inneren  Mission.  Die] 
»Brüder«  werden  in  besonderen  Anstalten 
gebildet,  deren  es  jetzt  in  der  gesamten 
evangelischen  Kirche  19  giebt  mit  etwa 
2300  Brüdern.  Die  älteste  und  grßsste 
■derartige  Anstalt  ist  Wichems  Rauhes  Haus 
zu  Hörn  bei  Hamburg, 

e)  Diakonissen.  Das  kirchliche  Amt  der 
weiblichenDiakonie  geht  auf  Phöbe  im  Römer- 
brief 16  zurück.  Die  neuzeitliche  Wiederer- 
weckung dieses  Instituts  hat  zu  ganz  unerwar- 
teter Ausdehnung  imd  segensreicher  Entfal- 
timggefflhrt.  Die  Zahl  der  Diakonissen mutter- 
häuser  beträgt  80,  die  Zahl  der  Schwestern 
l-^UOO.  Letztere  haben  im  Jahre  1899  inninder 
Summe  1330000  Menschen  dienen  dürfen. 
Das  Jahresbiidget  nin'  tler  Mutterhäuser  be- 
ziffert sich  auf  etwa  11  Millionen,  Die 
weibliche  Diakonie  ist  eine  der  bedeutsam- 
sten, ja  glänzendsten  Lebensäusserungeu  der 


evangelischen  Kirche.  Es  ist  ein  grobes, 
ungleich  weitverbreitetes  Miss  Verständnis, 
als  arbeiteten  die  Schwestern  nur  in  der 
Krankenpflege.  Ihre  Arbeit  erstreckt  sich 
auf  alles,  was  an  geordneter  kirchlicher 
Barmherzigkeitsübung  der  Frau  zugäng- 
lich ist. 

Die  Benitsarbciter  (Vereins-  und  An- 
staltsgeistliche,  Diakonen,  Diakonissen)  sind 
unter  den  Organen  der  Inneren  Mission  das 
stehende  Heer,  die  zjüilreichen  grc«sen  und 
kleinen  Vereine  stellen  dio  Freiwilligen, 
liefern  das  Geld,  beeinflussen  die  öffentliche 
Meinung;  die  Anstalten  bieten  die  Arbeits- 
stätte und  das  Handwerkszeug  dar. 

2.  Die  Arbeitsfelder  der  I.  H.  Ihre 
Einteilung  ist  eine  fliessende,  die  Grenzen 
zwischen  ihnen  sind  nicht  Mauern,  sondern 
Drahtgittern  vergleichbar,  durch  welche  das 
Wasser  durchströmt 

a)  HiUsarbeit  fOr  die  Kirche.  Es 
handelt  sich  hier  darum,  sowohl  die  Kirche 
unter  einer  dieselbe  entbehrenden  Bevölke- 
rung aufzurichten  als  auch  die  bereits  .vor- 
handene zu  grösserer  Segenswirkung  kommen. 
zu  lassen.  —  Die  Diasporapflege  nimmt 
sich  der  Not  evangelischer  Glaubensgenossen 
unter  Andersgläubigen,  namentlich  unter 
Römisch-Katiioiischen  an  (Gustav  Adolf- 
Verein,  Gotteskasten).  ^  Die  Pflege  der 
fluktuierenden  Bevölkerung  erstreckt 
sich  hauptsächlich  auf  Holland  sgänger,  Ernte- 
arbeiter, Erdarbeiter,  Flussechitfer.  —  Die 
Auswanderermission  geht  den  evan- 
gelischen Volksgenossen  übers  Meer  nach; 
sie  hat  ihre  Hanptsitze  in  Hamburg  und 
Bremen ;  ein  katholisches  Seitenstück  ist  der 
Raf aois verein.  —  Die  Seeniannsmission 
wird  neuerdings  nach  englischem  und  skan- 
dinavischem Vorbild  enereisch  von  zwei 
Centren  aus  (Hannover  und  Berlin)  betrieben. 

—  Die  Sonutagsheiligung  hat  zur 
Voraussetzung  die  Sonntagsruhe.  Jahrzehnte- 
langen Bemühungen  ist  es  gelungen,  das 
Öffentliche  Bewusstsein  dafür  zu  interessieren 
und  einige  praktische  Erfolge  zu  erringen, 

—  Die  Sonntagssehule  will  durch  einen 
für  Kinder  eingerichteten  Gottesdienst  mit 
Gruppenunterricht  durch  Ltuen  den  Kindern 
ihren  Sonntag  lieb  und  gesegnet  machen.  — 
Die  Bibelverbroitung,  neuerdings  auch 
in  Deutschland  nach  Vorgang  von  England 
mächtig  geföi-dert,  ist  nach  evangelischer 
Anscliauung  eine  wichtige  Unterlage  reli- 
giösen Lebens.  —  Die  Schriftenver- 
breitung (Sonntagsblätter ,  Volksbiblio- 
theken etc.)  unterstützt  dieselbe  mehr  auf 
der  Peripherie  des  Christentums,  —  Die 
Stadtmission  versucht  nach  deulsdier 
Art  (in  England  vielfach  anders)  im  An- 
schluss  an  die  Landeskirche  unter  Mitwir- 
kung atich  äusserer  Hilfeleistungen,  meist 
durch  männliche  Berufsarbeiter,  auch  mittelst 
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igen  Teil  des  Stoffes  in  seiner  »Geseliichte 
der  christlichen  Liebesthätigkeit«,  in  einem 
sowohl  nach  eeiten  der  Forschung  wie  der 
Darstellung  gleich  meisterhaften  Werk  be- 
arbeitet hat. 

Versuche  zur  eigentlich  wissenschaftlichen 
Behandlung  des  ganzen  Gebiets  mit  selb- 
ständiger Beherrschung  auch  der  Einzel- 
heiten liegen  erst  zwei  vor:  des  Verfassers 
»Diakoniki  (in  Zöcklers  Hdb.  der  theol. 
Wissenschaften),  eine  StizKe,  welche  in 
einem  Handbuch  ausgebaut  weiiien  soll. 
(I,  Principieller  Teil.  1.  Die  Innere  Mission 
[Name.  Wesen,  Verhältnis  zu  Kirche,  Staat 
etc.].  2.  Die  Wissenschaft  der  Inneren  Mis- 
sion. 3.  ffie  Hilfswissenschaften  der  Inneren 
Mission.  II.  Historischer  Teil.  1.  Gescliichte 
der  Elemente  der  Inneren  Mission.  2,  Ge- 
schichte der  Inneren  Mission.  3.  Statistik 
der  Inneren  Mission.  III.  Praktischer  Teil. 
1.  Die  Notstände.  2.  Die  HUfskräfte.  3. 
Die  Hilfe.)  —  Sodann  Wursters  «Lehre  von 
der  Inneren  Mission«,  ein  vortreffliches,  aus 
wirklicher  Sachkunde  geflossenes  Buch. 
(1.  Allgemeiner  Teil.  1,  Die  Innere  Mission 
als  Gesamterscheinnng  in  ihrer  geschicht- 
lichen Entwickehing,  2.  Der  normative 
Begriff  der  Inneren  Mission.  II.  Specieiler 
Teil.      1.    Der   Kampf    gegen    vorwiegend 

Ehysische,  2.  soziale,  3.  sittliche,  4.  religiös- 
irchliche  Notstände). 
Auch  die  Einfügung  in  das  System  der 
praktischen    Theologie    hat   man    versucht. 
So  behandeln  v.Zezschwitz  und  Haraack  sen. 


ciplin  ein. 

8.  Die  mündliche  Lehre.  Dieselbe  ge- 
schieht hauptsächlich  in  zweierlei  Weise : 
in  den  tlieo logischen  Universiläte Vorlesungen 
und  in  den  Kursen  für  Innere  Mission. 

Es  ist  sehr  dankenswert,  dass  bereits 
auf  fast  allen  deiitschen  önivereitäten  von 
den  Professoren  der  historischeu  oder  prak- 
tischen Theologie  besondere  Vorlesungen 
über  Innere  Mission  gehalten  werden.  Ein 
Mangel  bleibt,  dass  diese  VortrSge  meist 
nicht  aus  voller  praktischer  Sachkunde 
fliessen,  also  von  des  Gedankens  Blässe  an- 
gekränkelt sind. 

Diesen  Mangel  suchen  die  Kurse  fOi' 
Innere  Mission  zu  ergänzen,  welche  seit 
188G  nach  Wiehern  jun.'s  Vorgang  in  allen 
Teilen  Deutschlands  von  S^hmännem  der 
Inneren  Mission  gehalten  zu  werden  pflegen. 

Mit  dem  Ausdruck  des  Bedauerns,  dase 
dieser  Darstellung  so  überaus  enge  Baum- 
^nzeu  gesteckt  werden  mussten,  verweise 
ich  auf  die  ausführlichere  Abhandlung  im 
Supplementband  H  S.  593  ff.  der  ersten  Auf- 
lag dieses  Handwörterbuchs. 
Lltt«ratlirt  1.  Die  bibtiogTapM$ehen 
Hilftmillel.     Die  Kataloge    dtr  Fach- 


biblioibeie«  für  I.  M.  in  Dretdea  13S6, 
Magdeburg  '  IS87  (datu  NaehtrOge  1891  und 
ISS4}.  KarUnihc  1SS8,  Stettin  1S9S,  Brriin  1895 
(data  Nachtrag  1900),  Danmladt  1897,  Ilannoper 
1398.  —  MUntiterherg ,  Bibliographie  det 
.■irnieiiipeten»,  Berlin  190O.  —  Sckri/len  mit 
out/ührliehenLiiterattirangaben:  Leh- 
mann, Werte  der  Liebe  ',  Leipzig  1833.  — 
Seh&fef,  Diaitmik  (Zbelder  Bandb.  der  theoL 
Wiuemchafl^  *,  Nördlingta  1890,  IV,  S.  Sllß'.J. 

—  Derselbe,  Weibl.  DlakonU  *,  Stuttgart  1887 
— 1394.  —  Derselbe,  Leitfaden  der  I.  M.  ', 
Hamburg  1S93. 

2.  Zeitickriften:  Fliegende  Blätter 
aus  dem  Jiavhen  Haute,  Hamburg  I84S  ff:  — 
Schäfer,  Moiiatiiehritt  JUr  L  M.,  OiUeraloh 
ia8lff.  —  Bausteine,  Dresden  1868l69ff.  — 
Xonalsbläller  fär  I.  M.,   Äärimifc  183iff. 

—  Bfittter/Urda*  Armenvesen,  tHutlgart  1348_g: 
S.    Allgemeines:    Wichem,    Di*   L   .V. 

der  deuttchen  evang.  Kirche.  Denkschrift  ', 
Hamburg  1889.  —  Dertetbe,  Vorträge  vnd  Ab- 
handlungen, Hamburg  1891,  —  Schdfer,  Dia- 
konik  (ZGekler,  Handb.  der  theol.  Wistensehaften  ", 
yördlingm  1390,  IV,  S.  Sllff.).  —  Weibl.  Dia- 
konie  •,  StuttgaH  2887—1894..  —  Leitfaden  der 
I.  M.  \  Hamburg  1898.  ~-  t.  il.  in  der  Schute  », 
GiU^iloh  1900.  —  Kalender  der  I.  M.,  Güttri- 
loh  1897.  —  Prakl.  Christentum,  drei  Bde., 
GiUertloh  1833—1390.  —  Evang.  Volttlexiton, 
Bielefeld  und  Leiptig  1900,  —  Wuratvr,  Lehre 
von  der  I,  M,,  Berlin  1895. 

4.  Oetehirhte.-  VKlhom,  ChrliU.  Liehes- 
thiitigkcit,  Stuttgart  1831—1890,  '  1890.  — 
RHrnpell,  Vench.  Aufsätze  über  die  Geschichte 
der  L  M.,  in,  Schäfers  Mtmalisehrifi  für  I,  M. 
V,  1885,  S.  401  ff,;  VI,  1886,  S.  49 ff.:  VII, 
1887,  S.  197 ff,;  VIII,  1888,  S.  187 ff. !  IX,  1839, 
S.  89 ff. :  X,  1890,  S.  813 ff. ;  XI V,  1894,  S.  flO  ff'. 

5.  Länder:  Statittit  der  I.  M.  der  deut- 
schen evangelitchcn  Kirche,  Berlin  1399.  —  Dar- 
stellungen der  1.  Jff.  in  den  verschiedenen  LSadeni 
und  Prtmimen  vgl.  Söhdfer,  Mission,  Innere 
(MandteSrIerbueh  der  Saaittcissensehi^len,  Jena 
1397,  II.  Suj^l.,  S.  eSOff.). 

e.Lehrbächer  der  Prakl.  Theologie: 
V.  ZezaehwlU,  System  der  praklinchen  Theologie, 
Leipiig  1378,  S.  587  ff.  —  Ramacfe,  Praktinche 
Theologie  II,  Erlangen  1878,  S.  350  ff.  —  Äeheli», 
Lehrbuch  der  praktischen  Theologie  ',  Leipiig 
1898,  II,  Koinonik,  S.  814  ff, 

Theodor  Schäfer. 


Hississippigesellscbaft 

8.  Law  oben  Bd.  V  S.  539fl 


Hithoff,  Theodor, 

geb.  in  GOttingen  am  4.  II.  1836,  gest.  in  Berlin 
am  30.  I.  1892  als  kaie.  inssiacher  Wirklicher 
Staatsrat   und    Proteuot  a.  D.,    stndiert«    in 

QjjttiiifeD  nnd  Berlin,  wurde  1866  Sekretär  der 
EaudeTakammBr  nud  der  LnadwirtschaftsgeaeU- 
schaft  in  OOttingen,  war  I8TÜ  bis  Ostern  1873 
Hitglied  des  prenssiachen  AbgeordnetenhauBes, 
bekleidete  Herbat  1873-1884  die  Würde  eines 
ordentlichen  ProfeBsora  der  Volkswirtschaft  ia 
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Dorpat,  flbernahm  1885  wieder  ein  Mandttt  (Or 
das  Abgeordnetenhaus  and  wnrde  1887  zam 
Honorarprofessor  ernannt. 

Er  yeröffentlichte  Ton  gtaatswisseuacbaft- 
lichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Die  Lehre 
von  der  Bodenrente,  Güttingen  1867  (Promotions- 
achrift).  —  Die  rOBsische  Klaaaensteuer  nach  dem 
Gesetzentwurf  der  Stenerrefono,  Dorpat  1878.  — 
b)  inZeitachriften  and  Sammelwerken: 
Joarnai  für  Landwii-tschaft :  Die  Lehre  von  der 
Bodenrente  in  ihrer  Beziehung  zn  den  natnr- 
gesetzlichen  Vorg'ängen  im  I^dban,  Jahre:. 
1867,  S.  aSO  ff.  —  J.  H.  V.  Thünen  nnd  sein 
isolierter  Staat,  Jahrg.  1869,  S.  368  ff.  —  Die 
volkswirtschaftliche  Verteilung  in  Sohönherg, 
2.  Aufl.,  1886,  1.  AbBchn.  SI.  —  Die  Artikel: 
„Anleiben",  „AnnuitÄt"  nnd  „Grundreute"  [1. 
Abschn.]  in  der   I.  Aufl.  dieses  „Handwörter- 

V^l.  über  Mithoff:    Handbuch   fllr   das 

JreQ8Bische  Hans  der  Abgeordneten,  Ansgabe 
anuar  1886,  Berlin,  S.  S52f. 

Jled. 


■ittelstandsbewegang. 


1.   BegrifflichcB.     Unter  Mittelstands- 

bewegmig  im  Sinne  dieses  Artikels  verstehen 
wir  nur  die  gewerbliche  Mittelstands- 
beweguug,  d.  h.  eine  wirtschaftspolitische 
HichtuQg.  die  namentlich  in  neuerer  Zeit 
unter  bestimmten  gewerblichen  Berufs-  und 
Interessen tenklaeseu  entstanden  ist,  die  Auf- 
merksamkeit weiter  Kreise  auf  sich  ^lenkt 
hat  iiud  bereits  namhafte  Erfolge  m  den 
parlamentarischen  Körperschaften  und  in  der 
Gesetzgebung  zu  verzeichnen  hat  Es  sind 
gewisse  gewerbliche  Unteraeiimer,  Hand- 
werker und  Kaufieute  mit  kleinem  und 
mittlerem  Umfange  ilirer  Geschäftsbetriel«, 
die  sich  als  Mittelklassen  filiüen,  sich  von 
den  kapitalkräftigen  Unternehmern  in  Handel 
und  Industrie  bedroht  sehen,  infolge  dessen 
auf  eine  gewisse  gegenseitige  Interessen' 
gpmeinschait  hinweisen  und  sich  in  ihren 
Reform  vorschlagen  »Mittelstand",  »Mittel- 
standspolitiker« nennen.  Was  in  imserer 
heutigen  Gesellschafts-  und  Wirtschafts- 
ordnung in  Wirklichkeit  unter  Mittelstand 
zu  verstehen  ist,  wie  diese  Klasse  von  den 
anderen  Berufsklasaen  zu  unterscheiden  sei, 
ist  sehr  bestritten.  Eine  sichere  Gnmdlage 
fflr  eine  feste  Bcgrif fsf  est  steil  vmg  giebt  es 
nicht.  Denn  die  Begriffe  »Klein-«,  »Mittel-» 
und  »Orossttetrieb«  sind  hier  besonders 
relative.  Jeder  Versuch,  den  gewerblichen 
Klein-  und  Mitteibetrieb  vom  Grossbetrieb, 
vom  > kapitalistischen!  Betrieb  nach  zuver- 
lässigen Merkmalen  begrifflich  eu  trennen, 
stösst  auf  Schwierigkeiten  und  führt  zu  einer 
mehr  oder  minder  willkürlichen,  in  jedem 


Falle  nur  mechanischen.  Gruppierung  der  in 
Frage  kommenden  gewerb  hohen  Unter- 
nehmungsformen.  In  den  Artikeln  dies^ 
Handwörterbuches  Handwerk  (oben  Bd.  IV 
S.l097ff.),Fabrik(obenBd.UIS.771ff.)und 
Handel  (bezw.  llandelßzweige)(ohenBd.lV 
S.  968  ff.)  ist  schon  darauf  hingewiesen,  wie 
schwankend  und  elastisch  die  Grenzen  be- 
stimmter nach  Umsatz,  beschäftigten  Hilfs- 
petsonen  u.  s.  w.  gemessenen  Grössen klassen 
oderdie  nach  Massgabe  der  Betriebstechnikab- 
geatuflen  Erwerbsgruppen  sind.  Die  Unter- 
scheidung zwischen  Handwerk  und  Fabrik  er- 
weist sich  vielfach  für  die  Beteiligten  Belt)st,dle 
doch  wissen  müssten,  ob  sie  Handwerker  oder 
Fabrikanten  sind,  als  unduruhführbar.  Immer^ 
hin  giebt  es  hier  gesellschaftliche  Momente 
neben  den  rein  technischen,  wie  z.  B.  die 
allgemeine  und  berufsmässige  Bildungder  Be- 
teiligten imd  das  V^erhältnis  zu  ihren  gewerb- 
lichen Gehilfen  und  zum  konsumierenden 
Publikum,  die  die  eine  Klasse  von  der 
anderen  durch  mehr  oder  minder  charakte- 
ristische Züge  wenigstens  in  der  Regel 
scheiden.  Bei  der  Trennung  von  Klein-  und 
Mittel  handel  einerseits  und  Grosshandel 
andererseits  versagen  nicht  selten  auch  diese 
Hilfsmittel  der  Begriffsfeststellung.  Die 
Bezeichnung  kleiner  und  mittlerer  Handel 
ist,  wie  ja  allgemein  t>ekannt,  jedenfalls 
diu^^haus  nicht  identisch  mit  dem  >DeEail- 
handel«,  d,  h.  dem  Handelsbetrieb,  berechnet 
für  den  Absatz  an  letzte  Konsumenten,  im 
Gegensatz  zum  Grosshandel  mit  dem  Absatz 
an  andere  Händler.  — 

Unzweifelhaft  stehen  zwischen  der  eigent- 
lichen Art>eiter8chaft  und  dem  gross- 
kapitalistischen  Unternehmertum  gewerbliche 
Mittclstandsklassen  der  verschiedensten  Art 
in  der  mannigfaltigsten  Abslufimg  und  in 
grösserer  oder  geringerer  sozialer  Unabhängig- 
keit Aber  diese  Klassen  stimmen  mit  dem- 
jenigen, was  man  im  Sinne  der  wirtschafts- 
C tischen  Strömungen  unserer  Zeit  als 
ielstand  zu  bezeichnen  pflegt,  nur  zum 
Teil  flberein.  Die  sogenannte  Mittelstands- 
politik geht  vielmehr  nur  von  einem  Teil 
der  nichlgrosskapitalistischen  ünternehmer- 
klassen  aus,  der  eine  Kefonn  der  Gewerbe- 
und  Steuergesetzgebung  fordert  derart,  dass 
durch  staatliche  Massregeln  die  Erhal- 
tung 'und  Rentabilität  der  Ideineren  und 
mittleren  Unternehmungen  gegenüber  dem 
Wettbewerbe  anderer,  namentlich  der  Gross- 
betriebe, gesichert  wird.  Es  sind  also  ^not- 
leidende>  Klassen  oder  solche,  die  sich 
wenigstens  als  notleidend  fühlen,  die  mittel- 
standspolitische  Forderungen,  d.  h.  ein  Ein- 
greifen der  L^slative  zu  Gunsten  be- 
stimmter Unternehmungsformen  verlangen. 
Die  Mittelstandsbewegimg  in  diesem  Sinne 
ist  eine  bestimmte  Richtung  innerhalb  der 
Bestrebungen  der  neuzeithchen  wiitschafls- 
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politischeD  Meinungen.  In  allen  Staaten, 
wo  man  wirtschaftliche  und  soziale  tüsa- 
stAnde  in  erster  IJnie  durch  eine  gesetsliche 
Reform  abändern  oder  al>sch wachen  zu 
kfinnen  hofft  —  und  das  sind  bei  weitem 
die  meisten  Kulturstaaten  — ,  verdichtet  sich 
die  Mittelstandsbewegung  zu  einem  ausge- 
sprochenen Programm  von  Gesetzes  vor- 
schlügen. Dieses  Programm  gipfelt  in  einer, 
mehr  oder  minder  radikalen,  rückläufigen 
Bewegung  in  unserer  wirtschaftlichen  Ent- 
wickdung, eine  Kückkehr  zu  den  froheren, 
ruhigen  iind  behäbigen  Verhältnissen  des 
gewerblichen  Böi^rtums.  Da  man  für  die 
Srisis  im  Mittelstände,  für  die  schranken- 
lose Konkurrenz  und  fürdie  »Auswüchse«  des 
Kapitalismus,  in  erster  Linie  die  Gesetz- 
gebung, die  durch  Üewerbefreiheit  und  iVei- 
zügigkeit  die  wirtschaftlichen  Kräfte  ent- 
fesselt und  die  Kleinen  dem  Vemichtuags- 
kampf  durch  die  Grossen  preisgegeben  liat, 
verantwortlich  macht,  so  verlangt  man  durch- 
aus konse<|iiont  zu  allererst  eine  Rflckbildimg 
des  Gewerbe-  und  Steuerrechts  im  Sinne 
des  lokalen  Protektionismus  fflr  das  an- 
sässif^  kleine  und  mittlere  Gewerbe.  — 

Die  Mittelstandsbewegung  der  Gegenwart 
fusst  in  zwei  verschiedenen  Lagern,  die  nur 
zum  Teil  auf  Gnmd  gemeinsamer  Gegner- 
schaft gegen  gleichartige  Konkurrenten  inte- 
ressenverwandt sind.  Sie  fusst  im  Hand- 
werk und  im  Klein-  und  Mittelhandel,  Dass 
beide  Gruppen  sich  zu  einem  wirtschafts- 
poütischen  Programm  zu  vereinigen  streben, 
ist  ein  Vorgang  der  allerneuesten  Zeit,  der 
im  Widerstreit  steht  mit  den  früheren  wirt- 
schaftsjjoli tischen  Anschauungen  der  nun- 
mehr V  erbitndeten  und  nur  auf  einem  Kom- 
promisse beider  beruht,  freilich  auf  einem 
Kompromisse,  der  um  vieles  näher  liegt  als 
viele  andere  wii-tschaftspolitische  Bündnisse 
aus  der  neueren  Zeit.  — 

Die  Mitte  Istandsbewcgung  unter  den 
Handwerkern  ist  viel  älteren  Datums,  dafür 
aber,  reicher  an  äusseren  Erfolgen  als  die 
neuzeitlichen  Bestrebungen  der  aog.  De- 
taillistenvereine. Das  kaufmännische  Kfli^r- 
tum  unserer  Städte  hat,  wie  dos  beim 
Handelsstande,  der  gewerbeitichtliche  und 
verkehrshemmende  gesetzliche  Schranken  be- 
sonders lästig  empfinden  musstc,  gar  nicht 
anders  sein  kann,  alle  Stadien  der  Gewerbe- 
freiheit und  Freizügigkeit  mit  Freuden  be- 
grüsst.  Die  liberale  wirtschaftsgesetzgebung 
des  neunzehnten  Jahrhunderts  warvon  seinen 
Sympathieen  geti'agen,  wie  es  überhaupt 
von  jeher  einen  wichtigen  Bestandteil  unseres 
ausgesprochenen  politischen  Liberalismus 
ausmachte.  Ganz  anders  ist  dies  bei  den 
Handwerkern  gewesen.  Sie  traten  mit  der 
städtischen  Kaufmwinschaft  aller  Grade,  die 
die  Bedarfskoncentration  und  die  Neigung 
des    Publikums,    in    Ladengeschäften    nach 


Anawahl  zu  kaufen,  statt  auf  Bestellung 
arbeiten  zu  lassen,  umfassend  ausnutzten, 
frühzeitig  in  Interessengegensatz.  Erst  als 
der  Det^handel  in  der  Form  der  Magazine, 
Bazaro  und  Versandgeschäfte  grosskapita- 
listische Formen  annahm  und  das  konsu- 
mierende Publikum  seinerseits,  durch  Grün- 
dung von  Konsumvereinen  u.  dergl.,  Glieder 
des  Zwischenhandels  auszuschaJten  sich  an- 
schickte und  dank  Reklame  und  «Koulanz« 
eine  Kundenflucht  von  den  bisherigen  Hand- 
luugen  alten  Stils  zu  den  neuen  und  grossen 
eintrat,  durch  Hausiercrei  und  Dotadreisen 
die  bisherigen  lokalen  Absatzgebiete  und 
Märkte  eingeengt  wurden,  regte  sich  auch 
unter  den  sog.  »Delaillisten"  der  Widerspruch 
gegen  das  »System  der  freien  Konkurrenz«. 
Also  viel  später  als  die  zünftlerische  Reaktion 
gegen  die  liberale  Gesetzgebung  entstanden 
die  Klagen  der  Detaillisten  und  machte  sich 
eine  Detail  liste  nbewegung  geltend.  Beide, 
die  Handwerker-  und  die  Detaillislenbewe- 
gung,  wenden  sich  gegen  das  Grosskapital, 
dessen  Dnleriiehmungsformen  und  dessen 
Praktiken.  Der  Volksinstinkt  verführt,  die 
nächstliegenden  Erscheinungen  für  alle  Miss- 
stände verantwortlich  zu  machen  und  den 
neuaufstrebenden  Konkurrenten  als  Typus 
für  die  mittel standsfeind liehe  Verschiebung 
unter  den  Erwerbsgnippen  anzusehen,  suchte 
nach  einem  Prügelknaben  und  fand  ilin  in 
der  »gewissenlosen  jüdischen  Konkurrenz». 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  ein  guter 
Teil  des  neuzeitlichen  Antisemitismus,  bei 
dem  sich  Rasseninstinkte  mit  Koukurrenz- 
motiven  verbanden,  zu  verstehen.  Es  mischen 
sich  zwar  in  die  Agitation  Mahnnife  einzelner, 
die  die  Parole  »cherchez  le  juif«  erweitem 
wollen  in  ein  »cherchez  le  capital«;  aber 
die  grosse  Masse  der  Mittelst  and  spolitiker 
verleugnet  in  keinem  Stadium  eine  gewisse 
antisemitische  Färbung.  Die  gewer  befrei  heit- 
liehe  Gesetzgebung  wird ,  wie  die  Frei- 
handelspolitik schleciitbin,  »jüdisch- überall; 
genannt  So  einseitig  und  iurzsichiig  die 
meisten  derartigen  Reformprogntmmauf- 
stellungen  auch  sein  mögen,  eine  soziale 
Bewegung  weittragender  Art,  die  ein  un- 
parteiischer NationaJökonom  nicht  unbeachtet 
und  ununtersucht  lassen  deirf,  ist  der  An- 
tisemitismus, der  speciell  in  Deutschland  und 
Oesterreich  zeitweilig  so  grosse  Anhänger- 
schaft gewonnen  hat,  unzweifelhaft  Nie- 
mals hätte  das  konsumierende  Publikum  und 
die  von  ihm  gewählte  Partei verlretimg  so 
viele  Programmpunkte  der  Mittelstands- 
politiker  sich  zu  eigen  gemacht,  wenn 
nicht  auch  in  weiten  anderen  Kreisen  ge- 
wisse .Rasseninstinkte,  die  auf  gleiche  oder 
ähnliche  subjektive  Antipathie  gestimmt 
waren,  von  Einflusa  gewesen  wären.  Der 
Politiker  unserer  Ta^  hat  mit  solchen  wirt- 
schaftspolitischen Stimmungen  auch  dann  zu 
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rechnen,  wenn  er  ehrlieh  'Javon  flberzeiigt 

ist,  dass  nicht  volkewirtschafüiche  Einsicht, 
BoDdem  einseitiges  Generalisieren  und  der 
Haas  gegen  besonders  jprononzierte  Typen 
der  neuesten  wirtschaftlichen  Entwiekehing 
den  Grund  ton  der  Stimmung  und  Ver- 
stimmung abgegeben  haben.  Von  wirklichem 
EioflusB  mussten  diese  wirt£chaftspo)itischen 
Reformideeen  in  dem  Augenblick  werden, 
wo  grosse  und  mächtige  politische  Partei- 
gruppen sie  aus  walil faktischen  Gründen 
anzunehmen  sich  bereit  erklärten.  Die 
deutsche  Gesetzgebung ,  besonders  durch 
preussische  und  sächsische  Staatsmänner 
geffilirt,  hat  in  dem  letzten  Jahrzehnt 
gar  deutliche  Spuren  hiervon  hinterlassen. 
.ÖesetzesnoTellen ,  die  von  der  national- 
ökonomischen  Wissenschaft  fast  einmütig  als 
irreleitende  und  aussichtslose  Experimente 
verurteilt  werden,  sind  auf  diese  Weise  zu 
Stande  gekommen.  Gerade  seit  diesen  Vor- 
gängen und  in  Zusammenhang  mit  ihnen  ist 
eine  vielvermerkte  Entfremdimg  zwischen 
der  in  Deutschland  herrschenden  national- 
■flkonomi sehen  Schule  einerseits  und  den 
führenden  politischen  Parteien  und  re(^e- 
renden  Kreisen  andererseits  eingetreten. 
Aber  auch  unter  deu  nationalOkonomischeo 
Theoretikern  ist  es  zu  unliebsamen  Ausein- 
andersetzungen, die  gewisse  Frincipien  fragen 
wieder  aufrollten,  gekommen.  Man  hat  der 
•ethischenn ,  staatssozial istischen,  Eichtung 
■den  Vorwurf  nicht  erspart,  dass  sie  durcli 
übermässiges  Betonen  des  Eingreifens  des 
Wohlfahrtsstaates  die  übertriebene  Gesefzes- 
macherei  auf  v^'irtschaftsiralitischem  Gebiete 
mitverschtüde,  ein  Vorwurf,  der  unzweifelhaft 
«inen  Kern  von  Richtigem  enÜiELlt.  Die  man- 
chesterliche Richtung,  die  lange  gänzlich  ein- 
flusslos geblieben  war.  hat  diesen  Streit  Ihrer 
Gegner  mit  begreiflicher  Schadenfreude  ver- 
folgen können,  bis  sich  eine  Annäherung  der 
jüngeren  national  ökonomischen  Secessionisten 
an  die  alte  Frei hand eis partei  vollzog.  Diese 
Annähenmg  ist  um  vieles  gn^er  und  intimer, 
als  sich  die  Beteiligten  selbst  eingestehen 
wollen.  Aiif  die  Gesetzgebor  aber  haben 
-diese  Wandlungen  in  den  nationaläko no- 
mischen AnschaTmngen  der  führenden  Schule 
.gar  keinen  Eindnick  gemacht.  Vielmehr 
sind  mittelstandspolitische  Ideeen  mehr  uad 
mehr  guvernemental  geworden.  — 

2.  Die  M.  im  Handwerk.  Die  Mittel- 
sfandsbewegung  im  Handwerk  ist,  wie  schon 
gesagt,  recht  alt.  Die  ganze  Kette  der  gesetzge- 
berischen Akte,  die  im  neunzehnten  Jahr- 
hundert die  gewerbliche  Freiheit  zum  Durch- 
bruch führte,  war  begleitet  von  der  leb- 
haften Opposition  der  Handwerker.  Seit 
Aufhebung  des  Zunftwesens  ist  die  deutsche 
Handwerk  erbe  w^ung  eigentlich  nie  zui 
Ruhe  gekommen.  Will  man  ihre  Haupt- 
phasen  darstellen,  wenn  auch  nur  skizzen- 


haft, so  ist  imvermeidlich,  dass  manches 
wiederholt  vird,  was  oben  in  dem  Artikel 
idwerk  a.  a.  0.  bereits  ausführlich  be- 
sprochen worden  ist  Eine  zusammenfassende 
Darstellung  der  Bewegungen  unter  unseren 
Handwerkern  gebietet  eine  solche  Rekapi- 
tiUation. 

Prenssen  ist  der  erste  deutsche  Staat 
gewesen,  welcher '  unter  dem  Drucke  der 
öffentlichen  Meinung,  die  die  üebelständo 
der  zünftischen  Gewerbeverfassung  beseitigt 
zu  wissen  wünschte,  am  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts zur  Einführung  der  Geworbefreiheit 
schritt.  Durch  das  Edikt  vom  2.  November 
1810  wurde  der  Befähigungsnachweis  in  der 
Hauptsache  beseitigt.  Die  Befugnis  zur 
Ausübung  eines  Gewerbes  wurde  allein  von 
der  Entrichtung  einer  Gewerbesteuer  ab- 
hängig gemacht  und  eine  Beschränkung  der 
Gewerbefreiheit  nur  aus  polizeilichen  QrQn- 
den  vorgesehen.  Das  G.  v.  7.  September 
1811,  eigentlich  nur  eine  Anweisung  für  die 
Behörden  bezüglich  der  Austeilung  der  Ge- 
werbesclieine,  stellte  die  polizeilichen  Be- 
schränkungen näher  fest.  Die  preussische 
Gesetzgebung,  der  fürs  erste  nur  wenige 
andere  deutsche  Staaten  und  auch  diese  nur 
igernd  folgten,  schloss  sich  an  die  franzö- 
sische ziemlich  eng  an.  Die  wichtigsten 
Bestimmungen  dieser  Reform,  die  Oleich- 
stellung von  Stadt  und  Land,  die  Aufhebung 
der  Zwangs-  und  Bannrechte,  der  gewerb- 
lichen R«Jgerechtigkeiten  u.  s.  w.  sowie 
die  Beseitigung  der  scharfen  Al^renzung 
zwischen  den  Arbeitsgebieten  der  einzelnen 
Gewerbe  sind  in  der  Folge  niemals  wieder 
ernstlich  in  Fiage  gestellt  worden,  Zwai- 
hat  eine  V.  v.  9.  Februar  1849  den  scee- 
nannten  «Gewerberätena  die  Abgrenzung  <ler 
Arbeitsgebiete  der  einzelnen  Handwerker 
übertragen,  aber  der  schwerfällige  Apparat 
der  Gewerberäte  funktionierte  nicht.  Ihre 
Befugnisse  wurden  lax  gehandhabt  und 
blieben  im  wesentlicheu  unpraktisch.  Die 
Gewerb^setzgebung  der  späteren  Zeit,  viel- 
fach beeinüUBst  durch  eine  stürmische  Agi- 
tation aus  den  Handwerkerkreiaen,  bewegte 
sich  in  der  Hauptsache  in  drei  Richtungen: 
Weiterer  Ausbau  des  PrOfungswesens,  Schaf- 
fung oder  Begünstigung  gewerblicher  Kor- 
porationen und  Regelung  des  Ijehrlinga- 
wesens.  Besonders  in  den  40  er  Jahren 
klagten  die  Handwerker  über  zimehmende 
Absatzstockungen,  Arbeitslosigkeit,  Vernich- 
tung des  Kredits  und  Proletarisierung  dee 
im  Handwerk  thätigcn  Mittelstandes.  Nicht 
die  verschlechterte  Geschäftgkonjunktur  und 
die  unsinnige  Ausnutzung  der  Niederlassungs- 
freiheit wurden  für  die  Uebelsfände  verant- 
wortlich gemacht,  sondern  ausschliesslich  die 
Gewerbefreiheit.  Die  nord-,  westr  und 
mitteldeutschen  Handwerker,  die  zahlreiche 
Petitionen   erliesseii   und  allenthalben  Fro- 
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testvereammlungoD  abhielten,  verlangten  mehr 
oder  minder  deutlich  die  Wiederhei-stelliiuK 
der  mittelalterlichen  Zimft Verfassung.  Am 
15.  Jiili  1S48  wuitie  in  Frankfurt  a.  M.  der 
deutsehe  Handwerker-  uod  Geworbekongress 
eröffnet  und  ein  Programm  duroii beraten, 
das  die  Bildung  von  Innungen,  Innungsvor- 
stÄnden,  Gewerberäten  und  einer  Gewei-be- 
kammer-Organisation  forderte  und  innerhalb 
der  neuen  Zünfte  die  alte  Stufenfolge  von 
Lehrlingen,  Gesellen  nnd  Meistern  mit  event. 
Beschränkung  der  Meisterzahl  und  Betähi- 
gimgsnachweis  iu  Vorschlag  brachte.  ADe 
jene  Klagen  imd  Postulatc,  welche  den 
Mittelpunkt  der  heutigen  Programme  der 
Kleingewerbetreibenden  ausmachen  ~  Ver- 
bot desHausierhaiid  eis  m  itHand  Werksarbeiten . 
Verbot  der  LehrlingszfichtereijEinschriUikung 
der  Konsumgenossenschaften,  Verbot  öffent- 
licher Versteigenmgeu,  Ünzidässigkeit  von 
Staats-  und  Kommunal  Werkstätten,  progres- 
sive Besteuenmg  der  Fabriken  zu  Gunsten 
des  Handwerkerstandes,  Verpflichtung  des 
Staates,  eine  Geschäft sgrenze  ffir  Fabriken 
und  den  Handel  mit  Fabrikaten  zu  fixieren 
u.  8.  w.  — ,  wnirdon  schon  damals  in  stürmi- 
scher Erregimg  laut.  Ändere  Versammlungen 
gingen  noch  radikaler  vor.  Es  fehlte  aber 
nicht  an  Protesten  auch  aus  Handwerker- 
kreisen.  Aus  Baden,  Bayern,  besondersaus 
der  bayerischen  Pfalz,  aus  Thüringen  und 
auch  aus  einzelnen  Teilen  von  Hannover  er- 
folgten energische  Gegen  kund  gebungen,  die 
nur  zum  Teil  der  partikularistischen  Ab- 
neigung gegen  eine  Bundesgeaelzgebung  ent- 
sprangen, sieh  in  erster  Linie  vielmehr  gegen 
eine  »neue  Auflage  der  alten  Zunftbeschrän- 
kungen«: wehrten.  Auch  Gesellen-,  spätei 
Arbeiterkongresse  genannt,  wurden  embe- 
rufen  und  legten  gegen  den  »einseitiger 
JEÜgennulz  der  Meister«,  die  sie  zu  ihren 
Verliandlungen  nicht  zugezogen  hatten,  Ver- 
wahrung ein.  Sie  wollten  von  einem  Wan- 
derzwang  nichts  wissen,  verlangten  freie 
Nlederlaseungsfreiheit  in  ganz  Deutsehland. 
Freiheit  der  Eheschhessung,  Mindestlöhno 
u.  B.  w.  Die  deutsche  Nationalversammlung 
hatte  diesen  Petitionen  und  Kongressen 
gegenüber  einen  schweren  Stand.  Die  be- 
stehenden Gewerbe  Verfassungen  der  deut- 
schen Staaten  wichen  zu  sehr  von  einander 
ab,  und  die  vorgetragenen  Wdnsche  wider- 
sprachen sich  zu  sehr.  Zwar  schien  die 
Mehrheit  für  einen  Zunftzwang  zu  sein,  ver- 
warf aber  die  extremen  Forderungen  der 
Meister.  Bei  der  staatsrechtliehen  Impotenz, 
unter  der  die  Nationalversammlung  litt,  war 
€8  Torauszusehen,  dass  ihre  Verhandlungen 
resultatlos  verliefen.  Da  in  der  That  die 
Notlage  der  Handwerker  in  manchen  Ge- 
genden gewaltige  Dimensiouen  angenommen 
hatte,  war  eine  Initiative  im  Sinne  der  Rück- 
büdungin  denjenigen  Einzel  Staaten,  die  es  mit 


einer  fi-eien  (i-e  werbe  Verfassung  versnclit 
hatten,  nahegelegt,  Hannover  ging  voran,  um 
die  liberalere  Gewerbeordnung  von  1847 
schon  im  folgenilen  Jahre  wieder  abzuändern 
"  ^  t  zu  dem  alten  System  der  Meister- 
prflfungen  zurückzukehren.  Das  neue  Ge- 
setz-war  ein  buntes  »Gemisch  von  Gewerbe- 
freiheit, Zunffprivilegien  imd  Konzessions- 
«n«  (Stieda).  Immerhin  wurden  recht 
itgehende  Zugeständnisse  an  die  ZUaftler 
gemacht. 

Auch  in  Preussen  Iiatte  die  lebhafte  und 
anhaltende  Handwerkerbewegung  Eindnick 
auf  die  Regienmg  gemacht.  Schon  die 
Gew.-O.  V.  17.  Januar  1845  begünstigte  die 
Bildung  und  erschwerte  die  Auflösung  von 
Innungen.  Ihnen  wurde  die  Ordnung  des 
Lehrlingswesens,  die  Verwaltung  der  Kran- 
ken-, Sterbe-,  HUfs-  und  Sparkassen  und  die 
Fürsorge  für  Witwen  und  Waisen  übertragen. 
Die  Ordnung  des  Innungsvermögens  wurde 
geregelt,  und  die  Aufnahme  in  die  Innungen 
erfolgte  nur  nach  vorangegangenem  Befähi- 
gungsnachweis zum  Gewerbebetrieb.  Bei 
allen  etwas  grössere  Geschicklichkeit  erfor- 
dernden Gewerben  wurde  die  Befugnis  zur 
Ausbildung  von  Lehrlingen  von  ihm  ab- 
hängig gemacht.  Die  schon  berührte  V.  v. 
9.  Februar  1849  machte  die  Letirlingsprflfung 
Obligatorisch,  führte  eine  dreijährige  Gesellen- 
zeit ein  und  dehnte  den  Befähigungsnach- 
weis auf  fast  alle  Handwerke  aus.  Beson- 
dere Hoffnungen  hatte  man  auf  die  Einfüh- 
rung der  Gewerberäte,  die  auf  Antrag  der 
Beteiligten  errichtet  werden  konnten,  gesetzt. 
Sie  sollten  aus  gleichen  Teilen  in  drei  Ab- 
teilungen aus  Handwerkern,  Fabrikanten  und 
Kaufleuten  bestehen  und  hatten  zum  Teil 
recht  weitgehende  Befugnisse,  sei  es  in 
gutachtlicher  Beziehung,  sei  es  in  selbstän- 
diger Festsetzung  von  sozialpolitischen  Nor^ 
men.  Handel  und  Grossindustrie  wollten 
indessen  von  den  Gewerberäten  nicht  viel 
wissen,  die  Fabrikarbeiter  und  Gesellen, 
denen  1854  das  Wahlrecht  wieder  entzogen 
worden  war,  ebenso  wenig,  und  die  Hand- 
werksmeister allein  konnten  die  Gewerbe- 
räte nicht  zu  erfolgreicher  Thätigkeit  bringen. 
Die  lebensunfähigen  Institute  schliefen  lang- 
sam ein. 

Die  hannoversche  Gewerbeordnung  von 
1848  und  die  preussischen  Gesetze  von  1845 
und  1849  bestimmten  bis  zur  Beiehs-Gew.- 
0.  V.  21.  Juni  1869  den  gewerblichen  Rechts- 
zustand iu  NorddeutschJand.  Sie  hatten  das 
Zunftwesen,  wenigstens  nach  denr  Absicht 
der  Gesetzgeber,  in  modern  zugestutzter 
Form  wieder  auQeben  lassen,  und  da  man 
in  den  meisten  Übrigen  deutschen  Staaten 
das  Prüfungswesen  trotz  der  Stürme  der 
napoleonischen  Zeit  konserviert  oder  rekon- 
struiert hatte,  so  war  im  grössten  Teile  von 
Deutschland    die    alte    (Jewerbe  Verfassung, 
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wenigsteos  in  ihre»  äiisserlichen  Tonnen, 
wieder  zur  Herrschaft  gelangt,  während  in 
allen  anderen  europäischen  Staaten  von  wirt- 
schaftlicher Bedeutimg,  in  England,  Frank- 
reich, Holland,  Belgien  und  der  Schweiz,  die 
Gewerbefreiheit  langst  zum  Durchbruch  ge- 
langt war.  Die  preuesische  Gesetzgebung 
hatte  dasjenige  gebracht,  was  die  Hand- 
werker im  wesentlichen  wollten,  freilich 
wurden  die  Bestimmungen,  je  länger  sie 
Kraft  waren,  desto  weitherziger  gehandhabt, 
und  namentlich  in  den  60  er  Jahren  war 
ein  grosser  Teil  der  gewerberechtlichen 
Normen  praktisch  so  gut  wie  ausser  An- 
wendung gekommen. 

Die  norddeutschen  Handwerker  waren 
aber  aucK  da,  wo  das  Gesetz  noch  eine 
strikte  Auslegung  und  Handhabung  fand, 
keinesw^s  zufrieden  gestellt.  Schon  An- 
fang und  Mitte  der  50  er  Jahre  wiederholte 
sich  der  Petitionssturm  der  ZOnftler,  und  es 
zeigte  sich  bald,  dass  man  den  Befähigungs- 
nachweis mit  seinem  PrOfimgswesen  nicht 
als  ein  Mittel  zur  Erhöhung  der  technischen 
und  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  des 
Handwerks  und  zum  Schutze  des  kaufenden 
Publikums  verlangt  hatte,  sondern  als  Mittel 
gegen  die  bedrohliche  Konkurrenz  des  Kapi- 
tals imd  neu  aufkommender  klein  gewerb- 
licher Betriebe.  Nach  dieser  Richtung  hin 
konnte' das  Gesetz  deu  Handwerkern  weder 
Vorteil  noch  Schutz  bringen.  Das  saheu 
auch  die  politischen  Parteien  ein,  und  das 
preussische  Abgeordnetenhaus  ging  deaweger 
über  die  reaktionären  Forderungen  der  zahl- 
los einiaufonden  Petitionen  einfach  zur  Tagea- 
ordmmg  über,  imd  erst  als  dort  der  Antrag 
auf  Beseitigung  der  Gew erben ovelle  im  Sinne 
der  Wiederherstellung  der  Gewerbefreiheit 
eingebracht  worden  war,  sah  man  in  den 
Handwerkerkreisen  ein,  daaa  man  zu  weit 
gegangen  sei  und  mit  dem  bestehenden 
Kechlszustande  sich  zufrieden  geben  müsse 
(preussischer  Landes-Handwerkeilag  in  Ber- 
Im,  27.  bis  31.  August  1860).  Es  war  in- 
dessen zu  spät;  deon  schon  mehrten  sich 
die  Anzeichen,  dass  die  Ideeeu  des  Libera- 
lismus auch  in  den  Regierun  gakreisen  Ein- 
gang gefunden  hatten.  In  zahlreichen  Bro- 
schüren, Büchern  und  Aufsätzen  wurde  das 
Princip  der  Gewerbefreiheit  erörtert,  und  die 
Stimmung  in  den  Parlamenten  liess  die  An- 
erkennung desselben  mit  Sicherheit  erwarten. 
Der  erste  lieutsche  Staat,  der  sich  entschie- 
den zur  Ge  werbe  freiheit  bekannte,  war 
Hessen-Nassau  (1S60).  Ihm  folgten  Olden- 
burg und  Sachsen  (1861),  ■Württemberg, 
Baden  und  die  Thüringer  Herzogtümer 
{18G2,'63)     und     Bayern    (1868).     Von    den 

g'Össeren  deutschen  Staaten  war  nnr  noch 
reussen  zurückgeblieben.  Das  sogenannte 
» Notgewerbegesetz "  von  1867  befreite  mw 
die  neuen   Provinzen    von   dem   Prilfunga- 


zwange,  liess .  ihn  aber  in  den  alten  be- 
stehen. Als  aber  das  Gesetz  über  die  Frei- 
zügigkeit zu  Stande  gekommen  war,  zeigte 
sich  bald,  dass  die  PrOfungspflicht  als  lokale 
Vorbedingung  der  gewerblichen  Niederlae- 
Bungen  damit  nicht  mehr  vereinbar  war. 
Die  Gew.-O.  v.  21.  Juni  1869  brachte  end- 
hch  für  den  Norddeiitschen  Bund  die  Ge- 
werbefreiheit, 1871  wurde  sie  reichsgesetz- 
lich für  das  ganze  Deutsche  Reich  einge- 
führt. 

Während  also  in  den  meisten  deutschen 
Staaten  die  Verwirklichung  der  Idee  der 
Gewerbefreiheit  nur  langsam  heranreifte, 
hatte  die  preussische  Etegierung  anfänglidi 
zwar  einen  ersten  energischen  bberaleu  An- 
lauf genommen,  musste  aber  bald,  sei  es 
mit  Rücksicht  auf  Bedürfnisse  des  wirk- 
lichen Lebens,  sei  es  unter  dem  ESnfluss 
der  stürmischen  Opposition  seitens  der  Be- 
teiligten, bald  wieder  in  die  Bahnen  einer 
gewerbejxilitischen  Reaktion  einlenken.  Sie 
verliess  dieselben  nur  schwerfällig  und  erst 
dann,  als  die  liberale  Hochflut  sich  der 
Geister  bemächtigte  und  auch  die  Re- 
gieningen mit  sich  riss.  Der  Umschwung 
der  Anschauungen  war  längst  vorbereitet, 
er  war  aber  doch  ein  sehr  radikaler  imd 
unvermittelter.  Bei  der  Beratung  der  nord- 
deutschen Gewerbeordnung  war  von  der 
eigentlichen  Handwerkerfi^e  kaum  mehr 
die  Rede.  Die  Regelung  der  Verhältnisse 
der  Fabrikai'beiter,  die  Koalitionsfreiheit, 
das  Kassen wesen  n.  s.  w.  standen  im 
Mittelpunkt  des  Interesses.  Befähigungs- 
nachweis u.  dergl.  waren  grundsätzlich 
abgethan ,  man  verlor  daiilber  kaum  ein 
Wort  mehr. 

Es  lässt  sich  nicht  leu^noEi.  dass  man 
nach  manchen  Richtungen  hin  etwas  schab- 
lonenhaft und  doktrinär  vorgegangen  war. 
Die  jetzt  viel  diskulierte  Frage  des  Befähi- 
gimgaiiach weises  für  Bauhandwerker  z.  B. 
erfuhr  damals  eine  wenig  sachgemässe 
Prüfung.  Für  das  eigen  thche  H^dwerk 
wiude  der  Befähigungsnachweis  völlig  be- 
seitigt. Nur  für  wenige  Gattungen  »ge- 
werblicher» Personen,  die  aber  mit  dem 
Handw^erk  gar  nichts  zu  thun  hatten,  Aerzte, 
Apotheker,  Advokaten  u.  s.  w.,  blieb  es  bei 
dem  Priifungssystem  als  Voraussetzung  des 
Niederlassungsrcchts.  Die  Innungen  wurden 
zu  reineu  Pnvatvereinen  gemacht,  und  auch 
für  die  Lehrlinge  und  Gesellen  wiirde  die 
möglichste  Bewegungsfreiheit  dekretiert. 
Wie  alle  Gesetze  jener  Periode,  zeichnete 
sich  auch  die  Gewerbeordnung  durch  einen 
einheitlich  und  gross  gedachten,  konsequent 
durchgeführten  und  äusserst  liberalen,  Grund- 
gedanken aus.  Der  Gesetzgeber  rechnete 
mit  der  modernen  kapitalistischen  und  in- 
duatriellen  Entwickelung  als  etwas  natür- 
lich Gegebenem ;  er  hielt  es  für  unvermeid- 
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lieh,  dass  der  Uebergang  zu  höheren,  tech- 
nisch. Tollkominenerea  Wirtschaftsformen 
mit  achweren  Kämpfen  für  den  gewerbHchi 
Mittelstand  verbunden  sei;  soweit  derselbe 
noch  lebensfähig  sei,  müsse  er  sich  aus 
eigener  Kraft,  im  Wege  der  genoesenechaft^ 
liehen  Selbsthilfe,  reformieren  und  moderni- 
sieren. 

Es  war  begreiflich,  dass  der  Hand- 
werkerstand, der  vom  Staate  umfassende 
Hilfe  erwartet  hatte,  in  eine  lebhafte  Erre- 
gung versetzt  wurde  und  in  einer  neuen 
Aufstandsbewegimg  eich  zur  Wehr  setzte. 
Schon  Anfang  der  60  er  Jahre  wurde  der 
»Deutsche  Handwerkerbund*,  hauptsächlich 
aus  den  norddeutschen  Mitgliedern  bestehend, 
gegründet  Er  verlangte  die  obligatoiische 
Innung  und  den  Erlass  einer  allgemeinen 
deutschen  Handwerkerordnung.  Sein  Pro- 
gramm machte  aber  wenig  Eindruck,  und 
nach  kurzem  Dasein  ging  dio  Vereinigung 
wieder  ein.  Im  Jahre  1868  tagten  ver- 
schiedene Handwerkerkongresse, '  die  gegen 
die  Knfühning  der  Gewerbeft«iheit  pro- 
testierten. Dann  schien  man  sich  kurze 
Zeit  mit  dem  neuen  Zustand  zufrieden  geben 
zu  wollen,  aber  bald,  besonders  in  den  70  er 
Jahren,  lebte  die  rührige  Agitation  wieder 
auf;  Tuid  schon  in  der  ersten  Legislatur- 
periode des  deutschen  Reichstages  liefen 
maneheriei  Kundgebungen  ein,  welche  die 
Einführung  von  Arbeitsbtichem,  den  Kriass 
von  Passvorschriften  für  Gewerbegehilfen 
und  Straf voi Schriften  für  widerspenstiges 
Personal  forderten.  Der  Eeichstag  verhielt 
sich  grundsätzlich  ablehnend.  Infolgedessen 
kam  es  zur  Bildung  eines  neuen  Verbandes, 
des  «Vereins  selbständiger  Fabrikanten-:,  der 
zwar  an  dem  Gnmdsatz  der  Gewerbefreiheit 
nicht  rütteln  zu  wollen  erkl&le.  aber  die 
Trennung  des  Fabrikgesetzes  von  der 
eigentlichen  Gewerbeordnung,  die  Einführung 
von  Gewerbekammern,  gewerblichen  Schieds- 
gerichten, obligatorischen  Fortbildungsschulen 
u.  8.  w.  vorschlug.  Das  Hauptpostiilat  war 
die  Reform  der  Innun^n  und  des  Innungs- 
rechts,  in  dem  principiell  die  Ueberlassung 
der  gewerblichen  Erziehung  an  die  Korpo- 
rationen ausgesprochen  werden  sollte.  Auch 
der  neue  Verband  der  Handwerkerinteres- 
sent^D  ging,  nachdem  er  eine  Reihe  von 
Kongressen  abgehalten  hatte,  nach  einigen 
Jahren  wieder  stark  zurück.  Ebensowenig 
konnte  der  Gedanke  einer  selbständigen  po- 
litischen Handwerker-  und  Gewerbepartei, 
deren  Programm  man  1879  in  den  Orund- 
zögen  entworfen  hatte,  greifbare  Form 


semitische  innungsfrou  od  liehe  Fordenmgen, 
und  auch  der  sozialpolitische  und  zünftle- 
riscbe  Flügel  des  Centnims  machte  die 
Bestrebungen  des  kleingewerblichen  Mittel- 


standes zu  den  seinigen.  Die  gemeinsame 
Agitation  dieser  Parteigruppen  zeigte  sich 
in  der  Folee  erfolgreich.  Eine  Aera  neuer 
deutscher  Hand  werker  politik  brach  heran; 
sie  unterschied  sich  freilich  wesentlich  von 
der  älteren  preussischen  GewerbepoHtik. 
Dort  hatte  man  die  Zwangsoi^nisation  der 
Handwerker  im  Prindp  verworfen,  begüns- 
tigte aber  das  gewerbliche  Prfifungswesen 
und  den  Befähigungsnachweis,  dem  selbst  die 
älteren  liberalen  Gesetze  gewisse  Konzessionen 
gemacht  hatten.  Jetzt  wurde  der  Befähi- 
gungsnachweis abgelehnt,  dagegen  eine 
straffe  Organisation  des  Handwerks,  der 
auch  Fürst  Bismarck  nicht  abgeneigt  ge- 
wesen war,  befürwortet.  Zunächst  kam  es 
zur  Gewerbeordnungsnovelle  vom  17.  Juli 
1878,  die  das  Arbeitsbuch  für  Arbeiter  unter 
21  Jahren  (s.  d,  Art.  Arbeitsbuch  oben  Bd.  I 
S.  723  ff.)  wieder  einführte.  Dann  stellte  das  G. 
V.  18.  Juli  1881  den  Offentl ichrechtlichen  Cha- 
rakter der  Innungen  wieder  her.  Durch  die 
weiteren  GG.  v.  8.  Dezember  1884  und  6.  Juli 
1887  wurden  die  Kompetenzen  der  Innungen 
bezüglich  der  Ordnung  des  Lehrlingswesens 

gegenüber  den  nicht  zur  Innung  gehörenden 
ewerbetreibenden  derart  erweitert,  dass 
man  sich  allmählich  dem  Gedanken  der 
Zwangsinnung  näherte.  Es  ist  mit  Recht 
her\-oi7^hobeu  worden,  dass  die  Innungs- 
geselzgebung  jedenfalls  den  Erfolg  gehabt 
hat,  einen  beträchtli<:hen  Teil  der  Handwerker 
in  Berufsoi^nisationen  zusammenzufassen. 
Von  etwa  l*i9  Millionen  im  Deiitschen 
Reiche  thätigen  Handwerkern  sind  fast  '/s 
auf  diese  Weise  organisiert  worden.  Da  die 
Landmeister  ebenso  wie  die  Alleinmeister 
ein  verhältnismässig  nur  geringes  Kontingent 
zu  den  Innungen  stellten,  so  darf  man  mit 
Voigt  wohl  mit  Recht  sagen,  dass  die 
grosse  Mehrzahl  der  noch  eioigcrmassen 
leistungsfähigeQ  städtischen  Meister  Innun- 
gen angehören,  üaes  die  Leistimgen  dieser 
Berufsorganisationen  unzureichend  waren, 
wurde  allgemein  anerkannt.  Es  war 
eine  Form  ohne  materiellen  Inhalt  ge- 
schaffen ;  die  Innungen  standen  auf  dem 
Papier,  ohne  dass  sie  eine  umfassende 
Thätigkeit  entwickelten.  Gegen  die  Be- 
drängnis des  Handwerkermittclstandes  gaben 
sie  keine  einigermassen  wirksame  Abhilfe, 
sie  waren  unzureichende  »kleine  Mittel«. 
hörten  deswegen  auch  die  Klagen  aus 
beteihgten  Kreisen  nicht  auf.  Sie 
drohten  wiederum  mit  der  Qrilnduug  einer 
seil)3tändigen  politischen  Handwerkerpartei, 
und  hätten  die  iunungsfreuodlichen  politi- 
schen Fraktionen ,  die  Konservativen  und 
das  Centrum ,  den  Mittel  standspolitikem 
nicht  rechtzeitig  weitere  Zugesfändiiisse  ge- 
macht, so  wäre  der  Abfall  in  das  antisemi- 
tische Parteilagar,  den  eigentlicheuNährboden 
für  die  zQnftlerische  Propaganda,  noch  grösser 
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und   bedenklicher  geworden,  als  er  gegen- 
wSi-tig  schon  ist. 

1883  wurde  in  MagOebiirg  der  »ALgc- 
meine  deutsche  Handwerkerbund«  mit  radi- 
kal-zflnf  tierischem  Programm  begründet,  in 
ihm  ging  der  alte  Handwerkerverein,  der 
eine  Remässigtere  Richtung  vertrat,  auf. 
Die  Magdeburger  Beschlösse,  die  in  den 
Forderungen  der  Zwangsinnnng,  des  Befähi- 
gimgsnach weises  imd  der  Handwerkerkam- 
mern  neben  anderen  allgemeineren  Kaiitelen 
gegen  die  Konkurrenz,  die  dem  Mittelstande 
von  verschiedenen  Seiten  (Staat,  Versandge- 
schäften und  Hausiererei)  erwachsen  war, 
gipfelten,  wurden  mehr  und  mehr  mass- 
gebend. Zwar  suchten  sich  die  Innungsver- 
bände, dio  18B4  in  Berlin  einen  «Centrälaiis- 
BChuss«  für  ihre  (gemeinsamen  Verbands- 
zwecke ins  Leben  riefen,  die  Bestimmungen 
der  neuen  Gesetze  im  Sinne  des  inneren 
Ausbaues  der  Korporationen  zn  nutze  zu 
machen;  sie  verwarfen  die  besondere  poli- 
tische Bestrebung  des  Handwerkerstandes 
und  sympathisierten  mit  dem  (jedanken  der 
fakultativen  Innung.  Der  Handwerkerbund 
aber  sah  in  der  Einfflhning  des  Befähi- 
gungsnachweises das  einzige  »grosse  MitteU. 
Er  beherrechte  damit  die  Situation.  Eine 
Einigung  zwischen  den  beiden  Richtungen 
fand  ISäO  statt.  Am  15.  Juli  de^elben 
Jahres  wurde  in  Berlin  eine  Handwerker- 
konferenz einberufen,  aus  deren  Vorhand- 
lun^n  die  Vorschlage  des  preussischen 
Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  ziu  Or- 
ganisation des  Handwerks  hervoi^ngen. 
Die  Bewegung  der  Handwerker  erfasste 
immer  weitere  ifreise,  1892  und  1894  tagte 
in  Berlin  der  »Deutsche  Innungs-  und  AU- 

gfmeine  Handwerkertag-,  und  1895  trat  in 
alle  der  »Ächie  Allgemeine  Deutsche  Hand- 
werkertag« zusammen.  Erslerer  war  von 
beiden  genannten  Richtungen  einberufen, 
letzterer  nur  von  dem  »Allgemeinen  deut- 
schen Handwerkerbund«.  Der  Gedanke 
einer  selbständigen  Mittelstand  spartei  zur 
Bekämpfung  der  »Auswüchse  des  Kapitalis- 
muei  und  der  den  Mittelstand  vernichten- 
den schrankenlosen  Konkurrenz  wurde  zwar 
vielfach  erörtert,  aber  mit  Rücksicht  auf  die 
ausgesprochene  Handwerkerfreundlichkeit 
mächtiger  politischer  Parteien  als  überflflasig 
und  schädlich  fallen  gelassen.  Doch  hatte 
schon  am  20.  Januar  1890  ein  Antrag 
Ackermann -Sie  hl,  der  Zwangsinnung  und 
Befähigungsnachweis  für  63  Handwerke 
verlangte,  vor  dem  Reichstag  Annahme  ge- 
funden. Der  Bundesrat  hatte  ihn  allerdings 
(U>^lehat,  aber  die  konservativ-klerikale 
Beichstagsmehrheit  schnitt  die  Frage  der 
Organisation  des  Handwerks  immer  wieder 
an,  und  aus  den  schon  genannten  Konfe- 
renzen zwischen  dem  Reichsamt  des  Innern, 
dem  preussischen  Handeleministeriiim  und 


den  Vertretern  de&  Hrndwerks  warenam  18:. 
August  1S93  die  bekannten  Berlepschs^^en 
Vorschläge  hervorgegangen.  Dieser  Entwurf: 
des  preussischen  Ministers  bildete  denn  auc^ 
den  wesentlichsten  Bestandteil  der  Verhand- 
lungen in  Berlin  und  HUIe,  Die  GnindzOge 
desselben  enthielten  die  Gründung  von 
Fachgenossenschaften,  denen  die  Gewerb»- 
treibenden  ipso  iur»  mit  der  Eröffnung. 
ihres  Betriebes  angelkörcn  sollten,  und  die 
das  Handwerk  Shnlidi  wie  die  Berufsge- 
nossenschaften,  umfassen  sollten,  ferner  die 
Schaffung  obligatoristaher  Handwerk^tam- 
mern,  die  eine  offiaielle  Vertretung,  des 
Handwerks,  nach  Analogie  der  Handelskam- 
mern, schaffen  sollteut  und  endlich  die  Hin- 
richtung der  GehilfeaiMisschüsse. 

Am  einschneidendsten  waren  die  Tor- 
schläge bezüglich  der  Regelung  des  Eelir- 
lingswesens.  Der  Einführung  einer  ordnupgs- 
mässigen  Lehuzeit,.  einer  fakultativen!  Ge- 
sollenprühuig  durch  die  Innung  oder,  durch 
einen  Prüfungsausschuss  war  gedacht  und 
eine  Altersgrenze  fOr  diejen^n  Pensonen, 
denen  Lehrliü^anzuhalten  und  an  zuleiten  ge- 
stattet war,  uaa  für  die,  die  dieGesellenprilf  ung 
bestanden  haben  mtisstcn,  vorgesehen.  Aucli 
sollto  der  Bundesrat  für  bestimmte  Hand- 
werke die  Zahl  von  Lehrlingen  im  Verhält- 
nis zu  den  beschäftigten  Gesellea  uormieren 
können.  In  der  letzteren  Bestinumimg  war 
also  ein  Mittel  in  Vorschlag  gcbrai^,  welches 
das  Mittd  der  >Lehrlingszücht«Hrei«  hätte  er- 
folgreicb  bekämpfen  können«.  Das  war  auch. 
der  einzige  Teil  des  Berlepschschen  Ent- 
wurfs,d«-am  ehesten  nochÄoklangfand.  Im. 
tibrigen  fand  derselbe  in  den  Interessenten- 
kreisen eine  sejir  geteilte  Aufnahme.  Zahir 
reiche  Gegenvorschläge  wurden  gemacht, 
wobei  sich  in  der  Hauptsache  drei  Rich- 
tungen Geltung  verschafften;  Der  18&1  be- 
gründete ^-Verband  deutscher  Qeweibe- 
vereinci  nahm  den  freiesten  Standpunkt  ein. 
Er  wollte  von  einer  Zwangsorganisation 
nichts  wissen  und  verfaiess  —  etwas  dunkel 
und  phrasenhaft  —  durch  ein  eiatiächtiges 
Zusammenwirken  der  Vereine  die  ränzig  ge- 
deihliche Förderung  der  Intereesen  des 
Kleingewerbes.  Der  »CentralauBschuse  der 
vereinigten  Innungs  verbände«  schwärmte  für 
eine  bureaukratisch-centrali  deren  de  Zusam- 
menfassung des  gesamten  Handwerks,  und 
der  »Allgemeine  deutsche  Handwerkerbund « 
endlich  nielt  zwar  das  Zwangsprindp  bei 
der  Organisation  des  Gewerb^  für  wohl- 
thätig,  legte  aber  hauplaächlich  Wert  auf 
den  Befähigungsnachweis.  Eine  1894  in 
Berlin  veranstiutete  Konferenz,  zu  der  aber 
dio  süddeutschen  Vertreter  auffallender- 
weise  nicht  zugezogen  worden  waren,  amen- 
dierte  eine  neue  Vorlage ,  die  aus  dem 
ReicliBamtdesInnem  hervorgegangen  war  und 
wenigstens- Handwerkskammern  proviscaisdt 


Digitized  by  L.iOOQIC 


Shieletandsbewegwng 


enächtea  wollte,  in  BtriktzflnfÜerischQin  Sinne. 

Es  «oUten  obligatorische  luDua^verbände  in 
lUeOrganiaation  des  Hand  werkßmifgälKaninen 
worden,  ■<be  >Git>ssiDdiietric  zu  deo  üosten 
der  von  ■der  Iiiniiag  ins  Lebeo  ganrEenen 
WdhlfahrtsaiariclituDgBii  mit  herangezogen 
tind  die  Xoston  dar  Hand  werk  skamiuer 
selbst  .aiie  .Offeatlicheo  31iUeln  aufgebiachl: 
werden,  . 

Jtaa  sieht,  eine  ziemliche  Verwiming  d«r 
Ansichten  .über  dasjenige,  was  eigenüidi 
gesdieheu  sollte,  hatte  Platz  gegriffen.  Die 
RcicbecegiQiiung  sehien  selbst  nicht  reelit 
Z1I  wiesen,  wa«  eie  wollte.  NacJiträgHch 
schickte  sie  SafhveratSndJge  nach  Oester- 
i-eich,  um  die  daselbst  eingefflhrte  Zwangs- 
ürganisatioD  an  Ort  und  Stelle  zu  studieren, 
nnd  erst  jetzl  wurde  offensichtlich,  dass 
zwischen  dem  prenssUchen  Handelsministe- 
rinm  nnd  dem  RciL^heamt  des  Innern  erheb- 
liche Meinungsverefhiedenheitcn  obwalteten. 
Die  ReiehÄTegiening  tiatte  eben  mit  der 
Stimmung  der  silddenlschen  Bnndesstaalen, 
die,  ohne  an  der  Oe Werbefreiheit  zu  rütteln, 
mannigfache  zweckmässige  llassregeln  zur 
Hebung  der  Standesinteressoa  des  Kleinge- 
werbes getroffen  hatten  imd  we<Ier  für  die 
Zwangsinaung  noch  fOr  den  Befähigungs- 
nachweis zu  liaben  waren,  zu  rechnen.  Aus 
dieser  Veriegenheit  half  sie  sich  diirch  die 
Einbringiuig  eines  Entwurfs,  der  vorläufig 
nur  Handworkerkaramern  vorsah ;  aber  der- 
selbe wurde  in  einer  Reiciistagskomraission 


Der  neue  proussische  Hand  elsm  in  ister 
brachte  im  August  IBdO  einen  noch  imtcr 
Berlepsch  ausgearbeiteten  neuen  Entwurf 
beim  Bundesrate  ein.  Derselbe  sclüiig  die 
obligatorische  Zwangsinntmg  für  olle  Hand- 
werter vor  und  wollte  das  ganze  Kleinge- 
werbe in  recjht  komplizierter  Weise  in  In- 
nungen, Handwerksausschiissen  luid  Hand- 
werkskammern organisieren.  Wegen  der 
obligatorischen  Zwangsinmmg  sliess  aber 
der  Entwiurf  im  Bundesrat  bei  den  süd- 
deutschen Hegieningen  auf  enorgispJien 
Widerspruch,  er  musste  deswegen  umge- 
arbeitet werden,  nntl  man  nahm  endlich  in 
dem  im  März  1897  dem  Reichstage  vorge- 
legten neuen  Entwurf  seine  Zuflucht  zu 
einem  Kompiximiss.  Hieraiis  ^ng  dann  zu- 
gutertetzt  das  paragraphenreiche  Reichsge- 
setz V.  26.  Juli  18!)7,  meist  »Innungsgesetz" 
genannt,  hervor. 

Dieses  neueste  Handwerkergesetz  trägt 
zwar  nicht  den  esti-emen  Wünsclien  der 
Zünftler  Rechnung  —  es  bringt  den  Befähi- 
gungsnachweis nicht  — ,  aber  der  Innnngs- 
zwan^  wird  durch  in  Aussicht  gestellte  Pri- 
vilegien derart  naheliegt,  dass  man  in 
Zukunft  die  Zwangginnung  als  die  Normal- 
lorm   der  Ilandwerkerorganisation   ansehen , 


darf.  Sobald  sie  die  Mehrheit  der  Betei- 
ligten wünscht,  ist  sie  vorhanden. 

Die  Einzelheiten  des  neuen  Gesetzes 
sind  oben  bei  dem  Artikel  Hand  werk  a.a.O. 
eingehend  besprocheu.  £s  muss  hier  auf 
die  dort  niedergelegten  Ausfflhnmgeu  ver- 
wiesen werden.  Soviel  ist  jedenfalls  sicher, 
dass  das  neue  Handwerkergesetz  im  Grunde 
genommen  nur  eine  Form  enthält,  die  ihren 
materiellen  Inhalt  erst  erhalten  soll.  Die 
Zukunft  wird  lehren,  wie  weit  die  refor- 
mierten und  erweiterten  Handwerkerorgani- 
sationea  befilhigt  sind,  ihren  von  derReichs- 
tagsinehrheit  übertragenen  Aufgaben  gerecht 
zu  werden.  Die  minimalen  Iicistnngen  der 
bisher  freien  Innungen  stellen  dem  ganzen 
Gebftude  keine  allzu  günstige  Frognose  ans. 
In  jedem  Falle  aber  sieht  man  in  den  Inte- 
ressentenkreisen in  dem  Gesetze  nur  eine 
kleine  Abschlagszahlung.  Die  Hauptschuid- 
summe.  die  noch  nachzuleisten  ist,  liegt  in 
dem  Zugeständnis  des  Befähigimgsnach- 
weises;  das  wurde  auch  von  den  Ffllirem 
der  Zunft  1er  im  Parlament  offen  ausge- 
sprochen, und  nur  unter  diesem  Vorbehalt 
wenlen  die  Handwerker  an  die  Ausführung 
der  neuen  Innungsordnuug  mit  einigem 
guten  Willen  herangehen. 

Was  die  legislative  Behandlung  der  Iland- 
werkerfrage  so  itngemeiu  erschwerte,  war 
das  Fehlen  der  nötigen,  im  Wege  der  En- 
quete gewonnenen  thatsächlichen  Unterlagen 
zur  Beurteilung  der  sozialen  Lage  des  Hand- 
werks. Diese  Unterlagen  sind  jetzt  vorhan- 
den; der  Verein  für  Sozialpolitik  bat  ein 
grossarliges  Sammelwerk  über  die  »Lage  dos 
Handwerks  in  Deutschland  mit  besonderer 
HOcksicht  auf  seine  Konkurrenzfähigkeit 
gegenüber  der  Grossindustrie«  herausgegeben, 
und  dasselbe  liegt  jetzt  abgeschlossen  vor. 
Der  Hauptredakteur  dieser  Erhebungen, 
Bücher,  hat  in  seinem  zusammenfassenden 
Referat,  das  er  auf  der  General  versaram  In  ug 
des  Vei-eins  für  Sozialpolitik  in  Köln  (Ok- 
tober 1897)  voi-triig,  nachgewiesen,  dass  es 
keineswegs  allein  die  Ueberlegenheit  der 
Fabriktechnik  gewesen  ist,  die  dem  Hand- 
werk verderblicli  wurde,  sonden)  noch  mehr 
die  Koncentration  in  grosse  Bedarf skoniplexe. 
Die  grossen  Stfidte,  das  Heer,  die  Trans- 
portanstalten  u,  s.  w,  bilden  solche  Mittel- 
punkte eines  Massenbedarfs,  denen  das 
Handwerk  weder  technisch  noch  wirtschaft- 
lich gewachsen  ist.  Büclier  unterscheidet 
eine  fünffache  Veränderung  in  der  neiizeit- 
hchen  Lage  des  Handwerks.  Dasselbe  kann 
1.  durch  die  Orossindustrie  gflnziich  ver- 
drJUigt  werden,  wie  z.  B.  bei  der  Weberei; 
die  (irossbet riebe  greifen  das  Handwerk  in 
der  ganzen  Front  an,  und  der  VerdiSngungs- 
prozefs  geht  bald  rascher,  bald  langsamer 
vor  sich.  Der  endgUtige  Erfolg  ist  eine 
Verkümmenmg  der  Kleinbetriebe  zur  Be- 
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friedigung  des  Reparatiirbedarfs,  2.  Es  kaan 
eine  Schmälening  der  Produktion  des  Hand- 
werks, eine  allmähliche  Biutentziehimg  der- 
art eintreten,  dass  ein  Teil  der  Handwerker 
in  die  Fabrikbetriebe  eingereiht  wird,  dass 
einzelne  Specialartikel  überhaupt  nicht  mehr 
handverksmassig  hergestellt  werde u  und 
damit  die  Anfangsstadien  des  Produktious- 
und  Veredelungsprozesses  den  Handwerkern 
von  den  Fabriken  för  Halbfabrikate  abge- 
nommen werden.  Anfanglich  mag  diese 
Arbeitsteilung  dem  Handwerk  als  eine  tech- 
nische Erleichterung  erscheinen,  aber  bald 
verspüren  sie  die  ökonomischen  Konse- 
quenzen, die  darin  liegen,  dass  ihnen  der 
vorteilhafte  Einkauf  von  ftohmaterialien 
direkt  von  dem  Produzenten  verloren  gellt. 
3.  Im  Interesse  einer  guten,  dui-ch  die  Ge- 
setzgebung kaum  zu  ändernden,  auch  für 
die  betroffenen  Handwerker  vorteilhaften 
Oekonomie  engagieren  die  Fabrikuntemeh- 
mungen,  aber  auch  öffentliche  Institute,  wie 
die  Post,  die  Eisenbahn,  eine  Reihe  von 
Handwerkern  als  standige,  aber  unselbstän- 
dige Arbeiter  in  ihren  Werkstätten  und 
gliedern  damit  das  Handwerk  in  den  Qross- 
betrieb  ein.  Jede  I^Iaschinenfabrik  hat  ihre 
Modellsdireiner,  die  grösseren  Bierbrauereien 
ihre  Böttcher.  Bei  diesem  Aiifsaugungs- 
prozesß  verliert  das  Handwerk  seine  kauf- 
kräftigsten Kunden.  4,  Uneinbringlich  sind 
die  Verluste  des  Handwerks  durch  die  Be- 
darfs Verschiebung.  Dm-eh  die  Mode,  durch 
technische  Umwälzungen,  durch  AenderuDgen 
des  Reiseverkehrs  u.  e.  w,  hat  der  Konsum 
gewisser  Artikel  abgenommen  oder  gänzlich 
aufgehört  Man  denke  nur  an  den  Einfluss 
der  Transport  Verhältnisse  auf  Ktlrechner  und 
Sattier.  5.  Besonders  gefährlich  für  das 
Handwerk  ist  endlich  seine  zunehmende 
Abhängigkeit  vom  Handel.  Die  hohen  Miet- 
preise für  Verkaufsstellen,  die  Grösse  und 
Anforderungen  des  Publikums,  fertige  Gegen- 
stände nach  Auswahl  kaufen  zu  dürfen,  und 
die  Einheithchkeit  der  Bedürfnisse  imd  des 
Geschmacks  bringen  es  mit  sich,  dass  das 
Produkt  nicht  vom  Produzenten,  sondern 
vom  Händler  abgenommen  wii-d.  Genossen- 
schaftliche Verkauf sslellen  können  nur  da 
Abhilfe  schaffen,  wo  auf  Vorrat  gearbeitet 
werden  kann.  Selbst  auf  dem  Gebiete  des 
Kunstgewerbes  zeigt  sich  die  kapitalistische 
Grossindustrie  Oberlegen,  Aiich  die  Klein- 
kraftmaschine, die  den  technischen  Prozess 
in  der  liandwerksmässigeii  Betriebsstelle 
verbesserten,  bringt  hier  keine  Heilung, 
Aus  dieser  Abhängigkeit  des  Handwerkers 
vom  Handel  hat  sich  vielfach  das  Schwitz- 
system in  der  modernen  Haiisindiistrie  ent- 
wickelt Niu-  da,  wo  die  Handwerkspro- 
dukto  den  lokalen  Verhältnissen  und  den 
individuellen  Bedürfnissen  angepasst  werden 
_jt  kann    sieh    das  Handwerk    noch 


halten,  aber  auch  da  nur  in  kleinkapitalia- 
tischer  ünternehmungsform. 

Dieser  Komplex  von  natOrlichen,  in  der 
modernen  Entwickeln  ng  begründeten  Er- 
scheinungen erklärt  es,  dass  auf  weiten  Ge- 
bieten dem  haudwerksmSssigen  Kleinbetrieb 
der  Nälirboden  mehr  und  mehr  entzogen 
wird.  Dieser  Rückgang  ist  indessen  keines- 
wegs Hberali  zu  konstatieren.  Wo  die  ge- 
nannten Voraussetzungen  nicht  vorhanden 
sind,  in  den  abgelegenen  Produktions-  imd 
Konsumtionsgebioten,  besonders  auf  dem 
platten  Lande,  hat  sicli  das  Handwerk  als 
Betriehsform  durcliaus  auf  der  Höhe  seiner 
bisherigen  Leistnngsfäliigkeit  erhalten,  und 
dies  wird  voraussichtlich  auch  noch  in  der 
Zukuuft  der  Fall  sein.  Mehr  als  die  Hälfte 
der  Handwerksmeister  befinden  sich  aber 
auf  dem  Lande,  dort  ist  keine  Bedarfskon- 
centration,  dort  findet  sich  regelmässige 
Reparaturarbeit  und  alle  Eigentümlichkoiteu 
des  Handwerks  kommen  dort  zui-  Geltung, 
garantiei-en  ihm  dort  in  absehbarer  Zeit 
eine  gesicherte  Stellung. 

Gleichzeitige  wirtscliaf  tshistorische  Unter- 
suchungen haben  übrigens  bewiesen,  dass 
die  Kli^n  des  heutigen  Handwerkermittel- 
standes insofern  stark  übertrieben  sind,  als 
es  dem  Handwerk  vor  Einfülinmg  der  Ge- 
wcrbefreiheit  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
kaum  besser  gegangen  ist  als  gegenwärtig. 
Auch  damals  war  der  Handweiter  in  ziem- 
lich bedrängter  sozialer  Lage.  Ueber  eiu 
Uebei'mass  von  Eiuzelmeistem,  über  allsei- 
tigen »Hand Werks neid»,  wurde  bewegliche 
Klage  geführt,  und  von  dem  »goldenen 
Bo<ten<'  des  I^ndwerks  war  auch  damals 
wenig  zu  verspüren.  Das  einzige,  was  die 
damaligen  Verhältnisse  auszeichnete,  war 
die  verhältnismässig  grosse  Sicherheit,  von 
der  Konkurrenz  aus  dem  Broterwei-b  nicht 
herausgedrängt  zu  werden,  und  ein  gewisser 
Schutz  gegen  Verarmung.  Es  ist  ziemlich 
sicher,  dass  die  Werkstatt  vorstände ,  die 
Vorarbeiter  in  den  Grossbetrieben  und  die 
qualifizierten  Fabrikarbeiter,  die  vielfach 
heute  an  SteUe  der  selbständigen  Hand- 
werksmeister getreten  sind,  sich  in  matericU 
besserer  Lage  als  die  alten  Kleinmoister  be- 
finden. Die  Möglichkeit,  dass  aus  den 
Meistern  kleine  und  grosse  Unternehmer 
werden,  besonders  da,  wo  die  genügende 
Voi'bildung  vorhanden  ist  und  den  verän- 
derten Bedingungen  der  modernen  Nach- 
frage Reclinung  getragen  wird,  ist  wie  die 
Erfahrung  lelut,  durchaus  nicht  ausge- 
schlossen. 

Immerhin  befindet  sich  heule  unzweifel- 
haft eiu  grosser  Teil  des  Handwerks  in 
einer  schleichenden  Krisis.  Das  ei^bea 
auch  die  Zaiüen  der  neusten  deutschen 
Handwerkei-statistik.  Aus  den  dort  nieder- 
gelegten Thatsachen  erhellt  die  starke  Auf- 
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saugirngstendenz  durch  die  Fabrik.  Das 
städtische  Handwerk  steht  imtor  dem  Zeichen 
der  Betnebskoacentration ;  in  den  manai^- 
falli^ten  Ahstnfiingen  bauen  sich  hier  die 
Betriebe  auf,  und  keine  breite  Kluft  trennt 
Fabrik  und  Handwerk  mehr.  Die  obere 
Schicht  der  Handwerker  strebt  zum 
dustriellen  Cnternehmertum  empor,  die 
grosse  Masse  der  unteren  Schichten  sinkt 
zu  Zwergmeistera ,  HaHsiiidiigtrieiten  und 
Fabrikarbeitern  herab.  Während  aber  in 
den  Städten  alles  zu  lokaler  Koncentration 
neigt,  bewegt  sich  das  Handwerk  auf  dem 
platlen  Lande  fast  in  entgegengesetzter 
Richtung;  die  Zahl  der  Landhand werker 
vermehrt  sich  stetig,  das  Kleingewerbe  wird 
decentralisiert ,  immer  mhlreichei  werden 
die  selbständigen  Existenzen,  aber  gleiclt- 
zeitig  —  und  darin  liegt  hier  das  Krank- 
hafte Moment  —  wird  die  durchschnittliche 
gewerbliche  Bedeutimg  eines  jeden  Betriebs 
geringer  imd  die  soziale  Lage  der  Bo- 
teUigten  armseliger  und  dürftiger.  Geraein- 
sam in  Stadt  und  Land  ist  das  Resultat  der 
Entwickeln ng ,  dass  die  breite  Schicht  aus- 
kömmlich und  sicher  gesteUler  Meister,  das 
sogenannte  »ehrsame  Handwerke,  mehr  und 
mehr  ferwittert  und  zerbröckelt  (Voi^). 
Dass  diese  unerfreulichen  Thatsachen  eine 
Mittelstand sbewegung  verzweifelter  Art  her- 
vorriefen, ist  durchaus  begreiflich.  Es  fragt 
sich  aber  nur,  ob  der  Entwickelungsprozess 
durch  die  Gesetzgebung  aufgehalten  werden 
kanu  und  soll.  Es  ist  nnfcstreitbar,  dass 
sich  mancherlei  zur  Abhilfe  thun  lässt,  aber 
nicht  dui-ch  Zwangsinnungen  und  Be- 
fähigungsnachweis, die  den  alten  Schlendrian 
konservieren,  sondern  indem  man  einen 
grösseren  genossenschaftlichen  Zusammen- 
schluss  anstrebt,  die  Handwerker  besser 
kaufmännisch  ausbildet,  bessere  Zahlungs- 
sitten  einführt,  also  das  Bor^ystem  bekämpft, 
Institute  für  bessere  technische  Ausbildung, 
Anregung  imd  Belehning  durch  Gewerbe- 
vereine, Fachschulen,  Lelirwerkstätten,  Meis- 
ter- und  Wanderkiurse,  Ausstellungen  u.  s.  w. 
ins  Leben  ruft  und  von  Staat  und  Kommune 
finanziert  u.  dergl.  m.  Manche  verlorene 
Absatzgebiete  kann  man  auf  diese  Weise 
dem  Handwerk  wiedergewinnen  und  andere 
können  neu  erobert  werden.  Auch  auf  dem 
Gebiete  des  Submissionswesens  sind  gewisse 
Reformen  denkbar  und  wünschenswert. 
Alle  Sozialpolitiker  sind  darüber  einig,  dass 
die  ungesimde  LehrlingszQchterei  zu  be- 
kämpfen sei.  Sie  ist  zum  guten  Teil  da- 
durdi  entstanden,  dass  die  Grossindustrie 
dem  Handwerk  die  Ausbildung  des  Nach- 
wuchses der  gewerblichen  Arbeiterschaft, 
mit  der  sie  sich  mögUchst  wenig  befassen 
will,  überweist.  Eine  Aenderung  in  diesem 
Verhältnis  der  Arbeitsteilung  ist  aber  wohl 
kaum  im  Interesse  der  Handwerker.    Ohne 


diese  billigen  Arbeitskräfte  wäre  die  wirt- 
schaftliche Lage  der  Handwerksmeister  wahr- 
scheinlich eine  noch  prekärere. 

Ob  die  viel  erörterte  Oi^nisation  der 
Vertretung  der  Berufsinferessen  der  Hand- 
werker, der  die  neuste  deutsche  Gewerbe- 
gesotzgebung  eine  ganz  besondere  Aufmerk- 
samkeit geschenkt  hat,  die  gewünschten 
Resultate  technischer  und  wirtschaftlicher 
Art  haben  wird,  muss  man  dahingestellt 
sein  lassen.  Vielleicht  w[ichsen  sich  die 
Innungen,  indem  sie  eine  lokale  Preispolitik 
treiben,  mehr  und  mehr  zu  kleinen  Kartellen 
heraus.  Es  liegt  dies  in  dem  Zuge  der 
Zeit,  und  dem  aufmerksamen  Beobachter 
sind  eigentümliche  Vorgänge  derart  gewiss 
nicht  entgangen. 

Die  Programme  unserer  mittelstands- 
politischen Handwerker  enthalten  im  übrigen, 
von  dem  Beßlhigungs  nach  weis  abgesehen, 
noch  manche  radikalen  Forderungen,  die  bis- 
lang die  Gesetzgebung  unerfiillt  gelassen 
haL  Sie  sind  oben  a.a.  0.  in  dem  Art.  Hand- 
werk bereits  von  StJeda  wie  folgt  zu- 
sammengestellt: Beseitigung  der  Militäi-- 
werkstätten ,  äusserste  Einschränkung  der 
Gefängnisarbeit,  Verbot  des  Hausierens  durch 
Ausländer  und  möglichste  Beschränkung  des 
Hausierhandels,  Beseitigung  der  Konsum- 
vereine, besonders  der  Beamten-  und  Offizier- 
vereine und  Warenhäuser,  ein  Verbot  der 
Wanderlager  und  aller  Arten  von  Ver- 
steigenmgen  neuer  Hand  Werkserzeugnisse, 
Beseittgimg  der  Filialgeschäfte  oder  Er- 
schwerung derselben  durch  progressive  Be- 
steuerung, Beseitigung  oder  Regelung  des 
Submisslons Wesens  in  der  Richtung,  dass 
die  sogenannten  Unternehmer  vollständig 
ausgeschlossen  werden,  der  Gnmdeatz,  das 
nieurigsle  Gebot  zu  berücksichtigen ,  auf- 
gegeben imd  die  Arbeit  dem  übertragen 
werde,  der  mit  seinem  Anschlage  dem 
Mittelpreise  zunächst  kommt,  Vorzugsrechte 
für  die  Forderungen  der  Bauhandwerker, 
Beseitigung  des  Firmen-  und  Reklamen- 
schwindels und  eine  Aenderung  der  Kon- 
kursordnung. 

3.  Die  M.  Im  KanfmannEstande.  Die 
meisten  der  eben  genannten  Forderungen 
haben  auch  die  sogenannten  Detail listen- 
vereine  zu  den  ihrigen  gemacht.  Auch  auf 
dem  Gebiete  des  modernen  Handels  haben 
sich  fast  überall  dank  der  Vervollkommnungen 
dos  Verkehrswesens,  grösserer  Arbeitsteilung 
und  stärkerer  Kapitalkoncentration  in  den 
Unternehmungen  weittragende  Veränderun- 
gen und  Verschiebungen  vollzogen.  Auf 
diese  Weise  ist  es  zu  einer  Reihe  von  Aus- 
schaltungsprozessen, durch  die  kaufmännische 
Mittelspersonen  überflüssig  wurden ,  ge- 
kommen. Besonders  beim  Binnenhandel 
wurde  es  ffir  die  Prwliizenten,  Fabiikanten 
und  Landwirte  möglich,  gewisse  Zwischen- 
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Handel  sstiifeii  zu  überspringe»  bezw.  sich 
selbst  zu  versorgen  oder  selbst  kaufniänuische 
Waren  abzusetzen.  Die  ungemeine  Aus- 
bildung des  Assoc iations Wesens ,  'üe  Grflu- 
diiDg  zahlreicher  genossenschaftlicher  Ver- 
bände für  "Warenabsatz  wnd  Warenbezug 
und  ähnliches  führten  ganz  naturgemäes  zu 
einer  Einengung  zahlreidier  Handelsbetriebe. 
Unter  diesen  Verschiebungen  litten  übrigens, 
wohl  verstanden,  nicht  nur  die  kleinen  und 
mittleren  Handelsgeschäfte,  sondeni  ebenso, 
wenn  nicht  noch  mehr,  der  Grosshandel, 
Gelegentlich  sind  auch  Klagen  der  aus  ihrer 
bisherigen  Position  geworfenen  Grosshändler 
laut  geworden,  aber  zu  einer  wirklichen 
Reformbewegung ,  die  sich  zu  einem  be- 
sonderen wirtschaflspolitischen  Programm 
hätte  verdichten  können  nad  die  kurzsichtig 
genug  gewesen  wäre,  ein  staatliches  Ein- 
greifen zu  Gimsten  ihres  Standes  zu  fordern, 
ist  es  niemals  gekommen.  Der  Grossiiandel 
war  an  gesteigerte  Koukurrenzmoglichkeiteu 

E wohnt,  das  in  ihm  arbeitende  Betriebs- 
pital war  beweglich  und  elastisch  genug, 
sicn  rasch  den  iietien  Verhältnissen  anzu- 
schmiegen, Tind  endlich  eröffneten  sich  filr 
ihn  mannigfaltige  anderweitige  Auswege, 
die  erfolgreich  und  gewinnbringend  be- 
schritten werden  konnten.  ■  Es  kam  dazu, 
dass  der  Stand  der  Grosskauf] eule  frei- 
händlerisch, wie  er  in  der  grossen  Mehrheit 
gesinnt  sein  musste,  eich  wohl  hütete,  ge- 
setzgeberische Eingriffe  des  sogenannten 
Wohlfahrtsstaates  überhaupt  nur  zu  dis- 
kutieren, zumal  in  einer  Zeit  des  Protektio- 
nismus und  einer  antikapitalistisclien  handels- 
und  börsenfeindlichen  Strömung  unter  den 
herrschenden  Klassen,  die  sich  mit  Vorliebe  als 
»produktiv«  und  »staatserhaltend«  bezeichnen. 
Ganz  anders  war  es  beim  kleineren  und 
mittleren  Detailhandel.  Seine  Daseins- 
hedingungen  wurden  und  werden  von  den 
verschiedensten  Seiten  untergraben.  In 
erster  Linie  von  den  Konsumenten  selbst 
und  dann  von  anderen  rein  kaufmännischer 
Grossunternehmcm,  die  sich  in  der  Form 
der  Warenhäuser,  Magazine,  Grossbazare, 
Versandgeschäfle  in  ungeahnter  Weise  aus- 
dehnten und  das  Detail gcschäft  an  sich 
rissen  oder  aber  als  mächtige  Specialgeschäfte 
mit  zahllosen  Filialen,  Reisenden  nnd  Agenten 
dem  kaufenden  Publikum  dienstbar  machten. 
Ungemein  unterstützt  wurden  diese  Vorgänge 
durch  die  Verbesserung  und  Verbilligimg 
des  Transportwesens,  besonders  durch  den 
billigen  Postpakettarif,  ferner  durch  die  Voi-- 
breitung  der  Presse  und  das  Inseratenweson 
und  die  dadurch  erleichterte  Reklame,  durch 
den  enormen  Umfang  der  durch  Kon- 
sumentenadressbOcher  und  liesondere  Agen- 
turen fflr  die  Erleichterung  der  Äufsuchiing 
neuer  Absatzgebiete  ormöglichlen  Waren- 
katalog Versendungen  mit  äusserst  koulanten 


Bedingungen  für  Zahhing,  Auewahl  und 
Umtausch.  Die  gesteigerte  Zahl  der  aus- 
wärtigen Kunden  ermögUclito  die  Ver- 
gi-ÖBserung  der  Warenbestände,  eine  billigere 
PreiBgestdtung  und  einegriissere  dem  Bedürf- 
nisse aller  konsumierenden  Klassen  vollauf 
genügende  Reichhaltigkeit.  Vielfach  standen 
mit  diesen  Gross  Unternehmungen  für  den 
Detailhandel,aberauchdirekt  mit  industriellen 
Etablissements,  Hausierer,  Commis  voyagenrs 
und  Detailreisende,  die  das  platte  Land  und 
die  kleineren  entlegeneren  Städte  mit  Waren 
und  Warenofterten  überschwemmten  und 
dadurch  dem  ansässigen  kaufmännischen 
Kleingewerbe  die  bisherigen  Absatzgebiete 
abgruben,  in  engster  Verbindung.  Alle  jene 
Vorgänge,  die  der  Detail islen stand  so  lebhaft 
Iwkiagt,  wiuiJen  nocli  imterstützt  durch  die 
Vereinheitlichung  der  Mode  und  des  Bedarfs 
und  die  grössere,  durcli  den  wirtschaftlichen 
Aufschwung  des  gesamten  volkswirtscliaft- 
lichen  Körpers  herbeigeführte  Wohlhaben- 
heit des  kaufenden,  anspruchsvoller  gewor- 
denen, Publikums. 

Man  sieht,  das  Bild  -der  neuzeitlichen 
wirtscliaftlichen  Umwälzimgen  auf  dem  Ge- 
biete des  Detailhandels  ist  womöglich  noch 
vielseitiger  als  dasjenige  auf  dem  Gebiete 
des  Handwerks  in  seinem  Konkurrenzver- 
hältnis zur  Gros.sindustrie.  Die  Lage  der 
kaufmännischen  Klein-  und  Mittelbetriebe 
musste  infolge  dieser  Verschiebungen  eine 
um  so  kritischere  werden,  wenn  gleichzeitig 
infolge  von  Freizügigkeit  und  Xiederlassungs- 
freiheit  und  einer  erweiterten  Kreditoigani- 
satiou  die  Zahl  der  Detailgeschäfto,  besonders 
in  den  Städten,  Ins  Un gemessene  wuchs. 
Während  man  beim  Handwerk  neben  einer 
zunehmenden  Blutammt  auch  ein  Absterben 
zahlreicher  Glieder  konstatieren  konnte,  ist, 
wie  die  Statistik  erweist,  beim  Detailhandel 
^-  wenigstens  in  Deutschland  —  das  gerade 
Gegenteil  der  Fall.  Die  Statistik  lehrt  uns, 
dass  die  Vermehrung  der  Geschäfte  nicht 
etwa  nur  parallel  der  Bevölkerungszunahme, 
sondern  in  rascherem  Tempo  stattgefunden 
liat.  Nach  den  Berufszälilungen  von  1882 
und  1895  liat  sich  die  2^hl  der  Handels- 
betriebe überhaupt  um  40,3  "/o,  von  4i'i272i> 
auf  63Ö  '.^09  vermehrt,  während  die  Bevölke- 
ning  in  derselben  Zeit  nur  um  13  ".'o  an- 
wuchs. In  Deutschland  kommen  auf  100  OOO 
Einwohner  im  Jahre  1882  1364  Händler, 
189.'!  150^;  Händler.  1883  kam  ein  gewerb- 
thätiger  Händler  auf  59,9  Einwohner,  jetzt 
ist  schon  jeder  38.  Einwohner  ein  Händler. 
Greift  mau  in  den  Vergleichen  noch  weiter 
zui-ück  bis  in  eine  Zeit,  wo  von  einer  kauf- 
männischen ßlittelstaudsbewegung  noch  keine 
Rede  wai,  so  wei-den  die  Zahlen,  soweit 
hierfür  statistische  Unterlagen  vorhanden 
sind,  noch  überraschender:  In  Preussen 
waren  1845  0,97  ".'o  der  Einwohner  im  Handel 
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erwerbsthAtig ;  50  Jabre  später  2,4  "/o.  Leider 
haben  wir  mr  den  Kleinhandel  spccielie 
Nachweise  der  Relchsslatisfik  nicht.  Man 
bann  nur  den  gesamten  Warenhandel  ins 
Auge  fassen.  Da  zeigt  sich,  dass  die  Allein- 
betriebe  und  die  Betriebe  mit  1  bis  hfichslens 
'j  Gehilfen  um  38,7  o/o,  von  434785  aiif 
603  2Ü9  zugenommen  haben.  Speciel!  die 
Kategorie  der  Betriebe,  die  man  als  Klein- 
betrieb ansehen  möchte,  die  Lehilinge  unter- 
weisen lind  in  den  Gehilfen  zukünftige  selb- 
ständige Handeltreibende  beschäftigen,  der 
Betriebe  mit  1  bis  Tj  Personen,  hat  sich  um 
78%,  von  14138«  auf  2ri2637  vergrössert. 
Neben  diesen  amtlichen  und  umfassenden 
Ziffern  liegen  eine  Reihe  von  statistischen 
Zusammenstellungen  für  einzelne  Städte  und 
Gegenden  vor,  die  vielleicht  noch  mehr  ge- 
eignet sind,  die  ungesunde  VerraeJinuig 
der  Ladengeschäfte  zu  illustrieren.  So  hat 
man  z.  B.  Auszüge  aus  den  Leipzigei-  Adress- 
bilchem  gemacht,  die  geradezu  verblüffende 
Resultate  geben.  In  Leipzig  hat  von  1892 
bis  1896  die  Zahl  der  Bäckereien  um  46  "/o, 
der  Cigarrenhandlungen  um  ">8%,  der  Deli- 
katessenhandlungen um  51  **/o,  der  Droguen- 
handlungen  um  30  "/o,  tier  Kolonial  waren - 
handlimgen  um  16  "/o,  <ler  Materialwaren-, 
Viktualien-,  Obat-  und  GemüsebandluDgen 
um  18  "/o  zugenommei).  Auch  auf  dem 
Lande  ist  das  Miss  Verhältnis  ein  arges.  Nach 
einer  Statistik  der  Handelskammer  Viilingeu 
in  Baden  kamen  in  20  Ijandorlen  auf  ein 
Geschäft  im  Jahre  1896  357,  im  Jahre  1897 
182  Einwohner. 

Ueberblickt  man  diese  Zahlen,  von  denen 
hier  nur  eine  Auswahl  gegeben  werden 
kann,  so  kann  die  Behauptung  kaum  als 
übertrieben  erscheinen,  dass  dem  modernen 
Detailhandel  bei  weitem  die  gefährlichsten 
Konkurrenten  aus  dem  eigenen  Lager  er- 
stehen. Dass  es  den  Neulingen  schwer 
wird,  sich  eine  einigermossen  auskömmliche 
Existenz  zu  scliaffen,  ist  nur  zu  erklärlich. 
Wü'd  doch  auch  innerhalb  der  kaufmännischen 
Kreise  und  hauptsächlich  seitens  der  sach- 
verständige n  Korporationen  seit  Jahren 
darüber  Klage  geführt,  dass  Leute  sich  als 
Inhaber  von  Ladengeschäften  niederlassen, 
die  für  den  kaufmännischen  Beruf  gar  niclit 
oder  nicht  hinreichend  vorgebildet  sind. 
Vielfach  etablieren  sich  Personen  ohne  jeg- 
liche Erfahrung,  ohne  die  geringsten  Mittel, 
oft  nicht  einmal  mit  der  nötigen  Arbeitslust, 
wohl  aber  mit  einer  gewissen  frivolität, 
Personen,  die,  wie  Öeser  sagt,  als  g^cheiterte 
Existenzen  kenntlich  sind,  die  in  ilu^m 
eigentlichen  Berufe  Schiffbruch  erlitten  haben 
und  sich  dem  kaufmännischen  Berufe  zu- 
wenden einfach,  weil  er  ihnen  be<|iiemer  er- 
scheint. Jedem  aufmerksamen  Beobachter 
mues  sich  die  Wahrnehmung  aufdrängen, 
daes   in  vielen  der  kleinen  Ladengeschäfte, 


wo  der  Inhaber  abwechselnd  hinter  dem 
Ladenlisch  hockt  oder  an  der  Thflre  plaudert, 
ein  nutzlos  träges  Dasein  mit  einer  kolossalen 
Zeit veiTich Wendung  an  der  Tagesordnung  ist. 
Diese  kaufmännischen  Eintagsfliegen ,  die- 
sich  pai-asitar  vermelirt  hatjen,  verdanken  in 
erster  Linie  ihre  Existenz  dem  Lotterki-edit 
in  Waren.  Alles,  selbst  die  Ladeneinrichtung 
ist  ihnen  von  Abzahlungsg?;schäften  niederer 
Gattung  und  von  gewissenlosen  absatz- 
hungrigen Fabrikanten  natürlich  zu  unver- 
hältnismässigeu  Preisen  geborgt  worden. 
Das  Risiko,  das  die  Kreditgeber  laufen, 
suchen  sio  durch  die  Lieferung  preisim- 
wüi'digen  Schundes  wettzumaclien.  Dank 
dieser  Praktiken  und  der  stets  vorhandenen 
Nachfrage  seitens  Personen ,  die  sieh  als 
Firmen  Inhaber  und  Prinzipale  aufspielen 
wollen,  findet  das  verkrachte  Geschäft  sehr 
leicht  einen  Firme nnachf olger.  — 

Es  ist  ZTim  Teil  ein  i-echt  trübes  Bild, 
■elches  ein  guter  Teil  unserer  Detailge- 
schäfte bietet:  ungesund  in  ihren  Gnmd- 
anlagen,  unkotilant  in  der  Bedienung,  unreell 
und  unpönktlich  in  dem  Verkehj-  mit  der 
Kundschaft.  Das  Gegen stöcJc  zu  diesen 
verwahrlosten  Zwerggeschäften,  die  nicht 
leben  und  sterben  könneD,  sind  die  ebenfalls 
meist  pilzai-tig  emporgeschossenen  Geschäfte 
zugewanderter  und  nomadenhaft  das  Domizil 
wechselnder  Inhaber,  die  diirch  übertriebene 
Miirklschreierei,  widerwärt^  Zudringlich- 
keit, erlogenen  Komfort  ihrer  Schaufenster 
und  eine  Talniikoidanz  den  Kundenfang 
namentlich  unter  der  Bauern-  und  Arbeiter- 
bevölkerung systematisch  beti-elben.  Freilich 
sticht  der  Geschäftsbetrieb  dieser'  Firmen 
von  derjenigen  der  oben  genannten  Gattung 
schon  flusserlich  ganz  erheblich  ab.  Dort 
träge  Langsamkeit,  Bet^iuemHchkeit  und  eine 
gewisse  selbstbewnsste  Behäbigkeit,  hier 
nervöse  Hast,  Unnihe,gewinnsflchtigeArbeit8- 
freudigkeit,  Spekulation  und  höchst  riskante 
Umsätze. 

Es  lässt  sich  nachweisen,  dass  die  ersten 
Gänmgsmomente  unter  unseren  kleinbürger- 
lichen Detailhändlern  sich  gegen  die  Kchleu- 
derkonknri-enz,  die  Rekbmesucht  und  den 
sonstigen  unlauteren  Wettbewerb  dieser  neu- 
zeitlichen Geschäftsgründimgen  wandten. 
Die  Reaktion,  die  dann  endlieh  das  »Gesetz 
zurBekämpfnng  dös  unlauteren  Wettbewerbs« 
von  1896  nach  französischem  Muster  zeitigte, 
war  eine  durchaus  berechtigte,  im  Interesse 
der  Solidität  des  ka<iim an ni sehen  Lebens 
unentbehrliche  und  wurde  auch  von  den- 
jenigen gesellschaftlichen  Kreisen  sym- 
pathisch begrüsst,  die  dieVerallgemeinenmgen 
der  Klagen  unsei>er  Detailhändler  und  ihre 
mittelstandspolitischen  Fordenmgen  zu  den 
ihrigen  zu  machen  nicht  geneigt  waren  (s. 
d.  Art.  Wettbewerb,  unlauterer«). 

Dni-ch  die  gesetzliche  Bekämpfung  des 


Digitized  by  L.iO0QIC 


Mittelstandsbe  wegu  ng 


uölaiiteren  Weftbewerbs  koonten  natürlich 
nur  gewisse  Auswüchse  getroffen  werden 
und  auch  dann  nur  erfolgreich,  wenn  kaiif- 
männisehe  Vereine  die  Voi-gänge  im  Üe- 
schäftsleheo  überwachten  imd  gesciüossen 
■vorgingen.  Nicht  immer  war  der  Gebrauch, 
den  mau  von  den  gesetzgeberischen  Hand- 
haben machte,  ein  erfreulicher.  Der  Kon- 
kurrenzneid artete  manchmal  in  Denun- 
ziationswut  aus.  Das  Denunzieren  ist  nie- 
mals eine  angenehme  Saclie,  aber  ohne  das 
fehlte  es  dem  Gesetze,  das  ja  das  Denun- 
zieren und  damit  die  DelaillisteD vereine,  die 
es  organisierten,  l^alisierte,  an  4ei'  nötigen 
Wirksamkeit.  Immerhin  wirkte  selion  die 
Strafandrohung  vielfach  überraschend  prophy- 
laktisch, aber  ein  wirkliches  Heilmittel  gegen 
die  hauptsächlichsten  Schatten  dos  Detail- 
handels wollte  und  konnte  sie  kaum  bieten. 
Nicht  alles,  was  Reklame  trieb  imd  eine 
neuzeitliehe  Koulanz  einführte  und  pflegte, 
war  unsolide  und  auf  die  Täuschung  der 
Konsumenten  berechnet    Ausserdem  waren 

i*a  noch  andere  Konkurrenten,  die  der  He- 
dame  gar  nicht  bcdittften,  wie  die  Konsum- 
vereine, und  solche,  die  sich  dem  mühevollen, 
vielfach  undankbaren  Aufsuchen  der  Kund- 
schaft in  den  entlegenen  Orten  des  platten 
Landes  widmeten,  wie  das  Wandei^werbe 
in  seinen  verschiedensten  Formen,  auf  dem 
Plane.  Gegen  sie,  Konsumvereine,  Beamten- 
u  nclOffizier  VC  reine,  Einkau  fsgenossenschaften. 
Hausiererei,  DetaUreisen  und  Wanderlager 
wandte  sich  der  Ansturm  unserer  Mittel- 
standspolitiker besonders  in  den  letzten 
beiden  Jahrzehnten.  Erst  später  koncontrierte 
sich  die'Agitation  der  Mittelstandspolitiker 
gegen  die  Warenhäuser  und  Bazare. 

Betrachten  wir  zuerst  den  Kampf  gegen 
die  Konsumvereine.  Ihre  Entstehung,  Be- 
deutung und  <lie  statistisclie  Verbreitung 
dieser  Genossenschaftsform  ist  oben  {S.  33.S  ff.) 
in  dem  Art  Konsumvereine  gewürdigt. 
Sic  sind  entstanden  in  derjenigen  Zeit,  wo  das 
moderne  Genossen  schaftsrecht  im  heutigen 
Wirtschaftsleben  Eingang  fand.  Und  sie 
verdanken  ihre  Entstehung  der  privatwirt- 
schaftlidien  Einsicht,  dass  mau  durch  eine 
Oi^nisation  der  Käufer,  die  sich  zusammen- 
thun,  um  ihre  Einkäufe  seihst  zu  besoi^n 
und  die  Waren  an  die  Genossen  zu  ver- 
treiben, den  Zwischenhandel  mit  seinen  unver- 
hältnismässigen Preiszuschlägen  auszuschal- 
ten vermöge.  Diese  Ausschaltungsmögliclikeit 
ist  eine  beschränkte.  Aber  innerhalb  ge- 
wisser Grenzen  ist  sie  vorhanden  und  für 
die  Beteiligten  von  unzweifelhaftem  Vorteil. 
In  der  Natur  des  gewöhnlichen  Konsum- 
vereins liegt  ee,  dass  er  die  Waren  des 
tägliclieu  Massenbedarfs,  für  die  er  seine 
Kundschaft  nicht  erst  zu  suchen  braucht 
und  nach  denen  eine  quantitativ  und  quali- 
tativ konstante,  leicht  zu  schätzende  Nach- 


frage besteilt,  sodass  der  spekulative  Unter- 
nehmungsgeist des  Cnternehmers  mehr  oder 
minder  zurilcktritt,  von  den  Grusshäadlem 
oder  Produzenten  direkt  bezieht  und  an  die 
letzten  Konsumenten  verteilt. 

Es  ist  unzweifelhaft,  dass  auf  diese 
Weise  ohne  kostspieligen  Beamtenapparat 
imd  ohne  erhebliches  Risiko  der  Warenbezug 
der  Genossen  erleichtert  und  verbilligt  wer- 
den kann.  Dazu  kommt,  dass  durch  die 
Konsumvereine  iu  den  Mitgliedern  Sinn 
und  Fähigkeit  für  die  Erzielung  von  Er- 
sparnissen entwickelt  wird,  die  Barbezahlung 
zur  Gewohnheit  wird  und  die  Genossen 
zur  wirtschaftlichen  Selbstverwaltung  heran- 
gezogen und  in  derselben  geschult  werden. 
Es  sind  also  ebensowohl  wirtschaftliehe  als 
sittliche  Gesichtspunkte,  die  die  Einrichtung 
von  Konsumvereinen  besonders  für  die 
arbeitenden  Klassen  als  in  hohem  Grade 
sozialpolitisch  wünschenswert  erscheinen 
lassen.  Wenn  die  Konsumvereine  ihren 
Zweck  erreichten,  mussten  sie  den  ansäs- 
sigen Detailgeschäften  Abbruch  thun  imd 
mit  ihnen  in  Konkurrenz  treten.  Es  wäre 
eine  eigentümliche  Sozialpolitik  der  Gegen- 
wart, wenn  die  Gesetzgebimg  diesen  wahr- 
haft segensreichen  Instituten,  die  die  Kauf- 
kraft des  Lohnes  ungemein  steigerten,  jetzt 
wieder  entg^entreten  würde.  So  lebhaft 
die  Anklagen  unserer  Detailiiändier  gegen 
das  Konsum  Vereins  weseu  auch  sein  mf^n, 
und  so  sehr  die  persönlichen  Interessen  der 
Ankläger  durch  dasselbe  auch  geschädigt 
sein  mögen,  auf  eine  dauernde  Unter- 
stützung seitens  der  Gesetzgebung  ^ird  eine 
solche  Reaktion  kaum  jemals  zu  rechneu 
liaben.  Violfach  haben  sich  schon  die  Kon- 
sumvereine zu  Verbänden  vereinigt,  die 
Lieferantenvenr%c  mit  besonderen  Rabatt- 
bedingimgen  in  grossem  Massstabe  ab- 
schliessen.  Auch  hiergegen  ist  vernünftiger- 
weise gar  nichts  einzuwenden.  Die  Gross- 
händler sind  durchaus  geneigt,  solche  Kon- 
trakte abzusclüiessen,  durch  die  sie  kauf- 
kräftige und  zahlungsfähige  Kunden  sich 
sichern.  Unsere  Mittelstandspolitiker,  wenig- 
stens in  ihrer  besonnenen  Mmderheit,  haben 
deswegen  auch  mit  der  Zeit  einsehen  ge- 
lernt, dass  gegen  die  Konsumvereine  der 
Arbeiter  und  der  sonstigen  »kleinen  Leuten 
nichts  zu  machen  sei.  Um  so  grösser  ist 
das  Weligeschrei  gegen  ähidiche  Institute 
in  der  Beamtenscliaft  und  unter  den  Offi- 
zieren. Hier  sind  in  neuerer  Zeit,  beson- 
ders in  Deutschland,  Vereinigungen  entstan- 
den, die  zum  Teil  grosskapitalistische  Unter- 
nehmungsformen angenommen  haben  und 
sich  von  den  grossen  Vorsand geschäften 
und  Warenhazaren  in  der  Betriebstechnik 
gai-  nicht  unterscheiden.  Aber  auch  die  lo- 
kalen Vereinigungen,  namentlich  in  Städten 
mit  einer  zahlreictien  Beamtenschaft,  haben 
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ihre  Wirksamkeit  in  ungeahnter  Weiße  aiis- 
geUehnt  und  greifen  bereits  durch  eigene 
Bäekeroien,  Seltlächt«reien,  Sehneiderwerk- 
Btattcnund  dergl. auch  in  daaOebiet  des  Hand- 
werks ein.  Waren  schon  bei  den  gewöhn- 
lichen Konsumvereinen  zahi reiche  Uüeder 
der  besitzenden  Klasse  beteiligt,  so  sind  bei 
den  grossen  Beamten-  und  Oftizien-ereinen 
diese  Klassen  der  haiiptsachlichste  Bestand- 
teil. In  ganü  eigentümlicher  Weise  haben 
die  Mittelstandsi>oiitiker  diese  neuen  Unter- 
nehmungen der  genossenschaftlichen  Selbst- 
hilfe anzuschwärzen  und  zu  bekämpfen  ge- 
sucht. Man  hat  den  Voretäuden  voi^e- 
worfen,  dass  sie  einem  spekulativen  Privat- 
erwerb nachjagten  und  dabei  das  Dienst- 
intei-esse  vernaclüässigten,  Behauptimgen, 
die  leichter  aufgestellt  als  bewiesen  waren. 
Man  liat  dann  ferner  darauf  hingewiesen, 
dass  es  ein  eigentümlicher  Widerspruch  sei, 
dass  die  vom  Staate  besoldeten  und  zur 
Wahmehmnug  des  Staatsinterosses  berufenen 
Personen  an  Unternehmungen  beteiligt  seien, 
die  den  Mittelstand  zerrütteten  und  seine 
Glieder  proletarisierten.  Wie  oft  hat  man 
in  erregten  Dctaillist#n Versammlungen  die 
Beliauptung  aiiss]>rechen  hören:  Wir  be- 
zahlen die  Beamten  ans  unserer  Tasche 
und  jetzt  weitlen  sie  unsere  gefährlichsten 
Konkurrenten!  Man  möchte  fast  annehmen, 
unsere  Det^listen  wären  die  einzigen  Steuer- 
zahler. Und  wo  steht  denn  geschrieben. 
dass  der  Beamte,  weil  er  aus  der  Staats- 
kasse seine  Besoldung  bezieht,  verpflichtet 
sein  soll,  seine  Waren  nur  <lcswegcn  teurer 
zu  bezahlen,  damit  der  lokale  Handel  Ab- 
satz findet?  Wollte  man  den  Beamten  imter- 
sagen,  dass  sie  Konsumvereine  unterhalten, 
so  würde  das  wahrscheinlich  sehr  wenig 
nützen.  Denn  dass  sie  einzeln  oder  gemein- 
sam ihre  Beziige  von  den  Grosshändlern, 
Vorsandgescliäften ,  Magazinen  und  dergl. 
machten,  würde  durch  ein  solches  Verbot 
nicht  unterbunden  sein.  Es  felüfe  niir, 
dass  man  unserer  zahlreichen  Beamten- 
schaft ein  Privilegium  odiosura  auferlegte, 
derart,  dass  sie  im  Gegensatz  zu  allen 
anderen  Gliedern  der  Gesellschaft  nicht  da 
kaufen  dürften,  wo  sie  am  billigsten  und 
preiswürdigsten  bedient  werden ! 

Wir  haben  es  hier  mit  ganz  eigentümlichen 
Ideeengängen  zu  thun,  die  eine  förmliche 
Begriffsverwirrung  darüber,  warum  der  ein- 
zelne an  die  staatliche  Zwangsgenossen- 
schaft Steuern  zu  entrichten  hat  zu  Wege 
gebracht  haben.  Die  Beiträge  zur  Besol- 
dung der  Beamten  werden  entrichtet,  weil 
die  Thätigkeit  der  Beamten,  die  einmal  nun 
notwendig  sind,  allen  Teilen  der  staatlichen 
Gesellschaft  zu  gute  kommt.  Ein  anderes 
GegeniUiuivalent  zu  leisten,  ist  der  Staat 
grundsätzlich  nicht  veri>flichtet.  Selbst 
wenn    man  aber  dieses    annehmen  wollte 


und  eine  eigentümliche  »Gegenseitigkeit* 
mit  einem  Recht  auf  wirtschaftliche  Esist^nz 
gewisser  Klassen  konstruierte,  so  dürfte  man 
höchstens  verlangen,  dass  der  Staat  selbst 
nicht  als  Konkurrent  auftritt.  Was  die  Be- 
amten mit  ihrer  Besoldung  zur  Bestreitung 
ihrer  Ausgaben  und  beim  Einkauf  ihrer 
Waren  anfangen,  ist  reine  Privatsache  des 
einzelnen.  Die  Gehälter  bekämen  einen 
ganz  eigentümlichen  Charakter,  wenn  man 
von  ihnen  verlangte,  dass  sie  so  verwandt 
würden,  dass  indirekt  die  Steuerboiträge  an 
den  lokalen  Zwischenhandel  zurückflössen. 
Es  hiesse  die  Beamtenschaft  geradezu  zu 
ein  er  un  wirtschaf tli  che  n  Haushai  timgzwingen, 
wenn  man  ihnen  zumutete,  dass  sie  vom 
lokalen  Zwischenhändler  ihres  Zwangsdomi- 
zils auch  dann  kauften,  wenn  sie  sich 
anderweitig  billiger  mit  Waren  versorgen 
könnten.  Der  Beamte  und  Offizier  sind  be- 
grifflich völlig  unabhängig  von  den  Steuer- 
zahlern. Sie  haben  ihre  Dien  st  vertrage 
nicht  mit  diesen,  sondera  mit  dem  Staate 
abgeschlossen.  Ueberantwortete  man  sie 
durch  eine  Anweisung  der  Centralbehörden, 
die  ihnen  verböte,  Konsumgenossenschaften 
beizutreten,  den  lokalen  Monopolisten,  so 
wären  unter  Umständen  Tenerungszulagen 
und  Gehaltserhöhimgen  notwendig,  die 
wieder  diireh  Steuerzuschläge  erhoben  wer- 
den müsaten.  Das  wäre  ein  circulus  vitiosus 
sonderbarster  Art.  Eine  andere  Frage  ist 
freilich  die,  wie  die  staatlichen  Behörden 
als  solche  zu  der  Konsum  Vereinsbildung 
ihrer  Beamten  sich  zu  steUen  haben.  Die 
Fordenmg,  dass  volle  Neutralität  gewähr- 
leistet werde,  ersclieint  uicht  unberechtigt. 
Im  Interesse  des  sozialen  Friedens,  der  Un- 

Earteilichkeit  und  des  Ansehens  der  Be- 
Örden  ist  es  gewiss  wünschenswert,  dass 
sich  der  Staat  jeglicher  Einmischung  ent- 
hält. Es  mag  hie  und  da  voigekommen 
sein,  dass  die  Beamten  in  der  Bureanzeit  sich 
mit  ihren  Kon sumvereinsan gelegenheilen  be- 
fassten.  Auch  ist  es  möglich,  dass  in  Orten,  wo 
die  Beamtenschaft  sich  als  geschlossene  Klasse 
gegenüber  dem  ortsgebürtigen  Bürgertum 
fühlt,  eine  Art  von  genossenschaftlichen 
Koalitions zwang  auf  den  einzelnen  ausgeübt 
wonlen  ist.  Das  sind  natürlich  Missbräuche, 
die  unzulässig  sind,  sich  aber  sehr  leicht 
im  Aufsichtswege  unterbinden  lassen.  Ein 
gewisser  Corpsgeist  ist  bei  jeder  Genossen- 
scliaftsgründung  notwendig.  Er  liegt  aber 
bei  den  Konsumvereinen  so  sehr  im  privat- 
wirtschaftlichen  Interesse  des  einzelnen, 
dass  er  einer  Belebung  von  oben  nicht  be- 
darf. Wenn  aitev  Privatpersonen,  wie  z.  B. 
gnwse  Unternehmer,  die  ihre  Arbeiter  aus 
sozialer  Fürsorge  zu  genossenschaftlichem 
Vorgehen  mit  allen  erlaubten  Mitteln  an- 
halten und  ihnen  ihr  geschultes  kaufmän- 
nisches Beamten material   unentgeltlich  zur 
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Vorfiiguüg  stellen,  so  ist  das  ein  durchaus 
erfreulicher  Vorgang,  den  kein  verständiger 
Gesetzgeber  stören  wird.  Im  übrigen  haben 
die  verschiedensten  deutschen  Behörden 
wiederholt  nicht  nur  die  Zusicherung  ge- 
geben, dass  sie  die  Kontiumvereinsbüclnng 
als  reiao  ausserdtenstliche  Privatsache  des 
cinzetnen  betrachten,  sondern  sie  haben 
auch  mehrfach  strikte  Anweisungen  nach 
dieser  Bichtung  hin  erlassen.  Mehr  kann 
man  biiligerweise  nicht  verlangen.  — 

"Viel  beatritten  ist  die  steuerliche  Be- 
handlung der  Konsumvei-eine.  Hier  ei-Öffnet 
sich  ein  überaus  schwieriges  finanzwissen- 
scbaftliehcs  Problem,  das  durch  Schlag- 
worte allein  nicht  gelöst  werden,  hier  aber 
nur  ganz  kurz  gestreift  werden  kann.  Es 
liegt  nahe,  einen  principiellon  unterschied 
zu  machen  zwischen  Konsumvereinen,  welche 
nur  an  Mitglieder  verkanten,  und  solchen, 
deren  »offene  Ijäden«  jedermann  aus  dem 
Publikimi  zur  Verfügung  stehen.  Es  ist  dies 
gewiss  ein  wichtiger  Unlersdiie*!,  insofern 
bei  der  ersten  ünippe  der  genossen schaft- 
licheGegenseitigkeitscharakter,  der  Charakter 
des  Vereins,  mehr  hervortritt,  während  bei 
der  anderen  Gattung  die  genossenschaft- 
liche Untemebmungsform,  gerichtet  auf  pri- 
vaten Geschäft  sgewiuo, augensichtlicher  wird. 
I^sen  wir  die  mannig^tigen  Spielarten, 
die  sich  zwischen  diesen  beiden  Haiipt- 
gruppen  bewegen,  ausser  acht,  so  finden 
wir  die  auch  in  der  Fachlitteratur  vielfach 
vertretene  Anschauung,  dass  die  Konsum- 
vereine, die  nur  au  Genossen  verkaufen, 
flberhanpt  kein  Gewerbe  imd  keinen  Handel 
treiben.  Denn  —  so  heisst  es  —  ihre 
Thätigkeil  ist  nicht  auf  Ei^ielung  von  Ge- 
winn, sondern  allein  von  Ersparnissen  ge- 
richtet. Mit  dieser  Dertnktion  arbeiten  nicht 
nur  die  Genossen schaftskreise  selbst,  son- 
dern anch  viele  Natinnalokonomen  und 
Politiker,  Trotzdem  ist,  bei  Licht  betrachtet, 
der  Gegensatz  von  Gewinn  und  Ersparnis 
eine  willkürliche  Aniithesis,  die  auf  ein  Spiel 
mit  Worten  herauskommt  Der  ausge- 
sprochene Zweck  der  Genossenschaften  ist 
der,  wirtschaftliche  Erfolge  zu  erzielen.  Der 
Gesetzgeber  nennt  ja  deshalb  aucli  die  oin- 

f  trogeneu  Genossenschaften  »Erwerbs-  und 
irtschaftsgenossen  Schäften  ü.  Wer  Mitglied 
eines  Konsumvereins  wird,  thut  es,  weil  er 
einen  materiellen  Vorteil  davon  erwartet. 
Er  will  billige  und  gute  Waren  erhalten, 
hilliger  und  besser,  als  sie  ihm  der  Betaillist 
liefert,  er  will  also  den  Verdienst  des  Kauf- 
manns selbst  einstecken.  Diesen  Handels- 
gewinn jiroduziert  die  Genossenschaft.  Was 
die  Mitglieder  aus  dem  Konsumverein  als 
Gewinn  verdienen,  ist  neu  verdient,  ist  ein 
Handelsgewinn,  ein  Vonnögeiiszu wachs,  der 
dem  einzelneu  Mitglied  ohne  die  Genossen- 
schaft nicht  entstanden  wäre.    Ob  der  Ge- 


winn mit  Fremden  gemacht  wird  oder  nur 
mit  dem  Genossen,  ist  für  die  steuerUche 
Behandlung  nicht  ausschlaggebend.  Die  Ge- 
nossenscliaft  ist  ein  selbständiges  Itechts- 
subjekt:  das  Gesetz  hält  sie  sogar  ausdrück- 
lich Kur  allmählichen  Büdimg  eines  eigenen 
Vermögens  an.  Nicht  im  Namen  der  Mit- 
glieder, sondern  im  Namen  dieses  neuen, 
vom  Gesetzgeber  sanktionierten,  Rechts- 
subjekts weiden  die  Waren  eingekauft  und 
zwar  zum  Zwecke  der  Weiter veriiusserung. 
Die  Geschäfte  der  Genossenschaft  ilu^n  Mit- 
gliedern gegenüber  tragen  durcliaua  deu 
Charakter  des  rechtsförmigen  Verkaufs  zwi- 
schen verschiedenen  Kontralienteu.  Dass  die 
Weiter veräusserung  nitr  von  einem  be- 
stimmten Kreis  von  Personen  erfolgen  soll 
lind  dass  diese  Personen  in  einem  beson- 
deren Rechtsverhältnis  zu  der  Genossen- 
schaft stehen,  ist  für  das  Vorhandensein  der 
Absicht  der  Weiten'eräussemng  mit  Gewinn 
nicht  erheblich.  Etwas  anderes  wäre  es, 
wenn  jedes  Mitglied  verpflichtet  wäre,  von 
den  Waren  einen  bestimmten  Auteil  zu  ent- 
nehmen. Es  stellt  aber  in  ihrer  Wahl,  ob, 
welche  und  wie  viele  Waren  sie  von  der 
Genossenschaft  beziehen  wollen. 

Sind  wir  also  mit  Schanz  und  mehrfach 
ausgesprochenen  Entscheidungen  oberster 
Gerichtshöfe  der  Ansicht,  dass  die  Konsum- 
vereine Handelsgesciiäfte  treiben,  den  Ein- 
und  Verkauf  von  Waren  mit  spekulativer 
Absicht,  so  ist  darüber  kein  Zweifel,  dass 
diese  Handeisgeschäfte  in  der  Regel  gewerbs- 
mässig [«trieben  wertlen.  Sie  unterscheiden 
sich  also  von  gelegentlichen  Vereinigungen, 
deu  sogenannten  Konsortien,  die  grössere 
Mengen  von  Waren  gemeinsam  erwerben, 
um  sie  unter  sich  zu  verteilen,  ganz  erheb- 
lich. Hier  erfolgt  die  Anschaffung  der 
Waren  nicht,  um  sie  weiter  zu  vei4iissern. 
Die  Käufer  vollziehen  die  Teilung  der 
Quantitäten  vertretbarer  und  verbrauch  barer 
Sachen  unter  verhältnismässiger  Uralegting 
der  AnscliafEungskosten  durdt  Zu  wählen, 
Zuzählen  und  Zumessen.  Diejenigen,  die 
kaufen  und  die  gekauften  Waren  teilen,  sind 
dieselben  Personen.  Es  wird  nur  einmal 
gekarift,  und  nicht  gekauft,  um  wieder  zu 
verkaufen.  Nach  der  hier  vorgetragenea 
Ansicht  sind  die  Konsumgenossenschaften 
unzweifelliaft  gewerbestouerpflichtig.  Der 
gewöhnliche  Gewerbebegriff  bedarf  eben, 
wenn  das  Erträgst euereystem  mit  den  heut© 
golfenden  Grundsätzen  über  Steuerpflicht 
und  Steuerraass  abgestuft  nach  der  Leistimgs- 
fähigkeit  in  Einklang  gebracht  werden  will, 
einer  entsprechenden  Erweitenmg. 

Die  legislative  Behandlung  dieser  Streit- 
frage ist  in  den  verschiedenen  deutechea 
Bundesstaaten  eine  sehr  verscliiodenartigo 
gewesen,  und  die  Steuerbehörden  haben  den 
gesetzlichen   Bestimmungen  bald   die  eine. 
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bald  die  andei-e  Ausl^ung  gegeben.  Am 
besten  kann  man  das  an  der  Hand  der  Vor- 
^Jige  in  Preusscn  verfolgen.  Bereits  An- 
fang der  60er  Jalire  verlangte  man,  dass 
die  Genossenschaften  zur  Gewerbesteiier 
herangezogen  -würden.  Fürs  erete  ent- 
sdiieü  die  oberfite  Steuerbehörde,  dass  Ge- 
nossenschaften, die  sich  auf  die  Deckung 
des  eigenen  Bedarfs  beschränkten,  kein  Ge- 
werbe ti-eiben.  Dieser  Standpunkt  wiirde 
aber  später  aufgegeben.  Zuerst  zog  man 
die  Kredit  vereine,  soweit  sie  Bankgeschäfte 
mit  Nichtgenossen  betrieben,  heran,  später 
auch  die  Konsumvereine  voa  den  gleichen 
Gesichtspunkten  aus  und  zwar  auf  Grund  des 
ganzen  Umsatzes  dieser  Institnte.  Seit  1885 
waren  in  Preussen  thatsächiich  alle  Kredit- 
und  Konsumvereine  nach  dem  Schiilze-De- 
litzschschen  Svstem  gew erbeste iierpflichlig. 
Das  G.  V.  24.  Juni  18Ü1  besteuerte  nur  das 
stehende  Gewerbe,  ohne  eine  Definition  dieses 
Begriffs  zu  geben.  Die  Folge  war,  dass  ein 
föiTnlicher  Battenkönig  von  Prozessen  und 
Entscheidungen  entstand.  Hauptsächlich 
drehte  sich  der  Streit  um  die  formale  Seite 
der  Genossen  Schaftsstatuten,  le  nach  dem 
Umfange  ihrer  Geschäft sthätigkeit  innerhalb 
des  Kreises  der  Mitglieder  oder  über  den- 
selben hinaus,  ferner  nach  dem  Kriterium, 
ob  und  welche  Dividenden  (Einkaufe-  oder 
Guthaben  dividenden)  zur  Verteilung  ge- 
langten, endlich  nach  dem  durchaus  vagen 
Begriff  des  ^offenen  Ladens«,  der  zu  ganz 
besonders  willkürlichen  letztinstanzlichen 
Entscheidungen  führte,  woUte  man  Gewerbe- 
steuerfreiheit und  Gewerbesteuerpfliuhtigkeit 
abgrenzen.  Der.  Kern  der  Sache  wurde 
unseres  Erachtens  dabei  nicht  geti-offen. 
Der  viel  dtierte  §  15  des  Gewerbesteuer- 
gesetzes  von  1891  bestimmte  folgendes:  Der 
Gewerbesteuer  sind  ferner  nicht  unterw^orfen 
Vereine,  eingetragene  Genossenschaften  unc 
Korporationen,  welche  nur  die  eigenen  Be- 
dürfnisse ihrer  Mitglieder  an  Geld,  Lebens- 
mittel und  anderen  Gegenständen  zu  be- 
schaffen bezwecken,  wenn  sie  satzungs- 
^emäss  und  thatsächiich  ihren  Verkehr  auf 
ihre  Mitglieder  beschränken  und  keinen  Ge- 
winn unter  die  Mitglieder  verteilen,  auch 
eine  Verteilung  des  aus  dem  Gewinn  ange- 
sammelten Vermögens  unter  die  Mitglieder 
für  den  Fall  der  Auflösung  ausschliessec. 
Konsumvereine  mit  offenen  Läden  unter- 
liegen der  Besteuerung.  Mit  dem  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  von  1891  am  1.  April 
1893  sind  dann,  da  die  steuerbefreienden 
Toraussetzungen    nur    ganz    selten    vorzu- 


Sonderheit  fast  alle 
Konsumvereine,  zur  Gewerbesteuer  heran- 
gezogen worden.  Auch  hiei^gen  remon- 
Btrierten  viele  der  Betroffenen.  Sie  beriefen 
sich  auf  frühere  Entscheidungen  des  Beichs- 


gerichts  und  der  obersten  Instanz  im  Ver- 
waltungsstreit verfahren,  die  ausgesprochen 
hatten,  dass  die  blosse  Verminderung  der 
TÄ-irtschaftliehen  Ausgaben  der  Mitglieder 
kein  aus  Handel  fliessender  Erwerb  sei. 
Eine   neuere  Entscheidung  aus  dem  Jahre 

>  griff  dann  in  der  That  auf  den  eigent- 
lichen Tendenzparagraplien  des  Gewerhe- 
steuergesetzes  zurück,  nachdem  gmndsätz- 
"  '  nnr  Gewerbeti-eibende  zur  Steuer  heran- 
gezogen werden  sollten.  Dadurch  wurde  die 
Kechlslage  noch  verwickelter.  Denn  jetzt 
sollte  erst  die  wichtige  Vorfrage  erledigt 
werden,  ob  die  Genossenschaft  oder  der 
Verein  ein  »Gewerbe«  traibt.  Der  Streit 
dreht  sich  nunmehr  um  die  Begriffe  »Ge- 
werbe* und  >offener  Laden«. 

Soviel  bekannt  geworden,  ist  es  aber 
dabei  gebliehen,  dass  die  meisten  Konsum- 
vereine Ge werbest*^« er  bezahlen.  Ein  völlig 
befriedigender  Rechtszustand  ist  aber  immer 
nocli  nicht  hei'beige führt.  Bei  einer  Revision 
des  preuBsischen  üewerbesteuerg«setzes,  das 
auch  sonst  seine  reformbedürftigen  Seiten 
hat,  wird  unzweifelhaft  eine  Aenderung  be- 
schlossen werden.  Es  kann  nur  eine-Fr^e 
der  Zeit  sein,  dass  sich  auch  bei  den  Er- 
tragssteuern die  Grundsätze  zur  Steuerfest- 
setzung nach  der  Lieistungsfähigkeit  mehr 
zur  Geltung  bringen.  Die  Folge  wird  eine 
verschärfte  Progression  sein,  durch  die  man 
auch  die  grossen  imd  leistiingsfähigen  Kon- 
sumanstalten gebührend  fasst  Dagegen 
würde  es  geradezu  einen  Rückschritt  in  der 
Steuerpolitik  bedeuten,  wenn  man  dem  Ver- 
langen der  Detaillisten  vereine  nachgäbe  und 
die  Gewerbesteuer  nach  dem  Umsatz  oder 
gar  nach  der  Grösse  des  beschäftigten  Pei^ 
sonals  veranlagte.  Man  hat  sich  in  dem 
Lager  der  Gegner  der  Konsumvereine, 
Warenhäuser  und  Bazare  selbst  zu  einem 
so  komischen  Steuerreform  verschlag  ver- 
stiegen, dass  man  verlangte,  dass  die  Steuer 
um  so  höher  sein  müsse,  je  geringer  der 
Zuschlag  zu  den  Waren  sei,  ein  Vorschlag, 
den  Sombart  mit  Recht  als  eine  Strafe  für 
zu  geringen  Zwischen hJUidlergewinn  charak- 
terisierte. Der  Umsatz  und  ähnliche  rohe 
SteuennasBstäbe  werden  nimmermehr  ratio- 
nelle Merkmale  für  die  Leistungsfähigkeit 
des  zu  Besteuernden  abgeben  können. 

Der  Vollständigkeit  halber  erwfthnt,  weil 
oben  indem  Art^Ge  werbest  euer(Bd.  IV S. 
535 ff.) unberücksichtigt  geblieben, sei,das8die 
Gewerbes teuei^esetzgebung  Württembergs, 
Badens,  Mecklenburgs  und  der  Reichslande  im 
Gegensatz  zu  den  Steuergesetzen  der  anderen 
Bundesstaaten  alle  Konsumvereine,  auch  die 
»geschlossenen«,  zur  Gewerbesteuer  heran- 
zieht, während  im  Königreich  Sachsen  ein- 
zeln« Städte  eine  Umsatzsteuer  nach  sehr 
rohen  äuaserlichen  Merkmalen  als  Kommu- 
nalabgabe einzuführen   be^nnen  haben.  — 
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Nicht  viel  weniger  als  die  Gewerbe- 
ateuerpflicät  der  Koneumvereine  und  ähn- 
licher Organisationen  ist  ihre  Veranlagimg 
zur  E^kommeii Steuer  bestritten.  Solange 
die  Einkommensteuer  grundsätzlich  nur  als 
Persoualsteuer  aufgefasst  wurde,  traf  sie  nur 
die  physischen ,  nicht  auch  die  juristischen 
Pet^oDen.  Es  blieben  also  die  Erwerbs-  und 
Wirtscbaftsgenossenschaften  von  der  Ein- 
kommensteuer befreit  Die  neueren  deut- 
schen Einkommensteuergesetze  sind  dagegen 
einen  Schritt  weiter  gerangen  und  haben 
auch  gewisse  juristische  Pei-sonen,  wie  die 
Aktiengesellschaften,  Gewerkschaften  u,  s.  w. 
zur  Einkommensteuer  herangezogen.  Die 
Behandlung  der  Oenossen schatten  ist  in  den 
neuen  Gesetzen  eine  sehr  verschiedenartige. 
Einige  Gesetze,  wie  z.  B.  das  von  Baden, 
lassen  sie  ganz  frei,  andere,  wie  z.  B. 
die  von  Württemberg,  Lübeck  und  Hamburg, 
ziehen  alle  Genossenschaften  heran.  Eine 
dritte  Qmppe  von  Staaten  —  und  das  ist 
die  Mehrzahl  —  erklärt  nur  diejenigen  Ge- 
nosaenschaiten  für  steuerpflichtig,  deren 
Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  der  Mit- 
glieder hinausgeht  oder  sonstige  im  Gesetze 
besonders  normierte  Voraussetzungen  auf- 
weist So  z.  B.  das  preuseische  Einkommen- 
steuergesetz vom  24.  Juni  1891.  Dasselbe 
dehnt  die  subjektive  Steuerpfhcht  auf  die- 
jenigen eingetragenen  Genossenschaften  aui, 
deren  Geachäftsbotrieb  über  den  Kreis  ihrer 
Mitglieder  hinausgeht,  und  auf  Konsumvereine 
mit  offenen  Laden  sofern  dieselben  die 
ßechte  juristischer  Personen  haben.  Diese 
Bestimmuug  des  Gesetzes  lässt  an  Klarheit 
maucheszu  wünschen  übrig  und  fusst  wiede- 
rum auf  der  den  Kern  der  Sache  verkennen- 
den Unterscheidtmg  zwischen  Konsumver- 
einen, die  nur  an  Mitglieder  verkaufen,  und 
solchen,  die  Waren  an  das  grosse  Publikum 
feil  halten.  Anders  ist  der  Begrift  »offener 
Laden«,  wenigstens  nach  dem  gemeinen 
Sprachgebrauch,  kaum  zu  verstehen  als  im 
Gegensatz  zum  Laden,  derbeschräukt  zugäng- 
lich ist.  In  dem  einen  Fall  kann  jeder  aus  dem 
Publikum  dort  seine  Einkäufe  machen,  in  dem 
andei-en  erhalten  nur  die  Mitglieder  Waren,  in- 
dem sie  sidi  als  solche  in  deremeu  oder  andei'en 
Form  legitimieren.  Wir  sehen  von  der  Möglich- 
keit ab,  dass  die  Legitimation  sehr  lax  ge- 
handhabt wird  und  überhaupt  ganz  ausser- 
ordentlich schwer  zu  prüfen  ist.  Wir  lassen 
auch  unbenlcksichtigt,  dass  durch  ein  spä- 
teres Gesetz,  von  dem  gleich  zu  reden  sein 
wird,  das  Verkaufen  der  Konsumvereine  an 
Nichtmitglieder  verboten  und  unter  Strafe 
gestellt  ist,  aber  soviel  seheint  in  jedem 
Falle  unzweifelhaft,  <lass  das  Einkommen- 
steuei^esetz  nur  die  Konsumvereine ,  die 
thateächlich  und  regelmässig  an  das  grosse 
Publikum  verkaufen,  steuerpflichtig  machen 
wollte.    üebeiTaschender  weise  sind  gleich 


nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  fast  alle 
Konsumvereine  zur  Einkommensteuer  her- 
angezogen worden.  Auch  hier  kam  es  zu 
vielfachen  Steuerprozessen,  bis  das  Oberver- 
wal tu  ngsgericht  eine  ganz  merkwürdige  De- 
finition von  offenem  Laden  gab.  Offener 
Laden  ist  darnach  derjenige,  zu  dem  jedei^ 
mann  der  freie  Zutritt  physisch  möglich  ist 
Der  Gegensatz  ist  also  ein  Laden,  der  i^el- 
mässig  verschlossen  gehalten  wird,  so  dass 
jeder,  der  Eintritt  haben  will,  sich  zuerst 
melden  muss  und  jedem,  der  für  ein  Nicht- 
mitglied  zu  kaufen  begehrt,  der  Eintritt  in 
den  laden  verwehrt  wird.  Diese  Kon- 
struktion des  obersten  Gerichtshofes  ist  eine 
Qberraschonde.  .In  diesem  Sinne  wJlre  jeder 
Laden  ein  offener  und  bei  einem  geschlos- 
senen Laden  ein  wirklicher  Kundenverkehr 
derart  erschwert,  dass  man  womöglich  nur 
auf  Grund  schriftlidier  Bestellung  imd  no- 
tarieUer  Vollmachten  Waren  verteilen  und 
beziehen  könnte.  Die  gezwimgene  Kon- 
sb-uktion  der  augeführten  Entscheidung  hat 
Jedenfalls  dazu  geführt,  dass  die  Konsum- 
vereine in  Preussen  auch  jetzt,  nachdem  sie 
offene  iJden  in  unserem  Sinne  gar  nicht 
mehr  haben  dürfen,  Einkommensteuer  ent- 
richten müssen,  sofern  sie  die  Rechte  juris- 
tischer Personen  haben.  Eine  ganze  Keihe 
von  Konsumvereinen,  darunter  auch  grössere. 
Bind  aber  keine  Genossenschaften  nach 
Massgabe  des  Reichsgesetzea  vom  1.  Mw 
18y9  und  sind  deswegen  weder  zur  Staats- 
ei nkommenateu  er  noch  zur  Gemeindeein- 
kommmensteuer  veranlagt  Halten  wir  auch 
die  oben  genannte  Auslegung  des  Gesetzes 
ganz  entschieden  für  eine  verkehrte ,  so 
können  wir  den  thatsächlichen  Effekt  in 
dem  Augenblick  nicht  bedauern,  sobald  wir 
den  gesetzgeberischen  Willen,  neben  den 
physischen  l'ersonen  gewisse  Gattungen  von 
juristischen  Personen  ein  kommen  steuerpflich- 
tig zu  machen,  billigen.  Steuertheoretisch 
betrachtet  ist  aber  diese  Ausdehnung  der 
Steuerpflicht  gnmdsätzlich  bedenklich,  denn 
sie  führt,  sobald  ein  Reingewinn  von  über 
SVe"/«  gemacht  wird,  zu  einer  unzweifel- 
haften Doppelbesteuerung.  ManhatdieseDop- 
peibesteuerung  mit  den  verschiedensten  an- 
nehmbaren und  nicht  annehmbaren  Gründen 
zu  verteidigen  gesuclit.  Annehmbar  ist  der 
Grund,  dass  man,  zumal  bei  der  Aktienge- 
sellschaft, die  im  Ausland  lobenden  Aktio- 
näre treffen  wollte.  Nicht  annehmbar  und, 
wie  jeder  rohe  Steuermassstab,  von  der 
Hand  zu  weisen  ist  dagegen  der  Gesichts- 
punkt, dass  man  es  bä  den  Aktiengesell- 
schaften u,  8.  w,  in  der  Regel  mit  so  leis- 
tungsfähigen Steuerobjekten  zu  thun  habe, 
dass  hier  eine  Doppelbesteuerung  kein  Un- 
recht sei.  Diese  Anschauung  verrät  sehr 
obei-flächliche  volkswirtschaftliche  Anschau- 
ungen und  führt  zu  offensichtlichen  Unge- 
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rechtigbeiten,  was,  um  nur  ein  Beispiel  zu 
erwähnen,  am  besten  daraus  hervorgeht, 
daes  man  die  Oesellschafteu  mit  beschränk- 
ter Haftung,  die  jetzt  in  groseem  Umfange 
an  Stelle  der  Äbtiengesellschafteu  getreten 
siDd.von  der  Einkommensteuer  freilässt.  Dass 
die  KoDBumvereine  besonders  leistiingafähij^e 
Objekte  sind,  mftsBte  erst  bewiesen  werden. 
Die  grosse  Mehrzahl  derselben  sind  es  un- 
zweifelhaft nicht. 

Wir  haben  oben  die  unbedingte  Ge- 
werbesteuerpflichtigkeit  der  Konsumvereine 
befürwortet,  weil  wir  für  sie  keine  steuerliche 
BegOnstiguDg  vor  dem  privaten  Detail- 
händler haben  wollen.  Aber  ebensowenig 
ist  jede  steuerliche  Bedrückung  und  Sonder- 
besteuerung der  Genossenschaften  am  Platze. 
Eine  solche  liegt  aber  bei  der  genannten 
Doppelbesteuerung  vor,  sie  ist  aber  minimal 
gegen  dasjenige,  was  die  Mittel  stand  spoli- 
tiker  im  Handelsstande  weiterhin  fordern. 
Sie  schlagen  besondere  Umsatzsteuern,  Fi- 
lialen steuern,  Steuern  nach  der  Zahl  der 
Angestellten  und  Steuern  nach  Branchen 
u.  dergl,  vor.  Es  giebt  nur  einen  zuver- 
lässigen Massstab  fir  eine  gesunde  Steuer- 
reform, und  das  ist  die  grössere  oder  ge- 
ringere Leistungsfäh.gkeit  des  Steuerzahlers. 
Alle  jene  Steuerprojekte  sind  niclit  geeignet, 
diesen  Grundsatz  einheitlich  zur  Geltung  zu 
bringen.  Ebenso,  wie  wir  diese  Vorschläge 
ablehnen,  mflssen  wir  dem  entgegenge- 
setzten, der  die  Konsumgenossenschaften 
mit  Rücksicht  auf  ihre  unzweifelhaft  sozial- 
politische Bedeutung  in  steuerlicher  Hineicht 
privilegicren  will,  entgegentreten.  Leider 
fehlt  es  auch  in  der  deutschen  Wissenschaft 
nicht  ao  Vertretern,  welche  mit  der  Steuer- 
erhebung die  Begünstigung  otler  Bekämpfung 
bestimmter  Untern ehmungsfonnen  verbmden 
wollen.  Diese  Anschauungen  können  zu 
recht  bedenklichen  Konsequenzen  führen. 
Die  Besteuerung  ^  daran  muss  ein  für 
alle  mal  festgehalten  werden  —  ist  nicht 
dazu  da,  in  den  Konkurrenzkampf  einzu- 
greifen, dem  einen  gegen  den  anderen  zu 
helfen  und  natürliche  wirtschaftliche  Er- 
scheinungen zu  hemmen.  — 

Es  war  schon  oben  gel^entlich  darauf 
hingewiesen,  dass  der  Kampf  gegen  die 
Konsumvereine  dazu  geführt  hat,  dass 
neuerdings  ein  Gesetz  erlassen  worden  ist, 
wonach  die  Ausdehnung  der  Konsumvereine 
zu  grösseren  Handelsbetrieben  verhindert 
werden  soll.  Es  ist  dies  die  Novelle  zum 
Genossen  Schaftsgesetz  vom  12.  August  1896, 
ein  Ge legen heitsgesetz  verwegenster  Art, 
dem  u.  E.  auch  der  leiseste  Sdiein  innerer 
Berechtigung  fehlt.  In  diesem  Gesetz  haben 
die  Mittelstandspolitiker  es  fertig  gebracht, 
dass  Konsumvereine  in  regelmässigem  Ge- 
schäftsverkehr Waren  nur  noch  au  ihre 
Mitglieder  verkaufen  dürfen.    Zuwiderhand- 


hmgen  werden  beim  Verkäufer  durch  Geld- 
strafen geahndet.  Das  Gesetz  geht  sogar 
soweit,  Konaumvereinsmitglieder  mit  Strafe 
zu  bedrohen,  wenn  sie  gewohnheitsmJLasig 
oder  gewerbsmässiff  die  aus  dem  Konsum- 
verein bezogenen  Waren  weiter  veräussern. 
Es  wird  zwar  von  genossenschaftlich(3r  Seite 
behauptet,  dass  das  Gesetz  für  die  grossen 
Konsumvereine  wie  eine  Reklame  gewirkt 
habe,  indem  erst  jetzt  ihnen  zahlreiche  neue 
Mitglieder,  durch  den  Gesetzgeber  auf  die 
ihnen  dadurch  entstehenden  Vorteile  hinge- 


jedenfalls  unter  diesen  Beschränkungen 
schwer  leiden.  Sie  sind  bei  dem  engbe- 
grenzten Absatzgebiet,  mit  dem  sie  es  zu 
thun  liaben,  auch  auf  die  NichtmitgUeder 
angewiesen  gewesen.  Dadurch  wurde  die 
Geschäftsführung  weni^r  riskant  und  ge- 
winnbringender für  die  Mitglieder.  Die 
Geschäftsführer  werden  an  grösseren  Um- 
satz gewöhnt  und  zur  grösseren  kaufmänni- 
schen Boutine  erzogen ;  wenn  erst  die  aussen 
stehenden  Kunden  merkten,  dass  sie  in  den 
Konsumvereinen  billiger  bedient  wimlen, 
lag  es  für  sie  nahe,  nachträglich  auch 
die  Mitgliedschaft  zu  erwerben,  um  nun 
auch  in  den  Genues  der  Dividende  zu 
kommen.  Erfahrungsgemäas  hat  man  ge- 
rade auf  diesem  Wege  nach  und  nach  be- 
sonders unter  der  Arbeiterschaft  den  Kivis 
der  Genossen  erweitern  und  den  genossen- 
schaftlichen Sinn  beleben  können.  Durch 
das  neue  Gesetz  wird  aber  die  werbende 
Kraft  dieser  kleinen  Konsumvereine  vielfach 
gelähmt  werden. 

Mit  tier  Novelle  zum  Genossen scliafts- 
gesetz  von  1896  haben  die  extremen  Mittel- 
stand spolitiber ,  wenn  man  ihren  Wort- 
führern glauben  soll,  nur  eine  Abschlags- 
zahlung erhalten.  Wohin  sie  eigentlich  mit 
ihrer  Propaganda  abzielen,  beweist  z.  B.  der 
Vorschlag,  den  man  in  Halle  gemacht  hat, 
man  solle  den  Konsumvereinen  das  Verteilen 
von  Dividenden  ganz  verbieten.  Noch  weiter 
sind  die  Handelskammern  Wesel  und  mehrere 
hannövei-sche  Handelskammern  gegangen, 
welche  fordern,  es  sollten  Associationen  jeder 
Art  der  Detail  vertrieb  von  Waren  untersagt 
werden.  — 

Unsere  Detaillisten  vereine  übcrtreihien 
übrigens  ihre  Klagen  über  den  Wettbewerb 
der  Konsumvereine.  Das  Konsumvereins- 
wesen hat  sich  in  Deutschland  sehr  un- 
gleich entwickelt  und  es  giebt  ganze 
Gegenden,  namentlich  in  den  {Etlichen  Pro- 
vinzen, wo  sich  überhaupt  gar  keine  oder 
nur  ganz  wenige  Konsumvereine  befinden. 
Nach  Rocke,  der  sich  besondere  eingehend 
mit  dieser  Frage  beschäftigt  hat,  bilden  sie 
dagegen  ein  dichtes  Netz  innerhalb  des 
Bezirkes,  welcher  sich  von  Südosten  nach 
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Nordwesten  durch  die  Provinzen  Sachsen 
und  Hannover  zieht.  Femer  sind  Konsum- 
vereine reichlich  vorhanden  im  Rej^enings- 
bezirk  Arnsberg  und  in  den  Regienmgsbe- 
zirken  Wiesbaden   und   Trier.     Ebenso   er- 

fiebt  ein  Vergleich  mit  der  Heichsstatistik 
ie  verschiedenartige  Ausbreitung  der  Kon- 
sumvereine, Wfilirend  beispielsweise  in  den 
Begierungsbezirken  Dan  zig,  Marien  werd  er, 
Stiilsund,  Posen,  Brombei-g,  Osnabrück, 
Aurich  und  Köln  noch  nicht  1  */o  sämtlicher 
Haushaltimgen  den  Konsxun vereinen  ange- 
hört, siud  in  den  Regierungsbezirken  Öum- 
binncn,  Stadt  Berlin,  Potsdam,  Köslin,  Lieg- 
nitz,  Elrfurt,  Hannover,  Lüneburg,  Stade, 
Sünden,  Ärnsbei^,  Cassel,  Wiesbaden,  Kob- 
lenz, Düsseldorf  und  Aachen  zwischen  l"/» 
und  ö'^lis  der  Hausiialtungen  Kunden  der 
Konsumvereine,  und  dieser  Prozentsatz  steigt 
in  den  Regierungsbezirken  Stettin  auf  11,5;-!, 
Jfagdeburg  9,39,  Hüdesheim  16,37  und  Trier 
1U,99.  Es  geht  daraus  hervor,  dass  man 
von  einer  gleichmäesigen  En t wickeln ngsten- 
■denz  des  KJeinhandcls,  was  den  Vertrieb 
der  Waren  durch  Konsumvereine  anbelangt, 
nicht  reden  kann,  sondern  dass  diese  Enl- 
wickclung  eine  lokal  recht  verschiedenartige 
ist.  Von  welchen  Bedingungen  die  grössere 
oder  geringere  Verbreitung  der  Konsumver- 
eine abhängt,  ist  ebenfalls  nicht  zu  erkennen. 
So  viel  scheint  aber  sicher  zu  sein,  dass  die 
Konsumvereine  in  den  industriellen  Bezirken 
einen  geeigneteren  Boden  finden  als  in  den 
landwirtschaftlichen  Bezirken  und  d 
ciell  Bergbau  und  Hüttenwesen  die  Bildung 
der  Konsumvereine  begünstigen.  Das  ist 
auch  insofern  erklärlich,  als  der  Bergbi 
und  die  sich  ihm  anschliesaendc  Industrie 
noch  am  meisten  centralisiert  und  deshalb 
wohl  nicht  immer  in  der  Lage  sind,  ihrt 
Konsumbedürfniese  bei  ansässigen  Klein- 
händlern zu  befriedigen  (Kocke). 

Es  giebt  in  Deutsi±land  noch  verhältnis- 
mässig wenig  Eon  SU  man  stalten,  die  sich,  wie 
die  englischen,  zu  grossen  kapitalkräftigen 
WareuhäuBern  entwickelt  haben.  Besonders 
viel  genannt  ist  der  (Jörlitzer  Warenciji- 
kaufsvereln,  vielleicht  der  grösste  Konsum- 
verein Deutschlands^  der  neben  zahireidien 
Filialen  in  der  Provinz  und  dem  benachbar- 
ten Königreich  Sachsen  ein  schwunghaftes 
Versand  geschäft  nach  allen  Orten  der  Pro- 
vinz betreibt  In  der  dortigen  Gegend  lässt 
sich  nachweisen,  dase  viele  Kleinhändler 
dieser  Konkurrenz  erlegen  sind  und  die  Zahl 
spedell  der  Kolonialwaren geschäfte  infolge 
dessen  stark  zurückgegangen  ist.  Ebenso 
hat  nach  36}&hrig«ai  Bestehen  der  Bres- 
lanei  Konsumverein  sich  zu  einer  mächti^n 
Institution  herausgewachsen.  Bekannt  sind 
auch  die  Muateran  stalten  der  Kruppschen 
Verwaltung,  in  Sonderheit  die  Essener  Kon- 
sumanstalt,  die  einen  Umsatz  von  mehreren 


Millionen  und  die  Zahl  10000  der  Mitglieder 
längst  überschritten  hat.  Einige  konsum- 
vereinsähnlielie  Organisationen,  wie  der  deut- 
sche Offizien-erein  und  das  Warenhaus  für 
Beamte,  sind  längst  riesige  Versand  geschäfte 
geworden,  die  ilire  Offerten  weit  über  den 
Kreis  der  eigentUclien  Mitglieder  hinaus  ver- 
senden. Diese  und  ähnliche  Konsumanstaiten 
ersten  Ranges  Stehen  imter  stark  centrali- 
sierter,  rein  kaufmännischer  Oberleitung,  was 
unentbehrlich  war,  wenn  sie  entsprechend 
ilu-es  grossen  Bedarfes  und  Umsatzes  auf 
den  grossen  Warenmärkten  als  regelmässige 
Käufer  auftreten  wollten.  Immerhin  sind 
die  genannten  Urosshanddsgesellschaftcn 
noch  die  Ausnahme  von  der  Regel.  Erfah- 
rungsgemäss  eignen  sich  speciell  die  lokalen 
Konsumvereine,  namentlich  wenn  sie  auf  die 
Bedurfnisse  der  Arbeiter  zugeschnitten  sind, 
nur  für  einen  verhältnismässig  eng  begrenz- 
ten Kreis  von  Waren.  Bei  einer  Erweitemng 
des  Absatzes  über  die  Gegenstände  des 
täglichen  Bedarfes  hinaus  gi-eift  der  Kon- 
sumverein leicht  in  das  eigentlich  s]tekulative 
Gebiet  des  Handels  über  und  setzt  dann  er- 
hebliche Kapitalien,  gewiegte,  kaufmännisch 
ausgebildete  und  hochsalairierte  Betriebs- 
leiter und  unter  Umständen  ein  erhebliches 
Risiko  voraus.  Bei  der  aberwiegenden  Mehr- 
zahl von  Konsumvereinen  ist  gar  nicht  daran 
zu  denken,  dass  diese  Voraussetzungen  er- 
füllt werden.  Aber  unzweifelhaft  sind  auch 
die  kleineren,  mehr  lokalen  Konsumvereine 
noch  einer  grossen  Ausdehnung  fähig  und 
können,  wenn  sie  richtig  geleitet  werden,  in 
der  That  besondere  demjenigen  Teil  des 
Zwischenhandels  grossen  Abbruch  thun, 
dessen  Inhaber  nicht  mehr  oder,  richtiger 
gesagt,  ebenso  wenig,  kaufmännische  Aus- 
bildung genossen  haben  wie  die  Vorstands- 
mitglieder der  Konsumanstaiten.  Uns  scheint 
übrigens,  dass  das  nächste  Ziel  der  Ent- 
wickeiung  viel  weniger  die  Ausschaltung 
von  Detailhändlem  ist  als  der  genossen- 
schaftliche Betrieh  gewisser  Handwerke,  wie 
Bäckerei,  Melagerei  u.  s.  w.  Diese  Hand- 
werksge werbe  betreiben  erfahrungsgemäss 
vielmehr  eine  monopolistische  Beherrscliunf; 
des  lokalen  Marktes  im  Wege  von  kleinen 
Freiskartellen  als  der  Detailhandel,  dem 
durch  die  gesteigerte  Sonkurrenz  sich  neu 
etablierender  Firmen  von  selbst  ein  Korrek- 
tiv erwächst.  Die  neueste  deutsche  Innungs- 
gesetzgebung  mit  ihrem  ausgesprochen  zünft- 
lerischen  Charakter  begünstigt  die  Bildung; 
solcher  Untemehmervorbftnde  der  Handwer- 
ker. Solche  Monopole  zu  brechen,  liegt  im 
allgemeinen  Konsument eninlereBse.  Die  Er- 
fam-ungen  der  neueeten  Zeit  l^;en  es  Übri- 
geos auch  nahe,  durch  die  Gründung  toh 
Einkaufsgenossenschaften  und  Bezug  be- 
stimmter Bedarfsartikel  direkt  vcm  den  Pro- 
duzenten   auf   gemeinsame   Rechnung    die 


Digitized  by  L.iOOQIC 


MittelBtan  d  sbe  we^ng 


rttckaichtslose  Preispolitik  der  Händlereyn-  . 
(likate  energisch  zn  durchbrechen.  Man  | 
denke  nur  an  die  jetzigea  Verhältnisse  auf 
dem  Markte  für  Brennmaterialien.  Kon- 
sortiaieinkäufe  voa  den  Kohlen-  und  Eoks- 
syndikaten  würden,  wenn  sie  richtig  organi- 
siert wären,  aicii  ebenso  rentieren  wie  bei- 
spielsweise der  Bezug  von  Wein  und  die 
Beteiligung  an  den  Versteigerungen  an 
der  Mosel  nntl  am  Rhein.  Es  fehlt 
überhaupt  den  Konsumenten  bei  uns  immer 
noch  zu  sehr  an  dem  nötigen  Schneid,  sieh 
im  Wege  der  energischen  Selbsthilfe  gegen 
eine  masslose  Ausbeutung  durch  die  Gewerbe- 
treibenden zu  wehren.  Freilich  hflngt  alles 
von  der  richtigen  rechtzeitigen  luid  vorsich- 
tigen Ausnutzung  der  Konjunkturen  ab.  Es 
ist  durchaus  nicht  richtig,  zu  behaupten, 
dasB  das  unsere  Genossenschaften  bereits 
gelernt  hätten.  Es  fehlt  noch  an  der  genauen 
Untersuchimg  der  that sächlichen  Verhalt- 
nisse, um  festzust eilen,  ob  die  Konsumvereine 
in  jedem  Falle  besser,  billiger  und  koulanter 
liefern.  Nach  einer  eingehenden  Unter- 
suchung der  Preistarife  der  Kruppschen 
Konsumvereine  ist  es  be^ielsweise  zweifel- 
haft geblieben,  ob  seine  Fleischpreise  billiger 
sind  als  die  der  ansässigen  Metzger.  Fleisch  , 
ist  eine  ausgesprochene  Qualitätsware  und  i 
keine  fungibele  Sache.  Die  einzelne  Haus-| 
hattung  pflegt  Liebhabereien  für  besondere 
Stücke  zu  haben.  Ob  eine  Konsumanstalt  mit 
vielen  Hunderten  vonKunden  hier  soentgegen- 
kommend  sein  kann  und  will  wie  der  ein- 
zelne Metzger,  muss  bezweifelt  werden.  Bei 
anderen  Waren,  z.  B.  Kartoffeln,  Brot  undj 
Butter  sprechen  die  Preis  Dotierungen  des' 
Kruppschen  Konsumvereins  allerdings  sehr 
für  eine  Ueberlegenheit  der  Konsumanstalt. 
Aber  auch  hier  spricht  die  Qualität  der 
"Ware  stark  mit.  Die  D ureh Schnitts markt- 
notierungen  berücksicht^n  aber  nm*  w^enige 
Hauptgattungen.  Es  ist  überhaupt  ein 
Fehler  der  meisten  Konsumvereine,  dass  sie 
nur  wenige  Sorten  führen.  Unsere  Haus- 
frauen klagen  deswegen  über  Mangel  an 
Auswahl  und  vermissen  das  bei  jedem 
guten  kaufmännischen  Geschäft  anzutreffende 
Entgegenkommen  beim  Nachbestellen  nicht 
vorhandener  Wai'en,  beim  Zuschicken  ins 
Haus  und  event  Zurücknehmen  nicht  kon- 
venierender Gegenstände,  Je  zahlreicher 
die  in  dem  Konsumverein  vorrätigen  Waren- 
gattungen der  verschieden sten  Art  sind,  je 
grosser  die  Möglichkeit  ist,  den  ganzen 
regelmässigen  Bedarf  an  einer  SteUe  zu 
decken,  je  grt^ser  die  Zahl  der  regelmässi- 
gen Kunden  ist  und  je  einheitlicher  ihre 
Bedürfnisse  undEinkaufsgewohnlieiten,  desto 
grösser  ist  auch  die  (jefanr  der  zeitweiligen 
UeberfüUung  der  Ladengescliäfte  mit  Kun- 
den, Der  Zeitgewinn,  der  dadurch  entsteht, 
dass  man  an  einem  Orte  Waren  einkaufen 
Handwörterbach  dir  StaatavlasenacbafMn,    Zwei 


kann,  wo  man  sonst  ein  Dutzend  Geschäfte 
aiifsuulieii  mitsste,  wird  vielfach  wett  ge- 
roaeht  durch  lan^mere  Abfertigung  zu  den 
Hauptgeschäftszeiten.  Der  Ansturm  zu  den 
Konsumvereinen  zu  bestimmten  wenigen 
Stunden  des  Tags  ist  ein  besonders  starker  bei 
denjenigen  Verkaufsstellen,  wo  die  Arbeiter- 
frauen das  Hauptkontingent  unter  der  Kund- 
schaft stellen.  Man  klagt  Über  Zeitverlust  und 
darüber,  dass  man  wenig  individuell,  sondern 
nur  wie  eine  Nummer  benandelt  wird.  Ueber- 
haupt  sind  es  gewisse  Imponderabilien  des 
individuellen  Geschmacks  und  der  Laune, 
die  beim  Verkehr  mit  dem  Detwlhändier 
eine  Rolle  spielen  und  die  es  wahi«chein- 
licher  machen,  dass  reine  Speeialgeschftfte 
im  grossen  Stil  und  mit  koulanten  Geschäfts- 
principien  auf  die  Dauer  die  Kundschaft, 
wenigstens  die  grossstädtische,  mehr  an- 
ziehen als  die  Konsumvereine,  Warenhäuser 
lind  Bazare.  Eine  sehr  verbreitete  Meinung 
unter  unseren  Nationalökonomen  scheint  frei- 
lich die  gegenteilige  Entwickelungstendenz  im 
Detailhandel  annehmen  zu  wollen.  Es 
bleibt  abzuwarten,  wer  Recht  behält  — 

Zu  den  regelmässig  wiederkehrenden 
Klagen  der  kaufmännischen  Mittelstands- 
partei gehört  diejenige  über  das  Wander- 
gewerbe. Nach  ihren  Behauptungen  hat 
sich  die  Hausiererei  in  der  ungesundesten 
Weise  vermehrt  und  eine  höchst  bedauei^ 
liehe,  auch  sozialpolitisch  bedenkliche,  Schund- 
kon kuiTenz  namentlich  in  den  Industrie- 
gebieten und  den  Orten  des  platten  Landes 
geschaffen.  Die  Handelskammerberichte  in 
dem  letzten  Jahrzehnt  sind  gefüllt  von  sol- 
chen Lamentis,  und  auf  Kongressen  der  De- 
taillisten vereine  ist  vom  Gesetzgeber  ein 
radikales  Voi^hen  gegen  den  »Unfug«  der 
Ilaiiaiererei  gefordert  worden.  Bei  Licht 
betrachtet  erweisen  sich  viele,  ja  die  meisten 
Punkte,  die  gegen  das  Wandergewerbe  vor- 
gebracht weiden,  als  starke  Uebertreibimgen. 
Aus  den  historischen  Untersuchungen  Stie- 
das  geht  hervor,  dass  nicht  nur  das  Hausier- 
gewerbe recht  alt  ist,  sondern  ebenso  alt  die 
Klagen  der  ansässigen  Krämer  und  scharfe, 
gew erbrechtliehe  Regulative  gegen  das  »Un- 
wesen «  der  "Samen-  und  Heckenkrftmer«: 
sind.  Aber  alle  beschränkenden  Bestimmun- 
gen haben  den  Hausierhandel  nicht  zu  er- 
drücken vermocht,  woraus  geschlossen  wer- 
den darf,  dass  er  einem  wirklich  vorhan- 
denen Bedürfnis  diente.  Man  hob  deswegen 
Anfang  des  neunzehnten  Jahrhunderts  die 
bestehenden  Hausierverbote  auf.  Freilich 
gab  man  den  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen nicht  ganz  frei,  sondern  machte  ihn 
zunächst  kon  Zession  spf lichtig.  So  in  Bayern, 
Württemberg,  Hannover,  Preussen,  Sachsen. 
In  letzterem  Lande  handhabte  die  Gewerbe- 
ordnung von  1861  Aas  Kon  Zession  ssystem 
ziemlich  streng.  Nur  wenige  Waren  wurden 
te  Anfl»««.   T.  53 
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im  Umherziehen  zu  vertreiben  erlaubt  imd 
der  Nachweis  des  zurflck gelegten  24.  Lebens- 
wahres gefordert.  Die  Gewerbeordnung  von 
1869  aber  räumte  mit  dem  Rest  der  in  den 
einzelnen  Partikulargesetzgebungen  verblie- 
benen Beschränkungen  auf.  Nicht  dasVer^ 
bot,  sondern  die  ZulSfieigkeit  des  Hausierens 
ist  fortan  die  Kegel.  Nur  sicherheite-  und 
Sitten  polizeiliche  Rücksichten  diktieten  be- 
stimmte Vorschriften.  Diese  gingen  dahin, 
unlautere  und  gefährliche  Elemente  nach 
Möglichkeit  fernzuhalten  und  den  Handel 
mit  solchen  Waren  auszuschliessen,  deren 
Vertrieb  in  ungleich  höherem  Grade  unlau- 
teren Zwecken  als  dem  redlichen  Erwerb  zu 
dienen  pflegt-  Femer  wurde  als  zweck- 
mässig erachtet,  dem  Gewerbebetrieb  im 
Umherziehen  eine  L^itimationspf licht  auf- 
zuerlegen, die,  abgesehen  von  ihrer  sicher- 
heitapolizeilichen  Unentbehrlichkeit,  bestimmt 
ist,  für  das  Piihlikiim  gewi.sse  Bürgschaften 
zu  ersetzen,  die  der  anzeigepflichtige  stehende 
Gewerbebetrieb  von  selbst  bietet  (Stieila). 

Damit  war  eine  Art  von  Gleichberechti- 
gung des  Wandergewerbes  mit  dem  stehen- 
den Handel  ausgesprochen,  aber  sehr  bald 
nach  Einführung  der  Gewerbeordnung  von 
1869  wurde  der  Reichstag  in  zahlreichen 
Petitionen  bestürmt,  ein  Gesetz  zu  erlassen, 
das  das  Wandergewerbe  bescliränkte.  Erst 
langsam  und  zögernd  nahmen  sich  auch  die 
Handelskammern  der  mittelstandspolitischen 
Forderungen  an;  nicht  immer  der  besseren 
volkswirtschaftlichen  Einsicht  folgend,  son- 
dern weil  sie  aus  wahltaktischen  Gründen 
mnsalen.  Es  ist  ein  offenes  (teheimnis, 
dass  die  offiziellen  kaufmännischen  Korpo- 
rationen, in  welchen  die  Intelligenz  des 
groBshäudleri seilen  und  industriellen  Unter- 
nehmertums zu  sitzen  pflegt,  ihren  Jahres- 
berichten an  die  Central behörden  nur  des- 
wegen eine  Dosis  von  Mittelstandspolitik, 
meistens  in  der  etwas  verwaschenen  Form 
der  »konstatierten  Missstftndc  im  Handel 
und  Gewerbe*,  beizugeben  sich  veranlasst 
ftUücn,  weil  sonst  der  Petailhandel  gegen 
sie  bei  den  Eammerwahlen  mobil  gemacht 
wird;  »der  Not  gehorchend,  nicAt  dem 
eigenen  Triebe«,  kann  man  auch  hier  sagen. 
Dies  war  besonders  bei  denjenigen  Handels- 
kammern der  Fall,  wo  ein  demokratisches 
Wahlrecht  alle  eingetragenen  Formen  gleich- 
berechtigt machte,  wo  also  die  Dctailhändler 
die  überwiegende  Mehrheit  der  Wahler 
hatten.  Mit  diesen  platonischen  Resolutionen 
waren  aber  die  Detail  listen  verbände  keines- 
wegs zufriedengestellt.  Man  beriet  besondere 
Fachkon  gresse,  gründete  einen  Central  ver- 
band deutscher  Kaufleute,  der  fast  ganz  aus 
kleinen  und  mittleren  llrmeninhabem  zu- 
sammengesetzt war,  und  drohte  den  Handels- 
kammern und  politi  selten  Parteien  mit 
Repressalien.     Auf  diese  Weise  gelang  es, 


eine  dem  Wandergewerbe  feindliche  Reak- 
tion in  der  Gewerb^esetzgebung  durchzu- 
setzen. Zuerst  kam  es  zur  NoveUe  vom  1. 
Juli  1883,  und  ^e  diese  nicht  wirkte,  zu 
der  vom  6.  August  1896.  Besonder«  durch  das 
letztere  Gesetz  wurde  der  Kreis  der  Gegen- 
stände, die  im  Umherziehen  angekauft  und 
feilgeboten  werden  dürfen,  eingeschränkt; 
die  auf  die  persönliche  Zulassung  bezüg- 
lichen Bestimmungen  wurden  verschärft,  die 
Erlangung  des  Wandergewerbescheins  also 
ersehwert,  und  die  Möglichkeit  vorgesehen, 
bereits  zugelassenen  Person hchk ei ten  die 
Fortsetzung  des  Hausiergewerbes  zu  unter- 
sagen. Weitere  Einschränkungen  wurden 
in  betreff  des  Mitnehmens  minderjähriger 
Personen ,  des  Betretens  fremder  Häuser, 
Geschäfte  und  Wohnungen  verfügt  (das 
Nähere  s.  oben  in  dem  Art  Gewerbege- 
setzgebnng  in  Deutschland,  Bd.  IV, 
besonders S. 429 ff.),  WiegrossdieSchwierig- 
keiten  der  gesetzgeberischen  Behandlung 
dieser  Materie  sind  und  wie  schwer  die 
Grenze  zwischen  berechtigtem  und  unberech- 
tigten Wandergewerbe  zu  ziehen  ist,  hat 
man  damals  gesehen,  als  die  Reichsregiemng 
endlich  dem  Drängen  der  Mehrheitspartei 
nachgab.  Das  genannte  Gesetz  von  1896 
tiägt  durchaus  den  Charakter  eines  die 
eigentliche  Regelung  im  Wege  von  Aus- 
nahmebestimmungen den  Landescentralbe- 
hOrden  überlassenden  Verlegenheitsgesetzes. 
Jedenfalls  geht  schon  aus  der  Liste  derje- 
nigen Gegenstände,  die  der  Gesetzgeber 
vom  Feilbieten  im  Umherziehen  endgiltig  aus- 
scliliesst,  hervor,  dass  nicht  nm-  gewerbepoli- 
zeiliche, sondern  auch  lokalprotektionistiscfae 
Gesichtspunkte  massgebend  gewesen  sind. 
Aehnlich  wie  tiei  der  Hand  werkerfrage 
felilte  es  lange  Zeit  für  die  Beurteilung  des 
ümfanges  und  der  Art  des  Wandergewerbes 
an  den  notwendigen  objektiv  daigcsteUten 
Thatsachen.  Auch  hier  bereicherte  in 
dankenswerter  Art  der  »Verein  für  Sozial- 
politik« im  Wege  einer  Enquete  unsere 
volkswirtschaftliche  Kenntnis.  In  Zusammen- 
hang mit  den  Ergebnissen  seiner  Sammel- 
darstellung und  den  Zahlen  der  letzten  Be- 
rufszählung steht  nimmehr  fest,  dass  der 
Umfang  des  Hausiei^werbee  ein  solcher 
ist,  dass  dasselbe  unmöglich  ein  so  gefähr- 
licher Konkurrent  sein  kann,  wie  die  Klagen 
des  DetaillisteuBtandes  den  Anschein  er- 
wecken wollen.  Nach  der  Benifszählung 
von  1895  sind  in  DeutschlMid  113329  selb- 
ständige Hausierer  ermittelt,  in  deren  Be- 
gleitung 13556  Hilfspersonen  sich  befinden, 
so  dass  im  ganzen  126885  Personen  sezählt 
sind,  die  dem  Gewerbebetriebe  im  Umher- 
;iehen  obliegen.  Zwei  Drittel  von  ihnen 
sind  männUchen,  ein  Drittel  ist  weiblichen 
Geschlechts.  Auf  1000  Einwohner  kämen 
etwa  Ü'/ä,  auf  1000  Erwerbsthätige  Ober  6 
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Hausierer.  In  den  eiozelaen  Staaten  und 
LaudeBtoilen  werden  natiTriich  Hausierer  in 
sehr  vereehiedener  Zahl  angetroffen.  Die 
absolut  grOsste  Zahl  weist  das  Königreich 
Sachsen  —  14829  —  auf;  demnächst  die 

Sreuseische  Rheinprovinz  —  13472  — ,  das 
!öQigreich  Bayern  12332.  Von  anderen 
Qebietsteilea,  io  denen  aber  die  2^hl  der 
Hausierer  unter  11000,  zum  Teil  ganz  er- 
heblich diuiinter  steht,  sind  noch  bemerkens- 
wert die  Provinz  Schlesien,  das  Königreich 
Württemberg,  Elsass-Lothringen,  Baden  und 
die  Provinz  Brandenburg.  Im  Verhältnisse 
znr  Bevölherung  erhält  man  jedoch  eine 
andere  Reihenfolge.  Da  steht  HohenzoUern 
mit  9  Haueierem  auf  1000  Einwohner  obenan. 
Demnächst  das  Eönigreieh  Sachsen,  Elsass- 
Lothringen,  Württemberg  mit  ungefähr  4, 
Baden,  Hessen^  die  Provinz  Sachsen,  die 
Stadt  Berlin,  die  Rheinlande,  Braunschweig, 
einige  thüringische  Staaten  mit  gegen  3 
und  dariiber.  Im  Königreich  Bayern  sind 
nur  wenig  über  2  pro  Mille  nachgewiesen. 
Da  nach  der  Gewerbeordnung  diejenigen, 
welche  ausserhalb  des  Gemeindebezirks  ihres 
Wohnortes  einem  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen ohne  Begründung  einer  gewerblichen 
Niederlassung  nachgehen  wollen,  einen 
Wandergewerbescheiu  zu  lösen  liaben,  der- 
seltre  nur  für  das  Gebiet  des  Staates  gilt,  ■ 
in  welchem  er  ausgefertigt  ist,  so  kann 
die  Zahl  der  ausgegebenen  Wandergewerbe- 
scheine,  von  denen  der  einzelne  Hausierer 
unter  Umständen  mehrere  zu  lösen  hat,  keine 
sicheren  Anhaltspunkte  für  die  Verbreitung 
der  Wandergewerbetreibenden  gegenüber 
anderen  Berufsklassen  geben;  wohl  aber  giebt 
sie  einen  Anhaltspunkt  dafür,  welche  Ge- 
biete der  Hausierer  mit  Vorliebe  aufsucht. 
Aus  der  Zahl  der  Wandergewerbescheine 
ermisst  man  das  Mass  der  lokalen  Kon- 
kurrenz ihrer  Inhaber.  Im  Qrossherzogtum 
Hessen  z.  B.  sind  nach  der  Zälüung  von  18Ü5 
2788  Hausiergewerbetreibende,  aber  die  Zahl 
der  1893  ausgestellten  Wandergewerbe- 
Bcheine  betrug  7644.  Umgekehrt  sind  im 
Königreich  Sachsen  rund  15000  Hausierer 
nachgewiesen,  aber  (1888)  noch  nicht  ganz 
13  000  Wanderge Werbescheine  ausgestellt 
Es  sind  erfahrungsmässig  von  allen  Wander- 
gew erbetreibenden,  die  in  Sachsen  um  die 
Erlaubnis  nachsuchen,  78— 81"/o  Sachsen. 
Ein  nicht  ganz  unerheblicher  Teil  aller  in 
Sachsen  nachgewiesenen  Hausierer  —  etwa 
5000  —  arbeitet  gar  nicht  in  der  Heimat, 
sondern  in  Nachbarstaaten  oder  im  Auelande. 
Die  Zahl  der  in  ganz  Deutschland  ausge- 
BteUten  Wandergewerbescheine  ist  nun  frei- 
lich keine  geringe.  Noch  vor  25  Jahren  ^- 
1870  —  wurden  nicht  mehr  als  136766  aus- 
gestellt, 1Ö82  aber  schon  227  607  und  auf 
dieser  Höhe  hat  sich  die  Zahl  erhalten: 
1893  226364.     Es  hat  sich   also    in   dem 


letzten  Vierteljahrhundert  die  Zahl '  der 
Wandergewerb^heine  um  ca.  65  "/o  ver- 
mehrt, scheint  aber  nunmehr  zu  einem  ge- 
wissen Stillstand  gekommen  zu  sein.  Nicht 
die  im  Hausierge werbe  beschäftigteu  Pei-- 
BOnen  sind  also  in  so  starker  Zunahme  be- 
griffen gewesen,  sondern  der  einzelne  Hau- 
sierer macht  jetzt  weitere  Wege  und  besucht 
grössere  Absatzgebiete,  eine  Erscheinung,  die 
bei  der  Entwickelung  des  neuzeitlichen  Ver- 
kehrswesens nichts  Ueberrascheudes  an  eich 
hat.  Es  war  längst  bekannt,  <laSB  es  von- 
altersher  gewisse  Gegenden  gab,  deren  arm- 
sehge  Bevölkerung  sich  mit  Waren  auf  die 
Wanderschaft  begab,  um  sie  zu  vertreiben. 
Solche  Hausiererdörfer  giebt  es  namentlich  im 
Erzgebirge,  im  Sauerlande,  im  Etchsfelde, 
im  Schwarzwald,  im  Harz,  in  der  Altenbuiger 
Gegend,  in  Hessen  u.  s,  w.  Die  gegen- 
wärtige Hausiererwelt  hat  Stieda  in  drei 
Hauptgruppen  eingeteilt:  1.  Hausierer,  die 
Leistungen  anbieten  oder  Erzeugnisse  ihrer 
ei^oen  Wirtschaft,  industrielle  oder  land- 
wirtschaftliche, feiltragen,  2.  Hausierer,  die 
durch  Ungunst  der  Verhältnisse  in  ihrer 
Heimat  beim  Mangel  anderer  Erwerbs- 
gelegenheit sich  diesem  Berufe  zugewandt 
nahen.  3.  Hausierei',  die  nicht  eigentlich 
arbeiten  wollen  oder  können,  bei  denen  viel- 
mehr dieses  Geschäft  niir  den  Vorwand  ab- 
giebt,  die  betteln  und  bummein.  Die  erste 
Gruppe  also  verkauft,  was  sie  selbst  erzeugt 
liat,  oder  bietet  Dienste  an,  in  denen  sie  eine 
besondere  technische  Ausbil<lung  aufweist. 
Vielfach  sind  es  Hausindustriellc,  die  einen 
Absatz  für  ihre  Waren  suchen.  Ihre  Thätig- 
keit  ist  durchaus  unbedenklich,  iuhI  nicht 
das  mindeste  ist  dag^;en  einzuwenden,  dass 
diese  meist  »armen  Teufel«  die  entlegenen 
Ortschaften  aufsuchen,  um  ihre  Holzwaren, 
Boreienfabrikate,  Sämereien,  Töpfe,  Körbe 
u.  dergl.  abzusetz^i.  Eine  wirkliche  Kon- 
kurrenz bieten  sie  dem  ansässigen  Gewerbe 
in  den  seltensten  l'äUen.  Denn  die  Waren, 
um  die  es  sich  handelt,  sind  so  geringwertig, 
dass  sie  erhebliche  Preiszuschläge  <le8 
Zwischenhändlers  nicht  vertragen.  Zudem 
hat  die  moderne  Grossindustrie  zahlreichen 
hausindustriellen  Betneben  derart  den  Todes- 
stoss  versetzt,  dass  die  von  diesen  aiisge-' 
schickten  wanderuden  Händler  ganz  von 
selbst  abgenommen  haben.  Soweit  diese 
Hausierer  aber  wandernde  Handwerker, ' 
Scherenschleifer,  Regen  schirmflicker,  Korb- 
macher n.  a.  m.  sind,  sind  sie  den  Konsu- 
menten jedenfalls  nicht  unwillkommen,  Sie 
machen  ilire  Sache  wenigstens  ebenso  gut  und 
wahrscheinlich  preiswürdiger  und  prompter 
wie  der  kleine  ortsansässige  Handwerker. 
Würden  sie  das  nicht  thun,  so  wäre  es 
eigentumlich  genug,  wenn  ihr  Wettbewerb 
von  Bestand  gebliehen  wäre.  Freilich  giebt 
es  auch  unter  dieser  ersten  Gattung  von 
53« 
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Hausierern  Eieinente,  wie  z.  B.  die  slova- 
kischeQ  Drahtbinder,  welche  kaum  der  Be- 
friedigung eines  wirtschaftlichen  Bedürfnisses 
mehr  entsprechen.  Sie  sollen  übrigens 
nenei-dings  gar  nicht  mehr  mit  selbstge- 
feiligter  Ware,  solidem  mit  Fabrikware 
handeln.  Ist  das  richtig,  so  sind  sie  der 
zweiten  Gruppe,  die  dadurch  charakterisiert 
wird,  dass  Bie  reine  Händler  nmfasst,  zuzu- 
zahlen. Insoweit  es  sich  tim  Ausländer 
handelt  —  und  das  ist  bei  der  Mehrzahl 
dieser  Personen,  die  überhaupt  picht  mehr 
zahlreich  seiu  dürften,  der  Fall  —  giebt  die 
Reichsgewerbeordming  hiureiehende  Haad- 
haben,  um  die  Erteilung  der  Wandergewerbe- 
Bcheiue  zu  versagen.  Audi  in  Oesterreich 
haben  neutrale  Sachkenner  für  das  völlige 
Verbot  ihrer  Thätigkeit  plaidiert.  — 

Die  zweite  Stiedasche  Gruppe  vonWander- 
g«wei-betreibenden  urofasst  sehr  verscbieden- 
artigo  Elemente.  Qeroeinsam  ist  allen,"  dass 
sie  reine  Händler  sind.  Entstanden  ist  dieser 
Zweig  des  Hausierhandels  nachweislich  da- 
durch, dass  die  beteiligten  Personen  in  ihrer 
Heimat  eine  andere  Erwerbsmöglichkeit  Dicht 
haben  und  infolgedessen  dazu  gezwungen 
sind,  sich  mit  Hilfe  des  Wanderhandels  zu 
ei-nähren.  Es  giebt  in  Deutschland  ganze 
Gegenden,  deren  übeiBchüesige  Bevölkerung 
auf  diese  Weise  auf  die  Wanderschaft  geht 
und  mit  allen  möglichen  Produkten  und 
Industrieartikeln  handelt.  Manche  treiben 
auch  Tauschhandel,  uad  wieder  andere  kaufen 
alte  Gegenstande,  wie  Lumpen,  Knochen, 
Kleider,  J'elle  u.  s.  w.  auf.  Endlich  sind 
dieser  Oriippe  die  zahlreichen  Mess-  imd 
Marktreieenden,  die  mit  ihren  Pfefferkuchen, 
Zuckerwaren  und  zahlreichen  meist  gering- 
wertigen, manchmal  aber  auch  ganz  brauch- 
baren, Artikeln  von  einer  Messe  zur  anderen 
ziehen,  hinzuzurechnen.  Je  mehr  man  ohne 
Yoreingenonunenheit  die  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Verhältnisse  dieser  mannig- 
fachen Gattungen  von  Hausierern  studiert, 
desto  schwieriger  wird  es,  zu  einer  aligemein 
giltigen  Beurteilung  zu  gelangen.  Vielfach 
handeln  die  betei%en  Personen  mit  Schund, 
sind  in  ihrer  Aufdringlichkeit  lästig  und 
■verführen  besonders  die  Frauen  und  Mäd- 
(dien  zu  unwirtschaftlichen  Einkäufen.  Das 
ist  aber  keineswegs  allgemein  der  Fall.  Auf 
unseren  Jahrmärkten  kaufen  seltet  die  Damen 
der  besitzenden  Klasse  mit  Vorliebe  billige 
und  preis  würdige  Haushai  tuiigsgegenstände, 
ohne  dass  sie  unbedingt  auf  diese  Kaufge- 
legenheit angewiesen  wären.  Die  Jahrmärkte 
und  Messen  haben  gewiss  an  wirtschaft- 
licher Bedeutung  heutzutage  ungemein  ein- 
gabüsst  und  sind  zum  Teil  selbst  für  die 
i^mere  Klasse  der  BevöLkorun^  überflüssig 
geworden.  Immerhin  stellen  s)e  periodische 
Volksvei^nßgungen  dar,  die  eine  gewisse 
historische   Berechtigung   haben     und    die 


mau  nur  mit  schonender  Hand,  wenigstens 
den  kleinen  Orten,  langsam  eingehen  lassen 
sollte.  Ganz  anders  ist  die  Hausiererei 
dieser  Art  in  wirklich  entlegenen  Gegenden, 
Oebirgsdörfem,  zerstreut  liegenden  Bauern- 
höfen u.  s.  w.  zu  beurteilen.  Die  Enquete  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  liat  in  dieser  Hinsicht 
keine  Bestätigung  der  verallgemeinerten  Kla- 
gen desDetailhändlerstandes  gebracht  Die  ge- 
nannte Gnippe  von  Hausierern  ist  nicht  besser 
imd  nicht  schlechter,  als  viele  ansässige 
Zwerghändler  es  sind.  Sie  umfasst  durchaus 
legitime  Elemente  und  bringt  auf  das  platte 
Land  Gwenstände,  die  dort  vielleicht  noch 
nicht  bekannt ,  aber  nützlich  sind.  Auch 
sonst  mögen  sie  den  ortsansässigen  Laden- 
geschäften Konkurrenz  machen.  Aber  es 
ist  zienüich  sicher,  dass  die  Benachteiligung 
des  stehenden  Gewerbes  sehr  stark  über- 
trieben wird.  Was  die  sc^nannten  »Luxus- 
gegenstände«,  die  die  Hausierer  ihren  Kunden 
aufschwatzen,  anbetrifft,  so  sind  diese  Waren 
zweifelhaftester  (Qualität  in  den  Fünfzig- 
pfennigbazaren,  die  man  jetzt  allenthalben 
findet,  ebenfalls  anzutreffon.  Die  Gewerbe- 
gesetzgebung liat  den  Kreis  der  Gegen- 
stände, die  im  Umherziehen  feilgeboten 
werden  dürfen,  bereits  stark  eingeschrilnkt : 
weiterzugehen  liegt  keine  Veranlassung  vor. 
Debrigens  ist  festgestellt,  dass  hinter  vielen 
Hausierern,  die  neuerdings  ihre  Kundschaft 
aufsuchen,  auch  die  moderne  Groesindustrie, 
der  EngTOshandel  steht.  Stieda  sagt  hierüber 
folgendes:  Ihre  Vertreter  and  es,  die  zu 
den  Hausierern  reisen,  um  ihnen  Waren  zum 
Vertrieb  unter  günstigen  Bedingungen  an- 
zubieten. Es  sind  nicht  Ausschusswareo 
oder  schwer  verkäufliche  Gegenstände,  die 
so  abgesetzt  werden  sollen.  Vielmehr  li^ 
dieses  Bestreben,  Käufer  aufzusuchen,  in  der 
modernen  Produktionsweise,  die  Massen- 
eT?.e»gung  ist  und  daher  auf  Absatz  bedacht 
sein  muss.  Sie  kann  und  mag  nicht  warteu, 
bis  der  Käufer  zu  ihr  kommt.  Die  Industrie 
sieht  mit  Hilfe  des  Hausierers  ihr  Absatz- 
gebiet erweitert.  Derselbe  ergänzt  mit  seiner 
Eührigkeit  und  Wachsamkeit  die  unvoll- 
kommene Thätigkeit  der  Ladeninhaber  und 
Handwerksbetriebe.  Es  ist  schon  oft  hervor- 
gehoben worien,  dass  manche  Industrie  sich 
wesentlich,  wenn  nicht  ausschliessUch  auf 
den  Hausierhandel  stützt.  So  z.  B.  die 
optische  Industrie,  so  vor  allem  auch  der 
deutsche  Kolportagebuchhandel. 

Besondere  Eutwickelung  hat  auf  diese 
Weise  das  so^nannte  iDetailreiseni  erfahren. 
Es  handelt  sich  hier  nicht  eigentlich  um  ein 
Wandei^werbe  besonderer  Art,  sondern  um 
eine  Gattung  des  stehenden  Gewerbebetriebs, 
der  seine  Geschäftsreisenden  direkt  das 
kaufende  Publikum  aufsuchen  lässL  Wie 
überhaupt  die  Zahl  der  Handlungsreisenden, 
die  die  kaufmännische  Kundschaft  mitWaren- 
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Offerten  und  Musterkoffern  aiifBuchen,  um 
tlie  notwendig  gewonlene  VergrOsserung 
des  Absatzgebietes  zu  erreichen,  in  starker 
Steigerung  befindlich  ist,  so  hat  auch  das 
sogenannte  Detailreisen  offensichtlich  zuge- 
nommen. Zuverlässige  statistische  Zahlen 
über  dio  Zahl  der  Handlungsreisenden,  die 
nur  Kanflente  in  deren  Geschäftsräumen 
besuchen,  und  derer,  die  meist  unaufge- 
fordert und  selten  willliomnien  sich  Eingang 
direkt  zum  Privatpublikum  verschaffen,  giebt 
es  leider  nicht.  Im  Reichstage  ist  eine 
l'ebersicht  der  von  1884  bis  1893  ausge- 
stellten Legitimationskarten  für  Handlungs- 
reiseii 'ü  vorgelegt  worden,  dieei'giebt,  dass 
die  Zahl  dieser  Papiere  von  45  000  auf 
70000,  also  etwa  um  55'/»''/»  angewacliseo 
ist  Man  hat  wohl  nicht  mit  Unrecht  aus 
dieser  auffallenden  Zunahme  auf  eine  erheb- 
liche Ausbreitung  des  Detaili-eisens  ge- 
schlossen. Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass 
mit  dieser  Gewohnheit  mannigfaltige  Miss- 
stände  verbtmden  sind.  Man  denke  nur  an 
die  Missbräuche  im  Kolportagebuchhandei, 
die  auch  dann  nicht  unbetlenküch  sind,  wenn 
die  vertriebenen  Werke,  die  man  in  der 
Form  der  Abzahlungsgeschäfte  oder  liofe- 
ningsweise  absetzt,  erstklassiger  Art,  wie 
z.  B.  die  Konversationslexika,  sind.  Dass 
^-ieledaukde^gQDStigenZahluugsbedinguDgen 
solche  kostspieligen  Sammelwerke  erwerben, 
die  sie  später  wieder  losschlagen  müssen, 
steht  fest  Auch  silberne  und  goldene  Uliren 
werden  auf  diese  Weise  schwunghaft  ver- 
trieben. Vielfach,  auch  auf  dem  Lande, 
k!agt  man  über  die  Belästigung  von  Wein- 
UQd  Oigarren  reisen  den,  wie  überhaupt  für 
eine  gewerberechtliche  Behandlung  dieser 
Materie  u.  E.  weniger  der  Gesichtspunkt 
des  gesteigerten  Wettbewerbs  für  die  an- 
sässigen Ladengeschäfte  als  die  Belästigung 
des  Publikums  massgebend  sein  müsste. 
Die  Gewerbenovelle  von  189C,  die  Abhilfe 
schaffen  wollte,  geht  von  beiden  Gesichts- 
punkten aus  und  sucht  zum  Teil  im  Wege 
bundesrätlicher  Verordnungen  das  Detaa- 
reisen  einzuschränken.  Es  ist  zweifelhaft, 
ob  der  Gesetzgeber  nicht  recht  weit  ge- 
gangen ist,  indem  er  die  Delailreiscnden 
den  Hausierern  grundsätzlich  gleicligestcUt 
hat.  Wie  die  Erfahrung  lehrt,  haben  die 
betreffenden  neuen  Bestimmungen  der  Ge- 
werbeordnung wenigstens  insoweit,  als  sie 
den  Detail  reisen  den  den  Zutritt  zum  Publi- 
kum nur  bei  vorgängiger  ausdrücklicher 
Aufforderung  gestatten,  nicht  allzuviel  Erfolg 
gehabt.  Mit  der  eigentlichen  Mittelstands- 
bewegimg hat  übrigens  der  Wunsch,  dass 
das  Verbot  erfolgreicher  wirken  möge,  wenig 
zu  thun. 

Die  dritte  QrupiJO  von  Hausierern,  die 
Waren  feilhält,  um  einen  Vor  wand  zum 
Betteln  zu  haben,  kommt  als  Konkurrentin 


der  Delailgeschäfte  am  wenigsten  in  Be- 
tracht. Es  sind  meist  armsehge  Elemente, 
Krüppel,  Lahme,  Kinder  und  dergl,  die 
ihre  untei-geordnef«n,  leicht  transportablen 
Gegenstände,  wie  Blumen,  Zündhölzer,  Post- 
karten und  dergl.,  den  Vorübergehenden 
anbieten.  Das  Publikum  kauft  bei  ihneu 
aus  Mitleid  und  imi  sie  loszuwerden.  Ein 
wirtschaftliches  Bedürfnis  wird  durch  diese 
Strasse nge werbe  kaum  befriedigt,  denn  man 
kann  ihre  Waren  überall  bequem  anderswo 
kaufen.  Sie  beläsHgen  oft  da«  Publikum  und 
sind  legitimierte  Bettier,  für  die  eine  richtig 
gehandhabte  Armenpflege  besser  zu  soigen 
hätte.  Unsere  Polizeigesetzgebung  giebt 
Handhaben  genug,  diese  Missstände  zu  be- 
kämpfen, was  am  besten  die  Tliatsache  be- 
weist, dass  es  Orte  giebt,  wo  man  das 
Strassen ge werbe  kaum  mehr  findet,  und 
andere  Gegenden,  wo  man  sich  vor  dem- 
selben kaum  zu  helfen  weiss.  Hier  wäre 
eine  Einschränkimg  der  Erteilung  von 
Wandergewerbescheinen  durchaus  am  Platz 
(s.  auch  den  Art.  Strassengewerbe). 

Mit  dem  Wandergewerbe  eng  verwandt 
sind  die  Wanderlager,  die  Warenauktionen 
und  Konkursausverkäufe.  Es  ist  kein 
Zweifel,  dasa  sie  vielfach  einen  illoyalen 
lästigen  Wettbewerb  kultiWeren.  Ob  man 
die  Wanderlager,  wie  unsere  Detaillisten 
wünschen,  einfach  verbieten  soll,  ist  be- 
stritten. Uns  geht  auch  dieser  Vorschlag 
erheblich  zu  weit.  Zweckmässiger  scheint 
der  Weg  zu  sein,  den  die  preussische  Ge- 
setzgebung eingeschlagen  hat.  Das  G.  v, 
27.  Februar  1880  gestattet  nämlich  den 
Kommunen,  den  Wanderlagerbetrieb  nach 
Massgabe  der  vorliegenden  örtlichen  Ver- 
hältnisse mit  30 — 50  Mark  pro  Woche  zu 
besteuern.  Der  Erfolg  dieses  Gesetzes  war 
eine  nicht  unerhebliche  Abnahme  der  Wan- 
derlager. Die  Gewerbeordnung  behandelt 
jetzt  die  Wanderlager  grundsätzlich  wie 
den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und 
hat  die  Wanderauktionen  ganz  verboten; 
ebenso  die  Wanderverlosungen.  Was  die 
von  ansässigen  Firmen  betriebenen  Waren- 
auktionen und  Konkursausverkäufe  anlie- 
trifft,  so  erwachsen  der  Gewerbepolizei,  die 
ungesunde  Erscheinungen  bekämpfen  will, 
mancherlei  Schwierigkeiten.  Während  die 
ersteren  an  den  grossen  Handelsplätzen  von 
sachverständigen  Maklern  geleitet,  eine 
durchaus  reelle  und  übliche  Form  des 
Grosshandels  darstellen,  haben  sie  im  Klein- 
handel vielfach  missbrüucliliche ,  auf 
Täuschung  des  Publikums  abzielende  For- 
men angenommen,  die  man  durch  eine  v^iv 
schärfte  Konzossionspf licht  der  Auktionatoren 
eindämmen  könnte.  Gegen  die  Konkurs- 
ausverkäuEe  ist  an  und  für  sich  nicht  viel  ein- 
zuwenden. Hier  liegt  die  Möglichkeit  des 
Missbrauches    darin,    dass   grosse  Mengen 
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»geramschter  Waren',  die  gar  nicht  aus 
Konkursen  stammen,  in  die  Eonkursaiisver- 
käufe  eingeschmuggelt  werden,  uro  beim 
Publikum  dea  Irrtum  kii  erwecken,  dass 
gute  Ware  besondere  billig  zu  kaufen  sei. 
Die  Teranetaltung  solcher  Aiikfionen  ist  zu 
einer  besonderen  l)erufsmässigen  Gattung 
des  Handels  geworden,  man  täuscht  die 
Käufer  und  verleitet  zu  unwirtecliaftlichen 
AnBchaffimgen.  Da  auch  die  Liquidatii 
der  Konkurse  auf  diese  Weise  mehr  als 
wünschenswert  hinausgezi^D  wird,  hat 
man  vorgeschlagen,  den  Mit  verkauf  von 
Waren,  welche  nicht  zur  Konkursmasse  ge- 
hören, sowie  den  Zukauf  vou  Waren  zui 
etwaigen  Ergänzung  des  Lagers  durch  Ge- 
setz gänzlich  zu  verbieten.  Ein  solches 
Verbot  setzt  aber  eine  sehr  peinliche  Kon- 
trolle voraus  und  wird  auch  dann  unschwei 
umgangen  werden  können.  Es  wird  sich 
zeigen,  ob  man  diesen  Manipulationen  nicht 
schon  im  Wege  der  Bekämpfung  des  un- 
lauteren Wettbewerbes  entgegentreten  kann. 

Nicht  unerwälint  endlich  soll  im  Zu- 
sammenhang mit  der  ganzen  Hausiererfrage 
die  Thatsauhe  bleiben,  dass  man  dem  Detail- 
handel speciell  auf  dem  platten  Lande  und 
in  den  Industilegebieten  dadurch  helfen 
kann,  dass  sich  die  Ortsstatute  wegen  der 
Sonntagsruhe  im  Handelsgewerbe  möglichst 
den  lokalen  Bedürfnissen  der  Bevölkenmg 
anschmiegen.  Die  Tageszeiten,  zu  welchen 
der  Arbeiter  einkaufen  kanu  und  die 
Landbevölkerung  die  grösseren  Ortschaften 
zu  gleichem  Zwecke  aufsucht,  sind  seiir  be- 
schränkte. Die  Sonn-  und  Festtage  sind 
von  jeher  hierfür  benutzt  worden.  Diurih 
die  rigorose  Einführung  der  Sonntagsruhe 
sind  gewisse  grosse  Gnippen  der  Bevölke- 
nrag  um  di^e  Kaufgelegenhoit  ganz  oder 
zum  Teil  gebracht  worden.  Dagegen  fand 
die  Haiisiererei,  die  die  Waren  ins  Haus 
brachte,  roichlichei-e  Absatzgelegenheif.  WUI 
man  mit  gleichem  Masse  messen,  so  wird 
man  nicht  umhin  können,  die  Sonntags- 
arbeitsverbote  im  Handelsgewerbe  weit- 
herziger zu  gestalten.  Ueber  das  (iegenteil 
wird  vielfach  berechtigte  Klage  geführt, 
die  aber  um-  deshalb  nicht  lauter  ertönt. 
weil  diejenigen  grossen  politischen  Partei- 
gruppen, die  angeblich  die  Mittolstands- 
freundlichkcit  in  Genei-alpacht  haben,  be- 
sondere das  kirclüiche  Moment  der  Sonn- 
tagsnihe  stark  betonen.  Wie  in  so  vielen 
Dingen  auf  diesem  Gebiete,  liegt  hier  ein 
Interessen  konflikt  vor,  der  diu-ch  einen 
rein  parteipolitischen  Kompromissverechleiert 
wir(l.  Wer  in  streng  kirchlich  gesinnten 
Gegenden  gelebt  hat,  hat  hinreichend  Ge- 
legenheit gehabt,  festzuBtcllen,  dass  auch 
doi-t  ge.gen  übertriebene  Sonntagsfeier  sich 
starke  Opposition  geltend  macht.  — 

In  den  letzten  Jahren  sind  in  der  kauf- ; 


männischen  JGttelstandsbewegung,  die  gleich- 
zeitig immer  weitere  Kreise  des  Kaufmanna- 
Standes  er&sst  hat.  die  Fragen  der  Kon- 
sumvereine und  des  Wandet^werbes  er- 
heblich zurückgetreten  hinter  der  Frage, 
was  gegen  die  Konkurrenz  der  grcssen 
Versandgeschäfte,  Warenhäuser,  Grossmaga- 
zine undBazare  zu  thun  sei.  Die  ursprüng- 
liche Mittelstandsbewegung  hatte  vorwiegend 
ihren  Sitz  in  den  kleineren  Städten  unter 
den  kaufmännLschen  Kleingewerbetreibenden. 
Jetzt  sind  auch  die  Kaufleute  mit  grösserem 
Betriebskapital  in  den  grossen  und  giössten 
Städten  in  die  Bewegung  hineingezogen 
worden.  In  dem  früheren  Stadium  der 
Agitationen  konnte  man  die  Forderung  ge- 
setzlicher Abhilfe  mit  Sienerungleichheiten, 
mit  unlauterem  Wettbewerb  und  sonstigen 
Missbräuchen,  die  sich  bei  den  Konkurrenten 
eingenistet  hatten,  begründen.  Die  Ge- 
werbegesetzgebung, die  mit  ihren  beschrän- 
kenden Bestimmungen  und  Verboten  die 
Beellität  im  Handel  unter  gewissen  ethisch- 
prophylaktischen Gesichtspunkten  zn  achem 
suchte,  war  in  der  Lage,  gewisse  Zuge- 
ständnisse zu  machen,  ohne  gleichzeitig  die 
grosskapitaüstischeEntwicketungstendenzals 
solche  für  gefährlich  imd  bekämpfenswert  zu 
erklären.  Das  ist  in  neuester  Zeit  ander« 
geworden.  Nicht  Auswüchse  will  man 
reglementieren,  sondern  bestimmte  moderne 
T.'nternehmungsfortnen  im  kaufmännischen 
Ijfiben,  die  die  Existenz  der  Klein-  imd 
Mittelbetriebe  untergraben,  zurückdämmen. 
Konnte  man  h-flher  mit  einem  Schein  von 
Hecht  sagen,  dass  es  Aufgabe  der  Gewerbe- 
und  Steuergesetzgebung  sei,  Privilegien  der 
Konkurrenten  des  Detailhandels  zu  be- 
seitigen, so  blieb  man  jetzt  bei  diesem,  bei 
Licht  betrachtet,  gesunden  Geräch tspunkt 
nicht  mehr  stehen,  sondern  man  verlangte 
Privilegien  lokalprotektionistischer  Art  für 
den  gefährdeten  Detmlhandel  selbst.  Es 
sind  dies  Wandlungen  in  der  Sozialpolitik, 
die  kommen  und  gehen,  Wandlungen,  die 
gewiss  nichts  Ueberrascbendes  haben,  wenn 
man  bedenkt,  dass  wir  speciell  iti  Deutsch- 
land in  einer  Zeitepoche  der  Gesetzgebung 
stehen,  die  diktiert  ist  von  dem  »Schutz 
der  wirtschaftlich  schwachen  Klassen«. 
Alle  Auff.issungen  von  den  Aufgaben  der 
Staatsfürsorge,  die  man  bei  der  agrarischen 
Bewegung  und  der  IndustrieschutzzoUbe- 
wegiuig  zur  Genüge  kenneu  gelernt  hat, 
und  in  denen  Uebertreibimgen  und  Sehlag- 
worte einen  weiten  Spielraum  hatten, 
kehren  ceteris  paribus  auch  in  der  Mittel- 
stand sbewegung  wieder.  Während  aber  bei 
unserer  Haud Werkergesetzgebung  ein  gross- 
artig umfassendes  Beobachtungs-  und  Er- 
fahningsmaterLil  vorlag,  das  die  national- 
ökonomische  Wissenschaft  beigebracht  hatte, 
„:«,i  ,..;_    -^^.^^3   jg„  Grossbetneb  im  Detail- 
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handpl  anbetrifft,  diirchaue  unzureichend  in- 
formiert. Freilich  hatte  das  eine  Gesetz- 
gebung, die  beherrscht  ist  von  einer 
mächtigen  reaktionären  Strömung  und  tlber- 
■wacht  wird  von  einer  wenig  widerstands- 
fähigen Regierung,  kaum  zur  Vorsicht  ge- 
mahnt. iBt  ja  doch  die  deutsche  Hand- 
werkergesetzgebun^  iu  Bahnen  geleitet 
wordcD,  die  in  diametralem  Gegensatz  zu 
den  Ergebnissen  und  Forderungen  der 
Wissenschaft  stehen.  Das  Aktionsfeld  für 
unsere  kaufmännischen  Mittel stands]X)litiker 
einer  Regierung  gegenüber,  die  mit  den  In- 
stinkten der  Interessenten  zu  rechnen  hat, 
war  also  ein  überaus  günstiges. 

Der  moderne  lok^e  Kleinhandel  winl 
in  zunehmendem  Umfange  —  darüber  ist 
kein  Zweifel  —  durch  grosse  kapitalkräftige 
Detailgescliäfte,  durch  Warenhäuser,  Magazine, 
Grossbazare  u.  dgl.,  in  seinen  bisherigen 
Abaatzverhältnissen  auf  der  ganzen  Front  aa- 

S 'griffen,  und  zwar  wirken  hier  unter  den 
iifsmitteln  der  Koulanz  und  Reklame 
(Sombart)  zwei  vei-schiedene  Tendenzen  zn- 
sammen :  die  zunehmende  Vereinigung  zalil- 
reicher  Geschäftszweige  in  einem  kauf- 
männischenUnter nehmen  und  die  zunehmende 
Specialisierung  in  bestimmten  Branchen, 
beide  unter  der  Voraussetzung  der  kapita- 
listischen Erweiterung  der  Handelsbetnete. 
Früher  war  der  Engroehandel  ausgesprochen 
kapitaliatisch ,  der  Detailhandel  konnte  da- 
gegen dank  des  rein  lokalen  Absatzes  und 
der  Kreditorganisation  mit  bescheidenen 
Kapitalien  auskommen.  Jetzt  bemäclitigt 
sich  auch  des  Detailhandels  das  Orosskapital 
in  der  Form  grosskapitalistischer  Unter- 
nelunungen.  Ihre  Inhaber  leitet  der  Ge- 
danke, sich  der  Masse  der  Käufer  zu  be- 
mächtigen und  sie  durch  die  Ausschaltimg 
von  Zwischenhandelsgliedern  billiger,  promp- 
ter und  vielseitiger  zu  versorgen. 

Das  System  der  Grossmagazine  hat  sich 
zuerst  in  England  entwickelt.  Ihnen  sind 
die  Yerkanfspaläste  in  Paris ,  die  sich  zu 
riesigen  Aktiengesellschaften  mit  stauneu- 
erregendem  Warenumsatz  herausgewachsen 
haben,  nachgebildet.  Auch  in  den  deutschen 
Grossstädten  entwickelten  sich  mit  der  Zeit 
ähnliche  Etablissements,  sei  es  besonders 
zugeschnitten  auf  den  Vei-sand  in  die  Pro- 
vinzen, sei  es  auf  den  lokalen  Absatz,  für 
alle  Klassen  des  kaufenden  Publikums  oder 
nur  für  einzelue  berechuet.  Bestimmte 
Firmen  derart,  wie  z.  B.  Kaffeegeschäfte, 
Cigarrenhandlnngen ,  Damenkonfektionsge- 
schäfte,  wählen  statt  des  Versandes  von 
Waren  von  einer  Centrale  aus  die  Grilndung 
eines  maschenreichen  Filialnetzes,  das  z.  B. 
bei  Modeartikeln  nach  Bedarfszonen  sinn- 
reich eingeteilt  Ist,  Fast  allen  diesen  Ge- 
schäften ist  gemeinsam,  dass  sie  einem  be- 
sonderen, ntark  entwickelten,  diu'ch  Oigani- 


sationstalent  des  Unternehmers  unterstfltzten 
Unternehmungsgeist  ihre  Entstehung  ver- 
danken. Es  ist  ganz  natürlich,  dass  der 
grosse  Erfolg  einzelner  zur  Nachahmung 
aneifert.  Aber  immer  ist  der  Organisator, 
nicht  das  hinter  ihm  stehende  Kapital,  das 
ausschlaggebende  Moment.  Er  bildet'  sicli 
an  der  Hand  reicher  Erfahrungen  und 
dank  *eiser  Selbstbeschränkuug  eine  eigen- 
artige Geschäftstradition,  die  die  Mode  und 
Laune  des  Tages  überwindet,  heraus.  Er 
benutzt  mit  grossen  Mitteln  und  Ausdauer 
die  zeitgenössischen  Formen  der  Reklame, 
er  sorgt  aber  gleichzeitig  dafür,  dass  das  in 
den  Zeitungen  und  Katalogen  Versprochene 
auch  gehalten  wird.  Seine  Reklame  ist 
keine  Marktschreierei,  seine  öeschäftspi-axis 
kein  unlauterer  Wettbewerb.  Die  Behand- 
lung solcher  grosser  Detailgeschäfte  ist  also 
eine  indiridudle,  die  nicht  jeder  Kapitalist 
oder  jede  beliebige  kapitalistische  Gruppe 
einfach  kopieren  können.  Schon  von  diesem 
sehr  oft  nicht  gebührend  berücksichtigten 
Gesichtspunkt  aus  Ifisst  sich  das  Rätsel  in 
der  einfachsten  Weise  erklären,  dass  das 
eine  Warenhaus  imd  Vereandgeschäft  ei^ 
folgreich  geblieben  ist,  während  das  andere 
äuRserlich  ganz  ähnliche  in  kurzer  Zeit  wie 
ein  Karteiuians  zusammenstflrzte.  Leider 
fehlen  unsspeciellinDeutschlaiid  hinreichende 
Mitteilungen  über  die  grossen  Warenhäuser, 
ihre  Kamtalbeschaffung,  ihr  Verhältnis  zur 
Gi'ossinaustrie  und  ihre  Geschäftsorganisation 
im  Inneren,  aber  soviel  ist  jedenfalls  sicher, 
dass  es  eine  Uebertreibung  sondergleichen 
ist,  schon  jetzt  von  »Entwickelungstendenzen 
im  Detailhandel«  zu. sprechen,  nach  denen 
den  Warenhäusern  ä  la  Wertheim  und  Tietz 
die  Zukunft  gehört.  Es  ist  eine  bekannte 
Erfahrungsthatsache,  dass  in  einer  wii-tscliaft- 
lichen  Haussebewegung  wie  derjenigen,  in 
der  sich  das  Deutsche  Reich  in  den  letzten 
Jahren  befand  und  die  durch  rapide  Zu- 
nahme der  Wohlhabenheit  aller  städtischen 
Klassen  sich  auszeichnete,  eine  fieberhafte 
GrUndungSthätigkeit  sich  bemerkbar  macht 
Momentan  mag  die  Kaufkräftigkeit  der 
grossen  Masse  der  Bevölkerung  stark  ge- 
stiegen sein  und  ebenso  ihre  Sucht,  in  den 
Einkäufen  es  den  besitzenden  Klassen  glelch- 
zuthun,  und  beides  konnte  die  Prosperität 
der  neuen  Wai-enhäuser  genügend  erklären : 
aber  eine  gewisse  Reaktion  wird  sicher  uicht 
ausbleiben,  auch  nicht  eineReaktlongegendie- 
jenigen  nationalökonomischen  Propheten,  die 
schon  jetzt  ankündigen,  dass  dem  bisherigen 
Detailhandel  die  Todesstunde  gesclüagen  hat 
Wäre  die  Entwickelung  zum  grosskapita- 
listisehen  Betrieb,  wie  sensationelle  National- 
ökonomen auf  der  einen  Seite  und  ängstliche 
Mittelstands  Politiker  auf  der  anderen  Seite 
uns  glaul)en  machen  wollen,  wirkhch  so 
selbstverständlich,  so  befände  der  gesamte 
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bisherige  Detailhaadel  sich  bereits  mitten  in 
einer  schwereo  Krisis.  Davon  kauii  gldck- 
liehorweise  gar  keine  Bede  sein.  Wahrschein- 
lich ist  nur  das,  dass  der  kapitalkräftige  De- 
tailhandel namenüich  in  den  grossen  Städten 
sich  der  Bildung  von  Specialgoscbäften,  die 
sich  auf  einen  engen  Kreis  von  zusammen- 
gehörigen  Waren  bezw.  auf  eine  bestimmte, 
Örtlichen  und  individuellen  BedfiifniRsenan- 
gei)aEste,  Kombination  von  Handelsgegen- 
stäuden  ausdehnt  Niclit  wahrecheinhch  ist 
dagegen,  dass  die  Warenhäuser  und  Bazare, 
die  alle  erdenklichen  Artikel  in  jeder  Quanti- 
tät und  Qualität  fQhren  wollen,  das  Feld 
behaupten.  Einzelne  Warenhäuser  bereits 
charakterisierter  Art  imter  genialer  Leitung 
mögen  von  Bestand  bleilien,  aber  vie\e  von 
ihnen  leiden  unter  dem  principiellen  Fehler 
der  nicht  durchgeführten  Arbeitsteilung.  Sie 
kranken  an  einer  viel  zu  riskanten  Einkaufs- 
manie von  Tausenden  von  Gegenständen 
ohne  Uebersicht  ober  die  Chancen  der 
Konjunktur,  an  un  Verhältnis  massigen  Kosten 
fOr  die  Reklame  und  endlich  au  viel  zu 
grosser  Abhängigkeit  von  den  Induatrieen. 
deren  Kommission slagcr  sie  bilden  wollen. 
Grosabritannien  ist  der  deutschen  wirtschaft- 
lichen Entwickelung  um  ein  halbes  Jahr- 
hundert vorausgeeilt  Wären  die  von  einigen 
Autoren  entworfeneij  Entwickelungstenden- 
zen  richtig,  so  gäbe  es  dort  nur  noch 
Warenhäuser  und  Bazare.  Das  ist  keines- 
wegs der  Fall.  Die  Einheitlichkeit  der  Mode 
und  des  ganzen  Konsumtionsbedarfs  hat 
zwar  auch  dort  Handweii  und  Doüülhaudel 
stark  zusammenschrumpfen,  zum  Teil  sogar 
ganz  vei-Bchwinden  lassen.  Ueberall  hat  der 
grosskapitalistische  Betrieb  das  Feld  erobert 
und  behauptet  Wir  sehen  dort  riesige 
Spccialgescbäfte  ein^führt  und  lebensfähig. 
Daneben  auch  eine  Reihe  von  Warenhäuser 
k  la  Wertheim,  Hertzog  und  Gerson,  Sie 
sind  aber  keineswegs  der  Typus  des  kapi- 
talistischen Detailhandels  geworden.  Sie 
sind  zugeschnitten  auf  einen  eigenartigen, 
individuellen  Unternehmungsgeist,  sie  sin<l 
aber  ebenso  wie  die  analogen  Geschäfte  in 
Paris  in  erster  Linie  Yei-sandhäiiser  für  die 
Provinzen.  Was  sie  dorthin  liefern,  ist  un- 
zweifelhaft besser  und  billiger,  als  was  man 
in  den  Geschäften  der  kleinen  Städte  be- 
kommt. Aber  der  Grossstädter  selbst  zieht 
es,  wenn  er  vernünftig  ist,  schon  jetzt  vor, 
in  den  ^sskapitaüsti sehen  Speclalgesehäften 
fürKleider,  Teppiche,  Lampen,  Mübol,  Schuhe, 
Hüte,  Kolonialwaren  und  tausenderlei  mehr 
zu  kaufen  als  aus  dem  Sammelsurium  der 
Bazare.  Die  Bazare  sind  nicht  das  eigent- 
liche Endziel  unserer  Entwickelung.  Siö  sind 
nur  für  die  unteren  und  mittleren  Stände  ein 
Durchgangsstadium,  was  die  besitzenden 
Klassen,  die  sich  an  die  guten  Speeialge- 
schäfte  hallen,  längst  durchlaufen  haben. 


Vorläufig  musB  es  eine  unentschiedene 
Streitfrage  bleiben,  welche  Form  des  gross- 
kapitalistischen Detailhandels  das  Feld  be- 
hauptet. Die  eine  Tendenz,  diejenige  nach 
A'ei-grosserung  der  Ladengeschäfte  mit 
gi-össerer  Auswahl,  grösserer  Koulanz  und 
erweitertem  Absatzgebiet  ist  imzweifelhaft 
vorhanden.  Das  mobile  Kapital  und  die 
kaufmännische  Intelligenz  wenden  sich 
diesen  Unternehmungen  zu,  die  den  kleinen 
Laden geschäflen  ebenso  überlegen  sind  wie 
die  Industrie  dem  Handwerk.  Die  Mode, 
die  Bedarfskon centration  und  die  gesteigerten 
Ansprüche  der  Konsumenten  an  Auswahl, 
geschmackvoller  Ausstattung,  flinkei-  Bedie- 
nung, Bequemlichkeit  und  Annehmlichkeit 
<ler  Kaufi^ume  unterstützen  diesen  Um- 
wandehmgsprozess.  Auch  mittlere  und 
kleinere  Geschäfte  können  alle  diese  Vorzüge 
aufweisen,  wenn  sie  mit  der  modernen  Ent- 
wickelung Schritt  halten.  Die  meisten  haben 
es  aber  nicht  gethan.  Nicht  die  sogenannte 
ahöhere  Unter nehmungsform«,  die  ja  als  die 
kapitalkräftigere  unter  sonst  gleichbleiben dea 
Verhältnissen  den  Vorsprung  hat  ist  allein 
ausschla^ebond,  vieles  hängt  vielmehr  von 
der  kaufmännischen  Intelligenz,  Spekulation 
und  Bildung  ab. 

Eine  Statistik  über  die  Warenhäuser  und 
Grossm^azine  ^ebt  es  nicht.  Nach  einer 
gelegentUchen  Angabe  soll  es  in  Deutschland 
bereits  .'iÜO  derartige  Etablissements  geben. 
Die  Zahl  scheint  etwas  hochgegriffen,  jeden- 
falls befinden  sich  darunter  auch  Bazare 
mittleren  Urnings.  Kaufhäuser,  in  denen 
man  alle  m%lichen  Artikel  erstehen  kann, 
hat  es  übrigens  schon  sehr  lange  gegeben, 
7..  B.  in  den  Hafenstädten,  wo  Aus-  und 
Einwanderer  sich  an  einer  Stelle  neu  aus- 
zustatten pfl^!;ten.  Ebenso  giebt  es  bereits 
seit  Jahrzehnten  Warenversandgeschäfte,  die 
durch  Masseneinkäufe  und  eigene  industrieUe 
Etablissements  zu  billigeren  Preisen  zu  liefern 
in  der  Lage  waren.  Vielfach  sind  diese 
Grossmagazine  nichts  anderes  als  Kommis- 
sionslager  füi-  die  betreffenden  Industrieen 
selbst  Dass  man  mit  einer  centralen  Leitung 
durch  gutgelegene  und  verteilte  Filialen  den 
Verkauf  bestimmter  Artikel  in  den  grossen 
Städten  und  iu  den  Pitivinzen  einheitlicher 
und  zweckmässiger  oi^nisieren  könne,  war 
ebenfalls  eine  allgemein  bekannte  Thatsacba 
Diejenigen  Erscheinungen  neuester  Zeit,  die 
die  Aufmerksamkeit  weiter  Kreise  in  so 
lebhafter  Weise  auf  sich  gelenkt  und  die 
Mittelstandspolitiker  im  Kaufmannsstande 
mobil  gemacht  haben,  sind  in  erster  Linie 
die  Bazare  imd  die  GrossnM^azine,  jene 
Maeaeuaiükelwarenhäuser,  besonders  berech- 
net für  die  niederen  Bevölkern  ngsichiehten, 
diese  riesenhaften  Kaufpaläste  fiir  Qualitäts- 
waren ausgezeichnet  durch  Chic  und  Komfort. 
Beiden  gemeinsam  ist  eine  systematisch  be- 
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triebene  Reklame.  Besonders  das  letztere 
Moment  hat  die  MittelstandspolitUter  ver- 
anlasst, Oder  Marktüchreierei  und  sonstige 
unsolide  Machenschaften  Klage  zu  führen, 
Klagen,  die  das  Wesen  des  modernen  Wett^ 
bewerbe  vollständig  verkennen.  Es  soll  zwar 
nicht  geleugnet  werden,  dass  es  Schund- 
imd  Hamschbazare  widerwärtigster  Art  giebt. 
Ihre  Devise  ist  »billig  und  schlecht«,  tmd 
sie  sind  berechnet  auf  die  I^ichtglatibigkeit 
nnd  Unklugheit  des  Publikums.  Sie  halten 
sich  bald  länger,  bald  kürzer.  Von  dauern- 
dem Bestand  können  sie  ii.  E.  aber  nicht  sein. 
Die  grossen  Warenhäuser  der  neuesten  Zeit, 
die  man  jetzt  besonders  im  Auge  hat,  haben 
sich  dagegen  solche  unsolide  Machenschaften 
in  der  Kegel  nicht  zu  schulden  kommen 
lassen.  Man  kauft  dort  gut  und  billig  und 
wird  prompt  bedient.  Ob  freilieh  alle  Ar- 
tikel preiswürdiger  sind  als  in  den  anderen 
üesehÄften,  ist  zweifelhaft.  Es  ist  sehr 
wahrscheinlich,  dass  man  besonders  billige 
Lockartikel  führt,  tmd  es  ist  keineswegs  aus- 
geschlossen, dasH  die  Preisunterbietung,  um 
die  Konkurrenz  zum  Erliegen  zu  bringen, 
raffiniert  planmässig  betrieben  wird.  Aber 
alles  das  sind  Praktiken,  die  nicht  nur  für 
die  Warenhäuser  charakteristisch  sind.  Man 
mag  fernerhin  bedauern,  dass  die  Waren- 
häuser die  unabhängigen  Existenzen  ver- 
mehren und  die  Gründung  selbständiger 
Haushalte  und  Geschäfte  erschweren.  Aber 
diese  Konserjuenz  liegt  ja  in  unserer  Ge- 
samte ntwickelung  zum  Grossbetrieb,  Jeden- 
falls ist  bislang  der  Nachweis  nicht  gelie- 
fert, dass  das  Heer  von  Angestellten  in  den 
Warenhäusern  und  Bazaren  sozial  schlechter 
gestellt  ist  als  in  anderen  Geschäften. 

Wie  gesagt  sind  die  Akten  über  die 
Warenhäuser  noch  nicht  geschlossen.  Die 
Grossmagazine  befinden  sich  zur  Zeit  in 
grossem  Aiifschwung  und  finden  den  Bei- 
hll  aller  KoDsumentenklassen.  Sie  sind  ge- 
fährliche Konkurrenten  für  die  mittleren 
und  kleineren  Ladengescliäfte,  die  ziu'ück- 
geblieben  sind.  Sie  naben  aber  auch  man- 
chen Fortschritt  gezeitigt  Der  Kaufmanns- 
stand speciell  in  den  kleineren  und  mitt- 
leren Städten  wird  durch  sie  aus  seiner 
Lethargie  gerötteil  und  modernisiert,  und  es 
wäre  sehr  bedenklich,  wenn  es  der  Mittel- 
atandsbewegung  gelänge,  durch  Filialen-, 
Branchen-  und  Umsatzeteuem  die  neuen 
Detail grossbetriebe  zu  erdrücken.  Leider 
hat  gerade  auf  diesem  Gebiete  die  neueste 
Gesetzgebung,  die  dem  Drängen  der  Mittel- 
standspolitiker nachgab,  höchst  gewagte  Ex- 
pei-imente  gemacht  Das  Mnsterland  fflr 
solche  Projekte  ist  Frankreich,  das  in  Form 
einer  Patent-,  Miet-  und  Personalsteuer  seit 
18S0  den  vorläufig  erfolglosen  Verauch  | 
macht,  die  Warenhäuser  besonders  zu  be- 1 
eteuern.     1899  folgte  Bayern  mit  einem  Ge- ' 


werbesteuergesetz,  welches  Warenhäuser, 
Grossmagazine,  Versand geschäfte  und  solche 
Gewerbebetriebe,  die  eine  Mehrzahl  von 
Verkaufsstellen  unterhalten,  mit  einer  be- 
sonderen Steuer  nach  dem  Geschäftsumfange 
belastet.  Endlich  ist  nach  überaus  erregten 
Verhandlungen  und  Kongressen  der  Detail- 
listen vei"eine  die  preussisehe  Staatsregienmg 
im  Jahi-e  194.10  dazu  übergegangen,  die 
W^arenhäuser  dureh  eine  besondere  Umsatz- 
steuer zu  bekämpfen.  Alles  nähere  über 
diese  Frage  wird  unten  in  dem  Art. 
Warenhäuser  zu  beliandeln  sein. 

Lltteraturi  Die  kaupUilchlichiU  LiUeratar  älier 
die  XitttUlandibeietgung  i'nt  Handwerk  findet 
»ich  oben  in  dem  Art.  Handwerk  Bd.  IV, 
.'<.  lUSmg.  bereita  a-ngefährt.  AehnliclKB  gilt  bt- 
liiglich  der  MiUtlilandibfWegung  im  Katifmanns- 
ilaiide  Tom  Art.  Handel,  ebendatelbat  S. 
a7<t,S0ff.  Von  der  neueKenLUteratuT  liier  Waren- 
häuier  'ind  Kleinhandel  lind  noch  aati^hren 
Paul  Dehn,  Die  Grottbatare  und  Mauen- 
ttceiygeKhäJU.  Berlin  IS99.  —  Paul  Erfurth, 
irurcnAaiu  vnd  Kleinhandel.  Berlin  o.  Jahr.  — 
A.  Oräv^U,  Zum  Kampfe  gegen  die  Tlami- 
häuier.  Vrctden-BlatetBiU  lS9ä.  —  JPrlt» 
GugenhHm,     WarenhaiaeUtutr.      Berlin    1S98. 

—  J.  W.  HauaehlUtt,  Der  Kampf  gegen  die 
M'arimhäuicr.  Frierleberii  a.  Qudt  o.  Jahr.  — 
F,  C.  /ruber,  Warenhau»  und  Kleinhandel. 
Berlin  1899.  —  Faul  3Seaao\€,  Die  Schäden 
im  Detailhaadel  nnd  die  Warenhäueer.  Druiden 
o.  Jahr.  —  Joh.  Wemteke,  UmtaUüeitvr  nnd 
Koniumvereine.  Berlin  1S9S.  A.  u.  d.  T.  Ge- 
noitenichafüiche  Slreil-  und  Zeilfragen,  Heft  S. 

—  Zur  Frage  der  Umiatittener  in 
Sachten.  Stenogr.  Berieht  über  die  •iffeniliehe 
ProtettcertammUing  der  eäehiitehen  Kmiiuntter- 
fine,  Prodnklen-  »nd  Warenterteilungtvereine ; 
abgehallen  am  SO.  Januar  1898  tu  Chemniit.  — 
Die  l'mtatzileaer.  Ein  Staknwort  gegen 
deren  Einführung.  München  1898.  — Sehnetder, 
Die  grollen  Warenbaxare  «nd  ihre  Aiavilchie. 
Verhandln  ngen  der  VII.  ordentlichen  Haupt- 
veriammliing  dei  Verbandet  deuUcher  Oeiccrbe- 
rereine,  KBln  1898.  —  Robert  Wilhelme,  Die 
Warenhäater  vnd  ihre  Bekämpfung.    Slraiiburg 

Hegen  die  Warenhäiucr.  Hamburg o.  Jahr,  —  Be- 
richt det  Auiichvilei  inr  Prüfung  dei 
Antraget,   betr.   itaattiche   korporative 
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Prüfung  dei 
betr.  die  kleineren  und  mittleren  De - 
tailliiten.  Dciember  1898.  —  Stenogr. 
Berichte  über  die  Silmngea  der  Bärgenehaft 
tu  Hamburg.  Januar  1899.  —  Die  Waren- 
hai(t-l'mtattilever  tum  Schult  des 
Kleinhandelt  und  det  Kleingewerbet. 
Denktchrift  dei  Bundei  der  Handel-  und  Ge- 
werbetreibenden  nt  Berlin.  Berlin  1899.  —  Dai 
Warenhaut.  Centralorgau  für  die  Inlereiten 
der  Kauf häuier,  Warenhäuter,  Baiare,  Sorllmentt- 
geichSfte  etc.  Unter  Redaktion  von  H,  A.  Bäcker 
in  Berlin.     Seil  Detember  1899  wächenltich  eine 
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Nummer.  —  F.  Stumpf,  Beriehl  über  die  am 
9.  DaevAvr  189S  lu  Otnabr'dck  gepfiogtntn  Ver- 
hawdlvngen  deuUrher  HandehtSrptrtekuftcn,  belr. 
die  Jtedrängniine  rfw  Klriidumdel»  'md  die 
muH    tur  Abhilft    dtrietben.      Oanairilrt   1896. 

—  Denktehri/l  über  die  gegenirärtige 
Lage  der  Mandel-  und  Gewerbetreiben- 
den im  deulie/icji  Miltelttandc  «nd 
Voriektäge  lur  Beiternag  dieter  Ver- 
h/ltlni*ie.  Einbeck  1S96.  —  Bericht  aber 
die    Kon/ercnt    der    Delegierten    kauj- 

Deuliclilandt  am  S.  «nd  4.  Oktober  ISSS  in 
Leipzig.  Iltraiug.  rom  Verein  leUaländiger 
Leipziger  Kaiiflenlt  und  Fahrikanten  zur  Wah- 
rung bereehtigter  Iniereuen.  —  Berieht  über 
die  Gründung  dee  Deuttrhen  Bunde« 
jüT  Handel  und  Qeverbe  in  Leipzig  am 
19.  Juni  1399.      Herttuig.    vom  Biindetvoritaiid. 

—  Erhebungen  über  die  Lage dei  Klein ■ 
handelt  im  Bezirke  der  HandeUkammer  filr 
äit  IkÜiche  Siederlausitz  in  üaraa.  Horan  X.-L., 
1S99.  —  Otto  Schmidt,  Die  Begründung  ron 
Einhitijtgenouemchaflen.       Konilam     1S99.    — 

—  Einen  krilitehenBerichtilberiillfdietelSehriften 
giebl  W.  SHeda,  Jahrb.  /.  Ifat.-Oei:  «.  Stat., 
19.  Bd.,  Jena  1900.  S.  S90ff.  —  Die  Steuer- 
frage  der  Genoteentehaflen  behandelt  J.  Vfev- 
nietce  im  Finaniarrhiv  Bd.  15  (1898)  K  ■Zr.iff. 
Ferner  6.  Schan*,  finamarehir  Bd.  3  (1830/ 
S.  2450-,  und  Bd.  IS  (1898)  S.  Sl6ff.  —  V/ber 
die  Enlwlrkettmgttendenzen  im  modernen  Klein- 
handrf:  Schrifitu  det  t'ereina  für  Si.tiaip<iiaik 
Bd.  98  S.  tSlff.  (namtnükh  die  Beferate  ton 
W.  Sotnbart,  K.  Bathgen  vnd  Itock*f.  — 
Ueber  die  preiue.  Waren/uiiueteiier :  Verhdlg. 
d.  pr.  Ab g.-n.  19.  Ugvil.-Per.  Settion  II  (1900). 

—  FeAer  die  Verhandtiingen  der  Bretlaaer 
Generaleeriammlnng  de»  Verein»  fUr  Sinial- 
polilikr  M.  Biei-mer,  Jahrb.  f.  Sal.-Oek.  und 
ätaliiltk,  19.  Bd.,  Jena  1900,  S.  i.%Hff.  —  Ueber 
da»  ffauaiergewerbe;  Srhrifien  det  Verein»  für 
Sozialpolitik  Bd.  77—83,  ferner  W.  Stieda, 
diM  Baueiergeieerbe  in  Devtiehlond,  Vortrag  ge- 
halten   in    der  Gehr-.SliJlung,    Dretden    1899.  — 

—  Beraetbe:  Referat  auf  der  Bretlauer  Getie- 
ralreT»ammlutig    de»     Verein»  filr    Noiialpnlitik, 

Bd.  98,  S.  lOiff.  —  M.  Biermer,  Art.  «Mittel- 
tiandtbeaegiingii,  Fldwb.  d.  Kl.  1.  A.  i.  Huppl.-Bd., 
Ä.  G34ff. 
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Hobiliarstener. 

EinleiCuD^.  I.  Die  Mobiliarateacr 
in  Frankreich.  1.  Geschichte.  2.  Geltender 
EcchtsiQBtand.  3.  Statistik,  IL  Die  Mo- 
bilinrRteuer  in  ElüHas-Lothringen.  111. 
Beurteilung.    IV.  Reformen. 

Einleitung.  Die  Mobiliai-sleiier  deckt 
sich  keineswegs  mit  einer  als  Vermögens- 
oiler  Aiifwandsteuor  ^dachten  Besteuerung 
des  Mobiliars  im  ül>li('lien  Sinn,  d.  h.  der 
Ausstattung  der  Privatwobnung,  wie  sie 
z.  B.  in  Belgien  und  Holland  als  Teil 
der  sogenannten  Pei-sonalsteucr  vorkommt. 
Ihr  Begriff  muss  vielmehr  aus  der  Steuor- 


gescliichfe  Frankreichs  entnommen  wer- 
den. Diese  ergiebt,  dass  der  MobiUar- 
stcuer  zwei  verschiedene  Ziele  gesteckt 
waren:  zuerst  in  den  Revolutionsjahren  die 
Aufgabe,  eine  der  Grundsteuer  parallele  B»- 
steueruug  der  Erträi^e  aus  beweglichem  Be- 
sitz zu  verwirklichen ;  später  dann  und 
nach  dem  noch  beute  geltenden  Becht  igt 
sie  gedaclit  als  eine  mit  einer  Personalab- 
gabe  verbundene  Steuer  nach  Massgabe  des 
Mietaufwands,  der  dieses  ältere  weitere  Ziel 
so  fremd  geworden  ist,  dass  im  letzten 
Jahrzehnt  Welgestaltige  Versnche  auftauchen. 
die  Steuer  dem  »rsprönglichen  Ideal  wie- 
der anzunähern.  Immerhin  unterscheidet 
sie  sich  in  einer  Reihe  von  Punkten  von 
den  eigentlichen  Mietsteuern,  auf  die  im 
übrigen  verwiesen  sei  (s. d.  Art. oben  S.  774f f.). 
Abgaben  unter  dem  Namen  der  Mobiliar- 
steuer finden  sich  in  Frankreich  und 
Elsass-Lothringeu. 

I.  Die  Mobiliarstener  in  Frankreich. 

1.  Geschichte.  Die  Eutstehung  der  Mo- 
biliarstener  in  Frankreich  verknüpft  sich  mit 
den  Yenjuchen  der  konstituierenden  Xatinnal- 
versammlung ,  die  Finanzen  des  Staates  nach 
der  Beseitigung  der  Abgaben  des  absoluten 
Königtums  auf  neue  Steuern  zu  begrtlnden- 
FUr  die  erste  Form  der  ergänzcaden  direkten 
Besteuerung  neben  der  Grandaten  er  war  ent- 
scheidend die  allgemeine,  darch  die  Vergan^n- 
heit  gerechtfertigte  Scheu  vor  einer  der  Will- 
kür der  äteuerorgane  Uberlaascuen  Veranlagung 
and  der  mit  den  Hevolulionsideeen  grossgezogene 
Hasä  selbst  gegen  ein  gesetzlich  unigrenites 
Eindringen  in  die  Einkommens-  und  VermSgens- 
verhältnisse  des  freien  Bürgers. 

Schon  1'.'.  Monate  nach  EinfQhning  der 
Contribntion  fonciere  wurde  in  Anhntl|ifDng  an 
frühere  Einzelversnche  fär  die  Belastung  des 
revenu  mobiüer  ein  dieaen  Stimmungen  ange- 
passter  Weg  beschritten.  Ein  Dekret  vom  13. 
Januar  und  10.  Februar  1791  criiT  zu  diesem 
Zwecke  ausser  einer  Personal  abgäbe  im  Wert 
dreier  Arbeitstage  einige  in  die  Augen  fallende 
iLui!sere  Wohlstaudsmenimale  (Wohuuugsmiete, 
Dienstboten.  Werde,  Maultiere)  herana  und  ver- 
suchte das  wichtigste,  die  Wohnungsmiete,  neben 
einer  aprozentigen  Anfwandsteuer  (cote  d'habi- 
tation)  zur  Grundlage  einer  Einkommensbesteue- 
rung  (cote  mobiliere)  zu  niacbeu,  während  die 
anderen  Objekte  mit  kleinen  späteren  Er- 
gänzungen einer  damals  und  für  die  Zukunft 
niifruchtbareo  direkten  Luiusstener  unterworfen 
wurden.  Doch  erwies  sich  trotz  eines  guten 
Kenies  der  Versuch  solcher  mittelbaren  Ein- 
kommensteuer als  unhaltbar.  In  richtiger  Er- 
kenntnis der  ungleichen  Bedeutung  des  Miet- 
aufwandes  fUr  die  UrOsse  des  Einkommens  waren 
zwar  die  zur  Feststellung  des  Einkommens 
dienenden  Maltip] ikatoren  mit  der  Hübe  dea 
Mielaufwandes  von  2—12' ,  (bei  101)  bezw. 
12000  Francs  Miete)  gesteigert  und  dem 
Ptlicbtigen  sogar  gestattet,  von  der  init5,65*,o 
dieses  Aktiven  Einkommens  erhobenen  Steuer 
den  Immobiliars teuerbetrag  abzuziehen,  aber 
die   Unfertigkeit   der   damaligen  Vervraltnngs-. 
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oniCaiiimtioD,  die  laan^elade  Eiuheitliclikeit  und 
Durchsichtigkeit  des  Steaerkompleses  und  wahr- 
scheinlich auch  die  Gehäsaigkeit  einer  echeiii- 
baren  Progressiva  teuer  Teraclaästen  erst  (29. 
November  1793)  die  Herahsatzang  der  heidea 
an  die  Miete  sich  anlehnenden  Steuern,  dann 
stillschweigend  1794  den  Verzicht  aaf  dieaelhe. 
Nach  fruchtlosen  Versuchen  1795  nnd  1797 
fahrte  hierauf  ein  G.  t.  23.  Dezember  1798  die 
Mobil iarstener  in  der  noch  jetzt  giltigen  Form 
ala  eine  blosse  Mietaufwandsteuer  ein,  wobei 
zwar  der  Name  der  Steuer  von  1791  beibehalten, 
jedoch  jeder  EückBchluss  auf  das  Einkommen 
aufgegeben  wurde.  Da  ihr  dabei  gegenil{)er  den 
anderen  Elementen  der  ergänzenden  direkten 
Besteuerung  (Personalateuer,  Luxnssteuem,  Be- 
soldnngBsteuer)  unter  einem  ßesamtaoU  von  3Ü 
Millionen  Francs  nur  der  Betrag  von  5,6  Mil- 
lionen, also  eine  ganz  nnbedentende  Rolle  m- 
E wiesen  war,  so  wurde  gleichzeitig  das  frühere 
cht  der  Anrechunug  der  Immobiliars teuer 
aafeehoben.  Durch  daa  gleiche  Gesetz  erhielt 
die  Mobiliars  teuer  die  ihr  noch  heute  anhaftende 
Eigenschaft  einer  Repartitionssteuer. 

Der  schwerwiegenden  Feststellung  der  Ver- 
teilnngsmassstäbe  für  die  Departements,  Arron- 
dissements  und  Gemeinden  waren  die  Be- 
mühangen  der  nächsten  Jahrzehnte  gewidmet. 
Nachdem  zunächst  1798  für  die  Ober  Verteilung 
der  lohe  und  willkürliche  Weg  einer  Kom- 
bination von  Seelenzabl  nnd  Qewerbestcuer- 
ertrag  benutzt  nnd  nur  für  die  Veranlagung 
in  den  Einzelgemeinden  der  Mietwert  zu  Grunde 
gelegt  wurde ,  ordnete  das  Finanzgesetz  vom 
23,  Juli  1820  wegen  der  ausserordentlich  ver- 
schiedenen Entwickelung  des  Gewerbe  wesens 
an,  daas  auch  von  o1jen  herab  die  Verteilung 
nach  den  Mietwerten  der  Bezirke  zu  erfolgen 
habe.  Aber  die  Bestimmung  dieser  Summen 
selbst  stie.sB  auf  unerwartete  und  nach  mehr- 
fachen Erhebungen  keineswegs  Qberwundene 
Schwierigkeiten,  obwohl  es  der  Steuer  Verwaltung 
gelang,  die  Gesamtsumme  des  belastbaren  Miet- 
aufwands ailmähtich  genauer  zu  erfassen  (1830 
15Ö,  1828  384  Millionen  Francs). 

Das  G.  V.  21.  April  18:^2  verteilte  deshalb 
aufs  neue  die  Kontingente  willkürlich  je  zo 
einem  Drittel  nach  dem  letzten  Ertrage  der 
1831  vorübergehend  selbständig  gemachten 
Personalsteuer,  nach  den  Steiierkontingenten 
von  1830  und  nach  den  eben  katastrierten  Miet- 
werten. Seit  dieser  Massregel  kam  eine  ge- 
setzliche Repartition  nicht  mehr  zu  stände: 
zwar  bestimmte  das  gleiche  Gesetz  von  1832, 
dass  künftig  alle  fUnf  Jahre  eine  Revision  der 
Kontingente  der  Dei^rtements  erfolgen  sollte, 
aber  da  die  ersten  Termine  trotz  mehrfacher 
Vorlagen  wegen  des  allgemeinen  Widerstandes 
frnchtlos  verflossen,  so  griff  schliesslich  ein  G. 
V,  4.  August  1844  zn  dem  bei  dieser  Lage 
einzig  mJJglicben,  aber  durchaus  nnzurei  eben  den, 
von  den  Gesetzgebern  viel  zn  optimistisch  be- 
nrteilten  Mittel,  anf  eine  durchgreifende  Revision 
zn  verzichten,  aber  die  bisherige  Starrheit  der 
Eontingente  wenigstens  dadurch  zu  brechen, 
dass  neuentstehende  Wohnungen  nach  drei 
Jahren  dem  Einzel-  und  Hauptkon tingente  mit 
b\  des  Mietwertes  zugeschrieoen,  abgebrochene 
vom  nächsten  Jahre  an  abgeschrieben  werden 
sollten.  Diese  Bestimmang  ist  die  einzige,  der 
eine  automatische,  von  den  FinanzgesetJten  un- 


Ein  1831  gemachter  Versuch,  die  Personal- 
Steuer  als  QnotitätssteQer  von  der  Mohiliarsteuer 
zn  trennen,  um  letztere  trotz  Beibehaltung  des 
Repartitionscharakters  sowohl  im  ganzen  als 
anch  besonders  im  Verhältnis  der  Departements 
zu  einander  gleich  massiger  und  ergiebiger  ge- 
stalten zu  können,  musste  wegen  des  Wider- 


wegen  der  Angriffe  auf  die  zu  erwartende  Er- 
höhung der  Personalstener  schon  nach  einem 
Jahre  wieder  autgegeben  werden.  (G.  v.  21. 
April  )&S2,) 

Seitdem  ist  an  den  Eaaptgrnndsätzen  der 
Gesetzgebung  und  Stea  erver  waltung  nichts  mehr 
verändert  worden,  obwohl  schon  seit  Jahrzehnten 
in  zunehmendem  Masse  die  Parteien  und  die 
Wissenschaft  Fortbildungen  im  Sinne  einer 
Aenderuug  des  Steuercharakters  oder  derStener- 
technik  fordern  [s,  unten  sub  III  nnd  IV). 

2.  Geltender  Rechtsznstand.    Derselbe 

lieruht  im  wesentlichen  auf  dem  mehrfach 
citierten  Gesetz  von  1832  und  de«  spateren 
Veionlnungen  und  Enlscheidiingen  der  Ver- 
waltun  gsbel  1  Orden . 

Die  Mobiliareteuer  ist  eine  Repartitions- 
steuor,  deren  jährlicher  Betrag  im  ganzen 
und  einzelnen  nioht  direkt  bestimmt  wird, 
sondern  von  der  Feststellimg  der  Persoiial- 
steuer  abhängt  Diese  wird  auf  GniDd  des 
von  den  Geiieralräten  fttr  jede  Gemeinde 
angesetzlonPersonaisteuerwatzesI  Wert  dreier 
Arbeitstage,  höclistens  4,r,0  Francs)  uud  der 
vom  Munioi palrate  bestimmten  Zalil  der 
Steuerpflichtigen  in  der  betreffenden  Ge- 
meinde berecnnet  nnd  von  dem  derselben 
Gemeinde  durch  den  Goneralrat  anferlegten 
Gesamtkontingent  der  Personalmobiliarsteuer 
abgezogen,  worauf  der  Kest  deu  Betrag  der 
Mobiliarsteuer  bildet.  Diesem  letzteren  fallen 
allein  die  Zuschläge  ffir  allgemeine,  depar- 
tementale  und  kommunale  Zwecke  zur  I^t. 

Die    subjektive  und   objektive  Steuer- 

S flicht  ist  folge ndermassen  umgrenzt.  Der 
lobiliai-stener  unterworfen  ist  jeder  im  Voll- 
besitz seiner  Rechte  stehende  Einwohner, 
d.  h.  nach  der  Praxis  nicht  .sowohl  der 
privat  rechtlich  Dispositions  fähige,  als  jeder 
durch  Vermögen,  Gewerl>ebotrieb  und  sons- 
tigen Erwerb  wirtschaftlich  Selbständige. 
Von  dieser  auch  die  Ausländer  umfassenden 
Pflicht  sind  ausgenommen  die  nicht  einhei- 
mischen Vertreter  fremder  Staaten  im  Falle 
der  Beciprocität  uud  die  vom  Armenarate 
Unterst  Atzten  Personen.  Weiter  sind  befreit 
die  Offiziere  und  Beamten  der  Land-  und 
Seemacht,  die  Offiziere  des  Generalstabs 
und  der  Alishebungsbehörden,  die  Vorstände 
der  Zollämter  und  die  Gendarmerie,  sofern 
sie  nicht  freiwillig  eine  eigene  Wohnung 
für  sich  und  ihre  Familie  haben.  Offiziere 
»ohne  Truppe«  geniessen  das  Vorrecht  nicht. 
Zu  diesen  von  jeher  bestehenden  Vei^ns- 
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tigungen  tritt  seit  G.  v.  17.  Juli  1889  und 
8.  August  1890  hinzu  die  Befreiunf;  der 
Eltern  von  mindesfena  7  lebenden  minder- 
jährigen Kindeni,  wenn  der  Grrund betrag 
von  deren  Person  almobiliarsteiier  10  Francs 
nicht  überschreitet. 

Befreit  können  weiter  ivenJen  gering 
Bemittelte  überhaupt,  veon  und  soweit  der 
Municipalrat  von  der  ihm  imbestritten  und 
mit  Ausschluss  jedes  Beschwerderechts  zu- 
stehenden Befugnis  Gebrauch  zn  maehon 
besehlieest.  Die  Gewohnheit  solcher  Ent- 
lastimg  der  unteren  Klassen,  deren  Umfang 
infolge  der  E>ecentraliBation  der  Kompetenz 
nicht  genau  bekannt  \vird,  ist  bei  Personal- 
wie  Mobiliarateuer  seit  langem  weit  ver- 
breitet 1891  gewahrten  von  85  Städten 
mit  über  20000  Seelen  angeblich  nur  10 
keine  Erleich tenmgen.  Dieselben  geheu 
zumeist  nicht  von  festen  (irundsätzen,  son- 
dern nur  von  der  La^  des  Einzelfalles 
aus;  häufig  haben  sie  die  Form  einer  nied- 
rigeren Einschätzung  der  kleinen  Wohnungen. 
1880  wurde  vom  Staatsrat  die  schon  länger 
bestehende  Hebung  genereller  Freilassung 
der  Mietwerte  unter  einem  bestimmten  Be- 
trag als  i-echtmässig  anerkannt 

Die  Sleuerpflieht  bemisst  sich  zeitlich 
nach  dem  1.  Januar,  örtlich  nach  der  Zuge- 
hörigkeif der  Wohnung  bezw,  der  Wohnungen, 
bei  erfolgtem  Wechsel  nach  der  Zugehöii^- 
keit  der  neuen  Wohnung ;  sie  ist  unabhängig 
von  der  thatsäclüichen  Benutzung,  sofern 
nur  das  Dispositionsrecht  ül>er  die  Wohnung 
vorhanden  ist.  Tod  macht  die  Erben,  heim- 
licher Abzug  des  Mieters  den  Vermieter 
für  die  im  betreffenden  Jahre  fällige,  nicht 
bezahlte  Steuer  haftbar.  Aehnliche  Siche- 
rungen des  Fiskus  bestehen  dem  Vermieter 
gegenüber  z.  B,  bei  Unterlassung  der  ihm 
obliegenden  Anzeige  eines  vertragsmässigen 
Wohnungswechsels  und  beim  Vermieten 
möblierter  Wohnungen. 

Steuerohjekt  ist  die  persönlichen 
Zwecken  dienende  (daher  möblierte)  Woh- 
nung, gleichviel  ob  dieselbe  als  Amtswoh- 
nung in  öffentlichen  Gebäuden  liegt,  ob  sie 
dauernd  oder  nur  vorübergehend,  ganz  oder 
teilweise  bewohnt  wird.  Bei  Vermietimg 
möblierter  Wohnungen  wird  der  Mietwert 
des  Mobiliars  abgezogen.  Steuerfreiheit  ist 
niu-  den  unfreiwillig  leeretehenden  Woh- 
nungen, dann  den  amtliclien,  benifhchen, 
gewerblichen,  landwirtacliaftlichen  Zwecken 
dienenden  Eäimien  gewährt,  sofern  sie  sich 
von  den  persönliciien  Wohnräumen  trennen 
lassen. 

Als  Slassstab,  nach  dem  die  persön- 
liche Stenerpflicht  mit  den  Steuei Objekten 
verknüpft  wird,  gilt  im  allgemeinen  dei- 
Mietwert  der  Wohnung  (valcur  locative 
d'habitation  personelle).  Während  diese 
Vorschrift   bequem   anwendbar   ist  in   Ge- 


meinden, wo  \'iel  vermietet  wird,  vtird  sie 
unhaltbar  imd  von  der  Gesetzgebung  als 
nnhaltbar  anerkannt  in  allen  anderen  Fällen. 
Die  Regierung  gelangte  unter  dem  Einflüsse 
der  thatsächiiehen  Uebung  schon  vor  1832 
dazu,  subsidiär  andere  Gesichtspunkte  der 
Einscliätzung,  z.  B.  nach  den  Ergebnissen 
der  Grund  Steuerkataster,  vor  allem  aber 
nach  dem  aus  äusseren  Eindrücken  sich 
etwa  ergebenden  Einkommen  oder  Ver- 
mögen (faculti«  prfjsum&s  des  contri- 
buables)  zu  dulden,  und  konnte  auch  seit- 
dem diese  in  der  Natur  der  Sache  liegende 
Praxis  niclit  beseitigen,  obwohl  damit  den 
verhassten  willktii'lichen  Stewermerkmalen 
Raum  gegeben  war.  Es  kann  auch  nur  als 
eine  Selbsttäuschung  betrachtet  werden,  wenn 
die  Beehtsprechiing  diesen  anderen  Mass- 
atäben  nur  das  Gewicht  einer  Hilfe  hei 
Erfassung  des  Wohnungsmiet wertes  beige- 
legt wissen  will. 

Hieraus  ergiebt  sich,  dass  die  in  den 
Einzel^meinden  verwendeten  Kataster  nur 
für  die  Unter  Verteilung  der  Steuer,  aber 
weder  für  eine  neue  Gesamtropartition  noch 
als  Anhaltspunkt  für  die  konkreten  Auf- 
wands- oder  Vermögens  Verhältnisse  brauch- 
bar sind.  Uelier  die  heutige  Anwendung 
der  verschiedenen  Veranlagimgsmassstäbe 
siehe  unten  sub  3. 

Die  Verteilung  des  jährliehen  Kontingents 
auf  die  so  festgestellten  Gnmdlagen  hat  im 
allgemeinen  proportional  (an  Centime  le 
fraiic)  zu  erfolgen.  Eine  wichtige  principielle 
Ausnahme  von  dieser  Regel  sowie  von  der 
gewöhnlichen  Erhebung  der  Personal  mobi- 
liarstetier  ist  für  Octroigemeinden  zu- 
gelassen. Schon  durch  G.  v.  24.  April  1806, 
dann  durch  das  von  1832  ist  diesen  im  Au- 
scliluss  an  frühere  ähnliche  Privilegien  das 
Recht  gegeben,  die  Personalm obiliarsteiier 
ganz  oder  teilweise  auf  das  Octroi  zu  Ober- 
nehmen, wobei  die  bezüglichen  Beschlüsse 
der  Genehmigung  AiMcii  ein  Dekret  imter- 
liegen,  Sie  können  dabei  die  kleinen  Mieten 
ganz  von  der  Mobiliarsteuer  freilassen  und 
lue  übrigen  proportional  heranziehen  oder, 
vie  schon  vor  1832,  seit  dem  FinanzgesetE 
'om  3.  Juli  1846  eine  Progressivskala  (tarif 
gradue  en  raison  de  la  Progression  ascen- 
danto  des  loyers)  anwenden,  die  jedoch  in 
ihren  höchsten  Stufen  den  primär  zu  be- 
rechnenden proportionalen  Steuerfuss  nicht 
übersteigen  darf.  (Instruktion  vom  5.  Sep- 
tember 1860;  vgl.  die  belehrende  Staatsrats- 
entscheidung vom  21.  Jidi  1876,  die  sich 
gegen  die  atärkei-e  Progression  in  Paris 
wendet.)  Neuerdinga  benutzen  die  Gemein- 
den diese  Möglichkeit,  die  unteren  Klassen 
^on  einer  direkten  Steuer  zu  entlasten, 
ramer  weniger.  Von  2ö  Orten,  die  1830 
dieses  Recht  gebrauchten,  darunter  3  mit 
Anwendung    progressiver    Sätze,    ist    die 
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Zahl  dieser  sogenannten  villes  rudimfesl 
1837  auf  16,  1850  auf  10,  1861  auf  8,  nach 
1871  auf  6  zurückgegange»  (Paris,  Versailles, 
Lyon,  Marseille,  Cherbourg,  Lorieut).  1891 
waren  es  nur  noch  die  zwei  erstgenannten. 
In  beiden  Städten  ist  die  durch  das  Octroi 
gedockte  Summe  allmählich  immer  mehr 
gesunken,  z.  B.  in  Paris  von  (1804)  4.9  (= 
84%)  bis  auf  (1899)  4,6  Milüonen  Francs 
(=  14*Vo  der  Personalmobiharateuer  samt 
allen  Zuschlägen),  Nur  Paris  benutzt  noch 
jetzt  eine  in  ihrem  höchsten  Sait.  alljährlich 
wechselnde ,  im  übrigen  ziemlich  stabile 
Degressivskala  bei  der  Verteilung  des  übrig- 
bleibenden Mobiliarsteuerkontingenfs.  Es 
waren  dort  z.  B. 

befreit  die  Normal- 


Eataster- 
auachlag ')    1 
von  Frcs. 


8.  Statii^tik.  Die  ßeformversuche  der 
letzten  Jahre  sind  auch  der  Statistik  zu 
gute  gekommen,  die  vorher  nngentlgend  war. 
Das  Wachstum  der  1798  auf  5,.')  Millionen 
veranschlagten  und  1820  ca.  15  Millionen 
Francs  ergebenden  Mobiliarsteuer  seit  18:-!2„ 
wo  zum  letzten  Male  allgemeine  grössere 
Entlastimgen  des  Uesamtkontingents  ein- 
traten, nad  ihre  finanzielle  Bedeutung  unter 
den  grossen  direkten  Staatssteuern  zeigen 
folgende  Zahlen 


Seit  1860  hat  ^ich  die  ]tfobiliarsteuer  aJs 
ziemlich  elastisch  erwiesen.  Bei  den  Zahlen 
für  1899  (Voranschlag)  kommt  die  Herab- 
setzung der  Grundsteuer  mit  in  Betracht. 
Noch  mehr  fällt  das  Gewicht  der  Mobiliar- 
Steuer  in  die  Wagschale,  wenn  man  die 
Zuschläge  (för  Staats-,  Departements-,  Ge- 
meindezwecke) 211  ihr  mit  in  Rechnung  zieht. 
1899  wurde  an  Personalsteuer  17,6  Millionen 
Francs,  dagegen  an  Mobiliarstener  155,1  er- 
hoben, davon  78,2  für  den  Staat. 

Die  Zahl  der  Mobüiarsteuerpflichtigeu, 
bei  der  übrigens  in  mehreren  Gemeinden 
besteuerte  Personen  auch  mehrfach  gezählt 
sind,  ist  viel  starker  gewachsen  als  die  Be- 
völkemng  (letztere  1831  bis  1896  um  IC/o). 
Die  Zahl  der  cotes  war  in  1000 
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37,6 

23,6 
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335.6 

52,2 

35,8 

iwa 

64,8 

47,6 

355,8 

71.6 
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Wenn  die  Zahlen  vergleichbar  sind  und 
nicht  auch  die  von  den  Gemeinden  kraft 
eigenen  Rechts  Ijefreiten  einschliessen,  so 
würde  sich  daraus  (und  ähnlich  bei  der 
Personalsteuer)  ein  sparsamerer  Gebrauch 
der  Befreiungen  ergeben;  Von  allen  Hans- 
haltungen (1851  8,86, 1861  9,05, 1886  10,58, 
1891  10,74  MilUonen)  fallen  übrigens  auch 
heute  nur  V3  imter  die  Mobiliarstener.  Der 
Steuernachlass  auf  Grund  des  Gesetzes  von 
1890  (s.  oben  sub  2)  betrug  1898  0,5  Millionen 
Francs. 

Der  Mietwert  ist  seit  den  vergeblichen 
Versuchen  von  1820  bis  1841  erst  1887  bis 
1889  gleichzeitig  mit  der  Anfertigung  des 
neuen  Geb&udekatasters  und  zwar  diesmal 
notorisch  mit  gutem  Erfolg  festgestellt  wor- 
den. Zum  Yer^eich  dienen  die  älteren 
unvollkommenen  Daten.  Die  valeurs  loca- 
tives  wurden  berechnet  iu  Millionen  Francs : 
1831  zu  393  (Erhebung),  1841  zu  427  (Erhe- 
bung), 1856  zu  512  (Fortschreibune),  1889  zu 
1572  (Erhebung),  1894  zu  1603  (Fortsehrei- 
bung),   1899  zu  2040  (offizielle  Schätzung). 

Besonderes  Interesse  gewählt  endlich  die 
den  Budgetberatung«n  von  1891  beigegebene 
Tabelle  über  die  Art  der  Veranhwung  der 
Kobiliaisteuer  im  Jahre  1884,  iSe  neute 
noch  zutreffen  wird.  Damals  waren  veran- 
lagt nach  dem 


Gnindstücks- 
kataster,  Verkaufs-  Mietwert 

Mietwerte  selbst  wert,  Mietwert,  aber      kombiniert  mit 
ohne  genaneren      facultas  preeum^es 
ÄnBcblusi)  an  diesen 
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allein  (verschiedene 
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IL  Die   HoblUarstener  in   BIsaaB-Loth- 

ringen. 

Id  Elsass-Lothringen  ist  die  Altere 
französische  Gesetzgebung  nach  1871  im 
vesentlichea  unberQhrt  geblieben.  In  ähn- 
lich grossem  Umfang  wie  io  ÜVankreich 
musete  hier  von  der  Repartilinn  Dach  dem 
Mietwert  abgesehen  und  die  Steuerpflich- 
tigen aussei'  m  den  grösseren  Städten  nach 
Uassgabe  des  Einkommens  oder  Wohlstands 
eingeschätzt  werden.  Auch  hier  sind  die 
minder  bemittelten  Klassen  ■weitgehend  ent- 

FOr  Staats-,  Bezirks-  und  Genieinde- 
zwecke wurden  erhoben  (in  100(1  M.)  an 


Peraonal-Mobiliarstener       2  6og       3  083 
Habiliarsteuer  allein  2044       2480 

direkten  Steuern  15  544     17663 
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Dem  Gnmdbetrag  nach  ergaben  (in  1000  M.j 
1876       1890       1898 
die  vier  direkten  Steuern  S632      9379 

„  Personal- Hobiliareteuer  i  310      i  4S3 
davon  Moblliarsteuer  745  879 

da«  Kontingent  StraHsburgR  149         305         24S 

„  „         JlUlliaiisens     81         12a         153 

Von  dem  Vorrecht  der  Octmigemeindeo 
haben  seit  Jahrzehnten  Straasburg  und  Mttl- 
hausen,  neuerdings  auch  Oolmar  Gebrauch 
gemacht.  Strassbnrg  brachte  aus  Gemeinde- 
mitteln bis  1892  27  000,  seitdem  44  800 
Mark,  Mülhaiiscn  nur  4000,  Colmar  5000 
Mark  auf.  Ueborall  bleiben  die  Mietwerle 
hinter  der  Wirklichkeit  zurück  und  die 
kleinsten  Mieten  ganz  fi'ei  (in  Straasburg 
bis  zu  160  Mark).  StrasRbiirg  iiat  nur  eine 
ganz  bescheidene  Degression;  für  die  ersten 
160  Mark  7  "In,  für  den  Ueberschuss  einen 
nach  Bedarf  wecliselnden  höheren  Satz,  z.  B. 
1838  8,397  "/o.  Mlllhauson  dagegen  erhebt 
schon  lange  die  Steuer  noch  einem  von  3 
bis  25"/))  des  fiktiven  Mietwerts  steigenden 
Tarif,  ähnlich  jetzt  Colmar.  Die  Gemeinde- 
örfnung  von  1895  g  57  Z.  2  lässt  solche 
progressive  Sätze  ohne  Beschränkung 
III,  Beurteilung. 
Bei  der  Beurteilung,  die  sich 
gleichzeitig  auf  Frankreich  imd  Elsass- 
Lothringen  erstrecken  kann,  ist  davon  a»iß- 
zugehen,  daes  auch  die  Moblliarsteuer  fSr 
sicn  keinen  einheitlichen  Steuertypus  dar- 
stellt. Entsprechend  der  Verschiedenheit 
der  Veranlagungsmassstäbe  erscheint  sie 
in  beiden  Ländern  bald  als  Mietaufwand-, 
bald  als  Wohlstandssteuer. 

Wo  sie  nach  den  Mietwerten  wirklich 
verteilt  ^vi^d  (nur  in  den  grösseren  Städten) 
ist  dieser  Aufwand  mangels  regelmässiger 
Katastererneuerung  nur  teilweise  und  un- 
gleichartig erfaset  und  das  VerhältoLs,  in 
dem  die  bezahlte  Miete  zur  Leistungsfähig- 


keit steht,  nur  ganz  unvollkammen  berück- 
sichtigt. Insbesondere  widerapricht  dem 
deutschen  Gefühl  das  Festhalten  an  propor- 
tionalen Steuersätzen  auch  für  die  höchsten 
Mietauf  Wendungen.  Die  teilweise  L'eber- 
nahme  der  Steuer  auf  das  Octroi  bedeutet 
in  der  Regel  nur  eine  formale  Entlastung 
der  unteren  Klassen. 

Wo  vom  Mietwert  ^»gesehen  und  die 
Steuer  analt^  der  prenssisehen  ehemaligen 
Klassenstencr  nach  allgemeinen  WohJslands- 
nnd  Besilzmerkmalen  veranlagt  wird  (in  90 
oder  mehr  Prozenten  aller  Gemeinden) 
scheint  zwar  die  Steuerlast  gleiduuäseiger 
verteilt  zu  sein,  aber  nur  dank  der  diskre- 
tionären Thätigkeit  der  örtlichen  Steuerrer- 
teiler,  die  seitens  der  Steuerpflichtigen  unan- 
gefochten  bleibt,  weil  es  sieh  nur  um  die 
Repartition  bestimmter  und  meist  relativ 
kleiner  Summen  handelt  und  ein  erheblicher 
Teil  der  Steuer  in  den  kleineren  Gemeinden 
durch  die  Personalab^be  gedeckt  wird. 
Immerhin  sind  von  diesem  Vtffgehen  un- 
trennbar grobe  Irrtümer  Aber  den  Wohl- 
stand namentlich  der  Reichen,  ja  ein  Miss- 
brauch  der  schrankenlosen  Freiheit  zu 
Gunsten  der  höheren  Klassen. 

Ebenso  gross  sind  die  Mängel  der  Mobi- 
liareteuer,  wenn  man  ihre  Verteilung  über  das 
ganze  Staatsgebiet  prüft.  Jede  Repartitions- 
Eteuer  setzt,  um  gleichmäsBig  verteilt  wer- 
den zu  könueu,  gleichwertige  und  in  regel- 
mässigen Perioden  erneuerte  Kataster  vor- 
*aus.  Beides  fehlt  in  Elsass-Lothringen  wie 
in  Fi'änkreich.  Schon  die  letzte  aUgemeine 
Verteilung  der  Haupt kontingente  um  1832 
war  willkürlich.  Kaiasterrevisionen  sind  nie 
zu  Stande  gekommen.  Auch  die  jetzt  schon 
wieder  veraltete  französische  Einschätzung 
der  80er  Jahre  ist  unbenutzt  geblieben,  ob- 
wohl sich  die  Ungleichmäsaigkeit  der  Last 
durch  die  Zunahme  der  Zuschläge  zum 
Grundbetrag  der  Steuer  verstärkt  hat  An 
dem  1889  festgestellten  Mietwert  bemessen, 
dessen  Benutzung  ftir  die  Kontingentsver- 
teilung freilich  wegen  der  örthch  verschie- 
denen Bedeutung  des  Mietaufwandes  ge- 
wisse Korrekturen  erfordert  hätte,  trugen 
1891  59  französische  Departements  mehr  als 
den  ihnen  hiernach  zukommenden  Gnmd- 
betrag desPerson  al-MobOiarsteuerkontingents; 
danmter  19  um  20  "/o  zu  viel,  andererseits 
imter  den  23  anderen  4  imi  mehr  als  20% 
zu  wenig.  Bei  den  Departements  variiert 
die  Belastung  ums  Doppelte,  bei  den  Arron- 
dissements  ums  Dreifache,  bei  den  Kantons 
7 — 8  fache,  bei  den  Einzelgemeinden 
ums  50fache  des  niedrigsten  Durchschnitts- 

KS. 

Die  33000  Gemeinden  bis  2000  Seelen 
(^  92  "/o  aller  Gemeinden  mit  55  "/o  der 
Bevölkerung)  waren,  wenn  man  sie  in  einige 
Gruppen  zusammen faest,  in  einem  mit  ihrer 
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Grösse  umgekehrten  Masse   überlastet,  die 
mittleren  Städte  ausserordentlich  bevorzugt. 

Die  ungleichmässige  Höhe  der  Mobiliar- 
stener  beruht  indessen  nicht  nur  aul  den 
Mängeln  des  Katasters,  sondern  auuh 
auf  ihrer  zweckwidrigen  Verkoppelung  mit 
einer  Quotitateateuer,  die  je  nach  dem  un- 
korrigierbaren Beliehen  der  General-  oder 
Bezirksräte  auf  dem  mechanischen  Wege 
einer  rohen  Haushaltsateuer  einen  mehr 
oder  minder  grossen  Teil  vorwegnimmt  In 
Frankreich  betrug  dieser  Teil  1891  43—21  »/o 
des  Geaamtkontingents,  je  nach  der  ürösse 
der  Gemeinden  schwankend,  in  den  kleinsten 
am  höchsten,  in  45  sogar  den  ganzen  Gnind- 
betrag  der  Doppelateiier  deckend. 

Aus  vorstehendem  ergiebt  sich,  dass 
doppelter  Beziehung  die  staatlichen  Interessen 
verletzt  sind,  Einmal  werden  durch  die 
Ungleichartigkek  des  Maasstabes  der  Indivi- 
duairepartition  fflr  die  Verwaltung  die  Ueber- 
sieht  und  ReformvorechlSge  erschwert;  so- 
dann fehlt  der  Steuer  die  ElssticitSt.  Sie 
folgt  nur  unzureichend  der  Bewegimg  der 
Mietaufwendungen,  gar  nicht  derjenigen  des 
Wohlstands.  Die  grosse  Steigerung  beider 
ist  fast  spurlos  an  ihr  vorübergegangen ;  nur 
soweit  sie  sich  in  wertvolleren  Keubauten 
zeigte,  ist  sie  dem  Staat  zu  ^te  gel 
Der  Grundbetrag  der  Mobiliarateuer  (ohne 
Personalsteuer)  machte  in  Prozenten  der 
besonders  erhobenen  valeurs  loeatives  aus 
in  Frankreich  1828  5,5,  1856  4,4,  1891  nur 
3,U3,  in  Elsass-Lothringen  1890  gar  nur  1,6, 
wenn  man  den  1895  festgestellten  Mietwert 
der  "Wohngebäude  vergleicht 

IV.  Reformen. 

Diese  grossen  Mängel  haben  in  beiden  L&o- 
dem  neuerdings  zur  Einsicht  in  die  dringende 
Reform  bedürftigkeit  der  Mobiliarsteuer  ge- 
führt, InElsass-Lothringensteht — als 
Schlussstein  der  Modernisierung  der  direkten 
Besteuerung  ■ —  ihre  völlige  Beseitigung  auf 
dem  Programm  der  Regiening.  Durch  G,  v. 
2.  Juli  1898  ist  dieselbe  ermächtigt  worden, 
Kapitalerträge,  Löhne  und  Besoldungen  auf 
GrundlagevonFassionenvorläufigzu  ermitteln, 
um  genauere  Grundlagen  zu  gewinnen,  wie 
weit  und  in  welcher  form  diese  Quellen  als 
Ersatz  benutzt  werden  können.  Jene  Er- 
mittelungen sind  voUendet  und  so  bleibt  nur 
zu  hoffen,  daas  die  Aufhebung  der  Personal- 
Mobiliars  teuer  bald  zu  Stande  kommen  wird. 

Viel  schwieriger  liegen  die  Verhältnisse 
in  Frankreich.  Der  in  Elsass-Ijothringen 
beschrittcne  Weg  ist  hier  aus  naheliegenden 
Gründen  verschlossen.  Die  Reform  wird 
kompliziert  durch  die  Abneigung  gegen 
Steuerprogression,  durch  den  »fctichisme  des 
signeß  extürieurs«,  durch  die  Scheu  vor  einer 
starken  Veisehiebung  der  Steuerlast  zwischen 
Stadt  und  Land,  durch  den  engen  Zusammen- 


hang der  Departements-  und  Gemeindebe- 
steuerung mit  der  Staatsbesteuening,  endlich 
durch  die  im  wesentlichen  politische  Frage 
der  Wahl  zwischen  Repartitions-  und  Qiioti- 


Seit  dem  letzten  Jahrzehnt  verquickt  sich 
die  Reform  der  Mobiliarsteuer  überdies  aufs 
neue  mit  der  Idee  einer  persönlichen  Be- 
steuerung des  Einkommens,  die  in  dreierlei 
Richtungen  Vertretung  findet.  Die  beiden 
ersten  haben  keine  Aussicht  auf  Ver- 
wirklichung. Der  radikalste  Plan  sucht 
Ersatz  in  einer  Gesamteinkommen  Steuer 
mit  Fassionszwang  nach  deutschem 
Muster.  Dass  Frankreich  dafür  noch  lange 
nicht  reif  ist,  beweist  deutlich  der  Mieser- 
folg Peytrals  (1888)  und  Doumere  (1896). 
Ebenso  hat  die  Kammer  den  grossgedachten, 
aber  unfertigen  Plan  Cocherys  1896  abge- 
lehnt, ein  impöt  sur  les  revenus  nach  eng- 
lischem MTiister  statt  des  impöt  sur  le 
reventi  hei-zustellen,  wobei  der  m  einigen 
Punkten  verbesserten  Mobiliarsteuer  die  Auf- 
gabe der  stärkeren  Belastung  der  Wohlhaben- 
deren zugewiesen  war.  Am  anssichtsreichsten, 
weil  dem  Geist  der  Franzosen  am  konge- 
nialsten, ist  die  aucli  im  Cocheryschen  Projekt 
von  1896  zu  Tage  tretende  Rückkehr  zu  den 
Ideeen,  die  die  Gesetzgeber  der  Revolution 
mit  der  Mobiliarsteuer  verbanden,  d.  h.  Ver- 
wandlung derselben  in  eine  Abgabe,  die  auf 
Grund  der  Miete  und  einer  Reihe  äueserlich 
aiditbaren  Luxiisaufwendungen  die  Steuer- 
pflichtigen ungefähr  nach  ihrer  Wohlhabenheit 
erfasst,  dabei  die  Aermeren  schont  tmd  die 
Reicheren  etwas  stärker  trifft.  Dahin  zielen 
die  von  einander  stark  abweichenden  Ent- 
vOrfe  von  Dauphin  (1887),  Bnrdeau  (1894), 
Cochory  (1897),  Peytra!  (1898).  Während 
Burdeau  und  Cochery  sich  darauf  beschränken, 
die  Miete  allgemein  zur  Basis  der  Steuer  zu 
machen  (aber  ohne  Verzicht  auf  Reparation), 
die  verschiedene  Bedeutung  des  Mietauf- 
wands je  nach  der  Ortschafts-  und  Familien- 
grösse  anzuerkennen  und  die  Reicheren 
durch  Zuschläge  nach  der  Zahl  der  Dienst- 
boten, der  Wagen  und  Pferde  stärker  zu 
treffen,  erkühnte  sich  Peytral  (und  in  primi- 
tiverer Form  Dauphin)  aus  der  Miete,  dem 
Halten  von  Dienstboten,  Wagen,  Pferden, 
Yachten  und  Luxushunden  ein  Einkommen 
zu  konstruieren,  das  bei  besonderen  Alinien- 
tationslasten  ermässigt  und  (bei  niedrigem 
ExiBtenzminiraum)  proportionw  besteuert  wer- 
den sollte.  Der  Kultus  der  äusserlichen 
Hilfsmittel  zur  Erfassung  des  Einkommens 
ist  hier  auf  die  Spitze  getrieben. 

Der  neueste  Vorschlag  Caillauxs  vom 
Mai  1900  zielt  ebenfalls  auf  eine  förmliche 
Einkommensteuer  ab,  mit  hohem,  nach  der 
Ortschaftsgrösse  steigendem  Existenzmini- 
mum (1000  bis  2500  Francs)  und  mit  Pro- 
gression.    Das  Einkommen   soll  mit  Hilfe 
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der  schon  vorhandenen  Hilfsmittel  amtlich 
geschätzt  werden,  ohne  die  Pflichtigen  selbst 
ii^ndwie  ia  Ansprach  zu  nehmen,  Aiisser- 
dem  wird  zur  Kontrolle  in  Orten  von  Aber 
5000  Seelen  und  sonst,  wo  es  die  Verwal- 
timg für  angezeif^  hält,  auf  (rrund  der 
Miete  mittelst  Multiplikation  ein  Einkommen 
errechnet,  das  massgebend  ist,  wenn  nicht 
erstem  Schätzung  höhere  Summen  ergeben 
hat.  Von  dem  geschätzten  oder  errechneten 
Einkommen  sind  Abzüge  von  je  100  bis 
250  Francs  statthaft  für  im  Hauslialt  be- 
findliche Aseendenten  oder  minderjähiige 
K-inder. 

Gleichviel  ob  die  Reform  in  einer  dieser 
vielen  Formen  zu  stände  kommen  wird, 
bleibt  der  Vei-such,  die  Leistungafäliigkeit 
aus  einzelnen,  zufällig  greifbaren  Ausgabe- 
posten zu  bestimmen,  eine  Halbheit  votlgr 
WillkQr.  Die  Mängel  werden  besondere , 
daim  zu  T^  treten,  wenn  nicht  nur  die  i 
Personal-Mooiliarsteuer ,  sondern  wie  jetzt 
bei  Peytral  und  Caillaux  auch  die  längst 
zum  Tode  verurteilte  Thflr-  und  Fenster- 
steuer (beide  zusammen  im  Staatsbudget 
mit  jetzt  157  Millionen  Francs  figurierend) 
dadurch  Ersatz  finden  sollen. 
Lltteratar:  Stourm,  Zet  ßn.  de  l'ancient  rig.  I. 

—  tl'AuAlffret,  Syitime  ^.  e»  Fr.  I.  — 
Eaquli-ou  lU  PalH«u,    Traiti  de*  irap.  I,  IL 

—  Leroy-BeauUeu,  Traile  det  fln.  J.  —  E. 
Coh^n,  Eeforme*  praliqtie*  dant  It  rtgimc  da 
impSt*.    —    (Je  Sablemont,    Eiforme   tociale. 

IV.  terie,  Nr.  44.  —  PerfoiLr,  Ugielalion 
det  cojitr.  dir,  (deuUche  Atttgabe  filr  Eltati- 
Zcthringen  von  Joppen).  — -  Vl^nea,  TVoiW 
dn  imp.  ea  Fr.  I,  II.  —  Vonmter,  Trailf 
da  eontr.  dir.  —  J.  Tardltu,  Traili  iheoriqnt 
et  pratique  de*  contr.  dir.  —  ItaUox,  Jumpr. 
ginirale  v.  imp.  direelt.  —  Eecueil  de*  luie 
et  arreU,  1876,  II,  S.  3ST.  —  Block,  Diel,  de 
t'admin.  franf.  ruppi.  —  C  Say,   Diel,  det  fia. 

V.  PerinneUe  mobitiire,  Pfriqvatiort,  Paris,  ociroi. 

A.  Wagner,  Mn.  Wut.  Bd.  III  und  Ergän- 
xangtheft.  —  u.  Hock,  Fin.-Venr.  Fratiireichi. — 
«.  Kavfmatin,  Fin.  Frankreiehi.  —  v.Seltxen- 
»tetti,  in  Sehr.  d.  Ver.  }.  Sorialp.  XII  und  in 
Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.,  K.  F.   VIII,  IX. 

Statiilik  und  Be/ormpl^ne:  Bouttn, 
Bapport  ivr  lei  rhuUali  d'Svaluation  det  pro- 
prietii  batiea.  (abgedruckt  iw,  Joum.  offic.  1890, 
7.  «.  iO.  VII.  1890).  —  Senteignementi 
Ilatill,  relalift  oui  contr.  dir.  1—10.  —  Bericht  der 
BudgeltommitiioTi  von  1891(CKamhre  de*  dep.  Ann. 
leii.  ord.  1S91,  I,  p.  1440ß.)  lourie  die  tpäleren 
Verhandlungen  der  Kammer  (die  Entwütfe  lämt- 
lieh  im  Bull,  de  itatittique  abgedruckt,  di* 
Motive  /reilich  meiit  nur  tehr  eerkiirtt). 

Ueber  die  Eintommtniteuerfrage  int 
beeonderen  1.  autier  letiteren  und  den  ichon 
eilierten  Wrrten  ChatUey,  l'impSl  »ur  le  recenu. 

—  Ch.  PhUippe,  De  l'impSt  tuT  le  revenit, 
€.ed.  —  Froeri-verbaHT  de  laeonuniiiion 
eitTaparlamenlaire  de  l'impSl  lur  lei 
rerenut.  Hierin  fauch  lelbttändig  eriehienen) 
COBtr,  Bapport  gen/rat  preienti  au  nom  de 
hl    oimmittio»    ele.;    lodann    luiammenfaaiend 


Filr  EltasfLothringe»  rgl.  Verhnnd- 
tiingen  det  Landetaiieurhutse»  189S  nnrf  OHsaett- 
berger,  Beiträge  lur  St-itittik  der  Stadt  Stnut- 
fmrg,  H^t  IV. 

Troeltuch. 


Modelle,  Modellschntz 

.  Muster-  und  Modellschutz. 


Hohl,  Robert  von, 

jfeb.  am  17.  VIII.  1799  20  StnttB;art,  gest,  am 
5.  XI.  in  Berlin,  studierte  in  Tübingen,  Heidel- 
berg und  Oattingen,  wurde  1Ö24  ausserordent- 
licher und  drei  Jahre  später  ordentlicher  Professor 
der  Staatswissenachiifteti  in  Tübingen,  überwarf 
Hieb  beim  Kandidieren  als  wttrttembergischer 
Kammerabgeordneter  für  die  Stadt  Bahngen  mit 
dem  damaligen  wUrttemhergiscben  Minister  des 
Innern  ScUayer,  ward  seiner  akademischeu  Lehr- 
thätigkeit  euthoben  und  wegen  „Unbotoifissig- 
keit"  als  Regierungsrat  nach  Ulm  versetzt. 
Unter  Verzicht) eistung  anf  letztere  Stellung  trat 
Mobl  ans  dem  wUntembergi scheu  Staatsdienst 
und  folgte  1&17  einem  Knfe  als  Professor  der 
Staate wiSBenschsiten  nach  Heidelberg.  1848  ver- 
trat er  den  württembergiscben  Wahlkreis 
Mergentbeim  in  der  Panlskircbe,  wo  er  dem 
linken  Centram  angehörte  nnd  am  9.  VIIX.  1848 
Beichsjusüz minister  des  Beichs Verwesers,  Era- 
herzogB  Jobann  von  Oesterreich,  wurde.  Am 
17,  V.  1849  legte  er  dieses  Amt  nieder  und 
trat  wieder  in  seine  Heidelberger  akademische 
Lehrtbätigkeit  zurück.  Verdient  machte  sich 
Mohl  noch  in  den  Jahren  1861/70  als  badischer 
Bnndestagsgesaudter  in  Frankfurt  a,  M.  und  in 
München  sowie  187J  als  Präsident  der  Ober- 
rechnmigskammer  in  Earlsruhe. 

Mohl  verSffentlichte  von  staatswissenscbaft- 
liehen  Schriften  a)  in  Buchform:  Diücrimen 
ordinum  provincialium  et  constitntionis  re- 
praesentativae ,  Tübingen  1821  (Promotiona- 
schrift),  —  Die  öffentliche  Rechtspflege  des 
Dentschen  Bandes,  Ein  pnblizistischer  Versuch. 
Stat^rt  1622.  —  Das  Bnndesstaaterecbt  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  I,  Ab- 
teilung, ebd.  1824,  —  Qrnndriss  zu  Vorlesungen 
über  das  deutsche  Privatrecbt,  Tübingen  l®i. 

—  Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Württem- 
berg, 2  Teilci  ebd.  1829;  2,  Anü-,  1840;  neue 
Ausgabe  der  2.  Aufl.,  T846,  —  Die  Poliiei- 
wissenscbaft  nach  den  Grnnda&tzen  des  Rechts- 
staates, 3  Bde,  [Bd,  m  a,  n,  d.  T. ;  System  der 
PiAventivjastiz  und  Bechtspolizei),  ebd.  1832/34; 
2.  Aufl.,  1844,'45;  3,  Aufl,,  1866.  —  Die  Nichtig- 
keit der  Ansprüche  des  Obersten  Sir  Angnstns 
d'Este  anf  Tbronfähigkeit  in  Orossbritannien 
und  Hannover  gegen  die  Outacht«n  von  v.  Dillen. 
Elüber  und  ZachariS  nachgewiesen,  ebd,  1835. 
~-  Die  Verantwortlichkeit  der  Minister  in  Ein- 
herrschaften mit  Volksvertretung  rechtlich,  poli- 
tisch und  geschichtlich  entwickelt,  ebd.  18:17. 

—  Erörterungen  über  die  allgemeine  Renten- 
anstalt in  Stuttgart,  ebd.  1838,  —  Hntersnchaag 
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det  £Ur  die  Verwaliitnfr  der  allgemeinen  Renten- 
Anstalt  fortbrachten  Veiteidig-ucgsg runde,  ebd. 
1888.  ~  Geachithtliche  Nach  weis  ang-en  über  die 
Sitten  und  das  Betragen  der  Tübinger  Stndieren- 
den  während  des  16.  Jahrh.,  ebd.  1840;  2.  Aufl., 
1871.  —  Vorschlage  zu  einer  Geschäftsordnung 
des  verfassunggebenden  Reichstages,  Heidelbertf 
1848.  —  Die  Geschieht«  und  Litteratur  der 
Staats wisgenschaften.  In  Honographieen  dar- 
gestellt, H  Bde.,  Erlangen  18Öö/ö8.  —  Eucyklo- 
?die  der  Staatswissenscliaft .  Tübingen  18ä9; 
Aufl.,  1872;  dasselbe,  2.  (Titel-) Ausgabe  der 
2.  Anfl.,  Freiburg  KB.  1881.  -  Staatsrecht, 
Tölkerrecht  und  Politik,  Monographieen,  3  Bde., 
ebd.  186069.  —  Wider  die  Gleichstellung  der 
Juden.  2nr  Kritik  der  neuesten  Angriffe  von 
einem  getanften  Jnden,  Berlin  1869.  —  Das 
deatscbe  Reicbsstaatsrecht.  Rechtliche  und  po1i~ 
tische  Erörternngen,  Tilbingen  1H73.  —  Kritische 
Bemerkungen  über  die  Wahlen  zum  Deutschen 
Eeichstage,  ebd.  1874,  —  Mohl  war  beteiligt  an 
dem  Werke:  Festschrift  zur  Jubelfeier  der 
25j9hrigen  Begiemng  S.  )[.  des  KOnigs  '\^'ilhelni 
von  Württemberg,  Ludwigslust  1841,  durch  den 


Uebersicht  der  neueren  vitlkerrechtlichen  Litte- 
ratur, Bd.  III,  1846,  S.  3  ft,  —  Ueber  ßnreaii- 
kratie,  Bd,  III,  1846.  S,  330  ff.  —  Ueber  die 
verschiedene  Auffassung  des  Repräsentativ- 
systems  in  England,  Frankreich  und  Deutsch- 
land, Bd.  in,  1846,  S,  451  ff.  —  Ueber  die 
wQrttembergiBChe  Staatsschuld,  Geschichte  nnd 
RechtsTerhältnisse  derselben,  Bd.  III,  1846,  S, 
620  ff.  —  Zar  Lehre  vom  Petitionsrecht  in 
konstitotionelien  Staaten,  Bd,  IV,  1847,  S,  137  ff, 

—  Ueber  Aus  Wanderung,  Bd,  IV,  1847,  S.  320fr,. 

—  Ueber  die  Untersuchung  bestrittener  ständi- 
scher Wahlen  durth  die  Abgeordnetenkammern 
selbst,  Bd,  IV,  1847,  S,  .^23  ff.  -  Neuere  Schriften 
über  englisches  Staatsrecht,  Bd,  V,  1848,  S,  iWff, 

—  Geschichte  der  württembergiachen  Verfassung 
von  18ia,  Bd,  VI,  1860,  S.  44  ff,  —  Die  Litte- 
ratur des  schweizer  Staatsrectits,  Bd.  VI,  ISiÜ, 
S,  4385.  —  Gesellscbafts  wissen  Schaft  und  Staate- 
wissenschaft, Bd,  VII,  1861,  S.  2  ff,  —  Schilde- 
rung herQhmter  StaaUgelehrter :  I.  J,  J.  Pütt«r, 
H.  1  L-  KlUber,  Bd.TU,  1851,  S,  193ff,  — 
Die  zur  Beibringnug  Staats  wissenschaftlichen 
Stoffes   bestimmten   Jahresschriften,    Bd.  VIII, 


Beitrag:  Geschichte  der  Rechtsgeaetzgebung  1 1852,  S.  211  ff,  Revision  der  völkerrechtlichen 
■wahrend  der  ersten  25  Regiernngsjahre  Künig  \  Lehre  vom  Asyle,  Bd,  IX,  1863,  8.  461  ft.  — 
Wilhelms  von  Württemberg.  —  Mohl  warHeraaa- 1  Joh,  Fallati,  Nekrolog,  Bd.  XII,  1856,  S,  669ff. 

geber  folgender  Publikationen:  Beiträge  zur  "'  "' i-:.i..,:_l__  t- 

echicbte  ^Württemberg«.     Eine  Sammlang 
'  ■  '       in^edrnckten  Quellen,  heranagegebf" 


mit  Einleitungen  und  Erlänterungen  versehen 
von  R.  Mohl,  Ed.  I,  Tübingen  1821,  —  Die 
Litteratur  des  gesamten  wUrttembergi  sehen 
Sechts  aus  dem  letzten  Jahrzehnt,  bisT«risch- 
kritisch  dargestellt  von  R.  Mohl,  C.  Scheurlen 
nnd  C.  G,  Wächter,  Stuttgart  1830.  —  Akten- 
sttlcke,  die  land ständischen  Anklagen  wider  den 
korfUrstlicb  hessischen  Staatemmister  Hans 
Daniel  Ludwig  Fr.  Hassenpflug  betreffend.  Die 
Verteidigungsschriften  von  dem  Angeklagten 
selbst  nnd  vom  Prof.  R,  Muhl  in  Tübingen,  ebd. 
1836.  - 

b)  in  Zeitschriften:  1)  im  Archiv 
der  politischen  Oekonomie  und  Polizei  Wissen- 
schaft, Heidelberg:  Schuldentilgung  durch 
Heranslosung  von  Nnmmern,  Bd,  I,  1835,  S.  43  ff. 
—  Ueber  die  Nachteile,  welche  sowohl  den  Ar- 
beitern selbst  als  dem  Wohlstande  und  der 
Sicherheit  der  eesaraten  bürgerlichen  Gesell- 
schaft von  dem  Fabrik  massigen  Betriebe  der  In- 
dustrie zugehen  ete,  —  2)  in  Zeitschr,  für  die 
ges,  St»al«w,,  Tübingen:  Das  rechtliche  Ver- 
Bältnis  der  Taiisschen  Post  zu  den  Staatseisen- 
bahnen, Bd,  I,  1844,  S.  7ff,  —  Neuere  Leistungen 
der  Neapolitaner  nnd  Sicüianer  im  Gebiete  der 
politischen  Oekonomie,  Bd,  I,  1844,  S,  232  ff.  — 
Die  Aufhebnng  der  Sklaverei  in  den  englischen 
nnd  französischen  Eolonieen,  Bd.  I,  1844,  S. 
478  ff.   —  Die  Staatsromane.    Zur  Litteratur- 

feschichte  der  Staats  Wissenschaft,  Bd.  II,  1845, 
,  24  ff.  —  Ueber  die  wissenschaftliche  Bildung: 
der  Beamten  in  den  Ministerien  des  lunem  mit 
besonderer  Anwendung  auf  Württemberg,  Bd,  II, 
1845,  S.  129  ff.  —  Konstitutionelle  Erfahrungen. 
Ein  Beitrag  zur  Verfassungspolidk ,  Bd.  II, 
1845,  S,  19f  ff.  —  Ueber  eine  Auatalt  zur  Bil- 
dung häherer  SteaUdiener,  Bd.  II,  1845,  S. . 
268ff,  --  Litterarisch-historisch«  Uebersicht  der  j  Geiste 
EncjklopBdieen  der  Staats  Wissenschaft,  Bd,  11,  Wisset 
184.^,  S.  423  ff.  —  Die  Rettungshäuser  für  ver-    zogene 

-wabrloste  Kinder,  Bd.  II,  184Ö,  8.  649  ffl   — I  durch    kosmopolitische    Kenntnis    fremder   Zo- 
HandwÖrUrbDcb  der  ßtaatswissenschaften.    Zweice  Auflage.    V,  54 


Schriften  über  koDStitationelleB  Staate- 
recht, Bd,  XXVII,  1871,  S.  251  ff.  —  Kritische 
Erürterungen  über  Ordnung  und  Gewohnheiten 
des  Deutschen  Reiches.  Bd,  XXX,  1874,  S.  528  ff. 
und  Bd.  XXXI,  1876,  S.  39ff,  —  Mohl  war 
femer  Mitarbeiter  an  der  , .Kritischen  Zeitschrift 
für  Rechtswissenschaft",  Bd,  I-VI,  Stuttgart 
und  Tübingen  1826/29,  die  er  mit  A,  Rogge, 
E.  Schenrlen,  B.  Schrader,  C.  G.  WSchter  und 
K,  Wächter  herausgab. 

Mohls  wirtschaftliche  Doktrin  war  die  ent- 
gegengesetzte von  der  seines  Bruders,  des  Scbntz- 
zUllnera  und  Tabakamonopolkampfers  Moritz.  In 
seinem  „Staatsrecht  des  Königreichs  Württem- 
berg" abstrahiert  er  von  der  Theorie  der  Teilung 
der  Gewalten ,  paktiert  nicht  mit  dem  land- 
läufigen schwäbischen  Liberalismus,  tritt  aber 
mit  Entsciiiedenheit  für  die  verfassungsmässigen 
Grundrechte  des  Volkes  ein.  In  seiner  „Polizei- 
wissen schaff  erweitert  er  mit  Unrecht  die 
Kompetenz  der  Polizeigewalt  dadurch,  dass  er 
ihr  die  ganze  innere  Verwaltung,  welche  sich 
der  polizeilichen  Exekution  doch  nur  als  Zwangs- 
instauK  zu  bedienen  hat,  als  Domäne  überliefert. 
Seine  Ueber-  und  Untervülkernng  betreffenden 
Ausführungen  in  der  „Polizei Wissenschaft"  kenn- 
zeichnen ihn  als  einen  Anhänger  von  Maltlins 
in  der  Theorie,  Als  einer  der  Neubegründer 
der  Staats  Wissenschaften  in  Deut«chland  glaubte 
Mohl  einer  Trennung  der  Oesellschaftslehre  von 
der  Lehre  vom  Staate,  die  er  als  notwendig  be- 
funden, das  Wort  reden  m  dürfen,  gegen 
welchen  Vorschlag  H.  v,  Treitschke  in  seiner 
Schritt  „Die  Gesellschaftswissenschaft"  (1869) 
mit  Erfolg  protestierte.  Sein  Biograph  Hermann 
Schulze  fasst  sein  Urteil  über  Mohls  wissen- 
schaftliche Bedeutung  dahin  zusammen,  dass  er 
nicht  die  Wissenschaft  mit  philosaphischem 
irtieft,  wohl  aber  den  Umfang  unseres 
vermehrt  und  den  vor  ihm  so  eng  ge- 
Horizont der  deutschen  Staatsgelehrten 
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stände  erweitert  habe.  Als  Reiclisjustizaiinister 
regt«  er  die  Ansarbeitung  eine»  Bntwnrfs  zn 
einem  Eandels^setzbucli  für  ganz  DentBchlaDd 
an  ond  setzte  in  diesem  Zwecke  im  Oktobei 
1848  eine  Kommiasiea  ein ;  auch  zuro  damaligen 
Beschlusg  der  Frankfurter  National  reraammlung: 
„SSnitJiclie  Spielhöllen  in  Dentschland  sind  hier- 
mit aufgehoben",  g&b  Hohl  die  Initiative. 

Vffl.  über  Hohl:  Aktenstücke,  betreffend 
den  Bienstaustritt  des  Professors  R.  v.  Mohl, 
Freibnrg  i.  B.  T846.  —  Dictiouniiire  de  l'eco- 
noraie  polit,,  2.  Aufl .  Bd.  II,  Paris  1864.  S.  Xm!91. 

—  In  memoriam!  Karl  Adolf  v.  Vangerow  und 
Robert  v.  Mohl,  2  Nekrologe,  München  187G.  — 
Hermano  Schnlze,  Robert  von  Hohl,  im  „Im 
neuen  Reich",  Jahrg  1876,  Leipzig,  Nr.  241  B. 
nnd281ff.  —  Robert  y.  Mohl  als  Lehrer  nnd 
Staatamann,  in  „Deutsche  Rundschau",  Bd.  VII, 
Berlin  1876.  —  Revue  de  droit  international, 
Bd.Viri,  BriiHBell876,  Nr.64ö/48.  •- E.  Meier, 
Hohls  Stellung  in  der  Wianenscbaft,  in  Zeitscht. 
f.  Staataw.,  Bd,  XXSIV,  Tübingen  1878,  S.  431  ff. 
\.  Weech,  Ans  alter  nnd  neaer  Zeit,  Leipzig 
1879.  —  Er  an  n- Wiesbaden,  Nekrolog  in  der 
„Gegenwart",  Jahrg.  1880,  Berlin,  Nr.  13,  — 
Teichmann,  R.  v.  Mohl,  in  v  Holtxendorff, 
Rechtslexikon,  3.  Aufl.,  Bd.  II,  Leipzig  1881, 
S.  793;it4.  -  Marquardsen,  R.  v.  Mohl  in 
Allgemeine  deutaehe  Biographie,  Bd.  XXII,  ebd. 
1885  S.74öff.  —  H.Schulze,  Robert  v.  Mohl. 
Ein  Erinnerungsblatt,  dargebracht  zur  WOjähr. 
Jubelfeier  der  Ruperto-Carolina,  Heidelberg  1886. 

—  NoQTeaa  dictionnaire  d'economie  polit.,  Bd.  II, 
Paris  1892,  8.  296.  — 

Ltpiiert. 


Holiuari,  Oastare  de, 

wnrde  am  3.  III.  1819  zQ  Lüttich  geboren, 
studiert«  in  Brüssel  Medizin  ond  in  Paris 
Nationalökonomie,    wurde    18Ö3    Professor   der 

Politischen  Oekouomie  an  dem  „Mus^e  royal  de 
Indnstrie  beige"  in  Brüssel  nnd  redigiert  seit 
1881  als  Obefredakteui'  das  „Jonrnal  des  Eeono- 
mistes"  in  Paria.  Mit  seinem  Bruder  Eugen 
von  Molinari  gründete  er  die  inzwischen  ein- 
gegangenen Zeitschriften  „Economiste  beige" 
und  „La  bourse  du  travail". 

G.  de  Molinari  veröffentlichte  von  staats- 
wissenschaftlichen  Schriften  in  Buchform  u.  a. : 
Etndea  economiques.  L'orgauisation  de  la  liberte 
industrielle  et  l'abolition  de  Tesclavage,  Paris 
1846.  —  Les  Soirfes  de  la  Rue  Saint-Lazare, 
Entreticns  snr  lea  lois  economiques  et  defense 
de  la  proprifetfi,  Paris  1849.  —  Leg  Revointiona 
et  le  Despotisme,  enviaagea  au  poict  de  vue  des 
inter^ta  mat«riels,  Bruxellea  1852.  —  Cours 
d'economie  poHtique  fait  au  mua^e  royal  de 
rindustrie  beige,  Bruielles  et  Paris  185Ö,  2.  öl. 
1863.  —  L'Abb«  de  Saint-Pierre,  sa  vie  et  sea 
Oeuvres,  Paris  18Ö7.  —  De  TEnseignement  obü- 

Sttoire.  Discussion  entre  M.  <i.  de  Molinari  et 
.  Frederic  Passy,  Paris  1859.  -  Kapoleon  Hl 
publiciate,  Analyse  et  appreciation  de  ses  oenvres, 
Bruielles  1861.  —  (Juestions  d'economie  politi- 
qne  et  de  droit  public,  2  vols.,  Bmxelles  et 
Paris  1861.  —  Lettres  aiir  la  Rnssie,  Paris  1861, 
2.  ed.,   1877.  —  Las  Clubs   ronges  pendant  le 


8i^  de  Paris,  Parb  1871,  —  Le  monvement 
socialiste  et  les  reunions  socialistes  avant  le 
4.  IX.  1870,  anivi  de  la  pecification  des  tapports 
du  capital  et  du  travail,  Paris  1871.  —  La 
BäpabliqQe  temperte,  Paris  1873.  —  Lettres  snr 
les  Etats-Ünis  et  le  Canado,  Paris  1876.  -  La 
Rue  des  Nations.  Visites  aus  sections  etran- 
gferes  de  l'Eiposition  nniverselle  de  1878,  Paris 
1879.  —  L'Irlande,  le  Canada,  Jersey  Lettres 
adress^es  au  „Journal  des  Debats",  Paris  1861. 

—  L'Evolution  öconomique  du  XIS»  SiScle. 
Theorie  du  proerfes,  Paria  1884.  —  L'Evulution 
poiitiqoe  et  la  Revolution,  Paris  1884.  —  Con- 
versations  snr  le  commerce  des  grains  et  la 
protection  de  l'agricnlture,  Paris  1886,  2«  HL 
1897.  —  A  Panama.  L'isthme  de  Panama,  la 
Martinique,  Haiti,  Paris  1887.  —  Lea  lois  natn- 
relles  de  l'toinomie  politiqne,  Paris  1887.  La 
Morale  ^conornique,  Paris  1888.  —  Malthus.  Essai 
snr  le  principe  de  popolation,  Paris  1890.  — 
Notions  fondamentales  d'economie  politiqne  et 
Programme  economiqne,  Paris  1891.  —  Religion, 
2.  ed.,  Paris  1892,  —  Präcis  d'economie  politi- 
qne et  de  morale,  Paris  1893.  —  Les  bourses 
du  travaü,  Paria  1893.  ^  Science  et  religion, 
Paris  1894.  —  Cumment  se  r^oudn  la  queädon 
sociale,  Paris  1896.  —  La  viricultnre.  Ralentisse- 
ment  da  monvement  de  la  population.    D^gene- 

—  -  mce.   Causes  de  remfedes,  Paria  1897.  —  Von 
^n  in  neuerer  Zeit  im  ,,Joamal  des  Ecutio- 

tnistes"  verlilf entlichten  grösseren  Schriften  seien 

—  genannt:  Lea  droits  sur  les  bies  (Jahrg.  &3, 
).    —    L'economie   de    l'hisloire   (Jahrg   54, 

1896).  —  Le  mecanisme  satorel  de  la  prodaction 
etde  la  distribntion  des  richesses  (Jahrg. 55, 1896). 


Honopol. 

Unter  Monopoi  versteht  man  in  der  Re^^el 
stUlscliweigend  ein  V  e  r  k  a  u  f  s  monopoi,  je- 
doch g-iebt  es  auch  Änkaiifsmonopole,  die 
nicht  ohne  Volkswirtschaft  liehe  Bedeutuag 
sind.  Das  Verkaufs mooopol  ist  die  Erwerbs- 
stellung  des  Inhabera  eines  Verkehr^ifes, 
der  g^ogenüber  einer  vorhandenen  vielfachen. 
Nachfrage  allein  das  Angebot  repräsentiert; 
ein  Ankaufsmonopol  aber  besitzt  umgekehrt 
derjenige,  der  gegenüber  einem  vielfachen 
Angebote  allein  Träger  der  Nachfrage  ist 
Der  Monopolinhaber  kann  übrigens  statt 
einer  EiDzel()er8on  auch  eine  Gruppe  von 
mehreren  sein,  die  in  iiirer  Oesamtheit  das 
Angebot  oder  die  Naclifrage  beherrschen 
und  eine  einheitliche  Preistaktik  befolgen. 
Der  Mo nopolgegen stand  kann  ein  Saehgiit, 
eine  sachliche  Arheitsleiatiiog  {?..  B-  ein 
Transport)  oder  eine  persönliche  Dlenstleis- 
tiiDg  sein. 

Fassen  wir  das  Verkaulsmoüopol  naher 
ins  Auge,  so  können  wir  zunächst  natflr- 
liche  und  kilnstliche  Monopole  unter- 
sc-hoideu.  Das  erstere  beruht  auf  der  uatflr- 
licheu,  objektiven   Seltenheit  des  Monopol- 

f 'gen Standes  innerlialb  des  fflr  die  gcgelwne 
achfrage  In  Betracht  kommenden  Verkehrs- 
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bereiehes.  Auch  wena  mehrere  selhsttodige 
Teilnehmer  an  dem  Monopole  vorhandt 
sind,  BO  ist  also  doch  eine  Konkarrenz  w 
bei  beliebig  vermehrbaren  Waren  durch  die 
natürliche  BeschTäoktheit  der  Vermelirbar- 
keit  des  MonopolgBgen Standes  ausgeschlossen. 
Solche  Naturmono[x>le  würden  übrigens  auch 
ia  eioer  kommunistisch  oi^nisierten  Gesell- 
schaft, in  der  es  keine  fteisbildung  durch 
Kauf  und  Verkauf  geben  soll,  ihre  Wirkung 
ausüben.  Da  z.  B.  schlechthin  nicht  soviel 
Johann isberger  erzeugt  werden  kann, 
alle  MeiJBcheti  zu  befriedigen,  die  gegen  das 
gewöhrdiche  Arbeitsäquivalent  der  Produk- 
tionskosten dieses  Weines  ihren  Anteil  daran 
haben  möchten,  so  mflsste  für  dieses  nur  in 
sehr  beschränkter  Menge  verfügbare  Er- 
zeugnis von  der  kommunistischen  Verwal- 
tung eine  andere  Verteüun^sart  festgesetzt 
werden  als  für  die  beliebig  durch  Arbeit 
vermehrbaren  Güter.  —  Zu  den  am  ein- 
fachsten auszunutzenden  natürlichen  Mono- 
polen gehört  die  ausserge wohnliche  persön- 
liche Begabung  für  irgend  eine  sehr  ge- 
suchte Leistung,  wie  man  sie  z.  B.  bei  her- 
vorragenden Künstlern  findet.  Allerdings 
giebt  es  wohl  immer  konkurrierende  persön- 
Bche  Leistungen  derselben  Art,  aber  für 
gewisse  besonders  ausgezeichnete  Pereonen 
hat  das  Publikum  ein  ganz  individuelles 
Interesse,  sie  bilden,  wie  Ely  sagt,  eine 
EJasse  für  sich;  eben  deswegen  aber  sind 
sie  am  leichtesten  imstande,  eine  ganz  selb- 
ständige Preistaktik  zu  befolgen,  um  deren 
Leistungen  so  hoch  wie  möglich  zu  ver- 
werten. 

Künstliche  Monopole  können  durch  private 
Vereinigungen  oder  durch  privates  Oeheim- 
h alten  von  technischen  Hillsmitteln  oder 
Verfahren  entstehen,  ausserdem  aber  treten 
sie  als  staatliche  Einrichtungen  auf. 
Haben  mehrere  Personen  Anteil  an  einer 
natürlichen  Monopolstellung,  so  erscheint 
ihre  föi-mliche  Vereinigimg  zur  Ausnutzung 
derselben  als  eine  ziemlich  nattlrliche  Folge 
aus  den  gegebenen  Verhältnissen.  Die  eigent- 
liche künstliche  Monopol bildimg  tritt  erst 
dann  ein,  wenn  die  Bedingungen  für  ein 
natürliches  Monopol  nicht  oder  nicht  ge- 
nflgend  vorlianden  sind,  die  Konkurrenz  also 
an  sich  in  weitem  umfange  möglich  ist, 
aber  durch  eine  Vereinigung  der  Verkäufer 
(Kartell,  Syndikat,  Ring,  Trust)  aufgehoben 
wird. 

Bei  Waren  indes,  die  wirklich  unter 
gleichbleibenden  Bedingimgen  praktisch  be- 
liebig vermehrt  werden  können,  gelingen 
solche  Unternehmungen  höchstens  vorüber- 
gehend, wenn  sie  nicht  durch  staatliche 
Verkehrsbeschränkungen,  durch  Einfuhn'er- 
bote  oder  hohe  Schutzzölle  auf  die  auslän- 
dischen Konkurrenzwaren  unterstützt  wer- 
den.   EUne  unmittelbare  Monopol bildung  von 


Staats  w^n  findet  statt  durch  die  Gewäh- 
riuig  von  Patenten  oder  anderen  atiaschliess- 
licheo  Produktions-  oder  Handelsprivilegien; 
in  geringerem  Grade  durch  Erteüimg  von 
gewerblichen  Konzessionen  in  beschränkter 
Zahl  (wie  z,  B.  bei  den  Apotheken)  oder 
auch  mit  Vermehrung  nach  Massgabe  des 
von  der  Behönle  anerkannten  BedQi'fnisses. 
Solche  Beschränkungen  der  Konkurrenz 
können  aus  volkswirtschaftlichen  oder  ver- 
wal tu ngs politischen  Gründen  nützlich  und 
zweckmässig  sein,  und  im  Falle  der  Patente 
erscheint  es  auch  gerechtfertigt,  dass  der 
Erfinder  einen  pereönliehen  Vorteil  aus  der 
ihm  gewährten  Monopolstellung  ziehe.  Bei 
den  gewerblichen  Konzessionen  jedoch 
raüsste  dafür  gesorgt  werden,  dass  die  nur 
aus  Rücksicht  auf  allgemeine  Interessen  za- 
gestandeue  Beschränkung  der  Konkmrenz 
von  den  Konzessionsinhabern  nicht  privat- 
wirtechaftlich  ausgebeutet  werde,  was  sich 
am  einfachsten  durch  eine  besondere  Steuer 
(Lizenzsteuer)  von  angemessener  Höhe  er- 
reichen lässt.  Auf  die  künstlichen  Monopole, 
wie  sie  die  mittelalterliche  Gewerbeverfas- 
sung  in  so  grosser  Ausdehnung  mit  sich 
brachte,  sei  hier  nur  nebenbei  hingewiesen 
(s.  d.ArtL  Zünfte,  Zwangs-  und  Bann- 
rechte). Zu  den  wichtigsten  künstlichen 
Monopolen  endlich  gehören  diejenigen,  die 
der  Staat  zu  finanziellen  Zwecken  errichtet, 
die  also  thatsachlich  niu-  eine  besondere 
Form  der  Erhebung  einer  Verbrauchssteuer 
bilden  (s.  d.  Artt.  Branntweinbestene- 
run g  (oben  Bd.  II S.  1056),  0  p  i  u  m ,  P  u  1  v  e  r , 
Salz,  Tabak,  Zflndhölzersteuer). 

Man  kann  femer  aligemeine  und 
örtlich  beschränkte  Monopole  unter- 
scheiden. Die  ersteren  müssen  stets  eine 
natürliche  Grundlage  haben,  d.  h.  der  Mono- 
polgegeostand  muss  im  Vei^leich  mit  der 
■orhandenen  Nachfrage  einen  gewissen  Grad 
'on  natürlicher  Seltenheit  aufweisen.  Kommt 
er  nur  an  einer  einzigen  Fund-  oder  Pro- 
duktionsstätte vor,  wie  die  besonders  ge- 
schätzten Weinsorten,  so  entsteht  das  allge- 
meine Monopol,  auch  wenn  diese  Oertlich- 
keit  sich  in  den  Händen  mehrerer  Eigen- 
tümer befindet,  sozusagen  von  selbst.  Giebt 
verschiedenen  Gegenden  der  Erde 
mehrere  Produkt ionsstätten,  jedoch  immer 
noch  mit  relativ  beschränkter  Ertragsfähig- 
keit, so  kann  durch  eine  genügend  grosse 
Kapital  macht  ein  den  ganzen  Weltmarkt 
beherrschendes  Monopol  verhältnismässig 
leicht  geschaffen  werden.  So  hatte  das 
Londoner  Haus  Rothschild  von  1835  bis  zu 
der  Entdeckung  der  Zinnoberlagcr  Caüfor- 
niens  ein  für  die  ganze  Erde  geltendes 
Quecksilbermonopol  in  Händen,  und  zwar 
auf  Gnmd  einer  Verstämligimg  mit  der 
spanischen  und  der  östei-rcichischen  Regie- 
rung, den  Besitzern   der   damals  allein   in 


.,*^jOOglc 


Ö52 


Monopol 


Betracht  konimen^Ien  Bergwerke  von  AJma- 
den  und  Idria.  Auch  das  Zinn,  das  aller- 
dings an  weit  zahlreicheren  Fundstätten  als 
das  QuocbsUber,  aber  doch  noch  Terhältnis- 
roSssig  selten  vorkommt,  ist  in  der  neuesten 
Zeit  zum  Gegenstand  monopolistischer  Ver- 
suche gemacht  worden,  die  wenigstens  zeit- 
weise gelungen  sind.  Wenn  aber  sogar  ein 
Ring  zur  Beherrschung  des  internationalen 
Kupfermarktes  (1887/88)  gebildet  werden 
konnte,  so  musste  dieses  Unternehmen  von 
vom  herein  als  eine  kurzlebige  Spekulation 
betrachtet  werden,  da  die  Kunferprotluktion 
zu  weit  verbreitet  und  zu  leicnt  vermehrbar 
ist,  um  für  solche  Experimente  einen  dauern- 
den Botien  ZH  gewähren.  Eine  künstliche 
Monopolisierung  derPetroleuuigewinnung  hat 
sieh  allerdings  in  Amerika  schon  seit  einiger 
Zeit  behauptet;  aber  obwohl  ausser  dem 
amerikanischen  nur  noch  das  russische  Pro- 
duktionsgehiet  von  Bedeutiuig  ist,  wii-d  das 
erstrebte  Weltraonopol  schwerlich  zu  stände 
kommen.  —  Oertiiche  Monopole  waren  früher 
um  so  häufiger,  je  weniger  die  Verkehrs- 
mittel ausgebildet  waren.  SiekÖ;:nen  natür- 
lich begründet  sein,  wenn  sich  nämlich 
konkurrierende  gleicliartige  Waren  nur  mit 
so  grossen  Kosten  aus  der  Feme  herbei- 
schäfen  lassen,  dass  dem  Inhaber  des  Ört- 
lichen Monopols  sein  ausserge wohnlicher  Ge- 
winn dauernd  gesichert  bleibt.  Sie  können 
künstlich  veischärft  werden,  namentlich 
wenn  durch  Aufkaufen  notwendiger  Lebens- 
mittel bei  einem  bedeutenden  Ausfalle  in 
der  Produktion  das  Angebot  noch  vermindert 
wird,  während  Zufuhr  von  auswärts  wegen 
der  Unzulänglichkeit  der  Verkehrsmittel 
nicht  rasch  genug  oder  nur  mit  hohen  Kosten 
beschafft  werden  kann.  Die  durch  Einfuhr- 
verbote oder  hohe  Schutzzölle  gcschaffeneu 
künstlichen  Monopole  sind  ihrer  Natur  nach 
immer  örtlich,  nämlich  auf  das  Gebiet  des 
betreffenden  Staates  beschränkt 

Eine  weitere  Unterscheidung  der  Mono- 
pole ist  die  in  dauernde  und  vorüber- 
gehende. Zu  den  ersteren  gehören  die 
natürhchen  Monopole,  soweit  nicht,  wie  in 
dem  oben  erwähnten  Falle  des  Qiiecksilbers, 
im  Laufe  der  Zeit  neue  Produktionsquellen 
erschlossen  werden,  femer  aber  aucn  alle 
durch  staatliche  Einrichhingen  ohne  zeitliche 
Beschränkung  gegründeten ;  zu  den  vorüber- 
gehenden gehören  die  staatlichen  Privilegien, 
die,  wie  die  Patente,  nur  auf  eine  bestimmte 
Zeit  verliehen  wenlen,  ausserdem  aber  die 
meisten  privaten  monopolistischen  Vereini- 
gungen. Diese  werden  nämlich  sehr  häufig 
nur  zum  Zwecke  einer  in  kurzer  Zeit  sich 
abspielenden  Spekulation soperation  oder  der 
Ausnutzung  einer  zeitwoiligen  Konjunktur 
Oller  auch  als  Gegen  massregel  gegen  eine 
durch  sogenannte  Schleuderkonkiurenz  oder 
andere   Ursachen   bewirkte    ungewöhnliche 


Preiserniedrigimg  ins  Werk  gcKetzt,  und  es 
ist  von  vom  herein  zu  erwarten,  dass  sie 
nach  dem  Verschwinden  ihrer  besonderen 
Veranlassung  wieder  zerfallen  werden.  — 
Aber  auch  die  objektiv  dauernden  Monopole 
erscheinen  in  ihrer  Bedeutung  als  Quellen 
eines  ungewöhnlichen  Gewinns  nur  als  vor- 
flbei^ehende.  Wenn  das  Bergwerk  oder 
sonstige  Grundstück,  auf  dem  sie  beruhen, 
verkauft  ist,  so  enthält  der  Kaufpreis  die 
kapitalisierte  Monopolrente,  wobei  auch  auf 
die  Wahrscheinlichkeit  einer  künftigen  Stei- 
genmg  dieser  Rente  schon  Rückweht  ge- 
nommen wird.  Für  den  Käufer  ergiebt 
daher  die  Ausnutzung  der  Monopolstellimg 
nur  noch  den  normalen  Kapitalgewinn.  Die- 
selbe Erscheinung  findet  sich  auch  bei  per- 
sönlichen, aber  verkäuflichen  Privilegien,  wie 
z,  B.  bei  den  Stellen  der  franzöäschen 
•Officiers  ministf^riels«,  zu  denen  nament- 
lich die  Börsenagenten,  die  Notare  und  An- 
wälte (avoues)  gehören.  Der  Verkaufspreis 
einer  Pariser  Börsenagentenstelle  (deren  Zalil 
gesetzlieh  auf  60  beschränkt  ist),  beträgt 
2  bis  2'/a  Milhonen  Francs  und  von  einem 
eigentlichen  Monopol^winu  dürfte  daher  für 
den  neuen  Käufer  nicht  viel  übrig  bleiben. 
Aber  diese  Eliminierung  des  Monopolge- 
winnes durch  Verkauf  der  Monopolstellung 
ist  doch  immer  nur  ein  privat  wirtschaft- 
licher Vorgang:  volkswirtscliaftlich  und  ob- 
jektiv bleibt  das  Monopol,  der  Mangel  der 
Konkurrenz,  bestehen,  das  Publikum  muss 
die  nur  beschränkt  angebotenen  Waren 
oder  Dienstleistungen  mit  einem  Monopol- 
preise bezahlen,  nur  hat  jetzt  der  in  dieseD\ 
Preise  enthaltene  Exiragewinn  für  dea 
neuen  Monopolinhaber  die  privatwirtschaft- 
liche Bedeutung  des  Zinses  für  ein  wirklich 
angelegtes  Kapital  gewonnen.  Dieser  muss 
auch  dieselbe  Preistaktik  befolgen  wie  der 
frühere  Inhaber  und  er  würde  geradezu 
Sehaden  erleiden,  wenn  er  seine  objektiv- 
monopolistische  Stellung  weniger  streng  aus- 
nutzte. 

Femer  ist  noch  auf  die  Unterscheidung 
von  Produktions-  und  Handelsmono- 
polen hinzuweisen.  Die  ersteren  werden 
unmittelbar  von  den  Produzenten,  die  letz- 
teren in  zweiter  Hand  durch  HandelBver-_ 
mittler  aus^nutzt  Im  letzteren  Falle  kann  " 
es  namentlich  bei  künstlichen  und  vorüber- 
gehenden spekulativen  Monopolbildungen  vor- 
kommen, dass  der  Extragewinn  ganz  über- 
wiegend diesen  Vermittlern  zufäUt  und  die 
Produzenten  fast  gar  keinen  Anteil  daran 
erlangen.  Daher  werden  die  Handelsmono- 
pole oft  überhaupt  ungünstiger  beurteilt  aW 
die  Produktionsmonopole  und  im  tadelnden 
Sinne  als  Ringe  oder  Corners  bezeichnet. 
Indes  ist  auch  häufig  das  Handelsmonopol 
nichts  weiter  als  eine  Üi'ganisation  zur  wirk- 
Verwertung  eines  Produlrtionsmo- 
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nopok.  Ist  das  letztere  zwar  natürlich  be- 
gründet, aber  iu  den  Händen  einer  grösstren 
Anzalil  selbständiger  Beteiligter,  so  ist  die 
Vereinigung  um  eine  einzige  Verkaiitsunter- 
nehmung  der  zweck  massigste  Weg  für  eine 
einheitliche  Preistaktik.  Ceberdies  liefert 
der  Verkaufs  vermittler  vielleicht  das  den 
Produzenten  fehlende ,  für  die  möglichst 
günstige  Gestaltung  des  Absatzes  erfordei^ 
liehe  umlaufende  Kapital;  er  wird  dann 
natürlich  seinen  Anteil  an  dem  Monopolge- 
winn erhalten,  aber  die  Produzenten  werden 
noch  iraraer  ihre  Rechnung  bei  einer  solchen 
Vereinbarung  finden.  So  hat  auch  das 
schon  erwähnte  Kupfersyndikat  nicht  nur 
den  Marktpreis  dieses  UetoUes  zum  Nach- 
teile der  Käufer  hoch  emporgetrieben,  son- 
dern auch  den  Bergwerk sbesitzei-u  ihi-e  Pro- 
dukte zu  günstigen  Bedingungen  abgenom- 
men. —  Vom  Staate  geschaffene  Handels- 
monopole finden  wir  imter  der  Herrschaft 
der  älteren  Handelspolitik  zu  Giuisten  der 
indischen  und  anderer  privilegierter  Han- 
delsgeselischaften.  Auch  einzelne  Steuer- 
monopote  haben  diese  Form  oder  nahem 
sich  ihr  mehr  oder  weniger;  so  das  in  Ita- 
lien projektierte  Petroieummonopul  und  das 
schweizerische  B  rannt w  ein  mo  aopol . 

Endlich  ist  auch  noch  die  Unterschei- 
dung zwischen  absoluten  und  relativen 
oder  vollständigen  und  UDvoUstän- 
digen  Monopolen  zn  erwähnen.  Der  letztere 
Ausdruck  ist  vielleicht  zweckmässiger  als  die 
Bezeichnung  »relative«  Monopole.  Im  Falle 
des  vollstSndi^n  Monopols  steht  ein  ein- 
zelner oder  eine  Gruppe  von  Monopolisten 
gänzlich  ohne  Konkurrenz  auf  dem  Jlarkte; 
bei  unvollstAndigem  aber  ist  zwar  Konkur- 
renz möglich,  aber  nur  unter  ungünstigeren 
Pruduktions-  oder  Handelsbedingungen,  und 
sie  kMin  daher  erst  wirklich  auftreten,  wenn 
der  Preis  durch  die  am  meisten  begüns- 
tigten Verkäufer  zunächst  monopolistisch 
in  die  Höhe  getrieben  ist  Aber  auch  nach 
dem  Hervortreten  der  zweiten  Gruppe  von 
Verkäufern  ist  die  Konkurrenz  im  Vergleich 
mit  der  vorhandenen  Naclifr^  vielleicht 
noch  immer  unzureichend,  die  monopolis- 
tische Preissteigerung  kann  bald  von  neuem 
beginneu,  bis  ein  Preisstand  erreicht  wird, 
bei  dem  eine  dritl«  Gnippe  konkurrenzfähig 
wird  etc.  Es  ist  dies  der  bei  der  Bildung 
der  Grundrente  und  überhaupt  jeder 
Vorzugsrente  sieh  vollziehende  Prozess, 
und  wir  verweisen  deshalb  auf  diese  Artikel. 
Ely  nennt  »partielle^  Monopole  solcjie,  bei 
denen  nur  ein  Teil  des  Marktes  einer  ein- 
heitlichen Kontrolle  unterworfen  ist,  nicht 
aber  der  ^nze  Markt  beherrscht  wird.  Dies 
wäre  an  eich  (lenkbar,  ohne  dass  die  ausser- 
halb der  (förmlich  oder  stillschweigend  her- 
gestellten) Einigung  stehenden  Verkäufer 
ungünstigeren  Bedingungen  unterworfen  zu 


sein  brauchten.  Wenn  aber  Produzenten 
unter  verschiedenen  Bedingungen  stehen,  so 
werden  sie  successiv  bei  fortschreitender 
Preissteigreung  in  der  eben'  angedeuteten 
Weise  in  Konkurrenz  treten. 

Die  Preisbildung  unter  der  Herrschaft 
eines  Monopols  wirtl  bestimmt  durch  die 
Absicht  des  Monopolin habei3,  den  höclisteu 
mf^iichen  Gewinn  zu  erzielen.  Zunächst 
hat  er  daher  die  Tendenz,  mit  seiner  Forde- 
rung immer  höher  zu  gehen ;  aber  die  Zah- 
lungsfähigkeit der  Käufer  ist  beschränkt, 
und  je  höher  der  Preis  steigt,  um  so  mehr 
vormindert  sieh  die  effektive  Nachfrage  und 
somit  der  Absatz,  und  von  einem  gewissen 
Punkte  ab  wird  info^  dieser  letzteren  That- 
sache  eine  weitere  Preiserhöhung  dem  Ver- 
käufer zuerst  keinen  Gewinnzuwachs  mehr 
imd  dann  sogar  eine  Gewinn  Verminderung 
bringen.  Theoretisch  lässt  sich  also  der 
Monopolpreis  leicht  bestimmen.  Nehmen 
wir  der  Einfachheit  wegen  die  Produktions- 
kosten der  Mengeneinheit  der  Ware  als 
konstant  und  zwar  gleich  k  an,  so  ist  der 
Gewinn  an  der  Mengeneiaheit  g  =  p  —  k, 
wenn  p  den  Preis  derselben  bezeichnet.  Ist 
nun  die  Nachfrage  bei  einem  gewissen  Preise 
p  und  dem  Gewinne  g  gleich  n,  bei  einem 
um  den  kleinen  Betrag  y  höheren  Preise 
und  Gewinno  aber  gleich  n  —  v,  m  wird 
der  Monopolpreis  dadurch  charakterisiert, 
dass  der  bei  dem  Preise  p  erzielte  Gesamt- 
gewinn ng  sich  bei  dem  höheren  Preise, 
bei  dem  der  Gesamtgewinn  durch  (n  —  ►) 
(g  -|-  y)  ausgedrückt  wird,  nicht  mehr  er- 
höht. Es  gilt  dann  also  die  Gleichung  n  g 
=  (n  —  *)  <S  +  }■),  oder,  wenn  ^  und  y 
sehr  klein,  g/n  r=  yjr.  Wenn  man  wüsste, 
wie  die  Nachfrage  n  von  p  und  von  g  ab- 
hängt, woraus  sich  dann  auch  die  Be- 
ziehung zwischen  den  Zuwachsgrössen  v 
und  V  ei^be,  so  könnte  man  aus  obiger 
Gleicnung  g,  und  da  k  als  bekannt  voraus- 
zusetzen ist,  auch  p  bestimmen.  Thatsäch- 
lich  ist  aber  die  Abhängigkeitsformel 
zwischen  n  und  p  nie  gegeben,  da  sie  unend- 
lich mannigfaltig  sein  kann  und  ganz  von 
den  konkreten  Umständen  jedes  einzelnen 
Falles  abhängt.  Die  Monopolinhaber  be- 
stimmen daher  den  für  sie  vorteiJhaftesten 
Preis  einfach  diu«h  Ausprobieren,  und  es 
ist  keineswegs  sicher,  dass  sie  immer  den 
richtigen  Punkt  treffen  und  sich  nicht  durch 
ihre  natürliche  Neigung,  den  Preis  möglichst 
hoch  zu  halten,  irreführen  lassen.  Wenn 
sio  in  einer  g^ebecen  Zeit  überhaupt  nur 
eine  bestimmte  Menge  ihrer  Ware  liefern 
können,  so  wertlen  sie  jedenfalls  mit  deren 
Preise  nicht  weiter  herunter  gehen ,  als  es 
zum  Absctzsn  dieser  Maximaimenge  nötig 
ist  Im  aligemeinen  kann  man  sagen,  dass 
die  Nachfrage  bei  leicht  entbehrliehen  und 
Luxuegegenstäuden  am  schnellsten  mit  stei- 
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gendem  Preise  abnimmt,  während  sie  bei 
unentbeliriiehei  Lebeoebedürfnissen  selbst 
von  einer  starken  Preissteigerung  nur  wenig 
beeinflusst  witd.  Glflcklioherweise  werden 
die  letzteren  so  massenhaft  produziert,  dass 
unter  den  heutigen  Verkehrs  Verhältnissen 
selbst  eine  lokale  Monopolisierung  derselben 
nicht  mehr  möglich  erscheint.  Cournot  hat 
analj-tisch  den  Fall  untersucht,  dass  ein 
Monopol  unter  zwei  oder  mehreren  selbstän- 
digen, sich  nicht  vereinbarenden  Inhabern 
geteilt  sei  Er  findet,  dass  der  theoretische 
Preis  dann  um  so  mehr  unter  den  eig 
liehen  Monopolpreis  henmtergeht,  je  mehr 
die  Zahl  der  Teilnehmer  wächst,  und  wenn 
die  Produktionskosten  der  Mengeneinheit  für 
alle  gleich  und  konstant  sind,  so  rückt  der 
Preis  diesen  immer  näher.  Aber  Conmots 
Voraussetzungen  entsprechen  nicht  den  Be- 
dingungen der  wirklichen  wirtschaftlichen 
Erscheinungen  und  seine  Resultate  stimmen 
daher  nicht  mit  der  Erfahrung,  die  je  nach 
den  Umständen  einen  sehr  verschiedenen 
Verlauf  der  Dinge  zeigt.  Man  darf  an- 
nehmen, dass  von  zwei  selbständigen  Teil- 
Inhabern  eines  Monopols  stets  einer  wirt 
sehaftHch  mehr  oder  weniger  stärker  ist  als 
der  andere.  Dieser  wird  nun,  wie  besonders 
das  Beispiel  amerikanischer  Eonkurrenz- 
bahnen  zeigt,  häufig  versuchen,  den  Neben- 
buhler zu  vernichten  oder  zur  Unterwerfung 
zu  zwingen j  indem  er  den  Preis  immer 
tiefer,  vielleicht  sogar  unter  die  Produktions- 
kosten herabsetzt,  freilich  um  später,  wenn 
er  die  Alleinherrschaft  cmmgen,  seine  Mo- 
nopolstellung desto  vollständiger  auszubeuten. 
Je  grfisser  die  Zahl  der  Teilinhaber  ist,  um 
so  schwieriger  wird  ein  solcher  Sieg  eines 
einzelnen,  aber  es  zeigt  sich  häufig  eine 
Tendenz  zu  allmählichen  Verschmelzungen 
der  Einzelbetriebe,  die  zunächst  mit  einem 
starken  Preisdrucke  verbimden  ist,  schliess- 
lich aber  zu  einem  organisierten  Monopole 
führt.  Andererseits  al>er  ist  zu  bedenken, 
dass  auch  bei  beliebig  grosser  Anzahl  der 
Teiliuhaber  ein  gewisser  Grad  von  natflr- 
licher  Seltenheit  des  Monopolgegen- 
standes voriianden  sein  muss,  d.  h.  dass  er 
nidit  durch  Aiifwand  von  Arbeit  und  Kapital 
gleichmässig  beliebig  verraehrbar  sein  darf; 
denn  wäre  dies  der  Fall,  so  könnte  bei  einer 
Mehrheit  von  Konkurrenton  höchstens  eine 
künstliche  .Monopolbildung  durdi  Verein- 
barung bewirkt  wei-den,  was  eben  im 
vorliegenden  Falle  ausgeschlossen  sein  soll. 
Wenn  aber  eine  solche  natürliche  Gnmd- 
lage  des  Monopols  gegeben  ist,  so  werden 
die  sämtlichen  TeiUnliaber  im  Bewusstsein 
dieser  Thatsache  immer  die  übereinstim- 
mende Neigung  haben,  mit  dem  Preise  in 
die  Höhe  zu  gehen,  und  es  kann  dann  diux;h 
eine  stillschweigende  Koalition  an- 
nähernd derselbe  vorteilhafteste  Punkt  er- 


reicht werden,  wie  in  dem  Falle  einer  aus- 
drücklichen Vereinbarung.  —  S.  über  den 
Monopolpreis  auch  den  Art.  Preis. 

was  das  Ankaufsmonopol  betrifft, 
30  kann  es  durch  staatliche  Einrichtungen 
oder  durch  örtliche  oder  geseJlschahliche 
Verbältnisse  entstehen.  Mit  den  staatlichen 
Steuermonopolen  ist  ein  solches  Ankaufs- 
monopol fast  immer  verbunden,  mag  es  sich 
nun  auf  den  Rohstoff,  das  Halbfabrikat  oder 
das  fertige  Monopolobjekt  bezichen.  Im  all- 
gemeinen beutet  jedoch  der  Staat  diese  Seite 
seines  Monopoles  nicht  aus,  sondern  er  be- 
zahlt für  die  angekauften  Waren  die  nor- 
malen Preise.  Hierher  gehört  auch  das 
staatliehe  Vorkaufsrecht  an  den  Edelmelallen, 
das  früher,  wenigstens  für  das  im  Lande 
selbst  gewonnene  Gold  und  Silber,  sehr  ver- 
breitet war  und  dazu  diente,  eine  oft  erheb- 
liche Differenz  zwischen  dem  Nominalwerte 
der  Münzen  und  dem  Preise  des  gleichen 
Gewichtes  Barren metaU  aufrecht  zu  erhalten. 
—  Lokale  Ankauf  Brno  uopole  wissen  sich 
manche  Händler  zu  verschaffen,  besonders 
gegenüber  vei-schuldeteu  oder  in  Not  befind- 
lichen Verkäufern.  Auch  der  Trödelhändler, 
dem  gebrauchte  Sachen  zum  Kaufe  ange- 
boten werden,  befindet  sich  in  einer  ähn- 
lichen Stellung,  da  in  diesem  Falle  den  Ver- 
käufern gegen Hber  eine  Konkuri-enz  von 
Käufern  meistens  nicht  besteht.  Selbst  bei 
der  Versteigerang  solcher  Gegenstände  bilden 
ilie  Altliändler  des  Ortes  häufig  eine  Art 
Koalition,  um  die  Preise  möglichst  niedrig 
zu  italten,  nötigenfalls  aber  auch  andere 
Mitbietende  abzuschrecken.  —  Der  grose- 
kapitalistische  Unternehmer  hat  seinen  Ar- 
beitern gegenüber  eine  Art  von  Ankaufs- 
monopol in  Bezug  der  Arbeit,  das  natürlich 
dui-ch  die  Vereinigung  einer  grösseren  An- 
zahl von  Unfeniehmern  noch  sehr  verschärft 
werden  kann,  wenn  ihm  nicht  eine  Koalition 
oder  eine  ständige  Organisation  der  Arbeiter 
entgegentritt. 

Litteratnr:  Courtiot,  Jtecherches  am-  Ut  prin- 
cipe» mat/ifmntique»  de  la  thiorie  det  ritheteei, 
Pari»  ISSS,  S.  61—100.  —  Walra»,  Elemriit» 
d'ecunomic  politigue  piirc,  2  id.,  Lauianne  1839, 
S.  4!>Sff.  —  Anapitc  und  ZIeben,  CTnIer- 
luehuiigeii  ilbrr  die.  Theorie  det  Preise»,  Leipiig 
138S,  S.  SBlff.  —  A.  tlarelli,  FUosofia  del 
Monopoli«,  Miiiino  ISliS.  —  R.  T.  Ks.  Mono- 
potie»  and  Triitt»,  Xew-YoTk  IVOO.  —  S.  awh 
die  I.itleralurangaben  bei  den  Artt.  Grund- 
rente (oben  Bd.  IV  S.  884)  "irf  Frei: 


UontuDari,  D.  Oeminiano, 

MDnztheoretiker ,  geboren  zu  Modena  16S3, 
studierte  in  seiner  Vaterstadt,  lag  dann,  nach- 
dem er  in  Salzburg  1(>56  sein  Doktorexainen 
gemacht,   Jahr«   lang  in  FloreoE  der  Rechts- 
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nistteoschaft  ob.  Von  da  hegah  er  eich  Bach 
Wien,  wo  er  auf  Auregnng  »eines  Freondea 
Oalil.  QalUei,  dem  Präaidenten  des  Bsterreichi- 
achen  Hiinzwesens,  gleichfalls  sich  dieser 
Wisaenschaft  widmete,  über  welche  er  in  seinen 
letzten  Lehensjahren  einige  jteHchätzt«  Schriften 
verfasate.  16ö!4  ging  er  nach  Florenz  zurück, 
betrieb  hier  Torhehmlieh  mathematiBche  nud 
astronomische  Stadien,  wurde  IGäl  nach  Modena 
zorilckbemfen  und  erhielt  von  dem  Herzog 
Albert  IV.  den  Titel  eines  Hoftnathematikere 
und  Uof Philosophen.  1664  wurde  ihm  die  mathe- 
matische Lehrstelle  der  Universität  Sologna 
abertragen,  welche  er  14  Jahre  lang  versah. 
Im  Jahre  1678  wurde  er  nach  Padua  als  Professor 
der  Astronomie  und  Meteorologie  versetzt,  in 
welcher  Stellnng  er  bis  zu  seinem  im  Jahre 
1687  erfolgten  Tode  verblieb. 

In  seinen  Schriften ,  in  denen  nach  Cossa 
der  Einfltise  der  Ansichten  des  Bodinns  sich 
bemerkbar  macht,  sucht  Montanari  u.  n.  aus 
dem  Ledergeide  etc.  den  Nachweis  in  führen, 
doss  die  Autoritär  des  Staates  die  wahre  und 
einzige  Form  sei,  welche  dem  Gelde  ein  Wesen 
giebt.  Er  erkennt  ferner  die  Kachteile,  welche 
eine  doppelte  Währan^  mit  sich  bringt,  be- 
sonders wenn  die  zwei  Metalle  im  Verhältnis 
zu  einander  nicht  richtig  tarifiert  sind  und 
dann  dag  zu  niedrig  tarilierte  Metall  ins  Aus- 
land geht.  Montanari  ist  für  ein  thnnlichst 
festes  VerhältDis  zwischen  dem  Münzfuss  nnd 
der  Landeemünze  und  wünscht  eine  möglichste 
Stabilität  des  Gehaltes  der  letzteren.  Weiter 
rät  er  der  Regierung,  ein  wachsames  Auge  auf 
die  fremden  Münzen  za  halten  und  diese  nicht 
zu  hoch  zu  tarifieren.  Nach  (;nstodi  (Be- 
arbeitung von  Schwarzkopf  s,  n.)  nimmt  Mon- 
tanari, was  die  Ursachen  des  Wertes  betrifft, 
weniger  Rücksicht  auf  das  BedUrfnie  als  mehr 
atif  die  Seltenheit.  Wäre  das  (jold  in  grosse- 
rer Menge  als  dos  Silber  vorhanden,  so  würde 
man,  nimmt  er  an,  die  schöne  Weisse  des  letz- 
teren in  gleichem  Grade  rühmen,  wie  man  jetzt 
dos  BChOne  Gelb  des  ersteren  rühmt.  Montanari 
ist  der  Ansicht,  dass  alle  Güter  znaammen  ge< 
rode  soviel  wert  seien,  als  Gold  und  Silber  in 
der  Welt  gefunden  werden.  Röscher  hebt  die 
„voTtrefilicne  Preistheorie"  Montan aris  hervor 
(Syst.  I,  §  IUI),  weist  auch  hin  auf  seine  Lehre 
von  der  Bedeutung  des  Zinsfusses  (Öjist.  I, 
S  188].  —  Von  geschichtlichem  Interesse  ist, 
dasa  Montanari  erwähnt,  dass das  erste  Papier- 
geld von  Domenico  Michiel,  Doge  von  Venedig, 
als  diesem  bei  Belagerung  emer  Stadt,  1122, 
das  bare  Geld  fehlte,  ausgegeben  worden  sei, 
nach  BeendigOBg  des  Krieges  aber  sofort  wieder 
gegen  Edelmetall  umgewechselt  worden  sein 
soll  (V,  Schwarzkopf  S.  14). 

Die  mUnztheoretischen  Schriften 
Montanaris  sind:  Della  moneta,  trattato  mer- 
cantile,  1630.  (Scrittori  classici  italiani  di  eco- 
nomia  poliüca,  Vol.  ü  Milano  1S15.J  —  Breve 
trattato  del  valore  delle  moneta  in  tutti  gli 
Btati,  1683.  —  La  Zecca  in  Consulta  di  Stato; 
Trattato  mercantile,  ove  si  mostrano  con  ragioni, 
ed  esempi  antichi,  e  modemi  e  si  spiegano  le 
vere  cogioni  dell'  anment&rsi  giomalmente  di 
valnta  le  Monete  e  i  donni  «  del  Principe, 
eoine  de'  sudditi,  che  ne  snccedono,  co'  modi 
di  preservame  gli  Stati,  Padova  1683—1687. 
{Pubblicato  da  Eilippo  Argelati  nella  sua  opera 


„De  Moneti«  Italiae",  Vol.  VI,  Milano  1769,  pa^. 
1 — 70,  e  ristampato  negli  „Economisti  Italiani" 
di  P.   Castodi,   P.    Antica,  Tome   III,   Milano 

1804,  pag.  9*-285.) 

Vergl,  über  Geminiano  Montanari: 
J.  A,  Muller,  Chronologische  Daratelltiog  der 
italienischen  Klassiker    über  Nationalökonomie 

etc.,  Pest  1820,  S.  21.  —  v,  Schwarzkopf, 
Beitrüge  zur  Gescliichte  der  nationalUkonomi- 
schen  Studien  in  Italien  im  17.  u.  18.  Jahrb., 
Strassburg  187ü,  S.  13 ff.  —  Cossa,  Einleitung 
in  das  Studlam  der  WirtscUaftslehre  (II.  Aufl. 
übersetzt  von  Moonneister) ,  Freiburg  i.  Br., 
S.  134.  ~  Roseber,  Syst.  I,  14.  Aufl.  S8  101, 
118,  125,  127,  188,  220. 

.Schmidt. 


Xontchr^tlen^  Antoine  de,  sienr  de 
VatteYille, 

nach  Funck'Brentano  richtiger  Mauchr^tien,  geh. 
1675  oder  1576  za  Falaize,  widmete  sich  an- 
fangs der  Poesie  ond  verfasste  eine  Reihe  von 
Dramen.  Infolge  eines  Duelles  flüchtete  er 
nach  England,  aber  Jakob  I,  dem  er  eine  Tra- 
gödie über  den  Tod  der  Maria  Stuart  widmete, 
verschaffte  ihm  freie  Rückkehr  nach  Frankreich, 
wo  er  zu  Chatillon-sur- Loire  eine  Stahlfabrik 
errichtete  1621-  stellte  er  sich  an  die  Spitze 
der  Hugenotten,  wart  sich  nach  Sancerre,  musste 
al)er  nach  der  Kapitulation  dieser  Stadt  flüch- 
ten and  wurde  bei  Tourailles  am  8.  X.  1621 
durch  einen  Fistolenschnse  geUitet,  als  er  und 
sein  Gefolge  sich  der  Verhaftung  widersetzten. 

Montcbr^tien  ist  interessant  als  der  Ver- 
fasser des  ersten  Werkes,  weiches  als  Titel  das 
Wort  „Eoonomie  poiitique"  tragt,  welches  aller- 
dings im  Texte  des  Werkes  nicht  vorkommt. 
Dieser  Titel  alleiu  war  damals  ein  grosses 
wissenschaftliches  Verdienst,  da  noch  Bacon 
unter  Oekouomik  die  Lehre  von  der  Familien- 
wirtschaft verstand,  während  Montchretien  es 
dem  Xenophon  und  Aristoteles  vorwirft,  dass 
sie  den  Zusammenbang  zwischen  Haus-  nud 
Staat  »Wirtschaft  „cette  menagerie  poblique" 
verkannt  hätten  (Roscher). 

Sein  Werk  betitelt  sich:  Traicti  de  l'Oeco- 


Vergl.  über  Montchretien:  Dictionnaire 
de  l'economie  poütiqne  II,  Paris  1864,  S.  226. 
—  Blanqni,  Histoire  de  l'economie  poiitique, 
3  e  Mit.,  II,  Paris  184.%  S.  396.  —  Sclieel,  Ge- 
schichte der  polit.  Oekonomie,  in  SchGnberg,  3. 
Aufl.  T.  Tübingen  1890,  S.  80.  —  Röscher, 
Gesch.  der  Nat.,  S.  185.  —  Fnuck-Brentano 
in  der  Einleitung  zu  Ansgalw  des  Traict^, 
Paris  1889. 

Jos.  Garnier,  De  l'origine  et  de  lafiliation 
dn  mot  „Bconomie  politiiiae"  et  des  divers  autres 
noms  donn^es  k  la  science  ^onomique.  Jonm. 
d.  Econ.,  t.  XXXU  (Uai-Aofit  1852),  S.  3üO: 
t. XXXlII,(Sept.-Dee.  1852), S.  11.  ■-  JoU , Etüde 
sur  Montchretien,  po^te  et  economiste  normand. 
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Paris  1865.  —  J a ] e s  Dnval,  Hemoirc  snr  An- 
Uiiie  de  MoDcfaretieD,  anUor  du  premier  tr&ite 
d'^natnie  politiqoe,  Paria  1868.  —  Gnst.  de 
Vaadichon,  Hoiit«hrelJeD  1575—1 622.  L'hom- 

me,  le  bandolier,  le  po^te,  l'economiste  (Extrait 
de  „rinTestigateur")  AmieDS  1882.  —  G.W  e  n  ze  1 , 
AesthetiBche  and  sprachlicbe  Studien  über  A, 
de  Montchretien,  im  Vergleicbe  zu  aeinen  Zeit- 
genossen, Weimar  1885.  —  Montchretien,  The 
first  french  economist,  Edinbnr^h  Review,  Jnly 
18iK).  — L,  CoH3a,Intraduziune  allo  Stndio  dell' 
Economia  politica,  Milano  1892,  S.  72,  145,  212, 
213,  220. 

Joaef  Stammhiunnver. 


Xontesqoieu,  Charles  de  Seeondat, 
;^ron  de  Br^e  et  de, 

geb.  anf  Scbtaas  de  la  Br^de  bei  Bordeaiii  am 
18.  I.  1689,  geät.  1755  in  Paris  erwarb  durch 
Kauf  am  24.  IL  1714  eine  Parlamentsratsielle 
zn  Bordeaux,  wurde  Pari  amen  tsprttaident  und 
gcjiied  nach  Verkauf  seiner  Batastelle  1726  ans 
dem  Staatadienfite,  um  sich  ganz  den  Wissen- 
schaften zu  widmen. 

Hontesqnieu  veröffentlichte  vonstaatswissen- 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform:  Lettres 
persanes,  s.  I.  (Bordeaux)  1721.  (Eine  taiio- 
nalistiscbe,  mit  Ironie,  Geist  und  Humor  durch- 
geführte Kritik  der  Sitten  nnd  sittlichen  Ver- 
irrungen  seiner  Zeit  mit  einer  schar'en,  aber 
gereiften  Verarteiiung  Ludwigs  SIV.  Diese 
Schrift  begründete  den  Ruhm  des  Verfassers, 
zog  ihm  aler  wegen  verschiedener  Angriffe  auf 
den  katholischen  Klem»  die  Feindschaft  des 
Ministers  Kardinal  Flenry  zu.  Die  Verzeihung 
des  Kardinals  zu  erlangen,  dessen  Votnm  den 
Ausschlag  zn  geben  hatte,  nm  auf  Montesquieu 
einen  erledigten  Sitz  in  der  franzilsischen  Aka- 
demie zu  üoertragen,  eutschloss  sich  der  Ver- 
fasser der  Lettres  persanes.  eine  neue  kastrierte, 
von  allen  AnstSssigkeiten  gesäuberte  Ausgabe 
dieser  Schrift  erscheinen  zn  lassen  und  dem 
Minister  davon  ein  Exemplar ,  während  er 
die  übrigen  sofort  wieder  einstampfen  liess, 
persünlich  zu  überreichen.  Derselbe  nahm 
Kenntnis  von  ihrem  Inhalt,  war  entzückt  von 
Montesquieus  Widerruf,  und  dessen  Aufnahme 
unter  die  Zahl  der  Unsterblichen  ^ing  ohne 
störenden  Zwischenfall  vor  sich.  Die  Schrift 
ist  hier  nur  genannt,  weil  sie  auch  einige 
interessante  Streiflichter  auf  damalige  Uandels- 
und  SittenzQstände  unter  Philipp  von  Orleans 
nnd  John  Law  wirft  und  das  Gnentliche  Becht 
in  satirischer  Weise  glossiert.)  —  Discours  sur 
les  devoira  des  maglstrats  s.  1.  e.  a.  (ca.  172Ö), 
—  Beflexions  sor  la  monarchie  universelle  s.  1. 
e.  a.  (ca.  1727).  —  Consid^rations  sur  les  causes 
de  la  grandeur  des  Romains  et  de  leur  decadence, 
Paris  1734.  (Von  dieser  Schrift  erschienen  bis 
1T36  24  Auflagen,  sie  wurde  in  alle  lebenden 
Sprachen  übersetzt  nnd  wird  noch  jetzt  fort- 
während neu  aufgelegt.  Die  interessanteste 
Ausgabe  Ist  die  folgende:  Consideratious  etc.. 
avec  commentaiTes  et  notes  de  f  red^ric  le  Grand. 
Edition  collationnee  sur  le  texte  de  1734,  Paris 
187«.  L'esprit  des  lois,  ou  rapport  qn'eUes 
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princepsi ;  dasselbe,  2.  Aufl..  2  Bde..  1748 ;  3  Anfl., 
1749;  4.  AuB..  Amsterdam  1749.  (Auch  diese» 
Bach  ist  in  einer  dem  Uontesqoienkultns  Frank- 
reichs entsprechenden  grossen  Anzahl  von  Auf- 
lag-en  ernchieneu;  eine  kommentierte  italienische 
Ueberaetzang  (lo  spirito  delle  leggi,  4  Bde., 
Fbi'enz  182122)  gab  k.  Geuovesi  heraus,  und 
die  übrigen  Kultarvölker  blieben  nicht  zurQck. 
durch  Uebersetzungen  in  ihre  Sprachen  den 
genialen  Verfasser  zu  feiern. 

.Ausgaben  der  Gesamtwerke  Monlesquiena : 
Oeuvres  compl^tea,  6  Bde.,  Amsterdam  1764; 
dasselbe,  6  Bde.,  Iiondon  1769 ;  dasselbe,  8  Bde., 
Basel  1799;  dasselbe.  6  Bde.,  Paris  1»16;  das- 
selbe, avec  des  notes  de  tous  les  commentaires 
(par  Dupin,  Crevier,  Voltaire.  Deatutt  de  Tracy, 
Helvetiiia.  d'Alembert  ete  ],  pubL  par  Parelle, 
8  Bde.,  ebd.  1826;  dasselbe,  avec  les  analyae« 
et  l'eloge  de  Montesquieu  par  d'Alembert.  6  Bde., 
ebd.  18.H2;  dassellie,  2  Bde.,  1062:  dasselbe. 
■A  Bde..  1865;  dasselbe,  avec  les  variantes  des 
preraierea  editions,  etc.  par  Ed.  [,aboulaye,  7 
Bde.,  ebd.  1875|79_  In  deutscher  Uebersetzong 
erschienen  seine  G esamt  werke  Heil bronn  1827  Bl 
in  10  B&nden.  1892  publiziert«:  der  Bibliophile 
Baron  \.  Montesquieu:  Oenvres  inedites  de 
Montesquieu  Bd.  I:  Melanges  in£dits.  Bordeaux. 

Montea<[Qtea  ist  eine  jener  phanoroenalen 
Erscheinungen,  wie  sie  jedes  Jahrhundert  kaum 
einmal  hervorbringt.  Er  ist  der  Gründer  der 
philosophisch-historischen  Schule  im  St&ats-  und 
Volksleben,  welche  die  innere  Berechtigune 
kultureller  Zustände  durch  Vertiefung  und 
Analj'se  hervortretender  Thataichen  nachweist. 
Er  war  nicht  der  Erforscher  der  positiven  Ge- 
setze, welche  die  staatlichen  und  rechtlichen 
Zustande  der  Menschen  und  der  nienachlichen 
Gemeinschaften  beherrschen,  diese  kannte  mau 
schon  vor  ihm,  durch  die  Ersehliessuag  der  £i^ 
kenntnis  aber,  dass  alle  gesell achafthchen  £r- 
scheinungeu  bestimmten  Naturgesetzen  unter- 
worfen sind,  ferner  dass  jede  Nation  und  jede 
Zeit  die  Erzeugerin  ihrer  eigenen  individuellen 
Formen  und  Gesetze  gewesen  ist  und  sein  wird, 
durch  den  sich  in  ihm  verkörpernden  Geist  der 
Anatvse,  womit  er  die  politischen  nnd  Rechts- 
hegnffe  zergliedert,  hat  er  der  politischen  Wisseu- 
schaft  neue,  von  dem  Natorreeht  sich  emanci- 

Siierende  Wege  gewiesen  und  das  Beobachtungs- 
eid der  Sozialogen  und  NationalSkonomen  be- 
deutend erweitert.  Sein  Standpunkt  als  Poli- 
tiker und  Staatsrechts  Philosoph  überragt  den 
des  StaatsUkonomen  insofern,  als  er  in  ersterer 
Eigenschaft  weder  dem  Schwange  seines  Geistea 
noch  der  Schärfe  seiner  Sprache  Zügel  anlegi- 
Wer  hätte  es  vor  ihm  in  Europa  gewagt,  die 
absolute  Monarchieeiner  wissenschaftJichenKritik 
zu  unterwerfen,  wer  hatte  vor  ihm  den  Mut.  es 
üffenClich  auszu.<iprechen,  dass  die  Unabhängig- 
keit von  der  Eegierungagewalt,  dass  der  Wider- 
stand gegen  rechtlose  Akte  des  Abaolntismaa, 
daaa  die  Wahrung  der  Gerechtigkeit  bei  der 
Jnstizpfiege  nur  durch  Beamte  repräsentiert 
werde,  welche  ihre  Stellen  erkauft  nnd  nicht 
verliehen  erhalten  hätten!  Unter  Bestreitung 
der  steten  kulturellen  Fortschritte  der  Mensch- 
heit stellt  er  den  zur  Betrachtung  seiner  wirt- 
schaftliehen Doktrin  hinüberführenden  Satz  anf, 
dass  es  Viilker  gebe,  welche  in  geistiger  nnd 
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wirtschaftlich  er  Versumpf theit  verharrten,  denen  | 
die  Freilieit  kein  Bedürfnis  sei  und  die,  nenn ' 
sie  soltbe  besttseen ,  nichts  damit  anzufangen . 
wOssten. 

Sein  „Esprit  des  lois"  enthält  die  Quintessenz 
seiner  sozialtikonominchen  Doktrin.  Die  Bücher 
7,  2U,  21/23  und  30/31  ilieses  klassischen  Werkes 
beschäftiiipen  sich  mit  dem  Handel  und  dessen 
^esetzliciien  nnd  wirtschaftlichen  üegelnncen. 
mit  dem  Handel  der  alten  Vülker,  mit  Geld 
und  Geldumlanf,  Zins  nnd  üffenilichem  ISchaldeu- 
wesen,  Bevülkerung  und  Grundeigentum  bezw. 
Enteignnngswesen,  Als  Bevölkerungstheoretiker 
erkennt  Montesquieu  es  als  Aufgahe  der  Re- . 
giernng  an,  die  menschliche  Fortpflanzung  bis 
zur  Grenze  der  Unterhaltsmittel  zu  ßlraem. 
Bei  ErgTÜndnng  der  wirtschaftlichen  Gesetze 
iSsat  Montesquieu  die  «otiolo^rischen  Zustande 
und  die  Lebensweise  der  Völker,  Klima,  Re- 
gierungsformen,  Yulksrechte  und  andere  Faktoren 
niitapiechen,  wobei  wirtschaftliche  Anschan- 
nogen  zn  Tage  treten,  die  ihn  zu  einem  An- 
hänger des  aus  seiner  Sozial theorie  hervor- 
l^eheuden  Individnalprincips  und  zum  genialen 
Vorläufer  der  ph.vsiokratiscben  Schule  stempeln. 
Das  merkantil  istische  Vorurteil  von  der  nur 
durch  grosse  Ausfuhr  ^nsti^  zu  gestaltenden 
Handelsbilanz  findet  sich  auch  bei  Montesquieu, 
der  das  Land,  welches  mehr  importiert  als  aus- 
führt, der  Gefahr  ausgesetzt  sieht,  sich  in  das 
Gleichgewicht  der  wirtschaftlichen  Stagnierung, 
der  Verarmung,  der  vollstfindigen  Handels- 
Btöckung  zu  bringen.  Die  Freigabe  oder  die 
durch  Zollschranken  bewirkte  Sperre  des  Aiissen- 
hsudels  behandelt  er  weniger  vom  doktrinären 
als  prsktischeu  Standpunkte.  Den  Lnius  be- 
trachtet Montesquieu  als  ein  notwendiges  Attri- 
but in  Monarchieen.  als  ein  Laster  in  Republiken. 
MontesqniensSteuertheorie  beruht  auf  derVorans- 
setzung,  dass  durch  die  Steuerzahlung  der  Censit 
das  Recht  auf  staatlichen  Schutz  seines  Ubri^n 
Vennflgens  erwirbt.  Seinem  Unabhüngigkeit«- 
sinn  und  Selbotbewusstsein  sind  die  persönlichen 
oder  die  Kopfsteuern,  weil  sie  au  Sklaverei  er- 
innern, die  verhass testen,  die  Stenem  auf  Waren 
und  andere  indirekte  Abgaben,  weil  sie  auf 
freieren  Rechts  an  sc  hau  ungeii  fussen,  die  erträg- 
lichsten. Die  Humeache  Oleichgewichtstheone 
von  Geld-  nnd  Warenmenge  ist  auch  die  seinige. 

Vgl.  überMontesquien:  Destutt  de 
Tracy,  Commentaire  sur  I'esprit  des  lois  de 
Montesqnien,  Paris  181!}.  -  Hanr.  Meyer, 
Commentaire  des  lettres  persanes,  ebd.  1841.  ^- 
Meneval,  Napoleon  et  Marie  Louise,  Souvenirs 
historiques,  Bd.  JII,  Paris  1845,  S.  Iö9  (handelt 
von  dem  Kommentar  Friedrichs  den  Grossen  zn 
Monteaqnieus  t'onsid^rations].  Bersot,  Etu- 
des  sur  la  philosophie  de  XVIIIe  ei^le:  Montes- 
qnien, ebd.  1853.  ~  Dictionnaire  de  l'economie 
polit.,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  ebd.  18»i,  S.  227,29.  — 
Julian  Schmidt,  Gescbicbte  der  französischen 
Litteratnr  seit  der  Revolution  1789,  2  Bde., 
Leipzig  1858.  —  Biographie  universelle,  Bd. 
XXVlII,Parisl860,Sp.:-i67;72.  — Bluntschli. 
Geschichte  des  allgemeinen  Staatsrechts  nnd  der 
Politik,  München  1864,  S.  2öÖflr.  —  Raynal, 
Le  President  de  Montesquieu  et  l'Esprit  des 
lois,  disconn-,  Paris  1865.  —  Comte,  Cours  de 
Philosophie  positive,  3.  Aufl.,  Bd.  IV,  ebd.  1869, 
S.    178ff.    —    Rivi6re-Dnfre»ny,    Amüse- 


ments sfrieui  et  comiqnes;  premiSre  iiie  des 
„Lettres  persanes",  ebd.  1869.  —  Röscher, 
Geschichte  der  Nat,  München  1874,  S,  327.  447, 
563,  793.  —  Dangeau,  Mont«snuien-Bib]io- 
graphie  de  ses  oenvrea,  Fans  1S74.  ^Jannsen, 
Montesquieus  Theorie  von  der  Dreiteilung  der 
Gewalten  im  Staate  auf  ihre  Quellen  zurtlck- 
ffeführt,  Gotha  1878.  —  (L.  V.)  Louis  Vian, 
Histoire  de  Montesquien.  Sa  vie  et  ses  oenvrei, 
"    '    '"""         E.Meyer,  Friedrich  derOrosae 


1879,  S.  371  ff.  —  Encyclopaedia  Britannica, 
9.  Aufl.,  Bd.  IX  (1879),  S.  667  3.;  S.  592  (in- 
flnence  of  hia  writing*.):  Bd.  XVI  [1883),  S. 
782,76;  Bd.  XIX  (18®),  S.  3ö9  (bis  economic 
teaohing).  —  Marionneau,  MoDtesiqnieu  con- 
sid^rS  Gomme  critique  d'art,  Paris  1882.  — 
J.  P.  Marat,  Eloge  de  Montesquieu,  Libonrne 
1883.  —  Woolsey.  Politicol  science  of  Ihe 
State,  2  Bde-,  New- York  1886,  Bd.  I,  S.  16871, 
Bd.  II,  S.  i3tm.  519/26.  —  Schelle,  Dnpont 
de  Nemours  et  l'Scole  physiocratique,  Paris  1888. 
—  Haabach,  Untersuchungen  über  Adam 
Smith,  Leipzig  1891,  S.  367,&(.  —  Faure, 
Montesquieu ,  in  Nouveau  Dictionnaire  d'6co- 
nomie  polit.,  Bd.  II,  Paris  1892,  S.  329  ff.  ~ 
A.Sorel,  Montesquieu.  Deutsch  von  A.  Eressoer, 
Berlin  1896.  ~  E.  Fonrnol,  Bodin,  pr^dfr- 
cesaeur  de  Montesqnien,  Paris  1896.  — 


Hoorkultnr   und  Moorkolonisation. 

1.  Ausdehnung  und  Arten  der  Moore  in 
Deutschland.  2.  Landwirtscbaftliche  Kultur  der 
Moore.  3.  Forstwirtschaftliche  Kultur  der  Moore. 
4.  Technische  Verwertung  des  Moores.  5  Moor- 
kolonisation und  staatliche  Massnahmen  zur  For- 
derung derselben.  6.  Moorkoltur  und  Moorver- 
wertung im  Ausland. 

1.  AasdehnuDg  nnd  Arten  der  Moore 
in  Deatschland.  Die  Angaben  über  die 
Ausdehnung  der  in  Deutschland  vorhandenen 
Moorflächen,  die  sich  vornehmlich  auf  Tei- 
Inn^karten,  Flurkarten  und  die  Gnmdsteuer- 
veranlagiingen  ßtiltzen,  sind  wenig  zuver- 
lässig; sie  beträgt  nac^li  Sc-hätzung  mindestens 
500  Quadratmoilen.  PreiiBsen  allein  besitzt 
etwa  400  Qruulratmeilen  Moorboden  und 
zwar 


Hannover io*,3 

Pommern 55,5 

Schleswig-Holstein    ....  31,9 

Brandenburg 63,1 

Posen 36,8 

Ostpreassen 34,7 

Westfalen 3,5 

Westpreussen 15,6 

Sachsen 15,2 

Schlesien n;,8 

Rheinland 8,3 

Hessen-Nassau 0,2 
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fJas  'iff-li'rrT'd'ini  0!l-f,l.iire  hal  \12  CT'r^^^r  Mäehtiekeit  im^ü  io  lia>-h  c^r.'lMer 

</iiii!ralin'-iJ'-ii  M'/ir  jri'-i'rli  1  ".*i "  i  'f'^r  B  pd-'-a-  F'irnii  auf  wach.-?«  i  H-v-hm'y.n'.  IVf^rwase^r- 

fläi'h".  'la»-  Kö'.i^-i'-li  Bav-rn   'Ä  '^riaiiiat-  w/ire.    5iii>raaiiiiatii«"-h*?  M'«".rp,  l>kal-?  Be- 

m'il'Tj  (.'l'i'^ri  l.!*"ft  'li;r0^hari.O--l--f.f:ä.-t.o.  z^i.  huuiiseQ    Torfm—r.    M«*l.ni.-h.    M'..*. 

Zi'-iiilii-h  r':i':h  an  Mf/fn^n   ist  Mi-',-tk:ijl.ur^.  M-r-t*-.  Filzj.     In  oatilrüchem  Zii>taa-)  Iraeen 

iii'-hl     iinl^rlrär.-iitli'h"    >l'xirf]äi-rii-D     fiii<l<-n  'li<r  M'/>^lorffaei<leni<ViK  j«  naili  dt-m  Grade 

w<h     in     di-n    KOnijfT'i'lurn    Sa'^lLS'-n     and  'i.^rÄti*äsii**ninff  c-ineVeffelation  via  Mooseo 

Wfirtt'jmfi'-nf.  ( vfirwi*-ir*:nd     Torfni'ifw-n ,     I]e)>l>>ti4nteni. 

(Jr"-.-!^;     v',„    Wa!'l     lx-]«-kt(!    'xW    als  W'"Ui.T3>*ni.  SchnaWsim^ni.    Bei  besser«- 

Wi(.-—ii   f^tnMzXi:  Mv.n;  j-ind    W  der  Auf-  Entwäs.--;nine  iK^I-^ken  si-.h  die  Hochmoore 

naiiin*-  df-r  vorhanden f-n  M'xafläi-hfn  häufig  •»'''  m"  einem  diditfn  Bestand  der  Bcsen- 

jii<ht  alt«  W.Ich«:  U^rOckHichliKt  woitien.      '  t'->''e  "nd  erlangen  an  der  iJberfHche  eine 

L-„.. .    i... „.. ..  ,.,1  i-«./-. ,  1 , 1,1.. .  ~  voUkommener zersetzte. mit Nähistofffnanee- 

../i..»i:,i  -..^ü  ,1, „  M,  *,-  ,-,..  vn..,.,/,.  n.~.  Heideenl*'p.  Zu  den  Hochmooren  eehören 
«"  ™  t,,;  m  die  Gegcnwim  grtwer  „r„|||i.h,„'' Xj,,  j„  f„^„  Haonowr  ,iDd 
bild..<Kl..n  (ii.wä..h^- nur  tei  Wass..rr.lKTfl.ü.s  P  /'l'l^nbif?  (Bourtangermoor:  auf  dem 
««IHhr-n    »nd  .l.e  rmwandlui.g  der  abge-     "^^'i  Emsufer.  fnes,s<che  Moore.  M^re  im 

nur  U,i  vorhältniHmässi^  «taAcm  Abschlriss  ""'*  y^^f  *^«  J'^"^^'?"^''-,  ^"'J'*?«^'- 
dcr  I.uft  von  den  si.-h  aTrs-^zflndcn  ]f]anzen-  2^«":'  '""^  grosse  MoorfW-hen  der  östlichen 
ma.H.-ii  dunli  Wass-T  vor  «ich  «eht.  Von  Pro^""»^".  namentlich  Preussen. 
dfii  mineralischen  Bodenarten  untersf^heiden  -■  Siedorungs-,  Grünlands-  oder 
«iih  die  Mry.rU->lcn  daher  in  natfirÜchem  Wiesenmoore, vorwiegendansgrasartigf^n 
Ziihlanil  iK's-.nflent  diii-ch  einen  vt-rhältnis-  Oewächsea  (Dachrohr,  Riedgrä^r.  Soggen 
inilnsig  hohen  Wassf.-rgnhalt  und  Wa.swrauf-  <»«1  Binsen)  geLildet.  die  nur  bei  Gegen- 
»wiiKiintjsfaiiigkeit  (-nasw-r.  kalt-r  Bo<len-),  »"«t  nährst offreicheren,  namenthch  kalfc- 
gjY,,:^.n  Hriientum  an  organiBcher  (verbrenn-  reicheren  Wassers  getleihen.  daher  reich  an 
l>ar(;r)  Siibutanz,  geringes  B[MK-ifischew  und  Kalk  und  an  Stickstoff,  bisweilen  auch  an 
Voliimge wicht,  starko  tjiiellungsfähigkeit  Phoephorsäure,  ohne  freie  Humußsäuren, 
(Sclinimpfen  \>c\m.  AuHtrocknsn).  Nach  dem  nifht  «eltcu  mehr  oder  weniger  stark  mit 
Ort  ihrer  Bildung  und  dessen  Uge  zum  Sand.  Thon,  Wiesenkalk,  Ra.'ienerz  diffchsetzl, 
Omiidwaiwr,  lierTHrtanischcD  Bcschaffenlieit  '»  natürlichem  Zustand  mit  Gräsern,  Saiiei^ 
tliT  inoorbilrlonili;ii  Pflanzen  und  der  che-  gräsorn,  Kräutern  vorsdiiedencr  Art,  nicht 
miw^hen  ZiiKammRn Setzung  der  damuK  ent-  »e\^n  mit  Holz  bestanden.  Da  das  Wachs- 
«fanrlfiicn  Mwjrsiibstanz  iinterselieidet  man  t'™  <l'<^ser  Moore  aufhört,  sobald  üire  Ober- 
folgftiile  Ilaiiptarten  des  Moorbodens:  flächen  schiebt    niclit    mehr   von    nährstoff- 

1.  Jloühraoore,  besser  Heidemoos-;  ¥*'§^™  passer  getränkt  wird,  so  vermögen 
tortmoore.  aus  in  ihrer  Eniähning  sehr  ^'^  «"■^'  .»'^ht  wesentlich  über  den  Gnmd- 
ansi,rui:lilt>wn  Pflanzen  {Torfmwist.-,  Ileidc-  wassorspiegel  zu  erheWn  (infraainiatische 
kraut'sr,  Wollgräser)  auf  gowöhiilieh  iiaiir-  -^l"'"^)- 

stoffarmemUntergnindnadtnnälirstoffarmem  <  A-  l'ebergangsmoore  je  nach  dem 
■Wasser  entstanden,  besonders  arm  an  Kalk,  Ort  ihrer  Bildung  von  verschiedener  bo- 
HiiiiiT  Substanzen  (fi-eie  Huinussäiiren)  ent-  i  tanischer  und  chemischer  Zusammensetzung 
lialtciid.  Da  ihre  Bildung  von  der  Gegen- 1  zwischen  Hoch- und  Siederungsmooren,  bald 
Willi  näliistfiffi-cii'hcren  (iriindwaSMOrs  uuab- '  diesoji,  bald  jenen  näher  stehend  (Gebirgs- 
liängig  ist    und  der  HaiiiillH^stHiidteil ,   die  in'xin?,  Waldmoore). 

TihrfiiHHise   dun'h   ihix'u   anatomlsi-lien  Bau,       Die  mittlere  ciicmische  Zusammensetzung 
iH'fnhigt  Hinil,  Wa.-=H!r  In  gnissn.'n  Mengen  der  tj-pisclien  Moorböden  ist  folgende: 
aufzusaugen  und  festzuhalten,   kAuncn  rli(se  |        1(HI  Teile  der  vollkommen  trocknen  Masse 
Moon'    auf    ilber    dem    (inuulwaMsersjiiegel  enthalten  die  folgenden  Mengen  an  wichtigen 
gi'li'giniem ,    von    atmosphärischem    Wasser  I  Pflanzen iiährstoffeu ; 
gi-nOgend    feucht    gehaltenem    Biidon     zU; 
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1000  cbm  des  natflrlichen  MoorbodeoB  enthalten  in  kg 


teste  Stoffe    Stickstoff 


Hochmoor,  Heideerdeschicht 
Hochmoor,  Moogt«rtschicbt 
N  ie  demn  g^moore 
Uebergang^moore 


Der  Zereeiziingszuatand  oder  die  Zer- 
Betzungsföhigkeit  der  Niefleningsmoore  pflegt 
besser  zu  sein  als  die  der  Hochmoore,  der 
Stickstoff  geht  zudem  in  den  Nietlenings- 
mooren  leichter  in  für  die  Pflanze nernähning 
taugliehe  Form  über. 

2.  Landwirtschaftliche  Knltur  der 
Moore.  1.  Uochrooorkultnr.  a)  Hol- 
ländische Veenknltiir,  auf  abgetorftem 
Hochmoor  unter  Zuhilfenahme  von  Sand. 
Der  beim  Äbtorfeu  des  Mooren,  dessen  tiefere 
dichte  Schicht  den  Brenntorf  liefert,  in  die 
Torfgrube  ziirOckgeworfene  leichte  un zer- 
setzte Moostorf  der  oberen  Lagen  wird  nach 
der  Planiening  an  der  Oberfläche  auf  15  bis 
20  cm  mit  einer  meistens  ans  dem  Unter- 
grund stammenden  Sandschicht  von  10  bis 
15  cm  Starke  gemischt  untl  durch  Auf- 
Ijringen  vou  natürlichem  Dünger  (in  den 
holländischen  Moorkolonieen  v-ielfoclt  städ- 
tische Äbfallstoffe)  in  Knltur  gebracht.  Später 
ist  diese  Art  der  Knltivienmg  vielfach  auch 
auf  nicht  abgetorftesMoor  (Ibei-tragen  worden. 
Die  Entwässerung,  dio  jeder  landwirtschaft- 
lichen NutzuiK  des  Moorbodens  vorangehen 
muss,  ist  bei  vecnkulturen  (Sandmisehkul- 
turen)  stärker  zu  beme-ssen  als  bei  nicht 
besandetem  reinem  Hochmoor  (Senkung  des 
Grundwasserspiegels  ffir  Ackerland  8ü  bis 
100  cm,  fQr  Wiesenland  60  bis  70  cm). 
Voraussetzung  für  die  Veenkultur  ist  die; 
■  Möglichkeit,  den  Untergnindsand  leicht  er-  j 
reicheu  zu  können,  Vomflge  derselben  vor 
der  Hochmoorbewirtschaftung  ohne  Sand 
sind  die  grössere  Ei'tragsfähigkeit  und  die 
grössere  Sicherheit  der  Gewächse  auf  Veen- 
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kulturell  gegen  Fröste  (Nachtfröste)  und 
Dürre,  da  durch  die  Beimischung  des  Sandes 
zum  Moor  die  Wärme-  und  Wasserverliält- 
nisso  desselben  verbessert  werden  (vgl,  hol- 
ländische Moorkultur). 

b)  Moorbrandkultur,  ebenfalls 
holländischen  Ursprungs,  von  dort 
nach  Deutschland  fllertrageii  und  stellen- 
weise zu  grosser  Ausdehnung  gelangt.  Das 
ausreichend  entwässerte  Moor  wird  in  seiner 
nährstoffreicheren  Oberfläche nschicht  durch 
Hacken  oder  Pflügen  gelockert  und  nach 
genügendem  Austrocknen  durch  Brennen 
(Moorrauch,  Hen-auch)  zum  Teil  eingeäschert, 
in  die  Asche  Buchweizen  oder  Haler  gosät. 
Das  Brennen  führt  die  im  Boden  vorhan- 
denen Nährstoffe  zum  Teil  in  für  die  Pflan- 
zen aufnehrabare  Form  Ober,  verursacht  je- 
doch auch  einen  starken  Verlust  an  stick- 
stoffhaltiger Boden  Substanz.     Es  kann  mit] 


6oo  i8o  I  &0O  360 

Erfolg  nur  so  lange  fortgesetzt  werden,  bis 
die  besser  zersetzte  Oberflächenschicht  ver- 
zehrt ist  (6  bis  8  Jahre).  Der  ausgebrannte 
(tot  gebrannte)  Acker  bedarf  dann  einer 
langen  Ruhezeit  (30  bis  40  Jahre),  um  wieder 
eine  das  Brennen  lohnende  Oberflächenschidit 
(sogenannter  Heidehumus)  zu  erlan^n.  Tiefe 
Schäden  des  Verfahrens  sind  seine  grosse 
Unsicherheit  und  das  stetige  Zurückgehen 
der  Erträge  infolge  der  auf  dem  Boden  ge- 
triebenen Bau b Wirtschaft.  Nur  unter  be- 
stimmten VerhSJtiiissen  kann  ein  einmaliges 
Brennen  des  Bodens  als  Vorkultur  gerecht- 
fertigt erscheinen. 

c)  Deutsche  Hochmoor  knltur. 
Alte  Art  derselben:  Nutzung  des  Moores 
zu  Acker-  und  Wiesenlaiid  unter  Benutzung 
^■on  tierischem  Dünger.  Neuere  Form 
der  Hochmoorkultur  auf  Moorboden 
jeglicher  Art  unter  Zuhilfenahme  künstlicher 
Düngemittel  und  kalkhaltiger  Materialien 
nacli  den  von  derMoorversuchsstalion 
in  Bremen  ermittelten  Methoden,  Nachdem 
durch  die  wissenschaftlichen  Untersuchungen 
derverschiedenenMoorbodenformen  und  ihrer 
Eigenschaften  und  durch  praktische  Ver- 
suche auf  Hochmooräckern  und  'Wiesen  die 
Grundlagen  für  die  zweckmässige  Verwertung 
der  kalkhaltigen  Meliorationsmittel  und 
kOnstliclien  Düngestöffc  geschaffen  worden 
sind,  ist  es  mit  Hilfe  derselben  und  anderer 
durch  <Ien  Fortschritt  der  Landwirtschafts- 
wiiisenschaft  und  Technik  gebotener  Mittel 
(Anbau  von  Klee,  Hülsenfrilchten,  stickstoff- 
sairimelnden  Gnlndttngungspflanzen  wie 
Serradella,  Lupinen  unter  Benutzung  der 
Boden  impf  11  Dg,  durch  die  dem  Hochmoor 
die  für  das  Gedeihen  der  Leguminosen  för- 
derlichen Bakterien  der  "Wurzel knöllchen 
zugeführt  wertlen,  EinfOhrnng  von  Frucht- 
folgen versdüedener  Art,  vollkommenerer 
Geräte  für  die  Bodenbearbeitung,  ertrag- 
reicherer und  edlerer  Arten  von  Acker- 
gewächsen, Verwendung  des  an  der  Nord- 
seeküste in  grossen  Mengen  vorhandenen 
Seeschlicks,  bei  dem  leider  die  hohen  Kosten 
der  Gewinnung  und  Verfrachtung  einem 
allgemeineren  Massenverbrauch  vielerorts 
entgegenstehen)  gelungen,  nicht  nur  die  Er- 
träge der  bereits  nach  dem  alten  Verfahren 
kultivierten  I^ändereien  über  das  bekannte 
Mass  weit  hinaus  in  lohnender  Weise  zu 
steigern,  sondern  auch  neukultivierten  Hodi- 
moorboden  in  kurzer  Zeit  zu  hoher  Ertrags- 
fähigkeit  zu  bringen.  Der  landwirtschaft- 
liche Betrieb  schon  bestehender  Hochmoor- 
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wirtschaften,  die  selbst  unter  gOnstigen  Be- 
rlin^ingen  vielfach  einen  Fortschritt  in  erster 
Linie  wegen  Mangel  an  den  nötigen  Düng- 
«toffen  vermissen  liesseii,  ist  durcii  Ver- 
wendung kOnstlicher  Düngstoffe  in  seiner 
Ausdehnung  und  Intensität  erheblich  ge- 
stiegen, ferner  die  Möglichkeit  geboten,  neue 
Siedelungen  in  bislang  iinkulttviei'ten  Mooren 
anzulegen  und  in  veThältnismaäsig  kurzer 
Zeit  zu  blühender  Entiwickelung  zu  bringen. 

Die  Entwässerung  des  nicht  besaudeten 
Hochmoors  darf  bei  Ackerkulturen  durcfa- 
Bchnittlich  '>(>  bis  60  cm,  bei  Wiesen  40  bis 
'lO  cm  nicht  überschreiten.  Die  Düngnng 
beträgt,  soweit  nicht  natürlicher  Dünger 
verwendet  ■wird,  auf  das  Hektar  nach  Zu- 
fuhr von  30(K)  bis  4000  kg  Kalk  in  Form 
von  gebranntem  gelöschtem  Kalk,  Kalk- 
odor  Thonmergel.  175  bis  100  kg  Kali  (in 
Form  von  Kalisalzen,  besonders  Kainit, 
40  %  iges  Kalisalz),  150  bis  75  kg  Phosphoi-- 
Bäuro  (ThomasmeÜ,  Hohphosphat,  namentUcii 
Algierphosphat)  und  zw  stickstoffzehrenden 
Pflanzen  (Halm-  und  Hackfrucht)  nach  der 
Vorfrucht  60  bis  0  kg  Stickstoff  in  Form 
von  Chilisalpeter,  schwefelsaurem  Ammoniak. 
Nach  mehljährigen  stärkeren  DUngungeu 
darf  auf  Gnind  der  Anreiehenmg  dos  Moor- 
bodens mit  Pflanze nnährstoffen  die  Düngung 
annähernd  auf  den  Ersatz  der  jährli<ji  in 
den  Ernten  entnommenen  Mengen  derselben 
eingeschränkt  werden.  Die  sichersten  Frilchte 
für  Hochraooräcker  sind  Koggen,  Kartoffeln 
und  Hafer,  letztgenannter  bei  möglichst 
früher  Aussaat, 

n, Nietlerungsmooricultur.  a)Als 
nicht  besandetes  Kiederungsmoor, 
vornehmlich  zu  Wiesen  oder  Weiden  unter 
Anwendung  kali-  und  phosphorsfiurehaltiger 
Kunstdünge  mittel.  Wegen  des  natürlichen 
Reichtums  der  Niederungsmoore  an  Stick- 
stoff und  Kalk  ist  im  allgemeinen  eine 
Dilngung  mit  diesen  Stotfcu  nicht  nötig. 
Zweckmässige  Senkung  des  Grundwasser- 
spiegels bei  Wiesen  auf  ditrcliselinittlich 
50  cm,   bei  Weiden   etwas   starker  (60  cm). 

b)  Sanddeckkultur,  Moordamm- 
kultur nach  Rimpan.  Dieselbe  ist  Au- 
fang  der  sechziger  Jahre  von  dem  Ritter- 
gutsbesitzer Rimpau  in  Cunrau  erfunden 
lind  seitdem  in  ganz  Deutschland  in  grossem 
Maesstab  angewendet  worden.  Sie  bestellt 
in  der  Bedeckung  des  vorher  durch  Gräben 
oder  Drainage  auf  dim;h8clinittlich  1  m  unter 
OI>erf lache  in  der  Mitte  zwischen  den 
Gräben  oder  Strängen  entwässerten  und 
sorgfältig  eingeebneten  Moores  mit  einer 
Schicht  mineralischen  Bodens  (meistens  Sand, 
seltener  lehmiger  Sand,  Wiesenmergel)  in 
einer  Stärke  von  10  bis  12  cm  (für  Acker- 
liaii).  Durch  die  Sanddecke  wird  die  Ober- 
fläche so  fest,  dass  sie  Ix-faliren  wenlen 
kann.     Die  Bodenfeuchtigkeit   und   Bodeii- 


wärme  werden  in  noch  stärkerem  Masse  als 
bei  der  Veenkultiu-  (Sandmischkultur)  gün- 
stig beeinflusst.  Die  Gefahr  des  Auffrierens 
im  Winter,  der  Spätfröste  im  Frühjahr  wird 
erheblich  vermindert,  der  Stand  der  Ifanzen 
sicherer,  die  Feuergefahr  für  das  Moor  ge- 
ringer, die  Bestellung  leichter.  Später  hat 
man  auch  für  Grasbau  (Wiesen  und  Weiden) 
das  Niederungsmoor  nach  demselben  Ver- 
fahren besandet,  wobei  die  Sanddecke  nur 
7  bis  S  cm  stark  aufgebracht  wird,  die 
Senkung  des  Grund'A'asserspiegels  durch- 
schnittlich nur  eO  bis  80  cm  beträgt.  Wenn 
nicht  besonders  ungünstige  Veriiäitnisse  (zu 
trockene  Lage,  häufige  Hp^fröste)  vorli^n, 
verdient  ilie  Umwandlung  in  nicht  besanaete 
Grasländereien  schon  der  Billigkeit  wegen 
den  Vorzug  (s.  o.). 

Die  Düngung  der  Niedeningsmoore 
beträgt  auf  das  Hektai*  75  bis  125  kg  Kali 
in  Form  verschiedener  Kalisalze,  40  bis  100  kg 
Phosphorsäure  in  Form  von  Thomasmehl, 
Superphosphat  (abgesehen  von  Mooren  mit 
natürhchem  Reichtum  an  Phosphorsäure,  die 
einer  Zufuhr  von  solcher  nicht  oder  in  stark 
ermässigtem  Masse  bedürfen),  nur  ausnaluns- 
weise  (bei  schlechtem  Stand  im  FrQhj^r, 
zu  besonders  anspruchsvollen  Früchten  wie 
Zuckerrüben)  wird  in  geringen  Mengea 
Stickstoff  (Chilisalpeier,  schwefelsaures  Am- 
moniak) verabfolgt 

m.  Erträge,  Rentabilität  von 
Moorkulturen  und  deren  wirt- 
schaftliche Bedeutung.  Nach  einer 
allerdings  sehr  unvollkommenen  Statistik 
brachten  Moordammkidtureu  nach  Bimpati 
im  Dimthschnitt  etwa  5  bis  öO  Angaoen 
auf  <las  Hektar  2380  kg  Weizen,  2500  kg 
Roggen,  2660  kg  Hafer,  2435  kg  Gerste, 
1770  kg  Raps,  2240  kg  Erbsen,  16!»  kg 
Bohnen,  20450  kg  Kartoffeln,  54300  kg 
Futter-  und  Zuckerrüben.  Veenkulturen 
(Sandmischkiüturen)  auf  das  Hektar  2000  kg 
Ro^en,  2065  kg  Weizen,  2265  kg  Hafer, 
1600  kg  Bohnen,  1700  kg  Erbsen,  21  200  kg 
Kartoffeln,  1665  kg  Raps;  mit  Kalk  und 
Kunstdünger  bewirtschaftetes  Hochmoor 
2000  kg  Koggen.  1600  kg  Hafer,  20000  kg 
Kartoffeln,  6,500  kg  Kleeheu,  1500  kg 
Erbsen.  Auf  dem  Versuchsfeld  der  Moor- 
versuchsstation wurden  in  den  letzten 
Jahren  bei  ausgiebiger  Verwendimg  der 
Gründüngung  und  Anwendung  besonders 
geeigneter  Geräte  filr  die  Bodenbearbeitung 
auf  Hochmoor  erheblich  höhere  Erträge  er- 
zielt, namentlich  an  Hafer  (bis  3270  kg), 
der  bei  früher  Saat  eine  der  ertr^reichsten 
und  sichersten  Moorfrüchte  ist.  Nach  einer 
vom  Verein  zur  Fördentng  der  Moorkultur 
im  Deutschen  Reiche  angestellten  Statistik, 
die  allerdings  lückenhaft  ist  und  nicht  in 
allen  Punkten  nach  Lage  der  Dinge  zuver- 
lässige Durchsclmittszahlen   liefern   konnte. 
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betragen  die  Kosten  fOr  Herstellung  von 
Moordammkulturen  (ohne  besondere  Unter- 
scheidung ob  Wiesen-  oder  Ackerkiiltur)  im 
Durchschnitt  von  72  Angaben  üT7  Mark, 
der  höchste  Satz  beträgt  pro  Hektar  107  5  Mark, 
der  niedrigste  12Ü  Mark;  der  dnrchsclinitt^ 
liehe  Reinertrag  pro  Hektar  188  Mark,  der 
höchste  518  Mark,  der  niedrigste  15  Mark, 
die  Verzinsung  der  Kultii^oston  (ohne 
GninderwerbskostCB)imDiirchsehnitt32,7"/(i, 
die  niedrigste  8.9  o/o,  die  höchste  71.4  */(., 
Die  Anlagekosten  ftlr  Moorwiesen,  die  Staat- 
licherseits  in  einer  Ausdehnung  von  2644  ha 
auf  Domänen  in  verschiedenen  Provinzen 
vorwiegend  ohne  ßesandung  hergestellt 
worden  sind,  schwanken  zwischen  2ä  und 
703  Mark  und  betragen  durchschnitUich  für 
das  Hektar  377  Mark.  Die  preubsische 
Forst  Verwaltung  hat  bis  jetzt  lu  15  Re- 
gierungsbezirken gegen  400Ü  ha  Niederungs- 
moor mit  einem  Kostenaufwand  von  25  bis 
1798  Mark  pro  Hektar  in  Wiesen  umgewandelt. 
Bis  1896  wurde  auf  In^esamt  271ü  ha, 
deren  Melioriemng  766917  Mark  gekostet, 
eine  jährliche  Vennehrung  des  Reiuei-trages 
von  85376,19  Mark,  somit  eine  Verzinsung 
des  angelegten  Kapitals  von  1 1,1  "h  erzielt. 
Unter  vergleichlären  Verhältnissen  ver- 
zinsten sielt  bcsandete  Moorwiesen  mit  11,7, 
nicht  besandete  mit  28,9  "k.  Auf  Grund 
des  G.  V.  1.  April  1879  über  die  Bildung 
von  Wassergenossenschaften  ist  auf  genossen- 
Bchaftlichem  Wege  die  Entwässerung  von 
233617  ha  moorigen  Bodens  durcligeführt 
oder  eingeleitet.  Die  entwässerten  Flächen 
dienen  in  erster  Linie  dem  Graabau.  (Wiesen 
und  Weiden). 

Die  Kosten  für  Hochmoorkulturen  in 
grösseren  Betrieben  stellten  sich  wie  folgt 
für  das  Hektar:  Gräben  ziehen ,  Hacken 
und  Kalken  ca.  192  Mark,  Düngung  117 
Mark,  im  Durchscimitt  (abgesehen  von  den 
allgemeinen  Kosten  u.  s.  w.).  Die  für 
Moorboden  gezahlten  Preise  unterliegen 
grossen  Schwankungen  (HK)  bis  180ü  Mark 
für  das  Hektar).  Durch  Melioration  der 
noch  unkultivierten  Moorflächen  können  die 
produktions fähigen  Acker-  und  Wiesenflächen 
und  die  Zalü  der  landwirtschafthchen  Be- 
triebe sehr  erheblich  vermehrt  werden. 
Strebsamen  und  fleissigen  Landwirleu  ist 
die  Möglichkeit  geboten,  mit  verhältnis- 
mässig geringem  Kapital,  sei  es  als  Eigen- 
tum, Pachtung.  Renten  gut,  Erb  nach  timg, 
einea  selbständigen  lohnenden  Landwirt- 
scfaaftsbelrieb  im  Moor  einzurichten.  Da- 
durch könnte  manches  wirtschaftlich  tüch- 
tige Element  dem  Vaterland  erhallen  werden. 
Bestehende  ältere  Modirwirtschaftea  sind 
dui-ch  die  neueren  Jlittel  der  Moorkidtur 
in  die  Lage  versetzt,  ihren  wirtschaftlichen 
Stillstand  oder  Verfall,  der  häufig  zum 
grossen    Teil    diffch   ilas    bislang    befolgte 


System  verschuldet  ist,  nicht  nur  aiifzu- 
lialten,  sondern  in  ziemlich  kurzer  Zeit  zu 
einer  gedeihlichen  Entwiekelung  zu  ge- 
langen. Die  örtliclien  Boden-  und  Witte- 
rungsverhältnisse werden  vielfach  diircli  die 
Kultivierung  ausgedehnter  Moorflächen  und 
die  damit  notwendigerweise  verknüpfte 
plan  massige  Entwässerung  günstig  beein- 
flusst.  Indirekt  übt  die  Niederungsmoor- 
kultiu-  auf  die  in  der  Regel  mit  derselben 
verbundene  Bewirtschaftung  armer  Sand- 
böden einen  sehr  günstigen  Einfluss  aus. 
Die  auf  den  Moorkulturen  gewonnenen 
Futter-  und  Strohmeogen  ermöglichen  die 
Haltung  eines  stärkeren  Viehstand  es  imd 
dadurch  eine  Steigerung  der  Produktion 
von  Dünger,  der  den  mineralischen  Boden- 
arten allein  zu  gute  kommen  kann,  da  seine 
Verwendung  auf  Kiederungsinoorböden  nicht 
angebracht  ist,  diese  vielmehr  zweckmässig 
lediglich     mit    Kimstdünger    bewirtschaftet 

3.  Forstwirtschaftliche  Knltnr  der 
Moore.  Dieselbe  hat  im  allgemeinen 
bis  jetzt  geringere  Bedeutung.  Niederungs- 
moore, Uebergau^moore  oder  atwietorfte 
Hochmoore  von  nicht  zu  grosser  Mächtig- 
keit lassen  sich  nach  Herrichtuog  einer 
genügenden  Entwässerung  mit  Erfolg  auf- 
forsten, auf  Mooren  von  tieferem  Moorstand 
namentlich  nicht  abgetorftem  Hochmoor  ist 
bei  den  jetzigen  klimatischen  Verliältnissen 
bei  Aufwendungen  für  die  Entwässening, 
die  nicht  von  vorne  herein  jede  Rente  aus- 
schliessen,  Forstkultur  nicht  durchführitar. 
Das  zuerst  mit  grossen  Hoffnungen  be- 
grüsste  Brflningsehe  Verfahren  der  Auf- 
forstung von  Hochmooren  (nach  vorher- 
gehendem Brennen  des  Moores)  hat  sich 
nicht  bewährt.  Dass  dort,  wo  eine  starke 
Enlwässenmg  m^hch  ist  und  wenn  auch 
nur  geringe  Mengen  Dimgstoffa  zugeführt 
werden,  auf  nicht  abgetorftem  mächtigem 
Hochmoor  Fichten,  Kiefeni,  Eichen,  Obst- 
bäume gut  gedeihen,  zeigt  die  vielfach  in 
den  noid westdeutschen  Moorkolonieen  zu 
beobachtende  gute  Entwiekelung  der  ge- 
nannten Baumarten  in  dei  näheren  Uni- 
gebung  der  Ansiedelungen. 

4.  Technische  Verwertung  des  Moores. 
Viele  Versuche  der  technischen  Verwertung 
sind  fehlgeschlagen.  Als  wichtig  kommen 
in  Betrac'ht:  a)  Die  Nutzung  des  Moores 
zur  Brenn tortgewinnung,  der  je  nach  der 
Art  der  Herstellung  als  Stichtorf,  liacktorf, 
Maschinentnrf  bcKeichnet  wird.  Die  Brenn- 
torfgewinnung bildet  namentlich  in  der 
Nähe  grösserer  Städte  oder  heizmittelbe- 
dörftiger  1  Landstriche  eine  wichtige  Ein- 
nah moguelle  des  Mooranbauers  und  für 
manche  Kolonieen  z.  B.  Veenkolonieen  ge- 
radezu die  Grundlage  des  Wohlstandes. 
Andererseits   li^  hierbei  die  Gefahr  einer 
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Vemachlässi^ng  deB  Landwirtschaftebe- 
triebes  nahe;  es  BoUte  der  Torfhandel, 
wenn  er  von  Moorkolon isfen  betrieben  wird, 
Btets  nur  ein  Nebcngewerbe,  wenn  auch 
ein  wichtiges  derselben  bilden.  Neuerdings 
wird  mit  Erfolg_  das  Moor  zu  Briketts, 
weniger  erfolgreich  zn  Koks  verarbeitet 
(unter  Oewinnung  der  Nebenprodukte  der 
Destillation),  b)  Tortstrougewinnung.  Hierzu 
sind  nur  die  unvollkoinmen  zersetzten, 
faserigen  Moorbildungen,  der  Moostorf  der 
Hochmoore,  der  langfaserige  Grastorf  der 
Niederungsmoore  geeignet.  Die  Torfstreu 
und  der  bei  der  Fabrikation  derselben  ab- 
fallende Torfmull  besitzen  eine  hohe  land- 
wirtschaftliche und  hygieinische  Bedeutung 
als  Einstreu  in  strohannen  Gegenden  und 
Jahren,  als  Konservienuigsmittel  des  Stall- 
düngers, namentlich  was  die  Verhütung 
von  SlickstoffverluBteu  betrifft,  als  Mittel 
zum  Aufsaugen  und  Oenichlosmachen  fifls- 
Biger  Fäkalien,  für  das  Abfiihrwesca  der 
Städte.  Versuche,  die  Moorfaaern  (Woll- 
grasfasem)  zu  Geweben  zu  verarbeiten, 
haben  technisch  ziemlich  vollkommene  Fabri- 
kate geliefert,  eine  Kentabditfit  scheint  je- 
doch bis  jetzt  ausgeschlossen.  Bemerkens- 
wert sind  die  neuerdings  angeregten  Pläne, 
die  Industrie  in  das  Moor  hineinzutragen, 
den  grossen  Vorrat  an  Brennstoffen  in  den 
Mooren  zur  Erzielung  von  Kraft  (Elektrici- 
tftt)  zum  Zwecke  industrieller  Verwendung 
zu  benutzen. 

K.  MoorkoloniHation  nnd  staatliche 
HasaDahmen  zur  FSrderung  derselben. 
Moorkolonisationen  in  grösserem  Umfang 
sind  meistens  auf  Hochmooren,  in  der  Hegel 
unter  dem  Gesichtspunkt  grosser  I^ndes- 
meliorationen  mit  filaallichcn  oder  ßftent- 
lidien  Mitteln  ausgeführt.  Beis]uele  dieser  Art 
Bind  die  Hochmoorbosiedelungcn  Mitte  imd 
Ende  des  IR.  und  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
im  Gebiet  der  alten  Herzogtümer  Bremen  und 
Verden  durch  die  hannoversche  Hegienuig, 
in  Ostfriesland  durch  Preussen,  viel  früher 
schon  im  Emsgebiet  durch  das  Niederstift 
Münster,  auf  dem  grossen  Moosbnich  im 
Kreise  Labiau  (Ostpreussen)  durch  Friedrich 
den  Grossen,  Älitte  des  vorigen  Jahrhunderts. 
Uie  Entwitdcelung  dieser  yiedelungen  war 
sehr  verschieden  je  nach  den  Gnmdlagen, 
auf  denen  sie  erfolgte,  imd  nach  der  Gunst 
der  Lage.  Wo,  wie  bei  einem  grossen  Teile 
der  ostfriesischen  Moorkolonieen,  die  Siedler 
lediglich  auf  die  Moorbrand kultur  hinge- 
wiesen waren,  nicht  eine  vorherige  Er- 
schliessung der  Moore  durch  Kanäle  oder 
Wege  und  Einrichtung  eines  rationellen 
Ackerbaues  erfolgt  war,  entwickelten  sich 
die  Kolon  ieen  sehr  unerfreulich  und 
bracliton  diese  Bestrebungen  auf  lange  Zeit 
in  Misskredil. 

Die  neueren  Hochmoorbosiedelungen  sind 


namentlich  durch  Erschlies-sung  der  Moore 
durch  Kanäle  nach  holländischer  Art  vor- 
bereitet (das  Bourtanger  Moor  auf  dem 
linken  Emsufer  durch  den  Haren-Rölen- 
brock,  Ems-Vechte,  Söd-Nordkanal,  die  mit 
dem  holländischen  Kanalnetz  in  Verbindung 
treten  mit  einer  Gesamtlänge  von  Hl.'»  km 
bei  Aiitwendung  von  16  Millionen  Mark 
Baukosten,  aiif  dem  rechten  Emsufer  der 
Papenburger  Splittingkanal,  in  den  ost- 
friesi sehen   Mooren    der    Ems-Jahde-Kanal). 

Von  neueren  Besiedohmgs werken  sind  zu 
nennen:  Die  Kolonie  Proviozialmoor,  bis 
jetzt  mit  33  Siedlerfamilien  besetzt,  am  Sfid- 
Nord-Kanal.  begonnen  durch  die  Hannover- 
sche Pro vinzial Verwaltung,  Grßsse  der  ein- 
zelnen Sietlelungen  1*)  ha.  Verpachtung  der- 
selben zunächst  in  Zeitpaeht  auf  10  Jahre, 
nachdem  2  ha  mit  Hilfe  von-  Kalk  und 
Kunstdünger  kultiviert  sind,  der  Rest  wiid 
unier  Aufsicht  der  Verwaltung  fertig  ge- 
stellt. Die  Pacht  beträgt  ca.  3  ".'o  der  ver- 
auslagten Gesamtkosten,  die  für  das  Hektar 
ca.  1100  Mark  einschliesslich  der  Gebäude 
und  allgemeinen  Kosten  {Wege,  Feldbahn) 
betragen.  Die  Entwickelung  der  Kolonie 
ist  sehr  befriedigend.  Wert  des  verBichertea 
Inventars  1890  119.^8  Mark,  1898  1U9751 
Mark;  Viehbestand  24  Pferde,  97  Kühe.  19 
Kälber,  155  Schweine,  Schafe  und  Ziegen, 
Hühner.  Die  Kolonie  Marcardsmoor  im 
Auricher  Wiesmoor,  zu  Ehren  des  um  die 
Moorkolonisation  sehr  verdienten  ehemaligeD 
Unterstaatssekretärs  Marcard  benannt,  be- 
gonnen 1890  durch  den  preussisclien  Staat 
nach  denselben  Gnindsätzen  wie  im  Pro- 
vinzialmoor.  Bis  jetzt  sind  30  Siedler  an- 
gesetzt, 1  als  Renten giitsbesitzer.  Versiche- 
ningssunime  (Mobiliar)  von  27  Ansiedlem 
lfi98  81205  Mark,  Viehbestand  12  Pferde, 
110  Stück  Rindvieh,  206  Schafe,  Ziegen 
und  Schweine.  Einleitung  gleicher  Koloni- 
sationsunternehmungen im  Kehdinger  Moor 
(Regierungsbezirk  Stade),  im  B^gstedter 
Moor  in  Schleswig-Holstein,  in  den  ost- 
preussischen  Mooren  (Moosbnich,  Atigstumal- 
moor).  In  letzter  Zeit  sind  für  die  Vorbe- 
reitungsarbeiten  bei  der  Hochmoorbesiede- 
lung  mit  bestem  Erfolg  Strafgefangene  ver- 
wendet worden.  Arbeiterkolonieen  auf 
Moorboden,  ron  grösseren  Verbänden,  Vei^ 
einen  oder  Privaten  begründet,  bestehen  in 
lier  Provinz  Sachsen  (^Seyda),  Hannover  (Käs- 
dorf,  Friedrich -Wilhelmsdorf),  Holstein  (Rick- 
ling),  Pommern  (Meierei). 

In  Preussen  wurde  als  Centralstelle  für 
das  Moorwesen  die  Centralmoorkom- 
mission  gegründet,  der  seit  1893  auch 
die  Förderung  allSr  auf  die  bessere  Kultiir 
des  leichten  Sandbodens  gerichteten  Be- 
strebungen überwi^en  ist  und  die  ihr  vom 
Minister  für  l-andwirtscliaft  zugewiesene 
oder  von  ihren  Mitgliedern  aiiger^te  Fragen 
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uiscues  Urraui  der  LeDtmlmoorkommiasion 
ist  die  Moorverstichsstation  in 
BremeD,  die  durch  chemische,  physi- 
kalische uud  botaoische  Unteren  chuDgen 
sowie  durch  zahlreiche  Versuche  im  freien 
Felde  die  Wissenschaft  uod  Technik 
Hoorkultur  nach  ailea  ihren  Ktchtungen  zu 
fordern  hat. 

Der  preiissischen  Centralmoorkommisaion 
hat  sich  in  jüngster  Zeit  auch  das  Gi'oss- 
herzogtum  Oldenburg  angeaclilosscu. 

In  Bayern  ist  eine  Landesmoorkiilturan- 
Btalt  entstanden,  vornehmlich  für  die  prak- 
tische Atifgabe  der  nutzbringenden  Ver- 
wertung der  bayenschen  Moore.  In  Pommern 
und  in  Westfalen  sind  im  Ansehluss  an  die 
Landwirtschaftakammer  und  den  landwirt- 
schaftlichen Pro  vinzial  verein  provinzielle 
Moorkommissionen  mit  ahnlichen  Zielen  ins 
Leben  getreten.  Der  Verein  zur  Förderung 
der  Moorkidtur  im  Deutschen  Reiche  hat 
seit  etwa  zwei  Jahrzehnten  für  das  Ver- 
ständnis und  die  Ausbreitung  der  Moorknltnr 
sehr  segensreich  gewirkt. 

6.  Moorknltnr  und  Hoorverwertnng 
im  Ausland.  Holland.  Die  holländischen 
Moore  gleichen  in  ihrem  Aufbau  wie  in 
ihrer  Üusammeusetzung  den  nordwestdeut- 
Bchen  Hochmooren.  Der  grösste  Hochmoor- 
komplex ist  das  Bourlanger  Moor,  das  an 
das  grosse  preussische  Moorgebiet  gleichen 
Namens  angrenzt.  Hier  wurde  zuerst  das 
als  holländische  Veenkiiltur  (s.  o.)  bekannte 
Kultursystem  in  technisch  musterhafter 
Weise  au^ebildet.  Die  Grundbedingung 
desselben,  die  Möglichkeit  der  Verwertung 
des  gewonnenen  Brenntorfs  war  schon  vor 
Jahrhimdcrten  diireh  das  BedSrfnis  der 
Städte  nach  Brennmaterial  infolge  der  rück- 
sichtslosen Verwüstung  der  Wälder  ge- 
seliaften.  Bereits  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
wird  durch  planmässige  Kegelung  der  Torf- 
gTÄberei  und  durch  Beginn  des  Ausbaues 
eines  für  grössere  Schiffe  befahrbaren  Ka- 
nalnetzes (Hauptschiffahrtskanäle  mit  Seite n- 
und  Nebenkanälen,  Wieken,  Inwieken)  der 
Orund  zu  der  blühenden  Kntwickelung  der 
holländischen  Veenkolonieen  gelegt.  Die 
bekanntesten  sind  die  sogenannten  Grouinger 
Veenkolonieen  in  den  Gemeinden  Hooge- 
zand,  Sappemer,  Oude  PekeJa,  Veendamm, 
Nieuve  Pekela  und  Wilderwank.  Die 
städtischen  Unratstoffe  werden  seit  langem, 
namentlich  in  Groningen,  in  hervorragend 
zweckmässiger  Weise  zu  einem  leicht  Irans- 

girtabelen,  an  Pflanzen nährstoffen  reichen 
ompostdünger  verarbeitet  und  auf  dem 
ausgedehnten  Eanalnetze  (Stadskanal,  Wilder- 
wank,  Winachoter  Diep,  die  kanalisierte 
Pekel-A.  u.  a.)  den  düngerbedürftigen  Moor- 
böden häufig  auf  weite  Entfernungen  zuge- 
führt (z.  B.  bis  Ter  Apel,  hart  an  der  deut- 


schen Grenze)-  Die  genannten  sechs  für 
die  holländische  Moorkultur  typischen  Eolo- 
nieen  haben  zusammen  ein  Areal  von  ca. 
21 00()  ha,  davon  ist  etwa  die  Hälfte  noch 
nicht  abgetorftes  oder  unkultiviertes  abge- 
torftes  Moor,  1000  ha  nehmen  die  Kanäle 
ein,  von  den  übrigen  16000  ha  sind 
12000  lia  Ackerland,  40ü0  ha  Wiesen  und 
Weiden.  Die  einzelnen  Kolonate  (Plaazen) 
sind  8,  10,  20  ha  gross.  Die  Ertrüge  sind 
dauernd  hohe,  der  landwirtschaftliche  Be- 
trieb ist  in  der  neuesten  Zeit  noch  inten- 
siver geworden,  Gewerbe  und  Fabriken 
blühen  empor:  der  blühendste  Industrie- 
zweig ist  die  Stärkemehlfabrikation,  für  die 
der  Vecnbauer  das  Rohmaterial,  die  Kar- 
toffel liefert.  24  bis  40  "lo  des  Kultivierten 
Ackerbodens  dienen  dem  Anbau  dieser 
Fnicht.  Daneben  haben  sich  zahlreiche 
andere,  zum  Teil  sich  an  die  Landwirtschaft 
anschliessende  Industriezweige  entwickelt, 
Seifensiedereien,  Syrup-,  Cichorien-,  Papier- 
fabrikation, Bi-ennereien,  Brauereien,  Glas- 
fabriken, Ziegeleien  imd  Gerbereien,  Der 
Schiffbau  ist  durch  den  Rückgang  der 
kleinen  Seeschiffahrt  etwas  zurückgetreten, 
infolgedessen  die  mit  ihm  in  Verbindung 
stehenden  Gewerbe ;  trotzdem  sind  auch 
heute  noch  zahlreiche  Werften,  Anker- 
schmieden, Segelmachereien  vorhanden.  Aus 
den  alten  Kolonieen  sind  stundenlange 
Dörfer  mit  städtischem  Aussehen  und 
grossem  Wohlstande  geworden.  Dem  in  der 
Provinz  Groningen  gegebenen  Bei^iel  sind 
die  übrigen  .moorbesitzenden  Provinzen 
Hollands  gefolgt.  In  der  Landschaft  Drenthe 
wiu^le  sclion  früh  das  Hogeveen  uud  die 
Kolonie  Smilde,  in  Oberyssel  die  vom  Baron 
Dedem  1S09  erbaute  und  später  in  den  Be- 
sitz der  LaudschaEt  ttbei^egangene  Dedems- 
vart  und  die  daran  sich  anschliessende 
Armen-  und  Strafkolonie  Ommerschanz  u.  a. 
angelegt.  Der  Hauptunterschied  der  hol- 
ländischen Moorkolonisation  gegenüber  der 
deutschen  besteht  darin,  dass  die  erstge- 
nannte im  Grunde  gewerbliche  Unter- 
nehmungen von  selten  kapitalkräftiger  Unter- 
nehmer oder  Organisationen  (Stadtverwal- 
tungen, Gesellschaften]  sind,  die  zuerst 
Kanäle  mit  Verkehrssl rassen  anlegten  und 
das  Land  abtorflen  (verveenen).  Dann  ei«t 
folgt  die  landwirtschaftliche  Nutzung  durch 
Käufer,  Pächter  (häufig  in  erbpachtähnhchem 
Verhältnis)  und  mit  der  Entwickelung  des 
Ackerbaues  Gewerbe  und  Handel.  Durch 
die  »HoUandgänger.,  bei  der  Ernte  oder 
Torffabrikation  beschäftigte  Arbeiter,  wurde 
die  Technik  der  Veenktiltur  in  die  an- 
grenzenden deutsehen  Moorbezirke  über- 
tragen. Dos  weniger  s^:ensreiche  Verfahren 
des  Moorbrennens  (s.  o.)  ist  ebenfalls  hol- 
ländischen Ursprungs. 

Schweden.      Die    statistischen    Auf- 
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nohniGD  der  vorhandenen  Moorfläclien  sind 
ebenfalls  weoig  ^iiaii.  Die  Ausdehnung 
dersclbea  wird  zu  5198000  ha  ang^eben 
(12,6  "/o  der  Gesanitbodenf lache  ausechliesis- 
lich  der  Seeen).  Die  tau dwirtechaft liehe 
NutzuDg  der  Moore  ist  ziemlich  alt,  beson- 
ders unter  Zufuhr  mineralischer  Bodenarten 
(Glacialthone)  und  natürlichen  Düngers, 
ebenso  wird  seit  langem  Brandkultur  ge- 
trieben. Seit  Gründung  des  schwedischen 
MoorkidtTirvereins,  der  Jloorkulturstation  zu 
Jönköping  und  der  Einführung  künstlicher 
Düngemittel  liat  die  Moorkultur  in  Schweden 
grosse  Fortsciiritte  gemacht.  Vorwiegend 
sind  Niedeningsmoore  oder  niederungsmoor- 
artige  Böden  kultiviert  mit  oder  ohne  Zu- 
hilfenahme von  Sand,  in  ersterem  Falle  als 
Sandmischkulturen,  Moordaramkulturen  nach 
Rimpau  sind  in  Schweden  selten.  Die 
Hauptfrilchte  der  Moorficker  siud  Hafer, 
Roggen,  WasBom'iben,  .iiif  öotland  ausser- 
dem Zuckerrüben.  Ein  Moorkulturverein, 
der  sich  zahlreicher  Mitglieder  erfreut  wirkt 
in  gleichem  Sinne  wie  der  deutsche  Verein, 

Die  technische  Nutzung  der  Moore  hat 
in  Schweden  im  allgemeinen  eine  ähnliche 
Entwickelung  genommen  wie  in  Deutsch- 
land (Brenntorf,  Torfstreu,  Koks). 

Irland  besitzt  etwa  1602309  Acres 
Moorland  (648406  ha),  davon  etwa  '.'4  Niede- 
rungsmoor, S.4  Hochmoor,  Die  landwirt- 
schaftliche Benutzimg  ist  fiussei-st  gering. 
Vor  mehreren  Jahren  liat  die  Regierung  an 
der  Westküste  Irlands  einen  Versuch  auf 
einer  grösseren  Fläche  eingeleitet,  das  Moor 
nach  vorheriger  Drainiernng  aufzuforsten, 
die  bisherigen  Erfolge  sind  wenig  günstig. 

D&nemark,  Dänemark  (ausgenommen 
die  Farörinselo,  Island,  Grönland)  hat 
368000  ha  Moor.  (9,7  "lo  der  Bodenfläche), 
davon  etwa  Kb  Hochmoore.  Am  reichsteu 
daran  ist  das  nördliche  Jütland.  Ein  grosser 
Teil  wird  als  Wiesen  (Bewässern ngs wiesen) 
genutzt,  vielfach  unter  Beihilfe  künstlicher 
Düngemittel.  Hochmoorkid turen  sind  bis 
jetzt  wenig  vorhanden,  das  Interesse  für 
Moorkultiuren  jeglicher  Art  ist  jedoch  in 
letzter  Zeit  sehr  gewachseu.  Technisch  hat 
nur  die  Nutzung  als  Brenntorf  Bedeu- 
tung. 

Finland,  Die  unkidtivierlen  Mooi^ 
flächen  umfassten  im  Anfang  des  Jahiiiuii- 
derts  104 144  qkm  (28,1  "/o  der  Botlenf lache). 
Seitdem  ist  die  Kultur  derselben  so  fortge- 
schritten, dasa  1876  die  nicht  meliorierten 
Flächen  auf  nur  74(10(1  ijkm  ge.schälzl  wur- 
den. Die  Moore  bilden  meistens  gi-osse  zu- 
sammenhängende Komplexe.  Ihrer  Be- 
schaffenheit nach  sind  es  entweder  Niede- 
ningsmoore oder  Hochmoore,  letztere  häufig 
sehi-  mächtig,  der  Uutei^rund  besteht  ge- 
wöhnlich aus  Thon,  seltener  aus  Sand  o<ler 
thonigem  Sand.    Die  grösseren  Moore  sind 


meistens  im  Besitz  mehreier  Interessenten. 
Die  landwirtschaftliche  Nutzung  geschieht 
entweder  als  Brandkultiir,  die  jedoäi  immer 
mehr  abnimmt,  oder  als  Mischkultur  (nach  ge- 
höriger Entwässemng  und  unter  Umständen 
nach  mehrmaligem  Brennen  wird  das  Moor 
mit  thonigem  Boden,  200  bis  400  cbm  auf 
das  Hektar,  befahren,  derselbe  mit  dem 
Moor  gemischt  und  vorwiegend  mit  Hafer, 
Gerste,  bisweilen  auch  Roggen  bebaut,  oder 
zu  Grasland  niedergelegt;  das  Befahren  mit 
Thoti(I>ehmschlagen)  wird  unter  Umständen 
wiederholt  unter  Benutznng  von  Stalldünger, 
neuerdings  von  künstlichen  Düngemitteln 
und  KalE).  Staallicherseits  wird  die  Moor- 
kultur  durch  finanzielle  Beihilfen,  Kanal- 
bautea  (330  km),  Darlehen  zu  bilhgeo  Zinsen, 
die  vom  Staate  den  Gemeinden  zur  Förde- 
rung desselben  Zweckes  wieder  ftberlassen 
werden,  unterstützt.  Seit  1895  besteht  in 
Finland  ebenfalls  ein  Moorkid  tu  rverein. 

Oesterreich.  Ueber  die  Ausdehnung 
der  österreichischen  Moore  liegt  wenig  Zu- 
verlässiges vor.  Dieselbe  wird  für  Böhmen 
schätz  im  gs  weise  zu  80000  ha,  für  OaUzien 
auf  nOOOO  ha  und  mit  Einschluss  der  be- 
waldeten Moore  auf  liMKMH)  ha  angegeben. 
Die  Moorkultiu-  steht  in  Oesterreieh  nocli 
in  den  eisten  Anfängen,  in  den  Randge- 
birgen Böhmens  werden  die  Moore  vor- 
wiegend als  Wiesen,  in  den  Alpen  häufiger 
als  Acker  (LaÜiacher  Moor)  genutzt  Durch 
sogenannte  Moorkurse  ist  neuerdings  in 
Oesterreich  das  Interesse  für  Moorlniltiir 
geweckt  worden;  in  Sebastiansberg,  femer 
in  Galizien  (Rudnik,  Olesko,  Kouty,  Koisow) 
sind  Versuchswirtschaften  auf  Moor  einge- 
richtet, die  mit  Hilfe  der  neueren  Erfah- 
rungen der  Moorkultur  arbeiten  und  be- 
merkenswerte Erfolge  erzielen, 

Frankreich  besitzt  grosse  Moorflächen 
im  Departement  der  Somme,  in  der  Bre- 
tagne, dem  französischen  Jura  und  auf  dem 
Centralplateau,  die  zur  Brenntorf-  und  Torf- 
streugewiunung  oder  als  schlechte  Weide 
genOtat  werden,  für  deren  rationelle  land- 
wirtschaftliche Nutzung,  abgesehen  von 
einer  eigentilm liehen  Art  der  Gartenkultiir 
auf  Moorboden  in  der  Nähe  einzelner  Städte 
(Amiens,  Beauvais),  bislang  wenig  gethan 
ist,  die  nach  ihrer  Beschaffenheit  eine 
solche  voraussichtlich  in  hohem  Masse  lohaeo 
würden, 

Italien.  Füi-  die  poutinischen  Sümpfe, 
die  zum  grossen  Teil  ans  anmoorigem  Boden 
von  grossem  Reichtum  an  Pflanzenn&hr- 
stoffen  bestehen,  ist  neuerdings  ein  Ani- 
sehen erregen  dos,  von  Äutoritäien  jedoch 
sehr  günstig  beurteiltes  Meliorationsprojekt 
von  einem  deutschen  Offizier  von  Donat 
aufgestellt,  dessen  Ausführung  jedoch  durch 
Schwierigkeiten  mancherlei  Art  verzögert 
zu  werden  scheint. 
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MoorbuUur  und  Moorkolonisation — MonÜBtatistik 


Llttoratnr :   Ei  tiad  hUr  vomekmIieA  ta  nen 
Prolokollt    der    Ceatral-MoorkommUrio«,    Berlin. 

—  Berichte  über  die  Arbtilea  der  Moor-Vertnch»- 
tUUiiin  in  Bremen,  heratugegeben  mm  Prof  et- 
tirr  Ftetaeher.  —  Land«.  Jahrbücher  ISSi,  1SS6, 
2391    von    Pro/.    Tacke,    ebenda   ISds.   —  Die 

.    ToTjatreu,    von  Prof.    Fleischer,   Bremen   1890. 

—  Bericht  über  die  Verhandlungen  und  Be- 
ichlütie  der  Subieklimt  für  JloorkuUur  det  inter- 
nationalen JCongr<»iet  zu  Wien  1890,  heraue- 
gegeben   von  Pro/.  Grahl.  — '  Mitteilungen   de« 

Vereine  tur  Förderung  der  Xoorhiltur  im  deal- 
»chen  Reieke,  Berlin.  —  TA.  H.  Bimpau, 
Die  BeaiTttehaftttng  da  Bitterguiee  Ciinrau, 
Merlin  1S87.  —  Die  Jlfoorkultur,  von  Fr.  Kreu, 
Berlin  188B.  —  A,  Mugenberg,  Innere  Kolo- 
.  nüofuHi  im  Nbrdicetlea  Deulechlande,  Sinuiburg 
1391.  —  C.  von  SeelhorKt,  Aeker-  tind  W'ieien- 
bau  au/  Moorboden,  Berlin  1832.  —  Drnk- 
tekri/t  d.  LandwiTllcha/llielien  Minis- 
terium» Hier  den  gegenwärtigen  Stand  der 
JUoortultur  und  der  JUoorbernidelung  in  Preuiten. 

—  Mitteilungen  Sber  die  Oiterreiehiicken  Moor- 
kune,  von  W.  Schreiber,  Uta.  —  Der»eü>e, 
Der  Mooetor/,  leine  Geteinnung  und  Bedeutung, 
Prag  1898.  —  Ferner:  Da»  Kapitel  ilber  Moor- 
boden, von  Prof.  Ftetacher  in  Crundlekren 
der  Kullurtechnit,  herautgegeben  von  Pro/.  Dr. 
A.  Vogler,  Berlin  1808.  —  Moore  «nd  Moor- 
kultttr  in  Bayern,  von  Dr.  A.  Baumann, 
FoTit-  uiuJ  nalurwiitenKhafUiche  Zeitschrift, 
München  1894,  ISSS,  1896,  1897,  1S98.  —  Für 
die  hoUändiiehe  Moorkoloniiation  üt  vdchtig: 
F.  B»rge»ttu,  Drbannackung  «nd  Landbaii  in 
den  Moorkolonieen  der  Pnmiiu  Groningen,  llber- 
4etxt  con  W.  Peteri,  Ownabriiek  1875.  —  Fär 
tchtpedieehe  JUoorkultur ;  Mitteilungen  de» 
schwedieehen  Verein»  fär  Moorkultur, 
Jänköping.  —  Framötiiehe  Lilteralur  aber 
Moore:  Letquereux,  Untertuchungen  Hber 
Tor/moore,  überteUt  und  heravigegeben  von 
V.  Lengerke,  Berlin  1847.  —  HUier,  Etüde 
tur  l'MÜiaaiion  de»  tourbe*  /rangaitea  en  agri- 
euUure,  JVaney  1891.   In  den  genannten   Werken 

finden   lieh  die  übrigen  Lilteraluniachtreliie. 


1.  Aufgabe  und  Hilfamlttel.  2.  Methode 
nebst  Beispielen.    3.  Allgemeise  Bedeutung. 

1.  Aufgabe  and  HilfsmitteL  Die 
Moralstatisljk  beschäftigt  sich  mit  der  sta- 
tistischen Untersuchung  derjenigen  Massen- 
erscheinimgen  des  Menschenlebens,  denen 
eine  moralische  Bedeutung  zukommt.  Das 
Material,  das  sie  verarheitet,  gehört  sehr 
verschiedenen  Zweigen  der  praktischen  Sta- 
tistik an  und  wird  von  dieser  grösstenteils 
zu  anderen  Zwecken  erhohen.  So  entnimmt 
die  Moralstatislik  der  Statistik  der  Bewe- 
gung der  Bevölkening  die  Beobachtungen 
Aber  die  Eheschliessiingen  und  Eheschei- 
dungen und  die  unehelichen  Geburten;  auch 
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die  Statistik  der  ehelichen  Geburten  Jiat 
eine  moralische  Bedeutung ,  wenn  anzu- 
nehmen ist,  dass  die  Zahl  derselben  in  vielen 
Familien  absichtlich  beschränkt  wird.  Unter 
den  Sterbetällen  besitzen  die  Selbstmorde 
eine  wiclitige  symptomatische  moralische 
Bedeutsamkeit,  Als  das  vorzugsweise  der 
Moralstalistik  untergeordnete  Gebiet  aber 
gilt  die  Krimi  na]  Statistik  (s.  d.  Art.  oben 
Bd.  T  S.  408  ff.).  Durch  sie  erhält  man 
Kenntnis  der  Zahlenverhältnisse  der  vorge- 
kommenen Handlungen  und  Unterlassimgen, 
die  das  Gesetz  mit  Strafe  bedroht  und  die 
grösstenteils  schon  au  sich,  mindestens  aber 
als  Verletzung  einer  bestehenden  Rechts- 
ordnung einen  sittlich  verwerfhchen  oder 
tadelnswerten  Charakter  haben.  Zur  Beur- 
teilung des  Standes  der  von  der  Strafrechts- 
pflege und  der  Polizei  unabhängigen  Privat- 
moral, der  Entwickelung  des  Pflicht^fühls, 
des  Wohlthätigkeitssinnes,  des  Gemeinsinnes 
etc.  kann  man  zwar  ebenfalls  mannigfaltige 
statistische  Erhebungen  verwerten,  aber  es 
handelt  sich  dabei  immer  nur  um  gewisse 
symptomatische  Einzelheiten  und  man  ge- 
winnt aus  solchen  isolierten  Tabellen  nur 
ein  fragmentarisches  Bild  von  dem  morali- 
schen Gesamtcharakter  der  beobachteten 
Gesellschaft.  So  kann  die  kirchliche  Statistik 
der  verschiedenen  Konfessionen  Aufschluss 
geben  über  die  grössere  oder  geringere 
Wirksamkeit  des  kirchlichen  Einflusses,  z.  B. 
durch  Vei^leiehung  der  Zahl  der  Getauften 
und  der  kirchlich  Getrauten  mit  der  zuge- 
hörigen Zahl  der  Geburten  und  der  Ehe- 
schUessungen.  Die  Statistik  der  pohtischen 
Wahlergebnisse  nach  den  Parteien  gewährt 
auch  Einblick  in  gewisse  grosse  moralische 
Strömungen  des  Volkslebens,  namentlich 
mittelst  der  die  Sozialdemokratie  und  die 
specifisch  konfessionellen  Parteien  betreffen- 
den Zahlen.  Die  Statistik  der  freiwilligen 
Armenpflege,  der  Schenkungen  und  Stiftun- 

fen  zu  Wohlthätigkeits-  oder  gemeinnützigen 
wecken  lässt  Schlüsse  ziehen  auf  die  grös- 
sere oder  geriagei-o  Kraft  des  Geistes  werk- 
thätiger  Menschenfreundlichkeit  und  sozialer 
Üpferwilligkeit  Auch  die  Wirtschaft sstatistik 

gebt  manche  Fingerzeige  von  moralischer 
sdeutung:  so  in  den  Zahlen  Über  den  Ver- 
brauch an  geistigen  Getränken  und  narko- 
tischen Genussmitteln,  Ober  die  Produttion 
oder  Einfuhr  von  Waren,  die  einem  raffi- 
nierten Luxus  dienen,  ober  die  Ausdehnung 
des  Börsenspiels,  die  Zahl  der  Bankerotte  etc. 
Ändere  Wirtschaft«-  und  sozial  statistische 
Beobachtungen  werfen  zwar  kein  unmittel- 
bares Licht  auf  die  sittlichen  Qesellschafts- 
zustände,  aber  sie  betreffen  doch  Thatsachen, 
die  mit  diesen  in  engem  Kausalzusammen- 
hange stehen,  der  sich  aus  dem  Vergleiche 
mit  moralstatistischen  Zahlenreihen  ergiebt 
Hierher  gehört  z.  B.  die  Statistik  der  Preise 
i  Auflage.    V.  66 
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der  notwendigen  Lebensmittel,  der  Vertei- 
lung dea  Einkommens  anf  die  verschiedenen 
Oesellschaftsklassen,  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  aucli  die  BerufsstatiBcik.  Auch  die 
Unten-ichtBBtatistik  ist  mit  heranzuziehen, 
namentlich  zur  Untersuchung  der  Frage, 
wie  der  hlhere  oder  geringere  Grad  der 
intellektuelle Q  VolkGbildung  auf  den  Sitten- 
zustand  wirkt 

2.  MeÜiode  nebst  Beispielen.  Alle 
moralstatistiBch  bedeutsamen  Thatsachen 
hängen  vom  menschlichen  Willen  ab  und 
dieeer  wirkt  nur,  wenn  ihm  ein  Motiv  ge- 
geben ist,  das  seinerseits  einer  Gelegen- 
heit oder  "Veranlassung  bedarf,  um 
hervorzutreten.  Aber  wenn  auch  ein  solches 
Motiv  im  Innern  des  Menschen  wirksam 
wird,  so  wird  er  sieh  darum  doch  keines- 
wegs immer  zu  der  in  Frage  stehenden 
Handlung  oder  Unterlassung  wiridich  ent- 
schliessen.  sondern  er  wird  möglicherweise 
durch  entgegengesetzte  Motive  zu  einer  Ent- 
scheidung im  anderen  Sinne  geffllirt  Die 
Hauptaufgabe  der  Moral  Statistik  wäre  nim 
eigentlich,  zu  ermitteln,  wie  viele  aus  einem 
b^tiramten  Ereise  von  Personen,  dio  zu 
einer  moralisch  bedeutsamen  und  statistisch 
erfassbaren  Handlung  oder  Unterlassung 
möglicherweise  Gelegenheit,  Veranlas- 
sung oder  Versuchung  finden,  diese  Hand- 
lung oder  Unterlassung  in  einer  bestimmten 
Zeitstrecke  wirklich  begehen.  In  Wirklich- 
keit aber  lässt  sich  dieser  Ereis  nie  genau 
abgrenzen,  sondern  in  den  meisten  Fällen 
muss  man  sich  damit  begnügen,  diejenigen 
Personen  ktassen  auszuscheiden,  die  un- 
zweifelhaft niemals  zu  der  fraglichen  Hand- 
lung (von  den  Unterlassungen  wollen  wir 
im  weiteren  absehen)  Möglichkeit  oder  Ge- 
legenheit haben  kSnnen.  Die  dann  noch 
nbrigbleibeode  Gesamtheit  von  Personen  ist 
freilich  in  der  Regel  noch  bei  weitem  keine 
homogene  im  Sinne  der  vorliegenden  Fr^e, 
sondern  sie  setzt  sich  ans  Gruppen  zusam- 
men, in  denen  die  Wahrscheinlichkeit  der 
t>etreffenden  Handlungsweise  zahlreielie  Ab- 
stufungen von  einem  fast  versehwindend 
kleinen  Minimum  bis  zu  einem  Maximum 
aufweist.  Man  wird  daher  suchen  müssen, 
mit  Hilfe  weiterer  Einteiluogsmerkmale 
solche  Gnippen  zu  unterscheiden,  wobei 
man  freilich  nicht  nach  festen  Regeln,  son- 
dern nur  versuchsweise  und  nach  Vermu- 
tungen verfahren  kann. 

Betrachten  wir  als  Beispiel  die  anebelichen 
Geburten.  Vom  raomlstatistigchen  Standpunkte 
kommt  dabei,  da  ea  sich  nm  den  Fehltntt  der 
Mütter  bandelt,  nicht  die  Zahl  der  Qebarenen, 
sondern  die  der  unehelichen.  Niederkünfte 
in  Betracht.  Von  der  Gesamtheit  der  weib- 
lichen Bevölkerung  emd  jedenfalls  aaageachieden 
die  in  Ehe  lebenden  Frauen  and  ferner  auch 
diejenigen,  die  eine  bestimmte  Altersgrenze  noch 
nicht  erreicht  oder  eine  andere  ftbenichritteu 


haben.  Bei  der  Festsetcnng  dieser  Grenzen  ist 
man  schon  genCtigt,  mit  einiger  Willkhr  zn 
verfahren,  doch  wird  man  für  die  deutsche  Be- 
vOlkenmg  ohne  merklichen  Fehler  aU  solche 
das  vollendete  14,  nnd  50.  Lebensjahr  annehmen 
können.  Aber  innerhalb  dieser  weiten  Grenzen 
ist  offenbar  die  Wahrscheinlichkeit  einer  unehe- 
lichen Niederkunft  sehr  verschieden,  und  es 
mQ»Bt«n  daher  mehrere  Unterabteilungen  nach 
dem  Alter  der  unverehelichten  weiblichen  Per- 
sonen überhaupt  gemacht  werden,  denen  dann 
die  Zahlen  der  nnehelich  GebSrenden  ans  diesen 
Altersgruppen  gegenüberzustellen  wSres.  Die 
zn  letzterem  Zwecke  nätigen  Erhebnn^n  findet 
man  bisher  nur  in  städtischen  Statistiken.  So 
betrng  z.  B.  die  Zahl  der  nnehelich  Geborenen 
mit  Ginschlnss  der  Totgeborenen  im  Jahre  1888 
in  Berlin  6327  [der  Mehrlinffsgebnrteu  wegen 
etwa  1 ",',  mehr  als  die  Zahl  der  entsprechenden 
Niederkünfte)  und  von  diesen  kamen  anf  Mütter 
im  Alter  von  14  Jahren  1,  von  15-20  Jahres 
897,  von  20-26  Jahren  2G79,  von  26—30  Jahren 
1697,  von  30—36  Jahren  684,  von  36—40  Jahren 
306,  von  40-45  Jahren  97,  von  45— 50  Jahren 
10  (ansserdem  50  ohne  Altersangabe).  Dividiert 
man  diese  Zahlen  durch  die  entsprechenden  der 
am  Anfang  des  Jahres  lebenden  unverehelichten, 
Bo  erhSIt  man  allerdings  nicht  ganz  korrekte, 
aber  praktisch  genügende  Ausdrilcke  der  sta- 
tistischen Wahrscheinlichheit  einer  unehelichen 
Geburt  in  diesen  Altersgruppen.  Aber  diese 
Wahrscheinlichkeit  ist  immer  nur  eine  en- 
sammen^esetzte,  zn  der  sich  sehr  verschiedene, 
für  zahlreiche  Untergruppen  geltende  Einzel- 
wahrscheinlich  keiten  verschmolzen  haben ,  und 
es  sind  daher  noch  weitere  Zerlegungen  nStig. 
Am  wichtigsten  ist  jedenfalls  für  die  vorliegende 
Frage  wie  auch  für  die  slatistlsche  Untersuchung 
der  Verbrechen  und  Seibatmorde  die  Gruppierung 
nach  der  wirtschaftlichen  Lage  nndBeschäfrignng. 
Für  Mädchen  aus  den  wohlhabenderen  Klassen, 
die  nnter  elterlicher  Obhut  stehen  nnd  nicht 
genötigt  sind,  in  den  wirtschaftlichen  Kampf 
mit  einzutreten,  ist  die  Gefahr  eines  Fehltrittes 
offenbar  nnsserord entlieh  viel  geringer  als  ftlr 
sich  selbst  überlassene  junge  Personen,  die  mit 
der  Not  des  Lebens  ringen  und  selbst  ihren 
Erwerb  suchen  müssen  und  dadurch  oder  durch 
elende  Wob nungs Verhältnisse  mit  mSnn liehen 
Arbeitsgenossen  oder  anderen  MSnnem  in  fort- 
währenden Verkehr  gebracht  werden.  Auf  die 
specielle  Art  der  Erwerbsthfitigkeit  einer  solchen 
Arbeiterin  kommt  nichts  an,  ob  sie  z.  B.  in 
einer  Schuhwaren-  oder  eber  Kleiderkonfekfion 
beschäftigt  ist,  macht  keinen  Unterschied,  son- 
dern es  genUgt  die  Unterscheidung  gewisser 
Hauptkategorieen  der  Bemfsarten,  die  auf  die 
sanze  Lebensweise  einen  entscheidenden  Ein- 
nusfl  ausüben,  wie  ländliche  Arbeit,  Fabrik- 
arbeit (mit  Mfinnem  gemeinschaftlich  oder  nicht), 
Handwerksbetrieb ,  Hausindustrie,  Ladenbedie- 
nung,  Hausdienst  etc.  Daneben  aber  kommt  es 
wesentlich  auf  die  Lohnhöhe  an^  von  der  die 
wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiterm  weit  mehr 
abhangt  als  von  der  Bemfsart.  Die  Beschäftigung 
der  anehelichen  Mütter  wird  in  der  prenssischen 
Statistik  angegeben,  und  man  ersieht  darang, 
dass  die  Dienstboten  der  Gefahr  eines  Fehl- 
3  am  meisten  ausgesetzt  sind.  Im  Jahre 
z.  B.  kamen  von  90413  unehelichen  Ge- 
borten 49.^64    anf   MUtter    aus    dieser  Klasse 
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(mit  EinschlnsB  des  ländlichen  Oeaindes),  und  da 
die  QesamtzBhl  der  weiblichen  Dieostlioteii  nach 
der  BernfszählnDG:  von  1882  in  Prenesen  855425 
betrne^  bo  atellle  sich  för  diese  die  Wahr- 
Bcheioliclikeit  einer  nnehelichen  Niederkunft 
innerhalb  eines  Jahres  anf  mindeatena  0,05,  nnd 
jedes  dienende  Mttdchen  bleibt  dieser  Gefahr 
durchschnittlich  mehrere ,  vielleicht  10  Jahre 
ana^eaetzC.  Wenn  man  jene  Wahrscheinlichkeit 
specieU  fOr  die  Ältersklasae  Ton  20 — 25  Jahren 
berechnete,  so  würde  aie  sich  bedentend  höher 
stellen.  In  Berlin  waren  1888  von  den  HDttem 
der  6327  unehelich  geborenen  Kinder  beschäftigt; 
in  perBGnlicber  Dienstleistnng  2146,  in  den  Be- 
kleidung«- tind  Keiuignngsgewerben  (alao  haupt- 
sächlich als  Näherinnen  und  Wäscherinnen)  1T20, 
im  Handel  (alao  wohl  hauptsächlich  als  Laden- 
dienerinnen)  145,  in  der  Gastwirtschaft  [also 
meistens  als  Kellnerinnen)  73,  in  „Kunst  und 
Wissenschaft"  (ahio  als  Schanspiele rinnen,  Sänge- 
rinnen, Tänzermnen)  53,  in  anderen  Gewerben 
34,  als  Arbeiterinnen  ohne  nähere  An^be  1597. 
In  Paris  sind  die  Verhältnisse  ähnlich.  Unter 
den  &I3S  unehelichen  Hüttem,  die  1889  in  den 
Pariser  Spitälern  entbunden  wurden,  waren  z.  B. 
1753  Dienstboten,  360  KSchinnen,  101  Stuhen- 
mädcheo,  164  Auf  wärterinnen,  also  2378  in  häus- 
lichen ftenstieistungen  beschäftigte,  1116  Nähe- 
rinnen nnd  Schneiderinueu  aller  Art  (dornnter 
Hemden-,  Korsett-.  Westen mncherinnen ,  Zu- 
schneiderinnen etc.) ,  S88  Wäscherinnen ,  271 
Hodiattnnen,  Posamentierarbeiterinnen,  Blnmen- 
nacherinnen ,  Stickerinnen  nnd  Strickerinnen, 
116  Handelsgehilfinnen  und  Verkäuferinnen,  532 
Tagelöhnerinnen.  Auch  die  übrigen  sind  ganz 
überwiegend  Arbeiterinnen,  nur  17  werden  als 
„Künstlerinnen",  21  als  Lehrerinnen,  3  als  Staats- 
angestellte (bei  der  Post),  2  als  Studentinnen, 
66  als  ohne  Gewerbe  bezeichnet,  lieber  den 
Lohn  oder  die  Einkommens  Verhältnisse  der  un- 
ehelichen Mütter  liegen  noch  keine  statistischen 
ZusammeDstelluugen  vor.  Auch  die  geographi- 
sche Verteilung  der  unehelichen  Geburten,  mit 
der  vielfach  Unterschiede  in  den  wirtächaftlichen 
Verhältnissen,  der  Konfessiou,  der  Abstammnug 
nnd  der  he  rkS  mm  liehen  sittlichen  Anschauungen 
zusammengehen ,  ist  zu  berücksichtigen.  So 
betrug  in  Prenssen  das  Prozentvertaältnis  der 
nnehelichen  Geburten  zur  Zahl  der  Geburten 
überhaupt  durchschnittlich  in  den  Jahren  1881 
bis  188ä  für  den  ganzen  Staat  8,1,  dagegen  für 
Ostprenssen  10,7,  Westprenssen  8,6,  Stadtkreis 
Berlin  13,8,  Brandenburg  10,6,  Pommern  10,9, 
Posen  6,9,  Schlesien  10,7,  Sachsen  9,6,  Schleswig- 
Holstein  9ß,  Hannover  6,8,  Hesaeu  6,7,  West- 
falen 2,8.  Rheinprovinz  3,6.  In  den  westlichen 
Provinzen  werden  also  verhältnismässig  weit 
weniger  uneheliche  Kinder  geboren  ala  in  den 
Östlichen  und  die  indnstriereichaten  Gebiete, 
Bheinland  und  Westfalen,  stehen  in  dieser  Hin- 
sicht am  günstigsten.  Teilweise  hängt  dies  mit 
dem  Ueberwiegen  des  Katholizisrnns  in  diesen 
beiden  Provinzen  zusammen ,  da  im  ganzen 
Staate  bei  katholischen  MUitem  nur  6,5,  bei 
protestantischen  aber  lU,3'''o  uneheliche  Gehurten 
vorkommen.  Doch  ist  dieser  Prozentsatz  in  den 
beiden  Provinzen  auch  bei  den  Protestanten  sehr 
niedrig,  was  ebenso  wie  die  geringe  Zahl  der 
unehelichen  Geburten  bei  der  jücuscheu  Be- 
vOlkeruDg  wieder  dafür  spricht,  dass  die  wirt- 
schaftliche Lage  das  entscheidende  Moment  bildet. 


So  konnte  man  also  in  diesen  wie  in 
allen    Ähnlichen    fi^ilen     moralstatistischer 

Untersuchung  durch  Vereinigung  einer 
größfleren  Anzahl  von  Merkmalen  Gnippea 
von  ziemhch  konkreter  Abgrenzung  bilden, 
für  welche  sich  die  atatistisühe  Wahrschein- 
lichkeit des  betreffenden  Vorkommnisses 
berechnen  hesse.  Man  würde  dann  ilber- 
sehen  köanen,  durch  welche  Umstände 
i  diese  Wahrscheinlichkeit  auf  ihren  höchsten 
Stand  gebracht  wird  und  wie  sie  mit  Ab- 
änderung dieser  Umstände  immer  tiefer 
sinkt.  Es  handelt  sich  also  hier  immer  um 
die  Vergleichung  der  Zalil  der  Personen, 
die  eine  gleiche  Handlung  begehen,  zu  einer 
l)estimmt  abgegrenzten  Gesamtheit,  aus  der 
jene  hervorgehen,  wenn  man  auch  aller- 
dings auf  die  oben  augegebene  Art  nur 
einen  Näherungswert  für  dieses  Verhältnis 
erhält 

Solche  Wahrscheinlichkeiten,  die  sich  un- 
mittelbar auf  das  Eintreten  oder  Nichtein- 
treten eines  Ereignisses  beziehen,  kann  mau 
als  primSre  bezeichnen.  Fehlen  die  Daten, 
um  die  Grundgesamtheit.  aus  der  die  Einzel- 
fälle hervorgehen,  in  mehr  konkreter  Weise 
zu  bestimmen,  so  wird  man  sich  damit  be- 
gütigen müssen,  als  Griindzahl  solcher  pri- 
märer Wahrscheinlichkeiten  die  ganze  Be- 
völkerung oder  die  Gesamtheit  des  einen 
Geschlechtes  zu  nehmen.  Oft  ist  es  auch 
nützlich,  sekundäre  WahreeheinUchkeiten 
auf  zu  Stelleu.  Diese  beziehen  sich  darauf, 
(iass  ein  wirklich  eingetroffenes  Ereignis  ein 
besonderes  Merkmal  besitze.  So  bedeutet 
das  oben  zur  Charakterisierung  der  unehe- 
lichen Fruchtbarkeit  in  den  prenssischen 
Provinzen  benutzte  Verhältnis  die  Wahr- 
scheinlichkeit, daas  eine  schon  geschehene 
(jftburt,  von  der  man  aber  weiter  noch  nichts 
weiss,  eine  uneheliche  sei.  Nicht  selten 
werden  auch  Verhältnisse  gebildet,  die  nur 
eine    annähernde  Proportionalität   mit 

Srimäron  Wahrscheinlichkeiten  besitzen.  So 
rückt  man  z.  B.  die  Häutigkeit  der  Ehe- 
scheidungen oft  aus  durch  das  Verhältnis 
der  jährlichen  Zahl  derselben  zu  der  Zahl 
der  EheRchliessungen  m  demselben  Jahre, 
obwohl  diese  Zahlen  in  gar  keiner  inneren 
Beziehung  zu  einander  stehen.  Aber  die 
Zahl  der  jährlich  geschlossenen  Ehen  ist  in 
allerdings  nur  roher  Annäherung  propor- 
tional der  Zahl  der  gleichzeitig  bestehenden 
Ehen,  der  eigentlicnen  Grundzalil  für  die 
ScheiduQga Wahrscheinlichkeit,  imd  somit  ist 
auch  jenes  Verhältnis  dieser  Wahrschein- 
lichkeit eiöigormassen  proportional.  Eine 
unmittelbare  Bedeiilung  als  Wahrscheinlich- 
keitsgrössc  gewinnt  dieses  Verhältnis  aller- 
din^,  wenn  eine  in  allen  Beziehungen 
stationäre  Bevölkerung  vorauHgesetzt  wird. 
Wenn  nun  auf  solche  Art  die  Wahr- 
scheinlichkeiten irgend  eines   raoi-alstatisti- 
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sehen  bedeuteamen  Yorganges  in  den  ver- 
schiedenen angemessen  bestimmten  Bevölke- 
mugsgnippen  för  eine  gegebene  Zeit,  in  der 
Be^  ein  Kalenderjahr,  festgestellt  sind,  so 
bleibt  die  weitere  wichtige  Frage,  ob  die 
gefundenen  VerhältniszahleD  ini  Laufe  der 
Zeit  mehr  oder  weniger  konstaut  sind  oder 
grosse  Schwankungen  oder  dauernde  Ver- 
ändemngen  nadi  bestimmter  Richtung  auf- 
weisen. Es  ist  Dicht  nötig,  die  sämtlichen 
Gruppen  in  tliesem  Sinne  zn  untersuchen, 
sondern  es  genügt  ein  mehr  siiramarisehes 
Verfahren,  indem  man  charakteristische 
Total  Verhältnisse  eine  längere  Reihe  von 
Jahren  hindurch  verfolgt.  Dieselben  müssen 
aber  womöglich  den  Charakter  von  Wahr- 
schein lichkeitsgrössen  haben,  damit  die 
Kriterien  der  Stabilität,  von  denen  in  dem 
Art.Üesetz  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  IV"  S.234ff.) 
die  Rede  ist,  auf  sie  angewendet  werden 
können.  Normale  Stabilität  besitzt  hiernach 
eine  solche  statistische  Reihe  von  u  Einzel- 
werten  dann,  wenn  ihre  Veränderlichkeit 
annähernd  gleich  ist  derjenigen,  die  sich  bei 
einem  entsprechend  eingerichteten  Glückspiel 
bei  einer  Urne  mit  schwarzen  und  weissen 
Kugeln  bei  n  Reihen  von  je  S  Zögen  her- 
ausstellt, wenn  S  die  DurchBchaittsgrösse 
der  Grundzahl  ist,  mit  der  die  Einze! Ver- 
hältnisse berechnet  sind.  Unternormal  ist 
die  Stabilität  der  statistischen  Reihe,  wenn 
die  Veränderlichkeit  derselben  grösser,  ül)er- 
normal.  wenn  ihre  Veränderlichkeit  kleiner 
ist  als  das  dem  reinen  Zufallsspiel  ent- 
sprechende  Mass.  Nun  findet  man  aber  sc 
ziemlich  bei  allen  moralstatistischen  Wahr- 
scheinlichkeitsverhältnisaen ,  auch  wenn  sie 
^em  äusseren  Anscheine  nach  nur  wenig 
yeränderlicb  sind ,  untemormale  Stabilität, 
und  daraus  folgt,  dass  in  diesen  empirischen 
Teriiältniszahlen  keineswegs  eine  konstante 
mathematische  Wahrscheinlichkeit  zu  ei 
mu:  durch  Zufälligkeiten  gestörten  Ausdruck 
kommt,  sondern  dass  veränderliche 
Wahrscheinlichkeiten  zn  Grunde  liegen, 
deren  Veifinderlichkeit  bestenf^s  auf  zu- 
fälligen Ursachen  beruht.  Zeigt  aber  die 
Reihe  periodische  oder  doch  in  mehreren 
aufeinanderfolgenden  Gliedern  deutlich  her- 
vortretende Oscillationen ,  so  können  diese 
natürlich  nicht  durch  zufällige  Störungen, 
sondern  nur  durch  zeitlich  zusammenhängend 
wirkende  Ursachen  entstehen.  Dasselbe 
gül  in  noch  höherem  Masse  von  doi 
einer  bestimmten  Richtung  fortschreitenden 
Veränderungen. 

Betrachten  wir  beispielsweise  die  Zahl  der 
nnebelichen  Oebnrten  anf  100  Geborene  " 
DentBchen  Reich  von  1871—1888: 


1871  9,8     1874  8,7     1877  8,7 

1872  8,9     1875  8,6     1878  8,7 

1873  9,2     1876  8,6     1879  8,8 


1881   9,1     1884  9,5     1887   9,4 


•■   9,3 


'  9,5 


1  9,3 


1  Zahlen  sollt«  man  nach  dem  ersten  Eiit- 
drack  für  sehr  stabil  halten,  gleichwobl  ist  die 
mittlere  Abweichnng  vom  Mittel  weit  grösser. 
als  bei  einem  analogen  GlQckspiel  in  18  Serieu 
je  1 759331  Versuchen  (der  jährlichen  Durch- 
Bchnittazahl  der  Geburten]  zu  erwartea  wSre. 
Greift  man  auf  die  frilberen.  Jahrzehnt«  zurQck. 
findet  sich  seit  dem  Ende  der  sechziger  Jahre 
;e  schroffe  Aenderung,  da  die  Durchschnitts - 
Ziffer  sowohl  von  18i>I  -60  als  auch  von  1861—71) 
11,5  betrug.  £s  hängt  dies  augenseheinlicb  mit 
der  Erieichteraog  der  EhescMiesanng  in  Bajem 
und  Württemberg  zusammen.  In  Baj-em  na- 
mentlich brachte  die  GesetzgebnEg  von  1868 
eine  durchschlagende  Wirkung  hervor,  wie  die 
folgenden  Frozentzahleu  der  unehelichen  Ge- 
burten beweisen : 


1865  : 

1866  : 

1867  : 


1868  30,0  1871  15,1 

1869  17,9  1872  14,3 

1870  16,4  1875  11,6 


Nicht  immer  freilich  löast  sich  die  dauernd 
ab-  oder  aufsteigende  Bewegnng  einer  statis- 
tischen Zahl  so  zweifellos  auf  eine  bestimmte 
Ursache  zurückführen.  So  haben  seit  einigen 
Jahrzehnten  die  Selbstmorde  (s,  d.  Art.  Selbst- 
rdstatistik)  in  allen  Ländern  mit  Aufi- 
ne  von  Norwegen  zugenommen.  Man  kann 
Erklärung  dieses  Anateigeoa,  das  auch  in 
der  auf  die  ^vOlkernng  bezogenen  Belativzahl 
noch  stark  hervortritt,  nur  int  aJlgemeinen  auf 
die  grössere  Verwickelung,  Au&egnng  und 
Schwierigkeit  des  modernen  Lebens  hinweisen, 
aber  der  genauere  ursachliche  Zusammenhang 
ist  damit  noch  nicht  nachgewiesen.  —  Auch  die 
Eheacheidnugen  zeigen  fast  fiberall  eine  an- 
dauernde stärkere  Zunahme  als  die  der  Be- 
Tülkemng,  und  J.  BertUlon  hat  auf  den  eigen- 
tümlichen FaraUelismuB  aufmerksam  gemacht, 
der  zwischen  ihnen  nnd  den  Selbstmorden  be- 
steht. Er  teilte  anf  Gmnd  der  statistischen 
Daten  aus  den  siebziger  Jahren  die  Länder  ein 
in  solche  mit  geringer,  mit  mittlerer  und  grosser 
Häufigkeit  der  Selbstmorde  und  fand  eine  da- 
mit ziemlich  übereinstimmende  Abstufung  der 
Frequenz  der  Ehescheidungen.  So  kamen  z.  B. 
durchschnittlich  jährlich  Selbstmorde'  anf  1 
Milhon  Einwohner  und  Ehescheidungen  oder 
Trennungen  von  Tisch  nnd  Bett  an!  lODUOU 
bestehende  Ehen  in 

Seibatmorde    Ehescheidungen 
England  u.  Wales       68  6 

Norwegen     ...      73  >,«: 

Italien 31  13 

Schweden,    ...      81  37 

Frankreich    ...  150  30 

Belgien     ....      68,5  »3 

NiMerlande  .    ,    .     35,5  28 

Baden 157  33 

Württembe^    .    .  i6z  38 

Sachsen     ....  399  145 

Dänemark     .    .    .  25S  174 

Schweiz    ....  216  362 
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Dieser  ParalletiHmos  der  Selbstmorde  und 
der  Ehescheidung«!!  beruht  natürlich  nicht  anf 
einetn  direkten  kaussilen  Znsamnienhaiig  dieser 
beiden  ErscheinUEgen,  sondern  bildet  nur  ein 
Beispiel  des  Falles ,  dass  gewisse  Ursachen 
gleicbzeitig  auf  Terschiedene  Arten  von  Er- 
scheinungen fördernd  oder  hemmend  einwirken, 
Die  Tmnksncht  z.  B.  trftgt  ohne  Zweifel  ebenso 
sehr  znr  Vermehrang  der  Selbstmorde  wie  der 
Ehescheidungen  bei. 

In  anderen  Fällen  kann  man  die  parallele 
Bewegnng  zweier  Zahlenreihen  ant  eine  nn- 
mittelbai:  ursächliche  Beziehung  zucilcktilhren. 
Bei  den  Selbstmorden  sowohl  wie  aneh  bei  den 
Vergehen  und  Verbrechen  gegen  das  Eigentum 
zeigt  sich  namentlich  ein  solcher  Zusammen- 
hang niit  zahlenmässigen  Kriterien  der  wirt- 
schaftlichen Lage.  Als  solche  nimmt  man  bSufig- 
die  Preise  der  notwendigsten  Lebensmitt«!,  doch 
erweist  sich  dieses  Merkmal  oft  unsicher,  da 
gleichzeitig  mit  einer  Freissteigerung  des  Ge- 
treides eine  lebhafte  Geachäftsthätigkeit  und 
infolge  davon  hohe  Lühne  bestehen  künnen.  So 
war  z.  B.  der  Koggenpreis  in  Preussen  in  den 
Jahren  1873  nnd  lä?4  hoch  und  er  ging  bis 
1878  mehr  nnd  mehr  zurück,  obwohl  in  dieser 
Zeit  die  uirtschaftliche  Lage  Überhaupt  nnd 
namentlich  anch  die  der  arbeitenden  Klassen 
immer  ungHustig^r  wnrde.  So  betrug  die  Zahl 
der  Bankerotte  m  Prenssen,  die  1872  ein  Mini- 
mum (233)  erreicht  hatte,  1873  nur  268  und 
1874  353,  stieg  dann  aber  von  Jahr  zu  Jahr 
bis  626  im  Jahre  1877  und  601  im  Jahr«  1878. 
Zugleich  aber  stellte  sich  nach  Starke  die  Zahl 
der  [einfachen  und  schweren)  Diebstähle,  die 
1871  nur  38233  und  1872  42503  betragen  hatte, 

1873  auf  40 137.  1874  auf  44  73Ü,  1875  auf  42  28«, 
1876  auf  47 173,  1877  auf  öü'J32,  1878  auf  5Ü566 
und  die  Zahl  der  Unterschlagungen  stieg  von 
402»  nnd  4030  in  den  Jahren  1872  und  1873 
auf  6662  im  Jahre  1K78.  In  noch  stärkerem 
Verhältnis  nahm  die  Zahl  der  Kürper  Verletzungen 
in  dieser  Periode  in  Preussen  zu :  sie  belief  sich 
1871  auf  7883,  1872  auf  9906,  1873  auf  11414, 

1874  auf  1320G,  1875  auf  13476,  1876  auf 
15401,  1877  auf  18361,  1878  anf  19135.  Die 
ungünstige  Wirtschaftslage  kann  diese  letztere 
Erscheinung  nicht  erklären;  auch  lässt  sie  sich 
nicht  als  eine  Nachwirkung  der  verrohenden 
Einflüsse  des  Feldzuges  außassen,  denn  diese 
müsst«  doch  am  stärksten  in  den  Jahren  un- 
mittelbar nach  dem  Kriege  auftreten,  thatsäch- 
lich  aber  erreicht  die  Zahl  der  Fälle  erat  1873 
wieder  die  Höhe,  auf  der  sie  1869  (mit  11363) 
bereits  gestanden  hatte.  Man  mass  also  eine 
aas  verschiedenen,  hier  nicht  zu  untersuchenden 
Gründen  entstandene  grüssere  Verbreitung  und 
Verstärkung  brutaler  und  gewaltthätiger  Nei- 
gungen in  der  Masse  der  Bevölkerung  anuehmen. 
Auch  die  Zahl  der  Fälle  von  Mord  und  Tot- 
schlag stieg  mit  nur  einmaliger  Schwankuuc 
von  136  im  Jahre  1871  auf  29/  im  Jahre  1878. 

;^t8.  Allgemeine  Bedeutong.    Was  man 

EeiT  Quetelet  mit  besonderem  Interesse  in 
der  Moralstatisiik  Biiuhte  und  auch  zu  finden 
glaubt«,  war  die  Regel määsigkeit  und  £on- 
stanz ,  in  den  die  asulieinbai*  willkürlichen» 
menschlichen  Uandiimgeo  betreffenden  Ver- 
hältniszahleu.    Aber  schon  die  oben   ange- 


fOhrten  Beisjiiete  aus  der  Kriminalslatistik, 
die  man  nocli  beliebig  vermehren  könnte, 
lassen  erkennen,  wie  wenig  Quetelet  berech- 
tigt war,'  von  einem  rogelmäeaigen  »Budget 
des  crimen»  zu  reden.  Auch  aus  dem  von 
ihm  selbst  benutzten  Material  Ifiest  sich,  wie 
Rehnisch  gezeigt  hat,  jener  Ausspruch  keines- 
wegs rechtfertigen,  viele  Verbrechen  zeigen 
eine  andauernde  Zunahme  ihrer  Häufigkeit. 
Im  allgemeiaen  aber  finden  wir  starke 
Schwank  un^n  in  ganz  imregel  massigen 
Perioden,  m  denen  von  irgend  einer  b(^- 
n^inten  Qesetzmässigkeit  im  naturwissen- 
schaftlichen Sinne  schlechthin  nichte  zu 
finden  ist,  sondern  die  nur  gewisse,  meistens 
deutlich  nachweisbare  wirtschaftliche,  soziale 
oder  gesetzgeberische  Aenderungen  wieder- 
spiegeln. Die  Frage  Aber  die  menschliche 
Willensfreiheit  kann  bei  solchen  stark  un- 
regelmässigen oder  von  erkennbaren  Ursachen 
abnängenden  Veränderungen  gänzlich  ausser 
Betracht  bleiben.  Sollte  eine  statistische 
Reihe  eine  im  oben  erklärten  Sinne  über- 
normale Stabilität  aufweisen,  so  würde 
sich  ohne  Zweifel  irgend  ein  innerer  Zu- 
sammenhang zwischen  den  scheinbar  von 
einander  unabhängigen  Einzelereignisseu 
oder  eine  zwingende  rechtliche  oder  gesell- 
j  schaftliche  Ordnung  derselben  auffinden 
lassen.  Nur  wenn  bei  wirklich  von  ein- 
ander unabhängigen  und  nicht  förmlich  ge- 
regelten Einzelereignissen  die  Stabilität  der 
Beobachtungsreihe  normal  erscheint  oder 
wenn  die  Schwankungen  zwar  übemormal 
sind,  aber  dim;h  die  ganze  Reihe  noch  als 
solche  angesehen  werden  können,  die  sieh 
mit  zufälligen  Abweichungen  auf  denselben 
Mittelwert  beziehen,  könnte  man  eine  Aehn- 
lichkeit  mit  naturgesetzüchen  Vorzügen 
finden.  Denn  wenn  ein  Zahle  «Verhältnis 
eine  Reihe  von  Jahren  hindurch  annähernd 
konstant  geblieben  ist,  so  vermutet  man, 
dass  es  auch  in  der  Zukunft  ebenso  wenig 
veränderlich  sein  werde,  und  man  ist  dann 
geneigt,  eine  die  Ereignisse  beherrschende 
Kiaft  oder  Macht  anzunehmen,  die  positiv 
jene  numerische  Regeimässigkeit  zu  bewirken 
sucht.  Es  ist  aber  schon  in  dem  Artikel 
Gesetz  a.a.  0.  dargelegt  worden,  dass  eine 
solche  geringe  Veränderlichkeit  einer  statis- 
tischen Reihe  nur  das  numerisch  ausge- 
drilckte  Kennzeichen  für  die  Thatsache  ist, 
dass  der  ausserordentlich  mannigfaltige,  aus 
individuellen  und  gesellschaftlichen  Einflüs- 
sen zusammengesetzte  Ursachen  komplex,  der 
den  beobachteteu  Einzelerscheinungen  zu 
Oriinde  liegt,  längere  Zeit  hindurch  in  einem 
Behamingszustände  bleibt,  ebenso  wie  fort- 
schreitende Aenderun^n  in  einer  solchen 
Reihe,  Aber  die  sich  niemand  wundert,  fort- 
schreitenden Aenderungen  in  jenem  Ursachen- 
komplex  entsprechen.  Auch  liegt  in  Wirk- 
lichkeit gar  kein  genügender  Grund  zu  der 
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Annahme  vor,  dasseine  moralstatistischeZahl, 
die  zeilwoiso  ziemlich  konstant  geblieben 
ist,  in  den  nächsten  Jahren  annähernd  die- 
selbe Grösse  behalten  werde.  Vielmehr 
wird  sieh  jede  die  fraghche  Art  von  Ereig- 
nissen berührende  Äendcrung  in  den  Zustän- 
den sofort  auch  in  jeneu  Zahlen  hemcrkhch 
machen,  ebenso  wie  auch  die  auf-  oder  ab- 
steigende Bewegung  dereelben  diuch  solche 
Aendeningen  plötzlich  eine  neue  Wendung; 
erhalten  kann.  Besonders  die  kriminalsta- 
tistisehen  Zahlen  erweisen  sieh  als  empfind- 
liche Reagentien,  während  z.  B.  die  Terhält- 
niszahlen  der  unehelichen  Oeburtcn  auf  län- 
gere Zeitsti-ecken  eine  grössere,  wenn  auch 
immer  noch  entscMöien  nnternonnale  Sta- 
bilität aufweisen.  Ani  häufigsten  findet  man 
eine  solche  relative  Konstanz  bei  den  sekun- 
dären Wahrsch ei ulichieits Verhältnissen.  So 
schwankt  z.  B.  das  Verhältnis  der  Zahl  der 
Heiraten  zwischen  Junggesellen  und  Jung- 
frauen zu  dem  der  Gesamtzahl  der  Heiraten 
weniger  als  die  allgemeine  jährliclie  Heirats- 
ziffer; das  Verhältnis  der  Beteiligung  der 
Frauen  am  Selbstmord  todert  sich  weniger 
als  die  relative  Häufigkeit  des  Selbstmoi-des 
überhaupt,  und  dasselbe  ^It  auch  hinsicht- 
lich der  Wahrscheinlichkeit  der  Wahl  einer 
bestimmten  Art  des  Selbstmordes.  Zur  rich- 
ti|fen  Beurteilung  solcher  relativen  Festig- 
ieit  statistischer  Zahlen  rauss  man  jedoch 
immer  wieder  daran  erinnern,  dass  dieselbe 
meistens  bei  weitem  nicht  den  Grad  erreicht, 
den  die  Ergebnisse  eines  analog  eingerichte- 
ten Glückepieis  aufweisen.  Es  handelt  sich 
dabei  nicht  \iai  mechanisch  verursachte  Er- 
eignisse, sondern  um  menschliche  Handlun- 
gen, die  aus  individuellen,  allerdings  von 
äusseren  Umständen  bccinflussten  Motiven 
hervorgegangen  sind.  Gleichartige  Motive 
treten  aber  fortwälu«nd  bei  vielen  Menseben 
auf.  Man  <larf  sagen,  dass  stets  ein  ge- 
wisser Bnichteil  der  Angehörigen  eines 
Volkes  in  einein  gewissen  Durch schnittsgrade 
leichtsinnig  oder  träce  oder  genusssüchfig 
oder  brutal  oder  boshaft  etc.  ist,  und  es 
liegt  kein  Grund  zu  der  Annahme  vor,  dass 
idiese  Verteilung  der  Charaktereigenschaften 
in  der  Gesamtheit,  wenn  auch  die  Einzel- 
glieder deraolben  wecliseln ,  sich  rasch 
ändern  sollte.  Dazu  kommen  nun  die  allge- 
meinen gesellschaftlichen  Einflüsse,  wie 
Sitte,  Gewohnheit,  Art  des  Zusammenlebens 
etc.,  die  unzweifelhaft  einen  relativ  dauern- 
den Bestand  haben.  Die  unmittelbare  Ver- 
anlassung zu  einer  unmoralischen  Handlung 
kann  zwar  im  einzelnen  ausserordentlich 
mannigfaltig  sein,  gleichwohl  kehren  in  dem 
gesamten  Getriebe  des  Gesellschaftslebens 
immer  ähnliche  Gelegenheiten,  Anstösse  und 
Versuchungen  wie<ler,  und  da  auch  die  soziale 
luid  berufsmässige  Gnippierung  der  Bevöl- 
kei-nng  und  die  Einkommensverteilung  nur 


langsam  veränderlich  ist,  so  kirnen  die 
Wahrscheinlichkeiten  solcher  Veranlassungen 
sehr  wohl  einige  Zeit  hindurch  f\lr  bestimmte 
Gruppen  annähernd  konstant  bleiben.  Da 
aber  wegen  der  angenommenen  konstanten 
Verteilung  der  Charaktereigenschaften  das- 
selbe auch  gilt  hinsichthcli  der  für  den 
einzelnen  bestehenden  Wahrseheiniichkeit, 
der  Vei-snchung  zu  unterliegen,  so  wird 
unter  solchen  \  oraus Setzungen  die  Massen- 
beobachtung, in  der  die  Folgen  dieser  sich 
kombinierenden  Wahrscheinlichkeiten  zu 
Tage  treten,  ebenfalls  annähernd  konstante 
Verhältniszahlen  ei^ben.  Dass  der  Mensch 
bei  allen  seinen  bewussten  Handlungen  einem 
Motive  folgt,  wird  man  auch  vom  strengsten 
moralphilosophischen  Standpunkte  zugeben 
können,  denn  die  Annahme  eines  ^liberum 
arbitnum  indifferentiae'  ist  ethisch  bedeu- 
timgslos.  Auch  dass  der  einzelne  häufig 
durch  die  ihn  umgebenden  gesellschaftlichen 
Einflüsse  zu  Fehltritten  verführt  oder  ge- 
dingt wird  und  dass  insofern  auch  der 
Gesellschaft  im  ganzen  ein  Anteil  an  der 
Vei-schuldung  des  einzelnen  zufällt,  wird 
jeder  unbefangene  Beobachter  zugestehen. 
WaB  dem  ethischen  Nationalismus  eigentlich 
allein  am  Herzen  liegt,  ist  die  Frage,  ob 
denn  der  Mensch,  gleichviel  welchen  Motiven 
er  thatsäehlich  folgt  und  welche  statistischen 
Regelmässigkeitan  aus  der  Gleicliförmigkeit 
der  menschlichen  Motive  hei-voi^hen,  nicht 
dennoch  in  allen  Fällen  virtuell  imd  in 
abati'acto  die  sittliche  Kraft  und  Fähigkeit 
besessen  habe,  sich  für  die  Unterlassung  der 
unsitthchen  Handhmg  zu  entscheiden,  Ea 
ist  dies  eine  metaphysische  Frage,  die  auch 
der  theologischen  Gnadenlehre  zu  Grunde 
liegt  und  von  den  verschiedenen  Konfessionea 
sehr  verschieden  beantwortet  wird,  für  die 
Moralatiitistik  aber  nicht  weiter  in  Betracht 
kommt. 

Litteratar ;  i9.  die  Litleraturangaben  lu  den  A  rll. 
Gesetz  (obca  Bd.  IV  S.  BiO),  Kriminal- 
ttatiitik  (oben  Bd.  V  S.  ili),  Selbttmord- 
itatiitik,  Unrhelicke  Geburten;  femer.- 
I  Guerry  undBatbl,  StalMi^ae  annparee  de  l'tlat 
de  l'intlruction  et  du  nombre  da  eritaet  daua  U* 
dieer»  arrondiitemerOt  etc.  de  Franee,  Ptirit 
1S29.  ~  averry,  Statitliqve  momle  de  l'Anglr- 
ierre  cntnparie  avec  la  ttati»tique  mondt  de  Ui 
France,  Pari»  1360,  S.  ed.  ISBi.  —  Ktutpp, 
Die  neueren  Antiehlen  über  3Ioral*tatittit, 
Jahrb.  /.  Sat.  «.  Slot.  Xfl,  1871,  S.  237ff.  — 
Derselbe,  Quetelet  ate  Thevretiier,  ebenda 
XVIII,  S.  SSff.  —  Schmoller,  Diu  neverrn 
Aniiehtc«  über  Bevölkerung»'  und  jUoraUlatittib, 
1S69,  wiederabgednicH  in  -Zur  LitlrTatir- 
geeebichte  der  titaalt'  und  Soiialaitteiueliaftviiii, 
Leiptig  ISSS.  —  Siebeck,  Dat  Verbäitni*  den 
EinielicHlen»  xiir  Getamtheft  im  Liebte  der 
MoraUlatittik.  Jukrb.  f.  Sat.  «.  SM.  XXXIII, 
1S79,  S.  S4?.  ~  MaraelH,  II  tuieidio,  MHano 
1S79;  deultcA,  Leiptig  1881.  — Mtaar}fk,  Der 
Selbilmord   at«  totiale  Matienmcheinting,    Wien 
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Moralstatistik— Morstadt 


ISSl.  —  A.  V.  OeM-ngen,  Ueber  akutta  und 
chnmtKhra  Stthtlmord,  Dorpat  und  FeUin  ISSl. 
—  </.  BertitUm,  Nott  pour  l'etiide  itatUliqut 
du  divirrce,  Ann.  de  dänographie,  Rtri»  1880, 
S.  ii7ff.  —  Deraelbe,  Le  divoree  et  la  lipa- 
Tolion  de  corpi.  Juum.  de  lu  Soc.  tlalMique 
de  Parii,  1384.  —  Le  leparazioni  e  i  dii-orii  a 
ItaUa  e  la  (Ucune  altri  paeii.  Jnnali  di  ila- 
tUtica,  E<rma  188S.  —  C.  D.  Wright,  Report 
on  mariage  nnd  divoree  in  Ih«  UnUed  Stalee 
186?  und  1388,  Wath.  1889.  —  Levaaaeur, 
La  Populalioa  Franfaite,  bei/mdert  l,  II,  liv.  II, 
Chap.  VII^IV  und  liv.  III,  Pari»  1891.  — 
Boieo,  GH  nmieidii  in  alcuni  Slaii  di  Europa, 
SvlleHn  de  /'Institut  intemat.  de  Stal.,  l.  IV, 
1389,  S.  189ß.  —  Füiam,  Einige  ErgebnUtt 
der  netteren  KriminaUtatiftik,  Zeitschr.  /■  d.  ge». 
Stn^eehlm-ittenteho/t,  Bd.  XI,  1391. 


Moratorien 

s.  Indult  oben  Bd.  IV  S.  1345 ff. 


Horpurgo,  Emil, 

geboren  1835  in  Padna,  geat.  daseibat  am  15.  II. 
1886,  wurde  Generalsekretär  im  Ministerium  des 
Cffentlichen  Unterrichts  in  Florenz  and  später 
Professor  der  Staatsirissen  Schäften  und  Statistik 
an  der  UniTersitat  Padna. 


Btatistici  ed  economic!  snl  Teneto,  Padue  1^. 
—  L'istmzione  tecnica  in  Ilalia,  ebd.  1874.  - 
La  statistita  e  le  scienze  sociali,  ebd.  I87G; 
dasselbe  dentsch  n.  d.  T. :  Die  Statistik  nnd  die 
Sozial  Wissenschaften,  Jena  1877.  —  La  finanza, 
Btndii  di  economia  pnbblics  e  di  statistica  com- 
parata,  Florenz  1^7.  —  Marco  Foscariui  e  la 
repabblicadi  VenezianelsecoloXVUI,  ebd.  1880. 
b)  in  der  Zeitschrift :  Ä  r  c  h  i  v  i  o  d  i 
statistica,  ßom:  Le  condizioni  del  mntno 
soccorso  in  Italia  ed  Id  altri  stati  di  Eampa, 
Jahrg.  I,  1876.  —  L'Uffici  scientifico  e  l'aasnnto 
civile  della  statistica,  Jahrg.  IT,  1887.  — 
Recenti  stndi  statistici  snlla  pena  di  morte, 
Jahrg-.  m,  1878.  —  Le  aasoziazoni  operaie  e 
il  tipo  Leclaire,  Jahrg.  III,  1878,  -  Studii  di 
economia  nationale  italiana  a  propositodi  alcane 

gabbticazioni  afficiali,  Jahrg.  III,  1878.  -  Le 
icbieste  della  Repnbblica  di  Venezia.  Fram- 
menti  di  nna  Sterin  della  statistica,  Jahrg.  III, 
1878.  —  La  Bcienza  demografica  e  il  primo 
Congresso  intemaziünale  di  demoKtafla,  Jahrg. 
IV,  1870.  —  Antonio  Hosmini-Seoati  e  i  suov 
concetti  sull'  Ufficio  scientifico  della  statistica, 
Jahrg.  VI,  1881.  —  La  posta  e  la  Tita  sociale, 
Jahrg.  VII,  188S. 

Als  Moral  Statistiker  steht  Morpurgo  auf  dem 
Standonnkt«  Quetelets,  indem  er  dem  naliur- 
geaetzlichen  Zwan^  fUr  die  Massen  die  Frei- 
fieit  fiir  daa  Individuum,  allerdings  mit  der  Be- 
schränknng  entgegensetzt,  dass  die  Entschei- 
dung zwischen  Tugend  und  Laster  zwar  jedem  i 
einzelnen  freistehe,  die  Verantwortung  der  ge- 
troffenen Wahl  aber  vor  dem  Gesetze,  dem  alle ' 


Staatsbürger  unterworfen  seien,  stattzn&iiden 
habe.  Qaetelets  Ansicht  von  deo  engen  Be- 
ziehungen zwischen  Statistik  nnd  ADtbropoloeie 
hezw.  Anthropometrie  hat  er  ebenfalls  zu  der 
seinigeu  gemacht. 

Vgl.  Über  Morpurgo:  John,  Geschichte 
der  Statistik,  Bd.  I,  Stuttgart  1884.  —  de 
Gnbernatis,  Dictionnaire  international  des 
4crivains  da  jour,  Florenz  1891,  S.  15(16. 

lAppert. 


Horstadt,  K.  Eduard  H., 

ward  geboren  am  7,  IV.  1792  in  Karlsruhe,  be- 
zog bereits  1809  die  Universität  zu  Heidelbergj 
dann  Freiburg,  wo  er  1812  als  Dr.  juris  universi 
promovierte.  Am  17.  VIII.  1816  wnrde  er  als 
Privatdozent  der  ßechtslehre  an  der  Universität 
Heidelberg  zurelasseD  nnd  am  6.  II.  1819  zum 
ausaerordeotlichen  Professor  ernannt.  Seine 
öffentliche  AntrittRrede  hielt  er  am  30.  X.  1817 
Iftteiniaoh  über  die  Frage:  nnra  Qerraanomni 
iureconsulti  novo  legum  civiünm  codici  oondendo 
idonei  sint  censendi?  Erst  am  4.  XI.  1841  wnrde 
er  als  QfFentlicher  Professor  angestellt.  Im 
Wintersemester  1830.31  begann  Morstadt  mit 
Vorlesungen  über  Natiunalfikonumie  und  Finanz- 
wissenschaft,  gründete  auch  1834  eine  staata- 
wirtschaftliche  Monatsschrift:  „Der  National- 
Okonom",  jedoch  lag  sein  Beruf  weit  mehr  anf 
Seiten  der  Jurisprudenz.  Seine  juristischen 
Vorlesungen  Ober  Staatsrecht,  ViJlkerrecbt, 
Kirchenrecht,  Prozess,  Strafrecht  nnd  Privat- 
recht ergänzte  er  jedoch  stets  durch  national- 
akonomische  Lehren.  Morstadt  starb  im  68. 
Lebensjahre,  am  10.  I.  18Ö0. 

Morstadt  hält  die  Nationalökonomie  „für 
eine  Wisaenschaft,  deren  wahrer  Beruf  es  ist, 
nicht  bloss  ihrem  Priester  hei  nächtlicher  Stndier- 
lampe  Orakel  einznflössen,  sondern  eine  Ver- 
traute der  FUrst«n,  eine  Lehrerin  der  VBlker 
und  eine  Dolmetscherin  der  Weltgeschichte  zu 
sein"  (Vorrede  zur  I.  Ausg.  von  Say,  S.  VIII). 
Seine  eigenen  Ansichten  über  die  „Beicbtnms- 
wiasen schatten"  giebt  Morstadt  als  „Einleitung" 
in  seiner  Uehersetznng  der  Sayschen  „National- 
ökonomie" nnd  in  den  vielen  Anmerkungen  in 
seinem  „Nationalllkoaom".  Hiernach  ist  Mor- 
stadt ein  Anbänger  Adam  Smiths  nnd  ein  Gegner 
des  Merkantilsystems.  Er  plädiert  im  Princip 
für  den  Freihandel  oder  wenigstens  für  mög- 
lichste BeaeitiguDg  der  Handelssperrmassregelu. 
Seine  Ansichten  für  die  Qe Werbefreiheit  sind 
sehr  ausgeprägt,  er  tritt  demzufolge  mit  Ent- 
schiedenheit gegen  das  Zunftwesen  anf  (.,Sat.- 
Oek."  I,  S.  24U],  verteidigt  aber  dabei  die  Ehre 
des  handwerksmässigen  Gewerbes  und  die  Selb- 
ständigkeit des  Banem  stand  es.  Einige  staata- 
wissenscbeftliche  Definitionen  Morstadts  sind 
eigenartig  und  von  besonderem  Interesse:  „Der 
U n lern ebraerge winn  setzt  sich  nicht  nnr 
ans  dem  Direktionsgewinn  und  dem  Kapital- 
oder Ländereigewinn,  sondern  auch  oft  noch 
aus  dem  „ProdnktiouB-Geheimnisgewinn", 
d.  i.  dem  ..Industriegewinn  der  Gelehrten"  zu- 

ammen  („Naiionalökonom"  I,  S,   11  nnd  12)"; 

Der  Geldwert  offenbart  sich  dui-ch  dasjenige 
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QDantnin  von  einer  jeden  Ware,  welche  damit 
eintanscbbar  ist:  dergestalt,  dass  wenn  eR  sich 
z.  B.  zeigt,  dass  man  für  ein  Lot  Silber  der- 
malen ein  anderes  QnaQtara  von  einer  jeden 
Ware  bekomme  als  vorraals,  während  das 
gef^eneiltzliche  Wertveihältnis  dieser  Waren 
sel^r  noch  immer  das  alte  ist,  hieraus  erhellt, 
dass  der  eigene  Wert  des  Geldes  gesunken 
sei  („Nat-Oek."  I,  S.  S7)-"  Das  Majorata- 
wesen  und  den  Zwangsrechtsansprucb  der  hinter- 
lasaenen  Geschwister  auf  den  Pflichtteil  be- 
zeichnet Morstadt  [„Sat.-Oek."  I,  S.  679)  als 
eine  .jiationalCkono mische  Verderbtheit".  In 
der  HUnzfrag-e  erachtet  Morstadt  das  Dezimal- 
system nicht  für  zweckmässig,  weil  es  keine 
oftmalige  Zerlegung  in  Faktoren  gestattet. 
„Unser  Zablenajstera  wQrde  viel  bequemer  sein, 
wenn  man  noch  einfache  Ziffern  für  10  nnd  11 
hätte  und  wenn  die  YerrUckung  einer  Ziffer 
um  eine  Stelle  links  ihren  Wert  verzwGlf- 
faohte"  („Nat.-Oek,"  I,  S.  971  u.  9721. 

Von  den  rein  Staats  wissenschaftlichen  und 
rechtlichstaatawissenschaftlichen  Schriften  Hor- 
Btadts  sind  die  wichtigsten  folgende:  Johann 
Baptist  Says  BuafUbrItche  Darstellung  der 
Nationalökonomie  oder  der  Staatswirtscbaft.  Aur 
dem  Franzüaischen  der  ö.  Ausgabe  übersetzt 
und  teils  kritisch .  teils  erläuternd  glossiert, 
sowie  mit  einem  vollständigen  Realauszuge  von 
Says  „Gaurs  d'eccnoniie  poUtique  pratique"  be- 
gleitet, Heidelberg  1818,  2.  Ausgabe,  ebd.  18-27, 
3.  äusserst  stark  vermehrte  Ausgabe  in  3  Sdn., 
ebd.  183C),  (Die  diesem  Werke  voransgehende 
80  Seiten  lange  Einleitung  ist  vom  Uebersetzer 
verfftüBt.)  —  (.'n&rakterzeiclinung  der  Politik  aller 
Staaten  der  Erde,  Heidelberg  2  Bde ,  1820, 
18St,  [Uebersetzang  des  kritischen  Kommentars 
über  Montesqnieu,  Geist  der  Gesetze,  von  dem 
Grafen  Destutt  de  Tracj.)  —  Der  von  Morstadt 
herausgegebene  zweite  Teil  von  Genslers  An- 
leitnng  zur  gerichtlichen  Praxis  und  bürger- 
lichen Bechtastreitigkeit«n,  verbunden  mit  tbeo- 
reti  sehen  Darstellnngen  und  Bemerkungen, 
Heidelberg  1830,  enthält  zahlreiche  staauwisaen- 
BChattliche,  theoretische  nnd  pragmatische  Noten. 
—  Die  4.  Aufl.  von  J.  L.  Klühera  Oeffen^ 
lieh  es  Recht  des  teutschen  Bundes  nnd  der 
Bnndes Staaten,  mit  des  Verfassers  hinterlassenen 
Bemerkungen  und  Znsätzen  vielfältig  verbessert 
und  bis  zur  Gegenwart  vervollständigt,  Frank- 
furt a,  M.  ISlo.  —  Polemiacb-humo ristische 
Leuchtkugeln  in  das  deutsche  Privatfilrsten recht, ) 
1.  Wurf.,  Heidelberg  1847.  —  Kommentar  über 
das  Handelerecht  Deutschlands  und  Frankreichs, 
1.  Teil,  Heidelberg  1849.  —  Die  2.  Aufl.  von 
J.L.  KlUbers  Europäischen  Völkerrecht.  Sorg- 
sam revidiert,  kommentiert  und  ergänzt,  ScbaS- 
hausen  185L  (Robert  v.  Mohl,  obgleich  früher 
Mitarbeiter  ui  Morstadts  „Nat.-Oek."  <1834  I, 
424),  kritiriiert  diese  Arbelt  als  eine  „buchst  nn- 
zulänglich  durchgeführte",) 

Die  von  Morstadt  1834  begründete  nnd  his 
Ende  1835  redigierte  Zeitschrift  trägt  den  Titel : 
„Der  Natioaalökonom.  Hunatsschrift  über 
Völkerreichtum,  Finanzwesen  und   Oekonomie- 

Silizei  für  Geschäftsmänner  und  Theoretiker, 
anuheim."  In  dieser  Zeitschrift  verüffentlichte 
Morstadt  seihst  folgende  Arbeiten:  Bd.  I,  S.  1 
—5(1  und  89—107;  J.  B.  Says,  Panorama  der 
Volkerükonomie,  übersetzt  und  mit  vielen  An- 
merkungen versehen.  —  S.  84,   163,  246,  326, 


vielen  Anmerkungen  versehen.  —  S.  236 — 245, 
271—292  nnd  632—643:  Nationalökonomische 
Blicke   in  das  deutsche  ünivcrsitfitawesen.  — 

3.  304—307 ;  Die  Fenerversichemngsbank  in 
Gotha.  (Verteidigung  der  AnioldboSen  Pläne 
nnd  Ideeen  gegen  anonyme  Angreifer.)  — 
S.372 — 376:  Andeutungen  über  Ungarns  Handels- 
recht ,  mngnatische  Partialobligationen  nnd 
Kredit.  —  S.  398—406,  108—123:  Randglossen 
zu  einer  Wamungarede  wider  Frankfurts  Bei- 
tritt zum  deutschen  Zollvereine.  —  S.  Ö13 — ö38: 
Bemerkungen  über  die  Centralbank  von  Xord- 
amerikas  Vereinstaaten.  —  S.  6Ö1 — 657:  Die 
Wechaelatempelordnuug  von  Frankfurt  a.  M.  — 
S.  821—838:  Die  echte  und  die  falsche  Gewerbs- 
intelligenz. —  S.  839—843:  Bemerkungen  über 
die  Sparkassen.  —  S.  872—877:  Ueber  die  Be- 
völkerungstheorie von  Malthas.  —  S.  974—978: 
Giebt  es  eine  ßevölkerungapolizei  nnd  worin 
besteht  sie?  (Nach  der  interessanten  Definition 
MorstadtB ,  die  gegen  die  betreffenden  Aus- 
führungen von  Kluber  (s.  o.)  gerichtet  üt,  kann 
die  Regierung  in  Hinsicht  der  Volks- 
menge dreierlei  Zwecke  verfolgen: 
„Erstens  nämlich  kann  sie  dem  leidi^u 
Uebermasse  der  Population  entgegenarbeiten 
wollen.  Hierzn  stehen  ihr,  wenn  sie  Barbarei 
vermeiden  will,  nur  folgende  6  polizeiliche 
Mittel  zu  Gebote:  1.  Verhinderung  unehelicher 
Geburten  (Kuitnrpolizei);  2.  Hintertreibuna;  der 
Ehen  derer,  welche  keine  Kinder  mit  Wahr- 
scheinlichkeit würden  ernähren  köunen  (Oeko- 
nomiepolizei) ;  3.  Abneigungserz  engung  bei  den 
Eheleuten  gegen  Superfötation,  durch  Einwirkung 
auf  deren  Verstand  und  Herz  (Kulturpolizei}; 

4.  Eiu&üssung  der  Emigrationaluat  und  -Intelli- 
genz bei  denjenigen  armen  Handarbeitern,  deren 
Verdienst,  trotz  allem  Fleisse,  zn  kilnimeilich 
ist,  durch  geo^aphische,  technische,  ja  vielleicht 
auch  linguistische  Belehrung  (Eulturpolizei); 
ö.  tikonomiscbe  Befähigung  der  emigrations- 
lustigen  Handarbeiter  zum  Auswandern,  nnd 
etwa  auch  zum  Kolonisieren,  damit  sie  nicht 
als  Bettler  oder  Diebe  den  Wohlstand  ihrer 
Mitbürger  schmälern  (Oekonomiepolizei) ;  6. 
Hintertreibnng  des  Einwandems  von  solchen 
Individuen,  die  durch  Bettelei  oder  durch 
Verbrechen  dem  Volke  wahrscheinlich  zur 
Last  fallen  würden  (Oekonomiepolizei).  Zwei- 
tens kann  die  Regierung  die  vorhandene  Popu- 
lation vergrösseru  wollen.  Hierzu  steEen 
ihr,  wenn  sie  sich  vor  Barbariamen  acheot,  nur 
folgende  5  polizeiliche  Mittel  zu  Gebote:  I.Ver- 
hütung jeder  Art  desausserehelichenBefriedigens 
vom  GescblechtBtriebe,  damit"  dieser  Trieb  sich 
ausschliesslich  nach  dem  Ehestande  koncentriere 
(Kulturpolizei];  2.  EiufiOasung  der  Lust  zum 
Ehestände  und  zur  Kindererziehnng,  durch  Ein- 
wirkung auf  Veratand  und  Herz  der  Staats- 
genossen (Knlturpolizei) ;  3.  Verstärkung  der 
ilkonomischen  Fähigkeit  zur  Verheiratung 
bei  den  Ledigen  sowie  znr  Kinderernährung 
bei  den  Ehepaaren,  soweit  diese  Verstärkung 
auf  j)olizeilichem  Wege  möglich  ist  (Oeko- 
nomiepolizei); 4.  Steigerung  der  körperlichen 
Fruchtbarkeitapotenz  der  Ehepaare  (Gesimdheits- 
polizei);  5.  EefVrderung  des  Einwandems  von 
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solchen  AnaUndern,  die  mindestens 
yiel  Kapital  oder Indnstrietnlent  besitzen,  dasa 
sie  mit  Wahrscheinlichkeit  lebenslang:  "li^  hin- 
längliches Anskommen  haben  (Oekonomiepolizei). 
Drittens  endlich  kann  die  Regierung  eine 
.  Schm&lernng  der  TOrhiindenen  Popn- 
Intion  verbuten  wollen.  Hierzu  stehen  ihr 
unter  dem  Horizonte  der  Civilisatioii  nur  folgende 
4  polizeiliche  Mittel  zu  Gebote :  LSehütznug 
des  physischen  Lebens  aller  Staatsgcnoasen  gegen 
Gefahren  von  Seiten  der  Nr—     -'  --  -  "- 


nnd  -Justiz  bewirkt  wird)  (Gesundheitspoliseij., 
2.  Abwendung  der  Demoralisation:  d.  b.  der 
Selbstsflcht«lei,  Trägheit,  Schlemmerei,  Völlerei, 
Glanzgier,  Hnrerei,  Sodomiterei,  Selbst mürderei, 
soweit  nicht  scheu  ,anf  krirninalistischem  nnd 
sani talspolizeiliche m  Wege  dahin  gewirkt  wird 
(Kultnrpolizei) ;  3.  Abwendung  des,  Verarraens; 
und  zwar  nicht  bloss  des  Volkes  im  ganzen, 
sondern  anch  der  einzelnen  Bezirke,  StHnde, 
Klassen,  Familien  nnd  Individnen  (Oekonomie- 
polizeij ;  4.  EinflCssung  der  treuen  Anhänglich- 
keit au  das  Vaterland  hei  allen  denen,  welche 
sich  darin  noch  „redlich  zu  nähren"  vermCgi 
durch  Einwirkung  auf  deren  Verstand  nnd  H« 
(Knlturpolizei).")  II,  S-  :■!— 13:  Ueber  die  vt 
meintlicbea  Ursachen  der  angeblichen  Verarmung 
Tinserer  Mitwelt.  —  S.  14-33:  Glossen  Über 
Mac-Cullocbs  „Vorrat  der  Edelmetalle  iu  der 
heutigen  Welt."  —  S.  84,  161,  242,  404:  üeber- 
blick  der  neuesten  Litteratnr  seit  1833.  —  S. 
134—148:  Das  Besteuerun^ssystem  iu  den  deut- 
schen Bundesstaaten,  kritisch  analysiert.  —  S. 
206:  FaschingsbetracbtUDgen  Über  Menzels  Zeit- 
geist Signalement. —  S,  48!)— 490:  Des  Heraus- 
gebers (Morstadts)  motiTierter  Abschied  vom 
Sed aktionsam te.  —  HI  (unter  Rudolph  Mosers 
Redaktion),  S.  81—%:  Ueber  Zacharias  Para- 
doxon: dass  die  Scbutzzülle  eine  dentokratisehe 
Tendenz  haben. 

Vgl.  Aber  Horstadt:   R  t.  Mohl,    Die 

Geschieh  te  und  Litteratnr  der  Staats  Wissen- 
schaften, I,  Erlangen  18öä,  S.  393.  — Scherrer 
in  der  „Deutschen  Biographie",  Bd.  22,  S.  329 
— 33it.  —  Eine  Art  Autobiographie  Mor- 
stadts bilden  seine  Schriften :  „Inquisition  auf 
den  Rattenkönig-Spiick  in  Heidelberg,  Heidel- 
berg 1849",  sowie  „Verteidigung  der  L'niTersitäts- 
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Horiifikation, 

1.  Begriff.  2.  Rechtsquellen  und  Anwen- 
dungsgebiet, 3.  Verfahren.  4.  Materielles  Becbt. 
6.  Zahlungssperre.  6.  Wechsel.  7.  Fremdes 
Recht. 

1.  Begriff.  Die  Ausdrücke  ^ortifikatioD 
und  Amortisation  werden  in  verschiedenem 
Sinne  gebraucht.  Einnial  werden  als  Objekt 
Rechte  oder  vom  Standminkte  des  Schuld- 
ners aus  PfJichton  gedaclit,  die  aufgehoben 
werden.  In  diesem  Sinne  spricht  man  von 
einer  Amortisation  der  öffentlichen  Auieihen 
oder    eines    privaten,    insbesondere    eines 


livpothekariscli  gesicherten  Darlehens.  Tgl. 
die  Artt.  Ad  niiität  (oben  Bd.  1  S.  351  ff.) 
nnd  Hyiiothekonbanien  (Bd.  IV  S. 
1250  ff.).  In  dem  gleichen  Sinne  spricht 
mau  von  einer  Amortisation  von  Alrtien, 
wenn  bei  einer  Aktiengesellacliaft  die 
Zahl  der  Anteilsrechte  durch  Aufhebung 
von  einzelnen  Aaleilarochten  verringert  wird. 
Vgl.  den  Art.  Aktiengesellschaften 
(oben  Bd.  I  insl>esondere  S.  159).  Zweitens 
bezieht  man  die  Mortiti  kation  auf  Ur- 
kunden, die  für  kraftlos  erklärt  wenien, 
sei  es  weil  das  bekimdete  Rechtsverhältnis 
nicht  mehr  existiert  oder  weil  der  Yerhist 
eines  Wertpapieres  für  den  Berechtigten  un- 
schädlich gemacht  wei-den  soll.  Fälle  der 
ersten  Art  sind  z.  B,  im  B.G.B.  in  Art.  176 
(Vollmacht)  und  §  ^361  (Erbschein)  geregelt 
Einheitliche  Grundsätze  sind  nur  für 
dieMortifikation  verlorener  Wert- 
papiere vorhanden,  sie  soll  im  folgenden 
allein  behandelt  werden. 

Die  Notwendigkeit  einer  Mortifiltation 
ergiebt  sich  aus  der  Funktion  der  Wert- 
papiere, namentlich  der  Oi-dre-  und  Inhaber- 
gtpiere.  Die  Bindung  eines  Rechts  an  das 
apier  hat  zur  Folge,  dass  der  Verlust  des 
Papiers  die  AusHbimg  des  Rechts  behindert. 
Das  Recht  selbst  ist,  wie  heute  allgemein 
angenommen  wird,  nicht  untergegangen,  aber 
es  kann  nicht  ausgeilbt  werden,  weil  dem 
Berechtigen  die  notwendige  Legitimation 
fehlt.  Die  Fortdauer  dieses  Zustanden  würde 
die  Interessen  des  Verlierers  schwer  schä- 
digen und  oft  zu  einer  Bereicherung  des 
Verpflichteten  führen.  Andererseits  kann 
die  Geltendmachung  ohne  Papier  oder  die 
Emeuernng  des  Papiers  nur  gestattet  werden, 
wenn  der  Verpflichtete  gegen  eine  noch- 
malige Inanspruchnahme  auf  Grund  des  ver- 
lorenen Papiers  gesichert  wird.  Diese  Siche- 
rung gewährt  das  Institut  der  Mortifikation, 
Sie  löst  die  Verbindung  von  Recht  und 
Papier  und  wirkt  dadurch  in  doppelter  Rich- 
tung. Sie  wirkt  einerseits  rechtsge während. 
Der  Berechtigle  kann  das  ihm  zustehende 
Recht  ausüben,  ohne  durch  den  Veriust  des 
Papiers  anderer  behindert  zu  sein.  Insofern 
wird  eine  Art  in  integrum  restitutio  gegen 
den  Verlust  des  Papiers  erreicht  und  dem 
Verlierer  eine  Ersatzlegitimation  gewährt. 
Andererseits  wird  das  mortifizierte  Papier 
kraftlos.  Sein  etwaiger  Inhaber  verliert  die 
ihm  bisher  zukommende  Legitimation  zur 
Ausübung  des  Rechts.  Der  redliche  Erweri) 
giebt  keine  Rechte.  Das  mortifizierte  Papier 
steht  dem  gefälschten  gleich.  Der  Schutz 
des  Verlierers  lässt  sich  daher  nur  auf 
Kosten  anderer  Interessen  erreichen.  Auf- 
gabe der  Monifikationsgesetze  ist  es,  für  die 
verschiedenen  Papiere  und  Thatbestäude 
Vorteil  und  Nachteil  abzuwägen  und  bei 
Zulassung  der  Mortifikation   durch  die  Or- 
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ganieation  des  Verfahrens  ihre  Nachteile  für 
deo  Verkehr  zu  mildern. 

Das  lusfitut  wai'  bereits  dem  fräukischen 
Buchte  belutDnt  'und  ist  später  oamentlich 
im  Wechseirechte  entwickelt  worden.  Das 
Recht  der  Gegenwart  neigt  dazu,  die  Morti- 
fikation  bei  alleii  Wertpapiereu  zuzulassen 
uod  nur  auszuschJiessea  bei  Inhabcrpapicren 
mit  gesteigerter  Verkehrebeatiuimung  oder 
geringerer  Bedeutung, 

2.  Rechtsquellen  and  Anwendungs- 
gebiet Dies  Recht  der  Mortifikation  war 
in  Deutschland  vor  dem  1.  Januar  1900  nur 
zum  Teii  durch  Keichsrecht,  überwiegend 
aber  durch  Landesrecht  geregelt.  Die  neue 
Gesetzgebung  hat  in  der  Hauptsache  Eeohts- 
einheit  geschaffen.  Die  Mortifikation  ist  so- 
wohl hinsichtlich  des  Verfahrens  als  auch 
zum  Teil  hinsichtlich  der  materiellen  Fragen 
in  den  §§  1003—1024  C.P.O.  geregelt.  Die 
Laudesgesetze  können  mir  in  geringem  Um- 
fange abweichende  Vorschriften  treffen.  Vgl. 
CJ'.O.  §§  1023,  24  und  KG.  zum  B.Ü.B. 
Art.  102.  Hinsichtlich  des  Anwendungs- 
gebietes verweist  §  946  C.P.O.  auf  andere 
Gesetze.  Anerkannt  ist  die  Mortifikation  bei 
folgenden  Papieren:  1.  bei  den  echten  In- 
haberiapieren  (B.G.B.  §  793),  sofern  nicht 
in  der  Urkunde  das  Gegenteil  bestimmt  ist 
(B.G.B.  §  799).  Ausgenommen  sind  ferner 
Zins,  Renten  und  Gewin nanleilscheine  sowie 
die  auf  Sicht  gesteUten,  unverzinslichen 
Schuldverschreibungen.  2.  bei  den  soge- 
nannten <[ualifi  zierten  Legitimationspapieren 
(B.G.B.  §  807).  3.  bei  dem  Wechsel  (W.O. 
Art.  73),  ohne  dass  für  den  Rectawechsel 
eine  Ausnahme  gemacht  ist.  4.  bei  den 
handelsrechl  liehen  Ordre  papieren  (H.G.B. 
§  3C5).  5.  bei  Aktien  und  Interim  sscbeinen 
(H.G.B.  §  228).  6.  bei  Hypotheken-  und 
Gruudschuldbriefen  (B.G.B.  §  1162,  92). 
Nach  Ijandesrecht  richtet  sich  die  Zulässig- 
keit  der  Mortifikation  1.  bei  den  Papieren, 
die  einem  überhaupt  vorbehaltenen  Gebiete 
angehören.  In  der  Hinsicht  sind  namentlich 
die  Kuxßcheine  hervorzuheben  (Äil.  67 
E.G.).  2.  auf  Grund  besonderer  Vorbehalte 
a)  für  Karten  und  Marken  des  täglichen 
Verkehrs  (B.G.B.  g  807.  Art.  102  Abs.  1 
E.G.).  b)  für  die  nach  Landesrecht  auf  den 
Namen  umgeschriebenen  Anleihei>apiere 
(Art.  101  E.G.). 

3.  Verfahren.  Die  Kraftlose rkläning 
der  Urkunde  wird  in  der  Civiiprozessordnung 
als  ein  Specialfall  des  Aufgebotsvorfahrens 
behandelt.  Neben  den  spedell  für  die 
Mortifikation  bestimmten  Vorschiiften  finden 
die  allgemeinen  Grundsätze  über  Aiifgebots- 
vertahren  (§§  940—959)  Anwendung.  Das 
Verfahi-eu  wird  durch  einen  Antrag  einge- 
leitet, der  in  näher  bestimmter  Weise  zu 
begründen  ist  (§§  947,  1007).  Namentlich 
wird  Glaubhaftmachung  der  relevanten  That- 


aachen  und  Erbieten  zur  eidesstattlichen 
Versicherung  gefordert  Das  Gericht  hat 
die  Zulässigkeit  des  Antrags  nach  Form  und 
Inhalt  zu  prüfen  und  eventuell  mündliche 
Verhandlimg  anzuberaumen.  Erscheint  der 
Antrag  als  zulässig  und  genügend  be- 
gründet, so  ist  eine  öffentliche  Aufforderung 
zu  erlassen  (Aufgebot),  durch  welche  etwaige 
Inhaber  der  Urkunde  aufgefordert  werden, 
bis  zu  einem  näher  bezeichneten  Zeitpunkte 
(Aufgebotstermin)  ihre  Rechte  anzumelden 
und  die  Urkunde  vorzulegen  (§  1008).  Die 
Frist  zM-ischen  Aufgebot  und  Termhi  ist  für 
nichtfällige  und  für  Papiere  mit  Koupons 
besonders  geregelt,  um  jeden  Inhaber,  der 
seine  Rechte  ohne  Verzug  geltend  macht, 
gegen  die  Nachteile  der  Mortifikation  zu 
schützen.  ImAufgebotsterminewirdeventuell 
in  öffentlicfier  Sitzung  ein  sogenanntes  Aus- 
schlu3siu1«il  erlassen  (§  952  C.P.O.),  durch 
welches  die  Urkunde  für  kraftlos  erklärt 
wird  (§  1017  C.P.O.).  Das  Mortifikations- 
erkenntuis  ist  sofort  rechtskräftig  und  nur 
mit  einer  Anfechtungsklage  angreifbar  (§§  957, 
958).  Dritte  Personen  können  das  Aufgebots- 
verfahren hemmen,  indem  sie  durch  An- 
meldungen Mängel  des  Verfahrens  rügen 
oder  die  von  dem  Antragsteller  beanspruchte 
Rechtsstellung  bestreiten.  In  dem  zweiten 
Falle  ist  entweder  das  Verfahren  auszusetzen 
oder  das  angemeldete  Recht  vorzubehalten 
(§  953).  In  allen  Fällen  ist  das  Verfahren 
ein  einseitiges,  eine  Verhandlung  zwischen 
dem  Antragsteller  und  dem  Gericht,  Die 
Anmeldungen  Dritter  führen  zu  keiner  kontra- 
diktorischen Verhandlung. 

4.  HateHelles  Recht  Der  Gnmdge- 
danke  des  deutschen  Mortifikationarechts  ist 
die  Beschränkung  auf  die  Legitimation. 
Durch  den  Verlust  des  Papiere  geht  nur 
die  Legitimation  verloren,  nicht  das  Recht 
selbst.  Deshalb  wird  nur  die  Legitimation 
wiederhergestellt.  Der  Grundgedanke  ist  in 
den  Gesetzen  nicht  vollkommen  klar  ausge- 
drückt. Eine  ältere  Terminologie  bezeichnete 
die  Ijegitimation  als  Recht  aus  dem  Papiere, 
die  Berechtigung  als  Recht  au  dem  Papiere. 
Diese  Terminologie  ist  bei  der  Auslegung 
der  gesetzlichen  Vorschriften  im  Auge  zu 
behalten.  Dann  ergeben  sieh  folgende  bätze : 
a)  Voraussetzungen.  Verlangt  wird 
Legitimation  des  Antragstellers  und  Verlust 
des  Papiers.  Die  Legitimation  wird  vorlangt 
und  nicht  die  Berechtigung.  Die  Berechti- 
gung braucht  der  Antragsteller  weder  zu 
behaupten  noch  zu  beweisen.  Deshalb  nennt 
§  1004  bei  Inhaberpapieren  den  bisherigen 
Inlmber,  bei  anderen  Papieren  denjenigen, 
welcher  berechtigt  ist,  das  Recht  aus  der 
Urkunde  geltend  zu  machen.  Das  Antragsrecht 
wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  da.ssdem 
Antragsteller  das  Verfügimgsrecht  fehlte  und 
deslialb  der  Verpflichtete  berechtigt  war,  die 
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Leistuag  zu  verweigeni.  Der  Verlust  um- 
bsBt  sowohl  das  AbhaadeDkommen  als  die 
Ternichtang.  Aber  das  Abhanden korameo 
ist  aoders  zu  fassen  als  etwa  in  §  935  B.G.B. 
"Wesentlich  ist  der  Erfolg,  die  Ungewissheit 
hinsichtlich  der  Person  des  derzeitigen  Be- 
sitzers. Die  Mortifikation  soll  niclit  statt 
der  Vindikation  gewählt  werden,  sondern 
mir  subsidär  eintreten,  b)  Die  rechts- 
gewährende Wirkung.  Nach  §  1008 
C.P.O,  ist  der  Antragsteller  nach  Erlangung 
des  Urteils  dem  durch  die  Urkunde  ver- 
pflichteten gegenüber  berechtigt,  die  Eechte 
aus  der  Urkunde  geltend  zu  machen.  Er 
kann  hei  Inhaberpapieren  {§  800  B.G.B.), 
Aktien  und  Interimsscheinen  (§  828  II.G.B.) 
die  Ausstellung  einer  neuen  Urkunde  ■ver- 
langen. Auch  in  diesen  Bestimmungen  ist 
nur  die  Legitimation  gemeint.  Der  Ver- 
pflichtete behält  etwaige  Einwendungen  aus 
dem  mangelnden  Verfügimgsrechte  des  Än- 
tragstellera  (g  793  B.Ö.B.).  Er  kann  die 
Ausstellung  einer  neuen  Urkunde  verweigern, 
wenn  er  die  Rückgabe  der  allen  zu  fordern 
berechtigt  war.  c)  Die  vernichtende 
Wirkung  der  Mortifikation.  Die  Ur- 
kunde wild  für  kraftlos  erklärt  (§  1007 
C.P.O.).  Damit  wird  ihr  die  legitimierende 
Wirkung  genommen.  Der  Gläubiger  ist  nicht 
mehr  in  der  [--age,  sein  Recht  auszuöben. 
Der  redliehe  Erwerber  eines  bereits  morti- 
fizierten Inhaberpapiere  wird  nicht  Gläubiger. 
Aber  weitere  Rechtsnachteiie  werden  weder 
angedroht  noch  ausgesprochen.  Die  vorher 
entstandenen  Rechte  werden  nicht  aufgehoben. 
Ebensowenig  wird  die  Kraftloserklärung 
zurüoJcdatiert.  Derjenige,  der  ein  Inhaber- 
papier auch  während  des  Aufgebotsverfahrens, 
aber  vor  dem  Aiisschlussurteile  redlich  er- 
worben hat,  bleibt  Eigentümer  und  Gläubiger. 
Er  kann  sein  Recht  nicht  gegen  den  Ver- 
pflichteten geltend  machen,  aber  wohl  ge^n 
den  Antragsteller.  Er  kann  von  ihm  nach 
§  816  Herausgabe  des  etwa  eingCTOgenen 
Betrages  imd  eventuell  Abtretung  der  aus 
der  Mortifikation  erworbenen  Stellung  ver- 
langen. Diesen  Grundzdgen  entsprechend 
ist  auch  H.Ö.B.  §  228  {erlischt  der  Ansprach) 
nur  auf  den  Verlust  der  Legitimation  zu  be- 
ziehen, d)  Hemmende  Anmeldungen. 
Nur  diejenigen  Anmeldungen  sind  erheblich, 
welche  die  Voraussetzungen  der  Mortifikation, 
Legitimation  oder  Verlust  beseitigen  oder  in 
Zweifel  Stollen.  Ersteres  geschieht  durch 
die  Vorlage  eines  Papiers,  das  als  das  ver- 
lorene anerkannt  wird  (§  1016  C.P.O.).  Zu 
der  zweiten  Kategorie,  die  nach  §  953  zu 
behandeln  ist,  gehört  die  Vorlage  eines 
Papiers,  das  nicht  anerkannt  wird,  oder  die 
Behauptung  des  gegenwärtigen  Besitzes  oder 
des  späteren  Besitzes  und  eines  das  Amorti- 
sationsrecht begründenden  Verlustes.  Dahin 
gehören  ferner  alle  Einwendungen  gegen  die 


L^timation  des  Ant 
sind  alle  Anmeldungen  unerheblich,  welche 
dem  Antragsteller  die  Berechtigung  abstreiten 
oder  eine  bessere  Bei-eclitigung  des  An- 
meldenden behaupten.  Deshalb  ist  auch 
(gegen  Mathes)  die  Behauptung  unerheblich, 
dass  der  Antra^teller  in  Verzichtsabsieht 
das  Papier  vernichtet  habe.  Das  angemel- 
dete Recht  ist  auch  nicht  im  Ui-teiie  vor- 
zubehalten, weil  es  von  dem  ^-orbebaltlosen 
Urteile  nicht  berührt  wird. 

5.  Zafaliinfi^Bperre.  (Opposition.)  Zur 
Unterstützung  des  An  fge  böte  Verfahrens  dient 
bei  Inhaberpapieren  ein  gerichtUches  Zah- 
hingsverbot,  das  an  den  Schuldner  bei  Ein- 
leitung des  Verfahrens  und  eventuell  schon 
vorher  erlassen  wird  (C.P.O.  §§  1019  ff.).  Die 
Zahlungssperre  vrird  aufgehoben,  sobald  das 
Papier  vorgelegt  wird.  Es  soll  nur  die 
Vorlage  erzwingen.  Es  schützt  daher  gegen 
die  Ausübung  des  Rechts  durch  einen  un- 
berechtigten Besitzer,  aber  nicht  gegen  den 
redlichen  Erwerb  während  des  Aufgebota- 
V  erfahren  s. 

6.  Wechsel.  Art.  73  der  W.O.  hat 
abweichend  von  der  Crvilprozesaordnung  nur 
dem  Eigentümer  ein  Recht  auf  MortifikatioQ 
gegeben.  Die  ausdrückliche  Bezugnahme 
auf  den  Wechsel,  die  in  §  837  der  alten 
CP.O.  enthalten  war,  fehlt  in  dem  §  1003 
der  neuen  C.P.O.  Dennoch  ist  anzunehmen, 
dass  die  Erweiterung  des  Antragsrechtß  auch 
nach  dem  neuen  Rechte  Platz  greift.  Sie 
ist  als  Ergännung  des  Art.  73  aufrecht  zu 
erhalten.  Art.  73  giebt  ferner  dem  Eigen- 
tümer nach  Einleitung  des  Verfahi-ens  das 
Recht,  gegen  Sicherheitsleistung  von  dem 
Acceptanten  Zahlung  zu  fordern.  Diese  Be- 
fugnisse sind  auf  den  Eigentümer  zu  be- 
schränken. Endlich  wird  von  der  herrschen- 
den Meinung  angenommen,  dass  die  Morti- 
fikation eines  Wechsels  nur  zur  Geltend- 
machung der  Rechte  gegen  den  Acceptanten 
legitimiere,  niclit  zur  Gelte ndraacUuiig  der 
R^ressreciite.  Die  Richtigkeit  dieser  An- 
sicht ist  zweifelhaft. 

7.  Fremdes  Recht  Die  ausserdeutschen 
Gesetzgebungen  kennen  die  gerichthche 
.Mortifikation  nur  teilweise.  Dem  deutscheu 
Rechte  entspricht  die  Gesetzgebung  Üester- 
reich  -  Ungarns  und  der  Schweiz.  (Obli- 
gationrecht Art.  732.)  Dem  älteren  fran- 
zösischen Rechte  war  das  Institut  unbekannt. 
Die  umfassenden  Verluste  an  Wertpapieren 
während  des  Communeauf Standes  vou  1871 
führten  zu  dem  Erlasse  des  G.  v.  15.  Juni 
1872.  Nach  vorhereehender  Zahlungssperre 
und  mehrfacher  Bekanntmachung  kann  der 
Verlierer  gerichtlich  ■  zur  Einziehung  der 
Gegenforderung  ermächtigt  werden.  Das 
italienische  Handelsgesetzbuch  von  1882  ge- 
staltet die  Geltendmachung  des  Rechts  aus 
Inhaberpapieien  bei  Vernichtung,  kennt  aber 
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keine  Amortisation  bei  Besitzverinst.  Doch 
ist  das  Princip  diireh  eine  Reihe  von  Special- 
geselzen  durchbrochen,  von  denen  das  Ü.  v. 
14.  Juli  1887  die  grösste  Bedeutung  besitzt 
Eigentflmlich  ist,  dass  die  Mortifikadon  nur 
auf  die  Verpflichtungen  des  Schuldners, 
nicht  auf  das  Verhältnis  zwischen  Erwerber 
und  Verlierer  einwirkt.  Dem  englisch- 
amerikanischen  common-  und  einiity-Iaw  ist 
die  gerichtliche  Mortifikation  fremd.  Aber 
der  Verlierer  eines  Wertpapieres  hat  in 
equity  einen  Anspruch  g^en  den  Ver- 
pflichteten auf  I^eistuDg  oder  Neuausstellung, 
wenn  er  den  Vertust  glaubhaft  macht  und 
Sicherheit  gegen  doppelte  Anforderung  steUt. 
Unter  gewissen  Voraussetzungen  wird  die 
Sicherheit  erlassen. 

Litteratnr;  Die  Mortifiiation  mrd  in  den  aligt 
meinen  DariieUtingrn  dci  JCerhtS  der  Wertpapicr 
wie  des  Av/gebotwerfithrrm  behandelt.  Unter 
den  Monogmphiern  über  Uuterti  itl  die  von 
Daude  herrortuheben,  —  Eine Zusamm^nileUung 
der  äUfren  cor  1900  in  Deiiüehiand  geltenden 
Mortißkationtgcietie  findet  nich  tu  GoldtchmidU 
ZeiUehr.  f.  Handeltreeht,  Bd.  K,  S.17Sff.—  Vgl. 
ferner  ßlr  dal  /Hlhere  Berht  Slegjrted,  Die 
Borte  -und  die  BSriengeiehä/te,  in  Salinge  Büraen- 
papiere,  Bd.  I,  S.  )!94—i4Z  der  4.  Atijl.  (Die 
»päleren  Auflagen  geben  mir  eine  hirte  jVotii.J 
—  Da»  neue  Keekt  behandelt:  Karl  MaOiea, 
Itt  die  Amortitation  einer  L'rfcunde  tuläetig,  die 
der  Antragalelier  leUitl,  aitiehtlieh  oder  unab- 
»ichüieh  remiehiet  halt  Stuttgart  isau.  —  Für 
da»  aviländiiche  KeeU  »ind  an  Monographieen 
ami^Uhrcn:  Bindtehedler,  Die  amorti»ierbarea 
Papiere  naeh  dem  (ir/iveiter)  Bundeigeteti  über 
dae  Obligationenrecht,  Zllrirh  1888.  —  Le  Oont, 
Etvde  lur  les  titre*  att  porteiir  perlvt,  volie, 
dHruita  ete.,  Pari»  1830.  ~  Papa  d'Amtco, 
La  pcrdita  dei  TiUAi  al  portntore,   Torino  1888. 

Heck, 


Horas,  Thomas, 

ist  besondeTB  beachtenswert  als  Verfasser  der 
_Utopia'',  wodurch  er  der  Begründer  einer 
besonderen  Gattnn^  alaatswiasenschaftlicher 
Schriften  wurde, 

Thomas  Höre  (so  lautet  der  eigentliche 
Name]  wnrde  am  T.  II.  1478  in  London  ge- 
boren, wo  sein  Vater,  Joh,  More,  Richter  am 
Oberhof ge richte  (Kinga  Bencb)  war.  More  er- 
hielt den  ersten  Unterricht  in  der  St.  Anthonj- 
schnle  in  London  und  wurde  dann  weiter 
unterrichtet  in  dem  Hause  John  Mortons,  des 
Erzbischofs  Ton  Canterbury ;  von  diesem  wurde 
er  mit  Bewilligung  des  Vatera  nach  Oxford  ge- 
schickt, wo  er  sich  namentlich  den  huma- 
nistischen Studien  widmete.  Grocyn  imd  Linacre 
waren  seine  Hauptlehrer;  dort  wurde  er  auch 
mit  Erasmua  von  Rottenlam  bekannt.  Von 
Oxford  kehrte  er  nach  Lundon  zurück,  um  das 
Rechtsatudinm  ;!n  betreiben ;  er  trat  erat  in 
New  Inn,  dann  in  Lincolns  Inn  ein  und  wurde 
hierauf  als  Kecbtsauwalt  zugelaaseu.  —  Im 
Jahre  1Ö04  wnrde  More  zum  Mitgliede  des 
Pariamenta   gewählt,   das   Heinrich  VII.   nach 


7  jähriger  Pause  wieder  zusammenbemfen  hatte; 
dort  that  er  sich  durch  die  Opposition  hervor, 
die  er  gegen  die  Geldfordeningen  des  KSdib'b 
erhob.  —  UnmittelbamachHeinricbs  VII.  Tode 
wurde  More,   der  inzwischen  geheiratet  hatte. 


frenndscbaftlicber  Beziehung  gestanden  hatte, 
zog  ihn  an  aeinen  flof  und  verlieh  ihm  höbe 
Äemt«r  und  Würden.  1ÖI4  wnrde  Moros  zum 
Master  of  requests  ernannt,  in  den  Eittersland 
erhoben  und  zum  MitgLede  des  privj  Council 
erwählt.  Einige  Jahre  später  erhielt  er  die 
Stelle  des  treasurer  of  the  Exchequer,  wurde 
zum  Sprecher  des  Unterhauses  erwählt  und 
1525  wurde  er  Kanzlei-  des  Herzogtums  Lau- 
caster.  Auch  zu  diplom  atiseben  Missionen 
wurde  MuruB  häufig  verwandt.  Scbliesslich 
raacbte  ihn  der  König  im  Jahre  1529  znm  Lord- 
kanzler von  England;  es  war  das  erste  Mal. 
dass  dieses  oberste  Staatsamt  jemandem  über- 
tragen wurde,  der  uicbi  dem  Priesteratande 
oder  dem  hüben  Adel  angehörte.  Doch  die 
Stellung,  die  Moros  in  der  Ehescbeidungsange- 
legenheit  Heinrichs  VJII.  einnahm,  brachte  um 
bald  in  solche  Konflikte  mit  dem  Herrscher, 
dass  er  bereits  1532  seine  Stelle  als  Lord- 
hauzler  niederlegte.  Im  April  1534  wurde 
Moms  aufgefordert,  die  Succeasionsakt«  zu  be- 
schwören, d.  b.  zu  bescbwüreu,  dass  des  Königs 
erste  Ehe  ungültig,  die  zweit«  legitim  und 
Annas  Nachkommenschaft  successionsberechtigt 
sei.  Den  letzteren  Punkt  war  er  bereit  zu  be- 
Echwären,  denn  die  Succeasionsordnung  kOnue 
das  Parlament  ündem '  aber  die  Kechtmässig- 
kek  der  Scheidung  wollte  er  nicht  anerkennen. 
Wegen  dieser  Eides verweigemng  wurde  Moros 
gefangen  genommen.  Im  November  1534  er- 
schienen die  Parlamentsakte,  welche  Hein- 
rich VIII.  als  Haupt  der  Kirche  von  England 
anzuerkennen  befahl,  und  dem  König  das  Becht 
gab,  jeden  den  Supremat  beschwüren  zu  lassen, 
und  Weigerung  des  Eides  für  Hochverrat  er- 
klärte. Auch  diesen  Eid  verweigerte  Moms; 
er  wnrde  wegen  Hochverrates  zum  Tode  ver- 
urteilt und  am  6.  VII.  1Ö35  im  Tower  hinge- 
richtet 

Sein  Hauptwerk  ,.Utflpia*',  das  1516  er- 
schien, schildert  ein  .erdlcbtetea  Staatswesen  mit 
einer  Verfassung  und  Wirtschaftsordnuug,  die 
völlig  von  den  bestehenden  Zuständen  ab- 
weichen. —  Utopien  ist  eine  Insel  im  fernen 
Weltmeere  jenseits  Amerikas  in  Gestalt  einer 
Mondsichel  mit  54  Städten,  die  in  allen  wesent- 
lichen Einrichtungen  völlig  gleich  sind  und 
dieselbe  Sprache,  Sitten  und  Gewohnheiten 
haben.  Jede  der  54  Städte  hat  ihre  eigene 
Verwaltung,  die  so  geregelt  ist,  dass  je  30 
Familien  sich  eine  obrigkeitliche  Person  all- 
jährlicb  irählen,  die  in  der  alten  Sprache 
Syphogrant,  in  der  neuen  Phvlarch  beiast.  Jede 
Stadt  hat  200  solcher  Phjlarehen;  je  10  Phy- 
larcbeo  mit  ihren  Familien  stehen  wieder  uuter 
einem  Traniboren  oder  Protophylarchen.  Die 
200  Sypbogranten  ernennen  einen  Fürsten, 
den  sie  ans  4  Männern,  welche  das  Volk  be- 
zeichnet bat,  erwählen,  und  Ewar  wird  aas 
jedem  Viertel  der  Stadt  einer  vorgeschlagen. 
—  Der  fürst,  der  oberste  Beamte  der  Suidt, 
ist  auf  Lebenazeit  gewählt  und  kann  nur,  wenn 
er  ein   tj'rannisches   Regiment  erstrebt,   abge- 
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BBtit  werden.  Die  Trantboren,  lüe  jährlich  ge- 
wählt werden,  rersammeln  sich  alle  3  Tage 
beim  Fttraten,  um  die  fiffeutlichen  Angelegen- 
heiten zu  besprecben  nnd  private  Streitigkeiten 
mi  schlichten;  jeder  Sitzung  wohnen  2  Sjplio- 
granten  bei,  die  jedesmal  wechseln.  Die  der 
ganzen  Insel  gemeinsamen  Angelegenheiten 
werden  im  Senat  berat«n,  der  in  der  Haupt- 
stadt Araoreutum  sich  alijährlich  versammelt 
und  zn  welchem  von  jeder  Stadt  3  slte  nnd 
erfahrene  Männer  entsandt  werden. 

Noch  eigentümlicher  als  die  politische  Ver- 
tasBong  sind  die  wirtschaftlichen  Einrichtungen 
Utopiens.  Es  herrscht  dnrt  der  Kommunismus; 
d.  n,  es  existiert  kein  Privateigentum  nnd 
zwar  weder  an  den  Produktionsmitteln  noch 
an  den  Verbranchsgegenatänden ;  selbst  die 
Wohnungen  müssen  die  Utopier  alle  lOJahre 
wechseln,  „damit  ihnen  gar  nichts  zu  eigen 
sei' ;   auch   die  Uahkeiten  werden  gemeinsam 


rrpfliclitet;  die  Fhylarchen  haben 
darüber  zn  wachen,  dass  niemand  massig  geht. 
—  Und  zwar  müssen  die  Utopier  6  Stunden 
täglich  arbeiten;  für  die  Nacntrahe  sind  6 
Stunden  bestimmt;  die  übrige  Zeit  darf  jeder 
nach  seinem  Belieben  verwenden.  Die  Arbeit 
in  Utopien  ist  teils  landwirtschaftlich. 
teils    gewerblich.      Landwirtschaft     m  u  s  f 

treiben,    und   zwar    zwei   Jahre    long 


Sklaven;  zu  solchen  werden  die  I 
fangenen  gemacht,  fem  er  die  Utopier, 
wegen  Verbrechen  zu  Zwangsarbeit  verurteilt 
waren,  nnd  Ausländer,  die  zum  Tode  verurteilt 
waren  und  die  um  ein  billiges  von  Utopien  an- 
gekauft werden.  —  Auch  die  Verteilnng 
der  Produkte  geht  nach  kommujiis tischen 
Grundsätzen  vor  Bicb.  Die  Ärbeitserzeugnisse 
jeder  Familie   werden    in   staatliche   Magazine 

febracht,  die  sich  anf  den  Marktplätzen  jeder 
tadt  befinden.  Jeder  FamiKenvater  hat  das 
I(«cht,  aus  diesen  Magazinen  eich  das  zu  holen, 
was  er  für  sich  und  die  Seinen  braucht;  er 
braucht  dafür  kein  Geld  zn  zahlen,  da  er  ja 
nur  den  ihm  zukommenden  Anteil  an  der 
Gesamtproduktion  entnimmt;  Geld  ist 
überhaupt  in  Utopien  abgeschafft,  da  jeder 
Tauschverkehr  dort  wegfällt.  —  Die  Vorräte, 
die  Übrig  bleiben,  nachdem  alle  Familien  ver- 
sorgt sind,  bleiben  in  den  staatlichen  Ha^- 
zinen  2  Jahre  lang  aufbewahrt ;  jährlich  wird 
vom  Senate  eine  Feststellung  vorgenommen,  in 
welchen  Magazinen  Mangel  oder  Ueberfluss  an 
gewissen  TVaren  vorhanden  ist,  nnd  danach 
eine  Ausgleichung  vo^enommen.  Die  Waren, 
die  in  Utopien  selbst  nicht  verbraucht  werden 
können,  werden  teils  an  die  Armen  des  Aus- 
landes verschenkt,  teils  dorthin  verkauft;  das 
dafür  erlSste  Geld  wird  aufbewahrt,  nm  dafür 
im    Kriegsfälle    Söldner    werben    zn    können. 


a  den  Bürgern  bewohnt  werden,  die  anf  das 
Land  übergesiedelt  sind.  Die  landwirtschaft- 
lichen Familien  wählen  je  40  Personen,  von 
denen  jährlich  äO  in  die  Stadt  zurückkehren, 
nachdem  sie  2  Jahre  lang  sich  der  Landwirt- 
schaft gewidmet  haben.  Neben  der  Landwirt- 
schaft musB  jeder  —  nnd  zwar  Männer  und 
Frauen  —  noch  ein  Handwerk  als  seine  be- 
sonder e  Beschäftigung  lernen;  meist  ist  es 
die  Verarbeitung  von  Wolle  oder  Flachs,  oder 
das  Maurer-,  Schmiede-  oder  Zimmermannsge- 
werbe. In  der  Regel  lernt  jeder  das  Handwerk 
seines  Vaters ;  zielit  aber  jemand  ein  anderes 
Gewerbe  vor,  so  wird  er  in  eine  Familie  anf- 
genommen,  die  dasselbe  betreibt.  Was  die 
nChere  Arbeit  anlangt,  so  ist  die  Wahl  der 
sog.  liberalen  BeruCsarten  niemandem  selbst 
ttl^rlassen;   vielmehr  erteilt  das  Volk  auf  Em- 

Sfeblnng  der  Priester  und  nach  geheimer  Wahl 
urcb  die  Syphogranten  einigen  die  Erlaubnis, 
sich  dem  gelehrten  Studium  widmen  zu  dürfen. 
Wenn  aber  einer  in  diesem  Berufe  untüchtig 
ist,  kann  er  wieder  zn  den  Handwerkern  ver- 
setzt werden.  Umgekehrt  aber,  wenn  ein  Hand- 
werker sich  durch  Desonderen  wissenschaftlichen 
Sinn  auszeichnet,  kann  er  in  die  Gelebrten- 
klasse  aufgenommen  werden.  Wie  steht  es 
aber  mit  den  niederen  Arbeiten?  Wer  soll 
die  unangenehmen  und  harten  ^'errichtungen 
übernehmen?  Hit  dieser  für  jedes  kommu- 
nistische System  sehr  heiklen  Frage  findet  sich 
Horus  in  etwas  eigentümlicher  Weise  ab. 
Solche  Arbeiten  werden  nämlich  verrichtet  von 
solchen,  die  aus  religiöser  Begeisterung  sie 
freiwillig  auf  sich  nehmen;  sie  glauben,  durch 
ihre  besondere  Plage  nnd  Anstrengung  ein 
Gott  wohlgefälliges  Werk  zn  thnn.  Ausserdem 
aber    können   auch  Leute   zu   solchen   Thätig- 


keiteu  ge: 


ngen   werden,   und   . 


lassen,  zu  niedrigen  Geräten  und  zu  Ketten 
für  Sklaven  benutzt.  —  Trotz  der  kommu- 
nistischen Wirtschaftsordnung  ist  bei  Morus 
nicht  wie  in  Piatos  „Staat"'  die  Weibergemein- 
schaft eingeführt,  sondern  die  monogamische 
Ehe.  Allerdings  ist  im  übrigen  das  Familien- 
leben starken  Beschränkungen  nnterworfen ; 
zwar  ist  die  Zahl  der  Kinder  für  die  einzelnen 
Familien  nicht  festgesetzt,  aber  die  männlichen 
Kinder  müssen  in  der  Familie  bleiben,  auch 
wenn  sie  herangewachsen  sind,  nnd  keine  Fa- 
milie darf  weniger  als  10  und  mehr  als  16  Er- 
wachsene zählen;  die  überschüssigen  Mitglieder 
zu  starker  Familien  werden  in  die  zu  kleinen 
I  versetzt.  Wenn  in  einer  Stadt  die  Zahl  der 
Bewohner  das  festgesetzte  Mass  überschreitet, 
wird  der  Ueherschuss  in  die  minder  bevölkerten 
Städte  gebracht;  sollte  aber  in  ganz  L'topien 
BevOIkemngsUberschuss  eintreten,  dann  wird 
eine  Anzahl  ausgewählt,  die  zur  Auswanderung 
und  Kolonisation  gezwungen  werden. 

Ausser  einer  Darstellung  des  Zukunfts- 
staates giebt  Morns  eine  Kritik  der  be- 
stehenden Wirtschaftsordnnng:  in  diesen  kriti- 
schen Ausführungen  stimmt  Morns  vielfach  mit 
dem  modernen  Sozialismus  Uberein.  Morns 
meint,  dass  das  Privateigentumsrecht  dazu 
führe,  einige  venige  reich  und  die  ^osse  Masse 
arm  zu  machen;  gerade  aber  die  Reichen 
brauchten  nnter  dieser  Ordnung  nicht  zu  ar- 
beiten, wfUirend  die  Armen  diejenigen  seien, 
die  von  frßb  bis  spät  sich  pla«en  müssten. 
Darum  nennt  er  den  Destehenden  Rechtsznstand 
ein  „Verbündnis  der  reichen  Lente,  unter  dem 
Schatze  des  Gesetzes  für  ihren  Vorteil  zn 
sorgen,  nnd  die  Früchte  der  Arbeit  der  Annen 
an  sich  zn  bringen."  Nicht  genug  mit  der 
schlechten  Bezahlung  der  Arbeiter,  a"'  ■■ 


e  Bestimmung 


s  die  Arbeiter 
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in  der  Zeit  der  Not,  des  AJtera,  der  Krankheit 
eine  Versor^^tmff  erhalten.  Das  Privateigentam 
sei  daher  eine  Ungerechtigkeit,  nnd  Btatt  die 
Diebe  zn  bestrafen,  sollte  man  vielmehr  solche 
Gesetze  machen,  dass  die  Ursache  des  Stehlei 
beseitigt  würde. 

Mit  .dem  Werke  „Utopia",  das  hier  k 
skizEieren  versncht  wurde,  ist  Horns  der 
Schöpfer  der  Oattnng  von  Schriften  gewurden, 
die  man  „utopische''  nennt;  das  Charakteris- 
tische aller  Utopien  ist,  dass  in  ihnen  der  Ver- 
fasser die  von  ihm  gewünschten  Aendemngen 
der  Bechtsordnnng  als  bereite  dnrchgefUhrt 
voraussetzt  nnd  die  Wirknngen  dieser  Reformen 
am  Bilde  eines  erdichteten  Staatswesens  zeigt. 
Monis'  Utopie  war  das  Vorbild  aller  folgenden 
Schriften  £eser  Art,  namentlich  von  Campa- 
nellaa  ,.Sonuenstaat''  (oben  Bd.  III  S.  ü  ff.),  Har- 
ringtons  „Oceanft-'(ohen  Bd.  IV  S.  1121  ff.),  Cabets 
„Rei.'ie  nach  Ikarien"  (oben  Bd.  III  S.  1  ff.]  bis  xa 
den  neuesten:  Bellamjs  „Im  Jahre  2Ü(X)-',Hertzfea8 
.Freiland"  und  dem  anonym  erschienenen 
Werke  ,.Das  M aschin enalter".  —  Streng  ge- 
nommen ist  allerdings  Horus  nicht  der  erste 
gewesen,  der  eine  Utopie  geschrieben;  ans  dem 
griecbischen  Altertum  e  sind  uns  einzelne 
Schildemngen  erdichteter  Staatswesen  über- 
liefert, z.  B.  der  nnvollendet  gebliebene  Dialog 
Platens  ^Kritias  oder  Athen  nnd  Atlantis  9O0Ö 
Jahre  vor  Selon''  {dagegen  ist  Platous  „Staat" 
keine  Utopie,  weil  dort  Flaton  seine  Ideen  über 
staatliche  Reformen  in  lehrhafter  Form  ent- 
wickelt, nicht  in  Gestalt  eines  erdichteten 
Staatsbildes].  Aber  diese  und  ähnliche  Schriften 
ans  älterer  Zeit  können  nicht  als  Vorläufer  von 
Monis'  Utopia  bezeichnet  werden,  weil  sie  teils 
nnr  Bruchstücke,  teUs  nur  Produkte  dichterischer 
Phantasie  sind,  aber  nicht  dem  ernsten  so: 
philosophischen  Zwecke  dienen,  den  Moms  sich 
gesetzt  hatte.  Zwar  wird  von  mancher  Seite 
behauptet,  auch  hei  Monis'  Utopia  handele  es 
sich  nur  um  einen  „Scherz',  am  eine  gei:«t- 
reicbe  Satire  auf  die  englischen  Zustande  jener 
Zeit,  Diese  Auffassung  iat  aber  gewiss  nicht 
richtig.  Wenn  auch  Munis  nicht  daran  dachte, 
dass  der  Znknnftsstaat  in  allen  Punkten  seiner 
lUopia  gleichen  sollte,  so  war  es  ihm  doch  im 
Ernste  danim  zu  tbnn,  an  einem  idealen 
Bilde  eines  erdichteten  Staatswesens  die  Mängel 
und  ReformbedDrftigkeit  des  realen  Staats- 
wesens zu  zeigen.  Die  Form  der  Utopie  ist 
aber  vorzüglich  geeignet,  in  anschaulicher 
Weise  zu  zeigen,  von  welchen  Folgen  für 
nnser  gesamtes  Kulturleben  tiefgreifende  Re- 
formen unserer  wirtschaftlichen  Rechtaordming, 
wie  sie  der  Sozialismus  als  das  Ziel  der  £nt 
Wickelung  hinstellt  -—  besonders  die  Beseitigimg 
des  Privateigentums  und  die  vergesellschaftete 
Produktionsweise  —  begleitet  sein  müssten. 
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Die 


Editio  princeps  erschien  li>16  in  Löwen  und 
betitelt:  Libellns  vere  aureus  nee  minus  salutaris 
quam  festivns  de  optimo  reipublicae  statn, 
deque  nova  Insula  Utopia  anthore  clarissimo 
viro  Thoma  Moro.  Weitere  Ausgaben  erschienen 
1517  (Paris)  und  1518  (Baaei).  1548  (Löwen) 
1655  (CÖln)  etc.  -^  Die  erste  deatsche  Ueber- 
setzung  kam  1534  in  Basel  heraus  unter  dem 
Titel;  ,,Von  der  wunderbarlichen  Insel  Utopia 
genent"     Weitere  Uebersetznngen   erschienen 


Leipzig  1613,   Frankfurt  1704,  Frankfurt  and 

Leipzig  1753,  Leipzig  1846  (Uebersetzt  von 
Herman  Koihe;  diese  ^-  übri^ns  nicht  em- 
pfehlenswerte —  Uebersetzung  ist  abgedruckt  in 
Heft  513/14  in  Beclam's  Universalbibliothek), 
Eine  nene  revidierte  Ausgabe  des  lateinischen 
Testes  der  Editio  princeps  von  Michels  unter 
Beihilfe  von  Max  Herrmaun  und  nebst  einer  Ab- 
handlung von  Ziegler:  „Gehalt  und  Bedentnng 
der  „Utopia"  erschien  unter  dem  Titel:  „Thomas 
Morus  Utopia''.  Herausgeg  von  Victor  Michels 
und  Theobaid  Zieider.  (Lateinische  Litteratnr- 
denkmHler  des  XV.  und  XTI.  Jahrhunderts. 
Herausgeg.  von  Max  Herrraanu.  Bd  11,)  Berlin 
1895,  Im  selben  Jahre  ist  auch  eine  neue  englische 
Uebersetzung  nebst  dem  lateinischen  Texte  der 
Ausgabe  von  1618  erschienen  unter  dem  Titel: 
,.The  Utopia  of  Sir  Tbuma*  Höre  by  J.  H. 
Lnptin.  Oiford  1895.  —  Dtupia,  Uebersetzt 
und  mit  sachlichen  Anmerkungen  versehen  von 
Dr,  J.  E,  Wessely,  Nebst  einem  Vorwort  des 
Herausgebers.  (Sammlung  gesellschaftawiss. 
Aufsätze  11.— 13.  Heft)  München  1896,  —  [Eine 
ausführliche  Uebersicht  Ober  die  Ausgaben  der 
Utopien  findet  sich  in  der  citierten  Arbeit  von 
Michels  und  Ziegler], 

2,  Morns-Biographieen.  Baum- 
stark, Thomas  Moros.  Freiburg  1879.  — 
Bridget,  T,  E-  The  life  and  writings  of  Sir 
Thomas  More.  2  ed,  London  1892,  —  Craon, 
Thomas  Morus.  2  vol.  Bmxelles  1834,  — 
Froude,  Hisbiry  of  England  from  the  fall  oi 
Wolsey  t«  the  death  of  Elisabeth.  Vol.  1.  Lpz. 
1861.  —  Henke,  Das  häusliche  Leben  des 
Thomas  Morus,  Sybel,  Histor,  Xeitschr,  Bd,  21. 
München  1869,  —  Hutton,  Sir  Thomas  More. 
London  1895,  —  Kautshy,  Thomas  More  und 
seine  Utepia,  Stuttgart  1888,  (Vom  marusii- 
schenStandpnnkte  aus  verfaesll,  Hackintosh, 
Life  of  Sir  Thomas  More  1830  und  1844.  — 
More,  The  life  ot  Sir  Thomas  Höre,  London 
1627.  (Deutsche  Ausgabe  von  Arnold  nnd 
Förster,  Leipz,  1781.  —  Oettinger,  Thomas 
Morus  und  sein  berilhmtes  Werk  Utopia.    Lpz. 

1846.  —  Eüper,  The  life  and  death  of  Sir 
Thomas  Mure,  London  1741.)  (Die  erste  latei- 
nische Ausgabe  war  etwa  15,t8  erschienen) ; 
dieses  Werk  ist  die  Eanptqnelle  für  die  Lebens- 
geschieht«  Morus'.  —  Rudhart.  Thomas  Homa, 
Nürnberg  1829.  2,  Aufl,  1856,  (Sehr  gründliche, 
quell enmässige  Darstellung  mit  reicher  Littera- 
torangahe),  Seebohm,  Oxford  Reformers,  Lon- 
don 2,  Aufl,  1869.  — Sigwart,  Art,  Moms  im 
StW,B.  Bd.  7,  1862,  -  Stapleton,  Tres 
Thomae,  neu  res  gestae  S.  Thomas  Apostnli,  S. 
Thomae  Archiepiscopi  Cantnariensis  et  Mart^s 
Mori  Angliae  quondam  Cancellaris.  Doüaei 
1688,  —  Thomas,  Thomas  Morus.    Augsburg 

1847,  -  Walter,  Thomas  Moms  et  Bon  epoqne. 
ö  ed,    Tonrs  1868, 

3,  Utopien-Litteratur.  —  Adler, 
Jdealstaaten  der  Renaissance,  (Uore-Rabelais- 
Campanella).  Annalen  des  Deutsch.  Reiches 
Jahrgang  32  Nr.  6.  München  1899,  —  Ders. 
Geschichte  des  Sozialismus  und  Eommnnisnns. 
I,  Teil.  S.  144fr.  -  Lina  Beger,  Thomas 
Morus  nnd  Plato,  Zeitschr.  f,  ges,  Staatsw, 
Tübingen  1879,  -  Dareste,  A,  C,  Thomas 
Moms  et  Campanella.  Paris  1843.  —  Dietzel, 
Beitrüge  zur  Geschichte  des  Sozialismus  nnd 
Kommunismus,  III,  Artikel:  Moms' Utopia  nnd 
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Campauell&s  SonneaBtaat.  YierteljaliisschriCt  für 
Staats-  und  Volkswirtschaft  BadiI  5.  Heft  4. 
Leipzigs  1897.  —  G eh r k e ,  Kommunistische 
Idealstaat«n.  Bremen  1878.  —  Gibbins, 
English  social  retormers,  London  1892.  — 
Qnendeville,  Idee  d'nue  repnbliqne  henrenae 
on  rUtopia  de  Tbonas  Monis.  Amsterdani 
1730.  -  Hallberg,  Trois  atopistes  anglais. 
Paris  1839.  —  Kaufmann,  Utopias  orSchemes 
of  social  improvement  from  Sir  Thumas  Jlorns 
to  Karl  Marx.  London  1879.  —  Kautsltj, 
Tbomaa  More  in  der  Geschichte  des  Sozialismns 
in  Einzeldarstell  äugen.  Stuttgart  1895.  — 
Kleinwftchter,DTeStaatsroniane.  Wien  1891, 

—  Hohl,  Die  Staatsromane,  in  der  Zeitschr.  für 
gres.  Staatsw.  Bd.  2.  1845.  —  Dera.,  Oescbichte 
nnd  Litteratnr  der  Staat« Wissenschaften  I.  Teil. 
Erl.  1885.  Kapitel :  Die  Staatsromane.  - 
BoBcher,  Zur  Geschichte  der  engl.  Volks wirt- 
Bcbaftalehre  im  16.  nnd  17.  Jahrhundert:  Ab- 
handlung der  kgl.  Bachs,  Ges.  der  Wiss.  III.  Sd. 
18Ö7.  —  ScbUraftia  poHtica,  Qeachicbt« 
der  Dichtangen  Tora  besten  Staate.  Leipzig 
1892  (Populäre  Darstellung  zahlreicher  Utopien). 

—  Stammler,  Utopien.  Deutsche  Rnndachau 
1892.  —  Vallat,  G.  Etnde  snr  la  vie  et  lea 
oeuTies  de  Thomas  More.  Paris  1887.  Ders., 
Thomas  More  et  sonoen  vre  inmtortelk.  Tonrs  1896. 

Karl  mehl. 


Xoser,  Friedrich  Karl,  Freiherr  von 

wnrde  als  erster  Sohn  J.  J.  Hosers  (9,  d.)  am 
la  XII.  1723  zu  Stuttgart  geboren,  erhielt  seine 
Jugendbildnne  im  Kloster  Bergen  (bei  Magde- 
burg), woranfer  1740  die  UniversitSt  Jena  be- 
zog. Nach  Vollendung  seiner  juristischen  Studien 
wnrde  er  theoretisch  nnd  praktisch  durch  seinen 
Vater  in  die  Staats  Wissenschaften  eingeführt, 
nabm  Teil  an  eeiuen  Beisen  und  schliesslich  als 
Lehrer  auch  an  dessen  „Staats-  und  Kauzlei- 
fthademie"  in  Hauan.  Ais  diese  infolge  Be- 
rufung Johann  Jakob  Mosers  als  Laadschnfts- 
consnlent  nach  Stntt^art  im  Jahre  17öl  einging, 
zog  der  sich  inzwischen  Terehelicht  habende 
F.  K.  V.  Muser  nach  Frankfurt  a.  M.,  wo  er 
seine  bereit«  früh  er  begonaeue  litte  rariacbe, 
nebt  politisch-kritische  Tbätigkeit  fortaetzte. 
Seine  praktische  Th&tigkeit  bestand  im  wesent- 
lichen in  der  rechtlichen  Vertretung  der  ver- 
witweten Landgräfin  von  Hessen -Homburg.  Seine 
Erfolge  in  letztgedachter  Beziehung  brachten 
ihm   die  Ernennung   zum    homburgischen   Ke- 

E'ernngsrat  nnd,  im  Jahre  1754,  zum  fürstlichen 
jgationsrat,  darauf,  nach  weiteren  diploma- 
tischen Erfolgen,  im  Jahre  1759  zum  Geheimen 
Legationsrate.  1763  nahm  v,  Moser  einen  Ruf 
als  casselischer  Geheimer  Rat  an,  wurde  1766 
Eeichshofrat  in  Wien,  bei  welcher  Gelegenheit 
ihn  Josef  II.  in  den  Freibermstand  erhob.  Er 
wurde  1(68  Administrator  der  kaiserlichen  Graf- 
schaft Palkenstein  in  der  Pfalz.  Auf  Ersuchen 
des  Landgrafen  von  Darm  Stadt  nnd  dessen 
Mütter,  der  Landgrafin-Witwe ,  trat  v.  Moser 
1773  als  Minister,  PrKsident  sämtlicher  Landea- 
Icollegien  und  Kanzler  wieder  in  dessen  Dienste. 
Hit  grosser  Energie  suchte  y.  Moser  die  in 
tiefen   Verfall  geratenen   finanziellen   Verhalt- 


nisse des  Landes  zu  ordnen  und  die  Verwaltnngs- 
missbräncho  auszurotten.  Er  zog  sich  durch 
dieses  Verfahren  zahlreiche  einflussreiche  Feinde 
zu,  welche  nach  dem  erfolgten  Tode  der  Lfind- 
gräfin  (1774)  es  verstanden,  allmählich  den 
Fürsten  gegen  ihn  zu  bearbeiten.  Nach  acht- 
jährigem Dienste  erbat  v.  Hoser  seine  Entr 
lassung,  welche  er  auch  1760  erhielt.  Allein 
die  Verfolgungen  nnd  VerdKchtigungen  gegen 
Moser  worden  auch  nach  seiner  Entlassung 
fortgesetzt  und  führten  in  langwierigen  Pro- 
zessen gegen  ihn,  sogar  znr  I*ndesverwei8ung.  » 
Die  JunstenfttkultÄt  zu  Frankfurt  a.  0.,  welcher 
die  V.  Mosersche  Sache  (His9brauch  der  Amts- 
gewalt) znr  Begutachtung  überwiesen  war, 
sprach  Qber  Moser  ein  Urt«il  von  sechs  Jahren 
Festnnggarrest  und  Schadenersatz  von  nngcAhr 
20000  Gnlden  ans.  Moser  hielt  sich  während 
dieser  Zeit  in  Mannheim  auf  and  siedelte  später, 
1790.  nach  Lndwigsburg  über,  wo  er  die  letzten 
Jahre  seines  Lebens  in  Bitterkeit  über  die  ihm 
widerfahrenen  Ungerechtigkeiten  und  Verdäch- 
tigungen verbrachte.  Vom  uenen  Landgrafen 
wnrde  ihm  allerdings  eine  teilweise  Behahili- 
tiemng,  Zurückgabe  aes  beschlagnahmten  Eigen- 
tums und  Uewäbriing  einer  Pension  von  3000 
Gulden  zu  teil.  Er  starb  nach  langwierigen 
Leiden,  jedoch  bis  an  sein  £nde  schriftstellerisch 
tbatig,  am  10.  IX.  1798. 

Der  Charakter  v.  Mosers  wird  als  energisch, 
heissbllltig,  aufrichtig  und  echt  gottesfürchcig^ 
jedoch  auch  nie  eigenmächtig,  ungerecht  nna 
gross aprecherisch  bezeichnet.  Heidenheimer 
^B.  n.)  sucht  augenscheinlich  das  Für  und  Wider 
im  liehen  des  so  verschiedenartig  beurteilten 
Mannes  gerecht  abznw^en  und  kommt  zu  dem 
Schlüsse :  „Mosers  Charakter  war  durch  Flecken 

Setrtlbt,  aber  mit  seinem  geistigen  Besitze  nnd 
er  Starke  seines  Wollens  wucherte  Moser  treu 
nnd  uncntmntigt  zum  Wohle  des  Vaterlandes, 
dessen  Bild  er  in  der  Glorie  der  Erhabenheit 
seinem  Volke  aufwies."  Die  geistige,  in  zahl- 
reichen Werken  vorliegende  Tbätigkeit  v.  Hosers 
ist  in  Staats  Wissenschaft  lieber  Beziehung 
durch  seine  eindringlichen  Mahnongeu  zur 
besseren  Ordnung  des  Staatslebens  be- 
deutend zu  nennen.  Seine  Schriften  bilden  eine 
Reihe  unablässiger  Bemühungen  um  das  Hecht 
nnd  den  Schutz  der  Unter t hauen  gegen- 
über des  Missbranches  der  Begiemngsgewalt 
nnd  um  die  Erxiclung  einer  unabhängigen 
Rechtspflege  und  einer  freienGedanken- 
äusscrung.  Sein  verbreitetstes  Werk,  das 
znr  Zeit  seines  Erscheinens  durch  den  Frei- 
mut der  Sprache  das  grüsste  Aufsehen  erregte, 
ist  Der  Herr  und  der  Diener",  in  welchem 
er  die  Pflichten  des  Beamten  klarlegt  und 

Eosse  sittliche  Forderungen  an  denselben  stellt, 
v.  Mohl  lobt  an  Moser  und  seinen  Schriften 
den  „freien  Blick  nnd  die  lebensvolle  Auffassung, 
welche  nicht  in  der  Masse  des  Stoffes  erstickt 
und  nicht  an  ihm  kleben  bleibt,  sondern  zur 
Uebersicht  und  zum  beherrschenden  Urteile  sich 
erhebt."  Von  grosser  Bedeutung  sind  die  „frag- 
mentariscben  Schriften"  v.  Mosers,  in  denen 
grelle  Streiflichter  nach  allen  Seiten  der  ge- 
sellschaftlichen Ordnnng  geworfen  werden,  na- 
mentlich aber  nach  deren  Spitzen  —  eine 
bis  dahin  unerhUrte  Dreistigkeit!  Bluntschli 
lobt  die  treffliche  Beobachtungsgabe  v.  Mosers 
und   den  Freimut  seiner  politischen  Schriften. 
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„Aber  merkwllrdigerweise  hat  ancli  dieser  (Ge- 
schichte de»  Alig.  Staatwechts  S.  407)  io  nmncher 
Hinsicht  recht  freie  Geist  keine  Spur  von  Ver- 
stilndnis  fär  die  Macht  der  modernen  Staats- 
ideeen,  welche  in  demselben  Jalirhnnderttinfiiigen 
die  Welt  zn  bewegen  ....  .4.us  dem  Gedanken- 
kreis des  fürstlichen  FatrimuiiiaUtaates  kommt 
er  nicht  heraas,  obwohl  er  die  Schwächen  und 
Mängel  desselben  deutlich  sieht  und  nachweist 
....  Er  ist  ganz  aufrichtig  der  Meinung,  dass 
das  Christentum  auch  die  Qaelle  der  Staats- 
kunst sei."  Roschet  nennt  t.  Moser  eine 
„mächtige  Gestalt,  dessen  rücksichtsloser  litte- 
rarischer Kampf  gegen  die  in  Deutschland  be- 
stehenden Hissbränche  formell  ebenso  sehr  an 
Schlözer  erinnert,  wie  seine  positiven  Ziele  an 
JustuG  MQser,  während  der  tief  innerste  Kern 
seines  Wesens  eher  mit  Kiopstock  verwandt  ist.-* 
Von  den  zahlreichen  Schriften  undÄh- 
handlung^en  des  Freiherm  J.  K  v.  Moser 
kommen  in  Staats  wissenschaftlicher  Hinsicht 
folgende,  chronologisch  aufgeführt,  in  Betracht: 
Versuch  einer  Staatagrammatik,  Frankfurt  a.  M. 
1749.  —  Von  deu  Europäischen  Hof-  u.  Staati- 
eprachen,  Frankfurt  a.  M,  1750  —  Der  Charakter 
«mes  Christen  und  ehrlichen  Mannes  am  Hofe, 
Frankfurt  a.  M.  17Ö1.  —  Commentarius  de  titulo 
Domini  moribns  aevi  accom..  Leipzig  17Ö1.  — 
Pragmatische  Geschichte  n.  £rtfiat«rnngen  der 
kaiserlichen  Reichs- Hofrats-Ordnnng.  Frankfurt 
u.  Leipzig  1761  o.  1752  2  Tle.  —  Kleine  Schriften 
zur  Erläuternng  des  Staats-  und  Völkerrecht?, 
wie  auch  des  Hof-  u.  Kanzlei- Ceremoniels, 
Frankfurt  a.  M.  1761—1766,  12  Tle.  —  Kleine 
Schriften  zur  EriSuter.  d.  Staat«-  nnd  VQlker- 
rechts,  12  Bde.,  Frankfurt  a.  M.  1751—65.  — 
Sammlung  der  neuesten  wicht.  Dednctionen  in 
deutschen  Staats-  u.  Rechtssaehen,  9  Bde., 
Frankfurt  a.  M.  1752—54.  —  Sammlung  der 
wicht.  Deduktionen  in  deutschen  Staats^  nnd 
Eechtasachen,  8  Bde.,  Ebersdorf  1752— fi4.  — 
Sammlung  von  Beichshofratsgntachten,  R  Tle., 
Frankfurt  a,  M.  1752—69.  —  Diplomatische 
nnd  historische  Belustigungen,  7  Tle,,  Frank- 
furt a.  M.  1753  -  64.  —  Deutsches  Hofrecht  in 
12  Büchern  entworfen,  2  Tle.,  Frankfurt  a.  M. 

1754.  —  Patriotische  Gedanken  von  der  Staats- 
freigeisterei,  Frankfurt  1755.  —  Wöchentliche 
FrankfuFtiache  Abhandlungen  mr  Erweiterung 
der  notwendigen ,  brauchbaren  u.  angenehmen 
Wissenschaften,  Frankfurt  1755,  26  Stücke.  — 
Kurzer  Begriff  der  fUrstl.  Hessen-Darmstädtischen 
Landesherrlichen  Hoheitsrechte  über  das  Teutsche 
Ordenshaus  und  Commeude  Schiffenberg  im  Ob. 
Fürstenthum  Hessen  gelegen.  Kehst  einem  in 
Kupfer  gestochenen  Plan  des  H.  Hess.  Darm- 
städ  lachen    Oberamta    Giessen   etc.,    Dannstadt 

1755.  —  Von  dem  Recht  eines  Souverains  und 
freien  Staats  den  andern  w^en  seiner  Hand- 
langen zu  Rede  zu  at«Uen,  17u8  (völkerrechtlich 
und  diplomatisch).  —  Der  Herr  und  der 
Diener,  geschildert  mit  patriotischer  Freiheit, 
Frankfurt  1759;  Franzlisisch  Übersetzt:  Le 
Maitre  et  le  Servitenr  ou  lea  devoirs  reciproques 
d'un  Souverain  et  de  son  Ministre,  par  M.  de 
Champignj,  Hamburg  1761 ;  Russisch  imtcr  dem 
Titel:  Gosudai  i  Ministrü,  von  dem  Artillerie- 
Kapitän  Jak.  Kozelakj,  Petersburg  1766.  — 
Beherzigungen,  Frankfurt  1761  und  1763.  — 
Der  Hof;  in  (öO)  Fabeln,  Frankfurt  1761.  Mit 
*iDer  Anzahl  neuer  Fabeln  vermehrt  (nun  im 


ganzen  72)  erschien  diese  Schrift  zum  zweiten 
Male  in  Mannheim  1786  unter  dem  Titel: 
„Fabeln".  —  Gesammelte  moralische  nnd  poli- 
tische Schriften,  Frankfurt  1763  n,  1764,  2  Teile. 
Im  ersten  Bande  [welcher  das  Bildnis  v. 
Mosers  enthält)  dieser  gesammelten  Schriften 
ist  folgendes  enthalten :  Ij  Der  Charakter  eines 
Christen  und  ehrlichen  Mannes  am  Hofefl7Öl|; 

2)  Grundsätze  der  Chicane,  zum  Gebrauche  der 
Anfänger  in  Staatssachen  (1753),   sehr  bitter; 

3)  Plan  zur  Errichtnug  eines  Schul  den  archivs 
(1753);  4)  Patriotische  (ledanken  von  der  Staats- 
freigeisterei  (1765J;  5)  Das  Gedächtnis  (1765): 
6)  Lissabon  (1765) ;  7)  Empfindungen  der  Ewig- 
keit (1755);  8)  Das  Publikum  (1755);  9)  Von 
Anwendung  des  Vermügens  (1755);  10)  Trost- 
schreiben über  den  Tod  der  Freunde  (1754); 
11)  Der  Christ  hüber  als  der  ehrliche  Mann 
(1755);  12)  Von  der  Zeit  worein  man  kommt 
(1755);  13)  Der  Christ  der  beste  Unterthan 
(1755);  14)  Von  der  Ehrerbietung  gegen  grosse 
Herren  (1756);  15)  Von  den  Grenzen  der  Un- 
parteilichkeit und  Gleichgiltigkeit  in  Religions- 
Bachen  [1761) ;  16)  Vorschlag  eines  Patriotensaala ; 
17)  Ynkle  und  Yariko  (1762);  18)  Treuherziges 
Schreiben  eines  Laienbruders  an  deu  Magum  in 
Norden  (1762).  —  Der  zweite  Teil  enthält:  1) 
Betrachtungen   über   die  Aufrichtigkeit   (1769); 

2)  Brunnen-Gespräch  zwischen  zwei  Staats- 
männern   vom    Dank    grosser    Herren    (1762); 

3)  üeber  das  Podagra  (1762);  4)  Die  schöneu 
Wissenschaften  und  KOnate  im  Bunde  nnd 
Glänze  der  Religion  (1764).  —  Beitrag  zu  dem 
StaatsvQlkerrecbt ,  4  Bde.,  Frankfurt  a.  M. 
1763-72.  —  Gesammelte  polit.  n.  moralische 
Schriften,  2  Bde.,  Frankfurt  a.  M.  1763,  64.  — 
lieber  Regenten,  Räthe  und  Renerung.  Schutt 
zur  Wegebeaaer.  künft.  Jahrb.,  Frankfurt  a.  M. 
1764.  —  Von  dem  deutschen  Nation  algeist. 
Frankfurt  1765.  —  SenjahtB wünsche  an  den 
Reichstag  zu  Regenahurg,  Frankfurt  1765.  — 
ReUquien,  Frankfurt  1766  n.  1767,  2  Teile.  — 
Antwort  auf  des  H^rm  Inspector  Ortmanns 
Sendschreiben  an  den  Verfasser  der  Beliqaien, 
1766.  —  Was  ist:  gut  Kayserlich,  und:  nicht 
gut  Kaiserlich?  Frankfurt  1766.  —  Patriotische 
Briefe ,  Frankfurt  1767.  —  Verordnung  wegen 
Fejrung  der  Sonn-  und  Festtage  in  der  Kayaerl, 
Reichsgratsohaft  Faickenstein  1770.  4.  —  Ver- 
ordnung wegen  des  Land-  und  Gassenbettelns. 
ingleichen  der  Austheilung  von  Almosen  in  der 
Grafschaft  Faickenstein,  1770.  4.  —  Katharina  II. 
Kaiserin  von  Rusaland,  ein  Gemälde  ohne 
Schatten ;  im  deutschen  Museum  1776,  Hai, 
S.  383ff.  —  Necker,  in  Briefen  an  Herni  laeiin 
in  Basel,  o.  0.  1782.  —  Dr.   Luthers  Fürsten- 


furt  1783.  -~  Doktor  Leidemit:  Fragmente  von 
seiner  Reise  durch  die  Welt,  seinen  Qedanken, 
Wünschen  und  Erfahrungen,  Frankfurt  1873. 
—  Patriotisches  Archiv  für  Deutschland,  Frank- 
furt und  Leipzig  1784-1786,  7  Bde.;  dann 
Mannheim  und  Leipzig  1787-1790,  fi  Bde.,  zu- 
sammen 12  Bde.  —  Ueber  den  Diensthandel  der 
deutflehen  Fürsten,  Mannheim  1786.  —  Ueber 
die  Regierung  der  geistlichen  Staaten  in  Teutsch- 
land, Frankfurt  u.  Leipzig  1787.  —  Ueber  die 
Volksmenge  und  Auswanderung  in  Sachsen;  im 
Journal  von  und  fOr  Deutschland,  1787,  3  Stück, 
S.  288  n.  6.  Stück,  S,  592.  —  Neue  Fabeln  (54), 
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Hannheiin  1189.  —  Betrachtangen  über  alle 
Theile  der  landesfitrstltchen  a.  obrigkeitlichen 
Stenerregulierungen ,  Wien  1789.  —  Senea 
patriotischeB  Arcniv  fttr  Dentschland,  Hannbeini 
n.  Leipzig  1792  n.  1794,  2  Bde.  —  Kleine 
Schriften  des  Kanzlers  Ahasverus  Fritsch;  mit 
einer  Biographie  desselben  von  Fr.  C.  v.  Moser. 
Ein  Leaebnch  für  Regenten  und  Geschäfts- 
männer  von  W.  Spiller,  Coburg  1792.  —  Mannich- 
faltigkeiten,  2  Theile,  Zürich  1796.  —  Politische 
Wahrheiten,  2  Bdch.,  Zürich  1796,  —  Ueber  die 
oberste  Gewalt  im  Staate.  Mit  Anmerkg.  eines 
Unpartheii  sehen,  Heissen  1809. 


Vgl.  Hber  Friedrich  Karl  von  Moser; 
Alle  Quellen  Über  J.  J.  Moser  (s.  d,|  ent- 
halten mehr  oder  wenige  Nachweise  auch  ütter 
F.  K.T.Moser.  —  Autobiographie  in  seinen: 
tiedanken  und  Erfahrungen  eines  alten  FUrsten- 
dieners  1791  n.  1792,  Mannheim  1794.  —  Her- 
mann T.  Buaehe  {Baumstark),  Friedrich  Karl 
V.  Moser  aus  seinen  Schriften,  sein  Geist  an  das 
19.  Jahrh.,  Stuttgart  1846.  —  Pütter,  SellMt- 
biographie,  Güttingen  1798,  I,  c.  II,  S.  146  ff.  — 
Derselbe,  Litteratur  des  deutschen  Staats- 
rechts II,  S.  145.  —  Blnntschli,  Geschichte 
des  allgemeinen  Staatsrechts  nnd  der  Politik, 
8.  Anfl.,  München  1807,  S.  4W  iVA.  -  Weid- 
lich, Biographische  Nachrichten  von  jetzt 
lebenden  Rechtagelehrten,  II,  S.  37—43.  Nach- 
träge S.  199ff.  Fortgesetzte  Nachricht«n  S. 
176-177.  —  J.  Bosenstein,  Friedrich  Kar! 
von  Moser.  Preussische  Jahrb.  SV  (1865),  S.  229 
n.  476.  —  Mensel,  Das  gelehrte  Teutschland, 
6.  Anag.,  Lemgo  17rf7,  V,  \  292—296.  —  Der- 
selbe, Lexikon  der  Ton  17ÖÜ  bis  1800  ver- 
storbenen deutschen  Schriftsteller  IX,  S.  287-293. 

—  V.  Kaltenborn,  D.  Staats-W.  y.  Blnnlscbli- 
Brater  VU,  S.  18-53.  —  Joh.  Ang.  Eeuss, 
Ueber  die  Becbt«sache  des  Freiherm  von  Moser 
nnd  des  Landgrafen  zu  Hessen  -  Darmstadt 
Durchlaocht;  Stuttgart  1788.  —  Strieder, 
Grundlage  einer  hessischen  Qelebrtengeschicbte 
IX,  S.  218-2:«,  XI,  S.  366,  XII,  S.  363.  — 
B.  T.  Mob],  Geschichte  nnd  Litteratur  der 
Staats  wissen  Schäften  II,  Erlangen  1856,  S. 
401—424.  —  Baur,  Hiat-hiogr.-litt.  Hand- 
würterbnch  UI,  Ulm  1808,  S,  796.  —  Bieder- 
mann, Deutschland  im  18.  Jahrb.,  1.  Aufl.,  I, 
Leipzig  1864,  S.  24,  28,  31,  35,  65ff.,  83,  92, 
100,  lOTi,  320;  H,  ebenda  1858,  S.  22,  42,  83, 
102;  in,  ebenda  1867,  S.  291.  —  Heideu- 
heimer  in  der  Deutschen  Biographie,  Bd.  22, 
S.  764-783.  -  Walther  ,  Die  „grosse  Land- 
grX&n"  (Karoline  von  Hessen),  Darmstadt  1873. 

-  Derselbe,  Dannst&dter  Zeitung  1869, 
a  1380ff.i  „Landgraf  Ludwig  IX.  nnd  sein 
Minister  Y.  0.  v.  Moser".  —  J.  Grossmann, 
F.  K.  V.  Moser.  Ein  deutscher  Publizist  und 
Patriot  im  Zeitalter  der  französischen  Revolution ; 
in  der  Zeitschrift  für  deutsche  Kulturgeschichte, 
Neue  Folge  IV,  1876,  S.  300fE.  -  Schlosser, 
Geschichte  des  18.  Jahrh.  (5.  Aufl.),  Bd.  H, 
S.  62:i,  532-535,  553,  569;  Bd.  IV,  S.  256ff.  — 
K.  Fr.  Ledderhose,  Aus  dem  Leben  und  den 
Schriften  des  Ministers  Frh.  K.  F.  v.  Moser, 
1871.  —  Wagener,  Staats-  und  Gese lisch atts- 
leäkon,  Bd.  XIII,  S.  688-690.  -  Röscher, 
Gesch.  d.Kat.,  S.  243,  529-532.  —  Salomon, 

Hindwdrtetbncb 


Geschichte  d.  Zeitnngswesens,  Bd.  1,  Oldenburg 
n.  Leipzig  1900,  S.  232-234. 

Schmidt 


Moser,  Johann  Jakob. 

berühmter  Staatarechtslehrer ,  Kameralist  and 
geistlicher  Dichter,  ward  geboren  am  18. 1.  17Ü1 
zu  Stuttgart.  Von  dem  der  Familie  zukommen- 
den Adelsprttdikat  „von  Filseck  nnd  Weilerberg" 
hatten  die  letzten  Generationen  keinen  Gebrauch 


Tübingen.  Schon  auf  der  Schule  durcharbeitete 
er  ganze  Bibliotheken ,  übersetzte  lateinische 
Ktaaaiker,  trieb  Heraldik  und  Genealogie  und 
verfasBte  ein  ^württembergisches  Antiquitäten- 
und  Medaillen kabinett",  gab  auch  schon  als 
ISjBhriger  Stndent  des  Staatsrechts  eine  „Tü- 
binger Gelebrtengeschichte"  herans  und  setzte 
sich  in  Briefwe^sel  mit  Staatsmännern  und 
Gelehrten  in  ganz  Deutschland.  Bereits  in 
seinem  19.  Jahre  wurde  Moser  znin  ansser- 
ordentlichen  Professor  der  Rechte  mit  dem 
Bange  eines  Regie mngsrates  ernannt.  Bei  der 
Besoldungslosigkeit  dieser  Stellung  begab  sich 
der  unbemittell«  Moser  1721  aufi  Geratewohl 
nach  Wien,  führte  sich  durch  eine  Denkschrift 
Über  „die  Recht«  des  Reiches  auf  Toskana"  bei 
Hofe  ein,  Teischlosa  sieb  aber  eine  voraussicht- 
lich glänzende  Karriere  durch  seine  beharrliebe 
Weigerung,  znm  katholischen  Glauben  überzu- 
treten. i~i22  reiste  Moser  nach  Stuttgart  zurück, 
heiratete  und  wendete  sich  lediglich  der  Schrift- 
stellerei  zu.  Unter  seinen  Arbeiten  befanden 
sich  auch  Vorschläge  zur  Verbessemng  der 
Reicbsjnstiz ,  die  er  nach  einer  abermaligen 
Reise  nach  Wien  persönlich  vertrat  und  wo- 
durch er  sich  dortselbst  eine  gut  dotierte  Stellung 
als  Consulent  in  Reichsangelegen beiten  erwarb. 
Trotz  der  ihm  in  Wien  zu  teil  werdenden  aasger- 
ordentlichen  Inanspruchnahme  entschtoss  Hoser 
sich  doch  im  Jahre  1726,  wieder  nach  Stuttgart 
zurückzukehren,  als  ihm  dortselbst  die  Stellung 
eines  wirklichen  Begiernngarotes  mit  Sitz  und 
Stimme  angeboten  wurde.  Inmitten  des  da- 
maligen charakterlosen  nnd  wüsten  Treibena 
am  württembergischeu  Hofe  (Herzog  Ebertiard 
Ludwig  mit  seiner  berüchtigten  Maitrease 
I  Grävenitz]  wurde  der  aufrichtige,  nnbeogsame, 
I  furchtlose  und  religiös  gesinnte  Moser  der  ein- 
flussreicbe  Mittelpunkt  einer  Partei,  die  auf 
innerliche  Umkehr,  auf  wahre  Religiosität  und 
geistige  Wiedergeburt  dran^.  Er  zog  es  vor, 
seine  staatshebördliche  Thätigkeit  niederzulegen 
nnd  1729  eine  Professur  der  Rechte  in  Tübingen 
zu  übernehmen.  Hier  las  er  über  das  denteche 
Staatsrecht  und  das  europäische  Völkerrecht 
nnd  bearbeitete  für  beide  Fächer  kurzgefasste 
Lehrbücher  (s.  n.),  die  schnell  mehrere  Auflagen 
erlebten.  Der  Neid  seiner  akademischen  Kollegen 
Über  das  hoch  steigende  wissenschaftliche  An- 
sehen Mosers  offenbarte  sich  in  Verdächtigungen 
nnd  Iniriguen,  welche  anf  Betreiben  der  GräTe- 
uitz  langweilige  Censuren  seiner  Schriften  ver- 
anlassten und  ihm  soviel  Aergemis  bereiteten, 
dass  er  seine  Württemberg] sehen  Dienste  auf- 
gab.  Nach  dem  Regierungsantritte  des  Herzogs 
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Karl  Alei&nder  trat  Hoier  jedoch  1734  wieder 

aia  Hitglied  der  Berienmg  in  Stattgart  ein, 
aber  1736  ging  er  äe  preußischer  Geheimrat, 
Direktor  der   UniveraitSt  und  OrdinariDB   der 

Jnristenfakiiltät  nach  Frankfurt  a.  0.,  wo  er 
bereit«  1739  nach  vielen  Reibereien  mit  seinen 
filteren  Kollegen,  deren  Schlendrian  er  offen 
aufdeckte,  und  nachdem  er  wegen  Ablehnung 
einer  seinen  wissenschaftlichen  Stolz  verletzen- 
den ZnmutUDg,  einen  perBCulicben  Streit  mit 
dem  1737  dort  anwesenden  EOnig  Friedrich 
Wilhelm  I.  gcliabt,  auch  ohne  vorherige  Ge- 
nehmigong  am  7.  II.  1739  eine  öffentliche  Dis- 
pntation :  „De  jnre  et  modo  Bn<^cedendi  in  regna 
Enropae,  speciatim  in  regnnm  Bohemiae*'  ab- 
gehalten hatte,  seinen  eroetenen  Abschied  in 
Gnaden  erhielt.  Moser  zog  sich  nun,  geennd- 
heitlich  sehr  angegriffen,  in  die  Stille  des  Privat- 
lebens nach  Ebersdorf  im  Vogtlande  zurück. 
Hier  arbeitete  er  sein  grosses  denteches  Staats- 
recht aus.  wnrde  1748  zum  H essen -Humhnrgi- 
Bchen  Geneimen  Rat  ernannt,  errichtet«  1749, 
als  man  seine  Reform  vorschlage  nicht  zur  Gel- 
tung bringen  wollte,  eiue  Sbiats-  uod  Kanzlei- 


consnlent  folgend.  Infolge  seiner  freimütigen 
Verteidigung  der  landständischea  Rechte  gegen- 
über dem  gewaltthätigen  und  berrschBüctitigen 
Herzog  Karl  Aleiander  wurde  Moser  auf  Be- 
treiben des  Ministers  Grafen  von  Moutmartin, 
-weil  er  respekt  widrige  nnd  ehrenrührige 
Schriften  der  Landschaft  concipiert  habe", 
ohne  TerhOr  1756  anf  die  Festung  Hohentwiel 
verwiesen.  Dort  hat  der  unglückliche  Mann 
6'/t  Jahre  lang  in  strengster  Einzelhaft  sich 
befunden,  ohne  dess  auch  nur  ein  Anfang  mit 
der  Untersuchung  feiner  Angelegenheit  gemacht 
wnrde.  Nach  vielfachen  Bemühungen  vou  Re- 
gierungen ,  höchsten  Behörden  und  einflnss- 
leicben  Personen  befreite  1764  ein  kaiserliches 
Reskript  den  63jährigen  Greis  ans  seinem 
Kerker,  nachdem  bereits  während  der  Haftzeit 
ihm  seine  Frau  ans  Gram  gestorben  war.  Moser 
war  auch  nach  seiner  Freiheitserlangung  als 
wiederbestallter  Landschaftsconsulent  bemUht, 
zwischen  Regierung  und  den  Ständen  ohne 
Easfl  und  RachegetUhl  zu  vermitteln,  konnte 
jedoch  zu  einem  harmonischen  Zusammenarbeiten 
mit  den  AnsschusBmitgliedem  der  Landesver- 
sammlung nicht  mehr  gelangen  und  zog  sieb, 
nachdem  er  in  einem  .Promemoria  an  die  lübliche 
ailg,  Landes  Versammlung"  vom  17.  März  1770 
(nach  Adam  [s.  u.]  „strotzend  von  Grobheiten. 
von  Beleidigungen  und  von  allgemeinen  und 
mindestens  nnerwiesenen  Beschuldigungen") 
Keinem  Herzen  Luft  gemacht  hatte,  nachdem 
er  aber  noch  erlebt  hatte,  dass  seine  staats- 
rechtlichen Ansiebten  nach  der  erfolgten  Ent- 
lassung des  Ministers  Montmariin  zur  oraktischen 
Geltung  gelangten,  1771  ins  Privatleben  zurück. 
Er  starb  am  30.  IX.  1785, 

Johann  Jakob  Moser  war  ein  Mann,  dessen 
Thätigkeit  ebenso  ausserordentlich  war  als  seine 
ttnsseren  Schicksale  vielgestaltig.  Seine  Werke 
betragen  gegen  .500  Bände.  Er  selbst  führt  in 
seiner  Lebensbeschreibung  (s.  u.)  über  300  Werke 
auf.  In  staatswiasenscbattlicher  Be- 
tiehung  liegt  sein  Verdienst  in  dem  (Imstande, 
dass  er  der  eigentliche  Begründer  des 
deutschen  Staatsrechts  war.    Von  seinen 


zahlreichen  Biographen  würdigt  sein  Urenkel 
R.  V.  Mohl  am  eingehendst«n  die  wissen- 
schaftliche BedeutangHosers(Bd.n,S.400ff., 
I.  c.,  ö.  Litt.l,  er  nennt  ihn  „nicht  bloss  den  Vater 
des  deutschen  Staatsrechts,  den  Gründer  des  posi- 
tiven Vülkerreehts ,  den  fruchtbarsten  Schrift- 
steller seiner  und  vielleicht  Jeder  Zeit,  sondern 
er  war  auch  der  nnbengsame  Hirtyrer  für  die 
Verfassung  seines  Vaterlandes ,  der  abgesagte 
nnd  tapfere  Feind  jeder  Schlechtigkeit,  3er 
wahrhaft  Edle,  der  ^Gerechte"  im  Sinne  dea 
Bürgers,  des  Recbtsgelehrten  und  des  Christen". 
BluQtschli  fällt  ein  gleiches  Urteil,  bemerkt 
aber  S.  403),  dass  Moser  in  einer  Geschichte 
der  allgemeinen  Staatslehren  keinen 
merklichen  Platz  einnehme.  Röscher  legt 
auch  die  Hauptbedeutung  Mosers  anf  seine 
praktischen  Werke  über  Staats-  und  Völker- 
recht und  bemerkt  (Gesch.  der  Nat.  S.  44g), 
dass  seine  volkswirtschaftlichen  Specialschriften 
neben  Beispielen  auch  viele  Grnndsfitze  der 
damaligen  Zeitanschanung  enthalten.  Her- 
mann Schulze  (S.  381)  sagt  über  Moser: 
„Kein  Publizist  de»  Reiches  hat  uns  ein  so 
zuverlfissiges  urkundliches  Materia!  hinterlassen, 
keiner  so  wenige  Trugschlüsse  gezogen,  keiner 
einen  so  gesunden  praktischen  Sinn  bewährt, 
als  Moger.  Noch  heute  zum  Teil  sind  seine 
Werke  eine  nnerachSpfliche  Fundgrube  für  die 
Staat  sgeschiChte  des  vorigen  Jahrhunderts." 
Heffter  (s.  Litt.)  rechnet  Moser  der  Fraktion  der 
reinen  Positivisten  zu,  den  Männern  der  Ge- 
schichte und  Praxis.    Getfcken  bemerkt,  dass 


der  Aufätelinng  solcher  Grundsätze  zeigte.  Die 
lilterargeschichüiche  Bedeutung  Mosers  ist  vou 
H.  Hettner,  seine  Würdigung  als  Politiker 
und  auch  als  Mensch  ist  in  vorzüglich  klarer 
Weise  von  Adam  (s.  Litt.)  durchgeführt. 

Von  den  Schriften  und  Abhandlun^n  Mosers 
kommen  in  staatswissenschaftlicher  nnd 
volkswirtscbaftlicherBeziehuug  folgende, 
chronologisch  in  ihren  Urtitelu  auf  ge- 
führt, in  Betracht:  a)  selbständige  Werke: 
Anmerkungen  über  J.  P.  von  Luäewigs  Ein- 
leitung zu  dem  Teutschen  HUnzwesen  mittlerer 
Zeiten,  Nürnberg  1722,  auch  mit  H.vonLudewigs 
Schrifft.  Ulm  iföä.  -  Vermischte  die  Würtem- 
bergisebe  Staatsrechte,  auch  civil- Kirche ngelehrte 
und  natürliche  Historie  betreffendeObservationea, 
Diplomaia  nnd  anderer  Piecen,  I,  Theil,  Stutt- 
gart 1724,  —  Reiehs-Faraa,  oder  das  merk- 
würdigste vom  Reichsconvent,  Eayserlicben  Hof 
und  Ständen  des  Reichs,  mit  historischen  Er- 
läuterungen, 23  Teile.  (Ohne  Namen.)  Frank- 
furt und  Nürnberg  1727—1736,  23  Bde.  —  I>ie 
gerettete  völlige  SonverainetiderSchweizerischen 
EjdgenoRsenschalft,  Tübingen  1731.  —  Grund- 
riss  der  heutigen  Staats verfassnng  von  Teutsch- 
land, Tübingen  1731,  und  später  ebenda,  resp. 
zu  Jena  17:^0,  1738,  1740,  1742,  1745,  I74Ö. 
1754.  —  Praecognita  juris  pubüci  Germanici 
generalissima ,  oder  Tr.  von  der  Lehre  der 
heutigen  Staatsverfassung  von  Teutachland  Über- 
haupt, Nürnberg  1732.  —  Anfangsgrflude  der 
Wissenschaft  von  der  gegenwärtigen  Staiits- 
verfassung  von  Europa,  und  den  unter  denen 
EnropäiscneD  Potenzieu  üblichen  VOlker-  oder 
allgemeinen  Staatsrecht,  I.  Theil,  Tübingen  I73ä 
—  Reicbs-Sifitlisches  Handbuch,  2  Teile,   Tu 
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hingen  1732,  33.  2  Bde.  —  Nachlese  nnge- 
drackter,  oder  doch  rarer,  StaAts-Bedencken, 
UrkondeD  und  Nachrichten,  3  Teile,  Frankfurt 
1733,  34.  —  Vermischte  Schrifften  über  mancher- 
ley  dfiB  Tentache  Staatsrecht  betreffende  Materien. 
2  Teile,  NUmberg  1733  - 1736.  -  Auseriesene 
neneste  Staats-Acta  von  Tentschland,  mit  Er- 
ISQlerangen  und  Ansierknngen,  2  Teile  [iihce 
Namen),  Berlin  17.36.  —  Teutaehee  Staatsrecht. 
öO  TeUe  nnd  2  Teile  Zusätze.  (Nürnberg, 
nnd  später  an  verschiedenen  Orten).  1737— 
1753,  26  Bünde,  nebet  einem  Haaptregister. 
„Vile  Theile  seynd  wieder  aufgelegt  worden."  — 
Frogr.  TOD  dem  Bmder  Titnl  unter  grossen 
Herrn,  besonders  denen  gecrCnten  Häuptern, 
Franckfnrt  a.  0.  1737.  —  Disa.  juris  feudalia 
Saionici,  von  dem  Gedinge,  Franckfnrt  a.  0. 

1737.  —  Probe  einer  sowohl  chronol(^isch-  als 
systematiBchen  Staalahistorie  Teutschlands  unter 
der  Regierung  Kayser  Josephs,  Züllichau  1738. 

—  Entwnrff  eines  Staatsrechts  der  geistlichen 
ChurfUrsten  deshei!. Rfim. Reichs,  Franckfnrt  a/0. 

1738.  —  Leiticon  der  jeetl  eben  den  Recht« - 
Gelehrten  in  (nnd  nm)  Tentschland,  mit  einer 
Vorrede  von  nUzlichen  und  branchbareu  Rechts- 
gelehrteu,  ZUUichaa  173H,  vermehrt,  ibid.  1739. 

—  Dias,  de  jure  et  modo  succedendi  in  Eegna 
Eoropae,  speciatim  in  Regnum  Buhemiae,  Franck- 
fnrt aO.  1739,  vennehrt,  Jena  1741.  —  Mose- 
riana,  2  Theile,  Frankfurt  a/0.  nnd  Eberedorff 
173i).  —  Allgemeine  Einleitung  in  die  Lehre 
des  besonderen  Staatsrechts  aller  eiozelen  St&nde 
des  heil.  Rfim.  Reichs,  KbersdorfE  1739-1747 
(32  Teile).  —  Nachrichten  von  dem  unter 
Händen  hahenden  besonderen  Staatsrecht  aller 
einselnen  Reichsstände  des  beil.  RCm.  Reichs, 
EbersdorS  1739.  —  Schrißtmässige  Oedancken 
von  der  Verbindnng  der  Wettweiaheit,  iKsonders 
der  Wol&schen,  mit  der  Theologie,  Saalfeld  1743. 
Als  „zweite  revidierte  Ausgabe"  unter  dem 
Titel :  „Die  Sittlichkeit  in  der  Ehe",  erschienen 
Leipzig  löSy,  —  Staatshistorie  Teutschlands 
nnter  der  Regierun(f  Kayser  Carls  VII.,  2  Teile, 
Jena  1743,  44,  2  Bde.  —  Grundsätze  der  Reichs- 
Hof  rats-Praxis,  Franckfnrt  1743.  —  Diplomati- 
sches Archiv  des  IB.  Jahrh.,  1.  Tei),  Frankfurt 
1743.  —  Entwurfi  einiger  Anstalten  znm  Dienst 
jnnger  Standes-I'ersonen,  so  sich  denen  Staats- 
Sai£en  widmen  wollen,  Eberadorff  1745.  —  Bei- 
trag zu  dem  neuesten  Staatsrecht  nnd  Staats- 
historie  Teutschlands,  mit  gelehrten  Neuigkeiten 
von  Staatäsachen,  I.  Teil,  Eberadorff  1746.  — 
Entwnrff  einer  Staats-  und  Canzley-Academie, 
Hanan  1746.  —  Nähere  Anzeige  der  Teatschen 
Staats-Sachen,  so  bey  diser  Academie  abgehandelt 
werden,  Hanau  1749.  —  Desgleichen  derer  Enro- 
pAiechen  Staats-Sachen,  Hanau  I74<J.  —  Des- 
gleichen derer  Canzley-Sachen,  Hanau  1749.  — 
Wiederhohlte  Nachricht  von  eiuer  Staat.>(-  und 


1700.  -  EinleitangzudenenCanzley-GeBchäftten, 
Hanan  1750.  —  Einleitung  zu  denen  neuesten 
Tentscben  Staats-Angelegeu  heilen,  Hanau  1750. 
—  Sendschreiben  von  dem  gegenwärtigen  Zu- 
stand dieser  Staats-  nnd  Canzley- Academie, 
Hanan  1750,  auch  sonsten  hin  nnd  wieder.  — 


Vermischte  Abhandlungen  ans  dem  Enropäischen 

Vßicker-Recht,  wie  auch  von  Tentschen  und 
anderen  Europäischen  Staats-  desgleichen  von 
Canzley-Sachen,  3  Stücke,  Hanau  17öO.  — 
Tentsches  Staats-Arcbiv,  1751—1766,  jährlich 
12  Teile.  1757.  6  Teile,  Hanau  u.  Franckfnrt 
1751—1757,  13  Bde.  -  Qrnnda&ze  des  jezt 
üblichen  Enropäischen  Vfilcker-Rechts  in  Kriegs- 
Zeiten  mit  einem  Anhang,  was  in  Ansehung 
des  ParthiegehensVülcker-Rechtens  ist,  Ttibingen 
1752.  —  Kürzere  Einleitung  in  das  Teiitsche 
Staatsrecht,  Tübingen  1753.  —  Einige  Grund- 
säze  einer  vernüniTCigen  Begierungs-Eunst.  (Ohne 
Namen.)  Stuttgart  1753.  —  Nachricht  von  einer 
freywiUigen  Fenercassa  für  das  Herzogthum 
Würtemberg.    (Ohne  Namen.]    Stuttgart  1754. 

—  Pro  memoria  und  Entwnrff  einer  gemein- 
schafftlichen  Fener-Cassa  der  Reichsst&tte  in 
Schwaben.  jOhne  Namen.)  Stuttgart  1754.  Ein- 
leitung in  die  Staats-Historie  Tentschlands  unter 
der  Regiernng  Kayser  Franzens ,  Franckfnrt 
1755.  —  Herzoglich-Würtem bergische  Ordnung 
fUr  die  allgemeine  treywillige  Witt  wen  una 
Wnysencassa,  Stuttgart  1766.  —  Ordnnng  für 
diejenige,  welche  sich  in  die  in  den  Herzog- 
thume  Würtemberg  gemachte  allgemeine  frey- 
willige Brand  -  Versicnemnga  -  Oesellsdiafft  be- 
geben wollen,  Stuttgart  Imß.  —  Schwäbische 
Nachrichten  von  Oeconomie-,  Cameral-,  Policey-, 
Handlungg-,  Mannfactnr-,  Mechanischen  a.  Berg- 
werekssHchen,  lü  Stücke  (ohne  Namen),  Stutt- 
gart 1756,  57.  —  Nebenstunden  von  Tentscben 
Staats-Sftchen,  6  Stücke,  Ulm  1767/58.  -  Biblio- 
thec  von  Sconomischen ,  Cameral-,  Policey-, 
Nahmngs-,  Manufactur-,  Mechanischen  und  Berg- 
wercks-Cjesezen,  Schrifften  und  kleinen  Abhand- 
lungen, Olm  1758.  (Volkswirtschaftliche  Sta- 
tistik der  einzelnen  deutschen  Länder  enthaltend.) 

—  Gnindsätze  des  jetzt  üblichen  europäischen 
Völkerrechts  in  Friedenazeiten,  Frankfurt  a.  M. 
1763;  2.  .4ufl.,  Nürnberg  1777.  —  J.  A.  Frey- 
herms  von  Ickstatt  Rettung  der  Landes-Uoheit, 
gegen  deuMissbranchderCapItnlationen,  Laodes- 
vertrfige  und  Äeversalien.  Ins  Teutsche  über- 
sezt,  und  mit  Anmercknngen  versehen  (ohne 
Namen),  Frankfurt  1765.  —  Grundsäze  des  Be- 
Btenernngsrecbts  derer  Tentscben  Beicbsstänaa 
(ohne  Namen),  1765.  —  Abhandlung  von  Recess- 
widrieen,  oder  doch  unbewilligten  band-Steuren, 
derselben  gewaltsamen  Beytreibung  nnd  schul- 
digen Wieder-Eraezung  (ohne  Namen).  1765.  — 
P.  von  Ickstatts  Grundsftze  von  dem  Majestit«- 
Recht  der  obristen  Herrsch  äfft  nnd  dessen 
Folgen ;  mit  Anmerkungen  darüber  (ohne  Namen), 
17^.  -  Abhandlung  von  der  Teutschen  Land- 
Stände  Conventen  ohne  Landesherrliche  Be- 
williurnng,  1765.  —  Abhandlung  von  Näthigung 
derer  Unterthanen  zu  regulairen  Kriegsdiensten, 
1765.  —  Sammlung  einiger  neuen  Abhandinngen 
voD  Tentscben  Staatsachen,  1.  n.  2.  Abhandlang, 
1765.  —  Von  Teutschland  nnd  dessen  Staats- 
verfassung überhaupt,  Stuttgart  1766.  —  Neues 
deutsches  Staatsrecht,  2U  Bde.  und  Register, 
Stattgart  und  an  anderen  Orten  von  1766—1775. 

—  Gedancken  über  das  nenerfnndene  vemünfftige 
Staatsrecht  des  Teutschen  Reichs  [ohne  Namen), 
Frankfurt  1767,  ^  Von  denen  Keichsständeu, 
der  Reichs-Ritterschafft,  auch  anderen  unmittel- 
baren Reicha-Glidem,  Frankfurt  1767.  —  Von 
denenTeutachenReichs-Tags-Qeschäfften.  Frank- 
furt 1768.  —  Neuestes  Reichsstaata-Handbnch, 
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2  Teile,  Fmnkfnrt  und  Leipzig  1768,  69.  — 
Keneste  kleine  Staatsacliriften,  Stnttgnrt  1769. 

—  Neneüter  Zostand  des  besonderen  deutschen 
Staatsrechts,  Frankfurt  a.  M.  1770.  —  Beiträge 
ZD  dem  Vülkerreuhte  in  Friedenszeiten,  B  TIe., 
Tübingen  1871-81.  —  Neueste  Bibliothek  des 
all^meinen  deutschen  Staatsrechts,  Frank- 
furt a.  M.  1771.  —  Neneste  Geschichte  der 
Staatsrechtslehre  und  deren  I^hrer,  Frank- 
furt a.  M.  1771,  —  Abhandlungen  verschiedener 
Bechtsmaterien,  5  Bde.  oder  20  Stücke,  Ulm 
1772 — 78.  —  Von  der  reich  svertassungsmässieen 
Freiheit  von  deutschen  Staatssachen  schreiben 
zQ  dUrfen,  (jlittingen  1772.  —  Eiuleitang:  in  dns 
Starkgrilo.  Badenache  Staatsrecht^  Karlsruhe 
1772.  —  Von  der  Landeshoheit  in  Ansehung 
Erde  u.  Wassers,  I,  Frankfort  1772.  —  Württem- 
hergisches  Gelehrten -Lexikon,  2  Teile,  Statt- 
gurt  1772.  —  Vermischte  Nachrichten  Ton  reichs- 
ritterschattlicheu  Sachen,  6  Tle.,  mit  Register, 
Nürnberg  1773.  74.  —  Von  dem  Ansehen  der 
EechtBgäehrten  in  deutschen  Sachen,  Kegeus- 
bnrg  1773.  —  Von  der  Landeshoheit  in  Steuer- 
sachen,  Frankfurt  «nd  Leipzig  1773.  —  Von 
der  Staatsjttstie,  besonders  auf  Deutschland, 
Begensburg  1773.  —  Neuestes  Beichsst-aats- 
Eandbuch  auf  1773,  i  Stücke  nnd  Anbang, 
Töbingen  1774 ;  dasselbe  auf  die  Jahre  1769-75, 

3  Teüe,  Frankfurt  a.  M.  1776-78.  —  Reicbs- 
stSdtisches  Magarin,  2  Teile,  Ulm  1774.  — 
Rechtliche  Bedenken  Ton  Aufhebung  des  Jesuiten- 
Ordens,  nach  Zugabe  und  fortgesetzten  Nach- 
trägen, a  Stücke,  Ulm  1774-75.  —  Von  dem 
reicnsstandischen  Schuldenwesen,  soweit  ea  die 
weitl.  Kurfürsten  betr..  2  Tic,  Tübingen  1774, 
76.  —  Aligemeines  Register  über  das  alte  nnd 
neue  Staatsrecht  etc.,  Frankfurt  a.  M.  1775.  ^- 
Vou  dem  Recnni  an  dieEammergerichts  Visitation, 
Ulm  1775.  —  12  {131  Reichnhofr.  Qutaehteu 
wegen  des  Jesuitenordens,  Ulm  1775.  —  Von 
den  Rechten  und  F&ichten  der  Kammergericbte 
in  Ansehung  der  Matricnlaranschläge,  Ulm  1775. 

—  Neueste  Geschichte  der  unmittelbaren  Reichs- 
litterschaft,  2  Teile,  Ulm  1775,  76.  —  Erste 
Grundlehren  der  deutschen  Staatsgeschichte  zur 
Vorbereitung  auf  das  deutsche  Staatsrecht, 
Stuttgart  1776,  —  Grundlehren  des  deutschen 
Staatsrechts  zum  Gebrauche  für  Anfänger,  Ulm 
1776.  —  WOrtembergische  Bibliothek,  oder 
Nachr.  von  Schriften  von  Würtemberg,  4.  Aus- 
gabe V.  Chr.  F.  Spittler,  StuttMrt  1796;  das- 
selbe im  Auszüge,  Stuttgart  1776.  —  Auszug 
meines  neuen  deutschen  Staatsrechts,  als  ein 
Handbuch  zum  Gebrauche  des  grüsseren,  Tü- 
bingen 1777.  —  Versuch  des  neuesten  europäi- 
schen Völkerrechts  in  Kriegs-  nnd  Friedens- 
zeiten,   10   Teile,    Frankfurt  a.  M.  1777-80. 

—  Betrachtungen  über  die  Wahlkapitulation 
Josephs  II.,  2  Teile,  Frankfurt  a.  M.  1778.  — 
Erste  Grandlehreu  des  europäischen  Volksrechts 
in  Friedens-  und  Kriegszeiten,  Nürnberg  1778. 

—  Beiträge  zu  dem  neuesten  enrop,  Völker- 
rechte in  Friedenszeiteu ,  5  Teile,  Tllbingen 
1778— 81,— StaatsgeschichtedesKriegszwischen 
Oesterreich  und  Prenssen  in  den  Jahren  1778 
u.  79,  Frankfurt  a.  M.  1779.  —  Beitrüge  zn  dem 
neuesten  europ.  Gesandtschaftsrechte ,  Frank- 
furt a.  M.  1781,  -  Entwjckelnng  des  Begriffs 
nnstandesmässiger  Ehe  etc.,  Stuttgart  1781,  — 
Zusätze  zu  dem  neuen  deutschen  Staatsrechte, 
3  Bde.,  Frankfurt  a.  M.  1881,  82.  —  Rechte  der 


Menschheit  in  Religionssachen,  im  Natur-  und 
gesellschaftlichen  Stande,  Stuttgart  1782.  — 
Von  der  Excellenz  d,  Gesandten  v.  zweiten 
Range,  Tübingen  1783;  Nachtrag,  Stuttgart 
1783,  —  Nordamerika  nach  den  Friedens- 
schlüssen von  1783,  3  Teile,  mit  2  Karten  and 
Register,  Leipzig-  1784,  8ö,  —  Von  der  kaiser- 
lichen Wahlkapitulation,  neu  bearbeitet  vou 
C,  F.  Häberlein,  NBrnberg  1792. 

b)  In  Zeitschriften  befinden  sich  wich- 
tigere Aufsätze  u,  a.  in  der  „Berliner  In- 
telligenz'' An.  1737  n.  1.    Von  dem  VOtcker- 


Streitigkeiten  auf  dem  Reich s-Convent  zuRegens- 
buTg,  —  n,  31,  Deutliche  Vorstellung  der  sonst 
I  sehr  schweren  Materie,  wie  die  Königreiche 
I  Arelat,  Austrasien,  Burgund,  Franckreich,  Loth- 
ringen, Neustrien,  Provence  und  Teutschland 
resp,  aufgekommen,  zusammengeflossen,  wieder 
vertheilet  worden,  nebeneinander  gestanden  und 
endlich  meistens  erloschen  sejnd.  ^  In  den 
Wöchentlichen  Fr anckfur tischen Äb- 
handlnngen"  von  1755.  n.  p.  I.  33.  Gedanken 
über  den  nermaligen  Zustand  des  Hünzwesens 
in  Teutschland,  dessen  vorhabende  Verbesserung. 
nnd  die  damit  verbundene  Schwürigkeiten.  — 
D.  5,  p.  76,  86.  Fragen  von  Mttnzwesen,  welche 
bej  kltlglicher  Erwählnng  eines  neuen  daner- 
hafften  Mtlnz-Fussea,  und  darnach  vorzunehmen- 
der Valvation  derer  inn-  und  ausländischen 
Münzen,  zn  erwägen  und  zu  entscheiden  seyn 
möchten.  —  n.  16,  p.  251.  Gedanken  we^n 
eines  zu  errichtenden  ROmisch-Kajserlic&en 
Ritter-Ordens.  —  n.  17,  p.  267.  Kurzer  Be- 
griff der  älteren  und  neueren  Staats-Angelegen- 
heiten  iwiscben  Bussland  and  Dänemark.  — 
n.  17,  p.  266.  Gedanken  Über  einige  das  MQnz- 
wesen  betreffende  wichtige  Pnncten,  —  n.  22, 
p,  33fi,  395.  Guter  Rath  fttr  junge  Rechts- 
gelehrte, so  von  Universitäten  kommen.  —  n. 
25,  p.  385.  Von  denen  Geldsorten  in  Bezahlung 
der   Cammer-Ziler   und   deren  Werth.  —  n.  'M. 

S.  401.  Von  der  verschiedenen  Denekens-Art 
er  Teutschen  Höfe,  in  Ansehung  der  Lehre 
des  Teutschen  Staats-ßechts.  —  n.  28,  p.  4:-13. 
Kurze  Betrachtung  derer  seit  einigen  hundert 
Jahren  in  Teutschland  zugetragenen  Staats- 
Veränderungen,  und  der  daraus  erwachsenen 
dermaligen  Staats-Verfassnng  desselben.  —  d. 
32,  p.  488,  516.  Einige  Säze  von  der  Tentwben 
Staats-Klngheit  und  deren  Lehre.  —  In  den 
„Schwäbischen  Nachrichten  von  Oecon. 
Sachen"  1756,  p.*65,  546,  640.  EinigeGmnd- 
gedanken  von  Haudlunfi«-  und  Mannfactor- 
Sachen,  besonders  in  Absicht  auf  ein  mit  keinen 
schifireichen  StrOhmen  versehenes  Fürsteuthiim 
in  Teutscblaud.  —  p.  824.  Grundsäze  von  der 
Police?  Oberhaupt,  wie  auch  ihrer  Natur  nnd 
Schicksalen  in  Teutschland.  —  p.  924.  Von  der 
Policev-Wissenscbafft,  und  denendahin  gehörigen 
Schrifften.  —  p,  934.  Von  denen  GerM^tsauen 
nnd  Michten  der  Landes-HerrschatTt^  der  Land- 
stände und  der  Unter-Obrigkett  in  Policev- 
Sachen.  

Vergl,  Ober  Johann  Jakob  Moser: 
Lebenegescbicfate  Johann  Jakob  Hosers. 
von  ihm  selbst  beschrieben.  I— IV.  3,  ver- 
mehrte Auli,,  Lemgo  1777— 1783.  -  Dasselbe 
Werk,  kürzer  gäasst   Ohne  Angabe  desVer- 
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lagsortes ,  1768  (diese  ÄntobioeTaphieeD  sind 
Xnsterwerke  an  Einfachheit  uud  Klarheit).  '— 
Zvült  Schreiben  an  seinen  sterbenden  Sohn 
Chr.  Beaj.  v.  Moser  vom  Jahre  1774.  Nebst 
einer  RoBe  anf  das  Grab  dieses  geliebten  Bruders 
von  C.  F.  Moser,  Fraoikfurt  17^.  —  Femer  von 
.1.  J.  Moser  selber  verfaast:  StammtaEeln  der 
Familie  Moser  von  FiJaeck  (ohne  Namen),  Tü- 
biMfen  1729,  I.  —  Ad  Imperatorem,  Vorstellung, 
in  Sachen:  Moser  contra  von  Zie^esar,  Eschenau 
betreifend.  (Tübingen  1731.)  fols.  —  Genea- 
loKigche  Nachrichten  von  meiner  eigenen  und 
allen  davon  Bbstammeoden  Familien,  Stutt- 
gart 17Ö2,  vermehrt,  Tübingen  17öG.  —  Send- 
schreiben an  die  Verfasser  der  Hambargischen 
Berichte  von  gelehrten  Sachen,  wegen  M.  Pries 
in  Rostock  und  D.  Darjes  in  Jena  wider  mich 
herausgegebenen    Schriften ,    Ebersdorff    1741. 

—  Universal-Lexikon  aller  KUnate  und 
Wissenschaft,  Bd.  XXI,  Leipzig  1737.  — 
Jenjchens  Nachrichten  von  dem  Leben  der 
jetzt  lebenden  Rechtagelehrten ,  Leipzig  1739, 
S.  144.  —  Strieder,  üruudlage  einer  hessischen 
lielehrtengescbichte,  Cassel  1791,  Bd.  IX,  S.  207. 

—  B.  V.  Mohl,  Geschichte  und  Litteratar  der 
Staats  Wissenschaften.  II.  Bd.,  Erlangen  18Ö6, 
8.  243,    376,  394,  401  ff.,  412,  477.   —   Der- 

'selbe,  Die  beiden  Hoser  in  ihrem  Verhältnisse 
ZD  deutschem  Leben  nnd  Wissen.  Mit  Be- 
nntEung  ungedruckter  Quellen,  Aogabnrg  (Er- 
gftnMBgsbl.  eur  ,Allg.  Ztg."),  1846.  —  Der- 
selbe, Beitrüge  znr  Geschichte  Württembergs, 
Stuttgart  1H31,  Bd.  I.  — HermannSchulze, 
Deutsche  Biographie,  Bd.  2i,  8.  372  -  382.  - 
Derselbe,  J.  J.Moser,  der  Vater  des  dentschen 
Staatsrecht».  Ein  Vortrag,  1869.  —  Bopp, 
Moser,  Vater  nnd  Sohn,  im  Staatslexikou,  2.  Aufl., 
IX,  S.  229ff.  —  K,  F.  Leddcrhoae,  Züge 
ans  dem  Leben  J.  J,  Mosers,  Heidelberg  1843 
(2.  Aufl.  18o2).  —  Pfarrer  Aug.  Schmid,  Das 
Leben  Johann  Jakob  Mosers.  Ans  seiner  Selbst- 
biographie, den  Archiven  und  Familieupapieren, 
Stuttgart  186e.  —  vom  Busche.  Friedrich 
Carl  Freiherr  von  Moser,  Stuttgart  1846,  S.  Iff. 
(Der Vater  Moser.)  —  Wächter,  Job.  J.  Moser, 
Stuttgart  1886.  —  Wag^ener,  Staats-  und  Ge- 
sellschaftslexikon,  XIII.  Ed.,  Beriin  1863,  S.  691. 

—  Pütter,  Litteratnr  des  deutschen  Staats- 
rechts, LTeil,  8  227  ff.  —  Baur,  Haniiwürter- 
buch  III,  Ulm  1808,  S.  798.  ~  BJantschli, 
Geschichte  des  Allgemeinen  StaaUrechta  und 
der  PoliÜk,  2.  AuB.,  München   1867,   8.  402  ff. 

—  C.  F,  Hermann,  Johann  Jakob  Moser,  der 
wärttembergische  Patriot  als  Gefangener  auf 
Hohentwiel.  Mit  Porträt,  Stuttgart  1869.  — 
F.  C.  V.  Moser,  Letztes  Lebensjahr  und  Tag 
ueines  seligen  Vaters  J.  J.  Moser.  Frankfurt 
1790.  —  V.  Kaltenborn  in  St.W.B  v. 
BInntschli  nnd  Brater  VII,  S.  10-23.  —  Der- 
selbe, Kritik  des  VClkerreohts,  S.  91  ff.  — 
Biedermann,  Deutschland  im  18.  Jahrb., 
Bd.  I,  1.  Aufl.  1864.  S.  32,  35,  62,  6ö,  86,  88, 
103,  110,  112,  162;  Bd.  IL  1.  Aufl.  1858,  S.  77. 
.H13ff.;  Bd.  m.  1867,  S.  54.  —  Eoscher, 
Gesch  d.  Nat.,  S.  419,  441,  472,  494,  679.  — 


Geltcken,  Beriin  1881,  Einleitung  S.  33.  — 
Alb.  Eug.  Adam;  J.  J.  Moser  tSs  wBrttem- 
bergiRcber  Landscbaftsconsnlent  17ö  1—1771, 
Stuttgart  1887.   —  Frensdorff,   Die   ersten 


Jahrzehnte  des  staatsrechtlichen  Stadiums  in 
Göttingen.  Festschritt,  1887.  —  J.  Lempp, 
Der  w%rttemb.  Landscbaftsconsnlent  J.  J.  Moser 
1769 -.1766(in„WUrttemb.  Jahrb. ''1898S.XXIV). 


Moser,  Jnstns, 

Staatsmann  und  hochverdienter  volkstümlicher 
Publizist,  wnrde  geboren  am  14.  XII.  1720  zu 
Osnabrück,  wo  sein  Vater  Eanzlcidirektor  und 
Konsistorialpräsident  war.  Seine  akademischen 
Studien  machte  MOser  iu  den  Jahren  174U — 42 
in  Jena  und  Oüttlngeu  und  widmete  sich  dann 
in  seiner  Vaterstadt  der  Advokatur,  in  welchem 
Berufe  er  sich  mit  Freimut  nnd  Wärme  der 
unterdrückten  Unschuld  annahm.  Die  Energie, 
womit  er  der  Willkür  des  damaligen  Statthal- 
ters von  Osnabrück  entgegentrat,  verschaffte 
ihm  die  Hochachtung  unu  das  Vertrauen  seiuer 
MitbOrger  in  dem  Masse,  dass  er  (1747)  zum 
Advocatns  patriae  erhoben  ward,  nachdem  ihn 
bereits  vorher  (1742)  die  Landstände  zum  Se- 
kretär der  Ritterschaft  ernannt  hatten.  Moser 
wusste  dieses  widerspruchsvolle  Amt  so  ^it  zn 
führen ,  dass  die  Ritterschaft  ihn  (gleichfalls 
1747)  zu  ihrem  Syndikus  beförderte.  MBaer  ver- 
stand ea,  mit  seinen  Pflichten  als  Beamter  und 
Staatsmann  die  hOberen  Interessen  des  Welt- 
bürgers und  Menschenfreundes  stets  zu  vereinen. 
Er  war  seit  den  traurigen  Zeiten  des  dreiasig- 
J ährigen  ■Krieges  wohl  der  erste  deutsche  Staats- 
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und  Redlichkeit  auch  u\ 
Pflicht  des  Menschen  sei. 
Sendung  nach  London,  ii 
Müaer  wahrend  der  Dauer  ...._.. 

legenheit.  die  Volkswirtschaft! ich en  nnd  gesell 
acnaftlichen  Zustände  Englands  zu  studieren. 
Als  im  Jahre  1761  der  nur  einjährige  Prinz 
Friedrich,  Sohn  des  Königs  Georg  von  England, 
Fürstbischof  von  Osnabrück  wurde,  erhielt  Moser 
in  der  Vertretung  der  vormuudschaftlichen  Rechte 
des  Prinzen  und  als  vom  Domkapitel  1762  er- 
nannter Justitiar  beim  Krimiualgericht  zu  Oana- 
brück  eine  einflussreichere  Stellung  zur  Landes- 
regierung ,  welche  im  Jahre  1768  beim  wirk- 
licaen  Regierungsantritt  des  Fürstbischofs  Fried- 
rich durch  seine  offlzielte  Ernennung  zum  ^- 
heimen  Referendar  hei  der  Regierung  sanktio- 
niert wurde.  Im  Jahre  1768  legte  Müser  seine 
Stellung  als  Justitiar  nieder  und  nahm  auf 
wiederholtes  Verlangen  im  Jahre  1783  den  Titel 
eines  Gebeimen  Justizrates  au.  Er  starb  am 
8. 1. 1794.  Am  12.  IX.  1836  ward  ihm  iu  seiner 
Vaterstadt  ein  Standbild,  ausgeführt  von  Drake, 
errichtet. 

Müsers  Bedeutung  als  National- 
ukonom  ist  in  seinen  Schriften  zu  suchen, 
welche  freilith  kein  System  der  Staats wirtsch^t 
bieten  aber  m  klassischer  Ausdrucksform  ao 
viele  durchaus  originale  volkswirtschaftliche  An- 
sichten enthalten ,  welche  mit  allgemeinen 
t  barakterzUgen  der  deutseben  Nation  zusam- 
menfallen dass  sie  nicht  genug  gewHrdigt 
werden  können  MOser  ist  als  eine  selbstän- 
dige Autorität  Inder  Nationalökonomie 
zu  betrachten.    Er  ist  iu  gewisser  Hinsicht  ein 
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Anhänger  des  MeTkautilByatems  nnd  ein  viel- 
tacber  Gegner  der  Sraithschen  Theorieen.  Er 
wendet   sich    ge^n  die    ünbeBchrHolitheit    des 

Sivaten  Gmn  deigen  tum  a  und  betrachtet  den 
anernstand  als  die  eigentliche  Grundlage  des 
Staates.  Er  tritt  Jedocn  für  ein  selbstihätigea 
freies  BUrgertnm  ein.  MUser  ist  ein  Feind  einer 
zu  weit  gehenden  Arbeitete  üung.  In  seinem 
Festhalten  am  bewährten  Alten  und  Einheimi- 
sclien  liegt  stets  ein  unverkennbares  Strebeu 
nach  Ausgleichung  der  Gegensätze  und  Wider- 
sprüche im  Leben  und  in  der  Wissenschaft. 
Mflser  verteidig  die  Standesunterschiede,  jedoch 
nicht  in  dem  Sinne,  daas  er  den  einen  Stand 
dem. anderen  unterordnen,  sondern  dahin,  dass 
er  jedem  Stande  seine  besondere  Ehre  zuweisen 
will.  jlSser  empfahl  die  dem  Kleinbetriebe 
günstigen  Beschränkungen  Äs  Merkantil  Systems, 
äusserte  sich  jedoch  für  völlige  Freiheit  des 
Getreidehandels.  —  Auf  politischem  Gebiete  ist 
Höser  der  entschiedenste  Feind  des  zu  seiner 
Zeit  so  unendlich  beliebten  General isierens  und 
Central isierena ;  er  sympathisiert  mit  den  Zeiten 
des  Fanstrechts.  —  Auch  auf  religiösem 
Gebiete  fuiste  Mjjser  seine  Anschauungen  vom 
praktisch-volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkte 
auf.  So  z.  B.  betrachtet  er  das  geerenseitige 
besondere  Vertrauen  unter  den  Mitgliedern  einer 
Religionssekte  als  eine  Art  Kapital.  Dieselbe 
konkrete  Auffassung,  welche  alles  Phrasenhafte, 
Cremachte  und  Künstliche  hasst,  erfüllte  MSser 
in  betreff  der  Volkserziehung  (als  Ge^er  Rona- 
seans)  und  der  Scbnlbildung.  —  In  Hinsicht  auf 
die  Bevölkerungstheorie  äussert  sich 
MüsPr  durchweg  als  der  entschiedenste  Feind 
jedei  proletarischen  VolksvermehruDg.  Beson- 
ders wichtig  fUr  MQsers  BevSIkerungsansichten 
ist  sein  Für  und  Wider  gegen  die  sogenannte 
Hollandsgäcgerei.  Nach  Ludwig  Elster  mnss 
unter  den  deutschen  Volkswirten  Höser  i  n 
erster  Linie  als  Vorgänger  von  Malthus  be- 
zeichnet werden  (c(.  d.  Art.  Bevtilkernngs- 
lehre  oben  Bd.  U,  TM}.  -  Goethe  nennt 
H^er  den  „herrlichen  unvergleichlichen  Mann", 
den  „deutschen  Franklin"  {13.  Buch 
von  „Wahrheit  nnd  Dichtung")  und  vergleicht 
die  nationalekonomischen  Orundsäti'.e  Müserg 
mit  „Goldkömem  und  Goldstaub".  Röscher 
erachtet  Moser  als  den  grüssten  deutschen 
NationaliSkonomen  des  18.  Jahrhun- 
derts (Zeitschr.  f.  Staatsw.  1865,  S.  546  u. 
Sitzungsberichte  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften 1867,  8.  18)  und  begründet  seine  An- 
sicht damit,  dass  er  Mtiser  folgende  drei  Eigen- 
tümlichkeiten vindiziert:  „1.  er  gehört  zu  den 
wenigen,  die  gleicbmässig  für  das  Hohe,  sozu- 
sagen Vornehme  und  für  das  Alltägliche,  Ordi- 
näre des  Volkslebens  Interesse  und  Verständnis 
besitzen;  2.  er  ist,  hiermit  in  Zusammenhang, 
ein  wanner  Freund  und  tiefer  Kenner  des 
VolkstUmlicheiL  (das  Volk  doppelsinnig  verstan- 
den, sowohl  im  Sinne  bloss  der  niederen  Klassen 
als  auch  im  Sinne  der  ganzen  Nation) ; 
3.  er  ist  einer  der  grSssten  Meister  historischer 
Methode."  BluntBchli  hält  Moser  für  den 
„edelsten  Repräsentanten  der  bistorisch-renl isti- 
schen Slaatswcisheit  seiner  Zeit'',  bezeichnet 
aber  dessen  Staats  wissenschaftliche  Anschauun- 
gen als  zu  engherzig,  zu  konservativ,  als  im 
„mittelalterlichen  Partikularismns"  befangen. 
Moser  fUrchte  beständig,  „der  OsnabrQcker  gehe 


verloren,  wenn  der  Mensch  zu  Ehren  komme" 
[Geschichte  desStaatsrechts  —  s. Litt.  — S.4I4ff.). 
W  e ge  1  e  hebt  auch  die  grossen  Verdienst« 
Mosers  hervor,  verachweigl  aber  nicht  (Deutsche 
Biographie  —  s.  Litt.  ~  XXH,  S.  3*«),  dass  er 
überall  den  „Bürger"  dem  „Menschen"  gegen- 
überstelle und  sich  unermüdlich  dagegen  ver- 
wahre, dass  der  letztere  auf  Kosten  des  erstereu 
begünstigt  werden  solle.  Hierbei  Übersehe 
Mdser,  dass,  um  dem  „Bürger"  aufzuhelfen,  vor 
allem  der  „Mensch"  wieder  in  seine  Rechte,  d. 
h.  in  einen  erträglichen  nnd  menschenwürdigen 
Zustand  versetzt  werden  müsse.  Nach  Kautz 
(S.  3Ö6]  ist  Moser  als  der  Schöpfer  und  Begrün- 
der jeuer  volkswirtschaftlichen  Ideeenrichtnng 
anzusehen,  die  im  Laufe  des  gegenwärtigen  Jahr- 
hunderts durch  ihre  vielfacae  Opposition  gegen 
die  liberal-rationalistische  Schule  des  Smitbianis- 
mus  bekannt  geworden  und  im  Sinne  einer  kon- 
servativ-religiösen nnd  teilweise  reaktionären 
Denkerpartei  für  die  Wiederbelebung  längst 
überwundener  feudaler  mittelalterlicher  Einrich- 
tungen und  Institutionen  wirksam  gewesen  ist. 
Walker  (Handbuch  der  Nat.  V,  2.  Aufl.,  Leip- 
zig 1888,  S,  15)  bezeichnet  Mosers  Ansichten 
als  „ein  Gemisch  echt  historischer  Erhaltungs- 
und Reformtendenien  mit  feudalen  Tendenzen*', 
Ingram  (S.  110)  hält  Moser  nicht  nur  für' 
konservativ,  sondern  für  rückschrittlich,  da  er 
eine  Vorliebe  für  mittelalterliche  Einrichtungen, 
wie  z,  B.  die  Zünfte,  hegt  und  sogar  die  Leib- 
eigenschaft jener  Art  Freiheit  vorzieht,  wie  sie 
der  moderne  Lohnskiave  geniesst.  Von  italie- 
nischen staatsw  issenschafuichen  Schriftstellern 
werden  die  Anschauungen  MSsers  als  denen  des 
Italieners  Ortes  verwandt  bezeichnet. 

M{)ser  veröffentlichte  a)  in  Buchform: 
„Arminius",  1T49.  {Ein  patriotisches  Trauer- 
spiel ,  in  welchem  Jedoch  der  Verfasser  der  da- 
maligen Zeit  ein  politisch -soziales  Spiegelbild 
ihrer  eigenen  Jämmerlichkeit  vorhält.l  —  Der 
Wert  wohlerwogener  Neigungen  nnd  Leiden- 
schaften, Hannover  1756.  —  Osnabrücks  Ge- 
schichte mit  Urkunden,  2  Teile,  Osnabrück  17B8, 

2.  Aufl.  Berlin  1780,  3.  AuH,  1819,  -  Dasselbe, 

3,  Teil,  mit  Urkunden ,  herausgaben  aus  des 
Verfassers  handschriftlichem  Nacuaase,  Berlin 
1834.  (Das  Bedeutendste  an  diesem  Werke  ist 
die  „Einleitung  in  die  oanabrückische  Geschieht«" 
im  1.  Bde.  Sie  schildert  die  ältesten  Zustände 
des  niedersÄchsischeu  Volkes  nach  den  ver- 
schiedensten Seiten  der  staatlichen,  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Einrichtungen.  Der  Ver- 
fasser nahm  die  Untersuchung  des  Grundbesitzes 
und  der  bäuerlichen  Verhältnisse  überhaupt  zum 
Ausgangs-  und  Mittelpunkt  seiner  geschicht- 
lichen Betrachtungen  nud  drückt  mit  den 
frilheren  deutschen  Zuständen  dieser  Art  seine 
Sympathie  aus.  Das  Ganze  giebt  in  fruchtbar- 
ster Wei^e  als  Geschichte  eines  kleinen  Landes 
das  Bild  des  damaligen  inneren  Lebens  der 
ganzen  Nation.)  ^-  Fünf  kleinere  Schriften : 
1.  Der  Wert  wohlgewo^ner  Neigung,  2.  ver- 
bessei-te  AuC;  2.  Schreiben  an  A  Mendez  da 
Costa;  3.  Schreiben  an  Vicao:  4.  Schreiben  an 
Patritchen;  5,  Harlekin,  Bremen  1777.  —  Pa- 
triotische Pbantasieen.  3Teile,  Berlin  1774  - 1778; 
1.  und  3.  Teil  2.  Autl.  1778;  4.  Teil  heransire- 
geben  von  seiner  Tochter,  J.  W.  v.  Voigt,  1768; 
3.  Aufl.  4  Bde.,  Berlin  1804;  4.  Aufl.  4  Teile, 
herausgegeben  von  J.  W.  J.  v.  Voigt,  Berlin 
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1820.  —  Dieselben  ia  2  Teilen.  Mit  Einleitnnfr 
und  Anmerkungen  heransgee-eben  von  Richard 
Zöllner,  Leipzig  1871  (Bibiiothek  der  deuiscben 
NfttionftllitMratur).  fDie  Aufsätze  der  „Patrio- 
tiathen  Pbantosieen''  haben  namentlich  dazu  bei- 
getragen, den  Ruf  Hösera  als  ataatawiBsenechaft- 
Sehen  Pnblizisten  zu  begrUnden.j  Schreiben  an 
den   P.  J.  K.  in  W.,  den  ersten  Schritt  znr 


—  Ueber  die  deutsche  Sprache  nnd  Litterst.nr. 
Osnabrück  und  Hamburg  17S1.  —  Der  Gülibat 
der  Geistlichkeit,  Ton  seiner  politischeu  Seite 
betrachtet,  Hannover  17H3.  —  Vermischte 
Schriften,  mit  Slüaers  Leben  von  Fr.  Nicolai, 
2  Teile,  Berlin  17^7.  —  Eine  Uesamtaus- 
gabe  von  Mosers  Schriften  in  8  Bdn.  wurde 
von  Nicolai  im  Jabre  1798  (Berlin),  eine  solehe 
von  10  Bdn.  von  Abeken  im  Jahre  1842  ver- 
anstaltet. Eine  Auswahl  der  „P,  Phantasieen" 
für  den  Schulgebrauch  wurde  von  I>r.  Ferd. 
Dieter  herausgegeben,  Leipzig  1896. 

b)  in  Zeitschriften:  1.  in  der  „Berliner 
Monatsschrift"  1789,  St.  7,  S.  30—36:  Also  sollte 
ein  Regent  einmal  für  alle  nnd  jede  erteilte  oder 
zn  erteilende  E:tpektanz  fttr  erschlichen  erklären  ? 
1791,  St.  1,  S.  25—30:  An  einen  angehenden 
Misanthropen,  von  Amalien;  St  2,  S.  114—120; 
Ueber  die  gänzliche  Aufhebung  des  Droit  d'Au- 
baine  in  Frankreich;  St.  3,  8.207-212:  Einige 
Anmerkungen  Über  die  Zusätze  der  neuesten 
Wahlkapitulaiiou:  St.  6,  S.  496— 506-;  Ueber 
das  Recht  der  Menschheit ,  insofern  es  znr 
(•rnndlage  eines  Staates  dienen  kenn;  St.  7, 
S.  28—34:  Etwas  zur  Verteidigung  des  soge- 
nannten Aberglaubens  unserer  Vorfahren;  St. 
II,  S.  396—401:  Wann  nnd  wie  mag  eine  Nation 
ihre  Konstitution  verÄndera?  1792;  St.  6,  S. 
514— Ö27:  Ueber  die  Einwendungen  des  Herrn 
K.  im  Febr.  gegen  diesen  Aufsatz;  St.  8,  ti. 
113-142:  Der  arme  Freye,  eine  Erzühlung; 
1793,  St.  2,  S.  103—108:  Wie  der  Unter- 
schied der  Stände  auch  schon  in  dem  ersten 
Sozialkontrakt  gegründet  sein  könne?  1794, 
Jan.:  Noch  etwas  über  die  GeburtBrechte.  — 
2.  in  „Weddingens  westfälischem  Magazin", 
Heft  2.  S.  116-126:  Geschichte  der  Stiftung 
des  Kollegial  Stiftes  in  der  Stadt  WiedenhrUck, 
Hochstifts  Osnabrück.  —  3.  Möner  war  viel- 
jBbriger  Mitarbeiter  an  der  „Allgemeinen  tent- 
flchen  Bibliothek".  —  4.  In  dem  „Oanibrlicker 
Intelligenzblatt''  wurden  die  meisten  in  den 
„Patriotischen  Pbantasieen"  verfiffeDÜichten  Auf- 
Batze  HOsers  vorher  mitgeteilt. 

Vergl.  über  Justus  Mßser:  Reinhard 
Zöllner,  Biographie  Justus  Mosers  in  dessen 
Herausgabe  der  Mdserschen  ,.Patriotische  Pban- 
tasieen', Leipzig  1871,  I.  Bd.,  8.  I— XL.  — 
Ludwig  Rupprecht,  Jnstua  Miisers  soziale 
und  TolkswirUschaftliche  Anschauungen.  Ge- 
krünte  Preisschrift  der  staatswissenscbaftlichen 
Fakultät  der  Universitftt  MItnchen,  Stuttgart 
1892.  —  Goethe,  Wahrheit  und  Dichtung, 
XIII.  Buch,  Kunst  und  Altertum,  IV.  Buch, 
S.  2.  ~  Wilhelm  Röscher,  Justus  Moser 
als  Nationalükouora.  Zeitachr.  f.  Staatsw.  XXI. 
Bd.  (1865),  S.  546-578.  —  Derselbe,  Gesch. 
d.  Sat.  S.  ÖOOff.  -  Derselbe,  Syst.  I,  14. 
Aufl.,  g  42,  63.  69,  91.  117,  161,  169,  173,  191, 
200,  226,  242,  248,  254,  256.    Syst.  II,  11.  Aufl., 


g  5,  73,  75,  87,  92,  93,  101,  114,  125,  127,  134, 
138,  148,  1Ö4,  157.  Syst  IV,  1,  3.  Aufl.  §  30, 
125, 154.  —  Derselbe.  Ein-  und  Durchführung 
des  Adam  Sraithscheu  Systems  in  Deutschland 
[Sitzung  der  Akademie  der  Wissenschaften  am 
1.  VIL  1867),  S.  18  und  19.  —  Bluntscbli, 
Geschichte  der  neueren  Staats  Wissenschaft,  3. 
XuA.,  S.  463ff.  —  Derselbe,  Geschichte  des 
allgemeinen  Staatsrechts  und  der  Politik,  2.  Aufl., 
München  1867,  S.  404^126.  —  Derselbe, 
Staatswtirterbuch  in  8  Bdn.,  2.  Ausgabe.  II,  S. 
634.  —  F.  Ereyssig,  Justus  Moser  (mit  Ab- 
bildung des  MUserdenkmals  in  Osnabrück), 
Berlin  1857.  —  Weg'ele  im  St.  W.  B.  v. 
Bluntscbli  und  Brater  VII,  S.  23-32.  —  Der- 
selbe in  der  Allgemeinen  deutschen  Biographie 
XXII,  S.  .SH5-390.  —  Fr.  Nicolai,  Mosers 
Leben,  in  Bd.  X  der  in  Berlin  1842  erschienenen 
Gesamtausgabe  der  Werke  Mosers.  ^  Abeken, 
Charakteristik  Mosers  in  Bd.  I  derselben  Aus- 
gabe. —  POlitz  in  seinen  Jahrbüchern,  Leipzig 
1836,  II,  S.  70.  —  Samuel  Banr,  Lebensge- 
raäide,  II  Teile,  S,  100-115.  —  F.  J.  Bnss, 
Geschichte  der  Staats  Wissenschaft,  Freibnrg  und 
KarLiruhe  1839,  I,  S.  DCXXV.  —  Bieder- 
mann, Deutschland  im  18.  .lahrh.,  1.  Aufl., 
Leipzig  1854,  S.  66-^,  102,  162,  283,  II,  eben- 
da 1858,  S.  83,  388,  492,  &16,  III.  ebenda  1867, 
S.  228,  287,  290,  293,  317,  325,  381.  -  John, 
Geschichte  der  Statistik  I,  Stuttgart  1884,  S.  51. 
—  Ingram  (BöschUu),  Geschichte  der  Volks- 
wirtschaftslehre. Tübingen  1890,  S.  109,  110.  — 
W a ge n e r ,  Staats-  und  Gesellschaftslexikon 
SIII,  Berlin  1863,  S.  695-704.  —  Mohl,  Ge- 
schichte und  Litteratur  der  Staat^wissenschaften 
III,  Erkn^n  1868,  S.  398.  —  Kautz,  Theorie 
und  (jeschichte  der  Nation alükonomik  II,  Wien 
1860,  S.  384,  386,  387.  —  Blanckmeister.F., 
Justus  Moser  als  Apologet  des  Cbriateutums, 
Heidelberg  1885. 

Schmidt 


Hikhlenrecht 

1.  Begriff  nnd  Arten.  2.  Geschichtliche 
Bntwickelung.  3.  Hentiges  Recht  der  Wasser- 
mühlen, a)  Genehmigung,  b)  Aichpfahl.  c)  Be- 
schränkungen des  Wasserbenutzungsrechts.  d) 
Enteignung,    e)  Schiffmühlen.    4.  Windmühlen. 

1.  Be^ff  und  Arten.  Müblenrecht  ist 
der  Inbegiiff  der  Anlage  und  Betrieb  von 
Mühlen  regelnden  Kechtsnormea.  Unter 
Mühlen  versteht  man  zunächst  gewerbliche 
Vorrichtungen  zum  Zerkleinem  des  Getreides 
behufs  Oewinnung  von  Mehl,  im  weiteren 
Sinne  begreift  man  unter  Mühlen  alle  die- 
jenigen maschinellen  Vorrichtungen,  welche 
zum  Mahlen  und  Zerkleinern  von  Roh- 
materialien dienen  und  spricht  in  diesem 
Sinne  von  Oel-,  Polier-  und  Schleif-,  Säge-, 
Pulver-,  Walk-,  Slampf-,  Papiermühlen  etc. 
Je  nach  der  die  Mühle  bewegenden  Kraft 
imlerseheidet  man  Hand-,  Boss-,  Wind-, 
Wasser-  ^chiff-)  und  Dampfmühlen.  Ein- 
heitliche Rechtssätze,  die  teils  dem  öffent- 
lichen,   teils   dem   Privatrechte  angehören. 
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haben  sich  mir  in  Bezug  auf  die  Wasser- 
mühlen herausgebildet,  weshalb  von  diesen 
hier   haupteäohlich  gelmodelt  werden  wird. 

2.  Ge schieb tlicbe  Entwickelnng.  Die 
Mühlen  erscheinen  ebenso  wie  die  Backöfen 
ursprünglich  sowohl  im  gnindhen-schaft- 
lichen  Besitze  wie  in  dem  der  Mark  genösse  u- 
schaften.  Zu  allen  Zeiten  erfreuton  sich  die 
Mühlen,  welche  den  Mensehen  das  unent- 
behrlichste Lebensmittel  bereiteten,  eines 
erhöhten  Bechtsschiitzes.  Die  Volksrechte 
der  ft&ikischen  Zeit  und  die  R«chtsbücher 
des  Mittelalters  bedrohten  die  an  Mühlen 
begangenen  Diebstähle  und  Raubanfälle  mit 
schwerer  Strafe,  und  namentlich  die  Land- 
friedensDi'dntingen  zählten  dio  Mühlen  zu 
den  befriedeten,  gegen  jede  Oewaltthat  ge- 
schützten Sachen.  Bei  der  Kostspieligkeit 
der  Anlagen  grosser  Mühlwerke  erkläi't  es 
sich,  dasB  sie  zu  den  gewerblichen  Anlagen 
gehören,  welche  sich  häufig  auf  grossen 
Gnmdherrschaften  finden.  Sie  wurden,  nach- 
dem der  Eigeiibetrieb  der  Grundherren  immer 
mehr  zurücktrat,  von  diesen  in  Form  der 
Erbleihe  und  Erbpacht  gegen  Zins  ausge- 
than.  Das  Recht  zur  Anlegung  einer  Mflhle 
stand  ursprünglich  jedenuaDU  als  Atisflnss 
seines  Grundeigen timis  zu.  Seit  dem  \2. 
Jahrhundert  entwickelte  sich  ein  M  üblen - 
regal  des  Reichs  an  allen  schiff-  und  flöss- 
baren Strömen,  das  von  diesem  durch 
Privilegien  auf  Landesherren  und  Städte 
übertragen  wurde  und  dafür  das  ausschliess- 
liche Recht  zur  Anlage  und  zum  Betriebe 
von  Mühlen  gewahrte.  Diese  verliehen  dann 
dieses  Recht,  die  sogen.  Mühlen gerechtigkeit, 
an  Private,  gewöhnlieh  unter  Festsetzung 
eines  Mühlzinses.  Die  meisten  Müller  be- 
sassen  ein  Bann-  und  Zwangsrecht,  das  sich 
aber  stets  auf  einen  speciellen  Rechtstite! 
(Vertrag,  Privileg,  Verjälmmg)  stützen  mussle. 
Das  Bann-  und  Zwangsredit  (Mahlzwang) 
enthielt  das  Recht  ausschliesElichen  Mühleu- 
betriebes und  gewährte  ausserdem  dem  je- 
weiligen Mühle nbesitzer  das  Recht,  zu  ver- 
langen, dass  die  Bewohner  einer  bestimmten 
Gemeinde  oder  eines  Bezirks  ihr  Getreide 
ledighch  in  der  bei^echtigt«n  Mühle  mahlen 
oder  schroten  lassen.  Der  Mahlzwang  legte 
aber  dem  berechtigten  Müller  auch  die  Ver- 
pfliclitimg  auf,  das  Getreide  der  Pflichtigen 
Mahlgäste  nach  der  Reihenfolge  der  Meldimg 
und  vor  fremden  Mahlgäslen  ku  mahlen. 
Der  Malilzwang,  der  im  Laufe  dieses  Jahr- 
hunderts schon  in  den  meisten  deutschen 
Staaten  aufgehoben  worden  war,  wurde  für 
das  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  durch  g§  7 
und  8  der  Gew.-O.  beseitigt. 

Bei  der  grossen  volkswirtachaftlichen  Be- 
deutung des  Mflhiengewerbes  hatten  die 
Territorialgewalten  allenthalben  schon  frfth 
l)egonnen,  entweder  durcli  besondere  Mühlen- 
ordnungen, deren  jüngere  Klasse  auf  Tenng- 


lers  Tjayeuspiegel  (1509)  fusst,  oder  seit  dem 
lö.  Jahrhimdert  in  allgemeinen  Land-  und 
Polizei  Ordnungen  alle  Rechtsverhältnisse  des 
M oblonge werbes  vom  polizeilichen  und  privat- 
rechtlichen Standpunkte  ans  durch  detail- 
lierte Vorschriften  zu  regeln,  die  vorzüglich 
auch  euien  Schulz  der  Unterthanen  g^;en 
Uebergriffe  und  Benachteiligungen  seitens 
der  Müller  bezweckten.  Im  Zeitalter  des 
Polizeistaates  nahmen  diese  Mflhlordnungen 
stark  an  Umfang  zu.  Be-stimmungen  über 
Mühlenbau,  Stauhöhe,  Mahllohn  und  tech- 
nische Vorschriften,  welche  eine  zweck- 
mä.sBige,  den  Interessen  der  l^tahlgäste  in 
Hinblick  auf  Güte  und  Menge  des  Mehls 
förderliche  Einrichtung  des  Betriebs  im 
Äuge  hatten,  wechselten  ab  mit  solchen  über 
Mühlbeschau ,  gewöhnlich  jährliche  Visi- 
tationen der  Mühlen  durch  Beamte  der 
Lokalpolizei  und  Sachverständige  und  die 
Gerichtsbarkeit  über  die  Müller.  In  einigen 
lÄndern  war  ein  besonderes  Mühlenrichter- 
amt  eiogesetzl ;  Wasser  recht  sstreitigkeiten 
der  Müller  wurden  durch  einen  Schieds- 
spruch von  Sachverständigen,  durch  ver- 
ordnete Wassergrafen  (Wassermeister)  ent- 
schieden. 

Im  LiUife  des  19.  Jahrhunderts  ist  an  die 
Stelle  des  Müblenregals  überall  dos  staat- 
liche Konzession ssystem  getreten,  so  dass 
für  die  Anlegung  einer  Millile  eine  obrig- 
keitliche Genehmigung  gefordert  wurde. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Stühlen  wer- 
den geregelt  sowohl  durch  Normen  des 
Privat-  als  des  öffentliclien  Rechts,  die  jetzt 
gewöhnlich,  nicht  wie  früher  in  besonderen 
Mo  bleu  Ordnungen,  sondern  in  Wassergesetzen 
vereinigt  sind.  Diese  gestehen  den  Ver- 
waltungsbehörden ein  weitgehendes  Aiit- 
sichts-  und  Änordnungsrecht  betreffs  der 
Benutzung  der  Gewässer  im  öffentlichen 
Interesse  zu.  Diese  Normen  sind  in  Deutsch- 
land partikular  höchst  verschieden  gestaltet, 
doch  lassen  sich  einige  leitende  Hauptgrund- 
sälze  zusammenfassen.  Ueber  die  Entwicke- 
lung  der  auch  für  das  Mfihlenrecht  bedeute 
Samen  Grundsätze  der  Wassergesetzgebnng 
in  den  einzelnen  Staaten  ist  zu  vergleichen 
der  Art.  Bewässerung  und  Bewässe- 
rungsrecht {oben  Bd..n,  S.  773ff.).  Der 
von  einer  Ministerialkommission  ausgear- 
beitete Entwurf  eines  Wassergesetzes  für 
tlas  Königreich  Preussen  nebst  Begründung 
wnirde  1894  veröffentlicht,  ist  aber  bisher 
noch  nicht  an  den  Landtag  gebracht. 

3.  Hentlges  Recht  der  Wassermühlen, 
a)  Genehmigung.  Der  Gemeingebrauch  an 
Öffentlichen  (schiff-  und  flössbaren)  Gewässern 
erstreckt  sich  nicht  auf  die  Anlage  von  Trieb- 
werken in  denselben.  Diese  ist  dem  Staate 
vorbehalten.  Dagegen  steht  das  Hecht  zur 
Errichtung  von  Wassermühlen  an  Privatgo 
wässern    (nicht    schiff-    und   flössbaren  und 
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den  geschlossenen,  d,  h.  allseitig  vom  Gnuul- 
besitze  des  Bei-eehtigfen  umschlosseneD)  den 
Eigentümern  (Anliegern)  und  denjenigen  zu, 
welchen  kraft  Privatrechtstitel  das  Wasser- 
beautzungsrecht  eingeräumt  ist.  Bei  der 
tiefgreifenden  EinwirkuQg  der  das  ganze 
Wasaerrecbt  beherrschen  deu  verwaltimgs- 
i'cohtliehen  Normen  sind  aber  aueli  diese 
Privat  berechti  EU  ngen  weitgehenden  Be- 
scltränkungeu  im  öffcQtlichen  Intei'esse  unter- 
worfen. 

Allgemein  wird  heute  für  jede  Errichtung 
und  erweiternde  Abänderung  von  »Stau- 
anlagen für  Wasseilriebwerke«  die  Genehmi- 
gung der  unteren  Verwaltungsbehörde  ge- 
fordert, Bo  namentlich  durch  Gew,-0.  §§  16, 
"23,  welche  bestimmt,  dass  neben  den  Vor- 
schriften der  Gewerbeordnung  die  diesen 
nicht  widersprechenden  landesrechtlichen  zur 
Anwendung  kommen.  In  Preussen  ist  so 
zm  Ei-richtung  von  Stauanlagen  an  öffent- 
lichen Fliia&en  und  deren  Veränderung  neben 
der  gewerbepolizeilichen  Genehmigtmg  die 
Erlaubnis  der  Regierung  gefordert  Bayern 
dagegen  verlangt  ftlr  die  Anlage  von  Stau- 
vorriehtungen  an  jedem  Flusse,  an  welcliem 
sich  ein  Triebwerk  befindet,  oder  für  Trieb- 
werte mit  gespannter  Wasserkraft  Genehmi- 
gung, Württemberg  zu  der  aller  Wasser- 
werke auch  ohne  Stauanlagen,  Ba<.lon  zur 
Anlage  von  Triebwerken  und  ihren  Zube- 
hörden  (wie  Zu-  und  Ableitimgskanäle).  Die 
Konzession  hat  in  Bezug  auf  derartige  Stau- 
anlagen in  Privatgewässern  nui-  deklara- 
torischen Charakter,  indem  sie  feststellt,  dass 
gegen  die  Anlage  vom  Standpunkte  des 
öffentlichen  Rechts  keine  Bedenken  vor- 
liegen; für  Stauanlagen  in  öffentlichen 
Flüssen  wird  dagegen  durch  die  Konzession 
ein  subjektives  Recht  begründet.  (In  Frank- 
reich, wo  die  Genehmigung  vom  Präfekten 
erteilt  wird,  ist  deren  Zurücknahme  ohne 
Entschädigung  zulässig  im  öffentlichen  Inter- 
esse zur  Verhütung  von  Ccbeisuhwemmimgen 
und  Gefahren  für  Gesundheit.) 

Nach  den  durch  §§  17  ff.  der  Gewerbe- 
ordnung geregelten  Grundsätzen  über  das  Ver- 
fahren wird  der  Antrag  auf  Genehmigung 
einer  derartigen  Anlage  öffentlich  bekannt 
gemacht  mit  der  Aufforderung,  etwaige  Ein- 
wendungen gegeu  dieselbe  in  14  Ta^n  vor- 
zubringen. Solche  auf  besonderen  privat- 
rechtlichen  Titeln,  z.  B.  Vertrag,  Verjährung, 
letztwilliger  Verfügung,  besondere  Servitut, 
beruhenden  Einwendungen  (nicht  aber  solche, 
welche  auf  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen, 
wie  Eigenhim,  hachbarrecht  benilien),  welche 
die  Erteilung  d^r  Genehmigung  nicht  hindei-n, 
werden  zur  richteriichen  Entscheidung  ver- 
wiesen, die  übrigen  im  Verwaltuogsver- 
falu-en  mit  den  Parteien  erörtert  und,  wenn 
begründet,  ebenso  bei  der  Genehmigung  be- 
rücksichtigt wie  das  öffeiitliche  Interesse  (ob 


die  Anlage  für  das  Publikum  erhebliche  Ge- 
fahren, Nachteile  odei'  Belästigungen  herbei- 
führen kann)  und  die  polizeirechtlichen 
Nonnen,  In  Preussen  steht  durch  Gesetz 
über  die  Benutzung  der  Privatflüsse  vom 
28.  Februiu-  1843  nur  den  Besitzern  der  bei 
Publikation  dieses  Gesetzes  rechtmässig  be- 
stehenden Mühlen  ein  Widerspnichsrecht  zu, 
wenn  dadurch  ein  auf  speciellen  Rechts- 
titeln beruhendes  Recht  zur  ausschlireslichen 
Benutzung  des  Wassers  oder  eines  be- 
stimmten Teiles  desselben  beeinträchtigt  oder 
das  zum  Betriebe  im  bisherigen  Umfange 
notwendige  Wasser  entzogen  wird. 

Die  Genehmigung  kann  auch  als  eine 
bedingte  (widermfliaie)  oder  befristete  er- 
teilt wei-den.  Auf  eine  bestimmte  Zeitdauer 
wird  sie  in  einzelnen  österreichischen  Kron- 
ländern  erteilt,  in  Ungarn  darf  sie  auf 
höchstens  50  Jahre  erteilt  werden. 

Bei  Erteilung  der  Genehmigung  kann  die 
Behöide  eine  unter  Umständen  erstreckbai-e 
Frist  feslsetzen,  innerliaib  welcher  bei  Ver- 
meidung des  Erlöschens  der  Genehmigung 
die  Ausführung  der  Anlage  und  der  Ge- 
werbebetrieb begonnen  werden  mus8(Gew.-(). 
§  49). 

Auch  für  jede  wesentliche  Veränderung 
der  Mühlenanlagen  ist  die  Genehmigung  der 
Verwaltungsbehörde  notwendig. 

Nach  österreichischem  Gesetz  (§  99)  ist 
die  erteilte  Genehmigung  wie  jedes  Wasser- 
benutz ungsrechl  sowie  die  Bestimmungen 
bezüglich  der  Stauhöhe  in  das  von  jeder 
politischen  Behörde  zu  fühi-eude  Wasserbuch 
einzutragen.  Dieses  tut  aber  nicht  den 
Charakter  eines  Grundbuches,  weshalb  tlie 
Eintragimg  auch  nicht  Beweis  über  Existenz 
und  Inhalt  des  eingetragenen  Rechts  liefert 

Die  Genehmigung  ist  keine  persönliche, 
sondern  geht  auf  den  jeweiligen  Besitzer 
der  Mühle  über. 

b)  AiohpfahL  Fast  alle  Gesetze  schrei- 
ben ilie  Aufstellung  eines  bleibenden  Holien- 
masses  zur  leicht  erkennbaren  Bezeichnung 
der  zuständigen  Wasserhöhe  vor  (Aichpfahl, 
Pegel,  Stauziel,  Slaumass,  Aichzeicheo,  Merk-, 
Sicherufahl).  Es  zeigt  an,  bis  zu  welcher 
Höhe  dem  Mililer  die  Stauung  des  Wassers 
erlaubt  ist.  Während  der  Facbbaum  (Orund- 
schweile),  dessen  Anbringung  vieifadi  nicht 
notwentUg,  an  der  Wassersohle  angebiticht 
ist  und  die  Linie  bildet,  von  welcher  die 
Höhe  des  Wassers  gemessen  wird,  ist  der 
Aichpfahl  der  Massstab,  an  welchem  <lie 
Höhe  des  Wassers  gemessen  wird,  welchen 
Pimkt  die  dnrch  die  Spannung  des  Wassers 
geschaffene  Wasserstand shuhe  niemals  über- 
schreiten darf.  Da  in  manchen  öffentlichen 
Küssen  im  Interesse  der  Schiffahrt  jede 
UnterstauiiDg  verhütet  werden  muss,  den 
Müllern  deshalb  untersagt  ist,  den  Wasser- 
stand unter  eine  bestimmte  Höhe  sinken  zu 
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lassen,  so  kann  auch  zur  Bezeichnung  dieser 
Höhe  die  Anbringung  eines  Zeiohens  vorge- 
schrieben wenlen,  so   in  Elsass-Lolliringen. 

Steht  die  Slaiihühe  fest,  so  enthält  die 
Setzung  des  Aichpfahls  nur  die  ftusserhche 
Fixiening  des  bestehenden  Rechts,  anderen- 
falls winl  sie  erst  durch  diesen  seitens  der 
Verwaltungsbehtirdo  festgestellt  (rechtslie- 
grOndender  Verw^tungsaktl.  Nur  wenn 
private  Rechtsverhältnisse  für  die  streitige 
Stauhöhe  massgebend  sind,  steht  der  Rechts- 
weg offen. 

Diese  Äiifstelhing  erfolgt  TOn  Amts  wegen 
und  nur  ausnahmsweise  kann  bei  Neuanlagen 
von  Mühlen  von  dieser  abgesehen  werden 
(Bayern,  Baden,  Württemberg,  Elsass- 
Ijothringen,  Oesten'cich),  In  Preussen  ist 
die  Gesetzgebung  hiei-öber  liöchst  ver- 
schiedenartig gestaltet.  Im  (Jebicte  des 
Sreussischen  Landreohts  kann  die  Setzung 
es  Morkpfahls  auch  an  bestehenden  Uilhlen 
von  jedem  Beteiligten  zum  Schutze  der 
oberhalb  des  Staues  bcl^;enen  Besitzungen 
beantragt  werden.  Das  Verfahren  wird 
(preuss.  Zuetandigkeitsgesetz  188:-J)  durch 
vom  K reis-( Stadt-) AusBchuss  ernannte  sach- 
verständige Kommissare  geleitet.  Heber 
die  Angemessenheit  einer  vorlätifigeu  Regii- 
lienmg  entscheidet  dieser  Ercis-(Stadt-) 
Auaschuss,  welcher  auch  Streitigkeiten  da- 
nlber,  ob  die  Höhe  des  Wasserstandes  in 
rechtsverbindlicher  uud  deuilicher  Weise 
bestimmt  ist,  erstinst^iziell  zu  entscheiden 
hat.  Nach  dem  pronssisclien  Entwurf  §§ 
149  imd  151  ist  die  Stauhöhe  bei  der  Qe- 
nehmigimg  der  Stauanlage  festzusetzen  und 
zwar  über  den  hr>chsten,  und  wenn  das 
Oberwasser  auf  einer  bestimmten  Höhe  er- 
halten werden  muss,  über  den  niedrigsten 
Wasserstand  sowohl  im  Sommer  als  im 
Winter.  Nach  <ler  Absicht  des  Entwurfs 
soll  bei  der  Genchmigiuig  eine  möglichst 
genaue  Festsetzung  des  Umfangs  und  der 
Art  der  dem  Stau  berechtigten  zukommenden 
Waasernutzung  herbeigeführt  werdeu. 

In  Frankrcicli  wird  in  der  Genehmigung 
stets  die  Errichtung  eines  Aichzeichens  nach 
dem  in  dem  beti-offenden  Departement  üb- 
lichen Modell  von  der  Verwaltungsbehörde 
vorgeschrietien. 

/ai  jeder  Verändenmg  des  Aichpfahls 
muss  die  Behörde  zugezogen  werden.  Jede 
eigenmächtige  Aenderung  ist  mit  Strafe  be- 
drüiiL  Der  Merkpfalil  hat,  wenn  er  unter 
Mitwirkung  der  zuständigen  Behönle  gesetzt 
ist,  die  Bedeuhmg  eines  mit  allgemeiner 
Glaubwürdigkeit  und  Beweiskraft  ausge- 
statteten öffentlichen  Grenzzeichens  und  ge- 
nii'sst  in  Deulscliland  den  Schutz  des  g  274, 
Z.  2  R.Str.G.B. 

o)  Basohränkungen  des  Wasserbe- 
nutBungsreohts.  Das  Wassernut zniigsi-echt 
des  Möllers  ist  weitgehenden  Beschrüukungen 


unterworfen  in  Rücksicht  auf  das  öffent- 
liche Interesse  und  die  übrigen  Nutznngs- 
berechtigten  (besonders  Anlieger),  denen 
die  Ausnutzung  der  Wasserkraft  für  ihre 
Anlagen  imd  Gnindstücke  nach  Thunüchkeit 
gesicnert  bleiben  soll. 

Jedem  Wassemutzimgsberechtigten  ist  die 
Ausübimg  des  Wasserben iitziingsrechts  mir 
in  der  Weise  gestattet,  dass  dadurch  kein 
für  ein  fremdes  Onmdstück  oder  für  eine 
fremde  Anlage  scliädlicher  Rückstau,  Ueber- 
schwemmung  oder  Versumpfung  entsteht. 
Dieser  Grundsatz  ist  in  allen  neueren  Wasser- 
gesetzen ausdrücklich  anerkannt.  Auch  ge- 
meinrechtlich war  die  wichtige  Frage  des 
sog,  MiUlerrechts,  ob  der  Besitzer  des  ober- 
halb belegenen  Qnmdstücks  dem  unteren 
Müller  das  ziim  Betiiebe  der  Mühle  not- 
wendige Wasser  entziehen  dürfe,  zwar  be- 
stritten, aber  doch  überwiegend  im  Interesse 
des  Mflhlengewerbes  verneint  worden,  und 
auch  das  preiissische  Recht  schützt  die 
Mühlen  gegen  jede  Entziehung  des  zum  Be- 
triebe nötigen  Wassers, 

Das  volks^virtschaft liehe  Interesse  an 
einer  mißlichsten  Ausnutzung  der  Wasser- 
kräfte und  die  Rücksicht  auf  andere  Be- 
teiligte als  Schranke  des  Wassern utzungs- 
rechts  zeigt  sich  noch  darin,  dass  Einrichtimg, 
Erhaltung  und  Gehrauch  der  Anlagen  zur 
Wasserbenutzung  (Stau-,  Zu-  und  Ableitungs- 
anlagen, Mühlgräben,  AVaaserherde,  Gerinne) 
stets  eine  solche  sein  muss,  dass  nicht  eine 
nutzlose  Versch*endnng  des  Wassers  zum 
Nachteile  anderer  Beteiligter  stattfindet 
(Bayern,  Baden,  Oesterreich).  Da  aber  diese 
Bestimmung  bei  der  imzweclimfis.«igen  Ein- 
richtung vieler  älterer  Mühlen  nicht  aiis- 
i-eicht,  wurde  ein  Zwang  zur  Verbesserung 
des  Wassei-werkhaues .  zur  Anlage  von 
Gnmdablässen,  z.  B.  durch  zweckmässige 
Einrichtung  der  Wasserräder,  des  Gerinnes 
gesetzlieh  eingefOlirt.  so  dass  der  Besitzer 
einer  solchen  mangelhaften  Anlage,  wenn 
durch  diese  eine  Vei-schwendung  des  Wassers 
oder  eine  sonstige  Besciiädigimg  einer  au- 
dereu  Anlage  oder  eines  anderen  Grund- 
stücks veriu'sacht  wird,  die  Abändenmg  auf 
Kosten  des  Beschädigten  eventuell  imter 
Scliadejiersatzleistimg  zu  gestatten  vei^ 
pflichtet  ist  (Preussen,  Bayern,  Baden). 

Um  eine  Au^leichung  der  widerstreiten- 
den Interessen  der  Landwirtschaft  (Be- 
wässerung) und  (Mühlen-)Industrie  zu  qt- 
zielcn,  hat  man  i-iolfach  (Frankreich,  Bayern, 
Baden,  Oesterreich)  den  Verwaltungsbehörden 
das  Recht  eingeräumt,  mangels  bestehender 
Ortsgebräuche  und  Verordnungen  über  die 
Wassenorteüung  nach  Wassermenge  und 
Benutzungszeit  und  durch  andere  die 
Wasserbcnutzmig  zweckmassig  ordnende  Be- 
dingungen zwischen  den  an  aemseH)eo  Ge- 
wässer   belegenen    Wässern ngsberechtigten 
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und  Müllern  polizeiliche  Anordnungen  zu 
treffeD  vorbehaltlicii  richterlicher  Entschei- 
dung über  erworbene  Privatrechte. 

Den  Gerichten  fällt  die  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  zwischen  den  Wassemntzungs- 
berechtigten(besoiiderEÄnliegeni)anPrivatge- 
wässem  zu,  welche  bei  ihren  Entseheidun^n 
unter  Beotechtung  der  besonderen  iind  Ört- 
lichen "Verordnungen  das  Interesse  der 
Landwirtschaft  (-und  der  Industrie«,  fügt 
Art.  5i4  des  Italien,  bürgerl.  G.  hinzu)  mit 
.  der  dem  Eigenliun  —  alle  Uferanlieger 
werden  gleichsam  als  Miteigentümer  be- 
trachtet —  schiddigcQ  Achtttog  in  Einklang 
zu  bringen  haben  (Code  civil  a.  645), 

d)  Enteignung.  Die  grosso  Volkswirt' 
schaftliche  Bedeutung  einer  Äusnutzimg  der 
Triebbaft  des  Wassers  ffllirte  in  der  mo- 
dernen Gesetzgebimg,  auch  da,  wo.  nicht 
unmittelbar  ein  Öffentliches  Interesse  vor- 
liegt, zur  Anerkennung  eines  Enteignungs- 
rechts  zu  Gunsten  einzelner,  das  auch 
MOhlenbesitzern  zu  statten  kommt.  So  zum 
Anschluss  von  Stauanlagen,  indem  der  jen- 
seitige Anlieger  (an  Privat flüssen)  die  Be- 
nutzung seines  Ufers  zur  Anlage  und  zum 
Betriebe  der  Stauanlage  gestatten  miisd 
(Preussen,  Bayern,  Baden,  Hessen  Weimar). 
Ferner  behufs  Mitbenutzung  der  Stauanlage 
eines  Dritten,  die  dieser  gegen  verhältnis- 
mässige Teilnahme  an  den  Kosten  gestatten 
miiss,  sofern  die  Wasscrhonutzung  nicht 
anders  ausgeülit  werden  kann  und  uio  Aus- 
Übung  des  eigenen  Rechts  hienliur^h  nicht 
erheblich  erschwert  wird  (Baden,  Hessen). 
Endlich  kann  fremdes  unbenutztes  Wasser 
in  Ansprach  genommen  werden  zu  Gunsten 
des  Unternehmens  eines  Dritten ,  sofern 
diese  bezweckte  Benutzung  des  Wassers 
einen  überwiegenden  Nutzen  für  Landes- 
knltur  oder  Industrie  darbietet  (Bayern, 
Baden,  Hessen). 

Im  Öffentlichen  Interesse  ist  eino'Zwangs- 
enteigiiung  von  Wassemutzungsrechten  in 
vielen  Fällen  zulässig.  So  namentlich  zur 
Befriedigung  des  Wasserbedaiis  von  Ge- 
meinden (Oesterreich,  Bayern),  schlechthin 
im  IntereB.''e  der  Schiffalirt  und  Flösserei 
(Weimar),  für  Schutz-  und  Flosskoireklions- 
bauten  (Bayern,  Baden,  Hessen).  Wegen 
über\»- legend  er  Nachteile  imd  Gefahren  für 
das  Gemeinwoiil  kann  die  fernere  Bonutzimg 
einer  llflhle  zu  jeder  Zeit  untersagt  werden 
(R.-GOW.-0.  §  51,  nach  §  52  fäUt  hier  eiue 
Entschädigmig  nur  weg,  wenn  Widemif 
ohne  Entschädigung  bei  Genehmigung  vor- 
behalten wunle). 

Ohne  Eniscbädigung  kann  in  Notfällen, 
besonders  bei  Feuerebrünsten  das  Dritten 
zustehende  Wasser  in  Änspnich  genommen 
werden  (Baden,  Hessen). 

Sonst  ist  in  der  Regel  bei  derartigen 
Zwangsenteignungen  eiue  Entschädigung  zu 


gewähren,  deren   Höhe,   wenn  sie   streitig 
ist,  durch  die  Gerichte  festgesetzt  wii-d. 

In  Frankreich  kann  die  Vei-waltungs- 
behörde  die  Beseitigimg  oder  Abänderung 
von  Triebwerken  an  PrivatflOssen,  welche 
nicht  auf  einem  gesetzlichen  Titel  (Ge- 
nehmigung des  GrundheiTu  vor  1789,  mehr 
als  SOjähnger  Bestand  vor  1789,  behördliche 
Genehmigung  nach  1789)  benihen.  ohne  Ent- 
schädigung anordnen. 

Die  Beseitigimg  und  Aenderung  der  an 
öffentlichen  Flüssen  errichteten  Triebwerke 
kann  von  der  Verwaltungsbehörde  im  öffent- 
lichen Interesse  jederzeit  verfügt  werden, 
da  die  Genehmigung  in  diesem  Falle  nur 
als  auf  Duldung  beruhend  angesehen  wird. 

In  Elsass- Lothringen  ist  dagegen  jetzt 
gemäss  §  52  R.-Gew.-0.  Entschä<liguug  zu 
gewähren.  In  Baden  ist  der  Vorbehalt  der 
Nichtentschädigun^  hei  Genehmigimgen  zur 
Benutzung  öffentlicher  Gewässer,  die  aus 
Gründen  des  öffentlichen  Interesses  nur 
widomiHich  erteilt  wird,  ein  gesetzlicher. 
-  e)  SobUfmOhlen.  Diese  unmittelbar 
in  den  Fliiss  gesetzten  Mühlen  sind  dem 
Sehiffahrtsverkelir  sehr  hinderlich  und  in- 
folgedessen einer  strengen  ström  polizeilichen 
Aufsicht  unterstellt. 

Bei  der  Genehmigung  wenlen  daher  in 
der  Regel  die  zum  Schutze  der  Schiffahrt 
und  fremder  Wasserten utzungsrechte  zu  be- 
obachtenden Vorsichtsmaasregeln  über  Art 
der  Befestigung,  Entfernung  vom  Ufer,  Äns- 
landziehen  bei  Gefahr  des  Hochwassers  und 
Eisgangs  als  Bedingungen  auferlegt. 

Nach  der  Rheinschiffahrtsakle  (Art.  30) 
sollen  Konzessionen  zu  neuen  Schiffmflhlen 
im  Rhein  fortan  nicht  mehr  erteilt  werden. 

4.  Windmühlen.  Diese  bieten  geringes 
juristisches  Interesse.  Für  ihre  Errichtung 
ist  keine  Konzession,  nur  eine  baupolizeiliche 
Genehmigung  erforderlich.  Die  höheren 
Verwaltungshehörden  können  aber  nach  §  28 
Ge  w.-O.  durchPoli  iiei  verord  nung  vorech  reiben, 
welche  Entfernung  bei  Errichtung  von  durch 
Wind  bewegten  Triebwerken  von  benach- 
barten Grundstücken  und  von  öffentlichen 
Wegen  innezuhalten  ist 

Die  von  den  älteren  Juristen  vertretene, 
von  den  neueren  aber  wieder  aufgegebene 
Auffassimg,  welche  1.  14  §  1  Cod.  3,  34  (Ver- 
bot, der  Tenne  des  Nachbars  den  Luftzug 
zu  benehmen)  auch  auf  Windmühlen  aus- 
dehnte, hat  auch  ins  preuss.  Landrecht  (11, 
15  §  247)  Eingang  gefunden,  indem  tlieses 
verbot,  Windmühlen  durch  Anpflanzung  hoher 
Bäume  den  nötigen  Wind  zu  entziehen. 
Dieser  Schutz  wurde  durch  ein  Gesetz  von 
1819  auf  die  damals  schon  bestehenden 
Windmühlen  eingesciuänkt. 
Lttteratnr:  Schröder,  Lehrbuch  der  deutichen 
RfehUgrtchlfhU,  S.  Aiifi.,  1898.  —  Lamprecht, 
Deiitiche*    WirUehafMfbtn    im   MitletaUer,    1SS6, 
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Bd.  I,  !,  S.  16,  SS4 ;  I,  2,  S.  SS9.  —  Gengler, 
DeuUrhe    StadtreekU-Allertümer,    ISSi,    f.   XIII. 

—  DU  beim  Art.  Bta/Uternng  nnd  Bf 
viätifriingfTrcht  oben  Bd.  IJ,  S.  793  aage- 
jahTten  Werkt.  —  Femrr.-  SekllUttg,  Handbuch 
de»  JUühlenreehtt,  JSi9.  —  C.  O.  SchiCMfr,  Die 
Koaßikte  der  Wauer/uhrt  au/  den  Flüttea  mit 
dem  Matehinenbetrieb,  1847.  —  MarbaeK,  Art. 
Xäblenrechl  ia  Weiikei  SeehUlerihin,  Bd.  VII, 
S.  iS6p.  —  Sehenfeel,  Art.  JUabtenrecAt  in 
V.  Hnltirndorf/i  SeeltUlejikon,  Bd.  11,  S. 
808.  —  O.  Meyer,  Lrbrbueh  de»  deultchen 
Venraltvngirechtet,  189S,  Bd.  I,  S.  -M5/.  — 
Loening,  LeArbtieli  der  detUechen  VervraÜungi- 
rechin,  IS84,  S.  186/.,  493  f.  —  O.  Mayer, 
Art.  KSlauanlagen«  in  v.  Stengele  WSrterb. 
da   deulichen   Vmralluagireehttt,   II,   S.  SS9ff. 

—  V.  Sat^ey,  Da»  öffendiehe  Beeht  und  die 
Vervallungipßege,  ISSO,  H.  SBd  ff.  —  Demburg, 
Lehrbueh  des  preiign>cAo»  Pn'vairerAlt,  2894, 
Bd.  I,  §i  S4I,  SSe.  —  V.  Soth,  Bayeritehei  Civil- 
rerbt,  S.  Aafi.  bei.  ron  Becher,  1898,  Bd.  II, 
8.  .ibt.,  S.  298/.  —  r.  Seidel,  Bayeritchee 
StaaUreekt,  1898,  Bd.  III,  S.  266 ff.  —  NAf, 
Dm  Waiierrcchl  i*m  ilrotihenoglura  Baden,  1883. 

—  Seherer.  Das  rhriniteke  Cidlrccht,  g.Aufi.. 
1891,  II,  S.  i69ff.  —  Feyrer,  Da*  Bilerreieh. 
Watierrechl,  f.  At^.  ron  e.  Ptyrer  und  Grou- 
mann,  1888.  —  J>e  BuffoH,  Dft  vtiiie»  nir  leg 
mar»  d'eau,  1874,  ^  ''»'■  —  iMurent,  Fnncipo 
de  droit  cicil,  t.  VI,  1871,  S.  ISff,  254  f.; 
t.  VII,  J87S,  S.  aoaff.  —  Baumert,  Au/täoe 
<tui  dem  Watierrechl,  Ilrfi  1,  1S8S.  —  Vor- 
trhUlge  ßlr  VerbenerHng  dei  deutecken  Watter- 
reehli,  a«fge»telH  vom  Sonderatutchuite  für 
WaaaerreehlfDeutecheLnndicirUeliaflii-OetclUchafi, 
LandeiknlluT-Ablrilang),  Berlin  1302. 

Eduard  Rotenthai. 


mailer,  Adam  Heinrich, 

Ritter  von  Nittcndorf,  geb.  in  Berlin  am 
VI.  1779,  getit.  am  17. 1. 1829  in  Wien,  gtndierte 
in  Göttingen  RechtawiaaenBchnft.,  trat  1805  ii 
Wien  znm  Katboliziamus  über  nnd  knüpft» 
durch  seinen  Freund  Fr.  v.  Gentz  Beziehungen 
zu  Hettemich  an.  In  den  Jahren  1806  9  war 
er  in  Dresden  mit  der  Staats  Wissenschaft  liehen 
Ausbildung  des  I'rinzen  Bernhard  von  Saiht 
Weimar  betraut.  Dem  öaterreichiseben  Haupt- 
quartier attachiert  ging  er  1815  als  Regiemngs- 
rat  mit  Kaiser  Franz  nach  Paris.  Im  nächsten 
Jahre  wirlite  er  üffentlicb  als  österreichischer 
Generalconsul  und  GeschäCtstrtlger,  im  geheimen 
als  Spion  Hettemichs  an  den  HüFen  von  Anhalt 
und  Schwarzbnrg  in  Leipzig.  1820  wurde 
von  Franz  II.  geadelt,  1827  siedelte  er  ganz 
nach  Wien  llber.  wo  er  ständiger  Mitarbeiter 
in  der  geheimen  iStnatskanzlei  wurde.  An  den 
Karlsbader  and  Wiener  Slinisterialkonferenzen 
nahm  Hüller  im  Stabe  Hettemichs  hervor- 
ragenden Anteil, 

Müller  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen  Schriften  a)  in  Ruehform:  Elemente 
der  Staatskniist.  Oeffentliche  Vorlesungen  vor 
Sr.  Durchlaucht  dem  Prinzen  Bernhard  von 
Sachsen- Weimar  und  einer  Versamminng  von 
Suatsmfinnem  und  Diplomaten  etc..  3  Teile, 
Berlin  1809.  —  Von  der  Idee  des  Staates  nnd 
ihren  Verbältnissen  zu   der  populären   Staats- 


theorie,  Dresden  1809.  —  Vorlesungen  über 
Friedrich  IT,  und  die  Natnr,  Würde  und  Be- 
stimmung der  preussiBchen  Monarchie,  Berlin 
1810.  —  Die  Theorie  der  Staats  haushält  ang  und 
ihre  Fortschritte  in  Deutschland  und  England 
seit  Adam  Smith,  2  Bde.,  Wien  1812.  —  Ver- 
mischte Schrift«n  ttber  Staat,  Philosophie  nnd 
Kunst,  2  Bde.,  ebd,  1812;  2.  Aufl..  1817.  — 
Versuch  einer  neuen  Theorie  des  Geldes  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  Grossbritannien,Leipii^ 

1810.  —  Die  Fortschritte  der  nationalökonomi- 
;heu  Wissenschaft   in  England,   ebd.   1817.    — 

Von  der  Notwendigkeit  einer  theologischen 
Qmadlage  der  gesamten  Staats  Wissenschaften 
und  der  Staats  Wirtschaft  insbesondere,  ebd.  1819. 
—  Die  Gewerb^olizei  in  Beziehung  anf  den 
Landban,  ebd.  1^,  —  Müller  war  Herausgeber 
der  Schritt:  Die  Fortschritte  der  nationalöko- 
nomischen Wissenschaft  in  England  während 
des  laufenden  Jahrhunderts,  Bd.  I  (einziger), 
Leipzig  1817.  Eine  unvollendet  gebliebene  Ge- 
samtausgabe seiner  Schriften  erschien  u.  d.  T. : 
Adam  v.  Müller,  Gesammelte  Schriften,  Bd.  I 
(einziger),  München  1839. 

b)  in  Zeitschriften:  1)  im  Archiv 
fflr  Geographie^  herausge^ben  von  Hor- 
majT,  Wien:  Idee  eines  ataata wissenschaftlichen 
Seminars  für  die  österreichischen  Staaten.  Jahrg. 

1811,  Septemberheft.  —  Von  den  Vorteilen  der 
Errichtung  einer  Nationalbank  für  Oesterreich, 
Jahrg.  1811,  Oktoherheft.  —  2)  im  Deutschen 
Museum,  hrsg.  von  Fr.  v,  Schlegel,  Wien: 
Agronomische  Briefe,  Jahrg.  1812,  —  3}  im 
Staatsanzeiger,  Leipzig.  (Dieses  von  ihm 
1816  gegründete  litteransoh-politische  Blatt  er- 
schien unter  seiner  Redaktion  nur  bis  sata  Jahre 
1818,  wo  es  einging.)  Darin  u.  a.  in  Heft  11; 
Sendschreiben  an  Herrn  v.  Hailer.  (Müller  er- 
klart darin  die  Gegner  der  Hallerschen  Restau- 
rationstheorie für  Atheisten.) 

Müller  hat  die  rein  individnal ist i sehe  Na- 
tionalreichturastheorie des  Smithianismns,  welche 
sich  auf  Produktion  and  Eapitalisation  der  Wert- 
massen  besi'brtinkt ,  mit  Geschick,  wenn  such 
nicht  mit  Erfolg  angegriffen;  das  Ausbleiben 
des  letzteren  beruht  im  wesentlichen  auf  Ver- 
quickung  des  Entwiekelungsganges  seiner  Theorie 
mit  ScnUgwürtem  der  romantisch  -  feudalen 
Schule,  religiösen  Voraussetzungen  katholi- 
gierender  Richtung  und  Schelliiigschea  Philo- 
sopbemen,  welche  den  gesunden  Kern,  der  in 
seinen  Ausführungen  liegt.  Übersehen  lafuten. 
Dass  die  Reich  tum  ssubstanz  sich  nicht  nur  ans 
materiellen  Produkten  zusammensetzen ,  daes 
auch  geistige  Potenz  und  Nationalkraft  darin 
eingeschlossen  sein  soll,  ist  eine  wirtschaft-»- 
psycbologisch  berechtigte  Forderung,  dass  bei 
Messung  eines  immateriellen  Nationalfonds  sich 
lediglich  ideelle  und  inkommensurable  Wert- 
faktoren ergeben  würden,  ist  aber  nicht  weniger 
richtig.  Auch  ist  es  wohl  kaum  anfechtbar, 
dass  nur  die  SochgOterschaffung  den  einzelnen 
Froiluktionsländem  ihren  nationalen  Charakter 
aufprägt,  während  die  wirtschaftliche  Sehnlnng, 
Organisations-  und  Verwaltungskraft,  welche 
den  materiellen  Reichtum  zusammenhält ,  ein 
internationales  Gemeingut  aller  Knltnrstaaten 
ist,  de.-isen  Anshildnng  mehr  oder  weniger  Tun 
der  Machtstellung  der  materialen  Güterwelt  der 
einzelnen  Länder  abhängt.  Dass  Adam  SmiUi 
aber  die  mechanische  uud  materielle  Beband- 
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long  der  ge.uellscbKftlicben  Znstande  nicht  hinaus- 

fekommen  ist,  findet  in  der  sozialen  Likee  des 
naelreichs  jener  Zeit  seine  Erklämng,  Arneiter- 
wohlfahrtseinriclitnneen  existiert«n  ttberhonpt 
in  dem  dAmaligeu  England  noch  nicht;  auch 
ein  Bedürfnifi  nach  jener  immateriellen  Oüter- 
pflege,  der  Adam  Müller  so  aalbnngs volle  Tiraden 
widmet,  war  bei  dem  produktiven  Teile  einer 
Bevölkerung,  die  zur  Hälfte  ans  Analphabeten 
bestand,  absolut  nicht  vorhanden,  und  för  eine 
„Vereinigung  des  Weltmarktes  mit  der  Welt- 
kirche",  wofür  Müller  ebenfalls  schwärmt,  hatte 
weder  der  britische  HandeUstand  noch  die 
Episkopalkirche  das  geringste  Verstfindnis.  Nach 
Müllers  Definition  soll  der  Staat  eine  innige 
VerbindnuK  des  gesamten  physischen  und 
geistigen  Bedürfens,  dea  gesamten  inneren  und 
äusseren  Lebens  einer  Kation  EU  einem  grossen , 
energischen  anendlicb  bewegten  und  lebendigen  ' 
Ganzen  sein,  van  dem  das  einzelne  Individnam 
als  nicht  IQgbar  gedacht  wird;  und  diesem,  ans 
einer  Verschmelzung  der  politischen  Frincipien 
des  griechischen  und  römischen  Altertums  mit 
denen  des  Mitteialtem  geformten  Ideal  eines 
Staates  war  von  ihm  die  Aufgabe  zugedacht, 
die  ethische  mit  der  materiellen  Güterwelt  zu 
verbinden.  In  die  VerwirKlichnng  dieses  er- 
habenen ,  ans  Burkes  Studium  dem  Schüler 
Mett^michs  eingegebenen  Gedankens  ist  der 
moderne  Staat,  wenn  anch  nicht  im  Hüllerschen 
Geiste  und  eigentlich  nur  seiner  Selbsterhaltung 
we^n ,  zunächst  als  humanistischer  Mittler 
zwischen  Arbeit   und   Kapital,    als  Beförderer 


I  Müller  empfohlene  Konservierung  .  . 
produktiven  Elementes  für  kommende  Ge- 
schlechter angebahnt  erscheint.  Auch  die  Ar- 
beits teilungstbeorie  Smiths  wird  von  Müller 
angefochten,  da  ihre  Abhängigkeil,  vom  Kapital 
nur  ungenügende  Würdigung  gefunden,  anch 
der  Grundsatz  des  nationdeu  Zusammenwirkens 
der  Arbeit,  der  Arbeits  Vereinigung,  ohne  welche 
die  Teilung  vom  National  kapital  nichts  übrig 
lassen  würfe,  nur  von  Smith  gestreift  ist.  Auf 
einer  volkspsychologisch  sehr  nchtigen  Annahme 
beruht  seine  Anschauung,  dass  Selbstgefühl  und 
kräftige  Lebensweise  einer  Nation  die  Garantie 
für  Erzengimg  gediegener  nnd  ge  schmeck  voller 
Waren  eigener  Erfindung  bieten,  während  ein 
schwaches  oder  noch  unfertiges  Volk  die  Modelle 
ZU  seiner  industriellen  Produktion  vom  Auslande 
entlehnt.  Der  erweiterte  Kollektiv  begriff  des 
gesamten  beweglichen  Vermögens  der  Gesell- 
schaft ist  MUller  das  Geld,  das  als  MasasUb 
aller  wirklichen  Werte  die  alten  Bechts-  und 
Dienstverhältnisse  durch  sein  Uebergewicht  illu- 
sorisch und  die  Staats  Wirtschaft  zu  einer  vom 
Geldmarkt  beherrschten  Geld  Wirtschaft  gemacht 
hat,  was  Müller  als  Anhänger  der  mittelalter- 
lichen Feudal-  und  Naturalwirtschaft  natürlich 
beklagt.  _____ 

Vgl.  über  Müller:  Krug,  Die  Staats- 
wissenschaft  im  Hestaurationsprozesse  der  Herren 
V.  Haller,  Adam  Müller  und  Konsorten,  Leipzig 
1817.  —  V.  ßentz,  Oekonomisch ■  politische 
Fragmente:  1)  Gegen  Adam  Müller  in  der  Frage 
über  die  Wirkung  dea  Geldes;  2]  Ueber  das 
Steigen  der  Preise  iu  den  letzten  öO  .Jahren. 
Mit  Bezug  nuf  einen  Aufsatz  in  Müllers  „Staats- 


i840,  Heft  3,  S.  73ff,  —  Brttggemann. 
Der  deutsche  Zollverein  und  das  Schulasystem, 
Berlin  184Ö,  S.  ö3ff.  —  Hildebrand,  Die 
National ükonoraie  der  Gegenwart  nnd  Zukan^, 
Bd.  I  (einziger),  Frankfurt  a.  M.  1818,  S.  63  ff. 
—  Knie»,  Die  politische  Oekonomie  vom  Stand- 
punkte der  geschichtlichen  Methode,  Braun- 
schweig 1863,  S.  22  ff,  —  ß.  V.  Mo  hl,  Ge- 
schichte und  Litteratnr  der  Staatswissenschaften, 
3  Bde.,  Erlangen  1855/68,  Bd.  I,  S.  254,  Bd.  UI, 
S.  379.  —  Briefwechsel  zwischen  Fr.  v.  Genta 
und  A.  H.  Müller,  Stuttgart  1857.  —  Kautz, 
Theorie  und  Geschichte  der  Nationalükonomik, 
Bd.  II,  Wien  1860,  S.  692,93.  -  Wagener, 
Staats-  nnd  GeseUschaftslewkon,  Bd.  XIIi;  BerUn 

1863,  S.  776  ff.  —  Bluntschli,  Geschieht«  dea 
allgemeinenStaatsrecbts  nnd  der  Politik,  München 

1864,  S.  5ü2ff.   —  Roflcher,  Die  romantische 
Schule   der   Nationaläkonomik  in  Deutschland, 


dem  19.  Jahrhundert,  Bd.  I,  2.  Aufl.,  Regens- 
burg 1872.  —  Roseber,  Geschichte  der  Hat, 
München  1874,  S.  698,.'99,  762,73  u.  ö.  —  Knies. 
Die  politische  Oekonomie  vom  geschichtlichen 
Standpunkte,  lirannschweig  1883,  3,  27!»  ff.  — 
M is  c h  1  e r ,  A, H. Müller,  in  Allgemeine  deutsche 
Biographie",  Bd.  XXII,  Leipzig  1885,  S.  501  ff. 
—  Encj-clopaedia  Briiannica,  9.  Anfl.,  Bd.  XI5, 
London  1885,  S.  388. 

lAppert. 


MftnEbiuid 

(lateiuischer). 
Mit  dieBem  Namen  bezeichnet  man  den 
durch  die  Koaventlou  vom  23.  Dezember 
18C5  gegründeten  Münzverein  auf  Gnindlage 
des  Frankengystenis,  dem  Frankreich,  Italien, 
Belgien,  die  Schweiz  und  (seit  1868)  Griechen- 
land angehören.  Spanien  imd  andere  Staaten 
prägenMünzen  nach  demselben  Fusse,  gehören 
aber  dem  Bunde  nicht  an.  In  den  vier  erst- 
genannten Staaten  war  die  Franken wähning 
in  übereinstimmender  Form  und  mit  dem- 
selben WertverhaituiszwiechenGoldundSil  her 
beim  Absclüusa  des  Vertrags  sclion  in  Gel- 
tung, nur  hinsichtlich  der  silbernen  Scheide- 
münzen bestanden  Verschiedenheiten,  deren 
Beseitigung  mit  zu  den  Zwecken  der  Kon- 
vention gehörte.  Die  Hauptbeatimmungen 
derselben  sind  folgende:  öoldmflnzeii  dürfen 
nur  in  Stöcken  von  100,  50,  20,  10  und  5 
Fi'ancs,  Sübercourantmünzen  nur  in  Fünf- 
franken  stocken  geprägt  werden,  und  für  alle 
Münzen  gut  ausschliesslich  der  bisherige 
französische  Fuss;  die  öffentlichen  Kassen 
jedes  Staates  nehmen  die  goldenen  imd 
silbernen  Courantmünzen  der  anderen  Ver- 
tragsstaaten unbeschränkt  an  wie  die  inl&n- 
diachen,  solange  die  goldenen  nicht  mehr  ■ 
als  ','a,  die  subernen  nicht  mehi  als  1  "io 
unter  dem  gesetzliehen  Gewichte  (nach  Ab- 
zug des  Remediums)  stehen   oder   ihr  Ge- 
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prfige  nicht  verBchwunden  ist  Als  Bilberoe 
ScheidemtlnzeD  werden  geprägt  Stücke  von 
2,  1,  i/a  und  ''s  tVanra  mit  der  Feinheit 
**°/i««  (während  die  Füuffrankenstüeke  »^/iw» 
fein  sind).  Dieselben  müssen  von  den  Re- 
gierungen, die  sie  ausgegeben  haben,  einge- 
Bcbmolzen  werden,  wenn  das  Gewicht  ö  °io 
oder  mehr  verloren  hat  oder  das  Gepriige 
verschwunden  ist.  Jede  Regierung  ve 
pflichtet  sich,  den  Privatpersonen  und  di 
ßftenthchen  Kassen  der  mitkontrahiei'enden 
Staaten  die  von  ihr  ausgegebenen  Silber- 
scheidemüDzeti  in  Summen  von  wenigstens 
100  Francs  gegen  einen  gleichen  Nominal- 
betrag in  CoiirantmDnzen  umzutauschen,  und 
diese  Verpflichtung  bleibt  auch  zwei  Jahre 
nach  Ablauf  des  Vertrages  noch  in  Kraft 
Die  Prägung  von  Silbei-scheide münzen  darf 
in  jedem  Staate  nicht  mehr  als  6  Kranes 
a<if  den  Kopf  der  Bevölkening  betragen. 
Die  ^setzliche  Zahlungskraft  derselben  ist 
für  die  Einwohner  des  Staates,  der  sie  ge- 
prSgt  hat,  anf  die  Simtme  von  50  Francs 
beschränkt,  fUr  die  öffentlichen  Kassen  dieses 
Staates  unbeschränkt,  ffir  die  Kassen  der 
anderen  Staaten  lUO  Francs.  Der  Vertrag 
sollte  giltig  bleiben  bis  zum  1.  Januar  1880 
und,  wenn  er  nicht  ein  Jahr  vorher  gekiin- 
digt  würde,  stillschweigend  immer  auf 
weitere  15  Jahre  in  Kraft  bleiben. 

Vertragsmässig  haben  also  die  Couranf- 
mlinzeu  jedes  Staates  im  Gebiete  der  übri- 
gen nur  Kassenkurs,  doch  hatten  die  fran- 
zösischen groben  Münzen  schon  vor  dem 
Vertragsschi ussc  in  Italien  und  der  Schweiz 
landesgesetzlieh  unbeschränkte  Zahlungskmft 
erhalten,  und  thatsächlich  wurde  auch  in 
Frankreich  im  Verkelir  kein'  Unterschied 
zwischen  den  inländischen  und  den  Münzen 
der  übrigen  Vertragsländer  gemacht  Auch 
die  Bank  von  Frankreich  nahm  die  letzteren 
ohne  weiteres  an,  bis  gegen  Ende  des 
Jahres  1873  die  Entwertung  des  Silbers 
(8.  d.  Art.)  anfing,  sich  füldbar  zu  machen. 
Jetzt  traten  ernstliche  Schwierigkeiten  für 
den  Mflnzbund  ein:  die  Bank  von  Frank- 
reich weigerte  sich,  fernerhin  fremde  Fflnf- 
frankenstücke  anzunehmen,  in  Belgien  wurde 
am  20,  Dezember  1873  die  Annahme  von 
Silber  bei  der  Münzstätte  eingestellt,  und 
allgemein  entstand  die  Furcht  vor  einer 
Ueberflutung  mit  Silber.  Durch  eine  Zusatz- 
konvention  vom  31.  Januar  1874  wurde  da- 
her die  Prägung  von  Courantsil bormünzen 
filr  das  laufende  Jahr  beschränkt  und 
zwar  für  Frankreich  auf  60  Jßllioncn  Francs, 
für  Belgien  auf  12  Millionen,  für  Italien  auf 
40  Millionen  (ausser  20  Millionen  >'rancs 
für  den  Bescrvefonds  der  italienischen 
National  bank),  ffir  die  Schweiz  auf  8  Milli- 
onen Francs.  Die  am  31.  Dezember  1873 
ausstehenden  Bons  de  Tllonn^ue  sollten  auf 
diese    Beträgo   angeredinet    wei-den.     Die 


Bank  von  Frankreich  verpflichtete  sich  nun- 
mehr, wieder  zunächst  auf  ein  Jahr  dio  nicht- 
franzOsischen  Fünf  franken  stücke  anzunehmen. 
Auf  einer  abermaligen  Münzkonferenz  wurde 
am  '),  Febniar  ]87."i  festgesetzt,  dass  nach 
Wunsch  Ifaliene  jeder  Staat  in  diesem  Jahre 
ein  Viertel  mehr  als  das  vorjährige  Kontin- 
gent an  Sübercourantmilnzen  prägen  dürfe. 
Griechealand,  das  mit  der  effektiven  Ein- 
führung dos  neuen  MQnzsystems  nur  lang- 
sam vorrückte,  erhielt  ebenfalls  einen  Anteil 
von  5  ]^fillionen  Francs,  so  dass  die  zidfissige 
Gesamtsumme  also  155  Millionen  Francs 
betrug.  Für  da-s  folgende  Jahr  wurde  (am 
3.  Februar  1876)  das  ganze  Kontingent  mit 
Einschluss  von  12  Millionen  Francs  für 
Griechenland  weiter  auf  120  Millionen 
herabgesetzt,  wobei  auf  Frankreichs  Anteil 
nur  54  Millionen  tVancs  kamen.  Jeder  Staat 
war  befugt,  für  das  Jahr  1877  die  Hälfte 
seines  Kontingents  für  187Ö  im  voraus  in 
Münzscheinen  auf  Silber  auszugeben.  Im 
Juni  1876  kam  in  Frankreich  ein  Gesetz 
zu  Stande,  das  die  Regierung  autorisierte, 
durch  Dekret  die  Prägung  von  silbernen 
FOnffran kenstücken  zu  suspendieren,  und  in 
Belgien  vnirde  das  schon  1S73  in  gleichem 
Sinne  erlaasene  Gesetz  zum  zweiten  Mal  in 
seiner  Dauer  verlängert.  Frankreich  liess 
nun  in  der  That  nur  noch  die  für  1877  in 
Aussicht  genommenen  27  Millionen  prägen, 
Belgien  verzichtete  auf  das  ihm  zustehende 
Silberkontingent,  und  dio  Schweiz  hatte  schon 
1875  nicht  mehr  prägen  lassen.  Nur  Italien 
fuhr  mit  seinen  Silberausmflnzungen  auf 
Rechnung  des  Staates  fort. 

Am  5.  November  1878  wnude  zwischen 
den  fünf  Staaten  eine  neue  Konvention  ab- 
geschlossen, durch  welche  der  Münzbund 
vom  1.  Januar  1880  ah  anf  6  Jahre  verlän- 
gert wuide,  mit  der  weiteren  Bestimmimg, 
dass  der  Vertrag  immer  stillschweigend  von 
Jahr  zu  Jahr  in  Kraft  bleiben  solle  bis  ein 
Jahr  nach  seiner  Kündigung,  was  eine  we- 
sentliche Abweichung  von  den  entsprechen- 
den Abmachungen  von  186.3  bildet.  Man 
dachte  audi  schon  an  die  Möglichkeit  einer 
Auflösung  des  Bundes,  und  Frankreich  und 
Belgien,  letzteres  namentlich  mit  Rücksicht 
auf  die  in  Italien  bestehende  Papiergeld- 
wirtschaft, beantragten  die  Beifügung  einer 
>Liquidationsklausel<i,  die  aber  von  Italien 
lebhaft  abgelehnt  und  schliesslich  auch  nicht 
aufgenommen  wurde.  Besonders  wichtig 
aber  war  die  Bestimmung  des  Alt.  9,  nach 
welcher  die  Ausprägung  von  silbernen  Fünf- 
frankenstflckeu  =  provisorisch«  suspendiert 
wird  und_  nur  wieder  aufgenommen  werden 
kann,  wenn  alle  beledigten  Staaten  ihre  Zu- 
stimmung geben.  Nur  Italien  erhielt  w^pn 
seines  noch  immer  grossen  Vorrates  an 
älteren,  namentlich  bourbonischen  Silbei^ 
münzen,  das  Zugeständnis,  noch  wettere  20 
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MillioneD  Francs  in  FünffranJfeoBtflcken  zu 

S ragen.  Der  Antrag  Italiens  und  der  Schweiz, 
en  Courantmünzen  aller  Verein sstaaten  all- 
gemein gesetaliche  Zahiungskraft  zu  verleihen, 
■wie  es  in  jenen  Ländern  geschehen  ist,  wurde 
von  Franki'eich  abgelehnt,  aber  die  Bank 
von  Frankreich  verpflichtete  sich  wieder,  die 
nicht  französischea  Fünffrankenthaler  anzn- 


In  den  nächsten  Jahren  gestalteten  sich 
die  Aussichten  des  Silbers  immer  ungünsti- 
ger, was  namentlich  die  Schweiz  beun- 
ruhigte, die  ihrerseits  nur  8  Millionen  Francs 
in  Fünffrankenatücken  hatte  prägen  lassen, 
während  wenigstens  das  Zehnfache  dieser 
Summe  in  Silbercourantmünzen  der  übrigen 
Vereinsstaaten  in  ihrem  Gebiete  in  Umlauf 
■war.  Was  sollte  mit  dem  Silber  geschehen, 
wenn  der  Mflnzbund  sich  auflöste  und  etwa 
in  Belgien,  wie  dies  dort  von  vielen  ver- 
langt wurde,  die  GoldwSÜinmg  eingeführt 
und  die  Fünffrankenstttcke  z\i  einer  Art  von 
höherer  Scheidemünze  gemacht  würden? 
Gerade  die  grosse  Summe  des  von  Belgien 
geprägten  Courantsilbers  (von  1860  bis  1878 
allein  SW  Millionen  und  vorher  schon  I4ij 
Millionen  Francs),  von  dem  wahrscheinlich 
der  grösste  Teil  sich  in  Frankreich  und  der 
Schweiz  befindet,  musste  besondere  Bedenken 
erregen.  Daher  entsohloss  sich  schon  im 
Frühjahr  1884  der  schweizerische  Bundesrat 
zur  Kündieimg  des  Vertrages,  erklärte  aber 
auch  seine  Bereitwilligkeit,  an  Verhandlungen 
zur  Erneuerung  desselben  teilzunehmen. 
Die  neue  Münzkonfei'enz  trat  erst  am  20. 
Juii  1885  in  Paria  zusammen  und  brachte, 
nachdem  im  August  eine  längere  Vertagung 
stattgefunden,  erst  am  6.  November  den 
neuen  Vertrag  zwischen  Frankieich,  Italien, 
der  Schweiz  und  Griechenland  zu  stände, 
während  Belgien,  dessen  Vertreter  sich 
schon  am  1.  August  von  der  Konferenz 
gänzlich  zurückgezogen  hatte,  erst  nachträg- 
Ecli  durch  eine  Zusatzkonvention  vom  l'J. 
Dezember  18öü  dem  Bunde  wieder  beitrat. 

Die  Hauptschwierigkeit  der  Verhandltm- 
gen  lag  in  der  Erledigimg  der  Frage  über 
die  Behandlung  des  Silbercourants  bei  einer 
etwaigen  Auflösung  des  Bundes.  Frankreich 
verlangte  kurzweg,  dass  sich  jeder  Staat  für 
diesen  Fall  verpfüchte,  seine  eigenen  Fünf- 
frankenstücke zurückzunehmen  und  den  bei 
dem  Austausche  zu  seinen  Lasten  bleibenden 
Saldo  durch  Zahlung  in  Gold  oder  Wechseln 
auf  den  guthabenden  Staat  auszugleichen. 
Belgien  dagegen  behauptete,  dass  für  den 
Staat,  der  die  Fünffrankeo stücke  geprägt 
habe,  weder  eine  reditliche  noch  eine  mo- 
ralische Verpflichtung  bestehe,  den  durch 
die  Entwertung  des  Silbers  entstandenen 
Verlust  zu  tragen.  Der  Staat  habe  durch 
seinen  Stempel  nur  das  Gewicht  uiul  die 
Feinheit    der    Münzen    garantiert ;    Belgien 


insbesondere  habe  keinen  Gewinn  an  der 
Silberprägung  gemacht,  sondern  für  das 
Publikum  und  den  Bedarf  anderer  Staaten 
geprägt.  Bei  dieser  bodenlosen  Argumen- 
tation wird  ganz  ausser  acht  gelassen,  dass 
Belgien  durch  sein  Gepräge  den  Silber- 
courantmünzen  nicht  nur  jene  Garantie, 
sondern  zugleich geaetzlieheZahlungs- 
kraft  in  seinem  Gebiete  gegeben  hat,  ver- 
möge welcher  also  jeder  Gläubiger  sie  un- 
bedingt zu  ihrem  Nennwerte  annehmen 
musste;  ebenso  hatten  sie  daduroh  bei  den 
öffentlichen  Kassen  der  übrigen  Vereins- 
staaten vertragsmässig  gesetzliche  Zahlungs- 
kraft zu  ihrem  Nennwerte  erhalten ,  was 
mindestens  die  moralische  Verpflichtung 
begründet,  diesen  Wert  aucii  autrechtzuer- 
h^len. 

In  dem  Vertrag  vom  6.  November  188i> 
wurde  {Art.  14)  die  von  Frankreich  vorge- 
schlagene Liquidation  H  klau  sei  im  Priucip 
angenommen  und  das  Nähere  über  die  even- 
tuelle Zurücknahme  der  Fünffrankeustücke 
in  einer  besonderen  Vereinbarung  festge- 
stellt. Jeder  Staat  hat  hiernach  bis  zum 
1.  Oktober  des  Jalires.  das  auf  das  Erlöschen 
des  Vertrages  folgt,  die  Silbercourantmflnzen 
des  anderen  Staates  einzuziehen.  Bis  zum 
lü.  Januar  des  folgenden  Jahres  ist  die 
Rechnung  abz  lisch  Hessen  und  jeder  Staat 
soll  von  da  ab  seine  eigenen  Mflnzeq  zu- 
rtlcknehmen  und  sie  bezahlen  in  Gold  oder 
in  FüufErankenstQcken  mit  dem  Gepräge  des 
anderen  Teiles  oder  in  Tratten,  die  in  dem 
empfangenden  Staate  in  Münzen  oder  Bank- 
noten mit  gesetzlichem  Kurs  zahlliar  sind. 
Die  Rückzahlung  kann  mit  einer  kleinen 
Zinsvergütung  in  dreimonatliche o  Teilzah- 
lungen innerhalb  eines  Zeitraumes  von 
höchstens  fünf  Jahren  erfolgen.  Für  die 
Schweiz  wurden  die  Souderbestimraungen 
aufgenommen,  dass  Frankreich  bei  Zurück- 
ziehung seiner  Fünffrantenthaler  nur  Gold 
oder  schweizerische  Fünffraukenstflcke,  je- 
doch höchstens  öll  Millionen  Francs  in  Gold 
an  die  eidgenössische  Regierung  zu  zatilen 
habe  und  dass  für  Italien  die  maximale 
Rückzahlung  in  Gold  oder  schweizerischen 
Fünffrankenstücken  20  Milhonen  und  die 
des  Maximums  der  Rückzahlung  in  bar  oder 
Tratten  30  Millionen  Francs  betragen  solle. 
Die  Schweiz  befindet  sich  somit  in  der  vor- 
teilhaften Lage,  dass  sie  bei  der  Auflösung 
des  Bundes  ohne  weiteres  die  thatsScliliche 
Goldwährung  erlangt,  da  sie,  wie  schon  er- 
wähnt, nur  wenig  Silber  geprägt  hat  und 
bei  dem  Austausche  dos  fremden  Silbers 
,wa  75  MUlionen  Francs  in  Gold  erhalten 
ürde.  In  der  Zusatzkonvention  über  den 
Beitritt  Belgiens  wurde  bestimmt,  dass 
dieser  Staat  nur  die  Hälfte  des  in  Frank- 
reichs Händen  bleibenden  Ueberschusses  an 
belgischen  Fünffranken  stücken  in  bar  oder 
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'Wechseln  zurfick zuzahlen  habe;  damit  aber 
auch  die  audrre  Hälfte  auf  dem  W^e  des 
Handels  zurOckfliessea  könne,  miisste  sich 
Belgien  verpflichten,  in  fflof  Jahren  nach 
AiiflüBTing  des  Vertraf^s  keine  Aenderung 
in  seinem  MQnzs,^'Steln  vorzunehmen  oder 
anderenfalls  auch  jenen  zweiten  Teil  seines 
Silbercouraots  einzulösen.  Zngleich  garan- 
tiert Belgien  dafür,  dass  der  ganze  in 
Fraukreieh  befindliche  Ceberschnss  nicht 
mehr  als  200  Millionen  Francs  betvage,  imd 
verpflichtet  eich,  den  etwaigen  ifehrbetrag 
einzulösen.  Der  Schweiz  gegenüber  wnrde 
das  Maximiim  der  belgischen  Rflckzahlungen 
in  Gold  oder  schweizerischen  Ffinffranken- 
etflckea  auf  6  Millionen  Francs  ang(«etzt, 
und  wenn  ein  Best  bleibt,  so  verpflichtet 
sich  Belgien  auch  nach  dieser  Seite  hin, 
sein  Hünzwesen  noch  ffluf  Jahre  nach  Auf- 
lösung des  Bundes  unverändert  zu  lassen. 
Frankreich  und  Balien  behalten  sich  vor, 
beiderseits  das  Maximum  des  ausgleichenden 
Saldos  auf  200  Millionen  Francs  zu  setzen. 
Die  belgische  Nationalbank  verpflichtet  eich, 
wie  dies  die  Bank  von  Frankreich  für  Rech- 
nung des  Staates  im  Haupt  vertrage  gethan 
liat,  fiir  die  Dauer  des  Vertrages  die  Füiif- 
frankenstücke  der  Unlonsstaaten  ebenso  wie 
die  eigenen  Laudesmünzen  anzunehmen. 
Im  übrigen  brachte  der  neue  Hauptvertrag 
keine  wesentlichen  Äendemcgen  des  frühem 
ren  Znstandes.  Die  Silberprägung  blieb 
»vorläufig«  eingestellt.  Wenn  ein  einzelner 
Staat  dieselbe  wietier  aufnehmen  sollte, 
wären  die  übrigen  berecihtigt,  ihm  seine 
FünffwinkenstiIckezurEinlösungzuzuBchicken 
und  sie  nicht  mehr  anzimehmen.  Die  Schweiz 
behÄlt  sich  für  diesen  Fall  sogar  vor,  unter 
gewissen  Bedingungen  vor  Ablauf  der  Ver- 
tragszeit auszuscheiden.  Die  Pr^ung  von  ■ 
Silberscheidemünzen  blieb  auf  6  Fi-ancs  für 
den  Kopf  beschränkt ,  jedoch  mit  der 
näheren  Bestimmung,  dass  der  Höchst- 
betrag für  Frankreicli  256  Millionen,  für 
Griechenland  ].">  Millionen,  für  Italien  182,4 
Millionen,  für  die  Schweiz  19  Millionen 
Francs  sein  solle.  Der  Vertrag  sollte  in 
Kraft  bleiben  bis  zum  1.  Januar  1891  und 
dann  stillschweigend  verlängert  werden 
bis  ein  Jahr  nach  dem  auf  die  Kündigung 
folgenden  ],  Januar.  Im  Jahre  1892 
schlössen  sich  an  die  am  22,  November  in 
Briissel  eröffnete  internationale  Münzkonfe- 
renz auch  Verhandlungen  der  Delegierten 
des  lateinischen  Münzbundes.  Als  Uebel- 
stand  hatte  sich  in  der  letzten  Zeit  nament- 
lich der  Abfluss  der  italienischen  Silber- 
echoidemflnze  nach  der  Schweiz  und  Frank- 
reich bemerklich  gemacht.  Im  Juli  1892 
wurde  in  der  Schweiz  durch  eine  besondere 
Erhebung  festgestellt,  dass  von  den  umlau- 
fenden Sil berseheidem Unzen  49  "/o  italieni- 
schen   Ursprungs    waren.     Je    mehr    das 


Goldagio  in  Italien  stieg,  um  so  starker 
wurde  die  Ausfuhr  dieser  Münzen.  "Wenn 
z.  B.,  wie  es  1893  der  Fall  war.  ein  Wechsfl 
von  1000  Francs  auf  Paris  in  Mailand  H2tl 
Lire  kostete,  so  war  es  ein  lohnendes  Ge- 
schäft, die  kleinen  Silbermünzen  im  täglichen 
Verkehr  anzusammeln,  sie  fassweise  nach 
Frankreich  oder  der  Schweiz  zu  schicken, 
den  dortigen  Korrespondenten  1 — 2''/o  Pro- 
vision dafür  zu  geben,  dass  sie  diese  Mün- 
zen in  geeigneter  Verteilung  zum  Nominal- 
wert in  Umlauf  brächten,  und  das  so  entstan- 
dene Guthaben  als  Deckimg  für  Wechsel 
zu  benutzen,  die  zu  so  hohem  Preise  ver- 
käuflich waren.  So  wimle  in  Frankreich 
im  September  1893  festgestellt,  dass  in 
einigen  südöstlichen  Departements  70  ".o 
italienische  Scheidemünzen  in  Umlauf  waren. 
In  Italien  erzeugte  das  Verschwinden  der 
kleinen  Silbermöozen  im  gewöhnlichen  Ver^ 
kehr  natörlich  grosse  Verlegenheiten,  denen 
man  zunächst  durch  Ausgabe  von  kleinen 
Papiergel dabschnitteu  sowie  von  Nickel- 
und  Brouzemflnzen  abzuhelfen  suchte.  Um 
aber  die  Missstände  in  durchgreifender  Weise 
zu  beseitigen,  beschloss  die  italienische 
Regierung,  die  Zuräckführung  ihrer  Silben 
Scheidemünzen  aus  den  übrigen  Münzbund- 
staaten zu  unternehmen.  Eine  ähnliche 
Operation  war  schon  einmal  auf  Grund  einer 
\ereinbarung  mit  Frankreich  vom  5.  No- 
vember 1878  vor  der  Valutareform  von  1881 
mit  Erfolg  durchgeführt  worden.  Dem  neuen 
italienischen  Antrag  gegenüber  zeigte  sich 
Frankreich  aber  weit  weniger  entgegen- 
kommend als  früher,  und  in  der  Presse  und 
dem  Parlament  trat  vielfach  eine  geradezu 
feindliche  Stimmung  hervor.  EKe  Saclie 
wurde  vor  eine  Konferenz  der  Münzbund- 
staaten  gebracht,  die  am  9.  Oktober  1893 
in  Paris  zusammentrat,  luid  am  15.  Novem- 
ber 1893  kam  endlich  eine  Vereinbarung 
zn  Stande.  Die  Hauptbestim  mimgen  waren 
folgende:  Frankreich,  Belgien,  die  Schweiz 
und  Griechenland  verpflichten  sich,  die 
italienischen  Silberscheide münzen  aus  dem 
Umlauf  zu  ziehen  und  an  die  italienische 
Regierung  abzuliefern.  Vier  Monate  nach 
der  Ratifikation  dieser  Vereinbarung  vei^ 
iieren  die  italienischen  Scheidemünzen  ihreo 
Kurs  bei  den  öffentlichen  Kassen  der  übrigen 
Vertragsstaaten.  Es  folgen  dann  nähere  Be- 
stimmungen über  die  Abliefenuig  der  Münzen, 
die  Bedingungen  der  von  Italien  zu  leisten- 
den Zahlungen  und  die  Zinsvci^timgeu, 
die  für  Italien  bedeutend  ungünstiger  nor- 
miert sind  als  die  von  Frankreich  im  Jahre 
1878  geforderten.  Wenn  Italien  alle  seine 
Scheidemünzen  zurückgenommen  hat  ist  es 
fernerhin  nicht  mehr  verpflichtet,  solche 
Münzen  von  den  öffentlichen  Kassen  der 
übrigen  Staaten  zur  Einlösung  anzimehmen, 
es  bleibt  jedoch  au  das  durch  den  Münz- 
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\ertrag  festgesetzte  Kontingent  von  Süber- 
Bcheidemünzen  gebiuiden.  Wenn  die  Ver- 
pflichtung der  übrigen  Staaten,  die  italieni- 
schen SilberecheidemODzen  bei  ihren  KasHen 
aozunehinen,  aufgehört  hat,  ist  jeder  von 
ihnen  berechtigt,  die  Einfuhr  dieser  Münzen 
zu  verbieten.  Andererseits  ist  Italien  be- 
rechtigt, sofort  nachdem  diese  Vereinbarung 
in  Kraft  getreten,  die  Ausfuhr  seiner  Scheide- 
münzen 7.U  verbieten.  Die  Siiberscheide- 
mUnzcn  der  übrigen  Staaten  behalten  in 
Italien  den  Kassenkurs,  jedoch  kann  jeder 
Staat  unter  den  in  dieser  Verein biiing 
festgesetzten  Bedingungen  die  Zurflckfühning 
seiner  Scheidemünzen  verlangen.  Italien 
behält  sich  vor,  anfiter  die  Wiederzulassnng 
seiner  Silberscheidemünzen  bei  den  Kassen 
der  übrigen  Staaten  zu  verlangen,  jedoch 
Irann  dieselbe  nur  durcli  Einstimmigkeit  der 
vier  anderen  Staaten  gewährt  werden.  Bis 
Ende  Februar  1895  wurden  im  ganzen 
103821  .Wl  Lire  in  Silberscheid emfinzen  nach 
Itaüeu  zurück^fühit,  für  die  11Ü61 
Lire  in  italienischer  Papierwährung  bezaldt 
werden  mussten,  was  also  einen  Verlust  von 
11,4  "/o  einschloss.  Frankreich  verbot  die 
Einfuhr  dieser  Münze  duj-oh  ein  C 
Juli  1894,  vom  Umlauf  änd  sie  jedoch  nicht 
ausgeschlossen. 

Eine  neue  Vereinbarung  der  Münzbund- 
staaten kam  am  29.  Oktober  1S97  zustande, 
durch  welche  der  Botrag  der  auszuprägen- 
den Silberscheidemünzen  um  1  Franc  für 
den  Kopf  der  Bevölkerung  erhöht  und  dem- 
entsprechend das  jedem  Staate  zustehende 
Kontingent  neu  festgesetzt  Winnie.  Dabei 
wurde  auch  der  französische  Kolonialbesitz 
mit  in  Rechnung  gebracht  imd  daher  das 
genannte  Kontingent  Frankreichs  gegen  1880 
um  130  Millionen  Francs  vermehrt,  also  auf 
386  Millionen  gebracht.  Für  Belgien  betrug 
die  Erhöhung  6  Millionen,  für  Italien  3U 
Milhonen,  für  die  Schweiz  3  Millionen. 
(iriechenland  verzichtete  auf  neue  Silber- 
scheidemünzprägun^n, bis  es  mitden übrigen 
Münzverbünaeten  in  ähnlicher  Weise  wie 
Itahen  Vereinbarungen  über  die  Zurückfilh- 
rung  seiner  vorhandenen  Scheidemünzen  ge- 
troffen hatte.  Nach  Art.  2  der  Konvention 
sollen  als  Material  für  die  neuen  Prägungen 
Fflnffrankenatücke  des  betreffenden  Landes 
verwendet  werden.  Jedoch  ist  jeder  Staat 
berechtigt,  auch  eine  Summe  von  höchstens 
3  Millionen  Francs  aus  Barrensilber  zu  iirägeu, 
imter  der  Bedingung,  dass  aus  dem  (ladurch 
erzielten  Gewinn  ein  Reservefonds  zur  In- 
standhaltung der  umlaufenden  Gold-  und 
Silbermünzen  angelegt  werde.  Von  den 
zusätzlichen  Kontingenten  soUen  im  ersten 
Jahre  höchstens  zwei  Fünftel  und  in  den 
folgenden  höchstens  je  ein  Fünftel  geprägt 
werden.  Im  übrigen  bleiben  die  Bestim- 
mungen der  Konvention   von  1885  und  der 


Zusatzakten  vom  12.  Dezember  1885  und 
vom  15.  November  1S93  in  Kraft.  Audi 
ist  die  Giltigkeifsdauer  der  neuen  Verein- 
barung die  gleiche  wie  die  der  Münzkon- 
■ention  Oberhaupt,  die  ihrerseits  seit  1891 
n  der  oben  angegebenen  Weise  von  Jahr 
;u'Jahr  verlängert  wird.  Am  l-'i.  März  1898 
wurde  auch  noch  ein  Protokoll  zwischen 
Italien .  und  den  übrigen  Müuzbundstaaten 
unterzeichnet,  in  dem  erklärt  wird,  dass 
Italien  beschlossen  habe,  während  der  ganzen 
Dauer  des  Mlinzbundes  die  Ausfuhr  seiner 
Scheidemünzen  zu  verbieten  und  in  den 
ersten  fünf  Jaliren  nach  der  etwaigen  Auf- 
lösung des  Bundes  in  seinem  MOnzwcsen 
keine  Aenderung  vorzimehmen,  durch  welche 
die  Rückkehr  seiner  Scheidemünzen  auf  dem 
Handelswege  erschwert  werden  könnte ;  da- 
gegen gestehen  die  übrigen  Re^eningen  zu, 
dass  Italien  bei  Erfüllung  dieser  Bedin- 
gungen von  der  im  Mönzvertrag  von  1885 
eingegangenen  Verpflichtung  entbunden  sei, 
innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Ablauf 
dieses  Vertrags  seine  Scheidemünzen  von 
den  übrigen  Staaten  zurückzunehmen,  es  sei 
denn,  dass  es  nach  dem  1893  gemachton 
Vorheliait  mit  seinen  Sciieidemimzen  ■wieder 
in  das  normale  Verhältuia  innerhalb  der 
Union  zurilckgekehrt  sei.  Die  übrigen 
Staaten  erhalten  ihrerseits  die  Befreiung 
von  derselben  Verpflichtung,  wenn  sie  ge- 
mäss der  VereinbiuTiog  von  1893  ihrerseits 
ihre  Scheidemünzen  aus  Italien  zuriickge- 
zogen  haben. 

Der  Mflnzbund  wird  sich  wahrscheinlich 
durch  sein  eigenes  Schwergewicht  und 
wegen  der  Schwierigkeiten  der  etwaigen 
Liquidation  noch  auf  unbestimmt  lauge 
Zeit  beliaupten,  wenn  sich  auch,  namentlich 
in  der  Schweiz,  immer  wieder  Stimmen  er- 
hoben haben,  die  seine  Kündigung  verlangen. 
Mit  Recht  weist  übrigens  das  »Jahrbuch 
für  Finanz-,  Bank-,  Transport-  und  Ver- 
sichenmgs Wesen«  von  Dr.  A.  Meyer  darauf 
hin,  dass  bei  der  gegenwärtigen  ungünstigen 
Handelsbilanz  der  Schweiz  eine  Aufhebung 
des  Münzbundes  für  diese  keineswegs  zweck- 
mässig sein  würde.  Die  Schweiz  kann  jetit 
ihre  Zahlungen  in  Frankreich  mit  Ffinffran- 
kenstücken  leisten;  nach  Auflösung  des 
Bundes  würde  ihr  zwar  zunächst  eine  be- 
deutende Summe  in  Gold  zugeführt  werden, 
aber  sie  müsste  dann  auch  ausschliesslich 
in  Gold  bezahlen  und  hei  dem  ungünstigen 
Stand  ihrer  Zalduugsbilanz  würde  ein  starker 
Abfluss  dieses  Metalls  staltfinden. 

Lttteratar:  raHeu,  L'univn  monetair«  de  la 
Franee  etc.  Le  nj/ünji'ereincc  latiii.  JUrue 
conteniporuCiie,  Ociobre  IS66.  —  JfOUltt,  Wäh- 
ruagipolilik  und  SlütiutatUlik,  Berlin  ISS4.  — 
Samberger,  Dir  Brhieluale  de»  UiieiniirAen 
MlinibutidcK,  Berlin  ISSr,.  —  Burctthardt- 
Blachoff,    Dit   laleinitche  Jluitikonvenlio»  und 
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der  inlematlonaU  BimelaUiamU,  Baiel  1886.  — 
Lfxt»,  Die  Wäkrungifrage  und  die  Prod«lcUmu- 
verhätlnitae  der  Edelmtlalit,  in  Jahrb.  /.  Ga.  «. 
Vene.  X,  188S,  ü.  l?Sff.  —  Report  from  ihe 
teleel  VommilUe  on  Depreciation  of  Siher,  1876, 
Appendix,  S.  84— SS,  92—99.  —  Conference 
ntonitairi  ealre  la  Belgiipie,  la  fhmfe  ttc. .  en, 
1878,  Parit  1878.  —  ÄdmiaiilTolion  de*  mon- 
naie*  et  Jfedatüel.  Bapport  au  minittre  de> 
finaneea,  Paris  1898,  p.  6. 

Lejcig. 


Münzscheine 

8.  Papiergeld. 


HAnzwesen. 

1.  Das  M.  im  ftllffemeinea  (8.  898).  II. 
Orieiitalisches  und  griechischea  M.  (S.  906).  III. 
Eömisches  M.  (S.  ai4).  IV.  MittelalterlJchcH 
M.  (S.  921).  ¥.  Das  M.  der  neueren  Zeit 
(S.  928). 

I.   Das  HQnzwesen   im  allgemeinen. 

1.  Arten  der  Münzen.  2.  Technisches.  3. 
Dos  Münzregal  und  dessen  finanzielle  Aus- 
nutzung. 

1.  Arteo  der  Münzeo.  Münzen  sind 
Metallstncke,  die  infi  Namen  und  nach  Vor- 
schrift des  Staates  durch  Prägung  eine  be- 
sondere Form  erhallen  liahen,  iiiu  als  Geld 
Si.  den  Art.  oben  Bd.  IV  S.  60  ff.)  zu  dienen,  luid 
eren  Wert  yoin  Staate  garantiert  ist.  Dieser 
"Wert  kann  unmittelbar  in  dem  Stoffe  der 
Münzen  dargestellt  werden  oder  mehr  oder 
weniger  auf  dem  Staatskredite  bcnilien. 
Das  erstere  gilt  insbesondere  von  den  voll- 
wertigen Edelmetallmünzeu ,  die  also  auch 
nach  dem  Einschmelzen  als  blosse  Barren 
noch  sehr  naho  denselben  Verkeiirswert  be- 
halten wie  in  geprägtem  Zustande;  einen 
Zusatz  an  Kreditwert  aber  besitzen  die- 
jenigen Münzen,  deren  gesetzlicher  Nominal- 
wert höher  ist  als  ihr  innerer  Wert,  wie  die 
in  Deutschland  noch  umlaufenden  Thaler 
seit  der  Entwertung  des  Silbers,  die  Sllber- 
sclieidemünzen  und  in  noch  höherem  Masse 
die  Nickel-  und  Kupfermünzen.  Wäh- 
rungsmünzen (auch  Courantmflnzen) 
nennt  man  diejenigen  Münzen  eines  Iiandes, 
die  in  demselben  nnbcschränkte  und  unbe- 
dingte gesetzliche  Zahlungskraft  besitzen. 
Sie  mflsseu ,  wenn  der  Zustand  des  Geld- 
wesens des  Landes  befrie<ligend  sein  soll, 
ihren  Wert  vollständig  in  ilirem  Stoffe  tra- 

f;ii  und  können  daher  unter  den  heutigeu 
ultwr Verhältnissen  nur  aus  Gold  oder  bil- 
ber  bestehen.  (S.  die  Artt.  Doppelwäh- 
rung (oben  Bd.  III  S.  237 ff.),  Gold  und 
Goldwährung  (Bd.  IV  S.  74Sff.),  Pa- 
rallelwährung, Silber  und  Silber- 
währung.)       Daher     lauft     die     »Wäh- 


rungsfragei  praktisch  darauf  hinaus,  aus 
welchem  Meüül  die  Währ ungs münzen  ge- 
prägt werden  sollen ,  aber  es  igt  nicht 
richtig  zu  sagen,  da£  eine  oder  das  andere 
Metall  sei  die  Währung,  denn  diese  besteht 
immer  aus  ganz  bestimmten  Münzen.  Die 
Forderung  der  inneren  Vollwertigkeit  der 
Währungsmünzen  wird  übrigens  noch  Immer 
in  vielen  Ländern  nicht  vollständig  erfüllt. 
So  sind  z.  B.  die  schon  erwähnten  deutschen 
Thaler,  die  silbernen  Sßnff  ran  kenstücke  der 
Staaten  des  lateinischen  Münzbundes,  die 
amerikanischen  Süberdollars  innerlich  unter- 
wertige  Wähnmgs  münzen.  Eine  Knpfer- 
währung  konnte  im  alten  Rom  bei  den 
damaligen  Preis  Verhältnissen  noch  vollwertig 
beslehen;  in  der  neueren  Zeit  dagegen  ist 
sie  (in  Schweden  und  flusslaud)  in  naher 
Verwandtschaft  mit  dem  Papiei^lde  (s.  d. 
Art.)  autgetreten. 

Scheidemünzen  heissen  diejenigen 
Münzen,  deren  gesetzliche  Zahlirngskraft  auf 
eine  bestimmte  massige  Summe  beschränkt 
ist,  Sie  sind  nur  bestimmt,  dem  kleinen 
Verkehre  oder  zur  Vollzahlung  nicht  runder 
Summen  im  grösseren  Verkehre  zu  dienen. 
Sie  werden  herkömmlicher  weise  imterwertig 
ausgeprägt  und  es  sind  daher  besondere 
Vorkehrungen  zur  Verliinderung  einer  über- 
mässigen Vermehrung  derselben  erfonlcrlich 
(s.  d.  Art.).  Münzen  mit  blossem  Kassen- 
kurs, die  also  keine  gesetzliche  Zalilungs- 
kraft  Privaten  gegenüber  haben,  aber  von 
den  öffenthchen  Kassen  angenommen  werden, 
kommen  mit  eigener  Prägvmg  des  betreffen- 
den Staates  selten  vor,  häufiger  aber  wird 
der  Kassenkurs,  sei  es  freiwillig  und  mit 
selbständiger  und  veränderhcher  Tarifiening, 
sei  es  vertragsmässig  und  mit  festem  Werte 
fremden  Münzen  gewälirt.  Letztores  gilt 
namentlich  von  den  goldenen  und  silbernen 
Couranlmünzen  und  m  beschränktem  Masse 
auch  von  den  Silberscheidemünzen  des 
lateinischen  Münzbundes  (s.  d.  Art.  oben 
S.  893  ff.)  in  den  demselben  angehörenden 
Staaten. 

Handelsmünzen  endlich  sind  solche, 
denen  der  sie  ausprägende  Staat  überhaupt 
keine  Zahlungskrait  beilegt,  die  also  nichts 
anderes  sind  als  Edelmetallstücke  mit  staat- 
licher Beglaubigung  und  Garantie  hinsicht- 
lich ihres  Gewichtes  und  Feingehaltes, 
Hierher  gehörten  die  durch  den  deutschen 
Münzvertrag  vom  24.  Januar  1807  einge- 
führten Goldkronen  (mit  einem  ticlialt  von 
lU,  bei  den  halben  5  Gramm  Feingold).  Den 
beteiligten  Staaten  war  allerdings  freigestellt, 
denselben  einen  Kassen  kui-s  beizulegen, 
dessen  Höhe  aber  höchstens  auf  sec'hs 
Monate  im  voraus  festgestellt  wenlen  durfte. 
Nur  wenige  Staaten  machten  von  dieser 
Befugnis  Gebrauch,  von  Seiten  Pretissens 
namentlich  geschah  es   nicht,   obwohl  für 
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UDgefähr  4  MiU.  Thir,  preiissische  öolrt- 
kronen  geprägt  worden  sind.  Bekannte 
Handelsmüuzen  in  Gold  sind  die  hollilndi- 
seheü  Dukaten;  auch  die  seit  1848  gepi-äg- 
ten  holländischen  Wilhelmsdor  hatten  nur 
den  Charakter  als  »Negotiepenninge«,  wäh- 
rend die  durch  das  G.  v.  (i.  Juni  187ö  ein- 
geführten Zehn-  und  Fun  fgidden  stücke 
Wälinings  münzen  siad.  Von  silbernen 
Hand  eis  münzen  seien  die  österreichischen 
Levanliner-  oder  Moria-Thercsientlialer  (mit 
der  Jahreszahl  1780)  ervi-ähnt  die  auch 
unter  der  neiien  Slönzgesetzgebnng  beibe- 
halten worden  sind  uud  hauptsäclilicli  nach 
Afrika  gehen ;  femer  die  ameiikanischen 
Trade  DoUm^  nach  dem  G.  v.  1"J.  Februar 
1873,  die  auf  Grund  des  G.  v.  3.  März  1887 
wieder  eingezogen  worden  sind.  Die  früher 
am  weitesten,  namentlich  in  Osla&ien  ver- 
breitete Handelsmünze  al>er  war  der  spa- 
nische Piaster,  an  dessen  Stelle  später  melir 
und  mehr  der  mexikanische  trat,  lu  ihren 
Heimatländern  hatten  diese  M-iInzen  übrigens 
Zahlungskraft. 

2.  TechnlBcheB.  Der  innere  Wert  einer 
Münze  hängt  ab  von  ihrem  Gewicht  (Sehrot, 
taille)  and  ihrer  Feinheit  (Korn,  titre,  loij, 
d.  h.  dem  TerliältnEa,  in  dem  Aas  Eiletmetall 
mit  nnedlem  Metall  (meistens  Knpfen  legiert 
ist.  —  Aus  Gewicht  and  Feinheit  ertriehtaicb 
also  der  Feingehalt  der  Münze.  Das  staat- 
liche Geprlige  soll  jene  beiden  Bestimmangs- 
BtDche  and  somit  auch  den  letztereu  garan- 
tieren, soweit  ee  der  Stand  der  Technik  ge- 
stattet.— Ueber  dag  römische  and  dieniittelalter- 
lichcn  Hijnzge Wichte  s.  unten  Abschnitt  111  und 
IV.  DieKülnisrheMarkbehauptetesich inDeutsch- 
land noch  in  der  ersten  USlfte  des  1!<.  Jahr- 
handerls  und  zwar  wurde  sie  bei  der  neuen 
Ordnung  des  prenssischen  GewichiKM'stenis  als 
-preuBsiscbe"  Mark  auf  2^,86Jö  Gramra  geaetzt. 
Eingeteilt  wurde  die  Hark  als  Goldprobier- 
gewicbt  in  24  Karat  zu  12  Grän,  nis  Silber- 
probiergewicht in  Iß  Lot  zu  IH  GrSn.  Als 
MUnzgewicbt  war  die  Kölner  Mark  eingeteilt 
ia  16  Lot,  64  Quentchen,  256  Pfennige,  öl2 
Heller,  4302  Eschen  und  65026  Richtpfenuige. 
In  Frankreich  wurde  nach  Einführung  de» 
me  tri  seilen  Systems  das  Kilogramm  auch 
als  MDnzgewicbt  angenommen,  und  dies  gilt 
.gegenwärtig  auch  t&t  alle  übrigen  Staaten 
des  lateinischen  Münzbnndes.  Die  deutsche 
Mllnzkonvention  von  1857  legte  das  Zollpfund 
Ton  ÖUÜ  Gramra  zu  Grunde,  das  au<:b  in  der 
Reichgmfinzgesetzgehung  anfangs  beibehalten 
worden  ist.  Duri'h  das  G.  v-  1.  Juni  lilÜU  aber 
ist  die  betveFFendc  Bestimmung  der  Mass-  und 
Gewichtsordnnng  vom  17.  Angast  1W>8  anfge- 
hoben  worden^  und  demnach  ist  jetzt  das  Kilo- 

Kamm  auch  in  Deutschland  das  Münzgewicht, 
den  neuen  Osterreichischen  und  nngariacben 
Münzgesetzen  wird  ebenfalls  nach  Kilogramm, 
in  Russtand  nach  dem  gewöhnlichen  l'fnnde,  in 
Amerika  für  Gold  nach  dem  aucli  in  England 
noch  geltenden  Troypfnnd  {373,742  Gramm,  ein- 
geteilt in  12  Unzen  (oz.)  zu  20  Pennvwight 
(dwt)  zn  24  Grains), '  für  Hilberscheidemünze 
auch  nach  Gramm  gerechnet. 


Der  Münzfuss  wurde  früher  in  der  Regel 
dadurch  anngedrUckt,  dass  angegeben  wurde, 
wieviel  Stück  der  HanptmUnze  auf  eine  feine 
Mark  kamen:  so  sprach  man  z.  B.  von  einem 
Zwölf-  oder  Vierzehnthalerfusse.  Durch  die 
Annahme  des  Zollpfandes  als  Münzge wicht 
wurde  ans  dem  Vierzehathalerfu3.se  (mit  Ver- 
nachlässigung einer  kleinen  Differenz)  ein 
Dreissi^halerfuss  und  ans  dem  24  Ve- Gulden - 
fasse  eiu  52'/t-Guldenfnss. 

Dos  Gewicht  der  Münzen  wurde  herkömm- 
licher weise  meistens  dorch  die  Angabe  be- 
stimmt, wieviel  Stück  auf  die  rauhe  (legierte 
oder  beschickte)  Mark  kommen  sollten.  Es 
hing  dies  mit  der  praktischen  Schwierigkeit 
zusammen,  die  einzelnen  MUnzen  genau  abzu- 
wägen, und  man  begnügt«  .'«ich  daher  bei  den 
kleineren  und  früher  auch  bei  den  grosseren 
Oeldsorten  damit,  dasa  das  Gewicht  ini  ganzeu 
„al  marco-'  stimmte.  Daher  war  das  „Wippen", 
d,  h.  das  Aussuchen  der  schwereren  Münzen 
aus  einer  grüsseren  Anzahl  strengstens,  wenn 
auch  vergebens,  verboten.  . 

Die  Feinheit  wnrde  in  Deutschland  bei 
Gold  durch  Angabe  der  Karat  und  Grün,  bei 
Silber  durch  Angabe  der  Lot  und  Grän  ausge- 
drückt, die  an  reinem  Metall  auf  eine  Mark 
(von  24  Karat  oder  16  Lot]  legierten  Metall« 
kamen.  In  Frankreich  entsprachen  24  Karat 
ebenfalls  dem  feinen  Golde,  and  die  Feinheit 
wurde  in  ganzen  und  halben,  vierteln, 
achteln  et«.  Karat  ausgedrückt :  das  feine 
Silber  aber  entsprach  12  Deniera  und  ein  Denier 
wurde  in  24  Graius  geteilt.  Es  war  aber  schon 
seit  dem  13.  Jahrhundert  gebräuchlich,  dass 
das  sogenannte  Argent  Ic  Roy  (Künigssiiber) 
von  ll','.i  Denier»  Feinheit  als  Normalmetall  an- 
genommen wurde,  dessen  Feinheit  dann  wieder 
gleich  12  Deniers  gesetzt  wurde.  In  der  neneren 
Zeit  wird  in  Frankreich,  Deutschland  und  den 
meisten  andereu  Ländern  die  Feinheit  oder  das 
Misehuugs Verhältnis  für  beide  Metalle  einfach 
in  Tausendsteln  ausgedrückt.  England  jedoch 
behält  noch  das  alte  System  bei,  wonach  das 
legierte  Gold  bezogen  wird  auf  ein  Troypfnnd 
Feingold  von  24  Karat  zu  4  Grains  zu  4  Quarts, 
das  legierte  Silber  auf  ein  Troyptund  von  18 
Unzen  (oz.)  zu  2Ü  Pennywight  (,dwt,). 

Da  auch  mit  den  neueren  technischen 
Hilfsmitteln  weder  eine  absolut  genaue  Justie- 
rung des  Gewichts  der  einzelnen  Stücke  noch 
eine  vollständig  genaue  Heratellung  des  gesetz- 
lichen Mischungsverhältnisses  mJJgUch  ist,  so 
gestattet  die  Gesetzgebung  in  beiden  Be- 
ziehungen einen  gewissen  Spielraum,  den  man 
ßemedium  nennt.  Prllher  wurde  das  Remedinm 
als  Vorwand  zu  einer  missbräuch  liehen  Ver- 
ringerung des  Gehalts  der  Münzen  benutzt, 
uns  selbst  in  der  neuesten  Zeit  ergab  sich  in 
Frankreich  meistens  noch  ein  jährlicher  Ge- 
winn daraus,  dass  dieser  Spielraum  absichtlich 
.ioweit  wie  möglich  nach  unten  ausgenutzt 
wurde.  Berechtigt  ist  ohne  Zweifel  hur  ein 
Verfahren,  bei  dem  zufällige  Fehler  ebenso 
leicht  nach  der  einen  wie  nach  der  anderen 
iSeit«  auftreten,  so  dasH  beim  WKgen  einer 
grösseren  Anzahl  von  Münzen  fast  genau  das 
gesetzliche  Gewicht  herauskommt.  Nach  dem 
R.G.  V,  4.  Dezember  1871  soll  bei  den  10-  und 
20-MarkstQcken  die  Abweichung  in  mehr  oder 
weniger  im  Gewicht  nicht  mehr  als  2';i"g^,  im 
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Feingehalte  nicht  mehr  als  2" ^  betrage». 
FQr  die  (jetzt  abgescbalheD)  goldenen  FUnf- 
marliHtUcke  war  uach  dem  G.  v.  9.  Juli  ItJTS 
ein  tieivichtare medium  von  4  "/oo  geVflhrt. 

Da  die  Münzen  in  dem  Lande,  wo  Hie  um- 
laufen sollen,  im  Vergleich  mit  dem  Barren- 
motall  eine  erhöhte  Nützlichkeit  heaitzeu,  so 
ist  es  nicht  unbillig,  wenn  diejenigen,  die  rohes 
Aletall  ausprägen  laswn,  die  dadarcb  eut- 
Etehenden  Koi^ten  tragen.  In  den  meisten 
LHudeni  wird  dalier  für  die  auf  Privatreeh- 
nung  Torgeuomueuen  PrUgunKen  eine  Geliitbr 
erhoben,  die  den  Fabrikationskosten  entspricht. 
In  En|;land  jedoch  werden  die  Goldmünzen 
für  Pnvatreehnnng  unentgeltücb  geprägt,  und 
diese  Unentgcltlichkeit  ist  anch  iu  den  Ver- 
einigten Staaten  durch  das  G.  T.  14.  Januar 
1875  wieder  hergestellt  worden,  nachdem  sie 
1853  aufgehoben  worden  war.  üeber  die 
Pnigungsgebühren  in  Deutschland  und  Frank- 
reich siehe  den  Art.  Gold  und  Goldwährung 
obenBd.IVS.763.  VonderPrägegebühribrassagel 
iatdereigentliebeSchlagschatz  tseigneuriage) 
wohl  zu  unterscheiden,  der  zu  der  unten  noch 
zu  besprechenden  finanziellen  Ausnutzung  des 
Uhnzrcgals  diente.  —  Da  die  Münzen  durch 
den  Umlauf  allmählich  abgenutzt  werden  und 
au  innerem  '\\'erte  einhUssen,  so  entspricht  es 
den  Anforderungen  einer  richtigen  MUnzpolitlk, 
dass  der  Staat  Für  die  Eindehuiig  det  von  ihm 
ausgegebenen  Münzen  sorge,  wenn  das  Gewicht 
derseloen  unter  eine  gewisse  Grenze,  das  Pas- 
eiergewicht,  herabgesunken  ist.  Hehr  und 
mehr  ist  auch  die  Anschauung  zur  Geltung  ge- 
kommen, dass  der  dadurch  entstandene  Verlust 
nicht  von  den  letzteren  Inhabern  der  MUnzen, 
sondern  vom  Staate  ah  Vertreter  der  (iesamt- 
heit,  in  deren  Dienst  die  Abnutzung  entstanden 
ist,  zu  tragen  sei,  und  demnach  werden  in 
Deutschland  nach  dem  MUnzgesetze  von  1871 
die  Zehn-  und  Zwanzigmarkstücke,  die  um 
mehr  als  6  Tausendstel  des  Normal  gewichte  ab- 
genntzt  sind ,  von  ileu  Üffentlichen  Kassen  zum 
vollen  Nennwerte  angenommen ,  aber  nicht 
wieder  ausgegeben,  sondern  zur  Umprä^ng 
zurückgebalten,  nötigenfalls  auch  auf  Reicbs- 
rechnung  besonders  zum  Nennwerte  eingezogen 
und  eingeschmolzen.  Bei  den  FüntmarkstUcken 
war  nach  dem  Gesetze  von  1BT3  der  grüsste  zu- 
lässige Gewichtsverlust  8  Tausendstel,  Auch  in 
Oeaterreich-Ungam  Übernimmt  nach  dem  G.  V. 
2.  August  1892  der  Staat  auf  seine  Kosten 
die  Einziehung  der  unter  das  Passiergewicht 
gesunkenen  Münzen.  Dagegen  ist  diese  Ver- 
pflichtung den  Staaten  des  lateinischen  Münz- 
bundes  durch  deren  Vertrag  nicht  auferlegt. 
Thatsächlich  zieht  jedoch  Frankreich  die  nicht 
mehr  umlanf »fähigen  Münzen  durch  Vermitte- 
lung  der  Bank  an!  Staatskosten  ein.  In  Eng- 
land werden  die  das  Passiergewicht  nicht  mehr 
besitzenden  Goldmünzen,  wenn  sie  in  die  Kassen 
der  Bank  kommen,  zerschnitten  nnd  der  letzte 
Inhaber  hat  den  Verlust  zu  tragen.  Von  Zeit 
zu  Zeit  jedoch  linden  Einziehungen  zum  N 
werte  auf  Staatskosten  sUtt,  so  seit  1889 
nächst  der  vor  der  Regierung  derKönigin  Viel 
geprägten  Münzen.  —  Die  Verlangsamung  der 
AbnntzuDg  der  Münzen  wird  als  Hanptargnment 
daEUr  geltend  gemacht,  dass  das  zu  prägende 
Gold  und  Silber  mit  unedlem  Metall  legiert 
wird.      Manche     Sachverständigen     behaupten 


indes,  dass  die  reinen  Edelmetalle  allerdings 
wegen  ihrer  grossen  Weichheit  die  Schärfe  des 
Gepräges  rascher  verlieren  als  die  legierten, 
aber  keineswegs  auch  mehr  an  Gewicht  ein- 
büs.sen;  vielmehr  würden  die  letzteren  infolge 
des  Eupferzusatzes durch  chemische  Einflüsse, 
namentlich  durch  den  Schweiss  der  Hände 
stärker  abgenutzt  als  die  reinen.  Sicher  ist, 
dflss  die  ahsicbtlicbe  Beimischung  von  unedlem 
Metalle  urspränglieh  nur  als  Kussbrauch  zum 
Zwecke  der  MUnzfölschung  aufgekommen  ist. 
Manche  Goldmünzen ,  z.  B.  die  rheinischen  und 
die  niederländischen  Goldgulden,  enthielten 
ausser  Kupfer  auch  einen  Zusatz  von  Silber. 

3.  Das  Mfinzregftl  nnd  dessen  finan- 
zielle AusDntznng.  Es  gehurt  zum  Wesen 
jeder  wirklichen  Münze,  dass  sie  eine 
öffentliche  Beglaubigung  beeitzL  Es 
waren,  soviel  man  weiss,  die  griechischen 
Stadtstaaten  Kleinasiens,  die  die  Münze  als 
Staat  liehe  Institution  geschaffen  haben. 
und  ihnen  scheint  Lydien  als  grösserer  Staat 
bald  nacihgcfolgt  zu  sein.  Im  persischen 
Reiche  war  die  Goldprägung  ausschliesslich 
dem  Könige  vorbehalten,  während  Silber 
aiich  von  Satrai>en,  abhangigen  Dynasten 
und  Städten  ausgemünzt  werden  durfte.  In 
Grieclienland  zeigt  namentlich  die  im  Inte- 
resse der  Schuldner  voi'gonommene  Äende- 
ning  des  Milnzwosens  durch  Solon  die  volle 
Herrschaft  des  Staates  auf  diesem  Gebiete. 
In  Kom  lag  das  Münzwesen  seit  dem  Jahre 
2G9  V.  Chr.  in  den  Händen  der  »Triumviri 
monetales  aeri,  argento  auro  flando  feriundo*.. 
In  der  sitätei-cn  i-epublikanischen  Zeit  wurde 
das  Münzrecht  sowohl  vom  Senate  wie  von 
den  mit  dem  Imperium  bekleideten  Feld- 
herren aiisgeilbt,  von  den  lelzteren  anfangs 
nur  in  dem  ihnen  militärisch  unterstehenden 
Gebiete,  seit  Cäsar  aber  anch  in  der  Stadt 
selbst.  Schon  imter  Augiistua  aber  verlor 
der  Senat  die  Gold-  imd  Silberp rägun^ 
gänzlich  und  es  blieb  ihm  niu-  das  lischt. 
Kupfermünzen  prSgen  zu  la.s.seu.  In  der 
späteren  Kaiserzeit  scheint  die  Pi^ungs- 
lierechtigimg  nicht  selten  an  Private  ver- 
geben .worden  zu  sein,  da  Valcntinian  II.. 
Iheodosiusl.  und  andere  Kaiser  solche  Be- 
willigungen widerrufen  und  die  Seltzer 
derselben  mit  Strafe  bedrohen.  Im  Mittel- 
alter gilt  principiell  stets  der  Satz,  »alle 
Münzen,  die  im  Kömischen  Reiche  sind,  die 
sind  eines  römischen  Königs;  und  wer  sie 
haben  will,  es  sei  Pfaff  o<;lor  Laie,  der  musK 
sie  haben  von  dem  römischen  Reich  unil 
von  dem  römischen  König,«.  Die  deutschen 
Stammesherzöge  jedoch  scheinen  das  Münz- 
recht selbständig  ohne  besondere  königliche 
Verleihung  ausgeübt  zu  haben.  Solehe  Ver- 
leihmigen  aber  fanden  schon  im  früheren 
Mittelalter  zu  Gunsten  geistlicher  Stifter 
statt,  seit  dem  11.  Jahrhundert  wurden  sie 
auch  mehr  uud  mehr  den  weltlichen  Grossen, 
seit  dem  13.  auch  Städten  zu  teU.    So  eat- 
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stand  in  DeutschlaDd  eine  aneserordentüche 
Mannigfaliigkeit  des  Münzwesens  nicht  mir 
in  Bezug  auf  das  Geprilge,  sondern  auch 
auf  den  Münzfiiss,  und  das  dem  Reiche  ge- 
bliebene Oberaiif  sieht  Brecht  war  nicht  im- 
stande, die  aus  dieser  Verwirrung  entstehen- 
den Uebel  zu  heben.  Auch  die  Reichsmünz- 
ordnungen des  16.  Jahrhunderts  hatten  nur 
ungenügenden  Erfolg.  In  Frankreicli  war 
das  Münzrecht  bis  zum  13.  Jahrhundert 
ebenfalls  sehr  zersplittert  in  den  Händen 
zahlreicher  Barone  und  Pi-älaten.  Als  nutz- 
bares Recht  aiif  den  Schiagschatz  findet  es 
sich  auch  in  den  Hfinden  städtischer  Bürger, 
mit  denen  der  König  einen  Vertrag  schüesst. 
Unter  Liidwig  IX.  gab  es  noch  Aber  80 
MUnzherrschaften,  die  allerdings  principiell 
ihr  Reeht  nur  vom  Könige  hatten.  Schon 
um  diese  Zeit  tritt  aber  das  Bestreben,  die 
königliche  Macht  auch  im  Mflnznesen  zu 
stärken  und  koncentrieren,  deutlieh  und  nicht 
ohne  Erfolg  hervor.  Ludwig  IX.  verordnete, 
das»  die  königlichen  Münzen  aucii  in  den 
Gebieten  der  Barone  volles  üinlaufsrecht 
besitzen,  die  der  Barone  aber  nur  innerhaib 
ihrer  Besitzungen  giltig  sein  sollten.  Philipp 
der  Schöne  zwang  die  Barone,  seine  schlech- 
ten Münzen  neben  den  iUrigenj  die  sie  nicht 
verringern  sollten  (was  sie  freilich  dennoch 
thaten),  zuzulassen  und  seine  Anordnungen 
in  betreff  der  Ein-  und  Ausfuhr  von  Münzen 
zu  befolgen.  Im  Jahre  1313  befaiil  er  so- 
gar, dass  bei  allen  Münzstätten  der  Vassalien 
ein  königlicher  Aufseher  angestellt  werden 
sollte.  Unter  seinem  Nachfolger  Ludwig  X 
wurde  schon  der  Oedanke  'angeregt,  allen 
Baronen  und  Prälaten  das  Reclit  der  Münz- 
prägung zu  entziehen,  aber  man  begnügte 
sich  mit  der  AufsleUung  einer  Liste  der 
Berechtigten  (29)  und  genauer  Vorschriften 
über  den  Fuss  und  das  Gepräge  der  von 
ihnen  auszugebenden  Münzen.  Unter  den 
folgenden  Königen  kaufte  die  Krone  vielen 
BaJronen  das  Münzrecbt  ab,  und  da  überdies 
die  grossen  Vasallen  herrschatten  allmählich 
mit  dem  unmittelbar  königlichen  Gebiete 
verschmolzen  wurden,  so  war  die  Einheit 
der  Münzherrschaft  in  Frankreich  seit  dem 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  vollkommen  er- 
reicht. —  In  England  wurde  das  Mflnzregal 
nach  der  Ei-oberung  ernstlich  unter  Steplian 
von  Blois  gefährdet,  der  vielen  Bai-onen  die 
Münzprägung  gestattete,  während  andere 
sie  sich  einfacli  anmassten.  Auch  unter 
Johann  kommen  noch  Münz  Verleihungen  vor. 
In  der  Folgezeit  kam  der  Einfluss  des  Par- 
laments der  Aufrechterhaltung  des  einheit- 
lichen MüLzre^s  wesentlich  zu  statten. 

Die  eigentliche  Aufgabe  der  öffentlichen 
Gewalt  bei  der  Bethäligung  ihrer  Münz- 
hoheit ist  offenbar  die,  im  Interesse  dei 
Gesamtheit  für  die  Herstellung  zweckmäs- 
siger, innerlich  vollwertiger  und  unverändert 


lieber  Münzen  zu  sorgen.  Thatsächlich 
aber  ist  schon  seit  den  ältesten  Zeiten  das 
finanzielle  Interesse  der  Staaten  oder  Fürs- 
ten mit  dieser  volkswirtscliaft  liehen  Forde- 
ruug  in  Konflikt  geraten  und  hat  bis  in  die 
neuere  Zeit  meistens  die  Oberhand  belialten. 
In  dem  Reichsabschiede  von  Speyer  (1570) 
heisst  es  zwar  sehr  schön:  »Alsdann  auch 
die  Mflnz^rechtigkeit  kein  Mercantz,  sondern 
unser  kaiserheh  Regal,  so  die  Mflnzständo 
ans  unserem  sonderen  Vertrauen,  nicht  zu 
ihren  selbstgesucliten  Vorteil ,  sondern  wie 
wir  selbst  dem  Heiligen  Römischen  Reich 
zu  Ehren  und  "Wohlfahrt  brauchen  sollen»; 
aber  die  Wirklichkeit  liat  noch  mehr  als 
zwei  Jalirhunderte  lang  mit  diesem  Grund- 
sätze in  Widerspruch  gestanden.  Schon 
bald  nach  der  Erfindung  der  Münzen  wui-do 
in  Kleinasien  der  phokäische  Groldstater 
statt,  wie  ursprünglich,  aus  reinem  Öolde 
aus  Elektron,  der  natürlichen  Goldsilber- 
legierung und  später  auch  aus  einer  künst- 
lich <large8tellten  Legierung  beider  Edel- 
metalle geprägt,  wozu  schliesslich  auch  noch 
ein  kleiner  Kupferzusatz  kam.  Auch  das 
Gewicht  wurde  verringert,  bei  allen  diesen 
Aendemngen  aber  suchte  man  den  ursprüng- 
lichen Nennwert  möglichst  aufrecht  zu  er-  . 
halten.  Es  handelte  sich  eben  dämm,  in 
der  Differenz  zwischen  dem  Kennwerte  und 
dem  inneren  Werte  der  Münzen  einen  finan- 
ziellen Gewinn  zu  erzielen,  und  dieser  Ver- 
suchung haben  die  Inhaber  des  Mflnzrechtes 
durch  alle  Jahrhimderte  hindurch  so  wenig 
widerstehen  können ,  dass  noch  in  einer 
(anonymen)  Schrift  von  v.  Justi  allen  Ernstes 
die  Frage  aufgeworfen  wird,  ob  die  staat- 
liche Münzprägung  im  ganzen  nicht  mehr 
Volks wirtsdiaftlichen  Schaden  als  Nutzen 
gebracht  habe  und  ob  nicht  die  Chinesen 
am  klügsten  gehandelt  hätten,  die,  wenigs- 
tens in  Gold  und  Silber,  niemals  Münzen 
gehabt,  sondern  das  Edelmetall  nur  nach 
seinem  Gewichte  als  Tauschmittel  benutzt 
hatten.  Ja,  die  fortschreitende  Verminde- 
rang  des  Gehaltes  der  Speeiesthaler  veran- 
lasste 1770  die  Einführung  der  Barrenwäh- 
mng  bei  der  Hamburger  Bank,  und  zwar 
wiu-de  dieser  Gedanke  zuerst  durch  den 
Hinweis  auf  das  nachahmenswerte  Beispiel 
der  Chinesen  angeregt.  Grössere  Zalihmgen 
wurden  auch  im  Mittelalter,  namentlich  vor 
der  allgemeineren  Verbreitung  der  dem 
florentinischen  GuJden  nachgebildeten  Gold- 
münzen meistens  nach  dem  Gewichte,  in 
Mark  Silber  oder  Gold,  ausbedungen,  obwohl 
dieses  Verfahren  im  Interesse  der  Münzen 
JiäuHg  verboten  wunle. 

Wie  kam  nun  der  Gewinn  aus  dem 
Münzregal  zn  stände?  Hauptsächüch  nach 
zwei  Methoden,  die  auch  vereint  angewen- 
det wurden;  nämlich  einerseits  durch  eine 
künstliche   Herabdrückung    des    Verkehre- 
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wertes  des  BanfuraetaUs  mittelst  vreit- 
eehendor  BesehiiliikuQgen  des  Handels  mit 
demselben,  die  auf  ein  AnkaufBmonopol  zu 
Gunsten  der  Münzherrschaft  hinaus!  ieten, 
während  andererseits  den  von  dieser  ge- 
pr^en  Münzen  in  ihrem  Gebiete  soweit 
wie  möglich  das  ausscliliessüche  Recht,  als 
Kauf-  üud  Zahhuigsmittel  zu  dienen,  vorbe- 
halten wurde;  andererseits  aber  dadurch, 
dass  man  eine  hcstimmte  ideale  oder  durch 
eine  wirkliche  Münze  dargestellte  Wertein- 
heit  festlüelt  und  den  innerlich  imterwerti- 
gen  Münzen  durch  Beziehung  auf  diese  Ein- 
heit einen  erhöhten  Kreditwert  zu  ver- 
schaffen suchte. 

Die  erste  Methode  bildet  die  normale 
Erhebungsart desSchlagschatzes.  Wenn 
z.  B.  der  französische  Aguel  von  13'21  nach 
dem  Fiisse  von  59 '/o  Stück  auf  die  feine 
Mark  Gold  mit  dem  Nominalwerte  von  1 
Livre  geprägt  wunie,  während  gleichzeitig 
der  gesetzlieh  bestimmte  Preis  der  Mark 
Feingold  nur  58  Livree  betrug,  so  wui-den 
also  an  Prägiingsgebühr  und  eigentlichem 
Sctda^chalz  l'/u  Livres,  also  nahezu  2^/0 
erilbngL  Principiell  ist  dies  dasselbe  Ver- 
fahren, das  auch  jetzt  nocb  bei  der  franzö- 
sischen Münze  zur  Verwendung  kommt,  ui- 
dem  sie  für  das  Kilogramm  Feingold  nur 
3437  Pros,  bezahlt,  aber  3444,44  Pres,  da- 
raus prägt.  Aber  die  Differenz  von  7,44 
Pres,  macht  nur  2,2  pro  Mille  der  letzteren 
Snmme  aus  imd  stellt  nur  die  wirklichen 
Prägungskostea  dar.  Im  Mittelalter  aber 
galt  ein  Sctilagschatz  von  2%  (mit  Eiii- 
sehluss  der  damals  allerdings  im  Ver- 
gleich mit  den  heutigen  höheren  Prägungs- 
kosten) als  ein  niedrer,  und  seihst  bei 
GoItlraOnzen,  die  zwar  im  allgemeinen  scho- 
nender behandelt  wurden,  kommen  häufig 
Satze  von  ö  und  sogar  von  10  "/o  vor.  Bei 
den  Silbermflnzen  dagegen  stieg  in  den 
schlimmstau  Zeiten  der  französischen  Münz- 
verschlechtenmg  die  Diffei'enz  zwischen  der 

fsetzlich  verordneten  Zahl  der  aus  einer 
irk  FeinsUbcr  zu  prägenden  Münzen  und 
dem  für  eine  yiark  in  eben  diesen  Münzen 
zu  zahlenden  gesetzliehen  Preise  Kuweiten 
bi.s  auf  .5U*/o  der  ersteren  Summe.  Eine 
solche  Höhe  des  Schlagschatzes  liess  sich 
allerdings  nur  durch  besondere  Operationen 
auf  kurze  Zeit  dui-chsetzeu,  aber  ein  Münz- 
gewiun  von  10— ]'>  "lo  konnte  durch  geschickte 
Anwendung  des  Silberankaufs-  und  des  Prä- 
giingsmono[iols  im  14.  und  15.  Jalirhun<lert 
auch  bei  grösseren  SilbermUnzen  noch  er- 
zielt werrien.  Zu  diesem  Zwecke  wm-deti 
hauptsächlich  folgende  Massregeln  ange- 
wandt. Wurde  in  dem  Gebiete  der  Münz- 
herrschaft Bergbau  auf  Silber  oder  Gokl 
betrieben,  so  behielt  sich  dieselbe  auch  den 
privaten  Bergwerken  gegenüber  das  Vor- 
kaufsrecht an  dem  gewonnenen  Edelmetall 


vor  und  es  musste  zu  einem  bestimmten 
Preise  an  die  MünzstÄtte  abgeliefert  werden, 
die  dann  eine  höhei-e  Summe  aus  der  Mark 
ausbrachte ,  als  sie  dafür  bezahlte.  Die 
Mrinzherrscliaften  ohne  eigenen  Bergbau 
aber  suchten  sich  durch  die  Vorschrift  zu 
helfen,  dass  alles  ehigeführte  Fidelmetall  in 
Barren,  fremden  Münzen,  Bruchgold  oder 
Bruchsilber  immer  zuerst  an  die  Münzstätten 
odei-  an  besonders  eingesetzte  Wechsler  ver- 
kaiift  werden  sollte,  die  nur  den  gesetzlichen 
Preis  dafür  bezahlten.  Der  Umlauf  fremder 
Münzen  war  streng  verboten,  sie  sollten 
eben  zum  Wechsel  gebracht  werden  und 
den  Schlagschatz  entrichten.  Namentlich  in 
den  Gebieten  der  so  zahlreichen  deutschen 
MOnzhen«chaften  war  das  Territoiiaiprincip 
streng  durchgeführt.  Auf  jedem  Markte 
konnte  man  nur  mittelst  der  von  derMarkt- 
herrechaft  geprägten  Münzen  Geschäfte 
machen,  und  die  fremden  EauQeute  waren 
also  genötigt,  das  Geld  einzuwechseln  und 
sich  (Teu  Abzug  des  Schlagschatzes  gefallen 
zu  lassen.  Es  war  dies  im  Grunde  nichts 
anderes  als  eine  Verkehrsstener  von  eigen- 
tümlicher Form,  die  sich  nicht,  wie  Zoll  und 
Accise,  an  die  Waren,  sondern  an  das  üra- 
satzmittel  lüelt  Wenn  die  Wechselstelle 
genügendes  Kapital  besass,  so  war  es  nicht 
nötig,  dass  sie  die  eingewechselten  Münzen 
wirklich  umprägen  liess,  und  sie  konnte  sie 
dann  vielleicht  noch  einmal  mit  Vorteil  ver- 
werten, um  den  abziehenden  Kaufleuten 
Münzen,  die  sie  anderswo  benutzen  konnten, 
aiiszu wechsein.  Es  war  übrigens  auch  ge- 
stattet, Barrensüber  als  Kaufmittei  zu  be- 
nutzen, wenn  dafür  eine  dem  Schlagschatz 
entsprechende  Abgabe  entrichtet  wurde. 
Der  Um  Wechsel  ungszwang  und  die  damit 
verbundene  Erhebung  eines  .Schlagschatzes 
fand  aber  auch  bei  anderen  Gelegenheiten 
statt,  wo  sie  noch  weniger  begründeten  An- 
lass  hatte  als  bei  dem  Marktverkehr.  So  in 
Deutschland  bei  jedem  Wechsel  der  Person 
des  Münzherrn  {»die  Pfennige  soll  man  er- 
neuem,  wenn  neue  Herren  kommeni;  Sach- 
senspiegel), häufig  aber  auch  ohne  solche 
Veranlassung  einfach  zur  flnanzietlen  Aus- 
uutzung  des  Münzregais.  In  Schlesien  und 
Polen  mussten  bis  zum  14.  Jahi-hundcrt 
sogar  alle  Münzen  (i'ermutlich  nur  dünne 
Blechmünzen.  Brakteaten)  dreimal  im  Jahre, 
wie  es  scheint  bei  Gelegenheit  der  Jahr- 
mäi'kte.  umgeprägt  werden,  was  ebenfalls 
nur  eine  eigentümliche  Form  der  Erhebung 
einer  Abgabe  war.  Die  Unterthanen  befrei- 
ten sich  von  diesem  Auswechselungszwangc 
durch  Uebernahme  einer  besonderen  Steuer 
(l)ecuuiamouetalis,  Abgang,  defectus  monetae), 
(iie  von  den  Städten  in  einer  festen  Sumnie 
und  in  den  Dörfern  von  jeder  Hufe  erhoben 
wium:Ic.  In  Ocslerreich  wurde  die  MOnzer- 
ncuening   dm'ch   eine   Getiänkesteuer,   das 
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Ungeld,  ersetzt  Auch  in  Frankreich,  insbe- 
sondere in  der  Normandie,  liommt  eine  Steuer 
(Monueyage)  als  Aetnucaleiit  für  das  Münz- 
ändeningsreelit  des  KöniRS  vor,  die  aber 
ebenso  wenig  wirksam  vor  wie  die  feier- 
lichen Zusagen  in  betreff  des  MfliizweseoB. 
welche  die  Könige  gegen  die  Entschädigung 
mehrfach  l.)ei  der  Gewährung  von  Kommune- 
rechten an  Städte  gegeben  haben.  Zur  wei- 
teren Sicherst ol hing  des  Monopolwertes  der 
Miiitunng  diente  auch  die  strenge  Regelung 
des  Geschäftsbetriebes  der  Gold  seh  mieile. 
Sie  durften  nicht  mehr  Gold  nnd  Silber 
kaufen,  als  sie  in  ihrem  Gewerbe  brauchten, 
diu^ten  das  Edelmetall  nicht  höher  als  ku 
dem  gesetzliehcn  Preise  bezalilen  und  es 
sich  namenthch  auch  nicJit  durch  Einschmel- 
zen von  Münzen  vei"schaffen,  Besonders 
zahlreich  finden  sich  Bestimmungen  iu  be- 
treff der  Goldscthmicdc  in  den  französischen 
Ordonnanzen  aus  den  letzten  Jalirzehnten 
des  13.  und  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahr- 
hnnderts.  Sie  durften  hiernach  das  Gold 
oder  Silber  eutweder  nur  von  den  angestell- 
ten Wechslern  o<ier  erst  dann  von  anderen 
kaufen,  wenn  es  bei  dem  Wechselamt  re- 
gistriert war.  Sie  durfton  kein  Edelmetall 
affinieren,  auch  keine  fremden  Münzen  ein- 
schmelzen, da  diese  ja  auch  zueiut  zu  den 
Wechselstellen  gebracht  werden  mussten. 
Das  Verbot  der  Einsclmielzung  inländischer 
Münzen  wird  ebenfalls  immer  wiederholt, 
was  natürlich  nur  hinsichtlich  der  scliwerea 
und  hochhaltigen  Münzen  praktische  Bedeu- 
tung hatte.  KucJi  einer  OnionnanK  von  1328 
musslen  die  Wechsler,  Goldschmiede  und 
grösseren  Kauflente  sdiwören,  den  gesetz- 
lidien  Gold-  und  Silberpreis  streng  einzu- 
halten. Zeitweise  wurde,  um  den  Münzen 
das  Pragemateriftl  reichliclier  zuzuführen. 
den  Goldschniie<len  die  Anfertigung  grösse- 
rer Geiüte  gänzlich  verboten.  So  sollten 
sie  nach  einer  Ordonnanz  von  1310  ein  Jahr 
lang  überhaupt  kein  Gold-  und  Silbergeschirr 
ohne  Erlaubnis  des  Königs  anfertigen,  nach 
einer  Ordre  von  1832  niu- Silbergeschirr  von 
höchstens  einer  Mark  Gewicht,  abgesehen  von 
Kirchengeräten.  Aehnliche  Verordnungen 
findetmanau8deuJahrcnl313, 1315, 1332  etc. 
Auch  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Edel- 
metallen und  Münzen  wurde  im  Mittelalter 
mehr  mit  Rücksicht  auf  die  Ausnutztmg  des 
MüDzrt^s  als  nach  den  allerdings  schon 
hier  und  da  hervortretenden  merkantil  isti- 
schen Anschauungen  geregelt.  Fremde  Mün- 
zen können  nur  zum  Umschmelzen  einge- 
führt weixlen,  die  Ausfuhr  von  Barrenmetall, 
die  von  Gold-  und  Silbergescliirr  wird  in 
den  französischen  Oiflonuanzen  vielfach  be- 
schränkt, die  von  Münzen  bestimmter 
Art,  nämlich  verschlechterten,  aber  oft  aus- 
drücklich erlaubt  (0«1.  v.  1304,  1309,  13:^2, 
1332  etc.). 


Die  Aufrechtcrlialtung  einer  bedeutenden 
Wertdifferenz  zwischen  den  Münzen  und 
dem  uugepi'ägten  Metall  wurde  im  allge- 
meinen um  so  schwieriger,  je  mehr  die 
Menge  der  im  Umlauf  befindlichen  Münzen 
zunahm.  Dies  geschah  mm  schon  im  Laufe 
des  14.  Jalirhunderfa  in  beträchtlichem 
Masse  infolge  der  verhältnismässig  bedeu- 
tenden Vormehrung  der  Goldprägung,  und 
dazu  kara  danu  in  dem  letzten  Drittel  des 
lä  Jahrluinderts  die  noch  weit  grössere 
Vermehrtmg  des  Silbergeldos  infolge  des 
Aufschwunges  des  deutschen  Bergbaus.  Diese 
forlsclireiteade  Entwickelung  der  Geldwirt- 
schaft begünstigte  nun  aber  die  Anwendung 
der  zweiton  Methode  der  Ausnutzung  des 
Münzregals,  die  wesentlich  darauf  beruht, 
dass  bestehende  Geldschulden  vermöge 
gesetzlicher  Anordnung  mit  bestimmten 
Münzen  zu  dem  diesen  beigelegten  Nenn- 
wert bczalilt  werden  können.  Die.'te  Mün- 
zen erhalten  also,  wenn  sie  auch  innerlich 
nicht  vollwertig  sind,  einen  gesetzHchen 
Zahlungskredit  nicht  nur  mit  Bezug 
auf  die  öitentliclien  Kassen,  sondern  gegen- 
über jedem,  der  Geld  zu  empfangen  hat. 
Die  Mflnzverschlechtei-ung  war  für  die  mit- 
telalterlichen Fürsten  ein  Analogon  zu  dem 
finanziellen  Hilfsmittel,  das  die  heutigen 
Staaten  in  dem  Papiergelde  liesitzen;  aber 
so  lange  die  Geldwirtsciiaft  imd  der  öffent- 
liche Kredit  noch  auf  einer  niedrigen  Shife 
stand,  war  es  schwieriger,  Münzen  20  bis 
30%  über  ihrem  inneren  Werte  als  heute 
einen  stofflich  wertlosen  Papierschein  auf 
dem  Parikurse  zu  erhalten.  Am  doutlichsten 
lässt  sich  die  Entwickelung  in  Frankreich 
verfolgen.  Pliilipp  der  Schöne  begann  seine 
Müuzversctdechterungen  im  Jahre  1295 
förmlich  als  eine  Kreditoperation,  indem  er 
feierlich  und  mit  Zustimmung  und  Bürg- 
schaft der  Königin  versprach,  die  leichten 
Münzen  später  zu  ihrem  vollen  Nennwerte 
einzuziehen,  was  freilich  niemals  gescliehcn 
ist.  Ira  allgemeinen  aber  ging  man  von  der 
Anscliauung  aus,  dass  das  Li\Te  eine  ideale, 
in  den  Gütern  sich  ausprägende  Wertein- 
heit sei,  die  durch  die  Münzen  auch  unab- 
hängig von  dem  inneren  Werte  derselben 
repräsentiert  werde.  Daher  wmxle  iu  meh- 
reren Ordonnanzen  immer  wieder  befohlen, 
dass  alle  Rechnungen  nur  auf  LiiTes,  d.  h. 
auf  die  Rechnungseinheit  von  20  Sols  oder 
240  Deniers,  nicht  aber  auf  Gewichtsmengen 
Gold  oder  Silber  oder  auf  bestimmte  Münz- 
sorten, etwa  auf  Moutons  oder  Toumoseu 
lauten  sollten.  Die  geringhaltigen  Münzen 
erhielten  also  einen  bestimmten  Nominal- 
wert in  deniers  tournnis,  und  ein  aus  solchen 
Münzen  zusammengesetztes  Livre  von  240 
Denlei-s  musste  von  den  Gläubigern  nach 
seinem  Kennwert  angenommen  werden.  Die 
Löhne  und  gewisse  Preise  im  Kleinverkehr 
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siod  wahrscheinlich  nicht  immer  sofort  im 
Verhältnis  zur  MüDzversclüechterung  ge- 
stiogeD,  aber  im  grösseren  Verkehre  liess 
sieh  eine  Preiserhöhung  auch  durch  Verbote 
nicht  verhiiideni.  Die  "Wirkung  der  Ver- 
schlechterung der  Masse  der  im  gewöhn- 
lichen Verkehr  umlaufenden  Münzen  war 
im  wesentlichen  dieselbe,  die  heute  bei 
einem  nnein löslichen  Papiergeld  mit  Zwangs- 
kurs einzutreten  pflegt:  ein  Agio  auf  die 
Edelmelalle,  insbesondere  auf  rlie  Gold- 
münzen und  die  grobe  d  Silbermünzen. 
Diese  erhielten  in  den  Sols  oder  Deniers 
der  Hinlaufenden  Münzen  trotz  aller  Verbote 
»durch  den  Willen  des  Volkes«  einen  um 
so  höheren  Kurswort,  je  schlechter  die 
letzteren  wurden.  War  die  Unterwertigkeit 
der  MOnzen  durch  eine  Keihe  von  Ver- 
riagenmgen  auf  den  tiefsten  erreichbaren 
Punkt  gebracht,  so  kehrte  man  nach  der 
franzfisisehen  Praxis  im  14.  und  In.  Jahr- 
hundert plötzlich  zu  der  »forte  monniüc» 
zurtjck,  verrief  die  vorhandenen  leichten 
Münzen  oder  setzte  sie  einfach  ihrem  ge- 
ringen Mefallwerte  entsprechend  herab. 
Zugleich  wurtle  jedoch  regelmässig  eine 
grosse  Ordonnanz  erlassen,  um  die  Zahlung 
der  Schulden  zu  regeln,  was  bei  der  Ver- 
ringerung der  Münzen  nicht  geschah.  Es 
vrarde  dadurch  verhindert,  dass  Schuldsum- 
men, die  in  leichtem  Gelde  aiisgetlian  wor- 
den waren,  in  schwerem  znrflckgezahlt 
werden  mussten;  beständige  Renten  jedoch 
und  überhaupt  Summen,  die  mehrere  Jahre 
nach  einander  zu  entrichten  waren,  sollten 
iminer  in  dem  zui-  Zahlungszeit  giltigen 
Gelde  nach  seinem  Nominalwert  oezahlt 
werden.  —  Seit  1430  hörte  dieser  perio- 
dische Wechsel  von  leichter  und  schwerer 
Münze  auf  und  es  trat  nunmehr  ein  ver- 
hältnismässig stabiler  Zustand  ein,  bei 
dem  aber  gleichwohl  ein  langsames  chroni- 
sches Sinken  des  Silbergehaltes  des  Rech- 
nungslivre  fortdauerte.  Dabei  war  der 
Schlägst Jiatz ,  der  von  den  Goldmünzen 
und  den  groben  Silbermuuzen  (Gros 
d'argent ,  Testons ,  später  liouis  d'argent) 
erhoben  wurde,  sehr  gering  und  diese 
Münzen  selbst  von  guter  Beschaffenheit. 
Aber  der  MOnzgewinn  w^l^de  durch  massen- 
hafte Prägung  kleinerer  nnd  gering- 
haltiger Münzen  erzielt,  die  sich  an  jene 
guten  anlehnen  sollten.  Die  Folge  war  aber 
immer  wieder,  dass  die  letzteren  in  Livres 
der  gewöhnlichen  Umlaufsmittel  ausgedrflckt, 
zunächst  im  Verkehr  einen  höheren  Kurs- 
wert erhielten  und  dieser  dann  schlies-'^lich, 
zuweilen  mit  Einführung  eines  neuen  schwe- 
ren Münzti.'pus,  auch  gesetzlich  angenommen 
wurde.  So  erhielt  der  Louis  d'argent  von 
1641  einen  gesetzlichen  Wert  von  3  Livres, 
wähi-end  er  nur  8  mal  so  viel  Silber  enthielt 
als  der  Gros  d'argent  von  1446,  der  damals 


nur  2'.''ä  Sols,  also  den  24.  Teil  von  3  livres 
galt.  Eine  Periode  der  Stflnzwirren,  die  an 
das  14,  Jahrhundert  erinnerte,  kehrte  in 
Frankreich  noch  einmal  in  den  letzten  un- 
glücklichen Regieningsjahren  Ludwigs  XIV^, 
znrück.  Auch  in  Deutschland  wurde  der 
Münzgewinn  im  späteren  Mittelalter  und  in 
der  neueren  Zeit  hauptsächlich  durch  die 
Vermehning  der  kleineren  Münzen  erzielt, 
denen  man  den  Charakter  von  Kreditgeld 
neben  den  groben  zu  verschaffen  suchte. 
Auch  hier  war  der  Schlagschatz  für  die 
letzteren  gering,  ja  die  Staaten,  die  keinen 
eigenen  Berglrau  besassen,  waren  meistens 
gar  nicht  imstande,  z.  B.  Speciesthaler  ohne 
Verlust  zu  prägen.  Denu  die  feine  Mark 
Silber  musste  z.  B.  mit  11  Gidden  in  der 
gewöhnlichen  Münze  bezahlt  werden,  während 
reiehsgosetzlich  nur  9  Speciesthaler  zu  68 
Kreuzer  daraus  geprägt  werden  sollten.  Der 
Speciesthaler  konnte  daher  keinesfalls  zu 
dem  gesetzlichen  Kurse,  sondern  er  musste 
nach  dem  im  Verkehr  geltenden  Kurse 
ausgegeben  werden.  Eine  ähnliche  Er- 
scheinung wird  übrigens  auch  bei  Ab- 
wesenlieit  jedes  Uebermasses  von  Scheide- 
münze durch  die  Abnutzung  der  um- 
laufenden Münzen  hei-vorgerufen.  Wenn 
diese  z.  B.  durchschnittlich  um  1^ — 2°io  ab- 
genutzt sind,  so  muss  der  Preis  der  Mark 
Silber  in  diesen  Münzen  steigen,  und  wenn 
man  mm  nicht  mehr  Geldeinheiten  aus  der- 
selben prägt  als  die  dem  ursprünglichcu 
Fusse  entsprechende  Zahl,  so  erleidet  man 
einen  Verlust  und  die  neuen  schweren 
Münzen  werden,  wenn  sie  nicht  mit  einem 
Aufgelde  ausgegeben  werden,  sofort  aufge- 
sammelt und  eingeschmolzen  werden.  Daher 
haben  noch  in  der  neueren  Zeit  angesehene 
Schriftsteller,  wie  J-  G.  Hoffmann  und 
Hanauer,  es  als  eine  Art  von  Naturgesetz 
angesehen,  dass  der  MOnzfuss  infolge  der 
Abnutzimg  immer  von  Zeit  zu  Zeit  etwas 
erleichtert  werden  müsse,  und  Hoffmann 
empfielüt  die  Goldwährung  hauptsächlich 
deshalb,  weil  die  Abnutzung  der  Goldmünzen 
im  Vergleich  mit  der  der  Silbermünaan 
ausserordentlich  klein  sei.  Die  Lösung 
dieser  Schwierigkeit  lii^  einfach  darin,  dass 
der  Staat  für  die  Abnutzung  aufzukoinmeD 
nnd  die  zu  leicht  gewordenen  Münzen  auf 
seine  Kosten  einzuziehen  hat.  Aberdieser 
Gedanke,  dass  das  Milnzregal  nicht  nur 
keinen  Gewinn  einbringen,  sondern  als  ein 
lediglich  im  allgemeinen  Interesse  zu  hand- 
habendes Hoheitsrecht  dem  Staate  sogar 
noch  Kosten  venirsachen  sollte,  lag  der 
älteren  Anschauungsweise  durchaus  fem. 
Jene  höhere  Auffassung  des  Münzrechls 
drang  zuerst  in  England  durch,  wo  schoa 
1G66  die  unentgeltliche  Prägung  lies  in  di« 
Münze  gebrachten  Goldes  und  Silbers  ein- 
geführt,  also   B<^;ar  auf  Ersatz   der   \am 
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Staate  aufgewendeten  Kosten  verzichtet 
wurde.  In  den  Jaliren  1696—98  fand  auch 
schon  auf  Staatskosten  eine  Einzielmng  und 
Umprägung  der  abgenutzten  Münzen  mit 
Ei^lnziing  des  Abgangs  statt,  L'eber  die 
gegenwärtige  Regelung  dieser  Frage  in 
Deutschland  und  andei-en  LSadem  s.  o.  sub  2. 
Das  Üebel  der  MiluzverschJechterung 
wurde  in  Deutschland  durch  die  übermässig 
grosse  Mannigfaltigkeit  der  Münzen  noch 
verschärft  Zur  Bekämpfung  beider  Miss- 
stäiide  gründeten  die  Städte,  die  am  meisten 
unter  ihnen  zu  leiden  hattea,  schon  seit  dem 
Ende  des  13,  Jahrhunderts  Münz  vereine, 
denen  auch  andere  Münzherrschaften  bei- 
traten. Wichtig  war  auch  der  von  den 
rheinischen    Kurfürsten    zuei-st    1386    ge- 

§  rundete  und  mehrfach  erneuerte  Mönzverein, 
lutih  den  namentlich  der  Wert  des  (Jold- 
guldens  gesichert  werden  sollte.  Im  16. 
Jtdirhund^  bemühte  man  sieh  von  Heichs 
wegen  ernstlich  um  eine  bessere  Kontrolle, 
und  namentlich  liatten  die  Kreise  auf  Grund 
der  Reichsniünz-  und  Pr()b!oi-ordnung  von 
1539  jährlich  Probationstage  abzuhalten,  auf 
denen  die  Probemünzen  (deren  von  jedem 
»Werke«  eine  oder  mehrere  in  die  dazu 
bestimmten  Bttciisen  geworfen  werden 
mussten)  untereucht  wurden.  Indes  wurde 
dadurch  weder  die  fortwälirende  Ei-hÖhimg 
des  Agios  der  Speciesthaler  und  Goldmünzen 
noch  die  schlimme  Episode  der  »Kipper-  und 
WipperKeit«  in  den  Jahren  1G21  und  1622 
verhindert. 

Was  die  geschäftliehe  Verwaltimg  des 
Mflnzregals  betrifft,  so  finden  wir  sie  seit 
dem  13.  Jahrhimdert  in  Deutschland  in  vielen 
Städten  in  den  Händen  der  (von  dem  Münz- 
hause sogenannten)  Eausgenosssen,  an 
deren  Spitze  als  Leiter  des  Betriebs  der 
Mfinzmeister  stand.  Schon  in  der  späteren 
riimischen  Kaiserzeit  gehörten  die  Monetai-ii 
zwangsweise  einem  Kollegium  an,  doch  ist 
nicht  wahrscheinlich,  dass  die  mittelalter- 
lichen Münzergenossen  Schäften  ii^ndwie 
mit  den  römischen  Einrichtungen  in  Zu- 
sammenhang stehen.  Mit  der  technischen 
Herstellung  der  Münzen  hatten  sie  selbst 
jedenfalls  in  der  späteren  Zeit  nichts  mehr 
zu  schaffen,  sie  garantierten  aber  für  den 
richtigen  Gehalt  derselben  und  stellen  sich 
im  übrigen  als  Genossenschaft  von  Kapita- 
listen dar,  welche  die  für  den  Betrieb  der 
Münzstätten  und  der  mit  diesen  verbundenen 
Wechseiämter  erforderlichen  Mittel  stellen 
und  dafür  einen  angemesseneii  Kapitalgewinn 
beziehen.  In  Basel  gehörten  auch  die  Gold- 
scIimiedezuderHaiiagenossenschaft,  während 
sie  in  den  anderen  Siädten  eine  besondere 
Zunft  bildeten  und  nur  der  Jurisdiktion  und 
Aufsicht  der  Münzmeister  unterstanden. 
In   Frankreich   finden    wir   in    der   ersten 


Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  an  der  Spitze 
der  Verwaltung  des  Münzwesens  zwei  bis 
vier  Mattres  gf'n^raux  mit  ausgedehnten 
administrativen  Befugnissen  und  besonderer 
Jurisdikiion.  Im  Jahre  l.SijS  schieden  sie 
aus  der  Rechniingskammer  aus  und  es  wurde 
eine  besondere  »Chanibre  des  Monnaiesi 
errichtet,  auf  welche-  auch  die  bis  dahin 
voQ  den  Matti'es  {^ngraux  ausgeübte  Ge- 
richtsbarkeit Überging  und  die  1551  als 
•souveräne«  d.  h.  in  letzter  Instanz  ent- 
scheidende »Cour  des  monnaies«  konstitiiiert 
wurde.  Die  Zahl  der  königlichen  Münz- 
häiu^er  belief  sich  1380  auf  20.  Bei  jedem 
gab  es  ausser  den  aufsichtsführenden  und 
technieehen  Beamten  und  den  Arbeitern, 
die  von  alters  her  eine  Art  von  erblicher 
Kaste  bildeten,  zwei  Maitres  particuliers, 
einer  für  das  Gold ,  der  iHidere  für  das 
Silber,  die  den  finanziellen  Betrieb  der 
Münze  in  Entreprisc  nahmen,  indem  sie 
meistens  für  ein,  zuweilen  auch  für  mehrere 
Jahi-e  die  Ausmünzung  einer  gewissen  An- 
zahl Mark  öold  oder  Silber  auf  Gnmd  einer 
Submission  oder  auch  einer  direkten  Ver- 
leihung übernahmen  und  die  Gehälter  und 
Ijöhne  des  ganzen  Personals  und  die  sämt- 
lichen sonstigen  Fabrikationskosten  bezahlten 
und  in  einem  Teile  des  Sehlagsehatzes  ihren 
Gewinn  erhielten.  In  Frankreich  ist  dieses 
System  der  Entreprisc  auch  in  der  neueren 
Zeit,  als  die  Prägungsgebülir  nur  die  Pro- 
duktionskosten nebst  dem  gewßhn  liehen 
Kapitalgewinn  deckte,  beibehalten  und  erst 
1B79  durch  das  System  der  unmittelbaren 
Staafsregie  ersetzt  worden,  das  in  den 
meisten  anderen  Staaten  schon  längst  be- 
stand. —  Ucberblickt  man  die  heutigen 
Münzzustände  im  Vergleich  mit  den  früheren, 
so  ergiebt  sich,  dass  die  schweren  wirt- 
schaftlichen Stöi-imgen  und  Uebel,  die  einst 
aus  den  Münz  Verschlechterungen  entstanden, 
gegenwärtig  in  den  Kulturstaaten  nicht 
mehr  vorkommen,  dass  aber  die  Unlerwer- 
tigkeit  eines  grossen  Teiles  der  umlaufenden 
Münzen  in  einem  Grade  vorhanden  ist,  wie 
es  verhältnismässig  in  früherer  Zeit  selten 
vorgekommen  sein  dürfte;  man  denke  nur 
an  die  Masse  der  silbernen  CourantmÜnzen 
in  den  Staaten  des  lateinischen  Münzbundes, 
in  Amerika,  in  Deutschland,  Oesterreich  und 
Holland.  Es  zeigt  sich  hier  die  ausser- 
ordenthche  Hebung  des  öffentlichen  Kredits, 
die  freilich  noch  augenfälliger  darin  hervor- 
tritt, dass  Staaten  wie  Frankreich  selbst 
unein lösliches  Papiei'gcld  mit  Zwangskurs 
naiiezu  auf  seinem  Nennwert  zu  erhalten 
vermochten.  Das  sogenannte  Greshamsche 
Gesetz,  dass  gutes  und  schlechtes  Geld 
nicht  neben  einander  bestehen  könne,  son- 
dern das  erstere  durch  das  letztere  ver- 
i  drängt  werden  müsse,  gilt  also  nicht,  wenn 
I  luid    so    lange    der  Fehlbetrag  an   innerem 
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Gehalt   bei  der  einen  Geldart  durch  einen 
allgemein    anerkannten    Kreditwert    ersetzt 


II.  Orientalisches   und   griechisches 
Milnzwesen. 

1.  Vorstufen.  Tauschv erkehr,  2.  Die  Edel- 
metalle als  Wertmejöer  in  Babylonien.  3.  Ver- 
breitung und  Modifikationen  de«  babylonischen 
System».  4.  Erfindung  der  MUnze  in  Ljdien. 
Technisches.  5.  Die  filterten  Prägungen  in 
Kleinasien.  6.  Verbreitung  der  Münze.  T.  Die 
Münzen  des  Perserreichü.  8.  Die  griechischen 
MQnzsysteme.  Aeginetisoher  und  euböi^cher  Fuss. 
9.  Die  athenischen  Münzen.  10.  Die  Prägungen 
im  Westen.  Karthago.  11.  Die  makedouiscbe 
und  hellenistische  Zeit.  12.  Die  Mflnzen  der 
Ptolemäer. 

1.  Vorstufen.  Tanschverkehr.  Aller 
ursprüngliche  Handelsverkehr  beruht  auf  dem 
Tausch.  Die  Waren,  die  man  auf  den  Markt 
bringt,  werden  nach  dem  Bedürfnis  imd  nach 
der  Höbe  des  Angebots  gegen  einander  ab- 
geschätzt und  ansgctauBcht.  In  dieser  Ge- 
stalt tritt  uns  der  Marktverkclir  z,  B.  in 
Aegj;ptco  in  Darsleliungen  aus  den  Gräbern 
der  PjTamidenzeit  (3.  Jahrtausend  v.  Chr.) 
und  auch  später  noch  anschaulich  entgegen^). 
Auch  der  Staat  des  Pharao neuroiclis  ist  auf 
diese  Verkehrsform  aufgebaut  und  liat 
immer  an  ihr  festgehalten ;  er  üeigt  eine  so 
hoch  entwickelte  Form  reiner  Naturalwirt- 
schaft, wie  sie  wohl  nirgends  sonst  in  der 
Geschichte  vorkommt.  Alle  £innaliuien  aus 
Domänen,  Abgaben  u.  a.  bestehen  iu  Natu- 
ralien, vor  allem  in  Lebensmitteln,  und  in 
diesen  werden  dann  den  Beamten  des  Hofes 
und  Staates  und  ebenso  den  Priestern  n.  a. 
ihre  Geliälter  in  Tagesrationen  ausgezahlt.*) 
Im  zweiten  Jahrtausend  hat  sich  daueben 
für  den  Verkehr  eine  Kechnung  nach  Kupfer 
und  Gold  gebildet  (s.  u.). 

Bei  anderen  Völkern  hat  sieh  meist  eine 
bestimmte  Ware  zum  allgem einen  Wert- 
messer herausgebildet,  nach  der  die  übrigen 
geschätzt  weMeD.  Meist  ist  es  zunädist 
das  Vieh.  So  in  der  hoinei-ischen  Welt, 
der  Wert  von  Rüstungen,  Sklaven  u.  a.  ... 
Rindern  geschätzt  wird.  In  den  lateinischen 
Wörtern  [lecunia,  jieculium  lobt  die  Erinne- 
rung au  diesen  Zustand  fort  Staatliche 
Bussen  wurdou  in  Alheu  noch  in  Drakuns 
Gesetzgebung  (um  624  v-,  Uhr.),  in  Rom  bis 

')  S.  Erman,  Äegypt«n  und  ägyptisches 
Leben  im  Altertum  II  baiff. 

-j  Einen  Auszug  aus  einem  Bechnungsbuch 
des  Küniglichen  Hofes,  das  diese  VerhSltnisse 
lebendig  vor  Augen  fiihrt,  habe  ich  in  meiner 
Schritt  „Die  Wirtschaft!.  Entw.  des  Altertums'' 
S.  64fE  mitgeteilt. 


zum  Jahre  430  iu  Rindern  und  Schafen  auf- 
erlegt. Nelien  dem  Vieh  findet  sich  bei 
Homer  schon  die  Schätzung  nach  Metallen, 
die  allmählich  das  UebergewicJit  gewinnt. 
In  Italien  wurde  durchweg,  iu  Griechenland 
vielerorts  nach  Kupfer  gerechnet,  zum  Teil 
in  verarbeiteter  Form,  so  auf  Kreta  nach 
ehernen  Kesseln  und  Dreifüäsen;  im  Pelo- 
ponnes  rechnete  man  nach  Eisen.  Daneben 
aber  findet  sich  schon  bei  Homer  gelegent- 
lich eine  Schätzung  nach  Edelmetallen. 

2.  Die  Edelmetalle  als  Wertmesser 
[d  Babylonien.  Im  vorderasiatischen 
Handelsgebiet,  dessen  Schwerpunkt  seit 
uralter  Zeit  Babylonien  bildet,  haben  die 
Edelmetalle  die  bcherrsehende  Stellung  für 
den  Verkehr  gewonnen,  von  der  aus  sie 
Schritt  für  Schritt  die  ganze  Welt  erobert 
haben.  In  den  tauseuden  von  Geechäftaur- 
künden,  welche  sich  von  der  Mitte  des  3. 
Jalirlausends  v.  Chr.  ab  aus  den  Städten 
Babylonien  s  erhalten  habend),  wird  bei 
Kaufgeschäften,  Hausmieteu,  zinstragenden 
Darlehen  u.  s.  w.  durchweg  nach  Geld  ge- 
rechnet. Gezalilt  wurde  in  Edelmetallen, 
Gold  un<l  Silber,  vielleicht  auch  in  Elektron 
(Weissgold),  der  Mischung  von  Gold  imd 
Silber,  die  im  vordeitisiatischen  Verkehr 
(auch  in  Aegypten)  eine  grosse  Rolle  spielte 
und  als .  seibstilodiges  Metall  angesehen 
wui-de.  Seit  den  ältesten  Zeiten-)  finden 
wir  zwischen  Gold  und  Silber  das  feste 
Verhältnis  von  IS'arl,  das,  trotz  vieler 
Schwankungen  im  einzelneu,  für  die  Ge- 
schichte derMünzmotalle  im  Altertum  grund- 
legend geblieben  ist.  Wie  dies  Verhältnis 
entstanden  ist,  ist  ebenso  wenig  zu  ermitteln, 
wie  bislier  die  Frage  beantwortet  werden 
kann,  woher  die  grossen  Massen  des  im 
alten  Orient  kui-siereuden  Silbers  stammen.*) 


')  Eine  reiche  Auswalil  ans  diesen  Text«» 
mit  Uebersetzun^  hat  F.  Peiser  in  der  Keil- 
ina chriftlichen  Bibliothek ,  heransgcgebeu  von 
B,  Schrader,  Bd.  IV  1896,  verütfent licht. 

^)  Sieber  nachweisbar  ist  dies  Verhältnis 
in  den  Tributen  in  Üold  und  Silber,  welche 
die  syrischen  Kleinstaaten  au  Anfang  des  15. 
Jahrhunderts  dem  Pharao  Thntmosis  Hl.  zahlten, 
s.  Brandis,  Münz-,  Mass-  und  Gewicbtsweseu 
in  Vorderasien,  S,91ft,,  vgl.Hultsch,  Griech. 
röm.  und  Metrologie',  S.  374 f.  Da  aber  die 
Silbermine,  nach  der  in  den  ältesten  babylonischen 
Urkunden  gerechnet  wird,  wohl  zweifellos  keine 
andere  ist  als  die  spStere  Silbermine  von  546,6  g, 
nnd  die  Ent«tehnng  dieser  das  angegebene  Ver- 
hältnis voraussetzt,  muss  dassellte  m  Babylonien 
bereits  im  dritten  Jahrtausend  v.  Chr.  bestanden 
haben, 

''■)  lieber  die  Fundstätten  des  Goldes  (e.  B. 
in  Nubien)  geben  die  Denkmäler  vielfach  .Aus- 
kunft. Dagegen  fehlen  über  die  Bezugsquellen 
des  Silbers  vor  der  Erschliessang  Spaniens  durch 
die  Fhöniker  (um  UUÜ  v.  Chr.)  alle  Nachrichten. 
Die  griechiscjien  Silbenninen  klinnen  för  den 
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—  Wo  Elektron  verwendet  wurde,  scheint 
es  durchweg  so  hei'gestellt  oder  wenigstens 
im  Kurs  so  angesetzt  worden  zu  sein,  daee 
sich  als  Verli&Itnis  ergab :  (iold  :  Elektron  ; 
Silber  =  13i  s  :  10  r  1. 

Eine  Münze  kannte  die  Geldrechnung 
.  des  alten  Orients  noch  nicht  Vielmehr 
wurden  die  Edelmetalle  zugewogen  wie  jede 
andere  Ware.  Um  sie  bequemer  handhaben 
und  wiegen  zu  können,  waren  die  Barren 
fttr  den  Verkehr  nach  Bruchteilen  der  Ge- 
wichtseinheit in  handliche  Form  gebracht, 
die  kleineren  Stücke  gewöhnlich  la  Ring- 
form i)  —  dieselbe  ist  auf  den  ägj-ptischen 
Denkmälern  vielfach  abgebildet ;  eme  Anzahl 
kleiner  Goldringe  hat  sich  erhalten.')  Da- 
neben dient  das  zu  Schmucksachen  u,  a.  ver- 
aHjeitete  Metall  gleichfalls  ats  2kthlungs- 
mittel.  Das  gnmd legende  Gewicht,  etwa 
unserem  Pfund  entsprechend,  ist  in  Baby- 
lonien  die  Mine,  die  wie  alle  babylonischen 
Masse  nach  dem  Sexagesimalsystera  weiter- 
entwickelt wird :  60  Minen  --  1  Talent,  '/bo 
Mine  =  1  Scliekel  (»Gewicht« ,  griech. 
Stater).  Da  man  aber  im  Geklverkehr  Gold 
und  Silber  neben  einander  verwendete,  die 
in  dem  unbef|uemen  Verhältnis  IS'.'s  :  1 
standen  konnte  man  sie  nicht  nach  dem  ge- 
wöhnliehen Handelsgewicht  wägen,  sondern 
bedurfte  für  jedes  der  beiden  Slotalle  einer 
besonderen  Oewichtsskala;  dieselben  sollten 
in  dem  Verhältnis  zu  einander  stehen,  dass 
eine  Gewichtseinheit  Gold  den  zehn^hen 
Wert  desselben  Nominals  Silber  nach  Silber- 
gewicht repräsentierte.  Fflr  Gold  hat  man 
das  Handelsgewicht  zu  Grunde  gelegt,  die 
leichte*)     babylonische    Oewiclilsmine     von 


Orient  in  älterer  Zeit  noch  nicht  in  Betracht 
gekommen  sein  nnd  reicbeu  jedenfalla  nicht  ent- 
fernt aus,  um  den  ausserordentlich  K^o^^en  Be^ 
Btand  von  Silber  im  alten  Orient  zu  erklären. 
')  Dnss  es  anch  Talente  iu  Kingforra  gab, 
beweist  Bein  hebräischer  Name  kikkar  „King". 


audii 


,.  0.  I 
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'j  In  Babylonieu  giebt  es  zwei  Gewichts- 
akalen,  eine  leicht«,  deren  Mine  zu  492  g  zuerst 
von  Lehmann  nachgewiesen  ist  (Verhand- 
langen der  Berliner  Anchropol.  üesellscbaft 
16.  März  1H69;  das  altbabyl.  Massajstem  als 
(jnindtage  der  antiken  (Jewichts-,  Münz-  nnd 
Masssysteme,  in:  Actes  du  huici^me  Con^&s 
des  Orientftlistes  i.  ätockbolm,  section  semitique 
fasc.  2.  1893,  nnd  sonst;  vgl.  Hultsch,  die 
Gewichte  des  Altertums,  in  den  Abb.  der  philo!. 
Klasse  d.  Mchs,  üe».  der  Wissensch.,  Bd.  jlVJII 
1898,  dessen  Folgernngen  ich  aber  nicht  überall 
zustimmen  kann),  noa  eine  schwere,  deren  Ein- 
heiten dag  Doppelte  des  leichten  betragen.  Ob- 
wohl auch  das  schwere  babylonische  Gewicht  ftlr 
die  Geschichte  des  antiken  Münzwesens  von  Be- 
lientong  gewesen  ist,  brauchen  wir  an  diesei 
Stelle,  an  der  es  sich  nur  um  eine  orientierende 
Uebersicht  handeln  kann,  auf  dasselbe  nicht 
weiter  einzugehen. 


heit  eine  SUberrainCj  welche  5  Sohekeln 
Goldes  {=  41  g)  glcicliwertig  war.  Somit 
ergab  sich  für  die  Silbennine  (8  :  40  —  41 : 
546,6)  ein  Gewicht  von  546,6  g  und  für 
ihr  Sechzigste! ,  den  Silberschekel ,  9,1  g. 
Nach  dieser  Silbermine  und  ihrem  Silber- 
schekel wird  in  allen  babylonischen  Urkun- 
den gerechnet:  in  welchem  Metall  gezahlt 
wurde,  war  dabei  gleichgiitig. 

3.  Verbreitung  nnd  Modifikationen  des 
babylonischen  ^Systems.  Von  Babylonien 
aus  hat  sich  dies  System  über  Vorder- 
asien und  Aegypten  verbreitet,  dabei 
aber  mannigfache  Modifikationeo  erlitten.  In 
Aegj'pten  hat  man  dos  Gewicht  d^  Silber- 
schekels  von  9,1  g  mit  geringer  Modifika- 
tion auf  Kupfer  übertragen.  Nach  diesem 
Kupfergowicht  (1  Kite  —  9,096  g)  und 
seinem  Zehnfachen  (1  Beben')  =  90,96  g) 
wurden  jetzt  die  Preise  berechnet,  auch  die 
von  Silber  und  Gold;  hier  herrscht  also 
jetzt  Kupferwälming.  Daneben  finden  eich 
Rechnungen  nach  Goldringen,  deren  Ge- 
wichtseinheit und  Verhältnis  zum  Kupfer 
noch  nicht  sicher  ermittelt  ist.*)  In  Vorder- 
asten  dagegen  wird  überall  nach  Edel- 
metallen gerechnet.  Aber  das  babylonische 
SexagesiroaJ  System  wird  durchbrochen; 
zwar  rechnet  man  nach  wie  vor  60  Minen 
auf  ein  Talent,  aber  die  Mine  wird  nicht 
mehr  in  60,  sondern  iu  50  Schekel  oder 
Statcre  geteilt,  so  dass  ein  Talent  jetzt  deren 
3000  hat.  Dabei  hat  man  zwei  verschiedene 
Wege  eingeschlagen :  entweder 

a)  man  bildet  (das  ist  vielleicht  schon  in 
Babylonien  geschehen)  zu  dem  Goldschekel 
von  ö,'2  g  eine  Üoldmine  von  410  g  =  50 
Gold  schekel  n ,  und  teilt  die  babytonische 
Silbermine  von  546  g  in  50  Scliekel  zu 
10,92  g,  oder 

b)  man  legt  die  Silbermine  von  546  g 
der  Goldrechnung  zu  Grunde  und  ent- 
wickelt daraus  nach  dem  Verhältnis  BO :  40 
eine  neue  Silbermine  von  728  g.  Dann  er- 
hält man 

1  Goldmine  zu  546  g  =  50   Goldschekel 

zu  10,92  g 
1  Silbermine   zu  728  g  =  5"  Silberschekel 

zu  14,66  g. 
Dies   System   ist  in  Phönikien   herrschend 
geworden;  nach  ihm  sind  auch  die  Gold- 
angaben des  alten  Testaments  aus  vorpersi- 
scher Zeit  zu  verstehen.')  Elektivm  rechnete 

')  Früher  aten  oder  t«n  transkribiert. 

■)  Mitteilung  von  A.  Eruan. 

*)  Bei  der  Rechnung  sind  die  weiteren 
Dezimalstellen  nicht  berücksichtigt.  Ebenso  er- 
gaben sich  in  der  Praxis  kleine  Differenzen, 
weil  die  massgebenden  Gewichtseinheiten  nicht 
vüllig   genan  adjustiert  waren.     Als  Nomtal- 
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man  oatürlich  nach  SJlberfnss;  ein  Elektron- 
Bchekel  von  14.56  g  war  dann  —  10  Silber- 
schekeln  desselben  öewichts  und  =  1 
Ooldschekel  von  10,92  ^, 

In  diesen  Formen,  die  sieh  durch  kleine 
Suhwaoknngen  des  Normalgewichts  in  der 
Praxis  innerhalb  der  einzelnen  Staaten  etwas 
modifizieren  konnten,  hat  sich  derÖeldverkehr 
des  Orients  jahrtausendelang  bewegt  Seit 
dem  Eicheuten  Jahrhundert  ist  die  Rechnung 
nach  Edelmetallen  auch  nach  Griechenland 
gekommen  und  mit  ihr  das  vorderasiatische 
Gewiehtssystem.  Hier  ergaben  sich  dann 
in  den  Gewichtssätzen  mannigfache  weitere 
Modifikationen.  Aber  das  System  blieb  für 
das  Handelsgewicht  wie  für  die  Edelmetall- 
rechnung öberall  das  gleiche;  1  Talent  zer- 
fiel in  6U  Minen  zu  00  Stateren  (—  Sciie- 
keln),  hatte  also  3000  Statere.  Gewöhnüch 
teilte  man  den  Stator  weiter  in  2  Drachmen 
(»Handvoll«)  zu  6  Obolen  (»Spiessen«,  nach 
der  Form  der  kupfernen  oder  eisernen  Ge- 
wichtsstücke). In  Koriiith  dagegen  wurde 
der  Stater  in  3  Drachmen  geteilt  und  diese 
dann  weiter  halbiert  und  gevierielt.  —  Nach 
Italien  und  Sicilien  dagegen  ist  dies  Ss'stem 
nicht  gedrungen,  auch  nicht  in  die  dortigen 
^echischen  EolonJeen.  Hier  rechnete  man 
vielmehr  nach  Kiipferpfunden  (sieii.  .h'-rp", 
lat  libra  —  as),  die  in  zwölf  Unzen  (ovy^i«, 
uneia)  geteilt  wurden. 

4.  Erfiodung  der  Mfinze  in  Lydien. 
Technisches.  Der  Fortsehritt  vom  Barren- 
geld zur  Münze  ist  im  siebenten  Jahrhun- 
dert an  der  Grenze  des  orientalischen  und 
hellenischen  Kulturgebiets,  im  lydischen 
Reiche,  von  den  Königen  des  Mermnaden- 
hauses,  Gygps  (reg.  ca.  675 — 657  v.  Chr.) 
und  seinen  Nachfolgern,  geschehen,  Dass 
■>die  Lyder  unter  den  Menschen,  soweit  wir 
sie  kennen,  die  ersten  sind,  welche  goldene 
und  silberne  Mflnzen  geprägt  habehi,  sagt 
Herodot  I,  94  nnd  smon  ein  Jahrhundert 
vor  ihm  der  philosophische  Dichter  Xeno- 
phanes  von  Phokaea  (Pollicc  IX,  83)  und 
■wird  trotz  der  in  alter  und  neuer  Zeit  laut 
gewordenen  Zweifel  i)  durch  die  Mfinzfimde 

gewicht  des  phönikischen  Sil berech ekel*  kann 
14,03  g  betrachtet  werden.  —  Die  beiden 
Systeme  sind  von  Brandig  als  ZehnstaterinsB 
und  FünfzeLnataterfuBS  hezeicLnet  worden.  Da- 
bei geht  er  von  dem  scb  werea  bab.  Goldstater 
(oben  S.  907  Anm.  3)  von  16,36  g,  dem  Doppelten 
des  leichten  Goldstatera,  aus.  Dieser  ist  nach  dem 
System  a)  an  Wert  gleich  10  ach  weren  Silber- 
stateren von  21,85  g,  nach  dem  System  b)  gleich 
15  Silbe  rata  teren  von  14,54  g. 

')  Unter  den  zahlreichen  anderen  Erfindern 
der  Münze,  welche  die  alten  Gelehrten  ge- 
legentlich nennen,  verdient  hier  nur  König 
Pheidon  von  Argos  [wahrscheinlich  nm  670  v.Chr.] 
Brwähuane,  dem  Ephoros  (bei  Strabo  VIII.  S,  33 ; 
6, 16)  die  Erfindung  der  Münze  nnd  speeiell  die 
Prägung  von  Silhergeld  auf  Äegina  zuschrieb. 


lediglich  bestätigt.  Das  Wesen  der  Münze 
besteht  darin,  dass  die  Gewichtsteüe  Edel- 
metall, welche  der  Verkehr  braudit,  vom 
Staat  ausgegeben  und  durch  seine  Autorität 
gedeckt,  daher  auch  von  seinen  Kassen  in 
Zahlung  angenommen  werden,  ohne  dass 
eine  Nachprüfung  des  Gewichts  erforderlich 
ist.  Dadurch  erhalten  sie  Geltung  für 
den  Verkehr;  das  besagt  wie  das  deutsche 
Wort  Geld  auch  ihr  griechischer  Name  •iiuofta 
»das  was  gilt«.  Die  ältesten  lydischen  Mün- 
zen zeigen  noch  kein  eigentliches  Gepräge; 
es  sind  ovale  Stücke,  welche  auf  der  einen 
Seite  eine  Anzahl  paralleler  Streifen  zeigen*), 
der  erste  Ansatz  zum  Münzbilde,  auf 
der  anderen  ein  paar  un rege! massige  Ver- 
tiefungen, welche  von  dem  meisstsl förmigen 
Punzen  herrühren,  mit  dem  man  den  Schröt- 
ling  festhielt  imd  auf  den  man  mit  dem 
Hammer  sehlug.  Diese  Stücke  unterscheiden 
sich  also  von  den  Barren  Susserlich  nur 
durch  andere  Herstellung  und  Form.  Bald 
erscheint  auf  der  einen ,  Seite  auch  das 
Wappen  des  Staates,  in  Lydien  meist  der 
Kopf^  eines  Ijöwen,  und  damit  ist  die 
Schöpfung  der  Münze  vollendet.  Die  Weiter- 
entwickelung der  Technik  zn  verfo^u,  ist 
nicht  unsere  Aufgabe.  Nur  darauf  sei  hin- 
gewiesen, dass  die  Hflckseife  noch  lange 
ohne  Münzbild  blieb,  wenn  auch  an  Stelle 
der  unregelmässigen  Vertiefungen  bald  ein 
(meist  viergeteiltes)  Qtuidrat  tritt,  das  soge- 
nannte Quadratiim  incusum.  Dann  beginnt 
man  in  diese-s  gleichfalls  ein  Münzbild  zu 
setzen,  scldiessUch,  seit  der  Jlitte  des  5^ 
Jalirhunderts,  wird  allmählich  die  Rücks«te 
künstlerisch  genau  ebenso  behandelt  wie 
die  Vorderseite.  Beischriften,  meist  der 
volle  oder  abgekürzte  Narae  des  Prägeortes 
oder  des  Müttzherrn  (in  Republiken  des 
prägenden  Beamten)  sind  an  manchen  Orten 
schon  sehr  früh  gebräuchlich.  Als  Münz- 
bilder verwendet  man  neben  dem  Wappen 
vor  aUem  religiöse  Darstellungen,  Götler- 
köpfe  u,  ä.  Dagegen  ist  die  Sitte,  den  Kopf 
des  Uenschers  auf  die  Münze  zu  setzen, 
erst  in  hellenistischer  Zeit  aufgekommen. 

Auf  modernen  Geldwert  sind  die  antiken 
Münzen  im  folgenden  durchweg  nacli  Gold- 
währung reduziert  und  zwar,  unbekümmert 
um  die  nur  in  seltenen  Fällen  genauer  zu 
bestimmenden  Schwankungen  des  Kurses, 
nach  dem  Verhältnis  Gold  :  Elektron :  Silber 
---  13'.'3  :  10 : 1,  80  dass  also  der  Wert  einer 


Das  ist  eine  entstellende  Erweiterung  der  kor- 
rekten Angabe  Herodots  VI,  127,  dass  „Phei- 
don  den  Peloponneaiem  die  Masse  gemacht" 
habe.  In  der  That  giebt  es  wohl  ein  phei- 
donisches  Masssystem,  das  in  Griechenland  weit 
verbreitet  war,  aber  nicht  pheidouische  Mflnzei]. 
')  Der  sog.  lypus  faaciatus,  d.  h.  Slreifen- 
typua. 
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Silbermflnze  nicht  nach  ihrem  gegenwärtigen 
Kurswert  ang^eben  ist,  sondern  nach  tiem 
Wert  in  Mark,  den  ein  Goldstück  von  ^-'-to 
ihres  Gewichts  liaben  würde.')  Das  Nor- 
malge wicht  einer  antiken  Münze  ist  fast 
niemals  ganz  genau  zu  bestimmen :  denn 
einmal  haben  die  erhaltenen  Exemplare 
durch  Abnutzung  gelitten,  eodann  war  die 
Technik  nicht  so  fortgeschritten,  dass  sie 
eine  ganz  genaue  A.dJTistierung  des  Schröt- 
lings  ermöglichte'),  und  endlich  ist  in  Be- 
tracht zu  ziehen,  dass  die  Münzen  vielfach 
etwas  minderwertig  ausgegeben  wurden, 
namentlich  in  Bezug  auf  den  Feingehalt. 
Es  war  der  Ruhm  Athens  und  hat  ganz  i 
wesentlich  zu  dem  Siege  seiner  Währung 
heigetragen,  dass  seine  Silbermflnzen  mög- 
lichst rein  und  vollwichtig  ausgeprägt  wur- 
den und  daher  in  den  anderen  Staaten  über 
pari  standen.*)  Systematische  Münz  Ver- 
schlechterung ist  auch  im  Altertum  in 
späterer  Zeit,  namentlich  in  der  römi- 
schen Kaiserzeit,  vielfach  vorgekommen,  für 
die  ältere  Zeit  dagegen  nur  ganz  verein- 
zelt anzunehmen.  Itegegen  scheint  Leh- 
mann') recht  zu  haben,  wenn  er  annimmt, 
dass  auch  im  Altertum  für  die  Deckung 
der  Prägungs  kosten  _  ein  Schlagschatz  atee- 
zogen  wunle,  der  indesBen  nur  l*/o  des 
"Wertes  betnig.  Im  übrigen  ist,  wenn  die 
erhaltenen  Münzen  und  die  aus  diesen  ab- 
ziileitenden  Gewichte  von  den  oben  angege- 
benen Normalge  Wichten  oft  etwas  abweichen, 
nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass  in  der 
Praxis  die  Normalgewiohto  der  einzelnen 
Staaten  nie  ganz  mit  einander  übereinstimmen 
konnten. 

5.  Die  ältesten  PrägongeH  in  Klein- 
asien.  Die  ältesten  Ivdischen  3füa- 
zen^)  sind  dui-ehweg  Elektron  —  diese 
Mischung  wurde  namentlich  aus  dem  Wasch- 
gold des  Paktolos  bei  Sardos  gewonnen  —und 
meist  nach  phönikischem  Fuss  (b,  s.  oben  S.  907 ) 
geprägt,  Statere  von  oa.  ]4,2  g  (—  rund 
Ü9,-T  M.)  mit  Teilstocken  bis  zu  '.s4;  daneben 


')  EbenBo  in  dem  Art.  Griechische  Fi- 
uanzen,  oben  Bd.  lU  S.  »36fF. 

*)  Im  allgemeinen  mnaa  daB  Eüchatgewicht 
der  erhaltenen  MUnzen  zu  Gründe  gelegt  wer- 
den, da  Ul>er  voll  wichtige  Münzen  hBchatens  ganz 
vereinzelt  in  Umlauf  gekommen  sind. 

•)  Xenophon  de  vectigal.  3,  2,  „mit  atheni- 
schem Geld  machen  die  fremden  Kaufleute  ein 
gntes  Geschäft:  denn  Oberall,  wo  sie  es  ver- 
kaufen, erhalten  Bie  mehr  als  sein  Nennwert 
betragt." 

*)  a.  a.  0.  S.  269. 

')  s.Hcad,  thecoiuage  of  Lydia  and  Feraia 
1677  (in  Nuraismata  orientalia  vol.  I).  Präher 
bat  man  viele  ElektronstUcke  für  Gold  gehalten. 
Einen  grossen  Teil  der  Ijdischen  Münzen  (an! 
einer  hat  Six  den  Namen  des  Königs  Älyatt«3 
nachgewiesen)  schrieb  man  früher  Milet  zu,  so 
auch  noch  Uead. 


aber  auch  Statere  nach  babylonischem  Sil- 
bei^wicht  (a  2,  s.  o.  S.  907)  von  ca.  10,8  g  (— 
nmd  23  M,).  Beide  Rechnungen  waren  also  im 
lydischen  Reich  geläufig.  Die  Griechen- 
städte Kleinaaions,  kommerziell  und  vielfach 
audi  politisch  von  Lydieu  abhängig,  haben 
die  neue  Erfindung  sofort  übernommen  und 
nachgeahmt.  In  lonien  prägte  man  im  all- 
gemeinen nach  phöniktsch-lydischem  Fuss. 
meist  etwas  unter  wort  ig,  Elektron  statere 
von  14,1—13,9  g,  ebenso  in  Lampsakos  und 
Äbydoa  am  Helles jwnt.  Dagegen  in  der 
nönilichsten  ionischen  Stadt  Phokaea,  das 
damals  auf  der  HiSho  seiner  Handelsmacht 
stand  und  das  Westraeer  bis  nach  Spanien 
erschloEs,  und  ebenso  auf  Losbos,  in  Kyzi- 
kos  an  der  Propontis,  in  Kalchedon  und 
Byzanz  am  BosporoB  u.  a.  prägte  man  das 
Elektron  nach  schwerem  babylonischen  Gold- 
gewicht (a  1,  s.o.  S.907)zu  16,5g  (Wert nmd 
34  M.).  Vielleicht  sollten  das  ursprünglich 
wirkliche  Goldmünzen  sein ;  bald  aber  wird 
die  Silberbeimischung  immer  stärker.  Auch 
sonst  wird  das  Elektron  immer  mehr  mit 
Silber  legiert,  so  dass  sein  Goldgehalt  statt 
73  »/o  kaum  mehr  als  40%  beti^gt.  Es  hielt 
sieh  aber  hoch  ira  Kurs;  wie  es  scheint, 
besass  man  kein  Mittel,  seinen  Feingehalt 
und  damit  seinen  wahren  Wert  festzusteUen. 
—  Diese  Elektronprägimg  hat  sich  bis  über 
das  Jahr  400  hinab  fortgesetzt;  die  Münzen 
werden  aber  im  ü.  und  4.  Jahrhundert  durch- 
weg als  Gold  und  zwar  als  phokaeische,  ky- 
zikener,  lampsakenerGoldstatere  und  Sechstel 
(Jjrtij)  bezeichnet.  Wir  besitzen  Bruchstücke 
eines  Vertrags  zwischen  Phokaea  und  My- 
tilene  auf  Lesbos,  in  dem  die  beiden  Städte 
sich  verpflichten,  Jahr  um  Jahr  abwechselnd 
zu  ptrlgen  und  für  die  Reinheit  der  Münze 
zu  sorgen.')  Noch  im  Jahre  346  wirf  auf 
Lesbos  nach  phokaei sehen  Stateren  gerechnet 
(Demosth.  40,  36) ;  im  Jahre  327  galt  in  der 
Stadt  Bosporos  (Kertach)  auf  der  Krim  der 
kyzikener  Stater  von  16  g  28  attische 
Drachmen  (25.20  M.)  (Demosth.  34,  23), 
während  er  seinem  Metallgehalt  nach  (etwa 
7  g  Gold,  9  g  Silber)  nur  etwa  24  attische 
Drachmen  wert  gewesen  wäre. 

Neben  dem  Elektron  haben  die  Griechen- 
städte Kleinasieus  auch  Silber  geprfif^.  Hier 
herrschen  aber  im  Münzfuss  der  einzelnen 
Städte  die  maiiuigfaehsten  Abweichungen, 
imd  es  ist  um  so  weniger  möglich,  die  zu 
Grunde  liegenden  No^maIgew^chte  zu  be- 
stimmen, da,  wie  überliaupt  bei  den  meisten 
antiken  Münzen,  das  Nominal  auf  den 
Stücken  nicht  angegeben  ist  tmd  wir  das- 
selbe vielfach  nicht  mit  Sicherheit  bestimmen 
können.  Im  allgemeinen  seheinen  die  lokalen 
MünzfQsse   auf   zwei  Hauptsysteme  zurück- 


')  Am  bequemsten  in  Coltitz'  Sammlung 
der  griech.  Dialekt) Bschriften  I,  nr.  213. 
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zugehen :  eins,  welches  das  Silber  nach  dem- 
selben Puss  ausgab  wie  das  Klektron,  alsc 
zum  Zehntel  seines  Wertes:  Silberstater 
von  ca.  14  g,  Drachmen  von  ca.  7  ^,  halbe 
Drachmen  von  3,8—3,5  g  —  und  ein  zwei- 
tes, dem  der  äginetische  Silberstater  (s.  u.) 
von  12,60  g  zu  Grunde  liegt. 

Der  durch  diese  zahlreichen  Variationen 
und  durch  die  Verschlechterung  des  Elek- 
trons eingerissenen  Münzvorwirrung  hat  der 
Lyderkönig  Kroesos  (561—546)  ein  Ende  zu 
machen  gesucht,iadem  er  die  Elektronprägung 
aufgab  und  durch  reines  Gold  und  Silber  er- 
setzte.    Er  hat   nach  zwei  Füssen  geprftgt: 

1.  nach  babylonischem  Fuss  (a,  s.  o.  B.  907) 
einen  Goldstater  (Äpoi'o»io.-  oT.-iijpt  von  8,16  g 
(fast  2.S  JT.)  und  ein  entsprechendes  Silber- 
Stflck    von    10,89  g  —  '/lo  des  Goldstatera; 

2.  nach  phönikischem  t\iss(b,8.ebd.)Gold- 
stücke  von  10,89  g  (30,40  M,),  die  an  Wert 
den  alten  Elektroustücken  von  14,2  g  gleich- 
standen. 

6.  Verbreit uDg  der  MÜDze.  Die 
Münzprägung  dient  zunächst  dem  grösseren 
Verkehr,  für  den  sie  bequeme  Oeldstficke 
schafft.  Für  die  Bedürfnisse  des  Kleinver- 
kehrs  und  des  Marktes  hat  man  TeJlstficke. 
bis  zu  den  kleinsten  Nominalen  hinab,  bis 
zu  '  »ti  des  Statei-s  {beim  Elektron  ^/i« 
des  Sechstels,  beim  Silberstater.  wenn 
derselbe  in  2  Drachmen  zu  6  Obolen 
zerlegt  wiurde,  bis  zu  »'s  Obol)  im  Be- 
trage von  normal  Ü,17  und  0,148  g  in 
Elektron  und  in  Silber  ausgegeben.  Eine 
wirkliche  Scheidemünze')  zu  schaffen,  hat 
man  offenbar  Bedenken  getragen ;  nur  auf 
Lesbos  hat  man  schon  im  6.  Jalirhundert  in 
groHsem  Umfange  Bil  Ion  münzen  geprägt, 
welche  nur  40  "/o  Silber  enthielten.  —  Auch 
im  griechischen  Mutterlande  ist  man  nicht 
anders  verfahren :  Athen  hat  Silber  und 
Gold  bis  zum  Viertelobol,  ja  vereinzelt  bis 
zum  Achtelobol  —  0,09  g  (Wert  des  Silber- 
stOcks  gegen  2  Pfennig,  des  Goldstücks  etwa 
27  Pfennig)  ausgegeben,  so  unbrauchbar, 
ja  absurd  uns  diese  Stücke  erscheinen  und 
so  wenig  sie,  bei  dem  relativ  hohen  Stand 
der  Preise,  den  Bedürfnissen  des  Kleinver- 
kehra  völlig  genügten.  Erst  in  perikleischer 
Zeit  hat  man  auf  Antrag  des  Dioiiysios,  der 
davon  den  Beinamen  »der  Pfennig-  erhielt, 
Kupferpfennige  {x'dxovT)  im  Wert  des  Achtel- 
otwls  nebst  Halb-  und  Viertelstflcken  zu 
prägen  begonnen,  und  erst  im  4.  Jahrhundert 
findet  die  Kupferpiägimg  in  Grieclienland 
weitere  Verbreitung. 

Die  Erfindung  der  Münze  hat  sich  vom 

')  Im  wesentlichen  wird  man  allerdings  im 
Ij-dischen  wie  im  persischen  Eeich  das  Silber 
als  ScheiitemUnze  betrachten  müssen.  Das  nor- 
male MUnzmetnll  ist  hier  zuerst  Klektron, 
dann  Gold. 


westlichen  Kleinasien  aus  sehr  rasch  in  die 
Gebiete  verbreitet,  in  denen  der  Handels- 
verkehr im  i-egen  Aufschwung  begiiffen  war, 
d.  h.  nach  dem  griechischen  Mutterlande 
und  von  hier  nach  Sicilien  und  Italien  so- 
wie zu  den  StftmmeD  und  Dynasten  Thra- 
kiens. Weit  langsamer  dagegen  hat  sie  in 
den  Ländern  Eingang  gefunden,  wo  seit 
Jahrtausenden  ein  geordneter  Handel  mit 
geregeltem  Geldverkehr,  wenn  auch  in  an- 
deren Formen  bestand.  Der  konservative 
Charakter  der  Handelsgewohnheiten  tritt  hier 
sehr  anschaulich  hervor.  Im  allgemeinen 
hat  die  Münze  nur  da  Eingang  gefunden, 
wo  die  Griechen  die  Führung  gewannen,  so 
in  Lykien,  Kilikien,  Cypern,  Gaza  an  der 
palästinensischen  Küste,  Die  phönikischen 
Städte  und  Stadtfürsten  haben  erst  im  -J, 
Jahrhundert  zu  prägen  begonnen,  ebenso 
Karthago;  in  Babylonien  und  Aegypten  hat 
die  Prägung  erst  durch  die  Erobenmg 
Alexanders  Eingang  gefunden.  Bis  dahin 
blieb  der  Verkehr  m  seinen  alten  Formen, 
und  wenn  man  einmal  Münzen  brauchte, 
genügte  die  keineswegs  sehr  ausgedehnte 
Pi'ägimg  der  Perserkönige  dem  Bedürfnis. 
Um  so  bezeichnender  ist,  dass  die  indischen 
Kaufleute  des  Indusgebiets  schon  um  40(1 
V.  Chr.  die  fremde  Erfindung  übernommen 
und  nachgeahmt  haben. 

7.  Die  MünzeD  des  Perserreichs. 
Perserreich ,     das     ganz    Vorderasien 

l  Aegyplen  urafas.ste,  fanden  sich 
die  verschiedensten  Verkehrsgebiete  zusam- 
men: I>andschaften  mit  MOnzverkehr,  dann 
das  grosse  Gebiet  des  vordeiasiatischen 
Barrenverkchrs,  endlich  in  Iran  und  seinen 
Gi-oüzi ändern  Gebiete,  in  denen  durchaus 
noch  Tauschverkehr  und  Naturalwirtschaft 
vorherrsclite.  Im  Abgabensystem  standen 
Naturalleistungen  und  Zahlungen  in  Edel- 
metall in  allen  Provinzen  neben  einander: 
das  eingehende  Silber  und  Gold  wurde  in 
ungeheueren  Massen  in  den  Sdiatzhäusern 
autgesiieichert,  teils  zu  Geräten  und  Scluniick- 
saoien  verarbeitet,  teils  in  Barren,  von  denen, 
wenn  das  Bedürfnis  eintrat,  sonel  in  die 
Münze  gegeben  wurde,  wie  man  gerade 
brauchte.*)  Aber  doch  war  für  die  Zwecke 
des  Reichs  ein  geordnetes  Münzwesen 
nicht  zu  entbehren,  am  wenigsten  für  die 
Löhnung  der  griechischen  Söldner  —  die 
einheimischen  Truppen  erhielten  dagegen 
Naturalverpflegung,  ebenso  die  Hofbeamten 
u.  ä.  Darius  L  (521—48.')  v.  Chr.),  der 
grosse  Organisator  des  Keichs,  hat  auch 
seine  Münzohlnung  geschaffen.  Er  hat  die 
Goldprägung  den  unterthSoigen  Gemeinden 
und  Dynasten  entzogen  und  zum  Regal  und 
zugleich    zur  Gnmdlage   der  Währung  ge- 
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macht.    Seine   Goldprägung  hnilpft  an   an 
die    des    Krösos;     nur     wird    der   Stater 

tSchekel)  etwas  höher  und  zugleich  mög- 
ichst  reia  ausgebracht,  zu  8,4  g  =  23,44  M. 
Dem  entspricht  eine  Gotdiniiie  zu  420  g 
und  ein  Goldtalent  von  25,20  kg.^)  Dieser 
Stater  ist  der  Dareikos,  die  bekannte  [«rsische 
KOnigsinODze  mit  dem  knieenden  Bogen- 
achtitzen.  Ihm  entspricht,  als  Zwanzigstel 
seines  Wertes,  ein  Silberetflck  von  5,6  g*) 
—  1,17  M.,  der  »medische  Schekel«  {eiyiot 
J/ijrlixJt),  mit  einer  Silbermine  von  5{>l>  g 
und  einem  Sübertalent  von  33,6  kg,  das  die 
höchste  Hechn Unreinheit  bildet.  Die  per- 
sische Rechnung  ist  also: 
1  Talent  =  3:-J,6  kg  Silber  =  7032  M. 
^  300  Golddareiken  zu  8,4  g  Gold  =  23,44  M. 
^-  6000  Silberschekeln   zu   5,6  g  Silber  ^ 

1.17  Ji. 
1  Talent  =  60  Silberroinen   zu  100  Süber- 

Buhekcln, 
1  Silbermine  —    'i  Golddareiken  =  117  M. 
1  Golddareikos  =  20  Silberschekel, 

Ni'ben  dem  Reichssilber  bleibt  die  lokale 
Silberprftgung  und,  soweit  sie  vorhanden 
ist,  auch  die  Kupferprägung  bestehen,  ihre 
Münzen  wenlen  aber  von  den  Reichskassen 
nur  als  Ware,  nicht  als  Geld  angenommen, 
8.  Die  griechischen  HÜDzsysteuie. 
Aeginetiscber  und  enbdischer  Pass.  Im 
Gegensatz  zu  den  Goldländem  dos.  Orients 
herrscht  im  griechischen  Mutterland 
die  SUborwähnmg.  Für  dieselbe  sind  zw 
Gewichts-  und  ilünzsysteme  grundlegend 
gewesen : 

1.  der  äginetische  Fubs^),  mit  einer 
Silbermine  von  ca.  630  g  (Talent  ca.  37,8  kg). 
Das  HaTi[)tstfick  ist  der  Stater  von  12,6  g  (in 
allerer  Zeit  oft  etwas  niedriger)  ^  ca.  2,60  M-, 
mit  einer  Diwibme  von  6,3  (6,28)  g,  die  weitei 
in  6  Obolen  geteilt  wii-d.  Infolge  der  do- 
minierenden ytoünng,  welche  Äegina  seit 
etwa  der  Glitte  des  7.  und  während  des  6. 
Jahrhunderts  im  griechischen  Handel  ein- 
nahm, behen-sehte  diese  Münze  fast  den 
ganzen  Peloponnes  imd  den  Hauptteil  Mittel- 
griechenlands, Böotien,  Pliokis  und  den 
Westen.  Das  Äginetische  Courant  mit  der 
Schildkröte  als  Wappen  fand  weiteste  Ver- 
breitung; daneben  beginnt  überall  die  ein- 


')  Die  Siitze  sind  also  etwas  höher  als  daa 
babylonische  Goldgewicht  (a  1).  Der  gewühn- 
liche  Ansatz  des  persischen  Goldtalents  auf 
26,92  kg  ist  etwas  zu  hoch. 

*)  XenophoD  .Anab.  I  5,  6  rechnet  den  per- 
sischen Siglos  =  T  't  attische  Obolen.  1  attischer 
Obol  =  0,73  g,  7  /,  Obolen  =  5,47  g. 

')  Sein  Ursprung  ist  nicht  mit  Sicherheit 
aufgeklärt ;  gewöhnlich  nimmt  man  au,  dasfi  er 
ans  dem  phlinikischen  Fuss  durch  Bednktjon 
entstauden  sei.  —  Uebrigens  zeigen  die  ältesten 
Münzen  von  Aegina  noch  ein  schwereres  Ge- 
wicht, Statere  von  13,7  bis  13,4  g. 


heimische  Prflgung,  namentlich  in  den  klei- 
neren Nominalen,  —  Daneben  hat  sich  im 
Peloponnes  die  alte  Eisenrechuung  (S.  90G) 
mehrfacli  erhalten,  vor  allem  in  Sparta,  wo 
die  Goldprägung  als  Neiiening  verworfen 
würfle  und  der  Besitz  von  Gold  und  Silber 
verpönt  war.  Spartanisches  Eisengeld,  »Fiadeui 
(^(tintof)  besitzen  wir  nicht,  wotü  aber  Eisen- 
münzen von  Tegea  und  Ai^ros. ')  Ebenso 
hat  Byzauz  im  5,  Jahrhundert  Eisengeld 
geprtlgt. 

Der  äginetische  Fuss  war,  wie  schon 
erwähnt,  auch  in  der  kleinasiatischen  Silber- 
prägimg weit  verbreitet  und  ist  vielleicht 
erst  von  hier  nach  Aegina  gekommen. 

2.  Einem  anderen  Fiiss  folgen  die  ältesten 
Handelsstaaten  des  Mutterlandes,  die  Städte 
Chalkis  imd  Eretria  auf  Euböa  sowie  Korinth, 
Nach  jenen  wird  er  als  euböischer  Fuss 
bezeichnet.  Seine  Einheit  ist  eine  Silber- 
mine von  430,7  g  (Talent  26,196  kg)  mit 
einem  Stater  von  8,73  g  und  einer  Drachme 
von  4,37  g,  die  in  6  Obolen  zerfäUt.  Aiieh 
seine  Ableitung  ist  nicht  sicher;  gewöhnüch  . 
hält  man  ihn  fQr  eine  Erhöhung  dos  baby- 
lonischen Goldgewichts,  während  Lehmann 
die  eulöisclie  Mine  vielleicht  mit  Recht  für 
*i  der  babylonischen  Silbermine  von  546  g 
hält  —  die  Zahlen  stimmen  genau  ^,  die 
mit  Rücksicht  auf  den  Preis  des  euböischen 
Knpfers  reduziert  sei.  Nach  diesem  Fuss 
haben  die  euWiischen  Städte  geprägt  In 
Korinth  wii-d,  wie  schon  erwähnt,  der  Stater 
von  maximal  8,66  g  (-=  1,72  M.)  in  drei 
Drachmen  von  2,91  g  geteilt. 

9.  Die  atheniBchen  Mönzeii.  Athen 
stand  ursprünglich  auch  kommerziell  unter 
dem  Eintluss  Aegioas  und  des  Peloponne»; 
Solon,  mit  dem  seine  selbständige  Ent- 
wickelimg  beginnt,  hat  es  in  Mass  und 
Müuze  zum  euböischen  System  dbergeführl. 
Seitdem  prägt  Athen  nach  euböischem  Fuss. 
Das  Silber  gewann  es  bekanntlich  aus  den 
laurischen  Bergwerken.  Das  attische  Wappen 
ist  die  Eule,  für  die  immer  der  altertömliche 
Typus  beilwlialten  wurde;  der  Avers  zeigt 
den  Kopf  der  Pallas.  Das  Haiiplstück  ist 
daa  Vierdrachmenstück-)  (Tetradrachmon) 
von  ursprünglich  17,46  g  und  schwerer, 
später,  etwa  seit  dem  Sturz  der  Pisistratiden, 
von  17,28  g  (infolge  des  Abzugs  eines 
Schlagschatzes?);  daneben  die  Drachme  von 
ursprünglich  4,37,  später  4,32  g,  an  die 
sich  die  Obolen  und  ihre  Unterabteilungen 
anschliessen.  Ueber  die  Kupfeq)r6gung  s.  o. 
Vereinzelt  werden  auch  Zehn-  und   Zwei- 


')  KShIer  inden  Mitteilungen  des  ArchSol. 
Instituts  in  Athen  VII  Iff. 

-)  In  ältester  Zeit,  wie  es  scheint,  Stater 
genannt,  indem  man  die  schwere  (Doppel-) 
Mine  als  Einheit  betrachtete. 
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drachraen3tüeke  geprägt.  Gliederung  und 
Wert  des  attitscheri  Silbers  it-t  also: 
1  SUbertalent  ^^  -26,190  kg  -=  ."1440.5  M. 
^  61)  Minen  zu  436,7  g  ^  90,07  M. 
^  0000  Drachmeo  zii  4,37  g  ---^  0,907  M. 
1  Miue  =  lUO  Drachmen;  1  Drachme  — 
(>  Obolen  zu  H  Kupforpfennigen. 
Gold  ist  iD  Griechenland,  abgeselicu  von 
Thasos  und  den  KüstenstÄdlen  Thrakiens, 
wo  grosse  Goldminen  lagen,  nur  sehr  ver- 
ein/.elt,  und  auch  von  Athen  nur  in  Not- 
jahren, wenn  man  die  goldenen  Tenipel- 
geräte  angriff  (407,  339,  29')  v.  Chr.),  ge- 
prägt worden'),  und  in  diesen  Fällen  be- 
greiflich genug  nach  demselben  Fubs  wie 
das  Silber  (Statere  von  8,70  g  tmd  ihre 
Unterabteilungen)  geprägt,  in  scharfem  Ge- 
gensatz ?M  dem  asiatischen  Dopi)elwährungs- 
sy.stem.  Daneben  kursierte  fremdes  Gold 
und  Elektron.  Aus  einer  Abi-echnung  über 
das  Gold,  welches  um  440  v.  Chr.  ffir  die 
Anfertigung  des  Mantels  <ler  Athenastatue 
des  Phidias  gekauft  wimle,  ersehen  wir, 
dass  damals  reines  Gold  fast  genau  14  mal 
so  teuer  war  als  Silber-),  also  höher  stand 
als  im  Orient,  was  bei  dem  Vorherrschen 
des  Silbers  in  Griechenland  nur  natür- 
lich ist 

-  10.  Die  Prä^n^en  im  Westen.  Kar- 
thago. Die  griechischeu  Wälimngen  und 
elienso  die  phönikisch-iydisclie  und  die  per- 
sische haben  sich  weit  über  die  Kflsten 
des  Mittelmeers  und  des  Schwarzen  Meeres 
verbreitet.  Es  ist  indessen  an  dieser  Stelle 
unmöglich,  auf  diese  Verzweigungen  und 
die  mit  ihnen  verbundenen  Variationen  näher 
einzusrehen.  Nur  das  sei  erwähnt,  dass  aui 
S  i  c  il  i  e  n  dereuböisch-attiscJie  Fuss  herrscht, 
mit  einem  Stater  von  8,75  g.  Dereelbe 
wini  mit  der  einheimischen  Kupferwähning 
so  geglichen,  dass  er  gleich  10  Pfund 
Ku])fer  gesetzt  und  als  Dekalitron  bezeich- 
net wird.  Das  Zehntel,  die  Litra,  wird 
weiter  in  12  Unzen  geteilt.  Entweiler  das 
Oanzstflck  oder  das  Zehntel,  die  ütia  — 
hier  sind  die  alten  Angaben  unklar  und  die 
modernen  Forscher  st^hwanken  —  hiess  auch 
nummus  (.■ot'fi/iog)A.  i.  ^Münze«,  üi-sijrünglich 
24,  Sinter  12  numroi  bildeten  nach  ^istoteles 
das  sicüischo  (Kupfer-)  Talent^)  Daneben  ist 
in  Sicilien  ziemlich  viel  Gold  geprägt  worden, 
Dionys  I.  (40rj— 3ö7),  der  alle  mögliclieu 
Mittel   ergriff,  um   seine  Kassen  zu  füllen, 

')  Kühler,  die  attische  Goldprägung, 
Zeitschr.  t.  Kumismatik  21,  1898,  S.  Iff. 

']  CorpuB  inscr.  attic.  vol.  IV  1,  u,  147 
nr.  2ö8,  vgl.  U.  Köhler,  Berichte  der  Berliner 
Akart.  im,  223 ff.  Dasselbe  ergiebt,  wie 
Kirchhüff  erkannte,  eine  verstümmelte  Rech- 
nung um  dem  J.  im  ebenda  vol.  I,  nr.  301, 
11,  Ifiü. 

*)  Aehntiche  Gleichungen  bestanden  in  den 
Griechenstädten  Italiens  und  in  Etmriea. 


hat  dann  wiederholt  Reduktionen  der  Wäh- 
rung vorgenommen. 

Karthago  ist,  wie  schon  erwähnt,  erst 
spät,  seit  409  V.  Chr.,  zur  Münzprägung 
übergegangen  und  hat  zunächst  nur  zur 
BczaTiluug  seiner  Söldnerheere  auf  Sicilien 
gemünzt,  daher  nach  siciUsch-attischem  Fuss. 
Seit  der  Mitte  des  4.  Jahrhunderts  prägt  e!^ 
dann  auch  für  den  einheimischen  Bedarf 
noch  phGuikischem  Fuss,  zunächst  Gold. 
Eh'ktron  und  Kupfer,  seit  der  Eroberung 
Sjiaiiiens  auch  Silber.  Es  hat  aber  für  die  Ge- 
schichte des  Geldes  exceptionelle  Bedeutung 
durch  eine  Angabe,  die  in  dem  unter  Piatos 
\amen  überlieferten  Dialog  Er j'xias  mitgeteilt 
wird  (p.  400) :  »Die  Karthager  binden  einen 
Gegenstand  etwa  von  der  Grösse  eines  Sta- 
tei-s  in  ein  Lederstück;  was  aber  das  ist, 
was  darin  steckt,  weiss  niemand  ausser  den 
Verfertigern.  Dann  wird  es  versiegelt  und 
als  Geld  gehraucht,  und  wer  am  meisten 
davon  hat,  gilt  für  den.  der  das  meiste  Geld 
hat  und  am  reichsten  ist.i^  Mag  auch  die 
Angalie  im  einzelnen  ungenau  sein,  so 
scheint  docli  darin  eine  Nachricht  über  eiu 
Ki^editgeld  erhalten,  wie  wir  es  einer  grosst^n 
Kaufmannsstadt,  die  kein  gemünztes  Geld 
hat,  wohl  zutrauen  können. 

11.  Die  makedonisohe  und  hellenis- 
tische Zeit  Das  grosse  Ansehen  und  die 
weite  Verbreitung  des  attischen  Conrants  ist 
bereils  hervorgehoben.  Daher  ist  dasselbe 
durch  Alexander  d.  Gr.  zur  Währung 
seines  Weltreichs  erhoben  woi-deu.  —  Die 
ältercu  makedonische»  Könige  haben 
wie  die  Griechen  und  die  thrakischen 
Füreten  ilirer  Nachbarschaft  Silter  nach  sehr 
verschiedenen  Füssen  gcjjrägt,  Statere  nach 
einem  hier  weit  verbreiteten  Mflnzfuss  von 
9.8   g,    Dopjwlstatere   von   29—28  g  nach 

Sltömkisch- kleinasiatischem  Fuss,  so  Alexau- 
er  I.,  498— 4.Ö4')  und  Perdikkas  D.  454— 
413,  u.  a.  König  Archelaos  (413—399)  luid 
seine  Nachfolger  prägten  dann  nach  doppel- 
tem persischen  'Silberfuss.  den  Stater  zu 
11,0  g  und  darunter.  Pbilijip  IL,  der  Be- 
gründer der  makedonischen  Grossmachi 
(359— IW6),  ist  zum  phönikischen  Fuss  zu- 
rückgekehrt; er  prägt  Silberstatcre,  die  aber 
jetzt  als  Tetrodi-achmen  angesehen  werden. 
zu  14,5  g  und  Drachmen  zu  3.0  g.  tilcicli 
in  den  ersten  Jahren  seiner  Regierung  hat 
sich  aber  Philipp  der  Goldliergw'crke  im 
Pangaion  bemäclitigt  *)  und  von  der  neuge- 
gi-üiuleten    Stadt    Philijipi    aus    exploitiert. 

')  Derselbe  ersehloas  dss  Silberberawerk 
am  PrasiaHaee,  das  ibm  täglich  1  Talent  Ertrag 
abwarf,  Hetudot  V  17. 

-)  Schon  früher  haben  die  Thasier.  die 
Athener  und  thrakische  Dynasten  hier  Gold 
gewonnen.  Ebenso  gab  es  ein  Galdbergwerk 
auf  Thaaos.  Daher  finden  eich  hier  wiederholt 
Goldmilnzen  aas  älterer  Zeit. 
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mit  ihm  eine  umfassende 
Ooldprftgnng.  Die  Hauptmünze  ist  der 
philippische  Goldstater  von  8,65 — 8,50  g 
(24  51,),  also  nach  attischem  Fuss  und  etwas 
höher  als  der  persische  Dareikos,  mit  Teil- 
stiiekeii  bis  zum  Zwölftel  (Obol). 

Alexander  hat  dano,  wie  schon  erwähnt, 
für  das  Silber  die  attische  Wähnmg  einge- 
führt. Die  Stücke  wurden  etwas  vollwich- 
tiger ausgegeben  als  die  attischen,  Tetra- 
drachmea  zu  durchschnittlich  17,45  g  und 
Drachmen  zu  4,35  g.  Der  philippiöche 
(Gold-)  Stater  und  die  Alexanderdrachmo 
sind  iortan  die  massgebenilen  Geldstücke 
der  ganzen  hellenistiaclien  Welt  vom  adria- 
tischeii  Meer  bis  zum  Indus  (mit  Aussctduss 
A^j'pfens),  und  jahrhundertelang  von  den 
Nachfolgern  des  Welteroberers,  den  Anli- 
goniden  Makedoniens,  den  Seleukiden  von 
Asien,  den  Königen  von  Pergamon,  Bithy- 
nien,  Pontoa,  von  Baktrien  und  Indien,  den 
Mrthischen  Arsakiden  und  anderen  geprägt. 
Ein  festes  Verhältnis  zwischea  Gold  und 
Silber,  wie  im  alten  Orient  und  im  Perser- 
reich,  liegt  dieserf  Prägungen  nicht  zu 
Grunde;  vielmehr  ist  das  Währungsmetall 
durchaus  imd  ausschliesslich  das  Silber  — 
daher  wird  Gold,  wie  in  den  modernen 
Staaten  mit  Silberwährun^  und  ganz  anders 
als  im  Perserreich,  nur  ziemlich  selten  ge^ 
prägt  und  dient  vor  allem,  wie  ehemals  bei 
uns  die  Goldstücke,  für  Ehrungen  u,  ä., 
liei  denen  ^wohnlich  nach  Goldstücken 
(xQvoüt,  d.  1.  Philippeer)  gerechnet  wird. 
—  Daneben  steht  überall  Kupfer  als  Schei- 
demünze. 

Neben  den  Keichsmßnzen  erhalten  sich 
in  den  halb  und  ganz  autonomen  Gemein- 
den die  lokalen  Währungen  und  Münzen, 
die  hier  so  wenig  aufgezählt  werden  können 
wie  früher.  Besondere  Bedeutung  gewinnt, 
der  mächtigen  Stellung  des  Staates  ent- 
sprechend, die  Währung  von  Rhodos,  die 
aus  dem  phöniki sehen  I'uss  hervorgegangen 
ist,  mit  Ganzstücken  von  ca.  15  g.  Später 
ist  die  Währung  etwas  gesunken;  das  Halb- 
atfick,  die  rhodische  Drachme,  wird  zueist 
zu  ca.  t),9  g  ausgegeben  und  sinkt  aUmäh- 
lich  auf  6,7  und  danrater.  In  der  Kaiser- 
zeit wird  ihre  Hälfte,  von  3,36—3  g,  als 
Drachme  bezeichnet.  —  In  Kleinasien  haben 
die  Römer  nach  der  Einziehung  der  Land- 
schaft (133  V.  Chr.)  eine  neue  Provinzial- 
währung  eingeführt,  mit  einem  Oanzstflck 
(Tetradrachmon)  von  12,7—12,4  g  (2,60  M.), 
das  nach  dem  Münzbilde  als  Cistophorus 
bezeichnet  wird. 

Auch  die  Tetradraehmen  und  Drachmen 
sind  in  den  makedonischen  Reicheu  seit 
dem  2.  Jahrhundert  v.  Chr.  etwas  gesunken, 
ebenso  in  Atheu,  als  dies  nach  seiner  Be-^ 
fi'eiimg  von  der  makedonischen  Herrschaft 
229  die  Prilgung  wieder  aufnahm.  Die 
HaadnärtBrbnch  der  Staatawlssen scharten.    Zweit« 


attischen  Tetradrachmen  sind  jetzt  selten 
höher  als  16,8  g  \md  sinken  bis  16,0  g, 
die  Drachmen  stehen  auf  etwa  4,2  g.  Da- 
her haben  die  Römer  die  attische  Drachme 
im  Kurs  ihrem  Denar  von  3,9  g  {=  0,80  M.) 
gleichgesetzt  —  dass  sie  ihr  Geld  höher 
ansetzten  als  fremdes,  ist  nur  natürlich  — , 
und  in  der  späteren  Bepublik  und  der 
Kaiserzeit  werden  daher  die  attischen  oder 
Alexanderdrachmen  und  der  Denar  durch- 
weg als  völlig  aeqiuvalent  betrachtet. i) 

12.  Die  Münzen  der  FtAlemäer.  Ein 
gänzlich  abweichendes  System  iiat  nur  in 
Aegypten  unter  der  Herrschaft  derPto- 
lemäer  bestanden.  Ptolemäos  I.  (323— 
285)  hat  zuerst,  wie  Alexander,  nach  atti- 
schem, dann  nach  rhodischem  Fuss  (Tetra- 
drachme 15,7  g)  gemünzt,  dann  aber  für 
Aegj'pten  eine  selbständige  Währung  nach 
phönikischem  Fuss  gesehafien,  die  alle  seine 
Nachfolger  beibehalten  haben,  mit  einer 
Tetradrachme  (Stater)  von  14,5  g  (3  M.); 
daneben  stehen  Zehn-  und  Achtdraehmen- 
stücke.  Die  Teilstücke,  2,  1,  'n  Drachmen, 
sind  nur  wenig  geprägt  worden,  obwohl 
nach  Drachmen  (3,6  g  —  0.75  M.)  gerech- 
net wird.  Das  ägj'ptische  Talent  ist  also 
=  4500  M.  Die  Könige  des  dritten  Jahr- 
hunderts haben  auch  Gold  nach  demselben 
Fuss  (daneben  auf  Cj-pem  nach  attischem 
Fuss)  geprägt  Daneben  besteht  jedoch  in 
dem  festen  Verhältnis  von  Silber  :  Kupfer 
=  120 ;  1  die  einheimische  Kupferwähmog  mit 
der  Einheit  von  1  Kite  =  9,09G  g  (s.  o.  S.  907). 
Nach  dieser  sind  die  Teilstücke  der  Drachme 
1  Obol  —  8  Kupferpfennige  (xo^ioT),  die 
dann  weiter  geteilt  werden,  ausgegeben. 
Ueber  die  Normalgewichte  dieser  Stücke 
ist  noch  keine  Einigung  erzielt;  dieselbe 
wird  dadurch  erschwert,  dass  die  zahlreich 
erhaltenen  Kupfermünzen  vielfach  zweifellos 
nicht  vollwichtig  ausgegeben  sind.  Doch 
scheint  es  geboten,  das  Normalgewicht  der 

120 
Kupferobolen   auf  -^  des    Tetradrachmon, 

,  14,5.120"'     ^^.      „ 
also  auf  — ^-T —  =  72,0  g')  anzusetzen. 

Das  sind  8  Kite  der  einheimischen  Kupfer- 
währuag,  also  1  Kite  —  1  ;[«imiüs.  Eben  um 

*)  Daraus  erklärt  Eich  z,  B.  die  Angabe  des 
nm  160  n.  Chr.  achreibenden  Appian  (Sidl,  2), 
das  enbüische  Talent  sei  ^  yOOO  Alei,ander- 
drachmen.  Die  Römer  hatwn  in  republikanischer 
Zeit  das  Gewicht  des  griechiachen  Silbergeldes 
immer  nach  eabüiM^heu  (d.  i.  aCtiachen)  Silbei- 
tBlent«n  gerechnet,  »o  auch  bei  der  Kriegs- 
kontributioD,  die  sie  241  v.  Chr.  von  den  Kar- 
thagern erhüben.  Die  Angabe  darüber  will  Appian 
nach  der  Wäbmog  seiner  Zeit  erklären.  In  der 
Thftt  ist  ein  attisches  Talent  ^  5440  M.,  7000 
Alexanderdrachmen,   d.  i.  Denare  ==  6600  M. 

')  Die  erhaltenen  Stücke  in  Pooles  Katalog 
(9.  u.  S.  914  Anm.  2)  S,  XCU  wiegen  73-66,2  g. 
Auflage.     Y,  68 
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dies  Verhältnis  zu  erhalten,  sind  offenbar 
die  Ptolemfier  iö  ihrer  Silberprägung  zum 
phSnikischen  Fitss  nbei^gangen.  Dauebou 
sind  auch  Stücke  von  lU  Kite  (—  1  Df"-" 

—  v-  Obolen)   ausgegeben    worden.  ^)      Bei 

denjenigen  Steuern,  die  auf  Silber  ansge- 
Bchrieben  waren,  aber  in  Kupfer  gezahlt 
wurden,  wurde  ein  Agio  von  ungefähr  10% 
erhoben,  d.  h.  das  £iipfer  stand  thatsäcitlich 
niedriger,  als  für  die  Mflnzprfipnng  ange- 
nommen war.  Zu  Anfang  des  2.  Jahrhun- 
derts ist  der  Staat  dann  zur  Kupferwährung 
tlbeigegangen ;  man  rechnet  fortan  nach 
Knpferdrachmen,  deren  120  auf  die  Silber- 
draehme  kommen.  Für  Silber  wird  nacli 
vde  vor  ein  Agio  von  rund  10  ".'o  erlioben.*) 

—  In  den  Finanznöten  unter  den  letzten 
Ptolemäem  ist  dann  das  Siibergeld  sehr 
schlecht  imd  minderwertig  ausgebracht  wor- 
den. Diese  PrSgimg  wird  durch  die  ägyp- 
tischen BillonmOnzen  (Tetradrachmen)  der 
römischen  Kaiser  von  Tiberius  an  fortgesetzt. 
Auf  die  Billondrachme  wurden  6  Kupfer- 
obolen  gerechnet,  während  die  mit  dem 
Denar  identifizierte  Silbe rdrachnie  7  oder 
7''i  Knpferobolen  galt.') 


Lltteratnr:    a)   Dit   antike   Numi 
-      ■■  ■■      —  iHiiim 
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EfnaiwanceieU  eifrig  betrieben  trordeii;  auf 
witsentehafüiche  Grundlagen  geeteUt  hat  tie 
•f.  Eelchel,  Doetrina  nummoruta  relerum,  Wien 
ITStff.^ÄiaRepertoriiim  aller  damalt  beiannicn 
Münzen  i*t  noch  jetzt  unentbehrlich  Mtonnet, 
DeieripHon  de  medaiilei  anliqiiei,  Parti  1SV7 ß., 
ibU  Supplement  in  IS  Bdn.  —  Seitdem  hat 
lieh  däi  Material  geteaUig  ertneiterl  mtd  die 
Fonehung  Fen-oUkommnet.  Eine  Aufzählnng 
aueh  nur  der  ipiehtigiteti  Lilteralvr  ist  an  dieter 
SUUe  «nmöglich.  Die  wichligtle  PabUbation 
bildet  der  groue,  leit  187S  ertchcinende  Katalog 
der  Sammlung  de»  British  Muieum  (mit  niu- 
fükrlichen  Einleitungen);  von  einem  iihnliehen 
Salalog  der  Bibtiothtgue  yationale  hat  Babelon 


')  Erhaltene  Stücke  von  93,6,  91,5,  86,8  gr. 

*)  lieber  die  ptolemäischen  Münzen  b.  vor 
allem  den  Catalogue  of  Greck  coins,  The  Ptole- 
mies,  von  St.  Poole,  1883.  Ueber  die  Währung, 
die  erst  durch  die  Fapjmsfnnde  aufgeklärt  ist, 
Orenfell  in  der  Ansehe  der  Revenne  laws 
of  Ptolemy  Philadelphna  von  Greiifell  und 
Mahaffy,  1896,  S,  193ff.  Weit«rea  bei 
Wilcken,  GrieuhiBche  Ojitraka  ans  Aeerpten 
1899  I,  718ff,  Grenfell  setzt  den  Knpferobol 
=  10  Kite  =  rund  90,0  g.  Da»  widerspricht 
jedoch  nicht  nur  dem  feststehenden  Verhältnis 
zwischen  Silber  nnd  Enpfer,  EOndem  ergäbe 
auch  eine  Einteilung  dag  Obolo»i  in  Zehntel  statt 
in  Acht«),  im  ^Mdernprucb  mit  den  Urkunden. 
Die  rii'htige  Gleich iing  hat  bereitsH.  Bnigsch, 
Die  Liteung  der  altÄgjpl.  Mflnifrage,  in  der 
Zeitsthr.  fllr  ägypt.  Sprache  1809  aufgestellt. 

'jMommacn,  Zum  ägypt.  Münznesen, 
im  Archiv  für  Papyrusforachung  Bd.  I,  190!), 
S.  273. 


bie  jetzt  ivri  Teile  (aber  die  Arhämeniden-  und 
Seleucideumiinten)  verBffcnÜirhI.  Aueh  die 
Pabtikatioa  de»  Kataloge  det  Bertiner  Mutramt 
ist  begoanea  und  neuerdings  unter  Au/eirht  der 
BcrlincT  Akademie  die  VerliffenHichung  einet  um- 
/asaendea  Corpus  nummormn  in  Angriff  ge- 
nomtnen  (eracM'enen  bit  jetzt:  die  antiken  itänzen 
Xordgriecheniande,  unter  Leitung  von  Inihoof- 
Blnyner.  I.  Daeitn  und  Mlisien,  Bd.  I  ron 
B.  Ptt^  1S98).  —  Datu  kommen  ausser  zalil- 
reiehen  3tonogruphieen  die  numismatisehen  Zeit- 
schriften. Ein  treffliches  Handbuch  mit  Ver- 
zeichnis und  Abbildung  der  icichtigttm  Münzen 
giebi  Barclay  V.  ttead,  Ilistoria  numoram, 
a  Manual  of  Greek  Numitmatice,  Oxford  ISST. 
b)  Die  anliie  Metrologie  verdankt  ihre 
wisienichaftlieke  Begründung  Xetroiuie  und  rar 
allem  A.  B&ckh,  ifetmUgiteh«  Untersuchungen 
Über  Gemichle,  Mümfiisse  und  Masse  det  Allrr- 
tumi,  ISSS.  —  Von  Späteren  ist  eor  allem  su 
nennen  Tit.  Motnrusen,  Geschichte  des  römischen 
Mänzir-esens,  JS£0  (behandelt  aueh  die  griechischen 
Syeleme).  —  J.  Branäle,  Das  Miini-,  Mass- 
und  Geirichtsu^eien  in  forderaeien  bis  a<^ 
Aleiaader  d.  Gr.,  1S66.  —  Fr.  licnormant, 
La  Monnaie  dam  l'antiquili,  -ISTS/.,  J  Bde.  fNn 
vollendet).  —  Fr.  HulUcÄ,  Grieckitche  und 
rümitehe  Metrologie,  t.  Bearb.,  ISSi.  —  Für  die 
Maittgtteme  auch  M.  Slmen,  Griechische  und 
römieche  Metrologie,  im  Handb.  der  ktast.  Alter- 
lumSKils.  Bd.  I,  18S6,  f.  Aufl.  1392.  —  Die 
Arbeiten  ron  liehtnann  und  manche  Einzel- 
Untersuchungen  sind  im   Texte  angeführt. 

Bdvard  Meiftr. 


III.  Bömisclieä  Münzwfisen. 

Wie  in  anderen  Gebieten  gewann  aueh 
Boni  das  Herdenvieh  schon  früh  in 
der  Periode  des  natiiralen  Tauschhandels 
Stellung  des  bevorzugten  Tanech- 
ttels;  und  einige  noch  im  5.  Jahi^ 
hundert  v.  Chr.  geltende  gesetzliche  Be- 
stimmungen, in  weichen  Bussen  nach  Rindern 
und  Schafen  angesetzt  sind,  lehren,  dasä 
diese  Geltung  des  Viehs  auch  vom  Staate 
anerkannt  war.  Aber  auch  das  in  Latium 
und  den  meisten  Nachbarlandschaften  ge- 
bräuchlichste Metall,  das  Kupfer,  gehörte 
hier  von  Anfang  an  zu  den  gangbarsten 
Gütern;  imd  sobald  einmal  ein  Gewichts- 
system eingeführt  war,  musste  Kupfer  nach 
dem  Gewicht  zum  Tauschmittel  werden 
und  seiner  grösseren  Bequemlichkeit  wegen 
den  Gebrauch  dos  »Viehgeldea«  (daher, 
nicht  von  den  ältesten  MQnztypen,  stammt 
das  Wort  pecunia)  einschränken  und  fast 
ganz  vei-drilngen.  Religiöse  und  juristische 
Gebräuche  der  historischen  Zeit  beweisen, 
so  wie  zahlreiche  AuEdrQeke  der  latei- 
nischen Sprache  selbst,  dass  das  Kupfer 
einst  diese  Holle  gespielt  hat.    Neben  form-  I 

losen  Stücken  (acs  rüde)  sdieinen  schon 
früli    (unter    staatlicher   Autorität?)    grosse  | 

Barren  von  rechteckiger  Form  mit  ein&chen 
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bildlichen  Darstellungen  (Rind  u,  a.)  her- 
gestellt worden  zu  sein;  und  wenn  auch 
die  noch  erlialtenen  Barren  schwerlich  startt- 
römisch  sind  und  sicher  aus  ^terer  Zeit 
stammen,  so  mae  doch  die  römische  Ueber- 
Üeferuug,  welche  die  Einfühlung  dieses 
aes  signatum  dem  König  Servius  zn- 
achreibt,  ungefähr  das  nichtige  getroffen 
haben.  Die  gemarkten  Barren  musstcn 
ebenso  wie  die  rohen  KupfetstOcIce  gewogen 
werden.  Indem  dann  an  Stelle  des  zu 
wiegendeo  Metalls  abgewogene  Stücke  des- 
selten in  den  Verkehr  kamen,  deren  Gewicht 
und  Gelialt  der  Staat  durch  bestimmte 
Marken  gewährleistete,  wurde  das  bisherige 
Tauachmittel  in  Geid  umgewandelt.  Der 
üebergang  vollzog  sich  in  Rom  sehr  leicht, 
da  man  einfach  an  die  Stelle  des  Pfundes 
Kupfer  eine  Kupfermünze  im  Gewicht  von 
einem  Pfund  setzte,  deren  Teilstflcke  eben- 
falls Bruchteile  <los  Pfundes  waren.  Diese 
Angabe  uoserer  Qiiellen  ist  durchaus  zuver- 
lässig; wenn  die  nns  l>ekannten  Mflnzen 
leichter  als  ein  Pfund  sind,  so  beweist 
das  nichts  dagegen,  —  falls  nicht  über- 
haupt, wie  Haetierlin  vermutet,  das  älteste 
Kund  des  römischen  Staates  ein  anderes, 
leichteres,  gewesen  ist  als  das  uns  genau 
bekannte  der  späteren  Zeit  von  327,45  g. 
Daß  nen  begründete  Münzsystem  hatte  den 
Vorzug  der  grössten  Einfachheit  und  Klar- 
heit, besonders  durch  den  Gebrauch  der 
Wertzeichen,  der  in  Rom  zuerst  durch- 
geftlhrt  erscheint;  aussertlem  sind  die  ver- 
schiedenen Werte  auch  dadiuvh  untersehietlen, 
dass  jedem  ein  bestimmter  Götti'rkopf  ent- 
spricht, der  die  Vorderseite  der  Mlinze  ein- 
nimmt, während  das  Bild  auf  der  Rückseite 
für  alle  Nominale  das  gleiche  blieb  (ein 
Schiff svonierteil).  Das  grosse  Stück  im 
Gewicht  von  einem  Phmd  hatte  den  Namen 
der  Einheit,  as  ('^^'e^tzeichen  I);  die  kleine 
Einheit,  das  Zwölftel  des  Äs.  hiess  nncia 
(Wertzeichen  .);  die  übrigen  Nominale  waren 
das  Sechstel  (sextans  =  2  Unzen,  .  .), 
Viertel  (iguadrans,  . .  .)'  Drittel  (trions, 
.  ,  .  .)  und  die  Hälfte  (semis.  8).  Wann 
die  EinfOhniDg  der  Münze  in  Rom  erfolgt 
ist,  ist  nicht  ganz  sicher.  Nach  der  Ansicht 
der  römischen  Gelehrten  mtlsste  es  zur 
Zeit  der  Decemvirn,  in  Verbindung  mit 
der  Zwölttafelgesetzgebung,  geschelien  sein; 
und  trotz  maiieher  Einwände,  die  dagegen 
erhoben  .werden,  erscheint  das  doch  glaub- 
haft, wenn  auch  die  zahlreichen  Münzen, 
die  wir  kennen,  grösstenteils  oder  durchweg 
aus  späterer  Zeit  stammen.  —  Diese  schweren 
gegosseneuKupfermünzen,  später  aes  grave 
eenanut,  blieben  das*  alleinige  Wähningsgeld 
des  röniischen  Staates  bis  kurz  vor  dem 
ersten  punischen  Kriege.  Gold  und  Silber 
wurden  in  dieser  Zeit  in  Rom  nur  nach 
dem  Gewicht  benutzt,  sei  es  in  Barren  oder 


in  verschiedenen  Mflnzsorten,  die  keinen 
offiziellen  Kiu^  hatten.  Eine  besondere 
Stellung  nehmen  aber  die  sogenannten 
römisch-  campanischen  Gold-  und 
Silbermönzen  ein,  die  seit  dem  Ende  des 
4.  Jalirfaunderts,  hauptsächlich  in  Capua, 
geprägt  wurden  imd  nebst  dem  zugehörigen 
Kupfer  für  die  Bundesgenossen  und  Unter- 
tlianen  in  Campanien  und  den  angrenzenden 
Gebieten  bestimmt  waren.  Ihre  Währung 
war  anfangs  die  alte  piiokoischc  der  cam- 
panischen Städte,  mit  einem.  Didrachmon 
von  T'.'i— 7Vs  g.  Später  wurden  sie  mit 
dem  lömisclien  Gewichtssystem  in  Einklang 
gebracht,  so  daas  die  erosse  Silbermünze 
6,81  g  ^  6  Skrupel  (1  Skr.  =  'ass  Pfimd) 
und  die  kleine  3,405  g  —  3  Skrupel  wog, 
lind  dema'lben  Sj'stem  fügen  sich  auch  die 
nur  in  der  zweiten  Periode  erscheinenden 
Goldmünzen,  vielleiclit  auch  das  Kupfer. 
Wir  dürfen  annehmen,  dass  diese  anf  An- 
ordnung der  römischen  Gemeinde  (wenn 
auch  vielleicht  von  städtischen  Behörden) 
geprägten  und  mit  ihrem  Namen  versehenen 
Münzen  auch  in  Rom  selbst  cirkiüierten 
und,  da  ihr  Feingehalt  garantiert  war,  im 
Prii-atverkehr  gern  benutzt  wurden ;  an  den 
Kassen  des  Staates  werden  sie  allerdings 
nur  wie  Barren,  nach  dem  Gewicht,  ange- 
nommen worden  sein.  Ihre  Prägung,  sicher 
wenigstensdiedersogenanntemiuadrigati, 
dauerte  noch  einige  Jahrzehnte  fort,  nach- 
dem schon  die  eigene  Silberprägung  in  Rom 
begonnen  hatte  (noch  zur  Zeit  der  Schlacht 
bei  Cannae  waren  in  dieser  Gegend  die 
Qiiadri^ti  die  Hauptmflnze);  aber  nach  der 
Reduktion  des  römischen  Denars  kamen  sie 
in  ein  unbeiiuemes  -oder  ungflnEtige.s  Ver- 
hältnis zu  diesem,  und  dadurch  scheint  das 
Ende  ihrer  Prägung  herbeigeführt  worden 
zu  sein. 

Die  Einfühning  der  Silbermünze  ge- 
schah im  Jahre  2(>S.  Es  wurden  drei  Werta 
im  Gewicht  von  4,  2  und  1  Sknipel  geprägt, 
Denarius,Quinarius  uud  Sestertius, 
alle  drei  mit  denselben  Typen  (Kopf  der 
Roma,  Dioskuren)  und  mit  ihi-en  Wertzeichen 
X,  V  und  ns  (in  den  Ausgaben  HS  gedruckt), 
welche  wie  die  Namen  angeben,  dass  sie 
gleich  10,  5  und  2'.3  Assen  sind.  Der  As, 
zu  dem  die  neu  eingeführte  Sübermünze  in 
Bezieliung  gesetzt  wurde,  war  aber  nitJit 
mehr  der  alte  von  einem  Pfund.  Vielmehr 
war  die  Mttnze  im  Laufe  der  Zeit  immer 
leichter  hergestellt  worden ;  und  obwohl  die 
Kupfermünze  Wertgeld  geblieben  war,  cirku- 
lierten  leichte  und  schwere  Stücke  neben 
einander.  Im  privaten  Geschäftsverkehr  ist 
der  verschiedene  Metallwert  gewiss  bald  in 
Rechnung  gezogen  worden ;  aber  schliesslich 
wurde  doch  eine  Neuordnung  des  Münz- 
wcsena  nötig,  und  diese  scheint  eben  bei 
der  Einführung  der  Silberprägnng  erfolgt 
58* 
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zu  sein.  Der  As  wurde  sextauter,  d.  h.  er 
erhielt  das  Oewieht  eines  Ses{an8  der  ur- 
ßprünriichen  Wahniiig  ('e  Pfund).  Da  10 
Asse  der  neuen  Währung  gleich  einem  Denar 
sein  sollten  so  war  das  Verhältnis  des 
Silbers  zum  Kupfer  gleich  1 :  120  ('  n  Pfund 
Silber  =  '* «  Hund  Kupfei').  Die  scliweren 
Asse  der  alten  Währung,  seit  dieser  Zeit 
zum  Unterscliied  von  den  neueu  Kupfer- 
münzen als  aes  grave  bezeichnet,  mflssca 
bei  ihrer  Einziehung  zu  5  Unzen  =  2','« 
neuen  Assen  tarifiert  worden  sein;  denn 
der  Sesterz,  zunächst  ais  Vierteldenar  in 
Silber  ausgeprägt,  i\ird  dem  alten  pfundigen 
As  ^gleichgesetzt,  und  eben  danim  wird  der 
römischen  Rechnung  seitdem  nicht  der  Deuar 
oder  der  neue  As  zu  Grunde  gelegt,  sondern 
das  Aequivalent  des  alten  As,  der  Sestertius. 
—  Ausser  den  angeführten  Wähnuigemünzen 
in  Silber  und  Kupfer  begann  der  römische 
Staat  um  dieselbe  Zeit  noch  eine  andere 
Sorte  von  Silbermünzen  zu  prägen  ■  den 
VictoriatuB,  nach  dem  Typus  der  Rück- 
seite (Victoria  ein  Tropaeum  Icränzend)  so 
genannt.  Der  älteste  Victoriat  (vou  den 
seltenen  Doppel-  und  HalbstUcken  Win  hier 
abgesehen  werden)  wog  3  Sknipel  wie  das 
kleinereNominalderrröraiseh-campanischen* 
Pritgung,  stand  also  in  einem  bequemen 
Verhältnis  zu  den  anderen  römischen  Münzen 
(=  3  Sesterzen);  aber  obwohl  er  in  Rom 
selbst  geprägt  war,  wurde  er  au  den  Staats- 
kassen Dicht  als  gesetzliches  Zahlungsmittel 
angenommen,  sondera  er  war  hauptäcldich 
für  die  Bedürfnisse  von  Oberitalien  und 
niyricura  bestimmt;  das  Fehlen  eines  Wert- 
zeichens entspricht  seiner  Aiisnahmestellung. 
Nach  wenigen  Jahrzehnten,  als  der  Denar 
fiberall  Geltung  gewonnen  hatte,  wiuiäo  die 
Pri^img  des  Victoriatus  eingestellt;  die 
MünKe,  die  in  späterer  Zeit  denselben  Namen 
führt,  war  ein  Quiuar  mit  demselben  und 
anderen  Typen  der  Victoria. 

Mit  der  Münzordnung  vom  Jahre  26S, 
nach  der  das  neue  Eupfergeld  ebenso  wie 
früher  das  alte  als  Wertmünze  beliaudelt 
wurde  und  zu  dem  gleichzeitigen  Silbergeld 
in  ein  festes  Verhältnis  gebracht  war,  schien 
in  Rom  eine  Doppelwähning  begründet  zu 
sein.  Aber  diese  hielt  sich  nicht,  und  eben- 
sowenig bildete  sich  ein  Monometallismus 
aus;  ti-otz  wiederholter  Versuche  von  Neuord- 
nungen kam  man  nicht  über  den  Zustand  der 
Mischwährung  hinaus,  die  allerdings  auch 
wohl  den  Charakter  einer  Parallelwähning  ac- 
genommen  hat.  —  Zunächst  wurde  schon  um 
aas  Jahr  240  das  Gewicht  der  Silbermünze 
um  '/;  herabgesetzt,  so  dass  der  Denar  nur 
noch  Vs4  Pfund  wog  (3,00  g;  so  bis  zur  Zeit 
Neros).  Der  Sesterz,  dessen  Piägimg  um 
tlieselbe  Zeit  eingestellt  worden  zu  sein 
scheint,  behielt  als  RechnungsmfinzG  seine 
bisherige  Bedeutung  :^  1.4  Denar.    Das  Ver- 


hältnis zum  Kupfei^ld  wurde  zunächst  nicht 
neu  geregelt,  doch  wittde  letzteres  thatsäch- 
lich  auch  schon  leichter  ausgebracht.  —  JCine 
gesetzliche  Neuordnung  der  Währung  er- 
folgte dann  im  Jahre  217.  Der  As  wurde 
auf  die  Hälfte,  also  '/is  Pfund  =  1  Unze, 
reduziert;  aber  mit  Ausnahme  des  Soldaten- 
soldes, bei  dem  auch  femer  für  10  Asse 
1  Denar  gegeben  werden  sollte,  gingen  fort- 
an 16  Asse  auf  den  Denar;  danach  stand 
das  Silber  zum  Kupfer  wie  1 :  112  {Vn  Pfund 
Süber  =  ^^,13  Pfund  Kupfer).  lu  demselben 
Jahre  217  soll  auch  zum  ersten  Mal  in  Rom 
Gold  geprägt  worden  sein;  und  die  ältesten 
uns  bekannten  römischen  Goldmünzen  können 
wohl  in  diese  Zeit  gehören.  Es  sind  drei 
Nominale  mit  gleichen  Tv'pen  im  Gewicht 
von  3,  2  und  1  Skrupef,  die  durch  ihre 
Wertzeichen  als  Aequivalenle  von  60,  40 
und  20  Sesterzen  bezeichnet  sind.  Das  für 
das  Silber  ungünstige  Wertverhältnis  ('.»> 
Gold  =  ^,»8«  Silber,  also  1 :  17 '.7)  zeigt. 
dass  liier  der  seltene  Fall  einer  Ueberwertung 
der  Goldmünze  vorliegt;  im  übrigen  blieb 
diese  Prägung  ohne  Folgen,  da  sie  schneU 
wieder  erlosch ;  erat  am  Ende  der  Republik 
ist  in  Rom  wieder  Gold  geprägt  worden. 
Zunächst  blieb  es  bei  den  Silber-  und  Kupfer- 
münzen. Aber  die  Doppelwährung  \-oa  217 
hatte  ebenso  wenig  Bestand  wie  die  tou 
268;  und  auch  zur  reinen  Silberwtoiing 
gelangte  man  nicht,  weil  man  die  Zahlungs- 
kraft  des  kupfernen  Kleingeldes  unbeschränkt 
liess,  wie  Oberhaupt  der  Begriff  der  Scheide- 
münze dem  Altertum  fremd  gebheben  zu 
sein  scheint.  Das  Kupfer  blieb  also  Wert- 
nietall.  imd  sein  Verhältnis  zum  Silber  ver- 
schob sich  bald  zu  Ungunsten  des  letzteren, 
da  die  Kupfermünzen  immer  leichter  geprägt 
(jetzt  nicht  mehr  gegossen)  wnirden,  ohne 
dass  gesetzlich  ihr  Wert  herabgesetzt  oder 
der  der  eich  gleichbleibenden  Sübennünzen 
erhöht  wurde.  Selbst  als  im  Jahre  89  diirc^ 
das  Papirisehe  Gesetz  das  Gewicht  des  As 
schliesslich  auf  i.s  Unze  reduziert  worden 
war,  galt  er  nominell  weiter  als  '.io  Denar. 
Dieser  serauncialc  As  war  also  jedenfeills 
eine  stark  überwortete  Kreditmünze,  iind 
das  römische  Münzwesen  wäre  schon  damals 
durch  ihn  so  zerrüttet  worden  wie  später 
durch  den  schlechten  Denar,  wenn  nicht  die 
Kupferprägung  schon  nach  wenigen  Jahren. 
vielleicnt  eben  infolge  richtiger  Erkenntnis 
dieser  Gefahr,  eingestellt  worden  wäre.  Das 
nodi  cirkulierende  Kupfeigeld  blieb  aUer- 
dings  Wertmünze;  aber  bis  zum  Ende  der 
Republik  beherrschte  doch  thatsächlich  das 
Silber  den  Verkehr.  Dieser  Zustand,  der 
nur  nicht  als  Silberwährung  bezeichnet  wer- 
den darf,  war  um  so  günstiger,  als  allein 
die  Silbermflnze  in  einem  zuverlsissigen  Ver- 
liältnis  zu  der  allgemeinen  Rechnungseintieit, 
dem  Sestera,  stand,  der  gleich  einem  Viertel 
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des  damals  noch  vollwiclitig  und  rein  aas- 
gebrachten  Denars  -war,  während  die  Stellung 
der  Kupfermünze  unklar  war.  Letzteres  gilt 
auch  von  deu  Goldmünzen,  die  in  dieser 
Zeit  ausgegeben  worden  sind;  übrigens 
kSnnen  diese  von  Sulla  und  Fompeius  kraft 
ihtes  feldherrlichen  Mfliizrethts  geprägten 
Stücke  im  Verkehr  keine  grosse  Bolle  ge- 
spielt haben.  —  Die  eben  erwälinte  feld- 
herrliche Prägung  konnte  von  deu  Ober- 
beamten  auf  Grund  ihres  Imperiums  überall 
ausserhalb  des  Weichbildes  von  Rom  nadi 
Bedüi'inis  ausgeübt  werden.  Die  Feldherren, 
für  welche  ihre  Quästoren  oder  Legaten 
die  MUnzung  besoi^ten,  waren  dabei  auch 
nicht  an  die  römische  Währung  gebunden, 
sondern  sie  bedienten  sicli  der  im  Pi-ägungs- 
gebiet  geltenden  Wähnmg,  wie  es  der  Qold- 
stater  des  Flamininus  oder  die  makedonischen 
Tetradrachmeu   und  kleinasiatischen    Cisto- 

E hören  mit  römischen  Beamteniiamen  lehren. 
ie  ordentliche  Prägung  wurde  anfangs,  ab- 
gesehen von  den  «römiseh-cam panischen« 
Münzen,  nnr  in  der  Stadt  Rom  au^eübt, 
später  wurden  verschiedene  Nebenmünz- 
atätten  wie  Lnceria,  Croton  und  CorcjTa 
eingerichtet.  Die  Ausführung  wurde  in  der 
älteren  Zeit  von  Fall  zu  Fall  durch  das  Ge- 
setz geregelt,  das  die  Prägung  selbst  an- 
ordnete; erst  im  letzten  Jahrhundert  der 
Kepublik  ^nden  wir  bestimmte  Jahresbeamte 
dafür,  die  HI  viri  aere  argento  auro 
flando  feriundo  oder  monetales,  ein 
gewöhnlich  vor  der  Quästur  bekleidetes  Amt; 
doch  wurden  in  derselben  Periode  auch 
Öfters  andere  Leute  durch  Senatsbesclüuss 
mit  der  MOnzprägimg  beauftragt. 

Als  Caesar  nach  der  Besiegung  des 
Pom peius  im  Jahre  48  die  AUeinherr- 
sdiart  in  Rom  thatsächlich  eingeführt  hatte, 
übte  er  auch  sein  f cid  herrliches  Slünzrecbt 
in  der  Stadt  aus  und  Hess  hier  namentlich 
auch  Gold  in  grosser  5Ienge  prägen.  Die 
Währung  änderte  er  aber  nicht;  der  neue 
aureus,  im  Gewicht  von  Vio  Pfund  sollte 
nur  zur  Erleichterung  des  Gi'ossverkehrs 
dienen,  indem  er  gleich  2(>  Denaren  ange- 
setzt wunie,  also  auch  gleich  U)0  Sesterzeu, 
was  für  die  Rechnung  sehr  berjuem  war; 
das  Gold  stand  dana^Ji  zum  Silber  wie 
11,90  ;  1 ,  was  dem  iletallwert  entsprach. 
Die  Eupferprägung  nahm  auch  Caesar  nicht 
wieder  auf;  die  einzige  Kupfermünze  dieser 
Zeit  ist  ausserhalb  Roms  (m  Spanien?)  ge- 
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nächste  wesentliche  Aenderung 
im  römischen  Münzwesen ,  abgesehen  von 
den  Prägungen  des  Antonius,  trat  unter 
Augustus  im  Jahre  lü  v.  Chr.  ein.  Von 
da  an  ist  das  Münzrecht  zwischen  Pnnceps 
und  Senat  in  der  Weise  geteilt,  dass  der 
erstore  die  Gold-  und  Silbermünzen  prägt, 
der  letztere  die  sogenannten  Bronzemünzen, 


welche  daher  mit  dem  Zeichen  S  C  (= 
seuatus  consulto)  vei-sehen  sind.  Wenn 
audi  einige  Ausnahmen  von  dieser  Ordnung 
nachweisbar  sind,  so  gilt  dieser  Satz  im 
ganzen  doch  bis  gegen  das  Ende  des  Prinei- 
pats.  Die  gleiche  Teilung  kehrt  bei  den  Pro- 
vinzialm Unzen  von  Syrien  wieder,  wo  der 
Kaiser  das  Silber  und  der  Senat  das  Kupfer 
(mit  S  C)  prägt;  aber  im  allgemeinen  wurde 
die  lokale  Kupferprägimg  in  den  östUchen 
Provinzen  (anfan^  auch  im  Occident)  den 
Unterthanen gemeinden  verschiedenen  Rechts 
in  grossem  Umfange  überlassen,  Eret  Kaiser 
AurelianuB  ntachte  sowohl  der  Pi-ägung  des 
Senats  in  Rom  wie  der  der  Provinzialslädte 
ein  Ende;  die  alexandrinische  Prägung,  die 
noch  bis  Diocletian  fortltestand,  war  nicht 
städtisch,  sondern  sie  war  von  Augustus  als 
Nachfolger  der  ägj'ptischen  Könige,  und 
demgemäss  auch  nach  ptolemäischer  Wäh- 
nmg, aufgenommen  und  so  durch  den  ganzen 
Principal  Idn  ausgeübt  worden.  Was  die 
Währung  betrifft,  so  liess  Augustus  das 
Gewicht  des  Denars  unverändert;  auch  das 
des  Aureus  wurde  nur  ein  wenig  abge- 
knappt, und  er  blieb  gleich  2'>  Denaren.  Da- 
gegen bedeutete  der  Wiederbeginn  der 
Kupferprägung  eine  wichtige  Aenderuug. 
Der  Senat  prägte  As,  Semis  und  Quadrans 
nach  dem  früheren  semmicialen  Fuss  in 
Kupfer;  und  als  grössere  Nominale  traten 
dazu  der  Sestertius  und  der  Dupondius  im 
Weite  von  4  und  2  Assen,  die  nicht  in 
Kupfer,  sondern  in  dem  wertvolleren  Messing 
ausgcpi'ägt  wurden  und  demgemäss  leichter 
sind  als  2  resp.  1  Unze,  wenn  es  auch  un- 
sicher ist,  ob  das  Verhältnis  der  beiden 
Metalle  ;::;  2  :  1  ist.  Zum  Silber  stand  das 
Kupfer,  wenn  wir  als  NormaJgewicht  des 
As  eine  halbe  Unze  zu  Grunde  legen  und 
i!m  gleich  '/ig  Denar  rechnen,  wie  1  :  .56, 
was  unmöglich  dem  Metallwert  entsprechen 
kann.  Eine  neuere  Hypotliese  (von  Soutzo), 
welche  deu  semuncialen  As  der  libella, 
d.  i.  '.'lo  des  Rechnungesesterz  oder  '/m  des 
Denars,  gleichsetzt,  so  dass  Kupfer  zu  Silber 
—  1 :  140  steht,  hat  daher  viel  Verlockendes; 
aber  die  Angaben  der  Schriftsteller  stehen 
dem  doch  entgegen,  und  der  Denar  scheint 
wirklich  auch  in  dieser  Zeit  nur  16  Assen 
gleich  gerechnet  worden  zu  sein.  Wir  finden 
also  im  Anfang  der  Kaiserzeit  eine  Misch- 
währung, bei  der  Münzen  in  vier  Metallen 
gleichzeitig  als  Geld  benutzt  werden  und 
alle  vier  in  einem  festen  Verhältnis  zu  ein- 
ander und  zu  der  allgemeinen  Rechnungs- 
münze, dem  Sesterz,  stehen.  Das  Verhält- 
nis der  beiden  Edeimetalle  unter  sich  ent- 
spricht dem  Metallwert,  ebenso  wahrschein- 
hch  das  der  beiden  unedlen  Metalle  unter 
sich;  dagegen  zeigt  das  Veriiältnis  der 
letzteren  zu  den  ersteren,  dass  sie  zu  einem 
sehr  stark  erhöhten  Nominalwerte  an  jene 
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angelehnt  sind.  Obwohl  nun  also  der 
rOmisohe  Staat  in  den  Kupfer-  und  MessluK- 
mflDzen  ein  stai'k  über  wertetes  Kredit  geld 
besass  und  obwohl  dieses  nicbt  zur  Scheide- 
münze wurde,  sondern  seine  Zahlungskraft 
gesetzlicb  unbeschrankt  blieb,  selieint  die 
gewöhnliche  Folge   eines  solchen  Zustandcs 


(s.     d.     Art,     Dop 


ffähr 


Jd.  Jn  S.  237)  nicht  eiogetreten  zu  sein, 
sondern  das  gesetzliche  Wertrerhältnis  hielt 
sieh  bis  zur  Zeit  Neros.  Wie  das  erreicht 
worden  ist,  wissen  wir  nicht.  Vielleicht 
liatte  der  Kaiser  das  Recht,  den  Senat  in 
-der  Ausübung  seines  Mflnzreclits  zu  be- 
schranken und  so  die  Menge  des  umlaufen- 
den Kupfei--  und  Messinggeldes  nach  dem 
Bedürfnis  des  Verkehrs  so  zu  rauheren, 
dass  dieses  im  allgemeinen  mir  als  Kleingeld 
benutzt  werden  konnte;  dem  Mflnzrecht  der 
Provinzialgemeinden  gegenüber  haben  die 
Kaiser  und  zum  Teil  auch  die  Statthalter 
eine  solche  Kontrolle  nachweislich  ausgeübt. 
Ferner  ist  es  auch  denkbar,  dass  das  Senats- 
geld nur  an  den  Senatsknssen  unbeschränkte 
Zalüungsbraft  hatte,  während  die  kaiserlichen 
Kassen  nur  Uold-  und  Silbermünzen  an- 
nahmen (nur  für  die  Bnichteile  des  Denars 
natürlich  auch  Kupfer),  so  dass  auch  auf 
die-se  Weise  einer  Beherrschung  des  Ver- 
kelirs  durch  die  unterwertigen  Senatsmflnzen 
Toi^ebeugt  wurde.  —  Die  nächste  Verände- 
rung, welche  unter  Nero  stattfand,  war  viel- 
leicht als  Reform  gedacht,  und  wenigstens 
die  Cebenvertung  der  SenatemOnzen  wurde 
durch  die  Horatisetzung  der  kaiserlichen 
etwas  gemildert ;  ater  in  Wirkliclikeit  be- 
ginnt mit  dieser  Reform  die  Zerrüttung  des 
römischen  Münzwesens.  Nei-o  setzte  das 
(lewicht  des  Aureus  auf  ',«  Pfimd  herab, 
das  des  Denars  auf  VtKi  Pfund,  so  dass  das 
Verhältnis  des  Goldes  zum  Silber  fast  un- 
veiändort  blieb.  Auch  der  Senat  führte  zu 
derselben  Zeit  Neuerungen  ein,  indem  er 
einmal  sämtliche  Nominale  in  Messing  aus- 
prägte (die  kleineren  entsprecliend  leiclitor 
als  früher)  und  alle  ausser  dem  Sosterz  mit 
Wertzeichen  vei-sah:  da  ihr  Wert  dabei 
nicht  verringert  würfe,  entsprach  ihr  Ver- 
hältnis zu  den  kaiserlichen  Münzen  jetzt  dem 
wirkliehen  Wert  etwas  besser.  Aber  ver- 
hängnisvoll wurde  die  weitere  Massregel 
Neros,  dass  er  zuerst  dem  Silber  unedles 
Metall  beimischte.  Die  Republik  hatte  zu- 
weilen subaerate  Denare  (Kern  von  unedlem 
Metall  mit  Silber  überzogen)  ausgegeben, 
eiitnial  vielleicht  auch  legierte  Stücke,  aber 
das  waren  immer  nur  vorübergehende  Mass- 
regeln, besonders  in  Notfällen.  Jetzt  aber 
wurde  die  Legierung  des  Denars  i-^^elmässig 
und  mit  der  Zeit  immer  stärker.  Unter 
Nero  l>etnig  die  Beimischung  unedlen  Me- 
talls nur  5—10  Prozent,  unter  Trajan  schon 
15,  unter  Marcus  'iit,  bis  unter  Sevenis  der 


Denar  schliesslicb  nur  50  Prozent  und  noch 
weniger  Silber  enthielt  Die  Goldmünze 
verlor  in  derselben  Zeit  zwar  auch  durch 
allmähliclie  Abknappuog  etwas  am  Gewicht, 
aber  das  Metall  blieb  rein,  so  dass  bei  der 
gesetzlich eu  Wertung  des  Aureus  gleich 
25  Denaren  das  Sibergeld  ganz  be<leutend 
überwertet  erscheint;  schon  imter  Severus 
steht  das  üold  zum  Silber  in  der  Münze 
etwa  wie  1  :  7,  aiAter  noch  schlechter.  Die 
Polge  war,  dass  das  gesetzliche  Wertver- 
haltuis  im  gewöhnlichen  Verkehr  nicht 
respektiert  wurde;  gegenüber  dem  minder- 
wertigen Denar  erhielt  die  Goldmünze  einen 
erhöliten  Km-swert.  Auch  die  Kupfer-  und 
Messingmünzen  des  Senats  kamen  infolge- 
dessen zu  höherer  Geltung;  die  Verminde- 
rung des  Gewichts  und  die  Versoldochterung 
war  bei  ihnen  nicht  bedeutend,  und  die 
Funde  lehren,  dass  sie  auch  im  Priratrerkehr 
später  wieder  mehr  als  Wertmünzen  be- 
handelt wurden;  ähnlich  erging  es  den  pro- 
vinzialen  Münzen.  Ebenso  wissen  wir,  dass 
man  im  Verkehr  die  alten  guten  Denare  und 
die  späteren  schlechten  wohl  auseinander- 
hielt; so  wird  schon  in  einer  pomjwjauischen 
Urkunde  des  Jahres  61  (also  noch  unter  Nero) 
Zahlung  in  »gutem  SiIbcTi'.  vereinbart  Die 
Angabe  des  Metalls  oder  der  Getdsorte  muss 
beim  Abschluss  von  Vertrügen  auch  öfter 
vorgekommen  sein,  als  wir  nachweisen 
können ;  ohne  diesen  Gebrauch,  das  Merkmal 
der  Parallel wälirung,  hätte  man  die  Münz- 
verschlechtcrung  nicht  so  lange  ertragen 
können.  —  Im  3.  Jahrhundert  ging  es  noch 
weiter  abwärts.  Caracalla  woUte  vielleicht 
Ordnung  stiften,  indem  er  das  Goldstück 
auf  '('so  Pfund  herabsetzte  und  im  Silber  ein 
neues  Nominal,  den  sogenannten  Antoni- 
nianus, einführte.  Der  letztere  war  grösser 
und  schwerer  als  der  Denar  und  von  diesem 
äusserlich  dadurcli  unterschieden,  dass  der 
Kai  serkopf  mit  Strahlen  kröne  statt  des 
Ijorbeerkranzes  geschmückt  und  das  Brust- 
bild der  Kaiserin  auf  eine  Mondsichel  ge- 
setzt erschien.  Sein  Gewicht  ist  ungefälir 
gleich  dem  von  Vii  Denar,  sein  Wert  ent- 
we<ler  gleich  2  Denaren  oder  gleich  1'  t 
Denar:  letzteres  ist  wahrscheinlicher,  weil 
sein  Ersatz  in  der  aureliänischen  Piigung 
tias  Wertzeichen  XX  hat  (20  As  =  1»,» 
Denar);  die  Entscheidung  hängt  davon  ab, 
ob  unter  Caracalla  der  Antoninianus  stärker 
legiert  ist  als  der  Denar  oder  umgekehrt, 
was  noch  unsicher  ist.  Später  hat  sich 
jedenfalls  der  Antoninianus  noch  mehr  ver- 
schlechtert als  der  Denar,  der  überhaupt 
nicht  mehr  so  viel  geprägt  wurde.  Die  1^ 
giening  des  Antoninianus  schreitet  so  schnell 
fort,  dass  schon  unter  Gallienus  ein  Teil  der 
Münzen  nur  noch  S'/o  Silber  enthielt;  von 
da  an  erhielt  er  nur  durch  Sieden  einen 
leichten  Silbct;glanz  und  unterscheidet  sich 
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im  Metall  kaum  von  den  Kupfenn Unzen. 
Trotzdem  suchten  die  Kaiser  mCgIichst  lange 
die  Qeltung  des  Denars  im<l  des  Äntoni' 
nianus  als  Silbermünzen  im  "Werte  von  4  und 
5  (bezw.  8)  Sesterzen  festzuhalten;  aber 
es  gelang  niülit,  nnd  durch  die  massenhafte 
AusprägiiDg  des  Äntoninianus  in  den  Zeiten 
der  Verwiming  ■wurde  dieser  noch  weiter 
entwertrt.  Selbst  die  kaiserlichen  Kassen 
lehnten  schon  unter  Elagabalus  die  minder- 
"wei'tigeü  SilbermOnzen  ab  und  verlangten 
ZaliluDg  von  Steuern  in  Gold.  Denn  bei  der 
Goldmtlnze  konnte  man  sich  wenigstens  auf 
die  Reinheit  des  Metalls  verlassen  und  den 
Weil  nötigenfalls  durch  die  Wage  feststellen. 
Doch  ist  die  Annahme,  dass  letzteres  im 
3.  Jahrhundert  allgemein  flblich  oder  nötig 
war,  gewiss  irrig.  Das  Gewicht  der  Gold- 
mflnzea  ist  zwar  in  dieser  Zeit  sehr  un- 
gleich, aber  es  ist  nicht  so  regellos,  wie  es 
zunächst  scheint,  und  man  wird  die  Sorten 
Doch  weiter  unterscheiden  lernen,  wie  es 
zum  Teil  sclion  gelungen  ist.  Die  Zahl  der 
Sorten  in  allen  Metallen  und  der  Uuterechied 
der  Werte  scheint  allerdings  gross  gewesen 
zu  sein,  aber  man  war  wohlsi^on  von  früher 
lier  daran  gewöhnt,  bei  der  Angabe  von 
Geldbeti'ägen  auch  die  Münzsorte a  anzu- 
geben, da  die  Angabe  in  Sesterzen  zuweilen 
nicht  zu  geniigen  schien ;  wir  kennen  sogar 
Fälle,  in  denen  einem  Beamten  sein  Gehalt 
teils  in  Gold,  teils  in  Silber,  teils  in  Kupfer 
festgesetzt  und  wohl  auch  in  den  dabei  ange- 
gebenen Münzen  aller  drei  Metalle  ausgezahlt 
wurde!  —  Eine  Reform,  die  Kaiser  Aure- 
lia nus  versuchte,  hatte  keine  genügende 
Wirkung.  Dauernd  blieb  von  seinen  Neiie- 
nmgen  das  Institut  der  über  das  ganze  Reich 
verteilten  Münzstätten,  in  denen  allen  nach 
Beseitigung  der  SenatsprSgimg  irad  der  pro- 
vinzialen  Prügungen  nur  noch  kaiserliche 
Münzen  geschli^n  wurden.  Aber  die  Reform 
der  Währung,  die  er  ebenfalls  versuchte,  war 
nicht  durchschlagend,  und  wir  wissen  zu 
wenig  davon,  um  über  ihre  Zweckmässigkeit 
urteilen  zu  können.  Bekannt  ist  uns  nur, 
(lass  die  Mflnze  in  der  Grösse  im<l  mit  den 
Merkmalen  (Strahlen kröne  u.  s.  w.)  des  bis- 
herigen Antoninianus  unter  ihm  zwar  nicht 
werthafter,  aber  sorgfältiger  und  regel- 
mässiger geprägt  und  nun  auch  mit  Wert^ 
zeichen  versehen  wird.  Das  Wertzeichen  ist 
entweder,  wie  schon  erwähnt  wurde,  ZX 
oder  K,  oder  noch  öfter  XXI  oder  KA:  in 
letzterem  Falle  ist  es,  wie  ^wisse  Er- 
scheinungen lehren,  wahrscheinlich  XX  —  I 
oder  K  ^  A  zu  lesen,  d.  h.  die  Mtlnze  stellt 
20  kleine  =  1  grosse  Einheit  dar.  Welches 
diese  Einheiten  waren,  wissen  wir  nicht; 
die  kleine  könnte  noch  der  Äs  sein,  der 
Name  der  gros.sen  muss  dahingestellt  bleiben. 
Nicht  viel  mehr  erreichte  Diocletian, 
der    bei    seiner    Neuordnung    des   ganzen 


römischen  Staatswesens,  der  Verwandlung 
des  Principats  in  eine  absolute  Monarchie, 
auch  das  Münzwesen  auf  eine  neue  Grund- 
lage zu  stellen  suchte.  Nach  einigen 
Seliwankungen  scheint  er  sich  für  ein  System 
entschieden  zu  haben,  in  welchem  ein  Pfimd 
Gold  —  ÖOOCKJ  Denaren  gesetzt  war.  Der 
Denar  hatte  danach  einen  Wert  von  etwa 
lli  Pfennigen;  er  ist  also  von  dem  alten 
Silberdenar  weit  verschieden  (etwa  —  1 
libellai'),  und  es  ist  sogar  zweifelhaft,  ob 
diese  geringwertige  Mflnze  von  Diocletian 
(Iberhaupt  geprägt  worden  ist.  In  dem  b&- 
kannten  Preisedikt,  durch  das  wir  jene 
Ansetznng  des  Denars  jetzt  kennen,  er- 
scheinen die  Denare  nur  in  Zalilen ,  die 
durch  2  oder  5  teilbar  sind,  und  man  will 
danach  in  zwei  Kupfermtlnzen  der  dio- 
cletiacischen  Prägung,  vou  denen  die  grössere 
einen  sehwachen  Silberz usatz  hat,  den  Zweier 
und  den  Fünfer  erkennen;  das  ist  aber  un- 
sicher, und  auch  die  Deutung  des  Wert- 
zeichens XX  oder  XXI  auf  den  grösseren 
(XX  Sesterzen  =  5  Denare  =  1  FoUisV) 
macht  Schwierigkeiten.  Daa  gleichzeitige 
Goldstück  war  —  ^so  Pfund,  aber  später 
kehrte  Diocletian  zu  einer  leichteren  Prä- 
gung, —  '/so  Pfund,  zurück.  Ein  Verdienst 
war  es  dagegen,  dass  er  auch  wieder  reines 
Silber  geprägt  hat.  Die  Absicht  war  wohl, 
die  neue  Silbermfinze,  deren  Namen  wir 
nicht  kennen,  gleich  dem  alten  neronischen 
Denar  zu  machen;  wenigstens  giebt  es 
Stücke  mit  dem  Wertzeichen  XCVI,  was 
doch  wohl  ^iae  Pfund  bedeuten  soll;  aber  die 
Gewichte  sind  auch  hier  noch  verscliieden, 
das  Nominal  hielt  sich  nicht,  und  nur  der  ■ 
Gebrauch,  wieder  Münzen  in  reinem  Silber 
zu  prägen,  hatte  Bestand.  —  Wenn  das  Gold 
schon  unter  Diocletian  als  daa  primäre  Me- 
tall im  römischen  Münzweseii  erscheint,  so 
gelangt  dieses  Princip  zur  voUen  Ausbildung 
unter  Konstantin.  Im  Anfang  seiner  Re- 
giening  ist  das  Gewicht  der  Goldmünzen 
schwankend,  zum  Teil  absichtlich;  aber  seit 
dem  Jahre  .S25  (wenn  nicht  schon  früher) 
wiegt  das  Goldstück  4  Skrupel  =  '.'72  Pfund, 
und  dies  ist  das  Normalgewicht  geblieben; 
der  Name  der  Münze  ist  seit  dieser  Zeit 
nicht  mehr  Aureus,  sondern  Solidus. 
Im  grossen  wurde  aber  nicht  nach  Solidi, 
sondern  nach  Ooldpf  nnden  gerechnet,  und 
die  Kassen  sollten  die  Goldmünzen  trotz 
ihrer  ziemlich  genauen  Ausprägimg  nur  nach 
dem  Gewicht  annehmen.  Ebenso  wurde  es 
beim  Silber  gehalten,  dessen  Verhältnis  zum 
Gold  ungefähr  wie  1 :  14.  aber  nicht  immer 
gleich,  war.  Auch  hier  wird  nach  Pfunden 
gerechnet,  und  die  Silberraünzen,  von  denen 
die  grösste  wie  der  Solidus  'n  Pfund  wog 
und  miliaren se  hiess  (—  ^.1000  Gold- 
pfiindV),  während  die  Hälfte  den  Namen 
liiiua  führte,   wurden   an    den   Kassen 
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ebenfalls  niirnachtleDi  Gericht  angeuoiumen. 
Unter  Valentiuian  I.  kommt  dann,  wie  Willera 
nachgewiesen  hat,  der  Gebrauch  auf,  die 
Münzen  mit  einem  Zeichen  zu  versehen,  das 
ihren  Feingehalt  beglaubigt.  Dieses  Zeichen 
bilden  für  das  Gold  die  Biichstabeu  OB  (für 
die  bisher  die  falsche  Deutung  72,  d,  h.  V;^ 
Kund,  üblich  war)  und  füi'  das  Silber  die 
Buchstaben  PS:  ersteres  ist  obryziaeus 
zu  lesen,  letzteres  pusilla tum,  was  beides 
das  Metall  als  fein  bezeichnet.  Beide  An- 
gaben finden  sich  auch  auf  Barren  wieder, 
für  die  die  Beglaubigung  der  Feinheit  ja 
nötiger  war  als  für  die  Münzen;  die  Gold- 
barren, die  aus  der  Zeit  367—383  stammen, 
tragen  keine  Gewichtsangaben,  während  die 
etwa  00  Jahre  jüngeren  SUberbarren  als 
pfundig  bezeichnet  sind.  Diese  Rückkehr 
zum  Gebrauch  der  Wage  für  die  Edel- 
metalle, zum  Gewicht  statt  des  Geldes,  ist 
gewiss  ein  Zeichen  des  Niedergangs,  schuf 
aber  wenigstens  für  den  üroseverkohr  eine 
leidliehe  Ordnung.  Wie  klftglich  es  in  der- 
selben Zeit  im  Kleinverkehr  aussah,  lehrt 
besonders  eine  Inschrift  aus  Thamngädi,  in 
der  unter  der  Regierung  des  Julianus  (361 
— 363)  die  Sporteln  der  numidischen  Offi- 
zialen  nach  Scheffeln  Weizen  »oder  deren 
Marktpreis«  angesetzt  sind;  wenn  sieh 
darin  auch  nicht  geratle  eine  Rückkehr  zur 
Naturalwirtschaft  ausspricht,  so  zeigt  es 
doch,  dasa  selbst  im  amtlichen  Verkehr  die 
damalige  Rcichsmünze  nicht  als  zuverlässigei' 
Wertmesser  betrachtet  wurde.  —  üeber  die 
Kuiiferprägung  des  4.  und  '>.  Jahrhunderts 
und  die  Follarrechnung  herrscht  noch  so 
wenig  Klarheit,  daas  sie  hier  besser  unbe- 
rücksiclitigt  bleiben.  Erst  Kaiser  Anasta- 
sius  (491 — 518)  begründete  wieder  eine  ge- 


zeichen  und  ein  kleinstes  ohne  Wert- 
zeichen; dieses  letztere,  die  Einheit,  hiess 
Nummus,  während  auf  den  Vierziger  der 
Name  Follis übertragen  w^l^de.  DieseOrd- 
nung  des  Anastasius  blieb  dann  lange  Zeit 
für  die  oströmische  Kupferjjräping  mass- 
gebend. Die  SUbcri)riigung  ist  unter  Kon- 
stantin gering  gewesen  und  auch  Später  nie 
wieder  zu  rechter  Bedeutung  gekommen ;  es 
wurden  fast  nur  noch  die  kleinsten  Nomi- 
nale, die  Siliqiia  und  ilire  Hälfte,  geprägt. 
Das  herrschende  Metall  blieli  das  Gold,  das 
auch  jenseits  der  Grenzen  des  römischen 
Reiches  fast  ohne  Konkiurenz  umlief.  Ausser 
dem  Solidus  wurde  besonders  das  Drittel 
geprägt,  der  T  ri  e  n  s ,  der  dann  das  Vorbild 
für  die  Goldprflgung  derMerovinger  geworden 
i.st.  Die  germanischen  Staaten  auf  italischem 
Boden  hahen  auch  im  MOnzwesen  die  Zu- 
gehörigkeit zum  römischen  Reiche  anerkannt. 
Sowolü  Odovakar  wie  die  Ostgoten  haben 
kleine  Sillicrmünzen  mit  ihrem  Namen  auf 


der  einen  Seite,  aber  mit  dem  Porträt  des 
oströmischen  Kaisers  auf  der  anderen  Seite 
geprägt;  dagegen  prägten  sie  Kupfer  zum 
Teil  mit  ihrem  eigenen  Bilde.  Theoderich  hat 
auch  Gold  geprägt,  aber  mit  Bild  und  Schritt 
des  Anastasius,  ohne  ausdrückliche  Angabe 
seines  eigenen  Namens;  das  einzige  groese 
Goldstück  mit  seinem  Namen  und  Porträt 
bildet  eine  merkwürdige  Ansnalirae.  Etwafi 
freier  verhielten  sicli  die  Vandalenkönige  in 
Afrika,  da  sie  auch  Silbermünzen  mit  ihrem 
eigenen  Bilde  prägten;  die  Wähnmg  aber 
ist  hier  wie  überalt  die  des  römischen  Reiches. 


Lltteratar:   Allgemein:   Th. 

tfhiclite  d«  röaiiti-hea  Jlämwnen»,  IS60  (daiu 
die  framlitUche  BtarbdlUHg,  mit  yachlriigen, 
1866^1375).  —  Fr.  HuUsch,  Gritthiielif  und 
rfimitcht  Melrologir,  S.  Bearb,  ISSt.  —  Mar- 
quardt,  Rom.  StaaUrencaUujig,  Bd.  II,  S.  AhH. 
(eon  Dticau)  }SSi.  —  O.  F.  HUt,  Jrandbti'.k 
0/  Greck  and  Eoman  coini,  1S99. 

Fiir  die  älte»lt  Zeit  viel  neua  MaUrial  bei 
d^AUly,  Becherche«  lur  la  ntoniiaie  mmainf, 
186i,  ises.  —  Wiehtig  für  dieeelbe  Peri<,dr 
Satnaer  vnd  BahrfeUIt,  GcKhichte  det  älteren 
TÖmisi-hen  Jfämieesens  (aui  der  Wiener  yamitm. 
ZelUfhrifi},  laas.  —  (Ein  ijrotaet  Wert  übfr 
dal  TÖmiache  und  italiiehe  Urhverlaipfer  mn 
Haeberlin  iit  in  Vorbereitmig.)  —  Die  rötHitfh- 
campanierhe«  Müraea  eind  vorlrefflieK  bearbritrl 
von  M,  Bahrfeiat  in  der  BiHtla  Jlaliana  di 
liiimitnatiea  1899.  —  Grtltiert  Bearklang.  alt 
ihnen  biiker  lu  leÜ  «mrde,  verdienen  die  Ar- 
beilen i:nn  Soulto,  Inlniduriion  ci  l'etude  dn 
monmiia  de  l'Ittilie  antique  I,  II,  1837,  ISSii, 
und  Etnde  lur  lei  monnaiet  imprriaie»  romainrt 
laut  der  Eerve  numiimaliquej  189«,  1S99.  — 
Für  da»  MUniicesen  der  (T»ien  A'iiu«r  E.  OabriH, 
Contributo  aila  tloria  della  moneta  Bonana  da 
Auguito  a  Domiiiano  (AUi  della  R.  Aroadiemia 
di  Sapali  f'ol.  XIX},  ISPS.  —  für  die  GM- 
prägung  det  !U.  Jahrhunderte  Blanfhet. 
itonnaicM  en  or  dei  emp,  Galle  et  Vtil«*ien  (niu 
der  Ervue  beige  de  numiematique),  1896.  —  Diu 
MSmiceien  unter  der  abiolule»  Xouarrhie  be- 
handelt O.  Scerl^,  Die  Mdnxpolilit  Diodeliam 
und  enncr  yarhjolger  (ZeitMehrift  fllr  .Vmbiw- 
matik  Bd.  XVII),  1891,  eine  eintelne  iriektigt 
Frage  W.  KubtUehek  im  .VonalebUiU  der 
XumitM.  Ge^flUeh^fi  1892  tvgl.  dcntelben, 
Bvndiehau  über  ein  Öutnyufnntuui  der  anlilcrn 
Sui.iiimatit!,  1898,  S.  85 ff.).  —  Die  lange  iim- 
tlriUcnr  Frage  nach  der  Bedenlnng  der  Buch- 
Itaben  OB  ist  rndgillig  gtlütt  durrh  dif  auch 
eonil  fiir  da*  Geldwcten  der  tpätettm  Zeit  »ehr 
vertvollrn  Arbeiten  von  H.  Willere,  RSmitehe 
.'Silberbarren  mit  Sirmjieln  (Wiener  A'am.  Zeit- 
ti:hrift  Bd.  XXX),  I89S;  XathtrOge  dazu  m 
Bd.  XXXI. 

Von  der  rein  nnmiimatieehtn  lAUeratur 
eeien  nur  die  gronen  Kalcdogtcerke  enrähnl: 
Für  die  Sepublit  H.  Cohen,  MedaÜla  conta- 
lairet  1857 :  eivi  viaetaehaJÜiehere  VmaiheituHg 
dfiirlben  Wcrtee  bot  E.  Babelon  1886,  1886; 
dazu  reiche  Ergämunge»  ron  M.  Bahrfetöt. 
Nachträge  und  Berichtigungen  zur  Mänttundc 
der  römiechen  Republik  I,  II  (am  der  Wiener 
A'n»n.  Zeileehrijt),  1897,  1900.  —  Für  die  Kaiter- 
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leitS.  Cohrm.  Mfdaillti  imperialem  1859  -1SS8 ; 
zireite  Auigabe  (rcii-hhalliger,  aber  iccniger  tu- 
reiläiiig  alt  diu  ernte)  ISSO—lSSi. 

B.  Pick. 


IV.   Mittelalterliches  MÜBzweseii. 

1.  Merovingiache  Verhältnisae  und  Münz- 
reform  derKarolinger  (Silberwährang,  Karolinger- 
pfnnd,  BnasernieririgTing).  2,  Eßgland  und  l'rftnk- 
reich.  3.  Das  Milnzsystem  der  Mark,  a)  Kül- 
Dische  Mark,  b]  Lübische  Mark.  4.  MaDknseu, 
HohlpfeiiDige,  Heller,  Tumoaeu.  5.  Galden  und 
Thaler.    Reform bestrebungen  des  16.  JabTbun- 

1.    Merovingische    VerhältDiese    und 

Mnnzrefomi  der  KarolliiKer  (Silber- 
wäbroD^,  KaroliDgerpf  nnd,  Baeserniedri- 

gang).  Wenn  es  nach  dem  Wortlaut  dos 
fünften  Kapitels  dei-  Germania  <ies  Tacitus 
»ai^entum  quoque  magis  quam  aunim  se- 
miuntur«  auch  scheinen  möchte,  als  ob  Oio 
Germanen  im  Interesse  eineB  Kleinhandels 
Anhanger  der  Silbenvährung  gewesen  wären, 
so  hatten  sich  die  Verhältnisse  allmählich 
von  Grand  ans  geändert.  Im  Frauken  reich 
der  Merovinger  herrschte  die  Goldwährung. 
Die  Grundlage  des  Münzwesens  war  dei' 
Öoldsolidus  (Goldschilling  —  das  Wort  er- 
hielt sich  in  italienisch  soldo,  französisch 
sou).  Dieser  Münzprägung  zu  Gninde  lag  das 
Bßmerpfund,  auf  das  noch  die  Milnzreform 
Kaiser  Konstantins  §23— aS7)  72  solidi  ge- 
rechtiet  hatte.  Das  Römerpfund  selber  wies 
ein  genaues  Gewicht  von  327,45  g%uf') 
und  zerfiel  in   12  Unzen,  deren  jede  also 

fenau  27,288  g  gewogen  hat.  So  zeigte 
emnach  der  Solidus  ^  la  Pfd.  Gewicht,  sein 
Metallgehalt  aber  betrug  4,55  s  Gold  und 
6  Solidt  standen  im  Wert  einer  Unze  gleicli. 
Nach  dem  konstantinischen  MUnzfuss  fun- 
gierte daueben  ein  Silberpfund  von  gleich- 
falls 327,45  g  Gewicht,  das  in  144  Siliquen 
zerfiel.*)  Eine  solche  Siliqua  =  ^Uu  Pfd. 
imd  —  ^/m  Goldsolidus  war  in  der  Zeit 
der  fränkischen  Eroberung  Galliens  die  dort 
gebräuchüchste  Silbermünze.  Die  Halb- 
stfleke  dieser  Siliquao  sind  die  Silherdenare 
der  Franken,  so  da«s  mithin  288  Silberdenare 


tnms,     Berlin  1838. 

*}  Utto  Seeck,  Die  Entstehung  des  Geldes 
(Deutsche  Kandschau  XXIU,  9  S.  366—378),  der 
sich  TornehmJich  auf  William  Ridgewaj,  The 
origin  of  metaUic  currency  and  neight  Standards, 
Cambridge  1892,  stlitzt,  sagt  auf  S.  37ö,  der 
AoBEangspnnkt  des  rtimischen  Gewichtssyetems 
sei  das  Samenkorn  der  Earabe  (siliqna),  deren 
Schoten  wir  Johannisbrot  nennen.  Dieser  Aus- 
spruch steht  in  Zasammenhang  mit  seiner  Beob- 
achtung, d'ass  GetreidekOrner  die  ältesten  Ge- 
wichte gewesen  sind. 


awfs  Römerpfund  oder,  da  die  Siliqua  all- 
mählich leichter  geworden  war,  bald  nach 
dem  Jahre  486  40  SUberdenare  auf  einen 
Goldsehilling  gerechnet  -wurden.  In  der 
lex  Salica  ist  der  Solidus  zu  40  Denaren 
dann  gesetzlich  festgelegt  worden.  Neben 
diesen  neuen  Silbenlenaren  gab  es  aber  auch 
noch  die  alten  römischen  Silberdenare  aiis 
der  Zeit  der  Antonine,  und  zwar  wurden 
deren  12  einem  Goldsolidus  gleichgesetzt. 
Die  rechtsrheinischen  Deutschen  und  na- 
mentlich die  Ribiiarier  hielten  mit  grosser 
Zähigkeit  an  diesen  alten  schweren  Denaren 
f^t  und  bekrilftigten  auch  noch  im  7.  und 
8.  Jahrhundert  die  Wahrheit  des  Taciteischen 
Wortes  aus  Germania  c.  5:  »pecuniam  pro- 
baut vetereni  et  diu  notam«.  Sowohl  die 
karolingischen  Redaktionen  der  aleman- 
nischen und  bayerischen  Volksredite  wie  das 
ribuarische  Yoiksreeht  zeigen,  dass  die 
ostrheinischen  Germanen  ebenso  wie  Sach- 
sen und  Friesen  noch  lange  Zeit  bei  dem 
alten  Denar  verhairt  haben.  Höchst  wahr- 
scheinlich sind  aber  mindestens  ebenso 
häufig  wie  die  Goldechillinge  bei  den  Franken 
die  Drittel  dieser  Münze,  die  Goldtriente 
oder  Tremissen  ausgeprägt  worden,  die  sieh 
einer  weit  grösseren  Verbreitung  als  die 
Goldsolidi  erfreut  haben.  Zugleich  vollzog 
sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  6.  Jahr- 
hunderts eine  Erleichterung  des  Münzfussos; 
etwa  um  die  Wende  der  sechziger  und  sieb- 
ziger Jahre  dieses  Jahrhunderts  haben  die 
fränkischen  Könige  aiis  dem  Goldpfimd  nicht 
mehr  72,  sondern  84  Goldschillinge  geprägt 
und  damit  den  Gewichtsgehalt  des  Solidus 
auf  '.'84  Pfund  herabgemindert,  so  dass  das 
Gewicht  der  uns  erhaltenen  Mfluzen  jetzt 
etwa  " «  des  alten  betrug.')  Immer  ein- 
dringlicher machte  sich  schon  in  diesen 
beiden  Einzelerscheinungen ,  dem  grösseren 
Kurs  der  Drittel  Schillinge  und  der  Reduktion 
des  MQnzfusses  im  6.  Jahrhundert,  fühlbar, 
dass  die  Währungs Verhältnisse  mit  Macht 
einer  Aenderung  zudrängten.  Die  Gründe, 
die  man  früher  (Guferard,  Müller)  für  diese 
Wandlungen  gesucht  hat,  sind  seit  Soetbeera 
Forschungen  als  unstichhaltig  erkannt:  dieser 
glaubte  den  letzten  Grund  darin  zu  finden, 
dass  sich  das  Wertverhältnis  von  Gold  und 
Silber  seit  der  Vernichtung  des  west- 
römisirhon  Reiches  von  der  früheren  Er- 
mässigung 1 :  10  auf  1 :  14,2  erhöht  hatte. 
Freilich  die  Gründe  dieser  Erscheinung 
wiederum  lassen  sich  kaum  jemal»  voll- 
ständig biossiegen.  Die  Rückbildung  der 
europäischen  Volkswirtschaft  seit  der  ger- 
manischeu Stamm  es  Wanderung  beschränkte 
dos  Geldbedflrfnis  und  erweiterte  die  Gold- 
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knappheit,  ■wie  Soetbeer  uachgewieseu  hat.*) 
Andererseits  hat  küraUch  Dann  als  Gi-und 
für  die  Mehning  des  Silbers  die  stärkere 
Heranzieh  u  Dg  der  Rechtsrhei  machen  in 
Handel,  Verkehr  und  Schätzung  seit  690 
angegeben.^  Genug:  das  i'rankenreicli  geht 
im  S.  Jahrhundert  zunächst  zu  einer  that- 
sÄchlichen  Doppelwähning  und  schliesslich 
zur  gesetzlichen  SUberwährung  über  und 
erkennt  damit  den  Vollzug  der  Thatsache 
an,  dass  in  seinem  Mflnzsystem  nicht  mehr 
Gold,  sondern  Silber  der  überwiegende  und 
bestimmende  Faktor  geworden  ist. 

Die  herrschende  Meinung  nimmt  nun 
allgemein  an,  dass  zu  diesem  Zweck  die 
rechtsrheinische  Rechnung  (1  Solidus  —  12 
Denare)  auf  den  saliscUen  Denar  übertragen 
worden  sei,  indem  man  zunäclist  dem  Gold- 
solidus  einen  ideellen  Sübersolidus  sub- 
stituierte, »ohne  dass  dadurch  die  Rechnung 
des  Goldsolid tis  zu  12  rechtsrheinischen 
Denaren  aufgehört  hätte'^.  Heck  aber  erhob 
Einwand  gegen  eine  solche  »durch  keine 
Münze  repräsentierte  Rechnungseinheit«  und 
glaubte  eine  einfachere  Erklänmg  darin  zu 
sehen,  dass  jener  leichte  Goldtrient,  der  am 
Schhiss  der  Merovingerzeit  liaupt sächlichste 
Umlauf^ldmünze  war,  unter  der  Bezeich- 
nung solidus  die  höhere  Rechnungseinheit 
der  Silbermfinze  geworden  sei.*)  Die 
herrschende  Meinung  glaubt  weiter,  die 
»erste  indirekte  Anerkennung  dieser  Rech- 
DUng<  (Schröder)  in  dem  CapitulareLiftinense 
Karlimwins  vom  Jahre  74iJ  vorzufinden 
(solidus  id  est  duodecim  denaiü).  Meines 
Dafürhaltens  ist  aber,  wie  bei  den  anstra- 
sischen  KaroUngem  höchst  wahrscheinlich 
ist.  von  Karlmann  hiemach  lediglich  die 
rechtsrheinische  Geldrechnung  beibehalten 
worden:  Der  Solidus  c.  2.  capit.  Liftin.  ist 
der  alte  Goidsolidns,  der  'ideelle  Silher- 
solidus"  hat  nie  existiert,  und  dieSilber- 
wälirung  imFrankeureiche  ist  erst 
durch  Pippin  etwa  ums  Jahr  755 
eingeführt  worden. 

Denn  erst  von  Pippin  ■wissen  wir,  dass 
er  die  üniudlage  eines  neuen  Münzsystems 
mit  SUberwährung  gelegt  hat,  indem  er 
anordnete:  "de  moneta  constituimus ,  ut 
amplius  non  habeat  in  libra  pensaote  nisi 
22  solides  et  de  ipsis  22  solidis  monetarius 
accipiat  solidum  1  et  illos  alios  domino, 
cuius  sunt,  reddat«  *),  also  die  Zahl  der  aus 

>)  Forschungen  zur  deutscheu  Geschichte 
IV,  254. 

')   Die  Könige  der  Germanen  Bd.  8:   Die 
Franken  unter  den  Esirclin^eni.    Leipzig 
Abschnitt  „Finnnzbobeit"    I    (E: 
nutzbringende  Hobeitärechtc. 


:n), 


i-bilipp  E 
ing,  Weil 


*)  Mon.  Genn.  Capitularia  ed.  Boretius  I, 
32,    Eine  Bisch  otssynode  v,  J.  813  SBgt  anch. 


dem  Pfund  auszubringenden  Solidi  auf  22 

und  später  noch  weiter  auf  20  herabaetzte. 
Dieser  20  Schillingfuss  ist  dann  bis  zum 
Ausgang  des  achten  Jahrhunderts  die  Grund- 
lage des  fränkischen  Münzsystems  mit  SUber- 
währung geblieben,  und  man  rechnete  auf 
das  Silberpfund  von  327,45  g  höchstens  264, 
schliesslich  bloss  noch  240  Denare. ')  Fortan 
zerfiel  also  der  Schilhng  der  neuen  Mflnze 
nicht  mehr  in  40,  sondern  in  12  Denare, 

Pippins  Xachf olger,  Karl  der  Grosse, 
ist  es  dann  gewesen,  der  diese  Münzreform 
ondgiltig  durchführte  und  zum  Äbschluss 
brachte,  indem  er  das  alte  Römerpfund  be- 
seitigte und  an  seine  Stelle  ein  neues  Münz- 
pfund von  schwererem  Gewicht  setzle. 

Die  Meinungen  gehen  nun  über  das  Ge- 
wicht des  Karolingerpfundes  etwas  aus- 
einander. Gußrard  hatte  sich  für  408  g 
entschieden^),  Soetbeers  scharfsinnige  Unter- 
suchungen bildeten  demgegenüber  die  Grund- 
lage für  die  seitdem  herrschende  Anschau- 
ung, wonach  das  Karolingerpfund  3Ü7  g  bo- 
tragen luiben  sollte,  während  von  Inama- 
Sternegg  wieder  die  alte  Ansicht  Qu^rards 
neu  zu  begründen  unternahm.*)  Louis 
Blancard^)  glaubte  femer  erwiesen  zu  haben, 
dass  das  Pondus  Caroli  nur  zu  391,2  g  ge- 
rechnet werden  könnte,  bis  neuerdings  Benno 
Hilliger  auf  dem  Wege  einer  eigenartigen 
Begründung  sich  wieder  für  das  alte  Gewicht 
nach  der  Annahme  von  Gu^rard  und  von 
Inama-Stemegg  entschieden  hat. 

Hilligcr  meint  aus  Karls  des  Grossen 
Capi*dare  Episcopornm  vom  Jahre  780  Be- 
ziehungen zwischen  dem  alten  Römerpfund 
und  dem  neuen  Karolingerpfund  herauslesen 
zu  können.  Danach  hätte  das  Karolinger- 
pfund,  welches  in  20  Schillinge  zerfiel,  aus 

15  Unzen  bestanden,  und  da  die  Unze  in 

16  Denare  zerfiel,  so  hätte  das  Pfund  24U 
Denare  enthalten.  Wenn  man  nun  ■weifer 
auf  das  metrische  Gewicht  der  normalen 
alten  Römenuize  mit  27,288  g  ziu-ückgeht, 
so  stellt  das  Kai'olingerpfund  mit  15  Unzen 
ein  Gewicht  von  409,32  g  dar,  1  Schilling 
hätte  20,466  g  und  1  Denar  1,7055  g  Ge- 
wicht gehabt.-') 


Pippin  habe  beatiramt,  dass  bei  den  gesetslicheu 
Bässen  der  Schilling  zu  12  Denaren  an  die 
Stelle  des  früheren  Schillinga  au  40  Denaren 
treten  solle.  Mansi,  CoUeotio  eonciliorum  XIV, 
8l.  Waitz,  Deutsche  VertassungsgeBchtchte  IV, 
80,  8t. 

')  Vgl,  V.  Inama-Steruegg,  Deutsche  Wirt- 
schaftsgeschichte I,  4ä2f.  u.  Billiger  in  Seeligers 
hiatoriacher  Vierteljahrsschrift  HI  (1900)  S.  162. 

'1  Polyptyque  de  TabbS  Inninon.  1844. 
I,  109-128. 

')   Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I,  410, 

*)  Annnaire  de  la  Societe  fran^aise  de  N'u- 
mismatiqne  et  d'Arch^olagie  XI,  biö — 638. 

')  Benno  Billiger,  Studien  zn  mittelalter. 
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Eine  andere  Frage  ist  die,  ob  die  Er- 
höhung des  Denai^vichts  uater  Fippin  und 
Karl  dem  Grossen  anf  die  Adoption  eines 
schweren  Gewichtspfundes  zurOckzuführen 
ist  oder  umgekehrt  Die  erslere  Ansicht  ist 
die  herrschende,  ihre  Hauptvertreter  sind 
Soefbeer,  von  Inama-Sternegg  und  Bniuner.') 
Heck  dagegen  wollte  im  Zusammenhang  Riit 
seiner  Herleitung  des  ksdoÜDgischen  SoÜdiia 
aus  dem  Trient  Tornehmlich  die  höchst  anf- 
ßlllige  Annahme  eines  schwereren  Pfundes 
erklären  und  demzufolge  das  Kausalitats- 
verhältnis  tunkehreu.  Da  noch  im  Beginn 
der  Karolinger7.oit  zahlreiche  Ooldmltnzen 
im  Umlauf  waren  und  der  Wert  des  Goldes 
im  Verhältnis  zum  Silber  stieg,  so  lag  das 
Bedürfnis  vor,  den  Kurs  der  Silbermtlnze 
gegenüber  dem  Golde  aufrecht  zu  erhalten. 
üo  schritt  man  zur  Erhöhung  des  Denar- 
gewichts, und  diese  musste  notwendigerweise 
eine  Erhöhung  des  Pfundgewichts  nach  sich 
ziehen,  wenn  man  von  der  bestehenden  Ter- 
hälfniszahl  von  Pfund,  Schilling  und  Denar 
nicht  abging. 

Sicher  bleibt  nach  alledem  nur,  dass 
unter  Karl  dem  Gi-ossen  etwa  um  die  acht- 
ziger Jahre  des  8.  Jahrhunderts*)  ein 
schwereres  Pfund  als  Mftnzge wicht  zu  Gninde 
gelegt  und  dass  in  derselben  Zeit  oder  schon 
kui-z  zuvor  das  Denargewicht  erhöht  worden 
ist.  Fraglich  bleibt,  welche  von  den  beiden 
Erhöhungen  die  "Veranlassung  der  anderen 
gewesen  ist. 

In  enger  Beziehung  zu  der  karolingischen 
Mflnzreform  steht  tine  weitere  Thatsache, 
die  ledighch  hinsichthch  ilirer  zeitlichen 
Festlegung  kontrovers  geblieben  ist:  die 
Busseruiedrigung. 

Die  Rheimser  Bischotssynode  des  Jahres 
813  wünschte  mit  Rücksidit  auf  die  zahl- 
reichen durch  die  hohen  Bussen  veranlassten 
Meineide,  dass  die  in  der  lex  Salica  ent- 
haltenen Schillinge  nicht  mit  40  Denaren, 
sondern  secundum  statntum  bonac  memoriae 
domiui  PippLni  mit  12  Denaren  abgezahlt 
werden  dürften.  Auf  Grund  dieser  Nach- 
richt soll  Pippin,  wie  die  herrschende  Mei- 


de» AbieB  Theodemar  von  Monte  Casino  . .. 
Karl  d.  Ur.  verwerten  zu  kOnnen,  der  bald  nach 
dem  Jahre  7ÖT  gescbrieben  zd  sein  scheint. 
Wenn  Hilliger  indessen  nicht  ancb  das  Capitn- 
lare  Episcoporum,  worin  ja  nach  ihm  S.  202  das 
nene  Münzpfund  durchlenchtet,  später  ala  uach 
dem  Jahr  780  datieren  kann,  so  wird  sich  der 
Brief  Theodemars  wohl  kanro  zur  Bestimmung' 
des  Zeitpunktes  der  karolingischen  Münzreform 
heranziehen  lassen. 


nung  glaubt'),  alle  Bussen  herabgesetzt 
haben.  Auch  hier  widersprach  Philipp  Heck*) 
und  führte  im  Anschluss  an  ein  Kapitular 
Karls  des  Gi-osaeii  vom  Jahre  803  imd  ein 
solches  Ludwigs  des  i'rommen  vom  Jahre 
816  aus,  dass  Pippins  Busserniedrigung  sieh 
nicht  auf  Fried ensgei der  und  Bussen,  sondern 
nur  auf  andere  näher  nicht  bestimmbare 
Öffentliche  Leistungen  erstreckte.  Erst  Lud- 
wig der  Fromme  habe  aus  Gefälligkeit  gegen 
kirchliche  Wünsche  die  »Bande  der  Rechts- 
ordnung gelockertt  und  die  allgemeine  Buss- 
erniedrigung zum  Nachteil  von  Privaten 
durchgeführt.  Inwieweit  freihch  eine  solche 
Bussem iedrigung  faktisch  fühlbar  geworden 
ist,  wird  sich  nicht  genau  entscheiden  lassen. 
Heck  vermeinte  gerade  im  Gegensatz  zu 
Schröder  aus  dem  Konzilsbesehluss  von  813 
die  hohe  praktische  Bedeutung  der  Buss- 
eruiedrigung erschliessen  zu  können. 

Eine  allgemeine  Verbreitung  hat  indessen 
die  karolingische  MQnzreform  nicht  auf  die 
Dauer  gewonnen.  Weder  hat  sich  der 
Schilling  zu  12  Denaren  in  Deutschland 
allenthalben  eingebürgert  —  die  lex  Saxo- 
num  kennt  grosse  und  kleine  Schillinge  zu 
3  und  2  Tremissen.  und  bis  ins  12.  Jahr- 
hundert finden  sidi  Schillinge  zu  8  De- 
naren ä)  ■—  noch  auch  hat  das  Karolinger- 
pfund  zu  15  Unzen  das  alte  Rfimerpfnnd  zu 
12  Unzen  vollständig  zu  verdrängen  ver- 
mocht. Wo  sich  die  Unzenrechnuag  vor- 
findet, da  hat  das  Römerpfund,  und  wo  die 
Schiilingrechnung  gilt,  da  hat  das  Karolin- 
gerptund  seine  Geltung  behauptet,*) 

Das  Pfund  Karls  des  Grossen  ist  bis  in 
neueste  Zeit  hinein  die  Grundlage  des 
Münzwesens  für  viele  Länder  und  lÄndes- 
teile  geblieben,  es  findet  sich  in  Spanien, 
Italien  und  im  südlichen  Frankreich,Ja  als 
Handelsgewicht  in  Russland  und  Polen ; 
auch  in  England  hat  sich  das  Pfimd  von 
20  Schilling  und  240  Pfennigen  zunächst 
als  Münzpfund,  dann  als  Rechnungspfund 
noch  längere  Zeit  beliauptet. 

2.  England  nnd  Fraokreich.  Das 
Pfund  Karls  des  Grossen  zu  20  Schillingen 
und   240  Pfennigen   hat  sich  besonders  in 


')  Bmnner,  Bechtsgeschicbte  I,  216.  Schrö- 
der, Lehrbnch  der  dentschen  Recht^geschichte 
S.  183  f.  Waitz,  Dentsche  Verfassuneageschichte 
IV,  80,  81. 

•1  a.  a.  0.  S.  481-487. 

■)  Hilliger  a.  a.  0.  S.  213.  KöUschke, 
Historische  VierteljahruBchrift  1899,  S,  231  ff, 
Grote,  Mllnzstudien  I,  löäff, 

*)  Hilliger  a,  a.  0,  S.  201.  S,  214  vermutet 
Hilliger,  dass  das  öewichtspfund  zu  15  Unzen 
die  Mine  des  alexandrini sehen  Eolztalentes  war, 
das  eis  Handelsgewicht  diente  (Hnitach,  Metro- 
logie S,  643J  und  vielleicht  durch  die  Verbrei- 
tung; des  onentaliachen  Münchturaa  ins  Abend- 
land gekommen  ist. 
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England  lang«  Zeit  erhalten.  Unter  den 
'  angelsächsischen  Königen  hat  sich,  wie  ur- 
kundlich erweisbar  ist,  sogar  die  Gewichts- 
einfeilung  des  Pfundes  in  lö  Uczen  einge- 
bürgerli),  indem  man  aus  der  Unze  Iti 
Pfennige  aiisbrachte.  Daneben  aber  -wiirde 
durch  die  Dänen  im  9.  Jalirhiiudert  die 
Mark  eingeführt,  -während  die  Sachsen  der 
Pfiindrechnung  treu  geblieben  sind.  Nur 
kehrte  man  seit  der  normannischen  Eroberung 
im  11.  Jahrhnndeit  zum  leichteren  Eflmer- 
pfund  von  12  Unzen  zurück  imd  prägte  die 
tJnze  zu  20  Pfennigen  oder  Denaren  aus. 
Die  öordgermanische  Mark  aber  zerfiel  in 
f<  Oere  oder,  da  der  Öer  im  Geweht  von 
26  bis  27  g  der  altrömischen  Unze  zu  20 
Denaren  entspricht,  in  160  Denare.  Diese 
Markrechnung  hat  sich  im  13,  Jahrhundert 
über  den  Norden  Deutschlands  verbreitet, 
während  sich  in  England  das  Karoiinger- 
pfund  neben  dem  Römoipfutid  und  der 
nordgerm an i sehen  Mark  bis  ins  14.  Jahr- 
hiuidert  hinein  erhalten  hat.  Das  alt- 
sächsische  sogenannte  Towerpfund  ■w^lrde  zu 
.')400  TTOygrains  gerechnet,  deren  240.  Teil, 
der  Pence,  zu  22Vä  Troygrains  oder  1,457  g 
bewertet  werden  muss.  *)  Die  Pfennige 
wurden  nun  seit  dem  Änsgaug  des  Mittel- 
alters zu  vei-schiedenen  Malen  erleichtert, 
bis  im  Jahre  1527  König  Heinrich  YUI. 
(1509 — 1547)  zu  einer  allgemeinen  Münzver- 
schlechterung griff,  indem  er  das  alte 
Towerpfund  abschaffte  und  die  Mfinze  im 
Verhältnis  von  3  zu  2  in  ihrem  Metallgehalt 
verringerte,  ä)  Der  Sekretär  der  englischen 
Staatskasse,  John  Haies  hat  diese  Milnzver- 
schlechterung  heftig  gebrandmarkt:  sie  habe 
das  bessere  Geld  verdrängt,  die  Preise  um 
die  Hälfte  gesteigert  und  das  Land  den 
fremden-  Nationen  ge^niiber  schwer  benach- 
teiligt. Die  willkürliche  obrigkeitliche  Fest- 
setzung des  Tauschwertes  der  Münzen  werde 
aber  acKon  durch  die  Handelsverbindungen 
eines  Landes  mit  anderen  Ländern  illusorisch 
gemacht').  Die  Münzverschlechterung  er- 
reichte im  Jahre  1551  ihren  Höhepunkt,  so 
dass  das  Pfund,  das  noch  bei  Heinnchs  Vni, 
Regierungsantritt  etwa  30  Silbermark  wert 
gewesen  war,  niu-  noch  etwa  5  Silbermark 
darstellte.  Erat  unter  der  Königin  Elisabeth 
(1558—1603),   die  den   Grund  zu  Englands 


')  Scbmid,  Gesetze  der  Augelsachaen  S.  221, 
559ff,  n.  592k  Hilliger  a.  a  0.  S.  174,  183, 
206  auf  Grund  einer  Verwertung  der  hiaher 
nicht  hinlänglich  gewürdigten  nordischen  For- 
schungen. 

*j  HawkinB,  The  »ilver  eoina  of  England, 
London  1811.    S.  77  f. 

ä)  Vgl.  William  Staffords  drei  GeBprBche, 
herauagegebeu  von  Emannel  Leser.  Leipzig 
1895.    sVlU. 


Handelsherrschaft  und  einer  neuen  Wirt- 
schaftsblflte  ihres  Reiches  legte,  wui-de  eine 
ausgiebige  Münzreform  durchgeführt.  Im 
Jahre  1560  stieg  der  Wert  des  Pfundes 
wieder  auf  20  Silbermark,  den  es  seitdem 
gesetzlich  behalten  hat. 

In  Frankreich  haben  sich  nur  im 
Süden  Spuren  des  Ji[arolingerpfundes  erhal- 
ten, sonst  unterscllied  man  im  Mittelalter 
die  Pariser  Mark  (Poids  de  Maro),  die 
aber  nicht  vom  Karolingerpfund  abzuleiten 
ist,  von  der  Troymark,  so  nach  dem  Ur- 
spnmg  ihres  Gewichts  von  der  Stadt  Troyes 
in  der  Champagne  genannt  Im  14i  Jahr- 
hundert stimmen  indessen  die  Gewichte 
beider  flbercin.  Die  Troymark  zerfiel  in 
8  Unzen  zu  24  Denaren  oder  192  Denare 
(peniers)'),  ihr  GJewicIit  beträgt  244,7529  g, 
das  Gewicht  des  Livre  demnach  489,5058  g. 
Danach  finden  wir  das  überraschende  Er- 
gebnis, dasB  die  Zahl  der  auf  ein  Livre 
gehenden  Denare  gerade  288  betragen  hat, 
das  ist  aber  die  ursprüngliche  Denarzahl 
des  Röraerpfundes.  Hier  bedeutet  diese 
Thatsache  eine  weitgehende  Münzver- 
schlechternng,  die  auch  sonst  bezeugt  ist 
Der  Nachkomme  des  alten  Denars,  der  De- 
nier, war  seit  dem  11,  Jahrhundert  stark 
mit  Kupfer  versetzt,  seit  den  Tagen  Hein- 
richs lil.  (1574—1589)  nur  von  Kupfer  und 
wurde  schliesslich  ril>erhaupt  nicht  melir 
geprägt,  als  kleinste  Kupfermünze  funktio- 
nierte der  Liard, 

3.  Das  Münzsystem  der  Mark,  a) 
EÖLDiaohe  Hark,  Nach  Pfunden,  Schillin- 
gen und  Denaren  hat  man  auch  im  west- 
lichen Deutschland  allgemein  bis  tief  ins 
11.  Jahrhundert  hinein  ausschliesslich  ge- 
rechnet. Da  trat  dieser  Rechnung  eine 
andere  zur  Seite:  Das  Münzsystem  der 
Mark, 

Die  Mark  trifft  man  zunächst  im  Eng- 
land des  ausgehenden  9.  Jahrhunderts.  Sie 
ist  wahrscheinlich  nordgermanisehen  Ur- 
sprungs und  hat  seit  dem  10.  Jahrhundert 
auch  Über  den  skandinavischen  Norden  ihren 
Siegeszug  angetreten.  Die  nordische  Maj-k 
hat  ein  Gewicht  von  8  altrömischen  Unzen 
oder  218,3  g.  Seit  dem  11.  Jahrhundert 
drang  die  Mark-Rechnung  südlich  in  die 
Rhein^iegend  vor,  die  alte  Pfundrechnung 
ging  im  MüDzwesen  zurück  und  erhielt 
sich  nur  noch  längere  Zeit  beim  Handels- 
gowicht. 

Die  durch  besondere  Stellung  im  Ver- 
kehrsleben und  materiellen  Wohlstand  aus- 
gezeichneten Städte  waren  es,  die  im  sjÄ- 
teren    deutschen    Mittelalter   auch    in    der 


')  Hilliger  berechnet  das  a.  a.  O.  S.  211 
ans  dem  dem  Denärgewicht  nm  '/i  überlegenen 
Gewicht  dea  Sterlings,  von  dein  160  auf  die 
Troyinark  gingen. 
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Geldprägiiög  und  im  Mnnzwesen  einen  ge- 
wissen Vorrang  behaupteten.  So  hat  bald 
im  Westen  Köln,  im  Nordosten  Lübeck 
durch  seinen  Münzfusa  die  Gnindeiaheit  für 
die  benachbarten  Gegenden  gesciiaf f eii ,  in 
gewisser  Delation  zu  diesen  Münzsyetemen 
und  ihrer  Eechnungs weise  sind  die  übrigen 
Münzen  geschlagen  worden. 

Was  zuTördei-Bt  die  kölnische  Mark 
betrifft,  so  muas  man  nach  den  dnrch  Hü- 
liger  verwerteten  Kölner  Schrein surkundon 
Im  12.  Jahrhundert  in  Köln  eine  doppelte 
Beehoun^  der  Mark  unterscheiden,  eme  zu 
12  Schillingen  oder  144  Pfennigen  und  eine 
zweite  zu  11'  i  Schillingen  oder  135Pfennigen, 
findet  aber  keine  Spur  von  einer  Markleilung 
zu  131/3  Schillingen  oder  160  Pfennigen,  wie 
-  das  die  herrschende  Meinung  bislang  an- 
nehmen zu  dürfen  glaubte.  Diese  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  manch- 
mal auftretende  Rechnnng  ist  nur  unter 
englischem  Einfluss  seit  dem  Interregnum 
bei  einer  fremden  Münze,  dem  Sterling  (auch 
Esterling,  >Eugel€  oder  »Englisch«  genannt) 
zur  Anwendung  gekommen. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhun- 
derts treten  ims  nach  den  gleichen  Unter- 
suchungen drei  Arten  von  Kölner  Mark  ent- 
gegen: die  PrSgungsmark  wog  210,24g 
und  zerfiel  in  12  Schillingo  zu  je  17,52  g 
oder  144  Pfennige  zu  1,46  g.  Davon  unter- 
schied man  zeitweilig  eine  etwas  höher  be- 
wertete Gewichtsraark  zu  215,496  g  und 
147,6  Pfennigen,  wenn  auch  häufig  PrSgungs- 
und  Gewichtsmark  übereinstimmten. 

Für  diese  Gewichtsmark  besteht  in  Köln 
eine  eigenartige  Einteilung,  die  im  13.  Jahr- 
hundert auch  Im  übrigen  Deutschland  Ein- 
gang gefunden  hat:  die  Einteilung  in  Lote, 
dei-en  16  auf  die  Mark  gerechnet  wurden, 
so  dass  man  ein  Lot  auf  ein  Gewicht  von 
13,4ti85  g  veranschlagen  kann. 

Das  dritte  kölnische  Markgewicht,  die 
Kaufmann  smark  zu  13')  Pfennigen 
stammt  vielleicht  aus  Utrecht  und  be- 
schränkte sich  sicher  nicht  nur  ^s  obrig- 
keitlicher Zwangspreis  auf  Köln  oder  kölni- 
schen Handelsverkehr  mit  fremden  Kauf- 
ieuten,  sondern  erscheint  auch  bei  Zinsen  und 
Abgaben.  Die  Kaufmann  smark  ist  nm  ein 
Lot  leichter  als  die  Gewichtsmark,  im  all- 
gemeinen schwankt  ihr  Gewicht,  je  nachdem 
man  es  von  der  PrSgun^-  oder  Gewichts- 
mark aus  bestimmt,  zwischen  197,10  g  und 
201,987  g  (bezw.  204,68  g).  Bei  dieser  köl- 
nischen Kanfmannsmark  meinte  denn  auch 
Hilliger  die  Spuren  des  kaiDlingi sehen 
Pfundes  nachweisen  zu  können,  indem  die 
Vei-dopijelung  der  Kauf  mannsmarkzu  204,74  g 
ein  Pfund  von  409,48  g  ergiebt,  was  mit 
dem  Karoliugerpfund  von  409,32  g  annähernd 
übereinstimmt.     Sonach    hätte    die    Kölner 


Kanfmannsmark  die  Hälfte  des  karolingischen 
Münzpfimdes  betragen. 

Seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  tritt 
nun  noch  eine  andere  kölnische  Mark  auf. 
Sie  hat  ein  Gewicht  von  233,85  g,  verbrei- 
tet sich  über  das  übrige  Deutschland  und 
sucht  allentlialben  andere  Gewiclite  zu  ver- 
drangen. Sie  bildet  nach  der  Müuzordnung 
vom  J^re  1559  die  Grundlage  für  das  ge- 
samte deutsche  MUnzsystem,  fiuid  als  solche 
im  Jahre  1821  Aufnalune  in  das  neue  preus- 
sische  Qewichtasyatem,  wurde  im  Jaluro  1837 
zur  allgemeinen  Münzmark  oder  Yereinsmark 
der  deutschen  Staaten  erhoben  und  blieb 
bis  zur  MüQzkonvention  vom  24.  Januar 
1857  die  Rechnungseinheit  für  dos  deutsche 
Mflnzsystem.') 

b)  Lüblaohe  Uark.  Neben  der  kölni- 
schen Währung  steht  als  hauptsächlichste 
Währung  für  den  Osten  und  Nordosten 
Deutsclilands  der  lübische  MünzfuHS. 
Die  Lübecker  Mark  zerfiel  nicht  in  12,  son- 
dern in  16  Schillinge,  Diese  Einteilung  iiängt 
mögliclier weise  mit  der  in  Niedersachsen 
öfters  gebräuchlichen  Rechnung  des  Heer- 
schiJliugs  zu  8  karolingischen  Denaren  zu- 
sammen ')  —  es  war  der  kleine  sächsische 
Schilling,  von  dem  die  lex  Saxonum  c.  19 
weiss.  Das  danach  ermittelte  Gewicht  dieses 
SachsenschUlings  von  13,64  g  stimmt  nun 
annähernd  mit  dem  späteren  Kölner  Lotge- 
wicht von  13,47  g  überein.  Da  zugleich 
aber  auch  die  kölnischo  Gewichtsmark  in 
16  Lot  zerfiel  und  die  lübische  Mark  in  16 
Schillinge,  so  wären  Lot  und  Schilling  das- 
selbe oder  die  Lübecker  Gewichtsmark  wäre 
nicht  von  der  kölnisclien  vorscliieden  ge- 
wesen. Es  scheint  also,  als  ob  sich  nach 
diesen  Erwägungen  eine  wesentliche  Ver- 
schietlcnheit  des  lübisclien  von  dem  kölni- 
schen MOnzfiiss  nicht  wird  festhalten  lassen. 

4.  Manknsen,  HohlpfenniKe,  Heller, 
TumoBen.  Seit  dem  8.  Jahrhundert 
finden  sich  in  an  gel  säe  lisi  sehen  Urkunden 
und  wold  auch  in  iViesland  häufig  by- 
zantinische Goldmünzen,  Mankusen,  inanci 
oder  mancusae,  die  in  30  Süberdenare 
zerfallen  oder  deren  Silbergewicht  auf 
2  Schillinge  6  Denare  veransdüagt  wird.^) 
Die  Schillinge  sind  kein  blosses  Rech- 
nungsgeld und  blosse  Währungsgrßsse  ge- 
wesen.     Es    gab ,     wie     die    l  imde    er- 

*)  Vgl.  Kruse,  Kölnische  Geldgeachichte  S.  7, 
Grote,  JlönzBtodien  lU,  33.  IV,  2, 19.  Schröder, 
Lehrbuch  der  deutschen  Bechtsgrächichte  1889, 
S.  508  u.  776. 

*)  KötzBchke  in  der  historischen  Viertel- 
jahrsachrift  1899,  S.  231-243,  nnd  HiUiger  in 
der  historischen  Vierteljahraschrift  1900,  S.  214. 

')  Soetbeer,  ForschnDgen  zur  deutschen  Ge- 
schichte U,  3ö9,  366,  Heck,  Aittrieaische  Ge- 
richt« Verfassung,  S.  276.  Hilliger  a.  a.  0„ 
S.  173  A. 
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■weisen,  Merovingische  GoldmiinzeD,  und 
auch  der  SUberscnilling  der  Karolinger  ist 
,  effektive  Münze  gewesen;  denn  Pippin  wies 
bekanDtlich  im  Jahre  755  dem  Jlünzer  eioen 
solchen  Schilling  als  Schlagscliatz  zu,  uud 
der  Schilling  hat  Bt«ts  ein  wirklicliea  Ge- 
wicht dargestellt.')  Das  scbliesst  oatOrtich 
nicht  ans,  daes  in  weit  grösserer  Anzahl 
Denare  und  Pfennige  geprägt  worden  sind. 
Neben  den  älteren  kleinen,  auf  beiden  Seiten 
geprägten  Denaren  treten  aber  seit  dei 
zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderte,  nament 
lieh  im  mittleren  und  Ostlichen  Deutschland, 
Denare  aus  dünnem  Süberblech  auf,  die 
nur  auf  der  einen  Seite  geprägt  wurden. 
Dieses  Gepräge  -wölbte  sich  auf  der  einen 
Seite  erhaben  hervor  imd  war  auf  der  ande- 
ren Seite  hohl,  und  daher  lieissen  d 
Denare  Ilohlraünzen  oder  mit  modernem 
Schlagwort  Brakteaten  (bractea  =  Me- 
taltblech). Der  in  der  Zeit  der  Staufer  höchst 
zierliche,  künstlerisch  au^effdirte  Stempel- 
schnitt weicht  aber  bald,  namentlich  in 
Sachsen,  einem  rohen,  unförmigen  Gepräge, 
die  Umschrift  wird  unverstiüidlich  und  un- 
sdi5D,  im  ausgehenden  Mittelalter  werden 
die  Hohl  münzen  immer  seltener,  bis  sie 
dann  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Neu- 
zeit vollständig  verechwinden.  Der  Pfen- 
nig ist  unter  West-  und  Ostgermanen  ver- 
breitet gewesen  und  bezeichnet  den  Schil- 
lingsteU,  die  niedere  Münze,  wird  später 
dann  auch  allgemein  für  Geld  und  Münze 
schlechtwt^,  aber  nie  zur  Bezeichnung  der 
Münzeinheit  gebraucht.^)  Nach  Hecks  Un- 
tersuchungen bezeichnet  Pfennig  in  Friee- 
land  nicht  nnr  wie  sonst  die  SilbermOnze, 
sondern  auch  den  Goldtrient.^)  Auch  im 
Sachsenspiegel  III,  45,  §  1  sind  Ooldpfen- 
nige  erwähnt,  die  das  Gewicht  von  3  Pfen- 
nig Silbers  und  einen  Wert  von  30  Pfennig 
Silbers  hatten.'')  Halbe  Pfennige  oder 
noch  kleinere  Bruchteile  der  guten  Pfennige 
hiessen  Heller  nach  der  schwäbischen  Stadt 
Hall.  Die  Heller  wurden  allmählich  immer 
mehr  vcrscileGhtort  (schon  Mitte  des  13. 
Jahrhunderts  gingen  in  Schwaben  660  Heller 
auf  die  Gewicnlsmark  Silber),  wie  auch  die 
Pfennige  selber  immer  leichter  geworden 
sind.  Im  14.  Jahrhundert  gingen  960,  ein 
Jahrhundert  später  sogar  1'2()0  und  mehr 
auf  die  Mark  Silber.  Auch  das  »Pfund 
Pfennige» ,  tias  aus  einem  Gewiehtsmass 
allmählich  zu  einem  Zählmoss  wurde,  sank 
immer  mehr   im    Werte.    Die   Müuzc    von 


']  Vgl.  V.  Inama-Stemegg,  Deutsche  Wirt- 
BchaftageHcMcbte  I,  18Ö,  464. 

')  Vgl.  Heck ,  Altfriesiacbe  Gerichtaver- 
fftaeong.  ».  462  f.,  472. 

']  Heck.  a.  a.  0.,  S.  272,  468. 

*)  S.  .ScbrtWer,  Lehrbach  der  dentschen 
Bechtagescliichte  1869,  S.  508.    Änm.  39. 


Tours,  der  Turnose,  deren  Gewicht  aber 
uoch  nicht  hinlänglich  feststeht,  hat  wegen 
ihrer  besseren  Leerung  und  grösseren 
Handhchkeit  den  alten  Denar  vielbch  ver- 
drängt^) und  hat  trotz  offizieller  Abschaffung 
seit  dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts  dodi 
noch  im  15.  Jahrhundert  im  rheinischen 
Verkehrs-  und  Gerichtswesen  geherrscht*), 
wie  auch  in  Böhmen  und  Meissen  die  den 
französischen  Gros  tumois  nachgebildeten 
Groschen  (grossi)  oder  Dickpfennige  geprägt 
worden  sind.  Aber  die  Entwertung  der 
Münzen  zeigt  sich  gerade  im  Verhältnis  der 
Pfennige  und  Turaosen.  Wenn  der  kölni- 
sche Pfennig  noch  Ende  des  13.  Jahrhun- 
derts mit  ^,s  Tumos  gleichwertig  war,  so 
war  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  der  ^s  ^• 
wölinliches  Zahlungsmittel  dienende  ^Paga- , 
mentsdentu-<  auf  ^u  Turnos  gesunken. 

fi.  Uuldeo  und  Thaler.  Keformbe- 
strebUDgen  des  16.  Jahrhnoderts.  Die 
Minderung  des  Sübei^ldes  brachte  seit  dem 
14.  Jalirhundert  wieder  die  Goldmünze  zur 
HeiTschaft.  Karl  IV.  imd  Wenzel  billigten, 
dass  ein  deutscher  Goldgulden  nach  dem 
Muster  der  seit  1252  geprägten  florentini- 
schen  und  imgarischen  Gulden^)  ausgemünzt 
werden  sollte.  Erzhisehof  Gerlach  von  Mainz 
hat  ihn  seit  dem  Jahre  1354  zuerst  geprägt. 
Seit  1386  und  139»  nennt  man  ihn  den 
rheinischen  Gulden  im  Gegensatz  zu  den 
silbernen  Rechnungsgulden  {l'agaments-  oder 
Kaufmann  gülden),  die  sich  in  Köln  heraus- 
bilden.*) Der  Florentiner  Gulden  war  um 
'/*  leichter  als  der  Byzantiner  Gulden  (Be- 
saut d'or),  der  unmittelbare  Kachkomme 
des  römischen  Goldsolidus.  Seitdem  die 
Kurfürsten  dureh  Erlass  der  goldenen  Bidle 
nach  Aur.  Bulla  c,  10,  g  1,  §  3  im  Jahre 
135C  das  Recht  der  Goldprägung  ertialten 
hatten  und  Goldgulden  in  immer  wachsender 
Zahl  schlagen  liössen,  wurde  der  rheinische 
Gidden  immer  leichter  geprägt.  Nach  dem 
Münz  vertrag  vom  Jahre  1386  sollten  66 
Stück  auf  die  Mark  von  23  Karat  kommen, 
seit  dem  Wormser  Reform  reichst^  vom 
Jalire  1495  indessen  71'/3  auf  die  Mark  von 
nur  noch  18Vs  Karat  Wenn  derGuldeu  in 
seinem  Wert  dem  Silbei^ld  anderer  Län- 
der gegenüber  nicht  gesunken  ist,  so  liegt 
das  nach  Stieda  daran,  dass  bei  dem  allge- 
meinen Mangel  an  Edelmetall  in  der  Periode 


')  Lamurecbt,  Deutsches  WirtachaftBlebeu  U, 
434f. 

')  Sommerlad,  Die  Rheimülle  im  Hittel- 
alter, S.  113. 

*)  Im  Jahre  1409  flnden  sich  GOÜ  angarische 
Goldgalden  als  mit  690  rheinischen  Gulden 
gleivhbewertet,  Stieda,  Hansisch-Venetianiscbe 
HaDdelsbeziehungren,  S.  74. 

*)  Kruse,  KStnische  Geldgeschlcbte  S.  86. 
Eheberg,  Ueber  das  ältere  deutsche  Hünzwesen 
und  die  HansgeniUBen,  S.  44  ff. 
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vor  der  Entdeckung  Amerikas  und  der  als- 
dauD  dort  gewonnenen  Ausbeute  auch  das 
SUbergeld  flberall  geringwertiger  au^eprfigt 
wurde.  So  wurde  also  der  Gnldon  immer 
höher  bewertet,  in  iübischem  Geld  ist  ei 
Jahre  1371  gleich  10  Schillingen,  im  Jahre 
1403  gleich  13,  im  Jahre  1410  gleich  14 
und  1441  gleich  21  Schillingen.^) 

Je  intensiver  aber  Deiifßchlands  Silber- 

Iroduktion  seit  der  zweiten  Hälfte  des  15. 
ahrhunderts  wurde,  ohne  dasa  die  Gold- 
produktion ihr  Schritt  zu  halten  vermochte, 
um  so  stärker  wurde  wieder  wie  im  8.  Jalir- 
himdert  die  Notwendigkeit,  die  Goldmünze 
in  Silber  darzuBtellen.  Eine  solche  erste 
Silbermflnze  im  Werte  eines  Ooldguldens 
war  der  Guldengroschen,  der  1479  imd  1484 
in  Tirol  gepi%t  wurde,  ihm  folgt  eine  ^be 
Silbermilnze,  die  im  Bölimiechen  Joachims- 
thal von  den  Herren  von  Schlik  seit  dem 
Jahre  1517  geschlagen  wurde.  Aus  deren 
Namen  Joachimslhaler  entwickelte  sich  dann 
die  Bezeichnung  Thaler  für  eine  grobe 
Silbermönze,  die  mehr  als  ein  Lot  wog. 
Der  Thaler  ist  also  eine  Silbermtlnze,  die 
ursprüngheh  den  Wert  eines  Goldguldens 
darsteUen  sollte. 

Die  Kcichsraünzordnung  vom  Jahre  1559 
beseitigte  die  Münzordnungen  der  Jahre 
1524  und  1551,  die  den  Thaler  als  gleich- 
wertig mit  dem  Gulden  anerkannten  oder 
an  seiner  Stelle  eine  ihm  an  Silbergehalt 
annähernd  gleiche  Keichsgtüdenintlnze  ein- 
führen woUten.  Die  kölnische  Mark  wurde 
zur  önmdlage  für  alle  Gold-  und  Silber- 
münzen bestimmt.  Auf  die  Mark  zu  14^.'(i 
Lot  sollten  9Va  Reichsgidden  zu  60  Kreuzern 
»md  19  halbe  Rcichsgulden,  auf  die  18' 's 
karätige  Mark  aber  72  Goldgnlden  zu  höch- 
stens 75  Kreuzern,  und  67  Stück  Ihikaten  *) 
ztt  höchstens  1Ü4  Kreuzern  auf  die  Mark  zu 
2'S^ii\  Karat  ausgebracht  werden.    Die  Aus- 

Srägung  anderer  Münzen  als  derjenigen,  die 
as  Geselz  aufführte ,  wurde  untersagt. 
Nach  einem  Protest  der  Thaler  prägenden 
Mftnzsiäiide    wunle    indessen    der    Thaler 


')  Stieda,  Hansisch-VenetinniBche  Handele- 
beziehnn^ea  im  15.  Jahrhundert  1894,  S.  75, 
und  in  den  haaaischen  Geschicbtsblattem  1888, 
S.  143.  Ueber  Reichs tagsverhao dl uogen  betr. 
Münzwesen  ans  den  Jahren  147?— 1Ö12,  die  sich 
im  Jülich -Bergscheu  Limdesarchir  finden,  vgl. 
Westdeutsche  Zeitschrift  für  Geschichte  und 
Kunst,  7.  Heft  II,  27. 

')  Die  Dukaten,  ursprünglich  eine  byzan- 
tinische Goldmünze,  wurden  seit  dem  Ausgang 
des  13.  Jahrhunderts  in  Venedig  häufig  geprägt 
und  Zecchini  genannt  (zecca  :=  Münzstätte).  In 
lübischem  Geld  wird  der  venetianiache  Dukaten 
im  Jahre  1409  mit  einer  Mark  lllhisch  (Stieda, 
Hansisch-Venetianiache  Haudelsbezlehnngen,  S. 
73),  im  Jahre  1410  in  Daiizig  mit  einem  nnga- 
rischen  GoMgnlden  gleich  bewertet,  (Stieda 
a.  a.  0,,  S.  74.) 


(Heichs-  oder  Speciesthaler)  durch  den  Ab- 
schied des  Augaburger  Reichstages  vom 
Jahre  1566  ausdrücklich  wieder  zugelassen. 
Derselbe  sollte  zu  68  Kreuzern  9  Stück  auf 
die  Mark  feinen  Silbers  ausgebracht  werden. 
Wenn  daneben  der  Augsburger  Reichsah- 
schied  lediglich  verlangte,  die  »sonderbaren 
Landmftnzen«  der  Tciritorialherren  sollten 
nicht  aiweschafft,  sondern  nach  dem  Wert 
der  Reichsmünzen  geregelt  und  der  Auf- 
sicht der  jährlichen  Münzprobationstage  der 
Reiehskreise  untergeordnet  werden,  so  war 
der  Schwerpunkt .  jeder  Münzreform  in 
Deiitschland  fortan  in  die  landesherrlichen 
Münzvereine  gelegt.  So  sind  auch  für  die 
Gestaltung  des  Münzwesens  im  mittelalter- 
lichen Deutschland  der  Gang  seiner  politi- 
schen Entwickelung  und  dessen  treibende 
Faktoren  von  ausschlaggebender  Bedeutung 
geworden.  Das  Königtum,  die  Städte  und 
schliesslich  die  Landesherren  haben  jeder  ■ 
an  seinem  Teil,  in  seinem  Kreis  und  zu 
seiner  Zeit  viel  gesündigt,  aber  auch  nach 
Möglichkeit-  und  Zeitumständen  manches 
gebessert,  ehe  die  Männer  erstanden,  die  in 
günstigeren  Zeiten  zur  politischen  Einheit 
unseres  Volkes  die  Einheit  seines  Münz- 
wesens hinzufügten. 

Lltteratur :  Hii-ach,  Da  ittilichen  Reicht»  Mtim- 

archiv  1756 — 68.  —  v.  Prawn,  Gründliche  Nach- 
richl  von  dem  Hämifeten  intgtmein,  intbetomlere 
aber  von  dem  TeuUcken  MUmteucn  allerer  und 
«euerer  Zeil,  3.  Ai^.,  17S4.  —  Kiaber,  Daa 
Mänxioeirn  in  TevUchland  nach  »einem  jtttigen 
&ufande,  1828.  —  GfOMtoff,  Geichichte  de» 
Llibeekiaehen  Mtbt^fiute»  bii  tum  Jahre  146S 
(hi»tori»che  SehHJteiiaui  dem  Naehlaate  Bd.  IIIJ, 
18S6.  —  SeMlnetitafm ,  Zur  vat^rländitchen 
Münikiaide  vom  lt.  bi»  16.  Jahrkunderl,  ISSt. 
—  Cappr,  Heichreibuny  der  Icotnitcken  ifÜTaen 
da  UittdaUer»,  18SS.  —  Grotefend,  Die  marea 
argenli  luualie  (Zeitiehrifi  des  hitloriechcn 
Verein!  für  Niedenarhiien,  1853).  —  Saetbeer, 
Bfür/igt  mr  Garhichte  dei  Geld-  und  Ifüni- 
jceeeti»  in  Dentiehland  ifortrhiinfirn  tur  deut- 
lichen Geiehichte  Bd.  I,  II,  IV,  VI).  —  lirrr 
aetbe,  Beiträge  und  Materialien  rur  Beurteilung 
Ton  Geld-  und  Bankfmgen,  1855.  —  Veradbe, 
Deuttchc  Münireifaimng,  1874—1881.  —  J>«r- 
«etbe,  Lilteralvrverteichnii  über  Geld-  und 
Mllntwacn,  189^.  (Darin  Verieichnii  älterer 
Schriften  »rit  dem  16.  Jahikunderl  und  Ueber- 
titht  der  Miimgaettgebung  der  ti>iehli'j4ten 
Länder  teit  der  Enldrekung  Ameritoji.)  — 
Jf älter,  Deutiche  SfämgctcMchte  bii  lu  ifcr 
Otlonemeit,  1860.  —  Hegel,  Chroniken  der 
deuttchc«  Städte,  baondert  yämbrrg.  —  Mone, 
in  der  Zcitichrifl  JUr  die  Geichichte  de»  Ober- 
rhein» paeiim.  —  Qrote,  Münatudien,  l>i54 — 
1S66,  —  Eheberg,  Ueber  da»  ältere  deuliche 
Jfümipe»en  und  die  Haatgenouen if hafita  1379. 
(Schmollen  For»rhungen  II,  S.)  —  Donnen- 
berg,  Die  deutichen  .l/tinien  der  »äekaitehen 
und  jränliiichen  Kaiterieit,  1S76.  ~-  v.  tnama- 
Slemegg ,  Deultche  Wiri.tchc^l*gachiehlc  I, 
180,   450;   II,   S9S.  —  Lamprecht,   Deulicha 
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WirUehfffttltbea  im  Mittelalter  11,  SüOff.  —  | 
XuscAln  V.  Ebengreuth,  Diu  .ViluiirtMn  in 
Oatcmieh  tur  Zeit  Sudolji  I.  (ß'e»Uflirift  nr 
600jährigen  Gedenkfeier  der  BeUhnung  da 
üaulei  Habtbvrg  188!.)  —  Menaöier,  Zur 
calerllindiaeken  MSnthinde.  (Zeittehrift  de»  Hart- 
rerein»  flir  Grtekiehte  und  Allertunukunde,  26, 
1883.)  —  Sattler,  J{a«dei*reeltnungen  dei  deiil- 
teben  Ordent  18S7.  —  Kruse,  Kötnitche  Geld- 
geiehichte  Wi  ISSS.  (Krgäiizung*hrfl  IV  tur 
WettdetUiche»  Zeittckrijl  ßir  GcicItUhU  und 
£untt,  1888.)  —  SUtda,  Hantitch-rruelianitche 
Jiandeltbeiiehiingea  (in  15.  Jahrhundert.  (Fegt- 
tehri/t  drr  LandttuniteriiilSt  Rottock  lur  ttrrilen 
Säiular/eier  der  rnirrriiUU  Halle,  IS'li),  S.  ?-' 
— 39.  —  X«xls,  Art.  Müjaieeteii  (Handwörler- 
buch  der  StaatitriMtniiehaftm  I.  Aufi.,  IV,  Ii57 
— iXSS).  —  Heek,  Die  ailfrietitehe  Gerifhlt- 
ttrfauung,  1894-  —  IlUllger,  Studien  tu 
miUetalterliehen  ifatieu  und  GeirichUn  (Setligtri 
hittoritehe  Vierteljahmehrifi  1900,  ,',  S.  161— 
21S).  —  Oatrard,  Rtti/ptyi/ue  de  t'abbf  Irmino», 
Parii  1844.  —  ^  Blanc,  Traitf  hitturique  dea 
monnoj/ct  de  Franee  170S.  —  de  SavlCVt 
Bttueil  dei  di>c«ment*  rtlatifi  ä  l'hiMcrire  det 
monnaiet  depuia  Philippe  II  jiuqu'A  Fraiienit  I, 
1879—1888.  —  Blaneard,  La  Pile  de  Charit- 
magne  (.inmiaire  de  la  Soc.  fr.  de  NumiMiaaliqae 
XU),  1889.  -—  LongperitV,  Nutin  de»  monnairt 
frantaiiel  la  colleelion  de  M.  J.  Routiea«,  1847. 

—  Mlldebrantl,  Aagloiaehiiita  Mi/nl,  Srentka 
Kongl.  Mynliabiiirtlrl  funna  i  Si-crige»  Jord., 
1346.  —  Holmbot.  Dal  ältcite  3tämiee»en  .Vor- 
wegeai  bit  tum  Ende  de»  I4.  Jahrhundert» 
(Koehnei  Ztiltchrift  ßr  J/fini-,  Siegel-  und 
Wapptnbunde  VI,  1841.  —  Fomati,  De  ratione 
mimmorum  pondenim  et  menmrarum  in  Gallii* 
»ab  primae  et  lecundtic  ttirpH  regibu»  (Memorie 
della  reale  aecadcmia  dtlle  licienze  di  Turino, 
Ser.  II,  Tom.  V).  —  Zan«M,  Xuiwa  raecolta 
delle  monetr  e  lerche  d'Italia,  1775—1789.  — 
Jiobaek,  itüni;  Ma*»-  und  Gemichltbuch,  1877. 

—  Wutlke,  IHe  Probationeregitler  de»  ober- 
»äch«i»ehen  Kreiaei  (  Wiener  Numitmalitche  Zeil- 
»chrift  ^ä). 

Theo  Sommertad, 


V.  Das  HUnzwesen  der  neueren  Zelt. 

Der  auf  dem  Reichstag  zu  Augsbiu^ 
löGti  aDgenommene  Bciclisspeciosthaler 
(9  StQck  auf  die  feine  und  8  Stüclc 
auf  die  rauhe  Mark)  sollte  gesetzlieh  uur 
()8  Kreuzer  gelten,  blieb  aber  iu  Sachsen 
uad  den  übrige [i  ihn  prägeoden  St.-tateu 
von  Anfang  an  auf  72  Kreuzer  odei- 
2i  Groschen  stehe q.  Infolge  der  Yer- 
schlcüliterung  der  das  Hauptumlaufsmittel 
bildenden  kleineren  Münzen  stieg  er  aber 
allmählicli  immer  höher  im  Kurse.  Im 
Jalire  l(il9  stand  er  in  Süddeutscldand 
schon  auf  Itß  Kreuzer,  1620  auf  140  Kreuzer, 
l(i21  stieg  er  bis  390  und  1G22  auf  -IWI— &mi 
Kreuzer.  Es  gelang  den  oberen  Kreisen, 
1023  diesem  Unwesen  der  »Kipper-  und 
Wipperzeitt   ein   Ziel   zu   setzen   und    den 


Kurs  von  9fl  Kreuzer  wieder  herzustellen, 
der  sich  längere  Zeit  behauptete.  Im  Jahre 
1665  wurde  er  in  den  drei  oberen  Kreisen 
auf  96  Ki-euzer  gesetzt ;  Saclisen  imd  Bianden- 
biirg  aber  verständigten  sicli  1667  Aber  den 
sogenannten  Zinnaisc'hen  oder  lu' 'i-ThaJer- 
fuss,  nach  dem  der  Reich  saiieciesthaler  auf 
105  Kreuzer  oder  28  gute  Groschen  zu 
stehen  kam,  daneben  aber  eine  neue  grobe 
Münze  geschaffen  wurde,  die  ^.'s  eines  Reichs- 
tiialers  von  90  Kreuzer  oder  16  gute  Groschen 
oder  6U  Ki'euzer  darstellte.  Bei  den  oberen 
Kreisen  fand  diese  Neuerung  WiderspruoJi 
imd  auch  auf  dem  Reichstage  wurden  Gegen- 
massregeln  projektiert  Es  kam  indes  keine 
Einigung  zu  stände  und  16d<i  gingen  Sachsen, 
Brandenbui^  und  Brau  nach  weig-Lüneburg 
abermals  einen  Schritt  weiter,  indem  sie  den 
sogenannten  lieiuziger  Thalerfuss  annähme», 
nach  dem  die  feine  Mark  in  '.'3-  und  -s- 
Stücken  zu  12  Thaler  oder  18  Gulden  aus- 
gebracht wurde  und  der  Speciesthaler  auf 
120  Kreuzer  oder  2  Gulden  zu  stehen  kam. 
Im  Jahre  1738  wurde  dieser  Fuss  als  Reighs- 
fuss  anerkannt,  aber  schon  174S  in  Oeeter- 
reich  durdi  einen  I3'r3-Thaler-  oder  2<"J- 
Guklenfuss  ei'setzl.  In  beireff  dieses  Fusses 
kam  1753  eine  Mflnzkonvention  zwischen 
Oestcrreich  und  Bayern  zu  Stande  (daher 
°Konventionshiss().  Sachsen  nahm  ihn  1763 
an,  während  Bayern  schon  im  Jahre  1751 
von  dem  Vertrag  zurücktrat  und  zwai' 
Münzen  nach  diesem  Fusse  prägte,  ihnen 
aber  mit  Bücksicht  auf  die  Beschaffenheit 
der  vorhandenen  Uralaufsmittel  einen  um 
20  ".'0  erhöhten  Nominalwert  beilegte.  So 
entstand  der  rheinische  oder  24-Guldenfu8s. 
der  auch  von  den  anderen  süddeutschen 
Staaten  angenommen  wui'de  uiid  sich  iu 
den  Revolution skriegen  faktisch  in  einen 
24'.*-Guldenfuss  vorwandelte,  weil  man  die 
aus  den  österreichischen  Niederlanden 
kommenden  Brabanter  Kronenthaler  zu  hoch. 
nämlich  statt  zu  2  Gulden  38  Kreuzer  zu 
2  Gulden  42  Kreiizer  tarifierte.  Dureh  die 
Münzkonvention  der  süddeutschen  Staaten 
vom  2,^}.  August  1837  wurde  der  24'- i-GuIden- 
fuBS  als  gemeinschaftliche  Grundlage  ihres 
Münz  Wesens  förmlich  angenommen.  In 
Preussen  wurde  175(t  der  Oraumannsche 
oder  14-Thaler-  oder  21-Guldenfuss  einge- 
führt, daneben  Friedrichsdor  nach  dem  Wert- 
verhältnis 13".i3 : 1  zwischen  Gold  undSill>er 
mit  dem  Nonünalwerte  von  5  Thaler  Gold 
(8.  den  Art.  Parallel  Währung).  Während 
des  siebenjährigen  Krieges  sah  Friedrich 
der  Grosse  sich  genötigt,  die  Münzver- 
sohlechtenuig  als  finanzielles  Hilfsmittel  zu 
tenutzen,  nach  dem  Friedensschlüsse  aber 
wurde  diu-ch  das  Edikt  vom  39.  März  1764 
die  frühere  Münzverfassuug  wieder  her- 
gestellt. Im  Jahre  1770  wiuxle  die  Feinheit 
der   Friedrii'lisd'or   (von    denen    bis    dahin 
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35  Stück  ans  der  Mark  von  21«h  Karat  ^ 
prägt  wurden)  um  eine  Kleinigkeit,  nämlich 
auf  21*.'s  Efüat  herabgesetzt.  Uebcr  die 
Scheidemünz wirren  am  Anfange  dieses  Jahr- 
hunderts B.  d.  Art.  Scheidemünzen.  Das 
a.  V.  30.  September  1821  ändert«  den  Münz- 
fnss  nicht,  sondern  enthielt  wesentlich  nur 
Bestimmungen  Ober  die  Scheidemünze  und 
Aber  die  Einteilung  des  Thalers  in  30  Silber- 
grosehen statt  in  24  gute  Üroschen.  Hannover 
nahm  durch  G.  v.  8.  April  1834,  Sachsen 
dnrch  V.  v.  21.  Juni  1840  statt  des  Kon- 
vention shisses  ebenfalls  den  14-Thalcrfu8fi 
an.  Als  Vereinsmflnze  für  den  Zollverein 
■wurde  durch  die  Dresdener  Konvention  vom 
30.  Juli  1838  das  Zweithalerstück  =  7  süd- 
deutschen Gulden  eingeführt^  und  die  Mfinz- 
konvention  vom  24.  Januar  1857  stellte  eine 
gewisse  Gemein  schafthclikeit  desMünzwesens 
zwischen  deu  norddeutschen  Staaten  (mit 
Ausnahme  von  Mecklenburg,  Holalein  und 
den  Hansestädte o),  den  süddeutschen  Staaten 
und  Oesterreich  auf  der  Basis  eiuer  strengen 
Silberwährung  (s.  d.  Ary  her,  namentlich 
durch  die  Annahme  des  Thalers  als  Vereins- 
mQnze.  Der  neue  Thalerfuss  (30  Stücke 
auf  500  g  Feinsilber)  war  von  dem  Grau- 
mannschen  nur  um  eine  zu  vernachlässigende 
Grösse  verechieden,  ebenso  blieb  der  süd- 
tjeutsche  Gulden  (52'/2  Stück  auf  ein  Pfund 
fein)  fast  ungeändert;  dagegen  wich  der  neue 
Gulden  Osten eichiscner  Währung  (4F)  Stück 
auf  ein  Zollpfund  Feinsilber)  von  dem  bis 
dahin  in  Oesterreich  noch  beibehaltenen 
Konventionsgulden  um  etwa  ö^la  nach  unten 
ab.  Der  erste  Schritt  zu  der  neuen  deutschen 
Mflnzreform  auf  der  Basis  der  Goldwährung 
war  die  im  Oktober  1871  im  Bundesrat  er- 
folgte Vorlegung  eines  Gesetzen twiirfs,  be- 
treffend die  Ausprägung  von  Reichsgold- 
münzen.  Die  in  den  massgebenden  Kreisen 
Preussens  herrschende  Neigung,  das  neue 
Münzwesen  möglichst  dem  Thalersystem 
an zuschli essen,  trat  in  demselben  nicht  nur 
dadurch  hervor,  dass  das  Drittel  des  Thalers, 
die  Mark,  nach  dem  Wert  Verhältnis  1:15V! 
auf  Gold  reduziert,  als  Münzeinheit  ange- 
nommen wurde,  sondern  zeigte  sich  noch 
deutlicher  in  dem  Vorschlage,  dass  die  neuen 
Goldmün/^n  auf  30,  15  und  20  Mark  lauten 
soUtec.  Diese  Münzen  sollten  nach  dem 
Entwiuf  nicht  gesetzliche  Zahlnngakraft, 
sondern  nur  Kassenkurs  nach  ihrem  Nominal- 
wert erhalten.  Die  Thaler  nach  dem  Fusse 
TOQ  1857  sollten  im  ganzen  Btmdesgehiet 
gesetzliche  Zahlungsmittel  und  ihre  Prägung 
aucli  noch  fernerhm  gestattet  sein.  Gegen- 
über dieser  unentschlossenen  Haltung  des 
ersten  Entwurfs  ging  die  vom  Bundesrat 
im  November  1871  an  den  Reichstag  ^- 
brachte  Vorlage  schon  einen  wichtigen  Sehritt 
weiter,  indem  sie  den  neuen  Goldmünzen 
volle  gesetzliche  Zahlungskraft  zuerkannte. 

HuidwSrtoibDch  der  SU»tiwlneiuchBneD.    Zwslte 


Auch  ersetzte  sie  das  I5-MarkstÜck  durch  ein 
lO-Markstflok,  dagegen  wurde  das  30- Mark- 
stück noch  beibehalten.  Durch  die  Be- 
schlüsse des  Reichstags  wurde  jedoch  diese 
Münze  trotz  der  Bemühungen  des  Ministers 
Camphausen  beseitigt,  und  das  G.  v.  4. 
Dezember  1871  über  die  Auspi-toing  von 
Reichsgoid  münzen  stellte  an  die  Spitze  des 
neuen  Systems  das  Zehnmarkstück,  von  dem 
139'.'!  Stück  aus  einem  Pfund  Feingold  aus- 
gebracht werden.  Ausserdem  sollen  auch 
Zwanzigmarkstflcke  —  G'S^U  auf  das  Kund 
fein  —  geprägt  werden.  Das  Mischungs- 
verhältnis der  ReichsgoldmOnzen  wurde  auf 
«»/loo»  Gold  und  »«'/iMK)  Kupfer  festgestellt, 
und  es  sollen  demnach  125,55  Zehnmark- 
stücke und  62,775  Zwanzigmarkstücke  je 
ein  Pfund  wiegen.  Das  gesetzliche  Rauh- 
gewicht eines  Zwanzigmarkstücks  ist  also 
7.96495  g,  das  Feingewicht  7,16856  g.  Das 
Verfahren  bei  Ausprägung  der  Reichsgold- 
münzen  wird  vom  Bundesrat  festgestellt 
und  unterliegt  der  Beaufsichtigung  von  selten 
des  Reichs.  Es  soll  die  vollständige  Ge- 
nauigkeit der  Münzen  nach  Gehalt  und  Ge- 
wicht sicherstellen  und,  soweit  diese  bei  den 
einzelnen  Stücken  nicht  innegehalten  werden 
kann ,  soll  die  Abweichung  in  mehr  oder 
weni^r  im  Gewicht  nicht  mehr  als  2'/t"/oo 
und  im  Feingehalt  nicht  mehr  als  2''/(»  be- 
tragen. NacJi  §  8  ist  die  gesetzliche  Zah- 
limgskraft  des  Zehnmarkstücks  gleich  3''a 
Th^er,  5  Qulden  50  Kreuzer  süddeutscher 
Währung,  8  Mark  5^/s  lübischer  und  bam- 
burgischer  Courant Währung  imd  3V9,i  Thaler 
Gold  Bremer  Rechnung,  die  des  Zwanzig- 
markstOcks  dopjielt  ho  gross.  Die  Bestim- 
mungen des  g  9  über  das  Pasaierge wicht 
und  die  Einziehung  der  abgenutzten  Münzen 
sind  schon  im  eraten  Abschnitt  dieses  Art. 
oben  S.  900  erwähnt  worden.  Nach  §  10 
findet  die  Ausprägung  von  groben  Sübei^ 
münzen  mit  Ausn^me  von  Denkmünzen  bis 
auf  weiteres  nicht  mehr  statt,  ein  Verbot, 
das  in  der  Vorlage  des  Bundesrats  noch 
nicht  bestimmt  ausgesprochen  war. 

Ihren  vorläuf^en  Abschluss  fand  die 
Münzreform  dann  durch  das  «Münzgesetz« 
vom  9.  Juli  1873,  das  in  Art.  1  bestimmt, 
dass  »an  die  Stelle  der  in  Deutschland 
gellenden  Landeswährungen  tlie  Reichsgold- 
währung  tritt»,  deren  Rechnungseinheit  die 
durch  das  G.  v.  4.  Dezember  1871  fest- 
gcsl eilte  Mark  bildet.  Als  Zeitpunkt,  in 
welchem  die  Reichswährung  im  ge- 
saraten Reichsgebiet  in  Kraft  treten  soll, 
hat  die  dem  Gesetze  gemäss  mit  Zustimmung 
des  Bundesrats  zu  erlassende  kaiserliche  V.  v. 
22.  September  1875  den  1.  Januar  1876  be- 
stimmt; die  Landesregienmgen  waren  aber 
ermächtigt,  auch  vor  diesem  Zeitpunkt  für 
das  Gebiet  die  Reichsmarkrechnung  einzu- 
führen, und  haben  von  dieser  Befugnis  sämt- 
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lieh  mit  Äusnalime  tod  Bayeni  und  K!sas.s- 
Lothringen  Gebrauch  gemacht,  Preussen  luid 
Sachsen  schon  vom  1.  Januar  1875  ab.  In 
dem  zweiten  Absatz  dieses  Artikels  wurde 
nach  dem  Vorschlage  des  Abgeowiueten 
Bambei^r  absichthch  derAusdnick  B  ei  c  h  s  - 
Währung  gewählt,  weil  die  Reichsgold- 
währtmg  ira  eigentlichen  Sinne  erst  dann 
dntreteu  könne,  wenn  Silber  nur  als  Scheide- 
münze verwendet  werde,  während  io  der 
Uebergaugaperiode  aucli  die  Thal  er  noch 
'Vr'ährungsmflnzen  blieben.  Art.  2  führte 
eine  Keich^ldmünze  von  5  Mark  ein,  die 
sich  aber  mcht  bewährt  hat.  Die  folgenden 
Artikel  enthielten  Bestiminimgen  über  die 
neu  zu  prägenden  Beichssilber-,  Nickel-  und 
Eiipfennflnzen,  wegen  deren  auf  den  Art 
Scheidemünzen  verwiesen  wird.  DieAn- 
ordnung  der  Aueserkurssetznng  von  Landes- 
mQnzen  ^nach  Festsetzung  einer  mindestens 
vierwöchigen  Einlösungsfrist)  und  die  Fest- 
stellung der  für  dieselbe  erforderlichen  Yor- 
schriften  (ab^sehen  von  der  bereits  in  Art.  6 
enthaltenen  Bestimmung  für  gewisse  Kate- 
gorieen  von  lÄndesscheide münzen)  erfolgt 
nach  Art.  8  durch  den  Bundesrat  In  betreff 
der  Thalcr  hat  der  Bundesrat  bekanntlich 
von  dieser  Befugnis  noch  immer  keinen 
Geb tauch  gemacht  el>enso wenig  von  der 
Berechtigung,  die  Zahlnngskraft  des  Thalers 
(mit  Einschluss  des  österreichischen  Vereins- 1 
thalers)  auf  die  der  Reiehssilbcrmüuzen  zu 
beschränken,  die  ihm  dnrch  das  G.  v.  6. 
Januar  1876  in  einem  Zusatz  zu  Art.  lö  des 
MüDZgesetzes  von  1873  erteilt  worden  ist. 
Nach  Art  12  ist  die  Au.sprägung  von  Zwan  zig- 
mark stocken  für  Rechnung  von  Privaten 
gestattet  gegen  eine  vom  Reichskanzler  mit 
Zustimmung  des  Bundesrats  festzustellende 
Gebühr,  die  das  Maximum  von  7  Mark  auf 
das  Pfand  Feingold  nicht  überschreiten  darf. 
Dmch  eine  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers vom  5.  Jimi  1875  wurde  die  Gebühr 
jedoch  auf  nur  3  Mark  festgesetzt,  wie  sie 
auch  schon  in  dem  Bankgesetz  vom  14.  März 
1875  angenommen  war.  Art  13  enthält 
Bestimmungen  Über  die  Befugnisse  des 
Bundesrats  in  betreff  der  Zulassung  oder 
des  Verbots  fremder  Münzen.  Art.  14  regelt 
die  privatrech thehen  Verhältnisse  bei  der 
Einführung  des  neuen  Systems,  namentlich 
in  Bezug  auf  die  Umrechnung,  und  die 
folgenden  Artikel  enthalten  verschiedene 
andere  Uebergangsbestimmungen. 

Was  die  ausserhalb  des  II  Unz Verbandes 
von  1857  stehenden  Bimdesstaaten  betrifft, 
so  wurde  in  Bremen  schon  durch  das  G.  v. 
30,  April  1872  statt  des  bremischen  MOnz- 
systems  (mit  Goldwähning  ohne,  Goldmünzen 
eigenen  GeiDrfigcs)  die  Markrechnung  vom  1. 
Jiili  1872  ab  eingeführt.  In  Hambui^  wurden 
nach  dem  G,  v.  11.  November  1872  die 
SUbercontcn  der  Hamburger  Bank  vom  15. 


Februar  18(3  geschlossen  und  neue  Conten 
auf  ■'Mark-Beichsmünzei  eröffnet  Das 
Retnhsgesetz  vom  4.  Dezember  1871  hatte 
für  die  Mark  Banko  keinen  Umrechnungs- 
kurs festgesetzt,  weil  diese  Kechniingsein- 
heit  nicht  wirklich  geprägt  war.  Das  Ham- 
buiver  Gesetz  aber  bestimmte  jetzt,  dass 
nach  dem  Schluss  der  Silberconten  alle  noch 
laufenden  Verbindlichkeiten  in  Banko  oder 
Species-Banko  durch  Bankzahlung  in  Reichs- 
goldmOnzen  oder  in  Zwei-  oder  Eiuthaler- 
stOcken  nach  dem  festen  Kurse  von  150  Mark 
KeichsmOnze  gleich  1<H)  Mark  Banko  zu  er- 
füllen seien.  In  Lübeck  «-nrden  durch  ein 
G.  V.  22.  Januar  1873  die  vorhandenen  Mark- 
und  Schillingstücke  fest  ge^n  ßeichsmünzen 
taruEiert,  und  in  .Mecklenbui^- Schwerin  wurde 
schon  durch  V.  v.  31.  Oktober  1873  auf 
Grund  des  Reichsmünzgesetzes  die  Reichs- 
markrcchnung  vom  1,  Januar  1874  ab  ein- 
geführt Auf  Elsass-Lothringen  wurden  die 
Reichsmünzgesetze  durch  das  Reichsgesetz 
vom  15.  November  1874  ausgedehnt  und  dabei 
der  T'mrechnungsweii  des  Franken  etwas  zu 
niedrig  auf  80  Pfg.  angesetzt.  Mit  Einlösung 
der  Reiclissilber-,  Nickel-  und  Kiipfermfinzen 
gegen  Gold  nadi  Art,  9  des  Mtlnzgesetzes 
von  1873  sind  nach  einer  Bekanntmachung 
des  Reichskanzlers  vom  19.  Dezember  1875 
die  Reichs  bankhau  ptkasse  in  Berlin  und  die 
Kassen  der  Reiclislankhauptstellen  in  Frank- 
fiut  a.  M.,  Königsberg  und  München  betraut 
worden.  Das  nähere  über  die  Behandlung 
der  bei  Reichs-  und  Laudeskasseo  eingehen- 
den falschen,  beschädigten  und  abgenutzten 
Reichsmünzen  ist  in  einer  Bekanntmachung 
des  Reiciiskan ziere  vom  9.  Mai  1876  vor- 
geschrieben wonlen.  Im  übrigen  ist  hier  nur 
noch  das  G.  v.  1.  Juni  1900  zu  erwälmen, 
durch  welches  das  goldene  Fünfmarkst Qck, 
das  silberne  Zwauzigpfenuigstflck  und  das 
erst  durch  das  G.  v.  1.  April  1886  ein- 
geführte Nickelzwanzigpfennigstück  beseitigt 
werden.  Die  Ausserkurssetzung  der  erst- 
genannten Münze  kanu  mit  Eiulösungsfi-ist 
von  einem  Jahre,  auf  Anordnung  des  Bunde»' 
rats  sofort,  die  der  beiden  anderen  jedoch 
nicht  vor  dem  1,  Januar  1902  bezw.  1903 
erfolgen.  Wegen  der  weiteren  Bestimmungen 
über  die  Reich ssilbermünzen  s.  d.  Art. 
Scheidemünzen.  Die  Einfülirung  des 
Kilogramms  als  Münzgewicht  ist  bereits  im 
ersten  Abschnitt  erwälint. 

Besondere  Schwierigkeiten  sind  durch 
die  auf  Grand  der  Münzkonveution  von  1857 
von  Oesterreich  geprägten  Vereins- 
thaler  entstanden,  die  nach  dieser  Kon- 
vention in  allen  Vercinsstaaten  unbeschnlnkte 
gesetzliche  Zahluugskraft  gleich  den  Lainies- 
münzen  besassen.  Oesterreich  war  nun 
seinerseits  durch  den  Vertrag  mit  den  Zoll- 
vereinsstaaten vom  13-  Juni  1867  aus  dem 
Münz  verein   ausgeschieden    und    hatte    in 
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betreff  seiner  Yereiusihaler   n\ir  die  Ver- 

EElichtimg  QbürQoramen,  ihnen  vor  dem  Ah- 
Ulf  des  Jahi-es  1870  die  Eigenßcliaft  eines 
^setzlichen  Zahl; mgs mittels  nicht  zu  ent- 
ziehen, sofern  es  nicht  in  der  Zwischenzeit 
zu  einem  anderen  MUazBystcm  übergehe. 
Dieselbe  Bestimmung  galt  auch  für  die 
anderen  Regierungen,  aber  es  bestand  der 
grosse  thatsäctiliche  Unterschied,  dass  die 
Österreichischen  Vcreinsthaler  infolge  der  in 
ihrer  Heimat  herrschenden  Faptemv-ährung 
(die  trotz  der  Abmachung  im  Münzvertrag 
von  1857  auch  nach  dem  1.  Januar  .1859 
fortgedauert  hatte)  sich  so  gut  wie  sämtlich 
in  Deutschland  in  Umlauf  befanden  und 
hier  unbedingt  von  jedermann  in  Zahlung 
genommen  werden  mussten.  Diese  letztere 
Berechtigung  wurde  ihnen  auch  durch  das 
Beichsgesetz  i^om  20,  April  1874  noch  aus- 
drücklieb bestfitigl,  während  ursprünglich 
im  Artikel  15  (Ziffer  1)  des  Münzgosetzes 
von  1873  nur  bestimmt  war,  dass  die  Ein- 
und  Zweithaleratücke  deutschen  Ge- 
präges bei  allen  Zahlungen  bis  zur  Aueser- 
kurssetzung zu  3  Jfark  fflr  den  Thaler  an- 
zunehmen seien.  Durch  Bundesratsbeschluss 
wurde  den  Z weithalerstttcken  deut- 
sehen Gepräges  vom  15.  November  1(^76 
die  Eigenschaft  als  gesetzliches  Zahlungs- 
mittel entzogen  imd  ihre  Einl6suDg  bis  zum 
15.  Februar  1877  angeordnet,  zugleich  aber 
wurden  die  Einlösungskassen  angewiesen, 
auch  die  zur  Dmwechselung  präsentierten 
österreichischen  Doppelthaler  anzu- 
nehmen und  gesondert  abzuliefern.  Der  Ent- 
scheidung über  die  eventuelle  Einlösung  der 
in  grosser  Menge  vorhandenen  österreichi- 
schen Eiuthalerstücke  wich  man  sorgfältig 
aus.  Oesterreich  war  seit  1871  überhaupt 
dem  Deutschen  Reidie  gegenüber  nicht  mehr 
zm-Einlösungseiner  Thaler  verpflichtet, 
in  keinem  Falle  aber  war  daran  zu  denken, 
dass  es  sie  höher  als  zu  ihrem  gesetzlichen 
Wert  von  P!s  Gulden,  also  nach  dem  da- 
maligen durchschnittlichen  Kurs  des  Guldens 
zu  etwa  2,50  Mark  einlösen  würde.  Nacli 
der  Aufhebung  der  freien  Silberprit^ng  in 
Oesterreich  und  bei  der  fortschreitenden 
Entwertung  des  Silbers  trat  nun  aber  auch 
eine  zunehmende  Differenz  zwischen  dem 
Wert  der  geprägten  Silhermünzen  und  ihi'em 
blossen  MetaLwert  ein,  die  auch  den  öster- 
reichischen Thalern  zu  gute  kam,  so  lange 
Oesterreich  sie  niclit  ausser  Kurs  gesetzt 
■  hatte,  was  es  jederzeit  thun  konnte,  und 
zwar  ohne  dass  es  aus  Rücksicht  auf  seine 
eigenen  Staatsangehörigen  (die  solche  Thaler 
gai'  nicht  besassen)  die  Einlösung  zu  be- 
willigen brauchte.  Andererseits  koimte  auch 
nicht  daran  gedacht  werden,  den  deutschen 
Besitzern  der  österreichischen  Thaler  (die 
flbrigens  fast  sämtlich  bei  der  Reichslränk 
angehäuft  waren)  den  durch  die  SUberent- 


wertimg  entstandenen  Verlust  aufzubürden. 
Dies  wurde  denn  auch  in  einem  im  November 
1891  eingebrachten  Gesetzentwurf  anerkannt, 
der  ausdrücklich  zugestand,  dass  die  bis 
zum  Schluss  des  Jahres  1867  in  Oesterreich 
geprägten  Vereinsthaler  (eine  kleine  Summe 
ist  auch  noch  1868  gepr%t  worden)  bei 
ihrer  Ausserkurssetzung  zu  3  Mark  tmt 
Rechnung  des  Reichs  eingelöst  werden 
sollten.  Das  aus  diesem  Entwurf  hervor- 
gleiclüautende  Gesetz  datiert  erst 
28.  lebruar  1892.  Vor  dem  Erlass 
desselben  aber  war  schon  ein  Abkorainen 
mit  Oesterreich  zu  stände  gekommen,  nach 
welchem  dieser  Staat  von  Deutschland  8*.'s 
Millionen  seiner  Thaler,  ein  Drittel  des 
wahrscheinlich  im  Reiche  vorhandenen  Be- 
standes an  solchen  Münzen,  das  Stück  zu 
Ih'i  Gulden,  übernahm.  Die  Einlösung  des 
grösseren  Restes  fällt  also  dem  Reiche  zu. 
In  Gestenreich  wurde  diese  Münze  dann  vom 
1.  Januar  1893  ab  ausser  Kurs  gesetzt,  in 
Deutschland  soll  nach  einer  im  Oktober  1900 
dem  Bundesrat  zugegangenen  Vorlage  ihre 
gesetzliche  Zahlungskraft  am  I.Januar  1901 
erlöschen,  mit  einer  Einlösungsirist  bis  zum 
31.  März  1901. 

In  Oesterreich-Ungarn  ist  durch 
das  österreichische  G.  v.  2.  August  1892 
und  das  entsprechende  ungarische  eine  neue 
Münzeinheit,  die  Krone,  auf  Basis  der  Gold- 
währung eingeführt  worden.  Als  Gold- 
münzen werden  20-  und  10-Kronen  stücke 
geprägt  und  zwar  haben  die  ersteren  ein 
Rohgewicht  von  6,7751  g  (147,()  Stück  auf 
1  kg  Münzgold)  und  ein  Feingewicht  von 
6,09756  g.  Das  Passiergewicht  der  20-Kro- 
nenstücke  ist  6,74  g,  das  der  lO-Kronen- 
stücke,  3,37  g.  Die  Krone  wird  eingeteilt 
in  100  HeUer  und  ihr  Wert  stellt  sich  auf 
85,06  Pfg. 

Die  Silbergulden  (12,3457  g  Silber  von 
"^iiooo  Feinheit)  behalten  ihre  gesetzliche 
Zahlungskraft  als  Zweikiunenstücke.  Die 
Einkroaen stücke  haben  ein  Raubgewicht  von 
5  g  und  die  Feinheit  "^/looo,  stehen  also 
dem  Silberfranken  der  lateinischen  Münz- 
imion,  obwohl  ihr  gesetzlicher  Nennwert  un- 
gefähr 5  %  höher  ist,  gleich.  Privaten  gegen- 
über haben  sie  ZahJungskraft  bis  zu  50 
Kronen.  Die  Zahlungskraft  der  Nickel- 
münzen von  10  und  20  Heller  reicht  bis 
zu  10  Kronen,  die  der  Kupfermünzen  von 
1  und  2  Heiler  ebenfalls  bis  zu  10  Kronen 
gegenüber  den  öffentlichen  Kassen,  privaten 
gegenüber  aber  nur  bis  zu  1  Krone.  Die 
gesetzliche  Rechnung  nach  Kronen  ist  vom 
1.  Januar  1900  ab  eingeführt  worden.  In 
Cisleithanien  und  Ungarn  ist  das  Gepräge 
der  Münzen  verschieden. 

In  England  behielt  das  Pfund  Sterling 
gesetzlich  den  Wert  von  etwas  über  20 
Mark   (in  Silber   nach   dem  Wert\-erhältui8 
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1 :  IS'i),  auf  den  es  1560  dureh  die  Beform 
der  Königin  Elisabeth  wieder  gebracht 
worden  war.  Am  Ende  des  17.  Jahrhun- 
derts waren  jcfloch  die  umlaufenden  Silber- 
mnnzen  durch  Abnutzung  in  ihrem  Werte 
bedeutend  verraindert.  Wie  dann  trotz  der 
Umprägiing  allmälüich  die  faktische  Gold- 
wahning  entstand,  die  durch  das  G.  v. 
22.  Juni  1816  defiuttir  zur  Herrstshaft  ge- 
langte, ist  schon  in  dem  Art.  GoldundGold- 
währung  (oben  Bd.  IV.  S.  7ö8)  dargestellt 
worden.  —  Unter  der  Silberwahrung  war  die 
n'Osste  wirklich  geprägte  Silbermttiize  die 
Krone  im  Werte  von  5  Schilling  mit  einem 
Gewicht  von  30,llHJ  ^  und  einer  Feinheit  von 
ll>/io  Unzen  oder  ■'''.'looo,  aiso  eiaem  Feinge- 
wicht von  27,84;-l  g.  Die  Guineen,  die  zuerst 
untorKarl  II.  geprägt  wurden,  hatten  einen  ver- 
InderlicheD  Wert,  indem  sie  von  20  auf  22 
Schillinge  stiegen.  Im  Jahre  1717  wurden 
sie  gesetzlich  auf  21  Schilling  tarifiert.  Sie 
hatten  ein  Gewicht  von  8,,S87  g  und  bei 
einer  Feinheit  von  ^'/is  einen  Feingehalt 
von  7,6885  g.  Das  G.  v.  1816  setzte  an 
ihre  Stelle  den  Sovereign,  der  20  Schilling, 
also  das  alte  Silberpftmd  in  Gold  darstellte, 
7,988  g  wiegt  und  einen  Feingehalt  von 
7,3224  g  besitzt.  Die  SübermQnzen  wurden 
als  Scheidemünzen  im  Verhältnis  von  62  :  66 
im  Gewichte  vermindert. 

In  Frankreich  blieb  dasLivre  zu  20 
Sols  oder  Sous  und  240  Deniers  bis  zur 
Revolution  die  RechnutgBeinheif,  sank  dabei 
aber  allmählich  im  Werte  auf  ungefähr  80 
Pfennige,  also  auf  ^'ss  seines  urspnlng- 
lichen  Wertes.  Der  Denier  konnte  schliess- 
lich gar  nicht  mehr  geprfigt  werden,  die 
kleinste  Kupfermünze  war  der  Liard,  gleich 
>.'*  Sou  oder  einem  Pfennig.  Nach  den  ge- 
waltsamen Eingriffen  Ludwigs  IV.  und  der 
Katastrophe  des  Law  sehen  Systems  kam 
das  französische  Münzwesen  1726  bis  zur 
Revolution  in  einen  ziemlich  stabilen  Zu- 
stand, wahrend  dessen  nur  die  1785  vorge- 
nommene Umprägung  des  Louisdors  be- 
merkenswert ist  (s.  den  Art.  Doppel- 
währung oben  Bd.  III  S.  241,  wo  sidi  auch 
weitere  Angaben  über  das  neue  französische 
Münzwesen  finden).  Die  UauptsilbermQnze 
von  1726—1793  war  der  noiie  Ecu  von 
6  Livres  (in  Deutschland  LAubthaler,  auch 
Kronenthaler  geuaimt)  mit  29,488  g  Ge- 
wicht, 916'/s  tausendstel  Feinheit  und 
27,031  g  Feingewicht.  Das  aus  diesem 
sich  ergebende  Livre  entspricht  fast  genau 
dem  Franc  des  neuen  französischen  Mflnz- 
systems,  das  durch  G.  v.  28.  Mära  1803 
seine  definitive  Gestalt  erhielt.  Der  Franc 
soll  hiernach  5  g  Mfinzsilber  von  "•"  low 
Frinheil,  als  4,5  Francs  Feinsilber  enthalten ; 
für  die  Bestimmung  des  Gewichts  der  Gold- 
münzen aber  wird  das  Wertverhfiltnis 
15'/« :  1  zwischen  Gold  und  Silber  zu  Grunde 


gelegt,  woraus  sich  das  Rauhgewicht  des 
Zwanzigfrancsstücks  =  C,4516,  das  Feinge- 
wicht desselben  gleich  5.8065  erpebt.  Im 
übrigen  vgl.  über  das  Münzwesen  Frank- 
reichs, Belgiens,  Italiens,  der 
Schweiz  und  Griechenlands  den  Art. 
M  fl  n  z  h  u  n  d  (lateinischer)  oben  S.  893  ff.  In 
Holland  werden  nach  demG.v.  6.  Junil87r> 
Zeh  ng  lüde  nstücke  als  Währungsmünzen  mit 
einem  Rauhgewicht  von  6,720  g,  der  Feinheit 
'■**  iw»  und  dem  Feingewicht  6,048  g  (Wert 
16,874  Mark)  geprägt,  ausserdem  wie  früher 
Dukaten  als  Bandelsmftnzeu  (Wert  9,544 
Mark).  Die  Prftgung  von  Silberwährungs- 
mönzen  ist  eingesteDt,  jedoch  haben  die 
vorhandenen  ihre  volle  Zahlungskraft  be- 
halten. 

In  Russland  war  das  Rauhgewicht  des 
Silberrubels  nach  den  Ukasen  vom  30.  Juni 
und  29.  August  (a.  St.)  1810  auf  20,7315  g 
(466",'f5  Doli),  die  Feinheit  '*"iooo,  das 
Feingewicht  17,996  g  (405  Doli).  Ausser- 
dem wiuden  halbe  und  viertel  Rubel  als 
WähiuQgsm  Unze  geplagt.  Die  Scheidemünzen 
hatten  nach  dem  URas  vom  21.  März  (a.  St.) 
1867  nur  die  Feinheit  von  **/ic«»  und  nur 
die  Hälfte  ihres  Nominalwerts  an  Metall- 
wert. Als  Goldmünze  wurde  nach  dem 
ükas  vom  14/26.  Februar  1817  der  Halb- 
imperial  geprägt,  der  anfangs  zu  5  Rubel. 
später  zu  5,15  Rubel  Silbers  tarifiert,  je- 
doch keine  wirkliche  WährungsmOnze  war. 
Sein  Rauhgewicht  war  6,544  g,  seine  Fein- 
heit 916-3  Tausendstel,  sein  Feingewicht 
von  5,9987  g,  entsprechend  dem  Werte  von 
16,736  Reichsmark.  Ausserdem  wurden 
früher  Dukaten  nach  dem  niederländischen 
FuBS  (im  Werte  von  9,53  Mark)  und  seit 
1834  Imperialdukaten  —  3  Rubeln  Gold 
(10,04  Mfüic)  geprägt.  Nach  dem  Ukas  vom 
17./29.  Dezember  1885  wurden  die  Halb- 
imperiale nach  einem  etwaa  veränderten 
Fi^e  geprägt,  nämlich  mit  der  Feinheit 
**/iooo  und  dem  Feingewicht  von  5,806  g, 
so  dass  sie  dem  Zwanzigfrancsstücke  gleich 
wurden.  Zugleich  wurden  auch  die  Impe- 
rialen zu  10  Goldrubeln  wieder  eingeführt 
und  für  den  Silberrubel  und  seine  vollwer- 
tigen Teilstücke  bei  unverändertem  Feioge- 
hmt  ebenfalls  die  Feinheit  von  '•"/loiio  aoee- 
nommen.  Bei  der  Wiederherstellung  der 
Barzahlungen  auf  Grundlage  der  Goldwäh- 
rung wurde  ein  neuer  Ooldrubel  im  Werte 
von  */s  des  alten  (also  von  216  Pfennig) 
eingeführt.  Der  Ukas  vom  3./ 15.  Ja- 
nuar 1897  bestimmte,  dass  die  Imperiale 
die  Aufschrift  15  Rubel  und  die  Halbimpe- 
riale die  Aufschrift  7,50  Rubel  eriiatten 
sollten.  Dureh  den  Ukas  vom  ]1.'23.  De- 
zember 1898  wiude  auch  eine  Goldmünze 
im  Werte  von  10  (neuen)  Rubeln  und  durch 
das  Milnzgesetz  vom  7. 19.  Juni  1899  eine 
solche   von   5  Rubeln   eingeführt.     Dieses 
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die  Goldwälming  endgilüg  herstellende 
Gesetz  beschräakt  die  Zahlirngskraft  iler 
Silbermünzen  von  1,  ^It  und  ^n  Hube)  Pri- 
vaten gegenüber  auf  2ö  Rubel,  die  der 
kleineren  (yon  5  bis  20Kopekea)  auf  3  Rubel. 
Gewicht  und  Feinheit  bleiben  unverändert 
nach  den  Bestimmungen  von  1885.  Die 
Gesamtsumme  der  Silbermünze  soll  nicht 
mehr  als  3  Rubel  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung betragen.  In  Schweden,  Nor- 
wegen und  Dänemark  besteht  auf  Gnind 
des  G.  V.  30.  Mai  1873  bezw.  4.  Juni  und 
23.  Mai  1873  und  der  Mfinzkonveution  vom 
27.  Mai  1873,  der  Korwegen  am  16.  Ok-tober 
187.')  beigetreten  ist,  die  Goldwähnmg  mit 
der  Krone  (zu  100  Oere)  als  Rechnungsein- 
heit. Das  Zehnkronenstück  hat  4,4803  g 
Ranhgewicht  und  bei  einer  Feinheit  von 
•■•"o/icoo  4.03776  g  Feingewicht.  Die  Zwan- 
zig- und  Fü  nf Im)  neust  ücke  sind  nach  ent- 
äprechendem  Verhältnis  geprägt.  Der  Wert 
einer  Krone  ist  1,125  Mark.  Die  als 
Scheidemünze  in  Silber  geprägte  Krone  hat 
ein  Rauhgewicht  von  7,5(10  g,  '*"/i«»  Fein- 
heit und  6,000  g  Feingewicht,  und  das 
Zweikronenstück  entspricht  demselben  Fnsse. 
Von  den  kleineren  Silberscheid  emünzen 
haben  die  FilnfzigCrestücke  eine  Feinheit  von 
"**/iooo,  einen  Feingehalt  von  3,000  g,  die 
Fünfundzwanzigörestücke''''*''iix>o  Feinheit  und 
1,452  g  Feingewicht,  die  ZehnörestÜcke 
'°"ioüo Feinheit  und  0,580  Feingewicht.  Die 
Zahlungskraft  der  gi'Össeren  Silbermünzen 
ist  auf  20  Kronen,  die  der  kleineren  auf  10 
Kronen  beschränkt. 

In  Spanien  wurde  durch  das  G.  v.  19. 
Oktober  1868  der  französische  ifOnzfuss  mit 
Dopj)elwähnmg  eingeführt,  jedoch  fand  der 
iirsprünglieh  beabsichtigte  Beitritt  zur  la- 
teinischen Union  nicht  statt  Die  Rech- 
nungseinheit ist  die  Peseta  —  1  Franc, 
Das  Dekret  vom  20.  August  1876  sollte  die 
Goldwährung  anbahnen  und  führte  auch 
eine  neue  Goldmünze,  das  Fünfundzwanzig- 
pesetastOck  neben  den  übrigen  ein.  Im 
Jahre  1878  wurde  die  Prägung  von  silber- 
nen Fünf  pesetastücken  für  Privatrechnung 
eingestellt  und  die  Regierung  fing  nun 
an,  ihrerseits  massenhaft  Silber  zu  prägen, 
um  einen  finanziellen  Gewinn  zu  maclien. 
Daher  hat  Spanien  jetzt  thatsächlich  Siiber- 
währun^,  die  Noten  der  Bank  werden,  in 
Silber  eingelöst,  und  das  Gold  hat  ein  Agio 
von  25  bis  50  und  zeitweise  noch  mehr 
Prozent.  Immerhin  stehen  die  Silbermünzen 
noch  bedeutend  über  ihrem  Metallwerte. 

In  Portugal  besteht  nach  dem  G.  v. 
20.  Juli  1854  Goldwährung  mit  dem  Milreis 
als  Eechnungseinheit  Diese  wird  auch 
als  Goldmünze  mit  einem  Gewicht  von 
1,7735  g  und  916'»  Tausendstel  Feinheit 
(wert  5,5996  Francs)  geprägt. '  Ausserdem 
giebt  es  Münzen   von  2,5  und   10  Milreis. 


Die  englischen  Goldmünzen  haben  in  Portu- 
gal gesetzlichen  Kurs,  der  Sovereign  zu  4,5 
Milreis.  Seit  1891  steht  das  Land  übrigens 
in  der  Papiei^ld Wirtschaft  und  es  ist  kein 
Gold  mehr  geprägt  wortien.  Die  grOsste 
SilbermOnze  ist  das  5-Teston3tück  =;  '.'ä  Mil- 
reis (500  Reis)  mit  einem  Gewicht  von 
12,500  g  nnd  916«/s  Tausendstel  Feinheit. 

Rumänien  hat  nach  dem  G.  t.  14. 
April  1890  Goldwährung.  Die  Goldmünzen 
(nur  Zwanzig-  und  Zebnleistücke)  und  die 
Silbermünzen  sind  nach  dem  französischen 
Fuss  ^prägf,  jedoch  haben  die  silbernen 
Fünfleistücke  wie  die  kleineren  Silber- 
münzen nur  Zahlungskraft  bis  zu  50  Ijei, 
Das  Gold  erzielt  übrigens  zuweilen  ein  nicht 
unerhebliches  Agio. 

In  Serbien  werden  nach  dem  G.  v. 
10.  Dezember  1878  ebenfalls  Gold-  nnd 
Silbennünzen  nach  dem  französischen  Sys- 
tem geprägt.  Jedoch  haben  nur  die  golde- 
nen Zehn-  und  Zwanzigdinardcn stücke  un- 
beschränkte Zahtungskraft ;  für  die  silbernen 
Fünfdinaratücke  beträgt  dieselbe  nur  500 
Dinar  und  für  die  kleineren  Silbermünzen 
(mit  der  Feinheit  '*'/iooo)  nur  50  Dinar. 

In  der  Türkei  ist  die  HauptgoldmOnze 
das  Hundertpiaateretück  mit  emem  Ge- 
wicht von  7,216  g  und  der  Feinheit  916*.'3 
Tausendstel.  Sein  Wert  beträgt  22,78  Francs. 
Es  werden  auch  Stöcke  von  25,  50,  250 
und  r)00  Piastern  geprägt,  jedoch  war  der 
Gesamtbetrag  der  Oildprügungen  im  letzten 
Jahrzehnt  nur  sehr  gering.  Die  Silber- 
münzen (Vi-  bis.  Zwanzigpiasterstücke)  be- 
haupten sich  auf  einem  ihren  inneren  Ge- 
halt bedeutend  übersteigenden  Verkehrs- 
wetf. 

In  Äegypten  hat  das  goldene  Hundert- 
piasterstück oder  ägyptis(?he  Pfund,  das  die 
Münzeinheit  bildet,  ein  Gewicht  von  8,i3ÜO  g 
und  die  Feinheit  ^'j.iooo.  Sein  Wert  ist 
25,61  Francs,  also  noch  etwas  hoher  als  der 
des  englischen  Sovereign, 

Was  das  Münzwesen  der  Vereinigten 
Staaten  betrifft,  so  ist  der  Dollar  aus 
dem  spanischen  Piaster  von  8  Reales  de 
plata  mexieana  hervorgegangen,  dem  seiner- 
seits ohne  Zweifel  der  doiitsche  Joaehims- 
thaler  als  Vorbild  gedient  hat.  Er  hatte 
nach  dem  G.  v.  2.  April  1792  einen  Fein- 
gehalt von  24,0566  g  Silber  bei  einem  Ge- 
wicht von  26,9564  g.  Durch  das  G.  v.  18. 
Januar  1837  wurde  nur  sein  Gewicht  ge- 
ändert, indem  die  Feinheit  von  0,89243 
auf  0,900  erhöht  wurde.  Der  Trade-DoUar 
(nach  dem  G.  v.  12.  Februar  1873,  s.  oben) 
hatte  ein  Feingewicht  von  24,494  g,  der 
nach  der  Bland-BLl  von  1S78  geprägte 
Standard-Dollar  aber  steht  dem  ursprüng- 
lichen wieder  gleich. 

Die  Zehndollarstücke  oder  Eagles  nach 
dem   G.   v.   1792   haben    einen   Feingehalt 
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TOD  16,0377  g  Golil  bei  eioem  Rohgewichte  1 
von  17,4957  g.  Durch  da»  G.  v.  28.  Juni , 
1834  wurde  das  Wertverhältnis  des  Goldes ; 
zum  Silber  erhöht  und  dadurch  das  Fein- : 
gewicht  des  Eagle  auf  15,0334  Termindert. , 
Kach  dem  G.  t.  IS.  Januar  1837  endlich  ! 
steht  es  auf  15,0463  bei  einem  Rauhte- ' 
vichte  Ton  16,7181  und  der  Feinhejt  0,900.  | 
Die  durch  das  G.  v.  8.  März  189  i  einge-' 
führte  japanische  Goldwährung  hat  1 
den  neuen  Qoidyen  als  Einheit.  Das  Zehn-  | 
yenstßck  hat  eiu  Gewicht  von  8,3333  g  bei ; 
**  1000  FeiDheit.  \ 

Llttmatar;  TAoman  v.  BageUt^n,  Aeia  j 
ptMica  moneinria  (SammiHny  einer  AniaM\ 
ätterer  Sehriften  über  dat  Mümvaenj.  — 
Hlmch,  Dei  UuUehea  Beicbti  Stüntarehis, 
1756 — I76S.  —  f.  Fratin,  Gründliche  Xaehritkt 
t»»  dem  Mämteeien  intgemein,  inibetondere 
ober  ron  dem  TeuUehen  Müntveien  älUrer  und 
neuerer  Zeit,  S.  Aufi.,  1784.  —  S.t&ber,  Dat 
ilämwetfa  in  Teuttehland  nach  deinem  jeUigen 
Zaitande,  1828.  ~~  HofftuaHti,  Die  Lehre  votn 
Oelde,  Berlin  1838.  —  Jteraetbe,  Die  Zeichen 
der  Zeit  im  deuUehen  Mü»iwe*en,  Berlin  1891. 
Soetbttr,  Beitrüge  mr  Getchiehte  des  Geld- 
und  ifünnee»eni  in  Deultchland;  in  den 
FoTiehungen  tur  DeuUehen  Geiehiehle,  Bd.  1, 
II,  IV  und  VI.  —  Bereelbe,  Beiträge  und 
Maleriaiien  tur  Beurteilung  von  Geld-  und 
Bankfragen,  Hamburg  18S5.  —  Detvelbf,  Deut- 
irhe  Milmjierfatsung,  Erlangen  1874—1881.  — 
Derwelbe,  IMeraturrerzeichait  über  Geld-  und 
Milmweien,  inibeiandere  über  den  Währungi- 
tlreit  1871—1801,  Berlin  1S92.  —  Orote,  Muni- 
iludiea,  1.—  4.  Bd.,  Leipzig  lS5i—lS6S.  Diiraiu; 
Die  Geldlehre,  136$.  —  Xeller,  Die  Frage  der 
internationaUtt  Mänieinigtng  und  die  Reform 
dei  deutschen  J/aiiiic«eiii,  Stuttgart  1869.  — 
i:  Inama-Stemegg,  Die  neuf  Wäkrungt- 
und  Müitigeiettgebung  von  Octierrcirh  und 
Ungarn,  Zeittrbr.  /.  Volktic.,  Sotialp.  «.  Kinr., 
Bd.  I,  S.  62ä  ^.  —  Lord,  LdverpOOt,  A  treatite 
on  tke  eoint  of  the  realm,  ü.  ed.,  London  1846. 
—  Ruding,  Annale  of  the  Coinage  of  Great 
Brilain,  S.  ed..  lHiO.  —  Argelaliiti,  De  monetis 
Italiae  varioruot  iUnitiintn  virorumDitpuliilionti, 
J  rol..  Medial.  1750.  —  ZanetH,  -Vuonn  raeeolUt 
delle  monete  e  zeecke  d'Ittüia,  5  vol.,  Solognii 
1775—1780.  —  Vi-oltle,  Le  tgilime  monitaire 
du  Boi/aume  da  Payt-Bat,  IHreeht  1854-  - — 
Chaudolr,  Apercu  lur  lei  Monnaie»  rueie; 
Pelenifurg  1S36.  —  de  Schubet-t,  Monnaie» 
ruMtt  det  dernieri  troie  siedet,  Leipzig  1857.  — 
Xohack,  Munt-,  Mass-  und  GevtichUbneh,  S. 
Aufl.,  Leipzig  1877.  —  Haupt,  Hieloire  mone- 
taire  de  nolre  trmps,  Paris  et  Berlin  1886.  — 
Veraelbt,  Arbilrages  et  Paritet,  8.  ed.,  Pari» 
iS9i.  —  Helfferieh,  Die  Folgen  dei  deuitch- 
lislerreiehischen  Mümvereim  von  1857,  Slrattburg 
I8S4.  —  Beraefbe,  Die  Bifofm  des  deutschen 
Geldwesens,  Bd.  I  und  II,  Leipzig  1808.  — 
Annual  RepoH  of  the  Direclar  of  the  Mint, 
Wnthingto».  — =  Annual  Bepnrt  of  the  Deputy 
ntaster  and  comptroller  of  the  Mint,  London,  — 
Administration  dermonnaiei  et  medaiUcs,  Rajiport 
au  Miniiln  dn  Finaneei,  Pnrit  (seit  1896  eben- 
fall»  jährlich  erieheincnd).  LeJd». 
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lebte  in  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrii.  Er 
war  Kanbnuu)  zn  London  und  erwkrb  »ich 
durch  Handel  nach  dem  Oriente  ein  beträcht- 
liches Yermögen.  Er  aUnd  schon  1623  im 
Bote  grosser  ErfahrtmKen,  arbeitete  16ä:(  eine 
Bittachrift  der  Ostinoischen  Kompagnie  an« 
Parlament  ans  nnd  erhielt  1630  vom  Groes- 
benoe  von  Toskana  Barlehen  zn  Handelsz  wecken. 
Sein  Todesjahr  ist  nnbekannt. 

Mun  ist  einer  der  ersten  englischen  Mer- 
kantilisten ,  dessen  Hauptwerk  Tomehnlich 
theoretiscbe  Bctracbtiiiwen  über  die  Handels- 
bilajiz  nnd  praktische  Vorschlage,  dieselbe  ffir 
England  gHjiBtiger  zu  gestalten ,  enthält.  Be- 
merkenswert ist,  dass  er  im  Gegensatz  zn  vielen 
Merkantilisten  für  den  Eiport  von  (^Id  eintritt, 
wenn  das  Geld  mit  Xntzen  wieder  in  das  Land 
znrltckkehre. 

Er  veräffentlichte :  A  disconree  of  trade 
from  England  nnto  the  East  Lidiea,  answering 
to  diverse  objections,  which  are  nsnalj  made 
agamst  the  same,  by  M.  T.  2.  edit.,  London 
1621.  (Mac  Culloch  glaubt  annehmen  zn  dürfen, 
dass  die  1.  Auflage  dieses  Werkes,  welche  er 
nicht  anfänden  konnte ,  aus  dem  Jahre  1G09 
berriihrt.i  —  The  petition  and  remonstrance  to 
Parliaraent  of  the  govemor  and  Company  of 
merchants  of  London  trading  to  the  East  Indies. 
London  lt)28.  —  Englands  treasure  bv  forraign 
trade,  or  the  balance  of  our  forraign  trade  is 
the  mle  of  our  treasnre.  Written  hy  Thomas 
Mun  of  London,  merchant,  and  now  pnbllsbed 
for  the  common  good  by  ms  son.  John  Hnn  of 
Bearsted  in  the  cauntry  of  Eent.  Bsquire. 
London  lUi.  Neueste  Aufl..  London  1^6. 
Italien.  L'ebers.  von  Pietro  Genovesi,  Neapel  17ft4. 

Vgl.  Über  Hun:  Dictionnaire  de  l'econoinie 
politiquell,  Paris  1854.  S.  258.  —  J n  1  Kantz, 
Geschichte  und  Theorie  der  Natiooalökonomik 
n,  Wien  186Ü,  S.  278.  -  W.  Röscher,  Znr  Ge- 
schichte der  engl.  Volkswirtschaftslehre.  (Ans 
dem  3.  Bde.  der  Abb.  d.  kgl.  sächs.  Ges.  d. 
Wiss,,  Leipzig  1851,i  S.  44.  —  L  Bianchini. 
Storia  dei  beu  vivere  sociale  e  della  economia 
degli  Btflti.  Parte  storica.  Palermo  1845,  S.  170.  — 
Mact'nlloch,  Literature  of  pohtical  economj. 
London  184.^,  8.98,  —  Derselbe,  Principlea  of 
poUtical  ecouumy,4.  edit.,  Edinbnrg  1849,3.29.^ 
L.  Cossa,  Introdnzione  allo  studio  dell'  Eco- 
nomia politica,  Milano  1892,  S.  145,  225.  226. 
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7.  öebranchBmnster.  8.  Gesetagebong  der  wich- 
tigeren aaswärtigen  Induatrieataaten. 

1.  Geactaichtlichea.  Dpf  Schutz  gewerb- 
licher Muster  und  Modelle  ist  den  deutschen 
Reehtssystemen  bis  gegen  Mitte  der  sieb- 
ziger Jahre  dieses  J^i-niioderts  fremd  ge- 
blieben. Während  die  Gesetzgebung  anderer 
Industriestaaten  schon  längst  einen  der- 
artigen Schutz  eingeführt  hatte,  glaubte  man 
bei  uns  das  Emporblühen  der  Kimstindustrie 
in  der  Weise  besser  fördern  zu  können,  dass 
man  neu  geschaffene  gewerbliche  Vorbilder 
jedermann  zur  freien  Benutzung  öberliess. 
Auch  die  juristische  Konstruktion  des  Muster- 
schutzes stiess  anf  Bedenken.  In  einer  Re- 
solution des  Norddeutschen  Reichstages 
wui-de  gelegentlich  der  Beratung  des  Gesetz- 
entwurfes Ober  das  Urheberrecht  an  Schrift- 
werken etc.  jener  ablehnende  Standpunkt 
zuerst  verlassen ;  die  verbündeten  Regierun- 

Sm  wurden  ersucht,  gleichzeitig  mit  der 
egelnng  des  rrheberrechts  an  Werken  der 
bildenden  Kunst  auch  die  Berilcksichtigung 
berechtigter  Interessen  der  Kimatindnslrie 
anzubahnen  und  Normen  für  den  Schutz  der 
Photographieen  vorzuschl^n.  Diese  An- 
regung konnte  angesichts  des  damals  noch 
obwaltenden  Widerstreits  der  Ansichten  und 
Interessen  nicht  sogleich  verwirklicht  werden. 
Erst  die  Klagen  der  elsässischen  Industrie, 
welche  nach  der  Annexion  auf  den  deutschen 
Markt  angewiesen,  hier  den  Schutz  der 
französischen  Gesetzgebung  für  ihre  Muster 
entbehrte,  in  "Verbindung  mit  dem  Miss- 
«rfolge  der  deutschen  Kunstindustrie  auf 
der  Weltausstellung  in  Wien  brachten  die 
Frage  von  neuem  in  FIuss.  Auf  Grund  einer 
iimfassenden  Enquete  gelangten  im  Jahre 
187.^  Gesetzentwürfe,  betreffend 

a)  das  Urheberrecht  an  Werken  der  bil- 
denden Künste, 

b)  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Mo- 
dellen, und 

c)  den  Schutz  der  Photographieen  gegen 
unbefugte  Nachahmung 

beim  Reichst^e  zur  gemeinsamen  Vorlage 
und  mit  geringfügigen  Abänderungen  zur 
alsbaldigen  Annahme. 

2.  Materielles  MuBterre cht  DasRcichs- 
gesetz  vom  11.  Januar  187C  beschränkt  das 
Recht,  ein  ^werbliches  Muster  oder  Modell 
ganz  oder  teilweise  nachzubilden,  ausschliess- 
lich aiif  den  Urheber  desselben.  Eine  De- 
finition von  »Muster  und  Modell«  ist  ver- 
mieden, um  der  Wissenschaft  und  Recht- 
sprechung bei  Feststellung  des  Begriffs  freie 
Hand  zu.  lassen.  Niu-  soviel  ist  in  den  Mo- 
tiven des  Gesetzes  zum  Ausdruck  gelangt, 
dass  der  Begriff  die  Erzeiignisse  der  Kimst- 
industrie  und  die  gewöhnlichen  Muster  der 
Gewerbe  in  gleichem  Masse  umfassen  solle. 
Eine  Unterscheidung  beider  Kategorieon  war 
nicht  thunUch.  weil  der  Uebergang  von  einem 


Produkt  der  Kunstindustrie  zu  dem  gewöhn- 
lichen Muster  ganz  allmählich  sich  vollzieht, 
und  weil  auch  dem  einfachsten,  aus  Linien 
und  Strichen  zusammengesetzten  Muster  der 
gesetzliche  Schutz  gebührt.  Dagegen  sind 
die  kunstindustriellen  Erzeugnisse  streng  zu 
unterscheiden  von  den  Werken  der  bildenden 
Kunst;  letztere  verfolgen  den  rein  ästhe- 
tischen Zweck,  Schönes  zur  Darstellung  zu 
bringen;  die  Kunstindustrie  will  in  ihren 
Mustern  und  Modellen  Vorbilder  für  die  ge- 
schmackvolle Gestaltung  von  Gebrauchs- 
gegenständen darbieten.  Diese  Muster  werden 
daher  auch  »Geschmacicsmuster«  genannt 
im  Gegensatz  zu  den  'Gebrauchsmustern  ■, 
welche  vermöge  einer  in  der  Form  oder  in 
der  Konstruktion  vorgenommenen  Neuerung 
die  praktische  Verwendbarkeit  eines  Gegen- 
standes zu  erhöhen  bestimmt  sind.  Man  hat 
vielfach  darüber  gestritten,  ob  auch  die  'Ge- 
brauchsmuster« in  den  Geltim^bereich  des 
G.  V.  11.  Januar  1876  fallen.  Die  Frage  ist 
nach  der  Entstehun^geschichte  des  Gesetzes 
und  in  Uebereinstimmung  mit  der  Ober- 
wiegenden Mehrheit  der  Kommentatoren 
durch  ein  Erkenntnis  des  vormaligen  Reichs- 
oberhandelsgerichts (in  der  Sammlung  der 
Entscheidungen  Band  24,  Seite  32  abge- 
druckt) verneint  worden;  und  die  Gesetz- 
gebung hat  dieser  Auf^sung  Kochnnng  ge- 
tragen, indem  unter  dem  1.  Juni  1891  ein 
besonderes  Gesetz  über  den  Schlitz  der  Ge- 
brau citsmuster  erlassen  worden  ist. 

Der  Schutz  gewerbhcher  Muster  und 
Modelle  im  Sinne  des  G.  v.  11.  Januar  1S76 
ist  durch  deren  Neuheit  und  Eigentümlich- 
keit bedingt.  Das  Muster  darf  —  wie  ein 
Ausschussbericht  der  I^eipziger  Handels- 
kammer treffend  bemerkt  —  in  der  Ge- 
samtheit seiner  eharaktori  sehen  Formen 
frtlher  d.  h.  vor  der  Eintragung  in  <las 
Musterregister  noch  nicht  dagewesen  sein; 
es  muss  als  das  Erzeugnis  einer  geistigen 
Schaffenskraft  anf  gewerblichem  Gebiete 
sich  darstellen.  Der  Schutz  gebührt  dem 
Urheber,  der  unter  Lebenden  oder  von  Todes 
wegen  frei  über  dieses  Vermögensrecht  ver- 
fügen kann.  Dieser  Grundsatz  erleidet 
jedoch  aus  praktischen  Gesichtspunkten  eine 
Ausnahme.  Ist  nämlich  ein  Muster  von  dem 
Angestellten  eines  gewerblichen  Etablisse- 
ments im  Aufti'age  oder  für  Rechnung  des 
Eigentümer  neu  geschaffen,  so  ist  als  Ab- 
sicht der  Beteiligten  zu  unterstellen,  dass 
der  Eigentümer  der  Anstalt  das  Verviel- 
läJ%ungsrecht  des  Musters  erhalten  soll, 
währeuti  der  eigentliche  Urheber  in  seinem 
regelmässigen  Lohn  die  Entschädigung  für 
seine  Thätigkeit  findet.  Nach  dem  Gesetz 
soll  daher  in  Ermangelung  entgegenstehender 
Vertragsbestimmungen  der  Eigentfliner  un- 
mittelbar d.  h.  ohne  besondere  Cession  als 
Urhebeir  angesehen  werden.    Diese  Rechts- 
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vermutuug  ereift  jedoch  nur  iosoweit  Platz, 
als  Xunsttechniker,  Maler,  Bildhauer,  Zeich- 
ner elc.  in  einem  dauernden  Vertrags  massigen 
Verhältniese  zu  einem  im  Reichsgebiete  be- 
legenen Etablissement  stehen,  Muster,  welche 
eine  nicht  zu  derartigen  Leistungen  ange- 
stellte Person,  boispielsweise  cm  Buchhalter 
oder  ein  ausserhalb  des  Etablissements  ste- 
hender Zeichner  etc.  auf  besondere  Be- 
stellung angefertigt  hat,  verbleiben  dem  Ur- 
heber, und  es  ist  ein  sijecieller  Rechtsakt 
notwendig,  um  das  ansschlieesliche  Vcn-iel- 
fältigungsrecht  auf  den  Eigentümer  der  An- 
stalt zu  übertragen. 

Wie  bereits  bemerkt,  sieht  dem  Urheber 
eines  Musters  oder  Modells  ausschliesslich 
das  Recht  der  Nachbildung  zu,  Nachbildimg 
ist  die  vollständige  oder  teilweise  Wieder- 
gabe des  Originals.  Sie  ist  verboten,  sofern 
sie  in  der  Absicht  der  Weitei-vcrbreitung 
und  ohne  Genehmigung  des  Bei-echttgten 
erfolgt.  ITm  bei  der  Handhabung  dieser 
Vorschrift  Zweifel  von  vorn  herein  abzu- 
schneiden und  die  Einheitlichkeit  der  ge- 
richtlichen Praxis  sieher  zu  stellen,  hat  das 
Gesetz  nach  Analogie  anderer,  die  Urheber- 
rechte regelnden  Gesetze  einzelne  Fälle  be- 
sonders hervorgehoben,  in  denen  eine  ver- 
botene Nachbildung  als  gegeben  oder  als 
nicht  gegeben  angesehen  werden  soll.  Eine 
verbotene  Nachbildung  liegt  dann  vor,  wenn 
das  Pi-odukt  nach  einem  anderen  Verfahi-en 
heigesteUt  oder  für  einen  anderen  gewerb- 
lichen Zweck  bestimmt  ist  als  das  Original; 
wenn  die  Nachbildung  in  den  rfturoUchen 
Abmessungen  und  in  den  Farben  vom 
Original  abweicht,  oder  wenn  sie  sich  von 
letzterem  nur  durch  solche  Abänderungen 
unterscheidet,  die  auf  den  Totaleindruck  ohne 
wesentlichen  Einfluss  und  im  Verkehr  nur 
bei  besonderer  Aufmerksamkeit  wahrnehm- 
bar sind ;  endlich,  wenn  die  Nachbildung 
nicht  unmittelbar  nach  dem  Original,  son- 
dern mittelbar  nach  einer  Nachbildung  des- 
selben geschaffen  ist.  Dagegen  ist  es  nicht 
verboten,  von  einem  Muster  oder  Modell 
Einzelkopieen  zu  nehmen,  sofern  dies  ohne 
die  Absicht  der  gewerbsmässigen  Ver- 
breitung und  Verwertung  geschieht.  Diese 
Begriffsbestimmung  schüesst  die  Anwendung 
eines  auf  Massenfabrikation  berechneten  me- 
chanischen Verfahrens  aus;  die  »Einzol- 
kopie«  darf  nur  mittelst  Handarbeit  her- 
gesteüt  und  auch  alsdann  zur  gewerbs- 
mässigen Verwertung  nicht  bestimmt  sein. 
Nach  den  Motiven  zum  Gesetz  ist  es  — 
weil  den  gewerblichen  und  Vermögens- 
interessen des  Urhebers  des  Modells  un- 
schädlich —  beispielsweise  statthaft,  nach 
einem  Stickmuster  gelegentlich  einmal  eine 
Stickarbeit  anzufertigen  und  dieselbe  zu  ver- 
kaufen. Sobald  diese  Thätigkeit  aber  in  einer 
auf  Gewinn  abzielenden   Weise   fortgesetzt 


wird,  greift  das  Verbot  Platz.  Es  ist  femer 
gestattet,  Muster,  welche  für  Flächenerzeug- 
nisse besimmt  sind,  durch  plastische  Erzeug- 
nisse nachzubilden  und  um^kehrt.  Der 
Musterschutz  beschränkt  sich  hiernach  gnmd- 
sälzhch  auf  die  eine  oder  die  andere  dieser 
Kategorieen,  und  dementsprechend  wird  bei 
der  Anmeldung  eine  bestimmte  Angabe  da- 
rüber verlangt,  ob  das  Muster  für  Flächen- 
oder für  plastische  Erzeugnisse  bestimmt  ist 
Diese  Angabe  ist  auch  ftlr  das  Recht  der 
NachbUdung  entscheidend.  Weiter  ist  die 
Aufnahme  von  Nachbildungen  einzelner 
Muster  in  Schriftwerken  auch  ohne  Quellen- 
angabe zulässig.  Endlieh  gilt  der  allgemeiae 
Grundsatz,  dass  imbeschadet  des  Verbotes 
der  ganzen  oder  teil  weisen  Nachbildung 
einzelne  Motive  eines  Musters  oder  Modells 
frei  benutzt  werden  dürfen,  insofern  es  sich 
um  die  Schöpfung  eines  neuen,  in  seinem 
Gesamtbilde  seltetändigen  Musters  oder 
Modells  handelt.  Man  will  hiermit  der 
Kunstindustrie  die  im  Interesse  ihrer  ge- 
deihlichen Forte ntwickelnng  allerdings  wün- 
schenswerte Möglichkeit  gewährleisten,  auf 
Vorhandenem  fusseud  Neues  zu  schaffou. 
Ob  freihch  die  Grenzlinie  zwischen  der  un- 
befugten NachbUdnng  einzelner  Teile  des 
Musters  und  der  freien  Benutzung  einzelner 
Motive  in  allen  fidlen  leiclit  zu  finden  sein 
wird,  mag  dahingestellt  bleiben. 

3.  Fonnellea  Jünsterrecbt.  Das  Muster 
ist,  auch  wenn  die  materiellen  Voraus- 
setzung n  seiner  Schutzfähigkeit  gegeben 
sind,  mcht  ohne  weiteres  gegen  NachbUdung 
geschützt;  es  bedarf  eines  formellen  (techta- 
aktes,  mittelst  dessen  der  Urheber  den  Schutz 
in  Anspruch  nimmt  Das  Gesetz  bestimmt 
daher,  ebenso  wie  die  Gesetzgebung  aller 
übiigen  Staaten,  welche  den  Musterschutz 
eingeführt  haben,  dass  der  Urheber  das 
Muster  oder  Modell  zur  Eintragung  in  ein 
öffentliches  Register  (Musterregister)  an- 
melden und  gleichzeitig  ein  Exemplar  des 
Musters  oder  eine  Äbbildimg  desselben  hinter- 
legen miiss.  Dies  hat  zu  geschehen,  bevor 
ein  nach  dem  Muster  o<ler  Modoll  an- 
gefertigtes Erzeugnis  in  den  Verkehr  ge- 
htngt;  eine  später  erfol^nde  Anmeldung 
ist  rechtsiin  wirksam ,  weil  ihr  Gegenstand 
alsdann  nicht  mehr  als  neu  gelten  kann. 

Das  Mustciregister  wird  von  den  mit 
der  Führung  des  Handelsregisters  betrauten 
Gerichten  geführt.  Diese  Einrichtung  hat 
sich  bewährt;  wenigstens  ist  bisher  aus  den 
Kreisen  der  Betciligteu  der  Wiujsch  nach 
einer  Centralisierung  der  Anmeldungen  nur 
vei-einzelt  laut  geworden.  Zuständig  ist  das 
Gericht  der  Hauptniederlassung  des  Urhebers, 
und  falls  letzterer  eine  ein^tragene  Firma 
nicht  besitzt,  das  Gericht  seines  Wohnortes; 
Personen  (In-  oder  Ausländer),  welche  im 
Inlande  eine  Haupt-  odei'  Zweigniededassnng 
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oder  einen  Wohnsitz  nicht  besitzeu,  haben, 
—  sofern  ihnen  auf  den  Schutz  ihi-er  Muster 
ein  staatsvertragsraftssiger  Änspnieh  tlber- 
haupt  zusteht  —  die  Anmeldung  imd  Hinter- 
legung bei  dem  Amtsgerichte  zu  Jjeipzig  zu 
bewirten.  Der  Gerichtsstand  ist  ein  aus- 
schliesslicher, die  bei  einer  nicht  zustänitigen 
ÖerichtsbehSrde  erfolgte  Anmeldung  gewährt 
keinen  Schutz.  Die  Muster  können  offen 
oder  versiegelt,  einzeln  oder  in  Packeten, 
i.leren  jedes  bis  zu  50  Muster  im  Gewieht 
bis  zu  10  kg  enthalten  darf,  niedergelegt 
werden.  Die  Vereinigung  mehrerer  Muster 
in  einem  Paket  steigert  allerdings  die  Zu- 
gänglichkeit des  Musterschutzes,  indem  die 
iltlhwaltung  und  die  Kosten  der  Deiwsition 
vermindert  worden;  sie  erleichtert  aber 
andererseits  eine  gemeinschäd  liehe  MoBejM)- 
lisiening  einzelner  Geschäftsbetriebe.  Noch 
bedenklicher  kann  die  versiegelte  Hiiiter- 
legimg  wirken.  Sie  ist  im  dentschen  Gesetz, 
ebenso  wie  nach  dem  Recht  auswärtiger 
Staaten  \mter  dem  an  sich  gewiss  bei-ech- 
tigten  Gesichtspunkte  zugelassen,  dass  die 
Gewerbtreibenden  nicht  genötigt  werden 
dürfen,  ihre  GoBchäftsgeheimnisse  vorzeitig 
der  Oeffenthehkeit  preiszugeben.  Dem  ge- 
genüber kommt  aber  in  Betracht,  dass  grund- 
sätzlich nicht  nur  die  Mtisterregister  selbst, 
sondern  auch  die  Unterlagen  der  einzelnen 
Eintragungen  zur  allgemeinen  Einsicht  offen 
liegen  müssen,  damit  jedermami  sich  über- 
zeugen kann,  ob  er  durch  Nachbildung  eines 
Musters  einen  Eingriff  in  die  Rechte  eines 
anderen  begebt.  Diese  Möglielikeit  ist  ver- 
siegelten Mustern  gegenüber  erheblich  ein- 
gescliränkt;  auch  hat  es  nicht  an  Versuchen 
gefelilt,  durch  den  Hinweis  auf  verschlossene 
Hinterlegungen  weiterziehende  Rechte  in 
Änspnieh  zu  nehmen,  als  sie  thatsächlich 
begründet  sind.  Derartigen  Ausschroitiingen 
eines  unlauteren  Wettbewerl>es  soll  die  "Vor- 
schrift entgegenw inten,  dass  die  Eröffnung 
versiegelt  niedergelegter  Mustor  nach  Ab- 
lauf von  drei  Jahren  und  in  Prozessfällen 
auch  sclion  früher  bewirkt  werden  muss. 

Das  Musterreeister  wird  im  allgemeinen 
nach  Massgabe  der  Vorschriften  über  die 
Führung  des  Handel sregistera  geführt;  Ein- 
zelheiten sind  in  den  Bekanntmachungen 
des  Reichskanzlers  vom  29.  Februar  lbi76 
(Centralbl.  für  das  Deutsche  Reich  S.  1:33), 
vom  12.  November  1883  (Centralbl.  8.  325) 
und  vom  23.  Dezember  1886  (Centralbl. 
S.  418)  geregelt  Die  Eintragung  imd  die 
Verlän^rung  der  Schutzfrist  wird  monatlich 
im  Heichsanzeiger  bekannt  gemacht;  die 
Kosten  im  Betrage  von  je  1,50  Mark  hat 
der  Anmeldende  zu  tiTigen. 

Die  Eintragimg  erfdgt  ohne  jode  amt- 
liche Vorprilfung.  Die  Anmeldung  ist  hier- 
uach  zwar  unerlässliche  Voraussetzung  für 
die  Erlangung  des  Schutzes,  gewährt  aber 


kein  definitives  Hecht  und  überhebt  ins- 
besondere den  Anmelder  nicht  der  Not- 
wendigkeit, im  Streitfalle  den  Nachweis  zu 
führen,  dass  die  materiellen  Vorbedingungen 
für  das  Schutzrecht  gegeben  sind.  Nur  ne- 
gründet  die  Anmeldung  und  Hinterlegung 
eines  Musters  eine  Rechtsvermutung  für  die 
Urheberschaft.  Wer  also  der  Verantwort- 
lichkeit für  die  unbefugte  Nachbildung  eines 
Musters  mit  dem  Einwände  sich  entziehen 
will,  dass  der  im  Register  Eingetragene  das 
Musler  nicht  selbst  ertimden  habe  oder  dass 
ietztei-es  nicht  neu  und  eigentümlich  sei, 
muss  den  Beweis  für  diese  Behauptung  über- 
nehmen. 

Die  Zahl  der  jährlichen  Musterein- 
tragungen istvomJahro  1895  ab  über  100000 
erheblich  hinausgegangen;  sie  betnig  für 
1809  über  123000.  Hiervon  entfällt  etwa 
',4  auf  plastische,  der  Rest  auf  Flächen- 
miister. 

4.  Dauer  des  Masterschutzes:  Ge- 
bfibren.  Der  Schutz  gegen  Nachbildung 
beginnt  mit  dem  Ta^  der  Anmeldung,  nicht 
der  Eiutragmig  desTtfnsters.  Die  Dauer  des 
Schutzes  hat  der  Urheber  entsprechend  der 
wirtschaftliehen  Bedeutung,  welche  er  der 
ausschliesslichen  Verwertung  des  Muslers 
beimisst,  innerhalb  der  Grenzen  von  einem 
bis  zu  fünfzehn  Jahren  selbst  zu  bestimmen ; 
er  kann  bei  der  Anmeldung  von  vom  herein 
den  Schutz  bis  zu  der  längst  znifcsigen  Daner 
in  Anspruch  nehmen,  oder,  falls  er  zunfichst 
weniger  als  drei  Jahä-e  verlangt  hat,  jeder- 
zeit die  Verlängerung  bis  zu  drei  Jahren 
nachsuchen  oder  endlich  nach  Ablauf  von 
drei  und  von  zehn  Jahi-en  die  Ausdehnung 
bis  zu  fünfzehn  Jahren  beantragen.  Für  die 
durch  die  Verwaltung  des  Musteiregisters 
den  Gericlitsbehörden  erwachsende  Müh- 
waltnng  wird  eine  den  Landeskassen  zu- 
fliessende  Gebühr  erhoben,  welche  für  die 
ersten  drei  Jahre  der  Schutzdauer  je  1  Mark, 
für  jedes  weitere  bis  zum  zeluiten  Jahre 
2  Mai-k,  für  das  elfte  bis  fünfzehnte  Jahr 
je  3  Mark  betraf.  Für  eine  etwa  ge- 
wünschte Bescheinigung  über  einen  Eintrag 
sowie  für  jeden  sonstigen  Auszug  aus  dem 
Register  kommt  eine  Gebühr  von  je  1  Mark 
in  Ansatz.  Alle  die  Eintragung  betreffenden 
Eingaben,  Verhandlungen,  Atteste  etc.  sind 
Stempel  frei. 

5.  Folgen  der  Verletznnfi;  des  Muster- 
rechtes.  Hinsichtlich  der  civil-  und  straf- 
i-eclitlichen  Folgen  der  unerlaubten  Verviel- 
fältigung, des  gerichtlichen  Verfahrens  und 
der  Verjährung  finden  die  Bestimmnngen 
des  Gesetzes  Über  das  Urheberrecht  an 
Schriftwerken  auch  auf  die  Rechtsverhält- 
nisse des  Mnstei'schutzes  Anwendung.  In 
diesen  Punkten  besteht  —  wie  die  Motive 
bemerken  —  zwischen  beiden  Kategorieen 
des    Urhebeirechts    vollständige    Ueberein- 
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Stimmung.  Es  ist  daher  auch  an  dieser 
Stelle  wegen  der  Einzelheiten  auf  das  G. 
V.  11.  Juni  1870  (§§  18—36  und  §  38) 
zu  verweisen;  der  Vollständigkeit  halber 
sei  nur  bemerkt,  dass  derjenige,  der  die 
Nachbildung  eines  Musters  vorsätzlich  oder 
aus  Fahrlässigkeit  veranstaltet  oder  veran- 
lasst, sowie  derjenige,  der  unbefugt  nachge- 
bildete Muster  vorsätzlich  in  Verkehr  bringt, 
dem  Urheber  oder  dessen  Rechtsnachfolger 
zur  Entschädigung  verpflichtet  ist  und  in 
eine  Strafe  bis  zu  3000  Mark  verfäUt.  Die 
Geldstrafe  wird  im  Fall  ihrer  Nichteinzieh- 
barkeit  in  eine  Gefängnisstrafe  bis  zur 
Dauer  von  sechs  Monaten  umgewandelt. 
Statt  der  Entschädigung  kann  auf  verlangen 
im  Strafverfahren  auf  eine  Busse  bis  zum 
Betrage  von  6000  Mark  erkannt  werden. 
Die  vorrätigen  FaMfikate  sowie  die  zu 
ihrer  Herstellimg  benutzten  Vorrichtungen 
(Formen,  Platten,  Steine  'etc.)  unterliegen 
der  Einziehung,  werden  jedoch  —  ab- 
weichend von  den,  die  Verletzung  des  Ur- 
heberrechts an  Seliriftwerken  behandelnden 
Vorschriften  —  nicht  vernichtet,  sondern 
auf  Kosten  des  Eigentümers  und  nach 
Wall]  desselben  entweder  ihrer  gefährdenden 
Form  entkleidet  oder  bis  zmu  Ablauf  der 
Schutzfrist  amtlich  aufbewahrt.  Die  Straf- 
verfolgung wird  nicht  von  Amts  wegen, 
sondern  auf  Antrag  des  Verletzten  einge- 
leitet; der  Antrag  darf  zurückgenommen 
werden.  Die  Strafverfolgung  imd  die  Ent- 
BchadiguDgsklage  verjährt  in  drei  Jahren; 
der  Lauf  dieser  Frist  beginnt,  insofern  es 
sich  um  dio  llerstelhing  von  Falsifikaten 
handelt,  an  dem  Tage,  an  welchem  zueret 
die  Verbreitung  stattgefunden  hat,  insofern 
es  sich  um  die  Verbreitung  handelt,  an  dem 
Tage,  an  welchem  zuletzt  die  Verbreitung 
stattgefunden  hat.  Die  Einzielmiig  von 
Falsifikaten  ist  aber  die  Verjährungsfrist 
hiuaus  so  lange  zulässig,,  als  solche  Exemplare 
vorhanden  sind. 

Die  gewerblichen  Sachverstand  igen  ver- 
eine, welche  in  Angelegenheiten  der  Nach- 
bildung von  Mustern  und  Modellen  auf  Er- 
fordern des  Gerichts  Gutachten  über  streitige 
technische  Fragen  abzugeben  liaben,  bestehen 
nach  Massgabe  der  Bekanntmachungen  des 
Reichskanzlers  vom  29.  Februar  1876  (Cen- 
tralbl.  S.  1171  und  vom  16.  Juli  1879  (Cen- 
traibl.  S.  490}  aus  zehn  Mitgliedern  nebst 
einer  Anzahl  von  Stellvertretern,  welche 
aus  den  Kreisen  der  Künstler,  Gewerbe- 
treibenden und  sonst  sachkundigen  Per- 
sonen dui-ch  die  Ccntralbehörde  der  einzel- 
nen Bundesstaaten  ernannt  werden.  Sie 
sind  befugt,  auf  Anrufen  der  Beteiligten 
(Iber  streitige  Entschädigungsansprilche 
und  über  die  Einziehung  als  Schiedsrichter 
zu  verhandeln  und  zu  entscheiden.  Zur 
Fassung  eines  gültigen  Beschlusses  ist  die 


Mitwirkung  von  wenigstens  sieben  und 
höchstens  zehn  Mitgliedern,  einschlieBsIich 
des  Vorsitzenden  und  der  etwa  zugezogenen 
Stellvertreter,  erforderlich. 

Die  Einrichtung  der  Sach  verständigen - 
vereine  hat  sich  in  der  Praxis  nach  ilen 
Seiten  hin  wohl  bewährt. 

6.  G«ltnBgagebiet  des  Gesetzes  und 
Beziehnngen  zum  Aaslande.  Das  Gesetz 
will  in  erster  Linie  den  einheimischen 
Kunstfleiss  fördern.  Dem  entsprechend  be- 
schränkt sich  sein  Anwendungsgebiet  nach 
der  persönlichen  Seite  hin  auf  inländische, 
d.  h.  reichaan gehörige  Urheber.  Auch  diese 
geniessen  den  Schutz  nur  insofern,  als  die 
nach  den  Mustern  und  Modellen  her^ 
Stellten  Erzeugnisse  im  Inlande  verfertigt 
sind;  man  wül  durch  diese  weitere  Be- 
schränkung verhindern,  dass  ein  im  Dienst 
ausländischer  Interessen  stehender  deutscher 
Urheber  durch  seine  Eigenschaft  als  Reichs- 
angehöriger ausländische  Fabrikate  deckt 
und  ihnen  ein  Schutzrecht  im  Inlando 
sichert.  Ob  die  Verbreitung  im  Inlande 
oder  Auslande  stattfindet,  ist  gleichgiltig, 
Ausländer  geniessen  den  Musterschutz  grund- 
sätzlich dann,  wenn  sie  im  Hcichsgebiete 
eine  ^werbliche  Niederlassung  liaben;  sie 
unterliegen  selbstverständlich  auch  der 
weiteren  Bedingimg,  dass  die  Erzeugnisse 
im  Inlande  verfertigt  sein  müssen.  Au.«- 
länder,  welche  diesen  beiden  Bedingungen 
oder  einer  derselben  nicht  genügen,  haben 
auf  den  Schutz  des  Gesetzes  nur  nach 
Massgabe  der  bestehenden  Staats vertr^e 
Anspruch.  Derartige  Verträge  bestehen  mit 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
Belgien,  Frankreich,  Grossbritannien,  Italien. 
Japan,  Oesterreicli-Üngarn,  Schweden  und 
Norwegen,  Schweiz  und  Serbien;  sie  ver- 
bürgen, wie  hinsichtlich  des  Markenschutzes. 
so  auch  hinsichtlich  des  Sc'hufzes  der 
Muster  und  Modelle  die  Gleichbehandlung 
der  beiderseitigen  Staatsangehörigen  der- 
gestalt, dass  der  Deutsche  in  dem  Vertrags- 
staate, der  Angehörige  des  Vertragsstaates 
in  Deutschland  unter  den  gleichen  Be- 
dingungen wie  der  Inländer  zudem  gesetz- 
lichen Schutz  zugelassen  wird.  W^cn  der 
weiteren  Ausgestaltung,  welche  dieses  Princip 
in  den  Verträgen  mit  Oesterreich-Ungani, 
Italien,  der  Scliweiz  und  Serbien  erfahren 
hat,  ist  auf  den  Artikel  » Markenschutz <^ 
(oben  S.  683ff.)  zu  verweisen. 

7.  Gebraachsmnster.  Es  ist  im  Ein- 
gange dieser  Darstellung  erwähnt,  dass  das 
G.  V.  11.  Januar  1876  nur  auf  die  sogen. 
»Geschmacksmuster^:  Anwendung  findet. 
Die  sogen.  »Gebrauchs-  oder  Nützlichkeits- 
muster* können  weder  im  Rahmen  dieses 
Gesetzes  noch  —  soweit  ihnen  nicht  ein 
Erfindnngsgedanke  zu  Grunde  liegt  —  im 
Rahmen   des   Patentgesetzes   einen   Schutz 
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gegeii  Nachbildung  erlangen.  Eire  Scliiitz- 
bedürftigkeit  ist  aber  nach  den  in  der 
Praxis  gemachten  Erfahnicgen  nnzweifel- 
haEt  Das  G.  v.  1.  Juni  1891  ist  bestimmt, 
die  Lücke  in  unserer  Gesetzgebung  auszu- 
fOliei).  Bei  der  inneren  Verwandtschaft 
zwischen  den  eigeotlichen  Erfindungen  und 
deu  im  praktischen  Leben  Mufig  als  kleine 
Erfindungen  bezeichneten  I^zeugnissen, 
welche  in  das  Gebiet  des  Gebrauchsmuster- 
schutzes fallen,  war  es  geboten,  diesen 
Schutz  dem  Patentschutz  möglichst  ähnlich 
zu  gestalten.  Die  wichtigsten  Abweichungen 
sind  dadurch  bedingt,  dass  an  die  Ge- 
brauchsmuster nicht  die  gleichen  Anforde- 
rungen wie  an  die  Erfindungen  gestellt 
■werden  können  und  dass  deshalb  auch  der 
zu  gewahrende  Schlitz  eine  Einsciiränkung 
erfahren  muss.  Dementsprechend  ist  auf 
der  einen  Seite  die  amtliche  Vorprüfung 
beseitigt  und  die  Oebflhr  ermässigt,  auf  der 
anderen  Seite  die  Schutzfrist  verkürzt  und 
im  Streitfedl  dem  Inhaber  des  Gebrauchs- 
musters die  Beweislast  für  das  Vorhanden- 
sein der  materiellen  Voraussetzungen  des 
Schutzes  auf  gebürdet. 

Eine  Feststellung  des  Begriffs  •Ge- 
brauchsmuster' ist  vermieden.  Es  sollen 
Modelle  von  Arbeitsgerät schatlen  oder  Ge- 
brauchsgegenständen oder  von  Teüen  der- 
selben, insoweit  sie  dem  Arbeits-  oder  Ge- 
brauchszweck durch  eine  neue  Gestaltung, 
Anordnung  oder  Vorrichtung  dienen  sollen, 
als  Gebrauchsmuster  geschützt  werden. 
Hiermit  sind  die  Geschmacksmuster  in  un- 
zweideutiger Weise  ausgeschieden.  Zweifel- 
haft ist  die  Abgrenzung  gegenüber  dem  Ge- 
biete der  Erfindungen.  Unbedingt  ausge- 
schlossen von  dem  Gebrauchsmusterschutz 
sind  mir  diejenigen  Erfindungen,  welche  ein 
Herstellungsverfahren  zum  Gegenstande 
haben.  Nach  den  Motiven  sollen  ausserdem 
Neueningen  an  Maschinen  und  Betriebs- 
voi-richtungen  ausserhalb  des  Bereichs  des 
Musterschutzes  bleibeo;  zu  diesem  Zweck 
spricht  das  Gesetz  von  Arbeit sgerätschaften 
und  Gebrauclisg^iensianden.  Die  Begriffe 
»Maschine«  und  »Arbeitsgcrätschaft»  stehen 
jedoch  kaum  in  einem  derartigen  Gegen- 
satz, dass  auf  diesem  Wege  eine  sichere 
Scheidung  zwischen  den  Gebieten  des 
Muster-  und  des  Patentschutzes  gewähr- 
leistet erschiene.  Eine  solche  Scheidung 
ist  indessen,  wie  die  Motive  richtig  be- 
merken, überliaupt  nicht  erreichbar,  und 
wenn  Zweifei  darüber  obwalten,  ob  ein 
Gegenstand  als  Erfindung  oder  als  Ge- 
brauchsmuster zu  behandeln  ist,  so  kann 
ohne  Nachteil  in  der  Sache  selbst  die  Aus- 
wahl der  Schutzart  dem  Ermessen  des  Ur- 
hebers anheimgestellt  bleiben. 

Der  Schutz  eines  Gebrauchsmusters  ist 
materiell   durch   dessen  Neuheit  im  Sinne 


des  Patentgesetzes,  formell  durch  die  schrift- 
liche Anmeldung  bei  dem  Patentamte  be- 
dingt In  der  Anmeldung  muss  der  Gegen- 
stand derselben  soweit  bieschrieben  weiden, 
dasa  füi'  die  demnachstige  Geltendmachung 
des  Schutzrechts  eine  ausreichende  Grund- 
lage geboten  ist.  Eine  Nach-  oiäer  Ab- 
bildung des  Modeüs  ist  beizufügen,  auch 
ist  die  Gebühr  im  Betrage  von  1,")  Mark 
für  jedes  Modell  einzuzahlen.  Dia  sonstigen 
formellen  Erfordernisse  der  Anmeldung 
sind  in  einer  Bekanntmachiuig  des  Patent- 
amtes vom  31.  AugHst  1891  (Deutscher 
Reich  san  Zeiger  Kr.  200)  geregelt  Ist  den 
Form  Vorschriften  genügt,  so  wird  ohne  jede 
weitere  Prüfung  seitens  der  innerhalb  des 
Patentamtes  gebildeten  Anmeldestelle  für 
Gebrauchsmuster  die  Eintragung  in  die 
nebst  allen  Unterlagen  ziu-  öffentbchen  Ein- 
siclit  ausliegende  Bolle  veranlasst.  Auch 
werden  die  Eintragungen  im  Reichsanzeiger 
und  in  einem  amüichen  Blatt  des  Patent- 
amtes bekannt  gegeben.  Die  Eintrajping 
gewährt,  sofern  sie  ein  schutzberechtigtes 
Gebrauchsmuster  tlialsächlich  zum  Gegen- 
stande hat,  dem  Eingetragenen  ein  aus- 
schliessliches Nachbildungs-  und  Vei-wer- 
timgsrecht  nach  Analogie  des  Patentschutzes. 
Die  Dauer  des  Rechts  ist  drei  Jahre,  von 
dem  auf  die  Anmeldung  folgenden  Tage  an 
gerechnet,  sie  kann  jedoch  bei  Zahlung  einer 
weiteren  Gebühr  von  60  Mark  um  drei 
Jahre  verlängert  werden.  Die  Rechtsfolgen 
einer  Verletzimg  des  Gebrauchsmuster- 
schutzes sind  entsprechend  den  Normen  des 
Patentgesetzes  geregelt.  Ausländer,  d.  h, 
solche  Personen,  welche  im  Reichsgebiete 
weder  einen  Wohnsitz  noch  eine  Nieder- 
lassung besitzen,  werden  des  Schutzes  nur 
dann  teilhaftig,  wenn  in  ihrem  Heimat- 
staate nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  ent- 
haltenen Bekanntmachung  deutsche  Ge- 
brauchsmuster einen  Schutz  geniessen. 
Derartige  Bekanntmachungen  sind  seither 
nicht  ergangen ;  dagegen  ist  im  Wege  der 
'  oben  erwähnten  StaatsvertrSge  mit  Oestei-- 
I  reich-Ungam,  Italien  und  der  Schweiz  den 
in  diesen  Ländern  ansässigen  Gewerb- 
treibendeii  der  Gebrauchsmusterschutz  aus- 
drücklich zugesichert.  Ob  ältere  Verträge, 
welche  le<liglich  den  gegenseitigen  Muster- 
schutz verbürgen,  ohne  weiteres  auch  auf 
Gebrauchsmuster  Anwendung  finden,  wird 
die  gerichtliche  Praxis  zu  entscheiden 
haben. 

Von  dem  Gebrauchsmusterschutz  wird 
in  weitem  Umfange  Gebrauch  gemacht 
Es  gelangen  jaiu-lich  über  2U000  Muster 
zur  Anmeldung.  Dabei  ist  auch  die  2jahl 
der  Patentanmeldungen  in  einer  regel- 
mässigen und  erheblichen  Steigenmg  be- 
griffen. 

8.    Geaetzgebnng    der    wichtigeren 
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aosvlrtigen  Industriestaaten,  a)  Ver- 
einigte Staaten  von  Amefika.  Nach 
ilem  Pateatgesetz  der  Vereinigten  Staaten 
werden  Muster  und  zwar  ebensowohl  Öe- 
schmaofcamnster  wie  Gebrauchsmuster  unter 
denselben  Formen  und  Bedin^ingen  ge- 
schützt wie  Erfindungen.  Es  ist  also  An- 
meldung beim  Patentamt  erforderlich,  wel- 
(;hes  die  Neuheit  und  Eigentümlichkeit  von 
Amts  wogen  prüft  und,  wenn  hierbei  An- 
stände sich  mcht  ei^ben,  den  Schutz  in 
Gestalt  eines  sogen.  »Musterpatentes«  er- 
teilt. Die  Abweichung  von  den  Erfindungs- 
patenten berulit  in  der  GebOluenfestsetzung 
und  in  der  Normierung  der  Schutzdauer. 
Muaterpatente  werden  naeli  "Wahl  des  An- 
i  auf  3'/z,  auf  7  oder  anf  14  Jahre 


b)  Frankreich.  Fnuiki-eich  schützt 
auf  Grund  älterer  Verordnungen,  die  in  der 
gerichtlichen  Praxis  eine  vielfach  diver- 
^erende  Ausle^ng  gefunden  haben,  neue 
und  eigentümJiche  Geschmacksmuster,  so- 
fern dieselben  bei  dem  Handelsgerichte, 
oder  wo  ein  solches  nicht  besteht,  bei  dem 
Uivilgericht  erster  Instanz  deponiert  werden. 
Der  Schutz  wird  nach  Wahl  des  Gewerb- 
ti-eibenden  auf  ein,  drei  oder  fünf  JjUire 
oder  für  immer  gewährt;  die  Gebühr  be- 
ti-ägt  im  letzteren  Falle  10  Francs,  sonst 
1  fWuc  für  jedes  Jahr.  Die  Verletzung 
des  Schutzreuitfi  begründet  an  sich  nur 
eine  civil  rechtliche  Verantwortlichkeit,  je- 
doch sind  allgemeine  Strafvoi'schrifteo  des 
Code  pönal  vielfach  auch  auf  Mnsterkontra- 
ventionen  für  anwendbar  erklärt. 

Eine  Kodifikation  des  MusteiTochtB  wird 
von  vielen  Seiten  angestrebt  und  ist  dem 
Vernehmen  nach  in  Vorbereitung. 

c)  Grossbritannien.  Nach  der  Pa- 
tents Besigns  and  Trade  Marks  Act  1883 
kann  derjenige,  welcher  behauptet,  Eigen- 
tümer eines  neuen  und  eigentümlichen,  im 
Vereinigten  Königreich  nicht  veröffentlichten 
(Geschmacks-  oder  Gebrauchs-)  Musters  zu 
sein,  dasselbe  zur  Rt^strierung  für  be- 
stimmte Warenklassen  bei  dem  Patentamte 
in  der  hierfür  vorgeschriebenen  Form  an- 
melden. Eine  sachliche  Vorprftfung  findet 
nicht  statt.  Die  Registrierung  begründet 
für  die  Dauer  von  fünf  Jahren  ein  aus- 
schliessliches Ben  utzimgsrecht.  Dieses  Recht 
ei-lischt  jedoch,  wetia  nicht  sämtliche  nach 
dem  Muster  hergestellte  Waren,  bevor  sie 
in  den  Verkehr  gelangen,  mit  einem  Re- 
gistrieningsvermei-k  versehen  werden  oder 
wenn  der  Berechtigte  innerhalb  sechs 
Monaten  das  Muster  in  Grossbritannien 
nicht  gewerblich  benutzt,  während  er  es  im 
Auslande  anwendet  Das  Musterregister 
ist  nicht  öffentlich.  Wer  ein  Musterrecht  I 
verletzt,  ist  schadenersatzpflichtig  und  ver-| 


ßült  daneben  in  eine  dem  Berechtigten  zu- 
fliessende  Strafe  bis  zu  50  Pfund. 

d)  Italien.  Nach  dem  G.  v.  30.  August 
1868  kann  der  Erfinder  von  Fabrikmnstem 
und  Modellen  mittelst  eines  zu  diesem  Zweck 
nachzusuchenden  Privilegiums  für  die 
Dauer  von  zwei  Jahren,  von  der  Publikation 
des  Privilegiums  an  gerechnet,  das  aus- 
schliessliche Recht  erbeten,  die  erfundenen 
Mustor  und  Modeile  zu  vervielftltigen  und 
diese  Erzengnisse  in  Verkehr  zu  bringen. 
Die  Gebühr  beti^gt  10  Lire.  Das  Recht 
erlischt,  wenn  nicht  innerhalb  Jahresfrist 
die  AusfnhruDg  erfolgt.  Kontravenienten 
sind  nach  Massgabe  der  bestehenden  allge- 
meinen Bestimmungen  civil-  und  strafrecht- 
lich verantwortlich. 

e)  Oesterreich.  Das  G.  v.  7.  De- 
zember 1858  gewährt  für  die  auf  die  Forna 
eines  Industrieerzeugnisses  bezüglichen,  zur 
[Jehertragimg  auf  ein  solches  geeigneten 
Vorbilder  für  die  Dauer  von  1 — 3  Jahren 
ein  ausschliessliches  Benutzungsrecht.  Da.«- 
seibe  ist  bedingt  durch  die  offene  oder  ver- 
siegelte Hinterlegimg  des  Musters  bei  der 
Kanzlei  der  örtlich  zuständigen  Handels- 
und Gewerbekaramer.  Gebühr  .'»0  Kreuzer 
für  jedes  Muster  und  für  jedes  Jahr  der 
Schutzdauer.  Die  Registrierung  begründet 
ilie  Rechts  Vermutung,  dass  der  Hinterleger 
der  wirkhche  Eigentümer  ist;  sie  ist 
nichtig  und  wirkungslos,  wenn  das  Muster 
schon  vorher  bekannt,  früher  von  einem 
anderen  angemeldet  oder  einem  anderen 
widerrechtlich  entlehnt  ist.  Das  Recht  er- 
lischt, wenn  der  Hinterleger  das  Muster 
nicht  binnen  Jahresfrist  auf  österreichischem 
Gebiet  benutzt  oder  wenn  er  Waren,  die 
im  Auslände  nach  dem  Muster  hergestellt 
sind,  einführt  —  Der  Entwurf  zu  einem 
neuen  Gesetz  ist  soeben  (Juni  1900)  im 
österreichischen  Patentblatt  veröffentlicht. 

f)  Die  Schweiz  hat  ein  neues  Gesetz 
unter  dem  30.  März  1900  erlassen.  Daoat^h 
sind  Muster  und  Modelle,  um  gegen  Nach- 
bildung geschützt  zu  sein,  bei  dem  eidge- 
nössischen Amt  für  geistiges  Eigentum  in 
Bern  zu  hinterlegen.  Der  Schutz  dauert 
bis  zu  IT)  Jahren  in  fünfjährigen  Perioden; 
er  ist  bedingt  durch  die  Tveulieit  des  Gegen- 
standes. Die  Hinteric  :ung  kann  einzebi 
oder  in  Paeketen  offen  oiier  versiegelt  er- 
folgen. Der  Hinterleger  geht  des  Schutzes 
verlustig,  wenn  er  die  Ausführung  des 
Musters  im  Inlando  unterlässt,  dagegen  die 
^s(.'hützten  Gegenstände  aus  dem  Auslände 
impoitiert.  Verletzungen  des  Sctmtzi>s 
können  civil-  und  strafrechtlich  verfolpt- 
werden.  Das  Gesetz  findet  auf  die  Baiim- 
woildnickerei  sowie  auf  seidene  und  halb- 
seidene Gewebe,  soweit  sie  nicht  Jacquanl- 
gewebe  sind,  keine  Anwendung. 
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Litteratnri  Wetgert,  Der  MtuUncbtUt,  Referat 
für  den  Kungreat  deuUeher  Volkncirle,  Berlin 
1875.  —  Kloatennann,  Die  FaUntgetettgelrung 
txlUr  Länder  nebtl  dtn  Gesellen  aber  Mitittr- 
tehuU  und  Markemekuli,  Eine  it/tlentatiteh- 
vergleiehende  DantrUung,  2.  Auft.,   Berlin  1S76. 

—  Dambach,  Da»  Shalerichuligeietz.  Korn- 
mealar,  Berlin  1S76.  —  WUchter,  Dae  Urheber- 
Tfcht  an  ...  .  getperbiiclifn  Mvelem,  HluUgart 
1S77.  —  Daude,  Lehrlnich  de»  deutechen 
....  geiüerbtiehen   Urheberrechte,  StvUgiirt  183a. 

—  Puehabtn^er,  Enlteheidimgen  des  Reieht- 
oherkandeltgerickte  und  det  Beiclügerichlt,  VJ.  Bd., 


Gieeten  18S5.  —  Bavidaohn,  Das  Mnatenehutt- 
geeeti,  Offenbach  1890.  —  Derselbe,  Reich»- 
gtatüe  itim  Schittte  de*  gewerUiehen  Eigentum*, 
München  1891.  —  Schmld,  Die  Geietie  luni 
Sehutie  da  geieerUifkm  Eigentum*,  Berlin 
1S97.  _  Se(l08ohn,  Patenlge*eU  vnd  GtteU 
zum  SrhuUi  der  Qebrcaichtmveter,  Berlin  1892. 
—  RoboUkl,  Da*  Geeetx  tum  Schau  der  Ge- 
brattehiiHiieter,  Berlin  1893  «.  a.  m. 

Zeiüchrifien:  OeteeMieher  RechUiehuU  unrf 
Urheberrecht.  —  Archiv  für  gewerbliche  Rechtt- 
pflege.  —  io  proprietf  indaitrieÜe. 
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Nachstener. 

Wie  diejenigen,  welche  in  einem  Ijande 
sich  niederzulassen  oder  ia  einer  Sladt  als 
Bürger  bezw.  Beisassen  oder  in  einer  Dorf- 
gemeinde als  Gemeindemitglieder  (Nachbarn) 
aufgenommen  zu  werden  wünschten,  für 
diese  Niederlassung  bcz^v.  Anfuahme  lange 
Zeit  eine  besondere  Abgabe,  das  sogenajiDte 
lAuzugBgeldo  (s.  diesen  Art  oben  Bd.  I  S. 
427  ff.)  zu  entrichten  hatten,  so  wurde  Jahr- 
hunderte hindurch  von  jenen,  welche  ihren 
bisherigen  Wohnsitz  verliessen  und  aiis- 
waaderten,  ein  Abfahrts-  oder  Abzugsgeld, 
eine  sogenannte  »Nachsteuei-«,  gabella  emi- 
grationis,  erhoben.  Diese  Nachsteuer  war 
bald  an  den  Staat,  bald  an  die  Gemeinde 
oder  den  Grundherrn  von  den  Auswanderern 
zu  zaiilen.  Sie  hat  ihren  Ursprung  in  alten 
Hörigkeits-  und  Vogt  ei  Verhältnissen,  wurde 
von  den  Reichsgesetzen  (Reichs-Äbsch.  v. 
lÖOT  §  24  imd  von  1594  §g  82,  84)  aner- 
kannt und  allmählich  mehr  und  mehr  als 
Regal  aufgefasst  und  den  Landesherren  zu- 
geschrieben. Sie  konnte  aber  auch  von  den  \ 
städtischen  Magistraten  und  den  Gutsherren ' 
aiuf  Qniud  besonders  eingeräumter  Befugnis , 
gefordert  werden.  In  den  meisten  deutschen  1 
Staaten  ist  diese  Abgabe  bis  in  unser  Jahr-i 
hundert  nicht  zuletzt  aus  bevölkerungs-  ■ 
politischen  Gründen  erhoben  worden ,  um  ] 
so  die  Auswanderung  zu  verhindern  und 
damit  das  >so  allgemein  schädliche  und 
unersetzliche  Uebel  der  Entvölkerung"  hint- 
anzuhalten.  (Vgl.  d.  ArtBevölkerungs- 
lehre  und  Bevölkerungspolitik,  oben 
Bd.  II  S.  713.) 

Der  Betrag  der  Nachsteuer  war  ver- 
schieden hoch  bemessen,  richtete  sich  nach 
den  Landesgesetzen,  Ortsstatuten,  dem  Her- 
kommen und  bewegte  sich  zwischen  dem 
20.  imd  dein  3.  Teile  des  Vermögeos  des 
Auswandernden.  Im  preussischen  A.L.R. 
(Teil  II.  Tit.  17,  Abschu.  2)  wird  die  Nach- 
Steuer  noch  als  ein  Ausfluss  der  Gerichts- 
barkeit und  als  ein  niederes  Regal  (vgl. 
d.  Art.  Regalion)  aufgefasst,  in  dessen  Be- 


sitze sich   der  Staat  und  PriTOte  befinden 
können. 

Durch  die  Deutsche  Bundesakte  vom 
ö.  Juni  1815  (Art.  18)  und  durch  Bundes- 
beschluss  vom  23.  Juni  1817  wurde  für  die 
Angehörigen  sämtlicher  Staaten  des  ehe- 
mdigen  Deutschen  Bundes  die  »Freiheit  von 
aller  Nachsteuer,  insofern  das  Vermögen  in 
einen  anderen  deutschen  Bundesstaat  fiber- 
geht und  mit  diesem  nicht  besondere  Frei- 
zflgigkeitsverträge  bestehen«,  ausgesprochen. 
Aucii  das  Privaten  zustehende  Abzugareeht 
fiel  damit  ohne  Entschädigung  fort  Durch 
Art  3  der  Reichsveifassung,  welcher  besagt, 
dass  fQr  ganz  Deutschland  ein  geineinsames 
Indigenat  mit  der  Wirkung  t^steht,  dass 
die  Angehörigen  eines  jeden  Bundesstaates 
als  Inländer  zu  behaudeln  seien,  ist  das- 
selbe auch  für  die  Staaten  des  Deutschen 
Reiches  beseitigt  Nichtdeutschen  Staaten 
gegenüber  ist  die  Nachsteuer  fast  durchweg 
durch  besondere  Verträge  ausser  Uebuiig 
gekommen;  hier  k-anii  sie  nur  noch  als 
Retorsionsmassr^;el  zur  Anwendung  ge- 
langen. — 

Von  dieser  Nachsteuer  zu  unterscheiden 
t  eine  andere  Art  der  Nachsteuer,  das  Ab- 
.  ;hossgeld,Erbscliaftsgeld,gabeUaheredit&ria, 
oder^ene  Abgabe,  die  von  dem  Vermögen 
eines  Bürgers,  welclies  an  einen  Fremden 
als  Erben  fiel,  zu  zaiüen  war.  Auch  das 
Abschossgeld  ist  wie  die  Nachsteuer,  und 
zwar  zum  Teil  durch  dieselben  Gesetze  auf- 
gehoben. 

Lltl«ratlir:  Moaer,  Von  der  Landethoheil  in 
AruehuHg  dtr  Vtiterthanen,  Pertonen  UMii  Yrr- 
m5gm>  etc.,  fWnl^urt  und  Lfiptig  1773,  S.  SSI  ff. 
(Hier  aaek  Angabe  älterer  LiUenUur.)  —  Bod- 
tnann,  Pmgmaliefhe  Geiehiehtt,  Grand  itrui 
innere»  Terrüorialperhällni»  de*  Abzogt-  und 
yachHenerrechtt  )'n  Detätchland  elr.,  Xainz 
1791.  —  Georg  Mever,  Lehrburh  de»  deuttrhen 
Slaatm-efhU,  Leipitg  1S7S,  g  tI9.  —  Rau, 
finaiittrüttmehaft,  §  S37.  —  Sonehtr,  Sytt.  IV 
i  77. —  Hecket,  Art.  »SaektUixier»  im  Würltr- 
buch  drr  V.W.  Bd.  II,  S.  iSS—lS^. 

Ludtrig  El/iter.     Mojt  von  Hrekel. 
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NahmngsBittelpolizel. 

1,  Begriffäbestimmnng.  Geschichtlichen.  2. 
Oesetzliche  Bealjmniiingpen  Über  N,  in  DenUch- 
land.  b]  Beichsg^Betze,  bj  Lundeitechtliche 
Beatimmniieen.  3.  Orgaiii»ation  der  N.  in 
DeotBChluid.  4.  Orgkuieation  der  N.  im  Anslfmde. 

1.  Begriffabestimmnii^.  Geschichtr 
liebes.  Unter  Nalmingsmitldpolizei  ver- 
steht man  die  behördliche,  von  seilen  der 
Polizei  au^eflbte  Beaufsichtigung 
des  Verkehrs  mit  Lebensmitteln 
(Nahnings-  -und  Genussmittein) ,  um  eine 
Verderbnis  und  VerfäUchung  der 
letzteren  zu  verhflten,  also  die  Verbraucher 
gegen  eine  Schädigung  ihrer  Oesund- 
h  e  i  t  und  gegeo  Täuschungen  zu  schützen. 
Die  Nahrungsraittelpolizei  Ist  also  ein  Teil 
der  Sanitätspolizei,  d.  h.  der  angewandten 
Hygieine. 

Einer  geordneten  Nahningsmittelpolize  i 
erfreuen  wir  uns  in  Deutschland  erst  seit 
einigen  Jahrzehnten.  Allerdings  hat  es  an 
entsprechenden  Bestrebungen  niemals  ganz 
gefehlt.  Schon  bei  den  ältesten  Kultur- 
völkern, wie  den  Aegj-ptern,  den  Juden,  den 
Indern,  Blossen  wir  vielmehr  auf  hierher 
geliörige  Bestimmungen,  die  meist  unter  dem 
Deckmantel  religiöser  Verschilften  manche 
Nahrungsmittel  als  --unrein«  erklärten,  und 
es  braucht  in  diesem  Zusammenhange  niu-  an 
das  bekannte  mosaische  Verbot  des  Schweine- 
fleisches erinnert  zu  werden.  Einer  bewuseten 
und  geregelten  Nahrungamittelpolizei  begeg- 
nen wir  dann  z.  B.  in  Athen  und  nament- 
lich in  Rom.  Zu  den  ausdrücklichen  Pflichten 
der  Äodilen  gehörten  die  Uebenvachung  des 
Verkehrs  mit  Lebensmitteln,  und  die  prae- 
tocti  annouae  mussten  nicht  nur  für  eine 
genügende  Menge,  sondern  auch  für  eine 
gute  Beschaffenheit  des  Brotgetreides  Soi^e 
tragen.  Auch  in  dem  sonst  gerade  auf 
hj-gieinischem  Gebiete  völlig  unfruchtbaren 
imd  rückständigen  Mittelalter  ruhte  die 
Nahrungsmittel polizei  niemals  ganz.  Beson- 
ders die  Fleischwaren  unterlagen  an  vielen 
Stollen  einer  mehr  oder  minder  seharten 
Ueberwachung,  und  so  finden  wfr  z.B.  schon 
im  Augsburgei-  Slailti'echt  von  l'^76  den 
Sclilachthauszwang  für  Schale,  Rinder,  Käl- 
ber sowie  den  Untersuchungs-  und  Dekla- 
rationszwang für  kranke  Tiere  angeführt. 
Daneben  feliite  es  ferner  nicht  an  Brotschau- 
ordnungeu,  an  Vorschriften  über  den  Miich- 
handel,  die  Bereitung  von  Bier,  Wein  u.  s. 
w.  Indessen  zerstörte  der  dreiseigj ährige 
Krieg  alle  diese  Anläufe,  und  die  schüchternen 
Bemühungen,  den  abgerissenen  Faden  wieder 
aufzunehmen,  erfuhren  noch  einmal  im  An- 
fang des  19.  Jalirhiinderts  einen  scharfen 
Rückschlag,  der  von  dem  wichtigsten  Ab- 
schnitt des  ganzen  Nahmngsmittelwesens, 
nämlich  von  dem  Verkehr  mit  Fleischwaren, 


ausging.  Die  Beobachtung,  dass  der  Qe- 
nuss  des  Fleisches  von  kranken  Tieren 
durchaus  nicht  immer  Gesundheitsschädi- 
gungen beim  Menschen  hervorrief,  verführte 
zu  dem  irrigen  Schluss,  daas  das  überhaupt 
niemals  der  Fall  und  eine  Beaufsichtigung 
dieses  wie  anderer  Nahrungsmittel  daher 
überflüssig  sei.  Erst  die  Trichlnenepidemieen 
der  sechziger  Jahre  verhalfen  hier  zu  einer 
besseren  Erkenntnis  und  leiteten  einen  voll- 
kommenen Umschwung  der  Meinun^n  auf 
dem  ganzen  Felde  ein,  der  schliesslich, 
wie  in  anderen  Ländern,  so  bei  uns  auch  in 
zahlreichen  gesetzlichen  Vorschrif- 
ten seinen  Ausdruck  fand. 

2.  Cesetzliche  BestJmmuBgen  ober 
N.  in  Deutschland,  a)  Beloh^gesetze. 
Die  Bestimmungen ,  nach  denen  sich  zur 
Zeit  die  Handhabung  der  Nahningsmittel- 
polizei  im  Deutschen  Reiche  regelt,  sind  teils 
reichsgesetzliche,  teils  landesrecht- 
liche und  hier  wie  dort  entweder  allge- 
meiner oder  besonderer  Art.  DieZu- 
ständigkeit  des  Reichs  folgt  aus  Art  4, 
Ziff.  13  und  15  der  Reichs  Verfassung  vom 
16.  April  1871,  wonach  das  Strafrecht  sowie 
Massregeln  der  Medizinal-  und  Veterinär- 
polizei der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung 
des  Reichs  unterliegen.  Das  letztere  ist 
also  nicht  nur  befugt,  Gesetze  über  den 
Nahrungsm itiol verkehr  zu  erlassen,  sondern 
auch  deren  Ausführung  zu  überwachen. 

Von  den  allgemeinen  Vorschriften 
kommen  hier  einmal  in  Betracht  verschie- 
dene Paragraphen  des  Strafgesetz- 
buches, so  zunächst  §263,  der  sogenminle 
Betnigsparagraph.  Indessen  hat  die  Praxis 
gelehrt,  dass  die  Möglichkeit  der  Anwendung 
auf  den  Leben smiltelverkehr  doch  eine  be- 
schränkte ist,  weil  die  Momente  der  Ver- 
mogensbeschädigung, der  Erregung  oder 
Unterhaltung  euies  Irrtums  u.  s.  w.  häufig 
strittige  sind  und  nach  Lage  der  Dinge 
bleiben  müssen.  Eline  zweite  und  nicht 
selten  wirksamere  Handhabe  gewälirt  §  367, 
Ziff.  7  R.Str.G.,  wonach  verfälschte  oder 
verdorbene  Getränke  oder  Esswaren ,  insbe- 
sondere frichinenlialtiges  Fleisch,  nicht  feil- 
f ehalten  oder  verkauft  werden  dürfen, 
reilich  wird  hier  nur  das  Feülialten  und 
der  Vorkauf,  nicht  die  Verfälschung  selbst 
bedroht,  und  die  ausgesetzte  Strafe  —  Geld- 
strafe bis  zu  150  Mark  oiler  Haft  von  1 
Tag  bis  (i  Wochen  —  ist  eine  recht  geringe- 

Endlich  beschäftigt  sich  noch  g  .^24 
R.Sfr.G.  mit  diesem  Gebiete,  indem  er 
mit  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren,  und  wenn 
durch  die  Handlung  der  Tod  eines  Menschen 
verursacht  worden  ist,  mit  Zuclithaus  nicht 
unter  10  Jahren  oder  mit  lebensläi^lichem 
Zuchthaus  bestraft,  »wer  vorsätzlich  Bninnen 
oder  Wasserbehälter,  welche  zum  Gebrauch 
anderer   dienen  oder  Gegenstände,  welche 
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zum  öffentlichen  Verkaufe  oder  Verbrauche 
bestimmt  sind,  vergiftet  oder  denselben  Stoffe 
beimischt,  von  denen  ihm  bekannt  ist,  dass 
sie  die  menschliche  Gesundheit  zu  zei-stßren 
geeignet  sind,  ingieichen  wer  solche  vergif- 
tete oder  mit  gefslirliehen  Stoffen  vermischte 
Sachen  wissentlich  und  mit  Verschweigung 
dieser  Eigenschaft  verkauft,  teilhält  oder 
sonst  in  Verkehr  bringt.« 

Die  Beimischung  von  Stoffen ,  die  nicht 
dieGesundheit zerstören,  sondern  nur  eine 
vorObergehende     Kßrperbeschädi- 

5ung  hervorrufen,  die  Fälle  femer,  in  denen 
er  betreffende  Gegenstand  seine  gefährliche 
Beschaffenheit  nicht  durch  Beimischung, 
sondern  durch  die  Art  der  Bereitung  und 
das  dabei  benutzte  Verfahren  erlangt  hat 
oder  in  denen  diese  Eigenschaft  nicht  durch 
eine  Handlung  des  Menschen,  sondern  durch 
eigenen  inneren  Verderb  entstanden  ist  oder 
in  denen  die  Sachen  nicht  zum  öffentlichen 
Verkauf  oder  Verbrauch  bestimmt  waren, 
entgehen  daher  der  Bestrafung,  und  so  sind 
der  Wirksamkeit  dieser  straf  gesetzlichen 
Vorschrift  verhältnismässig engeGrenzen  ge- 
zogen. 

Auf  der  anderen  Seite  hatte  die  Ver- 
fälschung der  Nahrungsmittel  indessen  ge- 
rade um  die  Zeit  der  Gründung  des  Reiches 
einen  sehr  erhebhchen  Umfang  und  die  be- 
denklichsten Formen  angenommen,  sich  ge- 
wissermassen  zu  einem  eigenen  Gewerbe 
entwickelt,  das  den  Fortschritten  der  Wissen- 
schaft mit  Eifer  und  Geschick  folgte,  ja 
ihnen  vorauseilte  und  sich  so  weiter  und 
weiter  vervollkommnete.  Benachteiligimgen 
der  Käufer,  aber  auch  mehr  oder  minder 
schwere  Schädigungen  ihrer  G^nndheit 
waren  an  der  Tagesordnung  und  beunnihig- 
ten  das  einmal  aufmerksam  gewordene  Publi- 
kum in  hohem  Masse,  Dabei  erstreckten 
sich  die  Klagen  jc<loch  nicht  nur  auf  die 
Lebensmittel  im  engeren  und  weiteren 
Sinne ,  sondern  auch  noch  auf  eine  Anzalil 
von  Gebrauchsgegenständen,  die 
wegen  ihrer  häufigen  Verwendung  und 
sonstigen  Eigenschaften  in  dieser  Richtung 
den  Nahningsmitteln  gleicligeachtet  werden 
konnten.  So  wurden  die  Stimmen,  die  hier 
besondere  gesetzliche  Massnahmen  forderten, 
immer  lauter,  und  bei  derÖründung  des 
Eeichsgesundheitsamts,  1876,  wurden 
dieser  neiien  Behörde    alsbald  die   Bekäm- 

Sftmg  der  gemein^  fährtichen  Krankheiten, 
er  Flussverimroinif^un^  imd  der  Lebensmit- 
tel verfftischungala  wichtigste  Aufgaben  vorge- 
zeichuet.  Die  Regeiimg  der  ersten  Frage 
etiess  jedocli  von  vornherein  auf  sehr  grosse 
Schwierigkeiten,  und  erst  in  jüngster  Zeit  ist 
ein  freilich  fast  idleiit  auf  die  exotischen 
Krankheiten  beschränktes  Seuchengesetz 
(vom  BO.  Juni  19(X))  zu  stände  gekommen. 
Die  Reinhaltung  der  FIflsse  harrt  sogar  heute 


noch  ilii-er  Lösimg.  Dagegen  schwebte  über 
den  Bestrebungen  zur  Verbesserung  der 
Verhältnisse  im  Verkehr  mit  Lebensmitteln 
ein  günstigerer  Slera.  und  schon  am  14.  Mai 
1879  konnte  das  17  Paragraphen  enthaltende 
»Gesetz  betreffend  den  Verkehr  mit 
Nahrungsmitteln  und  Gebrauchs- 
gegenständen«, das  sogenannte  Nah- 
rungsmittelgesetz erlassen  werden. 
Entsprechend  seiner  Bezeichnung  und  seiner 
Entstehungsgeschichte  erstreckt  sich  das 
Gesetz  nicht  nur  auf  die  Nahrungs-  imd 
Genussmittel,  sondern  umfasst  'auch  eine 
Reihe  von  Gebrauchsmitteln,  Spielwaren, 
Tapeten,  Farben,  Ess-,  Trink-  «na  Kochge- 
schirre und  Petroleum,  und  es  sucht  nicht 
nur  die  Gefahren  für  Leben  uud  Ge- 
sundheit, die  durch  den  Genuss  oder 
Gebrauch  der  einen  wie  der  anderen  Art 
von  Gegenständen  hervorgerufen  werden 
können,  sondern  daneben  die  Unlauter- 
keit im  Verkehr  mit  solchen  Waren  zu 
treffen.  Für  diese  Ausdehnung  des  Gesetzes 
ist  abgesehen  von  volkswirtschaftlichen  Er- 
wägungen namentlich  die  Ucberzeugung  ent- 
scheidend gewesen,  dass  wenigstens  bei  den 
Nahrungsmitteln  mit  einer  Verringenrng 
des  Kaufwertes  auch  eine  Verringerung  des 
Nutzwertes  und  also  eine  gesundheitliche 
Benachteiligung  der  Verbraucher  einherau- 
gehen  pflegt. 

Da  man  von  vonie  herein  darüber  im  klaren 
war,  dass  eine  wirksame  Bekämpfung  der 
Lebensmittel  Verfälschung  mit  ihren  Folgen 
durch  die  Androhung  von  Strafen 
allein  nicht  erreicht,  vielmehr  nur  von  vor- 
beugenden Massnahmen,  insbesondere 
vonemer  regelmässigen  und  strengen 
UeberwachuDg  des  gesamten  in  Frage 
kommenden  Gebietes  erwartet  werden 
könne,  so  beschäftigen  sich  die  §§  1—4  des 
Nahningsmittelgesetzes  zunächst  mit  dieser 
Kontrolle.  Es  wird  also  in  §  1  bestimmt. 
dass  die  Polizei  befugt  sein  solle,  den 
Verkehr  mit  Nahmngs-  und  GenussmittelD 
sowie  den  oben  genannten  Gebrauchgegen- 
ständen einer  Beaufsichtigung  zu  unterziehen. 
Zu  diesem  Zwecke  erteilt  §  2  den  betreffea- 
den  Beamten  die  Ermächtigung,  in  die  Räum- 
lichkeiten, in  denen  die  in  §  1  bezeichneten 
Waren  feilgehalten  werden,  während  der 
üblichen  Cfcschäftestimden  einzutreten 
und  hier  oder  aber  auch  an  Öffentlichen 
Orten,  Märkten,  Plätzen  Strassen  u.  s.  w. 
Proben  tOi-  die  spätere  Untersuchung  ^gen 
EmpfaugsbeBcheinigung  und  Entschädigung 
in  flöhe  des  üblichen  Kaufpreises  zu  ent- 
nehmen. Bei  Personen,  die  auf  Gnmd  der  §§ 
10, 12,  13  des  Nahnrngsmittelgesetaes  bereits 
zu  einer  Freiheitsstrafe  verurteilt  sind, 
kann  die  Polizei  nach  §  3  während  der  nächsten 
3  Jahre  sogar  eigentliche  Durchsuchungen 
ausführen  und  zwar  nicht  nur  in  den  Bäumen, 
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in  denen  die  Waren  feilgehalten  oder  ver- 
kauft, sondern  auch  in  denen  sie  aufbewahrt 
oder  hergestellt  weitien.  Welche  Eehöitien 
und  Beamten  fUr  die  in  den  §§  2  und  3 
an^gebenen  Massnahmen  zuständig  sind, 
richtet  sich  laut  §  4  nach  den  einschlägigen 
landesrechtlidien  Bestimmungen ,  d,  h.  Ge- 
setzen, Verordnungen,  Verfügungen  der 
Einzelstaateu.  GewÄhren  derartige  Bestim- 
mungen der  Polizei  weitergehende  Befug- 
nisse, so  bleiben  sie  unbeiührt.  Wird  der 
Eintritt  in  die  oben  bezeichneten  Räume 
zum  Zwecke  der  Revision  oder  der  Probe- 
nahme verweigert,  so  hat  nach  §  9  eine 
Haft-  oder  Üeltlstrafe  (von  50— IM  .Mark) 
statt. 

Betreffen  die  bisher  besprochenen  Para- 
graphen des  Naliningsmittelgesetzea  den 
Umfang  sowie  die  Art  und  Weise  der  Be- 
aufsichtigung des  Verkehrs  mit  Nahrungs- 
mitteln, Genussmitteln  und  Gebrauchsgegen- 
Btänden,  so  beschäftigen  sich  die  g§  5 — 7 
mit  dem  Erlass  von  Ausführungsbe- 
stimmungen. Zunächst  werden  in  g  5 
»kaiserliche  Veroi-dnuiigem  voi^esehen,  die 
mit  ZustimmUDg  des  Bundesrates  und  zum 
Schutze  der  Gesundheit  verbiet«n: 

1.  Bestimmte  Arten  der  Herstel- 
lung, Aufbewahnmg  und  Verpackung  von 
Nahnings-  und  Genussmitteln,  die  zum  Ver- 
kaufe bestimmt  sind. 

2.  Das  gewerbsmässige  Verkaufen  und 
Feilhalten  von  Nahnings-  und  Geniissmitteln 
von  einer  bestimmten  Beschaffenheit 
oder  unter  einer  der  wirklichen  Beschaffen- 
heit nicht  entsprechenden  Bezeichnung. 

3.  Das  Verkaufen  und  Feilhalten  von 
Tieren,  welche  an  bestimmten  Krankheiten 
leiden,  zum  Zwecke  des  Schlachtens,  sowie 
das  Verkaufen  und  Feilhalten  desFleisches 
von  Tieren,  die  mit  bestimmten  Krankheiten 
behaftet  waren. 

4.  Die  Anwendung  bestimmter  Stoffe 
und  Farben  zur  Herstellung  von  Beklei- 
dungsge^n  ständen  Spielwaren ,  Tapeten, 
Esa-,  Trink-  und  Kochgeschirren  sowie  das 
gewerbsmässige  Verkaufen  und  Feilhalten 
von  Gegenständen,  die  diesem  Verbot  zu- 
wider hergestellt  sind. 

5.  Das  gewerbsmässige  Verkaufen  und 
Feilhalten  von  Petroleum  von  einer  be- 
stimmten Beschaffenheit 

Durch  diesen  Paragraphen  sollen  also 
für  die  Beurteilimg  der  einschlägigen  Waren 
seitens  der  Beamten,  technischen  Unter- 
sucher n.  s.  f.  gewisse  sachliche  Grundlagen 
geschaffen  werden.  Allerdings  sind  von 
vom  herein  manche  Beschränkungen  voi^e- 
sehen.  Die  betreffenden  Verordnungen  können 
ntu*  zum  Schutze  der  Gesundheit,  nicht 
aber  etwa  gewerblicher  Interessen  erlassen 
werden;  sie  dürfen  nur  Verbote,  aber 
keine  Vorschriften  enthalten,    und    die 


Gegenstände,  auf  die  sie  sich  beziehen  können, 
sind  ausdrücklich  genannt  und  im  ein- 
zelnen angefülu*  worden. 

Dagegen  vuill    der    folgende  Paragraph, 

3,  nicht  nur  der  Gesundheit,  sondern 
gerade  der  Lauterkeit  im  Verkehr 
dienen,  indem  er  bestimmt,  dass  durch 
Kaiserliche  Veroidnimg  das  gewerbsmässige 
Herstellen,  Verkaufen  und  Feilhalten  von 
welche  zur  Fälschung 
Nahnings-  luid  Genussmitteln  leatimmt 

,  verboten  oder  beschränkt  werden  kann. 
Nach  S  7  müssen  die  im  §  5  und  6  vorge- 
sehenen Kaiserlichen  Verordnungen  dem 
Reichstag,  sofern  er  versammelt  ist,  sofort, 
anderenfalls  beim  nächsteu  Zusammentritt 
vorgelegt  werden.  Sie  sind  ausser  Kraft  zu 
setzen,  soweit  der  Reichstag  dies  verlangt. 

Die  p§  8—16  enthalten  dann  die  straf- 
rechtlichen Vorschriften,  durch  die 
die  früheren,  vor  dem  Erlass  des  Nahrungs- 
mittel gesetzes  vorhandenen  Strafvorschriften 
nicht  etwa  beseitigt,  sondern  nur  erglänzt  und 
vervollständigt  werden  soUeu.  Die  neueren 
Bestimmungen  zerfallen  im  wesentlichen  in 
solche,  die  sich  gegen  eine  Beschädigung 
oder  GefähnUing  der  menschlichen  Ge- 
sundheit richten,  und  m  solche,  die  die 
Lebensmittelverfälschung  an  sich 
treffen  wollen.  Die  §§  10  imd  11  verfolgen 
sogar  ausschliesslich  den  letzteren  Zweck, 
indem  sie  jeden  bedrohen ,  der  behufs 
Täuschung  im  Handel  und  Verkehr  Nahrungs- 
oder  üeuiissmittel  nachmacht  oder  verfälscht 
sowie  wer  wissentlich  Nahnings-  oder  Ge- 
Dussmittel,  die  verdorben  oder  nachgemacht 
oder  verfälscht  sind,  unter  Versehweigung 
dieses  Umstandes  verkauft  oder  unter  einer 
zur  Täiischung  geeigneten  Bezeichnung  feil- 
hält. Ist  die  Handlung  aus  Fahrlässig- 
keit begangen  worden,  so  wird  die  sonst 
fällige  Strafe  ermässigt  Die  §g  12,  13  und 
14  Geziehen  sich  dann  auf  die  Gelegenheiten, 
bei  denen  Gegenstände,  die  als  Nahrungs- 
o<Ier  Gennss-  oder  Gebrauchsmittel  dienen 
sollten,  die  menschliche  Gesundheit  zu  ge- 
fährden oder  zu  zerstören  geeignet  gewesen 
sind,  und  sehen  für  derartige  Vorkommniase 
Strafen  von  entsprechender  Höhe  vor.  Die 
in  allen  diesen  wie  den  vorausgegangenen 
Paragraphen  vom  Gesetzgeber  benutzten 
Ausdrücke  »feilhalten,  feilbieten,  verkaufen, 
in  den  Verkehr  bringen,  verfälschen,  nach- 
machen, zum  Zwecke  der  Täuschung,  ver- 
dorbene Waren  u.  s.  f.«  sind,  wie  nebenbei 
bemerkt  sein  mag,  bei  der  praktischen  An- 
wendung des  Nahrungsmittelgesetzes  Gegen- 
stand vielfacher  strittiger  Auslegung  gewesen. 
§  15  bestimmt,  dassdie  Waren,  die  vorschrifts- 
widrig hergestellt,  verkauft,  feilgehalten  oder 
sonst  in  Verkehr  gebracht  worden  sind, 
ohne  Unterschied,  ob   sie  dem  Verurteilten 


gehören  oder  nicht,  eingezogen  werden 
HuidwOrtarbnob  der  StaatiwiucluohafteD.    Zweite  Anflage.    V.  60 
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müssen  (la  Fällen  der  §§  12—14)  oder  ein 
gezogen  werden  können  (in  Fällen  der  g§  8 
lUnud  11).  lu  §  16  en<Uicli  wird  als  Straf 
verBchärfung  vorgesehen:  »in  dem  Ur- 
teil oder  Strafbefehl  kann  angeordnet  werden. 
(lass  die  Verurteilung  auf  Kosten  des  Schul- 
di^Q  Öffentlich  bekannt  zu  machen 
sei«.  Andereraeita  hat  das  Gericht  auf  An- 
trag des  freigesprochenen  Angeschuldigten 
auch  die  öffentliche  Bekanntmachung  der  Frei- 
sprechung anzuordnen.  Der  letzte  Paragraph, 
§  17,  schreibt  schliesslich  vor,  daes  die  auf 
Gnmd  des  Gesetzes  erfolgten  Oeldstrafon, 
weit  dieselben  dem  Staate  zustehen,  der  Kasse 
zuzufahren  sind,  die  die  Kosten  einer  ffir 
den  Ort  der  That  etwa  bestehenden  öffent 
liehen  Anstalt' zur  Untersuchung  voi 
Nabrurigs-  und  Oenussmitteln  trSgt-.  Es  soll 
damit  die  Errichtiuig  denu-tiger  öffentlicher 
techn  ischer  Üntersuchu  ngsstation  en  möglichst 
gefördert  werden.  Im  übrigen  beschäftigt 
sieh  gerade  mit  der  Koatenfrage  noch 
ein  Nachtrag  zum  Nahrungsmittel- 
gesetz, n&mlich  ein  G.  v.  29.  J 
1887,  wonach  g  16  desNahrnngsmittelgeaetzes 
den  Zusatz  erhalten  soll:  sofern  infolge 
polizeilicher  Dutersuchung  von  Ge^nständen 
der  in  g  1  bezeichneten  Art  eine  rechts- 
kräftige strafrechtliche  Verurteilnng  eintritt, 
fallen  dem  Verurteilten  die  durch  die  poli- 
zeiliche Untersuchung  erwachsenen  Kosten 
zur  Last. 

Bedeutete  das  Nahningsraittelgesetz  einen 
ganz  ausserordentlichen  Fortsehritt  fttr  das 
gesamte  Nahningsmittelwesen,  so  -vermochte 
es  doch  nicht  alle  unerfreulidien  und  unge- 
hörigen Erscheinungen  auf  diesem  weiten 
Gebiete  zu  beseitigen  und  namentlich  niclit 
die  Bestrebungen  alsbald  im  Keime  zu  er- 
sticken, die  eine  unermädliche  Fälschuuga- 
kunst  immer  von  neuem  nieder  entstehen 
liese.  Es  bedurfte  daher  der  Ergän- 
zung, die  sich  zum  Teil  noch  aus  dem 
Gesetz  selbst  ableitete  imd  in  den  Aus- 
fflhrungsbestimmungen  des  letzteren  (g  5) 
vorgesehen  war.  So  beschäftigte  sich  eine 
Kaiserliche  V.  v.  24.  Februar  1882 
mitdemgewerbsmässigenVerkaufe 
und  Feilhalten  von  Petroleum.  Dem 
Petroleum  hatte  man  schon  im  Nahrungs- 
mittelgesetz eine  besondere  .Stelle  einge- 
räumt, weil  bei  dem  bisherigen  Mangel  an 
einsclilägigen  Bestimmungen,  wie  sie  in  den 
meisten  anderen  Staaten  bestanden,  vielfach 
Petroleum  von  geringerer  Beschaffenheit 
und  gefährlicher  Zusammensetzung  gerade 
nach  dem  Deutschen  Reiche  eingeführt  wur<ie. 
In  Verfolg  der  dort  unter  g  5  Ziffer  5  ein- 
geräumten Möglichkeit  wurde  nun  Petroleum, 
das  bei  einer  Temperatur  von  weniger  als 
'Jl*  unter  einem  Barometerdi-uck  von  760  mm 
schon  entflammbare  Dämpfe  entweichen 
lässt,  vom  freien  Verkehi-  ausgeschlossen 


oder  doch  nur  noch  mit  bestimmten  Beschrän- 
kungen zugelassen :  die  Flaschen  mflssen  auf 
rotem  Gnmde  an  in  die  Augen  fallender 
Stelle  die  nicht  verwischbare  Inschrift 
•  feuergefährlich it  ti-agen,  die  noch  dm^hdie 
Worte  »nur  mit  besonderen  Vorsichtgnias&- 
regeln  für  Brennzwecke  verwendbar«  er- 
gänzt werden  muas,  falls  das  Petroleum  in 
Mengen  ■  von  weniger  als  50  kg  verkauft 
oder  feilgehalten  wu-d.  Vier  weitere  Para- 
graphen der  Verordnung  beziehen  sich  dann 
uocli  auf  die  Art  und  Weise  der  Prilfung 
u.  s.  f. 

Aus  §  6  des  Nahrungsmittelgesetzes  leitet 
sidi  die  Kaiserliche  V.  v,  1.  Februar 
1891  betreffend  das  Verbot  von  Ma- 
schinen zur  Herstellung  kflnst- 
licherKaffeebohuen  her,  durch  die  das 
gewerbsmässige  Herstellen,  Verkaufen  und 
Feilhalten  derartiger  Werkzeuge  untersagt 
wird. 

Auf  Gnmd  des  §  5  Ziff.  4  des  Nahrungs- 
mittelgesetzes war  ferner  am  1.  Mai  1882 
eine  Verordnung  über  die  Verwen- 
dung giftiger  Farben  erlassen  worden, 
die  aber  seit  dem  1.  Mai  1888  ausser 
Kraft  gesetzt  worden  ist,  nachdem  der 
Reichstag  laut  dem  ihm  aus  §  7  desNahrungs- 
mittelgesetzea  zustehenden  Rechte  verlangt 
hatte,  dass  die  gg  2  und  3  der  Verordnung 
aufgehoben  würden.  An  Stelle  dieser  Ver- 
ordnung ist  dann  das  G.  v.  5.  Juli  1887 
betreffend  dieVerweudung  gesund- 
heitsschädlicher Farben  bei  der 
Herstellung  von  Nahrungsmitteln, 
Genussmitteln  und  Gebrauchs- 
gegenständen, das  sogenannte  Farben- 
gesetz getreten.  War  nach  §g  12— 14  des 
Nahrungsmittelgesetzes  die  Verwendung  von 
Farben  für  die  hier  angegebenen  Zwecke 
nur  dann  als  strafbar  erklärt  worden,  wenn 
der  Gen  uss  oder  Verbrauch  dieser  Gegenstände 
die  menschliche  Gesundheit  zu  beschädigen 
oder  zu  zerstören  geeignet  gewesen  war, 
so  wurden  nun  in  15  Paragraphen  —  ohne 
indessen  nach  §  14  die  emschlägigen  Be- 
stimmungen des  Nahningsmittelgesetzes  zu 
berühren — die  gesundkeitsgeKhrlichen  nnd 
demnach  verbotenen  Farben  einzeln 
.fgeführt  und  die  Reihe  der  Waren  aus  der 
Kia.sse  der  Gebrauchsgegenstände,  bei  deren 
Herstellung  bestimmte  E^rbon  ausgeschlossen 
werden,  sehr  viel  weiter  gefasst,  als  das  im 
Nahrun gs mit telgesetz  geschehen  war.  Im 
übrigen  besagt  der  wesentliche  Inlialt  des 
Farbengesetzes,  dass  gewisse  Farben  bei  der 
Bereitung  aller  für  den  Verkauf  bestimmten 
Nahnmgs-  und  Genussmittel  sowie  bei  der 
Aufbewahrung  und  Verpackung  deroelben 
nicht  benutzt  wei-den  dilrfen,  und  bedroht 
denjenigen,  der  Nahnmgs-  und  Genussmittel 
mit  diesen  Farben  herstellt  oder  so  herge- 
stellte bezw.  entgegen  den  Vorschriften  des 
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Gesetzes  aufbewahrte  und  verpackte  Gegen- 
stäQde  feilhält  oder  gewerbsmässig  verkauft, 
mit  Haft  oder  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark. 
Auch  kanQ  auf  Einziehung  der  betreffenden 
Waren  erkannt  werden,  gleiehvie]  ob  sie  dem 
VcrurteUten  gehören  oder  nicht. 

Einen  weiteren  Sdiritt  auf  diesem  Ge- 
biete BteUt  (hs  G.  V.  2r>.  Juni  1887,  be- 
treffend den  Verkehr  mit  blei- 
und  zinkhaltigen  Gegenständen, 
das  sogenannte  Blei  ge  setz  dar.  Das 
Gesetz  verdankt  seine  Entstehung  der  Er- 
fahrung, dass  Gefässe,  Geräte  und  Um- 
hülIuDgen,  in  deuen  Nahrungs-  und  Genuss- 
mittel  bereitet,  aufbewahrt  und  verpackt 
werden,  nicht  selten  gewisse  Bestandteile 
an  den  Inhalt  abgeben,  andere  Gebrauehs- 
g^enstände,  wie  z.  B.  die  Mundstücke  von 
Saugflasehen  iu  unraittelbarslo  Berflhrnng 
mit  dem  menschlichen  Körper  gelangen,  und 
ihm  so  gesundheitsschädliche  Stoffe  zuführen 
können,  und  dass  unter  allen  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Substanzen  das  Blei  die 
sorgfältigste  Berücksichtigung  verdient  da 
es  oft  erst  nach  längerer  Zeit  deutliche  Ver- 
giftungserscheinungen  hen-omift,  also_  seine 
Aufnahme  zunächst  nicht  selten  völlig  un- 
bemerkt bleibt.  Dabei  erweisen  sich  bei 
fortgesetzter  Einverleibung  schon  ausser- 
ordentlich geringe  Mengen  scldiesslich 
als  gefährlich,  weil  sich  die  Wirkung  »sum- 
miert«, und  endlich  vermögen  auch  Waren 
mit  sehr  niedrigem  Bleigehalt  doch  noch 
die  hierfili'  genügenden  Quantitäten  zu 
liefern.  Besonders  ist  das  dann  der  Fall, 
wenn  in  den  betreffenden  Gegenständen 
Nahrungs-  oder  Gcnussmittel  gekocht  oder 
aber  solche  von  saurei-  oder  salziger 
Beschaffenheit  u.  s.  w.  längere  Zeit  auf- 
bewahrt worden  sind.  So  bestimmt  denn 
§  1  des  Gesetzes,  dass  Ess-,  Trink-  und 
Kochgeschirre  sowie  Flüssigkeits- 
masse  nicht 

1.  ganz  oder  teilweise  aus  Blei  oder  einer 
iu  100  Gewicht  steilen  mehr  als  10  Gewichts- 
teile  Blei  enthaltenden  Metalllegierung  hei-- 
gesteUt, 

2-  an  der  Innenseite  mit  einer  in  100 
Gewichtsteilen  mehr  als  einem  Gewichtsteil 
Blei  enthaltenden  Metalllegierun^  verzinnt 
oder  mit  einer  in  100  Gewichtsteilen  mehr 
als  10  Gewichtsteile  Blei  enthaltenden  Metall- 
legienmg  gelötet, 

a.  mit  EinaU  oder  Glasur  versehen  sein 
tlürfen,  die  bei  halbstündigem  Kochen  mit 
einem  in  l'X)  Gewichtsteilen  4  Gewioht>iteile 
Essigsäure  enthaltenden  Essig  an  den  letzteren 
Blei  abgeben. 

Zur  Herstellung  von  Druckvorrich- 
tuoecn  zum  Aiisschank  von  Bier  sowie 
von  Siphons  für  kohlensäiu^haltige  Getränke 
lind  von  Metallteilen  für  Kinde rsangef laschen 
dürfen  nur  Metalllegienmgeu  verwendet  wer- 


den, die  in  100  Gewichtsteilen  nicht  mehr 
als  einen  Gewichtsteil  Blei  enthalten.  In 
§  2  wird  die  Verwendung  von  blei-  oder 
zinkhaltigem  Kautschuk  zur  Herstellung  von 
Mundstücken  für  Saugflaschen, 
Saugringen  und  War/enhütcheii  verboten. 
Zur  Herstellung  von  Trinkbechern  und  von- 
Spielwaren,  mit  Ausnahme  der  massiven 
Bälle,  darf  bleihaltiger  Kautschuk,  zu  Lei- 
tungen für  Bier,  Wein  oder  Essig  bleihaltiger 
Kautschuk  schlauch  nicht  benutzt  werden. 
Der  folgende  §  3  führt  diese  Bestimmungen 
zum  Teil  noch  genauer  aus,  er  hebt  z.  B. 
hervor,  dass  auch  Konservenbüchsen 
auf  der  Innenseite  den  Bedingungen  des  §  1 
entspredien  müssen  sowie  zur  Verpackung 
von  Schnupf-,  Kautabak  und  Käse  Metall- 
folien nicht  gebraucht  werden  dürfen,  die 
mehr  als  1  "io  Blei  führen.  In  g  Ö  wird 
auch  die  Verwendung  von  Blei  und  blei- 
haltigen Stoffen  an  der  Mahlfläche  von 
Mühlsteinen  imtersagt,  die  für  die  Ver- 
fertigting  von  Nahnings-  und  Gonussmitteln 
bestimmt  wird.  Die  §§  4  und  6  bemessen 
die  Strafvorschriften  und  erklären  auch 
hier  wieder  die  Einziehung  der  beanstandeten 
Waren  für  statthaft.  Nach  §  7  endlieh  sollen 
die  einseldägigen  Bestimmungen  der  g§  16 
und  17  des  Nahrungsmittelgesetzes  dimsh 
das  neue  Gesetz  nicht  berührt  werden. 

Das  Bteigesetz  trägt  nach  alledem  nicht 
nur  den  gesundheitlichen,  sondern  auch 
den  gewerblichen  Interessen  Rechnung, 
indem  es  bleihaltige  Materialien  nicht  etwa 
ohne  weiteres  verbietet,  sondern  eine  ge- 
wisse Menge  Blei  nach  wie  vor  als  zidässig 
erachtet  und  ihre  Höhe  ntu-  nach  der  Ge- 
fahr bemisst,  die  dureh  die  Art  der  Ver- 
wendung des  betreffenden  Gegenstandes  be- 
dingt ist  Oller  bedingt  sein  könnte. 

In  sehr  eingehender  Weise  und  zu  wieder- 
holten Malen  hat  sich  die  Reichsgesetzgebung 
ferner  mit  der  Butter  oder  vielmehr  ihrem 
wichtigsten  Ersatzmittel,  der  Kunstbutter  oder 
Margarine  und  den  verwandten  Waren 
beschäftigt.  Um  die  hier  giltigen  Vorschriften 
im  ganzen  wie  im  einzelnen  würdigen  zu 
können,  wird  es  nötig  sein,  zunächst  die 
Art  der  Gewinnung  und  Bereitung 
derKunstbutter  einer kiurzen Erörterung 
zu  unterwerfen.  Als  Erfinder  der  Margarine 
muss  der  französische  Chemiker  Mege- 
Mouriös  angesehen  werden,  der  sich  im 
Auftrage  des  Kaisers  Napoleon  111.  mit  der 
Aufgabe  beschäftigte,  für  die  unteren  Volks- 
klassca  an  Stelle  der  teueren  Butter  ein 
anderes,  billigeres  Kahrungsfett  zu  schaffen 
und  der  im  Jahre  1870  eine  praktisch 
brauchbare  Lösung  dieses  Prohlemsermiltelte, 
indem  er  anstatt  des  vom  Rinde  mit  der 
Milch  ausgeschiedenen  das  bei  dem  gleichen 
Tiere  im  Zellgewebe  aufgestapelte  Fett 
benutzte  und  durch  geschickte  Massnahmen, 
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namentlich  auch  durch  Mischling  mit  Kuh- 
milch, für  den  hier  Iq  Rede  stehenden  Zweck 
geeignet  machte.  In  der  That  bedient  aich 
auch  die  heutige,  sehr  vervollkommnete  Tech- 
nik noch  des  Riudcrfetles  als  des  wichtigsten 
Eohstoffs.  Ausgesuchter  nnd  zerkleinerter 
Hindertalg  wird  zunächst  bei  40 — SO* 
in  etwa  2  Stunden  ausgeschmolzen  und  durch 
eine  wässrige  Kochsalzlifeung  geklärt.  Er 
erstarrt  dann  zu  einer  weiaslichen  Masse,  die 
als  »Premier  juso^  in  den  Handel  gelangt. 
Das  letztere  wird  darauf  ungefähr  24—48 
Stunden  bei  26—27*  stehen  gelassen;  es 
scheiden  sich  gewisse,  bei  dieser  Temperatur 
erstarrende  Fette  aus,  und  wenn  das  halb- 
flflssige  Gemisch  endlich  durch  starke  Lein- 
wand gepresst  wird,  so  wird  es  in  eine  aus- 
fliessende, gelbliche,  ölige  Hälfte,  das  Oleo- 
margaria  (meist  etwa  60  Teile),  und  einen 
festen  Rückstand,  den  Presstalg  (40 Teile) 
getrennt,  der  hei  der  Herstellung  von  Stearin- 
kerzen, sowie  von  Knnstspeisefetten,  zur  Ver- 
ßüschung  des  Schweineschmalzes  u,  s.  f. 
Verwendung  findet.  Aus  dem  Oleomai^rin 
aber  wird  nun  die  Margarine  bereitet,  indem 
man  einmal  andere  Fette,  vor  allen  Dingen 
reinstes  amerikanisches  Sehweine- 
schmalz, das  sogenannte  neutral  lard,  und 
gewisse  pflanzliche  Fette,  so  das 
besam-,  das  Baumwollsamen-  und  das  Erd- 
nussSl,  femer  und  namentlich  aber  Milch 
und  zwar  Vollmilch  oder  Rahm  oder  Mager- 
milch oder  Buttermilch  hinzufügt.  Im  Dui-ch- 
schnitt  kommen  auf  65  Teile  Oleomai^rine 
imd  neutral  lard  20  Teile  pflanzhche  Oele 
und  15  Teile  Milch-  Die  letztere  dient  nicht 
oder  nicht  hauptsächlich  zivt  Fettung;  ihr 
Zusatz  erweist  sich  vielmehr  nur  insofern 
als  nützlich  oder  unentbehrlich,  als  gewisse, 
auch  in  der  Magermilch  nocli  eothaltene 
Stoffe  und  ihre  Abkömmlinge  ( »Sauer ungs- 

Erodukte«)  der  Ware  den  d  er  Butter  eigen  tum - 
eben  Geruch  und  Geschmack  verleihen. 
Das  gesamte  Gemisch  wird  mehrere  Stunden 
lang  in  grossen  Bottichen  bei  40 — 45*  auf 
das  sorgMtigste  umgerilhrt  und  endlich  in 
einem  ununterbi-ochenen  dünnen  Strom  imter 
den  Strahl  einer  mit  eiskaltem  Wasser  ge- 
speisten Brause  gepresst,  wo  die  dickflüssige 
Masse  sofort  erstarrt.  Schliesslich  wird  das 
Material  noch  geknetet,  sowie  mit  Salz  und 
Butterfarbstoff  versetzt 

Die  fertige  Mai^rinc  ist  im  Aussehen, 
Geruch  und  Geschmack  der  echten  Butter 
ausserordentlich  ähnlich,  wenn  auch  feinere 
Zungen  namentlich  gute  Butter  von  Margarine 
in  der  Regel  zu  unterscheiden  vermögen. 
Auch  Verdaulichkeit  und  Ausnutz- 
tiarkeit  der  Mai-garine  stehen  nach  den 
Unlersuclumgen  von  Major,  Kienzl,  Lüh- 
rig  u.  a.  m-  hinter  derjenigen  der  Butter 
kaum  zurück  und  die  Margaiine  karm  daher 
im  allgemeinen  als  ein  sehr  schätzbares 


und  ausgezeichnetes  Surrogat  der  Butter 
besonders  für  die  ärmeren  Klassen  augesehen 
wei-den,  das  die  Gesundheitspflege  nur 
nach  2  Richtungen  zu  beschäftigen  braucht: 
einmal  muss  dafür  gesoi'gt  werden,  dass  die 
benutzten  Rohstoffe,  vornehmlich  der 
Rindei-talg,  eine  unbedenkliche  Be- 
scthaffenheit  zeigen,  und  zweitens,  dass  der 
Käufer,  der  Natnrbutter  erwerben  will. 
nicht  statt  de&sen  Kunstbutter  erhalte. 
die  vielleicht  als  Nahrungsmittel,  aber  docli 
nicht  als  Genussmittel  mit  jener  gleich- 
gestellt werden  kann.  Die  einschlägige  Ge- 
setzgebung hat  indessen  die  erste  und  wich- 
tigere Forderung  nur  in  gerin^m  Ma.s5e 
und  die  zweite  zwar  in  sehr  emgehendeu 
und  scharfen  Vorschriften,  aber  doch  viel 
weniger  vom  Standpunkte  des  Käufers  imd 
Verbrauchers  als  des  Erzeuger«  der  Natur- 
butter behandelt,  und  so  tragen  die  be- 
ti-effenden  Gesetze  das  Kainszeichen  ihrer 
agrarischen  Herkimtt  und  des  Strebens,  die 
Butter  von  einer  höchst  lästigen  und  uabe- 
<[uemen  Konkurrenz  zu  befreien,  niu'  allzu 
deutheh  an  der  Stirn. 

Zunächst  gilt  das  schon  von  dem  G.  v. 
12.  Juni  18§7  (dem  sogenannten  Mar- 
gariuegcsetz)  betr.  den  Verkehr 
mit  Ersatzmitteln  für  Butter.  Da 
sich  die  Erwartungen,  die  man  von  diesem 
Sehritte  in  dem  eben  angedeuteten  Sinne 
gehegt,  aber  nicht  erfüllten,  vielmehr  schon 
im  Jalire  1895  die  Menge  der  im  Deut- 
schen Reiche  erzeugten  Margarine  auf 
etwa  9Ü  Millionen  kg  mit  einem  Verbaufs- 
werte von  117  Millionen  Mark  geschätzt 
wurde,  so  sah  mau  sich  bereite  nach  einem 
Jahrzehnt  zu  neueren  \md  strengeren  Utas»- 
nahmen  veranlasst,  die  in  dem  Reichs- 
gesetze V.  15.  Juni  1897  betreffend 
den  Verkehr  mit  Butter,  Käse, 
Schmalz  und  deren  Ersatzmitteln 
zusammengefasst  werden,  mit  dessen  Erlass 
das  friihere  Margarinegesetz  ausser  Kraft 
getreten  ist.  Wie  schon  die  Ueberschrift 
dieses  aus  21  Paragraphen  bestehenden  Ge- 
setzes zeigt,  hat  man  sich  hier  nicht  auf  die 
Behandlung  der  Margarine  beschränkt,  son- 
dern auch  die  übrigen  zu  Nahrungszwecken 
verwendeten  Fettstoffe  einbezogen,  so  oa- 
mentlich  die  Kunatspeisefette  und  den 
Margarinekäse,  dessen  Fett  nicht  aus 
Buttertett,  sondern  aus  Margarine  besteht 
und  von  dem  mit  jedem  Jahre  grössere 
Mengen  in  den  Verkehr  gelangt  waren  und 
auch  noch  ^langen. 

Die  Bestimmungen  des  Geselzcs  beziehen 
sieb  einmal  auf  die  Herstellung  der  be- 
treffenden Waren  und  ferner  auf  ihren 
Vertrieb. 

Von  der  ersteren  ist  freilich  nur  bei  der 
Mar^rine  imd  auch  nur  insofern  <lie  Rede, 
als   in   g  3  der  Zusatz  von  mehr  als  100 
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Teilen  Milch  oder  einer  dem  entsprechenden 
Menge  Kahm  auf  100  Teile  der  oicht  der 
Milch  enfslammenden  Fette  verboten  wird. 
Der  Begi-iff  der  Margarine,  des  Margarine- 
käaes  Tl.  s.  w.  wird  daher  auch  nm'  dahin 
erlSiitert,  dass  als  Margarine  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  »diejenigen  der  MUchbutter  oder 
dem  Butterschmalz  ähnlichen  Zubereitungen, 
deren  Fettgehalt  nicht  ausschliesslich  der 
Milch  entstaramt,  als  Margariiiekäse  diejeni- 
gen käscartigen  Zubereitungen,  deren  Fett- 
gehalt nicht  ausschliesslich  der  Milch  ent- 
stammt, als  Kunstspeisefett  diejenigen  dem 
Schweineschmalz  ähnlichenZubereitungen  an- 
gesehen werden  sollen,  deren  FettgehaJt  nicht 
ausschliesslich  aus  Schweinefett  besteht,' 
Im  übrigen  wird  gefordert  (§  7),  dass  jeder, 
der  Margarine,  Margarinekäse  oder  Kunst- 
apeisefett  gewerbsmässig  herstellen  will,  der 
zuständigen  Behörde  Anzeige  zu  erstatten, 
aucli  die  für  Herstellung,  Äufbewahrang, 
Verpackung  und  Feilhaltimg  der  Waren 
bestimmten  Räume  bezeichnen  und  die 
bestellten  Betriebsleiter  und  Aufsichtsper- 
sonen namhaft  zu  machen,  auch  Verände- 
rungen H.  s.  f.  zur  Kenntnis  zu  bringen  hat. 
Nach  §§  8,  9  und  10  steht  den  Beamten 
das  Recht  zu,  in  den  hier  verzeichneten 
Betrieben  jeder  Zeit  Revisionen  aus- 
zuführen und  Proben  zum  Zwecke  der 
Cntersuchuug  zu  entnehmen,  sowie  ferner 
Erkundigungen  über  das  benutzte  Verfahren, 
die  zur  Verarbeitung  gelangenden  Rohstoffe 
u,  s.  w.  einzuziehen.  Ueber  die  Thataachen 
und  Einrichtungen,  die  hierbei  dem  Beauf- 
tragten der  Polizei  zur  Kenntnis  kommen, 
sind  <tie  letzteren  verpflichtet,  Verschwie- 
genheit zu  beobachten. 

Dass  derartige  Basichtigungen  auch 
die  Aufdeckung  gesundheitlicher  Miss- 
bräuche,  namentlich  die  Verwendung  schlech- 
ter und  verdorbener  Rohstoffe  unter  Um- 
ständen werden  ermSglicbon  können,  soll 
nicht  bestritten  werden.  Immerhin  lässt  der 
ganze  Wortlaut  der  Vorschriften,  in  denen 
Yon  diesem  Zweck  mit  keiner  Silbe  die 
Rede  ist,  kaum  einen  Zweifel,  dass  im  we- 
sentlichen eine  gewerbliche  Kontrolle  ausge- 
flbt  werden  soll,  wie  sie  dann  in  denjenigen 
Paragraphen,  die  vom  Vertriebe  der 
Ware  handeln,  noch  schärfer  gefordert  wird. 
Es  wird  dort  (§g  1  und  4)  bestimmt,  dass 
die  Verkaufsstellen  der  sämtlichen 
Ersatzmittel  mit  einer  jede  Verwechselung  aus- 
schliessenden ,  deutlichen  Inschrift  ver- 
sehen werden  müssen,  dass  in  Räiimen,  in 
denen  Butter  oder  Butterschmalz  bezw.  Käse 
gewerbsmässig  heimstellt,  autbewahrt,  ver- 

Sxikt  oder  feilgehalten  wird,  daneben  auch 
argarine  oder  Kunstspeisefett  bezw.  Mar- 
garinekäse nicht  hergestellt,  aufbewahrt, 
verpackt  oder  feil^hallen  werden  dürfen,  und 
nur  für  den  Kleinhandel  in  Orten  von  we- 


niger als  5000  Einwohnern  ist  von  dieser 
Forderung  der  «getrennten  Verkaufsrämne« 
Abstand  genommen  worden. 

Auch  die  (iefässe  und  die  äusseren 
Umhilllungeii,  in  denen  jene  Waren  verkauft 
werden,  müssen  entsprechende  Aulschriften 
tragen,  die'Oefässe  aussei-dcm  mit  einem 
bandförmigen  roten  Streifen  von  bestimm- 
ter Breite  versehen  sein.  Geformten  Stücken 
von  Margarine  oder  Margarinekäse  soll  eine 
derartige  Bezeichnung  eingepresst  werden. 

In  §  H  wird  der  Bundesrat  ermächtigt, 
den  Verkauf  von  Butter,  deren  Fettgehalt 
nicht  eine  bestimmte  Grenze  erreicht  oder 
deren  Wasser-  und  Salzgehalt  eine  bestimmte 
Grenze  überschreitet,  zu  verbieten;  indessen 
hat  der  Bundesrat  von  dieser  Befugnis  seit- 
her noch  keinen  Gebrauch  gemacht. 

Die  Vermischung  von  Butter  oder 
Butterschmalz  mit  Margarine  oder  andei'en 
Speisefetten  zum  Zwecke  des  Handels  mit 
dieser  Mischung  ist  verboten. 

Um  nun  die  Unterscheidung  der 
Butter  u.  s,  w.  von  den  Ei-salzmitteln,  die 
oft  auch  für  den  geübtesten  Untersucher 
und  die  genauesten  Verehren,  namentlich 
bei  Gemischen  der  einen  mit  den  anderen 
unmöglich  ist,  zu  erleichtern  und  also  der 
Durchführung  des  Gesetzes  überhaupt  die 
Wege  zu  bahnen,  bestimmt  §  G,  dass  Mar-  - 
garine  und  Margarinekäse  -»eine  die 
allgemeine  Erkennbarkeit  der  Waren  mittelst 
chemischer  Untereuchung  erleichternden, 
Beschaffenheit  und  Farbe  nicht  schädigenden 
Zusatz  erhalten«.  Als  solcher  ist  durch 
Bekanntmachung  des  Bundesrats  vom  4.  Juli 
1897  das  Sesamöl  vorgeschrieben  worden, 
und  zwar  müssen  100  Gewichtsteile  der  be- 
nutzten Fette  und  Oele  bei  Margarine  min- 
destens 10,  bei  Margarinekäse  mindestens 
5  Teile  SesamÖl  hinzugefügt  werden.  Die 
gg  14—19  berühren  die  Strafvorschrü- 
tea,  die  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten,  Geld- 
strafen bis  zu  1500  Mark  voi-sehen.  Audi 
kann  auf  Einziehung  der  betreffenden 
Waren  und  muss  in  bestimmten  li^en  auf 
Veröffentlichung  des  Urteils  er- 
kannt werden. 

Das  G.  V.  20.  April  1892  betreffend  den 
Verkehr  mit  Wein,  weinlialtigen  und  wein- 
ähnlichen Getränken,  das  sogenannte  Wein- 
gesetz bezweckt,  die  in  den  g§  10  bezw. 
12,  13  und  14  des  Nahningsmittelgesetzes 
gegebenen  Begriffe  der  Verfälschung 
und  der  gesundheitsschädlichen  Be- 
schaffenheit für  Wein  und  ver- 
wandte Getränke  auf  eine  feste  Gmnd- 
lage  zu  stellen,  da  die  Beurteilung  dieser 
Fragen  gerade  bei  einem  Genuasmittel,  das 
ungemein  häufig  diirch  Anwendimg  einer 
■  mehr  oder  minder  ausgedehnten  Kunsthilfe 
gewonnen  wiitl,  auf  sehr  erhebliche  Schwie- 
,  rigkeit  gestoasen  war.    Da-S  Gesetz  soll  da- 
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her  nicht  nur  der  gesundheitspolizei- 
liehen  (§§  1  und  2),  sondern  auch  der 
wirtschaftliehen  iiud  verkehrspoli- 
zeilichen  Seite  (§§  3—6)  der  Angelegen^ 
heit  Rechnung  tragen,  während  in  den  §g 
7— 11  die  Straf  best  immungen  enthalten 
und  Ausführungsverordnftngen  vor- 
gesehen sind.  Den  Anforderungen  der  legi- 
timen Weinerzeuger  haben  jedodi  die  ein- 
schlägigen Vorschrifteti  des  Gesetzes  auf  die 
Dauer  nicht  genügt.  Um  weitei-gehendeii 
Wünschen  dieser  Gnippe  zu  entsprechen 
und  den  unlauteren  Wettbewerb  im  Wein- 
handel  zu  beschränken,  finden  daher  ge- 
rade im  Augenblick  kommissarische  Bera- 
tungen statt,  die  die  Ergänzung  des  be- 
stehenden oder  den  Erlass  eines  neuen 
Weingesetzes  vorbereiten  sollen,  und  wir 
werden  deshalb  das  voraussichtlich  bald 
ausser  Kraft  tretende  jetzige  Gesetz  hier 
mit  einigen  kurzen  Worten  erledigen  dürfen. 
In  den  ersten  Paragi'aphen  des  Weingesetzes 
wird  der  Zusatz  gewisser,  an  sich  gesund- 
heitsschädlicher Stoffe,  die  im  ein- 
zelnen angegeben  sind,  sowie  der  Ver- 
kauf eines  in  vorschriftswidriger  Weise 
bereiteten  Weines  u.  s.  w.,  endhch  auch 
eines  Hotweines,  dessen  Gelialt  an  Schwefel- 
säure über  ein  bestimmtes  Mass  hinausgeht 
(gegipsterRotwein)  verboten.  Unter  den 
angeführten  Stoffen  seien  erwähnt:  Alaim 
und  andere  lösliche  Aluminiumsalze,  Bor- 
säure, Glyeerin  (Verfahren  des  sogenannten 
ScheeliBieren8),Salicylsäure,  fuselhaltiger 
Sprit,  unreiner  Stärkezueker,  Teerfarbstoffe. 
Die  Par^'aphen  3 — G  lieschäftigen  sich  mit 
der  Frage  der  Verfälschung  und  be- 
stimmen, dass  als  Verfälschung  im  Sinne 
des  §  10  des  Nähr ungsmiltelgesetzes  nicht 
angesehen  werden  solle: 

1.  die  anerkannte  Kellerbehandlung 
(Haltbarmachung  des  Weines  durch  Zusatz 
goriog^er  Mengen  von  Alkohol  oder  verschie- 
dener Klänm  ^mittel), 

2.  der  Weinverschuitt  (Mischung von 
Wein  mit  Wein), 

3.  Eni  säurung  mittelst  eines  gefällten 
kohlensauren  Kalks  (das  st^nannte  Chap- 
talisieren), 

4.  der  Zuckerzusatz  (das  sogenannte 
Gallisieren). 

Dagegen  sind  als  Verfälschung  zu  er- 
achten namentlich  der  Aufguss  von  Zucker- 
wasser auf  ganz  oder  teilweise  ansgepresste 
Trauben  (das  sogenannte  PetiotisierenJ, 
die  Bereitung  von  Eosinenwein  sowie 
äthnliche  Massregeln.  Solche  Weine  dürfen 
daher  nur  unter  einer  entsprechen- 
denBezeichnung(Tresterwein,  Hetenwein, 
Rosinenwein.  Kunstwein  a.  s.  f.)  feilgehalten 
und  verkauft  wei'den.  Auf  Schaumwein 
finden  diese  Vorschriften  keine  Anwendung. 
Dagegen  wii-d  für  den  letzleren  sowie  für 


Obst-  imd  Beerenobstwein  die  Benutzung 
von  Saccharin  und  ähnlichen  künstlichen 
Süssstoffen  ansdrüekhcb  untersagt.  Die 
angedrohten  Strafen  bewegen  sich  zwischen 
Haft  und  Geldstrafe  von  li30  Mark  (bei 
fahrlässigen  Zuwiderhandlungen)  und  Gefäng- 
nis bis  zu  G  Monaton  oder  Geldstrafe  von 
1500  Mark.  Auch  kann  wieder  auf  Ein- 
ziehung der  betreffenden  Waren,  und  Ver- 
öffentlichung des  Urteils  erkannt  werden. 
In  §  11  wird  der  Bundesrat  ermächtigt,  die 
erlaubten  Grenzen  für  die  bei  der  Keller- 
behandlung in  den  Wein  gelangenden 
Stoffe  zu  bestimmen,  in  §  12,  Grundsätze 
auf^.ustellen,  nach  denen  die  zur  Ausführung 
des  Gesetzes erforderiichen  Untersuchun- 
gen vorzunehmen  sind. 

Von  der  in  g  11  ausgesprochenen  Be- 
fugnis hat  der  Bundesrat  aana  in  einer 
Bekanntmachung  vom  29.  ApriH892, 
von  der  in  §  12  gegebenen  in  einer  solchen 
vom  25.  Juni  1896  Gehranch  gemacht. 

Wie  el)en  erwähnt,  hatte  schon  dasfl''ein- 
gesetz  die  Benutzung  des  Saccharins, 
eines  aus  den  Abkömmlingen  des  Stein- 
kohlenteei-s  gewonnenen  künstlichen  Süss- 
stoffs  an  Stäle  des  Zuckers  fflr  die  Be- 
tiandlung  des  Weins  verboten.  Die  Beob- 
achtimg, dass  das  gleiche  Präparat  aber  in 
vielleicht  noch  höherem  Masse  und  in  immer 
wachsender  Ausdehnung  auch  bei  der  Hei'- 
stellung  zahlreicher  anderer  Nahrungsmittel, 
so  des  Biers,  namentlich  seiner  ober^rigen 
Sorten,  der  Frnchtkonserven  u.  s.  f.  Ver- 
wendung fand,  hat  die  beteiligten  In- 
stanzen bestimmt,  diesem  Gegenstande  ihre 
besondere  Aufmerksamkeit  zu  schenken  und 
auf  den  Erlass  eines  eigenen  einschlägigen 
Gesetzes  liinzuwirten,  das  am  6.  Juli  ISSS 
unter  der  Bezeichnung  »Gesetz,  betreffend 
den  Verkehr  mit  künstlichen  Süssstoffen  r, 
(Saccharingesetz)  ergangen  ist.  Es 
heisst  hier  zunächst  in  g  1:  Künstliche 
Süssstoffe  im  Sinne  des  Gesetzes  sind 
alle  auf  künstlichem  Wege  gewonnenen 
Stoffe,  welche  als  Süssmittel  dienen  kOiinen 
und  eine  höhere  Süsskraft  als  raffinierter 
Rohr-  oder  Rübenzucker,  aber  nicht  ent- 
sprechenden Nährwert  besitzen.  Nach  §  2 
soll  die  Verwendung  dci-artiger  Stoffe  bei 
der  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Genuss- 
mitteln als  Verfälschung  im  Sinne  des 
Nahriingsmittetgesetzes  angesehen  und  daher 
dem  Deklaration szwange  unterworfen,  d.  h. 
der  Verkauf  oder  das  Feilhalten  solcher 
Waren  nur  nnter  einer  entsprechenden  Be- 
zeichnung noch  fernerhin  gestattet  sein. 
Völlig  verboten  ist  aber  nach  §  3  der 
Gebrauch  der  künstlichen  Süssstoffe  bei  der 
Bereitung  von  Bier,  Wein  oder  weinätin- 
lichen  Getränken,  von  Fruchtsäften, 
Konserven  und  Likören  sowie  von 
Zucker-  oder  StärkesjTupen.    In  §  4  finden 
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sich  die  Strafvorschriflen ;  §  5  ermächtigt 
den  BdDdesrat  zum  Erlass  von  Ausführungs- 
bestimm iiugen.  Da6  Sacchaiingesetz  ist  ohne 
Zweifel  im  wesentlichen  ans  tlem  Bestreben 
gehören,  den  Zucker,  also  eines  unserer 
wiclitigßtens  Landes-  und  Boden erzeugnisse, 
TOD  einem  lästigen  und  geßlhrlichen  Wett- 
bewerb zu  befreien  und  ihm  sein  legitimes 
Absatzgebiet  zu  waiiren.  Indessen  wii-d 
auch  die  Öest in dheits pflege  mit  dieser  Ab- 
sicht hier  insofern  durchaus  einvei-stauden 
sein  können,  als  der  Zucker  nicht  nur  ein 
Gennss-,  sondern  femer  auch  ein  ungemein 
wertvolles  und  nütsiliches  Nahningsmittel 
ist,  das  SacchariD  und  seine  "Verwandten 
aber  nach  dieser  Riclitung  völlig  versagen 
und  also  den  Zucker  schon  deshalb  in 
seiner  Bedeutung  för  den  menschlichen 
Körper  in  keinem  Falle  ersetzen  können. 

Von  hervorragender  TragAveite  in  ge- 
sundheitlicher Beziehung  ist  endlich  das 
Gesetz  betreffend  die  Schlacht- 
vieh- und  Fleischbeschau  vom 
3.  Juni  1900  (Fleischschaugesctz). 
Ursprünglich  und  angeblich  nur  aus  sani- 
tären Beweg^^ründen  hervorg^angen,  hat  es 
namentlich  bei  seiner  Behaudlimg  im  Reichs- 
tage zwar  manches  wesentliche  Merkmal 
dieses  Charakters  eingebflsst  und  eine  ge- 
wisse Verschiebung  im  wirtschaftlichen 
Sinne,  zu  Gunsten  unserer  einheimischen 
Fieischerzengimg  erfahren.  Immerhin  aber 
bleiben  doch  eine  ganze  Reihe  von  wichtigen 
Punkten  übrig,  die  ihm  auch  jetzt  noch  das 
Gepräge  eines  hygieinischen  Gesetzes  lassen. 
Durch  §  5  Ziffer  3  des  Nahrungsmittel ge- 
setzes  v-ar  das  Verkaufen  und  Feilhalten 
von  Tieren,  die  an  bestimmten  Kranklieiten 
leiden,  zum  Zwecke  der  Schlachtung,  sowie 
das  Verkaufen  und  Feilhalten  des  Fleisches 
von  Tieren,  die  mit  bestimmten  Krank- 
heiten behaftet  waren,  filr  das  ganze  Beich 
verboten.  Indessen  die  Feststellung  dieser 
Krankheiten  und  namentlich  die  Ei^ennung 
des  von  kranken  Tieren  henAhrenden 
Fleisches,  die  sichere  Unterscheidung  des 
letzteren  von  dem  gesunder,  stiess  fiberall 
da  auf  die  griJasten  Schwierigkeiten,  wo 
nicht  eine  sachverständige  Uiitersuchung 
sowohl  der  Tiere  vor  dem  Schlachten  wie 
des  Fleisches  nacli  dem  Schlachterf  imd 
zwai-  des  Fleisches  im  Zusammenhango  mit 
den  Eingeweiden,  in  denen  die  krankhaften 
Verändenmgen  ansschliesslich  oder  vorzugs- 
weise zum  Äusdnick  gelangen,  stattfand. 
Freilich  wurde  diese  Vorbedingung  und 
zwar  vielfach  schon  seit  langer  Zeit  in  den 
meisten  süddeutschen  Staaten,  auch 
in  einigen  preussischeii  Landesteilen  und  in 
dien  denjenigen  Städten  erfüllt,  die  im  Be- 
sitze von  Schlachthäusern  sind  und  den 
Schlachtzwang  eingeführt  haben.  Aber  von 
einer  allgemeinen  imd  gleich  massigen  Rege^ 


lung  der  ganzen  Angelegenheit  war  doch 
nicht  die  Bede,  und  ferner  nahm  das  vom 
Auslande  kommende  Fleisch  insofern  eine 
unberechtigte  Sonder-  und  Vorzugsstellung 
ein,  als  entweder  von  seiner  Untersuchung 
überhaupt  oder  doch  von  der  eigentlich 
wirksamen  Form  derselben,  d.  h.  der  Prüfung 
des  Fleisches  in  Verbindung  mit  den  Ein- 
geweiden abgesehen  wurde. 

Diesen  Mängeln  will  das  neue  Fleisch- 
schaugesetz in  durchgreifender  Weise  ab- 
helfen. Im  §  1  wird  eine  amtliche 
Untersuchung  für  alle  Tiere,  deren 
Fleisch  zum  Genüsse  für  Menschen  ver- 
wendet werden  soll,  vor  und  nach  der 
Schlachtung  angeordnet.  Als  Fleisch 
im  Sinne  des  Gesetzes  sind  nach  g  3  alle 
Teile,  sofern  sie  sich  zum  Genüsse  fär  Men- 
schen eignen,  auch  die  helgestellten  Fette 
und  Würste,  sowie  andere  Erzeiignisse,  faUs 
der  Bundesrat  dies  anordnet,  anzusehen. 
Bei  Notschlachtungen  darf  die  Unter- 
suchung vor  der  Schlachtimg,  bei  den  soge- 
nannten Hansschlachtungen  nach  §  2 
vor  und  nach  der  Schlachtung  unterbleiben. 
Diese  letztere  Bestimmung  muss  als  eine 
besonders  bedauerliche  Lücke  im  Gesetz 
bezeichnet  werden,  durch  die  in  Zukunft  " 
gewiss  nicht  selten  bedenkliche  Ware  hin- 
durchschlüpfen wird.  Die  »ausschliessliche 
Verwendung'  derailigen  Fleisches  »im 
eigenen  Haushalt  des  Besitzers«  Iftsst  sich 
ertalinrngsgeraäss  nun  sehr  schwer  sichern 
und  beaufsichtigen,  imd  die  Gründe,  die 
gegen  eine  Ausdehnung  des  Schanzwangs 
auch  auf  die  Hausschlachtungen  ^Itend  ge- 
macht worden  sind  —  namenüich  Mangel 
an  den  erforderlichen  Beschauern  —  können 
als  stichhaltige  nicht  anerkannt  werden, 
da  Überall  da,  wo  bisher  schon  die  Haus- 
schlachtungen dem  Schauzwang  unterworfen 
waren,  Schwierigkeiten  nicht  her^-orgetreten 
sind,  vielmehr  die  sogenannten  empirischen 
Fleischbeschauer  in  solchen  Fällen  ihre  Be- 
fugnisse meist  zur  vollen  Zufriedenheit  ver- 
sehen haben. 

Für  die  Ausführung  der  Besehau 
werden  im  tlbrigen  in  den  gg  ö — 11  ^naue 
Vorschriften  ^geben.  Wird  das  Fleisch 
als  untauglicn  für  den  menschlichen 
Genuss  befunden,  so  soll  es  beschlag- 
nahmt wei-den;  ist  es  »bedingt  tang- 
lichs,  so  kann  es  durch  bestimmte  Vor- 
kehrungen brauchbar  gemacht  und 
unter  besonderen  Bedingungen, 
namentlich  einer  deutliclien  Erklärung 
seiner  Beschaffenheit  vertrieben  werden. 
Die  §g  12—17  beschäftigen  sich  mit  dem 
vom  Auslande  kommenden  Fleisch.  Die 
Einfuhr  von  Fleisch  in  hiftdicht  verschlosse- 
nen Büchsen  oder  ähnlichen  Gefässen, 
von  Würsten  und  sonstigen  Gemengen 
aus  zerkleinertem  Fleisch   wird   überhaupt 
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Terboten.  Frisches  Fleisch  darf  bis 
zum  31.  Dezember  1903  nur  in  ganzen 
Tierkar  perri  oder  Hälften,  zubereitetes 
Fleisch  bis  zu  dem  gleiclien  Zeitpunkt  nur 
dann  importiert  wenlen,  ■wenn  sich  seine 
Unschädlichkeit  mit  Sicherheit  fest- 
stellen lässt.  Pökelfleisch  Iq  Stücken  von 
weniger  als  4  kg  ist  ausgosclilossen,  Schinken, 
Speck  und  Därme  dürfen  aucli  in  kleinereu 
Mengen  eingeföhrt  werden.  Nach  dem 
31.  Dezember  1903  sind  die  Bedingungen 
für  die  Einfuhr  von  fremdem  Fleisch  vod 
netiem  zu  regftlo;  geschieht  das  nicht,  so 
bleibt  es  bei  der  vorherigen  Uebung.  Schon 
frflher  aber  darf  der  Bundesrat  weitergehende 
Verbote  und  Beschi-änknngen  der  Einfuhr 
beschliessen.  Dem  Pferdefleisch  ist 
eiu  besonderer  Paragraph  (18)  gewidmet. 
Kaeh  §  19  muss  ferner  das  Ergebnis  der 
Untersuchung  auf  dem  Fleische,  das  aus 
dem  Auslände  stammende  Fleisch  ausser- 
dem als  solches  kenntlich  gemacht  werden. 

Yon  besonderer  Wichtigkeit  in  sani- 
tärer Beziehung  ist  g  21,  nach  dem  die 
Verwendung  bestimmter  Stoffe  oder 
Verfahren  bei  der  gewerbsmässigen  Zu- 
bereitung von  Fleisch,  die  der  Ware  eine 
gesundheitsschädliche  Beschaffenheit  zu 
geben  vermögen,  unters^  wird.  Diese 
Stoffe  und  Verfahren  zu  bezeichnen,  bleibt 
dem  Bundesrat  überlassen,  der  das  Verbot 
auch  auf  Stoffe  und  Verfahren  ausdehneu 
darf,  die  eine  gesundheitsschädliche  oder 
minderwertige  Beschaffenheit  der  Ware  zu 
verdecken  geeignet  sind.  Im  g  22  werden 
dem  Bimdesrat  weitere  Ausführungs- 
bestimmungen  vorbebalt«D,  in  §  23  die 
Kostenfrage  behandelt,  in  §  24  erklärt, 
dass  weitergehende  landesrechtliclie  Vor- 
schiiften  über  die  Tri cliinen schau,  Vertrieb 
des  beanstandeten  Fleisches  ii.  s.  w.  neben 
dem  Fleisch  Schaugesetz  bestehen  bleiben. 
Die  §§  26—28  bringen  die  Strafandrohungen, 
§  29  besagt,  dass  die  einschlägigen  Para- 
graphen des  Nahnmgsmittelgesotzes  durch 
das  FleischscliaugosetK  nicht  berührt  wer- 
den ti.  s.  f. 

b)  Landesreohtliohe  BeBtimmungeD. 
Neben  den  im  vorhergehenden  be- 
sprochenen Reichsgesetzen  bewogen  sich 
auf  dem  Gebiete  des  Nahrungsmittel- 
wesens nun  noch  eine  sehr  grosse 
Anzahl  von  cinzelstaatlicheu  Ge- 
setzen sowie  besonders  von  Minis- 
terialerlassen  und  polizeiliehen 
Verordnungen,  bald  für  grössere  Be- 
zirke, bald  nur  für  einzelne  Städte  ii.  s,  f. 
Diese  landesi-echtliehen  Bestimmungen  be- 
ziehen sich  zum  Teil  auf  Gegenstände,  die 
auch  bereits  eine  reich sgesetzliche  Regelung 
erfaliren  haben,  tmd  schreiten  für  die  be- 
treffenden Waren  noch  seliärfere  Maas- 
nahmen vor,  die  in  den  sämtlichen  Reichs- 


gesetzen ausdrücklich  als  zulässig  erkJärt 
werden  und  meist  in  örtlichen  Gebräuchen 
imd  Sitten  ihre  Begründung  finden,  zum 
Teil  aber  auf  diejenigen  Nahrungsmittel, 
für  die  eine  reiehsgesetzliche  Regelung  noch 
fehlt,  meist  weil  eben  lokale  Eigentüm- 
lichkeiten und  Unterschiede  einer  solchen 
im  Wege  stehen.  In  ttie  erste  Gruppe  ge- 
hören z.  B.  manche  Vorschriften  über  die 
Trichinenscbau  sowie  über  die  Behand- 
lung des  minderwertigen  oder  bedingt  taug- 
lichen Fleisches,  in  die  letztere  die  über  Mehl, 
Backwaren,  giftige  Pilze,  Wasser, 
künstliches  Mineralwasser,  Eis, 
Obst,  Gemüse,  Branntwein,  Liköre 
sowie  namentlich  über  Bier,  Bierdruck- 
apparate imd  Milch.  In  Bayern  ist  es 
z.  B.  durch  Landesgesetz  verboten,  bei  der 
Bereitung  von  Bier  irgendwelche  andere 
Stoffe  als  Gerstenraalz,  Ilopfou,  Wasser  und 
Hofe  zu  verwenden,  während  im  übrigen 
Deutschland  auch  noch  gewisse  Surrogate 
statthaft  sind.  Bei  der  Milch  hat  man  nach 
verschiedenen  Anläufen  von  einer  einheitlichen 
Gestaltung  des  Verkehrs  mit  Rücksicht  auf 
die  Verschiedenheit  der  örtlichen  Verhält- 
nisse (Rasse  der  Tiere,  Art  der  Füttenmg 
u.  s.  w.)  Abstand  genommen  und  sich  da- 
rauf beschränkt,  gewisse  Grundzüge  für 
kleinere  Bezirke  aufzustellen  und  deren 
Einfülmingdiu-chobrigkeitlicheVerfügimgeQ 
zu  empfehlen.  So  sind  denn  in  sehr  vielen 
Städten  polizeiliche  Verordnungen  fllier  die 
Marktmilch  iu  Kraft  getreten,  die  ganz 
genaue  Anforderungen  an  die  Besch^en- 
heit  dieses  wichtigen  Nahrungsmittels  ei^ 
heteii  imd  z.  B.  einen  Minuestfettgebalt, 
eine  gewisse  Menge  von  Trockensubstanz, 
ein  bestimmtes  specifisches  Gewicht  u.  s.  f. 
verlang  en- 

3.  Organ iaation  der  N.  in  Deutsch- 
land. Für  die  praktische  Handhabung 
der  Nahrungsmittelpolizei  kommen 
einmal  allgemeine  und  ferner  be- 
sondere auf  Grund  der  eben  besprochenen 
Gesetze  u.  s.  w.  ergriffene  Massregeln  in 
Betracht.  Zunächst  kann  der  Verkehr 
mit  Nahrungsmitteln  an  sich  in 
seinen  äusseren  Formen  beeinflusst  wer- 
den, indem  z.  B.  die  offenen  Märkte 
aufgAoben  und  durch  Markthallen  er- 
setzt werden.  Eine  besondere  Erwähnung 
vci'dienen  liier  die  A'orsehriften,  durch  die 
das  Schlachten  der  Tiere  in  eigenen 
Schlachthäusern  verlangt  wird.  In 
Preussen  geschieht  das  nach  dem  G.  v. 
18.  März  1868  tezw.  9.  Mära  1881,  das 
denjenigen  Gemeinden,  in  denen  eine  Ge- 
meindeanstalt zum  Schlachten  von  Vieh 
(öffentliches  Sclilachthans)  errichtet  ist,  die 
Befugnis  gewährt,  durch  Gemein  debescliluss 
den  Schlachthauszwang  einzuführen,  d.  h. 
die  privaten  Schlachtungen  zu  verbieten. 
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Die  Beanfsichtigiing  dos  Verkehrs  mit 
Lebensmitteln  geschient  im  nbrigpti  durch 
die  Polizei  und  ihre  Beauftragten. 
Das  Nahrungsm  ittelgesetK  giebt  ihr  die  Er- 
mächtigung, die  Verkaufsräume  zn  betreten 
sowie  ftoben  zum  Zwecke  der  späteren  Unter- 
suchung z«  entnehiaeii  (vergt.  oben)  und 
sich  so  von  der  BeschaffenJieit  der  Waren 
zu  ftberzeugeu.  Die  Prüfung  selbst 
kann  imter  Umständen  sofort  an  Ort  und 
Stelle  bew-irkt  werden  (z.  B.  Strassenkon- 
trolle  der  Milch),  in  der  Regel  aber  wii-d 
die  Ueberweisiing  an  ein  eigenes  Unter- 
suchungsamt  und  einen  technisch  vorge- 
gebilUeton  Fachmano  notwendig,  der  bei  vor- 
schriftswidriger,3eschatfenheit  der  Ware  die 
letztere  beanstandet  und  der  Polizei- 
behörde eine  entsprechende  Anzeige 
erstattet ,  die  dann  ihrerseits  entweder 
Polizeistrafen  verhängen  oder  die  An- 
gelegenheit der  Staatsanwaltschaft  zur 
weiteren  Veranlassung  übergeben  kann.  Der- 
artige Öffentliche  Anstalten  zur  tech- 
nischen Untersuchung  von  Nahrungsmitteln 
sind  alsetneunerlässliche  Ergänzung, 
als  eine  notwendige  Folge  des  Nahrungsm itlel- 
gesetzes  anzusehen,  geben  diesem  erst  den 
eigentlichen  Inhalt  und  praktisclie  Bedeu- 
tung, und  es  ist  deshalb  im  höchsten  Grade 
bedauerlich,  dass  von  der  dnrch  das  Nah- 
rung smiltelgesetz  eröffneten  und  erleichterten 
Möglichkeit  zur  Errichtung  solcher  Aemter 
längst  noch  nicht  in  gewünschtem  Umfange 
Gebrauch  gemacht  worden  ist.  In  Si'wl- 
deiitschland,  wie  namentlich  in  Bayern  und 
in  einigen  kleineren  Bundesstaaten,  z.  B.  in 
Uambui^,  hat  freilich  der  Staat  selbst  be- 
sondere Anstalten  ins  Leben  gerufen ;  an 
den  meisten  Stellen  aber  hat  man  diese 
Soi^  den  einzelnen  Gemeinden  über- 
lassen, die  sich  begreiflicherweise  schon  aus 
Scheu  voi'  den  Kosten  der  ersten  Einrich- 
tang  und  des  Betriebes  nicht  gerade  beeilt 
haben,  der  Äutforderang  zu  entsprechen. 
So  finden  wir  denn  eigene,  nur  diesem 
Zwecke  dietiende  Untersuchungsanstalten 
thatsächlich  nur  in  einigen  wenigen  grösseren 
Städten,  wie  in  Breslau,  Hannover,  Kiel  u. 
a.  m.;  ^•ie!fach  hat  man  neuerdings  den  Aus- 
weg eingeschlagen,  die  Anstalt  an  andei« 
bereits  bestehende  ähnliche,  wie  z.  B.  die 
hygieinischen  oder  landwirtschaftlichen  In- 
stitute der  Universitäten  anzugliedern  (z,  B. 
in  HaUe,  Königsberg,  Leipzig,  Dresden), 
meist  aber  begnügt  mau  sicli  bisher  damit, 
die  Prüfung  der  Nahrungsmittel  privaten 
Laboratorien  im  Besitze  eines  Chemikers 
oder  Apothekers  zu  übertragen.  Dass  die 
Regel  mässigkeit  und  die  Sicherheit  der 
Ueberwachimg  durch  dieses  Verfahren  nicht 
gerade  gefördert  werden,  liegt  auf  der  Hand, 
und  so  haben  denn  auch  die  erzielten 
Erfolge     oft     genug     zu     wünschen     übrig 


gelassen.  Ist  das  zum  Teil  durch  die 
mangelhafte  Schulung  der  Untersucher  ver- 
schuldet, so  sind  auf  der  anderen  Seite 
doch  auch  gewisse  Schwierigkeiten,  dio  durch 
die  Natur  der  Sache  selbst  bedingt  sind,  hier 
von  Be<IeutuDg,  Die  Nährungsmittel- 
chemio  an  sich  und  ihre  Methodik  ist 
noch  in  dauernder  Entwickelung  und  Gä- 
rung begiiffea,  die  Verfahren,  deren  sie 
sicli  bedient,  sind  vielfacli  schwankende  und 
ungemein  verwickelte,  und  die  Ergebnisse 
entbehren  daher  der  nötigen  Uebei-ein Stim- 
mung. Um  diesen  Uebelständen  abzuhelfen, 
ist  einmal  durch  Bundesratsbeschluss 
vom  22.  Februar  1894  eine  besondere 
Kaste  von  Nahrungsmittelchemikern 
geschaffen  worden,  die  nach  bestandener 
Vor-  und  Hauptprttfung  eine  Be- 
scheinigung über  ihre  Rlhigkeit  erhalten 
imd  füi"  die  cUemisch-techniscIie  Beurtei- 
lung von  Nahrungsmitteln,  Genussmitteln 
und  Gebrauchsgegenständen  im  Sinne  des 
Nahnmgsmittelgesetzes  in  erster  Linie 
herangezogen  wenlen  sollen.  Wird  schon 
dadurch  eine  grössere  Zuverlässigkeit  der 
abgegebenen  Gutachten  gewährleistet  und 
für  (He  Reclitsprechung  die  ersehnte  sichere 
Grundlage  geschaffen,  so  sind  in  dem 
gleichen  Sinne  wirksam  dio  Vereinba- 
rungen über  gewisse  Untersu- 
chungsverfahren im  ganzen  wie  in  den 
einzelnen  Teilen  ihrer  Ausführung  und  An- 
wendung. Nachdem  solche  Normen  zueret 
im  weiteren Umfenge  von  den  bayerischen 
Verti-etem  der  angewandten  Chemie  aufge- 
stellt worden  waren  und  sich  in  der  Praxis 
durchaus  bewährt  hatten,  hat  neuerdin^  das 
Reichsgesundheitsamt  die  Leitung 
auf  diesem  Gebiete  übernommen  und  mit 
Unterstützung  der  hervorragendsten  Sach- 
vereiaudigen» Vereinbarungen  zur  ein- 
heitlichen Untersuchung  und  Beur- 
teilung von  Nahrungs- und  Oenuss- 
mittoln,  sowie  Gebrauchsgegen- 
ständen für  das  Deutsche  Reich« 
festgestellt,  vod  denen  bisher  2  Hefte  er- 
schienen sind,  deren  erstes,  aus  dem  Jahre 
1897  stammend,  die  allgemeinen  Methoden 
(Bestimmung  des  Wassers,  des  Stickstoffs 
und  seiner  Verbindungen),  des  Fettes,  der 
stickstofffreien  Extraktstoffe  bezw,  der 
Kohlenhydrate,  der  Rohfaser,  der  Mineral- 
stoffe u.  s.  w.),  den  Nachweis  der  Konser- 
vierungsmittel, die  Untersuchung  von  Fleisch 
und  Fleischwareu,  von  Wurst,  Koischextrakt 
und  Fleischpepton,  der  Eier,  des  Kaviars, 
der  Milch,  des  Käses  sowie  der  Speisefette 
und  Gele,  deren  zweites,  1899  erschienen, 
Mehl  und  Brot,  Gewürze,  Essig,  Zucker 
und  Zuckerwaren,  Fmchtsäfte,  Gemüse  und 
Fnichtdauer waren,  Honig,  Branntwein  und 
Liköre,  künsthehe  Süssstoffe  und  das 
Wasser  umfasst. 


dby  Google 


954 


Nab  ningsmittelpollEei 


'  "  Weno  auch  das  Bedeuken,  dass  durch 
eine  dei'artige  Eodifizieruug  die  weitere 
freie  Bewegung  auf  diesem  Felde  gehemmt 
und  der  Entwickelung  der  Methodik  eine 
lastige  Fessel  auferlegt  werde,  nicht  ganz 
ausser  acht  gelassen  werden  dai'f,  so  kann 
es  docli  nicht  ins  Gewicht  fallen  gegen- 
flber  dem  ausserordentlichen  Gewinn  einer 
solchen  Verstau digung.  Das  früher  nicht 
seltene,  höchst  unenjuickUche  Schauspiel, 
dass  zwei  Gutachter  bei  der  nämlicheu  Probe 
zu  ganz  entgegengesetzten  Ergebnissen  go- 


gewiss  imraei-  seltener  werden. 

4.  Oi^gaDixatioD  der  X.  im  Auslände. 

In  Oesterreich  hat  das  Naln-ungamittel- 
wesen  eine  umfassende  und  einheitliche 
Regelung  durch  ein  G.  v.  16.  Januar  1896 
erfahren,  das  im  grossen  und  ganzen  dem 
deutschen  Nahrun gsmittel^setz  nachgebildet 
ist.  Dem  Gesetz  unterliegt  der  Verkehr 
mit  Lebensmitteln,  kosmetiitchen  Mitteln  und 
Spielwaren,  Tapeten,  Bekleidnngsgegenatäu- 
den,  Ess-  oder  Trinkgeschiri-en,  sowie  Ge- 
schirren und  Oeräteu,  die  zum  Kochen  oder 
zur  Aufbewahrung  von  Lebensmitteln  oder 
zur  Verwendung  bei  denselben  bestimmt 
sind,  ferner  mit  Wagen,  Massen  imd  anderen 
Mess Werkzeugen,  die  zur  Verwendung  bei 
Lebensmitteln  zu  dienen  haben,  die  Ver- 
wendimg  gewisser  Farben  zur  Zimmei-- 
raalerei,  endlich  der  Verkehr  mit  Petroleum. 
Die  Auf  Sichtsbeamten  iiaben  das  Recht, 
Revisionen  aufzuführen  und  Proben  zu  ent- 
nehmen ;  als  derartig  Beamte  kommen  in 
erster  Linie  die  Bezirksärzte  in  Eetrachf; 
weiterhin  werden  durch  die  Gesetzgebung 
der  einzelnen  Kronländer  diejenigen  Organe 
bestimmt,  die  diese  Berechtigung  oder  Ver- 
pflichtung haben.  So  z.  B.  besagt  ein 
Jäpecialgesetz,  dass  in  Steiermark  besondere 
und  beeidete  Beamte  für  die  Uandliabung 
der  Gesundheits-  und  Ijebensmittelpolizei  zu 
bestellen  haben :  1.  Autonome  Städte,  2.  Ge- 
meinden, die  als  Kurorte  mit  eigenen  £ur- 
etatuten  versehen  sind,  3.  Gemeinden  mit 
mehr  als  5000  Einwohnern  in  einer  Ortschaft. 

Die  Vorschriften  über  die  Ennächtigimg 
der  Regierung  znm  Erlass  von  Verboten 
bestimmter  Arten  der  Herstellung,  Gewin- 
nung, Aufbewahrung,  des  Verkaufs  und 
Fcilhaltens  von  Lebensmitteln,  der  Verwen- 
dung bestimmter  Stoffe  und  Farben  bei  der 
Herstellung  von  Spielwaren,  Taiieteu,  Be- 
klcidungsgegenständen,  Ess-  und  Trinkge- 
schirreii  u.  s.  w.  sowie  die  Straf besfimmungen 
sind  denen  des  Deutschen  Reichsgesetzes 
vom  14.  Mai  1879  sehr  ähnlich. 

Dagegen  untei'scheidet  sicli  das  öster- 
reichische von  dein  deutschen  Nahrungs- 
mittelgesetz zu  seinem  Vorteil  dadurch,  dass 
es  die  Errichtung  staatlicher  Untersnchungs- 


anstallen  vorschreibt ;  derartige  Anstalten  sind 
denn  bislier  auch  bereits  eine  ganze  Anzahl 
und  zwar  im  Anschluss  an  die  hygieinischen 
Institute  der  Universitäten  und  mit  einem 
über  die  betreffenden  Landesteile  ausge- 
dehnten Dienstsprengel  gegrilndet  imd  dem 
Betriebe  übergeben  worden. 

Die  Ausführung  der  Untei-suchungeu  soll 
»diplomiei'ten  Lehansmittplexpertens  anver- 
traut wei-den,  über  deren  Ausbildung  und 
Befähigungsnachweis  besondere  und  zwar 
sehr  strenge  Vorschriften  ei^angen  sind, 
für  die  auf  der  anderen  Seile  aber  auch 
eine  verhältnismässig  recht  gute  Besoldung 
vorgesehen  ist. 

Neben  diesem  allgemeinen  Nahrun gs- 
mitlelgesetz  betreffen  nun  wie  in  Deutsclk- 
land  noch  man  niefache  einzelne  Gesetze, 
Erlasse  und  Yeroranimgen  den  A'erkehr  mit 
"Wein,  mit  Butler  und  ihren  Ersatzmitteln, 
mit  Milch,  Fleisch  u.  s.  f. 

Für  England  gelten  die  adidteration 
of  food  Acts  aus  den  Jahren  1860,  1872 
imd  1874.  Die  Grafschaftsgerichte  und  die 
Gemeindebehörden  (Magistrate)  haben  das 
Recht  und  die  P/licht,  Sachverständige  für 
die  Untersuchung  von  Lebensmitteln  anzu- 
stellen. Diese  Sachvereländigen  (analysls) 
müssen  einen  besonderen  Bildungsgang 
durchmachen  und  eine  entsprechende  Prü- 
fung ablegen.  Gelangen  sie  bei  den  Unter- 
suchungen ihnen  übemiittelter  Nahnmgs- 
mittelpreben  zu  einer  Beanstandung,  so  geben 
sie  ihr  Gutachten  an  den  Sanitäisbeainten 
{inspector  of  niusance)  weiter,  der  dann  die 
klage  vor  dem  Friedensrichter  anstrengen 
kann.  Nur  das  Zeugnis  eines  Analysts, 
eines  diplomlerlen  Nahnmgsmittel Chemikers, 
wii-d  vor  Gericht  als  beweisend  angesehen. 

Strafbar  ist,  wer  ein  Nahrungsmittel 
verkauft  oder  in  Verkehr  bringt,  das  von 
seiner  natürlichen  Beschaffenheit  abweicht, 
ferner,  wer  Nahrungs-  und  Genussraittel 
voi-sätzlich  mit  gesundheitsschädliclien  Stoffen 
oder  mit  solchen  Substanzen  vermischt,  die 
eine  Vei-meimmg  des  Gewichts  oder  des 
Umfangs  der  Waren  herbeiführen,  oder  wer 
solche  Gegenstände  verkauft  —  es  sei  denn, 
dass  er  dem  Käufer  die  Thatsache  vorher 
mitgeteilt  liabe.  Besondere  Beachtung  ver- 
dient ausserdem  noch  die  englische  Dairies, 
milkshop  and  cowsheds  oi-der  vom  Jahre 
1885,  die  Regulation  of  dairies  aiM  von  ItiSÖ 
imd  die  Margarine  Act  von  1887,  das  Knust- 
butte rgesetz. 

In  Italien  entlialten  das  Gesetz  über 
die  Gesundheilspflege  vom  22.  Dezember 
1888  und  das  Regidativ  vom  3.  Aiigust  18.% 
genaue  Bestimmungen  Ober  den  Verkehr 
mit  Lebensmitteln.  Es  bedroht  jeden  mit 
Strafe,  der  verdorbene,  infizierte,  verfälschte 
oder  aus  einem  anderen  Grunde  gesundheits- 
schädliche   Nahrungs-    oder    Genussmittel 


Digitized  by  L.iOOQIC 


NahruDgsmittelpoIizei  — ^asse 


verkauft,  feilhält  oder  au  die  eigenen  Ange- 
hörigen verabfolgt  oder  den  Ess-,  Trink- 
und  Kochgeschin-en  durch  mangelhafte  Ver- 
zinmmg  oder  sonstwie  eine  gesundheits- 
schädliche Beschaffenheit  verleiht.  Besondere 
Gesetze  oder  Ei'lasse  regeln  auch  hier  wie- 
der den  Verkehr  mit  Weiß,  mit  Butter,  mit 
Margarine  (10.  Juli  1894),  die  "Verwendung 
gesundheitsschädlicher  Farben  ».  a.  f. 

In  Frankreich  beruht  die  Nahrungs- 
mittelpolizei  auf  dem  G.  v.  Jahre  1851  {ioi 
tendaiit  h  la  rt'pression  plus  etficace  de 
certaines  fraudes  dans  la  venfe  des  mar- 
chandises,  das  alle  diejenigen  für  strafbar 
erklart,  die  zum  Verkaufe  bestimmte  Nah- 
rungsinitlel  verfälschen  oder  verfälschte  wis- 
sentlich in  den  Handel  bringen  oder  gar 
den  Waren  ^sundlieitsschädiiche  Stoffe 
beimischen.  Die  Ware  kann,  wie  bei  ims, 
ein^zogen,  das  Urteil  veröffentlicht  werden. 
Weiter  betreffen  besondere  Gesetze  den 
Verkehr  mit  Fleisch,  Mileh,  Butter  und 
Kiinstbuttor  (IC.  April  1807),  Wein  (16.  April 
1897),  Konserven  u.  s.  w. 

Belgien  hat  seit  dein  4.  August  1S9U 
ein  eigenes  Gesetz  über  die  Verfälschung 
der  Lebensmittel,  das  durch  die  weiteren 
Verordnungen  Aber  Eunstbtitter,  Saccharin, 
künstliche  Färbung  von  Lebensmitteln  und 
Herstellung  von  Beliällern  und  Gefässen  fflr 
Lebens  mittel  ergänzt  worden  ist.  Durch 
einen  königlichen  Erlass  vom  28.  Februar 
1891  sind  ferner  Bestimmungen  über  die 
Art  der  Beaufsichtigung  des  Verkehre,  die 
Entnahme  von  Proben  u.  s.  w.  getroffen 
w^orden.  Die  Beamten  erhalten  das  Kecht, 
in  die  Kaufläden  etc.  eiozuti-etea.  Revisionen 
auszufühi'en ,  Proben  zu  entnehmen  und 
letztere  einem  Untei-snchimgsamt  zu  über- 
geben. Nach  dem  Gutachten  des  letzteren 
richtet  sich  das  weitere  Verfahren.  Ein 
R^lement  vom  25.  April  1894  beschäftigt 
sieh  mit  der  Bierbereitung  und  dem  Bier- 
handel,  solche  vom  18,  Novembei'  und  31. 
Dezemlier  1894  mit  dem  Vertrieb  von 
Cichorien,  Kakao,  Chokolaile,  Milch,  vom 
26.  Ausist  1896  mit  dem  von  Butter  und 
Mareaniie  u.  s.  w. 

Für  Schweden  enthält  das  Gesetz  tSber 
die  öffentliche  Ge.sundheitspflege  vom  2ä. 
September  1874  zahlreiche  Vorschriften 
über  Nahrungs-  und  Genussmittel,  dasjenige 
vom  24.  Oktober  1885  Bestimmungen  über 
den  Verkauf  von  Wein,  Spirituosen  etc. 

Dänemark  hat  ein  Gesetz  betreffend 
die  Untereiichung  von  Lebensmitteln  vom 
8.  September  1891,  abgeändert  am  1.  April 
1894;  Bestimmungen  vom  17.  April  1894 
beziehen  sich  auf  die  Herstellung  und  den 
Verkauf  von  Wein  und  Spirituosen. 

In  der  Schweiz  ist  die  Regelung  der 
Nahningsmittelpolizei  den  einzelnen  Kan- 
tonen überlassen,  die  meist  und  zwar  viele 


noch  in  den  letzten  Jahren  umfassende  Vor- 
scliriften  nach  dieser  Richtung  gegeben 
haben,  so  z.  B.  Basel-Stadt  am  31.  Oktober 
1895.  St.  Gallen  am  1.  Juni  1895,  Grau- 
hrtuden  am  12.  Februar  1897  u.  s.  f. 

Lttteratnri  Wßrzburg,  Die  IfalirvHgtHiitUl- 
goeUgrbung  im  DtutteheiiReirh  und  den  eimtJnf.» 
Bundestlaairii,  Leipiig  1894,  —  JtfMwen,  Reieha- 
gfieli  belregrnd  den  Verkehr  tuit  IfahrungimiUelu 
w.  «.  IC.  vom  74.  Mai  1879,  Paderborn  1898.  — 
Vereinbarungen  tur  einheillichen  l'nler*ufhvng 
find  Beurteilung  conJVnArunfw-  und  GenaMBiitlrln 
u.  I.  fp.,  Berlin  189?  «.  1899.  —  Die  «Arbeilena 
und  die  u  Verliffentlirliungent  dei  Kaiterliehen 
GeeandkeiltamiM,  Berlin,  (tt'iehligtl»  Quelle  für 
die  leehaieehen  t'ntertuehungen  und  getetiliehea 
Beitimtaungen  toteie  die  Reehlaprerhung  au/ 
dem  ganita  Oebiele  JSr  da»  DenUche  Reich, 
die  Eiaielilaal'H  und  da*  Aulland.)  —  iMfetUl, 
Hat  Geietx  rom  Jö.  Jänner  1S96  (iiilerreiehitfliei 
Nahrimgtmiltelgeteti),  Wien  1897. 

C.  Ffähkel. 
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Nasse,  Erwin, 
geb.  am  2.  XU.  1829  zu  Bonn,  gest.  daselbst 
am  4. 1,  18U0,  studierte  in  Bonn  und  GQttiagen, 
folgte  Frühjahr  1856  einem  Rufe  als  Professor 
der  Staats wissenscbaften  uach  Basel  und  ta 
Herbftt  desselben  Jabres  nach  Koatück  und  wurde 
1860  ordeutlicher  Professor  in  seiner  Vateratadt. 

Nasse  war  Kathedersozialist,  KEmässigter 
FreihSndler.  Gegner  der  Maucbesterdoktrin  und 
in  manchen  StUcken  ein  Anhänger  des  gegen 
die  historische  Schule  gerichteten  Mengersrhen 
Sjsleins.  Als  einer  der  ürflniler  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  führte  er  dessen  Präsidium  von 
1874  bis  »u  seinem  Tude.  Seine  Schriften  über 
Geld-,  WSUmDgs-,  MUnz-,  Bank-,  Jlonopul-  und 
Staatisuhuldenwesen,  über  Preise  nnd  St«aeni 
gehören  zu  den  hervorragendsten  Leislnugen 
auf  dem  Gebiete  der  zeitgeniiasischen  wirtschaft- 
lichen Litteratur.  Er  war  Gegner  des  Reichs- 
eiseiibahnmonopols,  das  er  ans  wenig  einleuchten- 
den etbiachen  Gründen  und  zu  Gunsten  der 
Staatsbahnen  bekämpft«.  Wissenscbaftlicbe  Ar- 
beiten ersten  Bnoges  binterliess  er  in  dem 
agrargeschichtlichen  Werke:  „Heber  die  mittel- 
alterliche Feldgeineinschaft"  (a.  u.)  luid  in  dem 
Art.  über  das  Buch  des  Zeitgenossen  Bodins 
(W,  Stafford)  „A  compendioos  or  briefe  exami- 
nation  of  certayne  ordinary  complaints'',  London 
15öl  (vgl.  n.  ZeiUchr.  f.  Staatsw.,  Bd.  XIXX  — 

Kas^e  veröffentlichte  von  staatewiasenscfaaft- 
lichen  Schriften  «)  in  Buchform;  Bemer- 
kungen Aber  das  prenssische  Steuersystem,  Bonn 
1861.  —  Die  preussisolie  Bank  und  die  Aus- 
dehnung ihres  Geschttftekreises  in  Deutschland, 
ebd.  1866.  —  Die  Niederlande  und  Preussen. 
Eine  Antwort  an  Herrn  Groen  van  Prinaterer, 
ebd.  1867.  —  Armenpflege  und  Selbsthilfe.  Vor- 
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trag,  ebd.  1868.  —  Ueber  die  UniTersitittsBtiidien 
und  Staatsprüfungen  der  preussischcn  Verwal- 
tnngsbeamten,  ebd.  1868.  —  Deber  die  mittel- 
)ilt«rliche  Feldg-enieinechuft  und  die  Einhegunf^eu 
des  16.  Jahrliunderts  in  England,  ebd.  186^; 
dasselbe  in  euglischer  Uebersetzung  von  H.  A. 
OuTry,  London  1Ö71.  —  Beamtentum  und  Bürger- 

I flicht  im  preuGsiBcben  Staate.  Rede,  Bonn 
BW.  - 

Nasse  war  beteiligt  an  den  Schritten  dea 
Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  III:  (Die  Personal- 
besteuerung, Gutachten  etc.)  und  Bd.  XXVII 
(Agrariiicbe  Zustände  in  Frankreich  und  Eng- 
land), Leipzig  1873  Lezw.  1884;  er  war  ferner 
meist  nur  nomineller  Mitherausgeber  der  von 
Ad,  Wagner  bearbeiteten  2.  beziv.  3.,  G.  und 
7.  Aufl.  von  Baus  Lehrbuch  der  politischen 
Oekonomie,  Bd.  I — VII,  Heidelberg  und  Leipzig 
1878—1887.  — 

bj  iu  ZeitBchriften:  l'i  in  Hirths 
Ann.  (Leipzig) :  Die  Münzreform  und  die 
Wechselkurse,  Jahrg^^  1876-  —  2)  in  Jahrb.  f. 
Nat.  u.  8tat.  (Jena) :  Die  deutschen  Zettelbauken 
während  der  Krisis  von  18(^,  Bd.  XI,  1868, 
S.  1  ff.  —  Das  venetianische  Bankwesen  im  14., 

15.  und  16.  Jahrhundert,  Bd.  XXXIV,  1879, 
S.  329  flf.  —  Der  Cobdenklub  und  die  deutwhe 
Warenausfuhr,  N.  F.  Bd.  IV,  1882.  S.  409ff,  - 
Ein  Blick  auf  die  kommerzielle  und  industrielle 
Lage  Englands,  N.  F.  Bd.  XIV,  1887,  S.  97.  — 
Das  Sinken  der  Warenpreise  wahrend  der  letzten 
15  Jahre,  K.  F.  Bd.  XVH,  1888,  S.  öOff.  und 
139  ff.  —  Der  Schlussberitht  der  englischen 
Gold-  und  SilberkommisBion,  N.  F.  Bd.  XX, 
1889.  —  3)  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  (Leipzig): 
Die  Demonetisation  des  Silbers  und  das  Wert- 
verhältnia  der  edlen  Metalle,  Jahrg.  I,  1877, 
S.  115  ff.  —  Der  Bimelallismns  and  die  Wäh- 
mngsfrage  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Jahrg.  II,  1878,  S.  113  ff  —  Ueber 
die  Verhütung  der  Produkt! onskriaen  durch 
staatliche  Fürsorge,  Jahrg.  IU,  1879,  S.  145  ff. 

—  4)  in  Preussische  Jahrbücher  (Berlin):  Ueber 
den  jüngeren  William  Pitt,  Bd.  XIV,  1864, 
S.  265  fl,  ~  Das  politische  Ehrenamt  im  alten 
Rom  nnd  modernen  England,  Bd.  XXHI,  1869, 
S.  648  ff.  —  Das  hundertjährige  Jubiläum  der 
Schrift  von  Adam  Smith  über  den  Reichtum  der 
Sationen,  Bd.  XXXVUI,  1876.  S.  384fF.  ^  Die 
Währungsfraee  in  Deutschland,  Bd.  LV,  18B5, 
S.  296  ff.  —  Entwickelung  der  Krisis  des  wirt- 
schaftlichen IndividuaIJsmDS  in  England,  Bd. 
LVII,  1886,  S.  420  ff.  —  Die  Kündigung  des 
Privilegiums  der  Reichshank  und  der  Privat- 
notenbanken.  Bd.  LXIII,  1889,  S.  4'JÖ.  —  5)  In 
Schönberg,  Bd.  I,  1.  Aufl.  und  Bd.  I,  2.  Anfl., 
Tübingen  1882  und  1885:  Die  Darstellung  des 
Geld-  und  MUnzwesens.  —  6i  In  St.M'.B.  von 
Bluntsrbli  und  Brater,  Bd.  IV,  Stuttgart  1858: 
Gewässer  und  deren  Benutzung,  —  7j  Zeitschr. 
f.  Staatsw.  (Tübingenl:  Zur  Bauknoten-  und 
Papiergeld  frage  mit  besonderer  Beziehung  auf 
den  preusaischen  Staat,  Bd.  XII,  1856.  —  Ueber 
eine  volkswirtschaftliche  Schrift  ans  der  Zeit 
der  Preisrevolulion  in  der  zweiten  Hillfte  des 

16.  Jahrhunderts  (s.  o,),  Bd.  XIX,  1863.  S.  :-i69ff. 

—  Ueber  den  EInfluss  des  Kredits  auf  den 
Taust'hwert  der  edlen  MetaUe.  Bd.  XXI,  1865. 
S.  12äff,  —  Ueber  die  soziale  Znsammenstellnng 
des  Hauses  der  Gemeinen  vor  und  nach  dem 
Reformgesetze  von  1832,   Bd.  XXII,   1866,  S. 


234  ff.  —  Steuern  und  Staatsanleihen,  Bd.  XXIV, 
1868.  S.  1  ff.  —  Bankanweisungen  und  Bank- 
noten, Bd.  XXVni,  1872,  S.  487  ff.  — 

Vgl.  «her  Nasse:  Schäffle,  Svstem, 
.3.  Aufl.,  Bd.  JI.  Tübingen  1873,  S.  368.  — 
Koscher,  Gesch.  d.  Sat.,  MUrchen  1874.  S. 
1043.  —  Thompson,  Social  science  aud  natio- 
nal economy,  Philadelphia   1875,  8.  24,  95!»6. 

—  Wagner,  Grundlegung,  2,  Aufl.,  Heidel- 
berg 187Ü,  S.  119  —  v.  Baerenbach,  Die 
Sozialwissenschaften,  Leipzig  1882,  S.  168.  — 
Seebohin,  Die  englische  Dorfgemeinde,  über- 
setzt von  Th.  V.  Buusen,  Heidelberg  1885.  S.  III 
und  77.  —  K.  Wasserrab,  Preise  und  Krisen, 
Stattgart  1889.  S.  49  und  87.  —  G.L.Gomme, 
The  village  community.  London   1890,  S.  180. 

—  Annais  of  the  American  Academy  of  political 
and  social  science,  Bd.  1,  Philadelphia  1890, 
Jnli,  S.  140/41,  — 

lAppert. 


Mationalwerkstfitten. 

Die     sogcriannteu     National  Werkstätten 
(ateiiers  nationaux),  die   in  Paris  von   der 

Sroviaorischen  Regierung  in  den  ersten  Tagen 
er  Febniarrepnbiik  gegründet  wurden,  sind 
weder  mit  den  »atehers  sociaux«.  den  nur 
in  der  Phantasie  IjOuIs  Blancs  vorhandencQ 
Veranstaltungen  zur  allgcmeioeQ  »Organi- 
sation der  Arbeite,  zu  verwechseln  noch  mit 
den  unter  dem  Schutze  Ijoiüb  Blancs  vor 
dem  Juniaufstande  von  1848  wirklich  organi- 
sierten wenigen  Prodiiktivgenossen  Schäften 
(imter  denen  die  der  Schneider  von  Clicliy 
die  liedentendste  war)  noch  mit  den  iiacli 
jenem  Aufstände  ins  Leben  (jetreteneo  Ge- 
nossenschaften, denen  die  Nationalversamm- 
lung nur  zu  dem  Zwecke  eine  Unterstützung 
von  3  Millionen  Francs  bewilligte,  damit 
das  Association sexperimeut  recht  aiigenßilig 
scheitere,  was,  wie  Thiers  später  erklärte, 
eine  weit  grössere  Summe  als  drei  Millionen 
wert  wäre.  Die  Einrichtung  der  eigentlichen 
National  Werkstätten  war  einfach  eine  Not- 
stand smassrcgeJ,  wie  sie  schon  in  ähnlicher 
\\'eise  im  Jahre  1790  dagewesen  war.  Durch 
die  Febniarrovolntion  wai'  natOi-lich  sofort 
eine  Menge  von  Arbeitern  brotlos  geworden, 
und  die  junge  Republik  durfte  diese  nm  so 
weniger  ihrem  Schicksale  überlassen,  als 
sich  die  provisorische  Regierung  am  2,'».  Fe- 
bruar diu^h  eine  Volksdemonstration  hatte 
zwingen  lassen,  ein  von  ihren  radikalen  Mit- 
gliedern L.  Blanc,  Ledi-u-BolHn  und  Flocon 
entworfenes  Dekret  anzunehmen,  in  dem 
tliatsäclilich  das  »Recht  auf  Arbeit«  aner- 
kannt winl,  indem  die  Regierung  sieh  ver- 
pfliehlet,  allen  BQrgerii  Arbeit  zu  garan- 
tieren, auch  anerkennt,  dass  die  Arbeiter 
sicli  genossenschaftlich  vereinigen  müssten. 
um  die  rechtmässigen  Friichte  ihier  Arbeit 
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zu  erlangan,  zwUem  auch  fürs  erste  die 
nBchatföllige  Monatsrate  der  Civilliste  von 
einer  Xillion  Francs  den  Arbeitern  »zunlct- 
giebti.  So  wurde  denn  schon  am  27.  Februar 
die  sofortige  Einrichtiing  von  »National werk- 
statten« dekretiert  und  der  Minister  der 
Cffentiichen  Arbeiten,  Marie,  mit  der  Aus- 
führung dieser  Massregel  betraut.  Es  han- 
delte sich  aber  dabei  keineswcK  nm  Hand- 
werksbetriebe in  wirkliclien  Werkstätten, 
Bondem  um  Erdarbeiten  oder  ahnliche  Be- 
schäftigungen unter  freiem  Himmel,  für 
welche  die  Mehrzahl  der  Pariser  Arbeiter 
gar  nicht  geeiguet  war.  Zunächst  wurde 
am  28.  Februar  die  Wiederaufnahme  der 
durch  die  Eevolntion  unterbrochenen  Nivel- 
lieruDgsarheiten  und  Strassenbauten  befohlen, 
bei  denen  aber  kaum  3000  Personen  unter- 
gebraclit  werden  konnten.  Ausserdem  unter- 
nahm das  Kriegs ministerium  Erdarbeiten  auf 
dem  Marsfelde,  wo  anfan^  2—3000,  später 
5—6000  Arbeiter  beschäftigt  wurden.  Aber 
die  Zahl  der  Arbeitslosen  stieg  bei  der  all- 
gemeinen ErschOtienmg  des  Kredits  und 
des  Wirtschaftslebens  vou  Tag  zu  Tag  in 

fetährlichem  Verhältnis  und  die  Mairien 
er  Arrondissements  sahen  sich  genötigt, 
dieselben  unmittelbar  zu  unterhalten,  indem 
sie  jedem,  der  durch  eine  Bescheinigung 
nachwies,  dass  er  in  den  National  Werkstätten, 
d.  h.  auf  den  Arbeitsplätzen  keine  Aufnahme 
gefunden  habe,  eine  täglicbe  Geldunter- 
stfttzung  von  1,50  Francs  gewährten.  Die 
wirklich  beschäftigten  Arbeiter  aber  erhielten 
ohne  Unterscheidung  ihrer  Leistungen  täglich 
2  Francs,  also  nur  50  Cent,  mehr  als  die 
Feiernden,  und  das  Ei^bnis  ihrer  Arbeit 
war  meistens  nicht  einmal  soviel  wert,  als 
diese  Differenz  betrug.  Dabei  nahm  Un- 
ordnung und  Widerspenstigkeit  noch  über- 
hand, so  dass  die  Regierung  schon  nach 
wenigen  Tagen  in  die  grösste  Verlegenheit 
geriet.    Unter  diesen  Umständen  machte  ein 

Snger  Chemiker,  Emil  Thomas,  dem  Minister 
arie  den  Vorschlag,  er  wolle  mit  Hilfe 
einer  Anzahl  von  Studierenden  der  Central- 
Bchule  (für  Techniker  und  Civil  Ingenieure) 
die  Arbeiter  der  National  werk  statten  in  eiue 
einheitliche ,  halbmilitärische  Organisation 
bringen,  sie  nach  ihren  Faehgewerben  klassi- 
fizieren und  soweit  wie  möglich  auch  diesen 
entsprechend  verwenden,  im  übrigen  aber 
mit  Arbeiten  in  der  Bannmeile  beschäftigen. 
Thomas  hatte  zwar  in  seinen  Anschauungen 
einige  Verwandtschaft  mit  der  St.  Simon- 
sehen  Schule,  stand  aber  im  ganzen  auf  den 
Boden  einer  bürgerlichen,  demokratisch- 
fortschrittlichen  Sozialpolitik  nnd  statt  der 
»Or^nisation  der  Arbeit*  hatte  er  »Mora- 
lisation  und  Association  der  Arbeiter«  ids 
Wahlspruch.  Marie  nahm  das  Projekt  an, 
weil  er  in  demselben  ein  Mittel  sah,  die 
Masse  der  Arbeiter  dem  Einflüsse  L.  Blaues, 


den  mau  als  Präsidenten  der  Arbeiterkom- 
mission imLuxembourg  möglichst  unschädlich 
zu  machen  gesucht  liAttc,  noch  wirksamer 
zu  entziehen.  Demnach  wurde  durch  Mi- 
nisterialerlass  vom  6.  Mätz  ein  Centralbnreau 
für  die  Nationalwerkstätten  des  Seinedeparte- 
ments geschaffen  imd  Thomas  zum  Direktor 
desselben  ernannt,  und  zwei  Tage  darauf 
erliess  dieser  sein  neues  Reglement.  Die 
unterste  Gruppeneinheit  war  hiemach  die 
escouade,  mit  Elnsehluss  des  Führers  aus 
11  Mann  bestehend,  also  etwa  einer  Korpoi'al- 
schaft  entsprechend,  Fttnf  Korporalschaften 
bildeten  eine  Brigade,  vier  Brigaden  eiue 
»Lieutenance«,  vier  Lieutenantschaften  eine 
Kompagnie,  die  also  900  Mann  zählte.  Je 
drei  Kompagnieen  standen  unter  einem  Chef, 
und  diese  waren  in  verschiedener  Zahl  den 
Arrondissementschefs  imtei^ordnet.  Für 
Paris  selbst  wurden  im  wesentlichen  die 
bestehenden  zwölf  Arrondissements  alsGrund- 
lage  der  Elnteilimg  beibehalten,  und  aus  den 
übrigen  Gemeinden  des  Departements  wurde 
ein  dreizehntes  und  vierzehntes  Arrondisse- 
ment  gebildet.  Wer  zugelassen  wenien 
wollte,  musste  im  Seinedepartement  seinen 
Wohnsitz  haben  und,  abgesehen  von  einigen 
Ausnahmen,  mindestens  16  Jahre  alt  sein. 
Die  Führer  der  Korporalschaften  und  Bri- 
gaden wurden  anfangs  von  Thomas  ernannt, 
später  aber  von  den  Arbeitern  selbst  ge- 
wählt, was  unzweifelhaft  zu  vielen  Miss- 
bräuchen Anlass  gegeben  hat.  Die  Kom- 
pagniefflhrer  waren  junge  Leute  aus  der 
Centralschide.  die,  wie  auch  die  Polytech- 
niker und  überhaupt  die  Pariser  Studentcrt, 
bei  den  Arl)eitern  immer  beliebt  waren  und 
leicht  Einfluss  erlangten.  Der  Lohn  betrag 
für  den  Arbeitstag  2  Francs,  fih-  die  arbeits- 
lose Zeit  1  Francs  täelich;  es  sollte  aber 
dafür  gesorgt  werden,  dass  mindestens  wäh- 
rend der  I^lfte  der  Zelt  (ausser  den  Sonn- 
tagen, für  die  nichts  l)ezahlt  wurde)  Arbeit 
vorhanden  wäre,  so  dass  der  Durchschnitts- 
lohn 1,50  Francs  betrüge.  Die  Korporal- 
schaftsführer erhielten  an  Arbeitstagen  2,50 
Francs,  an  anderen  1,50  Francs,  die  Brigade- 
führer immer  3  Francs.  Für  die  Lnter- 
stfttzung  der  Kranken  wiuxle  eine  besondere 
Organisation  geschaffen,  und  ferner  erhielt 
jeder  dürftige  Familienvater  nach  der  Zahl 
seiner  Kinder  Anweisungen  auf  Vi  bis  2'/^ 
Kilo  Brot.  Die  obere  Verwaltung  erforderte 
natürlich  einen  umfassenden  Bureaudienst, 
der  von  vier  Unterdirektoren  geleitet  wiirde. 
Ara  15.  März  waren  schon  140()0  Arbeiter 
eingereiht,  und  der  Zudrang  wurde  nun  von 
Tag  zu  Tag  siärker.  Die  Eintretenden 
wurden  nach  ihren  Berufsfächern  registriert, 
jedoch  ohne  Rücksicht  darauf  in  die  Brigaden 
verteilt,  da  man  einerseits  einige  Furcht  vor 
Kftalitionen  hegte,  andererseits  aber  auch 
gar  keine  Möglichkeit  vorhanden  war,  die 
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Arbeiter  iliren  f&Jiera  eotsprechend  zu  be- 
EchSftigen.  Die  neue  Orgaoisatioo  erwies 
sidi  unzweifelhaft  als  geeignet  zur  Her- 
stellung einer  besseren  OnlDUDg,  aber  täglich 
wurde  die  Schwierigkeit  unüberwindlicher, 
fOr  diese  immer  mehr  anschwellende  Masse 
auch  nur  einigermassen  ansreicheade  Ge- 
l^enheit  zu  irgend  einer  nützlichen  Arbeita- 
tliätigkeit  zu  finden.  Die  Bnreaus  der  Na- 
tionalwerkstätten sollten  auch  als  Vermilte- 
lungsstellen  für  die  Unterbringung  von  Ar- 
beitern in  den  Privatbetrieben  dienen,  aber 
da  das  Vertrauen  nicht  zurilckkehren  und 
das  wirtschaftliche  Leben  noch  immer  nicht 
wieder  in  die  gewohnten  festen  Bahnen  ein- 
lenken wollte,  so  fand  sich  keine  Nachfrage 
nach  Arbeitern,  sondern  es  sahen  sich  noch 
immer  mehr  Arbeitgeber  genötigt,  ihre  Fa- 
briken Oller  Werkstätten  zu  schlit>ssen.  Die 
Staatsingenieure  unter  dem  Ministerium  der 
öffentlidien  Arbeiten  standen  den  National- 
■werkstätten    mit  unverhohlener  Abneigung 

fe^nfiber  und  behaupteten,  sie  konnten 
eme  öffentlichen  Arbeiten  ausfindig  machen, 
die  den  Thomasschen  Brigaden  zuzuweisen 
wären.  Thomas  und  andere  Verteidiger  der 
National  Werkstätten  stellten  indes  eine  lange 
Liste  von  solchen  öffentlichen  Unterneh- 
mungen auf,  die  zur  Verwertimg  der  ver- 
fügbaren Arboilskräfte  in  Angriff  genommen 
wei'den  kSnnten ;  so  der  Bau  mehrerer  Eisen- 
bahnstrecken und  Kanäle  in  der  Nähe  von 
Paris,  zahlreiche  Strassen  baute  n ,  mehrere 
ohnehin  projektierte  öffentliche  Gebäude. 
Namentlif^  empfahl  Thomas  auch  den  Bau 
mehrerer  Arbeiterviertel  in  den  damals  noch 
■wüst  liegenden  Vorstarttbezirken  in  der  Nahe 
der  l'estimgsmauer.  Von  allen  diesen  Plänen 
kam  indes  fast  nichts  zur  AusfOhnmg,  un- 
nützes Erdaufwflhlen  und  Baum  Pflanzungen 
auf  den  äusseren  Boulevania  blieben  die 
Hauptbeschäftigung  der  National  Werkstätten, 
die  nur  als  Mittet  diente,  die  Zeit  der  Ein- 
gestellten auf  irgend  eine  Art  auszufüllen. 
Nur  fflr  die  Schiihmacher ,  Schneider  luid 
Stellmacher  gelang  es,  Fach  Werkstätten  zu 
grilnden.  Vielen  der  eingereihten  Arlieiter 
fehlten  Schnhe  und  Kleider  und  es  lag  da- 
her nahe,  diese  in  den  National  Werkstätten 
anfertigen  zu  lassen  und  zu  einem  möglichst 
niedrigen  Preise  zu  verkaufen.  Es  bedurfte 
indes  der  Droluing  mit  Ausschluss,  um  die 
Schuhmacher  und  Schneider  in  der  erforder- 
lichen Zahl  zum  Eintritt  in  diese  Special- 
werkstätten zu  bestimmen.  Die  Werkstätte 
fto  Stell  macherei,  in  der  auch  Reparaturen 
TOQ  Werkzeugen  aller  Art  vorgenommen 
wurden ,  arbeitete  nur  für  den  Bedarf  der 
Verwaltung  der  National  Werkstätten ,  die 
einen  grossen  Wagenpark  besass.  Thomas 
liatte  ilic  Absiclit,  noch  mehrere  Speeial- 
wcrkstätten  einzurichten,  jedocli  betra<'htete 
er  alle  diese  Organisationen   nur  als  Not- 


behelfe und  es  lag  ihm  durchaus  fern,  in 
denselben  die  Anfänge  einer  bleibenden  Neu- 
gestaltung der  Wirtschaftsordnung  zu  sehen. 
Die  Zahl  der  Eingeschriebenen  tiberstieg 
bald  die  schlimmsten  Befürchtungen.  Eiae 
unvollständige  Zählung  wies  am  19.  Ifai 
87942  auf.  Unter  diesen  befanden  sich 
8976  Ti^löhner,  6.^12  Schreiner,  TjODI  Kunst- 
tischler, 4341  Maurer,  1395  Zimmerlente, 
858  Marmorarbeiter.  3957  Maler  und  An- 
streicher, 2934  Schlosser,  1144  Bildhauer 
und  Holzschnitzer,  2529  Drechsler,  2631  fass- 
binder,  1Ü72  Weber,  1899  Schneider,  lH(i9 
Schuhmacher,  175r>  Gold-  und  Silberarbeiter, 
1413  Ciseleure,  729  Bronzearbeiter,  172S 
Giesser  etc.  Kurze  Zeit  nachher,  nachdem 
auch  die  5000  Arbeiter  vom  Marsfelde  den 
National  Werkstätten  überwiesen  worden,  war 
die  Gesamtzahl  auf  115000  gestiegen.  Die 
Kosten  betrugen  vom  9.  März  bis  zum 
9.  April  1240000  Francs,  von  da  bis  ziun 
Ausbruche  des  Aufstandes  (23.  Juni)  aber 
betiefen  sie  sich  täghch  (mit  Ausnahme  der 
Sonntage)  auf  durchschnittlich  beinahe 
200000  Francs,  so  dass  im  ganzen  über 
14  Millionen  aufgewandt  worden  sind,  An- 
fang Mai  ging  das  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  an  den  Mediziner  Tr61al 
über,  der  zu  einer  durchgreifenden  Refonii 
der  National  Werkstätten  entschlossen  war. 
Anch  Thomas  erkannte  die  Un  halt  barkeit 
des  bestehenden  Ziistandes  an  und  schlug 
folgende  Massregeln  vor:  polizeiliehe  Aus- 
weisung aller  Ai-cieiter,  die  sich  seit  "weniger 
als  6  Monaten  in  Paris  aufhielten,  nach  iliren 
Heiraatstlopartements ;  ans  den  zu  unproduk- 
tiven Zahlungen  an  die  Arbeiter  venvendeteii 
Geldern  sollten  Vorschüsse  an  Gewerbe- 
treibende gewährt  werden  unter  der  Bedin- 
gung, dass  diese  eine  entsprechende  Anzahl 
von  Arbeitern  tlbernähmen.  Die  von  den 
Syndibalkammem  der  Baugewerbe  vorge- 
schlagenen öffentlichen  Bauten  sollten  in 
Angriff  genommen  werden,  ebenso  der  Bau 
von  Arbeitervierteln;  für  die  übrig  bleilien- 
deu  Arbeiter  seien  Fach  werkstatten  und 
Syndikate  z«  errichten.  Der  Minister  ging 
indes  auf  diese  Vorschläge  niclit  ein,  son- 
dern erliess  unter  dem  24.  Mai  eine  Reihe 
von  der  Exekutivgewalt  genehmigter  Be- 
stimmungen, die  voraussichtlich  unter  den 
Arbeitern  lebhaften  Widoratand  finden  miiss- 
ten.  Alle  unverheirateten  Arbeiter  in  di-n 
National  werk  Stätten  im  Alter  von  18— 2r» 
Jahren  sollten  sich  hiemach  in  die  Armee 
einstellen  lassen,  und  die  sicli  weigernden 
wären  aus  den  Listen  der  Nationalwerkstätten 
zu  streichen;  diejenigen,  die  nicht  wenigstens 
sechs  Monate  vor  dem  24.  Mai  in  Paris  su'li 
aufgehalte.n  hätten,  seien  ebenfalls  zu  ent- 
la-ssen;  ferner  seien  Arbeiterbrigaden  zu 
bilden,  die  in  die  Departements  zu  schicken 
wären,    um    dort    unter    der   Leitung    vva 
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Slaatsingenicuren  öffentliche  Arbeiten  aus- 
zuführen; die  übri^n  könnten  bis  auf  wei- 
teres in  den  National  Werkstätten  bleiben, 
sollten  aber  künftig  nicht  mehr  Tagelohn, 
sonOern  Stücklohn  erhalten.  Diese  letztere 
Keform  hatte  Thomas  schon  bei  den  Schuh- 
machern und  Schneidern  eingeführt,  gegen 
die  übrigen  Anordnungen  mit  Ausnahme 
der  Alisweisung  der  fremden  Arbeiter  aber 
erhob  er  ernstliche  Einwendungen,  weil  er 
die  schlimmsten  Folgen  clavon  befürchtete. 
Da  ihm  überdies  jetzt  eine  besondere  Kom- 
mission für  die  Nationalwerkstätten  vorge- 
setzt wurde,  so  gab  er  mehrfacl»  die  Absicht 
kund,  von  seinem  schwierigen  Posten  zu- 
riickzutreteu.  Am  26.  Mai  Hess  ihn  der 
Minister  in  sein  Kabinett  kommen,  forderte 
ihn  auf,  sofort  sein  Knilassungsgesuch  zu 
schreiben,  und  beauftragte  ihn  dann,  auf  der 
Stelle  nach  Bordeaux  abzureisen,  um  »Studien' 
über  einen  Kanalbau  zu  machen,  was  zu 
gestand enermassen  nur  ein  Vorwand  für 
seine  Entfernung  sein  sollte.  Als  Thomas 
einen  Aufschub  verlangte,  machte  der  Mi- 
nister kurzen  Prozess  und  Hess  ihn  zwangs- 
weise von  zwei  Polizeibearaten  nach  Bordeaux 
führen,  wo  er  sogar  mitsamt  seinen  Wächtern 
auf  kurze  Zeit  verliaftet  wurde.  Sein  Nach- 
folger wurde  der  Staatsingenieur  Laianne, 
ein  Schwager  Trt'lats,  der  zwar  von  vom 
herein  mit  grosser  Schneidigkeit  auftrat, 
aber  doch  nicht  wagte,  die  oben  erwälinten, 
noch  nicht  veröffentlichten  Befehle  sofort 
auszuführen.  Den  persönlichen  Verkehr  mit 
den  Arbeitern  stellte  er  ein  und  die  von 
Thomas  organisierte  Vertretung  der  National- 
Werkstätten  durch  eine  Delegierten  Versamm- 
lung löste  er  auf,  da  viele  Ijlegner  sie  für 
einen  gefahrlichen  Klub  hielten.  ThatsAchlich 
freiticfi  blieb  dieser  Klub  bestehen  und  nahm 
jetzt  wirklich  einen  bedenklichen  Charakter 
an,  indem  er  sich  mit  der  Delegation  des 
Luxemboui^  in  Verbindimg  setzte.  Ueber- 
haupt  erlangte  die  Partei  Louis  Bianca  imd 
Ledru-Rollins ,  von  der  Thomas  die  über- 
wiegende Mehrzahl  seiner  Arbeiter  mit  Er- 
folg fernzuhalten  gewtisst  hatte,  erst  jetzt 
mehr  und  mehr  Anliang  in  den  National- 
werkstätten. Dabei  nahmen  die  Kosten  der- 
selben eher  zu  als  ab;  vom  27.  Mai  bis  z\im 
10.  Jnli,  an  13  Werktagen,  beliefen  sie  sich 
anf  2  449  563  Francs.  Um  womögtich  eine 
Verminderung  derselben  zu  erzwingen,  nahm 
die  Nationalversammlung  am  20.  Juli  ein 
Dekret  an,  welches  die  vom  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  ttlr  den  Augenblick 
verlangten  3  Millionen  Francs  bewilligte, 
zugleich  aber  bestimmte,  dass  jede  fernere 
Bewilligung  dieser  Art  nur  je  eine  Million 
Francs  betragen  dürfe.  Am  21.  Juni  erschien 
dann  der  einen  Monat  lang  zurückgehaltene 
Ministerialertass  über  die  Einstellung  der 
jüngeren  Arbeiter  in   die  Armee   unä   die 


Abführung  eines  Teiles  der  rtbrigen  nach 
den  DepM^emenfs.  Zugleich  hob  fjalanne 
die  Unferstützungsbureaus  und  das  Kranken- 
kassenbureau auf  und  erhöhte  den  Preis  der 
von  den  Schneider-  und  Schnhmacherwerk- 
stätten  gelieferten  Waren  um  30%.  Die 
Voraussag un gen  Thomas'  bewahrheiteten  sich 
jetzt  nur  allzu  sehr:  schon  am  22.  Juni  ver- 
sammelten sieh  die  Delegierten  der  National- 
werkstätlen  im  Verein  mit  denjenigen  des 
Lnxenibourg  auf  dem  Pantheonsplatze ,  um 
gegen  diese  Massregeln  zti  protestieren,  und 
am  23.  beganu  die  viertägige  Strassenschlacht, 
bei  der  die  Fahnen  der  Nationalwerkstätteu 
auf  den  Barrikaden  wehten.  Am  27.  war 
der  Sieg  des  Diktators  Cavaignac  entschieden, 
und  am  28.  wurden  die  National  Werkstätten 
aufgehoben,  nachdem  schon  am  23.  ein  De- 
kret zu  diesem  Zwecke  in  der  National- 
versammlung beantragt  worden  war.  —  Es 
ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  durch  vor- 
sichtigeres Verfahren  der  revolutionäre  Aus- 
bruch hatte  vermieden  werden  können,  aber 
ii^nd  eine  dauernde  Organisation  wäre 
sicherlich  nicht  aus  den  National  Werkstätten 
iiervorgegangen.  Auch  wäre  die  Ueber- 
fOhnmg  der  Arbeiter  zu  einer  normalen 
Beschäftigimg  in  den  Privatbetrieben  jeden- 
falls nur  äusserst  langsam  imd  mit  grossen 
Schwierigkeiten  möglich  gewesen,  denn 
es  hat  den  Anschein,  dass  geraile  die 
abnorme,  mit  den  herkömmlichen  An- 
schauungen der'  bürgerlichen  Gesellschaft 
im  Widerspniche  stensnde  Thatsache  der 
Existenz  der  National  werkst  Atten  mit  ihren 
organisierten  Arbeitermassen  die  Haupt- 
ursache war,  wodurch  in  den  Kreisen  der 
Bourgeoisie  die  Wiederkehr  des  Vertrauens 
und  die  Belebung  der  (reschäftsthätigkeit 
verhindert  wurde,  während  nach  der  Nieder- 
werfung des  Aufstandes  in  dieser  Beziehung 
bald  eine  Wenilung  zum  Besseren  eintrat. 
Auch  wurden  die  Nationalwerkstätteu  wohl 
mit  einigem  Recht  als  eine  Art  von  Slrike- 
organisation  angesehen,  da  die  Arbeiter 
den  Privatunternehmern  gegenüber  hohe 
Lohnforderangen  aufrecht  erhielten,  wenn 
sie  sich  in  den  National  Werkstätten  mit 
dem  knappen  Existenzminimum  begnügten. 
—  Weit  befriedigendere  Erfolge  hatten  die 
in  allen  Arrondissements  gegründeten 
Frauenwerkstatten,  in  denen  30  bis 
40000  Frauen  mit  der  Anfertigung  von 
Soldat enhem den  beschäftigt  wurden  und  der 
Wert  der  gelieferten  Arbeit  die  Kosten  nahe- 
zu deckte. 

LltteratDTt  C  Thomas,  HMoirc  det  aJeliert 
nutiotiauj-,  «ir«  IS4S  (enlhäll  zahirticbc  amtliche 
AtlentlilcttJ.  —  Engländer,  Geachichte  der 
franiSiiichcn     Arbeitrnuiiorinlionen ,      Hamburg 

I3i;4,  Bd.  3,  S.  iesff.  —  namter-Pagt», 
Hiiloire  de  la  rnolstion  de  IS4S,  Bd.  VII,  fi. 
ISIff.;   Bd.   VllI,   S.  14s ff.;   Bd.  X,   S.   9if.. 
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Singer,  Dat  Rerhl  ajif  Arbeil,  Jena  131 
Grünberg,  Art.  Natinaalii-frkilSHen  im  u  II 
bueh  der  VolktirMtcli'ifl«  ton  L.  Eltler, 
ISflS,  II,  S.  ~'85ff: 


Nataralleistangen. 

1.  Wesen,  Art«a  und  TolkswirUcbaftl icher 
Chnr&fcter  der  N.  2.  Geafenwärti^e  Bedeutung 
der  S.  3.  Kriegs-  und  Quartierleistungen  (Na- 
tu tallief  eruDgen). 

1.  Wesen,  Arten  nnd  volkswirtschaft- 
licher Charakter  der  N.  NaturallciE- 
tungen  sind  Entrichtiiugen  in  Verbrauchs- 
»nd  Gebrauchsgegenständen  des  aligemeinen 
Leben  sbedarfes.  Als  voiks  wirtschaftliche 
Xategorie  umfassen  dieselben  sowohl  Liefe- 
rungen in  SachgOtern  von  seile  der  Einsiel- 
wirtschaften  au  Staat,  Selbstverwaltiings- 
körper,  Kirche  oder  andere  bezugabei'eclitigte 
Empfänger  als  auch  alle  naturalen  Vergfl- 
tungen  (Entschädigungen,  Zahlungen)  dieser 
Körper  an  einzelne  Personen  oder  an  Gnippen 
von  solchen.  Diese  Form  der  Entgeltlich- 
keit und  Entlohnung  hat  die  Volkswirtschaft 
und  das  Vertelirsleben  Jahrhunderte  lang 
behen-Bcht.  Sie  war  massgebend  im  Mittel- 
alter der  germanisch-romanischen  Vßlkerwelt, 
ihre  Wirksamkeit  reicht  weit  in  die  Neuzeit 
herein,  und  ihre  letzten  Beste  sind  auch 
heute  noch  nicht  ganz  verachwuudcn.  In 
ihrer  Gestalt  regelten  sich  alle  Lebensver- 
hältnisse des  Lehenswesens  tmd  der  Griind- 
herrschaft  sowie  auch  die  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zwischen  der  öffentlichen  Auto- 
rität und  den  Unterthaneii :  die  Verpflich- 
timgen  von  Lehensherr  und  Lehensmann 
fanden  Ausdruck  in  Naturalleistungen  imd 
persönlichen  Diensten,  in  Naturalien  ent- 
richteten der  Gmndholde  auf  dem  Fronhof, 
der  Zehnt  Pflichtige  vom  Zehntacker  ihre 
Schuldigkeit  dem  Grand-  und  Zehentherrn. 
Ebenso  pflegte  eine  erhebliche  Anzahl  von 
Öffentlichrechtliehen  Alwaben  und  Steuern 
in  der  Hingabe  von  Feldfrilchten  und  ande- 
ren Ei-zeugnissen  der  verpflichteten  Wirt- 
schaft zu  erfolgep,  wie  desgleichen  Staat, 
Gemeinde  und  lÜrche,  (irundbesitzer  und 
Gutsherren  ihre  Beamten ,  Angestellten, 
Diener  und  Arbeiter,  ganz  oder  teilweise, 
durch  Natiu^ien  besoldeten. 

Alle  diese  Verhältnisse  des  Abgabe-  und 
Entlohnungssystems  entsprangen  dem  in 
ieuen  Zeiten  herrschenden  Zustande  der 
Naturalwirtschaft  sowie  dem  abge- 
CToiizten,  beschi-Änktcn  Wirkimgskreise  des 
«'irtsehaftsbetiiebcs  Überhaupt.  Jede  Wut- 
scliaft  bildete  sozusagen  ein  abgeschlossenes 
Ganzes,  mehr  oder  weniger  eine  kleine  Welt 
für  sich.     Sie   selbst   vei-sorgte  die  Haus- 


haltungsgenossen mit  den  Bedarfsartikeln 
des  Lebens,  sie  produzierte  im  wesenthchen 
nur  für  sich,  nicht  Erhebliches  für  Dritte 
und  den  Verkehr,  sie  empfing  ihrerseits 
auch  nur  wenig  ^'on  der  Aussenwelt,  Die 
geringe  Arbeitsteilung  der  Einzelwirtschaften 
gestattete  keine  nennenswerte  Produktion 
von  L'eberschüssen  für  den  Tauschverkehr, 
eine  noch  unentwickelte  Verbrauchsgliederung 
begründete  nur  eine  geringe  Nachfrage  nac'h 
Erzeugnissen  für  Luxus  und  verfeinerte 
Lebensgenüsse.  So  war  auch  ein  reger 
Markt-  und  Handelsverkehr  kein  BedürfuLs. 
und  die  knappe  Menge  eines  leichten  und 
bequemen  Zahlungsmittels  stand  der  Ent- 
wickelung  des  Geldumlaufes  im  Wege.  Ver- 
fügte auf  diese  Weise  <lie  Einzelwirtschaft 
vornehmlicli  über  Naturalien,  so  lag  es  aueh 
nalie,  dass  dieselbe  ihre  verschiedenen  Ver- 
pflichtungen Dritten  und  der  Oeffentlichkeit 
gegenüber  durch  gleichartige  Euti-ichtuugcu 
erfftllte.  So  aber  mnssten  auch  die  Öffent- 
lichen Autoritäten  in  den  Besitz  grosser 
Mengen  naturaler  Sachgtlter  gelimgen,  wo- 
raus es  wietlerum  erklärlich  ward,  dass  diese 
ihre  Verbindlichkeiten  in  solchen  beglichen. 
Endlich  aber  war  für  die  Empfänger  von 
Besoldungen,  Löhnen  und  audonn-eiter  Zah- 
lungen der  Bezug  in  Nahrungsmitteln  aller 
Art  viel  bequemer  als  die  eigene  Be- 
schaffung von  diesen  mit  Geld  auf  einem 
entfernten ,  vielleicht  diircii  mangelhafte 
Vcrkehragelegeidieilen  schwer  zn^ngüchen 
Markte. 

So  zweckentsprechend  die  Form  der  Na- 
turalleistung  einstens  auch  war,  so  konnte 
siedoch  wegen  ihrer  Schwerfälligkeit  den  ent- 
wickelteren wirtscliaftlichen  Bedürfnissen 
nicht  mehr  genügen  und  es  erfolgte  daher  ini 
Laufe  der  Zeit  ihre  Ablösung  durch  neue,  pas- 
sendere Verkehrsformen.  Die  verschiedenen 
naturalwirtschaftlichen  Al^ben,  teils  öffent- 
lichrechtlichen, teils  mehr  privatrechtlichen 
Ursprungs,  insbesondere  alle  Leistungen 
aus  uufreieu  und  Abhängigkeits- 
verhältnissen der  Gutsunterthänigkeit 
und  Schollen pflichtigkeit  (Mortiiarium,  Best- 
haupt, Laudemium,  Frondienste,  Hand-  und 
SpiMindieuste,  Zehent)  widersprachen  dem 
Bedürfnisse  einer  intensiven  Landwirtschaft. 
sie  veralteten  und  mnssten  immer  mehr 
Volks wirtschaftlidie  Bedenken  erregen,  wie 
sie  andererseits  der  Geist  der  neuen  Zeit 
ans  principiellen  Gründen  verwarf.  Hier 
handelte  es  sich  zunächst  um  ihre  materielle 
Fixierung,  um  ihre  zeitgemflsse  Umwand- 
lung bezw.  um  ihre  geeignete  Beseitigung 
und  Ablösung.  Auch  die  Naturalsteuern, 
in  primitiven  Wirtsehaftsverhältnissen  eine 
ganz  passende  Form  zur  Eirhebung  von  äI>- 
gaben,  verloren  ihren  ursprünglichen  vortoil- 
liaften  Charakter  und  wurden  für  den  Aus- 
bau der  Gemeinwesen  wie  für  die  Entwicke- 
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hing  der  Einzelwirtschafteu  ein  bedenkliches 
Hemmnis.  Nicht  anders  verhielt  es  sich 
mit  den  Naturalsteuern.  Auch  sie  waren 
berechtigt  bei  der  geringen  Arbeits-  und 
"Verbrauchsgliederung  der  mittelalterlichen 
Volkswirtschaft,  bei  dem  dürftigen  Geld- 
und  Marktverkehre  imd  waren  ftlr  den 
Steuerzahler  leichter  und  bequemer  als  Geld- 
steiiem.  Bei  stetig  wachsendem  Finanzbe- 
darfe  vermochten  sie  den  geänderten  Ver- 
hältnissen nur  unvollständig  zu  entsprechen. 
Entweder  litten  sie,  wenn  generell  von  allen 
gefordert,  an  grossen  steuertechnischen  L"n- 
voUkommenheiten,  oder,  wenn  sie  einer  be- 
sonderen Klasse  als  Standeslast  oblagen, 
bewirkten  sie  leicht  je  nach  ihrer  Natur, 
2.  B,  als  Belastung  des  ritterschaftlichen 
oder  bäuerlichen  Grundbesitzes,  eine  Herr- 
schaft oder  Unterdrückung  der  betreffenden 
Klasse,  Bei  gleichem  Zeitbetrage  der  Lasten 
legten  sie  dem  Fleissigsten  und  Geschick- 
testen die  grOeste  Btlrde  auf.  Endlich  haben 
sie  bei  vorgeschrittener  wirtschaftlicher  Ent- 
wickelung  deu  Nachteil,  dass  solche  Natu- 
ralleistungen  zw  Steiierz wecken  dem  Staate 
die  kostspielige  Verwaltung  grosser  Vorräte 
etc.  auferlegeu.  Auch  die  Natnralbe- 
solduug  der  Beamten  und  öffentlichen 
Diener  muss  bei  Zunahme  der  Gkonomischen 
Kultnr  immer  mehr  eingeschränkt  werden 
und  schliesslich  im  ganzen  verschwinden. 
Auch  sie  hatte  eine  historische  Sendung  zu 
«rRUien.  Denn  das  mittelalterliche  System, 
die  Beamten  durch  Belehnung  mit  Grimd- 
stflcken  zu  besolden,  führte  bald  zur  Erb- 
lichkeit der  Aemter  und  damit  leicht  zur 
Vernachlässig img  des  Dienstes,  ja  zur  Zer- 
splitterung des  Staates.  Die  Entlohnung  des 
öffentlichen  Angestellten  mit  festen  oder 
aliquoten  Naturalbesoldungen  stellte  demge- 
mäsfl  einen  Fortschritt  dar.  Allein  auch 
hier  hat  die  Schwierigkeit  der  Aufbewahrung 
und   Transportierung   der  Vorräte,  die  ITn- 

Sleichheit  und  Feststellung  der  Qualität  z\i 
treitigkeiten,  Betrflgereieu  und  Erpressun- 
gen sowie  zu  Umständhchkeiten  Aniass  ge- 
geben. Die  Finanzmänner  waren  die  ersten, 
welche  die  Ablösung  in  Geld  verlangten 
und  die  fast  gänzliche  Beseitigimg  der  Na- 
tural besoldung  anbahnten.  Nur  wäre  es 
verkehrt,  gruadsätzlich  ohne  Rücksicht  aiif 
die  äusseren  Umstände  auch  alle  Ueber- 
bleibsel  der  Natural  besol  düng  ab- 
schaffen zu  wollen.  Denn  wenn  die  Leis- 
tung der  Beamten  sich  dadurch  vorbessert 
und  die  Verwallimg  der  Naturalien  keine 
-allzu  grossen  Schwierigkeiten  macht  (Dienst- 
■wohnungen),  so  ist  nicht  einzusehen,  wanim 
nicht  im  einzelnen  Falle  die  Entschädigung 
in  natura  beibehalten  werden  sollte.  Gleiches 
gilt  auch  vom  Naturallöhne.  Thatsächhch 
liat  derselbe  in  einer  Reihe  von  Fällen  zu 
ai^n  Misständen  geführt,  welche  seine  Ei'- 
Handwänarboch  der  Staatawlsaanachaften.    Zwei 


Setzung  dureh  Geldzahlung  notwendig  mach- 
ten. Wenn  auch  hier  hetile  die  letztere 
Form  die  herrsehende  geworden  ist,  so  bleibt 
doch  eine  Reihe  von  Fällen  flbrig,  in  wel- 
chen immer  noch  die  Entgeltung  in  natu- 
ralen Sachgütern  wünschenswert  ist,  z.  B. 
bei  den  ländlichen  Arbeitern, 

Alle  diese  Verhältnisse  entspringen  der 
aiisgedehnteren  Arbeitsleistimg  zwisdien  den 
Einzelwirtschaften,  welche  einen  regeren 
Austausch  der  Ueberschilsse  und  damit  einen 
lebhaften  Marktverkehr  bedang,  sie  wurden 
wesentlich  gefördert  durch  den  grösseren 
EdclnietaUzufluss.  namentlich  seit  dem  16. 
Jahrhundert,  wodurch  wiederum  aiidi  in 
theoretischer  Beziehung  neue,  wenn  aucli 
vielfach  übertriebene  Forderiuigen  für  die 
Volks  Wirtschaftspolitik  gestellt  wui-den.  Je 
mehr  sich  endüca  im  Laufe  der  letzten  Jahr- 
hunderte Industrie  und  Handel  entwickelten, 
je  ener^scher  die  Forderungen  der  Verkehrs- 
erleichterungeu  und  wirtschaftlicher  Freiheit 
zur  Geltung  gelangten,  einen  um  so  mäch- 
tigeren Anstüss  mussle  auch  die  AusbOdimg 
aller  geldwii-tscbaftlichen  Einrichtimgen  em- 
pfangen und  es  vermochte  immer  weniger 
das  schwerfällige,  schwer  bewegliche  In- 
strument der  Natural loistung  den  wirtschaft- 
lichen und  den  Verkehrsbedürfnissen  der 
neuen  Zeit  gerecht  zu  werden.  So  brach 
ein  Glied  in  der  Kette  des  naturalwirt- 
schaftlichen Svstems  nach  dem  anderen,  und 
von  diesem  einstens  die  Volkswirtschaft  be- 
herrsclienden  Prinelje  weist  die  Gegenwart 
nur  spärliche  Bruchstücke  auf. 

2.  Gegenwärtige  Bedeutung  der  N. 
Ausser  deu  wenigen  Resten  bei  Naturallohn 
und  Naturalbesold ung,  die  bereits  erwähnt 
wurden,  haben  sich  als  Naturalleistungen  nur 
hier  und  da  üeberreste  von  untergeordneter 
Bedeutung  erhalten.  Solche  Leistungen 
finden  sich  bisweilen  bei  Gemein- 
den und  Gemoindeverbänden  insbe- 
sondere für  Wegeanlagen,  Strassen  bauten, 
manchmal  auch  für  anderweite  Bauten  im 
gemeindhchen  Interesse.  Sie  bestehen  r^el- 
mässi^  in  Hand-  und  Spanndiensten  der 
Gemeindebürger.  Das  preussische  Kommu- 
nalabgabengesetz vom  14,  Juli  1893  hat 
neuerdings  ihre  Zulässigkeit  ausdrücklich 
anerkannt.  Wer  selbst  nicht  in  der  Lage 
ist,  in  solchen  seine  Pflichtigkeit  zu  erfüllen, 
muss  entweder  die  Leistung  Dritter  kaufen 
oder  eine  Geldentschädigung  (Steuer)  ent- 
richten. Häufiger  hat  man  für  A^aben  in 
Geld  die  naturale  Leistung  zur  Ausmess\ing 
der  Schuldigkeit  zn  Grunde  gelegt  {Frwik- 
reich).  —  Am  wichtigsten  sind  von  den 
noch  Obriggeblicbenen  Naturalleistungen  die- 

4'enigen  für  militärische  Zwecke,  sei  es  im 
i'ricden  oder  bei  Mobilmachung,  bezw.  im 
Kriege  im  eigenen  Lande.  Namentlich  hat 
sieh  in  Preussen  im  17.  und  18,  Jahrhundert 
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ein  System  solcher  Leistungen  entwickelt. 
Indes  hat  auch  hier  im  Jjaufe  der  Zeit  ein 
Ueborgang  -/.n  Geldleistungen  Blattgefunden, 
wie  das  »Kavalleriegeld«  an  Stolle  der  Ein- 
quartierungslRst  und  Naturalverpflegiing  der 
Reiterei  in  Dörfern  trat  und  die  »Servis- 
steuer»  die  Last  der  Einquartierung  in 
Städten  ersetzte. 

S.  Kriegs-  und  Qnartierlelstniigeii 
(Natarallief  emoj^eii).  Diese  sind  Leistungen 
der  Bevölkerung  für  die  bewaffnete  Macht 
im  Frieden  imd  im  Falle  der  Mobilmachung. 
Im  Frieden  sind  zu  reichen  (G.  des  nordd. 
Bimdes  v,  25.  Juni  1868,  abgeändert  durch 
Rö.  V.  21.  Juni  1887)  als  Quartierleis- 
tung Unterkunft  uud  Wohnung  für  die 
Truppen  mit  entsprechender  Abstufung  nach 
der  militärischen  Charge,  ßetreiiuigcn  be- 
stehen für  die  Gebäude  regierender  und 
standesherrlicher  Familien,  Gesandtschafts- 
hoteis  und  Wohnungen  des  Gesandt  schaff  s- 
personals,  Gebäude  des  öffentliclien  Dienstes 
und  zu  Schul-  und  Unterrichts2we(;ken, 
Armen-  und  Krankenhäuser  etc.  Durch  die 
Gestellung  eines  anderen  Quartiers  wird  der 
Quarlierträger  entlastet.  FOr  die  Einquar- 
tierung werden  entsprechende  Entschädi- 
gungen gewährt.  Als  Naturalleistun- 
gen (RG.  V.  13.  Februar  1875,  Ausführ.- 
Best.  V-.  2.  September  187ß)  sind  im  Frieilen 
zu  gewähren  Unterkunft.  Oesteihing  von 
Vorspann   und    Lieferung   von    Natural ver- 

fiflegiuig  für  die  Mannschaften  und  Foiu'age 
Tu-  die  Pferde  durch  die  Gemeinden.  Niu- 
in  dringenden  fällen  dai-f  die  Militärbehörde 
die  lieistungspflichtigen  unmittelbar  in  An- 
spruch nehmen.  Privatbninnen  und  Tränken 
können  von  marschierenden,  biwakierenden 
und  manöverierenden  Truppen  benutzt  wer- 
den, wenn  die  Öffentlichen  Brunnen  nicht 
ausreichen.  Schmieden  sind  gegen  massiges 
Entgelt  den  Tnippen  zur  Verfflgung  zu 
stellen.  In  allen  Fällen  hat  die  Miütärbe- 
hördc  die  Verpflichtung,  angemessene  Ent- 
schädigungen zu  reiclien.  Nach  dem 
Kriegsleistungsgesotze  {R.G.  v.  13. 
Februar  1875)  haben  die  Gemeinden  bei 
eingetretener  Mobilmachung  Unterkunft,  Ver- 
Ijflogung  der  Mannschaften,  Fourage  fflr  die 
Pfeido  zu  leisten,  sie  haben  die  im  Öe- 
meindebezirke  vorhandenen  Gespanne  und 
TranspoHmittel  zu  überlassen,  femer  Mann- 
Bchafteu  zum  Dienste  als  Ciesiwunf (ihrer, 
Wegweiser  und  Boten  zu  stellen,  auch  für 
Lagerstroh  und  Feuerungsmaterial  für  kan- 
te nnierende  oder  biwakierende  Triipijen 
Sorge  zu  tragen, 

Lltteratnr:  «au,  Lthrbueh  der  PoUtiai-hrn  Oekn- 
tiomip,  4.  Aiiß.,  lleidelbeni  ISS'.i,  Bd.  IT,  §  71, 
III,  ^?  s:i,  SSi.  ~  Rascher.  IV,  Si  IIS,  144. 
—  .Veitxen,  in  .Srhßnbcrg  /!,  I»2.  —  v.kirchen- 
hetm,  All.  -Frii-dratttUUiHgraa  und  Artitrl 
»Krieg»-  und  QmrtierltUlungent,  Jid.  I,  S.  4ä6 


und  87S  in  v.  StengeU  W.B.  drs  devUckta  Vn- 
wattungtrfchU. 

Max  von  Heekel. 
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Natnralwirtscbaft. 

Die  Naturalwirtschaft  im  engeren  Sinne 
besteht  —  al^seheo  von  dem  niu-  in  uo- 
gewöbnlicheu  Ausnalimen  denkbaren  Falle 
der  Robinsonade  —  darin,  dass  eine  fWQie 
oder  irgend  eine  andere  Gruppe  von  Men- 
schen innerhalb  des  B^imena  eines  ein- 
heitlichen Haushalts  alle  wirtschaft- 
lichen Güter,  deren  sie  bedarf,  —  aber  andi 
nicht  mehr  ^-  selbst  produziert.  Bei  der 
Naturalwirtschaft  in  diesem  Sinne  fehlt  also 
die  auf  dem  Güteraustausche  beruhende 
volkswirtschaftliche  Arbeitsteilung, 
während  die  technische  Arbeitsteilung  inner- 
halb der  Einzelwirtschaft  immertiiu  schon 
zu  einiger  Ausbildung  gelangt  sein  kann. 
Eine  staatliche  Gesellschaft  in  dieser  streng 
naturalwirfscbaftUchen  Form  würde  ein  völlig 
kommunistisches  System  bilden.  In  der 
Wirkhchkeit  aber  finden  wir  auch  schon 
auf  den  Anfangsstufen  der  Kultur  einen  ge- 
wissen Güteraustausch  zwisdten  den 
Einzelwirtschaften  der  Gesellschaft,  wodurch 
sich  also  zeigt,  dass  diese  nicht  imstaii'lc 
sind,  ihre  sämtlichen  Bedürfnisse  unmittel- 
bar durch  eigene  Produktion  zu  befriedigen. 
Man  uennt  nun  auch  die  mit  Tauschverkehr 
verbundene  Wirtschaft  noch  Naturalwirt- 
schaft, wenn  unmittelbar  Waren  gegen  Waren 
ausgetauscht  werden  und  kein  Geld  als 
Vermittel ungsgut  benutzt  wird.  Die  Natu- 
ral ^^'i^tschaft  in  dieser  Auffassung  bildet  also 
den  Gegensatz  zur  Geldwirtschaft  Es 
dürfte  sich  empfehlen,  die  Einzelwirtschaft 
als  natiuale  Tauschwirtschaft  zw  bezeichnen, 
wenn  sie  mit  ilirer  Existenz  ausschliesslich 
oder  gauz  überwiegend  auf  den  Tausch  an- 
gewiesen ist,  also  Güter,  wie  z.  B.  Metalle 
oder  Luxuswareo,  erzeugt,  mit  denen  sie 
ihre  eigenen  Konsumüonsbedürfnisse  nicht 
unmittelbar  befriedigen  kann. 

Das  deutlichste  Bild  einer  Naturalwirt- 
schaft mit  niir  nel>en sächlichem  Tauschver- 
kehr auf  einer  primitiven,  aber  doch  nicht 
gering  anzuschlagenden  Kulturstufe  erhallen 
wir  aus  der  Odj-ssee,  in  der  sich  ohne 
Zweifel  die  Zustände  abspiegeln,  die  zur 
Zeit  der  Entstehung  dieser  Dichtung  in  tien 
"on  den  asiatischen  KultureinflQsseu  noch 
venig  berührten  Teilen  Griechenlands  vor- 
herrschten.   Dio  genauer  beschhebeoe  Guts- 
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Wirtschaft  des  Odysseus  ist  freilich  nur  sehr 
einseitig  ausgebildet,  da  sie  hauptsächlich 
nur  Viehzucht,  Baumzucht  und  Garteubau 
umfaset.  Immerhin  aber  wird  O'lysseus 
reicher  dai^etellt  als  irgeud  ein  anderer 
weit  und  breit;  -Nicht  zwanzig  Männer  zu- 
sammen haben  so  viel  Heichtümeri ,  sagt 
Eiunaeos  (Od.  XIV,  98),  Auf  dem  Festlande 
besitzt  er  je  12  Herden  Eiiider,  Schafe, 
Schweine  uod  Ziegen,  auf  Ithaka  selbst  aber 
nur  11  Ziegenherden,  600  Muttersch weine 
und  360  Eber,  «Rosse  nützen  nichts  auf 
Ithaka«,  sagt  Telemach  (Otl.  IV,  601),  auch 
Rinder  giebt  es  dort  nicht  in  Herden,  und 
selbst  als  vereinzelte  Zugtiere  werden  sie 
nicht  bestimmt  (cb  sei  denn  etwa  XVIH, 
370)  erwähnt  Dass  man  indes  auf  dem 
Hof  gut,  das  Lacrtes  gewissermaesen  als 
Altenteil  ilbernommen,  einigen  Getreidebau 
anzunehmen  habe,  ist  wahrscheinhch,  ob- 
wohl von  den  Knechten  nur  gesagt  wird, 
daas  aie  auf  dem  Felde  waren,  um  Dornen 
zu  sammeln  (XXIV,  223).  Ftli  den  Garten 
allein,  in  dem  v.  a.  Oelbäume,  Feigen-,  Apfel- 
und  Birnbäume  und  Reben  wuchsen,  wäre 
ein  so  grosses  Arl>eitspersonal  —  Dohos  mit 
sechs  Sühnen  und  ausserdem,  wie  es  scheint, 
noch  unlergeoninete  Knechte  —  nicht  nötig 
gewesen.  Doch  hat  man  sich  wohl  vo 
stellen,  dass  wenigstens  ein  Teil  des  für 
grossen  Haushalt  in  der  Burg  erforderlichen 
Getreides  gegen  Vieh  eingetauscht  werden 
muBste,  wozu  sich  schon  in  der  Nachbar- 
schaft, in  Same  imd  Dulichion  Gelegenheit 
bot.  Das  Getreide,  Weizen  und  Gei-ste, 
wurde  atif  der  Burg  in  Handmühlen  ge- 
mahlen, und  zwölf  Mägde  nmssten  t%UcU, 
und  einzelne  bis  in  die  Nacht  hinein,  diese 
schwere  Arbeit  verrichten  (XX,  107).  Im 
ganzen  gab  es  ausser  der  Schalfnerin  fünf- 
zig Mägde  in  der  Biii^,  von  denen  die 
meisten  unter  der  Leitung  der  Penelope  mit 
Spinnen,  Weben  und  Nähen  beschäftigt  waren. 
Männliche  Diener  oder  Sklaven  scli einen 
imter  der  Verwaltung  der  Penelope  auf  der 
Burg  gar  nicht  zu  sein,  denn  die  Auf  wärter, 
von  denen  die  Rede  ist ,  sind  von  den 
Freiern  mitgebracht,  ebenso  zwei  Köche  und 
der  Herold  Metion  (XVI,  24ti).  Auch  bei 
den  Herden  ist  die  Zahl  der  Sklaven  nicht 
^■oss:  Eumaeos  hat  nur  vier  Sauhirten  unter 
sich  (XIV,  2G),  und  ausserdem  besitzt  er 
selbst  einen  Kklaven,  MeaauJios;  der  Ziegen- 
hirte  Melantheus  wird  von  zwei  Unterge- 
benen begleitet  (XVII,  214),  Zahlreicher 
allerdings  müssen  die  fiirten  auf  dem  Fest- 
lande sein,  diese  aber  sind  nur  zum  Teil 
Kklaven,  die  anderen  sind  gemietet  (XIV, 
102).  Auch  sonst  wird  gemietete  Arbeit  er- 
wähnt, aber  der  Lohn  besteht,  wie  es  sclieiut, 
nur  aus  Unterhalt  und  Kleidung  (XVlll, 
359).  Eine  Schiffsmannschaft  kann  aus  j 
Sklaven,  aus  gemieteten  Ruderern  und  aus  | 


I  Freiwilligen  bestehen  (tV,  643).  üeberhaupt 
scheuen  sich  auch  die  vornehmen  Freien 
nicht  vor  der  Handarbeit.  Odysseus  hat 
I  selbst  sein  Eliebett  gezimmert  Laert«s  ar- 
beitet in  grober  Kleidung  in  seinem  Garten, 
\md  die  Freier  schlachten  selbst  das  für 
ihre  Mahlzeiten  bestimmte  Vieh  (XVII,  180). 
Als  Wertmass  werden  nur  Rinder  angeführt; 
Gold,  Silber,  Eisen  und  Kupfer  oder  Bronze 
kommen  als  gewöhnliche  waren,  auch  als 
Schatzgflter,  aber  nicht  als  geldartige  Tausch- 
mittel vor.  Indes  ist  nicht  recht  zu  er- 
kennen, wie  der  wenn  aiich  nur  wenig  aus- 
gedehnte innere  Verkehr  in  der  kleinen 
Stadt  ohne  ein  geldähnliches  Vermitteln ngs- 
gut  unterlialten  werden  konnte.  Noemon 
leiht  allerdings,  wie  es  scheint,  dem  Tele- 
mach  sein  Schiff  unentgeltlich.  Aber  wie 
werfen  kleine  Dienstleistungen  vergfltet? 
Was  erhalten  z.  B.  die  Schiffer  auf  der 
Fähre,  die  zwischen  dem  Festlande  und  der 
Insel  den  Verkehr  unterhält  und  jeden  über- 
setzt, der  es  begehrt?  (XX  188).  Wie  der 
Tauschverkehr  im  grossen  betrieben  wuple, 
ist  am  deutlichsten  in  der  Geschichte  des 
Eumaeos  geschildert  (XV,  414):  ein  phöui- 
zisches  Schiff  kam  mit  »unzähligem  Tand' 
nach  der  Insel  Syria,  blieb  hier  eiu  Jahr 
lang  liegen,  und  die  Mannscliaft  befrachtete 
es  mit  erhandelten  Erzengnissen  der  Insel, 
benutzte  aber  bei  der  Abfahrt  ancli  die  Ge- 
legenheit zum  Raube.  Der  Raubverkehr 
spielt  überhaupt  in  der  alten  Natm'alwirt- 
sehaft  eine  bedeutende  Rolle.  Das  Beute- 
machen galt  wie  auch  noch  einige  Jahrtau- 
sende später  und  bei  den  afrikanischen 
Stämmen  noch  gegenwärtig,  als  wohllierech- 
tigter  Ei'werb.  Odysseus  erzäliK  in  seiner 
erdichteten  Lebensgeschichte  dem  Enmaeos, 
wie  er  dnreh  neun  Seeraubzüge  gegen  ent- 
legene Völker  sein  Vermögen  vermehrt  habe 
und  geehrt  und  hochgeachtet  in  Kreta  ^- 
worfen  sei  (XIV,  234).  Athene  tobt  seine 
hervorragende  GeschicklicJikeit  im  Rauben 
von  Kindern  und  Schafen  (XX,  51).  und 
später  tröstet  er  sich  mit  dem  Gedanken, 
dass  er  für  das  von  den  Freiem  verzehrte 
Vieh  teils  von  deu  Achaiern  Entschädigimg 
erhalten,  teils  anderes  von  fremden  Völkern 
erbeuten  werde,  bis  alle  Höfe  gefüllt  seien 
(XX 111,  3r>8).  Eine  andere  in  der  primitiven 
Naturalwirtschaft  wichtige  Verkehrsart  ist 
<las  Geschenkgeben,  sei  es  einseitig 
wie  bei  der  Beschenkung  von  Gastfreunden, 
z.  B.  des  Telemach  von  seiten  des  Menelaos 
oder  des  Odysseus  von  seifen  des  Alkinoos, 
sei  es  gegenseitig,  wie  zwischen  Odysseus 
und  Iphitos  oder  in  der  Uias  zwischen 
Ghwikos  und  Diomedes.  Bei  diesen  Be- 
igen zeigte  sich  der  eine  Toll  gross- 
mtltig  und  fi-eigebig,  der  andere  mochte  bei 
si)äterer  Gelegenheit  das  gleiche  thun.  Auch 
gegenwärtig  ist  gegenseitige  Beschenkimg 
61* 
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im  Verkehr  der  afrikanischen  Häuptlinge 
mit  Fremtlen  noch  üblich.  Die  Koldeoen 
und  silbernen  Geräte,  die  ■wertvoTieu  Ge- 
wänder, Schmucksachen  etc.  in  der  Scbatz- 
ksmmei-  des  Odysseue  hat  man  wohl  liaupt- 
aächlicli  auf  Ei-beutung  oder  Schenkung 
znnlckzu führen.  In  den  asiatischen  Gross- 
städten mus&ten  jedoch  andere  Verhältnisse 
bestehen  als  in  den  in  der  Otlj-ssee  gescliil- 
derten  einfachen  Zuständen.  Dort  konnte 
der  Verkehr  ohne  eine  einigermassen  ausgohil- 
dete  Geldwirt  Schaft  gar  nicht  auskommen, 
was  denn  auch  durch  die  neueren  For- 
schungen, insbesondere  auch  über  das  baby- 
lonische ftinkweson  bestätigt  wird.  Auch 
in  Athen  gab  es  zur  Zeit  Solous  schon  An- 
fänge der  Geldwirtechaft.  Dass  aber  die 
Natural  wirtscliatt  auf  dem  Lande  not^h  vor- 
heirschte,  lä.sst  schon  die  Thatsache  er- 
kennen, dass  die  Bürgerklassen  Solons  nicht 
nacli  dem  Geldeinkommen,  sondern  nach 
dem  naturalen  Reinertrag  an  Trockenem  und 
ilüssigem  abgeteilt  waren.  Der  grösste 
Teil  des  Liandes  war  in  den  Händen  weni- 
ger Grundbesitzer  und  wurde  bewirtschaftet 
■von  zi napflich tigen  Bauern,  die  ^.'g  des  Na- 
turalerträges  abgeben  musstcn.  Die  Lage 
derselben  wurde  wohl  durch  die  solonisehen 
Reformen  verbessert,  aber  das  System  im 
ganzen  bheb  ungeändert.  Auch  die  antike 
Sklaven  Wirtschaft  der  späteren  Zeit  hatte 
noch  den  Charakter  der  von  Rodbertna  so- 
genannten rOikenwirtachafti  und  behält 
noch  eine  stai-ke  Beimischung  des  iiatural- 
■wirtscliaftlichen  Elements,  wenn  ilie  mit 
gewerblichen  Arbeiten  für  den  Markt  be- 
schäftigten Sklaven  aus  den  Erträgen  der 
Landwirtschaft  des  Besitzers  unterhalten 
werden.  Der  Reinertrag  einer  solchen  Ge- 
samtwirtschaft  ffoss  dem  Herrn  derselben 
^erdinga  grossenfeÜs  in  der  Form  von  Geld 
zu  uud  setzte  diesen  in  den  Stand,  in  der 
Stadt  ein  lusuriöses  Leben  zu  führen.  So 
bildete  sich  allmählich  eine  eigentümliche 
Zweiteilung  der  Wirtschaft:  die  Produktion 
wurde  hauptsächlich  natural  Wirtschaft  lieh 
betrieben,  die  Konsumtion  des  Herrn  und 
seiner  Familie  aber,  so  weit  sie  sich  nicht 
bloss  auf  die  gewöhnlichen  Lebensbedürf- 
nisse, sondern  auf  LuxusgQter  erstreckte, 
mehr  und  mehr  durch  Geld  vermittelt.  Im 
Frankenreieh  erfuhr  die  Geldwirischaft 
Vergleich  mit  der  antiken  Welt  einen  star- 
keu  Rückschlag.  Auf  einem  karolingischen 
Fronhofe  werden  nach  dem  Capitulai'e  de 
villis  nicht  nur  die  der  I Landwirtschaft  im- 
mitfelbar  nahestehenden  Gewerbe,  wie  Mah- 
len, Backen,  Brauen  etc.,  getrieben,  sondern 
von  den  Weibern  im  »Geniciiun«  auch 
Spinnerei,  Weberei,  Färbereij  und  femer 
sollen  unter  den  Hofhörigen  sicli  Handwer- 
ker aller  Art  befinden,  wie  sie  weitläufig 
aufgezählt  werden.  So  werden  die  Betriebs- 


bedflrfnisse    eines    Fiskalbezirks    und    der 
Unterhalt  der  Hörigen  in  der  Regel  unmit- 
telbar durch  die  Produktion  der  demselben 
angehörenden  Villen  gedeckt   worden  sein, 
ein  Teil  der  Erzeugnisse  wurde  je  nach  den 
Umständen   an   die    kaiserliehe   Hofhaltung 
at^führt,  wenn  diese  sich  gei-ade  auf  dem 
Haupthofe  oder  in  der  Nähe  befand,  oder 
zum  Unterhalt  des  Heeres  verwendet.    Im- 
merhin spielte  aber  auch  das  Geld  eine  ge- 
wisse Rolle,  denn  ein  Teil  der  Erzeugnisse 
der   Fronhßfe    wurde  verkauft   und  das 
Geld    an    die    kaiserliche    Kasse    abgelie- 
fert.     Die    zinspflichtigen  oder    leibeigenen 
Bauern,  welclie  die  den  Herrenhöfen  unter- 
stellten   Hufen    bewirtsciiafteten,    bedurften 
für  ihre  Konsumtion  wenig  oder  gar  kein 
Geld,  häufig  aber  muasten  sie  eine  gewisse 
Summe  als  Abgabe   neben  den  Katuial- 
liefernngen  und  Äxbeitaleistun^n  aufbringen. 
Nehmen  wir  Ouörards  allerdings  unsichere 
Schätitungen  des  Preises  der  Naturalien  und 
Dienste  an,  so  eigiebt  sich,   dass  zur  Earo- 
Jingerzeit  auf   den   Besitzungen   der  Abtei 
St.  Gcrmain  des  Pr^s  die  Geldabgaben  der 
Mansi    incenuiles    durchschnittlich    23,5  ".'o, 
die  der  Mansi  lidiles  24,5<'/o,  die  der  Maosi 
serviles  aber  nur  3  %  des  Wertes  der  jähr- 
liclien   Gesamtleistungen  ausmachten.     Die 
Mansi  serviles  (die  ausschliesslich  von  Egen- 
leuten  bewirtschaftet  wurden,  während  die 
Inhaber   der   Mansi   ingenuües   keineswegs 
nur  Freie  waren)  zeigen  also  noch  das  ent- 
schiedenste  Vorherrschen    der  Naturalwirt- 
schaft.  —   Auch  anf  den  Bittergütern  des 
17.  und  18.  Jahrhunderts  ist  die  Produktion 
noch  überwiegend  naturalwirtschaftlich,  weil 
sie  hauptsächlich  auf  der  Arbeit  der  Leib- 
eigenen oder  Erbunterthänigen  beruhte  und 
nur  wenig  Geldlohnzahiung  bedingte.    Die 
Konsumtion  der  Gutsbesitzer  aber  war  um- 
somehr   geid wirtschaftlich,   je    weniger   sie 
selbst   auf   ihren   Gütern   lebten.     Bei  de» 
Bauern  dagegen  blieb  auch  die  naturalwirt- 
schaftliche Form  der  Bedürfnisbefriedigung 
bis   zum   Beginn   der  modernen   Industrie- 
periode  in    bedeutenden    Resten     erhalten, 
seitdem   aber  hat  die  Geldwirtschaft  auch 
auf  diesem  Gebiete  immer  mehr  Fortschritte 
gemacht.     Das    Spinnen    war    noch   vor  5" 
Jaliren  in  den  Bauernhänsem  allgemein  ver- 
breitet;   jetzt   versehwindet   es    mehr  und 
mehr,    weil    es    wirtschaftlich    fast    wertlos 
geworden  ist.   Das  Stricken  wird  zwar  mehr 
beibehalten,  aber  die  dadurch  zu  erzielende 
Ersparnis     ist     nicht    nennenswert.      Das 
Backen  des  Brotes  im  Hause  kommt  immer 
mehr  ab,  auch  in  kleinen  Dörfern  giebt  es 
Bäcker   und  die  Einwohner  finden  es  be- 
quemer,  ihr  Getreide  an  Händler  zu  ver- 
kaufen  und   das  Brot   zu   kaufen.     Bei  den 
grösseren  landwirtschaftlichen  Betrieben  ist 
auch  die  natiiral wirtschaftliche  Fro(iuktion>- 
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vieim  im  Laufe  dieses  Jahrfaiuiclerls  durch 
die  geldwirtechaftliche,  d.  h.  durch  die  kapi- 
talistische, fast  ganzlicli  verdräng  worden. 
Wenn  auch  das  eigentliche  Gesinde  nocli 
auf  dem  Gute  Natural  Verpflegung  erhält 
imd  auch  viele  ländliche  Arbeiter  noch 
einen  Teil  ihres  Entgelts  in  der  Fovm  von 
freier  Wohnung,  lÄndniitzung  oder  Depu- 
taten erhalten,  so  ist  der  Oeldlohn  doch  im 
ganzen  In  die  erste  Reihe  getreten,  und  das 
moderne  Gangsystem  vollends  hat  die  Arbeit 
im  landwirtachaftlidien  Grossbetrieb  ebenso 
zu  einer  Ware  gemacht,  wie  sie  es  in  der 
Industrie  schon  früher  war.  Nicht  minder 
wird  jene  Wendung  von  der  naturalen  zur 
kapitalistischen  Produktions Wirtschaft  in  der 
L^d Wirtschaft  ersichtlich  dnrch  die  An- 
schaffung von  künstlichem  Dünger,  beson- 
derem Saatgut  etc.,  femer,  was  das  stehende 
Kapital  betrifft,  in  den  diirch  besondere 
Technik  auszuführenden  Meliorationen,  in 
der  An  schaff  img  kostspieliger  Maschinen 
und  in  den  oft  ganz  fabrikmäseigen  Anlagen 
für  den  Betrieb  landwirtschaftlicher  Neben- 
gewerbe. So  bedarf  ein  modemer  Land- 
wirtschaftsbetrieb im  Vergleich  mit  den  Zu- 
ständen im  vorigen  Jahrhundert  zunächst 
eines  unvergleichlich  grösseren  umlaufenden 
Kapitals,  das  periodisch  immer  wieder  in 
der  Form  von  Geld  eingehen  niuss.  Die 
Inventarausstattiing  und  die  stehenden  An- 
lagen müssen  ebenfalls  mit  barem  öelde 
beschafft  werden,  und  dieses  wird  häufig 
als  verzinsliche  Schuld  aufgenommen. 
Auch  andere  Gründe,  auf  die  tiier  nicht 
weiter  einzugehen  ist,  haben  in  unserem 
Jahrhundert  eine  bedeutende  Vermehrung 
der  Schiüdenlast  des  Grundbesitzes  herbei- 
gefflhrt,  so  dass  die  Geldwirtschpft  für  ihn 
vielfach  schon  eine  bedenkliche  Form  der 
Kredit  Wirtschaft  angenommen  hat.  Die  Geld- 
wirtschaft zeigt  sich  dann  nicht  mehr  wie 
früher  in  der  Verwendung  des  Reinertrages 
zur  Konsumtion,  sondern  m  der  Notwendig- 
keit der  Aufbringung  beträchtlicher  Summen 
zur  Zinszahlung.  £ein  Wunder,  wenn  den 
Beteiligten  die  alte  Naturalwirtschaft  als 
idealer,  zurflckznwünschender  Zustand  er- 
scheint. In  der  That  hat  diese  etwas  Ver- 
lockendes in  ihrer  sicheren  SelbstgenOg^ing, 
in  ihrer  Unabhängigkeit  von  den  unberechen- 
baren Störungen  und  Erschüttcningen,  denen 
die  arbeitsteiligen,  wesentlich  nur  für  den 
Verkauf  produzierenden  Einzelwirtschaften 
als  untergeordnete  Glieder  eines  volks-  und 
weltwirtschaftlichen  Systems  unterliegen. 
Für  die  Naturalwirtschaft  bildet  der  Ge- 
brauchswert der  Güter  die  leitende  Nonn, 
der  seinerseits  nach  dem  Grad  der  Nütz- 
lichkeit und  dem  Grad  der  Schwierigkeit 
der  Beschaffung  derselben  beurteilt  wird. 
Der  Tauschwert  kommt  nur  nebensächlich 
in  Betracht.  Wenn  der  Produzent  nur  einen 


verhältnismässig  kleinen  Teil  seiner  Erzeug- 
nisse gegen  andere  Waren  oder  Geld  aus- 
tauscht, so  bleibt  die  Existenz  seines  Hans- 
haltes >md  seiner  Wirtschaft  von  der  geld- 
wirtschaftlichen Preisbildung  unabhängig 
und  sie  wird  nicht  gefährdet,  wenn  auch 
das  Tauschgescliäft  an  sich  zu  ungünstigen 
Bedingungen  erfolgt,  z.  B.  die  hingegebenen 
Erzeugnisse  drei-  oder  viermal  mehr  Arbeit 
gekostet  haben  als  die  eingetauschten.  Die 
letzteren  mögen  ein  sehr  intensives  subjek- 
tives Begehren  befriedigen,  aber  nötigenfalls 
könnten  sie  in  der  Wirtschaft  entbehrt  wer- 
den. Wenn  aber  der,  grösste  Teil  der  Pro- 
dukte einer  Wirtschaft  für  den  Austausch 
bestimmt  ist  und  diese  ohne  die  einzu- 
tauschenden Waren,  zu  denen  z.  B.  auch 
Rohstoffe  gehören  können,  oder  ohne  einen 
bestimmten  Geldertrag  nicht  zu  bestehen 
vermag,  so  müsisen  die  Preise  der  Produkte 
in  Geld  höher  sein  als  die  Kosten,  und  der 
Produzent  ist  nun  aus  dem  naturalwii-t- 
schaftlichen  Selbstgenügen  auf  den  Kampf- 
[ilatz  des  erossen  Marktes  getreten.  Kredit 
in  fungibeln  Gütern,  z.  B.  in  Saatgetreide, 
kam  zwar  auch  schon  in  der  naturalwirt- 
schaftlichen Periode  vor,  aber  das  eigentliche 
Debel  der  schweren  Verschuldung  knüpft 
sich  an  die  Geld  Wirtschaft  und  reicht  übri- 
gens soweit  wie  diese  selbst  in  das  Alter- 
tum zurück,  wenn  auch  gewisse  gesellschaft- 
liche Klassen  erst  in  der  neuereu  Zeit  von 
demselben  betr.jffen  worden  sind ,  die  es 
fi-iiher  weniger  zu  empfinden  haften.  Aber 
die  Naturalwirtscliaft  gehört  dennocli  einer 
niedrigeren  Phase  der  Kultur  an,  in  der  der 
technische  Fortschritt  gehemmt  ist  und  es 
nicht  möglich  wäre,  Bevölkerungen  von  der 
Dichtigkeit,  wie  sie  die  heutigen  Kidtur- 
stoaten  aufweisen,  die  Befriedigung  ihrer 
Bedürfnisse  zu  verschaffen.  Die  üebel, 
welche  die  arbeitsteilige,  geldwirtschaftliclie 
und  kapitalistisclie  Produktion  für  die  ein- 
zelneu mit  sich  bringt,  müssen  daher  er- 
tragen werden,  sofern  sie  sich  nicht  durch 
Jüttel,  die  der  fortgeschrittenen  Entwicke- 
lung  angemessen  sind,  mildern  lassen,  da 
eine  Rückkehr  zu  primitiven  Formen  ohne 
eine  einschneidende  Kidtnrvern ichtun g  nicht 
m%lich  ist. 


NavigatlODSakt«.  englische 

8.  Schiffahrt 


Nozzsni,  Emil, 


geboren  1832  in  Pavia,  studiert«  die  Bechte  und 
Staatswisaenschatten,  war  Schüler  Lidgi  Cossaa 
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nnd  ist  seit  1872  Professor  der  Natioiialflkoiioniie 
an  der  teohniachen  Hochschule  and  Präsident 
des  terlinischen  Inaütute  zu  Forli. 

Nazzani  veröffentlichte  vou  staatan-issen- 
Bchaftlichen  Schriften  in  Buchform :  Sulla  rcndit« 
fondiaria:  saggio,  Forli  1872.  (Diese  Dogmen- 
geschichte der  Bodenrente  zählt  zu  den  bedeu- 
tendsten Leistnnßiin  der  neuen  italienischen 
Schule.)  ~  Sunto  di  economia  politica,  ebd.  1873, 
2.  Aufl.  Mailand  1876,  3.  .^.ufl.  1882,  i.  Aufl. 
188G,  6.  Aufl.  1893,  6.  Aufl.  1897.  -  II  profltto, 
ebd.  1877.  (Eine  Abhandlung  ül«r  den  Unter- 
nehmergewinn.l  —  La  scnola  classioa  di  econo- 
mia politica,  ebd.  1879.  —  Alciini  qoesiti  suUa 
domanda  di  lavoro:  saggio,  Forli  1860.  (In 
dieser  Schritt  Über  Nachfrage  nach  Arbeit  werden 
8.  145  ff.  die  Irrtümer  der  Lohnfondstheorie 
nachgewiesen.)  —  Saggio  di  economia  politica, 
Hailand  1881.  (Inhalt:  1)  La  scnola  classicadi 
economia  politica;  2)  Sulla  rendita  fondiaria; 
8)  Del  profltto;  4)  Alcnni  ques^iti  snlla  domanda 
di  lavoro.) 

Vgl.  aber  Nazzani:  Coaaa,  Gmda  allo 
studio  dellft  economia  politica,  2.  Anfl,,  Pisa 
1880,  geschichtlicher  Teil,  Kap.  6.  —  Der- 
selbe, Letter»  al  Prot.  Emilio  Nazzani  in 
„Saggi  di  economia  politica.  ebd.  1878.  — 
Ingram,  Hiatory  of  political  economy,  Edin- 
burg  1888,  8.  216.  —  De  Gubernatis,  Dic- 
tionnaire  international  des  ^crivaina  du  jour, 
Florenz  1891,  S-  15.S1.  —  v.  Schnllern- 
Schrattenhofen,  Theorelische  Nationalöko- 
nomie Italiens  in  neuester  Zeit,  Leipzig  1891. 
Ijippel't 


Nebenins,  Hsrl  Friedrich, 

feb.  am  29.  IX.  1784  zn  Bhodt  bei  Landau  in 
er  badischen  Rheinpfalz,  gest.,  erblindet,  am 
8.  VI.  1857  in  Karlsruhe,  studierte  die  Rechte 
in  TBbin^n,  wurde  1811  Finanzrat  im  badischen 
Finanzministerium,  1823  erster  Rat  im  badischen 
Hiniaterium  des  Innern  ^  1831  Staatsrat  und 
Ministerialdirektor  und  im  März  1838  Minister 
des  Innern,  demissionierte  Oktober  1839,  wurde 
184Ö  abermals  Präsident  des  Ministeriums  des 
Innern,  entsagte  aber  schon  im  folgenden  Jahre 
dieser  Würde  und  reservierte  sich  nur  das 
PrUtiidinm  des  Staatsrate.  Am  1.  VII.  1849 
trat  er  in  den  Ruhestand. 

Nebenius  bietet  das  seltene  Bild  eines 
Staatsmannes  und  Volkswirts  dar,  der  nicbt 
allein  die  ansfiihrende  Kraft  aller  wesentlichen 
Beformen  im  VerfaHsnngaleben  und  der  inneren 
Politik  seines  engeren  Vaterlandes  Baden  in 
den  Jahren  1811  bis  1848  gewesen,  der  auch 
auf  die  Zolleinigung  Deutschlands,  als  deren 
talentiertester  und  unermüdlichster  Vorkämpfer 
er  dasteht,  einen  grossen  und  entscheidenden 
Einflnss  ausgeübt  hat.  Die  koustitntionellc  Ver- 
fassung, welche  das  1806  neugebüdetc  Gross- 
herzogium  Baden  1818  erhielt,  war  Nebenius' 
Werk,  die  1820  erfolgte  Einführung  des  metri- 
schen Systems  in  Baden  verdankte  das  Land 
Nebenius.  Er  war  der  Reformator  des  gesamten 
hadiachen  Steuerwesens,  Vorstand  nnd  geistige 
Triebfeder    der   badischen    Gesetzgebungskom- 


inission,  intellektueller  SchGpfer  der  badischen 
Staatseisenbabnen ,  Organisator  des  badiachen 
Volksschulgesetzes  Ton  1635,  Regenerator  des 
technischen  Unterrichts-  und  Hochschulwesens 
Badens.  Alle  diese  ihm  zu  dankenden  gtoetea 
Reformen  treten  aber  in  den  Hintergrund  vor 
der  grössten  wirtschaftlichen  That  seines  Lebens, 
der  thatkräftigen  Agitation  für  das  Zustande- 
kommen des  grossen  deutschen  Zollvereins,  die 
Auf stel lang  eines  einheitlichen  Tarif sjstems, 
das  er  nebst  einem  1818  vollständig  ausge- 
arbeiteten Plane  zur  Inangriffnahme  nnd  Durch- 
fUhrnng  des  grossen  Werkes,  1819  den  Mit- 
gliedern der  ersten  hadischen  Stände  Versamm- 
lung in  einer  lithographierten  Denkschrift  vor- 
legte und  allen  der  Zolleinignng  zugeneigten 
deutschen  Staatsmännern,  Handelskorporationen 
und  GroBsindustriellen  zusandte.  Dieser  das 
vollständige  Programm  der  sptttereu  Zollvereins- 
verfasaung  enthaltenden  Denkschrift  verdankt 
Nebenius  den  Ruhm,  für  den  intellektnellen 
Urheber  des  grossen  deutschen  Zollvereins  zn 
gelten. 

Nebenina  verfllfentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schritten  a)  in  Buchform:  Be- 
I  trachtungen  über  den  nationalükonomischen  Zn- 
stand Grossbritanniens  mit  vergleichender  Räck- 
sicht  auf  Deutschlands  Handel  nnd  Industrie- 
verbal  tnisse.  Nebst  einer  Uebersetznng  der 
Schrift  von  J.  B.  Saj  über  England  und  die 
Engländer,  Karlsrahe  1818.  (Nebenins  kSmpft 
in  dieser  Schrift  für  Freiheit  des  wirtithatt- 
lichen  Verkehrs,  fllr  Aufhebung  aller  Binncn- 
zSlIe  und  Verlegung  derselben  an  die  Grenzen 
Deutschlands.)  —  Der  öffentliche  Kredit,  dar- 
gestellt in  der  Geschichte  und  in  den  Folgen 
der  Finanzoperationen  der  grossen  europäjschen 
Staaten  seit  Herstellung  des  allgemeinen  Land- 
und  Seefriedens ,  ihrer  Massregeln  zur  Be- 
gründung und  Befestigung  öffentlicher  Kredit- 
anstalten und  der  Begebenheiten  der  Randels- 
welt,  deren  Wirkung  damit  zusammengetroffen, 
Karlsruhe  18'iO;  dasselbe,  2,  Aufl.,  I.  allgemeiner 
Teil,  n.  d.  T.:  Ueber  die  Natur  und  die  Ur- 
sachen des  (iffentlichen  Kredits,  Staataanlehen, 
die  Tilgung  der  Gffentlichen  Schulden ,  den 
Handel  mit  Staatspapieren  und  Wechselwirkung 
zwischen  den  Kreoitoperationen  der  Staaten  und 
dem  ökonomischen  und  politischen  Zustande  der 
Länder,  ebd.  1829.  (In  dieser  theoretischen  Be- 
handlnng  des  öffentlichen  Kredit-  und  Staata- 
sch ul  den  wesens  deduziert  er  als  Methodiker 
seine  spekulativen  Unteranchungen  ans  allge- 
meinen wirtschaftlichen  Thatsacben  und  stempelt 
sein  Werk  dadurch  zu  einer  Schule  lehrgerecbten 
Denkens.  Dass  in  den  von  ihm  entwickelten 
Theoremen  zuweilen  eine  Uebereinstimmung  mit 
den  Theorieen  Adam  Smiths,  zu  dessen  Shule 
er  sich  bekannte,  Alexander  Hamiltons  und  auch 
Says  hervortritt,  ist  durch  das  Gesetz  der  win- 
schaftlichen  Ideeenassociation  innerhalb  der  ein- 
zelnen Schulen  begründet.  Von  8ay  entleluite 
er  in  seinen  Erörterungen  Über  den  Kapitalzins 
die  Nutzungs-  und  die  ans  den  Lehrsätzen  der 
Physiokraten  nnd  Smiths  kombinierte  Prodaktivi- 
tätstheorie.  Auch  von  Ricardo  ist  er  nicht  un- 
beeinSusst  geblieben,  obwohl  er  denselben  mehr 
bekämpft  als  ihm  zustimmt,  u.  a.  dessen  Satz, 
wonach  das  Prosperieren  der  EdelmetaJlprodnk- 
tion  den  l^eis  von  Gold  nnd  Silber  herabdrttckt, 
anfechtet.    Als  Anhänger  des  Currenc7syBt«ms 
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teilt  er  das  Misstranen  Gregen  metallisch  nicht 
gedeckte  Banknoten  und  sieht  in  jeder  Ver- 
niehnin);  eine  progressionaiiiäBsige  Entwertnog' 
der  Umlanfsmitlel.  Den  Glanipunkt  des  Baches 
bilden  seioe,  nach  dieser  Bichtnng  vor  ihm 
noch  nie  so  enchSpfend  behandelten  geistvollen 
ADsfÜhrnng-en  über  den  Eiufluss  der  SCaats- 
ajileiben  und  Staataschniden  auf  den  politischen, 
wirtscbaftlicben  nnd  aozialen  Zustand  dcrVülker.) 
-  -    Ueber    technische   Lehranstalten    in    ihrem 


polytechnische  Schule  zu  Karlsruhe,  ebd.  \iSi^^. 
—  Denkschrift  für  den  Eintritt  Badens  zu  dem 
«wischen  Preasaen,  Bayern,  Württemberg,  den 
beiden  Hessen  nnd  mehreren  anderen  deutschen 
Staaten  abgeBchloeBenen  Zollverein,  ebd.  1833. 
(Dieser  Schrift  ist  seine  berühmte  Denkschrift 
von  1818  hezw.  1819  [s.  o,]  als  Anhang  fS.  2iB.] 
beigefügt.  Die  direkte  Veranlassung  zu  dieser 
Broschüre  gab  ihm  die  damalige  Lage  der  ZoU- 
und  EandeTseiniguDgabestrebungen  in  Deutsch' 
land.  Nachdem  am  12.  III.  1883  die  Vereinigung 
des  preussisch-hessendarm städtischen  und  des  ao- 

fenannteu  süddeutschen,  des  bayerisch- nürttem- 
ergischen  Zollvereins  zum  Abschluss  gekommen 
war,  bedurfte  es  noch  der  Sanktionierung  des 
Vertrags  dnrch  die  landsländiscben  Kammern 
von  Bayern  nnd  Württemberg.  Die  bayerischen 
Landstände  machten  keine  Schwierigkeiten,  in 
Stuttgart  jedoch  war  der  Widerstand  gegen  den 
Anschlusa  an  Preussen  seitens  der  Liberalen 
Kammermajorität  ein  hartnackiger,  dazu  kam, 
dass  Württemberg  schon  aus  steuerpolitischen 
Gründen,  da  es  nicht  die  Zollgrenze  bilden 
wollte,  ohne  den  gleichzeitigen  Beitritt  Badens, 
der  geschlossenen  Vereinigung  vom  12.  III. 
principiell  seine  Genehmigung  versagen  zu 
müssen  glaubte.  Hierauf  aber  hatte  Kebenius, 
der  Vertreter  der  grossdentschen  Handelspolitik. 
ntir  gewartet  In  vorstehend  genannter,  in 
wenigen  Tagen  entstandener  Schrift,  die  sich  an 
die  württembergischen  und  badiscben  Patrioten 
wandte,  seilte  er  in  klaren  und  Überzeugenden 
Worten  die  Gründe  auseinander,  weshalb  Baden, 
immer  das  grosse  Ziel  der  Zolleinignng  Ganz* 
deutschlands  vor  Angen  habend,  seine  Ver- 
einigung mit  dem  süddeutschen  Zollbnnde  bis- 
her beanstandet,  wie  es  aber  jetzt  an  der  Zeit 
sei,  die  bisherige  Zurückhaltung  aufzugeben 
und  gemeinsam  mit  Württemberg  und  Bayern 
seinen  Beitritt  zum  preussisch-hessendarmstädti- 
scheu  Zollvereine,  dem  sich  Inzwischen  [18^] 
anch  Knrheseen  angeschlossen ,  zu  vollziehen. 
Der  nnraittelbare  Erfolg  dieser  Schrift  war  die 
Zersplitterung  der  Opposition  in  Württemberg, 
dessen  Ständekammer  am  5.  XI.  1833  den  Au' 
schluss  vom  12.  III.  sanktionierte.)  —  Der 
deutsche  Zollverein,  sein  System  und  seine  Zu- 
kunft, ebd.  1B3Ö.  (Die  Opposition  gegen  den 
AnschlnsB  Badens  an  Preussen,  die  in  Karlsruhe 
der  Wortführer  der  Liberalen,  Karl  t.  Botteck, 
leitete,  war  dnrch  den  Vorläufer  letzterer  Schrift 
zwar  schon  ivesenttich  abgeschwächt,  dennoch 
hielt  es  Nebenius  für  angezeigt,  noch  einmal 
nnd  zwar  in  einem  umfangreicheren  Werke,  den 
schwankenden  Elementen  lu  der  Stand eversamm- 
Inng  die  Vorteile  des  Anschlusses  und  die  gegen 
die  Isoliertheit  sprechenden  handelspolitischen 
Bedenken  vorzufUhren,  nnd  zwar  mit  dem  Er- 
folge ,     dasB    Badens    Beitrittserklärung    zum 


deutschen  Zollverein  vom  12.  V.  1835  am  1.  L 
1836  von  der  badiscben  Stände  Versammlung 
sanktioniert  wurde.)  —  lieber  die  Herabsetzung 
der  Zinsen  der  üfFenttichen  Schulden  mit  Bück- 
sicht auf  die  Zeiten  Verhältnisse  und  insbesondere 
auf  die  öffentlichen  Verhandlungen  über  die 
Reduktion  der  französischen  Schuld,  Stuttgart 
1837.  —  Ueber  die  ZBlie  des  deutschen  Zoll- 
vereins EUm  Schutze  der  einheimischen  Eisen- 
produktion, Karlarnhe  1842.  —  Kommissions- 
beriebt,  die  über  die  Main-  und  Neckare isen bahn 
und  deren  Betrieb  geschlossenen  Staats  vertrage 
betreffend,  ebd..  1^4.  (Nebenius  vertrat  das 
Princip  der  Staatsintervention  bei  Ausführung 
von  Unternehmungen,  deren  Tragweite  über  die 
I'oteuz  der  Privatinitiative  hinansging.  In 
seinem  1834  erstatteten  gutachtlichen  Bericht 
über  die  Staats  wirtschaftliche  Notwendigkeit 
der  Anlegung  von  Staatsbahnen,  der  18.%  als 
Mannskript  gedruckt  wurde,  war  seinestatistisch- 
nationaljikonomische  Begründung  der  Vorlage 
eine  so  schlagende,  dass  die  badische  zweite 
Kammer  1838  das  Nebeninssche  Projekt  annahm.) 

—  Bericht  der  Petitionskommission  llber  die 
Bitte  der  Stadt  Pforzheim  und  über  die  Bitte 
der  Stadt  Bretten,  die  Herstellung  einer  Eisen- 
babu  zur  Verbindung  mit  Württemberg  und 
die  Berücksichtigung  ihrer  Interessen  bei  den 
hierauf  bezüglichen  Verhandlungen  betreffend, 
2  Hefte,  Karlsmhe  1844 -184ö.  -  Baden  in 
seiner  Stellung  zur  deutschen  Frage,  ebd.  ISiJü.  — 

b)  in  Zeitschriften:  1)  m  Rans  Archiv, 
Heidelberg :  Ueber  das  im  Grossherzogtum  Baden 
bestellende  (metrische)  Mass-  und  Gewkhtssystem 
und  die  Einführung  desselben  in  den  Gebranch, 
Bd.  IV,  1840,  S.  226  ff.  -  Britische  Zustände 
nach  offiziellen  Naohweisungen  und  Betrach- 
tungen hierilber,  Bd.  V,  1S43,  S.  1  ff.  —  2)  In 
der  Deutschen  Vierte^jahrsschrift ,  Stuttgart : 
Ueber  die  Entstehung  nnd  Erweiterung  dea 
grossen  deutschen  Zollvereins,  Jahrg.  1838,  Heft 
11,  S.  319,369.  —  Ueber  die  Wirkungen  dea 
grossen  deutschen  Zollvereina  and  die  Ent- 
wickelung  seiner  Gesetzgebung,  Jahrg.  1840, 
Heft  I,  S.  2fJ6;314.  —  Ueber  die  Schwankungen 
des  cirkulierenden  Mediums  in  Europa  und 
deren  Einfluss  auf  die  Geldpreise  der  Dinge  in 
den  letzten  ö  Decennien,  Jahrg.  1841,  Heft  1, 
S.  1/T3.  —  Das  Bedürfnis  erhöhter  Schutzzölle 
für  einige  Zweige  der  Vereinsindustrie,  Jahrg. 
1842,  Heft  4,  S.  327.74.  —  Teuernng  der  Lebens- 
mittel infolge  von  Misswachs,  mit  besonderer 
Beziehung  auf  das  südwestliche  Deutschland, 
Jahrg.  1843,  Heft  4,  S.  197,241.  — 

Vgl.  über  Nebenius:  Kaiitz,  Theorie 
und  Geschichte  der  Nationalökonomik,  Bd.  11, 
Wien  1H60,  8.  629/31.  —  L.  K.  Aegidi,  Ans 
der  Vorzeit  des  Zollvereins,  Hamburg  1865, 
S.  67,  liy,21.  — Beck,  Karl  Friedrich  Nebenius, 
ein  Lebensbild,  Mannheim  186G.  —  v.  Weeoh, 
Geschichte  der  badischen  Verfassung,  Karls- 
ruhe 1868.  —  V.  Festenberg-Packisch, 
Geschichte  des  Zollvereins,  Leipzig  1869,  S.  157. 

—  J,  Falke,  Die  Geschichte  des  deutschen 
Zollweaens,  Leipzig  1869,  S.  360/fil,  377.78.  — 
W.  Weber,  Der  deutsche  Zollverein,  ebd.  1869, 
S.  122  23.  —  Röscher,  üesch.  derNat..  manchen 
1874,  S.9Ö3  68.  ~  Badisclie Biographieen,  Heidel- 
berg_  1875,  Bd.II,S.  99  ff.  — Böhm  von  Ba  werk, 
Kapital  und  Kapitalzins,  Bd.  I,  Innsbruck  1884, 
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S.  233.  —  Allgemeine  dentBohe  Biographie, 
Bd.  XXin,  eM.  1886,  S.  351.  —  L.  v.'  Stein, 
Lehrbuch  der  Finanz  wissenachatt,  5.  Aufl.,  Teil  IT. 
Abteilung  3,  ebd.  188ß,  S.  45.  —  Nouveau 
dictionnaire  d'fconomie  polit.,  Bd.  II,  Paris  1892, 
8.  38485.  — 

lAppert, 


Necker,  Jacques, 

geb.  am  30.  IX.  1732  zu  Genf,  "gest.  am  9.  IV. 
1804  anf  seiner  Besitzuog  Coppet  am  Genfer 
See,  gründete  1762  mit  ciuer  Einlage  von  6  Mül. 
Frc9.  anter  der  Firma  Kecker  &  Co.,  sein  Associ^ 
war  der  Bankier  Theluaaun,  ein  Bnnkgeschtlft 
in  Paris,  was  bald  für  das  opulenteate  von  ganz 
Frankreich  galt.  1765  wnrde  er  Syndikus  der 
franzJisischnDstindi sehen  Kompagnie,  1T68  Hliiia- 
terresident  der  Repuhlik  Genf  am  franztisischen 
Hofe,  IT72  gab  er  sein  Bankgeschäft  auf.  Duruh 
Patent  vom  22.  X.  177G  erhob  Ludwig  XVI. 
Necker  als  Xacbfolger  Clugnj»  zam  Direktor 
des  kSniglichen  Schatzes  und  nach  dem  Büek- 
tritt«  des  Generalkontrolieurs  des  Schatzes, 
Tftbonreau  dea  Riaux,  erfolgte  durch  KabinettB- 
ordre  vom  29.  VI.  1777  Neokers  Ernennung 
zuro  Generaldirektor  dea  Schatzes,  eine  Stellung, 
die  ihn  bis  anf  den  Titel  mit  den  Machtbefug- 
nissen dea  Ministers  der  Finanzen,  des  1776  von 
deren  Leitung  zurückgetrclenen  Tnrgot,  aas- 
Btatiete.  Durch  seine  kanf männischen  Ante- 
cedentien  vorteilhaft  unterstützt,  brai:hte  Necker 
Ordnung  und  Methode  in  die  FUbrong  der 
Ofientlichen  Finanzen,  vereinfachte  das  adminis- 
trative Räderwerk,  verabschiedete  die  im  Finanz- 
ministerium von  Turgot  zurückgelassenen  fünf 
Finanzin tendant«n,  verringerte  die  königliche 
Dienerschaft  am  ein  Beträchtliches,  kapitaligierte 
die  tote  Hand  in  den  königlichen  Domänen,  er- 
zielte durch  Aufhebung  des  Instituts  der  General- 
pächter für  den  königlichen  Schatz  ein  Ein- 
nahmeplns  von  jährlich  14  Millionen  und  nutzte 
seinen  unbeschränkten  Kredit  zur  Aufnahme  von 
Staatsanleihen  nnter  den  günstigsten  Zins-  and 
Amortisationsbed ingangen  aus,  ohne  indes  dem 
drohenden  Naben  des  Staat sbankerotts  Frank- 
reichs eine  Hückwärtsbewegung  oder  nur  einen 
Stillstand  gebieten  zu  kSnnen.  1781  verüflent. 
lichte  Necker  einen  flnanzadministrativeD  ßechen- 
■chaftsbericht  „Compte  rendu  an  roi"  [a.  u.), 
worin  er  u.  a.  durch  künstliche  Verschleierung 
der  kolossalen  tmgedeckteit  Verbindlichkeiten 
des  Schatzes,  einen  Ueberscbiiss  von  10  Millionen 
Bpchwies.  Diese  Schrift,  so  sehr  sie  ihn  einer- 
seits in  der  Volksgnnst  festsetzte,  entfesselte 
den  Zorn  der  mit  seiner  Amtsführung  anzn- 
friedeuen  Elemente.  Es  waren  dies  die  Inten- 
danten, GeneraLpäciiter,  Parlaments  rate,  der  von 
ihm  gestürzte  frühere  Marinem iniater  Sartine 
und  der  Klerus,  der  ihn  seines  kalvinistiscben' 
Glauhena  wegen  hasste.  Diese  Feinds eligkeiteu 
gingen  so  weit,  dass  Necker,  um  seine  Stellung 
zu  befestigen,  von  dem  Könige  als  Veitrauens- 
votum  Sitz  und  Stimme  im  Ministerconseil  be- 
anspruchte, Ludwig  XVI.  gab  ihm  aber,  statt 
des  Ministertitels,  am  2Ü.  V.  17S1  seine  Ent- 
lassung, Necker  zog  sich  nach  der  Schweiz 
lurück    und    verüffentlichte   zu    seiner   Recht- 


fertigung: „De  l'admiaistration  des  finances  de 
la  France"  (s.  u.).   Seinem  Nachfolger,  Calonne, 

S'ng  zn  einer  Beherrschung  der  finanziellen 
iroute  Frankreichs  vor  allem  das  kaofmännische 
Geschick  N'eckera  ab,  den  Staatsglänbigeni  die 
momentane  Notlage  geschickt  zu  verbergen, 
Zuletzt  wusste  er  sich  nicht  anders  zu  helfen, 
als  in  der  Schrift  „R^ponse  ä  l'ecrit  de  M. 
Necker''  etc.  (s.  tt.)  letzterem  die  Schuld  an  dem 
drohenden  Zusammenbruch  aufzubürden.  Dieser 
Schritt  beschleunigt  seinen  Sturz.  Necker  lieferte 
in  der  Schrift  „Nouveaax  eclaircissements  snr 
le  Compte  rendu"  (s,  u.)  eine  phraseologisch 
glänzende  Rechtfertigung,  wnrde  nach  Frank- 
reich zurückberufen  und  trat  Ende  Augast  1788 
aU  Finanzminister  mit  dem  Titel  eines  General- 
direktors der  Finanzen  in  das  Kabinett  ein. 
Nachdem  er  1788  wegen  angeblichen  Getreide- 
mangels  dui'ch  die  verkehrtesten  Prohibitiv- 
massregetn  die  Staatsschuld  nm  45  Millionen 
vermehrt  hatte,  eröffnete  er  am  5.  V.  1789  die 
auf  seine  Veranlassung  einberufenen  General- 
Staaten  mit  einer  i&eistündigen ,  aber  an 
dem  31  iss tränen  der  Versammlung  Tollständig 
wirkungslos  abprallenden  Rede,  worin  er  die 
der  Wanrbeit  entsprechende  hohe  drei-  anf  eine 
bescheidene  zweistellige  Zilfer  des  Deficitbetrages 
{66  Millionen)  reduzierte.  Am  11,  VIL  1(89 
erhielt  er  darauf  zum  zweiten  Male  seine  Ent- 
lassung, um  nach  dem  Basti  llensturm  zum  dritten 
Male  zurückgerufen  zn  werden,  weder  zu  Frank- 
reichs Hei!  noch  zu  dem  seinigen.  Im  Ballhans 
spielte  er  keine  beneidenswerte  ßoUe,  denn  sein 
bedeutendster  Gegner,  dem  er  in  keiner  Be- 
ziehung ebenbürtig,  war  Mirabean.  Am  8.  IX. 
17Ü0  erbat  nnd  erhielt  Necker  seine  endgiltige 
Entlassung, 

Neck  er  veröffentlichte  von  staatsivise«n- 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform:  B^ponse  au 
memoire  de  Morellet  snr  In  Compagnie  des  Inde^, 
Paria  1769,  (Neckers  Bemühungen,  der  not- 
leidenden französisch-ostindiBcben  Kompagnie, 
der  auch  seitens  der  Regierung  der  Kredit  ge- 
kündigt war,  aufzuhelfen,  verwickelte  ihn  in 
seinen  ersten  Federkrieg  mit  den  Oekonomisten, 
der  durch  Abb£  Morellet  in  der  Broschüre: 
,.Memoire  eur  la  Situation  actuelle  de  la  ('«m- 
uagnie  des  Indes,  Paris  1769"  eröffnet  wurde. 
Unter  Bernfung  auf  das   phjsiokra tische  Pro- 

ä-amm  der  unbeschränkten  Handel sfreibeit  setst 
orellet  darin  die  Gründe  anseinander,  weshalb 


rationen,  insbesondere  aber  ge^n  die  ungesunde 
Monopol  Wirtschaft  der  ostindischen  Kompagnie 
sich  erklären  müsse.  In  Neckers  Erwiderung 
pflichtet  er  u.  a.  seinem  ph^siokratischen  Gegner 
darin  bei,  dass  unter  gewissen  Umständen,  aber 
nicht  im  vorliegenden  Falle,  die  von  ihm  be- 
kämpfte Handelsfreiheit  eine  Notwendigkeit 
werden  könne,  welches  Zugeständnis  seiner 
ganzen  vorhergehenden  Polemik  die  Spitze  ab- 
bricht. Anf  diese  Replik  erfolgte  noch  eine 
Duplik:  „Examen  de  la  r^ponse  aa  memoire  de 
M,  l'Abbe  MoreUet,  ebd.  1769".  worin  letzterer 
bestimmte  Vorschl%e  r.ur  Auflösung  der  fran- 
zösisch-ostindischen  Kompagnie  macht«,  mit 
deren  Ausführung  die  Regiemng  anch  unge- 
säumt vorging.)  —  Eloge  de  Golbert,  Paris 
1773;  dasselbe,  Neudruck,  Dresden  1781;  das- 
selbe   in    deutscher   Uebersetcnng,    ebd.    1781. 
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(Necker  verleugnet  anch  als  Schriftsteller  sein 
kanfmännischeg  Genie  nicht.  Wie  er  früher  in 
Getreide  und  Fonds  spekuliert  bat,  »o  geschieht 
es  hier  in  Ehre  nnd  Rnhm,  Der  ätem  der 
Phjsiokroten  war  im  Erbleichen ;  je  tiefer  Frank- 
reich unter  Tui^ts  Verwaltung  im  Schulden- 
meere  versanlt,  je  häufiger  das  Land  von  Misx- 
waj:hs  nnd  Hungersnot  heimgesucht  wurde,  je 
mehr  schwand  der  Nimbus  der  volkä wirtschaft- 
lichen Doktrin  der  Schule  (Jnesnays.  Auf  den 
Schultern  Turgolg  die  erste  Staffel  der  Ruhmes- 
leiter zu  erklimmen,  konnte  daher  für  Necker 
nicht  schwer  sein.  Er  brauchte  nur  Colbert, 
als  Vertreter  des  Merkantilismus,  zu  huldigen, 
und  Turgot  wie  die  übrigen  Oekouom igten 
wurden  indirekt  dadurch  diskreditiert.  So  ent- 
stand die  Lobrede  Colberts.  eine  völlig  gehalt- 
lose, aber  mit  uierkantilistiscben  Schlagworten 
dnrchflochtene  Schrift,  die  von  der  Pariser  Aka- 
demie lediglich  ihrer  Tendenz  wegen,  nämlich 
der  Befeinunog  des  Physiokratismus,  gekrßnt 
wurde.)  —  Sur  la  l^gijilation  et  le  commerce  des 
graiua,  Paris  ITTü,  eriebte  bis  1788  zwanzig  \ 
Auflagen,  in  neuerer  Zeit  abgedruckt  in  den 
Sammelwerken:  „Collection  des  principaux  eco- 
nomistes",  Bd.  XV,  ebd.  1848,  nnd  in  ,.Melanges 
d'economie  politigue,  puhl.  avec  commentaires 
etc.  par  £.  Daire  et  U.  de  Moliuari",  Bd.  U, ' 
ehd.  1848;  dasselbe  in  deutscher  Ueberaeizong. 
Dresden  1777.  (Necker  bekämpft  in  diesem 
antiphysiokratischen  Buche  über  den  Getreide- 
handel  das  System  des  ludividualismug  und  ge- 
langt zu  dem  Schlüsse,  dem  einzig  unanfecht- 
baren seiner  darin  entwickelten  Theoreme,  daas 
die  wirtschaftliche  Freiheit  des  einzelneu  nur 
bis  zu  dem  Hasse  sich  ausdehnen  darf,  wo  sie 
der  Gesamtheit  der  Interessen  nicht  schadet. 
Er  stellt  u.  B.  darin  die  Satze  auf:  1.  Hie  Frei- 
gabe der  Getreideausfuhr  geschieht  zum  Nach- 
teile der  Entwickelung  der  Manufakturen,  und 
der  Eiport  von  Industrieerzeugnissen  ist  als 
Eiunahmequelle  dem  des  Getreides  vorsuziehen; 
2.  Läuder  mit  wenig  entwickelter  Industrie  sind 
auf  die  Ausfuhr  ihrer  Agrarprodukte  beschränkt 
nnd  beeintrüchtigen  dadurch  die  eigene  Popu- 
lation gentwickeluug,  da  die  regelmisaige  Aus- 
fuhr eines  bestimmten  Getreidequantums  für  das 
betreffende  Land  deu  Verlust  der  Individuen 
bedeutet,  die  mit  dieser  ausgeführten  Brotfrucht 
h&tten  ernährt  werden  können;  'S.  Die  freie 
Getreideausfuhr  lässt  sich  nur  auf  Grund 
einer  Gegenseitigkeit» vereinbamna;  mit  anderen 
Staaten  durchführen,  Ländern  seine  Kornkammern 
llfihen,  die  sie  uns  versch  11  essen,  wäre  eine  ver- 
brecherische Geringschätzung  der  Bedürfnisse 
des  eigenen  Volkes;  4.  Obwohl  die  Preisbildung 
durch  die  Zahl  der  Käufer  und  Verkäufer  regu- 
liert wird  und  das  Verbot  der  Getreideausfuhr 
die  Zahl  der  Cerealienkäufer  vermindert,  wird 
die  Getreideproduktion  durch  die  Preislage  nicht 
betroffen,  da  der  Preis  in  keinem  ursächlichen 
Zusammenhange  mit  dem  Steigen  oder  Sinken 
der  Produktion  steht.  Hauptzweck  der  Schrift 
war,  die  Ereibändlerischen  Massregeln  Turgots 
zu  diskreditieren.  Kaum  hatte  dieser  das 
Portefeuille  des  Finanzministeriums  Übernommen, 
als  am  13.  IX,  1774  durch  Conseilbeschluss  der 
freie  Vertrieb  des  Getreides  durch  das  Innere 
Frankreichs  verfügt  wurde,  eine  Freigabe  des 
Cerealienexports  war  dagegen  von  Turgot  wohl 
beabsichtigt,  aber  nicht  dekretiert  woraeu,  nnd 


zwar  hatte  der  Ausbruch  des  sogenannten  Mehl- 
krieges  (^erre  de  farine),  der  sich  von  Dijon 
bis  Yersailles  ausdehnte  und  am  5.  V.  1776 
auch  Paris  heue  ruh  igte,  den  Auf  ach  nh  der 
Publikation  der  Ausfuhrlizenz  veranlasst.  Gleich- 
wohl erreichte  Necker  durch  diese  Apologie  des 
Protektionismus  eine  beträchtliche  Zunahme 
seiner  Popularität  auf  Kosten  Turgots  und  der 
Physiokraten.  Dasa  seiner  Schrift,  weil  sie 
ziemlich  gleichzeitig  mit  den  Brotemeuten  in 
die  Oeffeutlichkeit  trat,  die  unverdiente  Ehre 
zu  teil  wurde,  als  Au  stifterin  der  Unruhen 
denunziert  zu  werden ,  war  kaum  ernst  zu 
nehmen,  und  mit  Recht  wirft  Stourm  in  „Les 
finances  de  la  France  sous  l'ancien  regime"  etc. 
(s.  u.)  die  Frage  auf,  welchen  aufwiegelnden 
Einfluss  wohl  ein  Buch  von  4  Teilen  nnd  64 
Kapiteln  auf  die  hungernden  Volksmaeseu  hätte 
ausüben  kSnneu!  Eine  drastische  Beleuchtung 
erhält  übrigens  Neckers  Schrift  durch  die  That- 
sache,  dass  ihr  Verfasser  17B4  seiue  ersten  drei 
Millionen  an  der  Getreidehausse  verdient  hat, 
die  das  Edikt  vom  Juli  1764,  das  den  Getrelde- 
eiport  freigab,  hervorrief.  Als  physiokratische 
Gegenschrift  ist  zu  nennen :  Morellet,  Analyse 
de  l'ouvrage  de  la  Ifgislation  et  de  commerce 
des  grains,  Paris  177ö.)  —  Compte  rendu  (lu 
roi,  Paris,  janvier  1761 ;  dasselbe,  neuer  Abdruck, 
1.  und  2.  Aufl.,  Basel  1781;  dasselbe,  neuer  Ab- 
druck. (Quedlinburg  1781;  dasselbe,  neuer  Ab- 
druck, 'Wien  1781 ;  dasselbe,  in  englischer  Ueber- 
setzung,  London  1781 ;  daggelbe,  in  deutscher 
Uebersetzung  (von  W.  C.  S.  Mylius).  Mit 
Vorrede  und  Anmerkungen  von  Dohm,  Berlin 
1781 ;  dasselbe ,  in  deutscher  Uebersetzung 
(von  A.  Wittenberg),  Hamburg  1781;  dasselbe, 
in  deutscher  L'ebersetznng  mit  Anmerkungen, 
Zusätzen  und  2  Karten  (von  J.  v.  Pacassi), 
Wien  1781.  (Das  beispiellose  Aufsehen,  was 
diese  Schrift  machte,  beruhte  teilweise  auf  der 
Neuheit  der  Form,  teils  auf  dem  Umstände, 
dass  niemand  die  Richtigkeit  der  Bilanz  dieser 
„Rechnung"  bezweifelt«,  welche  in  Wirklichkeit 
total  falsch  war.  Einig«  pojralationistJBche 
Daten  des  Compte  rendu  sind  nicht  ohne  Wert 
für  die  Gegenwart ;  so  berechnet  Necker  z.  B.,  dass 
damals  auf  20,75  Einwohner  in  Frankreich  eine 
Gehurt  fiel.  Droz  in  seiner  „Histoire  du  r^gue 
de  Louis  XVI'-  (s.  n.)  sagt  über  den  Compte 
rendu:  „c'^tait ' un  travaU  fort  ingönieus,  qui 
paraissait  pronver  beaucoup  et  qui  ne  pronvait 
rien".)  —  Memoire  sur  l'etablissement  des  ad- 
ministrationa  provinciales,  donn6  au  roi,  Basel 
1781 ;  dasselbe,  Neudruck,  Lausanne  1781.  (Diese 
Schrift  hat  einen  Btaatssozialistiscben  Charakter 
und  richtet  sich  hauptsächlich  gegen  den  Miss- 
brauch der  Vorzugsrechte  der  Parlamentsräte 
und  dann  gegen  die  Reichen  und  Voniebmeu 
überhaupt,  denen  hehnfs  gerechter  Beteiligung 
an  Tragnng  der  Staatslasten  eine  ihr  wirkliches 
Einkommen  treffende  VermSgeussteuer  auferlegt 
werden  soll.)  —  De  l'administration  des  finances 
de  la  France,  3  Bde.,  Oeuf  1784;  dasselbe,  Neu- 
dmck ,  S  Bde.,  Augsburg  1784 ;  dasselbe, 
Neudruck,  3  Bde.,  Bern  1786;  daaselbe,  Neu- 
druck, 3  Bde.,  Berlin  1785;  dasselbe,  in  deut- 
scher Uebersetzuug,  8  Bde.,  Lausanne  1784; 
dasselbe,  in  deutscher  Uehersetzung  von  A. 
Wittenberg,  3  Bde.,  Lübeck  1786.  —  Defense 
contreM.  deCalonne,  Paris  1787  (Rechtfertigun^s- 
Schrift     gegen     die    Anklagen     Caloanes    in : 
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,,B*pönae  k  l'ecrit  Ae  M.  N'echer,  oontenftst 
l'eianiea  des  coinpt^E  de  la  flituation  des  fiuances, 
reodiis  en  1774,  76,  81,  83  et  1787",  London 
1787  und  178H.)  ~  Nonveaux  ^claircissements 
aar  le  compte  rendu  an  roi  en  1781,  Paris  1788. 
(Erschien  nach  dem  Sturze  CalonneB,  der  darin 


Zinsen  znrllckempfHng:!.)  —  Sur  radminietration 
de  Necket,  par  Ini  m4me,  Paris  17Ü1 ;  das- 
selbe, Neodnick,  üreslau  11^;  dasselbe, 
in  deutscher  L'ebersetzung  mit  ÄntnerkuDgen 
'  von  E.  A.  C.  Stresser,  Hildburghausen  1782.— 
Dn    ponrnir   ex^ntif    ilans   le»   ETunds    Etats, 

2  Bde.,  Paris  1792;  dasselbe,  Neudruck,  2  Bde., 
Strassbnrg  1792;  dasselbe,  in  deutscher  Ueber- 
setxuag  von  G.  G.  W.  v.  Pez,  2  Bde.,  Nürnberg 
ITdS.lüt.  —  R^flexions  piesent^es  ä  la  nation 
jhui^aise  snr  le  proc^a  intent^  ä  Lonis  XVI, 
Paris  1792;  dasselbe,  Neudruck,  Brannachweig 
1793;  dasselbe,  in  dentacher  Ueberaetzuns:, 
Passau  1793.  (Diese  Verteidigiingaachrift  Lnd- 
wiga  XVI.  hatte  die  Einziehung  der  Güter 
Neckera  in  Frankreich  zur  Folge.)  —  De  la 
IMvolntion  fran^aise,  4  Bde.,  Paris  1797;  das- 
selbe, Neudinick,  4  Bde.,  Strassburg  1797;  daa- 
aelbe.  in  deutscher  Ueberaetznng,  Zürich  1797. 
—  Demi^res  vues  de  politique  et  des  flnances, 
Offertes  ä  la  nation  traa^aise,  Paria  1802;  das- 
selbe, Neudrack,  Genf  1802.  —  Geaammelte 
Werke  und  Nachlass;  Necker,  oeuvres.  London 
178t>.  —  Manuscrits  de  J.  Necker,  puoli^s  par 
aa  Alle,  Genf  1803.  —  Oeuvres  complfites  de 
J.  Necker,  pnbli^a  par  le  baron  de  Stael,  15  Bde., 
Paris  1821—22.  (Der  Heranageber  war  Neckera 
Enkel.) 

Vgl.  UberNecker,  Collection  compiJte 
de  toua  lea  onvrage»  ponr  et  contre  M,  Necker, 
avec  dea  notes  cntiqnes,  politii^ues  et  secrt^tes, 

3  Bde.,  Utrecht  1781.  -  (F.  K.  von  Moser), 
Necker.  In  Brieten  an  H.  laelin  in  Basel,  ohne 
Verlagsort  1782.  —  (Dn  Buat),  Remarques 
d'nn  FranQais  ou  examen  impartial  du  livre  de 
H.  Necker  snr  radministration  des  ßnanccs, 
Genf  1785.  —  Correspondence  de  M.  Necker 
arec  M.  de  Calonne,  Paris  1781  -  Neckers 
Familiengeschichte,  Begensbnrg  1789.  ^  Mer- 
cier,  Das  neue  Paris.  Bd.  I,  Brannachneig 
1799,  S.  26,  eiff'.  —  Neckers  Charakteristik 
und  hinterlasaeue  Manuakripte,  hrsg.  von  Madame 
Stael  (aeine  Tochter),  aua  dem  Fraiizüe.  von 
U.  L.  Q.  S.  Kleffel.  2  Teile,  Rostock  1806.  — 
de  Monthyon,  Particukntea  et  observations 
Bnr  les  ministres  des  flnancea  de  France,   les 

Eins  c^lebres,  depnis  1660  jnaqn'en  1791,  Paris 
812,  Kapitel  Necker.  —  J.  Droz,  Hialoire  du 
rigne  de  Louis  XVI,  3  Bde,  Paris  18:«— 42, 
Bd.  II  und  III,  —  Brougham,  Die  Staats- 
raSnnerwührendderBegieruagsepocheGeorgsIlI. 
Aus  dem  Englischen  vnu  Rottenkamp,  Bd.  II, 
Pforzheim  1840,  S.  189— 204.  — Mac  Culloch, 
Literature  of  political  economy,  London  1845, 
S.  85/86,  114,  Ü7.  —  Lonis  Blanc,  Hiatoire 
de  Revolution  froncaise,  Bd.  I,  Leipzig  1847, 
S.  48/58.  —  Sandelin,  Repertoire  gSnfral, 
Bd.  V,  Haag  1847,  S.  681.  (Interessante  Zn- 
sammenstelliing  von  Beurteiinngen  Neekers. 
n.  a.  von  Herrenschnand,  der  ihn  als  unfähigen 
Staatsmann  und  nnbedeiitendenNationalUkononen 
eharakteriaiert.)  ~  Condorcet,  Lettrea  d'un 


labonrenr  de  Kcardie  k  M.  N***  (Necker\  abge- 
druckt in  „Collection  des  principaux  economistea, 
Bd.  XIV,  Paris  1848.  —  DicfiOEnaire  de  r&M- 
nomie  polit.,  2.  Anfl.,  Bd.  II,  ebd.  1854,  S. 
273/74.  —  F.  V.  Sivera,  Necker  als  National- 
ükonom,  in  Jahrb.  f.  Nat.  n.  Stat.,  Bd.  XXn,  Jena 
1874,  S.  17  ff.  —  Stourm,  Les  financea  de  la 
France  aonsTancien  regime  et  laR£Tolntion,2Bde., 
Paris  1886,  Bd.  I.  8.  28/49,  56/70,  78/80,  305/6. 
329/31,  369/71,  43637,  47678,  Bd.  n,  S.  7/11, 
78/81,  129/34,  183,223,  24373,  48082.  - 
Garnier.  Dn  principe  de  population,  2,  Aufl,, 
ebd.  1885,  S.  24.'i.  —  NourissoD,  Troia  rövo- 
Intionnaires ;  Turgot,  Becker,  Baill;,  2,  Aofl., 
ebd.  1886. —  G.Schelle,  Du  Pont  de  Nemours 
et  l'ecote  phvsiocratique.  ebd.  1888,  S.  }i8.  70, 
134,  146.  197"99,  203,  212,  216,  218,  259,  261, 
264,  293,  301,  306,  320.  —  A.  Wagner, 
Fi n an z wissen achaft,  Teil  III:  Stenerlehre,  Leiit- 
zig  1889,  S.  142,  147  ff.  —  Nonveau  dictionnaire 
d'öconomie  polit.,  Bd.  II,  Paris  1892,  S.  385/92, 
—  Gomel,  Les  canaes  flnanciftres  de  la  IWto- 
lution  frauQaiae.  Lea  nünist^res  de  Turgot  et 
de  Necker,  ebd.  1892;  S,  234.'637. 

Upper  t. 


Negerfrage. 

1,  Begriff  und  Wesen,    2.  Die  N.  als  Raseen- 


4,  Die  betreiten  Neger  in  Westindien,  5.  Die 
Freineger  in  Brasilien.  6.  Die  N.  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  7.  Die  Neger- 
arbeit  in  den  afrikanischen  Kolonieen. 

1,  Begriff  und  Wesen.  Die  Negerfrage 
besteht  ilberall  tiort,  wo  innerhalb  desselben 
Staates  neben  der  herrschenden  Bevülkening 
kaukasischer  Rasse  Neger  als  freie  Personen 
in  grösserer  Zahl  wohnen.  Das  Ist  der  Fall 
in  einer  Anzahl  Länder,  in  weiche  Neger  als 
Sklaven  gebracht  und  in  denen  sie  dann  emau- 
cipiert  worden  sind,  vor  allem  auf  den  Maska- 
reneninseln,  in  Westindien,  in  Bi-asUien,  in 
den  Gulanas,  in  deii  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  In  diesen  Gebieten  erscheint  die 
schwarze  Basse  mehr  oder  minder  als  eine 
soi'.iale  und  politische  Gefahr  und  Last,  und 
die  Frage  ist  entweder  die,  kiinn  ein  fried- 
liches Zusammenleben  der  Rassen  ermöglicht 
werden,  und  welches  sind  die  Mittel,  iim 
dieses  Ziel  z«  erreichen,  oder  kann  es  nicht 
ermöglicht  werden,  und  wie  können  dann  die 
antagonistischen  Elemente  dauernd  getrennt 
werden.  In  den  euroi)äiBclien  Koloniecn 
Afrikas  kann  lieutzutage  wohl  kaum  von 
einer  Negerfrage  in  diesem  Sinne  gesprochen 
werden,  weil  die  dortigen  Neger  Überwiegend 
dem  Staatswesen  noch  fremd  gegentlber- 
stehen  und  sich  als  mehr  oder  minder  selU- 
ständige  Stämme  fülden.  Eine  Negerarbeiler- 
trage  ist  aber  auch  hier  vorhanden,  die  nur 
beantwortet  wissen  will,  wie  die  Schwaigen 
zu  einer  gewinubringeaden,  wirtschaftlichen 
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Arbeit  fflr  die  Weissen  dauernd  veraalasst 
werden  können. 

Das  Negerproblem  erwächst  überall  aus 
der  von  der  Natur  gegebenen  Verschieden- 
heit der  beiden  Rassen,  welche  nicht  Har- 
monie, sondern  Gegen sätzUchkeit  bedeutet. 
Es  ist  zugleich  eine  Angelegenheit  der  Oeko- 
nomik,  der  Politik,  und  durchkreuzt  den 
allgemeinen  sozialen  Eonflikt  von  Kapital 
und  Arbeit.  Es  ist  deshalb  so  schwer  zu 
lösen,  weil  die  Negerraase  bisher  noch  nicht 
liewiesen  hat,  dass  sie  selbständig  im  cigeuen 
Interesse  die  europäische  oder  amerikanische 
Kultur  zu  verwenden  versteht.  Sie  muss 
daher  unter  die  Leitimg  der  Weissen  ^ 
stellt  wei'den,  falls  sie  zu  höherer  Civili- 
sation  aufrücken  soll.  Zwei  Staaten  sind 
von  eraancipierten  Negersklaven  gebildet 
worden  und  werden  von  ihnen  beherrscht, 
und  zwar  ohne  die  Fühnmg  der  Weissen: 
Hayti  und  Liberia.  Beider  Geschichte  hat 
bewiesen,  dass  die  schwarze  Rasse  in  Un- 
kultur zurücksinkt,  wenn  sie  sich  selbst  flber- 
lassen  bleibt. 

Einer  der  gründlichsten  Kenner  der 
haj-tischen  Znslände,  der  einen  grossen  Teil 
seines  Lehens  unter  denselben  gelebt  hat, 
Sir  Spencer  St.  John,  beurteilt  die  dortigen 
Neger  in  dieser  Weise:  »Solang  die  Neger 
unter  dem  Einflüsse  der  Weissen  stehen, 
geht  alles  gut;  sind  sie  aber,  wie  auf  Hayti, 
sich  selbst  überkssen,  so  steht  ihre  Ent- 
wickelung  nicht  nur  still,  sondern  sie  sinken 
in  denselben  Znstaud  zurück,  in  dem  sie  sich 
in  ihrer  Heimat  befunden  haben.  Zu  dieser 
Ansicht  wird  jeder  kommen,  der  lange  in 
Hayti  gelebt  hat,  wenn  er  nämlich  die  Neger 
nicht  mit  der  vorgefassten  Meinung  be- 
trachtet, dass  alle  Menschenrassen  gleich 
befühigtseien  zur  Cirilisation  fortzuschreiten.« 
Durch  die  Sklaverei  waren  die  Schwarzen 
kaum  etwas  ans  der  Wildheit  hinausge- 
hoben worden,  als  sie  infolge  der  an 
die  französische  Revolution  in  den  "west- 
indischen Kolonieen  Frankreichs  sich  an- 
schliessenden Wirren  durch  die  freien  Misch- 
linge der  Insel  (Mulatten,  Quadronen  etc.) 
befreit  wurden,  in  denen  sie  fortan  nach 
"Vertreibung  der  Weissen  ihre  ärgsten  Gegner 
sahen,  obgleich  sie  ihnen  weiterhin  den  Be- 
stand des  Staatswesens  zu  verdanken  gehabt 
haben.  Diu^'h  Vernachlässigung  der  Arbeit 
ging  der  Wohlstand  der  Insel  schnell  zurück, 
uncl  fortgesetzte  Bürgerkriege  Hessen  niemals 
einen  vollkommenen  Znstand  der  Rechts- 
sicherheit entstehen.  Viele  Schwarze  zogen 
in  das  Innere  der  Wälder  und  Berge,  wo 
Schlangenkultus,  Fetischdienst  und  selbst 
Antliropopliagie  wieder  auflebten,  die  uns 
an  ihre  afrikanische  Heimat  erinnern. 

Die  Negen-epublik  Liberia  an  der  west- 
afiikanischen  Küste  verdankt  ihren  Ursprung 


der  1816  in  Washington  begründeten  Koloni- 
sation sgesellschaft  zur  Ansiedelung  freier 
Farbiger  der  Vereinigten  Staaten,  welche 
sowohl  den  Gedanken  verfolgte,  Nordamerika 
von  dem  Rassenkonflikte  zu  befreien,  als 
auch  die  in  der  Civilisation  der  Weissen 
erzogenen  Neger  zu  veranlassen,  »ihren 
wohtthätigeu  EUnfluss  auf  ihre  barbarischen, 
im  Heidentrime  versunkenen  Brüder  in  Afrika 
auszuüben^.  Die  in  60  Jahren  von  Nord- 
amerika fortgebrachten  20000  Menschen 
haben  indessen  nur  gezeigt,  dass  sie  sich 
dem  afrikanischen  Zustande  ihrer  Rassen- 
genossen überall  wieder  anzupassen  wussten. 
Ein  Teil  von  ihnen,  meist  die  Betagteren, 
treibt  Handel  mit  den  Stämmen  des  Binnen- 
landes, der  andere  eine  einfache  Landwirt- 
schaft, die  diesen  Namen  kaum  venlient. 
Die  Schulen  sind  im  elendesten  Zustande, 
der  An.'isenliandel  ist  unbedeutend  und  in 
den  Händen  von  Ausländem,  die  Rassen- 
antipathie zwischen  den  höher  stehenden, 
dominierenden  Mulatten  und  den  Negern, 
von  denen  die  ersteren  sogar  Sklaven 
halten,  durchzieht  und  ersehwert  alles  jioH- 
tische  Loben. 

2.  Die  N.  als  Rassentrage.  Die  Neger 
sind  den  Weissen  überall  dort,  wo  sie  mit 
ihnen  zusammengelebt  haben,  eine  niedere 
und  meist  verachtete  Rasse  gewesen.  Wenn 
auch  Philanthropen,  Abolitio nisten  und  die 
Kirche  tausendmal  verlangt  haben,  dass 
dies  VoiTirteil  flberwimden  werden  müsse, 
in  der  Praxis  des  Lebens  hat  sich  dieser 
Idealismus  niemals  verwirklicht.  Die  Rassen- 
abneigung ist  immer  etwas  Instinktives  ge- 
wesen, auf  welches  sich  die  üeberzeugung 
gegründet  hat,  dass  die  Schwarzen  etwas 
Tierisches,  Affenartiges,  Uebelriechendes,  Un- 
ästhetisches an  sich  hätten,  das  der  Weisse 
von  sich  fern  halten  müsse.  Es  ist  jedoch 
festzuhalten,  dass  diese  Negei-verachtimg 
niclit  bei  allen  Weissen  die  gleiche  Kraft 
hat.  Am  wenigsten  stark  scheint  sie  bei 
den  Portugiesen  z>i  sein ,  dann  folgen  die 
Spanier  und  Franzosen,  endhch  die  Eng- 
länder, Deutschen,  Skandinavier,  Holländer, 
Dänen,  Nordamerikaner.  Bei  den  letzteren 
hat  sich  insbesondere  unter  ihrem  steten 
Verkehr  mit  den  Schwarzen  ein  ausserordent- 
lich feines,  fast  pathologisch  zu  nennendes 
Gefühl  gegen  alles  das  herausgebildet,  was 
an  Negerblut  erinnert.  Der  Quadrone  und 
Oktrone  wenlen  überall  sofort  als  solche 
erkannt  und  mit  einem  selur  entschiedenen 
noli  me  tangere  empfangen.  Dieses  Ver- 
halten tritt  schon  in  der  Schule  unter  den 
Kindern  hen'or,  noch  schärfer  auf  den  höheren 
Bildiingsan stalten,  es  äussert  sich  beim  Zu- 
sammensein in  der  Kirche,  in  den  Eisen- 
bahnzttgon,  auf  den  Dampfschiffen,  in  den 
Hotels.  Im  Kriege  von  1898  gegen  Spanien 
wollten  Soldaten  der  weissen  Rasse  keine 
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Schwarzen  in  demselben  Regiment  neben 
tuch  dulden. 

Die  Ehe  zwischen  Aogehörigen  ver- 
schiedener Basse  wii-d  toh  den  Weissen 
als  ganz  unmoralisch  angesehen  und  in 
vielen  Einzelstaaten  der  Union  strafrecht- 
lich verfolgt.  Sie  ist  daher  dort  imd  auch 
in  anderen  Ländern  selten,  doch  gilt  auch 
hier,  was  von  Nord-  -imd  Südenroj^m  im 
allgemeinen  gesagt  worden  ist.  Die  Misch- 
linge sind  flberw legend  vorft belebenden 
Verbindungen  entsprossen.  Ueber  ihre  Zahl 
in  den  einzelnen  Staaten  hat  man  wegen 
der  Schwierigkeit  ihrer  Unterscheidung  von 
den  Negern  keine  zuverlässigen  Angaben. 
Dieselbe  si^hwankt  meist  zwischen  10  und 
25  "/o  der  Neger,  unr  in  Brasilien  ist  der 
Prozentsatz  grösser.  Genaue  Kenner  der 
nordameiikanisehen  Zustände  versichern, 
tiass  seit  Aufhebung  der  Sklaverei  die  Rassen- 
vermischung in  dem  Süden  immer  seltener 
werde.  Das  Lynchen  von  Negern,  von  dem 
die  amerikanischen  Zeitungen  so  oft  Nach- 
richt gel>en  und  wobei  sogar  die  mittelalter- 
liche Strafe  des  Verbrennens  nicht  selten 
istj  hat  meistens  seine  Ursache  in  Sittlich- 
keitsverbrechen der  Neger  gegen  weisse 
Frauen. 

Nirgends  ist  in  der  gesclilechtlichen  Ver- 
bindung der  beiden  Eassen  ein  zufrieden- 
steilendes  Mittel  zur  Beseitigung  der  Rassen- 
konflikte zu  erblicken.  Die  Regel  ist  jeden- 
falls die,  dass  sie  von  der  weissen  Seite 
als  Ehe  oder  als  eine  sonst^  dauernde  Ein- 
richtung nicht  gewollt  wird,  so  dass  die 
Bildung  einer  grossen,  nach  beiden  Parteien 
hin  versöhnend  wirkenden  Mittelschicht, 
geschweige  denn  ein  völliges  Aufgehen  der 
Rassen  tintereinander  ganz  ausgeschlossen 
ist.  Die  Schicht  des  Halbblutes,  welche 
heute  besteht,  liat  zudem  keine  Ei^nschaften 
hervorgekehrt,  die  .sie  zur  Vermittlerin  ge- 
eignet machen.  Man  sagt  ihr  nach,  dass 
sie  die  schlechten  Eigenschaften  beider  Eltern 
in  sich  vereinigt,  jedenfalls  verachtet  auch 
sie  die  dunklere  Hautfarbe,  ohne  dass  es 
ihr  gelungen  wäre,  bei  den  Weissen  sich 
Achtung  zu  erkämiifeii  oder  deren  Vertrauen 
zu  gewinnen. 

3.  Die  Aofhebnog  der  NegerskUverel 
und  die  Ueberf  angsfonuen  zur  freien  Arbelt. 

Die  Anfhebung  der  Neg-erskiaverei  konnte  in 
den  einzelnen  LÄndern  erst  mit  Erfolg  dekretiert 
werden,  nachdem  der  afrikanische  Sklavenhandel 
beseitigt  worden  war.  Die  nurdhchen  und 
mittleren  Staaten  der  nord amerikanischen  Union 
sind  ea  gewesen,  welche  zuerst  in  den  Jahren 
von  1774  nnd  1788  den  Negerimport  und  Handel 
verboten  hallen,  and  daa  BundesgeRetz  von  1807 
bat  dann  für  das  ganze  Geriet  das  gleiche  aus- 
gesprochen.  In  demselben  Jahre  beendigte  Eng- 
land durch  Gesetz  den  überseeischen  Neger- 
handel zwischen  Afrika  nnd  seinen  Kolonieen. 
Dänemark   war  schon  1792  mit  seineu  Be- 


sitzungen ebenso  verfahren.  Schwedens  Ge- 
setz ist  ans  dem  Jahre  1813,  Frankreichs 
undHollandsvonmU,  Portugals  von  1610 
nnd  1823,  Spaniens  von  1814  nnd  1820.  Die 
HfidameriRanischen  Staaten,  die  sich  von 
Spanien  freimachten,  schlössen  sich  der  gleichen 
Politik  an,  Brasilien  folgte  erst  1831.  Zu  diesen 
Hassregeln  kam  spftl«r  hinzu ,  dass  fast  olle 
genannten  Staaten  sich  gegenseitig  dos  fiecht 
der  Durchsuch  iing  des  Sklavenhandels  ver- 
dKchtiger  Schiffe  auf  hoher  See  gestatteten  nnd 
dass  sogar  England  und  die  Vereinigten  Staaten 
Flott«nstationen  an  afrikanischer  Kflste  für  einen 
besonderen  Wachtdienst  errichteten.  Denn  auch 
in  .erheblich  eingeschränkter  Weise  wird  der 
Negersklavenhandel  doch  hente  noch  im  Innem 
Afrikas  fort  betrieben,  besonders  für  die  Bedürf- 
nisse des  inuhamedanischen  Oriente. 


durchgeführt  worden,  in  Vermont  schon  1777, 
dann  m  Massachusetts  und  Sew-Harapshire  178S 
durch  Verfasanngsgesetze,  weiche  für  alle  Bürger 
Gleichheit  nnd  Freiheit  aussprachen.  In  Fenn- 
sjlvanien  sind  1780,  in  ithode  Island  und 
Connecticut  1784,  in  New-York  1799  und  New- 
Jersey  1Ö04  Special gesetze  geereben  worden, 
dnrch  welche  eine  allmähliche  AoschaSang  der 
Institution  angebahnt  wurde.  Im  allgemeinen 
vollzog  sich  in  des  genannten  nördlichen  Staaten 
die  Negeremancipatiou  ohne  besondere  Schwierig- 
keit, weil  die  Zahl  der  Sklaven  nicht  gross  war 
nnd  dieselheu  mehr  in  der  Hansvrirtschaft  als 
bei  der  Warenproduktion  verwendet  wurden. 
In  den  Südstaaten  hingegen  war  die  Sklaverei 
aufs  engste  mit  den  Interessen  der  e^t por- 
tierenden Ij  and  Wirte  verknöpft  nnd  fiel  erst 
nach  dem  Secessioiiskrieg,  als  die  Nordstaaten 
den  Süden  besiegt  hatten.  Am  1.  Jannar 
1863  wurde  dnrch  die  erateren  die  Freila^une 
aller  Sklaven  in  den  bundesbrilcbigen  SUd- 
staaten  verkündet,  1864,  65  und  3i  wurde 
vom  Senat  und  Bcpräsentantcnhaos  di«  Auf- 
hebung der  Sklaverei  als  Bnndesverfassnngs- 
fesetz  angenommen,  und  1866  nnd  1870  worden 
urch  die  Civil  Rights  Bill  alle  in  den  Ver- 
einigten Staaten  GeboTenen  als  Bürger  erklärt 
und  den  Bürgern  von  jeder  Hasse  nnd  Farbe 
ohne  Rücksicht,  ob  sie  früher  Sklaven  gewesen 
woreur  gleiche  Rechte  verlieben. 

England  hob  —  es  war  dies  die  Frucht 
einer  langjährigen  .Agitation  —  für  alle  aeine 
Beaitznngen  im  Jahre  1833  gegen  Eutschfidigune 
etwa  des  halben  Wertes  die  Sklaverei  auf  und 
führte,  nm  den  Eigentümern  die  Arbeitskräfte 
nicht  zu  entziehen  nnd  die  Sklaven  an  die  Lohn- 
arbeit zn  gewöhnen,  eine  Apprcnticcship,  eine 
Lehrzeit  em.  Diese  Uebergangsbestimraung  er- 
wies sich  als  ein  Miasgrift.  Dalier  Hessen  alle 
Kolonieen ,  nachdem  ibnen  Antigua  vorausge- 
gangen war,  am  1.  August  18:38  au^  eigenem 
Antrieb  die  volle  Emancipation  eintreten. 

Dem  Beispiele  Englands  folgten  nach  und 
nach  alle  europäischen  Staaten,  die  Ober  Kolo- 
nieen mit  Sklaven  verfügten.  In  Frankreich 
hob  die  provisorische  Regierung  von  1848  durch 
Dekret  die  Sklaverei  gegen  massige  Enti^bädi- 

SQDg  in  ganz  unvermittelter  Weise  auf,  in 
smselben  Jahre  auch  Dänemark,  welirbe« 
schon  seit  1833  den  Zustand  der  Sklaven  anf 
seinen  Antillen  erheblieh  verbessert  hatte.    In 
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Portugal  wnrde  1858  durch  Gesetz  bestimmt, 

dasx  jeaer  Sklave  eines  portugiesischen  Unter- 
thanen  nach  2U  Jahren  frei  sein  sollte,  so  dass 
erst  1878  eine  definitive  Boeiidigimg  der  Sklaverei 
eingetreten  ist.  Die  HoUilnder  gaben  lÖS-i 
ihre  Neger  in  Sarinam,  Cariwao,  Buen  Aire, 
Araba,  St.  Eustacbius,  Saba  und  St.  UarCin  frei, 
nachdem  die  Besitzer  entschädigt  worden  waren. 
In  Pnertorico  erfolgte  1873  uie  Emancipation, 
In  Cuba  wurde  sie  1870  einReleitet,  1880  ge- 
netalich  normiert  und  1886  voIleDdet.  Die  ehe- 
maligen Sklaven  wurden  nnt«r  das  Patronat 
ihrer  bisherigen  Herren  gestellt  nud  dem  Alter 
gemäss  nach  und  nach  ohne  Entschädigung  frei- 

¥igebeu,  worauf  der  Kachweis  einer  geregelten 
häti^keit  vier  Jahre  lang  Ton  dem  Emanci- 
Sierten  zu  erbringen  war.  Brasilien  hatte 
urch  das  Gesetz  Rio  Brancos  im  Jahre  1871 
die  Sklavenbcfreiung  angiibahnt.  Nach  dem- 
selben waren  alle  von  einer  Sklavin  geboreneu 
Kinder  frei,  so  dass  mit  dem  Aussterben  der 
damaligen  Sklaveubevölkerung  das  bestehende 
ArbeitHsjstem  der  Knechtschaft  beseitigt  sein 
sollte.  Die  freien  Rinder  blieben  bis  znm 
achten  Jahre  bei  der  Mutter.  Dann  kannte  der 
Eigentümer  der  letzteren  für  die  von  ihm  auf- 
gewandten Anfziehungsk Osten  vom  Staate  eiue 
gewisse  Entschädijfung  beanspruchen  oder  das 
Kind  bis  zum  21.  Jahre  in  Dienst  nehmen.  Im 
ersteren  Falle  sollten  die  entlassenen  Kinder 
durch  Vennittelnnjip  der  Begiemng  heschäftjgt 
werden.  Seit  1883  begann  eine  nene  abolitionis- 
tisohe  Bewegung,  derznfolge  nach  der  vorbe- 
reitenden Gesetzgebung  von  1880  dann  1888  die 
herrschenden  gesetzgebenden  Fabtoren  sich  ver- 
anlasst sahen ,  die  sofortige  Aufhebnng  der 
Sklaverei  zu  dekretieren, 

4.  Die  befreiten  Seger  In  Westindien. 
Im  allgemeinen  hat  die  Negeremancipation  für 
die  wirtschaftlichen  Znrtände  der  engli.^chen, 
französischen,  spanischen,  boUändi.'Jchen,  däni- 
schen Kolonieen  Mittelamerikas  sehr  üble  Folgen 
gehabt.  Die  Produktion  an  Kolonialgät«m  ging 
zurück,  Städte  sind  verfallen,  Plantagen  wieder 
Wildnis  geworden ,  die  staatlichen  Finanzen 
zerrüttet. 

Am  wenigsten  schädlich  für  die  Weissen 
hat  sich  die  Aufhebnng  der  Sklaverei  auf  den 
beiden  Inseln  Barbados  and  Antigua  erwiesen, 
so  dass  man  fast  die  dortigen  Zustände  als 
eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Kegel  be- 
zeichnen kann.  Auf  der  ersteren  lebten  1834 
zur  Zeit  der  Emancipation  83176  Neger,  1844 
war  ihre  Zahl  anf  WÜOO  und  1S71  auf  mehr 
als  100000  angewachsen.  Die  Insel  ist  nur 
TVt  Qnadratmeilen  gross  und  vSlIig  unter  Kultur. 
Damals  war  der  gesamte  Gmndbesitz  in  den 
HUndeo  der  Weissen  und  wurde  ans  denselben 
zunächst  nicht  fortgegeben.  Unter  diesen  Ver- 
hältnissen der  starken  Konkurrenz  und  bei 
dem  Abgeschnittensein  von  Produktionsmitteln 
mnssten  die  Freineger  gegen  geringen  Lohn 
eich  verdingen  oder  I,ana  teuer  pachten,  zum 
Teil  unter  der  Verpflichtung,  für  den  Eigen- 
tümer in  dessen  Betrieb  Dienste  zu  leisten,  in 
beiden  Fällen  jedenfalls  arbeiten,  wenn  sie  über- 
haupt leben  wollten.  Die  Answauderang  bot 
ihnen  eiue  ganz  an  gewisse  Znknnft,  und  nur 
wenige  wagten  sie.  Ebenso  lagen  die  Dinge 
in  Antigua,  Die  Folgen  dieses  Arbeitszwanges 
sind  die  gewesen,  dass  die  Neger  dieser  Inseln 


heute  als  ziemlich  arbeitsam  gelten,  wenn  auch 
über  ihre  moralische  Verwilderung  viel  geklagt 
wird,  dass  femer  ein  Teil  von  ihnen  zu  einigem 
Wohlstand  gekommen  ist  und  jetzt  auch  über 
)s  Grundbesitz  verfQgt. 
Nehmen  wir  im  Gegensatz  zu  diesen  kleinen 
Inseln  die  beiden  grossen  Trinidad  nnd  Jamaica. 
Von  der  Arbeitsunlust  der  Preineger  auf  der 
ersteren  dieser  englischen  Inseln  giebt  ein  za- 
verlÜEsiger  Berichterstatter  an,  „dass  kein  Neger 
sechs  Tage  nach  einander  arbeite,  obschon  das 
tägliche  Arbeitspensum  ein  so  geringes  sei,  dass 
eine  fieissige  Negerin  drei  solche  Pensa  täglich 
abarbeite,  und  dass  gleichwohl  viele  Neger  nur 
ein  bis  zwei  solcher  Tagewerke  in  der  Woche 
fertig  brächten;  und  dabei  seien  doch  die  L&hne 
nn verhältnismässig  hoch"  (vgl,  0,  Deutsch  in 
Steins  Handbuch  der  Geographie).  Ueber  Jamaica 
heisst  es  in  einer  offiziellen  Enquete  über  die 
dortige  Arbeiterfrage  [18841,  „es  stehe  fest,  dass 
selbst  durch  hohe  TageslBhne  oder  Akkord- 
arbeit ,  welche  das  Einzel  verdienst  auf  das 
Doppelte  des  Tageslohnes  bringen  könne ,  der 
Neger  sich  keineswegs  bewegen  lassen  würde, 
mehr  als  3 — 4  Stunden  tägliche  Arbeit  zu  leisten, 
welche  ihm  einen  Verdienst  von  dnrchscbnitt- 
lich  1  sh.  einbringt,  diese  geringe  Leistung  aber 
nur  an  drei  bis  vier  Tagen  in  der  Woche  und 
auch  nur  in  der  ihm  passenden  Jahreszeit  zu 
erreichen  sein  werde."  Dies  war  ein  Urteil, 
das  60  Jahre  nach  der  Sklavenbefreinng  aus- 
gesprochen wurde.  In  dem  Zeiträume  von 
18!B— 1841  ging  die  Zuckerproduktion  nnd  Bnm- 
produktion  auf  '/■  hinunter,  die  von  Ingwer  im 
Verhältnis  von  14  auf  9,  von  Piment  von  8  auf  3, 
von  Kaffee  von  3  auf  2.  Auf  beiden  Inseln 
nahmen  Produktion  und  Export  erst  wieder  einen 
Aufschwung,  als  man  angefangen  hatte,  oil- 
indiscbe  Kulis  heranzuziehen. 

Die  grossen  Feinde  der  Negerktiltur  in 
Westindien  sind  das  tropische  Klima,  der  Busch 
nnd  Wald,  das  herrenlose  und  billige  unbenutzte 
Land,  endlich  die  Städte.  Das  Klima  hat  ein- 
mal die  Bedeutung,  dass  es  die  Arbeiter  träge 
macht,  dann,  dass  in  ihm  die  Natur  die  ge- 
wöhnlichen, vegetabilischen  Lebensmittel  reich- 
lich, und  ohne  dass  viel  menschliche  Anstrengung 
erforderlich  ist,  produziert,  endlich,  dass  es  das 
Leben  ohne  viel  Aufwand  an  Nahrung,  Kleidung 
und  Wohnung  möglich  macht.  So  sind  die  Be- 
dingungen dafür  gegeben,  dass  die  freien  Neger 
in  Westindien  nur  geringe  Lebensbedürfnisse 
haben  und  dieselben  leicht  befriedigen  kflnnen. 
Ihre  Hütten  sind  ein  paar  mit  einem  Strohdache 
gedeckte  Pfähle.  Die  Erwachsenen  sind  wenig 
Bekleidet  nnd  die  Kinder  laufen  nackend  umher. 
AUe  leben  von  Ignamen,  Maniok,  Yam,  Mais 
and  süssen  Kartoffeln,  Brot  essen  sie  selt«n, 
ans  Fleisch  machen  sie  sich  nicht  viel,  Rum 
and  Tabak  sind  ihnen  äusserst  erwünscht,  so 
dass  sie  um  dieser  Güter  willen  sogar  eine  ge- 
legentliche Arbeit  tbuu,  falls  sie  ihre  Franen 
nicht  zu  derselben  anhalten  können. 

Die  Lebensmittel  zieht  die  Mehrzahl  von 
ihnen  auf  einem  Stück  Land ,  das  entweder 
billig  gekauft  worden  ist,  da  der  Planta^'-en- 
boden  nach  der  Emancipation  gänzlich  entwertet 
war,  oder  das  ohne  fiechtstitel  in  Besitz  ge- 
nommen ist  resp.  herrenlos  im  inneren  Wald- 
gebirge der  Inseln  lag.  Auf  diesen  kleinen  Be- 
trieben wird  das  Land  mit  unterbrochener,  fast 
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Selegeutlicher  Arljeit  durch  die  Negerin  und 
eren  Kinder  bestellt.  Die  dicbten  Wälder  im 
Innern  von  Oniana  und  der  grGsReren  Inseln  sind 
von  verwilderten  Schwarzen  bewohnt,  die  ala 
Fiscber  nnd  Jäger  in  denselben  nomadlBJeren, 
nicht  selten  entspmn^ne  Verbrecher  aind  und 
zuweilen  aus  ihrem  Hinterhalte  zu  neuen  Un- 
thaien  hervorbrechen  oder  ale  Vatrabunden  die 
ftug-ebiiuten  Ebenen  und  Städte  dnrcb.streifeD, 
In  aJlen  Städten  befindet  sich  ein  der  Zahl 
nach  bedeutende«  fanlenzendes  Negerprolet^riat, 
Giebt  es  nichts  zu  stehlen  oder  zn  erbetteln,  so 
wird  ein  halber  Tai^  beim  Ausladen  der  SchiÜe, 
beim  Rollen  der  Fässer,  beim  Trac'en  von  Lasten 
nnd  ähnlicher  nngeJemter  Beschäftigung  ge- 
arbeitet. Eine  bessere  Schicht  der  Bevülkeruug 
smd  die  Negerhandwerker,  die  schwarzen  Laden- 
diener  und  Kleinhändler.  Einige  Personen  ans 
ihr  bringen  es  zum  Advokaten,  Apotheker  oder 

Wenn  wir  zu  diesem  Bilde  der  westindischen 
Keger  noch  hinzufügen,  das»  ihre  Ehe  meist 
nur  ein  temporäres  Zusammenleben  der  Ge- 
schlechter ist,  dass  die  Kinder  ohne  rechte  Er- 
ziehung in  Faus  und  Schule  heranwachsen,  daas 
die  Pcostitution  nnter  ihnen  verbreitet  ist,  daas  sie 
ihre  politischen  Rechte  entiveder  missbiauchen 
oder  Terkaafen,  dafls  das  Christentum  nur  der  Form 
nach  anerkannt  ist,  so  dürfen  wir  nicht  be- 
haupten, dass  die  geschenkte  Freiheit  den 
Negern  ein  Gut  gewesen  ist,  mit  dem  sie  zu 
wucheni  verstanden  haben.  Dass  es  nnter  ihueu 
auch  rühmliche  Ausnahmen  giebt,  die  Übrigens 
siebt  unter  den  Mulatten,  Terzeionen,  Qnuuro- 
nen  etc.  zu  suchen  sind,  welche  ohnehin  ein 
höheres  Geistesleben,  weiin  auch  bei  äusserster 
sittlicher  Verworfenheit  haben,  ist  natürlich 
nicht  zu  verkennen  und  liefert  den  Beweis, 
dass  unter  der  Leitung  der  weissen  Rasse  die 
schwarze  nm  einiges  gehoben  werden  kann. 
Ohne  direkten  oder  indirekten  Zwang  wird  dies 
bei  den  früheren  Sklaven  und  deren  Nach- 
kommen in  Westindien  für  grössere  Massen 
nicht  mOgiieh  sein.  Der  ersture  widerspricht 
unseren  ethischen  und  politischen  Anschauaugen, 
auf  den  anderen,  wobei  längere  Arbeitskontrakte 
mit  Beschränkung  der  Freizügigkeit  rKuli- 
gystem),  Erschwerung  des  Erwerbes  von  Grund- 
besitz ,  strenge  Vagabundengesetzgebun^  an 
erster  Stelle  in  Frage  kommen,  kann  ehrlicher- 
weise von  niemandem  verzichtet  werden,  der 
an  der  Fortent Wickelung  des  ganzen  Menschen- 
geschlechtes mitarbeiten  will. 

In  Puertorico  hat  sich  die  Emancipation 
ohne  solche  Schwierigkcit«^n  vollzogen,  wie  sie 
auf  den  englischen  und  franzi^ischen  Be- 
sitzungen bestanden,  weil  die  Zahl  der  Neger 
gegenüber  derjenigen  der  Weissen  stark  zurück- 
tritt, nnd  ein  Drittel  von  ihr  allein  Haussklaven 
umfaaate.  In  einer  Bevölkerung  von  Ö732Ü2 
Seelen  waren  1B64  rund  42642  Negei Sklaven, 
und  als  diese  in  den  TUer  Jahren  frei  wurden, 
sahen  sie  sich  unter  der  starken  Konkurrenz 
von  weissen  Arbeitern  und  Mulitten  und  mussten 
einigerinassen  ordentlich  und  üeissig  sein,  wenn 
sie  überhaupt  etwas  verdienen  wollten.  Die- 
jenigen von  ibneu,  welche  in  Besitz  von  Land 
gekommen  sind,  sind  freilich  ebenso  träge  als 
ihre  Rasseubrüder  im  übrigen  Westindieu,  ein 
Teil  von  ihnen  hat  sich  aber  der  Leitung  dei 
Weissen    nntcrwerfen    mUssett   nnd    gilt    beim 


Tagelotin  als  ziemlich  atbeitaam.    Veberhaupt 

gilt,  wenn  wir  die  übrigen  Bedingungen  gleich- 
setzen, der  Satz,  dass  die  Erziehnng  der  Seger 
zur  Lohnarbeit  dann  um  so  eher  gelingt,  wenn 
die  Zahl  derselben  im  Vergleich  zu  der  der 
herrschenden  und  erziehenden  weissen  Basse 
gering  ist.  In  den  franzosischen  Antillen,  in 
Jamaica  und  Britisch  Quiuia,  haben  die  Neger 
eine  bedeotende  Majorität  und  noch  mehr  domi- 
nieren sie  iß  Hayti  und  Liberia.  Daher  sind 
hier  die  schlechtesten  Resultate  aufzuweisen. 

Auch  in  Cuha  ist  die  Zahl  der  weissen 
Arbeiter  relativ  gross.  Die  Zählung  von  I8S0 
gab  eine  Bevülkeruug  von  98862J  Weissen, 
4S9249  Farbigen  und  43811  Asiaten  an.  Von 
den  ersteren  sind  im  Innern  der  Insel  in  den 

fesflnderen  nnd  hSher  ^legenen  Gegenden  viele 
eim  Landbau  beschäftigt,  die  zuletzt  genannten 
sind  Überwiegend  Chinesen ,  welche  als  teste« 
Kontingent  von  Arbeitern  de»  Besitzern  von 
Zuckerplantagen  und  Fabriken  die  Uehergangs- 
zeit,  welche  der  Sklavenbefreiung  folgte,  er- 
leichterten. Auch  muBS  man  nicht  ver"es.sen, 
dass  die  Emaucipstion  von  I8T0  bis  I8H6  dauerte 
nnd  vor  ihrer  Inangriffnahme  die  Zahl  der  Frei- 
gelassenen schon  erheblich  war.  Die  Sklaverei 
galt  in  Cnba  nicht  als  so  hart  als  im  Übrigen 
Amerika.  Daher  verlangte  denn  auch  der  Herr 
von  seinen  Knechten  nicht  soviel  .Arbeit  als  in 
dem  nicht  s|ianischen  A^'estindien  und  in  den 
Vereinigten  Staaten,  so  dass  nach  der  Frci- 
gebnng  der  Abstand  vou  den  frSheren  Leistungen 
weniger  erheblich  erschien  Im  allgemeinen 
haben  sich  daher  die  Folgen  der  Negerbefreinng 
nicht  so  schlimm  erwiesen,  als  von  deVen  Gegnern 
erwartet  wurde,  obgleich  der  Klagen  Über  die 
Trägheit  der  freien  Schwarzen  genug  sind,  vor 
allem  auch  ihre  Unbeständigkeit  getadelt  wird. 
5.  Die  Freineger  in  Brasilien.  Da  erst  im 
Jahre  1868  die  definitive  Befreiung  der  Neger- 
sklaven erfolgt  ist,  lässt  sich  noch  nicht,  zumal 
diepoliliachenVerhältnisse  des  Landes  eine  rnhig« 
Eniwickelung  des  Wirtschafislebens  nicht  ge- 
statteten, ein  volles  urteil  über  ihre  Wirkungen 
fällen.  Bisher  sprechen  jedoch  alle  Ameieben 
dafür,  dass  manche  der  nn^natigen  Erfahrnogeu. 
welche  Westindien  gemacht  hat,  auch  Bra«uien 
nicht  erspart  bleiben  werden.  Es  läiist  sich 
dies  nicht  nur  aus  einzelnen  Berichten  der 
letzten  Jahre  abnehmen,  sondern  aufh  ans  der 
Meinung,  die  man  über  die  Emanciiiierien  schon 
früher  hatte.  Bereit«  lößl  war  ungefähr  die 
Hälfte  der  Neger  und  Mischlinge  frei  und  in 
den  folgenden  25  Jahren  wuchs  die  Qnot«  anf 
weni^teus  dreiviertel  an.  Nach  dem  Urteil 
von  K.  V.  Koseritz  treten  die  Freineger  leicht 
in  einen  Zustand  der  Verwilderung  wegen  ihrer 
geistigen  Indolenz,  Begriffs  Unfähigkeit  tind  an- 
geborenen Faulheit.  Sie  haben  Vorliebe  für 
Branntwein  nnd  Spiel,  bei  dem  sie  ihren  Erwerb 
rasch  verthun.  Die  freien  Mulatten  sind  an- 
stelliger, zuweilen  talentvoll  und  nehmen  aach 
Beamtenstellungen  ein.  —  Besondere  Klagen 
aus  der  neueren  Zeit  betreffen  die  aeit  dem 
Gesetz  von  1871  frei  gewordenen  Negerkinder, 
die  nun  vielfach  ohne  jede  Erziehnng  auf  Plan- 
tagen herangewachsen  sind  und  ohne  dass  der 
Slaitt  etwas  für  sie  gethan  hätte,  wie  nach  dem 
Gesetz  erwartet  wurde.  Eine  Rotte  von  Strolchen 
so  cutstanden,  die  im  Lande  vagabundieren 
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und  ein  getSbrUche«  Proletariat  in  den  Städten 
bilden  werden. 

Die  ProTiDzen  Brasiliens  sind  übrigens 
dnrch  die  nichtsthuende  Negerbev(>lkernn^  niebt 
gleichmäsBig  betroffen,  am  wenigsten  die  süd- 
lichen Rio  Grande,  St.  Cathariua  nnd  Parana 
im  Gegensatz  zn  den  mehr  nSrdlich  gelecrenen 
Siß  Paulo,  Bio  de  Janeiro,  Minaa-Geraes,  Bahia, 
Pernambnco,  wo  die  Plantagenwirtschaft  ihren 
Schwerpunkt  hatt«.  Insofern  gleithl  Brasilien 
den  Vereinigten  Staaten,  welche  in  ihren  Süd- 
staaten den  letzteenannten  Gebieten  tthnlicb 
Bind,  in  ihren  Norastaaten  den  ersteren. 

Wenn  es  auch  sehr  wahrdcbeinlich  sein 
dürfte,  dasa  die  befreiten  Sklaven  in  Brasilien 
geradezu  eine  Landplage  bleiben  werden ,  ho 
sind  die  wirtachaftlichen  Nachteile  der  Bmanci- 

Eation  von  1ÖÖ8  für  die  Pflanzer  doch  nicht  so 
ervorgetreten,  wie  seiner  Zeit  im  englischen 
und  französischen  Westindien,  weil  dieselben 
vorausgesehen  wurden  und  daher  die  Interessenten 
nicht  nuvorhereitet  trafen.  Schon  im  Anfange 
der  SOer  Jahre  bemShten  sich  die  Besitzer  von 
Kaffee-  und  Zuck erpllanzun gen,  die  Arbeitskraft 
durch  Maschinenhraft  zu  ersetzen ,  nnd  durch 
den  Bau  von  Eisenbahnen  die  heim  bisherigen 
Transport  ihrer  Produkte  in  Anspruch  ge- 
nommenen menschlichen  Arbeitskräfte  entbehr- 
lich zu  machen.  Fem  er  that  man  alles,  um 
die  enrupäische  Einwanderung  heranznzieben, 
ein  Bestreben,  das  mit  Erfolg  eekrfinl  zn  sein 
Bchien,  als  120000  Italiener  in  der  Provinz  Säo 
Paulo  allein  angelangt  waren.  Die  Hoffnung, 
die  Neger  als  IiOhnarbeiter  dauernd  zu  ge- 
winnen, setzt  man  darauf,  dass  der  Kassen- 
geg^Dsatz  zwischen  den  herrschenden  Brasi- 
ßanern  und  den  Schwarzen  nicht  sehr  grogs  itei, 
was  schon  durch  die  humane  Bebandluiig  der 
letzteren  als  Sklaven  und  durch  die  Easseu- 
miachung  bewiesen  werde,  derzufolge  in  den 
Adern  vieler  Brasilianer  Neiferblut  fliesse.  Diese 
Thatsachen  sind  nicht  zu  bestreiten,  aber  es  ist 
schwer,  ihnen  ein  grosses  Gewicht  beizulegen 
Migeaicbts  der  sonstigen  Erfahrung,  derzufolge 
der  befreite  Neger  zunächst  einem  kleinen 
eigrenen  Besitz,  der  ihn  mit  wenig  seibat  ge- 
wählter Arbeit  erhält,  zustrebt.  Billiges  und 
nnentgeltlicbes  Land  giebt  es  aber  in  dem  dünn- 
bevölkerten Brasilien,  das  fast  so  gross  als 
Europa  ist,  genug. 

6.  Dte  N.  En  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Im  Jahre  l&^i  wunlen  die 
ersten  Negersklaven  nach  Virginieo  gebracht, 
und  1714  berechnete  man,  dass  in  dem  ge- 
samten Gebiete  der  en^ischen  Kolonieen 
Nordamerikas  SSSfiO  Neger  und  Mulatten 
lebten,  um  1754  schon  294738  neben 
14«5634  Weissen,  um  1770  462000  neben 
18r><)000.  Die  Censiisangaben  seit  1790 
geben  folgende  Ziffern: 

Gesamtzahl  VerbSItnis  zur 

Jahr  der  Gesamt- 

Farbigen  bevölkemng 

1790  757  ao8  '  19,3  % 

1810  1377808  19,0  „ 

laSO  2328642  iS,i  „ 

1850  3638808  15,7  ,. 

1860  4441830  14,1  ,. 

1880  675*810  13,1  ,; 

1890  7638360  11,9  „ 


Man  sie*ht  daiaus,  wie  bedeutend  heute 
die  absolute  Zahl  der  Farbigen  bereits  ist, 
andererseits  aber  aiicli  die  relative  Abnahme 
derselben,  welche  sich  nicht  allein  aus  der 
starkea  eui-opäischen  Einwanderung  erkläil. 

Die  NegerbevöUterung  lebte  stets  (tbei^ 
wiegend  in  den  Sfldstaaten ;  in  der  Kolonial- 
zeit als  Sklaven  auf  den  Tabak-,  Indigo- 
und  Reichs  plan  tagen  und  bei  den  Viehzflch- 
tem  und  Äckerbauern  von  Delaware,  Mary- 
land, Virginia,  den  beiden  Carolinas  und 
Geoi^a.  Zu  diesen  Gebieten  sind  dann 
noch  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts,  beson- 
ders mit  der  Entstehung  \vaA  Aiisdehnnng 
der  Baum wolj Produktion,  Florida,  Alabama, 
Mississippi  nnd  Ijonisiana,  und  mehr  nörd- 
lich gelegen  Kentucky,  Tennessee,  Missouri, 
Kansas,  Arkansas  und  Wesf-Virginien  hin- 
zugekommen. Kurz  vor  dem  Sezessionskrieg 
war  die  Reihenfolge  der  Staaten  nach  der 
absoluten  Stärke  der Negerbevöikening diese: 
Virginia,  Georgia,  AJabama,  Mississippi, 
Sfldcarolina,  Nordcarolioa,  Louisiana,  Ten- 
nessee, Kentucky,  Texas,  Maryland,  Missouri, 
Arkansas.  In  den  folgenden  30  J^en  hat 
sich  durch  die  seit  Aufhebung  der  Sklaverei 
freigegebene  "Wanderung  der  Schwarzen,  be- 
sonders nach  dem  äiissersten  Süden,  ferner 
ans  den  gebirgigen  Regionen  in  das  heisse 
Tiefland,  endlich  in  eine  Reihe  von  SHdten 
tlie  Verteilung  so  verändert,  dass  die  Staaten 
mit  mehr  als  lOOÜOO  Negern  in  dieser  Ord- 
nung stehen:  Georgia,  Mississijml,  Sfldcaro- 
lina,  Alabama,  Vii^nia,  Nordcai-olina,  Louisi- 
ana, Texas,  Tennessee,  Arkansas,  Kentucky, 
Maryland,  Florida,  Miasoim,  Pennsylvanien ; 
mit  mehr  als  50000  sind  daneben  noch  zu 
nennen:  der  Bunsdistrikt,  Ohio,  New-York, 
Illinois,  Kcuisas.  Innerhalb  dieses  weiteren 
Negergebietes  befindet  sich  ein  solches  mit 
einer  besonders  dichten,  etwa  80  "/o  der  Ge- 
samtsumme umfassenden  schwarzen  Bevöl- 
kerung, der  sogenannte  Black  Belt  ein  Land- 
strich, der  sicn  von  Siidcarolina  und  Geoipa 
durch  das  mittlere  Alabama  nach  Mississippi 
und  Louisiana  hinzieht  und  in  Arkansas  und 
Texas  seine  Ausläufer  hat.  Zwischen  40*/o 
und  GO*/«  der  Einwohner  sind  in  diesen 
letztgenannten  Staaten  Neger,  und  ganze 
Komplexe  von  Couuties  zeigen  noch  liöhore 
Prozentsätze.  »In  diesem  veruegerten  Silden,« 
schreibt  Fr.  Ratzel  in  seiner  politischen  »lud 
Wirtschaft sge<^^phie  der  Vereinigten  Staa- 
ten von  Amerika  (2.  Aufl.  S.  280),  »entwickelt 
sich  ein  ganz  neues  Land.  Die  Zahl  der 
Ne^r  ist  zu  gross,  um  den  Einüuss  der 
Weissen  noch  durchdringen  zu  lassen.  Die 
Gemeinden  zeigen  also  nichts  von  Wetteifer 
in  der  Verbesserung  ihrer  I^age.  Selbst  mit 
einem  Minimum  von  Arbeit  ist  das  Leben 
leicht  Lohnarbeit  wii'd  von  den  Negern 
abgelehnt.  Wer  von  den  Weissen  noch  ge- 
blieben war,  verzweifelt  an  der  Möglichkeit 
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des  Oedeibens  und  veriäest  das  'Ijaiid.  Die 
Neger  sinken  in  »saTagery«  zuiflck,  und  es 
tretpn  ähnlich  wie  in  Westindieii  barbarische, 
heidnische  Neigungen  und  Gebräuche  unge- 
scheuter  zu  Tage.« 

Maa  könnte  der  Meinung  sein,  dass  sich 
mit  diesem  Urteil  das  letzte  Wort  in  der 
nordamerikanischen  Negerfrage  sprechen 
lasse.  DcnD  es  bilde  sicli  so  ein  besonderer 
Negeretaat  heraus,  der  in  politischer  Union 
neben  dem  grossen  Reiche  der  Weissen  be- 
stehen könne,  als  ein  selbst^nngaames 
Ganzes,  ein  Liberia  oder  Hayli  in  Nord- 
amerika. Wenn  dies  Gebiet  vennöge  seiner 
dem  Neger  zusagenden  Einrichtungen   die 

Sinze  schwarze  Bevölkerung  des  nördlichen 
ontinents  in  sich  aufgesogen  haben  würde, 
resp.  wenn  die  Neger  aus  allen  Einzelstaaten 
dahin  abgeschoben  sein  würden ,  so  müsste 
die  Negerfrage  in  sozialer  und  wirtschaft- 
licher Beziehung  sowie  als  Baesenproblem 
gelöst  sein.  Einstweilen  sind '  aber  noch 
mancherlei  bestehende  anderweitige  Vei-hält- 
nisse  und  Interessen  ku  berücksichtigen, 
weldie  auch  z«  andei'en  Resultaten  filhren 
können. 

Zunächst  leben  etwa  20  "/o  der  Neger  in 
den  dem  Black  Belt  nicht  angehörenden 
Staaten,  imd  dort  vor  allem  in  den  Städten. 
Sie  sind  besonders  Fuhrleute,  Knischer, 
Karren  Schieber,  Hafenarbeiter,  Erdarbeiter, 
Stiefelputzer ,  Schornsteinfeger ,  Kellner, 
Dienstboten,  gelegentlich  anch  Kleinhändler 
und  Handwerker.  Im  allgemeinen  bilden  sie 
hier  eine  dienende  Kla.'ise  zweiter  Ordnung, 
d.  h.  fnllen  überwiegend  Berufe  aus,  welche 
von  den  weissen  Arbeitern  nicht  gern  über- 
nommen werden.  Sie  sind  in  den  Städten 
ein  verachtetes  Proletariat,  das  zwar  zu  un- 
gebildet ist,  um  dem  Sozialismus  wirklich 
zugänglich  zu  werden ,  aber  bei  grossen 
Arbeit  erun ndien ,St  rassen kämpfen  und  lokalen 
von  den  weissen  Artwitern  veranstalteten 
Revolten  nicht  ungefährlich  ist. 

Es  ist  ferner  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnissen zu  berücksichtigen,  dass  ein  er- 
heblicher Teil  des  Gmndbcsitzes  in  den  mit 
Negern  dicht  besetzten  Gebieten  den  Weissen 
gehört,  deren  Interessen  an  der  Verwendung 
der  Negerariieit  in  der  Landwirtschaft  und 
auch  in  einigen  Gegenden  im  Bergwerksbe- 
trieb zur  Zeit  nocli  recht  grosse  sind,  so 
dass  Arbeits-  und  Pachtsystemo  gesucht 
werden,  die  beide  Parteien  einigermassen 
zufi'ioden  stellen  sollen. 

Endlich  findet  im  Gebiete  der  Vereinigten 
Staaten  ein  foi-tgesetztes  Hin-  und  Herwan- 
dei-n  eines  Teiles  der  Schwarzen  statt,  wo- 
bei nocIi  nicht  abzusehen  ist,  wie  sich  die 
Dinge  gestalten  weiden,  wenn  durchgrei- 
fende iJeschränkungeii  der  eiuopäischen 
Eiuwandening,   die   in   den  letzten  Jahren 


einen  strengeren  Charakter  angenommen 
liaben,  durchgeführt  werden. 

Bei  dem  durch  diese  Verhältnisse  beding- 
ten weitei-en  Zusammenleben  beider  Rassen 
ist  vom  politischen,  vom  wirtscliaftlichen  und 
sozialen  Standpunkte  in  der  Gegenwart  eine 
Anzahl  von  tragen  gegeben,  welche  eine 
durchgreifende  und  schnelle  Beantwortung 
erheischen. 

Nach  der  Beendigung,  des  Sezessions- 
krieges wurde  im  15.  Zusatz  zur  Bundea- 
verfissung  bestimmt,  dass  weder  der  Bund. 
noch  ein  Einzelstaat  einem  Bürger  der  ver- 
einigten Staaten  das  Stimmrecht  auf  Gnmd 
der  Rasse  oder  Farbe  beschränken  dürfe. 
Seitdem  sind  nun  die  Neger  mehr  als  .SO 
Jahre  im  Besitze  des  allgemeinen  Stimm- 
rechts, und  man  miiss  sagen,  dass  sie  es  zu 
benutzen  nicht  geieint  liaben.  Sie  geben 
es  im  einzelnen  Falle  entwetler  selbst  preis 
oder  lassen  es  sich  neluuen,  ohne  ^cgen 
diese  Rechtsverletzung  ernstlich  zu  reagieren. 
Die  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten 
war  stets  nm-  in  den  Händen  der  Weissen, 
und  wenn  dieselben  noch  nicht  allgemein 
die  Forderung  der  Beschränkung  des  N^:!^- 
stimmrechts  erhoben  haben,  so  hat  dies  nur 
darin  seineu  Grund,  dass  sie  die  Neger- 
stimmenfürParteizweckegebrauchen  und  eine 
Verminderung  ilirer  Vertretung  im  Bundes- 
kongrcss  befürchten.  Einige  Staaten  kennen 
bereits  eine  starke  Bescliränkung  des  allge- 
meinen Wahlrechts,  die  zwar  dem  Wortlaut 
nach  jeden  Bürger,  in  Wahriieit  aber  ganz 
überwiegend  die  Schwarzen  trifft 

Um  die  heutige  wirtseliaftliche  Lage  der 
südstaatUcheu  Neger  und  den  Wert  ihrer 
Arbeit  in  der  nordamerikanischen  Volkswirt- 
schaft beurteilen  zu  können,  ist  es  erforder- 
lich, auf  die  Zustände  zurilckzugeheu,  wie 
sie  sich  unmittelbar  nach  dem  Sezessions- 
kriege gestaltet  hatten.  Der  grösste  Teil 
des  mit  ßesclilag  belegten  Landbesitze» 
wm'de  den  besiegten  früheren  EigentümeriL 
besonders  unter  der  Präeidentscliaft  Johnsons. 
wiedergegeben,  das  tlbrige  Land,  soweit  e# 
in  klimatisch  getnässi^r  Gegend  lag.  ging 
in  die  Hand  nord staatlicher  und  e\iro]Aischer 
Einwanderer  über,  anderes  wurde  durch 
Vermittelung  des  Freedmen-Bureau  und  pri- 
vater Gesellschafton  |iar/eUiei1  und  an  Neger 
verteilt,  anderes  endlich  entfiel  für  lange 
Jahre  als  verla-ssenes  Gut  ganz  dem  Besitz. 

Eine  Statistik  darüber,  wie  viel  ländliches 
Eigentum  die  Neger  besitzen,  giebt  es  nicht. 
Relativ  am  weitesten  verbreitet  ist  dasselbe 
in  Virginien,  Schätzungen  in  Südcarolina 
und  Missis-iiilpi  belauten  sich  auf  S"/»  der 
l>eb3uten  lläclie.  Die  Zahl  der  wirtschaft- 
lich tüchtigen  Neger,  welche  in  den  letzten 
St)  Jahren  Laud  erworben  haben,  ist  gering. 
Ein  uachiial tiper  Erwerbs! rieb  wird  um- 
selten angetroffen.    Es  wird  der  Rasse  Wel- 
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melir  Mangel  aci  Enei^e  und  Ordnung, 
Sorglosigkeit  und  Vorachwendungssuoht  zu- 
geschrieben. 

Die  Besitzer  giT)sser  Uüter,  welche  von 
dem  Norden  zeitweise  depoesediert  worden 
waren,  kehrten  zurück  ohne  Wirtschafts- 
kapitaJ  und  Arbeitskräfte.  Die  Felder 
■waren  unbestellt,  die  Häuser  zerstört.  Das 
Jjand  war  nichts  wert,  so  dass  sie  auch 
gegen  hypotheifarische  Sicherheit  kein  Geld 
bekommen  konnten.  Lohnarbeiter  waren 
niu-  mit  grossen  Schwierigkeiten  zu  mieten, 
denn  die  früheren  Sklaven  mieden  so  viel 
wie  mißlich  die  Oe^nd  ihrer  tiisherigen 
Arbeit  und  drängten  in  die  SKdte,  und  die- 
jenigen, welche  auf  dem  Lande  blielien, 
waren  zu  misstrauisch  gegen  die  früheren 
Herren,  um  sich  gern  in  ihren  Dienst  zu 
begeben.  So  entschlossen  sich  denn  die 
Grundbesitzer,  ihr  Land  zu  zerstückeln  und 

fegen  Geld  oder  Anteil  am  Ernteertrag  an 
ie  Neger  zu  verpachten.  Solche,  welche 
sich  Lohnarbeiter  zu  beschaffen  vei-standen, 
bewirtschafteten  dann  mit  diesen  einen  Teil 
des  Landes,  die  es  nicht  vermochten,  zogen 
als  politische  Unzufriedene  in  die  Stadt  und 
lebten  von  den  unregelmässig  einkommeuden 
schmalen  Pachtrenten.  Die  grösste  Scliwierig- 
keit  für  die  selbstwirt  Schäften  den  Eigentümer 
wie  für  die  Pächter  war  die  Beschaffung 
der  nötigen  Mittel,  um  den  Betrieb  in  stand 
zu  setzen  und  zu  erhalten.  In  dieser  Not 
fand  sich  als  Vertreter  der  im  SezessioDS- 
triege  siegreichen  Boui^eoisie  der  Kleinkauf- 
mann aus  dem  Norden  ein,  der  gegen  Ver- 
pfändung eines  Teiles  oder  des  Ganzen  der 
Ernte  mit  Berechnung  hoher  Zinsen  Lebens- 
mittel, Geld,  Werkzeuge,  Kleidung  etc.  vor- 
streckte. Man  findet  ihn  überall,  und  in 
vielen  Gegenden  gilt  er  als  der  eigentliche 
Herr  des  Landes.  Er  hat  eine  Art  Schiüd- 
knechlschaft  etabliert,  die  sich  darin  äussert, 
dass  der  landwirt  nur  das  anbauen  darf, 
was  der  Gläubiger  verlangt  —  und  dies  ist 
meist  der  Handelsartikel  Baumwolle  — ,  und 
dass  der  Schuldner  infolgedessen  zu  hohen 
Preisen  die  Lebensmittel  vom  Kaufmann 
nehmen  muss,  statt  sie  selbst  zu  produzieren. 
Infolgedessen  wird  es  auch  fleissigen 
Negern  schwer,  etwas  zu  ersparen  und  mit 
dem  ersparten  Land  zu  erwerben.  Die 
grosse  Masse  lebt  ohne  nachzudenken  in 
der  kapilalisti seilen  Abhängigkeit  weiter. 
"Wer  Lust  hat,  gegen  dieselbe  zu  reagieren, 
verlädst  das  I^nd  und  läuft  in  die  Stadt, 
und  daim  hat  der  Gläubiger  das  Nachsehen. 
Bas  VorschuBsgeschäft  ist  daher  für  den 
Kaufnifuin  riskant,  die  Zinsen  werden  dem- 

finiäss  hoch  bemessen.  Der  Druck  auf  den 
ächter  wird  also  um  eo  stärkei',  je  mehr 
Schuldner  sich  ihren  Verpflichtungen  ent- 
ziehen, und  jede  Verstärkimg  der  Ausbeutung 
veranlasst  wieder  eine  erhöhte  Fortwandenmg. 


Eine  weitere  Folge  des  Systems  ist  eine 
übertrieben  rasche  Zunahme  der  Baumwoll- 
produktion gewesen  und  ein  fortgesetztes 
Drücken  des  Preises  der  Roh banm wolle. 
Der  Pächter  muss  daher  immer  mehr  Pro- 
dukte liefern,  also  auch  mehr  arbeiten,  ohne 
freilich  davon  etwas  zu  profitieren.  Besser 
können  diese  Zustände  nur  werden,  wenn 
es  den  weissen  grösseren  Grundbesitzern 
gelingt,  sich  ihrerseits  von  dem  Vorschuss- 
geschäft zu  eraandpieren,  was  hie  und  da 
schon  gelungen  ist,  imd  wenn  eine  kapital- 
kräftige weisse  Einwanderung  von  Land- 
wirten in  den  Süden  einzieht.  Dann  sind 
wenigstens  die  Vorbedingungen  für  eine 
dauernde  Lohnarbeit  der  ^ege^  gegeben. 

Ob  eine  Erziehung  zit  derselben  glückt, 
ist  freilich  damit  nocn  nicht  gesagt.  Jeden- 
falls  müssen  alle  Bestrebungen  darauf  ge- 
richtet werden. 

Es  giebt  auch  jetzt  schon  in  den  Süd- 
slaaten  zahlreiche  Schwarze,  die  um  Lohn 
Beschäftigung  suchen,  besonders  in  der  Zeit 
der  Bestellung  der  Baumwollfelder  und  der 
Ernte,  dann  sind  zu  nennen  die  Dienst- 
boten, Matrosen,  Stauer,  Hafenarbeiter, 
Kutscher,  Tr^er,  Karren  Schieber  u.  s.  w. 
Auch  in  den  Bei^werken  sind  viel  Neger 
in  Lohn,  in  der  Industrie  hingegen  hat  man 
schlechte  Erfahrungen  gemacht,  höchstens 
bei  sehr  einfacher  Arbeit  sind  sie  einiger- 
massen  brauchbar  gewesen.  Darüber  ist 
nur  eine  Ansicht  vorhanden,  dass  diese 
Lohnarbeiter  im  allgemeinen  weniger  leisten 
als  die  früheren  Sklaven,  besonders  weil 
ihre  Arbeit  ganz  ungleich  massig  und  ganz 
unregelmässig  ist.  Ilir  Princip  ist,  durch 
Arbeit  etwas  zu  verdienen  und  dann  eine 
Zeit  ohne  zu  arbeiten  von  dem  Erworbenen 
zu  leben. 

Dass  im  Verlaufe  der  letzteu  30  Jahre 
die  freien  Neger  als  Lohnarbeiter  nach  imd 
nach  einige  Fortschritte  gemacht  haben, 
wird  übrigens  von  allen  Seiten  anerkannt 
Die  Lebenshaltung  ist  ents[>rechend  der 
Thatsache,  dass  die  Lohnarbeit  sich,  tech- 
nisch betrachtet,  um  eiuiges  gehoben  hat, 
auch  etwas  gestiegen,  und  die  so  wachsen- 
den Bedürfnisse  sind  wiederum  ein  Oom- 
pelle  zur  Arbeit  geworden.  Auch  sind  hier 
uud  da  in  den  Städten  des  Südens  Gewerk- 
vereine der  Schwarzen  entstanden,  und  die 
Knights  of  Labor  haben  einige  Organisationen 
unter  ihnen  gegründet,  welche  dort  am 
ehesten  geglfickt  sind,  wo  Bergwerk  und 
Industrie  in  die  Höhe  gekommen  sind,  wie 
in  Termessee,  Alabama  und  im  westlichen 
Georgia.  Das  Gewerkvereinswesen  der 
Schwarzen,  das  sich  z.  B.  bei  den  Hafen- 
arbeitern der  südlichen  Seestädte  vorfindet, 
hat  bisher  danim  nicht  recht  ^deihen 
können,  weil  die  weissen  Lohnarbeiter  sich 
ihm   aus  Bassenautipathie   nicht  haben  an- 
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sdiliessen  woUcd.  So  Rtehen  Geweii ver- 
eine desselben  Berufes  getrennt  nebenein- 
aoder  und  erschweren  durch  ihre  Konkurrenz 

die  Erreichung  der  in  Aussdeht  genommenen 
Zwecke.  Immerhin  haben  auch  diese  An- 
fänge des  Koalition B Wesens  unter  den  Negern 
zu  der  Hebung  der  Lebenshaltung  einen 
beecheidenen  Beitrag  geliefert, 

Kine  schnelle  und  erhebliche  Steigening 
der  Bedürfnisse  hat  man  von  der  Ein- 
wirkung der  Schulbildung  erwartet,  welche 
seit  dem  Bütgerkriege  unter  den  Freige- 
wordenen verbreitet  worden  ist.  Dass 
höhere  Bildung  geistige  Ansprüche  und 
damit  auch  materielle  nach  sich  zieht,  lAsst 
sich  gewiss  zugeben,  und  dies  hat  sich  auch 
bei  den  Negern  bewahrheitet.  Aber  die 
Summe  derer,  bei  welchen  es  zu  konstatieren 
ist-  ist  nur  gering,  besonders  weil  das 
Schulwesen  lange  nicht  das  geleistet  hat, 
was  man  erwartete.  In  den  Gemeinden,  in 
denen  überwiegend  Neger  lebeo,  sind  die 
Mittel  för  ein  gutes  Schulwesen  selten  in 
ausreichender  Menge  aufzubringen,  und  wo 
die  Weissen  überwiegen,  da  wissen  die- 
selben alle  Vorteile  der  Öffentlichen  Ver- 
waltung fQr  sich  zu  monopolisieren.  Die 
Untüchtigkeit  der  Lehrer  in  den  niederen 
Negerschnlen  wird  allgemein  zugegeben, 
die  ünre^m.ässigkeit  des  Schulbesuches 
ist  nur  eine  Folge  davon.  Der  bildende 
Einfliisa  der  Armee  und  der  Kirche  ist 
ebenfalls  nicht  hoch  zu  veranschlagen. 
Wenn  auch  in  jene  regelmässig  Neger  ein- 
gereiht werden,  so  ist  docli  ihre  Zahl  viel 
zti  gering,  um  für  das  Ganze  etwas  zu  be- 
deuten; dieKiiche,  welche  in  jedem  Neger- 
dorfe  eine  Rolle  spielt,  würde  wegen  ihrer 
Verbreitung  mehr  geeignet  sein,  wenn  nicht 
den  Schwarzen  ihre  Lehren  meist  unver- 
ständlich geblieben  und  nicht  die  äusseren 
Einrichtungen  alles  gewesen  wären.  Die 
meisten  Neger  sind  Methodisten  und  Bap- 
tisten. Schwarze  Prediger  giebt  es  wohl, 
aber  auch  ihnen  ist  das  Christentum  oft 
genu^  nur  ein  Gewand,  das  den  alten 
heidnischen  Götzendienst  ziemlich  mangel- 
haft umhüllt 

Im  allgemeinen  kann  man  den  Satz  zu- 
geben, dasa  die  Neger  in  den  nördlichen 
und  mittleren  Staaten  der  Union,  wo  sie 
nur  einen  geringen  Teil  der  Bevölkerung  aus- 
machen, mithin  stärker  dem  Einfluss  der 
herrschenden  Rasse  unterliegen,  flber  eine 
etwas  höhere  Letenshaltung  verfügen  und 
daher  auch  günstigere  Aussichten  auf  eine 
steigende  moralische  und  geistige  Ausbildung 
haben.  Wie  weit  freilich  ein  solcher  Fort- 
schritt gehen  wird,  das  vermag  heute  nie- 
mand zu  sagen.  Die  Überwiegende  Zahl 
derer,  welche  die  geistigen  Anlagen  der 
Neger  studiert  haben,  haben  sich  regelmässig 
in  dem  Sinne  geäussert,  dass  denselben  die 


Originalität  des  Gedankens  fehlt  usd  dass 
der  gelegentlieli  beobachtete  Glanz  einer 
wortreichen  Beredsamkeit  oder  prunkenden 
Gelehrsamkeit  der  tieferen  Auffassung  durch- 
aus ermangelt  und  diejenigen,  welche  sich 
auf  irgend  einem  Gebiete  auch  nur  in  dieser 
Weise  ausgezeichnet  haben,  sind  stets  sehr 
wenige  gewesen,  und  bei  näherer  Nach- 
forschung zeigt  sich  zudem,  dass  reine  Neger 
und  Mulatten  nicht  gesondert  beobachtet 
wurden,  so  dass  man  sich  dann  nicht  wun- 
dern darf,  Eigenschaften  der  kaukasischen 
Rasse  vorzufinden. 

Wenn  man  mithin  auch  ziehen  wird, 
dass  unter  der  Leitung  der  ^^eissen  eine 
gewisse  Steigerung  der  KulturfoedOrfnisse 
unter  den  nordamerikanischen  Negern  statt- 
gefunden hat,  man  auch  auf  eine  weitere 
Ausdehnung  der  freien  Lohnarbeit  unter 
ihnen  rechnen  kann,  so  spricht  doch  sehr 
viel  dafür,  dass  beiden  Rassenschichten 
dauernd  auch  zwei  Klassen  von  Arbeitern 
mit  verschiedenem  Kiiltumiveau  entsprechen 
weiden.  Indem  dieselben  nun  eine  Arbeits- 
teilung in  der  Weise  durchführen  werden, 
dass  im  allgemeinen  der  niederen  Rasse  die 
einfache,  ungelernte,  rohe  Muskelarbeit,  der 
höheren  die  komphzierte ,  gelernte  Cober- 
legung  und  Talent  erfordernde  zustehen 
winl,  bedeutet  eine  solche  Klärung  des 
Negerproblems  zugleich  ein  Stück  Lösimi; 
der  Arbeiterfrage  unter  den  Weissen.  Wäh- 
rend die  Sozialisten  in  ihrem  Oxitimismug 
wähnen,  die  Menschheit  von  der  lästigen. 
unangenehmen  Arbeit  ganz  durch  die  Ma- 
Bchincnkraft  emancipieren  zu  können,  würde 
hier  in  der  Wirklichkeit  des  amerikanischen 
Wirtschaftslebens  freilich  nur  die  herrschende 
und  geistig  höher  stehende  Rasse  durch  eine 
tiefere  bei  der  Handarbeit  entlastet  werden, 
womit  indessen  die  Bahn  zu  einer  Ordnung 
eingeschlagen  wäre,  die  zu  Zielen  hinführt, 
an  welchen  die  Kultur  überhaupt  inte- 
ressiert ist 

Wo  die  Neger  wie  im  Black  Belt  sich 
selbst  überlassen  sind,  also  der  Leitung  ent- 
behren, da  streben  sie  dem  Zustand  der 
Wildheit  wieder  zu,  und  die  Frage,  vor 
welche  die  nordamerikanische  Rassenpolitik 
gestellt  sein  wird,  wird  vor  allem  die  sein, 
sollen  es  die  Herren  des  Landes  diüden, 
■erhindern,  befördern,  dass  dieses  Xegei^ 
'hetto  in  der  Union  immer  mehr  seinen 
Charakter  auspi-ägt,  dasa  die  Weissen  aus 
ihm  verdrängt  und  die  Schwarzen  \'od  ihm 
aufgesogen  werden.  Oder,  anders  ausgedrückt, 
muss  es  das  Bemühen  der  Amerikaner  sein, 
die  afrikanische  Rasse  möglichst  zu  zer- 
streuen, damit  sie  vöUig  unter  ihre  Leitung 
kommt,  durch  sie  gehoben  wird  imd  ihnen 
in  allen  Teilen  des  Landes  die  soziale  Frage 
lösen  hilft? 

Am  günstigsten  würde  Euch  vielleicht  fflr 
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die  Tereinieten  Staaten  eiae  solche  Ent- 
wiekelung  der  Dioge  ^stalten,  die  als  ein 
Kompromiss  der  verschiedenen  Bestrebungen 
anzusehen  wäre :  die  südländische  Produktion, 
insbesondere  die  Baumwollkultur  gelangt 
überwiegend  in  den  Besitz  grosser  von  Weissen 
betriebener  Unternehmungen,  und  N^er 
werden  Lohnarbeiter  daselbst.  Gelingt  es 
dann,  diese  Lohnarbeiterechicht  nach  und 
nach  zu  heben,  so  v,-ird  sich  aus  ihr  von 
selbst  ein  Kleingrundbesitzersland  ausschei- 
den, auf  dessen  Schaffung  uud  Erhaltung  die 
Öesetzgebung  bedacht  sein  muss.  Was  »i 
dem  Söden  von  den  Negern  nicht  verwend- 
bar ist,  miiss  der  Obrige  Teil  des  Landes 
aufnehmen,  dabei  ist  aber  nicht  zu  ver- 
gessen, eine  mißlichst  weitgehende  Dccen- 
tralisation  durch  zu(Oliren. 

7.  Ule  Neferarbeit  In  den  ofrLkaniachen 
Kolonleea.  Das  Urteil  darüber,  in  welchem 
Hasse  die  Neger  in  den  afrikanischen  Kotouieen 
als  Wirtschaft liohe  Arbeiter  lu  verwenden  sind, 
lautet  sehr  verschieden.  Während  die  einen 
behaupten,  die  schwarze  Ha«se  in  Afrika  sei 
von  Natur  so  träRC,  äasa  ohne  strenge  Zwangs- 
mittel nichts  mit  ihr  anzuf&ngen  sei  tuid  dasa 
sie  unter  dieser  Voransaetzunß:  über  die  ein- 
fachste Arbeit  nie  hinauskommen  werde,  ei- 
kllren  andere,  dasa  man  vun  ihr  mit  ((utem 
Willen  und  recliter  Einsicht  viel  erreichen 
kCnae.  Diese  Divergenz  der  Ansicbten  wird 
verständlich,  wenn  man  bedenkt,  das»  die  afri- 
kaniücbeu  Neeer  keine  einheitliche  Volksmaase 
.  in  gleicher  Kitltnr  sind,  vielmehr  sowohl  sehr 
abweichende  Rasseumerkmalc  zeigen  als  auch 
anf  durchaus  verschiedener  Stufe  der  sozialen 
Entwickelung  stehen.  Es  künnen  daher  den 
verschiedenen  Urteilen  zuverlässige  Beobach- 
tungen zu  Grande  liegen,  während  sie  in  ihrer 
Verallgemeinerung  irren.  An  der  Küsce  von 
Oberguiuea  gelten  als  hrauchbare  Arbeiter  die 
Kralente  von  Kfcp  Palmas,  die  von  grosser 
Kürperkratt  nnd  karperiicher  Gewandtheit,  zn 
mancherlei  Beschäftigung  anstellig,  und  unter- 
einander verträglich  sind.  Im  Congustaat  wer- 
den die  intelligenten  Bangala  als  Zimmerleute, 
Hämmerst  h miede,  anf  den  DampbchifTen  als 
Heizer,  Loutseu,  Mechaniker  geschätzt.  Im 
Gegensatz  dazu  gelten  als  unbrauchbar  die  Ein- 
ten von  Liberia  nnd  die  DuaUa  in 
in.     In  Niedergninea   hat  man  die  Ca- 


Erfolge.  In  Ost^rika  sind  al%emeiii  die  Sunsi- 
bariten  als  Lastträger  geschätzt.  In  Tanga- 
land hat  man  bei  der  landwirtschaftlichen 
Kultur  die  Wabondei  am  prohtabclsten  ge- 
funden ,  da  sie  eigenen  ausgedehnten,  wenn 
anch  hiSchst  extensiven  Ackerbau  betreiben. 
Ihnen  stehe  d  die  Waschanibaa  nnd  M'adigo 
nach,  obwuhl  sie  immerhin  noch  tauglich  sind. 
Im  Capland,  im  Oraiigestaat,  in  Transvaal,  in 
Natnl  arbeiten  Kalfem  und  Zulua.  Sie  pflügen 
und  ernten  ein.  scheren  die  Schafe  und  tragen 
Steine  zum  Hausbau,   waschen  die  Wolle  uud 

B:essen  die  Trauben,  ziehen  Gräben  und  suchen 
iamanteu  und  Gold.     Indessen  sind  hier  nicht 
alle  schwarzen  Leute  gleichmässig  gut  in  Dienst 


zu  nehmen,  die  einzelnen  Stfimme  sind  mehr  oder 
weniger  willßibrig,  nnd  auch  unter  den  Indivi- 
duen trifft  man  grosse  Verschiedenheit  in  dieser 
Beziehnng  an.  So  klagen  die  Europäer  trotz 
der  nicht  nnbeträehtiichen  NegerbevOllierung  in 
manchen  Gebieten  Südafrikas  über  den  Hangel 
an  Arbeitskräften  uud  sehen  sich  genOligtj  asi- 
atische Kulis  zu  importieren,  Indier  in  Natal, 
Chinesen  in  Kimberlj. 

Im  Hinblick  auf  die  Verschiedenheit  der 
Lebensweise  der  Eingeborenen,  ihrer  Bildnng, 
des  Interesses  au  der  Erhöhung  ihres  BedUrftiis- 
Standes  nnd  an  der  zu  verrichiendea  Arbeit  ist 
es  durchaus  verstSndlich,  dass  zur  Ldsung  der 
Megerarbeiterfrage  in  Afrika,  d.  h.  der  Frage 
nach  der  besten  Methode,  die  Neger  zu  wirt- 
schaftlicher Arbeit  für  die  Europäer  zn  ge- 
winnen, nicht  das  eine  oder  das  andere  Arbeits- 
sjstem  ohne  weiteres  empfohlen  werden  kann, 
also  nicht  z.  B.  die  Apprenticesbip,  nach  der 
die  Arbeiter  anf  Jahre  gedangen  werden 
nnd  dem  Arbeitgeber  weitgehende  Disciplinar- 
gewalt  eingeräumt  wird,  wie  es  bei  den  asi- 
atischen Kulia  üblich  ist,  oder  die  vSllig  freie 
Lohuarbeit,  wie  sie  in  Europa  besteht,  bei  der 
das  einzig  bedeutungsvolle  Discipjiuarmittel 
die  Androhung  der  Entlassung  des  Arbeiters 
ist.  Darüber  sind  sich  die  zahlreichen  Be- 
richterstatter über  die  eingeborenen  Afrikaner 
einig,  dass  dieselben  stets  nur  arbeiten  wollen,  um 
später  von  den  Erträgnissen  ihres  Verdienstes 
in  sorgenloser  Unabhängigkeit  leben  zn  kjiunen, 
wobei  die  einen  grösseie,  andere  geringere  An- 
sprüche an  das  Leben  stellen.  Die  Krnneger 
sind  2—3  Jahre  in  Stellung,  kehren  oft  in 
solchem  Wohlstand  in  die  Heimat  zurück,  dass 
sie  sich  Land  nnd  Frauen  kaufen  kUnnen,  welche 
letzteren  dann  jede  Arbeit  für  ihren  Gemahl 
und  Gebieter  zu  leisten  haben.  In  Dentsch- 
Ostafrika  hat  man  wiederholt  die  Erfahrang 
gemacht,  dass  die  Leute  nur  zwei  oder  drei 
Tage  sich  beschäftigen  lassen  und  dass  ihnen 
dann  das  Verdiente  so  gewaltig  erscheint,  dass 
sie  nun  glauben,  sich  sorgenfrei  dem  Nichtsthun 
ergehen  zu  können.  Das  warme  Klima  uud  der 
nie<lrige  Stand  der  Lebensbedürfnisse  lässt  ja 
auch  den  Erwerb  von  einigen  Hark  viel  er- 
scheinen, aber  nach  8  bis  14  Tagen  ist  das  Geld 
zu  Ende,  sobald  nnr  diese  oder  jene  europäische 
Waren  gekauft  werden.  Jetzt  wird  die 
Arbeitskraft  vun  neuem  angeboten,  am  von 
neuem  zu  Besitz  zu  kommen.  Solche  Leute 
sind  für  Jahreskontrnkte  absolut  nicht  zu  ge- 
hrauchen. Sie  würden  unter  denselben  in  Sehn- 
sucht nach  Freiheit  sich  innerlich  verzehren 
oder  ganz  apathisch  werden,  was  die  Sklaverei 
in  Amerika  oft  genug  bei  denen,  die  aus  Afrika 
importiert  worden  waren,  gezeigt  hat.  Gute 
Sklaven  waren  erst  die  zweite  Ueneration,  und 
wenn  man  die  Sklaverei  als  eine  grosse  Schule 
der  Menschheit  zur  Arbeit  bezeichnet  hat,  so 
soll  man  nicht  vergessen,  welchen  umständlichen 
Wee  diese  Pädagogik  genommen  hat,  wenn  er 
auch  vielleicht  unter  den  gegebenen  früheren 
Verhältnissen  der  einzige  gewesen  ist.  Heutzu- 
tage ist  in  Afrika  die  Sklaverei  aas  rechtlichen 
und  ethischen  Gründen  für  die  europäischen 
Kolonieen  unmüglich,  daher  denn,  wie  man  sagt, 
der  freie  Neger  zur  Arbeit  zu  erziehen  ist. 
Das  geht  freilich  nicht  in  wenigen  Jahren  nnd 
1  wenigen   Jahrzehnten.     Woiaut    es    aber    an- 
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bommt,  ist  klar,  wie  auch  das  ArbeitsETstem ' 
im  einzelnen  g-eaitet  sein  mag:  der  Stand  der 
Lebens-  nnd  Lnin:ibedDrfuisse  mu«3  prwteigert 
werden,  damit  das  Leben  Dar  dann  dem  Afri- 
kaner wertvoll  erscheint,  wenn  er  die  Wünsche 
erfüllen  kann,  denen  nun  »ein  Herz  uachhäns;t. 
Einen  indirekten  Zwang  zor  Arbeit  hat  für  die 
deatrchen  alhkanischirn  Kolonieen  H.  \.  Wiss- 
mann mit  der  Einflihnin^  der  direkten  Steuer. 
insbesondere  der  Kopfsteuer  empfobleD.  £s  sei 
bUli^r,  das»  der  Neger.  d«m  der  Schutz  der 
deutschen  Begierung  ?egen  Ski avenh Sudler  und 
Einfälle  ränberiseher  Stämme  m  teil  werde,  so 
ilen  Kosten  der  Kolonie  aach  einen  Beitrag 
leiste.  Die  Atifbriogung  demselben  setzt  aber 
Arbeit  voraas,  die  von  Zeit  zn  Zeit  regel- ' 
m&ssig  wiederholt  weideu  muss,  daher  nach  nnd  ; 
n&ch  znr  Cicwohnheit  werde  and  den  Erwerbs- , 
trieb  wecke.  Sowohl  im  portugiesischen  wie  eng-  j 
lisehen  Südafrika  besteuert  man  die  Schwarzen, 
nm  sie  zur  Flantagenarbeit  zn  veranlassen.  In 
Rbodesia  ist  die  den  Kaffem  aufgelegte  Last 
jedoch  so  auhuman,  dass  sie  nicht  grnt  zu  heissen  ' 
isL  MaasvoU  angewandt  wird  gegen  die  Be- 
stenernng  der  Ne^er  nichts  eiazunenden  sein. 
In  Bezog  anf  die  Wahl  der  Arbeitssys lerne 
sollte  allen  Unternehmern  die  Freiheit  zom  . 
Experimentieren  gelassen  sein  und  dann  zum 
Einführen  dessen,  was  sie  erprobt  haben.  Denn 
es  fehlt  noch  hauptsächlich  an  Erfahrung.  Be- ' 
stimmte  Rechtssch ranken  könnten  trotzdem  ge- 1 
zo^en  werden,  ohne  dass  damit  das  Streben , 
nach  einer  Xeugestaltang  zn  sehr  unterbunclen 
w&re.  Dann  ist  vielleicht  auch  ein  Urteil  über  ] 
daa  Mass  der  Knlturfähigkeit  der  Neger  zu  ge- 
winnen, von  dem  ans  man  zu  dem  Vorschlag  ' 
einer  festeren  sozialen  RechtBordnuDg  in  Afrika ' 
gelangen  könnte.  i 

LIttentnr:  /.  C'btr  die  Au/ht6«ng  der 
Segtriklarerei.  A.  Hüne,  VolUländige 
hittorüeh-philotophUrhe  Danteliung  aller  Ver- 
Sadfrungm  des  yrgerttlareniandelt  ron  dem ' 
L'rtpmnge  bU  im  teiner  gänilicheii  Aii/hebiing,' 
GÖUingrn  ISS".  —  B,  Abrken,  Amfritanitrhr , 
Segrr4tlareTei  und  Emnacipation,  Bertin  1/^47,  \ 
— -  •r<i>n«s  Bandlnel,  Der  aJritaHÜrlie  Sklarea- ; 
iandel,  denüeh,  Btrli»  1S43.  —  J.  R.  RrackeU, 
The  .VcjTO  in  H-irylimd,  BaUimore  18S'.:  —1 
Aentif  irUwm,  HUtory  ■>/  Ihr  rite  and  faU  • 
vf  Ihe  Slare  iW-er  fn  Ameriai,  Botion  1S72.  —  | 
I^.  CUireaoti,  Hutory  t,/  the  riae  progrei*  i 
aad  acmmpluhmml  0/  the  abntilion  0/  Ulf 
afriean  Slare  trade  by  the  brüith  parliamenl, 
Limdo»  ISflS-  —  Fr.  Kapp,  Getrhiehle  der 
Stiarerti  m  dfn   Vereinigten  Staale»,    Hamburg 

•  1S6t.  —  Sartorius  von  Walterahauaen, 
Die  ATbeiitverJaiining  dtr  englitrhen  Kolonieen 
l'n  yordamerita,  Slnutburg  1^94-  —  C  H'.  | 
miltam«,  Hitlorg  of  Ihr  Srgrv  Kaet  in  America,, 
A'ete-Ynrt  und  London  ISS^.  —  E.  V.  Hallt, 
BaumirolIpmdHklioH  und  J^antungitrirttrhafi  in 
den  Blirdaiacritoniiehen  SSdMaaten,  Lfiptig  IS9T. 
IJ.  lebrr  Mittel-  und  Siidamerttii: 
.4nth«n|f  rrotlone,  The  ffeM  liidiet,  Leiptig 
IS'U).  _  ,/.  A.  Froude,  Thr  Englifh  in  the 
Wi-ti  Indl'f,  Lond'M  ISXK.  —  S.  Haxard, 
SiMio  Domingn,  LoTtilon  1S7S,  mit  reieher  LiUe- 
irtluniiimilie.  —  I.  J,  Janrter.  La  Ripiiblique 
d'Haiti,  Pari/  Ig.'S.  —  P.  Tfbtrt,  La  Hipti- 
blique   d'Haiti,    I-arit   IfK. 


K.  Mai^ln,  Bcriehl  über  eint  Beitr  aarh  nieder- 
täi.din-h  \reitindirn,  Lrideit  1S88.  —  K.  V. 
Sehrrxer,  Au*  dem  \alur-  und  luUfrUben  i'u 
tropif  Arn  Amerita,  Leipiig  1864.  —  A.  Kappirr. 
Holl-inditrh  Otiiana,  .Slutlgarl  1887.  —  Jame» 
Bodiray,  Haudbook  of  Brili/h  Guiana, 
Oeorgelor»  /SM.  —  J.  r.  Benko,  Seite  S.  M. 
Sehij}-  nZnaji""  Mar*  ir»(i'ii(fi>»,  /Wo  ISS7.  — 
K.  Andree,  Geographie  de*  WeUhajtdeU,  .Stall- 
gart  I87S.  -^  Franz  G.  dt  Larrlitga,  Di. 
vlrliclii/llirhe  Luge  Cubiit,  Leipzig  18SI.  — 
K.  Kaerger,  Au»  drei  Erdteilen ,  gt- 
mmmrlle  Au/fJUe,  Leipiig  18SS.  —  Autterde«. 
lailreirhe  Au/fUse  im  Auiland  bi»  1894   •"••^ 

Global  bit  las». 

IIL  reber  Xordamerita  auner  dtr 
unter  I  genannten  Litleratur:  Fr.  BaUtl. 
Ftdilitche  und  WirttcKafttgtographie  der  Vn- 
finiglen    .•ftaatrn    ron    Amerika,    llünrhen    ISM. 

—  Geo.  jr,  Holme«,  Ficnm  of  the  South,  in 
den  Annatf  0/  tke  AmerieoH  Aeademg,  IS9S.  — 
H'.  Latra  <%>•»>.  Blart  AwKriea,  IS91.  — 
Cemm  Bulletin  JS9I,  .Vr,  48.  —  ,Vor(il 
Amerieatt  Jterieir  ISS8—I89it.  —  lninoi' 
ütaaleieilung  lS8i — 1899,  rirle  Auftätxe  und 
Artikel.  —  Globut  186S—1S99.  —  Frantt» 
R.  tYalktr,  The  mIored  Rare  0/  lA«  Cnilrd 
State»,  Forum  XI.  -—  Charlta  Xordhoff.  Thr 
(h«on  -*i(«,  AVirlort  1S77.  —  A.  J.  tfayo, 
Progrett  €^  the  Xegro.  J-orum  X  —  P.  Z. 
Hoffmann,  Raer  TraiU  and  Tendenciei  of  Ihr 
Land   Tennre  amnng  Ihe  negroei,  Xetr-York  lS9'i. 

—  Pitt  IMIlIngham.  Land  Teaure  among 
Degroet,  Yale  Ser-ietr  J^.oß.  —  A.  A,  Van  df 
Graaff,  An  unaided  «oJution  of  Ihe  rarr 
qurtlion.  Forum  1806.  —  Bulleli»  of  the 
Department  of  Labor  Xo.  M,  I4,  SS.  — 
n:  E.  BKmhardt  du  Btrt»,  The  tudy  <■/ 
Ihe  ntgro  problemt,  .innaU  of  the  ameriean 
Academg  1898. 

IV.  Ceber  Afrika:  J.  BÜttilMftr,  Reitf 
bilder  aui  Liberia,  Leiden  lS9ii.  —  Anlh^nt/ 
Trollope,  Soiith  Afriea,  London  1873.  — 
Richard  Obtrldttder.  Deut»ehafrika,  Ltipti;i 
nnd  Berlin  IS  SS.  —  A.  Xelchtnotr,  Di' 
devitehr  Kolonie  Kamerun,  Berlin  I884.  -■ 
Htttnamn  So^aujr,  Deuttehe  Arbeit  in  Afrika. 
Leipiig  1888.  —  Kart  Kotrutr,  Tangaland 
und  die  Kolonitation  Deuttehottafriiaf,  Berlii' 
189^.  —  J.  Baunigarttn,  Deul»ehi>*tt^flriia. 
Berlin  tS87-  —  A.  r.  Sehit^gtr~IJKrrhen- 
ftld,  Afrika,  Wien,  Petl,  Leipaig  1SS6.  —  B'. 
SItver«,  Afr*ia,  "'ne  allgemriiie  Landetkmnde, 
Leipzig  und  Wien  1391.  —  Hd6be-ScAi«<dci>. 
Ethiopien,    SIndien    Bbrr    Wetlufriia,    Httmiburii 


irhe  KoU 


alii 


in,  Ei»  »ene*  Kultur- 
n/ttem  für  Peuttrhoilafrihi,  Beilage  der  detilirhei, 
Koloaialieitung  1S97.  —  -i.  SachttQol,  Di- 
Eingeborrnrn  A/ri'iai  ti.  J.  tr.,  (M  tolonialia 
Jahrbufh  1897.  —  Allerlei  Gedanken  über  di- 
.•iiedelung  in  den  Tropen,  ebd.  1896.  —  AHicH'- 
iirfing  für  Xeger  in  Siidafriio,  Zeiltrknj)  fSr 
»aialirineniehafi,  1900,  S.  ^«5. 

A.  Sartoriu*  v.   Walltr»k«motn. 
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Neil — NeiinianQ 


>eri,  Fompeo, 

geboren  1717  in  Florenz,  gejit.  da.ielhst  (fegen 
1777,  bekleidete  1761—69  dna  Amt  eines  Präsi- 
deotcn  der  GrnndstenervermesBung'skomniission 
der  fiaterreicliischeii  Lombardei  und  war  betei- 
ligt tut  den  MUnEkonkordattikonferenzeD  in  Wien 
zwischen  der  Ssterreichiachen  Lombardei  und 
Sardinien. 

Neri  veröffentlichte  von  staata wissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform :  Oaservazioni  sopra 
il  prezzo  legale  delle  monete,  Florenz  1761,  ab- 
^earuckt  in  Bd.  TI  den  parte  antica  der 
(..'udtodiscbeu  Sammlnng  der  Smttori-classici  di 
economia  politica,  50  Bde.,  Mailand  1Ö03— 16; 
dasselbe,  lu  deutscher  Uebersetzung,  Leipzig 
17Ö2.  (Neri  bewährt  sich  in  diesem  Buche  in 
der  Behandtang  der  Lehre  von  Wert  und  Preis, 
den  Produktionskosten  nnd  WertverhältnisRen 
der  Edelmetalle  alsmerkantilistixcher  Theoretiker 
der  Wert-,  Preio-  nnd  Geldtra^.  Wert  und 
Kanfkraft  wird  nach  «einer  Theorie  von  dem 
Gesetz  reguliert;  Die  Eewertnng  der  Gitter  ist 
abhängig  von  der  leicbten  oder  schweren  Ein- 
tausch l)arkeit  derselben;  im  ersteren  Falle  ^nd 
sie  Bering--,  im  letzteren  hochwertig.  Die  Kauf- 
kraft ist  Tou  der  Nützliebkeit  des  Kaufobjckts 
nicht  abhängiir.  Der  weitaus  grösste  Teil  der 
Schrift  ist  dem  Münzwesen  bezw.  der  Her- 
stellang  des  Gold-,  Silber-  und  Knpfergeldes 
gewidmet.  Derselbe  nmfa.'iat  die  verschiedenen, 
zu  monetalischeu  Zwecken  damals  gebräuch- 
lichen metallotechnischen  Methoden,  den  Läute- 
rungsprozess  der  edlen  Metalle,  das  Prägnngs- 
verfahren,  die  Ein  rieh  tun  gekosten  einer  MUnz- 
werkslätte  etc.  Er  verteidigt  den  Satz,  dass 
die  Kosten  der  Änsmünziing  dem  Staate  zur 
Last  fallen,  will  den  Nominalwert  der  MUnzen 
nach  ihrem  Nettogehalte  an  reinem  Metall  Eest- 
gesetBt  haben,  hält  aber  gleichwohl  mit  dem 
Rate  nioht  zoriick,  von  dem  allgemein  beoboeh- 
teten  Frincip,  die  Prägungskosten  anf  die  Münz- 
konsamenten  zu  verteilen ,  also  den  reinen 
Metallgehalt  der  MUnzen  dementsprechend  zu 
reduzieren,  nicht  abzuweichen.  —  Documenti 
annessi  alle  osservazioni  sopra  il  prezzo  legale 
delle  monete,  Florenz  1752,  abgednickt  in  Bd.  7 
des  parte  antica  der  Custodischen  Sammlung, 

-  Sopra  la  materia  frumentaria  discorso,  ebd. 
ca.  1760,  abgedruckt  in  Bd.  SLII  des  parle 
modern a  der  Custodischen  Sammlung.  (Neri 
steht  in  Bezug  auf  seine  Ansichten  Qber  die 
Beschränkung  des  (5etreidebandelB  in  der  Mitte 
zwischen  dem  (S-alianischen  und  dem  Standpunkte 
Carlis  [s.  u.].) 

Vgl.  Über  Neri:  Oian-Rinaldo  Carli> 
Del  ßbero  commercio  de'  grani,  lettera  el 
(Presidente)  Pompeo  Nero,  Florenz  177!,  abge- 
druckt in  Bd.  AlV  des  parte  moderna  der 
l^ustodischen  Sammlung.  —  Pecchio,  Histoire 
de  l'feonomie  politique  en  Italic,  traduit  par 
L-Gallois,  ParismSO,  S,  138147. —  Sandelin, 
Repertoire  gfneral  d'^conomie  polit. ,  Bd.  V, 
Haag  1847,  S.  681.  --  Dictionnaire  de  l'econo- 
mie  polit-,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  Paris  18Ö4.  S.  274. 

—  Kaut z,  Theorie  und  Geschichte  der  Nationai- 
Gkonomik,  Bd.  11,  Wien  18W.  ö.  267.  — 
G.  Majorana,  Teoria  del  valore,  Rom  1887, 
S.  233.  ~^  Ingram,  Historj  of  political  eco- 


nomy,  Bdinburg  1888,  S.  21,  75.  — G.  Alessio, 
Stndi  sulla  teorica  del  valore,  Turin  1890, 
8-  142. 

Lippert. 


Neumann,  Friedricb  Jnlins, 

geboren  am  12.  X.  1836  za  Königsberg  (Pr.), 
studierte  hier  nnd  in  Leipzig  ätaats-  und 
Recht swisseuBcbafteu.    Im  Jahre  1864  wurde  er 


au  der  Universität  Rliuic^herg.  Von  dort 
wurde  er  1871  ala  ordentlicher  Professor  der 
Volkswirtschaftslehre  nach  Basel  berufen.  Im 
Jahre  1873  (jing  er  nach  Freiburg ,  folgte  aber 
schon  1876  einem  Rufe  nach  Tübingen. 

Er  veröffentlichte  Staat»  wissenschaftliche 
Schriften  a)  in  Buchform;  Die  Gestaltung 
der  mittleren  Lebensdauer  in  Preussen  seit  181t>, 
Königsberg  (Pr.)  1865.  —  Zur  Reform  deutscher 
Fabrikgesetzgebung,  Leipziif  1Ö74.  —  Die  pro- 
gressive Einkommensteuer  im  Staats-  und  Ge- 
raeindebaushalt,  Leipzig  1874.  —  Ertragssteoem 
oder  persüuliche  Steneni  vom  Einkoramen  und 
Vermügen?  Freibarg  i.  Br.  1H7Ö.  —  Die  Steuer. 
Bd.  I.  Die  Steuer  nnd  das  öffentliche  Interesse, 
Leipzig   1887.    —   Volk    und   Nation ,    Leipzig 

1888.  -~  tirundlagen  der  Volkswirtschaftslehre, 
Bd.  I,  Tübingen  188i).  Die  Genieindeste ner- 
reform,  mit  besonderem  Bezug  auf  »fichsische 
Verbältnisse,  Tübingen  18115.  Die  pers.  Steuern 
vom  Einkommen ,  verbunden  mit  Ertrags-  oder 
mit  Vermügenssteuern,  Tübingen  1896.  Stener- 
refonnfrage,  Stuttgart  1896.  —  Abschnitt 
„Wirtscbaftliche  Gnindbegriffe"  und  Abschnitt 
,,Die  Gestaltung  des  Preises"  in  dem  von  Schün- 
berg  herausgegebenen  „Handbuch  der  politischen 
Oekonomie"  1.  Aufl.  1882,  2.  Aufl.  1885,  3.  Aufl. 

1889,  4.  Aufl.  181)6. 

b)  In  Zeitschriften;  Zeitschr.  f. 
Staatsw.:  Beitrüge  zur  Revision  der  Grund- 
begriffe der  Volkswirtschaftslehre.  Teil  1,  1869, 
Teil  II,  IÖ72.  —  Die  Gestaltung  des  Preises 
unter  dem  Einfluss  des  Eigennutzes  Teil  I  und 
Teil  II,  1881.  —  Naturgesetz  und  Wirtachafts- 
gesetz,  1892.  — Jahrb.  f.  Sat.u.  Stat.:  Unsere 
Kenntnis  von  den  sozialen  Zuständen  um  uns, 
1872.     (Ancb  besonders  erschienen.    Jena  1872.) 

—  Die  deutsche  Fabrikgesetzgebung  und  die 
betreffs  derselben  zu  veranstaltende  Enquete, 
(Auch  besonders  erschienen.  Jena  1873.)  — 
Die  Steuer  nach  der  Steuer^bigkeit.  Ein  Bei- 
tr^  zur  Geschichte  und  Kritik  der  hebxc  von 
der  Besteuerung.     Teil  I.   1880,   Teil  U.   1881. 

—  Germanisienmg  oder  Polonisierung?  Ein 
Beitrag  zur  Nationalität«-  und  Grundeigentums- 
statisti  der  Provinz  Posen,  ISKl  —  Zur 
Lehre  von  den  Lohngesetzen  1692  und  1K)3. 
U ebersichten  über  die  Gemeindesteuern  in 
Sachsen,  1896.  —  Wirtschaftliche  Gesetze  nach 
friiherer  und  jetziger  Auffassung.  1898.  —  Znr 
Geschichte  der  Lehre  von  der  Gravitation  der 
Löhne,  1Ö99,  -  Jahrb.  f.  Ges.  n.  Verw.; 
Die  Kommunalsteuerfrage,  1877.  —  Die  Sterb- 
lichkeit ehelicher  und  unehelicher  Kinder,  ins- 
besondere innerhalb  der  jUdiscbea  Bevölkerung 
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in  Baden,  18TT.  —  Schwebende  Finanzfraeen : 
I.  Direkte  ncd  indirekte  Stenern.  2.  Zar  Reform 
der  direkten  Steaern  in  Deutschland,  1882.  — 
Eirths  Ann.:  Daa  Offt^ntliche  Interesse  mit 
Bezng  auf  daa  Gebühren-  und  Steuerwesen,  die 
Eipropriatiun  und  die  Scheidcag  von  Cffent- 
lichem  nnd  privatem  Recht,  1886.—  Finanz- 
amhiv:  Die  Wehreteuer,  1887.  —  Die  Wahr- 
heit; Die  Verbindnnff  von  EiakommenS'  und 
VermtSgenastenem  1897.  —  Soziale  Praxis 
1900.  Nr.  34:  Die  Gliederung  des  Volksver- 
mCgena  und  die  Descendeutensteuer,  nnd  Nr.  41 : 
Re  1  chserbxchaftsste  ner. 

c)  Endlich  ist  Fr.  J.  Nenmann  Mit- 
arbeiter nnd  Herausgeber  der  „Beiträge 
zur  Geschichte  der  Bevölkernufr  in  Dentechiand 
seit  dem  Anfang  dieses  Jahrhunderts",  Tübingen 
1883ff.  1.  Bisher  erschienen;  Bd.  I.  v.  Berg- 
mann, Znr  Geschichte  der  deutschen,  polniscben 
nnd  jüdischen  Bevülkerung  in  der  Provini  Posen, 
18&1,  Bd.  II.  Frankenstein,  BevSIkening  nnd 
Hausindustrie  im  Ereise  Schmalkalden.  Ein  Bei- 
trag zur  Sozial  Statistik  und  znr  Wirtschafts- 
geschichte Thüringens.  Bd.  lil.  Markow,  Das 
Wachstum  der  Bevülkerung  und  die  Entwicke- 
Inug  der  Aus-  und  Einwanderungen,  Ab-  und 
Zuzüge  iu  Preussen  und  Preuasens  einzelnen 
Provinzen ,  Bezirken  und  Kreisgnippen  von 
1824—85,  1887.  Bd,  IV.  Valentin,  Die  Ent- 
wickelang des  allgemeinen  Wohlstandes  in  West- 
prenssen  seit  dem  Anfang  dieses  Jahrhunderts, 
1892.  Bd.  V.  Seutemann;  Kindersterblichkeit 
sozialer  BevBlkerungsgrnppen,  18^*4.  Bd.  VI. 
Thiasen;  Zur  Geschieht«  der  Entwickelnng  des 
Handwerks  in  Preussen  seit  1849,  1900. 

Bed. 


Neamann,  Kaspar, 

geb.  am  14.  IX.  1G48  in  Breslau,  gest  am  27. 1. 
1715   in    Breslau  j    als    Mitglied    der    Berliner 

Akademie  der  Wissenschaften  (seit  1706),   stu- 
dierte in  Jena  Theologie  und  Philosophie,  habili- 


Christian  von  SachBen-Gotha,  1676  Hofdiakonns 
in  Altenhnrg  und  1678  Diafcoous  an  der  Maria- 
Magdalenenkircbe  in  Breslau.  1692  erhielt  er 
das  Pastorat  an  der  dortigen  St.  Elisabethkirche, 
mit  welcher  Stelle  die  Inspektion  über  sämtliche 
Breslauer  Kirchen  nnd  Scnuleu  verbunden  war. 
Hauptpastor  (pastor  primarins)  oder  Probst 
wurde  er  erst  1697. 

Nenmann  lieferte  die  statistische  Unterlage 
zn  der  von  Edmund  Halley  (s-  d.)  bearbeiteten 
ersten  wissenschaftlichen  Sterbetafel  sowie  zu 
den  Berechnungen  der  Sterblichkeitsnrobabilit&t. 
worauf  dessen  Leibrentenbewertung  lusst.  Schon 
der  Tit«l  der  in  den  „Transactions  of  the  Royal 
Societ;"  für  da«  Jahr  1693  abgedruckten  Ealle;- 
sehen  Arbeit:  An  estimate  of  the  degrees  of  the 
mortality  of  mankind,  drawn  from  cnrious 
tables  of  the  birtbs  and  funerals  at  the  citj  of 
Breslaw,  etc.  gieht  den  üraprungsort  des  be- 
züglichen Material!«  an.  Dasselbe  entnahm 
Neumann  den  Kirchen btlcbem  sämtlicher  Bres- 
laner  Parochieen,  aus  denen  er  Ö869  in  den 
Jahren  1687-91  erfolgte  Todesfälle  mit  An- 
^be  des  Geburt^ahrea  der  Gestorbenen  auszog. 
Znuächst  that  er  es  wohl  nur,   am  mit  einer 


dokumentarischen    Waffe     dem    damals    noch 

grassierenden  astrologischen  Aberglauben  ent- 
eregenzutreten,  dass  dem  siebenten  nnd  neunten, 
den  sogenannten  klimakterischen  Lebensjahren, 
für  die  Sterbeer Wartung  eine  die  normale  Mor- 
talität überschreitende  Bedeutung  beizumessen 
sei.  Je  mehr  er  sich  aber  in  die  Arbeit  ver- 
tiefte, je  weniger  vermochte  er  die  Versuchung 
von  sich  abzuwehren,  den  der  Bewegung  der 
Bevölkerung  zq  Grunde  liegenden  Gesetzen. 
wozQ  er  sich  der  induktiv- metaphysischen  Me- 
thode bediente,  nachznspDren.  Aus  einem  im  De- 
zember 16B9  an  Leibniz  gerichteten  Brief  geht 
hervor,  dass  er  erst  in  diesem  Jahre  seine  Ans- 
zUge  begann.  Neumann  stand  bis  1694  in 
keinem  direkten  brieflichen  Verkehr  mit  Halle;, 
die  von  Leibniz  vermittelten  Sendungen  der 
Breslauer  Kirchenhuclisauszüge  an  die  Royal 
Society  wurden  vielmehr  von  Jnatell ,  dem 
Sekretär  der  Gesellschaft,  in  Empfang  genommen. 
Nach  Zenner  (s.  u.)  datiert  das  von  Justell  an 
Neumanu  gerichtete  Dankschreiben  filr  Ueber- 
sendung  der  Breslauer  Geburts-  und  Totenlisten 
für  die  Jahre  168?  90  vom  Jannar  1692.  Da.4 
wertvolle  Nenmannsche  Begleitschreiben  zu 
letzterer  Sendung,  ein  in  lateinischer  Sprache 
abgefasstcs  nnd  den  iu  den  eiakten  Wissen- 
schaften wohl  erfahrenen  Forscher  verratende 
Manuskript,  verSßentlicht  Ton  Qraetzer  in  der 
Schrift:  Halley  und  Neumann  (s,  u.)  S.  SSff., 
wurde  erst  lUSl  von  dem  Physiologen  Prof. 
Burdon  Sasderaon  im  Archive  der  Ro^  Society 
in  London  aufgefunden  und  gleichzeitig  der 
Brief  Neumanna  an  Justelt  vom  Dezember  1692, 
welcher  die  Uebersendung  der  Breslauer  Re- 
gisterauszUge  für  das  Jahr  1691  begleitete,  ans 
dem  Archiv  wieder  ausgegraben.  Schliesslich 
sei  noch  anf  das  der  Berliner  Akademie  im 
Jahre  1713  von  Neumann  eingereichte  Mann- 
Skript  hingewiesen :  „De  methodo  periodic»  in 
observationibus  meteorologicis  adhibenda",  was 
den  Descartesschen  Einfluss  auf  seine  Beobach- 
tnngsweise,  in  einer  seine  wissenschaftliche  Un- 
abhängigkeit von  dem  Theologen  kennzeich- 
nenden Sprache,  darlegt. 

Vgl,  nber  Neumann:  Zenner,  Monat- 
liche Novellen  aai  der  gelehrten  und  kuriöaen 
Welt,  Jahrg.  1694,  April,  S.  47a5ff.  — 
Guhraner,  Leben  und  Verdienste  Kaspar 
Nenmann  s,  in  „Schlesische  Provinzialblätter", 
Nene  Folge.  Bd.  II,  Breslau  1863,  8.  7ff.  — 
Schiinmelpfennig,  Der  Pietismus  in  Schle- 
sien, in  Zeitschrift  des  Vereins  für  Geschieht« 
und  Altertum  Schlesiens,  Jahrg.  IX,  ebd.  1870, 
S,  223ff.  —  Graetzer,  Edmund  Halley  nnd 
Kaspar  Neumann,  ebd.  \mi.  —  Ferd.  Cohn. 
lieber  die  SteUnng  Nenmanns  in  der  WiaaeD- 
schaft  seiner  Zeit,  abgedruckt  in  Graetzer, 
Halle;  und  Neumann,  S.  2^128.  —  Graetter, 
Daniel  Gohl  und  Christian  Kundmann,  ebd.  1884, 
(In  der  Vorrede,  S.  IV— XIII,  interessante  Pole- 
mik gegen  Prof.  Rehnisch  beaw.  dessen  Kritik 
der  Uraetzerschen  Schrift;  Edmund  fialley  and 


Allgemeine    deutsche    Biographie,    Bd.    XXIIi. 
Leipzig  1886.  S,  532ff.  —  Block,  Traite  de 
statiatiqne,  2.  Aufl.,  Paris  1886,  S.  186,  194.  — 
lA-Itpert. 
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N'eumau  n-Spallart 


Kenmanii-Spallart,  Franz  Xarer  Ton, 

jreb,  am  11.  XL  1837  zu  Wien,  gest.  da- 
selbst am  19.  IV.  1888,  Btndierte  in  aeiner 
Vaterstadt  Rechts-  and  Staatswiseenscbaft,  wurde 
1864,  als  Kachfol^er  Adolf  Waeners,  Proteaäor 
der  Nationalökonomie  an  der  Wiener  Handels- 
akademie, 1871  autuerordentlicher  Professor  an 
der  Wiener  Universität,  1873  ordentlicher  Pro- 
fessor der  Volkswirtschaft«) ehie  und  Statistik 
an  der  k.  k.  Hochschnle  für  Bodenkultar  und 
1SB4  Hotiorarprofessor  an  der  Wiener  Universität. 

Neumann  KebGrte  der  subjektiv-individua- 
Ibtiseben  Schale  an,  bekannte  sich  zar  i'rei- 
liandelspartei  und  war  einer  der  hervorragendsten 
Acitateren  für  ßsterreichische  Handels-  und  Ver- 
kehrs freiheit,  n.  a.  Mitbeg-ründer  des  Vereins 
ftlr  TolkswirtschaftKchen  Fortschritt  in  Wien. 
In  seinen  Arbeiten  ans  dem  Gebiete  der  Sozial- 
physiolog'ie  glänzt  er  als  Schüler  Quetelets. 
Seine  Thätigkeit  im  Dienste  der  administrativen 
Statistik  war  eine  bedeutende.  Bereits  1871 
wurde  er  Hitglied  der  k.  k.  statistischen  Central- 
kommisgion;  auch  gebQrte  er  za  den  Begründern 
des  InteniBtionalen  Statistischen  Institats. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschatt- 
lichen  Schriften  n)  in  Bncbform:  Die  öster- 
reichische Handelspolitik  in  Vergnogenheit, 
Gegenwart  nnd  Znknnft,  Wien  18K4.  —  Der 
landwirtschaftliche  Kredit,  ebd.  1865.  —  Die 
Civilisation  und  der  wirtacbaftliche  Fortachritt, 
ebd.  1869.  —Volkswirtschaft  nnd  Heeres  wesen, 
ebd.  1869.  —  Volkswirtschaftslehre  mit  be- 
sonderer Anwendung  auf  Heerwesen  und  Militür- 
verwaltnng,  ebd.  1873.  —  Die  Kunst  in  der 
Wirtschaft.  Zwei  Vorträge,  ebd.  1873.  —  Die 
Teuerung  der  Lebensmittel,  Berlin  1874.  —  Die 
Ernte  und  der  Wohlstand  in  Oesterreich-Ungam, 
ebd.  1K74.  —  Der  Schutt  in  der  Weltwirtschaft, 
ebd.  1879.  —  Die  Reicbsrats wählen  in  Oester- 
reich  vom  Jahre  1879,  Stuttgart  1880.  (Diese 
statistisch-vergrleicbende  Darstellnng  veröffent- 
lichte er  gemeinsam  mit  O.  A.  Schimmer.)  — 
Oesterreicha  maritime  Entwickelong  nnd  die 
Hebnng  von  Triest,  ebd.  1882.  —  Uebersichten 
über  ProdaktioD  und  Welthandel  nnd  Verkehrs- 
mittel, Jahrgtnge  1870,  72,  74,  76  (in  Behms 
„GeographiBchem  Jahrbuch"),  1878,  79, 80,  81/82, 
83,84  selbst&idig  und  erweitert  bis  1880  n.  d. 
T. :  Uebersichten  über  Produktion,  Verkehr  nnd 
Handel  in  der  Weltwirtschaft,  seit  1880:  Ueber- 
sichten der  Weltwirtschaft.  Gotha  and  (von  1878 
an)  Stuttgart.  (Diese,  der  Vergleichnng  längerer 
Pröduktions-  und  Handels  bewegungsperioden  so- 
wie symptomatischer  Schltlsse  aus  vergangenen 
auf  znkUnftige  Wirtschaftsjahre  wegen,  einen 
bleibenden  Wert  beanspruchende  Publikation 
wurde,  zunächst  für  die  Jahre  1885— S9,  von 
Prof.  F.  V.  Jnraschek,  Mitglied  der  k.  k.  Centrai- 
kommisaion,  fortgesetzt.)  Nenmann-Spallart  be- 
arbeitete femer  die  allgemeinen  volkswirtschaft- 
lichen Uebersichten  in  dem  Werke  des  weiland 
Kronprinzen  Rudolf:  Oeaterreicb-Ungarn  in  Wort 
und  Bild,  Wien  1886,  und  lieferte  die  Ein- 
leitung mit  der  Ueberschrift:  „Die  Methode  der 
statistischen  Erbebung  von  Geldmenge  und 
Geldbedarf"  zu  Kral,  Geldwert  und  Preis- 
bewegung im  Deutschen  Reiche  1871—84,  Jena 
1887.  (In  dieser  Einleitung  wird  n.  a.  der 
Massstab  der  Umlauf sgesch windigkeit  des  Geldes 
ans    sjmptoinatischeu   Kriterien  des  National- 


wohlstand^zQ  gewinnen  gesucht,  die  ertahmn^ 
mKssig  allerdings  als  Heoel  der  Geldcitknlation 
zu  betrachten,  aber  hier  bloss  als  relaüve  und 
problematisch  gedachte  Faktoren  erscheinen, 
bezügliche  f  olgenmgen  daher  nur  in  ganz  all- 

äemcinen  Umrissen  znlassen.)  Als  Mitglied 
er  Österreichischen  Ausstellnngskommission  bei 
der  Pariser  Weltansstellnng  von  1876  redigierte 
er  den  amtlichen  daterreichiscbeu  „Bericht 
über  die  Weltausstellung  zu  Paris  im  Jahre 
1876".  —  Im  Corapte  rendu  der  IX.  Session 
des  Internat,  statistischen  Kongresses  zn 
Budapest,  Budapest  1676—78,  ist  er  vertreten 
durch  die  Artikel:  1)  Quelles  sont  les  meillenreg 
rägles  d'apräa  lesquelles  on  devrait  dreaser  le 
bilan  göneral  et  les  tableanx  du  commerce  ei- 
tfrieur;  2)  Sur  la  statiatique  agricole,  —  Die 
Veröffentlich nn^  der  Permanenzkommission  des 
Internat,  statistuchen  Kongresses  von  1878  ent- 
hält von  ihm :  Memoire  sur  la  r^forme  de  la 
atatistique  des  m^taui  prgcieni, 

b)  in  Zeitschriften:  1)  in 
Deutsche  Bnndschan  (Berlin):  Die  Edelmetalle 
im  Kulturleben,  Bd.  V,  1875,  S.  99ff. 
und  203ff.  —  Die  Erisia  in  Handel  und  Wandel, 
4  Artikel,  Bd.  X,  1877,  S.410ff,  Bd.  XI,  1877, 
S.  98ff.  —  Die  wirtschaftliche  Krisis,  Bd.  XIV, 
1878,  S.  477ff.  —  Rückblicke  auf  die  Pariser 
WelUussteUung,  4  Artikel,  Bd.  XVII,  1878, 
S.  247fr.  und  432ff.,   Bd.  XVIII,  1879,  S.  79ff, 

—  Volkszählnn^n,  B.  XXV.  1880,  S.  361ff.  — 
Aus  dem  Gebiete  der  Sozialphvsiologie,  Bd. 
XXXIII,  1882,  a.  417ff.  —  Die  Verlegn^  der 
wirtschaftlichen  Schwerpunkte,  Bd.  XLXV, 
1885,  S.  81fr.  -  2)  in  Jahrb.  f.  Nat, 
n,  Stnt.,  Jena :  Die  letzte  Hungersnot  in 
Indien  (1873—74).  Ein  Beitrag  zur  Teuerungs- 
politik  Bd.  SSV,  1875,  S.  81  ff.  -  Ueber 
Handeisstatistik  und  Handels  werte  mit  be- 
sonderer Rücksicht  auf  die  Beformen  in 
Oesterreich-Ungam,  Bd.  XXVI,  187S_,  S.  IB.  - 
Ein  internationales  statistisches  Institut,  N.  F., 
Bd.  XI,  1886,  S.  22Üff.  -  3)  in  Oesterreichische 
Revue,  Wien :  Der  landwirtschafüiche  Kredit  in 
Oesterreich.  I.  Die  Grundlage  des  landwirt- 
schaftlichen Kreditwesens,  Bd.  II,  1864,  S.  128  fr. 
~  IL  Die  Bodenkreditanstalten,  Bd.  III,  1S64, 
3.  116  ff.  —  III.  Die  Reformen  des  landwirt- 
schaftlichen Kreditwesens,  Bd.IV,  1864,8.97ff. 

—  4)  in  Statistische  Monataacbrift,  Wien:  Die 
Ueberspekulation  im  Welthandel.  Jahrg.  L  1875, 
8.  löff.  —  Die  Emt«  von  Oesterreich-Ungam 
im  Jahre  1874,  Jahrg.  I,  1875,  8.  12  ff.  —  Die 
gemeinsame  Reichsstatistik,  Jahrg.  III,  1877, 
8.  201  ff.  —  Die  Getreideproduktion  in  Oester- 
reich und  anderen  9taat«n,  Jahrg.  III,  1677, 
8.  297  ff.  —  Soziologie  und  SUtistik,  Jahrg.  IV, 
1878,  S.  Iff.  und  57ff.  —  Die  Statistik  der 
Edelmetalle  nnd  die  Notwendigkeit  ihrer  Re- 
form. Jahrg.  IV,  1878,  S.  301  ff.  —  Die  Volks- 
zählungen des  Jahres  1880.  Jahr^.  V,  1879, 
S.  Iff.  — Ueber  den  Seibatmord.  Eine  kritische 
Besprechung,  Jahrg.  VII,  1881,  S.  309  ff  —  Der 
Wert  der  Cerealienernte  Oesterreicb-Unganw, 
Jahrg.  IX,  1883,  S.  266  ff.  —  6)  in  Unsere  Zeit, 
Leipzig:  Indien  als  Kaiserreich,  3Artihel,  Jahrg. 
xm,  1877,  8.  481  ff.,  607  ff.,  813  ff. 

Vgl.  Über  Neomann-Spallart:  v.  Oet- 
tingen,  Moralstatistik,  it.  Anft.,  Erlangen  1882, 
S.  ms.,  648,  569,  740.  —  Block,   Trait«  de 
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Ncuman  o-Spallarf — Ne  wmareh 


gtati&tiqne,  2.  Aufl.,  Pari»  1886,  S.  39,  534.  — 
Q.  Hayr  und  G.  B.  SaWioni,  La  »bttistica 
e  !a  vita  sociale,  2.  Anfl.,  Tnrin  1886,  S.  LXIV, 
LXVn,  LXXXI,  93,  138,  631—  F.  X.  v.  Seu- 
mana-Spallart.  Nelirolog,  in  „StatiBÜsche 
Monatsschritt",  Wien,  Jahrg.  XIV,  1888,  S.  266. 
—  Blenck,  Nekrolog  in  „Zeiti-chr,  dea  k. 
preuas-  statiHt.  Bureaus",  Jahrg.  XXVIII,  1888, 
S.  14y.  —  K.  Wasoerrab,  Preise  und  Krisen, 
Stuttgart  1839,  S.  79,  87,  166  ff..  189.  —  Nou- 
Teau  (iictionnaire  d'eeouoniie  polit.,  Bd.  II,  Paris 
1892,  S.  .H92. 

lAppert. 


Nearath,  TVilhelm, 

geb.  am  31.  V.  1840  im  Pressburger  Comitat 
(Ungarn) ,  »tndierte  in  Wien  und  Tühiiigen, 
promoTiertc  in  Wien  zum  Doktor  der  Philo- 
sophie, in  Tübingen  zum  Doktor  der  Staats- 
wissen achaften.  habilitierte  sieh  als  Priratdozent 
der  Volkswirtschaftslehre  an  der  k.  k.  Techni- 
schen Hochschule  zu  Wien  und  lehrt  ausserdem 
als  ProtesBor  der  Volkswirtschaft  uDd  Agrar- 
.  Statistik  au  der  k.  k.  Hochschule  fUr  Boden- 
kultur in  Wien. 

Von  seinen  Schriften  in  Buchform  seien  die 
nachfolgeuden  genannt: 

Schutzzoll  und  Freihandel,  Wien  1877.  — 
Die  soziale  Frage,  Wien  1878.  —  Der  Darwi- 
nismus in  der  Sozialökonomie ,  Wien  1879.  — 
Die  Funktion  des  Geldes,  Wien  1879.  —  SozUl- 
philosophische  und  rolkawirtschkftliche  Essays, 
Wien  188(1.  —  Der  Sozial pbiloaoph  Franz  Ques- 
Dej,  Wien  1881.  ~  Tnrgot  als  physiok  ratischer 
Staatsmann,  Wien  1882.  —  Adam  Smith  im 
Lichte    der    heutigen    SozialauffasauDg ,    Wien 

1883.  —  Eigentum   und   Gerechtigkeit,  Wien 

1884.  —  GrundzUge  der  Volkswirtschaft,  Wien 
und  Leipzig  1885.  —  Das  Recht  aot  Arbeit, 
Wien  1886.  —  Das  Sittliche  in  der  Volkswirt- 
schaft, Wien  1887.  —  Elemente  der  Volkswirt- 
Bchaft,  Wien  1887,  2.  Aufl,  Wien  nnd  Leipzig 
1892,  3.  Aufl.  1896,  —  System  der  sozialen  und 

E)Htischen  Oekonomie,  Leipzig  und  Wien  (1. 
lefemng)  1889.  —  Moral  und  Politik,  Vortrag,  | 
geh.  am  23, 1. 1888,  Wien  1891.  —  Die  wahren 
Ursachen  der  Ueberproduktionskriaen,  sowie  der 
Erwerbs-  und  Arbeitslosigkeit,  Wien  und  Leipzig 
1892.  —  Das  Sinken  des  Zinsfusses ,  sozialöko- 


NewDiarch,  William, 

geb.  am  28.  1.  1820  zn  Thirsk  in  der  englischen 
Grafschaft  York,  gest.  am  23-  III.  18^  zu 
Torqnay,  Grafscb.  Devon,  als  Mitglied  der  Rojal 
Society  u.  korreap.  Mitjglied  des  Institut  de 
France,  widmete  sich  dem  Uandelsstande,  wurde 
1856  in  den  Kommissiimsansschusa  der  Bank- 
enquete  berufen  nnd  1862  Direktor  der  Glyn's 
Bank  in  I^ondon,  die  er  19  Jahre  ununter- 
brochen leitete.  Der  Statistical  Society  in  Lon- 
don gehSrte  Newmarch  erst  als  Honorarsekretftr, 
dann  11869—71)  als  Präsident  an. 

Newmarch  bekannte  sich  zur  orthodoxen 
FreihandelsBchule  Englands  und  bekämpfte,  da 
er  das  Hauptgewicht  des  wirt-schafllichen 
Nutzens  der  Handelsbilanz  auf  Zunahme  der  Ein- 
fuhr legte,  die  durch  HandelsT  ertrage  gehnn- 
denen  Tarife.  Er  war  Anhänger  Ricardos, 
Giegner  des  Cnrrencypriocips  sowie  des  eng- 
lischen  Bank^esetzes    von    1844    bezw.    dessen 

teilung    in   Notenausgabe   und   eigentliche 


Volkswirtschaftelehre,  Kritik  und  Neugestaltnng, 
Leipzig  1894.  [Aus  „Rothschilds  Taschenbuch 
für  Kanfleute",  36.  Aufl.),  -  Die  M'irtschafts- 
krisen  und  das  Eartellwesen.  iNach  dem  im 
„Vereine  reisender  Kanflente"  in  Wien  am  U. 
V.  1897  geh-  Vortrag),  Wien  und  Leipzig  1897. 
—  Das  Hauptproblem  der  modernen  Volkswirt- 
schaft ;  Vortrag  im  Hsterr.  Ingeuieur-  und 
Architektenverem ,  geh.  am  21.  L  1809),  Wien 


ruug  und  Parzellierung  des  Grund  und  Bodens 
hemmenden  Beschränkungen ,  dea  englischen 
Grunderbrechts  und  der  Laüfundienkonaerrie- 
mng.  Als  Statistiker  Hess  er  sich  es  ange- 
legen aein,  in  seinen  umfangreichen  Untersuchun- 
gen die  Vorteile  der  induktiven  vor  der  deduk- 
tiven Methode  hervortreten  zn  lassen. 

Newmarch  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  The 
newsuppliesof  gold.  Factsandst&tements relative 
to  their  actual  amonnt,  and  their  present  and 
probable  effects,  London  18-53;  Neudruck  in 
Tracts  etc.  Series  V,  ebd.  1864.  ^  Gemeinsam 
mit  Tooke:  Historj  of  priees  and  of  the  State 
of  the  circulation,  darin g  the  nine  yeers 
1848/66,  2  Bde.,  ebd.  1857;  dasi-elbe,  in  deut- 
scher Uehersetzung  u.  d,  T. :  Die  Geschichte 
und  Bestimmung  der  Preise  während  der  Jahre 
1793—1857.  Deutsch  mit  Zusätzen  von  C.  W. 
Asher,  2  Bde.,  Dresden  1858—69.  (BUdet  den 
V,  und  VI.  Bd.  der  grossen  Tookescben  Preis- 
gescbichte.  Bis  auf  die  Abteilunc'en  I  und  V 
des  Testes  nnd  bis  auf  8  der  XXXIII  Anhänge 
sind  die  Bände  V  und  VI  geistiges  Eigentum 
von  Newmarch,  und  es  verdienen  daraus  von  den 

ihm  geachriehenen  Abschnitten  als  muster- 
giltige  Darstellnngeu  wichtiger  wirtschaftlicher 
Phasen  folgende  besonders  hervorgehoben  zu 
werden  :  Nr.  4:  Ueber  die  Fortschritte  der  Frei- 
handel xgnindsätze  auf  die  englische  Handels- 
gesetzgebung von  1820  bis  zur  Gegenwart; 
Nr.  6:  Von  der  in  Frankreich  seit  1848  hin- 
sichtlich der  Bank  von  Frankreich  und  der 
Bildung  von  Kreditina tituten  verfolgten  Politik : 
Nr.  T :  Vom  Einfluss  der  neuen  Goldaaffindunge,n 
in  Califomien  and  Australien  auf  die  Vu^nde- 
rnngen  im  volkswirtschaftlichen  Leben  während 
der  Jahre  1848—56.) 

b)inZeitachrifteunnd  Sammel- 
werken: 1.  im  Jonmal  of  the  Statistical 
Society,  London:  Attempt  to  asc«rttiin  the 
maguitude  and  flnctuations  of  the  amonnt  of 
Bills  of  eschange  in  circulation  at  one  time  in 
Great  Britain,  during  1828-47  Bd.  XIV,  l8öl, 
S.  143  183.  On  the  loans  raised  bv  Mr.  Pitt 
during  the  first  french  war,  1793—1801,  with 
aome  Statements  in  defence  of  the  metbods  »f 
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tunding  employeil,  Bd.  VIII.  1856,  S.  104284. 
(Diese  pragmatische  DarBtelInng  der  von  Ktt 
1793-1803  kontrahierten  ätast^schnldeii  zSblt 
za  den  bedeutendsten  der  an  Artikeln  berühm- 
ter Ant^ren  so  reichen  Zeitscbrift.    Newinarch 


während  des  Krieges  gegenflber  und  ^taugl 
dem  Resultat,  dasa  oei  einem  4  bis  ö','o  im 
Mittel  betragenden  Sinken  aller  Wert«  der 
grossbiitannisdie  Handel  im  Verlaufe  des  Krieges 
einen  ganz  bedeutenden  Anfachwnng  nahm.)  ~ 
On  the  electoral  statistirs  of  the  counties  and 
baronghfl  in  England  and  Wales  during  the  2d 
veara  trom  the  Eetonn  Act  of  1832  to  the  pre- 
sent  time,  Bd.  X5,  1867.  3.  169,340.  —  On  the 
reeent  historv  of  the  credit  mobilier,  Bd.  XXI, 
J&t8,  S.  444/53.  —  Mercantile  reports  of  the 
character  and  resnlts  of  tlie  trade  of  the  Uni- 
ted Kingdom  dnring  1858.  with  a  reference  to 
the  progreas  of  prices.  1851—59.  Bd.  XXII, 
1869,  S.  76,100.  —  On  the  eiectoral  statistics 
of  England  and  Wales,  1806-58,  part  IT,  re- 
Bults  of  further  evidence,  Bd.  XXlI,  1859,  S 
101/167  und  297,305.  —  Besult«:  of  the  trade 
of  the  United  Kingdom  dnring  1859,  with  State- 
ments and  obserrations  relative  t*  the  course 
of  prices  since  the  jear  1844.  Bd.  XXIil,  1860, 
S.  Yfi.'llO.  —  Some  observations  on  the  present 
Position  of  Statistical  inqniry,_  with  suggestiona 
for  improving  the  Organisation  and  efflciency 
of  the  International  Statistical  Congress,  Bd. 
XXni,  1S60,  S.  B62,(69.  —  On  methods  of  in- 
Testigation  as  regards  stati»<tics  of  prices  and 
of  wages  in  the  principal  trades,  Bd.  XXIJI, 
1860,  S.  479,97.  —  Memorandum  relating  to 
the  System  of  taxatioa  in  force  in  thr  United 
Kingdom,  with  reference  to  which  direct  and 
indirect  modes  of  raising  revenne  are  einployed, 
and  the  practica!  efl'ectB  thence  anging,  Bd. 
XXIV,  1861,  8.  30/37.  —  Kesults  ot  the  trade 
of  the  United  Kingdom  dnring  1860,  with  State- 
ments and  observations  relative  to  the  course 
of  prices  since  1844,  Bd.  XXIV,  1861,  8.  74,124. 
^  The  progresB  of  economic  sciencc  during  the 
la.it  thirty  years  (opening  address  to  the  section 
of  economic  science  and  atatistica  of  the  British 
Association  for  proraotion  of  social  science,  Sep- 
tember 1861).  Bd.  XXIV,  1861,  S.  451,'71.  — 
Notice  of  Prof,  Roger's  historv  of  agricultnre 
and  prices  in  England,  1259—1400,  Bd.  XXIX, 
1866,  S.  542/48.  —  Inaugnral  address  (as  Pre- 
sident of  the  Stetistical  Society)  16.  XL  1869, 
on  the  progreas  and  present  condition  ot  Statis- 
tical inqniry.  Bd.  XXXII,  1869,  S.  359/90.  — 
On  the  progress  of  the  foreign  trade  ot  ihe 
United  Kingdom  since  1866,  with  especial  refe- 
rence to  the  effects  prodnced  upon  it  by  the 
protectionist  tarifis  of  other  conntries,  Bd.  XLI, 
1878,  S.  187,292.  —  2.  in  Transactions  of  the 
National  Association  for  the  promotion  of  social 
science,  Leeds  meeting  1871,  London  1872: 
Address,  by  W,  Newmarch  on  economy  and 
trade,  S.  109/33:  dasselbe,  dentscb  u.  d.  T.: 
Volkswirtschaftliche  Perspektiven  in  England, 
von  .1.  Fretwell  ^r.,  Berlin  1872.  (Xewuiareh 
vertrat  n.  a.  in  diesem  Vortrage,  auf  dem  XV. 
K.ongres3  der  National  Aaaofiation  zu  Leeda, 
die  Behanptung,  dass  die  Vorteile,  welche  Eng- 
livad  der  französische  Handelsvertrag  von  1860 
eingebracht  haben  sollte,  nur  anf  Fiktion  be- 


rubten  nnd  das  Wachstum  des  kommerziellen 
Verkehrs  zwischen  beiden  Staaten  lediglich  ein 
Erfolg  des  Freibandelsprincips  sei.)  —  Newmarch 
war  ausserdem  Mitaroeiter  an  der  Times,  der 
Fall  Hall  Gasette,  Fortnightly  Beview,  dem 
Economist,  Statist,  Moming  Chrosicle  etc.  Am 
„EcoHOmist"  war  er  u.  a.  seit  1863  Bearbeiter 
des  Jahres.'fupplements :  Coraraercial  history, 
einer  aktuellen  Wirtschaftsgeschichte  Englands 
im  grossen  Stile.  In  diesen  Jahresresumees  des 
genialen  Volkswirts  und  Statistikers  war  kein 
Wort  zu  viel  nnd  fehlte  keiner  Ziffer  ihre  durch 
den  Text  begründete  Berechtigung. 

V?l.  Über  Newmarch:  St.  Jevona,  La 
monnaie  et  le  m6canisme  de  Vöchange,  Paris 
1878,  S.  272.  -  J.  L.  Shadwell,  System  of 
political  economy,  London  1877,  S.  54,  120,  176, 
179,  201,  207  etc.  —  A.  v.  Oettingen,  Ho- 
ralatatistik,  3.  Aufl.,  Erlangen  1882,  S.  305.  — 
The  de^th  of  Hr.  William  Sewmarch,  in  „Jour- 
nal of  the  Statistical  Society",  Bd.  XLV,  Lon- 
don 1882,  S.  115ff.  —  R.  Giffen,  The  Utility 
of  common  statistics.  in  rJ(>urnal  of  the  Sta- 
tistical Society,  Bd.  XLV,  ebd.  1882,  S.  519/21. 
(Newmarchs  Bedeutung  als  Statistiker  behan- 
delnd.) —  The  death  of  Mr.  W.  Newmarch  in 
„The  Economiat",  ebd.  26.  III.  1882.  —  The 
death  ot  Hr.  W,  Newmarch  in  „The  Statist", 
ebd.  25.  IlL  1882.  -  Necrologie  in  „De  Econo- 
mist". Tiidschrift  etc.,  Jahrg.  1882,  Haag,  S. 
4078.  —  K-  Giffen,  Essays  in  flnauce,  2nd 
series,  London  1886,  S,  275ff.  —  Bastable, 
Commerce  of  nations,  ebd.  1892,  8.  67.  — 

Llppert. 


Nicolai,  Christopli  Friedrich, 

geb.  als  jüngster  Sohn  des  Buchhändlers 
Christoph  Gottlieb  Nicolai  am  18.  III.  1733  in 
Berlin,  gest.  am  6.  L  1811  in  Berlin  als  Mit- 
glied der  Akademieen  der  Wissenschaften  zu 
München  (seit  1781),  zn  Berlin  (seit  1799),  zu 
St.  Petersburg  (seit  1804),  ferner  als  Ehren- 
doktor der  philosophischen  Fakultät  zu  Helm- 
städt.  1752  trat  er  in  das  väterliche  Geschäft 
in  Berlin  ein,  was  er  1769  selbständig  übernahm, 
1756  gründete  er  mit  Lessing  und  Mendelssohn 
die  Bibliothek  dei  schonen  Wissenschaften  und 
der  freien  Künste,  später  „Allgemeine  Deutsche 
Bibliothek"  und  zuletzt  „Neue  Allgemeine 
Deutsche  Bibliothek"  (208  Bde.,  Leipzig,  Beriin 
und  Kiel  1766—1806),  Nicolai  war  ein  Eklektiker 
und  verdient  in  doppelter  Beziehung  als  Schrift- 
steller sowohl  wie  Verleger  als  einer  der  her- 
vorragendsten Repräsen tauten  der  Anfklärunga- 
richtnng  bezeichnet  zu  werden ,  welche  der 
Jahrhundertwende  seiner  Zeit  ihr  Gepräge  anf- 
gedrllckt  hat. 

Nicolai  veröffentlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform :  Beschreibung 
der  künigl.  Residenzstädte  Berlin  und  Potsdam, 
aller  daselbst  befindlichen  Merkwürdigkeiten 
und  der  umliegenden  Gegend,  Berlin  1762,  das- 
selbe, 2.  Aufl.,  1779, 3.  (vollständig  umgearbeitete 
und  vermehrte)  Anfl,  3  Bde.,  eb.  1786,  (Dieser 
3.  AuS.  ist  fUr  den  historischen  Teil  die  Unter- 
stützung des  Staatsministers  v.  Herzberg  nnd 
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die  Benntznn^  des  kUnigrl.  Staatsarchivs  £n  gute 
eekoniTDen,  die  BtatistiBchen  Daten  bat  aber  der 
Verfasser  selbst  gesammelt  und  verarbeitet  und 
damit  för  die  Kaltnr-,  Handels-,  Gewerbe-  und 
Industriegescliicbte  des  damaligen  Berlin  ein 
Quellenwerk  geliefert,  wie  es  vor  ihm  nnd  noch 
mehrere  Decennien  nach  ihm  einzig  in  seiner 
Art  dastand.  —  Beschreibung  einer  Reise  dnrch 
Deutschland  nnd  die  Schweiz  178)  nebst  Be- 
merkungen über  Merkwürdigkeiten,  Gelehrsam- 
keit, Industrie,  fieligion  und  Sitten,  12  Bde., 
Berlin  1783—97.  (Rümelin  in  „Heden  und  Auf- 
sätze" S.  F.  [s.  U.1  spendet  auf  Über  40  Seiten 
insbesondere  den  „Schwaben"  behandelnden  drei 
Bänden  des  Reisewerke  ein  uneingeschränktes 
Lob  und  bemerkt  n.  a.;  „ein  Geschichtsschreiber 
dieser  Periode  Württembergs  wird  Nicolais 
Reise  zu  seinen  wertvollsten  Quellen  rechnen". 
Nicolai  verbreitet  sicJi  eingehend  über  Kaltur- 
nnd  Wirtschaftsverhältnisae  aller  Art:  Dialekte, 
BevUlkerongs-  nnd  AoswanderungszustAnde, 
Agrw Wirtschaft,  Handel,  Gewerbe  und  Industrie 
sowie  Pflege  der  bildenden  Kflnst«  etc.  Zn 
bemfingeln  an  dem  Werke  wKre  nSchst  seiner 
LSuge  der  häufige  Windmühlen  kämpf  des  fana- 
tischen Äufkiärungsapoatels  gegen  jesuitische 
Umtriebe  und  mönchische  Verflnsterungs-  und 
Verdummungsversuche,  wo  solche  von  Ihm  nnr 
gewittert  wurden,  in  Wirklichkeit  aber  gar 
nicht  vorlagen.  Alsdann  sind  seine  AusfHIle 
gegen  Schriftsteller,  mit  denen  er  sich  als  Her- 
ansgeber der  ^Allgemeinen  Deutschen  Bibliothek" 
verfeindet  hatte,  gegen  Ka:it,  Fichte.  Fr.  Heinr. 
Jakobi,  Oarve,  Goethe,  Schiller  etc.,  deshalb  zu 
beklagen,  weil  die  Angegriffenen  nnd  ihr  An- 
hang nur  die  sie  direkt  angehende  Polemik  be- 
achteten uuddievorstehend  angedeuteten  grossen 
Vorzöge  des  Werkes  ignorierten.  Schiller  be- 
diente sich  wie  Goethe,  mit  dem  Nicolai  schon 
früher  verfallen ,  gegen  letzteren  der  Xenien, 
Kant,  Fichte  und  Oarve  revanchierten  sich  für 
die.'te  and  andere  verdiente  nnd  unverdiente 
Anfeindungen  durch  besondere  Streitschriften. 
Fs-U.],)-  Patriotische  Phantasieen  eines  Kamera- 
listen, ebd.  1790  (erschien  anonym  in  dem 
Nicolaischen  Verlag  nnd  ist  deshalb  dessen  Be- 
sitzer zugeschrieben  worden).  —  Leben  Justns 
MGsers,  ebd.  1T9T,  —  Seinen  Briefwechsel  mit 
Leasing  verliffeutlichte  Nicolai  noch  zn  seinen 
Lebzeiten,  sein  Briefwechsel  mit  Herder  und 
dem  Wiener  Staatsrat  v.  Gebier  wurde  erst 
1887  bezw.  1888  publiziert.  Nicolai  war  selbst 
«in  fleissiger  Hitarbeiter  an  der  „Allgemeinen 
deutschen  Bibliothek*'  und  lieferte  zahlreiche 
biographische  nnd  andere  Beiträge  zur  „Nenen 
Berliner  Honatschrift". 

V^l.  über  Nicolai:  Prozess  zwischen 
Nicolai,  dann  denen  797  Prännmeranten ,  die 
auf  Nicolai  Reise beschreibnug  ihr  bares  Geld 
vorhinein  bezahlten,  Teil  I  (einziger],  Leipzig 
1763.  (Pränu me ran dobezah lang  subskribierter 
Exemplare  war  damals  allgemein  üblich,  und 
Nicolai,  der  als  wohlhabender  Jlanu  und  Be- 
sitzer mehrerer  Häuser  in  Berlin  bekannt  war, 
belächelte  nur  die  gehässige  Insinuation  des 
anonymen  Verfassers  des  Pamphlets,  vermattich 
eines  missghnstigen  Kotlegen.  Die  Schmäh- 
schrift aber  hatte  die  der  erwarteten  gerade 
entgegenc'esetzt«  Wirkung,  da,  wer  bisher  noch 
nicht  auf  die  ReisebeBchretbang  prännmeriert 


hatte,  dies  jetzt  schleunigst  nachholte.)  —  G  ar  v  e , 
Schreiben  an  Fr.  Nicolai  über  einige  Aenssemngen 
desselben  etc.,  Breslau  1786,  worauf  Nicolai  in 
„Untersuchung  der  Beschuldigung  des  Prof 
Garve  wider  meine  ßeisebeschreibung",  Berlin 
1786,  replizierte.  —  Kant,  Ueber  die  Bach- 
macherei.  Zwei  Briefe  an  H.  Friedrich  Nicolai, 
ohne  Ort  1798.  (Interessant  wegen  des  Janus- 
gesichtes, das  Eant  in  dieser  Streitschrift  zu 
Schau  trägt,  handelt  es  sich  nBmlich  darum, 
Nicolaische  Angriffe  gegen  »eine  eigenen  philo- 
sophischen Theorieen  zu  parieren,  liest  er  Nicolai 
mit  aller  Entschiedenheit  den  Text,  kommen 
ihm  dagegen  die  von  letzterem  verspotteten 
Kantschen  Nachbeter  und  NachSffer  vor  die 
Feder,  lässt  er  Nicolai  die  Gerechtigkeit  widei- 
fahreu ,    dass    er   mit    dieser    Gesellschaft  ge- 


sonderbare Meinungen.  Heraasgegeben  von 
A.  W.  Schlegel,  Tübingen  1801.  [Eine  mit  den 
gröbsten  Invehtiven  gewürzte  Entgegnung  zu- 
nächst Bof  Nicolais  Spottacbrift ,  veröffentlicht 
in  der  Beilage  zum  69.  Bde.  der  „Neuen  all- 
gemeinen  deutschen  Bibliothek" :  „L'eber  die 
Art,  wie  vermittelst  transcendentalen  Idealismus 
ein  wirklich  existierendes  \^'esen  aus  Principien 
konstruiert  werden  kann",  sodann  auf  die  im 
11,  Bde.  der  Reisebeschreib ung  enthaltene 
Prophezeiung,  dass  Fichte  samt  allen  seinen - 
Schriften  im  Jahre  1840  total  vergessen  sein 
würde,  und  schliesslich  auf  die  Verspottung  des 
Trauscendentalidealisrnns  in  dem  1(98  eiacfaie- 
nenen  Nicolaischen  Roman:  „Leben  und  Mei- 
nungen SempTonins  Qundiberts,  eines  deutscheu 
Philosophen".  —  Jördens,  Lexikon  deutscher 
Dichter  und  Prosaisten,  Bd.  IV,  Leipzig  1809- 
S  :-12/M.  —  J.  E.  Biester,  Denkschnft  auf 
Friedrich  Nicolai ,  vorgelesen  in  der  königl. 
Akademie  der  Wissenschaften,  3.  VII.  1812, 
Berlin  1812.  —  L.  F.  G.  v.  GBcking,  Nicolais 
Leben  nnd  litterarischer  Nachiass,  ebd.  ISäO.  — 
Q.  Parthey,  Die  Mitarbeiter  an  Friedrieh 
Nciolais  Allgemeiner  Deutscher  Bibliothek,  ebd. 
1842.  —  K.  Goedeke,  Grundriss,  Bd.  I,-Han- 
nover  1859,  S.  621,22,  881.  —  G.  Parthej, 
Jugend  erinnerungen.  Handschrift  ffir  Freunde, 
Berlin  1871.  —  Röscher,  Gesch.  der  Nai.. 
München  X874,  S.  591ff.  —  G.  Bflmelin, 
Reden  und  Autsätze,  N.  F.,  Stnttgart  1«81, 
S.  40(;ff.  —  Allgemeine  deutsche  Biographie. 
Bd. XXIII,  Leipzig  1886,  S.Ö80 (f.— E.  Fr iedel. 
Zur  Geschichte  der  Nicolaischen  Bachhandlnng 
in  Berlin,  Berlin  1891.  —  0.  Schwebel,  Aus 
Alt-Berlin,  ebd.  1890,  S.  369  ff. 


Niederlage,  Niederlage  verkehr 

s.  Zollweaeu. 


Niederlagere  cht 

8,  Stapelrecht. 
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Mormalarbeitstag. 

1.  Der  Begriff  des  N,  2.  Der  N.  in  seinen 
Wirkungen,  seine  Znlüssigkelt,  DnrchftlhniQg 
und  Begrenzong-.  3.  Die  gegen  wUrtige  Schutz - 
ffeaetzgebnne  und  die  Seatrebnngon  zu  ihier 
VetVonatBndignng  (England,  Frankreich,  Eol- 
liind,  Oeaterreicli,  Schweiz,  Australien,  Nord- 
amerika). 4.  Die  gesetzgeberischen  Anläufe  im 
deutschen  Beichstage  zur  Einführnng  des  N. 

1.  Der  Begriff  des  N;  In  der  Voraiis- 
setzuDg,  dass  bei  dem  AbschluBse  des  Ar- 
beitsvertrag die  Arbeiter  nicht  immer  in 
der  Lage  sind,  weitreichende  Anforderungen 
in  Bezug  auf  die  von  ihnea  verlange  Ar- 
beitszeit zurücItzuweiBea,  hat  man  die  Ein- 
fflhrung  eines  Normalarbeitstages  vorge- 
schlagen. Man  versieht  darunter  die  ge- 
setzliche Bcschränlnmg  der  Dauer  der  Ülg- 
lichcD  Arbeitszeit  für  sUe  in  einem  Ärbeits- 
oder  Dienstverhältnis  stehenden  unselbstän- 
digen Personen.  Sie  kann  fflr  einzelne 
Kategorieen  von  Arbeitern,  z.  B.  Kinder, 
jugendliche  Arbeiter,  Personen  ■weiblichen 
Geschlechts,  fflr  bestimmte  Crewerbe  mit 
Rllcksicht  auf  deren  (Jesundheitsgefahr,  z.  B. 
in.  Bergwerken,  für  bestimmte  ünterneh- 
miingsformen,  z.  B.  Fabriken,  d.  h.  also  in 
engerem  Sinne  beliebt  werden.  Sie  kann 
aber  auch  darauf  abzielen,  in  allen  tech- 
nischen Gewerben  mit  Einschluss  der  Land- 
wirtschaft, persönlichen  Dienstleistungen 
tind  Verkehrsanstalten  eine  gewisse  Stunden- 
zahl als  den  für  alle  Arbeiter  ohne  Aus- 
nahme erlaubten  Höchstbetrag  der  Thätig- 
keit  am  Tage  anzusetzen.  Von  diesem. 
Normalarbeitstag  im  weitesten  Sinne  würden 
dann  den  Bedürfnissen  der  einzelnen  Ge- 
werbe und  Berufe  entsprediend  Abweichun- 
gen zulässig  sein  müssen.  Es  müsste  auf 
dem  Verwaltungswege  gestattet  werden,  in 
einzelnen  Fallen  länger  arbeiten  zu  dürfen, 
und  niemand  würde  selbstverständlich  ver- 
pflichtet sein,  die  Arbeitsdauer  bis  zur  vor- 
schriftsmässigen  Grenze  auszudehnen. 

Statt  des  Ausdruckes  >Normalarbeils- 
tag«  ist  die  Bezeichnung  *  Maxi malar bei  ts- 
taga  vorgeschlagen  worden.  Man  wiäl  unter 
dem  eisteren  eine  schütz-  und  lohn  politische 
.  Einrichtung  verstehen,  die  darauf  abzielt, 
von  dem  Arbeiter  innerhalb  einer  gewissen 
Zeit  eine  bestimmte  Leistung  zu  verlangen 
und  ihm  dafür  einen  bestimmten  Lohn  zu 
garantieren.  Diese  Einrichtung  wäre  nur 
im  sozialistischen  Zukrmftsstaate  denkbar. 
Dagegen  bedeute  der  Maximalarbeitstag  die 
einfache  staatliche  Abgrenzung  der  Aus- 
nutzung der  Arbeitskraft,  über  die  nur  in 
besonderer  Veranlassung  hinausgegangen 
wertlen  dürfe,  unter  der  aber  der  freie 
Arbeitsvertrag  sich  nach  Belieben  entwickeln 
könne.  Indes  ist  nicht  abzusehen,  warum 
bei  der  Bezeictinung  > Normalarbeitstag* 
gleich  an  einen  Normaflohn  gedacht  werden 


soll.  Der  Ausdruck  »Normolarheitatag'  be- 
sagt einen  gesetzlich  normierten  Arbeitstag 
im  Gegensatz  zum  nicht  normierten  Arbeits- 
tage mit  der  Absicht,  möglieiist  normale 
Verhältnisse  herbeizuführen.  Eine  unklare 
Vermengung  des  Normal--  und  des  Maximal- 
arbeitstages, die  Schäffle,  der  im  übrigen 
gerade  den  ersteren  Begriff  wie  vorstehend 
erläutert,  behauptet,  scheint  erst  dadurch 
entstanden,  dass  man  gegenüber  der  älteren 
Bezeichnung  •Normalarbeitslag«  den  Aus- 
druck i>Maximaiarbeit8tag'  aufbrachte .  und 
damit  in  die  ältere  Bezeichnung  einen 
engeren  Sinn  hineinl^te,  der  ihr  ursprüng- 
lich fem  lag.  Riclit^  ist  indessen  soviel, 
dass  in  dem  System  eines  der  hervor- 
ragendsten sozialistischen  Denker,  bei  Rod- 
bertus,  der  Normalarbeitst^  eine  eigene 
Bedeutung  gefunden  hat.  Doch  sagt  ßod- 
bertiis  selbst,  dass  er  den  Normalarbeitstag 
in  einer  anderen  Form  aufstelle  als  in  wel- 
cher er  damals  und  übrigens  noch  heute 
von  den  Arbeitern  gefordert  wurde. 

Rodbertüs  hielt  den  Arbeitern  vor,  dass 
sie  von  einer  gesetzlichen  Beschränkung  der 
Arbeit  auf  eine  gewisse  Zahl  Stunden  am 
Tage,  dem  sogenannten  normalen  Zeilarbeits- 
tag, keine  grossen  Erw^tungen  hegen  dürften. 
Dieser  werde  sie  nicbt  vor  Ausbeutung 
schützen,  ihnen  den  menschenwürdigen,  ent- 
spreclienden  Lohn  nicht  gewähren  können. 
Er  würde  den  tüchtigen  und  den  schlechten 
Arbeiter  gleich  behandeln,  mithin  der 
sozialen  Gerechtigkeit  entbehren  und  müsste 
überdies  je  nach  der  verschiedenen  Intensität 
des  Eraftaufwandes  in  den  verschiedenen 
Gewerben  verschieden  b^renzt  sein.  Daher 
stellt  er  als  Forderung  die  Einführung  des 
normalen  Werkarbeitstages  hin.  Der  nor- 
male Zeitarbeitstag  dürfe  nicht  bloss  nach 
der  Zeit,  sondern  er  müsse  ausserdem  nach 
Werk  normiert  werden.  Nachdem  der  nor- 
male iveitarbeitstag  in  jedem  Gewerke  zu  6, 
8,  10,  12  Stunden  festgesetzt  sei,  müsse  das 
normale  Arbeits  werk  solchen  Zeitarbeits- 
lages  ermittelt  werden.  Mit  anderen 
Worten:  man  müsse  diejenige  Quantität 
Arbeitsleistung. normieren,  die  ein  mittlerer 
Arbeiter  bei  mittlerer  Geschicklichkeit  und 
mittlerem  Fleiss  während  des  Zeitarbeits- 
tages zu  liefern  im  stände  sei  und  danach 
seinen  Lohn  bemessen.  Hätte  er  in  dem 
vollen  normalen  Zeitarbeitstage  seines  Qe- 
werks  nnr  das  halbe  normale  Tageswerk 
geleistet,  so  würde  er  nur  einen  halben 
normalen  Werkarbeitstag  gelohnt  bekommen. 
Hätte  er  anderthalb  Normalwerk  darin  ge- 
liefert, so  würde  er  anderthalb  Tage  ge- 
lohnt bekommen.  Der  Lohnsatz  für  den 
normalen  Werkarbeitstag  müsste  in  jedem 
Gewerke  unter  staatlicher  Autorität  aufge- 
stellt, periodisch  geändert  und  nach  Mass- 
gabe der  Steigerung  der  Produktivität   der 
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Arbeit  gelegentlich  erhöht  werden.  Erst 
nachdem  zum  normalen  Zeitarbeitetage  alle 
(licKe  Festsetzungen  gekommen  wäreo,  wOrdo 
ein  Normalarbeitstag,  der  seine  Aufgabe  er- 
föUte,  geschaffen  sein,  jene  Aufgabe  der 
Eintilhrang  eines ■gerecliten  sozialen  Lohn- 
systeras.  In  weiterer  ÄusfflhniDg  dieser 
(bedanken  schlägt  Rodbertus  dann  vor,  die 
Normierung  des  Lohnsatzes  nicht  mehi'  in 
Metallgeld,  sondern  in  einem  besseren  Wert- 
massstabe als  üold  und  Silber  sind,  vorzu- 
nehnieD.  Cm  das  zu  verwirklichen,  muss 
der  normale  Werkarbeitstag  zur  Werkzeit 
oder  Nni'malarbeit  erhoben  werden  und 
nach  solcher  in  sich  ausgeglichenen  Arbeit 
sowohl  der  Wert  des  Prodiikts  jedes  Ge- 
Werks  normiert  als  auch  der  Lohn  in  jedem 
Gewerke  gezahlt  werden.  Für  diese  Zwecke 
wird  der  normale  Wcrkarbeilstag,  der  in 
jedem  Gewerke  gleich  einem  Tage  gilt,  als 
Werkzeit  oder  Normalarbeitstag  aufgefasst 
und  in  allen  Gewerken  in  die  gleiche  An- 
zahl von  10  Werkst unden  geteilt.  Nach 
dieser  Werkzeit  wird  dann  das  Produkt  in 
allen  Gewerken  gemessen.  Eine  Produkt- 
quantttät,  die  einem  vollen  normalen  Tage- 
werke gleich  wäre,  sei  sie  nun  das  Produkt 
eines  lialben  normalen  Zeitarbeitstages  oder 
zweier  normaler  Zeitarbeitstage,  wftre  wert 
1  Werkarheilstag  oder  10  Wei'kstnnden. 
Eine  Produktquantität-,  die  einem  halben 
normalen  Tagewerk  gleich  wäre,  sei  sie 
aiieh  das  Produk-t  irgend  einer  normalen 
Zeitarbeit,  welche  sie  wolle,  wäre  wert 
"i  Werklag  oder  5  Werkstunden  etc.  Pro- 
dukte von  gleicher  Werkzeit  wären  an  Wert 
einander  gleich.  So  könnte  nun  auch  die 
Löhnung  der  Arbeifer  nach  Werkzeit  oder 
Normalarlßit  geschehen.  Jeder  Arbeiter  er- 
hielte in  seinem  lx»hne  soviel  Normalarbeit 
bescheinigt,  als  er  an  Produktwert  zu  be- 
anBpruchcQ  berechtigt  gehalten  würde. 

Man  outnimmt  aus  dieser  Darlegung  der 
Rodbertussohen  I>Dhre,  dio  hier  nicht  weiter 
verfolgt  werden  kann,  ein  wie  eigenartiger, 
um  nicht  zu  sagen  utopischer  Charakter 
dem  Begiiff  »Normalarbeitstagr  beigelegt 
wird.  Sicher  ist,  dass  urspi^inglich  bei  der 
Absicht,  die  Thätigkeit  der  arbeitenden 
Klassen  auf  eine  gewisse  Stundenzahl  am 
Tage  festzusetzen,  der  Gedanke,  gleichzeitig 
den  von  ihnen  innerhalb  dieser  Zeit  ver- 
dienten Lohn  gesetzlich  fixieren  zu  wollen, 
nicht  auftauchte. 

2.  Der  N.  in  seinen  Wirkangen,  seine 
Znläsaigkeit,  DnrchführoDK  and  Be- 
grenzaag.  Uebor  die  wirklidie  Dauer  der 
Arbeitszeit  in  den  heutigen  Kulturstaaten  vgl, 
den  Art  Arbeitszeit  oben  Bd.  1  S.  lOlOff. 
Nach  den  dort  mitgeteilten  Angaben  würde 
die  Bedeutung  eines  allgemeinen  Normal- 
arbeitstages darin  zu  suchen  sein,  dass  den 
arbeilenden  Klassen  ihre  Mühsal  erleichtert 


werde.  Zunächst  wären  es  mithin  dio  Ar- 
beiter selbst,  die  von  einer  YerkOiating  ihrer 
Arbeitszeit  Vorteil  hätten,  al)er  die  aü|{e- 
mein  kulturelle  Bedeutung  dieser  Be- 
strebungen lässt  sich  nicht  verkennen.  Jede 
Regierung  muss  darauf  Gewicht  legeo,  <Ue 
Körperkraft  und  die  Gesundheit  der  von  ihr 
regierten  Bevölkenmg  ungeschmälert  gn 
halten  zu  sehen.  Bei  öbermässig  ausge- 
dehnter Arbeitszeit  aber  liegt  dio  Befürch- 
tung schlimmer  Folgen  in  dieser  Sichtung 
nahe.  Dazu  kommt  in  speciellen  FäUun 
das  Interesse  der  Bevölkerung  selbst,  wie 
denn  z.  B.  an  der  Vermeidung  der  L'eber- 
arbeit  der  Eisenbahnbediensteten  wegen  der 
hieraus  erwachsenden  Unfallsgefahr  alle 
Reisenden  und  ihre  Angehörigen  beteiligt 
sind. 

Die  Nachteile  einer  zu  langen  Arbeitä- 
zeit  liegen  zunächst  in  deren  Wirkung  auf 
den  Körper.  Es  scheint  klar,  dass  bei  regel- 
massiger an  dauernder  13 — 14stündiger  Tages- 
arbeit der  menschliche  Körper  mehr  ge- 
schwächtwird als  bei  10 — llstflndiger  und 
es  schwer  hält,  die  hieratfö  sich  ergebenden 
üebelstände  wieder  zu  beseitigen.  Die  ein- 
seitige Anspannung  der  Köri)erkraft  durch 
Erhohl ngsgänge  in  frischer  Luft,  Turnen 
und  dei^l.  m.  auszugleichen,  bleibt  für  den 
Arbeiter  keine  Zeit.  Für  seine  Ausbildung, 
die  Erweiterung  seines  geistigen  Horizonts, 
die  Hebung  seines  ganzen  Standes  ist  keine 
Müsse  vorhanden.  An  Lesen,  Besuch  von 
Vorträgen  und  Fortbild irngsschiden  ist  niciit 
zu  denken.  Um  die  Erziehung  der  Kinder, 
die  Deberwachung  und  Leitung  ilirer  Ar- 
beiten und  Spiele  kann  er  sich  nicht  küm- 
mern. Kommt  dem  Arbeiter  dies  alles  zum 
Bewusstsein,  so  entsteht  allmählich  der 
revolutionäi'en  Umtrieben  geneigte  GroD 
gegen  die  bestehende  Gesellscbafts Verfassung, 
der  in  massloser  Verbitterung  und  bestän- 
diger Klage,  wenn  nicht  in  schlimmeren 
Dingen  Ausdruck  findet. 

Wie  die  Arbeiter  die  ihnen  reichliclier 
bemessene  Müsse  verwenden  werden ,  ist 
mit  Sicherheit  nicht  voraus  zu  sagen.  Die 
Erfahrung  lehrt,  dass  schon  jetzt,  insbe- 
sondere mehi-faoh  in  den  gewerblichen 
Kreisen,  die  sich  höherer  Löline  erfreuen, 
beim  Arbeiter  die  Neigung  vorherrscht, 
halbe  Tage  von  der  Arbeit  fortzubleiben 
{blauer  Montag)  und  die  so  gewonnene 
Freiheit  in  Trimk  und  Völlerei  zu  miss- 
brauchen. Daher  fürchten  viele,  dass  bei 
dem  im  ganzen,  trotz  des  Schulzwanges, 
niedrigen  Bildungsniveau  des  Arbeiters,  an 
Stelle  der  erhofften  wnhlthätigcu  Wirkiuig«n 
bloss  ein  grösserer  Hang  zu  Lustbarkeiten 
aller  Art,  zum  Aufenthalt  in  Kneipen  und 
auf  Tanzböden,  zum  Besuch  sozialdeni"- 
kratisclier  Versammlungen  etc.  sich  zeigen 
wird.    Nicht  wenige  meinen  daher,  dass  es 
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■wichtiger  sei,  erst  den  Menschen  zu  bessern 
und  dann  ihm  durch  ein  Gesetz  die  Fi"ei- 
heit  zu  sichern,  von  deren  edlem  tiebrauch 
man  überzeugt  sein  könne.  Im  grossen 
und  ganzen  scheint  indes  der  deutsche  Är- 
beitöTStand  nicht  zu  solcher  pessimistischen 
Auffassung  Veranlassung  zu  bieten.  Man 
kann  der  Hoffnung  Raum  geben,  das»  die 
grössere  Mehrzahl  der  Arbeiter  die  ihnen 
aus  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  er- 
wachsende Müsse  würdig  zu  benutzen  ver- 
stehen oder  bald  lernen  Awird.  Einrichtungen 
wie  Volksbibliotheken,  Musikvereine,  Vor- 
lesungen II.  dergl.  m.  werden  in  dieser 
Bichtung  dazu  beitragen,  Missbräuchen  vor- 
zubeugen, I 
In  wirtschaftlicher  Hinsiclit  würde  der 
Nonnalarbeitstag  offen  bar  eine  Einschränkung 
der  Produktion  nach  sich  ziehen.  Allerdings 
ist  nach  den  iu  der  Schweiz  gemachten  Er- 
fahrungen (Schuler)  die  Dauer  der  Arbeits- 
zeit überhaupt  nur  innerhalb  gewisser 
Grenzen  für  die  Arbeitsleistung  massgebend. 
Auch  ist  es  richtig,  dass  bei  übermässig 
langer  Arbeitszeit  die  Kraft  des  Arbeiters 
dei'art  erlahmt,  dass  in  den  letzten  Stimden 
nicht  mehr  das  gleiche  wie  in  den  ersten 
Stunden  des  Tages  geleistet  wird.  Mithin  Ist 
es  nicht  ausgeschlossen,  dass  bei  einem  um 
1 — 2  Stunden  gegenüber  früher  verkürzten 
Arbeitstage  doch  das  gleiche  Quantum  er- 
zielt wird.  AUein  dieses  Ei^bnis  wird 
nur  da  erwartet  werden  können,  wo  ent- 
weder Begabung  und  Tüchtigkeit  der  Ar- 
beiter diese  zu  grösserer  Anstrengung  ver- 
anlasst oder  technisch  vollendete  Miischinen 
durch  rascheren  Gang  den  Ausfall  an  der 
Beschäftigirngsdaiier  decken.  Die  von  Gustav 
Cohn  und  Schuler  mitgeteilten  schweizeri- 
schen Erfahrungen  lassen  diesen  Zuflammen- 
hang  zur  Genüge  hervortreten.  Wo  diese 
Mittel  versagen,  wird  es  nötig,  um  die  Pro- 
duktion auf  der  bisherigen  Hölie  zu  er- 
halten, die  zur  Zeit  unbeschäfti^  gebliebe- 
nen Arbeiter  heranzuziehen.  Dieser  Punkt 
ist  gerade  derjenige,  auf  den  von  vielen 
Seiten  bei  Einführung  des  Normalarbcits- 
tages  Gewicht  gelegt  wird.  Man  hofft 
durch  ihn  die  Eeservearmee  der  Be- 
schäftigungslosen zu  nutzbringender  Thätig- 
keit  verwendet  z\i  sehen.  Ueber  die  Zahl 
der  wegen  Mangel  an  Arbeit  feiernden  Per- 
sonen weiss  mau  niclits  Genaues,  und  es 
würde  eine  der  ersten  Aufgaben  eines  arbeite- 
statistischen Reichaamtes  sein,  darüber  regel- 
mässig Auskunft  zu  vei-schaffen.  Vgl.  d.  Art. 
Arbeitslosigkeit  oben  Bd.  I  S.  92Üff. 
rOr  englische  Verhält  Bisse  berechnet  Webb  bei 
einer  Ixihnarbeiterbevölkerung  von  öMillionen 
Köpfen  eine  »Surplusarmee«  von  nahezu 
einer  Million,  In  welcher  Weise  die  Be- 
Bcbäftigiingslosen  bei  Vorkürzung  der  Ar- 
beitszeit zu  ihrem  Recht  auf  Arbeit '  kommen. 


konneu  uus  schweizerische  Erfahrungen 
lehren.  Die  dortigen  f>  grossen  Eisenbwin- 
gesellschaften  haben  die  Zahl  ihrer  An^- 
stellten  von  1889  auf  1890  nur  um  911, 
uämhch  von  14067  auf  14978  gesteigert, 
von  1890  aber  auf  1H91  infolge  der  Ein- 
führung des  RuhetagBgesetzes  um  1949, 
nämlich  von  14978  auf  1G927  vermehren 
müssen. 

So  fem  nun  der  Normalarbeitstag  die 
Produktion  einschränkt,  kommt  es  darauf 
an,  ob  die  Gesamtheit  sich  dieses  gefallen 
lassen  kann  oder  das  frühere  Quantum 
durchaus  braucht.  Herrscht  auf  dem  ein- 
zelnen Produktion Bgebiete  bereits  eine  Ueber- 
pi-oduktion  oder  droht  eine  solche,  so  wird 
der  Normalarbeitst^  wohlthäli^  wirken;  er 
wird  alsdann  die  Produktion  in  ihre  nor- 
malen Grenzen  zurückführen,  und  der  Ar- 
beiter kann  vielleicht  sogar  Nutzen  ziehen, 
indem  bei  dem  allmählichen  Ansteigen  der 
Preise  auch  ein  Einfluss  auf  die  Höhe 
seines  Lohnes  erwartet  werden  darf. 

In  den  anderen  Fällen,  wo  der  Unlei-- 
nehmer  gezwungen  ist,  um  den  durch  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  entstandenen  Aus- 
fall einzuholen,  zu  einem  der  erwähnten 
Mittel  zu  greifen,  muss  man  die  Standpunkte 
des  Arbeitgebers  und  des  Arbeitera  aus- 
einander halten.  Der  Unternehmer  ist  augen- 
scheinlich gar  nicht  benachteiligt,  wenu  es 
geling  durch  ^ssere  Anstrengung  der 
Arbeiter  das  gleiche  Quantum  wie  früher 
zu  erzielen;  in  den  beiden  anderen  Fällen 
ist  eine  Vermehrung  der  Produktionskosten 
unvermeidlich,  sei  es,  dass  grössere  Mengen 
stehenden  Kapitals  für  Anschaffung  neuer 
oder  Vervollkommnung  vorhandener  Ma- 
schinen verzinst  werden  oder  mehr  laufendes 
Kapital  zur  Lohnzahlung  gebraucht  werden 
muss.  Kann  das  bei  den  Maschinen  her- 
vorgerufene Plus  der  Produktionskosten 
durch  eine  Ersparnis  nach  anderer  Rich- 
tung, etwa  durch  bessere  Konstntktion  oder 
wirtschaftlichere  Disposition  über  die  Roh- 
stoffe, ausgeglichen  werden,  so  leidet  der 
Unternehmer  nicht.  Der  Preis  der  Produkte 
kann  der  Reiche,  sein  Gewinn  ungeschmälert 
bleiben.  Trifft  das  nicht  zu,  so  muss  der  . 
Preis  der  Produkte  steigen  oder  der  Unter- 
nehmer mit  geringerem  Gewinne  vorlieb 
nehmen.  Der  Unternehmer  kann  demnach 
gut  oder  selüecht  ftüiren,  und  der  wirkliche 
Eintritt  der  Ereignisse  wird  nach  Art  und 
Umständen  ganz  verschieden  sein.  Ent- 
schieden ungünstig  ist  es  für  den  Unter- 
nehmer, wenn  er  veranlasst  wird,  die  bis- 
herige Höhe  der  Produktion  dadurch  fest- 
zuliaiten,  dass  er  mehr  Arbeiter  einstellt. 
Die  durch  die  grössere  Zahlung  für  Löhne 
gesteigerten  ProtluStionskosten  werden  sich 
durch  Ersparuih,-e  auf  der  anderen  Seite 
kaum  ausgleichen  lassen,  und  da  bei  gleich- 
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bleibender  Produktion  zunächst  die  Veran- 
lassuDg  fehlt,  die  Preise  zu  stei^rn,  so 
muss  der  Fabrikant  wahrscheiDlich  den 
Schaden  tragen.  Dieser  besteht  in  einer 
eventuellen  SchmäleniTig  seines  Gewinnes. 
Gerade  dieser  für  den  Unternehmer  un- 
günstigste Fall  ist  für  den  Arbeiter  der  vor- 
teilhafte. Denn  sieht  er  sich  gegenwärtig 
genötigt,  wegen  des  Mitwerbens  vieler  sich 


xlngei 


!n  Löhnen  z\i  verstehen, 


I  kann 


er  bei  sich  verringernd! 
Arbeitskräfte,  indem  eben  mehr  als  früher 
beschäftigt  werden,  hoffen,  allmählich  einen 
höheren  Lohn  zu  erlangen.  Ob  ihm  das 
gelingeD  wird,  ist  wesentUch  davon  ab- 
hängig, dass  die  Verminderung  des  Angebotes 
der  Arbeitskräfte  eine  dauernde  bleibt  und 
nicht  etwa  für  zahlreichen  Nachwuchs  ge- 
sorgt wird.  Sofeni  die  Maschinen  den  durch 
den  Normalarbeitstag  verschuldeten  Ausfall 
der  Produktion  einzuholen  vermögen,  winkt 
dem  Arbeiter  nur  der  freilich  nicht  gering 
anzuschlagende  VorteU  der  körperlichen  und 
geistigen  Ruhe.  Ob  er  dabei  Einbusse  an 
seinem  Lohne  erleiden  wird,  ist  von  den 
Umständen  des  spcciellen  Falles  abhängig. 
Erscheint  demnach  der  Normalarbeitstag 
aU  eine  Eiorichtimg,  deren  Wirkungen  man 
nicht  von  vom  herein  klar  zu  bestimmen 
vermag,  so  werden  auch  sonst  gegen  seine 
ZuiasBigkeit  imd  Zweckmässigkeit  Bedenken 
erhoben.  Man  meint,  dass  er  ohne  inter- 
nationale Begehmg  die  Eonkurrenzunf9hig- 
keit  der  Industrie  desjenigen  Landes  ver- 
schulden werde,  das  ihn  einzufahren  den 
Mut  habe.  Die  Ueberwachung  seiner  Durch- 
fühnmg  bereite  die  grössten  Schwierigkeiten. 
Die  Mannigfaltigkeit  des  Bedürfnisses  auf 
den  einzelnen  Gebieten  des  gewerblichen 
Lebens  mache  mhliose  Ausnahmen  nötig. 
Die  Selbstthätigkeit  des  Arbeiters  werde 
gelähmt.  Kann  man  sich  diesen  Einwänden 
gegenüber  zum  Teil  auf  den  Vorgang  ein- 
zelner Kulturetaaten  berufen,  die  den  Nor- 
malarbeitstflg  mit  Erfolg  eingeführt  haben, 
so  kommt  es.  um  die  anderen  zu  überwinden, 
wesentlich  darauf  an,  ob  schreiende  Miss- 
stände hinsichtlich  der  Dauer  der  Arbeits- 
zeit bestehen  oder  nicht  Lehren  Erfahnmg 
und  Beobachtung,  dass  Sitte  und  Vertrags- 
freiheit nicht  ausreichen,  ein  richtiges  Ar- 
bcitsmass  überall  einzuhalten,  so  bleibt  bei 
den  oben  skizzierten  Nachteilen  und  Ge- 
feihren,  die  der  Gesamtheit  drohen,  nichts 
anderes    übrig,   als  den   Weg    der  Gesetz- 

gibung  zu  beschreiten.  Für  uns  in  Deiitsch- 
nd  müsste  daher  allem  zuvor  wohl  die 
Voniahme  der  schon  so  oft  gewünschten 
Enquete  angestrebt  werden,  um  sich  zu 
vergewissem ,  wie  weit  Notstände  den 
Normalarbeitstag  wflnsclienswert  erseheinen 
lassen. 

Die   Durchführung    des   Normalarbeits- 


tages  zu  erleichtern ,  ist  neuerdings  von 
hen-orragender  Seite  vorgeschiagen  wonien, 
ihn  in  Deutschland  nur  in  Fabnken  obliga- 
torisch zu  machen.  Die  längere  Arbeits- 
dauer in  Handwerks-  und  Hausindustrie,  im 
Handel  imd  Verkehr  leugnet  Schäffle 
dabei  keineswegs  und  weist  auch  nicht  das 
Bedürfnis  des  Schutzes  über  die  Fabriken 
hinaus  von  der  Hand.  Nur  die  zur  Zeit 
grossen  Schwierigkeiten  veranlassen  ihn, 
zunächst  für  den  spcciellen  Normalarbeif^ 
tag  einzutreten.  Allein  es  ist  sehr  zu  fürchten, 
dass  bei  derartig  "einseitiger  Regulierung 
auf  den  Industriegebieten,  wo  es  möglith 
ist,  die  Heimarbeit  mehr  zur  Geltung  kommt 
imd  vielleicht  ^rade  von  den  Arbeitern, 
deren  Arbeitszeit  in  der  Fabrik  gesetzlich 
festgelegt  ist,  zu  Hause  Frauen  und  Kinder 
über  Gebühr  angestrengt  werden.  Das  in 
England  und  Australien  sich  breit  machende 
^Sweating  System»  deutet  aiif  die  Möglich- 
keit dieser  Verschlechterung  unserer  Zu- 
stände. Hält  man  datier  den  Normalarbeits- 
tag für  eine  Notwendigkeit,  so  wird  man 
nicht  umhin  können,  ihn  fllr  das  gesamte 
gewerbliche  Leben  anzuordnen.  So  wie  ihn 
bereits  eine  Petition  deutscher  Schuhmacher 
aus  den  70er  Jahren  verlangte,  die  vor 
gegenseitiger  Anzeige  der  Uebertretimgeo 
nicht  zurückschreckte  und  eine  Ueberwachung 
der  im  Wohnzimmer  oder  zu  Hause  ar- 
beitenden Gesellen  oder  Kleinmeister  forderte. 
Bei  der  immer  gebieterischer  sich  heraiiE- 
stellenden  Notwendigkeit,  auch  die  Haus- 
industrie unter  die  Arbeiterschutagesetze  zn 
stellen,  kann  die  all  gemeine  Anwendung 
des  Normalarbeitstages  schhesslich  nicht  so 
schwierig  werden.  Nicht  zu  vermeiden  wir"! 
freilich  cia)>ei  sein,  dass  die  Arbeitszeit  und 


scheinlich  wird  hier  auf  die  Dauer  ein  Druck 
nicht  mehr  empfunden  werden.  Der  Nor- 
malarbeitstag würde  sicherlich  bald  allen 
Gewerbst hätigen  ohne  Ausnahme  als  einzig 
zulässig  erscheinen.  Nicht  minder  nofweijdig 
als  bei  Handwerk  imd  Hausindustrie  er- 
scheint der  Normalarbeitstag  im  Verkehrs- 
gewerbe. Mit  einem  Fabrik normalarbeils- 
lage  wilrde  demnach  zu  wenig  erreicht  sein. 
Dagegen  würden  die  Schwierigkeiten  äeh 
allerdings  stark  häufen,  wenn  man  an  eine 
Durchfühnmg  auch  für  die  Landvrirtschaft 
dächte. 

In  Bezug  auf  die  Stundenzahl  des  Nor- 
malarbeitstages ist  eine  Einstimmigkeit  noch 
nicht  erzielt.  Für  deutsche  Verhältnis« 
würde  es  am  angemessensten  ersirheineo, 
sich  für  10  oder  11  Stunden  zu  entscheiden. 
Wie  denn  z.  B.  der  allgemeine  deutsche 
Gärtnerverein ,  der  zur  Zeit  in  114  Zwe^- 
vereinen  47CK)  Mitglieder  zählt,  auf  seiner 
fünften  General\'er3ammlung  im  August  190U 
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sich  für  den  Elfetuadentag  erklärt  hat. 
Dagegen  plaidiereo  die  Textilarbeiter  Sach- 
seus,  Bayerns  und  Thüringens  ffir  einen 
Zehnstiindentag,  und  der  Beachluss  der 
Tischlerinnnng  in  Hamburg  (Febrnar  1898), 
provisorisch  die  neunstündige  Arbeitszeit 
etDziifflhreD,  erfuhr  den  entschiedenen  Wider- 
Bpruch  des  Harahiu^-Ältouaer  Ärbeitgeber- 
verbandes.  Immer  nimmt  doch  die  Ächt- 
stundenbevreguüg  zu  und  erzielt  Erfolge, 
die  es  begreiflich  machen,  dass  man  in 
weilen  Kreisen  an  einer  solchen  Normierung 
der  Arbeitszeit  als  der  -wünschenswertesten 
festhalt.  Es  mehren  sich  anch  die  Angaben, 
die  zu  beweisen  scheinen,  dass  mit  der  Ver- 
iflrznng  der  Arbeitszeit  Vorteile  für  die 
Uotemelimer  und  die  ganze  Industrie  selbst 
verbunden  sind.  Nach  englischen  Erfahrungen 
zeigt  sich  vergrösserte  Produkt!  vkraft  der 
Arbeit,  grössere  Regel mässigkeit,  vermehrter 
Fieiss,  besserer  Gesundheitszustand  auf  eeiten 
der  Arbeiter.  Wie  die  Arbeitsleistung  nach 
Kürzung  der  Arbeitszeit  sich  steigerte,  hat 
man  im  Rossitzer  Steinkohlenrevier  (Mäliren) 
beobachtet  Bei  llV2  9töndiger  Schichtdauer 
wurden  1882/84  2  188853,  1886/88  2  155804 
Doppelcentner  gefördert.  Bei  9  stündiger 
Scnichtdauer  stieg  die  Förderung  189i;93 
auf  281J05Ü2  Doppelcentner,  1894/96  auf 
3150307,  1897  auf  3344CK)0,  1898  auf 
3400  000,  1899  auf  3595000  Doppelcentner. 
Ein  Brflnner  Fabrikant  ist  es  auch  ge- 
wesen, der  1899  auf  Grund  längerer  Er- 
fahrungen behauptet  hat,  allerdings  zu- 
nächst nur  vom  10 stündigen  Arbeitstage, 
dass  die  scheinbar  verlorene  Arbeits- 
stunde durch  die  intensivere  Arbeit  der 
besser  ausgenibten  und  gestärkten  Hilfs- 
kräfte völlig  eingebracht  würde.  Sogar  aus 
■Russland  liegen  nach  den  AeusEernngen  des 
Direktors  einer  Papierfabrik  (Dobrodiint), 
der  von  12  auf  8  stfindige  Ärbeitsschichten 
glaubte  heruntergehen  zu  Können,  günstige  Er- 
fahrungen vor  (Soz.  Praxis  VIII,  1075).  Dass 
endlich  ein  Normalarbeitstag  die  Konkurrenz- 
fähigkeit der  Industrie  auf  dem  Weltmarkte 
nicht  beeinirächtigeu  würde,  scheint  aus 
I-oschs  Untersuchungen  über  die  Arbeits- 
zeiten im  württembergischen  Staatsbetriebe 
hervorzugehen.  Sie  erweisen,  dass  schon 
jetzt,  je  grösser  die  Standorte  der  Betriebe 
sind,  um  so  kürzere  Arbeitszeit  gilt  und 
dass  mit  zunehmender  Grösse  der  Betriebe 
durchschnittlich  die  Arbeitszeit  ebenfalls 
niedriger  wiit).  Trotz  aller  dieser  günstigen 
Zeichen  dürfte  schliesslich  vom  Ächtstunden- 
tag gelten,  was  Gustav  Cohn  einmal  vom 
Normalarbeitstage  sagt:  Ein  Wort  von  zu- 
versichtlicliem  Klang,  aber  problematiscliem 
Inhalt 

3.  Die  gegenwärtige  Schatzgesetz- 
gebnng  und  die  Bestrebaogen  zu  ihrer 
VervoUstÜDdigniig.    Ueber  die  in  einzelnen 


Staaten  existierenden  Beschränkungen  der 
Arbeitszeit  vgl.  den  Art.  Arbei  terschutz- 
gesetzgebungobenBd.I,  S.470ff.  Einen 
wirklichen  Normalarbeitstag habenFrankreich 
seit  1848,  die  Schweiz  seit  1877,  Oesterreich 
seit  1883  bezw.  1885.  In  ersterem  I^de 
—  auf  12  Stunden  angesetzt  —  bestand  er 
lange  Zeit  nur  auf  dem  Papiere.  Die  wieder- 
holten Anläufe  zu  seiner  Wiederbelebung 
erreichten  nicbt  mehr  als.  die  Festsetzung 
der  statthaften  täglichen  Arbeitszeit  für 
Personen  unter  18  Jahren  und  für  Ar- 
beiterinnen jeden  Alters,  die  in  Fabriken 
und  Hüttenwerken  beschäftigt  sind,  auf 
10  Stunden.  Durch  das  G.  v.  30.  März  1900 
ist  dann  in  allen  Gewerbebetrieben  mit  ge- 
mischtem Personal  unter  Vereinheitlichung 
der  Beschäftigungsdaiier  für  alle  Arbeiter- 
kat^;orieen  ein  elfstündiger  Maxinialarbeita- 
tag  sofort  in  Kraft  geti-eten.  Nach  Ablauf 
von  2  Jahren  wird  die  Arbeitsdauer  auf  lO'/s, 
nach  weiteren  2  Jahren  auf  10  Stunden 
herabgesetzt  Diese  Vorschriften  beziehen 
sich  auf  nahezu  die  Hälfte  aller  Betriebe 
und  ungefähr  zwei  Drittel  der  , 
industriellen  Arbeiterschaft.  In  der  S 
funktioniert  der  auf  11  Stunden  e 
Normalarbeitstag  für  Fabriken,  der  an  den 
Vorabenden  von  Sonn-  und  Feiei-tagen  auf 
10  Stunden  hinuntergehtj  zur  vollständigen 
Zufriedenheit.  Ihn  weiter  herabzusetzen, 
wird  unter  Hinweis  auf  die  bisherigen  Er- 
folge ei-slrebt.  Oesterreich  hat  den  Nor- 
msuarbeitatag  von  11  Stunden  für  fabrik- 
massig  betriebene  öewerbsnnteruehmungen 
und  aeit  21.  Juni  1884  von  10  Stunden  für 
den  Bergbau.  In  beiden  Ijändern  können 
auf  dem  Verwaltungswege  von  dieser  Be- 
stimmung für  einzelnelndustrieen  Ausnahmen 
gemacht  werden.  Die  Enquete  vom  März  1900 
Über  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  den 
Bergwerken  hat  über  die  Handhabung  dieser 
Bestimmung  einen  Zweifel  hervortreten 
lassen,  insofern  die  Vertreter  der  Unier- 
nehmer  erklärten,  dass  über  ihre  Ausfühnmg 
sehr  sorgsam  gewacht  werde,  während  aus 
den  Antworten  der  Arbeiter  hervorging,  dass 
manches  zu  wünschen  übrig  bleibe.  Ein 
vorläufiger  Gesetzentwurf  sieht  die  Ein- 
führung des  Neun  stunden  feiges  in  Kohlen- 
bergwerken vor  einschliesslich  der  Ein-  und 
Ausfahrt.  In  der  österreichischen  Textil- 
industrie hat  der  Aussland  der  Textilarbeiter 
in  Brunn  für  Mähren  und  den  Eeichenberger 
Bezirk  fast  überall  die  Einführung  des  Zehn- 
stundcntages  zur  Folge  gehabt.  Im  Süden 
Oesterreichs  verhalten  sich  die  Arbeiter 
dieser  Bewegimg  gegenüber  sehr  indifferent. 
In  Holland  ist  die  Arbeitszeit  für  er- 
wachsene Arbeiter  nicht  gesetzlich  beschiflnkt 
Doch  hat  das  0.  v.  13.  Januar  1894  einen 
llstOndigen  Normalarbeitstag  für  die  im 
Dienste  der  Gemeinden  stehenden  Arbeiter 
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angeordnet.  —  In  England  wurde 
kaotjUich  sehoo  bei  der  Beweguug  fllr  das 
erste  wirksame  Fabrikgesetz  eine  Agitation 
fQr  ein  Zehnstiindengesetz  bemerkbar.  Lord 
Ashley,  der  nachherige  Graf  Shaftesbury, 
brachte  sogar  im  ünterhause  eine  darauf 
bezügliche  Bill  zum  Fabrikgesetz  von  1833 
ein,  die  auch  die  Unterstützung  ron  93 
gliedern  fand,  Üleiehwohl  ist  es  bis  jetzt 
nicht  zu  mehr  gekommen,  als  dass  die  täg- 
liche Arbeitszeit  für  Kinder,  jugendliclie 
Personen  und  Arbeiterinnen  auf  10  Stunden 
besliramt  ist.  Thatsächlich  hat  diese  Be- 
schränkung dio  Ärbeitsdaiier  auch  der  er- 
wachsenen männlichen  Arbeiter  beeinflusst, 
doch  soll  nach  Webb  noch  mehr  als  die 
Hälfte  aller  Arbeiter  einen  12  sttlodigon 
Arbeitstag  haben.  Insbesondere  für  die 
Eisen bahHl>edien steten  besteht  eine  (Iber- 
mäfisige  Arbeitszeit  in  weitestem  l'mfange 
{vgl.  ö.  Cohn).  Bei  den  städtischen  Strassen- 
hannen  in  London  hat  man  seit  1.  Mai  1900 
die  wöchentliche  Arbeitszeit  auf  6ft  Stunden 
reduziert,  ohne  dio  Löhne  herabzusetzen. 
Den  Besti-obungen ,  die  Arbeitszeit  der  er- 
wachsenen Arbeiter  durch  ein  Öesetz  zu 
regeln,  hat  man  bisher  den  Satz  entgegen- 
gestellt, dass  Männer  imstande  seien,  für 
sich  selbst  zu  sorgen,  iind  diese  Rlhigkeit 
zur  Abkürzung  ihrer  Arbeitsstimden  wieder- 
holt erwiesen  hätten.  So  haben  z.  B.  tlie 
gut  oi^anisierten  Bergleute  von  Northiunber- 
land  ihren  Arbeitstag  ohne  jetle  Mitwirkung 
des  Parlaments  auf  6^,i  Stunden  gebracht. 
Die  ^nossenschaftlicho  Organisation  aber 
soll  die  anderswo  vom  Staate  erwartete  Ab- 
hilfe ersetzen,  und  man  meint,  dass  .selbst 
die  Masse  '  der  ungelernten  Arbeiter  einer 
solchen  Organisation  fähig  sei,  wenn  die 
jiot  und  Verhältnisse  es  erfordern.  Indes 
scheint  neuerdings  in  den  englischen  Ar- 
beitern die  Zuversicht  auf  die  Macht  ihrer 
Verbinduns  nicht  mehr  die  gleiche  wie 
früher,  und  es  macht  sich  gegenwärtig  eine 
entschiedene  Bewegung  geltend,  die  von  Jahr 
zu  Jahr  Fortschritte  macht,  die  Factory  und 
Workshop  Act  von  187Ö  durch  ein  Gesetz 
zur  Verhinderung  übermässiger  Arbeitszeit 
zu  ergänzen,  von  einer  Seite  wird  eine 
gesetzliche  Schranke  nur  für  die  Regienings- 
bedionsleten  imd  ilie  Regienmgawerksfätten 
oder  auch  nur  für  einzelne  besonders  an- 
Btj-engende  Arbeiten  verlangt,  z.  B,  bei  den 
Eisenbalinen  für  den  Signaldienst  auf  Bahn- 
höfen und  Strecken  mit  intensivem  Verkehr. 
Andere  gehen  weiter  —  so  namentlich  die 
»Fabian  Society«  —  und  fordern  die  Aus- 
dehnung der  Arbeitszeitbeschr&ikung  auf 
Bergwerke,  Eisenbahnen,  Lokalverwaltimgs- 
ißrperschaften  und  auf  die  Beschäftigten 
jener  grossen  Gesellschaften,  die  mit  einer 
»Royal  Charter«  begünstigt  werden.  Der 
von  der  »Fabian  Society«   aufgestellte  Nor- 


malarbeitstag soll  in  Vei'ti'ägen  für  Lohn- 
arbeit und  für  persönliche  Dienstleistungcti 
einen  Zeitraum  von  8  Stunden  am  Tage 
umfassen,  so  d;is3  die  Nomialarbeitswocho 
einem  Zeiträume  von  48  Stunden  gleich  er- 
achtet wird.  Er  hat  nur  schutzpolitist-heii 
Charakter  und  sieht  von  gleichzeitiger  Rege- 
lung des  Verdienstes  gänzlich  ab.  Ein  ge- 
setzlicher Achtstundentag  für  die  Bergleute 
ist  im  Untei-hause  seit  1888  von  Jahr  zu 
Jahr  beantragt  worden.  1892  wurde  er  mit 
emer  Mehrheit  von  112  Stimmen  abgelehnl. 
1893  in  zweifer  Lesung  mit  einer  Mehrheil 
von  83  Stimmen  angenommen,  1894  im 
Aussehuss  verworfen,  1897  mit  41  Stimmen 
Mehrheit,  1900  (23.  Februar)  mit  199  gegöi 
175  Stimmen  abgelehnt.  Die  Bergleute 
selbst  haben  sich  mit  wachsender  Ent- 
schiedenheit für  den  gesetzlichen  Acht- 
stundentag erklärt.  Nur  die  Bei^leute  von 
Durham  und  North imiberland  sind  zum  Teil 
dagegen ;  obwohl  sie  schon  jetzt  eine  zum 
Teil  geringere  Arbeitszeit  haben.  Sie  scheuen 
eben  die  gesetzliche  Festlegung  der  Arbeita- 
dauer.  Speciell  im  englischen  Eiseobahn- 
dienste  scheint  die  Aussicht  für  eine  ge- 
setzliche Regelung  des  Arbeitatages,  obwolil 
die  Notwendigkeit  von  Reform masaregelu 
ausser  Zweifel  steht,  eine  bescheidene  zu 
sein.  —  In  Russland  hat  der  1897   ein- 

rfühi-te  II '.'s  stündige  Normalarbeitstag  (vgl. 
Art.  Arbeitszeit  in  Russland  oben 
Bd.  I  S.  1030)  durch  Erläuterungen,  die  in 
einem  vom  Finanzminister  an  dieFabrildDspek- 
toren  erlassenen  Ciräular  gegeben  sind,  eine 
Abschwächung  erfahren.  In  Bäckereien, 
Branntweinbrennereien,  Bierbrauereien  darf 
der  Arbeitstag  durchschnittlich  12Stunden  be- 
tragen. Für  Buchdruckereiarbeiter  bei  Her- 
stellung der  periodischen  Presse  ist  die  Be- 
stimmung, dass  die  Unternehmer  mit  den 
Arbeitern  nicht  mehr  als  120  Ueberstundeu 
im  Jalire  vereinbai'en  dürfen,  ausser  Kraft 
gesetzt  worden.  —  Eine  Verwirklichung 
des  achtstündigen  Normalarbeüstages  findet 
sich  seit  mehr  als  35  Jahren  in  den  austra- 
lischen Kolonieen.  Zwar  giebt  es  in 
den  ÄrbeJterschutzgesetzen  von  Victoria, 
Tasmanien  und  Neuseeland  keine  aiif  die 
Regelung  der  Arbeitszeit  sich  beziehende 
Bestimmung,  und  in  den  anderen  Kolonieen 
ist  Oberhaupt  noch  nicht  von  einer  Arbeiler- 
achutzgesetzgebung  die  Rede,  Gleichwohl 
ist  dank  der  Arbeiterorganisation,  die  bereits 
1847  begann,  wenigstens  in  Victoria  und 
Südaustralien  der  achtstündige  Arbeitstag 
der  lierrsehende  und  hat,  wie  es  scheint. 
meiir  oder  weniger  auch  in  den  anderen 
Kolonieen  Eingang  gefunden.  In  Victoria 
datiert  man  seine  Einführung  und  allniähliche 
Einbürgerung  vom  Jahre  1855  gelegentlich 
der  Herstellung  eines  Gebäudes  in  einer  der 
Vorstädte  Melbouroes,     Die  dabei  beschäf- 
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t  igten  Maiirer  beschlösse  d  ia  einer  Ver- 
sainmluDg,  dass  für  alle  Zweige  der  Bau- 
gewerbe künftig  eine  Sstündige  Arbeit  als 
Tagewerk  zu  beti-athten  sei,  und  wuasten 
mit  HUie  der  im  Laufe  der  Zeit  ins  Leben 
treteniien  Trades-Uniona  sowie  gelegentlicher 
Arbeitseinstellungen  diesem  Grundsätze  all- 
gemeine Anerkennung  zu  verschaffen.-  Bis 
gegen  Ende  der  70  er  Jahre  war  die  Be- 
■wegimg  soweit  voi^schritten ,  dass  von 
allen  Gewerben  nur  die  Schneiderei  noch 
nicht  die  neue  Regelung  angenommen  hatte. 
Selbst  die  Schiffahrt  hatte  sich  zu  ihr  ver- 
standen, sofern  wenigstens  auf  den  im  Hafen 
liegenden  Schiffen  die  Leiile  innerhalb 
24  Stunden  nur  8  beschäftigt  werden.  Für 
die  grosse  Mehrzahl  der  zu  ilim  gehörenden 
Genossenschaften  hat  der  »Trades  HaU 
Council«  48  Stunden  Arbeitszeit  in  der 
Woche  durchgesetzt.  Maurer,  Steinmetzen, 
Zimmerleute  ai-beiten  sogar  nur  45  Stunden 
in  der  Woche,  indem  am  Samstage  statt  8 
mff  5  Stimden  gearbeitet  werden.  In  Süd- 
australien war  um  das  Jahr  1850  unter 
den  Handwerkern  eine  Ärbeitsdauer  von 
58  Stunden  wöchentlich  die  Regel :  10  Stunden 
an  gewöhnlichen  Wochentagen  und  8  Stunden 
am  Samstag.  Dann  erlangten  nuerat  die 
Zimmerleute  in  Port  Adelaide  die  Ver- 
kürzung auf  53V2  Stunden.  Später  erfolgte 
die  Minderung  der  Samstagsarbeit  auf  7 
Stunden  und  endlich  im  australischen  Früh- 
jahr 1873  die  ziemlich  allgemeine  Einführung 
dea  SstOudigen  Arbeitstages  ohne  Strikes 
und  im  vollen  Einverständnis  mit  den  Ar- 
beitgebern. Seitdem  findet  alljähriich  am 
1.  September  eine  Öffentliche  Feier  zur  Er- 
inuenmg  an  diesen  Moment  statt,  ein  Fest, 
das  immer  grössere  Ausdehnung  gewinnt, 
an  dem  z.  B.  im  Jahre  1889  niciit  weniger 
als  30000  Mensehen,  Unternehmer  wie  Ar- 
beiter in  gleich  hei-zUcher  Weise,  Anteil 
nahmen.  In  Westaustralien  beträgt 
üblicher  Weise  die  Arbeitszeit  Erwachsener 
tfiglicli  neun  Stunden.  In  Neusüdwale 
hatten  bereitsl890von  343Arbeiterkat«gorieen 
den  Achtstundentag  224  (650/0).  In  Neu- 
seeland gilt  seit  vielen  Jahren  der  Acht- 
stundentag für  alle  Arbeiter.  In  Queens- 
land ist  in  den  Werkstätten  der  Staats- 
bahnen die  Arbeitszeit  auf  wöchentlich  48 
Stunden  angesetzt.  —  Indes  hat  der  8  stfindige 
Arbeitstag  in  Australien  doch  einen  neuen 
Cebelstand  hen-orgerufen.  Die  kurze  Arbeits- 
zeit, verbunden  mit  einem  tSglir.hen  Arbeits- 
löhne von  7  bis  12  und  15  Mark,  hat  die 
Unternehmer  auf  die  Idee  gebracht,  Kinder 
und  jugendliche  Arbeiter  in  deren  Be- 
hausungen durch  ihre  Arbeiter  als  Zwischen- 
personen zii  beschäftigen.  Diesen  »Händen" 
fehlt  die  Organisation ;  sie  können  für  längere 
Arbeitszeiten  beschäftigt  werden,  und  ihr 
Ijohn  ist  gelegentlichen  Herabsetzungen  zu- 
Bandwfirtetbnch  der  StaaUwlnenschafUn.   Zweite 


r glich.  Mit  diesem  »Sweating  System», 
h.  der  hausindustriellen  Beschäftigung 
von  Frauen  und  Kindern,  ist  aber  der  Grund- 
satz des  achtstündi^n  Arbeitstages  durch- 
brochen und  der  Arbeitslohn  wird  systematisch 
herabgedrückt.  Besonders  leidet  unter  diesem 
System  die  Bekleidungsindustrie,  Da  mit 
der  Selbsthilfe  wenig  auszurichten  ist  und 
die  Mittelmänner  zum  Aufgeben  der  Haus- 
industrie nicht  zu  bewegen  sind,  so  wird 
auf  die  Dauer  nichts  anderes  übrig  bleiben, 
als  den  jjrivaten  Arbeitsvertrag  m  irgend 
einer  Weise  gesetzlich  einzuschränken.  — 
In  denVereini^ten  Staaten  von  Nord- 
amerika, wo  im  ganzen  die  lOstündige 
Arbeitszeit  vorherrscht,  ist  allen  für  die 
Regienmg  thAtigen  Arbeitern  der  Acht- 
stundentag zugestanden.  Ausserdem  gilt 
dasselbe  in  einigen  Staaten  für  alle  Arbeiter. 
Vgl.  d.  Art.  Arbeitszeit  in  den  Ver- 
einigten Staaten  oben  Bd.  I  S.  1036ff. 
Ebenso  ist  in  Norwegen  auf  Storthings- 
beschluss  seit  Juni  1900  in  einigen  Staats- 
werkstätlen  der  achtstündige  Arbeitstag  ein- 
geführt worden.  Dagegen  ist  es  der  zweiten 
Kammer  in  Bayern  nicht  gelungen,  die 
im  Febmar  1900  beschlossene  gesetzliche 
Einführung  des  Achtstundentags  für  Arbeiter 
vunter  Tage«  gegen  die  Reichsratskammer 
durchzusetzen.  Wohl  aber  ist  im  Ran^er- 
und  Streckendienst  der  bayerischen  Eisen- 
bahnen seit  dem  Dezember  1898  ein  Arbeits- 
tiirnus  vorgeschrieben  worden,  der  den  Be- 
diensteten den  achtstündigen  Arbeitstag  ge- 
bracht hat.  Das  gleiche  ist  erreicht  für  die 
Arbeiter  der  Zeissschen  Stiftung  in  Jena,  seit 
1899  für  die  Kanalisationsarbeiter  der  Stadt- 
verwaltung in  Paris,  für  die  im  Dienste  der 
Gemeinde  Hochdale,  die  verschiedene  Werke 
betreibt,  stehenden  Heizer,  die  gemeindlichen 
Arbeiter  in  Westham  (Vorort  von  London) 
und  viele  andere  mehr. 

4.  Die  gesetzgeberischen  Anlänfe  im 
Deutschen  Reichstage  zur  Einföhmngdes 
N.  In  Preussen  bestimmte  die  Novelle  vom 
Februar  1849,  dass  die  tägliche  Arbeitszeit  der 
Gesellen,  Gehilfen  und  Fabrikarbeiter  vom  Ge- 
werberate für  die  einzelnen  Handwerke  und 
Fabrikzweige  nach  Anhöning  der  Beteiligten 
festzusetzen  sei.  Aber  da  die  Gewerberäta 
nicht  zu  Stande  kamen,  ist  kaum  i^ndwo  der 
Versuch  gemacht  worden,  in  die  Feststellung 
der  Arbeitszeit  obrigkeitlich  einzugreifen. 

Zwanzig  Jahre  später  wurde  bei  der  Be- 
ratung der  Gewerbeordnung  für  den  nord- 
deutschen Bund  von  konservativer  und  sozial- 
demokratisc^herSeite  die  gesetzliche  Regelung 
der  Arbeitszeit  angeregt.  Die  Konservativen 
sclilugen  den  zwölfstflndi^en  Normalarbeits- 
tag für  Fabriken,  die  Sozialdemokraten  den 
zehnstündigen  für  Fabriken,  Werkstätten, 
Berg-,  Hütten-,  Pochwerke,  landwirlschaft- 
liche  Betriebe,  Schiffswerften,  Eisenbahnen, 
LaBage.    Y.  63 
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Dampf echi  ff e  etc.  vor.  Aber  weder  der 
raassvollere  noch  der  «Dgeatüraere  Aotrag 
drallen  durch.  Nicht  einmal  die  Ani-egiing, 
offiziell  festzustelle Q ,  inwieweit  eine  un- 
gebührliche Ausdehnung  des  Arbeitstages 
sich  breit  mache,  fiel  auf  fruchtbaren  Boden. 
Damit  war  für  viele  Jahre  hinaus  die  Frage 
abgethan  und  kam  erst  wieder  in  lebhafteren 
FluBS,  als  am  11.  Dezember  1881  der  Ab- 
geoidnetc  Hertling  die  verbündeten  Re- 
gierungen im  Eeielistage  über  ihre  Absichten 
auf  weitere  Ausbildung  der  beste hendeu 
Fabrikgesetzgebung  interpellierte.  Einer  der 
hierbei  geäusserten  Wünsche  ging  dahin, 
den  zehnstündigen  Arbeitstag  sich  mit  der 
Zeit  als  allgemeine  Regel  im  Wirtschafts- 
gebiete des  Deutschen  Reiches  festsetzen  zu 
sehen.  Der  Reichskanzler,  der  sich  die  Be- 
antwortung der  Interpellation  selbst  vor- 
behalten hatte,  erklärte  am  9.  Januar  1872 
die  Anregung  als  eine  für  den  Augenblick 
unnötige.  Obwohl  er  aussprach,  keine  der 
Terbflndeteii  Regierungen  sei  so  übelwollend, 
dass  sie  nicht  dem  Arbeiter  und  seiner  Frau 
die  Möglichkeit  gönnte,  mit  der  kürzesten 
Arbeitszeit  die  behufs  der  Existenz  nötige 
Einnahme  sich  zu  sichern,  so  schien  er  doch 


,  konnte  sie  jedenfalls  mit  den 
in  seiner  nächsten  Umgebung  gemachten 
Erfahrungen  nicht  in  Einklang  bringen.  Die 
an  seine  Rede  knüpfende  Besprechung  der 
Interpellation  Hess  entschiedene  Sympathie 
für  den  Gedanken  einei'  Beschränkung  der 
Arbeitezeit  auf  fast  allen  Seiten  des  Hauses 
hervortreten,  lieferte  aber  keine  ])Ositiven 
Ergebnisse. 

Indes  hatte  sie  den  Erfolg,  dass  sdion 
nach  wenigen  Jahren  in  gleicher  Richtung 
zielende  Anträge  verschiedener  Parteien  den 
Reiclistag  aufs  neue  beschäftigten.  Im  No- 
vember 1884  brachte  das  Centrum,  ohne 
eine  bestimmte  Stundenzahl  anzusetzen,  den 
Antrag  ein,  die  Max imaJarbeits zeit  erwocli- 
sener  männlicher  Arbeiter  zu  regeln,  imd 
von  konservativer  wie  von  national] ibcraler 
Seite  wurde  auf  den  früher  geäusserten 
Plan,  Erhebungen  über  die  Ärbeitsdauer 
erwaclisener  männlicher  Arbeiter  anzustellen, 
ziufickgegriffen.  Die  Sozialdemokratie  end- 
lich rückte  im  Januar  1885  mit  dem  Vor- 
schlage heraus,  für  alle  über  16  Jahre  alten, 
in  gewerblichen  Unternehmungen  beschäf- 
tigten Hilfspersonen  die  Arbeitszeit  auf 
höchstens  lOStiinden  täglich,  an  Sonnabenden 
auf  höctistens  acht  Stunden  anzusetzen.  Die 
am  14.  Januar  1885  beginnende  Diskussion 
bot  wenig  Erfreuliches.  Einen  frucht- 
bringenden Gedanken  äusserte  der  Ab- 
geordnete Hitze  in  dem  Votschlage,  auf 
dem  W^  des  Gesetzes  gewisse  Maxima 
der  Arbeitszeit  zu  verbieten  und  im  übrigen 


die  ßerufsgenossenschaften  zu  beauftragen, 
in  den  einzelnen  Industriezweigen  weitere 
Nachforschungen  anzustellen ,  \aa  eventuell 
stärkere  Verkürzungen  des  Arbeitstages  zu 
veranlassen.  Gleichfalls  auf  einen  prak- 
tischen Gesichtspunkt  vervi-ies  das  Schluss- 
wort des  Antragstellers  Hei-tling,  indem  er 
bemerkte,  dass  die  Regierung  selbst  zu  aus- 
gedehnte Arbeitszeiten  hervorrHfe,wennsiein 
den  Submissionsbedingnngen  die  Lieferungs- 
fristen viel  zu  kurz  ansetzte.  Da  müsse 
dann,  um  das  Einhalten  der  Fristen  zu  er- 
möglichen, mit  Uebersclireitung  der  ge- 
wöhnlichen Stimdenzahl  gearbeitet  werden. 
Die  Regierung  hätte  es  somit  in  ihrer  Hand, 
selbst  den  Anfang  zu  einer  Besserung  der 
Verhältnisse  zu  machen.  Zu  einer  Abstim- 
mung kam  es  nicht,  und  diese  Anträge  ver- 
schwanden mit  dem  vier  Monate  später  er- 
örterten sozialdemokratischen  Antrage  iu 
einer  Kommission,  aus  der  sie  nicht  wieder 
in  den  Reichstag  zii rückkehrten. 

Aber  schon  in  der  zweiten  Session  der 
sechsten  Legislatm-periode  liegen  neue  An- 
träge vor.  Lieber  und  Genossen  wollten 
(25,  November  1885)  einen  Normalarbeitatag 
von  höchstens  11  Stunden  und  die  Möglich- 
keit offen  gehalten  wissen,  ihn  durch  Be- 
Echluss  des  Bundesrates  für  gesundheits- 
schädliche Gewerbe  weiter  verkürzen  zu 
kötmen.  Die  Sozialdemokratie  aber  wieder- 
holte ihre  bekannte  Forderung  einer  lOstüa- 
digen  Arbeitszeit.  Auch  dieses  Mal  wurden 
die  Anlr%e  in  einer  Kommission  begraben. 
Man  beschränkte  sich  zunächst  auf  die  Rege- 
lung der  Sonntags-  und  der  Frauenarbeit, 
imd  während  man  zur  Feststellung  der  in 
ersterer  Richtung  vorhandenen  ücbelstände 
eine  Enquete  für  notwendig  hielt,  glaubte 
man  sie  bezüglich  der  Arbeitsdauer  entbehren 
zu  können.  Vergebens  hatte  einer  der 
Redner  im  Reichstage  gesagt,  »dass  es  für 
gar  keine  Fi'age  so  dringend  wünschenswert 
sei  als  für  die  letztere,  einmal  genau  zu 
wissen,  wie  lang  denn  in  der  That  die  Ar- 
beitszeit für  die  erwachsenen  Arbeiter  in 
Deutschland  sei»,  —  man  hielt  es  trotz  der 

llgemeinen  zu  Tage  tretenden  Sympathie 
für  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  für 
richtiger,  zunächst  die  Sache  auf  sich  be- 
ruhen zu  lassen. 

Wieder  einmal  erechien  der  Normal- 
arbeitstag im  März  1887  im  Reichstage  ge- 
legentliclt  der  Beratungen  über  die  vom 
Abgeordneten  Hitze  eingebrachten  Entwürfe 
zur  Vervollkommnung  der  Arheiterschutz- 
gesetzgebung.  Wieder  erschien  er  in  der 
Begrenzung  atif  11  Stunden  mit  der  Aende- 
rung,  dass,  falls  diese  Bestimmung  nicht 
allgemein  durchtölirbar  ei-scheinen  sollte,  er 
wenigstens  in  den  Textilfabriken  ziir  An- 
wendung kommen  möchte.  Die  Zulässigkeit 
ou  Ueterstunden ,  d.  h,  also  die  vorGber- 
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gehenOe  Verlängerung  der  nomialeti  Arbeits- 
zeit, war  vorgesehen.  Obwohl  wann  ver- 
teidigt, fand  er  doch  auch  jetzt  in  der  Kom- 
miasioTi,  an  die  der  Entwiirf  gewiesen  wurde, 
keinen  allgcmcinon  Anklang.  Mit  grosser 
Mehrheit  verständigte  man  sich  dahin,  von 
der  Durch l>eratung  des  Entwurfs  ganz  ab- 
zusehen. Grundsätzliche  Abneigung  gegen 
die  Regelung  der  Arbeitszeit  für  Erwachsene 
war  eigentlich  in  der  Kommission  nicht  vor- 
handen.  Nur  ganz  vereinzelt  wurde  die 
Ansicht  laut,  dass  ein  gesetzlicher  Normal- 
arbeitstag  ein  Eingriff  in  die  persönliche 
Freiheit  der  Arbeiter  imd  Arbeiteeber  sei. 
In  der  Hauptsache  waren  last  alle  Mitglieder 
darin  einig,  dass  gesetzliche  Massregeln 
gegen  die  abermassige  Ausdehnung  der 
Aroeitszeit  erwachsener  Arbeiter  in  Fabriken 
für  wünschenswert  erachtet  wunleu.  Nur 
hielt  man  dafür,  dass  zur  Zeit  die  erfortler- 
liche  Klarheit  Ober  die  Begrenzung  und  die 
Ausführbarkeit  derartiger  Massregeln  ver- 
misst  werde.  Demgemäss  beschränkte  man 
sich  darauf,  dem  Reichstage  eine  Resolution 
vorzuschlagen .  an  die  verbündeten  Re- 
gierungen das  Ersuchen  um  Vornahme  einer 
Enf|uetc  Aber  die  Arbeitsdauer  und  die  Not- 
wendigkeit ihrer  Einschränkung  zu  stellen. 
Dieser  Antrag  wurde  im  Reichstage  an- 
genommen, hat  aber  zui-  Zeit  noch  keinen 
Erfolg  gehabt. 

Zum  letzten  Male  kam  der  Normalarbeits- 
tag bei  den  Terhand hingen  über  die  am 
1.  Juni  1891  Gesetz  gewordene  Veränderung 
der  Gewerbeorf]  nnng  im  Reichstage  vor. 
Einerseits  brachten  die  Sozialdemokraten 
den  10  stündigen  Ark^itsfag  für  Fabrikbetriebe 
in  Vorschlag,  der  vom  1.  Januar  18Ü4  ab 
in  einen  9stflndigen  und  vom  1.  Janriar  1898 
ab  in  einen  Sstöndigen  umgewandelt  werden 
sollte.  Andererseits  wurde  vom  Abgeordneten 
T.  Stumm  die  Einfnhning  eines  llstflndigen 
Arbeitstages  für  die  Textilindustrie  angeregt. 
Der  Vertreter  der  Regienmg  erklärte  den 
Noi-raalarbeitstag  für  einen  völlig  diskutior- 
baren  Gegenstand  imd  sprach  die  Geneigt- 
heit aus,  fflr  einzelne  Gewerbogobiete  eine 
bestimmte  Arbeitsdauer  zu  vertreten.  Zu 
einem  Beschlüsse  kam  es  nicht.  Immerhin 
sind  die  Verhandlungen  im  deutschen  Reichs- 
tage von  I8()9  bis  1887  niclil  ganz  nutzlos 
gewesen.  Sie  haben  den  llstflndigen  Ar- 
beitstag fflr  die  Fabrikarlieiterinnen  über 
sechzehn  Jahre  bewirkt,  vieUeicht  der  grOsste 
Fortsehritt  in  der  Novelle  von  1891.  Sie 
haben  ferner  Itewirkt,  dass  im  §  120  e  Abs.  3 
der  Gew.-O.  dem  Bimdesrai  die  Macht  ein- 
geräumt ist,  für  Gewerbe,  in  denen  durch 
übermässige  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit 
die  Gesundheit  der  Arbeiter  gefährdet  wird, 
Dauer,  Beginn  und  Ende  der  zulässigen 
täglichen  Arbeitszeit  vorzuschreiben.  Davon 
ist  infolge   einer  Umfrage   von  seilen   des 


Reichskanzleramts  im  Jahre  189?  für  eine 
ganze  Reihe  Industrieen  Gebrauch  gemacht 
worden  (vgl,  d.  Art.  Arbeitszeit  in 
Deutschland  oben  Bd.  1  S.  1011).  Im 
übrigen  ist  die  Arbeitszeit  erwachsener  männ- 
licher Personen  noch  nicht  gesetzlich  geregelt. 
Immerhin  sind  weni^tens  für  das  Bäckerei- 
gewerbc  und  die  Kleider-  und  Wäschefabri- 
kation Maximalarbeitstage  bestimmt  worden. 
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tchen  Seiche,  Jafirb.  /.  jViM.  u.  Slot.  A'.  F.  6, 
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S.  U4-  —  Der*elbe,  IniematioaaU  Fabrik- 
geiel2§ebung,  Jahrb.  /.  Nal.  u.  SUit.  K  F.  S, 
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arbeiUUtg  tn  technitch-bervflicher  ßeltiichlting,  in 
Jahrb.  f.  Get.  u.  Verv.  15,  S.  ä87—SS9.  —Uer- 
eelbe,  Eine  SUUi4lHi  der  ArbeiUrverhäUuiue  in 
den  l:ilaaUbetrieben  Wärllembergt.  —  K.  Marx, 
Da»  Kapital,  2.  Anjf.,  S.  SiiSOS.  —  Morf, 
Die   rerkürtung  der    täglichen  ArbeiUzeil,  lS9g. 

. —  K.  J.  Netimann,  in  SchrifUn  det  Ver.  f. 
Svtialp.,  3.  S.  109 ff.  —  Oeehelhäiiaer,  S^tiaU 
Tage^ragen,  1889,  ü.  ."il—Sl.  —  John  Rae, 
Der  AchUlundenlag,  1897.  —  iternelbe,  im 
Areh.  J.  101.  Getelig.  XII,  S.  Iff.  —  Ruhlayxd, 
Der  aeklatündige  ArbeiUtag  tn  England,  Zeit- 
lehrift  f.  d.  gel.  Staaltw.  47,  &.  1S6~16,!.  — 
Derselbe,  Der  ackUlllndige  Arbeilelag  und  die 
ArbeilerirhuitgeieUgebitng  der  aiitlraliirke»  Kn- 
lortieen,  Zeiltchr.  f.  d.  get.  älaalttn.  4?,  K.  ^7» 
— 371.  —  E.  Runt,   Der  AchUlundenlag,   1896. 

—  Sartoriua,  Arbeilttag  und  yormalarbeiUlag 
in  den  Vtreinigten  titiäien  von  Surdnmerika, 
Jahrb.  /.  Nat.  «.  Stal.  JT.  F.  4,  S.  401  f.,  5, 
S.  107 ff.  —  Schaffte,  Zar  Theorie  «nd  IhlUik 
dei  Arbeilenchultei,  Zeitichr.  f.  d.  get.  Staattte. 
46,  S.  649—794.  —  Sehuler,  Der  Iformai- 
orbeilelag  in  (einen  Wirkungen  auf  die  Pro- 
duktion, Areh.  f.  tot.  GeteUg.  4,  S.  8i~10i.  — 
Dertelbe,  Zteavxig  Jahre  Xormalarbeititag  tn 
der  Sehaeii,   in  Zeiltehr.  f.  üorlaUc.  I,  S.  SSI. 

—  SUbereehlag,  Der  ArbeiUtag  und  die  ge- 
tetilitht  Feitteliung  der  Dauer  dettelben,  Ar- 
beiterfr.  tl.  S.  7i~31.  —  Seidel,  Der  Aehl- 
ttundentag  rem  Slandpunkle  der  SoHalökvnomie, 
Moral  und  Demokratie,  1S91.  —  Ad.  Wagner, 
Sodbrrtut  JagettotD  aber  den  yormalarbeiltlag, 
ZeiUchr.  /.  d.  gei.  SlaalttK.  34,  S.  322— .W?.  — 
Stdne»  Webb  und  HaroUi  Cox,  The  eight 
ho!irt  dag,  1891,  —  Berichte  der  Fabrikau/iichte- 
beamlen,  lioriale  Pntria  in  aUen  Jahrgängen. 

Wtlh.  Slleda. 
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North,  Pndley,  (8tr), 

ffeb.  am  Ifi.  III.  1G44  in  London,  gest.  daselbst 
im  Uürz  1691,  ividmet«  sieb  dem  Handelsstande, 
erwarb  sich  als  Haudelsfaktoreibeaitzer  in  Kou- 
Gtantinopet  nnd  Soiyrna  den  Rut  eines  der  be- 
deutendsten englischen  Vertreter  des  Levanfe- 
haudels,  wurde,  nach  London  zurückgekehrt, 
Sheriff,  AMerman,  Oeneralkommissar  der  ZSIle, 
Parlaments mitglied  und  Administrator  der  Eron- 
güter. 

North  veröffentlichte  folgende  staatawissen- 
schaftliche  Schrift  in  Biichlorm  und  anonj-m: 

Discourses  upon  trade;  principallj  directed 
to  tiie  cases  of  the  interest,  comage,  elipping 
and  increase  of  money,  London  1691;  dasselbe, 
neuer  Abdruck  unter  dem  Tit«l :  Disconrsea 
npou  trade  etc.  {1691).  Beprinted  with  intro- 
duction,  Edinbura;  1822,  nur  in  80  Eiemplaren 
gednickt;  dasRelne,  neuer  Abdruck,  herausge- 
geben von  M.  Napier,  ebd.  1846;  nur  in  80 
Exemplaren  publiziert;  dasselbe,  berausgcgeben 
in  dem  Sammelwerke  „Early  Tracts''  vom 
Political  Bconomical  Club,  London  1856.  [Diese 
Schrift  wurde  gleich  nach  Erscheinen  in  allen 
erreichbaren  Exemplaren  vom  Verfasser  aus  dem 
Handel  gezogen  und  vernichtet;  es  geschah  dies, 
weil  North  darauf  gerechnet,  dass  der  Sturz 
JaJiobs  U.  den  Sieg  des  Freihandels  in  England 
herbeiführen  werde,  während  er  im  Gegenteil 
znr  VerscbSrfnng  des  Protektionssystems  ge- 
führt hatte.  Aus  der  Einleitung  zum  ersten 
Neudnick  geht  hervor,  dnss  Norths  Zweck,  die 
„diacoursea"  durch  Einst«nipfung  der  gauzen 
Auflage  für  Interessenten  nu  au  fändbar  zu 
machen,  auf  die  Daner  von  131  Jahren  erreicht 
ivar.  Erat  1822  tauchte  ein  der  Vernichtung 
entgangenes  Exemplar  wieder  auf  nnd  ermög- 
lichte die  Herstellung:  eines  Neudruckes,  North 
war  einer  der  erleuchtetsten  Denker  und  staat«- 
wirtschaftlichen  Theoretiker  des  17.  Jahrhunderts, 
Aus  sich  selbst  heraus  enancipierte  er  sich  von 
den  merkantilistjschen  Anschauungen  seiner  Zeit 
und  gelangte  zu  Theoremen,  die  durch  wunder- 
bare Schärfe  des  Gedankenganges  sich  aus- 
zeichnen. Sein  Buch  ist  eine  Apologie  der  Frei- 
handelspolitik, die  berechtig,  wie  u.  a.  auch 
Mac  Oulloch  gethan,  den  \erfagser  znr  Schule 
der  Oekonomiaten  zu  zählen,  wenn  North  zu- 
weilen nicht  auch  dieser  voraus  geeilt  wäre  und  drei 
Generationen  vor  Adam  Smith  Sätze  aufgestellt 
h&tte,  die  durchaus  in  den  Rahmen  des  Industrie- 
svstems  passen,  z.  B.:  Die  handelt  reibenden 
Nationen  bilden  in  der  von  völkerrechtlichen 
Principien  regierten  Welt  des  ■Warenaustausches 
nnd  Erwerbes  ein  einziges  Volk,  ihre  Abhängig- 
keit von  der  Allgemeinheit  gleicht  der  der 
Stadt«  znm  Staate,  der  Familien  zur  Stadt,  die 
Handelskrise,  welche  über  einen  Industriestaat 
hereinbricht  nnd  seine  Handelsbeziehnn^n  zum 
Auslände  abschneidet,  ist  demnach  kerne  ver- 
einzelte, sondern  eine  den  ganzen  Welthandel 
treffende  Einbusse.  Handelsatocknngen  benihen 
nicht  lediglich  auf  Geldmangel,  auch  Absatz- 
stnunngen  auf  einheimischen  Märkten  kOnnen 
daran  die  Schuld  tragen.  Geldausfuhr,  als 
kommerzieller  Faktor  gedacht,  schmälert  nicht, 
sondern  vermehrt  den  Nation alreichtnm,  da  im 
Handel  nnr  ein  gegenseitiger  Anstansch  des 
Ueberflüssigen,  also  Abgebbaren  stattfindet.  Es 
giebt   keinen   Handel,    der    dem   Gemeinwesen 


nicht  Nutzen  brächte,  an  jedem  Verdienste,  den 
der  Kaufmann  einheimst,  profitiert  anch,  da  er 
einen  Teil  von  ihr  bildet,  die  Gesamtheit  Das 
Geld  ist  eine  Ware,  die  im  UeberÖuss  vorbanden 
sein  und  an  der  Mangel  herrschen  kann,  schein- 
barer Geldmangel  kann  auch  bei  GeldUberflu^, 
wenn  Kapitalmangel  besteht,  eintreten.  Ein 
Individuum  i^t  niäit  reich  zu  nennen  in  Rück- 
sicht anf  daä,  van  es  au  Geld  nnd  Geldeswert 
besitzt,  wohl  aber  im  Hinblick  anf  das,  was  es 
mit  seinem  Gelde  an  geldhringenden  Unter- 
nehmungen ansführen  kann.  Die  natürliche 
Preisbildung  darf  durch  keine  staatliche  Ein- 
mischung, Gesetzgebung  etc,  gestört  werden. 
ebenso  wirtschaftlich  irratiouell  sind  obrig- 
keitliche Zinsemiedrigungsmassregeln,  da  die 
Schwankungen  des  Eapitalzinses  von  denen  de» 
Angebotes  und  der  Nachfrage  reguliert  werden 
und  Kapitalanhäufung  den  Zii^sfuss  von  ganz 
allein  lierabdrückt;  ein  hoher  Zinsfuss  lockt  das 
Geld  znr  Beteil ignng  an  wirtschaftlich  produk- 
tiven Unternehmungen  hervor,  während  ein 
niedriger  seine  Unthätigkeit  oder  Verwendung 
za  unwirtschaftlichen  Zwecken  befördert.  In 
seiner  Parallele  zwischen  Landlord  und  Stock- 
lord behandelt  er  beide  Zinsarten  „rent  for 
stock"  und  Rente  vom  Grnnd  und  Boden  ge- 
roeinsam nach  dem  Theorem,  dass  die  Zins- 
bildung in  beiden  Fällen  eich  auf  mietweise 
Abgabe  des  überflüssigen  Kapitals  der  Kapita- 
listen, des  überflüssigen  Bodens  der  Grundei^n- 
tUmer  stüLze;  da  nun  das  vermietete  Kapital. 
nicht  aber  der  vermietete  Boden  Dieben  znr 
Beute  fallen  kSnne,  müsse  der  Zins  für  letzteren 
ein  niedrigerer  als  der  für  das  Kapital  sein. 
Ausführlich  verbreitet  sich  North  aber  den 
Lnxns  und  dessen  staatliche  Beschrfiokong,  und 
gelangt  zu  der  Schlussfolgerung,  dass  der 
luxuriöse,  nicht  durch  Prachtliebe,  sondern  aus 
dem  Aufschwung  der  Geschäfte  dazu  erwachsene 
Haushalt  eines  begüterten  Industriellen  in 
Ländern,  wo  keine  Lususgesetze  die  freie  Ent- 
faltung des  individuellen  und  industiiellen  Auf- 
wandes erschweren,  zum  Wetteifer  mit  dem  Er- 
folge ans^mt,  dass,  je  mehr  spekulative  Unter- 
nehmer m  diesen  Wettbewerb  um  GQteran- 
häufuiuj'  im  Dienste  der  Machtstärknng  eines 
Industriestaates  eintreten, desto  mehrauch  der  Na- 
tional wohl  stand  dabei  prosperieren  werde.  Nicht 
im  merkantil  istischen  Sinne  giebt  schliesslich 
North  den  Edelmetallen  vor  allen  Gütern  den 
Vorzug,  sondern  ihrer  Seltenheit,  des  dadurch 
bedingten  hohen  Wertes,  ihrer  elementaren  Ein- 
flüssen nicht  unterworfenen  Konsistenz  nnd  der 
geringen  Kaum  Verhältnisse  wegen,  die  ihre  Anf- 
speichecang  oder  ihre  Versendung  erfordert. 

Vgl.  ÜberNorth:  RogerNorth  [Bruder 
Dudleysl,  Life  of  Sir  Dudley  North,  Edinbnri; 
1822;  dasselbe,  neue  Aufl.  u.  d.  T.:  Livea  uf 
Francis  North,  Sir  Dudlev  North  und  RcTer. 
Dr.  North.  3  Bde.,  London  1826.  —  Mac 
Culloch,  The  principles  of  political  economv. 
Edinburg  1843,  8.  42  ff.  -  Macanlay,  Die 
Geschichte  Englands  seit  dem  Regiernngsautritte 
Jakobs  II.,  Übersetzt  von  F.  BUlau.  4  Bde.. 
Leipzig  1849-56,  Kap.  IV.  —  Travers 
TwisB,  View  of  the  progress  o£  political  eco- 
nomj  in  Enrope  since  the  XVII.  Century,  Londou 
1847,  S.  83.  —  Röscher  Zur  Geschieht«  der 
englischen    Volkswirtschaft,    Leipzig    1851,    S. 
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85/98.  —  Kiiutz,  Theorie  und  Geschichte  der 
Nationalökonomik,  TeU  I,  Wieu  1858,   S.  166. 

—  Perry,  Introdnction  to  political  economy, 
New-York  1877,  3.  185.  —  v.  Böhm -Bawerli, 
Kapital  und  Eapitalzins,  Bd.  I,  lunsbrnck  1884, 
S.  93,  —  Ingram,  Hiatorv  of  political  economy, 
Edinbnrg  1B88,  S.  52.53.  — Rogers.  Economic 
Interpretation  of  history,  London  1Ö88,   S.  229. 

—  J.  M.  Robertson,  The  tallacy  of  saving, 
ebd.   1892,    S.  4U41.    —  Nouvean  dictiounaire 

B  polit,  Bd.  n,  Paris  1892,  S.  39495. 
Liipperl, 


I.  Geschichtliches.  II.  Bestehender  Bechta- 
zustand  in  Deutschland.  1.  L'rkundrecbt.  2. 
ÜTkundreTfassang.    UI.  Ausland.   IV.  Ansblick. 

I.  Geschichtliches. 

Notariat  ist  Öffentliche  Beiir- 
kundüEg  im  Dienste  Privater. 
Oeffentlich  aber  ist  die  Urkunde,  <lie  ihi-e  Eulit- 
heit  durch  sich  selbst  beweist  und  deren  Be- 
richt kraft  Rechts  Vermutung  als  wahrst.  In 
dieser  Gestalt  ist  das'  Notariat  eine  ziemlicli 
neue  Erscheinung.  Weder  das  römisclie  noch 
das  germanische  Recht  iannt«  öffentliche 
Urkunden  iu  diesem  Sinne.  Die  römischen 
Tabeliionen  waren  nichts  als  konzes- 
sionierte Privafschreiber,  das  jus  aetorum 
eine  Einrichtung  zur  amtlichen  Verwahnmg 
privater,  nicht  zur  Errichtung  öffentlich  be- 
weisender Urkunden.  Die  germanische 
Urkunde  beweist  überhaupt  nicht,  son- 
dern hilft  zum  Beweise;  sie  giebt  das 
Recht,  den  Gegner,  der  sich  sonst  los- 
Hchwöreu  könnte,  durch  Zeugen  zu  über- 
führen. Etwas  von  öffentlicher  Urkunde 
erscheint  imSiegelrecht,  insofern  gegen 
den  sachlichen  Bericht  der  recht  besiegelten 
Urkunde  keine  Einwendung  zugelassen 
wird,  nur  die  bestrittene  Echtheil  bewiesen 
werden  miiss.  Das  Siegelrecht  aber  stand, 
wenigstens  fßr  eigne  GescliÄfte,  jedermann 
zu,  so  dass  in  gewissem  Sinne  jeder  Privat- 
mann eine  öffentliche  Urkunde  hei-stellen 
konnte.  Den  weiteren  Schritt,  die  Her- 
stellung öffentlich  beweisender  Urkunden 
einer  privilegierten  Klasse  von 
Schreibern  zu  übertragen,  that  das  ka- 
nonische Recht.  Es  fehlt  zwar  ein  völlig 
klarer  gesetzlicher  Äusspriich.  Allein  seil 
dem  11.  Jahrhundert  erscheinen  in  Italien 
und  seit  dem  13.  in  Deutschland  notarii, 
die  —  zum  Unterschied  von  den  ebenfalls 
notarii  geheissenen  Privatschreibern  oder 
Kabinefssekretären  der  Grossen  —  einen 
auf  kaiserliche  oder  päpstliche  Bestallung 
deutenden  Titel  tragen,  und  deren  Urkunden 
(instrumenta  publica,  publica  mann  confecta) 
von  den  geistlichen  Grerichten  die  Kraft  zu- 
erkannt wird,  ihre  Echtheit  und  die  Wahr- 


heit  ihres  Berichts   durch   sich   selbst  bis   • 
zum  Beweise  des  Gegenteils  zu  beweisen. 

Auch  über  öffentlichrechtliche  Akte 
konute  eine  beweisende  Urkunde  nicht 
anders  hergestellt  werden  als  durch  den 
Notar;  der  amtliche  Berieht  darüber  ge- 
nügte nicht.  Sogar  lag  iirsprünglich  das 
Schwergewicht  der  materiellen  TliÄtigkeit 
auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts. 
-Man  vei-wendete  die  Notare,  ursprünglich 
dui-chweg  Geistliche,  zunäc-list  zur  Be- 
urkundung kirchenrechtlicher  Akte  (Bischofs- 
wahl, PfarrObergabe  und  dergl.),  soilann 
prozessrechtlicher  Zustellungeu,  Protokolle, 
Rechtsmitteleiol^in^,  und  erst  in  letzter 
Linie  zu  privatrochtlichen  Rechtsgeschäften, 
fiir  welch  letztere  ja  die  einfachere  und  fast 
gleich  wirksame  Form  der  ^siegelten  Ur- 
kunde zur  Verfügung  stand.  Erst  im  Laufe 
der  Zeit  biidele  sich  der  Satz  aus,  dass 
amtlicher  Bericht  die  Eiaft  einer  notariellen 
Urkunde  hat,  womit  sich  diese  auf  das  Ge- 
biet des  Privatrechts  und  auf  den  Dienst 
Pi-ivater  zurückgedrängt  sah,  woraus  sich 
zugleich  ei'gab,  dass  der  Notar  auf  Ge- 
bühren gesetzt  ist. 

Seine  erste  reichsrechtliche  Regel img 
erhielt  das  Notariat  durcli  die  Reichs- 
Nolariatsordnung  vom  8.  Oktober  1513,  die 
sich  fast  ausschliesslich  mit  der  Urkundauf- 
nahme,  wenig  mit  der  Verfassung  des 
Notariats  beschäftigte  und  in  einzelnen,  be- 
sonders den  von  den  Testamenten  mit 
sieben  Zeugen  liandelnden  Teilen  bis  zum 
Inkrafttreten  des  Büi^erilchen  Gesetzbuches 
in  Geltung  geblieben  ist  Die  Verfassung 
des  Notariats  war  die,  dass  der  Notar  vom 
Kaiser  oder  dem  mit  dem  Recht  der  No- 
tarsernennung  beliehenen  Hofpfalzgrafen  er-  ■ 
nannt  und  beeidigt  wurde.  Ueber  Vorbil- 
dung und  Prüfung  gab  es  keine  weitere 
Vorschrift  als  die,  dass  die  Hofpfeilzgrafen 
nur  taugliche  Personen  ernennen  sollten; 
was  so  gewissenhaft  gehMidhabt  wurde, 
dass  schon  frühzeitig  Reichastände  sich 
dturch  kaiserliche  Pnvilegien  gegen  die 
kaiserlichen  Notare  zu  schützen  oder  durch 
die  Hofpfalzgrafen  würde  das  Recht  der 
Notarsemennung  in  die  eigene  Hand  zu 
bekommen  suchten,  jedenfalls  das  Recht 
der  Prüfung  und  Zulassung  der  Notare  in 
Anspruch  nahmen  imd  für  ihre  Gebiete  be- 
sondere Notariatsordnungen  erüessen.  Auf 
diese  Weise,  vielfach  unter  Verletzung  des 
kfüserlichen  Eieservatrechts,  ist  das  Notariat 
aus  einer  Reichs-  allmählich  zu  einer  Landes- 
einrichtung geworden. 

Das  gemeine  Recht  forderte  im  allge- 
meinen öffentliche  Beurkundung  von  Rechts- 
geschäften nicht.  Selbst  die  wichtigsten 
Rechtfigeschäfte,  wie  das  Testament,  konnten 
in  privater,  wenn  auch  feierlicher  Form  er- 
klärt  werden.      Wo   aber    öffentliche    Be- 
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urkundung  gefordert  wiirde,  wie  bei  der 
Schenkung  und  Adoption,  da  war  es  ge- 
richtliche, nicht  notaridle  Beiirkuüdung. 
Gerichtliche  Formen  waren  es  auch,  die 
das  germanische  Recht  ausbildete.  Ver- 
Stisseruiig  von  Griindeigentnm  konnte  nur 
durch  Auflassung  im  echten  Ding  oder  vor 
dem  Rat  vollzogen  werden.  Das  gericht- 
liche Testament,  schon  dem  römischen 
Rechte  bekannt,  gewann  leicht  den  Sieg 
über  die  sieben  Zeugen  des  gemeinrecht- 
lichen Privattestamonts.  Die  zahlreichen, 
bequem  erreichbaren  Patrimonialgerichte 
zogen  das  einträgliche  Urkiindwesen  an 
sich.  Vielfadi  wurde  gerichtliche  Beur- 
kundung —  zum  Teil  auch  Genehmigung  — 
zur  Bedingung  der  Giltigkeit  der  Rechts- 
geschäfte gemacht.  Das  Aufkommen  der 
gerichtlichen  Ünmdbücher  musste  vollends 
die  Gerichte  oder,  wo  an  deren  Stelle  Ge- 
meindeämter standen,  diese  zum  Mittel- 
punkt aller  öffentlichen  Urkundthätigkeit 
machen. 

Unter  diesen  Umständen  konnte  das 
Notaiiat  keine  rechte  Bedeutung  gewinnen. 
Es  musste,  um  leben  zu  tönneu,  mit  der 
Advokatur,  mit  Sekretärsstellen,  städtischen 
imd  andern  Äemtem  verbunden  werden. 
Eine,  aber  auch  nur  im  vollkommene,  Ver- 
selbständigung des  Notariats  wurde  1701, 
bei  Einfühnmg  der  Carmerechen  Prozessge- 
setzgebung, in  Preusson  versucht.  Die 
Advokatur  wiirde  zu  einem  fest  besoldeten 
Staatsamte,  dem  der  Asststcnzräte, 
gemacht,   deeaen   Thätigkeit  auf  den  Civil- 

Srozess  beschränkt  wurde.  Dies  bedingte 
ieTrennung  desNotariats  von  der 
Advokatur.  Was  die  Advokatur  im  Pro- 
zesse, das  sollte  diK  Notariat  in  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  leisten.  Unter  dem 
Namen  »Justizkommissare«  sollten  die 
Notare  das  Publikum  in  allen  Rechtssachen, 
die  nicht  Prozcss  sind,  beraten  und  ver- 
treten, öffentliche  Urkunden  aufnehmen 
und  —  w^  freilich  grundsatzlos  war  — 
Verteidigimgen  in  Strafsachen  führen.  Zti- 
gleich  wurde  durch  den  damals  neuen 
Grundsatz,  tlass  alle  Verträge  über  unbe- 
weglich Gut  der  gerichtücheu  oder  notari- 
ellen Form  bedürfen,  dem  Notariat  ein  er- 
heblicher Wirkungskreis  gesichert.  Endlich 
wui'de  ihm  —  was  ebenfalls  ohne  Vorgang 
war  —  eine  Kollegialverfassung  mit 
gemeinsamem  Direktor  und  gemeinsamer 
Kanzlei  gegeben.  Diese  grossen  organischen 
Aenderuiigen  hatten  aber  keine  Zeit  sich  zu 
bewähren;  denn  schon  1782  versehwandon 
die  Assislenzräte  und  wurde  die  Prozess- 
iliätigkeit  den  Justizkommissaren  Ober- 
tragen, Advokatur  und  Notariat  also  wieder 
vereinigt.  AJlein,  war  früher  diese  Ver- 
einigung eine  zufällige  gewesen,  so  war  sie 
jetzt  eine  notwendige.    Die  grosse  Verände- 


rung gegen  den  früheren  Zustand  bestand 
darin,  dass  Advokatur  und  Notariat  zu 
einem  einzigen  Benifsstande  mit  gemein- 
samer Verfassung  und  gemeinsamem  Dienst- 
rocht zusammen gcschweisst  wurden,  den 
man  als  Berufsstand  der  Eechtsbe- 
ratung  bezeichneu  kann.  Die  Justizkom- 
niissare  wurden  vollständig  in  den  Beamteu- 
sfand  aufgenommen,  ihr  Dienstrecht  neben 
dem  der  übrigen  Beamten  im  dritten  Teile  der 
all^meinen  Gerichtsordnung  abgehandelt 
Gleichzeitig  führte  das  allgemeine  Land- 
recht  einen  ausgedehnten  Form  zwang  für 
Rechtsgeschäfte  ein,  hierbei  aber  die  ge- 
richtliche Urkimde  ganz  wesentlich  gegen- 
über der  notariellen  begünstigend.  Die 
Form  der  notariellen  Urkunden  wurde 
später  neu  geordnet  durch  G,  v.  11,  Juli 
184!).  Die  Justizoi^nisation  von  1849 
änderte  an  <lie8er  Verfassung  nichts  als  den 
Namen :  der  i Justiz kommissar  und  Notare 
verschwand  iioA  machte  dem  »Rechtsanwalt 
und  Notar«  Platz.  Diese  Verfassimg  mit 
ihrem  Nebencinanderwirken  von  Gericht 
und  Notar  und  ihrer  Verbindung  von 
Rechtsanwaltschaft  und  Notariat  hat  vorbild- 
lich gewirkt  und  ist  in  fast  ganz  Nord- 
deutseh'aud  übernommen  worden.  Erst  die 
Reichs-  und  Justizorganisation  von  1879 
hat  hier  tiefer  eingegriffen:  die  Rechtsan- 
waltscliaft,  ein  nunmehr  freigegebener,  un- 
amtlicher, durch  Reichsrecht  neugeordneter 
Benif,  konnte  nicht  in  der  bisherigea  not- 
wendigen Verbindung  mit  dem  Amte  des 
Notars  bleiben :  die  Verbindung  wimie,  wie 
sie  es  im  18.  Jahrhundert  gewesen  war, 
eine  zufällige.  Jedoch  hielt  man  daran  fest, 
das  Notariat  nur  Rechtsanwälten  zu  ver- 
,  o  dass  zwar  das  Notariat  notwendig 
mit  der  Rechtsanwaltschaft,  aber  nicht  die 
Rechtsanwaltscliaft  notwendig  mit  dem 
Notariat  verbimdcn  blieb. 

In  <Iiese  Eiitwickelung  brachte  die  fran- 
zösisclie  Fremd horrscliaft  einen  bis  heute 
ungeheilten  Riss  durch  die  Einführung  des 
französischen  Notariats.  Die  in 
Frankreich  herrsehende  Lehre  von  der  Sonde- 
rung der  Gewalten,  welche  \-erlangt,  dass 
dem  RicJiter  ausschliesslich  das  Richten, 
dem  Advokaten  ausschliesslich  das  Vertei- 
digen, dem  Notar  ausschliesslich  das  Ur- 
kunden zustehe,  hafte  füi-  das  Notariat  zu 
folgenden  llauptgnindsätzcn  geführt: 

1,  Die  öffentliche  Beurkundung  steht 
den  Notaren  ausschliesslich  zu. 

'.  Das  Notariat  ist  mit  der  Advokatur 
un  vereinbar. 

Dieses  Sj-stem  —  man  kann  es  die 
Eiiiamtordnung  {gegenüber  der  in 
Deutschlaud  herrschenden  Zweiamtord- 
nung) nennen  —  war  auch  darin  den  deut- 
schen Anschaiuiggen  entgegen,  dass  es  die 
Befähigimg   zum  Notariat    lediglich    dnrdi 
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sechsjährigen  Vorbereitungsdienst  (ohne 
Hechtsstudium  und  Prüfung)  er 
werbeü  liess,  die  hergebrachte  Käuflich 
keit  der  Stellen  nicht  beseitigte,  die 
Disciplinargewalt  gew&hlten  Notarskam- 
mern  netien  den  Gerichten  Obertrug  und 
das  Notariat  der  Staatsanwaltschaft 
unteratellte.  Endlich  war  die  Bewe: 
kraft  der  Urkuode  eine  stärkere  und  ibre 
Vollstreckbarkeit  eine  bis  dahin, 
wenigstens  in  Preiissen,  unbekannte  Er- 
scheinung. 

Diese  Grundsätze,  festgelegt  durch  das 
G.  V,  25.  ventOse  XI  (16.  März  1803),  wur- 
den in  den  französischen  Rheinländern  auch 
nach  Abschüttelung  der  tVemdheiTBChaft 
nicht  beseitigt.  Preussen  entschloss  sich, 
in  der  neuerworbenen  Rheinproviuz  an  der 
eingelehten  Einrichtung  nicht  zu  rütteln, 
tibernahni  daher  in  der  rheinischen  No- 
tariatsordniiug  vom  25.  April  1822  im 
wesentlichen  das  französische  System,  be- 
seitigte jedoch  die  Notarskaramern,  selbst- 
verständlich  auch  die  Käuflichkeit  der 
Stellen,  regelte  auch  Vorbildung  und  Prüfung 
nach  deutschem  Brauch.  In  Hessen  links 
des  Rheins  und  in  der  bayerischen 
Pfalz  wurde  das  Ventosegesetz  direkt  bei- 
behalten. 

luBaden,  wo  von  vom  herein  das  fran- 
zosische Recht  infolge  der  Beibehaltung  des 
Gnindbiichs  deutschrechtlichea  Gedanken- 
kreisen angenähert  worden  war,  hatte  man 
auch  das  französische  Notariat  nicht  unbe- 
sehen ilbernonimen.  Die  Rechtspolizei,  wie 
man  dort  die  freiwilHge  Gerichtsbarkeit 
nannte,  lag  in  den  Händen  von  Verwaltungs-, 
zum  Teil  von  Gemeindebehörden,  denen 
Amtsrevisoren  als  staatliche  Beamte 
zur  Seite  standen.  Diesen  Ämtsrevisoren 
übertrug  man  die  nach  französischem  Rechte 
den  Notaren  zustehenden  Geschäfte  und 
gab  ihnen  Gehilfen  bei,  die  seit  der  In- 
struktion vom  4.  Januar  18i2  Notare  hiessen. 
Nachdem  das  G.  v.  28.  Mai  1864  das  Amts- 
revisorat  aufgehoben  und  au  seine  Stelle 
das  Amtsgericht  gesetzt  hatte,  legte  das 
Reclitspolizeigesetz  vom  6.  Februar  1879 
{eigänzt  durch  die  im  Verordnungswege  er- 
gangene Rechtspolizei  Ordnung  und  Nolariats- 
ordnung  vom  2.  November  1889)  die  Stellung 
der  Amtsgerichte  und  Notare  dahin  fest, 
dass  von  den  rechtspoUzeilichen  Geschäften 
diejenigen,  welche  obrigkeitliche  Zwangsgo- 
walt  voraussetzen  (\  ormundschaft,  Ge- 
nehmigung, Bestätigung,  Erbbescheinigimg) 
wesenthch  den  Ämtsgerichten,  die  öffent- 
lichen ßeurkimdungen  dagegen  wesenthch 
den  Notaren  zustehen.  Doch  waren  erheb- 
liche Ausnahmen  gemacht,  insbesondere  Im 
Nachlasswesen,  wo  dem  Notar  in  der  amts- 
we^gen  Siegelung  imd  Verzeichnung  wich- 
tige Zwangsbefugnisse  zugestanden  waren. 


Bei  dieser  mehr  behördlichen  Stellung  des 
Notariats  verstand  sich  seine  Unvereinbar- 
keit mit  der  Advokatur  von  selbst. 

Aehnlich  entwickelten  sich  die  Verhält- 
nisse in  Württemberg.  Auch  hier  lag 
von  alters  her  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit, 
das  Vorraundschafta-,  Nachlass-  und  Grund- 
buehwesen  sowie  die  dort  vielfach  erforder- 
liche Bestätigimg  von  Verträgen  in  den 
Händen vonGemeindebehörden.  Diesen 
wurden,  wie  in  Baden  Amtsrevisoren,  so 
hier  Stadt-  und  Ämfsschreiber,  später  Ge- 
richts- und  Ämtsnotare  genannt,  zur 
Seite  gestellt,  die  sonach  neben  ihrer  be- 
lurkundenden  eine  weitgreifende  obrigkeit- 
liche, insbesondere  vorraundschaftlicheThätig- 
keit  entfalteten  und  deshalb  nicht  zugleich 
Advokaten  sein  konnten:  Notariatsgesetz 
vom  14.  Juni  1843.  Neben  ihnen  wirkte 
noch  eine  kleine  Anzahl  eigentlicher,  nur 
für  die  Urkunden  zuständiger  Notare,  die 
sogenannten  immatrikulierten  No- 
tare. 

Bayern,  das  im  Anfange  dieses  Jahr- 
hunderts die  Beurkundung  überhaupt  den 
Gerichten  überwiesen  und  die  Notare  auf 
Wechselproteste  beschränkt  hatte,  hat  dim;h 
Notariatsgesetz  vom  10.  November  1861 
wieder  ein  Notariat  mit  voller  Urkundbe- 
fugnis  geschaffen  und  dessen  Befugnisse 
ziemlich  nach  französischem  System  geregelt. 
Den  Notaren  wiu^e  die  ausschliessliche 
Urkimdbefugnis  gelben,  den  Gerichten  das 
Vormund  Schafts-,  Iiachlass-  und  Grund  buch- 
wesen  untl  nur  innerhalb  dieses  Gebiets 
eine  ziemlicli  enghegrenzte  Urkundbefugnis 
belassen.  Die  Giltigkeit  von  Grundstücks- 
vertrögen  —  ein  für  das  Notariat  überall 
ausschJag^bender  Punkt  —  wurde  von  der 
notariellen  Beurkundung  abhängig  gemacht. 
Die  Unvereinbarkeit  des  Amtes  mit  der 
Rechtsan  wall  Schaft  wurde  auch  hier  ausge- 
spi-ochen. 

Als  nun  in  neuester  2feit  die  Frage 
reichsgesetzlicher  Regelung  des  Notariats 
dringend  wunle,  standen  drei  Systeme  ein- 
ander gegenüber: 

1.  das  norddeutsche  des  Anwalt- 
nolariats,  neben  dem  das  gerichthche 
Urkuüdamt  steht; 

2.  das  französische  des  ausschliesslich 
urkund befugten,  von  der  Rechtsanwalt- 
scbaft  getrennten  Notariats; 

3.  das  hadisch-württembergisehe 
des  behördlichen,  ueben  der  Urkund- 
thätigkeit  mit  vormundscltafts-  und  nach- 
lassgerichtlichen  Verrichtungen  be- 
trauten Notariats. 

In  einigen  kleinen  Gebieten  gab  es  gar 
kein  Notariat;  in  Hessen  hatte  das  Gesetz 
der  Trägheit  bewirkt,  dass  rechts  des  Rheins 
nur  Gerichte,  links  nur  Notare  öffenthche 
Urkunden  aufnehmen  konnten.    Einer  Ver- 
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einlaning  dieser  gep;easätzliclien  Systeme 
stautleii  allzu  erhebliche  Intere^Bea,  dazu 
Eingewöhnung  und  Vonirteil,  vielleicht  auch 
die  wirtschafüichen  Verhältnisse  entgegen, 
welche  bewirken,  dass  das  Notariat  in  den 
Rheinländern  thatsächlich  einen  ganz  anderen 
Wirkungskreis  hat  als  im  Osten  des  Reiches. 
Die  Reiohsgesetzgebung  hatte  zwar  ver- 
schieden tlieh  eiag^riffen:  die  Lehre  von 
den  Wechselprotesten  bestimmte  sich  nacli 
der  Wechselordnung,  das  Handelsgesetzbuch 
hatte  für  verachiedeiie  aktienrechl  liehe  Ge- 
schäfte, insbesondere  General  Versammlungen, 
j      o  -  u         ,  20.  April  1892    ,„ 

das  Reichsgesetz  vom  ~5nifS~rK<JH~  '^ 
Eiriclitung  von  Oesell  schatten  mit  be- 
schriUikter  Haftung  und  einige  andere  ge- 
sellschaftsrechtliche Gesc-haffc,  das  Reichs- 
gesetz vom  4.  Dezember  1899  för  Ver- 
sammliHigen  der  Besitzer  von  Teilschuld- 
verschreibiingen  gerichtliche  0<lor  notarielle 
Beurkundung  gefordert,  die  Civilprozess- 
ordnung  die  Beweiskraft  und  Vollstreckbar- 
keit öffentlicher  Urkunden  geordnet.  Allein 
vor  Eingriffen  in  die  Organisation 
achreckte  man  auch  dann  noch  zurück,  als 
man  bei  der  reichsrechtlichen  Ordnung  des 
Privatrechts  im  Bürgerhchen  Gesetzbuche 
die  gerichtliche  oder  notarielle  Beurkundiing 
zur  Bedingung  der  Giltigkeit  einer  groaseo 
Anzahl  von  Roehtegescliäften  machte  ^  was 
doch  das  Bestehen  einer  einheitlichen  Ur- 
kund  Verfassung,  nämlich  einer  solchen,  in 
der  Gerichte  neben  den  Notaren  Urkunden, 
voraussetzte.  Man  hat  sich  vielmehr  be- 
gnflgt,  die  Form  der  gerichtlichen  und 
notariellen  Urkunden,  und  zwar  für  beide 
Gattungen  gleich,  zu  ordnen;  Zuständigkeit 
imd  Dienstrecht  hat  man  im  wesentlichen 
dem  Landesrecht  überlassen  und  noch 
besonders     durch     Art.     141     EinfQhrungs- 

fBsetz  zum  Bfligerlichen  Oesetzbiich  das 
ortbestehen  des  französischen,  durch  Art. 
147  daselbst  das  Fortbestehen  des  Isadisch- 
württembergisf^en  Systems  neben  dem  nord- 
deutschen ermöglicht.  Es  ist  also  eine  ein- 
heitliche Verfassung  des  Notariats  für  das 
Reich  nicht  erzielt  worden.  Dafür  haben 
flieh  fast  alle  bedeutenderen  Bundesstaaten 
zu  einer  landesrechtlichen  Neuordnung  des 
Notariatswesenn ,  zumeist  auf  den  alten 
Grundlagen,  veranlasst  gesehen.  Insbesondere 
war  dies  für  Prenssen  eine  Notwendigkeit, 
das  seit  dem  Einbruch  des  französischen 
Systems  nicht  nnr  dieses  neben  seinem  alt- 
preussischen,  sondern  auch  in  den  1866  er- 
worbenen Provinzen  eine  unerhörte  Rechts- 
verschiede alieit  in  diesem  Punkte  zu  dulden 
und  seit  lange  auf  deren  Beseitigimg  hin- 
gearbeitet hatte.  Hiernach  kann  man  sagen : 
das  L'r  kund  recht,  d.  i.  Form  und  Wirkung 
der  Urkunden,  ist  reichsrechtlich,  die  Ur- 
kundverfassuug,  d.  i.  Organisation  und 


Dienstrecht  der  ürkundamter,  landesrecht- 
lich geordnet. 

II.  Bestehender  RechtazastaDd 
in  Deutschland. 

1.  Urkuodrecht  Das  öffentliche  L"r- 
kundrecht  behandelt : 

a)  den  Foi-mzwang,  d.  i.  die  Frage,  in- 
wieweit öffentliche  Beurkundung  ge- 
boten ist; 

b)  die  Form, 

c)  die  Beweiskraft, 

d)  die  Vollstreckbarkeit 
der  öffeiitlichen  Urkunde. 

a)  Der  Formzwang  ist  sehr  ausge- 
dehnt Für  die  wichtigeren  Rechtsgeschäfte 
verlangt  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  fffet 
überall  gerichtliche  oder  notarielle  Beur- 
kundung, und  zwar  als  Bedingung  ihrer 
RechtsgiUtigkeit.  So  insbesondere  für  das 
weitaus  häufigste :  den  Grund  Stücks  vcr- 
äusserurigs  vertrag  (§  313),  femer  die 
Schenkung  (§  ^iü),  die  Annahme  an  Kind^s- 
statt  {§  17r»0),  den  Ehevertrag  (g  1434), 
Erbrert«^  (g  2276),  Erbschaftskauf  (S  2371), 
Erbverzicht  (§  2348),  das  Testament  (§  2231); 
doch  ist  auch  das  eigealiändig  gescliricbene 
Privattestament  zugelassen.  Dazu  treten  die 
imter  1  erwähnten  aktien-  und  gesellschafts- 
rechtlichen Geschäfte  und  der  Wechsel- 
protest, endlich  aus  dem  neben  dem  Reichs- 
recht in  Kraft  gebliebenen  Landrechte,  ins- 
besondere dem  Berg-  und  Fideikommiss- 
reclite,  eine  Anzahl  von  Rechtsgeschäften. 
Noch  wichtiger  aber  für  das  Notariat  ist  die 
Einrichtung  der  Grundbücher,  der  Handels- 
und  sonstigen  öffentlichen  Register,  weil  die 
Eintragungen  iu  diese  in  der  Regel  nur  auf 
Grund  öffentlich  beurkundeter  oder  1«- 
glaubigtcr  Erklärungen  erfolgen.  Endlich 
kann  im  Nachlasswesen  ein  Erbschein  nur 
auf  Grund  einer  gerichtlich  oder  notariell 
beurkundeten  eidesstattlichen  Versicherung 
(§  23r}6)  erlangt,  nur  durch  öffentlich  auf- 
genommenes Nachlassverzeichnis  die  unbe- 
schränkte Haftung  dos  Erben  abgewehrt 
(§  2002),  die  Auseinandersetzimg  mit  der 
Wirkung,  dass  der  Nichterschienene  als  zu- 
stimmend gilt,  nur  vor  Gericht  oder  Notar 
botrieben  werden  {G.v.  17.Mai  1898  g§  86ff. 
193).  Wenn  nun  hier  tiberall  das  Reichs- 
recht die  gerichtliche  Form  neben  der 
notariellen  zur  Wahl  stellt,  so  hat  dies  doch 
nicht  die  Bedeutung,  dass  im  ganzen  Reiche 
die  Gerichte  neben  den  Notaren  zur  Beur- 
kundung dieser  Akte  befugt  sind.  Vielmehr 
hän^   dies   von    der   landesrechllichen   Or- 

fmisation  des  Urkundwesens  ab.  In  den 
ebietenz.B-,  die  das  französische  Notariae- 
system beibehalten  haben,  wo  es  also  kein 
gerichtliches  Urkimdamt  giebt,  können  die 
Akte  nur  notariell,  nicht  gerichtlich  beur- 
kundet werden;   eine   etwa   vom   Gerichte 
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aufgenommene  Crkuode  wäre  mangels  sach- 
licher Zuständigkeit  des  Gerichts  Überhaupt 
ieine  Offentiiciie,  also  aoch  keine  gericht- 
liche Urkunde,  das  beurkimdete  Kechtsge- 
sdiäft  also  ungiltig.  Die  Lage  ist  alsdann 
die  gleiche  wie  in  den  Gebieten,  die  kein 
Notariat  haben;  wo  natürlicii  eine  notarielle 
Urkunde  nicht  aufgenommen  werden  kann. 
Die  Auflassung,  d.  i.  die  Einigung  über 
den  Eigentums  Übergang  von  Grundstücken, 
kaunnur  vordem Grundbucharate erklärt  wer- 
den, und  sie  heilt  den  etwaigen  Fonnmaugel 
des  ihr  zu  Gi-unde  liegenden  Veränsserungs- 
vertiages;  dem  tÄndesreeht  ist  aber  vorbe- 
halten, die  Auflassung  den  Notaren  zu  über- 
tragen (Art.  143  Eini-G.  z.  B.G.B.),  aiieh 
anzuordnen,  dass  die  AuQassung  nur  bei 
Vorlegimg  des  formgiltigen  Veräusserungs- 
vertrags  entgegengenommen  werde  (g  98 
Eeichsgnindbuchoi^nuiig  v,  24.  Mäns  1897). 
b)  Die  Form  der  Urkunden  istgeonloet 
durch  die  §§  168  bis  183  des  Reichsgesetzes 
vom  17.  Mai  1898  über  die  Angelegenheiten 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  und  die 
für  letztwillige  Verfügungen  durch  die 
§§  2231  ff.,  2276  ff.  B.G.B.  Sie  ist  die  gleiche 
für  notarielle  wie  für  gerichtliche  Urkunden, 
nur  dass  in  den  Fällen,  wo  der  Notar  zwei 
Zeugen  (oder  einen  zweiten  Notar)  zuzu- 
ziehen hat,  der  Richter  einen  Gerichts- 
schreiber (oder  zwei  Zeugen)  zuziehen  rouss. 
Diese  FäUe  sind :  letztwnllige  Verfügungen 
(§§  2233,  2276  B.G.B.)  und  Urkunden  Tauber, 
Blinder,  Stummer  (§  169  G.  v.  17.  Mai  1898). 
Die  zur  Erfüllung  der  Form  notwendigen 
Personen,  denen  sich  unter  Umständen  ein 
Dolmetscher  zugesellt,  werden  »mitwirkende 
Personeus,  die  auftretenden  Parteien  »Be- 
teiligte« genannt.  Die  mitwirkenden  Per- 
sonen müssen  bei  der  Vorlesung,  Genehmi- 
gung und  Unterzeichnung  der  Urkimde,  wenn 
es  sieh  aber  um  letztwillige  Verfügungen 
liandolt,  während  der  ganzen  Verhandlung 
zugegen  sein.  Es  wird  ein  Protokoll  auf- 
genommen, das  Grt  und  Tag,  die  mitwir- 
kenden Personen  und  die  Beteiligten  be- 
zeichnet und  deren  Erklärung  sowie  die 
Feststellung  der  Vorlesung,  Genehmigung 
und  Unterzeichnung  enthalt  und  von  Be- 
teiligten und  Mitwirkenden  unterschrieben 
werden  muss.  Erklärt  ein  Beteiligter,  nicht 
schreiben  zu  können,  so  ist  diese  Erklärung 
zu  Protokoll  festzustellen  und  ein  Schreib- 
zeiige  zuzuziehen,  der  das  Protokoll  zu  un- 
terschreiben hat;  eines  Handzeichens  <leB 
Schreibensuntähigen  bedarf  es  nicht.  Das 
Protokoll  wird  in  deiitscher  Sprache  atifge- 
□omroen,  auch  wenn  der  Beteiligte  sich  in 
fremder  Sprache  erklärt;  es  wird  alsdann 
ein  Dolmetscher  zugezogen,  aber  eine  Ueber- 
setzung  nicht  beigefügt;  ist  der  Notar  der 
fremden  Sprache  mächtig,  so  bedarf  es  auch 
keiues  Dolmetschers.    Bei  letztwilligen  Ver- 


fügungen muss  dem  deutschen  Protokoll 
eine  Uebei'setzung  in  die  fremde  Sprache 
beigefügt  werden;  sind  sämtliche  mitwir- 
kende Personen  —  nicht  bloss  der  Notar  — 
der  fremden  Sprache  mächtig,  so  bedarf  es 
keines  Dolmetschers,  das  Protokoll  wird  als- 
dann in  der  fremden  Sprache  aufgenommen 
und  eine  Uebersetzung  ins  Deutsche  beige- 
fügt. Ueberall  sind  die  wesentlichen,  d.  i. 
die  Giltigkeit  bedingenden  Formen  durch 
das  Wort  »muss«,  die  unwesentlichen  durch 
das  Wort  ssoll»  hervorgehoben.  Uebrigens 
gelten  alle  diese  reichsreoh fliehen  Vorsdlrif- 
ten  nur  für-  die  Beurkundung  von  Rechts- 
geschäften (§  ItiS  G.  y.  17.  Mai  1898); 
für  die  Beiirkundung  anderer  Thatsachen, 
z.  B.  der  zur  Erlangung  eines  Ei-bscheinea 
erforderlichen  eidesstattlichen  Versicherun- 
gen, Siegelungen  und  Inventuren,  Absclirifts- 
beglaubigimgen,  AiislosungsprotokoUe,  ist 
das  Landesrecht  massgebend,  welches  in 
Preussen  (Art.  54,  84  G.  v.  21.  September 
1899)  nur  ein  datiertes  und  vom  Notar  un- 
tersdmebenes  Protokoll,  Vorlesung  aber  und 
Unterschrift  der  Beteiligten  nicht  fordert. 
Hierhin  gehören  auch  die  Versammlungs- 
(»eschlOsse,  deren  Form  zwar  reichsrechtlich 
(§  259  Handelsgesetzbuch),  aber  in  ähnlicher 
Weise  geordnet  ist,  und  die  Wechselproteste, 
die  die  Wechselordnung  in  den  Artt.  87  bis 
93  behandelt. 

Ueber  Verwahrung  und  Ausfertigung  der 
Protokolle  bestimmt  wieder  das  Landesrecht. 
>[it  Ausnahme  der  Wechsel pi^o teste,  die  in 
Urschrift  ausgehändigt  werden,  bleiben  die 
Urschriften  in  der  Regel  in  der  Verwahrung 
des  Notars;  die  Parteien  erhalten  eine  be- 
siegelte Ausfertigung,  welche  eine  wörtliche 
Abschrift  des  Protokollea  enthält.  Letzt- 
willige  Verfügungen  hat  der  preussische 
Notar  in  Urschrift  und  versiegelt  zur  gericht- 
lichen Verwahrung  einziu:eichen. 

c)  Die  Beweiskraft  der  notjuiellen 
Urkunde  besteht  darin,  dass  sie  vollen  Be- 
weis des  beurkundeten  Vorgangs  erbringt 
(§  415  Civilprozessordnung).  Die  Urkunde 
ist  also  ein  formales  Beweismittel,  das  für 
das  sonst  anerkannte  freie  Beweis  würdigungs- 
recht des  Richters  keinen  Raum  lässt.  In- 
dessen wird  diese  Wirkung  fast  aufgehoben 
durch  die  unbeschränkte  Zulassung 
des  Gegenbeweises^  einer  der  Punkte, 
in  denen  sich  das  deutsche  Recht  vom  fran- 
zösischen imterecheidct,  welches  den  Gegen- 
beweis ausschliesst  und  nur  eine  Fälschungs- 
klage zulftsst, 

d)  Vollstreckbarkeit  ist  beige- 
legt den  notariellen  Urkunden  über  An- 
sprüche, welche  die  Zahlung  einer  bestimm- 
ten Geldsumme  oder  die  Leistung  einer  be- 
stimmten Menge  anderer  vertretbarer  Sachen 
oder  Wertpapiere  zum  Gegenstande  haben, 
insofern  sich  der  Schuldner  in  der  Urkunde 
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der  sofortigen  ZTiranf^vollstreckung  unter- 
worfen hat.  Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt 
auf  Grund  einer  vom  Notar  erteilten  voll- 
Btreokbaren  Ausfertigung,  sonst  ganz  wie 
die  ZwaugsvoDstrecknng  aus  einem  gericht- 
lichen Urteil  (§  794  Nr.  5,  §  797  Civilpro- 
zessordming),  ■  Ausserdem  findet  aus  der 
bestätigten  notariellen  Erbau scinandersetzung 
die  ZwangsvoDstreckung  statt,  auch  wenn 
es  sich  nicht  uro  Gold  oder  vertretbare 
Sachen  handelt  (§  98  G.  v,  17.  Mai  1898). 

2.  Urittlödverfasaiing.  Die  Urknndver- 
faseuDg  beruht,  wie  erwähnt,  auf  Landes- 
recht. Die  verschiedenen  Landesgesetz- 
gebuQgen,  obwohl  durch  das  Btirgeriicho 
Gesetzbuch  zur  Neuordnung  das  TJrkund- 
wescns  gezwungen,  haben  dennoch  ihre  aus- 
einandergehende Kichtung  beibehalten,  und 
so  stehen  heute  noch  die  oben  geschilderten 
drei  Systeme,  das  norddeutscliej  französische 
«nrl  badisch- württembergische,  innerhalb  des 
Beichs  einander  gegenüber.  Dazu  treten 
einige  Gebiete,  die  gar  kein  Notariat  haben, 
wo  also  nur  gerichtliche  Beurkimdung  statt- 
fiudel,  nämlich :  Oldenburg,  Sachsen-Weimar, 
Seh  warzb  arg- Rudol  Stadt,  Waldeck  und  die 
beiden  Lippe. 

Das  norddeutsche  Svsleni  herrscht 
in  ganz  Preussen,  wo  das"  G.  v.  21.  Sep- 
tember 1899  über  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit in  seinem  vierten  und  sechsten  Ab- 
schnitte eine  einheitliche  Notariatsordnung 
gegeben  uod  damit  die  bis  dahin  sehr  starke 
Kechtszersplitterung  beseitigt  hat.  Zur  Öf- 
fentlichen Beurkundung  sind  nunmelu'  in  der 
ganzen  Monarchie  Gerichte  und  Notare 
in  gleichem  Umfange  zuständig;  dass  die 
Auflassung  nur  vor  dem  Gericht  erklärt 
werden  kiuin,  hängt  mit  dessen  Eigenschaft 
als  Gmndbuchamt  zusammen  und  ist  über- 
dies für  die  Kheinpiovioz  beseitigt,  wo  auch 
die  notarielle  Aufh^ung  zugelassen  ist  (Art. 
26  Ausfilhnmgsg.  t.  20.  September  1899). 
Im  übrigen  ist  die  franzöaiscüe  Notariatsver- 
fassung in  der  Rhein pi-ovinz  aufgehoben. 
Eine  nachlassgerichtliche  Funktion  ist 
den  Notaren  übei-tmgen  in  der  Ver- 
mittelung  der  Erbauseinander- 
setzung, bei  welcher  Niehtoi-schie- 
□ene  als  zustiminen<l  angesehen  werden ; 
diese  wird  ihnen  aber  nur  auf  Anti'ag 
der  Beteiligten  diii-eh  das  Amtsgericht  über- 
wiesen (Art.  21  G.  V.  21.  September  1899), 
nnd  die  Bestätigung  der  Erbteilung  liegt 
dem  Amtsgericht  ob.  Bei  Ueberwachung 
und  Einziehung  der  Stempelsteuer 
haben  die  Notare  mitzuwirken.  Das  Nota- 
riat ist  mit  der  Rechtsanwalt  Schaft 
vereinbar,  aber  nicht  notwendig  verbun- 
den; die  Justizverwaltung  nimmt  jedoch  in 
der  Regel  die  Notare  aus  der  Zahl  der 
Rechtsanwälte  und  weicht  davon  niu-  in  der 
Rheinprovinz  ab,  wo  sie  in  den  grösseren 


Städten  besondere  Notare  ernennt  und  aiich 
in  den  kleineren  nur  im  Fall  des  Bedürf- 
nisses die  Beeil tsanwaltschaft  mit  dem  No- 
tariat verbindet.  Befähigt  zum  Notariat 
ist,  wer  die  Fähigkeit  ziim  Richteranit  er- 
langt hat.  Der  Notar,  in  dieser  seiner  Eägen- 
schäft  als  Beamter,  untersteht  der  Aufsicht 
des  Präsidenten  des  Landgerichts,  des  Olier- 
landesgericlits  und  des  Jusiizministers.  Dis- 
ciplinarstrafrecht  i*ird  geübt  von  den  Disci- 
plinarsenalen  der  Oberlandesgerichte,  die 
auf  Warnung,  Verweis,  Geldstrafe,  Verhiüt 
des  Amts  (ziemlich  gleichtiedeutend  mit 
Strafversetzung)  und  Dienstentlassung  er- 
kennen können;  in  zweiter  nnd  letzter 
Instanz  entscheidet  der  grosse  Disciplinar- 
senat  bei  dem  Oberlandesgericht«  Berlin. 
Notarskammem ,  in  denen  Notare  selbst 
Aber  ihre  Berutsgenosscn  zu  Gericht  sässen. 
giebt  es  nicht :  dagegen  luitersteht  der  Notar 
in  seiner  Eigenschaft  als  Rechtsanwalt  der 
Disciplinargowalt  der  Anwaltskammern.  Das 
ArcluT  des  Notars  viird  nach  seinem  Aus- 
scheiden vom  Amtsgericht  seines  Wohnsitzes 
verwahrt;  nur  als  Uebergangsvorschrift  für 
die  deraeitigcn  rheinischeu  Notare  ist  inpe- 
lassen ,  dass  der  auescheidende  Notar  odtT 
sein  Erbe  einen  Notar  bezeichnen  kann,  dorn 
das  Archiv  überleben  wird  —  eine  lelzle 
Eiinnernng  an  die  Käuflichkeit  der  Kotar> 
stellen.  In  Sachsen  herrschen  ziemhch 
die  gleichen  Grundsätze  (G.  v.  15.  Juni 
190Ü);  wesentlichere  Abweichungen  sind, 
dass  zu  Kotaren  nur  Rechtsanwälte  ernannt 
wenlen  und  die  Disci]tlinarstrafgewalt  aus- 
geübt wir<]  durch  Disciplinarkammem ,  die 
aus  dem  Landgerichtspräsidentcn  und  zwei 
vom  Könige  ernannten  Notaren,  in  zweiter 
Instanz  durch  einen  Disciplinarhof,  der  ans 
einem  Oberlandesgerichtspräsidenten  (oder 
einem  Rat)  und  drei  Notaren  besteht  Das 
GrossherzogtumHessen  hatdieRhein- 
greuBe.  die  es  in  zwei  im  Punkte  der 
Notariate  Verfassung  grundsätzlich  verschie- 
dene Gebiete  zerriss,  flberbrQckt  durch 
eine  gemeinsame  Notariatsordnung  vom 
ir».  März  1899,  die  das  links  vom  Rhein 
von  jeher  bestehende  Notariat  nun  auch 
i-echts  vom  Rhein  einführt,  jedoch  nach 
norddeutschem  System,  indem,  auch  links 
des  Rheins,  Rechtsanwälte  zu  Notaren  er- 
nannt werden  und  die  Gerichte  Urkunden 
aufnehmen  können  (Art.  2  G.  v.  18.  Juli 
1899).  Eine  Notarskammer  ist  eingerichtet. 
jedoch  nur  als  Slanilesvertretung  und  Ver- 
mittelun^bohörde ;  die  Discip]  inarge  walt 
wird,  wie  in  Sachsen,  durch  Disciplinar- 
kammer  und  Disciplinarhof  geübt,  Meck- 
lenburg-Schwerin, wo  das  Notariatt^ 
wesen  auf  einer  Anzahl  älterer  nnd  neuerer 
Gesetze  beruht,  hat  in  seiner  Ansföhrungs;- 
vemrdnuDg  vom  9.  April  1899  eine  Neu- 
ordnung der  Lehre  vermieden.    Das  Nota- 
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riat  erscheint  hier  sowohl  mit  der  Rechte- 
aowaltschaft  als  mit  vielea  Verwaltiiug»- 
ftmterD  verbunden,  andrerseits  auch  für  sich 
allein  bestehend.  Hamburg  hat  das  No- 
tariat in  der  Hauptsache  von  der  Rechtsan- 
waltschaft getrennt  und  seine  Zuständigkeit, 
die  bisher  auf  Wechselproteste  und  Beglau- 
bigungen eingeschränkt  war,  neuestens  er- 
heblien  erweitert,  Bremen  hat  unterm 
18.  JUÜ1899,  Braunschweig  unterm  12. 
Juni  1809,  Sachsen-Meiningeu,  das 
bisher  nur  Beglaubigungs-  und  Wechsei- 
notare  kannte,  unterm  ir>.  August  1899, 
Coburg-Gotha  unterm  23.  Oktober  1899 
das  Notariat  neu,  und  zwar  wesentlich  auf 
der  (Irundlage  des  norddeutschen  Systems, 
geordnet,  Sachsen-Alteaburg  unterm 
4.  Mai  1899  seine  Notariatsordnung  vom  1. 
März  1899  erheblich  abgeändei-L 

Das  französische  System  ist  erhalten 
in  Elsass-Lothringeu  und  Bayern. 
Eechtsiiuellcn  sind: 

l'ür  Elsass-Lothringen:  Das  G.  v. 
25.  Tent<"tse  XI,  von  dem  aber  nur  uoch  die 
Art.  1  bis  7,  47,  48,  50  bis  67  und  09  gel- 
ten, die  V.  V.  4.  Januar  1843,  betr.  die 
Notarskammern  und  die  Diseiplin,  die  §g  7 
bis  10  Satz  1  des  Gesetzes  v.  26.  Dezember 
1873,  betr.  das  Notariat,  das  G,  v.  24.  März 
1882,  betr.  die  Befäliigiing  zum  Notariat,  das 
G.  V.  8.  Jimi  1892,  betr.  die  SteU Vertretung, 
das  G.  v.  16.  November  1896,  betr.  die  Zu- 
ständigkeit, das  G.  V.  6.  November  1899, 
betr.  die  AiisfQhnmg  des  Reich sgesetzes 
über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,  die  äbrigeu  Ausfühnmgs- 
gesetze  v.  17.  April,  6.  N'ovembor,  13.  No- 
vember 1899;  für  Bayern:  Das  Nolariats- 
gesetz  und  die  Atisführungsgesetze  v.  9. 
Juni  1899. 

Die  Grundlinien  der  NcitariatsverfassTUig 
sind  in  beiden  Staaten  dieselben.  Das  No- 
tariat ist  zur  öffentlichen  Beurkundung  be- 
fugt; jedoch  ist  dies,  wie  öbrigens  auch 
früher,  keine  volle  W^rheit,  da  die  Grund- 
bnchämter  —  das  sind  die  Gerichte  — 
Onmdbuchurkunden  aufnehmen  köimen. 
(§  29  Reichsgrundbuchordnung  v.  24.  März 
1897).  Die  Testamentsverwahi-ung  und  Er- 
öffnung, die  Inventur,  die  Erbau  sei  naader- 
setzung  mit  der  Wirkung  der  Bindung  der 
Nichterschienenen,  dieDurclitührungdervom 
"VoUstreckungsgerichte  angeordneten  Zwangs- 
versteigerung von  Grimdstficken  steht  den 
Notaren  zn,  die  Erbauseinandei-setzimg  je- 
doch in  ElsasE-Lothringen  nur  dem  vom  Ge- 
richte ernannten  Notar,  in  Bayern  den  Gerich- 
ten neben  den  Notaren.  Die  Auflassung  kann 
ia  Elsass- Lothringen  nur  vor  dem  Nolar,  in 
Bayern  auch  vor  dem  Notar  erfolgen ;  die 
notarielle  Vei'äiissenmgsurkunde  muss  dabei 
vorgelegt  werden.  Das  Amt  erfordert  in 
Bayern  die  Fähigkeit  zum  Richteramte  und 


einen  nach  Erlangung  dieser  Fähigkeit  ab- 
geleisteten zweijährigen  Vorbereitungsdienst, 
in  Elsass-Iiothringen  das  Bestehen  der  ersten 
juristischen  und,  nach  dreijährigem  Vorbe- 
reitungsdienste, einer  Notana tsprüfung  oder 
aber  die  Fähigkeit  zum  Richteramt  In 
beiden  Ländern  ist  es  unvereinbar  mit  der 
Rechtsanwaltschaft.  Die  Aufsicht  führt  in 
EIsass-Lotbringen  der  Oberstaatsanwalt,  in 
Bayern  der  Landgerichtspräsident  Notars- 
kammem  sind  in  beiden  Ländern  errichtet; 
doch  haben  sie  nin:  in  Eisass-Lothringen 
eine,  und  zwar  die  niedere  Disciplinarstraf- 
gewalt;  die  höhere  steht  den  Landgerichten 
zu.  In  Bayci-n  werden  Disciplinarstrafen  in 
erster  Instanz  von  der  Notariatsdisciplinar- 
kammer,  in  zweiter  vom  Notariatsdisciplinar- 
liofe  verhängt. 

Das  hadisch-württembergische 
System  des  behördlichen  Notariats  ist 
dureh  die  neueste  Gesetzgebung  dieser  beiden 
Staaten  auf  seinen  Höhepunkt  gebracht 
worden.  Das  badische  Rechtspolizoigesetz 
V.  17.  Juni  1899  weist  dem  Notariat  ausser 
der  öffentlichen  Beurlnmdung  aiich  die 
Verrichtungen  des  Nachlassge- 
richts, mit  Ausnahme  weniger  dem  Ge- 
richte verbleibender  Befugnisse,  zil  Fenier 
sind  ihm  die  Verrichtungen  des  VoU- 
streckungsgerichta  bei  der  Zwangs ver- 
steigeningund  Zwangs  Verwaltung  von  Onmd- 
stücken,  wieder  mit  wenigen  Ausnahmen, 
ilbei-tragen.  Endlich  aber  —  und  dies  ist 
das  Wichtigste  —  liegt  ihm  die  Führung 
der  Grundbücher  ob,  imd  zwar  steht 
der  Notar,  da  jede  Gemeinde  ihr  Grund- 
buchamt hat,  in  der  Regel  mehreren  Grund- 
buchämtern vor;  für  Städte,  die  Sitz  eines 
Amtsgerichts  sind,  kann  dem  Amtsgericht 
die  Grundbuchfrthrung  übertragen  werdeu. 
S<^ar  ein  Aufsichts-  und  Ordnungsstraf recht 
gegenüber  den  (für  Siegelung  und  Verzeich- 
nung beslellten)  örtlichen  Inventurbehörden 
hat  mau  dem  Notar  zugestanden.  In  erheb- 
lichem Umfange  ist  der  Notar  mit  der  Ver- 
waltung der  Erbschafts-,  Schenkungs-  und 
Grund  Stücks  Verkehrssteuer  betraut.  Bei  dieser 
Sachlage  ist  es  nur  natürlich,  dass  der  Notar 
vom  Staate  festes  Gehalt  in  der  Höhe 
des  Richtergehalts  sowie  Ruhegehalt  bezieht, 
dass  der  Staat  die  Kosten  seiner  Schreib- 
stube trägt  seine  Gehilfen  bezahlt,  seine 
Hinterbliebenen  versorgt  Daneben  aber  er- 
hält der  Notar  einen  Anteil  an  den  Ge- 
bühren für  die  von  ihm  aufgenommenen 
Urkunden  sowie  das  volle  Entgelt  für  die 
ihm  gestattete  private  Thätigkoit  (Beratung, 
Gutachten,  Entwürfe,  Versteigerungen,  Kon- 
kursverwalfun g  ,  TestamentsvoUstreckuug). 
Noch  weiter  ist  Württemberg  gegangen. 
(Äuaführungsgesetz  ziun  Büiwiriichen  Ge- 
setzbuch V.  28.  Juli  J899.)  Es  gieht  Be- 
zirksnotare und  öffentliche  Notare. 


Digitized  by  L_iOOQIC 


1004 


Der  Öffentliche  Notai-,  aur  öffentlichea  Be- 
iirkiiiidimg  berufen,  ist  nicht  Beamter.  Der 
Bezirkenotar,  ein  Beamter,  ist  immer  auch 
öffentlicher  Notar,  steht  aber  ausserdem 
nicht  nur  den  (auch  hier  in  jeder  Gemeinde 
bestehenden^  Grundbuchämtern  uud  dem 
Nachlassgenchte,  sondern  auch  dem  Vor- 
mundschaftsgerichte  vor.  Vorraund- 
schafts-  und  Nachlassgericlit  bestehen  aus 
dem  Bezirksnotar  und  vier  Lwen,  den 
Waisen richlem.  Dem  Amtsgerichte  sind  nur 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Verrichtungen 
vorbehalten;  anch  steht  ihm  die  Dienstauf- 
sicht zu.  Der  Öffentliche  Notar  ist  auf  Oe- 
b (ihren  angewiesen,  der  Bezirksnotar  auf 
Gehalt;  doch  fallen  ihm  die  Gebühren  für 
die  von  ihm  in  seiner  Eigenschaft  als  öffent- 
licher Notar  aufgenommenen  nicht  in  seinen 
amtlichen  Geschäfts ki^eis  fallenden  Geschäfte 
zu.  Der  öffentliciie  Notar  kann  zugleich 
Rechtsanwalt  sein;  bei  dem  Bezirksnotar 
vei'bietet  sich  dies  von  selbst.  Eigentümlich 
ist,  dass  weder  für  den  Bezirks-  noch  für 
den  öffentlichen  Notar  akademische  Vor- 
bildung verlangt  wird;  es  genügt  das  Be- 
stehen einer  niederen  Dienstprüfung. 

III.  Änsland. 

Das  französische  Notariat  mit  seinen 
oben  unter  1  erörterten  Grundsätzen  setzt 
ein  Privatreclit  mit  ausgedehntem  Form- 
zwang voraus.  In  der  That  bindet  der  Code 
civil  an  die  notarielle  Form  eine  Anzahl  der 
hÄufigsteu  und  wichtigsten  Geschäfte,  so 
Ehevertrflge,  Hypotheken  -  Bestellung  und 
-I^scliung,  Schenkungen,  öffentliche-  Testa- 
mente, Grund  stücksversteigerun  gen,  Inven- 
tare.  Die  gewöhnliche  Grtmdstüdtsverausso- 
rung  dagegen  bedarf  nicht  der  notariellen 
Form ;  hierin  ist  das  deiitsche  Reichsrecht 
weiter  gegangen  als  das  französische.  Auch 
ist  der  Hauptgnindsatz,  die  ausschlicssende 
Urkundbefugnis  der  Notare,  mehrfach  durch- 
brochen, indem  für  gewisse  Akt«  Gerichte, 
Gerichtsschreiber  und  Gerichtsvollzieher 
neben  den  Notaren,  für  andere  (Adoption, 
Emancipation)  sogar  mit  Ausschluss  der 
Notare  ziiständi^  sind.  Dagegen  ist  die  Un- 
vereinbarkeif mit  der  Advokatur  streng  fest- 
gehalten, obwold  im  Notariat  eine  Uoher- 
fflllung  herrscht,  die  seine  Verbindung  mit 
der  Advokatur  nahe  gelegt  hätte.  Dazu 
kommt,  dasB  das  Gesetz  (noch  immer  das 
vom  26.  ventftse  XI)  eine  Vermin denmg 
der  Stellen  nur  in  beschränktem  Um- 
fang zuläsat,  weil  in  jedem  Friedensgerichts- 
bezirke mindestens  zwei  Notare  und  in  den 
Orossstädten  mindestens  ein  Notar  auf  CÜOÜ 
Seelen  sein  rauss.  Die  Ueberfüllung  mag 
mit  den  geringen  Anforderungen  zusammen- 
hängen, die  an  den  Bewertier  gestellt  werden. 
Es  wird  weder  Kechtsstudium  noch  Prüfung, 
sondern   nur  sedisjahrige  Beschäftigung  in 


einer  Notariatsstube  derjenigen  Klasse  ver- 
langt, zu  welcher  der  Bewerber  gehören 
will.  Es  giebt  nämlich  drei  Klassen  von 
Notaren,  je  nachdem  sie  im  Bezirk  einei> 
Äppellhofes,  eines  Tribunals  oder  nur  eines 
Friede Dsgerichts  amtieren  dürfen.  Notars- 
kammern, gebildet  durch  die  V.  v.  4  Januar 
1843,  üben  die  Disciplinargewalt,  köuneii 
jedoch  nur  auf  leichtere  Strafen  erkennen; 
schon  Geldstrafen  zu  verhängen  steht  our 
dem  Gerichte  zu.  Die  ber^ts  erwUhnte 
Käuflichkeit  der  Steilen,  dann  bestehend, 
dass  der  abgehende  Notar  oder  dessen  Erben 
einen  Nachfolger  präsentieren  dürfen,  licsteht 
noch. 

Das  französische  Sysfem  herrsciit  in  allen 
romanischen  Staaten  wenigstens  in 
seinen  Hauptzügen ;  neben  den  Notaren  sind 
andere  Beamte  oder  Behörden  zur  öffent- 
lichen Beurkundung  entweder  überhaupt 
nicht  oder  nur  in  geringem  Umfange  befugt ; 
und  jedenfalls  ist  IhaLsächlich  die  notariello 
Urkunde  die  Regel. 

Das  englisch-amerikanische  Rei'ht 
kennt  Notare  in  unserem  Sinne  nicht  Der 
Notar  ist  dort  geblieben,  was  er  iffsprüng- 
lich  auch  bei  uns  gewesen  ist:  eine  jir»- 
zessualische  Hüfspereon.  Er  nimmt  eidhche 
Erklärungen  (affidavit)  und  Zeugenaussagen 
in  Prozessen,  femer  Wechselproteste  aul 
und  beglaubigt  Unterschriften ;  ßeurkunduog 
von  Rechtsgeschäften  zu  notariellem  Proto- 
koll kommt  kaum  vor ;  im  Privatrecht  herrsi'ht 
die  der  Untei'sclirift  nach  beglaubigte  Prival- 
urkunde.  Es  werden  auch  nicht  juristisi'he 
Kenntnisse  vom  Notar  verlangt;  in  Amerilia 
kann  jedermanu,  ob  Mann  oder  Weib,  ohne 
jede  Prüfung  zum  Notar  ernannt  werden 
und  erhalten  in  der  That  vielfach  niedeiu 
Geschäftsleute  diesen  Posten. 

Dem  badisch-württembei^gischeo  System 
nahe  steht  das  österreichische  Xotariai. 
{Notariatsorduung  v.  25.  Juli  1871.)  Jedix;h 
ist  dieses  schwer  einem  System  einzugliedern, 
weil  es  seine  Grundsätze  nicht  durchführt. 
Gnmdsätzlich  steht  dem  Notariat  allein  die 
öffentliche  Betirkuudung  zu,  thatsächüchist 
sie  in  erheblichem  Umfange  bei  den  Vor- 
mundschafts- und  Nachlassgeiichten  ver- 
blieben, die  sogar  letzte  Willen  aufnehmen 
köimen.  Gnmdsätzlich  ist  die  Advokatur 
vom  Notariat  getrennt,  thatsächlich  ist  dorn 
Nolar  Prozeesverti-etnag  in  ziemlichem  Um- 
fange geslattet.  Grundsätzlich  sind  die 
Notare  nicht  Staatsbeamte,  thatsächlich  ist 
ihnen  durch  das  Gerichtskommissariat 
obrigkeitliche  Zwangsgewalt  elngeiAumt.  In 
Oesterreich  sclireitet  nämlich  das  Nachliis*- 
gericht  bei  jedem  Todesfälle  von  Amtswt^n 
mit  Tod  [allsauf  nähme  (Ermittelung  der  N  or- 
hältnisse  der  Verstorbenen),  geeigneten  falls 
auch  mit  Siegelung  imd  Inventur  ein  unil 
der  Ei-be  kann  die  Erbschaft  nicht  anders 
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als  diircli  das  Gericht  und  gegeu  gewisse, 
die  SicheniDg  Dritter  bezweckende  Nach- 
vreise  erhalten.  Der  mit  der  TodfaUsauf-' 
n^me,  Inventur  und  Vorbereitung  der  Nach- 
■weise  betraute  Beamte  ist  der  Oerichlskora- ' 
missär;  zu  Gerichtskonimissären  können  oder 
mflssen  die  Notare  bestellt  werden.  Daneben 
kann  ihnen  die  Revision  der  Vormundechafts- 
rechungen  anigelragen  werden.  Notariats- 
kamniern  üben  die  Aufsicht  über  die  Notare 
und  Notariatskandidaten ;  die  Discipliuar- 
strafgewalt  steht  jedoch  nicht  ihnen,  sondern 
den  Oberiandesgerichlen,  in  zweiter  Instanz 
dem  obersten  berichtshofe  zu. 

Auch  die  russische  NotariatsordnuDg 
V.  14.  April  1866  gehört  diesem  Systeme 
an.  Denn  ein  auf  festes  Gehalt  gesetzter 
Obemotar  führt  das  Grundbuch,  welches 
dort  allerdings  mehr  eine  tJrkundensamm- 
liuiff  ist.  Die  anderen,  auf  GebtÜiren  ge- 
stellten Notare  haben  Urkunden  aufcunehmen, 
aber  auch  eine  gewisse  naehlassgerichtliche 
Thätigkeit  auszuQben.  Alle  Rectitsgeschftfte 
Jlber  unbeweglich  Gut  bedürfen  der  notariellen 
Form.  Das  Notariat  ist  von  dei-  Rechts- 
anwaltscbaft  getrennt. 

IV.  AuBbUck. 

Das  deutsche  Notariat,  jetzt  rund  3300 
JCÖpfe  stark,  befindet  sich  in  entschieden 
aufsteigender  Bewegung.  In  Preusson  ins- 
besondere hat  es  trotz  eines  ihm  sehr  un- 
günstigen Civil  recht  ssy  Sterns  zuerst  in  den 
grösseren  Städten,  seit  Aufhebung  der  Pafri- 
monialgerichte  auch  in  der  Provinz  die  Ge- 
richte überflflgelt.  Es  lässt  sich  dies  indi- 
i'ett  nachweisen  aus  den  im  preussischen 
Justizministerialblatte  jährUch  erscheinenden 
GesehäEtsflbersichten  der  Justizbehörden, 
Diese  ergeben,  dass  trotz  ausserordentliclien 
Wachstums  der  Onmdbuchgesehäfte  die 
Urkundthätigkeit  der  Gerichte  erheblich  ab- 
genommen hat.  Von  1880  bis  1899  sind, 
während  die  Eintragungen  von  848525  auf 
1411038  stiegen,  die  gerichtlichen  Grund- 
biichurkundec,  allerdings  mit  einer  kleinen 
"Wellenlinie,  von  217  701  auf  172  87C  gefallen ; 
niclit  gerechnet  allerdings  die  Aufla-ssungs- 
erklärungen,  die  bisher  nur  gerichtlich  ge- 
schehen durften,  und  die  abstrakten  Ein- 
tragungsanträge  und  -bewilligungen,  die  mit 
den  Auflassungen  in  ungetrennter  Summe 
angegeben  sind.  Noch  mehr  zurückge- 
gangen sind  die  gerichtlichen  Beurkundungen, 
die  nicht  das  Grundbuch  betreffen:  von 
140301  im  Jahre  1880  auf  100550  im  Jahre 
1899.  Selbst  die  Auseinandei-setzungen,  die 
den  Gerichten,  als  Vormundscliaftsbehörden, 
am  nächsten  liegen,  sind  von  50008  im 
Jahre  1880  auf  31 115  im  Jahre  1H99  gefallen. 
Gesetzgeberische  Eingriffe,  die  dieses  Sinken 
i-echtfert igten ,  sind  in  diesem  Zeiträume 
nicht  voi^fallen;  sogar  hätte  die  1SS8  er- 


folgte EiufObruDg  des  Gnmdbuchwesens  in 
der  Rheinproviuz  entgegengesetzt  wirken 
müssen.  Der  Sohliiss  ist  uuabweislich,  dass 
die  Urkuudthätigkeit  den  Händen  der  Ge- 
richte entgleitet  und  in  die  der  Notare  über- 
geht. Dementsprechend  ist  die  Zahl  der 
preussischen  Notare  von  1421  im  Jahre  1881 
auf  1858  im  Jahre  1899  gestiegen. 

unter  diesen  Umständen  haben  die  ge- 
setzgeberischen Hauptfragen  des  Notariats 
—  Aufhebung  der  gerichtlichen  Drkund- 
thätigkeit  und  Trennung  von  <ler  Reehts- 
anwaltschaft  —  >-iel  von  ihrer  Schärfe  ver- 
loren. In  den  grossen  Städten  ist  schon 
jetzt  die  gerichtliche  urkuudthätigkeit  ganz 
unerheblich,  und  auch  die  Trennung  des 
Notariats  von  der  Rechtsanwaltschaft  hat 
sich  hier  in  der  Form  von  Anwaltssocietäten 
vielfach  von  selbst  vollz<^n,  wie  sie  denn 
auch  in  Preussen  mit  Leichtigkeit  im  Ver- 
waltungswege diuNdizTitOhren  wäre.  In  den 
kleinen  Städten  hingegen  wird  sich,  wie  die 
Verhältnisse  wenigstens  in  den  ästlichen 
Provinzen  Prenssens  liegen,  weder  das  eine 
noch  das  andere  machen  lassen.  Hier  giebt 
es  noch  viele  Amtsgerichte,  deren  Urkund- 
thätigkeit  dem  einen  Richter,  mit  dem  sie 
besetzt  sind,  vollauf  Zeit  lässt  zur  Erledi- 
gung der  Vormundschafts-,  Nachlass-,  Grund- 
buch- und  Civil-  imd  Strafprozesssachen,  die 
also  nimmermehr  einen  Nolar,  und  sehr  oft 
nicht  einmal  einen  Änwaltnotar,  ernähren 
könnte.  Hier  wird  die  gerichtliche  Urkuud- 
thätigkeit auf  der  einen,  das  Anwaltnotariat 
auf  der  anderen  Seite  wohl  immer  unent- 
behrlich, das  französische  System  also  un- 
gangbar bleiben. 

Andrerseits  ist  auch  da,  wo  das  franzö- 
sische System  noch  herrscht,  dessen  Haupt- 
gnmdsatz  —  AussclJuss  der  Gerichte  von 
der  Urkundthätigkeit  —  wesentlich  abge- 
schwächt  diu'cii  §  29  der  Reichsgrundbuch- 
ordnung vom  24.  Mäi'z  1897,  welcher  den 
Grundbuchämteru  —  das  sind  im  aller- 
grössten  Teile  des  Reichs  die  Gerichte  — 
die  Aufnahme  von  Grundbuchurkimden  ge- 
stattet Das  norddeutsche  und  das  franzö- 
sische System  sind  einander  so  nahe  gerückt, 
dass  die  neuerdings  erfolgte  Aufliebung  des 
französischen  Systems  in  der  Rlieinprovinz 
an  dem  thatsächlichen  Zustand  der  Dinge 
kaum  etwas  geändert  hat. 

Viel  scJiärfer  ist  der  Gegensatz  beider 
Systeme  zu  dem  badisch-wörttembergi scheu. 
^tas  sich  hier  neuestens  entwickelt  hat,  ist 
so  schnurstracks  allen  Einrichtungen  der 
übrigen  Bundesstaaten  zuwider,  dass  an  eine 
Ve (■Schmelzung  mit  diesen  nicht  gedacht 
werden  kann.  Der  bisherige  Begriff  des 
Notariats,  als  einer  im  Dienste  Privater 
Urkundenden  Stelle,  erscheint  hier  völlig 
aufgelöst.  Das  Notariat  ist  zu  einer  Staats- 
behörde   um  geschaffen,    der    das    Urkund-, 
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Grundblich-,  Vormimdschafts-  und  Nachlass- 
weaen,  also  so  ziemlich  die  gesamte  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  übertragen  ist.  Es 
ist  der  iDteressaote  Versuch  gemacht,  von 
dieser  Behörde  einerseits  liurch  festes  Ge- 
halt alle  Missliehkeit  des  Gebühren bezuge, 
andrerseits  durch  Beteiligung  an  den  Ge- 
bühren alle  Schwerfälligkeit  der  Amtsstube 
fem  zu  halten.  Es  ist  eine  Decentral isation 
des  Gnindbuclis  durchgeführt,  welche  dem 
platten  Lande  in  gewissem  Masse  die 
trüberen  beqiiemen  Fatrimoni algerichte  er- 
setzen soll.  Die  Gedanken  sind  in  sich 
folgerichtig,  die  Ziele  ansprechend;  ob  die 
Durchfühnmg  zweckentsprechend,  der  Erfolg 
der  erwartete  sein  wird,  ist  abziiwarten. 

Die  deutschen  Notare  waren  1871  zu 
einem  Verein  zusammengetreten ,  der  die  I 
Schaffung  einer  einheithchen  Urkundver- 1 
fassung  anstrebte.  Da  dies  missliingen  ist, 
so  hat  er  sich  1899  aufgelöst.  An  seiner 
Stelle  ist  wahrend  des  Jiu-istentages  in 
Bamberg  i90fl  ein  neuer  »Deutscher  Notar- 
vorein«  gegründet  worden,  der  die  Ver- 
schiedenheit der  Urkxind Verfassungen  als 
vorläufig  unabwendbar  hinnimmt  und  dafür 
in  dem  geltenden  einheitlichen  ürkund-, 
Nachlass-  und  Gnmdbuch recht  den  allen 
deutschen  Notaren  gemeinsamen  Boden 
findet,  den  er  mit  aller  Kraft  durch  Heraus- 
gabe einer  Zeitschrift  und  Abhaltung  von 
Notartagen  zu  beackern  gedenkt 

Lm»Ta.tnTtA.Allytmeiniii<und  Gcgchitht- 
liehet.  Ferdinand  Oenterley,  Da*  deaucht 
Notariat,  Hnrmower  IS^S^lSiS.  Bd.  1:  Ge- 
tchiekte  da  Notarialt.  Bd.  i;  DarileUnng  det 
geiltndeH  Rechu.  ITnupitrerk,  —  Harry 
Breaalau,  Handbueli  der  i'rttindenlehre,  Leip- 
zig 1889.  —  t/wUus  Merkel,  Dat  Xnlariat 
und  di*  irilthiirlifhe  GeriehUbaTteit ,  Leipzig 
JS60.  Vermclirter  Abdrwt  tut  If'eM*««  Jlcehtt- 
lexikon,  —  Welsaler,  Reform  der  tiorbeugendeu 
bUrgertiehen   Efchltpflege    in    Oetterreieh,    Wien 

B.     Bitherigte     Rtrht.     IVotu,     Dat 

Notariat  in  EUaf-Lothringeu,  SCraiiburg  I884. 
—  V.  Zink,  Gesell  vom  10.  XL  3361,  dat 
(bayeriiehe)   Notariat   betreßaid,   Erlatigtn   lS6i 


— 1863.  Dazu:  Bnderlein,  Maieritditn,  Er- 
langen 1888.  —  C,  F,  Koeh,  FbmiuiaHiiifi 
und  Noiarialerecht.  Neu  bearbeitet  eoh  Hermaaa 
Jattmn-,  10.  Auß.,  Berlin  1891.  —  Otto,  Dir 
tönigl.  läehtitche  Nolarialtordntiag  vom  S.  IX. 
ISaS.  Mit  ErläuleTangeii,  Leipzig  1S9S.  — 
Adolf  WetMter,  Dat  Notariat  der  prruimthfR 
Monarchie,  Leipzig  3890.  —  Otto  Ruäorff, 
Freiwillige  Geriehttbarkeit  in  Bayern  und  Boin, 
Berlin  1895.  —  Carl  Withem  Koekerol*. 
Die  Noiarialteinriehtungen  in  Devlirhiand  nnd 
Oetlerreieh,  Slrajitburg  1897, — Deutsehe  Notariali- 
zeüung,  Organ  det  devitehen  Sotarialroereint, 
München  ron  3813  bii  1899.  Jahrgang  ISS7  fnl- 
hält  DartteUungen  det  NotariattrecMi  in  den 
grötieren  Bundeitloaten. 

C.  Geltnndet  Recht.  Jfastrow,  Formvlar- 
btieh  und  Nolarialarecht,  Berlin  1900.  —  Frani  . 
Werner  und  Theodor  KroHfhel,  Dat  deiiMk- 
preuiiiiche  Notariat,  Leipzig  19(10.  fVled- 
rlcJt  Weber,  Dat  bayeritchc  Notariat.  Aifiatt 
in  Nr.  S  und  9  der  bayeritchen  Nolariattzeilung 
von  1S99.  —  Carlebach,  Dat  Notariat  im 
GrotthcTiogtum  Baden  naeh  der  Ei»Jiihrung  dfi 
BUrgerlieken  Gctetzbuehct,  Karltruhe  1899.  — 
Keller,  Das  Ä'otarial  in  Eltata-Lothringe»  mit 
Beginn  1900.  Auftabc  fn  der  Deutlichen  Notarialt- 
Zeitung  1899,  S.  167.  —  Die  Kommentare  tun 
Seichtgetetz  über  die  freitcillige  Geriehltbarieii 
von  Dorner,  Schultte-Görlitz,  Wciti- 
ler,  Birkenbihl,  Joief,  Fueht,  Raut- 
niti.  —  Zeittchrifl  det  deutirhen  Notar- 
rereint,  Halle  a.  S.  (tdt  1901).  —  Zeiliehrift 
für  dat  Notariat,  herausgegeben  von  dem  \'frrin 
Jilr  dat  Notariat  in  Bhnnpreutten,  KBIa  ("H 
1856).  —  BayeHtehe  NotariaUxeitung  und  Zri*- 
lehrifi  filr  die  freiwillige  Rechltpftegt  dir  Or- 
richte  in  Bayern,  Münehen  fieit  IS64,.  — 
Notariatt-Zeiliekrift  für  Eltati-Lolhriagen,  Strau- 
barg (leü  ISSqi.  —  CenlralblaU  für  freiicilli^i 
Gerirkttbarkeit  und  Notariat,  hrrautgcgebra  rm 
Lobe,  Leipzig  (seit  1900). 

D.  Aulland.  ZeiUchrift  für  Noiariol  md 
freiv>ülige  Gerichttbnrkeil  in  Oetlerreieh,  Wir" 
(teit  1869).  —  In  den  Jahrgängen  1878,  1»H, 
1889  DartteUvngen  det  tpanitchen,  hoUänditrhrn, 
ruttitehen,  poriagietitchen  Notariatt.  —  fUtrr. 
Manuel  theoretigue  rt  pratique  et  fimnaloiT' 
gi-iiral  et  complet  du  notariat,  Parit  ISSI,  i 
Bde.  —  Revue  du  nolariat  et  de  l'enrigittmanl 
(eeit  ISGI). 

Weiatler. 
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ObdacUoBe  IS^S,  Art.  l;  Hessen,  Q.  t.  14.  Juli  1871, 

Art.  1  u.  s.  w.  —  Baveru,  G.  v.  29.  April 
.   1869,   Art.   10).     In   der  That  gehört  ein 
Obdach  ganz  ebenso  zw  den  unentbehrlichen 
,_,.,.,  ,„  ,    ,  1        ■  j  j.    T.      I  Gegenständen    des     I-ebensunterhulls    wie 

1.  Einleitmig,  OUlacliloa  sind  die  Per- ,  jjahningsmitte]  und  Kleidung.  Röscher 
sonen  die  ein  Lnterkommen  das  Ihnen  zum  I  ,g,gtera  der  Armenpflege  und  Armen- 
Aufenthalt  und  Nächügen  dient,  sich  nicht  -^^f^^  g  594  ff_^  aillrdiSgs  bekämpft  in 
verech^en  können.  Im  Interesse  der  offent- ■  ^ff^^j^^^^  Unkenutnis  der  gesetzlichen  Be- 
liehen Sicherheit  und  der  Amenpohzei  ist ;  Stimmungen  die  Ansieht,  dass  die  öffent- 
m  Deutschland  jedermann  verpflichlet,  für  ^^,0  Armenpflege  zur  Oewährnng  eine» 
sieh  und  die  Personen,  deren  Ernähnmg ,  Q^dachs  an  diejenigen,  welche  ein  Unter- 
ihm  rechtlich  obliegt,  ein  Unterkommen  zu  kommen  sich  nicht  verechaffen  können,  ver- 
verschaffen. Wer  nach  \erlu8t  seines  bis- ,  fu^^let  sei.  Er  behauptet,  damit  wenle 
hengen  Dnterkommens  binnen  einer  ihm ,  ^1;^  ^^^^  Krankheit  der  Obdaclilosigkeit 
^?"  -iSn- ^''^^-'u^'^^'^l,  ^^^"^"i  ^"fi'geradezu  in  Permanenz  erklart.  Docli  ver- 
d.eser  Pflicht  nicht  nachkommt  nnd  nicht ,  ^^^^  ^r  hierbei,  dass  der  Hilfsbe<lürftige, 
nachzuweisen  vennag,  dfßs  er  trotz  der  von  ■  g^j.  gj„  obdoch  sich  nicht  verechaffen 
ihm  angewandten  Bemühungen  cm  Unter-  ,.a„„  ,,„^,  ^^^  ^„  ^^^i^j^^g  nicht  dargeboten 
kommen  nicht  finden  konnte  ist  stnifbar. ;  ^jj^  dadurch  zum  Umhertreiben  auf  der 
?'ä^  "J-^xz^??*™'?!  ihn  das  Strafgesetzbueh  girasse  oder  zum  Verbrechen  gezwungen 
§  3G0  Ziff.  8  mit  Haft  bis  zu  G  Wochen,  ^-^^  jy^^  obdacldosen  Armen  unter  freiem 
sondern  durch  das  gerichtliche  Urted  kann  Himmel  verkommen  zu  lassen  oder  dem 
er  auch  für  die  Zeit  nach  verbüsster  btrafe  Verbrechen  in  die  Arme  zu  treiben,  ist 
der  LandesTOlizeibehörde  überwiesen  wer-  ebenso  politisch  und  raoraüsch  numöglich, 
den,  die  dadurch  die  Befugnis  erhält,  ihn  wie  sie  verhungem  zu  lassen,  (a.  a.  0.  S.  6G.) 
bis  zu  zwei  Jahren  entweder  in  ein  Zwangs- 
arbeitshaus (vgl.  d.  Art  Armenpolizei  Die  soziale  Krankheit  der  Obdachlosig- 
oben  Bd.  I  S.  1195)  unterzubringen  oder  keit  ist  dureh  sehr  verschiedenartige  Yer- 
zu  gemeinnützigen  Arbeiten  zu  verwenden  [  hältnisse  venirsacht  und  es  sind  demnach 
(S  362).  Wie  nun  der  Staat  denjenigen,  i  auch  sehr  TerBchicdenartige  Mittel  erforder- 
der  sich  obdachlos  umhertreibt,  obwohl '  lieh,  um  ihr  abzuhelfen  und  um  sie  zu  be- 
er eich  ein  Obdach  verschaffen  kann,  mit  kämpfen.  Es  laasen  sich  vier  wesentlich 
Strafe  be<lroht,  die  durch  die  Ueber-  verschiedene  Erscheinungsformen  der  Ob- 
weisung  an  die  Landespolizeibehörtle  und  die  dachlosigkeit  nnterseheiden,  wenn  es  auch 
Unterbringung  in  ein  Arbeitshaus  zu  einer  nicht  immer  leicht  sein  mag,  <lon  einzelnen 
sehr  empfindlichen  und  gefürchteten  ge-  Fall  der  einen  oder  der  anderen  Kategorie 
staltet  werden  kann,  so  hat  der  Staat  auch  zuzuweisen,  und  wenn  auch  in  manchen 
die  Organe  der  öffentlichen  Armenpflege  Fällen  die  Obdachlosigkeit  in  verschieden- 
verpflichtet, denjenigen,  die  trotz  ihrer  Be-  artigen  Verhältnissen  begründet  ist.  Zunächst 
münungeo  ein  Obdach  sich  nicht  verschaffen  tritt  die  Obdachlosigkeit  sehr  häufig  hei 
hönnen,  weil  sie  weder  Geld  noch  Arbeits-  denjenigen  ein,  welche,  um  Artieit  zu  suchen, 
kraft  noch  sonstige  Mittel  hierzu  besitzen, '  ^-on  Ort  zu  Ort  wandern,  deren  geringe 
ein  Obdach  zu  gewähren  (Preuasen,  Q.  ■  Mittel  aber  durch  die  Wanderschaft  bald 
V.  8.  März  1871,  §  1;  Sachsen,  Armen- ;  aufgezehrt  sind.  Ihnen  gesellen  sieh  vielfach 
oi-dnung  v.  ^2.  Oktober  1840,  g  33,  §§  52 ;  Landstreicher  und  sogenannte  Stromer  zu, 
bis  56;    Württemberg,  G.  v.  17.  Aprilidie,  ohne  das  emsth^e   Bestreben  Arbeit 
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zu  finden,  nur  umherwandern,  um  von  dem 

Bettel  zu  leben.  Wir  können  sie  unter  dem 
Namen  der  »wandernden  Obdaijli- 
losen«  ZHBammen fassen,  Fiir  sie  sind  die 
sogenannten  Ai-belterkolonieen  und  die 
Wanderarbeitsstätten  (Natural verpfle- 
gungsstalionen)  bestimmt,  und  es  darf  hier 
auf  die  diesen  Einrichtungen  gewidmeten 
Artikel  verwiesen  werden,  in  denen  die 
Fürsorge  für  die  wandernden  »obdachlosen 
im  Zusammenhang  erörtert  werden. 

Durch  ganz  andere  Ursachen  verfallen 
in  grösseren  Städten  um!  rasch  aufblühen- 
den F&brikorten  eine  bald  grössere,  bald 
Siringere  Zahl  von  Familien  zeitweise  der 
bdachlosigkeit,  wenn  die  Bauthätigkeit 
mit  dem  plötKÜchen  Anwachsen  der  Bevöl- 
kening  nicht  Schritt  hält  und  das  Wohnungs- 
bedürfnis augenblicklich  nicht  völlig  befrie- 
digt werden  kann.  Auch  auf  diesen  immer 
nur  vorObergehenden  Notstand  und  die  Mittel 
zu  seiner  Abhilfe  ist  hier  nicht  einzugehen. 
Es  sei  hierfür  auf  den  Art.  Wohnungs- 
frage verwiesen. 

Wir  haben  uns  hier  nur  mit  zwei  anderen 
Klassen  der  Obdachlosigkeit  zu  best^liäftigen, 
die  als  soziale  Erscheinimgen  nur  in  den 
grösseren  Städten  vorkommen,  wenn  es 
auc-h  nicht  ausgeschloesea  ist,  dass  einzelne 
Fälle  auch  in  kleineren  Orten  hin  und  wie- 
der auftreten.  Es  sind  dies  die  nächt- 
lich Obdachlosen  und  die  obdach- 
losen Familien.  Die  ereteren  wei-den 
flieh  vielfach  aus  den  Personen  rekrutieren, 
die  in  der  Gemeinde  einen  festen  Wohnsitz 
noch  nicht  haben,  die  erst  zugezogen  sind 
und  bald  da,  bald  dort  einen  llnterschlupl 
für  kurze  Zeit  suchen.  Doch  gehören  die 
nächtlich  Obdachlosen  keineswegs  nur  dieser 
BevölkeruugsklasEO  an.  Andererseits  wer- 
den die  obdachlosen  Familien  häufig,  aber 
keineswegs  immer,  vor  Eintritt  der  Obdach- 
losigkeit schon  eine  Wohnung  in  der  Ge- 
meinde innegehabt  haben.  Zu  ihnen  ge- 
hören aber  auch  Familien,.die  neu  anziehen 
und  bei  ihrer  Ankunft  eine  Wohnnng  nicht 
finden  können.  Ob  die  Obdachlosen  in 
diesem  Sinne  sesshaft  oder  nicht 
sesshaft  sind,  ist  fflr  die  Einrichtungen, 
die  zu  ihrem  Schutze  und  ihrer  Hilfe  ge- 
troffen wei-den,  nur  von  sekundärer  Bedeu- 
tung. Ee  ist  deshalb  niclit  richtig,  wenn, 
wie  dies  in  den  Schriften  und  Verhand- 
lungen des  Deutschen  Vereins  för  Armen- 
pflege geschieht,  die  Obdachlosen  in  die 
beiden  Klassen  der  sessliaften  und  nicht 
sesshaften  eingeteilt  werden.  Es  ist  viel- 
mehr zu  unterscl leiden  zwischen  einzel- 
nen Personen,  die  nur  eine  nächtliche 
Unterkunft  suchen,  nächtlich  Obdach- 
lose, und  Familien,  die  augenblicklich 
keine  Wohnung  erhalten  können  und  so- 
lange uulergebracht  werden  müssen,  bis 


sich  eine  Wohnung  verschafft  liaben,   iib- 

chlose  Familien. 

2.  Die  nächtlich  Obdachlosen.  Die 
grossen  Städte  mit  ilirer  von  Jahr  zu  Jahr 
wachsenden,  dicht  gedrängten  Bevölkennig 
sind  natiu^mäss  die  .Sammelorte  für  dif 
durch  eigene  Schuld  oder  Unglück  Herab- 
gekommeuen  und  Terarmten,  für  Personen, 
die  im  btli^rlichen  Leben  gewheitert  sind 
oder  aus  Arbeitsscheu,  Liederlichkeit,  Hang 
zum  Verbrechen  sich  geordnete  Lebensver- 
hältnisse nicht  schaffen  können  imd  nicht 
wollen.  Dazu  kommen  in  Zeiten  der  Ar- 
beitslosigkeit Arbeitsfähige  nnd  Arbeits- 
willige, die  keine  lohnende  Arbeit  finden 
und  die  nach  Aufzehrung  ihrer  Ersparnisse 
der  bittersten  Not  verfallen.  In  Schlupf- 
winkeln und  Schlafstellen ,  in  den  sogt- 
nannlen  »Pennen^  und  Verbrecherherbergen 
suchen  sie  ein  notdürftiges  Unterkommen. 
Die  entsetzlichen  Zustände,  welche  sich  in 
derartigen  Nachthorbei^n  und  Spelnnken 
entwickeln,  machen  sie  zu  wahren  Bnit- 
stäften  füi'  ansteckende  Krankheiten,  für 
Sittenlosigkeit  und  Unzucht,  für  Verbr«ohi'n 
nnd  Laster  aller  Art.  Sowohl  der  Schutz 
der  öffentUchen  Gesundheit  wie  das  Interes»' 
der  öffentlichen  Sicherheit  imd  Sittlichkeit 
forderu  einen  energischen,  unermüdlichen 
Kampf  der  Polizei  wie  der  Gemeinden  und 
der  Gesellschaft  gegen  derartige  Missstände 
Die  Polizeibehöraen  müssen  diesen  Kam^if 
führen  durch  strenge  Vorschriften  über  die 
Einrichtungen  der  Schlafstellen  und  Her- 
bergen, durch  imnachsichtige  und  ummter- 
hrochene  Ueberwachung  und  strafrechtliche 
Verfolgung  der  Ucbertretungeo.  (Vgl.  dfn 
Art  Baupolizei  oten  Bd.  11  S.  524 ff,  und 
den  Art.  Wohnungsfrage.)  KöDoeo 
hierdurch  auch  nach  und  nach  —  denn  auf 
einen  unmittelbaren  Erfolg  ist  nicht  zu 
rechnen  —  die  sciilimmsten  Uebelslände  in 
den  Nachtherbergen  und  Schlafstellen  be- 
seitigt werden,  so  ist  damit  doch  noch  nicht 
denen,  die  unvcrschiddeter  oder  verschul- 
deter Weise  sich  ein  Nachtlager  nicht  ver- 
schaffen können,  Hilfe  gewährt.  Den  Ge- 
meinden als  den  Ortsarmeu verbänden  liegt 
die  Verpflichtung  ob,  ihnen  ein  Obdach  dar- 
zubieten, in  das  sie  freiwillig  eintreten,  in 
das  sie  aber  auch  von  der  Polizeibehörde 
verwiesen  werden  können,  wenn  sie  sich 
uaterkunftslos  zur  Nachtzeit  umhertreilR'u. 
Auch  den  mittellosen  Fremden,  denen  <-s 
noch  nicht  gelimgen  ist,  ein  l'nterkommen 
zu  finden,  muss  für  die  Nacht  eine  Zn- 
flucht.sstatte  geboten  werden.  Die  Zahl 
solclier  Personen,  welche  aus  den  verschit- 
densten  Gründen  für  die  Nacht  eines  '  '1- 
dachs  hedfirfen,  ist  in  den  Grossstädten  zeit- 
weise eine  ausserordentlich  grosse.  1" 
Berlin  hatte  die  Stadt  im  Jahre  1873  in- 
]  folge   einer  Aufforderung   des   PolizeipÄ-i- 
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diums  eiQ  Asyl  für  nächtlich  Obdachlose 
gegründet,  für  welches  im  Jahro  1887  eio 
grosses  Gebäude  errichtet  wai-d,  das  zu- 
gleich in  einer  besonderen  Abteilung  das 
Asyl  für  obdachlose  Familien  in  sich  auf- 
nahm- Das  Asyl  für  Dächtlich  Ob- 
dachlose war  für  1200  Nachtgöste  be- 
rechnet. Doch  erwies  sich  der  Raum  bald 
bei  dem  immer  steigcndeu  Bedürfnis  als 
nicht  ausreichend.  Im  Jahre  1893  M-urde 
das  Obdach  durch  20  neue  Barackensfile 
erweitert-,  so  daes  es  für  2800  Personen  Kaum 
bot.  Doch  war  der  Andrang  so  gross,  dass 
in  einzelnen  Nächten  dort  über  3000  Per- 
soaen  zugelassen  wurden.  Die  Zahl  der 
Nachtgäste  ist  nach  den  Jaliren  und  Jahres- 
zeiten eine  sehr  verschiedene.  Sie  betnig 
im  Jahre  1889.90  203039;  1893;94  444766; 
um  im  Jahre  1894.95  wieder  auf  322687 
zu  fallen.  Während  am  8,  Juni  1889  nur 
153  Personen  Aufnahme  fanden,  betrug 
deren  Zahl  am  27.  Januar  1894  nicht  weni- 
ger als  3138,  Ganz  überwiegend  ist  die 
Zahl  der  Männer.  Im  Jahre  1893/94  be- 
fanden sich  unter  444766  nur  13900  weib- 
liche Personen,  1894/95  unter  322687  nur 
15824.  Jedermann  (mit  Ausnahme  von 
Personen  im  trunkenen  Zustand)  wird  auf- 
genommen. In  der  Kegel  wird  eine  Legiti- 
mation verlangt,  ohne  dass  sie  jedoch  eine 
Bedingimg  der  Aufnahme  bildet.  Der  Auf- 
genommene wird  l>ei  der  Aufnahme  ge- 
badet, er  erhält  ein  Abendessen  und  Früh- 
stüct  (beide  in  Mehlsuppe  und  Schwarzbrot 
bestellend),  und  seine  Kleider  werden  des- 
infiziert. Das  Obdach  darf  wiederholt,  aber 
nur  fünfmal  im  Laufe  eines  Vierteljahres 
aufgesucht  werden  (Hausordnung  v.  19.  Ok- 
tober 1891).  Dass  aber  in  weitaus  den 
meisten  Fällen  diejenigen,  die  einmal  die 
AVohlthat  des  Obdachs  genossen  haben,  wie- 
derkommen, ist  leicht  verständlich  und  eine 
strenge  Durchführung  der  angegebenen  Be- 
schränkung nicht  möglich.  Unter  den 
322  687  Personen,  die  im  Jahre  1894/95 
Aufnahme  fanden,  waren  nur  11G04,  die 
zum  ersten  Male  darum  nachsuchten.  Xeben 
dieser  städtischen  Anstalt  besteht  in  BerÜn 
noch  ein  von  einem  Vereine  1869  gegrün- 
detes und  unterhaltenes  Asyl  für  Obdach- 
lose, in  dem  ebenfalls  jedermann  mit  Aus- 
nahme von  Betrunkenen  und  der  mit  an- 
steckenden Krankheiten  Behafteten  Aufnahme 
findet.  Die  Aufgenommenen  haben  hier 
nicht  einmal  ihren  Namen  anzugeben.  Im 
Jahre  1898  wurden  darin  23255.")  Pereonen, 
darunter  36007  weibliche,  aufgenommen. 
Es  darf  mit  Orund  angenommen  werden, 
dass  es  zum  grössten  Teil  dieselben  Per- 
sonen sind,  welche  abwechselnd  das  städti- 
sche Obdach  und  das  Asyl  des  Vereins  auf- 
suchen. 

Wie  in  Berlin   so  hält  auch  in  Ham- 


burg der  Asylverein,  der  mehrere  Asyle 
für  Obdacldose  gegrilndet  hat,  streng  an 
dem  Grundsatz  der  Anonymität  fest.  Eine 
städtische  Anstalt,  wie  in  Berlin,  giebt  es 
hier  nicht.  Die  Obdachlosen,  welche  wegen 
Ueberfaiiung  otler  aus  sonstigen  Gründen 
in  den  Vereiusasylen  keine  Aufaahme  finden, 
werden  in  einigen  der  Gefängnisver waltung 
unterstehenden  Unter  kunftsräumon  unter- 
gebracht. In  anderen  Städten  sind  sehr 
verschiedenartige  Einrichtungen  getroffen. 
Teils  fällt  den  Armeubehörden  die  Ver- 
soj^mg  der  Obdachlosen  allein  zu,  wie  in 
Danzig,  Dortmund,  Cöln,  Aachen  u.  s.  w., 
teils  bestehen  Asyle,  die  von  Vereinen  ge- 

f  rundet  sind  und  zu  deren  Kosten  in  einigen 
tädten  die  Gemeinde  Zuschüsse  giebt  (so 
in  Braunschweig,  Crefeld,  Erfurt),  teils  un- 
terhalten Vereine  neben  dem  städtischen 
Asyl  noch  Privatasyle  für  Obdachlose  (Leip- 
zig, Breslau).  An  manchen  Orten  ist  be- 
stimmt, dass  die  Arbeitsfähigen,  die  in  dem 
Obdach  Aufnahme  finden,  zu  einer  Artieits- 
leistung  angelialten  werden  sollen. 

Die  Berechtigung  und  Zweckmässigkeit 
der  Asyle  für  Obdaclilose,  in  denen  jedei-- 
mann  ohne  Fi-üfung  seiner  Bedürftigkeit,  ja 
an  manchen  Orten  ohne  jeden  Ausweis  über 
seine  Persönlichkeit  und  ohne  Namen  nenn  nng 
nächtliche  Unterkunft,  Abendbrot  und  Früh- 
stück und  Körperpflege  und  Bad  erhält,  sind 
in  den  letzten  Janren  mehrfach  Gegenstand 
eingehender  Untersuchung  gewesen.  In 
menschenfreundlicher  Absicht  gegründet, 
wollen  diese  Asyle  den  UnglUckhchen,  die 
nicht  wissen,  wo  sie  ihr  Haupt  hinlegen  sollen, 
wenigstens  für  eine  Nacht  eine  Kuhestätte, 
eine  Zuflucht  gewähren.  Dabei  wird  aber 
verkannt,  dass  sie  alle  die  Nachteile,  die 
ein  blindes  Almosengeben  unfehlbar  im  Ge- 
folge hat,  ebenfalls  mit  sich  führen. 
Gei-ade  die  schlimmsten  Elemente  einer 
grossstädtischen  Bevölkerung,  diejenigen,  die 
vom  Laster  und  dem  Verbrechen  leben, 
die  Arbeitsscheuen  und  Liederlichen  sind 
es,  die  diese  Asyle  Nacht  für  Nacht  zum 
grossen  Teil  füllen.  Soll  auch  der  ein- 
zelne nur  wenige  Male  im  Monat  oder  im 
Vierteljahr  aufgenommen  werden,  so  ist 
doch,  wenn  keine  Legitimation  verlangt 
wird,  eine  Kontrolle  kaum  durchzuführen. 
Bestehen  aber  mehrere  Asyle  an  einem 
Orte,  wie  in  Berlin,  Hamburg  u.  s.  w.,  so 
kann  abwechselnd  das  eine  und  das  andere 
Asyl  aufgesucht  werden.  Der  Arbeitsscheu 
imd  Liederlichkeit  wird  dadurch  nicht 
entgegengearbeitet,  sondern  sie  werden  da- 
durch gefördert  Vielfach  ist  deshalb  die 
Forderung  erhoben  worden  und  an  manchen 
Orten  ist  sie  auch  in  die  Vorschriften  auf- 
genommen wonlen,  dass  die  am  Abend  in 
das  Asyl  Aufgenommenen  am  anderen  Mor- 
gen  vor  ihrer  Entlassung  zu  einer  mohr- 
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BtündigCQ  ÄrbeitsIeiBtuQg  verpflichtet  wer- 
den. Der  ArbeitBzwang  soll  alle  Ärbeits- 
Bcheiiea  ferubalten.  Indes  ist  diese  Fowiening 
in  einer  Grossefadt  praktisch  nicht  durch- 
führbar. Arbeiten,  zu  denen  eine  jeden  Tag 
■wechselnde  Schar  vieler  hundortei  und  tau- 
sender  von  Personen  angehalten  werden 
könnten,  laason  sich  gar  nicht  finden.  Selbst 
in  kleineren  Stftdten  wird  sich  diese  prak- 
tische Schwierigkeit  meist  nicht  überwinden 
lassen.  Dazu  kommt  nun  noch,  dass  die- 
jenigen, die  ehrliche  Arbeit  suchen  wollen, 
dies  vor  aUem  in  den  Frühst nndeo  des 
Tages  thun  mSssen.  Werden  sie  ia  dem 
Asyl  bis  in  den  Vormittag  hinein  festge- 
halten, so  verlieren  sie  die  beste  Gelegen- 
heit, eine  Arbeitsstelle  zu  finden. 

Freilidi  muss  alle  denen,  die  verschul- 
deter oder  unverschiddeter  Weise  kein  Ob- 
dach für  die  Naoht  haben,  mögen  6ie  sich 
ausweisen  kfionen  oder  nicht,  eiae  Unter- 
kunft geboten  werden.  Der  Grundsatz,  dass 
eine  Unterstützung  nur  gegeben  werden 
solle  nach  genauer  Prüfung  der  Verhältnisse 
der  Hilfsbedürftigen,  der  Grundsatz  der 
Individualisierung,  ist  als  Regel  un- 
zweifelhaft richtig,  aber  doch  auch  nur  als 
Regel.  Er  kann  da  keine  Anwendung  fin- 
den, wo  eine  sofortige  Hilfe  eiforderlich 
ist,  um  ein  notiit'endiges  Lebensbeilürfnis  zu 
befriedigen.  Wie  dem  Verhungernden  sofort 
KahruQg  gereicht  werden  muss,  um  ihn  vor 
dem  Hungertode  zu  i-etten,  und  nicht  erst 
eine  Untersuchung  seiner  Verhältnisse  ab- 
gewartet werden  kann,  so  muss  dem  Ob- 
dachlosen, der  am  Abend  ein  Nachtlager 
sucht,  sofort  Obdach  gewährt  werden.  Aber 
das  jedermann  offenstehende  Obdach  muss 
derart  beschaffen  sein,  dass  es  des  Anreizes 
es  aufzusuchen  durchaus  entbehrt  und  die 
Furcht,  das  Obdach  aufsuciieu  zu  müssen, 
auch  auf  den  Arbeitsscheuen  dahin  wirkt, 
dass  er  alle  seine  Kraft  anstrengt,  um  sich 
selbst  ein  Unterkommen  zu  vei-schaffcn. 
Auch  ist  ^  nur  eine  falsche  Humanität,  die 
in  Wirklichkeit  das  Gegenteil  der  Humani- 
tät ist,  wenn  jedermann  ohne  Nennung  des 
Namens  Aufnahme  findet.  Es  liegt  kein 
ausreichender  Grund  vor,  den  Hilfsbedürf- 
tigen von  der  Pflicht,  seinen  Namen  an- 
zugeben, zu  entbinden.  Gewiss  werden 
vielfach  imrichtige  Namen  angegeben  wer- 
den. Indes  ist  dies  immerhin  mit  Strafe 
bedroht  (Strafgesetzbuch  g  36U  Nr.  8),  und 
im  allgeraeioen  wird  die  Pflicht,  den  Namen 
zu  nennen,  eine  abschi'eckende  Wirkung  aus- 
üben. Es  müssen  demnach  Unterkunfts- 
räume bereit  gestellt  werden,  in  denen  in 
der  einfachsten  und  dürftigsten  Weise  jedem 
Obdachlosen  ein  Nachtlager  geboten  wird. 
Sie  haben  sich  von  dem  Polizei  gcwahrsam 
nur  dadurch  zu  imtei-scJieiden,  dass  Eintritt 
und  Austritt  freigegeben  sind.  Neben  ihnen 


aber  sollte  auch  ein  Asyl  für  Obdachlose 
durch  die  Gemeinde  oder  einen  Verein  er- 
richtet werden,  in  dem  Abendbrot  und 
IVühstück,  Bad  und  Körperpflege  gewährt 
werden,  das  aber  nur  denjenigen  offensteht, 
die  über  ihre  Person  sich  auszuweisen  ver- 
mögen und  den  Nachweis  erbringen,  dass 
sie  sich  vergeblich  bemüht  haben,  filr  die 
Naclit  eiue  Unterkunft  sich  zu  verschaffen. 
iVeilich  wird  es  der  Erfahrung  und  Men- 
schenkenntnis des  Beamten,  der  über  die 
Aufnahme  zu  entscheiden  hat,  überlassen 
bleiben  müssen,  ob  er  im  einzelnen  Falle 
diesen  Nacliweis  für  erbracht  erachtet  oder 
nicht.  Für  eine  weitere  Untersuchung  ist 
keine  Zeit  gegeben.  Vor  allem  aber  soüte 
die  Verwaltnng  der  Uuterkunftsräume  und 
der  Asyle  in  enger  Verbindung  mit  den 
Arbeitsnachweisstellen  (s.  d.  Art,  Arbeits- 
nachweis oben  Bd.  I,  S.  951  ff.)  stehen,  um 
den  arbeitsfähigen  Obdachlosen  eine  ^bcits- 
Stelle  möglichst  rasch  zu  vermitteln. 

3.  Obdachlose  Familien.  Wie  schon 
oben  erwähnt,  sprechen  wir  hier  nicht  von 
den  nur  zeitweise  an  einzelnen  Orten  auf- 
tretenden Fällen,  in  welchen  infolge  des 
raschen  Anwachsens  der  Bevölkenmg  die 
vorhandenen  Wohnungen  nicht  ausreichen, 
um  das  Wohnimgsbedürfnis  der  gesamten 
Bevölkerung  zu  befriedigen ,  sondern  nur 
von  den  in  den  grosseren  Städten  zu  allen 
Zeiten  vorkommenden  F'äUeQ,  in  denen  eine 
Familie,  obgleich  es  an  Wohnungen  nicht 
mangelt,  doch  eine  solche  sich  nicht  ver- 
schaffen kann.  In  der  Regel  ist  eine  der- 
artige Obdachlosigkeit  in  dem  schuldhaften 
Verhalten  der  Familie  oder  des  Familien- 
hauptes begründet.  Trunksucht,  üederheher 
Lebenswandel,  Unfriedfertigkeit,  Müssig- 
gaiig,  übler  Leumund  werdeu  meist  die  Ur- 
sache sein,  weshalb  die  Vermieter  sich 
weigern,  eiue  Familie  aufzunehmen.  Aber 
nicht  in  allen  Fällen  ist  die  Obdachlosigkeit 
eine  verschuldete.  Sie  kann  auch  veranlasst 
sein  durch  den  plötzlichen  Tod  des  Er- 
nährers, durch  Krankheit,  Feuersbnuist  u.  s  w^ 
in  einzelnen  Fällen  durch  grosse  KindcrzahL 
Auch  kann  es  vorkommen,  dass  eine  ueu 
anziehende  Familie  nicht  sofort  eine  Woh- 
nung findet.  Seitdem  das  Recht  des  Ver^ 
mieters,  die  eingebi'achten  Sachen  zurück- 
zubelialten,  durch  das  Preussische  G.  v.  12. 
Juni  1S94  und  jetzt  allgemein  durch  die 
CP.O.  §  811  (s.d.  Art.  Miete  und  Pacht 
oben  Bd.  V  S.  770)  ausserordentlich  beschrankt 
worden  ist,  suchen  sich  die  Vermieter  an 
manchen  Orteu  durch  schwarze  Listen  gegen 
unzuverlässige  Mieter  zu  sichern,  denen  da- 
durch die  Vei-schaffung  einer  Wohnung  sehr 
ci'schwert ,  in  manchen  Fällen  unmöglich 
gemacht  wird.  Indes  haben  Untersuchungen, 
die  von  dem  Verein  für  Armenpflege  im 
Jahre   1890   veranstaltet  worden   sind,    er- 
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^ben,  dass  in  den  ineiBten  Städten  die 
Zahl  der  obdachlosen  Familien  nur  eine  ge- 

rin^^ge  ist.  Auch  hat  die  Beschränkung 
des  Zurflckbehaltiingsrechts  des  Vermieters 
doch  vorwiegend  eine  gfl  listige  Wirknng 
ansgetibt.  Ihm  unterliegen  jetzt  nicht  mehr 
die  zur  Erhaltung  eines  angemesscneu  Haus- 
standes unentbehrlichen  &chen.  Familien 
aber,  die  im  Besitz  ihres  Mobiliars  sind, 
finden  erfahrungsgemfiss  leichter  eine  Woh- 
nung als  solche,  die  dessen  entbehren. 

Die  öEfentliche  Ännenptlege  kann  sich 
der  Pflicht  nicht  entziehen,  ftir  obdachlose 
Familien  Sorge  zu  tragen.  Sie  ■wird  aber 
hier  mit  besonderer  Vorsicht  zu  Werke 
eehen  mtissen,  um  nicht  den  Leichtsinn, 
die  Sorglosigkeit  und  die  Arbeitsscheu  zu 
unterstützen  und  die  Selbstachtung  und 
das  Vertrauen  aut  die  eigene  Arbeitskraft 
abzustumpfen.  »Die  Erfahnmg  lehrt,  dass 
die  meisten  Fälle  der  Obdachlosigkeit  ganzer 
Familien  auf  Leichtsinn,  Lie<lerliclikeit,  un- 
pünktliches Zahlen  der  Miete,  Unvei-träglich- 
keit  und  andere  selbstverschuldete  Ursachen 
der  Betreffenden  ziurtlckzu führen  sind.  Für 
solche  Personen  ist  die  Furcht,  aut  die 
Strasse  gesetzt  zu  werden,  das  beste,  leider 
auch  oft  das  einzige  Mittel,  solches  Unglück 
von  sich  und  ihren  Familien  abzuwenden. 
Diese  Furcht  und  damit  das  zwingende  Be- 
wussfsein  der  eigenen  Füi-sor^pfliclit  darf 
nicht  abgeschwächt  werden,» 

Daraus  ei^ebt  sich  aber  auch,  dass  in 
diesen  Fällen  eine  Unterstützung  nur  ge- 
währt werdeu  darf,  wenn  deren  Notwendig- 
keit dim;h  eine  sorgsame  Untersuchung  der 
Verbaltnisse  erwiesen  ist.  Ist  sofortige 
Hilfe  getioten,  so  kann  bis  zur  Feststellimg 
dieser  Notwendigkeit  eine  voriäiifige  Untci^ 
bringung  der  einzelnen  Familienmitglieder 
in  dem  Asyl  iür  nächtlich  Obdachlose  er- 
folgen. 

In  Berlin  ist  mit  dem  Asyl  für  nächt- 
lich Obdachlose,  aber  in  einer  anderen  Ab- 
teilung des  Oebäudes,  ein  Obdach  für  ob- 
dachlose Familien  verbunden,  das  für  600 
Personen  Baum  bietet.  Die  Aufnahme  er- 
folgt nur  auf  Anweisung  der  Armenbehörde 
oder  auf  Keüiuisition  der  Polizei.  Die  Auf- 
genommenen erhalten  Verpflegung,  sind  aber 
auch  zur  Leistung  der  ihnen  zugewiesenen 
Arbeiten  verpflichtet.  Männer  imd  Frauen 
sind  in  getrennten  Sälen  untergebracht  und 
der  Verkehr  der  Männer  mit  ihren  weib- 
licheo  Familiengliedcrn  darf  nur  am  Tage 
und  an  dem  hierfür  bestimmten  Ort  statt- 
finden. Fftr  die  Kinder  besteht  eine  beson- 
dere Schule,  für  die  Kranken  eine  Kranken- 
station. Der  Aufenthalt  darf  in  der  Kegel 
die  Dauer  von  5  Tagen  nicht  übersteigen, 
doch  wird  diese  Vorschrift  nicht  streng 
innegehalten,  Nm-  mit  Genehmigung  des 
Inspektors   dürfen  die  Aufgenommenen    die 


Anstatt  verlassen  und  nur  zu  dem  Zweck, 
um  ein  anderweites  Unterkommen  und  Ar- 
beit zu  suchen.  Nur  mit  Oeuehmigung 
dürfen  sie  in  der  Anstalt  Besuche  empfangen. 
(Hansonlmmg  v,  19.  Oktober  1891),  Indes 
dient  das  Obdach  nicht  nur  dem  angegebenen 
Zwecke,  sondern  es  werden  darin  auch  ein- 
zelne obdaclilose  Personen  in  nicht  geringer 
Zahl  aufgenommen,  so  dass  z,  B.  am  31, 
März  1895  unter  den  Insassen  neben  49 
Familien  mit  151  Personen  sich  109  Einzel- 
personen befanden.  Die  Gesamtzahl  der 
Insassen  betrug  in  den  seclis  Jahren  1889/90 
bis  1894/95  durchschnittlich  auf  den  Tag 
2ÖT.  Die  Zulassung  von  Einzelpersonen 
wird  jedoch  —  von  den  Ausnahmefällen 
al^;esehea  —  kaum  zu  rechtfertigen  sein. 
Dass  eine  Einzelperson  nicht  im  Laufe 
eines  Tages  ein  Unterkommen,  wenn  auch 
nur  eine  Schlafstelle  finden  sollte,  wird 
kaum  anzunehmen  sein.  Für  die  Nacht 
aber  bieten  ihm  die  Asyle  für  nächtlich 
Obdacbloae  eine  Unterkunft. 

Auch  in  anderen  Städten  bestehen  ähn- 
liche Einrichtungen,  die  aber  vielfach  mit 
dem  Armen-  und  Arbeitshaus  verbunden 
sind.  In  anderen  Städten,  wie  z.  B.  in  Cassel, 
erhält  in  dem  Asyl  für  Obdachlose  jede 
Familie  ein  Zimmer,  das  sie  mit  ihi-en  Mo- 
bilien  auszustatten  hat.  Doch  werden  hier, 
wie  auch  vielfach  an  anderen  Orten,  nur 
die  Frauen  mit  den  Kindern  aufgenommen, 
während  die  Männer  im  Notfall  in  einem 
hierfür  bestimmten  Scblafsaal  Unterkunft 
finden.  Freilicli  entsteht  daraus,  dass  nur 
die  Frauen  mit  den  Kindern  in  das  Asyl 
aufgenommen  werden,  die  Gefahr,  dass  der 
Mann  sich  seiner  Verpflichtung,  filr  das 
Unterkommen  der  Familie  zu  sorgen,  ent- 
zieht und  die  Familie  der  öffentliuiien  Ar- 
menpflege überlässt.  Unter  allen  Umständen 
muss  aber  in  den  Asylen  eine  strenge  Haus- 
ordnung bestehen  und  aufrecht  erhalten 
werden,  damit  das  Asyl  nur  ein  Zufluchts- 
ort in  der  äussersten  Not  bleibe  und  nicht 
zu  einer  bequemen  Versorgt!  ngsansf  alt 
wei-de. 

Litteratar:  Bervonakebca  lind  die  lehmirhen 
vnd  torgfäUigen  Unlcrtuthunstn  und  Erörte- 
rungen da  deuttchcH  Vereint  für  Ar- 
menp/Uge  und  tt'ohltkätiyteit,  Jle/t 
XVI,  180S,  S.  ^Sl—SSS;  Hffl  XXII,  !S'J5, 
S.  19-60;  Heft  XXIII,  I8D5,  S.  G7f.; 
Heft  XXXI,  1397,  4'.  fi^jf.,-  Heß  XXXIV, 
ISDS,  S.  65-97.  —  Ueber  Berlin:  Bericht 
über  die  Gemeinderencallung  der  Stadl  Berlia 
in  deu  Jahren  liHi—ISSS,  Bd.  II,  IS90. 
S.  sog  ff.;  i»  den  Jahren  1S8'.I—1S9S,  Bd.  III, 
low,  S.  Slff.  —  Becker,  Veber  die  l'nUr- 
biingung  der  Obdachloten  loni  hygiciniachcn  Ge- 
eiehüpimkle,  in  VierlelJtihrBefhrifl  /.  Gfiindheili' 
pßeye  Bd.  XXII,  ISSO,  ü.  2r.Sff:  —  Ucber  die 
Cdsual  FauiKre  in  £ngliind  and  die  zu  deren 
.iv/aahBie  bfitimmleii  Cattial  Wurde  siehe 
64* 
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Obd  achlose —Obrecht 


d.  An.  Jrjneiiffeieligcbiing  in  Groit- 
brilannifnobeii  Bil.I,  S.lliS.  l'eber  die  Ob- 
dachloatn  i«  London  den  von  der  CItarity 
Organiiation  Soeiely  tierautgegebeiiea  Be- 
rif.kt  The  hotneless  poor  of  London,  IS'Jl.  — 
Veber  die  Xadilatylt  fiir  Männer,  die  in  Farii 
und  anderen  framöiiBrhen  Nlädten  roit  Privat- 
■tfreinen  gegründet  und  inttrrkall'n  werden,  lielie 
Jtfojrtme  du  Camp,   La  Charile  pririe  ä  ilirM, 

iss'i,  p.  4^7  ff: 

B.  Loentng. 


Objektstenem 

B.  Ertragssteueru  obenBd.III  S.  728ff. 


Obi-eclit,  Georg, 
greb.  am  2B.  in.  1547  zu  Strassbare  i.  E.,  Kest. 
daselbst  am  7.  VI.  1612,  studiert«  in  TUbinireu, 
Dole,  Beaaueon  und  Orleans,  rnirde  157ö  Pro- 
fessor der  Recbte  in  Strassburg,  1577  Kanoniliua 
am  dortigen  Thomasstift,  15ÖÖ  Probst  des  Tho- 
raaskapitels,  1593  Rektor  der  Universität,  Con- 
snlent  und  Bat  der  Stadt  Strassbnrg:. 

Obrecht  gehört  als  staatswirtBchaftlicher 
Theoretiker  in  allen  Fragen,  die  Geld,  Geld- 
cirkulation,  Geldausfubr,  Steuern,  Staatsschatz, 
Staatsanleihen,  Eegalien,  Waren-  bezw,  Ge- 
treideaafdpeicherung,  Staatskornbandel  betreffen, 
dem  MerkantilisniuB  an;  seine  Theoreme  er- 
ini^ni  bezüglich  der  staatlichen  Gefälle  nad 
einzelner  St^nei-probleme  an  die  Lehrsätze 
seines  Zeitgenossen  Johann  Bodinus,  Überhaupt 
verkörpert  sich  in  ihm  eine  Anlehnung  des 
westlichen  bezw.  reformierten  Deutschland  an 
Frankreich  nnd  England.  Hinsichtlich  des 
Wertes  der  Edelmetalle,  die  er  bezüglich  ihres 
wirtschaftlicheu  Kutzens  den  übrigen  Metallen 

gleicheteilt,  weichen  »eine  Ton  den  merkanti- 
stischen  Anschauungen  ab.  Seine  Steuerpolitik 
verfolgt  den  doppelten  Zweck,  dem  Gemein- 
wesen zu  nHtzcn  und  den  Fiskus  zu  bereichem. 
Geburten,  Trauangen  imd  Todesfälle,  wofür  er 
eine  Listensteuer  empfiehlt,  Prozesse,  Erb. 
Schäften,  Luxusausgaben  sowie  die  längeren 
Aufenthalt  nehmenden  Fremden  sollen  nscli 
ihm  zur  Steuer  herangezogen  werden,  der 
Steuerträger  bei  Prozessen  soll  der  verlierende 
Teil  sein,  in  welcher  Massregel  Obrecht  die 
beste  Schutzwehr  gegen  übermässige  Anstren- 
gung von  Rechtsstreiten  erblickt.  Auch  an 
den  üeberachUsseu  der  Kinderversicbettuigs- 
und  Ausstattun^kasseo,  die  er  nach  italieni- 
schem Muster  eing|efUhrt  bahea  ivill,  lässt  er 
den  Staat  participiereu,  dem  die  Käuflichkeit 
der  Adels-  und  Beamtendiplome  ebenfalls  als 
fiskalische  Einnahm ei|uelle  zufliessen  soll,  wo- 
gegen seine  Steuerpolitik  die  Freigabe  der  not- 
wendigen Lebensbedürfnisse  befürwortet, 

Obrecht  veröffentlichte  von  staatswissen- 
scbaftlichen  Schriften  in  Buchform;  Erklärungen 
über  das  politische  Bedenken  über  die  Lübeck- 
Bchen  Stadteinktinfte,  Strassburg  1610.  ^  FUnfi 
unterschiedliche  Secreta  politica  von  Anstellnng, 
Erhaltung  und  Vermehrung  guter  PoHcei  und 
von  billicher,  rechtmässiger  und  nothwendiger 
Erhöhung  eines  jeden  Kegenten  jährlicbcn  Ge- 
fällen    und    Einkommen.      Allen    hohen    und 


niederen  Obrigkeiten  besonders  dess  Hejiigen 
RCmischen  Reichs  Ständen  in  diesen  letzten 
und  hoch  hetrengten  Zeiten  zum  besten  gestellt, 
ebd.  1617.  .  Diese  aus  Obrechts  Xachlasse  von 
semem  Sohne  bewirkte  Zusammenstellung  um- 
fasst  folgende  5  Stücke:  1.  Discursus  bcllieu- 
politicus,  in  quo,  quomodo  adversns  Turcicnm 
tyranaum  bellum  commode  ^eri  possit,  quam 
felicissime  ostenditur  [geschrieben  IGOöJ.  (Re- 
form vorschlage  zur  Türkenstener,  die  nicht 
mehr  nach  der  Kopfzahl,  sondern  nach  dem 
VerniSgen  der  Bevölkerung  erhoben  werden 
soll);  2.  Ein  politisch  Bedeucken  und  Diskurs 
Von  Verbesserung  Land  und  Leut,  Anrichtung 
guter  Policey  nnd  fUmemblich  von  nutzlicher 


herm  Jährlichen  Gefällen  nnd  Einkommen  [ge- 
schrieben 1609].  (Befürwortung  u.  a,  des  \  er- 
botes  luxuriöser  Hochzeiten  nnd  Eindtaufen): 
3.  Gonstitutio  von  nothwendiger  und  nützlicher 
Anstellung  eines  Aerarii  Sancti  (einea  Staats- 
schatzes, worin  die  durch  Steuern  und  Regalien 
anfgebrachten  Gelder  zur  unproduktiven  Ruhe 
eingeschlossen  werden  sollen);  4.  Eine  sonder 
Policeiorduiing  und  Constitution,  durch  welche 
ein  jeder  Magistratns,  vermittels  besonderen 
angestellten  Deputaten,  jederzeit  in  seiner  Re- 
gierung eine  gewisse  Nachrichtnng  haben 
mag  etc.).  [Die  Funktionen,  welche  in  Nr.  4 
der  Polizei  aufgebürdet  werden,  überschreiten 
in  Bezug  anf  das  Eiudriugeu  in  das  Familien- 
leben noch  bedeutend  den  Wirkungskreis,  den 
ihr  Gasser  in  seiner  Kameralistik  und  Jnsti 
in  seiner  Polizei  Wissenschaft  zuweisen;  sie 
soll  z.  B.  genaue  EonduiCenlisten  über  sämt- 
liche Einwohner  anlegen,  auf  Besserung  der 
anmoralischen  Leute  hinwirken  etc.J;  5.  Con- 
stitution und  Ordnung  von  einem  hocbnützlichen 
Äerario  liberorum,  in  welches  von  den  Ell«rn 
allerband  Summen  Gelts,  fümemblich  ihren 
neugeborenen  Kindern  und  in  eventum  ihnen 
selbä,  auch  der  Obrigkeit  und  gemeinen  Wohl- 
fahrt zum  Besten  angelegt  werden.  (Den 
Söhnen  sollte  das  Versicherungakapital  nebst 
Zinsen  zu  ihrer  Selb  stand  igmachun^  im 
21.  Lebensjahre,  den  Töchtern  bereits  im 
17.  Jabre  zu  Ausstattungszwecken  aosgcEablt 
werden.)  —  Die  zahlreichen  Disputationea  Ob- 
rechts erschienen  in  L'rselstadt  1603  und  in 
2.  Aufl,  in  Strassburg  1679.  Ein  weiteres  von 
ihm  hinterlassen  es  Manuskript  führt  den  Titel : 
„Kurzes  Bedenken,  welchermassen  ein  Stand 
des  Reichs  so  mit  grossen  Ausgaben  beladen. 
sich  derselben  entledigen,  auch  seine  Gefälle 
und  Einkommen  verbessern  möge". 


EncyklopSdie,   III.  Sektion,   TeU  L 

ebd.  1830,  S.  200.  —  Boscher,  Die  deutsche 
Nationalßkonomik  au  den  Grenzscheiden  des 
16.  nnd  17.  Jahrhunderts,  ebd.  1865,  S.  277  ff. 
—  Derselbe,  Gesch.  der  Nat.  München  1874, 
S.  161ft.  —  Stintzing,  Geschichte  der  deoi- 
schen  Rechts  wissenschalt,    Bd.    I,    ebd.    lU)jä. 
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Octroi. 

I.  Allgemeines.  1.  Begriff  tind  Arten. 
2.  0.  als  Verhranchaauflftge.  II.  Gesetz- 
gebung. 1.  Die  £ntwickelung  der  0.  in 
Frankreich,  Belgien  nad  Holland.    2.  Die  0.  in 

TroKan        '^      T\ia    t\      in    A^Bf üpro  1  i-lt        ±      llitf    O      in 


I.  Allgemeinem. 

1.  Begriff  nml  Arten.  Octroy  (octroy, 
octroi)  ist  ein  ^Vort  der  altfranzö^iwclien 
Kanzleispraclie,  abgleitet  vom  lateiuischen 
auctorari,  auctorium,  nnil  bedeutet  im  allge- 
meinen eine  laniiesherrliche  Bewilligung, 
Verleihung,  die  Verstaltiing  einer  Preilieit. 
Ein  Rechtüsystem,  welches  die  Oesamtheit 
der  politischen,  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Einrichtun^n  von  einer  obrigkeitiiclien  Er- 
mächtigung abhängig  macht  oder  doch  wenig- 
stens m  der  grundsätzliche D  Aiisdi^hnnng 
der  behördlichen  KoQzessionen  auf  alle  (ie- 
biete  des  OffeuHichen  und  privaten  Lebena 
das  Ziel  aller  politischen  Weisheit  erblickt, 
pflegt  man  als  Octroisystem  zu  be- 
zeichnen. Die  typische  Gestalt  für  eine  so 
geartete  Eeehtsonlniuig  ist  fler  Wohltahrts- 
iind  Polizeistaat  des  16.  bis  lü.  Jahrhun- 
derts. Der  Aiistlmck  Uctroi  wurde  beson- 
ders von  HaDilelsprivilegien  gebraucht,  wel- 
che einer  I'ereon  oder  Gesellschaft  von 
selten  einer  Regierung,  eines  Fürsten  etc. 
erteilt  wurden,  daliei*  »octroyierle  llandcls- 
kompagnieoni.  Öolclion  Geecllschaflon  wunle 
das  ausschliessliclie  Hecht  nbortragon,  nach 
einem  gewissen  Lande  Iiin  oder  mit  be- 
atimmten  G^;enständen  Handel  zu  ti'cilien. 
■lOctroyierte  Vcrfassimgeii«  sind  solche, 
■welche  einseilig  aus  höchster  Machtvoll- 
kommenheit vom  Mtaatsobevhaupte  gegeben 
werden,  und  stehen  im  Gegensatze  zu  den 
mit  einer  Volks  vorti-etung  vereinbarten, 
»octroyierte  Gesetze^  sind  diejenigen,  wel- 
che der  Souverän  ohne  Befragung  uiui  Zu- 
stimmung einer  i-eprfcentativen  Kürperschaft 
mit  oder  ohne  \ürbehalt  ihrer  nachträg- 
lichen Genehmigung  erlässt.  Endlich  im 
finanz-  imd  steiiertechnischen  Kinne  be- 
deutet »Oetroiä  eine  besoudei-o  Form  der 
Verbraiielisbesteuenmg,  namentüch  in  Ge- 
meinden und  Städten  (Thoraljgabe,  Thor- 
accise,  Marktgeld),  welche  vornehmhcti  in 
rrankreieh,  Italien,  Oosterrelch  und  auch 
zum  Teil  im  sfld westlichen  Deutsclüand 
grosser  Entwictclung  gelangt  ist. 

2.  0.  als  Verbraachsaoflage.  Octrois 
sind  Verbrauchsaiif lagen  in  Gestalt  örtlicher 
Zölle,  welche  bei  CeterEührung  gewisser 
Waren  in  ein  kleineres,  selbständiges  Ge- 
biet, beäonders  in  Gemeinden  und  Städte 
zu  entrichten  sind.  Sie  sind  teils  Staats- 
»nd  teils  Gemeindestcneni  und  setzen  eine 
wenigstens  annäliemde  Geschlossenheit  des 
Gemeindegebietes    sowie,    wenn   als   Kom- 


munalabgaben eingerichtet,  ein  so  geartetes 
System  der  Staatsbesteuei-ung  voraus,  wel- 
ches entweder  unablULngigen  Verbrauchs- 
steiiem  der  Gemeinde körper  oder  doch  min- 
destens fiir  Ortliche  Zuschläge  zu  den  be- 
treffenden indirekten  Staatsstouem  den  er- 
forderlichen Kaum  lässt.  Die  erstere  Vor- 
aussetzung beschränkt  deragemäss  die  An- 
wendbarkeit der  Octi-ois  fast  aussciUiesslich 
auf  gri'issere  Gemeinden,  insbesondere  auf 
Städte.  Derartige  Abgaben  an  der  Landes- 
grenze für  ein  ganzes  Territorium  gehören 
in  die  Kategorie  der  Zölle.  Dagegen 
brauchen  die  Octrois  nicht  unbedingt  Ge- 
meindesteuern KU  sein,  sondern  es  kann  die 
Örtliche  Erhebung  der  Auflage  durch  die 
Gemeinden  lediglich  Form  der  Einziehung 
einer  Staatssteuer  sein. 

Bei  zeitlich  liegrenztor  und  örtlich 
wesentlich  nur  auf  eine  Grenzlinie  ausge- 
dehnter Kontrolle  ist  die  Einziehung  der 
Octrois  leicht  und  wenig  belästigend,  wenn 
die  Waren  nur  an  einigen  Stellen  offen 
eingebracht  werden  und  die  Aufsicht  über 
(Inigehungen  wenig  kostspielig  und  doch 
wirksam  ist.  Schwierigkeiten  erwachsen 
bei  Versendung  octroip  flichtiger  Waren 
durch  die  Post,  weil  diese  teils  ans  recht- 
lichen, teils  aiis  praktischen  Erwägungen 
der  Stenerkontrolle  nicht  untenA'orfeu  weitlen 
kann.  Die  Zahlung  durch  den  Pflichtigen, 
den  Empfänger  der  Sendung,  kann  sehr 
leicht  lästig  werden  und  scliwer  zu  kon- 
trollieren sein.  Hierdurch  bflssen  die  Octi-ois 
einen  wesentlichen  Vorzug  ein. 

Im  allgemeinen  haben  aber  die  Octrois 
eine  ungleichmässige  Wirkimg,  da  sie  nur 
die  Bewohner  von  Städten  lielastcn,  während 
das  Land  infolge  der  offenen  Gcraeindege- 
biete  von  ihnen  in  der  Hegel  nicht  getroffen 
werden  kann.  Sie  haben  daneben  die  Ten- 
denz, die  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung 
in  höherem  Masse  zu  beschweren  als  die 
wohlhabenden,  wie  es  sich  thatsächlich 
nicht  leugnen  lässt,  dass  solche  Steuern  in 
der  Praxis  häufig  auf  die  Belastung  not- 
wendiger und  unentbehrlicher  [«bens- 
mittel  gerichtet  waren.  Dieses»  Bedenken 
ist  wenigstens  ziun  Teil  durch  eine  der- 
artige Gestaltung  der  Tarifpositionen  abzu- 
schwächen, welche  einerseits  Gegenstände 
des  notwendigen  Lebensbedarfes  von  der 
Abgabe  ausnimmt  oder  doch  mit  geringeren 
Sätzen  trifft  und  andererseits  Mittel  des 
verfeinerten  Lebensgenusses  oder  des  Luxus 
entsprechend  schärfer  erfasst,  um  hierdurch 
den  ärmeren  Volksklassen  eine  Ausgleichung 
zu  gewähren.  Einem  solchen  Verfahren 
Sicht  aber  hinwiedenim  die  BQcksicht  auf 
die  fiskalische  Eintraglich  keit  im  Wege. 
Die  ehemalige  Mahl-  und  Schlachtsleuer  m 
Preusseu  entbehrte  gänzlich  dieser  ab- 
schwächendonMomentc,  während  sie  die  fran- 
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t  Octrois   nur  ungenügcad  berück- 
sichtigteD. 

Wenn  octroi Pflichtige  Gegen etänile  auch 
innerhalb  des  örtlichen  Steuergebietea  her- 
gestellt werden,  so  soUte  eine  innere 
Verbrauchssteuer  den  Unterschied  in  der 
sleiiertechnischen  Behandlung  wieder  aus- 
gleichen. Ebenso  wäre  es  gerechtfertigt, 
bei  Anßfuhr  von  octroipflichtigeu  Waren 
Rtlckvergütungen  zu  gewähren.  Im  übrigen 
kann  eine  hohe  Bemessung  der  Octrois 
leicht  die  wirtschaftliche  und  indiistrieUe 
Entwickelungdes  Steuergebietes  beeinflussen. 
Die  Octrois  stehen  überhaupt  in  schlechtem 
Verhältnis  zur  Ökonomischen  Leistungs- 
fähigkeit der  Besteuerten,  haben  aber  den 
Vorzug  der  leichten  Erhebung  und  der 
grösseren  Ergiebigkeit  anderen  Abgaben 
gegenüber. 

II.  Gesetzgebnng.*) 
1.  Die  Entwickelang  der  0.  in  Frank- 
reich, Bellten  und  Holland.  Der  klassische 

Boden  der  Octroigesetzgebung  ist  Frankreich. 
Hier  wurde  schon  frühzeitig  durch  könig- 
liches Privileg  die  Erhebung  solcher  Ab- 
gaben füreinzelne  Städte  gestattet,  wie  1295 
für  Lyon,  1323  für  Paris  u.  a.  Ursprüng- 
lich pflegte  die  Verleihung  nur  für  eine  be- 
stimmte Zeit  und  für  besondere  Zwecke  er- 
teilt zu  werden  und  zwar  regelmässig  mit 
der  Verpflichtung,  einen  Teil  des  Ertrages 
an  die  Staatskasse  abzuführen.  So  verfügte 
das  Edikt  von  1323  für  Paris  einen  Lokal- 
zoll von  '/»lo  {1  den.  vom  livre)  aller  ein- 
gehenden 'Waren,  wovon  die  Ejone  einen 
Anteil  von  ^.'s  des  Erti-ages  bezog.  1562 
■wurde  lÜe  Bälfte  des  Ertrages  aller  Octrois 
für  den  Staat  eingezogen,  eine  Massregel, 
welche  seit  dem  17.  Jahrhundert  in  Frank- 
reich allgemein  wurde.  Mazarin  zog  1647 
alle  Octrois  zu  Gunsten  der  Staatskasse 
ein,  während  1663  Colbert  die  Hälfte  den 
Gemeinden  wieder  überliess.  Am  Schluss 
des  Ancien  Regime  wai-en  die  Octrois  eine 
Hauptgnmdlage  für  die  städtischen  Finanzen 
und  dm-eh  den  Staatsanicil  auch  eine  wichtige 
Quelle  Yon  Staalseinkünften.  Die  Kon- 
stituierende Versammlung  beseitigte  1791  die 
Octrois  gnmdsätzlich.  AUctn  die  finanzielle 
■Not,  in  welche  die  Gemeinden  durch  Ent- 
ziehung einer  so  wichtigen  EiniialimequcUe 
gerieten,  veranlasste  die  Henning  des 
Direktoriums  wenigstens  schrittweise,  zu- 
näclist  mittelst  jedesmaligen  Specialgesetzes, 
indirekte    Vorbrauchssteuern    für    die    Ge- 


')  Die  Darstellaug  des  geltenden  Recbts- 
Btandes  erstreckt  sich  in  diesem  Artikel  nur 
auf  Octrois  als  kommunale  Vertirauchsauflagen. 
Soweit  der  Staat  sich  der  Octrois  znr  Erhebung 
von  staatlichen  Aufwandsteuem  bedient,  ist  ' 
Art.  Verbranchssteaern  einzusehen. 


raeinden  für  Ausgaben  des  Unterstfltzungs- 
wesens  zuzulassen.  1800  wurde  nach  all- 
gemeiner gesetzlicher  Ermächtigung  nur  im 
Verordnungswege  (durch  Dekrets)  das  Octroi 
wieder  eingeführt  Seit  1802  beanspnichte 
der  Staat  wieder  einen  teilweisen  Genuss 
am  Ertrage  (zuerst  5  "lo  in  Städten  mit  4000 
Einwohnern  und  seit  1806  10  "/o  bei  einem 
Octroiertrag  von  Ober  22000  Francs)  mit 
der  Begründung  der  Verteuerung  der 
Tnippen Verpflegung  (»Suppenbrot*  der  Sol- 
daf«nl  diircn  die  Octrois.  Dieser  10 '/o  ige 
Anteil  der  Staatskasse  am  Octroi  wurde 
später  (1816)  auf  alle  Gemeinden  mit  Octroi 
ausgedehnt  und  erst  1852  von  sdten  des 
Staates  wieder  aufgegeben.  In  der  weiteren 
EntWickelung  wurden  (Dekret  von  17.  Mai 
1809)  im  Verordnimgswego  durch  allge- 
meine Normen  für  die  Einführung,  Ein- 
richtung uud  Durchführung  der  Octrois,  die 
Wahl  der  besteuerten  Artikel,  die  Er- 
hebung etc.  Vorschriften  getroffen.  Die 
Oberaufsicht  über  die  Octrois  stand  der 
Öeneraldirektion  der  indirekten  Steuern  zu, 
welcher  im  Jaliro  1S12  sogar  die  Erhebung 
aller  Octrois  übertragen  wurde.  Der  obli- 
gatorische Charakter  dieser  Massregel  wiinie 
indes  schon  zwei  Jahre  später  aufgegeben 
(G.  V.  8.  Dezember  1814).  Die  Gesetzgebung 
der  Folgezeit  beruht  im  wesentlichen  aiüf 
diesen  Grundlagen,  jedoch  mit  FSnräumuug 
weiterer  Rechte  des  Municiimlrates  bei  Ein- 
richtung des  Octrois  (Ordnung  vom  9.  De- 
zember 1814),  und  das  G.  v.  28.  Aprü  1816 
stellte  die  leitenden  Grundsätze  fest,  be- 
stimmte die  Grenze  der  Octroisätze  für  Ge- 
tränke im  Verhältnis  zu  den  staatlichen 
Eiugangsabgaben  und  verhütete  Kollisionen 
zwischen  den  staatlichen  imd  gemeindlichen 
Finanzinteressen.  Später  erfolgten  nur  noch 
Veränderungen  in  Einzelheiten.  Die  Zu- 
ständigkeit in  Sachen  der  Octro:^,  Erweite- 
rung der  Rechte  der  Selbstverwaltung«- 
körper  und  Schutzbestimmungen  für  die 
staatlichen  Interessen  wurden  näher  abge- 
grenzt durcli  die  GG.  v.  24.  JuÜ  1867 
(über  die  Slunicipalräte),  v.  10.  August  1871 
(über  die  Generdräte)  und  v.  5.  April  1884 
(Gemeindeordnung).  Die  neueren  geplanten 
Reformen  der  Getränkebesteuerung  in  Frank- 
reich bezwecken  unter  anderem  auch  die 
Aufhebung  bezw.  starke  Beschränkung  <ler 
kommunalen  Octrois  auf  die  sogen.  »boisEons 
hygit'niques«  (Wein,  Obstwein,  Bier),  Da- 
durch aber  und  Oberliaupt  durch  den  Zu- 
sammenhang der  Octrois  mit  der  Getränke- 
bestcuerung  wird  die  Reform  der  Getränke- 
steuern besonders  erschwert. 

Die  Einführung  von  Octrois  erfolgt 
nach  Bescliluss  und  auf  Antrag  des  Ge- 
meinderates.  Derselbe  ist  zu  begutachten 
vom  Generalrate  oder  der  Departemental- 
kommission  auf  Gnind  einer  Ermächtigiing 
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der  Regiening  kraft  eines  im  Staatsrate  er- 
teilten präsidialen  Dekrets.  Gleichen  Be- 
stimmungen unterliegt  der  Erlass  von  Regle- 
ments  für  die  Erhebung  von  Octrois. 
Die  Feststellung  der  ordentlichen  oiicr 
Hauptsätze  geschieht  meistens  auf  die  Zeit 
von  zehn  Janren,  während  die  Zuschlags- 
tasen  für  ausserordentliche  Ausgaben  regel- 
ntäs.'iig  auf  fflnf  Jahre  erhoben  werden.  Die 
Aufhobung  von  Octrois  erfolgt  desgleichen 
durch  einen  Beschlnsa  des  Geraeinderates, 
welcher  dem  Gutachten  des  ßeneralrates 
oder  der  Departementaltommission  unterliegt 
und  TOra  Präfekton  zu  genehmigen  ist. 
Die  Ausdehnung  des  Eriiebungsgebietes,  der 
Örtliche  Umfang  der  Octrois  (»Octroi- 
bezirk'),  ist  dem  gleichen  Instanzenzug 
unterworfen  wie  die  Einführung  des  Regle- 
ments, also  auch  der  Bestätigung  des  Staat.s- 
oberhau(ites.  Der  Octroibezirk  kann  neben 
den  Städten  und  Vorstädten  auch  ländliche 
Distrikte  und  bei  grösseren  Orten  (von  4IX)0 
Einwohnern)  andere  Gemeinden  im  Weich- 
bilde zur  Verhinderung  des  Schmuggelf 
umfassen.  —  Steueipflichtig  sind  von  den 
im  Lokaltarife  namhaft  gemachten  Artikeln 
nur  diejenigen,  welche  zum  Örtlichen  Ge- 
brauche bestimmt  sind.  Diese  aber  sind 
EmdsÄtzlich  in  ihrer  Gesamtheit  und  mit 
1  nämlichen  Steuersätzen  für  die  gleichen 
Gegenstände  leislungspflichtig,  einerlei,  ob 
dieselben  im  Octroigeuiete  produziert  oder 
von  ausserhalb  eingeführt  wurden.  Dagegen 
Bind  principieil  steuerfrei  alle  Ai-tikol,  welche 
unter  _  Beobachtung  der  vollgeschriebenen 
Förmlichkeiten  das  Steuergebiet  passieren, 
nur  »transitierens  oder  in  Entrepdts  nach 
den  dafOr  geltenden  Regeln  genommen 
werden. —  Der  Umfang  der  zu  besteuern- 
den Objekte  hat  im  Ijaufe  der  Entwickelung 
in  rechtlicher  Beziehung  mehrfach  gewech- 
selt, und  ea  besteht  auch  heute  nocli  zwi- 
schen den  einzelnen  Oct roigemeinden  mancher 
Unterschied.  Das  Reglement  führt  diejenigen 
Gegenstände  au,  welche  regelmässig  nach 
allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  vom 
Gemeinderate  in  den  Lokaltarif  aufgenom- 
men werden  darfen;  Getränke,  Flüs- 
sigkeiten, Esswaren,  Brenn-  und 
Beleuchtungsgegenstande,  Futter- 
stoffe, Baumaterialien  und  ver- 
schiedene Objekte.  Der  Generaltarif 
zahlt  dann  in  jeder  dieser  sechs  Klassen  die 
einzelnen  Steuerobjekte  auf  und  bestimmt 
nach  einem  durch  die  Bevölkerungsziffer 
abgegrenzten,  sechsstufigen  Ortsklassentarife 
die  Tarifmaxima  für  jeden  Artikel  und  zwar 
die  höchsten  Sätze  in  den  grössten  Ge- 
meinden imd  die  niedrigsten  in  den  klein- 
sten. Die  Gemeinden  haben  innerhalb 
dieses  Spielraums  das  Recht,  bei  verschie- 
denen Qualitäten  des  gleichen  Artikels  ent- 
sprechend zu  specialisieren.  Die  ganze  Ent- 


wickelung tendiert  nach  einer  allmählichen 
Umwandlung  und  Hinüberftlhnmg  der  ein- 
7.elnen  vorhandenen  Lokal  tarife  in  den 
Kahmea  des  Gcneraltarifs. 

Durcb  G.  v.  29.  Dezember  1897  werden 
die  Gemeinden  ermächtigt,  die  Octrois  auf 
den  sogen,  »hygieiniachen  Getränken«  (Wein, 
Obstwein,  Obstmost,  Meth,  Bier  und  Mineral- 
wasser) vom  31.  Dezember  1898  an  aufzu- 
heben. Falls  sie  dies  nicht  thun,  müssen 
sie  wenigstens  die  Octroisätze  auf  ein  ge- 
setzHch  festgesetztes  Minimum  reduzieren, 
das  nach  Ortsklassen  abgestuft  ist.  Für 
den  Ausfall  können  neue  Abgabeu  oder  ei^ 
höhte  Steuersätze  eingeführt  werden:  Er- 
höhung der  Abgaben  vom  Alkohol  und  vom 
Spiritushandel,  eine  Steuer  bis  30  Ole.  auf 
Wein  in  Flaschen  ohne  die  Weine  der  Clubs, 
sowie  eine  Mehrzahl  von  Luxussteuem.  Durch 
G.G.  V.  9.  März  1898  und  24.  Dezember 
1898  wurden  teils  kleine  Modifikationen, 
teils  ein  Aufschub  der  Durchführung  bis 
Ende  1899  bewirkt.  Die  ganze  Gesetz- 
gebung hängt  mit  dem  Bestrebeu  zusammen, 
namentlich  den  Branntwein  gegenüber  den 
hygieinjschen  Getranken  starker  zu  be- 
lasten; sie  wird  aber  erheblich  erschwert 
durch  die  fiskalischen  Interessen,  die  die 
Gemeinden  am  Ertrage  des  Octreis  haben. 
Eine  endgiltige  Lösung  kann  nur  von  der 
in  Aussicht  siehenden  Reform  der  Gelränke- 
steuem  erwartet  wenlen. 

Die  Octrois  haben  sich  in  Frankreich 
im  Tjaufe  dieses  Jahrhunderts  zu  einer  ganz 
hervorragenden  Finanzquelle  der  Gemeinden, 
insbesondere  der  grossen  Städte  entwickelt 
Dafür  folgende  Zahlen : 
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._+  5997600  61871443 

1833  1448  6307378'  65937727 
1813  1457,7296932  83153441 
1853  1435  7329782;  94337858 
S  9  5S2  144!  167  034698 
1873  1516  I10517440  211089234 
1883  1536  112518762:285704247 
1893  1518  |i4io835ii3'6847524 
1895  1514  14  106404' 324  125332 
1897  I  1514  [I4 656071  33131437a 
8  I  1509  |[3  454iio  333 '94  906 
Hinsichtlich  des  Ertrages  der 
octroi Pflichtigen  Objekte  lässt  sich  fest- 
stellen: 1Ö98: 
Getränke  und  Flüssigkeiten      141  653686  Frcs, 

Esawarea 91698343     ,. 

Brennmaterialien     ....      42759659     „ 

Viehfntter 18447648     „ 

Baumaterialien 33  553  931      „ 

Verschiedene  Gegenstände    .        4225617     „ 
Nebeneinnahmen      ....  856  023     „ 

333  «94906  Frei 
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Von  diesen  Summen  entfallen  anf 
die  DepnrtemenU     ....     173697361  Pres, 
die  Stadt  Paris    .    .    .    .'    .     156410588     „ 
das  Weichbild  von  Paris.    .        4086947     „ 

Belgien  hatte  eine  der  französischen 
Besteuernng  nachgebildete  bezw.  von  dieser 
übernommene  Octroigesetzgebung.  Durch 
das  G.  V.  18.  Juli  1800  -wui-den  jedoch  in 
diesem  Lande  sämtliche  Octrois  beseitigt. 
Um  nun  die  Gemeiiideti  für  den  Verlust 
zu  entscliädigen.  suchte  man  den  selben 
neue  Einnahmequellen  zu  erechiiessen  und 
gewährte  ihnen  Anteil  am  Bnittoertrage  der 
Post  (41  »'0),  am  Kaffeezoll  (75  "/o),  der  Bier-, 
Branntwein-,  Wein-,  Weinessig-,  Zueker- 
Bteuer,  einBchlieBslieli  der  betreffenden  ZöDe 
(35  "/o).  Diese  Eiuuahnien  werden  zu  einem 
besonderen  Fonds,  dem  sogen,  »Kommnnal- 
fondsi^,  vereinigt  und  daraus  znnächst  den 
Octroigemeinden  der  bisherige  Octroibetrag 
ersetzt  und  der  verbleibende  Rest  unter  alle 
Gemeinden  nach  Massgabe  ihres  Solls  au 
Gebäude-,  Pereonal-  und  Patentsteuer  ver- 
teilt. 

In  Holland  war  desgleichen  eine  um- 
fassende, sehr  mannigfaltige  Octroibesteue- 
nmg  durchgeführt.  Der  Druck  der  seit 
iy21  immer  mehr  erweiterten  gemeindlichen 
Verbrauchssteuern  führte  zu  einer  nach- 
haltigen Reform bewegimg  seit  1848,  welche 
im  G.  v.  9.  Juli  1865  ihren  Äbschluss  fand. 
Durch  dasselbe  wurden  alle  Octrois  aufge- 
hoben, und  an  deren  Stelle  traten  eine 
Steuer  vom  Kleinhandel  mit  geistigen  Ge- 
tränken, ein  Anteil  der  Gemeinden  an  der 
Personalsteuer,  Zuschläge  zur  Grundsteuer, 
direkte  Cralagcn  der  Kommunen  etc. 

2.  Die  0.  in  Italien.  Die  einheitliche 
Regelung  der  inneren  Verzehningssteuer 
(dazi  intemi  di  consumo)  erfolgte  in  Italien 
im  Jahre  1864.  Die  Gesetzgebung  unter- 
scheidet neben  solchen  Verbnnichssteuern, 
welche  nur  dem  Staate  zukommen,  solche, 
die  dem  Staate  und  den  Gemeinden,  letztere 
in  Gestalt  von  Zuschliig:en  zn  den  Slaats- 
steuern,  und  eigentliche  kommunale  Ver- 
zehningssteuorn.  Die  Zuschläge  der  Ge- 
meinden dürfen  50  %  der  staatlichen  Be- 
lastung nicht  überschrei len,  während  die 
reinen  Gemeindeverbrancbssteuern  nur  bis 
zu  ^}°lo  des  Wertes  der  vom  Staate  frei- 
gelassenen Gegenstände  zulässig  sind.  In 
den  geschlosseuen  Orten  wird  die  Abgabe 
als  lokaler  Eingangszoll,  iu  den  offenen, 
d.  h.  in  solchen  mit  weniger  als  8000  Ein- 
wohnern, wii-d  sie  in  den  Verkanfsläden  und 
Schläi'hlereien  erhoben.  Gep^n  stand  der 
Octrois  sind  hier  die  versclueden  artigsten 
Nahrungs-  und  Genussmittel,  welche  von 
ausserhalb  in  die  Städte  verbracht  werden. 
Die  Erhebung  und  Verwaltung  ist  sehr  ver- 
schieden. Das  G.  v,  11.  August  1870  war 
grundlegend   und  wurde   in   der  Folgezeit 


1885,  17.  Juli  1890  ohne  tiefgehende  Ver- 
änderungen modifiziert.  Eine  neue  Modi- 
fikation erfolgte  durch  G.  v.  15,  April  1897 
mit  einzelnen  Nachträgen  durch  G.  v.  14.  JiUi 
1898.  Wesentliche  Abweichungen  vom  bis- 
herigen Rechtsstand  sind  für  die  Gemeinden 
dadurch  nicht  herbeigeführt  wonlen. 

3.  Die  0.  in  Oeateireich.  Das  Oster- 
reichische Verzehrungssteuerpatent  vom  29. 
Mai  1829  fahrte  eine  allgemeine  Verzehmngs- 
ateuer  ein.  Derselben  sind  regelmässig 
unterworfen:  Wein,  Most,  Obstniost,  Bier, 
Branntwein,  Fleisch  von  Schlacht-  und 
Stechvieh,  Wildpret,  Federwild,  Fische, 
Schalticre,  Zucker  aus  inländischen  Stoflen 
und  (1884)  Spiritiispresshefe.  Die  Verzeh- 
ningssteuer  von  durch  Raffiniening  herge- 
stellten Mineralölen  in  geschlossenen  Städten 
wurde  1896  beseitigt(vgl.d.Art.  Oclsteuer 
unten S.  1020).  FflrdieErhebungistderUnter- 
schietl  zwischen  den  »geschlossenen  Städten 
und  dem  offenen  Lande«  oder  dem  "Offenen 
Lande  und  den  offenen  Städten«  wiclitig.  In 
elf  als  geschlossen  erklärten  Städten  sind 
dagegen  einige  andere  Gegenstände  des 
menschlichen  Genusses,  dann  VerfütteriingB-, 
Beleuchtungs-,  und  Brennmaterialien  der 
Verzehningssteuer  unterworfen.  Das  Atis- 
mass  der  Steuer  ist  sehr  verschieden ;  es 
ist  in  den  »geschlossenen  Städten«  meist 
höher  als  auf  dem  offenen  Lande,  aber  auch 
in  ersteren  bestehen  mannigfache  Ab- 
weichungen. In  den  Gemeinden  bestehen 
meist  Zuschläge  für  Gemeindezwecke  zn 
der  im  allgemeinen  für  die  Rechnung  des 
Staates  ein  zu  hebenden  Verzehrungsstenpr, 
die  sich  jedoch  nur  auf  die  am  Orte  ver- 
brauchten Steuern  ei-streckcn  dürfen.  Diese 
Zuschläge,  welche  die  höchste  Instanz  meist 
noch  bis  zu  einem  Maximum  steigern  kann, 
sind  in  den  einzelnen  Eronländern  folgende: 
Nicderösterreich  10  "/o  (Maximum  der  höch- 
sten Instanz  50),  Oberfeterreich  10  "■'«  (10), 
Salzburg  15  "/o  (20),  Steiermark  15  «/o  (20), 
Kärnten  15  "lo  (50),  Krain  15  %  (100),  Görz 
15%  (15),  Istrien  25  «/o  (50),  Tirol  15  «0 
(2(1),  Vorarlberg  15  %  (20),  Böhmen  I5«.o 
(30).  Mähron  15  "/o  (80),  Schlesien  20  "/o  (3.^), 
Galizien  20  %  (100),  Bukowina  75  "/<.  (100). 
Dalmalien  25  "/o  (100).  Die  Erhebung  der 
Abgabe  wird,  neben  iler  Einziehung  bei  der 
Erzeugung  oder  bei  den  dem  Verbrauche 
näher  liegenden  Vorgängen,  insbesondere  bei 
der  üoberschreitung  der  Steuerlinien  be- 
werkstelligt. In  Wien  und  Budapest  wird 
die  Einziehung  in  eigener  R^e  besorg 
während  sie  in  Britnn,  Graz,  Erakau,  I^- 
bach,  l^mberg,  Linz,  Prag  und  Pres.'iburg 
vei-pachtet  ist  In  den  gezahlten  Pacht- 
snmmen  sind  die  auf  die  einzelnen  Gegen- 
stände entfallenden  Beträge  nicht  ausge- 
schieden.   Triest  zahlt  eine  Arersalsunuue. 
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Ein  neuer  Tarif  für  die  Entrichtnng  der 
Verzehninfrestetiem  wurde  1887  für  Ungarn, 
1800  für  Wien  aiifgeatellt. 

4.  Die  0.  in  Deotschland.  Auch  in 
den  vei-schietlenen  deutschen  Staaten  haben 
eich  die  Octrois  als  Form  der  Gemeindebe- 
steuening  eingebürgert  nnd  in  den  kom- 
munalen Haushalten  eine  mehr  oder  weniger 
bedeutende  Stellung  erlangt.  In  den  Reiehs- 
landen  EIsass-Lothringen  wunlen  in 
der  Hauptsache  die  ans  der  französischen 
Zeit  flbernommonen  Ei  n  rieht»  u  gen  der 
Finanz  Verwaltung  auch  auf  diesem  Gebiete 
Iwibehalten.  Die  Erhebung  der  Octrois  er- 
folgt hier  regelmässig  filr  die  Geraeinde- 
kassc,  aber  zugleich  durcli  die  staatlichen 
Drgane.  (regen stände  der  Abgaben  sind  zti- 
nftchst  Getränke,  sodann  Fleisch  nnd  Fleisch- 
warcu,  Butter,  Eier,  Käse,  Salz,  Brenn- 
materialien, Viehfutter  und  verschiodene 
Baiunaterialien.  Am  wichtigsten  sind  die 
Abgaben  für  Getränke.  Das  Octroi  wiM  in 
fler  Regel  nur  von  solchen  Gemeinden  er- 
Iioben,  welche  den  Eingangssteuem  (der 
taxe  luii'ine  bezw.  der  taxe  de  remplace- 
ment)  unterliegen,  also  in  der  Regel  von 
solchen,  welche  aus  Gründen  dieser  Steuer 
geschlossen  sind.  Die  fundamentalen  Onmd- 
Sätze  entsprechen  im  allgemeinen  den  fran- 
zösischen Rechtsnormen. 

Preussen.  Nach  der  älteren  Gesetx- 
geliung  hatten  nur  die  Gemeinden  im  vor- 
maligen Kiirfttrstentiim  Hessen,  die  Stadt- 
gemeinden flberiiaupt  und  die  Landge- 
meinden nur  in  Westfalen  und  in  den  Rhein- 
landen das  Recht,  indirekte  Auflagen  zu 
erheben.  Durch  die  Langemcindeordnungen 
von  1891  und  1892  imd  durch  das  Kom- 
mimalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1893  ist 
diese  Befugnis  eine  allgemeine  geworden. 
Sie  ist  aber  dadurch  beschränkt,  dass  die 
Einführung  von  Steuern  auf  den  Verbrauch 
von  Fleisch,  Getreide,  Mehl,  Backwerk, 
Kartoffeln  und  Brennstoffen  verboten  ist. 
Auf  diese  Weise  zieht  der  Rechtssfand 
ziemlich  enge  Grenzen  für  die  Anwendbar- 
keit örtlicher  VerbrauchssteTiem.  Hier 
kommen  vor  allem  die  Getränkesteuern  in 
Beti-acht,  welchen  aber  hinwiedenira  die 
Reichsgesetzgehnng  als  kommunale  Äbgabe- 
arten  enge  Scliranken  setzt,  woneben  dann 
noch  die  Wildpret-  und  Geflflgelsteuer  übrig 
bleiben.  Die  vormals  als  Gemeindeahgabe 
so  wichtige  Mahl-  nnd  Schlachtsteuer  ist 
diirch  G.  V.  2.'».  Mai  1873  als  Staatssteucr 
aiifgehoben  worden.  Die  Beibehaltung  des 
städtischen  Anteils  an  derselben  war  mit 
gewissen  Ein  schränk  ungen  statthaft.  Docli 
hat  das  G.  v.  14.  Jidi  1893  auch  diesen 
Rest  noch  beseitigt. 

In  Bayern  sind  die  Gemeinden  zur 
Erhebung  örtlielier  Verbranchsstenem,  wel- 


che thnnlichst  nur  die  Yerzehning  inner- 
halb des  Gemeindebezirks  treffen  sollen,  — 
unter  reichs-  und  landesrechtlichen  Ein- 
schränkungen —  befugt.  Von  der  Gemeinde- 
ordnnng  diesseits  des  Rheins  wnirden  als 
Gegenstände  atisdrilckiich  benannt  neben 
dem  Malz-  und  Bieratifschlage  vornehmlich 
Fleisch,  Getreide  imd  Mehlwaren.  Die  Ein- 
ziehung dieser  Steuern  sollte  sich  principiell 
in  den  Grenzen  der  bisherigen  Üebung  be- 
wegen. Diesen  letzteren  Gnmdsatz  hat 
auch  die  pfälzische  Gemein deord mm g  zum 
Ausdmck  gebracht,  d.  h.  thunlichste  Be- 
schränkung auf  die  bisher  geltenden  Be- 
stimmungen des  französischen  Rechtes.  Ins- 
besondere werden  hier  die  Kommunen  hin- 
gewiesen auf  Bier,  Malz,  Obstwein,  Essig, 
Fleisch-  imd  Esawaren  des  Marktverkehre, 
Brennmaterialien  und  Futterstoffe  als  Gcgen- 
j  stände  für  die  kommunale  Verbrauchs- 
{ Octroi-)  Bostenenmg,  Bayern  hat  so  im 
Deutschen  Reiche,  nächst  Elsass- Lothringen, 
die  umfangreichsten  Octrois. 

In  Württemberg,  wo  ehedem  die  ge- 
I  meindlichen  Verbrauchsabgaben  eine  wesent- 
liche Stütze  der  Gemein dehauslialte  waren, 
gingen  dieselben  fortwährend  zurilck,  so 
dass  sie  seit  1849  nur  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung für  einzelne  Gemeinden  einge- 
führt werden  konnten,  was  1877  gänzlich 
aufhörte.  Da  infolge  tUeses  Ausfalls  zn  den 
direkten  Steuern  enorme  Zuschläge  für  die 
Sanienmg  der  gemeindlichen  Etats  erforder- 
lich wurden,  gestattete  man,  wenn  die  Um- 
lagen der  Realstenergnippe  (Gnmd-,  Ge- 
bäude-, Gewerbesteuer)  die  Höhe  der  Staats- 
steuem  überschritten,  innerhalb  einer  mas- 
sigen Grenze  Örtliche  Verbranchsabgaben 
auf  Bier,  Fleisch  imd  Gas  —  welche  Er- 
laubnis eine  Reihe  von  Gemeinden  in  An- 
spnich  nahmen, 

Sachsen  gestattet  unter  besonderen 
örtlichen  Verhällnis.sen  mit  Genehmigung 
des  Ministeriums  des  Innern  die  Erhebung 
vooinnerenVerbnnichaabgaben{Verzehrungs- 
steuern,  Biersteuern), 

In  Baden  herrseht  die  direkte  Ge- 
meindebesteuerung vor,  die  örtlichen  Ver- 
brauchsabgaben beschränken  sich  aiif  einen 
engen  Baum, 

Auch  Hessen  besitzt  nur  einige  wenige 
Gemeinden,  welche  Octrois  erheben, 

5.  Statistik  deg  0.  in  Deutschland. 
Nach  den  Mitteilungen  des  »Statistischen 
Jahrbuchs  deutscher  Städte«  (herausgegeben 
von  Neefe,  7.  Jahrg.,  Breslau  1898)  gestaltete 
sich  das  Verhältnis  der  städtischen  Ver- 
brau ciisauflagen  in  folgenden  deutschen 
Städten  mit  mehr  als  50000  Einwohnern 
zn  den  Gemeindesteuern  überhaupt  in  nach- 
stehender "Weise: 
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Berlin 

Breslau 

Cöln  a.  Eh 

Prankfurt  a.  M 

Mügdeburg 

Hannover 

Düsseldorf 

Königsberg 

Altona 

Stettin    

ElberfeM 

('harlottenbnrg 

Barmen 

I>anzig 2,575 

Halle  a.  S 2,413 

Dortmund 2,641 

Aachen ^,im 

Ürefeld 2,265 

Essen 2,42a 

Kiel 1,908 

Casael 2,219 

Erfurt 1,400 

Wiesbaden 2,711 

Posen >,5>4 

Daisbnrg 1,361 

Görliti 1,028 

Frankfurt  a.  0 0,929 

Potsdam 1,371 

Spandau 0,792 

München 9,024 

Nürnberg 3, 108 

Augsburg 1,705 

Leipzig 9,353 

Dresden 8,708 

Chemnitz 3,934 

Stuttgart 4,980 

Karlsruhe 1,377 

Mainz 2,434 

Darmstadt 1-849 

Braunschweig 1,903 

Strassburg  i.  E 3,321 

Mülbausen  i.  E 2,056 

Metz 1,139 

Während  in  Frankfurta.  M.,  Altoua, Stettin, 
Charlotteabui^,  Danzig,  Dortmund,  Crefeld, 
Kiel,  Liegnitz,  Zwickau  «od  Baunschweig 
llberhaupt  keine  Verbrauchssteuern  erhoben 
■mirden,  deckten  sie  in  anderen  Städten 
eineti  erheblichen  Anteil  des  örtlichen 
Fioattzbcdarf s :  in  Breslau,  Aachen,  Wies- 
baden, Cassel,  Posen,  Potsdam,  München, 
Nrtrnberg,  Augsbwi^,  Dresden,  Stuttgart, 
Kai-lsruhe,  Freiburg  i.  B.,  Mainz  und  Darm- 
stadt 21—35  "/o,  in  den  elsass-lothringischen 
Städten  sogar  79 — 90  "/o  des  gesamten  Steuer- 
bedarfs. Die  Tcrbrauchsabgabepflichtigen 
Gegenstände  waren  dabei  selir  rerachieden. 

Die  städtischen  KoDsnmsleuem  bestanden 
in  Verbrauclisabgaben  von  Bier  oder  in  Zu- 
schlägen zur  Braumalzsteuer  in  Berlin 
(705  051  Mark),  C«ln  (338208  Mark),  Magde- 
burg (182  903  Mark),  Hannover  (206451 
Mark),   Düsseldorf  (160  G74  Mark),   Königs- 


davon  Yerbranchssteneni 

Überhaupt 
in  MiU.  M. 

anf  1  Einw. 

M. 

Gem.-St. 

M. 

47,263 

28,04 

1,49 

0,42 

9,862 

26,26 

5,76 

7,646 

23,58 

4,42 

9,557 

41,26 

0,95 

4.29 

4,505 

20,92 

4,06 

0,85 

4,407 

20,76 

4,68 

0,97 

4,665 

26,32 

3,44 

0,91 

22,54 

4,19 

0,94 

3,973 

26,58 

22,11 

3,751 

26,73 

3,18 

0,85 

28,35 

2.954 

23,08 

2,70 

0,62 

24,25 

5,6 1 
23,80 
22,74 


14.54 
15,40 
23,70 


23,34 

25,82 
24,13 


16,46 
24,32 
24,64 
19,05 


25,24 

^^s 

28,90 

35,19 

7.32 

21,07 

2,72 

0,66 

23,99 

24,84 

4,06 

21,97 

6,91 

30^12 

85,33 

78,99 

19,46 

berg  (161 477  Mark),  Elberfeld  (119  271  Mark), 
Barraen  (79  654  Mark),  Halle  a.  S.  (103437 
Mark).  Essen  (80063  Mark),  Erfurt  (78654 
Mark),  Duisbiu^  (46  362  Mark),  Görhtz 
(38113  Mark),  Frankfurt  a.  0.  (33  045  Mark). 
Spandau  (42232  Mark),  Bochum  (37  967 
Mark),  M.-i5ladbach  (38837  Mark),  Chemnitz 
(107065  Mark)  und  Plauen  (43251  Mark). 
In  den  übrigen  Mittel-  imd  Orossstädten, 
soweit  sie  überliaupt  Verbrauchssteuern  er- 
hoben, wurden  gleichzeitig  verschiedene 
Ge^nstände  belastet:  in  Breslau:  Vieh  luid 
Fleiscliwaren  1 705090  Mark,  Bier  und  Brau- 
malz 280326  Mark,  WUd  und  Geflügel 
177  604  Mark;  in  Cassel:  Vieh  und  Fleisch- 
■n-areu  281969  Mark,  WUd  und  Geflügel 
9367  Mark,  Bier  105279  Mark,  Branntwein 
und  Spiritus  75330 Mark,  Mehl  61868  Mark: 
in  Aachen:  Vieh  und  Fleisch  waren  492  59^ 
Mark,  WÜd  und  Getiflgel  43470  Mark,  Bier 
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8552G  Mark  und  BrennmaferiaLen  118052 
Mark;  in  Wiesbadeur  Vieh  und  Fleisch- 
■waren  276780  Mark,  Wild  und  Geflügel 
49276  Mark,  Bier  177  693  Mark,  Wein 
124786  Mark,  Branntweia  uuil  Spirituß 
31780  Mark,  Obstwein  5858  Mark,  Essig 
i]nd  Essigeäui-e  3570  Mark,  Qeheide  und 
Mehl  25646  Mark;  in  Posen:  VJoh  und 
Fleischwaren  280727  Mark,  Wild  und  Ge- 
flügel 20546  Mark,  Bier  42981  Mark;  in 
Potsdam:  Vieh  und  Fleischwaren  329158 
Mark,  WUd  und  Geflflgel  22 172  Mark,  Bier 
48186  Mark;  in  München:  Bier  1731849 
Mark,  "Vieh  und  Fleisch  waren  280  455  Mark, 
Wild  und  Geflügel  20359  Mark,  Getreide 
und  Mehl  245270  Mark;  ia  Nömberp:  Ge- 
treide, Mehl  etc.  378488  Mark,. Bier. H36917 
Mark;  Vieh  uud  Fleischwaren  176719  Mark, 
WUd  und  Geflügel  6238  Mark;  in  Augs- 
burg: Bier  350335  Mark,  Getreide,  Mehl  etc. 
129  914  Mark,  Vieh  und  Fleischwaren  61059 
Mark,  Wild  und  Geflügel  3711  Mark,  Vieh- 
futter 26478  Mark,  Gips,  Kalk,  Ceraent, 
Fluss-  und  Nutzholz  285:^9  Mark;  in  Dres- 
den: Getreide,  Mehl  etc.  664561  Slark, 
Vieh  und  Fleischwaren  672236  Mark,  Wild 
nnd  Geflflgel  101470  Mark,  Fische  uud 
Schaltiere,  Essig  und  Essigsäure  47  055  Mark, 
Bier  369370  Jlark;  in  Stuttgart:  Vieh  und 
Reischwaren  604367  Mark.  Wild  und  Ge- 
flügel 18555  Mark,  Bier  266045  Mark  und 
endlich  die  Gasabgabe  256172  Mark;  in 
Karlsruhe:  Getreide,  Mehl  etc.  103 724  Mark, 
Vieh  und  Fleischwaren  91488  Mark,  Wild 
lind  Geflügel  22037  Mark,  Fische  und 
Schaltiero  6091  Mark,  Bier  78122  Mark, 
Wein  31705  Mark  und  Brennholz  1248 
Mark. 

LittentDr;    Jtau,  FinainiFlteeniehaft  §  417.  — 
Roecher,    Syet.  IV,   ^  ißO.  —    Umpfenbacti, 

Finannrisseiuehafl  g  09g.  —  Cohrt,  Finanz- 
wittmtchajl,  Stuttgart  18S9,  .S'.  647ß.  —  Bhe- 
berg,  Finamicüafnic/tafi,  5.  Aufl.,  Leipiig  1S95, 
S.  407.  ~  Lehr,  in  ÄcÄftifter?  III,  S.  Aufl., 
S.  3631X64.  —  RetbcenaUm,  in  SeMnbtrg  III, 
S.  SO.  —  Leroy-Beautieu ,  TraiU  de  ta 
tcience  det  financa,  4  Id.,  Fürig  ISSS,  I.  I,  S. 
l^aff.  —  Wagnr^,  Fin.  III,  ^§  S42—50  (Frank- 
reif  h).  —  Utenger,  SlaCitlifche  Zammmen- 
»tellangcH  als  Materie  lur  Btjnrm  der  Ver- 
Ee/iningsitetier  in  gtachlttiefjinn  Orttn  und  auf 
dem  fiachea  Lande,  Wien  IS87  (Ottterreich).  — 
V^rOitach,  Die  bayeriirhe  Gemeindebeitevening 
irit  Allfang  da  19.  Jahrhundert»,  MUnehen  IS9I 
(Bayern).  —  Henkel,  Art.  fOctroi«  im  H.  d.  St. 
1.  Aufl.,  Bd.  V.  —  UfTKelbe,  Art.  uOetroia  im 
W.B.  d.  V.W.  Bd.  II.  —  Vuatrin,  Art. 
jiOcIroi«  in  Block  Dirlion-aaire  de  l'Adminii- 
tniiioa  Jran^itc.  —  .Vartet,  Art.  nOetroii  in 
Lion  l^y  Oielionnaire  dei  Finance  t.  II. 

Max  von  Heckel. 


Oeffentliche  Strassen 
E.  Wege. 


Oelsfener. 


Die  Besteuening  des  Üeles  kann  erfolgen 
entweder  in  Form  des  Monopols,  indem  der 
Staat  selbst  die  gesamte  inländische  Produk- 
tion ausbeutet,  eventuell  daneben  den  ganzen 
Verschleiss  der  Einfuhr  übernimmt,  oder 
durch  Erhebimg  eines  Zolles  auf  Erdöl, 
Mineralöl  und  nicht  mineralische  Oele  oder 
endlich  in  Gestalt  einer  inneren  Verbrauchs- 
steuer. Neben  einem  Zolle  ist  die  Belas- 
timg des  im  Inlande  gewonnenen  Oeles 
durch  eine  besondere,  innere  Verbrauehs- 
steuer  principiell  und  steuerpolifisch  wohl 
gerechtfertigt. 

1.  Für  Frankreich  kommen  neben 
einem  Petroleumzolt  als  innere  Verbrauchs- 
steuern in  Betracht:  a)  die  (vormalige)  Mi- 
neralölsteuer (G.  V.  16.  September  1871, 
G.  V.  29.  Dezember  1873,  durch  G.  v.  27. 
Juli  1894  aufgehoben),  welche  zur  Ergänzung 
des  Petroleumzolls  die  inländischen  Mineral- 
öle nach  dem  Dichtigkeitsgrade  bezw.  nach 
der  Leuchtkraft  durch  eine  Fabrikalions- 
steuer  in  abgestuften  Sätzen  traf.  Diese 
Steuer  wurde  infolge  der  ^steigerten  Finanz- 
bedürfnisse nach  dem  Kriege  von  1870/71 
eingeführt,  war  aber  bei  der  unbedeutenden 
heimischen  Gewinnung  und  der  Ueberlegen- 
heit  des  amerikanischen  Petroleums  prak- 
tisch und  flskalisch  unerheblich  imd  hat 
immer  mehr  au  Bedeutung  verloren,  so  dass 
man  sie  schliesslich  aufhob.  Steuersätze: 
Essenz  von  700"  Dichtigkeit  imd  danmter 
bei  Temperatur  von  15«  für  100  Kilo  44,50 
Francs;  raff.  Gel  von  800"  und  darüber  35,50 
Francs,  dasselbe  unter  800"  für  jeden  Grad 
weniger  10  Cent,  mehr;  rohes  Gel  für  jedes 
Kilo  reines  von  800"  bei  15*  Temperatur 
22  Cent.,  für  jedes  Kilo  Essenz  von  700* 
32  Cent.  — b)  Steuer  auf  andere  Oele 
(G.  V.  31.  Dezember  1873;  G.  v.  22.  De- 
zember 1878),  welche  sowohl  das  Oel  zu 
Bei euehtimgsz wecken  als  auch  das  Speiseöl 
treffen  soll.  Sie  wird  nur  als  Eingangsab- 
gabe in  Städten  von  4000  Enwohnem  und 
darüber  neben  der  Besteuening  des  in  diesen 
Orten  selbst  fabrizierten  Oeles,  seit  1878 
indes  nur  in  denjenigen  Orten  erhoben, 
welche  diese  Oele  auch  für  Gemeindezwecke 
besteuern.  Viele  Gemeinden  verzichteten 
infolgedessen  auf  die  Steuer  (Zahl  der  flber- 
wacKten  Fabrikanten  1879  222  und  1887 
34,  Zahl  der  Händler  1881  690,  1885  730 
1887  851).  Tai'if  für  100  Kilo  in  5  Orts- 
klassen (4000  bis  10  000  Einwohner  6  Francs, 
über  100  000  Einwohner  12  Francs  im  Prin- 
zipal).    Ertrag   im  Durchschnitt  der  Jahre 
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1875  78  5,7  Millionen  Fraücs,  18S6.'89  2A 
Millionen  Francs.  188!)'92  2.4  und  2,5  Mil- 
lionen FiuncSjülÜO  1,784  Millionen  Francs.  Die 
Oelstener  wird  noch  diirdi  die  Stearin-  und 
Kerzenstener  ergänzt.  (Vcrgl.  d.  Ai-t.  Kerzen- 
stener  olien  Bd.  V  8.  64).  —  2.  Oester- 
reieh-Uagarn  (G.  v.  26.  Mai  1882,  Nach- 
trage V.  29,  Juni  1896)  erhebt  vom  inländischen. 
diii-ch  Raffiniening  dargestellten  Mineralöl 
eine  vom  Unternehmer  der  Ratfiniening  zii 
entrielitende  Fabiikatstcuor  von  13  Kronen 
fftr  lOU  Kilo  raffiniertes  Oel  bis  880»  Dich- 
tigkeit bei  12*  R,  Umfassende  Kontroli- 
vorseliriften  regeln  Fabrikalion.  Transport 
und  Absatz  (TransiKirtkon trolle,  Verschleiss- 
i^egistriernng,  Kontrollgebiet  mit  einem 
Radius  toii  5  Kilometer^.  Die  au  der  Linie 
geschlossener  Städte  bisher  erhobene  Ter- 
zehnmgssfeuer  für  Mineralöl  ist  aufgelioben. 
Erti-ag  in  Oesterreich  13,64  Millionen  Kro 
imd  in  Ungarn  11,42  Millionen  Kronen, 
3.  Russland,  In  den  Jahren  1821  bis 
1873  war  die  Gewinnung  von  Potrolenm 
ein  Monopol  des  Staates.  AUe  Quellen  be- 
fanden sicli  in  seinem  Besitze,  die  Ausbeu- 
tung erfolgte  teils  in  eigener  Regie,  teils 
durch  VeriKichtwng.  Durch  sehn  itthcher  Er- 
trag 90000  Rubel.  An  die  Stelle  des  Mo- 
nopols trat  V,  1.  Januar  1873  eine  Pelro- 
leum-(N'aphta-)Accise  nacli  dem  Raumgolialtc 
der  Destill  ierkoJlien  (Dnrchschnittsertrag 
250000  Rubel).  Die  Produktion  ist  erheb- 
lich gestiegen ;  sie  beliof  sich  1868  auf  1,7 
und  1886  a^f  124,7  Millionen  Pud.  Seit 
15.  Januar  1888  besteht  laut  G.  v.  21.  De- 
zember 1887  eine  Steuer  auf  das  fertige  zur 
Beleuchtung  dienende  NaphtaprocUikt  von 
40  Kopeken  für  das  Pud  leichten  und  30 
Kopeken  für  da-t  Pud  schweren  Ocls.  Die 
jenseits  der  oberen  und  unteren  Durch- 
Bchnittsgrenze  liegenden  Oele  (Schmieröle, 
Vaseline  etc.)  bleiben  steuerfrei.  Diese  Be- 
sfeuenmg  bewirkt  eine  gleichnifis^ge  Belas- 
tung und  gestattet  die  Verarbeitung  ver- 
schiedener Rohmaterialien,  während  die 
Rohstoffsteuer  die  Vorwendime  der  schweren, 
■weniger  Leuchtöl  enthaltenden  tiattungen 
erschwert.  Die  Kontrolle  ist  bei  der  Fabri- 
katsstener  einfach  infolge  der  sehr  koncen- 
tri  orten  Destillation  und  die  Aufsicht  ist 
vornehmlich  auf  die  Verbringung  des  Roh- 
materials zu  den  Deslillierställen  (Baku)  be- 
schränkt. Ertrag  1888  6,6  Millionen  Rubel, 
1899  23,.'.51  Millionen  Rubel.  —  4.  Grie- 
chenland (G.  V.  19.  März  1884).  Hier 
w^lrde  im  Jahre  1884  dasMonojwl  für  Ein- 
fuhr von  Petroleum  eingeführt  und  alle  vor- 
handenen Vorräte  vom  Staate  übernommen. 
1889  wunlen  verkauft  3.48  .Millionen  Oka 
und  eine  Einnahme  von  4,1  Millionen  Drach- 
men erzielt. 

Lttteratnr:    Wagner,    Fin.    III,   ^f   S75—S76 
(Frantrrifh)    und   Ergiiniungihefl    IS'M,    S.  lli. 


—  Lehr,  in  Sfh'hiberg  JII,  i.  Avfi.,  S.  m'^ö. 

—  Zelter,    SrhDnberg  III,   4.  Avß.,   Ä,  .L-iJ  ,"7. 

—  SplUmHller,  An.  ii3I:icral»lUeuer- '  i»t 
Oalfir.  SlaalmBrtfrbueh  Kd.  II,  S.  7J-i.  — 
Heckel,  Art.  nOeUtguera  int  H.  d.  St.,  1.  Auf., 
Bd.  V,  S.  54:55.  —  v.  Snut8l«r,  Ihr  ruaucht 
PclmleumaccUc.  Sthani' Fin.-Arfh.  ß,  S.^.iff. 
Dag  griech.   GeteU  ebenda  Bd.  IIJ,  S.  eST  ff. 

Mose  %vn  Jleckel. 


Oettingen,  Alexander  Ton, 

geb.  am  24.  XII.  1827  auf  Rittergut  Wissnst 
m  LivlanA,  studierte  in  Dorpat  Theologie,  babi- 
litierte  Bich  daselbst  1854  als  Privatdoitent  nnd 
warde  18ö6  ausserordentlicher  und  1857  ordent- 
licher Professor  an  der  Dorpater  theoli^schen 
Fakultät. 

Oettingen  veröffentlichte  Ton  staat^wissen- 
svhflftlichen  Schriften  11)  in  Buchform:  Die 
Moral  Statistik  und  die  christliclie  Sittenlehre. 
Versuch  einer  Sozialethik  nuf  empirischer  Grund- 
lage, 2  Bde.,  Erlangen  1868— 7rf.  Dasselbe.  2. 
neu  hearbeitete  Anß.  u.  d,  T. :  Die  Moral  Statistik 
in  ibrer  Bedeiitang  für  eine  christliche  Sozial- 
Gthik,  ebd.  1874,  daaeelbe,  'S.  vollständig  nm^- 
atbeitet«  Anfiape,  ebd.  1H82.  (Oettingen  vertritt 
in  diesem  Werke  das  ethische  Priucip  des  Dog- 
mas der  menscbllcben  Willensfreiheit,  was  11.  a. 
anch  von  A.  Wagner  in  seiner  „Gesetzmässig- 
keit der  scheinbar  willkürlichen  Handlangen'' 
nur  bedineuiigs weise  anerkannt,  dagegen  von 
Buckle  vollständig  verworfen  wird,  nach  Oet- 
tingens  Deduktionen  aber  eine  notwendige  Tor- 
aussetzuDg  für  die  staatliche  und  klerikale 
Ueberwachung  der  meuBchlichen  Neignne  w 
Attentaten  eegen  das  Sittent;eeetz  bildet.  Quele- 
lets  Sozialphysik ,  welche  die  Handinngen  der 
Menschen  emeni  natnrgesetz liehen  Zwange  unter- 
wirft, setzt  er  ein  theologisches  System  der 
Sozialethik  gegenüber,  dessen  Personaltthik  anf 
einem  „atom istischen  Spiritualismus'^  ba;4iert  ist. 
Indem  er  die  menschliche  SocietSt  als  Gesaml- 
kürper  auffasst,  bestreitet  er  die  ethische  Frei- 
heit des  einzelnen  Individuums,  Handlungen 
egoistischer  Kansalität  zu  hegeben.  Seine  mehr- 
fach in  diesem  Werke  zar  Anwendnng  gekom- 
mene, n.  ft.  von  J.  Platter  {s.  n.)  angefochtene 
„  Ausgleichstendenz "  besteht  in  dem  verfabrea, 
Störungen  im  sozialen  Gesamtorganismus ,  wie 
sie  als  Folge  von  Kriegen,  Epidemieen,  Massen- 
aus Wanderungen  etc.  in  Bezug  anf  Verrück  ung 
des  Gleichgewichtes  der  Geschlechter  hervor- 
treten, durch  Ausgleichs  versuche  als  nur  schein- 
bare Abweichungen  von  der  auf  güttlicber  Pro- 
videnz  beruhenden  Gesetzmässigkeit  zu  besrlin- 
den;  hiernach  soll  z.  B.  ein  m  kriegerischen 
Perioden  erfolgter  starker  HAnnerverlust  nach 
dem  Friedensschlüsse  duixh  Steigerung  der  ab- 
soluten Ziffer  der  Knabengehurten  und  dem  ent- 
sprechenden Anwachsen  der  Relativziffer  der 
weiblichen  Sterblichkeit  kompensiert  werden; 
die  Richtigkeit  dieses  Faktums  zugestanden, 
das  deshalb  schwer  beweisbar,  weil  Oettingen 
kein  Zeitmass  für  die  Länge  der  Ausgidchi'- 
perioden  angiebt,  wirft  sich  doch  die  Frage  anf. 
in  welchem  teleologischen  Znsammenbange  diese 
vermehrte  weihliche  Mortalität  zu  dem  Snrplns 
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der  EnabeDi^bnrteu  stehen  soll.  Hinsichtlich 
der  ph.rsiscb  und  sozial  von  ihm  erforBchten 
^ufigkeit  der  nnehelicheD  Oeburten ,  deren 
stetes  M'achstnm  er  in  UebereinstimuiuDg  mit 
Wajipans,  aber  in  Widerepnich  mit  Oesterlen, 
Schimmer  und  anderen  Vertretern  der  Stabili- 
tätstendens  behnuptet,  ist  seinen  Ausfühningeu 
die  grössere  Berechtigung  einzaräumen.  — 
Wahre  und  falsche  Autorität,  mit  Beziehnug 
anf  die  gegenwärtigen  Zeit  Verhältnisse  beleuch- 
tet, Leipzig  1878.  —  Obligatorische  und  fakul- 
tattTe  Civäehe  nach  dem  Ergebnisse  der  Moral- 
Statistik,  ebd.  1881.  —  Leber  akuten  und 
chronischen  Selbstmord ,  Dorpat  1881.  —  Was 
heisst  Christi  ich-sozial':'  Zeitbetrach  tun  gen, 
Leipzig  1886.  —  Zur  Duellfrage,  Dorpat  lö89. 
b)  in  Zeitachriften:  1.  in  Preusst- 
sche  Jahrbücher,  Berlin:  J.  H.  Wicherne  Be- 
deutung für  die  soziale  Bewegung  nnserer 
Zeit,  Bd.  LXI,  1888,  S.  27  (f.  — 2.  in  Sozialpoli- 
tische Rnnd^<chaQ,  Leipzig:  Zur  Theorie  und 
Praxis  des  Heiratens,  Jahrg.  I,  1891,  Heft  1—3. 
(Geistreicher,  Oettingena  Meisterschaft  als  sozialer 
Aesthetiker  bekundender  Essar  über  das  Er^ 
gänzung'sbedilrfDis  beider  Oe schlechter  und  das 
Anschlussbedürfnia  des  Weibes.  Gegen  seine 
AnsfühmiL^en  über  die  auf  „Inzucht"  beruhen- 
den Mesallianzen  ist  nichts  einzuwenden,  nnr 
die  Ursache  des  „Verfalls  der  Adelsgeschlechter" 
dürfte  wohl  eher  auf  wirtschaftliche  Unterlas- 
sungssünden ala  anf  blntsverwandtscbaftliche 
Vermischungen  zurückzuführen  sein.)  —  3.  In 
Dorpater  Zeitflchrift  für  Theologie  und  Kirche, 
Jahrg.  187U,  Heft  4:  Zur  Rechtfertigung  einer 
Sozialethik.  —  Ausserdem  ist  er  Mitarbeiter  an 
der  „Baltischen  Monatsschrift''. 


Vergl.  über  Oettingen:  A.  Wagner, 
Grundlegung,  2.  Aufl.,  Leipzig  187a,  S.  4.%, 
815.  —  Sch&ffle,  Bau  und  Leben  des  sozialen 
Körpers,  4  Bde.,  Tübingen  1881,  Bd.  I,  S.  677, 
679,  Bd.  II.  S.  381  ff.,  Bd.  III,  S.  b2.  —  F.  t. 
Jnrascbek,  Die  nnebelichen  Gebarten  in 
Oesterreich  seit  dem  Jahre  1830  in  „Statistische 
Monatsehriff,  Jahrg.  IX,  Wien  1883,  S.  57ff. 
—  J.  Platter,  Oettingens  Ausgleichstendenz, 
in  „Statistische  Monatscnrift",  Jahrg.  IX.  Wien 
1883,  S.  83ff.  -  John,  Geschichte  der  Statis- 
tik, Bd.  I,  Stuttgart  1884,  8.  161,  292,  364, 
367.  -  Block,  Traite  de  statistiqne,  2.  Aufl., 
Paris  1886,  S.  101,  130,31,  146ff.,  487.  —  O. 
Mayr  und  G.  B.  Salvioni,  La  statistica  e  la 
Tita  sociale,  2.  Aufl.,  Turin  1886.  —  Gabag- 
lio,  Teoria  della  statistica,  2.  Aufl.,  2  Bde., 
Mailand  1888,  Bd.  L  —  Abhandlungen,  Alezan- 
der Ton  Oettingen  zum  70.  Geburtstage  ge- 
widmet von  Freunden  und  Schülern,  München 
1898. 

Lippert. 


Ohmgeld 

.  Wein  und  Weinsteiier. 


Oncken,  An^st, 

wurde  am  10.  IV.  1844  in  Heidelberg  geboren. 
Er  studierte  in  München,  Heidelberg  und  Berlin, 
lebte  Ton  186ö— 1871  als  Grundbesitzer  im 
Oldenburgischeu  und  habilitierte  sich  im  Jahre 

1872  als  PriTBtdozent  für  Nationalökonomie  und 
Statistik  an  der  Hochschule  für  Bodenkultur  in 
Wien.  Im  Jahre  1877  ging  er  als  Professor  an 
die  technische  Hochschule  nach  Aachen,  folgte 
aber  schon  1878  einem  Rufe  als  Ordinarius  an 
die  Universität  Bern.  Seit  1886  leitet  er  das 
an  der  Berner  juristischen  Fakultät  begründete 
„Seminar  für  Volkswirtschaft  und  Cunsular- 
wesen".  Von  seinen  Staats  wissen  whaftlichen 
Schriften  seien  die  nachfolgenden  genannt ; 

Untersuchung  über  den  Begriff  der  Statistik, 
Leipzig  1870.  —   Die  Wiener  Weltansstellune 

1873  (Heft  17  und  18  der  „Deutschen  Zeit-  und 
Streitfragen"],  Berlin  1873.  -  Adam  Smith  in 
der  Kulturgeschichte,  Wien  1874.  —  Oester- 
reichiache  Agrarier,  Wien  1877.  —  Adam  Smith 
und  Immanuel  Kant.  1.  Abteilung:  Ethik  und 
Politik,  Leipzig  1877.  —  Der  ältere  Mirabeau 
und  die  ökonomische  Gesellschaft  in  Bern  [Nr.  1 
der„BemerBeiträge  zur  Geschichte  derNational- 
Ökonomie"),  Bern  1886.  —  Die  Schweizerische 
(Jonsnlarreform ,  Bern  1886.  —  Die  Maxime: 
Laiasez  faire  et  laissez  passer,  ihr  Ursprung, 
ihr  Werden,  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der 
Freihandelslehre  (Nr.  2der„Bemer  Bei  träge  etc."). 
Bern  1887.  —  Oeuvres  economiques  et  philoso- 
phiqnea  de  F.  Quesnay,  fondaieur  du  systime 
physiocratique ,  accompa^n^es  des  ^loges  et 
d'autres  traTaui  hiographiqnes  sur  Quesnay  par 
diff^rentB  autenrs,  Frankfurt  a,  M.  und  Pnria 
1888.  —  L'article  onze  da  traite  de  paii  de 
Franctort  et  l'expiration  des  traitfe  de  commerce 
le  le'  fevrier  1892  (in  der  „Revue  d"economie 
I»litiqae",  Paris  1891).  —  Geschichte  der  Po- 
litischen Oekonomie,  Bd.  I,  Leipzig  1901.  ^  In 
der  „Zeitschrift  für  Litteratur  und  Geschichte 
der  Staats  wissen  Schäften"  (Frankenstein]  die 
Abhandlungen:  Ludwijr  XVI.  und  das  physio- 
kratische  System"  1893,  Zar  Biographie  iles 
Stifters  der  Physiokratie  1894  und  189ö.  Ent- 
stehen imd  Werden  der  phyaiokratischeu  Theorie 
1896.  —  In  der  „Zeitschritt  für  Sozielwissen- 
schaEt"  (J.  Wolf):  Das  Adam  Suitb-Problem 
1898.  —  In  diesem  „Handwörterbuch-'  die  Ärtt. 
HandelsTerträge,  Quesnay. 

Hed. 


Opinm. 


1.  Allgemeines.  2.  Das  0.  als  Arznei-  und 
Erregungsmittel,  3,  Verbrauch,  Ausfuhr  und 
Einfuhr  von  0, 

1.  Allgemeines.  Das  Opium  (Laiulauiini, 
Mecoiiinm)  wird  aus  der  Mohupf]anze(Papaver 
somnifcnini)  In  der  Art  gewonnen,  dass  dei- 
aus  den  angeritzten  unreifen  Samenkapseln 
aiisfliessende ,  16  verschiedene  A]kaloide 
(darunter  Morphin)  enthaltende  Milchsaft, 
nachdem  er  durch  Eintrocknen  verdickt  ist, 
abgeschabt  und  später  zu  Kuchen  geknetet 
wiixl.   Die  Jlohnkultur  ist  wegen  der  lielou 
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ihr  drohenden  Natui^fahren  und  wegen  der 
hohen  Änforderiingen,  welche  sie  in  Bezuj 
auf  Bodenbearbeitimg,  Beicdsseruag  un< 
sorgfältige  Pflege  stellt,  sehr  mahsam  und 
teuer.  Jede  einzelne  Pflanze  muss  für  die 
Ernte  individuell  behandelt  werden,  Für 
die  Kultur  sind  vornehmlich  die  südlichen 
lÄudergebiete  Asiens  geeignet,  insbesondere 
Ostindien,  und  zwar  hier  Benaros,  Patna 
und  Malwa;  an  Indien  reiht  sich  in  der 
neueren  Zeit  der  südhche  Teil  von  China, 
welcher  trotzdem,  dass  das  chinesische 
Opium  dem  von  Benares  erheblich  nachsteht, 
wegen  des  niedrigen  Preises  seiner  Eraeug- 
nifise  und  infolge  der  neuerdings  stattge- 
habten Aenderungen  in  der  Besteuerung 
und  Verzollung  das  indische  Opium  mehr 
und  mehr  vom  chinesischen  Mai'kte  verdrängt. 
Am  höchsten  wird  das  türkische  Opium  ge- 
scliätzt  Die  durchschnittlich- jähr  liehe 
Gewinnung  wird  angegeben 

für 

Indien  auf  6,5      Hill,  kg 

China  „  4,4.        „      „ 

«siat.  Türkei    „  0,37       „      „ 

Fersieo  „  o.iS       „      „ 

enrop.  Türkei  „  0,16       „      „ 

Aegypten  b  0,0024   i>      .• 

für  die  ganze  Erde  auf  11—12  Mill.  kg. 

Der  Opiumprois  ist  starken  Schwan- 
kungen unterwoden,  er  geht  aber  in  der 
neueren  2jcit  erheblich  zurück.  Im  IQ.  Jahr- 
hundert konnten  nur  reiche  Chinesen  sich 
den  Opiumgenuss  vergönnen;  11^22  kostete 
eine  Kiste  (Picul  zu  (iO,.=>  kg)  20(M)  Dollars, 
in  den  letzten  Jahren  75U— 8OII  Dollars.  Für 
indische  Sorten  wechselte  der  Preis  für  1  kg 
zwischen  70  und  130  Mark. 

Die  einzelnen  Sorten  weisen  erhebliche 
Verschiedenheiten  (um  100— aiXt"/o)  auf. 

2.  Das  0.  als  Ärzuei-  nnd  Erre^ogs- 
mittel.  Das  Opium,  welches  einen  eigen- 
tümlichen nai-kotisclien  Gonich  hat  und 
Scharf  bitter  und  brennend  schmeckt,  wird 
schon  seit  alter  Zeit  als  Arzneimittel 
äusserlieh  und  innerlich  gebrauch  t.Tlieophrast 
und  Phiiius,  zu  dessen  Zeiten  es  mit  Wein 
als  Schlaftrunk  genos,son  wurde,  beschreiben 
seine  Gewinnung.  Hippokrates  empfahl  es 
als  Heilmittel.  In  weit  grösseren  Mengen 
denn  als  Arzneimittel  wird  das  Opium  heute 
als  Erregungs-  und  Berauschungs- 
mitte 1  verwendet.  Zuerst  soll  es  als  solches 
inPersien  und  in  Griechenland  benutzt  worden 
sein,  wie  denn  dcrXame  aus  dem  griechischen 
u.-id>  abgeleitet  winl,  während  im  Sanskrit 
eine  Bezeichuuug  tiazu  fehlt.  Mit  dem  Islani 
kam  erht  dicai'r  Gebrauch  nach  Indien  und 
zwar  solk'n  zu  seiuer  allgemeinen  Verbreitung 
vorzüglich  der  Fanatismus  der  iloslem  und 
das  ilmen  auferlegte  Weinvei'bot  beigetrajren 
haben.     Der    de\itsche   Reisende   Kauwolf 


fand  es  Ende  des  16.  Jahrhunderts  im 
Morgenlande  bereits  allgemein  in  Anwendung, 
welaier  man  schon  fräbzeltig  durch  strenge 
Strafen,  aber  ohne  Erfolg,  zu  uteuern  suchte. 
Audi  die  Chinesen  holten  an&ngs  das  Üpium 
nur  in  geringen  Mengen  aus  Indien,  um  es 
als  Arzneimittel  zu  verwerten;  doch  bürgerte 
sich  bei  ihnen  seit  Mitte  des  17.  Jahrhun- 
derts trotz  entgegenstehender  Verbote  die 
^itte  des  Opiumrauchens  ein.  Dasselbe 
kommt  jedoch  auch  bereits  bei  der  weissen 
Rasse  vor,  so  in  England  seit  den  30er,  in 
Nordamerika,  und  zwar  hier  vomehmhch  in 
den  Temperen zstaaten,  seit  den  70er  Jahren.; 
in  fast  allen  Städten,  namentlich  des  nord- 
amerikanischen Westens  sollen  bereits  Rauch- 
stätten bestehen.  Brauchbare  statistische 
Daten  über  die  genannte  Art  des  Verbrauches 
in  Nordamerika  fehlen  jedoch.  Zwar  wiu^e 
derselbe  für  1867  auf  80  000  kg  und  för 
1880  gar  auf  267000  kg  angegeben.  Doch 
war  die  verzollte  Einfuhr  erheblich  geringer. 
In  kleineren  Mengen  genossen  wirkt  das 
Opium  zuerst  erregend,  dann  beruhigend, 
schmerzstillendund  einschläfernd, ingr5sserea 
Mengen  erhitzend  und  betäubend,  in  noch 
grösseren  Mengen  stört  es  die  Sinnesthälig- 
keit,  verwirrt  den  Geist  und  verursacht  an- 
haltenden, oft  von  den  angenehmsten  Träu- 
men erfüllten  Schlaf.  Am  anderen  Tage 
stellt  sich  Unbehagen  ein  und  damit  auch 
ein  Reiz  zu  erneutem  Gcnuss;  eine  L'nter- 
bi-echung  des  letzteren  soll  bei  Gewohuheits- 
i-auchem  eine  unerträgliche  Plage  sein,  die 
plötzliche  Unterlassung  nach  vorherigem 
starken  Rauchen  die  übelsten  Folgen  haben, 
selbst  den  Tod  herbeifüliren.  Bei  kleineu 
Kindern  wirkt  bereits  eine  Menge  von  0,U1  g, 
bei  Erwachsenen  eine  solche  von  0,2ü — U,T5  g 
tödlich.  Das  Essen  soll  gefährlicher  sein 
als  das  Rauchen ;  letzteres  ist  leichter  abzu- 
gewöhnen, während  Oinumesser  stets  Bfick- 
tälle  haben,  der  plötzliche  Entzug  des  Opiumä 
führt  hei  ihnen  sicher  den  Tot!  durch  Darm- 
störungen  herbei.  Doch  werden  Reduktionen 
allgemein  als  möglich  bezeichnet.  Während 
die  Wirkungen  des  Opiums  gewöhnlich 
als  sehr  nachteilig  geschildert  werden,  wird 
die  Scliadlichkeit  von  einigen  Engländern 
(so  vom  Consul  Spencer  ia8ü)  imd  neuer- 
dings von  mehreren  Holländern  bestritten. 
Offenbar  ist  aber  die  Wirkimg  ähnlich  wie 
diejenige  der  geistigen  fietränke.  Sind  ja 
dodi  Opium  und  das  daraus  gewonnei;e 
Morphium  wichtige  Arzneimittel.  Die  Schäd- 
lichkeit  macht  sieh  erst  geltend,  wenn  ein 
CS  Mass  im  Genuss  nicht  eingehalten 
Doch  ist  die  tiefahr  sehr  gross,  dass 
dieses  Mass  flbei-schritten  wird.  Der  Braunt- 
weinpest  kann  deshalb  die  Opiumseuehe 
gegenübergestellt  werden.  Wie  flbermässigi'r 
Genuss  des  AlkoJiols  zum  wirtschafllicben 
Ruine  führt,  so  steht  auch  in  Java  gewdhii- 
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lieh  neben  der  Kitte  (Baiichhütte)  ein  Pfand 
haus. 

8.  Verbranch,  Änafnlir  und  Einfuhr 

von  0,    Der  gesamte  jetzige  Verbrauch 
an  Opium  ■wird  rund  angegeben  auf  jährlich 

für  kg 

Grossbritannieu  nad  Irland 95  <»o 

Spanien 25  000 

Dentschtand 10  200 

Belgien 4200 

Oest  erreich- Ungarn 1  500 

Niederlande 350 

Fraoltreicb 250 

Bnssland 150 

Schweden,  Norwegen 100 

Bum&nien 100 

Andere  Staaten -    .  3 100 

Europa 140000 

Afrika 6  500  000 

Amerika 300000 

Australien 50000 


im  ganzen 7  000  000 

Wie  hoch  der  Verbrauch  in  Asien  ist, 
entzieht  sich  selbst  jeder  SchätiuDg. 

Das  Hauptausfuhrland  für  Opium 
ist  Indien.  Die  enghsch-ostindisehe  Korn- 
TOgnio  beförderte  die  Kultur  besonders  in 
Bengalen,  monopolisierte  sie  und  begann 
1773  Opium  in  China  einzufüliren.  Gegen- 
wärtig bestehen  Regierungsfabriken  in  Patna 
und  in  Ghazipore,  welche  aus  den  in  Ben- 
galen gebauten  Molinpflanzen  Opium  erzeugen 
und  dasselbe  {jährlich  etwa  40—50000  Kis- 
ten zu  je  fiS  kg)  in  Kalkutta  öffentlich  vei'- 
steigerii.  Ebensoviel  kommt  aus  dem  Sdiutz- 
staate  Malwa  hinzu-,  für  das  aus  Molwa 
kommende  Opium  ist  ein  Ausftihrxoll  von 
C5  £  für  die  Kiste  zu  zahlen. 

Es  war  die  Ausfuhr  von  Opium  aus  Ost- 
indien 188&-S7  90830  Kisten  zum  Preise 
von  110,800  Mill.  Rupien.  Sic  ist  aber  in» 
Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zurftckgegangen 
und  betrug  189S  56069  Kisten,  die  einen 
Wert  von  60,970  Mül.  Rupien  repräsontiei-teD, 
Diese  Mengen  gingen  vor  allem  nach  China 
(1898  41  06')  Kisten),  nach  Strait  Settlements 
(1898  12290  Kisten),  nach  Gochincliina  und 
nach  anderen  Ländern. 

Die  Einnahmen  der  indischen  Regiening 
waren  seither  im  DurchscUnilt  jährlich  7 
ilill.  i;  aus  Bengalen  und  Assam,  2  Mill,  i: 
an  Dnrehgangszoll  von  Malwa  und  Guzeral. 
Die  Ausfuhr  nach  China  geht  neuerdings 
erheblich  zurück.  Das  englische  Unterhaus 
fasste  deshalb  im  Mai  1891  einen  Beschluss, 
welcher  auf  Aufhebung  des  Oiüummonopols 
abzielt  Persien  führt  etwa  170000  kg  zu 
r>',3  Mill.  Mark  meist  nacli  China  aus,  die 
Türkei  DOüOOO  kg  zu  IC  ilill.  Mark  nach 
England,  Amerika,  Frankreich,  China.  Frank- 
i-eidi  treibt  mit  Opium  einen  auseiinlichen 
Zwischenhandel  über  Marseiile. 


Die  Haupteinfufarländor  für  Opium 
sind  Cliina  und  Java. 

In  Niederländisch  Indien  hatte 
die  holläiidisch-osüadische  Kompagnie  den 
Verkauf  von  Opium  bereits  1G76  zu  mono- 
polisieren begonnen.  Eingeführt  wurden 
1640  187  kg  und  1745  156138  kg.  Doch 
wnrtle  viel  geschmuggelt.  Deswegen  wurde 
1715  der  Verkauf  einem  Verein  abgetreten, 
1794  wieder  von  der  Regiening  übernommen ; 
1809  wurden  die  Opiumkitt«n  verpachtet, 
dann  aber,  um  die  Einuahmen  zu  steigern 
und  gleichzeitig  den  Verbrauch  einzuschrfln- 
ken,  die  Pächter  verpflichtet,  eine  gewisse 
Menge  zu  bestimmtem  Preise  abzunehmen. 
Nach  1843  wurde  in  einigen  Bezirken  {»ver- 
botene Kreise«)  derGenuss  des  Opiums  ver- 
boten; die  Grenzen  derselben  wurden  1889 
erheblich  erweitert,  1890  bildete  sich  ein 
eigener  Anti-Opiumbund  ans  angesehenen 
Niederländern  auf  Java.  Die  Mohnkultur 
ist  in  Java  und  Madura  verboten,  der  Opium- 
handel Monopol  der  R^eruug,  der  DebJt 
nur  in  anerkannten  Kitten  gestattet.  Augen- 
blicklich beschäftigt  man  sich  in  Holland 
eifrigst  mit  Reformfragen.  Schwierigkeiten 
bereitet  dabei  der  Wunsch,  den  Verbrauch 
zu  beschränken,  ohne  die  Einnahmen  zu 
mindern.  Seit  1889  ging  der  PachtertfSs 
zurück.  Die  Einnahme  stellte  sich  1891  auf 
17,1  Mill.  fl.  und  1899  auf  15,1  Mül.  fl. 
Die  Konsumenten  wenden  im  ganzen  für 
ei-laubtes  Opium  20-25  Mill.  fl.,  ftlr  ge- 
schmuggeltes etwa  30  Mill.  £1.  auf. 

In  Siam  werden  zu  Wasser  eingeführt 
nmd  1000  Kisten  mit  einem  Werle  von 
80  000—90000  £.  Dazu  kommt  noch  die 
Einfuhr  zu  Land  und  der  Schmuggel.  Die 
Zölle  sind  an  ein  chinesisches  Syndikat  für 
120000  £  verpaciitet. 

In  China  wurden  1750  etwa  200  Piculs 
{Kisten  zu  60,ri  kg;  ein  Pictil  ==  100  Catties) 
eingeführt.  1773  unternahm  ea  die  englisch- 
ostiiidische  Kompagnie,  Opiuin  nach  China 
zu  senden,  und  gründete  1780  hierfür  ein 
Depot  in  Bai-ks  Bay.  Erst  seit  1798  finden 
regelmässige  Sendungen  statt,  welche  1837 
bereits  auf  40000  Hcids  gestiegen  waren. 
China  verbot  nunmehr  die  Einfuhr.  Darauf- 
hin nahm  der  Schmuggel  unter  Bestechung 
der  Mandarinen  einen  grossen  Umfang  an- 
Gegen  den.'selben  ging  ein  1839  nach  Kanton 
gesL'hickter  hoher  Beamter  Lin-Tse-Tsin  mit 
strengen  Strafen  vor.  Die  hierbei  geübte 
Beschränkung  tler  yrem<ieii  führte  ziun 
Opiumkriege  1840  42  mit  England.  Das  sieg- 
reiche Albion  setzte  durch,  dass  4  Traktals- 
häfen  (jetzt  21)  dem  Handel  aller  Nationen 
geöffnet  wurden.  1858  wurde  im  Vertrage 
von  Tien-tsin  die  formelle  Zidassung  dos 
Opiums  vereinbart.  Eine  besondere  Rege- 
lung der  Bedingungen  für  die  Zulassung  er- 
dureh  die  Tschifukonvention  vom  13- 
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September  1876.  Nacb  dei-seibeo  hatte  der 
Imi>ortciir  den  Zoll,  der  Käufer  die  Likiii- 
abgabe  (eine  Transitabgabe)  zti  bezahlen. 
Letzlere  wurde  von  den  eiuneluen  Provinzial- 
i'egierungen  je  für  deren  Bezirk  besondere 
festgesteiit.  Diese  Konvention  winxle  dui-ch 
einen  Zusatzarttkel  vom  H.  Juli  ISSf)  ergänzt. 
Nach  demselben  soll  die  Likinabgabe  80 
Haikwan  Taels  (1  H.  Tael  etwa  ^  >>  Mark) 
nieht  überschreiten.  Naeli  Zalüiing  dieser 
Al^be  und  des  Zolls  wird  dem  Eigentümer- 
ein  0piumtninsiti)as8  ausgestellt.  Dieser 
Pass,  welcher  das  betreffende  Üpiuni  von 
der  Zahlung  einer  weiteren  Abgabe  auf  dem 
Ti-ansiKjrt  in  das  Innere  befreit,  hat  nur 
GiJtigkeit  in  den  Händen  chinesisclier  ünter- 
thanen,  er  berechtigt  nicht  fremde  zum 
Transpoi-t  oder  zur  Begleitung  von  Opium, 
an  dem  sie  ein  Interesse  haben  kOnnen.  Die 
englische  Regierung  verpflichtet  sich,  zur 
Steuerung  des  Schmuggels  mitzuwirken. 
Portugal  trat  diesem  Abkommen  für  Macao 
am  23.  März  IS^l  bei.  Infolgedessen,  dann 
auch  weil  der  Mohnbau  tu  West-,  Mittel- 
und  Süduhina  fortwährend  steigt,  geht  die 
Einfuhr  zurück.  Eine  Zunahme  derselben 
kann  in  einzelnen  Häfen  nur  noch  durch 
starke  Preisenniltisignng  bewirkt  werden. 
Das  eingeführte  Opium  besteht  zu  etwa 
55  °i'o  aus  Malwa-,  20  "/o  Patna-  und  17  ".  o 
Benaresopium.  Die  Einfuhr  stellte  sich  lÖ7i) 
auf  Über  lOÜOOÜ  Piculs,  sie  wai-  im  Durcli- 
Bchnitt  ungefähr  70000  Piculs  zu  etwa  28 
Mill.  H.  Taels,  1898  29,25  MiU.  Taels.  — 
Der  Centralpunkt  für  den  Opiumhandel  ist 
Hongkong. 

t  ür  ausländisches  Opium  ist  jetzt  zu 
zahlen  für  100  Catties  (60,5  kg)  ein  Zoll 
von  '60  Taels  und  eine  überall  gleiche  Likin- 
abgabe (Warensteuer)  von  80  Taels,  für  ge- 
kochtes oder  präwiriei-tes  Opium  37,5  Taels 
an  Zoll  und  100  Taels  an  Likinabgabe.  Die 
Einnahmen  Chinas  aus  dem  Opium  waren 
1898  2,229  MiU.  Taels  aus  der  0])iumsteuer 
und  3,983  Mill.  Taels  an  Opiumzölieu.  wozu 
noch  die  Likinabgabe  kommt. 

In  Britisch-lndien  ist  für  nicht  durch 
einen  Re^enuigspass  gedecktes  Opium  an 
ZoU  zu  entrichten  für  1  Ser  (0,933  kg)  von 
80  Tolas:  24  Rupien. 

In  Japan  ist  die  Einfuhr  von  Oiiium  ver- 
boten. 

Litteratnr :  Cooke,  The  «men  »iltera  0] 
iiteep,  London  1S€0.  —  Catictn,  Opiam  and 
the  Opiumappetite,  PhilaiMphia  IS70.  —  Vignet, 
Etüde  tur  l'vpium,  Parü  U/'S.  —  rumer, 
JiritUh  opiam-policy,  London  1865.  —  Chriat- 
lleb,  Der  indubrUitchr.  Opitanhandd,  (liilertloh 
1S78.  —  Kntie,  Opium-moking  in  Amerilca 
and  Chinn,  yeir-i'ort  ISSi.  —  Schermr,  JJat 
ii-ii-Uekaftli(he  J^Ikh  der  ViUkei-,  Leipzig  ISSS. 
—  Scheiter  viid  Batanaevlc,  Der  wirteehafl- 
liehe  Verkehr  der  Gegcnicarl,  Wien  iS9l.  — 
Wiaellu»,   De   opium   in  Aederlandtch-   e»  in 


Britiich-Indie ,  Haag  1SS6.  —  E.  iteUgti: 
Hat  Opium  in  Indonetieii  (Scrue  totoniult. 
BJ.  5  V.  IS87).  —  Boot,  De  opiiimpaehl  ■■!• 
Jai-a,  in  Vragen  dei  Tijd»  r.  ISSi.  —  Strutk. 
OpiumpaeAl  of  opiiiin-regie,  den  Iltuig  ISSS.  — 
Vom,  Die  SeeUi/en  det  Welt perte Art,  Wim 
S.  Md.  i-ou  1H02.  —  Ferner  die  Zeiltrhrifl 
■oErporto  und  dai  nDeuleche  Handclmrchir... 
Ueber  die  Prti*-  «iirf  ProduktioneverhlUtniiir 
geben  auch  die  jährlichen  PreMitten  der  Firma 
Gehe  di  Comp,  in  Dretden-Xevetadl  Aiuknajl. 
J.  Lxhr.     M.  V.  UeckeL 


Oppenheim,  Heiorich  Bernhard, 

geb.  am  20.  \TI.  1819  in  Frankfun  a.  M.,  gwi. 
um  Zi.m.  1880  in  Berlin,  studierte  die  R^rbtr. 
habilitierte  sich  1841  als  Frivatdozent  in  Heidel- 
berg, beteiligte  sich  an  der  1848er  Bewegnug, 
redigierte  mit  Arnold  Bnge  die  von  letzterem 
gegründete  „Reform",  lebte  1849—185»  al* 
politischer  Flüchtling  in  der  Schweiz,  in  Frank- 
reich und  England  und  wnrde  1860  amnestiert. 

Oppenheim  ist  der  Vater  der  Bezekhnimi; 
„Katiiedersazialiatec"  für  jene  jüngere  denusche 
Schule  von  NationalSkonomeD,  »eiche  in  Fragen 
der  ethisch-reaÜBtiscben  Wirtflchaftspolitik  ak 
tonangebend  anerkannt  wird.  Die  zweite  Auf- 
lage seiner  Schrift  „Der  Kathederxozialisuus- 
|8.  n.)  i^t  an  einzelnen  Stellen  kastriert  bezw. 
gemildert,  was  u.  a.  die  Znrechtweisung  seiteo'- 
Brentanos  (s.  u.)  wegen  einiger  in  Bezog  auf  eng- 
liscbe  Qewerkvereiae  in  der  1.  Auflage  enthaltene 
Unrichtigkeiten  nnd  die  Polemik  mit  A.  'Wagnfr 
(s.  u.j  verursachte.  Oppenheim  war  Freihändler. 
aber  kein  Mauchestermann ;  er  bekämpfte  dus 
GrUndertum  und  die  wirtschaftlich  ungesnude. 
von  Wohnangsnot  hegleitete  Uebervölkeriing*- 
tendenz  der  GrossatSdte,  anch  war  er  im  Priii- 
eip  für  Einführung  des  Instituts  der  Reichs- 
fabri  k  Inspektoren. 

Oppenheim  veritffentlicbte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform;  Sta- 
dien der  inneren  Politik,  Grünberg  1842. —  Der 
freie  dentsche  Rhein.  Geachichtliche  nnd  staats- 
rechtliche Entivickelnng  der  Gesetzgebung  des 
Rheins,  Stuttgart  1842.  —  Staatsrechtliche  Be- 
trachtungen über  Regie rung«fähis'keit  und  Be- 
gentscbatt  mit  besonderer  Beziehung  anf  die 
Thronfolge  in  Hannover,  ebd.  1844.  —  System 
des  Vülkerrechts,  Frankfurt  a.  M.  184Ö;  das- 
selbe, 2.  Anfl.,  Stuttgart  1866.  —  Ueber  das 
Verbot  e«nzer  Verlag^firmen,  Earlsrnhe  1846. 

—  Kaltblütige  Glossen  zn  der  Verfassnngv 
urkunde  vom  5.  XII.  1848,  Berlin  1848.  - 
Philosophie  des  Rechts  und  der  Gesellscbafi, 
Stuttgart  1850.  —  Dentsche  Begeisterung  nnd 
haha bnrgi scher  Kronbesitz,  Berlin  Ifö9.  —  Ver- 
mischte Schriften  aus  ben-egter  Zeit.  2  Teili'. 
Stuttgart  1866—69.  —  Ueber  Armenpflege  ond 
Heimaterecht,  Berlin  1870,  —  Der  Katheder- 
sozialismus,  ebd.  1872;  dasselbe,  2.  Aufl..  lt'73. 

—  Benedikt  Franz  Leo  Waldeck,  der  Führer 
der  preussischen  Demokratie  (1848— 18T0),  eb<l. 
1873.  —  Gewerbegericht  und  Kontraktbroch. 
Zur  Revision  der  deutschen  Reichsgewerbe- 
ordnung, ebd,  1874,  —  Die  Hilfs-  nnd  Yer- 
stcherungskassen  der  arbeitenden  Klassen,  ebd. 
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1875.  —  Die  Gewerbefreiheit  nnd  der  Arbeita- 
vertrag,  2.  Aufl.,  Breslau  1875.  —  Ans  der  Ge- 
schichte der  englisubeo  EoniEJitle,  Berlin  18T9. 

b)  in  ZeitBchritten:  1)  in  DenUche 
Jahrbücher  für  Politik  und  Litleratur,  Berlin; 
W.  H,  Riehl  über  die  ,,deutBche  Arbeif, 
Bd.  I,  1861,  S.  3158,  —  Einige  Glossen  zu 
John  Stuart  MUls  Betrachtungen  über  Re- 
präsentativ verfasBuug,  Bd.  HI,  1862.  S.  368ff. 

—  Das  schöne  Land  Tirol,  Bd.  IV.  1862,  S. 
380ff.  —  Ein  prenssischer  Publizist  Ton  1797 
über  das  Militärbudget  seiner  Zeit  (bezieht  sich 
auf  Leopold  Knig),  Bd.  V,  1862,  S.  194  ff.  — 
Stahl  über  die  Parteien,  Bd.  XII,  1864,  S.99ff. 

—  Das  Gespenst  der  heiligen  Allianz,  Bd.  XII, 
1864,  S.  26ü£E.— Ein  Wort  über  politische  und 
staatsbürgerliche  PäichterfUlInng ,  Bd.  SIU, 
1864,  S.  112ff.  —  Zum  Abschied,  Bd.  XIH,  1ÖB4, 
S.  3Sb.  (Oppenheim  besass  als  vielseitig  ge- 
bildeter Publizist  alle  Eigenschaften  zur  Leitung 
eines  grossen  Blattes,  nur  war  die  Zeit  zur 
Einführung  der  von  ihm  gegründeten  , .deutschen 

•  Jahrbücher"  schlecht  gewählt.  Zunächst  über- 
trug sich  vor  der  Einigung  Deutschlands  die 
Antipathie  der  einzelnen  Kleinstaaten  gegeif 
Preussen  auch  auf  dessen  publizistische  Press- 
erzeugnisse,  und  namentlich  in  Süddeutschlnnd 
wollte  man  von  einer  Berliner  Revue  —  Oppen- 
heim hatte  die  Jahrbücher  der  Revue  des  denx 
mondes  nachzubilden  beabsichtigt  —  nichts 
wissen.  Die  Abonnenten  verteilten  sich  daher 
fast  ausschliesslich  auf  Prenssen.  Die  dialek- 
tische Schärfe,  mit  der  femer  die  „politischen 
Monatsberichte"  Oppenheims  geschrieben  waren, 
wnrde  der  Regierung,  namentlich  in  der  Kon- 
flihtsperiode,  bald  unbequem,  und  nacbdem  un- 
mittelbar hintereinander  zwei  Hefte  der  viertel- 
jährlich erscheinenden  Jahrbücher  konfisziert 
waren,  stellte  er  im  Aprin864  seine  politischen 
Monatsresumees  ein  und  ein  halbes  Jabr  später 
nahm  er  .abschied  (s,  o.)  von  seinen  Lesern.)  — 
2]  in  Preussische  Jahi-böcher,  Berlin:  DieHilfs- 
nnd  Vers  ich  emngkassen  der  arbeitenden  Klassen 
in  England,  Bd.  XXXIV,  1874,  S.  621,42.  — 
3)  in  Unsere  Zeit,  Leipzig:  Zur  inneren  Ge- 
schichte Preusaens  seit  1866,  5  Art.,  Jahrg.  XII, 

1876,  Bd.  I,  S  öOlff.,  Bd.  II,  S,  &.90ft.,  Jahrg. 
Xm,  1877,  Bd.  I,  S.  689  ff.,  Bd.  11,  S.  102  ff. 
nnd  3ö7ff.  —  Oppenheim  war  ferner  als  Mit- 
arbeiter an  Fleischers  „Deutscher  Revue",  der 
„Gegenwart"  und  an  „Nord  nnd  Süd"  beteiligt. 

Vgl.  über  Oppenheim:  Ad.  Wagner, 
Offener  Brief  au  Herrn  H.  B.  Oppenheim.  Eine 
Abwehr  manchesterlicher  Angriffe  gegen  meine 
Rede  aber  die  soziale  Frage  auf  der  Oktober- 
Versammlung,  Berlin  1872.  —  L.  Brentano, 
Hamburger  Korrespondent,  Jahrg.  1872,  Nr.  49 
T.  27.  IL  —  Bamberger,  Die  Arbeiterfrage 
unter  dem  Gesichtspunkte  des  Vereiusrechts, 
Stuttgart  1873,  S.  30.  —  Brentano,  Die 
wissenschaftliche  Leistung  des  Herrn  Ludwig 
Bamberger,  Leipzig  1873,  S.  16,  24,  47,  49.  — 
Walcker,  Die  soziale  Frage,  Berlin  1873,  S. 
Sa.  —  Mehring,  Herr  Hofjirediger  Stöeket, 
der  Sozialpolitiker.  Eine  Streitschnft,  Bremen 
1882,  8.  6,  6,  ÖG.  — Walcker,  Geschichte  der 
Nationalökonomie,  Leipzig  1881,  S.  181  ff. 

Llppert. 
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Oresmlns,  Nikolaus 

(latinisiert  aus  Nicole  Oresme], 


tiieologi sehen  Doktorgrad  an  der  Sorbonne  in 
Paris ,  wurde  135Ö  Grossmeister  am  College 
Tou  Navarra  nnd  nach  Bekleidung  anderer 
hoher  geistlicher  Würden  1360  Schatzmeister 
der  heiUgen  Kapelle  zu  Paris.  Nach  der  Thron- 
besteigung Karls  V.  von  Frankreich,  1377,  er- 
nannte dieser  Oresmius,  der  seit  1360  sein 
Lehrer  gewesen  war,  zum  Bischof  von  Lisieui. 
Oresmius'  Leistungen  in  der  staatswissen- 
schafrlichen  Litteratur  beschränken  sich  nur 
auf  ein  einziges  Werk,  dasselbe  genügt  aber, 
ihm  den  Ruhm  des  grässten  scholastischen 
NationalSkonomen  zu  sichern.  Es  führt  den 
Titel:_  Tractatnis  de  origine,  natura,  jure  et 
mntationibus  monetamm,  in  der  eigenen  fran- 
zösischen Titelübersetzung  des  Verfassers: 
Traictie  de  la  premifire  invention  des  njounois. 
Die  editio  princeps  des  lateinischen  Originals 
erschien  in  Paris,  s.  a.  (c.  1503)  bei  Thomas 
Keet ;  einen  2.  Ahdmck  enthält  die  Sacra  biblio- 
theca  sanctorura  Patrnm,  ed.  Macgarinus  de  la 
Bigne,  Tomus  IX,  ebd.  1689,  S.  1291ff.;  ein 
anderer  findet  sich  in  dem  Werk:  Uav.  Thoman 
ab  Hagelstein,  Acta  publica  monetaria,  Teil  I, 
Augsburg  1692,  S.  247ff.  Die  erste  kritische 
Ausgabe  brachte  Louis  Wolowski  unter  dem 
Titel:  Traictie  de  la  premiere  invention  des 
monnoies;  testes  fran^is  et  latin  d'apräs  les 
manuscrits  de  la  Bibtiothätjue  imperiale,  Paris 
1864.  (Dieselbe  enthält  ferner:  Etüde  sur  le 
„Traictie"  par  Wolowski ,  tue  i  la  sfance 
publique  des  cinq  academies  le  14  aoüt  1862" 
und  „Commimication  fait«  ä  l'Institut  par  G. 
Röscher",  vgl.  über  letztere  Zeitschr.  f.  Staatsw., 
Bd.  XIX,  TUbingen  1863,  S.  30öff.)  Die  Schrift 
hebt  mit  allgemeinen  knltur^chichtlichen 
Eellexioneu  über  das  Geld  und  seinen  Ursprung 
an,  den  es  auf  das  Bestreben  der  Menschen,  die 
technischen  Schwierigkeiten  des  Tausch  Verkehrs 
zu  heben,  zurückfü&t.  Es  ist  nach  Oresmius 
daher  nur  als  fiktiver  Reichtum,  nur  als  leicht 
bewegliches  Austau  schinstrnment  natürlicher 
Reichtümer  zu  betrachten,  dessen  Einführung 
der  Gedanke  zu  Grunde  lag,  grossen  Mengen 
agrariscber,  mineralischer  und  sonstiger  natür- 
licher Güter  dnrch  ein  künstliches,  ans  einer 
„materia  preciosa"  [Oold  oder  Silber]  gewonnenes 
Tausch  Werkzeug  vom  massigsten  Gewicht  und 
Raumumfang,  die  leichtere  Uebertragbarkeit 
des  Besitzes  zu  geben.  Seine  weiteren  Aus- 
führungen beschäftigen  sich  zumeist  mit  der 
Herstelluug,  dem  gegenseitigen  Wert  Verhältnis 
and  der  Verfälschung  bezw.  künstlichen  Wert- 
verminderung der  Münzen  bei  der  Legierung, 
femer  dem  staatlichen  Kipper-  und  Wipperwesen, 
das  er  mit  einem  grossen  Aufwand  Staats-  und 
gemeinrechtlicher  Postulate  bekämpft.  Zuvor 
aber  stellt  er  den  berühmten  Satz  auf,  der  ihn 
zu  einem  Vorläufer  von  Bodinus ,  Locke  und 
Turgot  gemacht  hat,  doss  das  Geld  eine  Ware 
ist,  deren  Wert  durch  keine  landesfUrstliche 
Taxierung,  sondern  allein  durch  Quantität  und 
Qualität  des  Materials  bestimmt  wird.  Iro 
weiteren  bestreitet  er  dem  Souverän  das  Recht, 
eigenmächtige  Veränderungen  in  der  Form,  im 
UUnzfuss  und  Hünzgehalt  der  Landesmünzen 
AnOig«.    V.  65 
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Tormnehineii.  Vindiziere  eich  der  Landesfürst 
aber  im  gebotenen  Falle  das  Privilegiutn,  aU 
Mandatar  der  Kation  zu  einer  Verringerung-  des 
MUnzwertes  zn  Bchreilen,  so  habe  er  sich  Reibst 
jedes  penönlicben  Vorteils  bei  dieeer  Manipula- 
tion zu  begeben,  da  die  Wohlfahrt  den  Volhs 
Minem  Sonderinteresse  weit  TOranstebe :  der 
König  sei  zwar  der  erste  Bürger  seines  Volks, 
nber  ihm  stehe  jedoch  das  Volk  seihst  als  sta^ts- 
recbtlicber  Begriff.  Warnend  weist  er  femer 
darauf  bin,  dasa  die  Tollhaltigen  Geldstüclie 
eines  Staates,  der  ans  irgend  einer  Veranlassung 
ein  WertverringernngsTerfahren  hei  der  Aus- 
mflnzune:  einschlägt,  als  HandelsspeknlatioDS- 
Objekt  dem  Anslaode  znfliessen  und  dasa  die 
fiskalische  Erpressung  einer  landesfürstlichen 
Mönzverachlechternng  vom  Volke  zwar  weniger 
schnell  als  der  diräte  Steuerdruck  gemerkt 
wird,  in  ihren  wirtschaftlichen  Folgen  aber  ge- 
eignet ist,  die  Potenz  der  Steuerzahler  selbst 
lannunlegen. 

Vgl.  Über  Oresmins:  Segnin,  Histoire 
des  fevfques  de  Lisieni,  Paris  1832.  —  Eräcb, 
nnd  Gruher,  Encyklopädie,  Sektion  in,  TeU  5, 
Leipzigl834,S.104.  -  Lecointre-Dnpon 
Lettrea  snr  l'histoire  monetaire  de  la  Normandie 
et  du  Perche,  Paris  1846.  —  F.  Meun 
Essai  snr  la  vie  et  les  oQvrages  de  Kicole 
Oresme,  ebd.  1867,  --  Boscher,  Ein  grosser 
National ükODom  des  14,  Jahrb.,  in  Zeitgcht.  f. 
Staatsw.,  Bd.  XIX,  Jahrg.  1«63,  8.  305  ff.  ~ 
J.  Garnier,  Un  *conomiste  du  XIV«  siicle, 
in  Journal  des  Economistes,  2.  Serie,  Teil  43, 
Paris  1864,  S.  251fF.  —  Janet,  Histoire  de  la 
acience  politique  dans  ses  rapports  avec  la 
morale,  Paris  1857,  Bd.  I.  —  Rogers,  Econo- 
mic Interpretation  of  blstory,  London  1888.  S. 
96.  392.  —  Souvean  dicrionnaire  d'economic 
polit,  Bd.  II,  ebd.  1892,  S.  420. 

Xlppert. 


Ortes,  Giammaria  (Johann  Maria), 

geb.  1713  in  Venedig,  gest.  daselbst  1790. 
Nachdem  er  in  seiner  Vaterstadt  in  den  Ka- 
maldiilenser  Miinchäorden  eingetreten  war,  ent- 
sagte er  auf  Antrieh  seiner  Mutter,  die  ihren 
Ernährer  in  ihm  reklamierte,  dem  geistlichen 
Stande. 

Orten  ist  ein  Vorläufer  von  Malthns  nnd 
Adam  Smith  nnd,  obwohl  Gegner  des  Merkantil- 
svstems,  nur  in  einzelnen  Theorieen  der  phy- 
siokra  tischen  Schule  an  gehörig.  Als  mittel- 
alterlicher Wirtachaftareataurator  »erfolgt  er 
dicaeiben  Ziele  wie  seine  Nurhtreter  Haller  und 
Adam  MUiler. 

Orte»  veröffentlichte  Ton  Staats wissen.schaft- 
lichen  Schriften  in  Buchform: 

Calcolo  sopra  il  valore  delte  opinioni  e 
sopra  i  piaceri  e  i  dolori  della  vita  nmana,  s.  1. 
(Venedig)  1771,  (Verschwand,  vom  Verfasser 
aufgekauft  und  vernichtet,  schnell  aus  dem 
Handel,  ein  Neudruck  findet  sich  im  XXIV. 
Bde.  des  CuNtodischen  Sammelwerks:  Scritt^ri- 
classici  italiani  di  economia  politicn,  ä()  Bde., 
Mailand  1803—16.^  —  Errori  popolari  intomo 
all'  economia  nazionale,  considerati  snlie  pre- 


senti  controversie  tra  i  laici  ed  i  chierici  in 
online  al  poaaedimentp  de'  beni,  ebd.  1771 ;  das- 
selbe, Neudruck  in  Custodi,  a.  a.  0.  Bd.  XXV. 
(Ortes  erweist  sich  in  dieser  Schrift  als  ein 
Anhänger  der  mittelalterlichen  Güterkonserrie- 
rung  und  tritt  auf  Grund  der  Solidarität  der 
Interessen  der  Gesamtheit  für  die  Unantastbar- 
keit der  Einkünfte  des  Klerus  ein.)  --  Della 
economia  nazionale,  libri  sei,  s.  1.  (Neapel)  1774; 
dasselbe,  2.  Aufl.  mit  dem  Zusätze:  .Ucnn 
lettere  scritte  a  diverse  persone  in  proposito  di 


und  XLII.  (Für  Italien  hat  er  in  diesem  Werke 
die  Bezeichnung  „economia  soziale"  fflr  die 
Wissenschaft  der  Volkswirtschaft  eingefDfart 
(vgl.  Eoächer,  System,  Bd.  I,  20.  Aufl.,  1892, 
S.  38,  und  Schäftle,  Bd.  I,  S.  47).  Seine  An- 
schauungen in  dieser  Schrift  hinsichtlich  der 
Unmöglichkeit,  einen  Ausgleich  zwischen  den 
Besitzenden  nnd  Darbenden  zn  Gunsten  der 
Kräftigung  des  National  Wohlstandes  herbeizu- 
führen, zeichnen  sieh,  da  er  die  Ungleichheit 
der  GüterTcrteilune  als  eine  Natnmotwendig- 
-keit  hinstellt,  durch  eine  fatalistische  Tendenz 
'  aus,  die  zn  einer  kommunistischen  ausartet, 
wenn  er  sich  zu  der  Behauptung  verirrt,  dasj 
der  Reiche  nur  das,  was  dem  Armen  abgeht, 
be-titzt.  Den  scharfen  Denker  verrät  dagegen 
der  sehr  richtige  Satz,  dass  der  Reiche  mit 
weniger  ZeitAlifwand  als  ein  ärmerer  Mitbürger 
erwerlieu  kann,  indem  sich  die  Gegensätze  hier 
offenbar  nur  auf  dem  Gebiete  der  handeltrei- 
benden Bevölkerung  bewegen  nnd  die  wirt- 
schaftliche Benachteiligung  des  unbemittelten 
Kaufmanna  gegenüber  der  BefUhignug  des 
Reichen,  die  günstigsten  Konjunkturen  auszu- 
nutzen, keinem  Zweifel  unterliegt.  Seine  De- 
finition des  Kapitals,  die  anch  von  Pantaleuni 
übernommen  ist,  geht  von  der  Katurallöhntiug 
der  Arbeiter,  also  von  den  direkten  Geuuss- 
gUtem.  worunter  er  das  eigentliche  Kapital 
hegreift,  ans  und  verläuft  in  der  späteren  Ver- 
schmelzung von  Satural-  mit  Geld-  nnd  Kredit- 
wirtschaft in  der  Weise,  dass  er  Geld  und 
Kredit  nur  als  Instrumentalgut,  was  dem  Ka- 
pital unter  Umständen  zu  snustitnieren  ist.  an- 
erkennt. Dieser  Kapitaltbeorie  fehlt  haupt- 
sächlich die  klare  DurchfUhmng,  deren  Mangel 
u.  a.  verschuldet,  dass  Ortes  die  Zinsnahme 
kurzweg  mit  Wucher  identifiziert,  auch  den 
Grundbesitz,  den  er  doch  mit  den  Pbvaiokraten 
als  Qaelle  der  natürlichen  Güter  betrachtet, 
nicht  als  Kapital  anerkennt.  Seiner  wirtschaft- 
lichen Doktriu  von  Gut,  Besitz  und  Kapital 
entspricht  auch  seine  MissbOliguug  der  Geld- 
wirtscbaft,  deren  ökonomische  Berechtigung 
gänzlich  übergangen  ist.  Namentlich  im  Me- 
tallgeld sieht  er  hur  eine  Quelle  der  Habsucht, 
und  die  Geldgier,  die  nach  ihm  mit  dem  sich 
anhäufenden  Metallvorrate  wächst,  bewirke. 
folgert  er,  durch  die  wirtschaftliche  Ceberlegen- 
heit  der  Verfcänfer  notwendiger  Gebrauchsgöter 
über  deren  Kanter  eine  Preissteigerung  des 
Geldes,  wie  sie  gewöhnliche  Sachgüter  nie  er- 
reichten. Diese  Anschauungen  verraten  eine 
auffallende  Uuhekanntschaft  mit  dem  damaligen 
italienischen,  insbesondere  veneiianiscben  Bank- 
wesen und  seinen  den  Geldmarkt  stimulierenden 
oder  abschwächenden  bedeutenden  Transaktionen 
mit  dem  Auslände.    Der  geistvolle  Theoretiker 
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offenbart  sich  aber  hinsichtlich  der  künstlichen 
Preiastei^ruoff  des  Geldes  in  dem  Satze,  dass 
ein  Gut  wie  das  Geld,  das  bei  Kilnten  nur  als 
EepiÄBentant  eines  anderen  Gutes  funktioniere, 
dem  letzteren  im  Werte  nnmöglicli  voranst«hen 
kßoDe.  Philosophisch  korrekt  gedacht,  aber 
■wirtscÄftftlich  nnbranchbttr  ist  das  Theorem, 
dofls  es  nicht  auf  das  Qnautum  des  National- 
reichtnras,  sondern  auf  dessen  dem  Bevölke- 
ruugsstatus  (iBgemesaene  rationelle  Verteilung 
ankomme.  Dasaelhe  stützt  sich  auf  die  falsche 
nationalükonomische  PrSmiase,  die  Menge  der 
wirtachaftüchen  Güter  einer  Sation  stehe  im 
Abhängigkeitsverhältnis  zu  der  Zahl  der  Men- 
schen, BUS  denen  diese  Nation  bestehe.  Als 
■wichtigster  Faktor  für  die  Vermehrung  des 
Volk  a  wohl  stand  ea  gilt  ihm  die  Landnirtschaft, 
diese  Urprodusentin  von  Stoffen,  deren  Verar- 
heitnng  untergeordneten  Gewerben  oblieg-t.  Der 
Konsumtion  lüsst  er  den  weitesten  Spnelraum, 
wie  er  auch  unbeschränkte  Freiheit  im  Verkehr 
fBr  Handel  und  Industrie  beansprucht.  Seine 
Ansichten  über  den  Handel  widersprechen  sieb 
teilweise,  denn  während  er  die  merkantilis tische 
Fürsorge  tue  die  hohe  Handelsbilanz  verwirft 
und  gegen  jede  Verkeh raheschränk ung  ankämpft, 
sieht  er  im  answärtigeu  nur  eine  unzuverlässige 
ErgHnzung  des  Binnenhandels.  —  Lettere  suDa 
rebgiooe  e  i!  governo  de'  popoli,  Venedig  1780; 
dasselbe,  abgedruckt  in  Ouatodi,  a.  a.  0.  Bde. 
XXV  nad  XXVI.  —  Dei  fideconimecsi  e  ta- 
miglie  e  a  chiese  e  Inoghi  pii  in  proposito  de) 
tennine  di  mani-mortc  iiitrodotto  a  questi  Ultimi 
tempi  neir  economia  uazionale,  iibri  diie,  ebd. 
1784;  dasselbe,  abgedruckt  in  Custodi,  a.  a.  0. 
Bd.  XXVIL  (Verteidigung  der  lutegrität  des 
Imraobiliarvermögena  der  frommen  Stiftungen.) 
—  Delle  scienze  utili  e  delle  dilettevoli  per  rap- 

?orto  alla  felicitä  umana  ragionameuto,  ebd. 
785;  dasselbe,  abgedruekt  in  Custodi,  a.  a.  0. 
Bde.  XXIV  und  XLII.  —  Riüeasioni  snlla  po- 
polasnone  delle  nazioni  per  rapporto  all'  eco- 
nomia nazionale,  ebd.  1790;  dasselbe,  abge- 
druckt in  Custodi,  a.  a.  0.  Bde.  XXIV  und 
XLII.  (In  dieser  Schrift  stellt  er  als  Vor- 
läufer von  Malthus  zunächst  den  Satz  von 
der  geometrischen  Progression  auf,  in  der  die 
Vermehrung  der  menschlichen  und  tierieihen 
Geschöpfe  sich  vollziehe,  und  herechnet  u.  a, 
dass  auf  Grundlage  dieses  Gesetzes  und  unter 
Annahme  eines  &  jährigen  Verdoppelungster- 
mins 7  Personen  sich  in  900  Jahren  anf  7ö7<i 
Milliarden  vermehrt  haben  würden.  Dem  Na- 
turtriebe, führt  er  weiter  aus,  seien  Mensch 
und  Tier  im  Fortpflanzungsproze&se  nntftrworten ; 
während  die  schrankenlose  Vennehrnng  im 
Tierreich  aber  durch  die  gegenseitige  Vemich- 
tnng  der  Kreaturen  paralysiert  werde,  schütze 
die  Menschheit  die  Vernunft  (ragione)  vor  dem 
Eintritt  der  Uehervölkerung,  zn  deren  Abwen- 
dung übrigens  auch  anf  gewisse  Vorsichtsmaas- 
regeln (vgl.  die  „preventive  checks"  bei  Malthus) 
hingewiesen  bezw.  der  CUlibat  empfohlen  wird. 
Die  Volksvermehrnng,  schlägt  er  vor,  soll  nach 
Massgabe  de»  Quantums  der  vorhandenen  di- 
rekten Gemissgüt.er  eingeschränkt  bezw.  regu- 
liert werden,  woraus  hervorgebt,  dase  er  die 
Zunahmeprogression  dieser  Gennssgüter  oder 
im  mittelbaren  Nahrungsmittel  sicli  langsam  f" 
als  die  der  Bevölkerung  selbst  gedacht  bat. 


Vgl.  über  Ortes:  Pecchio,  Histoire  de 
r&xinomie  polit.  en  Italie,  trad.  par  Gallois, 
Paria  1830,  S.  248if.  —  Knies,  Die  jwlitische 
Oekonomie  vom  Standpunkte  der  geschieht  liehen 
Methode,  Brannscbweig  1853,  S.  226.  -  Mohl, 
Geschichte  und  Litteratur  der  Staatswissea- 
achatten,  Bd.  HI,  Erlangen  1858,  8.  478.  — 
H.  Wagener,  Staats-  und  Gesellschaftslexikon, 
Bd.  XIV,  Berlin  1883,  S.  694(702.  —  F.  Lam- 
pertico,  Giammaria  Ortes  e  la  scienza  econo- 
uica  al  sno  tempo,  Vened^  1865.  -  -DUbring, 
Kritische  Geschichte  der  Nationalökonomie  und 
des  Sozialismus,  3.  Aufl.,  Leipzig  1879,  S.  185. 
—  V.  SchuIlern-SchratteuhoteD,  Die 
theoretische Nationsiökonomie Italiens,  ebd.  1891, 
S.  8,  58, 
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Ossa,  Kelchior  von, 

geb.  lÖOß  auf  Herrschaftssitz  Ossa  bei  Geitbain, 
im  damaligen  Kurfürsteutnm  Sachsen,  gest.  am 
8.  IV.  1857  auf  Schloaa  Frauenteis  als  kaiser- 
licher Rat  seit  1550,  studierte  die  Rechte  in 
Leipzig,  wurde  1530  daseibat  Professor  des 
römischen  Rechts,  gegen  1538—1542  herzugl. 
Rat  hei  Geor(>p  dem  Bärtigen ,  den  sächsischen 
Herzögen  Heinrich  und  Moritz  und  seit  154ä 
bei  Kurfürst  Jobann  Friedrich  I.,  femer  1547— 
1556  unter  Kurfürst  Moritz  und  später  Kur- 
fürst .^ugnst,  Hotrichter  in  Leipzig. 

Ossa  hat  nur  eine  bedeutende  staatswissen- 
scbaftliuhe  Schrift  verfasst,  deren  Verüffent- 
lichung  erst  nach  seinem  .Tode  durch  den  Druck 
erfolgte.  Er  schrieb  sie  nicht  aus  eigenem  An- 
triebe, sondern  im  Auftrage  des  Kurfürsten 
August  von  Sachsen ,  der  am  16.  VIII.  1655 
sein  schriftliches  „unscheulieh  gemeldetes  Be- 
dencken,  wie  eine  gottselig,  starcke,  recht- 
mässige, unpartheyisch  Justiz  zu  erhalten,  die 
Missbränche  abgewandt  und  die  Verzögerung 
der  Sachen  abgeschnitten  werden  möchte"  von 
ihm  einforderte,  welchem  Befehle  Ossa  am  Neu- 
jahrstage 1556  durch  Ueberrcicbung  «eines 
^Testaments  für  seinen  gnädigsten  lieben  Herrn, 
dessen  Räthe  und  unterthänige  treue  Land- 
schaft" nachkam.  Der  Titel  der  Buchausgabe 
lautet:  Prudentia  regnativa,  das  ist  ein  nütz- 
liches Bedeuckeu.  ein  Begiment  sowol  in  Kriegs 
als  Friedens  Zeiten  recht  zu  bestellen  ete.,  I. 
TeU  Frankfurt  a.  H.  1607,  II.  TeU  WolfenbÜttel 
1622.  Sine  vollständige  Gesaratausgabe  der 
Prudentia  regnativa  veranstaltete  Thomasius 
1717  „zum  Gebrauch  des  Thomasischen  Audi- 
torii"  mit  Einleitung  und  Kommentar.  Der 
erste  Teil  des  „Testaments"  beschäftigt  sich  zu- 
meist mit  der  Person  des  Fürsten  selbst  und 
dem  FürsteiLStaat,  Ossaa  strenge  Loyalität  hält 
den  Offenbarungen  seiner  Staats klngbeit  gewis- 
sermaesen  die  Wage,  er  siebt  in  der  Mitte 
zwischen  Höfling  und  Staatsweisen  und  em- 
pfiehlt seinem  Fürsten  zum  Wohle  des  Volkes 
nichts ,  was  nicht  gleichzeitig  dynastischen  In- 
teressen entspräche.  So  wird  jenem  die  Kon- 
servierung der  Kammergüter  in  seinem  und  im 
Interesse  der  Cnterthanen  ans  Herz  gelegt,  da 
reiche  Kammererträge  Schonung  de»  Volksver- 
mögens durch  Minderung  des  Steuerdrucks  be- 
deuteten.   Die  Domänen  sollen  nicht  als  Gnust- 
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beeeigung:  an  Hofleute  vergeben,  sondern  an 
erfahrene  und  rechtschaffene  PeraoDen  zu  billi- 
gen Bedingungen  rerpachtet  werden,  die  Do- 
rn an  iitlv  er  waltung  soll  nicht  einem  einzelnen 
Staatadiener ,  aondern  einem  tanzen  Kollegium 
unterstehen  und  der  Forst  selbst  hei  Abnahme 
und  ßevision  der  Kammerrechniingen  zug^en 
sein.  Das  Beamtenpersonsl  des  Hofstaata  rät 
er  nur  auf  das  wirkliche  Bedürfnis  zn  beschrSn- 
ken,  befürwortet  aber  die  Errichtung  eines  Ge- 
heimratskollegiunia  als  EonttollbehCrde  des  Hof- 
rats, eine  Einrichtung,  wie  sie  erst  100  Jahre 
später  an  den  deutschen  Höfen  in  Gebranch 
kam.  Wenn  er  femer  die  förstüclien  Ehebünd- 
nisse zwischen  nahen  BlntsT  er  wandten  miss- 
billigt,  ea  auch  bedenklich  findet,  bei  Vergebung 
von  HofÄtaataämtera  ledige  Aspiranten  wegen 
Unterbringung  heirata bedürftiger  Hoflungfem 
zu  bevorzugen ,  so  mochte  er  sich  dessen  ge- 
trosten, dasH  Lnther  in  seiner  derben  Sprache 
den  dentschen  Fürsten  über  ihr  Familienleben 
noch  ganz  andere  Sachen  gesagt  hatte.  Der 
zweite  Teil  des  Testaments  hat  einen  ausge- 
prägt volkswirtschaftlichen  Charakter.  Zu  den 
verbesserungsbedürftiggten  öffentlichen  Institu- 
ten gehörte  damals  das  Münzwesen.  Keichs- 
stänoe,  Kreise,  selbst  einzelne  Familien  besassen 
in  Deutschland  noch  das  Münzrecht,  welchen 
Privilegien  Wirrwarr  erst  die  Reich  sraiinzordnung 
von  lööi)  einigermassen  beseitigte.  Minder- 
wertige Münzen  waren  vielfach  im  Umlauf,  und 
80  empfiehlt  Ossa  denn  anch  in  erster  Beihe  im 
Interesse  des  Handels  und  Warenabsatzes  einen 
Wandel  auf  diesem  Gebiete,  Das  Geld  erkennt 
er  natürlich,  wie  jeder  andere  Merkantilist.  als 
ein  nur  dem  inneren  Verkehr  dienendes  Cirku- 
lationsmittel  an,  Geldausfuhr  ist  ihm  ein  Greuel, 
und  die  für  eingeführte  Waren  nach  dem  Aus- 
lände gehenden  Gelder  sind  ihm  „Eigeln",  die 
das  Btut  der  Mation  anssangeu.  Sein  Eifer 
gegen  den  Lujtus  ist  gerechtfertigt,  denn  selbst 
m  geldknapper  Zeit  ging  für  „gülden  Tuch, 
Samt,  Damast,  Atlas,  küstlich  Birrete,  Perlen 
und  Unzgold  Uberschwänklich  Geld  aus  Deutsch- 
land", worüber  u.  a.  eine  Polizeiordnung  aus 
dem  Jahre  1548  Klage  führt.  Dieses  unwirt- 
schaftliche Treiben  veranlasst  Ossa,  auch  Kura- 
telverschärfnng  gegen  Verschwender  zu  fordern. 
Auch  filr  Einführung  einer  Kleiderordnung,  die 
den  Stand  an  der  Tracht  erkenntlich  mache, 
erwärmt  er  sich  und  tritt  anch  sonst  für  poli- 
zeiliche Wahrung  der  Standesunterschiede  ein. 
Insbesondere  soll  es  den  Bürgerlichen  verwehrt 
sein,  Rittergüter,  diese  Domäne  des  Adels,  käuf- 
lich zu  erwerben,  wie  ja  auch  kein  Angebüriger 
der  Ritterschaft  ein  bürgerliches  Gewerbe  trei- 
ben dürfe.  Als  erste  Hegentenpflicbt  bezeichnet 
er  die  Sorge  für  die  Wohlfahrt  der  Unterthaneu. 
Er  hinterüess  ferner  als  Manuskript  das  sog. 
Handelsbuch:  sein  über  die  .Tabre  1o41  bis  15ö5 
sich  erstreckendes  Tagebuch. 

Vergl.  Über  Ossa:  Kühler,  Münzbelusti- 
gnngen,  Teil  XV,  NBrnberg  1743,  S.  193ff.  — 
V.  Langenn,  Doktor  Melchior  von  Ossa:  eine 
i^arstelhing  aus  dem  16.  Jahrhundert,  Leipzig 
1858.  —  Eoscher,  Zwei  sächsische  Staatswirte 
im  Iti,  und  17.  Jahrh  ,  in  „Archiv  für  sächsische 
Geschichte",  Bd.  I,  Leipzig  1862,  S.  361tf,  — 
S 1 0  b  b  e ,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen, 
Bd.  II,  Braunschweig  1864,  S.  26ff,  —  Flathe, 


Geschichte  von  Sachsen,  2  Bde.,  Leipzig  1867.70, 
Bd.  I,  S.  620,  678,  Bd.  II,  S.  60,  89.  —  Rö- 
scher, Gesch.  der  Nat.,  München  1874,  S.  llSIf. 
^  Muther,  Zur  Geschichte  der  Eechtswisaen- 
schaft,  Jena  1876.  —  v.  Stintzing,  Geschichte 
der  dentschen  Hechts  Wissenschaft,  Bd.  I,  Leipzig 
1880,  S.  74  u.  ö.  —  Allgemeine  deutsche  Bio- 
graphie, Bd.  XXIV,  ebd.  1887,  S.  496, 
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Ostlndische  Handelsgesellschaften. 

L  Der  europäische  Handel  mit 
Ostindien  gegen  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts. 1.  Vorbemerkungen.  2.  Portu- 
^esen  und  Spanier,  'S.  Die  Weltlage  am 
Ende  des  16,  Jahrhunderts,  II.  Die  nieder- 
ländisch-Qst indischen  Handelsgesell- 
Bchaften.  4.  Die  ersten  Kompagnieen  und 
ihre  Vereinigung,  5.  Die  Zeit  des  Anfsteigens 
und  der  Blüte.  6,  Die  Zeit  des  Verfalls.  7. 
Schlnssbetrachtungen  und  neueste  Entwickelnng, 
HL  Die  englisch -ostindischen  Han- 
delsgesellschaften, 8,  Die  alte  ostindische 
Kompagnie  als  reine  Handelsgesellschaft  (1600 
^1697),  9.  Die  neue  ostindische  Kompagnie 
als  politische  Handelsgesellschaft  bis  zur  Auf- 
hebung ihres  Monopols  [1702—18131,  10,  Die 
letzten  Zeiten  der  Kompagnie  (1Ö14— 1858', 
Schlnssbetrachtuugen.  IV,  Die  ostindischen 
Handelsgesellschaften  der  übrigen 
Nationen,  11.  Die  französischen  Gesell- 
schaften. 12.  Die  dänischen  und  schwedischen 
Gesellschaften,  13,  Die  österreichischen  und 
preussischen  Gesellschaften.  14.  Schlnssbetrach- 
tungen, 

I.  Der  europäische  Handel  mit  Ost- 
indien gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderte. 
1.  Vorbemerkungen.  Der  Handel 
Europas  mit  Süd-  und  Ostasien  hat  seit  den 
frühesten  Zeiten  den  Rückgrat  des  gesamten 
Welthandels  gebildet,  uüd  dieses  \'erhältnis 
hat  sich  bis  auf  die  neueste  Zeil  erhalten. 
Erst  seitdem- im  letzten  Jahrhundert  der  iu 
entgegengesetzter  Richtung,  von  Eur«!« 
nach  Westen  und  zurück  flutende  Verkehrs- 
strom mächtig  angeschwollen  ist,  hat  der 
Handel  mit  dem  fernen  Ost«n  an  seiner  alles 
Oberragenden  Bedeutung  relativ  eiogebüsst, 
wenn  er  auch  absolut  nach  wie  vor  ausser- 
ordentlich gewachsen  ist 

Von  jeher  liat  die  Bedeutung  des  ost- 
indischen Handels  hauptsAchlich  in  den 
WarcQ  bestanden,  welche  Europa  durch  ihn 
empfing,  und  seit  den  ältesten  Zeiten  hat 
TUiser  WdtteL  jahraus  jahrein  ungeheuere 
Gehlsummen  in  bar  nach  Asien  schicken 
müssen :  indes  hat  auch  dieses  Moment  in 
neuerer  Zeit,  dank  dem  grossen  Importe 
englischer  Baumwollwaren  und  sonstiger 
europäisclier  Fabrikate,  verhältnismässig  an 
Bedeutung  verloren,  Avie  denn  überhaupt 
der  ganze  Charakter  des  ostindischen  Han 
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dels  in  den  letzteu  beiden  Jahrhunderten 
gründlich  umgestaltet  worden  ist 

Im  Mittelguter  uad  noch  bis  ins  17.  Jahr- 
hundert hinein  bilden  die  indischen  Gewürze 
—  vor  allem  der  Pfeffer  —  die  wich- 
tigsten Artikel  des  "Welthandels,  woneben 
die  aus  China  und  Indien  stammenden 
Seiden-  und  Baumwollstoffe  nament- 
lich in  ganz  Sfldeuropa  beliebteste  Gegen- 
stände des  Kleiderluxus  waren.  Die  frühere 
Vorliebe  für  stark  gewürzte  Speisen  und  | 
Getränke  hat '  sich  aber  seit  Einführung 
neuer  Genussmittel  mehr  und  mehr  ver- 
loren, und  da  letztere  teilweise  auf  der 
westlichen  Hemisphäre  gewonnen  werden, 
so  erklärt  schoa  dies  den  relativen  Rnckgaug 
der  Bedeutung  des  ostiadischen  Handels. 
Nur  ein  Genussmittel  ersten  Ranges  wird 
jetzt  noch  ausschliesslich  in  Asien  erzeugt, 
aber  nicht  in  Indien,  sondern  in  China:  der 
Thee,  Dagegen  hat  der  Zucker,  ehemale 
ebenfaUs  ein  Hauptprodukt  des  Ostens,  jetzt 
seine  wichtigsten  Erzeugungsstätten  in 
Amerika  und  Kuropa.  Dafür  gewann  Indien 
allerdings  im  17.  Jahrhundert  eine  ganz 
neue  grossartige  Bedeutung  infolge  der  Ver- 
drängung der  leinenen  Stoffe  im  euro2iäischen 
blassen konsnm  durch  baumwollene,  die 
anfangs  aus  Indien  eingeführt  werden 
musston ;  und  als  England  gelernt  hatte,  sie 
selbst  zu  fabrizieren,  da  ti'at  die,  zunächst 
ebenfalls  fast  nur  aus  Indien  bezogene 
Rohbaumwolle  an  die  Stelle  der  fertigen 
Fabrikate.  Aber  auch  hierfür  ist  dem  Osten 
in  Amerika  eine  gewaltige  Konkurrenz  er- 
wachsen. Der  Indigo  femer,  seit  dem  16. 
Jahrhundert  einer  der  wichtigsten  indischen 
Esportartikel,  hat  nicht  mehr  die  fi-(ihere 
Bedeutung  für  die  F^berei,  und  die  Sei- 
de n  man  ufaktiu-  ist  nicht  mehr  ein  über- 
wiegend asiatisches,  sondern  ein  überwiegend 
europäisches  Gewerbe. 

Aber  diese  ganze  Entwickehmg  ist  erst 
ein  Produkt  der  letzten  beiden  Jahrhunderte, 
vorzugsweise  der  letzten  hundert  Jahre.  Im 
16.  Jahrhundert  dagegen  hatte  Indien  fHi' 
den  wagenden  Kaufmann,  für  den  »Ad- 
venturer«  im  engeren  Sinne,  an  seiner  alles 
überragenden  Bedeutung  nicht  das  ge- 
ringste verloren,  mochten  auch  die  GoTd- 
»ind  Silberschätze  Süd-  und  Mittelameiikas 
för  Abenteiu'er  anderer  Art  noch  begehrens- 
werter erscheinen. 

Vor  der  Entdeckung  des  Seeweges  nach 
Indien  war  der  Handel  mit  den  Ländern, 
welche  man  unter  dieser  Bezeichnung  zu- 
sammenfasste,  d,  h.  mit  ganz  Süd-  und  Ost- 
aßien,  in  zwei  scharf  gesonderte  Hälften  ge- 
teilt gewesen :  Die  indischen  Waren  wurden 
von  den  Moliamraedanern  Asiens  und 
Aegyptens  bis  zu  den  Ostkflsten  des  Mittel- 
meeres  geschafft,  hier  aber,  in  der  "Levante*, 
■wurden  sie  von  Kaufleuteu  der  italienischen. 


proveni,'alischen  und  catlialonischen  Städte 
in  Empfang  genommen  und  dem  europäi- 
schen Konsum  zugeführt,  wobei  in  dritter 
Hand  ab  Venedig  namenthch  die  oberdeut- 
schen, ab  Brü^e  die  niederdeutschen  (han- 
sischen) Kaufleute  den  Weiten'ei-trieb  be- 
sorgten. Nach  Entdeckung  des  direkten 
Seeweges  hörte  dieser  Verkehr  zwar  nicht 
gleich  auf,  wurde  aber  während  des  16.  Jaiir- 
hiinderts  immer  mehr  durch  den  direkten 
Handel  der  Portugiesen  abgeleitet. 

2.  Portugiesen  und  Spanier.  Die  Por- 
tugiesen, welche  den  Seeweg'  nach  Indien 
unter  grossen  Opfern  und  Gefahren  ent- 
deckten, haben  die  Frilchte  dieser  weltge- 
schichtlichen That  etwa  ein  Jahrhundert 
lang  im  wesentlichen  ungestört  genossen. 
Die.s  gelang  ihnen  einerseits  durch  ihr  Han- 
delssystem, andererseits  weil  sonstige  Ver- 
hältnisse es  den  übrigen  europäischen  Völ- 
kern bis  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
sehr  erschwerten  o<:ler  ganz  unmöglich 
üiachteu,  den  Portugiesen  ei-tolgreieh  Kon- 
kurrenz zu  machen. 

Die  Portugiesen  besassen  am  indischen 
Oceaii  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  zu- 
nächst einige  Plätze  der  afrikanischen  Ost- 
küste, teils  als  Ruliepuokte  und  Nothäfen 
für  die  weile,  gefährliche  KUstenfahrt,  teils 
—  Sotala  —  wt^en  des  dort  gewonnenen 
Goldes,  sodann  am  persischen  M.eerbusen 
Ormuz  und  Maskat,  namentlich  wegen  des 
Handels,  der  von  diesen  Städten  seit  alters 
mit  persischen,  ägyptischen  imd  arabischen 
Produkten  getrieben  wurde,  forner  in  Nord- 
indien  seifet  als  Haupfplätze  Goa,  Diu, 
Bombay,  Oalieut  und  Cochin,  nebst  einer 
Kette  weiterer  befestigter  Faktoreien  an  der 
Küste  sowie  auf  Ceylon,  endUch  in  Hinter- 
indiea  als  Hauptplätze  Malacca  und  die  Mo- 
lukkeninsel  Ternate,  in  China  seit  1585 
Macao.  Durch  den  Besitz  dieser  befestigten 
Faktoreien  bezweckten  die  Portugiesen  zu- 
nächst, ihre  Vor^nger,  die  Araber  und 
Aegypter,  denen  die  meisten  der  genannten 
Plätze  schon  als  wichtige  Empörten  gedient 
hatten,  aus  dem  Handel  zu  verdrängen,  so- 
dann aber  für  den  portugiesischen  Handel 
Stapelplätze  und  zugleich  die  notwendigen 
Verteiüigungsmittel  gegenüber  den  Inläudern 
zu  scliaffen.  Denn  der  portugiesische  Han- 
del in  Ostindien  hatte  einen  ausgesprochen 
kriegerischen  Charakter.  Anfangs  war 
dies  eine  unvermeidliche  Folge  der  Notwen- 
digkeit, den  Arabern  den  Handel  zu  ent- 
reissen,  ihre  indischen  Bundesgenossen  ab- 
zuwehren und  zu  unterwerfen.  Später  aber 
waren  es  Habgier,  Tyrannei  und  Beltehmngs- 
eifer,  welche  die  Portugiraen  in  immer  neue 
Kämpfe  mit  den  indischen  Forsten  ver- 
wickelten. Die  portugiesische  Herrschaft 
wurde  b^ründet  durch  zwei  grosse  Kriegs- 
männer, durch  den  Vicekönig  Franzisco  Al- 
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meida  (löO.'i— 150i))  und  durch  den  General- 
kapitän Allonso  Aiboquerque  (1009 — 1515), 
vorfiberg^eheud  wieder  befestigt  durch  Luiz 
d'Ataide  (1568 — 1571);  aber  was  sie  ge- 
leistet hatten,  -wurde  durch  ihre  Nachfolger 
wieder  verdorlwn. 

Das»  die  Vicekönige,  wie  alle  übrigen 
iwrtugiesischcn  Beamten  in  Indien,  ihr  Amt 
hauptsächlich  ais  Mittel  betrachteten,  Reich- 
tömer  zusammenzuscharren,  war  noch  nicht 
das  Sclilimmste;  bei  den  Holländern  und 
Engländern  ist  das  später  nicht  anders  ge- 
wesen. Auch  an  Habgier  und  Grausamkeit 
hallen  es  diese  Völker  nicht  fehlen  lassen. 
P^bciisowenig  darf  die  geringe  numerische 
Stärke  des  iKirtugiesischcn  Volkes  betont 
werden,  denn  die  Niederlande  zählten  kaum 
mehr  Einwohner.  Dasjenige  Moment  aber, 
welches  für  die  Portugiesen  verhängnisvoll 
werden  musste,  war  ilire  wirtschaftliche, 
insbesondere  ihre  koloniale  Unfähig- 
keit: Nicht  genug,  dass  sie  die  asiatischen 
Völker  grundfalsch  behandelten,  dass  sie 
fanalische  Mohamedaner  und  Buddlüsten 
mit  Feuer  und  Schwert  zu  Christen  machen 
wollten,  dass  sie  dagegen  fQr  die  Einführung 
europäischer  Kultiir  nichts  thaten,  verwan- 
delten sie  sich  sogar  umgekehrt  selbst  durch 
ausgedehnte  Blutmischung  und  Anaahme 
orientalischer  Sitten  in  halbe  Asiaten  und, 
was  das  Allcrschlimmste  war,  sie  versanken 
in  orientalische  Indolenz,  sie  vemachlästeigten 
Handel  und  Schiffahrt. 

Neben  den  kriegerischen  Mittein  ver- 
wendeten die  Portugiesen  zur  Sicherung 
ilires  Handelsmonopols  auch  Handels  vertrüge 
mit  den  indischen  Forsten,  welche  stets 
versprechen  mHS3ten,Nichtportugiesen  keinen 
Seehandcl  zu  gestatten.  Ferner  wunle  jeder 
Konkinrent  mit  allen  Mitteln  der  List  und 
der  Gewalt  verfolgt  und  zu  Grunde  ge- 
richtet. Endlich  aber  wurde  aucli  den  Por- 
tugiesen der  Handel  mur  mit  königlichen 
Schiffen  gestattet  und  zum  einzigen  Stapel- 
platz erster  Uand  in  Europa  Lissabon  ^- 
macht  oder  genauer  gesagt:  die  grosse  fis- 
kalische Niederlage  in  Lissabon,  die  Caea 
de  la  Mina,  später  Casa  da  India   genannt. 

Die  Benutzung  der  königlichen  Scldffe 
fOr  den  Handel  wurde  nur  gegen  Erlegung 
flbermässig  hoJier  Abgaben  erlaubt,  und  der 
gesamte  Handel  mit  Pfeffer,  dem  wich- 
tigsten Artikel,  sc^ar  zum  Hega!  erhoben, 
die  Benutzung  der  öffentlielien  Niederlage 
in  Lissabon  erzwimgon  und  zugleich  eben- 
falls mit  hohen  Gebühren  belegt,  wie  denn 
auch  Zufuhr  und  Preisfestsetzung  nach  fis- 
kalischen Rücksichten  stark  beeinflusst  wur- 
den. Wälirend  des  ganzen  IC.  Jahrhimderts 
segelton  76S  Schiffe  von  Lissabon  nach  In- 
dien, also  durchschnittlich  in  jetlem  Jahre 
nur  H,  die  flbenlies  noch  teilweise  Kriegs- 
zwecken  dienten.     Der  hohe   Gewinn   des 


Königs  steigerte  die  Preise  der  ostindischea 
Artikel  oft  dormassen,  dass  die  Klagen  da- 
rüber ganz  Europa  erfüllten.  Dabei  war 
Lissabon  nur  Importhafen,  Antwerpea 
dagegen  der  eigentliche  Markt  und  das 
grosse  Verteilungscentrum,  wodurch  doppelte 
Zwischenspesen  entstanden.  Den  gewinn- 
reichen  Handel  zwischen  Lissabon  imd  Ant- 
werpen überliessen  die  Portugiesen  anderen 
Völkern,  zuerst  den  in  Antwerpen  ansässigen 
Kaufleuten  verschiedener  Nationen,  später 
namentlich  den  Holländern.  So  ist  es  denn 
erklärlich,  dass  der  Handel  mit  Indien  unter 
der  psrtugiesischen  Herrschaft  sich  nicht 
gedeihlich  entfalten  konnte.  Als  dann  Por- 
tugal mit  allen  seinen  Eolonieen  im  Jahre 
158U  unter  spanische  Herrschait  kam, 
führte  die  absolute  wirtschaftliclie  Unfähig- 
keit dieses  Regiments,  im  Verein  mit  den 
gDÜtischen  Kämpfen,  weiche  die  Tyrannei 
hilipps  U.  heraufbeschwor,  in  verhältnis- 
mässig kiirzer  Zeit  den  längst  vorbereiteten 
Verfall  der  portugiesischen  Handel smaebt 
herbei;  üire  territoriale  Herrschaft  erhielt 
sich  zum  Teil  etwas  länger:  Calicut  ging 
erst  1792  an  die  Engländer  verloren. 

Die  Spanier  fassten  in  >Indien«  erst 
löCri  festen  Fuss  durch  Unterwerfung  der 
Philippinen  und  Gründung  der  Stadt  Manila, 
mit  welcher  sie  dann  von  Mexico  aus  einen 
regelmässigen  Handelsverkehr  einrichteten, 
der  indes  anhings  nur  ein  Schiff,  später 
zeitweilig  2 — 3  Scliiffe  jährlich  beschäftigte 
und  wie  der  ganze  spanische  KoloniaÜiandel 
den  Inländern  vorbehalten  war;  doch  wurde 
diese  Ausschliessung  des  Nichtspanicis  durch 
umfangreichen  Schmuggel  durchbrochen. 
Erst  im  Jahi-e  1734  wurde  den  Bewohnern 
der  Philipjiinen  erlaubt,  eine  bestimmte 
Menge  chinesischer  Seide  nach  Acapiileo 
(Amerika)  zu  schicken  und  amerikanische 
Waren  als  Rückfracht  mitzimelimen.  Aber 
erst  1783  entstand  eine  leistungsfähige  pri- 
vile^erte  Handelsgesellsctiaft,  die  Kcal  Com- 
paikia  de  Filipinas.  Aber  seit  Freigebimg 
des  Handels  im  Jahre  1834  ^g  er  grös-s- 
tentcils  in  die  Hände  ausländischer  Häuser 
über,  bis  schliesshch  auch  die  Inseln  selbst 
unter  die  Herrscliaft  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  gelangten. 

3.  Die  Weltlage  am  Ende  des  16- 
Jahrhunderts.  Noch  um  das  Jahr  1580 
waren  alle  Koloniccn  in  Asien,  Amerika  und 
Afrika  im  Besitze  der  Portugiesen  und 
Spanier,  denen  sie  noch  von  keinem  anderen 
Volke  ernsthaft  streitig  gemacht  worden 
waren.  Frankreich  hatte  zwar  die  spa- 
nische Uebei-raacht  in  Europa  bekämpft, 
aber  schon  durch  den  Mangel  eia«-  aus- 
reichenden Flotte  wurde  es  gehindert,  diesen 
Kampf  auch  in  (Uierseeischen  Ländern  zw 
führen.  Dann  kamen  die  grossen  inneren 
Religion s wirren,  welche  die  nationale  Energie 


X'OOg\C 


Ostiüdische  HandelsgtiseUschaften 


1031 


bis  zum  Schluase  des  Jahrhunderts  voll- 
ständig absorbierten.  Italien  und 
Deutschland  entbehrten  noch  vollständig 
der  nationalen  Einheit  und  waren  ebenfalls 
eifrig  mit  ihren  inneren  Kämpfen  beschäf- 
tigt. Auch  waren  sie  diircn  die  grosse 
Verschiebung  im  Welthandel  beiseite  ge- 
drängt; die  deutsche  Hause  befand  sich  in 
vollster  Auflösung.  Englands  Handel  war 
allerdings  in  raschem,  kräftigem  Aufblflhen 
begi'iffen,  aber  noch  vollauf  beschäftigt,  sich 
die  wichtigsten  europäischen  Verbindungen 
zu  sichern,  wobei  er  mit  der  scharfen  Kon- 
kurrenz der  Niederländer  zu  rechnen 
hatte.  Diese  endlich  waren  immer  noch 
nicht  vollständig  der  Gefahr  entronnen,  von 
der  Macht  ihres  legitimen  Oljerherrn  er- 
drückt zu  werden.  Engländer  und  Nie<ler- 
länder  hatten  zwar  den  Kampf  gegen  Spa- 
nien begonnen;  aber  noch  sehwankte  die 
"Wage  der  Entscheidung  hin  und  her.  Die 
innere  Hohlheit  der  spanisch-iwrtugiesischen 
Seeherrsehaft  trat  erst  durch  die  schmähliehe 
Zereprengimg  der  »unüberwindlichen«  Ar- 
mada und  durch  die  külmen  Beutezflge 
Drakes  völlig  zu  Tage.  Damit  begann  eine 
neue  Epoche  in  der  Geschichte  des  euro- 
päischen Handels  mit  Ostindien. 

n.   Die  niederländisch-ostindischeii 
Han  delegeaellschaf ten . 
4.  Die  ersten  Konipaguieen  und  ihre 

Vereinigang.  Gleich  den  anderen  Völkern 
mussten  auai  die  Nieiierländer  ihren  Be- 
darf an  ostindischen  Waren  im  16.  Jahr- 
hundert aus  Lissabon  beziehen;  alier  der 
gewaltige  Handelsplatz  Antwerpen  war 
zugleich  der  Weltmarkt  für  diese  Waren, 
und  die  grossen  Antworpener  Kaufloute 
-wussten  besser  mit  ihnen  Bescheid  als  die 
Portugiesen,  während  zugleich  die  kleinen 
Schiffe  der  nördlichen  Miederlande  an  der 
überaus  belebten  Fahrt  zwischen  Lissabon 
und  Antwerpen  steigenden  Anteil  nahmen. 
Diese  Entwickelung  wurde  durch  den  Aus- 
bnich  der  niederländischen  Wirren  unter- 
brochen :  Antwerpen  geriet  in  Verfall,  und 
sein  Handel  verteilte  sich  zunächst  auf 
mehrere  andere  Platze :  Amsterdam,  Rotter- 
dam, Middelburg,  Cöln,  Frankfiui  a.  M., 
Emden,  Hamburg  und  I/>ndou,  Aber  nach 
■wie  vor  holten  holländische  und  seeläudische 
Schiffe  die  Gewürze  in  Lissabon,  und  bald 
zeigte  es  sich,  dass  die  Handelsplätze  dieser 
Provinzen  mit  der  Mehrzahl  der  geflüchteten 
Antwerpener  Kaufleuto  auch  den  grössfen 
Teil  des  dortigen  Handels  an  sich  ziehen 
würden.  Als  nun  den  Niederländern  der 
Terkehr  mit  Lissabon  durch  unverständige 
Bedrilckungen  aller  Art  aufs  äusserste  er- 
schwert wuitle,  während  gleichzeitig  mari- 
time Ohnmacht  der  Spanier  und  Portugiesen 
offenbar  wurde,  mussten  die  Niederländer, 


deren  E,\istenz  von  Seefahrt  und  Handel 
schlechthin  abhing,  notwendigerweise  daran 
denken,  die  ostindischen  Wai-en  an  der 
Quelle  zu  suchen. 

Zunächst  bemühten  sie  sich,  auf  dem 
nordöstlichen  Wege  nach  Indien  zu  ge- 
langen, wobei  die  aus  Antwerpen  geflfleh- 
fele  Familie  Moucheron  hauptsächlich  die 
treibende  Kraft  bildete;  aber  auch  andere 
Amsterdamer  Kaufleute,  unter  denen  sich 
ebenfalls  vorzugsweise  ehemalige  Antwer- 
pener befanden,  suchten  den  Spuren  der 
Portugiesen  zu  folgen,  wobei  sie  sich  einiger 
niederländischer  Seeleute  bedienten,  weltäie 
auf  portugiesischen  Schiffen  nach  Indien 
gefahren  waren  (van  Linschoten,  Houtinan). 
Diese  Kaufleute  —  sie  gehörten  später  fast 
durchweg  zu  den  Leitern  der  Vereinigten 
Ostindischen  Kompagnie  —  begründeten 
eine  Handelsgesellschaft,  die  Compagnie 
van  Verre,  d.  h,  der  fernen' Länder,  die 
erste  ostindische  Handelsgesellschaft. 

Die  Compagnie  van  Verre  sandte  ihre 
erste  Expedition  von  4  selbstgebauten  kleinen 
Schiffen  unter  dem  Kommaudo  Houtmans 
im  Jahre  1595  aus.  Die  Ausrüstungskosten 
(290000  fl.)  wurden  teils  durch  die  Haupt- 
iintemehmer  selbst  aufgebracht,  teils  durch 
deren  Freunde,  welche  sich  unter  dem 
Namen  jener  an  dem  Geschäfte  beteihgten, 
so  dass  diese  erste  ostindische  Handels^ 
Seilschaft  den  Charakter  einer  Koramandit^ 
gesellschaft  geliabt  hatte,  ähnlich  wie  sie 
schon  im  Mittelalter  bei  überseeischen  Han- 
delsexpeditionen  häufig  errichtet  worden 
waren.  Die  Staaten  unterstützten  das  Un- 
ternehmen auf  alle  Weise,  insbesondere  durch 
Hergabe  von  Kanonen  und  Munition  sowie 
durch  Gewährung  von  Zollfreiheit  für  Ein- 
und  Ausfuhr,  endlich  durch  die  Erteilung 
besonderer  Instruktionen  und  Aufträge  an 
den  Admiral  Houtman. 

Nach  2'/2Jähriger  Abwesenheit  und 
schworen,  zum  Teil  selbstverachuldeten  Vei^ 
Kisten  kam  Houtman  am  14.  August  1597 
wieder  in  der  Heimat  an.  Die  mitgebrach- 
ten Waren  deckten  bei  weitem  nicht  die 
AusrQstungskosten.  Aber  der  Weg  war  nun 
gefunden,  auf  dem  der  holländisclie  Handel 
die  oatiudischen  Waren  aus  erster  Hand 
beziehen  konnte.  Der  erste  Handeisvertrag 
mit  einem  Füreten  der  Insel  Java  war  ge- 
sehlossen. 

Die  Compagnie  van  Verre  sandte  bald 
weitere  Flotten  aus.  Auch  bildeten  sich  in 
Holland  und  Seeland  rasch  andere  Handels- 
gesellschaften gleicher  Art,  wobei  die  noch 
in  Antwerpen  gebliebenen  Kaufleufe,  welche 
ihr  Geld  dort  nicht  mehr  nutzbringend  ver- 
wenden konnten,  sich  stark  beteiligten. 
Manche  Unternehmungen  missglückten  frei- 
Uch  vollständig,  und  einzelne  Kompagnieen 
gingen  darüber  zu  Grunde;  aber  weil  einige 
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andere  Flotten  einen  (Iberreiehen  Gewinn 
brachten,  entstand  ein  ollgeuieiner  Zudrang 
zur  Teilnahme  am  Handel  mit  Indien,  und 
die  Portugiesen  win-den  gleicli  in  diesen 
ersten  Jahi-en  auf  vielen  Rnikten  zurückge- 
drängt. Die  Regierung  untersifltzte  jede 
Expedition,  deren  bis  ICOl  bereits  lö  von 
zusammen  65  Schiffen  abgingen.  So  konnte 
denn  ein  scharfblickender  Beobachter,  der 
französische  Gesandte  im  Haag,  de  Buzanval, 
schon  1509  prophezeien,  dass  die  Portu- 
giesen bald  die  Scliltlssel  Indiens  an  die 
Niederländer  wilrden  abgeben  müpsen: 
»Voilä  coniment  ces  flegmatiques  et 
patiens  Hollandais,  quand  on  leur  fei-me 
un  treu,  cominc  on  leur  fait  eeluy  des  Es- 
pagnes, en  trouvcnt  toujours  iiuelquantre 
pour  s'y  fourrer  et  s'echapper!«  Der  kauf- 
und  seemännische  Ontei'neliinungsgoist,  der 
den  Holländern  bei  allem  Phlegma  inne- 
wohnte, hat  sie  unter  dem  Dmcke  eiserner 
Notwendigkeit  und  mit  Hilfe  der  von  ihnen 
geschickt  im  grös-sten  ilassstabe  angewen- 
deten modernen  Form  der  Kapitalgesellschaft 
auf  lange  Zeil  zur  ersten  Kolonialmacht 
Europas  erhoben.  Aber  noch  war  zuvor  eine 
grosse  Gefahr  zu  vermeiden. 

Die  verschiedenen  HandelBgosollscliaften, 
welche  in  den  Niederlanden  den  Handel 
mit  Indien  betrieben,  machten  einander 
scharfe  Konkurrenz,  welche  die  Preise  in 
Indien  über  Gebflhr  steigerte,  in  Ainster<iam 
dagegen  —  das  mehr  nnd  mehr  die  Erb- 
schaft Äntwei-pens  antrat  —  sie  ebenso  sehr 
herabdrtlekto,  das  Ansehen  der  Holländer  in 
Indien  tmtcrgrub  und  ihre  Krflfte  gegenüber 
dem  gemeinsamen  Feinde  zersplitterte.  So 
bedentlich  wiinle  dadurch  zeitweilig  die 
Lage  des  ostindischen  Handels  der  Nieder- 
länder, dass  man  im  Auslande  sein  baldiges 
Ende  prophezeite.  Schon  1598  und  in  den 
folgenden  Jahren  wiederholt  versuchten  die 
Staaten,  eine  Vereinigimg  der  Komppgnieen 
herbeizuführen.  Gross  waren  die  Hinder- 
niese, welche  dieser  Vereinigung  bereitet 
wurden,  durch  das  Streben  der  Kompagnieen 
nach  Sonder  vorteilen,  durch  die  wachsende 
üobermacht  Amsterdams,  durch  die  Eifer- 
sucht Rotterdams  und  der  seeländi sehen 
Plätze,  endlich  auch  diu-ch  die  alteingewui^ 
zelte  Abneigung  vieler  Niederländer  gegen 
Monopole.  Das  Moment,  welches  schliess- 
lich heim  Volke  den  Ausschlag  gab,  war 
die  Ucbcrzcugung,  dass  nur  eiue  gros.se 
kapitalkräftige  Gesellschaft  imstande  sein 
werde,  sich  der  vor  allem  begehrten  Gewürz- 
inseln, der  Molukken,  zu  bemächtigen  und 
den  europftisclien  Stajiel  der  Spezereien  nach 
den  Niederlanden  zu  bringen;  denn  noch 
waren  die  Gewürze  bei  weitem  die  wich- 
tigsten indischen  Produkte,  Die  Regie- 
rung erwartete  ausserdem  ganz  besonders, 
dass  eine  derartige  Komjiagnic  dem  Staate 


die  ihm  dringend  erforderlichen  grossen 
Einnalimeu  zuführen  werde.  Als  dann  im 
Jahre  160U  in  England  eine  monopolisierte 
Kapitalgesellschaft  für  den  indischen  Handel 
begründet  wurtle,  entschiert  sich  auch  der 
grosse  Staatsmann  der  Niederlande,  Johann 
van  Oldenbarnevelt,  nach  langem  Wider- 
streben für  ebensolche  monopolisierte  Kapi- 
talgcsellscliaft,  und  am  20.  März  1002  kamen 
die  langjähi-igen  Verhandlungen  der  General- 
Staaten  mit  den  einzelnen  Kompagnieen 
endlich  zum  Abschlüsse,  Von  diesem  Tage 
datiert  das  Privilegium  (Octrooi)  der  Ver- 
eenigde  Oostiudische  Compaguie, 
das  die  Art  ihi-er  Entstehung  deuthch  er- 
kennen lässt. 

Entsprechend  den  Hauptplätzen,  welche 
bis  dahin  den  Handel  mit  Indien  durch  be- 
sondere Kompagnieen  betrieben  liatt«u,  wurde 
die  neue  Oesellscbaft  in  6  Kammern  einge- 
teilt, von  deneu  aber  die  Amsterdamer 
Kammer  allein  die  Hälfte  des  Kapitals  auf- 
brachte und  die  Hälfte  der  Direktoren,  der 
Kamer  van  XVII,  stellte.  Neben  dieser  bil- 
deten die  bisherigen  Leiter  der  einzelnen 
Kompagnieen  den  weiteren  Ausschuss  der 
Bewindthebber,  deren  Zahl  allmählich  auf 
00  verringert  wurde.  Die  Subskription  auf 
die  Aktien  stand  jedem  Staatsangehörigen 
frei.  Auf  solche  Weise  wunien  binnen  kur- 
zem 0459  840  fl.  zusammengebracht.  Auch 
Oldenharnevelt  beteiligte  sich  an  der  Aktien- 
zeichnung »om  gehouden  te  worden  niet 
allcen  voor  Kaader,  inaar  ook  eenigzins 
Gelder.«  üebcrhaiipt  bestand  von  Anfang 
an  die  engste  Verbindung  zwischen  der 
Kompagnie  und  den  staatlichen  und  kom- 
munalen Behörden.  Die  Stadtmagistratc 
hatten  die  Bewindthebbers  zu  wählen,  was 
dahin  ftihrte,  da.ss  diese  meist  den  Slagis- 
traten  selbst  entnommen  wurden.  In  den 
Provinzial-  und  Generalstaaten  hatte  die 
Kompagnie  stets  einen    mächtigen  Einfluss, 

In  alledem  kam  die  Thatsache  zum  Aus- 
dnick,  dass  der  Handel  mit  Ostindien  als 
der  wahi-e  Ijebensnerv  der  Republik  ange- 
sehen wurde.  FYeüich  hat  die  enge  Vei'- 
flechtuDg  der  staatlichen  und  kommerzicllca 
Interessen  später  auch  schwere  Zeiten  für 
die  Nietlerlande  herbeigeführt;  aber  solange 
der  Handel  blühte,  hat  eben  dieses  Veriiält- 
nis  und  die  dadurch  bedingte  Anpassungs- 
fähigkeit imd  Beweglichkeit  der  niedeiiän- 
dischen  Kolonial  pol  itik,  die  fortwährende 
Rücksichtnahme  auf  die  Handelsinteressen, 
für  das  ganze  Land  eine  mächtige  (Quelle 
des  Wohlstandes  gebildet.  Das  holländische 
System  bildete  iusofem  den  änssersten  Ge- 
gensatz zu  der  schwerfälligen,  unwirtschaft- 
lichen, fiskalischen  Koloiimlpolitik  der  Spa- 
nier und  Portugiesen. 

fi.  Die  Zeit  des  Aofsteigens  nnd  der 
Blüte.     Die  Vereinigte   Ostindische  Korn- 
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pagnie  war  in  cratcr Linie  eine  Handels- 
eesellBchaft,  die  -vor  allem  viel  Geld  ver- 
Hienen  wollle.  Das  ist  ihr  reichlich  ge- 
lungnen; denn  sie  liat  während  des  i^rü^sten 
Teils  ihres  2UÜ  jährigen  Bestehens  Dividenden 
verteilt,  welche,  auf  den  Jahresdurch schnitt 
herechuet,  'i'i°li>  ausmachen,  und  anfangs 
kamen  sogar  Atistei  hin  gen  bis  zu  Tu".'«  vor. 
Jährlich  segelten  im  Onrchschnitt  30—41) 
Schiffe  von  je  (iOO— UKW  Tonnen  Last  und 
mit  6— 7000  Mann  Besatzung  nach  Indien, 
gewöhnhoh  in  3  Abteilungen ;  ebenso  waren 
auch  die  Retoiirflotten  in  verschiedene  Ge- 
schwader geteilt. 

Die  heimgebrachlen  Waren  wurden  gröss- 
tenteils für  gemeinsame  Rechnung  in  üffent^ 
liehen  Anktionen  verkauft,  und  zwar 
zweimal  jährlich  im  Oost  Indische  Hu,vs  zu 
Amsterdam.  Der  Ertrag  dieser  Auktionen 
war  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts diirchsehnitUich  19  Millionen  Gul- 
den in  jetlera  Jahre,  wovon  allein  auf  Pfef  Eer, 
Zimmt,  Gewürznelken,  Miiekatnüssc  und 
Muskattilüten  selbst  damals  noch  etwa  8 
Millionen  Gulden  entfielen.  In  früherer  Zeit 
wird  der  Anteil  der  Gewürze  ein  noch  weit 
hedeutenderer  gewesen  sein.  Der  grösste 
Teil  der  Waren  wurde  wieder  exportiert, 
und  da  die  Kompagnie  fOr  manche  derselhen 
ein  faktisches  WeltmoDopol  besass,  so  ist  es 
begreiflich,  dass  sie  hohe  Gewinne  erzielen 
musste;  doch  verstand  sie  es,  durch  mass- 
volle Ausnutzung  ihi-es  Monopols  die  Kon- 
sumenten schliesslich  mit  demselben  zu  ver- 
söhnen. 

Die  Kom|)agnie  war  indes  nicht  bloss 
Handel sgesollscliatt,  sondern  auch  eine  poli- 
tische, kriegführende  Korporation,  ein  Werk- 
zeug der  General  Staaten  zur  Schädigung 
der  spanisch-portugiesischen  Macht.  Sie 
musste  eine  anpchnliche  Ki'iegsflotte  unter- 
halten, die  indes  auch  dem  Handel  diente. 
Krieg  und  Handel  vertnigen  sich  bei  der 
Kompagnie  oft  sehr  schleclit,  da  jener  stets 
niclit  Zweck,  sondern  nur  Mittel  war.  Zwar 
musste  sich  die  Kompagnie  schon  frühzeitig 
und  später  noch  oft  genug  entschllessen, 
das  kaufmännische  Interesse  zurilckzustellen 
und  den  Krieg  kräftig  in  die  Hand  zu  nehmen ; 
aber  in  der  Zwischenzeit  wurden  die  mili- 
tärischen Mftssregeln  häufig  durch  die  Be- 
sorgnis vor  dem  Verlust  reicher  Ladungen 
verhindert,  wäiirend  umgekehrt  die  Krieg- 
fflhrnng  nicht  selten  das  kaufmännische  Be- 
triebskapital allzusehr  beschränkte.  Dann 
mussle  die  Kompagnie  grosse  Geldsummen 
anleihen  und  die  Generalstaaten  um  Hilfe 
bitten,  die  ihr  denn  auch  nicht  versagt 
■wiunje.  Dafür  entschädigten  sich  die  Staaten 
durch  die  zahlreichen  grossen  Einnahmen, 
■welche  sie  von  der  Kompagnie  bei  Eonzes- 
sionsverlängenmgen,   mitteLst  der  Zölle  etc. 


Die  Portugiesen  und  S])anier  erwiesen 
sich  als  so  wenig  widerstandsfähig,  dass  sie 
bis  zum  Jahre  1041  —  abgesehen  von  den 
Philippinen  —  aus  der  ganzen  hinterindi- 
schen Inselwelt  diffch  die  HoUänder  ver- 
drängt wunlen.  Damit  hatten  diese  ihr 
Ziel,  den  gesamten  GewilrKhandel  zu  beheiT- 
schen,  eiTeicht.  In  Vorderindien  haben  sie 
stets  nur  einzelne  Plätze  besehen;  ihre 
Stärke  beruhte  hauptsächlich  auf  Java,  wo 
sie  schon  1619  Batavia  grOndeten^  und  auf 
den  Molukkeii.  Ilir  Handel  aber  erstreckte 
sich  auf  alle  Küsten  des  indischen  üceans 
und  einerseits  bis  zum  Oaplande,  anderer- 
seits bis  Japan.  Sie  haben  diesen  gewaltigen 
Handel  nur  durch  heftige,  viele  Jahmehnte 
lang  dauenide  Kämpfe  errungen,  wobei  sie 
es  nicht  allein  mit  den  Portugiesen  und 
Spaniern,  sondern  auch  mit  den  Engländern 

—  eine  kurze  Zeit  auch  mit  den  Franzosen 

—  zu  thun  hatten.  Die  Konkurrenz  der 
letzteren  wurde  ohne  grosse  Mühe  beseitigt. 
Mit  den  Engländern  dagegen  musste 
sich  die  Kompagnie  anfangs  aus  politischen 
Rücksichten  gut  stellen,  so  dass  im  Jahre 
1619  sogar  ein  Abkommen  geschlossen 
wurde,  wonach  den  Engländern  der  Handel 
mit  den  holländischen  Besitzungen  frei- 
stehen sollte.  Aber  bald  nahmen  die  Hol- 
länder ihre  Bestrebungen  nach  der  Allein- 
herrschaft in  Hinterindien  auf.  Es  kam  zii 
Feindseligkeiten,  blutigen  Gewaltthaten  (Er- 
mordung der  Engländer  auf  Ämboina,  1C23), 
endlich  H>r)2  zum  offenen  Kriege;  und  wenn 
auch  die  Holländer  schliesslich  unterlagen^ 
in  Hinterindien  blieben  sie  die  Meisler. 
Auch  verdrängten  sie  die  Portugiesen  1056 
gänzhch  aus  Ceylon  1662/63  aus  Cochin 
und  Cananor,  wodurcti  die  Portugiesen  an 
der  Malabarkflste  auf  Goa  beschränkt  wur- 
den und  die  Holländer  den  dortigen  Pfeffer- 
handel an  sich  brachten.  Das  waren  indes 
ihre  letzten  nachhaltigen  Erfolge  ausserhalb 
ihres  wichtigsten  Kolonialreiches,  auf  dessen 
Befestigung  und  Ausnutzung  sie  nunmehr 
ihre  Haupikraft  verwenden  mussten.  Bis 
zum  Jahre  1740  ist  ihnen  dies  trotz  schwerer 
Kämpfe  immer  wieder  gelungen.  Indes 
darf  man  die  Zeil  des  Aufateigena  der  Kom- 
iiagnie  nur  etwa  bis  zum  Jaliru  1670,  die 
Zeil  ihrer  Blüte  kaum  länger  als  bis  zum 
Jahre  1603  erstrecken,  da  seitdem  ihr  Han- 
delsgewinn abnahm,  dagegen  die  Schwierig- 
keiten des  Betriebes  wuchsen. 

Auch  mit  eingebe reneui  Fürsten, 
namentlich  auf  Java  und  Ceylon,  mussten 
die  Holländer  grosse  und  blutige  Kriege 
führen.  Zwar  behandelten  sie  die  Einge- 
borenen verständiger,  als  die  Portijgiesen 
getlian  hatten;  aber  wo  ihr  Interesse  es  zu 
fordern  schien,  scheuten  auch  jene  vor 
rücksichtslosester  Ausbeutung  der  inlän- 
dischen Bevölkerung  nicht  zurück,  wie  sich 
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äas  namentliüh  seit  Anlage  grosser  Kaffee 
plantaren  anf  Java  (seit  ca.  1719)  zeigte. 
Wenn  irgend  möglich,  suchte  die  Kompagnie 
intles  ihre  kaufmännischen  Zwecke  durch 
Verträge  mit  den  inländischen  Forsten 
zu  erreichen,  und  ausserhalb  ihres  eigent- 
lichen Machtbei'eichs,  namentlich  in  Vorder- 
iadien,  China  u.  s,  f.,  operierte  sie  am  lieb- 
sten mit  Bestechungen,  Schmeicheleien  und 
Gefälligkeiten,  liess  sich  oft  sogar  die 
ftussereten  Demütigungen  gefalleü,  wenn  s' 
dadurch  Handelsvorteiie  erlangen  konnte. 

In  der  Heimat  hatte  die  Kompagnie 
ebenfalls  lange  Zeit  zu  kämpfen.  Oleich 
nach  ihrer  Begründung  entstanden  unter 
ihren  Leitern  Zwistigkeiten  über  die  Fr^j;e, 
ob  sie  sich  auf  die  Ausbeutung  ihrer  Be- 
sitzungen in  Hinterindien  beschränken  oder 
ihre  Operationen  auf  Japan  und  sogar  auf 
die  Westküste  Amerikas  ausdehnen  solle. 
Die  Anliäugcr  der  langsam  vorwärtsschrei- 
tenden intensiven  Kolonial  pol  itik  behielten 
die  Oberhand,  und  der  Führer  der  Gegen- 
partei, ein  Hauptgründer  der  Gesellschaft  — 
Le  Mail«  aus  Antwerpen  —  trat  ans.  Der- 
selbe eröffnete  dann  einen  erbitterten  Kampf 
gegen  die  Kompagnie  nnd  ilir  Monopol, 
wobei  er  u.  a.  durch  umfangreiche  Baisse- 
Spekulationen  in  den  Aktien  der  Ge- 
sellschaft dieselbe  zu  diskreditieren  suchte. 
Das  veranlasste  die  General  Staaten  im  Jahre 
1610  und  später  noch  mehrfach,  Blankover- 
känfe  von  Aktien  ganz  zu  verbieten.  Le 
Maire  vei-suchte  ferner,  der  Kompagnie 
mittelst  Errichtung  einer  Fahrt  nach  Indien 
durch  die  Magelhaenstrasse  Konkurrenz  zn 
machen,  was  indes  ebenfalls  misslang. 

Bedenklicher  für  die  Kompagnie,  weil 
besser  begründet,  waren  die  Angriffe,  welche 
sie  sich  durch  die  anfangs  noch  sehr  mangel- 
hafte Verwaltung  ihrer  indischen  Besitzungen 
zuzog.  Diese  Angriffe  führten  im  Jahre 
1609      zur    Einsetzung     eines    General- 

fouverneurs  und  eines  Rats  von 
ndien,  welche  in  allen  von  dem  Direk- 
torium nicht  ausdrücklich  entschiedenen 
Fragen  gemeinsame  Verfügungen  treffen 
durften.  Allmählich  erlange  der  General- 
gouvemeiu-  ein  noch  höheres  Mass  von 
Selbständigkeit,  und  seine  Tüchtigkeit  oder 
Untüchtigkeit  wm^e  oftmals  für  die  Ent- 
wickelung  der  Kompagnie  ausschlaggebend. 
In  den  ersten  Jahrzehnten  ihres  Be- 
stoheas  hatte  die  I^itung  der  Gesellschaft 
auch  mit  ihren  Aktionären  eine  Reihe 
von  Kämpfen  auszufechten.  Die  Direktoren 
imd  Bewindthebbers  zahlten  nämlich  grosse 
Dividenden,  welche  durch  die  innere  Situation 
der  Gesellschaft  nicht  gerechtfertigt  wurden, 
und  sie  verheimlicliten  die  vorhandenen 
Missstände,  indem  sie  die  vorgeschriebene 
zehnjährige  Rechnungslegung  imterüessen. 
Als  dann   noch  obendrein  die  Dividende  in 


den  Jahren  1611/1615  zwischen  0  und 
62Vi  %  und  der  Aktienkurs  infolgedessen 
ebenfalls  ausserordentlich  schwankte,  wurde 
die  Geschäftsleitiing  beschiddigt,  diese 
Schwankungen  veranlasst  oder  doch  im  vor- 
aus für  sich  ausgebeutet  zu  haben.  Da  noch 
zaldreiche  andere  Missbräuche  sich  heraus- 
stellten und  die  Beschwerden  der  Aktionäre 
bei  den  Staatsbehörden  keinen  Erfolg  hatten, 
so  blieb  jenen  nur  der  Weg  der  öffentlichen 
Anklage  durch  die  Presse  übrig.  Aber  auch 
damit  erreichten  sie  nichts;  die  Staaten 
hielten  es  mit  den  Bewindthebbers,  die 
immer  mehr  faktisch  imabsclzbar  und  un- 
verantwortlich wurden,  und  da  die  Leitung 
der  Kompagnie  besser  wurde,  da  insbe- 
sondere ihre  kaufmännischen  Erfolge  im 
ganzen  vorzügliche  waren,  so  hörte  die  Un- 
zufriedenheit der  Aktionäre  von  selbst  auf, 
um  erst  viel  später,  in  der  Periode  des 
Verfalls,  von  neuem  zu  erwachst. 

Langer  dauerte  der  Streit  über  die 
Frage,  ob  das  Monopol  der  Gesellschaft 
zweckmässig  sei  oder  nicht  Aber  die  Zahl 
der  Gegner  dieses  Monopols  war,  solange 
die  Kompagnie  gedieh,  nie  eine  sehr  grosse, 
da  die  Gründe,  welche  zu  ihrer  Errichtung 
geführt  hatten,  andauernd  ihre  Kraft  be- 
hielten, da  ferner  und  vor  aUem  die  Kom- 
pagnie vom  Volke  als  ein  nationales  Heilig- 
tum angesehen  wurde,  als  die  grosse  Quelle 
des  allgemeinen  Wohlstandes  imd  da  in- 
folge dessen  niemals  versucht  wurde,  ihr 
Monopol  ernstlich  anzutasten.  Erst  als  ihr 
Verfall  schon  begonnen  hatte,  wurde  die 
Zweckmässigkeit  des  Monopols  wieder  nach- 
drücklich b^tritten ;  doch  ist  es  auch  dann 
nicht  aufgehoben  woi-den,  sondern  erst  mit 
der  Kompagnie  selbst  verschwunden. 

6.  Die  Zeit  des  Verfalls.  Ohne 
Zweifel  lag  in  dem  Protektions-  und  Koterie- 
wescn,  welclies  aufs  engste  mit  der  kaiiE- 
männischen  Tüchtigkeit  der  Kompagnie  vci^ 
knüpft  war,  auch  schon  der  Keim  ihres 
Verfalles.  Dies  zeigte  sich  namentlich,  als 
die  Posten  der  Direktoren  und  Bewindt- 
hebbers allmählich  in  einzelnen  mächtigen 
FamUien  fast  erblich  wurden,  als  dann  die 
eigentliche  Geschäftsleitung  in  der  Heimat 
grösstenteils  dem  ersten  Advokaten  der  Ge- 
sellschaft zufiel;  als  femer  in  Indien  m 
häufiger  Wechsel  der  Beamten  einriss,  von 
denen  jeder  sich  möglichst  rasch  bereicbem 
wollte,  als  die  Unterechleife  zunahmen,  sich 
selbst  die  höchsten  Beamten  an  ihnen  be- 
teüigten  und  die  Regierung,  anstatt  dies 
zu  bestrafen,  mittelst  einer  hohen  Abgalje 
daran  teil  nahm.  Das  Monopol  der  Gesell- 
schaft musste  schliesslich  dazu  dienen,  einen 
iusgedehnt«n  Privathandel  der  Beamten  und 
ilirer  Schützlinge  zu  verschleiern.  >Alle 
Geschäfte  der  Kompagnie  ivurden  mit  ebenso 
grosser  Zeit-   wie  Geldverschwendung  be- 
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trieben,  weil  die  ausfOhrendea  Oi^ne  selbst 
bei  den  lieferungen  etc.  interessiert  waren. 
Ebenso  hingen  sie  blindlings  am  Alten,  auch 
wo  dessen  «rsprdngUcher  Grund  lange  ver- 
sehwunden war;  denn  ntltzliche  Neuerungea 
hätten  mehr  Anstrengung  und  mehr  Ver- 
antwortlichkeit mit  sich  geführt  als  der 
Sdilendrian  des  Herkommens.  Die  Zahl 
der  Schiffp  war  um  '/s  grösser,  als  der 
Handel  der  Öesellschaft  erforderte,  zum 
Teil  damit  sie  zum  Privathandel  der  Üe- 
amten  gemissbraucht  wertleu  könnten.  Die 
Zahl  der  müssigen  Beamten  in  Batavia  war 
so  gross,  dass  man  174U  bei  Gelegenheit 
des  Chinesenaufstandes  allein  von  den  un- 
beschäftigten Seeleuten  ein  Corps  errichtete 
und  noch  ein  zweites  hätte  errichten  können.» 
(RoseJier.) 

Das  im  Innern  nur  noch  formell  auf- 
recht erhaltene  Monopol  liess  sich  auch 
gegenöber  den  anderen  europäischenNationen 
nicht  mehr  wirksam  verteiäigen;  denn  noch 
mehr  als  die  kaufmännische  erschlaffte  die 
seemännische  und  kriegerische  Tüchtigkeif 
der  Holländer,  während  ein  leerer  Prunk 
um  sich  griff  und  zum  Kriegsdienst  fast 
nur  noch  ausländische  Soldtnippen  ver- 
wendet wurden.  Infolge  dieser  verhängnis- 
vollen Entwickelung  gelang  es  namentlich 
den  Engländern,  die  erste  Stelle  im  in- 
dischen Handel  den  Holländern  zu  ent- 
reiasen,  während  auch  Schweden,  Dänen, 
Belgier  und  Franzosen  zeitweilig  erhebliche 
Teile  desselben  an  sich  brachten. 

Endlich  wirkte  aucli  die  Abnahme' 
des  Verbrauchs  von  Gewürzen,  den 
wichti^ten  Waren  der  holländischen  Kom- 
pagnie, nachteilig  auf  deren  Geschäftsgang, 
während  sie  zugleich  nicht  die  Kraft  be- 
sass,  gleich  den  Engländern  sich  neue  gixisse 
Verkehrszweige  zu  schaffen. 

Dieser  ganze  Verfall  vollzog  sich  in 
einer  Zeit,  während  der  die  Niederlande 
von  ernstlichen  äusseren  Gefahren  nicht 
bedroht  waren,  und  ohne  dass  die  Kompagnie 
an  ihrem  Besitzstande  erhebliche  Einbussen 
erlitt.  Zwar  fielen  noch  manche  Streitig- 
keiten mit  anderen  europäischen  Nationen 
vor,  und  an  Empönmgen  indischer  Völker- 
schaften fehlte  es  ebenfalls  nicht;  doch 
brachte  nur  der  mit  unerhörter  Grausam- 
keit unterdrückt«  grosse  Chinesenaufstand, 
der  1740  auf  Java  ausbrach,  die  holländische 
Herrschaft  einen  Augenblick  in  Gefahr. 
Selbst  der  unglückliche  Krieg  gegen  Eng- 
land 1781/Ö.'i  versetzte  nur  dem  Ansehen, 
nicht  dem  Besitzstande  der  Republik  einen 
ernstlichen  Stoss.  Erst  die  grossen  Fran- 
zosenkriege seit  1793  haben  dem  Handel 
der  Holländer  und  ihrer  Kolonialherrschaft 
ein  rasches  Ende  bereitet.  In  den  Jahren 
1795 — 1799  gingen  alle  asiatischen  und 
afrikanischen  Besitzungen    der   mit   Frank- , 


reich  zwangsweise  verbündeten  »Batavischen 
Republik»  an  die  Engländer  verloren.  Die 
Ostindische  Kompagnie  utusste  sich  auf- 
lösen, und  auch  als  1814  im  ersten  Pariser 
Friedeil  das  neugegründete  Königreich  der 
Niederlande  den  grössten  Teil  der  hinter- 
indischen Besitz  ungen  zurückerhielt,  hat 
dies  die  alte  Ostindische  Kompanie  nicht 
wieder  zu  neuem  Leben  erweckt. 

7,  SchluBsbetrachtoDKea  and  neueste 
GDtwickelaDjg.  Die  alte  Ostindische  Kom- 
panie der  Nietlerlande  ist  sowolil  vor  wie 
nacii  ihrem  Ende  sehr  verschiedenartig  be- 
urteilt worden,  wobei  regelmässig  die  Frage 
des  Monopols  die  entscheidende  Rolle  ge- 
spielt hat  Wir  liaben  gesehen,  dass  das 
Moü0{)ol  mindestens  eine  Zeit  lang  notwendig 
war,  jedenfalls  solange  der  niederländische 
Besitzstand  in  Indien  noch  kein  ganz  ge- 
festigter war.  Wäre  es  dann  abgeschafft 
worden,  so  hätte  dies  die  Kompagnie  viel- 
leicht vor  dem  Verfalle  bewahrt;  doch 
bildete  das  Monopol  eben  den  wichtigsten 
Bestandteil  des  ganzen  älteren  Kolouial- 
systems.  Die  Organisation  der  Kom- 
pagnie war  wie  die  des  niederländischen 
Staatswesens  dem  Charakter  des  Volkes 
trefflich  angepasst  und  selu'  gut  geeignet, 
die  erhofften  geschäftliclien  Erfolge  zu 
zeitigen.  Aber  gerade  die  ganz  enormen 
Reichtümer,  welche  mit  Hilfe  dieser  glück- 
hchen  Organisation  in  den  Niederlanden 
zusammenströmten,  entwickelten  gewisse 
Charaktereigenschaften  des  Volkes  der- 
massen,  dass  dadurch  die  in  jener  Organi- 
sation liegenden  Tendenzen  ebenfalls  über- 
mässig gesteigert  und  schliesslich  auch  dem 
Volkswohlstände  verderblich  werden  mussten. 
Eine  Wiedergeburt  konnte  wohl  nur  aus 
der  gewaltsamen  Zerstönmg  der  überlebten 
Formen  hervoigehen.  Doch  hat  die  neuere 
holländische  Kolonial^litik  gerade  das 
Monopol,  wenn  auch  nicht  in  dersell>en  Ge- 
stalt, aus  dem  alten  Sj'Steme  herOberge- 
Domraen. 

Zwar  wnrde  der  Verkehr  in  Nieder- 
ländisch-Indien  Ende  des  Jahres  1825  für 
alle  befreundeten  Flaggen  freigegeben,  mit 
Ausnahme  der  Molukken,  deren  Häfen  indes 
seit  1854  ebenfalls  dem  allgemeinen  Ver- 
kehre eröffnet  worden  sind.  Doch  haben 
die  ausländischen  Flaggen  erst  in  den  letzten 
Jahren  am  Handel  mit  Niederländisch-Indien 
rasch  steigenden  Anteil  gewonnen,  was  bis 
dahin  verhindert  wurde  durch  das  faktische 
Monopol,  das  die  Regierung  der  grossen 
»Nederlandsche  Handel  smaat- 
schappijt  eingeräumt  hatte. 

Diese  neueste  niederländische  Handels- 
gesellschaft für  den  Verkehr  mit  Indien  ist 
im  Jahre  1824  ohne  besondere  Privilegien, 
wenn  auch  imter  lebhafter  Teilnahme  des 
Köni^  und  der  Regiemng  begründet  worden, 
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erhielt  aber  zehn  Jahre  später  eine  ganz 
neue  Stellung  durch  ihre  euge  Yerbinming 
mit  dem  von  dem  GeneraJgoiiremeur  van 
der  Bosch  in  Niederländisch-Indien  ein- 
geführten Plan  tagen  Systeme,  dem  sogenannten 
»Kultuumtelsel«.  Der  Flantagenbau,  von  der 
alten  Kompagnie  zwar  gelegentlich  ermutigt, 
aber  nicht  selbst  gepflegt,  ist  erst  in  unserem 
Jahrhundert  der  Gegenstand  besonderer  Auf- 
merksamkeit seitens  der  niederländischen 
Kolonialregierimg  geworden ;  naeh  längerem 
Umhertasten  entschied  sich  diese  seit  1830 
für  das  erwähnte  »Kiiltursystem«,  welches 
darauf  berechnet  war,  mf^lichst  viele  fttr 
den  holländischen  Markt  vorteilhafte  Pro- 
tiukte  zu  erzielen  wnd  zwar  in  einer  Weise, 
welche  den  Sitten  und  Anschauungen  der 
Eingeborenen  entsprach  und  sie  an  Arbeit 
gewohnte  (Ändree).  Die  Regierung  flherlieae 
ihnen  Land  zur  Bewirtschaftung,  überwachte 
den  Anbau  und  befreite  die  eingeborene 
Bevölkerung,  wenn  sie  ein  Fünftel  der 
Bodenfläche  für  den  Anbau  von  Produkten 
für  den  europJüschen  Markt  bestellt,  von 
der  hohen  gesetzlichen  Grundsteuer.  Die 
Erzeugnisse  der  Plantagen  mussten  an  die 
Hegieruug  abgeliefert  werden. 

Als  nun  van  der  Bosch  1834  Kolonial- 
minister wurde,  schloss  er  mit  der  Handels- 
maatschappi]'  Verträge  ab,  wonach  die  Re- 
gierung alle  Kolon ialprodukte  in  den  von 
der  Gesellschaft  gecliarterteu  Schiffen  nach 
Europa  verfrachtete  und  dort  durch  die 
Gesellschaft  verkaufen  liess,  wogegen  diese 
einen  durchgehenden  Vorschuss  von  10 
Millionen  Gulden  zu  ^ 'k  "/o  Zinsen  zu  leisten 
hatte.  Ebenso  besoi^  die  Jlaatschappij  den 
Einkauf  aller  europ^scheti  Waren,  deren  die 
Regierung  für  die  Koloniecn  bedurfte. 

Das  System  hat  jedenfalls  den  Plantagen- 
bau mächtig  gefördert,  hat  fcruer  der  nietler- 
ländischen  Schiffahrt  lohnende  Bescbäftigimg 
zugeführt  und  hat  es  endlich  erleichtert, 
dass  Amsterdam  und  Rotterdam  für  einzelne 
indische  Artikel  (Kaffee,  Zucker,  Indigo, 
Chinarinde)  Weltmärkte  geblieben  sind.  Doch 
wurde  das  System  auch  heftig  angegriffen, 
weil  es  die  Eingeborenen  bedrücke  und  den 
Handel  behindere.  Das  hat  in  neuester  Zeit 
eine  Umgestaltung  des  Systems  veranlasst, 
wodurch  die  Maatschappij  ihr  faktisches  Mo- 
nopol teilweise  eingebüsst  hat, 

IJI.  Die  englisch-ostindiscben  Uandels- 
ge  Seilschaften. 
8.  Die  alte  Ostiodische  Kompagnie 
als  reine  Handelsgesellschaft  (1600  bis 
1697).  Bereits  .ein  Jahrhundert,  bevor  die 
Holländer  ihre  Fahrten  nach  Indien  auf- 
nahmen, hatten  die  Engländer  versucht,  auf 
dem  Nordwest-  wie  auf  dem  Kordostwege 
das  vielbegehrte  Land  zu  erreichen  (John 
Cabot  1490,  Sir  Hugh  Willoiighby  1Ü53  etc.). 


Der  Weltumsegler  Sir  Franci.s  Drake  knüpfte 
sodann  1577  Verbindungen  an  auf  Teruate, 
einer  Moliikkeninsel,  luid  1579  besuchte 
Thomas  Stephens  Vorderindien.  Die  Be- 
schreibungen seiner  Reise  und  einiger  ähn- 
lichen Fahrten  der  folgenden  Jahre  tnigeo 
viel  zur  Verbreitung  des  Wunsches  nach 
einer  direkten  Verbindung  mit  Indien  bei; 
doch  hatten  die  englischen  Kaufleute  zu- 
nächst noch  gewinn  versprechende  Ziele  ihrer 
Untemehmtmgen  in  grösserer  Nähe,  und  erst 
als  die  Holländer  anfingen,  sich  des  Handels 
mit  Indien  zu  bemächtigen,  als  sie  besonders 
anfingen,  die  Preise  der  Gewürze  nach  ihren 
Interessen  zu  regulieren,  und  als  der  grosse 
Weltmarkt  für  ostindische  Produkte  von 
Lissabon  und  Antwerpen  nach  Amsterdam 
übersiedelte,  da  ergriffen  zahlreiclie  Londoner 
Kaufleute  die  Initiative,  um  sich  einen  An- 
teil am  ostindischen  Handel  zu  sichern.  Sie 
subskribierten  1599  ein  Kapital  von  30000  £ 
zur  Gründung  einer  Kompagnie  für  den 
Handel  mit  Indien  und  erbeÄen  sich  von 
der  Regiei-ung  die  Erteilung  ausschliesslicher 
Han'lelsprivilegien.  Unter  den  Gründern 
standen  einige  Mitglieder  der  Turkey  Company 
obenan,  von  denen  Thomas  Smith  der  erste 
Direktor  der  neuen  Gesellschaft  wurde.  Die 
Begründer  derselben  Hessen  ohne  Zögern 
die  bis  dahin  für  den  überseeischen  Handel 
ausschliesslich  übliche  Gesellschaftsform  der 
i'regulated  Company«  fallen  und  gingen  zur 
reinen  Kapitalgesellschaft  über  (vgl. 
die  Artikel  Handelsgesellschaften. 
Volkaw.irtschafttiche  Bedeutung 
oben    Bd.    IV    S.    1019  ff.).     In    der   Ein- 

fabe  an  die  Regierung  erklärten  sie  aus- 
rücklich,  dass  der  Handel  mit  so  weit  ent- 
legenen Ländern  »cannot  be  mauaged  but 
by  a  Joint  and  «niled  stock«. 

Da  in  England  damals  noch  nicht  wie  in 
den  Niederlanden  bereits  Gesellschaften  für 
den  Handel  mit  Indien  entstanden  waren, 
so  gab  es  auch  im  Lande  selbst  keinen 
Widerstand  gegen  die  Errichtung  einer 
grossen  Monopol kompagnie:  nur  vom  Aus- 
lände her  zeigte  sich  ein  Hindernis:  Hein- 
rich IV.  von  Frankreich  verhandelte  nämlicii 
damals  wegen  einer  Versöhnung  zwischen 
England  und  SjKinien.  Wäre  diese  gelimgen, 
so  hätte  Königin  Elisabeth  die  Kompagnie 
opfern  müssen.  Wie  in  den  Niederlanden, 
so  bildete  auch  in  England  der  tiefeehende 
Gegensatz  zu  Spanien  die  wichtigste  Voraus- 
setzung für  die  Erlangung  eines  Anteils  am 
indischen  Handel.  Aber  die  VersChnimgs- 
versucbe  scheiterten,  und  am  31.  Dezember 
1600  erteilte  Königin  Elisabeth  der  Gesell- 
schaft, welche  den  Namen  führte  »The  Gover- 
nour  and  Company  of  Merchants  of  London 
tradingintotheEastlndieS",  die  erste  Charter, 
Die  Kompagnie  erlangte  das  Handels- 
monopol für  alle  Länder  am  indischen  und 
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stillen  Ooean  zwisdien  der  Magelhaen Strasse 
UQd  dem  Cap  der  guten  Hoffnung.  Aus  der 
Charter  ist  noch  hervorzuheben,  dass  den 
unter  21  Jahre  allen  Söhnen,  den  Faktoren 
und  Lehrlingen  der  ersten  Mitglieder  die 
Teilnahme  am  indischen  Handel  gestattet 
wurde,  ein  Ueherbleibsel  aus  den  Charters 
dei-  alten  gildeartigen  regiilatod  eompnies. 

Das  anfängliche  Kapital  der  Gesellscliaft 
nach  Erteilung  der  Charter  betrug  nur 
fi9091  £,  mir  etwa  10"/o  desjenigen,  mit 
dem  die  holländische  Kompagnie  ihren  Han- 
del begann.  Bei  den  ereten  beiden  Reisen, 
welche  zusammen  e  i  n  Unternehmen  bildeten, 
subskribierten  2ü7  Personen,  darunter  212 
mit  Anteilen  unter  3U0  £. 

Die  erste  Flotte  bestand  aus  den  i  besten 
Schiffen,  welche  in  England  aufzutreiben 
waren ;  das  ^össte  derselben  hatte  600  Ton- 
nen, das  kleinste  24i)-  Tonnen  Tragfähigkeit. 
Kommandant  war  der  Kapitän  Lant^er, 
der  bereits  eine  Unternehmung  nach  Indien 
als  Schiffskapitän  mitgemacht  hatte.  Die 
Flotte  bosuclite  Sumatra,  Java,  Atschin  und 
die  Molukken,  knüpfte  auch  Verbindungen 
mit  den  Eingeborenen  an,  erzielte  aber 
ihren  Haupterfolg  durch  Wegnahme  eines 
grossen  portugiesischen  Schiffes.  Infolge 
dieses  glücklichen  Fanges  ergab  die  Unter- 
nehmung ein  günstiges  Resultat.  Die  heim- 
gebrachten Waren  wurden  aber  in  natura 
■verteilt,  und  da  insbesondere  der  Pfeffer, 
die  wichtigste  Ware,  schwer  verkäuflich 
war,  so  dauerte  es  lange  Jahre,  ehe  der  Ge- 
winn realisiert  und  festgestellt  werden  konnte. 

Dazu  kamen  noch  manche  andere  Schwie- 
rigkeiten: König  Jakob  erteilte,  entgegen 
dem  Pritp-il^um  der  Gesellschaft,  einem 
anderen  Unternehmer  Lizenz  zum  Handel 
mit  Indien,  und  dieser  diskreditierte  die 
englische  Sache  durch  seine  Unbesonnenheit 
und  Unerfalirenheit.  Auch  die  gro 
Sterblichkeit  unter  den  nach  Indien 
gefahrenen  Engländern  wirkte  entmutigend, 
zumal  die  G^ner  der  Kompagnie  diesen 
Umstand  benutzten,  lun  das  indische  Klima 
als  besonders verderbhch  hinzustellen.  Femer 
wurden  gegen  sie  Anklagen  erhoben  wegen 
ihres  Geldexports,  wegen  der  Gefährdung 
des  nationalen  Bestandes  an  Schiffen  und 
Schiffsmannschaft  durch  die  weite  Fahrt 
nach  Indien  etc.  Eine  Zeit  lang  war  di 
Handel  mit  Indien  entschieden  unpopidär. 
Aber  einige  Mitglieder  der  Kompagnie  hatten 
ausreichende  Mittel  und  Mut  genug,  um  '' 
gefährdete  Unternehmen  über  Wasser 
halten. 

Bis  zum  Jahre  1612  wurden  0  Flotten 
ausgesandt.  Sie  ergaben  einen  ansehnlichen, 
indes  im  Verhältnis  zum  Risiko  nicht  iiber- 
mässigen  Gewinn.  Zwar  kamen  vereinzelt 
Divideuden  bis  zu  218 "!»  vor;  aber  der  jähr- 
liche  DuTchschnittsgewinn    der   ersten    12 


Flotten  blieb  noch  etwas  unter  20  "/o.  Frei- 
lich traten  die   einzelnen   Unternehmungen 

Kompagnie  mit  einander  sowohl  beim 
Einkauf  wie  beim  Verkauf  in  Konkurrenz, 
dass  sich  innerhalb  der  üesellseliaft  ähn- 
liche Verhältnisse  herausbildeten,  wie  solche 
in  den  Niederlanden  vor  Errichtung  der  Ver- 
einigten Kompagnie  bestanden  hatten.  Erst 
1612  beschloss  man,  alle  Reisen  für  gemein- 
same Rechnung  sämtlicher  Aktionäre  zu 
macheu,  so  dass  die  Kompagnie  ei-et  jetzt 
itändiges  Grundkapital  (von  418691  £) 
und  überhaupt  einen  einheitlichen,  {«rma- 
nenten  Charakter  erhielt,  während  sie  bis 
daliin  noch  den  regulated  companies  näher 
stand. 

Die  Gesellschaft  entwickelte  sich  nun 
immer  mehr.  Sie  besass  1615  Faktoreien 
auf  Java,  Sumatra,  den  Bandainseln,  Borneo, 
Celebes,  in  Japan,  Siam,  Malakka,  an  der 
Malabar-  und  an  der  KoromandelkÜste  wie 
auch  im  Reiche  des  Grossmoguls.  Mittel- 
punkt des  Handels  war  anfangs  Bantam  auf 
Java  und  ei-st  seit  1639  Surat  im  Reiche 
des  GroBsmoguls.  Eigentliche  Territorien 
besass  die  Kompagnie  damals  noch  nicht, 
rielmehr  war  sie  eine  reine  Handelsgesell- 
schaft, wenn  sie  auch  oft  kriegerische  Mass- 
regeln ergreifen  mussle,  wobei  die  Regierung 

durch  ausgedehnte  Vollmachten  unter- 
stUtzte.  Ihre  ^uptgegner  waren  in  dieser 
Periode  die  Portugiesen.  Doch  kam  sie  auch 
mit  den  Holländern  in  Konflikt,  und  letztere 
behielten  in  Hinterindien  die  Oberhand, 
während  die  Englander  Vorderindien  mehr 
und  mehr  zum  wichtigsten  Schauplatz  ihrer 
Operationen  machten  und  hier  später  *lie 
Holländer  hinausdrängten. 

Nunmehr  begann  auch  die  öffentliche 
Meinung  in  Enghuid,  den  ostindischen  Handel 
als  eine  Angelegenheit  von  nationaler  Be- 
deutung zu  würdigen.  Indes  hielt  man  noch 
lange  Zeit  den  Handel  mit  den  europäischen 
Ländern,  insbesondere  mit  den  Niederlanden 
und  Deutschlaud  für  wichtiger,  namentlich 
für  profitabler,  und  kaum  jemals  ist  der 
ostindische  Handel  in  England  derart^  als 
die  Gmndlage  des  ganzen  nationalen  Wohl- 
slandes betrachtet  worden  wie  in  den 
Niederlanden.  Auch  die  Regierung  hat  ihn 
dort  niemals  mit  dem  gleichen  Nachdruck 
unterstützt,  und  das  Parlament  hat  wieder- 
holt gegen  die  Kompagnie  Partei  ergriffen. 

Schon  im  Jahre  1624  wurde  die  Gesell- 
schaft im  Parlamente  angeklagt,  den  Geld- 
oxport  und  die  Wald  Verwüstung  (durch  den 
Bau  ungewöhnlich  grosser  Schiffe)  zu  be- 
fördern, auch  die  seemännische  Bevölkerung 
durch  ihre  weiten  gefährlichen  Reisen  zu 
decimieren,  Vorwürfe,  die  die  Kompagnie 
indes  widerlegte.  Sie  konnte  sich  jetzt 
überdies  schon  darauf  berufen,  dass  sie  den 
Imiwrt    von   Leinenwaren,    Battisten    und 
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Schleiersloffen  aus  den  Nietlerlanden, 
Deutschland  und  Frankreicli  in  wachsendem 
Uftifange  überflüssig  mache  durch  die  Ver- 
breitung des  Geschmaclis  an  den  indischen 
Baumwollstoffen,  die  von  England  aus 
bereits  stark  nach  andei-en  Ländern  wieder 
exportiert  wurden.  Einige  Jahrzehnte  später 
betrug  der  Import  der  Kompagnie  an  Baum- 
wollwaren schon  weit  mehr  als  der  ganze 
übrige  Import  zusammengenommen.  Noch 
im  17.  Jahrhundert  begann  man  auch  in 
England  scJion,  die  Kattune  zu  bedrucken, 
■während  die  Fabrikation  derselben  dort  be- 
kanntlich erst  im  IS.  Jahrhimdert  Bedeutung 
erlangte. 

Ol^leich  die  Kompagnie  wiederholt  (1618, 
1631)  ihr  Kapital  ansehnlich  vcrgröaserte, 
kam  es  doch  16.S,^  zur  Konzessionierung 
einer  Konkurren^!;esellsch&ft,  die  erst  1649 
mit  der  älteren  Gesellschaft  verschmolzen 
wurde. 

Die  Geschäfte  der  Kompagnie  nahmen 
in  den  politisch  wild  bewegten  Zeiten, 
■welche  England  im  zweiten  Drittel  des 
17.  Jahrhunderts  dim;hmachen  musste,  mehr 
imd  mehr  eine  ungünstige  Wendung.  Selbst 
als  das  Parlament  im  Jahre  1650  einen  An- 
lauf nahm,  um  die  Kompagnie  ku  unter- 
stützen, blieb  das  Resultat  ein  klägliches. 
Der  Krieg  mit  Holland  1651/54  endigte  zwar 
mit  einer  Entschädigung  für  die  der  Kom- 
pagnie durch  die  Holländer  zugefügten  Ver- 
luste ;  aber  da  die  Angriffe  auf  ihr  Monopol 
immer  stärker  ■wurden  imd  Cromwell  ihr 
ebenfalls  nicht  freundlich  gesinnt  war,  so 
wurde  der  englisclie  Handel  mit  Indien 
faklisch  freigegeben,  ohne  dass  das  Piivi- 
legium  der  Kompagnie  indes  ausdrücklich 
abgeschafft  ■wurde.  Alsbald  ergaben  sich 
aus  diesem  Zustande  die  bedenklichsten 
Folgen:  die  Preise  der  englischen  Waren 
in  Indien  wurden  durch  Schleudere!  ver- 
dorben und  dagegen  die  der  indischen  Waren 
unsinnig  gesteigert,  die  dortigen  Fürsten  be- 
nutzten die  Streitigkeiten  der  Engländer, 
um  diese  zu  beleidigen  oder  gar  zu  miss- 
handeln n.  s.  f.  So  weit  kam  es,  dass  die 
Kompagnie  im  Januar  1657  ihre  Privilegien 
und  ihr  gesamtes  Inventar  an  der  Ix)ndoner 
Böi-se  öffentlich  (ostensibel?)  zum  Verkauf 
ausbot.  Doch  eben  dies  führte  die  ohnehin 
schon  von  \-ielen  Reiten  angestrebte  Rück- 
kehr zu  den  früheren  Gmndsätzen  herbei. 

Die  Kompagnie  erhielt  im  Oktober  1657 
eine  neue  Charter,  reorganisierte  sich  mit 
einem  Kapitale  von  7397S^£,  wovon  indes 
nur  eine  Hälfte  sogleich,  die  andei«  erst 
1676  eingezahlt  wurde,  und  nahm  iliren 
Handel  mit  frischer  Kraft  wieder  auf.  Doch 
stieg  der  Aktienkurs  in  den  ereten  Jahren 
nur  langsam,  und  ein  Versuch,  neue  Aktien 
zu  130"/o,  dem  inneren  Worte  derselben,  zu 
emittieren,  misslaag.   Ei-st  unter  der  Restau- 


ration nahm  der  indische  Handel  einen  so 
glänzenden  Aufschwung,  dass  der  Aklieo- 
kurs  auf  fast  2.W/o  stieg  und  die  Ve^ 
doppelung  des  Kapitals  1676  ohne  Mflho 
gelang. 

Im  Jahre  1681  wurde  die  Kompagnie 
aufs  neue  \-on  versehietleuen  Seiten  heftig 
angegriffen.  Englische  Kattimdnicker  und 
Seidenweber  beschwerten  sidi  über  den  Im- 
port indischer  Fertigfabrikate  und  die  Turkey 
Company  über  den  Import  von  Robseide 
aus  Indien.  Viele  der  ersten  Londooei 
Kaufleute  beschwerten  sich,  dass  die  Zahl 
der  Teilhaber   an   der  Kompagnie  eine  zu 

Sa-inge  sei.  Sie  führten  aus,  der  ostindistlie 
andel  mache  jetzt  mehr  als  den  inerten 
Teil  des  englisclien  Oesamthandels  an»,  be- 
fände sich  aber  trotzdem  in  den  Händen 
einer  Gesellschaft,  die  nur  noch  550  Teil- 
haber hätte,  bei  welcher  der  grosste  Teil 
des  Gewinnes  unter  40  Personen  geteilt 
und  die  ganze  Verwaltung  von  10  bis  Vi 
PeiBonen  geleitet  werde;  mehrere  Aktionäre 
besässen  je  ÖOOOU,  einer  sogar  Ober  lOOOOu  £ 
Aktien,  und  da  letztere  so  hohen  Genian 
brächten,  wollte  niemand  sie  verkaufen,  tkt 
Aktienkurs  war  damals  auf  .500 "/o  gestiegen; 
doch  fand  in  den  Aktien  noch  kein  n.^!- 
mSseiger  Handel  statt. 

Auch  dieses  Mal  gewann  die  Kompagnie 
die  Oberband,  ihre  Geschäfte  entwickelten 
sich  immer  günstiger,  sie  erlangte  sogar 
1683  neue  Privilegien,  und  in  der  (Charter, 
welche  König  Jakob  11.  ihr  1686  erteilte, 
wui-do  ausdrücklich  der  Grundsatz  nieder- 
gelegt, dass  der  Handel  mit  Indien 
nurdurch  eine  grosse  privilegierte 
Aktiengesellschaft  zum  Wohle  der 
Nation  betrieben  werden  könne, 
dagegen  durch  die  Freigebung  des 
Handels  ruiniert  werden  müsse. 
Trotzdem  wurde  eben  diese  letzter\v,=lliule 
Massregel  nach  Vertreibung  der  Stuarts,  unrt 
zwar  im  Jahre  16Ü4  gegen  den  durch  grofs- 
artigeBestechnngen  unterstützten  energisch™ 
Widersland  der  Gesellschaft  unter  all- 
gemeinem Beifaile  ins  Werk  gesetzt,  aber 
die  vorhei^sagten  Folgen  liessen  nicht  auf 
sich  warten ;  denn  es  folgte  mm  eine  IT  jah- 
rige Periode  des  Verfalles  ftir  die  Kom- 
pagnie und  gröRster  Verwiming  für  den 
ganzen  ostindischen  Handel. 

Das  gewaltige  Anwachsen  des  Unterneh- 
mungsgeistes nach  der  Revolution  und  ini'- 
hesonilere  die  allgemeine  Begierde,  äch  an 
dem  damals  so  gewlnnreiclien  Handel  mit 
Indien  zu  beteiligen,  die  nmsichgreifeode 
Fondsspekulation ,  welche  die  Entstehung 
neuer  Unternehmungen  ausserordentlich  er- 
leichterte, die  Finanznot  des  Staates,  der 
diese  Strömung  für  sich  ausbeutete,  —  alles 
das  hatte  zur  Folge,  dass  es  zeitweilig  dn'i 
oder  vier  grosse  Gnippen  von  Teilhahom 
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am  Handel  mit  Ostindien  gab,  darunter  eine 
neue  Kompagnie   mit   einem   Kapitale   von 

2  Millionen  £.  So  nachteilig  erwies  sich 
dieser  Zustand  filr  den  Handel,  dass  scliliesa- 
lieh  alle  Welt  das  Monopol  wieder  herbei- 
wünschte. 

Inzwischen  hatte  die  Kompagnie  aufge- 
hört, eine  blosse  Handelsgesellschaft  zu  sein, 
tind  angefangen,  einen  politischen  Körper 
zu  bilden.  Im  Jahre, 1669  hatte  sie  Bom- 
bay erworben,  Sie  nahm  auf  dieser 
sumpfigen  Insel  grosse  Entwässerungsan- 
la^n  vor,  wodurch  das  anfangs  tödliche 
Klima  verbessert  und  die  Bevölkerung  in 
20  Jahren  mehr  als  verzehnfaclit  wurde. 
Bombay  trat  seit  1687  an  die  Stelle  Surates 
als  Hauptstadt  der  englischen  Besitzungen 
in  Ostindien,  Der  erste  eigentliche  Terrilorial- 
besitz  der  Kompagnie  bestand  aber  in  einem 
1698  gekauften  Landslreifen  am  Huglyflusse, 
auf  dem  sich  u.  a,  das  Dorf  Calcutta 
befand.  Die  dort  angelegte  Faktorei  nahm 
eine  so  rasche  Entwickelung,  dass  Calcutta 
schon  1707  zum  Sitze  einer  besonderen 
Präsidentschaft  gemacht  wurde.  Doa  Recht 
der  Kriegführung  gegenüber  den  indischen 
Forsten  sowie  das  der  Mfmzprägrmg  hatte 
die  Kompagnie  bereits  durch  die  Charter 
vom  Jahre  1G86  erlangt, 

9.  Die  neue  ostindische  Kompagnie 
als  politische  Handelseesellschatt  bis 
zur  Anfhebnog  ihres  Blonopols  (1702 — 
1813).  Im  Jahre  17Ü2  bildete  sich  die 
»United  Company  of  Merchants  of  England 
trading  to  the  East  Indies« ;  doch  bestanden 
noch  Streitigkeiten  mit  der  alten  Kompagnie, 
die  erat  1T08  durcli  einen  Schied sspnicli  I 
dea  Schatzkanzlers  Godolphin  aus  der  Welt 
geschafft  iA7ircten, 

Die  Gesellschaft  erhielt  aufs  neue  das 
ausschliessliche  Recht  des  Handels  mit 
Indien.  Dagegen  lieh  sie  dem  Staate  2  Mü- 
lionen  £  d,  h.  einen  ihrem  Stammkapital 
gleichkommenden  Betrag,  zu  S"/«  jahilich 
und  bald  darauf  nochmals  1 '200  000  £  zins- 
los, so  dass  sie  für  die  Totalsumme   von 

3  200000  nur  ö^^  Zinsen  erhielt.  Hier- 
durch wurde  das  Interesse  des  Staats  enger 
als  bisher  mit  dem  <ier  Kompagnie  verknüpft. 

In  Indien  erlangte  die  Gesellschaft  1717 
von  dem  damaligen  Oiossmogul  ebenfalls 
ausgedehnte  Privilegien:  unter  anderen 
wurde  ihr  Landbesitz  erheblich  vergrössert 
tind  ihr  das  Recht  eingeräumt,  die  Aus- 
lieferung aller  Personen  zu  beanspruclien, 
welche  ihr  verschuldet  waren.  Ihr  Handel 
■wurde  von  allen  Zöllen  und  Visitationen 
befreit,  und  ihre  Münzen  erlangten  gesetz- 
liche Zahlungskraft.  Im  Jahre  1720  wurde 
ihr  ferner  von  der  englischen  Regierung 
die  Gerichtsbarkeit  in  bfli-gerliehen  Straf- ! 
saelien  (ausser  Hochvenat)  für  ihre  indischen  i 
Besitzungen    übertragen,     Endlich   erlangte  i 


sie  die  Stellung  einer  asiatischen  Gross- 
macht in  den  kriegerischen  Ereignissen, 
deren  Schauplatz  Indien  namentlich  nach 
der  Mitte  des  Jahrhunderts  wurde. 

Schon  seit  Jahrzehuten  war  damals  das 
einst  so  niSchtige  Reich  des  Grossmt^üs 
rettungslos  in  Verfall  geraten.  Die  Satrapen 
der  einzelnen  Reichsteile,  die  Snbahdars, 
führten  mit  einander  erbitterte  Kampfe,  in 
welche  die  Engländer  und  Franzosen  ninein- 
gezogen  wurden,  wobei  sie  ihre  Rivalität  um 
die  Kolonialherrschaft  auf  indischem  Bodea 
zum  Austrag  zu  bringen  suchten.  Der  Krieg 
1745/48  verlief  residtatlos,  und  auch  in  den 
folgenden  Jahren  schwankte  die  Entschei- 
dung hin  und  her.  Mehrfach  errangen  die 
tapferen  französischen  Führer  Dupleix,  La 
Bourdonnais  und  andere  ansehnliche  Erfolge, 
und  1753  standen  die  Angelegenheiten  der 
englischen  Kompagnie  so  schlecht,  dass  sie 
die  Regierung  um  Intervention  bitten  musste, 
worauf  in  der  Tliat  ein  WaffenstiU stand  ab- 
geschlossen wurde;  doch  kam  es  noch 
schlimmer;  Im  Jahre  1756  wurde  Calcutta 
vom  Surajah-Dowlah  erobert,  der  darauf  146 
Engländer  auf  grausame  Art  im  »schwarzen 
Loche*  sterben  Hess.  Aber  jetzt  trat  eine 
Wendung  ein,  dank  der  Enei'gie  und  Tapfer- 
keit des  englischen  Kommandanten  Oberst 
Clive,  der  den  Surajah-Dowlah  in  der 
Schlacht  von  Piassy  besiegte,  der  Kompagnie 
das  Protektorat  flber  das  Reich  des  Grosa- 
moguls  und  die  unmittelbare  Herrschaft 
über  einige  seiner  besten  Provinzen  erwarb. 

Gern  iiat  sich  die  Kompagnie  auf  diese 
Kämpfe,  die  ihren  Hand eisz wecken  wider- 
strebten, nicht  eingelassen;  sie  musste  es 
aber  thun,  wollte  sie  nicht  ihren  gesamten 
Besitzstand  verlieren.  Durcli  ein  Zusammen- 
treffen glücklicher  Umstände,  durch  die 
Tapferkeit  Cüves  und  die  gescliickle  Diplo- 
matie einiger  ihrer  Vertreter  ist  die  Kom- 
pagnie, ohne  es  zn  wollen,  die  Beherrsc^heria 
Indiens  geworden. 

Die  Periode  1720—1760  war  für  die 
Kompagnie  eine  Zeit  fallender  Diridenden, 
obwoid  die  Geschäfte  sich  günstig  ent- 
wickelten. Das  hing  folgendennassen  zu- 
sammen :  Die  Regierung  schützte  die  Kom- 
pagnie zwar  jetzt  im  ganzen  besser  als 
frillter  vor  der  unerlaubten  Konkurrenz  Pri- 
vater, vei-Iangte  aber  dafür  von  ihr  abermals 
grosse  Vorachfisae,  deren  Zinsen  sie  dann, 
sobald  die  Zeiten  es  erlaubten,  halb  zwangs- 
weise re<luzierte.  Dadimjh  wurde  die  Divi- 
dende der  Kompagnie  von  10  "lo  allmählich 
bis  auf  6%  herabgedrückt.  Als  aber  die 
neuen  Territorialerwerbungen  grosse  Ein- 
künfte abwarten,  wuitle  die  Dividende  1766 
wieder  auf  10  und  1767  sogar  vorüber- 
gehend auf  IS'.'s^.'o  erhöht.  Diese  letztere 
Erhöhung  hing  indes  auch  mit  damals  wie- 
der stark  überhandnehmenden  Spekulationea 
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bedenklicher  Art  in  den  Aktien  der  Gesell- 
schaft zusammen.  Das  Parlameat  verbot 
demgegenilber  zunächst  die  Erhöhung  der 
Dividende  über  10  "/o,  zog  ferner  einen  Teil 
der  neuen  Teratorialeiokünfte  für  den  Staat 
ein  und  liess  sich  neue  grosse  Vorschüsse 
von  der  Kompanie  geben,  wogegeu  die 
weitere  Erhöhung  der  Dividende  (bis  l^'/s*/«) 
wieder  gestattet  und  die  Verletzung  des 
Handelsmonopols  der  Kompagnie  seit  1770 
wieder  strenger  verfolgt  wurde.  Aber  die 
Leitung  der  Geeellschafl  hatte  die  Geschäfts- 
lage schon  seit  geraumer  Zeit  als  \iel  zu 
günstig  angesehen,  so  daas  1772  ein  Zu- 
sammenbruch erfolgte  und  die  Dividende 
wieder  auf  ö^/o  reduziert  werdcu  rausste, 
zumal  die  .neuen  BesitzuDgeu  jetzt  hohe 
Zuschüsse  erforderten,  aucn  die  geschäft- 
liche Leitung  zeitweilig  mangelhaft  und  un- 
ehrlich war,  während  dem  Staate  sein  An- 
teil an  den  Territorial-Einkünften  nach  wie 
vor  gezahlt  werden  mussfe  und  die  Gesell- 
achaft  sogar  1773  unter  Staatsaufsicht  ge- 
stellt wurde.  So  schwankte  die  Prosperität 
der  Kompagnie,  und  auch  als  sie  nunmehr 
dem  Plantagenbau  grössere  Aufmerksamkeit 
schenkte  und  insbesondere  den  damals  in 
Westindien  aufgegebenen  Anbau  von  In- 
digo ermutigte,  war  das  finanzielle  Resultat 
dieser  Versuche  anfangs  ungüastig;  erst 
nach  erheblichen  Opfern  und  Vorschüssen, 
die  sie  den  Pflanzern  machte,  nabm  der 
Indigoanbau  einen  bedeutenden  Aufschwung 
»ind  der  Import  des  Artikels  in  England 
stieg  in  der  Periode  1786—1810  von  61 533  £ 
bis  1942328  £.  —  Der  Import  von  Thee 
vermehrte  sieh  in  dem  Zeitraum  1765^1810 
von  1137  238  £  aul  4162904  £  und  der 
Ertrag  des  Theeioües  von  700000  £  auf 
3548860  £'.  Die  enorme  HChe  des  Thee- 
zolles  gab  freilich  dem  Schmuggel  reiche 
Nahrung,  wobei  die  kontineutalen  ostindi- 
schen Gesellschaften  hilfreiche  Hand  boten, 
eo  dass  deren  Importe  zeitweilig  viel  be- 
deutender waren  als  die  der  englischen 
Kompagnie.  Indes  machte  die  »commtitation 
billt  von  1784  dem  ein  Ende,  indem  sie  den 
Theezoll  ausserordentlich  ermflssigte  und  den 
Transit  ganz  frei  gab.  Hierdurch  erhielt 
der  Handel  der  Kompagnie  einen  bedeuten- 
den Zuwachs.  Und  gleichzeitig  wirkte  auch 
die  Wiederherstellung  des  Friedens  in  der- 
selben Richtung. 

Die  Verwaltung  der  Kompagnie  in  In- 
dien war  wieder  einmal  gegen  die  dortige 
Bevölkenuig  Oberstreng,  unverständig  und 
ohne  Schonung  der  uralten  Volksgewohn- 
heiten  vorgegangen.  Aucb  griffen  Bestech- 
hclikeit  und  sonstige  Missbräuche  unter  den 
Beamten  um  sich.  Dies  erregte  allgemeine 
Unzufriedenheit,  welche  von  den  Franzosen 
und  einem  tapferen  Emporkömmling  Hyde 
Aly,   dem   Heri-seher   von   Mysore,  gegen 


die  Kompagnie  ausgebeutet  wurde.  Auch 
sein  Sohn  Tippu  Saili  erwies  sich  als  ein 
gefährlicher  Feind  der  Engländer,  die  erst 
nach  langen  blutigen  Kämpfen  unter  dem 
Oberbefehl  des  harten  und  enei^iscUen  Giv 
neralgouverneurs  Warren  Jlastings  die 
Oberhand  gewannen;  im  Jabre  1784  wurde 
en<llich  Frieden  geschlossen. 

Die  Angelegenheiten  der  Kompagnie 
waren  in  dieser  Zeit  wieder  häutig  Gegen- 
stand weitreichender  Parlaments  Verhand- 
lungen, da  die  Nachrichten  über  ihre  indi- 
sche Politik  lebliafte  Erbitterung  im  Volke 
hervorriefen.  Fox.  damalß  Staatssekretär, 
beantragte  1783,  die  Verwaltung  Indiens 
teilweise  auf  den  Staat  zu  (Ibernehmen; 
aber  sein  grosser  Gegner  Pitt  wdersetzte 
sich  diesem  Plane,  und  obwohl  letzterer  von 
dem  Unterhause  angenommen  nrimle.  fand 
er  nicht  die  Billigung  der  Lords.  Es  er- 
folgte darauf  ein  Ministerweehsel  und  Pitt, 
jetzt  seinerseits  erster  Lord  des  Schatzamtes, 
brachte  1784  einen  anderen  Reformplan  ein, 
der  angenommen  wurde.  Eine  strengere 
Staatskontrollo  wurde  eingeführt,  undeiuigo 
Garantieen  für  geeignete  Auswahl  der  lU- 
amten  sowie  gegen  Bestechungen  und  Er- 
pressungen wurden  geschaffen,  Hasting^ 
wurde  1784  zurückberufen,  in  Anklagezu- 
stand  versetzt,  aber  nach  achtjähriger  Dauer 
des  Prozesses  freigesprochen. 

Im  Jahre  1790  brach  der  Krieg  niil 
Tippu  Saib  aufs  neue  aus ,  endigte  aber 
1792  damit,  dass  die  Kompagnie  wiederum 
erhebliche  Territorien  mit  grossen  Jalu-es- 
cinküntten  erwarb.  In  den  Jahren  1796  Oll 
hatte  sie  nochmals  mit  Tippu  Saib  zu 
kämpfen,  der  nunmelir  sein  Leben  und  den 
Rest  seines  Reiches  verlor.  Im  Jahre  18ul 
wurde  der  Kompagnie  von  dem  Nabob  von 
Carnatic  die  Herrschaft  über  sein  Reich  ab- 
getreten. Die  Bundesgenossen  der  Kom- 
pagnie im  Kampf  gegen  Tippu  Saib,  die 
tapferen  Mabratten,  zwangen  ihr  1802  einen 
dreijährigen,  blutigen  Krieg  auf,  dessen  sieg- 
reiche Beendigung  das  englische  Reich  in 
Ostindien  abermals  vergrössei-te.  Die  Fran- 
zosen und  Holländer  hatten  schon  vorher 
ihre  letzten  Besitzungen  in  Vorderindien  an 
die  Engländer  verloren,  die  das  Eroberte 
zwar  später  grösalenteils  wieder  heraus- 
gaben, inzwischen  aber  den  Handel  ihrei- 
Konkurrenten  vollständig  vernichteten. 

Doch  indem  die  Kompagnie  sich  immer 
mehr  in  eine  politische  Handelsgesellschaft 
verwandelte,  indem  sie  grosse  Kriege  führen 
und  einen  umfangreichen-  Beamtenappankt 
zur  Verwaltung  der  neuerworbenen  weilen 
Gebiete  unterlialten  musste,  büsste  sie  die 
Kraft  ein,  ihrer  eigentlichen  Aufgabe,  dem 
Handel,  sich  derart  zu  widmen,  wie  es  die 
Zimalirae  ihrer  Besitzungen  und  der  Auf- 
schwung der  englischen  Volkswirtschaft  or- 
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heischten.  So  kam  es,  dass  —  im  Gegen- 
satze zum  Privathandel  —  die  Gesamtim- 
porte der  Kompagnie  in  England  von  1790 
his  1810  doch  nur  von  5  aiJ  6  Millionen  £ 
anwuchsen  und  dass  auch  beim  Export  eng- 
lischer "Waren  die  Kompagnie  den  Änforde- 
ningen  der  gerade  in  dieser  Zeit  mächtig 
znnohmenden  heimischen  Industrie  bei  wei- 
tem nicht  genügen  konnte.  Sie  musate  des- 
halb selbst  zu  einer  bedeutenden  Milderung 
ihres  Monopols  die  Hand  bieten. 

Zun&chst  gestattete  sie  ihren  Schiffskapi- 
tänen  und  Offizieren ,  in  ihren  Schiffen 
Güter  für  eigene  Rechnung  zu  verladen. 
DemnädSist  dehnte  sie  die  Erlaubnis  auch 
auf  ihre  Beamten  und  auf  Privathändler 
aus.  Dadurch  hoffte  sie  den  immer  gross- 
artiger  werdenden  Schmuggel,  deo  die  letzt- 
genannten beiden  Klassen  von  Personen  mit 
Hilfe  der  fremden  Ostindischen  Kom- 
pagnieen  betrieben,  zu  beseitigen.  Die  der 
Gesellschaft  im  Jahre  1793  erteilte  Charter 
hat  diese  Zu^ständnisse  bis  zum  Jahre  1814 
derart  erweitert  und  geregelt,  dass  jeder 
Engländer  und  jeder  Beamte  der  Kompagnie 
in  Indien  in  deren  Schiffe  Güter  für  eigene 
Rechnung  verladen  durfte  und  dass  femer 
der  Kompagnie  die  Verpflichtung  auferlegt 
wurde,  jährlich  mindestens  30u0  Tonnen 
Schitfslast  den  privaten  H&idlcm  für  den 
Export  englischer  Produkte  zur  Verfügung 
zu  stellen.  Darilber  hinausgehend  erklärte 
sich  die  Kompagnie  schliesslich  bereit,  in 
ihren  Schiffen  beliebige  Quantitäten  von 
Rohmaterialien  der  englischen  Industrie  für 
Privatrechnung  zu  importieren  und  ebenso 
englische  Fabrikate  zu  exportieren.  Aber 
der  Privathandel  begnügte  sich  nidit  mit 
diesen  grossen  Einräumungen,  sondern  ver- 
langte unausgesetzt  gänzliche  tVeigabe  von 
Handel  und  Schiffahrt  nach  und  von  Indien. 
Dabei  kam  ihm  zu  statten,  dass  die  Kom- 
pagnie durch  die  Entwickelung  der  letzten 
Jahrzehnte  in  eine  schwierige  finan- 
zielle Situation  geraten  war. 

Mehrfache  Erhöhungen  brachten  das 
Aktienkapital  der  Kompagnie,  bis  auf  6  Mil- 
lionen £',  aber  die  grossen  Kriege  und  Ober- 
haupt die  jütischen  Dienste,  welche  sie 
der  Nation  leistete,  erforderten  ganz  ungemein 
grosse  weitere  Geldmittel,  deren  Aufbringung 
tUirch  neue  Kapitalserhöhungen  nicht  den 
Interessen  der  Aktionäre  entsprach,  weshalb 
statt  dessen  in  immer  grösserem  ümfwige 
fest  verzinsliche  Anleinen  aufgenommen 
wurden,  die  im  Jahre  1809  nicht  weniger 
als  31  Millionen  £  betrugen.  Die  Zinsen 
dieser  ungeheueren  Schuld  verschlangen  die 
grossen  Territorialein küufte  der  Komjiagnie 
undeinen  Teil  der  Gewinne  ihres  Handels- 
lietricbes.  Trotzdem  wurde  andauernd  eine 
Dividende  von  10'  a  ".o  verteilt.  Aber  da 
<lie  Schulden  Zinsen  teilweise  in  Indien  he- 
Uandworterbach  der  Staats wlaeenscbunen.  Zweite 


zahlt  werden  mussten,  machte  dies  einen 
so  gi'ossen  fortwährenden  Geldabflnss  nach 
Indien  notwendig,  daes  die  Kompagnie 
schon  1808  und  1810  die  Hilfe  des  Staates 
anrufen  musste,  um  ihren  Verpflichtungen 
gerecht  zu  werden.  In  der  That  wurden  ihr 
sowohl  direkte  Unterstützungen  wie  sonstige 
Erleichterungen  zu  teil;  doch  die  kostspie- 
hge  Verwaltung  und  Kriegführung  lastete 
andauernd  so  schwer  auf  den  Finanzen  der 
Kompagnie,  dass  sie  fttr  den  Handelsbetrieb 
nicht  mehr  ausreichende  Fonds  besass,  wes- 
halb die  Freigebung  des  Handels  sich  nicht 
länger  hinausschieben  Hess. 

10.  Die  letzten  Zeiten  der  KompagBie 
(1814  bia  1858).  ScUneBbetrachtniigei. 
Im  Jahre  1814  lief  die  der  Kompagnie  1793 
erteilte  Charter  ab ,  und  schon  mehrere 
Jahre  vorher  wurde  über  die  Frage,  ob  das 
Monopol  weiter  aufrecht  erhalten  werden 
solle  oder  nicht,  ein  heftiger,  die  weitesten 
Kreise  bewegender  Kampf  geführt.  Der- 
selbe endete  damit,  dass  der  Handel  zwischen 
England  und  Indien  vom  Jahre  1814  an 
unter  gewissen  Bedingungen  freigegeben, 
der  Handel  mitChina  dagegen  einstweilen 
der  Kompagnie  noch  vorbehalten,  und  der 
Handelsbetrieb  derselben  von  ihrer  politischen 
Verwaltung  gänzlich  getrennt  würfe.  Letz- 
tere gab  in  den  folgenden  Jahren  noch  zu 
mehreren  langen  Kriegen  Anlass,  deren 
siegreicher  Ausgang  zwar  wiedeinini  das 
Gebiet  der  Kompagnie,  aber  zugleich  auch 
ihre  Ausgaben  und  Schuldenlast  vei^frßsserte. 
Dagegen  nahm  ihr  Handel  fortwälirend  ab. 
wälirend  derjenige  der  Privathändler  einen 
bedeutenden  Aufschwung  nahm,  wie  dies 
aus  folgender  Zusammenstellung  hen^or- 
geht: 

Export  uns  Grossbritannien  nach  ollen  Plätzen 

östlich  vom  Cap  der  guten  Hoffnnng 

(ausser  China) 

Handel  Handel 

der  Kompagnie  der  Privaten 

1814  S36558  £  104813z  £ 

1H23  458550  B  2957705  „ 

1832  149193  „  3606093  „ 

Besonders  die  Ausfuhr  britischer  Baumwoll- 
garne und  Baumwollstoffe  nat^h  Indien,  am 
Anfang  der  Periode  nur  ganz  gering,  betrug 
im  Jahre  1832  über  I8OÜOOO  i',  und  zwar 
war  dies  ausschliesslich  der  Thätigkeit  des 
Privathandels  zu  danken. 

Im  Jahre  1883  wurde  auch  der  Handel 
mit  China  freigegeben  und  der  Kompagnie 
zugleich  verboten,  irgend  welche  Handels- 
geschäfte zu  befrei licn.  Seitdom  war  sie 
auf  die  Verwaltung  ihrer  Territorien  be- 
schränkt, die  abermals  mehrere  En^-eiteningen 
erfuhren  und  im  Jahre  1858  einschliesslich 
der  Tributstaateu  über  12000Ü0  englische 
Quadratmeilen  umfnssten.  Die  Schuldenlast 
AaBage.    y.  Ö6 
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der  OeeeUBchaft  betn^  damalB  72  MiUiouea£, 
dae  OesellBchaftskapital  andauernd  6  Mil- 
UoDen  £,  die  Divideode  10^h°k. 

Im  Jahre  1S53  vnirde  der  Eompaguie 
die  ausBchlieseliche  Verwaltung  Indiens  ge- 
nommeo,  indem  der  Staat  sicn  die  Anstel- 
lung von  3  Direktoren  Torbehielt  und  andere 
wesentliche  Äendemngen  veranlasste.  End- 
lich fahrte  der  grosse  Aufstand  der  Sepoys 
im  Jahre  1857  die  Notwendi^eit  herbei, 
die  Verwaltung  Ostindiens  ganz  auf  den 
Staat  zu  übernehmen,  was  am  2.  August 
1858  ^schab. 

Seitdem  die  Notwendigkeit  mCglichst 
freier  Konkurrenz  in  üngland  oberster  rolks- 
wirtst^iaftlicher  Qnmdsatz  geworden  ist, 
pflegt  man  dort  meist  sehr  abfSllig  über 
die  alte  (^tindische  Kompagnie  zu  urteilen ; 
dies  beweist  aber  nur  die  unhistorische  An- 
schauungsweise der  neueren  englischen 
Nationalökonomie.  Dass  die  Kompagnie 
samt  ihrem  Monopole  noch  im  Anfange  des 
18.  Jahrhunderts  für  den  englischen  Handel 
mit  Indien  eine  Notwendigkeit  war,  geht 
aus  dem  schlimmen  Zuatanae  hervor,  in  den 
derselbe  geriet,  als  man  das  Monopol  vor- 
zeitig abschaffen  wollte.  Im  Laufe  des  18. 
Jahrhunderts  nahm  der  kommerzieUe  Nutzen 
dieses  UoDopols  ohne  Zweifel  immer  mehr 
ab.  Aber  jetzt  hatte  die  Kompagnie  dafür 
eine  politische  Mission  ersten  Ranges 
zu  errallen,  deren  Durchführung  ohne  das 
Handelsmonopol  nicht  mOglicE  gewesen 
wäre. 

Mit  vollem  Eiecht  hat  Röscher  schon 
vor  mehr  als  40  Jahren  darauf  hingewiesen 
(in  seinen  iKolameen«),  dass  die  Üeber- 
nahme  der  indischen  Verwaltung  —  und 
demgemSss  auch  die  E^berung  des  grOestei 
Teils  Indiens  —  durch  den  englischen  Staat 
im  18.  Jahrhundert  deshalb  noch  nicht  mög- 
lich war ,  weil  das  Parlament  fürchtete, 
»die  Macht  der  jeweiligen  Staatsregierung 
durch  das  unermeesliche  indische  Patronat 
mehr  zu  stei^m,  als  das  Oleichgewicht  der 
übrigen  pohtischen  Gewalten  vertrüge». 
Ebenso  unzweifelhaft  ist  es,  wie  Röscher 
fernerhin  mit  Recht  meint,  «dass  sich  der 
englische  Mittelstand  die  Bevorzugung 
des  hohen  und  niederen  Adels  (nohility  und 
gentry)  im  Civil-,  Militär-  und  Kirchen- 
aienste,  ja  selbst  im  Parlamente  der  Heimat 
weniger  lange  und  nihig  hatte  gefallen 
lassen,  wenn  ihm  nicht  Ostindien  unter  der 
bürgerlichen  Leitung  des  courl  of  directors 
einen  ebenso  ausgedehnten  wie  glänzenden 
Ersatz  dafür  geboten  hätte.  Ein  französi- 
scher Kenner  meint,  dieses  Sicherheitsveutil 
habe  1791  und  1848  ganz  wesentlich  dazu 
beigetragen,  dass  die  englische  Verfassung 
erhalten  worden  sei.«  ilGai  dsurl  aber  wohl 
noch  weiter  gehen  und  sagen,  dass  der  eng- 
lische Staat  überltaupt  erst  in  neuester  Zeit 


die  Fähigkeit  erworben  hat,  eine  so  un- 
geheuere und  eigenartige  Kolonie  auf  zweck- 
entsprechende  Weise    unmittelbar   zu   be- 


Hätte  der  englische  Staat  in  den  jahr- 
zehntelangen Kriegen,  die  er  führen  muaste. 
wohl  selbst  immer  die  nOtige  See-  und 
Landmacht  unterhalten  kSnnen,  um  auch  in 
Indien  seine  euro^ischen  0^:ner  und 
deren  eingeborene  Bundesgenossen  erfolg- 
reich zu  bekämpfen?  Das  Heerwesen  der 
Kompagnie  war  gewiss  kein  mtistergUtiges. 
aber  es  wurde  doch  nicht  kr&merhaft  ver- 
nachläBsigt,  wie  von  der  holländischen  Qe- 
seilschaft,  vielmehr  vertrug  sich  bei  den 
Engländern  das  wohlverstandene  kaufmän- 
nische Interesse  sehr  wohl  mit  Kraft  und 
Initiative,  die  durch  das  inländische  Mono- 

Eil  nicht  eingeschläfert  und  durch  die  aus- 
ndische  Konkurrenz   zu  immer  neuen  An- 
Streuungen  gespornt  worden. 

Die  kaufmännische  Verwaltung 
konnte  dafür  auch  leichter  einmal  Nachgie- 
bigkeit üben,  als  es  dem  Staate  mOglich 
gewesen  wäre.  Oewiss  Hess  sie  ebenfalls 
viel  zu  wünsdien  übrig;  aber  der  Staat 
hätte  Indien  gewiss  noch  weit  schlechter 
verwaltet,  wie  das  Beispiel  der  nordameri- 
kanischen Kolonieen  beweist.  Beruhte  doch 
auch  die  innere  Verwaltung  grösstenteils 
nicht  auf  dem  staatlichen  BeamtenkOrper. 
sondern  auf  dem  selfgovemment  der  Nächst- 
beteiligten. 

Erst  als  der  Kompagnie  das  kaufmänni- 
sche Interesse  verloren  ging,  als  sie  immer 
mehr  zu  einer  politischen  Körperschaft 
wurde,  deren  Haupteinkünfte  territorialer 
Natur  waren,  als  sie  schliesslich  Überhaupt 
keinen  Handel  mehr  treiben  durfte,  da  bässti> 
sie  auch  die  administrative  und  kriegeriscbc 
Tüchtigkeit  ein  und  verlor  jede  läistenz- 
berechtigung,  während  der  en^ische  Staat 
umgekehrt  jetzt  mächtig  und  geschickt  ge- 
nug geworden  war,  um  die  Verwaltung 
und  Verteidigimg  Indiens  selbst   zu   über- 


III.  Die  osündischen  HandelageseU- 
Bcfaaften  der  nhrigeii  Nationen. 
ll.DiefranE&sisokenQeseUschaften.  Die 
franzüsischen  HittelmeeFhSfea  hatten  sich  tm 
Blütezeit  des  Levantebandela  eifrig  an  den- 
Belben  beteiligt,  and  auch  nach  Entoeckang  äff 
Seeweges  nach  Ostindien  pfle^  einer  cUeerr 
Plätze,  Marseille,  die  alten  Verbmdungen  weiter. 
Dagegen    versnchten    nordfranzfiaiscDe   Hafen' 

Slätze,  besonders  Dieppe  nnd  Bonen,  mit  Indien 
irekt  in  Verbindung  zu  tret«n.  Doch  blieb  « 
im  16.  Jahrhundert  bei  einzelnen  Versuchen, 
nnd  erst  nach  Beendi^ng  der  Religionswirren 
unter  der  Regierung  Heinrichs  IV.  kam  «^ 
zur  BegTÜDdun^  von  HandelsgesellschafUn  für 
den  Verkehr  mit  Indien.  Sine  solche  entstand 
schon  1601  in  dem  bretonischen  Hafen  Blavet; 
doch  musBte  sie  sich  nach  knrzfer  Zeit  wieder 
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anflOaea.  Im  Jahre  1604  luldete  sich  zum 
gleichen  Zwecke  eine  Aktiengeaellschafc,  die  ea 
indes  nicht  einmid  zur  AngBendniig  von  Schiffen 
brachte,  obwohl  ihr  daa  Handelsmonopol  «nf 
15  JaJire  Teriiehen  wurde.     Nach  der  Thron- 


indea  ihrer  UnthBtigkeit  kein  Ende  machte.  Im 
Jahre  1615  entstand  in  Konen  eine  dritte  Ge- 
sellschaft, die  mit  der  zweiten  vereiaisl  wnrde 
and  1616  zwei  Schiffe  anseandt«,  von  deneo  nnr 
eins  mit  teil  weiser  Ladung  znrtlckkebrte,  wäh- 
rend daa  andere  von  den  Holländern  verbrannt 
worde.  Da  eine  weitere  Cntemehmang  nur  die 
Kosten  deckte,  stellte  die  Qeseüschaft  ihre 
ThAtigkeit  ein.  Yergeblich  ermahnten  „merkan- 
tUistische"  Volkswirte,  wie  MontchrStien ,  ihre 
Landslente  das  Beispiel  der  Holländer  und  Eng- 
länder nacDznahmen,  vergeblich  gab  sich  auch 
Kardinal  Bichelien  viel  Hübe,  um  eine  nene 
grosse  Gesellschaft  ins  Leben  zu  rufen.  Im 
Westen  füirten  diese  Bemühungen  zn  dauernden 
Kolonisationen,  im  Osten  dagegen  konnte  selbst 
eine  ernsthafte,  im  Jahre  1642  begründete  Kom~ 
iiagnie  nnr  vorübergehend  in  Indien  und  etwas 
länger  auf  Hadogascar  Fnss  fassen.  Nach 
dreiBsigjBhrigem  Stehen  mosste  auch  diese 
Untemehoinng  aufgegeben  werden.  Erst  Col- 
bert  erzielte  etwas  bessere  Resultate. 

Durch  Verleihung  des  Handelsmonopols  auf 
50  Jahre,  voLlkommener  Äbgabenfreiheit  für  alle 
ausgehenden  und  halber  Äbgabenfreiheit  für  alle 
cinkommenden  Schiffe,  durcn  Zusicherung  hoher 
Prämien,  bedeutender  Vorschüsse  und  sonstiger 
nnsserge wohnlicher  Vergünstigungen,  durch  ein 
System  von  Aufforderungen  zur  Beteiligung  an 
der  Kompagnie ,  wobei  es  nicht  ohne  Zwang 
abging,  gelang  es,  ein  Kapital  von  6  Millionen 
Livres  znsammenzubringen ,  denen  der  KQnig 
2  Hillionen  beifügte.  Das  war  aber  immer 
erst  die  Hälfte  des  in  Aussicht  genommenen 
Grundkapitals. 

Die  Gesellschaft  gründete  Niederlassungen 
auf  Madagascar,  in  Vorderindien  (Snrate,  Pon- 
dichery],  Tonkin  und  auf  Ceylon  j  aber  bei  dem 
kleinen  Kapitale,  der  übertriebenen  Prunksucht 
der  Kompagniebeamten  nnd  der  erbitterten 
Feindschalt  der  Hollfinder  $|«lang  es  der  Kom- 
nignie  nicht,  ihren  Handel  in  Flor  zu  bringen. 
Ol^leich  der  KOnig  nochmals  2  Hillionen  her- 
gab und  auf  BücEzahInng  seiner  Vorschüsse 
verzichtete,  obgleich  die  Regierung  auch  sonst 
viele  Versuche  macht«,  um  die  Gesdlschaft  über 
Wasser  zu  halten ,  mnsste  diese  nach  einer 
kurzen  Periode  des  Gedeihens  (1687— 16»!  30°/o 
Dividende]  und  nach  einer  längeren  Periode  des 
Verfalles  endlich  1712  ihren  Handel  gänzlich 
Pinstellen;  doch  behielt  sie  ihre  Verwaftung  in 
Pondichery  bei. 

Im  Jahre  1719  ging  die  Oeseltschaft  in  der 
von  John  Law  begründeten  Compagnie 
des  Indes  auf,  die  nunmehr  ihrerseits  das 
Monopol  für  den  Handel  mit  Ostindien  erhielt, 
wie  auch  den  mit  Westindien,  Guinea  etc.  lieber 
ihre  Schicksale  während  der  Lawschen  Episode  vgl. 
den  Art.  L  a  w  oben  S.  539  fi.  Sie  Überlebte  den  Sturz 
des  „Systems"  und  wurde  durch  Befreiung  von 
staatlichen  Finan Geschäften  in  eine  gewöhn- 
liche privilegierte  Handelsgesellschaft  mit  einem 
Kapitale  von  112  Hillionen  Livres  umgewandelt. 
Ihre  Th&tigkeit  in  Luisiana,  Canada  und  Afrika 


kann  hier  nicht  besprochen  werden.  In  Ost- 
indien war  nach  Durchführung  der  HeorgaQi- 
aation  ihre  Entwickelung  zunächst  eine  rasche 
□nd  glänzende.  Dies  ist  zwei  ausgezeichneten 
Hänuern  zu  danken ,  welche  die  Kompagnie 
derart  hoben,  dass  sie  von  Hollfindern  und  Eng- 
ländern als  eine  gefährliche  Konkurrenz  te- 
trachtet  wurde,  dem  Uonvemenr  Dupleii  und 
dem  Adrairal  La  Bonrdonnais.  Besonders 
ersterer  war  wirtschaftlich ,  diplomatisch  und 
militärisch  gleich  hoch  befähigt.  Er  machte 
Pondichery  nnd  Cbandemagore  [in  Bengalen), 
zu  bedeutenden  Handelsplätzen  nnd  beherrscht« 
von  dort  aas  nm  1750  einen  grossen  Teil  Indiens. 
Die  politische  Macht  der  franzätiischeu  Kompagnie 
war  um  diese  Zeit  weit  grliaser  als  die  der 
Engländer,  welche  erst  durch  das  gefahrdrohende 
Ueberge wicht  ihres  Konkurrenten  zu  raschem 
Fürts(3ireit«n  auf  der  gleichen  Bahn  getrieben 
wurden  nnd  nun  unter  Clive  die  Franzosen  mit 
wechselndem  Erfolge  bekfimpften,  bis  Dupleiz 
1754  zurückberufen  und  mit  schmählicher  Un- 
dankbarkeit behandelt  wurde.    Sein  Nachfolger, 


dithery  übergeben  und  endigte  in  Paris  1766 
auf  dem  Schaifot,  obwohl  seine  Niederlage  haupt- 
sächlich durch  die  fehlende  Unterstützung  aus 
der  Heimat  veranlasst  worden  war. 

Die  Kompagnie  setzte  ihre  geschäftliche 
Tbäügkeit  noch  eine  Zeitlang  fort;  aber  ihre 
Gewinne  nahmen  rasch  ab,  im  Jahre  1769  verlor 
sie  ihr  Honopol  nnd  lüste  sich  im  folgenden 
Jahre  auf,  worauf  der  Handel  mit  den  nrauzö- 
sischen  Besitznugen  am  indischen  Oceane  nnr 
durch  Private  betrieben  wurde,  bis  auch  diese 
ihn  1781  einstellten. 

Im  Jahre  1783  begründete  die  Regiernng 
aufs  neue  eine  privile^erte  Gesellschaft,  die 
Ühinakompagnie,  die  Jedoch  den  Anfängen 
der  französischen  Revolution  im  Jahre  1790  zum 
Opfer  fiel. 

Damit  hSrten  die  Versuche  der  Franzosen 
auf,  durch  Gründung  von  Kompagnieen  Anteil 
am  ostindischen  Handel  und  einen  ausgedehnt«! 
Kolonialbesitz  in  Vorderindien  zu  erwerben. 
Diese  unglückliche  Entwickelung  ist  zunächst 
dem  künstlichen  Ursprung  der  ganzen  Bewegung 
zuzoBcbreihen,  die  im  Volke  wenig  Boden  ge- 
wann, während  die  Regiernng,  die  sie  ins  Leben 
rief,  damit  mehr  unternahm,  als  sie  durchführen 
konnte,  und  schliesslich  das  begonnene  Werk 
schmählich  im  Stiche  Hess. 

12.  Die  dttnlscben  und  sohwediaeken  Ge* 
Seilschaften.  Eünig  Christian  IV.  von  Däne- 
mark ,  einer  der  ersten  fürstlichen  „Merkan- 
tilisteu",  war  auch  einer  der  ersten,  der  die 
Filrdernng  des  Handels  mit  Indien  durch  Er- 
richtung einer  privilegierten  Kompagnie  in  die 
Hand  nahm,  deren  Privileginra  schon  vom  Jahre 
1612  datiert  ist  und  deren  erste  Schifle  1616 
in  Indien  ankamen.  Seit  1619  wurde  Tranque- 
bar  befestigt  und  zum  Mittelpunkte  des  däni- 
schen Handels  in  Indien  gemacht.  Dank  der 
Rechtlichkeit,  Geduld  und  Langmut  der  Dänen 
wurdcD  diese  in  Indien  rasch  beliebt,  und  ihr 
Handel  nahm  eine  günstige  Entwickelung.  die 
indes  bei  der  Geringfügigkeit  der  aofgewenaeten 
Kapitalien  sich  in  engen  Grenzen  halten  mnsste. 
Da  überdies  auch  den  Dänen'  schliesslich  Kämpfe 
mit  eingeborenen  Fürsten  nicht  erspart  blieben 
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nnd  da  namentlich  der  König  dnrcb  Beine  ver- 
hängnia volle  Beteilignng  am  dreisBigjährisen 
Kriege  gehindert  wiirdej  sie  krähig  in  nnter- 
stützen,  BO  gestaltete  sich  die  finanzielle  Lage 
der  Geaellschaft  sehr  prekHr,  nnd  sie  scheint 
endlich  ihre  Beeitzungeu  dem  Kijnige  abgetreten 
zn  haben.  Wiederholte  SemUhnngen  der  Krone, 
den  indiachen  Hendel  zv.  beleben,  scheiterten, 
nnd  erst  nach  Anfläsnng  der  Ostender  Kom- 
pagnie (a.  n.)  gelang  es  einem  früheren  Teil- 
haber derselben,  dem  grossen  Projekten  mach  er 
Josias  Tan  Aspern  ans  Amsterdam,  im  Jabre 
1728  den  König  Friedrich  IV.  zur  BrteUnng 
eines  neuen  Privileginrns  an  die  alte  Kompagnie 
zn  bestimmen,  wobei  die  Absicht  begtand,  den 
8it2  der  Gesellschaft  nach  Altona  zn  Tertegen. 
Hiergegen  wendeten  sich  die  Seemächte  Eng- 
land nnd  Holland,  die  in  dem  Altonaer  Unter- 
nehmen eine  Fortsetznng  der  von  ihnen  eben 
erst  ans  der  Welt  geschafften  Oetender  Kom- 
pagnie sahen.  Darauf  lieBsen  die  Dänen  das 
Altonaer  Projekt  fallen,  nnd  im  Jahre  1732 
wnrde  statt  dessen  die  alte  Kompanie  in  Kopen- 
hagen unter  dem  Namen  „Asiatische  Kom- 
BB  g  n  i  e"  reorganisiert.  Dieselbe  erhielt  ein 
andelsraonopol  nnd  sandt«  jährlich  im  Durch- 
schnitte 2 — 3  Schiffe  nach  Indien  and  China 
ans.  Im  Jahre  1772  wnrde  ihr  das  Handels- 
monopol für  Indien  genommen,  und  seitdem  be- 
stand ihr  Hauptgeschäft  im  Theeimport, 
wobei  der  hohe  englische  Theezoll  ihr  sehr  zn 
statten  kam.  Indes  machte  sie.  als  England 
1784  den  Theezoll  ermässigte  und  den  Transit 
freigab,  dank  der  Kentralität  ihrer  Flagge, 
trotzdem  noch  gnte  Geschäfte,  bis  Dänemark 
1807  seine  Kentralität  und  damit  auch  sofort 
seine  ostindischen  Besitzungen  verlor.  Die  Kom- 

Kagnie  scheint  selbst  dann  noch  im  stillen  weiter- 
estanden  zn  haben;  doch  konnte  sie  anch  nach 
Wiederherstellung  des  Friedens  keine  Bedeutung 
mehr  erlangen. 

Schweden  nahm  ebenfalls  schon  Tor  seiner 
Teilnahme  am  dreissigi&hrigen  Kriege,  nämlich 
1626,  einen  Anlauf,  durch  Begründung  einer 
Kompagnie  direkten  Handel  mit  Indien  zn 
treiben;  doeh  konnte  hieraas  schon  angesichts 
der  langen  Kriege,  deren  Konten  das  arme  Land 
bis  zum  Tode  Karls  Xn.  aufzubringen  hatte, 
nichts  Erspriesslicbee  hervorgehen.  Deshalb  gab 
auch  in  Schweden  erst  die  Auflösung  der  Osteiider 
Kompagnie  den  Anstoas  zu  dauernden  Unter- 
nehmungen. Anf  Antrieb  des  Steckholmer  Kauf- 
manns Heinrich  Koning  bildete  sich  eine  Ge- 
sellschaft, welche  vom  Könige  17.S1  ein  aus- 
schliessliches Privilegium  des  ostindischen  Han- 
dels erhielt.  Sie  benisste  sich  aber  von  Anfang 
an  hauptsächlich  mit  dem  Theeimport  auB  China, 
der  von  1766  an  bis  zur  Ermässigung  des  eng- 
lischen Theezollea  recht  ansehnlich  war,  später 
indes  durch  den  englischen  Handel  zurück- 
gedrängt wurde. 

13.  Die  ßsterretcbfscben  nnd  preuasl- 
gohen  Gesellschaften.  In  Oesterreich  hatte 
bereits  Becher  die  Errichtung  privilegierter 
Handelskompagnieen  bedingungsweise  empfohlen 
(lti6S);  aber  erst  nach  Beendigung  des  spani- 
schen Er^folgekrieges  (1713)  konnte  die  öster- 
reichische Monarchie  daran  denken,  Handel  und 
Gewerbe  in  grösserem  Massstabe  zu  fördern. 
In  den  üsterreicbi sehen  Stammlauden  wurde  zu- 
nächst hauptsächlich  versucht,  den  Handel  mit 


der  Levante  und  die  industrielle  Verarbeitung 

ausländischer  ßohsteffe  zu  unterstützen,  während 
der  Handel  mit  Indien  in  den  neuerworbenen 
ehemals  spanischen  Nied  erlandenheimisch 
gemacht  werden  sollte,  ein  durchaus  richtiger 
Gedanke,  der  indes  bauntsächlich  an  der  Eif>T- 
sucbt  Englands  und  Hollands  gescheitert  ist 

Die  belgischen  Provinzen  hatten,  seitdem 
sie  von  Spanien  unterworfen  worden  waren. 
keinen  irgendwie  erheblichen  Handelsverkehr 
wieder  erlangt.  Die  Scheide  war  seit  dem  West- 
fälischen Frieden  venragsmäsBic'  gesperrt.  Mit 
den  portn^esischen  Kolonieen  durften  die  spa- 
nischen Niederländer  auch  während  der  Union 
Spaniens  nnd  Portugals  nicht  Handel  treiben. 
Auch  war  der  eigentliche  maritime  Unter- 
nehmungageist  grüsstenteils  ertötet.  Indes  gab 
es  immer  noch  von  der  Glanzzeit  dieser  Pro- 
vinzen her  dort  grosse  Kapitalisten,  welche 
nutzbringende  Anlage  ihrer  Kapitalien  suchten. 
Sobald  die  Provinzen  mit  der  Osterreichischen 
Monarchie  vereinigt  wurden,  begannen  einzelne 
untern ehmungsIuBtige  Belgier  mit  Brmatigung 
der  Regierang-  nnd  unter  Beteiligung  von 
Holländern,  die  sich  durch  das  Monopol  ihrer 
eigenen  Kompagnie  bedrückt  fühlten ,  Schiffe 
nach  Indien  auszurüsten  (1714).  Da  eini^  der- 
selben durch  die  holländische  Kompanie  ge- 
nommen wurden ,  erwirkte  man  kaiserliche 
Schutzbriefe  und,  trotz  aller  Beschwerden  der 
Generalstaaten  sowie  Englands,  im  Jahre  172:-l 
für  eine  in  Ostende  zu  errichtende  Kompagnie 
ein  kaiserliches  Privilegiam, 

Es  war  gerade  die  Zeit,  als  die  erste  grosse 
Periode  des  Aktienschwindels  in  England,  Frank- 
reich und  Holland  schon  zu  Ende  gegangen  war. 
während  derselbe  in  den  anderen  europäischen 
Ländern  noch  weiter  nm  sich  griff:  die  Aktien 
der  Ostender  Kompagnie  wurden  rasch  gCBeichnet 
und  standen  binnen  weniger  Wochen  über  pari. 
Die  Geschäfte  der  Kompagnie  nahmen  an- 
scheinend eine  so  günstige  Entwiekelnng,  dass 
im  Jahre  1726  eine  Dividende  von  33';,%  de- 
klari?rt,  aber  freilicli  nicht  ausgezahlt,  sondern 
nur  znr  Vollzahlun^  der  Aktien  verwendet 
wnrde.  Hierbei  scheint  viel  Schwindel  unter- 
gelaufen zu  sein.  Und  schon  im  Jahre  17S7 
Iienutzte  der  Kaiser  die  Kompagnie  als  Kom- 
pensationsobjekt  für  die  ErUngang  der  Zu- 
stimmung Englands  zur  Pragmatischen  Sanktion: 
Der  anscheinend  so  hoffnungsvolle  Handel  mit 
Indien  wurde  dynastischen  Interessen  geopfert. 

In  den  österreichischen  Stamm- 
landen privilegierte  Maria  Theresia  1795  einen 
Engländer  William  Bolts,  der  mit  der  ostindi- 
Bchen  Kompagnie  seines  Heimatlandes  in  Streit 
geraten  war,  zum  Handel  mit  Indien,  worauf 
Solls  mit  Antwerpener  Eanfleuten  sich  associ- 
ierte.  auch  vom  Groasherzog  von  Toskana  ein 
Privilegiam  erlangte  und  mehrere  Schiffe  ab- 
schickte. Im  Jahre  1781  entstand  hieraus  tratz 
vieler  Zwistigkeiteu  unter  den  Gesellschaftem 
die  vom  Kaiser  Josef  II.  privilegierte  Kaiser- 
liche Kompagnie  von  Tnest  für  den 
Handel  mit  Asien,  die  indes  nur  einige  Jahre 
lang  bestand  und  1785  mit  einem  schmülichen 
Bankerott  endigte. 

In  Preussen  tanchlen  in  der  erwähnten 
Zeit  des  enropäiechen  Aktienschwindels  ebenfalls 
schon  Projekte  fllr  den  ostindischen  Handel  anf. 
mit   denen  sich   sogar    der  vorsichtige  König 
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Friedricli  Wilhelm  I.  anfangs  befesete.     Nach 

AnflEaungp  der  Ostender  Kompagnie  lieSB  der 
uns  schon  bekannt  Josias  van  Aspern  aus  Hnm- 
borg  auch  an  Friedrich  Wilhelm  lockende  Vor- 
schläge ergeben,  die  der  Eünig  indes  ablehnte. 
In  den  Jahren  1733— 1T3H  versnchten  so- 
dann nacheinander  mehrere  Hamburger  Kon- 
sortien, den  KOnig  zur  Privilegierung  einer 
ostindischen  Kompagnie  zu  bestimmen;  aber 
die  prenssiscbe  Regierung  wollte  sich  nicht 
Hamburger  Handel  Hinteressen  wegen  mit  den 
Seemächten  entzweien.  Erst  König  Fried- 
rich 11.  führte  den  Gedanken  in  die  Wirklich- 
keit Über. 

Sobald  Emden  im  Jahre  1744  an  Prenssen 
gefallen  war,  eutstand  imt«r  Antwerpener 
Kapitalisten  der  Plan,  dort  eine  ostJndische 
Kompagnie  zu  errichten;  derartige  Projekte  ge- 
langten mehrfach  an  den  KOnig,  der  indes  noch 
nicht  darauf  einging.  Erst  im  Jahre  1750  er- 
teilte er  einem  Franzosen ,  dem  Ritter  de  la 
Touche,  ein  Octroi,  das  aber  —  obwohl  im  In- 
nnd  Auslände  viel  besprochen  —  schon  im 
folgenden  Jahre  aufgehoben  werden  masste,  da 
der  Franzose  seine  Kompagnie  nicht  zn  stände 
bracht«.  Inzwtsclien  hatte  der  KSnig  jedoch 
bereits  1750  die  Asiatische  Handlnngs- 
kompagnie  in  Emden  privilegiert,  die  von 
dem  Äniaterdamer  Heinrich  Tiiomas  Stuart  unter 
Teilnahme  von  Kapitalisten  und  Kaufleuten  aas 
Emden,  Rotterdam,  Hamburg,  Berlin  etc.  mit 
(tOOOOÜ  Thaiem  Kapital,  wovon  aber  nur  ein 
Teil  zusammenkam,  begründet  wurde.  Im  Jahre 
darauf  zeigte  der  König  den  Seemachten  die 
Gründung  an.  Die  Kompanie  schickte  trotz 
feindlicher  Haltung  dieser  Mächte  von  Emden 
—  das  znm  Freihafen  gemacht  wurde  ■  -  mehrere 
Schiffe  ans,  und  die  nnanziellen  Erfolee  waren 
anfangs  nicht  unbefriedigend;  aber  batil  geriet 
die  Kompagnie  in  Geldverlegeuheit,  nnä  der 
Ausbruch  des  dritten  schleaischen  Krieges  (1756) 
machte  ihren  Geschäften  ein  Ende,  worauf  sie 
ohne  grossen  Verlust  für  die  Aktionäre  liqui- 
diert wurde.  Die  im  Jahre  1753  dem  Engländer 
Harris  privilegierte  Bengalische  Hand- 
luDgskompagnie  in  Emden  verlor  gleich 
ihr  erstes  Schiff  durch  pflichtwidriges  Verhalten 
der  SchifTsführer,  die  Versicherungssumme  wurde 
ihr  nicht  ausgezahlt,  und  die  Aktionäre  scheinen 
ihr  Oeld  verioren  sn  haben.  Es  folgten  neue 
Vorschläge  ron  Emdenern,  Franzosen  n,  a.  znr 
'Wiederbelebung  der  Überseeischen  Untemeh- 
mnugen,  einer  immer  Inftiger  als  der  andere. 
Mehrfache  Versnche  des  Königs,  die  oatindische 
Kompagnie  in  Emden  zu  beleoen,  führte  in  den 
Jahren  1781—1787  zd  ernsthafteren  Anläufen. 
Von  einer  freien ,  nicht  privilegierten  Ver- 
einigung Emdener  Bürger  wurden  mehrere 
Schiffe  ansgerüstet,  aber  der  finanzielle  Erfolg 
war  nicht  ermutigend.  Das  letzte  SchiS  der 
Kompagnie  kehrte  1786  aus  China  nach  Emden 
zurück, 

14.  BchlnssbetmclitnDgen.  Scharf  son- 
dern sich  vna  den  oslindischen  Eompagnieen 
der  Holländer  und  Engländer  diejenigen  der 
Franzosen,  Dänen,  Schweden,  Prenssen  und 
Oesterreicher  ab  dnrch  ihre  geringere  Be- 
deutung und  namentlich  durch  ihren  mehr 
oder  weniger  künstlichen  Ursprung. 
Freilich  bedurften  auch  die  englischen  und 


holländischen  Kompagnieen  der  staat- 
lichen Hilfe;  aber  der  ostindische  Handel 
dieser  Völker  ist  herauagewachsen  aus  ihrer 
fibenjuellenden  maritimen  Unternehmungs- 
lust, die  vom  Staate  nicht  befördert,  son- 
dern vielmehr  lange  Zeit  eingedämmt  und 
in  den  starken  koncentrierten  Strom  des 
Kompaguieliandels  geleitet  werden  musste. 
Bei  den  ostindischen  Handelsgesellschaften 
der  übrigen  Völker  waren  meist  ebenfalls 
irigendwelche  Privatuntamehmer  vorhanden, 
die  indes  oft  Ausländer  waren  imd  die  nie- 
mals ohne  ausserordentliche  staatliche  Be- 
günstigimgen  etwas  Nennenswei-tes  erreicht 
hätten.  Selbst  diese  BegQnstigungen  haben 
ihren  Unternehmungen  kein  dauerndes  Leben 
einliaiichen  können,  teils  weil  ihre  Kraft  zu 
schwach  war,  teils  weil  die  üunst  der  Re- 
gieningen nicht  vorhielt  oder  weil  kriege- 
rische Verwickelungen  die  zarte  Pflanze  er- 
stickten. Aber  dies  waren  nur  Symptome 
eines  tiefer  sitzenden  Leidens.  Vor  allem 
fehlte  ihnen  der  thätige  Anteil  weiter 
Volkskreise  und  jene  nachhaltige, 
zähe  Thatkraft,  die  lange  Peiioden  wid- 
riger Ereignisse  zu  überdauern  vermag. 
Solche  Perioden  sind  den  Engländern  und 
Holländern  bei  ihren  kolonialen  Uutem  eh  tuen 
ebensowenig  erspart  geblieben  wie  den  an- 
deren Völkern.  Schweres  Lehrgeld  haben 
auch  jene  zahlen  müssen.  Den  Holländern 
ist  es  später  zu  leicht  gemacht  worden,  da- 
durch liaben  sie  verlernt  zu  lernen,  und 
hieran  ist  ihr  Handel  mehr  als  an  der  poli- 
tischen Entwickelung  zn  Grunde  gegangen, 
während  die  Engländer  umgekehrt  gerade 
von  ihren  schlimmsten  Gegnern,  den  Fran- 
zosen, sich  den  Weg  zu  einer  ganz  neuen 
grossartigen  Machtentfaltung,  zur  Erobe- 
rung Ostindiens,  haben  zeigen  lassen. 
Die  unendlich  oft  aufgeworfene  Frage, 
oh  privilegierte  Eompagnieen  für  den 
ostindischen  Handel  besser  wären  als  freie 
Konkurrenz,  ist  in  dieser  absoluten  Form 
ebenso  wenig  zu  beantworten  wie  alle  an- 
deren wirtschaftliehen  Fragen.  Wenn  sie 
etwa  jetzt  in  irgend  cineni  I^nde  für  dessen 
Kolonicen  aufs  neue  aufgeworfen  wird,  so 
ist  sie  ebenso  wie  früher  nur  für  den  ein- 
zelnen Fall  zu  beantworten.  Wo  die  freie 
Konkurrenz  entweder  gegenüber  den  Schwie- 
rigkeiten und  Gefahren  des  Handels  oder 
wegen  der  Grösse  der  erforderlichen  Kapi- 
talien nicht  ausreicht  für  die  EtitwickeJuug 
des  Verkehrs  oder  wo  sie  ihn  umgekehrt 
durch  ZTi  starken  Andrang  erstickt  —  in 
beiden  Fällen  kann  auch  jetzt  noch  ein 
Handelsmonopol  am  Platze  sein.  Aber  ent- 
scheidend für  den  Erfolg  ist  in  letzter  Linie 
nicht  die  richtige  Lösung  dieses  Problems, 
sondern  entscheidend  sind  die  Fähigkeiten 
und  Kräfte,  welche  ein  Volk  für  die  zweck- 
mässige   Leitimg    überseeischer   Untemeh- 
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mungen  besitzt  Weil  En^laocl  solche  FAhig- 
keiten  und  Kräfte  in  reK^etem  Uasse  be- 
sitzt, wurde  dort  schliesslicli  auch  stets  die 
richtige  Form  ihrer  Bethfttigung  gefunden. 
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Owen. 

1.  Owens  Jugend,  2.  Ärbeitcrwoblfabrts- 
einricbtQQgeQ  in  New-Luiark.  3,  Fabrik- 
gesetzgebuiig  and  IMorm  der  Armenijflege. 
I.  Soiialistirche  Eiperimente  und  Agitationen. 
ä.  Rückblick. 

1.  Owens  Jugend.  Robert  Owen  wurde  ge- 
boren am  14.  Mm  1771  zu  Newtown,  einer 
kleinen  Harktstadt  in  Montgomeryshire,  Korth' 
Wales,  war  also  keltiBchen  UrapmngeB.  Der 
Vater  bcüorgte  die '  Geschäfte  eincB  Sattlers, 
Einen warenhändlers  und  Postmeister».  Wegen 
der  raschen  Fortschritte,  die  der  Knabe  in  der 
Schule  machte,  wurde  er  bald  als  Hilf«l<raft 
TOm  Lehrer  verwendet.  So  hat  der  Mann,  der 
durch  „vernünftige"  Erziehung  ans  den  Henschen 
alles  machen  zu  kSnnen  vermeinte,  bereits  in 
seinem  achten  and  nennten  Lebensjahre  den 
Schnlmeister  gespielt.  Durch  naermüdlichen 
Leseeifer  strebte  Owen ,  die  Hängei  seiner 
Schnlbildnng  auszugleichen.  Mit  dem  zehnten 
Jahre  kam  er  zu  einem  Kaufmann  in  Stamford, 
Lincolnshire,  in  die  Lehre,  und  seit  jener  Zeit 
sorgte  er  selbst  fUr  seinen  Unterhalt  Die  ihm 
Terbleibende  Masse  widmete  er,  materiellen 
Genüssen  wie  dem  Tabak-  oder  Alkohol - 
konsnm  durchaus  abhold,  vorwiegend  der  Lek- 
türe nnd  dem  Aufsuchen  landschartlichet 
Schönheiten.    Die  religiQsen  Fragen  nahmen  ihn 


irigste: 


vollauf  in  Anspruch,  nnd  er  suchte  mit  heissen 
Bemühen  nach  der  wahren  Religion.  Rasch  er- 
fasste  er  die  Widerspräche  in  den  Lehren  der 
herrschenden  Konfessionen  nnd  nahm  bald  eine 
entschieden  antikirchliche  Haltong  an.  Nach 
beendigter  Lehrzeit  trat  Owen  als  Eommis  in 
ein  grosses  Londoner  Haus.  Hier  wurde  er  so 
anerestrengt,  dass  ihm  täglich  nur  fünf  Stunden 
Schlafenszeit  verbUeben.  Er  bewarb  sich  tun 
einen  anderen  Platz  nnd  erhielt  einen  solchen 
unter  wesentlich  günstigeren  Bedingungen  in 
Manchester.  In  der  letzteren  Stellung  TerbUeb 
er  bis  zum  18.  Jahre.  Owen  legte  in  seiuer 
Selbstbiographie  groBsen  Wert  auf  seine  Thfttig- 
keit  in  den  Ladengeschäften.  Sie  habe  ihn  die 
Menschen  und  zwar  Menschen  verschiedenster 
Lebensstellnng  kennen  gelehrt.  Es  brach  die 
Zeit  an,  in  der  sich  Manchester  zum  Mittel- 
punkte der  britischen  Baam Wollindustrie  in 
gTOssartiger  Weise  entwickelte.  Owen  widmete 
sich  diesem  Erwerbszweige  nnd  erhielt  mit  dem 
iten  Jahre  bereits  die  Direktorstelle  in 
grOssten  Feingamspinnereien  Man- 
1.U1XIVII10.  £b  gelang  ihm,  die  nordamerikanische 
Baumwolle,  die  bisher  wenig  gesdiUtzt  wordn 
war,  zam  Spinnen  der  feinsten  Qsme  mit  Er- 
folg zn  verwenden.  Im  übrigen  beteiligte  er 
sich  eifrigst  an  den  Arbeiten  einer  naturwissen- 
schaftlichen Oesellschaft  und  interessierte  sich 
für  die  aufblühende  Chemie.  Wie  er  einmal  in 
einem  Vortrage  ansfUhrte,  erschien  ihm  das 
ganze  Weltall  als  ein  gröues  Laboratorinm; 
alle  Dinge  seien  chemische  Verbindongen  und 
der  Mensch  nur  eine  besonders  kompliziert« 
Verbindung.  Eine  mit  einigen  Teilhabern  ge- 
gründete Spinnerei  in  Manchester  gab  Owen 
bald  wieder  auf.  In  Oiasgow  hatte  er  Miss 
Dale  kennen  gelernt  Um  deren  Vater  näher 
zu  treten,  wozu  sich  bis  jetzt  keine  Gelegenheit 
geboten  hatte,  kaufte  Owen  die  diesem  ge- 
hörende Spinnerei  in  New-Lanark.  Bei  den 
BD  bewirkten  Beziehungen  gelang  es  Owen  in 
der  That,  die  Abneigung,  welche  Dale  geg«n 
eine  Verbindung  semer  Tochter  mit  Owen 
an  den  Tag  gelegt  hatte,  zu  überwinden. 
Vom  1.  Januar  IBOO  Obemahm  Owen  die 
Leitung  oder,  wie  er  sich  selbst  ausdruckte, 
,,the  govemment''  von  New-Lanaik.  Und  in 
der  Tnat,  er  fühlte  sich  nicht  als  Baumwoll- 
Bpinner  und  Qeldherr,  sondern  als  der  verant- 
wortliche Feldherr  und  Regent  einer  Arbeiter- 
bevJSIkening  von  2000— 2ö00  Personen.  So  hat 
er  dem  Ideale  des  „captain  of  industrj"  bereits 
nachgelebt,  ehe  Carljle,  Bnakin  nnd  ix  Positi- 
visten  es  angestellt  nnd  begründet  hatten. 

2.  ArbeiterwohUahrtselnrichtungeii  ia 
New-Laoark.  Bei  der  tiefen  Abneigung 
der  Bevölkerung  gegen  die  Fabrikfuteit 
standen  ursprttnglLch  zumeist  nur  Land- 
streicher und  deklassierte  Elemente  den 
Fabrikanten  zur  Verfügung.  Stellten  so  die 
Fabrikarbeiter  gewissennassea  eine  Auslese 
verkommenen  Gesindels  dar,  so  musste  das 
entsetzliche  Milieu  der  ersten  Fabriken 
(übermässige  Arbeitszeit,  schlechte  Entloh- 
nung, Weiber-  und  Kinderarbeit,  elende 
Wohnungen)  die  Entartung  noch  potenzieren. 
Owen  fand  in  New-Lanark  Leute  vor,  die  durch 
Trunksucht  und  geschlechtliche  Ausschwei- 
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fimgen,  durch  Diebstahl  nad  Arbeitsscheu, 
durch  Hoheit  und  Unwissenheit  aufgehört 
hatten,  Menschen  zu  sein.  Bei  den  Be- 
mühungen, diese  furchtbare  Lage  zu  be- 
k&mpfen,  stellten  sich  Owen  namentlich 
zwei  Schwierigkeiten  in  den  Weg.  Einmal 
daa  z&he  Uisstrauen  der  teilweise  noch 
gftlisoh  sprechenden  Schotten  g^en  den 
neuen,  fremden,  englischen  Arbeitgeber,  mit 
dem  sie  sich  seltet  sprachlich  kaum  ver- 
ständigen konnten.  Wegen  der  antikirch- 
lichen  Qesinnung  Owens  wurde  dieses  Miss- 
trauen  Yom  Pfarrer  des  Ortes  noch  nach 
Krflften  gesteigert.  Sodann  war  unausge- 
setzt gegen  die  übrigen  Gesellschafter  an- 
zukftmpfea,  welche  sich  nicht  dazu  ver- 
stehen wollten,  einen  Teil  des  Oewinnes  zur 
Hebung  der  Ärbeiterbevölkerung  zu  ver- 
wenden. 

Die  Vonirtoile  der  Arbeiter  schwanden, 
nachdem  Owen  1806  bei  einer  Krise  wegen 
man^luder  Baumwollzufuhren  zwar  den 
Betneb  ftir  4  Monate  eingestellt,  aber  den 
vollen  Lohn  im  Betrage  von  7000  £  fOr  das 
blosse  Reinigen  und  Instandhalten  der  Ma- 
schinen weiter  bezahlt  hatte. 

Grössere  Schwierigkeiten  venirsachten 
die  Teilhaber.  Mehrmals  musatc  Owen  die- 
selben wechseln,  ehe  es  ihm  gelang,  Männer 
zu  finden,  die  sich  mit  einer  5prozentigen 
Terzinsiing  des  Kapitals  nebst  einer  Hisiko- 
piftmie  begnügten  .und  alle  Ueberschüsse 
zum  Wohle  der  Arbeiter  zu  vei-wenden  er- 
laubten. Unter  diesen  Teilhabern  befand 
sich  auch  Jeremias  Bentham.  Kach  etwa 
12  Jahren  war  das  grosse  Erziehungswerk, 
das  anch  Owen  gestellt,  vollständig  gelungen. 
Durch  vier  Abbandlungen,  die  in  den  Jahren 
1812  und  1813  erschienen,  erhielt  die  Welt 
von  Owens  Wirken  in  New-Lanark  Kunde. 
Sie  führten  den  Titel:  Ä  new  view  of 
sodety;  or  essays  on  the  principle  of  the 
formation  of  the  hiunan  cbaiacter  and  the 
application  of  the  principle  to  practice.  ^) 
Die  Grundsätze,  die  Owen  in  diesen  Schrif- 
ten aufstellte  und  die  überhaupt  für  sein 
ganzes  späteres  Denken  und  Handeln  mass- 
f^bend  geblieben  sind,  hat  er  selbst  einmal 
in  folgender  Weise  zusammengefasst : 

1)  Der  Charakter  wird  im  allgemeinen  durch 
die  UmBtSnde,  die  das  Individnnm  omgeben, 
nicht  dnrch  letztere«  fielbsi  anagebildet.  Owen 
leugnet  ererbte  nnd  angeborene  Eigenschaften 
zwar  nicht  ganz,  misst  ihnen  aber  nur  nnter- 
peordnete  Bedentung  bei.  S)  Alle  Gewohn- 
heiten und  Qefübte  lassen  sich  der  Menschheit 
anerziehen.  3)  Die  Neignngen  nnterlieeen  nicht 
der  Eontrolle  des  IndividnumB.  4]  Jedes  Indi- 
vidinim  kann  dabin  gebrocbt  werden,  mehr  zu 
erzeugen,  als  es  zn  konsamieren  im  stände  ist, 


')  Die  Abhandinngen  sind  jetzt  ancb  in  deut- 
scher Sprache  von  Prof.  Oswald  Collmann  bei  C.  L. 
Uirscbfeld,  Leipzig  1900,  herausgegeben  worden. 


I  wenn    ihm    nur  ein  ausreichender  Omnd  nnd 

I  Boden  überlassen  wird.  5)  Die  Knltuj  bat  die 
I  Mittel  gescboffen,  mit  deren  Hilfe  die  BevGlke- 
rnog  jederzeit  in  einer  angemessenen  Ijoge  er- 
holten und  jedem  Individnam  die  grÖBste  Glück- 
!  Seligkeit  gewährt  werden  kann,  ohne  dass  es 
der  Ijoster  oder  des  Elendes  als  Hindernisse  der 
Volks veimehning  bedürfen  würde,  ß)  Jedes 
Gemeinwesen  kann  durch  eine  ent^rechende 
Kombination  dieser  (irnndsätze  in  einen  Zustand 
versetzt  werden,  in  dem'  nicbt  nnr  Laster,  Ar- 
mut und  Elend  verscb winden,  sondern  auch 
jeder  einzelne  mehr  ständiges  Glück  geniesst, 
als  irgend  jemandem  unter  den  bisher  herr- 
schenden Verhältnissen  zu  teil  werden  konnte. 
7]  Alle  Gmndsätze,  auf  welche  bisher  die  Ge- 
nellschnft  gegründet  gewesen  ist,  sind  irrig. 
8)  Der  Umscbwung,  der  durch  die  Annahme  der 
neuen  nnd  richtigen  Grundsätze  bewirkt  werden 
würde,  lässt  sich  durchführen,  ohne  dass  einem 
Menschen  auch  nnr  die  geringste  Unbill  ge- 
schähe. 

Alle  diese  Sätze  erschienen  Owen  durch 
seine  Eriahningen  in  New-Lanark  unum- 
stÖBslich  bewiesen.  Während  die  erste  Ab- 
h&ndluug  ausführt,  dass  der  Mensch  ledig- 
lich das  Produkt  der  ihn  umgebenden  Ver- 
hältnisse sei,  wie  man  diese  nur  zu  ver- 
bessern brauche,  um  alle  Menschen  zur 
Vollkommenheit  zu  erziehen,  werden  in  d^ 
zweiten  nnd  dritten  Abhandlung  die  Wohl- 
fahrtseinrichtungen von  New-Lanark  (durch 
Anschauungsunterricht  und  körperliche 
Uebungen  belebte  Jugenderziehung,  Ein- 
schränkung der  Kinderarbeit,  Veäflrzung 
der  Arbeitszeit,  höhere  Löhne,  Beschaffung 
billiger  Nahrungsmittel  durch  Einkauf  im 
grossen,  Erstellung  guter  Wohnungen,  Füi^ 
sorge  für  Kranke  imd  Invalide)  eingebend 
erürtert.  Owen  wendet  sich  hier  vorziigs- 
weise  au  die  Arbeitgeber.  Es  ist  bezeich- 
nend, wie  er  dieeen  gegenüber  die  Arbeiter 
nur  unter  den  Gesichtswinkel  der  living 
machinery  stellt.  Die  Fürsorge  für  letztere, 
an  welche  mau  bisher  noch  nicht  ^edat^t, 
lohne  mindestens  ebenso  sehr  wie  diejenige, 
deren  dch  das  tote  Inventar  überall  erfreue. 
Der  gemacht«  Aufwand  würde  sich  nicht 
mit  5,  10  oder  l.'>*/(i,  sondern  mit  öO  und 
in  manchen  Fällen  mit  100  */o  verzinsen. 
Auch  als  Froduküonsinstru Dient  sei  der 
Mensch  noch  einer  unendlichen  Verbesse- 
rung fähig.  Die  vierte,  dem  Frinzregenten 
gewidmete  Abhandlung  legt  die  Au^ben 
der  Regierung,  wie  sie  sich  von  Owens 
Standpunkte  aus  ergeben,  dar.  Divch  all- 
gemeine Staatserzieiiung  und  materielle 
Hebung  des  Volkes  solle  in  Zukunft  dem 
Verbrechen  und  Leister  vorgebeugt  werden. 
An  Stelle  des  herrschenden  brutalen  Re- 
presaivsystems  habe  ein  weises  Präventiv- 
syetem  zu  treten.  Die  Regierung  müsse 
auch  eine  ständige  Berichterstattung  über 
die  Arbeitsverhältnisse  einführen.  Alle 
Vierteljahre  sei  für  kleinere  Bezirke  anzu- 
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geben,  wie  hoch  der  Preis  der  Arbeit  sich  1 
stelle,  wie  viele  Personen  überhaupt  von 
Lohnarbeit  lebten,  wie  viele,  obschon  phy- 
sisch zur  Arbeit  fähig,  arbeitslos  seien,  wie 
viele  nur  teilweise  beschäftigt  etc.  Nur  auf 
diese  Daten  lasse  sich  eine  angemessene 
Beform  der  Annenpfleee  granden. 

Diese  Schriften  und  seine  grossen  prak- 
tischen Erfolge  machten  Owen  rasch  in  allen 
Kreisen  der  Üesellscliaft  bekannt,  Taiisende 
pilgerten  Jahr  für  Jalir  nach  New-Lanark, 
dieser  Oase  des  sozialen  Friedens  in  der. 
Zeit  der  tiefsten  Erniedrigung  des  englischen 
Arbeiterstandes.  Minister,  Qcsaadte,  Prin- 
zen, insbesondere  der  Herzog  von  Eent, 
Könige  und  Kaiser  interessierten  sich  filr 
Owen,  seine  Werke  und  seine  Pläne.  So 
glaubte  er  in  der  That,  die  Zeit  nalie  be- 
reits, in  der  alle  Kabinette  Europas  nach 
seinen  GrundsÄtzen  regieren  würden.  Da 
ernüchterte  ihn  einigermassen  die  Bemer- 
kung von  Gentz :  »Wir  wünschen  gar  nicht, 
dass  die  Massen  wolil habend  und  unab- 
hängig werden.  Wie  könoten  viv  sie  sonst 
beherrschen?!« 

3.  Fabrik^get^ebniig  and  Reform 
der  Armenpflege.  Die  guten  Erfolge,  die 
Owen  in  New-I^nark  mit  der  Einschränkung 
der  Kinderarbeit  und  Abkürzung  der  Arbeits- 
zeit erzielt  hatte,  bewogen  ihn,  bei  einer 
Fabrikanten  Zusammenkunft  eine  diesbezüg- 
liche Gesetzgebung  in  Vorschlag  zu  bringen. 
So  gescliickt  auch  Owen  seine  Vorschläge 
vertreten  mochte,  er  fand  bei  den  Cotton- 
Ijords  wenig  Geh5r.  Auch  der  ältere  Sir 
Robert  Peel,  der  die  Sache,  da  Owen  nicht 
Mitglied  des  Pariamentes  war,  hier  vertrat, 
liess  sich  von  den  Fabrikanten  Interessen  nur 
zu  sehr  beeinflussen.  Wenn  trotzdem  einige 
Erfolge  erzielt  wurden  imd  die  1R02  nur 
zum  Schutze  der  Kirchspiel  lehrl  in  ge  erlassene 
Gesetzgebung  eine  Erweiterung  erfuhr,  so 
war  das  ausscliliesslicfa  der  rastlosen  Energie 
■Owens  zu  danken,  der  jahrlang  sich  zu 
diesem  Zwecke  vorzugsweise  in  London 
aufliielt,  Alierdinga  blieb  das  Erreichte 
weit  hinter  Owens  Wünschen  zurück. 
Owen  hatte  einen  Gesetzentwurf  empfohlen, 
der  die  Arbeitszeit  in  allen  Fabriken  auf 
lO'.'z  Stunden  herabsetzte,  die  Beschäftigung 
von  Kindern  imtor  10  Jahren  verbot  imd 
für  Kinder  unter  12  Jahren  den  halbtägigen 
Schichtwechsel  anordnete.  Zur  Durchfüh- 
rung schlug  Owen  besondere  Fahrildnspek- 
toren  vor.  Dagegen  bezog  sich  das  G^etz 
von  1819  nur  auf  Baumwollspinnereien, 
schloss  nur  die  Kinder  unter  9  Jahren  aus 
und  gestattete  den  9— 16  jährigen  Personen 
eine  tägliche  Arbeitszeit  von  12  Stunden. 
Besondere  Aufsichtsbearate  wurden  noch 
nicht  eingeführt. 

Bekanntlich  brach  im  Jahre  1815  in 
England  eine  schwere  Wirlscliaftskriae  aus. 


Zaiilreiehe  Fabriken  wurden  geschlossen 
und  Tausende  von  Arbeitern  brotlos.  In 
Bezug  auf  Diagnose  wie  Therapie  der  Not 
waren  die  tonangebenden  NationalOkonomen 
gleich  ratlos.  Da  trat  Owen  auf  und  zeigte, 
in  welch  ungeheuerem  Masse  die  neuen 
technischen  Ei-findungen  die  produktiven 
Kräfte  Englands  gesteigert;  liatten.  In  der 
Kriegszeit  habe  der  gestiegenen  Produktion 
eine  starke  öffentliche  Konsumtion  ent- 
sprochen. Letztere  sei  durch  den  Frieden 
beseitigt  worden. 

Die  EinfDhniDg  der  Maschinen  bnbe  aber 
die  menschliche  Arbeit  entwertet  und  somit  die 
Kauf-  und  Konsamkraft  der  arbeitenden  KLasacn. 
niedergehalten.  So  habe  ein  MiBsverhältnis 
zwischen  Produktion  und  Eonsumtian  entstehen 
milaaen.  Tot  allem  komme  es  also  darauf  an, 
Einrichtungen  zu  treffen,  die  eine  der  Steige- 
rung der  Produktivkraft  entsprechende  Aas- 
dehnung der  Kaufkraft  gewährleisteten.  Mau 
solle  die  Arbeitslosen  von  Staats  wegen  be- 
schäftigen nnd  dadurch  den  Wert  der  Arbeit 
wieder  heben,  der  jetzt  durch  den  Wettbewerb 
der  Arbeitslosen  falle.  Die  Arbeitslosen  seien 
in  Kolonieen  von  etwa  1500  Personen  zu  ver- 
einigen und  hStten  zunSchst  durch  ihre  Arbeit 
die  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  zu  bewirken. 
UebersckUsse  seien  znr  Verzinsunap  nnd  ZurUck- 
zahlnng  aufgenommener  KapitEilien  zu  ver- 
wendeu.  Nur  diese  Massnahmen  stellten  eine 
den  Fortschritten  der  Zeit  gemässe  Reform  der 
Armenpflege  dar ,  nicht  das  Aushnngemng*- 
system  der  Malthnsianer.  Kiclit  nur  Erziehung, 
auch  Beschäft%ung  schulde  der  Staat  seinen 
Angehörigen. 

Im  ttbriffen  war  Owen  weit  entfernt,  die 
Krisen  aussen liessl ich  ant  die  Unterkonsumtion 
der  arbeitenden  Kla.ssen  zurückzuführen.  Auch 
in  den  Willkürlich keiten  des  Luins  und  der 
Mode  erblickte  er  erhebliche  Ursachen  wirt- 
schaftlicher St^mngen  und  wollte  deshalb,  nm 
die  Anpassung  der  Produktion  an  den  Bedarf 
zn  erleichtern,  beide  möglichst  einschränken. 

Mit  derartigen  Vorschlägen  fand  Owen 
in  der  Blütezeit  des  Manchestertumes  frei- 
lich nur  wenig  Anklang'.  Gleichwohl  unter- 
nahm es  Owen,  als  bald  eine  zweite  Krise 
hereinbrach,  speciell  für  den  Grafsctiaftsrat 
von  Lanarkslure,  neuerdings  eine  Denk- 
schrift über  diese  Frage  auszuarbeiten  {Re- 
port to  the  county  of  Lauark  1820).  Die- 
selbe enthält  insofern  einen  neuen  Zug,  als 
Owen  nun  an  Stelle  der  »künsUicheu^ 
Metall wähning  eine  Arbeitswfihnmg  einge- 
führt wissen  will,  da  die  Arbeit  ja  das  na- 
türliche Mass  des  Wertes  bilde.  Durch  die 
Ärbeits'wilhning  würde  mit  wachsender 
Produktivität  auch  die  Kaufkraft  der  Arbeiter 
entsprechend  zunehmen.  Diese  Gedanken- 
reihen Owens  sind  übri^ns  nicht  sonder- 
lich klar.  Während  die  Arbeits  Währung 
die  Aufgaben,  die  ihr  Owen  stellte,  doch 
nur  dann  hätte  erfüllen  können,  wenn  durch 
sie  das  Renteneinkommen  weggefallen  wSre, 
versprach  Owen   den  Rentenbeziehem  von 
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der  Äendening  ■wegen  der  durch  sie  be- 
dingten Erhöhung  der  Produktion  noch  ein 
sehr  viel  grösseres  Einkommen.  Während 
früher  die  kommunistischen  Kolonieen  nur 
für  Arbeitslose  gedacht  waren,  vertrat  Owen 
nun  immer  enlschiedener  den  Gedanken, 
dass  die  ganze  Gesellschaft  in  derartige  Ge- 
meinwesen aufzulösen  sei.  So  pedantisch 
Owen  die  ganze  technische  Einrichtimg  der- 
Eelben  auseinandersetzte,  so  wenig  wurden 
die  sozialökonomischen  Probleme  erörtert. 
Er  betont  nur  immer  wieder,  die  "Wurzeln 
des  herrschenden  Eleudes  beständen  datin, 
daes  unter  der  geltenden  Wirtschafts- 
ordnung Produktion  und  Konsumtion  nur 
im  We^  der  Profitmach erei,  des  Gewinnes 
Ober  den  Kosten  preis  hinaus  entwickelt 
werden  könnten.  Profite  kämen  aber  niu' 
zu  stände,  wenn  das  Angehot  der  Nachfrage 
entspräche  oder  hinter  ihr  ziullckbliebe. 
Das  Interesse  der  Geselisciiaft  erheische 
aber  das  Gegenteil. 

Die  Frage,  wie  die  gemeinsam  herge- 
stellten Produkte  zu  verteilen  seien,  kam 
fOr  ihn  beispielsweise  kaum  in  Betracht.  In- 
folge der  planmässig  oi-ganisierten  Prodiiktion 
könnten  so  viele  Güter  hergestellt  werden, 
dass  man  ebensowenig  daran  denken  würde, 
Güter  als  Privateigentum  anzusammeln,  als 
jetzt  Wasser  auf  Flaschen  gefüllt  und  auf- 
gespeichert würde,  wo  es  im  Ueberflusse 
vorhanden.  Diese  Ideeen,  die  Owen  nament^ 
lieh  noch  in  dem  Book  of  the  New  Moral 
World  1820  auseinandersetzte,  lieherrschten 
ihn  endlich  in  einem  Masse,  ilass  er  sie  in 
der  That  zu  verwirklichen  strebte. 

4.  Sozialistische  Experimente  und 
A^tationen.  Die  Reihe  der  kommunisti- 
schen Kolonieen  wurde  1824  mit  der  Grün- 
dung von  New-Harmony  in  Indiana  eröffnet. 
Es  folgten  Versuche  in  Mexiko,  später  solche 
in  der  Heimat  in  Orbiatoh  und  t^ueenwood. 

Diese  Unternehmungen  scheiterten.  Nur 
eine  genossenschaftliche  Organisation  zu 
Balahine  (Irland)  gedieh,  bis  der  Eigen- 
tümer des  Gutes,  vandaleur.  sein  ganzes 
Vermögen  verspielt  und  unter  Zurücklassimg 
erhebhcher  Schulden  die  Flucht  ergriffen 
hatte.  Seine  Gläubiger  bemächtigten  sich 
des  Landgutes,  imd  die  Genossenschafter 
verloren  nicht  nur  alle  ihre  Ansprüche, 
sondern  auch  die  Meliorationen,  die  dm-ch 
den  Fleiss  ihrer  Hände  geschaffen  worden 
waren. 

Nichtsdestoweniger  blieb  Owen  imer- 
mildlieh  in  dem  Entwerfen  neuer  Projekte, 
unermüdlich  in  der  rednerischen  und  journa- 
listischen Agitation  sthätigkeit.  Er  konnte 
sich  diesen  Bestrebungen  um  so  röckhalts- 
loser  hingeben,  als  er  keinerlei  geschäft- 
liche Verpflichtimgen  mehr  besass.  Einer 
seiner  Gesellschafter,  ein  pietistischer 
Quäker  Namens  William  Allen,  der  an  den 


unkirchlichen  und  religiös  indifferenten  Ein- 
richtungen Owens,  namentlich  an  seinem 
Jugendunterrichte,  Anstoss  nahm,  ruhte  nidit, 
bis  Owen  New-Lanark,  die  Stätte  seiner 
grßssten  Erfolge,  1Ö28  verliess. 

In  den  Jahren  183U— 1832  war  Owen 
mit  der  Einrichtimg  der  Labour-Exchange 
in  London  beschäftigt. 

Auch  hier  handelte  ea  aich  tilr  Owen,  wieder 
daram,  den  Arbeitslosen  Beschäftigimg  zn  ge- 
wllhren.  Der  Arbeiter,  der  ein  Produkt  herge- 
stellt, konnte  dnsselbe  in  dem  Magazine  ab- 
liefern und  erhielt  dagegen  eine  Bescheini^ng 
Über  die  Zahl  der  Arbeitsstunden,  die  znrHer- 
stellung:  für  nCtig  erachtet  wurden.  Hit  der 
Bescbemigunff  konnte  er  dann  dem  Magazine 
eine  entapreLlienrte  Menge  von  anderen  Waren. 
deren  er  bedurfte,  entnehmen.  Bei  der  Ab- 
schätzung hielt  man  sich  so  ziemlich  an  die 
hergebrachten  Preise  nnd  setzte  dann  für  je 
6  d.  eine  Arbeitsstunde.  Wenn  tiberhanpt,  so 
konnte  diese  Einrichtung  nur  für  Handwerker,  die 
noch  genuaareife  Produkte  erzeugten,  nicht  aber 
für  kapitallose  Teilarbeiter  der  modernen  Pro- 
duktionsweise eine  Bedeutung  erlangen.  Dazu 
kam  noch  der  Umstand,  dass  die  Leitung  keines- 
wegs alle  Prodnkte  anzunehmen  braucht«.  Die 
Annahme  wurde  von  den  Jeweiligen  Sachfrage- 
verb Kltn  lasen  abhSngig  gemacht  und  mnsste 
natürlich  auch  davon  abhängig  gemacht  werden, 
wenn  die  Einrichtung  nicht  sofort  lusammeu- 
brechen  sollte. 

Hier  wie  bei  den  anderen  fehl^ 
schlagenen  Exx)erimenten  tröstete  man  sich 
immer  damit,  dass  der  Vereuch  wohl  ge- 
glückt wäre,  wenn  man  nur  genug  Kapital 
besessen  und  nicht  mit  der  Gegnerschaft 
des  Grundeigentümers  zu  kämpfen  gehabt 
hätte,  auf  dessen  Boden  der  Betrieb  der 
Anstalt  eröffnet  worden  war. 

Von  einem  Kreise  hingebungsvoller 
Schüler  imterstützt ,  predigte  Owen  des- 
halb unentwegt  im  ganzen  Lande  sein 
Evangehum  von  der  kooperativen  Oi^ani- 
sation  der  Gesellschaft  Ausserdem  be- 
teüigte  er  sich  als  eifriger  Mitart)eiter  an 
den  zur  Förderung  der  Bewegung  heraus- 
gegebenen Zeitschriften  (Economist,  Crisis, 
Orbiston  Register,  Cooperative  Magazine, 
Cooperator).  Ueberall  sollten  Konsum- 
vereine gegründet  und  das  durch  diese  ge- 
wonnene Kapital  schliesslich  zur  SelbstBe- 
schäftigTing  der  Arbeiter  verwendet  werden. 
Bekanntlich  ist  bis  jetzt  nnr  der  erste  Teil 
des  Programms  durch  die  englischen  Ge- 
nossenschaften, die  sich  seit  1848  allerdings 
mehr  unter  dem  Einflüsse  der  christlicJien 
Sozialisten  entwickelten,  in  die  Wirklichkeit 
umgesetzt  worden.  Immerhin  verbleibt 
Owen  das  Verdienst,  die  Bewegung  in 
Fluss  und  äas  ökonomische  Bekenntnis  der 
Genossenschafter  festgestellt  zu  haben. 

Die  zweite  Hälfte  von  Owens  Leben 
war  weniger  glücklich  und  erfolggekrönt 
als   die  erste.    An  Stelle   der   allgemeinen 
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Bewunderung  ti-aten  allmählich  die  heftig- 
sten Angriffe.  Die  Hauptgegner  Owens 
stellte  die  Oeistlichkeit,  da  er  selbst  aUe 
Helikon  fflr  falsch  erklärt  hatte  und  einige 
feiinge  Anhänger  seinee  Freidenkertums 
selbst  zu  einer  atheistischen  Propaganda 
sich  verstiegen.  Unter  den  Geistlichen  war 
es  insbesondere  der  Bischof  von  Exeter 
(Moore's  Rev.  Pamphleteer),  der  vor  keinem 
Mittel  zurückschreckte,  um  Owen  zu  ver- 
dächtigen, zu  verleumden  und  herabzu- 
setzen. Mit  dem  kirchlichen  Interesse  ver- 
band sich  dasjenige  der  Fabrikanten,  denen 
Owens  Kreuzzug  wider  die  Profitmacherei 
bei  der  allgemeinen  Öärung  in  den  Ärbeiter- 
kreisen  nicht  mehr  so  harmloB  wie  im  An- 
fange erschien.  So  kam  es,  dass  bethörte 
Volksmaesan  bei  "Versammlungen  inBurslem 
und  Bristol  sich  an  der  Person  des  bereits 
im  Greisenalter  stehenden  Owen  vei^riifen. 

Als  Owen  den  Tod  nahen  fühlte,  begab 
er  sich  in  seine  Geburlestadt.  Er  starb  da- 
selbst 1858  und  wurde  im  Grabe  seiner 
Eltern  zur  Ruhe  gebettet 

5.  Rückblick.  Schon  diese  knappe 
Skizze  wird  die  hervorragende  sozialpolitische 
Bedeutung  des  Mannes  erkennen  lassen. 
Owen  war  der  erste  der  modernen  Gross- 
industriellen, der  Arbeiterwohlfahrtseiurich- 
tungen  und  zwar  in  selbstlosester  "Weise, 
ohne  jede  gewinnsüchtige  Nebenabsicht,  ein- 
führte ;  er  vertrat  zuerst  den  Gedanken,  die 
Kinderarbeit  ^setzlich  einzuschränken  imd 
die  Arbeitszeit  Oberhaupt  zu  regeln;  mit 
Xancaster  und  Bell  teilt  er  den  Ruhm,  am 
frühesten  für  die  Einführung  eines  obli- 
gatorischen staatlichen  Volksschulwesens  in 
England  agitiert  zu  haben ;  er  gehört  femer 
KU  den  Urhebern  derjenigen  Krisentheorieen, 
welche  den  geringen  Anteil  der  arbeitenden 
Klassen  am  Völkseinkommen  als  die  vor- 
nehmste Störungsursache  erklären;  ihm  ge- 
bührt das  Vei-dienst,  die  staatliehe  Arbeits- 
statistjk  und  das  Problem  der  Bekämpfung 
der  Arbeitslosigkeit  zuerst  vollauf  gewürdigt 
zu  haben;  und  endlich  ist  Owen  ohne 
Zweifel  der  geistige  Urheber  der  Genossen- 
schaftsbewE^ng.  In  sittlicher  Beziehung 
ist  seine  reine  Menschenliebe,  seine  Selbst- 
losigkeit und  Aufopferungsfähigkeit,  seine 
Ueberzeugungstreue  undTolei-anz  zu  rühmen. 
Als  Agitator  und  Politiker  hat  er  es  stets 
verschmäht  den  Leidenschaften  der  Menge 
zu  Bchmeickeln,  Hass  und  Neid  zu  enc^n 
imd  das  Panier  des  Klassenkampfes  zu  ent- 
rollen. Durch  friedhches  Ueberreden  und 
Ueberzeugen  allein  wollte  er  alles  erreichen. 
Mag  diese  Haltung  auch  vom  ethischen 
Standpunkte  im  allgemeinen  günstiger  zu 
beurteilen  sein  als  vom  politischen,  so  war 
es  für  eine  Zeit,  die  von  den  Kämpfen  um 
Reformbill,  Armeugesetz,  Freihandel  und 
Volkscharte  durchwühlt  wurde,  sieher  ein 


Glück,  dass  Owen  die  ökonomisch-sozialisti- 
schen Bestrebungen  von  denjenigen  derpoliti- 
sehen  Parteien  gesondert  erhielt  Gegen  diese 
hohen  persünlichen  Vorzöge  fallen  seineSelbst- 
gafälligkeit,  sein  Prunken  mit  vornehmen  Be- 
ziehungen, seine  autokratischen  Neigimgen 
kaum  ins  Gewicht.  Owens  philosophische 
Bildung  war  mangelhaft,  seine  Weltan- 
schauung eine  einseitig  technisch- materia- 
listische. Der  Mensch  war  ihm,  wie  schon 
früher  bemerkt  worden,  nichts  als  eine 
chemische  Verbindung,  Es  galt  ihm  für 
^nz  selbstverständlidi,  dass  >vemtinftige< 
Erziehung  und  wirtschaftUch  günstige  L^ge 
mit  derselben  Sicherheit  vortreffliche  Men- 
schen hervorbringen  mOssfen,  als  bestimmte 
Mengenverhältnisse  gegebener  Elemente  be- 
stimmte neue  Verbindnngfm  eingehen.  Aus 
diesem  groben  Materialismus  verfiel  er 
allerdings  in  seinem  Greisenalter  in  das 
andere  Extrem.  Er  wurde  eifriger  Spiritist. 
Auch  sein  Sohn  hat  an  der  spiritistischen 
Bewegung  regen  Anteil  ^nommen.  Und 
wie  er  selbst  als  Fabrikleiter  Arbeiter  und 
Maschinen  zu  exakten,  vorzflghchen  Leis- 
tungen .  gebracht  hatte,  so,  meinte  er, 
könnten  die  Regierungen,  wenn  sie  nur 
seine  Grundsätze  befolgen  wollten,  die 
menschliche  Gesellschaft  auch  leicht  zur 
Produktion  einer  übei-ström enden  QüterfOUe 
or^nisieren  und  ihr  eine  allseitige  Glück- 
seligkeit verschaffen.  Als  Schriftsteller  war 
Owen  nicht  bedeutend.  Am  besten  sind 
noch  seine  kürzeren  Ansprachen  und  Denk- 
schriften. Sonst  wirken  die  \'ielen  Wieder- 
holungen, das  ständige  Abschweifen  von 
konkreten,  praktischen  Aufgaben  in  das 
Reich  ökonomischer  Phantastik  ungemein 
ermüdend.  Von  seinen  Ideeen  war  er  viel 
zu  fest  überzeugt,  als  dass  er  vermocht 
hätte,  sich  in  entgegenstehende  Auffassungen 
hineinzudenken  und  dieselben  zu  widerl^en. 
Nur  zu  oft  setzt  er  den  Widersachern  ein- 
fach seine  Behauptungen,  die  für  ihn  eine 
axiomatische  Bedeutung  hatten,  noch  einmal 
entgegen, eineEigentümlichkeit,  dieHolyoake 
auf  den  waltisisehen  Ursprung  Owens  zu- 
rückführt. Der  Hauptsache  nach  hat  Owen 
seine  Grundsätze  vollständig  aus  seinen 
eigenen  Erfahrungen  abstrahiert.  Erst  später 
fand  er,  dass  John  Bellers  bereite  1696 
(Froposals  for  raising  a  oolledge  of  industiy) 
ähnliche  Gedanken  ausgesprochen  hatte, 
diesem   also  objektiv  die  Priorität  gebühre. 
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